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raasehe,  Hermann, 

geb.  am  24.  II.  1851  zu  Burg  bei  Magdeburg, 
studierte,  nach  mehrjähriger  Thätigkeit  alH 
praktischer  Landwirt  von  1872  in  Halle  unter 
Conrads  Leitung,  promovierte  1875  und  habili- 
tierte sieb  daselbst  für  Nationalökonomie  im 
Herbst  1*77,  folgte  Ostern  1879  einem  Rufe  an 
die  technische  Hochschule  zu  Aachen,  im  Herbst 
desselben  Jahres  als  ord.  Professor  der  Staats- 
wissenschaften nach  Rostock,  in  gleicher  Eigen- 
schaft Ostern  1884  nach  Marburg  und  Herbst 
1897  an  die  technische  Hochschule  nach  Berlin, 
gegenwärtig  mit  dem  Charakter  eines  Geh. 
Reg. -Rats,  woselbst  er  über  allgemeine  Volks- 
wirtschaftslehre, Volkswirtschaftspolitik,  Finanz- 
wissenschaft und  politische  Tagesfragen  liest. 
Von  1881— 84  vertrat  er  im  Deutscheu  Reichs- 
tage den  Wahlkreis  Rostock,  von  1893—98  den 
Wahlkreis  Meiningen  I,  seit  1898  den  Wahl- 
kreis Kreuznach-Simmern.  Von  1893 — 98  vertrat 
er  im  prenssisehen  Landtage  den  Wahlkreis 
Rinteln,  seit  1898  vertritt  er  daselbst  die  Wahl- 
kreise .Terichow  I  u.  II. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Geldent- 
wertung zu  Halle  a.  S.  in  den  letzten  Decenuien 
dieses  Jahrhunderts,  Halle  1875.  —  Ueber  die 
Entwicklung  der  Preise  und  der  Rente  des 
Immobiliarbesitzes  in  Halle  a.  S.,  Halle  1877. 

—  Studien  über  die  Natur  der  Geldentwertung 
nnd  ihre  praktische  Bedeutung  in  den  letzten 
Jahrzehnten,  Jena  1878.  (A.  u.  d.  T. :  Samm- 
lung nationalökonomischer  nnd  statistischer  Ab- 
handlungen des  staatsw.  Seminars  zu  Halle  a.  S., 
heraUMgeg.  von  Joh.  Conrad,  I.  Bd.,  Heft  4.)  — 
Wandlungen  in  der  modernen  Volkswirtschaft, 
Marburg  1890.  —  Zuckerindustrie  und  Zucker- 
bandel der  Welt,  Jena  1891.  —  Kultur-  und 
Reiseskizzen  ans  Nord-  und  Mittelamerika,  ent- 
worfen auf  einer  zum  Studium  der  Zuckerin- 
dustrie unternommenen  Reise,  Magdeburg  1894. 

—  Das  Zuckersteuergesete  vom  27.  VT  1896 
und  seine  Entstehung.  (Aus  „Zabels  Jahr-  nnd 
Adressbuch  der  Zuckerfabriken  Europas, 
1896/97"),  Magdeburg  1896.  —  Bericht  der 
XTV.  Kommission  des  Reichstags  über  den  der- 
selben zur  Vorberatung  überwiesenen  Entwurf 
einer  Fernsprecbcebührenordnung  (Berichter- 
statter: Abgeordneter  Paasche),  Berlin  1899 
[Nr.  129  der  Reichstags-DrocksachenJ.  —  Im 


[  Fluge   durch  Jauiaica   und   Cuba.  Vortrag, 
i  geh.  am  1.  Februar  1900  im  Sitzungssaale  des 
'  Reichstages,  Stuttgart  1900  (behandelt  im  wesent- 
lichen das  Darniederliegen  der  Zuckerindustrie 
auf  Jamaica  und  Cuba). 

b)  in  Zeitschriften  etc.  und  zwar  1. 
in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. :    Ueber  die 
Preisentwickelung  der  letzten  Jahre  nach  den 
Hamburger  Preisnotierungen   (1874).   —  Die 
|  Preisentwicklung  in  Frankreich  in  den  letzten 
1 50  Jahren   (1878).  —  Die  neueste  Entwicke- 
j  hing  der  Banknoten-  und  Papiergeldcirkulation 
|  (1878).  —  Die  Edelmetalle   im  auswärtigen 
,  Handel  Europas  während  der  Jahre  1H66— 75 
j  (1879).  —  Ueber  die  wachsende  Konkurrenz 
|  Nordamerikas  für  die  Produkte  der  mittel- 
europäischen Landwirtschaft  (1879).  —  In  den 
I  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.:  Die  Entwicke- 
lung  der  Kaufpreise  des  wirtschaftlichen  Grund- 
|  besitzes  in  Mecklenburg-Schwerin  von  1770 — 78 
(1881).  —  Die  Agrarstaat ik  Grossbritanniens 
1882).  —  Die  stadtische  Bevölkerung  früherer 
ahrhunderte  nach  urkundlichen  Materialien  aus 
dem  Ratsarchive  der  Stadt  Rostock  (1882).  — 
Das  Gesetz,  betreffend  die  Kraukenversicherung 
der  Arbeiter  vor  dem  Reichstage  (1883).  — 
Das  Unfallversichernngsgesetz  vom  6.  VII.  1884, 
seine  Entstehung  und  sozialpolitische  Bedeutung 
(1884).  —  Erbpacht- und  Rentengüter  als  Mittel 
zur  Schaffung  nnd  Erhaltung  eines  ländlichen 
Mittel-  und  Kleinbesitzes  (1887).  -  Die  jüngste 
Ent  Wickelung  der  Zuckerind  ustrie  und  die  Reform 
der  Zuckerstener  (1887).  —  In  den  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat,  III.  F. :  Die  Entwickelung  der  britischen 
Landwirtschaft  unter  dem  Druck  ausländischer 
Konkurrenz  (1892).  —  Die  neueste  Reform  der 
Branntweinsteuer   in  Deutschland   (1896).  — 
2.  In  den  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.  Bd.  24:  Die 
rechtliche  und  wirtschaftliche  Lage  des  Bauern- 
sundes   in   Mecklenburg -Schwerin,  Leipzig 
1883.  —  3.  In  diesem  „Handwörterbnche"  die 
Artt  Erbpacht;  Getreidezölle;  G Uterschlächterei: 
Pacht;  Zuckerindustrie  und  Zuckerstener;  im 
I.  Supplement  bd.  Getreidezölle. 
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l.  Allgemeines.  2.  Kntwickelung  der  P. 
3.  Die  Arten  der  P.  4.  Wirtschaftliche  Vorteile 
und  Nachteile  der  P.  im  Vergleich  zu  anderen 
Besitzfornieu.  ö.  Pacbtreeht  und  Pachtvertrag. 
6.  Ausdehnung  der  Pacht  (Statistik).  7.  Schluss. 

1.  Allgemeines.  Unter  Pacht  ver- 
stehen wir  im  allgemeinen  die  zeitweise 
Ueberlassung  von  Gegenständen  an  andere 
zum  Gebrauch  und  zur  Nutzung  gegen  eine 
Entschädigung  in  Diensten,  Früchten  oder 
Geld.  Aher  nicht  das  Mieten  von  Wohnungen 
und  Gebäuden  zu  einfacher  Pen utzu  ng, 
nicht  das  Mieten  von  Arbeitskräften  oder 
beweglichen  Gegenstanden  zu  vorüber- 
gehen de  in  Gebrauch  wird  mit  dem 
Auslruek  Pacht  bezeichnet,  sondern  die 
dauernde  Nutzung  eines  im  Eigentum 
eines  anderen  verbleibenden  Grundstückes, 
einer  gewerblichen  Anlage,  einer  Berechti- 

ug  etc.  zur  regelmässigen  Erzie- 
lt n  g  u  n  d  V e r w e r t u n g  i h r er  F r ü c h t e 
dürfte    «lern  Sprachgebrauch   am  meisten 
entsprechen. 

Darum  kennt  man  ein  Pachten  von 
Gärten,  Wiesen  und  Landgütern,  eine  Pacht 
an  Ziegeleien  und  Torfstichen,  ein  Ver[>aehten 
von  Jagd-  und  Fiseheroigorechtigkeiten.  von 
Schäfereien  und  Holländercicn,  eine  pacht- 
weise Ueberlassung  von  Bergwerken  und 
Gruben,  von  Verkehrsanstalten,  Eisentahncu 
und  Oinnibuslinien ;  aber  ein  Vermieten  von 
Wohnungen,  Werkstätten  und  Fahrikräumen, 
ein  Mieten  von  Knechten  und  Mägden,  von 
Wagen  und  Pferden,  von  Maschinen  und 
Geräten. 

In  unseren  folgenden  Betrachtungen  soll 
jedoch  ausschliesslich  die  Landpacht,  das 
heisst  die  zeitweise  Ueberlassung  eines  Land- 
gutes mit  scineu  Pertinenzen  oder  eines 
Teils  desselU-n  zum  Gebrauche  und  zu  wirt- 
schaftlicher Nutzung  gegen  Entgelt  in  ihrer 
Bedeutung  für  Land-  und  Volkswirtschaft 
erörtert  werden,  für  alles  ander».'  vgl.  d.  Art. 
Miete  und  Pacht  oben  Bd.  V  S.  7Mff. 

2.  Kntwickelung  der  P.  Die  Umdpacht 
in  den  verschiedensten  Fennen  ist  ein  altes 
Institut  und  ganz  abgesehen  von  den  Zeiten 
des  Altertums,  auf  die  hier  einzugehen  zu 
weit  führen  würde,  kennt  das  germanische 
Mittelalter  das  Pachten  kleinerer  Land- 
güter bereits  sehr  früh.  Klöster.  Kirchen 
und  Stiftungen,  Grundhorren  und  Gemeinden 
gaben  bei  wachsendem  Besitz  ihre  Ländereien 
au  kleine  Kolonisten  gegen  massigen  Zins 
und  Abgaben  zur  Bebauung  aus:  denn  in 
jenen  Zeiten  extensiver  Nutzung  und  mangeln- 
der Arbeitskräfte  hat  der  Bauer  weniger 
Interesse  daran,  erblich  auf  seiner  Seholle 
zu  bleiben,  als  der  Grundherr,  ihn  als  wert- 
volle Arbeitskraft  festzuhalten. 

Wenn  nun  auch  keineswegs,  wie  das 
später  l>eim  Legen  der  Bauer>chaften  viel- 


fach angenommen  wurde,  alle  Abhängig- 
keits-,  Dienst-  und  Zinsverhältnisse  der 
mittelalterlichen  Bauern  als  Pacht  aufzufassen 
sind,  sondern  oft  genug  die  belasteten  Güter  auf 
die  Erben  übergingen,  denen  unzweifelhaft 
dingliche  Rechte  am  Grund  und  Boden  zu- 
standen, so  sind  doch  schon  frühzeitig  Bei- 
spiele genug  bekannt,  in  denen  das  volle 
Eigentumsrecht  dem  verleihenden  Grund- 
herrn verblieb  und  Zins,  Abgabe  und  Dienst- 
leistung den  Uharakter  als  i'achtzahlung  an- 
nehmen, so  wie  die  Verträge  als  wirkliche 
Pachtverträge  anzusehen  sind  und  von  den 
Prekarien  und  Lehusbriefen  jener  Zeit  sich 
scharf  unterscheiden.  ( Berghof f-Ising  führt 
S.  11  Beispiele  solcher  Pachtverträge  aus 
dem  1.1.  und  14.  Jahrhundert  an.) 

Grössere  Landgüter  werden  weit 
später  in  Pacht  ausgegeben,   weil  es  für 
ihre    Bewirtschaftung   erst   auf  höherer 
Kulturstufe  intelligente  und  kapitalkräftige 
Pächter  geben  wird ,  die  imstande  sind, 
dem  Grundherrn  einen  angemesseneu  Teil 
seiner  Grundrente  herauszuzahlen  und  für 
sich  selbst  einen  Unternehmergewinn  in  ver- 
lockender Höhe  zu  erarbeiten.   Erst  im  Be- 
ginne der  Neuzeit,  in  grösserer  Zahl  wohl 
erst  Ende  des  16.  und  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts kommen    ZeitiKichtverträge  über 
grössere  lMmdgüter  vor.    Die  neueren  agrar- 
nistorischen   Forschungen    namentlich  von 
Heisig,  Pommer,  Backhaus  und  Graf  Görz  etc. 
haben  erneut  Beispiele  dafür  erbracht,  und 
die  Archive  der  norddeutschen  Städte  und 
grossen  Grundherren  enthalten  sicher  noch 
eine  Fülle  solcher  Pachtverträge  aus  alter 
Zeit.    In  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts begann  in  Nnrddcutschland  auch 
die  Verpachtung  der  fürstlichen  Domänen  - 
vnrwerke  allgemein  zu  werden.  (Brandenburg 
scheint  im  Jahre   1064   vorangegangen  zu 
sein.)    Die  Entstehung  der  grossen  Hof-  und 
Kittergüter,    die  Kntwickelung  von  Lati- 
fnndienbesitz  in  den  Händen  einzelner  reicher 
Grundherren,  die  Vermehrung  der  landes- 
herrlichen  Domänen   durch  säkularisiertes 
Kirchengut  haben  das  Material  geboten  zur 
Ausbildung  eines  hochentwickelten  Pacht- 
svsteius,  und   die   neuen'  Zeit  mit  ihrer 
Mobilisierung  des  Grundljesitzes  und  seinem 
Uebergang  in  die  Hände  von  Kapitalisten 
hat  der  eigentlichen  Zcit[»acht  der  Güter  ein 
immer  grösseres  Feld  eingeräumt.    Dabei  ist 
der  Pächterstand  zu  einem  wichtigen  Fakt«  »r 
in  der  ländlichen  Bevölkerung  geworden  ; 
denn  die  alte  Abhängigkeit  desselben  vom 
Verpächter  verliert   sich  naturgemäss  mit 
seiner    wachsenden   Kapitalkraft   und  Ue- 
schäftskeuntnis.    Je  mehr  die  Intensität  tles 
Betriebes  wächst,  um  so  mehr  treten  amloro 
Formen  der  Pacht  auf,  die  mit  den  ältesten 
Ausätzen     paehtweiser    Ueberlassung  von 
Grund  und  Boden  wenig  Aehnlichkeit  haben. 
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3.  Die  Arten  der  P.  Die  ursprüng- 
lichsten Formen  der  Pacht  sind  wohl  die 
Teil  pachten,  bei  denen  ein  Teil  des  Roh- 
ertrages an  den  Grundherrn  bezahlt  wird. 
Daraus  entwickeln  sich  naturgemäß  die 
Naturalien-  und  die  Geldpacht,  die 
als  Zeit-  oder  als  Erbpacht  auftreten. 

Von  letzteren  haben  wir  bereits  in  einem 
besonderen  Artikel  gehandelt.  ("Vgl.  den 
Art.  Erbpacht  oben  Bd.  III.  S.  65Uff.) 

Der  Teil  bau.  der  noch  heute  vielfach 
in  den  Formen  der  Halbpacht  oder  der- 
gleichen auftritt,  liat  in  den  Zeiten  der 
Naturalwirtschaft  und  noch  unentwickelter 
Landwirtschaft  weniger  Nachteile,  als  man 
nach  heutigen  Begriffen  anzunehmen  geneigt 
ist.   Die  Abgaben  vom  Roherträge,  die  heute 
mit  Recht  als  ein  arges  Hemmnis  des  Fort- 
schrittes angesehen  werden,    weil  weder 
Pachter  noch  Verpächter  Neigung  zu  grosseren 
Aufwendungen  haben,  deren  Nutzen  ihnen 
nur  teilweise  zu  gute  kommt,  sind  in  Zeiten, 
wo  die  Natur  als  Produktionsfaktor  über- 
wiegt, wo  die  geringen  Ernten  weit  weniger 
von  dem  Fleiss  und  der  Geschicklichkeit  der 
Beliauer  als  von  der  Gunst  der  Natur,  von 
Boden   und   Wetter   abhängen,    nicht  so 
drückend  als  da,  wo  der  Landwirt  dem 
Kulturboden  hohe  Ernten  abzwingt  und  die 
wachsenden   Erträge   in  erster  Linie  den 
Ix)hn  seiner  Mühen  und  seiner  Intelligenz 
darstellen.    In  jenen  Zeiten  der  Abhängig- 
keit von  der  Natur  wird  die  mit  dem  Ernte- 
segen wechselnde  Abgabe  zumeist  lieber  ge- 
zahlt als  die  feste  Paehtsttmme ,  die  bei 
schlechter  Ernte  nur  mültsain  aufzubringen 
ist  und  oft  vom  Verpächter  erlassen  werden 
inuss.    Sfil»ald  sich  aber  den  Erzeugnissen 
des    Landhaues    und    der    Viehzucht  ein 
lohnender  Absatz  bietet  und  dadurch  ein 
Anreiz  gegeben  ist  mehr  zu  produzieren 
und  grossere  Sorgfalt   dem   Betriebe  zu 
widmen,  wirr!  die  Teilung  des  Rohertrages 
schwer  empfunden  werden  und  eine  feste 
Zahlung  bestimmter  Naturalien  oder  Geld- 
summen von  beiden  Seiten  vorgezogen  wer- 
den.   Trotzdem  hat  sich  der  Teil  bau  auch 
heute  noc  h  in  ausgedehntem  Masse  erhalten, 
namentlich  in  Italien  und  Frankreich. 

Wo  es  sich  um  Nutzung  von  peren- 
nierenden Pflanzen  und  Kulturen 
handelt  bei  denen  der  Haupt  wert  des  Grund- 
stückes in  den  vorhandenen  Bestäuden  von 
Obst-.  Oliven-,  Kaffee-  oder  Kakaobäumeu, 
von  Weinstöcken  und  Zuckerrohr,  von  Be- 
wässerungsanlagen etc.  besteht,  wird  der 
Teilbau  auch  dauernd  von  Nutzen  sein  können, 
weil  hier  ein  so  hoher  Grad  von  Intensität 
schon  vorhanden,  soviel  Kapital  bereits  mit 
dem  Boden  verbunden  zu  sein  pflegt,  dass 
ein  schnelles  Vorwärtsschreiten  weniger 
erforderlich  ist  als  die  regelmässige  und 
Bearbeitung  des  Bodens,  die 


Pflege  der  Bäume  und  Anlagen,  das  Abernten, 
Sammeln  und  Sortieren  der  Früchte.  Wo 
es  an  zuverlässigen  Lohnarbeitern  fehlt,  wo, 
wie  in  den  Tropen,  eiue  früher  unfreie 
Arbeiterbevölkeruiig  zu  regelmässiger,  sorg- 
samer Arbeit  wenig  Neigung  verspürt,  da 
|  hat  man  vielfach  mit  Vorteil  für  den  Be 
baner  und  Plantagenbesitzer,  der  das  Roh- 
material zu  marktgängiger  Ware  weiter  ver- 
arbeitet, eine  Teilpacht  eingerichtet  die  den 
Kolonen  zu  fleissiger  Bearbeitung  seiner  oft 
nur  winzig  kleinen  Pachtung  veranlasst  weil 
er  am  Ertrage  des  Grundstückes  selber  mit 
l*>teiligt  ist  und  zugleich  die  Vorteile  der 
Freiheit  und  Selbständigkeit  gemessen  kann. 

Eine  andere,  gleichfalls  nicht  nachteilige 
Art  des  Teilbaues  oder  der  Halbpacht  findet 
sich  hier  und  da  noch  in  Mitteldeutschland, 
um  bei  mangelnden  Arbeitskräften  Hack- 
fruehtbau  und  damit  gründliche  Reinigung 
und  I/)ckerung  des  Bodens  zu  ermöglichen. 
Statt  der  baren  Zahluug    verspricht  der 
Pächter  hier  oft  die  Hälfte  der  Ernte,  wenn 
der  Grundbesitzer  den  Boden  fertig  gedüngt 
und  gepflügt  zu  einmaliger  Ernte  (Überweist, 
!der  Pächter  aber  das  Saatgut  liefeit,  das 
•  Säen ,  Behacken  und  Reinigen  sowie  das 
'  Abernten  übernimmt     Beide  Teile  haben 
i  dann  das  Interesse,  die  auf  sie  entfallenden 
Arbeiten  möglichst  gut  zu  machen  und  dem 
meist  armen  Pächter  wird  das  Risiko  erspart, 
für  einen  hohen  Pachtzins  eventuell  eine 
schlechte  Ernte  einzuheimsen. 

Im  allgemeinen  wird  dagegen  die  Pacht 
gegen  feste  Zahlung  von  Naturalien  oder 
Geld  Wirtschaft  lieh  vorteilhafter  sein  als 
diese  so  leicht  zu  Veruntreuungen  und  zu 
gegenseitigem  Misstrauen  führenden  Formen 
der  Pachtung  gegen  Anteil  am  Roherträge. 
Wer  seine  Abgabe  kennt  und  weiss,  dass 
sie  für  bestimmte  Zeit  unabänderlich  ver- 
bleibt ,  kann  und  wird  zur  Steigerung  der 
Erträge  weit  mehr  Neigung  haben  als  der 
Teübauer;  er  wird  freier  und  unabhängiger, 
und  je  länger  das  Pachtverhältnis  dauert, 
auch  fähiger,  die  Leistungen  des  Bodens  zu 
vermehren. 

Die  Naturalienpachtcn  bieten  hierbei  dem 
Verpächter  Anteil  an  den  steigeuden  Geld- 
preisen der  Frücht«?  auch  während  der  Dauer 
des  Pachtverhältnisses,  liefern  aber  eine  un- 
sichere Rente  und  sind  nur  bei  Früchten, 
die  starken  Preisschwankungen  unterworfen 
sind,  für  den  Päc  hter  vorteilhaft,  der  eventuell 
bei  stark  sinkenden  Preisen  schwere  Verluste 
haben  kann.  Da  jedoch  bei  Zeitpacht  ein 
regelmässig  wiederkehreudes  Alexissen  an 
das  durchschnittliche  Preisniveau  möglieh 
ist  so  sind  Natm-alliefcrungen  auf  höherer 
Kulturstufe  meist  nur  nebensächlicher  Natur 
und  die  reine  Geldpacht  überwiegt  heute. 
Eine  ganz  eigenartige  Form  der  Zeitpacht 
erwähnt  noch  Backhaus  in  seiner  Ge- 
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schichte  der  Land  Wirtschaft  auf  den  Stol- 
bergschen  Besitzungen,  wo  ein  zeitweises 
Verkaufen  von  Gütern  gegen  die  feste  Zu- 
sicherung eines  Wiederkaufs  nach  einer 
im  voraus  festgesetzten  Keihe  von  Jahren 
thatsäehlieh  einer  Zeitpaeht  gleichkam,  indem 
der  Käufer  das  Gut  unter  gewissen  be- 
schränkenden Bestimmungen  bewirtschaftete 
und  seine  Früchte  erntete,  der  Verkäufer 
dagegen  die  Zinsen  des  Kapitals  als  Pacht- 
geld für  sich  behielt. 

4.  Wirtschaftliche  Vorteile  und  Nach- 
teile der  P.  im  Vergleich  zu  anderen 
ßesitzformen.  Dass  die  Pacht,  wie  wir 
gesehen,  sich  schon  frühzeitig  eingebürgert 
hat  und  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  an 
Ausdehnung  gewinnt,  weist  darauf  hin,  dass 
dieser  Form  des  Besitzes  mancherlei  Vor- 
züge anhaften,  die  sie  in  gewissen  Fällen 
anderen  Besitzesformen  voranstellen. 

Zuuächst  wird  die  einfache  Möglichkeit 
der  Verjiaehtung  schon  an  sich  sehr  oft  als 
ein  volkswirtschaftlicher  Vorteil  anzusehen 
sein,  wenn  der  zeitige  Eigentümer  nicht 
imstande  ist,  selbst  seinen  Grundbesitz  zu 
bewirtschaften,  aber  nicht  willens  oder  be- 
rechtigt ist,  denselben  zu  verkaufen.  Dann 
hleibt  mir  die  Verwaltung  durch  fremde 
Personen  oder  eine  Interimswirtschaft,  wie 
sie  das  {Ute  deutsche  Bauernrecht  für  die 
Zeit  der  Unmündigkeit  des  Anerben  kennt. 
Aber  die  grossen  Nachteile,  die  eine  solche 
Wirtschaft  im  Gefolge  hat,  sind  da,  wo  eine 
genügende  Aufsicht  durch  selbst  interessierte 
Eigentümer  fehlt,  so  offenkundig,  dass  ihnen 
gegenüber  die  Schattenseiten  der  Zeitpacht 
weit  zurücktreten. 

Solche  Fälle  können  aber  vorliegen,  wenn 
die  Eigent ilmer  des  Grund  und  Bodens 
ewige  Persönlichkeiten,  wie  Staat  oder  Ge- 
meinde sind,  die  nur  durch  in  ihrer  Be- 
wegungsfreiheit beschränkte  und  an  dem 
Gedeihen  des  Betriebes  wenig  interessierte 
Beamte  administrieren  lassen  können,  oder 
wenn  unfähige  oder  zur  Landwirtschaft 
wenig  Neigung  fühlende  Personen  infolge 
von  Erbordnungen  zu  Herren  von  unver- 
äusserlichen Landgütern  berufen  werden, 
endlich  wenn  unmündige  Kinder  und  Frauen 
vorübergehend  Besitzer  von  Grundstücken 
werden,  deren  Verkauf  nicht  im  Interesse 
der  Familie  liegt.  Hier  wird  die  Möglich- 
keit zeitweiliger  oder  regelmässig  wieder- 
kehrender Verpachtung  von  allergrößter 
Bedeutung  sein.  Zwar  ist  ohne  weiteres 
zuzugeben,  dass  der  Pächter  nicht  so  viel 
und  so  nachhaltiges  Interesse  an  der  Scholle, 
die  er  bebaut,  haben  kann  als  derjenige, 
der  als  erblicher  Eigentümer  den  väterlichen 
Grund  und  Boden  als  dauernden  Familien- 
besitz  bewirtschaftet,  um  ihn  vorbessert  und 
vermehrt  auf  Kind  und  Kindeskind  zu  über- 
tragen.  Denn  der  Pächter  weiss,  dass  er 


nur  für  eine  kurze  Reihe  von  Jahren  Herr 
des  Besitzes  sein  wird,  ihm  ist  der  anver- 
traute Boilen  eine  Quelle  des  Erwerbes,  die 
möglichst  auszubeuten  sein  Interesse  er- 
heischt, manche  dauernde  Melioration,  die 
der  Herr  unternehmen  wird ,  unterlässt  er. 
weil  er  die  Früchte  seines  Fleissos  nicht  so 
voll  gemessen  kann,  und  je  kürzer  die  Zeit 
ist,  für  die  er  auf  den  Besitz  des  Gutes 
rechnen  kann,  je  geringer  die  Sicherheit, 
dass  er  für  dauernde  Verbesserungen  ent- 
schädigt wird,  um  so  weniger  Neigung  wird 
er  haben,  solche  Verbesserungen  auszuführen, 
um  so  melir  ist  er  auf  Ausbeutung  des 
Bodens  und  Benutzung  der  kurzen  Besitz- 
periode bedacht.  Auch  die  soziale  Stellung 
des  Eigentümers  in  seinem  Verhältnisse  zur 
Gemeinde  und  dein  grösseren  Kommuual- 
verbande  wie  auch  zu  den  Arbeitern  wird 
eine  weit  günstigere  sein  als  die  des  Päch- 
ters, der  nicht  dauernd  in  dem  Boden 
Wurzel  fasst  auf  dem  er  zeitweilig  arbeitet. 
Nur  ein  langjähriger  Pachtbesitz,  der  in  der 
Familie  des  Pächters  bleibt,  würde  in  dieser 
Beziehung  ähnliches  bieten  können. 

Es  bleibt  dabei  jedoch  stets  zu  lteachten, 
dass  auch  der  Eigentümer  keineswegs  immer 
in  der  glücklichen  I>age  ist,  die  wir  oben 
andeuteten.    Wenn  er  statt  des  anererbten 
schuldenfreien  Besitzes  ein  mit  Hypotheken 
und  Abgaben  belastetes  Gut  erworben  hat, 
wenu  er  seine  disponiblen  Mittel  auf  den 
Ankauf  verwandt  hat,  wenn  er  bei  zahlreicher 
Familie  voraussieht,  dass  ein  reherlassen 
des  Besitztums  an  eines  der  Kinder  nicht 
möglieh  ist,  ohue  die  auderen  allzusehr  zu 
benachteiligen,  so  werden  die  Vorteile  dos 
freien  Eigentümers  gar  sehr  zurücktreten 
und  er  wird  nicht  besser,   sondern  oft 
schlechter  auf  dem  eigenen  Gute  wirtschaften 
als  ein  Pächter.    Denn  während  der  Eigen- 
tümer durch  jede  Schwankung  des  Zins- 
fusses,    durch    unzeitige   Kündigung  von 
Hypotheken  in  bittere  Verlegenheit  kommen 
kann,  hat  der  Pächter  wenigstens  die  Sicher- 
heit, gegen  Zahlung  des  gleichbleibenden 
Pachtschillings  für  die  Dauer  seiner  Pacht- 
periode in  ungestörtem  Besitz  zu  bleil>en. 

Wenn  ferner  ein  solcher  Eigentümer  ans 
Mangel  an  disj)oniblen  Mitteln  recht  oft 
nicht  so  wirtschaften  kann,  wie  er  es  selbst 
den  Verhältnissen  entsprechend  für  richtig 
und  wünschenswert  hält,  so  wird  der  Pachter 
sein  ganzes  Kapital  auf  den  Betrieb  ver- 
wenden können  und  durch  Verbesserung 
des  lebenden  und  toten  Inventars,  durch 
Beschaffung  von  künstlichem  Dünger,  durch 
Mehraufwand  von  Arbeitskräften  ganz  an- 
dere   Erträge  herauswirtschaften  als  der 
Eigentümer,  der  bei  der  minder  rationellen 
alten  Betriebsweise  zu  bleiben  gezwungou 
ist  und  sein  Kapital  vielmehr  auf  Verbesse- 
rung des  Bodens  als  des  Betriebskapitals 
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verwenden  muss.  Darum  thun  die  I«and- 
wirte  mit  nicht  allzngrossem  Vormögen  oft 
viel  besser,  in  ihrem  und  im  allgemeinen 
Interesse,  zu  pachten  statt  zu  kaufen,  und 
in  England  war  es  keine  seltene  Erscheinung, 
dass  die  alten  Eigentümer  der  Itäuerlichon 
Stellen  ihre  väterliche  Hufe  an  den  henaeh- 
Uirten  Landlonl  verkauften,  um  eine  grössere 
Farm  in  Pacht  zu  nehmen  und  liier,  gestützt 
auf  das  grössere  Betriebskapital,  wesentlich 
bessere  Geschäfte  zu  machen.  Rechnet  man 
doch  auch  in  Deutsehland,  das»  man  mit 
dem  gleichen  Kapital  etwa  dreimal  so  viel 
J-and  pachten  als  vernünftigerweise,  selbst 
bei  starker  Ausnutzung  des  Kredites,  kaufen 
kann. 

Dadurch  w  ird  aber  manchem  intelligenten, 
doch  weniger  bemittelten  Landwirt  die  Mög- 
lichkeit geltoten,  selbständig  zu  werden  und 
>eine  geistigen  und  körperlichen  Kräfte  im 
Dienste  eigener  Unternehmungen  zu  ver- 
wenden. Zahlreiche  tüchtige  Männer  werden 
der  Bodenkultur  zugeführt,  die  sonst  daran 
verzweifelnd,  dass  sie  jemals  ihren  eigenen 
Herd  l»egründen  könnten,  lieber  anderen 
Berufen  sich  zuwenden  würden.  Wo  aber 
die  Kultur  zu  immer  intensiverem  Betriebe 
hindrängt,  da  wird  ein  Zuwachs  von  Kapital 
und  Intelligenz,  wie  er  durch  die  Beteiligung 
solcher  dem  wohlhabenden  Mittelstatide  ent- 
stammenden Pächter  an  der  Kultur  ge- 
scliaffcn  wird,  von  allergrösster  Bedeutung 
sein.  Raabe  belegt  (S.  18)  mit  Zahlen,  dass 
auch  in  Deutschland  da  der  grösste  Prozent- 
satz Pachtland  ist,  wo  die  allergrösste  Inten- 
sität des  Bet  riebe»  zu  finden  ist. 

Doch  muss  ein  intelligenter,  kapital- 
kräftiger Pächterstand  vorhanden  sein,  der 
die  Solidarität  der  Interessen  zwischen 
Pächter  und  Verpächter  begreift,  um  diese 
wirtschaftlichen  \  orteüe  zu  zeitigen.  Solange 
das  nicht  der  Fall  ist,  kann  eine  Verpachtung 
in  grösserem  Umfange  auch  nachteilig  wirken, 
und  nicht  mit  Unrecht  sieht  Albrecht  Thaer 
die  Pächter  seiner  Zeit  als  die  Vertreter  des 
gewinnsüchtigen  Kapitals  an,  die  nur  auf 
Aussaugung  des  Bodens,  aber  nicht  auf  die 
Erhaltung  seiner  Kraft  bedacht,  demorali- 
sierend für  die  ganze  Gegend  wirkten. 

In  derselben  Weise  gilt  heute  ein  Herab- 
sinken zu  allgemeinem  Pachtbesitz  manchen 
neueren  Sozialpolitiken!,  welche  eine  Kräf- 
tigung des  ländlichen  Mittel-  und  Kleinhe- 
sitzes  erstreben,  als  das  verabseheuungs- 
würdige  Ende  des  Kapitalismus,  und  unlie- 
streitbar  kommen  bei  allgemeiner  Verpach- 
tung durch  private  Grundeigentümer  Zu- 
stände vor,  die  nicht  wünschenswert  sind. 
Denn  wo  eine  zahlreiche  agrarische  Bevölke- 
rung darauf  angewiesen  ist.  auf  verj>achtetem 
Klein  besitz  sich  mühsam  ihr  täglich  Brot  zu 
erarbeiten,  und  ein  gewinnsüchtiger  Grnnd- 
herrenstand  die  Pachten  rücksichtslos  steigert. 


da  wenlen,  wie  das  Beispiel  Irlands  zeigt, 
naturgemüss  die  allertraurigstcn  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Zustände  das  Resultat 
einer  allgemeinen  Verpachtung  des  Bodens 
sein. 

Aber  diese  schreienden  Notstände  sind 
nicht  die  Folgen  der  Pacht  an  sich,  sondern 
sind  das  Resultat  jener  unglücklichen  Zer- 
splitterung der  Wirtschaftseinheiten  und  die 
Folge  der  unverständigen  Behandlung  der 
eingeborenen  Bevölkerung  durch  eine  ineist 
ortsabwesende  Grundaristokratio,  die  nicht 
mit  ihren  Pächtern  zusammenlebt  und  ihre 
Ansprüche  nicht  kennt.  Ehe  Nachteile  der 
Zwergwirtschaft  würden  sich  in  ungünstigen 
Zeiten,  in  denen  der  Bauer  Schulden  zu 
machen  gezwungen  ist,  wahrscheinlich  auch 
bei  freiem  Eigentum  zeigen,  und  der  Wucherer 
würde  bald  die  Stelle  des  blutsangerischen 
Verpächters  übernehmen. 

In  England  und  Schottland,  wo  das  Ver- 
pachten des  Bodens  an  den  Bebauer  des- 
selben die  Regel  ist,  haben  sieh  diese  Nach- 
teile nicht  gezeigt,  weil  hier  die  Betriebe 
die  nötige  Ausdehnung  besitzen,  um  einen 
intelligenten  und  strebsamen  Pächterstand 
zu  ernähren,  und  weil  dort  eine  vornehme, 
ihrer  sozialen  und  staatlichen  Pflichten  be- 
wusste   Grundaristokratio   bisher  als  Ver- 

I »achter  ül>orwiegt.  In  den  australischen 
Colonieen,  deren  Agrarpolitik,  wie  Ruhland 
(Tübinger  Zeitschrift  M»2.  S.  im)  hervor- 
hebt, mit  einer  freigebigen  Verscheukung 
von  I^aud  begann,  ist  man  jetzt  zur  völligen 
Einstellung  jedes  Verkaufs  von  Grund  und 
Boden  übergegangen  und  verpachtet  nur 
noch  gegen  langfristige  Kontrakte  den  im 
Eigentum  des  Staates  bleibenden  Boden  bei 
periodischen  Wiedoreioschätznngon  durch  die 
Lokalbehörden.  Man  erachtet  eben  solches 
Verpachten  durch  den  Staat  nicht  bloss 
finanziell,  sondern  auch  wirtschaftlich  für 
vorteilhafter  als  ein  Verkaufen  zu  freiem 
Eigentum  mit  all  den  nachteiligen  Folgen 
der  I .and Spekulation  und  des  Landwuchers. 

Zu  Zeiten  der  Krisis  hat  auch,  wie  das 
Beispiel  Englands  zeigt,  die  Pacht  da,  wo 
ein  kapitalkräftiger  Verpächterstand  oder  gar 
der  Staat  hinter  dem  Pächter  steht,  mancherlei 
Vorteile  vor  dem  Eigenbesitz:  denn  der 
Pächter  wird  in  solchen  Zeiten  rückgängiger 
Konjunktur  viel  eher  einen  Paehtnaehlass, 
,  ein  Anpassen  des  Pachtgeldes  an  die  ver- 
änderte Lage  erreichen  können,  als  der 
Eigentümer  auf  Nachsicht  seitens  seiner 
Hypothekengläubiger  rechnen  kann.  Wenn 
letzterer  zum  Konkurse  gedrängt  wird,  wenn 
!  während  jener  Zeit  des  Besitzwechsels  die 
Kultur  des  Bodens  darniederliegt  oder  wenn 
der  mühsam  gegen  die  Zeiten  der  Not  an- 
kämpfende Eigentümer  seine  Kraft  erschöpft 
ohne  etwas  leisten  zu  können,  so  kann  der 
Pächter  sich  viel   leichter  in  neue  Wirt- 
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Schaftsmethoden  einleiten,  sieh  viel  schneller 
und  ohne  tief  einschneidende  Erschütterungen 
des  Erwerbslebens  den  veränderten  Verhält- 
nissen anpassen. 

5.  Paehtrecht  und  Pachtvertrag.  Alle 
die  genannten  Vorzüge  der  Pacht  werden 


Bodens  zu  verhindern.  So  verlangte  man 
zunächst  die  Haltung  eines  ausreichenden 
Viohstapels,  um  die  Beackerung  des  Bodens 
und  genügende  Düngung  des  Landes  zu  er- 
möglichen. Eiserne  Viehinventarien  waren 
früher  au  der  Tagesordnung,  hinderten  aber 


jedoch  nur  zur  Geltung  gebracht  werden  i  unnötigerweise  die  freie  Wahl  des  Pächters 


können,  wenn  d 
Pachter  derartig  g 
Pachtkontrakte  so 


Rechtsverhältnisse  der 
;iegelt  und  geordnet,  die 
gestaltet  sind,  dass  der 


in  Bezug  auf  seinen  Viehstand.  Der  Ver- 
kauf von  Heu,  Stroh  und  Dünger,  nicht 
selten    auch  vou   Hüben .  Kartoffeln  und 


Pächter  mit  Sicherheit  auf  den  Lohn  seiner  Futterkräutern  war  streng  verboten,  weil 
Arlieit  rechnen  kann  und  auf  seiner  Scholle  man  all  diese  Substanzen  und  die  in  ihnen 
heimisch  wird 

Da  «las  Pachtverhältnis  eine  Benutzung 


enthaltenen  Pflanzonnährstoffe  dem  Buden 
erhalten  wollte.    Ein  bestimmtes  Verhältnis 


verpachteten  Gutes  und  eine  Nutzung  von  Aeekem,  Wiesen   und  Weiden  ward 


di*r  Früchte  desselben  gegen  Entgelt  voraus- 
setzt, so  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  der 
Verpächter  auch  für  die  Dauer  des  Paeht- 
kontraktes  an  dem  Zustande  des  Pacht  Ob- 
jektes das  lebhafteste  Interesse  Inhalt,  dass 
er  auf  möglichste  Erhaltung  der  Gutssub- 
stanz, auf  Verbesserung  des  Bodens  und 
des  Inventars  bedacht  ist,  dass  er  aber  auch 
für  etwaigen  Schaden,  der  ohne  Verschulden 
des  Pächters  an  Geltäudon  und  Iiindereien 
entsteht,  aufzukommen  hat,  damit  dem 
Pächter  die  vernichtete  Nutzung  möglich  ist. 

Daraus  folgerte  man  in  früheren  Zeiten 
vielfach,  dass  dem  Pächter  auch  die  nrd- 
nungsmässigo  Nutzung  der  Früchte  gesichert 
sein  müsse  und  dass  der  Verpächter  den 
Schaden,  der  an  den  Früchten  durch  Natur- 
ereignisse entsteht,  tragen  müsse.  Aber  der 
Pächter  pachtet  das  Gut  nicht,  um 
normale  Ernten  einzuheimsen,  sondern 

unter  der  wechselnden  Gunst  oder  Ungunst  !  Anschauungen.    Man  sieht  ein.  da.« 


nicht  selten  verlangt,  und  ein  rmwandein 
von  Wiesen  und  Weiden  in  Ackerland  oder 
umgekehrt  war  untersagt.  Vorgeschriebene 
Frucht  folgen  hinderten  nicht  selten  und 
hindern  noch  heute  (z.  B.  auf  den  mecklen- 
burgischen Domäuengütorn)  den  Pächter  an 
der  freien  Nutzung  des  Bodens,  und  nament- 
lich für  die  letzten  Jahre  der  Pachtzeit 
waren  beschränkende  Bestimmungen  in 
grosser  Zald  getroffen,  um  ein  Ausrauben 
und  Aussaugen  des  Bodens  zu  verhindern. 
So  waren  die  Pachtkontrakte  früherer  Zeit 
fast  ausnahmslos  umfangreiche  Schriftstücke, 
die  nach  allen  Richtungen  hin  Beschrän- 
kungen einführten  und  dabei  immer  von 
dem  Gedanken  ausgingen,  dass  der  Pächter 
als  vorültergohonder  Nutzniesser  des  Hodens 
nicht  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrages 
nur  |  bei  lacht  sein  werde. 

um        Heute  huldigt  mau  bereits  viel  freieren 

nicht 
Vor- 


igen 


de.« 


der  Witterung  dem  Boden  die  durchschnitt-  in  komplizierten  Bestimmun 
liehen  Erträge  abzuringen:  für  Miss  wachs 1  träges,  sondern  nur  in  der  Person  des 
kann  also  der  Verdichter  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden,  und  «las  Risiko  vou  Feuer- 
unil  Hagelschäden  an  seiner  Ernte  und 
seinem  Inventar  muss  «ler  Pächter  tragen 
und   kann   es  tragen,  nachdem   gute  und 

billige  Versicherungen  gegen  solche  Schäden  zu.  Selbst  ein  Veräussern  von 
möglich  sind.  Deshalb  trägt  h««ute  der  Vor-  Futtermitteln,  von  Rüben  und 
pächter  zumeist  das  Risiko,  «bis  durch  Feuer. 
Wind  und  Wassersgefahr  für  Gebäude  und 
BnVkon  etc.  entstellt,  aber  Pachtnac-hhlsso 
für  Missernten  und  Viehsterben,  für  ungüns- 
tig«' Preise  etc.  werden  in  der  Regel  nicht 
gewährt,  es  sei  denn,  .dass  der  Verpächter 


Pächters  ein  Schutz  gegen  Deterioratkm  zu 
finden  ist,  dass  der  richtig  verstandene  Vor- 
teil fies  Pächters  auch  derjenige  «los  Ver- 
pächters ist,  und  gesteht  deshalb  dem 
ersteren   möglichste   Freiheit  des  Betriebes 

Stroh  und 
Kartoffeln 

wird  unbedenklich  dem  intelligenten  Pächter 
zugestanden,  wenn  er  «Ion  Nachweis  führt, 
dass  durch  Zukauf  von  Dünger  und  Futter- 
mitteln «he  der  Wirtschaft  entzogenen  Nähr- 
stoffe dem  Boden  zurückerstattet  werden. 
Auch  hält  man  nicht  mehr  ängstlich  an  vor- 


gibst ein  Interesse  daran  hat,  den  in  Not  geschriebenen  Fruchtfolgen  fest,  sondern  go- 
genitenen  Pächter  auf  der  Scholle  zu  er-  stattet  freie  Wirtschaft  da,  wo  eine  inten- 


halten. 

Das  Interesse,  das  der  Verpächter  an  der 
Erhaltung  des  Gutes  in  brauehbirom  Zu- 
stande, an  möglichster  Verbesserung  «los 
Bodens  und  des  Inventars  hat,  führte  bei 
dem  scheinbar  entgegengesetzten  Interesse 
des  Pächters  früher  allgemein  und  auch 
heute  nicht  selten  dazu,  dem  Pächter  ganz 
bestimmte  Weisungen  für  die  Bewirtschaf- 
tung  zu   gelten,   um   ein   Aussaugen  des 


sivo  Kultur  die  Vorbedingungen  dazu  ge- 
schaffen hat.  So  sind  heute  in  den  Zucker- 
rübengogenden  Deutsehlands  nicht  zum 
Schaden  des  Verpächters  die  freiesten  Kon- 
trakte üblich,  und  nur  für  die  letzten  .fahre 
der  Pa«  lit|M  riode  hält  man  noch  an  gewissen 
Beschränkungen  fest  und  verbietet  den  An- 
bau stark  aussaugender  Früchte  und  <Ue 
Anwendung  stärkt  reihender  Düngemittel. 
Um  auch  diese  Beschränkungen  möglichst 
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ti »schädlich  zu  machen,  ist  man  darüber 
einig,  dass  lange  Pacht  Zeiten  den  Vorteil 
vor  kurzen  Pachtperioden  haben,  und  je 
mehr  Arlieit  und  Kapital  seitens  des  Pächters 
auf  den  Boden  verwandt  wird,  um  so  mehr 
sind  langjährige  Pachtungen  am  Platze. 
Denn  hei  kurzer  Dauer  der  Nutzung  wird 
das  Ströhen  nach  Ausnutzung,  nach  momen- 
tanem Gewinn  natu  (gemäss  iu  den  Yorder- 
gnind  treten.  Erst  der  Pächter,  der  für 
eine  lange  Reihe  von  Jahren  —  ungestört 
durch  einen  Wechsel  in  der  Person  des 
Verpächters  —  den  Boden  zur  Verwertung 
erhält,  wird  zu  Meliorationen  und  Kapital- 
aufwendungen geneigt  sein  und  wird  sieh 
in  die  Eigenart  der  Wirtschaft  einleiten. 
Darum  sind  Erbpachten  so  viel  vorteilhafter 
als  Zeitpachten,  und  wo  letztere  auf  längere 
Reihen  von  Jahren  geschlossen  worden, 
pflegt  die  I^andwirtschaft  weit  besser  zu 
gedeihen,  al»  wo  kurze  Fristen  den  Belwiuer 
auf  seiner  Seholle  nicht  heimisch  werden 
lassen. 

A  1 1 '/.  u  lange  Kontrakte  können  aber 
weder  für  den  Verj vichter  noch  für  den 
Pächter  wünschenswert  sein,  weil  in  jener 
langen  Zeit  ein  Wechsel  der  Verhältnisse 
zum  Resseren  wie  zum  Schlechteren  ein- 
treten kann.  Im  ersteion  Kalle  entgeht  dem 
Grundherrn  die  wachsende  Rente,  in  letzterem 
ist  der  Belwiuer  des  Bodens  in  inisslicher 
l«age.  Während  bisher,  beispielsweise  in 
Großbritannien,  die  schottischen  leases 
auf  1\  Jahre  als  das  Ideal  der  Pachtung 
betrachtet  wurden,  gegenüber  den  meist 
jährlieh  kfmdlwiren  englischen  Pachtungen, 
wird  gegenwärtig  bei  der  ungünstigen  l*>ge 
der  I^and Wirtschaft  die  kurze  Dauer  der 
letzteren,  die  jährliche  Kündbarkeit,  als  ein 
Vorzug  gerühmt,  weil  sie  dem  Pächter  freie 
Band  lassen,  sieh  schnell  nicht  mehr  zeit- 
gemüsseii  Pachtpreisen  zu  entziehen.  Auf 
der  anderen  Seite  geben  die  heute  in  Eng- 
land auf  der  Tagesordnung  stehenden  Be- 
strebungen, das  Pachtrecht  zu  Gunsten  des 
Pächters  zu  verbessern,  den  Beweis,  wie 
sehr  man  auch  dort  die.  längere  Dauer  des 
Farmltesitzes  für  die  notwendige  Voraus- 
setzung einer  rationellen  Bodenkultur  hält. 
Nur  wo  eine  wohlwollende  Grundaiistokratie 
trotz  jährlicher  Kündbarkeit  gewohnheits- 
uiässig  die  Familien  der  Farmer  von  Gene- 
ration zu  Generation  auf  der  Scholle  erhält, 
können  die  Nachteile  der  steten  Kündbar- 
keit des  Vertrages  zurücktreten,  und  die 
Beform bestrebungen  gehen  heute  dahin,  die 
Entschädigungsansprüche  des  Fanners  für 
seine  Kapitalaufwendungen  möglichst  sicher 
zu  stellen,  um  Kündigungen  zu  verhüten. 

Auf  weitere  Bestimmungen  der  Pacht- 
verträge hier  einzugehen,  verbietet  uns  die 
Beschränktheit  des  Raums,  es  sei  nur  noch 
erwähnt,  dass  man  heute  mit  Recht  den 


Grundsatz  aufstellt,  dass  Kauf  nicht  Miete 
bricht,  dass  der  Verkauf  des  Gutes  also  den 
Pachtvertrag  nicht  löst,  -  dass  man  die 
käufliche  Üel>ornahme  des  lebenden  und 
toten  Inventars  sowie  der  Saaten  seitens 
des  Pächters  für  wünschenswert  erachtet 
und  dass  l*auliche  Reparaturen  in  fest  be- 
stimmten Grenzen  dem  Pächter  zur  1-ist 
fallen.  Neubauten  mit  seiner  Unterstützung 
aber  nur  dann  auszuführen  sind,  wenn  er 
sie  selbst  wünscht.  Alle  Pachtverträge 
helfen  jedoch  nichts,  wenn  zu  hoch  ge- 
steigerter Pacht  preis  den  Pachter 
zwingt,  Kaublau  zu  treiben,  um  seine  Pacht 
zahlen  zu  können,  und  wenn  er  schliesslich 
bei  redlichstem  Streben,  seinen  Verpflich- 
tungen nachzukommen,  gegen  die  Be- 
stimmungen des  Vertrages  zu  Verstössen, 
das  Gut  zu  devastieren  gezwungen  wird. 
In  Irland  hat  die  Regierung  sieh  veranlasst 
gesehen,  gegen  diesen  Pachtwucher  durch 
gesetzliche  Feststellung  des  Pachtschillings 
vorzugehen  (vgl.  I  I  und -l."»  Victoria  ch.  19); 
in  Deutschland  hat  Berghoff-Ising  den  Vor- 
schlag gemacht,  durch  Verändenmg  der  Form 
der  Vorj wicht ung  ungesunden  Pachtgeboten 
entgegenzutreten.  Weil  bei  öffentlich  meist- 
bietender  Verpachtung  nur  zu  leicht  die 
b  idenschafteu  wachgerufen  und  ungerecht- 
fertigte Pachtgebote  abgegeben  werden, 
schlägt  er  vor,  neben  dem  Pachtgelder- 
minimum auch  ein  Pachtgeldermaximum  fest- 
zusetzen, über  das  hinaus  Gebote  nicht  an- 
genommen werden.  Eine  solche  Beschränkung 
hat  aber  insofern  ilue  Schattenseiten,  als  für 
jeden  Pächter  das  Gut  bei  Freiheit  dos 
Wirtschaftsbetriebes  individuell  verschie- 
denen Wert  hat  und  der  Maximalpreis  bei 
leichtsinnigen  Bietern  nur  zu  oft  als  der 
Normalpreis,  bis  zu  dem  unbedenklich  ge- 
Ipoten  worden  kann,  gelten  wird,  —  wäluend 
er  vielleicht  nur  bei  Ilster  Wirtschafts- 
führung erreichbar  ist. 

<>.  Die  Ausdehnung  der  Pacht  (Sta- 
tistik). Leider  ist  üU*r  die  Ausdehnung 
der  Lind] wicht  im  Vergleich  zum  Eigenbau 
nur  wenig  zuverlässiges  statistisches  Material 
zu  beschaffen,  da  die  Agrarstatistik  der 
meisten  Kulturstaateu  noch  im  argen  liegt 
und  die  Erhebungen  ül>er  die  Besitzesver- 
hältnisse erst  recht  unzuverlässig  sind  oder 
ganz,  fehlen.  • 

Im  allgemeinen  wird  man  eine  Zu- 
nahme der  Pachtländereien  a  priori  er- 
warten dürfen,  da  der  Grund  und  Boden 
immer  mehr  aus  seiner  früheren  Pnbeweg- 
lichkcit  heraustritt  und  in  wachsendem 
Masse  in  die  Hände  von  Kapitalisten  über- 
geht, die  zur  Selbstbewirtschaftung  weder 
Neigung  noch  Fähigkeit  haben. 

Für  Deutschland  liegen  seit  der  Be- 
nifszählung  von  1SS2  brauchbare  Zahlen 
über  die  Ausdehnung  des  Pachtlandes  im 
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Vergleich  zum  Eigentum  vor,  welche  neuer- 
dings von  Rabe  geschickt  zusammengestellt 
Bind.  Indem  wir  betreffs  der  Einzelstaaten 
und  Provinzen  auf  seine  Ausführungen  ver- 
weisen, geben  wir  im  folgenden  nur  kurz 
die  allgemeinen  Zahlen  für  das  ganze  Reich 
wieder : 

Deutsches  Reich  1882. 


Grösse  der 
Betriebe 


Von 


ha 


0—2 

2-20  „ 
„   20-200  „ 
200  ha  u.  darüb 
Gesamtzahl 


Zahl 
der 
Be- 
triebe 


3061  S31 
1  908012 
292  543 
«3  95» 
5  276  344 


Von  diesen 

Betrieben 

sind 

reine 

Misch- 

Pach- 

pach- 

tun- 

tuu- 

gen 

gen 

0 

0 

24,9 

24,9 

2,7 

35,6 

3-8 

'5.9 

22.8 
»5,7 

14.» 

20,7 

-c-  - 

—  u.-  — 
"f  E  = 

I  l 

■z 


der  Volks-  und  Landwirtschaft,  denn  gerade 
da,  wo  die  intensivste  Kultur  herrscht, 
nimmt  das  Pachtland  die  grösste  Fläche  ein. 
So  ist  beispielsweise  von  der  dem  Gross- 
betriebe zur  Verfügung  stehenden  landwirt- 
schaftlichen Fläche : 

.  .0   %  Pachtland 
75,48 


in  Brannschweig  76.1 
„  Anhalt.  75,4» 
.,  Baden  72,84  „ 

„  Hannover  64,95  „ 
„  Prov.  Sachsen  54,29  „ 


Die  Hauptergebnisse  der  landwirtschaftr 
liehen  Betriebszählung  vom  14.  Juni  1895 
waren  folgende : 


29J 
10,2 
10.3 

27,2 
14,68 


Grösse  der 
Betriebe 


Der  Eigenbetrieb  ist  danach  in  Deutsch- 
land noch  weitaus  überwiegend,  und  wenn 
auch  bereits  ein  Viertel  der  ganz  kleinen 
Betrieb  reine  Pachtungen  darstellen,  und 
nahezu  1  3  des  in  dieser  Kategorie  bewirt- 
schafteten Areals  erpachtet  ist,  so  kann  das 
nicht  als  ein  soziales  l'ebel  betrachtet  werden, 
wie  die  irischen  Zworgpachtungen,  weil  von 
(Uesen  Kleinbetrieben  etwa  v>t>  im  Neben- 
beruf bewirtschaftet  werden  und  75°o  den 
Betriebsleiter  ländliche  oder  gewerbliche 
Arbeiter  und  kleine  Handwerker  sind.  Der 
klein-  und  grossbäuerliche  Betrieb  befindet 
sich  zum  weitaus  grösston  Teil  iu  den 
Händen  von  Eigentümern ,  nur  2,7  resp 
3,8  °/o  dieser  Wirtschaften  sind  reine  Pach- 
tungen, erstere  wohl  gleichfalls  meist  im  1 
Anschluss  an  andere  Berufe. 

Beim  Grossgrundbesitz  spielt  die  Pachtung 
eine  sehr  viel  grüssere  Rolle ;  aber  wie  wir 
oben  gezeigt  haben,  wohl  nicht  zum  Schaden 


von  0-2  ha 
.,   2-5  „ 
,.   ö-20  „ 
„  20-100,, 

lÖOhau.lurüb. 


Betriebe 
nur  mit 
Pacht- 
land 


Summ-' 


831  107 

47  '85 
19707 
9969 
4  99' 


912259 


Pachttläche 
der  Betriebe 
mit  ausseid, 
oder  teilwei- 
ser Pacht 


Prozent 
Pacht- 
tläche 
auf  die 
Grüssen- 
klaive 


t,98  8;i  ha 

659894  • 

1024881  r 

960200  „ 

2  116215  „ 


5  360041  ha  100,00 


11.17 
12.31 
19,12 
17.02 


Die  Gesamtzahl  der  Betriebe  war  5  558  31 7, 
von  denen  2007  210  ausschliesslich  oder 
teilweise  Pachtland  bewirtschafteten. 

Jedenfalls  bleibt  in  Deutschland  noch 
ein  weiterer  Spielraum  zur  Ausbreitung  der 
Pacht ,  namentlich  für  Kleinpachten  im 
Nebenberuf. 

Belgien  ist  das  klassische  Land  der 
Kleinbetriebe,  und  hier  spielt  die  Pacht  eine 
ungleich  grössere  Rolle  als  in  Deutschland. 
Wie  die  unten  folgende  Zusammenstellung 
für  1880  zeigt,  haben  49  °o  aller  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  nur  erpachtetes  Areal 
und  nur  der  vierte  Teil  aller  Wirtschaften 
ist  ausschliesslich  auf  eigenen  Grund  und 
Hoden  basiert. 


Betriehe  von 

50  ar  und 
darunter 

51  ar— 1  ha 

1  ha-2  ha 

Ueber  2  ha 

Summa 

• 

472  47i 

121  905 

116  187 

>99  833 

9 1 0  396 

Davon  nur  Eigentum  .  . 

f  129259 
1=  27,4% 

26  is9 
=  21.5% 

22  361 
-  »9,5% 

39  341 
«9.6% 

217  120 

^23.9% 

Mehr  als  die  Hälfte  Eigen- 

|      12  251 

1 1  607 

16  507 

36  039 

76  404 

i=  2,6";, 

^  9,6% 

~  »4,2  0 

=  'S,i% 

-  8;3",V 

Mehr  als  die  Hälfte  Pacht- 

f 41710 

32  066 

37  33« 

60237 

I7l  344 

land   

1=  8,8°. 

=  26.3% 

=  32,1% 

=  30,1% 

=  '8,S°0 

Nur  Pachtlaud  .... 

1  289251 
1=61,2% 

52  073 
=  43,6% 

39  988 
=  34,5% 

64216 

=  32,2% 

445  528 
=  49,0% 

In  Grossbritannien  ist  die  Pacht,  1  Ranzen  Luid  Wirtschaft  ihren  eigenartigem 
wie  bekannt,  weit  überwiegend  und  hat  der  Stempel  aufgedrückt.     Die  neuesten  agri- 
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«ultural  returos  gaben  wenigstens  für  die 
Haupt  inscl  genauere  Zahlen  über  das  Ver- 
hältnis der  Pachtungen  zur  Eigenwirtschaft 
für  die  Jahre  1nS8  — 90  (vergl.  Jahrb.  f. 
Xat.  u.  Stat.  lhl.  LVHI  8.  5),  denen  wir  die 
folgenden  Augal-en  entnehmen.  Es  waren 
vorhanden  1890: 

in  England    Wales  Schottland 
Reine  Pachtungen  35-  06 7     55  97  ?  7^393 
Mischpaohtungeu      10665      1009  564 
Eigenbetriebe  59  873      6257  6049 

Die  Gesamtausdehnung  des  verpachteten 
lindes  war: 

in  England  21  114000  acres 

..  Wales  2  532  000  ., 

.,  Schottland  4278000 
..  Grossbritannien  27  924  oco 

während  das  vom  Eigentümer  liewirtschafteto 
Areal  nur  lietrug: 

in  England  3  894  000  acres 
..  Wales  332  000  ,, 

,.  Schottland  617000  „ 

,.  Gros.sbritannieu  4  843  000  ,. 

Beinahe  sechsmal  soviel  I*aml  wird  von 
Pächtern  als  von  Eigentümern  kultiviert» 
und  trotz  aller  Bemühungen,  die  Zahl  der 
kleinen  Grundeigener  zu  vermehren,  den 
Pächtern  den  Ankauf  ihrer  Farmen  zu  er- 
leichtern, ist  in  den  letzten  3  Jahren  keiue 
Abnahme,  sondern  eine  Zunahme  des  Paeht- 
landes  zu  konstatieren. 

In  Frankreich  zählte  man  1886 
2431  481  landwirtschaftliche  Grundbesitzer, 
welche  ihr  Land  selbst  bewirtschafteten, 
und  1  311  089  Pächter  und  Halbpächter,  d.  i. 
35  °o  der  I^andwirte. 

Für  Holland  liegen  in  der  amtlichen 
Statistik  genauere  Zahlen  über  die  Aus- 
dehnung des  Pacht-  und  Eigenbetriebes  vor. 
Die  Erhebungen  erstrecken  sich  freilieh  auf 
die  ganz  kleinen  Betriebe  unter  1  ha  nicht, 
bringen  alter  für  die  grösseren  detaillierte 
Angaben.  Danach  betrug  die  gesamte  land- 
wirtschaftlich benutzte  Fläche  18S7  1999000 
lia,  und  davon  waren  149  000  als  Parzellen 
von  weniger  als  1  ha  bewirtschaftet.  Von 
den  verbleibenden  1  849  WJO  ha  waren  810900 
ha,  also  44,7  °.o,  Pachtland.  1023  600  ha  oder 
55,3"o  im  Eigentietriebe. 

Von  den  selbständigen  Landwirten  waren 


bei  Be- 
trieben 
t.    1—5  ha 

5-10  „ 

10-15  „ 

15—20  . 

20—30  „ 

30-40  „ 

40-50  „ 

50 — 55  „ 

55—100  r 

überlOO  „ 

Gesamtzahl 


Eigentümer 


Pächter 


44  117-= 
21  031  = 
10079  ■— 
7096  = 

6646=^ 

3  273  = 
1  688  = 

l  362  = 
229  = 
126  — 
96547  = 


59,1°  0 
61,7  w 

61.5  * 
57,9  „ 

54.6  „ 
5 «-5  „ 

48.3  n 

44.4  * 

45.5  n 
58M  „_ 

58,5^0 


30  456 
13  057 
6  871  : 
5  158 

5  533 : 
3  474^ 
1  808 

•  703 ; 

274 
_9_4j 
68  425 


40,9  °o 

38,3  » 
38,5  , 
42,1  n 

454  » 

48.5  n 
51.7  p 

55.6  P 

54-5  n 

lll 
,1.0 
4'-5  0 


Die  Pacht  ist  also  weit  verbreitet  und 
in  den  grosst>äuerlichen  Betrieben  sogar  ütier- 
wiegend,  sie  nimmt  auch  in  allen  Besitz- 
kategorieen  langsam  zu.  So  ist  die  Zahl  der 
selbstwirtsehaftenden  Eigentümer  von  83465 
im  Jahre  1*81  auf  96  157  im  Jahre  1888 
gestiegen,  die  Zahl  der  Pächter  dagegen  von 
53  546  auf  08425  oder  von  39,1  "<>  auf  41.5°  0. 

Selbst  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  in  denen  noch  Land  im 
feberfluss  vorhanden  ist  und  deslinlb  für 
den  Landwirt  keine  Veranlassung  vorzuliegen 
scheint,  fremdes  Eigentum  zu  nutzen,  waren 
nach  dem  Census  von  1880  unter  4  Otts  907 
Ober  3  acres  grossen  Farmen  nur  2984  30(5, 
also  75°.'o  von  Eigentümern  tiewirtschaftet, 
322  357  oder  S"o  waren  gegen  Geld  und 
702244  oder  17  °'o  auf  Anteil  verflachtet. 

Am  ausgedehntesten  ist  die  Pacht  in  den 
Sfidstaaten,  wo  nach  Aufhebung  der  Sklaverei 
der  Mangel  an  Arl>eitskräften  und  Kapital 
oft  zur  Zerschlagung  der  Plantagen  und  zur 
Verpachtung  derseliieii  zwang.  So  werden 
in  Mississippi  44  °o  aller  Farmen,  in  Loui- 
siana 36  %,  in  Tenm?ssee  35  %  veqmchtct. 
In  den  Nordstaaten  ist  die  Pacht  die  Folge 
der  Lwlspekulationen,  die  tai  den  hohen 

!  Pachten  und  dem  schnellen  Steigen  der 
Bodenwerte  den  Ankauf  von  I^aud  zur  Ver- 

,  pachtung  zu  einer  rentablen  Kapitalsanlage 
macht  (vgl.  Sering,  Nordamerikanische  Kon- 
kurrenz S.  147  ff.). 

In  Australien  beginnt  die  Verpach- 
tung immer  grosseren  Einfluss  zu  gewinnen. 

;  Nachdem  die  Lindpolitik  mit  ausgedehnten 
Landschenkungen  begonnen  hatte  und  billige 

1  Verkäufe  des  öffentlichen  I^andes  gefolgt 

i  waren,  hat  man  in  einzelnen  Kolonieen  mit 
dem  Verkaufe  bereits  ganz  aufgehört,  und 
die  Verpachtung  der  Kegierungsläudoreien 

I  gegen  regelmässig  von  den  Lokalbehörden 
zu  fixierenden  Pachtsehilling  gilt  als  die 

J  zweckmässigste  Verwertung  des  noch  vor- 
handenen Hegiemngslaiides.  Kuhland  hat 
(in  der  Tübinger  Zeitschrift  1892,  S.  299  ff.) 
das  vorhandene  statistische  Material  zusam- 
mengestellt. Danach  ist  das  erpachteto 
Areal  in  Südaustralien  bereits  ausgedehnter 
als  das  im  Privateigentum  befindliche  und 
in  Neuseeland  ist  das  Pachtland  bereits  auf 
die  Hälfte  des  Privatlandes  angewachsen. 

7.  Schlags.  Die  Bodenbesitzreformer, 
an  ihrer  Spitze  Henry  George.  Flürscheim, 
Hertzka,  von  Helldorff  u.  a.  möchten  neuer- 
dings die  Pacht  zu  der  herrschenden  Be- 

I  triehsform  der  Zukunft  ausbilden,  indem  sie 
nach    durchgeführter    Verstaatlichung  des 

J  Grund  und  Bodens  verpachtete  Staatslände- 

j  reien  an  Stelle  der  heurigen  Ritter-  und 
Bauerngüter  setzen  wollen. 

Wenn  sie  dabei  meinen,  dass  der  Bauer 
alsdann  die  Hälfte  seines  Vermögens,  die  er 

1  heute  nutzlos  zum  Ankauf  des  Bodens  ver- 
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•wenden  müsse,  als  Betriebskapital  nutz- 
bringend verwerten  könne,  dass  er  kapital- 
kräftiger und  intelligenter  werden  würde, 
so  unterschätzen  sie  doch  die  grosse 
Kiaft  unseres  deutsehen  Bauernstandes,  die 
gerade  darin  liegt,  dass  der  Bauer  als  Herr 
auf  seiuer  alterorbtcn  Scholle  zilhe  festhält 
an  dein  von  den  Vätern  überkommenen  Be- 
sitze und  lieber  Not  und  Sorgen  trägt  als 
von  anderen  sieh  in  seinen  Betrieb  hinein- 
reden lässt.  Man  unterschätzt  auch  den  ge- 
waltigen Anreiz,  der  darin  liegt,  für  die 
eigene  Scholle  zu  arbeiten,  zu  [»essen)  und 
zu  bauen,  und  der  gerade  bei  kleineren  Be- 
sitzern viel  mehr  ins  Gewicht  fällt  als  bei 
grossen  Pächtern,  die  ihren  wahren  Vorteil 
zu  lM'ivchnen  viel  besser  imstande  sind. 

Das  Beispiel  der  mecklenburgischen  Do- 
mänenliauern  zeigt,  wie  wenig  sie  leisteten, 
solange  sie  als  Zeitpächter  auf  den  Do- 
manialgütern  des  Staates  sassen ,  und  dass 
Tationelle  Kultur  erst  begann,  als  die  Ver- 
orbpachtuug  sie  zu  erblichen,  unabhängigen 
Besitzern  ihrer  Hufe  machte. 

Dass  sonst  der  Staat  der  beste  Ver- 
pächter ist,  wird  man  ohne  weiteres  zugeben 
müssen,  und  dass  da,  wo  der  Staat  in  auf- 
blühenden Kolonieen  Herr  weiter  unbesiedol- 
ter  Lindstriche  ist.  er  nicht  alles  Land  an 
private  Eigentümer  verkaufen  und  verschen- 
ken Mtll,  sondern  durch  vernünftige  Ver- 
pachtung in  fortgeschrittenerem  Stadium  der 
Entwickeluiig  die  Gründung  einer  Wirt- 
schaft den  Kolonisten  erleichtern  und  der 
Gesamtheit  vorteilhaft  einen  Teil  der  Grund- 
rente sichern  darf,  ist  gleichfalls  zuzugehen. 
AI  »er  darum  wird  doch  für  absehbare  Zeit 
der  eigene  Herd  und  die  eigene  Hufe  für 
die  gross»*  Mehrzahl  der  Laiulhehauer  das 
mit  Recht  ersehnte  Ziel  bleiben. 

Wenn  heute  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Pacht,  namentlich  der  Kloii»i>ac.ht ,  als 
soziales  Heilmittel  gegen  die  ländliche 
Arbeitsnot  empfohlen  wird,  so  geschieht  es 
in  erster  Linie  doch  nur,  um  dadurch  ein 
langsames  Emporsteigen  auf  der  sozialen 
Stufenleiter  zum  Eigenbesitz  zu  ermöglichen, 
und  nur  wo  dieses  Kni|>orsteigen  möglich, 
wird  auch  die  Pacht  diesen  ihren  Zweck 
erreichen. 

Idtteratur:  ff'.  Jtrrchitler,  l>rr  liiiiduirlnrhiifll. 
Hichtn  rt f  Kj,  ]/<itls  />  ;/.  -  Ittomt'HCt:  IKicht- 
ruht  ioi'/  l'ttchtrrrtrtiijr,  llrrlin  l,s;,\'.  —  Brr- 
trautl ,  l'rttfv  huidir.  hichtvrtr<i<jr ,  Breslau 
—  IHttmttr,  Ihr  lu,id>r.  huhiirrtmg, 
Jioni,  —  FmulenMteiH.  Ar  hmdirirUrh. 

I'nrhti  •  i  Iiikj  i  lr.,  Mitidtit  ;.«»,(.  —  1'rcnri; 
l'urlit.  I'uchtrnhl  und  l'arhti  rrlraij,  /Vir;/  }.<S<). 
■  -  Orificii«.  Ihtmäucueirnriiltunii,  llri  »/-/><  /»Vf. 

liergkoff-Mng.  Ihr  Knt,rick>tu»<j  d<* 
t'i»<hr.  l\irhhrtn'tiK  in  l'reu**en,  l.rij,tiri  JS.sT. 
—  Habe.  Ihr  r-lk*irirt*rh,HlU<hr  Jlr.'hutnnn 
der  Ruht,  Bntin  lSiU.  —  BaekkauH,  SOicL- 


fxirdä  nwjrhfndtr  Piichlrr,  llrrlin  IS'J?.  —  Sinti». 
HL  dr«  IhuUrhrn  lit  irh*.     X.  F.,  IUI.  III  (IMS). 

H.  l'nattrhe. 


Pacht  und  Miete 

s.  Miete  und  Pacht  oben  Bd.  V  S.  7b3ff. 


Packetpust 

s.  Post. 


Paoletti,  Ferdinand, 

geb.  am  21.  XIT.  1717  im  Dorfe  fröre  (wahr- 
scheinlich das  heutige  .Santa  Croce  soll' Arno  im 
damaligen  toskanischen  Gebiete  Florcuz).  gest. 
im  Dorfe  Villa  Magna  am  1.  XII.  1801 .  ab- 
solvierte seine  Studien  im  erzbischöflichen 
Seminar  zu  Florenz,  sehlug  krankheitshalber 
einen  Kuf  als  Professor  der  Aesthetik  nach 
Palermo  aus  und  erhielt  1746  die  Pfarrstelle 
San  Donnino  im  Dort  Villa  Magna  (im  jetzigen 
Kreise  Volterra). 

Paoletti  bietet  die  seltene  Erscheinung  eines 
Pfarrers,  der  nicht  nur  für  das  Seelenheil  seiner 
Gemeinde,  souderu  auch  für  deren  wirtschaft- 
liches Emporkommen   sieh  abmühte.  Gemäss 
seinem  Wahlspruch :  ,.Die  grösste  unil  schlimmste 
Armut   ist  die  Unwissenheit",  schaiVte  er  zu- 
nächst Wandel  in  den  primitiven  Zustündeu 
des  Volksschulunteirichts.    sowohl   in  seinem 
rtarrsprengel  als  durch  sein  anfeuerndes  Boi- 
spiel  in  zahlreichen  ländlichen  Ortschaften  Tos- 
kanas.  Damit  verband  er  eine  rege  Propaganda 
für  Förderung  des  Verständnisses  der  praktischen 
Landwirtschaft  unter  seinen   und  den  Pfarr- 
kiuderu  benachbarter  Gemeinden.  Die  glücklichen 
Erfolge,  welche  die  Gesellschaffen  zur  Hebung; 
der   Landwirtschuft   in  den  englischen  Graf- 
schaften erzielt,  hatten,  spornten  seinen  Eifer, 
auch  iu  Toskana  das  Landv.dk  zur  Gründung 
gleiche  Ziele  verfolgender  Gemeinde-.  Acker- 
bauschulen   und   Hauernvereine   zu  bewegen. 
Seine  Agitation  zum  Heile  der  wirtschaftlich 
Schwachen  richtete  sich  ausserdem  gegen  die 
Höhe  und  ungerechte  Verteilung  der  Gemeiude- 
abgaben.   unter  deren  Drucke  die  toskauischcti 
Hauern  seufzten,  und  seine  Stimme  fand  im 
Grossherzogtuni  einen  so  lauten  Widerhall,  dass 
sie  auch  das  Ohr  des  Lundestürsten  selbst  er- 
reichte. Grossherzog  Peter  Leopold  von  Toskana, 
einer  der  aufgeklärtesten  Monarchen  der  da- 
maligen Zeit,  bewies  durch  Krlass  der  to.sk  ani- 
scheu  Geincindcordnung  von  1774.  dass  er  die 
Ursachen  des  Steuerdrucks,  unter  dem  besondere» 
die  ländliche  Bevölkerung  seines  Staates  bisher 
gelitten,  in  der  ungleichen  Verteilung  zwischen 
Leistung  und  Gegenleistung  erkannt  hatte.  Da» 
neue  Gemeindegesetz,  dessen  agitatorische  Trieb- 
I  feder  Paoletti  gewesen,  maclite  diesem  IVIiss- 
i  Verhältnis  dadurch  ein  Ende,  dass  es  den  Ver- 
kauf der  Geineindegüter.  deren  Nntzniessmng 
bisher  einer  kleinen  Anzahl  steuerfreier  Privi- 
legierter bezw.  der  toten  Hand  zu  urut«»  ge- 
kommen war,  oder  Verwandlung  der  G enieinde- 
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in  Rentengiiter.  beides  zn  Gunsten  der  Gemeinde- 
nnanzen,  anordnete. 

Paoletti  veröffentlichte  von  stantswissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform :  Pension 
Bopra  l'agrieoltura,  Florenz  1769;  dasselbe,  Neu- 
druck des  theoretischen  Teiles  in  der  ( -ustodischen 
Sammlung :  Kcrittori-classiei  italiani  di  ecouomia 
politica,  Bd.  XX,  Mailand  1804:  dasselbe,  2.  And., 
Florenz  1789.  (In  dieser  Schrift  steht  er  in 
Bezug  auf  seine  Erörterungen  über  die  agra- 
rischen Spenden  der  Natur  und  Lobpreisung 
des  Landbanes  als  vornehmste  Wohlstandsquelle 
durchaus  auf  physiokratischem  Boden;  nur  mit 
der  Forderung  der  unbeschränkten  Handels- 
freiheit kann  er  »ich  noch  nicht  befreunden. 
Den  Impuls  zu  seiner  Bekehrung  zur  Freihandels- 
doktrin gab  ihm  sein  Landcsfiirst  Leopold,  der 
zn  einer  Zeit,  wo  das  Prohibitivsystem  noch  die 
Handelspolitik  aller  Kulturländer  beherrschte, 
für  Toskana  eine  unbeschrankte  Handels-  und 
Verkehrsfreiheit  proklamierte,  die  sich  Iiis  zum 
Jahre  1792  in  Kraft  erhielt.)  —  1  veri  mezzi 
di  render  felici  le  societa,  ebd.  1772;  dasselbe, 
abgedruckt  iu  der  Custodisehcn  Sammlung, 
Bd.  XX,  Mailand  1804.  (Piepse  wahren  Mittel, 
die  menschliche  Gesellschaft  in  ihrem  Wirtschafts- 
leben glücklich  zu  machen,  reduzieren  sich  im 
wesentlichen  auf  eine  Lobrede  des  Freihandels- 
principe,  wohei  er  mit  dem  Geständnisse  nicht 
zurückhält,  dass  diese  Schrift  eine  öffentliche 
Absage  des  wissenschaftlichen  Irrtums, 'in  dem 
er  bezüglich  der  Freiheit  des  Getreidehandels 
befangen  gewesen,  enthalte.  Die  wichtigsten 
der  von  ihm  aufgestellten  und  verteidigten 
Thesen  sind  die  folgenden:  Die  Freiheit  des 
Getreidehandels  ist  ein  dem  Grundeigentum 
anhaftendes  Recht ;  die  Ausübung  dieses  Rechtes 
kommt  der  Einzelwirtschaft,  der  staatlichen 
Gemeinwirtschaft  und  der  Landwirtschaft  zu 
iTUto,  indem  es  eine  gleich-massige  und  vorteil- 
hafte Preisbewegung  befördert  und  den  Wirt- 
schaft lieh  ungesunden  starken  Preisschwankungen 
und  -erschiitterungen  vorbeugt.  Er  tritt  ferner 
in  dieser  Schrift  als  Verteidiger  der  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Reformen  des  Fürstin 
Leopold  auf  und  hebt  auch  die  wirtschaftliche 
und  ethische  Iledoutung  hoher  Arbeitslöhne 
hervor.  Zu  tadeln  ist  seine  masslose  Diskredi- 
tierung des  Schutzzollsystems,  von  dein  er  u.  a. 
behauptet,  dass  die  wirtschaftlichen  Eiubussen, 
welche  Pestepidemieen  und  Kriege  hervorgerufen, 
der  Menschheit  einen  minderen  Schilden  zugefügt 
hätten  als  die  Willkürpolitik  des  Verbotes  der 
Getreideausfuhr.)  —  Opere  agrarie,  2  Bde.,  ebd. 
1789. 

Vgl.  Uber  Paoletti:  Pecchio,  Histoire 
de  l  ecouomie  polithnte  en  Italic,  pur  L.  Gallois, 
Pari»  18»),  S.  2  lö  ff.  —  Er  seh  und  Gruber, 
Encyklopädie,  III.  Sektion,  Teil  11,  Leipzig  1K18, 
S.  2U.  —  Dictionnaire  de  l  economie  polit.,  2.  Aufl., 
Bd.  II,  Paris  1854,  S.  316.  —  Ingram,  History 
of  political  economy.  London  1888,  S.  76. 
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1.  Geschichtliches.  2.  Statistik.  3.  Besteue- 
rung. 

1.  Geschichtliches.  Wahrscheinlich  schon 
2800  Jahre  v.  Chr.  hat  man  in  Aegypten 


Papyrus  —  nicht  vergleichbar  mit  Papier  — 
zum  Besehreilien  und  Bemalen  benützt,  nach- 
weisbar ist  diese  Uobung  aber  erst  seit  ca.  1G(X> 
v.  Chr.  Die  (1  riechen  und  Römer  Iwmützten 
bis  zum  Ende  des  weströmischen  Reiches 
die  Stengel  der  Papyruspflauze  zu  diesem 
Zwecke  und  versorgten  die  ihnen  l>ekannten 
Gobioto  mit  ihrem  ausgezeichneten  Produkte. 
Die  Geschichte  des  heutigen  Papiere  führt 
uns  nach  China,  wo  ca.  im  Jahre  130  vor 
Christi  Geburt  der  chinesische  Ackerbau- 
minister Tsai-lün  auf  den  Gedanken  kam, 
durch  Verfügung  feiner  Pflanzenfaserchen 
in  wässerigem  Aufguss  (Wasser,  dann  Kalk- 
wasser) tiud  nachherige  Entwässerung  der- 
selben auf  geeigneten  Geweben  einen  Be- 
schreihstoff  zu  erzeugen,  welcher  durch 
seine  vorzüglichen  Eigenschaften  bald  allen 
bis  dahin  im  Gebrauehe  stehenden  Stoffen 
den  Rang  abgewann  (Tsai-lüu-tschi).  Das 
Rohmaterial  für  diese  Fabrikation,  die  ihren 
Weg  nach  Korea  und  von  da  nach  Japan 
fand,  gab  Hanf,  dann  der  Bast  des  Papier- 
mnulbccrbaumcs  (Broussonotita  j»pyrifora), 
junge  Bambussprössliuge,  das  chinesische 
Gras  (Boehmeria  Urtica)  und  abgetragene 
Kleidungsstücke  ab.  Auf  ihren  kriegerischen 
Einfällen  gegen  China  gelangten  die  Tataren 
zur  Kenntnis  der  Papierboreitung,  und  das 
Jahr  "öl.  in  welchem  der  Unterstatthalter 
der  Chalifen  in  Samarkand,  Zijäd  ibn  Sälih, 
nach  siegreichen  Kämpfen  gegen  die  nord- 
östlichen Tiukstämme  von  der  chinesischen 
Grenze  der  Papiererzeugung  kundig«  Kriegs- 
gefangene nach  seiner  Residenzstadt  fülirte, 
brachte  die  Kunde  und  den  Gebrauch  dieses 
Sehreibstoffes  zu  den  Arabern.  Rasch  drang 
die  Erfindung  nach  Süden  und  Westen  vor 
(im  S.  Jahrhundert  nach  Spanien),  und  zahl- 
reiche im  Staatsbetriebe  befindliche  Fabriken 
entfalteten  ihre  Thätigkeit,  die  berühmtesten 
in  Bagdad  und  Damaskus,  welche  letztere 
seit  dem  10.  Jahrhundert  vorzügliches  Papier 
an  das  Abendland  lieferte;  daher  die  mittel- 
alterliche Bezeichnung  Charta  damascena. 
Durch  die  in  den  letzten  Jahren  an  den  aus 
dem  8.  bis  14.  Jahrhundert  stammenden 
Papieren  der  Sammlung  »Papyrus  Rainer« 
in  Wien  von  Professor  Wiesner  vorge- 
nommenen Analysen  wurde  die  seit  Jahr- 
hunderten bestehende  Ansicht  zerstört,  d;iss 
die  Araber  sich  zur  Bereitung  des  Papiers 
der  rohen  Baumwolle  bedient  hätten,  und 
nachgewiesen,  dass  lediglich  Hadern  und 
zwar  zumeist  Leiuenhadern  das  Rohmaterial 
bildeten.  Dte  Struktur  dieser  Papiere  er- 
giebt  ferner  mit  Sicherheit,  dass  sie  mit 
Draht  gewoben  geschöpft  sind.  Des- 
gleichen geht  die  Verwendung  von  Wasser- 
mühlen zur  Zerkleinerung  der  Hadern  auf 


die  Araber  zurück  und  ist  nicht,  wie 
früher  glaubte,  eine  europäische  Erfindung. 
Die  Kunst  der  Papiererzeugung  verbreitete 


Digitized  by  G< 


12 


Papier 


sieh  durch  alle  von  den  Arabern  beherrschten  ; 

I.  dind  striche,  von  Asien  ans  tU>er  die  Nord- 
Ii  (iste  Afrikas  bis  nach  dein  maurischen 
Spanien,  von  wo  aus,  oder  wie  andere  wollen, 
durch  die  Kreuzfahrer  direkt  aus  dem  Orient 
importiert,  diese  Industrie  dem  christlichen 
Eiui>pa  bekannt  wurde.  Schon  am  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  finden  wir  die  ersten  Spuren 
der  Papiererzeugung  in  Deutschland,  um  1250  | 
in  Frankreich  und  um  1275  in  Italien,  im 

II.  Jahrhundert  in  Holland  und  England. 
Es  handelte  sich  dabei  vorwiegend  um  eine 
mit  den  einfachsten  Mitteln  arbeitende  Haus- 
industrie. Einen  mächtigen  Antrieb  zu  um- 
fangreiehererPapierproduktion  gab  die  Thätig- 
keit  der  Familie  Holl  »ein  in  Ravensburg; 
eine  besondere  Forderung  brachte  ihr  die 
Erfindung  Gutenbergs  (1440),  die  ja  ohne 
das  Papier  gar  nicht  möglich  gewesen  wäre, 
und  weiterhin  die  Reformation,  die  einen 
grossen  Verbrauch  von  Druckwerken  nament- 
lich religiösen  Inhalts  mit  sich  brachte,  sowie 
das  Aufblühen  der  humanistischen  Studien, 
.dies  Ereignisse,  die  mittelbar  auch  der 
Papierindustrie  zu  ungeahnter  Entwickelung 
verhalfen.  Nach  dem  Rücksehlage,  den  die 
lange  Kriegsperiode  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  wie  auf  alle  Gewerbe,  so 
auch  auf  das  der  Papiererzeugung  ausübte, 
kann  von  einem  neuen  grossen  Fortschritte  erst 
infolge  der  Erfindung  des  Holländers  und  der 
Papiermaschine  du rch  Leistenschneider  1707 
und  Robert  im  Jahre  1708  gesprochen  werden. 
Diese  Maschine,  welche,  seither  noch  vielfach 
vervollkommnet,  den  grössten  Teil  der  manu- 
ellenArbeiten  völlig  ersetzt  und  die  Möglichkeit 
bietet,  Papier  von  grösserer  Breite  und  in 
l>eliebiger  Länge  (sogenanntes  endlosesPapier) 
zu  erzeugen,  hat  sich  seit  den  40er  Jahren 
in  der  Fabrikation  so  sehr  eingebürgert,  dass 
die  Erzeugung  des  llandpapiers  (Bütten- 
papier) seitdem  nur  noch  einen  geringen 
Teil  der  euroj)äischen  Produktion  ausmacht. 
Für  die  gegenwärtige  Massenproduktion  reicht 
das  früher  verwendete  Rohmaterial  (Hadern) 
nicht  mehr  aus.  so  dass  man  in  immer 
grösserem  Umfange  Surrogate  heranzuziehen 
gezwungen  ist.  Schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert erzeugte  Dr.  Sehäff  er  aus  Pappel- 
wolle. Wespennestern,  Stroh  und  dergl. 
Papier,  in  neuerer  Zeit  versuchte  mau  die 
Kolbenhüllen  des  Maises  hiezu  zu  verwen- 
den;  in  den  50er  Jahren  stellte  Friedrich 
Gottloh  Keller  durch  Zerfaserung  von  Holz 
verfilzte  Blätter  her,  Heinrich  Voelter  kon- 
struierte bald  nachher  (Ende  der  50er  Jahre) 
die  Holzschloifmaschinen  (Defibreurs)  und 
erzeugte  so  den  Holzschliff  oder  Holzstoff. 
In  (►esterreich  hatte  man  schon  185»>ähn-; 
liehe  Versuche  gemacht.  Behrendt  erfand 
ISliOdcn  Braunholzschliff.  Seit  I,s54  arbeitete 
man  in  Frankreich  auch  mit  Stroh  als  Roh- 
material, und  1857  begann  Houghton  mit 
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der  Herstellung  des  reinen  Holzzellstnffes, 
der  Cellulose.  und  mit  der  Verarbeitung  des- 
selben zu  Papier.  Ffir  diesen  Zweig  «lor 
Produktion  kam  bald  das  System  Unserer 
auf  dem  Kontinente  vielfach  zur  Anwendung 
und  zwar  seit  1872:  seither  sind  zahlreiche 
Verbesserungen  durchgeführt  worden  (Sul- 
fitzellstofffabriken, das  Hittor-Kellner- Ver- 
fahren u.  s.w.).  Heute  sind  denn  auch  Holz- 
schliff und  Holzeellulose  quantitativ  die  ent- 1 
scheidenden  Stoffe  für  die  Papierproduk- i 
tion. 

2.  Statistik.  Zweifellos  hat  die  Papier- 
produktion, entsprechend  dem  stets  steigen- 
den Bedarfc,  der  mit  der  fortschreitenden 
Ausbreitung  des  Volksunterrichtes,  dem  wach- 
senden internationalen  Vorkehre  und  wohl 
überhaupt  mit  jedem  Kulturfortschritte  sich 
von  selbst  ergiebt,  in  der  letzten  Zeit  einen 
enormen  Aufschwung  genommen.  Damit 
hat  aber  auch  der  Papierhandel  sich  wesent- 
lich gehoben  und  allmählich  eine  erhebliche 
Stellung  im  internationalen  Handel  über- 
haupt erlangt.  In  jeder  Richtung  obenan 
steht  das  Deutsche  Reich;  in  neuester  Zeit 
schwingen  sich  übrigens  auch  die  skandi- 
navischen Staaten  infolge  der  ihnen  ausser- 
ordentlich günstigen  Produkt  ionshedingungen 
mächtig  auf.  Die  nachstehende  Tabelle 
giebt  für  die  wichtigsten  Staaten  eine  Reil»? 
von  statistischen  Angaben,  die  geeignet  sein 
dürften,  einen  Einblick  in  den  gegenwärtigen 
Zustand  von  Papierproduktion  und  -handol 
zu  geben ;  internationale  Vergleiche  aber 
können  daraus  nur  mit  grösster  Vorsicht  ge- 
zogen werden,  da  die  Daten  lückenhaft  sind 
und  nicht  immer  genau  dasselbe  l »et reffen, 
sich  bald  nur  auf  Papier  im  engsten  Sinne 
beziehen,  bald  aber  auch  Fabrikate  aus  Papier, 
Cartons  u.  dergl.  umfassen:  durch  An- 
merkungen soll«  soweit  möglich,  volle  Klar- 
heil über  die  Tragweite  der  Zahlen  be- 
schafft werden. 

Zur  Ergänzung  seien  die  in  der  1.  Auf- 
lage dieses  Handwörterbuches  enthaltenen 
Daten  wiedergegeben ;  leider  könuen  sie  zum 
Teile  nicht  auf  den  Stand  der  letzten  Jahn« 
richtig  gestellt  werden  und  sind  sie  meist 
mit  den  obigen  Zahlen  nicht  vergleich- 
bar.   (S.  d.  nebenstehende  Tabelle.) 

Ii.  Besteuerung.  Indirekte  Papiorstouorn 
sind  nur  vereinzelt  vorgekommen:  da  man 
in  denselben  früher  oder  später  ein  der 
Volksbildung,  der  Entwickelung  der  Wissen- 
schaften und  Künste  und  «lern  Verkehrs- 
wehen feindliches  Moment  erkannt  hat,  sind 
sie,  wo  sie  bestanden  haben,  überall  beseitigt 
worden,  sobald  es  die  finanziellen  Verhält- 
nisse erlaubt  halten.  Die  e  n  g  I  i  s  c  h  e  Papier- 
steuer, welche  zuletzt  einen  Ertrag  von  1,35 
Millionen  L'  pro  Jahr  ergeben  hatte,  ist  zufolge 
G.  v.  12.  Juni  1S()1  verschwunden,  die  mit 
G.  v.  -1.  Oktober  1S71  unter  dem  Einflüsse 


der  finanziellen  Folgen  des  grossen  Krieges 
eingeführte  französische  wurde  durch 
G.  v.  8.  August  1885  mit  1.  Dezember  1W» 
beseitigt:  neben  ihr  hatte  bis  1883  noch 
eine  besondere  Taxe  für  Zeitungspapier  be- 
standen. Die  französische  Papiersteuer  war 
eine  Fabrikationsstouer,  bei  der  je  nach  der 
(Qualität  des  Papiers  4  Steuersätze  (5,20  bis 
15,60  Frcs.  per  q)  galten ;  ihr  Ertrag  war 
ziemlich  wechselnd;  er  betrug  1872  9,S, 
1880  16.4.  1886  10.6  .Millionen  Frcs.  (S. 
Rulletin  de  Statistiquo  et  de  legislation  eom- 
paree  1893  I,  S.  345  ff.)  —  Neben  der  Paj.ier- 
steuer  kann  auch  eine  eigene  Zeitungsstener 
(höhere  Besteuerung  von  für  Zeitungen  be- 
nutztem gegenüber  gewöhnlichem  Papiere) 
vorkommen  ^  eine  solche  kann  aber  auch  für 
sich  auftreten.  S.  hierüber  den  Artikel 
Zeit  ungs  Steuer. 


1-  • 

Ii 

■s-s 

•  ~.= 

3  "9,5 

V. 

266.9 

843 

37  000 

166,5 

463 

«47,5 

* 

90,6 

l«)6 

22  OOO 

■2,4 

21 

30OO 

74,5 

1S2 

15  700 

70,0 

416 

17  OOO 

50,0 

39 

3<>,o 

3-S 

3  600 

8,2 

10 

760 
6800 

30.S 

86 

10,3 

36 

2  133 

10.0 

28 

2  615 

Deutsches  lfeieh 
Vereinigt'  Staaten 

Amerika 
Frankreich 
Orossbritannicn 
Oesterreich 
Ungarn 
Kusslund 
Italien 
Niederlande 
.Schweden 
Nurwegen 
Belgien 
Schweiz 
Finland 


Die  Gesamtproduktion  Europas  wurde 
damals  auf  1050  Millionen  kg  veranschlagt. 

Litteratlir:  Müller,  Die  Fabrikation  des  Papier», 
4.  Auß.,  Berlin  iS7'i.  — •  Hofmann,  Handbuch 
dir  Papierfabrikation,  Berlin  /<v;.7.  —  Jltiyer. 
Fabrikation  <lt*  Papiers,  Brannsebweiij  J.s.s?,  — 
Mitteilninjin  (IM.«  >/'  >■  .Sammlung :  Der  Papyrus 
F.rzhrrzu'j  Rainer  I,  .',  Wien  tS.*0.  —  \Vie*uer, 
Dir  mikroskopische  l'nlrrsnchuiuj  'Im  Pipiers, 
namentlich    der  alteren  ori> ntalisrhen  nml  rt/r.,- 

piiiArhen  Ptpicre,  Wien  l^s.  -  ■  Karahacrk, 
/>'<*  arabische  Papier,  ebenda  /.V,s,v.  —  Klrmens 
Merck,  Warrnlc  rikon  :  Art.  I'apier.  ■ — ■  Fest- 
schrift :nr  Feier  de*  J.tjahrüjen  Bestandes  den 
Vereins  der  i'uiterreiehisch-ungarischen  Papierjubri- 
kxinten,  Wien  JS^S.  —  Bulletin  de  tlatistiipie  et  dt 
l.'tlislatian  coinp'in'e ;  Schonbenj  III,  .t.  Aufl., 
1  Uhingen  IS'.'l,  .S.  .f. 'J,  nml  SU0;  Schü/fie,  /He 
Stenern,   bes.    Teil  .S.  Xllh  t 'casus  i>f  t/ir 

l'mted     .States.  Dir     deutsche  (leicrrbe- 

tahlnng  com  1$.  Juni  !,<:>'.  (Statistik  de*  Itrul- 
sclon  Reichs)  ;  sl«Jit,t.  Jahr-  und  Handbücher 
der  d, schied,  in  n  .Staaten. 

v.  Srhultern. 
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Papiergeld. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Das  selbständige 
P.  3.  Wertgrundlage  de»  selbständigen  P.  4. 
Entstehung  des  Metitllagio*.  t>.  Anssenwert  und 
Biunenwert  des  P.  6.  Volkswirtschaftliche  Wir- 
kungen der  Papierwährung.  7.  Aufhebung  der 
Papierwährung.  8.  Geschichtliches.  Die  ältere 
Zeit.  9.  Das  P.  im  19.  Jahrhundert.  England. 
Frankreich.  10.  Deutschland.  11.  Oesterreich- 
Ungarn.  12.  Italien.  13.  Russland.  14.  Ver- 
einigte Staaten.   15.  Argentinien.  Chile. 

1.  Befrriff  und  Arten.  Als  Papiergeld 
im  weitesten  Sinne  kann  man  jedes  auf 
einen  bestimmten  Geldbetrag  lautende  Wert- 
papier betrachten,  das  von  irgend  einem 
Emittenten  zu  dem  Zwecke  ausgegeben : 
wird,  dass  es  im  Verkehre  anstatt  baren 
Geldes  als  Umlaufs-  und  Zahlungsmittel 
diene.  Das  Aeussero  eines  solchen  Papiers 
muss  natürlich  diesem  Zwecke  möglichst 
angc|>asst  werden,  und  namentlich  ist  er- 
forderlich, dass  die  einzelnen  Abschnitte 
auf  einen  runden  und  nicht  zu  grossen  Be- 
trag lauten.  Selbstverständlich  beruht  die 
Möglichkeit,  ein  solches  Umlaufsmittel  in 
den  Verkehr  zu  bringen,  nur  auf  dem 
Kredit,  mag  dieser  auch  in  den  verschie-  J 
denen  Fällen  von  verschiedener  Natur  und  1 
auf  verschiedene  Art  gesichert  sein.  — 
Wechsel,  auch  wenn  sie  auf  Sicht  lauten ' 
und  in  blanco  indossiert  sind,  sowie  Checks 
und  ähnliche  Wertpapiere  gehören  nicht 
zum  Papiergelde,  auch  wenn  dieser  Begriff 
am  weitesten  gefasst  wird.  Sie  mögen 
immerhin  manchmal  an  Stelle  des  Geldes 
eine  Reihe  von  Umsätzen  vermitteln  oder 
an  Zalüungsstatt  gegeben  werden,  aber  sie 
bleiben  auch  bei  solchen  Verwendungen 
immer  in  eiuem  beschränkten,  an  bestimmten 
Geschäften  beteiligten  Kreise  und  sind  keines- 
wegs von  vom  herein  bestimmt,  in  ;dle 
Adern  des  Verkehre  einzudringen  und 
dauernd  die  Rolle  des  Geldes  zu  spielen. 
Wohl  aber  ist  den  Banknoten  diese  Be- 
stimmung gegeben,  und  sie  werden  daher 
von  vielen  wenigstens  im  weiteren  Sinne 
zum  Papiergelde  gerechnet.  Solange  sie 
indes  ihren  normalen  Charakter  besitzen, 
sind  sie  durch  wesentliche  Eigentümlich- 
keiten von  dem  Papiergelde  im  engeren 
Sinne  unterschieden.  Sie  erscheinen  als 
Hilfsmittel  der  K  r  e  d  i  t  v  e  r  m  i  1 1  e  I  u  n  g , 
indem  sie  an  die  Stelle  von  Wechseln  und 
Lombardfordcruugeu  treten,  welche  die  Bank 
ihrerseits  erwirbt.  Das  eigentliche  Papier- 
geld dagegen  dient  entweder  einseitig  dem 
Emittenten  als  31ittel  des  Kredit  n  e  h  m  e  n  s , 
oder  es  ist  nur  bestimmt,  in  Vertretung 
von  vorhandenem  Metallgelde  dem  Ver- 
kehre als  bequemeres  Umlaufs-  oder  Zah- 
lungsmittel zu  dienen.  Man  hebt  auch 
wohl  hervor,  dass  nach  den  von  Gold- 
schntidt  eingeführten  Bezeichnungen  der 


Weit  der  Banknoten  vorzugsweise  auf  Ei  n  - 
1  ö  s  u  n  g  s  k  r  e  d  i  t ,  der  <  les  Papiergeldes 
aVier  auf  Znh  hin  gskredit  beruhe.  In  der 
That  spielt  die  jederzeit  auf  Verlangen  zu 
leistende  Einlösung  bei  den  Banknoten  eine 
weit  grössere  Rolle  als  bei  dem  eigent- 
lichen Papiergelde,  und  dieselbe  wird  nicht 
nur  durch  den  stets  bereit  gehaltenen  Bar- 
vorrat, sondern  auch  durch  die  bank- 
mässige  Deckung  des  nicht  metallisch  ge- 
deckten Teiles  der  Notenemission  gesichert. 
Aber  der  Zahlungskredit  ist  für  die  Bank- 
noten nicht  weniger  wichtig  als  für  das 
Papiergeld,  und  andererseits  ist  auch  das 
letztere  häufig  einlöslich.  Seine  höchste 
Entwickelung  erlangt  der  Zahlungskredit, 
wenn  das  Papiergeld  nicht  nur  zu  allen 
Zahlungen  an  den  Emittenten  verwendet 
werden  kann,  sondern  vermöge  gesetzlicher 
Bestimmung  auch  unbeschränkte  Zahlungs- 
kraft im  allgemeinen  Verkehre  gegen  jeder- 
mann erhalten  hat.  Aber  auch  diese  unbe- 
dingte gesetzliche  Zahlungskraft  findet  sich 
bei  Banknoten,  insbesondere  bei  denjenigen 
der  Bank  von  Kninkreich  und  der  von  Eng- 
land, ohne  dass  diese  Noten  im  übrigen 
den  Charakter  von  eigentlichem  Papiergelde 
besitzen,  wie  es  lx?i  den  uneinlösliehen 
Banknoten  mit  Zwangskurs  allerdings  der 
Fall  ist.  Dass  [{anknoten  von  Privatanstalten, 
wenn  auch  mit  besonderer  gesetzlicher 
Regelung,  ausgegeben  werden,  Papiergeld 
aber  von  Staats  wegen,  trifft  nur  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  zu,  da  es  auch  staatliche 
Banknoten  und  privates  Papiergeld  giebt 
oder  gegeben  hat.  Der  Hauptunterschied 
der  beiden  Arten  von  Papierumlaufsmitteln 
wird  demnach  in  der  erwähnten  Bedeutung 
der  Banknoten  für  den  Kreditmechanismus 
und  in  ihrer  Deckungsart  zu  sehen  sein. 
Scheiden  wir  diese  also  aus.  solange  sie 
nicht  entartet,  d.  h.  solange  sie  einlöslich, 
sind,  so  finden  wir  folgende  Arten  von 
Papiergeld  im  engeren  Sinne: 

I.  Privatpapiergeld,  wozu  man  auch  das 
von  kommunalen  Körperschaften  ausgegebene 
rechnen  kann.  Das  bekannteste  Beispiel 
lieferte  in  Deutschland  die  Iveipzig-Dresdoner 
Eisenbahn,  die  das  Privilegium  hatte,  eine 
halbe  Million  Thaler  in  einem  Papiergelde 
auszugeben,  dessen  Fundierung  nur  darin 
bestand,  dass  es  bei  den  Gesellscbaftskassen 
angenommen  wurde.  Auch  die  Känmierei- 
seheine  der  Stadt  Hannover  gehörten  hier- 
her. Auch  in  Amerika  ist  Papiergeld  von 
mehreren  Städten  und  Grafschaften  ausge- 
geben worden.  Ausserdem  kommen  private 
Certifikate  vor,  die  durch  Hinterlegung 
des  vollen  Wertes  in  einem  anderen  Oelde 
gedeckt  sind,  also  auf  einem  sicheren  Kin- 
lösungskredit  beruhen:  so  wurden  IST l  in 
Paris,  um  dem  Mangel  an  Scheidemünze  ab- 
zuhelfen,  von  zwei   grossen  Banken  Ein- 
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und  Zweifrankennotcn  gegen  Hinterlegung 
der  gleichen  Beträge  in  Banknoten  ausge- 
geben. In  Russland  haben  auch  Kaufleute 
in  grosseren  Handelsstädten  mit  Erlaubnis 
der  Regierung  kleines  Papiergeld  ausge- 
geben, das  sich  nur  auf  Zahlungskredit  stützte. 
II.  Staatspapiergeld  1.  ohne  Zwangskurs: 

a)  einlöslich  und  metallisch  voll  gedeckt. 
Hierher  gehören  die  amerikanischen  Silber- 
certifikate  nach  der  sogenannten  Blandbill 
von  1878.  Sie  werden  gegen  Hinterlegung 
von  Standardsilberdollars  ausgegeben,  die 
aufbewahrt  werden  müssen  und  jederzeit 
zur  Einwechselung  von  Certifikaten  bereit 
liegen.  Sie  haben  gesetzlichen  Kurs  bei 
den  öffentlichen  Kassen,  werden  aber  von 
manchen  Banken  grundsätzlich  nicht  ange- 
nommen. Streng  genommen  sind  sie  nicht 
voll  gedeckt,  da  die  Silbermünzen,  die  sie 
repräsentieren,  nicht  ihren  vollen  Nominal- 
wert in  ihrem  Metallgehalte  in  sich  tragen. 

b)  Einlöslich,  aber  nur  teilweise  in  bar  ge- 
deckt oder  ohne  specielle  Bardeckung.  In 
diesem  Falle  benUit  der  Wert  des  Papier- 
geldes hauptsächlich  auf  seinem  Kurse  l>oi 
den  öffentlichen  Kassen  oder  seiner  »Steuer- 
fnndatioiu.  Beispiele:  das  frühere  preus- 
sische  Papiergeld  und  die  Reiehskassen- 
scheine  nach  dem  G.  v.  30.  April  1874. 
Letztere  sollen  von  der  Reichshaupt kasse 
jederzeit  auf  Verlangen  bar  eingelöst  werden, 
aber  ein'  selbständiger,  ausschliesslich  für 
diesen  Zweck  bestimmter  Barvorrat  ist  nicht 
vorliandeu.  c)  Nicht  unmittelbar  einlöslidi. 
aber  mit  der  Aussicht  auf  spätere  Ein- 
ziehung und  einer  Deckung  durch  Forde- 
rungen. Beispiel:  die  preussischen  Dar- 
lehnskassenscheine  (s.  den  Art.  Darlehns- 
kassen  oben  Bd.IlI  S.l  17ff.).  Dieselben  waren 
nicht  uumittelkir  vom  Stallte,  sondern  von 
besonderes  Kassen  in  Darlehen  und  Vor- 
schüssen ausgegeben  worden,  standen  also 
ihrem  ganzen  Charakter  nach  den  Bauk- 
noten sehr  nahe.  Sie  waren  indes  vom 
Staate  garantiert  und  haben  thatsächlich 
auch  zur  Gewährung  von  Vorschüssen  an 
die  Staatskasse  gedient  Daher  wurden  sie 
bei  der  Beratung  des  Gesetzes  über  die 
Reichskassenscheine  vom  Präsidenten  des 
Reichskauzleramtes  ausdrücklich  mit  zu  dem 
Papiergelde  gerechnet,  das  in  Zukunft  von 
den  Bundesstaaten  nur  auf  Grund  eines 
Reichsgesetzes  ausgegeben  werden  darf, 
d)  Uneinlöslich  oder  vielmehr  in  unbe- 
stimmter Zeit  einlöslich  und  ohne  irgend- 
welche besondere  Deckung.  Beispiel:  die 
österreichischen  sogenannten  Münzscheine 
von  1849  und  1860.  Sie  sollten  dem 
Mangel  an  Scheidemünzen  abhelfen  und 
hatten  nicht  einmal  unbeschränkten  Kassen- 
kurs, sondern  wurden  von  den  öffentlichen 
Kassen  nur  bis  zum  Betrage  von  einem 
Gulden    angenommen.     Einige  deutsche 


übrigens  den  Aus- 
für   voll  gebleckte 


Schriftsteller  brauchen 
druck  »Münzscheine« 
Certifikate. 

2.  Papiergeld  mit  Zwangskurs  gegen 
jedermann,  a)  Einlösliclie  Certifikate  mit 
vollständiger  Deckung  in  Geld  oder  Edel- 
metall. Beispiel:  die  ameriKanischen  Schatz- 
noten nach  dem  G.  v.  14.  Juli  1890.  Sie 
wurden  gegen  Silberbarren  nach  dem  Tages- 
preise dersell»en  ausgegeben  und  sollten 
immer  nur  in  der  Menge  im  Umlauf  sein, 
die  entspricht  »den  Kosten  der  Silberbarren 
und  der  daraus  geprägten  Standardsilber- 
dollars, die  auf  Grund  der  Silberkäufe 
mittelst  solcher  Noten  beim  Schatzamte  vor- 
handen sind.«  Seit  «lern  neuen.  1893  ein- 
getretenen grossenPreissturzdesSilbers  waren 
die  Schatznoten  aber  thatsächlich  nicht  mehr 
voll  gedeckt  Sie  werden  übrigens  auch 
aus  dem  allgemeinen  Barvorrate  des  Scliatz- 
amtes  eingelöst,  und  zwar  nicht  nur  in 
Silber,  sondern  nach  dem  Entlassen  des 
Schatzsekretärs  auch  in  Gold.  Sie  sind  all- 
gemeines gesetzliches  Zahlungsmittel,  es  sei 
denn,  dass  sie  vertragsmässig  ausdrücklich 
ausgeschlossen  seien,  b)  Einlösliches  Papier- 
geld mit  Zwangskurs  uud  mit  unvollstän- 
diger Bardeckung  oder  ohne  solche.  Bei- 
spiele: das  niederländische  Papiergeld 
(Muntbilletten)  nach  dem  G.  v.  26.  April 
1852;  es  kann  im  Betrage  von  höchstens 
1<»  Millionen  Gulden  ausgegeben  werden 
und  ist  bei  der  Niederländischen  Bank  als 
Agentur  des  Staatsscliatzes  jederzeit  bar 
einlöslich.  Als  besondere  Garantie  dient 
eine  Schuldverschreibung  von  18788000 
Gulden  212°oigo  Rente,  deren  Titel  bei 
der  Bank  auf  (»ewahrt  werden.  Einen  anderen 
Charakter  hatten  die  seit  1S45  zur  Anbah- 
nung der  Münzreform  ausgegebenen  Münz- 
billete  oder  Münzscheine;  sie  dienten  nur 
als  provisorisches  Hilfsmittel  zur  Einziehung 
der  alten  SUbermflnzen  und  wurden  nach 
und  nach  mittelst  der  neuen  Münzen  ein- 
gelöst und  zurückgezogen.  Das  amerikani- 
sche Papiergeld  (Greenbacks)  ist  seit  1879 
einlöslich  und  zugleich  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel. Im  Schatzamte  werden  100  Millionen 
Dollar  in  Gold  für  diese  Einlösung  reser- 
viert, während  die  Summe  des  noch  vor- 
handenen Papiergeldes  mehr  als  dreimal  so 
viel,  nämlich  beinahe  347  Millioneu  beträgt 
Die  italienischen  Staatsnoten  gehörten  nach 
dem  G.  v.  1881  ebenfalls  hierher,  c)  Un- 
einlösliches.  aber  verzinsliches  Papiergeld 
mit  Zwangskurs.  Eine  Form  von  unterge- 
ordneter Bedeutung,  die  in  Oesterreich  und 
Amerika  vorgekommen  ist.  d)  Cneinlös- 
liches,  unverzinsliches  Papiergeld  mit 
Zwangskura.  Dieses  wird  mit  Recht  als 
das  Papiergeld  im  eigentlichen  und  engsteu 
Sinne  betrachtet  da  os  allein  die  Fähigkeit 
sich  von  dem  Metallgelde  völlig  un- 
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abhängig  zu  machen  und  nicht  nur  als 
Zahlung*-  und  Umlaufsmittel  zu  dienen, 
sondern  auch  zu  einem  selbständigen  Wert- 
inasse  zu  werden.  Es  begründet  die  Pa- 
piergeld wi  rt  seh  aft,  der  im  letzten 
Jahrhiimlort  fast  alle  Staaten  auf  längere 


ein  entwerteter  Repräsentant  des  Silhergul- 
dens  sei  und  dass  die  eigentliche  Wertein- 
heit für  Oesterreich  noch  immer  durch  1  *:> 
Pfund  Feinsilher  dargestellt  werde.  Al)er 
seit  dein  Jahre  1879  ist  nicht  nur  der  Mehr- 
wert tles  Silberguldens  gegenüber  dem  Pa- 


eder auf  kürzere  Zeit  verfallen  gewesen  i  piergulden  gänzlich  verschwunden,  sondern 
sind.  Dass  dieses  Zwangspapiergeld  häufig  der  letztere  erlangte  einen  beträchtlich 
in  der  Form  von  Banknoten  auftritt,  indem  höheren  Wert  als  1  r.  Pfund  Feinsilber  in 


der  Staat  die  betreffenden  Seheine  nicht 
selbst  ansgiebt.  sondern  sie  von  einer  Bank 
als  Darlehen  in  Noten  übernimmt,  macht 
keinen  wesentlichen  Unterschied.  Die  Bank- 
noten verlieren  einerseits  durch  die  Er- 
klärung der  Uneinlöslichkeit,  andererseits 
durch  das  Wegfallen  der  bankmässigen 
Deckung,  die  grossen  teils  durch  eine  nicht 
Jitpiide  Fonlerung  an  den  Stasit  ersetzt  wird, 
gänzlich  ihren  sjKxifischen  Cliarakter  und 
werden  eben  zu  Papiergeld. 

2.  Da»  selbständige  P.  Ursprünglich 
ist  das  Zwangspapiergeld  immer  mit  dem 


Darren.  So  stand  im  Mai  1892  der  G  lüden 
ö.  W.  im  Wechselkurse  auf  170  Pfennig, 
sehr  nahe  dem  Werte,  der  für  den  Ueber- 
gang  zur  Kror.enwährung  angenommen 
wurde.  Gleichzeitig  aber  betrug  der  Sill*>r- 
nreis  in  Londou  kaum  40  Pence  für  die 
l'nze  Standard  und  demnach  der  Wert  von 
1  -ii  Pfund  Feinsilber  nur  etwa  130  Pfennig. 
Der  geprägte  Silbergulden,  der  dieselbe  ge- 
setzliche Zahlimgskraft  wie  der  Papiergulden 
besitzt,  stand  eben  deshalb  dem  letzteren 
im  Werte  gleich  und  somit  ebenfalls  um 
40  Pfennig  höher  als  der  Wert  des  in  ihm 


Versprechen  künftiger  Einlösung  zum  vollen  I  enthaltenen  Feinsilbei-s.  Während  man  es 
Nominalwerte  ausgegeben  worden,  und  man  j  früher  als  selbstverständlich  betrachtete,  dass 


hat  daher  auch  wohl  die  Grundlage  seines 
Kreditwertes  hauptsächlich  in  dieser  Aus- 
sicht auf  volle  Einlösung  finden  wollen. 
Wenn  aber  eine  Papiergeldwirtschaft  schon 


der  Wert  des  Papiergeldes  von  dem  Metall- 
gelde, auf  das  es  sich  ursprünglich  bezieht, 
getragen  werde,  zeigt  sich  hier  umgekehrt 
der  Wert  des  letzteren  an  den  des  Papier- 


einige Jahrzehnte  gedauert  hat.  so  hat  sich  gehles  geknüpft  und  dadurch  über  seinen 
das  Einlösungsverspreehen  doch  thatsäehlich  inneren  Metallwert  emporgehalten.  Diese 
als    illusorisch  erwiesen,   es  ist  bei  der  letztere  Thatsache  ist  allerdings  nur  dadurch 


öffentlichen  Meinung  in  Vergessenheit 
raten,  und  wenn  das  Papier  schon  seit 
längerer  Zeit  erheblich  gegen  seinen  ur- 
sprünglichen Wert  in  Metall  gesunken  ist. 
so  haben  weite  Kreise  der  Bevölkerung 
nicht  nur  kein  Interesse  mehr  an  der  Wie- 
derherstellung des   früheren  Wertes  des- 


mügiicli  gewonlen,  dass  seit  dem  Jahre  1879 
in  Oesterreich  wie  auch  in  Ungarn  die 
private  Silberprägung  eingestellt  ist.  Für 
Rechnung  der  beiden  Regierungen  wurden 
zwar  noch  immer  jährlich  einige  Millionen 
Silberguldeu  genrägt.  alter  die  Einwirkung 
der  internationalen  S|iekulation  blieb  ausge- 


sell»en,  sondern  sie  würden  dadurch  auch !  schlössen.  Hätte  diese  freie  Hand  gehabt, 
positiven  Schaden,  nämlich  eine  Vermehrung  so  hätte  das  geprägte  Silber  niemals  merk- 
ihrer  Schuldenlast  erfahren,  während  den  *  lieh  höher  steigen  können  als  das  Barren- 
Gläubigern,  deren  Forderungen  aus  der  Pe- i  silber.  denn  sobald  ein  kleiner  Wertunter- 
riode  der  Entwertung  dos  Papiergeldes  schied  dieser  Art  entstanden  wäre,  würde 
stammten,  ein  gänzlich  unverdienter  Gewinn  die  Sj>ekulation  soviel  Silljer  haben  aus- 
zu  teil  würde.  Kurz,  unter  den  bezeich- ,  münzen  lassen,  dass  die  Differenz  w  ieder 
neten  Umständen  kommt  das  Einlösungsver-  verschwunden  wäre.  Auch  bei  einer  Silber- 
sprechen für  den  Wert  des  Papiergeldes  •  Währung  ohne  Papiergeld  Wirtschaft  können 
nicht  mehr  in  Betracht,  sondern  derselbe  die  Silbermünzen  infolge  der  Einstellung 
liehauptet  sich  mit  mehr  oder  weniger  Er- !  der  Prägungen,  also  wegen  ihres  Selten- 
folg lediglich  vermöge  der  dem  Papiergelde  ;  heitswertes.  über  ihren  Metallwert  steigen, 
vom  Staate  übertragenen  Funktion  als  im- 1  wie  sich  z.  B.  in  Indien  gezeigt  hat:  das 
bedingtes  gesetzliches  Zahlungsmittel.  Wenn  ■  Eigentümliche  in  dem  Falle  Oesterreichs 
dieser  Satz  früher  noch  bestritten  werden  1  und  ähnlichen  aber  liegt  darin,  dass  diese 
könnt«},  so  ist  er  gegenwärtig  unwider- 
spreehlich  bewiesen  durch  die  bei  dem 
österreichischen  Silbergulden  und  dem 
russischen  Silberrubel  gemachten  Erfahrun- 
gen. Der  österreichische  Gulden  nach  dein 
Münzvertrage  von  1857  soll  liekanutlich 
gleichen  Wert  haben  mit  1  r.  Zollpfund  oder 
11,111  g  Feinsilber.    Solange  nun  der  Pa- 


'nergulden  unter  diesem  Pariwerte 
tonnte  man  noch  behaupten,  dass  ■ 

Handwörterbuch  der  Stantswissenscbaften. 


Werterhöhung  des  Silbergeldes  durch  den 
Verkehrswert  des  Papiergeldes  be- 
stimmt wird,  und  zwar  deshalb,  weil  das 
letztere  das  im  Verkehr  allein  massgebende 
Zahlungsmittel  ist.  die  Silbermünzen  aber 
l>oi  jeder  Zahlung  an  dessen  Stelle  treten 
können.  Aehnliche  Erscheinungen  wie  l»oi 
«lein  österreichischen  haben  sich  auch  bei 
<tand.  j  «lein  russischen  Papiergelde  gezeigt,  womit f 
r  nur  |  Thörner 

Zweite  Autlaße. 


schon  in  einer  der  Pariser  Münz- 
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konfereuz  vou  187S  mitgeteilten  Note  hin- 
gewiesen hat.  Im  Juli  1870  stand  der 
Kurs  des  russischen  Papiemibels  gegen 
Gold  um  r)1:!0;^  höher  als  der  Metallwert 
des  in  einem  Silbernibel  enthaltenen  Silbers. 
Da  nun  die  Zahlungskraft  des  effektiven 
Sill>emibels  der  des  Kreditrultels  vollkommen 
gleichsteht,  so  wäre  es  also  damals  lohnend 
gewesen,  Silber  in  grosseren  Mengen  nach 
Kussland  einzuführen  und  dort  prägen  zu 
lassen.  Tin  dies  zu  verhindern,  wurde  die  : 
Prägung  von  Silberrubeln  in  Russland  sus- 
jicudiert.  Infolge  dos  orientalischen  Krieges  i 
aber  wurde  der  Kurs  des  Papiemibels  so : 
tief  herabgedriiekt,  dass  er  längere  Zeit  er- 
heblieh unter  dem  gleichzeitigen  Metall- 
werte des  Sill)erruljels  blieb,  bis  nach  der 
Besserung  des  Kurses  und  dem  neuen  starken 
Sinken  des  Silberpreises  seit  1893  der  ge- 
prägte Silberrubel  wieder  Umdeutend  über 
seinen  Metallwert  gehoben  wurde,  indem  er 
seiner  Zahlungskraft  entsprechend  dem  Pa- 
pierrubel gleichstand. 

3.  Werlgrundlage  des  selbständigen  P. ! 
Betrachten  wir  nun  genauer,  wie  diese, 
eigentümliche  Wortselbständigkeit  des  Pa- 
piergeldes entsteht  und  sich  behauptet. 
Nehmen  wir  den  einfachsten,  wenn  auch  in 
der  Wirklichkeit  nicht  zu  erwartenden  Fall 
an,  dass  in  einer  Volkswirtschaft  das  vor- 
handene Metallgeld  einfach  durch  eine 
gleiche  Nominalsumme  in  uueinlösliehem 
Papiergelde  mit  Zwangskurs  ersetzt  werde. 
Mit  diesem  Papiergelde  können  dann  also 
nicht  nur  alle  Zaldnngen  an  die  öffentlichen 
Kassen  geleistet,  sondern  überhaupt  alle  in 
dem  Augenblicke  bestehenden  Schulden  un- 
ticdingt  mich  dem  Nominalwerte  desselben 
bezahlt  werden.  In  einem  Lande  wie 
Deutschland  bedeutet  das,  wenn  man  Stun- 
dungs-.  Buch-.  Wechsel-,  ljombard-  und  1 
Hypothekonsehnlden  zusammen fasst .  eine 
Zahlungskraft  für  eine  Summe  von  vieleu 
Milliarden  Mark.  Für  den  Schuldner  ist , 
mm  das  Papiergeld  ohne  Zweifel  soviel  wert,  i 
als  der  Nominalbetrag  der  Schulden,  die  er  j 
mit  demselben  tilgen  kann.  Aber  auch  der 
Gläubiger  liat  ein  Interesse  daran,  dass  das 
Papiergeld,  das  er  empfängt,  in  seinem 
Werte  gegenüber  den  Waren  erhalten  hloilie, 
damit  er  es  mit  unveränderter  Kaufknift 
wieder  ausgeben  könne.  Ueherdies  bilden 
die  Preise  der  sämtlichen  Waren,  Dienste 
und  Nutztingen  ein  in  sich  einigerinnsseu 
geschlossenes  System,  wodurch  der  Ver- 
schiebung  der  einzelnen  Preise  durch  Wert- 
änderung des  (ieldes  mehr  oder  weniger 
Widerstand  geleistet  wird,  wenn  nicht  die 
Tendenz  zur  Aenderung  bei  allen  wichtigen 
Verkehrsobjekten  gleich  massig  wirksam  wird. 
Letzteres  ist  aber  nicht  der  Fall,  schon 
deshalb  nicht,  weil  gewisse  Sätze,  wie  die 
der  Gehälter    und   Wohnungsmieten,  auf 


längere  Zeit  festgestellt  werden.  So  wirken 
also  überhaupt  die  Umstände  zusammen, 
um  dem  Papiergelde  die  Bewahrung  seinw 
Wertes  gegen  \\areu,  d.  h.  seiner  Kaufkraft 
zu  erleichtern,  und  clten  dadurch  erlangt 
es  die  Fähigkeit,  als  Wertmass  zu  dienen, 
und  somit  den  Charakter  eines  selbständigen 
Geldes.  Als  solches  besitzt  es  auch  wirk- 
lichen Wert,  aber  nicht  in  seinem  Stoff, 
sondern  in  seiner  gesetzlichen  Zalüungskraft, 
der  höchsten  Ausprägung  des  Zahlungskre- 
dits. Wer  es  annimmt,  weiss,  dass  er  es 
in  einem  bestimmten  Masse  zum  Schuldeu- 
zahlen oder  Kaufen  verwerten  kanu.  und 
danach  bemisst  sich  der  innere  Wert  des- 
selben. 

Aber  es  fragt  sich  nun.  ob  diese  Ten- 
denz zur  Unveränderlichkeit  seiner  Kauf- 
kraft sich  bei  dem  Papiergelde  in  dem 
grossen  Getriebe  und  den  vielfachen  Wechsel- 
fällen des  Verkelirs  wirklieh  behaupten 
kann.  Am  wahrscheinlichsten  wäre  dieses 
jtxlen falls  in  einem  l^ande,  das  mit  der 
Aussenwelt  in  gar  keinen  wirtschaftlichen 
Beziehungen  stände.  Aber  auch  in  diesem 
Falle  wäre  es  denkbar,  dass  bei  gesteigerter 
Verkehrsthätigkeit  und  zunehmender  Be- 
völkerung der  Wert  des  Papiergeldes  bei 
gleichbleibender  Summe  desselben  sich  er- 
höhen, bei  einem  Rückgänge  der  Volkswirt- 
scliaft  und  der  Bevölkerung  al>er  sich  ver- 
mindern könnte.  So  nimmt  z.  B.  Hertzka 
an,  dass  ein  entwertetes  Papiergeld,  wenn 
es  nicht  weiter  vermehrt  werde,  während 
Volkszahl  und  Wohlstand  des  betreffenden 
Landes  mehr  und  mehr  steige,  allmählich 
von  selbst  seinen  ursprünglichen  Pariwert 
wieder  erreichen  werde,  ja,  wenn  mau  dann 
nicht  zur  Metallwährung  zurückkehre,  un- 
begrenzt weiter  im  Werte  wachsen  könne, 
solange  jene  Bedingungen  fortbeständen. 
Bestimmtes  lässt  sich  indes  bei  der  heutigen 
Ausbildung  des  Unilaufsmechanismus  über 
diesen  Punkt  nicht  sagen,  da  durch  ausge- 
dehntere Benutzung  der  Kredit  hilfsmittel 
der  Bedarf  an  Gehl  auch  bei  fortschreiten- 
der Volkswirtschaft  vermindert  werde» 
kann,  wie  sich  dies  im  Geldumläufe  Eng- 
lands zeigt,  dessen  Grösse  in  den  letzten 
Jahren  eher  ab-  als  zugenommen  hat. 

4.  Entstehung  des  Metullagios.  In 
Wirklichkeit  stehen  aber  alle  Kulturländer 
mit  «lein  Auslande  in  Verkehr,  und  nament- 
lich müssen  die  meisten  notgedrungen  eine 
grosse  Menge  für  sie  unentbehrlicher  Roh- 
stoffe und  allgemein  l>ogehrter  Konsumtions- 
gegenstände von  aussen  einführen.  Durc  h 
die.st.-n  auswärtigen  Verkehr  wird  nun  der 
Wert  auch  eines  an  sich  sehr  stabilen  Pa- 
piergeldes wesentlich  beeinflusst.  Nehmen 
wir  an,  ein  Land  mit  Papierwährung  müsse, 
jährlich  zur  Befriedigung  seines  feststehen- 
den Bedarfs  an  Baumwolle,  Seide,  Wolle. 
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Kaffee,  Tabak  und  anderen  ausschliesslich 
oder  grösstenteils  aus  dem  Auslande  zu  \w- 
ziehenden  Rohstoffen  und  Genussmittein 
auf  «lern  nach  Gold  rechnenden  Welt  markte, 
etwa  in  London,  eine  Summe  von  20  .Millionen  t 
verausgaben,  während  es  selbst  weder  in 
Münzen  noch  in  Rairen  Gold  besitzt.  Von 
der  Möglichkeit,  Papiergeld  ins  Ausland  als 
eine  besondere  Art  von  Wertpapier  an  Zah- 
lungsstalt  abzugeben,  sehen  wir  ab,  da 
dieses  Verfahren  doch  weiter  nichts  ist  als 
ein  Kreditnehmen  gegen  eine  stets  billige 
Forderung.  Das  Papierwährungsland  muss 
also  den  Gegenwert  für  jene  Einfuhrwaren 
vollständig  durch  eigene  Ausfuhrwaren  lie- 
fern, und  nun  fragt  es  sich,  ob  der  aus- 
ländische Markt  für  die  Aufnahme  dieser 
Waren  günstig  oder  ungünstig  bestimmt  ist. 
Sind  die  AusfuhrverhäJtnissc  günstig,  so 
steigt  der  Absatz  und  dadurch  auch  das 
Angebot  von  Wechseln  auf  das  Ausland, 
was  eine  Besserung  des  Kurse»  bewirkt. 
Bei  schwacher  Nachfrage  dagegen  oder 
grosser  Konkurrenz  der  Verkäufer  muss 
das  Papierwährungsland  sich  den  Absatz 
seiner  Waren  durch  eine  Herabsetzung  des 
in  Gold  ausgedrückten  Preises  derselben 
geradezu  erzwingen,  da  es  nur  auf 
diesem  Wege  imstande  ist,  seine  Schuld 
auszugleichen,  uud  da  es  nicht,  wie  die 
Länder  mit  effektiver  Goldwährung,  einen 
gewissen  Saldo  in  diesem  Metall  abtragen 
kann.  Diese  Erzwingung  des  Absatzes  ge- 
schieht nun  durch  eine  Erniedrigung  des 
Wertes  des  Papiergeldes  gegen  die  aus- 
ländische Goldwährung.  Die  Einführer  der 
fremden  Waren  oder  die  für  diese  ein- 
tretenden Ranken  suchen  Geldwechsel  im 
Betrage  von  20  Millionen  Pfund,  die  bei 
dem  anfangs  bestehenden  Wechselkurse  200 
Millionen  der  Papierwährungseinheit,  sagen 
wir  Papicrgulden,  darstellen  mögen.  Sind 
nun  nicht  genug  Waren  ausgeführt  worden, 
um  diese  Wechsel  aufzubringen,  so  muss 
die  Ausfuhr  dadurch  verstärkt  werden,  dass 
der  Kurs  des  Pfundes  Sterling  von  10  auf 
11.  scldiesslich  vielleicht  auf  12  Papier- 
gulden erhöht  wird,  ohne  dass  im  In- 
land e  eine  entsprechende  W e  r  t  - 
Verminderung  des  Papiergeldes 
ges;en  die  Landeserzeugnisse  ein- 
treten darf.  Die  ausführenden  Produ- 
zenten oder  Kaufleute  erhalten  also  jetzt 
für  einen  Wechsel  auf  1000  t  12000  statt 
10000  Papiergulden,  und  sie  sind  daher  Un- 
lande, die  Preise  der  inländischen  Waren 
im  Auslände  entsprechend  herabzusetzen 
und  dal  »ei  doch  ihrerseits  noch  den  norma- 
len Geschäftsgewinn  zu  erzielen,  weil  sie 
etien  durch  die  hohe  Verwertung  ihrer 
Wechsel  schadlos  gehalten  werden.  Das 
Inland  im  ganzen  erleidet  natürlich  den 
Schaden,  dass  es  eine  grossere  (Quantität 


nationaler  Arbeit  gegen  die  gleiche  Quauti- 
I  tat  ausländischer  Arbeit    hingebeu  muss, 
alier  im    internationalen   Verkehre  findet 
,  überhaupt  fast  niemals  ein  gleichmäßiger 
Austausch  von  Arl>eitsipiantitäten  statt  und 
j  das  Entscheidende  ist  bei  demselben  immer 
|  die  Wertschätzung,  die  jedes  beteiligte  Land 
'auf  seinem  inneren  Markte  seinen  eigenen 
j  Ausfuhrwaren  einerseits  und  den  Einfuhr- 
waren andererseits  zu  teil  werden  lässt. 

Findet  jene  Kursstoigerung  des  Pfundes 
Sterling  allmählich  statt,  so  stellt  sich  der 
Durchschnittskurs  etwa  auf  11;  im  ganzen 
werden  daher  für  die  Wechsel  auf  20  Mil- 
lionen Pfund  220  Millionen  Papiergulden 
gegeben  und  damit  ist  die  Warenhandels- 
bilanz ausgeglichen.  Der  letzte  Kurs  von 
12  ist  als  abnorm  hoch  zu  betrachten;  er 
bewirkt  daher  wahrscheinlich  eine  unge- 
wöhnliche Steigerung  der  Ausfuhr,  also  ein 
stärkeres  Angebot  von  Wechseln  und  Sinken 
des  Kurses,  bis  wieder  eine  Reaktion  im 
entgegengesetzten  Sinne  eintritt.  Solange 
die  aligemeinen  Verhältnisse  des  internatio- 
nalen Verkehre  annähernd  gleichbleiben, 
wird  also  11  der  Kurs»  sein,  um  den  das 
Pfund  Sterling  sich  mit  massigen  Ausschlä- 
gen bewegt. 

Eine  wesentliche  Bedingung  dieses  gan- 
zen  Prozesses   ist  offenbar  die,  dass  der 
I  Wert  des  Papiergeldes  gegen  die  inländi- 
schen Waren  wenn  auch  nicht  vollständig 
;  konstant  bleibt,  so  doch  bei  weitem  nicht  in 
[dem  Masse  sinkt,  wie  der  Wert  der  Gold- 
,  Wechsel  oder  auch  des  Goldes  selbst  steigt, 
j  Erhöhten  sich  die  inneren  Preise  der  Aus- 
1  fuhrwaren  cltenfalls  im  Verhältnis  von  10 
'zu  11  und  12,  so  könnte  eine  Mehrausfuhr 
mit  normalem  Gewinn  nicht  stattfinden,  der 
Wechselkurs  müsste  dann,  um  eine  Ent- 
schädigung darzubieten,  au(  12  und  Iii  und 
noch  höher  steigen.    Ob  und  wieweit  die 
Ausfuhrwaren   wirklich  auf  dem  inneren 
Markte  infolge  der  vergrösserten  Nachfrage 
im  Preise  steigen,  hängt  bei  unveränderten 
Verhältnissen  des  Papiergeldes  hauptsäch- 
lich davon  ab,  ob  diese  Waren  mit  gleich- 
bleibenden Kosten  dem  Bedarf  entsprechend 
vermehrt  werden  können  oder  nicht.  Müssen 
höhen1  Produktionskosten  aufgewendet  wer- 
den, so  muss  der  Kurs  des  Goldes  in  noch 
!  stärkerem  Verhältnisse  steigen  als  die  in- 
I  ländischen  Warenpreise. 

Eine  eigentliche  Ausfuhrprämie,  ein 
j  Extragewinn,  wird  nach  dem  Gesagten  den 
'ausführenden  Produzenten  oder  Kaufleuten 
1  durch  das  Sinken  des  Papiergeldkurses  nicht 
I  zu  teil ;  es  wird  ihnen  nur  ermöglicht,  sich 
auf  dem  auswärtigen  Markte  bei  ungünsti- 
:  gen  Bedingungen  trotz  starker  Konkurrenz 
j  noch  mit  dem  normalen  Gewinn  Absatz  zu 
,  verschaffen.  Der  Preisbildungsprozess  der 
!  Ausfuhrwaren  muss  als  ein  kontinuierlicher 
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betrachtet  wen  Ion .hei  'lern  die  fortlaufenden,  i  theoretisch  bei  fort  während  steigendem  Be- 
für  sieh  in  der  Regel  nur  kleinen  Aonde-  darfe  nach  den  Erzeugnissen  desselben  fibor- 
rnngen  des  Wechselkurses  sieh  stets  mit  den  haupt  keine  bestimmte  Grenze  für  das  Stei- 
Wirkungon  der  tolegraphisoh  gemeldeten  gen  <les  Wortes  der  Papioroinheit  gepeii 
gleichzeitigen  Aendonmgon  von  Angelet  jenes  Motall,  etwa  das  Sil  her:  man  wurde 
und  Nachfrage  als  ein  Element  der  Kalkn-  also  vielleicht  ein  Pfund  Sterling  für  !» 
lation  verhinden.  So  hat  z.  B.  die  an  einem  oder  noch  weniger  von  diesen  Einheiten 
bestimmten  Tage  stattfindende  Steigerung  erhalten  können,  wahrend  der  ursprüngliche 
des  Goldagios  in  Buenos  Ayres,  also  die  Pariwert  10  war. 

Verminderung  des  Goldwertes  des  Papier-  Wir  haben  bisher  angenommen,  dass  die 
peso.  au  sich  die  Tendenz,  den  Weizenprois  Zahlungsbilanz  des  Papier  Währungslande;, 
in  Papiergeld  zu  erhöhen,  und  diese  nur  durch  die  Warenaus-  und  einfuhr  be- 
kommt aueh  vielleicht  momentan  wirklich  j  stimmt  werde.  Hat  das  f«»nd  alier  uueli  an 
zur  Geltung,  wird  aber  bei  grossen  Aus-  Sehuldzinsen ,  Dividenden  und  ähnliehen 
fuhrvorräten  wieder  sofort  durch  Vernich-  Verbindlichkeiten    an    das  Ausland  einen 


rung  des  Angebots  neutralisiert.  Eine  ge- 
wisse Erleichterung  der  Ausfuhr  bleibt  also 
dabei  doch  bestehen. 

Wenn  die  Ausfuhrwaren  des  Papier- 
währungslaudos auf  dem  Weltmärkte  be- 
sonders gesucht  werden  und  daher  ilire 
Preise  gegen  Gold  steigen  können,  so  wird 
auch  dieser  ('instand,  wie  bereits  bemerkt, 
zunächst  nur  durch  eine  Veränderung,  näm- 
lich eine  Erniedrigung,  des  Wechselkurses 
des  auswärtigen  Goldgeldes  zum  Ausdruck 
kommen.  Die  exportierenden  Verkäufer 
jener  Waren  liabcu  daher  möglicherweise 
von  den  höheren  "Weltmarktpreisen  gar 
keinen  Gewinn,  weil  die  im  Iulande  durch 
die  dringende  Nachfrage  UA  gleielunässig 
vermehrbatvn  Waren  übrigens  nur  vorüber- 
gehend  —   entstehende   Preiserhöhung  in 


grösseren  Betrag  zu  entrichten  als  seiner- 
seits zu  empfangen  —  ein  Fall,  der  bei  den 
Ländern  mit  Papierwährung  weit  häufiger 
vorzukommen  pflegt  als  der  umgekehrte  — . 
so  vergrössert  sich  einfach  der  durch  ver- 
mehrte Warenausfuhr  notwendig  zu  deckende 
Saldo  und  dadurch  der  Druck  auf  den  Gold- 
wert    des    Papiergeldes.     Durch  grössere 
Kapitalzuflüsse    infolge  von   Anleihen  im 
Auslande  oder  von  Gründungen  von  Aktien- 
gesellschaften durch  auswärtige  Kapitalisten 
kann  zeitweise  eine  Verbesserung  des  Kurses 
des    Papiergeldes    hervorgerufen  werden, 
aber  die  dauernde  Last  an  Zinsen  und  Di- 
videnden wird  dadurch  nur  erhöht  und  die 
"Wahrscheinlichkeit  eines  weiteren  Sinkens 
des  Papieres  gegen  Gold  vergrössert.  Auch 
durch  die  Aus-  und  Einfuhr  von  börsen- 
Papiergeld  vielleicht  wieder  völlig  aufge-  gängigen  Wortpipieren  wird  nur  die  G  res  so 
wogen  wird  durch  die  Verringerung  des  des  Saldos  der  Zahlungsbilanz  beeinflusst, 
Papierwertes  des  Pfundes  Sterling.  Dagegen  ,  im  übrigen  aber  bleiben  die  obigen  Erwä- 
steigt  jetzt  der  Gewinn  bei  der  Einfuhr  von  gungeu   zutreffend.     Die  Vermehrung  des 
fremden  Waren.    Die  auswärtigen  Verkäufer  Ceborschussesder  seh  weitenden  kurzsichtigen 
lassen  sich  z.  B.  dieselben  in  Papiergeld  Zahlungsverbindliehkeiten    des  Papierwäh- 
bezahlen  und  kaufen  dafür  Goldwechsel  zu  rungslaudes  bewirkt  eine  Erniedrigung  des 
einem  gegen  früher  niedrigen  Kurse.    Vor-  Goldwertes  des  Papiergeldes,  die  Vermiude- 
hiudert  die  Konkurrenz  die  Erlangung  eines  ruug  jenes  Uel>ersehusses  und  vollends  das 
ungewöhnlichen     Konjunkturgewinnes,    so  Entstehen  eines  Saldos  zu  Lasten  des  Aus- 
können die  Einfuhrwaren  doch  zu  einem  landes  bringt  den  Wechselkurs  des  Papier- 
um  den  Kursgewinn  erniedrigten  Preise  in ;  gel  des  in  die  Höhe.    Das»  im  ersten  Falle 
dem  Papierwährungslande  in  desto  grösserer ;  die  Warenausfuhr  nach  dem  Auslande,  im 
Monge  mit  dem  gewöhnlichen  Gewinne  ab-  I  zweiton  die  Einfuhr  ausländischer  Waren  in 
gesetzt  werden.  —  Ist  in  dem  Papierwäh- '  das  Inland  erleichtert  wird,  sind  nur  sekuu- 
rungslande  die  Goldprägung  nicht  gruud-'däre  Erscheinungen,  weil  eben   l>ei  dem 

Mangel  eines  gemeinschaftlichen  metallischen 
Ausgleichungsmiltels  die  überschüssigen  For- 
derungen des  einen  Teiles  durch  Waren  des 
anderen  gedeckt  werden  müssen  und  der 
Wechselkurs  des  Papiergeldes  sich  so  stellen 
muss.  dass  dies  möglich  wird. 

Es  ist  klar,  dass  die  durch  den  interna- 
tionalen Verkehr  bedingte  Bewegung  des 
I  Wechselkurses  eines  Papiergeldes  unabhängig 
also  unter  dieser  Voraussetzung  nicht  üIht  i  ist  von  dem  Edelmetalle,  auf  welches  sieh 
den  sogenannten  Goldpunkt  hinausgehen.  |  das  Papiergehl  ursprünglich  bezog.  Vor 
"Wäre  aber  die  Prägung  des  ursprünglichen  1S70  z.  B.  hatte  der  österreichische  Papi»»r- 
Währungsinetalls  in  dem  Papierwährnngs- ;  gülden  zwei  aus  den  Vorhältnissen  der  Zah- 
lande  gar  nicht  mehr  zulässig,  so  gäbe  es  .  lungshilanz  gegenüber  England  und  Deutsvh- 


sätzlich  eingestellt,  so  wird  bei  eiuer  fort- 
dauernd günstigen  Handelsbilanz  der  eben 
betrachteten  Art  der  Wert  der  Papiorgeld- 
einheit.  die  ursprunglich  eine  Goldmünze 
dargestellt  Indien  möge,  l>ald  wieder  auf 
Pari  komineu,  und  bei  noch  weiterem  Steigen 
des  Wechselkurses  wird  es  nun  vorteilhaft. 
Gold  einzuführen  und  zu  Landosmüiizcn 
pnlgen  zu  lassen.    Der  Wechselkurs  kann 
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land  sieh  bestimmende  Kurse  gegen  Pfund 
Sterling  unil  Thaler.  AIkt  die  internationale 
Wechselarhitrago  sorgte  dafür,  tlass  diese 
leiden  Kurse  immer  sehr  nahe  in  dem  Ver- 
hältnisse zu  einander  standen,  das  "lern 
inneren  Metall  werte  von  Pfund  Sterling  und 
Thaler  naeh  dem  damaligen  Wertvorhältnisso 
von  Gold  und  Silber  (15V«  :  1)  entsprach, 
und  da  dieses  letztere  Verhältnis  annähernd 
konstant  hl  ich.  so  waren  damals  das  soge- 


wert ung  und  die  Verminderung  der  Kauf- 
kraft desselben  gegen  iuländisehe  Waren 
Wert  verminder  ung.  Ks  dürfte  sieh 
aber  auch  die  folgende,  mit  der  erwähnten 
nicht  ganz  zusammenfallende  l'nterseheidung 
empfehlen.  Das  Papiergeld  steht  einerseits 
den  ausländischen  Währungen  gegen über, 
weit  her  Art  diese  aueh  sein  mögen,  und  in- 
sofern kann  man  von  einem  A  usse  n  w  e  rt 
desselben  roden,  der  aueh  für  die  Bostim- 


nannte  Goldagio  und  das  Silberagio  für  den  muug  seiner  Kaufkraft  gegen  ausländische 
österreichischen  Gulden  so  fest  an  einander  Waren  massgebend  ist.    Als  Ui  n  ne  n  wert 


gebunden,  dass  man  sie  für  zwei  Erschei- 
nungen desselben  Dinges,  des  Metallagios 
einer  Papierwährung  halten  konnte. 
Nachdem  aber  Deutschland  die  Goldwährung 
angenommen  hatte  und  in  den  Doppolwäh- 
nmgsländeni  die  Silberprägung  beschränkt 
<>der  eingestellt  worden  war,  behielt  für  den 
österreichischen.  Gulden  nur  das  schon  vor- 
her vorhandene  Goldagio  praktische  Bedon- 


Ucsselben  können  wir  andererseits  seinen 
Wert  gegen  Alter  den  Waren  im  inneren  Ver- 
kehr bezeichnen.  Der  Aussenwert  hat  seit 
der  Beseitigung  des  festen  Wert  Verhältnisses 
zwischen  Göhl  und  Silber  und  wegen  der 
Schwankungen  der  fremden  Papierwährungen 
ebensowenig  einen  einheitlichen  Ausdruck 
wie  der  Hinnenwert  bei  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  auf  die  Preise  der  einzelnen 


agio.  es  nahm  im  Verhältnis  zu  letzterem 
Itei  der  zunehmenden  Silberentwertung  rasch 
ah  und  verwandelte  sich  schliesslich  sogar 
in  ein  Disagio.    Wenn  in  Wien  ein  regel- 


tung.  Zugleich  aber  verlor  das  Silberagio  Warenarten  einwirkenden  Aenderungsur- 
seiueu  festen  Zusammenhang  mit  dem  Gold-  ;  Sachen.    Aber  für  den  Aussenwert  giebt  es 

doch  immereine  charakteristische  und  haupt- 
sächliche Bestimmung,  neben  der  wir  die 
,  übrigen  vernachlässigen  dürfen:  dies  war 
I  früher  der  in  Papiergeld  ausgedrückte  Preis 
massiger  Verkehr  in  Wechseln  auf  Indien!  des  ursprüngliche!)  Währungsmetalls,  gegen- 
ständen hätte,  so  würde  diese  Bewegung 
natürlich  in  dem  Wechselkurs  der  silbernen 
Kupie  gegen  den  Papiergulden  deutlich  her- 
vorgetreten sein.  Das  Verhältnis  der  öster- 
reichischen Währung  zu  den  Silbei  währungs- 
ländern  war  nunmehr  gleichartig  mit  dem- 
jenigen, in  dem  sie  zu  den  Papierwährungen 
anderer  Ijänder  stand,  z.  B.  zu  der  dama- 
ligen russischen.  In  letzterem  Falle  waren 
Vnde  Papierwährungen  unabhängig  von 
••inander  Werts*  hwankuugeu  gegenüber  dem 
Golde  unterworfen ;  aber  die  internationale 
Arbitrage  bewirkte,  dass  das  jeweilige  Wert- 


wärtig  aber  ist  es  auch  für  das  aus  der 
Silberwährung  hervorgegangene  Papiergeld 
der  Preis  des  Goldes,  da  die  Vorherrschaft 
dieses  Metalls  in  dem  Geldwesen  der  Kultur- 
welt entschieden  ist.  Für  den  Binnenwcrt 
des  Papiergeldes  aber  giebt  es  kein  ebenso 
charakteristisches  Ein/.olmass.  Am  meisten 
dürfte  sich  noch  der  Tagelohn  für  gewöhn- 
liche Arbeit  oder  der  Preis  der  gewöhn- 
lichsten im  Linde  selbst  erzeugten  Lebens- 
mittel als  Schätzungsnicossstab  eignen.  Die 
Aussen  wert  Verminderung  des  Papiergeldes 
die   Entwertung    desselben    im  Sinne 


Verhältnis  der  leiden  Papierwährungen  keines- 1  Wagners    -  hängt  nun  allerdings  keineswegs 

Verkehres  mit 
wir  bisher  allein 


Zalüuugsbilanz 
\ussland  unter 


wegs  ausschliesslich  von  Oer 
/.wischen  OesteiTeich  und 
sich  abhing,  sondern  bedingt  war 
Verkehrsverhält  nisse  Oesterreichs  zum  ganzen 
Auskinde  einerseits  und  Kusslands  zum  ganzen 
Auslande  andereiseits. 

5.  Aussen  wert  und  Hinnenwert  des  P. 
Das  Papiergeld  stellt  sich  also  gegenülter 
allen  ausländischen  Währungen  auf  einen 
Sonderen  Wert.  Als  Agio  im  eigentlichen 
Sinne  dürfte  es  sich  empfehlen,  nur  die 
l>rozontmässige    Wert  Steigerung    des    u  r- 


allein  von  der  Gestaltung 
dem  Auslande  ab,  auf  die 


durch  die  Rücksicht  genommen  haben,  sondern  auch 
von  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Inlandes. 
Zunächst  kommt  es  auf  den  Kredit  an,  den 
der  Papiergeld  ausgebende  Start  bei  seinen 
eigenen  Bürgern  geniesst.  Je  geringer  dieser 
Kredit  ist.  um  so  sicherer  wird  schon  im 
inneren  Verkehr  ganz  unabhängig  von  der 
auswärtigen  Zahlungsbilanz  ein  Agio  zu 
Gunsten  des  Metallgeldes  und  des  Währungs- 
metalls entstehen.    Wird  der  Zwangskuis 


p  r  ü  n  g  1  i  e  h  e  n  Währungsmetalls  [  des  Papiergeldes  dekretiert,  was  immer  nur 

in  sehr  kritischen  Zeiten  geschieht,  so  ver- 
schwindet sofort  das  Metallgeld  aus  dem 
gewöhnlichen  Verkehre,  weil  jeder  sich  eine 
Reserve  in  solchem  anzulegen  sucht  und  zu 
seinen  Ausgaben  immer  in  erster  Reihe  das 
eingenommene  Papiergeld  verwendet.  Sind 
die  Verringerung  des  Wertes  de>  Papier- !  die  Befürchtungen  gross  und  das  Vertrauen 
gehles  gegen  Edelmetall  und  Münzen  Eni-  j  schwach,  so  sind  alle  ängstlichen  Personen 


gegen  «las  l'apiergeld  zu  bezeichnen.  Für 
das  österreichische  Papiergeld  galt  es  bis  zur 
Einführung  der  Kronenwährung  also  eigent- 
lich nur  ein  Silltoragio  (seit  1870  ein  Dis- 
agio), dagegen  eine  Preissteigerung 
des  Goldes  als  Ware.    Ad.  Wagner  nennt 
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bemüht,  sich  einen  Barvorrat  mit  Hilfe  von  eine  gewisse.  Grenze  hinausgehen,  weil  die 
<  )pfern  y.u  verschaffen,  und  es  kann  dadurch  Spekulation  das  weiter  angebotene  Papier- 
allein  schon  eine  l^edeutende  Prämie  für  i  gehl  übernimmt,  um  ans  der  mit  Sicherheit 
Metallgeld  erzeugt  werden.  Sogar  die  erwarteten  späteren  Rückkehr  des  Pariwertes 
Scheidemünze  verschwindet,  seihst  wenn  ihr  j  desselben  Gewinn  zu  ziehen.  Je  länger  aber 
Metall  wert  geringer  ist  als  der  noch  Ix*-  eine  Papiergeld  Wirtschaft  mit  bedeutendem 
stehende  Wert  des  Papiers  gegen  .Metall.  Metallado  /lauert,  um  so  unwahrscheinlicher 
Seihst  verständlich  geht  dann  auch  der  j  wird  die  Wiederherstellung  des  Metallwertes 
"Wechselkurs  für  ausländisches  Metallgeld  |  dieses  Goldes,  und  es  wird  schliesslich  auch 
entsprechend  in  die  Hohe,  und  so  entsteht  j  im  Verkehr  auf  diese  Möglichkeit  nicht  mehr 
also  eine  Verminderung  des  Aussen  wertes  Rücksicht  genommen,  selbst  wenn  anfangs 
des  Papiergeldos  und  «in  Metallagio  zunächst  die  Kinlösung  des  Papiers  versprochen  worden 
aus  inländischen  Prsachen.  Indes  handelt  ist.  Man  hat  sich  mit  dem  partiellen  Banko- 
es sich  hier  meistens  nur  um  panikartige ,  rott  des  Staates  abgefunden,  und  der  Kredil, 
Erscheinungen .  die  bei  festbegründetem  ,  den  man  ihm  und  seinem  Papiergelde  jetzt 
Staatskredit  bald  vorübergehen.  |  gewährt,  beruht  hauptsächlich  auf  dem  Ver- 

So  stieg  bei  der  starken  Erschütterung  l  trauen,  davs  er  die  Menge  des  ausgegebenen 
des  öffentlichen  Vertrauens  nach  der  Februar- !  Papiergeldes  nicht  weiter  vermehren  werde, 
revolution  von  ISIS  in  Paris  die  Goldprüinie  j  Sobald  er  sich  anschickt,  um  sich  Geld  zu 
während  einiger  Tage  nach  der  Einführung  j  verschaffen,  die  Notenpresso  wieder  in  Bo- 
eles Zwangskurses  bis  auf  12  "  o,  während  j  wegung  zu  setzen,  sinkt  auch  der  Aussen- 
merkwürdigerweise    für   Silber   trotz  der  ■  wert  dos  Papiergeldes,  weil  die  Spekulation 
Doppelwährung  kein  erhebliches  Agio  ent- '  l^reits  das   vorauszusehende  Steigen  des 
stand,  was  am  deutlichsten  beweist,  dass  Metallagios  auszunutzen  sucht, 
«las  Goldagio  nur  ein   Angstpindukt    dos  i      Die  unmittelbare  Wirkung  einer  Ver- 
Thosaurisierens  und  Versteckens  war.    Ist  mehrung  des  Papiergeldes  zu  finanziellen 
die  Papierwährung  einmal  eingebürgert,  so  i  Zwecken  trifft  allerdings  den  Binnonwert 
ist  in  normalen  Zeiten  von  einer  besonderen  desselben.    Zunächst  tritt  wieder  eine  ähn- 
Yorlioho  für  das  Metallgeld  als  solches  nichts  liehe  Erschütterung  des  Vertrauens  ein,  wie 
mehr  zu  bemerken.    Im  Gegenteil  findet  bei  dem  Beginne  der  Papierwirtsrhaft :  man 
«las  Publikum  bald,  dass  das  Papiergeld  be-  erinnert  sich  dos  Schicksals  der  Assignaten, 
ipiomer  sei  als  selbst  das  Goldgold,  und  so  legt  wieder  Metallivsorven  an  und  sucht 
entstand  in  Frankreich  schon  1S77  zuweilen  das  empfangene  Papiergehl  möglichst  rasch 
eine  kleine  Prämie  zu  Gunsten  der  kleineren  wieder  ans  der  Hand  zu  geben.   Aber  auch 
Notonabsehnitte  gegen  Gold,  weil  die  Bank  wenn    diese    Beunruhigung  verschwunden 
sicli  zeitweise  weigerte,  die  Tausend  frank-  und  wieder  ein  stabiler  Zustand  eingetreten 
iH'ten    gegen    kleinere    Abschnitte    einzu-  ist.  muss  die  Vergrößerung  der  Menge  dos 
wechseln,  dagegen  Gold  bereitwillig  hergab,  '  umlaufenden  Papiergeldes,  sofern  sie  einigor- 
obwohl  sie  noch  immer  nicht  zur  Kinlösung  inassen  bedeutend  war.  eine  gewisse  dauernde 
ihrer  Noten  verpflichtet  war.    In  Amerika  Verminderung  dos  Binnenwertes  desselben, 
hat  die  Beliebtheit    des   Papiergeldes  die  also   seiner    Kaufkraft    gegen  inländische. 
Beibehaltung  der   Grecnhaeks   als  gesetz-  .  Waren,  in  ihrem  Gefolge  haben.  Allerdings 
liebes  Zahlungsmittel  und  die  Erweiterung  ist  die  Annahme  falsch,  dass  die  Kaufkraft 
der  Ausgabe   von   Certifikaten    verursacht,  des  Geldes  gegen  die  Waren  sieh  auch  nur 
und  in  <  'esterreich  wurde  «*s  in  den  letzten  annähernd  umgekehrt  proportional  mit  der 
Jahren  als  sehr  lästig  empfunden,  dass  die  vorhandenen  Menge  desselben  ändere;  denn 
Regierung  die  Gehaltszahlungen  zu  einem  noljon  dieser  Menge  wirkt  die  Ab-  oder 
grossen  Teil  statt  in  Papier  in  effektiven  Zunahme  der  Intensität  der  volkswirtschaft- 
SilluM-guldeu  leistete.    Puter  gewöhnlichen  I  liehen   Thätigkeit  und   die  grössere  oder 
Pinständen  kann  demnach  die  Möglichkeit  '■  geringen-?  Ausbildung  des  auf  Kredit  be- 
einer  innoivn   Diskreditierung  des  Papier-  ruhenden  I  ndaufsniechanismus  selir  wosent- 
geldes  für  seinen  Aussenwert  ausser  Be-  lieh  bei  der  Wertbestimmung  des  Gehles 
traiht  bleiben.  mit.  ganz  abgesehen   von  den  durch  die 

Eine  den  Aussenwert  des  Papiergeldes  l'n>duktionsteehnik  auf  seiten  der  Waren 
Kdestigende  Wirkung  übt  natürlich  das  in  herbeigeführten  Preisänderungen.  Glcieh- 
d<n  Stiuit  geatzte  Vertrauen  aus.  dass  er  wohl  aber  ist  es  klar«  dass  man  durch  fort- 
in kurzer  Zeit  wieder  zur  Barzahlung  zurück- ,  gesetzte  Vermehrung  der  Quantität  des 
kehren  und  das  Papiergeld  zu  seinem  vollen  j  Papiergeldes  die  Kaufkraft  desselben  immer 
Nominalwerte  in  Metall  einlösen  werde.  Die  ,  tiefer  horabd rücken  kann,  und  zweifellos 
momentanen  Verhältnisse  der  internationalon ,  winl  auch,  wenn  z.  B.  eine  doppolt  so 
Zahlungsbilanz  können  allerdings  auch  in  grosse  Summe  an  Papiergeld  ausgegeben, 
diesem  Falle  die  Entstehung  eines  Agios  word«-n  ist,  als  vorher  an  Metallgeld  im 
verursachen,  aber  dasselbe  kann  nicht  üb  er ,  Luide  war,    der   Duivhsehmttsstaud  der 
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nominellen  Warenpreise  bedeutend  höher 
sein,  als  vor  der  Einführung  der  Papier- 
währung. Vielleicht  mag  diese  Verminde- 
rung fies  Binnenwertes  des  Papiergeldes 
nur  im  Verhältnis  von  l1  2  :  1,  statt  von  2:1. 
vielleicht  aber  auch  im  Verhältnis  von  H :  1 
erfolgt  sein ;  das  hängt  von  der  Einwirkung 
der  oben  angedeuteten  sonstigen  Umstände 
ab.  Man  wird  überhaupt  nie  imstande  sein, 
die  Grösse  der  Binnen  wertvennindorung  des 
Papiergeldes  mit  einiger  Genauigkeit  anzu- 
geben, da  in  den  Warenpreisen  neben  den 
Aenderungen  des  Geldwertes  auch  die  von 
diesen  unabhängigen  Aenderungen  der  Pro- 
duktionsbedingungcn  zum  Ausdruck  kommen. 

-  Die  Frage,  ob  umgekehrt,  wenn  eine  be- 
stimmte Summe  Papiergeld  l>ei  zunehmen- 
der Bevölkerung  und  Wohlhabenheit  unver- 
änderlich t>eibehalten  wird,  der  Binnenwert 
desselben  steigen  müsse,  ist  schon  oben 
berührt  worden.  Auch  sie  kann  nicht  ein- 
fach nach  einer  abstrakten  (x>uantitätstheorie 
^•antwortet  werden. 

Wie  aber  auch  das  Verhältnis  der  Binnen- 
wertverminderung  zur  Vermehrung  des 
Papiergeldes  sein  möge,  jedenfalls  wird  auch 
der  Aussenwert  von  dieser  Weitänderung 
mit  berührt  werden.  Steigen  die  Nominal- 
preise der  inländischen  Ausfuhrwaren,  so 
wird  für  diese  im  Auslande  darum  doch 
kein  höherer  Preis  in  Gold  bezahlt.  Das 
Papiergeld  muss  also  dem  ausländischen 
Gelde  gegen  filier  jedenfalls  im  Werte  sinken, 
al»er  es  wird  von  den  Verhältnissen  der 
Zahlungsbilanz  abhängen,  in  welchem  Masse 
dies  geschieht.  Muss  das  Inland  zur  Deckung 
eines  bedeutenden  Passivsaldos  seinen  Aus- 
fuhrwaren durch  Herabsetzung  ihrer  Preise 
in  Gold  Absatz  verschaffen,  so  steigt  der 
Preis  des  Goldes  gegen  Papiergeld  noch 
mehr  als  der  Durchschnitt  der  Preise'  der 
gewöhnlichen  inländischen  Waren  und  die 
Verminderung  des  Aussen  wertes  des  Papier- 
geldes ist  also  dann  noch  grösser  als  die 
des  Binnen  wertes.  Findet  dagegen  seitens 
des  Auslandes  eine  grosse  Nachfrage  nach 
den  Ausfuhrwaren  des  Inlandes  statt,  so 
sinkt  der  Kurs  der  fremden  Wechsel  und 
die  Verteuerung  des  Goldes  kann  hinter 
derjenigen  der  übrigen  Waren,  soweit  diese 
auf  der  Verminderung  des  Binnenwertes 
des  Papiergeldes  beruht,  zurückbleiben. 
Steigt  der  Binneuwert  des  Papiergeldes, 
sinkeu  also  die  Warenpreise,  so  wird  die 
Ausfuhr  erleichtert  und  es  erhöht  sich  da- 
durch auch  der  Aussenwert  des  Papier- 
geldes. Der  Binnenwert  des  Papiergehles 
ist  also  auch  nicht  so  vollständig  unab- 
hängig von  dem  Aussenwerte  desselben, 
wie  wir  oben  der  Einfachheit  wegen  an- 
genommen haben.  Der  Grad  dieser  Unab- 
hängigkeit ist  am  höchsten,  wenn  das  Papier- 
währungsland   au«  dem   Auslande  haupt- 


sächlich nur  Kousumtionswaren  für  den  Be- 
darf der  wohlhabenden  Klassen  und  dauer- 
hafte, zum  stehenden  Kapital  gehörende 
Produktionsmittel  bezieht.  Müssen  dagegen 
grosse  Mengen  von  Verbrauchsgüteru  für 
die  Masse  der  Bevölkerung  oder  von  Roh- 
und  Hilfsstoffen  für  die  Herstellung  solcher 
Güter  eingeführt  werden,  so  kann  die  Ver- 
minderung des  Aussen  wertes  des  Papier- 
geldes eine  Verteuerung  des  notwendigen 
I iebensunterhaltes  der  Arbeiterbevölkerung 
erzeugen,  die  schliesslich  auch  eine  Lohn- 
erhöhung und  dadurch  wieder  eine  Steige- 
rung der  nicht  direkt  von  «lern  Metallagio 
abhängigen  Warenpreise  herljeifflhren  müsste. 
Indes  vollzieht  sich  ein  solcher  Prozess  nur 
langsam,  und  ehe  seine  Wirkung  merklich 
;  geworden,  ist  häufig  wieder  eine  Aendemng 
in  der  Bewegung  der  Wechselkurse  einge- 
treten. Im  allgemeinen  darf  man  nach  den 
vorliegenden  Erfahrungen  in  der  That  eine 
relativ  grosse  Festigkeit  des  Binnenwertes 
des  Papiergeldes  selbst  gegen  filier  den 
stärkeren  Oscillationen  des  Aussen  wertes 
desselben  annehmen,  zumal  wenn  man  die 
selbständige  Preisbewegung  der  Ausfuhr- 
waren, die  unabhängig  vom  Geldwerte  durch 
Verminderung  oder  Erhöhung  der  Pro- 
duktionskosten aus  technischen  Gründen 
entsteht,  als  besonderes  Element  ausscheidet. 

Fassen  wir  das  Vorstehende  zusammen, 
so  ist  also  der  nachhaltige  unmittelbare  Be- 
dingungsgrund des  Aussenwertes  des  Papier- 
:  gcldcs  die  internationale  Zahlungsbilanz,  der 
j  des  Binnenwertes  die  Menge  desselben,  ohne 
i  dass  sich  indes  irgend  eine  feste  Beziehung 
1  zwischen  dem  Werte  und  der  Menge  des 
Papiergeldes    angolien    liesse.  Merkliche 
Aenderungen  des  Binnenwertes  übertragen 
sieh  mehr  oder  weniger  vollständig,  häufig 
mit  einer  Verstärkung,  zuweilen  auch  mit 
einer  Abschwäehung  auf  den  Aussenwert, 
dagegen    ist   die  Bückwirkung  der  selb- 
ständigen Aenderungen  des  Aussenwertes 
auf  den  Binnenwert  im  ganzen  sehr  laug- 
sam und  schwach,  und  häufig  wird  man, 
wo  sie  scheinbar  auftritt ,  bei  genauerer 
Untersuchung  eine  selbständige  Bewegung 
des  Biuncnwertes  finden,  die  Ursache  und 
nicht  Wirkung  der  Aenderung  des  Aussen- 
wertes   war.     Erschütterung   des  Staats- 
kredits ist  eine  stossweise  wirkende  Ursache 
!der   Wertverminderung   des  Papiergeldes. 
!  Sie  trifft  zunächst  den  Binnenwert,  erzeugt 
I  während  der  kritischen  Periode  auch  selb- 
ständig ein  inneres  Metallagio,  das  dann 
unmittelbar  auch  den  Aussenwert  erniedrigt. 
Festes  Vertrauen  auf  baldige  Einlösung  des 
,  Papiergeldes  zum  Pariwerte  schützt  sowohl 
den  Binnen-  wie  den  Aussenwert  desselben 
vor  erheblichem  Sinken,   alier  in  diesem 
Falle  ist  eben  die  Papiergehlwirtschaft  ge- 
wöhnlich nur  eine  kurze  Episode,  in  der 
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die  Eigentümlichkeiten  eines  .selbständigen 
Papiergeldes  noch  uieht  voll  hervortreten. 
Wirtschaftlicher  Aufschwung  im  Inlaiule  er- 
zeugt au  sieh  eine  Steigerung  der  Waren- 
preise, scheinbar  also  eine  Verminderung 
des  Hinnen  wertes  des  Papiergeldes.  Tu 
Wirklichkeit  aber  muss  man  vielmehr  eine 
Erhöhung  dieses  Wertes  annehmen,  da  das 
Verhältnis  der  Menge  des  Papiergeldes  zu 
der  Zahl  der  Umsätze  in  einer  gewissen 
Zeitstreeke  trotz  der  in  solchen  Perioden 
stattfindenden  Vermehrung  der  Kredit- 
umlaufsmittel im  allgemeinen  günstiger  ge- 
worden sein  wird.  Die  Preissteigerung  geht 
eV>en  in  solchen  Fällen  von  den  Produktions- 
und Marktverhältnissen  der  Waren  aus, 
beruht  also  nicht  auf  einer  Aenderung  des 
inneren  Wertes  des  Geldes.  Sie  würde 
auch  bei  einer  Metallgeldcirkulation  auf- 
getreten sein,  und  zwar  wahrscheinlich  in 
stärkerem  Grade,  weil  sie  durch  die 
vorauszusetzende,  wenn  auch  äusserlich 
nicht  unmittelbar  erkennbare  Erhöhimg  des 
Binnenwertes  des  Papiergeldes  teilweise 
neutralisiert  und  verlangsamt  wird.  Eine 
Erhöhung  des  Aussen  wertes  des  Papier- 
geldes, also  eine  Erniedrigung  des  Goldagios, 
ist  bei  solchem  gunstigen  Gange  der  Volks- 
wirtschaft meistens  bald  zu  bemerken,  haupt- 
sächlich deshalb,  weil  das  Ausland  es  unter 
solchen  Umständen  vorteilhaft  findet,  Kapital- 
aulagen in  dem  Papierwährungslandc  zu 
machen,  wodurch  die  Zahlungsbilanz  des 
letzteren  wenigstens  zunächst  günstig  becin- 
flusst  wird. 

«.  Volkswirtschaftliche  Wirkungen 
der  Papierwährung.  Die  unmittelbarste 
Folge  der  Einführung  des  Zwangskurses 
eines  uneinlöshehen  Papiergehles  ist,  wie 
schon  oben  erwähnt  worden ,  das  Ver- 
schwinden des  Metallgeldes  aus  dem  ge- 
wöhnlichen Verkehre.  Daraus  folgt  alter 
keineswegs,  dass  das  Metallgeld  auch  aus 
dem  Lande  abfliessen  müsse.  Zunächst 
wird  es  nur  als  Reserve  zurückgehalten,  und 
wenn  die  Meinung  vorherrscht,  dass  die 
Barzahlungen  bald  wieder  aufgenommen 
werden  würden,  so  tritt  möglicherweise  ein 
erheblicher  Verlust  an  Edelmetall  für  das 
I^and  überhaupt  nicht  ein.  Erlangt  aber  die 
Papierwährung  den  Charakter  einer  Insti- 
tution von  unbestimmt  langer  Dauer,  so  wiitl 
das  Metallgeld  in  der  Kegel  grösstenteils  als 
Barrenmetall  ausgeführt  werden.  Es  ist  im 
Inlande  zu  einer  Ware  mit  wechselndem 
Preise  gegen  das  Papiergeld  geworden,  das 
seinerseits  nicht  nur  als  allgemeines  Um- 
laufs- und  Zahlungsmittel,  sondern  auch  als 
Wertmass  dient.  Zugleich  aber  ist  das  Edel- 
metall oder  unter  den  heutigen  Verhältnissen 
wenigstens  das  Gold  diejenige  Ware,  die  auf 
dem  auswärtigen  Markte  zu  einem  festen 
Wei  te  und  ohne  Gefahr  eiues  Verlustes  durch 


Notangebot  verwertet  werden  kann.  Hat  da- 
her das  Papierwährutigslaud  einen  Passiv- 
saldo im  Auslände;  auszugleichen,  so  ist  es 
vorteilhafter,  zu  diesem  Zwecke  Gold  aus- 
zuführen, als  andere  Waren,  für  die  vielleicht 
nur  durch  Preisherabsetzung  Käufer  zu 
finden  sind.  Praktisch  wird  die  Sache  sich 
so  gestalten,  dass  das  Steigen  des  aus- 
wärtigen Wechselkurses,  solange  noch  ein 
erheblicher  Vorrat  an  Gold  bei  den  Banken 
und  in  den  Privatreserven  vorhanden  ist, 
verlangsamt  wird ,  indem  bei  steigendem 
Agio  immer  mehr  inländisches  Gold  ange- 
boten und  zur  Ausfuhr  verwendet  wird. 
Vollständig  wird  übrigens  das  Gold  niemals 
versehwinden,  ein  kleiner  Best  wenigstens 
wird  immer  bei  den  Banken  zu  Zwecken  der 
Spekulation  und  Arbitrage  zurückgehalten 
werden.  Häufig  findet  das  Gold  im  inneren 
grösseren  Verkehre  eine  regelmässige,  wenn 
auch  beschränkte  Verwendung,  indem  z.  B. 
bei  gewissen  Verträgen  ausdrücklich  Zalüung 
in  effektiven  Goldmünzen  ausl*>dungon  wird 
oder  auch  die  Regierung  gewisse  Zahlungen, 
j  z.  B.  die  der  Zölle,  in  Gold  verlangt.  Es 
j  entsteht  dann  eine  Art  von  Parallel- 
'  Währung  in  Papier  und  in  Gold,  bei  der 
das  Goldagio  und  somit  der  Aussen  wert  des 
Papiergeldes  sehr  wesentlich  durch  die 
inneren  Verkehrsverliältnissc  mit  Itodingt 
wird.  Namentlich  wird  das  Steigen  des 
Agios  in  Schranken  gehalten,  wenn  das  Land 
I  selbst  jährlich  eine  bedeutende  Menge  Gold 
produziert.  Uehrigons  kann  es  l>ei  der  er- 
wähnten Parallelwährung  auch  leicht  vor- 
kommen, dass  ein  Papierwährungsland  selbst 
i  bei  Bestehen  eines  bedeutenden  Agios  Gold 
e  i  n  f  ü  h  r  t.  Infolge  vermehrter  Ausfuhr  z.  B. 
können  die  Geldwechsel  auf  das  Ausland 
etwas  billiger  geworden  sein,  während  die 
innere  Nachfrage  nach  Gold  vielleicht  zu- 
j  genommen  hat.  Es  entsteht  dann  also  eine 
I  Differenz  zwischen  dem  inneren  Goldpreise 
i  und  dem  Preise  der  fremden  Wechsel,  dio 
die  Einfuhr  von  Gold  lohnend  macht. 

Der  Einfluss  des  steigenden  oder  fallen- 
den Agios  auf  die  Ein-  und  Ausfuhr  der 
Waren  ist  schon  daigelegt  worden.    Es  ist 
zugleich  klar,  dass  die  Schutzzölle  des  Aus- 
landes durch  das  Steigen,  die  des  Inlandes 
'  durch   das   Sinken   des  Agios  mehr  oder 
'  weniger  ausgeglichen  werden.    Im  Übrigen 
.  ist  das  aleatorische  Element,  «las  infolge  der 
,  Schwankungen  des  Aussenwertes  des  Papier- 
1  gehles  in  den  gesinnten  auswärtigen  Handels- 
verkehr gebracht  wird,   unzweifelhaft  die 
:  volkswirtschaftlich  schädlichste  Folge  der 
Papierwährung.    Allerdings  können  die  an 
dem  auswärtigen  Handel  beteiligten  Kauf- 
leute oder  Produzenten  für  ihren  Teil  sich 
vollkommen  sicher  stellen,  indem  sie  die 
Wechsel,  die  sie  auf  Grund  eines  Verkaufs 
von  Waren  auf  das  Ausland  zu  ziehen  1*?- 
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ivchtigt  sind,  schon  sofort  oder  im  voraus 
auf  Lieferung  zu  dein  bekannten  Tageskurse 
verkaufen  oder  sich  ebenfalls  im  voraus  durch 
Ankauf  von  fremden  Wechseln  decken,  um 
gekaufte  Einfuhrwaren  später  U-zahlen  zu 
können.  Aber  wenn  die  Nächstbeteiligten 
auf  solche  Art  sich  der  S|*ckulation  auf  die 
Kursschwankungen  entziehen,  so  müssen 
eben  Hanken  oder  andere  Kapitalisten  statt 
jener  «las  nun  einmal  vorhandene  Risiko  wie 
andererseits  auch  die  Gewinnchancen  üher- 
nehinen,  und  es  bleiben  daher  gewisse  Spiel- 
geschäfte mit  der  Papiergeld  Wirtschaft  not- 
wendig und  ständig  verbunden.  Bei  solider 
Finan/.verwaltung  und  Sicherung  des  Binnen 
wertes  des 
seliränknng 

ding*  die  Schwankungen  des  Aussen  wertes 
desselben  in  gewöhnlichen  Zeiten  nur  massig, 
aber  seihst  unter  dieser  Voraussetzung  kann 
durch  eine  plötzlich  hervortretende  Kriegs- 
gefahr, durch  den  Ausbruch  einer  wirtschaft- 
liehen Krisis.  einen  grossen  Ausfall  in  der 
Ernte  und  ähnliche  Ursachen  alle  Yoraus- 
schätzung  des  künftigen  Wertes  des  Papier- 
gehles stark  durchkreuzt  werden.  —  Sehr 
störend,  namentlich  auch  abschreckend  für  das 
fremde  Kapital,  wirkt  die 
aller  Anlagen  in  langfristigen  Schuld 
verschreibungen.  Hypotheken  etc.  Private 
Gläubiger  können  sich  nicht  wohl  die  Rück- 
zahlung in  Gold  ausbedingon.  wenn  sie  «las 
Darlehen  nicht  in  Gold  gegeben  haben,  und 
das  wird  unter  der  Herrschaft  der  Papier- 
währung selten  der  Kall  sein.  Wenn  sie 
aber  Zins-  und  Kapitalzahlung  in  Papier- 
gold annehmen  müssen,  so  wird  die 
Folge  sein,  dass  der  durchschnittliche  Zins- 


die  Menge  des  Geldes  überhaupt  vei  mehrt 
worden  sei  (zumal  ja  zunächst  wenigstens 
auch  das  Metallgeld  noch  im  Lande  ist), 
sondern  dass  auch  während  des  vorange- 
gangenen Zustande*  viel  Geld  als  müssiger 
Kasseubestand  angesammelt  worden  sei,  das 
jetzt  als  verfüg! wres  Kapital  Verwendung 
suche  und  zu  herabgesetztem  Zinsfusse  an- 
geboten werde.  So  würden  also  neue  Unter- 
nehmungen angeregt,  die  Spekulation  er- 
mutigt und  Udd  die  ganze  Volkswirtschaft 
in  ein  lebhafteres  Temjto  versetzt.  Diese 
Anschauungen  vuti  der  selbständigen  be- 
lobenden Triebkraft  des  Geldes  in  irgend 
einer  Gestalt  haben  indes  die  Probe  an  der 
Papiergeldes  durch  feste  Be-  Erfahrung  nicht  bestanden.  Bei  völlig  In- 
der Menge  desselben  sind  aller-  takter  Metallwährung  hat  sich  in  England. 

Deutschland,  Frankreich  gezeigt,  das«  Bar- 
vorräte der  Banken  von  früher  nie  da- 
gewesener Höhe  bei  Diskontsätzen  von  selten 
oder  nie  dagewesener  Niedrigkeit  und  eben- 
falls ausscmrdciitlieh  niedrigem  Zinsfusse 
für  feste  Kapitalanlagen  Jährt'  hindurch  nicht 
die  mindeste,  treibende  Einwirkung  auf- den 
Gang  der  Geschäfte  und  die  Unternehmungs- 
lust auszuüben  vermochten.  Noch  weniger 
kann  man  aber  solche  Wirkungen  von  Papier- 
Unsicherheit  geldvoiräten  erwarten,  zu  so  niedrigem  Zins- 
fusse sie  auch  angetreten  werden  mögen. 
Aus  eigener  Kraft  kann  das  Papiergeld  nur 
insofern  eine  Steigerung  der  nominellen 
Warenpreise  hervorrufen,  als  es  an  sich  eine 
Wertverminderiiug  erleidet,  und  darin  liegt 
sicherlich  für  die  Volkswillschaft  kein  Ge- 
winn. Kine  Preiserhöhung  al*er,  die  von  den 
Waren  selbst  bei  allgemeinem  Aufschwung 
infolge  der  rascher  als  das  Angebot  wachsen- 
den Nachfrage  ausgeht,  wurzelt  immer  in 


fuss  in  einem  Papierwährungslande  immer  ;  den  realen  Triebkräften  der  Volkswirtschaft 
um  eine  gewisse  Risikopräiuie  höher  steht 
als  in  den  Ländern  mit  normalem  Gold- 


eine g 
in  den 

wesen.  So  stellte  sich  denn  auch  z.  B. 
in  Oesterreich  im  Jahre  lsUl  die  durch- 
schnittliche Rentabilität  der  Papiorrente  auf 
4.."V7,  die  der  Goldrentc  alter  nur  auf  4.21  °'o. 
Dass  ein  Staat  mit  Papierwährung  durch  die 
Aufnahme  von  Goldschulden,  selbst  in  der 
Form    von  Renten,  durch  das  Steigen  des 


und  kann 
<  »peration 
'rlnigeführt  werden 


nicht  durch  die  bloss  formale 
der  Vermehrung  des  Papiergeldes 


Nach  überstaudeneu 
Kriegen  oder  Krisen  treten  nicht  selten 
solche  realen  Ursachen  einer  Belebung  der 
Volkswirtschaft  in  Wirksamkeit,  aber  "nicht 
wegen.  Hindern  trotz  der  Papierwährung. 
Uebrigens  zeigt  die  Erfahrung,  dass  die 
Diskontsätze  in  Iilndern  mit  Papierwährung 


Agios  in  gros&e  Verlegenheit  gebracht  wer-  durchweg  höher  stehen  als  in  solchen  mit 
den  kann,  liat  die  Erfahrung  oft  genug  be-  Metallumlauf.    Es  hängt  dies  teilweise  mit 


wiesen,  und  noch  mehr  gilt  dies  von  Eisen- 
bahnen und  anderen  Aktiengesellschaften, 
die  in  Gold  verzinsliche  und  rückzahllrare 
Obligationen  ausgegelien 
Papiergeld  einnehmen. 

Manchmal  scheint  es,  als  ob  das  Papier 


haben,  alter  nur  geldes. 

Rücksicht  lieh 


dem  Risikoder  Agiosehwankungen  zusamnn 
teils  aber  wohl  auch  mit  der  normalerweise 
fest     beschränkten    Menge     des  Papier- 


der  Staatsfinanzeu  ist  die 
-Yusgabe  von  Papiergeld  in  der  neuereu  Zeit 


geld,  wenn  die  akute  staatliche  Finanzkrisis,  das  bequemste  und  bis  zu  einer  gewissen 
der  es  meistens  seinen  Ursprung  verdankt,  Grenze  wirksamste,  daher  das  verführe- 
ülierwunden  ist.  einen  anregenden  Eiuflu>s  riscliste,  aber  auch  das  gefährlichste  Hilfs- 
auf Produktion  und  Handel  ausübe,  sogar  mittel  bei  einem  grossen  ausserordentlichen 
einen  sogen,  wirtschaftlichen  Aufschwung  zu  Goldltcdarf  unter  kritischen  Umständen  ge- 
ei zeugen  imstande  sei.  Man  sucht  dies  worden.  Nur  die  voll  gedeckten  Certifikate 
wohl 'dadurch  zu  erklären,  dass  nicht  nur .  werden  im  Interesse  des  Verkehrs  ausge- 
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gehen,  im  übrigen  luit  bisher  nur  «.las  finan- 
zielle Bedürfnis  die  Ausgab  von  Papiergold 
als  einer  unverzinslichen  Staatsschuld  veran- 
lasst. Trotz  allem  aber,  was  sich  über  die 
Gefährlichkeit  und  Schädlichkeit  dieses  Hilfs- 
mittels sagen  lüsst,  muss  man  es  für  unent- 
behrlich in  gewissen  Notlagen  erklären.  Kein 
grosserer  Staat  ist  in  diesem  Jahrhundert 
imstande  gewesen,  die  Papiergeldwirtsehaft 
gänzlich  zu  vermeiden,  und  bei  künftigen 
Kriegen  wird  jeder  Staat,  der  einige  Sehlachten 
verloren  oder  dessen  Grenzen  der  Feind 
Überseth  ritten  hat,  sich  genötigt  sehen,  zu 
diesem  Auskunftsmittel  zu  greifen.  Die 
Kosten  eines  modernen  Krieges  werden  für 
jeden  Beteiligten  hald  in  die  Milliarden 
gehen,  und  solche  Summen  können  unter 
solchen  Umständen  weder  durch  freiwillige 
noch  durch  Zwangsanleihen  aufgebracht  wer- 
den. Man  erinnere  sich,  dass  das  reiche 
Frankreich  schon  am  11.  August  1870  den 
Zwangskurs  der  Banknoten  dekretieren 
musste.  um  von  der  Bank  einen  Kredit  von 
1500  Millionen  Francs  zu  erhalten,  und 
dass  es  während  der  kritischsten  Periode 
des  Krieges  eine  Anleihe  von  250  Millionen 
Francs  zu  hohen  Zinsen  nur  in  London  auf- 
nehmen konnte.  Man  erinnere  sich  auch 
des  wenig  erfreulichen  Ergebnisses  der  An- 
leihe des  '  norddeutschen  Bundes  vor  den 
ersten  Siegen  der  deutschen  Waffen.  Ks 
wird  sich  daher  für  jedes  in  einen  längeren 
und  nicht  ausschliesslich  siegreichen  Krieg 
verwickeltes  Land  künftig  nicht  hauptsäch- 
lich darum  handeln,  die  Papierwährung  um 
jeden  Preis  fernzuhalten,  als  viehnelir  darum, 
soweit  wie  m<">glieh  ihre  schädlichen  Folgen 
zu  verhindern.  Wie  viel  sich  in  dieser  Hin- 
sicht erreichen  lässt,  hat  Frankreich  gezeigt 
wo  der  Binnenweil  der  Banknoten  während 
des  Krieges  stets  unerschüttert  goblieiV'ii 
ist  (sie  liefen  auch  in  den  von  den  deutschen 
Truppen  besetzten  Gebieten  mit  vollem  Werte 
um),  während  der  Aussen  wert  in  der  un- 
günstigsten Zeit  nur  weuige  Prozent  ver- 
loren hat.  Katsam  ist  namentlich  «li<<  Kom- 
bination der  Emission  vou  Papiergeld  mit 
Kriegsanleihen,  durch  welche  das  erster« 
also  wieder  zeitweise  in  die  Staatskassen 
zurückgeführt  wird.  So  wurde  auch  in 
Frankreich  bald  nach  der  Einführung  des 
Zwangskurses,  nämlich  am  23.— 2-1.  Angusl, 
eine  Anleihe  von  1328  Millionen  Kranes  in 
3prozentiger  Rente  zum  Kurse  von  GO.tjO 
ausgegeben.  Empfehlenswert  ist  auch  die 
amerikanische  Einrichtung  während  des 
Bürgerkrieges,  nach  der  das  Papiergeld  stets 
gegen  vor  z  i  n  s  I  i  eh  e Schuldverschreibungen 
(anfangs  bis  zu  50.  später  bis  zu  10  Dollar) 
umgewechselt  werden  konnte.  —  Selbstver- 
ständlich aber  liefindet  sich  ein  Staat,  der 
im  Besitze  eines  reichlichen  Metallumlaufos 
zu  der  Notstandsmassrcgel  der  Einführung 


der  Papierwährung  greift,  in  weit  besserer 
iAge  als  ein  solcher,  der  bereits  in  der 
Papierwirtschaft  steckt  und  nun  durch  einen 
Krieg  zu  einer  bedeutenden  Vermehrung 
dieses  Kreditgeldes  genötigt  wird.  Denn 
im  letzteren  Falle  unterliegt  die  ganze  Masse 
des  alten  und  neuen  Papiergeldes  einer 
Wortverminderung,  während  im  ersteren  das 
Edelmetall  in  den  Kassen  reserviert  wird, 
die  Funktion  als  l'mlaufsmittel  also  von 
dem  Papiergelde  allein  erfüllt  werden  muss 
und  dadurch  der  Binnenwert  desselben  eine 
Stütze  erhält,  wie  auch  sein  Aussen  wert 
durch  das  Vorhandensein  eines  bedeutenden 
Edelmetallvoiratos  im  Ijande  gegen  starkes 
Sinken  geschützt  wird.  Tu  diesen  Ei-wä- 
gungen liegt  das  Hauptargument  für  die 
Aufrechterhaltung  oder  Wiederherstellung 
der  Motallwährung  in  jedem  Staate,  der  mit 
«ler  Möglichkeit  eines  Krieges  zu  rechnen 
hat :  er  muss  sich  in  Friedenszeiten  von  der 
Papierwirtschaft  fern  halten  oder  befreien, 
damit  er  im  Kriege  nötigenfalls  zu  dieser 
Hilfsquelle  ohno  allzu  grosse  Gefahr  seine 
Zuflucht  nehmen  könne.  Wäre  überhaupt 
nicht  zu  befürchten,  dass  bei  Krisen  uml 
finanziellen  Nöten  zu  einer  Vermehrung  des 
Papiergeldes  geschritten  würde,  so  könnte 
man  sich  theoretisch  allerdings  eine  Ein- 
richtung der  Papierwährung  denken,  bei 
welcher  nur  geringe  und  unschädliche 
Schwankungen  des  auf  Zahlungskredit  be- 
ruhenden Wertmasses  vorkämen ,  während 
auf  der  anderen  Seite  der  Gewinn  stände, 
dass  ein  nach  Milliarden  zu  berechnender 
Betrag  an  Metallgeld  orsjwirt  werden  könnte. 
Die  im  Anfang  auszugebende  Summe  an 
Papiergeld  dürfte  keinen  höheren  Nominal- 
wert haben  als  die  Summe  des  durch  sie 
zu  ersetzenden ,  im  Lande  vorhandenen 
Metallgeldes;  eine  Vermehrung  derselben 
dürfte  höchstens  ganz  allmählich  im  Ver- 
hältnis der  Zunahme  der  Bevölkerung  er- 
folgen ;  die  den  wechselnden  Bedürfnissen 
«los  Verkehrs  entsprechende  Elasticität  der 
Umlaufsmittel  aber  wäre  durch  eine  Bank 
zu  schaffen,  die  nur  einen  Teil  ihrer  in 
Papiergeld  einlöslichen  Noten  in  solchen  ge- 
fleckt zu  halten  brauchte,  während  für  den 
Rest  eine  anderweitige  hankmässige  Deckung 
vorhanden  sein  müssie :  um  stärkere  Schwan- 
kungen des  Aussenwertes  zu  vermeiden, 
müsste  ein  mässiger  Vorrat  von  Gold  ge- 
halten werden,  nicht  zur  Einb'Vsung  des 
Papiergeldes,  sondern  um  daraus  Gobi  zum 
Tageskurse  zu  verkaufen.  Die  Verwirkli- 
chung eines  solchen  Papiergeldideales  setzt 
freilich  einen  Zustand  äusserer  und  innerer 
Ruhe  im  Staats-  nnd  Wirtschaftsleben  vor- 
aus, auf  den  in  unserer  Zeit  vernünftiger- 
weise nicht  gerechnet  werden  kann.  Dem- 
nach kann  jedem  in  die  Papiergeldwirtschaft 
geratenen   Staate  nur   empfohlen  werden, 


Digitized  by  Google 


Papiergeld 


27 


trotz  der  Notwendigkeit  bedeutender  <  ipfer  1  von  1810  ohne  eine  unbillige  und  ungoreoht- 
den  Barumlanf  wieder  herzustellen.  fertigte  Vermögensverschiobting  nieht  mög- 

7.  Aufhebung  der  Papierwährung,  lieh  gewesen,  den  Assignatonruhel  18.'S0  zu 
Dieser  Zweek   kann  auf  zwei  Wegen  er-  seinem   ursprünglichen   Silberwerte  einzu- 


r»'ieht  worden  :  entweder  dt 


mtwuin: 


des  Papiergoldes  auf  den  Wert  des  ursprüng- 
lichen Metallgeldes,  oder  dureh  Devalvation, 
d.  h.  dureh  Fixierung  des  Wertes  gegen 
Edelmetall,  auf  den  es  infolge  der  Entstehung 
eines  Metallagios  gesunken  ist.  In  beiden 
Fallen  aber  inuss  ein  grosser  Teil  des  Papier- 
geldes gegen  Metall  »angezogen  und  für  den 
Rest  ein  bedeutender,  auch  für  kritische 


bung  lösen,  nachdem  er  fast  30  Jahiv 


nur  2">  bis  30  Kopeken  in  Silber  gejt 
hatte.     Filter  ganz  eigentümlichen 
iie 


hindurch 
jgolten 
Bedin- 
gungen steht  die  Herstellung  der  Valuta, 
wenn  sie  mit  einem  Wahrungswechsel  ver- 
bunden ist  und  die  Papicrgoldeinheit  mehr 
wert  ist  als  der  Silhergohalt  der  ursprüng- 
liehen  Währungsmünzc  (s.  unten). 

8.  Geschichtliches.    Die  ältere  Zeit. 


Zeiten  ausreichender  Einlösungsfonds  ange-  Im  Altert ume  finden  wir  als  ein  Analogon 
legt  wenlen.  wenn  man  nicht,  was  noch .  des  Papiergeldes  das  I,odergeM  der  Kar- 


vorzuziehen ist,  das  Papiergeld  vollständig 
einzieht.  Natürlich  setzt  eine  solche  Mass- 
regel meistens  die  Aufnahme  einer  gmsson 
Anleihe  voraus,  durch  welche  also  ei'ie  ver- 
zinsliche Schuld  an  die  Stelle  einer  unver- 
zinslichen tritt,  das  Ausgabebudget  eine 
dauernde  beträchtliche  Mehrbelastung  erfährt, 
häufig  auch  die  Zahlungsbilanz  an  das  Aus- 
land ungünstiger  gestaltet  wird.    Hat  die 


thager,  einen  in  einer  versiegelten  Leder- 
hülle eingeschlossenen,  an  sich  wertlosen 
Gegenstand.  Das  verzinsliehe  Fodergeld  von 
Klazomenä  hatte  einen  andeivn  Charakter, 
und  andere  in  Notfällen  ausgegebene  eiserne 
und  kupferne  Kreditmünzeu  sind  mehr  mit 
den  schlechten  Denaren  zu  vergleichen,  die 
in  der  Periode  der  allgemeinen  Münzver- 
hterung  unter  dem  nirnischen  Kaiser- 


Herrschaft  des  Zwangskurses  nur  kurze  Zeit  j  reiche  ausgegeben  wurden.  I/edorgeld  kommt 
gedauert  und  ist  das  Metallagio  durch- 1  noch  bei  den  Angelsachsen  und  spHter 
schnittlich  in  mässigen  Grenzen,  etwa  noch  in  England  unter  König  Johann,  in 
zwischen  10  und  1 5 °o,  geblieben,  so  ist  die  Neapel  unter  dem  König  Wilhelm  1101  vor, 
Methode  der  Hebung  des  Papiergeldes  auf  auch  in  Venedig  im  12.  Jahrhundert,  in 
seinen   ursprünglichen  Wert  die  allein  Ite-  Frankreich  während  der  Gefangenschaft  Fud- 


rechtigte  und  es  findet  dabei  auch  keine 
merkliche  Schädigung  der  Schuldner  statt, 
weil  der  Binnenwert  des  Papiergeldes  unter 
solchen  Fmständen  noch  keine  erhebliche 
Einbusse  erlitten  hat.  So  ist  denn  auch 
l>eispielsweise  in  der  neuesten  Zeit  dieses 
Verfahren  in  Amerika.  Frankreich.  Italien 
mit  Erfolg  zur  Anwendung  gebracht  worden 


wigs  IX.  etc.  Es  hatte  in  der  Hegel  die 
Bedeutung  einer  Anweisung  auf  künftige 
Zahlung  und  ist  nicht  zu  verwechseln  mit 
den  Häuten  und  Fällen,  die  z.  B.  bei  den 
Slawen  als  Tauschinittel  dienten  und  nach 
ihrem  selbständigen  Warenwerte  geschätzt 
wurden.  Eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Papier- 
gelde aber  tritt  wieder  hervor,  wenn  die 


Hat  dagegen  eine  Papiergeld  Wirtschaft  mit  I  Schnauzen  von  Eichhörnchen  und  Mardern 


hohem  Agio  mehivie  Jahrzehnte  hindureu 
bestanden,  so  haben  sich  die  Warenpreise 
der  Wert  Verminderung  des  Geldes  angepisst 
und  auch  alle  Schulden  sind,  soweit  sie  nicht 
etwa  ausdrücklich  auf  Metall  lauten,  nach 
der  verringerten  Werteinheit  bemessen.  Es 
wäre  daher  eine  unbillige  Belastung  der 
Schuldner  und  eine  ungerechtfertigte  Be- 
reicherung der  Gläubiger,  wenn  das  Papier- 
geld wieder  auf  den  dem  Gedächtnisse  der 
leidenden  Generation  vielleicht  schon  ent- 
schwundenen Wert  des  ursprünglichen  Me- 
tallgeldes gebracht  würde  und  demnach 
z.  B.  für  ein  Darlehen,  das  in  Papier  bei 


tut  mittelalterliehen  Russland  als  Geld  ge- 
braucht wurden,  und  zwar  auf  Grund  der 
von  der  Regierung  versprochenen  Einlösung 
derselben  gegen  ganz»1  Felle.  Wirkliches 
staatliches  Papiergeld  scheint  zuerst  in 
China  aufgetreten  zu  sein  und  zwar  schon 
seit  dem  Anfang  des  9.  Jahrhunderts.  Bis 
zum  End*»  des  15.  Jahrhunderts  werden 
mehreiv  Emissionen  erwähnt,  die  immer 
mit  einer  fast  völligen  Entwertung  endigten. 
Fnter  der  Mandschu-Dynastie  wurde  das 
Papiergeld  verboten. 

In  Euro|ni  waren  die  Fürsten  und  Staa- 
ten im  Mittelalter  und  bis  zum  1*.  Jahr- 


•-ineui  Goldagio  von  100 Ho  gegelten  worden,  hundert  bei  der  geringen  Entwickelnng  des 
der  volle  NominalMrag  in  Gold  zurückge-  öffentlichen  Kredits  nicht  imstande,  in 
zahlt  werden  müsste.  In  solchen  Fällen  finanziellen  Notlagen  das  Hilfsmittel  der 
kann  also  nur  die  Methode  der  Devalvation.  Papiergeldausgabe  in  erheblichein  Masse  zu 
al>o  die  Fmwandlung  des  Papiergeldes  in  j  benutzen.  Sie  fanden  Ersatz  dafür  in  der 
Metallgeld  nach  dein  wirklichen  durch-  '  von  alters  her  üblichen  und  zeitweise  syste- 
sclinittjiehen  Wert  verhält  uisse  desselben  j  niatisch  betriebenen  Münzversehlechterung. 
gegen  Gold  den  Weg  ztir  Wicderhei-stellung  !  zu  der  ja  auch  noch  Friedrich  der  Grosse 
der  Barzahlung  darbieten.  So  wäre  es  in  !  seine  Zuflucht  nahm.  Nicht  wenig  trugen  die 
Ktissland  trotz  des  kaiserlichen  Versprechens  |  Banknoten  (s.  den  Art.  Banken  ölten" Bd.  II 
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S.  132  ff.)  dazu  bei,  die  Bevölkerung  an  |  »a- 
pieivne   rmlnufsmittel   zu   gewöhnen  und 
dadurch  dem  Staatsjiapiorgoldc  den  Boden  i 
vorzubereiten.    So   lieruhto   denn  auch  die  \ 
erste  Papiergehlwirtsehaft  im  grossen  .Mass-  i 
stalte,    die    des    Lawschen    Systems    in  j 
Frankreich,  auf  Banknoten,  die  von  einer 
ursprünglich   (17  Di)   :ds   Privatanstalt  ge- 
gründeten,   bald    alter  vom  Staate  über- ' 
nominellen  Hank  ausging.  Die  Noten  waren  I 
anfangs  unbeschränkt   einlöslieh,  aber  sie ' 
hatten  nicht  nur  Zwangskurs,  sondern  es ! 
war  auch  bestimmt,  dass  in  Paris  und  den  | 
Städten  mit  Zweiganstalten  Silbergeld  nur  j 
bis  zu  der  Summe  von  <i«IO  Livres  iu  Zah- j 
hing   genommen  worden  dürfe.    Im  Jahre  j 
172(1  kurz  vor  der  Katastrophe,  wurde  zu-  | 
erst  die  Einlöslichkoit  durch  ein  Gesotz  bo- : 
schränkt,    nach    dem    niemand  überhaupt 
mehr  an  Gold   und  Silber  K>sitzen  durfte  | 
als  50«  i  Livres.  und  bidd  darauf  wunle  so- 1 
gar  der  Gebrauch  von  Gold-  und  Silbergeld 
mit  Ausnahme  der  Scheidemünzen  gänzlich 
verboten.   Im  übrigen  s.  den  Art.  Law  oben 
Bd.  V  S.  530  ff.  Die  Erfahrungen  mit  dem  Law- 
sehen  Papiergelde  wirkten  lange  Zeit  ah- 
schreekond.    I  Jober  die  177G  gegründete  Dis- 
kontokasse, deren  Noten  infolge  der  Gewäh- 
nuiggrossorVorschüsse  an  die  Regierung  1700 
nur  noch  in  Assignaten  eingelöst  wurden,  s.  d. 
Art.  Banken  (Frankreich)  oben  Bd.  II  S.2.">S. 
Die  Assignaten  selbst  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  II 
S.  .52  ff.)  bilden  noch  immer  das  auffallendste 
Beispiel  eines   in   enormer  Menge  ausge- 
gebenen und  schliesslich  völlig  wertlos  ge- 1 
wordenen    Staatspapiergoldes.  Allerdings 
war  schon  ein  Jahrhundert  früher  in  den 
britischen  Kolonieen  Nordamerikas  ein  sol- 
ches Papiergeld  ohne  Zusammenhang  mit 
einer  Bank  ausgegeben  worden.    Den  An- 
fang inachte  Massachusetts  im  Jährt;  1(>0U 
in  einer  momentanen  finanziellen  Verlegen- 
heit mit  einem  massigen  Betrage,  der  aU»r 
durch  weitere  Emissionen  mehr  und  mehr 
vergrössort  wurde.  Infolge  davon  stand  der 
Wechselkurs  auf  lxindon   1702  schon  auf1 
133,  d.  h.  es  bestand  ein  Agio  von  33  °  o, 1 
1717  war  der  Kurs  schon  auf  225  gestiegen. 
17HH  stand  er  auf  3*o,  1741  auf  550  und  , 
171!»  sogar  auf  Hin).    Die  Gesamtsumme 
des  von  der  Kolonie  ausgegebenen  Papier- 1 
gehles  betrug  in  diesem  Jahre  2200  0OO  t\  \ 
und  dasselbe  wunle  jetzt  zu  einem  auf  1  n  \ 
seines    nominellen   herabgesetzten  Wertes 
gegen  Sübenlollars  eingezogen.  Die  übrigen  ; 
Kolonieen  hatten  mittlerweile  ebenfalls  Pa-  . 
piergeld  ausgegeben,  das  mehr  oder  weniger  , 
im  Werte  sank.    So  standen  loo  £  in  Gold  | 
174s  in  New- York  auf  UM»  in  Provinzial- 1 
papiergeld,   in  Pennsylvanien  auf   18«" i.   in  1 
Maryland  auf  1<h».  in  Südoaroliua  auf  75o. 
in  Nonlcarolina  auf  1000  (nachdem  hier  der 
Kurs  17 10  schon  140«»  erreicht  hatte).  Das 


während  des   rnabhängigkeitskrieges  \<m 
den  Kolonieen  gemeinschaftlich  ausgegebene 
>Kontinentalgeld-    (im  ganzen  nahezu  3tü) 
Millionen  Dollar  nominell)  stand  in  Phila- 
delphia Anfang  1777  gegen  Silber  noch  im 
Werte   von   1  :  1 1  i,  am  Ende  des  Jahres 
aber  schon  wie  1  :  4.  Ende  177s  wie  1  :  (i. 
Ende  1.7 SO  al>er  schon  wie   1  :  45  und  im 
Mai  1781  sogar  wie  1  :  5«hi.    In  den  ver- 
schiedenen Slaaten  bestanden  übrigens  bei 
dem    schwierigen    Verkeim'    nicht  unbe- 
deutende   Kursdifferenzen.     Der  Umlauf 
hörte  im  Mai  17S1   auf.  und  nur  ein  Teil 
wunle   nach   dein  Verhältnisse   von  1:2h 
gegen  neue  verzinsliche  Certifikate  eingelöst, 
l'cher    das    amerikanische    Kolonial-  und 
Kontinentalgeld  s.  auch  d.  Art.  Pauken 
(Vereinigte  Staaten)  oben  Bd.  II  S.  322.  —  Die 
spanischen  Vales,  deren  Nominalbetrag  im 
Jahre  17S2  auf  2Ssoo«mh»  Piaster  gestiegen 
war,   brat  Ilten  4 0  o   Zinsen,   gehören  also 
nicht  zu  dein  Papiergelde  im  eigentlichen 
Sinne.  —  In   betreff  der  dänischen  und 
schwedischen  Banknoten  im  vorigen  Jahr- 
hundert s.  oben  Bd.  II  S.  310  und  310.  In 
Schweden  wurden  in  den  Jahren  17  1<j  bis 
1710  auch  unmittelbar  von  Staats  wegen 
Münzzeichen  in  Kupfer  und  Papier  in  über- 
mässiger Menge  ausgegeben.    Die  Ausfuhr 
von  Gold  und  Silber  wunle  1717  unter  An- 
drohung   der   Vermögenskonfiskation  und 
später  (1718)  dazu  noch  der  auf  Falsch- 
münzerei gesetzten  Strafe  verboten,  und  1718 
wunle  befohlen,  dass  alles  Silber  in  Münzen 
und  Harren  gegen  Münzzeichen  und  Obli- 
gationen   einzuwechseln   sei,  widrigenfalls 
es  nach  einem  bestimmten  Termine  konfis- 
ziert werden  sollte.    Die  Münzzeicheu  ver- 
loren  17 IG   nur  4-5"o  im  Kurse.  1717 
aber  stieg  das  Agio  schon  an  22 — 24"  o,  und 
17 10  hatten  sie  nur  noch  1  4  ihres  ursprüng- 
lichen Nominalwertes.    Die  Münzzettel  ge- 
rieten  noch  mehr  in   Misskredit  als  die 
kupferueuM ünzzeichen.  Dagegen  behaupteten 
die  schwereren  Kupferplatten  vermöge  ihres 
Warenwertes  einen  verhältnismässig  hohen 
Kurs.     Die  Einlösung  der  Kupferzeichen 
(im  ganzen  waren  für  253(18  0« i«i  Millionen 
Speciesthaler  nominell  ausgegeben)  erfolgte 
1710  gegen    1  i«    des    Nominalwertes  in 
Scheidemünze  und  :  i«.  in  *  Versieherungs- 
zettehi' .    einem    neuen   Papiergelde,  das 
später  eingelöst  wenlen  sollte. 

*.  Dkk  P.  in  19.  Jahrhundert.  England, 
Frankreich*  Von  der  englischen  l'apiergeld- 
wirtschaft  ( 17!>7 — 1821 1  ist  schon  in  dem  Art. 
ltaiikf  n  .oben  Bd.  II  8.  17b  lt..  Statistische  Ver- 
hältnisse 8.  IKYi  die  Kode  gewesen.  Die  Noten 
hatten  anfangs  keinen  eigentlichen  Zwangskurs, 
es  war  der  Bank  von  England  nur  verboten, 
sie  in  Imr  einzulösen  und  überhaupt  irgend  eine 
Barzahlung  zu  leisten,  ausser  in  Summen  von 
weniger  als  20  Schillingen.  Im  Jahre  1811  je- 
düch  gab  das  Vorgehen  des  Lord  King  gegen 
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seine  Pächter  zu  der  nach  Lord  Stauhope  ge- 
nannte!!  Akt*'  iöl  Geo.  III,  cap.  127 !  Veran- 1 
hssnng,  nach  welcher  die  Annahme  von  Hohl-' 
münzen  zu  einem  höheren  als  deren  Nominal- 
wert in  Noten  und  vou  Banknoten  zu  einem  i 
niedrigeren  Werte  als  „Misdcmeanor"  bestraft 
worden  sollte.    Dieses  Gesotz  wurde  1S14  für 
ilie  ganze   (mehrfach   verlängerte)  Daner  der 
BankH-striktioiis-Akte  in  Kraft  gehalten.  Die 
Guineen  standen  daher  amtlich  immer  auf  ihrem 
gesetzlichen  Nominalwerte,  das  Barrengold  da- ' 
treffen  wurde  als  Ware  angesehen  und  stieg 
zeitweise  treffen  Banknoten  bedeutend  im  Preise. 
Die  Streitfrage  war  nun.  ob  hier  wirklich  nur  | 
eine  Werterhöhnng  des  Goldes  infolge  des  tili- ! 
gewöhnlichen  Ausfuhrbedarfs  vorlieffe  oder  ob  \ 
der  Wert   der   Banknoten   im   lulande   gegen  I 
Waren  überhaupt  ffesunkeu  sei.    Ricard"  und  I 
der  Bullion  Report  von  1810  nahmen  mit  Rück- 1 
.*i<  ht  auf  den  Stand  der  Wechselkurse  das  letz- 
tere au  und  erblickten  die  Ursache  des  l'ebels 
in  der  zu  ff  rossen  Verinehruiiff  der  Noten.  In- 
des wurde  damals  zwischen  der  Verminderniiff 
des  Anssenwertes  und  des  Binnciiwertes  eines 
Papiergeldes  noch  nicht  ffcnüffend  unterschieden, 
und  ans  den  von  Tooke  gelieferten  Nachweisen 
ffeht  hervor,  dass  die  innere  Preisbewegung  der 
Waren  keineswegs  dem  Gohlagio  parallel  ffintr,  ■ 
wenn  dieses  auch  nicht  ohne  Kinrluss  auf  sie ' 
blieb.     So  waren  die   Durchschnittspreise  der  j 
l  nzc  Münzgold.  des  ^narters  Weizen  in  ShilL 
der  Tonne    englischen   Roheisen.*    in    l".  des 
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Die  hohen  Weizenpreise  in  den  Jahren  18(K), 
1801.  1800  bis  1813  und  1817  sind  hauptsächlich 
auf  schlechte  Ernten  und  die  Erschweniiiff  «1er 
Zufuhr  vom  Kontinente  während  des  Krieges 
zurückzuführen. 

Die  Wiederherstellung  der  Barzalilnnffen 
durch  die  Peelsche  Akte  von  1819  erfolffte  durch 
eine  abgestufte  Hebuiiff  des  Goldwertes  der 
Banknoten.     Vom    1.  Februar   bis  1.  Oktober 

1820  sollte  die  Bank  ihre  Noten  in  Münzgold- 
harren  zum  Preise  von  81  Schilling  die  l'nze 
einlösen,  vom  1.  Oktober  1820  bis  zum  1.  Mai 

1821  zum  Preise  von  791 1  Schilliiiff,  vom  1.  Mai 


1821  bis  1.  Mai  1823  zu  dem  Normalpreise  von 
77  Schilliiiff  10'  ..  Peiice.  aber  immer  noch  in 
Barren,  und  erst  von  dem  letzteren  Tage  ab 
sollte  die  Eiiilüsuiiff  in  Goldmünzen  statttinden. 
Zugleich  wurden  alle  Gesetze  gegen  die  Aus- 
fuhr und  Einschinelzuiiff  von  Gold-  und  Silber- 
lnfinzeii  aufgehoben.  Die  Bank  wechselte  übri- 
gens auf  Grund  einer  späteren  Parlanientsakte 
ihre  Noten  unter  5  £  schon  vom  1.  Mai  1*21 
ab  treffen  (ioldmünzen  ein. 

In  betreff  de*  Zwatiffskurses  und  der  l'n- 
einliislichkeit  der  Noten  der  Bank  von  Frank- 
reich in  den  Perioden  vou  1818  bis  1850  und 
1870  bis  1878  verweisen  wir  auf  den  Art. 
B  a  11  kcii'  Frankreich )  oben  Bd.  II  S.  2bl  und  201 
und  fügen  hier  nur  einige  Daten  über  die  Kurs- 
beweffunff  dieses  Papierffeldes  bei.  Die  Prämie 
für  2i )•  Francs-Stücke  in  Promille  und  der  Kurs 
auf  London  betrug  im  Jahre  1848: 

Datum  Prämie  London  Datum  Prämie  London 

1.  II.     7-  7,5  25.42  1.  V.      17-18  25.37 

8.  III.  35—40  1   VII.       22  25.52 

15.  III  90—100  25.65  2.  VIII.    9  —  10  25.32 

18.  III.     i2o  26,50  1.  IX.     12—13  25.32 

1.  IV.      80  26,50  1.  XII.   17- 18  25.42 

15.  IV.    50—55  26,65  1.  II.     8.5—9  25,30 

23.  IV.    25—30  26,00  1.  III.      4—4,5  25  '5 

Die  beiden  letzten  Daten  fallen  in  das  Jahr 
1849  uud  zeiffen  für  Frankreich,  wo  damals 
Silber  das  Hauptwährungsmctall  bildete,  mit 
Rücksicht  auf  den  ffleiehzeiriiren  Preis  dieses 
Metalls  in  London,  einen  ungewöhnlich  günsti- 
gen Kursstand.  Dass  die  hohe  Geldprämie  im 
März  nur  durch  die  innere  Ursache  einer  unge- 
wöhnlichen Panik  entstand,  erhellt  auch  aus 
dem  nur  fferiiiffen  Steiffen  des  gleichzeitigen 
Wechselkurses  auf  London.  Nach  der  Suspen- 
sion der  Noteneinlösung  im  Auffust  1870  war 
der  Wechselkurs  auf  London,  der  nach  dem 
Goldpari  der  Münzen  25,22  Francs  für  das  t 
betragen  würde: 

1870  22.  VIII.    2;. 17         1872    1.  II.  2;.;; 

1871  21.  II.  25.2,  1872  1.  VII.  25.30 
1871  1.  IV.  25,40  1872  15.  XI.  25.72 
1871  1.  V.  25.50  187:1  1.  III.  25.37 
1871  2.  X.  25,80  1873  1.  VII.  2,.S3 
1871  2.  XI.  26,10  1874  2.  I.  25.29 
1871    l.  XII.     25,80         1874    3.  XII.  25.14 

Die  Prämie  für  20-FrRUcs-Stücke  (ausser 
der  für  Barrengold)  wurde  erst  seit  Oktober 
1871  an  der  Börse  notiert.  Den  höchsten  Stand 
erreichte  sie  am  22.  Oktober  mit  22—24  pro 
Mille,  im  Frühjahr  1872  war  sie  bereits  auf 
1—2  pro  Mille  zuriickgeffangen.  stieg  in  der 
zweiten  Hälfte  dieses  Jahres  zeitweise  wieder 
auf  9—11  pro  Mille,  sank  aber  im  Jahre  1873 
allmählich  wieder  auf  1-2  pro  Mille. 

1U.  Deutschland.  In  Preussen  wurde  das 
erste  Papiergeld  unter  dem  Namen  Tresor- 
scheine durch  V.  v.  4.  Februar  1S0<>  einge- 
führt. Dieselben  hatten  gesetzliche  Zahlnngs- 
kraft.  soweit  es  sich  nicht  handelte  um  Kapital 
uml  Zinsen  von  bereits  abgeschlossenen  oder 
künftitren  Staatsanleihen  in  barem  Golde,  um 
Kapital  uud  Zinsen  vou  Anleihen,  die  von  der 
Bank  und  der  Seehandluiiff  bis  dabin  gegeben 
oder  genommen  waren,  und  um  bestehende  oder 
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künftige  Schulden,  die  ausdrücklich  auf  be- 
stimmte Speeles  lauteten.  Ein  Viertel  aller 
Zahlungen  au  die  königlichen  Kassen  niUBstc 
in  Tresorscheinen  geleistet  werden,  ausserdem 
sollten  sie  in  mehreren  Städten  bei  den  Bank- 
kontoren jederzeit  auf  Verlangen  gegeu  Metall- 
geld „realisiert"  werden.  Diese  Realisations- 
knssen  wurden  aber  schon  im  Oktober  180G 
nach  dem  Eindringen  der  französischen  Armeeen 

geschlossen.  Die  französische  Verwaltung  iu 
erlin  hielt  den  Zwangskurs  aufrecht,  während 
der  Intendant  in  Breslau  erklärte,  das»  e9 
jedem  freistehe,  die  Tresorscheine  anzunehmen 
oder  nicht.  Auch  eine  preussische  Kabinctts- 
ordre  vom  1.  Juni  1HU7  erklärte  die  Annahme 
der  Tresorscheine  für  fakultativ,  behielt  aber 
die  Vorschrift  bei,  dass  ein  Viertel  der  Abgaben 
in  solchen  zu  zahlen  sei.  Eine  V.  v.  29.  Okto- 
ber 1807  aber  führte  die  gesetzliche  Zahlnngs- 
kraft  derselben  l>ei  Summen  von  5  und  mehr 
Thalern  nach  dem  jeweiligen  Kurswerte 
ein,  wobei  ausser  den  drei  oben  erwähnten  auch 
noch  Ausnahmen  zugelassen  wurden  für  ge- 
richtliche Depositen  und  für  Schuldverschrei- 
bungen, die  anf  Cournnt  ausgestellt  wären.  Auch 
die  königlichen  Kassen  nahmen  die  Scheine  nur 
nach  dem  Kurswerte  an.  bis  die  V.  v.  11.  Fe- 
bruar 1809  wieder  bestimmte,  dass  ein  Viertel 
der  Abgaben  bei  Summen  von  20  oder  mehr 
Thalem  Cornau  t  in  Trosorscheiuen  zum  Nenn- 
werte gezahlt  werden  müsse.  Durch  eine  V.  v. 
4.  Dezember  1809  wurden  dann  2  Millionen 
Thaler  in  Kinthalerschcinen  ausgegeben  und 
die  Einziehung  einer  gleichen  Summe  in 
grösseren  Scheinen  bcfohleu;  zugleich  aber 
wurde  bestimmt,  dass  vom  l.">.  Februar  1810 
^ene  Einthalerscheine  an  drei  Einlösungsstellen. 
in  Berlin.  Königsberg  und  Breslau,  gegen 
Silberconrant  eingewechselt  werden  sollten.  Auch 
die  Zahlung  von  Tresorscheinen  an  die  Staats- 
kassen wurde  noch  weiter  begünstigt  uud  für 
die  l'mwechselung  der  grösseren  Abschnitte  in 
Fünftlialcrscheine  Sorge  getragen  Indes  wur- 
den bei  Gelegenheit  der  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuer beinahe  eine  Million  Tlialcr  in 
diesen  grösseren  Abschnitten,  mit  einem  beson- 
deren Stempel  versehen,  neu  ausgegeben  mit 
der  Berechtigung,  als  Zahlungsmittel  für  die 
neue  Steuer  zu  dienen,  und  mit  allgemeiner  ge- 
setzlicher Zahlungskraft,  soweit  sie  nach  der 
Zahlung  der  Steuer  noch  in  l'iulanf  waren. 
Ein  Edikt  vom  19.  Januar  1813  gab  den  ge- 
wöhnlichen Tresorscheinen  wieder  Zwangskurs 
—  mit  einigen  Ausnahmen  —  gleich  dem 
Silbergeide,  aber  schon  am  5.  März  konnte 
diese  Massrcgel  wieder  anfgehoU.-u  werden. 
Zugleich  wurde  bestimmt,  dass  nicht 'mehr  als 
die  damals  vorhandenen  8093210  Thaler  Tre- 
sorscheine i  ausser  den  gestempelten)  in  l  miaut 
kommen  sollten,  dass  sie  bei  den  königlichen 
Kas-en  zum  Nennwerte  angenommen  und 
mittelst  der  neuen  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuer eingezogen  werden  sollten.  Diese  Steuer 
kam  indes  nicht  zur  wirklichen  Erhebung,  und 
ein  Edikt  vom  7.  September  1814  eröffnete  da- 
her andere  Wege  zur  allmählichen  Verminde- 
rung der  Tresoi scheine.  Schon  im  August  1815 
wurde  iu  Berlin  ein  rrivatrealisationskontor 
errichtet,  das  die  Scheine  anfangs  zum  Kurse 
95  gegen  Silber  einwechselte.  Im  Januar  18M» 
stieg  der  Kurs  schon  auf  Pari,  und  am  18.  August 


j  1818  wurde  die  Einwechselung  wieder  von 
!  Staats  wegen  übernommen.  F-apiergeldwirt- 
1  schaft  im  eigentlichen  Sinne  hat  also  in  Prenssen 
nie  bestanden  und  die  Tresorscheine  sind  trotz 
ihres  zeitweise  sehr  starken  Kursrückganges 
schliesslich  wieder  auf  ihren  vollen  Neunwert 
gehoben  worden.  Der  höchste  uud  der  niedrigste 
Kurs  derselben  war  in  Berlin: 
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Im  Jahre  1820  waren  an  einlöslichen  Tre- 
sorscheinen noch  5925425  Thaler  in  Umlauf. 
Dazu  kamen  noch  1300122  Thaler  in  abge- 
stempelten sächsischen  Kassen billets,  von  denen 
Preussen  ursprünglich  1 750000  Thaler  üher- 
nomineu  hatte.    Wie  früher  inusste  eine  be- 
stimmte yuote  der  Abgaben  in  diesem  Papier- 
gelde bezahlt  werden.    Durch  eine  Kabinetts- 
ordre  vom  21.  Dezember   1824    wurden  die 
Tresorscheine  nnd  Kassenbillets  durch  ein  neues 
einlösliches    Papiergeld    unter    dem  Namen 
Kassenanweisungen   ersetzt   und  zugleich  der 
Umlauf  desselben  um  4  Millionen  Thaler  (auf 
11242347  Thaler)  erhöht.     Fortan  sollte  die 
Hälfte  aller   Zahlungen  an  die  Staatskassen 
obligatorisch  in  diesem  Papier  geleistet  werden. 
Die  gesetzliche  Zahlungskraft  der  Kassenan- 
weisungen im  Privatverkehr  war  nicht  ganz 
klar  ausgesprochen ;  es  hicss  in  der  Verordnung 
nur,    dass  sie  dem   baren  Metallconrantgelde 
gleich  zu  achten  seien.    Weitere  Vermehrungen 
der  Kassenanweisungen  fanden  statt  durch  die 
K.O.  v.  22.  April  1827  (um  G  Millionen  Thaler) 
nnd  die  K.O.  v.  5.  Dezember  1S3G  (um  5' ä 
Millionen  Thaler  gegen  Einziehung  der  Kassen- 
scheine der  prenssischen  Bank  und  der  See- 
baudluug  sowie  der  Noten  der  ritterschaftlichen 
Privatbank  in  Stettin)  nnd  die  K.O.  v.  9.  Mai 
1837  min  3  Millionen].    Doch  landen  auch  Ein- 
ziehungen statt,  und   die  (Gesamtsumme  der 
Kassenanweisungen  betrug  daher  im  Jahre  1850 
nur  208  12347  Thaler.   Dazu  kamen  aber  noch  10 
Millionen  Thaler  in  Darlehnskassenscheinen  (s.  d. 
Art  Darlehuskasseu  oben  Bd.  IN  S.  117  6'. ) 
von  1848.  einem  nichteinlöslichen  Papiergeld  mit 
blossem  Kassenkurs,  das  1851  durch  die  gleiche 
Summe  in  Kassenanweisungen  ersetzt  wurde. 
Nach  einer  Vereinbarung  mit  der  prenssischen 
Bank  wurden  auf  (irnnd  des  G.  v.  7.  Mai  1850 
15  Millionen  Thaler  eingezogen,  an  deren  Stelle 
thatsärhiieh  Baukuotcn  traten,  für  deren  Emis- 
sion jetzt   keine  obere  (Grenze  (bis  dahin  21 
Millionen  Thaler)   mehr   bestand.     Der  Krie^r 
von  1M5G  veranlasste  wieder  die  Ansgabe  von 
trotz  der  Bestimmung  des  Art.  22  der  Miinz- 
konvention  von  1857i  uneinlöslichen  Darlehns- 
kassenscheinen  ohne  Zwangskurs  für  Private, 
deren  Gesamtsumme  ungefähr  II1,.,  Millionen 
erreichte. 

Sie  mussteu  nach  dem  Kriege,  da  das  Ab- 
geordnetenhans die  nachträgliche  Genehmigung 
der  V.  v.  18.  Mai  18GG  ver-agte,  rasch  einire- 
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zieren  werden,  jedoch  wurden  im  Dezember  15  Jahren  vom  1.  Januar  1876  ab  in  gleicbeu 
1867  aus  Anlass  de»  ostpreussischeu  Notstandes»  ;  Jahresraten  getilgt  werden  musste.  Im  ganzen 
nochmals  1 228 (.MX)  Thaler  in  diesen  und  j  belief  sich  dieser  Vorschuss  auf  18247370 
1  Million  Thuler  in  neuen  Darlehiiskassen-  :  Thalc.r  und  der  Anfangsbetrag  der  Reichs- 
«heinen  in  Umlauf  gesetzt.    Eine  Vermehrung  kassenscheiue  also  auf  174  742110  Mark.  Seit 


der  Kassenanweisungen  um  2407653  Thaler 
fand  nach  dein  G.  v.  '21).  Februar  18fi8  behufs 
Einziehung  des  knrhessischeu  Papiergeldes  und 
der  Noten  der  nassauischen  Landesbank  statt. 
Bei  der  Gründung;  des  Deutschen  Reiches  be- 
lief sich  demnach  die  Gesamtsumme  der  preussi- 
schen  Kassenanweisungen  auf  18  250(MM)  Thaler. 
lue  Parlehnskasseuscheiue  des  Norddeutschen 
Bundes  nach  dem  G.  v.  21.  Juli  1870  wurden  |  Geschichte  der 
midi  dem  Kriege  iu  kurzer  Zeit  eingezogen,  verweisen  wir 


185)1  sind  sie  auf  den  Normalstand  Von  120 
Millionen  Mark  gebracht.  Wie  schon  oben  er- 
wähnt, gehören  diese  Kassenscheine  zu  dem 
einlöslichcn  Papiergeld  ohne  Zwaugskurs  für 
Private,  aber  mit  unbeschränkter  Zahlnngskraft 
bei  alleu  Kasseu  des  Reiches  und  der  Bundes- 
staaten. 

11.  Oesterreich  -  Ungarn.  In  betreff  der 
öst  er  reich  i  scheu  Papi  er  wäh  ru  ng 
auf  den  Art.  Bauken  (Oester- 


Grössere  Schwierigkeit  aber  bereitete  die  Be- 1  reich-Ungam i  oben  Bd.  II  S.  222  ff.    Hier  fügen 

wir  nur  einige  statistische  Übersichten  bei. 
Am  Ende  des  Jahres  1845)  waren  (52,6  Millionen 
Gulden  fOonv.-M.)  in  verzinslichen  Kassen- 
anweisungen mit  Zwangskurs  und  unverzins- 
lichen Anweisungen  auf  die  ungarischen  Ein- 
künfte sowie  250.5  Millionen  in  uneinlöslichen 
Banknoten  in  Umlauf.  Ausserdem  war  mit  der 
Ausgabe  von  Münzscheinen  zum  Ersatz  der 
Scheidemünze  begonnen  worden,  deren  Summe 
anfangs  auf  5  Millioneu  Gulden  festgesetzt 
war.  Im  Jahre  1851  wurden  62,2  Millionen 
unverzinsliche  Reichsschatzscheine  mit  Zwangs- 
kurs ausgegeben,  die  bald  no,ch  vennehrt  wur- 
den, so  das»  Ende  1853  von  140,2  Millioneu 
Gulden  Staatspapicrgeld  (ausser  den  Münz- 
scheinenj  134.8  Millionen  dieser  Gattung  ange- 
hörten.   Gleichzeitig  waren  auch  188.3  Milli- 


seitigung  des  in  Ubergrosser  Mannigfaltigkeit 
und    teilweise    iu    ganz  unverhältnismässig 
grosser  Menge  vorhandenen  Papiergeldes  der 
kleinen  Einzelstaaten.    Ein  preussisches  G.  v. 
14.  Mai  1855  hatte  schon  alles  fremde  Staats- 
papiergeld (sowie  auch  Banknoten)  in  Stücken 
von  weniger  als   10  Thalern   verboten,  und 
Sachsen,  Bayern  und  Baden  erliessen  in  dem- 
selben Jahre  ähnliche  Verbote.  Die  thüringischen 
Kleinstaaten  einigten  sich  1856  über  die  gegen- 
seitige Zulassung  ihres  eigenen  Papiergeldes 
und  verboten  im  übrigen  ebenfalls  alles  fremde 
in  Abschnitten  unter  10  Thalcru.  mit  Ausuahme 
der  preussischeu  und  säc  hsischen  Kassenscheine. 
Trotz  dieser  Verbote   drangen  die  „wilden" 
Thalerscbeine  neben  den  in  mehreren  Staaten 
gänzlich  verbotenen  fremdeii  Banknoten  immer 
wieder  in  lästiger  Weise  in  den  Verkehr  ein, 
um!  die  Regelung  des  Papiergeldwesens  auf 
einheitlicher  Grundlage  galt   daher  von  vorn 
berein  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der 
Reichsgesetzgebung    Sie  folgte  bnld  auf  die 
Einführung    der    Reichswährung    und  zwar 
mittelst  des  G.  v.  30.  April   1S74   über  die 
Reichskasseuschcine.     Die    Gesamtsumme  des 
damals   vorhandenen  einzelstaatlichcn  Papier- 
geldes betrug  61 374  600  Thaler.    Davon  kamen 
auf  Preussen  20478(100  Thaler  (mit  Ehischluss 
der  Darlehnskassenscheine  von  1867).  Huf  Bayern 
und  Sachsen  je  12000000,  auf  Württemberg 
3428571,    auf    Baden    3714286.    auf  Hessen 
2  457143,  auf  Mecklenburg-Schwerin  10000 :0, 
auf  Mecklenbtirg-Strelitz  8000  10,  auf  Sachsen- 
Weimar  600000,  auf  Braunschweig  1000  000, 
auf    Anhalt    1)00000,    auf  die  ernestiuischen 
Herzogtümer  zusammen  168500  (,  auf  die  beiden 
Schwarzbnrg  350000,  auf  Renss  ü.  L.  1301  MX), 
auf  Ren**  j.  L.  320000.  auf  Waldeck  210000, 
auf  Schau  in  burg-Lippe  250000  Thaler.  Nach 
dem  neuen  Gesetze  sollte  der  definitive  Betrag 
der  Kassenscheine  nur  120  Millionen  Mark  aus- : 
machen  und  dieser  auf  die  Einzelstaaten  nach  | 
der  Kopfzahl  ihrer  Bevölkerung  (also  damals  ] 
nahezu  1  Thaler  auf  den  Kopf)  verteilt  werden, 
so  dass  also  auch  diejenigen  Bundesstaaten,  die 
bis  dahin  keiu  Papiergeld  ausgegeben  hatten, 
ihren   Anteil   erhielten.     Die   übrigen  hatten 
aber  alle  mit  Ausnahme  Preussens  eine  bedeu- 
tend grossere  Summe  Papiergeld  in  Umlauf,  als 
ihnen  jetzt  zugestanden  wurde.    Um  ihnen  da- 
her die  Einziehung  desselben  zn  erleichtern,  i 
gewährte  ihnen  das  Reich  in  Kassenscheinen 
einen  Vorschuss  von  zwei  Dritteln  des  Über- 
schusses ihres   Landespapiergeldes  über  ihren 
Anteil  an  dein  Reichspapiergeld,  der  innerhalb 


in 


oneu  Gulden 
Umlauf.  Nii 
Nationalbank 
durch  Banknoten 


uneinlöslichen  Banknoten  in 
ti  einer  Vereinbarung  mit  der 
wurde  1854  das  Staatspapiergeld 
ersetzt,  und  in 


,  und  in  den  Jahren 
1856  und  1857  fand  auch  die  Einziehung  der 
Müuzscheine  statt.  Eine  neue  Emission  sulcher 
bis  zum  Maximalbetrage  von  12  Millionen 
Gulden  ö.  W.  wurde  indes  schon  1860  wieder 
verfügt,  deren  Einziehung  erst  1868  erfolgte. 
Das  G.  v.  5.  Mai  1866  erklärte  die  Ein-  und 
Funtgnldennoten  der  Bank  wieder  für  Staats- 
papiergeld,  und  sie  wurden  auch  bald  nachher 
durch  wirkliche  Staatsnoten  ersetzt,  deren 
Summe  auf  300  Millionen  Gulden  beschränkt 
wurde,  jedoch  mit  zulässiger  Ausdehnung, 
gegen  Verminderung  der  Salinenscheine .  bis 
4011.  seit  1868  bis  412  Millioneu  Gulden  für 
beide  Arten  von  Papieren  zusammen.  Wir 
lassen  nun  zunächst  eine  Tabelle  über  das 
Agio  des  österreichischen  Silbergeldes  gegen 


Min. 

•3,39 
5,39 
"-73 
iS,75 
11,25 
:8,o6 
iS,4S 
16.57 
7.09 
6,24 

3.56 
o.94 
0.90 

3.95 


Jahr 

Max. 

Min. 

Jahr 

Max. 

1848 

17,00 

1.00 

1864 

19,82 

1841) 

27,00 

5,00 

1865 

14.28 

1850 

50,00 

1 1,00 

lsm; 

29,75 

1851 

34,oo 

16,75 

1867 

30.00 

1852 

2s,00 

10,00 

1868 

iS.75 

1853 

I6.75 

7-75 
'4,75 

18*i".) 

22..iS 

1854 

46.50 

1H70 

25.40 

1855 

29,2% 

9,12 

1871 

22,55 

1856 

13. sÖ 

i.2s: 

1872 

13.75 

1857 

9.3  7 

1873 

10,81 

1858 

6,75 

0,25 

1874 

7,04 

18V.) 

53,2° 

0,2> 

1875 

5,64 

18IM) 

44-3° 

24,65 

1876 

S.25 

1861 

50.03 

35.62 

1877 

7.7o 

18(52 

3S.67 

17,19 
10,16 

1878 

12.50 

1*63 

1S.84 

1870 
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Seit  1879  stand  das  Sill>crgeld  dem  Papier- 
geld gleich  und  zwar,  infolge  der  Einstellung 
der  Prägung  für  Private,  höher  als  sein  Me- 
tallwert. Pie  folgende  Tabelle  giebt  die  I  m- 
laufssummc  der  Staatsiioton  und  den  Gesamt- 
umlauf  an  Staats-  und  Bauknoten  am  Jahres- 
ende in  Millionen  Gulden  an .  ferner  den 
höchsten  und  den  niedrigsten  Wechselkurs  auf 
London  i  Gulden  für  10  .fcj.  den  Wiener  Dnnh- 
sehnittsmarktpreis  für  ein  Hektoliter  Weizen 
und  den  durchschnittlichen  Tagelohn  lohne 
Kost)  in  Wien  in  Gulden  ö.  W..  letzteren  aller- 
dings nach  einer  offenbar  nur  sehr  summarischen 
(übrigens,  wie  auch  die  anderen  Zahlen,  den 
österreichischen  amtlichen  Dokumenten  ent- 
nommenen i  .Sehätzung. 


T  ,  Staats- 
Jnhr  noten 

Staats-  u.  Lond. 

Lond.  Wei-  1 

rage- 
lohn 

Banknoten  Max. 

\t;.. 

Mm. 

zen 

18«6  215,8 

499.8 

129.5 

IO4.0 

10,04 

1.00 

18«7  301,1 

548,2 

130.2 

I2C.2 

( 1 1 .2 ' 

1 ,00 

18«8  2Q8.3 

574-5 

121,8 

113.2 

9.73 

1.00 

18G»  3K,i 

598,8 

127,5 

II  8,8 

8.10 

1.00 

1870  3*2.1 

649,0 

■29.7 

119,0 

0.29 

1,00 

1«71  373,6 

690,9 

124.9 

i'5.7 

10,56 

1,00 

1872  370,o 

694,3 

1 143 

106,7 

10.07 

1,27 

1873  34«.o 

703,0 

"3.7 

108,6 

«3,32 

1.30 

1874  345.3 

639.0 

113.7 

109,3 

1 1,92 

130 

187ä  346,? 

632J 

1 1 4/> 

1 1 1,0 

91 ' 

1.30 

187«  3^.4 

65 1 ,4 

127,5 

114.3 

13.01 

1.30 

1877  340,0 

528,2 

128,7 

1 16.9 

1  s.;; 

1.30 

1878  364.0 

652,8 

123,7 

115.6 

8.79 

1.30 

1875)  313.0 

629.8 

118,8 

1 16.; 

8.88 

1.30 

1H80  327.7 

656,4 

1 20.3 

117,8 

9.93 

1.30 

1881  320,4 

674,6 

1 19,1 

1  l£>/) 

9-9° 

1-3° 

1882  5?i.; 

720,1 

121,0 

1 1S.6 

0.29 

1.30 

1883  3s  1.0 

73i,4 

121.3 

1  '9,6 

8,76 

1.3« 

1884  3";4,2 

73o,o 

123.8 

121,1 

IO.20 

1.30 

1885  338.2 

701.9 

126.8 

123,7 

7^6 

1.30 

188«  344,2 

7 '5,9 

127,5 

125.2 

7.28 

1.30 

1887  337.4 

728.5 

129.4 

125.3 

7.12 

1.30 

1888  336.8 

702.5 

12S.1 

121,1 

6.57 

1.30 

18811  ^7.2 

7">',9 

H7,6 

6.84 

1.30 

18W  370,4 
181)1  378.8 

8 16,3 

120.0 
118.9 

in,3 

7,05 

1.30 

834,' 

113.8 

Irgend  ein»'  bestimmte  Beziehung  zwischen 
der  Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  und 
dem  Kurse  des  Pfundes  Sterling  ist  ebensowenig 
zu  erkennen  wie  ein  Zusammenhang  des  Wechsel-  ! 
kurses.  also  des  Aussenwertes  des  Papiergeldes  j 
mit  dem  Weizetipreise.    I>it»  Bewegungen  des 
letzteren  hängen  wesentlich  nur  von  den  Enite- 
nnd  Ausfuhrverbältnissen  ab  und  bleiben  im 
ganzen  denjenigen  des  Weizenpreises  in  Deutseh- 
land parallel.     Man  darf  annehmen,  dass  der 
Binnenwert  des  österreichischen  Papiergeldes, 
seitdem  die  Monarchie  von  kriegerischen  Kr- 
schütterungen  verschont   geblieben .    sieh  an- 
nähernd konstant  erhalten  hat.  Unzweifelhaft 
ist  es  auch,  dass  das  Verschwinden  des  Silber- 
agios  durch  die  Entwertung  des  Silbers  und 
nicht  durch  eine  Erhöhung  des  Goldwertes 
entstanden  ist.  da  das  Goldagio,  wie  es  sich  aus 
dem  Wechselkurse  ergiebt.  in  den  letzten  1.0 1 
Jahren  durchschnittlich  nicht  höher  gestanden  j 
hat  als  früher.     Wäre  der  Silberpreis  infolge 
der  amerikanischen  Gesetze  von   1S1HJ  wieder ; 
bis  auf  ."»8  oder  öl)  Pern  e  gestiegen,  so  wäre  ! 
auch   der  österreichische  Silherguldeu  wieder 
unabhängig  vom  l'npiergulden  geworden  und  : 


würde  sich  im  Wechselkurs  dem  Werte  von 
Mark  genähert  haben.  Die  Besserung  wiinl- 
aber  der  österreichischen  Valuta  überhaupt  zu 
gute  gekommen  und  das  Silberagio  wahrschein- 
lich niir  gering  geblieln-n  sein.  Daher  stellte 
sich  in  den  Monaten  August,  September  und 
Oktober  1890  der  Wechselkurs  für  OesterreMi 
ungewöhnlich  günstig,  zwischen  111  und  1 1-t. 
Was  den  Diskontosatz  der  Oesterreiehisch-ungii- 
rischen  Bank  betrifft,  so  bewegte  er  sich  in  der 
obigen  Periode  im  allgemeinen  zwischen  4  und 
•r>'  :'»■  Nur  in  den  Jahren  1870-1874  kamen 
Maxima  von  «  und  «' 0  vor.  Im  Durchschnitt 
stand  er  1 ..— Vo  höher  als  der  der  Deutschen 
Heichsbauk.  wie  dies  bei  Papierwährung  den 
Grundsätzen  einer  vorsichtigen  Bankleitung  ent- 
spricht. Andererseits  äusserte  sich  die  Isolierung 
der  Papierwährung  darin,  dass  die  Zahl  der 
Aeiiderungen  des  Diskontsatzes  bedeutend  ge- 
ringer war  als  in  den  Ländern  mit  Goldunilauf. 

Die  Wiederherstellung  des  Metallumlaufs 
ist  nach  mehrfachen  vorhergegangenen  Anre- 
gungen und  Verhandlungen  durch  das  G.  v.  2. 
August  18SJ2  principiell  angenommen,  und  zwar 
in  Verbindung  mit  dem  l'ebergange  zur  Gold- 
währung und  der  Einführung  eines  neuen  Münz- 
j  Systems.    Die  wichtigste  Entscheidung  lag  in 
der  Festsetzung  des  Güldenwerths    in  Gold, 
dessen  Hälfte  die  neue  Münzeinheit,  die  Krone, 
bilden  sollte.   Die  von  vielen  ausgesprochene  An- 
sicht, dass  der  Staat  eigentlich  nur  verpflichtet 
sei.  den  Gulden  auf  den  Marktwert  von  '  i% 
Pfund  Keinsilber  in  Barren  anzusetzen,  ist  un- 
haltbar, da  unter  Gulden  ö.  W.  in  Papier  oder 
Silber  ein  in  Oesterreich-!' 11  garn  mit  unbedingter 
gesetzlicher  Zahlungskraft  ausgestattetes  Um- 
ianfsmittel  zu  verstehen  ist.  ein  Stück  Barren- 
silber von  jenem  Gewicht  aber  diese  Eigenschaft 
nicht  besitzt.    Die  Gleichheit  des  Kurswertes 
und  des  inneren  Metallwertes  würde  sich  nur 
dann  herstellen,  wenn  die  freie  Silberprägung 
für  die  Privatspeknlntion  eine  genügend  lange 
Zeit  wieder  gestattet  würde.    Eine  solche  Mass- 
regel, durch  welche  die  Menge  der  Silbergnlden 
in  kürzester  Frist  um  einige  hundert  Millionen 
vermehrt  werden  würde,  ist  aber  natürlich  als 
Einleitung  zu  dem  Uebergnuge  zur  Goldwährung 
undenkbar.    Daher  muss  der  Papiergulden  als 
der  selbständige  Vertreter  der  österreichischen 
Währung  angesehen  werden;  der  Silbergnlden 
aber  behauptet  densell>cn  Wert  mit  diesem,  weil 
er  die  gleiche  gesetzliche  Zahlungskraft  besitzt, 
nur  in  beschränkter  Menge  vorhanden  ist  und 
nicht  beliebig  durch  die  Spekulation  vermehrt 
werden  kann;  wäre  das  letztere  der  Fall,  so 
würde  er  seinerseits  den  Papiergulden  mit  herab- 
drücken.     Bei  dem  Uebergange  zur  Goldwäh- 
rung ist  demnach  der  Wert  des  Papierguldens 
zn  (irunde  zu  legen,  den  er  in  einem  gewisset» 
Zeiträume    durchschnittlich    gegen  Gold  oder 
im  Wechselkurs  auf  Goldwähriingsländer  he- 
sesaen  hat. 

Zurückzuweisen  ist  auch  die  Meinung,  dass 
der  rechtmässige  und  daher  wiederherzustellende 
Wert  des  Guldens  zwei  Mark  gewesen  sei.  nach 
dem  früheren  ziemlich  ständigen  Wcrtverhultnis 
von  LV  ..  :  1  zwischen  Gold  und  Silber.  Deutseh- 
land hat  bei  seinem  Währungswechsel  dieses 
Verhältnis  angenommen,  weil  es  das  damals 
noch  wirklich  geltende  war.  Für  Oesterreich- 
Ungarn  hatte  dasselbe  jedoch  keinerlei  luünz.- 
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Gditiscbe  Bedeutung,  dort  hätte  uur  der  neuere 
arktwert  des  Silbers  gegen  Gold  in  Betracht 
kommen  können,  wenn  dies  nicht  aus  den  eben 
erwähnten  Gründen  ausgeschlossen  gewesen 
wäre.  Der  Papiergulden  aber,  der  in  Oester- 
reich- l'ngam  seit  mehr  als  einem  Menscheiialter 
die  allgemeine  Wertinasseinheit  bildete,  hat 
jenen  Wert  vou  2  Mark  so  gut  wie  niemals 
besessen  und  ist  meistens  um  15—  20%  unter 
demselben  geblieben.  Fraglich  konnte  nur  die 
Grösse  der  Zeitstrecke  seiu,  aus  der  der  mass- 
gebende Durchschnittswert  des  Papicrguldens 
zu  entnehmen  war.  Man  könnt«  in  dieser  Hin- 
sicht geltend  machen,  das»  der  Kreditstand  der 
österreichischen  Währuug  iu  deu  letzten 
Jahren  vor  der  Reform  entscheidend  sein 
müsse.  Berücksichtigte  man  etwa  allein  die 
Jahre  1890  und  1891,  in  denen  der  Kurs  des 
Guldens  sich  im  ganzen  merklich  gehoben  hat 
und  überdies  durch  die  amerikanische  SilberbUl 
eine  Zeit  lang  ungewöhnlich  gesteigert  wurde, 
so  findet  man  den  Dnrchschnittsstand  der  Devise 
London  gleich  116.Ü4,  entsprechend  einem  Werte 
Ton  etwa  175,6  Pfenuig  für  den  Gulden.  Ein 
zwingender  Grund  für  diese  Beschränkung  der 
Knrsberechnungsperiode  lag  indes  nicht  vor, 
vielmehr  Hess  sich  auch  manches  sagen  für 
Ausdehnung  derselben  nach  rückwärts  bis 
Jahre  1879,  der  Zeit  der  Einstellung  der 
freien  .Silberprägung,  und  dann  stellt  sich  der 
Durehsehuittskurs  auf  London  auf  etwa  119. 
Die  Regierungen  der  beiden  Reichshälften  ent- 
schieden sich  für  diese  Berechnungsart,  wobei 
wohl  hauptsächlich  die  agrarischen  Interessen 
Ungarns  ins  Gewicht  fielen,  und  demnach  wurde 
die  dem  Gulden  gleichgesetzte  Doppelkrone  auf 
rund  170  Pfeunig  {genau  170,14  Pfennig)  oder 
2,10  Francs  bestimmt.  Zunächst  wurde  übrigens 
nur  die  Goldrechnung,  und  zwar  nach  dem 
iu  Gold  fixierten  Gulden  ö.  W.  eingeführt,  wo- 
durch das  österreichisch-ungarische  Geldwesen 
von  den  weiteren  Bewegungen  des  Silberpreises 
endgiltig  unabhängig  wurde,  bei  der  fortdauern- 
den Uneinlöslichkeit  der  Banknoten  aber  die 
Entstehung  eines  Goldagios  nicht  ausgeschlossen 
war.  Die  Summe  des  zu  beschaffenden  Goldes 
«oll  gleich  sein  dem  Normalbetrage  der  Staats- 
noten, nämlich  312  Millionen  ö.  W.  oder  nach 
den  angenommenen  Wertvcrhältnisseu  gleich 
5H0.4  Millionen  Mark,  wovon  70%  auf  die  cis- 
leithauische  und  H0%  auf  die  ungarische  Reichs- 
hälfte kommen.  Die  Herbeiziehung  des  Goldes 
ist  leichter  von  statten  gegangen,  als  anfangs 
von  vielen  erwartet  wurde.  Die  österreichische 
(cisleithanische)  Regierung  erhielt  von  vorn 
herein  die  Befugnis,  für  die  Beschaffung  von 
183456000  (alten)  Goldgulden  den  nötigen  Be- 
trag in  4prozeutiger  Goldrente  auszugeben,  wo- 
dnreh  sie  bei  dem  festgesetzten  Kurse  die  zur 
Erfülhuig  ihrer  Einlösungspflicht  erforderlichen 
Mittel  erlangen  kann.  Daraufhin  wurden  1893 
und  1894  100  Millionen  und  1896  noch  weitere 
50  Millionen  Goldgulden  (die  letztere  Emission 
zum  Parikurse)  begeben  und  das  Gold  ohne 
Schwierigkeit  effektiv  eingeliefert.  Ausserdem 
hat  der  Staat  in  seinen  Kassen  noch  erhebliche 
Summen  in  Gold  angesammelt.  Ungarn,  das 
znr  Einlösung  seines  Anteils  an  den  Staatsnoten 
78.6  Millionen  Goldguldeu  bedarf,  hatte  1892 
bereits  45  Millionen  in  Kassa,  die  zur  Verwen- 
dung für  die  Währungsreform  bestimmt  wurden. 
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Ausserdem  wurden  zunächst  24  Millionen  und 
im  Oktober  1894  noch  ß  Millionen  Goldrente  zu 
diesem  Zwecke  ausgegeben.  Auf  Grutrd  des 
G.  v.  9.  Juli  1894  und  des  gleichzeitigen  unga- 
rischen wurden  dann  in  den  folgenden  Jahren .200 
Millionen  Gulden  in  Staatsnoten  eingezogen 
(wieder  mit  Beteiligung  der  beiden  Reichshälfteil 
im  Verhältnis  von  7  :  3),  und  zwar  teils  iu 
Banknoten,  teils  in  Silbergulden.  Die  Bank 
lieferte  von  diesen  Eiulösungsmitteln  160  Mil- 
lionen Gulden  ö.  W.  gegen  Hinterlegung  des 
gleichen  Wertes  in  Goldkronen  vou  seilen  der 
Regierungen,  lieber  die  Einlösung  der  noch 
übrigeu  112  Millionen  Gulden  in  Staatsnoten 
s.  d.  Art.  Banken  (Oesterreich-Ungarn)  oben 
Bd.  Ii  S.  253.  Seit  dem  1.  Januar  1900  ist 
die  alleinige  Rechnung  nach  Kronen  gesetzlich 
in  Kraft.  Die  Einloslichkeit  der  Banknoten  hat 
jedoch  noch  immer  nicht  hergestellt  werden 
können.  In  den  ersten  Jahren  nach  dem  Erlass 
des  Gesetzes  von  1892  konnte  sogar  der  der 
Reform  zu  Grunde  gelegte  Kurs  nicht  vollständig 
aufrecht  erhalten  werden.  In  der  folgenden 
kleinen  Tabelle  ist  der  Umlauf  der  Staatsnoten 
und  der  der  Staats-  und  Banknoten  zusammen 
am  Ende  des  betreffenden  Jahres  und  der 
höchste  und  niedrigste  Wechselkurs  auf  London 
angegeben : 

7  .  _  Staats-  Staats-  u.  London  Londou 
Jahr     noten     Banknoten      Mas  Min. 

1892  344.0         822,0  120,4  H7.9 

1893  372,1         858,7  127,7  120,5 

1894  303,3         811,1  126,0  123,7 

1895  193,5         8«3t4  '24.7  120,0 
Das  genaue  innere  Pariverhältnis  ist  10  i.4 

— 120,09  Gulden.  In  den  folgenden  Jahren  zeigten 
die  Wechselkurse  eine  befriedigende  Festigkeit. 
So  stand  z.  B.  Wien  <  1U0  Gulden,  8  Tage)  in 
Berlin  durchschnittlich  im  Jahre  189«  anf  169,73, 
185)7  auf  170,07,  1HM8  anf  169,72.  In  der  jüngsten 
Zeit  aber  waren  die  Kurse  wieder  etwa«  un- 
günstiger. Die  Goldprägungen  iu  beiden  Reichs- 
hälfteu  beliefen  sieb  von  den  Jahren  18ü2  bis  1898 
auf  1004991740  Kronen,  die  der  Silbermünzen 
(Einkronenstücke)  auf  164543000  Kronen,  die 
der  Nickelmünzen  (20-  und  10-Hellerstncke)  auf 
60  Millioneu  Kronen,  die  der  Bronzeraünzen  (2- 
nnd  1-Hellerstücke)  auf  12,3  Millionen  Kronen. 
Ueber  den  Barvorrat  der  Oesterreichisch-Unga- 
rischeu  Bank  s.  oben  Bd.  II  S.  255.  Ob  die  öster- 
reichisch-ungarische Zahlungsbilanz  sich  dauernd 
so  gestalten  wird,  dass  die  Eiulöslichkeit  der 
Noten  ohne  Gefahr  eines  Rückschlags,  wie  er  in 
Italien  eingetreten  ist,  wieder  hergestellt  werden 
kann,  ist  bei  den  cegenwärtigen  ungünstiger 
gewordeneu  Konjunkturen  noch  nicht  mit  Ge- 
wissheit zu  sagen. 

12.  Italien.  In  betreff  des  1866  einge- 
führten Zwangskurse«  der  Noten  der  italienischen 
Nationalbank  und  der  Neuordnung  der  italieni- 
schen Papierwährung  mittelst  der  für  Rechnung 
des  Staates  von  den  6  Notenbanken  ausgegebenen 
Kousortialnoten  s.  d.  Art.  Banken  (Italien) oben 
Bd  II  S.  270  ff.  Die  Summe  der  Noten  mit 
Zwangskurs  betrug  Ende  1866  250  Millionen; 
1869  278  Millionen;  1870  445  Millionen:  1871 
62!»  Millionen:  1872  740  Millioneu;  1873  790 
Millionen:  1874  880  Millionen  und  von  da  an 
bis  1881  940  Millionen  Lire.  Das  Maximum 
und  Minimum  des  Goldagins  an  den  italienischen 
Börsen  betrug  vom  1.  Mai  1866  an: 

Aufläse.   VI.  3 
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Max. 

Min. 

Juhr 

Max. 

Min. 

1866 

20,50 

1,25 

1S75 

I0,$0 

9.65 

6.40 

1867 

"3.40 

4,87 

1876 

7,25 
7,^5 

1868 

15.15 

5.20 

1877 

«3.75 

18151» 

2,02 

1878 

1 1,00 

7.90 

1870 

12,IO 

1.72 

1871) 

14,80 

9.00 

1871 

8.20 

3.8o 

18H0 

i3.°> 

'5 

1H72 

1 1,75 

6.70 

1H81 

3.1o 

o.3S 

1873 

17.6; 

1 1,10 

1882 

5.90 

0.S0 

1874 

16,85 

9.50 

18S3 

1.65 

0.25 

Per  Gesetzentwurf  Uber  die  Wiederaufnahme 
der  Barzahlungen  wurde  von  den  Ministem 
Magliani  und  Miceli  im  November  1880  einge- 
brueht,  was  schon  sofort  eine  bedeutende  Ver- 
minderung de?  Agios  hervorrief,  obwohl  das 
betreffende  Gesetz  (v.  7.  April  1881 1  erst  am 
12.  April  188H  zur  vollen  Ausführung  kam. 

Nach  diesem  Gesetz  war  eine  Anleihe  von 
444  Millionen  Lire  in  Gold  und  200  Millionen 
Lire  in  Silbermüuzen  aufzunehmen.  Davon 
sollten  44  Millionen  zur  Abzahlung  einer  Gold- 
schuld  an  die  Nationalbank  dienen,  die  ihrer- 
seits 60  Millionen  in  1-Lirenoten  zurückzuziehen 
hatte ;  000  Millionen  sollten  zur  Einziehung  von 
Konsortialnoten  verwendet  werden,  die  übrig 
bleibenden  .'140  Millionen  dieser  Noten  aber 
sollten  durch  Staatsuoten  iu  Abschnitten  von  5 
und  10  Lire  ersetzt  werden ,  die  gesetzliche 
Zahlungskraft  besitzen  und  stets  einlöslich  sind. 
Die  Anleihe  wurde  von  englischen  Häusern 
Übernommen  und  konnte  nicht  ohne  Schwierig- 
keit in  zwei  Emissionen  untergebracht  werden, 
so  dass  eine  Verlängerung  des  Einzahluugs- 
termins  bis  zum  In.  Februar  1883  stattfinden 
nnisste  und  auch  eine  gewisse  Spannung  der 
Piskontosätze  der  grossen  europäischen  Banken 
eiutrat.  Die  französische  Finanzwelt  war  für 
die  Operation  durchaus  nicht  günstig  gestimmt, 
und  damit  hängt  es  auch  zusammen,  dass  das 
englische  Konsortium  es  vorzog,  einen  Teil  der 
in  Silber  ausbedungeneu  Summe  noch  in  Gold 
zu  liefern.  Es  handelte  sich  eben  nicht  um 
die  Beschaffung  von  Silberbarren,  sondern 
von  Fünffrankeustückeii  des.  lateinischen  Milnz- 
bundes.  die  nicht  mehr  geprägt  werden  durften 
und  nur  zu  ungünstigen  Bedingungen  nach 
Italien  übergeführt  werden  konnten.  Es  lässt 
sich  daher  aus  dieser  Thatsaehe  keineswegs  auf 
die  Leichtigkeit  der  Gi>ldbeseliaffung  .*ehlic?sen. 
Im  ganzen  hat  Italien  bis  zum  15.  Februar  1SS3 
aus  dem  Ertrage  der  Anleihe  401222205  Lire 
bar  in  G»|d  , davon  24521,0600  in  Münzen  der 
lateinischen  l'niou,  und  82  777  770  Lire  iu  Silbcr- 
münzen  effektiv  bezogen:  161  777820  Lire  wurden 
teils  unmittelbar  von  der  italienischen  Regierung, 
teils  für  ihre  Hechnnng  im  Auslande  veraus- 
gabt. Per  1880  im  Lande  vorhandene  Barvor- 
rat wurde  auf  200  Millionen  Lire  in  Gold  und 
171  Millionen  Lire  in  Silber» ourantniüiizeii  ge- 
schätzt. An  Silhersclieidemiinzen  befanden  sich 
in  den  Kassen  des  Staates  und  der  Bauken  55) 
Millionen  Lire,  aus  dem  Verkehr  aber  waren 
sie  fast  gänzlich  verschwunden  und  durch  kleine 
Noten  ersetzt.  Es  wurden  in  den  Jahren  1880 
und  18S1  durch  Vermittelung  der  französischen 
Regierung  711  Millionen  Lire  zur  Einlösung 
nach  Italien  zurückgeführt.  —  Thatsächlich  war 
aber  auch  nach  der  Wiederaufnahme  der  Bar- 
zahlungen in  Italien  fast  gar  kein  Gold  im  Ver- 
kehr.   Per  vorhandene  Vorrat  befand  sich  fast 


vollständig  im  Besitze  des  Staates  und  der 
Banken  und  wurde  hier  sorgfältig  gehütet,  was 
durch  die  Möglichkeit,  Silbercourantmunzen  nicht 
nur  zur  Noteneinwechselung,  sondern  auch  zu 
Zahlungen  nach  Frankreich  und  den  übrigen 
Ländern  des  Münzbundes  zu  verwenden,  nicht 
wenig  erleichtert  wurde.  Gleichwohl  trat  in 
dem  Wechselkurs  auf  Paris  bald  ein  Verlust 
von  3-  4W„.  ein  und  bei  der  bedeutenden  inter- 
nationalen Verschuldung  des  Landes  verschlim- 
merte sich  die  Lage  allmählich  immer  mehr. 
Im  Jahre  1893  wurde  sie  unverkennbar  kritisch ; 
der  Wechsel  auf  Paris  stand  12-  14  "0  über 
Pari,  auch  die  silberne  Scheidemünze  verschwand 
aus  dem  Verkehr  und  wurde  massenhaft  aus- 
geführt, so  dass  mau  sie  durch  kleine  Papier- 
geldabschnitte und  neugeschaffene  Nickelmüuzen 
ersetzen  musste.  Die  Banken  Kisten  ihre  Noten 
nicht  in  Gold,  sondern  in  Staatsnoten  ein,  und 
der  Staat  sah  sich  schliesslich  seinerseits  ge- 
nötigt, die  Einlösung  seines  Papiergeldes  wieder 
ganz  einzustellen.  Offiziell  geschah  dies  durch 
das  Dekret  vom  22.  Februar  181*4,  das  zugleich 
die  Summe  des  für  Rechnung  des  Staates  aus- 
gegebenen Papiergeld«**  von  .'V40  auf  600  Mil- 
lionen Lire  erhöhte.  Pie  Banken  können  wäh- 
rend der  Suspension  der  Einlösung  ihre  Noten 
gegen  Staatspapiergeld  oder  gegen  Metallgeld 
einwechseln  und  im  letzteren  Falle  das  be- 
stehende Goldaufgeld  nach  dem  Tageskurse  an 
der  nächstliegenden  Börse  verlangen.  Pie  Zölle 
sind  in  Metallgeld  oder  in  Noten  mit  entspre- 
chendem Aufgeld  zu  bezahlen.  Seit  1804  haben 
sich  die  Kursverhältnisse  wieder  einigermassen 
gebessert.  Während  der  Kurs  auf  italienische 
Plätze  in  Berlin  z.  B.  im  November  1803  auf 
60.80  (Pari  —  81 1  gesunken  war.  hatte  er  sich 
im  Pezember  1804  wieder  auf  76,05  gehoben 
und  in  den  folgenden  Jahren  bewegte  er  sich  eben- 
falls meistens  zwischen  75  und  76.  Immerhin 
steht  Italien  wieder  iu  der  Papiergeldwirtschaft. 

13.  Russland.    Kussland  hatte  unter  dein 
Zaren  Alexei  in  den  Jahren  1658  bis  16*53  eine 
Knpfergeldjieriode  durchzumachen ,  die  ihrem 
wesentlichen  Charakter  nach  ganz  «duer  Papici- 
geldwirtsehaft  entsprach.     Während  1058  imch 
104  Kopeken  Kupfergeld  einem  Kübel  in  Silber 
gleich  standen,  stieg  1663  der  Kurswert  des 
letzteren  bis  auf   15  Kübel  iu  Kupfer.  Au«-h 
die  erste  wirkliche  Papierwährung  Rnsslands 
ging  aus  der  1768  eingeführten  Ku|iferwährunj; 
hervor.    Man  prägte  aus  einem  Pud  Kupfer  IG 
Rubel  in  schwere»  Füntkopekenstücken,  die  als 
Coiirantmniizcu  dienen  sollten,  obwohl  ihr  Metall- 
wert  kaum  ein  Drittel  ihres  Nominalwertes  be- 
trug.   Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  wurde« 
durch  Lkas  vom  20.  Dezember  17(58  zwei  Bank- 
steilen  in  Petersburg  und  Moskau  errichtet,  die 
ein  Papiergeld  unter  dem  Namen  Reichsassigna- 
tioitcn  ausgaben  uud  dasselbe  jederzeit  auf  Ver- 
langen  gegen   Kupfermünzen    einlösten.  l»ie 
Assiirnationeii  wurden  nicht  nur  von  allen  öffent- 
lichen Kassen  angenommen,  sondern  es  m  u  s  s  t  e  n 
bei  allen  Zahlungen  an  die  Krone  auf  500  Rubel 
25  Rubel  in  Papier  anfangs  dein  kleinsten  Ab- 
schnitt' geliefert  weiden.    Bis  1787  belief  sieh 
die  Summe  des  ausgegebenen  Papiergeldes  auf 
nur  40  Millionen  Kübel  und  der  Kurs  demselben 
stand  immer  nahezu  auf  Pari;  dann  aber  wurde 
der  rmlauf  auf  100  Millionen  Rubel  gebraeht, 
welche  Summe  nach  dem  „heiligen  Worte'4  der 
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Kaiserin  nicht  überschritten  werden  sollte. 
Gleichwohl  fand  von  1790  bis  1815  jedes  Jahr 
eiue  weitere  Vermehrung  statt,  bis  die  Gesamt- 
summe schliesslich  auf  7H1  Millionen  Rnbel  ge- 
stiegen war.  Die  Einlöslichkeit  der  Assignaten 
gegen  Kupfer  hatte  seit  1780  aufgehört  und 
das  Silberagio  stieg  seit  1790  rasch,  wenn  auch 
mit  einigen  Schwankungen.  Für  100  Silberrubel 
erhielt  man  iu  Papierrubeln : 


1790 
1795 
1897 
1801 
1803 


'  '5 
146 

126 

151 
125 


1808 
1807 
1808 
1809 
1810 


137 
148 

186 
224 
300 


1811 

1813 
18  In 
1823 
1833 


3'H 
397 
426 

379 
3<k> 


308 

38,* 

1860 

696 

3>,7 

322 

3S.7 

1K01 

713 

34,2 

345 

3<\5 

1862 

702 

34,6 

433 

36,i 
3*.i 

1803 

664 

36.6 

599 

1864 

645 

32.5 

7«3 

37-2 

1805 

6;o 

31.6 

690 

35.9 

18)* 

679 

29,5 

662 

34.9 

1867 

712 

32,4 

Von  1816  bis  1824  wurden  160  Millionen 
Rubel  eingezogen  nud  die  umlaufende 
Summe  auf  »95 776310  herabgebracht,  ohne  dass 
indes  der  Kurs  sich  in  gleichem  Verhältnis  ge- 
bessert hätte.  Den  ersten  Schritt  zur  Reform 
bildete  der  Ukns  vom  1.  Juli  1839.  der  die 
Knbelassiguation  definitiv  devalvierte,  indem  er 
sie  auf  den  festen  Wert  350  —  100  Rubel 
Silber  setzte  und  die  Rechnung  in  Silber  für 
alle  Verträge,  Preisuotierungen  etc.  obligatorisch 
machte.  Die  Einwechselung  der  Assignaten 
gegen  Silier  bis  zu  Summen  von  1<> »  Rubel 
Silber  sollte  vorläufig  bei  den  Kreisrenteien 
nach  Massgabe  der  Kassenbestände  erfolgen. 
Zugleich  wurde  eine  Depositenkasse  bei  der 
Kommerzbank  errichtet,  die  für  eingelegte 
Silbermünzen  Depositenbillets  mit  unbeschränkter 
gesetzlicher  Zahlungskraft  ausgab.  Das  Mani- 
fest vom  1.  Jnui  1843  aber  machte  die  seit  dem 
1.  Juli  1841  für  die  Depositenkassc  und  die 
Leihbank  eingeführten  Reiehskreditbillots  zu 
dem  alleinigen  .Papiergeld«  vpus  und  verfügte 
die  Ausgabe  von  170221  MX)  Rubel  in  diesen 
dem  Silbergeide,  gleichstehenden  Scheinen  zur 
Einziehung  der  Assignaten  nach  «lern  1839  fest- 
gesetzten Werte.  Die  Kredithillets  sollten 
jederzeit  gegen  klingende  Münze  einlöslich 
sein  und  zu  diesem  Zwecke  bei  den  Eiuweehse- 
lungsknsscn  in  Petersburg  und  Moskau  ein  Bar- 
vorrat  in  Gold  und  Silber  von  wenigstens  einen» 
Sechstel  der  ausgegebenen  Summe  gehalten 
werden.  Obwohl  diese  Sicherung  der  Einlösung 
an  sich  ungenügend  war,  behauptete  sieb  der 
neue  Kredit  rnbel  bis  zum  Krimkriege  auf  dem 
Pariwerte  und  der  Wechselkurs  auf  London 
stand  zeitweise  noch  höher.  Im  Jahre  1854 
aber  wurde  die  Einwechselung  einfach  faktisch 
eingestellt,  und  seitdem  bestand  iu  Russland 
wieder  Papierwährung  mit  zeitweise  bedeuten- 
dem Silberagio,  dass  allerdings  in  der  neueren 
Zeit  infolge  der  Silberentwertung  zuweilen 
gänzlich  verschwunden  ist,  während  der  Rubel 
gegen  (»old  stark  herabgedriiekt  blieb.  Jn  der 
folgenden  Tebersicht  ist  die  durchschnittliche 
Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  in  Milli- 
onen Rubel  und  der  durchschnittliche  Peters- 
burger W  echselkurs  auf  London  (3  Mou.)  in 
Police  (Pari  bei  dem  früheren  silberpreise  unge- 
fähr 38  Peneej  nach  Wagner  für  die  Jahre 
1852— 1867  zusammengestellt.  IS.  die  neben- 
stehende Tabelle.) 

Die  Metalldecknng  betrug  am  1.  Januar 
1853  124  Millionen.  1856  113  Millionen,  1859 
!«)  Millionen,  1862  82  Millionen,  1805  55  Milli- 
onen, 1867  59  Millionen.  Im  Jahre  1860  wurde 


Jahr  Mill.  R.   London     Jahr   Mill.  R.  London 

1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 

die  Expedition  der  Reichskreditbillets  an  die 
neu  gegründete  Reichsbank  übertragen.  Ein 
Versuch  (1802),  mittelst  einer  Anleihe  von  15 
Millionen  £  durch  teilweise  Einlösung  der 
Kralitbillets  zu  einem  allmählich  steigenden 
Kurse  dieselben  wieder  auf  Pari  zu  bringen, 
misslang  wegen  der  Unzulänglichkeit  des  Bar- 
fonds, mittelbar  infolge  des  polnischen  Auf- 
stände». 

Ferner  betrug  nach  dem  russischen  sta- 
tistischen Jahrbuch  die  Summe  der  Kreditbillew 
am  Jahresende  und  der  durchschnittliche  Wech- 


selkur 

s  nuf  L 

ondon : 

Jahr 

Mill.  R. 

London 

Jahr 

Mill.  R. 

London 

1808 

724 

32,2 

1879 

1 162.5 

24,10 

1869 

732 

3<>,3 

1880 

"33,5 

24.97 

1870 

757 

29,5 

1881 

•«33,5 

25.19 

1871 

773 

3i,9 

ISS2 

11 33,5 

24,07 

1872 

771 

32,4 

1883 

"03,5 

23,57 

1873 

797 

32." 

1884 

io73.5 

24,14 

1874 

797 

33,2 

188« 

1046,5 

24,12 

1875 

797 

32,9 

IHK»; 

1046,4 

23,1« 

1876 

790 

3<>,9 

1887 

1046,4 

21,31 

1877 

1040 

25, S 

1888 

1046,3 

22,05 

1878 

24,3 

1889 

1046,3 

(ca.24.5) 

Vom  Jahre  1880  bis  September  1887  wurden 
716.5  Millionen  Rubel  als  definitive  Emission 
angesetzt,  neben  denen  «nfaiigs  417  Millionen, 
später  330  Millionen  als  zeitweilig  infolge  de« 
türkischen  Krieges  ausgegeben  erscheinen.  Gleich- 
zeitig betrug  der  feste  Deckungsfouds  bei  der 
Heichsbank  (hauptsächlich  Goldj  171.5  Millionen 
Rubel.  Seit  September  1887  wurde  die  defini- 
tive Emission  auf  780  Millionen,  der  Deckungs- 
fonds auf  211,5  Millionen  erhöht,  die  zeitweilige 
Emission  aber  anf  266,3  Millionen  vermindert 
worden.  Uebrigeus  ist  die  Gesamtsumme  der 
Kreditbillets  niemals  vollständig  in  Umlauf, 
sondern  es  befindet  sich  immer  ein  bedeutender 
Betrag  als  Betriebsfonds  iu  der  Kasse  der 
Reichsbank.  Die  stärkste  Entwertung  des 
Kreditrnbels  fällt  in  den  Juli  1887.  Der  halbe 
Imperial  (5.15  Rubel  nom }  stand  damals  auf 
8.49  und  das  Goldagio  betrug  68.40%.  In 
Berlin  sank  der  Rnbelkurs  einen  Augenblick 
bis  164  Mark  (pro  100  Rubel).  Ende  1Ks7  stand 
er  aber  wieder  auf  175.10,  Ende  1888  auf  208.25, 
1885»  auf  218,25.  Im  Jahre  1889  ging  er  in- 
folge der  günstigen  Ausfuhrverbältnissc  und  der 
politischen  Beruhigung  zeitweise  über  250  hinaus 
und  stand  durchschnittlich  auf  etwa  235.  Die 
Missernte  von  1S91  und  die  politischen  Befürch- 
tungen verursachten  dann  wieder  ein  Zurück- 
weichen auf  201» — 210  Die  Wiederaufnahme  der 
Barzahlungen  wurde  schon  unter  dem  Finanz- 
minister  Wisehnegradski  vorbereitet  und  von 
dessen  Nachfolger  Witte  mit  glänzendem  Kr- 
folge  durchgeführt.  S.  den  Art.  Banken  :Russ- 
landi  oben  Bd.  LI  S.  300  ff.    Hier  sei  nur  noch 
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beigefügt,  das«  die  russische  Geldreform  durch 
das  Koditikationsgesetz  vom  7.  (IM.)  Juni  189M 
ihren  Ahsckluss  erreicht  und  dass  sie  auch  durch 
die  Erschütterung  des  russischen  Geldmarkts 
im  Herbst  18M9  nicht  beeinträchtigt  wurden  ist, 
Der  Kurs  der  russischen  Banknoten  in  Berlin 
hat  immer  etwas  über  dem  Pari  wert  des  neuen 
Goldrubels  (216  Pfennig:  gestanden,  und  das 
Dcckungsverhältnis  der  Bankmiten  war  6tets 
sehr  günstig.  Am  1.  (13.1  Januar  1900  z.  B. 
waren  die  Hauptposten  der  Bilanz  der  russischen 
Reichsbank:  Bankkassc:  Goldmünzen  101,8  Mil- 
lionen Kübel,  vollwertige  Silhermünzen  41.0 
Millionen,  andere  Scheidemünzen  15,0  Millionen, 
Noten  138,9  Millionen,  zusammen  296  Millionen ; 
ferner  Gold  in  Barren  und  fremden  oder  älteren 
russischen  Münzen  730,7  Millionen,  Gold  im 
Auslände  6.1  Millionen,  im  ganzen  also  838 
Millionen  in  Gold.  Andererseits  war  die  Summe 
der  in  Umlauf  befindlichen  Noten  491,1  Mil- 
lionen (Gesamtsumme  der  vorhandenen  Noten 
mit  Einsehlussdes  Kassenbestandes 630MUlionen). 
Die  staatlichen  und  sonstigen  öffentlichen  Konto- 
korrentdepositen betrugen  481,6  Millionen,  die  pri- 
vaten Kontokorrentdepositen  18,8  Millioucn.  Die 
feste  unverzinsliche  Bankschuld  des  Staates  bleibt 
auf  100  Millionen.  Gegenüber  dem  Bestände 
am  Ende  des  Jahres  1898  i  s.  oben  Bd.  II  S.  303 1 
hat  der  Goldvorrat  abgenommen,  dagegen  hat 
sich  der  Notenumlauf  um  einen  noch  grosseren 
Betrag  vermindert.  Pas  der  Bank  entnommene 
Gold  ist  aber  nicht  etwa  ausgeführt  worden  — 
denn  die  Wechselkurse  waren  durchweg  für 
Bussland  günstig  und  machten  zeitweise  die 
Goldeinfuhr  vorteilhaft  — .  sondern  e*  ist  in  den 
Verkehr  eingedrungen. 

14.  »reinigte  Staaten.  In  den  Vereinigten 
Staaten  wnrden  beim  Beginn  des  Bürgerkrieges 
zuerst  durch  einen  Akt  vom  17.  Juli  1861  neben 
verzinslichen  auch  unverzinsliche  Schatznoten 
ausgegeben,  die  auf  Verlangen  jederzeit  in  bar 
eingelöst  werden  und  die  Gesamtsumme  von  50 
Millionen  Dollar  nicht  überschreiten  sollten. 
Diese  Summe  wurde  am  12.  Februar  1862  um 
10  Millionen  Dollar  in  Abschnitteu  von  nicht 
weniger  als  5  Dollar  vennehrt.  Durch  deu  Akt 
vom  25.  Februar  1862  aber  wurden  neue  Noten 
(United  States-Notes I  im  Gesamtbeträge  von 
150  Millionen  geschaffen,  gegen  welche  die  zu- 
erst ausgegebenen  5*>  Millionen  einzuziehen 
waren.  Sie  erhielten  den  Charakter  von  gesetz- 
lichen Zahlungsmitteln,  mit  Ausnahme  jedoch 
der  Einfuhrzölle  und  der  in  Müuze  zu  zahlen- 
den Zinsen  für  Schuldverschreibungen  der  Ver- 
einigten Staaten.  Das  Gesotz  bezeichnet  sie  als 
„payable  to  bearer*.  aber  ohne  den  früheren 
Zusatz  _on  demand";  jedoch  waren  sie  jederzeit 
in  Summen  von  50  Dollar  und  Vielfachen  davon 
eintauschbar  gegen  6-prozentige  Schuldvers«  hrei- 
buuifen.  Schon  am  11.  Juli  desselben  Jahres 
erfolgte  eine  neue  Ausgabe  von  150  Millionen 
Dollar  in  diesen  Noten,  darunter  35  Millionen 
auf  1  Dollar  lautend,  wiederum  „payable  to 
bearer"  und  einlöslich  gegen  Schuldverschrei- 
bungen. In  dem  Akt  vom  17.  .lannar  l*<i3  über 
die  Emission  weiterer  100  Millionen  Dollar  in 
Legal-Tender-Noten  werden  diese  wieder  als 
einlöslich  _on  demand"  bezeii  hnet,  jedoch  wurde 
diese  Summe  mit  den  150  Millionen  verschmolzen, 
die  nach  dem  G.  v.  3.  Miirz  1SM  ..pavable  to 


pay 

beareru  angegeben  wurden.    Dasselbe  Gesetz 


genehmigte  auch  die  Ausgabe  von  kleinen  Noten- 
abschnitteu  zum  Ersatz  der  verschwundenen 
Scheidemünze.  Sie  sollten  gegen  grösseres 
Papiergeld  einlöslich  sein  und  nebst  den  für 
denselben  Zweck  bestimmten  Post-  und  Stempel- 
marken im  ganzen  nicht  mehr  als  50  Millionen 
Dollar  repräsentieren.  Das  G.  v.  30.  Juni  16fU 
fixierte  die  Summe  der  Legal-Tender-Noten  auf 
400  Millionen  und  dazu  noch  höchstens  50  Mil- 
lionen für  die  Rückzahlung  kurzfristiger  An- 
leihen. 

Die  Entwertung  des  Papiergeldes  trat  schon 
im  Laufe  des  Jahres  1*61  lu-rvor  nud  erreichte 
ihren  Höhepunkt  im  Juli  1804  mit  einem  (ioM- 
agio  von  185",,.  Dir  Fortschreiten  zeigen  die 
folgenden  Wechselkurse  auf  London  tili  Pro- 
zenten des  damals  üblichen  konventionellen 
Pariwertes)  am  Anfang  der  angegebenen  Monate: 

1861  1862  1803  1864 

Jan.  in        Jan.  146        Jan  234 
Juli  106    Juli  nS'4     Juli  156',     Juli  257 

Ein  G.  v.  17.  Juni  1864  verbot  die  Zeit- 
und  Differenzgeschäfte  in  Gold  und  fremden 
Wechseln,  erwies  sich  aber  als  so  wirkungslos, 
dass  es  schon  am  2.  Juli  wieder  abgeschafft 
wurde.  Die  weitere  Wertbewegung  des  Papier- 
geldes ergiebt  sich  aus  deu  folgenden  Zahlen 
über  den  Preis  von  10t)  Dollar  Gold  in  Papier, 
denen  auch  die  gleichzeitig  im  Umlauf  befind- 
liche Summe  von  Legal-Tender-Noten  beigefügt 
ist.  Ausserdem  gab  es  noch  einen  geringfügigen 
Rest  von  sogenannten  „old  demamP'-Noton  von 
1861  und  die  ScbeidemUnznoten,  deren  Menge 
sich  in  den  angeführten  Jahren  zwischen  18 
und  4S  1 :  Millionen  bewegte. 

Das  Datum  ist  für  1865  der  1.  August,  für 
die  übrigen  Jahre  der  1.  Januar. 

Jahr  Mill.Doll.  Goldpreis  Jahr  Mill  D.  Goldpreis 

1865  432,8      144,25     1872   357.5  109.50 

1866  425,8      144. so     1873   3<;S,6  112,00 

1807  3S0.3      133,00     1874    37S.4  110,25 

1868  356,0  133.25  1875  3S2.0  112,50 

1869  355,9  135.00  1876  371,8  112,75 

1870  356,0  120,00  ,  1877  366,1  107,00 

1871  356,0  110.75  1W78  349.9  102,87 

Schon  im  Dezember  1865  fasste  das  Reprä- 
sentantenhaus eine  Resolution  zu  Gnnsteu  der 
Verminderung  des  Papiergeldes  und  der  Rück- 
kehr zur  Barzahlung.  Das  G.  v.  12.  April  1806 
verfügte  die  Einziehung  von  10  Millionen  Dollar 
Papier  innerhalb  6  Monaten  und  dann  weitere 
Einziehungen  bis  zu  höchstens  4  Millionen  Dollar 
monatlich.  Die  inHationitische  Partei  setzte 
jedoch  durch,  dass  durch  das  G.  v.  4.  Februar 

1808  —  das  ohne  Zustimmung  des  Presidenten 
in  Kraft  trat  —  die  Einziehung  des  Papiergeldes 
suspendiert  wurde.  Das  G.  v.  2i>.  Juni'  1*<4 
setzte  den  Maximalumhiuf  desselben  auf  H80 
Millionen  Dollar.  Das  G.  v.  14.  Januar  1H75 
endlich  bestimmte  den  1.  Januar  1879  uls 
Termin,  von  dem  ab  wieder  die  Einlösung  der 
Bnndesiioteii  gegen  bar  stattfinden  solle.  Zu- 
gleich verfügte  es  die  Prägnug  von  silbernen 
.Scheidemünzen  zum  Ersatz  der  kleinen  Noten 
und  die  nllmählichc  Verminderung  der  Leg/al- 
Tender-N«»ten  auf  300  Millionen  Dollar  nach 
Massgabe  der  Vermehrung  der  Noten  der  Na- 
tionalbanken: durch  das  G.  v.  31.  Mai  1878 
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wurde  indes  die  weitere  Einziehung  der  Bundes- 
noten  verboten,  und  so  ist  ein  Netras  von 
»MWloiß  Dollar  als  einlösliches  PaidtriroJd 
mit  gesetzlicher  Zahlungskraft  im  Umlauf  ge- 
blieben,  li'ir  welchen  nach  dem  G.  v.  14.  März 


1!)(>0  im  Schatzamt  ein  —  übrigens  auch  zur 
Einlösung  der  Schatznoten  von  181)0  dienender  — 
Einwechselungsfonds  von  Millionen  in  Gold  zu 
reservieren  ist.  Die  Noten  erreichten  den  Pari- 
kurs schon  vor  dein  Anfang  des  Jahres  1*70 
nnd  haben  ihn  seitdem  ohne  alle  Schwierigkeit 
behauptet.  —  Von  den  Gold-  uud  Silbercertiti- 
katen  der  Vereinigten  Staaten  und  den  auf 
4 i rund  des  Silbergesetzes  von  18!  10  ausgegebenen 
Schatznoten  ist  bereits  oben  die  Hede  gewesen. 
Es  sei  auch  hier  noch  erwähnt.  das«  die  ver- 
zinslichen Schatznoten  von  10  Dollar  und  mehr, 
wie  sie  auf  («rund  der  GG.  v.  3.  März  18433 
und  v  30.  Juni  18t>4  ausgegeben  wurden,  als 
gesetzliche  Zahlungsmittel  dienen  konnten. 

15.  Argentinien.  Chile.  In  A  rgeu  t  iui  cn 
wurde,  nachdem  Jahrzehnte  hindurch  eine  Papier- 
gefHwirtschaft  der  schlimmsten  Art  bestanden 
hatte,  durch  das  G.  v.  5.  November  1881  ein 
neues  Geldsvslem  eingeführt,  dessen  Hauptein- 
heit  der  Gol'dpeso       h  Francs)  ist,  wenn  auch 
gesetzlich  Silbereourantmünzen  zu  1  Peso  zu- 
lässig  und  in  geringer  Menge  geprägt  sind. 
Da«  alte  Papiergeld,  von   dem  882  Millionen 
Pesos  in  Umlauf  waren,  wurde  eingezogen  und 
im   Verhältnis    von   1  :  24  gegen    ein  neues 
i Banknoten i  in  Gold  eiulöslichcs  eingetauscht. 
Die  Emission  wurde  aber  bald  wieder  in  solchem 
Masse  vermehrt,  da«.«  schon  18^5  der  Zwangs- 
kurs wieder  hergestellt  werden  mnsstc,  der  ein 
mehr  und  mehr  steigendes  Goldagio  zur  Folg« 
hatte.    Durch  die  Krisis  von  1801  wurde  das- 
selbe auf  durchschnittlich  230°  „  getrieben  H00 
Pesos  Gold  =  330  Pesos  in.  n.)  und  im  Juni 
1804  erreichte  es  seinen  Höhepunkt  mit  311%. 
Seitdem  trat  jedoch  eine  im  ganzen  kontinuier- 
liehe  Ermässigung  ein.    Jm  Jahre  1808  war 
der  Dtirehschnittsstand  des  Agios  lf>8,  der  nied- 
rigste K»2.    In  diesem  Jahre  wurde  die  Wieder- 
herstellung der  Einlöslichkeit   der  Noten  be- 
schlossen nach  dem  Verhältnis  von  44  Gold- 
pesos =  H)0  Peaos  Papiex,  also  entsprechend  eiuem 
Agio  von  ungefähr   127.     Die  Massregel  soll 
jedoch  erst  ausgeführt  werden,  wenn  eine  ge- 
nügende Goldreserve  angesammelt  ist.  was  bei 
der   schlechten   Finanzlage  des  Landes  nicht 
leicht   sein  wird.     Das  Agio  blieb  auch  1800 
zwischen  110  und  135.  während  die  Weizcnaus- 
fnhr  in  diesem  Jahre  eine  früher  noch  nie  da- 
gewesene Höhe  erreichte. 

In  Chile  wurde  durch  das  G.  v.  7.  Februar 
1806der  Versuch  gemacht,  von  der  Papiergeld  Wirt- 
schaft zur  (iold Währung  überzugehen,  nachdem 
diese  Kefortn  schon  durch  ein  Gesetz  von  181)2, 
das  zu  diesem  Zweck  eine  Anleihe  von  1  20O00U  X 
genehmigte,  angebahnt  worden  war.  Anfangs 
wollte  man  den  neuen  (»oldpeso  auf  genau  2  Schil- 
ling setzeu,  durch  das  starke  Sinken  des  Papiergel- 
des im  Jahre  1804  aber  sah  man  sich  genötigt,  18 
Pence  als  die  neue  Einheit  anzunehmen,  und 
zwar  sollten  geprägt  werden  Condors  zu  30  Gold- 
pesos <M  M.  Dublonen  zu  13  '  „  Pesos  (1  t\  und 
Esciidos  zu  Ii1,  Pesos  i«..  t).  Am  1.  Juli  1805 
wurde  wirklich  mit  der  Einlösung  der  Staats- 
noten begonnen,  aber  bald  zeigte  sich,  dass  der 
Kur»   von    18  Peine  nicht  aufrecht  erhalten 


|  werden  konnte:  der  Wechselkurs  auf  London 
sank  schon  im  August  auf  17  Pente,  während 
die  Goldausfuhr  schon  bei  171,  Pence  lohnend 
|  wird.    Die  Regierung  hielt  indes  die  Einlösung 
konsequent  aufrecht,  und  im  Jahre  1807  gelang 


es.  den  Kurs  auf  17  V'..— 17*'. 


zu 


halten.  Eine 


!  Krimis  im  Jahre  18i)8.  zum  Teil  durch  die  Furcht 
'  vor  einem  Kriege  mit  Argentinien  veranlasst, 
brachte  jedoch  das  ganze  Werk  wieder  zum 
Scheitern.    Der  Kongress  besehlos«  am  30.  Juli 
die  Ausgabe  von  50  Millionen  Pesos  in  Papier- 
gold  mit  Zwangskurs.  das  nach  3  Jahren  zu 
18  Pence  für  den  Peso  eingelöst  werden  soll, 
i  Die  Folge  war  ein  starkes  Sinken  des  Kurses, 
I  der  am  Ende  des  Jahres  auf  12 '  L. — 1H  Pence 
stand. 

Litleratur:  Ausse,  den  Iui  dem  Art.  «Ihntk'iin 
angrführtrn  hierher  gehörenden  Schriften  vi;/!. 
\  eben  tun,  Ihr  öffentliche  Kredit,  Aufl.,  I, 
S.  l.tr.ff.  —  Uonchvr,  III,  Kap.  7.  —  Cohn, 
Finauzuissenschufl,  S.  !'.>.! ff.  —■  Knien.  Itas 
Held,  ,>.  Aufl.,  '  S.  .<}.',/</.  —  Derselbe.  l)>r 
Kredit,  II,  S.  4 r.4 ff.  —  All.  Wagner,  Art. 
»Itipiri-grld»  in  ISIuntschlis  St.  W.  II.  —  Der- 
selbe,  Ihr  österreichische    Valuta,  I,    Wir,,  /.vi,'. 

—  Uernelbe,  IHe  russische  Papienröhrnng, 
Riga  IMS.  —  Iternelbe,  Sutern  der  ZetUl\»iuk- 
fi'ditik,  Freiburg  1S74,  S.  *',ff.  n.  passim.  — • 
Uemel be,  Staat* pa pie rgrld,  lie ichskusse n scheine 
und  IJn nk nt>tent  Herl  in  1.174-  —  Derselbe  in 
Sthi.nhrr,),  III,  .1.  Aufl.,  S.  HOOri.  —  HcrUku, 
Wdhrunij  und  Ibtndrf,  Wien  1.170.  —  Jf.  lilllle- 
bvand,  Theorie  de*  tielde»,  J<»n  lS.i.t.  —  Fer- 
rari*. M»net<i  e  ew,  J<,r;<:«.,  Mihino  1S7'J.  — 
WcltlZ  tl'tUdeti,  l'rher  I  rmuhen  und  Wirkungen 
der  A,ji„*  in  .fnhrb.  f.  Auf.  ».  St'it.  A".  F.  lV,S.  J  'tl 
nnd  ,'4->.  -  -  Sehmllll ,  -J'/i»  und  W'ehtetkttm, 
Hridrthertj  lü'.ii,  —  I<ejci#.  The  >,<ji,i  >m  tltdd 
und  international  Trade.  Ecunomtc  Journal.  I". 
HSV:,,  p.  r..K.  —  IlelJJeHeh.  Außenhandel  und 
Y<dut<t*rhu-unkun<ien.  Jahrh.  für  (ieurtzijel,.  XXI 
(l.H>7)  S.  .X.l.ll/.  —  Krün,  Cftehirhh.  de,  prent*. 
Stantifehulden.  h*<j.  e„n  Iltrgiur,  llrrflnu  IStil, 
S.  4<ilT.  —  BergtitM,  liniimu-iimeuKchaft ,  .'. 
Aufl.,  Herlin  1S71,  S.  »  47  ff.  —  Le*i(t<nifl,  A<tit> 

1  in' Österreich,  Jahrb.  f.  Xat.  XX  I  II.  S.  ,','Jf, 
XXVIII,  S.  ,fM,  XXIX,  S.  Mo.  --  Kramar, 
Ihis  I'upieiijeld  in  Orrtrrrei,  h  >eit  1.14",  leipsi'j 
1.S fitl.  —  l'acher.  Pie  ;«ttrre,chi*ch-untjnrirchv 
Wahrung,  Leipzig  1S')0.  —  (S ruber.  St"tiett*fhe 
liiitraqr  zur  I'rtuje  der  Währung  der  iitteirrteh.- 
uityuritehen  Monarchie,  Jena  IS'."',  —  I.lMlleH- 
berger,  Wiihrunii*»,i»trm  und  Ilelation,  Wim 
JSltl.  -  Iteuktehrift  über  da*  Ihtpirrgrldiresen 
!  der  i',*terrrichiiich-nuijari»,h'-n  Monarchie.  1  »/7. 
im  Finanzministerium,  Wien  IS'.'l.  —  Statut. 
Tabellen  zur  Wuhrungufragr  der  ütterrcichUrh- 
ungaritrhe,,  Monarchie.  Verf.  im  Finanzminis- 
terium,   Wien  ISiC.    y.ireitr  Ausgabe  IS'J.>  —  7.V/.V. 

—  Stenographische  I\otokoll,  ijl,er  die  r.  .1.  his 
17.  III.  abgehaltenen  Sitziiw/ii,  der  Wahrung*- 
engtietekotumission,  Wir,,  !,<','J.  —  f.  Menger, 
Ucitriii/r  zur  Währungsfraac  in  Oesterreich- 
l'ngnrn,  Jena  /.».''.'.  —  Iiet'Hl'lbe,  her  VeUer- 
gang  zur  fioldirdhrung,   Wien  und  Leipzig  1MK'. 

—  Kalkum nn,  I>o  Entwertung  der  r.stirr. 
Valuta  im  Jahn  I*'>i  und  ihr,-  l'rtaclo  n . 
Frrihurg  i.  It.  hS'.'.i.  —  Wiener.  !>>'■  Wahrung*- 
traue  u.  dir  Zukunft  der  österreichischen  \aluta- 
ref„rm,    Wim    LI!'}.    —    Xuckcrbandl ,  Art. 
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I'npirrf/eld  {(trfit*rrrirli-l~ini<irn)  im  I.  Stipptr- 
iiirnthiiiiil  iL  I.  Auß.  </.  Ililirh.  drr  SOmUir.  S. 
K~>7j}.  —  lepsin.  IHc  Aufhebumj  dt"  7.it''int}i>- 
kur«rn  in  Jluli'  ii,  Jtihrb.f.  Xut,  it.  Mint.  X.  I'.  II,  S. 
:>,■>>.  —  Ferrnrin,  I.'ttUdizioitr  drl  n,mo  Jorzo.in. 
Aitmutriu  dilti  *cirme  tjittridithr  >ir.,  |o/.  / 1  ". 
Brückner.  Kiipjrrtjtldkri*rn,  lh,rpot  !S'i7.  — 
Storch,  i'imrx  d'fft>n«inir  j>otiti</tir  IV,  X»te 
XVI,  T<ih.  VII.  —  (ioldmann,  IUi*  v*wti*ehe 
Papiergeld,  Kitja  l.s:r..  -  Alf.  Schmidt,  VA«* 
rttMitfhr  CS'  Idireiwn  J.i,'.t  1*4  }■  l'rtertbitrt)  /.>?.«. 
—   KlItttOMHCirZ,   llnbrlkurs  und  niitfixrlir  öV- 

in  ideitiitfithr.  J*>»i  IS!",.  —  Krnmar,  Dir 
mittwltr  Wthilorejorm.  Wir»  IfiVG.  —  -I. 
Itaffalovich,  Lr  Marchf  ßminrirr  ,  u  IfjSM. 
ISui*  !*:>!>.  n„»*rllH  W<',k  /in-  !*'>!> VMi'i.  — 
].'•■/,<, rt  '•(  Ihr  f.  St.  Mmitinri)  nntini  im),  Wutfi. 
1*7  7  rol.  I,  p.  .}<>$'■  —  It'  jH-rt  <>/  Ihr  enuiplr-dler 
«./  Ihr  currency,  H'ii»/i.  1*7'J,  p.  liß'.  --  O. 
Schmitz,  frir  Finnmrn  Ai'jentinii ur.  Leipzig 
IM'-,. 


Parallelwährung 

nennt  man  das  Geldsystem,  bei  welehem 
Gold-  und  SillN'nniiii/.eu  fjr  1  ei  t  ■  1 1 1  >o  i>  ■<  -h  I  i  g"t 
nelien  ("inander  in  Umlauf  sind,  ohne  dass. 
wie  bei  der  Dop]  H  Währung,  ein  festes  ge- 
set /.liebes  Verhilltnis  zwischen  ihnen  besteht. 
Ks  muss  also  für  alle  Arten  von  privaten 
Zahlungsverpflichtungen  vertragsmässig  oder 
herkömmlich  festgesetzt  sein,  in  welehem 
Metall  sie  zu  erfflJlen  sind,  und  auch  der 
Staat  muss  Vorschriften  darüber  erlassen, 
wiedie  Steuern.  Doiuäuenpachton.  Strafgelder 
und  sonstig'  Zahhuigen  hei  seinen  Kassen 
eingehen  sollen,  andererseits  aueh  seihst  Ge- 
hälter. I/ihne.  Lotteriegewinne  etc.  naeli  be- 
stimmten Normen  teils  in  Gold,  teils  in 
Silher  auszahlen.  Auch  die  Preise  der 
Wairn  werden  von  vorn  herein  teils  in  dem 
einen,  teils  in  dem  anderen  Metall  ausge- 
drückt sein.  Im  Klein  verkehr  und  hei  den 
Lohnzahlungen  wird  dasSilhergehl  die  Allein- 
herrsehaft  hal<en,  die  Preise  der  teueren 
Waren  dagegen  worden  vielfach  auf  Göhl 
lauten.  Natürlich  mnss  auch  in  allen  Ge- 
schäftsbüchern eine  doppelte  Keehnung  ge- 
führt werden.  Dieses  System  mag  nament- 
lich vom  ahsolnt  freihündlerisehen  Stand- 
punkte denjenigen,  die  das  Geld  als  eine 
Ware  wie  jede  andere,  betrachten,  sehr  ver- 
lockend erscheinen.  So  hat  es  z.  K.  in 
Frankreich  in  .1.  Garnier  einen  eifrigen  Ver- 
teidiger gefunden.  In  Deutsehland  war  es 
namentlich  Grote,  der  anknüpfend  an  die  in 
Hannover  thatsächlich  bestehenden  Verhält- 
nisse  in  der  Parallelwährnng  -  von  ihm 
rührt  auch  diese  Hezeiehnung  her  —  dir* 
beste  K'irur  des  Geldwesens  zu  erkennen 
glaubte.  In  seine  Fussstapton  trat  A.  Kggers. 
der  «las  System  Duoinotallismus  nannle 
nntl  zugleich  einen  Silhenlollar  als  von  allen 


Staaten  anzuerkennende  Weltmünze  empfahl. 
Aueh  auf  der  Pariser  Münzknnferenz  von 
lssl  sprachen  sich  einige  Delegierte  wie 
Thörner,  Pirniez.  Burvkhardt  wenigstens  in- 
soweit duometallistisoh  ans,  als  sie  die 
Verwendung  von  Nilher  nach  seinem  Ver- 
kehrswerte zu  internationalen  Zahlungsaus- 
gleichen durch  besondere  Einrichtungen  be- 
günstigen wollten.  In  neuester  Zeit  hat 
auch  A.  Houdard  im  wesentlichen  wieder 
den  Garniersehen  Vorschlag  aufgenommen. 

Geschichtlich  hot rächtet  ist  die  Parallol- 
währung,  wenn  auch  nicht  gesetzlich,  so 
doch  thatsächlich  die  älteste  Form  des  gleich- 
zeitigen Gebrauches  von  Gold-  und  Nilber- 
geld  gewesen.  Wenn  auch  in  der  Hegel  der 
Nominalwert  der  Goldmünzen  den  Sil  Um- 
münzen gegenüber  staatlich  hestimmt  war, 
so  hildete  sich  doch  im  Verkehr,  sei  es  in- 
folge der  Verschlechterung  der  SUhermünzon, 
sei  es  entsprechend  der  Veränderung  der 
Prodnktionshedinguugen  der  beiden  Edel- 
metalle ein  von  dem  gesetzlichen  oft  weit 
abweichendes  veränderliches  Wert  Verhältnis 
der  beiden  Goldarten.  Der  Kurs  der  ver- 
trauenswürdigen, nach  festen  Ty  1*011  ausge- 
prägter! Goldmünzen  stieg  im  Mittelalter  all- 
mählich immer  höher,  und  im  grossen  Ver- 
kehr winde  es  seit  der  zweiton  Hälfte  des 
]'A.  Jahrhunderts  immer  mehr  üblich,  bei 
allen  Geschäften  und  Verträgen  nach  solchen 
Goldmünzen  wie   Florenen ,  Dukaten, 

Motitons.  Eons  etc.  —  zu  rechnen,  oder  aueh 
nach  einem  in  bestimmten  Münzen  dieser 
Art   zahlbaren   Kechming.-gehle.  z.  B.  den 
Seiitis  niaiearum.     Der  Kleinverkehr  aber 
nuisste  sich  des  SilUrgeldes  bedienen,  das 
nicht  nur  in  den  kleinsten  Teilst üeken,  den 
spater  sogenannten  Soheidemünzen,  sondern 
auch    in    den   (  oiirantmünzen   mit  voller 
Zahluugskraft   einer   foilse|m.'itornh?n  Ver- 
ringerung seines  inneren  (tehaltes  unterlag. 
Nachdem  in  Deutschland  der  Goldguldon  in 
dem  schweren  Joachimsthaler  und  dessen 
Verwandten   «-ine   Verkörperung  in  SilU-r 
erlangt  hatte,  deren  innerer  (iehalt  verhält- 
nismässig stabil  blieb,  entstand  auch  eint» 
besondere  Keehnung  in  Speciest haiern  mit 
einem  gegen  die  kleinereu  ( 'onrantmünzen 
allmählich  steigenden  Kurs.   Doch  blieliauc.lv 
die  Rechnung  in  Goldguldon  und  Dukaten 
bestehen,   was  die  Keichsmünzordnung  von 
ir»ö!)  durch  die  Pestimmung anerkennt :  »was 
hiebevor    auf   Göhl    getheidingt    und  ver- 
sehrieben ist,  desgleichen,  was  hiuführo  in 
Gold  U'sehriebon  und  deimassen  paciscirt 
und  angedingt   wird,   samiut  anderen  He- 
zahlnngeii.  die  nach  alter  Gewohnheit  mit 
Gold  bezahlt  sind  worden,  denen  soll  hiomit 
nichts  benommen   sondern  in  allewege  vor- 
behalten .-ein.      Aus  dieser  Stelle  geht  auch 
deutlieh  hervor,  dass  zunächst  ein  Parallel is- 
mus  zwischen  Goldgeld  und  Silbergeld  an- 
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genommen  wind«'.  Dass  zugleich  aneli  ;  Gehälter  dos  Gesandtsehaftspersonals  im 
hänfig  bestimmte  Goldmünzen  «nl.^r ln-st Iininto  Auslände  nach  Bedürfnis,  die  der  Offiziere. 
Sühermünzon  ausbedungen  wurden  (was  im  vom  Hauptmann  an  und  die  der  höheren 
Grunde  immer  mit  der  grösseren  oder  go-  ,  Civilheamtcn  zu  einem  Fünftel  in  Gold  aus- 
ringertm  Vertrauenswürdigkeit  des  Gepräges  |  bezahlt  worden.  Die  Kinsätze  in  die  Klassen- 
oder  dem  gewöhnlichen  Dnrchsclinittsgohalt  1  lotterie  und  die  Gewinne  in  derscllien  wurden 
der  verschiedenen  Sorten  zusammenhing),  '  ebenfalls  in  Gold  bezahlt.  Auch  im  Privar- 
dass  sich  also  auch  die  Münzen  desselben  i  verkehr  war  es  namentlich  bei  Pachten  und 
Metalls  nicht  immer  ohne  weiteres  vertreten  Mieten  sowie  beim  Pferdeverkauf  üblich, 
konnten,  schliesst  nicht  aus.  dass  man  einen  Goldzahlung  zu  bedingen.  Ebenso  wurden 
solchen  Zustand  dos  Münzwesons  -  im  viele  Kapitalien  in  Thaler  Gold  ansgethan. 
Gegensatz  zu  der  Ansicht  Helfferichs  Das  Münzgesetz  v.  :i(t.  September  1S21  drückt 
im  Gegensatz  zur  Doppelwährung  wegen  der  |  sich,  über  die  gegenseitige.  Stellung  der 
riibestimmtheit  des  Wertverhältnisses  der ;  beiden  Edelmetalle  gar  nicht  bestimmt  aus: 
beiden  Edelmetalle  schon  als  Parallel  Währung  j  es  will  eine  gleichförmige  feste  Währung 
bezeichnet.  Aber  auc  h  im  Sinne  Helfferichs  I  in  Gold  und  Silber«  aufrecht  ei  halten  mit 
war  die  Parallelwährung  in  Preusseu  und  ,  dem  Fricdriehsdor  als  der  eigentümlichen 
anderen  Staaten  Deutschlands  seit  der  Mitte  ;  Goldmünze,  gleich  Thlr.  Gold,  und  dem 
des  1*.  Jahrhunderts  verbreitet.  Der  Wert  I  proussiseheu  Thaler  als  der  eigentümlichen 
des  Banköj)fundes,  nach  dem  die  von  Silbermünze.  Die  Geldzahlungen  bei  den 
Frieilrich  dem  Grossen  gegründete  königliche  königlichen  K  issen  konnten  ursprünglich 
Bank  rechnen  sollte,  war  in  Gold  und  nicht  ,  nicht  in  Silber  mit  dem  geltenden  Agio  ge- 
in  Silber  festgesetzt  und  zwar  dahin,  dass  leistet  werden;  erst  als  infolge  des  Ein- 
1  Pfund  unveränderlich  einen  Friedrichd'or  dringens  der  innerlich  etwa  2  Groschen 
ausmachen^  sollten.  In  dem  ersten  Bank-  weniger  werten  hannoverschen  und  braun - 
n  glement  (v.  17.  Juli  17<>.~>)  hiess  es.  wer '  schweigischen  Pistolen  die  preiissischen 
Baukogeld  auf  sein  Foliuin  haben  wolle.  Friedrichsd'or  mehr  und  mehr  vei-sch wanden, 
müsse  Friedrichsd'or  oder  grobes  Courant-  sah  man  sich  genötigt,  statt  derselben  Silier 
silbcrgeld  an  die  Kasse  liefern  und  s-sieh  mit  Aufgeld  anzunehmen.    Die  K.M.  v.  Iii. 


um  den  Kurs  zwischen  der  Silbermünze  und 
den  Friedrichsd'or  vergleichen«.  In  (lern 
Reglement  von  1 7G*>  jedoch  wird  «las  feste 
Verhältnis  IW  Pfd.  Manko  —  p_>",  Thlr.  un-l 
Friedrichsd'or  \'Ml  i  Thlr.  Courant  auf- 
^••stellt.  Thatsächlioh  aber  genossen  die 
ThaJer  Gold  ein  veränderliches  und  im 
ganzen  steigendes  Agio  gegen  die  Coiirant- 
t haier.  und  nach  dem  Jahre  1 S l »J  stiegen  die 
Friedrichsd'or  infolge  der  englischen  Gold- 
käufe zeitweise  auf  frVi  Thlr.  Die  könig- 
lichen Kassen  nahmen  sie  nur  zu  ."■  Thlr. 
an.  erhielten  sie  alter  natürlich  nur  in  den 
Beträgen,  die  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften in  Gold  gezahlt  werden  mussten. 
Die  letzte  und  zwar  gemilderte  Regelung 


XovemU'r  1KU  bestimmte,  dass  hei  Zah- 
lungen, die  in  Silber  Ihm  den  Staatskassen 
zu  leisten  seien,  der  Friedrichsd'or  zu  f>2  :i 
Thlr.  berechnet  werde,  was  ein  zu  un- 
günstiger Kurs  war.  Die  Rechnung  nach 
Gobi  kam  in  den  dreissiger  Jahren  mehr 
und  mehr  ab.  und  die  V.  v.  11.  August  1S48 
hob  die  oben  erwähnte  Bestimmung  über 
die  Auszahlung  von  einem  Fünftel  der  Ge- 
hälter in  Gold  auf.  Die  bis  1SMI}  sehr  be- 
deutende Prägung  von  Friedrichsd'or  hörte 
in  den  fünfziger  Jahren  gänzlich  auf  (s.  d. 
Art.Gol  d  u  n  d  G  o  1  d  willi  ru  ng  oben  Bd.  IV 
S.  To!}).  In  Hannover  erhielt  sich  die 
Parallel  Währung,  anfangs  mit  Pistolen  zu 
>  Thlr.  Gold,  später  mit  Goldkronen  nach 


der  Goldeiniiahmeu  und  Ausgaben  gab  die  -lein  Münz\ ertrage  von  1SÖ7  und  anderor- 
Kabinettsordre  vom  £}.  Mai  1814,  nach  seits  mit  Silbercourantthaleru  thatsächlich 
welcher  die  Domänenpachtgelder  zu  einem  |  bis  zur  deutschen  Müuzreform.  In  Bremen 
Drittel,  die  Verkaufspreise  für  Holz  aus  den  j  war  das  Gold  die  Haupt  währung,  daneben 
Staatsforsten  für  den  auswärtigen  Debit  eben-  j  aber  wurden  auch  die  Silberthaler  ohne 
falls  zu  einem  Drittel  in  Gold  zu  zahlen  |  festes  Verhältnis  zum  Golde  für  bestimmte 
waren,  während  wegen  der  schlechten  Zeiten  |  Zahlungen,  z.  B.  I>ei  den  Postanstalten  ver- 
der  gewöhnliche  innere  Holzdebit  nicht  noch  !  wendet.  —  In  Russland  bestand  bis  zur 
weiter  durch  die  Goldzahlung  erschwert  1  neuesten  .Münzreform  ebenfalls  eine  Art  von 
werden  sollte.  Die  Aceisc  von  den  gewöhn-  Parallelwährung  von  Gold  und  Silber.  Das 
liehen  Lebensmitteln,  die  bis  dahin  zu  1  i  eigentliche  Währungsuietall  war  nominell 
bis  »  ?  in  Gobi  zu  entrichten  war.  sollte  allerdings  das  Silber,  das  aber  seit  langer 
künftig  in  Silber  zahlbar  sein,  die  übrigen  Zeit  nur  in  geringein  Betrage  als  Courant- 
Acciseal »gaben  aU;r  mussten  bei  Beträgen  •  geld  geprägt,  wurde.  Die  <  ioldmünzen  (ausser 
von  "j  Thlr.  und  mehr  zur  Hälfte,  die  hicent- 1  den  Dukaten)  waren  nominell  auf  ">,l."i  und 


Zoll-  und  Transitabgaben  aber  bei  Betrügen  j  I0.:i<l  Ruh.  angesetzt,  aber  die  Bildung  des 
von  oi  Thlr.  und  mehr  ganz  in  Gold  alt-  ■  Wertverhältnisses  des  Goldrubels  zum  Silher- 
geführt  werden.     Andererseits  sollten  die  oder  Papierruliel   blieb  rlem   Verkehr  frei 
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überlassen.  <  lewisse  Zahlungen  wunlon  aber' 
ausdrücklich  auf  llalhiuiperialen  verabivdet. 
»lor  Staat  verlangte  «Ii**  Entrichtung-  der  Zölle 
in  Gold  und  hatte  einen  Teil  seiner  Schulden 
in  Oold  (enler  dessen  Aotpiivalent  in  Papier) 
zu  verzinsen  und  zurückzuzahlen.  Achu- 
lieh  lagen  bis  zur  Einführung  der  Gold- 
reehnung  die  Verhältnisse  in  <  »ostoneich- 
Ungarn.  wo  die  Zollzahlungen  ebenfalls  in 
Gold  zu  leisten  und  viele  Staats-  und  andere  ) 
Wertpapiere  in  Gold  verzinslich  und  rück- 
zahlbar waren.  In  diesem  Umfang*'  hatten 
auch  dir-  Vereinigten  Staaten  wahrend  des 
Bürgerkrieg«*  und  bis  1S7S,  d.  h.  bis  zur 
Wiedereinführung  der  (allerdings  beschränk- 
ten) Doppelwährung,  eine  Parallel  Währung 
von  Gold  und  Papier.  Das  älter»-  spanische 
Münzwosen  beruhte  ebenfalls  auf  «lein  Grund- 
gedanken der  Parallelwährung:  «lie  Piaster 
und  die  tjuadru]»'!  waren  Münzen  von 
gleichem  Gewicht  und  gleicher  Feinheit  in 
Silber  und  in  Gold,  deren  nominelles  Wert- 
verhältnis in  längeren  ZeitabstäimVn  durch 
königliche  Erlasse,  und  zwar  mit  Verände- 
rung der  Tarifierung  d«  r  Goldmünzen,  fest- 
gesetzt wurd«»,  während  sich  im  Verkehr 
natürlich  auch  ein  selbständiger  Geldkurs ' 
biMete. 

Trotz  solcher  Ei  fahrungen  kann  indes  das 
System  der  Parallel  Währung  in  Gold  und 
SüImt  unter  den  heutigen  Verhältnissen  in 
keiner  Weis««  empfohlen  werden.    Als  der 
Geldverkehr  sich  noch  in  bescheidenen  Di- 
mensionen bewegte  und  tlie  Geschäftsleute 
ohnehin  gewohnt  waren,  bei  grösseren  Zah- 
lungen ein  Dutzend  (Hier  mehr  verschiedene! 
Münzsorton   in  Gold    und   Silber   zu   ein-  ! 
pfangen.  die  alle  auf  eine  gemeinschaftliche  ! 
Einheit  berechnet  werden  mussten  —  wie 
dies  in  Süddeutschland  noch  vor  «Ireissig 
Jahren   vielfach  der  F;dl  war        trat  die 
Unbequemlichkeit  einer  doppelten  Ke«  hnung 
in  Gold  und  Silber  kaum  besonders  hervor. 
Ueherdios   waren   die   Schwankungen  des 
Wertwrhältnisses  von  Gobi  und  Silber  bis 
1K71  nur  gering  und  langsam,  und  es  brachte  ; 
daher   für  den   Kaufmaun   kein  nennens- 
wertes Risiko  mit  sich,  wenn  er  etwa  von 
seinen    Kunden    in   Silber   bezahlt  wurde., 
einen  grossen  Teil  seiner  eigenen  Zahlungen  ' 
aber  in  Gold  leisten  musste.    Wie  aber  der 
modern«1  Verkehr  die  früher  übermässige 
Mannigfaltigkeit  der  lokalen  Mass«'  und  Ge- 
wichte beseitigt   hat.   so   musste  er  auch 
wenigstens  für  jeden  Staat  ein  einheitliches  : 
Wertinass  verlang««!!,  und  wenn  also  Silber1 
neU1!)   dem   GoMe  gebraucht    werden  soll, 
was  für  den   kleineren  Verkehr  nicht  zu 
umgehen  ist.  so  muss  den  SilU'imünzen  ein 
fester  gesetzlicher  Wert  gegen  Gold  zuge- 
teilt weiden.    Dass  dies  durch  angemessene 
Beschränkung  «ler   Prägung    derselben  in 
jedem  praktisi.lt  erforderlichen  Umfang«'  ver- 


möge des  öffentlichen  Kredits  «lurchführbar 
ist,  beweist  die  Wertfestigkeit  nicht  nur  «1er 
Scheidemünzen,  sondern  auch  «ler  in  ihn 
Ländern  <les  lateinischen  Münzbundes,  in 
Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten 
noch  in  so  grosser  Menge  als  KreditgeM 
umlaufenden  Silbercourant münzen.  Wollte 
man  diese»  gesetzlich»4  W<'rtl<estimmung  auf- 
heben  und  «lafür  etwa  nach  Eggers'  Vor- 
schlag die  freie  Prägung  einer  gleühmässigeü 
Well  silbermünze  ohne  festen  Wert  gegen 
Gold  einführen,  so  würden  jene  Massen  v<iu 
Sill>ergeld  sofort  auf  ihren  Banvnwert  sinken 
und  es  wäre  nicht  abzusehen,  warum  der 
letztere  sich  höher  stellen  sollte  als  gegen- 
wärtig und  weniger  schwanken  sollte  als 
bisher.  Denn  für  den  inneren  Verkehr  der 
Kulturländer  mit  genügendem  Geldumlauf 
wäre  dies«1  Silbenuünze  mit  ihrem  unbe- 
stimmten Werte  gar  nicht  zu  gebrauchen, 
und  dass  sie.  wie  Eggors  annimmt,  zu  Dar- 
lehen verwendet  werden  sollte,  wäre  nur 
zu  erwarten,  soweit  Zahlungen  au  Silber- 
währungsläuder,  namentlich  also  nach  Ost- 
asien, zu  leisten  wären.  Kür  diesen  Zweck 
aber  bedarf  es  gar  nicht  der  Prägung  d«'S 
Silbers,  sondern  es  stehen  gegenwärtig  dazu 
Barren  im  l'eberfluss  zu  sehr  herabgod rückten 
Preisen  zur  Verfügung.  Allgemein  aber 
muss  den  Verteidigern  der  Parallel  Währung 
gegenüber  b<>tont  werden,  «lass  in  der  Geld- 
wirtschaft die  Verkäufer  von  Waren  und 
die  Empfänger  von  Darlehen  we«ler  (Johl 
noch  Silber  als  Metall  haben  wollen,  son- 
dern eine  bestimmt«'  Summe  von  Kaufkraft 
in  einer  allg«'ineiu  anerkannten  Geldeinheit. 
Daher  wird  im  grossen  Verkehr  die  wirk- 
liche Verwendung  von  Münzen  immer  mehr 
vermieden.  Der  ganze  Giro-  und  Abrechnungs- 
verkehr in  seiner  heutigen  Gestalt  aber  wäre 
unmöglich,  wenn  Depositen,  Cheeks  und 
Wechsel  auf  zwei  verschieden!?  Weitein- 
heiten lauteten,  die  nicht  in  einem  festen 
Verhältnis  zu  einander  ständen. 

Litteratur:  Hof  mann,  Ihr  Lehrt  vom  Iii  1,1,, 
/Irrtiu  l.S.iS,  S.  JTß.  •  //.  Untte,  Ihr  Ofl-I- 
Uhrr,  J  In n m*i't' f  /.*';.;,  l'iß.  —  Verteilte  in 
di  r  Simiiilumi  r,,n  hri*schrijt>  n  :  l'rh»r- 
</«»/»</  Sur  li'"lilir<ihrini<ni,  Iii  Hin  ISCS.  —  .V. 
Chevalier.   Im  M<>»n<ur,  /W»  !*'.<;.  S.  isnK 

—  A.  Kaf/erx.    Ihr   (irliln form,  Jlcilin   1*?- ■:. 

—  Derselbe,  I)t>l)u<>mrtnllis,tiu*,  ltmiuni  JS^.i. 

—  lloutlartl,  Lr  inulriitrnilii  ini'in'tniir,  Diri*, 
f.  u.  -  Iteljferteh ,  Ihr  ijmr/iirhtlic/ir  Eiit- 
irirki htm]  iltr  Miiinniinlriin ,  .lulirh.  f.  Xtit.  »i. 
St.it..  HJ.  F.,  Ihi.  v  dy.r.),  S.  MUß:  —  Lest*, 
lirmrrkuiujrn  iihrr  l'timllthnthritiuj  mirl  Sortru- 
iji  hi,  rkrmhl   S.  SJ!>  (K 
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Parieu,  Marie  Lonis  Pierre  Fe'lix 
Fsquiron  de, 

geb.  am  13.  IV.  1815  zu  Anrillac,  studierte  in 
Paris  und  Strassburg .  war  Mitglied  der  Natio- 
nalversammlung vou  1848,  dann  Kultusminister 
vom  31.  X.  1*49  bis  Ii).  I.  1851,  ferner  Vice- 
priüddent  und  spHter  (seit  1870i  Präsident  des 
t'uuseil  d'Etat  1852-1875  und  wirkte  hierauf 
187(5  1885  an  der  Gesetzgebung  als  Mitglied 
des  Senats.  .Seine  Verdienste  ais  Staatsmann, 
dessen  absolutistische  Bestrchnngen  auch  ver- 
schiedene liberale  Kefonnpliine  Napoleons  III. 
durchkreuzten .  werden  bedeutend  überwogen 
durch  die  Erfolge  seiner  schriftstellerischen 
Thätigkeit  auf  Staats  wirtschaftlichem  Gebiete. 
Er  war  der  unermüdlichste  und  schlagfertigste 
Vorkämpfer  für  die  Einführung  der  einheit- 
lichen Goldwährung  in  Frankreich,  und  sein 
grosses  Werk  über  das  Steuerwesen,  dem  er  auch 
seinen  Sitz  im  Institut  zu  verdanken  hat.  stand 
zur  Zeit  des  Erseheinen«  der  ersten  Auflage, 
hinsichtlich  der  umfassenden  internationalen  Be- 
handlung des  praktischen  Teils,  ohne  jede  Kon- 
kurrenz in  der  Litteratnr  da. 

Parieu  veröffentlichte  von  staatswi*sen- 
srhaf tüeheu  Schriften  a)  i  n  B  u  c  Ii  f  o  r  m :  Histoire 
des  impöts  generaux  sur  In  propriete  et  le 
reveuu ,  Paris  1856.  —  Traite  des  impöts  con- 
sidcres  sous  le  rapport  historique,  ecouomique 
et  politiqne  en  France  et  ä  l'etranger,  5  Bde.. 
cM  18B2— Bf»;  dasselbe,  2.  vermehrte  And.. 
4  Bde.,  186«— 67.  In  diesem  Hauptwerke  des 
geistvollen  Steuertheoretikers  verbreitet  sich 
derselbe  über  die  Physiologie  der  Steuern  und 
über  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  in  der 
Verteilung  der  Steuerlast.  Er  definiert  die 
Stener  als  staatliche  Vorwegnnhme  einer  Ab- 
gabe von  dem  Vermögen  oder  dem  Arbeitser- 
trag der  Staatsbürger  als  Beitrag  zur  Aufbrin- 
gung der  Staatslasten.  Dem  System  der  indi- 
vidualistischen Auffassung  steht  er  nahe,  ohne 
es  unbedingt  anzunehmen,  das  Princip  von 
Leistung  und  Gegenleistung  und  das  Solidari- 
tätsprincip  erkennt  er  in  ihrer  Vereinigung  zu 
einem  einzigeu  Grundsatze  au .  während  er  die 
beiden  Principe  getrennt  verwirft,  hinsicht- 
lich der  Gleichheit  der  Opfer  mit  der  Begrün- 
dung, das»  dieses  System  auf  der  schiefen  Ebene 
stehe,  die  zum  sozialen  Nivellement  führe.  Er 
bekämpft  das  System  der  progressiven  Einkom- 
mensteuer, sowie  die  stärkere  Belastung  des 
fundierten  Einkommens.  Der  nachteilige  Ein- 
fluss  der  städtischen  Gebrauchs-  und  Vcrzeh- 
rnugssteueni  anf  die  soziale  Wohlfahrt  der 
Arbeiterbevölkerung  wird  nach  Parieu  in  keines- 
zutreffender  Weise  durch  die  engen  Be- 
dungen der  städtischen  zur  ländlichen  Arbei- 
terklasse paralysiert.  Die  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums  erkennt  er  aber  an.  Der 
Erbschaftssteuer  wird  vou  ihm  nur  insofern  die 
Berechtigung  zugestanden,  als  den  Desccnden- 
t*n  in  der  Erbscbaftssubstanz  der  Preis  des  ge- 
sellschaftlichen Schutzes  unter  Staatsägide  zn- 
fliesst.  Das  Resuiue  seiner  Theoretik  besteht 
schliesslich  in  der  Anerkennung  der  Proportio- 
nalität der  Steuern,  gleichbedeutend  mit  der 
Kontinenz  der  ersten  Steuerregel  Adam  Smiths. 
Der  praktische  Teil  des  Werkes  stempelt  es 
hinsichtlich  der  Reichhaltigkeit  des  darin  ver- 
arbeiteten Materials,  namentlich  betreffs  der 


Provinzini-  und  OrtskoniuiuimlHtenern  der  roma- 
nischen Länder  zu  einer  noch  immer  mit  Erfolg 
zu  konsultierenden  Quelle,  die  auch  zur  Ge- 
schichte und  Verwaltung  des  französischen 
Tabukmonopols  ivcrgl.  Bd.  III,  l.  Aufl..  S.  «9 ff.) 
eine  authentische,  ans  den  Akten  geschöpfte 
Darstellung  beibringt.'  —  Essai  sur  la  statis- 
tique  amicale  du  departement  du  (antal,  ebd. 
1864;  dasselbe,  2.  Ann".,  ebd.  1HB5:  dasselbe,  4. 
Aufl..  Aurillac  1875.  -  Kupport  de  la  Confe- 
rence internationale  de  18(57 .  Paris  18<>7.  — 
Principe«  de  la  scieuce  politique.  ebd.  1870  ;  2. 
Aufl..  ebd.  1875.  —  Vote  motive  sur  le  resnme 
de  renquete  monetaire,  ebd.  1870.  —  Discours 
au  Senat  imperial  (relative  aux  petitions  sur  le 
systeme  monetaire,  ebd.  1870.  —  La  politique 
mouetaire  en  France  et  en  Allemagne.  2.  Aufl., 
ebd.  1872.  —  La  politique  t'raucaise  daus  la 
question  monetaire  eosniopolite,  ebd.  1875.  — 
Interpellation  relative  ä  la  conveution  monetaire 
de  187B,  ebd.  1876.  —  Proportion  de  loi  sus- 
pendant  l'emission  des  bons  ponr  la  fabricatiun 
des  monuaies  d'argent  ä  9  10  de  fin,  ebd  1876. 

—  La  question  de  1  uniforniite  monetaire  en 
1878.  ebd.  1878.  —  Les  embarras  de  la  question 
monetaire  en  1880.  ebd.  1880.  —  Parieu  vur 
beteiligt  an  dem  Sammelwerk:  Le  droit  au 
travail  ä  l'Assemblee  nationale.  Recueil  cnmplet 
de  tous  les  discours  prononces  dans  cette  memo- 
rable  discussion  etc.,  ebd.  1848.  —  Der  Dictum- 
naire  de  leconomie  politique,  2.  Aufl.  von  <o- 
quelin  und  Guillaumiu,  ebd.  1S54,  enthält  ferner 
von  ihm  die  Artikel:  Mariage:  Octrois;  Sei; 
Successiou;  Timbre  et  regist rement ;  Vente. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  Aeademie 
des  scieuecs  moralcs  et  politiques  (Comptes 
rendus! :  La  nouvelle  loi  monetaire  du  Japon 
dans  ses  rapports  avec  l'uiiifioation  monetaire 
universelle.  Jahrg.  1872.  —  2.  in  Oourrier 
de  la  Gironde  i  Bordeaux):  La  question  mone- 
taire et  la  demonetisatioii  de  l'argent .  .lahrg. 
18*59,  Art.  1—5.  3.  in  Journal  des  Econo- 
mistes:  Extrait  de  la  science  des  finances  de 
M.  Kau,  sur  Timpot  sur  le  capital,  Jahrg.  1849. 

—  Les  octrois,  etnde  nnanciere,  Jahrg.  1852.  — 
Les  impöts  peneraux  sur  la  propriete  et  le  re- 
venn  dans  les  republiques  italieunes,  dans  les 
Pays-Bas,  dans  VAmerique  du  nord ,  dans  la 
Grande- Bretagne  et  lTrlaudc.  en  Allemagne,  en 
France,  etc.,  IL  Serie,  Jahrg.  1854—56.  — 
Examen  des  avautages  et  des  inconvenieuts  des 
impöts  generaux  sur  la  propriete  ou  le  revenu. 
Jahrs;.  1857.  —  Etüde  sur  le  Systeme  des  im- 
pöts ;  deünitions,  Classification,  regles  generale*. 
Jahrg.  1857.  —  De  l'incidence  et  de  1  effet  des 
taxes,  Jahrg.  1858.  —  La  question  monetaire 
francaise  dans  ses  rapports  avec  la  lepislation 
monetaire  des  pays  etrangers,  Jahrg.  1881.  - 
Situation  de  la  question  monetaire  internationale, 
Jahrg.  1866,  1868,  1872.  —  De  1  uniforniite 
monetaire.  Jahrg.  1867.  Lettre  ä  M. 
Ruggles,  Jahrg.  1868.  —  Les  Conferences 
monetaires  internationales  de  1865  et  I8b7, 
et  ieurs  resultata,  Jahrg.  18459.  —  Pro- 
gres  receiit*  et  avenir  de  l'uuification  monetaire, 
Jahrg.  18B9.  —  Nouvel  etat  de  la  question 
mouetaire.  Jahrg.  1874.  —  La  revolntion  mone- 
taire par  la  depreciatiou  de  l'argent,  Jahrg.  1875. 

i  —  L'uuification  monetaire  devant  l'expositioii  uni- 
,  verseile  de  1878,  Jahrg.  1878.  —  Le  Systeme  mone- 
taire espagmd  dans  ses  rapports  "avec  lTnion 
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latino.  Jahrg.  lS7tl  —  Interpellation  monctairedu 
7  iiiui-s  1SS.\  Jahrg.  1SS.Y  —  4.  in  Journal  of 
Statistical  Society:  On  taxes  lipon  cnjoyiiienfs, 
translated  ivith  notcs  by  F  Hendriks,  Jahr},'. 
18fil  —  On  the  vvaut  ol  systcni  in  Kncrli>li 
local   admiiiistration,   Jahr«:.  1871  .">  in 

Kcvue  catholii|tie  de  Loiivaiu:  De  la  Situation 
des  Ktats  <  oiifedcres  iiionetaireiuent  en  vertu 
de  la  Convention  <lu  23  dcceinbre  lSti.}.  Jahrg. 
1872.  -  (>.  in  Kevin?  coiiieinporainc:  La  ipies- 
tion  moiictaire.  Jahrg.  ISöt».  —  La  cpiestion 
monetaire  en  France.  Jahrg.  18*i0.  —  Etat  de 
la  ij nest ion  monetaire  en  lSlil.  Jahrg.  ISCil. 
—  La  ipiestion  monetaire  ile  Km  nee  et  ä 
1'etranger,    Jahrg.    18t«ö    und    Jahrg.  1KW5. 

-  L  iiniuii  monetaire  ile  la  Kranee.  de  Tltalie, 
de  la  Belghpic  et  de  la  Suisso  I>e  Miinzverein 
latin.  Jahrg.  IStiti.  —  La  ipiestion  monetaire  et 
l'o|i|M>rtniiite  de  sa  Solution,  Jahre.  lHtiH.  —  La 
iiKumaie  internationale.  Ktat  actiiel  ile  la  ipies- 
tion, Jahrg.  lHßi».  —  La  polith|Uo  nionetaire  en 
Fram  e  et  en  Allcmagne,  Jahrg.  1871.  —  7.  in 
Kevin»  de  la  France :  La  ipiestion  monetaire  en 
1872  ä  propos  de  la  nonvelle  hü  nionetaire  de 
rAUeinagne.  Jahrg.  1872  —  La  ipiesticn  nione- 
taire in  187:5.  Jahrg.  187:4  -  La  tpiestion 
monetaire  depuis  la  discussion  au  Parlament 
beige,  Jahrg.  187:;. 

Yergl.  über  Parieu  :  Journal  of  Statistical 
Society.  Bd.  XXXII,  London  lKtJSl,  S.  3t  53. 
L.  v.  Stein.  Finauzwissenschaft.  4.  AuH.  Bd.  I. 
Leipzig  1878.  S  I2.V  iStein  wirft  hier  u  a.  in 
Bezug  auf  das  Werk:  ..Truhe  des  impöts" 
Parieu  vor.  dass  es  ihm  an  der  ..gehörigen 
Kenntnis  fremder  Steuersysteme  mangele  '.  Per 
allgemeine  Charakter  dieser  Beschuldigung  liisst 
ihren  Bcrechtigung-naehweis  in  der  Schwebe; 
da  l'arieu  indes  das  bezügliche  ausländische 
Material  sieh  last  lediglich  auf  diplomatischem 
Wege  verschafft  und  die  fremden  Steuersystem«, 
noch  vor  Krseheineu  der  1.  Antl.  seines  Werkes, 
im  Journal  des  E< nnoniistes  ohne  Widerspruch 
publiziert  und  zur  Diskussii.ii  gestellt  hat,  liegt 
die  Vermutung  nahe,  dass  Stein  einzelne  durch 
Neun daktimi  der  (ic>et/.e  in  der  Parteiischen 
Saniinlung  entstandene  formelle  l'urii  btigkcilen. 
s|ilitteiricliterlich ,  zu  inethoilologiseheii  Ver- 
stössen aufbauschte  i  -  F.  .1.  X  e  u  in  a  n  n  ,  Die 
Steuer  nach  der  Sieiierfiihigkeit  in  Jahrb.  f.  Xat. 
u.  Siat  .  Bd.  XXXV,  Jena  1SS(>.  S.  :>7:< ff.  —  W a  1  - 
ker.  Political  ccoiioiny .  London  1883.  S.  43!l, 
4lM).  Ii  Meyer,  Die  Principieii  der  gerech- 
ten Besteuerung,  Berlin  1SS4 .  S.  1*2  ff.  —  A. 
Wagner,  Finanz. Wissenschaft.  Teil  III.  Leipzig 
18S1I,  S  XVI  -  Block.  Progres  de  la  seien«  «• 
e.  iiiiomiipie.  Bd.  IL  Paris  18'.H),  S.  348.  Nim- 
veau  dictionnaire  dceonoiiiie  polit.,  Bd.  I.  ebd. 
ltt'1.  S.  102Ö. 

lAppert. 


Pascoli,  Leo, 

geboren  am  3.  V.  1(174  in  Perugia,  widmete  sich 
dem  geistlichen  Stande  und  starb  zu  Rom  am 
30  VII.  1744. 

Pascoli  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Testament!» 
jiolitico  in  cui  si  fanno  diversi  progett-i  per 
istabilire  un  regulato  eomiuercio  nello  Statu 
della  <  'hiesa ,  Cölii  1733.  i  Das  anonym  er- 
schienene Buch  enthiitt  im  inerkaiitilistiseben 
(-reiste  geschriebene,  dns  Haiidclsabsperrungs- 
system  gegen  das  Ausland  befürwortende  Vor- 
schlüge zur  Neubelebiing  des  Handels  im 
Kirchenstaate,  der  damals  2  Seehafen,  aber  nur 
eine  bedeutende  Handelsstadt  i  Anconai  ninfasste}. 

H  Tevere  navigato  e  navigabile.  etc..  Peru- 
gia 1744.  — 

Vergl  über  Pascoli:  Biographie  univer- 
selle. Bd.  XXXII,  Paris  18fi2.  S.  216.  -  (ossa, 
Wirt  schaftslehre.  bearbeitet  von  Moormeister. 
Freiburg  i.  B.  1880.  S   140.  — 

Upprt't. 


Passierte  wicht 

s.  M  ünz  wesen  oben  IM.  V  S.  !>i>n. 


Passwesen. 


Parzellierung 

S.  H.MloM/.lMsplitteiUlIg  oben   IM.  II 

s.  !»<;:•  ff. 


1.  (inind  begriffe.  2.  tiesi  hiclitlii  lies.  3.  Die 
Lander  der  Kc isefreihe.it.  4.  Die  Liinder  der 
Keisebeschräiiknng. 

I.  (Jrundbetrriffe.  Dir-  Staatsverwaltung 
hat  die  Aufgabe,  die  öffentlichen  Interessen 
zu  fördern  imd  vor  Verletzung  zu  schützen. 
Verletzung  droht  besonders  von  Manschen. 
Pin  sie  hintauzuhalten.  erlässt  der  Staat 
wohl  Befehle,  allein  dies  Hefehlgebeii  reicht 
zur  Abwendung  der  (»efahr  nirlit  hin.  Das 
Verhalten  der  im  Staate  Lebenden  muss. 
hier/u  timiiilerl.ri.elieiier  Aufsieht  und  Me- 
idiaelitung  unterstellt  werden.  Nun  ist  es 
alier  individuell  verschieden,  ob  und  weicht» 
tiefahren  von  der  einzelnen  Person  drohen. 
Der  Staat  muss  daher  in  der  Lag*'  sein,  die» 
Persönlichkeit  eines  jeden,  der  sieh  in  seinem 
Hefeiehe  befindet,  feststellen  zu  können. 
Ausser  eigener  Wahrnehmung  dient  ihm 
hierzu  die  Auskunft  von  anderen  wie  von 
dem  betroffenen  Individuum  selbst.  De-r 
Staat  statuiert  eine  Zeugnispflkht  senior 
(iesetzesuntertliaiieii ,  für  das  beobaehtot«» 
Individuum  also  eine  Verbindlichkeit  zum 
Selbsizeugnis ,  Legitimat  ions  pf  1  ieh  t 
genannt,  die  PfJieht.  sieh  über  seine  pei-sön- 
lieheii  Verliillthisse  und  damit  über  seine 
l'ngefiihilielikeit  auf  amtliehes  Erfordern 
auszuweisen  <  Ueiehspa-ssg.  v.  l'J.  OktohiT 
Isto  Jj  3:  österr.  Min.-Kiiudma»'hung  vom 
1".  Mai  lsiiT  $  13i.    Dies  Selbstzeugnis  zu 
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verlangen,  ist  der  Staat  insbesondere  dann  I  1577  Tit.  28  verboten  die  Ausstellung  von 
gezwungen,  wenn  ihm  liinreicheude  Auskunft  I  »Passeports<  für  Zigeuner.  Das  System  des 
seitens  Dritter  nicht  zu  Gebote  steht.  Das  Passreehtes  blieb  Iiis  gegeu  Ende  des  18.  Jahr- 
ist  aber  der  Kegel  naeh  bei  solchen  der  |  hunderts  herrschend  (preuss.  histr.  v.  9. 
Fall,  welche  sieh  ausserhalb  ihres  gewöhn- .  Januar  1725,  Xr.  1!).  Mylius.  Corp.  Constit. 
liehen  Aufenthaltsortes  befinden,  bei  Reisen-  March.  11.  .5.  S.  140).  wenn  sich  auch  die 
den  oder  Fremden.  Soll  hier  die  Lgi-  Passpflieht  und  zwar  mit  Visierungs-,  d.  h. 
timatiousjiflicht  ihren  Zweck,  die  Feststellung  I  Vorlage-  und  Meldezwang  an  <  irteu  .  wo 
der  Ungefährlich keit  des  Individuums  zu  man  Aufenthalt  nahm,  seit  der  zweiten  Hälfte 
ermöglichen,  erfüllen,  so  müssen  die  Ans-  des  17.  Jahrhunderts  mehr  uud  mehr  ent- 
sagen des  Selbstzeugen  mit  Garant  ieen  der  'wickelte:  zur  Verhinderung  der  Desertation 
Glaubwürdigkeit  umgeben  werden.  Dies  Militärpakts,  für  Eintritt  aus  verseuchten 
winl  dadurch  erreicht,  dass  man  demselben  .  Ländern  Gesundheits-  oder  Pestfiass,  Juden- 
die  .Möglichkeit  gewährt,  seine  Auskunft  I  pass,  Kundschaft,  zugleich  Sittenzeugnis,  für 
durch  Vorlage  einer  öffentlicheil  Urkunde  j  Handwerksburschen.  Das  Princip  des  Pass- 
zn  erbringen,  sei  es  einer  einfachen  Legi-  j  Zwanges  gewann  die  Uberhand  erst,  als  der- 
selbe als  Massregel  der  höheren.  )>oIitiscl.en 
Sicherheitspolizei  zur  leichteren  Entdeckung 
von  slaatsgefährlichen  Subjekten,  insbeson- 
dere in  den  ununterbrochenen  Kriegszeiten 
von  Spionen  (preuss.  Passregl.  vom  *_'•».  März 


timationskarte,  welche  nur  über  die  Unver- 
däcbtigkeit  der  Person  (Beschäftigung,  Alter. 
Wohnort,  Signalemcut),  oder  eines  Roise- 
egitimationspapiers,  welches  auch  über  die 


Ungefährlichkeit  der  Reist?  (Zw<*ok,  Richtung, 
Dauer)  Aufschluss  gieht.  Letzten;»  Urkunde 
ist  der  Pass.  Er  konstatiert  durch  Einzel- 
angaben, dass  der  Reise  weder  naeh  Per- 
sönlichkeit nfH'h  nach  Reiseziel,  Zweck  und 


1813,  5;  22)  Anwendung  fand.  Voran  und 
am  weitesten  ging  Frankreich,  es  stellte 
sogar  Inlandsreisen  von  Staatsangehörigen 
uiiter  Passpflieht  (G.  v.  2S.  März  17U2). 


steht.  Je  nachdem  der  Staat  nur  die  A 
sieht  hat,  dem  einzelnen  die  Erfüllung  seiner 
I^gitimationsverbindlichkeit  zu  erleichtern 
oder  im  staatlichen  I»tores>e  rasche  und 
leichte  Feststellung  der  Persönlichkeit  horbei- 
zuführeu.  gewährt  er  dem  Individuum  'das 
Recht,  von  der  Staatsbehörde  die  Ausstellung 


Dauer  ein  öffentliches  Hindernis  im  Wege  ,  Deutschland  Hess  diese  frei  (Hävern  lb.  März 

'  ISO!),  Prousseii  20.  März  1*13).  Nach  den 
Befreiungskriegen  blieb  der  Passzwang  er- 
halten. Es  sollten  dadurch  regierungsfeind- 
liche Reisen  von  und  nach  dem  Auslande 
verhindert  werden.  Nur  die  Erleichterung 
wurde  in  Deutschland  gewährt,  dass  Pässe 
von  höheren,  im  Grenz-  und  Badeverkohr 
eines  Heisopapieres  zu  fordern  (Passrecht),  auch  von  niederen  ausländischen  Behörden 
odei  logt  ihm  die  Pflicht  auf.  sich  durch  einheimischen  Füssen  gleichgestellt  (preuss. 
Pass  zu  legitimieren.  Diese  Pflicht  ist  noch  Ed.  v.  22.  Juni  1817,  Uu  er.  V.  v.  17.  Januar 
nicht  die  Passpflicht  im  technischen  Sinne 1  1X57)  und  Annen  (auch  in  Frankreich)  ge- 
des  Wortes.  Dass  sie  dies  sei,  dazu  muss  hührenfreio  Ausstellung  und  Visierung  ge- 
<las  Reisereeht  vom  Besitz  eiues  Passes  ab-  i  währt  winden.  Die  Erfahrung  lehrte  bald, 
hängig  gemacht  sein,  d.  h.  derjenige«  welcher  dass  die  allgemeine  Passpflicht  ein  wegen 
keinen  Pass  in  Händen  hat,  mu*s  von  der 'der  .Notwendigkeit  zahlreichen  Kontroll- 
Obrigkeit  an  der  Fortsetzung  seiner  Reise  personal*  zu  teueres,  wegen  der  infolge  des 
eventuell  durch  Polizeihaft  und  Verweisung  Massenandranges  in  den  Städten  sehahloneu- 
gehindert  werden  dürfen.  Ist  dies  der  Fall,  haften  Behandlung  der  Pässe  zu  unsicheres 
dann  ist  der  Pass  nicht,  bloss  Fest  stellungs-, ,  und  die  weitaus  in  der  Ueborzahl  bofind- 
sondern  zugleich  Reiseerlaubnisurkuude.  —  liehen  liarmlosen  Ib.  iseudeu  zu  sehr  be- 
Der  Zwangspass,  an  Stelle  des  Zwangstrans-  lästigendes  Mittel  zur  Entdeckung  verdäch- 
portes  zur  Ausführung  von  polizeilichen  tiger  Persönlichkeiten  sei.  Allein  erst  die 
Au*enthaltsl»eschränkungen  tretend,  ist  Reise-  ,  Schwierigkeiten,  welche  der  anstrebende 
rn'fehl-.  der  Leichonpass  dagegen  Transport-  Eisenbahnverkehr  der  Kontrolle  ontgegen- 
erlaubnisurkunde.  |  setzte,  führte  zu  Erleichterungen.  Die  Dres- 

2.  Geschichtliches.  Das  schärfere  Vor- ,  dener  Konvention  vom  21.  <  'ktobor  lN5o. 
gehen  des  Stetes  gegen  Bettler  und  Land- 1  welcher  nach  und  naeh  alle  deutschen  Staaten 
Streicher  seit  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  (is.7.)  Oesterreich)  beitraten,  setzte  an  Stelle 
gab  den  Anlass  zur  Entstehung  des  modernen  !  einer  besonderen  Polizoierlaubnis  zu  jitler 
Passes.  Da  Bettler  und  Landstreicher  einen  Reise  einen  für  je  ein  Kalenderjahr  giltigen, 
Hauptteil  der  Wanderbevölkerung  bildeten,  der  Visierung  am  Aufenthaltsorte  nicht 
musste  den  harmlosen  Reisenden  daran  liegen. ;  unterliegenden  Genemlpass  (Passkarte)  zu 
sich  glaubwürdigausweisen  zu  können.  Soent-  i  jedwelcher  Reise  innerhalb  des  Vertrags- 
staud  der  Pass  als  Reiselegitiination,  in  bo- 1  gebietes  für  die  Angehörige»  dieser  Staaten, 
sehränkter  Weise  für  Staatsfremde  (für  /.igen-  Vorbereitet  durch  immer  loser  werdende 
ner)  auch  als  Reiseerlaubnis.  Der  R.A.  von  Kontrolle,  wurde  der  allgemeine  Passzwang 
1551  §5?  81  und  82  und  ebenso  die  R.P.O.  von  im  Laufe  der  sechziger  und  siebziger  Jahre 
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hränkung  in  einer 


Reihe  von  Staaten  (Spanien  1*02  um]  dann 
wieder  lSTs.  Dänemark  ls(i2  un«l  1S7Ö, 
Deutschland  lS(jr»  uii.l  lsr.7,  Italien  istifi 
und  lsT:'))  beseitigt. 

3.  Die  Länder  der  Reisefreiheit. 
Passfreiheit  Instand  von  jeher  in  England, 
domgeinäss  auch  jetzt  noch  in  Helgoland, 
wo  bisher  das  deutsche  Passgesetz  nicht 
eingeführt  wunle,  in  Norwegen  und  Schwe- 
den. In  Deutschland  kann  Passpflicht  nur 
noch  vorübergehend  und  ohne  Yisienings- 
zwang.  soweit  aber  überhaupt  oder  für 
einen  bestimmten  Bezirk  (für  Berlin  InTS) 
oder  zu  Reisen  aus  oder  nach  bestimmten 
Staaten  des  Auslandes«  vom  Kaiser  einge- 
führt werden,  wenn  die  Sicherheit  des 
Reiches  oder  eines  einzelnen  Bundesstaates 
nder  die  öffentliche  Ordnung  durch  Krieg 
etc.  bedroht  erscheint  (ls~!t  gegen  Russland 
wehren  Postgefnhr)  (B.F.O.  *>!)>.  Im  übrigen 
U-steht  Passrecht.  jedoch  dürfen  Koi^lo^iti- 
niationspapiore  nur  erteilt  werden,  wenn 
der  Reise  gesetzliche  Hindernisse  (öffent- 
licher Dienst  und  Aufenthaltsbeschränkung) 
nicht  im  Wege  stehen.  Erteilungsberechtigt 
sind  nur  einheimische  Staat sbehörden  ein- 
schliesslich der  Oonsuln  und  (Gesandten. 
Auch  in  Italien  l«'sleht  nur  L-gitimations- 
pflicht,  welcher,  wie  in  Deuts'  bland,  auf 
irgendwelche  Weise,  nicht  notwendig  durch 
Pass,  gem'mt  werden  kann  ((i.  über  ilie 
öffentliche  Sicherheit  v.  ÜO.  Juni  ISS'I.  Art. 
s".|.  In  Dänemark  sind  Eingangspässo  als 
Retorsion  ;Ailässig. 

4.  Die  1  Binder  der  Reisebesehriinkung. 
In  Oesterreich  (Kundmachung  v.  10.  Mai 
istjT)  bedarf  der  Staatsangehörige  auch  zu 
Reisen  im  Inlande  eines  Passes,  zwar 
keines  Special  passes,  aber  einer  für  ein  Jahr 
giltigen  Legititnationskarte  von  Art  der  Pass- 
karte. Sie  kann  und  zwar  mit  Gültigkeits- 
dauer bis  zu  drei  Jahren,  durch  Dieiist- 
Iwjten-  und  Arbeitsbücher  ersetzt  werden, 
wenn  dieselben  mit  Legitimationsklausel 
versehen  sind.  Für  Auslandsreisen  ist,  so- 
weit nicht  Passkarte  möglich,  Speciales 
erforderlich,  für  den  (J renzverkehr  jedoch 
nur  Reisecertifikate  niedrigerer  Behörden. 
Der  Ausländer,  welcher  nicht  Staaten  des 
Passkartenvereins  angehört,  bedarf  eines 
Passes  oder  sonst  hinreichenden  Personal- 
ausweises. Visierungszwang  an  den  Reichs- 
grenzen kann  nur  in  den  Fallen,  in  welchen 
in  Deutschland  Passpflichtigkcit  eingeführt 
wen len  kann  und  zwar  auch  nur  zeitweise 
verordnet  werden.  Der  Passzwang  wird  in 
Oesterreich  thatslchlich  nur  milde  gehand- 
habt. 

Zu  den  Ländern  mit  allgemeinem  Pass- 
nnd  Visierungszwang  zählen  vor  allem 
Frankreich  und  Russland,  doch  wird  der- 
selbe von  Frankreich  thatsächlich  nicht  an- 


gewendet. Das  französische  Recht  (O.  v. 
10.  Vendcmiaire  IV  —  2.  Oktober  17'.).")  — 
und  2S.  Vendeiniaire  VI  —  Ii).  Oktober 
17N7)  gilt  auch  in  Elsass-Lothringcn,  indem 
hierauf  das  Reiehs|»assg.  v.  12.  Oktober  1S(>7 
nicht  ausgedehnt  wurde.  Die  reiohsländi- 
sche  Regierung  beizte  durch  V.  v.  22.  Mai 
ISNS  die  französischen  (iesetze  gegenüber 
aus  Frankreich  kommenden  Reiehsausländern 
thatsächlich  in  Lehmig,  nach  Miu.-Erlass  v. 
21.  September  lSMl  jedoch  in  Beschränkung 
auf  die  im  Art.  Fremden  pol  iz  ei  (oben 
Bd.  III  S.  1271)  genannten  Personen.  Leber 
russische  Eintrittspässe  vgl.  ebenda.  Für 
Auslandsreisen  besteht  in  Russland  wenigstens 
die  Erleichterung,  dass.  wenn  die  Reise 
Rückreise  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  Eintritt  ist,  eine  Passierklausel  auf  dem 
Ei  n  ga n  gspasse  ge n  (igt. 

Eine  Reihe  von  Staaten  hat  für  Reisen 
von  Ausländern  im  Landcsinnereu  an  Stelle 
des  Passes  die  Aufentlialtskarte  als  Polizei- 
erlaubnis zu  längerem  Aufenthalte  gesetzt, 
so  Russland  für  einen  Aufenthalt  von  länger 
als  0  Monaten  (nur  für  je  1  Jalir  giltig), 
Rumänien  für  einen  solchen  von  ül*r  S't» 
Tagen.  In  Dänemark,  wo  grundsatzlich 
Reisefreiheit  gilt,  bedürfen  Ausländer,  welche 
sich  von  körperlicher  Arbeit  oder  einer 
Thatigkcit  ernähren,  welche  Wanderung  von 
Ort  zu  Ort  voraussetzt,  ehn*s  Aufenthalts- 
buehes,  welches  bei  jedem  Ortswechsel  so 
lange  vorzuweisen  ist,  bis  eine  Anwartschaft 
auf  Armeiiunterstützuug  erworben  ist. 

Litteratlirt    Batbie,    TruiU'   </<■   droit  public, 

.'.  .tili"/.,  /1<I.  II  und  VIII,  ftiri*  li<S.r>  u.  JS.i'i. 
—  Kuj/fl mann,  J)<t»  Suinturicht  de»  rmmtichrn 
ItcirhiK,  Frcihury  J.SS9.  —  d'ooKH  und  Hansen , 
Ihm  Slwitfirrhl  de»  Königreich»  Dänemark-, 
ebenda  ISS'J.  —  Jolty,  Ali.  Ptunrenen,  in 
t:  Mrntjel»  Wiiitrrb.  de»  deutsche»  Verwaltung*- 
i-rcfttK,  Jld.  II,  Frciburg  J.s'to.  Relbergct' 
im  »»tcrrrichixch'-n  Staatstriirtcrbnrh  Itd.  II,  S. 
7H!ß„  Wien  IfiUT.  —  Scyüel  bei  ScMnlx-r,,. 
4.  Auf.  /.w,  iid.  III,  J. 

Hermann  Krhm. 


Pnssy,  Hippolyte  Philibert, 

geboren  am  1*5.  X.  179H  in  Dorf  ijarclies,  De- 
partement Seine-et-Oise.  gest.  am  1.  VI.  1H8Ü 
zu  Paris,  besin-hte  die  Kriegsschule  zu  Stiuuiur, 
beteiligte  sich  1*12  als  Husurenoftizier  an  dem 
Fel.lznire  nach  Itiisshiml,  bekämpfte  vun  1836 
bis  1KW  als  Hamlelsnuiiistcr  die  Politik  des 
Premierministers    (trafen    M»le.    wurde  1H40 
Kinanzminister ,  1843  l'air  von  Frankreich  und 
irehörte  «lern  am  24,  XII.  1X4K  von  I>ouis  Najio- 
leon  geliililcten  ersten  Ministerium  der  II.  fran- 
züsischen  KepuMik  eWenfalls  und  zwar  bis  zum 
31.  X.  1K4H  als  Fiiianzminister  an.    Seine  1826 
veröffentlichte  Erstling.-schiift :  l'e  1'aiistocratie 
etc.  is.  Ii.,  begründete  seinen  Ruf  als  staats- 
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wissenschaftlicher  Autor,  und  bereit«  1838  ward 
er  an  Stelle  Talleyrands  Mitglied  der  Acadeiuie 
des  sciences  morales  et  politiques.  Nebenbei 
war  er  von  1868—72  Präsident  und  1873  80 
Ehrenpräsident  der  Societe  de  statistique  de 
Pari? 

Passy  veröffentlichte  von  staatswissensehaft- 
lichen  Schriften: 

a)  in  Buchform:  De  l'aristocratie  dans 
st»  rapports  uvec  les  propres  de  la  eivilUation, 
Paris  1826.  dasselbe  Ubersetzt  ins  Englische, 
London  1K48.  —  Meuioires  sur  les  f<irmes  des 
gouvernements  et  de«  causes  qui  les  determinent, 
Paris  1841.  —  Des  systemes  de  cnlture  en 
France  et  de  leur  influcncc  sur  l'economie  sociale, 
ebd.  1846;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebd.  1853.  In 
häutiger  Anlehnung  an  Carey,  aber  geflissent- 
licher Vermeidung  einer  eingehenden  Prüfung 
oder  versuchten  Widerlegung  des  Ricardo.»«  hen 
Rentensystems  hat  es  sieh  Passy  in  diesem 
Werke  zur  Aufgabe  gemacht,  die  Vorzüge  und 
Nachteile  des  grossen  und  kleinen  Grundeigen- 
tum», der  grossen  und  kleinen  Kultur  zu  be- 
leuchten, und  gelangt  durch  Berechnung  der 
Produktionskosten  zu  dem  Besinne,  das«  die 
kleine  Knltnr.  unter  gleichen  Entwiekclunga- 
bedingmigen  wie  die  grosse,  den  grössten  Rein- 
ertrag abwirft  Besonders  lehrreich  sind  seine 
Ermittelungen  über  die  Wandlungen  in  der  Er- 
tragsfähigkeit  der  einzelnen  Boiiitätsgrnppen 
des  Kulturlandes.  Versandetes  und  steiniges 
Terrain,  an  dessen  Sterilität  sich  Jahrzehnte 
hindurch  keine  Kultur  heranwagte ,  gelang  es 
in  kürzester  Zeit  durch  Urbarmachung  und 
Meliorationen  in  Ackerland  umzuwandeln,  dessen 
Rentabilität  sich  mit  jener  des  Kulturlandes  der 
ersteu  drei  Bonitätsklasscn  des  Katasters  mes- 
sen könnt«.  Als  Beweis  der  Anuäherungsten- 
deuz,  welche  die  Steigerung  der  Beute  und  des 
Pachtertrags  zwischen  den  einzelnen  Kataslral- 
bodenklasscn  in  gewissen  Gegenden  Frankreichs 
um  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  verfolgte, 
vergleicht  er  den  mittleren  Ertrag  pro  ha  in 
den  Jahren  1829  und  1852.  also  in  den  Grenz- 
jahren eines  dreiundzwanzigjährigen  Zeitraums, 
miteinander  und  ermittelt  folgende  Dureh- 
schniltsrente: 

Kulturboden  der 
1.   2.   3.   4.   5.  Katasterklasse 
182«   Frcs.  68  48  34  20  8 


1852 


80  78  60  50  40 


ein  Ergebnis,  das  allerdings  imstande  ist,  die 
Unfehlbarkeit  des  Ricardoschen  Theorems  von 
der  gesetzmäßigen  Steigerung  der  Bodenleis- 
tuugsfähigkeit  zu  erschüttern,  da  vornehmlich 
hinter  der  Progressionssteigerung  der  unteren 
Bonitätsklassen  die  Ricardosche  Skala  weit  zu- 
rückbleibt.) —  Des  causes  de  l'inegalite  des 
richesses,  ebd.  1848  (bildet  die  3.  Lieferung  der 
„petita  troites,  publies  par  l'Academie  des 
sciences  morales  et  politiques"  >.  —  Des  forme* 
de  gouveruemeut  et  des  lois  qui  les  regissent, 
ebd.  1870  :  2.  Anfl.  1876.  —  Der  Dictionnaire 
de  l'economie  polit,,  2.  Aufl.,  2  Bde.,  ebd.  1854 
enthält  folgende  Artikel  aus  seiner  Feder: 
Climat;  Impöt;  Rente  du  sol;  Utilite;  Utopie; 
Valeur.  (Zum  Artikel  Rente  du  sol  wäre  fol- 
gendes zu  bemerken:  Passy  steht  hier  in  der 
Kntwickclung   seiner  Grundrententheorie  auf 


physiok ratischem  Boden,  indem  er  die  schaffende 
Naturkraft  als  Hauptfaktor  der  Reuteubildung 
bezeichnet,  welcher  Anschauung  eine  Identifi- 
zierung der  natürlichen  mit  der  wirtschaftlichen 
Produktion  zu  Grunde  liegt.  Die  eigentliche 
Keilte  soll  nach  diesem  Theorem  in  dem  Ueber- 
sehuss  der  Bruttocrtragssumme  bestehen,  der 
sich  nach  Abzug  dessen  ergiebt,  was  dem 
Grundeigentümer  nach  Deckung  seines  persön- 
lichen Bedarfes  übrig  bleibt,  und  diesem  Netto- 
ertrag sergebnis  soll  noch  ein  Pins  dnreh  Kapi- 
tulation der  Ersparnis  an  Arbeitskraft  hinzu- 
treten, welche  dem  Landwirt  uac.h  eingebrachter 
Ernte  bezw.  nach  deren  Begebung  au  den  Ge- 
treidehändler bis  zur  neuen  Bodenbestellung 
zu  gute  kommt.  Diese  Definition  verwirrt  aber 
da-s  Postulat  der  Ricardo-Thüuenschen  Grund- 
renteiitheorie  dadurch  vollständig,  dass  es  die 
Zins-  und  Lohutheorie  mit  dem  angeblich  er- 
zielten Ueberschuss  verquickt  und  der  Reiner- 
trag der  Rente  sich  zuletzt,  fast  in  Ucberein- 
stimmung  mit  der  Smithscheu  Doktrin,  als  die 
Produktivität  des  Bodens,  nach  Abzug  alles 
dessen,  was  Meuschenwerk  zu  dessen  Steigerung 
vollbracht,  herausstellt.)  —  Er  war  ferner  be- 
teiligt au  dem  Werke:  Duepetiaux,  Memoire 
sur  le  pauperismc  dans  les  Flandres,  Brüssel 
1850,  welches  von  der  kgl.  Akademie  in  BrUs-el 
gekrönt  wurde. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Journal 
des  Economistes :  Des  changements  surve- 
uus  dans  la  Situation  agricole  du  departe- 
ment  de  l'Eure  depuis  1'annee  18U0.  Serie  I, 
Bd.  I,  Jahrg.  1841,  S.  44.  —  Discours  comme 
President  de  l'Academie,  Bd.  IL  Jahrg.  1812. 
S  264.  —  Rapport  ä  l'Academie  des  sciences 
morales  et  polit.  sur  le  tome  1er  de  la  .Collcc- 
tion  des  priueipaux  economistes-1,  Bd.  V.  Jahrg. 
1843,  S.  219.  —  Des  causes  qui  out  inline  sur 
la  marche  de  la  eivilisation  dans  les  diverses 
contrees  de  la  terre.  Bd.  VIII,  Jahrg.  1844.  S. 
128.  219.  —  Observation*  qu'il  presente  sur  les 
causes  de  la  deeadenee  de  l'Espagne,  Bd.  IX, 
Jahrg.  1844.  S.  49.  —  Influence  des  forme.«  et 
des  dimensionsdes  cultures  sur  l'economie  sociale, 
Bd.  IX,  Jahrg.  1844,  S.  97,  105,  348.  -  Kapport 
fait  a  la  Chambre  des  pairs,  au  nom  de  la 
Kommission,  chargee  de  l'examen  d*uu  projet  de 
loi  sur  les  irrigations,  Bd.  XI,  Jahrg.  1845,  S. 
101.  —  De  la  repartition  de  la  propriete  terri- 
toriale cn  France  et  des  effets  de  son  morcelle- 
ment.  Bd.  XV,  Jahrg.  1846,  S.  1.  —  Rapport 
sur  le  memoire  de  E  Dairc  sur  la  doctrine  des 
physioerate*,  Bd.  XVII.  Jahrg.  1847  S.  229.  - 
Memoire  sur  l'inegalite  des  richesses  et  les 
causes  qui  la  produisent.  Bd.  XXI,  Jahrg.  1848, 
S.  217.  —  Expose  de  la  Situation  tinaneiere  de 
la  France;  ses  plana  sur  l'hnpöt  des  boissons, 
l'enregistrenient,  l'iini>öt  du  revenu,  1'uniortisS'- 
ment,  Bd.  XXIV,  Jahrg.  1849.  S.  70  -  L  impöt 
et  ses  diverses  branchus,  Bd.  XX XII,  Jahrg. 
1852.  S.  255.  -  De  la  reute  de  la  terre,  Bd. 
XXXIV,  Jahrg.  1853,  S.  321.  —  Les  limites  de 
l'economie  politique,  Bd.  XXXV.  Jahrg.  1853. 
8.  153.  -  -  Sur  la  doctrine  de  Malthus.  relative- 
ment  ä  lu  population.  Bd.  XXXV,  Jahrg.  1853, 
S.  429.  —  Rapport  sur  le  concours  ouvert  sur 
la  rente  des  terres,  Serie.  II,  Bd.  XVIII,  Jahrg. 
1858,  S.  405.  —  Rapport  gcneral  sur  les  con- 
cours de  l'Academie  des  sciences  morales,  Bd. 
XIX,  Jahrg.  1858,  S.  308.      Sur  les  arts  con- 
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siden-s  comme  produits.  Bd.  XIX,  Jahrg.  1858, 
S.  4ö<l.  —  Mocnrs  mmaines  ilu  reime  d'Auguste 
ä  la  tin  des  Antonius,  Serie  III.  Hd.  II.  Jahn». 
lMtjß.  S.  2tv».  -  |{n|i|Hirt  Mir  la  conditio))  de  In 
circulation  fiduciaire,  Hd.  II,  Jahre  18<>I5,  S. 
XAK  —  Sur  la  methode  historbmc  en  economic 
p<diti.|iie,  IM.  IX,  Jahrg.  18»:8.  S.  145. 
L'impot  foneier  <'t  ses  eflets  economhpies,  IM. 
XVIII,  Jahrg.  1871».  8.  PJ7.  —  Des  intluenccs 
ijue  suliisM-nt  les  s«)ciete*  «n  ff  qui  toiiehe  le* 
fornn'S  de  gouveniemont,  IM.  XIX,  Jahn;.  1870, 
S.  5.  —  L'influencc  des  «iiniats  snr  le  deve- 
loppetuenf  fcononii<ine  des  soeictew,  Bd.  XXXI, 
Jährt'-  1873.  S.  313.  —  < 'otieours  Mir  le  capital. 
Rap|K>rt  snr  le  coneours  ponr  lo  prix  BisehonV 
heim.  Bd.  XL1.  Jahre.  187«.  8.  34*».  t  un- 
«onrs  Mir  le  eapital.  Rapport  fait  ä  l'Academie 
des  sciences  uu  noin  des  scetiuns  de  murale  et 
d'economie  |»«litii|iie.  .Serie  IV.  IM.  4,  Jahrg. 
1878,  8.  345.  —  l.e  Kocialisroc  de  la  chaire,  Bd. 
VII.  Jahre  1K71»,  S.  5  unit  besonderer  Bezug- 
nahme auf  die  Manr.  Blocks«  he  Sehritt  Uber  den 
Kathedersozialismus).  —  2'  in  Journal  de  la 
Soeiete  de  statisti«|Ue  de  Paris:  D«-s  Services  <pie 
read  et.  petit  rendre  la  statistiqne.  Bd.  XIV, 
Jahry.  1873,  S.  2. 

Vgl.  über  Passv:  Dictionnaire  de  IV«  <>no- 
mie  polit..  2.  Au«..  Bd.  11.  Paris  1854,  8.  332  X\. 

—  Nouvelle  bioirraphie  geinrale.  Bd.  XXX IX. 
ebd.  1802,  8.  312  13.  -  Bcretis.  Poemen- 
geschiehte  der  Grundrente,  Leipzig  18418.  S.  58, 
3W.  -•  E.  Levasseur,  H.  Pa»y.  Nekrolog, 
in  Journal  des  Economistcs,  Serie  IV.  IM.  X. 
8  44*51.  -  Parieu.  IL  Passv,  Nekrolog  Bd. 
X.  S.  mi  .1.  Oar nier.  H.  Passv,  Nekrolog, 
IM.  X.  8.  4KH.  Leroy-Beauiieu.  Essai 
sur  la  ri]>artition  des  richesses,  Paris  1KH1,  S. 
941t'.  1  Leroy-Beaulieu  bemerkt  mit  besonderer 
Bezugnahme  «uf  Passytt  Schrift :  Des  svstemes 
de  eulture  ete  u.  a.,  «lass  bei  dem  An-ehen,  in 
welchem  die  Rieardoschc  Rcnti-iitheorie  in  der 
Wissens«  haft  stehe,  schon  ein  gewisser  doktri- 
närer Peberzeiigunirsimit  dazu  gehöre,  derselben 
zu  opponieren,  duss  aber  im  Gegensatz  zu 
Rastiat.  der  durch  schwächliche  Raisomiemciits 
dieselbe  erfolglos  angefochten,  es  der  Wucht  der 
v<m  c'arev  und  I'assy  gegen  Ricardos  Doktrin 
aufgestellten  Thatsaclieii  vorbehalten  scheine, 
dessen  Lehre  in  ihren  ( Irumlfesten  zu  erschüttern. 

-  Wiorms.  Expose  elemeutaire  et  <riti<|ue  de 
la  seience  des  tinances.  ebd  lHUl,  S  344  45, 
372.  —  Block.  Propres  de  la  seience  economi- 
«pie.  Bd.  IL  ebd.  IKIO.  N  128  2l>.  21H  U».  233. 
558.  -  Noiiveau  dictionnaire  d'econoniie  jiolit.. 
Bd.  II.  ebd.  ISttf.  S  43ii3s. 
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der  Patenterteiluni:,  a  Erfindung,  bi  Neuheit, 
ci  (it  werbliche  Verwertbarkeit.  <li  Ausnahmen, 
e.  Besonder«-  Arten  von  Erfindungen.  3.  Wim 
Ertinder.  4.  Das  Krtcilungsvt  rt'.ilneii  5  I>ie 
Patent rohte.  (i.  Nichtigkeit  und  Zurücknahme 
des  Patente-.  a  i  Nichtigkeitserklärung. 
Zurücknahme.    II.  Ausländische  Gesetz- 


gebung. 7.  England.  8.  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika.  il.  Erankreieh,  10.  Oesterreich. 
Ingain.  II.  Schweiz.  12.  Italien.  13.  Belgien. 
14.  Schweden.  Norwegen.  Dänemark  und  Russ- 
land.  15.  Japan.  III.  l»as  internationale 
P  at  ent  recht. 


I.  Das  deutsche  I*atentgesi'lz. 

1.  Einleitung.    Zwei  gross"  Ucsiehts- 
1  tainktt'  sind  <•>,  di"  Zweck  und  Inhalt  des 
j  rateiitrechtos  Ix-stiiiimen :  der  Schutz  der 
I  Krlindiing  zu  dunsten  ihres  Schöpfers  und 
|  die  Förderung  der  vaterländi.sclien  (lewei  lv- 
j  sjunkeit.    Der  erster«-'  (i<'sichtsjjiuikt  ist  der 
I  handgreiflicheie.    l)er  Erfinder,  der  zuerst 
i  "in  weilvolles  w  irtschaftliehes  <5ut  in  das 
Lehen  gerufen  hat.  seil  in  den  reelitlieli 
gesiehei-ten   IVsitz   und    Cj«'tniss  demselben 
iies<>tzt  werden.    Das  geschieht,  indem  ihm 
kraft  Gesetzes  für  eine  Reihe  von  Jahren 
;  die  ausschliessliche  Nutzung  des  Dütes  vur- 
!  behalten  wird.   Aber  dieses  Sonderrecht  s"U 
j  nicht  ohne  gleichzeitige  Berücksichtigung 
!  der  allgemeinen  Interessen  verliehen  werden, 
j  Daher  "die   zeitliche   Begrenzung   des  Er- 
findungsschutzes sow  ie  die  Verpflichtung  des 
|  Erfinders,  seine  Erfindung  öffentlich  kund- 
|  zugeben.    Auf  diese  Weise  wird  sie  dein 
\  Dunkel    des   Fabrikgehehnnisses  entrissen 
und  di>r  Allgemeinheit  zum  Sporn  und  Ver- 
i  bild    wciteivr  erfinderischer   Arbeit,   na<  h 
i  Ablauf    der    Schutzfrist    auch    zu  unge- 
;  himlerter  Ausnutzung  zugänglich  gemacht. 

In  dieser  Ausbildung  ist  das.  Patentnvht 
,  ein  Kind  der  neueren  Zeit.    Nur  langsam 
.  hat  sich  dic>e  Entwickelung  vollzogen.  Den 
i  filteren  Kechtsordnungen.  insbesondere  auch 
i  dem  römiseliei)  Hechte  war  ein  Schulz  neuer 
Erfindungen   durch   besondeixn  B.H'htssiitz 
ülM  ihaupt  fremd.     Im  früheren  Mittelalter 
finden  sich  zwar  mehrfach  schon  ausschliess- 
liche Gewerbeberechtigungen  (Zwangs-  und 
Bann  rechte),   durch    welche   gewisse  Pro- 
duktionszweige einzelnen   Berechtigten  im 
Weg.'  staatlicher  Verordnung  ausschli.-sslich 
vorl.eli.ilten  wurden  (.Mühlenzwang,  Brau- 
zwang),  indessen   liegt  dieser  Schutz  auf 
ue-entlich   anderem   Gebiete,  insonderheit 
spielen    Neuheit     und    Eigcuait    d.-s  zu 
sehützeiiden   (.JewerlMS   dabei   keine  Bolle. 
Der  Gedanke,  neue  technische  Erfindungen 
um   ihrer    selbst    willen    mit  rechtlichem 
Schutz"  zu  umkleiden,  hat  erst  später  im 
Keclitslehen  Verwirklichung  gefunden.  Seit 
dein  Di.  Jahrhundert  werden  zuerst,  haupt- 
sächlich in  Frankreich  und  England,  au  Per- 
sonen, welche  wertvolle  technisch«'  Neuerun- 
gen in  den  Verkehr  einführleii ,  Gewerbs- 
privilegien  erteilt,  durch  welch«-  ihnen  «las 
Recht  ausschliesslicher  Ausnutzung  der  Er- 
findung gesichert  werden  soll.    In  England 
wird   die    Erteilung   derartiger  Privilegien 
Anfang  «les  17.  Jahrhunderts  als  Satz  des 
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gemeinen  Höchts  anerkannt.  In  der  Absicht, 
der  missbräueh  liehen  Erteilung  von  Gcwerbe- 
m'inii|xilen  der  oben  tiezeichneten  Art  ont- 
gegenzutroten ,  bestimmt  eine  Parlaments- 
akte  unter  Jakob  1.  ans  dem  Jahre-  inj.?, 
dass  die  Erteilung  von  Monodien  zum  Bc- 
trielte  bekannter  Gewerbe  unstatthaft, 
dagegen  in  Ansehung  neuer  Gewcrl>e  an 
den  ersten  und  walle  n  Erfinder  auf  die 
Dauer  Iiis  zu  U  Jahren  zulässig  sei.  Die 
Monopolakte  ist  das  älteste  uns  bekannte 
Patentgesetz.  In  demselben  finden  sieh  auch 
bereits  einige  der  grundlegenden  Bestim- 
mungen der  meisten  späteren  Gesetze,  z.  B. 
die  Erteilung  des  Rechts  au  den  ersten  und 
wirklichen  Erfinder  und  die  zeitliehe  Be- 
schränkung des  Patentes  auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Jahren,  welche  im  wesentlichen 
vorbildlich  geblieben  ist. 

Indessen  hängt  die  Erteilung  der  Patente 
auch  nach  der  hier  zum  Ausdruck  gekomme- 
nen Anschauung  immer  noch  von  der  Will- 
kur der  beleihenden  Stelle,  meist  der  Krone, 
ab:  sie  ist  wesentlich  Onadenakt,  eine  vom 
Staate  dem  Erfinder  zuerkannte  Belohnung 
für  die  geleistete  geistige  Arbeit.  Es  ist 
das  Verdienst  des  französischen  G.  v.  T.Januar 
1791.  zuerst  mit  dieser  Anschauung  gebrochen 
zu  haben.  Dieses  Oesetz  zählt  das  Recht 
des  Erfinders  zu  den  allgemeinen  Menschen- 
rechten und  giebt  damit  den»  Erfinder  von 
Rechts  wegen  einen  Anspruch  auf  die  aus- 
schliessliche Nutzung  der  Erfindung.  Dieser 
Gedanke  ist  dann  für  die  Gestaltung  der 
meisten  späteren  Patentrechte  bestimmend 
gewesen. 

.Mit  der  feineren  Entwickelung  des  Er- 
findungsrechtes  tritt  nun  auch  deutlicher 
der  Gedanke  in  den  Vonlergrund,  U>i  der 
Verleihung  des  Rechtes  an  den  Erfinder 
zugleich  ffir  eine  Berücksichtigung  der  all- 
gemeinen Interessen  Sorge  zu  1  ragen.  Beide 
Interessen  in  Einklang  zu  bringen,  bildet 
fortan  ein  wichtiges  Bestreben  der  Gesetz- 
gehung. 

In  Deutschland  freilich  ist  längere /O-it  hin- 
durch in  weiteren  Kreisen  die  Anschauung 
vertreten  gewesen .  dass  ein  gesetzlicher 
Erfindungsschutz  durch  Patente,  weil  im 
Widerspruch  mit  den  Grundsätzen  der  Gc- 
werbefreiheit  stehend,  grundsätzlich  ver- 
werflich sei.  Indessen  ist  hier  wie  in  Eng- 
land, wo  in  den  lS7i>er  Jahren  gleichfalls 
eine  lebhafte  Antipatentbeweguug  eine  Zeit 
lang  sich  Geltung  zu  verschaffen  wusste,  die 
rückläufige  Strömung  bald  gefolgt.  In 
Iteutschland  ist  es  vornehmlich  den  rührigen 
Bestrebungen  privater  Vereine  (Patentschutz- 
verein ,  Verein  deutscher  Ingenieure  |  zu 
verdanken,  dass  in  der  öffentlichen  Meinung 
di-  Erkenntnis  der  grossen  wirtschaftlichen 
Bedeutung  des  Erfindungsschutzes  sich  Balm 
brach. 


Den  Kernpunkt  dieser  Bestrebungen 
musste  die  einheitliche  Gestaltung  des 
Patentrechtes  für  das  Reich  bilden.  Noch 
in  den  Tt'er  Jahren  war  der  Rechtszustand 
ein  höchst  unerfreulicher.  Nicht  weniger 
als  J1»  Patentgesetze  waren  in  Geltung: 
einige  Staaten  entbehrten  des  Erfindungs- 
schutzes überhaupt.  Die  unter  dein  21.  Sep- 
tember ls  12  zu  stände  gekommene  l'eber- 
einkunft  der  zum  Zoll-  und  Haudelsverein 
verbundenen  Regierungen  wegen  Erteilung 
von  Erfindungspatenten  und  Privilegien- 
hatte  zwar  versucht,  die  aus  der  Zerrissen- 
heit und  Vielgestaltigkeit  des  Rechtes  sich 
ergebenden  Unzuträglichkeiten  zu  mildern, 
indessen  ohne  wesentlichen  Erfolg.  So  war, 
nachdem  das  Reich  gegründet  worden,  nur 
von  dem  Eingreifen  der  Reichsgesetzgebung 
Erspriesslichcs  zu  erwarten.  Den  letzten 
Anstoss  gab  schliesslich  die  wirtschaftliche 
Krisis  der  7o  er  Jahre,  welche  auch  auf  den 
gewerblichen  Pnternehmungs-  uml  Erfin- 
dungsgeist der  Nation  einen  lähmenden  Eiu- 
fluss  ausgeübt  hatte.  Zufolge  Beschlusses 
des  Bundesrates  trat  zunächst  im  Spät- 
sommer 1H7G  eine  Emptete  hervorragender 
Sachverständiger  in  Berlin  zusammen  behufs 
Erörterung  derjenigen  Fragen .  welche  bei 
der  gesetzlichen  Regelung  des  Patentwesens 
in  Betracht  zu  ziehen  sind».  Der  auf  Grund 
des  Ergebnisses  der  Emjneteverhandlungeu 
aufgestellte  Entwurf  eines  Patentgesetzes 
fand  seinen  Abschluss  in  dem  unterm 
2">.  Mai  1S77  verkündeten  Patentgesetze. 

Das  Gesetz  hat  sich  bewährt.  Es  hat, 
wie  auch  von  seinen  einstigen  Gegnern 
nicht  mehr  bestritten  wird,  auf  den  er- 
finderischen Geist  der  Nation  einen  überaus 
anregenden  Einfluss  ausgeübt  und  der  vater- 
ländischen Industrie  grosse  und  .•.egensreiche 
technische  Neuerungen  zugeführt. 

Die  Zahl  der  Patentanmeldungen  seit 
dein  Bestehen  des  Gesetzes  macht  ersicht- 
lich, wie  rührig  das  erfinderische  Talent  in 
Deutschland  sich  seitdem  bethätigt  hat.  Sie 
erhöht  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Die  nach- 
stehende 1'ebersicht  lässt  dies  erkennen. 


Jahr 
1S7H 
1K8<; 

lSli) 
18115 


Annitldiiugen 
5  <M9 
7017 
o  40S 
1 1  SS- 

2 1  050 


Erteilt  sind  bis  Ende  ls99  insgesamt 
rund  II1111OÜ  Patente.  Die  Zahl  der  An- 
meldungen betrug  seit  ls77  2o';54  i7.  Werden 
die  Anmeldungen  in  Abzug  gebracht .  auf 
die  nachträglich  wieder  verzichtet  wird,  so 
werden  auf  lu<»  Anmeldungen  etwa  4."»  bis 
">U  Pateute  erteilt.  Einige  hauptsächlich  die 
Organisation  des  Patentamtes  und  das  Ver- 
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fahren  betreffende  Mängel  des  Gesetzes 
haben  zu  einer  Kevision  dos  Gesetzes  geführt, 
deren  Ergebnis  in  »lern  0.  v.  7.  April  lsi»l 
vorliegt.  Das  System  des  0.  v.  2">.  Mai 
1S77,  die  Gruudzügc  des  Verfahrens  und 
die  materiollrechtlichon  Vorschriften  über 
den  Schutz  der  Erfindungen  sind  jedoch  im 
wesentlichen  unverändert  geblielien. 

2.  Die  innteri eilen  Voraussetzungen 
der  Patenterteilung,  a)  Erfindung. 
Nach  Jj  1  des  deutsehen  Patentgesetzes 
werden  Patente  erteilt  für  neue  Erfindungen, 
welche  eine  gewerbliche  Verwertung  ge- 
statten. Was  unter  Erfindung  zu  ver- 
stellen ist .  hat  das  Gesetz  nicht  definiert, 
auch  nicht  definieren  wollen,  weil  eine 
Formel,  welche  den  Hegriff  völlig  erschöpft, 
sieh  nicht  geben  lässt.  Es  soll  vielmehr 
der  Wissenschaft  und  Praxis  überlassen 
bleiben,  die  .Merkmale  des  Hegriffs  festzu- 
stellen. 

Die  Erfindung  gehört  wesentlich  dem 
technischen  Leben  an;  sie  ist  eine  Kom- 
bination von  Naturkrüften  zu  einem  be- 
stimmten, technisch  und  gewet  blich  ver- 
wertbaren Resultate.  Nicht  Erfindungen 
und  darum  nicht  patentierbar  sind  Ent- 
deckungen, theoretische  Lehrsätze,  neue 
Methoden  des  Ackerlwus.  Bergbaus  etc.. 
Finan/.pläne  oder  Plane  für  Unternehmungen 
auf  dem  Gebiete  des  Handels,  medizinische 
oder  chirurgische  Heilverfahren,  und  ähn- 
liches. Pnter  Entdeckung  ist  im  Gegen- 
satz zur  Erfindung  zu  verstehen  das  Wahr- 
nehmen und  Feststellen  bisher  nicht  be- 
kannter, aber  bereits  vorhandener  Gegen- 
stände oiler  Erscheinungen  in  der  Natur, 
während  zur  Erfindung  das  Hervorbringen 
neuer  technischer  Effekte  zu  unmittelbarer 
praktischer  Bcthätigung  im  Gewerbe  gehört. 
Zum  Hegriff  der  Erfindung  gehört  ferner, 
dass  sie  etw.is  IVbernisehendes  bietet  und 
einen  technischen  und  gewerblichen  Fort- 
schritt darstellt.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  erscheint  z.  H.  ein  Verfahren 
oder  ein  Arl»eitsmittel  patentfähig,  wenn  es 
eine  technische  Aufgabe  leichter  oder 
schneller  löst,  desgleichen  ein  körper- 
liches Erzeugnis,  wenn  dasselbe  beson- 
dere praktisch  wertvolle  Eigenschaften 
zeigt.  Nicht  jwitentfähig  sind  deshalb  Ab- 
änderungen bekannter  Dinge  ohne  neue 
Wirkung,  insbesondere  nicht  blosse  Grössen-. 
Orts-,  Form-,  Materialven'lndemngen,  ac<| tri- 
valente Mittel,  einfacher  Gohrauchsweehsel, 
sofern  damit  ein  neuer  technischer  Effekt 
nicht  verbunden  ist. 

Das  Patentamt  hat  von  Fall  zu  Fall  zu 
prüfen,  ob  eine  Erfindung  in  diesem  Sinne 
vorliegt.  Es  erteilt  das  Patent,  wenn  jener 
Effekt  der  Erfindung  vorhanden  ist,  dagegen 
mnss  die  Anmeldung  zurückgewiesen^ wer- 
den .  wenn  der  Gegenstand  derselben  des 


j  geistigen  Gehaltes  entbehrt .  der  die  Erfin- 
|  dung  über  die  liand  werksmassige  Gepflogen- 
heit, das  gewöhnliche  sachverständige  Können 
j  und  Leisten  emjjorhoht. 

b)  Neuheit.     Die  Erfindung,  welche 
j  patentiert  werden  soll,  muss  ferner  neu  sein 
<$§  1,  2  des  Gesetzes).    Im  Begriff  der  Er- 

j  findung  ist.  wie  ol>on  ausgeführt  wurde,  he- 
,  reits  enthalten,  dass  sie  Neues,  t)igcnartige.s 
!  bringen  soll.    Das  Gesetz  fügt  hinzu,  dass 
sie  auch   objektiv   uutiekannt  sein  müsse, 
i  Dass  sie  dem   Kopfe  des  Anmelders  neu 
I  entsprungen,  für  ihn  das  Ergebnis  einer  er- 
i  finderischen  Thätigkeit  ist .  begründet  den 
I  Anspruch  auf  Patenterteilung  noch  nicht. 
Neu  ist  die  Erfindung  erst,  wenn  sie  auch 
der  Allgemeinheit  etwas  Neues  bringt.  Nach 
dem  Gesetze  ist  dies  der  Fall,  wenn  sie  zur 
Zeit  der  Patentanmeldung  weder  in  öffent- 
lichen Druckschriften  aus  den  letzten  Km» 
[Jahren  derart  beschrieben  noch  im  Inlande 
;  derart  offenkundig  benutzt  wurde,  dass  eine 
;  Benutzung  durch    andere  Sachverständige 
'  möglich  erscheint. 

c)  Gowerbliche  Verwertbarkeit. 
Schliesslich  muss  die  Erfindung  gewerblich 
verwettbar  sein.  Nur  ein  wirtschaftliches, 
für  das  gewerbliche  liehen  brauchbares  Gut 
soll  Patentschutz  erhalten.  Technologische 
Vorfahren  oder  Konstruktionen  ohne  Nutz- 
barkeit und  Gebrauchszweck  sind  von  der 
Patentierung  ausgeschlossen.    Aber  nur  die 

I  Möglichkeit  der  gewerblichen  Verwer- 
tung wird  vom  Gesetze  gefordert.  Ob  die 
Erfindung  in  besonderem  Masse  wirtschaft- 

i  lieh  brauchbar  ist,  ob  ihre  Verwertung  dem 
Erfinder  lohnenden  Gewinn  bringen  wird. 

,  ist  nicht  zu  untersuchen.  Auch  Erfindungen, 
die  zunächst  in  unvollkommener  Form  er- 
scheinen, sind  patentierbar. 

d)  Ausnahmen.  Aber  nicht  alle  neuen 
,  Erfindungen,  welche  eine  gewerbliche  Ver- 
lwertung gestatten ,  sind  patentfähig.  Nach 
;  dem  Patentgesetze  sind  ausgenommen: 

1.  Erfindungen,  deren  Verwertung  den 
Gesetzen  oder  guten  Sitten  zuwiderlaufen 
würde : 

2.  Erfindungen  von  Nahrungs-,  Genuss- 
und Arzneimitteln  sowie  von  Stoffen,  welche 
auf  chemischem  Wege  hergestellt  werden, 
soweit  die  Erfindungen  nicht  ein  bestimmtes 

i  Verfahren  zu  Herstellung  der  Gegenstände 
j  betreffen. 

Der  Punkt  zu  1.  bedarf  keiner  näheren 
I  Erläuterung.  Nahrungs-,  Gcuuss-und 
A  r  /.  n  e  i  in  i  1 1  e  1  sollen  als  solche  nicht  \  k\- 
tentiert  werden,  um  die  im  Interesse  der 
Allgemeinheit  erwünschte  Zugängliclikeit 
derselben  nicht  zu  erschweren  und  tun  zu 
verhüten,  dass  der  gesetzliche  Schutz  zu 
Heklame/.wecken  missbraucht  werde.  Aueh 
chemische  Stoffe  sind  als  solche  nicht 
patentfähig.    Bei  der  besonderen  Natur  des 
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chemischen  Stoffes,  der  oft  auf  den  ver- 
schiedensten Wegen  und  aus  den  verschie- 
densten Materialien  hergestellt  werden  kann 
würde  die  Patentierung  des  Stoffes  eine 
Beschlagnahme  desselben  für  den  ersten  Er- 
finder bedeuten  und  die  freie  erfinderische 
Thätigkeit  anderer  beschranken,  da  jede 
spätere  Erfindung  auf  ein  neues  Verfalircn 
in  ein  rechtliches  Abhängigkeitsverhältnis  zu 
dem  Stoffpatente  treten  würde.  Dagegen 
ist  das  Verfahren  zur  Herstellung  von 
Nahrungs-,  Genuss-  und  Arzneimitteln  so- 
wie das  Verfahren  zur  Herstellung  chemi- 
scher Stoffe  des  Patentschutzes  fähig.  Stoffe 
und  Produkte,  die  nicht  Nahrungs-,  Genuss- 
und Arzneimittel  oder  chemische  Stoffe  sind, 
können  als  solche  patentiert  werden ,  auch 
wenn  sie  als  das  Ergebnis  eines  l»estiiumt 
angegebenen  Verfahrens  sich  darstellen.  So 
7..  P>.  Metallröhren,  die  in  einem  neuen 
Schmelzverfahren  hergestellt  werden,  neue 
Produkte  der  keramischen  und  Textilindus- 
trie, und  ähnliches.  Patentfällig  ist  deshalb 
auch  das  Ergebnis  mechanischer  Mischungen, 
bei  denen  eine  chemische  Reaktion,  eine 
Stoff  Verbindung  sich  nicht  vollzieht,  voraus- 
gesetzt, dass  die  Mischung  von  einem  neuen 
technischen  Erfolge  begleitet  ist,  wohin  z.  B. 
seiner  Zeit  das  schwarze  Sehiesspidver  ge- 
hört haben  würde. 

e)  Besondere  Arten  von  Erfin- 
dungen. 1.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
für  das  gewerbliche  Leben  ist  das  soge- 
nannte K  o  m  b  i  n  a  t  i  o  n  sp  a  t  e  n  t.  Im  wei- 
teren Sinne  Ist  jede  Erfindung  eine  Art 
Kombination,  insofern  sie  gewisse  Elemente 
(Stoffe  und  Kräfte)  zu  einem  technisch  er- 
heblichen Endergebnisse  zusammenfügt.  In 
der  hier  in  ltede  stehenden  Bedeutung  liegt 
eine  Kombinationserfindung  dann  vor,  wenn 
mehrere  an  sich  auch  einer  selbständigen 
oder  anderweiten  Wirkung  fähige  Elemente 
derart  vereinigt  werden,  dass  sich  daraus 
etwas  ijualitativ  Neues  ergiebt.  Die  Einzel- 
elemente kommen  dabei  nur  insofern  in  Be- 
tracht, als  sie  zu  dieser  neuen  Wirkung 
führen,  weshalb  es  denn  auch  patentrecht- 
lich  unerheblich  ist,  ob  sie  anderweit  be- 
reits bekaunt  und  im  Gebrauche  waren.  Das 
Neue  als  solches,  die  Kombination  als 
Ganzes  ist  dann  patentfähig,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Patentfähigkeit  der  Teile. 
Aber  auch  nur  das  Ganze  tritt  im  Falle 
der  Patenterteilung  unter  den  gesetzlichen 
Schutz:  die  Teile,  soweit  sie  ausser  Bezie- 
hung zur  Kombination  stehen,  sind  frei. 

2.  Cuter  einer  abhängigen  Erfin- 
dung versteht  mau  eine  Erfindung,  deren 
Ausführung  die  Benutzung  einer  älteren, 
durch  Patent  geschützten  Erfindung  zur 
Voraussetzung  hat.  Das  für  die  abhängige 
Erfindung  erteilte  Patent  heisst  ein  Ab- 
liängigkeitspatent.  Infolge  des  Patentrechtes 
Handwörterbuch  der  : 


der  Ersterfindung  kann  der  Inhaber  des  für 
die  zweite  Erfindung  erteilten  Pateutes  seine 
Erfindung  ohne  Einwilligung  des  anderen 
nicht  ausführen.  Der  Hauptfall  der  abhän- 
gigen Erfindung  liegt  vor,  wenn  eine  neue 
Erfindung  die  Verbesserung  oder  sonstige 
Weiterbildung  einer  früheren  durch  Patent 
geschützten  Erfindung  zum  Gegenstände  liat. 
Die  Verbesserungserfindimg  ist,  sofern  ihre 
Ausführung  die  Benutzung  der  Haupterfin- 
duug  voraussetzt,  von  dieser  abhängig.  Die 
Entscheidung  über  die  Abhängigkeit  eines 
Patents  von  einem  anderen  Patente  steht 
den  Gerichten,  nicht  dem  Patentamte  zu. 

3.  Unter  den  Verbesserungserfindnngen 
spielt  eine  besondere  Rolle  der  Fall,  wenn 
die  Verliesserung  dem  Inhaber  des  Patentes 
für  die  Haupterfindung  gehört,  sei  es,  dass 
er  sie  selbst  erfunden  oder  von  dem  Erfin- 
der erworben  hat.  In  diesem  Falle  kann 
der  Patentinhaber  auf  seinen  Antrag  für  die 
Verbesserung  oder  sonstigo  weitere  Ausbil- 
dung ein  Zusatzpatent  erhalten,  welches 
mit  dein  Pateute  für  die  ältere  Erfindung 
sein  Ende  erreicht,  aber  von  den  Jahresge- 
bülu-en  der  gewöhnlichen  Patente  frei  ist 
(§§  7,  8  d.  G.).  Das  Gesetz  beabsichtigt 
mit  dieser  Bestimmung,  den  ersten  Erfinder 
zur  Vervollkommnung  seiner  Erfindung  an- 
zuspornen und  ihm  selbst  dadurch  die 
Früchte  derselben  zu  sichern.  Die  Gesetz- 
gebung anderer  Länder,  z.  B.  die  Frank- 
reichs, geht  in  dieser  Absicht  noch  weiter, 
indem  sie  dem  Erfinder  für  einen  gewissen 
Zeitraum,  in  Frankreich  für  die  Dauer  eines 
Jahres,  ein  Vorzugsrecht  auf  die  Verljesse- 
rungeu  einräumt,  so  dass  ein  Dritter  erst 
nach  Ablauf  dieser  Zeit.  d.  h.  erst  dann, 
wenn  feststeht,  dass  der  Ersterfinder  einen 
Anspruch  auf  ein  solches  Zusatzpatent  nicht 
geltend  machen  will,  auf  die  Verbesserung 
ein  Patent  erhalten  kann.  Selbstverständ- 
lich kann  der  Erfinder  für  die  Verbesserung 
auch  ein  Hauptpatent  erhalten. 

3.  Vom  Erfinder.  Die  Erfindung  setzt 
die  Erkenntnis  voraus,  dass  gewisse  Mittel 
ein  technisch  erhebliches  Ergebnis  liefern. 
Unerheblich  ist  es,  auf  welche  Weise  der 
Erfinder  zu  dieser  Erkenntnis  gelangt  ist, 
ob  durch  mühsame  Versuche  oder  Zufall,  oh 
durch  Spekulation  oder  plötzliche  Eingebung. 
Unerheblich  ist  es  auch,  ob  ihm  die  physika- 
lischen Gesetze  bekannt  sind,  auf  Grund  deren 
die  Erfindung  sich  vollzieht.  Die  Erfindung 
ist  vollendet,  sobald  sie  zum  ersten  Mal  den 
beabsichtigten  Erfolg  zeigt  und  der  Erfinder 
angeben  kanu,  auf  welchem  Wege  sich  der- 
selbe in  gewerblicher  Form  wiederholen 
lässt.  Daun  ist  die  Erfindung  für  ihn  ein 
rechtlich  geschützter  Teil  seines  Vermögens 
geworden.  Er  hat  nun  vor  allein  einen 
rechtlichen  Anspruch  auf  die  Erteilung  eines 
Patentes.    Zwar  kann  er  sieh  die  alleinige 

ta.  Zweit«  Aunage.   VI.  4 
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Ausbeute  der  Erfindung  auch  dadurch  j  neue  technische  Erscheinung,  in  welcher 
Kichern,  dass  er  die  Erfindung  unter  dem  die  Erfindung  erblickt  wird,  ans  der  Mitte 
Schutze  des  Fabrikgeheimnisses  ausführt.  I  des  Gleicliartigen  ausgesondert  und  in  einer 
Allein  nur  wenige  Erfindungen  lassen  eine  1  bestimmten  Form  kenntlich  gemacht  werde, 
solche  Ausbeute  auf  die  Dauer  zu;  wo  der  Dies  geschieht  in  dem  Erteüungsverfalu-en. 
Erfinder  sich  bei  der  Ausführung  dritter 
Personen  als  Gelülfen,  Arbeiter  etc.  be- 
dienen muss,  wird  die  Erfindung  bald  be- 


kannt. Dann  aber  entschlüpft  sie  seinem 
Sonderrechte  und  fällt  der  Allgemeinheit 
zur  freien  Benutzung  zu.  Es  ist  übrigens 
auch  die  ausdrückliche  Absicht  des  Gesetzes, 
der  Geheimhaltung  der  Erfindungen  ent- 
gegenzutreten. Der  Erfinder  soll  sich  zur 
Ausbeute  der  Erfindung  normalerweise  des 
Weges  der  Patentnahme  bedienen.  Dahin 


Das  Patent  wird  erteilt  auf  das  Gesuch 
des  Anmelders  durch  Besehluss  oder  Ver- 
fügung einer  staatlich  eingesetzten  Stelle. 
Diese  Kann  eine  Specialbehörde  sein,  welche 
die  auf  die  Patenterteilung  und  die  Patent- 
verwaltung bezüglichen  Rechtsangelegen- 
heiten ausschliesslich  zu  erledigen  hat 
(Patentamt,  patent  office),  oder  auch  eine 
sonstige  Verwaltungeltehörde,  welcher  jene 
Funktionen  neben  ihren  sonstigen  Aufgaben 
zufallen.  In  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn, 


zielt  u.  a.  auch  die  Bestimmung  in  §  3,  England,  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
wonach  dem  ersten  Anmelder  (nicht  Amerika,  in  der  Schweiz,  in  Schweden.  Nor- 


dem  Erfiuder)  das  Patent  erteilt  werden 
soll.  Denn  durch  diese  Bestimmung  wird 
der  Erfinder  veranlasst,  seine  Erfindung  so 
bald  als  möglich  anzumelden,  damit  ihm 
nicht  ein  anderer  zuvorkommt.  Dem  ersten 
Anmelder  gebührt  hiernach  da«  Patent. 
Wird  dieselbe  Erfindung  von  einein  anderen, 


wegen,  Dänemark,  Japan  sind  Specialbehör- 
den bestellt. 

Das  Verfahren,  welches  die  Erteilung  der 
Patente  zum  Gegenstande  hat,  kann  ver- 
schiedenartig gestaltet  sein.  Entweder  so, 
dass  die  Erfindung  bei  der  Anmeldung  so- 
fort auf  ihre  gesetzliehen  Voraussetzungen 


mag  er  auch  selbst  wie  der  erste  Anmelder  •  (namentlich  Neuheit)  geprüft  wird,  so  dass, 
ein  wahrer  Erfinder  sein,  sj&ter  noch  ein- ;  wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  vorge- 


mal  angemeldet,  so  kann  ein  Patent  nicht 
mehr  erteilt  werden.  Decken  sich  die  An- 
meldungen teilweise,  so  steht  dein  jüngeren 
Anmelder  nur  das  Patent  auf  den  reber- 


funden werden,  der  Patentschutz  auch  nicht 
verliehen  wird  ( Vo  r  p  r  ü  f  u  n  g  s  v  e  r  f  a  h  r  e  n ), 
oder  derart,  dass  die  Behörde  im  wesent- 
lichen nur  registriert,  was  der  Pateutsucher 


schuss  zu.  Dagegen  versagt  die  Anmeldung, :  selbst  als  den  Gegenstand  des  Pateutes  be- 
wenn  ihr  Inhalt  einem  anderen  widerrecht-  zeichnet,  worauf  es  dann  den  ordentlichen 
lieh  entwendet  ist:  in  diesem  Falle  kommt  Gerichten  vorbehalten  bleibt,  im  Streitfälle 


das  Erfinderrecht  gegenüber  dem  formalen 
Rechte  des  ersten  Anmelders  zum  Durch- 
bruch. Die  ?jiitwendung  ist  im  Wege  des 
Einspruchs  geltend  zu  machen. 

Immerhin  kann   aber  auch   schon  die 


darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  giltiges 
Patentrecht  zu  stände  gekommen  ist  (An- 
m  e  I  d  e  v  e  r  f  a  h  r  e  n).  Von  einigen  Modifi- 
kationen abgesehen,  bekennen  sich  Deutsch- 
land, (»esterreich,  Ungarn,  die  Vereinigten 


noch  nic  ht  angemeldete  Erfindung  ein  Gegen-  ;  Staaten  von  Amerika,  Schweden,  Norwegen, 
stand  des  Rechtsverkehrs  sein.  Sie  ist  in  I  Dänemark,  Japan  und  Russland  zu  dem 
gewissen  Grenzen  vererblich  und  verflusser-  Vorprüfungsverfahren,  die  übrigen  Länder 
lieh,  sie  gewährt  im  Falle  widerrechtlicher  zu  dem  Anmeldeverfahren.    Mit  dem  Vor- 


Entnahme ein  Einspruchsrecht  gegen  die 
Erteilung  des  Patentes  an  einen  anderen 


prflfungsverfahren  ist  meist  das  Aufge- 
bots verfahren  verbunden,  l>ei  welchem 


und,  falls  das  Patent,  schon  erteilt  war,  das :  die  Erfindung  vor  ihrer  Patentierung  Off« 


nt- 


Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsklage  (§§  3 
Abs.  2,  Kl  d.  G.). 

4.    Das    KrteilunjfKverfnhren.  Der 

Schutz   des   Autorrechts   an   Schrift-  und 


lieh  bekannt  gemacht  wird,  um  dem  Publi- 
kum Gelegenheit  zu  geben,  gegen  die  Er- 
teilung gesetzlich  nicht  begründeter  Patente 
Einspruch  zu  erhoben.     Zu  erwähnen  ist 


Kunstwerken  kann  durch  einfachen  Hechts- 1  schliesslich  das  System  des  a  vis  prealable, 
satz  begründet  werden;  um  das  Erfinder-  •  wie  es  in  der  Schweiz  besteht.  Hier  hat 
recht  zum  Patentrechte  zu  gestalten,  bedarf  die  Behörde  dem  Patentsucher,  falls  der  Er- 
es eines  besonderen  Verfahrens.  Der  Er-  findung  gewisse  gesetzliche  Voraussetzungen 
findting  fehlt,  da  sie  weder  äusserlich  greif-  zu  fehlen  seheinen,  hiervon  Mitteilung  zu 
bar  ist,  wie  ein  kfirjjorlieher  Gegenstand,  macheu.  worauf  es  dem  Anmelder  freisteht, 
noch  durch  die  Persönlichkeit  des  Schöpfers  die  Anmeldung  zurückzuziehen  oder  ent- 
derart  individualisiert  wird,  wie  ein  Schrift-  sprechend  abzuändern.  Hält  aber  der  An- 
oder  Kunstwerk,  jene  Bestimmtheit  und  melder  seinen  Antrag  aufrecht,  so  wird  dem 
UnterscheidltarkeiU  welche  erforderlich  ist,  'Erteilungsverfahren  Fortgang  gegeben  und 
um  den  Umfang  des  ihr  zukommenden  :  das  Patent  erteilt.  Eine  Zurückweisung 
Rechtsschutzes  von  vorn  herein  sicher  zu  der  Anmeldung  aus  sachlichen  Gründen 
stellen.    Deshalb  ist  es  gellten,  dass  die  findet  also  nicht  statt. 
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Heber  die  Vorzüge  und  Nachteile  «los 
Anmelde-  und  Vorprüfungsverfahrens  ist  in 
der  Litt  erat  ur  und  in  den  Kreisen  der  Be- 
teiligten, namentlich  auch  ans  Anlas*  der 
Revision  des  Patentgesotzes  vom  25.  Mai 
1877  lebhaft  gesl ritten  worden.  Die  sich 
gegenüberstehenden  Meinungen  sind  kurz, 
folgende.  Die  Verteidiger  des  Autneidever- 
fahrens behaupten,  dass  die  Prüfung  der 
Patentfähigkeit  im  voraus  ineist  ülierhaupt 
nicht  möglich  sei.  Erst  das  I>?ben  entscheide 
über  Wert  und  Unwert  der  Erfindung:  so 
werde  der  mit  der  Vorprüfung  betrauten 
Behörde  eine  unlösliche  Aufgabe  zugewiesen. 
Dahingegen  wickle  sich  das  Anmeldever- 
fahren leicht  und  glatt  ab;  auch  genüge  die 
Offenhaltung  des  Rechtsweges  zur  Beseiti- 
gung der  aus  mißbräuchlichen  oder  irrtüm- 
lichen Patentanmeldungnn  erwachsenden  Pn- 
zuträglichkeiten. 

Dem  gegenüber  wird  zu  Gunsten  des 
Vorprüfungsverfahrens  geltend  gemacht,  dass 
ohne  die  vorherige  Prüfung  auf  die  Patent- 
fähigkeit das  gewerbliche  Lel>en  mit  wert- 
losen Patenten  überschwemmt  werde.  Die 
Vorprüfung  Ixdehre  ferner  den  Erfinder  über 
den  Gehalt  und  die  Grenzen  seines  Rechts, 
sie  bewahre  ihn.  falls  es  zur  Patenterteilung 
nicht  komme,  vor  vergeblichen  Bestrebungen 
und  unnützen  Ausgaben,  gebe  ihm  aber 
andererseits  im  Falle  der  Patenterteilung 
ein  kräftiges  Vermögensrecht  in  die  Hand, 
welches  namentlich  dem  armen  Erfinder, 
welcher  der  Hilfsmittel  des  Kapitals  bedürfe, 
willkommen  sei.  Dagegen  nötige  das  im 
Anmeldeverfahren  erteilte  Patent  den  In- 
haber zu  fortgesetzten  Prozessen  über  sein 
Recht. 

In  Deutschland  hat  man  sich  nach  ein- 
gehenden Erwägungen  zu  dem  Vorprüfungs- 
verfahren  entschlossen.  Auch  das  G.  v.  7. 
April  1*91  hat  dasselbe  beibehalten.  Neuere 
Bestrebungen  in  den  Kreisen  der  Industrie, 
die  Prüfung  auf  die  Neuheitsfrage  zu 
beschränken  und  die  Prüfung  darüitor,  ob 
der  Gegenstand  einer  Anmeldung  einem  be- 
kannten Gegenstande  gegenüber  noch  eine 
Erfindung'  enthalte,  aus  dem  patentamt- 
lichen  Erteilungsverfahren  auszuscheiden, 
sind  gleichfalls  bisher  ohne  Erfolg  geblichen. 
Das  Patentamt  prüft  also  bei  jeder  Anmel- 
dung, ob  dieselbe  eine  neue,  patentfähige 
Erfindung  im  Sinne  des  Gesetzes  enthält. 
Daneben  besteht  das  Aufgebot  der  Erfindung. 
Nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  wird  üher 
die  Patenterteilung  Beschluss  gefasst.  Iin 
einzelnen  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Die  Anmeldung  einer  Erfindung  geschieht 
schriftlich  bei  dem  Patentamte.  Das  Patent- 
amt hat  seinen  Sitz  in  Berlin  und  besteht 
aus  einem  Präsidenten  und  aus  Mitgliedern, 
welche  teils  rechtskundig,  teils  technisch 
sachverständig  sind.    Für  die  Patentanmel- 


dungen bestehen  acht  Abteilungen:  zwei 
weitere  Abteilungen  sind  für  die  Beschwer- 
den und  eine  fernen»  Abteilung  für  die  An- 
träge auf  Erklärung  der  Nichtigkeit  oder 
auf  Zurücknahme  von  Patenten  bestimmt. 
Nel*mbei  sei  l»emerkt,  dass  dem  Patentamt 
ausser  dem  Patentwesen  auch  noch  die  Ver- 
waltung des  Gebrauchsmusterschutzes  (G.  v. 
1.  Juni  IStll)  und  des  Warenzeichenschutzes 
(G.  v.  12.  Mai  1894)  übertragen  ist.  Die 
Patentanmeldung  muss  den  Antrag  auf  Er- 
teilung des  Patentes  enthalten,  eine  genaue 
Beschreibung  der  Erfindung  gelten  und  am 
Schlüsse  der  Beschreibung  erklären ,  was 
als  patentfähig  unter  Schutz  gestellt  werden 
soll  (Patentanspruch).    Gleichzeitig  sind  die 
erforderlichen   Zeichnungen,   Modelle  und 
(Probestücke  beizufügen;  auch  ist  die  An- 
'  meldegebühr  von  20  Mark  zu  zahlen.  Die 
I  Anmeldung  unterliegt  zunächst  einer  Vor- 
prüfung durch  ein  Mitglied  der  Anmelde- 
I  abteilung.  den  sogenannten  Vorprüfer.  Die 
I  Vorprüfung    ist   eine    formelle  und  eine 
materielle.    Ergiebt  sich,  dass  die  Anmel- 
dung in  der  einen  oder  anderen  Richtung 
zu  liedenken  Anlass  giebt ,  so  wird  der 
!  Patentsucher  durch  Vorverfügung  odor  förm- 
lichen •  VorU-scheid*  hiervon  mit  der  Auf- 
forderung benachrichtigt,  sich  binnen  einer 
j  bestimmten  Frist  zu  äussern.    Erklärt  sich 
,der  Patentsucher  auf  den  Vorbescheid  nicht, 
1  so  gilt  die  Anmeldung  als  zurückgenommen. 
'  Im  anderen  Falle  wird  die  Sache  an  die 
1  Anmeldeabteilung  abgegeben,  welche  üU«r 
die  Patenterteilung  Beschluss  fasst. 

Ist  durch  ilie  Anmeldung  den  in  formeller 
'  Beziehung  vorgeschriebenen  Anforderungen 
j  nicht  genügt  oder  ergiebt  sich,  dass  eine 
j  jiatentfähige  Erfindung    nicht  vorliegt  so 
I  wird  die  Anmeldung  zurückgewiesen.  Er- 
achtet die  Abteilung  dagegen  die  Anmeldung 
als  gehörig  erfolgt  und  die  Erteilung  eines 
Patentes  nicht  für  ausgeschlossen,  so  be- 
;  schliesst  sie  die  Bekanntmachung  und  öffent- 
liche Auslegung  der  Anmeldung. 

Innerhalb  der  Frist  von  zwei  Monaten 
nach  der  Veröffentlichung  kann  gegen  die 
Erteilung  des  Patents  Einspruch  erhöhen 
werden.  Der  Einspruch  kann  nur  auf  die 
Behauptung  gestützt  werden,  dass  der  Gegen- 
stand der  Anmeldung  nach  ijS,  1  und  2  des 
(tesotzos  nicht  patentfähig  sei  oder  dass 
dem  Patentsncher  wegen  Entwendung  der 
Erfindung  <ider  eines  kollidierenden  älteren 
Patentrechtes  ein  Anspruch  auf  das  Patent 
nicht  zustehe.  Polmer  den  Einspruch  ent- 
scheidet die  Anmeldeabteilung. 

Gegen  die  Beschlüsse  über  die  Erteilung 
oder  Versagung  des  Patentes  können  die 
Beteiligten,  der  Patentsncher  oder  der  Ein- 
sprechende, innerhalh  eines  Monates  nach 
der  Zustellung  Beschwerde  einlegen.  In 
der  Besehwerdeinstanz  müssen  die  Beteiligten 
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auf  ihren  Antrag  mündlich  angehört  werden, 
sofern  ihnen  nicht  schon  in  erster  Instanz 
Gelegenheit  zu  mündlicher  Ausführung 
ihrer  Rechte  gegeben  war. 

Ist  die  Erteilung  des  Patentes  endgiltig 
beschlossen,  so  erlässt  das  Patentamt  dar- 
über durch  den  Reichsanzeiger  eine  Be- 
kanntmachung und  fertigt  demnächst  für 
den  Patentinhaber  eine  Urkunde  aus.  Einen 
Teil  dieser  Urkunde  bildet  die  Patcutschrift, 
d.  h.  die  im  Druck  hergestellte  Beschreibung 
der  Erfindung  nebst  dem  dazugehörigen 
Patentansprüche. 

Die  Patentschrift  wird  in  einer  grösseren 
Anzahl  von  Exemplaren  gedruckt  und  ist 
in  dieser  Form  käuflich  zu  erhalten.  Ausser- 
dem erseheinen  in  dem  Patentblatte  »Aus- 
züge» aus  den  Patentschriften,  d.  h.  kurze 
Darstellungen  des  Inhaltes  derselben.  Die 
Auszüge  bezwecken  hauptsächlich,  dem 
Publikum  einen  Ueberblick  über  die  neuesten 
Erscheinungen  der  gewerblichen  Technik  zu 
geben,  während  die  Patentschriften  ausser- 
dem dazu  bestimmt  sind,  jedem,  den  es  an- 
geht, die  Kenntnis  von  Inhalt  und  Umfang 
der  Patentrechte  zu  ermöglichen. 

Die  erteilten  Patente  werden  in  eine  bei 
dem  Patentamte  geführte  Rolle  eingetragen, 
welche  über  die  rechtlichen  Verhältnisse 
der  Patente  (Eigentum,  Anfang,  Ablauf.  Er- 
löschen etc.)  Anfschluss  giebt.  Die  Einsicht  in 
die  Rolle  steht  jedermann  frei. 

Zu  den  Geschäften  des  Patentamtes  ge- 
hört noch  die  Erstattung  von  Gutachten  auf 
gerichtliches  Ersuchen  über  Fragen,  welche 
Patente  betroffen.  Doch  ist  Voraussetzung, 
dass  in  dem  gerichtlichen  Verfahren  bereits 
von  einander  abweichende  Gutachten  meh- 
rerer Sachverständiger  vorliegen. 

5.  Die  Patentrecht!».  Die  Rechte  aus 
dem  Patente  sind  territorial  begrenzt.  Nur 
n  die  widerrechtliche  Benutzung  der 
düng  im  Inlande  richtet  sich  das 
Schutzrecht  des  Patentinhabers.  Jenseits 
der  Grenze  kann  die  Erfindung  ausgeführt 
werden,  gleichgiltig,  ob  der  Thäter  ein  In- 
länder oder  Ausländer  ist.  Will  der  In- 
länder auch  im  Ausbilde  Schutz  suchen,  so 
muss  er  sich  dort  ebenfalls  ein  Patent  er- 
teilen lassen. 

Im  einzelnen  hat  das  Patent  die  Wirkung, 
dass  der  Patentinhaber  ausschliesslich  be- 
fugt ist,  im  Inlande  gewerbsmässig  den 
Gegenstand  der  Erfiudung  herzustellen,  in 
Verkehr  zu  bringen,  feilzuhalten  oder  zu 
gebrauchen.  Ist  das  Patent  für  ein  Ver- 
fahren erteilt,  so  erstreckt  sich  die  Wirkung 
auch  auf  die  durch  das  Verfahren  unmittel- 
bar hergestellten  Erzeugnisse.  letzteres  ist 
vornehmlich  für  die  chemische  Industrie 
von  Bedeutung.  Es  kann  also  der  Inhaber 
eines  Patentes  auf  ein  Verfahren  zur  Dar- 
stellung eines  chemischen  Stoffes  nicht  nur 


die  gewerbsmässige  Benutzung  des  Ver- 
fahrens, sondern  auch  das  Inverkelirbringou. 
Feilhalten  und  den  Gebrauch  des  Stoffes 
jedem  Dritten  verbicteu.  Dies  ist  dann 
wichtig,  wenn  die  Benutzung  des  Verfahrens 
selbst  nicht  untersagt  werden  kann. 

Es  gehört  hierher  namentlich  der  Fall, 
dass  der  Stoff  aus  dem  Auslande,  woselbst 
mangels  eines  Patentschutzes  das  Verfahren 
ungehindert  ausgeübt  werden  kann,  nach 
dem  Inlande  eingeführt  wird.  Die  chemische 
Industrie  klagt  namentlich  über  eine  solche 
Einfuhr  ans  der  Schweiz,  dessen  Patentge- 
setz chemische  Verfahren  nicht  schützt, 
und  aus  Holland,  das  übcrliaupt  eiuen 
Patentschutz  nicht  kennt. 

In  solchen  Fällen  kann  der  Patentinhaber 
immer  noch  die  durch  das  ihm  patentierte 
Verfahren  ohne  seine  Erlaubnis  hergestellten 
Produkte  im  Inlande  treffen. 

Die  Verletzung  des  Patentes  giebt  dein 
Patentinhaber  das  Recht  auf  Schadenersatz, 
sofern  die  Benutzung  der  Erfindung  wissent- 
lich oder  aus  grober  Fahrlässigkeit  erfolgte. 
Die  wissentliche  Benutzung  ist  feruer  ein 
Vergehen  und  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
5000  Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  l>estraft.  Im  Strafverfahren  kann  auf 
Verlangen  des  Beschädigten  auf  eine  an 
ihn  zu  zahlende  Busse  bis  zum  Betrage  von 
10  (MM)  Mark  erkannt  werden. 

Die  gesetzliche  Dauer  des  Patents  be- 
trägt l.r>  Jahre;  sie  beginnt  mit  dem  auf 
che  Anmeldung  folgenden  Tage,  der  gesetz- 
liche Schutz  dagegen  erst  mit  der  Bekannt- 
machung der  Anmeldung.  Zwischen  der 
Bekanntmachung  und  dem  Beschluss  über 
die  Erteilung  ist  der  Schutz  nur  ein  einst- 
weiliger. Wird  die  Anmeldung  zurückge- 
wiesen, so  gelten  die  Wirkungen  des  einst- 
weiligen Schutzes  als  nicht  eingetreten. 
Das  Patent  erlischt,  abgesehen  von  dem  Ab- 
laufe seiner  Lebenszeit,  durch  Verzicht  und 
ferner,  wenn  die  Jahresgebühren  nicht 
rechtzeitig  gezahlt  werden. 

Für  jedes  Patent  ist  vor  der  Erteilung 
eine  Gebühr  von  30  Mark  und,  mit  Aus- 
nahme der  Znsatzpatento,  ausserdem  mit 
Beginn  des  zweiten  und  jedes  folgenden 
Jahres  eine  Gebühr  zu  entrichten,  welche 
das  eiste  Mal  50  Mark  beträgt  und  weiter- 
hin jedes  Jahr  um  öo  Mark  steigt.  Die 
Jahrosgebühren  betragen  danach  für  das 
10.  Jahr  451»  Mark,  für  das  15.  Jahr  704  > 
Mark,  im  ganzen  5250  Mark. 

Der  Zweck  dieser  Gebühreu  ist  einmal, 
die  durch  die  Patent  Verwaltung  entstehenden 
Kosten  zu  decken,  sodann  aber  auch,  und 
hieraus  erklärt  sich  der  progressive  Cha- 
rakter der  Gebühr,  die  Beseitigung  der- 
jenigen Patente  herbeizuführen,  deren  In- 
halt sich  inzwischen  als  wertlos  erwiesen 
hat.    Das  Gesetz  stellt  den  Patentinhaber 
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Jahr  für  Jahr  vor  die  Frage,  ob  die  Auf- 
rechterhaltung des  Patentes  der  steigenden 
Gebühr  gegenüber  sich  noch  verlohnt  und 
bewirkt  auf  diese  Weise  nach  und  nach 
ein  Erlöschen  derjenigen  Patente,  ■welche 
die  Gebühren  nicht  mehr  tragen  können. 
Die  Durchsehnittsdauer  eines  Patentes  be- 
trügt gegenwärtig  etwa  4,9  Jahre.  Am  Ende 
deß  Jahres  1899  waren  22 198  Patente  in 
Kraft,  davon  befanden  sich  (>8G  im  lu.,  491 
im  11..  353  im  12.,  283  im  13.,  247  im  14. 
und  2<  17  im  15.  Schutzjahre.  Die  Zahl  der 
in  Kraft  stehenden  Patente  befindet  sich  in 
anhaltender  Zunahme.  Es  ist  daraus  zu 
entnehmen,  dass  die  wirtschaftliche  Be- 
dcutnngder  patentierten  Erfindungen  wächst, 
und  hieraus  ist  wieder  der  Rückschluss  zu- 
lässig, dass  der  erfinderische  Geist  unserer 
Zeit  noeh  immer  in  aufsteigender  Bewegung 
steht 

Das  Patentrecht  ist  ein  vererbüches  und 
veräusserliches  Vermögensrecht.  Praktisch 
wichtig  ist  der  Fall,  wenn  der  Patentin- 
haber einem  anderen  die  Befugnis  einräumt, 
die  patentierte  Erfindung  zu  benutzen.  Es 
handelt  sich  dann  um  die  sogen,  patent- 
rechtliche  Lizenz.  Die  Lizenz  steht  rechtr 
lieh  dem  Pachtvertrage  nahe  und  ist  das 
eigentliche  Mittel,  dem  Erfinder,  der  die 
Erfindung  nicht  selbst  gewerblich  verwerten 
kann  und  will,  den  Lohn  seiner  Arbeit  zu- 
zufölireu.  Die  Gegenleistung  der  Ijzenz 
wird  in  der  Praxis  entweder  in  einer  ein- 
maligen Vergütung  gewährt  oder  derart, 
dass  der  Lizenzträger  fortlaufend  von  dem 
erzielten  Nutzen  eine  Abgabe  leistet 

Eine  Schranke  findet  das  Patentrecht 
an  dem  Rechte  desaeu,  der  zur  Zeit  der 
Anmeldung  sich  bereits  im  Besitze  der  Er- 
findung befand.  Wer  sich  auf  solchen  Vor- 
besitz berufen  kann,  ist  befugt,  die  Er- 
findung für  sich  auszunutzen,  auch  wenn 
dieselbe  später  einem  anderen  patentiert 
wurde. 

Die  Wirkung  des  Patentes  tritt  ferner 
insoweit  nicht  ein,  als  die  Erfindung  nach 
der  Bestimmung  des  Hcichskauzlers  für  das 
Heer  oder  für  die  Flotte  oder  sonst  im  In- 
teresse der  öffentlichen  Wohlfalirt  benutzt 
werden  soll.  Doch  hat  der  Patentinhal>er 
in  diesem  Falle  gegenüber  dem  Reiche  oder 
dem  Staate,  welcher  in  seinem  besonderen 
Interesse  die  Beschränkung  des  Patentes 
beantragt  liat,  Anspruch  auf  angemessene 
Vergütung,  welche  in  Ermangelung  einer 
Verständigung  im  Rechtswege  festgesetzt 
wird.  —  Schliesslich  sind  Einrichtungen 
an  Fahrzeugen,  welche  nur  vorübergehend 
in  das  Inland  gelangen,  von  der  Wirkung 
des  Patentes  befreit. 

6.  Nichtigkeit  und  Zurücknahme 
des  Patente»,  a)  Nichtigkeitserklärung. 
Durch  die  Erteilung  des  Patentes  soll  nach 
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der  Absicht  des  Gesetzes  die  nachträgliche 
Anfechtung  nicht  ausgeschlossen  werden. 
Zwar  wird  durch  die  Vorprüfung  dafür  Sorge 
getragen,  dass  das  Patent  mit  der  größt- 
möglichen Garantie  der  Rochtsbeständigkeit 
umkleidet  wird,  immerhin  läset  sich  bei  der 
Natur  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse  nicht  in  allen  Fällen  erschöpfend 
feststellen,  ob  die  Voraussetzungen  für  ein 
rechtsgiltiges  Patent  wirklich  sämtlich  vor- 
liegen. In  solchen  Fällen  ist  es  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten,  diese  Prüfung  auch 
noch  nachträglich  eintreten  zu  lassen. 

Nach  dem  deutschen  Gesetze  wird  das 
Patent  auf  Antrag  für  nichtig  erklärt  wonn 
sich  ergiebt  1.  dass  der  Gegenstand  nach 

1  und  2  nicht  j>ateutfähig  war,  2.  dass 
die  Erfindung  Gegenstand  des  Patentes 
eines  früheren  Anmelders  ist,  3.  dass  der 
wesentliche  Teil  der  Anmeldung  den  Be- 
schreibungen, Einrichtungen  etc.  eines 
anderen  oder  einem  vou  diesem  ange- 
wandten Verfahren  ohne  Einwilligung  des- 
selben entnommen  war.  Das  Patent  kann 
auch  teilweise  für  nichtig  erklärt  werden, 
wenn  ihm  nur  in  einem  Teile  die  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  fehlten.  Der  Rest 
besteht  dann  zu  Recht  weiter.  Zum  Au- 
trage auf  Nichtigkeitserklärung  ist  jeder- 
mann befugt ;  nur  im  Falle  der  Entwendung 
ist  der  Verletzte  allein  terechtigt.  Handelt 
es  sich  um  die  Fälle  der  Nr.  1,  so  kann 
der  Antrag  auf  Nichtigkeitserklärung  nur 
innerhalb  einer  Frist  von  5  Jahren  seit  der 
Bekanntmachung  über  die  Erteilung  des 
Pateutes  gestellt  werden.  Es  soll  durch 
diese  Vorschrift  verhütet  wcnlen,  dass 
patentierte  Erfindungen,  welche  im  gewerb- 
lichen Leben  Anerkennung  gefimden  haben 
und  vielleicht  schon  die  Grundlage  gewerb- 
licher Unternehmungen  geworden  sind,  noch 
in  späterer  Zeit  mit  rückwirkender  Kraft 
des  Schutzes  für-  verlustig  erklärt  werden, 
der  ihuen  seiner  Zeit  nach  sorgfältiger 
Prüfung  der  Voraussetzungen,  wenn  schon 
irrtümlich,  so  doch  in  einem  geordneten 
Verfahren  zugesprochen  worden  ist.  Den 
Rechten  anderer  Länder  ist  eine  Bestim- 
mung ähnlicher  Art  nicht  bekannt;  sie  ist 
auch  neuerdings  vielfach  angefochten  wordeu, 
und  es  lässt  sich  annehmen,  dass  sie  sich 
bei  einer  Revision  des  Gesetzes  nicht  wird 
aufrecht  erhalten  lassen.  Denn  sie  kann 
zur  Folge  haben,  dass  das,  was  Gemeingut 
war,  zu  Unrecht  wieder  in  Sonderbesitz  um- 
gewandelt wird. 

Der  Antrag  auf  Nichtigkeitserklärung  ist 
schriftlich  an  das  Patentamt  zu  richten  und 
hat  nach  Art  einer  Klageschrift,  die  That- 
sachen  anzugeben,  auf  welche  er  gestützt 
wird.  Mit  dem  Antrage  ist  eine  Gebühr 
von  50  Mark  zu  zahlen.  Der  Antrag  wird, 
nachdem  die  Einleitung  des  Verfahrens  ver- 
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fügt  ist,  dem  Gegner  zur  Erklärung  zuge- 
fertigt. Nach  Eingang  derselben  werden 
die  Parteien  geladen,  und  es  wird  alsdann 
in  einem  Termine  die  Sache  verhandelt, 
(legen  die  Entscheidung  ist  Herufnng  an 
das  Heichsgericht  zulässig. 

b)  Zurücknahme.  Das  Patent  kann 
gemäss  s.  11  des  Patentgesetz.es  nach  Ah- 
lauf von  drei  Jahren  zurückgenommen  wer- 
den, 1.  wenn  der  Patentinhaber  es  unter- 
lässt,  im  Inlande  die  Erfindung  in  ange- 
messenem Umfange  zur  Ausführung  zu 
bringen  oder  doch  alles  zu  thun.  was  er- 
forderlich ist,  um  diese  Ausführung  zu 
.sichern;  '-.  wenn  im  öffentlichen  Interesse 
die  Erteilung  der  Erlaubnis  zur  Benutzung 
der  Erfindung  an  andere  geboten  erscheint, 
der  Patentinhaber  aber  gleichwohl  sich 
weigert,  diese  Erlaubnis  gegen  angemessene 
Vergütung  und  genügende  Sieherstellung  zu 
erteilen. 

Die  Bestimmung  des  §  11  beruht  auf 
volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten.  Sie 
Itezwookt,  die  Kerbte  des  Patentinhabers  mit 
den  Interessen  der  Allgemeinheit  in  Ein- 
klang zu  bringen,  insbesondere  zu  verhindern, 
dass  der  Patentinhaber  über  das  Patent  in 
einer  nur  seinen  jteisönliehen  Interessen 
vorteil  haften,  der  Gewerbsamkeit  und  Wohl- 
fahrt lies  Landes  aber  nachteiligen  Weise 
verfügt.  Das  Gesetz  will,  dass  die  durch 
Patent  geschützte  Erfindung  im  Inlande  zur 
Ausführung  gebracht  werde,  sei  es  durch 
den  Patentinhaber  selbst,  sei  es  durch  dritte 
Personen.  Die  Absicht,  dem  Inlande  die 
Vorteile  der  Erfindung  zuzuführen,  glaubte 
man  ursprünglich  am  sichersten  durch  Ein- 
führung des  sogenannten  u  n  b  e.  dingte  n 
I .  i  z  e  n  z  z  w  a  n  g e  s  erreichen  zu  können, 
d.  h.  dadurch,  dass  man  den  Patentinhaber 
verpflichtete,  die  Benutzung  der  Erfindung 
gegen  Zahlung  einer  angemessenen,  im 
Streitfalle  von  den  Gerichten  zu  ltestimmen- 
den  Gebühr  einem  jeden,  der  sich  darum 
bewerben  würde,  zu  überlassen.  Im  Laufe 
der  Verhandlungen  über  den  Erlass  des 
Patentgesetzes  ist  man  indessen  von  diesem 
Gedanken  wieder  abgegangen  und  es  haben 
schliesslich  die  jetzigen  Vorschriften  Beifall 
gefunden. 

Der  Patent  inhalier  soll  die  Erfindung  im 
Inlande  zur  Ausführung  bringen.  Das 
Gesetz  will  hauptsächlich  verhindern,  dass 
die  [talentierte  Ware  im  Auslände  herge- 
stellt wird  und  dass  der  Patentinhaber  sich 
damit  begnügt,  das  fremde  Erzeugnis  unter 
willkürlieber  Festsetzung  des  Preises  in  das 
Inland  einzuführen.  Die  Vorteile  der  Pro- 
duktion, die  sieh  in  der  Anlage  von  Fabrik- 
statten, der  Beschäftigung  einheimischer 
Arbeiter  und  in  Verbindung  damit  in  einer 
lebhafteren  Ent  Wickelung  des  l.»ewerbefleiss»'s 
zu  äussern  pflegen,  sollen  dem  Inlande  zu- 


f Hessen.     Die  inländische  Produktion  soll 
;  aber  nur  die  Hegel  bilden.    Da  das  Patent- 
amt nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  zwar 
j  die  Zurücknahme  aussprechen  kann,  nicht 
aber  muss,  so  steht  es  ihm  frei,  trotz  der 
unterlassenen  Ausführung  im  Inlande  das 
Patent  bei  genügender  Entschuldigung  des 
Patentinhabers  in  Kraft  zu  belassen.  Dies 
ist  z.  B.  dann  geschehen,  wenn  der  Absatz 
( im  Inlande  nachweislieh  so  geringfügig  war, 
dass  die  Einrichtung  einer  eigenen  Fabri- 
kation  nach   vernünftigen  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten  sich  nicht  lohnen  konnte. 
o<ler  trotz  ernsthafter  Versuche  seitens  des 
Patent  in habers  die  Ausführung  in  einer  schon 
vorhandenen  inländischen  Betriebsstätte  nicht 
zu  ermöglichen  war.    In  Fällen  dieser  Art 
liegt  ein  öffentliches  Interesse  an  der  Frei- 
galte  der  Erfindung  nicht  vor.     Die  Vor- 
schrift des  Gesetzes,  welches  den  Hinfall 
des  Patentes  in  das  vernünftige  Ermessen 
des  Patentamtes  stellt,  hat  sich  bewährt. 
Es  kann  dadurch  den  obwaltenden  Verhält- 
nissen des  Falles  Rechnung  getragen  und 
j  so  die  Härte  der  Vorschrift  des  französischen 
i  Patontgosctzos  vermieden  werden,  welches 
an  die  Einfuhr  des  patentierten  Gegenstandes 
i  schlechthin  den  Verlust  des  Patentes  knüpft. 

Der  zweite  Grund  zur  Zurücknahme  des 
!  Patentes,  die  L  i  /.  e  n  /.Verweigerung,  ist 
;  in  der  Praxis  des  Patentamtes  bisher  ohne 
Bedeutung  gewesen.     Immerhin   mag  die 
Vorschrift  dadurch  wirken,  dass  sie  besteht. 
Die  Befürchtungen,  die  zur  Zeit  des  Erlasses 
des  Patentgesetzes  in  Bezug  auf  die  mono- 
polisierende Wirkung  der  Erfindungsjwtente 
■  bestanden,  haben  sich  im  allgemeinen  nicht 
;  verwirklicht.     Auch   die  Verwertung  der 
|  Erfindungen  richtet  sich,  wie  die  anderer 
,  Verkelirsgüter.  nach  den  Grundsätzen  von 
j  Angebot  und  Nachfrage.    Ist  die  Erfindung 
etwas   wert,   so  wird   der  Erfinder  sein 
1  Interesse  meist  elienso  sehr  in  der  entgclt- 
|  liehen  Ueltorlassiing  der  Benutzung  der  Er- 
i  findung  an  andere  als  in  der  geschäftlichen 
j  Ausbeute  in  eigenen  Werkstätten  finden. 

II.  Ausländische  Gesetzgebung. 
7.  England.    Die  Monoi>olakte  von  1023, 
i  von  der  schon  oIkmi  die  Hede  war,  bildet 
,  die  Grundlage  des  englischen  Patentrechtes. 
I  Die  Akte  hat  im  wesentlichen  nur  ausge- 
sprochen, dass  dem  ersten  und  wahren  Er- 
j  finder  auf  die  Daner  von  14  Jahren  ein 
'Patent  erteilt  werden  kann;  die  weiteren 
Voraussetzungen  sowie  das  Verfahren  zur 
Erlangung  des  Patentes  sind  bis  in  das  10. 
'  Jahrhundert  durch  die  Praxis  der  Behörden 
I  und  durch  Gewohnheitsrecht  geregelt  wor- 
i  den.    Erst  seit  den  4*  »er. fahren  sind  mehr- 
;  fache  Gesetze  erlassen,  welche  den  bestehen- 
den Kechtszustand  teils  zu  kodifizieren,  teils 
,  abzuändern  bestimmt  waren.    Zuletzt  ist  das 
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Patent-,  Muster-  uml  Markenschutzgesotz 
(the  Patent,  Designs  and  Trade  Marks  Act) 
v.  25.  August  1KS3  zu  stände  gekommen, 
welches  ausser  dem  Muster-  und  Marken- 
wesen auch  den  Schutz  der  Erfindungen 
regelt.  Neben  demselben  ist  allerdings  in 
mehrfacher  Beziehung  das  ältere  Recht  noch 
in  Geltung  geblieben.  Einige  spatere  Ab- 
änderungsgesetze sind  ohne  grundsätzliche 
Bedeutung.  Die  Patentgesetze  gelten  nur 
für  (las  Vereinigte  Königreich  und  die  Insel 
Man:  die  Kolouieen  haben  besondere  Gesetze. 

Was  als  neue  Erfindung  anzusehen  ist, 
hat  das  G.  v.  25.  August  1883  nicht  bestimmt. 
Die  Sektion  VI  der  Akte  von  1023,  auf 
welche  Sektion  40  des  Gesetzes  Bezug 
nimmt,  spricht  nur  von  new  manufactures : 
im  übrigen  wird  der  Begriff  durch  Gewohn- 
heitsrecht und  Gerichtsgebrauch  bestimmt. 
Im  allgemeinen  gelten  die  Grundsätze  des 
deutschen  Rechts.  Vorheriger  öffentlicher 
Gebrauch  uud  litterarische  Veröffentlichung 
sehiiesx  n  die  patentroehtliche  Neuheit  aus. 

Das  Gesuch  um  Erteilung  eines  Patentes 
muss  in  einer  vorgeschriebenen  Form  bei 
dein  Patentamte  eingereicht  werden.  Der 
Patentsucher  muss  versichern,  dass  er  sich 
im  Besitze  einer  bestimmten  Erfindung  be- 
finde und  dass  er,  sofern  es  sich  nicht  tun 
eine  aus  dem  Ausland  eingeführte  Erfin- 
dung handelt,  der  erste  und  wahre  Erfinder 
sei.  Das  Gesuch  muss  entweder  von  einer 
einstweiligen  oder  sofort  von  einer 
vollständigen  Beschreibung  l-ogloitot 
Sein.  Die  einstweilige  Beschreibung  braucht 
das  Wesen,  der  Erfindung  nur  im  allge- 
meinen darzulegen,  die  vollständige  Be- 
schreibung muss  binnen  9  Monaten  nach 
«lern  Tage  des  Gesuches  vorgelegt  werden, 
widrigenfalls  das  Gesuch  als  zurückgenom- 
men gilt. 

Das  Patentgesuch  wird  zunächst  auf  die 
Formalien  sowie  auf  die  Verständlichkeit 
und  Genauigkeit  der  Beschreibung  und  des 
Patenttitels,  nach  Eingang  der  vollständigen 
Beschreibung  auf  die  Uebereinstimniung 
derselben  mit  der  vorläufigen  Beschreibung 
geprüft.  Eine  Prüfung  auf  Neuheit  findet 
nicht  statt.  Der  Prüfungsbeamte  (examiner) 
Uuichtet  Aber  das  Ergebnis  der  Prüfung  an 
den  Vorsteher  des  Patentamtes  (comptrollor), 
welcher  ülier  die  Annahme  oder  Zurück- 
weisung des  Gesuches  besohliesst.  Gegen 
diesen  lieschluss  ist  Berufung  an  den  richter- 
lichen Beamten  (law  officer)  zulässig.  Nach 
der  Annahme  der  vollständigen  Beschreibung 
wird  das  Patentgesuch  zur  Erhebung  von 
Einsprüchen  öffentlich  ausgelegt  Der  Ein- 
spruch ist  binnen  2  Monaten  zulässig  und 
kann  nur  auf  die  Behauptung  gestützt  wer- 
den, dass  der  Patentsucher  die  Erfindung 
dem  Einsprechenden  entwendet  habe  oder 
dass  die  Erfindung  bereits  den  Gegenstand 


j  eines  älteren  Patentes  oder  Patentgesuches 
I  bilde.    Mangel  der  Neuheit  berechtigt  nicht 
zum  Einspruch.    Heber  den  Einspruch  ent- 
scheidet der  eomptroller,  in  zweiter  Instanz 
der  law  officer. 

Das  Patent  läuft  vom  Tage  des  Ein- 
ganges des  Gesuches  heim  Patentamte;  die 
Giltigkeitsdauer  beträgt  14  Jahre,  doch  kann 
unter  I« «sonderen  Piastauden  ausnahmsweise, 
d.  h.  wenn  es  sich  um  eine  bedeutsame  Er- 
findung handelt  und  der  Erfinder  bisher 
einen  entsprechenden  Nutzen  daraus  nicht 
gezogen  hat,  durch  den  Geheimen  Rat  eine 
I  Verlängerung  bewilligt  werden,  und  zwar 
;  höchstens   um   nochmals    14  Jahre.  Das 
[  Patent  erlischt  nach  Altlauf  seiner  Giltig- 
keitsdauer, «tdor  wenn  die  vorgesdmebenen 
|  Gebühren  nicht  rechtzeitig  gezahlt  worden, 
j  Die  Gebühren  sind  wesentlich  niedriger  wie 
die  Geliühren  des  deutschen  Gesetzes.  Das 
Patent  kann  ferner  von  dem  ordentlichen 
Richter  zurückgenommen  worden  und  zwar 
hauptsächlich   wegen   mangelnder  Neuheit 
und  wegen  besseren  Rechtes  eines  anderen 
an  der  geschützten  Erfindung.    Zum  An- 
trage auf  Zurücknahme  sind  berechtigt  der 
Kronanwalt  in  England  hezw.  der  Lord- 
advokat in  Sehottland,  in  ^stimmten  Fällen 
I  (eigene  Vorbenutzung,  besseres  Recht  an  der 
Erfindung)  auch  dritte  Personen.  Im  Paten  t- 
verlelzungsprozcss   kann   der  Mangel  der 
Patentfähigkeit  als  Einwand  gegen  die  Klage 
[  geltend  gemacht  werden.    Eigentümlich  ist 
,  dem  englischen  Rechte  (wie  dem  Rechte  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika)  die  Zu- 
lässigkeit  einer  nachträglichen  Abänderung, 
j  (Beschränkung  oder  Richtigstellung)  der  Pa- 
tentschrift auf  Antrag  des  Patentsurhers ; 
der  Entscheidung  über  den  Antrag  geht  ein 
'öffentliches  Aufgebot  voraus. 

Der  Patentinhaber  ist  verpflichtet,  die 
Benutzung  der  Erfindung  gegen  angemessene, 
lim  Streit  falle  von  <  lein  Schatzamte  festzu- 
I  setzende  Entschädigung  im  öffentlichen  In- 
teresse zu  gestatten.  Er  kann  ferner  durch 
«las  Handelsamt  angehalten  werden,  an  dritte 
Personen  auf  deren  Antrag  unter  ange- 
messenen Bedingungen  Lizenz  zu  gewähren, 
falls  die  Erfindung  bisher  nicht  in  einein 
dem  Bedarfe  entsprechenden  Masse  ztu- 
Ausführung  gebracht  wurde,  oder  wenn  der 
Antragsteller  infolge  Lizenzverweigerung 
seine  eigene  Erfindung  nicht  ausführen  kann. 

Das  Patent  gewährt  das  Recht  der  aus- 
schliesslichen Benutzung  der  Erfindung. 
Lei  »er  die  Verletzung  des  Patentrechtes  und 
;die  Entschädigung  des  Verletzten  entscheiden 
die  Vorschriften  des  gemeinen  Zivilrechts. 
Ein  mit  öffentlicher  Strafe  bedrohtos  Delikt 
I  ist  die  Patentverletzung  nicht. 

Die  Zahl  der  Patentanmeldungen  hat  in 
den  letzten  lu  Jahren  etwa  21  <h»P  bis  25<mh> 
|  im  Jahr  betragen.    Nur  in  den  Jahren  1S1M 
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Ins  OS  war  die  Zahl.  hauptsächlich  infolge 1  und  zwei  Zeugen  unterschriebenen  voll- 
der  Ent Wickelung  der  Fahrradinduslrie,  um  ständigen  Beschreibung  der  Erfindung  nebst 


einige  Tausend  gestiegen;  im  Jahre  ISO!)  Angahe  des  Patentanspruchs  (claim)  die 


hat  sie  wieder  2f>000  lietragen. 

8.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Das  iiiteste  Patentge>etz  datiert  vom  Jahre 
1701).  Seitdem  hat  die  Gesetzgebung  zu 
wiederholten  Malen  die  Neuordnung  des 
Erfindungsschutzes  unternommen.  Hervor- 
zuheben ist  besonders  das  G.  v.  4.  Juli  1836, 
welches  an  Stelle  des  Anmeldeverfahrens 
die  Vorprüfung  eingeführt  hat.  Nachdem 

ferner  durch  G.  v.  8.  Juli  1870  die  bis  dahin  '  formell  in  Ordnung,  dass  die  Erfindung  neu 
geltenden  Bestimmungen  kodifiziert  worden  j  und  nützlich  ist  und  dass  dem  Bewerber 
waren,  ist  schliesslich  der  Inhalt  dieses  Ge- ,  auch  sonst  ein  Anspruch  auf  das  Patent 
setzes  mit  einigen  Abänderungen  in  die  vom  |  zusteht ,  so  wird  das  Patent  erteilt.  Wird 
•13.  Kongress  revidierten  und  unter  dem  |  das  Gesuch  zurückgewiesen,  so  hat  der 
22.  Juni  1874  bestätigten,  eine  umfassende  i  Patent kommissar   auf    Remonstration  des 


eidlich  erhärtete  Versicherung  des  Bewerbers, 
dass  er  der  ursprüngliche  Erfinder  der  an- 
gemeldeten Erfindung  sei  und  nicht  wisse 
und  glaube,  dass  dieselbe  bisher  anderweit 
bekannt  gewesen  sei.  Gleichzeitig  sind  die 
Anmeldegebühren  im  Betrage  von  lä  Dollars 
zu  zahlen.  Der  Patentkommissar  veranlasst 
die  Prüfung  des  Gesuchs  durch  einen 
examiner.   Ergiebt  sich,  dass  die  Anmeldung 


Kodifikation  des  Bundesrechtes  enthaltenden  Paten tsuchers  eine  nochmalige  Prüfung  durch 
Statuten  (Sektion  140—  406,  802  —  804,  die  erste  Instanz  anzuordnen.  Bei  noeh- 
4883  -1036, entsprechend denSektionen  1—70  .  maliger  Zurückweisung  findet  Berufung  an 
des  G.  v.  8.  Juli  1870)  aufgenommen  worden,  das  Kollegium  der  Oberexaininatoren  und 


Einzelne  Bestimmungen 


Statuten 


üinu  g( 


die  Entscheidung  der  letzteren  weitere 


durch  das  G.  v.  3.  März  1807  abgeändert !  Berufung  an  den  Patcutkommissar  in  Person 
worden.  !  statt.    Schliesslich  kann  an  den  Obersten 

Nach  Sektinn  4886  der  revidierten  Gerichtshof  des  Distrikts  Columbia  appelliert 
Statuten  in  der  Fassung  des  G.  v.  3.  März 1  werden.    Xelien  diesen  Rechtsmitteln  steht 

«lern  Patentsudier  noch  der  Weg  der  ge- 
richtlichen Klag*'  auf  Erteilung  des  Patentes 
fahrens.  Werkzeugs,   Gewerl>serzeugnisses ;  offen.    Im  Falle  der  Kollision  des  Patent- 


1807  kann  jeder  Erfinder  oder  Entdecker, 
eines  neuen  und  nützlichen  (useful)  Vit-  \ 


oder  einer  Stoffverbindung  (act,  machine, 
manufacture  or  composition  of  matter)  oder 
einer  neuen  und  nützlichen  Verbesserung 
an  solchen  gegen  Erlegung  der  gesetzlichen 
Gebühren  ein  Patent  darauf  erhalten,  sofern 
der  Gegenstand  nicht  bereits  vor  der  Er- 


gesuchs  mit  älteren  Patentgesuchen  oder 
Patenten  wird  über  die  Erteilung  des  Patentes 
auf  Ansuchen  der  Beteiligten  von  einer  be- 
sonderen Instanz,  dem  examiner  for  inter- 
ferences,  entschieden. 

Der  Patcutsucher  ist,  sofern  er  Inländer 


findung  oder  Entdeckung  im  Inlande  von  j  ist ,  befugt ,  mittelst  einer  vorläufigen  Bo- 
andern  gekannt  oder  benutzt  oder  vor  seiner  Schreibung  eine  Verwahrung  (caveat)  ein- 
Erfinduug  oder  Entdeckung  oder  länger  als  zulegen,  welche  ihm  für  die  Dauer  eines 
2  Jahre  vor  der  Anmeldung  im  Inlande  Jahres  ein  Vorrecht  auf  das  Patent  vor 
oder  Auslande  patentiert  oder  durch  Druck- :  anderen  Anmeldungen  gewährt.  Die  Frist 
Schriften  bekannt  gemacht  wurde  und  nicht  j  kann  verlängert  werden.  Der  Cavent  erhält 
seit  länger  als  2  Jahren  vor  der  Anmeldung  auf  diese  Weise,  ohne  die  Priorität  zu  ver- 
lieren, die  Mögliclikeit,  die  Erfindung  noch 
weiter  auszubilden  und  zu  vervollkommnen. 
Meldet  während  der  Frist  ein  Dritter  eine 
gleiche  oder  ähnliche  Erfindung  zur  Paten- 
tierung an,  so  hat  der  Cavent  binnen  3  Mo- 
naten die  vollständige  Beschreibung  seiner 
Erfindung  nachzubringen.  Das  Patentamt 
entscheidet  alsdann  nach  Vergloichung  der 
beiden  Anmeldungen,  wem  das  Patent  ge- 
bührt. 

Die  Dauer  des  Patents  beträgt  17  Jahre. 
Das  Patent  giebt  dem  Inhaber  das  aus- 
schliessliche Recht,  den  Gegenstand  der  Er- 
findung im  Bereiche  der  Vereinigten  Stalten 
zu  benutzen  und  zu  verkaufen.  Im  Fall 
der  Verletzung  des  Patentes  kann  der  Ver- 
letzte auf  Entschädigung  klagen;  der  Richter 
kann  dabei  die  Entschädigung  bis  auf  den 


öffentlich  angewendet  oder  verkäuflich  ge- 
wesen ist,  es  sei  denn,  dass  die  Erfindung 
nachweislich  dem  Publikum  preisgegeben 
ist.  Die  Patentierung  im  Auslände  hindert 
nach  Sektion  4887  auch  dann  die  Patent- 
erteilung, wenn  die  Anmeldung  im  Auslande 
länger  als  7  Monate  vor  der  Anmeldung  in 
den  Vereinigten  Staaten  geschehen  ist. 

Die  Erteilung  der  Patente  erfolgt  durch 
das  Patentamt,  an  dessen  Spitze  der  Patent- 
kommissar und  dessen  Vertreter  (corn- 
missioners  of  patents)  stehen.  Für  die 
Prüfung  der  Anmeldungen  sind  die  Ober- 
examinatoren (examiners  in  chief)  und  eine 
grossere  Anzahl  von  Examinatoren  Umstimmt. 
Die  Anmeldung  geschieht  beim  Patentamte. 
Das  Patent  soll  grundsätzlich  dem  Erfinder, 
nicht    dem    blossen   Anmelder  (deutsches 

System)  erteilt  werden.  Zur  Anmeldung  \  dreifachen  Betrag  des  wirklich  erlittenen 
gehört   deshalb  ausser  der  vom   Erfinder  j  Schadens  festsetzen.    Gegen ül>cr  der  Ent- 
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Schädigungsklage  kann  der  Beklagte  den  j  Begriffsbestimmung  steht  z.  B.  auch  die 
Einwand  der  l.'ngiltigkeit  Jos  Patentes  er- ;  öffentliche  Auslegung  der  deutschen  An- 
heben, indem  er  nachweist,  dass  dem  Patente  meld  im  g  der  späteren  Anmeldung  in  Frank- 

üas  an  den  Minister  der 


ren. 


die  gesetzlichen  Voraussetzungen  fehlen,  reich  entgf 
insbesondere:  dass  die  Beschreibung  zum  j  I^and Wirtschaft  und  des  Handels  zu  richtende 
Zweck  der  Täuschung  des  Publikums  nicht  \  Gesuch  ist  auf  der  Präfektnrkanzlei  des  De- 
die  Wahrheit  über  die  Erfindung  enthält  ■''  jartements.  in  dem  der  Oesuchsteller  wohnt, 
dass  der  Patentinhaber  nicht  der  erste  und  I  niederzulegen.  Das  Gesuch  muss  angeben, 
ursprüngliche  Erfinder  war  oder  dass  das  für  welchen  Zeitraum  das  Patent  beansprucht 


Patent  von  einem  Unberechtigten  erschlichen 
ist:  ferner  dass  die  Erfindung  nicht  mehr 
neu  war.  Die  Ungiltigkeit  des  Patentes 
kann  auch  im  Wege  der  Klage  geltend  ge- 
macht werden;  das  Urteil  wirkt  aber  nur 
inter  partes.  —  Eine  Ausführung»-  oder 
Lizenzpflicht  ist  nicht  vorgeschrieben. 
Ist  ein  Patent  wegen  mangelhafter  Be 


wird.  Die  Patentdauer  beträgt  5  oder  lü 
oder  15  Jahre;  hiernach  richten  sich  auch 
die  Gebühren. 

Ueber  die  Annahme  des  Gesuchs  wird 
ein  Protokoll  aufgenommen ,  von  dem  der 
Gesuchsteller  Ausfertigung  erhält.  Hierauf 
wird  das  Gesuch  unverzüglich  an  das 
Ministerium  eingesandt.    Hier  wird  dasselbe 


Schreibung  oder  zu  weit  gehender  Ansprüche  geöffnet  und  geprüft.  Die  Prüfung  erstreckt 
ungUtig.  so  kann  sich  der  Patentinhaber  auf  sich  nur  darauf,  ob  die  Formalien  in  Ord- 

ur- ,  nung  sind  und  ob  die  Erfindung  uicht  etwa 
zu  den  von  der  Patentierung  ausgeschlossenen 
Arzneimitteln  und  Finanzplänen  gehört.  Da- 
gegen findet  eine  Prüfung  auf  die  Neuheit, 
den  Wert  der  Erfindung,  die  Vollständigkeit 
der  Beschreibung  etc.  nicht  statt.  Das  er- 
teilte Patent  wird  im  Gesetzblatt  ltckannt 
gemacht.  Eine  Veröffentlichung  der  Patent- 
Zahlung  der 


die  noch  nicht  abgelaufene  Zeit  d' 
sprünglichen  Patentes  unter  Beseitigung  der 
bisherigen  Mängel  das  Patent  erneuern  lassen 
(reissue).  Desgleichen  kann,  falls  dem  Pa- 
tentinhaber zuviel  patentiert  war,  das  Patent, 
sofern  es  teilbar  ist,  durch  Yerzichtleistimg 
auf  das  Mehr   aufrecht  erhalten  werden 


(disclaimcr).    Dem  Hechte  der  Vereinigten 

Staaten  ist  das  Gebührensystem  des  deut-  j  scliriften  findet  erst  nach 
sehen  Rechtes  fremd ;  steigende  Jahres-  ■  zweiten  Jahresgebühr  statt, 
gebühren  giebt  es  nicht.  Vielmehr  werden  ,  Für  Verbesserungen  der  geschützten  Er- 
nur  für  gewisse  einzelne  Akte  Gebühren  i  finduug  kann  sieh  der  Patentinhaber  ein 
gezahlt,  deren  Betrag  verhältnismässig  nie-  Certificat  d'addition  geben  lassen .  welches 
drig  ist.  I  nur  die  Zahlung  einer  einmaligen  Taxe  von 

Die  Zahl  der  in  den  Vereinigten  Staaten  |  20  Francs  erfordert,  aber  mit  dem  Haupt- 
jährlich angemeldeten  Patente  hat  in  den  patente  sein  Ende  erreicht.  Dritten  Personen 
letzten  Jahren  etwa  40—43  000  betragen. 
Davon  sind  etwa  60  °/o  erteilt,  also  um  etwa 
10— 15°/o  mehr  als  in  Deutschland.  Man 
hat  in  den  Kreisen  der  Industrie  hieraus 
schliessen  wollen,  dass  die  deutsche  Vor 


gegenüber  hat  der  Inliaber  des  Hauptpatents 
auf  die  Dauer  eines  Jahres  ein  Vorzugsrecht 
auf  Patentierung  der  Verbesserung.  Gesuche 
Dritter  sind  deshalb  einstweilen  versiegelt 
in  Verwahrung  zu  nehmen ;  das  Patent  wird 
prüfung  in  Bezug  auf  den  Erfind uugsbegriff  |  erst  erteilt,  wenn  der  Inhaber  des  Haupt 


zu  streng  sei. 


!  juitents  Iiis  Ende  des  Jahn 


nien 


t  selbst  ein 


9.  Frankreich.  Das  G.  v.  7.  Januar  1791  Gesuch  auf  die  Verbesserung  eingereicht  hat. 


(s.  oben  Einleitung),  welches  den  Erfindung* 


Der  Patentinhaber  hat  das  aussehbess- 


schutz  in  Frankreich  zuerst  gesetzlieh  be-!  liehe  Recht,  die  Erfindung  zu  seinem  Vor- 
gründete, hat  in  dem  G.  v.  5.  Juli  1844  teile  auszubeuten.    Die  widerrechtliche  Be- 


seine  weitere  Ausbildung  gefunden.  Die 
Grundlagen  des  älteren  Gesetzes,  ins- 
besondere das  Anmeldesystem,    sind  un- 


nutzung  der  patentierten  Erfindung  wird 
mit  Geldstrafe  von  100— 2U0  Francs,  im 
Rückfalle    und   im  Falle   der  Benutzung 


verändert  geblieben.    Ein  späteres  Zusatz-  seitens  der  Angestellten  des  Patentinhabers 


gesetz  vom  31.  Mai  IS'S  enthält  nur  einige 
Abänderungen  in  Ansehung  des  Erlöschens 
der  Patente. 

Gegenstand  des  Patentschutzes  sind  die 
Erfindungen  neuer  industrieller  Erzeugnisse, 


mit  Gefängnisstrafe  von  1—6  Monaten  be- 
straft. Entschädigungsansprüche  können  im 
Straf  verfahren  (durch  Adhäsion)  wie  durch 
CivUklage  geltend  gemacht  werden.  Der 
Berechtigte  hat  ein  weitgehendes  Recht  der 


nene  Mittel  sowie  neue  Verfahren  zur  Er-  Beschlagnahme  (saisie).  Das  Patent  wird  ver- 
zielung  eines  industriellen  Endzwecks  oder  .  wirkt  durch  Nichtzahlung  der  fälligen  Jahres- 

1  gebühren,  Unterlassung  der  Ausführung  der 
Erfindung  im  Inlande,  ja  selbst  durch  blosse 
Einführung  des  patentierten  Gegenstandes 


Fabrikates.    Nicht  patentierbar  sind  Arznei 
mittel  und  auf  Finanz-  oder  Kreditgeschäfte 
bezügliche  Pläne.    Als   nen  gilt  die  Er- 
findung nicht,  wenn  sie  in  Frankreich  oder  j  oder  Erzeugnisses  nach  Frankreich.  Die 
im  Auslande  vor  der  Anmeldung  veröffent- '  letztere  Bestimmung  wird  von  der  deutschen 


licht  worden  ist.    Nach  dieser  allgemeinen  |  Industrie  als  eine  grosse  Erschwerung  ihres 
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Absatzes  empfunden,  und  da  auch  die  -Judi- 
katur in  Bezug  auf  die  Ausführungspflicht 
als  eine  strenge  gilt,  so  hat  die  deutsehe, 
namentlich  die  chemische  Industrie  dazu 
übergehen  müssen,  in  Frankreich  Zweig- 
niederlassungen  zum  Zweck  der  Ausführung 
ihrer  Patente  zu  errichten.  —  Nichtig  ist 
das  Patent ,  wenn  die  Erfindung  nicht  neu 
oder  sonst  nicht  patentfähig  ist  ,  wenn  sie 
den  guten  Sitten  und  der  öffentlichen  Ord- 
nung zuwiderläuft,  wenu  die  Beschreibung 
unvollständig  oder  iu  betrüglioher  Absieht 
unrichtig  gegeben  ist  etc.  Die  Entscheidung 
über  die  Aufhebung  der  Patente  gehört  vor 
die  ordentlichen  Gerichte.  Die  Klage  steht 
jedermann  offen.  Die  Entscheidung  wirkt 
der  Kegel  nach  inter  partes.  Tritt  jedoch 
das  öffentliche  Ministerium  der  Klage  bei 
oder  erhebt  dassellx"  selbst  die  Klag»',  so 
hat  das  auf  Vernichtung  des  Patentes 
lautende  Urteil  absolute  Kraft.  Auch  im 
Wege  der  Einrede  gegen  die  Patentverlet- 
zungsklage  können  die  Nichtigkeitsgründe 
geltend  gemacht  werden.  —  Die  Zahl  der 
jährlichen  Patentanmeldungen  beträgt  11  bis 
12000. 

10.  Oesterreich,  Ungarn.  Das  erste 
österreichische  Patentgeselz  datiert  vom 
Jahre  1S2U:  dasselbe  beruhte  auf  dem  Prin- 
cipe der  Vorprüfung.  Bereits  durch  0.  v. 
31.  März  1832  wurde  dafür  das  Aninolde- 
verfahren  eingeführt.  Dieses  Verfahren  lag 
auch  dem  für  beide  Reichshälften  geltenden 
Privilegiongesetze  vom  15.  August  1-S52  zu 
Grunde,  «las  jetzt  in  Oesterreich  durch 
das  G.  v.  11.  Januar  1897,  in  Ungarn  durch 
das  G.  v.  11.  Juli  1S95  ersetzt  worden  ist. 

a)  Das  neue  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  e  Patent- 
gesetz beruht  im  Gegensatz  zu  dem  früheren 
Hechte  auf  dem  System  der  Vorprüfung 
der  Anmeldung  mit  Aufgebot  und  Einspruch 
und  hat  auch  sonst  das  bisherige,  »..dir  ver- 
altete Recht  grundsätzlich  abgeändert.  Das 
Gesetz  schlicsst  sich  in  seinen  Haupt zügen 
dem  deutschen  Gesetze  v.  7.  April  1K91  an, 
ist  ab-r  im  einzelnen  über  dasselbe  hinaus- 
gegangen. Das  Patentamt  zerfällt,  wie  das 
deutsche  Patentamt,  in  Anmeldcabteilungen, 
Besch werdeabteilungen  und  in  die  Nichtig- 
keitsabteilung: die  letztere  hat  alter  nicht 
nur  üIht  die  Nichtigkeit»-  und  Zurück- 
nahmeklagen  und  die  Erteilung  von  Zwangs- 
lizenzen, sondern  auch  über  die  Patentab- 
hängigkeits-  und  Feststollungsklagen  sowie 
über  das  Vorbenutzungsrecht  des  Dritten 
zu  entscheiden.  Gegen  die  Entscheidungen 
der  Nichtigkeitsabteilung  steht  die  Bendung 
an  den  Patentgeriehtshof  offen,  einen  aus 
hohen  richterlichen  und  Vcrwaltuiigsbeamten 
sowie  Technikern  gebildeten  Gerichtshof. 
Andererseits  steht  aber  auch  den  Gerichten 
im  Verletzungsstreit  die  Befugnis  zu.  über 
die  Vorfragen  »1er  Gültigkeit  und  Wirksam- 


keit des  verletzten  Paleuts  (inter  partes)  zu 
entscheiden.  Das  Gericht  kann  jedoch  die 
Entscheidung  üW  die  Vorfragen  auch  dem 
Patentamt  überweisen,  in  welchem  Falle 
das  Urteil  im  Verletzuugsstreit  bis  zur 
Patentamt  liehen  Entscheidung,  die  alsdann 
das  Gericht  bindet,  auszusetzen  ist. 

In  Bezug  auf  die  Voraussetzung  des  Er- 
findungsschutzes weicht  das  österreichische 
Recht  von  dein  deutschen  unerheblich  ab; 
zu  erwähnen   ist,    dass  die  Gegenstände 
staatlicher  Monopole  (z.  B.  Bereitung  von 
Tabak,  Salz  oder  Sehiesspulver)  nicht  patent- 
fähig sind.    Auch  das  Et  teilungsverfahren 
und  der  Instanzenzug  (Vorprüfen,  Anmelde- 
abteilung,  Beschwerdeabteilung)  ist  in  beiden 
Rechten  gleichartig.  Von  Bedeutung  ist  die 
Bestimmung  des    österreichischen  Hechts, 
dass  die  Anmeldung  in  der  Vorprüfung  nur 
dann    zurückgewiesen   werdeu  soll,  wenn 
sich  ergeben  hat,  dass  die  Erfindung  offen- 
bar nicht  {tatent fähig  ist;  die  Vorprüfung 
soll  auf  diese  Weise  von  einer  bnreaukrati- 
schen  und  zu  strengen  Würdigung  dr>s  Er- 
findnngsbegriffs  bewahrt  werden,   die  der 
Entwickelimg  der  erfinderischen  Arbeit,  un- 
zweifelhaft   schädlich    ist.   —  Schliesslich 
sind  auch  in  Bezug  auf  die  Erteilung  von 
Zusatzpatenten,  die  Vorbenutzung,  die  Ueber- 
tragbarkeit,  den  Ausfühningszwang  und  die 
civil-  und  strafrechtlichen  Wirkungen  des 
Patentes  in  beiden  Hechton  die  Grundsätze 
im   wesentlichen  gleich.    An  die  Stelle  der 
Zurücknaluneklage  bei  Lizenzverwoigomng 
ist  in  Oesterreich  der  direkte  Lizeuzzwang 
getreten :  das  Patentamt  entscheitlet  darüber, 
ob  der  Patentinhaber    zur  Erteilung  der 
Lizenz  verpflichtet  ist,  uud  setzt  dabei  die 
Verpflichtungen    der  Parteien    von  Amts 
wegen  fest. 

b)  Der  Geltungsbereich  des  österreichi- 
schen Gesetzes  erstreckt  sich  auf  die  Roiclus- 
ratsländer,  auf  Bosnien»  die  Herzegowina 
und  auf  das  Fürstentum  Lichtenstein.  Für 
Ungarn  besteht  nach  Massgabe  der  jetzigen 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  ein  besonderes 
G.  v.  14.  Jidi  1895.    Dasselbe  weicht  in 
Bezug  auf  die  materiellen  Voraussetzungen 
und  die  rechtlichen  Wirkungen  des  Patents 
von  dem  österreichischen  und  deutschen 
Gesetze  wenig  ab.    Das  Verfahren  beruht 
auf  der  Vorprüfung  mit  Aufgebot,  doch  wird 
die  Neuheitsfrage  nur  auf  Einspruch  geprüft. 
Auf  diese  Weise  wird  die  amtliche  Vor- 
prüfung wesentlich  erleichtert  und  dafür  die 
beteiligte  Industrie  stärker  zu  der  Prüfung 
der  Anmeldungen  herangezogen. 

11.  Schweiz.  Die  Schweiz  hat  erst 
durch  das  Bundesgesetz  v.  29.  Juni  1SSS 
(in  Einzelheiten  abgeändert  durch  G.  v.  23. 
März  1893)  den  Erfindungsschutz  eingeführt. 
Das  Gesetz  ist  in  mehrfacher  Beziehung: 
dem  deutschen  G.  v.  25.  Mai  1877  nachge- 
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bildet.  Eigenartig  ist  folgendes.  Gegenstand 
eines  Erfind ungspatentes  können  nur  solche 
Erfindungen  sein,  welche  durch  Modelle 
darstellbar  sind ;  damit  sind  alle  Verfahren, 
mithin  die  meisten  Erfindungen  der  chemi- 
schen Industrie  von  dem  Erfindungssehutze 
ausgescldossen.  Ol»  sich  diese  mit  Rück- 
sieht auf  die  Wünsche  und  vermeintlichen 
Interessen  der  einheimischen  chemischen 
Industrie  getroffene  Besch  ran  kung.  welche 
innerlich  jeder  Begründung  entbehrt  und 
zur  Rechtlosigkeit  des  ausländischen  Erfin- 
ders führt,  auf  die  Dauer  wird  aufrecht  er- 
halten lassen,  bleibt  abzuwarten. 

Die  Patenterteilung  erfolgt  im  Anmelde- 
verfahren. Die  Anmeldung  erfolgt  bei  dem 
eidgenössischen  Amte  für  gewerbliches 
Eigentum.  Eine  Vorprüfung  findet  nur  in 
Bezug  auf  die  Formalien  statt;  daneben  be- 
steht der  avis  prealable,  d.  h.  der  Anmelder 
wird ,  falls  die  Erfindung  nicht  patentfähig 
erscheint,  in  konfidenticller  Weise  auf  den 
vorhandenen  Mangel  aufmerksam  gemacht, 
worauf  es  ihm  überlassen  bleibt,  ob  er  die 
Anmeldung  aufrecht  erhalten,  abändern  oder 
zurückziehen  will.  Zulässig  ist  es.  die  Er- 
teilung eines  provisorischen  Patentes  zu  be- 
antragen. Dasselbe  sichert  dem  Inhaber 
während  der  Dauer  von  drei  Jahren  das 
Recht  auf  ein  definitives  Patent  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  die  Erfindung  inzwischen 
in  die  (Öffentlichkeit  gedrungen  ist. 

In  Bezug  auf  den  Schutz  des  Erfindungs- 
hesitzes,  die  L'eljertragbarkeit  der  Patente, 
das  Zusatzpatent,  die  Enteignung  im  öffent- 
lichen Interesse,  die  Ausführung,  Dauer,  das 
Krlöschen,  die  Nichtigkeitserklärung  und  den 
Schutz  der  patentierten  Erfindungen  im 
Civil-  und  Strafwege  gelten  im  wesentlichen 
gleiche  Grundsätze  wie  nach  deutschem 
Rechte.  Zu  bemerken  ist  mir  noch  folgen- 
des. Eue  Einführung  des  patentierten  Gegen- 
standes vom  Auslände  in  die  Schweiz  hat 
das  Erlöschen  des  Patentes  zur  Folge ,  so- 
fern gleichzeitig  der  Inhaber  des  Patentes 
schweizerische  Lizenzbegehren  abgelehnt 
hat.  Nichtigkeitsgründe  sind  :  1.  Mangel  an 
Neuheit  und  gewerblicher  Verwertbarkeit, 
'2.  Mangel  eigenen  Rechtes  an  der  Erfindung, 
3.  Angabe  eines  falschen  Titels  der  Erfin- 
dung in  der  Absicht,  über  den  Gegenstand 
dor  Anmeldung  zu  täuschen,  4.  Unvollstän- 
digkeit  der  Beschreibung.  Pelier  Nichtig- 
keit und  Zurücknahme  entscheiden  die  ordent- 
lichen Gerichte:  die  Klag»?  steht  jedermann 
zu,  der  ein  Interesse  nachweist.  —  Die  An- 
zahl der  in  der  Schweiz  jährlich  angemel- 
deten Patente  beträgt  etwa  3(MX>.  Auf  das 
Ausland  entfallen  etwa  7n°,o. 

12.  Italien.  (GG.  v.  30.  Oktober  1859 
und  31.  Januar  1804:  dazu  Reglement  vom 
31.  Januar  1«ü4.)  Für  neue  geworbliehe 
Erfindungen   oder  Entdeckungen  (gewerb- 


liche Erzeugnisse,  Maschinen  und  Werk- 
zeuge, Verfahren,  Motoren,  technische  Ver- 
wertung eines  Princips  mit  unmittelbarem 
gewerblichem  Ergebnis)  werden  Patente  er- 
teilt. Ausgescldossen  sind  Erfindungen, 
welche  gegen  die  Gesetze  und  guten  Sitten 
Verstössen,  reine  Entdeckungen  sowie  Arz- 
neimittel. Das  Gesuch  wird  bei  den  Prä- 
fekturen  zu  Protokoll  angenommen  und  bei 
dem  Handelsministerium  mit  dem  Datum 
der  Einreichung  registriert.  Ergiebt  sich, 
dass  die  Erfindung  zu  den  der  Art  nach 
patentierbaren  gehört,  sind  ferner  die  For- 
malien in  Ordnung  und  die  Gebühren  be- 
I  zahlt,  so  wird  das  Patent  ohne  weiteres  er- 
1  teilt.  Eiue  Vorprüfung  auf  Neuheit  und 
Nützlichkeit  findet  nicht  statt.  Im  Falle  der 
;  Zurückweisung  des  Gesuchs  steht  dem 
Patentsucher  das  Rechtsmittel  der  Berufung 
an  eine  aus  richterlichen  und  technisch  ge- 
bildeten Mitgliedern  zusammengesetzte  Kom- 
mission offen. 

Die  Dauer  der  Patente  richtet  sich  nach 
dem  Antrage  des  Patentsuchers,  sie  kann  je 
nach  der  Höhe  der  gezahlten  Gebühren  bis 
zu  15  Jahre  hotragen.  Für  Verbesserungen 
seiner  Erfindung  hat  der  Patentinhaber  ein 
Vorrecht  zur  fMangung  eines  Zusatzpatentes 
auf  die  Dauer  von  (5  Monaten.  Das  Zusatz- 
patent ist  von  der  Zahlung  der  Jaln-estaxen 
befreit. 

Das  Patent  ist  nichtig,  wenn  es  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  zuwider  zu  Un- 
recht erteilt  ist.  Das  Patent  verliert  seine 
GUtigkeit,  wenn  die  jährlichen  Gebühren 
nicht  rechtzeitig  gezahlt  worden  sind,  und 
im  Falle  unterlassener  Ausführung  der  Er- 
findung. Die  Klagen  wegen  Nichtigkeits- 
oder L'ngiltigkeitserkläruug  gehören  vor  die 
ordentlichen  Gerichte.  Die  Entscheidung 
wirkt  inter  partes,  doch  kaun  in  bestimmten 
Fällen  (z.  B.  im  Falle  der  unterlassenen 
Ausführung)  auf  Antrag  des  öffentlichen 
Ministeriums  dio  Nichtigkeit  oder  Ungiltig- 
keit  mit  absoluter  Wirkung  ausgesprochen 
werden. 

Die  Patentverletzung  ist  ein  unter  öffent- 
liche Strafe  gestelltes  Antragsdelikt  (Geld- 
strafe bis  "MJ  Lire).  Der  Verletzte  ist 
ausserdem  zur  Schadensklage  berechtigt. 
Die  Anzahl  der  jährlichen  Patentanmeldungen 
beträgt  2— 30tM».  Der  grössere  Teil  entfällt 
auf  Ausländer. 

13.  Belgien.  <G.  v.  24.  Mai  1S54,  köuigl. 
Ausführungsverordnung  vom  gleichen  Tage; 
G.  v.  27.  März  18")7).  Auch  in  Belgien  gilt 
das  reine  Anmeldeverfahren.  Patentiert 
werden  alle  neuen  Entdeckungen  und  Ver- 
vollkommnungen, welche  geeignet  sind,  als 
Gegenstände  der  Industrie  und  des  Handels 
ausgenutzt  zu  werden.  Die  Erfindung  muss 
neu  sein.  d.  h.  sie  darf  vor  der  Anmeldung 
weder  im  Inlandc  zu  gewerblichen  Zwecken 
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verwendet  noch  in  öffentlichen  Druckschrif- 
ten beschrieben  noch  (von  den  Einfühmngs- 
] latenten  abgesehen)  anderweit  im  lnlande 
«der  Auslände  patentiert  sein. 

Die  Anmeldung  geschieht  durch  Nieder- 
legnng  der  Beschreibung  auf  der  Kanzlei 
des  Ministeriums  filr  Industrie  <xler  der 
Kanzlei  einer  der  Provinzialregiorungen. 
Die  Dauer  der  Patente  beträgt  2»)  Jahre. 
Zusatzpatente  ffir  Verliesserimgserfindungen 
erlöschen  mit  dem  Hauptpatente. 

Das  Patent  wird  verwirkt,  wenn  die  Ge- 
bühren nicht  rechtzeitig  gezahlt  werden. 
Zusatzpatente  sind  von  der  Jahrestaxe  frei. 
Eine  Nichtigkeitserklärung  findet  statt: 
1.  bei  unterlassener  Ausführung  der  Erfin- 
dung (durch  VerwaJtuiigsakt).  2.  wenn  die 
Erfindung  zur  Zeit  der  Anmeldung  schon 
vorpatentiert  (abgesehen  von  den  Kinführungs- 
I latenten)  oder  nicht  neu  war,  ferner  wenn 
die  Beschreibung  absichtlich  dunkel  oder 
unvollständig  gelassen  ist  (durch  die  Ge- 
richte). 

Die  Patent  Verletzung  giebt  dem  Berech- 
tigten das  Keelit,  im  Civilverfahren  Ein- 
stellung der  Nachahmung  sowie  Entschädi- 
gung zu  verlangen.  Daneben  besteht  ein 
Hecht  der  Konfiskation.  Die  Anzahl  der 
jährlichen  Anmeldungen  beträgt  etwa  GüÖO. 

14.  Schweden.  Norwegen.  Dunemark 
und  Russland.  Das  schwedische 
Patentrecht  beruht  auf  dem  G.  v.  IG.  Mai 
1SS4.  zu  dem  die  Al»inderungsgesetze  vom 
1'2.  Juni  1801,  11.  April  1803,  2G.  März  1897 
und  27.  Mai  1808  ergangen  sind.  Das  nor- 
wegische Gesetz  datiert  vom  IG.  Juni 
lss.".,  das  dänische  vom  13.  April  1891. 
Die  drei  Gesetze  sind  unter  sich  und  mit 
dem  deutschen  Gesetze,  ihrem  Vorbilde,  ver- 
wandt. Sie  beruhen  auf  der  Vorprüfung 
d.  r  Anmeldung  nebst  Aufgebot,  ebenso  sind 
die  Bestimmungen  über  die  materiellen  Vor- 
aussetzungen, Dauer  und  Wirkung  des  Pa- 
tents. Enteignung  und  Ausführungszwang 
dem  deutschen  Hechte  gleich  oder  ähnlich. 
Zu  bemerken  ist  nur,  dass  die  Anfechtung 
der  Patente  vor  dem  ordentlichen  Richter 
erfolgt. 

Das  neue  russische  Patentgesetz  da- 
tiert vom  20.  Mai  180G.  Es  beruht  auf  der 
Vorprüfung  der  Anmeldungen,  doch  findet 
ein  Aufgeiiot  nicht  statt.  Zuständig  ist  das 
Komitee  für  technische  Angelegenheiten, 
das  beim  Dej »arte inen t  für  Handel  und 
Manufaktur  gebildet  ist.  Das  Gesetz  weicht 
auch  sonst,  was  die  Voraussetzungen  und 
Wirkungen  des  Erfindungsschutzes  anlangt, 
von  den  Gesetzen  der  übrigen  Kulturstanten 
in  wesentlichen  Punkten  nicht,  ab.  An  die 
Stelle  des  vorläufigen  Schutzes,  wie  er  in 
Deutschland  von  Hechts  wegen  mit  der  Be- 
kanntmachung der  Anmeldung  verbunden 
ist,  tritt  in  Russland  der  vorläufige  Schutz- 


brief, der  dem  Anmelder  erteilt  wird,  weun 
die  Anmeldung  formell  ein  wandsfrei  Mun- 
den ist.  —  Die  Ausführung  der  Erfindung 
wird  in  Russland  von  der  Obrigkeit  dadurch 
kontrolliert,  dass  der  Patentinhaber  vor- 
pflichtet ist.  darüber  binnen  ">  Jahren  nach 
Erteilung  des  Patents  dem  Departement  für 
Handel  eine  Bescheinigung  der  zuständigen 
Untorbehörde  vorzulegen. 

15.  Japan,  l'nter  der  Zahl  derjenigen 
aussereuropäischen  Staaten,  die  sich  eines 
trefflichen  neuen  Paten tgesetzes  erfreuen, 
steht  auch  Japan.  Nach  den  ersten  gesetz- 
geberischen l  nternehmungen  in  den  Jahren 
1871  und  1872  folgten  die  G.G.  v.  April  1SS5 
und  15.  Dezember  1888  und  schliesslich  das 
neue  Patentgesetz  v.  2.  März  1809.  Das- 
sellte  stellt  auf  durchaus  modernem  Buden, 
sowohl  hinsichtlich  der  Voraussetzungen  als 
auch  der  Wirkungen  des  Erfindungsschutzes. 
Das  Verfahren  ist  das  der  Vorprüfung  ohne 
Aufgebot.  In  Bezug  auf  die  Art  der  Vor- 
prüfung wie  in  anderer  Hinsicht  lehnt  das 
Gesetz  sich  an  das  deutsche  Gesetz  au. 

III.  Das  internationale  Patentrecht 

Der  Schutz  des  Erfinderrechts  strebt  mach 
internationaler  Regelung.     Das  Rechtsgut 
der  gewerblichen  Erfindung  will  den  Welt- 
markt für  sich  offen  sehen,  und  da  die  Pa- 
tentgesetze ihrer  Natur  nach  zunächst  terri- 
torial bedingt  sind,  so  bedarf  es  völkerrecht- 
licher Voreinluming,  um  die  der  internatio- 
nalen Verwertung  der  Erfinduug  entgegen- 
stehenden Schranken    zu    beseitigen.  Zu 
,  diesem  Zweck  ist  ein  doppelter  Weg  mög- 
lich: eine  allgemeine  völkerrechtliche  Ver- 
'  einharung  aller  am  Erfindungsschutz  betei- 
ligten Nationen  —  oder  der  Absehluss  von 
Sonderverträgen    der    im  Güteraustausch 
nahestehenden   Völker.    Der  erstere  Weg 
bietet  den  Vorzug  eines  gleichartigen  Aus- 
l»aues  des  Erfinderrechts  auf  breiterer  Grund- 
lage, der  andere  gestattet  den  Kontrahenten, 
ihren  individuellen  Verhältnissen  und  Be- 
dürfnissen in  höherem  Masse  Rechnung  zu 
tragen.    Deutschland  hat  seither  den  letz- 
teren Weg  eingeschlagen.    Die  in  Betracht 
kommenden  Vertrag«'  über  den  gegenseitigen 
'  Patent-,  Muster-  und  Zeichen stdiutz  sind  al>- 
gesch  bissen    mit   0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  -  U  n  g  a  r  n 
unterm  G.  Dezember  1801,   mit  Italien 
unterm    18.  Januar  1892    und    mit  der 
Schweiz  unterm    13.  April   1802.  Der 
wesentliche  Inhalt  dieser  Abkommen  geht, 
was  das  Patentrecht  anlangt,  dahin: 

1.  Die  Angehörigen  des  einen  der  Ver- 
tragsschliessenden Teile  oder  die  daselbst 
j  durch  Wohnsitz  oder  Hauptniederlassung 
i  Angesessenen  sollen  in  den  Gebieten  des 
j  anderen  Teiles  in  Bezug  auf  den  Sehutz, 
!  der  Erfindungen  dieselben  Hechle  wie  die 
I  eigenen  Angehörigen  gemessen. 
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2.  Wird  eine  Erfindung  in  den  Gebieten 
des  einen  Teils  zur  Patentierung  angemeldet 
uud  binnen  einer  Frist  von  3  Monaten  seit 
der  Patenterteilung  die  Anmeldung  auch  in 
den  Gebieten  des  anderen  Teiles  bewirkt, 
so  soll  die  spätere  Anmeldung  allen  früheren 
Anmeldungen  vorgehen,  welche  in  den  Ge- 
bieten des  anderen  Teiles  nach  dem  Zeit- 
punkte der  ersten  Anmeldung  eingereicht 
sind,  und  es  soll  ferner  durch  Umstände, 
welche  nach  dem  Zeitpunkte  der  ersten 
Anmeldung  eintreten,  dem  Gegenstand  der- 
selben die  Neuheit  in  den  Gebieten  des 
anderen  Teiles  nicht  entzogen  werden. 

3.  Die  Einfuhr  einer  iu  den  Gebieten 
des  eineu  Teiles  hergestellten  Ware  iu  die 
Gebiete  des  anderen  Teiles  soll  in  den  letz- 
teren den  Verlust  des  für  die  Waren  ge- 
wahrten Patentrechtes  nicht  zur  Folge 
haben. 

Ferner  ist  in  den  Abkommen  mit  Italien 
und  mit  der  Schweiz  der  wichtige  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  die  Rechtsnachteile, 
weh -he  nach  den  Gesetzen  der  vertrag- 
schliesseuden  Teile  eintreten,  wenn  eine  Er- 
findung nicht  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  ausgeführt  wird,  auch  dadurch  ausge- 
schlossen werden,  dass  die  Ausführung  in 
dem  Gebiete  des  anderen  Teils  erfolgt. 

Von  anderer  Seite  ist  es  unternommen, 
die  Interessen  der  am  Erfindungsschutz  Be- 
teiligten durch  eine  allgemeine  völkerrecht- 
liche Vereinbarung  sicher  zu  stellen.  Zu 
diesem  Zweck  hat  eine  Anzahl  von  Staaten, 
darunter  Frankreich,  Italien,  Belgien,  Spa- 
nien und  die  Schweiz,  unter  dem  29.  März 
1883  eine  Uel>ereinkunft  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  (Union  Internationale 
I«ur  la  Protection  de  la  Propriete  Industrielle) 
geschlossen,  welche  neben  dem  Erfindungs- 
schutz auch  das  Marken-,  Firmen-  und 
Musterrecht  zvi  regeln  bestimmt  ist.  Später 
sind  der  Cebereinkunft  die  meisten  anderen 
I-änder,  auch  England  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  sowie  Japan,  ^ge- 
treten. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Union 
sind  folgende.  Die  Angehörigen  jedes 
der  vertragschliessenden  Staaten  sollen  im 
ganzen  Unionsgebiete  alle  Vorteile  ge- 
messen, welche  die  Gesetzgebung  der  ein- 
zelnen Staaten  ihren  Unterthanen  einräumt. 
Die  in  einem  Vertragsstaate  Domizilierten 
sollen  dabei  ebenso  wie  die  Staatsangehöri- 
gen behandelt  werden.  Jeder,  der  vorschrifts- 
massig in  einem  der  Unionsstaatcn  ein  Patent 
anmeldet,  soll  damit  für  das  ganze  Unions- 
gebiet ein  Prioritätsrecht  gemessen,  sofern 
er  fflr  die  Erfindung  binnen  G  Monaten 
(wenn  es  sich  um  überseeische  Staaten  han- 
delt, binnen  7  Monaten)  in  den  anderen 
Staaten  das  Patentgeeuch  einlegt.  Die  durch 
den  Patentinhaber  bewirkte  Einfuhr  paten- 


tierter Erzeugnisse  soll  nicht  den  Verlust 
der  Patentberechtigung  zur  Folge  liaben, 
wenn  diese  Erzeugnisse  in  einem  anderen 
Staate  des  Unionsgebietes  hergestellt  sind : 
gleichwohl  soll  der  Patontinhal>er  verpflichtet 
bleiben,  sein  Patent  mich  Massgabe  der  Ge- 
setze des  Landes  »auszuüben  <=  (exploiter),  in 
welches  er  die  jmtentierten  Artikel  einführt. 
Jeder  der  vertragschliessenden  Staaten  ver- 
pflichtet sich  ferner,  eine  besondere  Behörde 
für  die  Angelegenheiten  des  Industrieschutzes 
einzurichten.  Ausserdem  ist  unter  dem  Titel 
Bureau  international  de  I 'Union  pour  la  pro- 
tection de  la  Propriete  industrielle  ein  cen- 
trales internationales  Institut,  das  in  Bern 
seinen  Sitz  hat,  für  die  gemeinschaftlichen 
Geschäfte  geschaffen  worden. 

Deutschland  ist  der  Union  bisher  nicht 
beigetreten.  Seine  Bedenken  sind  haupt- 
sächlich: 1.  die  Kürze  der  Prioritätsfrist, 
welche  man  mit  Rücksicht  auf  das  deutsche 
Vorprüfungsverfahren  auf  1  Jahr  verlängert 
sehen  möchte,  sowie  2.  die  für  den  Patent- 
inhaber fortlx'Stehende  Verpflichtung,  seine 
Erfindung  in  allen  Unionsländern ,  deren 
Gesetzgebung  diese  Verpflichtung  kennt, 
zur  Ausfüllung  zu  bringen.  Nachdem  in- 
dessen auf  dem  letzten  auch  von  Deutsch- 
land beschickten  Kongresse  (Brüssel  1S!>7) 
sich  gezeigt  hat,  dass  eine  Abänderung 
der  Unionsbestimmungen  im  Sinne  der 
deutscheu  Wünsche  nicht  ausgeschlossen 
ist.  lässt  sich  annehmen,  dass  auch  Deutsch- 
land sich  der  Union  nicht  länger  fern- 
halten wird,  sobald  über  die  beiden  Punkte 
eine  Vereinbarung  erzielt  ist. 

LItteratur:  E.  Hartly,  Studien  in  der  Praxis 
de*  Lnücrl.  Pitentamts,  1S90.  —  R.  Kloster- 
mann, Das  geistige  Eigentum  an  Schriften, 
Kunstwerken  und  Erfindungen,  1$C7,  ISC'j.  — 
Derselbe,  Die  Patentgrsetzgebung  aller  I/inder, 
i.  Aufl.,  1670.  —  J,  Kohl  er,  Deutsche*  Patent- 
recht, Iii 7 8.  —  Derselbe,  Forschungen  aus  dem 
Patentrechte  ,  tsus.  —  Derselbe ,  Aus  dem 
Patent-  und  Industrierechte,  1SS9.  lH'Jl.  —  Iter- 
*elbe,  Handbuch  des  deutschen  l\ttentrerhts, 
j&X).  —  Sehatue,  Dtu  Recht  der  Erfindung- n 
und  der  Musler,  MiK>.  —  Schmidt,  Die.  Gcsrtie 
zum  Schutte  des  gewerblichen  Eigentums,  lSf)7.  — 
Kommentare  if>n  Landgraf,  Heber,  JtobolsM, 
Seliysohn,  Stejthan.  —  Puten  tblatl 
und  lilutt  für  Patent-,  Muster-  und 
Xe  i r h e n w e s en ,  herausgegeben  vom  htisrrl. 
Putrntamle.  —  Gewerblicher  He  c  ht  s  *  c  h  nt  s 
und  l'rhebe  rrec  ht. 


Patten,  Simon  Nelson, 

geb.  am  1.  V.  1852  im  Dorf«?  Sandwich  bei 
Chicago,  Illinois,  V.  St.  von  Amerika,  studierte 
auf  der  Nordwestuniversität.  Evanston  Mathe- 
matik und  Philosophie,  vollendete  darauf  in 
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Halle,  wo  er  auch  dem  Conradschen  staats- 
wissenschaftlichen  Seminar  anschürte,  in  den 
Jahren  187(5-  1878  seine  Studien,  promovierte 
daselbst  1878,  kehrte  nach  Amerika  zurück  und 
übernahm  188;»,  als  Professor  der  Staats«- issen- 


welche  auf  die  stationäre  keinen  Einfluß  aus- 
übeu  ;  wird  die  fortschreitende  der  Ktationiiren 
Gesellschaft  gegenübergestellt,  so  ist  das,  was 
die  eine  besitzt,  und  das,  was  der  auderen  fehlt, 
das  dynamische  Element.     Während  auf  die 


Schäften  an  der  Universität  vou  Pennsylvanieu  !  stationäre  Gesellschaft  der  Einrlnss  der  dyna- 
zu  Philadelphia  das  Lehramt  an  der  dortigen  mischen  Gesetze  sich  nicht  äussert,  steht  die 
„Wharton  school  of  tinance  and  economy".         fortschreitende  uuter  der  Einwirkung  der  Ge- 


Patten veröffentlichte  von  staatswissen 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Das 
Finanzwesen  der  Staaten  und  Städte  der  nord- 
amerikanischen Union,  Halle  1878  (Promotious- 
schrift).  —  The  premises  of  political  economy, 


setze  der  Statik.  Eine  Nation  ist  statisch,  wenn 
sie  keiner  Verändernn»  unterliegt,  und  ein 
Individuum  statisch,  wenn  seine  BedürfniRgn'ii7.c 
keinen  temporären  Wandlungen  unterworfen. 
Progressive  N'ationeu  und  Individuen  sind  dv- 


heing  a  re-exainination  of  certain  fundamental  mimisch.    Unter  den  Folgerungen,  zu  welchen 


principles  of  economic  science,  Philadelphia  1885. 
—  The  cousumption  of  wealtb  (Publications  of 
the  University  of  Pennsylvania,  political  eco- 
nomy and  public  law  series,  Nr.  4i.  ebd.  1889. 

-  The  stability  of  price»  (Publication  of  the 
American  Economic  Association,  Bd.  III,  Nr.  Oi, 
Baltimore  1889.  —  Malthus  and  Ricardo  iPnhli- 


Patten  durch  Anwendung  seiner  Theorie  auf  die 
wirtschaftlichen  Zustände  gelangt,  ist  u.  a.  der 
Sau  hervorzuheben,  dass  die  Ursachen  der  zu- 
nehmenden Verarmung,  der  niederen  Arbeits- 
löhne, andererseits  aber  auch  der  hohen  Bente 
nicht  auf  den  objektiven  Oertlichkeitsverbält- 
nisseo,  sondern  auf  den  subjektiven  Eigenschaften 


cations  etc.,  Bd.  IV.  Nr.  5),  ebd.  1889.  —  The  1  und  Leistungen  der  Produzenten  seihst  beruhen.) 
educational  value  of  political  economy  (Publi-  1  —  The  theory  of  social  forces,  Philadelphia  1895. 
cations  etc.,  Bd.  V,  Nr.  <>:.  ebd.  1890.  [Vgl.  hierüber  , —  Developmeut  of  English  tought:  study  in 
die  Besprechung  von  Karl  Pichl  in  Jahrb.  für 1  economic  Interpretation  of  bistorv,  New- York 
Nat.  n.  Stat.,  III.  Folge.  Bd.  II.  Heft  2,  Jena ;  und  Londou  1899. 

1891,  S.  279.)  —  Decay  of  State  and  local  go-        b;  in  Zeitschriften:     1)  In  Aunals 

of  the  American  Academy  of  political  and 
social   science  (Philadelphia!:    Decay   of  local 


vernment  (Publications  of  the  American  Academy 
of  political  iind  social  science;.  Philadelphia  189»». 
—  The  principles  of  rational  taxation  (Publi- 
cations  of  the  University  of  Pennsylvania,  Nr 


governtnent  in  America,  Bd.  I,  Nr  1.  Juli  1890. 
The  economic  basis  of  prohibitiou,  Bd.  II. 


6),  ebd.  1890.  —  The  economic  basis  of  pro-  Nr.  1,  Juli  1891.  —  Economic  causes  of  nioral 
tection,  ebd.  1891,  dasselbe  in  französ  Ueber-  progress.  Bd.  III,  Nr.  2,  September  1892.  — 
setznng:  Les  fondeinents  economitjues  etc.,  tra- ;  Failure  of  biologic  sociology,  Bd.  IV,  Nr.  ti,  Mai 
duit   pur   F.   Lepelletier,    Paris   1899.     (Der  1894.  -  Organic  eoneept  of  society,  Bd.  V,  Nr. 
„Harrisbnrg    Telegraph1*    charakterisiert    die  1 3,  November  1894.  —  Relation  of  abstract  to 
schutzziillneriscbe  Tendenz  des  Buches,  in  Bezug  |  concrete  seiendes,  Bd.  V,  Nr.  6,  Mai  189'».  — 
auf  die  Stellung  der  Industrie  Amerikas  zu  den  I  The  formulation  of  normal  laws.  Bd.  VII.  Nr.  8, 
ciHathintischen  Ausfuhrstaaten,  durch  folgenden  ■  Mai  1896.  —  Relation  of  sociology  to  psycho- 
drastischen  Vergleich :  Jt  is  a  valuable  addition  logy,  Bd.  VIII,  Nr.      November  1896.  —2  In 
to  the  argnment  for  protection,  and  against  the  I  Jahrb.  für  Nat.  n.  Stat..  Jena:  Die  Bedeutung 
systero  that  wonld  barter  the  advantages  of  tbis  der  Lehre  vom  Greiiznutzen.  HI.  Folge,  Bd.  II, 
great  eouutry  for  lees  than  even  the  mess  of  1891,  S.  481.  —  3i  In  Political  Science  Qnar- 
jiottage."'l  -  The  theory  of  dyuainic  economic»  terly.  New  York :  Well  s  recent  economic  chauges, 
\  Publicatioiis  of  the  Universitv  of  Pennsylvania,  Bd.  V.  1890.  S  84.  —  The  law  of  population 
IM.  III,  Nr.2>,  Philadelphia  1892.  (Diese Schrift  ist  restated.  Bd.  X.  189n,  March.      4t  In  qunr- 
kein  Kompeudium  der  dynamischen  Wirtschafts-  terly  Journal  of  Economics,  Boston  :  The  funda- 
lehre  in  neuer  Form,  sondern  ein  wnhlgelungener  mental  idea  of  capital,  Bd.  III,  1889,  Nr.  2.  — 
Versuch,  diese  Theorie  auf  eine  höhere  StatVel  ,  The  margin  of  cullivation,  Bd.  III,  1889,  Nr.  3. 
der   Entwickelung  zu  erheben.     In  der  Ein- 1  -    President  Walker's  theory  of  distribution, 
leituug  sa^t  Patten  ungefüllt'  folgendes:   Ein  j  Bd.  IV.  l-<89.  Nr.  1.  —  öl  In  Yale  Review, 
moderner  Industriestaat  ist  das  Ergebnis  einer  !<  'onnecticut :   The  scope  of  political  economy, 
langen  wirtschaftlichen  Entwickelung.  die  Kriiftc,  !  Bd.  11.  Nr.  3,  November  1893. 
welche  ihn  erzeugten,  haben  sich  von  Urbeginn  ! 

au  hrthätigt,  aber  der  bestehende  Industriestaat  Vgl.  über  Patten:  Ingram.  History  of 
ist  noch  lange  kein  vollendetes  Erzeugnis,  wie  '.  political  economy,  London  1888,  S.  237.  — 
auch  die  heutige  Industrie  in  keinem  ihrer  Teile  Uonigliani,  Teoria  degli  effetti  economic! 
abgeschlossen.  Es  regt  sich  überall  der  Trieb  detle  imposte,  Mailand  1890.  S.  103.  —  Whartou 
der  Veriinderung,  und  die  Gesellschaft  selbst  school  Studie*  in  politics  and  economic«,  Bd.  I, 
gehorcht  einem  immer  mächtiger  wirkenden  Nr.  1,  Juni  1891:  The  recent  development  of 
Impulse  zur  Fortsetzung  ihrer  Entwickelung!  American  industries  hy  the  classof  1891,  Whartou 
und  zur  Konstruierung  immer  neuer  Aenderungs- ,  mIiooI.  mit  Pattens  Porträt,  Philadelphia  181)1.  — 
formen  ihrer  Existenzbedingungen.  In  gewissem  ;  J.  B.  Clark,  Patten"*  dynumie  economics,  iu 
Sinne  ist  die  vollendete  Wirkung  der  Uivili-  ;  Annais  of  the  American  Academy  of  political 
sation  diese  Unbeständigkeit,  die  den  Vorzug  and  social  science,  Philadelphia.  B  l.  III,  Nr.  1. 
hat.  sowohl  die  Schwierigkeit  der  Konservierung  Juli  1892.  — 

des  stationären  Znstandes  als  die  Tendenz  der  JJpp**rt. 
fortwährenden  Bewegung  zu  steigern.    Es  giebt 
eine  Wirtschaft  der  Ruhe  und  eine  des  Wechsels  I 
oder  des  Uehergmigs.    Die  fortschreitende  Ge-  : 
sellschaft  ist  den  Naturgesetzen  unterworfen, 
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Pauperismus 

s.  Armenwescn  oben  Bd.  I  S.  1052  ff. 


Pauschalzahlung 

Steuer,  Zeitungen. 


Pecchio,  Josef,  Graf, 

gel).  1785  zu  Mailand,  gest.  1835,  studiert*  die 
Rechte  in  Pavia,  wurde  1810  StaatsraUsnbstitut 
im  Ministerium  des  Innern  in  Mailand,  kon- 
spirierte, nach  Gründung  de«  lombardisch- 
venetianischen  Königreichs,  1815,  gegen  die 
österreichische  Regierung  und  entzog  sich 
der  Verhaftung  wegen  erwiesener  Beteili- 
gung an  der  grossen  Verschwörung  von 
1821  durch  die  Flucht  ins  Ausland.  Zuerst 
wandte  er  sich  nach  der  Schweiz,  zuletzt 
lieas  er  sich  in  Nottingham  nieder,  wo  er  sich 
als  italienischer  Sprachlehrer  ernährte.  Er 
starb  1835. 

Pecchio  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Saggio 
storico  sulla  amministrazione  finanzier»  uell' 
ex-Regno  dltalia,  s.  1.  1817;  dasselbe,  2.  Aull., 
London  1826.  (Im  ganzen  macht  dieser  von 
Pecchio  unternommene  Reinigungsversncb  der 
italienischen  Finanzverwaltung  von  der  gegen 
sie  erhobenen  Anklage  der  Misswirtschaft,  die 
auch  durch  die  Lafoliesche  Schrift  „Memoire* 
«ur  la  cour  dn  prince  Eugene  et  snr  le  royanme 
d'Itelie  pendaut  la  dominatinn  de  Napoleon. 
Paris  1824-  keineswegs  widerlegt  wird,  den 
Eindruck  einer  tendenziösen  Sensationsschrift.) 

—  Storia  dell'  economia  pubblica  in  Italin,  ossia 
epilogo  critico  degli  Econonüsti  italiaui,  preee- 
dnto  da  un'  introduzione,  Mailand  1821);  das- 
selbe, 2.  Aufl..  Lugano  1829  ;  3.  Aufl.  1832;  die 
neueste  bedeutend  vermehrte  Anfl.  führt  den 
Titel :  Steria  della  economia  pubblica  in  Italia 

 Saggio  storico  sulla  amtniuistrazione 

nuancier»  dell'  ex-regno  d  ltalia,  etc.  (s.  o.i; 
agginntavi  dello  stesso  la  dissertazione ;  sino  u 
qual  pnnte  le  produzioni  seientiriche  c  lettcrarie 
segnauo  le  leggi  economiche  delle  produzioni  in 
generale,  2  Bde.,  Turin  1852;  dasselbe  in  fran- 
zösischer Uebersetzung  unter  dem  Titel:  Histoire 
de  l'ecnnomie  pnlitiqnc  en  Italic  etc.,  fraduite 
de  l'italien  par  C.  Gallois,  Paris  1830:  dasselbe 
bildet  in  deutscher  l'ebcrsetzung  den  1.  Anhang 
zn  Bd.  II  von  Blanqui,  Geschichte  der  poli- 
tischen Oekonomie  in  Kuropa.  Ubersetzt  von 
F.  J.  Buss,  Karlsruhe  1841,  S,  391  ff.  ^Da*  Buch 
euthält  im  wesentlichen  neben  biographischen 
Daten  eine  kritische  Uebersicht  der  staatswirt- 
schaftlichen  Schriften  der  in  der  Cu.xtodiseb.eu 
Sammlung  vertretenen  Nationalükonomen  und 
bildet  daher  auch  nach  Erscheinen  von  „Pier- 
son. Bijdrage  tot  de  geschiedenis  der  econo- 
mische  Studien  in  Italie  gedurende  de  17e  en 
18"  eeuw,  Amsterdam  1866-  eine  nwh  immer 
wichtige  Ergänzung  des  Cnstodischen  Werkes.) 

—  Nur  in  losem  Zusammenhange  zur  Staats- 
wissenschaft steht  seine  Schrift :  Journal  of 
military  and  political  events  in  Spain  dnring  the 


last  twelve  nionths.  \Vith  remarks  ou  the 
presen tcrisis,  by  Edward  Blaquicrc,  London  1824 

Vgl  über  Pecchio:  l'goni,  Vitaescritti 
di  G.  Pecchio,  Paris  1836.  —  Blanqui, 
Histoire  de  l'economie  polit.,  3.  Anfl.,  Bd.  II, 
ebd.  1845,  S.  402.  -  Dictionnaire  de  l'economie 
polit.,  2.  Aufl..  Bd.  II.  ebd.  1854,  S.  344. 
Nouvelle  biograpbie  generale,  Bd.  XXXIX.  ebd. 
1862.  S.  438  39.  —  Ingram,  History  of  politi- 
cal economy,  London  1888,  S.  VIII.  — 

Lippcrt. 


Pereira,  Forjaz  de  Sampajo,  A., 

i  geboren  gegen  1809.  studierte  in  Coimbra  und 
bestieg  1837,  als  Professor  der  Süiatswissen- 
sehafteu.  die  1836  in  Coimbra  errichtete  Lehr- 
kanzel  für  Nationalökonomie. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Elementes 
d'economia  politica  e  estadistiea.  Coimbra  1841 ; 
2.  bis  4.  Aufl.,  1843/53.  —  Novos  dementes  de 
economia  politica  e  estadistiea,  ebd.  1858—59. 
(Gilt  auch  als  5.  Aufl.  der  Elementos  d'econo- 
mia {»olitica  etc.  und  erlebte  als  solche  auch 
noch  eine  6.  und  7.  Aufl.  fbezw.  2.  und  3. 
der  Novos  elementos)  1867  und  1874.)  Wäh- 
rend die  ersten  Auflagen  der  „Elementos-' 
in  der  Methodik  dem  „Traite  de  l'economie 
politiqne*4  von  II.  Say  folgen  und  die  späteren 
sich  ausserdem  an  das  Rausche  Lehrbuch  an- 
lehnen, sind  die  Verbesserungen  und  Zusätze 
iu  den  .novos  elementos"  nach  J.  Garnier  und 
Hossi  vorgenommen.  Die  Benutzung  dieses 
Kompendiums  war  für  die  in  Coimbra  stu- 
dierenden Juristen  in  den  höheren  Semestern, 
die  auch  bei  Pereira  belegen  mussten,  obliga- 
torisch. 


Vgl.  über  Pereira:  Pereira,  Alb.  de 
Azevedo,  l'niversidade  de  Coimbra  eni  1843. 
Coimbra  1843.  —  Cossa,  Introduzione  allo 
studio  dell'  economia  politica.  3.  ed.  Milano  1892, 
S.  459. 

Upper  L 


IVriii,  Charles  Henry  Xavler, 

geb.  am  29.  VIII.  1815  zn  Möns  in  Belgien, 
studierte  und  promovierte  an  der  Universität 
Jyfiwcn,  übernahm  daselbst  1844  bezw.  1S4(>  die 
Professuren  des  öffentlichen  Rechtes  und  der 
politischen  Oekonomie,  darauf  18fi0  auch  des 
internationalen  Rechtes.  Im  Jahre  1881  gab  er 
seine  Lehrtätigkeit  auf  und  lebt  seitdem  in 
Glilin  unweit  Möns. 

Perin,  der  im  Jahre  1869  zum  korrespon- 
dierenden Mitgliede  des  Institut  de  France  ider 
Academie  des  scienees  morales  et  politiquesj  er- 
wählt wurde,  hat  in  seinen  volkswirtschaft- 
lichen und  rechtspolitischen  Schriften  vor 
allem  die  Beziehungen  zwischen  Wirtschaft 
und  Reli«iou  vom  katholischen  Standpunkte 
behandelt. 

Er  veröffentlichte    an  staatswissenschaft- 
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Hohen  Arbeiten  a)  in  Buchform:  Les  eeono- 1  »lein  Einflüsse  des  leitenden  Rechtssubjekts 
mistes,  les  socialistes  et  le  ehristianisme.  Pari«  :  mehr  oder  minder  abgesehen  wird.  Dieser 


1849.  —  De  la  riehesse  dans  les  societes  ehre- 
tiennes.  1er  ed.,  2  vol.,  Paris  1861;  2  ed.  1868; 

ed.  1881.    I  Dieses  Werk  wurde  auch  jus 
Deutsch**  übersetzt :  2  Bdc ,  Regensburg  1W56.J  i  „ 

-  Les  libertes  populaires.  1.  ed.,  Paris  1871;  ;  Bem^^ii^^rundJaKo,  ist 
in  dem  Bande  „Melanies"  etc.  (s.  u.J.  - 


2.  eil 

Les  luis  de  la  societe  ehretienne.  1.  ed.,  2  vol., 
Pari«  187»;  2.  ed.  1876.  (Dieses  Werk  jst 
«hersetzt  in»  Deutsche:  Freiburg  i.  Br.f  1876; 
ins  Spanische:  Barcelona  1876;  ins  Italieni- 
sche: Parma  1876;  ins  Ungarische:  Budapest 
1877.)  —  Le  socialisiue  chretien,  Paris 
1879.  —  Les  doctrines  cconomiques  depuis 
un  siede,  Paris  im).  (Ins  Deutsche  ültersetzt 
Freiburg  i.  Br.  1882.)  —  Melange»  de  politiqüe 
et  d'ecouomie,  Paris  1K83.  —  Le  Patron,  sa 
fonetion.  »es  devoirs,  ses  responsabilites,  Paris 
1886.  (Ins  .Spanische  Übersetzt:  Barcelona 
1891.)  —  La  Cooperation  chretieune,  Paris  1886. 

L'ordre  international,  Paris  1888.  (Ins 
Spanische  ubersetzt:  Barcelona  1890.1  —  L 'eco- 
nomic politiqüe  d'apres  l'encyrliqtie  sur  la 
comlition  des  onvriers,  Paris  1891.  —  Note  sur 
le  jnste  salaire.  Möns  1892. 

b)  in  Zeitschriften  etc.:  1.  In  der 
„Revue  »le  Bruxelles":  Du  progres  des 
idees  religieuses  en  economie  politiqüe  (Juni 
1839).  2.  In  „le  Corres  pond an  t"  (de 
Paris):  Lettre  sur  la  liberte  dViiseignemcut  en 
Belgique  (April  1814 \  —  Le  socialisine  dans 
les  Berits  des  ecouoinistes  (Sept.  1850;.  —  Du 
progres  materiel  et  du  reniouveinent  chretien 
(Aug.  und  fept.  1854).  X  In  „la  Belgique": 
Des  faits  et  de  la  methode  historique  en  eco- 
nomie  politiqüe  (April  1858}. 

Red. 


Personenstand 

s.  Standesregister. 


der  P. 


Personalstenern. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  P.  2  Die  Arten  | 


1.  Begriff  und  Wesen  der  I*.  Personal- 


Unterschoidungsgrund  und  dieser  Gegensatz 
bezieht  sieh  aber  lediglieh  auf  die  Methoden 
der  Steuerveranlagung,  er  charakterisiert  die 

formeller  Natur. 
Es  liesteht  kein  principiellcr  Widerspruch; 
denn  jede  Steuer,  ohne  Rücksicht  darauf, 
wie  sie  auch  immer  heissen  mag,  ist  inso- 
fern eine  Subjektstener.  als  sie  von  einem 
Subjekte,  dem  leitenden  Rechts-  und  Wirt- 
sehaftssubjekte  einer  Einzelwirtschaft,  aus 
dessen  Einkommen  oder  Vermögen  bezahlt 
werden  muss.  Personal-  und  Realsteuorn 
bezeichnen  demgemass  zuletzt  nur  zwei  ver- 
schiedene Wege,  auf  welchen  man  die 
Lösung  des  Problems  der  Erwerbshosteuerung 
versucht  hat.  Mit  der  zunehmenden  Diffe- 
renzierung des  Volksvermögens  und  Volks- 
einkommens und  mit  der  damit  verknüpften 
Notwendigkeit,  zu  feineren  Veranlagungs- 
methoden filterzugehen,  die  rohem  und  ein- 
fachem Steuertechnik  durch  eine  individuali- 
sierende zu  ersetzen,  ist  die  Unterscheidung 
mehr  belanglos  geworden  und  hat  wesent- 
lich historische  und  dogmengesehieht  liehe 
Bedeutung. 

2.  Die  Arten  der  P.    Die  Personal- 
steuern treten   in   zwei  ganz  bestimmten 
Formen  auf.    Sie  sind  entweder  reine  Por- 
sonalsteuern  oder  Erscheinungen  der  Ein- 
kommensteuer.   Hei  den  reinen  Perso- 
nalsteuern  wird  die  Grösse  und  Eigen- 
art des  Einkommens  überhaupt  nicht  berück- 
sichtigt, die  Steuerfälligkeit  aus  anderweiten 
persönlichen  Thatsachen  abgeleitet.  Dies 
ist  der  Fall  Itei  den  Kopf-,  Familien-  un<l 
Ähnlichen  Steuern.     Bei  den  verschiedenen 
F«  »rmen  der  E  i  n  k  o  m  m  e  n  s  t  e  u  e  r  n  en  t  - 
scheidet  die  Höhe  und  Art  des  Einkommens 
für  die  Steuerleist nng.  Das  Mass  kann  dabei 
ein  melirfach  abgestuftes  sein.  Das  Stadium 
der  K  lassen  st  euer  bildet  einen  Ueber- 
gang,  sie  enthalt  noch  die  Vorstellung,  dass 
die  Leistung  der  Abgabe  durch  die  Zuge- 
hörigkeit des  Pflichtigen  zu  einem  Stande 
oder  einer  Gesellschaftsklasse  bedingt  ist. 


oder  Stibjektsteuern  nennen  wir  diejenigen  |  Sie  ist  daher  verwandt  mit  der  Kopfsteuer 


Steuern,  bei  welchen  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse des  Steuerpflichtigen  zur  Grund- 
lage der  Besteuerung  dienen.  Sie  treffen 
daher  die  Person  als  solche  oder  im  Zu- 
sammenhang ihrer  ökonomischen  Geaitung. 
Diese  letztere  bildet  daher  das  Mittel  zur 
Ableitung  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit der  Steuersubjekte.  Den  Gegen- 
satz hierzu  bilden  die  Real-  oder  Objekt- 


und  den  reinen  Personalsteuern,  aus  denen 
sie  meist  historisch  hervorgegangen  ist.  Sie 
hat  aber  bereits  Elemente  einer  wirklichen 
Einkommoubesteuorung  in  sich  aufgenommen, 
weil  man  bereits  die  verschiedenen  Ein- 
kommensstufen  mit  einem  gemeinsamen  Netz«' 
umspannt  und  so  eine  allgemeine  Steuer 
vom  Eiukommeu  erhebt.  Auch  liegt  ein 
Fortschritt  darin,  dass  das  Steuerproblem 


steuern,  l>ei  denen  die  wirtschaftliche  Jjcis-  durch  Aufstellung  einer  Anzahl  von  Steuer- 
tungsfähigkoit  aus  den  sachlichen  Bestand-  j  klasseu  gelöst  wird.  Teilweise  sind  al»«*r 
teilen  der  Erwerbsquellen  einer  Einzelwirt- ;  hier  Elemente  »1er  Realbesteuerung  zu  er- 
sohaft  ermittelt  wird.  Vermögen  und  Vcr- 1  kennen,  da  die  Klassenbildung  und  die  Ein- 
reibung in  die  einzelnen  Steuerstufen  auf 
der  Grundlage  bestimmter  objektiver  Tlmt- 


mögensobjekte  sind  dabei  massgebend  bei 
«lein  Ausmasse  der  Steuerpflicht,  wobei  von 
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Sachen  (»äussere  Merk  male  <0  erfolg.  Die 
Klassensteuer  ist  daher  eine  Personalsteuer, 
eine  auf  der  Subjektivienmg  des  Einkommens 
aufgebaute  Abgabe,  die  dorn  Boden  der 
differenziellen  Behandlung  der  Einzelwirt- 
seltaften  entwachsen  ist.  Die  speoielle 
oder  partielle  Einkommensteuer  ist 
eine  Personalsteuer  vom  Reinertrag,  des  per- 
sönlichen Erwerbes  aus  Arbeit  und  Arbeits- 
bethätiguug,  welcher  einem  Subjekte  ohne 
oder  doch  ohne  wesentliche  Unterstützung 
objektiver  Erwerbsmittel  zufliesst.  Sie  tritt 
mitunter  in  der  Form  einer  Ertrags-  oder 
Realsteuer  auf,  wodurch  aber  ihr  Charakter 
als  Personalsteuer  nicht  berührt  wird.  Eine 
solche,  mit  der  Funktion  speeielle  Bestand- 
teile des  Gesamteinkommens  zu  treffen, 
bleibt  sie  dem  Wesen  nach,  wenn  auch 
ihre  äussere,  systematische  Erscheinung  auf 
den  Zusammenhang  mit  einer  anderen  Steuer- 
kategorie hindeutet.  Endlich  die  allge- 
meine Einkommensteuer  misst  die 
wirtschaftliche  I^eistungsfähigkeit  nach  den 
beim  leitenden  Rechtssubjekte  einer  Einzel- 
wirtscliaft  zusammen  fliessenden  Einkünften 
als  Ganzes.  Sie  geht  von  der  Einzelwirt- 
schaft als  individueller  Einheit  aus.  Die 
Steuertechnik  sieht  dabei  von  der  objektiven 
Gestaltung  der  Gütererzeugung  ab  und 
wendet  sich  an  den  abgeschlossenen  Ein- 
korn mensbilduugsprozoss.  Die  einzelnen  die 
Bestandteile  des  Einkommens  liefernden 
Reinerträge  werden  nicht  gesondert  in  ihrer 
Entstehung  aufgesucht,  sondern  in  ihrem 
einheitlichen  Zusammenflusse  beim  er- 
werbenden Rechtssubjekte  der  Einzelwirt- 
schaft, das  persönliche  und  das  sachliche 
Element  werden  in  ilirem  letzten  wechsel- 
seitigen Auswirken  gewürdigt.  Daher  ist 
die  allgemeine  Einkommensteuer  die  höchste 
Stufe  der  Personalsteuer,  die  die  sachliche 
Geartung  der  Wirtschaft  mit  den  persön- 
lichen Einflüssen  des  Subjekts  zu  vollendetem 
Al>selüus8  bringt. 

Man  hat  neben  Personal-  und  Realsteuern 
unterschieden  zwischen  Einkommen-  und 
Ertrng.ssteuern.  Jene  sind,  wie  im  Voraus- 
gehenden gezeigt  wurde,  stets  Personal- 
steuern, während  bei  diesen  die  vollständige 
Aussc-lialtung  der  Wirtschaftssubjekte  und 
ihrer  Eigenschaften  nicht  möglich  ist.  Sie 
enthalten  daher  teils  real-  und  teils  personal- 
steuerartige  Bestandteile.  Da  aber  der  real- 
steuerartige  Cliarakter  der  Ertragssteuern 
UnlKiweglichkeit  und  Starrheit  erzeugt,  so 
ist  mau  bemüht  gewesen,  diese  Mängel  zu 
mildern  durch  die  Einfügung  personalsteuer- 
artiger  Beisätze.  (Vgl.  d.  Art.  Ertrags- 
steuern oben  Bd.  Hl,  S.  7^0.) 

Litteratur:  !'</'•  die  rinnehh'itjigcii  Abuthnillr  der 
trrtehiedenrn  lltiud-  und  Ishrbiit'hrr  </«>/•  /•"OiK/i.r- 
wutemchüfl.  Yocke,  Ste>itiut>j>:kt  und  Itettl- 
r,  Scham'  Fih.-Aich.  Jahrg.  IX,  S.  1,  ]s:>j. 

Zweit« 


—  Kleinwfichter,  Zicei ntcuerthturttitf he Fragen, 
ebrnda  Jahrg.  III,  2,  S.  W>\  WM. 

"    -  von  Meckel. 


Peshine  Smith,  Erasmus, 

geb.  am  2.  III.  1814  in  New-York.  gest.  am 
21.  X.  1882  zu  Rochester  (Staat  New- York), 
absolvierte  seine  l'nivcrsitätsstudien  auf  dem 
Columbia-College  zu  New- York  und  dein  Harvard- 
College  zu  Cambridje,  wurde  1860  Professor 
der  Mathematik  au  der  Universität  zu  Rochester 
und  amtierte  von  1862—1866  als  .Superintendent 
des  Unterrichtsdeparteineuts  und  1867—18(54 
als  Auswanderungskommissar  in  Washington. 
1871  trat  er  als  Staatsrat  in  das  japanische 
Ministerium  des  Auswärtigen,  1K7(»  kehrte  er 
nach  Rochester  zurück.  Peshine  Smith  war 
unter  den  Schillern  Careys  W.  Eiden,  R.  E. 
Thompson,  J.  S.  Bolles  und  II.  Greeley  einer 
der  befähigtesten. 

Er  veröffentlichte  von  staatswiBsensdiaft- 
licheu  Schriften  in  Buchform:  Manual  of 
political  economy,  New-York  1863;  dasselbe, 
2.  Aull.,  1870  ;  3.  Aufl..  Philadelphia  1877;  das- 
selbe in  französischer  Uebersctzung,  par  Camille 
Baquet,  Paris  1864;  dasselbe  in  italienischer 
Uebersetznng  in  dem  Sammelwerk:  Esame 
storico-critico  di  eeonomisti  etc.,  raecolta  dal 
(prof.)  F.  Ferrara  vol.  I,  Turin  188»;  dasselbe 
in  deutscher  Uebersetznng  von  F.  Stöpel,  Berlin 
1878.  (Die  in  das  einfache  Gewand  eines  Lehr- 
buchs der  Element*  der  Volkswirtschaft  ge- 
kleidete Schrift  spricht  den  bisherigen  wirt- 
schaftlichen Grnndprincipicn  die  wissenschaft- 
liche Berechtigung  ab  und  vindiziert  sich  das 
Verdienst  des  Lehrgebäudes  einer  neuen,  auf 
reiu  physischen  Gesetzen  errichteten,  speciell 
amerikanischen  Wissenschaft  der  Nationalökono- 
mie. Im  ersten,  das  Gesetz  des  beständigen 
Kreislaufs  zwischen  Kraft  und  Stoff  behandeln- 
den Kapitel  verteidigt  Peshine  das  Princip  des 
unendlichen  Wachstums.  Ine  am  Produktions- 
ortc  verzehrten  Lebensmittel,  lehrt  er,  werden 
[  nach  den  Gesetzen  der  Vegetation  nicht  wirt- 
-  sebaftlich  entwertet,  sondern  führen  als  Dünger 
dem  Boden  ebensoviel  Kräfte,  als  sie  ihm  zuvor 
entzogen,  wieder  zu;  die  dem  Boden  abgewon- 
nenen Lebensmitel  genügen  daher,  unter  der 
•  Voraussetzung  dieses  Verzchrungsmodus,  zur 
Ernährung  jeder  Bevölkerung,  überhole  aber 
deren  Anwachsen  die,  produzierende  Kraft  des 
Bodens,  könne  nur  eine  agrarische  Verletzung 
der  Gesetze  der  vegetabilischen  Fruchtbarkeit 
daran  schuld  sein.  Desselben  Beweismittels 
gegen  die  Malthussche  Doktrin  bediente  sich 
aber  schon  lange  vor  Pcslüue  Smith  der  Franzose 
Peter  Leronx,  der  in  seinem  ^circulua"  fest- 
stellte, dass  der  Mensch  als  Düngerproduzent 
der  Erde  das,  was  er  an  Nithrkraft  zu  seiner 
Existenz  von  ihr  entnehme,  reichlich  zurück- 
gebe. Das  zw  eite  und  vierte  Kunitel  des  Hand- 
buchs beschäftigt  sich  mit  der  Bodenfonuatiou 
und  der  Grundrente.  Er  konstatiert  darin  zu- 
nächst, dass  die  Bodenkultur  vom  Gebirgsland 
und  den  leichteren  Bodenschichten  zu  den 
schwereren  der  Ebene  hinabgestiegen  ist.  er 
stellt  ferner  lest,  dass  der  Wert  des  Bodens 

VI.  ö 
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allein  von  der  Summe  der  menschlichen  Arbeits- 
kraft bestimmt  wird.  Ist  gegen  die  erstere 
Thatsaehe  nichts  einzuwenden,  so  braucht  auf  den 
zweiten  Satz  in  seiner  Anwendung  auf  den 
Boden  im  allgemeinen,  nicht  auf  den  Acker- 
boden, mir  das  Gesetz  vou  Angebot  und  Nach- 
frage angewandt  zu  werden,  um  seine  Hin- 
fälligkeit darzuthun.  Die  Ricardosehe  Grund- 
reuteutheorie  bekämpft  er  nach  der  Careyscheu 
Doktrin,  wie  er  auch  von  Carey  den  Satz,  dass 
der  Industrielle  sich  an  der  Seite  des  Acker- 
bauers niederlassen  müsse,  übernommen  hat. 
Auch  einige  andere  Sätze  Peshines :  „Die  Kapi- 
talien vermehren  sich  schneller  als  die  Menschen  : 
der  durch  den  Fortschritt  der  Mechanik  ge- 
steigerte Wert  der  menschlichen  Arbeit  ver- 
ursacht eine  Wertverminderung  der  Kapitalien, 
die  Steigerungstendenz  des  Arbeitslohns 
spricht  der  Zunahmeprogression  der  Bevölke 
rang",  gehören  weniger  ihm  selbst  als  dem 
Geist  jener  transatlantischen  Schule  an,  für  die 
er  die  Nationalökonomie  nationalisieren  will. 
Seine  Verteidigung  des  Schutzzollsystems,  dessen 
Fahne  er  als"  Schüler  Careys  natürlich  hoch 


188Ö.  S.  20.  -  Block.  Les  progres  de  la 
scienee  economique,  Bd.  1,  Paris  18!X),  S.  547 
i  Peshine  Smith  wird  hier  als  „Ynlgarisateur-4 
('areys  bezeichnet].  —  Nouveau  dictionnairc 
d'eco'nomie  polit.,  Bd.  II,  ebd.  1892,  S.  815. 

Llppert. 


Petty,  William  (Sir), 


am 


26.  V.  1G23  zu  Rurasey  bei  London, 
gest.  am  1(5.  XII.  1687,  studierte  und  promo- 
vierte in  Oxford,  wurde  16Ö2  Generalarzt  der 
Armee  von  Irland,  bald  darauf  Sekretär  bei 
dem  Lord-Leutnant  Crom  well  und  war  beteiligt 
ent- j  an  der  Gründung  der  Koyal  Society,  in  deren 
Vorstand  er  lfotti  eintrat. 

In  Petty  besass  das  an  bedeutenden 
Miinnern  unter  der  Regierung  Karl  I.  so 
reiche  England  eiuen  ebenso  hochbegabten 
als  vielfach  gebildeten  Publizisten.  Petty 
war  ein  Vorgänger  von  Adam  Smith  in 
der  Lehre  von  der  Arbeitsteilung,  auch  erwei- 
terte er  den  in  seineu  Grundzügen  schon  von 


hält,  stützt  sich  auf  die  von  ihm  angenommene 
Bodenerschöpfung,  welche  der  Cerealicnexport 
herbeiführe.  Konsequeuterweise  verteidigt  er  Hohles  aufgestellten  Satz,  das«  die  Bewertung 
auch  die  amerikanischen  gegen  die  canadischc  der  zur  Hervorbringung  einer  Ware  ertorder- 
Korneinfuhr  errichteten  Getreidezölle,  er  ver-  liehen  Arbeit  den  Preis  dieser  Ware,  beziti'ere. 
wirft  ferner  die  Finanzzölle  und  sucht  durch  Pettys  feines  wirtschaftliches  Beobachtungs- 
folgeildes Argument  für  den  Protektionismus  tuleut  hat  ferner  die  Ursache  des  schon  damals 
zu  blenden:  Jeder  Warenaustausch  bietet  den  i  fühlbaren  Mangels  au  landwirtschaftlichen  Ar- 
daran  beteiligten  Kontrahenten  eineu  Wirtschaft-  :  heitern  in  dem  durch  das  Prosperieren  von 
liehen  Vorteil,  der  sich  durch  den  im  Wege  Handel   und  Gewerbe    bewirkten   Druck  auf 


des  nationalen  Binnenhandels  bewirkten  Aus- 
tausch verdoppelt,  indem  dann  Käufer  und 
Verkäufer  eines  und  desselben  Landes  daran 
partieipiereu ,  während  der  internationale 
Aussenhandel  den  Vorteil  für  den  Volkswohl- 
stand jedes  einzelnen  Landes,  hier  für  den  ein- 
heimischen Exporteur,  dort  für  den  aus- 
ländischen Käufer,  wieder  vereinfacht.! 

Peshine  Smith  war  der  Herausgeber  der 
Schrift :  Biicliaiian  s  industrial  politics  of  America, 
New-Vork  18l>4.  Er  veröffentlichte  lerner  Staats- 
wissenschaftliche  Abhandlungen  in  folgenden 
Zeitschriften:    1.    in   Boston   Law  Magazine, 


die  landwirtschaftlichen  Löhne  gewürdigt.  Als 
Prodnktionstheoretiker  lässt  er  nur  denjenigen 
Handel  als  produktiv  für  das  Nationalvermögen 
gelten,  dessen  Handeltreibender  nicht  aus- 
schliesslich seinen  Vorteil  verfolgt.  --  Seine 
Lehre  \om  Gelde  lässt  ihn  als  einen  Vorgänger 
Locke.«  erscheinen,  wenn  er  das  Geld  als  unver- 
änderliches Wertmass  aller  nützliiheuGegenständc 
bezeichnet.  Das  Verhältnis  des  Wertes  zwischen 
den  metallischen  Bestandteilen  des  Geldes  selbst 
ist.  nach  Petty,  dagegen  in  dem  Masse  veränder- 
lich, iu  welchem  die  Erde  und  die  menschliche 
Industrie  mehr  vom  Gold  fördert  oder  mehr 


Boston:  2.  in  Hunt  s  Merchants'  Magazine  and1  vom  Silber  hervorbringt.  Die  zum  Vorteile  des 
Commercial  Review.  New-Vork.  |  Staates  bewirkten  Geldvcrschlechterungen  hu- 

j  kämpft  er  energisch  im  Interesse  der  Konsis- 
tenz der  Warenpreise  und  KreditverhiiltnisMi. 
Den  Trugschluss  der  mcrkautilistischen  Han- 
delsbilanz erkannte  er  erstens  in  deu  Nachteilen 
des  den   Bedarf  übersteigenden  Geldumlaufes 
eines   Landes    und    zweitens   in  dem  steten 
l  eherwiegen  der  Warenausfuhr  dieses  Landes 
|  über  die   Einfuhr.  —  Teber  seine  sonstigen 
i  national-ökonomischen  Ausführungen  vgl.  Ro- 
I  scher,  engl.  Volkswirtschaft  (s.  u.j. 

Vor  allem  aber  hat  Petty  die  politische 
'  Rechenkunst  Graunts,  für  welche  er  die  He- 


Vgl.  über  P  e  s  h  i  ii  e  Smith:  Coureellc- 
Seneuil.  Manuel  d'ecouomie  polit..  par 
Peshine  Smith  in  Journal  des  Kconomistes, 
Bd.  XXXVIII.  Paris  lSÖ'i,  S.  23ti  ff.  iCoiir- 
celle-Sencnil  wirft  in  dieser  Kritik  in  Bezug 
auf  die  vou  Peshine  für  Amerika  beabsichtigte 
Nationalisierung  der  uationalökonomischen  Wis- 
senschaft u.  a.  die  Frage  auf,  was  man  wohl  zu 
jemandem  sagen  würde,  dem  es  ciufiele.  eine 
amerikanische  Physik  oder  Chemie  si  hreiheu 
zu  wollen  und  schlicsst  sein  längeres  Referat 


mit  den  Worten:  „Pour  resumer  en  quelques  ,  Zeichnung  „politische  Arithmetik"'  in  die  Wissen- 
mots  notre  opiuiou  sur  le  manuel  de  M.  Peshine  schaff,  einführte,  weiter  ausgebildet.  „Als  einen 
Smith,  noiis  dinms  que  e'est  un  pamphlet  plein  I  Versuch  der  politischen  Arithmetik,  auf  die  ieh 
de  verve,  d'esprit  et  d'iniagination.  un  appel  a  I  schon  lange  hinstrebe,  wähle  ich,"  bemerkt  er 
toiites  les  passious  exclusives  au  prorit  d  une  ,  in  der  Vorrede  seiner  „Political  Arithmetiek'*, 
opiniuu  favorable  au  Systeme  proteetenr,  mais  „den  Weg.  mich  in  Zahl-,  (iewichts-  oder 
auqucl  il  est  impossible  d'aecorder  la  valeur  M  «  s  s  bezeichnungen  auszudrücken;  mich  nur 
dun  resiime  scientitiqne  -  i  —  Dictionnaire  de  s  i n  n  en  f  ä  1 1  i g e r  Beweise  zu  bedienen ;  nur 
l'economie  polit..  2.  Aufl..  ebd.  18-V1,  8.  628.  —  !  solche  rrsachenin  Betracht  zu  ziehen,  welche 
Jenks,  II.  ('.  Carey  als  Nutioualökouom.  Jena  :  ersichtlich  in  der  Natur  dtr  Dinge  selbst  be- 
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ti"  etc.  Diese  arithmetische  Methode  zur  Ge- 
winnung einer  exakten  Statistik  verführte  ihn 
aber  zu  den  übertriebensten  pouulatioiiistischen 
Schätzungen,  worin  er  beinahe  noch  King  (s.  d.) 
überbot.  Die  Details  hierüber  s.  in  Westergaard 
*.  a.  0. 

Von  den  Schriften  Pettys  seien  die  nach- 
folgenden genannt:  A  treatise  of  taxes  and 
contributions,  shewing  the  nature  and  measnres 
of  crowtdands,  assessuients,  customs.  poll-nioney, 
lottertet,  bencvolences  etc.  London  1662.  — 
(Juantuluiucunque.  or  a  tract  concerning  money, 
addressed  to  the  Marquis  of  Halifax,  ebd.  1(582. 
—  Several  essay»  in  pulitical  arithinetick.  I  London 
1691 ).  f  Diese  Essays  —  zumeist  für  die  ..Ko\  aLSoci- 
ety"geschrieben  —  umfassen  vier  L'iitersuchungen 
der  politischen  Ariihnietik  :  1.  Essay  concerning  the 
multiplication  of  mankind  and'  the  growht  of 
the  city  of  London.  1682.  1686.  2.  < »bservations 
on  the"  Dublin  bill.s  of  mortality  of  16S1.  1683, 
and  further  considerations  upon  the  Dublin  hüls 
of  mortality,  ll>84>.  3.  Deux  e.ssais  d'arithmeti- 
que  politique,  touchaut  les  villt-s  et  les  hospi- 
taux  de  Loudres  et  de  Paris.  1686.  4.  Obser- 
vation» on  the  citiea  of  London  and  Korne. 
1687.  —  Die  Several  essuvs  erschienen 
dann  nach  Pettys  Tode  von  seinem  Sohn  heraus- 
tregeben  mit  der  posthumen  Abhandlung:  Poli- 
tical arithmetiek.  A  disconrse  concerning  the 
extent  and  value  of  lauds,  people,  buildings; 
hushandry,  manufm  tnres,  commerce,  tishery, 
artizaus,  seamen.  soldicrs;  publick  revenucs, 
interest,  taxes,  supcrliuration,  registrier,  banks: 
valuation  of  men,  increasing  of  seamen.  of  mi- 
litias,  harbonrs,  Situation,  shipping,  power  at 
sea  etc.  As  the  same  rdates  to  every  conntrv 
in  general.  but  innre  particularly  to  the  terri- 
tories  of  bis  Majesty  of  <ireat  Britain  and  his 
neighbour  of  Dolland ,  Zealand  and  France. 
London  1731,  4.  Ausg.,  ebd.  17öö.]  —  Political 
snrvey  or  anatomy  of  Ireland,  with  the  estab- 
lishment  of  that  kingdom.  when  the  Duke  <if 
Ormond  was  Lordlieutenant  etc.  ebd.  1672. 
Ausserdem  zahlreiche  Abhandlungen  in  den 
..Philosophical  Transactions".  Ferner  gab 
Petty  Graunt's  ..Natural  and  political  Observa- 
tion!» etc.'*  in  ö.  Aufl.  London  1676  heraus,  was 
Veranlassung  dazu  gab.  das*  ihm  vielfach,  u.  a. 
auch  von  Halley,  die  Autorschaft  de«  Graunt- 
schen  Werkes  zngeschriebeu  wurde. 

L  i  her  l'ett\  s  L<  ben  vgl.  vor  allem  die  Vus- 
führuugen  in  der  Londoner  Ausgabe  seiner 
Essays  von  17nö  und  in  der  Encyklopädie  von 
Er  seh  und  Gruber,  III.  Sektion.  19.  Teil. 
S.  426ff.,  Leipzig  1844.  —  Mac  Cnlloch, 
Literature  of  political  economy,  London  184ö. 
Roscher.  Zur  Geschichte  der  englischen 
Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1K)1,  S.  67  ff.  — 
Kautz,  Theorie,  und  Geschichte  der  National- 
Oekonomik,  II.  Teü,  Wien  1860,  S.  311  ff. 
Tot  hunter,  Historv  of  the  theorv  of  proba- 
bilitv,  186Ö.  S.  39  ff.  '—  John.  Geschichte  der 
Statistik.  I.  Teil,  Stuttgart  1884.  S.  178  ff 
Derselbe,  Der  Name  Statistik,  Bern  1S,N3, 
S.  off.  —  Weste  rgaard.  Die  Gruudzttge  der 
Theorie  der  Statistik,  Jena  18SIO,  S.  2.V4  ff.  — 
Elster,  Bevölkerungswcsen  in  H.W.Ii,  der 
Staatsw.,  I.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  477;  IL  Aufl.,  Bd. 
II.  S.  715.  —  Elster,  Sir  William  PettJ  iu 
H.W.B,  der  Staats w.,  I.  Amt,  Bd.  V,  S.  145  f. 


—  Bevan,  Sir  William  Petty,  a  study  in  Eng- 
lish  economic  literature.  Baltimore  '1894. 
Fitzniaurice  (Lord),  The  life  of  Sir  William 
Petty.  l*>ndon  1895.  —  Hull,  Graunt  or  Petty? 
in  Political  Science  Quarterly,  vol.  XI,  Boston, 
—  Dictiouarv  of  National  Biogra- 
S.  Leevol  XLV,  S.  113  ff.,  Lon- 
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Pfandbriefe 

Hypothekenbanken!  oben  Btl.  IV, 
S.  PJiKlff. 


Pfandleih-  and  Rückkanfs- 
geschäfte. 

1.  Deutschland.  2.  Oesterreich.  3.  Frank- 
reich.  4.  England. 

1.  Deutschland.  Pfandleihgesehäfte  sind 
die  gewerbsmässig  betriebenen  Geschäfte, 
durch  welche  Geld  gegen  Hestelhiug  l>e- 
weglicher  Faustpfänder  ausgeliehen  wird ; 
Rüekkaufsgeschäfte  die  gewerbsmässig  l>o- 
trii  nen  Geschäfte,  w  ■  Iche  den  Ankauf 
beweglicher  Sachen  gegen  Gewährung  des 
Kflck kaufsrechtes  hinnen  gewisser  Zeit  lw> 
7. wecken.  Heide  Arten  von  Geschäften  sind 
zwar  ihrem  Charakter  nach  durchaus  ver- 
schieden, dienen  aber  wirtschaftlich  vielfach 
denselben  Zwecken  und  haben  daher  häufig 
eine  gleichartige  gesetzliche  Regelung  ge- 
funden. 

In  Deutschland  waren  die  Pfandleihan- 
stalten, welche  in  der  Zeit  des  siebzehnten 
und  achtzehnten  Jahrhunderts  entstanden, 
meist  Öffentliche  Unternehmungen,  welche 
vom  Staate  oder  einer  Gemeinde  ausgingen. 
(Siehe  den  Art.  Leihhäuser  oben  IM.  V  S. 
605  ff.)  Daneben  entwickelte  sieh,  nament- 
lich im  gegenwärtigen  Jahrhundert,  auch  das 
private  Pfandloihgesehäft.  Die  altere  deutsche 
Landesgesetzgebung  Hess  den  Betrieb  des 
Pfandleihgewerbes  nur  auf  Grund  einer 
Konzessioniening  zu  und  unterwarf  dasselbe 
einer  strenget)  Konirolle,  so  namentlich  auch 
die  preuss.  Oow.-O.  vom  17.  Januar  184."». 
Der  Entwurf  einer  Gew.-').  für  den  nord- 
deutschen Bund  wollte  die  landesgesetzlicho 
Kon/.essionFpflieht.  aufrecht  erhallen.  Lhe.se 
Bestimmung  fand  aber  nicht  die  Genehmigung 
fies  Reichstages.  Vielmehr  wurde  iu  die 
Gew.-i  >.  nur  die  Vorschrift  aufgenommen, 
dass  das  Geschäft  des  Pfandleihers  dem- 
jenigen untersagt  werden  könne,  welcher 
wegen  aus  Gewinnsucht  begangener  Ver- 
brechen oder  Vergehen  gegen  das  Eigentum 
bestraft  werden  war  (§  ."{.">).  Ausserdem 
war  den  rontralbehOrden  vorbehalten,  Vor- 
schriften darüber  zu  erlassen,  in  welcher 
Weise  die  Pfandleiher  ihre  Bücher  zu  führen 
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und  welchen  polizeilichen  Kontrollen  ihres 
Geseliäftsbetriebes  sie  sich  zn  unterwerfen 
hätten  (§  38). 

Diese  Bestimmungen  erwiesen  sich  auf 
die  Dauer  als  nicht  ausreichend.  Durch 
die  Freigebung  des  Pfandleihgewerbes  ge- ' 
wann  dasselbe  eine  bisher  nicht  gekannte  j 
Ausdehnung.  Es  wurde  vielfach  von  Per- 
sonen zweifelhaftester  (Qualität  betrieben, 
namentlich  von  solchen,  welche  wiederholt 
bestraft  waren,  wenn  auch  ihre  Handlungen 
nicht  gerade  zu  denen  gehörten,  wegen  derer 
ein  Verbot  des  Gewerbebetriebes  statthaft 
war.  Die  Ausübung  des  Gewerbes  wurde 
in  einer  Weise  l>etrieben,  welche  für  die 
Darleiher  im  höchsten  Grade  drückend  war; 
die  Zinsou  erreichten  in  einzelneu  Orten 
einen  Betrag  von  10°  0  für  den  Monat. 
Neben  den  Pfandleihgeschäften  hatten  sich 
aber  auch  die  Rückkaufsgeschäfte  in  grossem 
Umfange  entwickelt  Das  Bundes-  bezw. 
Reichsgesetz  vom  14.  November  18(17  über 
die  vertragsmässigen  Zinsen  üborliess  zwar 
die  Festsetzung  der  Höhe  der  Zinsen  im 
allgemeinen  der  freien  vertragsmässigen 
Vereinbarung,  lierflhrto  aber  die  laudesge- 
setzlichen  Vorschriften  über  die  gewerb- 
lichen Pfandlei  hanstalten  nicht,  hielt  also 
auch  die  für  dieselben  bestehenden  Zins- 
bescluän kungen  aufrecht  Ausserdem  unter- 
lagen die  Pfandleihgeschäfte  einer  Kon- 
trolle, welche  den  Polizeibehörden  einen 
Einblick  in  den  Geschäftsbetrieb  gestattete. 
Allen  diesen  Beschränkungen  waren  die 
Rückkaufsgeschäfte  nicht  unterworfen.  In- 
folgedessen ging,  namentlich  in  denjenigen 
Teilen  des  Reiches,  wo  solche  Beschrän- 
kungen existierten,  das  Pfandleihgewerbe 
immer  mehr  und  mehr  zurück  und  machte 
in  steigendem  Umfange  dem  Rückkauf  s- 
handel  Platz. 

liier  griff  nun  zuerst  die  Novelle  zum 
St.G.B.  vom  20.  Februar  187G  ein,  welche 
lünsichtlich  der  polizeilichen  Kontrolle  die 
Rückkaufshändler  den  Pfandleihern  gleich- 
stellte (Art.  1,  4}  300,  Nr.  12).  In  um- 
fassenderer Weise  wurde  den  Uebelständen 
durch  das  Al»ändorungsgesetz  zur  Gew.-O. 
vom  23.  Juli  IST!)  abgeholfen,  welches  die 
Grundlage  des  jetzigen  Rechtszustandes 
bildet.  Durch  dasselbe  wurde  zunächst  das 
Pfandleihgewerbe  einer  Konzessionspflicht 
unterworfen.  Die  Konzession  ist  zu  vor- 
sagen, d.  h.  sie  muss  vorsagt  werden, 
darf  al»or  auch  nur  dann  versagt  weiden, 
wenn  Thatsacheu  vorliegen,  welche  die  Un- 
zuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Bezug 
auf  den  beabsicht igten  Gewerbebetrieb  dar- 
thun.  Das  Gesetz  \\  30.  Juni  1900  Art.  3  hat 
sodann  auch  den  Geschäftsbetrieb  des  Pfand- 
verinittlors  der  Konzessionspflicht  unter- 
worfen. Die  Zulassung  der  Pfandleiher 
(nicht    aber    der    Pfandvermittler)  kann 


ausserdem  auch  von  dem  Nachweis  des  Be- 
dürfnisses abhängig  gemacht  werden.  Die 
I-Aiidesregierungen  sind  befugt ,  dies  für 
solche  Ortschaften  vorzuschreiben,  für  welche 
es  durch  Ortsstntut  festgesetzt  wird.  Es 
wurde  femer  die  Kontrolle  über  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  Pfandleiher  und  (nach  Ge- 
sotz v.  30.  Juni  1900)  der  Pfandvermittler 
wesentlich  verschärft.  Soweit  nicht  be- 
sondere landesgesetzliche  Vorschriften  be- 
stehen, sind  die  Centraibehörden  befugt. 
üIkt  den  Umfang  der  Befugnisse  und  Ver- 
pflichtungen sowie  über  den  Geschäftsbetrieb 
der  Pfandleiher  und  Pfandvermittler  Vor- 
schriften zu  erlassen.  Endlich  sind  die 
Rückkaufsgeschäfte  in  allen  Beziehungen 
denPfandleihgesehäften  gleichgestellt  worden. 
Die  Zahlung  des  Kaufpreises  gilt  in  diesem 
Falle  als  Hingabe  des  Darlehn s,  der  Unter- 
schied zwischen  dem  Kaufpreise  und  dem 
verabredeten  Rüekkaufspreiso  als  bedungene 
Vergütung  für  das  Dailehn  und  die  Ueber- 
gabe  der  Sache  als  Verpfändung  für  das 
Darlehn. 

Auf  Grund  und  zur  Ergänzung  dieser 
reichsrechtlichen  Vorschriften  ist  eine  Reihe 
von  landesrechtlichen  Anordnungen  teils  im 
Wege    der   Gesetzgebung,    teils  im  Ver- 
ordnungswege erlassen  worden.    Die  wich- 
tigsten landesrechtlichen  Erlasse  sind  das 
preuss.  ü.  vom  17.  Mär/  1881 ,  das  säehs. 
G.  vom  21.  April  1882,  die  bayer.  V.  vom 
12.    August    1870,    die    württemb.  VV. 
vom  15.  März  und  28.  Mai  18H2.  die  bad. 
V.  vom  9.  Juni  1881.    Diese  Anordnungen 
setzen  ein  Zinsmaximum  fest  ,  legen  den 
Pfandleihern    und    Rückkaufshäudlcm  die 
Verpflichtung  auf,  über  die  von  ihnen  ab- 
geschossenen Geschäfte  Bücher  zu  führen,  und 
schreiben  vor,  dass  die  verfallenen  Pfänder 
in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft  werden 
müssen.      Die     landesgesetzlichen  Vor- 
schriften, welche  den  Geschäftsbetrieb  der 
gewerblichen  Pfandleiher  betreffen,  sind  v*m 
(lern  Bürgerlichen  Gesetzbuch  nicht  lierührt 
worden.    (Einführungsges.  Art.  94.) 

2.  Oesterreich.    Nach  dem  Hofkanz- 
leidokret    vom   22.  August   1845  durften 
zur  Errichtung  von  Pfandleihanstalten  Privat- 
personen überhaupt  nicht  zugelassen  werden  ; 
I  die    Gründung    solcher  Unternehmungen 
I  sollte,  wo  sich  das  Bedürfnis  dafür  heran  s- 
|  stellte,   mit  Bewilligung  der  Jjnndesstello 
■durch  Gemeinden  oder  Vereine  stattfinden. 
;  Die  Unternehmungen  standen,  wenn  auch 
i  nicht  unter  der  unmittelbaren  Leitung,  so 
doch  unter  dem  Schutze  und  der  Aufsicht  der 
Staatsregierung.    Diese  Grundsätze  blieben 
auch  nach  dein  Erlass  der  Gew.-O.  vom  'Ji 
Dezember  1S59  in  Kraft,  da  §  1  Ci  derselben 
bei  dem  Gewerbe  der  Pfandleiher  den  Zu- 
satz    insoweit  dasselbe   überhaupt  gesetz- 
lich   gestattet  ist,  enthielt.    Da  aber  die 
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bestehenden  Einrichtungen  den  herrschen-  ■ 
den  Verkehrsverhältnissen  und  Bedürfnissen  i 
nicht  mehr  entsprachen,  so  wurde  die  Aus- ; 
Übung  des  Pfandleihgewerbes  durch  die 
Gew.-O.-Nov.  vom  15.  März  1883  auch 
Privatpersonen  gestattet,  der  Betrieb  des- 
selben jedoch  von  einer  vorgängigen  Kon- 
zession abhängig  gemacht  (§  15,  Nr,  13). 
Der  Erlass  von  Bestimmungen  über  die 
Führung  der  Bücher  und  die  polizeiliche 
Ueberwachung  des  Geschäftsbetriebes  wurde 
dem  Verordtiungswege  vorbehalten  (§  5-1). 
Die  Verhältnisse  des  Pfandleihgewerbes 
sind  aber  durch  ein  G.  vom  23.  März  1885 
noch  näher  geregelt  worden.  Dieses  ent- 
hält genauere  Vorschriften  über  die  Vorbe- 
dingungen der  Konzession  in  L'eberein- 
stimmung  mit  den  allgemeinen,  für  kon- 
zessionspfliehtige  Gewerbe  geltenden  Be- 
stimmungen. Es  gestattet  der»  gleichzeitigen 
Betrieb  des  Pfandleihgewerbes  mit  anderen 
Gewerben  nur  gegen  besondere  Genehmigung, 
legt  dem  Pfandleiher  die  Verpflichtung  zur 
Bestellung  einer  Kaution  auf,  bestimmt,  dass 
der  Verkauf  verfallener  Pfänder  nach  Mass- 
gabe der  Vorschriften  in  Art.  310  und  311 
des  Handelsgesetzbuches  zu  erfolgen  hat, 
verbietet  die  Weiterverpfändung  verpfändeter 
Gegenstände  sowie  den  gewerbsmässigen 
Ankauf  und  die  gewerbsmässige  Beleihung 
von  Pfandscheinen.  Eine  Ministeriulverord- 
nung  vom  24.  Aprü  1S85  enthält  nähere 
Bestimmungen  über  die  Führung  der  Bücher 
durch  die  Pfandleiher. 

3.  Prankreich.  In  Frankreich  hatten 
während  des  Ancien  Regime  zaldreiche 
öffentliche  I^eihanstalten  bestanden.  Durch 
die  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  wurden 
dieselben  beseitigt  und  völlige  Gewerbe- 
nnd  Zinsfreiheit  eingeführt.  Diese  Aende- 
rung  hatte  aber  eine  solche  wucherische 
Ausbeutung  der  ärmeren  Volksklassen  zur 
Folge,  dass  grosse  Klagen  laut  wurden  und 
das  Verlangen  nach  Wiederherstellung  der 
öffentlichen  Leihhäuser  entschieden  hervor- 
trat. Ein  G.  vom  16.  pluviose  des  Jahres 
XD1.  bestimmte,  dass  Pfandleihhäuser  künftig- 
hin nur  mit  Genehmigung  der  Regierung 
errichtet  werden  dürften.  Art.  411  des  Code 
penal  bedrohte  diejenigen  mit  Strafe,  welche 
Pfandleihgeschäfte  ohne  Konzession  be- 
trieben oder  die  für  den  Gewerbebetrieb  er- 
lassenen polizeilichen  Vorschriften  nicht  be- 
folgten. Die  öffentlichen  I/eihhäuser  wurden 
allmählich  wieder  hergestellt,  und  nachdem 
sie  in  hinreichender  Zahl  vorhanden  waren, 
sind  Konzessionen  an  Private  überhaupt 
nicht  mehr  erteilt  worden.  Das  Pfandlein- 
geschäft wird  also  in  Frankreich  lediglich 
von  öffentlichen  Anstalten  betrieben:  die 
Rechtsverhältnisse  derselben  sind  diu  eh  G. 
vom  24.  Juni  1851  geregelt  worden. 

4.  England.    Im  Gegensatz  zu  Frank- 


reich bestehen  in  England  gar  keine  öffent- 
lichen Leihhäuser,  sondern  nur  private 
Pfandleiher.  Der  Gewerbebetrieb  derselben 
ist  schon  seit  längerer  Zeit  durch  besondere 
Gesetze  geregelt.  Jetzt  sind  massgebend 
die  Vorschriften  des  pawnbrokers  act  1872 
(35  &  3(i  Vict.  c,  93).  Nach  demsell>en  hat 
der  Pfandleiher  jährlich  einen  Steuerge- 
werbeschein (excise  license)  zu  lösen,  der 
aber  nur  auf  Grund  eines  polizeilichen 
Zeugnisses  über  die  Persönlichkeit  des  Nach- 
suchenden erteilt  werden  darf.  Die  Be- 
fugnis zum  Betriebe  des  Gewerbes  kann 
durch  gerichtliches  Erkenntnis  entzogen 
werden,  wenn  der  Pfandleiher  des  Betruges 
in  seinem  Geschäftsl>etriebe  oder  der  Hehlerei 
überführt  worden  ist.  Die  Pfandleiher  sind 
verpflichtet,  über  die  von  ihnen  abge- 
schlossenen Geschäfte  Bücher  zu  führen, 
unterliegen  gewissen  Zinsbeschränkungen 
und  müssen  dem  Verpfänder  Pfandscheine 
in  einer  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form 
ausstellen.  Auch  enthalt  das  Gesetz  nähere 
Bestimmtingen  über  den  Verkauf  verfallener 
Pfänder. 

Littemtur:  G.  Meyer,  Lehrbuch  de»  deuttchen 
\'vnr<illuiig*rerhtc*,  Iid.  I,  S.  3'j9,  flO.  —  EL 
Loentng,  Lehrbuch  den  dcut*chen  Verwaltung*' 
rechte*,  S.  yjs.  —  Tjejri*  in  r.  Stengel*  Wörter- 
buch de*  deuUchen  Veru-altung»rechtei>,  Bd.  II, 
S.  i'.T.'jf.  —  Seydel.  Annulen  1*81  S.  Gfilß.  — 
i'lbrich,  Lehrbuch  de»  ö»terreirhi*chen  Staat»- 
nchte*,  S.  r,7i,  tn>4.  —  Selütam  und  Paimclt, 
J)ie  ü*temichi*che  Gewerbeordnung,  Aufl., 
ltS&:>,  ü.  M,  10 4  (T.  —  Maurice  Block,  l>ic- 
tionnairc  de  l'adniinittralion  franeai*'  e.  Moni* 
de  pieti'.  —  Gncint,  Kngluche*  Vtnraltung*- 
recht,  Bd.  II,  S.  7.i!>.  —  Schmoll  er  in  Jahrb. 
f.  Ges.  u,  Vene,  X.  F.,  Bd.  IV,  S.  Mff. 

G.  Meyer. 


Pfandrecht  an  Eisenbahnen. 

Einleitung.    I.  Da*  Ausland.    1.  Frank- 
i  reich.  2.  Grossbritannien.  3  Vereinigte  Staaten 
von  Nordamerika.    4.  Ungarn.    5.  Oesterreich. 

6.  Schweiz.  II.  Deu tsch la nd.  I.Einleitung. 
2.  Da«  l'reussische  Gesetz  vom  19.  August  IHOö. 
"A.  Die  Bahneinheit.  4.  Bahngrundbücher.  ö. 
Verpfändung  der  Bahneinheit.  6.  Zwaugsver- 
waltnng  und  Zwangsversteigerung  der  Bahn. 

7.  Auflösung  der  Bahueinheit  und  Zwangsliqui- 
dation. 

Einleitung.  Stehen  auch  die  dem  öffent- 
i  liehen   Verkehre    gewidmeten  Eisenbahn- 
I  Unternehmungen    als   Erwerbsgeschäfte  in 
:  ihren    Vermögensverhältnissen    unter  den 
Normen  des  Privatrechts,  so  wirkt  doch  die 
durch  das  öffentliche  Interesse  bestimmte 
Eigenart  der  Eisenbahnen  auch  auf  die  Ge- 
staltung des  Privatrechts  ein.    Nicht  nur 
I  durchzieht  und  durchkreuzt  das  öffentliche 
!  Recht,  das  die  Eisenbahnunternehmungon  in 
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ihrer  privatrechtliehen  Freiheit  liesehränkt,  nehmen  und  verwalten  lassen  kann,  nin  den 
ihnen  aber  auch  eine  vielfach  l>evorreehtete  j  0 laubigem  zu  einer  Befriedigung  ihrer  Forde- 
Stellung  gewährt,  überall 
(vgl.  den  Art.  Eisenbahi 


das  Privatrecht 
nen  üben  Hd.  III, 
S.  "KM)  ff.'),  sondern  es  sind  auch  im  öffent- 
lichen Interesse  besondere  privatrechtliohe 
Institute  für  die  Eisenbahnen  geschaffen 
worden.  Dies  ist  insbesondere  nach  zwei, 
unter  einander  aber  im  engten  Zusammen- 
hange stehenden  Dichtungen  hin  der  Fall. 
Insoweit  die  Eiscnltahu  ein  dem  öffentlichen 
Verkehr  gewidmetes  Unternehmen  ist  und 
solange  die  wirtschaftliehen  Voraussetzungen 
vorhanden  sind,  unter  denen  sie  betrieben 
werden  kann,  soll  sie  auch  dem  öffentlichen 
Verkehr  nicht  im  Interesse  Einzelner  ent- 


rungen zu  verhelfen,  wenn  die  Eisenbahn- 
gesellschaft ihren  Pflichten  nicht  nachkommt. 

2.  In  Grosshritannien  können  die  Liegen- 
schaften und  das  feste  und  rollende  Betriebs- 
material  einer  Eisenbahn  nicht  verpfändet 
werden,  sondern  nur  die  Einnahmen  aus 
dem  Unternehmen.  Erlangt  ein  Gläubiger 
gegen  eine  EisenUihugesellschaft  ein  auf 
Zahlung  lautendes  l'rteil,  so  ist  es  in  der 
Weise  zu  vollstrecken,  dass  ein  Verwalter 
(reeeiver  oder  mnnagor)  bestellt  wird,  der  die 
Hahn  zu  vorwalten  und  aus  ihren  Einkünften 
die  Glaubiger  zu  befriedigen  hat,  aber  erst 
nachdem  für  die  Betriebsausgaben  und  andere 


zogen  worden.  Die  für  das  Bahnunternohmen  |  notwendige  Aufwendungen  genügend  Vor- 
bestimmten  Wertohjekto  (Grundstücke,  (Je-  sorge  getroffen  ist.  Wird  über  das  Ver- 
lande, Betriehsinaterial,  die  für  .das  Buhn-  j  mögen  der  Gesellschaft  Konkurs  eröffnet,  so 
unternehmen  angelegten  Fonds  u.  s.  w.) :  kann  die  Bahn  verkauft  werden.  (Hailway 
müssen  rechtlich  zu  einer  Einheit  ver- ,  Companies  Act  von  18G7,  30  u.  31  Vic't. 
einigt  wenlen,  deren  einzelne  Teile  dem  eh.  1J7;  mit  Ergänzung  durch  Gesetz  von 
rnternehmen  nicht  willkürlich  entfremdet  |s7.">,  3N  u.  3!l  Viet.  eh.  .'11.) 
werden  dürfen.  Eiue  rechtliche  Sicherheit 1  3.  Vereinigte  Staaten  von  Xord- 
soll  dafür  gegeben  sein,  dass  der  Eigen-  Hllieriko.  Wohl  in  keinem  anderen  Uinde 
tümer  nicht  einzelne  zum  Hotrieb  der  Bahn  |  wäre  die  einheitliche  gesetzliche  Normierung 

des  Pfand-  und  Konknrsrechtos  clor  Eiscn- 
lwhnen  durch  das  öffentliche  Interesse  wio 
durch  das  Interesse  der  Gläubiger  in  so 
hohem  Masse  gel m den  wie  in  den  Vereinigten 
St;iaten  von  Nordamerika  (vgl.  olion  Bd.  III, 
S.  ">.">If.).  Auch  stünde  die  Unionsvorfassung 


erforderliche  Wertobjekte  verüussert  oder  ein 
Gläubiger  ein  einzelnes  Wertobjekt  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  dem  rnteruehmen 
entzieht  und  da'lurch  der  Betrieb  der  Bahn 
unterbrochen  oder  gefährdet  wird.  Indem 
aber  das  Hecht  eine  solche  auf  der  Zweck- 
bestimmung der  einzelnen  Objekte  beruhende  dem  Erlasse  eines  Bnndesgesetzes  nicht  ont 
Einheit  herstellt,  schafft  es  zugleich  die  gegen  (Art.  I,  Sei  t.  V1U,  1).  Trotzdem  ist 
Grundlage,  auf  der  allein  ein  Healk red  it  bisher  ein  solches  Gesotz  nicht  erlassen 
der  Kisenbahnuntcruohmung  gegründet  wer-  worden.  Die  in  den  einzelnen  Staaten 
den  kann,  der  dem  wirlscliaftlichon  Wert  geltenden  Gesetze  bendien  zwar  auf  der- 
des  Unternehmens  entspricht.  Dem  Unter-  >olbon  Grundlage  des  common  law,  sind 
nehiner  wird  es  dadurch  erst  ermöglicht,  aber  in  ihren  Einzelheiten  sehr  verschieden 
die  für  die  Herstellung  und  den  Betrieb  er-  j  ausgestaltet.  Die  Grundzüge  des  in  den 
forderlichen  Kapitalien  an  sieh  heranzuziehen, :  meisten  Staaten  geltenden  Hechts  sind  fol- 
und  den  Gläubigern  kanu  erst  dann  eine  ge-  gende:  Die  Eisen bahngesellschaftcn  können 
nügende  Sicherheit  für  ihre  Forderungen  ,  das  gesamte,  für  «las  Unternehmen  bestimmt«? 
gegeben   werden.    Indes  ist  bisher  nur  in  j  Vermögen  (die  Konzession  [Franchise],  die 

diesen  '  Grundstücke,   die   Gebäude,   das  Betriebs- 
!  matcrial  u.  s.  w.)  verpfänden.    Doch  mu».s 
'  das  Pfandrecht  in  joder  Grafschaft,  wo  die 
!  Vermögensobjekte  belegen  sind,  in  dais  Re- 
gister des   aecorder  ol   doeds  eingetragen 
wenlen,  nur  in  wenigen  Staaten  (Illinois, 
Florida.  Texas,  Wisconsin  u.  s.  w.)  genügt 


wenigen  Staaten  dais  Hecht  nach 
Richtungen  hin  ausgestaltet  worden. 


1. 


I.  Das  Anstand. 

In  Frankreich  bilden  nach  dem 
G.  v.  lf>.  Juli  lsJö  Art.  1  die  vom  Staate 
oiliauten  oder  konzessionierten  Eisenbahnen 
nebst  den  Bahnhöfen  und  anderen  für  den 
Betrieb  erforderlichen  Anstalten  (nicht  aber 
das  Betriebsmaterial)  insofern  eine  rechtliche 
Einheit,  als  sie  dem  Privateigentum  ent- 
zogen und  Teile  des  d  o  m  a  i  n  e  p  u  b  I  i  e  sind. 
Sie  sind  infolge  dessen  unveräusserlich  und 
unterliegen  nicht  der  gerichtlichen  Beschlag- 
nahme und  der  Zwangsvollstreckung.  Auch 
können  sie  den  Gläubigern  der  Hahn  nicht 
verpfändet  werden.  Diese  haben  nur  darin 
eine  Sicherheit  für  ihre  Forderungen,  dass 
der  Staat   eine    Eisenbahn    in  Sequester 


j  die  Eintragung  in  ein  vom  Slaatsseki-otarmt 
I  zu  führendes  Landesregister.  In  einigen 
Staaten  (Massachusetts.  Süd-Carolina)  ist  auch 
bestimmt,  dass,  wenn  die  Gesellschaft  In- 
haberjMpiere  ausgiebt,  für  welche  ein  Pfand- 
recht bestellt  wird,  sie  das  Pfandrecht  für 
alle  schon  früher  aufgenommenen  Schulden, 
bestellen  muss.  Kommt  die  Gesellschaft 
ihren  Verpflichtungen  gegen  ihre  Gläubiger 
nicht  nach,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag 
eines  derselben  (meist  aber  erst  nach  Ah- 
lauf einer  längeren  Frist)  einen  Verwalter 
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(receiver)  bestellen  oder  auch  die  bisherigen 
Direktoren  oder  andere  Personen  zu  timstees 
einsetzen.  Grosse  Schwierigkeiten  entstehen, 
wenn,  wie  dies  sehr  häufig  vorkommt,  das 
Bahnunternehmen  über  mehrere  Staaten  sich 
erstreckt.  Nur  in  wenigen  Staaten  ist  der 
in  einem  anderen  Staate  bestellte  receivor 
ohne  weiteres  ermächtigt,  die  in  ihrem  Ge- 
biete liegenden  Strecken  der  Eisenbahn  zu 
verwalten.  Werden  tnistees  eingesetzt,  so 
halten  sie  jälirlich  einmal  die  Gläubiger  zu 
einer  Versammlung  einzuberufen.  In  einigen 
Staaten  {Massachusetts,  New- Hampshire)  hat 
die  Glätibigerversainmlung  selbst  die  trustees 
zu  wählen.  Der  reeeiver  wie  die  trustees 
halten  das  Unternehmen  im  Interesse  der 
Gläubiger  zu  verwalten  und  sind  berechtigt, 
die  Eisenbahn  zu  verkaufen  und  zwar  so- 
wohl unter  Aufrechthaltung  der  Pfandrechte 
(without  foreclosure)  als  auch  der  Art,  dass 
die  Pfandrechte  durch  den  Verkauf  unter- 
gehen (with  foreclosure).  Doch  kann  dies 
letztere  nur  geschehen  auf  Grund  eines  ge- 
richtlichen  Urteils  (foreclosure  decree)  und 
meist  erst  nach  Verlauf  einer  mehrjährigen 
Frist. 

4.  Ungarn.  Der  Staat,  der  zuerst  die 
Einrichtung  eines  besonderen  Bahngruud- 
buchs  einführte  um!  dadurch  den  Pfaud- 
gläubigern  der  Eisenbahnen  die  .Möglichkeit 
gab,  durch  Eintragung  in  das  Bahngrund- 
buch  ihre  Forderungen  zu  sichern,  war 
Ungarn.  In  dem  G.  v.  7.  April  180$  ward 
(«stimmt,  da^s  das  gesamte  unbewegliche 
Vermögen  der  Eisen bahngesellschaften  in 
rechtlicher  Beziehung  eine  Einheit  bildet 
und  als  solche  in  das  Eisenbahngrundbuch 
des  Landes,  das  von  der  Grundbuehbehörde 
zu  Pest  zu  fuhren  ist,  einzutragen  ist.  Nur 
diese  Einheit  kann  als  unteilbares  Ganzes 
mit  einem  Pfandrecht  belastet  werden.  Das 
hierfür  vorgeschriebene,  selir  umständliche 
Verfahren  ist  dann  später  durch  Gesetz  von 
lfsSl  ( Gesetzes- Artikeltil)  abgeändert  worden 
und  dem  Verfahren,  wie  es  in  Oestererich 
durch  die  gleich  zu  erwähnenden  Gesetze 
normiert  ward,  angenähert  worden.  Be- 
sondere Bestimmungen  über  das  bewegliche 
Vermögen,  insbesondere  über  die  Betriebs- 
materialien enthält  das  Gesetz  ebenso  wenig 
wie  über  die  Zwangsvollstreckung  gegen 
Eisenbahnen. 

5.  Oesterreich.  Umfassende  Gesetze, 
die  in  gleicher  Weise  das  Interesse  des 
öffentlichen  Verkehrs  wie  die  Literessen  der 
Eisenbahnen  und  der  Eisenbahngläubiger  zu 
sichern  suchen,  entstanden  im  Jahre  1871 
in  Oesterreich.  Hier  hatten  sich  die  ersten 
Eisen  (»ahnen,  soweit  sie  nicht  vom  Staate 
oder  mit  staatlicher  Garantie  erbaut  worden 
waren,  ala  so  sichere  und  gewinnbringende 
Unternehmungen  erwiesen,  dass  die  Aktien- 
gesellschaften, die  sie  errichteten  und  be- 


trieben, ohne  Mühe  durch  die  Ausgabe  von 
Inhaberpapieren,  von  sog.  Prioritätsobliga- 
tionen, ausserordentlich  hohe  Summen  zur 
Förderung  und  Erweiterung  der  Eisenbahnen 
sich  verschaffen  konnten.     Die  Gläubiger 
;  schätzten  die  Sicherheit  dieser  Obligationen, 
wie  der  Kurs  zeigte,  fast  ebenso  hoch  ein 
wie   die   Sicherheit  der    Anleiten  kredit- 
würdiger Staaten,  zumal  da  die  Ausgabe  der 
;  Papiere  unter  staatlicher  Genehmigung  statt- 
l  fand  und  regelmässig  auch  in  den  Papieren 
;den  Gläubigern  ein  Pfandrecht  zugesichert 
I  wurde.    Als  aber  in  Oesterreich  in  Folgo 
|  der  Krisis  vom  Jahre  1873  zahlreiche  der  in 
den  letzten  Jahren  gegründeten  Eisenbahn- 
I  gcsellsehaften  in  Not  gerieten  und  ihre  Obli- 
gationen nicht  oder  nicht  regelmässig  ver- 
zinsen konnten,  zeigte  es  sich,  dass  dieses 
i  zugesicherte  Pfandrecht  ohne  Wert  war. 
:  Die  Eisen bahngrundstücke  waren  nicht  in 
die  Grundbücher  eingetragen.    Sodann  aber 
war  der  einzelne  Inhaber  einer  Obligation 
überhaupt  nicht  berechtigt,  das  Pfandrecht 
geltend  zu  machen,  das  für  den  Gesamt- 
Itetrag  des  Anlehens  l>estellt  war.  sondern 
nur  die  Gesamtheit  der  Inhalier.    Ihr  fehlte 
es  aber  an  einem  Organ,  das  sie  zu  ver- 
treteu  t>erecht igt  gewesen  wäre.  Sollte  nicht 
das  ganze  in  Eisenbahnobligatioueu  auge- 
legte Kapital  gefährdet  und  gleichzeitig  der 
Kredit  aller  Eisenbahngesellschaften  dauernd 
|  geschädigt  werden,  so  inussto  die  Gesetz- 
i  gebung  es  ermöglichen,  dass  den  Gläubigern 
'eine  dingliehe  Sicherheit  gegelten  werde, 
ohne  dass  dadurch  das  öffentliche  Interesse 
an  der  Erhaltung  und  dem  ungehinderten 
Betrieb  der  Eisenltahnen  beeinträchtigt  werde. 
Zu  diesem  Zwecke  wurden  die  beiden  in 
Zusammenhang  stehendeu  G.G.  v.  IM.  April 
und  v.  V.K  Mai  1871  erlassen.    Nach  dem 
zweiten  dieser  Gesetze,  das  durch  das  G.  v. 
23.  Mai  1883  (§§  4b— 48)  ergänzt  worden  ist, 
!  sind  alle  Eisen  bahnen  eines  Kronlandes  in 
I  das  Eisenbahnbuch  des  Landes,  und  wenn 
die  Eisenbahn  über  mehrere  Kronländer  sich 
erstreckt,  in  ein  Kisenbahnbueh  eines  dieser 
linder  einzutragen.    Durch  die  Eintragung 
werden   sämtliche   unbewegliche  Bestand- 
teile der  Bahn  sowie  das  Betriebsmaterial 
zu  einer  rechtlichen  Einheit  vereinigt,  die 
alleu  Gläubigem  gegenüber  ein  Ganzes  bildet 
und  nur  durch  Eintragung  auf  dem  Lasten- 
blatt des  Eisenhahubuches  verpfändet  werden 
kann.   Joele  besondere  Zwangsvollstreckung 
in  einzelne  Teile  dieser  Einheit  ist  ausge- 
;  schlössen.      Die  Ausgabe    von  Prioritäts- 
'  Obligationen  darf  erst  erfolgen,  nachdem  für 
:  den  Gesamtbetrag  des  Anlehens  das  Pfand- 
recht auf  die  Eisenbahneinheit  in  das  Eisen- 
Itahnbuch  eingetragen  ist.   Die  Eisenbahnen, 
welche  vor  Erlass  des  Gesetzes  Prioritäts- 
obligationeu  ausgegeben  hatten,  wurden  ver- 
pflichtet, für  sie  ein  Pfandrecht  eintragen  zu 
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lassen.  Das  G.  v.  24.  April  1874  (ergänzt 
durch  G.  v.  5.  Dozemlxr  1877)  ordnet  an, 
dass  in  allen  Fällen,  iu  denen  die  Gesamt- 
heit der  Besitzer  von  Inhal>erpapiereu  oder 
von  durch  Indossament  ühertragl»areu  Teil- 
schuldversehreibungen  einer  gemeinsamen 
Vertretung  bedarf,  das  Gericht  einen 
Kurator  zu  bestellen  hat.  Nach  dem  G.  v. 
f>.  Dezember  1877  haben  die  Besitzer  von 
Inhaberpapieren  und  indossablen  Teilschuld- 
versehrei  billigen  auch  Vertrauensmänner  zu 
willden,  deren  Gutachten  der  Kurator  in 
allen  Angelegenheiten,  für  welche  staatliche 
Genehmigung  erforderlich  ist  (Aufnahme 
neuer  Darlehen,  Verkäufe,  Fusionen),  ein- 
holen muss. 

6.  Schweiz.  In  der  Schweiz  hat  der  Bund, 
nachdem  durch  die  Bundesverfassung  vom  29. 
Mai  1871  Art.  2b,  04  seine  Zuständigkeit 
hierfür  festgestellt  war.  sofort  ein  Bundes- 
gesetz vom  24.  Juni  1874  über  die  Ver- 
pfändung von  Eisenlmhnen  erlassen,  das 
durch  Bundesgesetz  vom  20.  Dezember  1878 
eine  kleine  Aenderung  erfahren  hat.  Ab- 
weichend von  dem  österreichischen  Gesetze 
gestattet  das  schweizerische  den  Bahnunter- 
nelunern  zwar,  die  Balm  als  Einheit  den 
Gläubigern  zu  verpfänden,  legt  ihnen  aber 
keine  Verpflichtung  hierzu  auf.  Das  Pfand- 
recht kann  sowohl  für  das  ganze  Netz  einer 
Eisonbahngesellsehaft  als  für  einzelne  Liuien 
bestellt  werden.  Das  Pfandrecht  umfasst 
den  Bahnkörper  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Grundstücke  sowie  das  gesamte 
Botriebsniatmal.  Doch  dürfen  die  Pfand- 
gläubiger den  Betrieb  der  Bahn  nicht  hem- 
men und  können  nur  gegen  den  Verkauf 
der  Bahn  oder  einzelner  Linien  sowie  gegen 
Veräusserung  eines  grösseren  Teils  des  Be- 
triebsmaterials Einspruch  erheben,  wenn  die 
Sicherheit  ihrer  Pfandforderung  dadurch  ge- 
fährdet wird.  Leber  den  Einspruch  lint  «las 
Bundesgericht  zu  entscheiden.  Die  Pfand- 
bestellung  kann  nur  erfolgen  für  ein  An- 
lehen ,  das  zum  Bau  einer  Eisenbahn  oder 
zur  Förderung  eines  Eiscnbahuunternehmeus 
bestimmt  ist.  Der  Antrag  muss  l»ekannt 
gemacht  und  es  können  dagegen  Einsprüche 
erhoben  werden,  über  die  das  Bundesge- 
richt  zu  entscheiden  hat.  Die  Pfandbestel- 
lung  erfolgt  durch  Genehmigung  des  Bun- 
desrates, muss  dann  aber  in  «las  für  die 
ganze  Schweiz  einheitliche  J 'fand buch  ein- 
getragen werden.  Die  Geltendmachung  des 
Pfandrechts  bewirkt  die  Liquidation  der 
Gesellschaft.  Die  Versammlung  der  Besitzer 
der  Teilobligationen  hat  über  den  Antrag 
auf  Geltendmachung  des  Pfandrechts  zu  be- 
schliessen.  Wird  ein  solcher  Antrag  ge- 
stellt, so  hat  das  Bundesgericht  die  Liqui- 
dation der  Gesellschaft  anzuordnen ,  wenn 
diese  innerhalb  einer  vom  Gerichte  gesetzten 
Frist  die  Gläubiger  nicht  befriedigt  hat.  Das 


Gericht  bestellt  dann  einen  .Masseverwalter 
und  hat  Vorsorge  zu  treffen,  dass  der  Betrieb 
der  Balm  nicht  unterbrochen  wird.  Das 
Verfahren  endet  mit  der  Versteigerung  der 
Bahn  als  eines  einheitlichen  Unternehmens. 
Angebote  werden  nur  von  solchen  Personen 
oder  Gesellschaften  angenommen,  welche 
sich  vorher  bei  dein  Bundesrat  darüber 
ausgewiesen  liaben ,  dass  sie  nicht  nur  den 
Kaufpreis  zu  zahlen  vermögen,  sondern  dass 
sie  auch  imstande  sind,  das  Bahnunterneh- 
men nach  Massgabe  der  Konzession  weiter 
zu  betreiben.  Nur  wenn  bei  einer  zweiten 
Versteigerung  kein  genügendes  Angebot  ge- 
macht wir«l ,  hat  das  Bundesgericht  nach 
Anhörung  des  Bundesrats,  der  Kantons- 
regicrungen  und  der  Gläubiger  anderweite 
sachgemässe  Verfügungen  zu  treffen. 

II.  Deutschlnnd. 

1.  Einleitung.   Eine  umfassende  Eisen- 
bahngesetzgebung besitzt  nur  Preussen. 
Hier  hatte  schon  das  G.  v.  H.  November  \H'AH 
bestimmt,  dass  die  gesamte  Bahnstiecke  und 
die  dem  Bahnbetrieb  dienenden  Grundstücke 
eine  rechtliche  Einheit  bilden.  Grundstücke, 
die  ihr  angehören,  können  nur  mit  staat- 
licher Genehmigung   veräussert  oder  ver- 
pfändet werden  (ij  7).    Dagegen  gehören 
bewegliche  Sachen .  auch  das  Bah  übet  riebs- 
material  nicht  dazu.  Sie  konnten  den  Gläu- 
bigem einer  Eisenbahngesellschaft  verpfändut 
werden.  Auch  war  keine  Sicherheit  gegeben, 
dass  nicht  ein  Gläubiger  auf  Grund  eines 
Vollstreckungstitels  das  Betriebsmaterial  für 
sich  abpfänden  und  unter  Gefährdung  oder 
Zerstörung  des  Bahnbetriebs  zum  Verkauf 
bringen  Hess.  Andererseits  hatten  aber  auch 
die  Inhaber  der  von   den  Eisenbahngesell- 
schaften  ausgegebenen  Teilschuldverschrei- 
bungen auf  den  Inhaber  keine  Möglichkeit, 
ein  ihnen  zugesichertes  Pfandrecht  geltend 
zu  machen.    Freilieh  ruhten  die  älteren 
EiscnbahngeseHscliafteii  auf  so  soliden  Grund- 
lagen und  l>efanden  sich  in  so  gesioherten 
Vennögensverhältnisseu ,    dass    ihr  Kredit 
unangetastet  blieb.    Als  aber  in  den  sieb- 
ziger Jahren  über  einige  jüngere,  schlecht 
fundierte  Eisenbahngesellschaften  Konkurs 
eröffnet  werden  musste.  trat  auch  in  Deutsch- 
land das  Bedürfnis  hervor,  die  Lücke  in  der 
Gesetzgebung    auszufüllen.      Aid  Grund 
mehrerer  im  Reichstage  gestellter  Anträge 
wurden  in  den  Jahren  1879  und  1880  von 
dem  Bundesrat  Entwürfe  eines  Gesetzes  bo- 
treffend  das  Pfandrecht    an  Eisenbahnen 
festgestellt,  die  jedoch  im  Reichtag  iu  beiden 
Jahren  wegen  Schlusses  der  Session  nicht 
zur  Erledigung  kamen.    Inzwischen  hatte 
aber  schon  im  Jahre  1879  Preussen  begon- 
nen, die  Privateisenbahnen  anzukaufen  und 
zu  verstaatlichen,  und  je  weiter  es  auf  dieser 
Bahn  fortschritt,  um  so  mehr  schwand  sein 
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Interesse,  dem  ReaJkredit  der  "wenigen  noch 
bestehenden  Privatbahnen  eine  gesichelte 
Grundlage  zu  geben.  Da  auch  in  den  Mittel- 
staaten, in  denen  die  Eisenbahnen  entweder 
sämtlich  oder  doch  zum  grössten  Teil  Staats- 
bahnen sind,  ein  Bedürfnis  hierfür  nicht 
vorhanden  war.  so  ward  dem  Reichstag 
fler  Gesetzentwurf  nicht  mehr  vorgelegt. 
Wohl  aber  erwies  es  sich  notwendig,  das 
Fahrbetriebsmaterial  der  Eisenbahnen 
der  Pfändung  zu  entziehen,  namentlich  mit 
Rücksicht  riarauf,  dass  im  internationalen 
Eiseulxihnverkehr  Fahrbetriebsmaterial  aus- 
ländischer Eisenbahngesellschaften  täglich 
auf  das  Reichsgebiet  eingeführt  wird.  Auf 
Antrag  der  Gläubiger  dieser  Gesellschaften 
konnte  dieses  Material  durch  gerichtliche 
Anordnung  des  Arrestes  oder  eine  einst- 
weilige Verfügung  jederzeit  genfändet ,  da- 
durch aber  die  deutschen  Yerkehrsinteresscn 
aufs  schwerste  geschädigt  werden.  Das 
Reichsgesetz  vom  3.  Mai  188G  bestimmt 
deshalb,  dass  das  Fahrbetriebsmaterial  der 
dem  öffentlichen  Verkehr  gewidmeten  Bahnen 
von  der  ersten  Einstellung  in  den  Betrieb 
bis  zur  endgiltigen  Ausscheidung  aus  den 
Beständen  der  Pfändung  nicht  unterworfen 
ist.  Auch  auf  das  Fahrbetriebsmaterial  aus- 
ländischer Bahnen  findet  diese  Vorsclirift  An- 
wendung, sofern  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 
Dies  ist  in  Oesterreich  geschehen  durch 
Kaiserliche  Verordnung  von»  19.  September 
1880  (Bekanntmachung  des  Reichskanzlers 
vom  17.  März  1887). 

2.  Das  Preussische  Gesetz  vom  19. 
August  1895.  Tn  Preussen  änderte  sich 
jetloch  die  Sachlage,  als  die  Staatsregierung 
sich  entschloss,  den  Bau  und  Betrieb  von 
Eisenbahnen,  die  nur  dem  offentliehen  Ver- 
kehr einzelner  Bezirke  oder  Ortschaften  zu 
dienen  bestimmt  sind,  Privatunternehmern 
zu  überlassen.  Für  einzelne  grössere  Neben- 
bahnen erteilte  der  Staat  au  Privatgesell- 
schaften Konzessionen  nach  Massgabo  des 
G.  v.  3.  November  1838,  vor  allem  aber  er- 
leichterte er  den  Bau,  den  Betrieb  und  die 
Verwaltung  kleinerer  Bahnen  durch  das 
Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privatan- 
schhiBsbahnen  vom  28.  Juni  185)2  (vgl.  den 
Art  Kleinbahnen  oben  Bd.  IV  S.  100 f.). 
Auf  Grund  dieses  Gesetzes  entstanden  rasch 
zahlreiche  Unternehmungen,  die  den  Bau 
und  Betrieb  von  Kleinbahnen  bezweckten,  die 
aber  zum  Teil  wenigstens  eines  gesetzlich 
gesicherten  Realkredits  bedurften,  um  die 
für  die  Ausfühi  nng  ihres  Zweckes  erforder- 
lichen Mittel  aufzubringen.  Um  diesem  Be- 
dürfnisse Abhilfe  zu  verschaffen,  ward  jedoch 
nicht  ein  Reichsgesetz  erlassen,  wie  es  1879 
und  1880  beabsichtigt  war,  sondern  Preussen 
zog  den  Erlass  eines  Landesgesetzes  vor,  für 
welches  die  Reichsgesetzgebung  (Konkurs- 
Ordnung  §  3.  39;  C.P.O.  §  757)  Raum  ge- 


lassen hatte.  Dieses  am  19.  August  1895 
erlassene  Gesetz  betreffend  das  Pfandrecht 
der  Privateisenbahnen  und  Kleinbahnen  und 
die  Zwangsvollstreckung  in  dieselben  schliesst 
sich  in  seinem  Inhalt  ziemlich  nahe  an  dio 
Entwürfe  des  Bundesrats  ans  den  Jalireu 
1879  und  1880  an,  die  ihrerseits  wiederum 
unter  Benutzung  der  Gesetzgebungen  Oester- 
reichs und  der  Schweiz  aufgestellt  worden 
waren.  Infolge  der  Vorbehalte,  die  das  Ein- 
führungsgesetz zum  B.G.B.  Art.  112,  die 
C.P.O.  §  871,  die  Grundbuchordnung  §  83 
und  das  Eiuführungsgesetz  zum  Gesetz  über 
die  Zwangsversteigerung  §  2  zu  Gunsten 
der  Landesgesetzgebung  gemacht  haben,  ist 
das  Gesetz  auch  durch  dio  neuere  Reichs- 
gesetzgebung nicht  berührt  worden.  Nur 
insoweit  das  Gesetz  auf  landesgesetzliche 
Vorschriften  verweist,  welche  durch  die 
Reichsgesetze  ausser  Kraft  gesetzt  worden 
sind,  treten  an  deren  Stelle  die  entsprechen- 
den Vorschriften  der  neuen  Reichsgesetze 
(Einführungsgesetz  zum  B.G.B.  Art.  4,  Grund- 
buchordnnng  s.  82,  Eiuführungsgesetz  zum 
Gesetz  über  Zwangsversteigerung  §  1). 

8.  Die  Bahneinheit.  Eine  jede  Eisenbahn, 
auf  die  sich  das  G.  v.  19.  August  1895  be- 
zieht, bildet  mit  den  dem  Bahnunternehmen 
gewidmeten  Vermögenswerten  rechtlich  eine 
Einheit,  eineB  ahneinheit,  und  ist  als  solche 
einGegenstand  des  unbeweglichenVermögens, 
d.  h.  auf  die  Bahneinheit  finden  die  Reehts- 
sätze  über  das  unbewegliche  Vermögen  An- 
wendung (§  1).  Zu  der  Bahneinheit  in  die- 
sem Sinne  gehören  nicht  nur  alle  dem  Bahn- 
unternehmen gewidmeten  Grundstücke  und 
Gebäude,  sondern  auch  alle  beweglichen 
Sachen,  welche  zum  Betrieb  des  Unter- 
nehmens dienen,  alle  in  den  Kassen  der 
Bahnverwaltnng befindlichen  Kassenbestände, 
ferner  die  zum  Betriebe  und  zur  Verwaltung 
der  Bahn  erforderlichen  Fonds,  die  aus  dem 
Betriebe  erwachsenen  Forderungen  sowie 
die  Ansprüche  des  Unternehmers  auf  Leis- 
tungen Dritter,  die  in  Zuschüssen  für  das 
Unternehmen  bestehen.  Beweglicho  Sachen 
gelten  trotz  einer  Veräussening  als  Teile  der 
Bahneinheit,  solange  sie  sich  auf  den  Bahn- 
gruudstückcn  befinden,  rollendes  Betriebs- 
material auch  dann,  wenn  dies  nicht  der 
Fall  ist,  solange  es  dem  Bahnbetriebe  nicht 
dauernd  entzogen  ist  (§  4). 

Die  Bahneinheit  entsteht  mit  der  Ge- 
nehmigung zur  Eröffnung  des  Betriebs  auf 
der  ganzen  Strecke ,  wenn  aber  die  Bahn 
schon  vorher  in  das  Bahngrundbuch  einge- 
tragen wird,  mit  der  Eintragung  (§  3).  So- 
lange die  Bahneinheit  l>esteht  können  Grund- 
stücke, die  dazu  gehören,  nur  mit  Genehmi- 
gung der  Aufsichtsbehöitle  veräussert  oder 
belastet  werden  (§  f>).  Befinde»  sich  Grund- 
stücke im  Eigentum  dritter  Personen  oder 
haben  dritte  Personen  dingliche  Rechte  au 
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ihnen  (Grundgereohtigkeiten),  so  können  auch  J  papiers  legitimiert,  seine  Rechte  ans  der 
diese  Hechte  nur  mit  Genehmigung  der  Auf-  i  Eintragung  geltend  zu  machen  (55  20 — 22). 
siehtshohörde  verfolgt  werden.    Wenn  aber  i      Gerät  das  Hahnunternehmen  durch  finan- 


die  Genehmigung  versagt  wird,  dann  kann  i  ziello  Schwierigkeiten  in  eine  Notlage,  so 
der  Berechtigte  sein  Hecht  aufgehen  und  j  ermöglicht  es  das  Gesetz,  dass  die  in  einer 
dafür  von  dem  Bahnunternohmor  nach  den  Versammlung  organisierte  Gesamtheit  der 
Grundsätzen  über  Entschädigung  bei  Ent-  durch  ein  Pfandrecht  gesicherten  Besitzer  von 


eignung 


Eutsc 


fordern  (§  0). 


Prioritätsobligat  ioneti    (nach   Analogie  des 


4.  Bahngrundbücher.  Für  jede  Bahn-  Zwanersvergleiehs  im  Konkurse)  im  Interesse 
ciidieit  wird  von  dem  Amtsgericht,  in  dessen  der  Erhaltung  des  Bahuunternehmens,  aber 
Bezirk  die  Hauptverwaltung  des  Bahnunter-  auch  im  Interesse  der  Gläubiger  ihre  Hechte 
nehmens  ihren  Sitz  hat,  ein  Bahngrundbuch  herabmindert  oder  teilweise  aufgiebt.  Die 
angelegt,  auf  dessen  Führung  im  allgemeinen  Versammlung  ist  von  dem  Gericht ,  bei 
die  Vorschriften  der  Grundbuehordnnng  Au-  welchem  das  Bahngrundbuch  geführt  wird, 
wendung  finden  (vgl.  die  Artt.  Grundbuch  zu  berufen  auf  Antrag  der  Gläubiger,  deren 
und  Hypotheken-  und  Grundbuch-  Teilschuldvorsehreibuiigen  zusammen  den 
we  sen' oben  Bd.  IV  S.  «02  ff..  S.  1203  ff.).  2."..  Teil  des  Betrages  der  Bahn  pfandschuld 
Eine  Verpflichtung  zur  Eintragung  l>esteht  darstellen,  oder  auf  Antrag  des  Eigentümers 
alier  nicht.  Sie  erfolgt  nur  auf  Antrag  des  der  Bahn  oder  des  Konkursverwalters,  oder 
Unternehmers,  wenn  er  sie  als  in  seinem  Inte- ;  wenn  sie  von  der  Bahnaufsiehtsbehörde  voi- 
ivsse  erachtet.  Doch  hat  sie  auch  auf  Antragder  |  laugt  wird.  Die  Versammlung  kann  die 
Aufsichtsbehörde  zu  geschehen  ,  wenn  eiue  i  gänzliche  oder  teilweise  Aufgabe  des  Pfand- 
Forderung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  !  rechts,  die  Einräumung  eines  Vorrechts, 
in  das  Bahngrundhuch  einzutragen  ist  ■  die  Gewährung  einer  Stundung  oder  einer 
(Jjji  10,  Die  einzelnen  Grundstücke,  <  Ermässigung  des  Zinsfusses,  den  Verzicht 

welche  der  Bahneinheit  zugehören,  werden  1  auf  Siclierungsmassregeln    sowie    die  Zu 


in  «las  Bahngrundbuch  nicht 


.'tragen.      Stimmung  zur  Einstellung  des  Konkursvei- 


Die  Eintragung  der  Bahneinheit  kann  i  fahren*  besehliessen.  Der  Beschluss  wird 
von  dem  Unternehmer  beantragt  werden. 1  nach  Mehrheit  der  Stimmen  gefasst.  Stim- 


sobald  die  Genehmigung  für  das  Buhnunter- 
nehmen  erteilt  ist,  also  schon  vor  Beginn  der 
Herstellung  sowie  vor  der  Genehmigung  zur 
Eröffnuug  dos  Betriebs.  Wird  nach  der  Hin- 


menmehrheit  ist  aber  nur  vorhanden,  wenn 
die  Mehrzahl  der  in  der  Versammlung  an- 
wesenden Gläubiger  zustimmt  und  die  Ge- 
samtsumme der  Teilschuldbeträge  der  Zu- 


tragung ein  Grundstück  der  Bahneinheit  ,  stimmenden  wenigstens  zwei  Dritteile  d«r 
einverleibt,  so  hat  der  Unternehmer  zu  bean-  '  Balinpfandschuld  Mrägt.  Der  Beschluss 
tragen,  dass  dies  in  dem  Bahngrundbuch  bedarf  der  Genehmigung  des  Gerichts,  d;us 

vorher  das  Gutachten  der  Bahnaufsi«hts- 
liehörde  zu  hören  hat.   Den  Beschluss  kann 


vermerkt  werde  (5j5j  S—  1."»). 

5.  Yerpfiiudting  der  Bahneinheit  Di 

Bestellung  einer  liahnpfandschuld  setzt  die .  jeder  Inhaber  einer  Toilschuldvorschreibung 
Eintragung  der  Baiin  in  das  Bahngnuuli »ucli  I  anfechten.  Ist  aber  der  Beschluss  roohts- 
voraus  und  kann  nur  in  der  Weise  erfolgen,  I  kräftig  geworden,  so  ist  er  für  alle  Inhaber 
dass  auf  Grund  einer  von  dem  Eigentümer  der Teilschuldvorschreibungen  bindend. (§5} 27 
der  Bahn  erklärten  Bewilligung  eine  Hypo- |  bis  'M.     Dies»?  Bestimmungen  sind  durch 

das  Heichsgesetz  vom  4.  Dezember  ls!M) 
üImt  die  gemeinsamen  Hechte  der  Besitzer 
von  Schuldverschreibungen  nach  §  2".  nicht 


thek  oder  Grundschuld  in  das  Bahngrund- 
bueh  eingetragen  winl.  Doch  bedarf  die 
Eintragung  einer  Grundschuld  an  einer  dem 

Gesetze   von   1S3S  unterstehenden  Privat- '  aufgehoben  worden.) 


eisonbahn  (im  Unterschiede  von  Kleinbahnen) 
der  Genehmigung  des  Ministers  der  öffent- 
lichen Arbeiten  (5>55  10,  17).  Die  Balinpfand- 
schuld  kann  auch  ohne  Bezeichnung  des 


0.  Zwnngsvcrwaltung  und  Zwangs- 
versteigerung der  Bahn.  Erfüllt  ein  Bahn- 
unternehmen  seine  Verpflichtungen  gegen 
die  Gläubiger  nicht  und  hat  ein  Gläubiger 


Gläubigers  eingetragen  werden,  wenn  dieleinen  Vollstreckungstitel  (rechtskräftiges 
Schuld  durch  Äusgalie  von  Inhaherpapieren  j  Urteil  u.  s.  w.)  erlangt  ,  so  kamt  er  die 
(Teilschuldverschreibungen  auf  den  Inhaber, !  Zwangsverwaltung    oder    die  Zwangsvor- 


Prioritätsobligationen)  aufgenommen  wird, 
wozu  freilich  staatliche  Genehmigung  er- 
forderlich ist  (B.G.B.  $  7!).',,  vgl.  d.  Art. 
Wertpapiere). 

In  diesem  Falle  ist  die  Eintragung  der 


Steigerung  beantragen.  Aber  solange  die 
Genehmigung  zum  Betriebe  der  Bahn  noeli 
nicht  erloschen  ist.  kann  eine  Zwangsvoll- 
streckung in  der  einen  wie  in  der  anderen 
Form  in  der  Regel  nur  erfolgen  in  die  Bah  11- 


Teilschulden  öffentlich  bekannt  zu  machen,  einheit  als  Ganzes,  nicht  in  die  einzelnen 
Den  Gläubigern  werden  dann  Hypotheken-  sie  bildenden  Wertobjekte.  Eine  Zwan^s- 
oder  Grundschnldbriefe  nicht  ausgestellt. ;  Vollstreckung  in  die  Fahrbctriebsmittol  «ler 
Vielmehr  ist  jeder  Besitzer  des  Inhaber- ;  Eisenbahnen  ist  schon  nach  dem  Reichs- 
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gesetz  vom  3.  Mai  188G  (s.  oben  S.  73) ' 
ausgeselilossen.    In  andere  zur  Bahneinhoit 
gehörige   Einzelgegenstände  kann  sie  mir  j 
ausnahmsweise  stattfinden,  wenn  die  Bahn- 1 
aufsichtsbehörde  bescheinigt,  dass  die  Voll- ! 
Streckung  in  einzelne  dieser  Gegenstände. j 
mit  dem  Betriebe  des  Bahnunternehmens  [ 
vereinbar  ist  (§  47).  Zwangsverwaltung  und  i 
Zwangsversteigerung  des  Bahnunternehmens  j 
als  einer  Einheit  finden  nach  den  allgemeinen,  | 
die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  : 
Vermögen  normierenden  Gesetzen  statt.  Das 
G.  v.  19.  August  1895  enthält  nur  wenige 
Sonderbestimmungen,  durch  die  namentlich 
der  Bahnaufsichtsbehörde  besondere  Funk- 
tionen zugewiesen  sind.    Eine  Zwangsver- 
waltung darf  nur  angeordnet  werden,  wenn 
sie  vorher  erklärt  hat,  dass  die  Einkünfte 
aus  der  Zwangsverwaltung  den  Ausgaben 
aus  der  Verwaltung  und  den  Kosten  des  Ver- 
fahrens voraussichtlich  entsprechen  werden, 
oder  dass  die  hierfür  bereit  gestellte  Deckung 
voraussichtlich  hierzu  ausreichen  wird.  Die 
Bahtiaufsichtsljehörde  kann  ferner,  im  Kalle 
über  das  Vermögen  des  Bahneigentümers 
Koukurs  eröffnet  ist,  selbst  die  Anordnung 
einer  Zwaugsverwaitung  veranlassen.  Sie 
hat  den  Verwalter  zu  ernennen,  mit  An- 
weisungen  zu  versehen,   seine  Geschäfts- 
führung zu  beaufsichtigen  u.  s.  w.  Findet 
eine  Zwangsversteigerung  statt,  so  ist  sie 
vor  Feststellung  der  Kaufbedingungen  zu 
hören.  Die  Erteilung  des  Zuschlages  erfolgt 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  der  Ersteher 
die  staatliche  Genehmigung  zum  Betrieb 
der  Bahn  erhält.    Wird  die  Genehmigung 
nicht  erteilt,  so  wird  der  Zuschlag  mit  der 
Wirkung  aufgehoben,  als  wenn  er  von  vorn 
herein  nicht  erteilt  worden  wäre  38—40). 

7.  Auflösung  der  Bahneiuheit  und 
Zwangsliquidation.  Ist  eine  Bahn  in  das 
Bahngrutidhuch  nicht  eingetragen,  so  wird 
die  Bahneinheit  dadurch  aufgelöst,  dass  die  j 
Genehmigung  zum  Betriebe  des  Bahnunter- 
nehmens erlischt  (vgl.  oben  Bd. III  S.  510.  Bd.  I 
IV  S.  1<»2).  Dem  Erlöschen  der  Genehmigung 
steht  es  gleich ,  wenn  die  Bahnaufsichts- 
behörde die  zur  Einleitung  der  Zwaugs- 
verwaitung erforderliche  Erklärung  versagt 
otler  wenn  in  einer  Zwangsversteigerung 
auch  im  zweiten  Versteigern ngstermin  der 
Zuschlag  nicht  erteilt  werden  konnte.  Ist 
die  Bahn  jedoch  im  Bahngrundbuch  ein- 
getragen, so  hört  die  Bahneinheit  erst  mit 
Schliessung  des  Bahngrundbuchhlartes  auf 
(§  3).  Sind  keine  Pfandrechte  eingetragen, 
so  hat  die  Schliessung  zu  erfolgen,  sobald 
dem  Amtsgericht  amtlich  das  Erlöschen  der 
Genehmigung  mitgeteilt  worden  ist.  Sind 
dagegen  Pfandrechte  eingetragen,  so  wird 
im  Interesse  der  Pfandgläubiger  das  Grund- 
buch blatt  erst  geschlossen  und  damit  die  { 
Hahueinheit  aufgelöst,  nachdem  alle  Pfand- ; 


rechte  gelöscht  oder  das  Zwangsliquidatious- 
verfahren  beendet  ist,  oder  nach  Ablauf  von 
(!  Monaten,  wenn  binnen  dieser  Frist  ein  An- 
trag auf  Zwangsliquidation  nicht  gestellt 
oder  ein  solcher  Antrag  durch  Zurücknahme 
wler  Zurückweisung  erledigt  wird  (§  14). 

Ist  die  Genehmigung  zum  Bahnbetrieb 
erloschen,  so  kann  weder  eine  Zwaugsver- 
waitung uoch  eine  Zwangsversteigerung  statt- 
finden, sondern  nur  eine  Zwangsliqui- 
dation zur  abgesonderten  Befriedigung  der 
Bahnpfandgläubiger  aus  den  einzelnen  Be- 
standteilen der  Bahneinheit.  Eine  solche 
Linn  jeder  Pfandgläubiger,  aber  auch  der 
Bahneigentümer  und,  wenn  über  sein  Ver- 
mögen Konkurs  eröffnet  ist,  der  Konkurs- 
verwalter Ijeantragen.  Die  Bahneinheit  dauert 
zwar  während  der  Liquidation  noch  fort, 
alier  nicht  mehr  im  öffentlichen  Interesse, 
um  den  Betrieb  der  Bahn  zu  sichern,  sondern 
nur  noch  im  Interesse  der  Pfandgläubigor 
um  zu  verhindern,  dass  einzelne  Bestand- 
teile der  Bahneinheit  der  pfandrechtlichen 
Verfangenheit  durch  den  Eigentümer  oder 
dritte  .Personen  zum  Nachteil  der  Pfand- 
gläubiger entzogen  werden.  Ist  die  Zwangs- 
liquidation durch  das  Amtsgericht,  bei 
welchem  das  Bahngrundbuch  geführt  wird, 
beschlossen  und  bekannt  gemacht,  so  kann 
der  einzelne  Pfandgläubiger  sein  Pfandrecht 
nicht  mehr  selbständig  verfolgen,  vielmehr 
werden  die  Pfandrechte  sämtlicher  Pfand- 
gläubiger durch  den  vom  Gerichte  besteilten 
Liquidator  als  Vertreter  der  Gesamtheit 
geltend  gemacht.  Die  Versammlung  der 
Pfandgläubiger  hat  einen  Ausschuss  von 
mindestens  zwei  Mitgliedern  zu  wählen. 
Diesem  Ausschuss  hat  der  Liquidator  von 
allen  wichtigen  .Massregeln  Mitteilung  zu 
machen  und  zu  einzelnen  im  Gesetze  be- 
stimmten Verfügungen  dessen  Genehmigung 
einzuholen.  Die  Bahn  kann  als  Einheit  an 
einen  l*nlei  ;:ehmer  veräussert  werden,  wenn 
demsell»en  die  staatliche  Genehmigung  zur 
Fortführung  des  Unternehmens  erteilt  ist. 
Anderenfalls  sind  die  einzelnen  Bestandteile 
der  Bahneinheit  als  solche  zu  verwerten. 
So  oft  aus  der  Verwertung  hinreicJiende 
bare  Masse  vorhanden  ist,  liat  der  Liqui- 
dator eine  Vorteilung  vorzunehmen.  Nach 
der  letzten  Verteilung  und  nach  Rechnungs- 
legung des  Liquidators  lieschliesst  das  Ge- 
richt Aufhebung  der  Liquidation.  Daraufhin 
ist  dann  das  Grundbuchblatt  zu  sehliesson 
(§§  48-57). 

Littcratlir:  /.  England:  Hollge*,  Treotiec  <m 
tke  law  o/  Ruit  WHi/it ,  '<  ed.  by  Lely,  1»?'J, 
j>.  US  ff.,  J.Ui  [f.  —  .V<<  rdu  m  r  r  i  k  <i :  Einr  l  'eber- 
nicht  Uber  di>  in  dr»  riiizelnm  Staaten  geltenden 
Bestimmungen  gtebt  SUmmn,  Ameriran  Statute 
law,  IS'Jl,  II,  p.  IM  ff.,  h>~,  (f.,  -i^t  ff.,  49Sff.  — 
Oesterreich  :  Haberer,  (imchichte  den  Eisen- 
bahnwetrn*.  im,        ^"ff-  -  -  fröhlich,  in 
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f Österreich.  StaaUteörterbueh  Bd.  I,  S.  .fi-t  ff.  — 
Sehweit:  Meill,  Pfand-  und  Knnkuisrecht  der 
Kisenloihnen,  1S79. 

II.  Stenographische  Berichte  de*  de  ut  gehen 
Reichstags:  1S79  Drucksachen  Xr.J.V);  l.S.Sn 
Drucksachen  AV.  S.i  (mit  »ehr  ausführlicher,  auch 
die  Gesettgebungen  der  auswärtigen  Staaten  be- 
rücksichtigender Begründung  de*  Gesetzentwurfs). 

Stmitgraphische  Bericht*  de«  Preussischen 
Herren  hauten:  1894  Drucksachen  Ar.  3-'; 
1S95  Drucksachen  AV.  2$.  Stenographische 
Berichte  des  Pr enssischen  Abgeordneten- 
hauses: 1S94  Ihmcksachen  AV.  154  (  Korn- 
missionslxricfit).  -  Kommentare  su  dem  G.  r. 
19.  August  WUS,  ran  Olrlm  1X9C> ;  von  Eger 
l*9,-t.  —  Detnburg,  Da*  Bürgerliche  Hecht  de* 
Deutschen  Reichs  und  Prcussens,  Bd.  III,  1S9S, 
S.  71 4  ff. 

E.  Ixtenhtg. 


Pfandvorrecht  der  Bauhandwerker. 

1.  Die  bisher  geltenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. 2.  Du»  Bürgerliche  Gesetzbuch. 
3.  Kritische  Uebersicht  der  verschiedenen  An- 


sichten 


a)  Die  Geener  des  Bauhaudwerker- 


vorrechts.  b)  Sicherungsmassregeln  neben  dem 
Pfandrecht,    c)  Hypothek  der  Bauhandwerker. 

1.  Die  bisher  geltenden  gesetzlichen 
Bestimmungen.  Die  Frage,  ob  und  inwie- 
weit die  Bauhandwerker  —  eine  Bezeich- 
nung, unter  der  in  diesem  Sinne  vielfach 
auch  die  Lieferanten  der  Baumaterialien,  ja 
selbst  die  Bauleiter  verstanden  werden  — 
gegen  die  naheliegende  Gefahr  der  Zahlungs- 
unfähigkeit lies  Bauherrn  durch  ein  vorzüg- 
liches Befriedigungsrecht  aus  dem  aufge- 
führten Geböude  gesichert  werden  sollen, 
hat  die  Gesotzgebungs|>olitik  schon  in  älterer, 
besonders  alier  in  jüngster  Zeit  stark  be- 
schäftigt. In  der  That  spricht  zu  Gunsten 
derartiger  Sicherungsmassnahmen  ein  durch- 
schlagender, schwer  zu  widerlegender  Ge- 
sichtspunkt elementarer  Gerechtigkeit  —  der 
iler  Verwendung,  versio  in  rem.  Durch 
ihre  Bauarbeiten  haben  die  beteiligten  Hand- 
werker ein  Wertobjekt  hervorgerufen  oder 
doch  verbessert  und  damit  gewissermassen 
von  Gottes  Gnaden,  natural i  ratione,  einen 
Anspruch  auf  bevorzugte  Befriedigung  aus 
dessen  etwaigem  Erlöse  erworben. 

Dass  der  versio  eine  solche  Bevorzugung 
überhaupt  entspreche,  hat  schon  das  in  man- 
chen Beziehungen  mit  Recht  viel  angefoch- 
tene römische  Pfandrecht  durch  zwei  ver- 
wandte Bestimmungen  auerkaunt.  War  dem 
Vertonten  durch  Vertrag  oder  Gesetz  ein 
Pfandrecht  an  der  betreffenden  Sache  be- 
stellt, so  hatte  dieses  den  Vorzug  vor  allen 
anderen,  selbst  alteren,  auf  der  Sache  lasten- 
den Pfandrechten,  einzig  das  des  Fiskus 
wegen  Steuern  und  Abgaben  und  möglicher- 
weise das  der  Ehefrau  wegen  ihrer  Dotal- 


forderung  ausgenommen  (s.  1.  5,  G  Dig.  <\m 
potiores  XX,  4).  Ob  die  Verwendung  im  Vor- 
schiessen  von  Geld  oder  in  der  I^eistung  von 
Diensten  bestand,  war  gleichgiltig :  Nov.  f»7, 
cap.  3  gab  das  Privileg  ausdrücklich  dem, 
qui  domum  aedificari  curaverit. 
Andererseits  genfigte  nicht  die  Hingabe  des 
Geldes,  es  ward  vielmehr  die  wirklich  er- 
folgte Verwendung  erfordert. 

So  die  Stelle  des  bestehenden  Pfand- 
rechtes.   Freilich  seine  Exi Stenz  musste 
in  der  Regel  erst  durch  einen  besonderen 
Bestellungsakt  des  Eigentümers  vermittelt 
werden.    Indes  nicht  immer:  unter  Um- 
stünden Hess  man  die  versio  als  solche 
ein   gesetzliches,  mit  jenein   Range  aus- 
gerüstetes,   Pfandrecht    erzeugen:  wenn 
-pecunia«  zur  Wiederherstellung  eines  Ge- 
ländes gegeben  und  —  was  freilich  die 
herrschende  Meinung  (Dem bürg,  Pfand- 
recht I,  S.  316,  31»)  mit  Unrecht"  nicht  für 
erforderlieh  erachtet  —  auch  wirklich  dazu 
verwendet  ist  (1.  1  Dig.  XX,  2).   Als  Fall 
der  Verwendung  wird  hier  charakteristischer 
Weise  auch  der  bezeichnet,  dass  der  Geld- 
geber »redemtori,  domino  mandante,  numnios 
miuistravit*.    Dass  der  Satz  nicht  nur  für 
Geld,  sondern  auch  für  in  das  Gebäude 
verwendete  Arbeiten  gelte,  ist  mit  Rück- 
sicht auf  die  ratio  des  Institutes  und  die  in 
den  Quellen  oft  vorkommende  weitere  Be- 
deutung des  Wortes  pecunia  (s.  1.  178  Dig. 
de  verb.  sign.  L,  16)  in  früherer  Zeit  oft 
behauptet  und  in  der  Praxis  angewendet 
worden  (s.  die  Belege  in  meinein  Aufsatz 
S.  104),  jedoch  hat  die  von  der  Feindschaft 
gegen  alle  gesetzlichen  Pfandrechte  getra- 
gene engere  Auslegung  seit  Anfang  des 
neunzehnten  Jalirhuuderts  unbestritten  allein 
das  Feld  behauptet. 

Dagegen  ist  wiederum  einem  Teil  der 
aus  der  Naturrechtstheorie  entsprungenen 
grossen  Kodifikationen  ein  Sicherungsmittel 
für  die  Bauhandwerker  bekannt.  Das 
preussische  »Allgemeine  Land- 
recht«  von   1794  gewährt  ihnen  durch 

»71  2  T.  I.  Tit.  11  ein  ^in  der  Konkurs- 
ordnung näher  bestimmtes  Vorrecht« .  das 
nach  der  in  der  Rechtsprechung  allgemein 
herrschenden  Ansicht  auch  nach  der  Um- 
gestaltung des  Konkursrechtes  als  gesetz- 
licher Pfandrecht  s  titel  noch  bestaud 
und  als  solcher  auch  den  blossen  Liefe- 
ranten der  Baumaterialien  zu  gute  kommen 
sollte  (Näheres  s.  Aufs.  S.  10f>).  Analoge 
Schntzbestimmungen  sind  nach  dem  prous- 
sisohen  Vorgang  aueh  in  das  bayerische 
Hypothekengesetz  von  1822  und  da*  wflrt- 
tem  bergische    Pfandgesetz    von  182"» 
übernommen  worden  —  der  Pfandtitel  der 
Bauhandwerker  also,  der  zwar  noch  kein 
Pfandrecht  selbst,  aber  doch  den  Anspruch 
auf  Bewilligung  eines  solchen  gewährt  und 
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schon  vor  der  Einwilligung  des  Eigentümers 
bezw.  seiner  Verurteilung  dazu  in  Gestalt 
einer  den  Rnug  sichernden  Vormerkung  ein- 
getragen werden  kann,  gehörte  bis  zum 
Geltungsbeginn  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs den  Rechtsordnungen  mindestens  des 
halben  Deutschland  an. 

Ein  anderes,  auch  bei  uns  in  den  Ge- 
bieten des  französische  n  (Rheinpreussen, 
Rheinhessen.  Rheinpfalz,  Elsass-Lothringen) 
und.  durch  seine  Ueberuahme  in  das  dortige 
Landreeht,  des  badischen  Rechtes  in  Geltung 
getretenes  Sicherungsraittel  schuf  der  Code 
civil  von  1804,  Art.  2103,  Nr.  4.  Danach 
sollen  Baumeister  und  Bauarbeiter,  also  auch 
Handwerker,  an  dem  Bau  ein  wahres 
Vorzugsrecht  haben  in  Beschränkung  auf 
die  Summe,  »um  welche  der  Wert  des 
Grundstücks  zur  Zeit  der  Veröusserung  sich 
durch  die  daran  geraachten  Arbeiten  erhöht 
findet«.  Auch  muss  —  und  dies  hat  in  der 
Praxis  nach  allen  Angaben  den  Wert  der 
Bestimmung  fast  illusorisch  gemacht  —  zur 
Erhaltung  des  Vorrechtes  zweimal,  vor 
Beginn  und  s}*ätestens  in  (5  Monaten  nach 
Vollendung  der  Arbeiten,  durch  Sachver- 
ständige die  örtliche  Bescliaffenheit  und  der 
Wert  der  gemachten  Verwendungen  festge- 
stellt und  durch  Protokolle  beurkundet 
werden. 

Während  in  den  eiu-opäischen  Rechten 
sich  im  übrigen  nur  spärliche  Bestimmungen 
finden  (so  früher  im  Kirchenstaat  und  im 
Kanton  Zürich),  ist  eine  sehr  ausgiebige  und 
wirkungsvolle  Schutzgesetzgebung  in  den 
weitaus  meisten  Staaten  der  amerikani- 
schen Union  vorhanden,  wie  neuestens 
Salomonsohn  in  einer  ausführlichen  und 
sehr  beachtenswerten  Untersuchung  nachge- 
wiesen und  näher  dargestellt  hat.  Auch  in 
Amerika  wird  der  Grundgedanke  für  den 
Schutz  darin  gefunden,  dass,  wer  durch 
Arbeit  oder  Einfügung  von  Materialien  den 
Wert  eines  Grundstücks  erhöht  hat,  an 
diesem  im  Betrage  der  Werterhöhung  ein 
Vorzugsrecht  haben  soll.  Das  letztere  ver- 
leiht man  nicht  nur  der.  Haupt-,  sonder» 
selbst  den  Unterunteruehmern,  trotz  Fehlens 
eines  direkten  Vertragsverhältnisses  zum 
Bauherrn.  Ihren  Schutz  liat  man  nach  ver- 
schiedenen Systemen  versucht,  dem  Penn- 
sy  Ivanischen  und  New- Yorker  —  letzteres, 
das  dem  Untern nternehmer  die,  nur  an  Er- 
füllung gewisser  Bedingungen  geknüpfte, 
Befugnis  der  Subrogation  in  die  Rechte 
des  liauntuntcrnehmers  giebt,  soll  sich  vor- 
züglich bewährt  haben. 

Das  Vorzugsrecht  oder  >lieiu  steht  in 
der  Union  nicht  nur  den  Handwerkern,  son- 
dern auch  den  Lieferanten  zu.  Es  setzt 
eine  Anmeldung  der  zu  sichernden  An- 
sprüche voraus  und  wirkt  au  sich  ei-st  vom 
Tage  der  Anmeldung,  ohne  grundsätzlichen 


Vorrang  vor  älteren  Hypotheken ;  so  jedoch, 
dass  der  Anfang  der  lien-Haftung  meist  auf 
den  Beginn  dor  einzolnen  Baideistung  oder 
gar  des  ganzen  Baues  zurückdatiert  wird. 
Ferner  steht  die  Baugeldhypotliek  dem  lien 
insoweit  nach,  als  das  Baugeld  zur  Zeit  der 
Entstehung  desselben  noch  nicht  ausgezahlt 
war.  Erfordert  wird  für  die  Entstehung 
des  lien  in  allen  amerikanischen  Staaten, 
dass  der  Berechtigte  in  bestimmten,  ver- 
schieden bemessenen.  Fristen  öffentlich 
kundgiebt,  von  seinem  Anspruch  darauf  Ge- 
brauch machen  zu  wollen. 

Die  Amerikaner  sollen  mit  dieser  Schutz- 
gesetzgebung nach  Salomonsohn  im  gan- 
zen recht  erfreuliche  Erfahrungen  gesam- 
melt haben,  weshalb  denn  auch  bisher  kein 
einziger  Staat  die  einmal  eingeführte  wieder 
beseitigt  hat. 

2.  Das  Bürgerliche  Gesetzbach.  So 
war  der  Stand  der  Gesetzgebung  in  unserer 
Frage  zur  Zeit  der  Beratung  des  deutschen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches.  Wie  nahm  nun 
dieses  dazu  Stellung?  Der  erste  Entwurf 
von  1888  verhielt  sich,  getreu  seiner  viel- 
fach doktrinären  und  sozial  rückständigen 
Autfassung,  gegen  ein  etwaiges  Pfand  Vor- 
recht, und  selbst  einen  Pfandtitel,  durchaus 
ablehnend.  Er  gewährte  zwar  in  §  574  dem 
Ueberneluner  wegen  soiner  Forderungen  an 
den  von  ihm  gefertigten  oder  ausgebesser- 
ten, noch  in  seiner  Innehabung  befindlichen, 
beweglichen  Sachen  ein  gesetzliches 
Pfandrecht,  versagte  aber  ein  solches  den 
Bauhandwerkern.  Deun  die  von  ihnen  ge- 
fertigten Arbeiten  werdeu  Teile  des  Ge- 
bäudes; dieses  aber  erhält  nach  dem  Grund- 
satz »superficies  solo  cedit«  durch  seine  un- 
trennbare Verbindung  mit  dem  Boden  die 
Qualität  einer  unbeweglichen  Sache  (Ent- 
wurf §  890,  B.G.B.  §  940).  An  diesem  Im- 
mobile dann  den  Handwerkern  eiu  Vorzugs- 
recht zu  geben,  liesse  sich  in  wirksamer 
Weise  nur  unter  Durchbrechung  des  von 
der  modernen  Gesetzgebung  streng  fest- 
gehaltenen Eintragungsprincips,  wonach  alle 
Hypotheken  nur  unter  Voraussetzung  der 
erfolgten  Eintragung  und  nur  nach  deren 
.  Reihenfolge  wirken ,  ermöglichen.  Und 
'solcher  Bruch  müsse  zugleich  die  Grund- 
lagen des  Realkredits  erschüttern  und  den 
I  Bauvorkehr,  mit  ihm  nicht  zum  wenigsten 
i  letztlich  die  Bauhandwerker  selbst ,  stark 
schädigen.  So  die  Motive  zum  Entwurf 
eines  Gesetzes  über  die  Zwangsvollstreckung. 
S.  9"i. 

Somit  versuchte  der  Entwurf  alle  bisher 
in  den  verschiedenen  Reehtsjrebieten  be- 
stehenden Schutzbestimmungen  mit  einem 
Schlage  niederzureissen.  Und  das  in  einer 
Zeit,  in  der  durch  die  kapitalistische  Ent- 
wickelung,  das  rapide  Anwachsen  dor  Gross- 
nnd  Mittelstädte    gerade   im  Baugewerbe 
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eine  Aera  vielfach  höchst  ungesunder  Spe- 
kulation und  zum  Ted  des  mit  der  freien 
Konkurrenz  als  ihr  Kehrbild  nun  einmal 
untrennbar  verbundenen  Sehwindeis  ange- 
brochen war;  in  der  die  Summen,  um  die 
das  Zusammenbrechen  auch  nur  eines  ein- 
zigen Bauherrn  die  Handwerker  zu  bringen 
drohte,  in  einer  gegen  die  einstigen  primi- 
tiveren Verhältnisse  stark  abstechenden 
Weise  in  die  Höhe  gegangen  waren. 

Dass  ein  solcher  Vorschlag  nicht  unan- 
gefochten bleiben  konnte,  erscheint  fast 
selbstverständlich.  So  erhoben  sich  denn 
gegen  ihn  einmal  zahlreiche  Juristen ,  wie 
Dem  bürg  und  Hahr,  sowie  auch  die  zur 
Prüfung  der  Frage  bestellten  Gutachter  des 
20.  deutschen  Juristentages  Hilse  und 
Staub,  um  teils  die  Rückkehr  zum  land- 
rechtlichen System,  teils  darüber  hinaus  ein 
eigentliches  gesetzliches  Pfandrecht  der  Bau- 
handwerker zu  verlangen.  In  orsterer  Rich- 


für  einen  der  geleisteten  Arbeit  ent- 
sprechenden Teil  der  Vergütung  und  für 
die  in  der  Vergütung  nicht  inbegriffenen 
Auslagen  verlangen. « 
Damit  ist  im  wesentlichen  der  landrocht- 
liche  Zustand  wiederhergestellt.  Der  Bau- 
liaud werker  hat  nicht  ohne  weiteres  ein 
Pfandrecht,  sondern  nur  einen  Anspruch  auf 
Einräumung  eines  solchen,  und  erst  vom 
Momente  der  letzteren  ab  datiert  nach  dem 
streng  festgehaltenen  Eintragungsprineip  der 
Rang  der  Hyjtothek.  Nur  eine  Siche- 
rungshypothek ist  diese,  weil  der  Um- 
fang der  Ansprüche  des  Gläubigers  sich  bei 
ihrer  Eintragung  noch  nicht  übersehen 
lässt ;  das  Hecht  betitnmt  sich  bei  einer 
derartigen  Hypothek  (B.G.B.  $  1 1 S4)  nur 
nach  dem  Bestand  und  Umfang  der  ge- 
sicherten Forderung,  und  es  kann  sich  der 
Gläubiger  zu  deren  Beweise  nicht  auf  das 
Grundbuch  berufen.   Andererseils  giebt  das 


tung  sehloss  sich  ihnen  auch  die  Autorität  Bürgerliche  Gesetzbuch ,  ähnlich  wie  das 
des  preussischen  Justizministeriums  an,  wäh-  Luidreeht,  dem  Gläubiger  ein  Mittel  in  die 
rend  der  Juristentag  sich  mit  der  allerdings ,  Hand,  um  sich  trotz  etwaiger  Renitenz  des 
wenig  imponierenden  Mehrheit  von  ei  n  er 1  Bauherrn  von  dem  im  $  GiS  angegebenen 


Stimme  zu  Gunsten 
schied,  s.  m.  Aufs 


des  Entwurfes  ent- 
S.  S7  ff.     Aber  auch 


Zeitpunkt  ab  die  Priorität  seiner  demnächs- 
tigen.  nötigenfalls  im  Prozosswege  zu  er- 


seitens  der  Interessenten  aus  dem  Bange- '  streitenden,  Hypothek  schon  jetzt  zu  sichern. 


gewerbe,  vor  allem  des  Innungsverltandes 
deutscher  ßaugewerksineisler,  und  verschie- 
dener  politischer  und  sozialpolitischer  Grup- 
pen, so  des  deutschen  Bundes  für  Boden- 
bositzreform.  trat  man  mit  grosser  Energie 
dem  g  07  4  entgegen  (Aufs.  S.  'JG  ff.,  93  ff.), 
richtete  auch  um  vorläufigen  Erlass  eines 


Da  er  auf  Kinrüuniung  einer  Hypothek,  also 
eines  Hechtes  au  einem  Grundstück,  einen 
Anspruch  hat,  kann  er  nach  tf  nn3  B.G.B, 
eine  Vormerkung  eintragen  lassen,  nach  der 
sich  hiernach  der  Rang  der  Eintragung  des 
fraglichen  Rechtes  bestimmt.  Sie  erfolgt 
auf  Grund  einer  einstweiligen  Verfügung 


besonderen  preussischen  Schutzgesetzes  |  des  Prozessrichters,  der  diese  auch  ohne 
Petitionen  an  den  Landtag,  die  das  Herren-  glaubhaft  gemachte  Gefährdung  des  Zu 
haus  auf  Antrag  Hornburgs  der  Regierung  |  sichernden  Anspruches  erlassen  kann  (ij  KS">). 
zur  Horücksichtigung  überwies,  während  das  \  Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung 
Abgeordnetenhaus  si 
Verhandlung  bracht« 

Nicht  ungehört  verhallten  all 
streitungen.  Die  zweite  Kommission  für  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  beschloss  im  Jahre 
189J  einen  Zusatz  zum  bisherigen  $  ">7  1 
lies  Inhalts,  dass  der  rebernehmer  eines 
Bauwerkes  vom  Besteller  die  Einräumung 
einer  Sioherheitshypothok  zu  verlängern  be- 
rechtigt sei.  Dieser  Satz,  §  "»S3  Abs.  2  des 
zweiten  Entwurfes,  ist  alsdann  in  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  als  §  o4s  über- 
nommen worden  und  mit  ihm  am  1.  Januar 
1900  unter  Beseitigung  der  bisherigen 
Sehutzbostimmuugen  (Kinf.-Ges.  Art.  ">öi  in 
Kraft  getreten.  Der  Wortlaut  ist  folgemler: 
Der  Unternehmer  eines  Bauwerkes 
oder  eines  einzelnen  Teiles  eines  Bau- 


im  Plenum  nicht  zur  i  für  den  Wert  des  Sicherungsmittels  ist  da- 

!  bei  der  Satz  des  g  MS3,  dass  die  Eintragung 
diese  Be- ,  einer  Vormerkung  auch  zur  Sicherung  eines 
künftigen  oder  eines  bedingten  An- 
spruches zulässig  sein  soll.  Daraus  folgt 
meines  Erachtens,  dass  jeder  Bauhandwcrker 
sogleich  mit  Beginn  des  Baues  und  selbst 
vorher,  nach  Abschluss  seines  Vertrages  mit 
dem  Bauherrn,  sieh  den  Rang  seiner  dein- 
näehstigen  Hypothek  durch  Vormerkung 
sichern  kann,  obwohl  die  Hypothek  selbst 
nach  g  (MS  nur  wegen  der  den  bereits  ge- 
leisteten Arbeiten  entsprechenden  Ver- 
gütung einzutragen  ist.  -  Das  ganze  Schutz- 
mittel steht  übrigens  nur  den  *  Unter- 
nehmern-, eines  Bauwerkes  zu  und  wird  auf 
die  blossen  Lieferanten  kaum  erstreckt 
worden   können.     So  wenigstens  die  his- 


werkes  kann  für  seine  Forderungen  aus  •  herige  Litt.  ratur,  namentlich  die  Kommen- 
dem   Vertrage    die    Einräumung    einen  tan-  von  Planck  und  Gort  mann  zu  jj  (il^. 


^icnerneitshypf.thck  an  dem  Baugrund- 
stücke des  Bestellers  verlangeu.  Ist  das 
Werk  noch  nicht  vollendet,  so  kann  er 


An     weitergehenden  Vorschläge 


zu 


Gunsten  der  Bauhandwerker  hat  es  daneben 
auch    in    den   <  iesetzgebungskoniniissione n 


die  Einräumung  der  Sit  hcrheitshvjtothek  1  nicht  gefehlt,  siehe  das  Referat  von  G  r e  i  f  f 
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in  den  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat,  Hd.  r>9,  r  entwürfe  probeweise  ausgearbeitet  und  in 


S.  r»7<5,  sowie  den  Bericht  der  Reicbstags- 
kommissiou  für  das  B.U.B.,  S.  51  —  sie 
wurden  aber  abgelehnt,  indem  man  teils 
die  Erfüllung  solcher  Wünsche  mit  der 
Rücksicht  auf  den  Realkredit  und  die  Bau- 
thätigkeit  für  unvereinbar  erachtete,  teils  — 

so  im  Reichstage  —  es  wenigstens  nicht  Stillstande    gelangt.     Vielmehr    Hess  das 


der  Justi/.k« Immission  des  Abgeordneten- 
hauses zum  Gegenstände  von  Verhandlun- 
gen gemacht,  die  freilich  zu  keiner  rechten 
Anerkennung  auch  nur  eines  von  ihnen 
führten. 

Damit  aber  war  die  Fronte  nicht 


zum 


für  angezeigt  hielt,  die  schwierige  Krage 
mit  der  Beratung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs zu  verquicken ,  sie  vielmehr,  wenn 
überhaupt,  als  nur  im  Wege  der  Special- 
gesetzgobung  lösbar  bezeichnete. 

Uebrigeus  hatte  schon  vor  der  Verab- 
schiedung des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  das 
Plenum  des  Reichstages  Anfang  IN'JO  ge- 
legentlich eines  auf  Krlass  von  Schutzmass- 
regeln abzielenden  Antrages  Bassermann 
über  einen  ausgiebigeren  Schutz  der  Bau- 
handwerker verhandelt :    st  von  allen  Seiten 

wurde  der  Sympathie  in:'.  'leren  Forderungen  '  Zugleich  wurden  die  Vertret 
Ausdruck  verliehen,  aber  andererseits  der 
grossen  Schwierigkeiten  gedacht,  sie  ohne 
allzu  harte  Verletzung  anderweitiger  legi- 
timer Interessen  wirksam  zu  schützen.  Zu 
bindenden  Beschlüssen  kam  man  damals  denn 
auch  noch  nicht;  vielmehr  zog  Basser- 
nn  selbst  den  speeialisiereuden  zwei- 


ten Teil  seines  Antrages  vorläufig  zu- 
rück, nachdem  seitens  dos  Staatssekretärs 
des   Reichsjustizamts   Nieberding  eiue 


Preußische  Justizministerium,  den  immer 
erneuten  Anregungen  der  Verfechter  des 
Bauhaudwerkorvorreehts  Folgte  leistend,  als- 
bald durch  eiue  Kommission  einen  neuen 
für  das  Reich  bestimmten  Entwurf  aus- 
arbeiten und  Ende  Dezember  1897  im  Reichs- 
anzeiger nebst  derBegründung  und  dem  Ent- 
wurf eines  Proussischen  Ausführungsgesetzes 
veröffentlichen  (erschienen  auch  in  amt- 
licher Buchausgabe  in  v.  Beckers,  iu  ausser- 
amt lieber  iu  Carl  Hermanns  Verlag),  ohne 
zunächst  selbst  Stellung  dazu  zu  nehmen. 

r  der  Rechts- 
wissenschaft, der  Rechtspflege  und  der  be- 
troffenen wirtschaftlichen  Interessen  zur 
Kritik  öffentlich  aufgefordert  —  eine  Auffor- 
derung, von  der  in  der  Fach-  und  jKjlitischen 
Presse  sowie  in  Broschüren  und  Versamm- 
lungen ein  recht  ausgiebiger  Gebrauch  ge- 
macht wurde. 

Da  sich  an  den  Entwurf  seither  alle 
weiteren  Erörterungen  angescldossen  haben 
und  da  er,  was  sonst  auch  sein  Schicksal 


Erklärung  dahin  abgegeben  war,  dass  die  i  sein  möge,  mindestens  die  allgemeine  Grund- 
verbündeten  Regierungen  ernstlich  mit  der :  läge  für  spätere  gesetzgeberische  Versuche 


Verbreitung  eines  entsprechenden  Gesetz- 
entwurfes beschäftigt  seien.  Einstimmig 
wurde  dagegen  der  allgemeinere  Teil  des 
Antrages  angenommen,  der  die  Regierungen 
ersuchte,  einen  Gesetzentwurf  zum  Schutze 
der  Bauhandwerker  anzubahnen. 

Auch  in  den  prenssi sehen  Parla- 
menten war  die  Angelegenheit  inzwischen 
zur  weiteren  Verhandlung  gekommen.  Das 
Herrenhaus  besehloss  wiederholt,  die 
Petition  des  Bundes  für  Bodenbesitzreform 
der  Regierung  zur  Berücksichtigung  zu 
überweisen,  und  im  Abgeordneten- 
haus*» brachte  das  nationalliberale  Mitglied 
Wall  brecht  einen  Antrag  auf  Einrichtung 
von  sogenannten  Bauschöffenämtern  ein. 
Die  Regierung  gab  auch  hier  überall  ihrer 
grundsätzlichen  Zustimmung  Ausdruck:  ins- 
besondere erklärte  der  Justizminister  Schön- 
stedt im  Herrenhause  am  27.  März  ls.!).r>, 
-die  Sache  werde  nicht  ruhen ,  es  werde 
vielmehr  mit  allen  Mitteln  nach  einem  be- 
friedigenden Resultate  gesucht  werden«. 
Dementsprechend  wandte  sie  sieh  an  die 
Magistrate  der  grösseren  Städte,  die  Innun 


auf  unserem  Gebiete  Meinen 
wenigstens  die  Grundzüge 


wird,  sind  luer 
seinea  Iuhalts 

mitzuteilen. 

Er  beruht  auf  der  Idee,  dass  den  zu  be- 
günstigenden Personen  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen ein  Vorzugsrecht  aus  dem 
Erlös  des  hergestellten  G  e  I)  ä  u  d  e  s  zu 
geben  sei.  während  der  Werf  des  Bodens 
davon  frei  bleiben  soll.  Aber  diese  Lösung 
gewährt  der  Entwurf  nur  hypothetisch 
—  erst  durch  das  Medium  einer  landes- 
herrlichen Verordnung  hindurch  soll 
das  Schutzgesetz  in  Aktivität  treten :  es  soll 
nur  gelten  (§  1)  für  die  durch  solche  Ver- 
ordnung dafür  erklärten -N  eu  bau  bez  i rkor,. 
Man  war  —  mit  Recht  —  der  Ansicht,  dass 
nur  in  gewissen  Gemeinden  oder  Teilen 
davon  wegen  der  zu  erwartenden  regeren 
Bauthätigkeit  Bedürfnis  nach  besonderen 
Sohutzbestimmungen  vorliege,  dass  es  aber 
anderei'seits  für  die  Absteckung  dos  An- 
wendungsgebietes wegen  der  steten  Aende- 
ning  der  Verhältnisse  eines  variablen  Be- 
stimmungsfaktors bed  ü  r  f e . 

Auch  in  den  Neubaubezirken  lässt  der 


gen  und  sonstigen  kompetenten  Stellen  um ;  Entwurf  den  Erwerb  des  Vorrechts  erst 
Mitteilung  des  einschlägigen  Materials,  wo-  durch  Erfüllung  verschiedener  Vorausset zun- 
bei  ihr  auch  andere  der  verbündeten  Re-  gen  vermittelt  werden, 
gienuigen    folgten.     Im   Justizministerium       a)   Einmal   bedarf    es   der  Eintragung 
wurden  ferner  nicht  weniger  als  5  Gesetz-  eines  »Bau Vermerkes    auf  dem  Grund- 
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buchblatt  der  Baustelle.  Sie  ist  vom  Eigen- 
tümer zu  erwirken,  uud  er  darf  —  sicher- 
lich das  denkbar  wirksamste  Zwangsmittel  — 
vorher  nicht  mit  dem  Bau  beginnen. 

Im  Hauvermerk  ist  insbesondere  die 
Höhe  des  Baustellenwertes  festzu- 
stellen, aus  dem  sieh  erst  die  Abgrenzung 
des  Bauhand workorvorrechts  ergiebt  (s. unten). 
Dio  Grundsätze  für  diese  Feststellung  iiber- 
lässt  der  Entwurf  dem  Landesrecht;  für 
Preussen  wird  in  dieser  Richtung  in  An- 
lehnung an  den  oben  erwähnten  Antrag 
Wall  brecht  die  Errichtung  von  Ban- 
se h  ö  f  f  e  n  ä  in  t  e  r  n  vorgesehen.  Diese  haben 
den  Boden  wert  grundsätzlich  nach  einem 
durchschnittlichen  Einheitssatz  für  den 
Quadratmeter  innerhalb  der  einzelnen  Stras- 
sen oder  bestimmter  Strassenteüe  zu  be- 
rechnen ;  jedoch  kann  statt  dieser  generellen 
auf  Antrag  des  Eigentumers  eine  indivi- 
duelle Abschätzung  des  Bodenwertes  vor- 
genommen werden. 

b)  Ist  der  Bauvermerk  eingetragen,  so 
entsteht  dadurch  für  die  Baugläubiger  noch 
nicht  ohne  weiteres  eine  gesetzliche  Hypo- 
thek oder  ein  Subhastationsprivileg ;  wohl 
aber  können  sie  ihre  Ansprüche  innerhalb 
einer  seehsmnnatliehen  Frist  beim  Grund- 
buchamt anmelden  und  auf  Grund  einer 
hinzukommenden  Einwilligung  des  Eigen- 
tümers, mangels  solcher  einer  vom  zustän- 
digen Prozessgericht  zu  erwirkenden  einst- 
weiligen Verfügung,  die  Eintragung  einer 
Sicherungshypothek  erwirken. 

Die  eingetragenen  Bauhandwerkerhypo- 
theken haben  unter  sich  gleichen  Hang: 
vorstehenden  Hypotheken  und  anderen 
Rechten  am  Grundstück  gegenüber  gehen 
sie  insoweit  vor,  als  der  Betrag  dieser  letz- 
teren die  Höhe  des  im  Bauvermerk  {inge- 
gebenen Baustellenwertes  übersteigt.  Aus- 
serdem wird  der  Pautraguug  der  Bauhand- 
werkerhypotheken rückwirkende  Kraft  auf 
den  Zeitpunkt  der  Eintragung  des  Bauver- 
merkes insofern  beigelegt,  als  sie  später 
eingetragenen  Rechten  schlechthin  vor- 
gehen und  als  die  Anwartschaft  auf  deu 
Erwerb  den  Bangläubigeru  durch  eine 
»nachträgliehe«  Yeräussorung  des  Grund- 
stücks seitens  des  Bauherrn  nicht  entzogen 
werden  soll. 

Den  Lieferanten  wird  die  im  Ent- 
wurf vorgeschlagene  Vergünstigung  nicht 
zu  teil:  »Bauglüubiger"  im  Sinne  desselben 
sind  vielmehr  nur  die  Unternehmer  des  Han- 
werkes und  die  an  dessen  Herstellung  auf 
Grund  eines  Dienst  Vertrages  Beteiligten.  Es 
ist  nicht  erforderlich,  dass  sie  ihn»  Verträge 
gerade  mit  dem  Hauherrn  selbst,  wohl  aber, 
dass  sie  dieselben  wenigstens  auf  dessen 
Rechnung  --  also  etwa  mit  einem  soge- 
nannten indirekten  Stellvertreter  desselben 
—  geschlossen  liaben.    Das  trifft  bei  der 


grossen  Masse  der  Bauarbeiter  nicht  zu 
—  sie  werden  von  den  Handwerkern  auf 
deren  Rechnung  beschäftigt ,  nicht  liat  der 
Bauherr  diesen  gerade  und  nur  die  ihnen 
gezahlten  I/thne  zu  einsetzen.  Indem  sich 
somit  zwischen  die  Arbeiter  uud  den  Bau- 
herrn eine  selbständige  wirtscliaftliclic 
Zwischenstufe  zu  schieben  pflegt,  scheiden 
erstere  in  der  Regel  der  Fälle  aus  dein 
Kreise  der  vom  Entwurf  begünstigten  Per- 
sonen aus. 

Eine  sehr  wichtige  Bestimmung  enthält 
der  Entwurf  in  $  lb.  Danach  soU  sich  der 
vom  Vorrecht  der  Bauliand werker hypothek 
freie  »Bniistelleuwort«  zu  Gunsten  einer 
voreingetragenen  Hypothek  (Baugelderhypo- 
thek) um  so  viel  erhöhen,  als  der  Baugeld- 
geber in  Anrechnung  auf  die  Baugelder 
zwecks  Tilgung  der  Handwerkeransprüche 
geleistet  hat. 

Endlich  erklärt  der  Entwurf  einen  vor- 
gängigen Verzicht  auf  das  Privileg  für  un- 
wirksam. 

Die  Stellung  der  Kritik  dem  liier  skiz- 
zierten Entwurf  gegonül>er  war  denkbar 
verschiedenartig.  Während  einige  ihm  in 
fast  allen  wesentlichen  Puukten  Beifall 
spendeten  so  Freese,  Hilse,  üert- 
m  a  n  n ,  T  h  i  n  i  u  s ,  andere  darin  wenigstens 
eine  brauchbare  Grundlage  weiterer  gesetz- 
geberischer Versuche  erblickten  —  so 
L.  Cohn,  Münk,  Harnier,  war  der 
Standpunkt  mancher  anderer  ein  mehr  oder 
minder  radikal  ablehnender  —  so  Dove, 
Heinitz,  Eckels,  Schneider.  Uud 
zwar  wiederum  aus  sehr  mannigfachen 
Gründen,  unter  denen  Zweifel  gegen  die 
Durchführbarkeit  der  dem  Bausehöffenaint 
zugewiesenen  Aufgaben  eine  besonders  grosse 
Rolle  spielten. 

Die  Stellung  der  Regierungen  scheint 
bisher  eine  abwartende  geblieben  zu  soiu : 
man  vernimmt  bisweilen,  dass  eine  Um- 
arbeitung des  Entwurfes  au  der  Hand  der 
gemachten  Verbessenmgsvorschläge  im 
Werke  sei ;  doch  feldt  es  an  näheren  und 
authentischen  Angaben  darüber. 

».    Kritische    ITebertricht   der  ver- 
schiedenen Ansichten.    Das  ist  derzeit 
der  gesetzgeberische  Stand  der  Bauhand- 
werkerfrage. Wenden  wir  uns  nunmehr  der 
Mitteilung  und  Sichtung  der  zu  ihrer  Rege- 
lung gemachten   Vorschläge  im  einzelnen 
zu.    von    denen  der  rührige   Fülirer  der 
Bodenreformer.  H.  Freese,  im  Jahre  l!S!>4 
bereits  20  zusammenstellen  konnte,  und  zu 
denen  seitdem  noch  mehrere  hinzugekommen 
sind,  so  kann  eine  erschöpfende  Aufzählung: 
hier  nicht  im  Plane  liegen;  es  ist  vielmehr 
nur  eine  kurze  kritische   Darstellung  <le?r 
verschiedenen  Grundrichtungen  lteabsicht igt. 

a)  Die  Gegner  des  Bauhandwer- 
kervorrochts.    Von  diesen  will  die  ein«- 
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die  der  »Gegner«:  des  Bauhandwerkervor- 
rechts, zwar  nicht  mehr  wie  früher  mit  dem 
ersten  Entwurf  des  Bürgerlichen  Gesetz- 


thätigkeit  lahm  legen  müsse,  selbst  die  Ge- 
legenheit zu  lohnendem  Verdienst  fortan 
entzogen  werden,  ein  Argument,  das  Dern- 


buchs  die  Mehrheit  des  Juristentages  und  Iburg  bereits  mit  der  Erwägung  vollauf 
der  Justizkommission  des  Abgeordneten- 1  widerlegt  hat,  dass  das  Baugeschäft  in 
hausos,  eine  absolut  negative  Ijöaung  — |  seinem  Fortschritt  oder  Stillstand  nicht  vom 
diesen  Standpunkt  der  reinen  Ablehnung 
wagt  vielmehr  heute,  zumal  uach  Erlass 
des  Bürgerlichen  Gesotzbuchs ,  niemand 
mehr  zu  vertreten.  Alicr  desto  entschiede- 
ner wehrt  sie  alle  über  den  im  §  648  an- 
erkannten Hypothekentitel  hinausgehen  - 
den  Vorschlage  ab.  Diese  Meinung  findet 
ihre  Befürworter  in  fast  der  gesamten  kapi- 
talistischen und  manchesterlichen  Presse, 
aber  auch  bei  vielen  und  namhaften  Juristen, 
selbst  solchen,  die  als  ausgesprochene  Ver- 
treter des  landrechtlichen  Systems  in  der 
Bekämpfung  des  ersten  Entwurfes  mit  den 
Freunden  eines  eigentlichen  Vorrechtes 
Hand  in  Hand  gingen.  Die  in  ewigem 
Einerlei  wiederkehrenden  Grunde  bestehen 
in  der  Berufung  auf  die  legitimen  Interessen 
des  Kapitals  —  sogar  mit  der  angeblichen 
Gefährdung  der  Pupillengelder  versuchte 
man  gegen  das  Vorrecht  Stimmung  ztt 
machen  —  und  den  streng  festzuhaltenden 
öffentlichen  Glauben  des  Grundbuches.  Man 


Behoben  des  einzelnen,  sondern  von  ob- 
jektiven, sozialen  Gesichtspunkten  —  An- 
wachsen der  Bevölkerung,  des  Wohlstandes, 
der  Industrie  —  bedingt  sei  und  dass  die 
Einfühlung  des  Privilegs  höchstens  die 
Person  der  Bauherren  ändern,  nicht 
aber  das  Bauen  selbst  hemmen  würde.  An 
Stelle  der  jetzigen  oft  schwindelhaften 
Unternehmer  würden  Aktiengesellschaften, 
Spar-  und  Bauvereine,  eventuell  auch  Asso- 
ciationen der  Bauhandworker  selbst  treten 
(Aufs.  S.  282).  Uobrigens  machen  gerade 
die  Handwerker  geltend,  dass  ihnen  weniger, 
aber  sichere,  Aufträge  lieber  seien  als  die 
jetzigen  zahlreicheren,  aber  unsicheren. 

freilich  hat  umgekehrt  aus  der  vermut- 
lichen kapitalistischen  Umbildung  des  Bau- 
wesens Meschelsohn  neuerdings  einen 
Gegengrund  gegen  das  Vorrecht  entnommen, 
indem  damit  einem  selbständigen  Bau- 
liandwerk  der  Todesstoss  versetzt  würde. 
Ich  vermag  dem  nicht  zu  folgen.  Einmal 
hat  hiergegen  eingewendet,  so  namentlich  j  werden  bei  den  fraglichen  > Associationen« 
Dernburg  und  der  Schreiber  dieser  Zeilen  !  Handwerker  selbst  vermutlich  vielfach  be- 


(Aufc.  S.  273  ff.  Vortr.  S.  17  ff.),  dass  dieses, 
übrigens  auch  sonst,  z.  B.  zu  Gunsten  der 
fiskalischen  Subhastationsprivilegien,  durch- 
brochene Princip  doch  nicht  »zum  feurigen 
Moloch  werden  dürfe,  dem  man  alles  leben- 
dige Wesen  zum  Opfer  bringt* ;  dass  man 
auch  mit  nichten  einer  eigentlichen  gesetz- 
lichen Hypothek  das  Wort  rede,  sondern 
mir  der  von  den  Handwerken)  in  gesetzlich 


teiligt  sein  —  man  denke  an  die  aufstreben- 
den Spar-  und  Bauvereine!  —  dann  aber 
bedarf  doch  auch  die  kapitalistische  Ge- 
nossenscliaft  der  ausführenden  Handwerker. 
Führt  aber  wirklicli  die  Entwicklung  zu 
einer  kapitalistischen  Koncentration,  so  wäre 
das  nur  eine  auch  auf  anderen  Gebieten 
mit  nnturgesetzlioher  Gewalt  sich  vollzie- 
hende und  keineswegs  unbedingt  beklagcns- 


bestimmteu,  knappen  Fristen  zur  Eintragung :  werte.  Erscheinung  (Vortr.  S.  18) ,  die  den 


oder  Amnclduug  gebrachten  das  Vorrecht 
vor  gewissen  älteren  Posten  gewahrt  wissen 
wolle.  Und  gegen  das  schwerer  wiegende 
Argument  aus  den  Interessen  des  Kapitals 
hat  man  auf  die  Möglichkeit  einer  solchen 
Gestaltung  des  Vorrechtes  hingewiesen,  die 

eine  Gefährdung  desselben  wenigstens  auf  Selbst  wenn  es  ihnen ,  was  liei  vielfach 
ein    thunlichst    geringes   Mass    herunter-  mangelnder  Bildung  und  Gescliäftsgewandt 


Beteiligten  ihre  wirtschaftliche  Existenz, 
nur  in  anderer  Form,  durchaus  belicsse. 

Andererseits  ist ,  wie  man  wohl  sagen 
darf,  erwiesen,  dass  mit  dem  blossen  Hypo- 
thekentitel den  Interessen  des  Bauluiud- 
werkes  in  keiner  Weise  genügt  wird. 


schraubt.  Man  hat  daneben  aber  auch  di 
Frage  aufgeworfen,  ob  denn,  wenn  wirklich 
ein  unausgleiclüicher  Interessentenkonflikt 
vorliege,  die  Gesetzgebung  sich  nicht  eher 
auf  den  Standpunkt  der  Handwerker,  des 
sozial  schwächeren  Teiles,  stellen  solle  als 
auf  den  des  durch  Macht  und  Geschäfts- 
gewandtheit zum  genügenden  Sell>stschutz 
seiner  Interessen  ungleich  besser  gerüsteten 
Kapitals  (Aufs.  S.  279)? 

Da  somit  (he  bisherigen  Gründe  nicht 
mehr  recht  verfangen  wollen,  versuchen  jetzt 
die  Gegner  das  eigene  Interesse  der  Bau- 
liandwerker  auszuspielen.  Ihnen  würde 
dureh  das  Privileg,  das  notwendig  die  Bau- 


Regel  darstellen  wird, 
Bestimmungen  des 


heit  gewiss  nicht  die 
gelänge ,  gemäss  den 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  schon  mit  Beginn 
ihrer  Arbeiten  eine  Vormerkung  zu  erwir- 
ken, werden  sie  gerade  in  den  gefährlichen 
Fällen  das  Gnmustück  mit  einer  sich  aus 
Kauf-  und  Baugeldforderungeii  zusammen- 
setzenden enormen  Hyitothekenlast  bereits 
beschwert  finden.  Dahinter  bleiben  ihre 
eigenen  Posten  um  so  sicherer  dem  Aus- 
fall ausgesetzt,  als  sie  nicht  die  erheh- 
licheu  Mittel  besitzen,  die  ein  wirksames 
Mitbieten  bei  grossstädtischen  Subhastationen 
erfordert. 

Sehr  belehrend  sind  die  Erfahrungen, 


Ii  and  Wörterbuch  der  SUaUwIaseiucbaften.  Zweite  Auflage.  VI. 


Ii 
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soweit 
von  ihnen  aufge- 
Gnindstückes  be- 
Vor recht  (privi- 


die  man  unter  der  Herrschaft  des  land- 
rechtlichen Schutzmittels  gerade  in  Berlin 
und  anderen  preussisehen  Grossstädteu  ge- 
macht hat.  Wie  schwindclliaft  sich  hier 
das  Baugeschäft  entwickelt  habe,  ist  schon 
von  Dernburgs  glänzender  Feder  (»Pio- 
nier«, 1890,  S.  163)  uberzeugend  geschildert, 
s.  Aufs.  S.  266.  Und  seitdem  liaben  vol- 
lends grauenhafte  FamilientragTxlien ,  wie 
die  des  Malermeisters  Seeger,  klar  er- 
wieson,  in  welch  verzweifelte  Lagen  der 
grossstädtiseho  Bauhandwerker,  fast  ohne 
jedwedes  Verschulden,  geraten  kann.  Mel- 
deten doch  bei  einer  anlässlich  des  Falles 
Seeger  vom  Bunde  für  Boden besitzreform 
veran stalteten  Enquete  eine  grosse  Anzahl 
von  Handwerkern  in  wenigen  "Wochen  bei 
Bauten  erlittene  Ausfälle  im  Gesamtbetrage 
von  weit  Ober  r>  Millionen  Mark  an!  Und 
das  auf  eine  bloss  private  Anregung  hin ! 

Schon  zu  Eingang  meines  Artikels  habe 
ich  auf  den  allgemein  anerkannten  Grund- 
gedanken hingewiesen,  der  für  das  Bau- 
handwerkerpfandrecht spricht  und  dem 
durch  einen  blossen  Pfandrechtstitel  keines- 
wegs Genüge  geschieht.  In  Wahrheit  be- 
gehren die  Handwerker, 
ihre  Hypothek  auf  den 
führten  Mehrwert  des 
schränkt  wird,  keinerlei 
legitim  favombileV  sondern  nur  Beseitigung 
des  ihnen  nach  dorn  bisherigen  Kocht  auf- 
gebürdeten Privilegium  o  d  i  o  s  u  m.  Denn 
ein  solches  liegt  meines  Erachtens  darin, 
dass  die  von  ihnen  geschaffenen  Werte  nicht 
den  Werkmeistern,  sondern  den  Kauf-  und 
den  Baugeldgläubigem  vorzüglich  haften. 
Jenen  wächst  dadurch  ohne  ihr  Zuthun  ein 
weiteres  Sicherungs-  und  Befriedigungsmittel 
zu,  das  zur  Zeit  ihrer  Kreditgewährung  noch 
gar  nicht  existierte,  und  diese  erlangen 
Rechte  an  dem  Bau,  obwohl  die  von  ihnen 
dafür  gegebenen  Gelder  oft  gar  nicht  zu 
dessen  Besten  Verwendung  gefunden  liaben. 
Denn  wenn  dies  der  Fall  ist,  sind  eben  die 
Handwerker  damit  ipso  facto  abgefunden, 
ihre  Posten  also  weggefallen. 

b)  Sicherungamaflsregeln  neben  dem 
Pfandrecht.  Solchen  Gesichtspunkten  nicht 
unzugänglich,  mochte  eine  zweite  Gruppe 
von  Vorschlägen  n  eben  dem  Pfand- 
rechtstitel  noch  a  n  d  e  r  o  sichernde 
Massnahmen  zu  Gunst on  der  Bauhand- 
werker eingefülui  wissen.  Der  eine  wül 
den  Baugeldgeber  regresspf lichtig  machen, 
wenn  er  es  unterlägst,  über  die  Kreditwür- 
digkeit des  Bauherrn  Auskunft  einzuholen  : 
der  zweite  redet  strafrechtlichen  Bestim- 
mungen gegen  die  bcslinunungswidrige  Ver- 
wendung der  Baugelder  das  Wort  (M  e  s  c  h  e  1- 
sohn):  andere  erwarten  das  Heil  von  einer 
erleichteren  Zugänglichkeit  des  Grund- 
buches, dem  Znsammenschlnss  der  Bauhand- 


werker zu  Genossenscliaften  oder  gar  von 
einer  Verpflichtung  der  gewerbsmässigen 
Bauunternehmer  zur  Führung  von  Handels- 
büchern. Dass  mit  all  diesen  gutgemeinten 
und  nebenher  vielleicht  ganz  angebrachten 
Palliativmittelchen  der  Kern  der  Frage  nicht 
getroffen  wird,  bedarf  keiner  Begründung 
und  ist  nach  Nieberdings  Erklärungen 
auch  an  amtlicher  Stelle  wohl  erkannt  wor- 
den. Bedeutsamer  scheint  es,  wenn  der 
Entw.  II  des  Justizministeriums  die  Bauer- 
laubnis davon  abhängig  macht,  dass  für  die 
Handwerker  eine  erste  Hypothek  eingetragen 
wird  und  die  eine  Priorität encession  ver- 
weigernden bisher  vorstehenden  Gläubiger 
zur  Erreichung  dieses  Zieles  einem  Kündi- 
gungsrechte des  Bauherrn  unterliegen.  Aber 
dieser  allerdings  sehr  beachtenswerte  Ent- 
wurf kann  dem  Einwände,  dass  er  das 
Bauen  in  unerträglicher  Weise  erschwere 
und  verzögere,  fast  ebensowenig  entgehen 
wie  der  andere,  meines  Erachtens  absolut 
undurchführbare,  wonach  die  Erteilung  der 
Bauerlaubnis  von  Stellung  einer  ausreichen- 
den Baukaution,  der  von  den  Theater- 
direktoreu  eingeforderten  ähnlich,  abhängig 
gemacht  wird  (Lßwenfeld  in  der  »Post- 
vom  15.  November  1895;  seither  auch  zum 
Teil  von  Schneider  und  in  den  Verhand- 
lungen des  24.  Juristentages  vertreten).  Bei 
solcher  Regelung  müsste  der  Bauherr  ge- 
radezu im  Besitze  der  doppelten  Mittel 
sein  -  •  der  zum  Betriebe  des  Baues  selbst 
und  der  zur  Kautionsbestellung  erforder- 
lichen! Wer  aber  wäre  imstande,  solche 
masslos  schwere  Bedingungen  zu  erfüllend 
Gangbarer  scheint  mir  noch  der  Weg. 
den  Heuling  in  einer  besonderen  Broschüre 
eingeschlagen  liat,  wonach  nicht  besondere 
Kautionen,  sondern  d  i  e  B  a  u  g  e  1  d  e  r  s  e  I  b  s  t 
zur  Sicherheit  für  die  Handwerker  hinter- 
legt werden  sollen,  und  zwar  durch  Ver- 
mittelung  einer  besonderen,  mit  denen  des 
Nachlassgcrichtcs  ähnlichen  Funktionen  aus- 
zustattenden Bchürde.  Aber  auch  damit, 
fürchte  ich,  würde  das  Baugeschäft  schwer 
getroffen  und  die  Baugelder  gerade  in  d  e  r 
Zeit  ihrer  bestimmungsgemässen  Verwen- 
dung entzogen,  wo  alle  Beteiligten  ihrer  am 
dringendsten  bedürfen.  Dies  Bedenken  ver- 
meidet der  Vorschlag  von  Hirsch,  der  den 
> Baugläubigern«  einen  Anspruch  auf  Cessiou 
der  Baugelderforderung  zu  Händen  eines  zu 
schaffenden  Baugeldamtes  gewähren  will. 
Aber  der  Charakter  der  *  Baugeld  forderung* 
lässt  sich  - —  etwa  durch  das  Mittel  unserer 
abstrakten  Grundschuldcn  —  gerade  von  ge- 
riebenen Bauherren  und  -geldgebern  leicht 
verschleiern;  bis  zur  Durchführung  der 
Cession  ferner  bleiben  die  Bauhandwerker 
auch  nach  Hirschs  Entwurf  schutzlos, 
und  sein  Ausweg,  daes  sie  schon  vorher 
dem  Baugoldgeber  durch  -Mitteilung*  die 


Digitized  by  Google 


Pfandvorrecht  der  Bauhandwerker 


83 


Möglichkeit  einer  liberierenden  Leistung  an  | 
den  Bauherrn  nehmen  können,  würde  aller-  i 
lei  Chikanen  Thür  und  Thor  Offnen.  Der 
tereehtigte  Kern  in  R  e  u  1  i  n  g  s  uud  H  i  r  s  c  h  s  j 
Vorschlägen,    nämlich    die  Herbeiführung1 
einer    bestimmungsgemässen    Verwendung  I 
des  Baugeldes,  dürfte  auch   und  gerade' 
mittelst  eines  Pfand privilegs  der  Bauhand- 
werker sicher  erreicht  werden :  im  eigenen 
Iuteresse,  um  deren  vorgehende  Posten  ab- 
zustossen  und  darin  einzurücken ,  würden 
die  Baubanken  die  Valuta  fortan  nur  noch, 
auf  Anweisung  des  Bauherrn,  an  die  Hand- 
werker, nicht  mehr  an  den  Bauherrn  selbst, 
altführen  —  ein  Verfahren ,  das  sie  nach 
sachverständigen  Mitteilungen  schon  heute 
sehr  oft  anwenden  (Aufs.  S.  271*)  und  das 
in  Zukunft  zu  verallgemeinern  ihnen  ihr 
eigenes  Interesse  dringend  anraten .  ihre 
wirtschaftliche  Machtstellung  gegenüber  den 
Bauherren  sicher  ermöglichen  würde. 

Eine,  von  anderer  Seite  vorgeschlagene, 
Hypothekensjterre  dagegen  dürfte  ebenso- 
wenig nützen  wie  der  verwandte  Vorschlag, 
dass  die  Handwerkerfurderungen  nur  den 
vor  Erteilung  der  Bauerlaubnis  eingetragenen 
Hypotheken  nachstehen  sollen.  Die  Idee 
atier,  übei-haupt  nur  einem  durch  behördliche 
Prüfung  als  kreditwürdig  befundenen  Unter- 
nehmer die  Bauerlaubnis  zu  gewählten,  ist 
eine  meines  Erachtens  nicht  ernstlich  dis- 
kutable Ausgehurt  bureaukratischer  Weltan- 
schauung. 

c)  Hypothek   der  Bauhandwerker. 

Somit  haben  sich,  wie  heute  fast  allgemein 
anerkannt ,  alle  vorgeschlagenen  Mittel-! 
wege    als    ungangbar   erwiesen.  Es 
bleibt,  wenn  man  es  nicht  bei  dem  blossen  i 
Pfandrechtstitel  auch  in  Zukunft  bewenden  | 
lassen  will,  nur  das  Mittel  einer  eigent-1 
liehen  Hypothek  der  Bau  band  werker. 
die  zwar  auch  nur  als  eingetragene  wirkt, 
akr,  wenn  in  gewisser  Frist  —  man  hat 
dafür  teils  sechs,  teils,  meines  Erachtens 
durchaus  ausreichend,  drei  Monate  nach 
erfolgter  baupolizeilicher  Gebrauchsabnahme 
vorgeschlagen  (s.  Aufs.  S.  391  ff.)  —  ange- 
meldet, den  Vorrang  vor  den  neueingetrage- 
nen Hypotheken  haben  soll.  Von  den  zahl- 
reichen  Verfechtern  eines  solchen  wahren 
Pfand  Vorrechtes  der  Bauhandwerketv  lassen 
sich  nun  aber  wieder  zwei  Klassen  unter- 
scheiden. 

Die  einen  —  so  die  Petitionen  der 
Bodenrcformer  und  des  Dr.  Stolp,  ferner 
der  Verfasser  in  seinem  ersten  Aufsatz  S. 
39.1  ff.,  anscheinend  auch  Dernbnrg  — 
gewähren  das  Vorrecht  absolut  gegeuül)er 
allen  eingetragenen  Forderungen,  billigen 
dafür  andererseits  diesen  bisweilen  ein  ge- 
setzliches Kündigungsrecht  als  Schutz- 
mittel zu. 

Die  anderen  dagegen  beschränken  das 


Vorrecht  in  verschiedener  Weise.  So  will 
die  Handelskammcrkonferenz  zu  Büdesheim 
(1894)  die  vor  Erteilung  der  Bauerlaubnis 
eingetragenen  Hypotheken  vom  Vorrecht 
nicht  berührt  werden  lassen,  während  der 
frühere  Entwurf  I  des  Justizministeriums 
den  Bauhandwerkerhypotheken  auch  vor  den 
im  letzten  Jalm?  vor  ihrer  Eintragung  ent- 
standenen Posten  den  Vorrang  einräumt, 
»es  sei  denn,  dass  die  Valuta  gozaldt  wor- 
den war,  bevor  der  Hypothokengläuhiger 
Kenntnis  von  der  Eintragung  der  Handwer- 
kerfordernng  erlangt  hatte«.  Solche  Vor- 
schläge sind  schon  oben  als  ungenügend 
zurückgewiesen  worden. 

Bedeutsamer  sind  zwei  andere  Einschrän- 
kungen. Die  eine  schliesst  sich  wesentlich 
an  das  französische  System  an,  gewährt 
also  den  Handwerkern  das  Vorrecht  nur 
bis  zum  Betrage  der  Werterhöhnng. 
die  durch  ihre  respektiven  Arbeiten  dem 
Grundstück  zugekommen  ist.  Ihr  Haupt- 
verfechter ist  Otto  Bähr  in  seinem  Gegen- 
entwurf zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  in 
mehreren  Artikeln  in  der  'Gegenwart*  und 
den  Gronzboten*  ;  angeschlossen  haben  sich 
ihm  Hilse  und  verschiedene  Petitionen 
von  Interessenten  (Innungsverltand  der 
Baugewerksineister,  Handwerkerverein  für 
den  Westen  und  Südwesten  Berlins,  end- 
lich der  ministerielle  Entwurf  III).  Die 
andere  will  umgekehrt  vom  nachweis- 
lichen B  o  d  e  n  w  e  r t  des  ( Iruudst fickes 
ausgehen  und  diesen  vom  Pfandvorrecht 
frei  bleiben  lassen  —  so  ein  Artikel 
von  Isensee  in  der  ■> Deutschen  Warte« 
von  1894,  Nr.  153  B.  und  der  Entwurf  V 
des  Justizministeriums.  Ihnen  folgt  der 
von  mir  in  der  Wiener  Juristischen  Gesell- 
schaft am  2<>.  November  1890  gehaltene 
Vortrag,  S.  22.  in  dem  ich  meine  früheren 
Ausführungen  entsprechend  modifiziert  habe. 
Auf  diesem  Standpunkt  steht  nunmehr  ins- 
besondere auch  der  oben  gewürdigte  neuere 
Ministerialentwurf. 

Die  Gewährung  eines  absoluten  Pfand- 
rechtes scheint  mir  zur  Zeit  nicht 
mehr  opportun  und  vor  allem  angesichts 
des  insoweit  nicht  ganz  unberechtigten 
Widerstandes  der  gesamten  kapitalistischen 
Interessen  undurchführbar.  Der  innere 
Grund  für  das  Vorrecht  reicht  nicht  weiter, 
als  die  Leistungen  der  Handweiker  den 
Wert  des  Grundstückes  erhöht  haben,  und 
sie  noch  darüber  hinaus  zu  begünstigen, 
würde  letztlich  dieselbe  Einseitigkeit  zu 
ihren  Gunsten  bedeuten,  wie  wir  sie  heute 
zu  ihren  Ungunsten  obwalten  sehen. 
Dagegen  schlägt  auch  der  von  ihnen  gern 
gemachte  Einwurf,  eine  zweitstellige  Hypo- 
thek nütze  ihnen  nichts,  da  sie  bei  der 
Subhastation  aus  Kapitalmangel  nicht  mit- 
bieten  könnten    und    folgerecht  ausfallen 
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würden,  nicht  durch.  Denn  nach  der  vor- 
geschlagenen Regelung  würden  ja  hinter 
den  Handwerkern  noch  immer  die  Baugeld- 
geber stehen  und  im  eigenen  Interesse 
höhere  Gebote  abgeben.  Und  wenn  diese, 
was  allerdings  heutzutage  anscheinend  in 
Grossstädten  fast  die  Regel  bildet,  mit  den 
Verkaufern  identisch  sind,  würde  eine  un- 
schwer zu  bewerkstelligende  gesetzliche 
Erleichterung  der  lästigen  Kautions- 
pflicht im  Subhastationsverfahren  zu 
Gunsten  der  Realgläubiger  den  Bauhand- 
werkern die  Möglichkeit,  das  Grundstück 
selbst  zu  ersteigern,  erleichtern  kennen. 
Selüiinmsteufalls  müssten  sie  sich  eben  zum 
gemeinsamen  Bieten  vereinigen. 

Ein  anderer  Einwand  erhebt  sich  aus 
der  Schwierigkeit  des  Abschätzungs  Ver- 
fahrens, und  er  scheint  mir  allerdings  gegen- 
über dem  Bähr sehen  Vorschlag  um  so 
entscheidender,  als  das  vollständige  Fiasko 
der  entsprechenden  französischen  Schutzbe- 
stimmung wenig  zur  Nachfolge  einladet. 
»Der  Wert  eines  Hauses,«  so  sagte  ich  in 
Wien,  ist  ein  schwer  fassbares,  mollusken- 
artiges Ding:  noch  schwerer  feststellbar  ist 
aber  der  Anteil,  den  die  Arbeit  gerade  dieses 
und  jenes  Werkmeisters  daran  nimmt  Mag 
sie  an  sich  noch  so  schön  und  tadellos 
sein,  manche  Verwendung  —  man  denke 
an  kostbare  Oefen,  Tapeten  —  becinflusst 
den  Tauschwert,  insbesondere  den  Snb- 
hastatiouserlös  des  Hauses  in  kaum  merk- 
barer Weise.'-  So  stellen  Bähr  und  Ge- 
nossen dem  Subhastations-  oder  Prozess- 
richter  eine  fast  unlösliche  Aufgabe,  veran- 
lassen kostspielige  und  langwierige  Gutachten 
und  Prozesse  und  werden  schliesslich  den 
Interessen  keines  der  Beteiligten  gerecht. 

Viel  leichter  macht  sich  (s.  Vortr.  S.  22) 
das  andere  System,  wonach  man  umgekelirt 
den  wahren  Bodenwert  —  der  zwar  viel- 
fach, aber  mit  nichten  unterschiedslos,  dem 
vielleicht  schwindelhaft  in  die  Höhe  ge- 
triebnen Kaufpreis  gleich  sein  wird  —  zu 
Grunde  legt.  Hier  ist  nur  eine  einzige, 
noch  dazu  leichter  zu  berechnende  Grösse 
festzustellen  —  der  Bodenwert.  Der  Preis 
der  Nachl«argrundstneke.  das  Gutachten 
sachverständiger  Grundstücksmakler  kann 
in  den  meisten  Fällen  ein  wenigstens 
approximativ  richtiges  Resultat  ergeben  — 
giebt  es  z.  B.  für  Berlin  doch  schon  Karten 
zur  Berechnung  des  Bodenwertes!  Selbst- 
verständlich werden  auch  bei  diesem  System 
Irrungen  nicht  ausbleiljcn,  manche  Streitig- 
keiten zwischen  den  beiden  Interessenten- 
klassen nötigenfalls  vom  Prezessgericht  zu 
entscheiden  sein  —  aber  sie  können  sich 
schlimmstenfalls  doch  nur  um  einen  be- 
grenzten Teil  des  Erlöses  drehen,  und  auf 
jeden  Fall  wird  allen  Beteiligten  wenigstens 
insoweit    das    Ihre    zugemessen,    als  es 


d; 


menschliche  Einsicht  erlaubt.  Aus  solchen 
naheliegenden  Erwägungen  heraus  wirbt 
denn  auch  gerade  dieser  Lösungsversuch 
heute  fortwälirend  neue  Anliänger  —  auf 
ihm  beruhte  der  s.  Z.  im  Reichstage  ver- 
liandelte  Antrag  Bassermann,  aut  seiner 
Grundlage  baut  nunmehr  auch  der  in  Frage 
stehende  Entwurf  auf,  mit  der  Massgabe, 
dass  der  dem  Pfandrecht  nicht  unterworfene 
'  Baustellen werU  nicht  ex  post  facto  für 
deu  Einzelfall  erforscht,  sondern  durch  das 
Bauschöffeuamt  von  vorn  herein  für  alle  in 
Frage  kommenden  Grundstücke  festgestellt 
werden  soll.  Mernes  Erachtens  ein  sehr 
wolü  annehmbarer  und  durchführbarer  Vor- 
schlag ! 

Auf  die  in  Betracht  kommenden  Detail- 
fragen, soweit  sie  noch  nicht  berührt  sind, 
ist  hier  nur  kurz  liinzuwcisen.  Einver- 
ständnis herrscht  allerdings  darüber,  dass 
die  etwa   cinzufülirende  Hypothek  nicht 
dem  eiuzelnon  Werkmeister  nach  der  Reihen- 
folge der  Eintragung,  sondern  allen  ge- 
meinsam, mit  Anspruch  auf  Befriedigung 
>ro  rata,  zu  gewähren  ist;  nicht  minder 
arfiber,  dass  der  Anspruch  auf  sie  der 
Parteiwillkür  entrückt  ius  cogens  sein  soll 
j  (a.  Aufs.  S.  388.  396).   So  auch  der  Ent- 
wurf.   Verschieden   aber  lauten  die  Vor- 
|  schlage  darüber,  ob  das  Recht  nur  den 
eigentlichen  Bauhand werkeru,  oder  mit  den 
meisten    bisherigen    Schutzgesetzen  auch 
deu  blossen  Lieferanten  zu  gewähren  (für 
letzteres  auch  Aufs.  S.  387,  Vortr.  S.  14; 
dagegen  zwar  der  Entwurf,  der  aber  gerade 
in  diesem  Punkte  in  der  Kritik  nur  wenig 
Beifall  fand),  nicht  minder  darüber,  ob  das- 
selbe nicht  etwa  einerseits  auf  Neubauten, 
andererseits    auf    einem    städtischen  Be- 
bauungsplan unterliegende  Grundstücke  — 
für  diese  beiden  Beschränkungen  Dern- 
burg  und  die  Petition  der  Bodenreformer 
—  oder  etwa  gar  auf  gewisse  Grassstädte 
zu   beschranken    sei.     Für    das  letztere 
System,  bei  dem  dann  die  Bezeichnung  der 
betroffenen  Gemeinden  etwa  durch  landes- 
j  herrliche   Verordnung  zu   erfolgen  hätte, 
sprechen  naheliegende  Gründe;  ihm  folgt 
I  auch  derzeit  das  preussische  Justizministerium 
I  in  seinem  Entwurf  von  1897.    Wie  man 
über  diese  und  andere  Einzelfragen  auch 
!  denke  —  dass   sie   und   dass  überhaupt 
'.  irgendwelche    technischen  Schwierigkeiten 
|  nicht  für  das.  wenu  einmal  im  Princip  als 
angemessen  anerkannte.  Pfandvorrocht  den 
Stein  des  Anstosses  bilden  dürfen,  sollte 
allseitig  zugestanden  werden! 

LItteratur:  H.  nötiger,  D*r  Bmtch 

da*  /yatidiiirrrrfit  der  Baukandirerker,  Brunn- 
*rhirr;g  1S!>4.  —  Demburg  in  <1rr  Zeitschrift 
*Pi»nicm,  .hihrq.  17—177,  Berlin  1890 'Jl,  X>. 
1U.  11,  *4  und  —  Frec*e  in  Srhrnollm 

Jahrbuch,  Bd.  XI  1,  ,S.  -r?»;.  —  a.  Haber- 
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land,  Baugewerbe  und  Bautchicindcl,  Herlin 
jM4.  _  B.  Milse  im  Archiv  filr  öffentliche* 
Recht  Bd.  XII J,  Heft  2.  —  F.  Hirsch,  Ent- 
wurf einet  Ge*fUe*  tum  Schutte  der  Bau- 
gläubiger,  Berlin  189G.  —  M.  Menchrlsohn, 
Hypothekarische*  Vorrecht  filr  Bauhandwerker, 
Berlin  1S95.  —  Oertinann  in  den  Jahrbüchern 
f.  Xat.  u.  Stat.,  Bd.  LX,  S.  87—108,  sec-  283, 
'sS7 — 398.  —  Jtenieloe,  I)a*  getetxltche  Pfand- 
recht der  Banhandwerker,  Vortrag,  Wien  1890. 

—  11".  Kettling >  Z»r  Frage  de*  Recht*tchutte» 
der  Bauhandwerker,  Berit»  1896.  —  Verhand- 
lungen de*  20.  deutschen  Jurutentage*,  Berlin 
1889,  Gutachten  I,  218  4*;  Jl,  24.S— 2S8 ;  Ver- 
handlungen S.  Hü — 238.  —  Uniachten  zum  24. 
Juritlentage,  Bd.  II,  S.  17-1— 18S  (Eckel»).  — 
Besonder*  nlter  den  Entwurf  ron  1897 :  L.  Cohn, 
Kritik  de*  Entwurf»  de*  Rrich*ge*eUe*  betreffend 
die  Sicherung  der  ßatifordernngen,  Berlin  189S. 

—  H.  Dove  in  Jloldheim*  Monatuchrift  für 
Handelsrecht,  1898,  Urft  3.  —  II.  Freeme.  Itrr 
Schul:  der  Btiuhandtrcrker ,  Berlin  1898.  — 
Uaritler  im  «Archir  für  Bürgerliche*  Recht«, 
Bd.  XIV,  S.  223—32.  —  I~  Heinitz  in  der 
»Deutschen  Juristrnzcitungv ,  Bd.  III,  S.  299 ff., 
.r/.*  tf.  —  Münk  in  »Gruchot*  Beiträgen  zur 
Erläuterung  de*  aeutschen  Recht**,  Bd.  XLll, 
S.  39C—413.  —  Hertmann  im  »Archir  für 
ifiziale  Gesetzgebung«,  Bd.  XII,  S.  34—74-  — 
H.  Schneider,  Zum  Bauhandwerkergesets, 
Berlin  1S98.  —  P.  Schultz  in  der  »Deutschen 
Juristenzeitung»,  Bd.  III,  S.  13''  ff.  —  Endlich 
auch  die  (weiteren)  Gutachten  zum  44.  Juristen- 
tag  ton  Eckel*  (Bd.  III,  S.  103— m)  »hd 
Thlnht*  (da*.  S.  31 — 102) ;  sowie  Verhandlungen 
da*.  Bd.  IV,  S.  3Ü—73.  —  l'rUr  amerikanische* 
Recht:  G.  Sttlomonsohn ,  Der  gesetzliche 
Schutz  der  Baugläubiger  in  den  Vereinigten 
Staaten  ron  X'-rdninrriku,  Berlin  ]9<M. 

P.  Oertmann. 


Pfennig,  Gemeiner. 

Unter  den  seit  dem  15.  Jahrhundert  von 
den  deutschen  Reichsständeu  bewilligten 
Steuern,  zu  denen  die  Hussiten-  und  später 
die  Türkenkriege  den  ersten  Anlas«  gaben, 
sind  zwei  Klagen  zu  unterscheiden :  das 
System  des  >gemeinen  Pfennigs«  und  das 
System  der  Matrikularbeiträge  (seit  dem  IG. 
Jahrhundert  unter  dem  Namen  ^liömer- 
inonate<-).  Bei  dem  erstoren  kommt  die 
staatliche  Einheit  des  Reiches,  bei  dem 
letzteren  die  Selbstherrlichkeit  der  Stande, 
der  1  ^mdesherren  zum  Ausdruck.  Bei  dem 
letzteren  bestimmt  nicht  das  Reich,  in  wel- 
cher Weise  die  Steuer  zu  erheben  ist,  son- 
dern die  Territorien :  die  Verwaltungsorgane 
ferner  sind  nicht  Reichsorgane,  sondern 
Organe  der  Territorien.  Das  Reich  hält 
sich  nur  an  die  IiMidesherren.  Bei  dem 
System  des  gemeinen  Pfennigs  dagegen 
werden  die  einzelnen  Reicltsunterthanen 
unmittelbar  mit  einer  Steuer  vom  Reiche 
belegt.      Die    Zwischeninstanzen  werden 


ignoriert ;  das  Reich  macht  den  Versuch, 
mit  den  einzelnen  Reichsunterthanen  direkt 
in  Beziehung  zu  treten.  Wenn  es  gelungen 
wäre,  das  System  des  gemeinen  Pfennig* 
zu  dauernder  Bedeutung  zu  erheben,  so 
wäre  dadurch  die  Centralgewalt  in  Deutsch- 
land wesentlich  verstärkt  worden.  Es  bot 
sich  in  ihm  zum  letzten  Male  die  Gelegen- 
heit, die  staatliche  Einheit  des  Reiches 
wiederherzustellen  (wenigstens  his  zu  einem 
gewissen  Grade).    Allein  die  lokalen  Oe- 

■  walten  waren  schon  zu  selbständig  gewor- 
Jden:  es  war  unmöglich,  die  Zwischenin- 
stanzen zwischen  Reich  und  Unterthanen 

'  zu  ignorieren :  das  System  der  Matrikular- 

■  l>eiträge  siegte  über  den  gemeinen  Pfennig. 

Zum  erston  Male  ist  ein  gemeiner  Pfennig 
1422  bewilligt  worden;  doch  kam  er  knuin 
1  zu  stände.  Einen  ansehnlicheren  Erfolg 
j  hatte  erst  der  gemeine  Pfennig  von  1427. 
!  Im  ganzen  ist  ein  solcher  (bis  1 551)  elfmal 
J  ausgeschriel>en  worden.  Am  bekanntesten 
.  ist  der  vom  Reichstage  von  Worms  1495 
bewilligte.  Der  Ertrag  desselben  sollte  nicht 
bloss  für  militärische  Zwecke,  sondern  zu- 
gleich für  die  Unterhaltung  des  Reichskam- 
mergerichtes verwandt  werden.  Wie  jener 
Reichstag  überhaupt  daldn  strebte,  die 
Centralgewalt  ständisch  (nicht  monarchisch) 
zu  konstruieren,  so  wurden  auch  die  Reichs- 
schatzmeister, welche  den  jetzt  bewilligten 
gemeinen  Pfennig  einzusammeln  liatten,  von 
den  Ständen  gewählt,  und  die  Verwendung 
des  Geldes  sollte  einer  jährlich  tagenden 
Reichsversammlung  zustehen.  Steuertech- 
nisch war  der  gemeine  Pfennig  ein  ziemlich 
wirres  und  willkürliches  Gemisch  direkter 
Kopf-,  Personal-  und  Standessteuern  mit 
Einkommen-  und  Vermögenssteuern.  Bei 
den  einzelnen  Bewilligungen  wurden  Olin- 
gens vielfach  abweichende  Bestimmungen 
getroffen :  nach  den  Beschlüssen  von  1518 
sollte  z.  B.  jeder  Kommunikant  1  10  Gulden 
zahlen.  Wie  alle  Steuern  jener  Zeit  wurde 
der  gemeine  Pfennig  stets  nur  auf  einzelne 
Jahre  (der  von  1495  z.  B.  auf  vier)  bewilligt. 

Nie  ist  der  geraeine  Pfennig  auch  nur 
einigermassen  vollständig  eingegangen.  Um 
die  Schwierigkeiten   der  Erhebung  durch 
\  einige  Beispiele  zu  erläutern ,  so  erklärte 
i  bei  der  Steuer  von  1427  der  Bischof  von 
Trient,  seine  Unterthanen  Hessen  sich  nicht 
I  überreden,  und  sie  zu  zwingen ,  sei  nicht 
rätlich.    Der  Herzog  von  Lothringen  wollte 
nichts  geben  wegen  eines  Krieges,  in  den 
er  verwickelt  sei.     Herzog  Heinrich  von 
Bayern  verweigerte  im  Verein  mit  seiner 
I Landschaft  die  Ablieferung,  bis  er  wttsste, 
dass  andere  Fürsten  die  Steuer  auch  zaldten. 
Der  Herzog  von  Jülich -Berg  deckte  mit 
einem  Teile  des  aus  seinen  Ländern  einge- 
I  kommenen  Hussitengeldes  die  Kosten  einer 
Reiso  zum  Kurfürsten  von  Mainz  und  Aus- 
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gaben  für  allerlei  Kur/weil.  Aehnliche 
Schwierigkeiten  begegnen  nun  zwar  auch 
bei  dem  System  der  Matrikularbeiträge. 
Aber  bei  dem  gemeinen  Pfennig  sind  sie 
doch  weit  grösser,  weil  vor  allem  dem 
Reiche  als  solchem  im  Gegensatze  zu  den 
Territorien  ein  kräftiger  Verwaltungsapi>arat 
felüte.  Wie  wenig  praktisch  das  System 
des  gemeinen  Pfennigs  damals  war,  erkennen 
wir  schon  daran,  das«  man  selbst  dann, 
wenn  man  die  Ausführungst)estimmuugen 
über  eine  solche  unmittelbare  Reichssteuer 
traf,  die  Existenz  der  territorialen  Gewalten, 
wenigstens  für  die  unteren  Instanzen,  nicht 
ganz  unberücksichtigt  Hess.  So  sollte  z.  P». 
der  gemeine  Pfennig  von  1495  zwar  kirch- 
spielsweise,  aber  nicht  durch  die  Pfarrer, 
sondern  durch  die  landesherrlichen  Beamten, 
nur  in  Gegenwart  des  Pfarrers  erholten 
werden. 

Llttorotlir:  .liwr  den  Aittfdbrn  bei  Wiujner, 
Fm.  III,  9  Ji  i;//.  U.  v.  Ftrlow,  Die  hiud- 
ftümli*ehe  \Wj'a*tutnj  in  Jülich  und  ISeiy, 
Teil  III  (.Stciier,je*rÜrhtej,  l>ii**cldörf  J.V.W— !>*;. 
—  OothelH,  her  tjrmrint  IVeitniij  auf  de»> 
Iteif/mtaye  r<>»  Hon»*.  Iii e.iltin'T  I>ü*rrtatiim 
vmi  LS77.  —  flmann,  A'rwr  Murimilinii  f., 
2  Bde.,  Stuttgart  ISf.}  '.'!. 

t:.  %:  Jtelotr. 


Philippi,  Johann  Albrecht, 

geb.  1721  in  Berlin,  gest.  daselbst  1791.  schlug 
die  Beamtenlaufbakn  ein.  erhielt  als  geheimer 
Kriesrsrat  eine  Anstellung  im  Polizeipräsidium 
von  Berlin  und  ging  im  Auftrage  Friedrichs  des 
Grossen  in  geheimer  Mission  1770  nach  Paris, 
um  dort  das  vuu  dem  Chef  der  Pariser  Geheim- 
polizei, Sartines.  eingerichtete  Spioniersystem  zu 
studieren.  Nach  seiner  Zuriiekkunft.  1771, 
wurde  er  zum  „Polizeidirektor  der  deutschen 
nnd  französischen  Nation  in  den  Hcsidcuzien  zu 
Berlin"  und  zum  Stadt  Präsidenten  ernannt. 

Philippi  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlirhcu  Schriften  in  Buchform:  Die  wahren 
Mittel  zur  Vergrößerung  eines  Staates.  Berlin 
1753.  Verteidigter  Kornjude.  ebd.  17(>U 
Staatslehler  der  europäischen  Höfe,  ebd.  17ß». 
—  Briefe  über  verschiedene  Gegenstände  der 
Staatswirtschaft,  2  Teile,  ebd.  177(1.  Der 
vergrößerte  Staat,  ebd.  1771. 

Pliilippi.  obwohl  auf  morkantilistischem 
Boden  stehend,  frappiert  in  seinen  Schriften  zu- 
weilen durch  sozialökonomische  Anschauungen 
und  Vorschläge,  die  der  volkswirtschaftlichen 
Denkart  des  Friederieianischeii  Zeitalters  weit 
vorauseilen,  andererseits  aber  eine  rohe  Gewalt- 
politik befürworten. 

Besonders  ist  das  erstere  der  Fall  im  ^Ver- 
teidigten Kornjuden",  worin  u.  a.  der  bemerkens- 
werte Satz  erscheint,  dass  der  hohe  Kornpreis 
<lie  Urbarmachung  der  Wüsteneien  herbeiführe, 
worin  die  Freiheit  des  Getreidehandels  verteidigt 
nnd  die  Bodenzerstilckelung  aus  Populations- 
befördernngsgriiuden  empfohlen  wird.    Das  Be- 


völkerungsprobleiu  bezw.  dessen  Ausnutzung 
zur  Potenz  der  Staatsgewalt  beschäftigt  ihn 
mit  Vorliebe,  nur  begnügt  er  sich  nicht  damit, 
die  Hagestohsensteuer  zu  verwerfen,  ferner  der 
möglichsten  Erleichterung  der  Heiraten  nnd 
einer  materiellen  Unterstützung  der  Ehepaare 
das  Wort  zu  reden,  sondern  er  verfällt  zur  Auf- 
munterung des  Einwohnerzuwachses  auf  Mittel, 
die  offen  dem  Barbarismus  huldigen ;  so  empfiehlt 
er  z.  B.  die  Wiedereinführung  der  Sklaverei 
und  damit  die  zwangsweise  eheliche  Zusammen- 
koppelung der  Geschlechter.  Als  Merkantilist 
ist  er  selbstverständlich  für  grosse  Ausfuhr  und 
fällt  Uber  den  Binnenhandel,  weü  er  dem  Laude 
[  kein  Gald  zuführe,  ein  verächtliches  Urteil,  die 
I  Maschinen  sind  ihm  als  Ersatz  der  menschlichen 
;  Arbeitskraft  ein  Dorn  im  Auge,  aber  weitsich- 
i  tiger  als  sein  König  bemängelt  er  an  den  mono- 
polisierten Industriebetrieben  und  Staatsraanu- 
fakturen  die  mindere  Thätigkeitsenergie  als  die 
von  der  Privatindustrio  entfaltete.  Im  Selbst- 
gefühl des  Beamten  ist  er  ein  Feind  des  Aemter- 
schachers.  er  erachtet  ferner  die  Ausgaben  für 
das  stehende  Heer  durch  die  treuen  Wächter- 
dienste, die  es  dem  Staate  leiste  und  durch  den 
wirtschaftlichen  Nutzen  für  die  vielen  von  den 
Soldaten  lebenden  Menschen,  kompensiert.  Cha- 
rakteristisch für  die  Friedericianische  Zeit  ist 
es.  dass  Philippi  als  Polizeipräsident  die  staat- 
liche Falschmünzerei  insofern  in  Schutz  nimmt, 
als  er  es  für  unbedenklich  hält,  wenn  eine 
kriegführende  Macht  ihr  schlechtes  Geld  dem 
Auslände  aufdrängt,  welches  nach  dem  Friedens- 
schlüsse, wie  er  annimmt,  sich  beeilen  werde, 
das  minderwertige  (Jehl  im  Handelsverkehr  an 
den  Produzenten  wieder  los  zu  werden. 


Vgl.  über  Philippi:  Adreskalcnder  der 
kgl.  prenss.  Haupt-  und  Kesidentzstädte  Berlin 
auf  1772.  Berlin.  S.  litt.  1H5,  213.  —  v.  Dohm, 
Denkwürdigkeiten,  Bd.  IV.  Lemgo  1819.  — 
Much ler.  Friedrich  der  Grosse.  Berlin  1834, 
IS.  4M  470.  -  Ballhorn.  Das  Polizeipräsi- 
dium zu  Berlin,  ebd.  1852,  S.  114  ff.  —  Roscher, 
Geschichte  der  Nat.,  München  1874,  S.  417. 

Ltppcvt. 


IMiilippovich  von  Philippsberg,  Eugen, 

geb.  am  15.  III.  1868  zu  Wien,  studierte  in 
Graz.  Wien,  Berlin,  habilitierte  sich  im  März 
1884  in  Wien,  wurde  im  Herbst  1885  als  m>. 
Professorder  Nationalökonomie  an  die  Universität 
Frei  bürg  (Baden)  berufen,  im  März  1888  daselbst 
zum  o.  Professor  ernannt.  Herbst  1893  iu  gleicher 
Eigenschaft  nach  Wien 'berufen. 

Er  veröffentlichte  bisher  an  staatswissen- 
schaftlichen Schriften : 

a:  iu  Buchform:  Die  Bank  von  Eugluud 
im  Dienste  der  Finanzverwaltung  des  Staate», 
Wien  1885.  Ueber  Aufgabe  und  Metbode, 
der  politischen  Ökonomie,  Freiburg  1886. 
Gesetze  über  die  direkten  Steuern  des  Gross- 
herzoirtums  Baden.  Freibnrg  1888.  —  Der 
badische  Staatshanshalt  in  den  Jahren  1868 — - 
1889.  Freiburg  1881».  -  Wirtschaftlicher  Fort- 
schritt und  Kulturentwiekelung,  Freiburg  1892. 
—  Grundriss  der  Politischen  Oekonomic.  I.  Bd., 
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Allgemeine  Volkswirtschaftslehre,  Freibnrg  1893, 
3.  Aufl.  1899;  II.  Bd.  l.Teil.  Volkswirtschafts- 
politik,  1891*.  —  Wiener  Wohnungs  Verhältnisse, 
Berlin  1894. 

b)  in  Zeitschriften  etc. :  1) Im  Finanz- 
archiv  hsg.  von  Schanz:  Die  staatliche  Geld- 
verwaltung (1884,  S.  558 ff.).  Die  deutsche 
Reichsbank  im  Dienste  der  Finauzverwaltung 
des  Reiches  und  der  Bundesstaaten  (18»?.  S.  106  ff.  J . 
2  Iu  den  Jahrb.  f.  Nat  u.  Stat.  X.  F.: 
l>er  Schlnssbericht  der  Trade  Depression  Kom- 
mission (14.  Bd.,  S.  446ff.).  Neuere  Litteratur 
über  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  (16.  Bd., 
S.  47  tf.  und  S.  171  ff  ).  —  Die  wirtschaftliche  Ge- 
setzgebung Englands  in  den  Jahren  1H86 — 1887 
17.  Bd.,  S.  80  und  S.  189  ff.).  -  Die  Verlänge- 
rung des  Reichsbaukprivilegiums  (20.  Bd.,  S. 
275 ff.).  —  3)  In  den  „Preis  sischen  Jahr- 
büchern": Zur  gegenwärtigen  Lage  der  briti- 
shen Volkswirtschaft  (59.  Bd.,  S.  397  ff.).  - 
4'  Im  ..Archiv  f.  soziale  Gesetzgebung 
und  Statistik":  Die  staatlich  unterstützte 
Auswanderung  im  Grossherzogtum  Badeu  (1892. 
S  27  ff.).  —  Die  Vereinigten  Staaten  und  die 
europäische  Auswanderung  (1893,  S.  259  ff.).  — 
Arbeiterausschüsse  und  Einigungsämter  in 
Oesterreich  (1894.  S.  595).  —  5)  Im  Jahrb.  f. 
V  e  r  w.,  G e  s  e  t  z  jj.  u.  V  o  1  k  s  w.  d.  D  e  u  t  s  c  h  e  n 
Reichs:  Die  italienische  Auswanderung  (18931. 

—  <>  In  Zeitsehr.  f.  V  o  1  ks  w  i  r  t  seh. ,  So- 
zialpolitik u.  Verwaltung:  Die_  Organi- 
sation der  Benifsinteressen  (1899).  —  7)  In  der 
..Revue  d' Economic  politique":  L'emi- 
gration  europeenue  i4.  Bd.,  S.  341  ff.).  — 8)  Im 
..^ u a r t e r  1  v  .1  o u r n a  1  of  Kconomica";  The 
Verein  für  Sozialpolitik  (1891,  S.  220  f£).  —  On 
Emigration  from  the  European  point  of  view 
.1891,  S.  507  ff.'.  9)  Im  „Deutschen 
Wochenblatt":  Auskuuftsämtcr  für  Aus- 
wanderer 1891.  S.  31  ff.  und  42ff.).  10)  In 
den  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp. :  Die  Auswande- 
rung als  Gegenstand  der  Reichspolitik  (52.  Bd.i. 

-  Auswanderung  und  Auswanderungspolitik  im 
<t  rossherzogt  um  Baden  (ebendaselbst  i.  —  11)  Im 
..Wörterbuch  rles  deutschen  Verwal- 
tung »rechts",  hsg.  von  v.  Stengel:  Die 
Artikel  Gebiindesteuer,  Gewerbesteuer,  Grund- 
steuer. Kapitalrentensteuer,  Kataster.  —  12)  In 
•lifsem  „Handwörterbuch  der  Staats- 
wis.Henschaf ten"  die  Artikel:  Aecise;  Aus- 
wanderung; Banken  in  Frankreich;  Banken  in 
Belgien  ;  Banken  in  den  Vereinigten  Stanten  von 
Amerika:  Dampf ersubvention. 

tteü. 


in  Kürze  l*>t  rächten  wollen.  Der 
«d'hvsiokratie ;  rührt  bekanntlich  nk 


Physiokratische  Schale. 

In  der  Reihe  der  volkswirtschaftlichen 
Lehrgebäude  pflegt  man  das  physiokratische 
System  als  das  zweite  anzuführen,  indem 
man  den  Merkantilismus  als  das  erste  be- 
trachtet. Allein  die  merkautilistisehen 
Lehren  mit  ihrer  überwiegend  praktischen 
Tendenz   sind  überhaupt   nicht  zu  einem 


eigentlichen  theoretischen ,  das  volkswirt- 
schaftliche Leben  in  seiner  Gesamterschei- 
nung  umfassenden  System  ausgebildet 
worden,  sondern  ein  solcher  Versuch  ist 
zuerst  von  dem  Gründer  der  physiokrati- 
schen  Sehlde  unternommen  worden  und 
man  darf  daher  dessen  Ijchre,  soweit  es 
sich  um  ihre  formale  Gestaltung  handelt,  als 
das  erste  eigentliche  System  bezeichnen, 
wenu  es  auch  nach  seinem  materiellen  Ge- 
halte als  eine  Reaktion  gegen  den  Mer- 
kantilismus erscheint  und  somit  neben 
diesem  die  zweite  Phase  in  der  fort- 
schreitenden Entwickelung  der  volkswirt- 
schaftlichen Erkenntnis  bildet.  Das  Grund- 
schema dieses  Systems  ist  wie  mit  einem 
Schlage  dem  Kopfe  (Jjiesnays  entsprungen, 
und  dessen  Schüler  haben'  sieh  in  ihren 
Ausführungen  mit  einer  fast  sektenmässigen 
Strenge  an  die  von  dem  Meister  gegebene 
Forniel  gehalten.  Die  Darstellung  der  phy- 
j  siokratisehen  I^ehre  verweisen  wir  daher  in 
'den  Artikel  Quesnay,  während  wir  hier 
:  nur  die  äusseren  Beziehungen  und  Zu- 
sammensetzung der  physiokratischen  Schule 

Name 
it  von 

Quesnay  selbst  her,  sondern  von  Dupont  de 
Nemours  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  III  S.  254),  der 
unter  diesem  Titel  eine  Sammlung  von 
Schriften  Ouesnays  veröffentlicht  hat.  Die 
übliche  Bezeichnung  der  Anhänger  der 
neuen  Lehre  in  ihrer  Blütezeit  war  einfach 
veconomistes' ,  uud  es  war  nur  eine  Folge 
des  eben  erwähnten  F'»rmelkultus,  wenn 
dieser  Name  einen  etwas  spöttischen  Bei- 
geschmack erhielt  und  die  'Sekte*  vielfach 
zum  Gegenstand  des  Witzes  und  der  Satire 
—  so  auch  von  Voltaire  in  seinem  «hemme 
avix  «luarantc  »Vus  —  gemocht  wurde. 
Ohne  Zweifel  macht  da>  (tüiesna\  sehe  System 
auf  den  unl>efnngenen  Beurteiler  den  Ein- 
druck subjektiver  Einseitigkeit  und  einer 
gewissen  doktrinären  Verschrobenheit,  und 
die  willkürlichen  Zahlengruppierungen  des- 
selben können  natürlich  nicht  als  exaktes 
Beweismaterial  angenommen  werden.  Gleich- 
wohl bleibt  es  für  Quesnay  kein  geringes 
Verdienst,  dass  er.  von  der  Betrachtung 
der  einzelnen  landwirtschaftlichen  rnter- 
uelunung  ausgehend ,  sieh  zu  einem  Heber- 
Mick  der  gesamten  Volkswirtscliaft  gleich- 
sam aus  der  Vogelschau  erhoben ,  dass  er 
diesell k'  als  einen  dynamischen  Massen- 
prozess  aufgefasst  lud,  iu  dem  sich  gewisse 
dauernde  Grundströmuugen  feststellen  lassen. 

In  dieser  formalen  lx>istung  liegt  die 
|  Originalität  Quesnays.  wälirend  der  sach- 
,  liehe   Inhalt    seiner  Gedanken    und  Vor- 
i  schlage  mehr  oder  weniger  von  den  Vor- 
rn  und   Zeitgenossen  beeinflusst  ist. 
eit  übersehätzt  haben  manche  allerdings 
den  Anteil,  der  dem  Ilandelsiutendanten 
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Gournay ')  au  der  Quesnayschen  Lehre  zu- 
kommt. Man  hat  (las  Verhältnis  sogar  so 
dargestellt,  als  wenn  Quesnay  nur  die  agra- 
rische Theorie,  Gournay  aber  das  Princip 
der  vollen  wirtschaftlichen  Bewegungsfrei- 
heit zu  dem  System  beigetragen  hätte  und 
der  letztere  somit  als  ein  gleichberechtigter 
Mitgründer  desselben  anzusehen  sei.  Dass 
Gournay  nicht  der  Urheber  des  Wahl- 
spruches »Ijäi&sez  faire«  sei,  sondern  dass, 
wenn  nicht  der  Kaufmann  Legen dre  zu 
Colberts  Zeit,  so  jedenfalls  der  Marquis 
d'Argenson  dieses  Schlagwort  schon  ausge- 
sprochen hat,  ist  bekannt  (s.  d.  Art  Frei- 
handelsschule  oben  Bd.  III  S.  1248  ff.) 
und  von  Gucken  im  einzelnen  nachgewiesen. 
Von  Gournay  scheint  nur  die  erweiterte 
Formel  »laisser  faire  et  laissez  passer  *  her- 
zurühren, die  neben  der  Freiheit  der  Pro- 
duktion auch  che  des  Handels  verlangt 
Uebrigens  wird  auch  diese  nach  Gucken 
erst  acht  Jahre  nach  Gournays  Tode  (in 
der  Kphemerides  du  Citoyen  von  17G8)  mit 
seinem  Namen  in  Verbindung  gebracht  und 
sie  ist  in  den  Scliriften  Quesnays  nicht  zu 
finden.  Als  Schriftsteller  ist  Gournay  über- 
liaupt  (abgesehen  von  der  anouyniou  Ueber- 
setzung  der  Abhandltuig  über  den  Handel 
von  Cliild)  nicht  aufgetreten.  Auch  hat  er 
keinen  regen  persönlichen  Verkehr  mit 
Quesnay  gehabt,  denn  ein  solcher  könnte, 
wie  Gncken  zeigt,  nur  von  August  1757  an 
etwa  während  eines  Jahres  angenommen 
werden,  und  in  dieser  Zeit  war  Gournay 
durch  Kränklichkeit  in  Paris  zurückge- 
halten, während  Quesnay  durch  seine  Stel- 
lung in  Versailles  nicht  weniger  gebunden 
war.  Uebrigens  ergiebt  sich  nach  Gucken 
aus  den  erhalteneu  Briefen  und  Denk- 
schriften Gournays,  dass  derselbe  keines- 
wegs absoluter  Freiliändler  war.  sondern 
niu-  freie  Handelsbewegung  im  In  lau  de  und 
massige,  nicht  prohibitive  Schutzzölle  nach 
aussen  verlangte.  Die  physiokrntische  Frei- 
handelslehre ist  also  zunächst  eine  mit 
doktrinärer  Ix>gik  aus  den  Grundgedanken 
des  Systems  gezogene  Konsequenz;  soweit 
sie  aber  von  äusseren  litterarischen  Ein- 
flüssen abhängig  ist ,  dürften  diese  haupt- 
sächlich von  England  ausgegangen  sein.  Die 
mächtige  Einwirkung  des  englischen  Geistes 
auf  Frankreith  um  die  Mitte  des  vorigen 
Jahrhundorts  hat  schon  Buckle  eingehend 
nachgewiesen,  und  Stephan  Bauer  hat  auch 
im  besonderen  ihre  Bedeutung  für  die  Eut- 


')  Jacques  ('lande  Vincent,  s»piitcr  nach 
seinem  Gute  de  Gournay  genannt,  geb.  1712  in 
St.  Malo,  hielt  sich  lange  als  Kaufmann  im 
"-  Auslände  auf,  zuletzt  in  Cadix,  wurde  1749 
Handelsintendant  —  eine  keineswegs  besonders 
einflußreiche  Stellung  im  Bureau  de  Commerce 
—  und  Ktarb  am  27.  VI.  1759. 


I  stehung  der  Physiokratie  dargethan.  Nament- 
'lich  dürfte  Humes  Kritik  der  Handels- 
bilanzthoorie  für  die  Entstehung  der  fran- 
zösischen Freihandelslehre  bedeutsam  ge- 
wesen sein.  Aber  auch  der  agrarische  Teil 
der  Lehre  Quesnays  ist  keineswegs  unab- 
hängig von  englischen  Einflüssen.  Dass  er 
in  seinem  eigenen  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe das  neue  englischo  Kultursystem  an- 
nahm, lässt  dies  schon  vermuten.  Nament- 
lich aber  sehen  wir  in  Cantillons  (s.  d.  Art. 
oben  Bd.  III  S.  6)  »Essai  sur  la  nature  du  Com- 
merce on  goneral«  thatsächlich  wesentliche 
Punkte  der  physiokratischen  Theorie  vor- 
weggenommen, wenn  auch  Quesnay  dies 
nicht  anerkennt  und  sogar  in  einem  Briefe 
an  Mirabeau  sich  abfällig  über  Cantillon 
äussert  Cantillon  ist  allerdings  weniger 
einseitig  als  die  Physiokraten.  Wenn  er 
sagt,  die  Erde  sei  die  Quelle  oder  die  Ma- 
terie, ans  der  man  den  Reichtum  ziehe,  so 
fügt  er  hinzu,  die  menschliche  Arlieit  sei 
die  Form,  die  ihn  hervorbringe,  und  der 
Reichtum  sei  nichts  anderes  als  die  Nahrung 
und  die  Bequemlichkeiten  und  Annehmlich- 
keiten des  Lebens.  Der  Preis  und  der  in- 
nere Wert  eines  Dinges  sei  das  Mass  von 
Boden  und  von  Arbeit,  das  in  seine 
Produktion  eingehe  (S.  33).  Er  sucht  nun 
alier  nach  dem  Beispiele  Pettys  ein  Pari 
zwischen  Bodeuwert  und  Arbeitswert  und 
führt  dadurch  den  letzteren  ebenfalls  auf 
den  ersteren  z«irüek,  woljei  sich  freilich  die 
i  zxu*  Unterhaltung  eines  Arbeiters  nötige 
'  Bodenfläehe  je  nach  dem  Kulturstande  eines 
:  lindes  sehr  verschieden  stellt.  Auch  giebt 
er  zu ,  dass  für  die  Grundeigentümer  die 
,  übrigen  Bewohner  des  Landes  ebenso  un- 
entbehrlich seien  wie  jene  für  diese:  aber 
die  Grundeigentümer  hätten  die  Leitung 
.  und  Verfügung  über  die  Produktiousgrund- 
'  läge  (Fonds)  m  Händen  und  setzten  das 
Ganze  in  Bewegung  (S.  GO).  Nur  der  Fürst 
und  die  Grundbesitzer  seien  unabhängig, 
alle  übrigen  ständen  entweder  in  Lohn- 
diensten oder  seien  Unternehmer  —  mit 
einem  unbestimmten,  unsicheren  Einkommen, 
wie  später  ausgeführt  wird ;  alle  diese  al*r 
existierten  und  bereicherten  sich  nur  auf 
Kosten  der  Grundeigentümer,  insofern  die«? 
zwei  Drittel  des  Bodenertrags  den  Pächtern 
als  Gewinn  und  Kostenersatz  überlassen  und 
für  das  letzte  Drittel  Konsumtion.sgüter  von 
den  Gewerbetreibenden  eintauschen  müsston. 
Gleichwohl  betrachtet  Cantillon  nach  seiner 
ganzen  Auffassung  der  Arbeit  als  -Form 
der  Güter»;  die  gewerbe-  und  handeltreiben- 
den Klassen  keineswegs  als  unproduktiv,  er 
sagt  vielmehr:  «Je  mehr  Arbeit  es  in  einem 
Staate  giebt .  als  desto  reicher  wird  dieser 
Staat  betrachtet*  (S.  li:$).  Die  Arbeit  von 
2.r»  erwachsenen  Personen  genüge,  um  für 
liH)  Personen  die  gewöhnlichen  iiedürfnisse 
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an  Nahrung,  Kleidung  etc.  nach  europäischen 
Begriffen  zu  befriedigen;  50  Personen  von 
100  kfinnten  dann  verwendet  werden,  um 
durch  weitere  Arbeit  bessere  und  feinere 
Waren  zu  erzeugen,  die  übrigen  25  aber 
l>eständen  teils  aus  Grundbesitzern  und 
Unternehmern ,  die  ohne  zu  arbeiten  oder 
wenigstens  ohne  körperlich  zu  arbeiten  leben 
könnten,  teils  aus  Dienstboten,  Soldaten  etc. 
Die  hier  zu  Grundo  hegende  Idee  eines 
-produit  uet«  ist  nicht  die  physiokratische, 
sondern  eine  richtigere.  In  der  Handels- 
frage vollends  steht  Cantillon  den  Physio- 
kraten  durchaus  fern  :  Gold  und  Silber  seien 
die  dauerhaftesten  und  sichersten  Güter,  für 
die  man  jederzeit,  selbst  im  Lande  des  Fein- 
des, alles  andere  kaufen  könne,  sie  bildeten 
daher  die  walire  Reservemacht  eines  Staates. 
Er  sieht  demnach  in  der  günstigen  Handels- 
bilanz eine  wichtige  Quelle  der  Bereicherung 
des  Staates.  Dagegen  betrachtet  er  es  als 
nachteilig,  wenn  Luxuswaren,  die  viel  Ar- 
beit und  in  ihren  Rohstoffen  wenig  Boden 
repräsentieren,  eingeführt  werden  gegen  ein- 
heimische "Waren,  bei  denen  sich  das  Ver- 
hältnis von  Arbeit  und  Boden  umgekehrt 
darstellt.  Die  für  das  physiokratische  Sys- 
tem so  fundamental  wichtige  Steuertheorie 
berührt  Cantillon  überhaupt  nicht.  Seine 
Vorlauf errolle  beruht  daher  hauptsächlich 
auf  dem  Satze,  dass  die  Grundbesitzer  die 
Herrschaft  über  die  ganze  Produktionsord- 
nung der  Gesellschaft  haben  und  dass  alle 
anderen  Stände  in  gewissem  Sinne  auf  ihre 
Kosten  leben.  —  Boisguillebert  kann  nur 
insofern  als  Vorgänger  der  Physiokraten 
genannt  werden,  als  er  das  Interesse  der 
Lindwirtschaft  allen  anderen  vorausstellt; 
von  einer  systematischen  Theorie  ist  hei 
ihm  nicht  die  Rede,  und  seine  freihändleri- 
schen Neigungen  hindern  ihn  nicht,  zu  ver- 
langen, dass  die  Getreideeinfuhr,  ausser  in 
Zeiten  des  Misswachses,  verboten  werde.  — 
Dass  Quesnay  und  seine  Schule  unter  dem 
Einflüsse  der  naturrechtlichen  Anschauungen 
standen,  die  durch  Vermittclung  der  Eng- 
länder und  namentlich  Lockes  in  Frank- 
reich Boden  gefasst  hatten ,  ist  nach  ihrer 
ganzen  Stellung  zur  Aiifkläningsphilosophie 
selbstverständlich.  Aber  Hasbaeh  hebt  es 
mit  Recht  als  eine  Eigentümlichkeit  Ques- 
nays  hervor,  dass  bei  ihm  das  -Droit  na- 
turcl«  zu  einem  wirtschaftlichen  Na- 
turrecht  zusammengeseliruinpft  sei  und  dass 
er  die  Lockeschen  Lohren  von  dem  ewigen 
Recht  auf  Eigentum  und  Freiheit  fortent- 
wickelt habe  zu  der  Lehre  von  dem  Natur- 
rechte  des  Menschen  auf  wirtschaftliche 
Freiheit,  wie  er  sie  versteht.  Die  bei  Ques- 
nay hervortretende  Ansicht  von  der  Ueber- 
einstimmung  der  physischen  und  der  ge- 
sellschaftlichen oder  ethischen  Naturgesetze 
glaubt  Hasbach  auf  die  1744  von  Barbeyrac 


unter  dem  Titel  ^Traito  des  loix  naturelles* 
herausgegebene  Uebersetzuug  des  1672  er- 
schienen Werkes  von  Ciunberland  zurück- 
führen zu  dürfen.  Nach  St.  Bauer  jedoch 
hat  Quesnay  seinen  philosophischen  Aus- 
gangspunkt liauptsächlich  in  dem  »Traite  de 
la  moralee  von  Malebranche  gefunden.  Was 
die  äussere  Entwicklung  der  Schule  be- 
trifft, so  muss  der  ältere  Mirabeau  (s.  d. 
Art.)  als  der  zuerst  bekehrte  und  be- 
geistertste Jünger  Quesnays  genannt  werden, 
dessen  »Philosophie  rurale<  (1763)  in  der 
neuesten  Zeit  von  manchen  als  das  physio- 
kratische Hauptwerk  betrachtet  wird.  In 
der  Proj>aganda  für  die  neue  Lehre  aber 
hatte  Dupont  de  Nemours  die  grössten  Er- 
folge aufzuweisen,  von  dem  auch,  wie  schon 
erwähnt,  der  Name  Physiokratie  herrührt. 
Die  Ephemerides  du  citoyen,  deren  Redak- 
tion Dupont  1768  übernahm,  waren  1765 
von  dem  Abb«'  Baudeau ')  gegründet  worden, 
der  anfangs  als  Gegner  Quesnays  auftrat, 
seit  1767  aber  zu  seinen  Anhängern  gehörte 
und  in  der  1771  erschienenen  >  Premiere  Int  ro- 
duetion  ä  la,  philosophie  cconoinique,  ou  Ana- 
lyse des  Etats  poliees«  eine  klare  Dar- 
stellung des  physiokratischeu  Systems  mit 
manchen  erweiternden  Ausführungen  lieferte. 
Auch  Mercier  de  la  Riviere  und  Lctrosne 
(s.  dies.?  Arft,  oben  Bd.  V  S.  749' 50 
und  S.  617)  gehören  zu  den  hervorragen- 
deren Vertretern  der  Schule.  Der  Abbe 
Morellet '-)  hat  sich  hauptsächlich  mit  seiner 
1770  erschienenen  Widerlegung  der  Dialoge 
Galianis  über  den  Getreidehandel  (s.  d.  Art. 
oben  Bd.  IV  S.  280)  in  ihre  Reihen  gestellt. 
Der  bei  weitem  bedeutendste  Geist  in  der 
Gefolgschaft  Quesnays  aber  war  Turgot 
(».  d.  Art.),  der  sich  auch  neben  dem  Meister 
noch  selbständige  Verdienste  in  der  volks- 
wirtschaftlichen Theorie  zu  erwerben  ver- 
mochte und  auch  die  Verwertung  der 
Wisscnscliaft  zu  praktischen  Reformen  nach 
mehreren  Seiten  hin,  wenn  auch  meistens 
noch  nicht  mit  dauerndem  Erfolge  an- 
bahnte. Condillac  und  Condoreet  (s.  d.  Artt. 
Bd.  III  S.  84/85)  standen  der  physiokrati- 
sehen  Schule  nahe,  wenn  sie  auch  in  wesent- 
lichen 1  hinkten  von  ihren  Lehrsätzen  ab- 


'  i  Nicolas  Baudeau.  geb.  zu  Amboise  am 
12.  IV.  1730,  gest.  1792.  Ausser  zahlreichen 
Abhandlungen  in  den  Epheinerides  du  citoyen 
und  den  von  ihm  ,1775  und  1776  herausge- 
gebenen Nouvelles  Kphemerides  und  der  oben 
angeführten  „Introduction"  hat  er  viele  grössere 
und  kleinere  Schriften,  Uber  finanzielle,  ökono- 
mische und  politische  Tagesfragen  veröffent- 
licht, deren  Titel  in  der  Guülauminschen  Samm- 
lung der  physiokratischen  Schriftsteller  (II,  S. 
654)  angegeben  sind.  Hervorgehoben  zu  wer- 
den verdient  noch  seine  populäre  Eiplicatiou 
du  Tableau  eeonomique  (ib.  S.  822  ff.). 

*)  Andre  Morellet,  geb.  zu  Lyon  am  7.  III. 
1727,  gest.  am  12.  I.  1819. 
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wichen.  Auch  Trudaine,  Herbert,  de  Four- 
«pieux,  Abeillo.  Roubaud,  Malesherbes,  La- 
voisier  werden  cüeser  GrupjH>  zugezahlt, 
während  unter  ihren  auf  dem  merkantilisti- 
schen  Standpunkt  bleibenden  Gegnern  in 
Frankreich  Forbonnais  und  Necker  die  nam- 
haftesten sind.  Als  einer  der  letzten  fran- 
zösischen Physiokratcn  ist  Gennain  Garnier 
(s.  d.  Art.  oben  Bd.  IV  S.  4)  zu  nennen,  der 
aber  als  Uebersetzer  des  Smithschen  Werkes 
schon  eine  vermittelnde  Stellung  einnahm. 
Noch  später  trat  Dutens  in  der  1835  er- 
schienenen »Philosopliie  de  rceonomio  politi- 
«jue*  für  sie  ein.  Uebrigens  bekundet  auch 
Daire,  der  Herausgeber  der  physiokratischen 
Schriften  in  der  Guillauminsehen  Samm- 
lung, noch  grosse  Sympathie  für  Quesnay 
und  seine  Sclnüe.  Praktisch  liaben  die 
physiokratischen  Lehren  unzweifelhaft  viel 
zu  den  ökonomischen  Reformen  in  der  fran- 
zösischen Revolutiousperiode  beigetragen. 
Ihr  speeifisehcr  Eiufluss  zeigt  sich  nament- 
lich in  dem  Ueberwiegen  der  Grundsteuer 
bei  der  ersten  Neubildung  des  Stouerwesens. 
Ausserhalb  Frankreichs  hat  die  Phvsiokratie 
nicht  allzuviele  Anhänger  gefunden.  Uie 
bekanntesten  sind  der  Schweizer  Iselin  und 
der  Deutsche  Schlettwein  (s.  d.  Art.).  Der 
letztere  trug  als  badischer  Beamter  jeden- 
falls dazu  bei,  den  Markgrafen  Karl  Fried- 
rich für  die  physiokratische  Lehre  zu  ge- 
winnen und  ihn  zur  Anstellung  von  Ver- 
suchen zur  praktischen  Bethat  igung  der- 
selben zu  veranlassen.  Dcu  französischen 
Koryphäeu  der  Schule  aber,  mit  denen  der 
Markgraf  in  einem  lebhaften  Verkeim? 
stand ,  war  Schlettwein  nicht  genügend 
oithodox,  und  er  sah  sich  daher  genötigt, 
1773  seinen  Abschied  zu  nehmen.  Der 
Markgraf  verfasste  selbst  einen  Abrege  de 
lV'conomie  politi<pies  der  1772  zuerst  in 
Duponts  Ephemeriden  und  177G  auch  in 
Buchform  in  Karlsruhe  erschien.  Seine 
praktischen  Experimente  begannen  1770  mit 
der  Einfühlung  des  -»Impot  unii.pie«-,  V:>  des 
produit  not*  »1er  Bodenbewirtschaftung,  in 
dem  Dorfe  Dietlingen,  wozu  noch  Balingen 
und  Theningen  als  Versuchsobjekte  kamen. 
Allmählich  sollte  die  natürliche  Ordnung, 
zu  der  aber  auch  Gewerln-  und  Handels- 
freiheit für  jedermann  gehörten.  ül>er  das 
ganze  Lind  verbreitet  werden.  Al>er  in 
den  beiden  letztgenannten  Dörfern  musste 
das  neue  Svstem  schon  177G  aufgegeben 
werden,  in  Dietlingen  wurde  es  allerdings 
bis  1792  beiiiehalten ,  aber  der  Markgraf 
hatte  sieh  bald  von  der  Unmöglichkeit  der 
Verallgemeinerung  desselben  überzeugt., 
wenn  er  auch  auf  das  Drängen  Mirabeaus 
durch  dessen  Schützling  Cliarles  de  Butre 
noch  viele  Jahre  lang  eine  Ertragsschätzung 
in  den  Landgemeinden  fortsetzen  Hess.  Dass 
jene    isolierten    Versuche    nicht  gelingen 


kouuten,  war  übrigens  auch  gerade  nach 
den  physiokratischen  Principien  von  vorn 
herein  einleuchtend.  Denn  nach  diesen 
wälzen  bei  der  gegenwärtigen  Ordnung  der 
Dinge  die  Gewerbe-  und  Handeltreibenden 
ihre  Steuern  auf  die  Grundbesitzer  ab. 
Wenn  aber  die  letzteren  in  einzelnen  Ort- 
schaften noch  unmittelbar  mit  der  physio- 
kratischen Grundsteuer  belastet  wenlen,  so 
werden  sie  doppelt  getroffen,  da  so  kleine 
Gruppen  nicht  imstande  sind,  ihrerseits 
durch  Erhöhung  der  Preise  ihrer  Erzeug- 
nisse eine  Rückwälzung  der  ersterwähnten 
Belastung  zu  bewirken.  Von  den  anderen 
deutschen  Physiokraten  sind  noch  zu  nennen 
Mauvillon  und  Schmalz  (s.  d.  Artt.).  Der 
letztere  bekennt  sich  als  solcher  noch  in  der 
1819  erschienenen  2.  Aufl.  seiner Encyklopädie 
der  Kameralwissensoliaften  und  er  zeigt 
Adam  Smith  gegenüber,  wie  Roscher  sagt, 
»eine  Verbissenheit,  wie  sie  bei  enthusiasti- 
schen Anhängern  einer  veralteten  Sekte  nur 
zu  häufig  gefunden  wird.c  K.  Arndt  (s.  d.  Art. 
oben  Bd.  II  S.  1),  den  man  namentlich  seiner 
ersten  Schrift  wegen  auch  wohl  zu  den 
Physiokraten  gerechnet  liat,  weil  er  die 
Grundsteuer  als  Hauptsteuer  betrachtete 
und  durch  die  Erhöhung  derselben  die  Zölle 
ersetzen  wollte,  hat  später  versichert,  dass 
er  auf  diesen  Gedaukou  gekommen  sei.  ohne 
von  den  Physiokraten  etwas  zu  wissen,  und 
er  gehört  denn  auch  im  übrigen  zur  Smith- 
scheu  Sehlde.  —  Auch  in  Italien  fand  die 
Phvsiokratie.  obwohl  Randini  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  II  S.  133)  ihr  den  Hoden  vorbereitet  hatte, 
nur  eine  geringe  Zahl  von  Aiütängcm.  wie 
Neri,  Delfico,  Fiorentino,  Geunaro  etc.;  als 
solche,  die  eklektisch  einzelne  Teile  der 
Lohre  aunahmeu.  im  übrigen  aber  bei  der 
alten  blieben,  nennt  Cossa  Paoletti,  rilan- 
gieri.  Briganti,  D'Aivo,  Mengotti.  l*raktisehen 
Eiufluss  hatten  die  physiokratischen  An- 
scliauungen  auf  die  Ueopoldinischen  Re- 
formen in  Toskana.  —  In  England  könnt»' 
die  Phvsiokratie  keinen  Boden  gewinnen; 
der  praktische  Verstand  einer  durch  Handel 
und  Industrie  reich  gewordeneu  Nation  schien 
die  Unhaltl»urkeit  dieser  Theorie  instinktiv 
zu  empfinden.  Adam  Smith  führte  dann 
vollends  nicht  nur  durch  seine  Kritik,  son- 
dern mehr  noch  durch  die  positive  Ueber- 
windung  der  physiokratischen  Einseitigkeit 
die  endgiltige  Eulscheidung  zu  Ungunsten 
des  Systems  in  England  herl*?i.  Von  deut- 
schen Schriftstellern,  die  direkt  als  Gegner 
der  Phvsiokratie  aufgetreten  sind,  mögen 
hier  .1.  Müser,  J.  J.  Moser,  Dohm,  Strohn, 
Will  genannt  wenlen.  Unter  den  italieni- 
nischen  Kritikern  der  Phvsiokratie  ist  be- 
sonders Veiri  (s.  d.  Art.)  hervorzuhelxm.  der 
überhaupt  zu  den  beachtenswertesten  un- 
mittelbaren Vorläufern  Adam  Smiths  ge- 
hört. 
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Litteratur:  .-Im««-  den  bekannten  Werken  Uber 
die  allgemeine  Geschichte  der  Volkswirtschafts- 
lehre vgl. :  (1,  Kellner,  Zur  Geschichte  de* 
Phgsiukratismus ,  Güttingen  ISf?.  —  L.  de 
Lnverffne,  Le*  economistes  franrtiis  du  AT/// 
süclc,  Paris  1870.  —  ihicken.  Die  Maxime 
Inisser  faire  et  laisser  jxuser,  Bern  ]88<i.  — 
Iternelbe,  Zur  Getrhiehte  der  l'hifsiokratic, 
Jahrb.  für  GeseUg.  Bd.  XVII  f 189.11  S.  463  ff. 

—  Schelle.  Ihipnnt  de  Xemmr*  et  t'ecate 
physiucratique,  Paris  J888.  —  Hösbach,  Die 
allgemeine  Grundinge  der  r«m  Questuty  und 
.1.  Smith  gegründeten  pal.  Oek»nt>mic  (in 
Sehmaliers  Farschungen,  Bd.  X),  Leipzig  18  W. 

—  Stephntl  Rätter.  Zur  Entstehung  der 
l%fswkratie.  Jahrb.  für  Xat.  u.  Stat.  X.  F. 
IM.  H  mm,  &  H-fff-  —  l»rr*elbe,  ibid., 
III.  F.  Bd.  II.  S.  HOL  —  Coiuta,  Intradmianc 
•illo  studia  deW  ecvnomia  pnlitia,  III.  rd.  S. 
/SOff.  —  Knien,  Kurl  Friedrichs  r»n  linden 
brieflicher  Verkehr  mit  Mirabeau  und  iMipunt, 
llridrlttera  18'.)/.  Einleitung.  —  Vetter  die 
liigsifkntiie  in  Deutschland  und  die  /ihysio- 
kratisrhen  Vrrsurhe  Kurl  Friedrichs  siehe  auch 
lli'schers  (,'ench.  d.  „Vif.  im  Deutschland,  S.  ',8$  ff., 
um!  Emiuinghnus'  Artikel  in  Jahrb.  für  Xtt.  u. 
Hat.  Bd.  XIX  (187:').  Weitere  IJttrraturangaben 
f"l<jrn  in  d.  Art.  Qu  es  na  ff. 


eins  f.  Sozial p.:  Drei  Jenaer  Handwerke 
(Bd.  76).  -  7)  Im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.: 
Die  Carl  Zeiss-Stif tuog ,  ein  Versuch  z.  Fort- 
bildung des  groBsindustricllen  Arbeitsrechts  i  Bd. 
21),  auch  selbständig  als  Broschüre  erschienen. 
—  8i  In  diesem  Handwörterbuch  der 
StaatH wissenschaf t en  die  Artt.:  Kranen- 
arbeit  und  Frauentage  (1.  Ann.  Bd.  III  Supple- 
mentband I,  2.  Ann  Bd.  III,  auch  in  Buch- 
form erschienen.  Jena  1900).  —  Abzahlungs- 
geschäfte (1.  Aull.,  Snppl.  I).  -  Einkommen 
(1.  Aull.,  Snppl.  I).  —  Lnternehraer  nnd  Unter- 
nehmergewinn  (1.  Ann*.,  Bd.  VI).  —  9)  Im 
Wörterbuch  ^.Volkswirtschaft:  Frauen- 
arbeit und  Frauentage. 

Red. 


Pierstorff,  Julius. 

geb.  am  0.  III.  1851  zu  Lübeck,  studierte  in 
Leipzig  und  München ,  habilitierte  sich  in 
Güttingen,  wurde  Ostern  1879  als  ausserordent- 
licher  Professor  der  Nationalökonomie  und  Sta- 
tistik nach  Jena  berufen  und  ebendaselbst  im 
Jahre  1883  zum  ordentlichen  Professor  für  die 
gleichen  Fächer  ernannt. 

Er  veröffentlichte  a)  in  Buchform:  Die 
Lehre  vom  Uuternehmergewinn .  Berlin  1875. 
—  Frauenbewegung  und  Frauenfrage,  Güttingen 
1879.  —  Denkschrift  über  die  Notwendigkeit 
••iiier  Reform  der  Professorengehalte  an  der 
Universität  Jena.  Als  Manuskript  gedruckt, 
Jena  1897.  —  iZus.  mit  Zimmer  n.  Wychgrain): 
Frauenberuf  und  Frauenerziehung,  Hamburg 
1SV9.  —  S.  auch  sub  b}  Nr.  7  u.  8. 

b i  In  Zeitschriften.  Sammelwerken 
etc.  nnd  zwar:  1)  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.: 
Entwickelung  der  Tabaksteuergesetzgebung  in 
Deutschland  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
Bd.  33).  -  Litteratur  zur  Frauenfrage  iBd.  41, 
N.  F.  Bd.  VII).  —  Das  Scherische  Sparsvstem 
Bd.  fi4.  3.  F.  Bd.  IX).  —  2)  Im  Journal  f. 
Landwirtschaft:  Die  Bewegung  der  Fleisch- 
und  Fettpreise  seit  dem  Jahre  1852  und  ihre 
Ursachen  (Bd.  28).  —  3)  In  Meyers  Kon- 
ver sat. -Lexikon,  3.  Aufl.,  Supplement  III: 
Irische  Landfrage.  —  4)  In  der  Beilage  zur 
Verbandszeitung  für  die  Vereine 
Kreditreform:  Der  Kredit  (Vortrag,  Aug. 
1895).  —  Der  Wert  der  vereiusmässigen  und 
genossenschaftlichen  Organisation  zum  Zwecke 
Jer  Selbsthilfe  im  wirtschaftlichen  Leben  (Vor- 
trag. Aug.  1897).  —  h)  In  Brock  haus'  Kou- 
versatiöns-Lexikon,  14.  Aufl.,  Supplement: 
Agrarfrage  (1897).  —  Gj  In  den  Sehr.  d.  Ver- 


Platon. 

1.  Sein  Leben.  2.  Die  „Politeia".  3.  Die 
„Gesetze."   4.  Der  „Staatsmann". 

1.  Sein  liCben.  Pia  ton  hat  zu  den 
Problemen  des  öffentlichen  Iicbons  nicht 
nur  die  Stellung  des  Philosophen ,  der 
in  dem  systematischen  Ausbau  seiner 
Weltansicht  auch  dieses  Gebiet  des  Wirk- 
lichen wie  die  (ihrigen  mit  seinen  Be- 
griffen und  Prineipien  zu  durchdringen 
und  zu  verstehen  sucht,  sondern  das  viel 
intimer«»  Verhältnis  eines  Reformators,  der, 
von  hohen  Idealen  erfüllt,  die  i>olirischen 
und  sozialen  Zustände  seiner  Zeit  strenger 
Kritik  unterzieht  und  für  ihre  sittlich- 
religiöse  Umgesla  ung  weit  schauende  Pläne 
entwirft.  Dazu  sah  er  sieh  durch  seine 
eigene  Natur,  seine  Umgebung  und  seine 
Erlebnisse  von  Jugend  an  aufgefordert. 

In  Athen  als  Sprössling  eines  vornehmen 
Geschlechts  1-7  v.  Chr.  geboren,  wurde  er 
als  Knabe  und  Jüngling  von  den  aufregen- 
den Ereignissen  des  [»eloponnesischen  Krieges 
mächtig  ergriffen:  der  jähe  Schicksals- 
woehsel,  den  seine  Vaterstadt  erlitt,  und 
die  wilden  Parteikämpfe,  an  denen  sie 
mehr  als  an  Spartas  Uebermacht  zu  Grund«« 
ging,  richteten  seinen  Blick  früh  auf  die 
Sehaden  der  Zeit:  dazu  kamen  bei  Piaton 
tief  religiöse  Gesinnungen,  die  wir  auf  nahe 
Beziehungen  zu  den  dionysisch-apollinischen 
Kulten  zurückzuführen  Anlass  haben.1)  Ob- 
wohl er  deshalb  der  Fülle  des  geistigen 
Iicbens,  das  diese  in  Kunst  und  Wissen- 
schaft so  gewaltige  Entwickelung  der  attischen 
Kultur  hervorbrachte,  die  reiche  Empfäng- 
lichkeit eines  ästhetisch  hochbegabten  Ge- 
müts entgegenbrachte,  so  überwog  doch  in 
seinem  Wesen  die  ernste  Stimmung  und 
eine  fetuige  Uelierzeugung,  die  ihn  in  Gegen- 
satz zu  den  aufklärerischen  Bewegungen  des 
sophistischen  Zeitalters  brachte.  In  dieser 
Richtung  bestärkte  ihn  der  Umgang  mit 

')  Vgl.  Erw.  Rohde,  Psyche  (2.  AuH.  1898), 
besonders  S.  555  ff. 
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Sokratos,  der  den  leidenschaftlichen  Drang 
des  Jünglings  durch  die  Ruhe  des  begriff- 
lichen Denkens  zur  Keife  und  Klarheit 
leitete  und  den  politischen  Parteieifer  in  die 
Bahnen  der  wissenschaftlichen  Reform  wies. 

Nach  dem  Tode  des  Sokratos  (39<J)  weilte 
Piaton  einige  Zeit  mit  anderen  Schülern  des 
Meisters  in  Megara  bei  Eukleides,  ging  dann 
auf  Reisen,  die   ihn    nach  Kyrene  und 
Aegypten  führten,  lüelt  sich  wieder  einige 
Zeit  in  Athen  auf,  wo  er  litterarisch  in  die 
heftigeu  Partciungcn  eingriff,  und  begab 
sich  darauf  nach  Unteritalien  und  Sicilien. 
wo  er  Beziehungen  zu  den  Pythagoreern 
anknüpfte  und  den  ersten  Versuch  machte, 
seiue  politischen  Pläne  zu  verwirklichen. 
Nachdem  dies  bei  dem  älteren  Dionys  in 
dem  Masse  gescheitert  war,  dass  der  Philo- 
soph in  persönliche  Gefahr  geriet,  kehrte  er  I 
nach  Athen   zurück   und  begründete  dort  I 
(etwa  387)  die  Akademie  als  einen  wissen- 
schaftlichen und  religiösen  Verein,  der  sich  | 
zwar  unmittelbarer  politischer  Bestätigung  ( 
enthielt  aber  doch  im  ganzen  neben  jenen ' 
hauptsächlichen    Zwecken    die  Bedeutung 
eines  Sammelplatze«  der  antidemokratischen  '. 
Tendenzen  gehabt  zu  haben  scheint.  Platon 
selbst  ging  noch  zweimal  (367  und  363) 
nach  Sicilien,  um,  vereint  mit  Dion,  dem 
Führer  der  aristokratischen  und  pythago- 
reischen Partei,  den  jüngeren  Dionys  für 
sein  Staatsideal  zu  gewinnen ;  und  nachdem  1 
auch  dies  fehlgeschlagen  war,  widmete  er  [ 
sich  bis  zu  seinem  Tode  (347)  ganz  der : 
litterarischen  und  didaktischen  Wirksamkeit 1 
in  dem  wachsenden  Kreise  seiner  Schüler. 

Somit  stehen  alle  besonderen  Ereignisse, 
die  uns  aus  Piatons  lx?ben  sicher  bekannt 
sind  —  sein  Verhältnis  zu  Sokratos  nicht 
ausgenommen  — ,  im  Zusammenhange  mit 
den  politischen  Idealen,  die  ihm  vorschwebten, 
die,  aus  den  Bedrängnissen  Athens  hervor- 
gegangen, dort  nicht  verwirklieht  werden  I 
konnten  und  für  die  der  Philosoph,  als  sich  | 
auch  in  Italien  und  Sicilien  keine  Stätte  für 
sie  fand .  wenigstens  indirekt  durch  die 
Uehorzeugungcn  seiner  Schüler  zu  wirken 
suchte.  Deshalb  ist  Piatons  grosses  I>ebens- 
werk,  dessen  Ausarbeitung  sich,  wie  man 
jetzt  allgemein  annimmt '),  durch  Jahrzehnte 

')  Dass  die  Politeia  aus  mehreren,  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  entstandenen  „Schuhten" 
schließlich  kunstvoll  zu  einem  Ganzen  zu- 
sammengearbeitet und  ausgefeilt  ist,  dessen 
Plan  nicht  einheitlich  von  Anfang  au  bestand, 
dürfte  als  das  Ergebnis  der  im  einzelnen  noch  ! 
weit  auseinander  gehenden  Untersuchungen  und 
Ansichten  zu  bezeichnen  sein,  t'eber  die  künst- 
lichen Einheitsdeutungen  von  Steinhart,  Siisc- 
mihl  und  Stallbaum  handelt  ü.  F.  Rettig,  Rhein. 
Mus.  1861  S.  161  ff.  Vpl.  A.  Krohn.  Der  plat. 
Staat.  Halle  1876.  F.  Dlimmler,  Prolttfomenn 
zu  Piatons  Staat,  Basel  E.  Pfleiderer, 


hindurchgezogen  hat,  die  P o  1  i  t  o  i a  ( Republik ), 
worin  er  das  Bild  des  idealen  Staates  ge- 
zeichnet hat. 

2.  Die  ,,PoliteiaM.  Um  ein  richtig»« 
Verständnis  dieses  Entwurfes  zu  gewinnen, 
muss  man  im  Auge  behalten,  wie  die 
künstlerische  Genialität  von  Piatons  Dar- 
stellung, die  gerade  in  der  Republik  sich 
in  der  glücklichsten  Weise  entfaltet,  die 
begriffliche  Formidierung  der  Gedanken 
mit  den  realpolitischen  Interessen  ver- 
woben liat,  die  er  verfolgte.  In  dem 
System  der  Ideeenlehre,  wie  es  sich  zu 
einer  teleologischen  Weltanschauung  im 
grössten  Stile  entwickelt  hatte,  erschien 
schliesslich ')  der  Staat  als  die  Verwirk- 
lichung der  Idee  des  Guten,  d.  h.  des  gött- 
lichen Wcltzweeks  im  menschlichen  Gattungs- 
leben :  der  MittelbegrifJ,  den  Platon  dazu 
verwendete,  war  der  der  Gerechtigkeit,  wo- 
runter er  die  harmonische  Ausgleichung 
aller  menschlichen  Vernunftbethätigungen 
und  aller  sittlichen  Lebensverhältnisse  ver- 
stand. Daher  entwickelt  sich  die  Politeia 
als  ein  Dialog  über  die  Gerechtigkeit,  der 
in  seinem  ersten  früh  geschriebenen  Teil 
(Ruch  1)  von  der  individuellen  Reeht- 
schaffenheit  liandell,  um  nachher  deivu  Be- 
griffsbestimmung aus  der  Betrachtung  des 
Staats  als  des  »Menschen  im  grossere  zu 
gewinnen.2) 

Wenn  dann  aber  Platon  das  Wesen  dieser 
♦Gerechtigkeit*  darin  findet,  dass  jeder  Teil 
eines  zweckvoll  in  sich  gegliederten  Ganzen 
(die  Seelenvermögen  im  Individuum  und  die 
Stände  im  Staat)  -das  Seinige  leiste-  (n'< 
iai'iov  ;r(«;rT«i>'3),  so  erwuchs  bei  ihm  diese 
Forderung  aus  dem  direkten  Gegensatze 
gegen  die  athenische  Demokratie.  Kr  sieht 
ihren  Grundfehler  darin ,  dass  die  wich- 
tigsten aller  Angelegenheiten,  die  öffent- 
lichen, von  der  Entscheidung  jedes  beliebigen 
Bürgers  abhängen,  dass  alle  sich  in  alles 
mischen  und  es  so  zu  keiner  festen  und 
sachkundigen  Regierung  kommen  kann.  Da- 
gegen ist  Piatons  Grundüberzeugung  die, 
dass  die  Verwaltung  der  öffentlichen  Ange- 
legenheiten eine  Kunst  sein  müsse,  die  ein 
Wissen  voraussetze  und  nur  von  solchen 
geübt  werden  dürfe,  welche  diese  Sach- 
kunde besitzen  und  dieser  Kunst  allein  ohne 
weitere  Beschäftigung  ihr  Ijobon  widmen. 
Er  verlangt  also  einen  eigenen  Stand  dor 
Regierenden,  weiche  die  Ixutung  des  Staat.'* 


Zur  Lösung  der  plat.  Frage.  Freiburg  i.  B. 
1888.  W.  Windelband,  Geschichte  der  alten 
Philos.,  2.  Aufl.,  München  1894,  S.  113.  Erw. 
Rohde,  Psyche.  S.  557  ff  Anm. 

')  Im  sechsten  und  siebenten  Buch  der 
Politeia. 

»)  Rep.  II,  368  f. 

»)  Ibid.  IV,  433  f.,  441  f. 
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so  betreiben  wie  jeder  kundige  Handwerker 
sein  Geschäft.1) 

Diese  Staatskunst  aber  kann  am  aller- 
wenigsten jene  formale  Redegewandtheit, 
jene  Beweis-  und  Widerlegungskunst  sein, 
welche  die  Sophisten  als  Lehrer  der  politi- 
schen und  juridischen  Beredsamkeit  be- 
trieben ;  ihr  Ergebnis  war  die  Ueberzeugungs- 
losigkeit,  die  Anarchio  der  Meinungen  und 
der  Leidenschaften.  Diese  sophistische 
Seheinkunst s)  war  gerade  eine  typische  Er- 
scheinimg der  hoch  entwickelten  Demokratie 
Athens;  darum  betrachtete  Piaton  sie  als 
den  schlimmsten  Schaden  des  Volks  und 
richtete  in  diesem  Sinne  gegen  sie  die 
leidenschaftlichen  Angriffe  seines  Dialogs 
»Gorgias*.  Er  verlangt  dagegen  ein  sach- 
liches Wissen  als  Inhalt  und  Grundlage  der 
Staatskunst,  und  dies  kann  sich  auf  nichts 
auderes  beziehen  als  auf  die  letzten  und 
höchsten  Zwecke  des  Menschenlebens:  die 
Aufgabe  des  Staats  liegt  in  dem  Wohl  aller  j 
seiner.  Bürger"),  aber  nicht  in  ihrem  sinn- 
lichen Behagen,  sondern  in  ihrer  sittlichen 
Erziehung.1)  Ein  solches  Wissen  aber  ge- 
währt nur  die  Philosophie,  und  deshalb 
kommt  Piaton  zu  dem  bekannten  Satze5), 
es  werde  der  Uebel  der  Menschen  kein 
Ende  sein,  ehe  nicht  die  Philosophen 
Herrscher  oder  die  Herrscher  Philosophen 
werden.  Dor  Kernpunkt  der  von  ihm  ge- 
suchten Roforni  liegt  also  in  dem  Yerlaugen, 
dass  weder  Abstammung  noch  Besitz,  weder 
Macht  noch  Volkskunst,  sondern  allein  das 
Wissen  und  die  darauf  beruhende  persön- 
liche Tüchtigkeit  ein  Anrecht  auf  die  Herr- 
scliaft  im  Staate  gewähren  sollen. 

Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Aristo- 
kratie des  Wissens  entwickelt  Piaton (i)  sehr 1 
fein  gerade  von  der  gewöhnlichen  Voraus- ! 
setzung  her,  wonach  im  Staat  sich  die 
Menschen  verbinden,  um  eine  vollständigere 
und  bessere  Befriedigimg  iliror  natürlichen  j 
Bedürfnisse  zu  finden,  als  es  für  die  Ein- 
zelnen allein  möglich  wäre.  Das  Mittel 
dazu  ist  die  Arbeitsteilung,  weil  jedes  Hand- 
werk um  so  erfolgreicher  geübt  wird,  je 
mehr  es  die  besondere,  erlernte  Lebens- 
thätigkeit  des  Einzelnen  ausmacht.  Aber 
eine  solche  Vereinigung  dehnt  sich  von 
selbst,  auch  wenn  man  anfangs  nur  an  die 
notwendigsten  Bedürfnisse  gedacht  hat, 
immer  weiter  aus  und  kann  kriegerische 
Ziisammenstösse 7)  mit  den  Nachbarn  nicht 

M  Rep.  III.  374  d. 
*}  Gorg.  462  b. 

J)  Rcp.  IV,  420  b,  VH,  519  e. 
*)  Gorg.  464  b. 
»)  Rep.  V,  473  c. 
*)  Im  zweiten  n 
369  c  ff. 

')  Piaton  entwickelt  hier  die  Notwendigkeit , 
des  Krieges  ans  dem  Bedürfnis  der  Gebiets- ! 


und  dritten  Buch  der  Rep. 


vermeiden:  deshalb  stellt  Piaton  jenem 
Princip  der  Arbeitsteilung  gemäss  die  Forde- 
rung eines  berufsmässigen  Soldatenstandes  M. 
der,  dem  früheren  Griechentum  unbekannt, 
im  Beginn  des  vierten  Jahrhunderts  sich 
thatsächlich  zu  bilden  anfing. 

Dio  Aufgabe  des  Staats,  einen  solchen 
Stand  der  »Wächter«  (fvla*es)  herauszu- 
bilden, weist  jedoch  der  Natur  der  Sache 
nach  über  sich  selbst  hinaus:  denn  diese 
Elitebürger  müssen  an  Leib  und  Seele  die 
besterzogenen  sein-),  und  die  Heranbildung 
und  Erhaltung  dieses  Standes  setzt  wiederum 
eine  planvolle  und  von  der  höchsten  Ein- 
sicht geleitete  Erziehung  voraus3).  Ueber 
den  Soldaten,  welche  die  Ordnung  des  Staats 
nach  aussen  und  innen  schützen,  muss  sich 
der  Stand  der  Regenten  (a^oyree)  erheben, 
dem  die  Leitung  des  Ganzen  zufällt  und 
dem  gegenüber  die  Masse  der  Wächter  nur 
ausführende  Helfer  und  Beamte  (faUovoot) 
sind.  Diese  Regenten,  welche  als  erziehende 
Behörde  für  die  stetige  Erneuerung  der 
regierenden  Stände  zu  sorgen  haben,  sind 
die  Träger  des  Wissens,  das  zu  herrschen 
berufen  ist  —  die  Philosophen.4) 

So  ergeben  sich  im  Staat  drei  Stände  : 
der  Nährstand ,  der  aus  Bauern ,  Hand- 
werkern und  Kaufleuteu  besteht,  von  denen 
jeder  in  seinem  Fach  für  die  Erzeugung, 
Verarbeitung  imd  Verwendung  der  äusseren 
Güter  des  Staatsganzen  zu  sorgen  hat  — 
der  Wehrstand,  der  den  Bestaud  des  Staates 
gegen  äussere  und  innere  Störungen  vertritt 
—  und  der  Lehrstand,  der  als  oine  höchste 
Auslese  aus  den  »Wächtern«  für  die  zweck- 
volle Vernünftigkeit  des  gemeinsamen  Lebens 
verantwortlich  ist.  Diese  Dreiteilung  führt 
Piaton5)  auf  eine  analoge  ethisch-psycho- 
logische Schichtengliedenuig  der  individu- 
ellen Seele  zurück:  er  unterscheidet  in 
dieser")  den  leitenden  (^t^owxö»-),  vernünf- 
tigen (XoytoTtxöv)  Teil  von  dem  vernunftlosen 
(aioyov),  der  selbst  wieder  in  eine  edlere, 
der  Vernunft  verwandte  (frvitoeiSii)  und 
eine  niedere,  der  Vernunft  widerstrebende 
(i^i&v/ttjTtxdf  )  Richtung  auseinandergeht.  Da- 
raus eigiebt  sich  eino  gemeinsame  Kon- 
struktion der  gesamten  Ethik.  Für  jeden 
Teil  der  individuellen  Seele  und  ebenso  des 
Staates  entwickelt  sich  die  Aufgabe,  »das 
Seinige  zu  leisten« :  den  Tugendeu  des 
Menschen  entsprechen  die  Zweckbestim- 
mungen der  Stände  des  Staates.    Die  Ver- 

erweiterung,  da»  sich  bei  den  bis  zum  Luxus 
gesteigerten  Lebensanforderungen  unabweisbar 
einstellen  müsse,  II,  373  d. 

l)  Rep.  II,  374  a. 

*)  Rep.  II,  374 e. 

»»  Rep.  in.  412  bc. 

*)  Rep.  IV,  428 de,  VI,  503a.  VII,  540a. 
")  Ren.  IV,  439  ff. 
•)  Vgl.  Phaedr.  246  ff. 
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nunft  im  Individuum  und  der  Ilerrscher- 
stand  im  Staat  soll  weise  sein  und  den  I 
anderen  Teilen  gebieten;  die  Willenskraft 
im  Individuum  und  der  Beamten-  und 
Kriegerstand  im  Staat  soll  tapfer  sein  und 
pfliehtgetrcu  dem  Gesetze  Achtung  schaffen. 
Das  Itegehrliche  Wesen  im  Individuum  und 
die  Masse  der  Erwerbenden  im  Staat  soll 
gehorsam  sein  und  sich  der  vernünftigen 
Führung  unterwerfen.  Dann  wird,  wenn 
'  ein  jeder  »das  Sein  ige  thut«,  in  dem  rich- 
tigen Zusammenspiel  aller  Teile  der  Mensch 
rechtschaffen  und  der  Staat  gerecht  sein. 

Weisheit,  Tapferkeit,  Selbst beherrschung 
und  Gerechtigkeit  —  die  später  so  genannten 
Kardinaltugenden,  werden  so  von  Piaton 
entworfen1):  es  handelt  sieh  dabei  um  das 
rechte  Verhältnis  der  drei  grossen  Güter 
des  Menschenlebens:  Weisheit,  Ehre  und 
Besitz.  Wie  sich  nun  die  einzelnen  Mensehen 
danach  unterscheiden,  dass  sie  den  einen 
(nler  den  anderen  dieser  Werte  zum  höchsten 
oder  zum  allein  erstrebten  machen  *),  so  lie- 
stimmt  sich  danach  auch  der  Wert  der 
Staatsverfassungen :  die  beste  ist  «he  Aristo- 
kratie, worin  die  Vernuuft,  d.  h.  die  Wissen- 
schaft, herrscht;  wenn  an  ihre  Stelle  sich 
Ehrgeiz  und  Machtgier,  Habsucht,  sinnliches 
Lasterund  endlich  ruchloser  Egoismus  setzen, 
so  entstehen  Timokratie,  Oligarchie.  Demo- 
kratie  und  Tyrannis  als  die  nach  Piatons 
Ansicht H)  in'  dieser  Reihenfolge  immer 
schlimmer  und  unglücklicher  sich  gestal- 
tenden Formen  der  verfehlten  Verfassungen, 
denen  ebenso  viele  Typen  individueller 
Charaktere  entsprechen. 

Für  den  »besten  Staat  <  kommt  es  Piaton 
lediglich  darauf  an,  das  I>>lten  der  beiden 
regierenden  Stände  zu  liestimmen:  der  dritte 
Stand  gilt  ihm  hier  als  den  natürlichen 
Trieben  des  Erwerbslebens  unterworfen  und 
auf  die  bürgerliche  Tüchtigkeit  angewiesen, 
welche  aus  der  Klugheitsmoral  des  gewöhn- 
lichen l/?bens4)  sich  ergiebt.  Seine  Aufgabe 
besteht  im  ganzen  nur  darin,  die  äusseren 
Mittel  herzustellen,  die  für  den  Bestand  des 
Gemeinwesens  erforderlich  sind :  von  dem 
politischen  Leben  ist  er  ausgeschlossen. 
Dieses  bildet  den  Beruf  der  »Wächter«,  die 
deshalb  keinen  anderen  Beruf  haben  und  mui 
ihrerseits  von  dein  Erwerbsleben  ausge- 
schlossen sein  sollen.  Cm  ihnen  jedes  Inte- 
resse zu  nehmen,  das  sie  von  der  Hingabe 

')  Rep.  IV,  441  ff. 

*)  Phaedon    H2c:     <fti6oofot,  <f,üTtuoi. 

*)  Das  achte  und  nennte  Buch  der  Republik 
*iud  einer  äusserst  lebensvollen  und  charakte- 
ristischen Schilderung  dieser  politischen  und 
tsozialen  Dccadence  gewidmet,  —  eine  Fund- 
trrnbc  politischer  nnd  sozialer  Beobachtungen, 
wie  es  wenige  andere  triebt. 

*)  Phaedon  08  «ff. 


an  ilire  politische  Bestimmung  zurücklialten 
oder  dann  unrichtig  bestimmen  könnte,  ist 
ihnen  aller  persönliche  Besitz  verboten  und 
ebenso  das  Familienleben  versagt.  Sie  bilden 
alle  zusammen  nur  eine  grosse  Familie,  und 
dadurch  allein  soll  die  Einheit  der  Interessen 
und  der  Gesinnung  gewährleistet  sein,  deren 
der  Staat  bedarf.1) 

Die  »kommunistischen«  Einrichtungen 
der  Weiher-.  Kinder-  und  Gütergemeinschaft, 
welche  Piaton  in  diesem  Sinne  vorsclüägt, 
bedeuten  also  ein  Opfer,  das  nur  die 
regierende  Klasse  für  das  Staatswohl  bringt ; 
sie  halten  den  Zwock,  eine  Vollblutrasse 
heranzuzüchteu  und  zu  erhalten,  die  nur  für 
das  Ganze  lebt;  und  Piaton  scheut  nicht 
davor  zurück,  seine  Lehren  durch  Analogieen 
aus  der  Züchtung  nnd  Dressur  der  Tiere 
zu  begründen."-)  Deshalb  hat  der  Staat  — 
nicht  ohne  kleine  Listmittel  ')  —  schon  für 
die  rechte  Paarung  zu  sorgen,  alle  Kinder 
gemeinsam,  ohne  dass  Eltern  und  Kinder 
sich  gegenseitig  als  solche  kennen,  ernähren 
und  erziehen  zu  lassen  und  auch  das  ge- 
meinsame lieben  der  Erwachsenen  durch- 
gängig zu  regeln. 

Damit  verbindet  Piaton  die  Forderung 
einer  politischen  und  sozialen  Gleichstellung 
beider  Geschlechter:  er  begründet  sie  damit, 
dass  hinsichtlich  der  sittlichen  Eigenschaften, 
auf  die  es  bei  den  Wächtern  allein  ankommt'), 
zwischen  der  männlichen  und  der  weiblichen 
Nnturanlage  kein  qualitativer  Unterschied, 
sondern  nur  eine  Intensitätsversehiedenheit 
obwalte.  Er  nimmt  damit  zu  der  Fraiieu- 
frage,  die  in  dem  damaligen  Athen,  wie 
Aristophanes :>)  beweist,  keine  geringe  Rolle 
spielte,  mit  radikaler  Entschiedenheit  Stellung 
und  zieht  die  äussersten  Folgerungen :  auch 
in  den  Speiseverbänden,  worin  die  Wächter 
ihr  gemeinsames  Leben  führen,  sind  lieide 
Geschlechter  gemischt,  und  die  gymnastische 
wie  die  musische  Erziehung,  das  Turnen 
und  Exereieren  wie  das  lernen  und  Pelden 
von  Wissenschaft  und  Kunst  sind  leiden 
gemein. 

Zu  der  straffen  Organisation  dieses  Militär- 
staates  gehört  endlich  auch  die  öffentliche 
FIrziehuug,  welche  den  Bürger  des  resric- 
renden  Standes  von  frühester  Jugend  bis  in 
sein  reifes  Alter  in  Anspruch  nimmt.  Nach 
ihren  Ergebnissen  werden  allmählich  die 
höheren  Gehilfen  und  aus  diesen  sehliess- 

'1  Kep.  V,  462 äff. 

*)  Kep.  II,  375 ff.,  V,  451  d ff,  459a. 

»')  Rep.  V.  459c 

«j  ibid.  453  ff. 

5)  Nicht  nur  in  den  Ekklcsiazusen .  die 
wahrscheinlich  bereit«  Piaton«  dem  Dichter 
mündlich  bekannte  Staatslehre  im  Auge  haben 
(wie  andererseits  der  Philosoph  selbst  Rep.  V. 
452 d  den  Spott  der  Komödie  abweist),  sondern 
schon  in  der  Lysistrate  und  sonst. 
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lieh  als  die  an  Leib  und  Seele,  an  Wissen 
und  Charakter  vollkommensten  die  Regenten, 
ausgewählt:  durch  mathematische  Studien 
vorbereitet,  widmen  sie  sich  der  Philosoplüe, 
der  begrifflichen  Betrachtung  gottlicher  und 
menschlicher  Dinge  und  treten  aus  dieser 
beschaulichen  Ruhe  von  Zeit  zu  Zeit  ab- 
wechselnd in  die  praktische  Staatshaltung, 
die  Gesetzgebung,  \erwaltung  und  Aufsicht 
zurück. 

Mit  Benutzung  zahlreicher  historischer 
Einrichtungen *),  die  in  den  dorischen  Staaten 
thatsächlieh  bestanden,  wird  so  das  Bild 
einer  starken  und  einheitlichen  Regierung 
entworfen ;  dabei  aber  bleibt  Piatons  Reform- 
gedanke  durchaus  in  den  Grenzen  des 
griechischen  Kleinstaates:  ja  er  verlangt 
ausdrücklich,  dass  der  Staat  weder  zu  gross 
noch  zu  klein  werden  dürfe,  und  die  Aus- 
dehnung, die  er  etwa  im  Auge  hat,  ergiebt 
sich  aus  der  in  den  >  Gesetzen«;  bestimmten 
Anzahl  von  5040  Bürgerfamilien.  Jene  strenge 
Einheitlichkeit  der  Staatsgewalt  jedoch,  die 
auf  der  Herrschaft  einer  Iiehre,  der  Philo- 
sophie, beruhen  soll,  wird  bei  Piaton  durch 
eine  bedingungslose  Unterwerfung  des  In- 
dividuums unter  das  Staatsganze  erkauft, 
wie  sie  in  dieser  Schroffheit  in  keinem 
griechischen  Staate,  auch  nicht  in  Sparta, 
am  wenigsten  aber  in  Athen  je  bestanden 
hat.  Deshalb  darf  man  auch  nicht  sagen, 
Piaton  habe  das  Princip  der  griechischen 
Polis  auf  die  Spitze  getrieben  oder  über- , 
trieben 2).  Eine  solche  Zwangsanstalt  wie 
der  platonische  Staat,  der  dem  Individuum 
des  regierenden  Standes  auch  nicht  die ! 
geringste  Sphäre  persönlicher  ]>el>ensbe- ; 
thätigung  lässt,  hat  kein  griechischer  Staat 
sein  wollen  und  ist  erst  recht  keiner  ge- 
wesen. Gerade  die  Forderung  des  Opfers 
der  Individualität  ist  das  priucipiell  jfeuc  j 
bei  Piaton,  und  diese  wurzelt  zuletzt  in] 
seiner  religiösen  Ueberzeugung,  welche  das ; 
irdische  Leben  nur  als  eine  Erziehung  für  | 
das  liimmlische  und  die  staatlichen  Verhält- 
nisse nur  als  Verwirklichungen  der  Idee 
des  Guten  betrachtet. 

3.  Die  „Gesetze".  Dass  es  Piaton  mit 
diesen  Reformgedanken  heiliger  Ernst  war, 
ist  ausser  Frage.  Freilich  war  er  sich  auch 
klar  darüber,  dass  die  Verwirklichung  seiner 
Pläne  nur  durch  Gewalt  möglich  gewesen 

l)  Vgl.  K.  F.  Hermann,  Die  historischeu 
Elemente  des  plat.  Idealstaats,  ges.  Abhundl. 
(Gött.  1849),  S.  132  ff. 

*)  Daher  darf  die  historische  Polis  nicht 
nach  Piatons  Entwurf  beurteilt  werden,  wie  es 
in  der  Hauptsache  bei  .Tac.  Burckhardt,  Griech. 
Kalturgeschichte  I,  57  ff.  geschehen  ist,  wo  das 
Mass  der  persönlichen  Freiheit,  das  die  Polis 
dem  Individuum  Hess,  principiell  unterschätzt 
ist.  Vgl.  über  diese  Frage  neuerdings  G.  Jellinek, 
Allgemeine  Staatslehre  (Berlin  liWO),  S.  264  ff. 


Iwäre,  und  er  hoffte  deshalb  auf  das  Ein- 
greifen eines  für  die  philosophische  Theorie 
I  gewonnenen  Fürsten.  Als  diese  Hoffnung 
zerronnen  war,  Hess  er  doch  von  seinen 
Dcberlegungen  nicht  ab  und  suchte  seine 
Anforderungen  auf  das  Mass  des  in  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  Realisierbaren  herab- 
zusetzen. Die  Entwürfe,  die  or  dazu  ge- 
macht, aber  nicht  mehr  zu  einem  abge- 
schlossenen Werke  abgerundet  hat  ,  sind 
unter  dem  Titel  der  »Gesetze«  nach  seinem 
Tode  von  Philippos  von  Opus  zusammen- 
gestellt worden.1)  Dabei  scheinen  zwei  ver- 
schiedene, im  Detail  nicht  mehr  sicher  zu 
scheidende  Entwürfe4)  durcheinander  ge- 
raten und  in  einen  gemeinsamen  Rahmen 
(Gründung  einer  Kolonie  auf  Kreta)  gebracht 
worden  zu  sein. 

Der  bedeutsamste  Unterschied  zwischen 
deu  »Gesetzen«  und  der  Politeia  besteht  in 
dem  viel  näheren  Eingehen  der  ersteren 
auf  die  soziale  Frage.  Zwar  war  auch  in 
der  Politeia *')  gelegentlich  erwähnt  worden, 
dass  der  rechte  Staat  Reichtum  und  Armut 
fernhalten  müsse:  aber  erst  in  den  »Ge- 
setzen* kommt  der  Gegensatz,  in  welchem 
Piaton  zu  der  Entwickelung  Athens  stand, 
vollauf  zur  Klarheit.  In  dem  Handels-  und 
Industriestaate  sieht  er  die  grösste  Gefahr: 
er  ist  unmöglich  ohne  den  Klassengegensatz 
von  Reichtum  und  Armut;  er  spaltet  sich 
von  selbst  in  zwei  soziale  Körper,  die  als 
Feinde  einander  gegenüberstehen.  Hier  setzt 
deshalb  der  neue  Entwurf  ein:  die  Stadt, 
soll  nicht  am  Meere  liegen,  der  Handel  auf 
das  Allernotweudigste  beschränkt  und  nicht 
von  Bürgern,  sondern  von  Fremden  oder 
vom  Staate  selbst  besorgt  werden,  die  in- 
dustrielle Produktion  auf  den  eigenen  Bedarf 
beschränkt  sein.  Was  übrig  bleibt,  ist  ein 
geschlossener  Agrarstaat,  dessen  sozialistische 
Struktur  Piaton  dahin  bestimmt4),  dass  das 
Staatsgelände  in  gleiche  I/>se  geteilt  wird, 
von  denen  jeder  Bürger  nur  eines  besitzen 
darf.  Beim  Austausch  ihrer  Erträgnisse 
bedienen  sich  diese  Bauern  eines  Geldes, 
das  selbst  keinen  Wert  hat;  aber  auch  der 
mobile  Besitz  des  einzelnen  hat  sehr  eng 
normierte  Grenzen,  und  so  kann  es  keine 
empfindlichen Vermögensuuterschiede,  keinen 
Reichtum  und  keine  Armut  geben.  Der 

')  Wegen  dieses  Zustanden  der  Uebcrlicfc- 
rung  lange  Zeit  für  unecht  gehalten,  sind  die 
„Gesetze1*  in  der  letzten  Zeit  Gegenstand 
klärender  Untersuchungen  geworden:  J.  Bruns, 
Piatons  Gesetze  vor  und  nach  ihrer  Herausgabe 
durch  Ph.  v.  Opus  {Weimar  1880).  Th.  Bergk, 
Fünf  Abhandlungen  zur  Gesch.  der  kriech. 
Philos.  u.  Astron.  (Leipzig  1883). 

*)  Der  zweitbeste  und  der  drittbeste  Staat : 
Noui.  V,  739c. 

s)  Rep.  IV.  421  f. 

*)  Nom.  V,  740  ff. 
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Besitzstand  eines  jeden  soll  in  öffentlichen 
Listen  stets  bekannt,  das  Darleihen  auf  Zins 
verboten  sein.  Wie  das  Privateigentum,  so 
wird  auch  die  Ehe  zwar  wieder  zugelassen, 
aber  sehr  starken  Beschränkungen  und  staat- 
licher Beaufsichtigung  unterworfen.  Dagegen 
bleibt  es  bei  einer  staatlichen  Gesamt- 
erziehung, die  vom  Kindergarten ')  au  unter 
Aufsicht  der  Behörden  steht,  und  bei  der 
Oleichstellung  der  Geschlechter,  bei  dem 
Lagerlebcn  der  zu  militärischen  Uebungen 
Versammelten  in  Syssitien  und  bei  der 
strengen  Bindung  aller  Staatsglieder  an  eine 
gemeinsame  Ueber/eugung,  welche  jedoch 
in  diesem  Falle  nicht  die  Philosophie,  son- 
dern die  positive  Religion  bildet. 

Das  ist  um  so  bedeutsamer,  als  Piaton 
unter  Verzicht  auf  die  Ständegliederung  der 
Politeia  nunmelir  das  gesamte  Leben  der 
Staatsbürger  durch  eine  religiöse  Sittenpoli- 
zei auf  das  genaueste  zu  regeln  unternimmt. 
Mit  freier  Anlehnung  an  das  attische  Civil- 
und  Kriminalrecht  entwirft  er  sein  Gesetz- 
buch, dem  im  ganzen  wie  vor  den  einzelnen 
Kapiteln  begründende  Reflexionen  in  Gestalt 
von  Prooemien  vorangeschickt  werden. 
Bei  vielen  interessanten  Einzelheiten-')  ist 
auch  hier  der  Gesamteindruck  der  einer 
principiellen  Einengung  der  persönlichen 
Freiheit,  die  hinter  dem  religiösen  Zweck 
der  ganzen  Erziehungsanstalt  weit  zurück- 
tritt. In  der  Verfassung  dagegen  mischt 
Platou  aristokratische  und  demokratische 
Motive,  indem  er  die  Besetzung  der  Aemter 
in  oft  recht  verwickelter  Weise,  teils  von 
Wahlen  und  Kooptionen,  teils  von  Alter  und 
Sachkunde  abhängig  sein  lässt. 

Das  weitaus  Charakteristischste  jedoch 
ist  die  völlige  Stabilität,  die  Piaton  diesem 
Gemeinwesen  aufdrücken  will.  Immer 
wieder  betont  er,  dass  der  grösste  Vorzug 
der  Gesetze  in  ihrer  Unabänderlichkeit  be- 
steht1), dass  jede  Neuerung  eine  Gefahr  für 
das  Staatswesen  bedeutet.  In  offenl>arem 
Hinblick  auf  die  Gcsetzmacherei  der  atheni- 
schen Demokratie  will  Piaton  eine  Centrai- 
behörde der  Gesetzes  Wächter  (voftoyvlaxtt) 4) 
einfülireu,  die  das  Rückgrat  des  staatlichen 
Ixjbens  bilden  und  ihn  vor  allen  Neuerungen 
bewahren  soll.  Elnjnso  wird  auch  das  Ge- 
werbe zum  Stillstand  verurteilt  uud  das 
Reisen  ausserlialb  des  Staatsgebietes  den 


')  Nora.  VII,  794  a. 

*)  Es  sei  erwähnt,  dass  hier  wie  in  der 
Politeia  (Kep.  V,  469  b,  Nom.  VI,  776  ff.)  die 
Sklaverei  als  die  selbstverständlich  unvermeid- 
liche Grundlage  des  gesellschaftlichen  Lebens 
betrachtet,  aber  für  eine  milde  und  zugleich 
erzieherische  Behandlung  der  Sklaven,  die  keine 
Hellenen  sein  sollen,  eingetreten  wird. 

')  Nom.  II.  658c,  VI.  772c.  VU,  797a. 

*)  Nom.  VI,  752  ff. 


Bürgern  so  viel  wie  irgend  möglich  unter- 
sagt und  erschwert. 

Am  schwersten  aber  trifft  diese  eiig- 
i  herzige  Konsequenz  natürlich  die  Kunst.' > 
j  Schon  in  der  Politeia  war  diese  lediglich 
unter  die  ethische  Zwecknorm  gestellt  wor- 
j  den,  und  wenn  Platou  von  der  Musik  in 
j  der  Erziehung  einen  ausserordentlich  breiten 
I  Gebrauch  milchen  wollte,  so  bekämpfte  er 
1  zugleich  die  freiere   und  mannigfaltigere 
Ausbildung,  die  sie  zu  seiner  Zeit  erfuhr.2) 
Diese  Polemik  wiederholen  die  »Gesetze*  in 
dem  Sinne3),  dass  schliesslich  nur  das  Chor- 
lied in  seiner  archaischen  Gestalt  als  Aus- 
druck religiöser  und  sittlicher  Stimmungen 
übrig  bleiben  soll.    Noch  schlimmer  ergeht 
es  den  Dichtern,  die,  wenn  im  Staate  die 
wissenschaftliche    oder    religiöse  Lehre 
herrscht,  nicht  melir  die  Rollo  von  Volks- 
lehrern spielen  dürfen;  insbesondere  kämpft 
Piaton  gegen  die  das  sittliche  Hewusstsein 
verwirrenden    Vorstellungen ,    welche  die 
Dichter,  namentlich  Epiker  und  Komiker, 
|  von  den  Göttern  erregen.   So  werden  denn 
|  die  Dichter  aus  der  Politeia  mit  ironischer 
i  Höflichkeit  ausgewiesen4)  und  in  dem  Ge- 
'  setzesstaate  nur  geduldet,  wenn  sie  sich  der 
religiösen  Sittenpolizei  unterwerfen. 5) 

Diese  Entwickcluugslosigkeit  des  Staats- 
wesens uud  die  Absperrung  gegen  jede 
Neuerung  ist  das  Auffallendste  an  Plntons 
Staatsentwürfen :  aber  auch  dies  ist,  wie  bei 
den  meisten  anderen  Zügen,  wesentlich  eine 
Kontrasterscheinung  gegenüber  jener  Ueber- 
lebendigkeit  der  politischen  Umwälzungen, 
welche  sich  für  Athen  als  unheilvoll  genug 
erwiesen  hatte.    Dazu  aber  tritt  noch  ein 
anderes  Motiv:  galt  der  Idealstaat  wirklich 
als  die  adäquate  Form,  worin  sich  die  ewig 
gleiche  Idee  des  Guten  verwirklicht,  als  das 
[  Reich  Gottes  auf  Eitlen,  so  bedurfte  er  einer 
|  Ent  Wickelung  so  wenig,  dass  vielmehr  jede 
I  Veränderung  mir  als  ein  Schritt  zum  Un- 
I  vollkommueren    betrachtet   werden  konnte. 
I  Der  metaphysische  Hintergrund,  den  Pla- 
!  tons  Staatslehre  in  der  Ideeenlehre  besass, 
;  schloss  das  Priucip  der  Entwicklung  aus.  — 
4.  Der  ..Staatsmann'4.    In  der  über- 
lieferten Sammlung  der  platonischen  Selirif- 
ten  findet  sich  noch  ein  drittes  grösseres 
Werk,  das  vou  den  Problemen  des  öffent- 
lichen   Lebens   handelt,   der    »Staat  s- 
m  a  n  n  <  :    dieser   Dialog    gehört  jedoch 
zu  denjenigen,  deren  Echtheit  nicht  fest- 
steht.   Sie  uuterliegt  in  der  Tliat  schweren 
Bedenken,  da  die  charakteristischen  Züge 


')  Vgl.  auch  F.  Walter.  Gesch.  d.  Aesthetik 
im  Altertum  (Leipzig  1893).  S.  168  ff. 
"j  Kep.  III.  399 ff. 
»)  Xom.  II,  669  ff. 
*)  Kep.  III,  398  a. 
*j  Nom.  VII,  817  und  sonst. 
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der  Staatslehre,  die  der  Politeia  und  den 
-Gesetz<'ii«  gemeinsam  sind,  hier  völlig, 
ignoriert  werden  und  andererseits  das  Ver- 
hältnis des  «Staatsmann«  zu  anderen  Dialogen, 
insk-sondere  dem  >Sophistes<:  es  nielit  er- 
laubt, seine  Abfassung  noeh  vor  den  Ent- 
wurf des  Staatsideals  der  Politeia  zu  setzen. 
Andererseits  ist  die  politische  Oesinnung 
und  auch  die  wissenschaftliche  Denkweise 
des  ^Staatsmann«  Piaton  so  verwandt,  dass  | 
wir  den  l'rsprung  der  Schrift  jedenfalls  im 
nächsten  Kreise  seiner  Umgebung  zu  suchen 
haben.1)  Diese  Verwandtschaft  betrifft  zu- 
nächst die  Forderung,  dass  die  Staatslenkung 
eine  eigene,  die  höchste  Kunst  sein  müsse, 
die  nur  auf  dem  reifsten  Wissen  beruhen 
könne-),  und  sodann  die  Abneigung  gegen 
die  Demokratie,  die  hier  fast  noch  schroffer 
ausgesprochen  wird.  Die  >  königliche  Kunst- , 
heisst  es,  kann  niemals  Sache  der  Masse 
sein*):  sie  ist  vielmehr  recht  eigentlich  die 
Kunst  der  grossen  Persönlichkeit.  Dadurch 
wird  das  Staatsideal  dieser  Schrift  mo- 
narchisch: der  wahre  König  soll  noch  über 
dem  Feldherrn,  dem  Redner  und  dem 
Richter  stehen.1)  Er  steht  auch  über  dem 
Gesetz'):  denn  seine  Einsicht  trifft  für 
jede  besondere  Aufgabe  das  Richtige  viel 
sicherer,  als  es  dun-h  die  allgemeine  Durch- 
schnittsbestimmuug,  die  jedes  Gesetz  ent- 
liaJten  mussc),  geschehen  kann.  Hier")  giebt 
der  Dialog  sehr  interessante  Erörterungen 
über  die  Unzulänglichkeit  der  Gesetze  wegen 
der  uuübersehluren  Mannigfaltigkeit  des 
Wirklichen,  über  die  Gefahr  der  Selbstbiu- 
dung  des  Regenten  durch  Gesetze,  über  die 
Notwendigkeit,  in  besonderer  I^ago  das  Volk 
zum  Heilsamen  mit  Gewalt  zu  zwingeu, 
u.  s.  w. :  nur  weil  es  keinen  wahren  König 
giebt,  sind  die  Gesetze  als  Auskunftsmittel 
notwendig  geworden.  Diese  Polemik  gegen 
starre  Gesetzesherrschaft  steht  der  platoni- 
schen  Grundauffassung  nicht    nahe,  und 


Litterat ur:  Ä.  lltldenbraml,  Geschichte  und 
System  der  Hechts-  und  Staatsphilosophic,  Leip- 
zig l.s>;<>,  S.  J.'lff.  —  Kautz,  Throne  und  gr- 
sehichtlirhe  Enticickehnia  der  Sntioualiikonomik, 
Wien  ltMO,  S.  117 ff.  —  Chr.  A.  Brandl*, 
Handbuch  der  Geschichte  der  griechisch-romischen 
Philosophie,  J.  T<il,  I.  Abt.,  Herlin  IX 4 f.  -  - 
Det'xelbe,  Geschichte  der  Enticickelnngen  der 
griechischen  l'hilosophir,  1.  Teil,  Berlin  IfiiU.  — 
E.  Heller,  Die  Philosophie  der  Griechen,  lld.  II, 
4.  Aufl.,  Leipzig  is.i'j.  —  /„  Strümpell,  Die 
praktische  Philosophie  der  Griechen  vor  Aristo- 
trU»,  Leipzig  iSiil.  —  Ij.  Schmidt.  Geschichte, 
der  Ethik  der  alten  Griechen,  Huhn  IHM.  — ■ 
2*.  Janet,  Hittoire  de  In  phUotophie  munde  et 
piditi'juc,  Pili*  IHÖS.  —  Jf.  Blakey,  Ilistory 
of  inoral  Science,  Aufl.,  Edinburgh  lüÜS.  — 
lt.  Eueken,  Die  Lebensanschauungen  der  grossen 
Denker,  .1.  Aufl.,  Leipzig  MW.  —  Ä.  Fr. 
Hermann,  Grtchichte  und  System  der  ptato- 
hui  In  ii  Philosophie ,  Heidelberg  IS.i:),  —  G. 
firote,  IHntun  und  Ihe  other  romjxinions  of 
Sorratrs,  Aufl.,  hmdon  Mü.l.  —  A.  E. 
Chalgnet,  La  vir  et  les  rcrits  de  llalon,  Piris 
1S7L  -  II'.  Windelband,  Pluto»  (Frommannt 
Klassiker  der  Philosophie,  Hd.  IX),  Stuttgart 
l-.'OO.  —  Hailebold,  Di»  platonische  Staat», 
id'-al  im  Zusammenhange  mit  seinen  Wirtschaft' 
liehen  Voraussetzungen,  Dortmund-  1S77.  —  C. 
Mahle,  Die  Staatslehre  JHatons,  Jena  18X0.  — 
.1/.  Heime,  l'iber  den  bleibenden  Wert  platonisch- 
aristotelischer  Gedanken  in  der  .Staatslehre, 
Leipzig  —  It.   Pöhhnann,  GesehiehU 

des  antiken  Kommunismus  und  Sozialismus, 
1.  Hd.,  München  Jb'.'J,  S.  184— W.  —  G.  .Ulier, 
Geschichte  des  Sozialismus  und  Kommunismus 
von  Plato  bis  zur  Gegenwart,  Leipzig  lifMK  — 
Jf.  V.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  drr  Staats- 
Wissenschaften,  I.  lld.,  Erlangen  ISM.  3.  Aftschn. 
IUe  Staatsroma nc,  S.  17' (T.  —  KlelnicAchter, 
Dir  Staatsromaue,  Wien  IS'Jl,  S.  .'tiff.,  .1b ff.  — 
Ausführliche  /tibliographic  in  i'eberwetl- 
Jlelnze's  Grund  ritt  der  Geschichte  derjfiilosophie, 
I.  lld.,  S.  Aufl.,  Berlin  MV  4. 

Willulm  Windelband. 


Platter,  Julius, 


die 

eine  Einteilung,  die  bekanntlich  spätei 
Aristoteles  sich  zu  eigen  gemacht  hat. 


ebenso  bietet  auc  h  die  Einteilung  der  Ver-  < 
fassungsformell  im  Staatsmann*  Neues "):,  geboren  am  27.  XII.  1844  zu  Kastelruth  in 
einerseits  nach  der  Zahl  der  Regierenden,  Tirol,  studierte  Hecht«-  und  Staatswi**cni*chaften, 
andererseits  nach  der  Zweckmässigkeit  oder  habilitierte  sieh  1875  für  Nationalökonomie  und 
Verfehltheit  charakterisiert,  werden  dein  *L^jstik  *»  dtr  luusbmeker  üuiversitÄt,  wurde 
Königtum,  der  Aristokratie  und  «1er  guten  '  a  o.  IWssor  der  Statistik  in ,t  zernowitz 
t-v       ,     ..     ,.    rp  ]•    (  ,r  ...  i  ,  18f'J  ord.  Prolessur  der  Nationalökonomie  und 

Demokratie  die  Tyrann«,  die  Oligarchie  und  |  Statirtik  au  der  Zürid)er  Universität;  1884  ging 
schlechte  Demokratie  gegenübergestellt. 1  er  in  ^u-ieher  Eigenschaft  an  das  eidg.  Poly- 
technikum Uber. 

Platter  veröffentlichte  bisher  von  staats- 
wisseusdiaftlicheii  Schriften  a)  in  Buchform: 
Der  Wucher  in  der  Bukowina,  Jena  1878  (zweite 
Anfalle  1878:.  —  Das  Reiht  auf  Existenz, 
Jena  18S0.  ~  Die  Pflichten  des  Besitzes,  Berlin 
IhNl  (HoltzenilorftV  Zeit-  und  »Streitfragen).  - 
Kauf  oder  hiebt?  Basel  1887.  --  Kritische  Bei- 
trage zur  KrkeimtliH  untrer  sozialen  Zustande 
und  Theorie  n.  Basel  18.M.  —  (.iimsseiischut't- 
liche  Selbsthilfe,  Zürich  181)4  (zweite  Autlage 
<>.  Z.J.  —  Demokratie  und  Sozialismus,  Leipzig 
18'J7.  -  Krwerb  und  Konsum  oder  Wo  steeki 
VI.  7 


im 


'i  Vgl.  G.  My!<ka,    Piatons  Politikus 

Verh.  %  Pol.  u.  Nom.  (AUeiuteiu  18!t'>i. 
*)  Pol.  21)2 b  f. 
*i  Pol.  21)7  ff. 

*j  Pol.  :^t>4ft. 

s>  Pol.  2117. 

w)  Pol.  21)0  a. 

i  Pol.  SKM— 301. 

-]  Pol.  21)11.,  302  f. 

Hand  Worterbuch  der  Staatewissensebaften.  Zweite  Auflage 
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der  Profit?  Zürich  1899  {Genossenschaftliche 
Volksbibliotbek,  1.  Heft). 

b)  in  Zeit  sehriften:  1)  in  Jahrb.  f.  Nat.  n. 
Stat.:'  Die  Ehen  in  Oesterreich  von  IHM  -  1872 
(24.  IM.).  —  Leber  das  mittlere  Heiratsalter 
(25.  Bd.).  —  Der  Kapitalgewinn  bei  Ad.  Smith 
(25.  Bd.).  —  Zur  Grundrententheorio  (2(5.  Bd.). 

—  Karl  .Marx  und  Malthus  (29.  Bd.\  —  Der 
Klerus  in  Oesterreich  von  18:50-1870  (29.  Bd.). 

—  Die  Bevölkerung  Tirols  und  Vorarlbergs, 
dargestellt  nach  den  wichtigsten  jiopulatioiiisti- 
sehen  Gesichtspunkten  ('AI.  Bd.).  -  2j  in  der 
Wiener    „Statistischen  Monatsschrift": 

der  Bi 


(18%).  -  -  Der  Parlamentarismus  (189*5).  —  Die 
Zukunft  der  Sozialdemokratie  ,lS9f>i.  —  Der 
Krieg  gegen  die  Mütter  (189(5).  Das  Zeitalter 
der  demokratischen  Kultur  (1897).  —  Zur  Sitt- 
lichkeitsbewegung  (1897;.  —  Amerikanischer 
Sozialismus  (1900). —  9;  in  „Soziale  Praxis'-: 
Der  „Muster-Strikt4"  an  der  schweizerischen 
Nordost  bahn  (VI.  Jahrg.).  —  Au»  dem  Rechen- 
schaftsbericht des  Verbandes  schweizerischer 
Konsumvereine  pro  1898  (VIII.  Jahrg.).  —  10) 
im  österreichischen  „II  a  n  d  e  1  s  -  M  u  s  e  u  in'4 :  Der 
allgemeine    schweizerische  Gewerkschaftsbund 


(189(>I.  —  Iii 


iu 


,Das  Leb 


Zur  basel- 


Plebs. 


In 

zuerst 


der 
ein 


Ein  Kapitel  ans  der  Bevölkerungsstatistik  von  !  ländischen  Hyix>thekarreform-Bewegung(I.  Jahrg. 
Tirol  und  Vorarlberg  il.  Jahrg.).       Die  Hof- |  1897}.       Und  a.  m. 
acker-Sadlersche  Hypothese  im  Lichte  der  öster-  I 
reichischen  Bevölkerungsstatistik  (I.  Jahrg.).  I 
Trauungen  und  Geburten  in  Tirol  und  Vorarl- 1 
berg  in  den  Jahren  1751-1874  (II.  Jahrg.).  -  | 
I'eber  den  Selbstmord  in  Oesterreich  in  den ' 
Jahren  1819-  1872  (II.  Jahrg.).  —  Das  Eebens- 
deticit  unserer  Städte  (VIII.  Jahrg.).  —  Dettingens 
Ausgleichstendenz    (IX.    Jahrg.).    —    A\    in . 
rernerstorfers  „Deutsche  Worte"  (VVieu):| 
Die   Kathederweisheit   der  christlich-ethischen 
Nationalökonomie  ( lNSö.  als  Separatabdnick  unter  [ 
dem  Titel:  Gustav  Cohns  „ethische"  National-, 
Ökonomie  -  -  im  Buchhandel).       Freiheit  und 
Gleichheit   (1887).   --   Der  Wucher   und    die  i 
Bauern  in  Deutschland  GS8Hi.  —  Zur  projek- 
tierten Organisation  der  deutschen  Alters-  und 
Invalidenversicherung   1.I8881.    —   Eine  neue 
soziale  Theorie  (1S90).   -  Die  Ethik  des  Land- 
besitzes (1891,  zu  gleicher  Zeit  unter  dein  Titel 
.The  right  of  private  property  in  landu  ohne 
die 

national 

fl892i.  —  Die  Bodenvorstaatlichiing  der  „Frei- 
länder" (IK92).  Ein  „Freier".  Modernster 
Typus  (189Ö).  Modernste  anarchistische  Philo- 
sophie oder  „Der  Lump-.  Kine  zeitgemäße 
Satire  (1898).  —  Die  Uehcr-AU-Mciischen  in 
retouchierten  Selbstzeil  hnungeu  !  189M.       4;  in 


Zeit  der  panischen  Kriege,  wo 
helleres  Lielit  auf  die  Zustände 
des  römischen  Staats  fällt,  gab  es  unter  der 
römischen  Bürgerschaft  einige  wenig»'  Ge- 
schlechter,   die  als    jiatricisch  bezeichnet 
1  werden ;  ihnen  steht  die  grosse  Masse  der 
j  bürgerlichen  Bevölkerung  als  Plebs  gegen- 
über.  Politische  Bedeutung  hat  der  Gegeu- 
i  satz  «damals  bereits  kaum  mehr.  Zwar  siud 
einzelne  Stellen  in  den  Priester-  und  Be- 
amtenkollegicn  den  Putridem  reserviert  — 
so  bi.-  zum  Jahre  172  v.  Chr.  die  eine  <  'on- 


kritische  Einleitung  erschienen  im  Inter-  »nhteUß  ~  *'ahrcml  andere  Aemter,  vor 
>nal  Journal  of  Ktliics'.       Ein  Amerikaner  «Uem  das  Inbunat,  nur  mit  Plebejern  bo- 

setzt  werden  dürfen.  Alter  als  Stand  haben 
die  Patrieier  keine  politischen  Sonderrechte 
mehr.  ;:n  der  I^-itung  des  Staates  nehmen 
die  reichen  patricischen  und  plebejischeu 
Häuser,  die  .fahrhutiderte  hindurch  ständig 
im  S.'iiat  und  in  den  Aemtern  vertreten 
sind,  in  gleicher  Weise  teil,  und  es  tritt 
kaum  noch  ins  Bewusstsein,  dass  Männer 
wie  die  Sektionen  oder  Aemilius  Paullus 
dem  Patrieiat,  Marcellus  oder  Kegulus  der 
Plebs  angehören.1)  Die  Patrieier  halten 
etwa  die  Stellung,  welche  in  einem  1110- 
denien  Staate  die  Naelikomineti  alter  Adels- 
liäuser  eiunehincti :  die  Familtentradition  be- 
wahrt den  Biihm  der  alten  Abstammung, 
alter  staatsrechtlich  ist  sie  bedeutungslos 
gewoitlen.  Kine  Kreierung  neuer  Patiicier- 
ges<.4hleehter,  d.  Ii.  eine  Verleihung  des 
Allels,  wie  sie  die  Königszeit  geübt  haben 


Brauns  „Archiv  für  soziale  Gesetz- 
gebung uud  Statistik":  Die  geplante 
Alters-  und  Invalidenversicherung  im  Deutschen 
Beiehe  I.  Jahrg.  1.  Hett  .  —  ;"> ■  in  „Ethische 
Kultur':  Die  Ansichten  des  Liberalismus 
( 189(5 1.  Akademischer  Hochmut  1 18tH51.  — 
Ein  ethisches  Problem  , .189t!).  —  Etwas  Weib- 
liches :'1S1H5;.  Marx  gegen  die  Marxisten 
(18915,.  -  Zur  Ethik  des  Kollegiengeldes  !  1897). 

Der  erste  Marxist  riK97i.  —  Einige  («- 
danken  zum  Schweizer  Eisenbahnerstreik  I.1S97;. 

—  (?)  in  „Die  Zeit"  (Wien::  Volks  Versicherung 
I  1891j.  —  „Realistische  Nationalökonomie1*'  (I89.'>). 

—  Einige  fromme  Sozialpolitikcr  :1SiN5:.  —  Ab- 
gelehnte Volksheglückung  :18'.*ii.  —  Freie  Kritik 
(1898  —  7i  in  ..Schweizerische  Blatter 
für  Wirtschafts-  11.  Sozialpolitik":  Zur 
Besteiienmg  der  Erbschaften  (iNl'Bi.  -  Agrar- 
politisches  ans  Oesterreich  l.lN9*li.  Arbeits- 
nachweis il89D.  -  Leber  den  Oeist  in  der 
Sozialptilitik  ilH9ll  -  Nachbaue  haftsgildoTi 
(lWt-li.  Tirolische  llauerimot  ilS94j.  -  Ein 
Stück  schweizerische  Sozia Ige-t-hichte  H894).  - 
Die  ..I.osiin-- 


ist,  dass  die  damals 
ältere  römische  Ge- 
•lie  Könige  gestürzt 
Brutus: .    und  dem 


')  Bezeichnend  dafür 
entstandenen  Sagen  über 
schichte  dem  Manne,  der 
haben    soll    iL.  Junius 

anderen,  den  die  Sage  zum  Typus  des  trotzigen 
ritterlichen   Junkers    gemacht   hat,    dem  die 
Stand» •sehn»  iiber  Staat   und   Volk  geht  ;t'n. 
Ki'Us.:.|Uei!zeii   Marcius  1  oriolatius1.  unbedenklich  echt  plebc- 


lS9ö.  niimli'h  Marx'  W.-rt-  und 
I'n  i>geset/.  .  Demokratische 

(IS97i.  -  Geschäftsreisende  contra  Hausierer  jische  Namen  i-.-geben  hat  —  zugleich  ein  Be- 
il 898 1.  81  in  ..Neue  d  e  u  t  s  c  h  e  Kund-  weis  dafür,  das»  diese  Gestalten  ganz  unhisto- 
schau":  Standpunkte  1K».Y.      Die  Korruption   ris<  h  sind 
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soll  und  das  absolute  Regiment  von  Casar  i  angenommen  und  zum  Teil  mit  grosser 
an  wieder  aufnimmt,  ist  unter  der  Republik  Energie  vertreten :  und  doch  widerspricht 
unmöglich.  Daher  schrumpft  ihre  Zahl  immer  j  sie  nicht  nur  der  römischen  Ueberlieferung, 

'  d.  h.  der  Art,  wie  die  römischen  Historiker 


mehr  zusammen :  für  die  altere  Zeit  sind 
über  50,  für  die  Zeit  der  punischen  Kriege 
nur  noch  etwa  18  patricische  Geschlechter 
nachweisbar,  die  zum  Teil  allerdings  in 
zahlreiche  Familien  zerfieJeu. 

Aber  vor  dieser  Zeit,  wo  der  Adel  nur 
noch  als  Rudiment  vergangener  Verhältnisse 


sich  die  Zustäude  der  Urzeit  auf  Grund  der 
ihnen  bekannten  Verhältnisse  der  spateren 
Zeit  zurechtlegten,  sondern  es  ist  auch  trotz 
alles  Suchens  niemals  gelungen,  irgend 
einen  Beweis  für  sie  aufzutreiben.  Ihre 
Aidässe  waren  offenkundige  Irrtümer,  wie 
fortl)esteht,  muss  eine  andere  gelegen  haben,  dass  nur  die  Patrieier  in  den  30  Kurien,  der 
in  der  er  die  politische  Herrschaft  besass  i  ältesten  Gliederung  der  Gemeinde,  und  in  den 


und  die  Gemeinen  ihm  unterthan  waren 
Das  römische  Staatsrecht  hat  denn  auch 
zahlreiche  Institutionen  erhalten,  die  zur 


ihnen  entsprechenden  sechs  Rittcrcenturien 
vertreten  gewesen  seien  oder  dass  populus 
ursprunglich  und  in  Formeln  auch  sjtätcr 


Zeit  der  punischen  Kriege  zu  leeren  For-  noch  lediglich  die  patricische  Gemeinde  im 
malitäten  hinabgesunken,  ehemals  aber  die .  Gegensatz  zur  Plebs  ^zeichne.  Nachdem 
Bollwerke  der  Herrschaft  der  Patricicr  ge-  i  diese  Annahmen  längst  widerlegt  waren, 
Wesen  waren;  und  die  Tradition  bewahrt :  Iiielt  sich  die  auf  sie  gestützte  Hypolhese 


Erinnerungen,  welche  in  diese  Zeit  hinauf- 
reichen. Damit  ist  zugleich  die  Frage  auf- 
geworfen nach  dem  Ursprung  und  der  Ge- 
schichte dieser  Institutionen. 


trotzdem,  wie  so  oft  in  ähnliehen  Fällen, 
mit  wunderbarer  Zähigkeit  wie  ein  Dogma, 
dessen  Glaubwürdigkeit  nicht  mehr  nach- 
geprüft wird.  In  Wirklichkeit  führt  die  An- 


Die  einheimische  römische  Geschieht-  nähme,  die  L'atricier  seien  nicht  ein  Adel, 
Schreibung  führt  sie  nach  der  von   den  sondern  die  Altbürgerschaft  Roms,  zu  un- 


Griechen übernommenen  und  die  ganze  an- 
tike Auffassung  vom  Staat  beherrschenden 
Idee  von  der  schöpferischen  Allmacht  des 
Gesetzgebers  auf  den  Willensakt  eines  In- 
dividuums zurück.     »Als   König  Romulus 


möglichen  Konsequenzen  und  hindert  jedes 
richtige  Verständnis  der  älteren  römischen 
Entwicklung. 

Wir  wollen  versuchen,  diese  Entwickc- 
iuin?  in  kurzen  Umrissen  zu  zeichnen.  Dabei 


Rom  gegründet  hatte«,  so  berichtet  sie,  i  ist  nie  zu  vergessen,  dass  eine  gleichzeitige 
-teilte  er  das  Volk  in  drei  Tribiis  und  30  Ueberlieferung  erst  nach  der  Mitte  des 
Kurien  und  bildete  aus  den  angesehensten  -1.  Jahrhunderts  v.  Chr.  beginnt,  und  wir 

für  die  vorherliegende  Zeit  nur  eine  ganz 
dürftige  und  vielfach  unzuverlässige  Tiadition 


Leuten  (prineipes)  einen  Rat  von  100  Man 
nem,  dessen  Autorität  er  sich  fügte.  Diesi 
Ratsherren  nannte  er  Väter  (patres)  und 


besitzen.     Einige  Hilfe   gewährt    nur  die 


ihre  Kinder  Putrider' .  Diese  Erklärung  Analogie  der  Geschichte  der  griechischen 
geht  von  der  Thatsaeho  aus,  dass  alle  Zeit  Staaten,  die  ein  paar  Jahrhunderte  vorher 
in  Rom  die  jMitricischen  Senatoren  den  Na- !  im  wesentlichen  in  denselben  Bahnen  ver- 


men  patres  führten  im  Gegensatz  zu  den 
^  bei  geschriebenen^  Plebejern,  den  conscripti, 
die  ursprünglich  Senatoren  minderen  Rechts 
waren.  Sie  fasst  also  die  l'atricier  als  die 
Angehörigen  der  ratsfähigeu  Geschlechter, 
die  Nachkommen  des  von  Romulus  begrün- 


lief und  ülier  die  wir  eine  sehr  viel  reichere 
und  zuverlässigere  Ueberlieferung  besitzen 
als  über  Rom.1) 

Wie  bei  fast  allen  Völkern,  bei  denen 
Viehzucht  und  Ackerlau  die  Hauptbe- 
schäftigung und  Grundeigentum  deu  wert- 


deten,  von  seinen  Nachfolgern  erweiterten  vollsten   Besitz   bildet,   hat   sich  auch  in 


Senats  der  Königszeit. 

Die  neuere  Geschichtsclireibuug  seit 
Niebuhr  hat  eine  ganz  andere  Ansicht  aufge- 
stellt. Niebuhr  fasste,  gestützt  auf  die  Ana- 


Rom  —  und  ebenso  bei  den  meisten  anderen 
italischen  Stämmen  —  aus  den  Gross- 
grundltesitzern  «'in  erblicher  Adel  entwickelt. 
Sie  allein  sind  befähigt  und  daher  berufen, 


Jogie  der  Städteent  wickelung  im  Mittelalter  j  deu  staatlichen  Aufgaben  zu  leiten:  solange 
und  auf  die  Gestaltung  des  spartanischen  j  sie  jung  sind,  beruht  auf  ihrer  Körporkraft, 
Staats,  die  Patricier  als  »Altbürger«  er  auf  ihren  Waffen  und  ihrer  Uebung  in 
nahm  an,  dass  sie  ursprünglich  allein  die  ritterlichen  Kämpfen  die  Entscheidung  der 


Bürgerschaft  des  Staats  gebildet  hätten,  und 
sah  in  den  Plebejern  ein  sjuiter  hinzugekom- 


Schlaehten  und  die  Freiheit  der  Gemeinde; 
wenn    sie   alt   werden    und   nicht  mehr 


menes,  aus  Beisassen  und  namentlich  aus  kämpfen  können,  ruft  sie  der  König  in 
unterworfenen  I^atinern   entstandenes  Ele-  |  

U-sessen  habe.  D.e.e  Auffassung  haben  in  ni;.wr  Irrtum  dasg  wjr  l|her  c|i„  gtaltlil:hc 
mannigfachen  Modifikationen  (so  leitet  m„j  recbtliebe  Entwickeln^  des  ältesten  Horn 
Moinmsen  die  Plebs  aus  den  Höngen  und  mehr  und  Bessere«  wüssten  als  »bor  »Ii«  U  riechen- 
Freigelasseneu  ab),  seither  fast  alle  Forscher  lands.   Genau  das  Gegenteil  ist  richtig. 
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seinen  Rat.  Ihnen,  den  Patrieiorn,  gegen- 
über steht  die  Masse  (plebs),  der  Haupt  teil 
des  Römervolks  (populus  romanus),  der  teils 
ans  Bauern,  teils  aus  Pächtern  und  Tage- 
löhnern, teils  aus  Handwerkern  u.  a.  be- 
steht. Vielfach  sind  in  demselben  Ge- 
schlecht manche  Zweige  zum  Patrioiat  ge- 
langt, währeud  andere,  offenbar  wenig  be- 
güterte oder  auch  politisch  indifferente 
Familien  desselben  Geschlechts  plebejisch 
blieben,  so  bei  deu  Claudiern,  Cassiern, 
Genuciern,  Semproniern  u.  a.  Diuvhwcg 
alier  sondert  der  Adel  sieh  ab  von  den  Ge- 
meinen und  betrachtet  sich  als  etwas 
Besseres  und  Höheres  als  sie,  während  er 
sich  mit  den  Adeligen  der  Xaehl»arstaaten 
durch  die  Standesanschauung  verbunden 
und  ihnen  ebenbürtig  füldt.  Daher  gilt 
auch  in  Rom  der  Rechtssatz,  dass  eine 
rechte  Ehe  zwischen  Patriciern  und  Ple- 
bejern nicht  geschlossen  werden  kann  — 
ein  Satz,  den  mau  seltsamerweis«1  immer 
als  Beleg  für  eine  ursprünglich««  Stammos- 
versclüedenheit  beider  Stünde  anführt,  wäh- 
rend er  doch  überall  wiederkehrt,  wo  es 
einen  ausgebildeten  Adel  giebt. 

Uie  Plebejer  bilden  einen  integrierenden 
Bestandteil  des  Volks;  sie  gehören  zu  den- 
sellien  sakralen  Verbänden  wie  die  Patricier. 
sie  stimmen  mit  diesen  in  der  Volksver- 
sammlung, sie  kämpfen  mit  ihnen  im  Heere. 
AM-  weder  im  Staate  noch  im  Privatleben 
können  sie  ihrer  Persönlichkeit  dasselbe 
Ansehen  und  denselben  Eiufluss  verschaffen 
wie  jene;  sie  sind  grösstenteils  gezwungen, 
von  ihrer  Hände  Arbeit  zu  leben,  und  so 
in  ihrer  freien  Bewegung  gehemmt.  Der 
Pafricier  gebietet  über  eine  grosse  Zahl  ab- 
hängiger Leute,  die  seine  Güter  bewirt- 
schaften, von  ihm  ihren  Lebensunterhalt  er- 
halten, auch  wohl  unter  seiner  Führung  in 
den  Kampf  ziehen:  er  steht  an  der  Spitze 
seiner  Sippschaft  und  hat  durch  persön- 
lichen und  Familieneinfluss  einen  starken 
Anhang,  mit  dein  er  seinen  Willen  durch- 
setzen, seine  und  der  Seinen  Ansprüche 
und  Rechte  sclünnen,  sieh  gegen  Unrecht 
und  Gewalt  verteidigen  kann.  Das  alles 
fehlt  dem  Plebejer;  in  einer  Zeit,  die  den 
Begriff  des  Rechtsstaats  noch  nicht  kennt, 
sondern  von  der  Macht  der  Persönlichkeit 
und  der  Geschleehtsvorbände  beherrscht 
ist,  hat  er  nur  einen  unzureichenden  Rechts- 
schutz gegen  l'ebergriffe  und  Willkür  der 
Machthaber  und  der  iviehen  Adeligen.  Die 
Folge  ist,  dass  die  abhängigen  Leute  in 
ein  rechtliches  Abhängigkeitsverhältnis  als 
Hörige-  (clientes)  zu  ihren  >  Hausvätern«, 
(patroni)  treten;  sie  haben  ihnen  persönliche 
Dienste  zu  leisten  und  werden  dafür  vor  Ge- 
richt von  ihnen  vortreten.1)    In  den  ctrus- 

Aus  dem  Begriff  des  Instituts  orgiebt 


kischen  ebenso  wie  in  manchen  griechischen 
Städten  hat  das  zu  einem  vollständigen  Seh  win- 
den der  Gemein  freien  geführt,  die  sämtlich  zu 
Hörigen,  ja  zu  leibeigenen  der  Adeligen 
geworden  sind ;  in  Rom  dagegen  hat  sich 
immer  eine  grosse  Zahl  plebejischer  Ge- 
meinfreier erhalten,  die  in  keinerlei  per- 
sönlichem Abhängigkeitsverhältnis  standen.1) 
Wie  in  Griechenland  geht  auch  in  Rom 
mit  der  Adelshorrsohaft  die  Ausbildung  des 
Stadtstaats  Hand  in  Hand.  Nur  wer  in  der 
Hauptstadt  seinen  Wohnsitz  hat,  kann  am 
politischen  Leben  teilnehmen;  das  Land- 
gebiet wird  von  der  Stadt  aus  bewirtschaftet. 
Daher  giebt  es  hier  keine  Ortschaften  oder 
Dörfer,  sondern  nur  Gehöfte  (horti,  d.  i. 
Höfe,  sjtäter  villae  genannt),  in  denen  die 
vom  Grundherrn  abhängige  Ijandberölkcrung. 
teils  Klienten,  teils  unfreie  Knechte,  lebt.-) 
Das  Ackerland  steht  in  vollem  Privateigen- 
tum ;  auch  Flurzwang  und  Feldgemeinschaft 
giebt  es  nicht,  vielmehr  sind  die  Aecker 
durch  f»  Fuss  breite  Raine  (limites),  die  als 
Zugangswege  dienen,  von  einander  getrennt. 
Der  Hauptteil  des  lindes  war  in  den 
Händen  der  grossen  adeligen  Familien : 
aber  netten  ihnen  muss  es  zahlreiche  plebe- 
jische Bauern  mit  freiem  Grundbesitz  ge- 
golten halten,  sei  es,  dass  sie  denselben  von 
der  Stadt  aus  bewirtseliafteten,  sei  es,  dass 
sie  draussen  auf  ihrer  Scholle  sassen  und 
nur  gelegentlich  in  die  Stadt  kamen,  an 
Markttagen   oder    bei   wichtigen  Abstim- 

sieh,  dass  der  Patronus  durchaus  nicht  not- 
wendig Patricier  sein  muss.  Sobald  ein  Plebejer 
tu  Wohlstand  und  grösserem  Grundbesitz  ge- 
langt und  daher  freie  Leute  beschäftigt,  scldiesst 
sich  ihm  auch  eine  Klientel  an.  In  der  That 
sind  denn  auch  in  den  wonigen  Fällen  von 
Klientel  Verhältnis,  die  wir  aus  späterer  Zeit 
kennen,  die  Patrone  Plebejer. 

*)  Neu  man  n,  I>ie  Gruudherrschaft  der 
rüm.  liepublik.  die  Bauernbefreiung  und  die 
\  Entstehung  der  servianischen  Verfassung,  Strnss- 
'  bürg  1WJ0  (Festrede/,  der  diese  Fragen  ganz, 
:  wesentlich  gefördert  hat,  nimmt  an,  dass  die 
,  servianische  Ueerordnung  erst  im  J.  457  im  Zu- 
.  snmmenhaiig  mit  der  Bauerubefreiuug  eingeführt 
sei  und  dass  es  bis  dahin  auf  dem  Lande  nur 
:  hörige  Bauern  gegeben  habe.    Von  der  Richtig- 
'  keit  dieser  Annahme  habe  ich  mich  nicht  über- 
zeugen können;  das  serviauische  Heer  muss  be- 
'  trächtlieh  älter  sein,  und  es  setzt  bereits  eine, 
j  grosse  Zahl  grundbesitzender  Plebejer,  also  freier 
Bauern,  voraus. 

*)  I>er  gleiche  Zustand  findet  sich  z.  B.  in 
Etrurien  und  in  dem  homerischen  Staate.  Du« 
Dorf,  für  die  älteren  Formen  der  Stammes- 
verfassnng  und  des  Gaustaates  die  natürliche 
Siedelungsform.  ist  hier  überall  durch  die  Stadt 
aufgesogen.  Auf  dem  römischen  Gebiete  und  in 
den  gleichartig  organisierten  Teilen  Italiens 
sind  Dörfer  erst  in  der  Zeit  nach  der  Unter- 
werfung der  Halbinsel  durch  Korn  mit  dem  Auf- 
hören des  Kriegszustandes  neu  entstanden. 
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mungen  oder  wenn  sie  in  einem  Rechts- 
handel vor  den  Beamten  erscheinen 
mussten. 

Wie  in  allen  gleicliartigen'  Staaten  des 
Altertums,  deren  Gebiet  über  wenige  Qua- 
dratmeilen nicht  hinausragte,  ist  auch  in 
Korn  das  Königtum  durch  ein  reines  Adels- 
regiment ersetzt  worden  —  dass  der  Sturz 
des  Königtums  in  Rom  zugleich  eine  Ab- 
schüttelung  etruskischer  Fremd  herrscliaft 
war,  kann  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  be- 
rücksichtigt werden,  da  unsere  Kunde  viel 
zu  dürftig  igt,  um  den  Zusammenhang  der 
äusseren  und  der  inneren  Entwicklung 
irgendwie  feststellen  zu  können.  Fortan 
fällt  das  vermittelnde  Element  fort,  welches 
das  über  den  Parteien  stehende  Königtum 
bildete ;  die  Patricier  besetzteu  alle  Aemter, 
der  patricische  Rat  der  patres  erhielt  das 
Recht,  alle  Waiden  und  Beschlüsse  der  Ge- 
meinde zu  bestätigen  oder  zu  verwerfen. 
Wenn  auch  die  Ausmalungen  der  späteren 
Annalisten  nichts  weniger  sind  als  alle  und 
echte  Tradition,  so  ist  doch  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  auch  in  Rom  Regiment  und 
Rechtspflege  parteiisch  zu  Gunsten  des 
Adels  gehandhabt  wurden,  dass  nicht  selten 
die  persönlichen  Rechte  der  bürgerlichen 
Bevölkerung  sehnöde  verletzt  worden  sind. 
Der  Klient  besass  dem  gegenüber  einen 
Schutz  in  seinem  Patron,  der  durch  altge- 
heiligte Satzung  verpflichtet  war,  ilun  nach 
l>estem  Gewissen  Beistand  zu  leisten,  wenn 
er  nicht  als  Frevler  am  göttlichen  Recht 
der  Aechtung  und  der  Strafe  der  unterirdi- 
schen Götter  verfallen  wollte.  Dagegen  für 
den  freien  Plebejer,  der  in  keinerlei  Ab- 
hängigkeitsverhältnis stand,  fehlte  jeder  der- 
artige Seitinn  gegen  Unrecht  —  denn  die 
Volksgemeiude,  die  er  etwa  um  HUfe  an- 
gehen mochte,  war  ohnmächtig  den  Magi- 
straten tind  dem  Rat  gegenüber.  Und  doch 
konnte  der  Adel  der  Bauernschaft  nicht 
entbehren,  weder  bei  ausserordentlichen 
Umlagen  noch  vor  allem  im  Fehle.  Die 
alte  Form  des  Ritterkampfes  war  müitäri.sch 
unhaltbar  und  für  die  angewachsene  Ge- 
meinde, die  bereits  eine  ansehnliche  Stellung 
in  Mittelitalieu  einnahm  und  auf  die  Füh- 
rung der  latinischen  I^andstädte  Anspruch 
erhob,  völlig  unzulänglich  geworden.  Bereits 
in  der  Königszeit  war  eine  neue  Heerord- 
nung entstanden,  welche  Dienstpflicht  und 
Bewaffnung  nach  dem  Vermögen  abstufte 
und  den  ersten  Schritt  zur  Ausbildung  eines 
gleichmässigeü,  einheitlicher  Disciplin  unter- 
worfenen Bürgerheers  büdetc,  in  dem  alle 
Unterschiede  der  Stände  verschwinden.  Es 
kam  hinzu,  dass  in  der  aufblühenden  Stadt, 
unter  etruskischom  und  griechischem  Ein- 
fhiss,  Handel  und  Gewerbe  sich  entwickelten, 
dass  der  Geldverkehr  eindrang  —  um  die 
Mitte  des  5.  Jahrhunderts  wurden  die  alten 


auf  Vieh  normierten  Busssätze  in  Geld  um- 
gewandelt — .  dass  eine  soziale  Verschiebung 
und  Zersprcngung  der  alten  Stände  sich 
vorbereitete.  Auch  mochte  es  bereits  viele 
plebejische  Familien  geben,  die  an  Reich- 
tum und  Grundbesitz  den  Patrieiern  gleich- 
kamen ,  während  die  Zahl  der  Adelsge- 
seldechter  seit  dem  Sturze  des  Königtums 
geschlossen  war1)  und  neue  Elemente  keinen 
Zutritt  zu  ihnen  finden  konnten. 

Die  späteren  Annalisten,  welche  die 
Kämpfe  der  Urzeit  nach  deu  Vorgängen  der 
Revolutionszeit  von  den  Gracchen  bis  auf 
Cäsar  ausmalen,  schildern  die  Patricier  als 
eiue  hartnäckige,  bornierte  Adelsfaktion,  die 
ihr  Recht  bis  aufs  äusserste,  freilich  meist 
mit  wirkungsh  >seu  Mitteln,  verteidigt,  auch 
wenn  es  schon  völlig  absurd  geworden  ist. 
In  Wirkliclikeit  wissen  wir  von  den  han- 
delnden Persönlichkeiten  gar  nichts;  aber 
wenn  wir  uus  an  die  Thatsachcu  halten,  die 
doch  schliesslich  das  Entscheidende  sind, 
werden  wird  weit  eher  zu  dem  entgegen- 
gesetzten Urteil  gekuigcn,  dass  die  an  der 
Spitze  des  römischen  Staates  stehenden 
Männer  von  Anfang  an  die  Dinge  mit  weitem, 
wahrhaft  staatsmännischem  Blick  behandelt 
haben.  Natürlich  hat  es  an  Kämpfen  so- 
wohl zwischeu  Adel  und  Volk  wie  zwischen 
den  Adelsfaktionen  nicht  gefehlt :  überliefert 
ist  uns  daraus  fast  nur  die  That suche,  dass 
dreimal,  in  den  Jahren  485,  -139  und  377 
v.  Chr.,  vornehme  Römer  den  Versuch  ge- 
macht haben,  sich  zu  Alleinherrsehern  nach 
Art  der  griechischen  Tyrannen  aufzuwerten  ; 
die  späteren  Annalisten  liabon  aus  ihnen 
Demagogen  nach  Art  der  Gracchen  und  des 
Saturninus  gemacht.  Gelungen  ist  keiner 
dieser  Versuche j  vielmehr  scheint  es,  dass 
dem  römischen  Staat  schwere  innere  Krisen, 
wie  sie  in  den  griechischen  Republiken  an 
der  Tagesordnung  waren,  erspart  blieben, 
vor  allem  offenbar,  weil  die  Regierung  ohne 
Engherzigkeit  rechtzeitig  die  Konzessionen 
gemacht  hat,  welche  die  Umstände  verlangten. 
So  sind  zweifellos  schon  sehr  früh  Pleltejer 
nicht  nur  zu  den  Offizierstellen  zugelassen, 
sondern  auch  als  > Beigeschriebeue«  in  den 
Rat  aufgenommen  worden,  freilich  ohne  an 
dem  patricischen  Vorrecht  der  Bestätigung 
der  V  nlksbeschlflsse  und  Wahlen  Anteil  zu 
haben.  Und  als  seit  der  Mitte  des  ä.  Jahr- 
hunderts die  Zahl  der  Beamten  vermehrt 
wurde,  hat  man  auch  den  Plebejern  den 
Zutritt  zu  den  Aemtera  nicht  länger  versagt. 

Schon  vorher  war  der  Plebs  eine  eigene 
Organisation  l*nvilligt  worden.  Vor  den 
Thoren  der  Stadt,  auf  dem  Avenrin,  war 

')  Die  Tradition  lüsst  allerdings  noch  nach 
j  demselben   die  aus  dem  Sabiuerliuid  überge- 
tretenen ("laudier  in  das  I'atriciat  aufgenommen 
werden. 
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eine  bäuerliche  Ansiedelung  entstanden :  liier 
hatte  die  Bauernschaft  ein  Heiligtum  ihrer 
ilauptgotthoit,  der  Erntegöttin  <  Die 
jährliche  Bestellung  von  zwei  » Tempelherrn 


am  jiolitisehen  Leben  teilnahm.  Damals  is 
also  den  Plebejern  gestattet  worden,  sie 
für  jtxles  der  vier  Quartiere  einen  libinan 
zu  wühlen.  Ein  Beamter  der  Plebs  wie  ti> 
dieses  Heiligtums  war  der  Plebs  üiK'rlassen.  j  AediJ  ist  freilich  der  Tribun  niemals  z> 
Diese  Aedilen  Übten  zugleieh  die  Aufsicht  über  wesen;  sein  Wesen  Idstein  anssehliesslie 
ihre  Standesgenossen  und  namentlich  ülter  darin,  dass  er  personlich  unantastbar  im 
den  Marktverkehr.  Dadurch  hatte  die  Plebs  unverletzlich  (saerosatictns)  ist  und  dadun 
zugleich  eine  Organisation  erhalten,  die, '  die  Fähigkeit  hat.  innerhalb  dos  Stadtgebie 
wenn  sie  auch  ursprünglich  lediglieh  den  !  jedem,  auch  dem  höchsten  Beamten  entgegei 
Charakter  eines  privaten  oder  religiösen  j  zutreten  und  ihn  an  der  Ausffihrung  ein' 
Vereins  tragen  mochte,  doch  im  Laufe  der  j  Massivgel  oder  eines  Urteilsspruchs  ; 
Zeit  notwendig  politische  Bedeutung  ge- !  hindern  sowie  umgekehrt  jeden  Plehej, 
w  innen  musste.  [  der  seinen  Schutz  sucht,  mit  seinem  I>  i 

Für  diese  Elitwickelung  ist  ein  zweites  zu  decken  und  so  ein  gegen  ihn  »im: 
Amt.  dessen  Einsetzung  der  Plebs  gestattet ;  sehlagonos  Verfahren  zu  sistieren  oder  an 
wurde,  von  massgebender  Bedeutung  ge-  j  z.  B.  ihn  von  der  Aushebung  zu  befrei« 
worden,  das  der  Tribunen.')  Ueber  den  Ur- 1  Der  Tribun  übt  also  den  Rechtsschutz,  d 
Sprung  fies  Tribunats  wissen  uns  die  Alten  '  der  Patron  dem  Klienten  zu  gewähren  h 
gar  nichts  zu  sagen;  seine  Einführung  wird  I  in  gesteigertem  Masse  über  die  Gesamt  h 
von  den  Aelteren  ins  Jahr  171,  später  ius !  der  in  der  Stadt  wohnenden  freien  Plebe 
Jahr  101  gesetzt.  Zwar  erzählen  die  An- j  —  filier  die  Stadtgivnze  hinaus  hat  sieh  < 
ualen,  um  seinen  Ursprung  zu  erklären,  dass  Macht  der  Tribunen  niemals  erstreckt  - 
die  Patricier  durch  ungerechte  Richter- .  die  Schöpfung  des  Amts  ist  also  ans  d< 
sprüehe,  Ausschliessung  der  Plebejer  vom  Besti-eben  der  Plebejer  hervorgegatigeii.  eii 
Gemoindelande1),  Steuerdruck  und  rücksichts-  Schutz  gegen  die  Willkür  der  patricisci 
lose  Ausnutzung  des  harten  Schuld  rechts  Hegenten  und  Richter  zu  gewinnen,  wie 
das  Volk  zur  Revolution  getrieben  hätten  j  frühet  das  Königtum  gewährt  hal>en  inocl 
unten);  aber  wie  es  kommt,  dass  ;  Eben  deshalb  musste  den  Tribunen  die  l 


(vergl. 

die.se  nicht  mit  der  Abschaffung  der  Miss-  verletzliehkeit  feierlich  gewäludeistot 


stände  endet,  sondern  mit  der  Einführun 


rätselhaftesten  und  seit 
das  die  Verfassuugsge 


I  dadurch  waren  die  unscheinltarcn  Plein 
|  imstande,  den  mächtigen  Beamten  und  A 
i  ligen  wirkungsvoll  entgegenzutreten.  W;; 
wird  seheinlieh  wird  eine  längere  Entwiekel 
dazu  gehört  halten,  bis  die  blosse  Will 
änsserung  des  Tribuns,  sein  Velo,  genü 
um  eine  Maßregel  dauernd  zu  veiviteln 


des  Tribunats,  des 
samsten  (lebildes, 

schichte  aller  Stallten  kennt,  darüber 
uns  nicht  ein  Wort  der  Aufklärung  gegeben. 
Der  Name  und  die  ursprüngliche  Zahl  von 
vier  jährlichen  Tribunen  lehren,  dass  sie  Be- 
amte der  vier  Bezirke  (trihns)  gewesen  sind,  i  jedes  weitere  Vorgehen  unmöglich  zu  mac! 
in  die  die  Stadt  eingeteilt  war.  Der  Ur- ;  Von  dieser  Grundlage  aus  sind  die  Tri  hu 
Sprung  des  Tribunats  reicht  also  in  eine  Zeit  j  und  mit  ihnen  <lie  Plebs  Schritt  für  Sri 
zurück,  wo  der  Stadtstaat  noch  in  voller  \  zur  dominierenden  Stellung  im  röniis« 
Starrheit  bestand  und  lediglieh  die  in  der  i  Staat  gelangt.  Wenn  sie  vermutlich 
Stadt  ansässige  oder  wenigstens  die  den  sprünglich  lediglich  in  privaten  Angele; 
Stadt  quartieren  zugeschriebene  Bevölkerung  h«*iten  in  den  regelrechten  Gang  der  St; 

masi  hine  eingegriffen,  so  begannen  sie 
bald  ihr  Verbiet ungsreeht  auch  auf  politi 
Massnahmen  der  Magistrate,  ja  auf  V< 
besehliisse  auszudehnen :    sie    set  zten 


S.  in.  Aufsatz  ,.Der  Ursprung  des  Tribu- 
nats und  die  (Jcuieiiidc  der  vier  Tribns"  im 
Hermes  Bd.  :«).  INC». 

Das  rindet  sieb  in  einem  Fragment  des  |  Bank  "vor  die  Thür  des' Senats.  ,r 
tassms  lleinina.  der  um  InU  v.  Ihr.  schrieb. 
Ks  ist  aber  unbegründet,  wenn  man  meint,  dass 
den  Plebejern  rechtlich  die  Benutzung  des  (ie- 
nieindi  laudes  versagt  gewesen  sei  oder  dass  die 
zeitweilig»'  l  )ccu]»ation  brachliegenden  (ienieimle- 
bmdes.  welclie  in  der  Zeit  nach  der  Unter- 
werfung Italiens  eine  so  grosse  Kol!«  spielt,  auf 
den  paar  Quadratineilen  des  altrüiniseben  Staats- 
gebiets vorgekommen  <»der  gar  von  politischer  suchen  ;  sie  nehmen  für  sieh  eine-  Her» 
Bedeutung  gewesen  sei.  W  as  die  Späteren  von 
Airrarstreitigkeiien  und  Ackergesetzen  {■/..  B. 
<b  >  Spurius  (  assinsi  in  den  Zeiten  der  alten 
Maiidekiiinpfe  berichten,  beruht  auf  der  gänzlich 
ungesrliichtlichen  Ausmalung  der  alten  Ueber- 
lieterung  nach  Aualogic  der  Kampfe  dcrgra.chi- 
Si  hen  und  siillanischen  Zeit. 


aus  seine  Verhandlungen  kontrollieren 
wenn  es  not.  schien,  gegen  seine  Hesel  d 
Einspruch  erheben  zu  können,  bis  sie  sohl 
lieh  in  den  Senat  selbst  Zutritt  fanden, 
berufen  die  Plebs  zu  Versammlungen 
lassen   diese   politische  Beschlüsse  fa 
deren  Anerkennung  sie  durchzusetzen 


barkeit  in  Anspruch  gegen  soh  he,  die 
Person  zu  nahe  treten  oder  die  Inten 
der  Plebs  später  auch  die  des  (i>-: 
volks  verletzen.  Zwar  das  Recht 
Magistrate  des  Staats,  einen  Verbreche 
dem  Beile  hinrichten  zu  lassen,  habet 
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nicht:  aber  sie  können  »Ion  Hochverräter 
vom  tarpejischen  Felsen  herabstürzen,  wobei 
niemand  wagen  darf,  ihnen  entgegenzutreten. 

Diese  Entwickelung  hat  Jahrhunderte  in 
Anspruch  genommen  und  ist  wahrscheinlich  in 
starke»  Schwankungen  verlaufen:  die  Tri- 
bunen dehnten  ihre  Rechtsansprüche  jederzeit 
so  weit  aus,  wie  ihre  Macht  reichte.  Indessen 
lange  ehe  die  Plebs  als  «lern  Adel  gleichberech- 
tigt anerkannt  war,  hat  sie  zwei  weiten?  wich- 
tige Erfolge  errungen.  Der  eine  war  die  Fest- 
legung des  Rechts  durch  das  Zwölftafelge- 
setz der  Deeemvirn.  wodurch  der  Beamten- 
willkür ein  Ende  gemacht  und  Horn  in  einen 
Rechtsstaat  verwandelt  wurde  (149  v.  Chr.) 
—  auch  in  Griechenland  bezeichnet  die  Auf- 
zeichnung der  Hechtssätze  und  die  Hindling 
Her  magist ratischen  Rechtssprechung  an  die- 
selben 'Jen  ersten  grossen  Erfolg  der  Massen 
in  den  Ständekämpfen.  Vielleicht  noch 
folgenreicher  war  die  Spmiguug  des  Stadt- 
staats durch  die  Emancij>ation  des  Landge- 
biets.  die  spätestens  um  diesellte  Zeit  (nach 
Neumanns  Vermutung  157  v.  rhr.)  statt- 
gefunden hat.  Sie  ist  in  der  Weise  voll- 
zogen worden,  dass  den  4  Stadbpiartieivn 
1»;  l«andbezirke  zur  Seite  traten.')  Mit 
dic>cr  Organisation  ist  offenbar,  wie  Neu- 
inann  erkannt  hat.  eine  Emancipation  der 


Klienten  verbunden  gewesen,  die  dadurch 
erst  freies  Grundeigentum  erhalten  haben.  In 
welcher  Form  das  geschehen  ist  und  wie 
weit  damals  eine  Neuaufteilung  des  Grund- 
besitzes erfolgt  sein  mag.  lässt  sich  nicht 
mehr  erkennen.  Diese  3)  Tribus,  zu  denen 
sehr  bald  als  '21.  das  Gebiet  von  Crustume- 
rium  nördlich  von  Anio.  zu  Anfang  des  -1. 
Jahrhunderts  das  Gebiet  von  Veji  hinzukam, 
haben  zunächst  der  Steuert mlnung  und  Aus- 
hebung gedient  :  durch  sie  wurden  die  in 
einem  Bezirk  ansässigen  Grundbesitzer  zu 
einem  geschlossenen  Verlande  zusammeu- 
gofasst,  während  in  den  vier  Stadtbezirken 
nur  diejenigen  Böiger  blieben,  welche  ledig- 
lich in  der  Stadt  ansässig  waren  oder  über- 
haupt kein  Grundeigentum  besassen.  Die 
Folg»?  war,  dass  auch  die  Plebs  sich  fortan 
nach  diesen  Tribns  versammelte  und  ab- 
stimmte und  damit  die  landbesitzende 
Bauernschaft  «»in  entscheidendes  l'oherge- 
wicht  in  ihivu  Versammlungen  erhielt.  Da- 
ich  die  Zalil  der  Tribunen 


mal 


wird  mau  ai 


'  Diese  Landtribns  sind  narb  Adels- 
geschlechteru  benannt,  offenbar  solchen,  die  in 
ihn«1«  besonder*  begütert  waren  und  mich  denen 
man  daher  seit  alters  die  betreffende  <  iegend 
bezeichnete.  Die  Meinung,  ditss  diese  Bezirke 
yaiiz  oder  grösstenteils  im  Besitz  der  betreuen- 
den Geschlechter  gewesen  seien,  ist  irrig; 
d^nn  viele  der  angesehensten  I'atri- iergr- 
solileehter  sind  unter  den  Tribusnamen  nicht 
vertreten.  Die  Benennung  ist  offenbar  ziemlieb 
willkürlich  und  von  mancherlei  Zufälligkeiten 
abhängig  gewesen.  Noch  weniger  Berechtigung 
bat  die  Ansieht,  die  Namen  stammten  aus  einer 
Zeit,  wo  es  noch  kein  Privateigentum,  sondern 
nur  tieseh leehtseigeiitum  an  Grund  und  Bodcu 
gegeben  habe,  oder  gar.  sie  bezeuge,  dass  ur- 
sprünglich nur  die  Patrh  ier,  nicht  die  Plebejer 
Grundeigentum  besasseu  —  was  gewiss  niemals 
der  Fall  gewesen  ist.  Man  vergisst  gewöhn- 
lich, dass  unsere  Kenntnis  rechtlicher  und  öko- 
tioniischer  Zustände  iu  Rom  erst  in  einer  weit 
fortgeschrittenen  Zeit  beginnt,  als  die  ältesten 
bei  Griechen  nud  Germanen  erkennbaren  Zu- 
stände längst  verschollen  waren.  Uebcr  das 
Zwölftafelrecht  können  wir  fast  nirgends  hinaus- 
kommen :  und  dieses  steht  etwa  mit  dem  solo- 
nisebeu  Hecht  auf  einer  .Stufe  und  setzt  einen 
hochentwickelten  Staat  mit  freiem  Grundbesitz, 
Geldverkehr  und  regem  Geschäftsleben  voraus. 
—  Was  die  Alten  von  der  ursprünglichen  Land- 
anweisung  des  Romulus  von  zwei  Morgen  an 
jeden  Bürger  erzählen,  ist  aus  dem  .Schema  der 
späteren  Koloniegründungen  abstrahiert,  das 
hier  (wie  in  anderen  Dingen i  auf  Koni  über- 
tragen wird,  und  ist  geschichtlich  ohne  jeden 
Wert. 


auf  In  erhöht  haben.  Ihr  Machthereich  aber 
ist  nicht  erweitert  worden.  Sie  sind  die 
Vertreter  und  Vorsteher  der  gesamten  Plebs, 
und  ihr  Schutz  erstreckt  sich  auch  auf  die 
Tändln  vülkerung.  aber  nur,  wenn  sie  in  die 
Stadt  kommt  •—  hier" finden  alle  Gerichts- 
verhandlungen statt  — ;  ausserhalb  des  ge- 
heiligten Mauerringes  dagegen  haben  die 
Tribunen  nichts  zu  sagen,  hier  gilt  nach 
wie  vor  die  magistratische  Gewalt  unl>e- 
schränkt. 

Schon  in  dieser  l'mwandlung  tritt  das 
militärische  Moment  l»cdeutei»d  hervor.  Aus- 
;  sehlaggchend  w  urde  es  von  dein  Augenblick. 
1  wo  Rom  seit  der  Mitte  des  4.  Jahrhunderts 
über  einen  den  übrigen  italischen  Gemeinden 
gleich  stehenden  Staat   von  beschränktem 
l'mfange  hinauswuchs  und  die  Hand  nach 
!  der  Herrschaft   zunächst   über  I-dium  und 
!  Gamjtanien,  dann  nach  der  Suprematie  über 
j  Mittelitalien   ausstreckte.     Daraus   ist  der 
fit) jährige  Kampf  mit  den  Samniten  hervor- 
gegangen ("127    'J75  v.  Chr.).    Rom  hat  den 
:  Sieg  und  damit  die  Herrschaft  üljer  Italien 
|  errungen:   aber  nur  durch  eine  ununter- 
|  brochene  Anstrengung  aller  Kräfte,  durch 
ein  gewaltiges  unermüdliches  Ringen,  durch 
j  Festhalten  und  Ausbeuten  jedes  gewonnenen 
Erfolges  und  unverzagtes  Ertragen  auch  der 
'  schwersten  Niederlagen  ist  es  möglich  ge- 
wesen, zum  Ziel  zu  gelangen.    Erreicht  ist 
!  der   Erfolg    nicht    durch    die  überlegene 
I  Tapferkeit,  auch   nicht  einmal  duivh  die 
|  überlegene    militärische    Ausbildung  und 
!  Führung  Roms  —  darin  standen  ihnen  die 
Samniten  und  nachher  König  Pyrrhos  min- 
destens gleich     .  sondern  durch  ihre  über- 
legene politische  Organisation,  dadurch.  Uass 
es  hier  in  ganz  anderer  Weis*-  möglich  war 
als  bei  den  Gegnern,  alle  Kräfte  des  Staats 
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einen  grossen 
ss  im  Senat 


zusammenzufassen  und  der 
Aufgabe  unterzuordnen,  und  da.> 
und  den  an  seiner  Spitze  stehenden  Magi- 
straten eine  zielbowusste  und  konsequente 
politische  Leitung  vorhanden  war.  Aber  die 
Vorliedingung  des  Erfolges  war,  dass  die 
nülitänschen  Interessen  allen  anderen  voran- 
gingen, dass  die  Bürgerschaft  fähig  war, 
starke  und  kriegsgeübte  Heere  aufzustellen, 
und  dass  diese  bereit  waren,  sich  mit  Leib 
und  Seele  dem  Staatszwet  k  unterzuordnen, 
dass  zwischen  ihnen  und  der  Regierung 
keine  tieferen  Gegensätze  bestanden.  Das 
römische  Heer  rekrutierte  sich  seit  alters 
aus  der  grundbesitzenden  Bürgerschaft,  d.  Ii. 
im  wesentlichen  aus  den  Bauern  der  Land- 
tribus :  die  tiesitzlose  Masse,  das  Proletariat, 
wurde  nur  in  geringem  Umfang  zum  Dienst 
als  1  voiehtltewaffncte  (und  als  Matrosen  auf 
der  noch  ziemlieh  bedeutungslosen  Flotte) 
herangezogen.  Aber  die  auf  der  Abstufung 
des  Besitzes  beruhenden  Unterschiede  in 
Bewaffnung  und  Ausbildung  der  kriegs- 
pflichtigen  Männer,  welche  die  frühere  nach 
Klassen  abgestufte  Heerordnung  kannte,  sind 
durch  Camillus  (um  390  v.  Chr.)  und  seine 
Nachfolger  mehr  und  mehr  beseitigt  worden. 
So  wurde  das  römische  Heer  ein  wahres 
Volksheer,  und  damit  wurde  die  Krhaltuug 
und  Mehrung  der  Bauernschaft  die  wich- 
tigste Aufgabe  der  inneren  Politik.  Jn  den 
samnitischen  Kriegen  ist  die  Plebs,  und  zwar 
die  bäuerliche  Plebs  der  Landtribus,  der 
Träger  des  römischen  Staatsgedankens  ge- 
worden: ein  Privileg  nach  dem  anderen 
haben  die  Patricier  ihr  geopfert.  Die  Ehe 
zwischen  Patriciern  und  Plebejern  war  schon 
kurz  nach  dem  Decemvirat  für  zulässig  er- 
klärt worden :  jetzt  wird  den  Plebejern  zu- 
nächst der  Zutritt  zu  den  Aemtern ')  und 
bald  auch  zu  den  Priestertümern  geöffnet, 
dann  fällt  das  Bestätigungsrecht  der  jvitres, 
der  patrieisehen  Senatoren,  bei  Wahlen  und 
Gesetzen,  das  in  eine  leere  Formalität  um- 
gewandelt wurde  (während  des  Latinerkriegs 
339  und  338):  immer  mehr  wächst  das  An- 


')  Gewöhnlich  sieht  man  in  der  Vcrwaltnngs- 
reforra  von  36b\  durch  die  das  Oonsulat  und 
wahrscheinlich  auch  die  neugeschaffene  Pratur 
den  Plebejern  zugänglich  wurde,  die  Entschei- 
dung der  Stümlekünipfc.  Das  ist  irrig;  die 
Reform  ist  politisch  gar  nicht  einmal  von  grosser 
Bedeutung  gewesen,  da  sie  nur  in  anderer  Ge- 
stalt fixierte,  was  schon  seit  Deceniiicn  vor- 
handen war,  weuu  ('onsulartribunen  an  der 
Stütze  den  Staates  standen.  Daher  ignoriert  die 
ältere  l'eberlicferung  diese  Verwaltuugsrcform 
vollständig.  Der  Ausgleich  der  Stünde  hat  sich 
erst  in  den  folgenden  Deceniiicn  bis  zum  Jahre 
2H7  vollzogen.  —  Das  licinische  Ackergesetz 
vom  Jahre  3H7  ist  eine  Fabel,  eine  Antedatie- 
rung  eines  viel  späteren  Gesetzes;  vgl.  d.  Art. 
G  r  a  c  <•  h  i  s  c  h  e  B  e  w  e  g  u  u  g  im  II.  Supplement- 
band  des  Handwörterbuchs  S.  4-10 ff. 


sehen  des  Tribunats  und  die  Bedeutung  <1> 

■  Beschlüsse,  welche  clie  Plebs  in  den  Trilm 

■  Versammlungen  fasst.  Der  alte  Adel  verlie 
I  seine  Bedeutung  und  verschmilzt  mit  dt 

führenden  und  mindestens  eben  so  r»»i< 
begüterten  plel>ejischen  Familien  zu  de 
neuen  Amtsadel  der  Nobilität,  dessen  Tra<! 
der  Senat  wird;  sie  leiten  fortan  gemei 
schaftlich  den  demokratisch  geworden 
Staat.  Ohne  Kämpfe  wird  die  Entscheidu 
nicht  gewonnen  sein ;  aber  daran  kann  k* 
Zweifel  sein,  dass  der  einsichtige  Teil  c 
Adels  und  vor  allem  die  grossen  patrieisdi 
Feldherren  und  Staatsmänner,  welche 
ungetrübtem  Zusammenwirken  mit  ilu 
plebejischen  Kollegen  Rom  von  Erfolg 
Erfolg  führten,  freiwillig  und  ohne  Wid 
streben  den  Plebejern  bewilligten,  was  r 
wendig  war  und  was  schliesslich  ihr 
eigenen  Ansehen  und  ihren  NacluVunn 
ebenso  sehr  zu  gute  kam  wie  dem  Star 
«lern  sie  die  volle  Teilnahme  am  Staat  sie 
eröffneten. 

Mindestens    ebenso  wichtig   und  • 
schneiden«!  waren  die  sozialen  Reforn 
Zu  allen  Zeiten   steht  die  Bauernschaft 
scharfem  Gegensatz  zum  Kapitalismus 
sucht  sich  zu  befreien  von  der  Macht 
j  Geldes.    Auch  diese  Bestrebungen  habei 
Rom  vollen  Erfolg  errungen.  Während 
i  zweiten    Samuiterkrieges    wird  das 
strenge  Schuldrecht  gemildert  (lex  Poe 
\  32«  oder  313)  und  die  Schuldknechts* 
j  aufgehoben,  ja  es  wird  (lex  Geuucia 
oder  wohl  eher  303)  das  Zinsnehmen  \ 
haupt  als  unsittlich  verboten,  während 
zwölf  Tafeln  nur  ein  Zinsmaximum  fe: 
j  setzt  hatten.    Dies  agrarische  Ideal  hat 
j  freilich  in  Rom  ebensowenig  wie  ande 
auf  die  Dauer  durchführen  lassen.  En> 
wird   durch    das  Yalerisehe  Gesetz 
Jahre  300  den  Beamten  die  Ents<  bei 
über  Leib  und  LoIkmi  genommen  um! 
gezwungen,  bei  einem  Spruch,  der  k<" 
liehe  Züchtigung  oder  Tod  verhängt« 
allen  Fällen  die  Provokation  an  das  V 
gericht  freizugeben.    Die  Regel  hatte  ? 
'  vorher  bestanden  und  war  auch  von 
zwölf  Tafeln  sanktioniert  worden :  übe 
unbedingter  Zwang  hatte  bis  dahin  w 
stens  für  den  Diktator  nicht  bestanden. 
Recht  gilt  den  späteren  Römern  dies  (: 
als  die  Grundlage  und  das  Palladinn 
persönlichen  Freiheit  des  Bürgers;  es 
daher  von  der  Tradition  -bereits  an  de 
fang  der  Republik  hinaufgerückt. 

Die  Ergänzimg  dieser  Gesetze  bilrb 
ständige  Vermehrung  der  Bauemhufon 
Aufteilung  des  den  Feinden  aberenoivn 


|  Landes  unter  die  Bürgerschaft.  Da 
!  wird  der  Bauernstand  nicht  nur  trotz 
i  Verluste  im  Kriege  stets  lohenskräft 
halten:  die  Schaffung  neuer  Hauern 
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ilie  Versorgung  des  Nachwuchses  mit  Neu- 
land fuhrt  ihm  immer  neues  Blut  zu  und 
erhalt  die  Zahl  der  selbständigen  und  dienst- 
pflichtigen Landbevölkerung  in  ständigem 
Wachsen.    Hand  in  Hand  damit  geht  die  \ 
Aufnahme  abliäugiger  Gemeinden  und  gan-  j 
zer  Völkerseliaften  in  den  Bürgervertend  j 
und  die  ununterbrochene  Gründung  selb- : 
standiger,  aber  mit  Rom  in  engster  Ver-  j 
bindung  stehender  Gemeinwesen  (Kolonieen, ' 
d.  h.  häuerlicher  Gemeinden)  in  Feindes- 
land.   Auf  diesen  Massregeln  beruht  die 
<  >rganisation ,  welche  Rom  dem  italischen 
Bundesstaat  gegeten  hat,  dessen  politische 
uud  militärische  I>citung  ausschliesslich  in 
seinen  Händen  lag. 

An  einer  Gegenströmung  fehlte  es  nicht. 
Noteu  der  Landtevölkerung  stand  die  Be- 
völkerung der  Hauptstadt,  und  auch  diese 
musste,  seit  Rom  sich  zur  Grossmacht  ent- 
wickelte, ständig  anwachsen.  Hier  herrschten 
andere  Interessen  vor  als  die  des  bäuer- 
lichen Grundbesitzes:  Handel,  Verkehr,  ak- 
tive Teilnahme  am  politischen  Leben,  das 
sich  auf  dem  Markte  abspielte.  Nebenein- 
ander und  vielfach  sich  bekämpfend,  aber 
einig  in  dem  Gegensatz  gegen  die  Landbe- 
völkerung und  die  agrarischen  Interessen, 
stehen  hier  die  Kapitalisten,  die  Handwerker 
und  das  Proletariat.  Ein  grosser  Teil  der 
hauptstädtischen  Bevölkerung  bestand  aus 
den  oft  zu  bedeutendem  Vermögen  ge- 
langten Freigelassenen,  die  nach  dem  weit- 
her/igen Klinischen  Recht  durch  den  Akt 
der  Freilassung  das  Bürgerrecht  des  Staats 
erhielten.  In  den  griechischen  Demokrat  ieen 
liaben  liekänntlich  fast  üterall  diese  Ele- 
mente das  Ueberge  wicht  und  den  leitenden 
politischen  Einfluss  gewonnen.  Auch  in 
Rom  hat  es  au  gleichartigen  Bestrebungen 
nicht  gefehlt.  Der  bedeutendste  und  selb- 
ständigste Staatsmann  dieser  Zeit,  Appius 
Claudius,  hat  während  seiner  Censur  310 
den  Versuch  gemacht,  diesen  Elementen 
zur  Herrschaft  zu  verhelfen  und,  auf  sie 
gestützt,  sich  die  Stellung  eines  leitenden 
Demagogen  nach  Art  des  Perikles  zu  ge- 
winnen. Er  hat  die  grundbesitzlose  städtische 
Bevölkerung  in  alle  Tribus  eingesclirieten 
und  dadurch  das  L'ebergewicht  der  Bauern- , 
schaft  zu  brechen  versucht.  Aber  sein 
Unternehmen  misslang;  seiue  Nachfolger 
machten  seine  Massregel  rückgängig.  Fortan 
bleibt  die  hauptstädtische  Bevölkerung  und 
das  ganze  Proletariat  auf  die  vier  städtischen 
Tribus  besclu-änkt,  ja  die  Freigelassenen 
werden  gelegentlich  in  eine  einzige  zu- 
sammengedrängt So  hat  im  römischen 
Staate  die  hauptstädtische  Bevölkerung  that» 
sächlich  ein  zurückgesetztes  Bürgerrecht; 
bis  auf  die  Gracchenzeit  bleibt  der  Schwer- 
punkt des  Staats  in  der  Bauernschaft  und 


eben  darum  die  Ijeitung  der  Regierung  in 
den  Händen  des  Senats. 

Den  letzten,  abscldiessenden  Erfolg  hat 
die  Plebs  kurz  nach  dem  dritten  Samnitor- 
krieg  errungen.  Damals,  im  Jahre  287 
v.  Chi.,  ist  es  in  Rom  sogar  zu  einem 
offenen  Aufstände,  zu  einer  Revolution  ge- 
kommen. Bewaffnet  zog  die  Plebs  aus  der 
Stadt  aus  —  dies  ist  die  einzige  geschicht- 
lich beglaubigte  Secession  —  und  lagerte 
sich  jenseits  der  Titer  auf  dem  Janiculum, 
bis  die  Regierung,  vertreten  durch  den 
Diktator  Hortensius,  ihre  Forderungen  be- 
willigte. Das  vom  Volke  angenommene 
hortensische  Gesetz  bestimmte,  dass  fortan 
die  Tribusbeschlüsse  der  Plebs  die  Gesamt- 
heit des  Volkes  binden,  dass  die  Plebiszite 
an  Rechtskraft  den  VolksbeschMssen  gleich- 
stehen sollten.  Ein  charakteristisches  Licht 
auf  die  treibenden  Momente  der  Bewegung 
wirft  ein  zweites  Gesetz,  das  damals  er- 
lassen wurde,  so  unbedeutend  es  an  sich 
ist :  es  wurde  bestimmt,  dass  auch  an  den 
Markttagen  (nundinae,  d.  i.  nach  antiker 
Ausdrucksweise,  die  den  Ansgangstermin 
mitzählt,  jeder  neunte,  nach  unserer  exclu- 
siven  Zählung  jeder  achte  Tag),  die  bisher 
wie  unsere  Sonntage  als  Festtag»4  galten, 
Recht  gesprochen  werden  sollte.  Mau  sieht, 
wie  sehr  die  bäuerlichen  Interessen  domi- 
nierten: die  Bauern  wollten,  wenn  sie  in 
die  Stadt  kamen,  Gelegenheit  haben,  so- 
gleich alle  ihre  Geschäfte  tejnem  erledigen 
zu  können. 

Mit  dem  hortensischen  Gesetz  ist  der 
Ständekampf  in  Rom  zu  Ende:  die  Plebs, 
und  zwar  die  Bauernschaft,  ist  mit  dem 
iiopulus  identisch  und  zum  Souverän  des 
Staats  gewordeo,  die  Tribunen,  denen  die 
gesetzgeberische  Initiative  tei  iliren  Be- 
schlüssen zusteht,  sind  im  Stadttereich  die 
höchsten  Beamten  der  Gemeinde.  Die 
Patricier,  ehemals  die  berufenen  Regenten 
des  Staats,  haben  jetzt  formell  nur  noch 
ein  zurückgesetztes  Bürgerrecht,  da  sio 
nicht  Tribüne  werden  und  in  den  Versamm- 
lungen der  Plebs  nicht  mitstimmen  können 
—  thatsächlieh  war  das  letztere  freüieh  bei 
der  grossen  Zahl  der  Stimmenden  so  gut 
wie  irrelevant.  — 

Wie  vollkommen  in  späterer  Zeit  der 
alte  Gegensatz  dem  Bewusstsein  entschwun- 
den war,  ist  schon  im  Eingang  dieses  Ar- 
tikels bemerkt  worden.  Auch  das  Wort 
Plebs  hat  seine  Bedeutung  verschoben;  der 
spätere  Sprachgebrauch  versteht  darunter 
die  Menge,  den  Pöbel.  Dieser  Sinn  hat 
sieh  den  römischen  Schriftstellern  meist 
auch  dann  untergeschoben,  wenn  sie  von 
den  Institutionen  und  Kämpfen  der  alten 
Zeit  reden.  Er  liegt  auch  einer  alten 
Anekdote  zu  Grunde,  die  erzählt,  wie  einst- 
mals die  Plebs  über  das   Regiment  des 
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Senats  und  der  vornehmen  Herren  murrte 
und  Menenius  Agrippa  sie  beschwichtigte, 
indem  er  ihr  die  Kabel  vom  Bauch  und 
den  Gliedern  erzählte.  So  wenig1  diese 
drastische  Geschichte  zu  den  Verhältnissen 
und  Parteien  der  alten  Zeit  passto.  so  liabcu 
die  Annalisten  sie  doch  in  ihre  Gosehichts- 
durstollung  aufnahmen  müssen.  In  Er- 
mangelung besserer  Nachrichten  haben  sie 
sie  benutzt,  um  die  Einführung  »los  Trihu- 
uats  daran  anzuhängen.  Man  erzählte  daher, 
die  Plebs  habe  sieh,  von  Schulden  und  un- 
gerechten Hechtssprüchen  beilrängt.  in  ihr 
Quartier  auf  dem  Aventin  zurückgezogen 
und  hier,  nachdem  Menenius  Agrippa  sie 
beruhigt  hatte,  von  den  Patrieiorn  die  Ein- 
setzung des  Tribtinats  ertrotzt.  So  ist  die 
Geschichte  von  der  ersten  Secession  der 
Plebs  entstanden,  die  man  ins  Jahr  4!U 
setzte  und  die  alle  unsere  Geschichtsbücher 
nacherzählen,  obwohl  sie  nichts  weiter  ist 
als  eine  Fabel  für  Kinder.  Dass  zwischen 
«lein  Tribuuat  und  «1er  Anekdote  ei»  innerer 


Pölitz,  Karl  Heinrich  Ludwig, 

geb.  am  17.  VIII.  1772  in  dem  Städtchen  Ernst- 
thal im  Königreich  Sachsen,  gest.  itm  21.  II. 
j  1838  in  Leipzig,  studierte  171)1    !I3  in  Leipzig, 
I  wurde  1795  Professor  der  Moral  und  Geschieht« 
I  an    der   Ritterakademie   (Kadettenanstalt)  in 
Dresden.  1803  ausserordentlicher  Professor  der 
Philosophie  in  Leipzig.  181)4  ordentlicher  Pro- 
fes-sor  des  Natur-  und  Völkerrecht*  in  Witten- 
i  berg,   1815  «ler  Geschichte  und  Statistik  von 
:  Sachsen  in  L«dpzig.  wo  er  am  1.  III.  1820  den 
!  Lehrstuhl  der  StaatswissK'nschaftt-n  bestieg  und 
dem  damit  verbundenen  Amt  eines  ( '«•  nsors  aller 
i  „staatswissenschaftlichen  und  kameralistischcn" 
Shriften  bis  zum  31.  XII.  1836.  an  welchem 
Tage  die  Censar  an  das  sächsische  Kultusminis- 
terium überging,  vorstand. 

Pölitz,  der  zu  seinen  Lebzeiten  nicht  allein 
von  ilen  gebildeten  Mitte  lklassen  Deutschlands, 
an  die  er  sich  in  seinen  Schriften  hauptsächlich 
wendete,  sondern  auch  von  dem  damaligen  zünf- 
tigen Gelchrtentuin  als  Staats  Wissenschaft  liehe 
Autorität  anerkannt  war,  hat  der  heutigen 
Wissenschaft  gegenüber  einen  schweren  Stand. 
. Oberflächliche   Behandlung  wissenschaftlicher 


Zusammenhang  nicht  h«*rzustcllcn  war,  ist  !  Probhiiie,  doktrinärer  und  sehditer  Liberalismus- 


den  ältesten  Erzählern  nicht  in  den  Sinn 
gekommen;  ihre  Nachfolger  alter  mussten 
wohl  oiler  übel  nacherzählen,  was  sie  bei 
den   Vorgängern    fanden,   wenn   es  ihnen 


wird  ihm  vorgeworfen,  und  Hoscher  bezeichnet 
ihn  als  ..Vertreter  des  Liberalismus  vulgaris, 
charakterisiert  durrh  seine  breite  Mittelmäßig- 
keit und  geringe  Eigentümlichkeit".  Dies«;  ab- 
fällig«' Kritik  wäre  in  dem  Falle  nicht  anf.rht- 


aueh  klarwurde,  dass  eine  Erklärung  der  bar  ~dasS  mitx  s,.ine  Hl:tslt  s  w  isn»  n  ^  huf  tlich.  n 


Vorgänge  damit  nicht  gewonnen  war.  Die 
Mittel,  durch  die  sie  sich  zu  helfen  suchten, 
brauchen  wir  hier  nicht  zu  verfolgen.  Nur 
«las  nuiss  noch  erwähnt  wenlen,  «lass  sie 
nel>ou  «.uler  an   Stelle  der  Auswanderung  j 
auf  den   Aventin    eine  auf  den    heiligen^  j 
oder  vielmehr  ■-verwünschten-  Berg  (mens ; 
sacer)  setzten,  weil  si«1  seinen  Namen  davon  j 
ableiteten,  dass  hier  «las  durch  einen  Fluch  , 
gegen  jeden,  der  es  verletzen  würde,  ge- ; 
Weihte  Tribuuat  begrün« let  worden  sei. 

Eine  Kopie  der  ersten  Secession  ist  die 
zweite,  «lie  mit  der  ganz  sekundären  und 
nnhistfjiisele'i)  Geschichte  vom  Sturz  dos 
De«  einvinits  (der  bekannten  Erzählung  von 
Appius  Clau«lius  und  Verginia.  für  die  die  j 
Namen  erst  von  den  jüngsten  Annalisten 
erfunden    worden    sind)    verbunden  wird. 


Schriften  lediglich  für  «len  engen  Kreis  .seiner 
gelehrten  Facligcnosseii  und  die  akademische 
.lugend  bestimmt  gehabt  hätte,  da  er  aber  im 
Gegenteil  die  ausgesprochene  Absicht  verfolgte, 
«lie  SiaatswisM'tischatteii  zu  popularisieren,  und 
zwar  für  di«: jenigen  Bevölkerungsschiehtcn,  «lie 
den  liberal isi.  remleii  Geist  der  Epo«  he  zwischen 
«lern  Sturze  Napoleons  und  «lern  Jahre  1831 
repräsentierten,  widmete  er  sich  g»>  wisse  rmassen 
einer  kulturellen  Mission,  dem  Wissensdurst«; 
der  Gcbibleteu  «liejenige  R«iriediguug  zu 
schaffen,  welche  die  damalige  geknebelte  poli- 
tische  Presse  nicht  bieten  konnte.  Pölitz  ver- 
sah dieses  Menloramt  unter  dem  Schutze  seines 
kgl.  sächsischen  l'cnsoramtes.  das  dem  bewährten 
Publizisten  im  Dienste  des  Staates  Spielraum 
geung  liess.  auch  weitergehenden  politischen 
Forderungen  durch  freimütige  Besprechung  ein- 
zeiner  Veri'assungsrecht«*  sowie  durch  Erörte- 
rungen über  Pres-ireiheit  und  Revolution,  trotz 


Als  dritte  Soeossion  wird  ein  Aufstau«!  der  i  der  KarUl»a«!er  Beschlüsse  und  demagogischer 


in  l'amitaiiien  stehenden  Truppen  im  Jahr«- 
iY\'J  gezählt.  G  «.»schiebt  Ii«  die  G«>währ  und 
Bedeutung  hat  einzig  «lie  viert«1  Seccssion 
vom  .Iah ro  ->s~. 

Die  weitere  soziale  und  «"konomisehe 
Entwickelnng  «h-s  i>"nnisehen  Staats  in  den 
Zeiten  der  Gewinnung  «1er  Weltherrschaft 
ist  in  dein  Art.  Gracchische  Be- 
wegung im  11.  Suppletnentltande  d«-s 
Hand  w .".Hei  bnohs,  skizziert. 

JCdtutnl  Meyer. 


Verfolgungen,  Rechnung  zu  tragen.  Seiner 
Popularität  unter  den  gebildeten  Klassen  ent- 
sprach die  Beliebtheit  als  akademischer  Lehrer. 
Die  Gesamtzahl  seiner  Zuhörer  in  Leipzig  — 
er  las  über  Staats«  issenschaften.  neuere  (Je- 
schiclite  und  deutsche  Sprach«-  —  erreichte  «lie 
stattliche  Höhe  von  63t*'  immatrikulierten  Stu- 
diereiiden. 

Pölitz  verötlontli«  hte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  a)  i  n  buch  form:  De  mntatio- 
nibus.  .juas  systema  juris  naturae  ac  gentium 
a  (irotii  temiHtribns  hujnsoue  expertum  fnerit. 
Leipzig  IN  14.  —  Die  Staatslehre  für  denkende 
,  ( lesebaftsiiiiinner,   Kameralisten   und  gebildete 
:  Leser  überhaupt.  2  Bde.,  Leipzig  lKr»7— 8.  — 
[Der  Rheinbund,  historisch  und  statistisch  dar- 
gestellt, ebd.  1811.  —  Das  Zeitalter  der  poli- 
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tischen  Umbildung  Europa«,  ebd.  1814.  —  Uebcr  1828,  Bd.  II.  —  Da*  Verfassungsrccht  nach 
die  politische  Stellung  Sachsens  im  Staat ensys-  seinen  beiden  Gestaltungen  als  Wissenschuft, 
teme  von  Deutschland  und  Europa,  clwl.  1816.  Jahrg.    I.    1828.    H,i.  II.    —  Erinnerungen 
Die  Konstitutionen  der  euro]>äischen  Stauten  1  an  die  Hochschule  zu  Wittenberg,  Jahrg.  I, 
seit  den  letzten  25  Jahren.  4  Bde.,  ebd.  1817  1828,  Bd.  IV.   < Kurzer  historischer  Umriss  der 
bis  1826  idie  2.  Aull.  s.  n.,  „Die  europäischen   Verfassung  und  Verwaltung  der  Universität  seit 
Verfassungen-).  —  Pie  Staatswissenschaften  im   1502.)  —   Die  drei  politischen  Systeme  nach 
Lichte  unserer  Zeit.  5  Bde..  ebd.  1823  24:  das-  ihrer  Verschiedenheit  in  den  wichtigsten  IHjgincn 
selbe.  2.  Aufl..  1827  28.    (Zu  Bd.  II  wäre  zu  der  Staatskunst,  Jahrg.  II.  1829,  Bd.  I.  —  Andcu- 
bemerken:    Seine   Volkswirtschaftslehre  stützt  tnugen  über  politische  und  kirchliche  Emanci- 
sich  grösstenteils  auf  die  Vorarbeiten  von  Lötz  pation.  Jahrg.  II.  182Ü.  Bd.  IL   —  Die  dcnia- 
nnd  von  Sartorius.  Die  unbeschränkte  (iewerbe-  gogischen  Umtriebe  im  Zeitalter  der  Kirchen- 
freiheit  zwischen  Stadt  und  Land  wird  deshalb  Verbesserung.  Jahrg.  III,  1830,  Bd.  1.  -  Gegen 
angefochten,  weil  sie  den  Landbewohnern  inso-  den   wiederholten  Vorschlag,    den  21-Gulden- 
fern  einen  Vorteil  über  die  Städter  einräumt, .  münzfuss  im  Königreich  Sachsen  einzuführen, 
als  letztere  meist  kein  ländliches  Gewerbe  treiben  Jahrg.  III.  1830,  Bd.  I.  -  Vorbedingungen  zur 
können,  während  den  ersteren  der  städtische  |  neuen  Gestaltung  des  Gewerbewesens,  Jahrg.  III. 
Gewerbebetrieb   neben  dem   ländlichen  unver- :  1830.  Bd.  I.        Die  F.mancipution  des  dritten 
wehrt  ist.    Der  Dilettantismus  seiner  Anschau- I  Standes.  Jahrg.  III,  1830.  Bd.  II.  —  Der  Höhe- 
nngen  über  das  Verhältnis   der  Summe  des  !  punkt  der  (ivilisation.  Jahrg.  IV,  1831.  Bd.  I. 
Papiergeldes  zu  der  der  Staatseinkünfte,  deren  j  —  Erziebuug  und  Schule  im  Geiste  des  konsti- 
erst ere  nur  die  Hälfte  der  letzteren  betragen  tutioiiellcn  Leben*.  Jahrg.  V.  1832,  Bd.  I.  — 
dürfe,  findet  teilweise  ihre  Erklärung  in  seiner  Die  Anfänge  des  konstitutionellen  Lebens  im 
von  dem  Dampf  als  Verkehrsmotor  noch  mibe-  Grossherzogtum  Oldenburg,  Jahrg.  V.  1832.  Bd.  I. 
rührt  gebliebenen  Zeit,  die  z.  B.  von  Eisenbahn-  —Leber  meine  Ansicht  von  dir  Onsur,  Jahrg.  V, 
bauten,  denen  die  meisten  exotischen  Länder  1832.  Bd.  IL  —   Die  Vereinfachung  der  Be- 
ihre  äussere  Schuld   verdanken,    noch   nichts 1  Steuerung,  Jahrg.  VI.  1833.  Bd.  1.  —  Haben 
ahnte.,  —  Grundriss  für  encvklopüdische  Vor- j  Messen   und   Universitäten   als  Institute  und 
träge  über  die  gesamten  Staatswissenschaften.  |  Formen  des  Mittelalters  in  unserer  Zeit  Meli 
ebd  1S26.       Die  Staatensysteme  Europas  und  1  überlebt  ?   Jahrg.  VII.  1834.  Bd.  I.   --  Leiter 
Amerikas  seit  1783.  3  Bde..  ebd.  182«       Die  das  System  der  Doktrinäre.  Jahrg.  VIII.  1835, 
Kegierung    Friedrich    Augusts.     Königs    von   Bd.  1."  —  Zur  Kasuistik  des  konstitutionellen 
Sachsen.  2  Bde.,  ebd.  18311.  —  Andeutungen  '  Systems,  Jahrg.  IX.  IHMi.  Bd.  I.  —  Ueher  die 
über  den  staatsrechtlichen  und  politischen  Clin-  Anfange  der  t'cn<ur  und  des  Büchenvesens  im 
rakter  des  Grundgesetzes  für  das  Herzogtum  Kur.-taate  Sachsen,  Jahrg.  IX,  1836.  Bd.  I.  — 
Sw  hsen-Altenhurg  vom  2U.  IV.  1831,  mit  ver-  Erinnerungen  an  Emaiim-1  Sieyes.  den  Theore- 
gleichender  Rücksicht  auf  die  Verfassungen  von  tiker  der  Revolution,  Jahrg.  IX,  183<>,  Bd.  IL 
N  kwarzbnrg-Sondershanscn,   Kurhessen.   Hau-  —  Leber  die  Krisen  der  Verfassungen  in  grös- 
nover  ete  ,  Hannover  1831.  —  Beleuchtung  des  seren  Staaten.  Jahrg.  X.  1837.  Bd.  I.  —  Guizot 
Entwurfs    eines  .staatsgrnudgesetzes    für   das  der  Bewegungspartei  gegenüber,  Jahrg.  X.  1837, 
Königreich  Hannover,  Leipzig  1831.  -   Votum   Bd.  II.   —   Friedrich  Aiicillou   als  politischer 
über  den  Entwurf  der  revidierten  Landschaft«-  Schriftsteller,  Jahrg.  X,  1837.  Bd.  IL  —  2.  In 
Ordnung  des  Herzogtums  Braunschweig,  ebd. ,  Xctie  Jahrbin  her  der  Geschichte,  der  Staats- 
1831.  —  Vermischte  Schriften  ans  den  Kreisen  und  Kamerai  Wissenschaften,  hrsg.  von  F.  Kilian, 
der  Geschichte,  der  Staatskunst  und  der  Litte-  Leipzig:  Die  Herrschaft  der  materiellen  Inter- 
ratur  überhaupt.  2  Bde..  ebd.  1831.  —  Das  es,  n.  'Jahrg.  1.   1838,  Bd.  I.      Er  verteidigt 
konstitutionelle  Leben  nach  seinen  Formen  und  darin  u.  a.  die  Sätze:  ..Wo  die  Herrschaft  der 
Bedingungen,  ebd.  1831.  —  Stant^wissenschaft-  materiellen  Interessen  bei  freien  Völkern  ein- 
liche  Vorlesungen  für  die  gebildeten  Stände  in   tritt,   endigt    sie   mit   Despotismus;   wo  diese 
konstitutionellen  Staaten.  3  Bde.,  ebd.  1831—33.   Herrschaft  bei  gesitteten  Völkern  eintritt,  fuhrt 
-   Die    europäischen   Verfassungen   seit   dem  ,-ie  zur  Demoralisation.!  —  Stimmen  des  Aus- 
Jahre 1871*  bis  auf  die  neueste  Zeit.  2.  Aufl., 1  lande«  und  Thafsaeheti  in  Deutschland  über  die 
4  Bde..  ebd.  1833—47.    iDie  erste  Auflage  er-  Herrschaft  der  materiellen  Interessen.  Jahrg.  I. 
schien  unter  dem  Titel:  Die  Konstitutionen  der  1838.  Bd.  I.  —  Ausserdem  war  Dölitz  für  die 
europäischen  Staaten  [s.         Bd.  1  der  2.  Aufl.  Hallcchc  und  Leipziger  Litteraturzeitung  kri- 
ist  dem   Grossherzog  von  Hessen   zugeeignet,  tisch  t luitig. 
was  Dölitz  den  grossherz.  hessischen  Geheim- 

ratstitel  einbrachte.)  —  Kritische  Uebersicbten  Vgl.  über  Pölitz:  Eck,  Leipziger  ge- 
der  neuesten  Litteratur  in  dem  gesamten  lehrte*  Tagebuch.  Jahrg.  17M4,  17!)5,  181)3  und 
Gebiete  der  Staatswissenschaften ,  2  Bde..  1804,  Leipzig.  Klaebe.  Neuestes  gelehrtes 
ebd.  1836.  Dresden.   Leipzig  171**».  S.  118  t»'.   —  Hasse, 

b  in  Zeitschriften:  1.  in  dem  von  K.  H.  L.  Pölitz.  Biographie  in  „Neue  Jahr- 
ibm gegründeten  Organ:  Jahrbücher  für  Ge-  bücher  der  Geschichte,  der  Staats-  und  Katmral- 
sehiehte  und  Staatskuust ,  Leipzig:  Die  drei  Wissenschaften".  Jahrg.  1,  1838,  Bd.  I  u.  Kd.  II. 
politischen  Systeme  der  neuesten  Zeit,  Jahrg.  |  Atheiiaeum.  Nr.  54(».  London,  14.  IV.  18,38.  — 
I,  1828.  -  Die  geschichtliche  Unterlage  des  Neuer  Nekrolog  der  Deutschen,  Jahrg.  XVI. 
inneren  Staatslebens.  I.  Beitrag  zur  Polemik  Ilmenau  1838,'  S.  241  ff.  —  Kaltenborn, 
der  Jahrbücher,  Jahrg.  I,  1828.  Bd.  1.  —  Leber  Kritik  des  Völkerrechts,  Leipzig  1847,  S.  137 ff. 
Napoleons  Ausspruch:  Alles  für  das  Volk,  nichts  —  Ii.  v.  Mehl.  Geschichte  und  Litteratur  der 
durch  das  Volk.  Jahrg.  I.  1828.  Bd.  II.  IL  Staatswissenschaften.  3  Bde..  Erlangen  1855-5S, 
Beitrag  zur  Polemik  der  Jahrbücher.  Jahrg.  I,  Bd.  1.  Bd.  II  u.  Bd.  III.  -  NonvclK  biograpbie 
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generale,  ßd.  XL,  Paris  1862,  8.  543.  — 
Koscher,  Geschichte  der  Nut.,  München  1874, 
S.  841 '42.  —  John.  Geschichte  der  Statistik, 
Bd.  I,  Stuttgart  1884.  S.  140.  —  Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XXVI,  Leipzig  1888, 
S.  389  ff. 


Polizei. 

1.  Das  Mittelalter.  2.  P.  und  Kcichspolizei- 
ordnungen.  3.  Polizeietaat  und  Polizeiwhaen- 
schaft.  4.  Engerer  Begriff  der  P.  5.  Die  P.  iu 
Preussen.  6.  Die  P.  in  Frankreich.  7.  Funk- 
tionen der  P.  (Polizeistraf gesetzbucher).  8.  Sicher- 
heitspolizei. 9.  Gerichtliche  P.  10.  Die  P.  iu 
England. 

1.  Das  Mittelalter.  Der  mittelalterliche 
Lehnsstaat  war  durch  steine  Organisation  und 
die  Schwäche  der  Staatsgewalt  genötigt, 
seine  Aufgaben  auf  die  Erhaltung  der 
Rechtsordnung  und  auf  den  Schutz  gegen 
äussere  und  innere  Feinde  und  Friedens- 
breeher  zu  beschränken.  Und  selbst  diese 
ersten  und  elementaren  Aufgaben  vermochte 
er  meist  nur  höchst  unvollkommen  zu  er- 
füllen. Durch  Androhung  grausamer  und 
barbarischer  Strafen  suchte  er  von  dem 
Bruche  der  Hechts-  und  Friedensordnung 
abzuschrecken  und  die  öffentliche  Sicherheit 
aufrecht  zu  erhalten.  Aber  da  ihm  die 
Organe  fehlten,  um  seine  Gebote  überall  und 
gioichmässig  zur  Durchführung  zu  bringen, 
so  blieben  die  Strafgesetze  trotz  häufiger 
Wiederholung  und  Verschärfung  der  ange- 
drohten Strafen  vielfach  wirkungslos.  Immer- 
hin aber  waren  die  Aufrechterhält  ung  und 
der  Schutz  des  Friedens  und  der  Rechts- 
ordnung die  idealen  Zwecke,  deren  Ver- 
wirklichung als  die  dem  Staate  von  Gott  ge- 
setzte Aufgabe  anerkannt  wurde.  Die 
Förderung  der  geistigen  und  wirtschaftlichen 
Kultur  des  Volkes  dagegen  lag  ausserhalb 
seines  Thätigkeitskreisos.  Die  Förderung 
uud  Pflege  nicht  bloss  der  religiösen,  sondern 
aller  geistigen  Interessen  waren  von  der 
Kirche  in  Anspruch  genommen  und  wurden 
ihr  vom  Staate  bereitwillig  überlassen.  In 
das  gesellschaftliche  und  wirtschaftliche 
Leben  des  Volkes  griff  der  Staat  nur  in  so- 
weit ein,  als  er  dasselbe  seinen  finanziellen 
Interessen  dienstbar  zu  machen  suchte. 
Nicht  der  Staat,  sondern  die  Städte  waren 
es,  in  welchen  das,  was  wir  heute  als 
innen«  Verwaltung«  bezeichnen,  entstand 
und  sieh  ausbildete.  Je  mehr  die  Städte  zu 
Sitzen  und  Mittelpunkten  des  gewerblichen 
und  geistigem  Ivebens  wurden,  um  so  mehr 
machten  sieh  in  ihrer  Bevölkerung  Bedürf- 
nisse geltend,  die  nur  von  der  Stadtobrig- 
keit befriedigt  werden  konnten.  Aufsieht 
und  Ordnung  des  Marktverkohrs,  Be- 
stimmungen über  Mass  und  Gewicht,  Für- 


sorgo    für   genügende   und  unverfälschte. 
Lebensmittel  bildeten  die  Ausgangspunkte 
eine  immer  weiter  um  sich  greifende 


für 

Thätigkeit  der  städtischen  Behörden,  die 
sich  im  15.  Jahrhundert  zu  einer  umfang- 
reichen Gesetzgebung  und  Verwaltung  ge- 
staltete. Nicht  allgemeine  Grundsätze  und 
Theorieen  über  die  Aufgaben  der  öffentlichen 
Gewalt  waren  hierfür  bestimmend,  sondern 
wie  die  einzelnen  Bedürfnisse  sich  geltend 
machten  und  eine  Befriedigung  zu  fordern 
schienen,  wurde  die  Stadtobrigkeit  thätig, 
indem  sie  Gesetze  erliess  und  sich  die 
Organe  schuf,  die  notwendig  waren,  um 
deren  Ausführung  zu  überwachen  und  zu 
sichern.  Die  Verwaltung  der  Städte  gab 
dann  im  15.  Jahrhundert  auch  den  I^andes- 
herren,  deren  Rechte  mehr  und  mehr  zu 
einer  durch  das  Reich  wenig  beschränkten 
Begierungsgewalt  sich  verdichteten,  die  An- 
regung, in  ilireu  Territorien  Aufgaben  der 
inneren  Verwaltung  in  die  Hand  zu  nehmen, 
die  öffentliche  Sicherheit  auf  dem  Lande 
und  insbesondere  auf  den  Landstrasson  her- 
zustellen, gegen  die  I.andplage  der  herum- 
streifenden Bettler  und  Vagabunden  anzu- 
kämpfen, wohl  auch  durch  mancherlei  Ge- 
ltote und  Verbfite  der  Verteuerung  der 
Lebensinittel  entgegenzuwirken. 

2.  P.  und  Reichspolizeiordnungen. 
Um  die  Wende  des  14.  und  15.  Jahrhunderts 
bildete  sich  zunächst  in  Frankreich  ein 
eigenartiger  Sprachgehrauch  aus,  der  für 
dieses  Gebiet  der  städtischen  und  staatlichen 
Thätigkeit  eine  besondere  Bezeichnung  schuf, 
die  freilich  ebenso  unbestimmt  und  unsicher 
war  wie  der  Inhalt  und  die  Grenzen  dieses 
Gebietes  selbst.  Während  des  ganzen  Mittel- 
alters wurde  das  Wort  politin  (die  lateinische 
Form  des  griechischen  wom«i«)  in  der  ihm 
ursprünglich  zukommenden  Bedeutung  d.  h. 
Verfassung  des  Staates  oder  der  Stadt  von 
den  Schrift  steilere  vielfach  gebraucht.  Da- 
mit verband  sieh  aber  zu  der  angegebnen 
Zeit  in  einer  eigentümlichen  Bedeutungs- 
vorschmelzung mit  dem  hiervon  ganz  ver- 
schiedenen Worte  politesse  (von  polir 
reinigen,  gut  einrichten)  die  Bedeutung  der 
von  der  Obrigkeit  herzustellenden  Ordnung, 
Wohlfahrt  und  Sicherheit.  Zuerst  auf  die 
Städte  angewandt,  wurde  das  Wort  dann 
bald  auch  auf  die  staatliche  dies*.»  Zwecke 
verfolgende  Thätigkeit  ausgedehnt.  So  er- 
scheint das  Wort  in  den  Formen:  policite 
de  la  diete  ville.  polliciae  et  regimina  dicti 
loci.  pour  garder  le  bieu  publique  .  .  . 
en  ttes  bonno  polieo  in  den  Gesetzen  Karls 
IV.  von  Frankreich  ans  den  Jahren  LI!  »9, 
MIO,  1-115  (Ordonnances  des  reis  de  Franc« 
VIII,  :«.">,  IX,  55!»,  X,  25S).  Erst  etwa  ein 
Jahrhundert  später  dringt  das  Wort  in  dieser 
Bedeutung  auch  nach  Deutschland,  und  als 
nach  der  Reorganisation   dos  Reiches  am 
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Ende  des  l.">.  und  Anfang  des  1(5.  Jahr-, 
hundert*  noch  einmal  der  Versuch  gemacht 
ward,  die  staatlichen  Funktionen  des  Reiches 
zu  stärken  und  zu  heieben,  wurden  in  einem 
grossen  Reichsgesetze,  in  der  Kölnisch 
Kayserl  iehen  Mayestät  Ordnung  und  Re- 
formation  guter  Polizei  im  Heiligen 
Römischen  Reich  ,  <ler  sogenannten  Reichs- 

Kolizciordnung  von  1580,  zahlreiche  gesetz- 
che  Vorschriften  zusammengefaßt,  die  ohne 
systematische  Anordnung  und  ohne  inneren 
Zusammenhang  untereinander  grösseres  icher- 
heit  und  Ordnung  im  Lande  herzustellen, 
der  Sitten  losigkeit  zu  steuern,  den  Luxus 
einzuschränken  und  den  Volkswohlstand  zu 
heben  bezweckteu.  Mehrfach  (15  IS  und 
1577)  erneuert  und  erweitert  bildete  sie  die 
Grundlage  für  zahlreiche  Polizeiordnungen 
und  Gesetze,  die  in  den  einzelnen  Terri- 
torien im  16.  und  17.  Jahrhundert  erlassen 
wurden.  Hierdurch  erlangte  das  Wort 
Polizei  in  Deutschland  allgemeinen  Ein- 
gang, indem  darunter  die  gesamte  Thätig- 
keit  der  Obrigkeit  im  Innern  des  Reiches, 
in  den  einzelnen  Territorien  und  Städten  zu- 
sammengefasst  wurde,  soweit  dieselbe  nicht, 
in  der  Rechtspflege  bestand.  In  der  Litte- 
ratur  findet  das  Wort  in  der  neuen  Be- 
deutung nur  langsam  Aufnahme.  Noch  bis 
gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  wird  das 
Wort  [>olitia  in  den  meist  in  lateinischer 
Sprache  geschriebenen  Schriften  (Iber  Staats- 
recht und  Politik  in  der  ursprünglichen  Be- 
deutung gebraucht.  Erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jalirhunderts  sucht  man  dem 
Begriff  der  Polizei  eine  festere  Umgrenzung 
zu  geben  und  ihn  dadurch  wissenschaftlich 
brauchbar,  zu  macheu. 

3.  Polizeistaat  nnd  Polizeiwissen- 
schaft.  In  langsamer,  durch  die  Religions- 
und Bürgerkriege  des  10.  und  17.  Jahr- 
hunderts vielfach  gehemmter  Ent  wickelung 
bildete  sich  der  mittelalterliche  Staat  in  den 
modernen  Staat  um.  Die  Notwendigkeit, 
erst  ein  Söldnerheer,  sodann  ein  stehendes 
Heer  zu  schaffen  und  zu  erhalten,  zwang 
die  Landesherren,  sich  neue  Einnahme- 
quellen in  Steuern  und  Abgaben  zu  er- 
schliessen,  deren  Ergiebigkeit  und  Nach- 
haltigkeit von  dem  Wohlstände  der  Be- 
völkerung abhangig  waren.  Damit  war  die 
Beförderung  des  Wohlstandes  und  der  wirt- 
schaftlichen Interessen  der  Bevölkerung  ein 
wichtiger  Teil  der  staatlichen  Thätigkeit  ge- 
worden. Die  erste  Voraussetzung  alter  für 
ein  Ged«?ihcn  des  wirtschaftlichen  Lebens  ist 
die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung.  Den 
strafbaren  Handlungen  vorzubeugen,  jede 
Störung  der  öffentlichen  Sicherheit  zu  ver- 
hindern, die  l'ebelthätci  zu  verfolgen,  sie 
festzunehmen  und  den  Gerichten  zu  über- 
liefern, konnte  der  Staat  nicht  mehr  dem 
Einzelnen  «»der  den  Gemeinden  überlassen. 


er  musste  durch  seine  eigenen  Organe  die 
hierfür  notwendigen  Einrichtungen  scliaffen 
und  die  Ortsobrigkeiten  zur  Erfüllung  der 
ihnen  übertragenen  Aufgaben  anhalten.  Seit 
der  Reformation  war  aber  auch  die  Stellung 
des  Staates  zu  der  Kirche  eine  andere  ge- 
worden. Mit  der  Kirche  hatte  bisher  einer- 
seits das  gesamte  Schulwesen,  andererseits 
die  öffentliche  Armenpflege  aufs  engste  zu- 
sammengehangen. Aber  die  Kirche  war 
nicht  mehr  imstande,  auf  beiden  Gebieten 
den  neuen  Anforderungen  Genügt?  zu  leisten. 
An  ihre  Stelle  trat  der  Staat,  der  hiermit, 
wenn  auch  nur  iu  allmählicher  Entwickelung. 
die  Pflege  und  Förderung  der  geistigen 
Kultur  des  Volkes  zu  seiner  Aufgabe  machte. 
So  zog  der  Staat  nach  und  nach  das  ge- 
samte Kulturleben  des  Volkes  in  den  Kreis 
seiner  Thätigkeit  ein,  und  diese  neuen  staat- 
lichen Aufgaben  wurden  unter  dem  Aus- 
druck der  Herstellung  und  Erhaltung  guter 
Polizei  zusammengefasst.  Davon  schieden 
sich  einerseits  die  Privat-  und  Strafrechts- 
ordnung sowie  die  Rechtspflege  (die  Justiz) 
und  andererseits  die  Militär-  und  Finanz- 
verwaltung.  Doch  erst  im  Anfang  des  1K. 
Jahrhunderts  erhielt  der  Begriff  der  Polizei 
ein  wissenschaftliches  Gepräge.  Im  Jahn? 
1705  erschien  der  erste  Band  des  grossen 
Traite  de  la  police  von  de  la  Marc  (in 
Folio,  die  beiden  folgenden  Bände  erschienen 
17Ki  und  1719,  eine  zweite  Auflage  1722), 
in  welchem,  wenn  auch  ohne  systematische 
Reihenfolge,  die  gesamte  innere  Verwaltung 
Frankreichs  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Verwaltung  der  Stadt  Paris 
tiargestellt  und  erörtert  wurde.  In  derselben 
Weise  schied  Friedrich  Wilhelm  I.  in  der 
allgemeinen  Ordnung  die  Verbesserung  des 
Justizwesens  betreffend  vom  2.  Juni  17  Pi 
die  Justiz,  die  militärischen  und  ökonomischen 
Sachen  von  der  Polizei.  Die  Polizei  hatte 
tlamit  die  Bedeutung  dessen  erlangt,  was 
wir  heute  innere  Verwaltung  nennen,  und 
lies  blieb  im  18.  Jahrhundert  die  herrschende 
Bedeutung,  die  in  der  Litteratur  und  Gesetz- 
gebung mit  dem  Worte  Polizei  verbunden 
ward.  Es  entstand  in  Deutschland  seit  der 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  eine  reiche 
Litteratur  ülter  P  o  1  i  z  e  i  w  i  s  s  e  n  s  e  Ii  a  f  t , 
in  der  unter  ziemlich  willkürlicher  Heran- 
ziehung einer  bald  grösseren,  bald  kleineren 
Zahl  von  Gesetzen  und  Verordnungen  der 
verschiedenen  Territorien  die  Grundsätze 
und  Politik  der  inneren  Verwaltung  unter- 
sucht und  erörtert  wurden.  Wenn  dif 
einzelnen  Schriftsteller  sehr  verschiedenartige 
Definitionen  der  Polizei  gaben,  so  rührt 
dies  von  der  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen über  den  Zweck  und  den  Umfang 
der  staatlichen  Aufgaben  auf  dem  Gebiete 
der  innen -Ii  Verwaliung  her. 

4.    Engerer   Begriff    der    P.  In- 
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dos  hatte  sich    -  und  auch  hier  wieder  zu- '  dem  umfangreichen  imtl.  wenn  auch  vir] f. 
erst  in  Frankreich  —  ein  engerer,  wenn  veralteten,  iloeh    immer   noch  w<rt\  i 
auch  zunächst  noch  wenig  bestimmter  Bo 
griff  aus  diesem  allgemeinen  Begriff  abge 

zweigt.    Die  erste  Aufgabe  der  inneren  Vor-  '  Nur  will  Muhl  in  einer  ihm  eigenen  ■ 
waltung    besteht    darin,    Störungen     der  fassimg  die  Thätigkeit  des  Staates,  'Ii" 
öffentlichen  Kühe  und  Ordnung  abzuwehren  Verhinderung    verbrecherischer  Rechts 
und  zu  beseitigen  und  das  gesellschaftliche 
Zusammoidebcn  der  Bevölkerung  gegen  Ge- 
fahren zu  schützen  und  zu  siehern.  Dieser 
Aufgabe  vermag  der  Staat  nur  gerecht  zu 
werden  durch  Organe,  die  ununterbrochen 
eine  wachsame  Aufsicht  ausüben  und  mit 
Zwangsbofuguissen    ausgerüstet    sind,  um 
überall  da  einschreiten  zu  können,  wo  die 
öffentliche  Buhe  und  Ordnung  bedroht  ist. 
In  den  grossen  Stiidten.  in  denen  die  Ge- 


fahren,   welche    die    Rechtsordnung,    das  II,  Tit.  PI, 


Werke  über  Polizeiwissenschaft  von  R. 
Mohl  verstanden  (3  Bde.,  3.  Aufl.  b 


rungen  gerichtet  ist,  nicht  sowohl  der 
lizei  als  der  Rechtspflege  unter  dem  Na 
der  Präventivjustiz  eingliedern. 

5.  Die  1*.  in  Preussen.  Wahl 
in  der  Litteratur  der  Begriff  der  Poli/r 
keiner  Ruhe  gelangen  konnte,  bind 
Preussen  die  von  Pütter  gegebene 
finition  Aufnahme  in  das  Allgemeine  1. 
recht  von  1704.  Ganz  der  Lehre  Pfi 
entsprechend  gliedert  das  Gesetzbuch 


H. 


3)  die  Pflichten 


Leben,  die  Gesundheit  und  das  Eigentum  Staatsoberhauptes  a)  in  die  Pflicht, 
der  Einzelnen  bedrohen,  ausserordentlich  ge-  1  die  äussere  als  innere  Ruhe  und  Sich, 
steigert  sind,  vermochten  die  Gemeindebe-  j  zu    erhalten    und    einen    jeden  bei 
hörden  dieser  Aufgabe  nicht  mehr  gerecht 
zu  werden.    Die  Unsicherheit  und  Unord- 
nung, die  in  Paris  herrschten,  veranlassten 
deshalb  Ludwig  XIV.  im  Jahre  K!(i7,  die 
Aufsieht   über    die  öffentliche  Sicherheit. 
«Ion  öffentlichen  Verkehr,  die  Reinigung  und  dieselben    zur    Beförderung    ihres  y 
Beleuchtung  der  Strassen  etc.  den  städtischen  j  staudes  anzuwenden.    Den  Schutz,  de 
Behörden  zu  entziehen  und  einem  könig- 
lichen Beamten,  dem  Lieutenant  gellend  de 
la  poliee  zu  übertragen.     Die  Begrenzung 


Seinigen  gegen  Gewalt  und  Störunge 
schützen,  und  b)  in  die  Pflicht,  für 
stalten  zu  sorgen,  wodurch  den  Em  wo! 
Mittel  und  Gelegenheit  vorschafft  \v< 
ihn?  Fähigkeiten  und  Kräfte  auszubildci 


Staat  seinen  Unterthanen  zu  gewährei 
sichert  er  einerseits  durch  die  bürge 
und  Kriininalgerichtsbarkeit  und  ändert 


seiner  Zuständigkeit  war  ebenso  unbestimmt,  durch  die  Polizei  und  die  Polizeigei 

barkeit,  welcher  die  l'nteisuchung  un 
strafnng  der  gegen  Polizeigesotzo  Liegau 
Uebertrctungen  zukommt.      Das  Am 
ausgesondert,  der  die  Thätigkeit  des  Staates  i  Polizei  aber  besteht  darin,  die  nötige 

stalten  zur  Erhaltung  der  öffentlichen 
Sicherheit  und  Ordnung  und  zur  Abwe 


wie  seine  jtetugnisse  weit  ausgedehnt 
waren.  Alier  es  wanl  damit  doch  aus  dem 
allgemeinen  Begriff  der  Polizei  ein  engerer 


zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ruhe 
und    Sicherheit    und    zum    Schutze  des 


öffentlichen  Verkehrs  bezeichnete.  In  ganz  der  dem  Publief)  oder  einzelnen  Mitgl 
ähnlicher  Weise  und  offenbar  nach  diesem  desselben    drohenden    Gefahr   zu  ti 


Vorhildo  entzog  Friedrich  der  (} rosse  durch 
Edikt  vom  20.  Februar  1742  die  Polizei  in 


(Teil  II,  Tit.  17.  §  10).  Wurden  him 
Polizeiliehönlen  für  ermächtigt  erkläi 


diesem  Sinne  dem  Magistrat  von  Berlin  i  zu  dem  angegebenen  Zwecke  notwe 

Massregeln  zu  ergreifen,  so  stallte  d 
doch  auch  deren  Zuständigkeit  geset/.l 
.1.  St.  Pütt  er,  der  grenzt  werden.    Demgemäss  begreif* 


und  übertrug  «leren 
königlichen  Pol i zeid i re 
schaft   war  es  zuerst 


Verwaltung  einem 
;tor.    In  d>r  Wisseu- 


pre  u  s  s  i  sehe  in  Rechte  die  Poliz 
jciiige  Funktion  der  inneren  Verw 
welche  zum  Zweck  hat,  den  Störung 


die  Polizei  in  diesem  Sinne  als  eine  beson 
dere  Funktion  von  derjenigen  Thätigkeit  des 
Staates  sonderte,  welche  die  Förderung  und 
Pflege  der  Kulturinteressen  des  Volkes  zu  öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und  U 
ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  hat.  In  den  vorzubeugen  sowie  derartige  St."', 
Iustitutiones  Juris  publ.  Genn.  (erste  Auf-  sofern  sie  eingetreten  sind,  zu  beseite., 
läge  1770)  stellte  er  die  Polizei  als  cura  den  Gefahren  entgegenzutreten,  web 
avertendi  mala  futura  dem  jus  promovendi  Ge.-vimtlioit  oder  den  Einzelnen  I«. 
saliitem  publicum  gegenüVr.  Zahlreiche 
Schriftsteller  schlössen  sich  dieser  Bt 
grenznng 


Da  aber  nach  Allgemeinem  I>amlreeh 
§  2  der  Staat  nur  zur  Vorsorge  < 
des  Begriffs  Polizei  an.  während  jenigen  verpflichtet  ist.    die  sieh  soll. 


allerdings  bis  in  die  neuere  Zeit  in  Lehr- 
büchern noch  an  der  allgemeineren  Be- 
stimmung festgehalten  und  Polizei  und 
innere  Verwaltung  identifiziert  wurden.  In 
dieser    allgemeineren    Bedeutung  werden 

"I  i    1  *  1       fi  1    T1    1  •  I  i  I 


vorstehen  können',  so  ergiebt  sieh 
die  weitere  Begrenzung,  dass  Mio 
nur  gegen  diejenigen  den  Kinzeli 
drohenden  Gefahren  einzusehreit, 
iregen   welche  der  Einzelne    sieh  s« 


Polizei  Wissenschaft  und  Polizeirecht  auch  in  schützen  nicht  vermag. 
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Nach  der  heutigen  Verwaltungsorganisa  tion  fiigung  sowie  gegen  die  Androhung  eines 
wird  die  Polizei  in  Preussen  unter  Leitung  i  Zwangsmittels  demjenigen,  der  sieb  hierdurch 
de*  Ministers  des  Innern  gehaudhaht  von  den  verletzt  erachtet,  nach  seiner  Wahl  eine  Be- 
Regieruiigspräsidcnten.  den  Landräten  und  den  schwerde  an  die  liöhere  Verwaltungsbehörde 
Ortspolizeibehörden.  Dies  sind  in  den  Stiidten  oder  eine  Klage  v<ir  den  Verwaltungsgerichten 
kraft  besonderen  staatlichen  Auftrags  die  Bürger- 


meister (doch  kann  in  den  grösseren  Städten 
die  Regierung  einein  Staatsbeamten  die  Polizei 


gegeben  ist.  Indes  kann,  wenn  der  Beschwerde- 
weg beschritten  und  die  Beschwerde  endgiltig 
beschieden  worden  ist,  von  dem  Beschwerde- 


übertragen',  auf  dein  Lande  in  den  östlichen  fuhrer  doch  noch  Klage  vor  dem  Oberverwal- 
Provinzen  und  in  Schleswig-Holstein  die  Amts-  tungsgeriehte  erhoben  werden.  Die  Vorwal- 
vorsteher,  in  Westfalen  die  Amtmänner,  in  tungsgeriehte  haben  aber  nur  die  Rechtmässig- 
Hannover  die  Lnndrätc,  in  der  Hheinprovinz  keit.  nicht  die  Zweckmässigkeit  der  Polizeiver- 


fügung zu  priifen        127    UM),  §  133] 

So  ist  in  l'reussen  ein  zweifacher  Rechts- 
schutz gegeben  gegen  eine  rechtswidrige  und 


die  Bürgermeister  in  den  Bürgermeistereien,  in 
Hessen-Nassau  die  Ortsvorsteber.  Die  Regie- 
rungspräsidenten haben  die  Landespolizei,  "die 

Ortspolizt  ibehörden  die  Ortspolizei  zu  verwalten.  I  willkürliche  Handhabung  der  Polizeigewalt,  in- 
Die  Landräte  haben  über  die  Verwaltung  der  1  dem  die  Strafgerichte  die  Rechtmässigkeit  der 
Ortspolizei  in  ihren  Kreisen  die  Aufsicht  zu  .  Polizeiverorditutigin  zu  prüfen  und  nur  die  von 
führen  und  einzelne,  durch  Gesetz  ihnen  über-  rechtmässigen  Polizeiverordnungen  angedrohten 
wiesene  Angelegenheiten    zu   verwalten.    Die  Strafen  Uber  die  Zuwiderhandelnden   zu  ver- 
Aufsicht  über  die  Ortspolizci  in  Stadtkreisen  t  hängen  haben,  und  indem  die  Verwaltungsge- 
führt  der  Regierungspräsident.    Als  Aufsicht*-  richte  auf  Grund  einer  Verwaltungsklage  über 
und  Vollstreckungslicnmte  sind  den  P<dizeibe-  die  Rechtmässigkeit  einer  jedcu  polizeilichen 
börden  einerseits  die  Gendarmerie,  andererseits  Verfügung  und  der  Androhung  eines  polizeilichen 
die  Schutzmannschaften  und  Gcineindepolizei- 1  Zwangsmittels  zu  erkennen  haben, 
diener    untergeordnet.     Zur  Ausführung    der         Für  einzelne  Angelegenheiten  ist  die  Ver- 
wichtigen und  umfassenden  Aufgaben,  die  den  waltung  der  l'olizei  besonderen  Behörden  Uber- 
Polizeibehörden  anvertraut  sind,  haben  sie  auch  wiesen,  so  die  Bergpolizei,  die  Eisenbahnpoli- 
sehr  weitgehende  Befuguisse.  zei  u.  s.  w. 

a)  Die  Polizeibehörden  (und  zwar  für  diel       1x-    v    .„   1;  ,   ...  ,  ■      ,  ... 

ganze  Provinz  oder  mehrere  Regierungsbezirke  |       Du  n<ligkeit  al*r   welche  «las  All- 

auch  der  Oberpräsident,  sind  berechtigt,  unter  j  &rt,"M,,c  ^»'liy-elit  der  t*o|i^oi  zuweist,  ist 
Zustimmung  des  Provinzialratcs,  des  Bezirks-,  I  «me  ausserordentlich  weit  ausge. lehnte.  Sie 
Kn  is-  oder  Amtsansschusses,  in  den  Städten  !  erstreckt    sieh  auf  (las  ganze  Gebiet  der 
des  Magistrats  P o  I  i z e i  v e  r  o  r  d  n  u n  ge n ,  d.  h.  J  inneren    Verwaltung.      1  !eberall .    wo  die 
allgemeine  Gebote  oder  Verbote  unter  Strafau-  öffentliche   Buhe,   Sieherhett  und  Ordnung 
drohung  zu  erlassen.    Die  Gerichte,  welche  die  ltcdndit  ist.  fllierall.  wo  es  erforderlich  er- 
Strafen wegen  l  ebertretung  der  Polizeiverord-  K.heillt  oino  Gefahr  abzuwenden   oder  zu 
nnugen  zu  erkennen  haben,  haben  auch  die  u  ,,,,:«.;,,,,„  ,i;     ■  >  i.     t  „ 

Recbtsgiltigkeit  der  l'olizei  Verordnung  zu  prüfen.  ,  hPMOitijron,   liat  <l.e    I  uh/e,   eu  z,  sehviten. 

bi  Die  Polizeibehörden  sind  bcre.-l.tigt.  für         ka""  «l';' I^rsonhebe  b  reiheit  derUter- 
einzelne  konkrete  Fälle  an  einzelne  Personen  :  ,,ia,K'n  lh,v  Freiheit,  filier  ihr  Kigeii- 

Gebote.  Verbote  oder  Ermächtigungen  in  po-'tum  zu  verfügen,  beschränken,  soweit  eine 
lizei  Verfügungen  zu  erlassen.   Soweit  der  i  derartige  Beschränkung  notwendig  erscheint, 
Inhalt,  der  Polizeiverfügung  nicht  einer  in  einem  i  um  den  polizeilichen  Zweck  zu  erreichen. 
Strafgesetze  oder  einer  Polizeiverordnung  ent-  !  Trotz  der  Begrenzung,  die  das  Allgemeine 
haltenen  Wschrift .entspricht   und  die   Ver- i  Lan(|re,.ht  (lor  po]iy.ei-0Wiilt  zieht,  wüte  die 
letzung  hiernach  mit  strafe  bedroht  ist.  ist  der  ,  .j:. ..,.,)  i.n....  ...i;,.i.,.  i.\.,.;i,..;»  ,i....  r,.»^.. 

Ungehorsam  gegen  eine  Polizeiverfügung  an  I H'11*1"'  "»(!  mugerliche  rie.heit  der  Unter- 
sieh  nicht  strafbar.  Die  Polizeibehörden  könne»  , ,hal1''"  ";,r  \n  P;n»gom  Masse  gesichert, 
aber,  um  Gehorsam  gegen  ihre  Befehle  zu  er-  w<>n"  <las  Allgemeine  Landrecht  seine 

zwingen,  Zwangsmittel  anwenden.  Soweit  es  I  Ergänzung  in  zahlreichen  Gesetzen  fände, 
thunlich  ist,  können  sie  eine  anbefohlene  Hand-  welche  die  Befugnisse  der  Polizeibehörden 
luug  auf  Kosten  der  Verpflichteten  durch  dritte  in  Bezug  auf  die  wichtigsten  Bethätigungen 
Personen  ausführen  und  die  Kosten  im  Ver-  der  persönlichen  Freiheit  näher  bestimmten 
waltungszwangsycrfahren  eintreiben  lassen.  Ist  „11(|  ,|amit  zlIi;|cieli  das  Gebiet  der  iktsöii- 
dies  nicht  thunluh    so  können  sie  Ge  dstrafe  |  H  h      F   j,  ^  f  ]      (]      ,  V)]izi>ls,,.wa|t 

androhen,  die,  wenn  dein  Befehle  innerhalb  einer    .  ,„._.„.,,.„      . . '  ,7-     ...  :.,i  i;, 

gesetzten  Frist  nicht  nachgekommen  wird,  von  a!'-m,zt,  n-     1,1  '»  ,<"S"Ul'n 

der  Polizeibehörde  selbst  festzusetzen  uud  zu  j  X  •»"lussetzungen  und  1'ormon  bestimmt, 
vollstrecken  ist.  unter  denen  und  in  denen  eine  Beschränkung 

c)  Endlich  kann  die  Polizeibehörde  auch  ,  der  persönlichen  Freiheit  zu  polizeilichen 
unmittelbaren  Zwang  anwenden,  wenn  Zwecken  stattfinden  darf.  Soweit  solche 
ohne  einen  solchen  ihre  Anordnung  unausführbar  gesetzliche  Bestimmungen  bestehen,  dürfen 
ist  (Gesetz  Über  die  allgemeine  Laudesverwal- ,  J'olizeihehörden  nur  innerhalb  der  von 
tun» .vom  •«>.  Jnm  1WM     M2i.  ,  jhnon  ,,lVr,p.ll011  <;r„„Z0M  von  ,|on  0j„.„  an. 

Gegen   polizeiliche  Vertilgungen  nnrl  die         ,         -,,  f  ...       ,  , 

Anwendung  der  polizeilichen  Zwangsmittel  ist  f  &**™,n  Befugnissen  Gebrauch  mach,.,  , 
eine  Klage  vor  den  ordentlichen  Gerichten  nicht  Au  Melle  der  Landesgesetze  sind  jetzt  viel- 
znlässig.  Aber  ein  Rechtsschutz  ist  dadurch  I  fach  lfoiehsge.sctz«  getivten.  welche  die  7.11- 
!?egek-n.  das»  gegen  eine  jede  imlizeiliche  Ver-  lässigen   Beschränkungen   der  i»ersonhclieu 
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Freiheit  für  das  ganze  Reich  normieren. 
Hierin  bestellt  zum  grossen  Teil  der  Inhalt 
der  Reiehsgesetze  über  die  Freizügigkeit, 
über  das  Passwesen,  Ober  die  Presse,  die 
Gewerbeordnung,  über  den  Verkehr  mit 
Nahrungsmitteln,  über  das  Impfwosen,  über 
die  Massregeln  zur  Abwehr  und  Unter- 
drückung der  Hinderpest  und  anderer  Vieh- 
seuchen etc.  Soweit  das  Reich  zum  Erlass 
derartiger  Gesetze  nicht  zustandig  ist  oder 
von  seiner  Zuständigkeit  noch  keinen  Ge- 
brauch gemacht  hat,  sind  es  die  Laudesge- 
setze, welche  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  hin  die  Befugnisse  der  Polizei 
und  damit  auch  das  Gebiet,  innerhalb  dessen 
die  persönliche  Freiheit  von  der  Polizei  nicht 
beschrankt  werden  darf,  näher  bestimmt 
haben.  Dahin  gehören  die  Gesetze  über  den 
Schutz  der  persönlichen  Freiheit,  filier  das 
Vereins-  und  Versammlungsrecht,  über  die 
öffentliche  Gesundheitspflege,  über  das 
Wasserrecht,  über  Jagd-  und  Fischereirecht, 
über  Feld-  und  Forstpolizei,  über  das  Bau- 
jiolizeirecht  etc.  etc.  Nur  soweit  solche  be- 
sondere gesetzliche  Vorschriften  nicht  be- 
stehen, könuen  die  Polizeibehörden  auf 
Grund  ihrer  allgemeinen  Zuständigkeit 
nach  dem  Allgemeinen  Landrecht  II,  17. 
§  10  von  ihren  Befugnissen  Gebrauch  machen 
und  die  persönliche  Freiheit  der  Unterthanen 
durch  Polizeiverordnuugen  und  Polizeiver- 
fügnngen  beschränken. 

<>.  Die  P.  in  Frankreich.  In  Frank- 
reich hat  die  Gesetzgebung  der  Revolu- 
tionszeit den  Begriff  der  Polizei  und  die 
Zuständigkeit  der  Polizeibehörden  näher  zu 
bestimmen  gesucht.  Schon  das  Gemeinde- 
gesetz  vom  14.  Dezember  178!)  hat  in 
Artikel  50  es  als  Aufgabe  der  Gemeinde  be- 
zeichnet, den  Einwohnern  die  Vorteile  einer 
ruten  Polizei  zu  .sichern,  namentlich  der 


unltchkeit,  der  Gesundheit,  der  Sicherheit 
und  Ruhe  auf  den  Strassen  und  Plätzen  und 
in  den  öffentlichen  Gebäuden.  Das  G.  v. 
19. — 22.  Juli  1700  hat  sodann  unterschieden : 
die  Sicherheits]K)lizei,  welche  die  Festnahrae 
der  Personen  zum  Gegenstande  hat,  die  be- 
schuldigt sind,  ein  vor  die  Geschworenen  ge- 
höriges Verbrechen  Umgängen  zu  haben,  die 
Zuclitpolizei  (police  eorreetiouello),  welche 
diejenigen  strafbaren  Handlungen  zu  unter- 
drücken hat.  welche,  ohne  ein  Verbrechen 
zu  sein,  die  Gesellschaft  beunruhigen  und 
zum  Verbrechen  anreizen,  und  endlich  die 
Ui1sjM>lizei  (police  municipale).  welche  die 
Ordnung  und  Ruhe  in  jeder  Gemeinde  auf- 
recht zu  halten  hat.  Schärfer  und  be- 
st inunter  hat  aber  das  Strafgesetzbuch  von 
170.">  (('irtle  des  dclits  et  des  peincs  vom 
3.  liminaire  IV)  die  Polizei  von  der  Ge- 
richtsbarkeit gesondert.  Erste«'  hat  zur 
Aufgabe,  die  öffentliche  Ordnung,  die  Frei- 
heit, das  Eigentum   und   die  'persönliche 


Sicherheit  aufrecht  zu  erhalten  (Art.  Ii] 
Die  Gesellschaft  als  Gesamtheit  (la  social 
consideive  en  masse)  ist  der  (iegenslai: 
ihrer  Thätigkeit  (Art.  17).  Sie  teilt  sich 
Verwaltungspolizei  und  g e r i •■  h 
liehe  Polizei.  Die  ersten-  hat  d 
öffentliche  Ordnung  im  Staate  wie  in  jed 
Gemeinde  zu  erhalten  und  der  Bep'hu: 
strafbarer  Handlungen  vorzubeufren,  die  a 
richtliche  Polizei  dagegen  ist  eine  Thätiirk 
der  Strafverfolgung  (Art.  IS.  19).  (Sie 
weiter  unten  sub  0.  S.  116.) 

In  betreff  der  Verwaltuiigspoliz« 
die  uns  hier  allein  beschäftigt  war  • 
Gesetzgebung  zu  einer  Begriffeln-stimmi 
gelaugt,  welche  der  des  preussischen  L;v 
rechts  im  allgemeinen  entspricht.  Wie 
Prenssen  ist  es  auch  in  Frankreich  die  A 
gäbe  der  Polizei,  die  öffentliche  Ordm 
und  Sicherheit  aufrecht  zu  erhalten  und 
strafbaren  Handlungen  vorzubeugen.  ' 
in  Preussen  unterscheidet  auch  in  Fw 
reich  die  Gesetzgebung  die  Iiandespol 
(police  genenüe)  und  die  Ortspolizei  ([>< 
municipale).  letztere  hat  die  polizeilic 
Funktionen  auszuüben,  soweit  es  sich 
darum  handelt,  die  öffentliche  Ordnung 
Sicherheit  innerhalb  einer  Gemeinde 
schützen  uud  die  örtlichen  Interessen 
wahren.  Schon  das  G.  v.  IC.  24.  An 
1790  (Tit.  XI,  Art.  Ii)  hatte  die  ht 
sächlichsten  Gegenstände  der  Oitspc 
aufgeführt,  uud  hieraus  sind  diese  Aug 
mit  wenigen  Veränderungen  in  die  sp 
Gesetzgebung  übernommen  worden 
meindegesetz  v.  ls.  Juli  1SH7,  Art.  8: 
incindegosetz  v.  5.  April  1SS4,  Art.  '.»7 
Doch  ist  diese  Aufzählung  keine 
schöpfende,  sie  hat  rechtlich  nur  de- 
deutung,  dass  die  darin  angegebenen  O 
stände  gesetzlich  der  Regelung  der 
polizei  zugewiesen  sind.  Die  Ortspoliz 
aber,  abgesehen  hiervon,  die  allge 
Zuständigkeit,  die  öffentliche  Ord 
Sicherheit  und  Gesundheit  vor  Gefahr 
schützen  (G.  v.  5.  April  1884,  Art.  07 

Unter  Aufsicht  nnd  Leitung  der  Stj 
hörde  ist  der  Maire  der  Gemeinde  mit  dt 
tibtuig  der  Ortspolizei  betraut  (G.  v.  ö 
1884.  Art.  Oli.  Er  kann  als  Polizeibcbn 
wohl  Polizei  Verordnungen  wie  polizeilich 
tüguniren  erlassen  (Art.  94,  Uö).  Pure 
allgemeine  Hestimmung  des  Straf f?eset> 
tC'ode  penal  Art.  471  ff.)  ist  die  Ceberl 
einer  jeden  Polizeiverordnung  oder  Ver 
mit  Geldstrafe  bis  15  Francs  oder  H 
ö  Tage  bedroht.  Auch  ist  der  Maire 
tigt,  unter  Anwendung  von  Zwuntrsmitte 
Verordnungen  und  Verfügungen  zur  Ausl 
zu  bringen  :G.  v.  14.  Dezember  1781.»,  J 
G.  v.  ö.  April  1884,  Art.  91.  9»).  Die  . 
|  Uber  die  Ortspolizei  sowie  die  Hnndkubi 
i  Lundespolizei  steht  dem  Priifekten  zu  t< 
Dezember  1789,  Sekt.  III.  Art.  2;  G.  v. 
1884,  Art.  lJ9),  dem  durch  spätere  Gteu 
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zelne  weitergehende  Befugiiisse  Ubertragen 
worden  sind.  Auch  er  kann  polizeiliche  Ver- 
ordnungen und  Verfügungen  erlassen,  aber  er 
darf  ortspolizeiliche  Massregeln  nur  treffen, 
nachdem  er  den  Maire  vergebens  zu  deren  Vor- 
nahme aufgefordert  hat  (G.  v.  5.  April  1884,  i 
Art.  M).  —  Eine  besondere  Organisation  der 
Polizeiverwaltung  besteht  in  dem  Departement 
der  Seine  (Paris),  wo  der  Polizeipräfekt  die 
Orts-  und  Landespolizei  auszuüben  hat,  sowie  in 
Lyon  und  den  umliegenden  Gemeinden,  in  denen 
der  Präfekt  des  Rhone-Departements  ähnliche, 
wenn  auch  nicht  soweit  ausgedehnte  Befugnisse 
besitzt  (V.  v.  12.  Messidor  VIII,  Dekret  vom 
3.  Brnmaire  IX,  G.  von  1884,  Art.  104,  1Ü6». 
—  Auch  in  Frankreich  sind  die  Befugnisse  der 
Polizei  beschränkt  und  normiert  durch  die  zahl- 
reichen Gesetze,  welche  zum  Schntz  der  persön- 
lichen Freiheit  und  über  die  einzelnen  Gegen- 
stände der  inneren  Verwaltung  erlassen  worden 
sind.  Der  Rechtsschutz  gegen  polizeiliche 
Massregeln  ist  dagegen  in  Frankreich  weniger 
atisgebudet  als  in  Preussen.  Die  Strafen  wegen 
Uebertretnng  der  polizeilichen  Verordnungen 
und  Verfügungen  können  zwar  auch  hier  nur 
von  den  Gerichten  erkannt  werden,  die  zuvor 
die  Giltigkeit  der  Verordnung  oder  Verfügung 
zu  prüfen  haben.  Auch  haben  die  französischen 
Polizeibehörden  nicht  wie  die  preussischen  das 
Recht,  Exekutivstrafen  anzudrohen  und  zu  ver- 
hängen, um  die  Ausführung  ihrer  Befehle  zu 
erzwingen.  Aber  gegen  polizeiliche  Verfü- 
gungen kann  weder  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten noch  vor  den  Verwaltungsgerichten  eine 
Klage  erhoben  werden,  sie  können  nur  mit  einer 
Beschwerde  an  die  vorgesetzte  Behörde  ange- 
fochten werden.  Nur  wenn  sich  die  Polizei- 
behörde einer  Ueberschreitung  ihrer  Amtsgewalt 
(exces  de  pouvoir)  schuldig  gemacht  hat,  kann 
die  durch  den  polizeilichen  Akt  verletzte  Person 
Rekurs  wegen  Ueberschreitung  der  Amtsgewalt 
bei  dem  Staatsrate  einlegen  (G.  v.  24.  Mai  1872, 
Art  9). 

7.  Funktionen  der  P.  (Polizelstraf- 
gesetzbücher).  Aus  einer  Vergleiehung 
der  preussischen  und  französischen  Gesetz- 
gebung ergiebt  sich,  dass  beirle,  von  gleichen 
Grundlagen  ausgehend,  auch  einen  in  den 
Hauptmerkmalen  gleichen  Regriff  der  Ver- 
waltungspolizei ausgebildet  haben.  Die 
Polizei  ist  hiernach  eine  Funktion  der 
inneren  Verwaltung  und  hat  nur  deren 
Zwecken  zu  dieuen.  Nur  in  Ausnahme- 
fällen auf  Grund  besonderer  gesetzlicher 
Bestimmung  hat  sie  der  Finanz-  und  Heeres- 
verwaltung Beihilfe  zu  leisten  (z.  B.  zur 
Aufstellung  von  Listen,  Vornahme  einzelner 
Ermittelungen  u.  dergl.).  Besteht  die  Auf- 
gabe der  innoren  Verwaltung  in  der  Förde- 
rung der  Kulturentwickelung  des  Volkes  und 
gliedern  sich  ihre  Gebiete  nach  den  einzelnen 
Kulturin teressen,  die  sie  zu  fördern  bestimmt 
ist  (Verwaltung  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege, der  Schulen,  der  Wege,  des  Gewerbe- 
wesens etc.),  so  bildet  die  Polizei  nicht  ein 
solches  eigenes  Gebiet  der  inneren  Verwal- 
tung.  Vielmehr  wird  sie  auf  allen  diesen 


Gebieten  thiitig,  sie  ist  diejenige  Funktion 
der  inneren  Verwaltung,  welche  auf  allen 
diesen  Gebieten  die  Aufgabe  hat,  die  öffent- 
liche Ordnung  und  Sicherheit  aufrecht  zu 
erhalten  und  zu  sichern.  Freilich  werden 
mit  diesen  Ausdrücken  meist  unbestimmte 
und  unklare  Begriffe  verbunden,  die  sieh 
in  der  Praxis  als  sehr  dehnbar  erweisen. 
Hierin  liegt  einer  der  Gründe,  welche  die 
Polizeibehörden  nicht  selten  zu  einer  Ueber- 
schreitung  iluvr  Zuständigkeit  verführen. 
Auch  die  Wissenscliaft  liat  es  bisher  ver- 
säumt, diese  Begriffe  genauer  zu  unter- 
suchen und  klar  zu  stellen.  Müssen  wir 
es  uns  auch  versagen,  hier  in  dieso  Unter- 
suchung einzutreten,  so  sei  doch  darauf 
hingewiesen,  dass  die  öffentliche  Ord- 
nung nur  deu  Zustand  bezeichnen  kann, 
den  die  Nonnen  des  öffentlichen  Rechtes 
auf  den  Gebieten  der  inneren  Verwaltung) 
erzustellen  bestimmt  sind.  Die  Polizei  liat 
demnach  darüber  zu  wachen,  dass  die  Vor- 
schriften des  öffentlichen  Rechtes  auf  dem 
Gebiet  der  inneren  Verwaltung  zur  Aus- 
führung gebracht  werden,  und  sie  hat  überall 
einzuschreiten,  wo  der  von  dorn  öffentlichen 
Rechte  gewollte  Zustand  uicht  verwirklicht 
ist  oder  gestört  wird.  Ihre  Thätigkeit  ist 
al>er  nicht  darauf  gerichtet,  diejenigen  Per- 
sonell, welche  sich  einer  Verletzung  der 
Rechtsvorschriften  schuldig  gemacht  haben, 
zu  strafen,  sondern  unmittelbar  auf  Her- 
stellung des  vom  Rechte  gewollten  Zu- 
standes.  Sie  ist  deshalb  auch  nicht  auf  die 
Fälle  beschränkt,  in  welchen  die  Verletzung 
einer  Vorschrift  mit  Strafo  bedroht  ist  oder 
in  welchen  in  schuldliaftor  Weise  durch 
eine  zurechnungsfähige  Person  die  öffent- 
liche Ordnung  verletzt  wird.  Die  öffent- 
liche Sicherheit  dagegen  ist  derjenige 
Zustand,  in  welchem  die  Gesamtheit  wie 
der  Einzelne  gegen  eine  jede  Schädigung 
und  Verletzung  der  vom  Rechte  anerkannten 
und  geschützten  Interessen  gesichert  werden. 
Soll  aber  die  jiersönlicho  Freiheit  und  Ver- 
antwortlichkeit nicht  aufgehoben  werden,  so 
kann  die  Polizei  nur  die  Sicherung  vor 
solchen  Scliädigungen  zur  Aufgabe  haben, 
gegen  die  der  Einzelne  sich  zu  schützen 
weder  die  rechtliche  noch  die  tatsächliche 
Möglichkeit  besitzt.  Nur  die  öffentliche 
Sicherheit  zu  wahren  ist  Sache  der  Polizei. 
Sie  hat  deslialb  weder  in  privatrechtliche 
Verhältnisse,  zu  deren  Schutz  die  bürger- 
lichen Gerichte  angerufen  werden  können, 
einzugreifen  noch  den  Einzelnen  in  seiner 
Lcbensfülming  zu  bevormunden.  Aber  sie 
hat  allen  Gefahren  entgegenzutreten,  welche 
die  Lebensgüter  der  Gesamtheit  wie  der 
Einzelnen  bedrohen  und  welche  der  Einzelne 
oder  die  freie  Vereinigung  der  Einzelnen  ab- 
zuwehren nicht  vermögen.  Und  nicht  mir 
gegen  Gefährdungen,  die  von  Menschen 
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ursacht  werden,  hat  die  Polizei  Schutz  zu 
gewähren.  Diese  in  der  deutschen  Litteratnr 
vielfach  vertretene  Ansicht  (so  noch  neuer- 
dings von  S  e  y  d  e  1 .  Bayerisches  Staatsrecht 
V,  0)  ist  in 'dem  positiven  Rechte  nicht 
begründot.  Auch  den  durch  Naturereignisse 
herbeigeführten  Gefahren  hat  die  Polizei 
entgegenzutreten  (z.  B.  den  durch  Ueber- 
schwemmungen ,  Bergrutsch ,  Epideraieen, 
Viehseuchen  etc.  verursachten  Gefahren). 
Auel»  ist  es  einseitig,  wenn  nicht  selten  (so 
auch  noch  in  meinem  Lehrbuch  des  Ver- 
waltungsrechts S.  8)  die  Polizei  als  die- 
jenige Funktion  der  inneren  Verwaltung  be- 
zeichnet wird,  welche  mit  einem  Zwang 
gegen  Personen  verbunden  sei.  Die  Polizei 
liat  vielmehr,  um  ihrer  Aufgabe  gerecht  zu 
werden,  zunächst  das  gesamte  öffentliche 
lieben  zu  beobachten  und  zu  überwachen, 
um  überall  rechtzeitig  da  einschreiten  zu 
können,  wo  die  öffentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  bedroht  erscheint.  Sie  wird  viel- 
fach schon  dadurch  der  Verletzung  der 
Rechtsordnung  und  der  Begehung  von  straf- 
baren Handlungen  vorbeugen,  dass  sie  einen 
genugenden  Wachdienst  organisiert.  Das 
aber  ist  richtig,  dass  sofern  die  Polizei  zur 
Herstellung  und  Aufrechterhaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  Sicherheit  nicht  bloss 
uberwachend ,  sondern  einschreitend  tliätig 
zu  werden  hat,  dies  geschieht,  indem  sie 
Gebote  oder  Verbote  erlässt  und  denselben, 
soweit  nötig,  unter  Anwendimg  der  Zwangs- 
gewalt Gehorsam  verschafft.  Entstehen  z.  B. 
aus  dem  schlechten  Zustande  eines  öffent- 
lichen Weges  Gefahren  ffir  den  Verkehr,  so 
hat  die  Polizei  nicht  selbst  den  Weg  auszu- 
bessern, sondern  sie  hat  durch  ]>ohzeilichc 
Verfügung  den  Wegehaupflichtigcn  zur  Er- 
füllung seiner  Pflicht  anzuhalten.  Nur  wenn 
der  polizeiliche  Zweck  nicht  anders  erreicht 
werden  kann,  hat  die  Polizei  unmittelbaren 
Zwang  anzuwenden. 

Auf  denselben  Grundlagen  wie  die  preussi- 
iwhe  und  französische  Gesetzgebung  und  zum 
Teil  unter  deren  Einwirkung  hat  sich  in  den 
deutschen  Mittelgtaaten  wie  in  den  meisten 
anderen  Staaten  des  europäischen  Festlandes 
da*  Polizeirecht  ausgebildet.  Hier  sei  nur  her- 
vorgehoben, dass  in  den  süddeutschen 
Staaten  besondere  Polizeistrafgesetz- 
btich  e  r  erlassen  sind ,  welche  einerseits  die 
allgemein  giltigen  polizeilichen  Gebote  und 
Verbote  kodifiziert  und  andererseits  diejenigen 
Gegenstände,  über  welche  die  Polizeibehörden 
Polizeiver  Ordnungen  zu  erlassen  berechtigt  Bind, 
ihrem  allgemeinen  Thatbestaud  nach  bestimmt 
und  die  Strafen  der  l'ebertretung  derselben 
festgesetzt  haben.  Bayern  Polizei-Str.G.B.  v. 
26.  Dezember  1871 ;  Württemberg  Polizei 


fahren  in  Bayern  vom  König  (Art.  !)),  in 
Baden  von  den  Landespolizeibehörden  i§  29) 
auch  Uber  andere,  im  Gesetz  nicht  bestimmte 


Str.G.B.  v. 


Dezember  1871  nnd  G.  v.  12. 


August  1879;  Baden  Polizei-Str.G.B.  v.  31. 
Oktober  18*i3  und  G.  v.  23.  Dezember  1871: 
Hessen  Polizei-Str.G.B.  v.  10.  Oktober  1*71! 
Doch  können  zur  Abwendung  dringender  Ge- 


Verhältnisse Polizeiverordnnngen 
den.  In  Hessen  haben  die  Polizeibehörden 
hierzu  eine  allgemeine  Ermächtigung.  — 
Oesterreich:  Eine  gesetzliche  Regelung  der 
Zuständigkeit  der  Polizeibehörden  fehlt.  Deren 
Befugnisse  sind  nach  der  kaiserlichen  V.  v.  20. 
April  1854  ausserordentlich  weit  ausgedehnt 
und  sehr  unbestimmt.  —  Italien:  Gesetz  Ober 
die  öffentliche  Sicherheit  vom  23.  Dezember 
1888;  G.  v.  21.  Dezember  1891  Uber  die  Poli- 
zeibehörden; Gemeinde-  und  Provinzialgesetz 
vom  30.  Dezember  1888  Art  3;  Art.  132,  133. 

8.  Sicherheitspolizei.  Die  innere  Vor- 
waltung wie  das  Verwaltungsrecht  werden 
lim  Staatsleben  wie  in  der  Wissenschaft 
Isachgemäss  in  verschiedene  Gebiete  ein- 
geteilt nach  den  einzelnen  Kulturinteressen, 
zu  deron  Schutz  und  Förderung  sie  be- 
stimmt sind.  Auf  allen  diesen  Gebieten 
bildet,  wie  dargelegt  wurde,  die  Polizei  eine 
Verwaltungsfunktion,  und  wir  können  hier- 
nach die  einzelnen  Zweige  der  Polizei  unter- 
scheiden (Gesundheits-,  Wege-,  Wasser-, 
Feld-,  Forst-,  Armenpolizei  etc.).  Indes 
bleibt  noch  ein  Teil  und  ein  sehr  wichtiger 
Ted  der  Polizei  übrig,  der  sich  in  keines 
dieser  Gebiete  einordnen  lässt,  die  Sicher- 
heitspolizei. Sie  bildet  ein  besonderes 
Gebiet  der  inneren  Verwaltung,  das  sich 
von  deren  anderen  Gebieten  dadurch  unter- 
scheidet, dass  auf  ihm  die  Verwaltung  n  u  r 
als  Polizei  thätig  wird.  Freilich  ist  es  bis- 
her nicht  gelungen,  in  befriedigender  Weise 
den  Inhalt  und  die  Aufgabe  der  Sicherheits- 
polizei in  einer  Definition  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Die  ältere  Ansicht,  dass  die 
Sicherheitspolizei  die  Aufgabe  habe,  straf- 
baren Handlungen  vorzubeugen,  ist  un- 
richtig, weil  sie  eine  zu  weite  Definition 
giebt.  Denn  diese  Aufgabe  hat  die  Polizei 
auf  allen  Gebieten  ihrer  Thätigkeit.  Aus 
demsellten  Grunde  ist  es  unrichtig,  der 
Sicherheitspolizei  die  Aufgabe  zuzuschreiben, 
'dem  Gemeinwesen  und  dem  Einzelnen 
gegenüber  gefährlichen  Personen  uud  ge- 
fahrbringenden Thätigkeiten  wie  gegenüber 
.  Unglücksfällen  Schutz  zu  gewähren. «=  Eine 
! andere  von  L.  v.  Stein  begründete  und  in 
Verschiedenen  Gestaltungen  auftretende  An- 
'  sieht  geht  dahin,  dass  die  Sicherheitsj>olizei 
'  nicht  den  Schutz  bestimmter  staatlicher 
|  Verwaltungsgebiete  bezwecke,  sondern  sieh 
!  gegen  Gefährdungen  richte ,  welche  die 
Sicherheit  des  Staats  oder  seiner  Bürger  im 
allgemeinen  bedrohe.  Sie  habe  die  Un- 
verletzlichkeit des  allgemeinen  Rechts- 
zustandes aufrecht  zu  halten.  Indes  sind 
dies  Worte,  mit  denen  sich  eine  klare  und 
bestimmte  Vorstellung  nicht  verbinden  lässt. 
Die  Gefährtlungen  bedrohen  immer  einzelne 
bestimmte  vom  Rocht  geschützte  Interessen 
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oder  aber  die  gesamte  Rechtsordnung,  wie 
etwa  die  Bestrebtingen  der  Anarchisten. 
Eine  Bedrohung  der  Sicherheit  im  allge- 
meinen, des  allgemeinen  Rechtszustandes 
(sofern  darunter  nicht  die  gesamte  Rechts- 
ordnung verstanden  wird)  giebt  es  nicht. 
Auch  durfte  es  sich  als  unmöglich  erweisen, 
in  positiver  Weise  durch  ein  einheitliches 
-  Merkmal  das  Wesen  der  Sicherheitspolizei 
im  Gegensatz  zu  den  (Ihrigen  Zweigen  der 
Polizei  zu  kennzeichnen.  In  den  meisten 
Staaten  ist  ein  praktisches  Bedürfnis  zur 
scharfen  Abgrenzung  ülierhaupt  nicht  vor- 
handen, weil  die  Gesetzgebung  den  Begriff 
der  Sicherheitspolizei  nicht  weiter  verwertet 
hat.  In  Preussen  dagegen  hat  das  posi- 
tive Recht  einzelne  wichtige  Rechtssätze 
hieran  angeknüpft.  So  bedürfen  z.  B.  Orts- 
polizeiverordnungen, die  zum  Gebiet  der 
Sicherheitspolizei  gehören,  in  Städten  nicht 
der  Zustimmung  des  Gemeindevorstandes 
wie  andere  ortspolizeiliehen  Verordnungen, 
Bondern  mir  der  Begutachtung  (G.  über  die 
allg.  Landesverwaltung  §  143).  S.  ferner 
z.  B.  Dienstinstruktion  für  die  Gcndarmoric 
v.  30.  Dezember  1820,  §  21 ;  Städteordnung 
für  Schleswig-Holstein  von  1869,  §  89;  G. 
v.  20.  April  1892,  §  6.  Indes  giebt  auch 
die  preussische  Gesetzgebung  eine  Begriffs- 
bestimmung nicht.  Wohl  aber  lässt  sicli 
unter  Festhaltung  des  allgemeinen  Begriffes 
der  Polizei  und  unter  Ausscheidung  der  den 
einzelnen  Yerwaltungsgebieten  angehörenden 
polizeilichen  Funktionen  der  Inhalt  der 
Sicherheitspolizei  wissenschaftlich  bestim- 
men.   Sie  umfnsst 

a)  die  sog.  politische  Polizei  (früher 
auch  höhere  oder  Staatspolizei  genannt), 
deren  Aufgabe  in  der  Beobachtung  des  ge- 
samten politischen  Lebens  (ausserhalb  der 
staatlichen  Organe)  und  in  der  Abwehr  der 
dem  Staate  und  der  Staatsregierung  hieraus 
entspringenden  Gefahren  t>esteht.  In  früheren 
Zeiten  wurde  die  politische  Polizei  vielfach 
dazu  benutzt,  um  so  viel  wie  möglich  das 
politische  Leben  des  Volkes  zu  unterdrücken. 
Die  Abneigung  und  der  Argwohn,  welche 
die  Bevölkerung  gegen  die  Polizei  hegte 
und  die  sich  nicht  selten  bis  zum  Hass 
steigerten,  hatten  in  diesen  Bestrebungen 
der  politischen  Polizei  ihre  Ursache.  Der 
Polizei  gegenüber,  die  als  Werkzeug  zur 
Unterdrückung  der  bürgerlichen  und  jx>li- 
ti sehen  Freiheit  gedient  hatte,  bedurfte  es 
einer  festeren  Begrenzung  des  Rechts  der 
Polizeigewalt  und  einer  gesetzlichen  Be- 
stimmung der  Voraussetzungen,  unter  denen 
eine  jiolizeiliche  Beschränkung  der  persön- 
lichen Freiheit  der  Unterthanon  znlässig  ist. 
Die  allgemeinen  Grundsätze  hierüber  liaben 
deshalb  auch  in  den  Verfassungsurkunden 
der  meisten  Staaten  eine  besondere  Sanktion 
erhalten  (so  auch  in  der  preuss.  Verfassung 


in  Tit.  II,  Von  den  Rechten  der  Preussen). 
Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  ist 
diesem  Beispiel  zwar  nicht  gefolgt,  aber  sie 
)>at  die  Zuständigkeit  des  Reiches  zum  Er- 
lass  der  wichtigsten  Gesetze  dieser  Art 
festgestellt,  und  auf  Grund  dieser  Zu- 
ständigkeit hat  das  Reich  zahlreiche  Ge- 
setze erlassen  (vgl.  auch  die  Artt.  Frei- 
zügigkeit (oben  Bd.  III  S.  1259  ff.), 
Pressgewerbe  und  Pressrecht, 
Vereins-  und  Versammlungsrecht). 
Nicht  bloss  infolge  dieser  Gesetze,  son- 
dern auch  infolge  der  veränderten 
Anschauungen  über  den  Staat  und  das 
Verhältnis  der  Regierenden  zu  den  Re- 
gierten ist  in  den  Verfassungsstaaten  die 
Thätigkeit  der  politischen  Polizei  nicht  mehr 
auf  Unterdrückung  des  politischen  Lebens 
gerichtet.  Aber  kein  Staat  kann  sie  gänz- 
lich entbehren,  und  wenn  sie  innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken  in  der  Be- 
obachtung der  politischen  Bewegungen  und 
in  Verhinderung  strafbarer,  gegen  den  Staat 
und  die  Staatsgewalt  gerichteter  Handlungen 
ihre  Aufgabe'  erblickt,  so  ist  die  politische 
Polizei  nicht  eine  Feindin ,  sondern  ein 
Schutz  der  politischen  und  bürgerlichen 
Freiheit.  AVier  allerdings  liegt  gerado  für 
sie  die  Gefahr  nahe,  dass  die  Polizeigewalt 
als  eine  mächtige  Waffe  missbraucht  weide, 
um  in  den  politischen  Kämpfen  die  der  je- 
weiligen Regierung  feindlichen  Parteien  zu 
schädigen  und  zu  schwächen  und  jede  der 
Regierung  misslicbige  Tliätigkeit  und  Aeusse- 
rung  zu  unterdrücken. 

b)  Weiterhin  ist  es  aber  die  Aufgabe 
der  Sicherheitspolizei,  den  rechtswidrigen 
Angriffen  und  Verletzungen  der  Rechtsgüter 
der  Einzelnen  vorzubeugen,  soweit  die  Ein- 
zelnen sich  hiergegen  nicht  selbst  zu 
schützen  vermögen.  Durch  Beobachtung 
und  Ueberwachung  und,  soweit  notweudig. 
durch  Anwendung  der  polizeilichen  Zwangs^ 
mittel  hat  die  Sicherheitspolizei  für  den 
Schutz  des  Lebens,  der  Freiheit  und  des 
Eigentums  der  Unterthaneu  gegen  rechts- 
widrige Augriffe  Sorge  zu  tragen  und  den 
öffentlichen  Frieden,  d.  h.  das  Bewusstsein 
der  Staatsangehörigen,  dass  sie  in  ihrem 
durch  die  Rechtsordnung  gewährleisteten 
Interesse  genügend  geschützt  sind,  aufrecht 
zu  erhalten. 

Hat  die  Polizei  auch  hierbei  sich  in  den 
von  den  Gesetzen  zum  Schutze  der  persön- 
lichen Freiheit  gezogenen  Schranken  zu 
halten,  so  müssen  doch  einzelne  Klassen 
von  Personen  infolge  ihrer  verbrecherischen 
Vergangeidieit  und  ihrer  Lebensweise  in 
besonderem  Masse  überwacht  werden  (Ge- 
wohnheitsverbrecher, Landstreicher,  Bettler, 
Prostituierte).  Sie  bilden  eine  immer- 
währende Gefahr  für  den  öffentlichen 
Frieden,  und  deshalb  gestatten  die  Gesetz- 
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Rehlingen,  deivn  persönliche  Freiheit  (ins- 
besondere die  Aufenthaltsfreiheit)  in  einem 
über  das  geraeine  Recht  hinausgehenden 
Umfang  zu  beschränken.  Endlich  aber 
können  Mich  in  Zeiten ,  in  welchen  die 
Existenz  oder  die  Sicherheit  des  Staates 
durch  Krieg  oder  Aufrulu-  bedroht  erscheinen, 
die  Gesetze  zum  Schutze  der  persönlichen 
Freiheit  zeit  weist1  aufgehoben  werden.  (Reichs- 
verfassung Art.  GS;  preuss.  G.  v.  4.  Juni 
1851  über  den  Belagerungszustand). 

Die  Sicherheitspolizei  hat  demnach  nicht 
allen  rechtswidrigen  Handlungen  vorzu- 
beugen, sondern  uur  einerseits  den  sogen, 
politischen  Vergehen  und  Verbrechen  und 
andererseits  den  rechtswidrigen  Handlungen, 
welche  unmittelbar  Rechtsgüter  der  Ein- 
zelnen liedrohen.  Soweit  es  sich  dagegen 
um  diejenigen  Interessen  handelt,  welche 
die  innere  Verwaltung  auf  den  übrigen 
Gebieten  ilu-er  Thätigkeit  verfolgt  (öffent- 
liche Gesundheitspflege,  Sicherheit  des  Ver- 
kehrs auf  öffentlichen  Wegen,  Sicherheit 
gegen  Feuersgefahr  etc.),  fällt  ilir  Schutz 
nicht  der  Sicherheitspolizei  auhoim. 

9.  Gerichtliche  P.  Wie  oben  schon 
erwähnt  wurde  (S.  112),  hat  die  französische 
Gesetzgebung  die  gerichtliche  Polizei  scharf 
und  bestimmt  von  der  Verwaltungspolizei 


geschieden.  Sie  bildet  nicht  eine  Funktion 
der  inneren  Verwaltung,  sondern  der  Straf- 
rechtspflege (daher  auch  Kriuünalpolizei  ge- 
nannt) und  hat  die  Nachforschung  und  Ent- 
deckung der  begangenen  strafliaren  Hand- 
lungen wie  die  Verfolgung  und  Festnahme 
des  Thäters  zur  Aufgalie.  Sie  wird  von 
den  gerichtlichen  Behörden  (in  Deutschland 
von  der  Staatsanwaltschaft)  geleitet  und  ist 
nach  den  Normen  des  Straf prozessrechts 
auszuführen.  Der  Ausdruck  gerichtliche 
Polizei  wird  von  der  deutschen  Gesetz- 
gebung nicht  gebraucht,  alter  auch  nach  ihr 
wie  uach  der  Gesetzgebung  der  anderen 
Staaten  sind  die  Beamten  der  Verwaltungs- 
polizei zur  Mitwirkung  bei  der  Strafrechts- 
pflege berufen  und  haben  die  ihnen  durch 
die  Strafprozessordnung  übertragenen  Be- 
fugnisse der  Strafverfolgung  auszuübeu. 
Einzelne  Befugnisse  (wie  die  Anordnung 
von  Beschlagnahme  und  Durchsuchungen, 
Strafproz.-<  >rdn.  98,  105)  stehen  nur  den- 
jenigen Polizeilieamten  zu,  weh -he  von  der 
Landesregierung  zu  Hilfslteamten  der  Staats- 
anwaltschaft erklärt  worden  sind. 

10.  Die  P.  In  England.  Der  Begriff  der 
Polizei,  Police,  ist  in  England  ein  viel  engerer 
als  in  den  Staaten  de«  Festlandes.  Es  wird 
darunter  nur  die  Sicherheit»-  und  gerichtliche 
Polizei  verstanden  und  zwar  auch  nur  insoweit, 
als  mit  deren  Ausübung  die  erst  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  eingeführten,  militärisch  organi- 
sierten Polizeibeamten  betraut  sind.  Die  Poli- 
zei ist  „the  standing  army  for  the  suppressiou 
of  crime  and  the  apprehension  of  offenders" 


(Stephen).    Das  im  Mittelalter  entstandene, 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  fortgebildete.  viel- 
fach aber  auch  verbildete  System  der  Verwal- 
tnngsorganisation    in   den  "Grafschaften  und 
Städten  erwies  sich  im  1H.  Jahrhundert  den 
gesteigerten   Anforderuuueu    des  öffentlichen 
Lebens  nicht  mehr  gewachsen.   Schon  am  Ende 
des    18.  Jahrhunderts    war    in   den  grossen 
Städten,  namentlich  in  London,  die  Unsicherheit 
von  Person  und  Eigentum  fast  unerträglich 
geworden.    (S.  insbesondere  ('o)qnhoun,  on 
the  police  of  the  metropulis  179H|.    Aber  erst 
1829  wurden  die  verschiedenen  Teile  Londons 
zu  einem  spater  noch  erweiterten  Polizeibezirk 
vereinigt  und   in  demselben  eine  militärisch 
organisierte    und    uniformierte  Polizeinianu- 
schaft,  die  unter  der  Aufsicht  des  Ministers 
des   Innern   und   unter   Leitung   eines  von 
der  Königin  ernannten  Conimissioner  steht,  ge- 
bildet.  Nur  langsam  und  nicht  ohne  grossen 
Widerstand  zu  finden  ward  diese  Einrichtung 
auch  in  deu  anderen  Städten  und  in  den  Graf- 
schaften eingeführt,  und  erst  durch  das  Gesetz 
von  1856  wurden  die  Grafschaften,  soweit  sie 
dies  bisher  noch  nicht  freiwillig  gethan  hatten,  ver- 
pflichtet, eine  besoldete  Polizeimannschaft  zu 
errichten.    Die  Beschlüsse  hierüber  hatten  die 
Vierteljahrsversammlungeu   (Quarter  Session») 
der  Friedensrichter  zu  fassen,  welche  auch  die 
Grafschaftsinspektoren,  unter  deren  Leitung  die 
gesamte  Polizeimanuschaft  der  Grafschaft  steht, 
mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  an- 
zustellen hatten.   Die  Ernennung  der  einzelnen 
Polizeimänner  erfolgte  auf  Vorschlag  der  In- 
spektoren in  den  Bezirksversammlnngen  der 
Tt  riedensrichter.    Die  Aufsicht  Uber  sämtliche 
Polizeimannschaften   führt   der   Minister  des 
Innern  durch  drei  Generaliuspektoren.  wie  er 
auch  die  Verwaltuntrsverordnungen  über  deren 
Organisation,  Besoldung.  Bekleidung  etc.  zu  er- 
lassen hat.    I>ie  Grafschaften  und  Städte  er- 
halten, sofern  sie  eine  deu  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen entsprechende  Polizeimannschaft  un- 
terhalten, vom  Staate  V«  (jetzt  die  Hälfte)  der 
Kosten  der  Besoldung  und  Bekleidung  ersetzt. 
Durch  das  grosse  Gesetz  von   1888  (Act  to 
ameud  the  law  relating  the  local  government) 
wurden  die  Befugnisse  der  Friedensrichterver- 
sammlungen auf   einen  Polizeiausschuss  der 
Grafschaften  (standing  joint  committee)  über- 
tragen, dessen  Mitglieder  zur  Hälfte  von  der 
Vierteliahrsversaminlnng  der  Friedensrichter  und 
zur  Hälfte  von  dem  Grafschaftsansschnss  (county 
Council)  ans  deren  Mitte  erwählt  werden.  I>ie 
Zuständigkeit  der  Polizei  erstreckt  sich  aber 
nur  ai  auf  Verhinderung  von  Verbrechen  und 
Vergehen ,    b)   auf   die   gerichtliche  Polizei, 
c)  auf  Anfrechthaltnng   der  Sicherheit  und 
Ordnung  des  Verkehrs  auf  öffentlichen  Strassen 
und  Plätzen,  dl  auf  Teberwachimg  der  dem 
Publikum  zugänglichen  Häuser  (Wirtshäuser. 
Theater,  Bordelle)  und  auf  einzelne  andere  An- 
gelegenheiten, die  durch  tiesetz  ausdrücklich 
ihrer  Beaufsichtigung  Uberwiesen  sind.  —  Aehn- 
lich  wie  in  England  ist  die  Polizei  in  Schott- 
land organisiert.   In  Irland  büdet  die  Royal 
Irish  Constabulary  (seit  183*5)  eine  einheitliche, 
rein  staatliche  Gendarmerie,  deren  Kosten  aus- 
schliesslich vom  Staate  bestritten  werden.  Nur 
in  Dublin  besteht  eine  der  Londoner  Polizei 
ähnliche  Organisation.   Doch  werden  auch  die 
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Kosten  der  Publiner  Polizei  zn  zwei  Dritteln 
vom  Staate  getragen. 

Lltteratur:  Die  üllrrcn  Schrift**  über  Polizei 
«ml  l\tliteitri**en*chi\Hrn  *.  Itei  R.  V.  Moht, 
Dir  D,lhcitri*»cn*cl,uft  nach  den  Grundtütorn 
de*  R*rht**tm,t*  (.t.  Auß.  IMG)  I,  S.  TG  ff.;  III, 
S.  öl  ff.  Dänin*  i*t  herrorzuhrhen  V.  Berg, 
lluidhuch  <tc*  Tcul*rhcn  DJireyrtcht*  (i.  Auß.) 
T  H'tc,  1*02.  —  v.  Stelu,  VmntltHugsIchrr  I 
IJ.  Anß.  IfiG'.'j,  S.  Xt'Jff.;  Il'(l*GT);  Handbuch 
ihr  lcrtcultu»ff*le/ire  (■'..  Auß.  ISS*),  S.  JO4  ff. 
—  Loening,  Ishrli.  de»  Vrrirult uiuj*recht*,  S. 
4  ff.,  S.  J.V.'ff.  —  (.'.  Meyer,  Ijehrlmrh  de»  Ver- 
«'xltu n.fgrrc'ht*  I,  S.  lVJff.  —  <>.  Mayer, 
Dr,«*c'h<*  \  r,;r<tlt,,»<t*rccht,  lid.  I,  S.  Hy>  ff.  — 
Fömtemann .  I'rincipirn  de*  prcu**i»chcn 
Dilizeirrcht»,  IfGU.  —  Hont»! ,  Dditcirenird- 
HHNifrrrcht  im  Pn-u*»cn,     Aufl.,  /«*>.'/.>.  —  Seydel, 


li<iyeri»che*    St't,it*rreht    V  (IHM), 


4  ff.  ~ 


Henrion  de  t'anney.  Du  j*>uruir  mnuicipnl 
,t  de  In  polirr  de*  commune»  ((klirrt»  judiemire» 
1*44,  )>■  !*'.',  *■>■  —  Champagny,  Tmite 
de  In  polier  muniripule,  4  rol.,  J.  ed.  18'',.'.  — 
Block,  Dirt.  de  l'admini*tfit.,  3.  ed.  p.  14'->T  *. 
—   Brayer.    Dirt.  yem'ntl  tlc  polier,  4 

eil.  ls*ii — .'«/.  —  Mayer,  Theorie  dt*  /nutz. 
Verir>dtunij*rrchU  (t  **>'•).  S.  1G1  ff.  —  r.  iinelnt, 
Knnl.  VcnruUu  unrecht  (.1.  Auß.  1**4)  II,  S. 
*»4ff.  —  Stephen,  lli*tnry  «f  th<  t'rim.  Dur» 
<■(  Enyl.  1**3,  I,  p.  ».  —  Da  Vi*,  in  Kneif- 
elop.  Jirit.  C.K  ed.  l**r,t  XIX,  Xtl  *.  —  tllen, 
hur  oj  eeinntry  ijorernment,  1SUQ.  —  Jenkn, 
Outline  of  I.'nißitli  I.octl  Gorcrnmrnl  (1894), 
p.  IT*  «.  ' 

Edgar  iMenlng. 


Possoschkow,  Iwaii, 

treb.  gegen  10G0.  gest.  1.  II.  1726  im  Kerker 
der  Peterpaulsfestnng  zu  St.  Petersburg.  Pos- 
soschkow erregte  als  eingeborener  Vollblutsrusse 
nnd  Autodidakt,  der  sich  aus  deu  ärmlichsten 
bäuerlichen  Verhältnissen  zum  gebildeten  Tech- 
niker nud  geseluiftskundigen  Kaufmann  empor- 
gearbeitet hatte,  die  Aufmerksamkeit  Peters  des 
Grossen,  der  ihn  zum  Waffenlieferauten  für  die 
Krone  machte.  Possoschkow  gehörte  als  mer- 
kautilistischer  Theoretiker  im  Gegensatz  zu  der 
deutsch-russischen  der  nationalrussischen  wirt- 
schaftlichen Schule  un,  ohne  jedoch  die  weite 
Kluft  zwischen  dem  nncivilisierteu  Russland 
und  der  vorgeschrittenen  Kultur  der  westlieheu 
und  nördlichen  europäischen  .Staaten  zu  unter- 
schätzen. Insbesondere  imponierte  ihm  die  Zoll- 
verfassnug  Deutschlands  und  unter  den  deutschen 
Regentenhaushalten  die  weise  Staatsökonomie 
des  preussischen  Soldatenkönigs  Friedrich  Wil- 
helm I.  Er  war  ein  nimmermüder  Eiferer  gegen 
die  Ignoranz  der  russischen  Geistlichkeit. 

Possoschkow  veröffentlichte  von  staatswis- 
senschaftlichen Schriften  bei  Lebzeiten  nichts, 
seine  hinterlasseneu  Manuskripte  wurden  erst 
später  ausgegraben  und  publiziert.  Darunter 
verdienen  besondere  Erwähnung:  l>  ckvaucmh  ii 
ftoraTOiTut  (Ueber  Armut  und  Reichtum),  ge- 
schrW'ben  1<24,  heransgegelien  von  Pogodin, 
St  Petersburg  1842.    (Possoschkow  beabsich- 


tigte in  diesem,  speciell  für  Peter  den  (»rossen 
verfassten  Manuskript,  dem  Zaren  die  reform- 
bedürftigsten Zustände  Russlands  zur  landes- 
väterlichen Remedur  zu  empfehlen.  Possoschkow 
will,  dass  die  Geistlichkeit  gebessert,  das  Heer- 
wesen umgestaltet,  der  geringe  Sold  der  Sol- 
daten erhöht,  der  Bestechlichkeit  der  Richter 
und  Beamten  gewehrt,  der  Handel  besser  ge- 
schützt, die  Industrie  mehr  überwacht,  der  Bauer 
von  der  Anssauguug  durch  den  Gutsherrn  be- 
freit, die  Stenern  nach  dem  Grundsatze,  das« 
„Schonen  ein  guter  Gefährte  des  Sammelns"  ist, 
ermässigt  werden  etc.  Das  Manuskript  gelnngte 
nicht  in  Peters  Hände,  aber  am  16.  VIII.  1725, 
also  kaum  ein  Jahr  nach  des  Zaren  Tod,  wurde 
Possoschkow  wegen  seiner  freimutigen  Sprache  in 
„Armut  und  Reichtum-  verhaftet.)  IW.tm.un.; 
ureiHCKo«  Ki.ii.iny  (Väterliche  Ermahnungen  nn 
meinen  Söhnt,  geschrieben  1715.  entdeckt  und 
herausgegeben  von  A.  Popow,  Moskau  1873. 
Seine  gesammelten  Schriften  gab  Pogodin  heraus, 


2  Bde.,  ebd.   1842  -44. 


Die  Schrift  „Väter- 


liche Ermahnungen",  oder  auch  kurzweg  „das 
Testament"  genannt,  gehört  zu  den  Perlen  der 
russischen  Litteratur,  indem  sie  einen  umfassen- 
den Einblick  in  die  damalige  moskowitische 
Wirtschafts-  nnd  Kulturgeschichte  erschliesst. 
Possoschkow  ging  bei  Anfertigung  dieses  Weg- 
weisers auf  der  Lehensreise  von  der  Annahme 
aus,  dass  seinem  Sühne  ein  ebenso  unstetes  und 
buntscheckiges  Dasein  wie  ihm  selbst  heschieden 
sein  dürfte  und  er  demnach  alle  die  Stünde, 
ih  nen  sein  Sohn  früher  oder  später  angehören 
könne,  durch  Charakterisierung  ihrer  Eigen- 
tümlichkeiten in  seinem  Meutor  zu  berücksich- 
tigen habe.  In  den  Kapiteln  5  und  6  des 
„Testaments",  die  vom  bürgerlichen  Leben  im 
allgemeinen  und  im  speciellen  von  den  Verrich- 
tungen und  der  Lebensführung  des  Landmanns. 
Handwerkers,  Kaufmanns,  Schreibers,  Soldaten, 
Beamten,  Richters  und  —  Bettlers  handeln,  hat 
er  daher  alle  die  Fülle  oder  Berufsarteu  erschöpft, 
in  welche  das  Schicksal  seinen  Sohn  dereinst  zu 
versetzen  gelaunt  sein  könnte,  und  diese  zwei 
Kapitel  sind  zur  Physiologie  des  damaligen  Er- 
werbswesens Russlauds  ein  wichtiger  Beitrag. 
Die  übrigen  Kapitel  des  Testaments  zeigen  Pos- 
soschkow als  Pendant  zum  Polonius,  dem  Vater 
des  Laertes.  Der  Verfasser  der  „Väterlichen 
Ermahnungen''  warnt  den  Sohn  z.  B.  vor  einer 
Befreunduug  mit  den  gottlosen  Sitten  der  Luthe- 
raner, dem  Tragen  von  Perücken,  dem  Konsum 
ausländischer  Weine  und  vor  einer  ganzen  Reihe, 
sonstiger  Fährlichkeitcn  und  Versuchungen.  Als 
Possoschkow  diese  „Ermahnungen"  niederschrieb, 
war  er  selbst  als  Techniker,  Kaufmann,  l'riig- 
stockfabrikaut,  Waffenlieferaut,  Bediensteter  in 
der  kaiserlichen  Münze  und  Brauereibesitzer 
thätig,  vereinigte  also  in  seiner  Person  sechs 
Berufszweige,  mithin  hatte  die  in  seiner  Schrift 
niedergelegte  umständliche  Sorge  für  die  Wohl- 
fahrt seines  Sohnes,  der  1708  auf  Befehl  Peters 
des  Grossen  zur  Ausbildung  ins  Ausland  ge- 
schickt wurde,  nicht  nur  eine  psychologische, 
sondern  auch  eine  wirtschaftliche  Berechtigung. 


Vgl.  über  Possoschkow:  Brückner, 
Iwan  Possoschkow,  Art.  I— IV,  in  „Baltische 
Monatsschrift",  Bd.  VI,  Riga  1862,  S.  81  ff., 
143 ff.,  308 ff.,  417 ff.  -  Derselbe,  Possosch- 
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kows  Ansichten  Uber  das  Heerwesen,  in  „Bal- 
tische Monateschrift-,  Bd.  VII,  ebd.  1863,  S.  54  ff. 
—  Roscher,  Vorlesung  über  die  deutsch- 
russische  Schule  der  Nationalökonomik  vom  12. 
XII.  1870,  Leipzig  1870.  —  Vockerudt  in 
.Hemuanns  Rußland  unter  Peter  dem  Grossen", 
Leipzig  1872,  .S.  20 ff.  —  Rosche r,  Geschichte 
der  Nat.,  München  1874,  S. 792 93.  — Brückner, 

0    UtKOT»pblXT>   COlHUüHinXT,  npetlMCklBaoMblXT. 

HocnaiKOBV,  in  „PyccKia  BicTtmKx",  1874,  August, 
St  Petersburg.  Derselbe,  Zur  Geschichte 
der  didaktischen  Littcratur  in  Russland  im  18. 
Jahrhundert  in  „Russische  Revue u.  Bd.  VII. 
S.  377 ff.,  Bd.  VIII,  S.  267«.,  Bd.  IX,  S.  189ff., 
ebd.  1875—76.  -  Derselbe,  J.  Possoschkow. 
Ideeen  und  Zustände  in  Russland  zur  Zeit 
Peters  des  Grossen.  Leipzig  1878.  —  Wali- 
szewski.  Litterature  Russe,  Paris  1900.  S.  58 ff 
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I.  Geschichtliche  En t Wickelung.  1. 
Altertum.  2.  Mittelalter.  3.  Anfänge  der  Posten. 
Taxis.  4.  Entwicklung  der  Lanuesposten.  5. 
Die  P.  im  Zeitalter  des  Dampfes  und  der 
Elektricitilt.  II.  Post  betrieb.  6.  Zweck  des 
Postbetrichs.  7.  Extensiver  und  intensiver  Post- 
betrieb. 8.  Staatsbetrieb  oder  Privatbetrieb.  9. 
Briefpostverkehr.  10.  Zeitungsverkehr.  11.  Geld- 
jK>st  verkehr:  a)  Post  Wertsendungen;  b)  Geld- 
auszablungen  durch  die  P.;  e)  Geldeinziehung 
durch  die  P.  12.  Post  packet  verkehr.  13.  Post- 
reiseverkehr. 14.  Landpostwesen.  15.  FelditoBt. 
III.  Postgebühren.  16.  Geschichte.  17. Wirt- 
schaftlicher Charakter.  Tarif  politik.  18.  Brief- 
porto. 19.  Packet porto.  20.  Sonstige  Post- 
gebühren. 21.  Portofreiheiten.  IV.  Postrecht. 
22.  Postregul  und  Postzwang.  23.  Vorrechte 
der  Posten.  24.  Verhältnis  zu  den  Eisenbahnen. 
25.  Briefgeheimnis.  26.  Haftpflicht  der  P.  27. 
Poststraf  recht.  V.  Die  deutsche  P.  28.  Ver- 
fassung. 29.  Organisation.  30.  Wirkungskreis. 
31.  Finanzergebnisse.  32.  Die  P.  in  Bayern 
und  Württemberg.  VI.  Die  P.  im  Auslände. 
33.  Oesterren  h-Fngaru.  W.Schweiz.  35.  Nieder- 
lande, Belgien.  3<i.  Frankreich.  37.  Gross- 
britannien und  Irland.  38.  SUdeurnpa.  39. 
Russlund.  Die  skandinavischen  Reiche.  40. 
Amerika.  41.  Asien.  42.  Afrika.  43.  Austra- 
lien. VII.  Weltpost  verein.  44.  Errichtung. 
Umfang  und  Organisation.  45.  Grundziige  des 
Weltpostverkehrs.  46.  Zweige  des  Weltpost- 
verkehrs.  47.  Leistungen.  Vlfl.  Statistische 
Feh  ersieht  Uber  die  Organisation ,  die 
Leistungen  und  die  Ergebnisse  der  P. 

I.  Geschichtliche  Knt Wickelung. 

1.  Altertum.  Das  Bedürfnis.  Nachrichten 
in  die  Ferne  zu  übermitteln,  ist  uralt;  schon 
in  den  ältesten  Zeiten  ist  ihm  durch  Ent- 
sendung von  Boten  genügt  worden,  welche 
mündliche  oder  in  verabredete  Zeichen  ge- 
kleidete Botschaften  überbrachten:  *<>  die 
Botschaft,  welche  nach  der  Ilms  VI.  DiSff. 
Bellemphon  im   Auftrage  des  Proitos  an 


dessen  Schwiegersohn  nach  Lykien  zu  bring, 
hatte. 

In  den  Grossmonarchieen  der  alten  W\ 
bildeten  sich  frühzeitig  zwischen  dem  Si 
des  Herrschers  und  den  entfernten  Proviuzi 
Einrichtungen  zur  Beförderung  königlich 
Botschaften  aus.   In  dem  von  Maspero  (< 
genre  epistolairo  chez  les  anciens  Egyptiei 
Paris  1872)  veröffentlichten  Verzeichnis  <J 
Berufsarten  aus  der  Zeit  der  XU.  Dyuas 
werden  Laufer  erwähnt,  welche  die  Betel 
des  Königs  bis  nach  Asien  zu  überbring 
hatten.    Im  Perserreieh  bestand  nach  d 
durch  die  Bibel  (Esther  H,  12)  bcstätigl 
Angaben  von  Herodot  VIII,  98  und  Xoi 
phon  Cyrop.  VIII,  9  ein  von  Cyrus  ein; 
richteter    regelmässiger    Dienst  berittei 
Kuriere  mit  festgesetzten  Stationen  t 
Pferdewechsel,  die  aft'agrfa,  vermittelst  df 
die  Befehle  des  Grosskfinigs  den  Satrai 
mit  einer  für  die  Griechen  erstaun  1  kl 
Geschwindigkeit  übermittelt  wurden. 
Griechenland  reichten   für  die  Felierla 
l>eförderung    von    Nachrichten  Fussb 
{rtftt(>oS(M>?tot)  aus.  —  Noch  lebhafter  mat 
sich  das  Bedürfnis  einer  ständigen  Verkel 
einriohtung  für  Regierungszwecke  im  Rön 
reich  geltend,  namentlich  seitdem  die  Ka 
eine  organisierte  Central  Verwaltung  über 
von  ihnen  beheiTschten  orbis  ten-arum 
zurichten  begannen.    Schon  August  us 
quo  celerius   ac    sub    manum  annum 
eognoseique  posset,  quid  in  provincia  qu; 
gererctiir,  iuvenes  priino  modicis  interv 
per  militares  vias,  dehiue  velueula  disjs 
(Sueton,  Aug.  49).    Diesen  Cliaraktcr  <. 
Regierungs  Werkzeugs  liat  die  von  den  N 
folgern  des  Augustus  sorgsam  weiter 
gebildete  Einrichtung  dm-cliaus  beibeha 
trotz  der  irreführenden  Bezeichnung 
eursus  publicus.  die  ihr  von  Späteren 
gelegt  wurde,   ist  sie  bis  zum  Ende 
Reichs  ausschliesslich  eine  politiseh-pn 
liehen  Zwecken  dienende  Staatsbeförden 
anstalt  geblieben,  ohne  dass  jemals  ancl 
ein  Versuch  gemacht  wurden  wäre,  s 
einem  dem   Publikum  zugänglichen 
meinen  Verkehrsmittel  umzugestalten, 
den  eursus  publicus  waren  an  den  H 
Strassen  des  Römerreichs  in  bestimmtet 
fernungen  Stationen  eingerichtet  und 
teils  zum  Pferdewechsel,  mutationes 
zum  F ebernachten  und  zur  Verpflegui 
Reisenden,  mansiones,  auf  denen  Reit 
Zugtiere  in  vorgeschriebener,   jo  nac 
Bedeutung  des  Strassenzuges  verschi* 
Zahl  bereit  gehalten    wurden.  Die 
fördemng  war  eine  dreifache;   mit  \\ 
pferden  (veredi,  veredarii).   im  Eil 
(rheda)  und  mit  l«istwagen  (clabularia) 
Benutzung  war  nur  zu  Staatsz wecke 
für  bestimmte  Staatsämter  gestattet : 
wurde  sie  durch  Erlaubnisscheine  (dijd 
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evectiones,  tractoriae)  auch  auf  andere  Per- 
sonen, reisende  Beamte.  Militärs,  namentlich 
ausgediente  Soldaten,  später  auch  auf  Kirchen- 
diener etc.  ausgedehnt,  wobei,  da  die  Befug- 
nis 2ur  Ausstellung  solcher  Fahrscheine  bald 
erweitert,  bald  beschränkt  wurde,  uinfang- 
reiche  Missbräuche  unterliefen.  —  Die  Ver- 
waltung des  cursuB  publicus  gehörte  zu  den 
kaiserlichen  Attributiouen ;  sie  wurde  in 
olierster  Instanz  durch  einen  der  höchsten 
Staatsbeamten,  aufangs  den  piuefectus  prae- 
torio,  seit  Constantin  durch  den  magister 
officiorum,  in  den  Provinzen  durch  die  Statt- 
halter geleitet,  denen  für  die  Beaufsichtigung 
des  technischen  Dienstes  Fachbeamte,  prae- 
fecti  vehiculorum,  später  procuratores  cursus 
publici,  beigegeben  waren.  Der  Betrieb  der 
Stationen  wurde  durch  Vorsteher  (statio- 
narül  mit  einein  zahlreichen  Fahr-  und  Stall- 
personal wahrgeuoinmen  und  durch  eigene 
Aufsichtsbeamte  (regionarii.  curiosi)  kon- 
trolliert. Die  Kosten  der  Einrichtung  scheinen 
von  Anfang  an  den  Provinzialen  durch 
Leistung  von  Frondiensten  auferlegt  worden 
zu  sein  und  trotz  vorübergehender  Er- 
leichterungen im  wesentlichen  dauernd  auf 
ihnen  gelastet  zu  haben,  was  zu  fortgesetzten 
lebhaften  Klagen  Anlass  gab.  Durch  zahl- 
reiche, im  Codex  Theodosianus  VIII  aufbe- 
wahrte.  zum  Teil  auch  in  Justinians  Corpus 
juris  übergegangene  Edikte  suchten  die 
Kaiser  diesen  Klagen  durch  Straferlasse 
gegen  missbräuchliche  Benutzung,  gegen 
übertriebene  Anforderungen  au  die  Leistun- 
gen des  ciu-sus  publicus,  gegen  Misshand- 
hmgen  des  Personals  und  der  Pferde  etc. 
abzuhelfen.  Dennoch  wuchs  die  l^ast;  sie 
wurde  mit  dem  Sinken  der  Reichsgewalt 
immer  drückender  und  oft  so  hart,  dass  es 
schwer  hielt,  8] •annpflichtige  in  der  Nähe 
der  Stationen  festzuhalten.  Statt  wie  die 
moderne  Post  eine  Wolüfahrtseinrichtung 
für  das  Volk  zu  sein,  ist  der  cursus  publicus 
für  die  Unterthanen  stets  eine  Landplage 
gewesen:  in  j «stein  orbis  i-oinani  vertit 
l«osterionim  avaritia  insolentiaipie,  sagt  ein 
Schriftsteller  des  4.  Jahrhunderts  von  ihm. 
—  Innerhalb  des  bescliräukteu  Wirkungs- 
kreises, den  ilir  der  Vorbehalt  für  Re- 
gierungszwecke auferlegte,  sind  indessen  die 
Leistungen  der  römischen  Staats post  sehr 
beträchtliche  gewesen.  Begünstigt  durch 
•las  ausgezeichnete,  ül>er  alle  teile  des  Welt- 
reichs verzweigte  Strassennetz,  durch  die 
Sicherheit  und  Ordnung  unter  der  kaiser- 
lichen Herrschaft  sowie  durch  das  rege 
Verkehrsbedürfnis  der  römischen  Civil-  und 
Militärverwaltung,  entwickelte  sich  auf  den 
Stationen  des  cursus  publicus  ein  ungemein 
lebhafter  Reise-  und  Depeschen  verkehr, 
welcher  die  ungeheueren  Entfernungen  von 
Britannien  bis  zum  Kaukasus,  von  der  Rhein- 
mfludung  bis  in  die  lybische  Wüste  in  ver- 


hältnismässig kurzen  Beförderungszeiten  zu- 
rücklegte. Wenn  bereite  Cäsar  mittelst 
Privatwagenrelais  täglich  100  Millien  weit 
'  hatte  fahren  können,  so  wird  von  Tiberius 
j  berichtet,  dass  er  vermöge  der  Staatspost 
i  die  doppelte  Strecke  überwunden  habe.  Aus 
I  den  wichtigsten  Provinzen  kamen  täglich 
Berichte  an  den  Kaiser.  Die  Stationen  des 
cursus  publicus  waren  für  einen  ausge- 
dehnten Verkehr  eingerichtet;  an  den. be- 
lebteren Strassen  wurden  je  20  bis  40  Ura- 
sj>anntiere  bereit  gelialten.  —  Vor  und  neben 
der  Staatspost  bestanden  selbstverständlich 
im  Römerreiche  Gelegenheiten  für  den  pri- 
vaten Nachrichten-,  Reise-  und  Güterver- 
kehr, die  tabellarii,  Privatboten  der  Vor- 
nehmen, ferner  Privatunternehmer  zur  Ver- 
mietung von  Wagen  und  Zugtieren,  die 
cisiarii  und  jumentarii,  deren  Innungen 
mehrfach  zu  einer  Korjioration  verbunden 
waren '). 

2.  Mittelalter.  Mit  dem  Verfall  des 
römischen  Weltreiches  zerfielen  das  römische 
Strassennetz  und  der  cursus  publicus.  Auch 
als  sich  auf  den  Trümmern  der  aas  den 
Stürmen  der  Völkerwanderung  hervorge- 
gangenen Volkskönigreiche  die  Herrschaft 
Karls  des  Grossen  imd  seiner  Nachfolger 
aufs  neue  mit  dein  Anspruch  einer  Universal- 
monarchie erhob,  wurde  kein  nachhaltiger 
Versuch  zu  einer  Wiederbelebung  der  rö- 
mischen Staatspost  gemacht;  die  Botenein- 
richtungen der  Karolinger  knüpften  an  die 
volkstümliche  Gauverfassung  an  und  er- 
langten bei  der  baldigen  Teilung  des  Reiches 
weder  erheblichen  Umfang  noch  längere 
Dauer.  Bei  der  Zersplitterung  der  Staats- 
gewalt, die  trotz  der  Wiederannahmo  des 
römischen  Kaisertitcls  durch  die  deutschen 
Könige  sich  durch  das  Erstarken  der  ständi- 
schen Gliederungen  tmaufhaltsam  vollzog, 
fiel  die  Fürsorge  für  die  Naehriehtenver- 
mittclung  überwiegend  den  einzelnen  geist- 
lichen und  weltlichen  Korporationen  zu.  Das 
Verkehrsbedürfnis  der  Kirche  war  infolge 
ihrer  straff  eentralisierten  Organisation  und 
da  sie  lange  Zeit  die  Hauptträgerin  des 
geistigen  Lebens  blieb,  vcrliältnismässig  das 
umfangreieliste.  Die  Crkundensammlungon 
der  Bistümer  und  Stifter,  die  Regesten  der 
römischen  Kurie  legen  noch  heute  Zeugiris 
von  dem  regen  und  mannigfaltigen  Brief- 
austausch ab,  der  zwischen  dem  Haupte  und 
den  Gliedein  der  katholischen  Hierarchie 
selbst  in  früheren  Jahrhunderten  des  Mittel- 
alters stattfand.  Doch  fehlt  es  an  Nach- 
richten über  besondere  kirchliche  Boten- 
anstalten.  Nur  zwischen  den  zahlreichen 
Niederlassungen  der  geistlichen  Orden 
finden    sich    regelmässig  wiederkehrende 

')  L.  F  r  i  e  d  1  ä  n  d  e  r ,  Darstellungen  aus  der 
Sittengeschichte  Roms  II,  8.  15  ff. 
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Botengänge  durch  wandernde  Mönche  vor: 
es  sind  Botenzettel  (rotidi)  erhalten,  auf 
welchen  dem  innerhalb  einer  Ordensprovinz 
nach  einer  vorgeschriebenen  Reihenfolge  von 
Kloster  zu  Kloster  kursierenden  Mönch  die 
richtige  Bestellung  seiner  Botschaft  unter 
schriftlicher  Eintragung  des  am  Quittungs- 
orte inzwischen  Vorgefallenen  bescheinigt 
wurde.  Der  Wandertrieb  der  Bettelmönche 
mag  neben  diesen  regelmässigen  Rotulgängen 
noch  mannigfache  un regelmässige  Briefge- 
legenheiten hergestellt  haben :  »nicht  leicht,« 
sagt  Klüber,  -»sah  man  einen  wandernden 
Mönch  ohne  Briefsack. «  Zu  umfassenden 
<  irganisationeu  bildeten  sich  diese  geistlichen 
Boteneinriehtungen  aus  in  der  Verkehrsan- 
stalt des  deutsche  n  O  r  d  e  n  s ,  für  welchen 
nach  der  Niederlassung  in  Preussen  die  Not- 
wendigkeit einer  regelmässigen  Verbindung 
mit  dem  Sitze  des  Herren meisters  in  Venedig 
sieh  alsbald  geltend  machte,  während  nach 
Verlegung  des  llochmeistersitzes  in  die 
Marienburg  das  Bedürfnis  ständiger  Brief- 
gelegenheiten zwischen  dem  Hauptordens- 
hause, den  Kointhiireien  und  den  weitver- 
breiteten Einzelniederlassungen  des  Ordens 
sich  nicht  minder  lebhaft  kund  gab.  In  der 
Blütezeit  des  Ordens  bestand  zu  diesen 
Zwecken  ein  eigener  Beförderungsdienst 
unter  Aufsicht  eines  Ordensgebietigcrs  und 
unter  Iveitung  durch  besondere  Beamte, 
denen  die  Versendung  und  Abnahme  der 
Briefschaften,  die  Beaufsichtigung  der  Pferde- 
ställe und  der  »Bryffjougen»  (Postillono)  ob- 
lag. —  An  die  kirchlichen  Einrichtungen 
schlössen  sich  ferner  die  Botenanstalten  der 


Universität' 


n  an 


weicht 


durch  das 


Verkehrsbodfirfnis  der  aus  allen  Ländern  zu- 
sammenströmenden studierenden  Jugend  her- 
vorgerufen und  ursprünglich  im  Anschluss 
an  die  landsmannsehaftliehe  Gliederung  der 
Studenten,  sich  auf  Grund  kaiserlicher, 
landesfürstlicher  und  geistlicher  Sehutzbriefe 
zu  umfassenden  Beförderungsgelegenheiten 
ausbildeten.  Neben  den  Boten  der  bereits 
im  12.  und  13.  Jahrhundert  erblühenden 
Universitäten  Bologna,  Salorno,  Neapel,  Mont- 
pellier, Toulouse  u.a.  haben  namentlich  die 
i toten  der  Pariser  Universität,  die  zu  einer 
besonderen  Bruderschaft  unter  dem  Schutz 
des  heiligen  Karl  (daher  der  Irrtum,  als  sei 
Karl  «1er  Grosse  Stifter  der  Pariser  Uni- 
versitätspost gewesen)  vereinigt  waren,  sich 
lange  Zeit  hohen  Ansehens  erfreut.  Auch 
für  Heidell>erg  wird  durch  eine  Urkunde  von 
13i)7  das  Vorhandensein  vereidigter  Boten 
bezeugt,  welche  für  Magister  und  Scholaren 
der  kurz  vorher  errichteten  Universität  ad 
diversas  mundi  partes  cum  rebus  libiis  vesti- 
mentis  et  aliis  bonis  tarn  per  terram  ijuam 
per  aouam  zu  reisen  hatten.  Neben  diesen 
Beförderungsgelegenheiten  kirchlichen  Ur- 
sprungs entwickelten  sich  mannigfaltige  Ver- 


kchrsanstaltcn  der  weltlichen  Körperschaften 
und  Obrigkeiten.    Unter  den  kräftig  auf- 
blühenden Zünften  waren  vornehmlich  die 
Metzger,  welche  mit  Pferd  und  Wagen 
weite    Geschäftsreisen     in  regelmässiger 
Wiederkehr  zu  verrichten  hatten,  erwünschte 
Vermittler  des  Nachrichtenverkehrs ;  mehr- 
fach bildeten  sich  auf  dieser  Grundlage  förm- 
liche Postverbindungen  aus,  bei  denen  be- 
stimmte Abgangstage  eingehalten  und  Briefe 
und  andere  Sachen  zur  Beförderung  über- 
nommen  wurden.     Solehe  Privatanstalten, 
sogenannte  Metzgerposten,  haben  sich  nament- 
lich in  Süddeutschland  bis  ins  17.  Jahr- 
hundert erhalten.    Aehnliohe  Verbindungen 
sind  von  den  Schiffern,  z.  B.  in  Stras- 
burg, zur  Beförderung  von  Briefen,  (tüten» 
und  Personen  unterhalten  worden.    Zu  den 
bedeutendsten    Verkehrseinrichtungen  des 
Mittelalters  erhoben  sich  die  mit  dem  Ei- 
starken der  städtischen  Freiheiten  ius  leiten 
gerufenen  S  t  a  d  t  b  o  t  e  n  a  n  s  t  a  1 1  e  n ,  die  seit 
dem  14.  Jahrhundert  ziemlich  allgemein,  be- 
sonders aber  in  den  italienischen  und  deut- 
schen Handelsstädten,  aufzutreten  begannen 
und  sich  auf  den  wichtigeren  Handelsstrassen 
zu  ineinandergreifenden  Verbindungen  für 
den  Brief-,  Güter-  und  gelegentlich  auch 
Reiseverkehr  vervollkommneten.    Nach  den 
'  zahlreich  erhaltenen  Botenordnungen  (von 
!  Köln,   Mainz  und  Nordhausen  14.  Jahrb., 
j  Strassburg  1443,  Augsburg  1552,  Breslau 
;  1573  u.  a.  m.)  standen  die  städtischen  Boten 
',  unter  Aufsicht  des  Rates  und  waren  ihm 
eidlieh  verpflichtet,  sie  wimlen  entweder  von 
|der  Gemeinde  oder  von  einzelnen  Korpo- 
!  rationen,  namentlich  den  Kaufmannsgildcn, 
'  besoldet ;  sie  liatten  die  städtische  Korre- 
spondenz  und  daneben,  gegen  bestimmte  Ge- 
bühr, Briefe  und  Packereien  der  Bürger  an 
festgesetzten  Tagen  und  unter  Einhaltung 
bestimmter  Fristen  entweder  als  Fussboten 
oder  zu  Pfenl  zu  befördern.    Durch  die 
Städtebündnisse  am  Rhoiu  und  in  Nieder- 
deutscldand  gewannen  die  städtischen  Boten- 
einriehtungen an  Bestand  und  Ausdehnung ; 
von  den  Boten  des  rheinischen  Städtebundes 
wurden  regelmässige  Verbindungen  von  Köln 
und  Mainz  über  Frankfurt  nach  Nürnberg 
hergestellt;  die  hansischen  Städte  unter- 
hielten von  Hamburg  nach  Bremen,  Amster- 
dam  und  Antwerpen,  sowie  östlich  über 
Stettin,  Danzig  und  Königsberg  bis  nac  h 
Riga  Botenkurso.  die  wegen  der  pünktlichen 
Einhaltung  der  Befdrdenmgszeiten  in  gutem 
Rufe  standen.   In  Süddeutscldaud  nahm  die 
Botenanstalt  von  Augsburg  die  erste  Stelle 
ein,  welche  neben  Kursen  nach  Nürnberg 
(wöchentlich  dreimal),  Lindau  und  Regens- 
burg l>esonders  den  wichtigsten  Verkehr  nach 
Italien  vermittelte ;  Venedig  wurde  über  den 
,  Brenner  in  acht  Tagen  erreicht. 

3.  Anfange  der  Posten.  Taxis.  Bietet 
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das  Mittelalter  in  seinen  Verkehrseinrich-  [  Taxissrtien  Kuriere  liatten  den  Weg  von 
tungen  ein  Abbild  der  weitgehendsten  Staat- 1  Brüssel  nach  Paris  im  Sommer  in  36,  im 
liehen  Zersplitterung,  so  fallen  die  Anfänge  Winter  in  40  Stunden,  nach  Blois  in  50  und 
des  modernen  Postwesens  mit  der  beginnen- 


den Erstarkung  der  Staatsgewalt  zusammen 
Ludwig  XI.  von  Frankreich,  der  durch 
Ceberwindung  der  grossen  Lehnsträger  die 
Grundlagen  des  einheitlichen  Nationalstaates 
K-huf,  wird  von  den  französischen  Schrift- 
stellern als  Urheber  der  Posten  gefeiert,  ob- 


60  Stunden,  nach  Lyon  in  31 1  und  4  Tagen, 
nach  Burgos  in  7  und  8,  nach  Innsbruck  in 
5  und  6,  nach  Horn  in  IOV2  und  12,  nach 
Neaj>el  in  11  Tagen  zurückzulegen  Der 
Vertrag  von  1516  enthält  zugleich  Fest- 
setzungen, wpnach  der  König  und  seine 
Statthalter  berechtigt  sein  sollten,  Bedienstete 


wohl  der  von  ihm  durch  Edikt  vom  19.  Juni  mit  diesen  Posten  für  die  Hälfte  des  landes- 


1464  errichtete  Kurierdienst  ausschliesslich 


üblichen  Postgeldes  reisen  zu  lassen,  woraus 


für  seine  eigenen  Zwecke  und  zur  Stärkung  mit  Sicherheit  gefolgert  werden  darf,  dass 
«ler  Regierungsgewalt  bestimmt  ,  ja  den  die  Einrichtung,  wenn  auch  wesentlich  für 
königlichen  Kurieren  (maitres  coureurs)  bei  den  königlichen  Dienst  bestimmt,  doch  von 
Todesstrafe  verboten  war.  die  Beförderungs- ,  Anfang  au  für  die  Benutzung  durch  Private 


mittel  der  Anstalt  ohne  ausdrückliche  Er- 
laubnis des  Königs  irgend  jemand  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Die  Bezeichnung  als 
Post  findet  sich  für  diesen  fll>er  sämtliche 


nicht  verschlossen  gewesen  ist ').  Von  Karl 
nach  seiner  Erhebung  zum  deutschen  Kaiser 
1520  mit  der  Würde  eines  »chief  et  maistre 
göneral  de  noz  postes  par  tous  noz  royaumes, 


Besitzungen  des  Königs  angelegten  wohl-  j  pays  et  seigneuries«  beliehen,  begleitete  .loh. 
organisierten  Beförderungsdienst  erat  in  '  Bapt.  v.  Taxis  den  Kaiser  auf  dessen  Reisen 
einem  Patente  seines  Nachfolgers  Karl  VIII.  und  Feldziigcn  nach  Deutschland,  Ungarn, 
vom  27.  Januar  1487,  welches  die  Kuriere  Tunis  und  Frankreich:  er  ist  der  Stifter  der 
chevaucheurs  en  postes  nennt.  Seitdem  greift  1  Taxisschen  Postdynastie,  deren  Zweige  sich 
die  Bezeichnung  der  Stationen  als  Post,  [in  den  Niederlanden,  Spanien  und  Deutsch- 
angeblich von  jKisita  statio,  in  Frankreich,  1  land  um  die  Ausdehnung  des  neuen  Ver- 
Deutsclüaud  und  Italien  um  sich;  sie  wurde  i  kehrsinstituts  dauernd  verdient  gemacht 
bald  auf  das  ganze  Institut  übertragen  und  !  haben.  Um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
namentlich  auf  die  vom  Staate  oder  unter  wurde  zu  Brüssel.  Antwerpen,  Augsburg, 
staatlicher  Hoheit  eingerichteten  Verkehre-  Prag,  Wien.  Füssen,  Innsbruck,  Trient. 
anstalten  angewendet,  die  sich  nel»en  dem  Venedig,  Mailand,  Rom  und  Madrid  der 
staatlichen  Kurierdienst  auch  mit  der  Be-  Post  verkehr  durch  Mitglieder  der  Familie 
fördemng  von  Privatbriefen  und  Reisenden '  Taxis  persönlich  p^leitet  und  überwacht, 
hefassten.  Die  ersten  auf  umfassenden  i titer-  Der  Strom  des  politischen,  kirchlichen  und 
nationalen  Grundlagen  eingerichteten  Posten  kommerziellen  Lebens,  der  durch  die  ge- 
rn diesem  Sinne  des  Wortes  sind  von  der  steigerte  Regiemngsthütigkeit  der  hnbs- 
aus  Bergamo  stammenden  Familie  Taxis  zur  burgischen  Veitmonarchie,  durch  die  Ent- 
Verbindnng  des  habsburgischen  Länderbe- .  deekung  Amerikas  und  durch  die  Refor- 


sitzes  hergestellt  worden.  Bereits  15<K)wird 
Franz  v.  Taxis  als  capitaine  et  maistre 
des  postes  in  den  Niederlanden  und  Bur- 
gund genannt;  er  verpflichtete  sich  1504,  eine 
l'ostverbindung  zwischen  den  Niederlanden 
und  den  Höfen  des  Kaisers,  des  Königs  von 


mation  hervorgerufen  ward,  fand  in  den 
Taxisschen  Posten  Bahnen,  auf  denen  er 
sich  mit  ungleich  grösserer  Freiheit  und 
Sicherheit  als  auf  den  beschränkten  Ver- 
kehrsgelegenheiten  des  Mittelalters  bewegen 
konnte.    Die  durch  die  Erfindung  der  Buch- 


Frankreich  und  Spanien  einzurichten  und  zu  dmekerkunst  begünstigte  litterarische  Thätig- 
unterhalten Diese  Einrichtung,  die  sieh  I  keit,  namentlich  die  anfangs  in  einzelnen 
anfangs  auf  einen  sehr  bescheidenen  Um- 1  Flugblättern,  bald  in  periodischen  Zeitungen 
fang  —  je  ein  Pferd  sollte  auf  den  Stationen  !  erscheinende  Verbreitung  der  Tagesueuig- 
dienstbereit  sein  —  bescliräukte,  wurde  beim  '  keiten  trug  wesentlich  dazu  bei,  den  Ver- 
Kegierungsantritte  Karls  L,  des  späteren 
deutschen  Kaisers  Karl  V.,  durch  Vertrag 
mit  Franz  und  Joh.  Bapt.  v.  Taxis  vom  12. 
November  1516  ?)  dahin  erweitert,  dass  die 
Postkurse  zur  Verbindung  mit  den  habs- 
burgischen Besitzungen  in  Italien  nach  Rom 
und  Neapel  ausgedehnt,  die  Zahl  der  Pferde 
auf  zwei  für  jede  Station  vermehrt  und  die 
Beförderungsfristen  abgekürzt  wurden.  Die 


')  Rübsam,  Johann  Baptista  von  Taxis, 
1880,  S.  188  ff. 

*)  Rübsam  a.  a.  0.  S.  215  ff. 


kehr  der  Posten  zu  erhöhen. 

Trotz  ihres  spanisch-niederländischen  Ur- 
sprungs hatte  die  Taxissche  Post  vermöge 


')  Ein  frühes  Beispiel  hiervon  giebt  das 
von  B.  Greif  herausgegebene  Tagebuch  des 
Augsburger  Handelsherrn  Lucas  Rem  aus  den 
Jahren  1494  bis  1541  (Augsburg  1861),  worin 
Rem  erzählt,  dass  er  am  7.  September  lölö  von 
Brüssel  aas  auf  der  Post  in  6  Tagen  nach 
Augsburg  geritten  sei.  Am  4.  Dezember  1515 
ritt  er,  wieder  auf  der  Post,  nach  Brüssel  zurück 
nnd  brauchte  für  die  dazwischen  liegenden  2H 
Posteu  (Stationen)  etwas  über  7  Tage. 
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der  Beziehungen  ihrer  Grüuder  zum  Kaiser- 
hause vornehmlich  in  Deutschland  festen 
Fuss  gefasst.   Nachdem  mehrere  Mitglieder 
der  Familie  Taxis  sich  in  der  von  Karl  V. 
geschaffenen  Würde  als  Geueralpostmeister 
gefolgt  waren,  erhob  Rudolf  II.  1595  diese 
Stellung  zu  einem  Reichsaint,   indem  er 
Leonhard  v.  Taxis  zu  des  heiligen  Reiclis 
und  seiner  Erblande  Gencralpostuieister  er- 
nannte.  Kaiser  Matthiaa  erklarte  das  Gene- 
ralpostmcisteramt  zu  einem  erblichen  Reichs- 
lehen uud  vorlieh  es   1015  an  Lamoral  j 
v.  Taxis.    In  den  Reichsgrafen-,  1686  inj 
den  Reichsfttrstenstand  erhoben,    hat  die  [ 
Familie  Taxis  sich  ebenso  nachhaltig  als 
erfolglos  l)emüht,  ihren  Posten  die  Vor- 
rechte einer  ausschliesslichen  Reiclisanstalt 
beizulegen.   Obwohl  die  Kaiser  dies  Vor- 
haben durch  Mandate  gegen  die  Boteu-, 
Metzger-    und  Neboui>osten    sowie  durch 
Ernennung  des  Kurfürsten  von  Mainz  als 
Reichskanzler  zum  Protektor  der  Posten  zu ' 
fördern  suchten,  standen  ihm  doch  unüber- 
windliche Hindernisse  im  Wege.  Zunächst 
der  Umstand,  dass  die  Taxissche  Post,  vom 
Anfang  an  auf  Rechnung  und  üefahr  ihrer! 
Gründer  unterhalten,  den  Charakter  eines  | 
Privatunternehmens   stets  beibehalten  hat 
und  damit  des  Ansehens  einer  öffentlichen  i 
"Wohlfahrt sanstalt   entbehren   musste.     Im  \ 
Widerspruch  mit  der  von  den  Kaisern  be- 
haupteten Eigenschaft  einer  Reichseinrich- 
tung stand  es  ferner,  dass  die  Taxisschen 
Posten  in  den  kaiserlichen  Erblanden  keinen 
Bestand  hatten,  vielmehr  den  dort  einge- 
richteten landesbesten  weichen  mussten. 
Die  grösseren  Reichsstäude  nahmen  oben- 
falls  das  Recht    zur  Errichtung  eigener 
Ijandesposteu  für  sich  in  Anspruch  uml  be- j 
handelten  die  Taxisschen  Posten  als  Ein- 
griffe   in    ihre    landesherrliclien    Rechte.  \ 
Unter  den  zalülosen  Streitigkeiten  hierüber 
zeichnet  sich  die  Abfertigung,  mit  welcher  | 
Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  von  Branden- 
burg  16G0  die  Prätentionen    des  Grafen 
Taxis  zurückwies,    durch  Entschiedenheit 
und  Gründlidikeit  ans').    Bei   dem  fort- 
schreitenden Verfall  der  Reichsgewnlt  k>- 
schränktc  sieh    der  Taxissche  Post  besitz 
scldiessJieh  im  wesentlichen  auf  die  kleine- 
ren sfid-  und   mitteldeutschen  Territorien, 
erhielt  sicJi  aber  in  dieser  Ausdehnung  bis 
zur  Auflösung  des  Reiches,  ward  in  der 
deutschen  Bundesakte  von  1815  wiederher- 
gestellt oder  doch  mit  dem  Ansprüche  auf 
Eutscliädigung  ausgestattet  und  umfasstc, 
als  Preussen  nach  dem  Kriege  von  1866 
behufs  Herbeiführung  einheitlicher  Buudes- 
iHwten  das  Taxissche  Postwesen  mittelst 
Vertrages  vom  28.  Januar  1867  (Preuss.  Ges. 

')  Abgedruckt  bei  H.  Stephan ,  Geschichte 
der  preußischen  Post,  S.  43  ff. 


Samml.  S.  354  ff.)  gegen  eine  Entschädigung 
von  drei  Millionen  Thaler  übernahm,  immer 
noch  ein  über  17  Bundesstaaten  verbreitetes 
Gebiet,  in  welchem  sich  auf  Grund  zahl- 
loser Verträge  und  Rezesse  Rechtsverhält- 
nisse der  grössten  Mannigfaltigkeit  erhalten 
hatten.  In  der  Denkschrift,  mit  welcher 
der  Vertrag  vom  28.  Januar  1867  der  Lan- 
des vertretuug  vorgelegt  wurde,  konnte  die 
preussische  Regierung  die  Beseitigung  der 
Taxisschen  Verwaltung,  welche,  bei  früheren 
nicht  zu  unterscliätzenden  Verdiensten  um 
das  doutscho  Postwesen,  ihre  Zeit  überlebt 
liabe,  als  ein  Bedürfnis  für  die  gesunde 
Gestaltung  des  Postwesens  bezeichnen.  Der 
althergebrachte  Titel  als  Erbgeneralpost- 
meister ist  in  Erinnerung  an  die  postge- 
schichtliche  Wirksamkeit  des  Taxisschen 
Hauses  dem  jeweiligen  Chef  desselben  ver- 
blieben. 

4.  Entwickelang  der  tandesposten. 

Nach  dem  Vorgang  Frankreichs  und  der 
Habsbiu'gisch-Taxisschen  Posteinrichtungen 
wurde  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Her- 
stellung von  Anstalten  für  den  Brief-  und 
Reiseverkehr  immer  allgemeiner  von  don 
Ijandesherren  als  Ausfluss  der  Landeshoheit 
iu  Anspruch  und  Angriff  genommen.  Kraft 
des  Postregals,  das  zuerst  am  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  erwähnt  wird  und  im  fol- 
genden gewohnheitsrechtlich  in  das  öffent- 
liche Recht  reeipiert  wurde,  gingen  die 
Ijandesfürsten  gegen  die  aus  dem  Mittel- 
alter überkommenen  Privatbefördernngsau- 
stalten.  demnächst  auch  gegen  die  Stadt- 
boten- und  Universitätsposten  mit  polizei- 
lichen Verlöten  vor.  Dem  ausscldiessliehen 
Rechte,  Posten  anzulegen  und  zu  unter- 
halten, trat  der  im  Laufe  des  17.  Jahrhun- 
derts eingeführte  Postzwang  mit  dem 
Verbote.  Briefe,  kleinere  Packete  und  auch 
Reisende  anders  als  durch  die  landesherr- 
lichen Posten  zu  befördern,  wirksam  er- 
gänzend an  die  Seite.  Andererseits  wurde 
es  als  Pflicht  der  Rcgierungcu  anerkannt, 
für  regelmässige  und  ausreichende  Postver- 
bindungen sowie  für  sichere  und  pünkt- 
liche Bedienung  der  auf  ihnen  Verkehren- 
den zu  sorgen.  Dem  fiskalischen  Gesichts- 
punkte, durch  hohe  Posttarife  auf  Venneh- 
rung der  Staatseinkünfte  hinzuwirken, 
stellten  bereits  im  17.  Jahrhundert  ein- 
sichtsvolle Staatsmänner  die  Förderung  der 
Ijandeswolüfahrt  durch  Verallgemoiuemng 
und  grössere  Zugänglichkeit  der  Postein- 
richtungeu  als  massgeliende  Norm  für  die 
Verwaltung  des  Postwesens  gegenüber. 
Der  sparsame  Friedrich  Wilhelm  1.  von 
Preussen  wies  die  Vorstellungen  seiner 
Räte,  dass  die  von  ihm  verfügte  Anlegung 
von  Posten  in  Ostproussen  einen  jährlichen 
Zuschuss  erfordern  würde,  mit  dem  energi- 
schen  Randljemerk    zurück:    »sollen  die 
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Posten  anlegen  von  Ort  zn  Ort;  ich  will 
haben  ein  landt  das  kidtiviret  sein  soll  hört 
Post  dazu.« 

Während  die  Post  in  Frankreich,  auch 
nachdem  sie  als  poste  aux  lettres  Staatsein- 
riehtung  geworden  war,  von  den  Anstalten 
für  Beförderung  von  Reisenden,  messageries, 
getrennt  blieb,  umfassten  die  von  den  Lan- 
desherren der  grosseren  deutschen  Terri- 
torien einzurichtenden  Postanstalten  sowohl 
den  Briof-  und  Gütertransport  als  auch  den 
Reiseverkehr.  Durch  zweckmässige  und 
solide  Postanlagen  zeichneten  sich  von  den 
grösseren  Reichsständen  Kursachsen,  Braun- 
schweig-Hannover,  Hessen  sowie  nament- 
lich Brandenbiug-Preussen  aus.  Bei  der 
weit  zei  streuten  Lage  der  brandenburgisch- 
preussischen  Besitzungen  wurde  die  Ein 


Landrecht  T.  U,  Tit.  15  Abschn.  4  Ober  das 
Postregal  enthält,  schuf  die  Postordnung 
vom  26.  November  1782  für  die  Verwaltung 
und  den  Dienstbetrieb  der  preussischen 
Posten  eine  Norm,  welche  auch  über  die 
Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Staat  und 
dem  Publikum  ausführliche  Festsetzungen 
enthielt.  Dagegen  wurden  die  preussischen 
Personenposten  bei  der  Abneigung  König 
Friedrichs  gegen  die  Verbesserung  der 
Strassen  schon  gegen  Endo  des  18.  Jahr- 
hunderts von  Ländern  mit  guten  Kunst- 
strassen übertroffen.  Wenngleich  die  satiri- 
schen Vergleiche,  welche  der  Göttinger 
Humorist  Lichtenberg  in  seiner  Erklärung 
der  Hogarthschen  Kupferstiche  zwischen 
den  bequemen  englischen  Postkutschen  und 
den  Trübsalen  einor  deutschen  Postwagen- 


richtung pünktlicher  und  gut  organisierter  [  reiso  anstellte,  ebensowenig  buchstäblich 
Posten  von  dem  Grossen  Kurfürsten  mit  ernst  zu  nehmen  sind  wie  noch  30  Jahre 
Ijesonderem  Eifer  betrieben.    Auf  dem  von  j  später  Börners  Monographie  der  deutschen 

Postschnecke,  so  blieben  die  Fuhrgelegen- 
heiten der  Post  in  Deutschland  dorn  lange 
selbst  hinter  billigen  Anforderungen  zurück. 


mm  angelegten  Hauptkurse  von  Cleve  bis 
Memel  wurde  die  Post  seit  1655  wöchent- 
lich zweimal  abgefertigt;  es  gelang,  die 
Strecke  von  Königsberg  nach  Berlin  in  4, 
von  Königsberg  nach  Cleve  in  10  Tagen 
zurückzulegen.  Diese  aussergewöhnliche 
Schnelligkeit  erregte  allgemeines  Aufsehen; 
jedermann  spricht  von  fliegenden  Posten, 


Noch  für  das  Jahr  1700  muss  die  Schilde- 
rung, welche  Gustav  Freytag  in  seinen  Bil- 
dern aus  der  deutschen  Vergangenheit  von 
den  Wagen  der  ordinären  Post  entwirft1), 
als  zutreffend  anerkannt  werden.    Um  so 


heisst  es  in  einein  Briefe  aus  damaliger  j  erstaunlicher  erseliien  den  Zeitgenossen  der 
Zeit.  Dabei  war  für  Anschlüsse  im  Westen  |  Fortschritt,  den  die  in  Preussen  1821  ein- 
nach  Holland,  im  Osten  nach  Warschau  |  geführten  sogenannten  Naglerschen  Schnell- 
und  an  die  schwedische  Post  nach  Riga  Posten,  eine  Kurierbeförderung  der  Reisen- 
sowie  für  Zweigverbindungen  nach  I Lim- j  den  in  bequemen  Wagen,  darstellten:  iD 
bürg,  Stettin,  Leipzig  und  Breslau  gesorgt. '  den  Erinnerungen  der  damals  Lebenden 
Mit  Fug  und  Recht  konnte  der  Kurfürst  in  nimmt  dies  Ereignis  eine  ähnliche  Rolle 
seinem  Streit  mit  Taxis  dem  Kaiser  ver- 1  ein  wie  20  Jahre  später  die  Einführung 
sichern,  dass  »in  meinen  Landen  die  Posten  !  der  Eisenbahnen.2) 


so  gueth  als  immer  möglich  eingerichtet 
uudt  nicht  allein  die  Reichss  undt  alle 
andere  enrrespondentien  aufs  schleunigste 
befördert  werden,  sondern  auch  Jeder 
männiglioh  sich  derselben  mit  grosser  Cora- 
modität  gebrauchet.«  Auch  unter  seinen 
Nachfolgern  zeichneten  sich  die  branden- 
burg-preussisehen  Posten  durch  Pünktlich- 
keit und  Sicherheit  des  Betriebes  sowie 
durch  strenge  Beaufsichtigung  des  Beamten- 
.»rsonals  und  feste  Verwaltung  aus.  Die 


5.  Die  P.  im  Zeitalter  de«  Dampfes 
und  der  Elektrizität  Wie  für  das  Ver- 
kehrswesen flberlianpt,  so  ist  auch  für  die 
Post  durch  die  Benutzung  des  Dampfes  als 
Beförderungskraft  eine  neue  Aera  ange- 
brochen, welche  zu  einer  durchgreifenden 
Umgestaltung  des  Postwesens  gefühlt  hat. 
Bald  nachdem  Robert  Fidtons  Erfindung, 
das  Dampfschiff,  die  Wogen  des  Atlanti- 
schen Oceans  durchschnitt,  bemächtigte  sich 
die  Post  des  neuen  Transportmittels  zur 


allgemeine  preussisehe  Postordnung  vom  i  Beförderung  ihrer  Briefsachen ;  sie  wurde 
10.  August  1712,  das  erste  grössere  or-,die  unzertrennliche  Begleiterin  der  Eisen- 
KanLsche  Gesetz  über  das  Postwesen,  setzte  '  bahnen,  welche  seit  den  dreissiger  Jahren 


an  die  Stelle  der  zalülosen  auf  den  einzel 
nen  Kursen  geltenden  Mandate  eine  für  die 
ganze  Monarchie  übereinstimmende  grund- 
legende Regelung  der  gesetzlichen,  regle- 
mentarischen und  technischen  Verhältnisse. 
In  noch  höherem  Grade  ist  die  Postgesetz- 
gebnng  Friedrichs  des  Grossen  von  Einfluss 
auf  die  Ausbildung  des  gesamten  deutschen 
Postwesens  geworden.    In  Verbindung  mit        i\       y  s  292 

den  vorwiegend  staatsrechtlichen  Bestim-  «)  Vgl.  z.  B.  Otto  Bähr,  Eine  deutsche 
mutigen,  welche  das  preussisehe  allgemeine  j  Stadt  vor  60  Jahren. 


das  Erdenrund  mit  Schienen  zu  bedecken 
begannen.  Mit  der  Vervollkommnung  der 
Danipferlinien  und  des  Eisenbahnbetriebes 
ging  die  Bescldeunigung  und  Vervielfältigung 
der  Posttransporte  Hand  in  Hand.  Durch 
die  Benutzung  der  Dampfstrasson  zu  Wasser 
und  zu  Lande  wurde  die  Post  in  den  Stand 
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gesetzt,  zusammenhängende  Fostkurse  von 
einer  Ausdehnung  einzurichten,  wie  sie  die 
Welt  seit  den  Zeiten  der  römischen  Kaiser 
nicht  melir  gesehen  hatte.  Die  von  dem 
in  englischen  Diensten  stehenden  Leutnant 
Th.  Waghorn  183")  eingerichtete  Ueberland- 
nost  von  England  nach  Indien,  die  durch 
Dampfschiffe  von  Marseille  bis  Alexandrien, 

von  dort  anfangs  auf  dem  Kanal  Mahmudieh,  I  dichtung  des  Post  Verkehrs  bei 
spüter  mit  Eisenbahn  nach  Suez  und  von  1809  eingeführten  Postkarte 


dort,  wiederum  mittelst  Dampfschiff  nach 
Bombay  und  Calcutta  befördert  wurde,  pas- 
siert jetzt  im  Danipfwagen  den  Mont-Ceuis- 


Masse  und  Homogenitat  der  gleichzeitig  zu 
befördernden  Briefe  ermöglichte  die  Fest- 
setzung einheitlicher  und  billiger  Postge- 
bühren: Rowland  Hills  englisches  Penny- 
porto  fülirte  durchgreifende  Reformen  des 
Posttarifwesens  nach  sich  und  trug  durch 
die  damit  hervorgerufene  Vermehrung  der 
Postsendungen  wiederum  mächtig  zur  Ver- 

In  der  seit 
fanden  der 


Brief  verkehr,  in  den  Warcnprolien  der  Han- 
del, in  der  billigen  Versendung  von  Druek- 
,  Sachen  und  Zeitungen  der  litterarische 
tnunel  und  erreicht  in  Brindisi  die  Post-  i  Verkehr  und  die  Tagespresse  entsprechende 
dampfer,  die  sie  in  ununterbrochener  Falirt  |  Erleichterungen.  Neue  Zweige  wurden  dem 
durch  den  Suczkanal  nach  Ostasien  bringen. !  Postbetrieb  durch  die  zunehmende  Ausbil- 
Vermöge  der  Anschlüsse,  welche  die  atlanti- 1  düng  des  Wertverkehrs  hinzugefügt;  die 
sehen  Schnelldampfer  an    die  Züge    der '  Sicherheit  und  Schnelligkeit  der  Beförderung 


Paeifikbahnen  Nordamerikas  und  dies» 
wiederum  an  die  von  Vancouver  und  St. 
Franzisko  ausgehenden  Dampferlinien  haben, 
gelangen  Briefe  von  Europa  gegenwärtig 
in  30—35  Tagen  nach  Japan;  Postkarten, 
die  man  unter  Angabe  verschiedener  Em- 
pfänger mit  der  Bitte  um  sofortige  Wciter- 
t>cförderiu)g  abgesandt  hatte,  haben  den  Weg 
rund  um  die  Eitle  in  85  Tagen  zurückge- 
legt. Mit  der  Beschleunigung  und  Massen- 
liaftigkeit  der  Posttransporte  hat  sich  die 
Intensität  des  gesamten  Postbetriebes  zu 


von  Wertsendungen  aller  Art  in  Briefen 
und  Packeten  erfuhr  eiue  wesentliche  Steige- 
rung; durch  die  Einführung  des  Postan- 
weisungsdienstes  sowie  der  Einziehung  von 
Ooldbeträgen,  der  Besorgung  von  Wechsel- 
aeeepten,  der  Ausstellung  von  Kreditbriefen 
und  Postnoten,  durch  die  Annahme  uud 
Auszahlung  von  Sparkasseneinlagen  und 
durch  Einführung  von  Postchecks  liat  sich 
der  Wertverkehr  der  Post  zu  einem  umfang- 
reichen Bankbetriebe  ausgebildet.  —  Die 
völkerverbindenden  Wirkungen  der 


früher  ungeahnten  Massen  gesteigert.  Bei  i  bahn  uud  des  Telegraphen  machten  sich 
der  immer  wachsenden  Dichtigkeit  des  für  das  Postwesen  durch  die  Niederlegung 
Eisenbahnnetzes  und  den  täglich  mehrmals  |  von  nationalen  und  polizeiliehen  Schranken 
auf  den  Eisenbahnlinien  verkehrenden  Bahn-  aller  Art  geltend  und  führten  allenthalben 
posten  ist  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  zu  grösseren,  einheitlichen  Verbänden.  Dem 
Orten  täglich  ankommenden  und  abgehenden  .  Zuge  der  Zeit  nach  Oleichmässigkeit  des 
Posten  in  rascher  Vermehrung  begriffen. !  Verkehrswesens  suchte  die  Post  durch  Ver- 
Im  Ansehlnss  an  die  Bahnposten  breitet  einigungen,  wie  der  1850  gegründete  deutsch- 
sich  ein  Gewebe  von  Land-  und  Botenpost- ;  österreichische  Postverein,  sowie  durch 
Verbindungen  über  das  platte  Land  aus,  so- :  Verträge  zwischen  den  einzelnen  Staaten  zu 
dass  im  Reichspostgebiet  gegenwärtig  keine  entsprechen ;    auch    verminderte  sich  die 


noch  so  abgelegene  Niederlassung  mensch- 
licher Wohnungen  besteht,  die  nicht  täglich 
mindestens  einmal  durch  die  I*indhrief- 
träger  Gelegenheit  zum  Empfang  und  zur 
Ahsendung  von  Postsendungen  hätte.  In 
gleicher  W  eise  wie  dio  Dampf  kraft  ist  auch 


störend  grosse  Zahl  der  partikularistisch 
verwalteten  Postinstitute  durch  den  natio- 
nalen Zusammenschluss  der  schweizerischen, 
deutschen  und  italienischen  Posten.  Als 
die  wirksamste  Förderung  des  gesamten 
Postwesens  der  Gegenwart  und  von  glflck- 


das  jüngste  der  modernen  Beföi derungs-  j  verheissender  Fruchtbarkeit  für  die  Zukunft 
mittel,  der  elektro-magnctisehe  Telegraph ,  hat   sich    aber    die   von    dem  deutschen 


für  die  Vervollkommnung  des  Postwesens 
dienstbar  gemacht  worden.  Bei  der  nahen 
Verwandtschaft  zwischen  beiden  dem  Nach- 
richten verkehr  gewidmeten  Anstalten,  stellte 
sich  bald  nach  Errichtung  der  Staatstele- 


Generalpostmeister  Heinrich  v.  Stephan 
(f  1897)  im  Jahre  1874  im  Vertrage  zu 
Bern  zu  stände  gebrachte  universelle  Ver- 
einigung der  Kulturländer  Europas.  Amerikas 
und  Asiens  erwiesen,  welche  seit  1878  den 


graphie  eine  Verbindung  der  Telegraphen- ;  Namen  Weltpostverein  führt  und  in  der 
Stationen  mit  den  Postanstalten  als  zweck- !  That  die  gesamte  Kulturwelt  mit  einheitlich 
massig  und  notwendig  heraus.   Nach  dem  geregeltem  Postverkehr  umfasst. 
Vorgango  Deutschlands  (1875)  ist  demnächst  i 
die  Verwaltung  des  Post-  und  Telegraphen- 
wosens   in  England,    Frankreich,  Italien 


u.  a.  O.  mit  erheblichem  Vorteil  für  beide 


II.  Postbetrieb. 
6.  Zweck  des  Postbetriebs.  Nach  der 
volkswirtschaftlichen  Theorie  fällt  dem  Ver- 


Dienstzweige  zu  einheitlich  organisierten  |  kehr  die  Venuittelung  zwischen  der  Pro- 
Verkehrsanstalten    errichtet   worden.     Die  ;  duktion  und  der  Konsumtion,  den  Verkelirs- 
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mittclu  eine  ausgleichende  und  fördernde 
Thätigkeit  im  Güteraustausch  zu.  Diese 
rein  wirtschaftliche  Erfassung  des  Verkclu« 
lässt  indessen  die  soziale  Seite  des  Verkehrs- 
bedürfnisses  ausser  Betracht,  die  sich  für 
Zwecke  des  Familien-,  des  Gemeinde-  und 
Staatslebens  sowie  dos  geistig -sittlichen 
Daseins  von  Anfang  an  nicht  minder  leb- 
haft als  für  die  Förderung  des  Guterlebens 
geltend  gemacht  hat.  Für  die  Entwickelung 
der  Post  ist  die  soziale  Seite  des  Verkehrs- 
lebens, wie  wir  aus  der  kurzen  Uebersicht 
ilirer  Geschichte  ersehen  können,  sogar  von 
erheblicherer  Bedeutung  gewesen  als  die 
wirtscliaftliche ;  die  ursprünglich  ausschliess- 
lich zu  Staatszwecken  eingerichteten  An- 
stalten für  den  Nachrichten-  und  Reise- 
verkehr sind  erst  spater  der  Benutzung 
durch  Private  zugänglich  gemacht  worden. 
Auch  in  der  Gegenwart  ist  trotz  der  un- 
geheueren Entwickelung  des  Handels  und 
der  Industrie  und  trotz  der  mächtigen 
Förderung,  welche  beiden  durch  den  Post- 
betrieb zu  teil  wird,  der  Anteil,  welche  die 
rein  menschlichen,  die  sozialen  und  die 
geistigen  Faktoren  des  menschlichen  Zu- 
sammenlebens am  Postverkehr  nehmen,  ein 
ausserordentlich  hoher.  Von  einem  der 
hervorragendsten  Kenner  des  Verkehrs- 
lebens1) wurde  für  das  Jahr  1873  die  Be- 
teiligung an  den  5<K)  Millionen  Briefpost- 
sendungen der  deutschen  Reichspost  auf 
15%  für  die  Korrespondenz  der  Behörden, 
5%  für  Kunst  und  Wissenschaft,  45%  für 
Familien-  und  sonstige  Privatverhältnisse  ■ 
und  35%  für  Handel  und  Industrie  ge-j 
schätzt.  Daneben  beförderte  die  Reichspost  | 
230  Millionen  Zeitungsexemplare,  von  denen 
nur  der  bei  weitem  kleinere  Teil  dem  wirt- 
schaftlichen Gebiete  angehörte.  Allen  Fak- 
toren des  Kidturlebcns  gleichmässig  dienst- 
bar, nimmt  die  Post  selbst  eine  nicht  un- 1 
beträchtliche  Stelle  als  Trägerin  der  Kultur 
ein  und  wird  deshalb  mit  Recht  unter  die 
Einrichtungen  der  Volkswohlfahrt  gezählt. 
Der  Zweck  des  Postbetriebes  ist  demgemäss 
auf  die  gleichmässige  Förderung  aller  Be- 
standteile der  Volkswohlfahrt  gerichtet. 

In  älteren  Lehrbüchern  der  Finanz- 
wissenschaft pflegte  die  Post  unter  den 
Quellen  des  staatlichen  Privaterwerbs  be- 
handelt zu  werden.  Wenngleich  die  Er- 
zielung eines  Ueberschusses  auch  bei  staat- 
lichem Postbetrieb  als  ein  durchaus  be- 
rechtigter Nebenzweck  anzuerkennen  ist, 
so  ist  der  Erwerb  doch  keineswegs  das 
ausschlaggebende  Moment  für  die  Gestaltung 
und  die  Behandlung  der  Posteinrichtungen. 
Es  enthält  deshalb  eine  Verkennung  des 
Wesens  und  des  Hauptzweckes  der  Post, 

')  Dr.  Stephan,  Weltpoat  und  Luftschiff- 
fabrt,  Berlin  1814,  S.  4. 


I  wenn  derselben,  wie  in  der  Rechtsprechung 
'  mehrfach  geschehen,  aus  formell  juristischen 
'  Gesichtspunkten  die  Eigenschaft  eines  Kauf- 
manns im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches 
beigelegt  worden  ist1).  Hierbei  ist  über- 
sehen, dass  dem  Postbetriebe,  wenngleich 
er  naturgemäss  unter  Beachtung  wirtschaft- 
licher Formen  und  unter  Vermeidung  jedes 
unnötigen  Aufwandes  geführt  wird,  doch 
der  von  der  Gescliäftsführung  des  Kauf- 
mannes unzertrennliche  Charakter  des  Ge- 
werbebetricl)cs,  d.  h.  einer  auf  Gcwinn- 
erzielung  gerichteten  Tliätigkeit,  abgeht. 
Der  Hauptzweck  des  Postbetriebs ,  alle 
Faktoren  der  Volkswohlfalu*t  gleichmässig 
zu  fördern,  rechtfertigt  nicht  nur,  dass  zur 
Ausgleichung  des  Kulturlebens  innerhalb 
verschiedener  Teile  des  Staatsgebietes  in 
wirtschaftlich  oder  sonst  minder  entwickelten 
Distrikten  Aidagen  errichtet  und  unterlialten 
werden,  die  für  sich  allein  betrachtet  die 
Kosten  nicht  aufbringen,  sondern  er  kann, 
wo  die  besonderen  Verhältnisse  der  nationalen 
Existenz  dies  erfordern,  es  auch  notwendig 
machen,  dass  auf  die  Erzielung  eines  Ueber- 
schusses aus  dem  Postbetriebe  überhaupt 
verzichtet  wird,  ja  dass  für  den  letzteren 
mehr  oder  minder  beträchtliche  Zuschüsse 
aus  deu  allgemeinen  Mitteln  aufgewendet 
werden.  Die  Bundespost  der  Vereuügteii 
Staaten  von  Amerika  arbeitet,  um  zur 
Kultivierung  des  weiten  Gebietes  ilirerseits 
wirksam  beizutragen,  seit  vielen  Jahren  mit 
einer  sehr  erheblichen  Unterbilanz.  Die 
Ueberwindung  der  ungeheueren  Entfer- 
nungen in  dem  dünn  bevölkerten  Lande 
bringt  es,  bei  der  Notwendigkeit,  Postver- 
biudungcu  zu  staatlichen  und  allgemeinen 
Kulturzwccken  aufrocht  zu  erhalten,  in 
Russland  mit  sich,  dass  die  Ausgaben  der 
Postverwaltung  durch  ilm>  Einnahmen  nicht 
gedeckt  werden.  Ebenso  bedingen  in 
Argentinien  die  Terrainschwierigkeiten  des 
I  ^and  es,  dass  der  Post  betrieb  regelmässig 
einen  Zuschuss  erfordert. 

7.  Extensiver  und  intensiver  Post- 
betrieb. Will  man,  wie  dies  nach  dem 
Vorgänge  von  E.  Sax  neuerdings  üblich 
geworden  ist,  die  der  Landwirtschaft  ent- 
lehnten Bezeichnungen  des  extensiven  und 
des  intensiveu  Betriebes  auf  die  Post  an- 
wenden, so  wiederholt  sich  auch  an  ihr  die 

*)  Entsch.  des  Reichsoberhandelsgerichts 
Bd.  XII.  S.  311,  XVH,  S.  127,  XXIII,  S.  11. 
Zu  vergl.  die  zutreffenden  Ausführungen  von 
Volkmann  im  d.  Postarchiv  1874,  S.  321  ff. 
und  namentlich  bei  Goldschmidt,  Handels- 
recht I,  S.  488  ff.  und  Zeitachr.  f.  Handelsrecht 
XXIII,  S.  304  ff.,  neue  Ausgabe.  Das  neue 
Handelsgesetzbuch  hat  die  Frage  in  dem  oben 
vertretenen  Sinne  entschieden,  indem  §  451  be- 
stimmt, dass  die  Postverwaltungen  nicht  als 
Kaufleute  im  Sinne  des  H.G.B,  gelten. 
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"Wahrnehmung,  dass  der  Betrieb  anfänglich 
(Staatsposten  der  Perser  und  der  Rumer, 
älteste  Taxissehe  Posten)  extensiv  beginnt 
vind  bei  weiterer  Vervollkommnung  und 
fortschreitender  Kulturentwickelung  zur 
Stufe  der  Intensität  aufsteigt.  Der  Yolks- 
wohlfahrt  zu  dienen  bestimmt,  kann  die 
Post  in  der  Wahl  ihrer  Betriebsstufen  nicht 
willkürlich  verfahren;  sie  ist  vielmehr  von 
dem  allgemeinen  Kulturzustande  im  wesent- 
lichen abhängig  und  muss  ihre  Betriebs- 
formen dem  aus  diesem  Zustande  sich  er- 
gebenden VerkelirslMxliirfnis  anpassen.  Da- 
mit ist  jedoch  nicht  gesagt,  daes  die  Ver- 
kehreeinrichtungen der  Post  den  Bedürf- 
nissen der  beteiligten  Kreise  immer  zu 
folgen  hätten.  Das  allgemeine  Interesse 
kann  es  im  Einzelfall  sehr  wohl  erforder- 
lich machen,  dass  die  Einrichtungen  dem 
Bedürfnis  vorangehen  und  darauf  be- 
rechnet sind,  den  Verkehr  zu  wecken  oder 
doch  in  die  dadurch  geschaffenen  Wege  zu 
leiten.  Friedrich  Wilhelm  I.  handelte  staats- 
wirtschaftlieh  vollkommen  richtig,  als  er  in 
dem  durch  Pest  und  Krieg  verödeten  Ost- 
preussen  zur  Wiederkultivierung  des  Landes 
Posten  anlegte,  die  zunächst  Zuschuss  er- 


betriebes  —  Verteilung  der  Postanstalten 
nach  Flächeninhalt  und  Bevölkerung  der 
einzelnen  Iilnder,  Zahl  und  Frequenz  der 
Fostverbi  ndu  ngen ,  Häufigkeit  der  Brief- 
bestellungen und  Briefkastenleerungen,  Zahl 
der  Postsendungen  auf  je  1000  Einwohner 
11.  dgl.  m.  —  unter  den  am  meisten  charakte- 
ristischen Kennzeichen  der  Kulturstufe  auf- 
zuführen. Dabei  ist  jedoch  nicht  ausser 
acht  zu  lassen,  dass  die  Reihenfolge,  welche 
sich  bei  derartigen  Vergleichen  zwischen 
den  einzelnen  Nationen  ergiebt,  keineswegs 
ein  absolutes  Merkmal  für  ihren  Kulturgrad 
ist.  Einerseits  können  geographische,  phy- 
sische oder  sonstige  Besonderheiten  eines 
Landes,  z.  B.  die  Durehgangslagc  von  Däne- 
mark und  Belgien,  der  hohe  Reise-  und 
Touristenverkehr  der  Schweiz,  zu  einer  Ver- 
kehrefrequenz  führen,  welche  zu  der  übrigen 
Kulturentwickelung  ausser  Verhältnis  steht. 
Sodann  sind  die  gewaltigen  Verschieden- 
heiten in  Betracht  zu  ziehen,  welche  inner- 
halb ausgedehnter  Gebiete  grosser  linder, 
wie  Russland,  nordamerikanische  Pnion.  be- 
stehen und  die  naturgemäss,  auch  bei  hoch- 
entwickeltem Postverkohr  in  den  dichter 
bewohnten  Distrikten,  auf  das  Gesamtergeb- 


forderten.   Eine  richtige  Postbetriebspolitik  nis  nachteilig  einwirken.    Uehrigens  wird 


wird  es  verstehen,  die  Verbesserungen  des 
Betriebes  so  einzurichten,  dass  sie  den  wirt- 
schaftlichen und  Kulturfortschritten  ent- 
gegenkommen und  damit  gleichzeitig  zu 
ihrer  BeseMeuuigung  beitragen.  Die  Ver- 
stärkung der  Intensität  des  Betriebes  wird 
dabei  möglichst  so  zu  treffen  sein,  dass  die 
aufgewendeten  Kosten  durch  die  stärkere 
Benutzung  der  verbesserten  Transportmittel 
wieder  eingebracht  werden.  Indessen  kann 
der  erzielte  Nutzen  sich  auch  in  anderer 
Weise  als  durch  die  unmittelbare  Erhöhung 
der  Postgefälle  geltend  machen,  da  sich  die 
verkohrsehaffende  Wirkung  der  Betriebs- 
verbesserungen  keineswegs  immer  auf  die 
Vermehrung  der  eigenen  Frequenz  be- 
schränkt. Ein  Beispiel  einer  intensiven 
Post tetriebsan läge,  die  nicht  ausschliesslich 
den  Zwecken  des  Postverkehrs  zu  dienen 


die  Intensität  des  Postbetriebes  sich  ioner- 
halb  der  einzelnen  Staaten  selbstverständ- 
lich sehr  verschieden  gestalten.  Während 
dem  Postverkehr  von  Weltstädten ,  wie 
London,  New- York,  Berlin,  durch  Hunderte 
von  Zweigjiostanstalten,  durch  zehn-  und 
zwölfmalige  tägliche  Briefbestellung  ver- 
mittelst wahrer  Annceeu  von  Briefträgern, 
durch  zahlreiche  Stadtpostfahrten  unter  Zu- 
hilfenahme pneumatischer  Rohrpostverbin- 
dungen und  ambulanten  Expeditionsdienstes 
in  Strassenposten  mühsam  genügt  wird, 
reichen  für  selbst  lebhafte  Verkehrsorte 
vier-  oder  fünfmalige  Briefbestellungen  im 
Anschluss  an  die  mit  den  Hauptzügen  ein- 
treffenden Posten  vollkommen  aus:  für  das 
flache  Lind  ist  die  Einführung  einer  täglich 
zweimaligen  Briefbestelluug  eine  durch- 
greifende, dem  Bedürfnis  vielfach  voran - 
Ifcstimint  ist,  ist  die  mit  den  Anfängen  der  1  gehende  Verbesserung  des  Posthotrieljos.  — 
deutschen  Kolonialpolitik  zusammenfallende  |  Als  intensiv  charakterisiert  sich  der  Post- 
Einrichtung staatlich  subventionierter  Post- !  betrieb  auch  durch  die  Energie,  womit  er 


dampferlinien  nach  Ostasien.  Australien  und 
Afrika.  Ein  anderes  Beispiel  einer  nicht 
bloss  auf  Hebung  des  Post  verkehre  be- 
schränkten Verstärkung  der  lutensität  des 
Betriebes  bietet  die  von  der  Reichspostver- 
waltung in  den  Jahren  18S1— 89  durch- 
geführte Reform  des  l>audpostwesens  (s. 
unten  sub  14,  S.  137  H8),  für  welche  die  im 


neben  den  ältesten  Verkehrsmitteln  auch 
die  modernsten,  z.  B.  das  Fahrrad  und  das 
Automobil,  seinen  Zwecken  dienstbar  macht. 

8.  Staatsbetrieb  oder  Privatbetrieb. 
Die  Natur  und  Dauer  des  Zweckes,  der 
Umfang,  die  Gleichmäßigkeit  und  allgemeine 
Verbreitung  des  Betriebes,  endlich  die 
Ständigkeit  und  die  Homogenität  der  Be- 


allgcmeinen  Kulturinteresse  anzustrebende  triebsmittel  heben  das  Postwesen  auch  unter 
Verbesserung  der  postalisch  ungünstigeren  |  dem  rein  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte 


Lige  des  flachen 
massgebend  war. 


Landes  in  erster  Linie 


der  Betrachtung  aus  dem  Rahmen  der 
Privatunternehmung  heraus  und  charakteri- 


Man  pflegt  den  Intensitätsgrad  des  Post-  sieren  es  als  Objekt  der  Gemeinwirtschaft. 
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Auch  dem  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte 
ist  es  einleuchtend,  dass  der  Postbetrieb 
mit  seiner  das  gesamte  Staatsgebiet  um- 
spannenden, einheitlich  verzweigten  Organi- 
sation und  der  durch  die  Natur  der  Sache 
gebotenen  straffen  Centralisation  der  Leitung 
die  Vorteile  ausschliesst,  welche  sich  beim 
Privatbetriebe  durch  den  Mitbewerb  ver- 
schiedener Unternehmer  zu  ergeben  pflegen. 
Für  die  wichtigsten  Zweige  des  Postbetriebea 
wurde  die  Unterhaltung  von  Konkurrenz- 
linien  nicht  eine  wirtschaftliche  Ersparnis, 
sondern  einen  unnützen  Doppelaufwand  nach 
sich  ziehen.  Gestaltet  sich  der  Postbetrieb 
lüernach  thatsächlich  zum  Jlonopol,  so  er- 
scheint es  wirtschaftlich  gerechtfertigt,  dies 
Monopol  rechtlich  zu  sanktionieren  und  zu 
begrenzen,  um  Uim  innerhalb  seines  gesetz- 
lich geschützten  Bereichs  die  Möglichkeit 
einer  allen  Teilen  gloiehmässig  zu  gute 
kommenden  Ausübung  zu  sichern.  Ohne 
solchen  Rechtsschutz  (Postzwang)  würde  es 
der  Privatkonkurrenz  freistehen,  der  gemein- 
wirtschaftlichen Unternehmung  auf  den 
frequentesten,  gewinnbringenden  Routen,  auf 
denen  die  Betriebskosten  sich  bei  der  Masse 
der  zu  befördernden  Gegenstände  am  nied- 
rigsten stellen,  Mitbewerb  zu  machen  und 
ihr  dadurch  die  Mittel  zur  Unterhaltung  der 
an  sich  nicht  rentabeln,  im  Interesse  der 
Ijandeskultur  aber  nicht  minder  notwendigen 
Verbindungen  etc.  abzugraben.  Dem  aus- 
schliesslichen Rechte  des  Postbetriebes  ent- 
spricht auf  der  anderen  Seite  die  Pflicht, 
<bc  Einrichtungen  desselben  gegen  gleich- 
massige  Bedingungen  jedermann  zugänglich 
zu  machen,  eine  Pflicht,  die  in  den  das 
Postwesen  regelnden  Gesetzen  mehrfach 
allgemein  oder  für  bestimmte  Transport- 
gegenstände ausdrücklich  ausgesprochen  ist 

Dass  die  Ausübung  eines  derartigen  mit 
gesetzlichen  Rechten  und  Pflichten  ausge- 
statteten Postbetriebsmonopols  am  besten  in 
die  Hand  des  Staates,  als  des  geborenen 
und  bleibenden  Vertreters  des  Gemeinwohls, 
gelegt  wird,  bedarf  für  die  Staate  wirtschaft- 
liche Betrachtung  kaum  des  Nachweises. 
Der  grosse  Einfluss,  den  die  Gestaltung  des 
Postbetriebes  auf  alle  Zweige  des  wirt- 
schaftlichen und  des  Kulturlebens  überhaupt 
ausübt,  weist  darauf  lün,  seine  Ijeitung  der- 
jenigen Stelle  anzuvertrauen,  die  zur  gleich- 
mäßigen und  unparteiischen  Wahrnehmung 
aller  Interessen  weitaus  am  meisten  berufen 
und  am  besten  geeignet  ist  Namentlich 


')  Nach  dem  G.  über  das  Postwesen  des 
Deutschen  Reichs  v.  28.  Oktober  1871  §  3 
darf  die  Annahme  und  Beförderung  von  Post- 
sendungen von  der  Post  nicht  verweigert  w  erden, 
sofern  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und 
der  auf  Grund  desselben  erlassenen  Postordnung 
beobachtet  sind. 


[würden  Handel  und  Industrie  sich  gegen 
j  die  Ausübung  des  Postbetriebes  durch  Privat- 
I  Unternehmer  wegen  der  zu  befürchtenden 
I  Einmischung  in  ihre  eigenen  Gebiete  un- 
gemein empfindlich  zeigen.  Auch  sind  die 
zahlreichen  Geheimnisse,  welche  sich  dem 
Postbctriebe  hinsichtlich  der  geschäftlichen 
und  der  privaten  Beziehungen  des  ver- 
kehrenden Publikums  naturgemäss  offen- 
baren, beim  Staate  und  seinen  durch  ihre 
Beamtenstellung  und  den  Diensteid  zur 
I  Wahrung  des  Briefgeheimnisses  verpflich- 
teten Organen  am  sichersten  aufgehoben. 
Dazu  kommen  wichtige  politische  Momente, 
die  sich  sowohl  aus  dem  Umfange  des  Be- 
triebes und  des  zur  Ausflbung  desselben  er- 
forderlichen Personals  als  auch  aus  der 
das  allgemeine  Wohl  und  Wehe  innig  be- 
rührenden Natur  des  Postweseus  ergeben. 
—  Diese  Verhältnisse  haben  dazu  geführt, 
dem  Staatsbetriebe  für  die  wichtigsten 
Zweige  des  Postverkehrs  in  immer  steigen- 
dem Masse  Eingang  zu  verschaffen.  Er 
besteht  für  die  Briefpost  und  die  mit  der- 
selben eng  verbundene  Zeitungsbeförderung 
jetzt  ziemlich  überall,  und  zwar  unmittel- 
bar iu  der  Hand  des  Staates.  Die  noch  im 
18.  Jahrhundert  vielfach  übliche  Delegation 
des  Staatsbetriebes  an  Private  im  Wege  der 
'  Verpachtung  (wie  in  Frankreich  noch  bis 
zur  Revolution)  oder  der  erblichen  Ver- 
leihung, wie  in  den  österreichischen  Erb- 
lauden,  in  Hannover  und  in  Dänemark,  ist 
gänzlich  in  Wegfall  gekommen.  Selbst 
Völker,  bei  denen  dio  Thätigkeit  der  Staats- 
gewalt grundsätzlich  auf  das  geringste  Mass 
eingeschränkt  ist,  haben  den  Staatsbetrieb 
des  Postwesens  mit  ihren  wirtschaftlichen 
I  und  politischen  Anschauungen  vereinbar  ge- 
I  funden.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  die 
Post  seit  der  Begründung  der  Union  Buudes- 
angelegenheit ;  iu  der  Schweiz  ist  1849  an 
die  Stelle  der  ineltrfach  an  Private  über- 
lassenen  Kantoualposteinrichtungen  eine  eid- 
genössische Staatspost  getreten. 

Dabei  ist  anzuerkennen,  dass  die  Post 
nach  dem  Rechtsbegriff  des  Staates  zu 
seinen  unveräusserlichen  Hoheitsrechten  nicht 
gehört  und  dass  sich  demnach  die  Abgrenzung 
zwischen  dein  Staatspost  betriebe  und  dem 
der  Privatthätigkeit  zu  überlassenden  Teile 
der  Postbeförderung  nach  Zweckmässigkeits- 
gründen je  nuch  Lage  der  Verhältnisse  ver- 
schieden gestalten  kann.  Indessen  richtet 
sich  der  Zug  der  Zeit,  im  Gegensatz  zu 
dem  früheren  wirtschaftlichen  Standpunkte, 
gegenwärtig  mehr  auf  die  Ausdehnung  als 
auf  Einschränkung  des  Staatepostwesens. 
In  England  ist  die  im  Anschluss  an  den 
Packetdienst  des  Weltpostvereins  erfolgte  be- 
scliränkte  Einführun  g  einer  Packe  tbeförderu  ng 
durch  die  Landespost  als  ein  woldthätiger 
Fortschritt  begrüsst  worden.   Ebenso  haben 
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die  französische  und  die  italienische  Post, 
die  sich  lange  ausscldiesslich  auf  Brief- 
beförderung  beschränkt  hatten,  einen  Be- 
förderungsdienst filrPackete  bis  zu  gewissem 
Gewichte  und  Umfange  neuerdings  einge- 
führt. Auch  in  Nordamerika  wird  die  Aus- 
dehnung des  l'ostl>etriobes  auf  Packereien 
gegenwärtig  vielfach  erörtert.  In  Deutsch- 
land umfasst  der  Post  betrieb,  obwohl  das 
ausehliessliehe  Reiht  sich  auf  Briefe  und 
Zeitungen  beschränkt,  auch  die  Besorgung 
von  Geldvennitteluiigsgeschäften  der  mannig- 
faltigsten Art  sowie  eine  ausgedehnte  Be- 
förderung von  Packeten  und  Reisenden.  Die 
Einschränkung  der  Einrichtungen  für  den 
Reiseverkehr,  welche  die  Reichspostver- 
waltuug  im  Anscldusse  au  die  wachsende 
Verdichtung  des  Eisenbahnnetzes  ohne 
Schädigung  allgemeiner  Interessen  im  An- 
fang der  siebziger  Jahre  vornehmen  zu 
können  glaubte,  hat  lebhafte  Klagen  des 
beteiligten  Publikums  hervorgerufen.  Die 
Mitliewerbsversuche  auf  dem  Gebiete  der 
Packetbeförderung  durch  Privatunterneh- 
mungen sind,  obwohl  die  letzteren  ihren 
Betneb  auf  Verbindungen  zwischen  verkehrs- 
reichen Orten  einschränkten,  gegenfilnjr  den 
fiberalllün  verzweigten  Einrichtungen  der 
Staatspost  ohne  wesentlichen  Erfolg  ge- 
blieben. Die  Privatposten  für  Bestellung 
von  Ortspostsendungen,  die  seit  den  achtziger 
Jaliren  au  vielen  Orten  Eingang  gefunden 
hatteu,  sind  durch  die  Ausdehnung  des 
Postzwanges  auf  Ortsbriefe  (0.  v.  20.  De- 
zember 1899)  in  Deutschland  seit  1.  April 
19U0  verboten. 

9.  Briefpostverkehr.  Von  den  ältesten 
Zeiten  an  ist  der  Brief  die  Form  für  die 
Uebermittelung  von  Nachrichten  gewesen, 
deren  Inhalt  Dritten,  namentlich  auch  dem 
l'eberbringer  (Uriasbrief !)  geheim  bleiben 
.sollten.  Ein  sorgfältiger  Verschluss  der 
Briefe,  gleichviel,  ob  sie  in  Gestalt  der  bis 
tief  ins  Mittelalter  hinein  bräuchlichen  Wachs- 
täfelchen (Diptycha)  oder  in  Form  von 
Rollen  aus  Papyros,  Baumbast,  Palmblättern 
und  Tierhäuten,  namentlich  Pergament,  ab- 
gefasst  wurden,  galt  als  uuerlässliche  Vor- 
bedingung ihrer  Post-  und  Reisefälligkeit. 
Der  Verschluss  ward  in  ältesten  Zeiten 
durch  Umschnüren  mit  Bindfäden  u.  dgl. 
bewirkt;  die  indischen  Palmblättcrbriefe 
werden  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag 
mittelst  einer  um  das  zusammengelegte 
Blatt  herumgelegten  und  kimstvoll  ver- 
knoteten Blattrippe  geschlossen.  Doch  wur- 
den schon  die  Briefe,  die  König  Ahasver 
(Buch  Esther  Kap.  3  Vers  12)  an  seine 
Landpfleger  und  Hauptleute  »nach  der 
Schrift  eines  jeglichen  Volkes  und  nach 
ihrer  Sprache«  *)  schreiben  liess,  mit  des 


Königs  Ringe  versiegelt.  Die  grosse  'L\ 
der  mit  Bildwerken  aller  Art  verziert. 
Siegelringe,  die  aus  dem  ägyptischen,  gried 
sehen  und  römischen  Altertum  auf  uns  t 
kommen  sind,  legen  von  dein  allgemein 

1  Gebrauche  des  Briefversehlussos  durch  Sie; 
redendes  Zeugnis  ab.    Eine  Erinnerung 
den  hohen  Wert,  der  bis  in  die  neuere  I 
auf  sorgfältigen  Briefverschluss  gelegt  wur 
ist  dann  zu  erblicken,  dass  dasausschlie 
liehe  Beförderungsrecht  der  Post  Bich 
unverschlossene  Briefe  nicht  zu  erstreel 
pflegt.  —  Gleichviel  indessen  ob  unter  V 
schluss  otler  mit  der  undiplomatischen  Off 
heit  der  Postkarte,  dient  der  Briefpsh 
kehr  in  höchster  Potenz  dem  persönhV 
Gedankenaustausch  in  die  Ferne;  er  < 
spricht  dem  allgemeinsten  und  daliei 
gleich  individuellsten  Verkehrsbedürfnis 
Menschheit  und  erfüllt  durch  die  Re 
mässigkoit  und  Unablässigkeit  seines  Wirl 
im  Organismus  unseres  Verkehrslcbens 
selben  Funktionen  wie  die  Lunge  im  men 

l  liehen  Körper.    Die  Vielgestaltigkeit 
Fülle  dieses  Gedankenaustausches  ist  u 

<  schreibüch  und  in  stetem  Wachsen  begril 
sie  erstreckt  sich  auf  alle  Aeusserungen 
menschlichen  Zusammenlebens  und  voll; 
sich  selbst  bei  den  unscheinbarsten  uu< 
gelegensten  Dingen  mit  einer  überrasc 
den  Energie,  die  namentlich  dann  zu 
tritt,  wenn  Unregelmässigkeiten,  Stocku 
oder  Unterbrechungen  der  Briefbeförde 
zu  Besehwerden  Anlas«  geben.  Wi 
Familien-,  Freundschafts-,  Geschäfts-, 
dels-  und  politische  Interessen  stehe i 
dem  Spiele,  wenn  es  sich  bei  dem  Stix 
eines  transatlantischen  Postdampfers , 
die  Bergung  der  Hunderte  von  Briefs 
handelt,  in  denen  die  Post  von  An 
nach  Europa  auf  jedem  der  fast  ti 
zwischen  beiden  Kontinenten  verkehr* 
Postdampfsclüffe  den  atlantischen  1 
passiert ! 

Im  Gegensatz  zu  der  früheren 
technik,  welche  den  sicheren  Nachweis 
einzelneu  Beförderungsgegenstandes  fi 
erlässlich  hielt  und  deshalb  bis  ins  19. 
hundert  hinein  von  der  Eintragung  dt 


>)  Da«  Schreiben  nach  der  Schrift  und 


Sprache  eine«  jeglichen  Volke»  bildet  nocl 
eine  der  grössten  Schwierigkeiten,  mit 
die  vortreffliche  Postverwaltung  des 
sprachigen  britisch-indischen  Reiches  zu  k 
hat  Die  von  dem  General-Postmeister  dt 
westlichen  Provinzen,  C.  W.  Hutchi 
herausgegebene  Zusammenstellung  der  t 
indischen  Posten  beförderten  einheii 
Schriftcharaktere  (Specimens  of  various 
cular  characters  passiug  through  the  Po 
in  India,  Calcutta  1877)  weist  nicht  - 
als  71  verschiedene  Schriftarten  der  in 
gebräuchlichen  asiatischen  Sprachen  ui 
lekte  auf. 
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Keinen  Briefe  iu  Briefkarteu  nicht  absehen 
zu  können  glaubte,  macht  die  Intensität  des 
heutigen  Briefverkehrs  jede  thunliche  Be- 
schleunigung und  Vereinfachung  in  der 
Auflieferung,  dem  Expeditionsdienst  und 
der  Bestellung  der  Briefe  notwendig.  Die 
Gleichmässigkeit  der  Portotarife,  deren  Viel- 
gestaltigkeit in  der  guten  alten  Zeit  die 
Auflieferung  der  Briefe  am  Postschalter, 
meist  auch  eingehende  Beratung  und  lang- 
wierige Verhandlung  zwischen  Korrespon- 
denten und  Annahmebeamteu  bedingte,  liat 
dazu  geführt^  dass  jetzt  fast  jeder  das  zu 
entrichtende  Porto  kennt  und  durch  Ver- 
wendung von  Freimarken  entrichtet;  das 
Verhältnis  der  unfrankiert  eingelieferten 
Briefe  zu  den  frankierten  ist  in  steter  Ab- 
nahme begriffen;  in  einzelnen  Postverwal- 


amte in  Berlin ,  wo  sich  die  Zahl  der  an- 
kommend und  abgehend  zu  bearbeitenden 
Senduugou,  welche  in  der  deutscheu  Haupt- 
stadt im  Jahre  1891  annähernd  0,3  Million 
Stück  taglich  Itetrug,  in  den  -12  Stunden 
von  5  Uhr  morgens  "des  31.  Dezember  1899 
bis  11  Uhr  abends  des  1.  Jauuar  19(10  auf 
4'  ;i  Millionen  Stück  spriugflutartig  erhöhte. 

Die  grösste  Schwierigkeit  für  die  pünkt- 
liche Briefbeförderung  bietet  der  Post  das 
verkolirende  Publikum  selbst  durch  unge- 
nügende Briefaufschriften.  Klagen  über 
falsche  Ortsbezeichnung,  z.  T.,  wie  nament- 
lich in  den  Ländern  englischer  Zunge,  durch 
den  Unterschied  zwischen  der  Aussprache 
und  der  Rechtschreibung  der  Ortsnamen, 
dann  durch  massenhaft  gleichnamige  Orte 
hervorgerufen     über  mangelnde  Wohnungs- 


tungen ist  der  Frankierungszwang  unter  i  angaben  l»ei  Briefen  nach  Grossstädten,  über 
Verwendung  von  Freimarken  oder  sonstigen  j  missverstand  liehe  oder  geradezu  rätselhafte 
Postwertzeichen  bereits  auf  fast  alle  Arten  Adressen  *),  bilden  eine  stehende  Kubrik  in 
von  Briefpostsendungen  ausgedehnt.  Dem- .  den  Jahresberichten  der  verschiedenen  Post- 
znfolge  vollzieht  sich  die  Auflieferung  der  Verwaltungen.  Der  sprichwörtlich  gewor- 
Briefe  in  immer  steigendem  Masse  ver- :  denen  Findigkeit  der  Postbeamteu  gelingt 
mittelst  der  Briefkasten,  deren  Dimensionen  es,  iu  nicht  seltenen  Fällen  schwierige,  ja 


und  Einwnrfsöffnungen,  namentlich  l>ei  den 
Hausbriefkasten  grosser  Postämter,  in  ent- 
sprechendem Wachstum  begriffen  sind  und 

die  sich,  namentlich  auf  dem  flachen  I  «ande,  I  auch  wegen  anderer  Ursachen  unanbring- 
als  eine  überaus  fühlbare  Erleichterung  des !  liehen  Best  Sendungen  (reimte,  englisch  dead 


scheinbar  verzweifelte  Aufschriften  zu  ent- 
ziffern. Indessen  bleibt  die  Zahl  der  haupt- 
sächlich aus  diesem  Grunde,  sodann  aber 


letters)  trotz  alledem  eine  recht  beträch tliche. 

Die  Post  ist  nach  Kräften  bemüht,  dio 
Hauptijuellen  der  Unbestellbarkeit  durch 
Hilfsnuttel  für  richtige  Adressierung  zu  ver- 
stopfen :  sie  verbreitet  lexikalische  \  erzeich- 
nisse  von  Postorten  mit  genauer  Angabe 
ihrer  I-ige,  sie  sorgt  bereits  in  den  Schulen 
für  Unterweisung  iu  der  Anfertigung  rich- 
tiger Briefaufschriften  nach  eigens  dazu  her- 
ausgegebenen Musterheften fi),  sie  verbreitet 


Briefverkehrs  bewähren.  Im  Heichspost 
gebiet  hat  siel»  die  Zahl  der  Briefkasten 
von  24  703  im  Jahre  1871  auf  9183S  im 
Jalire  1898  vermehrt.  —  Die  Abfertigung 
der  Briefe  wird  durch  Steinpelmaschineu, 
welche  das  Entwerten  der  Freimarken  be- 
wirken ,  durch  Verteilung  nach  einzelnen 
Kursen.  Bearbeitung  im  Eisenbahnpastwagen 
und  in  den  schwimmenden  Postbureaus  der 
Dampferlinien  beschleunigt.  Für  rasche  Aus- 
händigung an  die  Empfänger  wird  gesorgt 
durch  Vorarbeit  des  Sortieruugsgeschäftes 
während  der  Beförderung,  durch  schnelle  M  Die  sehr  grosse  Zahl  der  not  leidenden 
.     .  -,  j.   r,   .  ii     •       -i?  und  «er  gänzlich  unbestellbaren  briete  in  den 

Austeilung  an  die  Bestellreviere,  \  ei-mclmmg  Vereinigten  Staaten  -  nach  der  Bemcr  Sta- 
der  BestelJgange  und  des  Bestellpersonals, 1  tistik  von  igy«  »>2uoti41  und  2487  7*>4  Stuck  — 
Anbringung  von  Hausbriefkasten  für  an-  hangt  mit  der  ungewöhnlichen  Menge  gleich- 
kommende Sendungen  sowie  von  ver-  namiger  Orte  in  Nordamerika  zusammen, 
schlossenen  Brief  fächern ,  den  zuerst  in  *)  Die  „curious  incidents-4  der  Berichte  des 
Amerika  angewendeten  letter  boxes,  welche  englischen  General-l'oetmeisters  enthalten  hier- 
die  Abholer  von  aussen  ohne  Zuthun  eines  f«r,  ci«  reiche,s  Material  Der  JK .  Kenort  er- 
Beamten selbst  öffnen.  Vermöge  filier  dieser  wäLllt  eu,en  Hnef  auß  Ludlow  m,t 


Hilfsmittel  gelingt  es  der  Post,  selbst  in 
Zeiten  ungewöhnlicher  Anhäufung  der  auf- 
gelieferten oder  ankommenden  ßriefmassen 
iu  kürzester  Frist  Herr  zu  werden.  Die 
Zahl  der  bei  gewissen  Anlässen  (Ijotterie- 
lose,  Warenverzeichnisse,  Auktionskataloge 
n.  dergl.)  gleichzeitig  aufgelieferten  Post- 
sendmigen  ist  ebenso  erstaunlich  wie  die 
Schnelligkeit,  mit  welcher  sie  bewältigt 
werden.   Das  hervorragendste  Beispiel  einer 


Adresse: 

To  the  gentleman  who  looked  at  a  house  near 
Cleobury  Mortimer  tv  little  time  ago, 

Bilson. 
Staftordshire. 
Anf  diese  Angabe  hin  wurde  der  richtige  Em- 
pfänger in  einer  Stadt  von  2Ö0OÜ  Einwohnern 
biunen  4  Tageu  ermittelt. 

")  In  Preussen  sind  Schullihuugen  in  Her- 
stellung' richtiger  Briefaufschriften  durch  Miu.- 
Erluss  vom  5.  November  1872  empfohlen.  Muster- 
hefte für  den  Schulunterricht:  Otto.  3.  Auti. 


MassenbewäJtigung  von  Postsendungen  bietet  \8SS)  und  Hambach,  2.  Aufl.  1892:  für  Frank 
wohl  der  Netijahrsverkehr  beim  Briefpost-  ,  reich  leistet  ähnliche  Dienste  J.  Rolland  und 
Handwörterbuch  der  Staatswesens  liafton.   /.weite  Auflag.   Vi.  'J 
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die  zur  Erleichterung  der  Priefhestellung  j 
getroffene  Distriktseinteihmg  der  Hauptstädte 
durch  Aushang  von  Stadtplänen  in  den  Post-  ! 
Schaltern :  ja  sie  hat  durch  Mitteilung  an  j 
die  Handelskammern  auf  die  Kaufleute  da- 
hin einzuwirken   versucht,  dass   die  üble 
Sitte,  welche  hei  Briefen  an  eine  Handels- 
firma die  Wohnungsangabe  für  überflüssig 
und  dem  kaufmännischen  Decorum  zuwider- 


Anfordorungen 
der  Gegenwart 


laufend  hält.  gegenüber  den 
des  intensiven  Briefverkehrs 
zurücktreten  möchte. 

Die  auf  der  Karlsruher  Postkonferonz 
von  1*05  von  dem  damaligen  Oberpostrat 
Stephan  zuerst  in  Anregung  gehraehte 
Postkarte,  welche  demnächst  1SG9  auf 
Vorschlag  von  Ein.  Hermann  in  den 
österreichischen  Postdienst  eingeführt  worden 
ist.  hat  seitdem  in  kurzer  Frist  im  gesamten 
Postverkohr  Bürgerrecht  erlangt  und  sich 
als  ein  dem  Zuge  der  Zeit  entsprechendes 
Mittel  zu  kurzer,  schleuniger  und  häufiger 
brieflicher  Mitteilung  vollauf  bewährt.  Neuer- 
dings wird  mit  dem  Versenden  und  Sammeln 
von  Ansichtspostkarten  ein  weitverbreiteter 
Sport  gotriolten,  der  den  Post  karten  verkehr 
vorübergehend  noch  beträchtlich  steigert  und 
die  Pesteinnahmen  fühlbar  vermehrt.  Gleich 
der  Postkarte  sind  auch  Drucksachen 
l>ei  Versendung  unter  Band  und  ohne  brief- 
liche Mitteilungen  sowie  Sendungen  von 
Wa  i  en  proben  in  kleinen  Quantitäten  ohne  ■ 
Kaufwert  gegen  ermässigte  Taxen  ein  natu- ; 
haftet-  Bestandteil  des  Briefpostverkohrs.  j 
Die  Erleichterungen,  welche  dem  Handels-  , 
verkehr  sowohl  für  die  Hinfuhr  als  für  die 
Ausfuhr  von  Waren  hierdurch  erwachsen, 
sind  nicht  hoch  genug  zu  veranschlagen. 
Jedenfalls  werden  sie  von  den  Beteiligten 
selbst  voll  gewürdigt,  wie  sieh  ans  den 
dringenden  Wünschen  der  Interessenten  auf 
Zulassung  von  Gegenständen  als  Waren- 
proWnscnditiigcn  ergiebt,  welche  sich  ihrer 
Natur  nach,  wie  Flüssigkeiten,  leitende  Tiere, 
ätzende  Säuren,  spitzige,  schneidende  oder 
sonst  verletzende  Werkzeuge  n.  dergl.,  an 
sich  zur  Versendung  mit  der  Briefpost  wenig 
eignen  und  deren  unvermutete  Begegnung 
den  Beamten  der  Bahnpost  oder  Briefent- 
kart ung  meist  nur  geringe  Freude  bereitet. 

10.  Zeittuigsverkehr.  Die  Zeitungen 
werden  zwar,  gleichviel  ob  ihre  Versendung 
unter  Kreuzband  oder  im  Wege  de.-  Post- 
debits  erfolgt,  zu  den  Briefpostgegeuständen 
gerechnet:  in  der  Pol  »ersieht  ülier  die  Post- 
betriobszwoige  verdienen  sie  jedoch  beson- 
ders hervorgehoben  zu  werden.  Zunächst 
geschichtlich  wegen  der  eigentümlichen  Ver- 
bindung, die  zwischen  der  Entstehung  der 


M.  Mabyre,  I.a  Puste.  K>  Telegraphe  et  h 
Telephone.  Xotions  uxuellcs  a  la  portee  d< 
tone.  Paris  1KW. 


Zeitungen  und  den  Anfängen  <W  iuo<lern» 
Post  lauge  Zeit  hindurch  liestanden  Ii; 
Denn  im  Anfange  des  Zoitungsweseiis  Ii 
nicht  nur  die  Beförderung,  sondern  auch  <: 
Herstellung  der  Zeitungen  einen  mit  Eil 
wahrgenommenen  und  mit  Nachdruck  v- 
teidigten  Teil  der  |>ostalischen  Thiltigk 
gebildet.  A'or  allen  anderen,<  sagt  J. 
von  Beust »kommt  der  Zeitungen  .V 
nähme  von  den  Posthäusern  her  und  el 
darum  sind  unter  anderen  Ursachen  • 
Postmeister  mit  so  viel  stattlichen  Freiheil 
begal>et,  dass  von  Ihnen  der  h\ni  der  \\ 
entlehnt  und  gleich  als  aus  einem  Zei 
hause  durchgehender  Erfahrung  genomti 
werden  kann,  was  hie  und  da  vorgeh. 
Noch  heute  deuten  die  Titel  zahltet 
Zeitungen  auf  dies  altgesehichtliche  Verh 
nis  hin.  und  es  besteht  noch  gegenwä' 
eine  Anzahl  von  Zeitungen,  welche  das  Li 
der  Welt  in  Postbureaus  erblickt  h;\b 
beispielsweise  ist  die  Kölnische  Zeitung 
der  früheren  >  Kaiserlichen  Keichs-Ober-P 
amts-Zeitung  zu  Cölln*  hervorgegati; 
Auch  nachdem  diese  journalistische  Tliü 
keit  der  Post  ihr  Finde  eireicht  hatte, 
den  Postmeistern  lange  Zeit  hindurch 
Vertrieb  amtlicher  Tagesblätter,  insbeson« 
der  Gesotz-  und  Intelligenzblätter  übertr, 
gewesen. 

Vielleicht  ein  liest  dieses  alten  Verl 
nisses  ist  es,  dass  die  Post  in  Deutsch 
und  mehreren  anderen  Ländern  verniit 
des  Postdebits  nicht  nur  die  Bcföpb 
der  Zeitungen  bewirkt,  sondern  auch  A1h 
ments  auf  in-  und  ausländische  Zei  tu 
und  Zeitschriften  annimmt,  das  Zoitunu- 
von  den  Bestellern  einzieht  und  an  die 
leger  übermittelt  sowie  die  gesamte 
schäftlidte  Abwickelung  zwischen  Vei 
und  Abonnenten  besorgt.  Durch  dies- 
staltung  dos  Zeitungsgeschäfts  wirkt 
Post  Verwaltung  auf  die  Förderung  des 
tungsabsatzos  viel  nachhaltiger  ein  als  < 
die  bh >sse  Beförderung  der  vom  Vei 
hergestellten  und  zur  Post  aufgeli. 
ZeitungsjKiekete  oder  Kreuzbandseinli 
Das  Post/eitungsamt  in  Berlin,  welch' 
Debit  der  in  Berlin  erscheinenden  U>< 
lungen  (darunter  2  wöchentlich  13  m: 
wöchentlich  iL' mal,  4t>  täglich  1  ma 
übrigen  weniger  als  täglich  l  mal)  : 
sorgen  hat.  versjuidte  im  Jahn»  1^> 
.Millionen  Zcitungsmimmern  in  ü,<i  Mi! 
Packet- n  an  1275'}  Postanstalton  des  1 
Auslandes  und  steht  mit  1251  l'ostan 
in  Abrechnung.  Die  von  diesem  An- 
jährlich herausgegebene  Zeit  u  ngsj  >»•' 
w.  ist  12  102  Zeitungen  und  Zeitschri 
allen  Sprachen  auf,  wei  he  durch  Ve 

Pustregal  III,  S.  ölt.*i.    Nähere  A 
bei  Stephau,  Preiiss.  Post,  S.  137  f. 
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hing  der  Post  in  Deutschland  im  Wege  des 
Postdehits  bezogen  worden  könne». 

11.  Geldpost  verkehr,    a)  Postwert- 
sendungen.   Die  Beförderung  von  Geld- 
uud  Wertgegenständen  hat  schon  in  den 
Tagen  der  Universitäts-   und  Stadtboten- 
anstalten einen  Zweig  des  Versend  ungsver- 
kelirs  gebildet  und  stellt  trotz  der  ver- 
änderten Formen,  in  denen  sich  der  Geld-  j 
verkehr  und  namentlich  der  Zahlungsaus- 1 
gleich  im  gegenwärtigen  Wirtschaftsleben 
vollzieht,  auch  jetzt  noch  einen  wichtigem  ! 
und   umfangreichen  Dieustzweig  der  l'ost  j 
dar,  in  welchem,  nebeu  den  modernen  Ge- 
staltungen der  Geldauszahlung  und  der  Geld- 
einziehung  durch  Vermittehuig  der  Post, 
auch  heutzutage  noch  die  ursprüngliche  Art 
des  Naturalversandes  von  Gehl  und  geldes- 
werteu  Gegenständen  gegen  eine  durch  Zu- 
schlag   der    Versicherungsprämie  erhöhte 
Taxe   eine  beträchtliche  Stelle  einnimmt. 
Die  Haftpflicht,  welche  die  Post  auf  Höhe 
des  deklarierten  Wertes  für  die  unbeschä- 
digte Ankunft  der  Wertsendungen  übernimmt, 
bedingt  erhöhte  Ansprüche  an  die  Sorgfalt 
ihrer  technischen  Behandlung  und  an  die 
Sicherheit   ihrer  Verpackung,  Ansprüche, 
denen  man  in  früherer  Zeit  fast  allgemein 
nur  dadurch  genügen  zu  können  meinte, 
dass  der  Wertinhalt  bei  der  Auflieferung  der 
Sendung  amtlich  festgestellt  und  diese  als- 
dann ausser  dem  Privatsiegelversehiuss  auch 
noch  amtlich  versiegelt  winde.   Noch  jetzt 
muss  in  Russland  Geld,  welches  im  Inlande 
Kurs  luvt,  in  offenen  Briefen  oder  Wert- 
sendungen, deren  Inhalt  amtlich  festgestellt 
wird,  zur  Post  geliefert  werden ;  die  tür- 
kische Post  übernimmt  für  Geldbriefe  und 
Paekote,  deren  Inhalt  bei  der  Auflieferung 
geprüft  ist,  eine  weitergehende  Haftpflicht 
als  für  verschlossen  aufgelieferte.  In  anderen 
ljändern  ist  die  amtliche  Feststellung  des 
Inlandes  der  Wertsendungen  bei  der  Auf- : 
lieferung  fakultativ   zulässig.     Kbenso  Ite- 
stehen  hinsichtlich  der  Aushändigung  von 
Wertsendungen  besondere  Vorschriften  be- 
züglich der  I/egitimation  des  Empfängers; 
in  vielen  Ländern  werden  derartige  Seti-  • 
düngen  nicht  in  die  Wohnung  des  Adressaten  • 
bestellt,  sondern  müssen  am  Postschalter  in  I 
Empfang  genominen   werden :  in  Spanien ! 
müssen  Wertbriefe  sogar  vom  Empfänger  in  1 
Gegenwart  des  aushändigendem  Beamten  ge- 1 
öffnet  werden.    Ferner  ist  der  Betrag  der  I 
durch  die  Post  zu  befördernden  Werte  in  | 
vielen  Ländern  ein  begrenzter,  indem  für 
Wertbriefe  oder  Wertsendungen  ein  Maximal- 
betrag (in  Frankreich,  Belgien.  Spanien  u.a. 
10  000  Frcs..  in  Italien  im  Verkehr  zwischen 
den  Provin/ialdirektionen  10  000.  im  Ver- 
kehr mit  Postämtern  nur  üOOO  Lire)  fest- 
gesetzt ist.    In  verschiedenen  Ländern  wird 
die  Angabe  eines  geringeren  als  des  wirk- 


lich vorhandenen  Wortbetrages  als  eine  straf- 
rechtlich zu  ahndende  Uel>ertretung  be- 
handelt; in  anderen,  wie  in  Ikmtschland,  ist 
dem  Auflieferer  die  Höhe  der  Wertangabe 
freigestellt,  doch  übernimmt  die  Post  naturge- 
mäss  nur  bis  auf  Höhe  des  deklarierten  Wertes 
die  Garantie.  Auch  die  Form  der  Versen- 
dung ist  verschieden,  indem  für  Uires  Geld 
vielfach  Verdickung  in  Fässern,  l>ederbeutchi 
oder  Hollen,  sogenannte  gronps,  ffir  kostbare 
Gegenstände  kleinen  l'mfanges,  wie  Edel- 
steine, Pretiosen  u.  dgl.  mitunter  Wertkäst- 
ehen von  festgesetzten  geringen  Dimensionen 
(boites  de  valeurs  deelarees)  vorgeschrieben 
sind.  Eine  grössere  Zahl  von  Ländern,  wie 
England,  Nordamerika,  Griechenland,  befasst 
sich  mit  der  Postbeförderung  von  Wert- 
sendungen überhaupt  nicht.  —  In  Deutsch- 
land ist  der  WertMrag  für  Postsendungen 
sowohl  im  l.iueren  als  im  internationalen 
Verkehr  nicht  begrenzt,  auch  unterliegen 
Wertsendungen  in  Beziehung  auf  Gewicht 
und  Umfang  keinen  anderen  Beschränkungen 
als  einfache  Briefe  und  Packete:  hinsichtlich 
der  Verpackung  sind  die  Anforderungen  auf 
das  nach  dem  Gewicht  der  Grösse  uud  dem 
Inhalte  der  Senduugeu  unerlässüchste  Mass 
von  Sicherheit  geriehtot.  Für  den  Austausch 
von  Wertsendungen  bestehen  zwischen 
Deutsehland  und  t>esterroich- Ungarn  sowie 
mit  der  Schweiz  Verträge,  wodurch  dieser 
Verkelu-  in  noch  höherem  Grade  als  durch 
das  internationale  Abkommen  erleichtert  wird. 
—  Der  Verkehr,  der  sich  auf  Grund  dieser 
nationalen  und  internationalen  Bestimmungen 
vollzieht,  ist  ein  ebenso  umfassender  als  viel- 
gestaltiger. Die  Summe  des  angegebenen 
Werts  der  im  inneren  und  im  internationalen 
Dienste  beförderten  Postsendungen  erreicht 
jährlich  viele  Milliarden;  in  Deutschland  be- 
trug dieser  Wert,  unter  Ausschluss  aller 
sonstigen  Zweige  der  Geldvermittelung  durch 
die  l'ost,  lediglich  für  Wertbriefe  und  Wert- 
paekete  im  Jahre  lb!(8  die  hohe  Ziffer  von 
\~H2S  Millionen  Mark.  Der  wirkliche  Wert 
der  beförderten  Sendungen  beläuft  sieh  noch 
bei  weitem  höher,  da  es  namentlich  im 
Handelsverkehr  vielfach  Brauch  ist,  nur  einen 
Teil  des  Wertes  zu  deklarieren  und  wegen 
der  richtigen  Ankunft  des  gesamten  Inhalts 
sieh  entweder  auf  die  Sicherheit  «ler  Post- 
liefürdorung  oder  auf  private  Transport- Ver- 
sicherungsgesellschaften zu  verlassen,  welche 
aus  der  Versicherung  von  l'ost  Wertsendungen 
zu  geringeren  Prämien  als  die  Postversiehe- 
rungsgebühr  ein  besonderes  t.teschäft  machen. 
Bei  grösseren  Verlustfällen,  wie  etwa  bei 
Verbrennen  oder  der  Entwendung  eines 
ganzen  Kurssackes  mit  Wertbriefen,  pflogt 
sieh  herauszustellen,  dass  der  deklarierte 
Wert  kaum  ein  Viertel  oder  noch  weniger 
de*  wirklichen  Wertinhaltes  der  Sendungen 
erreicht.  Gewisse  Zweige  des  internationalen 
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Wertversandes  worden  sogar  gewohnhoits- 
mässig  ganz  ohne  Wertangalto  entweder  in 
eingeschriebenen  Briefen,  wie  ein  grosser 
Teil  des  Woehselvorkehrs,  oder  gar  in  ein- 
fachen Briefen  ohne  jeden  Nachweis,  wie 
der  Versand  von  Kdelsteinen,  hewhkt.  Die 
Diamanten  ans  den  Gruben  von  Kimberley 
weilen  durch  die  Post  der  t'apkolonie  meist 
in  Kinsohroib-  oder  einfachen  Briefen  nach 
Eurojia  geschickt.  Dies  weitgehende  Ver- 
trauen auf  die  Sicherhett  der  Postbeförde- 
rung und  demgemftss  auf  die  Ehrlichkeit  des 
Post pcrsonals  wird  trotz,  des  Aufsehens, 
welches  die  vereinzelt  vorkommenden  Post- 
veruutrouungen  zu  erregen  pflegen,  durch 
den  Erfolg  gerechtfertigt.  Die  Keiohspost- 
verwaltung  ^streitet  die  Ersatzleistungen, 
welche  ihr  aus  einein  Jahresverkehr  im  an- 
gegebenen Werte  von  über  23  Milliarden 
Mark  sowie  aus  einem  Päckereivorkehr  von 
15b1  j  Millionen  Stück  durch  Verluste  und 
Beschädigungen  aller  Alt  erwachsen,  mit 
einem  Jnhresfonds.  welcher  125000  Mark, 


also  kaum 


Hundertstel  Promille  der  zu 


vertretenden  Risikos  betrügt. 

b)  Geldauszahlungen  durch  die  P. 

Der  l'eltorgang.  welcher  sich  im  Geldver- 
kehr  allgemein  von  der  Natural-  zur  Kredit- 
wirtschaft vollzieht,  legte  den  Gedanken 
nahe,  auch  für  den  Geldvermittelungsvorkehr 
der  Post  Formen  zu  finden,  bei  (Ionen  von 
der  thatsachlichen  Versendung  des  zu  über- 
mittelnden Oeldes  abgesehen  werden  kann. 
In  umfangreichstem  Masse  ist  dies  der  Fall 
bei  den  P  o  s  t  a  n  w  e  i  s  u  n  ge  n  (monev-orders, 
mandats  de  j>oste),  auf  Grund  deren  die  Post 
es  übernimmt,  den  vom  Absender  in  A  bar 
eingezahlten  Botrag  an  den  Empfänger  in 
B  bar  auszuzahlen.  Zuerst  in  England  als 
Ersatz  für  die  dort  nicht  bestehende  Post- 
wortboförderung  eingeführt,  demnächst  aber 
auch  in  Deutschland  und  anderen  lindern 
mit  Postwertbeförderung  als  ein  ungemein 
wirksames  Werkzeug  des  Geldvermittelungs- 
verkehrs  anerkannt  und  angewendet,  hat  der 
Postanweisnngsdienst  sich  binnen  kurzem 
fast  allenthalben  Eingang  vei-schafft  und 
bilde!  gegenwärtig  sowohl  ffir  den  inneren 
als  auch  fftr  den  internationalen  Verkehr 
einen  äusserst  blühenden  Geschäftszweig  der 
Post.  Das  Vorfahren  ist  in  England  und 
denjenigen  Landern,  welche  dem  englischen 
Vorbilde  treu  geblieben  sind,  z.  B.  Frank- 
reich, Italien.  Belgien,  Nordamerika  n.  a., 
derart  geordnet,  dass  der  Altsender  die  An- 
weisung, die  ihm  geyeii  Einzahlung  des  Be- 
trages bi'im  Einlioferungsamte  ausgehändigt 
wird,  seihst  mittelst  Briefes  an  den  Em- 
pfänger sendet,  welcher  sie  dein  Postamte 
seines  Wohnorts,  das  vom  Einlieferunusatnto 
Zahlunusanweis  erhält,  zur  Zahlung  vorlegt. 
In  Deutschland  hat  man  es  für  zulässig  er- 
achtet, von  dem  besonderen  Zahbingsinweis 


abzusehen :  das  Einliefeningspnstamt  ivliic 
die  Postanweisung  an  den  Krnpfänir* 
welchem  der  Betrag.  ül>er  den  sie  laut* 
gegen  Quittung  auf  iler  An  Weisung  s.d* 
vom  Postamt  oder  durch  den  bestellend 
Holen  ausgezahlt  wir<l.  Man  ist  in  hemV 
laiul  und  den  liindem,  welche  dies  >■ 
fächere  Vorfahren  bei  sich  eingeführt  hab 
z.  B.  Oesterreich-Ungarn,  Schweiz,  Nied 
lande,  der  Meinung.  dass  sich  liei  demsell 
tlurch  geeignete  Ordnung  und  Kontrolle  < 
inneren  Dienstes  ein  gleiches  Mas*  ' 
Sicherheit  wie  l>ei  der  komplizierteren  enplis 
französischen  Methode  erreichen  lässt.  ! 
Betrag,  welcher  auf  Postanweisungen 
Auszahlung  übernommen  wird,  ist  lieschrik 
er  beträgt  auf  die  einzelne  Anweisung; 
Deutschland  bis  zu  !S<X>  Mk.,  in  Engl 
10  t\  in  Italien  1O0O  Lire:  im  intern; 
nalen  Verkehr,  in  welchen  dieser  Die 
zweig  auf  Grund  des  zu  l'aris  am  4.  . 
1878  geschlossenen  Uobereinkommens 
allgemein  aufgenommen  worden  ist,  ] 
Fres.  Für  den  internationalen  Verkehi 
die  Postanweisung  namentlich  auch  des 
ein  l*\sonders  geeignetes  Instrument, 
sie  die  Ausgleichung  der  bestehenden  M 
und  Wahrungsunterschiede  ermöglicht, 
dem  die  Einzahlung  im  Gehle  des 
liefeningslandos.  die  Auszahlung  in  i 
jenigen  des  Bestimmungslandes,  unter 
j  rechnung  nach  einem  die  beteiligten 
!  waltungen  von  Kursverlusten  schütze 
,  Tarif,  bewirkt  werden  kann.  Das  Mas 
■  welchem  die  einzelnen  Länder  sich 
sendend  und  empfangend  an  dem 
nationalen  Postanweisungsverkehr  betei 
ist  ein  sehr  verschiedenes  und  g>- 
interessante  Einblicke  sowohl  in  die 
sehaftliche  Lage  überhaupt  als  in  m 
ökonomische  Eigentümlichkeit.  Der 
nationale  Postanweisungsverkehr  des  . 
lS'.IS  betrug  in  Millionen  Francs 

ankommend  ahgt-h 


in 


Deutschland 
Nordamerika 
Oesterreich 
Frankreich 
Großbritannien 
Italien 


,8 
öS 
46 
43 

3* 


135 
30 

47 

39 

Wahrend    hiernach  in   Frankroi  c 
Wort  bot  rag  der  aus  dem  Auslände  ko 
den  und  der  nach  dem  Auslände  gori< 
Postanweisungen  nahezu  der  gleich 
I  überstieg  der  ankommende  Hotrag  < 
!  gehenden  in  Deutschland  um  mehr 
1  Drittel,  in  Grossbritannien  um  mehr 
|  Hälfto  und   in    Italien  um    mehr  J 
.Vierfache;   in  Nordamerika   blieb  « 
kommende  Wert  dagegen  um  mehr 
Hälfte    hinter    dem  abgehenden 
zurück.    Für  Italien  erklärt  sie  h  dei 
liehe  Mehrbetrag  der  ankommende 
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anweisungen  aus  der  grossen  Zahl  der 
Italhmcr,  di»'  sich  vorübergehend  im  Aus- 
lände aufhalten  und  einen  Teil  ihrer  Er- 
sparnisse durch  Postanweisungen  in  diu  Hei- 
mat senden.  1'mgekHirt  ist  auf  die  hohe 
Ziffer  des  aus  Nordamerika  abgehenden  Be- 
trages sicherlieh  die  grosse  Zahl  von  Aus- 
ländern von  Einfluss,  die  sich  alljährlich  im 
Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  ansiedeln 
und  ihren  Angehörigen  durch  Postanwei- 


einer  Provinzialdirektion  sich  ein  Kredit  buch, 
titolo  di  eredito,  im  Betrage  von  2<Mj — ölMHj 
Lire  ausfertigen  lassen,  gegun  dessen  Vor- 
weisung sie  bei  den  Postanstalten  unter- 
wegs Zahlungen  in  beliebiger  Höhe  bis  zur 
Erschöpfung  des  Kredits  erholten  können. 
Auch  in  der  Schweiz  sind  derartige  Bucher 
unter  der  Bezeichnung  blentitätsbücher  ein- 
geführt worden.  Zwar  ist  der  Gebrauch, 
der  von  dieser  Einrichtung  in  beiden  Iün- 


stingen  Geld  zum  Unterhalte,  als  Reisegeld  i  »lern  gemacht  wird,  bisher  wenig  umfang- 
nnd  dgl.  übermitteln.  —  Im  Reichspost-  reich ,  indessen  ist  die  Einführung  der 
gebiete  belief  sich  »1er  inländische  Postan-  Identitätsbücher  in  den  Welt  post  verkehr  auf 
weisungKvcrkehr  ls<»S  auf  984301 IX  Stück  dem  Postkongress  in  Wien  (181)1)  angeregt 
über  "»770  Millionen  Mark,  eine  Höhe,  welche  und  vou  mehreren  Staaten,  darunter  Frank- 
reich, ttesi'h losson  wonlen.  —  In  dem  Po  st- 
ehe ck  ve rke  Ii  r,  der  zueist  in  Oesterreich 
in  Anlehnung  an  die  dortige  Postsparkassen- 
einriehtung  eingeführt  wonlen  ist  (vgl.  unten 
den  Art.  Postsparkassen  sub  «!).  hat  die 
Geldanszahlung  durch  die  P»»st  eine  weitere 
Stufe  zum  Postbankbotriebe  erreicht,  die  sich 
in  Oesterreich  als  eine  wesentliche  Er- 
leichterung <les  Gehl  verkehr»  bewährt  hat 
und  sich  dort  grosser  Beliebtheit  erfreut. 
Der  \  ersuch  der  Kcichspostverwaltung.  den 
l'ostcluHikverkehr  auch  ohne  Postspnrkassen- 
einriehtungen  in  Deutschland  einzuführen, 
ist  zunächst  (ISO!»  19O0)  erfolglos  gebli»»bon, 
weil  es  nicht  gelang,  eine  Verständigung  mit 
dem  Beichstage  ül<er  die  Verzinsung  der 
Einlagen  und  die  Gebühren  zu  erzielen.  Der 


in  keinem  anderen  I^andc  auch  nur  an- 
nähernd erreicht  wird.  Um  den  Zufluss  der 
Mittel  zur  Bestreitung  dieses  mächtigen  Ver- 
kehrs, der  sich  naturgemäss  auf  die  einzelnen 
Ijandesteile  sehr  ungleich  erstreckt,  mög- 
lichst gleichinässig  zu  sichern,  liat  sich  die 
Kcichspostverwaltung  mit  der  Hoichslunk 
über  »?in  einfaches  Verfahren  geeinigt,  wo- 
nach letztere  der  Post  »lie  an  vielen  Orten 
vorkommenden  Ueborschüsse  abnimmt  und 
ihr  dagegen  di»;  anderwärts  nötigen  Zu- 
schüsse gewährt.  Im  Anschluss  hieran  ist 
man  weiter  dazu  ül-ergogangen,  au  Korre- 
spondenten, welche  viel  Postanweisungen 
empfangen,  den  Betrag  »lerselben  nicht  bar 
auszuzahlen,  sondern  auf  ihr  Gin  »guthaben 
!<ei  der  Kcichshank  Übertrag»*!!  zu  lassen ; 


neuerdings  w  ird  auch  der  Versuch  gemacht,  Wrsuch  wird  jedoch  zweifellos  erneuert 
•  las  gleiche  Verfahren  bei  Einzahlungen  auf !  werden,  und  es  lässt  sich  erwarten,  dass  es 
Postanweisungen  anzuwenden,  ind»'in  meh-  gelingen  winl,  den  Postcheekverkehr  als 
reren  Behörden  und  öffentlichen  Instituten  selbständigen  Dienstzweig  des  Geld  post- 
gestattet wonlen  ist.  diese  Einzahlungen  dieristes  in  Deutschland  einzubürgern, 
durch  Checks  auf  »lie  Re'uhsbank  zu  leisten.  c)  Geldeinziehung  durch  die  P. 
—  Ein  noch  weiterer  Schritt  zur  Kredit- :  Um  dem  Absender  von  Packeten  den  Ver- 
wirtsehaft  ist  es.  wenn  Postanweisungen  auf  kehr  mit  unsicheren  Bestellern  zu  erleich- 
bestimmte  kleine  Beträge  gegen  Erlegung  i  tern,  ülternimmt  »lie  Post  auf  Verlangen  des 
des  Nominal!  »et  rages  und  der  Befönlorungs-  j  Absenders  gegen  eine  Unsolidere  Naehnahme- 
gebühr  als  P<\stal  Orders,  boris  de  |x>ste.  au  gebühr  die  V<*rpflichtung,  die  Sendung  an 
den  Postschaltern  verkauft  werden,  welche  j  den  Adressaten  nur  gegen  Entrichtung  des 
von  dem  Empfänger  innerhalb  bestimmter  vom  Absender  angegebenen  Xaehnahm«*!*»- 
Umlaufsfrist  an  den  Postsehaitern  zur  Ein-  |  träges  auszuhändigen,  und  dem  letzteren  ent- 


Ifenng  vorgezeigt  werden  können,  l'eber 
geringe  Summen  lautend  (in  England  von  1 
bis  20  sh.,  in  Krankreich  über  1,  2.  ">,  In 
uml  2o  Pres.),  stellen  sich  dies«»  Postbons 
nahezu  als  Irihaberj>apiere  mit  l»esclinlnkter 
Umlaufsfrist,  meist  3  Monate,  «lar.  In  Eng- 
land winl  von  dieser  Papierscheidemünze 
ein  nicht  unbeträchtlicher  Gebrauch  gemacht : 
nach  der  letzten  Statistik  waren  im  Jahre 
1898/00  7(5.7  Millionen  Stück  Postal  <  inlers 


iionen 


Marl 


Iii! 


r 


m- 


im  Betrage  von  ."»44  Mill 
laufe  gewesen.  In  Italien  hat  man  »lie  Geld- 
auszahlung durch  die  Post  zu  einer  ganz 
l»esonderen  Form  des  Reisekreilits  ausge- 
bildet, wonach  Reisende,  welche  »Ii»-  Mit- 
führung  grösserer  Baibeträge  vermeiden 
wollen,  gegen  Einzahlung  der  Summe  bei 


weder  den  eingelösten  Nach  nah  me  betrag  zu- 
zuführen oder  »Ii»*  nicht  eingelöste  Nach- 
nahmesendung znrückzugel>eii.  Während  »lies 
seit  alter  Zeit  übliche  Pos  tri  ach  nahm  e- 
verfahren  (rembourseinent)  im  wesentlichen 
dazu  liestiinrnt  ist,  das  Kreditgcbeu  zu  ver- 
meiden und  auch  bei  Versendung  in  »lie 
Fern«*  einen  Verkauf  »1er  Ware  gegen  Bar- 
zahlung zu  ermöglichen.  besorgt  »lie  Post 
seit  etwa  2«>  Jahren  auch  die  Einziehung 
kreditierter  Gehler  im  W»^ge  des  Post  auf  - 
träges  (reeouvrement,  riscossione),  indem 
sie  Rechnungen,  Wechsel,  Fakturen.  Ilandels- 
papier«1.  Zinsscheine  und  »lergleiohen  über- 
nimmt.  um  den  riarauf  zahlbaren  Betrag  vom 
Schuldner  einzuziehen  und  an  den  Gläubiger 
abzuführen.     Diesem   Wrfaluvii.   das  sich 
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duivhaus alsein  inug^kehrtosPostanw-eisungs- j  auf  1000  Frcs.  aufgenommen  worden.  I)» 
vorfahren  darstellt,  ist  eine  noch  gn~sseiv ;  deutschen  und  der  belgischer!  IVistverwa 
Gelenkigkeit  dadurch  verliehen,  dass  auf 1  tung  eigentümlich  ist  eine  besondere  üesta 
Verlangen  des  Absenders  die  Post  den  dir;  dos  Postauftragdienstes,  zufolge  deivn  d 
zur  Einziehung  nbergol>enon  Wechsel  nicht  Post  Wechsel  an  den  Bezogenen  zum  Ai-coj 
bloss  dem  Schuldner  präsentiert,  sondern  |  vorzulegen  und  mangels  Aecepts  zur  l'r 
mangels  Zahlung  an  eine  zur  Aufnahme  lies ,  testierung  weiterzugeben  übernimmt.  Y.n> 
Wechselprotestes  bofugte  Person  (Gerichts- 1  lieh  besteht  in  Deutschland  die  liesnnde 
Vollzieher,  Notar  etc.)  woitorgiebt.  In  Bei- ,  Einrichtung,  wonach  den  Sendungen  n 
gion  sind  durch  ein  besonderes  Gesetz  sogar  Büchern ,  Musikalien,  Zeitschriften,  l<an 
die  Briefboten  ermächtigt  worden,  den  Pro-  karten  und  Mildern  unter  Einhaltung  der  f 
test  in  einer  eigens  dazu  eingeführten  ein-  Umeksachenseudungen  bestehenden  Bestii 
fachen  Form  selbst  zu  erhellen.  Kür  die  mutigen  ein  Postauftrag  z<"'  EinziehuiiL'  > 
KinfOhrung  derartiger  Postprotesto  hat  sich  die  Sendung  betreffenden  Heihnung  b«>ii 
die  Mehrzahl  der  deutschen  Handelskammern  fügt  werden  darf.  —  Im  Reichsj>ostgelii< 
schon  vor  längerer  Zeit  ausgesprochen,  «loch  sind  lS'ts  im  ganzen  ">  I  *!!"»!)<  >!S  Postauft \\ 
ist  seitens  verschiedener  deutscher  Ijandes-  mit  einem  einzuziehenden  Betrage  \ 
regierungen  angenommen  worden,  dass  ein  572b27  2»K»  Mark,  darunter  ">20',H)  A 
Bedürfnis  für  die  Vermehrung  der  Zahl  der  träge  zur  Weehselacoepteinhohmg  ausgefu 
zur  Erhebung  von  Wechselndesten  befugten  worden. 

Personen  in  Deutschland  nicht  vorliege.  Das       In  wie  nachhaltiger  Weise  durch  < 
Post  an  ftrags  vor  fahren  ist  in  der  Ausbildung.  Geldvermittelungsverkehr  der  Post  auf  ■ 
welche  ihm  durch  die  Keiehspostvorwaltung  Gesamtverkehr  eingewirkt  und  in  wie  s 
zu  teil  geworden  war,  in  den  meisten  LAn-  gendem  Masse  die  verschiedenen  Zweige 
dorn   eingeführt  und  durch  das  auf  dem  Tosteinzalriungs-    und  Postoinzichungs' 
I  js.sil»oner  Postkongross  geschlossene  Tebor- 1  fahrens  daran  teilnehmen,  erhellt  aus 
eiukommen  vom  21.  März  INS"»  auch  in  den  '  nachstehenden  l"el>orsieht  der  bei  der  Bei- 
internationalen  Postdieust  unter  Festsetzung  |  post  erzielten  Ergebnisse, 
des  Meist  lietrages  für  die  einzelne  Sendung 


in  den 
Jahren 

Postwerts* 

Stück- 
zahl 
in  Tau- 
senden 

'tidungen 

Wert  in 
Millionen 
Mark 

Post  au  Wehningen 

1 

stück-           ,  • 

zahl  OriiT 
in  Tin-  Millionen 
111  ,,,,n  Mark 
senden 

Postnacliiialiinc- 
sendungen 

in-    ,.  Mim™»,, 

senilen 

Postauftrag« 

stuck-  w 
zahl     .:>. .' 
in  Tan-  ,  ^ 
senden  u 

1*71 

15  1S0 

11  1 05 

10802 

5*7 

1  784 

33 

1H7ä 

Ü  554 

'3  »4  5 

25  711 

1  229 

3  "3 

57 

,627 

18N0 

9  54' 

n  263 

42  ^02 

2  461 

33" 

II 

3  548 

3 

INS;", 

9625 

1 1  855 

55097 

3  334 

3231 

4  512 

3 

IM!«) 

10  924 

14  os;o 

74  '49 

4  5<>o 

3  359 

95 

5  070 

lS'JN 

12>67 

15  653 

112513 

6  555 

=3  934 

3<>7 

5  4«5 

1  "= 

l'ebor  den  Sparkassendienst  der  Post  und  liindi-rn  die  Besorgung  des  Schnell! 
die  in  einzelnen  fluidem  daran  ange- 1  trau  Sports  ein  wesentlicher  Bestand  to 
schlossene  Hentenversiehening  durch  die  postbetriobes  geworden :  früher  hat  si 
Post,  welche  sich  ebenfalls  als  Zweige  des  gar  mehrfach  das  ausschliessliche  Hoc 
Gi'ldvermittelun^svcrkehrs  auffassen  la-sscn,  Post,  der  Postzwang,  auf  Packereien 
vgl.  den  Art.  Postsparkassen.  einer  bestimmten  Gewichtsgrenze  01s 

12.  Postpaeketverkehr.  Wenn  auch  in  .  In  Preiissen  ist  der  Postzwang  durch 
erster  Linie  dem  Nachrichten-  und  dem  rieh  Wilhelm  I.  für  Packete  bis  2<> 
Kd>eveikidir  dienend,  hat  sich  die  Post  schon  ,  eingeführt,  unter  Friedrich  dem  <ir<m- 
in  Ältester  Zeit  nebenbei  auch  mit  Beförde-  auf  l'i  Pfund  erweitert,  durch  Pos' 
rung  von  Packereien.  Gütern  in  kleinen  ]  vom  5.  Juni  1S.">2  wieder  auf  20  Pfui 
Mengen,  die  ihr  Ziel  eilig  erreichen  sollten. '  abgesetzt  und  erst  durch  G.  v.  2t) 
beschäftigt.  Der  cursus  publicus  der  rdini-  :  1  st >i  1  gänzlich  aufgehoben  worden, 
sehen  Kaiserzeit  besass  für  diesen  Zweck  deren  J^ind.-ru,  namentlich  in  K> 
eigene  Wagen;  ebenso  wird  m  den  Boten- ;  Frankreich.  Italien,  hat  man  die  P:i 
Ordnungen  der  Städte  der  Mitnahme  von  .  hefördotung  frühzeitig  der  Privat  in 
Waren  durch  die  Boten  gedacht.  Nach  der  !  überlassen ;  da  sie  eine  umfassende  ' 
Ausbildung  der  modernen  Posten  ist  in  vielen  satiou  notwendig  voraussetzt,  wird  s 
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dort  meist  von  grossen  Unternehmungen, 
messageries,-  parcel  companies,  unter  fak- 
tischem Ausschluss  des  Mitbewerbs  durch 
andere  bewirkt.  In  deu  Ländern,  deren 
Postbetrieb  sich  im  wesentlichen  auf  Briefe 
l>esehränkt,  ist  der  Betrieb  uaturgciuäss  sehr 
viel  einfacher  und  billiger,  daher  die  eng- 
lische und  die  französische  Post  hohe  Ueber- 


wichte  von  3  kg  beschränkt,  ist  der  inter- 
nationale Postpacketdienst  durch  das  Lissa- 
boncr  Zusatzabkommen  vom  21.  März  1885 
auf  Packereien  bis  zu  f»  kg  erweitert  worden 
und  steht,  nachdem  die  meisten  der  dem 
Weltjxxst verein  beigetretenen  Lander  sich 
diesem  Abkommen  angeschlossen  liaben, 
gegenwärtig  in  dem  grössten  Teile  der  civili- 


sehüsse  aufbringen.    Andererseits  ist  der  i  sierten  Erde  in  rascher  Entwicklung.  K 


Nutzen,  welchen  Posten  mit  Päekcroibe 
förderung  für  das  Gemeinwohl  darbieten, 
ein  bei  weitem  höherer:  die  Beförderung 
wird  durch  die  Post  bei  der  grossen  Ver- 
breitung der  Postanstalten  und  der  Zahl  und 
Regel mässigkeit  der  Postverbindungen,  die 
sieh  auf  alle  Teile  des  Gebietes  gloichmässig 
erstrecken,  weitaus  pünktlicher  und  schneller 
bewirkt  als  durch  noch  so  ausgedehnte 
Privatnntemehmnngen ;  endlich  kommt  die 
Gesamtausgabe  keineswegs  höher  zu  stehen, , 


erhebliche  Zahl  von  Ländern  liat  gleichzeitig 
oder  im  Ansehluss  an  die  Einführung  des 
internationalen  Packetdienstes  die  Beförde- 
rung  von  Postjtacketen  mit  den  für  diese  vorge- 
schriebenen Beschränkungen  auch  in  den 
inneren  Postdienst  aufgenommen,  namentlich 
Grossbritannien,  Frankreich,  Italien  u.  a.,  so 
dass  die  Länder  ohne  jeglichen  Postpaeket- 
dienst  jetzt  zu  den  verschwindenden  Aus- 
nahmefällen gehören.  Diejenigen  Lander  da- 
gegen, welche  neben  den  Post  pack  et  eu  im 


da  in  deu  Landern  ohne  PostjKicketbetrieb  technischen  Sinne  des  Wortes  auch  grössere 
neben  den  Betriebsausgaben  der  Post  doch  und  schwere  Packete,  Postfrachtstücke,  be- 
auch  diejenigen  der  Privatunternehmen  fördern  (Deutschland,  Oesterreich- Ungarn, 
schliesslich  dein  Publikum  zur  Last  fallen,  die  Schweiz.  Kussland,  die  skandinavischen 
während  die  Ausgalton  für  den  Post  (tacket-  \  Reiche  u.  a. ;  ausserhalb  Europas  namentlich 
verkehr  sieh  vielfach  mit  denen  für  den !  die  englisch -ostindische  Post  Verwaltung), 
sonstigen  Postbetrieb  decken  l).  Auch  seit-  haben  diesen  umfangreicheren  Dieust  neben 
dem  die  Post  für  den  Päckereiverkehr  haupt-  dem  internationalen  beibehalten  und  ül>en 
sächlich  auf  Eisen  bahnen  und  Dampfschiffe  ihn  auf  Grund  der  neben  jenen  Abkommen 
angewiesen  ist,  hat  sich  dies  Verhältnis  stehen  gebliebenen  besonderen  Postverträge 
wenig  geändert,  da  die  Eisenbahnen  den  i  auch  im  internationalen  Verkehr  aus. 


kleinen  Stückgut  verkehr  nur  schwer  in  ihren 


In  Deutschland  ist  die  Gewichtsgrenze 


auf  MassenU'förderung eingerichteten  Betrieb  für  Postpackete  auf  ">0  kg  festgesetzt;  von 
einreihen  können,  und  auch  wo  sie  der  Post  der  Post be fördern ng  ausgeschlossen  sind 
in  diesem  Geschäftszweige  Konkurrenz  t  lediglich  Gegenstände,  deren  Transport  mit 
machen,  ihr  dariu  nachstehen,  dass  sich  ihre ;  Gefahr  verbunden  ist,  bedingt  zugelassen 
Bofördorungsgelegenheiten  nicht  aufs  Lind  sind  lebende  Tiere,  Flüssigkeiten,  unförmlich 
hinaus  erstrecken.    Auch  die  Mitbewerbung  •  grosse  Gegenstande  und  Sachen,  die  dem 


durch  Private,  die  hin  und  wieder  einen 
Anlauf  zu  tunfassenden  Organisationen  eines 
grossen  Speditionsbetriebes  nimmt,  hat  sich 
bisher,  abgesehen  von  dem  leicht  zu  bewäl- 
tigenden Verkehr  zwischen  grossen  Städten, 
als  uuwirksam  erwiesen.  Die  Vorteile  der 
PostjKteketbefölilemng  sowohl  für  das  allge- 
meine Wohl  .als  für  das  Publikum,  das  von 


schnellen  Verderlton  und  der  faulms  aus- 
gesetzt sind.  Doch  wird  hierin  mit  grosser 
Rücksicht  auf  die  vielgestaltigen  Bedürfnisse 
des  Verkehrs  verfahren;  der  Versand  von 
Singvögeln,  z.  B.  aus  dem  vogelzüehtenden 
Harz,  wird  in  Tausenden  von  luftigen  Be- 
hältnissen bis  nach  Amerika  durch 
die   Post   bewirkt,  ebenso    sind    für  den 


der  Post  durchschnittlich  auch  billiger  be-  Transport  von  Fischen,  Fischbrut,  Schal- 
dient wird  als  durch  die  Packetfahrtunter- 1  tieren,  ferner  von  frischen  Blumen,  Wein- 
nehmuiigeu,  haben  dazu  geführt,  einen  aller-  1  trauben  etc.  umfangreiche  Erleiehterun- 
diugs  auf  Packete  von  kleinem  Umfang  und  gen  getroffen.    Für  einen  so  ausgedehnten 


geringem  Gewicht,  sogenannte  Post(»ackete, 
eolis   postaux.  post  parcels,  beschränkten 


Dienst  bedarf  die  Post  natürlich  entspre- 
chender Betriebseinrichtungen;   die  Paeket- 


Parketverkehr  in  den  internationalen  Post- j  annähme-.  Ausgabe-  und  Lagerstellen  so- 
dienst  aufzunehmen.  Durch  die  zu  Paris  •  wohl  bei  den  Lokalümtern  als  auf  den 
zwischen  einer  grösseren  Zald  europaischer  Bahnhöfen  stellen  an  die  Grosse  der  zu  be- 
Staaten  abgeschlossene  Uebereinkunft  vom  schaffenden  Räume  nicht  minder  hohe  An- 


3.  November  1880  auf  Packereien  im  Ge- 


'  )  Aach  heute  beachtenswert  sind  die  Gründe, 
ans  denen  die  prenss.  Pogtvcrwaltuug  im  Jahre 
1841  sich  gegen  die  Aufhebung  des  FalniKtst- 
wesens  erklärte.  .Stephan,  Preuss.  Post, 
S.  669  flf. 


forderungen,  als  der  Transport  selbst  an 
das  dazu  erforderliehe  Material  au  Eisen- 
bahn-. Land-  und  Stadtrmstwagen,  Perron- 
karron etc.  und  an  das  zur  Bewältigung  der 
Packet  masson  notwendige  Personal.  Ebenso 
bildet  sich  die  Pae.ketbestollung.  namentlich 
in  grossen  Orten,  zu  umfangreichen  Betriebs- 
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zweigen  aus:  das  Paekotpostamt  in  Berlin,  j 
welche  sich  ausschliesslich  mit  der  Bestel- 
lung der  in  Berlin  ankommenden  <  htspackete  I 
liefasst,  zahlt  ein  Personal  von  789  Köpfen  ' 
und  hat  täglich  IS  in  M  l  Packet  e  zu  lost  eilen. 
Diese  Zahl  wächst  sehr  beträchtlich  in  der 
Weihnachtszeit,  wo  in  der  Regel  im  [ranzen 
Reiehspostgebioto  mehr  als  das  Doppelte  der  j 
gewöhnlichen   b-istung  zu  bewältigen  ist. 
An  einzelnen  Orten   schwollen  die  Massou 
der  Postpaekete  periodisch  an  je  nach  dem 
Eintritte  der  besonderen  Yersacdzeiten,  so 
die  Butterfässer  aus  der  Momelniedcrung. 
die   Wildsendungen  aus  den  altländisehen 
Provinzen    Preussons,    die  Kramnietsvögel 
aus    dem    Hümmling,    die  Weintrauben,; 
welche  aus  der  Pfalz  und    aus  Grünlierg  | 
zur    Kur   verschickt   werden ,    die   goräu-  J 
cherten  Kisehe  aus  Holstein  und  Vorpom-  ■ 
mein.         Begünstigt  durch  den  Kinheits-  | 
tarif  von  fiO  Pfennig  für  Packete  bis  .">  kg  , 
ohne  Unterschied  der  Entfernung  hat  sieh  j 
durch  den  Piickereidietist  der  Reiehs|>os<  für  j 
viele  Gewerbs-  und  Produktionszweige  ein  \ 
unmittelbarer  Verkehr  zwischen   Produzen-  j 
ten  und  Konsumenten  entwickelt,  der  früher  j 
durch  Zwischenhändler  in  unnötiger  Weise  I 
erschwert    und     verteuert    wurde;    viele  I 
Gegenstände,  die  am  Urte  ihres  Entstehens  I 
gar  nicht  oder  nur  zu  geringerem  Preise 
verweil  bar    waren,    können    jetzt  gegen 
billige  Gebühren  an  Orte  gelangen,  wo  sie 
einen   weitaus  höheren  Wert   haben,  und 
bilden  seitdem  einen  lohnenden  Erwerbs- 
zweig  für  die  Heimut,  so  z.  B.  die  in  den 
Wäldern  von  Masuren  in  grossen  Mengen  j 
wachsenden  Morcheln,  die  dort  ganz  un ver- 
wertbar sind,  in  Postpackotoii  aber  an  Orte 
gelang.ii.  wo  sie  einem  kulinarischen  He-  , 
dürfnis  entsprechen.     In  ähnlicher  Weise 
erhöhen  die  in  den  Ge\vä>sern  Westpreusseus 
vorkommenden  grossen  Kiebse  ihren  Wert 
durch  Post  vorfand  nach  Paris:  die  Bücken 
der  Ifmeburgiseheii  Haidsehnucken  werden 
von  den  Feinschmeckern  am  Rhein  und  in 
den  Niederlanden  hoch  bezahlt.    Der  Klein- j 
päckerei verkehr  der  Post  greift  aber  auch 
in  die  Produktion  anregend  ein,  indem  er 
den  Versand    von  Rohstoffen  für  Hausin- 
dustrieen  der  Stickerei  und   Weberei,  von 
Muster-  und  Probesendungen  au  Fabriken 
und  dergl.  zu  billigen  Sätzen  und  unter  Ein- 
haltung" der  erforderlichen  kurzen  Beförde- 
rungsfristen ermöglicht. 

Iii.  PostrtMseverkehr.  Die  Befönlerung 
von  Reisenden  mit  gewechselten  Pferden 
(statio  positn)  hat  der  J'ost  ihren  Namen 
gegeben  und  in  den  Iiindern,  deren  Posten  : 
sich  nicht  ausschliesslich  auf  Briefverkehr 
beschränkten,  lange  Zeit  ein  ihr  vorbehalte- 
nes Recht  gebildet,  welches  dem  Privat- 
fuhrwerke  nur  widerwillig  und  mit  zäh 
festgehaltenen   Beschränkungen  eingeräumt  , 


worden  ist.  Den  entscheidenden  Wechs 
in  dieser  Auffassung  haben  die  Kiscnbaluu 
herbeigeführt,  durch  welche  eine  »e  dun 
greifende  Umwälzung  im  ganzen  Rei-cv. 
kehr  eintrat.  da.*s  die  Post  in  tleu  weuic 
lilndern.  welche  sich  gegenwärtig  noch  n 
Postjiersonenlielönleriing  befassen  (aus.» 
Deutschland  sind  es  Oesterreich-Engarn,  < 
Schweiz.  Dänemark,  Russland.  Äegypt 
und  Britisch-lndicn).  in  dieser  Hinsicht  je 
fast  überall  nur  noch  eine  sekundäre  R>> 
spielt.  Ausgenommen  sind  vielleicht  i; 
die  Schweiz  und  Russland,  die  orstere.  w 
die  Aufrechterhidtung  ihrer  vortrefflich 
und  viclbenutzten  Personen-  und  F.\t 
posten  auf  den  Alp-nslrassen  ein  wicht  u 
Anziehungsmittel  für  ihren  ausgedehul 
Fremdenverkehr  bildet:  Russland  hingen 
weil  bei  der  ungeheueren  Ausdchiuuu;  i 
Gebietes  und  den  verhältnismässig  sehet 
Eisenbahnverbindungen  die  Erhaltung  -< 
umfangreicher  Persononpo.steinriehtungeii 
wohl  im  allgemeinen  Yeikehrsinteie»-' 
zu  Regierungszwecken  zur  Zeit  noch  uti 
lässlich  ist.  Ru.-sland  steht  daher  in  < 
Statistik  dieses  Geschäftszweiges  mit  :>! 
Posthaltercien ,  :»'Jbi'l  Postpferden  i 
ls;U2  Postfuhrwerkon  obenan;  dann  h 
Deutschland  mit  Posthaltoreion.  IT 
Pferden  und  2:{ÜbO  Wagen.  Reisei 
wurden  im  Jahre  lS'JS  befördert: 
Deutschland  'i  Millionen,  in  der  Sehw 
1,31  Millionen,  für  Russland  ist  die  / 
nicht  angegeben. 

Bei  der  Frage,  ob  dieser  Betriebszv 
von  der  Post  ganz  aufzugeben   und  ; 
schliesslich  der  I'rivatiiidustrie  zu  überlu 
ist,  greifen  fast  durchweg  die  vorhin  h 
Päekereivorkehr  angedeuteten  Erwägm: 
gleichfalls  Platz.    Ein  zu  rasches  Vorg. 
in  dieser  Richtung  wird  erfahrungsinit 
von  den  beteiligten  Kreisen  als  eine  S 
digung  ihrer  Verkehrsintoressen  enipfun 
In  liinderu  mit  gut  entwickeltem  Eisenb. 
netz  geht  die  Zahl  und  der  Umfang 
Personenposten  ohnedies  von  Jahr  zu 
erheblich  zurück,   ebenso  nimmt  bei 
noch  vorlumdenen  die  Benutzung,  wo  t 
besondere  Verhältnisse  eine  Ausnahme 
dingen,  allmählich  ab.    Die  Person-  tu 
einnähme  der  Reiehspost  hat  sich  von  7  >< 
Mark  im  Jahre  lsTl  avd  1 1  :t  Mill.  Marl 
Jahre   IsMS  verringert;  sie  betrug  da 
1U°o,  IhiJS  nur  «U%  der  Gesauiteimm 

Im  gressen  und  ganzen  steht  der 
reiseverkehr  zweifellos  auf  den»  Ausst 
etat,  wie  denn  bereits  grosse,  früher  > 
meiu  flott   lK'triebene  Zweige  dieses 
kehrs  schon  gegenwärtig  ganz  oder  n. 
vollständig  abgestorben  sind.    Eine  Del 
rung  mit   Kuncrpferden.   wie   sie  in 
Anfängen  di'i-  modernen  Post  und  bis 
ins   ls.  Jahrhundert  hinein  die  Kegel 
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vornehmeren  Kelsens  bildete,  kommt  viel- 
leicht nur  noch  in  Russland  vor ;  ebenso  ist 
das  Extrapostwesen,  das  in  den  Riteren 
Postordnungen  mit  einer  seiner  frflheren 
Gebräuelüiehkeit  entsprechenden  Breite  be- 
handelt ist,  in  Deutschland  fast  ganz  in  Ab- 
gang geraten. 

Für  die  Beförderung  der  Personcuposten 
liedient  die  Post  sieh  nur  in  seltenen  Fällen 
eines  ihr  selbst  gehörigen  Materials:  über- 
wiegend wird  das  Postfuhrwesen  vortrags- 
mässig  an  Unternehmer  (Posthalter)  ver- 
dungen, welche  die  erforderliehen  Pferde, 
in  manchen  Lindern  auch  die  Wagen  gegen 
vertragsmäßig  vereinbarte  Vergütungssätze 
zu  stellen  haben.  Die  Führer  der  Postwagen. 
Postillone,  stehen  meist  im  Privatdienste 
uml  Lohne  der  Posthalter,  in  der  Regel 
aber  gleichzeitig  in  Eid  und  Pflicht  der 
Post,  und  werden  civil-  und  strafrechtlich 
als  Beamte  angesehen.  An  Stelle  der  auf 
Staatskosten  unterhaltenen  Posten  sind  in 
Deutseliland  in  den  letzten  .Jahrzehnten  viel- 
fach Privatfuhrunternehmer  getreten,  denen 
die  Pestverwaltung  die  Beförderung  der 
Keisenden  auf  eigene  Rechnung  überlässt 
und  die  gegen  bestimmte  Vergütung  die 
Mitbcfürdernug  der  Postgüter  und  Postbrief- 
säcke übernehmen. 

14.  I,andpoHt\vesen.  Bis  in  die  dreißi- 
ger Jahre  unseres  .Jahrhunderts  bestanden 
für  den  Postverkehr  der  Landbevölkerung 
keine  besonderen  staatlichen  Einrichtungen. 
Die  Lindl ►ewohner  waren  für  Auflieferung 
und  Empfang  ihrer  Postsendungen  an  den 
ihnen  zunächst  gelegenen  Postort  gewiesen ; 
dorthin  hatten  sie  ihre  Briefe  und  Packereien 
entweder  selbst  an  Markt-  oder  Gerichts- 
tagen zu  bringen  oder  durch  Boten,  Boten- 
frauen und  sonstige  Gelegenheit  bringen  zu 
lassen.  Ebenso  hatten  sie  selbst  für  die 
Abholung  der  an  sie  gerichteten  Postsen- 
dungen zu  sorgen,  ein  Geschäft,  das  durch 
Vermittelung  von  Gast  willen,  Thorsclirei- 
l*»rn  u.  dergl.  erleichtert  zu  werden  pflegte. 
Mit  der  staatlichen  I'iandbricfbestclluug  ist 
in  Preussen  1824  begonnen  worden,  indem 
l>ei  einzelnen  Postämtern  versuchsweise 
FusslK)teu[»ot.;ten  für  diesen  Zweck  einge- 
richtet wurden.  In  Frankreich  wurde  einige 
Jahre  später  mit  einem  das  ganze  Land 
umfassenden  Service  rural  vorgegangen,  in- 
dem durch  Gesetz  von  1820  die  Annahme 
von  4"»00  Ijan  dl  trief trägem  angeordnet  wurde, 
um  die  J>andbriefe  einen  Tag  um  den  an- 
deren zu  bestellen:  18:{2  wurde  dies  Ziel 
gesetzlich  zu  einer  durchgängig  täglichen 
LandbriefhostoUung  für  alle  Gemeinden  er- 
weitert. In  Preussen  ist  bei  den  damals 
beschränkten  Mitteln  und  den  grossen 
Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  den  tief- 
greifenden Verschiedenheiten  in  den  Kultur- 
zuständeu    sowie    den   Ansiedelungs-  und 


WohnungsverhältnLssen  der  Landbevölkerung 
ergaben,  langsamer  vorgegangen  worden; 
man  suchte  das  Iiandpostwesen  indesseu 
durch  Vermehrung  der  Laudbrieftrüger, 
Aufstellung  von  Briefkasten  in  den  Dörfern, 
Einführung  eines  einheitliehen  I,andbestell- 
geldes  nachhaltig  zu  fönlern;  Knde  der  öOer 
Jalire  konnte  auch  in  Preussen  die  Einfüh- 
rung eines  regelmässigen  Landbcstelldienstes 
au  allen  Wochentagen  für  den  gesinnten 
(Umfang  der  Monarchie  als  Ziel  aufgestellt 
werden.  Beim  Ueborgniige  der  deutschen 
Landesposten  auf  den  norddeutschen  Bund 
und  das  Reich  wurde  dies  Ziel  von  der 
Lmdhevölkerung  dahin  erweitert,  dass  die 
gänzliche  Aufhebung  des  Landbestellgeldes 
für  die  Brich;  bei  Beratung  der  norddeut- 
schen Postgesetze  erfordert  und  durch  Post- 
taxgesetz  vom  28.  Oktober  1871  erreicht 
wurde.  Damit  war  ein  Unterschied  in  den 
Post  Verhältnissen  der  Stadt-  und  Landbe- 
wohner weggefallen,  der  von  den  letzteren 
seit  der  Aufhebung  des  städtischen  Brief- 
bestellgeldes besonders  schmerzlich  empfun- 
den worden  war.  Jedoch  blieben  noch  zahl- 
reiche und  tiefgreifende  Unterschiede  anderer 
Art  bestehen,  die  sich  bei  den  durch  die 
gesamte  Kulturentwickelung  allseitig  ge- 
steigerten Verkehrsbedürfnissen  der  J Land- 
bevölkerung immer  drückender  fühlliar 
machten :  die  Seltenheit  und  Langsamkeit 
der  BriefliestelJung  und  Briefeinsammlung, 
der  Mangel  an  ausreichenden  Anschlüssen 
an  die  vorhandenen  Post  Verbindungen,  die 
geringe  Zahl  der  auf  dem  Ijande  befind- 
lichen Postan  stalte  n.  Diese  Unterschiede 
soweit  als  thunlich  auszugleichen,  durfte  als 
ein  hohes  Ziel  für  eine  umfassende  Ver- 
besserung der  ländlichen  Knlturverhältnisse 
aufgefasst  werden. 

Dauk  der  umfassenden  Reform  welche 
das  deutsche  Landpostwesen  in  den  Jahren 
lssl  bis  lsSG  erfaliren  hat,  ist  dies  Ziel  im 
wesentlichen  erreicht  worden.  Gegenwärtig 
findet  in  der  Mehrzahl  der  Landorte  eine 
täglich  mehr  als  einmalige  Briefbestellung 
statt;  in  beinahe  allen  Landorten  sind  die 
Bestellgänge  so  eingerichtet,  dass  der  B<ito 
den  Ort  auf  seinem  Rückwege  nochmals  be- 
rührt: damit  ist  der  weitaus  grössten  Mehr- 
zahl der  Landbevölkerung  die  Möglichkeit 
gewährt,  empfangene  Briefe  au  demselben 
Tage  zu  beantworten. 

Behufs  Durchführung  dieser  umfassenden 
Ausdehnung  der  Landbriefbestellung  ist  die 
Zahl  der  Landbriefträger,  unter  Ver- 
kleinerung der  Reviere  und  Abkürzung  der 
Bestellgänge,  erheblich  vermehrt  worden; 


'i  Vgl.  die  näheren  Angaben  bei  l\  D. 
Fischer,  Die  Neugestaltung  des  deutschen 
Landpost wesens,  in  Jahrb.  f.  Gea.  u.  Verw. 
1889,  8.  51  ff. 
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sie  hatte  188«)  betrafen  12639.  betrug  Ende ;  vor  dem  Abmarsch  iu  das  Innere  A>ie 
lNt»S  29112  Köpfe,  ist  also  nahezu  auf  das  seine  Soldaten  ermahnte,   nach  Haiise 
Zwei-  und  einhalbfache  gestiegen.     Kine  schreiben,  und  die  Briefe  demnächst  ><ii 
weitere  nachhaltige  Verbesserung  dos  J>aiid- 
postwesens    ist  dadurch  erreicht  worden, 
»l.iss  eine  immer  steigende  Zahl  von  Lmd- 
brief  trügern  zur  rascheren  Verbindung  der 
Landorte  unter  einander  und  mit  den  Post- 
anstalten  an  den  Eisenbahnen  mit  Fuhrwerk 
ausgerüstet  und  dadurch  auch  zu  einer  gern 
benutzten  Reisegelegenlieit  befähigt  worden 
ist.    Solcher  fahrenden  1  .and brief träger  gab 
es  Ende   1SÜH  230ö.    Endlich  ist  der  ge- 
samte   Postverkehr    der  Liiidbevölkerung 
durch  nachhaltige  Vermehrung  und  Ver- 
schiebung der  Postanstalten  ins  platte  I^and 
und  durch  Kinrichtung  liesondorer  für  den 
Lind|>ostdienst  bestimmten  Hilfs|>ostanstalten 
wesentlich   erleichtert  worden, 
der  Postagenturen  ist  von  lssl 


oS.">2  auf  8022  vermehrt  worden;  Hilfspost- 
stellen bestanden  Ende  1S9S  bereits  ls  1 10. 

Dies  kräftige  Vorgehen  der  Reichspost- 
verwaltung hat  in  vielen  Lindern  den  An- 
stoss  zu  Verbesserungen  des  Lmdpostwosens 
yc^olten.  Die  Schweiz  hat  auch  in  dieser 
Hinsicht  stets  besondere  Sorgfalt  auf  die 
Vervollkommnung  duvr  Einrichtungen  ver- 
wendet; trotz  der  gerade  dort  aussorordent- 


Durchsicht  unterzog.  Besondere  l'nste 
rieht ungen  der  kriegführenden  Truj.]i 
werden  zuerst  im  17.  Jahrhundert  erwähl 
bei  dem  französischen  Heere  unter  Türen 
am  Oberrhein  konnten  die  Soldaten  an  1 
stimmten  Tagen  Briefe  nach  Hause  sehreil) 
die  demnächst  an  die  französischen  V< 
{Unter  zur  Weiterbeförderung  überbn' 
wurden.  Die  erste  preussische  Feldpost 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  171(>  im  v 
pommerschoii  Kriege  eingerichtet  wordei 
Im  siel »enjähri gen  Kriege  bestand  bei 
proussischen  Armee?  bereits  ein  organisiei 
Feld[K>stdienst ;  jedem  Hauptkorps  war 
FeldjM»stamt  mit  mehreren  FeUlpostexp 
Die  Zahl  |  tionen  zugeteilt,  denen  die  Aufrechterhalt 
1N98  von,  der  Verbindungen  und  hei  Besetzung  fr- 
der  Gebiete  auch  die  Verwaltung  des  >W 
gen   Postwesens  oblag.    Reim  Beginn 


Freiheitskrieges  1*13— 1*1  Tj  trat  die  F 
post  nach  einem  von  Gneisenau  und  » 
(ieneralpostmeister  v.  Seegebarth  im  voi 
entworfenen  Mobihnachungsplane  alshah 
Wirksamkeit. 

Iu  den  neueren  Kriegen  ist  die  Tlu 

keit 


der  Feldjxjst  nach  mehreren  Richtui 
lieh  grossen  Terrainschwierigkeiten  findet.  beträchtlich  erweitert  worden,  indem 
liegünstigt  durch  die  ungemein  grosse  Ver-  Verbindungen  zwischen  den  einze 
breitung  der  Postanstalten,  in  der  Regel .  Truppenteilen  und  mit  der  Heimat  d 
eine  täglich  einmalige  Bestellung  der  Briefe  -bessere  Organisation  und  Verstärkung 
aufs  Lind  statt.  In  Belgien  und  in  Däne-  Etappendienstes  und  durch  Ansehlus> 
mark  ist  die  tägliche  Briefbestellung  nach  den  Feldeisenlwhn-  und  Foldtelegrap 
Lindorten  ebenfalls  die  Hegel.  Auch  die  dienst  vervollkommnet  wurden  und  iii 
italienische  Postverwaltung  strebt  seit  einer  man  der  Erleichterung  des  Schrift wec 
Reihe  von  Jahren  durch  Vermehrung  der;  der  einzelnen  mit  ihren  Angehörigen 
Lnndhrief  träger  nach  Erreichung  dos  gleichen  !  erhöhte  Aufmerksamkeit  zuwandte.  Wäl 
Zieles.  In  Russland  und  in  Oriechonland  1  des  deutsch- französischen  Krieges  sind  i 
sucht  man  den  Briefverkehr  der  Lmdbo-  deutscherseits -)  zur  Begleitung  der  Tni 
wohner  durch  besondere,  von  den  tiemein-  77  Feldpostanstalten,  nämlich  1  Feld 
den  unterhaltene  Botenverbindungen  zu  er-  postaint,  3  Armeepostämter,  lfi  Fehl 
leichtern.  Sehr  schlimm  steht  es  in  der  ätnter  l>ei  den  Armeekorps,  .">.">  Feh 
Türkei,  wo  eine  Lindhriefbestellung  nur  in 
eleu  in  der  unmittelbaren  .Nähe  von  Kon- 
stantiuopcl  belegenen  Orten  stattfindet. 
15. 

Zerstörung 

der  Postverbindungen  das  Friedenswerk  der  nal  von  103S  Köpfen,  zur  Verwaltun 
Post  unterbricht,  so  stellt  er  ihr  anderer-  Posten  in  Klsass- Lothringen  sowie  i 
seits  neue  Aufgaben  in  der  Vermittclung 
des  Nachrichtenverkehi-s  zwischen  der  Hei- 
mat und  ilen  kriegführenden  Truppen  sowie 
zwischen  den  einzelnen  Teilen  der  im  Fehle 
stehenden  Armee.  Hierfür  hat  natnrgemäss. 
auch  ohne  besondere  Posteinrichtungen, 
schon  in  ältester  Zeil  ein  lebhaftes  Bedürf- 
nis vorgelegen.  In  diesem  Sinne,  nicht  als 
älteste  Nachricht  über  Feldjtosten,  ist  die 
Erzählung  des  Justinus  (bist.  XII.  c.  .".)  von 
Alexander  dem  Grossen  zu  verstehen,  der, 


expeditionen  und  3  Etappenpostdiivki 
mit  einem  Personal  von  7  SS  Boamtei 
Uiel  oejegenen  »Uten  stattfindet.  I 'nterlH»ainten   ins  Feld   geschickt  \vi 

Feldpost.    Wenn  der  Krieg  durch  Im  Etappendienst  waren  130  Feldposi 
der  Postanlagen  und  Aufhebung  und  Etappen postanstaltcn  mit  einein  1 


beset zten  f mnzösis<  hon  1  «andestei len 
Postanstalten  mit  271  Köpfen  währen 
Krieges  thätig.  Dieser  umfassende] 
ganisation  entsprachen  die  Leistungen. 


'I  .Stephan,  l'reuss.  Post.  194.  31 
-i  Die  vom  Keichspostauit  publizierte 
schritt :  Die  Norddeutsche  Feldpost  w 
des  Krieges  mit  Frankreich  187U—71. 
1H71,  der  <lie  nachstehenden  statistisch« 
gaben  entlehnt  sind,  enthalt  eine  iiusfi) 
Dirlegimg  der  Organisation  und  des 


um  die  Meinung  des  Heenes  zu  erforschen,  betriebe«  der  norddeutschen  Feldpost. 
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die  norddeutschen  Feldposten  sind  bis  31. 
März  1>?7 1  befördert  worden  89G."»0ÜO0 
Briefe  und  Postkarten,  2354310  Zeitungen, 
3C70.'i  Dienstgeldsendungen  mit  129  Milli- 
onen Mark,  2379024  Geldsendungen  in 
Privatangelegenheiten  der  Militärpersonen, 
12"»  916  Dieiistpaekete  und  1  8Ö3  6S(i  Privat- 
j«ackete,  die  von  Hause  an  eiuzelne  Militärs 
abgesandt  wurdeu. 

Dnreh  diese  Ziffern  wird  namentlich  der 
innige  Zusammenhang  klargestellt,  der  wäh- 
rend des  Krieges  zwischen  der  Armee  und 
der  Heimat  bestand  und  der  nach  dem 
Zeugnis  zuständiger  Beurteiler  in  ganz 
ausserordentlich  wirksamer  Weise  dazu 
beigetragen  hat,  die  Dienst  Freudigkeit  und 
den  moralischen  Halt  der  deutschen  Truppen 
zu  erhöhen  ').  Ihnen  war  durch  die  Feld- 
)>ost  fast  unmittelbar  nach  jeder  Aktion 
Gelegenheit  zu  Nachrichten  in  die  Heimat 
geboten,  während  die  Feld|K>st  andererseits 
ihren  Weg  in  die  entlegensten  Kantonne- 
ments  zu  finden  wusste,  um  jedem  Truppen- 
teile die  Briefe  und  FeIdpost|M*ekete  von 
Hause  regelmässig  zuzustellen.  Die  einzige 
That saehe,  dass  bei  Sedan  gefangene  Fran- 
zosen erzählt  liaben,  sie  hätten  seit  ihrem 
Abrücken  au»  der  Heimat  keinen  Brief  er- 
lialten.  und  dieser  Mangel  an  Nachrichten 
von  Hause  habe  zu  der  Aj»athie  und  Niedcr- 
gesehlagenheit  der  besiegten  Armee  nicht 
wenig  beigetragen  reicht  aus,  um  die 
ethische  Wirksamkeit  einer  gut  geregelten 
Feldpost  und  damit  ihre  hohe  militärische 
Wichtigkeit  zu  veranschaulichen.  In  klarer 
Erkenntnis  dieser  Wichtigkeit  wird  die  Or- 
ganisation einer  im  Kriegsfalle  mobil  zu 
machenden  Feldpost  gegenwärtig  wolü  ziem- 
lich überall  als  Aufgabe  der  Post  betrachtet. 
In  Frankreich  ist  mau  bei  den  grossen  Ma- 
növern 1S91  sogar  dazu  übergegangen,  Ab- 
teilungen der  Feldpost  schon  während  des 
Friedens  übungsweise  zu  mobilisieren. 

III.  Postgebühren. 

16.  Geschichte.  Postgebühren  (ital. 
jjorto  di  lottere,  daher  die  deutsche  Be- 
zeichnung Porto,  franz.  taxe  jtostale,  engL 
I«>strate)  sind,  in  Deutschland  anfänglich 
unter  der  Bezeichnung  Postgeld,  zunächst 
ohne  System  und  ohne  inneren  Zusammen- 
hang erholten  worden. 

Man  erhob  für  die  verschiedenen  Po.st- 


')  Interessante  Einzelheiten  hierüber  n.  a. 
hei  von  Wulften  (Oberst  z.  D.i.  Betrach- 
tungen eines  alten  Soldaten  Uber  die  Leistungen 
der  norddeutsche!]  Feldjxiat  1870—71,  Berlin 
ISMi,  sowie  in  deu  Feldbriefeu  des  f  Unter- 
»tantssekretürs  Heinr.  Rindfleisch,  2.  Aufl.. 
Berlin  1«H. 

*)  Ii.  Stephau,  Weltpost  und  Luftschiff.  1 
fahrt  'S.  <>. 


kurse  Gebühren  nach  verschiedenen  Sätzen, 
zu  denen  l»ei  Beförderung  nach  Seiten- 
plätzen oder  bei  besonderen  Schwierigkeiten 
der  Beförderung,  z.  B.  im  Winter,  auf 
schlechten  Wegen  und  dergl.  Zuschläge  hin- 
zutraten. Dazu  kam  in  Deutschland  die 
partikularistische  Zersplitterung  des  Post- 
wesens, die  es  unmöglich  machte,  die  Ge- 
bühr für  Postsendungen,  die  mehrere  I^an- 
desposten  zu  berühren  hatten,  einheitlich 
vom  Absender  oder  vom  Empfänger  zu  er- 
heben. Denn  wenn  die  Briefe,  sagt  J.  K. 
v.  Beust1).  *auf  unterschiedliche  Posten 
kommen,  so  ist  es  unmöglich,  dass  man 
dieselbigc  ganz  franciren  kan ;  .  .  .  z.  E. 
wer  von  Halle  nach  Bestock  schreiben  will, 
kan  den  Brief  nicht  bis  Rostock  bezalüen, 
sondern  nur  soweit,  als  die  Brandenburgiseho 
Post  gehet ;  das  übrige  bezahlet  der,  so  deu 
Brief  in  Rostock  empfänget.« 

Allmählich  bildeten  sich  indes  gewisse 
Taxprincipien  heraus:  man  fing,  besonders 
für  Briefe,  an,  das  Porto  nach  der  Ent- 
fernung zu  bemessen  und  nach  der  Be- 
förderungsstufe abzustufen  ;  dazu  kamen  die 
Unterschiede  des  Gewichts,  die  insbesondere 
für  den  Packet tarif  von  massgebender  Be- 
deutung wurden ;  endlich  ward  nach  dem 
Wert  der  Sendungen,  und  zwar  nicht  bloss 
bei  Sendungen  mit  deklariertem  Wert,  ver- 
schieden taxiert.  Im  18.  Jahrhundert  be- 
gann man  die  Postgebühren  als  eine  er- 
giebige (Quelle  zur  Steigerung  der  Staats- 
einnahmen zu  behandeln.  Friedrich  der 
Grosse  sah  sich  am  Ende  des  siebenjährigen 
Krieges  zu  durchgehenden  Erhöhungen  des 
Briefportos  genötigt,  musste  diese  Massrcgel 
jedoch  zum  Teil  wieder  zurücknehmen,  mit 
dem  Anerkenntnis:  »dass  im  Jahre  17G6 
das  Porto  unbeschoidentlich  und  zu  unpro- 
portionierlich  erhöht  worden  sei,  wodurch 
die  Postrovenüs  selbst  viel  gelitten  haben.2)« 
Am  weitesten  gingen  die  Tarifsteigerungen  der 
französischen  Republik,  welche,  um  die 
durch  Freigebung  der  Personen-  und  Packet- 
beförderung  entstandenen  Einnahmeausfälle 
zu  decken,  das  Briefporto  für  den  einfachen 
Brief  nach  4  Entfernungsstufen  erst  (G.  v. 
2.  Thermidor  III)  auf  10,  lö,  20  und  25 
Sous,  sodann  aber,  als  der  Ertrag  infolge- 
dessen zurückging,  durch  G.  v.  6.  Nivoso 
IV  sogar  auf  2>  5.  7 '  s  und  10  Francs, 
freilich  in  Assignaten  zahlbar,  erhöhte.  In 
Preussen  ward  nach  den  Freiheitskriegen, 
um  den  l'obersehuss  der  Post  von  SU0OO0 
Thaler  auf  1  Million  zu  bringen,  zu  durch- 
greifenden Portoerhöhungen  geschritten. 
Das  preussische  Portotaxregulativ  von  ls.24, 


'i  Versuch  einer  ausfuhrlichen  Erklärung 
des  Po*trc«rMls.    1748.  Bd.  II,  1173. 

*)  Stephan,  Geschichte  der  preußischen 
Post  295  f. 
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das  durch  Bemessung  der  Taxstufen  nach 
der  diivkten  Entfernung  statt  der  wirklich 
zurückgelegten  Befördern  ngsst  recke  einen 
wesentlichen  Fortschritt  in  den  Taxgrund- 
sätzen  anliahnte.  enthielt  immer  noch  Porto- 
sätze, die  für  den  einfachen  Brief  von  '•'  i  Lot 
1  Sgr.  bis  2  Meilen.  I1  Sgr.  bis  4.  2  Sgr. 
bis  7,  2ViSgr.  bis  10,  A  Sgr.  Iiis  1">.  4  Sgr. 
bis  20,  ')  Sgr.  bis  30  .Meilen  und  für  je  10 
Meilen  darüber  1  Sgr.  mehr  betrugen,  so- 
dass ein  einfacher  Brief  von  Aachen  nach 
Memel  18  Sgr.  kostete.  Briefe  von  3  i  1 
Lot  kosteten  1'  «fache,  von  1 — 1'  ?  I/>t 
doppelte,  von  l1?— 2  Lot  21  ?  fache  Taxe, 
darüber  für  je  1  :■>  Lot  die  Hälfte  des  ein- 
fachen Satzes  Zuschlag.  Auf  weitere  Ent- 
fernungen inachte  dieser  Tarif  eine  Kor- 
respondenz der  ärmeren  Volksklassen  nahezu 
unmöglich:  auch  auf  die  Geschäftsverbin- 
dungen und  den  litterarischen  Verkehr 
wirkte  er  erschwerend  ein.  In  England 
hatte  seit  1710  eine  nach  3  Entfernungs- 
stufen  bemessene  Brieftaxe  von  A,  I  und 
.">  Penee  bestanden,  die  allmählich  noch 
mehr  Abstufungen  erhalten  und  in  den 
Finanznöreu  der  napoleonischen  Kriege  mehr- 
fach, zuletzt  1M2,  wesentlich  erhöht  worden 
war.  Nach  dein  Tarif  von  1*12  kostete 
der  einfache  Brief  bis  1  l'nze  Gewicht,  der 
al»er  nur  ans  einem  Blatte  bestehen  durfte, 
in  11  Stufen  für  Entfernungen  von  l."> — f>00 
englischen  Meilen  4,  .">,  ti,  7,  S,  !»,  10,  11. 
12.  1;{  und  14  Peiico.  darül»cr  für  je  KKt 
Meilen  einen  Benny  mehr.  Für  jedes  Blatt 
Papier,  das  der  Brief  mehr  enthielt,  wurde 
der  volle  Tax.-atz  hinzugerc«  hnet. 

Gegen  diesen  geradezu  vexatorischen 
Tarif  erhob  sich  1*37  Kowland  Hill  mit 
seiner  berühmt  gewordenen  Broschüre:  Best 
Office  Beforin :  its  irnportauee  and  praeti- 
cability.'l  Er  wies  nach,  dass  die  Post- 
übei-sehüsse  in  England  seit  lslfi  bis  ISA'» 
trotz  der  eingetretenen  Vennehrung  der  Be- 
völkerung  und  des  Wohlstandes  stationär 
geblieben  waren  und  schlug,  gestützt  auf 
die  Behauptung,  dass  der  l'nterschicd  der1 
Entfernung  die  Selbstkesten  der  Brief be- 
föiderung  nur  um  eiuen  geringen  Bruchteil 
erhöhe,  einen  Einheitstarif  von  1  .Benny  für 
Briefe  bis  '  >  Enze  ohne  Fntersehied  der 
Entfernung  im  gesamten  vereinigten  König- 
reich unter  Vorausbezahlung  des  Portes  durch 
Stempelmarken  vor.  l'nter  lebhaftein  Wider- 
stände der  englischen  Best  Verwaltung,  die 
das  Projekt  für  wild  and  visionäre  erklärt«', 
und  uach  stürmischen  Agitationen  aus  den 
Kreisen  des  Publikums  trat  das  Einheits- 
port>.  im  Januar  lSlu  in  Kraft.  Obwohl  die 

')  In  der  zur  öOjährigeti  Jubelfeier  der 
I'ostrcfornj  herausgegebenen  Sc  hrift :  The  Post 
Oflic-e  et'  fifty  years  ago  i.  London  1*87  •  ist  die 
Jlillsehe  Broschüre  von  neuem  abgedruckt. 


J  Vermehrung  des  Briefvorkolu>  im  erv 
j  Jahrzehnt  hinter  Hills  Erwartungen  zuni 
i  blieb   und  die  Postüberschüsse  Jahre  h 
durch  nainhatte  Ausfälle  erlitten:1)  >o 
,  steht  seit  langer  Zeit  kein  Zweifel  im 
'  über  die  segensreiche  Wirkung  der  H 
sehen  Beform.    Ihre  Grundideeen.  dass 
Kostüm  der  Briefbeförderung  viel  wem 
durch  die  Entfernung  als  durch  die  mit  • 
Annahme  und  Bestellung  verbundenen  < 
schäfte   bedingt  werden   und   dass  du 
|  Vorausentrichtung  dos  Portos  eine  wesv. 
i  liehe  Erleichterung   des  Postbetriebes  Ii 
beigeführt  winl.  sind  die  Gruudlageu  sä 
lieber  neuerer   Portotarife  geworden: 
halvn  in.  Verbindung  mit  den  dadurch 
möglichtou  Keforinen  des  Postdienstes  < 
neue  Aera  für  das  Verkehi"swesen  geschat 
und  insbesondere  auch   die  Bahn  für 
durchgreifendste    l'mgt-sUlltuug   des  in- 
nationalen   Post  verkehr»  eröffnet.  Die 
.  Hills  Schrift  mit  einem  Satze  ang.slen 
'Freimarke-)   ist  als  Mittel  zur  Voraus, 
richtung  des  Portos  sehr  bald  in  der  g;m 
Welt  angenommen  worden  und  bildet. 
Gegensatz  zu  der  schwerfälligen  und  z 
raubenden  Art  der  früheren  Portoontr 
tung,    ein   charakteristisches  Symbol 
1  durch  Hills  Postreform  erzielten  Wik.- 
j  erleichterungen.1) 

Das  Kinheitsjiorto   hat   längere  Zeit 
braucht,  um  sich  in  den  inneren  Post- 
kehr  (Frankreich   184!»,  Oesterreich  p 
nordd.  Bund   isfis)  einzuführen.  Für 


')  Vgl.  dir  näheren  Angaben  bei  Step 
a.  a.  '0.  »»P$  ff. 

*•  ...  .  a  bit  of  paper  just  large  cue-ug 
bear  the  stanip,  and  eovered  at  the  back 
■a  glutinuus  wasb.  which  the  bringer  mi^hl 
npplying  a  little  moistuie.  nttach  to  the 
öl  the  letter  .  . 

^  Freimarken  sind  bereits  im   17.  .1; 
bei  einer  von  dem  maitre  des  re<|Uetes  V< 1 
liiö'A  eingerichteten  Stadtpost  in  Paris  und 
in   Verbindung  mit   Briefkasten ,  angew» 
worden.    Es  existieren  ferner  Exemplare 
gestempelten  liriefumschlagen.  welche  die 
dinische  Post  Verwaltung   1818  eingeführt 
l>is  1KU)  in  (nbiamh  behalten  hat.  Ii. 
erwähnt  selbst,  dass  l'h.  Knight  einige, 
vorher  gestempelte   l'mschlägc  zur  Erbe 
der  Zeitungssteuer  vorgeschlagen  habe.  N; 
destoweniger   führt   sieh   die  Einführung 
Briefmarken  in  den  Pustdietist  auf  Bowl. 
Anregung  zurück.    Sie  sind  seitdem  nicht 
ein   unentbehrliches  Hilfsmittel   des  med 
Postverkehrs,  sondern  dureh  ihre  zahht 
Spielarten  les  existieren  mehr  als  .rj<Kn.) 
sehiedeiie  Arten   von  Postwertzeichen.  « 
über  .'MIO  europäischer  Herkunft!  auch  ein 
litiirsohjekt  der  Sauimelneigung  gewordej 
haben  sich  durch  letztere  zu  einem  uii'ht 
trächtlicheii  Handelsartikel  herausgebildet 
Uber  eigene  Preislisten.   Börsen.  Mäkle: 
verfügt. 
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internationalen  Verkehr  waren  noch  grossere 
Schwierigkeiten  zu  überwinden,  weil  alle 
an  der  Beförderung  einer  Postsendung  be- 
teiligten Staaten  auch  an  dem  Porto  Anteil 
beanspruchten.  Diesen  Anteil  möglichst 
vorteilhaft  zu  regeln,  bildete  eine  Hauptauf- 
gaU>  der  zahllosen  Verträge,  auf  denen  der 
Austausch  von  Land  zu  Land  l>eruhto.  Erst 
allmählich  brach  sich  die  Ueborzeugung 
Bahn.  da«s  der  Briefverkehr  im  grossen 
auf  Gegenseitigkeit  beruht,  die  Zahl  der 
Briefe  zwischen  zwei  Ländern  demnach  ab- 
gehend und  ankommend  im  wesentlichen 
die  gleiche  ist,  und  dass  es  sich  deshalb 
ausgleicht,  wonn  jedes  Laud  au  Porto  be- 
hält, was  es  erhebt.  Nachdem  dieser  Grund- 
satz für  den  Wechselverkehr  Deutschlands 
und  Oesterreich-Ungarns  durch  den  deutsch- 
österreichischen  Postverein  von  1850,  f Ju- 
den Auslandsverkehr  durch  eine  Reihe  ein- 
zelner Postverträge  Anerkennung  gefunden 
hatte;  nachdem  ferner  auch  für  den  inter- 
nationalen Briefaustausch  die  Entfernung 
immer  mehr  als  ein  wenig  wirksamer  Faktor 
der  Tarifbildung  erkannt  worden  war;  nach- 
dem endlich  die  Freiheit  des  Transits  für 
Briefe,  d.  h.  ihre  Durchführung  durch 
Zwischenländer  ohne  Erhebung  einer  Ge- 
bühr oder  Beanspruchung  eines  Anteils  am 
Porto,  sich  in  Einzelfällen  praktisch  als 
durchführbar  erprobt  hatte:  war  der  Boden 
für  eine  neue  grosse  Tarifrefonn  vorbereitet, 
für  die  auf  Deutschlands  Betrieb  in  der 
Konferenz  zu  Bern  im  Oktober  1874  be- 
schlossene Einführung  des  einheitlichen 
Weltbriefportos,  au  welches  sich  dem- 
nächst weitgehende  Erleichterungen  des 
internationalen  Austausches  von  Wertsen- 
dungen. Geld  Übermittelungen,  kleinereu 
Packereien  etc.  im  Weltpostverein  ange- 
schlossen haben. 

17.  Wirtschaftlicher  Charakter,  Tarif- 
politik. Ursprünglich  als  Gegenleistung 
für  den  durch  die  Beförderung  geleisteten 
Dienst  anfrrefasst  und  individuell  berechnet, 
habeu  die  Postgebühren  bei  wachsender 
Avisdehnung  des  Staats{x>6twosens  l»ald  einen 
mehr  oder  minder  namhaften  Teil  des 
Staatseinkommens  ausgemacht  und  sind 
praktisch  wie  theoretisch  als  Staatsfinanz- 
quelle behandelt  worden.  Daneben  hat 
sich,  wie  oben  sub  4  gezeigt  ist,  schon 
früh  die  Einsicht  in  die  Bedeutung  des 
Postverkehrs  für  die  Förderung  der  Kidtur 
und  der  Volkswohlfahrt  Eingang  verschafft. 
Die  wachsende  Anerkennung  dieser  Gemein- 
nützigkeit der  Post  ist  auf  die  thatsäcldicbe 
Behandlung  wie  auf  die  wissenschaftliche 
Ergründung  des  Portos  nicht  ohne  Eiufluss 
geblieben.  Während  das  fiskalische  Priueip 
einen  möglichst  hohen  Ertrag  vom  Post- 
wesen verlangte,  bildete  sich,  unterstützt 
durch  die  doktrinäre  Abneigung  gegen  die 


Erwerbsthätigkeit  drs  Staates,  die  Forde- 
rung: der  Staat  solle  aus  der  Verwaltung 
des  Post wesens  keine  1  Überschüsse  erzielen, 
zu  einem  lebhaft  vorgetragenen  Dogma  der 
volkswirtschaftlichen  Lehre  aus.  Beide 
Auffassungen  sind  einseitig;  jene  Jässt  die 
Kulturabgabe  der  Post,  dies«?  ihre  Zuge- 
hörigkeit zum  Staatsganzon  und  die  daran* 
entspringende  Rücksicht  auf  den  Staatsbe- 
darf ausser  acht;  für  die  Wirklichkeit  ist 
beides  in  Betracht  zu  ziehen.  Mag  man  die 
Kulturmission  der  Post  noch  so  hoch  stellen, 
so  gewährt  sie  keinen  ausreichenden  Grund, 
von  einer  der  Leistung  entsprechenden  Ver- 
gütung abzusehen.  Die  Forderung,  die  Post 
als  freies  Geuussgut  zu  behandeln,  ist  auch 
vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte  nicht 
zu  rechtfertigen,  da  sie  zu  nutzloser  Ver- 
geudung führen  würde.  Die  Beschränkung 
des  Ertrages  auf  Deckung  der  Selbstkosten, 
die  früher  vorzugsweise  durch  den  Hiuweis 
auf  die  Gemeinnützigkeit  der  Post  be- 
gründet würfle,  wird  neuerdings  mehrfach 
aus  dem  mehr  formalen  Gesichtspunkte  des 
Gebübrenprincips  verteidigt;  als  Gebühr 
wird  das  Porto  nur  soweit  anerkannt,  als 
es  zur  Kostendeckung  dient  darüber  hinaus 
wird  ihm  der  Charakter  einer  Vorkehrs- 
steuer lieigelegt.  deren  Beseitigung  wenig- 
stens als  Ideal  anzustreben  sei.  Hingegen 
wird  neuerdings  die  Wiederaufnahme  des 
fiskalischen  Prineips  Itei  der  Post  von 
mehreren  Seiten1)  hauptsächlich  deshalb 
verfochten,  weil  Portoheralisetzuugen  vor- 
zugsweise den  bemittelteren  Klassen,  na- 
mentlich dem  Grosshaudel  und  der  Gross- 
industrie zu  gute  kämen  und  der  dadurch 
veranlasste  Ausfall  durch  Steuern  aufge- 
bracht werden  müsse,  welche  die  ärmeren 
Klassen  stärker  Mästeten.  Diese  Ansicht 
tieruht  indes  auf  einer  Annahme,  welche 
durch  die  Erfahrung  nicht  bestätigt  wird ; 
sie  lässt  feruer  ausser  Betracht,  dass  die 
Portoauslagen  des  Handels  und  der  Industrie 
ohne  Schwierigkeit  auf  die  Abnehmer  abge- 
wälzt werden  können :  sie  unterschätzt  end- 
lich die  mittelliaron  Vorteile,  welche  allen 
Gebieten  des  sozialen  Leltens  durch  Er- 
leichterungen des  Nachrichten  verkehrs  gleich- 
massig  erwachsen.  Rowland  Hill  hat  die 
Notwendigkeit  seiner  Portoreform  nicht 
durch  die  dem  Uaudel  und  Verkehr  daraus 
erwachsenden  Vorteile,  sondern  durch  den 
Hinweis  auf  den  religiösen,  sittlichen  und 
intellektuellen  Fortschritt  der  Nation  be- 
gründet; er  nennt  die  vervollkommnete 
Post  a  powerful  engine  of  civilization,  und 
die  Richtigkeit  dieser  Bezeichnung,  weiche 
den  gemeinnützigen  Charakter  der  Post 
treffend  hervorhebt,   ist  während  der  Prü- 

rl  G.  Colin.  Fin.-W.  8.  KOI  ff.  v.  Weiclis- 
Ci  Ion,  Moderne  Verkehrsmittel,  8.  löl. 
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fungsjahro  seines  Werkes  in  England  mehr- 
fach durch  Anerkennung  des  überwiegenden 
Nutzens  bestätigt  worden,  deu  die  ärmeren 
Klassen  von  dem  Pennyporto  gehabt 
halien.1) 

Eine  richtige  Tarifpolitik  wird  beide 
Seiten  des  Postinstituts,  ihre  Kulturaufgabe 
wie  ihre  Pflicht,  zum  Staatsbedarf  beizu- 
tragen, im  Auge  behalten  müssen.  Sie 
wird  die  Erzieltmg  von  Uebersehüsseu  nicht 
ablehnen,  wo  solche  ohne  Schädigung  der 
Kulturinteressen  erreicht  werden  können. 
Sie  wird  andererseits,  wo  überwiegende 
Interessen  die  Durchfilhrung  der  Kultur- 
aufgabe erheischen,  ohne  dass  die  Ausgaben 
in  den  Einnahmen  volle  Deckung  finden, 
auch  vor  der  Notwendigkeit  eines  Staats- 
zuschusses nicht  zurückschrecken,  wie  er 
z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  im  In- 
teresse der  Kultivierung  ihres  weiten  Ge- 
bietes durch  Postanlagen  lange  geleistet 
worden  ist  und  in  Kussland  für  Aufrecht- 
erhaltung der  politisch  und  administrativ 
unerläßlichen  Post  Verbindungen  noch  jetzt 
erforderlich  ist.  Gewiss  wird  bei  Be- 
messung der  Tarifsätze  in  der  Regel  min- 
destens auf  Deckung  der  Kosten  einschliess- 
lich Verzinsung  und  Amortisation  des  An- 
lagekapitals Bedacht  zu  nehmen  sein.  Allein 
es  wäre  kurzsichtig,  wenn  man  fordern 
wollte,  dass  dies  von  vornherein  und  ohne 
Rücksicht  auf  das  Wachstum  des  Verkehrs 
sichergestellt  werden  müsse.  Verkehrsre- 
formen verlangen  eine  gewisse  Zeit,  ehe 
ihre  Wirkungen  sich  vollauf  geltend  machen  ; 
sie  sind  eine  Saat,  die  nicht  bereits  im 
nächsten  Herbste  reift.  a!>er  nicht  minder 
sichere  Krnteu  bringt.  Die  wichtigste  Auf- 
gabe einer  weitschauenden  Tarifpolitik  ist« 
die  wirklichen  Bedürfnisse  zu  erkennen  und 
ihnen  rechtzeitig  Mittel  und  Wege  zu  be- 
reiten. In  dieser  Aufgabe  sollte  man  sie, 
wenn  die  allgemeine  Finanzlage  des  Slaatos 
es  irgend  zulässt,  nicht  durch  ängstliche 
Besorgnis  um  momentan  entstehende  Aus- 
fälle «Hier  dun  h  den  Hinweis  darauf  stören, 
dass  für  den  beabsichtigten  Schritt  im 
einzelnen  die  Deckung  der  Kosten  nicht 
genügend  gesichert  erscheint.  Denn  der 
finanzielle  Nutzen  einer  Verkohrsverbosse- 
mng  lieschränkt  sich  nicht  auf  den  un- 
mittelbaren Dienstzweig,  in  welchem  sie 
vorgenommen  werden  soll,  sondern  er  er- 
streckt sich  auf  den  Gesamtorganismus  des 
Instituts  und  tritt  oft  an  unvermuteten 
Stellen  zu  Tage.  Andererseits  kann  das 
Not  recht  des  Staates,  von  der  Pest  Beiträge 
zu  seinem  Bedarfe  zu  verlangen  und  durch 


'i  Vyl.  z.  B.  «he  Angaben  in  dem  Briefe 
von  Miss  Harri  et  Martine«,.,  abgedruckt 
in  der  Jubclschrift  The  Post  t.fticc  of  öO  vears 
ago,  S.  44  ff. 


Erhöhung  der  Tarife  einzuziehen,  wie 
Frankreich  nach  dem  Kriege  von  1*7»* " 
nicht  geleugnet  werden.  Nur  ist  zu  Ii 
denken,  dass  Tariferhöhungen.  nameutli< 
wenn  hohe  Erträge  erzielt  werden  sullr 
nicht  selten  erhebliche  Verkehrsveninj. 
nmgen  nach  sich  ziehen,  so  dass  der  U\ 
sichtigte  Zweck  verfehlt  wird  und  mir  < 
Nachteile  übrig  bleiben,  welche  durch  V. 
kehrseinschränkungen  auf  allen  Gebieten  < 
Volkswirtscluift  einzutreten  pflegen.  •  S 
dem  übrigens  im  Auslandsverkehr  die  ( 
bohren  für  Briofpostsendungen,  Werts/ 
düngen,  Postanweisungen.  Postnaehnalim 
Postaufträge  und  kleine  Postpicketo  du 
den  Weltpostvertrag  und  die  ihn  ergänz 
den  Abkommen  einheitlich  geregelt  si 
sind  die  internationalen  Taxen  zum  gros 
Teil  vertragsmässig  festgelegt  und  ila 
auch  der  inländischen  Tarifpolitik  scir 
zu  fiberschreitende  Schranken  ges 
worden. 

18.  Briefporto.  Das  Porto  für  eitifa 
Briefe  ist  gegenwärtig  fast  allgemein  n 
1  Unterschied  der  Entfernung  einheitlich  i 
:  miei  t.    Indessen  sind  nicht  nur  die  S 
'verschieden  (in   Deutschland   1»)  Pfen 
Oesterreich-Ungarn   "i  Kreuzer,  Frankr 
IT»  Ceut.,  Grossbritanuieu    1  Penny,  It; 
2(1  Cent..  Russland  7  Kopeken.  Vereii 
1  Staaten      Cent,  etc.),  sondern  noch  n 
die  Gewichtsgrenze,  die  von  10  g  bis  1  l 
engl.  (2S  g)  aufsteigt,  und  die  Abstu 
des  Portos  nach  dem  (iewieht.  die  sie 
vielen  Ländern   nach    dem  Vielfachen 
j  einfachen  Gewichts  berechnet,  in  Den 
;  land  und  anderen  für  l 'ebersohl  oitung 
i  einfachen  g)    bis    zum  Meistg.\ 

(2"jO  g)  nur  das  Doppeitc  der  einbi 
Taxe  beti-ägt.  Ausnahmen  vom  Ein! 
porto  kommen  vor,  indem  in  einzelnen 
dem  bei  geringen  Entfernungen,  in 
Schweiz  für  Briefe  Iiis  Ii)  kni,  in 
Türkei  für  Briefe  zwischen  Hafens! 
und  Orten  an  der  Eisenbahn,  endli. 
vielen  Lindern  für  <  »rtsbriefc  ein  gerin 
Portosatz  erhoben  wird.  Der  Frankier 
zwang  für  Briefe  besteht,  nachdem  < 
Kussland  für  Briefe  im  inneren  Vei 
vorgesehrioliene  Frankierung  mit  den 
fachen  Porto  im  Jahre  1S!'<>  wegei- 
lst, nur  noch  indirekt,  indem  in  den  w 
meisten  Ländern  unfrankierte  Brief.» 
zur  Beförderung  angenommen,  abei 
höherem  Porto,  nicht  selten  sogar 
doppelten  Satze  für  frankierte  Brief.» 
werden.  Dieser  indirekte  Frank«  >zwat 
in  Verbindung  mit  dem  billigen  Kii 
jMirto  für  Briefe  eine  vollständig, 
wälzung  in  der  Portoentriehtunir  zur 
gehabt.  Während  früher  die  unfra: 
■  Absendung  die  Kegel  bildete,  j;i  d 
1  sendung  frankierter  Briefe  unter  ansta 
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Ijouten  für  ebenso  unhöflich  gehalten  wurde 
wie  jetzt  die  Beifügung  einer  Freimarke  für 
die  Antwort,  ist  die  Zahl  der  unfrankierten 
Briefe  seit  Einführung  der  Freimarken  in 
rascher  und  steter  Abnahme  begriffen.  In 
Frankreich  machten,  nach  Stephan,!  'reussi- 
sche  Post  029,  im  Jahre  1S47  die  frankierten 
Briefe  10 0  o,  die  unfrankierten  90 0  o  der 
Gesamtzahl  ans;  10  Jahre  spater  war  das 
Verhältnis  gerade  das  umgekehrte:  jetzt 
sind  infolge  der  doppelten  Taxe,  der  die 
unfrankierten  Briefe  in  Frankreich  unter- 
liegen, dort  nur  noch  etwa  Vs  0  o  der  Briefe 
unfrankiert;  in  Deutschland,  wo  unfrankierte 
Briefe  nur  mit  einem  Port ozu schlage  von 
10  Pfennig  belegt  werden,  weist  die  Sta- 
tistik für  1S98  noch  2.2  "o  unfrankierter 
Briefe  auf. 

Für  Postkarten  besteht ,  entsprechend 
ihrer  Bequemlichkeit  für  die  technische  Bo- 
hanrllnng  und  dem  geringen  Räume  fflr  Mit- 
teilungen, überall  ein  geringerer  Portosatz, 
meist  die  Hälfte  des  einfachen  Briefportos; 
in  einzelnen  lindern  wird  auch  hier  im 
Ortsverkehr  eine  geringere  Taxe  erhoben. 
Für  Drucksachen  ohne  schriftliche  Nach- 
richten wird,  wenn  sie  in  einer  die  Kon- 
trolle ermöglichenden  Form  (unter  Band) 
aufgeliefert  werden,  im  inländischen  wie  im 
ausländischen  Verkehr  eine  besondere  Ge- 
bühr erhoben,  die  viel  niedriger  ist  als  das 
Briefporto  und  namentlich  hv,  zu  grosseren 
Gewichtenlengen  —  sogenannte  Büohetpost 
in  England  bis  5  englische  Pfund,  in  Frank- 
reich bis  3  kg,  in  Deutschland  1  kg,  im 
Weltpostverkehr  2  kg  —  aufzusteigen  ge- 
stattet. Ebenso  wird  für  Warenproben  und 
Muster  ohne  Kaufwert  und  ohne  Beifügung 
schriftlicher  Nachrichten,  die  im  inneren 
deutschen  und  im  Wettpostverkehr  wie  in 
Frankreich  bis  zum  Gewicht  von  350  g, 
Italien  bis  300  g  zulässig  sind,  allgemein 
eine  hinter  dem  Briefporto  bei  weitem  zu- 
rückbleibende Taxe  erhoben.  —  Höhere 
Briofportosätze  kommen  dagegen  zur  An- 
wendung, wenn  es  sich  um  Briefe  handelt, 
die  nach  Sehluss  der  Einüeferungszeit  noch 
aufgegeben  und  befördert  werden  »ollen, 
late  fee  in  England,  oder  die  mit  Zügen  be- 
fördert werden  sollen,  die  sonst  keine  Post 
führen,  wie  die  in  England  seit  ls'Jl  zu- 
lässigen railway  -  lottors,  oder  die  den 
Empfängern  auf  Grund  vorheriger  Verein- 
barung unmittelbar  nach  Ankunft  der  Züge 
auf  dem  Bahnhofe  ausgehändigt  werden, 
wie  die  deutschen  Bahnhofshriefe  (Post- 
ordnung £  21a). 

19.  Pue.ketporto.  Diellindernisse,  welche 
einer  auf  festen  Grundsätzen  l»eruhoudeu 
Ordnung  des  Portowesens  entgegenstanden, 
sind  beim  Paeketporto  am  schwierigsten  zu 
überwinden  gewesen,  da  sie  nicht  bloss  auf 
den  früheren  Mängeln  der  Organisation  und 


der  Technik  des  Postwesens,  sondern  auch 
auf  den  Besonderheiten  der  Leistung  be- 
ruhen. Denn  während  bei  den  Gegen- 
ständen der  Briefpost  die  Gleichmäßigkeit 
der  Grösse,  des  Gewichtes  und  daraus  sicli 
ergebenden  technischen  Behandlung  durch- 
aus überwiegt,  herrscht  beim  Packerei  ver- 
kehr eine  weitgehende  Vei-schicdenheit  in 
den  Dimensionen,  der  Gestalt  und  den  für 
den  Transport  günstigen  oder  ungünstigen 
Eigenschaften,  ferner  im  Werte  des  Inhaltes, 
welche  die  Beförderung  sehr  verschieden 
gestaltet  und  individuelle  Unterscheidungen 
m  der  Bemessung  der  Portosätze  lange  Zeit 
als  geboten  erscheinen  Hess.  Es  kommt 
hinzu,  dass  sich  beim  Päckereigeschäft  die 
Leistungen  des  absendenden  und  de« 
empfangenden  Teiles  bei  weitem  nicht  in 
dem  Grade  ausgleichen  wie  bei  der  Brief- 
post ;  ferner  das*  auch  die  Transitbefördorung 
des  einen  Landes  nicht  durch  die  des 
anderen  kompensiert  wird;  endlich,  dass 
boimPackotverkohr  vielfach  noch  Privatunter- 
nehmer, Eisenbalingesellschaften,  Dampfer- 
linien etc.  beteiligt  sind,  welche  eine  Ver- 
gütung ihrer  Leistung  nach  Gesichtspunkten 
beanspruchen,  die  sich  mit  gleichmassiger 
Ordnung  des  Packetportos  schwer  vereinigen 
lassen.  -  Angesichts  dieser  Schwierigkeiten 
war  ein  wichtiger  Fortschritt,  dass  das 
preussische  Portotaxregulativ  von  1824  auch 
für  den  Packet  verkehr  die  direkte  Ent- 
fernung und  das  Gewicht  als  die  alleinigen 
Grundlagen  der  Fortobemessung  zur  An- 
wendung brachte.  Nicht  minder  wichtig 
war  es,  dass  der  deutsch-österreichische 
Post  verein  am  1.  Jiüi  IS'jS  sich  auch  für 
den  Packetverkehr  zu  einem  einheitlichen 
Gebiete  zusammenschloss.  in  welchem  das 
Paeketporto  lediglieh  nach  der  in  der  Luft- 
linie gemessenen  Entfernung  und  dem  Ge- 
wicht erholten,  zwischen  den  beteiligten 
Postverwaltungen  aber  nach  einem  der 
wirklichen  Transportleistung  jedes  Teil- 
nehmers entsprechenden  Massstabe  geteilt 
wurd«'.  Noch  in  dem  norddeutschen  Post- 
taxgesotz vom  4.  November  1807  und  in 
dem  Keichsposttaxgesetz  vom  28.  Oktober 
1  s7 1  ist  «las  Packetport«»  nach  dem  Gewicht 
und  der  Entfernung,  2  Pfennig  aufs  Pfund 
für  je  ä  Meilen  bis  30,  darüber  bis  1<M)  für 
je  10  Meilen  und  über  hundert  für  je  20 
Meilen  mit  Mindestsätzen  von  2-0  Silber- 
grosche:! in  5  Entfernungsstufen,  fest- 
gesetzt. 

Inzwischen  hatte  sich,  gestützt  auf  die 
immer  günstigeren  Wirkungen  des  einheit- 
lichen Briefportos,  die  reberzeugung  be- 
festigt, dass  bei  kleineren  IVketen  das 
Schwergewicht  der  Leistungen  ebenso  wie 
bei  den  Briefen  nicht  auf  die  Beförderung, 
solidem  auf  die  Annahme  und  Bestellung 
entfällt    und  dass  durch  Einführung  eines 
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von  «ler  Entfernung  unabhängigen  Einhoits- 
portos  für  kl«Mn«-  Pa«k«'te  «lein  PosMienste 
eine  für  die  Bewältigung  des  immer  stärker 
aiiwaehsemlou  Packerei  Verkehrs  unerlässiiche 
Erleichterung  voi-schafft  werden  würde  Der 
hierauf  gestützte  Vorschlag  der  Reiehspo.-t- 
verwaltung  erlangt«1  in  der  Posttaxnovelle 
v«,m  17.  Mai  1S7:{  I  iesetzeskraft  und  ist  mit 
dem  1.  Januar  1*74  in  (Seitimg  getreten. 
Seitdem  liesteht  im  Reiehspostgohi«>t<'  ein 
Kinheitsporto  für  I'aekete  bis  ">  kg.  welches 
auf  Entlernung«m  Iiis  U»  Meilen  25  Pfennig. 
daniWr  hinaus  ."»o  Pfennig  betrügt.  Heiin 
Gewicht  über  10  kg  wird  ausser  dem  Kin- 
heitsporto für  jedes  üWrsehiessonde  kg  ein 
nach  ü  Entfernungsstufen  bemessenes  Porto 
von  ')  Pfennig  Iiis  ."»o  Pfennig  erhoben.  Kür 
Sperrgut  wird  ein  Zusehlag  von  der  Hälfte 
des  sonst  zahlbaren  Portos,  für  unfrankierte 
Paekete  bis  5  kg  ein  Zuschlag  von  10 
Pfennig  erhoben.  Während  die  posttech- 
nischen und  die  wirtschaftlichen  Wirkungen 
dieses  Tarifs  allgemeine  Anerkennung  finden 
(vgl.  oben  sub  12).  sind  vom  finanziellen 
Standpunkte  mehrfach  Hedenken  gegen  ihn 
erhoben  worden  :  namentlich  glaubt  G.Cohn1) 
in  «lein  höheren  l'aeketporto  Englands  einen 
<irund  für  den  weitaus  höheren  l'eherschuss 
der  englischen  Post  erblicken  zu  können. 
Dagegen  ist.  abgesehen  von  der  von  Cohn 
selbst  als  Hauptgruud  dieses  PeW'rsehussos 
anerkannten  grösseren  Koncentration  d«»s 
Verkehrs  in  England,  zu  bemerken,  «las*  «lie 
deutsch«:'  Post  für  den  nationalen  Verkehr 
weit  umfassendeiv  Aufgaben  erfüllt  als  die 
englische,  die  sich  im  wesentlichen  auf  di<> 
Hrh'fpostgegonstände  und  Paekete  bis  ">  kg 
Wschränkt.  Den  AusgaWn  der  englischen 
l'ost  sind  deshalb  diejenigen  der  Privat- 
unternehmungen  hinzuzurechnen,  welche  die  ! 
Beförderung  der  schwereren  Paekete  und  j 
der  Reisenden  bewirken.  Auch  bleiW'ii  j 
noch  eine  Menge  von  Kaktoren  ausser  j 
Rechnung,  tlie  auf  di<-  Widerseitige  Hilanz  | 
von  Einfluss  sind.  z.  Ii.  die  Pntersehie«le  in  ' 
«ler  Stellung  der  englischen  und  «ler  de«itscheu 
IVamten,  <li<»  hohen  Leistungen,  welche  die 
deutsche  Post  für  allgemeine  Staats-  uml 
Reiehszwecke  uuentgeitlich  auszuführen  hat. 
u.  a.  m. 

20.  Sonstige  Postgehuhren.  Auch  auf  | 
die  sonstigen  Postgebühren  ist  «bis  Einheit.-»-  \ 
prineip  von  unvei  kennl<ar«iu  Einfluss  ge- , 
worden,  wie  sich  aus  nachstehender  l'eber- ! 
si«-ht.  welche  nur  «lie  hauptsächlichen  . 
Gruppen  bezemhnot,  «M-giebt.  Unabhängig1 
von  der  Entfernung  ist  normiert  die  Gebühr 
für  Zeitungen,  die  «'Utweiler  na« -Ii  dem  . 
Dnicksai'henporli).  mitunter  mit  in>eh  1 
ni«-drigeren  Sätzen  als  für  gewöhnliche 
Drucksachen,  oder  beim  Debit  «ler  Zeitungen 

't  Finanzwi^f iist  h  ifr  S.  »k)l  ff. 


«lurcli  «lie  Post   nach  Prozenten  «Ks  K.i 
kaufspreises  erhoben  wird.    An  «li»%  St«.- 
«lieses  letzteren  Tarifs  tritt  in  lK-nt.-«-liE;t 
vom  1.  Januar  Uml  ab  ein«»  kompliziert«'  t 
bühr,  die  sich  aus  2  Pfennig  für  j«""i 
Monat  «ler  Bezugszeit,  lö  Pfennig  jähih 
für  j»xle  Ausgabe  in  d«T  Woche  uml 
Pfennig  jährlich  für  jedes  Kilogramm  > 
Jahresgewichts    der    Zeitung  zusamt», 
setzt    (G.    v.    20.   Dezember   1S99).  I 
W  e  r  t  s  e  n  d  u  n  g  e  n  wird  ausser  dem  P«> 
für  «lie   S«mdiingen    (in  D«>utsehlanil 
Hriofen  auf  Entfernungen   bis   10  M«-i 
20  Pb'nuig.  darüWr  hinaus  40  Pfennig, 
Packeten  das  Packet  j>orto)  eine  Versichern!, 
gebühr  meist  ohne  Untorschh-d  der  !• 
b'rnung  nach   Höhe  «ler  Wertangabe, 
Deutschland  5  Pfennig  für  j»>  .'«'0  Ml 
mindestens    aber    10    Pfennig,  erln-l 
Ebenso  sind    die  Gebühren   für  die  * 
schiedenen  Arten  der  G  elil  aus  zahl  u 
und    Gel  dein  ziehung  durch  die  P 
Postanweisungen,  Postnaehnahmen.  Post: 
trüge    unabhängig    von    der  Entfern 
lediglieh  unter  Berücksichtigung  d>*s 
träges  normiert.    Bei  ilen  Gebühren  für 
Hes teil  ung   der  Postsendungen  ist 
Puterschied  zwischen  Sla«lt  und  Land  i 
fühlbar,  indem  für  «lie  Austragung 
Paekete.  Wertsendungen,  Postanweism 
in   den   Städten   in   der  Regel  niedri 
Sätze  bestehen  ;  doch  ist  er  im  Sehwii 
begriffen,  imlem  z.  H.  das  l,andbriefb«  > 
geld   mehrfach,   wie  in  Deutschland 
1.    Januar    1S72,    ganz  weggefallen, 
Zeitungsbestellgeld  für  Stadt  uml  Land 
selbe  ist.    Eine  Reihe  von  .Wbeng«d»i'i! 
wie  für  die  Ausstellung  von  Einlieb'i«; 
s«-heinen,    Ka<-hgehühren    für  abzuhol 
Briefe  etc.,  siml  in  Deutschland  geset 
in  Wegfall  gekommen.    Dagegen  winl 
iu    England'  l«estehen«le   Gebühr  für 
sondere  Käclier  W*i  der  Abholungspo 
stalt,  lctter  bnxes,  «lie  «ler  Empfänger 
Zuthtm  des  Heamten  eröffnen  kann,  au 
Deutschland   da  erhoW-u ,    wo  «liese 
richtung  besteht. 

21.  Portofreiheiten.  Dass  bei  <1«n 
sprünglich  allein  für  Hegiorimgszwe«  k 
ncht«'ten  Posten  die  Korresi>on<h>nz 
Laudosfürstcn  ohne  Entrichtung  eine 
sonderen  Gebühr  befördert  wurde,  is 
greiflieh,  gab  indes  «len  Anlass  dazu, 
Begriff  der  larnksfürst  liehen  Ang«d 
heiten  nielit  nur  sehr  weit  aus/u«  b- 
son«leru  auch  den  lamleshorrlichon  lb-; 
für  ihre  dienstlichen  un«l  Privatbrief«'  ! 
freiheit  zuzugestehen:  namentlich  ist 
lange  in  betreff  «les  Postju-rsouals  «1«' 
gewesen.  Dazu  kamen  zahlrehh«' 
|eibung«-n  der  Portofrei  hei  t  au  Korpun.t 
g.-istli.lie  Institute.  Wohlfahrt>ans' 
mihi«-    Stiftungen,    gonioiiinüt  zig-i-  1 
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nehmungen  aller  Art.  In  Preussen  umfasste  ; 
die  1^47  herausgegebene  amtliehe  Uebersieht  j 
der  Portofrei heiten  einen  Band  von  25-1 
Oktavseiten  mit  403  Paragraphen.  In  den 
Yerfnssungsstaaten  kamen  zu  alledem  uoeh 
umfangreiche  Portofreiheiten  der  gesotz- 
gebenden Hörerschaften  und  ihrer  Mit- 
glieder, die  von  letzteren  nicht  bloss  für 
.ihre  eigene  Person  in  weitestem  Masse  aus- 
geübt, sondern  auch  auf  Dritte  übertragen 
wurden.  In  England  konnte  nach  manchen 
Einschränkungen  dieses  Privilegs  noch  kurz 
vor  Hills  Postrefonn  jedes  M.  P.  täglich 
frei  10  Briefe  abschicken  und  15  empfangen. 
In  den  Vereinigten  Staaten  ist,  so  lange  den 
Kongressmitgliedern  Portofreihoit  zustand, 
stets  über  umfangreichen  Missbrauch  dieses 
Privilegs  Klago  geführt  worden. 

Nach  Einführung  des  Einheitsportos  ist 
mit  diesem  alten  Krebsschaden  der  Post  fast 
überall  gründlich  aufgeräumt  worden.  Jetzt 
ist  die  Portofreiheit,  wo  sie  überhaupt  noch 
besteht,  meistens  auf  die  Person  und  die  An- 
gelegenheiten des  Staatsol)erhauptes  sowie 
auf  Staatsdieustsachen  beschränkt.  Im 
Reielispostgebiete  bestehen  nach  dem  tl. 
v.  5.  Juni  1869  Portofreiheiten  nur  für  die 
regierenden  Fürsten  und  deren  Gemahlinnen 
und  Witwen  sowie  für  Reichsdienstange- 
legenheiten,  zu  denen  die  Militär-  und 
Marineangolegenheiten  gehören;  ferner  sind 
die  Portovergünstigungen  der  unteren  Militär- 
personen aufrecht  erhalten.  Alle  ührigen 
Portofreiheiten  und  Portoermässigungen,  da- 
runter namentlich  auch  die  in  Dienstange- 
legenheiten der  zum  Keiehe  gehörigen 
Staaten,  sind  aufgehoben  worden.  Neue 
Portofreiheiten  können  mir  im  Wege  des 
Gesetzes  eingefühlt  werden. 

IV.  Pogtrecht. 

22.  Postregal  und  Postzwang.  Zu 

den  Regalien  ist  das  Recht,  Pasten  anzu- 
legen und  zu  unterhalten,  bereits  im  16. 
Jahrhundert  gezählt  wordeu.  Während  die 
Kaiser  es  auf  Grund  der  constitntio  de  ira- 
jierio  Friedrichs  I.  als  kaiserliches  Reser- 
vat recht  beanspruchten,  wurde  es  in  Deutsch- 
land wie  im  Auslande  thatsächlich  als  ein 
aus  dem  Begriff  der  Landeshoheit  ent- 
springendes Recht  der  1-Andesherren  aus- 
geübt. Damit  verliand  sich  seit  dem  17. 
Jahrhundert  das  Recht,  auderen  die  An- 
legung und  den  Betrieb  von  Posten,  d.  h. 
von  Fuhrwerken  mit  geregelten  Abgaugs- 
und  Ankunftszeiten  sowie  unterwegs  ge- 
wechselten Pferden  zu  untersagen.  In 
diesem  engeren  Sinne  wird  das  Po  st- 
reif al  ergänzt  durch  den  im  17.  Jahr- 
hundert gewohnheitsrechtlich  entstandenen 
Postzwang,  zufolgedessen  Briefe  und 
ändert;  Gegenstände  nicht  anders  als  mittelst  I 
der  kraft  des  Postregals  unterlialteneu  Posten  j 
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versendet  werden  dürfen.  Beide  Rechte 
wurden  durch  die  Postmandate  der  l^andes- 
herren  und  die  Postordnungen  sowohl  landes- 
polizeilich als  durch  Strafandrohungen  gegen 
Zuwiderhandelnde  geschützt.  Durch  die 
fiskalische  Richtung  des  Postwesens  bildete 
sich  das  Postregal  im  18.  Jahrhundert  zu 
argen  Belästigungen  des  Privatfuhrbetriebes 
aus,  indem  man  letzteren  von  jetler  Mit- 
bewerbuug  mit  den  landesherrlichen  Posten 
bei  der  Beförderung  von  Reisenden  auszu- 
sehliesen  oder  möglichst  zu  beschränken 
suchte.  In  Preussen  ward  verboten,  auf 
Postroutori  mit  Mietspferdeu  zu  reisen;  jeder 
Fuhrmann,  der  eine  Mietsfuhre  thun  wollte, 
niusste  bei  dem  Postamte  des  Abgangsortes 
zuvor  einen  Ixmnfuhrzettol  gegen  eine  Ab- 
gabe von  2  Groschen  für  die  Person  und 
Meile  lösen ;  au  Tagen,  an  denen  Posten  ab- 
gingen, durften  solche  Ijohnfuhrzettel  nur 
ausgestellt  werden,  wenn  die  Post  genügend 
besetzt  war.  Das  preussisehe  Allgemeine 
Undrocht  II  15$  141  erklärt:  »Der  Staat  hat 
die  ausseid iessende  Befugnis,  Posten  und 
Marktschiffe  anzidegen  und  den  Lauf  der- 
selben  zu  ordnen.'  Auch  noch  das  preuss. 
Post gesetz  vom  2.  Juni  1852  §  1  sagt:  *Die 
Befugnis,  Personen  oder  Sachen  gegen  Be- 
zahlung mit  unterwegs  gewechselten  Trans- 
portmitteln oder  zwischen  bestimmten  Orten 
mit  regelmässig  festgesetzter  Abgangs-  oder 
Ankunftszeit  zu  befördern,  steht  ausschliess- 
lich dem  Staate  zu  und  macht  das  Postregal 
aus.«  Der  noch  im  norddeutschen  Postges. 
vom  2.  Novemlter  1867  festgehaltene  Rest 
dieses  Rechts,  wonach  die  gewerbsmässige 
Personenbeförderung  unter  gewissen  Um- 
ständen der  Genehmigung  der  Postverwal- 
tung bedurfte,  ist  im  Reichspostgesetz  vom 
28.  Oktober  1871  fallen  gelassen  worden. 
Ein  Postregal  im  engeren  Spinne  des  Wortes 
besteht  seitdem  nicht  mehr  in  Deutschland; 
dagegen  bildet  «las  Postregal  im  weiteren 
Sinne,  wonach  das  Postwesen  als  einheit- 
liche Staatsvcrkohrsanstalt  eingerichtet  und 
verwaltet  wird,  ein  verfassungsmässig  ge- 
währleistetes Recht  des  Reiches.  In  der 
Schweiz  umfasst  das  Postregal  des  Bundes, 
der  wirtschaftlichen  Bedeutung  des  Reise- 
verkehros  entsprechend,  noch  gegenwärtig 
das  ausschliessliche  Rocht  zur  regelmässigen 
Personenbeförderung  und  zur  Gestellung 
von  Extrapostcu. 

Der  Postzwang  erstreckte  sich  anfäng- 
lich auf  Briete,  Gehler,  kleinere  Packereien 
und  namentlich  Zeitungen.  Der  Postzwang 
für  Packete.  der  im  IS.  Jahrhundert  in 
Preussen  bis  auf  Packete  von  40  Pfund  aus- 
gedehnt worden  war,  ist  gegenwärtig  auch 
da,  wo  die  Post  sich  mit  Packet  iM-förderung 
befasst,  fallen  gelassen  worden:  nur  in  der 
Schweiz  sind  noch  jetzt  Packete  bis  5  kg]  f  ist - 
zwangspflicht ig.  Kln-nso  ist  der  Postzwang  für 

Auflage.   VI.  1« 
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"Wertsendungen,  der  sich  z.  H.  in  Preussen  :  il  apparticnt  a  postesc  ;  das  Recht  der  frei 
noch  nach  dem  Postgesetz  von  1852  «?  5  auf  Passage  ist  somit  schon  1516  als  ein  «l 
gemünztes  Geld  und  Papiergeld,  ungcmünz-  Posten  herkömmlich  zustehendes*  aoges.  h 
tes  Gold  und  Silber,  Juwelen  und  Pretiosen  worden.  Weiter  wird  in  jener  Urkunde  d 
ohne  Unterschied  des   Gewichts  erstreckt  Post  Unternehmern  zugesichert,  dass  ihn 
hatte,  jetzt  fast  allgemein  weggefallen  ;  nur  J  l>ebensmittel  und  Pferde  nach  ihrem  1 
in  Russland  unterliegt  die  Beförderung  von  darfe  gegen  annehmbare  Vergütung  gesk 
gemünztem  russischen  Uelde  und  Kredit-  werden  sollten,  damit  keine  Verzögeriji 
hüteten    noch  dem   Postzwange.     Gegen-  Störung  oder  Behinderung  des  Postenhn 
wärt  ig  beschränkt  sich  der  Postzwang  in  eintrete.  ')    Nach  beideu  Richtungen  m 
den  meisten  Staaten  auf  Briefe,  und  er  ist  diese  Vorrecht«*  der  freien  Passage  und  i 
auch  da  vielfach  auf  verschlossene  Briefe  Anspruchs  auf  Hilfeleistung  unterwegs 
(also  nicht  Postkarten)  sowie  auf  Befördo-  späterer  Zeit   vielfach  vervollständigt, 
rung  von  Briefen  gegen  Bezahlung  beschränkt,  nicht  selten  über  Gebühr  ausgedehnt  word 
Die  in  Deutschland  bisher  bestandene  weitere  wie  z.  B.  das  Recht  der  freien  Pas* 
Beschränkung  auf  Briefe  zwischen  verschiede- '  vielfach  zu  einer  Exterritorialität  der  IW 
neu  Postorten  ist  durch  die  Ausdehnuug  ja  zu  einem  Asylrecht  der  Postreisenden 
des  Postzwangs  auf  Briefe  am  Ursprungs- 1  weiter!  worden  ist.  Gegenwärtig  sind  di 
ort  (G.  v.  20.  Dezember  1SH9)  seit  dem  l.j  Vorrechte  der  Posten,  früher  ein  Miel 
April  1900  aufgehoben  worden.   In  manchen  !  Thema  der  älteren  Postrechtsgelehrten, 
Ländern  {Frankreich.  Bidgieu  etc.)  sind  den  i  das  dem  Zwecke  der  Post  entspreche! 
Briefen  alle  handschriftlichen  Mitteilungen,  I  Mass  zurückgeführt  worden  und  sie  konu 
auch  Drucksachen,  welche  die  Stelle  brief- !  mit  dem  allmählichen  Zurückgehen  des  P> 
lieber  Nachrichten   vertreten ,    z.   B.   An- !  fuhrwesens    mehr   und   mehr  ausser 
kündigungen,  Handelscirkulare  und   dergl. ,  brauch.    Das  Reichspostg.  vom  28.  Okti 
gleichgestellt.     Vielfach    unterliegen    dem  !  1871  hat  noch  aufrechterhalten  die  Bef 
Postzwang«*   ferner  auch    jetzt    noch   Zei-  ung  der  Posten  von  Wegegeldern  und 
tungen,  und  zwar  entweder  in  dem  weiten  1  deren  Kommunikationsabgaben  (S  16). 
Umfange,  dass.  wie  in  Frankreich,  alle  pe- :  Berechtigung,     erforderlichenfalls  N<1 
rio«lischen   Druckschriften   darunter   fallen, 1  wege.   Wiesen   und   Aecker  zu  passi« 
oder  in  der  Beschränkung   auf    jxjlitische '  (§  17),  ihren  Anspruch,  dass  andere  Fi 
Zeitungen.  In  Deutschland  uuterliegcn  dem  werke    den    Posten    auszuweichen  h; 
Postzwange  nur  verschlossene  Briefe   un«l  (§  Ii»)  und   dass  ihnen   Thore,  Brüc 
inelxr  als  einmal  wöihcntlich  erscheinende  Skhlagbäume  schleunigst  geöffnet  und 
politische  Zeitungen  bei  Beförderung  gegen  Fähren   unverzüglich«'  Ueltfrfahrt  gew 
Bezahlung;    bei   politischen   Zeitungen   ist  werden  muss      13);  endlieh  dass  die 
auch    diese    innerhalb    des    zweimaligen  wohner  der  Strasse  «len  Posten  bei 
Umkreises   ihres   Ursprungsortes   gestattet,  fällen    unterwegs    die   zu   ihrem  \V«> 
etn-nso  «lie  Beförderung  von   Briefen  und  kommen    orfonlerlich«*   Hüfe  gegen 
Zeitungen    durch    expresse    Boten.      Die  schä«ligung  zu  gewähren  verpflichtet 
Beförderung  von  postzwangspfliehtigen  Zei-       21).    Dem  gleichen  Zwecke,  «lie  u 
tungen  und  Briefen  von  und  für  vers«  Iii«}- '  hinderte     Weiterb«dor«lorung    der  P«: 
den«!   Personen   ist  auch   dann   ein«'   Ver- ;  sicherzustellen ,  «lienen  ferner  die  ebci 
letzung  des  Postzwanges,  wenn  diese  Gegen-  '  in    das    Reichs  jx>stges«uz  übergegaiiu 
stände  am  Absendungsorte  von  einer  Person  \  Immunitäten,  wonach  gegon  Posten  \ 
gesammelt  und  «lurch  einen  expressen  Boten,  Pfändung  erlaubt  ist  (§  HS),  ferner  da: 
au  eine  andere  Person  am  B«?stimmungsorte  j  ventar    der  Post  haltereien   im  Wege 
zur  Verteilung  an  die  Empfänger  geschickt ,  Zwangsvollstreckung  nicht  mit  Heschhi) 
werden,                                                   i  legt  werden  darf  (§  20)  und  die  vorsch 
2.'t.  Vorrechte   der  Posten.    Ausser  j  massig  zu  haltenden  Postpferdo  uud 
d«'ti   Privilegien,   die  den  vom  Staate  be-'tillone  von  Spanndiensten  für  Staats- 
tricben«'n  Posten  vermöge  ihr«-!- Stellung  als  Kommuualbe«lürfnisse  freizulassen 
Staatsbehörde   zustehen,   sind   «len   Posten  (S  22).   Hierher  gehört  au<h.  dass  di«' 
seit  ihren  Anfängen  gewisse  besondere  Vor-  halter  hinsichtlich  «lieser  Pferde  von 
rechte  beigelegt  worden.  \im  ihnen  «l«-n  un-  Verpflichtung  Itofreit  sind,  sie   im  "N 
gehinderten  Verkehr  und  die  Schnelligkeit  machuugsfalle  der  Militärbehörde  zu 
«l«?r  Beförderung  zu  su-heru.  Bereits  in  «lein  lassen,  (leset/,  fi I >ot-  die  Kriogsleistung 
oben  fsuh  '5  S.  121)  erwähnten   Vertrage  13.  Juni  1S73  4j  25.       Endlich  stehe 
v«m  151G  verheissl  König  Karl,  er  wer«lo  Post,    um  «lie   wirksame  Aufrecht  lui 
den    Postmeistern    Patente   erwirken,    auf  ihres  Auss«hlnssreehts  zu  sichern  un 
dass  den   Posten  freie  Ooffnung  der  ge-  ihren   prompten  Geschäftsgang   z«  f«V 
schlossenen  Städte,  Fähren,  Flussiibergänge  — 

und  anderer  Plätze  gewährt  werde,    comme         'i  Rübsam,  J«»h.  Bapt.  v.  Taxis,  s. 
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einige  privilegia  agcndi  zur  Seite:  es  haben '  seien,  ist  eine  Anseliauung,  die  den  ältesten 
auf  Verlangen  der  Postbehörde  die  Polizei-  I  Zeiten  desXachriehtenverkehrs entstammt  und 
und  Steuerbeamten  zur  Verhütung  und  Ent-  I  die  in  der  eidliehen  Verpflichtung  der  Stadt- 
deckung von  Postübertretungen  mitzuwirken  '  postboten  im  Mittelalter  ihren  Ausdruck 
24);  die  Postanstalten  sind  berechtigt,  |  fand.  Xicht  minder  alt  ist  die  Ansieht, 
unbezahlt  gebliebene  Postgebühren  nach  1  dass  die  Eröffnung  eines  Briefes  durch  Un- 
den  für  die  Beitreibung  öffentlicher  Ab- ;  befugte  wider  Hecht  und  Sitte  Verstösse; 
gaben  bestehenden  Vorschriften  dnreh  ihre  Luther  sagt  in  seiner  Streitschrift  »von 
eigenen  Organe  oder  durch  die  zuständigen ,  heimlichen  und  gestohlenen  Briefen*:  »Kein 
Behörden  zwangsweise  einzuziehen  («j  25);  j  grosserer  Brief  falscher  ist  auf  Erden,  denn 


schliesslich  ist  der   Erlös  aus  unbestell- 


wer  einen  frembden  Brief  zu  eigen  machet.» 


baren  Postsendungen  oder  zurückgelassenem  Demgemäss  wurde  die  Bewahrung  des  Ge- 


Passagiergutc ,  vorbehaltlich  des  den  Ab- 
sendern und  Eigentümern  zustehenden 
Rüekforderungsrechts ,  der  Postarmenkasse 
zugesprochen  (§  20). 

24.  Verhältnis  zu  den  Eisenbahnen. 
Für  die  Beziehungen   der  Post   zu  den 


heimnisses  über  die  den  Posten  anvertrauten 
Sendungen  und  die  l'nverletzlichkeit  der- 
selben, beides  unter  der  Bezeichnung  des 
Briefgeheimnisses,  von  der  juristischen 
Doktrin  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  gauz 
allgemein  gefordert,  auch  durch  die  kaiser- 


Eisenbahnen  in  Deutschland  kann,  sowold  j  liehen  Wahlkapitulationen  die  treue  Bewah- 
was  die  geschichtliche  Entstchuug  als  was  I  rung  des  Briefgeheimnisses  seitens  der 
den  jetzigen  Rechtsstand  betrifft,  auf  das  Reichsposten  zugesichert  und  durch  landes- 
darüber  im  Art.  Eisen  bahn  recht  sab  18  .  herrliche  Mandate  die  Verletzung  desselben 
(oben  Bd.  HI  S.  513)  Gesagte  Bezug  genommen  mit  schweren  Strafen  bedroht.  Freilich 
werden.  Ergänzend  ist  nur  hinzuzufügen, 1  stand  es  in  der  Praxis  zweifelhafter.  Lud- 
dass  der  Reichskanzler  von  der  ihn:  durch  I  wig  XIV.  setzte,  um  den  Inhalt  von  Briefen 
dasEisenbahnpostgesetzvom20.I)ezemborlS75  zu  erforschen,  eine  eominis*ion  imiuisitorialo 
Art  9  erteilten  Ermächtigung,  die  gesetz-  des  j>ostes  ein,  eine  Einrichtung,  die  in  den 
liehen  Verpflichtungen  für  Zwecke  des  Post-  Denkwürdigkeiten  des  Herzogs  v.  St.  Simon 
dienstes  den  Eisentjahnen  untergeordneter  als  esnrit  curieux  du  Roi  bezeichnet  wird. 
Bedeutung  zu  ennässigen  oder  ganz  zu  er- '  Pnd  J.  J.  Moser  verlangt  zwar  in  seinem 


Europäischen  Völkerrecht  IV,  S.  14'J  fg., 
dass  die  durch  die  Post  laufende  Korres- 
pondenz der  Höfe  an  ihre  Gesatplten  und 
umgekehrt  sicher  und  unoröffnot  passieren 
solle,  fügt  aber  in  der  Xote  liinzu:  -Kein 
grosser  Herr  wird  diesen  Satz  zu  leugnen 
wagen :  nach  dem  praktisehen  und  geheimen 
Völkern >cht  aber  dörfte  er  manche  Abfälle 


lassen,  durch  die  unterm  28.  Mai  1879  er 
lassenen  Bestimmungen  (Z.  Hl.  S.  3<Sü)  Oe- 
brauch  gemacht  hat  Im  Anschluss  an  die 
an  jener  Stelle  angeführten  ausländischen 
Gesetze  und  zur  Richtigstellung  einer  weit- 
verbreiteten Ansicht,  als  ob  den  Eisern  bahnen 
in  Deutschland  besonders  schwere  Leistungen 
für  Zwecke  der  Post  oblägen,  darf  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  diese  Leistungen  erleiden.* 
mehrfach  und  in  wichtigen  Punkten  hinter]  In  Preussen  ist  das  Briefgeheimnis  von 
den  in  anderen  Ländern  festgesetzten  zurück-  I  jeher  besonders  sorgfältig  gehütet  worden. 
bleiben1).  Währeud  in  Deutschland  die  Xach  der  ältesten  preussisehen  Postordnung 
Einlösung  besonderer  Züge  für  die  Zwecke  'von  1712  stand  auf  l.'uterschlagung  und  Er- 
des  Postdienstes  nicht  beansprucht  werden  breehung  von  Briefen  durch  Postbeamte  die 
darf,  kann  die  Post  in  Frankreich  je  einen  i  Kassation  und  die  Kriminalstrafo  des  Mein- 
S[*xialzug  für  ihre  Zwecke  sowie  gegen  !  "ides.  Das  Allgemeine  Landrocht  II,  15  §  204 
Entschädigung    jederzeit    Extrazüge    ver- 1  bestimmte:  »Die  Postliedienten  müssen  die 

fmdenz 


langen :  in  Oesterreich  hat  die  Post  für  je  I  ankommende  und  atigehende  Korr 
einen  Tageszug  für  jede  Richtung  die  Ab- 1  verschwiegen  halten  und  mit  wem  jemand 
fahrtsstunden  und  die  Fahrgeschwindigkeit  Briefe   wechsele,    keinem    anderen  offen 


zu  bestimmen.  Eine  unentgeltliche  Be- 
förderung von  Bahnpostwagen  und  Post- 
couih'-s  findet  in  Frankreich,  Italien,  Belgien, 
der  Schweiz,  den  Xiederlanden,  Russland 
etc.  statt. 

25.  Briefgeheimnis.  Dass  Boten  hin- 
sichtlich der  ihnen  aufgetragenen  münd- 
lichen oder  schriftlichen  Botschaften  zur 
Verschwiegenheit  gegen  Dritte  verpflichtet 


')  Nähere  Nach  weisungeil  hierüber  in  Union 
Portale  1881,  S.  (53 ff.,  IUI«.,  137 ff.,  101  ff.,  178 ff., 
208  ff..  225  ff.,  246  ff. 


baren.«  Verletzungen  dieser  Pflicht  waren 
nach  II,  20  ff..  1:570  mit  Kassation 

sowie  mit  Geld-,  Gefängnis-  oder  Festlings- 
strafe bedroht  Wie  andere  Verfassungs- 
urkunden,  i.  B.  die  französische  Constitution 
de  Tan  VIII.  art.  70,  deren  Vorschriften 
freilich  durch  die  Xapoleonischc  Polizei 
keineswegs   respektiert  wurden1),   die  bel- 

')  Uns  berüchtigte  oabinet  noir  arbeitete 
wiihrend  der  französischen  Occnputinn  in  Berlin 
in  solchem  Umfange,  dass  täglich  gegen  2000 
Briefe  eröffnet  und  dunhiielesen  wurden. 
Stephan,  I'miHs.  Post.  8.  343  Ii'. 
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frische  die  kurhossisehe  Verfassung  von  1KU 
S  .'{s,  die  Frankfurter  Grundrechte  §  12.  so 
enthält  auch  die  preussischo  Verfassung 
vom  'M.  Januar  1S.H.»  Art.  !-J2  don  Satz: 
•  Das  Briefgeheimnis  ist  unverletzlich.  Die 
bei  strafgerhhtlichen  rntorsuohungen  und 
in  Kriegsfällen  notwendigen  Beschränkungen 
sind  durch  die  (iesetzg.-l.ung  festzustel- 
len.' 

Das  Reiehspostgesotz  vom  2*.«  lktober  lsTl 
enthält  unter  den  grundsätzlichen  Rechten 
und  Pflichten  der  Post  die  Bestimmung 
(§  '>):  Das  Briefgeheimnis  ist  unverletzlich. 
Die  hei  strafgerichtlichen  Cnterein-hungen 
und  in  Konkurs-  und  civilpi-ozossualiselH»n 
Fällen  notwendigen  Ausnahmen  sind  durch 
ein  Reichsgesetz  festzustellen.»  Der  Sehl uss- 
satz,  welcher  Iiis  zum  Erlaus  eines  Reichs- 
gesetzes  für  jene  Ausnahmen  auf  die 
Landosgesotzo  verwies,  ist  erledigt,  da  die 
reichsgesetzlielie  Regdung  durch  die  Reichs- 
justizgeselzgebung  1879  erfolgt  ist.  Nach 
Zweck  und  Entstehungsgeschichte  dieser 
Voreehrift  umfasst  das  Briefgeheimnis 
sämtliche  Postsendungen,  nicht  etwa  als 
Korrelat  des  Postzwanges  nur  die  diesem 
unterliegenden;  offene  Postkarten.  Druck- 
sachen, Paekete  stehen  daher  nicht  minder 
unter  seinem  Schutze  als  verschlossene 
Briefe.  Die  gesetzlich  zugelassenen  Aus- 
nahmen betreffen  strafgerichtliche  rnter- 
suehuugen. in  denen  nach  Strafprozessord- 
nung JSS  JM — Uli  vom  Richter,  hei  Gefahr 
im  Verzuge  auch  vom  Staatsanwalt  die  Be- 
schlagnahme von  Briefen  und  Sendungen 
auf  der  Post,  welche  an  den  Beschuldigten 
gerichtet  sind  oder  von  ihm  herrühren  oder 
für  ihn  bestimmt  sind,  verfügt  werden 
kann.  Da  die  Civilprozossordnung  keine 
Bestimmungen  enthält ,  welche  Ausnahmen 
vom  Briefgeheimnis  zulassen,  so  sind  Aus- 
kunftserteilungen  über  Postsachen  in  Civil- 
prozessen  nur  auf  Antrag  oder  Zustimmung 
des  Absondere  oder  des  Empfängers  zu- 
lässig; Pfändungen  von  Postsendungen 
können,  soweit  das  Briefgeheimnis  nicht 
verletzt  wird,  in  den  für  die  gerichtliche 
Zwangsvollstreckung  vorgeschrieltonon  For- 
men erfolgen.  In  Konkursen  kann  nach 
der  K.<>.  &  III  das  Gericht  die  Aushändi- 
gung der  für  den  Gemeinsehuldner  ein- 
gehenden Postsendungen  au  den  Verwalter 
anordnen.  Für  Kriegr*fälle  hat  das  Reichs- 
gesotz keine  besondere  Ausnahme  vorge- 
sehen: doch  ergiebt  die  Reichsverfassung 
Art.  TiS  di».  Anwondliarkeit  des  proussischen 
tie>ctzes  über  den  Belagerungszustand,  nach 
»losseii  Sj  4  die  l'ostbeliünlen  den  auf  Aus- 
händigung von  Sendungen  oder  Auskunft 
iuVr  solch»»  gerichteten  Ersuchen  der  Mili- 
tärbefohlshalier  zu  »■ntsprechen  haben.  Dass 
belli  duces  liteins  aperiiv  et  intcrcii>ero  p<»s- 


sunt1),  ist  übrigens  alter  Rechtssatz.  Iv» 
Ausnahme  vom  Briefgeheimnis  enthält 
im  Postgesotz  5:  ."><>  Nr.  H  vorgesehene  ' 
Stimmung  der  Postordnung  §  4<p.  wotu 
unbestellbare  Postsendungen  behufs 
mittelung  des  Absenders  in  vorgeschrie^- 
Form  durch  Beamte,  welche  zur  Beolia 
tuug  strenger  Verschwiegenheit  be.sond 
verpflichtet  sind.  eröffnet  werden. 

2f(i.  Haftpflicht  der  P.  Das  Verhalt 
zwischen  der  Post  und  den  Personen,  we] 
ihr  Sendungen  zur  Beförderung  fiberge 
oder  sie  zur  Beförderung  benutzen,  ist, 
gesehen    von    der    neulich    durch  Zo 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  II, 
27  ff.  wieder  aufgenommenen,  veivinzcl 
Auffassung,  die  eine  öffentlichrechtli»-he  • 
ligation  darin   erblickt,   von   der  Ree! 
Wissenschaft  wie  von  der  Gesetzgebung  * 
Praxis  ülierwiegend  als  <»in  Privatveit 
aufgefasst  wonlen.  welchen  man  in  ält. 
Zeit   unter  die  gemeinrechtlichen  Pest 
mutigen  desreeeptum  nautarum  oinzuord 
gesucht  hat.  während  man  ihn  neuerdi 
als   ein   l>esonde]vs   RtH-htsgesehäft ,  P 
f rächt vert rag  oder  Posttrans]  »ort  vertrag, 
handelt.    Die  neuere  Postgosetzgehung 
«Ii«?   aus   diesem   Vertrage  sich  orgeln' 
Haftpflicht  der  Post  für  die  Sicherheit 
Postsendungen  und  der  Postrvisenden  ni 
durch  eingehende,  dem  Charakter  des  P 
transports"  entsprechende  Vorschriften  1 
gesetzt.    In  Deutschland  ist  die  Antone 
der  Post  durch  das  Handelsgesetzbuch  Jj 
anerkannt,  wonach  «lio  Bestimmungen 
Abschnittes  vom  Frachtgeschäft  auf  die 
förderung  von  Gütern  durch  die  Post  k 
Anwendung  finden. 

Die  Gegenstände,  auf  welche 
Haftpflicht  der  Post   sich  erstreckt, 
nach  dem  I'mfange  des  Postbetriebes 
verschied«»!! ;  doch  stimmen  die  Postges 
der  verschrienen  Länder  meist  «laiin  ü 
ein.    die   Haftpflicht   für  diejenigen 
düngen,  für  welche  sie  nicht  ausdrü«  ! 
durch  t  iesetz  übernommen  ist,auszuschlie? 
Namentlich  pflegt  dies  für  einfache  Br 
Postkarten,  Drucksac  hen,  Warenproben, 
tungen  der  Fall  zu  sein.    Diese  limit, 
Auffassung  liegt  auch  der  deutschen  I 
gosetzgebung   zu  Grunde;    das  Postg« 
vom  2S.  t  »ktolior  1  s7< »  bestimmt  in 
Abs.  .">:    Für  andere  als  dio  vorstehend 
zeichneten   Gegenstände ,  insbesonderv 
gewöhnliehe  Brief«»,  wird   weder  im  . 
eines   Verlustes  oder   einer  Beschädig 
noch  im  Falle  einer  verzögerten  Befönh- 
oder  Bestellung  Ersatz  geleistet.     l).»r  1 
pflicht  unterliegen  überall  Wertsendui 
ferner  Paekete.   Postanweisungen  und 

')  lloi  i  nigk.  De  rcgali  jKjstarniu 
Friiiuof.  liiti;».  ]».  auy. 
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cloro  Arten  der  Geldvermittelung,  ferner  in 
den  meisten  Ländern  (nicht  z.  B.  in  den 
Vereinigen  Staaten  und  den  britischen 
Kolonieeu  in  Ausstralien)  Einschroil>son- 
dungen,  endlich  Postreisende  und  ihr  Ge- 

[»äck.  —  Limitativ  geregelt  ist  ferner  der 
'mfang  der  Haftpflicht  raumlich,  in- 
dem sie  für  Beförderung  im  Auslände  nur 
insoweit  eintritt,  als  die  Postverwaltnng 
durch  Konvention  die  Ersatzleistung  aus- 
drücklich übernommen  hat;  ist  dies  nicht 
der  Fall,  so  beschränkt  sich  die  Postrer- 
waltung  darauf,  dem  Absender  bei  Geltend- 
machung seiner  Ansprüche  gegen  die  aus- 
ländische Beförderungsanstalt  Beistand  zu 
leisten  (Postgesetz  §  ü  Abs.  3  c),  und  nach 
<  ler  Höhe  des  Betrages,  i  ndem  sie  ent- 
weder, wie  bei  Einschreibsendungen  auf 
einen  bestimmten  Wertbetrag ,  in  Deutsch- 
land 42  Mark  (Postgesetz  §  10),  im  Welt- 
jx>stverkehr  nach  dem  Vereinsvertrage  Art. 
Ob  auf  50  Francis  festgesetzt,  oder  durch 
einen  Meistbetrag  nach  deni  Gewichte,  in 
Deutschland  lioi  Packeten  ohne  Wertangabe 
und  bei  Passagiergut  höchstens  3  Mark  auf 
das  Pfund  des  Gesamtgewichts  (Postgesetz 
§§  0,  11  Nr.  I)  beschrankt  ist,  oder  bei 
Wertsendungen  nach  der  Wertangabe,  vor- 
hchaltlich  des  Gegenbeweises  eines  ge- 
ringereu gemeinen  Wertes,  sich  richtet 
(Postgesetz  §  8).  Ebenso  wird  bei  Postan- 
weisungen, Postaufträgen  und  Postnaeh- 
nahmen  nur  auf  Höhe  der  eingezahlten  bez. 
eingezogenen  Beträge  gehaftet  (Postgesetz 
§  <i  Ale.  4,  Postordnung  §§  Ii»  IX,  20  XII). 
Bei  Post  reisen  werden  im  Falle  körperlicher 
Beschädigung  des  Heisenden  die  erforder- 
lichen Kur-  und  Verpflegungskosten  ersetzt 
(Postgesetz  §  11  Abs.  2).  Allgemein  pflegt 
mittelbarer  Schade  und  entgangener  Gewinn 
ausgeschlossen  zu  sein,  in  Deutschland  aus- 
drücklich durch  Postgesetz  §  12  u.  Ü  Abs.  2. 
Gehaftet  wird  meist  für  Verlust  und  Be- 
schädigung, bei  Einschreibsendungen  nur 
für  Verlust  (Postgesetz  §  «  Abs.  1  Nr.  II, 
§  10).  —  Voraussetzung  der  Haftpflicht 
ist  die  den  Bestimmungen  der  Postordnung, 
welche  gesetzlich  als  Bestandteil  des  Ver- 
trages zwischen  der  Postanstatt  und  dem 
Absender  gilt,  entsprechende  Einliefening 
der  Sendung:  daher  wird  für  Verluste  und 
Beschädigungen«  welche  durch  ungenügende 
Verpackung,  reglementwidrigen  Inlialt  oder 
unzureichende  Adressierung  verursacht  wer- 
den, nicht  gehaftet,  Postgesetz  §  b3,  Post- 
ordnung §§  r>ff.,  11  II.  Ausgeschlossen  ist 
die  Haftpflicht  ferner  bei  Verlusten  und 
Beschädigungen,  welche  durch  Fahrlässig- 
keit des  Absenders,  durch  die  natürliche 
Beschaffenheit  des  Gutes  oder  durch  die 
unabwendbaren  Folgen  eines  Naturereig- 
nisses herbeigeführt  sind  (Postg.  §  6  Abs.  3). 
Ferner  ist  die  Haftpflicht  ausgesclüossen. 


I  wenn  die  Post  l>e\veist.  dass  der  Verschluss 
;  und  die  Verpackung  der  Sendung  bei  der 
'<  Aushändigung  an  den  Empfänger  äusserlich 
|  unverletzt  und  zugleich  das  Gewicht  mit 
j  dem  bei  der  Einliefening  ermittelten  üher- 
I  einstimmend  befunden  wurde.    Dieser  Be- 
weis wird  bei  ohne  Erinnerung  geschehener 
Annahme  der  Sendung  durch  gesetzlich  ein- 
tretende Vermutung  ersetzt,  die  nur  durch 
Gegenbeweis  des  Absenders  entkräftet  wer- 
den kann  (Postg.  §  7).    Endlich  ist  die 
Postverwaltung  in  Fällen  des  Krieges  und 
gemeiner  Gefahr  befugt,  die  Haftpflicht  aus- 
zuschliessen  und  Sendungen  nur  auf  Gefahr 
des  Absenders  zur  Beförderung  zu  über- 
nehmen (Postg.  §  15). 

27.  Poststrafrecht  Im  weiteren  Sinne 
können  unter  der  Bezeichnung  als  Poststraf- 
recht alle  auf  das  Postweseu  bezüglichen 
Strafbestimtnungon  verstanden  werden. 
Ausser  den  vorher  erwähnten  Vorschriften 
zum  strafrechtlichen  Schutze  des  Brief- 
geheimnisses gehören  hierher  Bestimmungen 
gegen  die  Fälschung  von  Postwertzeichen 
sowie  gegen  den  wissentlichen  Gebrauch 
falscher  oder  bereits  entwerteter  Postwert- 
zeichen (in  Deutschland  verboten  durch 
Str.G.13.  §§  275  und  270  mit  dem  durch 
das  H.  v.  13.  Mai  1891  hinzugefügten  Ab- 
satz 2):  ferner  die  Strafb' 'Stimmungen  zum 
Schutze  der  besonderen  Vonechte  der  Posten, 
Postgesetz  §§18,  19,  23. 

Im  engeren  Sinne  werden  unter  Post- 
strafrecht in  der  Regel  die  Bestimmungen 
über  Verfolgung  und  Bestrafung  der  Post- 
und  Portodefraudationen  verstanden.  In  den 
älteren  deutschen  Postmandaten  und  Post- 
ordnungen sind  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  Postregal  und  Verletzungen  des  Post- 
zwanges meist  mit  sehr  strengen  Strafen 
belegt.  Nach  der  preussischen  Postordnung 
von  1712  wurden  Verletzungen  des  Post- 
regals mit  Konfiskation  der  Pferde.  Wagen 
und  Sachen  und  überdies  mit  Geldbussen 
und  Gefängnis  bestraft;  auf  Uebertretungen 
des  Postzwanges  für  Packete  stand  nach  dem 
Edikt  von  1706  für  den  Absender  und  den 
Fuhrmann  je  50  Thaler  Strafe,  im  Rück- 
falle 100  Thaler;  im  zweiten  Rückfalle  fand 
ausserdem  uoch  Leibesstrafe  statt,  auch 
wurden  im  zweiten  Rückfalle  Pferde  und 
Fahrzeug  konfisziert.  Im  Auslande  bestehen 
für  Postdefraudationen  noch  jetzt  zum  Teil 
ausseronlentlich  scharfe  Strafeu.  Die  ausser- 
postmässige  Versendung  postzwangspflieh- 
tiger  Gegenstände  wird  in  Frankreich  mit 
einer  Geldbusse  von  150 — 300  Francs,  in 
der  Schweiz  mit  Geldstrafe  bis  750  Francs, 
im  Rückfalle  sogar  bis  300u  Francs  bestraft. 
In  der  deutschen  Postgesotzgebnng  ist  die 
Zahl  der  Straf  fälle  eingeschränkt,  sie  be- 
'  treffen  Uebertretungen  des  Postzwanges 
(Postg.  §  27  Nr.  1),  der  Vorschriften  über 
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Bunde  ist  die  Post  von»  1.  Januar  Ist: 
als  «'inhoithche  Staatsverkehrsanstalt  e 
richtet  und  vorwaltet  worden.  Iu  der  W«' 
Verfassung  ist  diese  Einheit,  mit  Aitsti: 
der  den  sibMcutsehcu  Königreichen  in 
Vorsailler  Anschlussvcrträgen  zugestaiu: 
Sondermlite.  Iieiliehalten  und  durch 


die  Portofreiheit  (§  27  Nr.  2),  ferner  die  j  erweitert,  dass  die  Einheit  des  P ist w« 

Benutzung  entwerteter  Postwertzeichen  zur  sich  auch  auf  Gemeinsamkeit  der  Einnah 

Frankierung  von  Sendungen  (!;  27  Nr.  :$).  und  Ausgalten  und  einheitliche  Organis 

das  Mitgelien  von  Sendungen  an  Postbeamte  und  Verwaltung  erstreikt ;  im  norldeut 
oder  Postillone  zur  Umgehung  der  Porto- 
gefälle 27  Nr.  4)  und  das  unoingesehrie- 
bene  Reisen  mit  der  Post  zur  Entziehung 
des  Persouengeldcs  (!j  29).  Die  Strafen  sind 
milde;  sie  belaufen  sich  auf  den  vierfachen 
Betrag  des  hinter/offenen  Portos  oder  Por- 
soneiigeldes ,  mindestens  H  Mark,   in  den 

Füllen  des  §  27  beim  Rückfalle  auf  das  Hinzutritt  von  Baden,  Sildhessen  und  K 

Doppelte,  bei  wiedorlmltem  Rückfalle  auf  Lothringen  vervollständigt  worden, 
das  Vierfache :  an  die  Stelle  der  nicht  bei-:      Innerhalb  des  Reichsriostgebietes,  w. 

zutreibenden  Geldstrafen  tritt  Haft,  deren  |  mit  Ausnahme  von  Bayern  und  Wür 

Dauer  vom    Richter   festzusetzen   ist   und  borg  das   ganze  Deutsche  Reich  un 

sechs  Wochen  nicht  übersteigen  darf.    Das  besteht  die  Post  gemäss  Art.  4*ff.  R.' 

Strafverfahren   ist,   in  Anlehnung  an   die  einheitliche  Staatsverkehrsanstalt,  und 

Vorschriften  über  Zoll-  und  Stenerdefrauden.  als  ein  unter  unmittelbarer  Verwaltm; 

möglichst  einfach  gehalten ;    es  kann  auf  Reichs  stehendes  Institut.  Sämtliche 

eine   von   der  Postverwaltungsbehörde  er-  anstalten  sind  Reichsliehordeu  und  w 

lasseno  Straffestsetzungsverfügung  vom  An-  als  Kaiserliche  Postlrehörden  bezeichn« 

geschuld  igten  durch  Zahlung  der  verwirkten  j  führen  'las  Rcichswappen  und  die  Insi 

Strafe  erledigt  weiden.   Erfolgt  die  Zahlung  des  Reichs.    Die  einheitliche  Reichs] > 

nicht   binnen    10  Tagen,    so    wird    nach  vermöge  staatsrechtlicher  l'niversalsucc 

summarischer    Untersuchung    im    Verwal-  an  die  Stelle  der  früheren  Ijandespostai^ 

tungswege  von  der  Postbehördo  ein  Straf-  getreten,  welche  mit  «lern  Eintritte  A< 

bescheid  erlassen:  es  kann  alter  auch  so-  treffenden   Länder  in   den  norddeui 

wohl  von  der  Post  die  Sache  zum  gericht-  Bund  und  in  das  Reich  vom  1.  Januai 

liehen  Verfahren  verwiesen,  als  auch  vom  bezw.  1.  Januar  1S72  ab  zu  bestehei 
Angeschuldigten,  und  zwar  auch  noch  nach  'gehört  haben.    Dieser  für  die  Recht 
Zustellung  des  Strafbescheides  binnen  zehn 
Tagen,   auf   rechtliches  Gehör  angetragen 
werden. 


folge  der  Reichspost  wichtige  Grun<l>. 
im  G.  v.  25.  Mai  1*73  anerkannt,  ind« 
Eigentum   der  Postdienstgrundstüek« 
Reiche  von  dem  Zeitpunkte  ihres 
ganges  in  die  Reichsverwaltung  be 


V.  Die  deutsche  Post. 

2S.  Verfassung.    Das  Verlangen  nach  worden  ist. 
Einheit  im  Postwesen  hat  vom  Beginn  «1er       Die  verfassungsmässige  Zustündigk 

deutschen  Einheitsbestrebungen  stets  einen  Reichs  auf  das  Postwesen  nmfasst : 

Bestandteil  «ler  Rofortnprogramme  gebildet.  Gesetzgebung,  mit  der  Massgab«. 

Die  Frankfurter  Rei« -Iis Verfassung  !}§  41 — 44  die  Regelung  des  Tarifs  für  den  ir 

(R.G.III,   von    1sl!t.    1<».  Stü<-k)   legte   der  Verkehr  innerhalb  Bayerns  bezw.  Wi 

Reichsgewalt  «las  Recht  der  Gesetzgebimg  bergs  <l«'r  Rehdisgcsotzgebuiig  nicht 

und  die  Oberaufsicht  über  das  P«jstwesen  liegt.    Dagegen  erstreckt  sich  das  < 

bei;   auch  s«dlte  die  Reichsgewalt  befugt  gebiingsrecht  des  Reh-hs  auch  in  d< 

sein,  das  deutsche  Postwesen  für  Rechnung  «leutschen  Königreichen  auf  die  V<- 

d«'s  Reichs  vorbehaltlich  der  Entschädigung  der  P<>st,  <lie  rechtlichen  Verhält  ni.- 

der  Berechtigten  zu  üliernohnnm.   In  etwas  Post  zum  Publikum,  und   bei  Sem 

abgesehwä«  hter    Form     hielten    auch    die  welehe  über  «He  Grenzen  von  Baye 

ferneren   Verfassungsentwürfe    «les  Jahres  Württemberg   hinausgehen,    auch  ; 

IM")   daran    fest,    «ler   ( Yntralgewalt   das  Portofreihoiten  und  das  Posttaxwesen 

Recht  der  Gesetzgebung  und  die  Oherauf-  lieh   begrenzt   ist   das  (josetzgebiu 

sieht     über    «las    Postwesen    zuzuweisen,  «les   Reichs    durch    die  Bestimniui 

Pretissen  st«'llt«>  sieh  daher  auch  iu  dieser  Art.   IS-  R.V..  wonach  sie  sich  a 

Hinsicht  auf  den  Roden  der  Reform bewegung  jenigeu  Gegenstände  nicht  erstreckt 

von  ISIS,  indem  nach  den  dem  Bundesrate  Regelung  nach  den  in  der  nor«ld« 

in  «ler  Sitzung  vom  11.  Juli  lSliti  vorgelegten  Post  Verwaltung     massgebend  go- 

Grundzügcu  einer  neuen  Bumleswrfassung  Grundsätzen    der  reglementarische 

das   Postwesen   zu  den   der  Gesetzgebung  setzung    oder    administrativen  An 

und  Oberaufsicht  «ler  Bun«lesgewalt  unter-  j  überlassen  ist:  doch  ist  diese  Grenz, 

liegemlen   Angelegenheit«'!!   gehören    sollte,  faeh  überschritten  worden,  indem  «I 

In  der  norddeutschen  Bundesverfassung  Artt.  Gogenstänile  durch  Reichsg« 'setze 

4n— 52  wurde  dies  Ziel  dadurch  wesentlich  ,  worden  sind,  wie  z.  B.  die  gesetzliel 
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hing  der  Portofreiheiten  und  die  durch  das 
Posttaxgesetz  v.  28.  Oktober  erfolgte  Ab- 
schaffung des  Lindbrief  bestollgeldes.  Von 
dorn  so  beschaffenen  Gesetzgohungsrochte 
ist  vom  Reiche  umfassender  Gebrauch  ge- 
macht worden.   Durch  das  Gesetz  über  das 
Postwesen  des  Deutschen  Reichs  vom  28. 
Oktober  1871  ist,  auf  den  in  der  preussi- 
schen  Verwaltung  bewährten  Grundlagen, 
für  das  ganze  Reich  ein  die  wichtigsten 
Verhältnisse  der  Post  umfassendes  einheit- 
liches Postrecht,  durch  das  G.  v.  28.  OktoWr 
ls'71   und  die   dazu   ergangenen  Novellen 
v.  17.  Mai  1S73  und  3.  November  1874  auf 
dein  Gebiete  des  Posttaxwesens  eine  früher 
nicht  annähernd  vorhandene  Einheitlichkeit 
envieht  worden.    2.  Die  Verwaltung  ist. 
mit  Ausnahme  von  Rayern  und  Württem- 
berg, wo  l>esondere  Ijandosixistverwaltungen 
bestehen  gebliel>en  sind,  einneitlich  und  wird 
vom  Reiche  geführt.    Ihre  obere  I Leitung 
steht  dem  Kaiser  zu ;  die  von  ihm  bestellten 
Behörden  haben  das  Recht  und  die  Pflicht, 
dafür  zu  sorgen,  dass  Einheit  in  der  Or- 
ganisation der  Verwaltung  und  im  Hetriche 
des  Dienstes  erhalten  wird.    Sämtliche  Be- 
amte der  Postverwaltung  sind  dienstcidlich 
verpflichtet,  den  kaiserlichen  Anordnungen 
Folge  zu  leisten.   Das  Personal  der  Central- 
behörde,  die  oberen  Beamten  im  Bezirks- 
verwaltungsdienste(Olier|H>stdirektoren.l  >l>er- 
postifite,  Posträte,  Posthauräte,  die  Rendanten 
der  Oberj>ostkassen)  und  die  Beamten  des 
Aufsichtsdienstes   wordeu   vom  Kaiser  er- 
nannt.  Die  Anstellung  der  unteren  Beamten 
bei  den  Bezirksverwaltungsbohördcn  sowie 
bei   den   Betriebsstellen    ist   den  Landes- 
regierungen, soweit  sie  dies  Recht  früher 
besassen.  verblieben  und  richtet  sich ,  wo 
selbständige  Landcspostvcrwultungcn  nicht 
bestanden,  wie  z.  B.  im  vormals  Taxisschen 
Postgebiete,  nach  den  Bestimmungen  der 
iHSonderen  Verträge.    In  den  Hansestädten 
steht  die  Ernennung  auch  dieser  Beamten 
auf  Grund  einer  inzwischen  ausgeführten 
Übergangsbestimmung  im  Art.  öl  der  nord- 
deutschen Bundesverfassung  dem  Kaiser  zu. 
ebenso  im  Reichslande  Klsass-Lothringen ; 
auch  von  denjenigen  Ländern,  welche  früher 
selbständige     Postverwaltuugen  begossen, 
hatten  mehrere  im  Wege  des  Vertrages  die 
Ausübung  des  Anstellungsrechts  auf  das 
Reich   ül»ertragen  1 1.    3.  Die  F  i  n  a  n  z  g  e  - 
mein  schaft  umfasst  nach  Art.  41»  und 
52 4  U.V.  das  ganze  Reich,  mit  Ausnahme 
von   Bayern  und  Württemberg.    Die  Ein- 
nahmen* und  die  Ausgaben  werden  durch 
deu    Reichshaushaltsetat    festgestellt:  die 
Uebersehüsse   flicssen  in  die  Reichskasse. 


'}  Die   näheren  Angaben   hei  Fisrher,, 
Deutsche  Post-  uml  TeL-Gcsctzgebung.  4.  Anfl. 
.S.  33. 


Die  im  Art.  51  R.V.  getroffene  Pebergangs- 
zeit  von  acht  Jahren,'  während  deren  diese 
Pelnu-schüsse  den  einzelnen  Bundesstaaten 
nacli  einem  dem  früheren  Durchschnitts- 
ertrage der  I^andesposteu  entsprechenden 
Verhältnis  angerechnet  wurden ,  ist  abge- 
laufen :  die  Verwaltung  wir«!  seitdem  für 
die  zum  Reichsgebiete  gehörigen  Bundes- 
staaten durchaus  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung geführt.  4.  Die  Vertretung  nach 
aussen  ist,  in  Anwendung  des  verfassungs- 
mässigen Grundsatzes  R.V.  Art.  11.  dass 
der  Kaiser  das  Reich  völkerrechtlich  zu 
vertreten  hat,  auch  für  das  Postwesen  dahin 
geordnet,  dass  dem  Kaiser  die  ausschliess- 
liche Wahrnehmung  der  Beziehungen  zu 
anderen  Postverwaltungen  zusteht,  und  zwar 
auch  für  Bayern  und  Württemberg,  jedoch 
mit  der  Massgabe,  dass  diese  Staaten  befugt 
geblieben  sind,  den  eigenen  unmittelbaren 
Verkehr  mit  ihren  dem  Reiche  nicht  an- 
gehörigeu  Nachbarstaaten  unter  Wahrung 
der  gemeinsamen  deutschen  Interessen  nach 
der  Bestimmung  im  Art.  4!)  des  Postver- 
trages vom  23.  November  18b7  durch  selb- 
ständige Verträgt'  zu  regeln,  lusoweit  Post- 
Verträge  mit  fremden  Staaten  sich  auf 
Gegenstände  beziehen,  welche  in  den  Be- 
reich der  Reichsgesetzgebung  fallen,  ist  zu 
ihrem  Abschluss  die  Zustimmung  des  Bundes- 
rats und  zu  ihrer  Giltigkeit  die  Genehmigung 
des  Reichstages  erforderlich.  Celier  Gegen- 
stände, welche  unter  Ausschluss  der  Gesetz- 
gebung lediglich  der  administrativen  Ord- 
nung vorbehalten  sind,  können  demnach 
ohne  Genehmigung  des  Reichstages  und 
auch  ohne  Zustimmung  des  Bundesrats, 
wenn  diese  nicht  nach  Postgesetz  §  50 
Nr.  2,  4  und  G  erforderlich  ist,  Post  vertrage 
mit  dem  Auslande  geschlossen  werden. 

29.  Organisation.  Das  Postwesen  wird 
im  Reichspostgebietc  durch  eine  dem  Reichs- 
kanzler unterstellte  Centraibehörde  verwaltet, 
welche  die  Bezeichnung  Reichs] >ostamt  führt 
und  von  dem  Staatssekretär  des  Roichspost- 
amtes  geleitet  wird.  Mit  der  Verwaltung 
des  Post wesens  ist  seit  1875  die  des  Tele- 
graphenwosens  verbunden.  Dem  Rciclis- 
postamte  stehen  die  Befugnisse  zu,  welche 
die  Gesetze  den  obersten  Reichsbehörden 
beilegen;  es  zerfällt  in  vier  Abteilungen, 
die  erste  für  die  Post-,  die  zweite  für  die 
Telegraphen-,  die  dritte  für  die  gemein- 
samen Verwaltung*-  und  die  vierte  für 
Personalangelegenheiten.  An  der  Spitze 
jeder  Abteilung  steht  ein  Direktor,  von 
denen  einer  zugleich  als  UuU  rstaatssekretär 
fungiert.  Da  dem  Roichsjjostamtc  die  Wahr- 
nehmung der  Befugnisse  obliegt,  welche  dem 
Reiche  hinsichtlich  des  Post-  und  Tele- 
graphen wesens  in  Bayern  und  WürttemlM-rg, 
namentlich  hinsichtlich  der  Gesetzgebung 
und  der  Vertretung  nach  aussen  zustellen 
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so  wird  von  diesen  1-eiden  Staaten  ein  ver- 
hältnismässiger Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Centraiverwaltung  geleistet.  Dem  Staats- 
sekretär des  KeichsjMistamts  ist  auch  die 
im  Jahre  1S79  nach  Ankauf  der  preussisehen 
Staats* Iruekerei  errichtete  Reichsdruckerei  in 
Berlin  unterstellt,  weil  die  Herstellung  der 
im  Reiehspostgebiete  erforderlichen  Post- 
wertzeichen den  Hauptbestandteil  der  l/ds- 
tungen  dieses  Instituts  bil*let.  rnmittelbar 
vom  Roichspostamtc  ressortioren  ferner  die 
GenernljM>stkasse,  das  Postzeitungsamt,  das 
Fostnnwoisnngsamt,  sämtlich  in  Berlin,  und 
das  seit  1S70  bestehende  deutsche  Postamt 
in  Konstantinopel.  Endlich  steht  das  1*71 
errichtete  P«jstmuseum,  dessen  reichhaltige 
Sammlungen  sich  auf  das  Schrifttum,  «las 
Nachrichtenwesen  und  die  Beförderungsein- 
richtungen  aller  Zeiten  und  Völker  beziehen  l), 
unter  der  Verwaltung  und  Leitung  des 
Reichspostamtes. 

Die  Leitung  des  Verwaltungsdienstes  in 
den  Bezirken  wird  für  die  Post  und  Tele- 

§ rapide  gemeinsam  durch  die  Olieqtost- 
ireklionen  gefflhit,  deren  im  Reiehspost- 
gebiete  41  bestehen.  Die  Oborpostdirek- 
tionen  sind,  unter  Festlialtung  der  in  Preusson 
im  Jahn;  1*4!)  getroffenen  Einrichtung  dieser 
Behörden,  hierarchisch  verfasst.  Dem  Uber- 
postdirektor,  der  für  die  Geschäftsführung 
verantwortlich  ist ,  steht  die  erforderliche 
Zahl  von  Räten  zur  Seite:  der  Rechtsliei- 
etand  wird  nebenamtlich,  in  Preussen  meist 
durch  einen  Justitiar  der  am  Orte  befind- 
lichen Regierung  geleistet.  Die  Abgrenzung 
der  der  Central hehörde  vorliehaltencn  und 
der  <len  Previnzialverwaltimgsbehörden  zu- 
ständigen Befugnisse  wird  durch  die  allge- 
meine Postdienstanweisung  (in  4  Bünden, 
deren  einzelne  Abschnitte,  um  den  Anforde- 
rungen des  Betrieb*»»  zu  folgen,  in  be- 
ständiger Erneuerung  begriffen  sind)  ge- 
regelt: sie  lteruht  auf  dem  Grundgedanken, 
den  <>berj>ostdirekt  innen  bei  Erledigung  ihrer 
Geschäfte  soviel  Selbständigkeit  zu  belassen, 
als  dies  mit  der  notwendig  auf  straffe  ein- 
heitliche Leitung  angewiesenen  Natur  einer 
grossen  Vei  kehrsanstalt  irgend  vereinbar  ist. 
Den  Oberpostdirektionen  sind  zur  Wahr- 
nehmung des  Aub-ichtsdienstes  innerhalb 
der  ihnen  unterstellten  Bezirke  besondere 
Aufsiehtsbeamte,  Postinspektoren  und  Tele- 


graphen in  spektoren  zugeordnet,  welch«- 
Dienstbetrieb  iu  allen  seinen  Teilen  |»  i 
lieh  zu  beaufsichtigen,  den  Gang  der 
waltung  zu  beschleunigen  und  die  Ka 
der  Betriebsstellen  möglichst  jährlich  / 
mal  einer  eingehenden  Revision  zu  u 
ziehen  halten.    Für  die  Wahrnehmung 
Postl>audienstes  fungieren  als  Organ«' 
Oberpostdirektionen  Postbauräte,  den  n  \ 
kreis  meist  mehrere  Bezirke  umfasst. 
den  l»ei  den  Oberjiostdirektioneii  besteh'- 
Oberpost kassen    werden    ilie  Kasseit- 
Rechuungsgeschäfte  der  Betriebsstellc: 
Bezirks  zusam.mongefa.sst    und  die  1 
nungen  gelegt. 

Der  Beirieb  wird  durch  den  oWi 
diroktionou    unterstellte    Verkehrst  n>! 
geführt;  wo  nicht  durch  die  GWWe 
Verhältnisse  besondere  Telegraphen- 
Fernspreehämter  erforderlich  sind.  i>i 
Telegraphen-    und  Fernsprechbetricb 
dem  der  Post  in  den  Postanstalten  vei>- 
die  nach  der  Bedeutuug  und  dein  du 
ihrer  Geschäfte  in  vier  Klassen,  lVti 
I.,  II..  Hl.  und  Postagenturen  eingeteilt 
Die  Postagenturen,  deren  Inhaber  di« 
Schäfte  zum  grossen  Teil  uebennintli« ! 
neben   Privatbesehäftigungen  wahrne] 
sind  zwar  iu  Beziehung  auf  die  Am 
und  Ausgabe  von  Postsendungen  mit 
vollen   Befugnissen  der  übrigen  Verl 
anstalten  ausgerüstet,  indessen  hinsie 
des  Betriebsverbandes  und  der  Reeiii 
legung  einer  Postanstalt  höherer  <  >r 
zugewiesen.   Der  ambulante  Dienst  ai 
Eisen  bah  nzügeu  winl  durch  33  Bah 
ämter  liewirkt.    In  den  namhafteren 
orten  ohne  Postanstalt  sind  als  Hilf>a 
für  den  Land  postdienst  Posthilfsstelle 
gerichtet,   welche,    ohne    dass  ihn« 
Eigenschaft   von   Postanstalten    im  i 
liehen  Sinne  beigelegt  ist.  den  Verka 
Postwertzeichen,  die  Annahme  von  g< 
liehen  Briefsendungen  und  Packeten . 
Bedürfnis    auch    von  inländischen 
grammen.  sowie  die  Ausgabe  von  g« 
liehen  Briefsendungen    und  Packete 
auch   von   Zeitungen   zu  Itesorgen 
Am  Schlüsse  des  Jahres  IStfS  liest  an* 
ReichsjM>stgebiete    insgesamt    31  ">s  l 
anstalten.  nämlich 


640  Postämter  I. 
686         .  II. 

2083         ,  Hl. 

8  622  Postagentimn. 

507  Zweigpostunstaltcu, 

iS  110  Posthilfsjstelleu, 


darunter  mit  Telegraphen  betrieb 


» 

•- 


574 
686 
2977 
S  i6< 
456 

2  I20 


  Im  Auslände  bestehen,  ausser  de 

»i  Katalog  des  Keichspostmuseums.  Berlin  amt  il1  Konstantiuo]>el,  iu  Asien:  D 
1897.  F.  Hen nicke.  Das  HfkhsjMvstmuscnm.  ! ämter  in  Jaffa  und  Shanghai,  die  P« 
2.  Aull  .  Berliu  1S81».  j  tuten  in  Tientsin,  Tschifu  und  Tsiug 
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Afrika:  Deutsehostafrika:  Postamt  üar-es- 
Salaam.  Postagenturen  Bagamoyo,  Bukoba, 
Jringa,  Kiliinatinde,  KUossa,  Kilwa,  Langeu- 
burg,  Lindi,  Marangu.  Mikindani,  Mohorro, 
Mosch i,  Mpuapiia,  Muanza,  Pangani,  Saadani, 
Tabora,  Tanga  uud  Fjiji;  b)  im  Kamerun- 
gebiet Postamt  Kamerun,  Postagenturen  Kribi. 
Kio  del  Hey  und  Viktoria;  e)  im  Togo- 
gehiet:  Postamt  Klein -Popo,  Postagentur 
Lome;  d)  in  Deutsch-Süd  westafrika:  Post- 
amt Wiudhoek,  Postagenturen  Cap  Cross, 
tiiboon,  Gobabis,  Grossbarmen,  llohewarte, 
Keetmanshoop,  Lüderitzbueht .  OkaJiandja, 
Omaruru,  Otjimbiugue,  Outio,  Rohohoth, 
Seeis,  Swakopmund  und  Warm  lud.  In 
Australien:  Berlinhafen,  Friedrich  Wilhelm- 
hafen,  Herbertshöh,  -Matupi ,  Stephansort, 
JaJuit  und  Apia. 

30.  Wirkungskreis*.  Wie  aus  den  An- 
gulten  bei  den  einzelnen  Postbetriebszweigen 
hervorgeht,  erstreckt  sich  der  Betrieb  der 
deutschen  Post  auf  alle  Zweige  des  Brief- 
post-,  des  Geldvermittolungs-  und  des 
l'äckereiverkehrs ;  Deutschland  ist  ferner 
nächst  Bussland  dasjenige  Land,  wo  sieh  die 
Pont  noch  gegenwärtig  im  umfangreichsten 
Masse  mit  dem  Reiseverkehr  befasst.  Aus 
diesen  Angaben  erhellt  zugleich,  in  wie 
hohem  Grade  der  deutsche  Postbetrieb  sich 
intensiv  gestaltet :  in  der  Stärke  des  Päckerei- 
verkehrs.  in  der  Mannigfaltigkeit  und  dem 
zweckmässigen  Ineinandergreifen  der  Geld- 
vermittelung, in  Zahl  und  Betrag  der  Post- 
anweisungen, endlieh  in  den  Erleichterungen 
des  Postverkehrs  der  Landbevölkerung  wird 
Deutschland  von  keinem  anderen  I^ande 
nbertroffen.  Die  Wirksamkeit  der  Postein- 
richtuugen  für  die  Verkehrszwecke  wird 
noch  besonders  durch  die  rasch  fortschrei- 
tende Ausbreitung  der  Telegraphen-  und 
Fernsprechnnlagen  sowie  durch  die  besonders 
innige  Verbindung  erhebt,  welche  zwischen 
beiden  Verkehrsanstalten  besteht.  Für  den 
Verkehr  mit  dem  Auslande  sind,  ab- 
gesehen von  der  Stellung  Deutschlands  im 
Weltpostverein ,  durch  zahlreiche,  zum 
Teil  bereits  von  der  norddeutschen  Ver- 
waltung abgeschlossene  Verträge  mit  aus- 
ländischen Staaten  und  Transportuuterneh- 
mungen  wirksame  Erleichterungen  geschaffen. 
Durch  Errichtung  der  aus  Reichsmitteiii 
subventionierten  Postdampferlinien  nach  Ost- 
asien und  Australien  (seit  1880)  und  nach 
Ostafrika  (seit  1889)  sind  für  den  Guter-  und 
Nachrichtenverkehr  Deutschlands  mit  Indien, 
China,  Japan  und  den  australischen  Kolouial- 
staaten  sowie  mit  den  deutschen  Schutz- 
gebieten in  Australien.  Cliina  und  Ostafrika 
ausreichende,  von  ausländischer  Vermittelung 
unabhängige  Verbindungen  geschaffen  wor- 
den. Der  i>osrtechuisehe  Teil  dieser  Dampfer- 
linieu  ist  der  Aufsicht  der  Reichspostver- 
waltung unterstellt,  wobei  die  deutschen 


Postaustalten  in  Asien,  Australien  und  Afrika 
mitwirken. 

Nachdem  den  Organen  der  Post  bereits 
früher  vorübergehend,  wie  bei  der  Durch- 
führung der  Währungsänderung  durch  Ein- 
ziehung der  ausser  Kurs  gesetzten  Münzen, 
und  dauernd  bei  dem  Absatz  der  Wechsel- 
und  der  statistischen  Stemj>elmarken,  Ge- 
schäfte für  allgemeine  Zwecke  der  Reichs- 
verwaltung übertragen  worden  waren,  ist 
dies  in  erheblich  verstärktem  Masse  ge- 
schehen behufs  Durchführung  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  für  das  Wohl  der 
Arbeitorbevölkerung.  Auf  Grund  der  I'nfall- 
vei-sichej-ungsgesetze  hat  die  Post  die  Aus- 
zahlung der  ("nfallsreuten  in  der  Weise  zu 
bewirken ,  dass  sie  die  von  den  Berufs- 
genossenschaften festgesetzten  Rentenbeträge 
vorschussweise  an  die  Empfangsberechtigten 
zaldt  und  nach  Ablauf  des  Jahres  in  einer 
Summe  von  den  einzelnen  Bernfsgcnosseu- 
schaften  wieder  einzieht.  Noch  umfang- 
reicher ist  die  Mitwirkung  der  Post  liei  der 
Alters-  und  Invalidenversicherung  der  Ar- 
beiter, indem  ihr  nicht  mir  die  Auszahlung 
der  von  den  Versicherungsgesellschaften 
festgestellten  Alters-  und  Invalidenrenten, 
sondern  auch  der  Absatz  der  Versieherungs- 
marken  gesetzlich  (G.  v.  22.  Juni  18N9  ij§ 
Hl  ff..  99)  (iljertragen  worden  ist.  Die  Ge- 
samtsumme der  durch  die  Post  ausgezahlten 
Unfallsrentcn  betrug  1.898  59,7  Millionen 
Mark,  der  Betrag  der  durch  sie  ausgezahlten 
Alters-  und  Invalidenrenten  5C.b'  Millionen 
Mark,  ausserdem  wurden  während  dieses 
Jahres  durch  Vermittelung  der  Post  Ver- 
sicherungsmarken  im  Nominalwerte  von  96 
Millionen  Mark  abgesetzt. 

Für  die  Bewältigung  dieser  umfassenden 
Aufgaben  steht  der  Reichspostverwaltung  ein 
entsprechend  zahlreiches  Personal  zur  Seite. 
Dasselbe  zälüte  Ende  1898  insgesamt  173  97G 
Köpfe,  darunter  7b  025  Beamte,  75817  Pnter- 
beamte,  921)  Posthalter  und  3510  Pnstillone. 
Für  den  Eintritt  in  den  Postbeamtendienst 
Ist  bisher  das  Reglement  über  die  Annahmo 
und  Anstellung  von  Civil-  und  Militäran- 
wärtern  im  Postdienste  vom  23.  Mai  1S71 
( Postamt sbl.  1871,  S.  9  ff.)  massgebend  ge- 
wesen, nach  welchem  für  die  höhere  Lauf- 
bahn die  Ablegung  der  Abgangsprüfung  auf 
einem  Gymnasium,  Realgymnasium  oder  einer 
Uberrealschule  erforderlich,  für  die  untere 
Ijaufbahn  eine  gute  Elementarbildung  mit 
einiger  Kenntnis  des  Französischen  uud  der 
Geographie  ausreichend  war.  Gegenwärtig 
unterliegen  die  Bcanitenverhältnisse  der 
Reichs post  einer  neuen  Regelung,  bezüglich 
deren  über  die  höhere  Laufbahn  bisher  uur 
bekannt  gemacht  worden  ist.  dass  die  An- 
wärter sich  einem  mehrjährigen  akademischen 
Studium  zu  unterziehen  haben  sollen.  Die 
Anwärter  für  die  mittlere  Laufbahn  müssen 


Digitized  by  Googl 


154 


Post 


vom  1.  Januar  1900  ab  mindestens  das  Reife- 
zeugnis für  die  Untersekunda  einer  neuu- 
stufigen  oder  das  Keifezeugnis  für  die  ei-ste 
Klasse  einer  seehsstufigen  öffentlichen 
höheren  Lehraustalt  besitzen.  Die  Einheit 
in  der  Qualifikation  der  Beamten  wird  <lureh 
instruktionsmässig  geregelte  Prüfungen  ge- 
wahrt. Die  Beamten  der  höheren  Laufhahn 
erlangen  durch  Ablegung  der  zweiten  Prü- 
fung die  Befähigung  zu  den  oberen  Stellen 
der  Verwaltung.  Die  dienstliche  Ausbildung 
der  Anwärter  wird  durch  die  Provinzial- 
hehörden  und  die  Verkehrsämter  nach  prak- 
tisch und  theoretisch  einheitlich  geregelten 
Plänen  gefördert.  Für  die  Wohlfahrt  ihres 
zahlreichen  Personals  ist  die  Reichs;* »st Ver- 
waltung neben  den  allgemeinen  Mitteln  aus 
dem  Reiehshaushaltsetat  zur  Unterstützung 
von  Beamten  etc.  und  ihrer  Angehörigen 
durch  besondere  auf  der  Grundlage  der  wirt- 
schaftlichen Selbsthilfe  ins  Leben  gerufene 
Wohlfahrtseinrichtungen  ')  zu  sorgen  bemüht, 
vermöge  deren  u.  a.  der  Ahsdiluss  von 
Lebensversicherungen  durch  Verträge  mit 
einer  Anzahl  bewährter  Vorsieherungsgosell- 
scliaften  unter  erleichterten  Bedingungen 
ermöglicht  wird,  ferner  in  jedem  Oherpost- 
direkt  ionsbezirk  ein  Spar-  um!  Vorsehuss- 
vorein  für  Post-  und  Telegraphenbeamte  zur 
Ansammlung  und  Verzinsung  von  Sparbei- 
t rügen  sowie  zur  Gewährung  von  Darlehen 
unter  geregelter  Rückzahlung  eingerichtet 
ist,  endlich  eine  Reihe  umfangreicher  Stif- 
tungen zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  l«ige 
des  Personals  und  zur  Fürsorge  für  seine 
Hinterbliebenen  organisiert  worden  sind. 

JH.  Finanzergebnisse.  Während  die 
preussisohe  Post  Verwaltung  einen  Ueber- 
sehuss  von  zuletzt  siIMjoo  Thaler  ergelten 
hatte,  stellte  sich  für  die  norddeutsche  Post 
sowold  infolge  der  mit  der  Uebernahme  des 
Post  wesens  der  verschiedenen  Lmdesver- 
waltungen  verbundenen  Ausgaben  als  auch 
namentlich  durch  die  Einnahmeausfälle. 
welche  das  am  1.  Januar  18HS  in  Kraft  ge- 
tretene Driefel  nheitsporto  von  1  Silbergroschen 
herbeiführte,  ein  Deficit  von  13S0<mi "Thalern 
heraus:  es  trat  damit  der  in  der  Verfassung 
nicht  vorgesehene  Fall  ein.  dass  die  Aus- 
galM.Mi  der  Bundespost  durch  die  gemein- 
schaftlichen Einnahmen  nicht  gedeckt  wur- 
den uml  der  Fehlbetrag  durch  Matrikular- 
beiträge  aufgebracht  werden  musste.  Wäh- 
rend dieser  Fall  bei  <ler  Postverwaltung 
nicht  wieder  eingetreten  ist,  hat  er  sich  bei 
der  im  Jahre  InöS  selbständig  organisierten 
Telegraphie  mehrtaeh  wiederholt. 


im  Jahre 

1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 


Es  belief  sich  das  Finanzergebnis  (l VI 
schuss  +.  Deficit  — ) 

Post  Telecrnp 

M.  M 

i  787  854  -  774 

6474S22  + 

10901492  -  7, 

14  173  404  -  *<> 

10397  297  -  1  40S 

8  124297  —  2038 

9213  ?SS  -  3  74t 

Seit  der  im  Jahre  IST")  eingeleiteten. 
1.  Januar  1S70"  vollzogenen  Vereinigtim; 
leiden  Reiehsverkehrsanstalteu  sind  ihre 
nahmen  und  Ausgaben  zu  einem  gen 
siimeti  Etat  verschmolzen;  es  wird 
lK'ide  ungetrennt  Rechnung  gelegt  un< 
kann  seitdem  das  Finanzergebiiis  nur 
beide  gemeinsam  angegeben  werden.  F. 
trugen  bei  der  Reichsjwst-  und  Telegrap 
Verwaltung 

die  Ausgaben 
i'eiusrhl.  der 


im 
Jahre 

1870 
1880 
188T» 
18WU 
18D8 


die  Ein- 
nahmen 

M. 

1  16967  738 
136647  194 
172  242  249 
224  722  296 
349  l$o  734 


einmaligen) 
M. 

109414844 
120  237  476 
150  739  862 
207  003  681 
3  u  36 1  262 


der  l> 

sehn: 


M 

7  552 
16409 

21  502 

17  71* 

37  79<> 


'!  Nähere  Angaben  hierüber  in  der  Schrift : 
Die  Wühlfahrtfeinricbtiiniren  der  deutschen 
Hei.  hsiM.st-  und  Telegrapheiiverwaltuns:.  Herlin 
18«. 


Wenn  der  Reinertrag  der  Post  in  Den 
land  hinter  demjenigen  dergrossbritanni- 
und  der  französischen  zurückbleibt,  s 
darauf  hinzuweisen,  dass  der  Postet: 
Deutschland  mit  Ausgaben  belastet  ist 
anderwärts  entweder  ans  den  allgem 
Fonds  bestritten  oder  die  durch  ai 
ordentliche  Mittel  im  Wege  der  Auleih« 
gebracht  zu  werden  pflegen.  Zu  deu  ei> 
Ausgaben  gehören  die  Ruhegehälter  fi 
amte  und  L'nterbeamte,  welche,  der  > 
nächtlichen  Entwickelung  des  deutsche 
amtentums  und  der  ihm  dadurch  ges iel 
Lebensstellung  entsprechend,  einen  se 
trächtlichen  Ausgabeposten  (lSUs  inj 
Millionen  Mark)  darstellen.  Sodann  sii 
Ausnahme  der  unterirdischen  und  der 
seeischen  Kabel  sowie  einiger  Fe 
hindungen  für  Fernsprechzwecke  »Ii 
samten  Ausgaben  für  den  Ausbau  dei 
graphie  und  für  die  Stadt-  und  Bezirk 
Sprechanlagen  aus  den  fortdauernden 
gaben  des  Postetats  bestritten  w 
Hiermit  ist  zwar  dem  Kapitalverniög» 
Reichspost-  und  Telegraphenwesens  ei 
beträchtlicher  Zuwachs  zugeführt,  ; 
zeitig  jedoch  das  Wachstum  seiner 
schüsse  entsprechend  venimrert  word 

»2.  Die  l\  in  Bayern  nnd  Wii 
berg.  Die  Grüude,  aus  denen  seito 
süddeutschen  Königreiche  bei  den  Ve- 
llingen üWu-  ihren  Beitritt  zum  nonbleu 
Bunde   Wert   auf  die  Beibehaltung 
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Landespostverwaltungen  gelegt  wurde,  be- 
ruhten nach  der  vom  Staatsminister  Del- 
brück in  der  Reiehstagssitzung  vom  5.  De- 
zember 1870  (St.  Her.  70)  abgegebenen  Er- 
klärung weniger  auf  finanziellen  Interessen 
als  auf  dem  Wunsche,  Vorkehrseinrichtungen 
und  Beamtenorganisationen  zu  erhalten,  an 
die  man  seit  langer  Zeit  gewöhnt  war. 
Diesem  Wunsche  glaubte  man  ohne  Scluulen 
für  die  Einheit  und  Gemeinsamkeit  nach- 
geben zu  können.  Die  damals  im  Reichs- 
tage ausgesprochene,  von  Stimmen  in  der 
süddeutschen  Presse  geteilte  Erwartung,  dass 
der  Ucbergang  des  Postwesens  von  Hävern 
und  Württemberg  auf  das  Reich  und  damit 
die  vollständige  Einheit  des  deutschen  Post- 
wesens bald  beigestellt  werden  würde,  ist 
nicht  in  Erfüllung  gegangen.  Wenngleich 
diese  Einheit  durch  die  vorhin  (sub  2S)  er- 
örterten Verfassungsnonnen  in  den  wich- 
tigsten Teilen  der  Gesetzgebung  und  in  der 
Vertretung  nach  aussen  auch  bei  dem  jetzigen 
Rechtsstande  ausreichend  gewahrt  und  durch 
das  Zusammenwirken  der  Postverwaltungen 
auch  für  den  Betrieb  erreicht  wird,  so  bleibt 
doch  u.  a.  der  im  In-  wie  im  Auslande  em- 
pfindliche Uebelstand  bestehen,  dass  die 
Postwertzeichen  der  drei  deutschen  Post- 
gebiete von  einander  abweichen  und  nur  in 
dem  Gebiete  gelten,  aus  welchem  sie  her- 
rühren, so  dass  es  längerer  Verhandlungen 
bedurft  hat,  um  Postkarten,  die  in  einein 
anderen  Gebiete  als  dem  ihrer  Herkunft  zur 
Post  aufgeliefert  werden,  überhaupt  zur  Post- 
beförderung zuzulassen. 

In  Bayern  ist  an  die  Stelle  der  Taxis- 
sehen Posten,  die  sich  unter  mannigfachen 
Kämpfen  mit  den  bindesherren  doch  bis  zur 
Auflösung  des  Deutschen  Reiches  zu  er- 
halten gewusst  hatten,  bald  nach  der  Er- 
hebung des  l^andcs  zum  Königreich  an» 
1.  Juli  1808  eine  Staatsj>osteinrichtung  ge- 
treten. Gegenwärtig  wird  dies  Postwesen, 
mit  welchem  die  Telegraphie  seit  1880  ver- 
einigt ist,  durch  die  dem  Ministerium  des 
königlichen  Hauses  und  des  Aeussoren  unter- 
stellte Direktion  der  Posten  und  Telegraphen 
verwaltet.  Dieser  Oentralstelle  sind  als 
Provinzialorgane  für  beide  Dienstzweigt?  die 
Oherj>ostämter  in  Augsburg,  Bamberg.  Mün- 
chen, Dürnberg,  Regenshurg.  S|>eyer  und 
Würzburg  untergeordnet.  Der  Betrieb  wird 
durch  2820  Postanstalten,  darunter  1681  mit 
Telegraphendienst,  wahrgenommen.  Das 
Personal  im  Post-  und  Telegraphendienst 
zählt  HifrfiS  Köpfe.  Das  Finanzergebnis 
war  (1898): 

Einnahme  Ausgabe  Ueberschuss 

M.  M.  M. 

31  »37  «48  27133608  4  703  540 

In  Württemberg  haben  ebenfalls  bis 
zur  Auflösung  des  Deutschen  Reichs  Taxis- 


sche  Posten  bestanden.  Die  in  dem  neuen 
Königreiche  eingerichtete  Staatspost  ist  1819 
nochmals  mit  dem  nutztiaren  Eigentum  dem 
Fürsten  von  Taxis  als  erbliches  Mannsthron- 
lehen gegen  Zahlung  eines  jährlichen  Kanons 
von  7O0Ü0  Gulden  abgetreten  worden.  Der 
Versuch,  dies  Verhältnis,  dessen  Anomalie 
sich  immer  füldbarer  machte,  im  Wege  der 
Landesgesetzgebimg  aufzidösen,  gelang  erst 
1851,  nachdem  die  Taxissche  Vorwaltung 
durch  die  Weigerung  der  württembergischen 
Regierung,  die  Staatseisenbahn  für  Post- 
zwecke benutzen  zu  lassen  —  die  Briefpost 
zwischen  Stuttgart  und  Ulm  musste  zuletzt 
neben  der  Eisenbahn  fahren1)  —  zum  Ein- 
gehen auf  Vergleichsverhandlungen  ge- 
zwungen worden  war.  Seit  dem  1.  Juli 
1851  befindet  sich  das  Postwesen  iu  Staats- 
verwaltung, welche,  in  Verbindung  mit  der 
Telegraphie,  durch  die  dem  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten.  Abteilung  für 
die  Verkehrsanstalten  unterstellte  General- 
direktion der  Posten  und  Telegraphen  ge- 
leitet wird.  Der  Betrieb  wird  durch  703 
Postanstalten,  darunter  335  mit  Telegraphen- 
dienst,  und  300  Post  hilf  sstellen  ausgeübt; 
das  Personal  zählt  5303  Köpfe.  Das  Finanz- 
ergebnis war  (1898): 

KiuiiHhm«'  Ausgabe  Uebcrschuas 

M.  >F.  M. 

13  461  567  10968348  2493219 

VI.  Die  Post  im  Auslände. 

88.  Oesterreich-Ungarn.  Nachdem  in 
den  österreiclusehen  Erblanden  bei  Errich- 
tung der  Taxissehen  Post  regelmässige  Ver- 
kehrsanstalten an  die  Stelle  der  früheren 
Poteneinrithtungen  getreten  waren,  liabcu 
im  lo.  Jahrhundert  Taxissche  und  Iaudes- 
henliche  Posten  nebeneinander  bestanden, 
bis  die  letzteren  überwogen.  Das  Postwesen 
in  Oesterreich  ist  demnächst  lange  Zeit  an 
Private  vergeben  gewesen,  1(512  an  die 
Familie  Magni,  1(523  an  die  Freiherren, 
später  Grafen  v.  Paar.  Erst  1722  wurde 
eineStaatspostverwalhing  eingerichtet,  welche 
bis  1SG7  für  die  ganze  Monarchie  centrali- 
siert  bestanden  hat.  Seitdem  bestehen  für 
die  hu  Reichsrate  vertretenen  Ijänder  und 
für  die  Länder  der  ungarischen  Krone  ge- 
trennte Postverwaltungeu,  welche  sich  sogar 
verschiedener  Wortzeichen  bedienen.  In 
Oesterreich  ist  das  Postwesen  mit  der 
Telegraphie  verbunden:  beide  Dienstzweige 
werden  vom  Handelsministerium  (Sektion  III) 
verwaltet,  deren  Chef  den  Titel  General- 
direktor für  Post  und  Telegraphenangelogen- 
heiten  führt.  Dieser  Centraibehörde  sind 
10  Post-  und   Telcgraphendirektionen  als 


»)  Das  Königreich  Württemberg,  heratisg. 
v.  d.  stallst isch-to]K)graph.  Bnreau,  1884.  Bd.  II, 
S.  857. 
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Previnzwlverwaltungsorgane  .untergeordnet. 
Der  Betrieb  wird  durch  Postämter  wahrge- 
nommen, welche,  wenn  die  hei  ihnen  fun- 
gierenden Beamten  Staatsdienereigenschaft 
besitzen,  ärarische  Postämter  heissen.  Die 
nichtärarisehen  Postämter  sind  von  geringe- 
rem Umfange;  ihre  Vorstelle r  sind  auf  Ver- 
trag angenommen  und  haben  die  Hergäbe 
der  Diensträume,  die  Amtskosten.  Bestell- 
einriehtungen  etc.  aus  ilu-on  Vergütungen 
zu  bestreiten.  Ende  181)8  waren  Ö883  Post- 
nustalten  vorhanden,  darunter  433  ärariseho. 
Ausserdem  bestehen  31  österreichische  Post- 
anstalten in  der  europäischen  und  der 
asiatischen  Türkei,  zur  Wahrnehmung  des 
gesandtschaftlichen  imd  consularisehen  Post- 
dienstes sowie  der  mit  den  Dampferlinien 
des  ästerreicliiseh-ungarischen  Lloyd  in  Ver- 
bindung stehenden  Postgeschäfte,  darunter 
3  Postämter  in  Konstantinopel.  Salonich 
und  Keimt;  die  28  Postexpeditionen  sind 
teils  dem  Postamle  in  Konstantinopel,  teils 
der  Post-  und  Telegraphendirektion  in  Triest 
unterstellt. 

In  Ungarn  soll  schon  durch  König 
Matthias  Corvinus  (t  l  liKt)  >>oi  den  leichten 
Wagen,  deren  ungarischer  Name  Koesi  in 
alle  europäischen  Sprachen  übergegangen 
ist,  der  postinässige  Wechsel  von  Pferden 
und  Fuhrwerken  eingeführt  woitleu  sein. 
Nach  dem  Ueliergange  der  ungarischen 
Krone  auf  die  hahsburgische  Dynastie  wurden 
unter  Ferdinand  I.  durch  den  zum  General- 
postmeister  ernannten  Matthias  Taxis  Posten 
eingerichtet,  die  demnächst  mit  denen  in 
<  »est erreich  bis  1867  gemeinsame  Schicksale 
gehabt  liaben.  Seit  ISfiT  wird  di»s  Post- 
wesen in  Ungarn,  jetzt  in  Verbindung  mit 
der  Telegraphie,  durch  eine  Sektion  des 
Handelsministeriums  geleitet:  für  die  Pro- 
vinzialverwaltung  Iteidcr  Dienstzweige  be- 
stehen !»  Post-  und  Telegraphendirektionen  : 
die  Betriebsanstalten  sind  wie  in  Oester- 
reich teils  ärarische,  teils  nichtärarische 
Postämter. 

Zwischen  beiden  Reichsliälften  besteht 
ein  engerer  Wechselverkehr,  wonach  das 
gesamte  Reich,  abgesehen  von  der  Ver- 
schiedenheit der  Wertzeichen,  im  wesent- 
lichen ein  einheitliches  Verkehrsgebiet  bildet. 
Jedoch  ist  das  Finanzwesen  der  lieiden  Ver- 
waltungen getrennt :  ihr  Anteil  an  den  ge- 
meinsam aufkommenden  Kinnahmen  wird 
durch  ein  besonderes  Ueliereinkommen  be- 
stimmt. Dit?  Vertragsverhältnisse  zum  Aus- 
lände werden  von  jeder  Verwaltung  selb- 
ständig, jedoch  nach  Einvernehmen  geregelt; 
im  Weltpostverein  ist  Oesterreich  wie  Un- 
garn zu  selbständiger  Stimmabgabe  be- 
rechtigt. 

34.  Schweiz.  In  den  einzelnen  Kan- 
tonen der  Schweiz  hat  sich  das  Postwesen 
auf  Grundlage  der  mittelalterlichen  Boten- 


einrichtungen  lange  Zeit  in  bunter  Mannig- 
faltigkeit gestaltet ;  in  vielen  Kantonen  war 
die  Post  einzelnen  Familien  überlassen, 
unter  denen  die  Familie  Fischer  in  Kern, 
Wallis,  Freiburg  u.  a  ausgedehnte  Postan- 
lagen bis  nach  Mailand  unterhielt.  Wahrend 
der  helvetischen  Republik  (1798— 1803)  ein- 
heitlich organisiert,  wurde  die  Post  dem 
alten  Kantonswirrwarr  demnächst  wieder 
überlassen,  dem  erst  die  Bundesverfassung 
von  1848  ein  Ende  machte.  Seitdem  ist 
die  Post  ein  Kundesregal,  für  dessen  Aus- 
übung die  Tarifeinheit  und  die  Uuverletz- 
lichkeit  des  Briefgeheimnisses  als  ver- 
fassungsmässige Hauptgrundsätze  gelten. 
Die  Centraiverwaltung  wird  unter  der 
oberen  Leitung  des  Post-  und  Eisenbahu- 
departemeuts  durch  die  Olierpostdirektion 
geführt,  welcher  11  Kreisjpostdirektiouen 
zur  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Be- 
triebes untergeordnet  sind.  Dieser  wird 
durch  Postbureans  1.,  II.  und  III.  Klasse 
sowie  in  kleineren  Orten  durch  Postablagen 
ausgeübt.  Ende  1898  waren  inon  Post- 
bureaus,  1997  Postablagen  und  13  Postagen- 
turen  im  Auslände  vorlianden.  Um  dein 
starken  Reis«.' verkehr  des  Landes  die  er- 
forderlichen Verkehrseinrichtungen  darzu- 
bieten, sind  die  Postanstalten  in  der  Schweiz 
in  ganz  aussergewöhnliehcm  Masse  ausge- 
breitet ;  kaum  ein  liesuehterer  Gasthof  ent- 
behrt der  eigenen  Poststelle.  Ende  1890 
kam  bereits  auf  S4<)  Einwohner  eine  Post- 
austalt.  Ebenso  zeichnet  sich  die  schweize- 
rische Post  noch  gegenwärtig  durch  treff- 
liche Einrichtungen  für  die  PersonenliefOple- 
rung  aus;  trotz  des  wachsenden  Vordringens 
der  Eisenbahnen,  von  deren  Seidenen  weder 
die  Höhen  noch  das  Innere  der  Alpen  un- 
oneieht  bleiben,  bestehen  noch  stattliche 
Fahrpostzüge,  von  denen  u.  a  die  Alpen- 
pässo  über  den  Maloja  Simplon,  Jiilier, 
Splügen,  Hernina,  Albula,  Flüelen,  die  Ober- 
alp, St.  Bernhardin,  Lukmanier  und  die 
Furka  mit  regelmässigen  Postkursen  be- 
falu-en  werden. 

85.  Niederlande,  Belgien.  In  den 
Niederlanden  ist  an  Stelle  der  städtischen 
Posteinrichtungen,  von  denen  eine  bei 
Stephan,  Geschichte  der  preussisehen 
Post,  S.  23ö  mitgeteilte  OesandtRehaftsde- 
jieseho  ein  anschauliches  Bild  gewährt,  erst 
17'c'  eine  Staatspost  getreten,  .letzt  wird 
da-*  Postwesen  durch  eine  Abteilung  des 
Ministeriums  für  Wasserstaat.  Handel  und 
Verkehr  verwaltet,  welche  die  Bezeichnung 
Genenddirektion  der  Post  und  der  Staats- 
telegraphen führt.  Ihr  sind  zur  Beauf- 
sichtigung und  einheitlichen  Regeluug  des 
I  Henstbetriebes  f>  Arrondissementsinspekteure 
untergeordnet,  der  Betrieb  wird  durch  Post- 
ämter (postkantoren)  und  Hilfspostanstalten 
(hulpkantoren)  ausgeübt.  —  in  Belgien 
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ist  der  Ausgangspunkt  und  lange  Zeit  der 
Hauptsitz  der  Taxisaehon  Post  gewesen. 
nel>en  welcher  sieh  indes,  namentlich  für 
den  inneren  Verkehr,  ausgebreitete  Stadt- 
boteneiuriehtnngen  bis  zur  französischen 
Revolution  erhalten  haben.  Seit  der  Er- 
richtung des  Königreichs  l»ositzt  Belgien 
eine  eigene  Staatspost,  welche  gegenwärtig, 
in  Verbindung  mit  den  Eisenbahnen  und 
der  Telegraphie.  von  einein  besonderen 
Ministerium  verwaltet  wird.  Die  Genoral- 
direktion  der  Posten  bildet  eine  Abteilung 
dieses  Ministeriums.  Der  Proviuzialdienst 
ist  in  7  ciroonscriptions  provinciales  ge- 
gliedert, an  deren  Spitze  je  ein  chef  de 
Service  steht.  Für  den  Betrieb  sorgen  Post- 
ämter (pereeptions),  Postagenturen  (sous- 
pereeptions)  und  Hilfs]»ostanstalton  für  den 
Lmdverkehr  (dopots  und  depöts-relais). 

3C.  Frankreich.  Das  von  Ludwig  XI. 
eingerichtete  Institut  der  chevnucheurs  oder 
courriers  du  roi,  welches  bald  darauf  den 
Namen  der  Post  freigelegt  erhielt,  ist  lange 
Zeit  ausschliesslich  auf  Zwecke  des  Ilof- 
und  Staatsdienstes  beschränkt  gewesen  und 
hat  erst  nach  und  nach  angefangen,  sich 
mit  der  Beförderung  von  Privatsenduugen 
zu  tafassen.  welche  vorzugsweise  auf  die 
Boteneinriehtungen  (messagers)  angewiesen 
blieb.  Unter  Heinrich  III.  wurde  das 
Boten  wesen  zu  einer  Staatsanstalt  (messagerie 
royale)  umgescliaffen.  welche  sich  neben 
der  Brief beförderung  vorzugsweise  mit  dorn 
Trausport  von  Gütern  und  Keisenden  be- 
fasste.  Daneben  bestanden  noch  bis  ins 
17.  Jahrhundert  die  Botenanstalt  der  Uni- 
versität Paris  und  andere  Privat beförde- 
ningsanstalten.  Unter  Heinrich  IV.  wurde 
die  poste  aux  chevaux  neu  organisiert  und 
dem  Privatreiseverkehr, allgemeiner  zugäng- 
lich gemacht.  Die  Briefpost  als  Staatsbe- 
förderungsanstalt verdankt  ihre  Entstehung 
dem  Kardinal  Richelieu,  welcher  im  Jahre 
KJ27  auch  den  ersten  Brief posttarif  publi- 
zierte. Zum  ausschliesslichen  Kochte  des 
Staates  ist  die  postmässige  Beförderung  von 
Briefen  erst  durch  Edikt  von  11X1  erklärt 
worden. 

Wie  andere?  Zweige  des  öffentlichen  Ein- 
kommens, wurde  der  Postbetrieb,  und  zwar 
sowohl  flie  Briefjtost  als  die  FahqK>st,  in 
Frankreich  lange  Zeit  an  Privatunternehmer 
verpachtet.  Diesem  Systeme  machte  erst 
die  Kevolution  ein  Ende,  welche  das  fran- 
zösische Postwegen  durch  die  Aufhebung 
der  Fahrpost,  deren  Betrieb  der  Privat  In- 
dustrie üWlassen  wurde,  einer  gründlichen 
Umgestaltung  unterzog.  Seitdem  ist  der 
Postdienst  in  Frankreich  im  wesentlichen 
auf  die  Brief  [tost  beschränkt,  daneben  werden 
neuerdings  auch  kleine  Paekete  befördert. 
Die  letzten  Koste  der  alten  poste  aux 
chevaux   sind    1873  durch  Aufhebung  der 


Verpflichtungen,  welche  den  Privatfuhr- 
unternehmern im  Interesse  des  Postdienstes 
obgelegen  hatten,  sowie  der  ihnen  dafür 
be  willigten  Privilegien  in  Wegfall  ge- 
kommen. 

Im  Jahn1  ls77  wurde  die  Telegraphie. 
welche  bis  dahin  eine  unter  dem  Ministerium 
des  Innern  stehende  eigene  Verwaltung  ge- 
bildet hatte,  mit  dem  Postwesen  vereinigt 
und  für  beide  Dienstzweige  ein  eigenes 
Ministerium  für  Post  und  Telegraphie  er- 
richtet, das  indessen  1SSG  wieder  aufge- 
hoben wurde.  Seitdem  wird  die  Verwal- 
tung von  der  Direktion  generale  des  postes 
et  telegraphes  geführt,  die  bis  1889  dem 
Finanzministerium  unterstellt  war,  gegen- 
wärtig eine  Abteilung  des  Ministeriums  für 
Handel  und  Gewerbe  bildet. 

Die  Organisation  der  Provinzialverwal- 
tung  ist  nach  verschiedenen  Dienstzweigen 
verschieden,  indem  für  den  Telegraphen  bau 
und  andere  technische  Dienste  15  Bezirke 
mit  je  einem  diivctenr-ingenieur,  für  den 
Betriebsdienst  der  Post  und  Telegraphie  in 
jedem  Departement  eine  Post-  und  Te!e- 
graphendirektion  mit  je  einem  directeur  des 
{'•Ostes  et  telegraphes.  für  den  Bahnpostdienst 
hingegen  s  Bezirke  (lignes)  mit  l>esonderen 
Direktoren  bestehen.  Ucberdies  besteht  ein 
Generalaufsichtsdienst,  der  in  4  cireonscrip- 
lions  durch  je  einen  inspeeteur  general 
wahrgenommen  wirb  Der  örtliche  Post  be- 
trieb wird  durch  3  Klassen  von  Postan- 
stalton ausgeübt,  bureaux  cromposös  in  den 
grösseren  ( »rten,  bureaux  simples  in  den 
kleineren  Orten  und  Hilfsjtostanstaltcti 
(facteurs-boitiers)  für  den  Ijandpostdienst. 
Die  Vorsteher  der  bureaux  heissen  reeeveurs. 
in  den  Doi»artemontshauptorten  führt  der 
Postamts vorst eher  den  Titel  reeevour  prin- 
ci|>al:  er  besorgt  zugleich  die  Abrechnung 
mit  sämtlichen  Postanstalten  des  Bezirks. 
Der  ausgedehnte  Seepostdienst,  den  Frank- 
reich sowolü  mit  seinen  Kolonieen  als  mit 
anderen  Ländern  unterhält,  wird  teils  durch 
fahrende  Seepostbureans  (agents  e  in  bar  p  »es», 
teils  durch  besondere  Aufsichtsbehörden  in 
den  Seehäfen  (commissions  de  surveillance) 
wahrgeiK»mmen.  Das  Postwesen  in  Algerien 
bildet  einen  Teil  der  französischen  Post  Ver- 
waltung und  ist  ganz  wie  diese  organisiert, 
nur  bestehen  dort  2  Klassen  von  llilfspost- 
anstait.cn,  die  distributions  speciales  mit  Be- 
stelldienst und  die  distrib.-entrepots,  die 
sich  nur  mit  Annahme  und  Ausgalie  von 
Sendungen  am  Schalter  V-fassen.  In  Tunis 
ist  seit  der  französischen  Oceiipation  gleich- 
falls ein  I'ostdienst  nach  französischem 
Muster  eingerichtet.  Ausserdem  bestehen 
in  Tanger  (Marokko),  Tripolis.  Alexandrien. 
Shanghai.  Tientsin  und  Zanzibar,  ferner  in 
Konstautinopel   und  einer   Anzahl  anderer 
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Orte  der  europäischen  und  der  asiatischen 
Türkei  französische  Postanstalten. 

37.    Grossbritannien    und  Irland. 

Königliche  Boten  zwischen  England  und 
Schottland  gab  es  schon  unter  Eduard  III., 
der  Privatverkehr  war  auf  Boten  und  die 
Gelegenheit  der  Fuhrleute  (earriers)  ange- 
wiesen. Eine  Briefpost  der  fremden  Kauf- 
leute in  Loudon  für  ültc  Korrcs|.tondenz 
nach  dem  Auslände  wird  bereits  1 51 1  er- 
wähnt :  hei  Shakt'sjieare  werden  für  Naeh- 
riehtenboförderung  Post  und  earriers  ab- 
wechselnd genannt.  Nach  der  Vereinigung 
der  Kronen  von  Schottland  und  England 
ward  das  Bedürfnis  zur  Herstellung"  ge- 
regelter Verbindungen  zwischen  leiden 
Ländern  stärker;  Jakob  1.  Hess  eine  Brief- 
post einrichten,  welche  1637  zur  Staatspost 
mit  dem  ausschliesslichen  Hechle  der  Brief- 
beförderung erkläit  und  nach  der  Restau- 
ration von  Karl  II.  durch  ein  Gesetz,  das 
lange  den  Namen  der  Post  Office  ("harter 
geführt  hat.  wiederhergestellt  und  mit  neuen 
Vorrechten  versehen  wurde.  "Wie  ander- 
wärts, wurde  auch  in  England  der  Betrieb 
der  Post  mehrfach  in  Pacht  gegeben.  171'» 
übertrug  ein  Gesotz  der  Königin  Anna  dem 
General  Post  Office  die  <  'entralleitung  des 
gesamten  Postwesens  in  England,  Schottland 
und  Irland  sowie  in  den  Kolonieen  und 
führte  den  ersten  allgemeinen  Briefporto- 
tarif ein.  Eine  wesentliche  Beschleunigung 
des  Briefverkehrs  wurde  durch  John  Palmer 
17S4  dadurch  erzielt,  dass  die  Briefsäcke 
nicht  mehr  durch  berittene  Postboten  be- 
fördert, sondern  den  Mail  coachos  gegen 
Vergütung  zur  Mitbeförderung  übergeben 
wurden.  Nachdem  das  Postwesen  in  Eng- 
land durch  verkelu-te  und  übertriohene 
Taxen  und  schwerfälligen  Betrieb  langt1  in 
seiner  Entwiekelung  gehemmt  worden  war. 
sehlug  es  durch  die  von  Kowland  Hill 
1S'!7  vorgesehlagen«1,  1840  zur  Ausführung 
gebrachte  Pistreform  neue,  dem  modernen 
Verkehrsleben  entsprechende  Woge  ein, 
welche  in  Verbindung  mit  den  Eisenbahnen 
und  den  ausgebreiteten  Dampferlinien  den 
Postverkehr  Englands  zu  hoher  Blute  ge- 
fördert halten.  Die  Pest  ist  eine  der  ver- 
breitetsten  und  volkstümlichsten  Einrich- 
tungen des  britischen  Weltreichs;  in  «lein 
die  Erde  umsjtanuondcu  Kttlonialbesitz  allent- 
linlben  nach  dem  Verbilde  d«js  Mutterlandes 
organisiert,  kommt  sie  «lein  hochentw  ickelten 
Familiensinn  und  dem  geschäftlichen  Unter- 
nehmungsgeist der  anglosächsischen  Basse 
•lureli  ihre  vorzüglichen  Einrichtungen  für 
den  Brief-  und  Zeitungi«v««rkehr  entgegen 
und  geniesst,  wie  sich  bei  der  ."»O jährigen 
Jubelfeier  der  llillschen  Keform  gezeigt 
bat.  in  hoh»'tn  Masse  «las  Vertrauen  und 
die  Anerk«:nnung  der  Nation.  Seit  Weih- 
nachten ls'.ts  ist  im  Briefanstansch  zwisch«-n 


Grossbritannien  und  seinen  Kolonieen  (mit 
Ausnahme  des  Caplandes  und  der  australi- 
:  sehen  Kolonialstaaten)  das  Penn y-Porto  ( 1  d. 
•  für  Briefe  bis  1  ■>  Unze  ... :  11  g)  eingeführt 
!  worden,  so  dass  dieser  Verkehr  dem  in- 
ländischen im  wesentlichen  gleichgestellt 
worden  ist  Im  Inlande  macht  sieh  seit 
einiger  Zeit  eine  steigende  Agitation  zu 
Gunsten  eines  noch  billigeren  Bricf|x>rtos, 
des  Halfpennytarifs,  geltend.  Auch  dorn 
Geldvermittelnngsverkehr  widmet  die  eng- 
lische Post  hoho  Sorgfalt;  das  Postan- 
weisungsverfahren ist  zuerst  in  England 
ausgebildet,  ebenso  sin«l  die  ersten  Post- 
sparkassen (vgl.  diesen  Artikel  weiter  unten 
S.  1 7.'{  ff.)  in  England  errichtet  worden.  Die 
Packet boförderuug  (pareel  post)  beschränkt 
sich  auf  Packereien  bis  5  kg.  — •  Seit  1868 
mit  der  Telegraphie  vereinigt,  wird  die 
Post  durch  das  General  Post  Office  geleitet, 
dessen  Chef,  der  General  post  meister,  Mit- 
glied des  Kabinetts  ist  und  die  Verwaltung 
im  Parlamente  vertritt.  Unter  ihm  und  un- 
abhängig von  dem  parlamentarischen  Stellen- 
wechsel liegt  die  ständige  GeS(;häftsleitung 
<lrei  Sekretären  für  die  Post,  die  Tele- 
graphie und  «las  Finanzwesen  ob.  Zur  Be- 
aufsichtigung des  Postwesens  in  Schottland 
residiert  ein  Surveyor  General  in  Etlinburg, 
«les  irischen  ein  S«?kretär  in  Dublin.  Die 
Verwaltung  wird  von  der  Centralleitung 
unmittelbar  und  ohne  Provinzialbehörden 
geführt  ;  nur  für  die  Ausübung  der  Aufsieht 
ist  das  Gebiet  in  IG  Distrikte  g««teilf.  in 
deren  je«lem  ein  Surveyor  fungiert.  Die 
Postanstalten  werden  eingeteilt  in  Head 
Offices.  Sub  ( ifficos.  die  in  der  Regel  nur 
mit  dem  v< trgosetzten  llauptamte  in  Ver- 
kehr stehen  und  vom  Postanweisungsdienstc 
meist  ausgeschlossen  sind  :  ausserdem  be- 
stehen Town  Lett«»r  Heceiving  Offices,  ein- 
fache ßriofannahmcstclicn  zur  Erleichterung 
d«*s  städtischen  Post Verkehrs.  In  I^ondon, 
dessen  Briefverkehr  nach  dem  neuesten 
Jahresberichte  «les  Genoralpostmeisters  nicht 
weniger  als  28 "  o  «1er  gesamten  Briefbe- 
fördornng  <1<t  britishen  Post  umfasst,  be- 
stell«^ ausser  11  Head  Offices  noch  10t> 
Brauch  Offices  und  *.r»7  Sub  Offices  zur 
Bewältigung  di«^ses  rk-sigen  Verkehrs. 

38.  Sfidenrnpa.  In  Italien  wurde  «ler 
Xachri<htonvorkohr  im  Mittelalter  durch 
Boten  der  Knuflcutc  und  der  aufblühenden 
Städte  l>osorgt.  Mit  dem  Kindringen  der 
Fremdherrschaft  wurden  Taxissche  Posten 
in  Mailand,  Pom  und  NVapel  errichtet,  an 
deren  Stelle  später  landesheri liehe  Posten 
traten.  IVr  italienischen  Post  fiel  l*ei  Er- 
richtung des  Königreichs  die  Aufgabe  zu, 
auf  den  Grundlagen  von  sielwn  selbständigen 
L'Uido-posten  einheitliche  Verkehrsoinrioh- 
tuugen  herzustellen.  Die  I Äsung  dieser 
Aufgabe  ist  durch  den  erheblichen  Kultur- 
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unterschied  von  S(i<l-  und  Xorditalien,  die !  Administrador  priucipal,  zugleich  Vorsteher 
noch  immer  übergrosse  Zahl  der  Anal  [-Im-  des  Postamtes  am  Ilauptamte  seines  lie- 
beten  sowie  durch  die  Beschränktheit  der  zirkes  ist.  Der  Betrieb  wird  durch  Post- 
zu  Gebote  stehenden  Mittel  erheblich  er-  äinter  (estafetas)  und  Postagenüiren  (ear- 
schwert.  doch  weisen  die  Jahresberichte  terias)  wahrgenommen, 
an  Ausdehnung  und  Benutzung  der  Post- j  In  Portugal  wurden  im  16.  Jahr- 
anlagen anerkennenswerte  Fortschritte  auf.  hundert  Posten  eingerichtet,  welche  bis 
Auch  hat  die  tüchtige  1/citung  manches  Ende  des  bs.  Jahrhunderts  mit  der  "Würde 
dem  Charakter  des  Landes  Angemessene  des  Übcrpostdiroklois  (<  'orrcio-mör)  Privaten 
und  Eigentümliche  zu  schaffen  gewusst.  so  zu  liehen  gegelien  wunlen.  Jetzt  wird  die 
den  Postanweisungsdienst  bei  den  italieni- 1  Post  mit  der  Telegraphie  durch  die  zum 
sehen  Cousulaten  (vaglia  postali  consolari),  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  ge- 
um  den  im  Auslande  befindlichen  Italienern  t  hörende  Gcncraldirektiou  der  Posten,  Tele- 
die  Heimsendung  von  Ersparnissen  zu  er-  graphen  uud  Leuchttürme  verwaltet,  der 
leichtern;  femer  die  Errichtung  von  Schreib-  zwei  grosse  Provinzialdirektioneu  in  Lissa- 
stuhen  für  das  Publikum  bei  den  grösseren  bon  und  Porto  unterstellt  sind. 
Postämtern.  Seit  1*89  ist  für  die  Vor-  In  der  Türkei  hat  sich  der  Verkehr, 
waltung  der  Post  und  der  gleichzeitig  mit  beim  .Mangel  an  Strassen  im  Innern  des 
ihr  vereinigten  Telegraphie  ein  eigenes  Mi-  («indes,  lange  Zeit  auf  Schiffsverbindungen 
uistcrium  errichtet,  welches  die  Mlwrauf-  zwischen  den  Küstetiplätzen  und  auf  einen 
sieht  über  die  Provinz.ialverwalt.ung  durch  durch  tartarische  Reiter  besorgten  Kurier- 
R»  Centrnlinspektoren  ausübt.  In  jeder  der  ;  dienst  beschränkt.  Gegenwärtig  sind  Post  und 
69  Provinzen  besteht  eine  Proviuzialdirektion,  I  Telegraphie  zu  einer  Verwaltung  vereinigt,  die 
der  die  Leitung  des  Post-  und  Telegraphen-  J  von  der  Generaldirektion  der  Posten  und  Tele- 
dienstes innerhalb  ihres  Bezirkes  und  zu- ;  graphen  geleitet  wird.  In  jeder  Provinz 
gleich  die  Wahrnehmung  des  Betriebes  in  1  ( Vilayet)  fungiert  ein  Hauptdirektor  als 
der  Provinzialhauptstadt  obliegt.  Die  Be- Leiter  dos  Bezirks;  ihm  sind  die  Postan- 
tiiebsämter  sind  Postämter  (Pf izi)  1.  und  stalten  (mcnzil)  unterstellt.  Man  ist  seit 
2.  Klasse  oder  Postagenturen  (Uollettorie). .  Jahren  liemüht,  die  Posteinrichtungen  mög- 
1m  Auslande  bestehen  italienische  Postan-  liehst  auf  europäischen  Fuss  zu  bringen, 
stalten  in  Tripolis.  Ja  Goletta  und  Susa.  j  Für  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  be- 
In  Spanien  werden  Boten  (mandadores) ,  stehen  in  Koustantinonel  für  Deutschland, 
l>ereits  m  den  partidas,  dem  Gesetzbuche  \  Oesterreich- Ungarn,  t  raukreich,  England, 
Alfons  X.  (12Ö2 — 12S4)  erwähnt,  das  von  Kussland  und  Griechenland  eigene  Post- 
ihnen  verlangt,  dass  sie  leales,  intendidos  e  äniter;  auch  in  den  Hafenorten  der  Le- 
sin cobdicia  (lechtschaffen ,  verständig  und  :  vante  befinden  sich  zahlreiche  fremde  Pi «st- 
öhne Eigennutz)  sein  sollen.    Gegen  Ende  anstalten. 

des  13.  Jahrhunderts  bildeten  sich  Koipo-  In  Griechenland  ist  die  Post  mit  der 
rationen  von  Botenläufern,  correos,  deren  an  |  Telegraphie  vereinigt  :  sie  worden  von  der 
die  römische  Post  anklingender  Xame  noch  Gencraldirekti(>n  der  Post  und  Telegraphie 
heute  zur  Bezeichnung  der  spanischem  Post  verwaltet,  welche  eine  Abteilung  des  Minis- 
dient.  Die  Taxisscheh  Posten,  hauptsäch-  teriums  des  Innern  bildet.  Ihr  sind  9  Pro- 
lieh zur  Verbindung  Spaniens  mit  dein  habs-  viuzialdirektionen  untergeordnet.  Von  den 
burgischen  Iilnderbesitz  in  den  Niederlanden  ■  Postanstalten  ist  die  Mehrzahl  der  kleineren 
und  Oesterreich  errichtet,  fanden  in  Spanien  nur  im  Sommer  geöffnet,  weil  im  Winter 
Kingang;  Mitglieder  der  Familie  Taxis  im  Innern  des  Landes  wegen  dos  Auftretens 
halten  bis  ins  17.  Jahrhundert  als  Leiter 1  der  Bergströme  ein  Verkehr  nicht  untcr- 
der  s[ianischeu  Posten  fungiert.  Unter  Ab-  I  halten  werden  kann.  Doch  wird  sich  dies 
lösnug  der  Privat  berecht  igungeu  ist  das  dureli  die  rasche  Ausdehnung,  in  welcher 
Post wesen  1716  unter  Philipp  V.  zu  einer  das  griechische  Eisenbahnnetz  Umgriffen  ist, 
einheitlichen  Staatsanstalt  eingerichtet  wor-  ändern. 

den.  Das  spanische  Postgebiet  umfasst  «las  j  In  Rumänien,  Serbien  und  B Hi- 
spanische Festland,  die  Balearischen  und.garion  bestehen  europäisch  organisierte 
('anarischen  Inseln  sowie  die  spanischen  1  «indes |»>st Verwaltungen,  von  denen  die  ru- 
Posten  in  Marokko:  «las  Postwesen  in  den  i  manischen  und  bulgarischen  mit  der  Tole- 
Kolonieen  Fernando-Po,  Annobon,  ( "orisco  ,  graphio  vereinigt  sind, 
ist  dem  Kolouialministerium  unterstellt.  Post  39.  Kussland.  Die  skandinavischen 
und  Telegraphie  bilden  eine  General-  Reiche.  In  Kussland  hat  bereits  zur  mon- 
direktion  des  Ministeriums  des  Innern  und  ,  golischen  Zeit  im  13.  Jahrhundert  für  Ke- 
haljen  in  dem  Generaldirektor  einen  ge-  j  gierungszweeke  eine  umfassende  Einrichtung 
ineinsamen  Chef,  bilden  aber  sonst  ge- 1  zur  Beförderung  vi >n  Kurieren  und  Keisen- 
t rennte  Verwaltung»,«!».  In  jeder  Provinz  |  den  bestanden:  die  Unterhaltung  der  Sta- 
besteht  eine  Postdirektion.  deren  Leiter,  dez  ;  tionen,  ferner  die  Gestellung  der  Fuhrwerke 
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gehörte  zu  den  Staatsfronden,  deren  I/ustung 
durch  Unsolidere  Finanzbeamte  überwacht 
wurde.  Die  russische  Bezeichnung  für  Pos- 
tillon,  Jamsehtschik,  ist  tartarischen  Ur- 
sprungs. Von  den  russischen  Grcssffirsten 
wunle  diese  Fahrpost  übernommen  und  aus- 
gebildet: eine  Veronlnung  des  Zaren  Michael 
von  1027  bestimmte,  wieviel  Pfenle  und 
Wagen  jeder  Würdenträger  bei  amtliehen 
Keisen  auf  den  Poststationen  zu  bean- 
spruchen hatte  (Metropoliten  und  Bojaren  je 
20  Wagen!).  Im  17.  Jahrhundert  traten 
zu  diesen  Einrichtungen  Anstalten  für  die 
Beförderung  von  Briefen  hinzu,  anfangs  von 
Ausländern  und  hauptsächlich  für  den  Aus- 
landsverkehr der  Kaufleute  errichtet,  im 
Laufe  des  IS.  Jahrhunderts  ffir  den  allge- 
meinen Verkehr  ausgedehnt  und  seit  Katha- 
rina II.  als  Staatspost  mit  den  Fahrpostan- 
stalten vereinigt.  Noch  gegenwärtig  bildet 
die  Aufreehtluütung  der  Fahrpost  in  dem  un- 
geheueren Gebiete  eine  Hauptaufgabe  der 
russischen  Verkehrsleitung :  noch  jetzt  be- 
dient sie  sich  auf  den  Sehneewüsten  Kam- 
tschatkas jener  schmalen,  schachtolförmigen 
Schlitten  (Xarten)  mit  Hunde-  oder  Ben- 
tierl«espannung.  Es  gieht  Orte  mit  nur  mo- 
natlich einmaliger  Postverbindung:  ja 
zwischen  Gishiginsk  im  ostasiati  sehen 
Küstengebiete  und  Petrcjmwlowsk  im  Amur- 
gebiete  kursiert  die  Post  jährlieh  nur  ein- 
mal, wohl  das  weitgehendste  Beispiel  eines 
extensiven  Betriehes. 

Seit  1S84  mit  der  Telegraphie  vereinigt, 
wird  die  Post  von  der  Generaldirektion  der 
Posten  und  Telegraphen  verwaltet,  welche 
eine  Abteilung  des  Ministeriums  des  Innern 
bildet.  Für  die  Provinzial Verwaltung  sorgen 
A't  Post-  und  Tclegmphendirektionen, 
deren  jeder  eine  Anzahl  von  Gouvernements 
mit  den  tiarin  befindlichen  Betriebsanstalten 
zugewiesen  sind.  Die  Postämter  in  St. 
Petersburg,  Moskau,  <  Hlessa  und  Warschau 
ressortieren  uninittelUir  von  der  (Vntnd- 
Jeitung.  Die  finländisciic  Post,  welche  bis 
ISOo  eine  selbständig-;  Stellung  (auch  mit 
eigenen  Wertzeichen)  einnahm,  ist  jetzt  mit 
dem  russischen  Postwesen  verschmolzen. 
Im  Auslände  l»estehen  nissische  Postämter 
in  China  (zur  Zeit  etwa  (H  darunter  in 
Shanghai.  Tschifu.  Kaigan,  Peking.  Tientsin 
und  t'rga)  und  in  Konstantinopel  sowie  in 
verschiedenen  lovantinischen  Häfen. 

In  Dänemark  siud  an  Stelle  der  von 
einzelnen  Städten  und  ausländischen  Kanf- 
leuten  unterhaltenen  Verbindungen  102-1  ge- 
regelte Boteneinrichtunuen  getreie-n ,  die. 
offenbar  nach  dein  Vorbilde  Hamburgs, 
durch  einen  durch  Bat  von  Kopenhagen  er- 
nannten Anssehuss  von  vier  Kaufleuten  ge- 
leitet wurden.  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
wunle  durch  Privatunternehmer,  denen  die 
Posten  ül «erlasse»  wurden.  Fahrposton  zwi- 


schen Kopenhagen  und  Hamburg 
richtet.  1711  ging  die  Post  in  Staatsver- 
waltung über.  Sie  wird  jetzt  von  der  Ge- 
neralpostdirektion, einer  Abteilung  des  Minis- 
teriums des  Innern  geleitet,  welche  die 
Aufsicht  über  die  Betriebsstellen  durch  2 
Inspektoren,  den  einen  für  die  Inseln,  den 
anderen  ffir  Jütland  ausübt.  Für  Grönland 
und  die  westindischen  Inseln  l>estehen  be- 
sondere Posteinrichtungen,  die  der  General- 
direktion nicht  unterstellt  sind. 

In  Schweden  bestehen  seit  1030 
Staatsposten,  zu  deren  Transport  sowie  zur 
Fortschaffung  der  Beisenden  ein  Teil  der 
Grundl»esitzer  gegen  verhältnismässig  ge- 
ringe Entschädigung  verpflichtet  war.  Seit 
lis7o  ist  diese  Servitut  aufgehoben ;  die  Post 
beschafft  sich  ilire  Transportmittel  seitdem 
im  Woge  freier  Vereinbarung  mit  kontrakt- 
lichen Unternehmern.  Die  Post  wird,  noch 
getrennt  von  der  Telegraplüe ,  durch  die 
dem  Finanzministerium  angehörende  Ge- 
neralpostdirektion verwaltet,  welcher  die 
Betriebsanstalten  ohne  Zwischenglieder  un- 
mit teilbar  unterstellt  sind. 

In  Norwegen  bestand  wie  in  Schweden 
früher  die  Verpflichtung  bestimmter  Gmnd- 
!>esitzer  (skydskaffer) ,  zur  Beförderung  der 
Post  und  der  Beisenden  Wagen  und  Pferd 
zu  stellen.  Gegenwärtig  ist  die  Post,  deren 
Betrieb  sich  auf  Briefverkelir,  Geldvermitto- 
lung  und  Packete  bis  12  kg  beschränkt,  auf 
Annahme  von  Befönleningsmittein  zu  Ijwdo 
gegen  kontraktliche  Vergütung  angewiesen ; 
zur  See  bedient  sie  sieh  der  ausgedehnten 
Dampfsehiffverbindungon.  Die  Verwaltung, 
die  früher  von  dem  Marineministerium  ge- 
führt wunle,  wird  jetzt  von  der  Postab- 
teilung im  Ministerium  des  Innern  geleitet, 
welcher  die  Botriebsaustalten  unmittelbar 
untergeordnet  sind. 

40.  Amerika.  In  den  Vereinigten 
Staaten  finden  sich  die  frilhesten  Spuren 
von  Posteinrichtungen  1039  in  Massachusetts : 
damals  Ijostimmte  der  ot«erste  Gerichtshof 
dieser  Kolonie,  dass  ankommende  wie  ab- 
gehende Briefe  dem  Bürger  Bichard  Fair- 
banks  in  Boston  zu  übergaben  seien,  welcher 
für  ihn'*  Bestellung  oder  Weiterbeförderung 
zu  sorgen  und  dafür  je  1  Penuy  zu  er- 
heben hatte.  In  Virginien  war  die  Weiter- 
beförderung der  Briefbeutel  in  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  eine  Gemoin- 
pflieht,  indem  ein  Pflanzer  ihn  mittelst 
litten  zum  nächsten  zu  senden  hatte.  Mit 
dein  Aufblühen  der  Kolonieen  vermehrten 
sich  die  Postaulagen ;  sie  wurden  171" 
durch  da.-  Statut  der  Königin  Anna  dein  in 
I.ondon  errichteten  Generalpostamte  unter- 
stellt, dessen  Beamter  Benjamin  Franklin, 
seit  17:-.."»  Postmeister  in  Philadelphia,  17 
zinn  Denuty  l'osttn.ister  General  für  die 
Xeu-Kngland-Staaten   ernannt   wunle.  Zu 
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den  von  ilun  eingeführten  Reformen  go-  Muster  teils  bereits  eingerichtet,  teils  in 
hören  die  Einrichtungen  einer  Pcnnypost  Errichtung  Wegriffen  sind, 
für  MrtsW  riefe,  ferner  die  Vermehrung!  In  Ca  na  da  besteht  ebenfalls  eiu  ausge- 
iler Posten  Wis  auf  wöchentlich  einmalige  dehntes  Postwesen.  das  von  dem  Fast  nf/iee 
Verbindung  unter  Beschleunigung  ihres  Department  in  Ottawa  geleitet  wird  und  die 
Gani;r.<.    Franklin  trat  auch  an  die  Spitze  sämtlichen   britischen  Besitzungen  in  Nord- 


der  während  des  Pnabhängigkeilskampfos 
durch  den  ersten  Kongress  ins  leiten  ge- 
rufenen amerikanischen  Posten.  Nach  der 
Bundesverfassung  ist  die  Post  der  Ver- 
einigten Staaten  Bundessache:  sie  wird  als 
einheitliche  Staatseinrichtung  durch  das  Post 


unerika  (Olter-  und  l'ntereanada.  Neu-Schott- 
land,  Neu-Braunsehweig,  Prinz  Eduard-Insel, 
Brilisch-Colunibien,  Manitoha  und  die  Nord- 
west-Territorien) unifasst.  Dassel  l>c  zahlte 
nach  dem  Jahresberichte  für  IM)]  '.).".  SS32 
Postaustaltcn  und  ein  Post  reu  tounotz  von 
<  )ffice  De|iartmcnt,  eins  dei  Kabinettsminis-  (1032."»  englischen  Meilen.  Die  rnterhaltung 
terien  der  Bundesregierung,  und  den  ihm  dieser  bedeutenden  Anlagen  erforderte  bei 
vorstehenden  Generalpostuieister  geleitet.  1  der  riesigen  Ausdehnung  des  Landes  und 
Di.>  Ausdehnung  der  Postanlagen  zum  |  der  klimatischen  Schwierigkeiten  einen  Auf- 
Z wecke  der  Kultivierung  des  ungeheueren  i  wand,  welcher  die  Einnahme  um  NK)00O 
Gebietes  ist  von  jeher  als  eine  der  Haupt- j  Dollars  überstieg. 

aufgal>cn  der  nordamerikanischeu  Postver-|      In  Mexico   wird   das   Postwesen  als 
waltung  angesehen  und  mit  üusserstor  Ener- 
gie   ohne  Ansehen    der  Kosten  gefördert 
worden.    Zur  Feier  des   loo  jährigen  Be- 


stehens der  Bundespost  veröffentlichte  das 
Postdepartement  eine  Statistik,  welche  die 
Ent wiekelung   der  Posten   von   ihren  An- 
fängen zifferaiässig  vorführte 
standen 


Buudessaeho  von  einer  dem  Ministerium  des 
Innern  unterstellten  (Veneraladmiiiistratiou 
verwaltet.  Nach  dein  Post  .vertrage  vom 
4.  April  1**7  mit  den  Vereinigten  Staaten 
gelten  die  Gebiete  iler  Union  und  des  nie- 
xieanischeu  Staatenbundes  als  ein  einheit- 
Danach  be- 1  liebes  Verkehrsgobiot ,  so  dass  auf  den 
Wechsels« »itigen  Verkehr  die  lnlandstaxeu 
Anwendung  finden.  Während  im  Jahre 
lss"»  Sö*  im  Auslandsvorkehr  nur  Kl!)  OSO 
!  Postsendungen  ankamen,  betrug  diese  Zahl 
!  im  Jahre  lSS!»  90  über  2  t;1  i  Millionen.  Nach 
einer  in  der  mexikanischen  Finanzrevue  vom 
I.  AprU  1SÖ0  veröffentlichten  Hede  des  Prä- 
sidenten Diaz  hat  die  mexicanische  Post- 
verwaltung mit  Th.  A.  Edison  einen  Ver- 
trag über  die  Einrichtung  eines  Postphono- 
graphendtenstes  geschlossen,  kraft  dessen 
bei  den  Postanstalten  Phonographen  zur  Be- 
nutzung durch  das  Publikum  gegen  eine 
Gebühr  von  G  -12  Cents  für  KHK)  Worte 
aufgestellt  werden  sollen:  die  Phonogramme 
werden  von  den  Postbeamten  verpackt  und 
routenuetz  von  4!*o'J4H  Meilen  an.  Freilich  1  an  den  Bestimmungsort  gesandt,  wo  sich 
sind  diese  Postanstalten,  von  denen  nur 'der  Empfänger  auf  dem  Postamte  mittelst 
*»tK)(5  am  Postanweisungsdienste  teilnehmen,  des  dortigen  Phonographen  den  Inhalt  der 


17«» 
i8oo 

1*10 

1820 

1830 
1840 
1S50 
\M) 
184m', 

ISTn 
1880 
181*1 


Postalistrtlten 

75 
900 

2  302 

4  5°2 

8  ^42 
13  468 
18539 
28  539 
20  ;39 
28492 

43  °'2 
62  401 


P<wt.routt;n  (engl.  Meilen) 

2  275 
20  S 1  7 
30  506 
72  592 
1 1 ; 276 

155  739 
180052 
240052 
142  000 
235  000 
329  400 
42S000 


Der  neueste  Jahresbericht  giebt  für  Ende 
Juni  1800  7a 000  PostanstahVn  mit  Post- 


nicht  selten  von  allergeringstem  Pmtango. 
Die  Postanstalten  werden  nach  dem  Ein- 
kommen der  Vorsteher  in  4  Klassen  ein- 
geteilt: die  Vorsteher  der  ersten  3  Klassen 


Sendung  vorsprechen  lässt.  Mexico  wäre 
das  erste  Lind,  dass  diesen  Dienstzweig 
bei  sich  eingeführt  hätte;  doch  liegen  über 
die  Ausführung  des  Vertrages  noch  keine 


werden    vom   Gonoralpostmoister  mit   Zu-  j  Naeliriehten  vor. 

Stimmung  des  Senats  auf  je  4  Jahre  (Prä- 1  Puter  den  mittel-  und  südamerikanischen 
sideutenwahl!)  ernannt.  Bezirksorgane  be-  ;  Staaten  mögen  ('  h  i  1  e  und  Argentinien 
stehen  nur  für  den  Eisonbahnpostdienst.  wegen  der  Ordnung  und  Ausdehnung  ihrer 
welcher  unter  Beaufsichtigung  des  General  Posteinrichtungen  besonders  hervorgehoben 
Sujicrintendent    of  Kailway    Mail  Service .  werden. 

durch  die  ihm  untergebene  Division  Super- '  41.  Asien.  Von  den  asiatischen  Iilndern 
intendents  geleitet  wird.  Dnreh  die  neuer- 1  zeichnen  sich  die  grossen  Kolonialreiche 
dings^  eingeschlagene  ErolK.>rungsiJ<)litik  hat  Englands  und  der  Niederlande  durch  vor- 
die  Cnion  Hawa'i,  die  S[>anisohen  Antillen  .  treffliche,  ganz  im  Sinne  der  modernen  Ver- 
um! die  Philippinen  annektiert,  in  denen  1  kehrsfreiheit  geleitete  Posteinrichtungen  aus. 
roKteinriehtungen     nach     amerikanischem  i  Namentlich  hat  es  die  Postverwallung  von 

Britisch -In  d  i  e  n  vei-standen.durch  zweck- 
')  RUckgang  infolge  des  Sezessionskrieges.  ,  massige,  den  ethnographischen  und  geogra- 
H  and  Wörterbuch  der  Staatawisscnschaften.   Zweite  Auflage.   VI.  11 
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Postan.stalton  an  die  europäisch  geln 
Seezollverwaltung  anzugliedern,  ist  > 
namhafton  Erfolg  gehliet>en. 

42.  Afrika.  In  Aegypten,  dessen  N 
richtenbefördeiung,  wie  wir  eingangs  sa 
zu  den  ältesten  der  Welt  gehört,  haben 
Vieekönigo  sich  um  die  Herstellung  v.m  ! 
einrichtungen  auf  europäischen  Fuss,  n 
unter  Leitung:  von  europäischen  B-an 
\og\  oteii  isl  eins«  der  er 


phiseheu  Besonderheiten  des  weiten  Gebiets 
mit  seiner  enormen  Bevölkerung  (4  S.r»i>  :i(M» 
qkm  und  280  Millionen  Einwohner!)  ent- 
sprechende Vorkehrungen  eine  Verkehrsan- 
stalt zu  schaffen,  die  an  1  Tmfang  der  1  *>istimgen 
von  wenigen  anderen  übertroffen  wird.  Nach 
dem  Jahresberichte  von  lsflS'ltfl  zählte  die 
britisch-indische  Post  ll!)2b  Postämter;  es 
waren  insgesamt  177  Millionen  Sendungen, 
darunter  179  Millionen  Postkarten,  ein  lx-i  j  vielfach  l>cmüi 
der    eingeborenen    Hevölkerung    besonders  ( Länder  ausserhalb  Europas  gewesen,  \v. 
beliebtes  KotTospondonzmittel,  befördert  wor-  !  dem   AVeit pnstverein  Iteigot  roten  sind, 
den.      Die    Verwaltung    wird    von    dem  ,  hat  nach  dem  noch  neulich  ausgespnx  Ii- 
General   Post   Office   in   Caleutta   geleitet.  Zeugnis  des  Genoralpostamts  in  Londen 
Das  weite  Keich  ist  in  14  grosse  Postbe-  Aufgabe,   welche   dem   Luide  durch 
zirke  eingeteilt,  an  deren  Spitze  je  ein  Post-  Leitung  der  britisch-indischen  l.'eherland 
master  Genoral  oder  ein  Doputy  Postinaster  j  (pur  durch  Aegypten  gestellt  war,  wähl 
Genend  mit  weitgehenden   Verwaltungsbe-  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  du 
fugnissen  steht,  denen  für  die  Provinzialver-  j  aus  befriedigend  gelöst.  —  Der  Kon 
waltung  Superiiiteiidents  untergeordnet  sind. 
—  Das  Kolonialland  Ceyl  o  n  und  die  Stmits 
Settlements     besitzen    eigene,    von  den 
britisch  -  indisc  hen    unabhängige  Postein- 
richtungen, von  denen  namentlich  die  der 
StraitsScttloments  wegen  des  grossen!  lamhds- 


staat  wirb  obgleich  er  sich  nnabhä 
nennt,  im  wesentlichen  von  Brüssel  au< 
waltet :  das  Postwesen  ist  noch  imme 
den  Anfängen  begriffen,  es  uinfasst  2"  1 
anstalten  und  ein  Personal  von  32  Kö| 
Die  t.'apkolonie  besitzt,  ihrem  Handels 


und    Danipfschiffverkehres    von   Singapore  kehr  und  ihivr  Kultur  entsprechend, 


von  Wichtigkeit  für  den  allgemeinen  Ver 
kehr  sind. 

Von  den  nationalen  Staaten  Asiens  hat 
sich  Japan  seit  seinem  Eintritt  in  den 
Weltverk.  hr  mit  Eifer  und  Erfolg  die  Her- 
stellung eines  allen  Ansprüchen  gerecht 
werdenden  Post wesens  angelegen  sein  hissen. 
Anfänglich  durch  Ausländer  eingerichtet, 
jetzt  s<  hon  seit  Jahren  durch  Japaner  ver- 
waltet, steht  das  japanische  Postwesen  durch 

die  Ausdehnung  seiner  Anlagen  (nach  der  |  blähen  befinden  sich  di« 
letzten  Hemer  Statistik   111")  Postanstalten  in  Britisch-Australien. 


fangiviche  Posteinrichtungen  nach  engliso 
Muster,  wie  solche  nunmehr  auch  in 
von  England  eroberten  beiden  Boeivnsla 
an  die  Stelle  der  bisher  nach  holländi»- 
Vorbild  eingerichteten  Posten  treten  wer 
Die  Posteinriclitungen  der  deutschon,  fi  .i 
sischen.  spanischen  etc.  Kolonteen  und  Sei 
gebiete  sind  vorhin  bei  den  Mutterläii' 
erwähnt  worden. 

4;$.  Australien.    In  besonderem 

Pi  »steinrichtni 
Sowohl  die 


mit  einem  Personal  von  Ins-ÖI  Köpfen)  und  Kolonialstaaten  auf  dem  australischen  I 
den  Umfang  seiner  Leistungen  ebenbürtig  tinent  -    Victoria.  Südauslnilien.  Neu-! 
neben  den  europäischen   Verkehrsanstalten. ;  wales.  (Queensland  und  Westaustralien 
lu  Siam  ist  die  Kegieruug.  seit  mehreren  J  als  auch  die  Inselstaaten  Tasmania  (' 
Jahren   unter   Heistand   deutscher   Postb«*-  j  diomoiedand)  und  Neuseeland  erfreuen 
amten  .    Uiuüht,    ihre    Mitgliedschaft    am  geonlneter.  in  den  Kähmen  ihivr  Verwal 
Weltpostverein  durch  Herstellung  von  Post-  fest  eingefügter  Land,  sposten,  welche  u: 
einrichtuiigeti  nach  europäischem  Muster  zu  :  einander  in  engen  Vertrags-  und  Verl», 
bethätigen.    Dagegen  beharrt  China,  das  •  beziebnngeu  stehen  und  namentlich  aucl 
einzige  grosse  Kulturland,  welches  der  inter-  <lie   Dampfschiffvorbindungen    mit  Eni 
nationalen  Postgemeinsehaft  fern  geblieben  Asien   und    Amerika    gemeinsame  I' 
ist,  auch  für  seine  Veikeluseinrichtuiigeii  nehmungen  betreiben.    Sämtliche  7  St. 
im  Innern  auf  einem  völlig  veralteten,  den  bilden    seit    dein    1.    Januar    1S1U  < 
Bedürfnissen  dos  jetzigen  Vorkehrslel>ens  in  ,  engeren  Postveiviu  mit  einheitlichen  P 
keiner   Weise   entsprechenden  Standpunkt.  ,  sätzen :  seit  dem   1.  Oktober  1S5H  sin» 
Die    Kurieranstalt .    deren    Vorhandensein  dem  Weltpostverein  beigetreten.  Die 
schon  zu  Marco  Polos  Zeit  bezeugt  ist,  ist  ist   bei   ihnen   allen    mit   der  Telegi-i 
noch  heute  ausschliesslich  für  den  Hof-  und 
Stantsgehrauch    bestimmt:    ib-r  mächtige 
Privatverkehr  muss  sich  mit    Boten-  und 
Sehiffcrbefoitlerung  behelfen.  soweit  nicht  in 
den  dem  Verkehre  geöffneten  IJäfen  deutsche. 

englische  und  russische  Postanstalten  auch  VI!.  Woltpost verein. 

von  den  einheimischen  Kaufleiiten  benutzt       44.  Errichtung.  I  mfang  und  Org; 

werden.  Der  Versuch. einheitliche  chinesische  sntion.     In   den   zahllosen   Post  vor  tri 


vereinigt  und  wird  voll 
<  b  im -ral- 1 '< is1 1 »ff ici -s.  geleitet, 
triebsanstalten  unmittelltar 
sind. 


Cent  ral  st  i 
denen  die 
untergeor 
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durch  welche  bei  Ausdehnung  dos  Post- 
wesens  Vereinbarungen  über  den  die  Grenzen 
eines  Eiuzelstaates  überschreitenden  Post- 
verkehr getroffen  werden  mussten,  kehren 
umständliche  Bestimmungen  über  das  Hecht, 
Posten  oder  Poetsendungen  durch  fremde 
Gebiete  hindurehzuführeu  (Transit),  sowie 
über  die  Festsetzung  und  Teilung  der  Ge- 
bühren für  internationale  Postsendungen 
wieder.  Den  Vertragsehliessendt  n  war  oft 
vorzugsweise  darum  zu  thun,  dem  eigenen 
Lande  einen  mögliclist  hohen  Gebühren- 
anteil zu  siehern  und  ihm  möglichst  viele 
Sendungen  zu  einein  mögliclist  laugen 
Transit  zuzuführen,  für  den  naeh  Zahl  und 
Gewicht  der  Sendungen  Durchgangsgobührcn 
erhoben  wurden.  Um  dies  Ziel  zu  erreichen, 
wurde  die  Transiterlanbnis  überhaupt  als 
ein  von  der  Gegenseite  durch  entsprechende 
I^istungen  zu  erkaufendes  und  bei  unge- 
nügender Gegenleistung  zu  verweigerndes 
Zugeständnis  verwertet. 

Der  18"i0  von  Preusson,  Oesterreich,  den 
übrigen  deutschen  Staaten  und  der  Taxis- 
schen  Postverwaltung  errichtete  Dcutsch- 
Oestorreiehisehe  Postverein  be- 
zeichnete auf  dem  Gebiete  des  Postvcrtnigs- 
rechts  einen  wesentlichen  Fortschritt,  indem 
er  innerhalb  des  Vereinsgebietes  einen  ein- 
heitlieh  geregelten  und  gleiehmässigor  Tari- 
ficning  unterliegenden  Wechsel  verkehr  er- 
möglichte. Die  zahhviehen  Postverträge, 
welche  nach  Auflösung  des  Deutsch-«  >,  st. -r- 
reichischon  Postvcrcins  von  der  Post  Ver- 
waltung des  Norddeutscheit  Hundes  und  des 
Deutsehen  Reichs  in  den  Jahren  1807 --1*73 
geschlossen  wurden,  schafften  den  Grund- 
sätzen billiger  und  gleiehmässigor  Gebühren 
sowie  der  freien  und  unentgeltlichen  Transit- 
Bewahrung  in  immer  weiterem  Umfange 
Geltung.  Den  Gedanken  einer  allgemeinen 
völkerrechtlichen  Einigung  über1  den  Welt- 
postverkehr  hat  die  deutsche  Verwaltung 
zuerst  in  der  1*0*  von  dem  damaligen  Geh. 
<  )berpostrat  Heinrich  Stephan  ver- 
fassten  Denkschrift  betreffend  den  allge- 
meinen Postkongress  angeregt  und.  nach- 
dem die  zur  Kinberufung  des  Kongresses 
im  Jahre  3 87* *  gethanen  Schritte  durch  den 
Krieg  von  1  S7u  71  unterbrochen  worden 
waren,  alsbald  nach  Wiederherstellung  des 
Friedens  mit  vollem  Nachdruck  betrieben 
und  zum  Ziele  geführt. 

Nachdem  die  Schweiz  sich  auf  Ersuchen 
Deutschlands  bereit  erklärt  hatte,  Abge- 
sandte der  verschiedeneu  Länder  bei  sich 
zu  empfangen,  ergingen  an  die  europäischen 
Staaten  und  an  die  Regierung  der  Union 
Einladungen  zu  einem  in  Bern  stattfinden- 
den Postkongresse.  Den  Einladungen  war 
der  Entwurf  zu  einem  allgemeinen  Post- 
vertrage  beigefügt,  dessen  Bestimmungen 


sich  an  die  Vorschläge  der  Denkschrift  von 
l*»iS  anlehnten. 

Auf  dem  im  September  1871  in  Berti 
zusammengetretenen  Kongresse  gelang  es, 
den  Grundzügen  des  deutschen  Vertrags- 
entwurfs: Einheit  des  Verkehrsgebiets,  volle 
Freiheit  und  möglichste  Unentgeltlichkeit 
des  Transits,  Einheit  der  Gebühren  und 

i  Ausgleichung,  nicht  Teilung  der  Gebühren. 

I  teils  volle  Anerkennung,  teils  im  Wege  von 

j  Kompromissen  einen  zunächst  bedingten  Hin- 
gang zu  verschaffen. 

Am  9.  Oktober  1874  konnte  der  All- 

'  gomeine  Post  Vereinsvertrag  mit  dem 
dazu  gehörigen  Ausführungsroglemont  unter- 

|  zeichnet  werden.  Es  war  damit  für  das 
Postwesen  eine  völkerrechtliche  Einigung 
geschaffen,  wie  sie  bis  dahin  und  auch 
seitdem  in  keinem  anderen  Zweige  des 
internationalen  Völkerlebens  erreicht  wor- 
den ist. 

Der  Allgemeine  Postverein,  welchen  die 
öffentliche  Meinung  mit  Recht  alsbald  als 
Weltpostverein  begrüsste,  umfasste  bei  seiner 
.Errichtung  Deutschland,  * »ostorreioh-Ungarn, 
1  Belgien  ,   Dänemark ,  Spanien .  Fiankreich, 
Grossbritannien,  Griechenland,  Italien.Luxem- 
hurg.  Niedorlaud,  Norwegen,  Portugal,  Ru- 
mänien, Russland,  Serbien,  Schwellen,  die 
1  Schweiz,  die  Türkei,  und  von  aubserouro- 
päischeu  Staaten  Aegypten  und  die  Vor- 
|  einigten    Staaten    von    Nordamerika.  In 
;  nischer  Folge  erweiterte  sich  die  Zahl  der 
Mitglieder  über  alle  Weltteile.  Es  traten  l>ei : 
1  1*70:  Britiseh-lndion,  die  französischen  Ko- 
lonieen ; 

1*77:  Brasilien,  Japan,  Persien,  die  däni- 
schen, niederländischen,  portugiesi- 
schen, spanischen  und  einige  britische 
Kolouieeti ; 

1*78:  Argentinien.  Canada: 

1870:  Neufundland,  britische  Kolonieen  in 
Mittelafrika,  Liberia,  Mexico.  Hon- 
duras,  Peru,  Bulgarien,  Salvador; 

1**0:  Bahama- Inseln,  Ecuador.  St..  '  Do- 
mingo, Uruguay.  Venezuela: 

1**1:  Barbados,  Chile,  Columbien.  Guate- 
mala, Haiti,   Paraguay,  St.  Vincent; 

1882  :  Hawai,  Nicaragua ; 

1*83  :  Costarica: 

1**."> :  Bolivien.  Siam: 

1*80:  der  Kongostaat: 

ls*7  s*;  die  deutschen  Kolonial- und  Schutz-, 

gebiete  in  Afrika  und  Australien; 
InnS:  Tunis; 

1801:  die  australischen  Kolonieen,  Fidschi- 
Inseln  und  Britisch-Neuguitma: 

1805:  Capland,  Natal.  Südafrikanische  Re- 
publik: 

1807:  Oranjo- Freistaat; 

1900:  Korea,  Satnoa. 

Das  Vereinsgebiet  umfasste  bei  Schlnss 

der  Kongresse  in 
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187H  Paris  67    „     „     r  750    ,  , 

1  NHf>  Lissabon  83  ..  .  „  848  „  „ 
1H!)1  Wim  06   „     „     „  946    r  „ 

IKiW  Washington  104   „     ,.     „  1071  ,. 

Mit  der  allerdings  namhaften  Ausnahme  | 
von  China,  wo  aus  den  oben  (sub  41)  dar- 1 
gelegten  Gründon  eine  im  «lerne  I,andespost- 
einrichtung  nicht  besteht,  kann  man  den 
l'mfaug  dos  Weltpostvereins  nahezu  als  «l«*rii 
der  ei  visierten  Welt  gleichkommend  Um- 
zeichnen. 

Was  die  1  h  ganisation  des  Vereins  an- 
laugt, so  war  der  Aushau  durch  periodisch 
wiederkehrende  Kongresse,  anfänglieh  alle 
drei  Jaluv.  seit  Paris  alle  fünf  Jahre,  gleich 
im  Entwurf  in  Aussicht  genommen.  Hei 
den  Kongressboratungen  hat  jedes  Land  nur 
eine  Stimme;  doch  sind  liehen  den  Mutter- 
ländern als  zur  Führung  je  einer  Stimme 
berechtigt  «las  britische  Reich  in  Indien, 
•  las  Dominium  Canada.  die 
britischen  Kolonialstaaten 
und  die  gesamten  dänischen,  spanischen, 
französischen,  niederländischen  und  portu- 
giesischen Kolotm-en  (Art.  '-?•")  und  27).  Hei 
Meinungsverschiedenheiten  üImt  die  Aus- 
legung des  Vortrages  oder  über  die  ver- 
tragsmäßige Haftpflicht  ist  die  Hildung  | 
eines  Schiedsgerichts  vorgesehen,  zu  welchem  I 
jede  der  beteiligten  Verwaltungen  ein  bei  [ 
der  Sache  nicht  unmittelbar  beteiligtes  i 
Vereinsmitglied  wählt  (Art.  Als  Urgan  J 
des  Vereins  fungiert  das  Internationale! 
Hureau  des  Weltpostvereins  zu  Hern,  wel- ! 
dies  unter  der  oberen  Leitung  der  schweize- 
rischen Postverwaltung  steht  und  zu  dessen 
rnterhaltung  die  Verein sstaaton  nach  einem 
ihrer  (In' »s.n»'  und  Hcvölkorungszahl  ent-' 
sprechend  vereinbarten  Verhältnis  beitragen. 
Dieser  Centralstelle  liegt  ob,  die  den  inter- 
nationalen Postverkehr  betreffenden  Mit- 
teilungen zu  sammeln,  zusammenzustellen, 
zu  veröffentlichen  und  zu  verteilen;  sie  hat 
sich  in  streitigen  Fragen  auf  Verlangen  der 
Beteiligten  gutachtlich  zu  äussern.  Anträge 
auf  Abänderung  der  Kongressurkunden  oder 
in  betreff  des  Vereinsverkehrs  in  geschäft- 
liche Behandlung  zu  nehmen  und  die  Vor- 
lagen für  die  Kongresse  vorzubereiten  (Artt. 
22  und  .?(>).  In  der  von  dem  Internationalen 
Hureau  seit  ls7.">  herausgegebenen  Monats- 
schrift l  l  nion  Postale,  die  in  dreisprachigem 
Paral  leid  rucke  französisch,  deutsch  und  eng- 
lisch erscheint,  besitzt  der  Verein  auch  ein 
Pressorgan,  welches  neben  der  offiziellen 
Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen 
durch  Mitteilungen  über  die  Post-  und  Ver- 
kehrseinriehtungen  der  verschiedenen  Länder 
die  Annäherung  der  Vereinsmitglieder  mit 
Krfolg  anstrebt. 

-15.  Grundzüge  des  Weltpostverkclira. 
Nach  Art.  1  iles  Woltpostvortrages  bilden 


die  an  ihm  teilnehmenden  Länder  für 
Austausch  von  Postsendungen  zwischen  il 
Postanstalten  ein  einziges  Postueli 
(1111  seul  territoire  jiostal).  Innerlialh  »Ii 
Gebietes  ist  die  Freiheit  des  intern;iti"ti 
Verkehrs  dureh  eine  Reihe  der  wichtiu 
grundsätzlichen  Bestimmungen  siehcrgc-i 

a»  Die  Freiheit  des  Transiis 
im  gesamten   Veivinsgobieto  gewährle 
(Art.  4,  1).    Infolgedessen  können  sich 
verschiedenen    Vereinsverwaltiingen  <1 
Vermittelung  einer  oder  mehrerer  am: 
Verwaltungen   sowohl  m  geschlossene  p 
posten  als  lose  Korrespondenzen  je 
dem  Verkehrsbedürfnisse  und  den  Krf"i 
nisseu  des  l'ostdienstes  gegenseitig  zufert 
Aber  auch   fiU>r  das  Vereinsgebiet  Iii 
ist  dem  Princip  der  Transitfreiheit 
verschafft,  da  diejenigen  NVroinsvorwaltiii 
welche  mit  lindern  ausserhalb  des  V.  i 
gebietes   Verbindungen  unterhalten, 
anderen  Vereinsverwaltiingen  gestatten. 
Verbindungen  zum  Austausch  der  K 
spondcnzeii  mit  den  genannten  lilndei 
bmutzen  (Art.  17.  1). 

b)  Die   P  n  e  11 1  ge  1  t  1  i  c  h  k  e  i  t 
Transits   war    in   dem  deutschen 
tragsoiitwurfo  auf  Grund  der  Krfahrun 
gestiebt  worden,  dass  die  Leistungen,  w 
ein  Staat   in   Beförderung  fremder  h 
spondenz  tlurch  sein  Gebiet  gewährt, 
durchschnittlich  mit  denjenigen  ausgb- 
welehe  er  von  anderen  Staaten  in  I 
führuug   seiner   Korrespondenz   dun  1 
Gebiet  empfängt.    Diese  Erfahrung  ei 
inde>sen  Ausnahmen,  welche  auf  besmi 
geographischen  Verhältnissen  vorseh i> 
Stetten  lieruhen.   In  Euroja  nimmt  na 
lieh   Belgien   durch   seine  Lage  zw: 
gi-osson  verkehrsreichen  Staaten  im  1 
punkte  des  internationalen  Verkehrs 
solche  Ausnahmestellung  ein.    Bei  ai 
Staaten  ist  es  die  ungewöhnliche  A 
nung  ihres  Gebietes,  welche  sie  verh 
in  der  Beförderung    ihrer  Korrosp* 
durch  fremde  I «ander  eine  Ausgleich u 
die  Hefönlerung  fivinder  Korrespondenz 
ihr  I«ind  zu  erhlickeu.   Eiu  Ausgleich 
endlich  nicht  statt  bei  denjenigen  S 
welche  auf  weite  Entfernungen  See- 
dungen unterhalten,  gegenüber  den  S 
die  solche  Verbindungen  nicht  mite 
und  welche  also  für  die  Befördern! 
überseeischen  Korrespondenz  ganz  auf 
Hilfe  angewiesen  sind. 

Es  war  daher  auf  dem  Hemer  K<»i 
die  rnentgeltliehkeit  des  Transits  ni 
erreichen,  und  sie  ist  trotz  wiederholt 
suche  auf  den  s|>äteivn .  namentlii- 
Wiener  Kongresse,  auch  jetzt  noch  1 
vollem  Pmfange  erzielt  worden.  Ma 
sich  ls7  f  mit  einem  Kompromiss  1«' 
müssen,  wonach  für  Land  befördern  ng 
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Transitgebühr  von  2  Frcs.  für  das  Kilo- 
fcramm  Briefe  oder  Postkarten  und  25 
Cts.  für  das  Kilogramm  Drucksachen,  bei 
Durchgangsstrecken  von  mehr  als  750  km 
•las  Doppelte  dieser  Satze  und  bei  Seo- 
Iteförderungen  von  mehr  als  3tJO  Seemeilen 
die  Erstattung  der  Beförderungskosten  bis 
zum  Betrage  von  6,50  Pres,  für  das  Kilo- 
gramm Briefe  und  von  50  Cts.  für  das 
Kilogramm  Drucksachen  gefordert  werden 
durften.  Aus  Anlass  des  Beitrittes  von 
Britiseh-Indien  war  für  dorthiu  gehende 
Seetransporte  sogar  eine  Transitgebühr  von 
25  Pres,  für  das  Kilogramm  Briefe  be- 
willigt worden.  In  Paris  wurde  1878  ein 
erheblicher  Fortschritt  erzielt,  indem  die 
Gebühr  für  I^andtransit  ohne  Unterschied 
der  Entfernung  auf  2  Frcs.  beaw.  25  Cts. 
festgesetzt  und  die  Seegebühr  von  25  Pres, 
auf  15  Pres.,  die  von  01. 2  Frcs  auf  5 
Pres,  ermässigt  wurden  (Art.  4).  Der  in 
Wien  angestrebte  Versuch  einer  weiteren 
Ermässigung  der  Seetransitgebühren  musste 
aufgegeben  werden,  da  die  australischen 
Kolonieen  ihren  Beitritt  zum  Weltpostvereine 
von  der  vorläufigen  Beibehaltung  der  bis- 
herigen Transitsätze  abhängig  machten.  Eine 
weitere  wichtig»?  Vereinfachung  der  Frage 
ist  in  Wien  dadurch  erreicht  worden,  dass 
für  Sendungen  nach  dem  Vereinsauslande, 
die  sich  bisher  nach  den  besonderen  Ver- 
trägen zwischen  dem  fremden  I>ando  und 
dem  die  Beziehungen  mit  ihm  unterhalten- 
den Vereinslande  richteten,  für  die  See- 
beförderung ausserhalb  des  Vereinsgebiotes 
die  Transitgebühr  einheitlich  auf  20  Frcs. 
hezw.  1  Frcs.  festgesetzt  worden  ist  (Art.  17). 

Um  den  ganzen  Umfang  der  Erleichte- 
rungen zu  würdigen,  welche  durch  die  Vor- 
billigung und  Vereinfachung  der  Transit- 
gebühren auch  innerhalb  des  bis  jetzt  er- 
reichten Ergebnisses  geschaffen  worden  sind, 
muss  man  sich  vergegenwärtigen,  wie  hoch 
und  wie  verwickelt  die  Trnnsitgehfihren 
früher  gewesen  sind  (England  bezog  vor  dem 
Beitritte  seines  indischen  Reiches  zum  Welt- 
postverein noch  Seetransitsätze  bis  zu  104 
Frcs.  für  das  Kilogramm)  und  dass  das 
Porto  für  die  überseeische  Korrespondenz 
wesentlich  durch  die  Höhe  der  dafür  zu 
entrichtenden  Transitgebülu*  bedingt  ist.  Ein 
einheitliches  Weltbriefporto  wird  sich  des- 
halb in  vollem  Umfange  erst  bei  allgemeiner 
Anerkennung  der  Unentgeltlichkeit  des  Tran- 
sits erreichen  lassen. 

c)  Einheitsporto.  Was  Howland 
Hills  Ponnyporto  1840,  der  natürlichen 
Entwickelung  weit  vorauseilend,  für  ein  ein- 
zelnes I^and  erreicht  hatte,  die  Festsetzung 
des  Briefportos  ohne  Rücksicht  auf  die  Ent- 
fernung, das  hat  der  Weltpostverein  als  Ziel 
für  die  gesarate  internationale  Korrespondenz 
aufgestellt,  indem  bei  Briefen  der  Einheits- 


Isatz  von  25  Cts.  für  je  15  g.  bei  Post- 
karten 10  Cts.,  Drucksachen,  Geschäfts- 
papieren und  Warenproben  5  Cts.  für  je 
50  g.  bei  Geschäftspapieren  jedoch  mindestens 
25  Cts.  und  bei  Warenproben  mindestens 
5  Cts.  für  die  einzelne  Sendung  als  Nor- 
maltarif aufgestellt  worden  sind  (Art.  5). 

Im  Berner  Vertrage  hatten  im  Hinblick 
auf  die  Neuheit  der  Sache  noch  Abweichungen 
von  diesen  Normalsätzen,  für  Briefe  inner- 
halb 20—32  Cts.  zugestanden  werden 
müssen.  Ausserdem  war  für  Deckung  der 
Transitkoston  bei  Seebeffirderungen  von  mehr 
als  300  Seemeilen  ein  Zuschlag  um  die 
Hälfte  der  Sätze  zugelassen  wordeu.  der  sich 
nach  dem  Beitritte  Indiens  für  die  Ijetreffende 
Korrespondenz  auf  die  Verdoppelung  des 
einfachen  Satzes  erhöhte.  Auf  den  folgenden 
j  Kongressen  ist  der  Einheitsgedanke  zur 
|  schärferen  Durchführung  gelangt,  indem  die 
;  Normalsätze  von  25.  10  und  5  Cts.  jetzt 
j  vertragsmässig  festgestellt  und  daneben  nur 
|  für  Sendungen,  welche  der  Seetransitgebühr 
j  von  15  Francs  bezw.  1  Franc  unterliegen, 
die  Erhebung  eines  Zuschlages  bis  zur  Hoho 
der  Normalsälze  zugelassen  ist.  Hiernach 
|  ist  im  Weltpostverkehr  für  die  Behandlung 
der  Brief nost  (Briefe,  Postkarten,  Druck- 
sachen, W  arenproben  und  Gosehäftspapiero, 
welche  sämtlich  gegen  eine  Einhoitsgebühr 
von  25  Cts.  auch  unter  Einschreibung  ver- 
sendet werden  köuuen,  Art.  6)  eiue  zuvor 
niemals  für  ausführbar  gehaltene  Einheit 
und  Billigkeit  des  Portos  erreicht  worden. 
Vor  Begründung  des  Vereins  hatten  in 
Deutschland  noch  65  verschiedene  Portosätzo 
für  frankierte  und  28  verschiedene  Sätze  für 
unfrankierte  Briefo  nach  den  Vereinsländern 
bestanden,  während  die  Anzahl  der  Porto- 
sätze, welche  in  sämtlichen  Vereinsländern 
für  den  gegenseitigen  Briefaustausch  in  Gel- 
tung waren,  mehr  als  1500  betrug.  Jetzt 
ist  in  Deutschland,  welches  von  der  Befug- 
nis, ein  Zuschlagporto  zu  erheben,  keinen 
Gebrauch  macht,  bei  Sendungen  nach  den 
Vereinsländern  und  ausserhalb  des  Vereins 
das  Weltpostporto  einheitlich  festgesetzt  auf  20 
Pfennig  für  frankierte  Briefe,  4t»  Pfennig 
für  unfrankierte  Briefe  u.  dgl.  Postkarten, 
10  Pfennig  für  einfache  frankierte  Post- 
karten, 20  Pfennig  für  Postkarten  mit  Ant- 
wort, 5  Pfennig  für  Drucksachen,  Geschäfts- 
jwipiore  und  Warenproben,  und  zwar  für  jo 
50  g  mit  der  Massgabe,  dass  für  jede  Waren- 
probe mindestens  10  Pfennig,  für  jede  Sen- 
dung von  Geschäftspapieren  mindestens  20 
Pfennig  erhoben  werden. 

d)  Wegfall  der  Po  r t  o t e i  1  u  n g. 
Statt  der  Portoteilung,  welche  in  früheren 
Post  Verträgen  häufig  den  schwierigsten  Punkt 
bildete  und  die  durch  die  Notwendigkeit  der 
Zählung  oder  häufigen  Ermittelung  sowie 
durch  Abrechnung  zwischen  deu  beteiligten 


Digitized  by  Google 


IG« 


Post 


Ländern  den  Gang  der  Korrespondenz  ver- 
langsamte und  vielerlei  Weitläufigkeiten  ver- 
ursachte, stellt  der  Weltpost  vertrag  den  ein- 
fachen Grundsatz  auf,  dass  jede  Verwaltung 
bei  der  Briefpost  diejenigen  Gebühren  be- 
hält, welche  sie  erhebt  (Art.  12).  Hiernach 
fällt  das  Porto  bei  frankierten  Sendungen 
ausschliesslich  dem  Abgangslande,  bei  un- 
frankierten Sendungen  dem  Bestimmungs- 
lande zu;  eine  Abrechnung  findet  nicht 
statt.  Diesem  Grundsatze,  der  bereits  in 
mehreren  von  der  Norddeutschen  und  der 
Reiehspostverwaltung  abgeschlossenen  A'er- 
trägen  angenommen  worden  war  und  sich 
bewährt,  hatte,  liegt  die  Erfahrung  zu 
Grunde,  dass  auf  jeden  Brief  eine  Antwort 
zu  erfolgen  pflegt  und  dass  deingemäss  im 
Verkehr  zweier  Länder  die  Zahl  der  hin- 
und  herwärts  gewechselten  Brief  Post- 
sendungen ungefähr  dieselbe  sowie  dass  auch 
das  Verhältnis  der  frankierten  und  nicht 
frankierten  Sendungen  gegenseitig  ungefähr 
das  gleiche  ist.  Die  den  einzelnen  Ländern 
zustehenden  Transitgebi'diren  werfen  auf 
Grund  von  Nach  Weisungen  ermittelt,  welche 
alle  3  Jahn;  während  eines  Zeitraumes  von 
28  Tagen  aufgestellt  werfen  (Art.  4,  6). 
Die  Abrechnung  ütier  die  gegenseitige 
Schuld  und  Forderung  wurde  bisher  da- 
durch  bewirkt,  dass  von  den  einzelnen  Ver- 
waltungen monatlich  oder  vierteljährlich 
Rechnung  gelegt  und  die  unter  Anrechnung 
der  Forderung  sich  ergebende  Restschuld 
von  der  t»etrcffenden  Verwaltung  gegenüber 
joder  anderen  durch  Barsendung  oder  Wechsel 
beglichen  wurde.  In  Wien  ist  ein  von  der 
deutschen  Verwaltung  eingebrachter  Ent- 
wurf angenommen  worden,  welcher  diesen 
Einzelausgleich  mit  wesentlicher  Verein- 
fachung der  Abrechnung  und  der  Zahlung 
durch  ein  allgemeines  Clearingverfahren 
unter  Venuittelung  des  Internationalen 
Bureaus  ersetzt  |  Vollzugsordnung  zum  Welt- 
post vortrage  8  XXX VI). 

40.  Zweige  des  Weltpostverkehrs. 
Nach  dem  Berner  Vertrage  hatte  sich  der 
Wechselverkehr  im  Weltpostdienste  auf 
Brief] »ostsendungon  beschränk! :  bezüglich 
anderer  Sendtingen,  namentlich  im  Packet- 
tutd  Geldverkehr,  war  den  einzelnen  Staaten 
die  Regelung  durch  Einzelverträge  über- 
lassen geblieben.  Die  breiten  und  festen 
Grundlagen  des  Berner  Vertrages  luden  in- 
dessen von  selbst  dazu  ein,  sein  Wirkungs- 
gebiet nicht  bloss  geographisch,  sondern 
auch  durch  Ausdehnung  auf  andere  Zweige 
des  Postvorkehrs  zu  erweitern.  Bereits  auf 
dem  Pariser  Kongresse  gelangten  Nebenab- 
kommen  zur  Unterzeichnung  durch  eine 
grössere  Anzahl  von  Vereinsstaaten,  durch 
welche  der  Austausch  von  Wertsendungen 
und  von  Postanweisungen  auf  ähnlichen 
Grundlagen  wie  im  Haupt  vertrage  zugelassen 


wurden.  Ein  weiteres  Nebeuabkommen  vom 
3.  November  1880  hat  demnächst  einen  Welt- 
packetdienst  eingeführt;  die  internationale 
Einziehung  von  Geldbeträgen  ist  auf  dem 
Kongresse  von  Lissabon,  der  internationale 
Zeitungsvertrieb  auf  dem  zu  Wien,  ebenfalls 
durch  Nebenabkommen,  in  den  Bereich  des 
Weltpostverkehrs  einbezogen  worden.  Für 
die  Briofpost  sowohl  als  für  den  Geld-  und 
Packetverkehr  hat  fast  jedei  neue  Kongress 
neue  Erleichterungen  hinzugefügt,  die  im 
Nachstehenden  kurz  zusammengefasst  werfen 
sollen. 

a)  Brief  verkehr.  Die  Briefgewichts- 
stufe ist  im  Welt post verkehr  allgemein  auf 
15  g  ohne  Festsetzung  eines  .Meistgewichts, 
das  in  Deutschland  und  im  deutschen 
Wechselverkehr  mit  Oesterreich  -  Ungarn 
250  g  beträgt,  normiert  worden.  Hierfurch 
sind  die  mannigfaltigeu  Gewichtsabstufungen 
beseitigt  worden,  welche  sonst  namentlich 
bei  Ucberseel »riefen  zur  Vermeidung  schwerer 
Portozuschläge  genau  eingehalten  werden 
mussteu.  Für  Wollpostkarten  wirf  allgemein 
die  Hälfte  des  Briefportos  erhoben.  Waren- 
pioben,  die  sich  anfänglich  in  den  Grenzen 
von  20  cm  in  der  Länge,  10  cm  in  der 
Breite  und  5  cm  in  der  Höhe  halten  mussteu, 
sind  jetzt  in  den  Massen  bis  30,  20  und 
10  cm,  in  Rollenform  bis  30  cm  Länge  und 
15  cm  Durchmesser  zugelassen.  Ebenso  ist 
bei  Gosehäftspapieren  und  Drucksachen,  für 
welche  das  Meistgewicht  2  kg  beträgt,  die 
Rollenform  bis  75  cm  l<änge  und  10  cm 
Durchmesser  zugelassen  worden.  Für  die 
Nachsendung     von     Brief  postgegenstäuden 

I  wird  innerhalb  des  Vereinsgebietes  ein  be- 
sondi  n  -  l'orto  nicht  -  rhoben  (Art.  I  l).  Die 

'  Eilbestellung  von  Briefpostsendungen  jeder 
Art  ist  durch  den  Lissabouer  Kongress  in 
den  Welt] »ostdienst  gegen  die  Einheitsgebühr 
von  30  Cts.  eingeführt  worden  (Art.  13). 
Eine  völkerrechtlich  interessante  Er- 
leichterung des  Schiff [k »st Verkehrs  ist  auf 
dem  Kongresse  zu  Wien  zur  allgemeinen 
Annahme  gelangt,  indem  gestattet  worden 
ist,  dass  zwischen  den  Postanstalten  eines 
Vertragslandes  und  den  Befehlshabern  der 
in  fremden  Gewässern  weilenden  Kriegs- 
schiffe desselben  Landes  mittelst  der  Land- 
und  See]»ostverbindungeii  anderer  Linder  ge- 
schlossene Briefposten  mit  Korrespondenzen 
an  die  Schiffsmannschaft  oder  von  derselben 
ausgetauscht  werden  dürfen,  und  zwar  nach 
Massgabe  der  Tarife  und  Versend ungsbe- 
dingungen.  welche  von  der  Verwaltung  des 

j  Lindes,  welchem  die  Schiffe  angehören, 
festgesetzt  werfen  (Art.  15).    Die  Schiffs- 

,  briefe  der  Offiziere  und  Mannschaften 
deutscher  Kriegsschiffe  können  hiernach, 
gleichviel  wo  die  Schiffe  sich  zur  Zeit  auf- 
halten, unter  Anwendung  deutscher  Post- 
wertzeichen in  die  Heimat  gesendet  werfen. 
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Auch  für  nicht  der  Kriegsmarine  angehörige 
Soereisende  ist  nachgelassen,  dass  die  auf 
offenem  Meere  mittelst  Scldffhriefkastens 
oder  au  die  Sclüffsführer  aufgelieferten 
Korrespondenzen  nach  dem  Tarif  und  mit 
Postwertzeichen  des  Landes  frankiert  werden, 
welchem  das  Schiff  angehört  oder  dessen 
Flagge  es  führt  (Art.  11).  Durch  das  auf 
dem  Kongress  in  Wien  beschlossene  Zusatz- 
abkommen zum  W'eltj »ostvertrag  ist  der  Be- 
zug von  Zeitungen  durch  Ver- 
mitteln ng  der  Post,  der  bis  dahin  sehr 
verschieden  geregelt  war,  unter  einheitlichen 
und  zweckmässigen  Normen  in  den  inter- 
nationalen Postdienst  eingereiht  worden,  so 
dass  in  den  beteiligten  Ländern  bei  der  Post 
auf  die  in  allen  anderen  Vertragsländorn  er- 
scheinenden Zeitungen  und  Zeitschriften 
abonniert  werden  kann.  Die  Vertrag- 
schliessenden  haben  sich  die  in  ihren  lündorn 
erscheinenden  Zeitungen  zu  gleichen  Preisen 
wie  den  inländischen  Beziehern,  zuzüglich 
nur  tler  etwaigen  Transitgebuhr,  zu  liefern : 
den  Abnehmern  wird  im  Bcstimmungslaude 
keine  höhere  Gebühr  berechnet,  als  für  den 
Zeitungsbezug  im  fnlande  erholxm  wird.  — 
Ausgeführt  wird  dies  Abkommen  z.  Z.  von 
Deutschland  einschliesslich  der  deutschen 
Schutzgebiete,  Belgien,  Bulgarien,  Chile, 
Dänemark,  Aegypten.  Italien,  Luxemburg, 
Niederland,  Norw<»gen,  Oesterreich-Ungarn, 
Rumänien,  Schweden,  Schweiz,  Serbien  und 
Uruguay. 

b)  Geld  verkehr  wird  im  Weltpost- 
dienst  iu  vierfacher  Weise  vermittelt,  durch 
Versendung  von  Wertbriefen,  sodann  durch 
Auszahlung  ■  auf  Postanweisungen,  ferner 
durch  Auszahlung  auf  fdentitätsbücher, 
endlich  durch  Einziehung  von  Geld  mittelst 
Postauftrags. 

Nach  dem  in  Paris  1878  altgeschlossenen, 
auf  den  Kongressen  von  Lissabon  und  Wien 
erweiterten  A  b  k  o  m  nien  betreff  e  n  d 
den  Austausch  von  Briefen  und 
Kästchen  mit  Wertangabe  können 
zwischen  den  diesem  Abkommen  beige- 
tretenen Vereinsländern  Briefe  mit  Wert- 
papieren und  Kästchen  (boites)  mit  Schmuck- 
sachen und  kostbaren  Gegenständen  unter 
Wertangabe  und  Versicherung  des  ange- 
gebenen Wertes  versendet  werden.  Für  die 
Wertangabe  kann  von  den  beteiligten  Staaten 
ein  Meistbetrag  festgesetzt  werden,  der  meist 
auf  10  000  Francs  normiert  ist.  Kästchen 
sind  bis  zum  Gewichte  von  1  kg  zugelassen. 
Die  Taxe  beträgt  für  Wertbriefe  das  Porto 
wie  für  Einschreibebriefe  von  gleichem  Ge- 
wicht, für  Kästchen  werden  50  Cts.  für 
jedes  an  der  lAtidbeförderung  und  1  Franc 
für  jedes  ander  Seebeförderung  teilnehmende 
Laud  erhoben.  Die  Versicherungsgebühr 
beträgt  für  je  300  Francs  des  angegebenen 
Werte«     10    Cts.    im    Verkehr  zwischen 


angrenzenden  und  25  Cts.  im  Verkehr 
zwischen  anderen  Ländern,  daneben  bei  See- 
befördemug  zur  Deckung  der  Seegefahr  noch 
eine  besoudere  Gebühr  von  10  Cts.  für 
je  300  Francs.  In  Fällen  des  Verlustes, 
der  Beraubung  oder  Beschädigung  der 
Sendung  wird  dem  Absender  durch  die  Ver- 
waltung des  Aufgabelandes  Ersatz  des  wirk- 
lichen Schadens  bis  auf  Höhe  der  Wertan- 
gabe geleistet.  Gegenwärtig  sind  am  Wert- 
senduugsdienst  beteiligt :  Deutschland,  Argen- 
tiniern Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Bul- 
garien, Clüle,  Dänemark  und  die  dänischen 
Kolonien,  Aegypten,  Frankreich,  die  fran- 
zösischen Kolonieen,  Italien,  Luxemburg, 
Niederlande,  Norwegen,  Portugal  und  seine 
Kolonieen.  Humanien,  Kussland,  Serbien, 
Schweden,  Spanien,  die  Schweiz  und 
Tunis. 

Postanweisungen  sind  nach  dem 
gleichfalls  zu  Paris  1878  geschlossenen  Ueber- 
einkoinmen  im  Austausch  zwischen  den  da- 
bei beteiligten  Uindern  filier  Geldaus- 
zahlungen bis  zum  Meistbctrage  von  500 
Francs  für  die  einzelne  Anweisung,  der 
durch  den  Kongress  in  Washington  auf  1000 
Francs  erhöht  worden  ist,  und  zwar  gegen 
eine  Gebühr  von  25  Cts.  für  je  25  Francs 
!  und  mit  einem  (inzwischen  aufgehobenen) 
!  Mindestsatze  von  25  Cts.  zugelassen 
!  worden.  Sie  können  seit  dem  Lissaboner 
j  Kongresse  auch  telegraphisch  übermittelt 
!  weiden.  Für  die  richtige.  Auszahlung  der 
eingezahlten  Betrage  an  die  Empfangsbe- 
rechtigten wird  Gewähr  geleistet.  Am  Post- 
an  weisuugsdieust  sind  gegenwärtig  27  Staaten 
beteiligt  und  zwar  die  beim  Wertbriefab- 
konimen  beteiligten  und  Überdies  Griechen- 
land, Japan.  Siam  und  Uruguay  und  die 
N ioderlü n d ischeu  Kolon ieen . 

Die  Einführung  der  Identitäts- 
bücher in  den  Weltpostverkelir,  welche 
auf  dem  Lissaltoner  Kongresse  angeregt  und 
in  Wien  erweitert  worden  ist,  ist  zwischen 
den  Iteteiligton  Ulndern  eine  einheitlich  ge- 
regelte Legitimation  zur  Erleichterung  der 
Empfangnahme  von  Wertsendungen,  Post- 
auszahlungen  etc.  hergestellt  worden. 
Deutschland  ist  dem  betreffenden  Nebenab- 
kommen nicht  beigetreten. 

Die  Einziehung  von  Geldbeti-ägeu  mittelst 
Postauf  träges  (reeouvrement)  ist  durch 
ein  in  Lissabon  geschlossenes  Neltenab- 
kommen  in  den  internationalen  Pastdienst 
unter  Festsetzung  des  Meistbetrages  auf 
1U00  Francs  für  die  Einzclsendung  einge- 
führt worden.  Der  Wiener  Kongress  hat 
die  Zahl  der  einziehbaren  Gegenstände  er- 
weitert, das  Verfahren  durch  Abkürzung  der 
Lagerfrist  beschleunigt  und  die  kostenfreie 
Nachsendung  der  Aufträge  innerhalb  des 
Bestimmungslandes  gestattet.  An  diesem 
Dienst    sind    jelzt    18    Staaten    beteiligt : 
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Verkehrszweige 
fahren  haben, 


des  Weltt>ostvereii>> 
>t  das  Ziel,  welches 


seiner  Gründung  aufgestellt  wurde,  in  ein 
damals  kaum  für  möglich  gehaltenen  Ma 
verwirklieht  worden :  im  Völkeraustan 
nahezu  der  gesamten  civilisierten  Welt  v 
zieht    sieh    der    Postdienst    des  Bri 


Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien, 
Chile,  Aegypten,  Frankreich.  Luxemburg, 
Norwegen,  Niederlande,  Niederländisch- 
indien, Portugal  und  seine  Kolonieeri, 
Rumänien,  die  Schweiz  und  Tunis. 

«■)  Der  Pa  c  k  e  t  v  e  r  k  e  h  r  unterlag  im  inter- 
nationalen Austausch,  insbesondere  auf  weite 
Entfernungen,  den  erheblichsten  Beschrän-  Zeitung»- .  Geld-  und  Packet  Verkehrs  n 
kungen  und  Erschwernissen,  weil  mehrere  gemeinsamen,  gleichmassigen  Körnten  i 
der  bedeutendsten  Postverwaltungen  sich  gegen  einheitliche,  billige  Gebühren, 
mit  der  Beförderung  von  Packereien  gar  Die  Wirkungen  der  durchgreifenden  \ 
nicht  befassten  und  das  Dazwischentreten  bessemngen,  Erleichterungen  und  lief 
von  Privatunternehmern  namentlich  für  den  ungen,  welche  dem  Weltverkehr  durch  d 
Seetransport  zu  sehr  grossen  Abweichungen  |  umgestaltende  Reform  des  interuationi 
in  der  llandliabung  des  Dienstes  und  meist ',  Postdienstes  zu  teil  geworden  sind, 
ausserordentlich  hohen  Tarifsätzen  führte. 
Durch  die  in  Paris  abgeschlossene  I'eber- 
einkunft  wurde  in  den  beteiligten  Staaten 
der  Austausch  von  Packetcn  von  )>esehranktom 
Umfang  (bis  2(1  edm)  und  im  Gewicht  bis 
zu  3  kg  (colis  nostaux)  unter  einheitlicher 


Regelung  des  Dienstes  zugelassen.  Der  un- 
gemein lebhafte  Anklang,  den  diese  wesent- 
liche    Verbesserung    des  internationalen 


sieh  zunächst  in  dem  ausserordentlichen  . 
schwunge  erkennen,  welche  der  Wcltj 
verkehr  seit  1S75  genommen  hat  und 
sich  in  der  kolossalen  Vermehrung  >"\ 
des  Postverkehrs  der  einzelnen  Linder 
der  Zahl  der  internationalen  Sendiii 
kundgiebt. 

Im  Jahre  1873  wurde  der  Gesamt  v 
|x>stverkehr,  d.  h.  die  Gesamtzahl  der  1 


Güteraustausches  hervorrief,  hatte  in  rascher <  Sendungen  aller  Länder  der  Erde  auf 


Folge  weitere  Erleichterungen  zur  Folge; 
in  Lissabon  ist  die  Gewichtsgrenze  für  Post- 
packete  im  Weltpostdienst  auf  ö  kg  erweitert, 
in  Wien  die  lästige  Haumbesehränkung  auf 
2t)  cdin  durch  die  Bestimmung  gemildert 
worden,  dass  l»ei  Ijandbeförderung  Packete 
nur  ausgeschlossen  werden  dürfen,  wenn  sie 
nach  irgend  einer  Richtung  das  Mass  von 


Milliouen  geschätzt.  Die  nachstehende  1  ">: 
sieht  ergiebt  für  1898  einen  Gesamt  po*' 
kehr  von  29.>16,ti  Millionen;  die  G<s 
summe  konnte  für  alle  liinder  der 
1S98  mit  einiger  Sicherheit  auf  ül*  i 
Milliarden  Stück  veranschlagt  werden, 
der  Errichtung  des  Weltpostverkehrs  hat 
demnach  die  Zahl  der  Postsendungen 


00  cm  überschreiten.  Ferner  ist  für  die  Eilbe-  der  Erde  fast  verzehnfacht.    Die  Summ« 


geschäftlichen  und  ]>ersönliehen  Bozielni 
aller  Art,  die  hieb  in  dieser  enormen  St 
rung  ausdriieken,  und  das  Mass  von 
näherung,  welche  dadurch  zwischen 
Völkern  des  Erdballs  erreicht  wonb  i 
lässt  sich  ziffennässig  nicht  ausspredi 
Abgescheu  von  diesem  Wachsttin 


Stellung  von  Packetcn  schon  einheitliche  Ge- 
bühr sowie  die  Postnaehnahme  Ins  zu 
ÖOU  Fres.  auf  Packetsendungeu  zugelassen 
worden.  Die  Zahl  der  am  internationalen 
Packetdienst  teilnehmenden  Ländern,  welche 
1880  auf  17,  188;")  auf  28  sich  bclief,  ist 
1898  auf  39  gestiegen :  Deutschland,  Argen- 
tinien, Oesterreich -Ungarn,  Belgien,  Brasilien,  Gesamt  Verkehrs  ist  es  als  ein  wichtigt 
Bulgarien,  Chile,  Columbien,  Dänemark  und 1  gebnis  des  Weltpostvereins  zu  betra« 
Kolonieen,  San  Domingo,  Aegypten,  Frank- '  dass  Posteinrichtungen,  welche  sich  ii 
reich  und  Kolonieen,  Griechenland,  Gimte-  \  zelnen  lündern  bewährt  haben,  leicht 
mala,  Bntisch-lndien.  Italien,  LilM.-ria,  Luxein- ;  früher  in  anderen  Ländern  Eingang  t 
bürg,  Montenegro,  Niederland  mtd  Kolonieen,  j  den  haben.  Der  Postpackctdicnst,  der 
Norwegen,  Paraguay,  Portugal  und  Kolonieen,  meistens  nur  in  Staaten  mit  Fahr]« 
Russland,  Salvador, 


Rumänien,  Russland,  Salvador,  Serbien, 
Schweden,  die  Schweiz,  Siam,  Spanien. 
Tunis,  die  Türkei.  Uruguay,  Venezuela.  Ks 
ist  zu  bedauern,  dass  Kngland  mit  der  Mehr- 
zahl seiner  Kolonieen  uud  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  noch  ausserhalb  des 
Weltpostpäckerei -Verkehrs  gehliolieu  sind. 
Doch  sind  von  Deutschland  mit  Eng- 
land und  den  britischen  Kolonieen  und  neuer- 
dings mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  Sonderabkommen  wegen  eines  dem 
Vereinsdienst  entsprechenden  Päckereiver- 
kehrs  geschlossen  worden. 

47.  Leistungen.  Durch  die  Ausdehnung. 


welche  der  geographische  Umfang  und  die       Bei  der  Vorlegung  des  Bern  er  Ve 


richtung  einen  Zweig  des  Postdienst- 
bildet  hatte,  ist  durch  die  auf  den 
kongressen  gegebene  Anregung  in  1 
reich,  in  Italien,  in  England  und  in 
anderen  lindern  eingeführt  worden  ;  er 
jetzt  auch  dort  einen  vom  Publikum  h 
schätzten  Teil  des  Staatspostdienstes 
gleiche  lässt  sich  iu  der  Befördern! 
Wertbriefen  und  Wert  packetcn  naeh\ 
Ebenso  verspricht  der  Bezug  der  Zei 
im  Wege  des  Postabonnements  seit 
Einführung  in  den  Weltpost  verkehr  sie 
im  Landespostdienste  in  viel  weiterei 
fange  als  früher  einzubürgern. 
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im  deutschen  Reichstage  hatte  der  Leiter 
der  Rciehspostvorwaltung  diesen  Vertrag 
»  ine  organische  Zelle  genannt,  aus  der  sich 
hoffentlich  im  Leben  der  Völker  weitere 
.deichartige  Gebilde  lebenskraftig  gestalten 
würden.  Für  den  Bereich  der  Post  und  im 
Anschlüsse  daran  auch  für  die  Telegraphie 
is>t  die  Hoffnung  vollauf  erfüllt  worden,  wie 
l*>i  der  von  der  Schweiz  im  Juli  ÜHK)  ver- 
anstalteten Feier  des  2f>  jährigen  Bestehens 
des  Weltpostvereins  allseitig  zum  Ausdruck 
gelangt  ist.  Aber  auch  darül>er  hinaus  hat 
die  mächtige  civilisatorische  Anregung,  wel- 
che dem  friedlichen  Völkerverkehr  durch 
das  Berner  Vertragswerk  gegeben  worden 
ist,  in  weitem  Umfange  sich  als  fruchtbar 
und  segensreich  erwiesen.  Die  Eisenbahnen 
sind  für  wichtige,  ihrer  Natur  nach  inter- 
nationaler Regelung  bedürfende  Fragen  des 
Frachtverkehrs  zu  einer  völkerrechtlichen 
Einigung  gelangt,  die  sich  in  vielen  Punkten, 
wie  Errichtung  eines  internationalen  Eisen- 
Uhnbureaus  in  Bern,  dem  Vorgange  des 
Weltpostvereins  angeschlossen  hat.  Der 
internationale  Schutz,  welcher  dem  litte- ! 
rarisehon  und  künstlerischen  Urheberrechte ! 
sowie  den  Industriemustern  durch  Völker- ! 
recht  liehe  Vereinbarungen  beigelegt  worden 
ist,  wird  gleichfalls  durch  gemeinsame  Con- 
tralorganc,  die  ihren  Sitz  ebenfalls  in  Bern 
liaben,  vermittelt.  G.  M  o  y  n  i  e  r ,  der  ausser 
den  fünf  in  Bern  residierenden  internationalen 
Bureatis  noch  als  ähnliche  Schöpfungen  das 
internationale  Bureau  für  Masse  und  Ge- 
wichte in  Paris,  das  Centraibureau  der  inter- 
nationalen Vereinigung  für  Erdniossung  in 
Berlin,  das  internationale  Bureau  für  die 
Veröffentlichung  von  Zolltarifen  in  Brüssel 
und  das  ebendaselbst  in  der  Bildung  be- 

Siffene  internationale  Bureau  für  die  Unter- 
ückung  des  afrikanischen  Sklavenhandels 
aufzählt,  giebt  am  Schlüsse  seines  Buches 
eine  Uebersieht.  in  welcher  Weise  sämtliche 
Länder  der  Erde  sich  an  diesen  Unionen  be- 
teiligen, aus  der  hervorgeht,  dass  dies  beim 
Weltpostvereine  weitaus  am  vollständigsten 
der  Fall  ist. 

VIII.  Statistische  Uebersicht  über  die 
Organisation,  die  Leistungen  und  die 
Finanzergebnisse  der  Post. 

Die  nachfolgende  Zusammenstellung  (S. 
170  71)  über  die  Organisation,  die  Leis- 
tungen und  die  Finanzergebnisse  der  Post 
beruht  im  wesentlichen  auf  den  Angaben, 
welche  die  von  dem  Bureau  international  in 
Bern  jährlich  veröffentlichte  Statistitpio  Ge- 
nerale du  Service  nostal  enthält.  Soweit 
erforderlich,  sind  als  ergänzendes  Material 
die  Jahresberichte  der  einzelnen  Post- 
verwaltungen benutzt  worden.  Wo  den 
Zahlen  ein  anderes  Jahr  als  das  Jahr  1S08 
zu  Grunde  gelegt  werden  musste,  ist  dies 


neben  dem  Namen  des  lindes  ersichtlich 
gemacht. 

Die.se  Tabelle  beschrankt  sich  darauf, 
die  Organisation  des  Postwesens  durch 
Mitteilung  der  Zahl  der  Postanstalte.:  so- 
wie durch  Angabe  ihrer  Verteilung  auf  die 
Gebietsoberfläche  und  die  Einwohnerzahl 
zu  veranschaulichen.  Die  Leistungen  der 
Post  werden  durch  die  Gesamtzahl  der  be- 
förderten Postsendungen  aller  Art  und  ihre 
Verteilung  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
ersichtlich  gemacht.  Hinsichtlich  der  Finanz- 
ergebnisse endlich  sind  die  Einnahme,  die 
Ausgabe  sowie  der  Ueberschuss  oder  Zu- 
schuss  angegeben.  Bei  denjenigen  Ijändern, 
in  denen  sich  die  Zahlen  über  das  Finanz- 
ergebnis auf  Post  und  Telegraphie  zugleich 
beziehen,  ist  dies  durch  einen  Stern  bei  der 
Ziffer  des  Ueberschusses  oder  Zuschusses 
zu  erkennen  gegeben. 

Auf  Vollständigkeit  kann  die  Tabelle 
leider  keinen  Anspruch  erheben,  da  bei 
mehreren  Staaten,  namentlich  bei  ver- 
schiedeneu europäischen  Kolonialbesitzungen, 
Zahlen  nicht  zu  erlangen  waren.  Ferner 
können  über  die  chinesische  Post  Zahlen 
nicht  mitgeteilt  werden,  weil  die  chinesische 
Staatspost  lediglich  Regierungszwecken 
dieid  und  über  die  Privatbefördorungsan- 
stalten,  welche  den  sicherlich  sehr  beträcht- 
lichen Briefverkehr  der  360  Millionen  Ein- 
wohner von  China  bewirken,  keinerlei 
statistische  Angaben  vorliegen.  Bei  dem 
regen  Handelsverkehr  und  der  Reiselust  der 
Chinesen,  der  Verbreitung  der  Schreibkunst 
im  Lande  und  der  alten  Kultur  wird  mau 
die  Gesamtzahl  der  chinesischen  Postgegen- 
stände mit  einer  Milliarde  schwerlich  zu 
hoch  veranschlagen.  Die  Gesamtsumme  der 
jährlich  ^förderten  Gegenstände  wird  sich 
demgemäss  im  Jahre  1898  statt  der  unten 
nachgewiesenen  29,6  Milliarden  wahrschein- 
lich zwischen  30  und  32  Milliarden  bewegt 
haben,  was  auf  den  Tag  eine  Stückzahl  von 
82—86  Millionen  ergiebt. 

Litt  erat  nr:  Allgemein?»:  W.  <•'.  Matthias, 

l'ebrr  I\>*trn  und  I\>ttregale,  1831,  „'  Bde.  — 
II.  Stephan,  Gttrhichte  der  preu**i*chen  I'<>*t, 
18.VJ,  leider  vergriffen,  Jür  die  preußische  l\,»t 
und  ebenso  für  die  tieschichte  und  Keuntnis  de« 
I\,sUresrns  überhaupt  eine  ülteraus  reichhaltige. 
Fundgrube  quelle  nma'ssigen  Material*.  —  Emil 
Sax,  Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staat*- 
Wirtschaft,  Jld.  I,  IS?,*.  —  Iternelbe,  in  Schön- 
lerg  1,  S.  Sfli ff.  --  Roscher,  Sylt.  III,  Kap. 
1(>—1S.  ••-  P.  J*.  h'iMCher,  I'ost  und  Tele- 
graphie im  Weltverkehr,  1879.  —  Fr.  Frhr. 
von  n'eichm-O'lon,  Das  finanzielle  und  soziale 
Wesen  der  modernen  Verkehrsmittel,  1894.  — 
Veredarlu»  (Pseudonym),  Das  Buch  von  der 
Weltpost,  188.r>.  —  R.  von  der  Rorght,  Das 
I  'erkehrsuesen,  1894.  —  A  n  Ze  i  tschr  ift  e  ii  : 
Da*  in  Form  von  Beiheften  mm  Amtsblatt  der 
Rtithspost-  und  Tclegraphrmerualtung  seil  187.t 
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Länder 


Postanstalten 


Postsendungen 


Finanzergebn.  i.  Mill.  M. 


Zahl 


einePostanstalt 
einfällt  auf 

<lkm    ;  Einw. 


Ge- 
samt- 
zahl in 
Mill.  St. 


auf 
1 

Einw. 


Hin- 
nahme 


Aus- 
gabe 


l'rlicr- 
Sehlis*  -•  I 
0>ltT  /.U- 
Kl'llUfU  —  I 


1.  Europa. 

Deutschland  

Belgien  

Bulgarien  

Dänemark  i'mit  den  Faröern) 

(1SÜ7I .  .   

Frankreich  iniit  Algerien)  . 

Griechenland  

Grossbritannien  und  Irlami  . 

Italien  il8!»7)  

Luxemburg  

Montenegro  (1888}  .    .    .  . 

Niederlande  

Norwegeu   

Oesterreich  (18**7)   .    .    .  . 

I'ngarn  

Bosnien  u.  Herzegowina  .  . 
Portugal  m.  Azoren  u.Madeira 

Rumänien  

Rnssland  (einschliesslich  des 

asiatischen)  il8i>7)    .    .  . 

Schweden  

Schweiz  

Serbien  (1H91)  

Spanien  (18117)  

TnrkeUeinschl.  d.  asiat.)(1805i 


35  407 ; 

15.3 

•  477 

4603 

973 

3°,  3 

0  IS?*, 

504 

«  978 

49.5 

i  594 

33 

845 

40.9 

2  58O 

I"2,9 

9  664 

1 17,1 

4  444 

2  573 

362 

'7.s,7 

18 

21  197 

M-9 

I  883 

3  401 

7  662 

37-4 

4084 

608 

76 

34,2 

2863 

»4 

8 

1  184 

OOO 

°r'3 

■  3°3 

2?,4 

3  S95 

306 

2  100 

M7,2 

990 

IOI 

5  658 

53 

4223 

1  096 

4  352 

74,1 

4013 

441.8 

81 

623 

1 9  öcg 

12 

2  393 

38.5 

2  1 10 

62 

3  062 

52,3 

1  706 

75 

9  396 

2  387.9 

13  753 

68? 

2485 

176.6 

2037 

224 

3  472 

'1.9 

840 

38. 

100 

485,9 

21  I70 

18 

2929 

172.2 

5  988 

25 1.9 

I  018 

2  838.2 

23  5<>7 

20 

Zusammen 


2.  Asien. 

i'hina  

Britisch-Iudien  

•lapun  

Persien  

Siam  

Britische  Besitzungen  (ans- 
schlicssl  Britisch-Indiens) 
Französische  Besitzuniren  . 
NiedcrlHndiscb-lmlien  il8'J7; 
Portugiesische  Besitzungen  . 
vorm.  Spanische  Besitzungen 

Zusammen 

3.  Afrika. 

Cuplaud  . 185)7,  

Aegypten  

Kongostaat  

Liberia  

Marokko  

Ornnie-Freistaat  

Siidafr.  Republik  Transvaal) 
Tunis  ........ 

Brit.  Besitz  iausschl.Oapland) 
Deutsche  Schutzgebiete  .  . 
Franz  Kol.  (ausser  Algerien) 
Italienisch«-  Kolonieen  .  . 
Portugiesische  Kulouieen 
Spanische  Kolonieen    .    .  . 

Zusammen 


1 166S3 


1 1  827 
3  753 
97 
.65 

208 

199 
l  442 
21 


8l,2 
69,8 

8,9 
69.7 

5.8' 
85 
« 7,9 

4S,2 
o.7 
55 
42.2 
40,6 
21.3 
4 

1 1.2 
n.7 

4? 

112,4 
6,6 
12.9 
0.6 


395 
iS 

2,3 

8,> 
200 

3,2 

250 

53 
1,2 
0,01 

1 ; 

4,9 
76 

34 

0.9 
5,7 
7,2 

136 
n.8 
24,9 

0.6 
I9,S 

45 


35o 
10 

2,5 


+  44,9* 
+  7,9 
—  0.2* 


4-  6* 


7.4  -f  oj 
«47      +  52.5* 
2      >+  1,2¥ 

»75  1+75* 

47  I 
■,2 

o,oi! 
12 

»9 
25 

0.9 

4,6 

6,4  j+0,75* 


i  + 

+ 

-h  «.7* 
+  8.7 


3 

o,3 


105,6 
10,8 
24,1 
0.9 
9.» 


+  3o.4* 

4-  ' 

■f-  0,8 

-  o,3 
-(-  10,7 


»■4  !+  3,' 


15  589,83 


1 


y 

24  3°6 
3  647 


341.9 
37.2 

17  577  92762 
3924,2  36364 


3440  114364 
1  I5«.3  23319 

586.;  13831 


441 

567,4 
i,5 
o.9 

309 
12,7 
17,8 


1,6 

'3,8 

0,16 


0.6 
0.54 


24,5 
26.4 

0,1 


0,6 
2,2 


22,1 
23,9 


+ 

+ 


2,4 
2.5* 


0.24-  0,14 


3.6 

3,3    I  — 


3 


18217 


^53 
Sil 
20 


755-3 
731,' 
13  5  000 


i"    1  js  . 

j  Angaben  fehlen. 


2  099 
12  708 
20U0000 


4i 

290 

47 

■j 

?  7 
■j 


2  162 


445  9 


? 

3  793 


1  081,9 


31,8 

23 
0,24 


16,7 
U,8 

1.2 
2.2 
0.05 

o.3 


24.7 

2,3 

o.oo<> 


8.7 


6.5 

2,5 

0.14 


6,5  i  - 


99.29 


0,9 


+  o,l* 
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Länder 

Postanstalten 

Postsendungen  Finauzergebn.  i. 

Mill.  M. 

Zahl 

einePost 
entfüll 

<|km 

anstalt 
t  auf 

Einw. 

Ge- 
samt- 
zahl in 
Mill  St. 

auf 
1 

Einw. 

Ein- 
nahme 

Aus- 
gabe 

VcUvr- 
imIhiks-t-i 
«der  Zu- 

4.  Amerika. 

1 

i 

len 


Boll  via  

Brasilien  

Cnnada   

Chile  

Columbien  i'1893'i    .  . 

Costa  Kica  

Ecuador  11893)    .    .  . 

Guatemala  

Haiti  (189Ö)  .... 
Honduras  (Kepnblik)  . 

Mexiio  

Xit-aragna  1 1896)  .  . 
Paraguay  (18U7V.    .  . 

Peru".  *  

Salvador  

San  Domingo  (lcS»7i  . 

Uruguay  

Venezuela   

Vereinigte  Staaten  .  . 
Kri t K olonieenf äussert  anad ai 
Däuische  Antillen    .  . 
Französische  Kolonieen 
Niederländische  Kolonieei 
vormals  Spanische  Koluniccn 


328 
2  826 
9  282 
627 
1S0 

77 
81 

233 
3« 
24 

543 

119 
95 

343 

2  «n2 

23 
638 

214 
73  570 
227 

88 
1 1 
428 


2  085,7  , 
4  067,6 

2  990 

963 
1  201.3 


2  923 

6  919 
5  214 
521 
?  762 


773.6  1  3286I 


3  792.8 
5  4°° 

925 

4  992,5 
3646.5 

1  57« 

2  664 

5  102 


6112 

293 

140.8 

717-S 
11  830 


Zusammen 


o.  Australien. 

Nen-Seeland  .... 
Niu-Südwules  .... 

^ueeuslaud  

Sud- Australien    .    .  . 

Tasmanien  

Victoria  

West- Australien  .  .  . 
Deutsches  Schutzgebiet 
Französische  Kolonieen 


91  633 


1561  1 72,9 

2  09S  383,2 
1  166 

693  3  378,9 


17  284 

6  619 
30  967 
17  708 
23  156 

2  941 
5284 
8744 

21  900 
1  375 

856 

6  557 
10534 


216 

1-5 
43-' 
204 

56,2 
2.1;  1 

2i5  I 
8.2  | 

?'6  I 

1 

0.4 
122.6  I 
2,6  i 
0.94 , 

12,8 

1,9 

0.  6  1 

32,2 
7  I 
1 1  6S8  , 

7.5  | 

4,3 

1.  : 

17 


48,6 
0.7 
2,8 

41,9 

'5.9 
1,5 
7.i 
<,8 
3,7 

1 

7-8 
8,4 
•?8 

2.7 

1,1 

12,7 


100,8 


3,9 
12.S 


5,8 
v 

I8.9 
1,4 


20,1 


1.2 


hl    —  0,3 


6,3  ;  7,9 


1  599 

s 

"4 


142.9 


Znsammen 


642 
462 
735 


12  449,5 


60.7  76,6 

122,3  90,9 

30.51  61 

333;  9of6 


0,6 

1,4 

369 
0,05 

0.15 


o.7 


-  1.6 

0,1 


i,5  ;  0.1 


405 


-  36 
0,04+  0,01 
0.08  +  0,07 


I 


78,5 


0.8 


66,8 


7  133  ! 
Zusammenstellung 


6 

■4,6 
5,4 
5 

14 


4,3 

13.7 
6,2 

4.1 


10.2 


+  1,7 

-f-  0,9* 

-  0,8* 

+  0,9 

-1-  3,8* 


1.  Europa  . 

2.  Asien  .  . 

3.  Afrika 

4.  Amerika 

5.  Australien 


116683 
18217 

2  162  , 

91  633 ! 

7  133  i 


■  5589,8 
1  081,9 

90,3 

12  449,5 

326,1 


Zusammen  |  235  828  Postaustalteii  u.  29  546,6  Millionen  Postsendungen 

erteheintitde  Pottarchir ,  »rit  W7t>  unter  dem 


Titel  Archiv  für  Pont  und  Tr  I  e  y  r<i  ]i  h  ie  : 
l'l'nii-u  I' Ottilie,  rom  internatinttnien  Pmt- 
hu  renn  in  Bern  ah  amtliche*  <  tnjUH  den  U'rlt- 
jjtirtirrrin*  nett  IS7'>  in  MontitfiiiiiuiMern  heran«, 
gr  gelten. 

Xu  /.-  lietnr.  Stephan,  Verkehrslehtn  im 
Altertum,  Rnumcr*  hiMor.  T>i*chrnbHch,  1SH*.  — 
Flegler,  Zur  Getchichte  der  Porte,,,  isr.a.  — 


K.  Ilni'tmann ,  Entirickrhingeffcxchichte  der 
Ponte»,  ],\cs.  -  Arth,  de  HothxchiUI,  IlixUnre 
de  In  Ponte  uns  lettre*,  Aufl.,  JS70,  3  Bde. 
—  K.  K.  llutlemann,  (ienrhichte  de*  römischen 
l\)»tirenewt  iruhrend  der  Kuineriril,  ISTS.  — 
Otto  llfrnrhj'eltl ,  l'nt' imiehumjen  auf  dem 
(irhirte  der  römischen  Vmrnltun<j*<jc*chirhtc, 
Bd.  1,  S.  us- los.  —  Th.  Moni  innen. 

/.'.im.    Staut/neeht,    JS77,  II,    S.  '.>S7f.  —  LtlC. 
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Maury,  Le*  poste»  romaines,  1*90.  —  llelnr. 
Stephan,  Verkehrsleben  im  Mittelalter,  Räumer* 
hixtor.  Tatchenbueh,  18C9.  —  A.  v.  Kirchen- 
heim, Die  l'niversitätsbotenansUiltrn  im  Mittel- 
alter. Festschrift  mm  Heidelberger  l'nirertitätt- 
juhibi.im,  1880.  —  L.  Kl  über.  Das  Pott- 
wesen in  DeuUcklanil,  teie  es  uar,  ist  und  sein 
könnte,  1811. 

Zu  11:  II.  Stephan,  Weltpost  und  Luft- 
schiffahrt. Ein  Vortrag,  1874.  —  Roiuuteau, 
Tratte  thcoriqne  et  pratique  de  In  rorretpon- 
dance  /Mir  lettre»  mittlre*  et  telegiammes,  1870. 

—  3/.  Geintbeck,  Her  Weltverkehr.  Telegraphic 
und  Pont,  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  in  ihrer 
Entwickelung,  1887.  —  Charles  lt.  Hütt,  Die 
deutsche  Reichspaeketpost,  1893. 

Zu  III :  J.  Holzamer,  Beitrag  tue  Geschichte 
der  Briefporioreform,  Zeilschr.  f.  StaaUici*.ten*ch. 
1878,  S.  1—44  »'»»<*  539—574.  —  «•  Cohn, 
Erörterungen  über  dir  finanzielle  Behandlung 
der  Verkehrsanstalten,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verir. 
188Ü,  S.  1—39.  —  Iternelbe,  Finanzwissenschaft 
188'.*,  S.  .170 ff.,  001  ff.  —  v.  Scheel,  Erwerbs- 
einkaufte  de*  Staates,  in  Schönberg  III,  S.  Ol  ff'. 

—  Roscher,  Syst.  III,  Kap.  11.  —  L.  v.  Stein,  \ 
Ein.  %  11,  S.  315  ff'.  —  Wagner,  Ein.  II,  S.  i 
141  ff.  —  It.  ran  fler  Borght,   Verkehrswesen,  ' 
S.  104  ff.,  31*4  ff.  —  l'el>er  ausländische  PisUarife 
vollständige  Angaben  bei  Sieblist,  Ihr  Pott  im 
Auslande,  1393. 

Zu  IV:  .foach.  Emat  v.  Beunt.  Versuch 
einer  ausführlichen  Erklärung  de*  Pnttregnl«, 
Jena  174  7,  1748,  3  Ilde.  4 —  MetH ,  Die 
Haftpflicht  der  l'ostanstalten,  3.  Aufl.  —  O. 
Hambach,  Das  G.  über  da*  Pitt  Wesen  det 
Deutschen  Reiche*  r.  28.  X.  1871  mit  Kommentar, 
i.  Aufl.,  ISO*.  —  P.  Iß.  Fischer,  Deutsche 
P>sf-  und  Telrgraphengesetzgcbimg,  4-  Aufl.,  1895. 

—  E.  Santa vtt tc.  De  la  respinisabilite  cirile 
de  fetal  en  matiere  det  pi>*te*  et  de*  tclfgraphrs, 
188t;.  —  M.  .MitteMeln.  Beiträge  tum  l'oslrecht, 
Herl  in  1891.  —  r.  (I.  Outen,  Ih-r  einfache  Such- 
trantport  nach  deutschem  Reiehspottrrrht,  Strats- 
burg  1883.  —  O.  Mevea,  Die  strafrechtlichen 
Rettimmungen  im  Reich»gesetz,  Erlangen  1876. 

Zu  V:  P.  D.  Flacher,  Die  Verkehrsanstal-  • 
teu  des  Deutschen  Reiches,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  , 
Irr»-.  1871,  187*  u.  1874.  —  Laband,  Staats-  \ 
recht  des  lteutschen  Reiche*  II,  1,  S.  42 'ff-  — 
Zorn,    Deutsche*    Staatsrecht    II,   S.   16  fl'.  — 
Schulze,    Deutschet   Staatsrecht   II,   S.   189.  — 
Loenlng,  Deutsche*  Verwaltungsrecht,  S.  .'igt!  ff. 

Zu  VI:  Kurie  Angaben  über  Organisation 
und  Wirkungskreit  der  ausländischen  Posten  bei 
Ad.  Effenberger,  Grundziige  der  Postgeo- 
graphir,  I884.  —  Ausführlicher  bei  Siebltttt,  Die 
I\tst  im  Auslände,  3.  Aufl.  19>H>.  —  Oesterreich  : 
A.  lfettnöry.  Die  österreichische  P>stverfa*sung, 
18.Hi.  —  Job.  ttartl.  Der  administrative  und 
technische  rostdienst  in  Oesterreich,  1880.  — 
Ferner:  C.  IJiper.  Zur  Geschichte  des  i*tcrr. 
P-slwesrns,  Cnion  P-stalc  1885,  S.  107 fl.,  187 fl., 
207  ff.,  ?45  ff.  I>a*elb*i  S.  107  Qucllcnangal»  n. 
Da*  statistische  Departement  im  k.  k.  Handels- 
ministerium giebt  alljährlich  ausführliche  Statis- 
tiken de*  österr.  I'hst-  und  Telcgraphenwrten» 
heraus,  deren  letzte,  für  das  Jahr  1890,  Wien 
1891  erschienen  ist.  —  Für  En  gar n  die  aus 
amtlichen  Quellen  geschöpfte  Geschichte  der  Ent- 
wickelung der  k.  ung.  Post  bis  1884,  I  n.  Post.  1 
1887,   S.'  93 fl.,  117  ff,  130 ff.,   149 fl\,  165  ff.   —  I 


Seh  ire  iz:  Stöger,  Das  schweizerische  Post- 
treten  zur  Zeit  der  Helretik,  3.  Aufl.,  1879.  — 
llüttimann,  Rundeseinrichtuugen  der  Schweiz 
II,  3,  jl  H03 ,  ferner  die  jährlieh  ertrheinende 
Schweiz.  Ihtt-  und  Telrgrapheuslatittik.  — 
Siede  rla  ude:  Jahresberiehte  betrekkrlijk  den 
dienst  der  l'bslerljen,  der  RijktposUpaarbank  en 
der  Telegrafen :  der  neueste  1891  für  das  Jahr 
1890.  —  tir  Igten:  J.  Wanter*,  Les  pntle» 
en  Relgique  acant  la  reeolution  francaise,  1S74. 

—  Jahresberiehte  det  Minittere  des  chemins  de  fer, 
poste*  et  teltgraphes.  —  Frttnkreieh:  Le 
Oitien  de  la  XeuJ'vtlte.  Origine  des  po*Us  ehrt 
le*  Aneient  et  che;  les  Modernes,  1708.  Eine  ver- 
mehrte Neubearbeitung  diese*  Werke*  (ohne  Autor- 
namenj  ist  unter  dem  Titel  Etage  des  potte*  chez 
les  Aneiens  et  les  Modernes  1730  ersehienen.  Beide 
Werke  zeichnen  sich  durch  den  .ibdruek  der 
alteren  französischen  Ihstedikte  aus.  —  .1. 
Belloc,  Lrt  poste*  frunrtiisrl.  Rerherehrs  his- 
Utriques  sxir  leur  origine,  hur  dreeloppemeni ', 
leur  legislation,  1880  (gründliches,  auf  guten 
Studien  beruhende*  Werk).  —  P.  Jaeeottey, 
Traite  dv  legislation  et  d'exploitation  postalet 
1891  (ebenfall*  ein  umfangreiche*  und  tüchtiges 
Ruch).  —  .V.  Black,  Dictionnaire  da  l'ad- 
ministrution  francaise,  3.  ed.  Art.  leiste,  p.  I839ff. 

—  Jährlich  erscheint  der  Anttuaire  de  la  Directum 
generale  de*  jwste*  et  telegraphe»,  vorzugsweise 
mit  Kurs-  und  Hctricli*übcr*ichten.  —  Gross- 
britannien:  11'.  Leirinx,  Her  Majeslg's 
Mails,  lät.4.  —  O.  B.  Hill.  Life  of  Sir  Rowland 
Hill  and  the  hislory  of  jmnng  potta.gr,  1880, 
3  Bde.  —  J,  W.  llyde,  The  Royal  Mail,  1885. 

—  The  Po*t  Offlee  of  flfty  years  ago  188  7.  — 
Reports  of  the  Ptmt matter  General,  seit  1855 
jihrlirh.  "—  Italien:  Salle  Potte  Italiane. 
Roma  1879.  Fol.  —  Denksehrift  de»  italienischen 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  namentlich 
über  die    Vereinigung   der  Landespostanttalten. 

—  Eng.  Dclmatl.  Manuale  teorito-pratieo  dell' 
amministrazione  dclle  Poste,  Na  pol  i  1883.  — 
Derselbe,  Legislazione  postale,  yapoli  1890.  — • 
Ferner  die  umfangreichen  Jahresberichte  der  ital. 
PiHcrrwuUung.  —  Spanien:  Annales  de  la* 
ordenanzet  de  Correo*  de  Etpana,  1879,  5  Bde. 
Ein  Auszug  aus  diesem  für  dir  ältere  Verkehrs- 
grsehiehtr  wichtigen  Werke  im  Hmhtrthir  1883, 
S.  3i>3 ff.  -  -  El  anriliar  del  Empleado  de 
Correo*,  1889,  3  Bde.  —  Union  l\tsUlle  1883, 
S.  89  ff.  —  Russland:  Ilauptquelle  für  die 
ältere  Geschichte:  A.  Brückner,  Ruts.  Pott- 
tresrn  im  18.  und  19.  Jahrhundert,  Zeitschr.  f. 
altg.  Geschichte,  I8S4.  —  A.  r.  Fabrtctu«, 
Zur  Geschichte  des  ntss.  I'ostiresent,  18t!5.  — 
l'nion  Pistale  1888,  S.  134fl.  —  I\>*tarrhiv 
1889,  S.  053 fl'.,  681  ff.  Es  erscheinen  Jahres- 
Iwrichte  und  Statistiken  in  russischer  Spruche. 

—  Dänemark:  Fr.  Olsen,  Det  damke  ltift- 
vaett  n  ,  dets  Historie  og  l'ertoncn  til  1711, 
Kopenhagen  1889.  Ein  Auszug  davon  im  Pist- 
archiv 1891,  S.  98ff.  —  l'nion  I'ostale  18S0,  S. 
35  ff.  —  Vereinigte  Staaten:  G.  Bitmet- 
and  Th.  Klrby,  The  /W«/  Ixtws  and  Regu- 
lation* of  the  Enited  State*  of  America,  1879. 

—  Reports  of  the  pislmasler  General  of  the 
Enited  State*  alljährlich.  —  1'iW  Interessante» 
über  Transportwesen  auch  der  amerikanischen 
Pitt  in  dem  umfangreichen  Buche  von  J.  L,. 
Htngiealt,  Development  of  Trantpoiiation  Si/s- 
tem*  in  the  Enited  States,  Philadelphia  1888. 
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Xu  Vit:  P.  ü.  Fimcher,  /W  und  Tele- 
•niiphic  im  Weltcerkehr ,  IS7».  —  .1.  ton 
Kirchrnhetnt,  Der  l\iri*er  l'imtknnqre**,  Jahrb. 
>.  <ie*etztj.   IS 's,  S.  74.' ß'.  -    lierHelur.  !.»* 

t't.nt/ri*  inlrrntititninns  df  la  j„,*tr  et  du  1,'h'- 
vr<i/,hr,  /,'<».  d.  dr-.it  intern.  Is.11>.  —  O.  Marn- 
bach. Hie  J't.ntxrtr-'iii'  »■  Tel. -Verteil,], ■•,  Hand- 
buch dt*  V,Uk,rrceht*'tlt,  .11»  f.  —  itetli.  Die 
iiiterwitiuntileii  l'niimrn  über  du*  Recht  der 
Witt ei:rkrhr*nn»taltrn  und  dm  grittii/rn  Ki»en- 
tum»,  ISS'.i.  —  (i.  Moynter.  I.>*  hureuu.e  inter- 
luttiuntiux  de*  l'niaii*  unirernellr*,  IS'.':.  —  ./. 
•Jung,  !>>  r  Wtlljmutcrrcin  und  der  Wiener  f,,*t- 
bnutre.i*,  Jahrb.  /.  iie».  11.  Vene.  A'VJ.  1  und 
,il$  S.j.or.tt  dtdruek  IS».!.  —  II.  IWdhaHC.  tie- 
tehiehtt  de*  W'  lt)»:>»t rert  in*,  IS»:,.  —  L'l'ninii 
y.  ',*  tute  11  1,  i  e  e  r  *  e  1 1  e.  Sa  t-oidnti'tn  et  fit 
•  It't  rl-'j'/i, mi  nt  (!tenk*ehri/l  de*  Hemer  filier- 
untiunnl,  n  fi'*thure<ai*i,  l»Oa.  —  (',  Schröter, 
l)er  Welt/ttuitrerrin,  t lenchirhtr  »einer  tlriindun» 
und  Kntu-i,  kelumj  in        Jahren,  l»aa. 

Xu  VI!!:  von  \eumann-Spallarl.  I'eber- 
tickte»  der  Welt,nrl*rl„,Jt,  ls7s,  ISs't.  l.\si,  tss.} 
und  1SS7  (enthalten  mich  itntt.it  1'*,  he  Anijulieii 
itf.tr  tltn  WtftfHixtierkehri.  — -  tu  tu  Hill,  1,  er* 
<;,t,tjriij,hi*ch-*tati*ti*chc  Tabellen,  hertiu*ffetie/,en 
rui,  ]'r.  r.  Juru*eh,k,  enthalten  in  Ahl.  II 
Aiaj'iben  über  I'a*lor,jam*utian  und  I\,*t>  rrkehr 
der  einzelnen  Länder.  —  C.  Von  Srhrrgrr 
und  Eil.  JlmtaHHOulcz.  Der  ,rir(*rhattlich. 
Verkehr  der  Haje  „wart,  1S»1,  S.  1<„>  ff.  —  Ii. 
Wrherntik.   W,!tp„*t*iati*tik,  is»<j. 

i:  It.  Flncher. 


Postsparkassen. 

1.  Begriff  und  Zweck.  2.  Ausbreitung  und 
Umfang.  Verhältnis  zu  den  Privutsparkassen. 
4.  Hinwendungen  gegen  die  I'.  n.  Stand  der 
¥  rafft-  in  Deutschland.  6.  Statistische  l'eher- 
sicht.  7.  Der  Check verkehr  der  österreichi- 
schen P. 

1.  Betriff  und  Zweck.  In  Ergänzung 
der  von  Privatvoreinen ,  Kommunen  oder 
ständischen  Körperschaften  begründeten  und 
betriebenen  Wohlfahrtseinriehtungen,  welche 
die  Ansammlung,  sichere  Aufbewahrung  und 
Verzinsung  von  Ersparnissen  zu  erleichtern 
Ustimmt  sind  —  Privatsjxarkassen  — .  sind 
die  Postsparkassen  eine  Einrichtung  des 
Staats,  vermöge  deren  die  Post  Verwaltung 
es  übernimmt,  SparMrägo  anzunehmen,  an 
die  vom  Staate  mit  der  Verwaltung  der 
Spargelder  beauftragte  Stelle  abzuführen  und 
auf  Verlangen  der  Einleger  zurückzuzahlen. 
Durch  die  Erriehttmg  von  Postsparkassen  ist 
demnach  ein  Feld  der  sozialen  Fürsorge, 
welches  früher  ausschliesslich  der  privaten 
und  kommunalen  Thätigkeit  überlassen  ge- 
blieben war.  in  den  Bereich  der  Staats- 
thätigkeit  einbezogen  worden:  der  Staat, 
welcher  sich  bisher  in  den  meisten  Fällen 
darauf  beschränkt  hatte,  das  Srurkassen- 
wesen  durch  Erlass  von  Vorschriften  filier 
den  Uesehäftslietriob  der  Puterm-hmer,  na- 


ImenÜieh  bezüglich  der  Anlegung  der  Spar- 
gelder,  zu  Ingeln  und  die  (leschiiftsführung 
I  der  Sj«rkassen  einer  allgemeinen  landes- 
:  |vlizeiliclien  Aufsicht  zu  unterwerfen,  tritt 
I  mit  der  Errichtung  vou  Postsjiark.ussen  seihst 
i  als  rnternehnier  auf:  er  nimmt  Sjiaivin lagen 
1  entgegen,  leistet  für  ihre  Verzinsung  und 
I  Rückzahlung  Gewähr  und  hat  für  eine  An- 
legung der  Wei  ihm  eingezahlten  Kapitalien 
1  Sorge  zu  tragen,  welche  nicht  nur  zur  Auf- 
bringung  der  den  Einlegern  versprochenen 
1  Zinsen,  solidem  auch  zur  Deckung  der  l'n- 
:  kosten  ausreicht. 

Wenngleich   der   Betrieb  der  Postspar- 
kassen in  mancher  Hinsicht  mit  den  für  die 
1  Vermitteluug  des  Cieldverkehi>  l>estehendeu 
Posteinriclitutigen  sieh  berührt,  so  sind  die 
Postsparkassen  doch  nicht  als  eine  Postein- 
richtung  anzusehen   und  demgeniäss  auch 
nicht   bei  der  Darstellung  des  Postwesens 
behandelt  worden.    Denn  sie  dienen  einem 
Zwecke,   der  ausserhalb   der  eigentlichen 
|  Aufgal*»  der  P«.st  liegt.    Als  Vorkehrsanstalt 
hat  die  P<>st  mit  der  Ansammlung,  Aufbe- 
1  Währung  und  Verzinsung  vou  Siiargehlem 
an  sich  nichts  zu  thuu.    Sie  wird  mit  diesen 
Verrichtungen  nur  deshalb  bofasst,  weil  der 
Staiit  eine  kräftigen'  Förderung  des  Spar- 
j  triebes  für  notwendig  hält,  als  durch  die 
Privatsparkassen  erzielt  wird,  und  man  über- 
trägt diese  Vorrichtungen  der  Post,  weil 
man  sich  von  der  Mitwirkung  ihres  über  das 
ganze  Staatsgebiet  gleich  massig  verbreiteten 
1  Organismus  und   von    der  Zugänglichkeit 
'  ihrer  meist  den  ganzen  Tag  ül»-r  geöffneten 
Betriebsstellen   eine  besonders  nachhaltige 
I  Erleichterung  für  die  Ausbreitung  des  Sjiai  - 
triebes   unter  den   auf   Ansammlung  von 
j  Ersparnissen    vorzugsweise  angewiesenen 
,  Klassen  der  Bevölkerung  verspricht. 

2.  Ausbreitung  und  l  iufang.  Die 
Mängel  der  in  ürossbritannien  bestehenden 
:  Sparkassi  n  veranlassten  im  Jahre  lSä'.t  den 
'  mit  den  Bedürfnissen  und  Gewohnheiten  der 
englischen    Arbeiter    vertrauten  Bamiuier 
<  h.  William  Sikes  aus  Huddersfield.  in 
einem    an    den    damaligen  Schatzkanzler 
(1  lad s tone  gerichteten  Briete1)  die  Er- 
richtung einer  <  'entralsparkasse  in  1/jiidon 
|  vorzusc  hlagen ,   für   welche  an  ilenjenigen 
<»rten,  an  denen  Sparkassen  nicht  bestehen. 
;  die  Postaustalten  als  Annahme-  und  Aus- 
'  zahhingsstelleu  fungieivn  sollten;  ülier  die 
Einzahlungen  sollten  verzinsliehe  Noten  (ln- 
terest  Notes)  von  l--:Jo  f  bis  zum  Höchst- 
betrage von  löot  für  tlen  einzelnen  Sjiarer 
ausgegeben   werden;   die  Einlösung  dieser 
Noten  sollte  ohne  vorgüngiiio  Kündigung  bei 
allen  Annahmestellen  erfolgen.  —  Der  Schatz- 
kanzler, durch  langjährige   fruchtlose  Be- 


■i  Post  Office  Saviiig,  Hanks.  A  letter  t.» 
the  Kgt.  H..11.  W.  K.  (iladstone,  London  1K5'.». 
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mühungen  zur  Koform  der  Privatsparkassen 
ermüdet,  prif f  diesen  Vorschlag  mit  grosser 
Lebhaftigkeit  auf:  er  unterwarf  ihn  einer 
Begutachtung  durch  Sachverständige,  die  das 
Projekt  mit  einigen  Erweiterungen  für  wohl 
ausführbar  erklärten,  und  brachte  im  Fehmar 
18(51  einen  Gesetzentwurf  ein,  wonach  es 
der  Postverwaltung  gestattet  sein  sollte,  unter 
Staatsgarantie  Sparkasseneinlagen  im  Betrage 
von  1  sh.  bis  30  t',  im  Meistbetrage  von 
150  £  für  den  einzelnen  Sparer  anzunehmen 
und  mit  2'  Wo  zu  verzinsen.  Dies  Oesetz. 
das  mit  geringem  Widerstande  durch  das 
Parlament  ging  und  am  17.  Mai  1801  die 
königliche  Zustimmung  erhielt,  bildet  die 
bis  auf  den  heutigen  Tag  im  wesentlichen 
unverändert  gebliebene  Grundlage  der  eng- 
lischen Postsparkassen.  Ks  lässt,  abgesehen 
von  der  gesetzliehen  Begrenzung  der  Höhe 
der  Einlagen  und  der  Normierung  des  Zins- 
fusses.  der  Verwaltung  für  die  Handhabung 
des  Dienstes  freie  Hand :  doch  ist  die  Post- 
verwaltung verpflichtet ,  die  eingezahlten 
Gelder  unverzüglich  (fortwith)  an  die  Staats- 
schuldenverwaltung (the  Commissioners  for 
the  Ueduction  of  the  national  Bebt)  zu  über- 
weisen, welche  ihre  Anlegung  nach  den  für 
die  Privatsparkassen  bestehenden  Vorschrif- 
ten zu  bewirken  hat.  —  Am  10.  NepleinWr 
1861  mit  301  Annahmestellen  eröffnet,  halten 
sieh  die  Postsparkassen  mit  raschen  Schritten 
über  das  Lind  ausgebreitet.  Mit  Ablauf  des 
ersten  Halbjahres  waren  im  vereinigten 
Königreiche  bereits  2532  Postsparkassen 
thätig:  ihre  Zahl  vermehrte  sich  von  Jahr 
zu  Jahr.  Nach  10 jährigem  Pestehen  waren 
bereits  sämtliche  für  den  Postanweisungs- 
dienst (Money  <  >rdcr  Offices)  eingerichtete 
Poststellen  für  den  Sparkassendienst  er- 
öffnet. Ende  lssil  fungierten  0353  Postan- 
stalten  als  l'osts|»arkassen ,  darunter  die 
sämtlichen  Zweigpostanstaltcn  der  grossen 
Städte,  so  dass  Lindon  über  000  Postspar- 
stellen  besitzt.  Alle  diese  Annahmestellen 
sind  täglich  während  der  Stunden  des  Geld- 
dienstes  geöffnet.  Das  Ziel,  welches  Mr. 
Sikes  in  seiner  Schrift  aufgestellt  hatte, 
dass  die  neue  Centraisparkasse,  um  eine 
wirkliche  Volkssparkasse,  people's  purse,  zu 
werden,  in  jedermanns  Bereich  liegen  müsse 
(within  less  than  an  hour's  walk  of  Iiis 
fireside),  ist  durch  dies  bisher  für  unerreichbar 
gehaltene  Mass  von  Zugänglichkeit  vollauf 
verwirklicht  worden.  Ein  weiterer  Vor- 
zug der  Postsparkassen  bestand  darin,  dass 
den  Einlegern  an  jedem  Iteliebigen.  für  den 
l'ostsparkassendienst  geöffneten  Orte  ermög- 
licht wurde,  fernere  Einzahlungen  vorzu- 
nehmen und  Auszahlungen  zu  erhalten. 
Hierdurch  erhalten  die  Postsparkassen  den 
Charakter  eines  über  das  ganze  Land  ver- 
breiteten einheitlichen  Bankinstituts,  wolehes 
dem  echt  angelsächsischen  Wandertriebe  des 


englischen  Arbeiters  in  wirksamster  Weise 
Vorschub  bristet  und  die  Cebermittelung  von 
Ersparnissen  vom  jeweiligen  Arbeitsplätze 
in  die  Heimat  des  Einlegers  billiger  und 
verschwiegener  besorgt  als  der  Postan- 
weisungsverkehr. Von  diesen  Ein-  und  Aus- 
zahlungen an  anderen  Orten  als  dem  der 
ersten  Einzahlung  —  eross-entries  --  wird 
in  sehr  erheblichem  l'mfange  Gebrauch  ge- 
macht. —  Die  Ergebnisse,  welche  die  eng- 
lischen Postsparkassen  während  ihrer  nun 
fast  vierzigjährigen  Wirksamkeit  aufzuweisen 
Italien,  haben  in  England  allgemein  befrie- 
digt. Ende  1807  waren  rund  71  i  Millionen 
Sparer  (lS.l°  o  der  Bevölkerung)  mit  einem 
Gesamtguthaben  von  rund  1*23  Millionen  C 
(2480  Millionen  Mark)  vorhanden;  es  kam  je 
eine  Postsparstelle  auf  25,8  .jkm  und  324-4 
Einwohner.  —  Dagegen  ist  von  der  im  An- 
sehluss  an  die  Postsparkassen  im  Jahre  1805 
eröffneten  staatlichen  Heuten-  und  Lebens- 
versicherung (Government  Annuities  und 
Government  insurances)  nur  ein  beschränkter 
Gebrauch  gemacht  worden.  Es  bestanden 
Ende  1*00  Kenten  vertrüge  12200  über 
242  401t  t.  Lebensversicherungen  0601  über 
472  511  f;  Zahlen,  die  bei  25jührigem  Be- 
stehen der  Einrichtung  bescheiden  zu  nennen 
sind  und  dafür  sprechen,  dass  der  Staat  auf 
diesem  Gebiete  den  Wettbewerb  mit  dem 
Privatbetriclie  nicht   mit  Erfolg  aufnimmt. 

Dem  Vorbilde  des  Mutterlandes  sind  die 
meisten  englischen  Kolonieeu  durch  Errich- 
tung von  Postsparkassen  gefolgt:  unter  ihneu 
ragen  die  in  ("anada  (seit  1*0N)  und  in 
Britisch -Indien  (seit  1SS2)  durch  den 
Cmfang  ihres  Wirkungsgebietes  und  die  Aus- 
dehnung ihrer  Einrichtungen  hervor.  In 
Britisch-Indien  waren  am  Schlüsse  des  Ge- 
schäftsjahres 180O01  0455  Postanstalten  am 
SjKtrkassendienste  beteiligt:  die  PostsjKir- 
kassen  zählten  4ÖS544  Einleger  (darunter 
.10230*  eingeborene  Inder)  mit  einem  Ge- 
samtgnthalHMi  von  rund  03' -.•  Millionen 
Kupien       127  Millionen  Mark. 

In  Europa  fand  das  Beispiel  Englands 
zuerst  in  Belgien  Nachahmung,  indem  die 
dortigen  Postänstalten  im  Jihre  1870  er- 
mächtigt wurden,  als  Annahme-  und 
Auszahlungsstellen  für  die  durch  0.  v.  l.">. 
Mai  ISO,"»"  errichtete,  tinter  Staatsgarantie 
stehende  Central-,  Spar-  und  Altersversor- 
gungskasse,  die  Oaisse  generale  d'Epargne 
et  de  Ketraite,  zu  fungieren.  Auch  in  Bel- 
gien hat  die  beträchtliche  Vermehrung  der 
Annahmestellen  und  die  grosse  Zugänglich- 
keit derselben  ein  namhaftes  Wachstum  der 
Sparerzahl  und  ihrer  Einlagen  zur  Folge  ge- 
habt:  im  Jahre  Is07  waren  873  Postänstalten 
am  Sparkassendionst  beteiligt,  durch  welche 
2ii:i'.)s2i  Einzahlungen  über  287,0  Millionen 
Francs  und  7H»7!»8  Auszahlungen  über 
240.S  .Millionen   Francs   ermittelt  wurden. 
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Die  Zalil  der  bei  der  Caisso  generale  be-  strebt  worden,  dass  mau  »  ine  Unterstützung 
toiligten  Sparer,  die  ist!})  sieb  auf  47 784  der  < >rt  «Sparkassen  durch  die  Postanstalten 
belaufen  hatte,  betrug  Ende  1S97  1377  043:  herzustellen  versuchte,  indem  letztere  so- 
in  der  gleichen  Zeit  hatte  sieh  das  Gesamt-  wohl  bei  der  Annahme  als  bei  Auszahlung 
Sparguthaben  von  24,2  Millionen  Kranes  auf  j  von  Spargeldern  auf  Vorlangen  der  »hts- 
54S.S  Millionen  Francs  vermehrt.  Durch  ,  Sparkassen  mitzuwirken  haben  sollten, 
besondere  GG.  v.  15.  April  ]SN4  und  21.  Allein  dieser  Versuch  blieb  ohne  Erfolg,  da 
Juni  In;»  1  hat  sieh  die  belgische  Post  spar- j  die  Ortssparkasson  nur  in  hosehränktem 
kassenverwaltung  zur  Gewährung  von  Dar- 1  Masse  von  der  ihnen  erteilten  Befugnis  Ge- 
lehen  an  Kindliche  Kreditgenossenschaften  braueli  machten.  Infolgedessen  ist  auch  in 
ermächtigen  lassen,  wodurch  die  Postspar-  den  Niederlanden  zur  Errichtung  selh- 
kassengelder  in  steigendem  Masse  den  He-  ständiger  Postsi«irkassen  unter  Staat s- 
dürfnissen  <ler  Landwirtschaft  zugeführt  garantio  geschritten  worden.  Die  durch  G. 
wervleu.  .  v.  25.  Mai  1SS0  ins  Loben  gerufene  Kijks- 

Iu  Italien  sind  die  Postsparkassen  vom  !  postsjinarltauk ,  die  am  1.  April  ISsl  or- 
1.  Januar  1S7G  ab  in  Wirksamkeit  getreten  I  öffnet  winde,  hat  nach  den  vorliegenden 
und  zwar  zu  dem  ausgesprochenen  Zwecke. ;  Berichten  J)  zur  Hebung  des  Sparsiunes  in 
die  rngleichheiten  zu  Inseitigen,  welche ;  gewünschter  Weise  beigetragen:  sie  zählte 
zwischen  den  Spareinriehtuugen  der  vor-  Ende  1897  (»27  409  Sparer  mit  einem  Ge- 
schiedenen Umdesteile  vorhanden  waren.  1  haben  von  Ol,!»  Millionen  holländischen 
Denn  während  in  Norditalien  ausgedehnte  Gulden. 

und  wohlverwaltete Sjwrkassen,  darunter  die  Auch  in  Frankreich  ist  zunächst  der 
von  Mailand.  Genua.  B>logna  u.  a.  bestanden.  Versuch  gemacht  worden,  die  bestehenden 
waren  im  Süden  ganze  Provinzen  ohne  Spar-  '■  Sparoinrielitungen  durch  Verbindung  mit 
kassen  geblieben;  die  Spareinlagen,  welche  der  Post  zu  einer  erhöhten  Wirksamkeit  zu 
1*72  in  den  Provinzen  Mailand  1:41,95  Lire,  befähigen.  Im  Jahn1  IST 5  wurde  durch 
t'omo  02.S4  Li iv  auf  den  Kopf  der  Bevölke- |  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik  ge- 
rung  betrug»-!),  fielen  im  Süden  auf9,Hl  Lire  j  stattet,  dass  die  Steuorerhoher  und  die  Post- 
in den  Provinzen  Neapel.  3,14  Lire  in  Pa- 1  amtsvorsteher  auf  Wunsch  der  Sparkassen- 
lermo,  0.43  Lire  in  Oosenza  und  0.13  Lire  |  vorstände    für   Koehnung    der  Sparkassen 


in  Keggio  in  Calabrien.  Nach  den  vorlie- 
genden Heriehten  ist  dieser  wichtige  Zweck 
annähernd  erreicht  worden ;  4703  Posta n- 
stalteu  fungieren  gleic.hmässig  üIkt  das  Land 
verbreitet  als  Zweigstellen  der  unter  Staats- 
leitung  stehenden  Postsparkasse,  welche  am 
Sehbisse    1K97    ein    Gosamtguthaben  von 


ihres  Departements  Spargeldor  annehmen 
und  zurückzahlen  könnten.  Aber  auch  hier 
hatte  dieses  Mittel  keinen  ausreichenden 
Erfolg,  indem  nur  wenige  Sparkassen  sich 
der  Postanstalten  bedienten.  Trotz  des 
Widerstandes  der  l»est eilenden  Sparkassen 
ist   demnftchst   auch   Frankreich   zur  Ein- 


523.0  Millionen  Lire  für  3013004  Einleger  frthrung  der  Postsparkassen  üitergogangen ; 
aufwies.  Der  ausgleichende,  subsidiäre  Oha-  die  t'aisses  dVpargue  postales,  am  1.  Ja- 
rakter  der  italienischen  Postsparkassen  tritt 


auch  darin  zu  tage,  dass  ihre  Henutzung 


nuai  18*2  eröffnet,  zählten  Knde  1M»7 
2*92470  Einleger  mit  einem  Gosamtgut- 
an  Orten  mit  guten  Privatsparkasson  vor-  j  halten  von  814,2  Millionen  Francs.  Die  ausser- 
hältnismässig  gering  ist,  dagegen  sehr  er-  1  ordentliche  Lebhaftigkeit  ihres  Umsatzes 
heblich  steigt,  wo  keine  oder  keine  guten  erhellt  daraus,  dass  bei  ihnen  im  Jahre  1*97 
<  »rtssjuarkassen  Itestehen.  Die  Herichte  der  2944  085  Einzahlungen  über  300,0  Millionen 
italienischen  Postverwallung  holten  mit  be- 1  Francs  und  1400  957  Auszahlungen  öber 
sonderem  Nachdruck  hervor,  dass  der '  237.3  Millionen  Francs  geleistet  wurden. 
Wirkungskreis  der  <  »rtsspai kassen  durch  das  i  Als  Filialen  im  Kolonialgebiete  fungieren 
neue  Institut  keinen  Abbruch,  sondern  eine  von  [  Zweigkassen  in  Algier,  Konstantine,  Drau 
allen  Kreisen  der  Bevölkerung  als  segensreich  !  und  Tunis,  ferner  im  Auslande  Zweigsp-ir- 
anerkanuto  Ergänzung  gefunden  hat.  I"m  den  ,  kassen  in  Alexandrien .  Tanger  und  Kou- 
im  Auslande  leidenden  Italienern  die  Ho- ■  stantinopol.  Auch  ist,  in  Nachbildung  einer 
tliätigung  ihivs  S|tai"sinnes  zu  erleichtern,  be- 1  in  England  schon  länger  Itestehenden  Kin- 
stehen  in  Alexandrien  (Aegyplen),  Assab  und  richtung,  den  Seeleuten  durch  Einführung 
Massaua  Filialen  der  Postsparkasse :  ausser-  |  besonderer  Annahmestellen  auf  den  Schilfen 
■  lern   können   Italiener  im  Auslande  durch  Gelegenheit  zur  Einzahlung  von  Ersparnissen 


gegeben.  Frankreich  hat  den  l'ostspar- 
kassendienst   zuerst    auch    auf   das  inter- 


Vcrmittelung  der  Cousuln  Eisjuiniisse  an 
das  Postministerium  zur  Beschaffung  von 
S  |  <a r b üchern  ei n sen d on . 

In  den  Niederlanden  wo  die  Er- ,  r,  \,"anientliili  Ann.  P.  Th.  Sassen,  Rijks- 
folge  der  Ortssparkassen  erheblich  hinter  |  ,Ml<tspaarbaiik .  stat -lust..r .  ovi-r/icht.  bctr.'l.K 
denen  anderer  Länder  zurückgeblieben  waren.  ,  .v-rste  tifiijarig  tijdvak  van  baar  bestaun,  ira- 
ist  zunächst  seit  1K75  Abhilfe  dadurch  cr-lnekcr  1KSU. 
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nationale  Gebiet  hinüborgoführt.  indem 
durch  Verl rag  mit  Belgien  von  1KS2  die 
Annahme  und  Auszahlung  von  Postsjtar- 
kassengeldern  auch  im  Wechsel  verkehr  hei- 
der Länder  eingefühlt  worden  ist.  Die 
gleiche  Einrichtung  ist  demnächst  im  Post- 
sparkassonvorkehr  zwischen  Belgien  und  den 
Niederlanden  getroffen  worden.  Poch  wird 
ein  unifangreieliei  (.fei  »rauch  von  diesem 
internationalen  Postsparkassen  verkehr  nicht 
gemaelit.  Hein  bereits  auf  dem  Post- 
kongress  von  Lissabon  1SSÖ  von  Krank- 
reich  angeregten  Gedanken,  den  l\»tsj>ar- 
kassendienst  in  die  Zweite»  <les  Welt- 
post Verkehrs  aufzunehmen,  ist  bisher  keine 
Folge  gegeben  worden. 

In  «»esterreich  ist  die  Krrichtung  von 
Postsparkassen  schon  isTl  durch  Schaf  flo 
während  seiner  Leitung  des  Handelsminis- 
terium» angeregt,  aber  erst  1nS2  auf  0 rund 
des  (f.  v.  2S.  Mai  1SS2,  ergänzt  durch  0.  v. 
IS.  November  JsST.  ausgeführt  worden.  Als 
Ontralstelle  fungiert  das  zum  l'ostressort 
gehörige,  indes  dem  Haudelsminister  un- 
iiiittellnar  unterstellte  l  V.stsi>arkassenaiut  in 
Wien.  1mm  welchem  nach  dem  Vorbilde 
Englands  die  gesamte  Buchführung  über 
die  Spaigi'lder  geführt  wird.  Es  können 
bei  den  für  den  Postsparkassendienst  ein- 
gerichteten Postanstalton  Spareinlagen  im 
Betrage  von  .VI  Kreuzer  an  eingezahlt  und 
zurückerhalten  werden ;  dem  vielsprachigen 
Dienstbotrieho  wird  durch  Sparbücher  und 
sonstige  Formulare  in  acht  Sprachen  ( le- 
idige geleistet.  Die  starken  l'ntersclu'ede 
des  Kulturgrades  prägen  sich  in  dem  sehr 
verschiedenen  Verhältnis  deutlich  aus.  in 
welchem  die  einzelnen  Krouländer  sich  an 
der  Errichtung  beteiligen.  Während  Ende 
18!»!*  im  ganzen  (cisleith.)  Oesterreich  auf  je 
UHU»  Einwohner  .Vi  Postsparbücher  ent- 
fielen, stellt  sich  die  Ziffer  in  Oesterreich 
unter  der  Enns,  also  einschliesslich  Wien, 
auf  14!>,  in  Salzburg  auf  st»,  österreichisch 
Schlesien  auf  ;*>!»:  dagegen  ia  Dalmatieii  auf 
25,  in  Krain  auf  23  und  in  Galizien  auf  17. 
End*;  1S1H)  waren  in  Oesterreich  0<mmi  Postan- 
stalten für  den  P»stsi>arkasseudienst  ge- 
öffnet: die  Postsjmrkasse  zählte  lllö.'MS 
Teilnehmer  mit  eiuem  Gesamtguthabon  von 
(»6.2  Millionen  Gulden :  Kinzahlungen  waren 
im  Berichtsjahre  2. '»21  25)7  über  1!»  Millionen 
Oulden.  Auszahlungen  si»S  l.?2  über  4:5 
Millionen  dulden  geleistet  wurden.  Leber 
den  ausgtHlehuten  <  'heckverkehr  der  öster- 
reichischen Postsparkasso  vergl.  unten  sub 
7.  —  In  Ungarn  sind  die  Post- 
sparkassen 1SS")  eingerichtet  worden;  sie 
zählten  Ende  1s'.»7  :J14  371  Sparer  mit  12 
Millionen  Gulden  Guthal»on.  —  Ausserdem 
bestehen  in  Euro]»a  noch  Postsparkassen  in 
Rumänien  seit  isso,  in  Schweden  seit 
1**4    und    in    Kussland.     Von  ausser- 


enropäischon  Ländern  ist  ausser  den  be- 
reits erwähnten  englischen  Kolonieen  nament- 
lich Japan  zu  nennen,  wo  diese  Ein- 
richtung bereits  seit  lS7"i  besteht.  In  den 
V  e  reinigt  e  n  S  t  a  a  t  e  n  ist  ihre  Ein- 
führung seit  1SS»I  mehrfach  in  den  Be- 
richten  des  Generalpostmeisters  empfohlen, 
aber  bisher  anscheinend  durch  wider- 
strebende Inleivsseu  verhindert  worden. 

8.  Verhältnis  zu  den  Privat8|mr- 
kassen.  Wie  bei  den  Postsparkassen,  so 
ist  auch  bei  Errichtung  der  Privatsparkasr>eii 
beinahe  überall  der  Zweck  dahin  gerichtet 
gewesen,  durch  Ansammlung  und  Ver- 
zinsung k  1  e  i  n  e  r  1  lotrüge  < leu  Pub  e  - 
mittel  ten  zur  Zurücklegung  von  Er- 
sparnissen behilflich  zu  sein.  Für  die 
älteren  deutschen  Sparkassen  pflegt  dieser 
Zweck  in  den  Statuten  deutlicii  ausge- 
sprochen zu  sein:  die  Sjiarkasso  in  Olden- 
burg (17S(i)  ist  im  Zusammenhange  mit  der 
Kegel i mg  des  Landarmenwe-oris  errichtet : 
die  Hamburger  Sjtarkasse  ( 1 7S7)  ist  ge- 
gründet zum  Nutzen  geringer  fleissiger 
Personen  ImmiIi.t  b-i  Geschlechts,  als  Dicnst- 
\  boten,  Tagelöhner.  Handarbeiter.  Seeleute 
etc..  um  ihnen  Gelegenheit  zu  geben,  auch 
bei  Kleinigkeiten  etwas  zurückzulegen 
i  Ebenso  betont  das  preussische  Sparkassen- 
;  i-eglement  vom  12.  Dezeml»er  1s:$n  (G.  S. 
'  IN!)!»,  S.  .">),  dass  die  Einrichtung  .-eilst 
hauptsächlich  auf  das  Bedürfnis  der  armereu 
Klasse,  welcher  Gelegenheit  zur  Ansamm- 
lung kleiner  Ersparnisse  gegeben  werden 
soll,  berechnet  sei.« 

Wenn  man  sich  in  England,  dem  klassi- 
:  sehen  Linde  des  Seif  Government,  zur  Er- 
:  richtung  von  Postsparkassen  entschloss,  >o 
i  war  ilafür  die  Lebei-zeugung  massgebend,  dass 
«lie  bestehenden  Privatsparkassen  (Tiustee.s 
Savings  hanks)  nicht  imstande  seien,  den 
rnbemittelten  genügende  Gelegenheit  zur 
Nir'<lerlegung  kleiner  Ersjiarnis>o  zu  bieten. 
Die  oben  angeführte  Schrift  von  W.  Sikes 
hatte  für  die  Begründung  einer  einheitlichen 
Staatssparkasse  unter  Mitwirkung  der  Post- 
!  anstalten  vorzugsweise  geltend  gemacht,  dass 
I  die  Einlagen  bei  sämtlichen  Sparkassen  des 
i  Lindes  sich  innerhalb  der  Jahre  lslü— 1S.">S 


nur  um 


7,.*°,'o 


vermehrt  hatten,  und  dass 
an  diesem  unverhältnismäßig  langsamen  An- 
wachsen der  Ersparnisse  die  geringe  Zahl, 
die  ungleiche  Verbreitung  und  die  unge- 
nügende Zugänglichkeit  der  Sparkassen  die 
Hauptschuld  trage.  Das  englische  Gesetz, 
durch  welches  die  Postsparkassen  ins  Leben 
gerufen  wurden,  war  betitelt:  >an  Act  to 


')  Vgl.  (hm  Spurkassen wesen  in  Deutschland, 
herausgegeben  vom  Centraiverein  in  Preußen 
für  «bis  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  (bearbeitet 
von  .Schmidt  und  Brämerh  Berlin  1^54, 
S.  565,  64!'. 
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graut  additional  facilities  for  depositiug 
smal  savings  at  interest« :  es  bezeichnete 
also  als  Zweck  der  neuen  Einrichtung,  ver- 
mehrte Erleichterungen  für  die  Ansamm- 
lung kleiner  verzinslicher  Ersparnisse  zu  ge- 
währen ;  nicht  an  die  Stelle  der  vorhandenen 
Sparkassen  sollto  sie  treten,  sondern  neben  I 
ihnen  für  den  beiden  gemeinsamen  Zweck  | 
wirksam  sein.    Dieser  ergänzende  Cliarakter  j 
der  Postsparkassen  ist  überall  da,  wo  be- 
reits vor  ihrer  Errichtung  Sparkassenein- 
richtungen vorhanden  waren,  namentlich  in 
Italien,  Frankreich  und  Oesterreich,  festge- 
halten   und   auch    gesetzlich    durch  Be- 
schränkung der  Einlagen  im  ganzen  und 
innerhalb  bestimmter  Zeiträume  zum  Aus- 
druck gebracht  worden.   Der  Höchstbetrag 
der  Einlage  bei  den  Postsparkassen  ist  fest- 
gesetzt in  England  auf  150  £  im  ganzen, 
:J0  t  im  Jahre,  in  Italien  auf  2000  Lire  im 
ganzen,  1000  Lire  im  Jahre,  in  Oesterreich 
auf  1000  Gulden  im  ganzen,  300  Gulden  im 
Jahre.    Der  Versuch,  den  die  englische  Re-  ■ 
gierung  im  Jahre  1887  machte,  den  Meist-' 
betrag  der  jährlich    zulässigen   Postspar- j 
kasseneinlagen  zu  erhöhen,  scheiterte  an  dem  j 
Wideretande  des  Parlaments,  welches  die 
subsidiäre  Stellung  der  Postsparkassen  bei- 
behalten und  keine  Acnderung  zu  Ungunsten 
der  Privatsparkassen  herbeiführen  wollte. 
Aus  dem  gleichen  Grunde  ist  fflr  die  Post- 
sparkassen meist  ein  geringerer  Zinssatz  als 
für  die  Privatsparkassen  gesetzlich  vorge- 
schrieben. 

Seit  der  Einführung  der  Postsparkassen 
ist  die  Thätigkcit  der  Privatsparkassen  nur 
in  England  eine  geringere  geworden.  Dies 
beruht  auf  der  schon  vorhin  berührten 
mangelhaften  Einrichtung,  wonach  der  Staat 
in  England  für  die  Geschäftsführung  der 
Ortssparkassen  moralisch  haftet,  ohne  doch 
auf  ihre  Verwaltung  ausreichenden  Einfluss 
ausüben  zu  können.  Die  Uebertragung  von 
Spareinlagen  ans  den  PrivatsjKirkassen  in 
die  Postsparkasse  ist  deshalb  in  England 
gesetzlich  thunlichst  gefördert  worden,  und  j 
es  hat  demzufolge  die  Zahl  und  der  Wir-  \ 
kungskreis  der  Ortssparkassen  abgenommen,  i 
In  allen  anderen  lindern  ist  die  Wirksam-  i 
keit  der  Ortssparkassen  durch  die  Postspar- 
kassen nicht  beeinträchtigt  worden ;  insbe- 
sondere wird  dies  von  Frankreich,  Italien  | 
und  Oesterreich  bezeugt.  Durch  den  Betrieb 
der  Postsjiai  kassen  sind  vielmclir  auch  die 
Ortssparkassen,  in  diesen  Ländern  wie  ander- 
wärts, zu  einer  nachhaltigen  Verbesserung 
ihrer  Einrichtungen  durch  Vermehrung  der 
Sparstellen  und  ihrer  Zugänglichkeit,  Ein- 
führung von  Pfennig-  und  Schulsparkassen, 
Sparmarken  u.  dgl.  mehr  angeregt  worden. 

4.  Einwondungen  gegen  die  P.  In- 
dem der  Staat  sich  mit  der  Ansammlung 
von  Sparbeiträgen  befasst,  tritt  er  in  ein 

er  Staauwinensütoftan. 


Schuld  Verhältnis   zu   den   Einlegern,  das 
durch  Kündigung  der  Einlagen  jederzeit, 
meist  mit  kurzen  Rückzahlungsfristen,  ge- 
löst werden  kann.    Er  nimmt  durch  die 
Fürsorge  für  sichere  und  zugleich  auskömm- 
liche Anlage  der  Sparkapitalien  eine  seinem 
Wirkungskreise  sonst  fremde  Verantwort- 
lichkeit auf  sich  und  greift  als  Anbietender 
in  das  Treiben  des  Kreditmarktes  mit  ein. 
Sieht  man  vou  den  Bedenken  ab,  die  auf 
der  doktrinären  Abneigung  gegen  jede  Er- 
weiterung der  Staatsthätigkeit  beruhen,  so 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  aus  der 
Einrichtung  der  Postsparkassen  sich  erge- 
benden Kreditverhältnisse  des  Staats 
nach  der  passiven  wie  nach  der  aktiven 
Seite  hin  Anlass  zu  Einwendungen  dar- 
bieten.   Das  schrankenlose  Eingehen  von 
Schulden  ist  mit  den  Voraussetzungen,  an 
welche  die  Eingehung  von  Schuldverbind- 
lichkeiten des  Staates  zur  Sicherung  des 
Staatskredits  wie  zur  Wahrung  der  Rechte 
der  Ijandesvertretung  sonst  mit  Recht  ge- 
bunden ist,  nicht  leicht  in  Einklang  zu 
briugen ;  es  birgt  überdies  durch  die  Mög- 
lichkeit der  Rückforderung  mit  kurzer  Kün- 
digungsfrist für  politische  oder  kommerzielle 
Krisen  die  Gefalir  eines  allgemeinen  An- 
dranges in  sich,  die  um  so  weniger  leicht 
zu  nehmen  ist,  als  derartige  mns  mit  Mo- 
menten zusammenzufallen  pflegen,  in  denen 
der  Staat  ohnedies  alle  Mittel  zusammen- 
zufassen, vielfach  auch  auf  seinen  Kredit 
zunickzugreifen  geuötigt  ist.  -    Die  Er- 
fahrung hat  indes  bewiesen,  dass  derartige 
Erschütterungen  des  Vertrauens  und  die 
ihnen  entspringenden  Stockungen  des  Geld- 
marktes von  kurzer  Dauer  sind,  wenn  ihnen 
durch  prompte  Befriedigung  des  ersten  An- 
dranges  aus  für   solche  Fälle  bereit  zu 
haltenden  Mitteln  begegnet  wird.  Verlusten 
bei  zeit  weiser  Entwertung  der  inländischen 
Werte  kann  durch  Anlegung  eines  Teils 
der  Spargelder  in  ausländischen  oder  Han- 
delseffektcn  vorgebeugt  werden.    Für  die 
Kreditbedürfdissc   eines  modernen  Gross- 
staates  bietet  die  Beschaffung  der  zur  Aus- 
zahlung der   zurückverlangten  Spargelder 
erforderlichen  Mittel  kein  erhebliches  Er- 
schwerungsmoment. —  Für  die  Anlegung 
der  Sparkapitalien  lassen  sich  auch  sonst 
Normen  aufstellen,  welche  die  aus  der  Be- 
teiligung des  Staates  am  Kreditmärkte  ent- 
springenden Bedenken  abzuschwächen  ge- 
eignet sind.    Der  Befürchtung  einer  allzu- 
grossen  Kapitalanliäufung  im  Centrum  des 
Lindes  kann  durch  Vorschriften  die  Spitze 
abgebrochen  werden,  welche  eine  annähernd 
gleichniässige  Berücksichtigung  des  Kredit- 
bedürfnisses der  verschiedenen  Landesteile 
1  sichern.    Dem  Eingreifen  in  den  Privat- 
hypothekenverkehr  lassen  sich  durch  vor- 
nelunliche   Befriedigung  kommuualer  An- 

VI.  12 
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leihen  zu  gemeinnützigen  Zwecken,  nament- 
lich Zwecken  der  Landeskultur,  angemessene 
Schranken  ziehen.  Hierdurch  wird  zugleich 
die  Besorgnis  vermindert,  als  wurde  den 
Ortssparkassen  durch  den  Mitbewerb  der 
Staatss]>arkapitalien  die  rnterbringuug  ihrer 
Gelder  erschwert. 

Der    hauptsachlichste    Einwand  getreu 


wissen :  ihre  Uelierschüsso  bilden  eine  nam- 
hafte Vcrmehrnug  der  zu  gemeinnützigen 
Zwecken  verwendbaren  Mittel  der  Gemein- 
den;  ihre  Verwaltung  wird,  vielfach  unter 
ehrenamtlicher  Mitwirkung  von  angesehenen 
Bürgern,  billig  und  unter  Berücksichtigung 
der  lokalen  Besonderheiten  geführt.  Da- 
gegen ist  die  Verteilung  der  Ortssparkassen 


die  Postsparkassen  wird  nach  einer  anderen ,  über  das  Reichsgebiet  eine  sehr  ungleiche. 
Richtung  im  Interesse  der  Ollssparkassen  Ncl>en  I^andesteilen  mit  sehr  entwickelten 


erhoben:  man  befürchtet  eine  Verkürzung 
oder  gar  eine  Aufsaugung  ihrer  Wirksam- 
keit, wenn  net»en  Ortssparkassen  die  privi- 
legierte Staatssparkasse  iu  Thätigkeit  tritt. 
Abgesehen  davon,  dass  die  Erfahrungen  des 
Auslandes  für  eine  derartige  Befürchtung 
keinen  Anhalt  bieten,  lässt  sich  die  drohende 
Konkurrenz,  welche  die  Interessenten  der 
Ortss]>arkassen  von  der  Errichtung  der 
Postsparkassen   tiesorgen,  durch  Beschrän 


Spareinrichtungen,  wie  namentlich  Sachsen, 
auch  Schleswig-Holstein  u.  a..  kommen  weite 
Bezirke  in  Ost-  und  Westpreussen,  iu  denen 
die  Sparer  durchschnittlich  mehr  als  10  km 
bis  zur  nächsten  Sparstelle  zurückzulegen 
haben:  im  Regierungsbezirk  Gumbinneu 
entfielen  (1882)  je  1221  qkm  und  59  S7t> 
Einwohner  auf  eine  Sparstelle,  während  im 
Regierungsbezirk  Düsseldorf  dies  bereits 
auf  -17   qkm   und   13  719  Einwohnei  der 


kung  des  Meistbetrages  der  Jahres-  und  j  Fall  war.  Dem  entsprechend  war  auch  die 
der  Gesamteinlage  der  Sparer,  durch  Fest-  Beteiligung  der  Bevölkerung  am  Sparet! 
Setzung  eines  geringeren  Zinsfusses,  Vor-  eine  ungemein  ungleiche.  Während  auf  je 
Schreibung  kürzerer  Kündigungsfristen  etc.  100  Einwohner  in  Schleswig-Holstein  21, 
ganz  erheblich  abschwächen.  Wer  Gelegen-  im  Regierungsbezirk  Magdeburg  19  Sparer 
heit  hat,  seine  Ersparnisse  zu  höherem  entfielen,  stellte  sich  dies  Verhältnis  in 
Zins  bei  einer  ausreichend  sicheren  Orts- 1  den  Bezirken  Marienwerder  auf  2,5,  Brom- 
sparkasse unterzubringen,  wird,  wie  sich  borg  auf  2  und  Gumbinnen  auf  1.5.  Zur 


dies  durch  die  vorhin  angeführten  That- 
sachen  über  das  Nebeneinanderwirken  der 
Orts-  und  Postsj>arkassen  in  Italien  vollauf 
bestätigt,  wahrlich  keinen  Anlass  haben,  die 
Postsparkasse  in  Thätigkeit  zu  setzen. 
Uebrigens  lässt  sich,  bei  aller  Anerkennung 
des  Wirkens  der  Ortssparkassen,  doch 
schwerlich  die*  Meinung  aufrecht  erhalten, 
dass  sie  einen  begründeten  Anspruch  auf 
Niederlegnng  der  Ersparnisse  der  Gemeinde- 
augehörigen hätten  und  dass  jeder  Wettbe- 
werb hierbei  von  vorn  herein  als  ein  Kin- 
griff in  wohlerworbene  Rechte  oder  gar  als 
eine  Gefälirdung  des  Gemeindeverbaudes 
anzusehen  sei.  Erkennt  der  Staat  eine 
wirksamere  Förderung  des  Sj»artriebes  bei 
den  unbemittelten  Klassen,  als  sie  durch 
die  Ortssparkassen  erreicht  wird,  als  eine 
seines  Eingreifens  bedürfende  soziale  Auf- 
gabe, so  ist  er  auch  berechtigt,  sich  ül>er 
die  lokalen  Interessen  hinwegzusetzen,  selbst 
wenn  sie  dabei  eine  Beeinträchtigung  er- 
führen. 

5.  Stand  der  Frage  in  Deutsehland. 

Das  Sparkassenwesen  hat  sich  in  Deutsch- 
land auf  autonomen  Grundlagen  entwickelt 
und  trägt  die  Vorzüge,  aber  auch  die  Mängel 


Ausgleichung  dieser  weitgehenden  Ver- 
schiedenheiten, welche  in  den  Unterschieden 
der  wirtschaftlichen  Lage  der  einzelnen 
Teile  des  Reichsgebietes  eine  ausreichende 
Begründung  nicht  finden,  war  von  der 
Reichspostverwaltung  bereits  im  Jahre  1878 
die  Einführung  der  Postsparkassen  in  Vor- 
schlag gebracht  worden.  Doch  gelang  es 
erst  im  Jahre  1884,  die  mannigfachen 
finanziellen  und  politischen  Bedenken  zu 
überwinden,  welche  sich  in  Deutschland, 
sowohl  aus  den  staatsrechtlichen  Besonder- 
heiten der  Reichs  Verfassung  als  bei  der 
Ausbreitung  und  Wirksamkeit  der  ()rtss|«ar- 
kassen.  diesem  Vorschlage  mit  1/ebhaftig- 
keit  und  Ausdauer  entgegenstellten.  Als 
der  Entwurf  eines  Reichspostsparkassenge- 
setzes,  nach  Zurücklegung  der  übrigen  Vor- 
stadien, im  Januar  1885  im  Reichstage  zur 
Beratung  kam  '),  wurde  er  als  ein  Glied  in 
der  Reihe  der  sozialpolitischen  Massnahmen 
gekennzeichnet,  mittelst  deren  die  verbün- 
deten Regierungen  in  Ausführung  der  durch 
die  kaiserliche  Botschaft  vom  17.  November 
lssi  vorgezeiehneton  Ziele  die  Hebung  des 
Wohls  der  arbeitenden  Klassen  anstreben 
und  die  Irrlehren  der  Sozialdemokratie  auf 
dieses  Ursprungs.  Die  grösstenteils  von  j  jKJsitiveni  Wege  zu  bekämpfen  suchen.  In 
den  Genieindeverwalt untren  errichteten  und 


betriebenen  Ortssparkassen,  die  von  den 
Kreisen  und  anderen  Korporationen  ins 
Jioben  gerufenen  Bezirkssjwrkassen  bilden 
wichtige  Faktoren  des  lokalen  Kredits, 
dessen  Bedürfnissen  sie  sich  vermöge  der 
nahen    örtlichen    Beziehungen  anzupassen 


',  Steil.  Berichte  des  Reichstags  188485. 
Der  Entwurf  Aul.  Bd.  5,  S.  309  ff.  Verhand- 
lungen: Bd.  2,  S.  793  ff.  Koimuissionslierieht 
Aul.  Bd.  S.  1107.  V«L  dazu  die  Beiuer- 
kuniren  von  L.  Elster  in  Jahrb.  f.  Xat.  u. 
Stüt  .  1H85,  S.  3ü3ff. 
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den  Motiven  war  darauf  hingewiesen,  dass 
sich  durch  die  Einführung  von  Postspar- 
kassen die  Zahl  der  in   Deutschland  be- 
stehenden   3<MM)    Sparstellen    mit  einem 
Schlage  um  O.jUO  vermehren  würde.  Die 
Einlagen   sollten,   mit   1    Mark  beginnend, 
auf  8<M)  Mark  für  den  einzelnen  Sparer  be- 
schränkt sein  und  mit  3°  o  verzinst  werden. 
Den  Bedenken  über  die  Centralisierung  der 
Sparkapitalien  war  dadurch  begegnet,  dass 
die  mit  ihrer  Anlegung  zu  beauftragende 
Behörde      es  war  dafür  unter  Oberaufsicht 
der  Reichsschuldenverwaltung  die  Verwal- 
tung des  Reichsinvalidenfonds  in  Aussicht 
genommen  —  verpflichtet  sein  sollte,  einen 
Teil  des  Fonds  den  Landesregierungen  zur 
Ausleihung  auf  Hyj)otheken,  ferner  an  kom- 
munale Verbände  insbesondere  zur  Forde- 
rung der  Landeskultur,  endlich  an  Kom- 
munal Sparkassen   auszuleiheu.     Es  gelang 
den  Vertretern  des  Entwurfs  jetloch  nicht, 
die    Mehrheit    der  Reiehstagskommission, 
welcher  der  Entwurf  zur  Vorberatung  über- 
wiesen war,  davon  zu  überzeugen,  dass  die 
Befürchtung,  es  würde  durch  die  Errichtung 
der  Postsparkassen  eine  Inxlrohliche  Kon- 
kurrenz für  die  deutschen  OrtsSj>atkasset) 
geschaffen  werden,  eine  unbegründete  ist. 
Neben  dieser  Befürchtung  wirkten  andere 
jiolitische  und  soziale  Beweggründe  gegen 
die  Vorlage;  einerseits  die  doktrinäre  Ab- 
neigung gegen  jede  Erweiterung  der  Staats- 
thätigkeit,  andererseits  der  Widerwille  gegen 
eine  Kräftigung  des  Reichs,  endlich  die  be- 
wusste  Gegnerschaft  der  Sozialdemokratie 
gegen  eine  Vorlage,  welche  sich  gegen  die 
Wurzeln  ihrer  Agitation  wendete.  Die  Ver- 
einigung dieser  (legeninteressen  brachte  es 
zu  stände,  dass  das  Princip  des  Entwurfs, 
die  Errichtung  selbständiger  Postsparkassen, 
von  der  Mehrheit  der  Kommission  abge- 
lehnt wurde.   Statt  dessen  wurde  von  der 
Kommission  beantragt,  die  verbündeten  Re- 
gierungen zur  Vorlegung  eines  Gesetzent- 
wurfs aufzufordern,  kraft  dessen  die  Post- 
verwaltung ihre  Mitwirkung  bei   den  be- 
stehenden Sparkassen  eintreten  zu  lassen 
habe.    Da  diese  Beschlüsse  der  Kommis- 
sion keine  Aussicht  auf  Annahme  des  Ent- 
wurfs im  Plenum  übrig  Hessen,  die  ver- 
bündeten Regierungen  aber  sich  von  einer 
Verbindung  der  Postanstalten  mit  den  be- 
stehenden SjKirkassen  nach  den  in  anderen 
I*äudern  gemachten  Erfahrungen  einen  Er- 
folg für  Förderung  des  Sparsinns  nicht  ver- 
sprechen konnten:  so  wurde  auf  Weiterbe- 
ratung der  Vorlage  verzichtet    Die  Erwar- 
tung, dass  ihre  Wiederaufnahme  bald  er- 
folgen würde,  ist  nicht  in  Erfüllung  gegangen  ; 
vielmehr  ist   in  der  seitdem  verflossenen 
Zeit  die  Posts|»arkassen  frage  in  Deutschland 
völlig  iu   den  Hintergrund  getreten,  weil 
das  Rei<m  durch  die  Einführung  und  Aus- 


I  blidung  des  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und 
i  Invalidenversicherung  vor  anderweite  sozial- 
i  politische  Aufgaben  zur  Hebung  des  Wohls 
Mer  arbeitenden  Klassen  von  weitgehendstem 
I  Umfange  gestellt  worden  ist.   Audi  hat  in- 
zwischen sowohl  die  Zahl  der  <  »rtssparkassen 
i  in  Deutschland  als  die  Nachhaltigkeit  ihres 
J  Wirkens  durch  Vermehrung  der  Sparstellen, 
i  stärkere  Uebcrtragbarkcit  der  Einlagen  von 
1  einer  Kasse  zur  anderen,  Verbindung  mit 
Schul-,   Fabrik-.   Berufs-  und  Pfennigspar- 
kassen sowie  durch  Ausgabe  von  Sparmarken 
unverkennbar  eine  namhafte  Steigerung  er- 
fahren, der  auch  die  sehr  beträchtliche  Aus- 
dehnung des  Sparens  in  Deutschland  ent- 
spricht. Nichtsdestoweniger  ist  eine  weitere 
Verbesserung   der  deutsehen  Spateinrich- 
tungen dringend  erwünscht,  und  sie  könnto 
durch   die    Einführung   der  im  Auslande 
überall  bewährt  befundenen  Postsparkassen 
auch  in  Deutschland  in  einem  Umfange  er- 
reicht werden,  der.  ohne  die  Wirksamkeit 
der  Ortss[»arkasseu  zu  beeinträchtigen,  sie 
in  der  Ansainmlur.g  kleiner  Ersparnisse, 
auf  welche  es  für  die  sittliche  liebung  der 
Bevölkerung  am  meisten  ankommt,  auf  das 
kräftigste  zu  unterstützen  und  zu  entlasten 
geeignet  ist. 

ü.  Statistische  Uebersicht.  Nach  den 
Angalien  des  unermüdlichen  Vorkämpfers 
der  Sparkassen,  A.  de  Malarce  in  seiner 
Histoire  generale  des  Caisses  d'ejwirgue 
(1898)  bestanden  Ende  1897  Postsparkassen 
in  11  europäischen  Staaten,  14  britischen 
und  2  französischen  Kolonieen,  in  Japan, 
Uawa'f  und  in  der  Südafrikanischen  Repu- 
blik. Diese  :$U  Posts[>arkasseneinriehtungen 
zählten  zusammen  21  Millionen  Einleger. 
Von  den  11  eurnjtfischcn  Postkassen  halien 
Bulgarien  und  Rumänien  Berichte  nicht 
veröffentlicht.  Den  Stand  der  übrijjen 
ein 

Ende  1H!)7.  ergiebt' 
auf  S.  180. 

7.  Der  Chockverkchr  der  österreichi- 
schen P.  In  Erweiterung  ihrer  Aufgabe, 
die  Ansammlung  kleiner  Ersparnisse  zu  er- 
leichtern, und  um  durch  Erlangung  höherer 
Einlagen  ein  günstigeres  Finanzergebnis  zu 
erzielen,  ist  die  Leitung  der  österreichischen 
Postsparkasse  bald  nach  deren  Errichtung 
dazu  ültergegangen  (Oktober  1K83),  die  Aus- 
zahlung von  Anweisungen  auf  das  Guthaben 
der  Sparer  zu  übernehmen  und  zu  diesem 
Zwecke  Bücher  mit  Anweisungsblanketten 
auszugeben.  Diese  Einrichtung  wurde  dem- 
nächst (1.  Dezember  1883)  darin  vervoll- 
ständigt, dass  auch  Einzahlungen  auf  das 
Sparguthaben  auf  Grund  von  Erlagsschcinen, 
die  ebenfalls  in  Buchform  ausgegeben  wur- 
den, und  ohne  Vorweisung  des  Sparkassen- 
buches angenommen  wurden.  Der  hier- 
durch eröffnete  Check  verkehr  hatte  den  E>- 

12* 


europäischen  Postsjtarkasseti.  meistens  vom 
Ende  1H!>7.  ergiebt  die  uaclistehende  Tal*?Uc 
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folg,  dass  die  Einlagen  der  Postsparkasse, 
weiche  1883  in  der  Zahl  von  1820756  nur 
deu  Gesamtbetrag  von  8,1  Millionen  Gulden 
erreicht  liatten,  im  Jahre  1884  zwar  in  der 
Zahl  auf  1 490  577  fielen,  aber  im  Gesamt- 
betrage von  56,5  Millionen  stiegen,  so  dass 
die  Durchschnittseinlage,  welche  Ende  1883 
nur  4  Gulden  49  Kreuzer  betragen  hatte, 
sich  Ende  1884  bereits  auf  37  Gulden  66 
Kreuzer  belief.  Der  Checkverkehr  der 
österreichischen  Postsparkasse  ist  alsdann 
mit  grosser  Sorgfalt  ausgebildet  worden  und 
hat  durch  das  G.  v.  19.  November  1887 
eine  gesetzliche  Regelung  erfahren,  der  zu- 
folge der  Checkverkehr  m  der  Verwaltung 
und  den  Hechnungen  von  dem  Sparverkehr 
getrennt  zu  halten  ist.  Den  Teilnehmern 
am  Checkverkehr  ist  aber  für  den  Verkehr 
des  Postsparkassenamtes  die  gleiche  Porto-, 
Steuer-,  Stempel-  und  Gebuhrenfreiheit  zu- 
gesichert wie  den  Teilnehmern  am  Spar- 
verkehr, und  die  Posianstalten  haben  für 
beide  Arten  des  Verkehrs  in  gleicher  Weise 
ihre  Dienste  zu  leisten. 

In  seiner  jetzigen  Ausdehnung  können 
Einzahlungen  auf  das  Guthaben  der  beim 
Checkverkehr  beteiligten  Contoinhaber  ge- 
leistet werdeu  mittelst  Erlagssehcines,  welche 
an  die  Checkbuchbesitzer  in  Heften  von  10, 
20,  50  und  100  Stück  zum  Preise  von 
1  Kreuzer  das  Stuck  ausgegeben  werden; 
ferner  durch  Uebertragung  von  Postan- 
weisungsbeträgen, indem  auf  Verlangen  der 
Inhaber  die  für  sie  ankommenden  Postan- 
weisungen an  das  Postsparkassenamt  in 
Wien  gesandt  und  von  diesem  einkassiert 
werden ;  sodann  durch  Gutschrift  des  Er- 
löses fälliger  Coupons  von  österreichischen 
Staatspapieren ,  deren  Einziehung  ebenfalls 
durch  das  Postsparkassenamt  bewirkt  wird, 
endlich  durch  L'ebertragung  von  einem 
Conto  zum  anderen  auf  Clieeks  im  Clearing- 
verkehr. Die  Hilekzahlungen  können  bar 
auf  Kassenchecks  oder  auf  Zatduugsan- 
weisungen,  ferner  durch  Ausstellung  von 
Postanweisungen,  durch  Uebertragung  auf 
andere  Guthaben,  durch  Ueberweisuug  an 
Steuerkassen,  endlich  durch   Ankauf  von 


Staatsj»apieren  für  Rechnung  des  Contoin- 
habers erfolgen.  An  Gebühren  werden  für 
jede  Operation  ohne  Unterschied  des  Be- 
trages 2  Kreuzer  sowie  ferner  für  jede 
Lastschrift  eine  Provision  von  einem  Viertel 
!  pro  Mille,  und  zwar  durch  Abschreiben 
vom  Conto  des  Gebührenpflichtigen,  er- 
hoben. Die  Guthaben  der  Inhaber  werden 
mit  2°.o  verzinst. 

Nach  dem  16.  Berichte  der  österreichi- 
schen Postsf>arkas.se  für  1899  hat  ihr  Cheek- 
verkehr*  einen  sehr  bedeutenden  Umfang 
erreicht.  Es  sind  an  demselben  40271  Teil- 
nehmer mit  einem  Giroguthaben  von  rund 
1 12  1 2  Millionen  Gulden  beteiligt ;  das 
Durchschnittsguthaben  jedes  Teilnehmers 
belief  sich  auf  2782  Gulden.  Der  Jahres- 
umsatz erreichte  die  ansehnliche  Höhe  von 
4,7  Milliarden  Gulden,  wovon  1,7  Milliarden 
oder  37,6  (Vo  im  Clearingverkehr,  also  ohne 
Barmittel,  abgewickelt  wurden.  Unter  den 
Contoinhabern  befinden  sich  zahlreiche  Kauf- 
leute  und  Fabrikanten,  daneben  Bankin- 
stitute, Brauereien,  Gewerbetreibende,  Advo- 
katen :  kui-z  eine  Kundschaft,  die  von  der- 
jenigen der  Sparkasse  erheblich  abweicht 
und  denjenigen  Kreisen  sich  nähert,  aus 
denen  die  Klientel  der  Girobanken  sich  zu- 
sammenzusetzen pflegt. 

Die  starke  Frequenz  dieses  Verkehrs  ist 
bei  den  in  die  Augen  springenden  Vor- 
teilen, welche  dio  Einrichtung  den  Be- 
teiligten gewählt,  leicht  begreiflich.  Geld- 
übermittelungen,  welche  die  Post  sonst  im 
Wege  der  Postanweisung  oder  des  Postauf- 
trages zu  einer  nach  dem  Wertbetrage  ab- 
gestuften Gebühr  besorgt,  können  im  Check- 
verkehr des  Postsparkassenamtes,  welchem 
die  Postanstalten  ihre  Dienste  unentgeltlich 
zu  leisten  haben,  natürlich  weit  billiger  be- 
wirkt werden.  Die  Gründe,  aus  denen  der 
Staat  im  Interesse  der  am  Checkverkehr 
vorzugsweise  beteiligten  bemittelten  Klassen 
die  Besorgung  des  sonst  den  Banken  über- 
ladenen Checkverkehrs  unter  seine  Auf- 
galien  aufgenommen  liat,  sind  aus  den  amt- 
lichen Berichten  nicht  mit  hinreichender 
Klarheit  zu  entnehmen.    Anerkannt  wird, 
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auch  seitens  derer,  welche  in  der  Dar- 
stellung dieses  Verkehre  vorzugsweise  die 
dem  allgemeinen  Geldumlauf  daraus  er- 
wachsenden beträchtlichen  Erleichterungen 
ins  Auge  fassen,  dass  der  Checkverkehr  mit 
der  eigentlichen  Aufgabe  der  Postsparkasse, 
die  Ansammlung  kleiner  Ersparnisse  zu  be- 
fördern, in  keinem  Zusammenhang  steht 
und  dass  er  einen  von  dem  Wirkungskreise 
einer  Sparkasse  an  sich  getrennten  Dienst- 
zweig bildet,  dessen  Einführung  demgemäss 
neuerdings  auch  von  solchen  Postverwal- 
tungen angestrebt  wird,  welche  Postspar- 
kasseneinrichtungen  nicht  besitzen. 

Litteratur:  William  Turins,  History  •>/ 
Bank«  for  Saringt  in  Oreat  Britain  and  Ire- 
land,  including  u  füll  aemunt  of  the  «rigin  und 
progress  of  Mr.  Oladstonc's  financinl  mmsurxs 
Jor  I\*sl  Office  Sarings  Hank»,  (iovernment 
Annuiiies  and  (Jorernment  Life  Insnnince, 
lAtndon  1806.  —  Origin  und  Progress  of  the 
System  of  I\>st  Office  Sa  ring»  Banks,  lAmdon 
1871  (nun  englischen  litneralpnstamt  veröffent- 
licht« Sammlung  der  auf  die  englischen  P«st- 
Sparkassen  bezüglichen  Aktenstücke).  —  P.  D. 
Fischer,  Die  englischen  Postsparkassen,  in  Jahr- 
bücher f.  An«,  u.  Stal.  XVI,  1871,  S.  374—415. 

—  Aug.  de  Molare*,  Ktude  de  Irgislation 
comparce  sur  les  caisses  d'rpargne  pur  les 
posles  rn  Angleterrr,  en  Beigigue,  m  Italic,  en 
Ifoliande  et  en  France,  Paris  1880.  —  Luütc. 
KMer,  Die  Pbstsjtarkassen.  Ein  Vorschlug  tue 
Einführung  derselben  in  Deutschland,  Jena  1881. 

—  v.  Scheel,  IHr  Encerbseinkünfte  des  .Staats, 
in  Schönberg  III,  1,  S.  04.  —  Karl  Leih, 
Das  l\>»l*parkassemrescn  und  seine  Enlirickclung, 
in  der  ZciUchr.  f.  Vi.lksw.,  SdsuiIjkiI.  ti.  Venr. 
Bd.  IX,  S.  2 41  ff.,  -U7ff.  —  Th.  Laven,  in 
Schmollers  Jahrb.  X,  S.  Jtioff.  —  Ed.  Toblsch, 
Der  Check-  und  f'learingrerkehr  des  Österreich. 
Postsparkassrnamts,  in  Jahrb.  f.  Xat.  «.  Sttü. 
UX,  189»,  S.  Iß.  —  Berth.  Michael,  Sjuir- 

und  Checkrerke.hr,  Berlin  1H9S. 
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I.  Allgemeine  Theorie  des  Preises. 

I.  Wesen  des  Preises.  Möglichkeit 
und  Aufgaben  der  Theorie  des  Preises. 
Abgrenzung  des  Untersuchungsge- 
bietes.  II.  Die  Preisbildung.  1.  Die 
Festsetzung  der  höchsten  nnd  mindesten  Be- 
träge durch  Käufer  und  Verkäufer.  2.  Ver- 
arbeitung der  Höchst-  und  Mindestbeträge  zum 


Preise.  3.  Die  an  der  Preisbildung  beteiligten 
Interessentengruppen.  Die  Preisbildung  im 
Gross-  und  Kleinverkebre.  Der  Zusammenhang 
der  Preise  der  Güter  erster  und  höherer  Ord- 
nung. 4.  Die  Produktionskostentheorie.  5.  Mono- 
polpreise. 

Wesen  des  Preises.  Möglichkeit  nnd 
Aufgaben  der  Theorie  des  Preises. 
Abgrenzung  des  rntersuchungsgebietes. 

Die  Menge  an  Gütern,  dio  man  im 
Tausche  für  ein  Gut  empfängt,  nennt  man 
dessen  Preis :  da  neben  Veräusserungen  von 
Sachgfltern  rebertragungen  von  Nutzungen 
an  wirtschaftlichen  Gütern,  von  Fordeningen, 
Vermögensrechten  auderer  Art,  von  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  und  Aussichten 
vorkommen  und  Arbeit  für  fremde  Zwecke 
verrichtet  witd,  so  werden  auch  hierfür 
Preise  vereinliart ;  alle  diese  wirtschaftlichen 
Weil*-  können  Preise  sein,  und  der  Preis  ist 
allgemein  die  für  übertragene  oder  flber- 
lassene  wirtschaftliche  Werte  festgesetzte, 
in  ebensolchen  bestehende  Gegenleistung. 
Da  in  der  Volkswirtschaft  die  Veräussening 
von  Sachgfltern,  die  Uebertragung  von  Gflter- 
nutznngen.  von  Forderungen  u.  s.  w.  ge- 
wöhnlich gegen  Geld  erfolgt,  so  nennt  man 
die  für  diese  wirtscliaftliehen  Werte  als 
Gegenleistung  festgesetzten  Geldbeträge  ihren 
Preis.  So  spricht  man  vom  Preise  des 
Weizens,  der  Arbeit ,  der  Nutzung  eines 
Kapitalsgutes ;  es  ist  aber  nicht  sprachge- 
bräuchlich, die  mit  einer  Geldsumme  käuf- 
liche Menge  von  wirtschaftlichen  Werten 
ihren  Preis  zu  nennen;  man  denkt  nicht 
an  die  Tauschverhältuisso  des  Geldes,  wenn 
man  vor.  seinem  Preise  spricht. 

Die  Gestaltung  der  Preise  ist  bei  der 
Herrschaft  der  gesellschaftlichen  Arbeits- 
teilung für  die  Wirtschaften  von  grösster 
Bedeutung :  die  meisten  Güter  werden  für 
den  Verkauf  produziert,  und  von  den  Preisen 
der  Produktionsfaktoren  und  der  Produkte 
hängt  das  Gedeihen  der  Produktionsunter- 
nehmungen  ab;  für  weite  Kreise  ist  der  Preis 
der  im  fremden  Dienste  geleisteten  Arbeit, 
der  Preis  der  Kapital-  und  Bodennutzung 
von  Bedeutung,  der  Haushalt  hat  mit  den 
Preisen  der  Verbrauchs-  und  Gebranchs- 
güter zu  rechnen.  Die  Kenntnis  und  das 
Verständnis  dieses  Gebietes  zu  vermitteln, 
ist  eine  der  Hauptaufgaben  der  Volkswirt- 
schaftslehre. Der  Stoff  wird  zweckmässig 
in,  den  Besonderheiten  der  einzelnen  Preisge- 
staltungsarten angepas8len  Teilen  behandelt: 
so  wird  der  Preis  der  Arbeit,  der  Kapital- 
nutzung und  der  Bodennutzung  besonders  dar- 
gestellt. Daran  wird  auch  in  diesem  Werke 
festgehalten  und  ich  kann  auf  dessen  ein- 
schlägige Abhandlungen  verweisen.  An  dieser 
Stelle  werden  die  Preisgestaltungen  der 
Sachgüter  erörtert. 
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IM  dio  weitere  Darstellung  der  theo- 
retisehen  Untersuchung  der  Saehgütorpreise 
gewidmet  ist,  so  siud  zunächst  die  Aufgaben 
der  Preist  hoorie  zu  umschreilion.  Di«.*  Samm- 
lung von  Preist  hat  sachen  wie :  die  Zusammen- 
stellung der  ans  der  entfernteren  Vergangen- 
heit ül. erliefert en  vereinzelten  Preise,  die 
systematische  Aufstellung  von  Preistabellen 
für  die  nähere  Vergangenheit  und  ihn«  fort- 
laufende Weiterfflhrung,  die  aus  diesen  er- 
mittelten gleichzeitigen  parallelen  oder  gegen- 
sätzlichen Preisbewegungen  verschiedener 
Gütorarten.  ferner  die  Verzeichnung  von 
Preisen,  die  r.ach  gewissen  besonders  wich- 
tigen Ereignissen  wie  technische  Fortschritte, 
ungewöhnliche  Ernteausfälle.  Krisen,  Ent- 
deckung reicher  EdelnietalUager  u.  dgl.  mehr 
sieh  orgeben  haben,  solche,  die  Feststellung 
bestimmter  Preisgestaltungen  nilein  lw> 
zweekende  Untersuchungen  gohöivn  in  die 
wissenschaftliche  I>ehre  vom  Preis,  alier 
nicht  in  die  Theene  des  Preises.  Diese 
utnfasst  vielmehr  die  Erforschung  de-,  Wesens 
des  Preises  und  die  Erklärung  der  Preis- 
erscheinungen ;  die  änsseivn.  für  die  Preise  als 
relevant  erkannten  Ereignisse  sind  in  ihren 
Wirkungen  auf  die  Menschen  zu  erfassen, 
denn  die  Preise  sind  nicht  aus  der  Aussen- 
welt,  sondern  aus  dem  Menschen  heraus  zu 
vergehen.  So  ist  die  Eivcheinung.  dnss  die 
Piei.se  steigen,  wenn  die  angebotene  Gütor- 
menge  abnimmt,  erklärt,  wenn  mau  weiss, 
dass  ein  Stück  aus  einem  verringerton  V« >r- 
mte  deshalb  hoher  bewerfet  werden  muss 
als  .  in  Stück  aus  einem  grösseren  Vorrate, 
weil  es  höheren  Nutzen  stiftet.  Ebenso  ist 
die  Erscheinung,  dass  Luxusartikel  einen 
hohen  Preis  halten,  verstanden,  wenn  man 
sich  klar  gemacht  hat,  wie  diejenigen,  welche 
diese  kaufen,  das  Geld  schätzen  und  wes- 
halb sie  es  so  und  nicht  anders  schätzen 
müssen. 

Tritt  man  doingemäss  an  die  Erkläning 
der  Preisbildung,  also  der  Festsetzung  des 
t|iiantitativen  Verhältnisses,  in  dem  die 
Güter  ausgetauscht  worden,  heran,  so  erhobt 
sieh  die  Frage,  ob  sämtliche  Preise  oder 
Gruppen  von  Preisen  sich  ständig  auf  Grund 
der  nämlichen  Erwägungen  bilden.  Ohne 
auf  das  Gebiet  der  hier  von  der  Unter- 
suchung ausgeschlossenen  Preisgestaltungen 
überzugreifen,  kann  bezüglich  der  Sachgüter- 
preiso  festgestellt  w  erden,  dass  solche  über- 
einstimmende Erwägungen  der  Beteiligten 
vorkommen.  Betrachtet  man  z.  B.  die  im 
freien  Verkehre  gebildeten  (leldpivi.se,  so 
kann  bezüglich  der  Käufer  festgestellt  wer- 
den, dass  in  der  überwiegenden  Mehrzahl 
der  Fälle  das,  was  für  ein  (int  an  Geld  ge- 
boten wird,  abhängt  von  dem  Nutzen,  mit 
dem  man  sieh  von  dem  zu  erwerbenden 
Gute  wie  von  dem  abzugeltenden  Golde  ab- 
hängig fühlt.    Gäbe  es  nun  bezüglich  der 


Schätzung  des  Nutzens  der  Güter  und  der 
Reihenfolge  der  Bedürfnisse  keine  Ueborein- 
stimmung  unter  den  Menschen,  würden  die 
Einzelnen  darin  nicht  nur  von  einander  ab- 
weichen, sondern  selbst  von  Fall  zu  Fall 
gegensätzliche  Entscheidungen  treffen,  so 
wäre  doch  trotz  dieser  willkürliehen  Nutzen- 
Schätzung  die  Theorie  der  Preisbildung 
möglich,  weil  das,  was  der  Einzelne  für 
ein  (int  bietet,  durch  einen  stets  fest- 
gehaltenen Urteilsgrund  bestimmt  wäre.  Al- 
lein so  different  ist  das  Verhalten  der  Men- 
schen gegenüber  den  (intern  nicht.  Die  ( ileich- 
heit  der  Menschen  in  physischer  Beziehung 
schafft  eine  gleiche  Grundunlagc  des  Bedürf- 
riiskreisos;  die  meisten  Menschen  sind  wegen 
des  geringen  zur  Güteransehaffung  ihnen 
verfüglwiren  Geldbesitzes  darauf  Iteschränkt, 
die  unabweislichen  Bedürfnisse  mit  gering- 
fügigen Tel  .erschreit  ungen,  gebietsweise  mit 
denselben  nach  dein  Stande  der  Technik 
verfügbaren  t Jüterarten,  ohne  viel  Auswahl 
zu  befriedigen.  Aber  auch  darüber  hinaus 
finden   wir  in  der  Ausgestaltung  des  Bo- 

.  dürfuiskreises  und  in  der  Auswahl  der  Be- 
fricdigungsmittel  im  grossen  und  ganzen 
mehr  reheivinstimmung  als  Willkür.  Be- 
trachtet mau  in  der  Volkswirtschaft  die 
Einzelnen  gebietsweise  nach  ihrem  Ein- 
kommen, ihrem  Berufe,  ihrem  Stande, 
so  wird  sich  trotz  mannigfacher  Be- 
sonderheiten doch   zeigen,  dass  in  diesen 

]  Gruppen  den  Bedürfnissen  eine  überein- 
stimmende Reihenfolge  gegeben  und  eine 
gleichartige  l^  beushaltnng  erzielt  wird.  Es 
kann  liier  weiter  erwähnt  werden,  dass  all- 
gemein das  wirtschaftliche  Intet  esse  an  den 
zuwachsenden  Mengen  einer  Güterart  ab- 
nimmt, dass  also  der  Nutzem  einer  Teil- 
menge oder  eines  Stückes  aus  einem  grösseren 
Vorrate  geringer  ist  als  der  aus  einem  ge- 
ringeren Vorrate.  Ist  die  Preisbildung  ein 
gesellschaftlicher  Prozoss,  ist  das  Angebot 
an  (tütern  ein  solches  für  viele  und  die 
Nachfrage  eine  solche  von  vielen,  so  wird 
die  Massenorsehcinung  der  Nachfrage  in 
ihren  quantitativen  Gestaltungen  gegenül>or 
den  verschiedeneu  Güterarten  richtig  auf- 
gefasst  als  das  Ergebnis  wirtschaftlicher 
Notwendigkeiten  und  der  übereinstimmenden 
Schätzung  der  Wichtigkeit  der  Bedürfnisse 

,  durch  die  meisten  Angehörigen  jeder  der 
genannten  Gruppen.  Auch  die  Verkäufer 
sind  in  der  überwiegenden  Mohrzahl  der 
Fälle,  ob  sie  Güter  abgeben,  die  für  sie 
Befriedigungsinittel  sind,  oder  Güter,  die 
sie  zum  Zwecke  des  Verkaufs  produziert 
oder  erworben  haben,  von  übereinstimmen- 
den Erwägungen  geleitet. 

Damit,  dass  es  sich  um  den  Tausch  wirt- 
schaftlicher Güter  handelt,  also  um  Güter, 
die  in  einem  dem  Bedarfe  nicht  entsprechen- 
den Ausmasse  vorhanden  sind,  ist  es  von 
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selbst  gegeben,  dass,  um  wieder  bei  den  frei 
gebildeten  Preisen  <ler  Guter  zu  bleiben, 
«las,  was  übertragen  und  empfangen  werden 
soll,  wirtschaftlich  gegen  einander  abge- 
wogen werden  muss.  In  diesem  Abwägen 
gehen  die  Einzelnen  ungleich  weit  ;  in  seiner 
vollen  Ausbildung  ist  es  nichts  weniger  als 
einfach:  jeder  Käufer  hat  auf  Grund  von 
wirtschaftliehen  Erwägungen  allein  festzu- 
stellen, was  er  für  ein  Gut  äusserst en  Falles 
noch  geben  «larf.  dann  hat  er  zu  ermitteln, 
oh  nach  der  Marktlage  das  Gut  unter  diesem 
.Maximum  käuflich  ist,  und  endlieh  auf  Grund 
des  niedrigsten  möglichen  Preises  zu  ent- 
scheiden, ob  er  den  Kauf  absehliessen  kann. 
Entsprechend   hat  jeder  Verkäufer  voran 


wichtige  Unterscheidung.    Neben  den  aus 
freier  Erwägung   der  Beteiligten  hervor- 
gehenden  Preisen,   bei   denen  jeder  Ver- 
käufer bestimmt,  was  er  noch  empfangen, 
und  jeder  Käufer,  was  er  noch  zahlen  darf, 
nelten  diesen  derart  seitens  der  Käufer  und 
|  Verkäufer  frei  gebildeten  Preiseii(Konkurrenz- 
'  und  Monopolpreisen)  sind  die  auf  obrigkeit- 
■  lieber  Anordnung  beruhenden  und  die  inner- 
halb gewisser  Verbände  festgesetzten  Preise 
wohl  zu  beachten. 

Die  Theorie  hat  nach  alledem  ihre  Auf- 
i  gälte,  die  l'reisei-scheinungen  zu  erklären, 
j  unter  sehr  komplizierten  Umständen  zu  er- 
füllet).   Die  Versehiedenartigkeit  der  Ent- 
stehung der  zu  untersuchenden  Thatsachen 


gehen.     In  der  Gesamtheit   dieser  Erwä-  maeht  eine  zweckmässige  Reihenfolge  der 


gungen  und  der  ihnen  entsprechenden  Hand- 
lungen besteht  die  Wahrung  des  grössten 
unnultelbaren  Tauschvorteils.  Dabei  winl 
v-im  Einzelnen  eine  nicht  geringe  Einsieht. 
Gründlichkeit.  Energie  und  Mühewaltung 
vorausgesetzt.  So  weit  gehen  aber  nieht 
alle  Käufer  und  Verkäufer,  und  diejenigen, 
die  s<>  weit  gehen,  thun  es  nicht  immer. 
Wenn  wir  in  vielen  Fällen  beobachten,  dass 


Einzeluutersuehungen  zur  Notwendigkeit. 
Vor  allem  ist  die  Aufmerksamkeit  den  so- 
genannten fivi  gebildeten  Preisen  zuzuwen- 
den. In  der  weit  überwiegenden  Mehrzahl 
dieser  Fälle  sind  die  an  der  Preisbildung 
Beteiligten  vom  Streben  geleitet,  einen  un- 
mittolUiron  wirtschaftlichen  Vorteil  durch 
den  Tausch  zu  erlangen.    Dem  Verständ- 


nisse dieser  Preisbildungen  nähern  wir  uns 
Käufer  und  Verkäufer  mit  der  grössten  Sorg-  auf  dem  Wege,  dass  wir  die  frei  gebildeten 
fair  feststellen,  was  sie  beim  Kaufe  an  Geld  ,  Preise  unter  der  Voraussetzung  zum  Gegen- 

an  Geld  i  stände  der  Untersuchung  machen,  dass  alle 


noch  geben  und  beim  Verkauft 
noch  empfangen  dürfen,  dass  sie  dann  nie 
Marktlage  genauestens  ergründen,  um  die 
niedrigsten  Einkaufs-  und  die  höchsten  Ver- 
kaufspreise aufzuspüren,  so  giel.it  es  daneben 
viele  Preisbildungen,  bei  denen  die  Be- 
teiligten zwar  auch  vom  Streben  nach 
Erlangung  eines  unmittelbaren  Tauschvor- 
teils geleitet  sind,  aber  doch  den  grössten 
solchen  Vorteil  sich  zu  sichern  unter- 
lassen. Zwischen  jener  vollkommenen  und 
«lieser  abgeschwächten  Form  wird  sich  das 
Abwägen  des  Gegelwnen  und  Empfangenen 
zumeist  bewegen.  Bei  dem  Unterlassen  der 
möglichen  einzelnen  Massnahmen  zur  Erzie- 
lung der  niedrigsten  Einkaufs-  und  der 
höchsten  Verkaufspreise  ergeben  sich  die 
mannigfachsten  Verschiedenheiten,  jedoch  er- 
eignen sich  solche  Unterlassungen  öfter  bei 
den  Käufern  als  bei  den  (meist  gewerbs- 
mässigen) Verkäufern.  Die  Erzielung  des 
grössten  Tausehvorteils  unterbleibt  in  vielen 
Fällen,  weil  den  Einzelnen  die  erforderliche 
Energie,  die  Neigung,  die  Zeit,  die  Mittel, 
die  wirtschaftliche  Macht,  die  leicht  erreich- 
bare Kenntnis  der  Gelegenheiten  günstiger 
Preiserzielung fehlen,  öderes  werden  bewusst, 
weil  die  Sitte  es  verlangt,  ferner  aus  Wohl- 
thätigkeits-,  Freundschafts-,  nationalen  oder 
konfessionellen  Gründen  höhere  oder  niedri- 
gere Preise;  als  die  leicht  erreichbaren  be- 
willigt.     Es  kommen  also  immer  gleich 


Beteiligten  den  grössten  unmittelbaren 
Tauschvorteil  zu  suchen  gesonnen  sind  und 
zu  erzielen  die  erforderliche  Einsicht  nnd 
Energie  besitzen.  Bei  diesen  Annahmen 
erseheint  der  Proisbildungsprozess  als  das 
Spiel  ausschliesslich  wirtschaftlicher  Be- 
strebungen und  der  Preis  als  das  reine  Er- 
gebnis derselben.  Das,  was  wir  demnach 
über  die  strengwirtschaftliche  Preisbildung 
erfahren,  erklärt  das  Entscheidende  an  jenen 
Preisbildungen  der  Wirklichkeit,  wo  allein 
solche  Personen  beteiligt  sind,  welche  be- 
rufsmässig dabei  den  grössten  Tauschvorteil 
zu  wahren  haben.  Da  die  Beobachtung  des 
weiteren  zeigt,  dass  die  Menschen  bei  den 
meisten  Preisbildungen  auf  ihren  eigenen 
»in mittelbaren  wirtschaftlichen  Vorteil  Be- 
tlacht nehmen,  wenn  sie  auch  den  grössten 
Tausch  vorteil  zu  erzielen  unterlassen  oder 
unterlassen  müssen,  so  ergiebt  sich,  dass 
die  Analyse  der  strengwirtschaftlichen 
Preisbildung  die  Kenntnis  der  wichtigsten 
und  am  häufigsten  vorkommenden  Bestim- 
mungsgriinde  des  Preises  vermittelt.  Dieser 
ersten  Untersuchung  der  Preisbildung  bei  der 
Annahme,  dass  die  dabei  Beteiligten  einzig 
von  dem  Motiv  der  Erzielung  des  gröss- 
ten Tauschvorteils  geleitet  sind,  folgen  dann 
die  der  eben  erwähnten  unwirtschaftlich  be- 
einflussten  Preise,  wobei  ihre  Ablenkungcu 
von  der  wirtschaftlichen  Mittellinie  zu  erklären 


zeitig  Preise  vor,  die  aus  den  verschieden-  sind.  Besondere  Untersuchungen  sind  den  Vor 
artigsten  Kombinationen  von  Bestimmuugs-  j  band-  und  den  obrigkeitlich  festgestellten 
gründen  hervorgehen.    Dazu  tritt  noch  eine  I  Preisen  zu  widmen,  wobei  gleichfalls  die 
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Kenntnis  der  strengwirtschaftlichen  Preis- 
bildung verwertet  werden  kann.  Die  unter 
berufsmässiger  Wahruogder  grössten  Tausch- 
vorteile sich  vollziehenden  Preisbildungen 
auf  den  Grosshandelsmärkten  und  im  Gross- 
verkehre bieten  selbst,  wie  kaum  besonders 
zu  erwähnen  ist,  vielfachen  Anlass  zu  spe- 
ziellen Untersuchungen. 

Hier  wird  von  diesen  zur  Preistheorie  ge- 
hörigen Aufgaben  allein  die  Erörterung  der 
strengwirtschaftlichen  Preisbildung  unter- 
nommen, auf  deren  grundlegende  Wichtig- 
keit hingewiesen  wurde;  es  wird  versucht, 
wie  man  es  genannt  hat,  »das  Gesetz 
des  einfachen  Grundphänomens*  zu  ent- 
wickeln. 

II.  Die  Preisbildung. 

1.  Die  Festsetzung  der  höchsten  und 
mindesten  Betrage  durch  Kaufer  und 
Verkäufer.  Der  Umsatz  der  Guter  wird 
in  der  Volkswirtscliaft  durch  Geld  ver- 
mittelt, die  Guterpreise  sind  Geldpreise; 
gewöhnlich  gestalten  sich  ferner  die  Um- 
stände bei  den  Kaufgeschäften  so,  dass  die 
Käufer  die  erworbene  Ware  selbst  nicht 
produzieren  können  und  dass  die  Verkäufer 
die  verkaufte  Ware  selbst  zu  gebrauchen 
nicht  imstande  sind.  Die  unter  diesen  Ver- 
hältnissen vorkommenden  Preisbildungen 
sind  zu  erklären,  es  sollen  jedoch  auch 
unter  anderen  Umständen  sich  ergebende 
Güterumsätze  erörtert  werden. 

Der  Preisbildung  gehen  voraus  Ent- 
Schliessungen jedes  Beteiligten  darüber, 
welches  quantitative  Verhältnis  der  gegen 
einander  auszutauschenden  Güter  er  noch 
aeoeptieren  würde.  Untersuchen  wir  die 
Grundlagen  dieser  Erschliessungen  unter 
der  Annahme,  dass  es  sich  um  den  Erwerb 
von  Gütern  handelt,  die  für  den  Erwerber 
unmittelbare  Hefriedigungsmittel  sind  und 
dass  er  dieselben  selbst  nicht  produzieren 
könne.  Man  findet  nun,  dass  der  Käufer  die 
zu  erwerbenden  Güter  zunächst  in  Bezug 
auf  ihren  Nutzen  prüft.  Er  wird  also  fest- 
stellen, mit  welcher  Bedürfnisbefriedigung 
er  von  dem  Gute  abhängig  ist.  Nun  ergiebt 
sich,  dass,  wenn  man  mit  einem  Bedürfnis 
auf  den  Vorrat  eines  Gutes  angewiesen  ist, 
die  einzelnen  Teilmengen  oder  Stücke  aus 
dem  Vorräte  nicht  den  gleichen  Nutzen 
schaffen.  Dies  beruht  auf  der  Thatsache, 
dass  die  successive  zur  Befriedigving  ver- 
wendeten Teilmengen  oder  Stücke  das  Be- 
dürfnis in  einem  immer  mehr  und  mohr 

S »sättigten  Zustande  antreffen,  also  für  die 
efriedigung  immer  gleichgilt igor  werden. 
Befriedigt  der  Vorrat  eines  Gutes  verschiedene 
ungleich  wichtige  Bedürfnisse,  so  werden 
nach  Massgabe  des  Vorrats  stets  die  wich- 
tigsten zur  Befriedigung  gebracht,  aber  ein 
grösserer  Vorrat  ermöglicht  nel>en  den  durch 


einen  geringeren  gesicherten  noch  weitere 
und  gegenüber  diesen  minder  wuchtige  Befrie- 
digungen. Der  geringfügigste,  mindeste,  also 
unwichtigste  Nutzen,  den  der  Einzelue  wirt- 
schaftlicherweisc  aus  dem  ihm  verfügbareu 
Vorrate  eines  Gutes  erzielen  darf,  wird  mit  dein 
Ausdruck  Grenznutzen  bezeichnet  Auf  den 
Grenznutzen  verzichtet  man,  wenn  eine 
Teilmenge  aus  dem  Vorrate  entfällt.  Nennt 
man  die  Bedeutung  eines  konkreten  Gutes 
oder  Gütervorrates,  wonach  man  sich  mit 
der  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  von  der 
Verfügung  über  dieselben  abhängig  weiss, 
den  Wert,  so  wird  der  Grenzuutzen  die 
Grösse  des  (hier  subjektiven  Gebrauchs-) 
Wertes  einer  Teilmenge  oder  eines  Stückes 
aus  einem  Vorrate  bestimmen.  Kann 
jemand  zu  einem  Vorrate  eine  Teilmenge 
durch  Hingabe  eines  ihm  unmittelbar  nütz- 
lichen Gutes  zuerwerben,  so  thut  er  es. 
wenn  das  letztere  ihm  subjektiv  weniger 
wert  ist  als  jenes.  Durch  das  nach  diesen 
i  Entschliessungen  individuell  festgesetzte 
|  noch  acceptable  Verhältnis  der  zu  erwer- 
benden und  der  hinzugebenden  Güter  bringt 
der  Käufer  den  von  ihm  jedem  dieser  Güter 
beigelegten  (subjektiven  Gebrauehs-)Wert 
zum  Ausdruck.  Soll  nicht  eine  Teilmenge 
zu  einem  Vorrate  zuerworben  werden,  son- 
dern ist  eine  Anzahl  von  Teilmengen  zu  er- 
werben, so  wird,  wenn  es  dem  Käufer  frei- 
steht, mehr  oder  weniger  anzuschaffen,  der 
subjektive  Wert  des  Vorrates  derart  ge- 
schätzt, dass  man  den  Grenznutzen  so  oft 
ansetzt,  als  der  Vorrat  bestimmte  Teil- 
mengen oder  Stücke  enthält;  die  höheren 
Xutzenziehungen  aus  einzelnen  Teilmengen 
I  sind  als  durch  den  Vorrat  gesichert  bei  der 
i  Bewertung  nicht  in  Anschlag  zu  bringen, 
i  Soll  ein  Gut  nicht  zu  einem  Vorrate  er- 
.  worben  werden,  so  wird  es  nach  seinem 
Nutzen  geschätzt  und  das  noch  acceptable 
Austauschverhältnis  wie  oben  erwähnt  be- 
stimmt. •) 

In  dem  noch  als  acceptabel  anerkannten 
Austauschverhältnisse  bildet  gewöhnlich  eine 
Geldsumme  die  eine  Seite:  auf  Grund  welcher 
Erwägungen  wird  diese  Geldsumme  fest- 


')  S.  den  Art. Grenznutzen  dieses  Werkes 
oben  Bd.  IV  8.  775  ff.  Die  Idee  des  Grenznutzeus 
und  dessen  Verwendung  in  der  Wert-  und  Preis- 
lehre ist  von  der  nntionnlökononiischen  Forschung 
erst  seit  den  gleichzeitig  erschienenen  Arbeiten 
von  Menger  mm  Jevoiis  beachtet  worden. 
Ihnen  folgte  später  unabhängig  Wal  ras.  In 
der  Schrift  Gossens  -Ent Wickelung  der  Ge- 
setze des  menschlichen  \  erkehrsu,  Braunschweig 
1854,  findet  sich  bereits  eine  genaue  Darstellung 
der  Idee  des  Grenznutzens,  aber  dieses  Buch 
ist  der  Wissenschaft  lange  Zeit  unbekannt  ge- 
blieben und  war  auch  den  eben  genannten  Au- 
toren bei  Erscheinen  ihrer  ersten  einschlägigen 
Werke  fremd. 
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rtzt?  Man  legt  jenen  Gütern  Wert  bei, 
unmittelbar  zur  Bedürfnisbefriedigung 
geeignet  sind,  und  jenen,  die  zu  Produktions- 
oder Erwerbszwecken  genutzt  wenlen  kön- 
nen; wenn  nun  der  Einzelne  solche  Güter 
hat,  die  er  selbst  zu  gebrauchen  nicht  ge- 
willt ist,  sondern  abzugeben  beabsichtigt,  so 
wird  er  dafür,  wenn  andere  sie  gebrauchen 
können,  sicher  Abnehmer  finden.  Beim 
Gelde  ergiebt  sich  die  Besonderheit,  dass 
man  es  allgemein  für  Güter  als  Gegenleistung 
nimmt,  obgleich  ihm  die  eben  erwähnten  Eig- 
nungen fehlen.  Die  Erklärung  dieser  Er- 
scheinung ist  indessen  nicht  hier  zu  geben ; 
die  Präge,  nach  welchen  Erwägungen  die 
Einzelnen  die  Geldbeträge  festsetzen,  die 
für  ein  Gut  noch  gegebeu  (und  gouommcn) 
werden  können,  vermag  man,  ohne  auf  jenes 
Problem  einzugehen,  zu  lösen. 

Man  entschliesst  sich,  den  für  ein  er- 
wünschtes Gut  verlangten  Geldbetrag,  falls 
er  überhaupt  den  Mitteln  des  Kaufwerbers 
entspricht,  zu  zahlen,  wenn  mit  demselben  kein 
nützlicheres  Gut  angeschafft  wenlen  kann. 
Wird  für  das  Gut  A,  das  der  Kaufwerber 
zu  besitzen  wünscht,  der  Betrag  von  50 
irgend  einer  Geldsorte  verlangt,  so  wird  er 
l>ezahlt  werden,  wenn  damit  ein  anderes 
Quantum  von  nützlicheren  Gütern,  die  der 
Kanfwerber  gleichfalls  zu  besitzen  wünscht, 
nicht  erworben  werden  kann.  Winl  für  A 
mehr  als  "»0  verlangt,  so  wird  der  Kauf- 
werter  ein  anderes  Güterquantum  und  nicht 
A  erwerlien,  wenn  mit  dem  höheren  Geldbe- 
trage ein  in  seinem  Nutzen  den  von  A  über- 
steigendes Quantum  an  Gütern  erhältlich  ist. 
Aeuderungen  des  Einkommens  verschieben 
den  Bedarf  und  ändern  die  Nachfrage; 
steigt  es,  so  wird  von  einzelnen  Gfiterarten 
mehr  erworben  als  bisher  und  Befriedigungs- 
mittel, die  bis  dahin  unerreichbar  waren, 
werden  angeschafft;  sinkt  es,  so  wird  der 
Bedarf  an  einzelnen  Güterarten  eingescliränkt 
oder  ganz  aufgelassen.  Damit  sind  also 
Vervielfältigungen  und  Verkürzungen,  Zu- 
kommen und  Wegfallen  der  Geldangebote 
gegeben,  die,  wenn  sie  in  grösserer  Zahl 
gleichzeitig  auftreten,  die  Geldpreise  ver- 
ändern. Ebenso  wird  die  bei  vielen  gleich- 
zeitig sich  ergebende  Reaktion  der  Nach- 
frage auf  steigende  oder  sinkende  Preise 
diese  modifizieren.  Der  Geldbetrag  an- 
dererseits, welchen  der  Verkaufswerber  noch 
annimmt,  wenn  er  ein  Gut  abgiebt,  da«  für 
ihn  unmittelbar  Befriedigungsmittel  ist,  wird 
nach  ähnlichen  Erwägungen  festgesetzt.  Er 
stellt  fest,  welche  Güter  mit  jenem  Geld- 
betrage, den  der  Käufer  bietet,  erworben 
werden  könnten,  und  ob  diese  Güter  nütz- 
licher sind  als  das  abzugebende  Gut ;  erst 
wenn  mit  dem  gebotenen  Betrag  bei  An- 
schaffung anderer  Güter  ein  Gewinn  an 
Nutzen  erwächst,  wird  er  ihn  aeeeptieren. 


So  beurteilt  auch  der  Arbeiter  den  ihm  ge- 
botenen Lohn  nach  der  Masse  der  mit 
demselben  erlangbaron  Bofriodigungsmittel ; 
glauben  die  Arbeiter,  dass  ihnen  mehr  an 
solchen  gebührt,  oder  haben  sich  die  Preise 
der  Befriedigungsmittel  gesteigert,  so  werden 
sie  eine  Erhöhung  der  Geldlöhne  an- 
streben. 

Aus  der  Ungleichheit  des  den  Einzelnen  zur 
Anschaffung  von  Gütern  verfügbaren  Geldbe- 
sitzes  (Einkommen,  anderweitiges  aus  Geld  be- 
stehendes oder  in  Geld  zu  realisierendes  Ver- 
mögen) folgt  eine  sehr  ungleiche  Schätzung 
des  Geldes  in  den  verschiedenen  Wirtschaften. 
Die  jeweilig  feststehende  Kaufkraft  des 
Geldes  zeigt  jedem,  was  er  mit  seinem  Ein- 
kommen und  dem  erwähnten  Vermögen  an- 
schaffen kann.  Eiue  Person  mit  geringem 
Einkommen  verwendet  es  zur  Erwerbung 
von  Befriedigungsmitteln  für  die  unabweis- 
baren Bedürfnisse,  der  Reiche  befriedigt 
diese  mit  grösseren  Quantitäten  und  aus- 
gesuchten Qualitäten,  dauebeu  aber  auch 
noch  zahlreiche  Luxusbedürfnisse  und  er- 
reicht im  ganzen  einen  viel  tiefer  liegenden 
Grenznutzen  als  jener.  Offenbar  bedeutet 
unter  solchen  Umständen  die  Verfügung 
über  ein  Geldstück  gleicher  Sorte  für  den 
Aermeren  die  Sicherung  einer  wichtigen, 
für  den  Reichen  die  einer  äusserst  un- 
wichtigen Befriedigung:  der  Verlust  des 
Geldstückes  wird  dort  als  eine  ernstere 
wirtschaftliche  Schädigung,  hier  als  eine 
wenig  empfindliche  Einschränkung  der  Go- 
nüsso  betrachtet  werden.  Das  hat  für  die 
Preisgestaltungen  grosso  Bedeutung.  Der 
Wohlhabeudc  kann  für  jedes  Gut  mehr 
bieten  als  der  minder  Wohlhabende;  wenn 
der  letztere  den  für  das  Gut  A  geforderten 
Preis  von  10  nicht  zu  zahlen  gesonnen  ist, 
weil  er  um  10  das  ihm  wichtigere  Gut  B 
kauft,  so  vermag  der  Wohlhabende  für  B 
die  geforderten  10,  aber  dabei  auch  uoch 
für  A  10  zu  geben.  Wenn  Reiche  und 
minder  Reiche  Güter  derselben  Art  zu  or- 
werben  streben,  wird  es  von  den  gegebenen 
Vorräten  und  dem  Umfang  des  individuellen 
Bedarfes  abhängen,  ob  die  weniger  Be- 
mittelten zum  Kaufe  gelangen :  bei  einzelnen 
Güterarten  sind  die  Mengen  so  gross,  dass 
sie  zur  Befriedigung  des  Bedarfes  weiter 
Kreise  hinreichen,  andere  Güterarten  sind 
in  so  geringen  Quantitäten  verfügbar,  dass 
die  inuider  wohlhabenden  Klassen  durch 
die  im  Wettbewerb  um  die  Erlangung  er- 
folgende Uinaufsetzung  des  Preises  vom 
Ankaufe  ganz  ausgeschlossen  werden.  Ein- 
zelne Preise  wenlen  also  von  den  Reichen 
und  von  den  minder  Bemittelten,  andere 
von  den  Reichen  allein  gebildet ;  die  grossen 
Preisdifferenzen  der  unentbehrlichen  Nah- 
rungsmittel und  gewisser  Luxusgüter  sind 
(sowie  die  Geldpreise  überhaupt)  ohne  Eiu- 
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sieht  in  die  subjektiven  Schätzungen  des 
Geldes  nicht  verstandlich. 

Es  ist  nun  zu  untersuchen,  nach  welchen 
Grundsätzen  der  Verkäufer  die  abzugebon- 
den  Güter  schätzt.  Handelt  es  sich  um 
Sachen,  die  er  seihst  zur  unmittelbaren  Be- 
friedigung seiner  Bedürfnisse  liestimmt 
hatte,  so  wird  er  dafür  eine  einen  höheren 
Nutzen  vermittelnde  Geldsumme  fordern. 
Wenn  der  Verkäufer  das  Gut,  das  er  abzu- 
geben hat,  selbst  nicht  lienutzen  kann,  und 
das  ist  der  häufigste  Fall  bei  Herrschaft  der 
gesellschaftlichen  Arbeitsteilung,  so  fehlt 
ihm  eine  eigene  Nutzonsohätzung,  das  Gut 
hat  für  ihn  keinen  subjektiven  Gebrauchs- 
wert und  schliesslich  müsste  es  ihm  er- 
wünscht sein,  es  gegen  einen  selbst  sehr 
geringen  Erlös  abzugeben.  Die  unter  solchen 
(Umständen  vorkommenden  Preisforderuugon 
der  Verkäufer  gehen  aus  von  den  Produk- 
tionskosten, und  der  diesen  gleichkommende 
Preis  soll  auf  alle  Fälle  erzielt  werden ;  ist 
der  überkommene  Preis  günstiger,  so  wird 
an  diesem  festgehalten.  Keine  dieser  leiden 
Fordeningen  hat  in  dem  Kampfe  um  Fest- 
setzung des  Preises  entscheidende  Bedeu- 
tung, denn  zu  diesen  Preisen  wird  nicht 
verkauft,  wenn  sie  sieh  höher  stellen  als 
jener  Betrag,  den  die  Käufer  äusserstonfalls 
zu  geben  gesonnen  sind.  Der  Verkäufer 
wird,  wie  erwähnt,  den  ungünstigsten  Preis 
annehmen,  wenn  er  mit  dem  Verkaufe  nicht 
zuwarten  kann.  Ks  ist  jedoch  zu  beachten, 
dass  in  den  Fällen,  wo  die  Mengen  der  pro- 
duzierten Waren  auf  Grund  einer  Ab- 
schätzung des  Umfanges  der  künftigen 
Nachfrage  und  des  künftigen  >Naehfrage- 
preisesv  bestimmt  werden,  dabei  grosse 
Irrungen  und  deshalb  auch  so  extreme 
Preise  selten  vorkommen.  In  jenen  Fällen, 
wo  die  rnternehmer  nach  den  Bestellungen 
der  Kundschaft  arbeiten,  diese  abwarten  und 
dalx*:  die  Preise  vereinbaren,  vermögen  sie 
leichter  an  einem  Minimum  festzuhalten,  i 
unter  das  sie  nicht  gehen.  Das  hat  aber 
bloss  die  Wirkung,  dass  die  Käufer  sich 
nach  Massgabe  des  »Angebotspreises*  be- 
schränken, wenn  er  ihnen  zu  hoch  ist,  also 
nur  den  unabweislichen  Teil  des  Bedarfes 
decken  und  den  Kost  zurückstellen.  Uebrigens 
kommt  es  vor,  dass  Produktionsunterneh- 
mungen bei  Bestellungen  Preise  aeeeptieron, 
welche  unter  den  Produktionskosten  bleiben. 
Mau  hat  auch  beobachtet,  dass,  wenn  das- 
jenige, was  der  Käufer  noch  zahlen  würde, 
mein-  beträgt  als  die  Produktionskosten,  der 
Produzent  sich  mit  einem  Preise  Ijognügt, 
der  geringer  ist  als  das,  was  der  Käufer 
zu  geben  gesonnen  wäre ;  dies  ereignet  sich, 
wenn  der  VerLäufer  einen  durch  die  Ver- 
ringerung der  Kosten  bewirkten  Preisfall 
der  Ware  erwartet ;  er  setzt  den  Preis 
herab,  um  sich  die  Kundschaft  zu  erhalten 


und  um  Konkurrenten  vom  Beschäftigungs- 
zweige fernzuhalten.  Von  diesen  Fällen 
wurde  behauptet,  dass  Veränderungen  der 
Produktionskosten  den  Preis  unmittelbar  be- 
einflussen. 

Es  sind  nun  weiter  die  individuellen 
Entsehliessungen  der  an  der  Preisbildung 
Beteiligten  in  einigen  seltener  vorkommen- 
den Fällen  zu  erörtern.  Wird  jemandem 
ein  Gut  zum  Ankaufe  angeboten,  das  er 
zum  eigenen  Gehranohe  zu  produzieren  ge- 
wohnt ist.  so  wird  er  es  kaufen  statt  es  zu 
produzieren,  wenn  er  dadurch  ein  Plus  an 
Nutzen  erzielt.  Soll  jemand  ein  Gut  ab- 
geben, das  er  für  eigenen  Gebrauch  produziert 
hatte,  und  ist  >dn  Wiederersatz  durch  eigene 
Produktion  nicht  beabsichtigt,  so  wird  er  es 
um  einen  Preis  verkaufen,  der  ihm  die  Er- 
langung eines  Gutes  von  höherem  subjek- 
tiven Werte  ermöglicht.  Ist  ein  Wieder- 
ersatz beabsichtigt,  so  ist  zu  unterscheiden, 
ob  er  eine  Schmälerung  des  sonstigen  Güter- 
besitzes bewirkt  oder  nicht ;  im  ersteren 
Falle,  wenn  also  wegen  des  neuerlichen  Ar- 
beitsaufwandes die  Produktion  eines  sonst 
produzierten  Gutes  unterbleiben  müsste,  wird 
ein  Preis  verlangt,  der  den  Nutzen  des 
letzterwähnten  Gutes  übersteigt;  im  zweiten 
Falle,  wenn  durch  einen  neuerlichen  Ar- 
beitsaufwand ohne  Schmälerung  des  sons- 
tigen Güterbesitzes  das  Gut  wiederersetzt 
worden  so 


ua* 


Gut  nicht  unter 
einem  die  Mühe  und  Plage  der  Ersatz- 
arbeit vergeltenden  Preise  verkauft.  Das 
letztere  ereignet  sich  auch  in  einzelnen 
Fällen,  wo  Güter  für  den  Verkauf  herge- 
stellt werden.  Es  kommt  auch  vor,  dass 
bei  der  Bestellung  von  Gütern,  deren  Wert 
hauptsächlich  der  persönlichen  Leistung  zu- 
zuschreiben ist.  der  Preis  von  dem.  der  die 
Bestellung  ausführt,  nicht  unter  einem  Be- 
trage bestimmt  wird,  der  von  ihm  als  ent- 
sprechendes Entgelt  seiner  Arbeitsplage  au- 
gesehen wird. 

Sehr  häufig  sind  die  mm  zu  erörternden 
Fälle,  dass  Güter  angekauft  werden,  die  der 
Käufer  nicht  zur  unmitlellwiren  Befriedigung 
seiner  Bedurfnisse  verwendet.  Es  handelt 
sich  dabei  um  zur  Weiterveräusserung  so- 
wie zu  Produkt ious-  und  Erwerbszwecken 
angeschaffte  Güter,  von  denen  hier  in  Be- 
zug auf  ihre  Preisgestaltungen  allein  die 
Produktivkapitalien  betrachtet  werden.  Ueber 
die  Schätzung  der  zur  Weiterveräusserung 
zu  erwerbenden  Güter  ist  wenig  zu  sagen: 
der  Käufer  bietet  nach  Massgabe  dessen, 
was  er  l>eini  Wiederverkaufe  zu  erzielen 
hofft:  er  muss  sich  also  die  künftigen 
Preise,  auch  solche  anderer  Märkte,  und  zu 
diesem  Zweck  die  Wirkungen  erwarteter, 
für  die  Preise  wichtiger  Veränderungen 
berechnen. 

Nicht  so  einfach  ist  die  Sehätzung  der 
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zu  erwerbenden  sachlichen  Produktionsmittel. 
Ans  der  Thatsaehe  des  Wertes  der  Gitter, 
welche  unmittelbar  Bedürfnisse  befriedigen 
(Güter  erster  Ordnung),  folgt,  dass  die  nicht 
in  gesicherter  überschüssiger  Fülle  zur  Ver- 
fügung stehenden  Produktionsmittel,  aus 
denen  sie  hervorgehen,  die  also  die  Bedin- 
gung ihrer  Existenz  sind,  seihst  Wert  be- 
sitzen müssen :  der  Wegfall  irgend  einer 
(Quantität  eines  Preduktionsmittels  würde 
den  Besitz  an  Gütern  erster  Ordnung  ver- 
ringern. Solche  Produktionsmittel  sind  das 
Jjand,  die  Arlieit  und  das  Kapital,  die  l*;i 
der  Saehgüterproduktion  mit  verschieden 
kombinierten  Einwirkungen  vorkommen.  Der 
erwartete  Wert  der  mit  Hilfe  einer  Gruppe 
von  Produktionsmitteln  erzielten  Güter 
erster  Onlnung  ist  bestjinmend  für  den 
Wert  dieser  Grupjie  und  der  entfernteren 
zugehörigen  Gruppen  von  Produktionsmitteln. 
Der  Wert  der  Produkte  kann  auf  die  ein- 
zelnen Produktionsmittel  aufgeteilt  werden: 
die  Aufteilung  erfolgt,  wie  ich  glaube,  nach 
dem  'produktiven  Beitrag;,  das  ist  nach 
Massgabe  des  Anteiles,  -mit  dem  die  l>eis- 
tunken  jedes  einzelnen  Produktionselemcntes 

im   Gesamtertrage  gehalten  ist  Jeder 

produktive  Faktor  ist,  wenn  er  wirksam  wird, 
immer  mit  anderen  verbunden,  mit  deren 
Wirkung  sich  die  seinige  vermischt :  aber 
die  mitverbundenen  Elemente  wechseln, 
und  da*  l»efähigt  uns  zur  Ausscheidnug  der 
spezifischen  Wirkung  jedes  einzelnen,  ebenso 
als  ob  es  ganz  allein  wirksam  wäre*.1)  Wenlen 
also  Produktionsolomento  erworben,  um  mit 
ihrer  Hilfe  Güter  erster  Ordnung  für  den 
Verkauf  herzustellen,  so  ist  ihr  erwarteter 
Preis  massgeltend  für  die  Preise,  die  für 
jedes  Produktionselement  geltotcn  wenlen ; 
jedes  derartige  Gut  :  Eisen,  Kohle  u.  s.  w. 
wird  umsomehr  gesucht,  je  grosser  die  Zahl 
.«einer  Verwendungen  ist.  und  jeder  Kauf- 
werl>er  bietet  dafür  auf  Grundlage  des  Be- 
trages, den  er  sich  aus  dein  erwarteten 
Preise  des  Produktes  als  den  diesem  Pro- 
duktionsoleinont  zukommenden  Beitrag  her- 
ausgerechnet hat.-')  Dieselben  Faktoren  wirken 
auch  zusammen  beim  Zustandebringen  ge- 
wisser !>>istungen.  die  selbst,  wie  die  Güter, 
solche  erster  und  höherer  Ordnung  sind: 
es  ergeben  sich   dabei  dieselben  Wertbe- 

')  Wiener,  NatUrl.  Wert,  S.  86  f. 

*)  Den  Wertzusammenhang  der  Gilter  erster 
Ordnung  und  ihrer  Produktionsmittel  hat  zu- 
erst Menger  systematisch  entwickelt.  .S.  dessen 
„Grundsätze  der  V.W.L.*  S.  128  ff.  Die  ein-, 
gehenden  Untersuchungen  über  die  Aufteilung  i 
des  Wertes  des  Produktionsertrages  auf  die  ein- 
zelnen Produktionsmittel  vou  und  seit  Menger 
haben  nicht  zu  übereinstimmenden  Ergebnissen 
geführt.  Pebrigens  wird  der  Preis  der  Pro- 
duktivgüter noch  einmal  weiter  unten  zur  Er- 
örterung gebracht,  b.  S.  193. 


Ziehungen  wie  zwischen  Produkten  und 
Pnaluktionsmitteln,  und  gleichzeitig  werden 
jene  Faktoren  für  Produktionszwecke  und 
für  die  Bewerkstelligung  von  Leistungen 
gesucht. 

2.  Verarbeitung  der  Höchst-  und 
Mindestbeträge  zum  Preise.  Ist  es  klar, 
nach  welchen  Erwägungen  die  Höchstbeträge 
festgesetzt  werden,  welche  tlie  Käufer  noch 
leisten,  und  die  Mindestbeträge,  welche  die 
Verkäufer  noch  nehmen  wollen,  so  wäre  nun- 
mehr das  Wesentliche  der  Preisbildung  darzu- 
stellen. Vm  diese  zu  erklären,  wird  häufig 
zunächst  der  Fall  untersucht,  dass  ein  ein- 
ziger Verkäufer  mit  einem  Käufer  über  ein 
Kaufgeschäft  verhandelt,  es  folgt  dann  die 
Darlegung,  wie  sieh  der  Preis  bildet,  wenn 
ein  Verkäufer  vielen  Käufern,  viele  Ver- 
käufer einem  Käufer,  endlich  viele  Verkäufer 
vielen  Käufern  gegenüberstehen.  Die  Preis- 
bildung im  erstgenannten  Falle  ist  über- 
aus einfach;  wenn  der  Kaufwerber  soviel 
giebt ,  als  der  Verkaufslustige  noch  an- 
nimmt, kann  ein  Tausch  zu  stände  kommen: 
für  den  Preis  kann  eine  Grenze  angegeben 
wenlen,  die  er  nach  oben  und  unten  nicht 
überschreitet.  Der  Hauptfall  in  der  Volks- 
wirtschaft ist  der,  wo  viele  Verkäufer  und 
viele  Käufer  zusammentreffen,  sowie  der  des 
einseitigen  \Vcttl»e\verbes  der  Käufer.  Der 
erstere  Fall  ist  zunächst  zu  untersuchen. 

Als  gegeben  sind  anzunehmen :  die  An- 
zahl der  Käufer,  der  Bedarf  jedes  einzelnen 
an  dem  Gute,  dessen  Preis  gebildet  wird, 
der  Geldbetrag,  den  jeder  der  Käufer  für 
ein  Stück  ans  einem  grösseren  oder  gerin- 
geren (Quantum  von  Gütern  giebt,  ferner 
andererseits  der  Pin  fang  der  zum  Verkaufe 
bestimmten  Meuge  dieses  Gutes. 

Nehmen  wir  an,  die  Käufer  B,  ,  B«  u.s.  w. 
sind  entschlossen,  äussersten  Falles  für  einen 
Metereentnor  eines  Gutes,  und  für  zwei,  drei 
u.  s.  w.  zu  geben  und  zwar 

B,  B,  B„  B,  B.,  B«      B;  B, 

ioo  yo  Ko  70  60  55       50  45 

90  80  70  60  55  50  45 

80  70  60  55  50  45 

70  60  55  50  45 

tto  55  50  45 

55     5°  45 

50  45 

45 

Das  heisst«  B,  will  8  Motercentuor  zum 
Einheitspreise  von  4.">  kaufen,  wäre  es  ihm 
nur  möglich,  einen  Meten-entner  zu  kaufen, 
so  würde  er  noch  HX>  dafür  bezahlen.  Im 
ganzen  ist  die  Nachfrage  auf  -W  Metercontner 
gerichtet.  Kommen  nun  bloss  28  Metereentner 
auf  den  Markt  durch  Händler,  welche  ge- 
zwungen sind,  die  Ware  loszuschlagen,  so 
wird  sich  der  Preis  höher  als  45,  aber  nicht 
höher  als  rio  stellen,  und  B,  wird  7.  B_,  ti 
Gewichtseinheiten    erwerben  u.  s,  f.  Ein 
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anderer  Preis  ist  wirtschaftlich  nicht  mög- 
lich. Würde  der  Preis  50  überschreiten, 
so  stünde  einem  Angebote  von  28  Meter- 
centnern  bloss  eine  Nachfrage  von  21  gegen- 
über, würde  der  Preis  45  nicht  überschreiten, 
so  betrüge  die  Nachfrage  30,  während  das 
Angebot  unverändert  28  bleibt  Im  ersteren 
Falle  würden  die  Käufer  sich  zurückhalten, 
weil  sie  auf  ein  Sinken  des  Preises  rechnen, 
im  zweiten  Falle  die  Verkäufer,  weil  sie 
ein  Steigen  des  Preises  erwarten.  Nehmen 
wir  nun  weiter  an,  die  28  Metercentner 
befinden  sich  in  den  Händen  von  drei  Ver- 
käufern, A,  habe  11,  A,  10.  A,  7  Meter- 
centner.  A,  würde  einen  Preis  von  50, 
A,  einen   Preis  von  513   noch  annehmen, 

A,  jedoch  sei  entschlossen,  nicht  unter  55 
zu  verkaufen.  Wie  wird  sich  in  solchem 
Falle  der  Preis  stellen?  Auf  50  kann  er 
sich  nicht  stellen,  da  bloss  11  angeboten 
und  2S  gesucht  werden;  bei  53  werden  21 
angeboten  und  21  gesucht,  bei  55  werden 
28  angeboten  und  21  gesucht.  Der  Preis 
wird  nicht  weniger  als  53  betragen  und  55 
nicht  erreichen;  Aa  kann  nicht  verkaufen. 

B,  und  B„  köunen  nicht  kaufen,  BÄ  wird 
höchstens  einen  Metercentuer  zu  erwerben 
imstande  sein. 

Wie  ist  nun  der  unter  diesen  Annahmen 
sich  bildende  Preis  zu  cliaraktcrisieren  i  Man 
kann  sagen,  es  bilde  sich  jener  Preis,  der 
die  gitfsstmögliche  Gleichheit  der  ange- 
botenen und  nachgefragten  Mengen  herbei- 
führt, oder  jeuer  Preis,  bei  welchem  die 
Versorgung  mit  dem  Gute  deshalb  allein 
möglich  ist,  weil  auf  die  einzelnen  Stücke 
oder  Teilmengen  keine  durch  höhere  Preis- 
angebote wirksamen  besseren  Ansprüche 
erhoben  werden.1)  Die  Bestimmungsgründe 
des  Preises  können  in  der  Fassung  Böhms 
wiedergegebeu  werden ;  es  sind  zu  nennen: 
1.  Die  Zahl  der  auf  die  Ware  gerichteten 
Begehningen  (Umfang  der  Nachfrage);  2.  die 
subjektive  Wertschätzung  der  Ware  durch 
die  Kauflustigen:  3.  die  subjektive  Wert- 
schätzung des  Preisgutes  (Geldes)  durch  die 
Kauflustigen;  4.  die  Zahl,  in  der  die  Ware 
feil  ist  (Umfang  des  Angebotes);  5.  die  sub- 
jektive Wertschätzung  der  Ware  durch  die 
Verkaufslustigen  und  (3.  die  subjektive  Wert- 
schätzung des  Preisgutes  (Geldes)  durch  die 
Verkaufslustigen.  Die  Zahl  der  Begehrungen 
ergiebt  sich  aus  der  Menge  der  von  jedem 
Kauflustigen  begehrten  Waren,  ebenso  die 
Zahl,  in  der  die  Ware  feil  ist  aus  der  Menge 
der  von  jedem  Verkaufslustigen  ausgebotenen 
Ware;  die  subjektiven  Schätzungen  der 
Waren  und  des  Gehles  seitens  der  Käufer 
und  Verkäufer  wurden  oben  erörtert:  die 


')  S.  Böhm,  Kapital  und  Kapitalzins,  S. 
225  und  meine  Theorie  des  Preises,  S.  366. 


die  angebotenen  Gütermengen  bestimmenden 
Momente  werden  alsbald  untersucht  werden. 

Dieselben  Bestimmungsgründe  des  Preises 
sind  mit  den  durch  die  Besonderheit  des 
Falles  gegebenen  Aenderungen  wirksam, 
wenn  eine  Preisbildung  bei  einseitigem 
Wettbewerb  der  Käufer  vorliegt  Sieht 
man  ab  von  dem  wegen  seiner  Einfach- 
heit nicht  weiter  zu  erörternden  Falle,  dass 
ein  einziges  Gut  zum  Verkaufe  gelangt,  das 
viele  zu  erwerlien  streben,  sondern  wird  an- 
genommen, dass  es  sich  um  grössere  Vor- 
räte handelt,  so  liegt  es  in  der  Hand  des 
Monopolisten,  dicselton  teilweise  oder  auf 
einmal  zum  Verkaufe  zu  bringen.  Für  jede 
jeweilig  auf  den  Markt  gebrachte  Menge 
können  die  Käufer  nur  dieselben  Maximal- 
beträge bieten,  wie  wenn  die  nämliche  Menge 
von  vielen  Verkäufern  auf  den  Markt  ge- 
bracht worden  wäre.  Verlangt  der  Mono- 
polist andererseits  für  sein  Gut  einen  be- 
stimmten Preis,  so  kann  er  davon  nicht 
mehr  verkaufen,  als  wenn  das  Gut  von 
vielen  Verkäufern  mit  dem  inneren  Vorbelialte, 
nicht  unter  den  nämlichen  Preis  zu  gehen, 
angeboten  werden  würde. 

Das  Dargestellte  zeigt,  dass  der  unter  den 
erwähnten  verschiedenartigen  Umständen 
hervorkommende  Preis  sich  aus  den  sub- 
jektiven Wertschätzungen  der  Beteiligten 
erklärt;  er  ist  die  Resultierende  aus  den 
individuellen,  Güter  und  Geld  betreffenden 
Werturteilen.  Ueber  die  Beziehungen  des 
subjektiven  Wertes  zum  Preise  und  über 
ihre  Verschiedenheiten  besteht  kein  Zweifel. 
Wenn  Genussgilter  einer  Art  von  Vielen 
um  denselben  Preis  erworben  werden,  so 
folgt  daraus  nicht,  dass  das  Gut  für  alle 
Käufei  den  gleichen  subjektiven  Wert  hat, 
ebensowenig  müssen,  wenn  Viele  Güter  ver- 
schiedener Arten  zu  denselben  ungleichen 
Preisen  kaufen,  diese  subjektiven  Werte 
nach  Massgabe  der  Preise  differieren.  Die 
Verseluedenheit  der  Klassifikation  der  Be- 
dürfnisse und  der  zum  Güterankaufe  be- 
stimmten Geldmittel  der  einzelnen  Käufei- 
gruppen schliesst  das  aus;  Güter  derselben 
Art  werden  überdies  von  einer  Käufergi-upj« 
weit  unter  dem  Maximalbetrage  erworl>en, 
der  dafür  noch  bezahlt  worden  wäre,  wäh- 
rend bei  anderen  Gruppen  der  Preis  das 
gestattete  individuelle  Maximum  erreicht 
lud.  Das  erklärt  auch,  warum  ein  Käufer 
zwei  Güter  gleichen  Preises  nicht  gleich 
und  zwei  Güter  ungleichen  Preises  nicht  in 
dem  von  der  Preisdifferenz  gezeigten  Aus- 
masse ungleich  in  ihrem  subjektiven  Werte 
zu  schätzen  braucht. 

3.  Die  an  der  Preisbildung  beteiligten 
IntereHsentcngruppen.  Die  Preisbildung 
im  Gross-  und  Kleinverkehre.  Der  Zu- 
sammenhang  der  Preise  der  Güter  erster 
und  höherer  Ordnung.    Als  einer  der 
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■wichtigsten  Bestimmungsgründe  des  Preises 
der  Güter  ergab  sich  deren  Nutzenschätzung 
durch  die  Käufer.  Bei  der  Erwerbung  von 
Genussmitteln  für  den  eigenen  Gebrauch 
bestimmt  jeder  Käufer,  welchen  Vorrat  er 
erwerben  soll,  wie  viel  er  für  eine  Teil- 
menge geben  darf,  wobei  er  die  Entscheidung 
nach  Erwägung  des  Grenznutzens  der  Güter 
und  des  subjektiven  Wertes  des  Geldes 
trifft.  Ob  die  dann  resultierenden  Grenzen 
de«  Preises  des  Gutes  engere  oder  weitere 
sind,  sicher  muss  er  den  Nutzenschätzungen 
der  Käufer  angepasst  sein.  Mit  den  Preisen 
der  Genussgüter  sind  die  Preise  der  nahen 
und  entfernten  Produktinnsmittel,  aus  denen 
sie  hervorgehen,  gegeben.  Wer  Produktions- 
mittel der  ersten  Nähe  erwirbt,  um  die  da- 
mit hergestellten  Genussgüter  zu  veräus- 
sern, bietet  dafür  nach  Massgabe  des  er 


einen  mehr  als  von  dem  anderen.  Die 
Grenzen,  innerhalb  deren  sich  die  Preise  des 
Klein  Verkehres  bilden,  sind  in  der  Regel  weite : 
man  findet  erheblich  differierende  Preise 
dauernd  neben  einander,  während  die  im 
Grossverkehr  gleichzeitig  vorkommenden 
Preise  einer  Güterart  nur  wenig  von  ein- 
ander abweichen.  Was  den  anderen  Punkt 
betrifft,  dass  der  Kleinverkehr  von  den  Prei- 
sen des  Grossverkehrs  ausgeht,  so  ist  der 
Zusammenhang  dadurch  gegeben,  dass  der 
Detailverkäufor  die  Waren  zu  den  Preisen 
des  Grossverkehre  kauft  und  selbst  nach 
Massgabe  derselben  rechnet  Dass  der  Preis 
im  Kleinverkehr  sich  höher  stellt  als  im 
Grossverkehr,  ist  gerechtfertigt;  aus  dieser 
Differenz  werden  die  Geschäftsunkosten, 
Kapitalsverzinsung  und  Unternehmergewinn 
des  Zwischenhändlers  bestritten :  um  sie  auf- 


warteten von  den  Konsumenten  zu  bezah-  recht  zu  erhalten,  muss  er  auch  gewissen 
lenden  Preises  der  damit  hergestellten  Güter  Aenderungen  des  Preises  im  Grossverkehr 


erster  Ordnung,  der  dann  auch  die  Rieht 
schnür  für  die  Preise  der  Produktionsmittel 
dieser  Produktionsmittel  abgiebt. 

Diese  bereits  hervorgehobenen ,  in  der 
Natur  der  Beziehungen  der  Menschen  zu  den 
Gütern  begründeten  Zusammenhänge  sind  in 
der  Wirklichkeit  oft  so  verdeckt,  dass  einige 
Bemerkungen  hierübor  und  über  die  konnexe 
Frage  der  an  der  Preisbildung  beteiligten 
Interessentengrup])en  nicht  überflüssig  sind. 
In  erster  Reihe  sei  erwähnt  die  Preisbildung 
derselben  Güterarten  im  grossen  und  im 
kleinen  Verkehr.  Man  empfängt  bei  Ver- 
gleichung  dei-selben  den  Eindruck,  dass  die 
im  Grossverkehre  auftretenden  Personen,  ge- 


wöhnlich Produzenten  und 
keine  eigene  Nutzenschätzung 
Güter  besitzen,  deren  Preis  viel  sorgfältiger 
bilden  als  die  im  Klein  verkehre  sich  ver- 
sorgenden Käufer;  femer  beobachtet  man, 
dass  der  Kleinverkehr  von  den  Preisen  des 
Gmssverkehrs  ausgeht. 

Die  angegebene  Differenz  in  der  Sorg- 
falt der  Preisbildung  im  grossen  und 
kleinen  Verkehr  ist  sicher.  Beschränken 
wir  uns  auf  die  Preisbildung  von  Gütern 
erster  Ordnung,  so  ist  es  zwar  in  allen 
Fällen,  wo  der  Käufer  seine  eigenen  wirt- 
schaftlichen Interesson  beachtet,  sicher,  dass 
er  den  Betrag,  den  er  im  Kleinverkehr  für 
ein  Gut  zu  geben  sich  entschliesst,  nach 
dessen  Nutzen  bestimmt,  dass  er  das  Geld 
so,  wie  dies  dargestellt  wurde,  und  dass  er 
ein  Stück  aus  einem  grosseren  Vorrate 
niedriger  schätzt  als  eines  aus  einem  ge- 
ringen Vorrate;  aber  da  in  sehr  vielen 
Fällen  die  Erzielung  des  grosston  Tausch- 
vorteils aus  den  mannigfachsten  Veran- 
lassungen unterbleibt,  so  benutzen  die  Ver- 
käufer diese  ungleichen  Schätzungen  des 
Nutzens  und  die  ungleiche  Leistungsfähig 


mit  seinen  Preisen  folgen.  Die  Kleinver- 
kehrspreise werden  aber  überdies,  soweit 
die  Konknrrenz  der  Verkäufer  und  das  Vor- 
gehen der  Konsumenten  dieses  zulassen,  hoch- 
gehalten. 

Man  darf  aus  diesem  Sachverhalte  nicht 
schliessen,  dass  der  Grossverkehr  bei  aller- 
dings sorgfältiger  Preisverliandlung  selb- 
ständig die  richtigen  Preise  bildet,  die 
dann  der  Kleinverkehr  übernimmt  und  von 
ihrem  richti^eu  Stande,  abgesehen  von  dem 
berechtigten  Zuschlag,  entfernt.  Worauf  be- 
ruht die  Preisbildung  des  Grossverkehrs  ? 
In  sclir  vielen  Fällen  können  weder  die 
Konsumenten  noch  die  Produzenten  Hilfs- 
Händler, die  j  organe  der  Preisbildung  entbehren,  in  sehr 
der  fraglichen  |  vielen  anderen  Fällen  haben  sich  solche 
Hilfsorgane  als  nützlich  erwiesen.  Sie  stehen 
zwischen  den  Produzeuten  und  zwischen 
diesen  und  den  Konsumenten.  Aus  dieser 
Gesamtheit  von  Mittelspersonen  heraus  muss. 
da  viele  darunter  die  ersten  Käufer  sind,  die 
Preisbildung  immer  wieder  begonnen  wer- 
den. Sie  beantworten  Verschiebungen  z.  B. 
des  grossen  aus  den  Jahresernten  hervor- 
gehenden Angebotes  mit  Preisänderungen, 
dies  unter  Bedachtnahme  auf  die  vor- 
handenen erübrigenden  Vorräte  und  die 
angenommenen  Nachfrageverhältnisse  auf 
Grund  früherer,  bei  ähnlichen  Ange- 
botsgestaltnngen  vorgekommener  Preise.  So 
modifiziert  der  Gross'-erkehr  z.  B.  beim 
Kaffee,  l>eim  Thee  und  beim  Zucker  nach 
eingetretenen  grösseren  Verschiebungen  des 
Angebotes  die  Preise.  Diese  werden  schon 
durch  Vermutungen  über  den  Ausfall  der 
massgebenden  Ernten  becinflusst :  wird  eine 
ungünstige  Ernte  vermutet,  so  streben  die 
Händler  zu  angemessenen  Preisen  sich  die 
künftige  Lieferung  des  Gutes  erster  Ord- 
nung zu  siehern,  während  die  Produzenten 


keit  der  Käufer  und  verlangen  von  tiein  oder  ihre  ersten  Abnehmer  ttezüglich  der 
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Verkäufe  sich  zurückhalten :  diese  spekula- 
tiven  Einflüsse  steigern  die  Preise,  und 
diese  Bewegung  wird  sich  verschärfen,  wenn 
die  Ernte  den  geringen  Erwartungen  zu 
entsprechen  scheint,  indem  unter  solchen 
t  Anstanden  die  Warenbositzcr  mit  dem  Ver- 
kaufe zögern,  weil  sie  auf  weitere  Preis- 
erhöhung rechnen.  Zu  diesen  hinaufge- 
setzten Preisen  muss  der  Kleinhandel  ein- 
kaufen, und  er  wird  selbst  teuer  zu  ver- 
kaufen beginnen.  Allein  von  hier  aus  kann 
sich  eine  Abänderung  der  Grossverkehrs- 
preise vollziehen.  Wenn  im  Kleinhandel  zu 
den  gesteigerten  Preisen  bloss  geringe  Quan- 
titäten abgesetzt  werden  können,  so  wird 
die  Nachfrage  der  sich  nach  und  nach  ver- 
sorgenden Kleinhändler  sinken.    Da  deinge 


hervorgehenden  Preisermässigungen  imGro.^- 
verkehre  nicht  folgt,  obgleich  sie  den 
Zwischenhändlern,  die  an  die  Detail  Verkäufer 
verkaufen,  und  auch  diesen  zu  gute  kommen, 
so  winl  er  doch  \*ei  sonst  gleichen  Um- 
ständen grössere  Mengen  nur  zu  ermäßigten 
Preisen  absetzen  können.  Die  Steigerung 
des  Absatzes  in  diesem  Falle  sowie  andrer- 
seits das  Quantum,  das  er  bei  erhöhten 
Preisen  verkaufen  kann,  hängt  ab  von  der 
Eigenart  des  Bedürfnisses,  um  das  es  sich 
handelt,  und  von  den  Einkoiumensverhält- 
nissen  der  Käufergruppen,  die  die  Erwerbung 
anstreben. 

Ist  uicht,  wie  in  diesen  Fällen,  auf  Ver- 
änderungen eiues  grossen  Angebotes  zu 
reagieren,    sondern    handelt    es    sich  um 


mass  bei  hohen  Preisen  die  starke  Nachfrage  Güter  erster  Ordnung,  die  von  deu  Produ- 


zenten im  Anschluss  an  den  wahrscheiu- 
licheu   Bedarf  fortgesetzt  hergestellt  wer- 


den, sc 


sind 


üiese 


Verkäufer  durch  d 


den 


ausbleibt,  wird  sich  die  Notwendigkeit 
herausstellen,  die  bis  dahin  wegen  erwarteter 
Preissteigerung  zurückgehaltenen  Waren- 
mengen zu  niedrigeren  Preisen  zum  Ver- 
kaufe zu  bringen,  und  die  Preissenkung 
wird  um  so  stärker  sein,  je  ausgiebiger  die 
frühere  Preishinaufsetzung  gewesen  ist.  Zu 

diesen  niedrigeren  Preisen  vermögen  nun 1  frage  nach  den  Gütern  höherer  Ordnung, 
die  Kleinhändler  einzukaufen  und  dann  ihrer-  die  bei  dieser  Produktion  verwendet  wor- 
seits  durch  herabgesetzte  Preise  den  Absatz  |  den  sind.  Korrekturen  der  Preise,  die  die 
an  die  Konsumenten  zu  erhöhen.  Das  Diffe-  Zwischenhändler  mit  den  Produzenten  fest- 


Zwischcnhandel  über  alle  Wandlungen  der 
Nachfrage  orientiert  und  folgen  ihnen  mit 
den  Preisen.  Die  erhöhte  oder  verringerte 
Nachfrage  wirkt  dann  weiter  auf  die  Nach- 


ren zspiel  wird  während  dieses  ganzen  Ver- 
laufes die  Haltung  des  Angebotes  und  der 
Nachfrage  und  die  Preise  bei  den  effek- 
tiven Warengeschäften  im  Grossverkehre 
beeinflussen.  Entsprechend  wären  nach  der 
anderen  Richtung  die  Vorgänge,  wenn  eine 
gute  Ernte  erwartet  wird  und  wirklich  ein- 
tritt. In  beiden  Fällen  ergeben  sich  im 
Grossverkehre  immer  wieder  die  mannig- 
fachsten Konfigurationen  des  Angebotes  und 
der  Nachfrage;  mit  ihren  vorübergehenden 


gesetzt  hatten,  durch  den  Klein  verkehr  sind 
auch  hier  nicht  ausgeschlossen. 

Wie  steht  es  bei  den  Gütern  höherer 
Ordnung  mit  dem  Nachweise  des  oben  er- 
wähnten Zusammenhanges  ihrer  Preise  mit 
den  Preisen  der  aus  ihnen  in  naher  oder 
entfernterer  Weise  hervorgehenden  G  fiter 
erster  Ordnung?  Betrachten  wir  die  Preis- 
bildung der  auf  den  Markt  kommenden 
Baumwoll-  oder  Schafwolhpiantitäten :  diese 
erfolgt   durch  die   Produzenten  derselben, 


Einwirkungen  auf  die  Preise.  Es  findet  i  durch  die  Produzenten,  die  diese  Rohstoffe 
also  ein  Znsammen  wirken  des  Gross-  und  verarbeiten  und  den  zwischen  ihnen  stehen- 


Kleinverkehres  bei 
i m  G rossvei  kehre 


r  Preisbildung  statt: 
sieht   man,   neben  den 


deu  Handel.  Hier  werden  gleichfalls  auf 
Grund  von  Erfahrungen  die  überkommenen 


durch  die  täglich  wechselnden  Verkaufs- ;  Preis«?  bei  ^vorstehender  oder  eingetiv- 
und     Kaufsliestrebungen     hervorgerufenen  j  tener  Veränderung  des  Angebotes  unter  Be- 


ervor 

en,  ausgedehnte  sj>ekulative 


Preisschwankun. 

Einflüsse  und  Einwirkungen  des  Differenz- 
spieles  auf  die  Preise,  allein  ihre  nachhal- 
tigen Bewegungen  beruhen  unter  diesen  Um- 
ständen auf  der  Einsicht,  dass  die  innerhalb 
eines  gewissen  Zeitraumes  zum  Verkaufe  zu 
bringenden  vergrösserten  Warenmengen  bei 
sonst  gleichen  Verhältnissen  vom  Konsum 
nur  zu  ermässigten  Preisen  aufgenommen 
werden  können,  während  dagegen  für  ver- 
ringerte Mengen  allerdings  höhere  Einheits- 
preise erreichbar  sind.  (  Wie  die  wirklichen, 
senken  auch  mögliche  Yennclunngen  der 
Vorräte  infolge  möglich  gewordener  billigerer 
Zufuhr  aus  dem  Ausland  die  inländischen 
Grossverkehnspreise).     Wenn  der  Kleinver- 


lacht nähme  auf  die  vorhandenen  erübrigen- 
den Vorräte  erhöht  oder  ermässigt.  Dabei 
fehlen  die  spekulativen  Momente  und  das 
Differenzspiel,  die  oben  erwähnt  worden 
sind,  nicht.  Die  nachhaltigen  Bewegungen 
der  Preise  unter  diesen  Umständen  beruhen 
auf  Erfahrungen,  die  man  über  die  Nach- 
fragemengen und  die  Naclifragepreise  der 
Konsumenten  bezüglich  der  aus  diesen 
Stoffen  heigestellten  Güter  erster  Ordnung 
gemacht  hat,  oder  auf  Mutmassungen  be- 
treffend das  künftige  Verhalten  der  Konsu- 
menten. Korrekturen  des  Preises  der  Roh- 
stoffe aus  den  oben  erwähnten  Gründen 
sind  nicht  ausgeschlossen,  «In  sich  der  Ab- 
satz der  Güter  erster  Ordnung  anders  ge- 


kauf  geringeren,  aus  der  Atigebotsvermehrung  stalten  kann,  als  angenommen  wurde. 
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Schwieriger  ist  die  Festsetzung  des  er-  j  änderung  nicht  oder  nicht  im  erwarteten  Aus- 
örterten  Zusammenhanges  wegen  der  er- :  masse  sich  einstellt,  ein  Preisrilckschlag 
höhten  Zahl  der  an  der  Preisbildung  beteiligten  nicht  ausbleibt.  Entsprechend  wäre  nach 
Jnteressontengnippen  bei  Gütern,  die  gleich- 1  der  andern  Richtung  der  Verlauf,  wenn  eid- 
zeitig als  solche  erster  und  höherer  Ordnung  gegengesetzte  Veränderungen  oder  Erwar- 
dienen  (Kohle),  und  bei  jenen  Stoffen  viel- 1  tungen  sich  ergeben.  Da  grössere  Preis- 
seitiger Verwendung,  die  in  Oütern  erster :  änderungeu  des  Eisens*  die  Preise  der  bei 
Ordnung  sowie  in  fixen  Kapitalgütern  vor-  seiner  Herstellung  verwendeten  Faktoren  be- 


kommen. So  ist  das  Eisen  nach  der  ihm 
in  der  Produktion  gegebenen  endgiltigen 
Bestimmung  in  den  verschiedensten  Umfor- 
mungen in  zahllose  Güter  erster  Ordnung 
und  in  den  verschiedensten  Umformungen 
in  zahllose  sogenannte  fixe  Kapitalgüter: 
Werkzeuge,  Maschinen,  Werksgebäude,  Eisen- 
hahnen, Schiffe  ti.  dgl.  mehr,  hinein  verarbeitet 
Für  jede  derartige  Verwendung  wird  es  in 
der  tonn,  die  ihm  die  ersten  Produktions- 
stadien geben,  für  die  Weiterbearbeitung  ge- 
sucht, von  allen  diesen  Seiten  her  treten 
Verschiebungen  der  Nachfrage,  auch  nach 
ungleichen  Richtungen  aus  den  mannigfal- 
tigsten Veranlassungen  ein.  Dass  die  Er- 
höhung der  Nachfrage  nach  Oütern  erster 
Ordnung,  in  denen  das  Eisen  vorkommt,  auf 
dessen  Nachfrage  einwirkt  (z.  B.  liei  ver- 
mehrtem Bau  von  Wohnhäusern  erhöhter 
Bedarf  nach  eisernen  Trägern),  bedarf  keiner 
Erörterung.  Andererseits  wird  es  aber  in 
jeder  seiner  Verwendungen  als  fixes  Kapital 
ui  näherer  oder  entfernterer  Weise  zur  Her- 
stellung von  Gütern  erster  Ordnung  oder 


einflussen  können,  so  sind  soweit  auch  die 
Preisänderungen  der  Produktionsmittel  des 
Eisens  erklärt. 

Die  Erörterungen  über  diese  Fragen 
können  nicht  filier  die  lichandelten  Fälle 
hinaus  ausgedehnt  werden ;  gewiss  sind  die 
Komplikationen  häufig  viel  grösser,  als  sie 
angenommen  wurden;  doch  werden  sich 
schliesslich  immer  die  erwähnten  Zusammen- 
hänge finden  lassen. 

4.  Die  Produktionskostentheorie.  Un- 
ter den  die  Preise  bestimmenden  Momenten 
wurde  die  zum  Verkaufe  gebrachte  Menge 
einer  Güterart  genannt.  Es  soll  hier  nicht 
erörtert  werden,  von  welchen  kulturellen, 
technischen  und  Wohlstandsverhältnissen, 
die  sich  in  einer  Volkswirtschaft  ergeben, 
dio  Gestaltung  des  gesamten  Produktions- 
prozesses und  dessen  «piantitativer  Erfolg 
abhängt.  Die  Untersuchung  soll  sich  viel- 
mehr allein  auf  die  Frage  beziehen,  wie 
seitens  der  Produzenten  die  Menge  der 
beliebig.  *d.  h.  innerhalb  weiter  das  praktische 
Bedürfnis  übersteigender  Greuzen«  vermehr- 
von  unmittelbar  nützlichen  Leistungen  bei- 1  baren  Güter,  denen  ein  ständig  sich  erneuern- 
tragen. Ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  solche  ;  der  elastischer  Bedarf  gegenübersteht,  regu- 
Güter  in  grösserem  Ausmasse  zu  angemes- 1  liert  wird.  Sie  wird  zuerst  mit  Bezug  auf 
seneu  Preisen  abzusetzen  oder  die  Leistungen  I  die  in  freier  Konkurrenz  produzierten  Güter 
Tinter  derselben  Bedingung  zu  vervielfältigen,  [  und  dann  (unten  sub  5)  bezüglich  jener 
so  wird  die  Nachfrage  nach  Eisen  steigen,  Güter  durchgeführt,  bei  denen  es  einem 


indem  eine  grössere  Zahl  der  genannten 
Kapitalgüter,  die  zu  Gütern  erster  Ordnung 
und  zu  den  bezeichneten  Ijeistungen  in  der 
erwähnten  Beziehung  stehen,  verwendet  wird. 
Findet  sich  das  Eisen  sowohl  in  den  fixen  Kapi- 
talgütem  wie  in  dem  damit  herzustellenden 
Gute  erster  Ordnung,  so  werden  in  dem  ange- 
nommenen Falle  seine  Absatzverhältnisse 
um  so  mehr  geändert.  Ob  dessen  Preis  bei 
all  dem  erhöht  wird,  hängt  von  der  Massen- 
haftigkeit  der  bezüglichen  Nachfrage  und 
vom  Stande  der  übrigen  Nachfragen  ab, 
die  gleichzeitig  zurückgegangen  sein  mögen. 
Schon  die  Erwartung  solcher  günstiger  Ver- 
änderung auf  einem  Verwendungsgebiete  des 
Eisens  wird  die  Nachfrage  nach  demselben 
und  unter  Umständen  dessen  Preis  steigern : 
wegen  der  erwarteten  günstigen  Verände- 
rung werden  die  Zwischenhändler  sich 
künftige  Lieferungen  der  Halbfabrikate  zu 
ihnen  noch  angemessen  erscheinenden  Preisen 
zu  siehern  trachten,  die  Produzenten  werden 
aus  demselben  Grunde  vielleicht  nur  zu  er- 
höhten Preisen  liefern  und  selbst  ihre  Bestände 


Wirtschaftssubjekt  rechtlieh  oder  faktisch 
allein  zusteht,  eine  Güterart  innerhalb  eines 
Gebietes  zu  produzieren  und  zu  verkaufen. 

Soweit  bei  den  eben  erwähnten  Gütern 
freie  Konkurrenz  in  der  Produktion  wie 
beim  Verkaufe  herrscht,  hängen  Vermeh- 
rungen und  Verringerungen  der  produzierten 
Mengen  von  der  erwarteten  Höhe  der  Rein- 
erträge der  Produktionsunternehmungen  ab, 
und  da  diese  Erträge  unter  allen  Umständen 
stets  auch  von  dem  Stando  der  Preise  der 
Produkte  bestimmt  werden,  führen  einge- 
tretene oder  erwartete  Preissteigerungen 
derselben  zur  Vermehrung  und  eingetretene 
oder  erwartete  Preissenkungen  zu  Ver- 
ringerungen der  produzierten  Mengen.  Jede 
derartige  Veränderung  trägt  in  sich  dio  Ver- 
anlassung einer  späteren  gegensätzlichen 
Bewegung:  bei  Preissteigerungen  wird  das 
vermehrte  Angehot  alsbald  auf  den  Preis 
drücken ;  ist  andererseits  «1er  Preis  einer 
Güterart  gefallen,  so  schränkt  sich  die  Pro- 
duktion ein,  das  Angebot  nimmt  ab,  was 
wieder  auf    eine  spätere    Steigerung  der 


vermehren,  wonach  freilich,  wenn  die  Ver-  Preise  hinwirkt.    Diese  Bewegungen  in  den 
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produzierten  Gütermengen  bewirken  wieder! 
Wandlungen  in  der  Höhe  der  Löhne  und  j 
des  Kapitalzinses,  wenn  auch  gewiss  das 
Leihkapital  nicht  verabsäumt,  selbständig 
die  günstigsten  Verwertungsgelegenheiten 
zu  suchen,  und  dasselbe  auch  von  der  Ar- 
beit gilt.  Demnach  sind  Tendenzen  vor- 
handen, um  hohe  Preise  zu  ermässigen  und 
niedrige  zu  erhöhen.  Wohin  streben  aber 
die  Preise?  Die  Preise  haben  die  Tendenz, 
.sich  auf  die  Dauer  den  notwendigen  Pro- 
duktionskosten anzupassen,  also  einen  Stand 
zu  erreichen,  bei  dem  die  Unternehmer  den 
Ersatz  des  notwendigen  Produktionsaufwan- 
des, «He  übliche  \erzinsung  des  Unter- 
nehmungskapitals und  den  üblichen  Gewinn 
erhalten.  Müssen  Produktionsmittel  un- 
gleicher Wirksamkeit  verwendet  werden,  so 
streben  die  Preise  einem  Stande  zu,  bei  dem 
in  jenen  Unternehmungen,  die  die  mindest- 
wirksaraen  Produktionsmittel  verwenden, 
deren  Produkt  jedoch  vom  Markte  nicht 
entbehrt  werden  kann,  die  Unternehmer  den 
Ersatz  des  notwendigen  Produktionsauf- 
wandes, die  übliche  Verzinsung  vom  ge- 
samten Unternehmungskapital  und  den  nor- 
malen Gewinn  erhalten.  Diese  Anpassung 
wird  durch  die  entsprechende  Regelung  der 
produzierten  Mengen  der  oben  gekennzeich- 
neten Güter  bewirkt. 

Diese  durch  die  Erfahrung  bestätigte 
Tendenz  der  Preise  der  genannten  Güter- 
arten ist  längst  l>ekannt.  Die  klassische 
Nationalökonomie  bezeichnete  die  Produk- 
tionskosten als  den  Gravitationspunkt  der 
Preisbewegungen  der  beliebig  in  freier 
Konkurrenz  vermehrbaren  Güter:  sie  hat  den 
mit  den  Produktionskosten  zusammenfallen- 
den Preis  als  den  3 natürlichen«  von  den 
durch  Angebot  und  Nachfrage  bestimmton 
Marktpreisen  unterschieden  und  mehr  jenem 
als  diesen  ihre  Aufmerksamkeit  zugewendet. 
Diese  Theorie  wurde  auch  von  .1.  St.  Mill 
vertreten.  Nicht  minder  werden  zur  Zeit 
in  der  englischen  ökonomischen  Litteratur 
vielfach  die  Kosten  als  ein  ursprüngliches 
Bestimmungsmoment  der  Preise  betrachtet. 
Unter  Produktionskosten  verstehen  diese 
Forscher  die  Opfer,  die  die  Produktion  er- 
fordert. Sie  bestehen,  nach  der  häufigst 
vorkommenden  Version,  aus  der  gesamten 
Arbeitsmühe,  die  die  Produktion  nüttelbar 
und  unmittelbar  erfordert  und  aus  dem 
Opfer  der  Bildung  des  gesamten  bei  der 
Produktion  mittelbar  und  unmittelbar  not- 
wendigen Kapitals,  wobei  unter  Produktion 
auch  die  mit  den  Güterbewegungen  zur  ge- 
eigneten Bedarfsstelle  bis  zum  Uebergang 
des  Gutes  in  die  Hand  des  »Konsumenten« 
verbundenen  Thätigkeiten  (z.  H.  Transport, 
Handel)  verstanden  werden.  Neben  diesen, 
als  »reelle*  bezeichneten  Kosten  findet  man 
hervorgeholien  Geldproduktionskosten,  und 


diese  sind  die  Geldzuwendungen  an  die- 
jenigen, die  diese  Opfer  bringen.  Der  nicht 
durchführbaren  Aufgabe  der  Zusammen- 
stellung der  letztgenannten  Kosten  ist  man 
überhoben:  jeder  Produzent  bezahlt  z.  B.  in 
den  Preisen  der  von  ihm  angeschafften  Roh- 
und  Hilfsstoffe  die  gesamten  bei  ihrer  Pro- 
duktion (diese  im  eben'  erwähnten  Sinne  ge- 
nommen) aufgelaufenen  Kosten,  ohne  sich 
um  deren  Einzelheiten  zu  kümmern.  Die 
landwirtschaftliche  Grundrente  hatte  Ricardo 
durch  sei  neDif  ferentialren ten  lehre  von  den  Pro- 
duktionskosten  ausgeschlossen:  die  Tendenz 
der  Preise,  mit  den  Kosten  zusammenzu- 
fallen, beziehe  sich  auf  die  höchsten  Kosten 
in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  G fiter  han- 
delt, deren  Teilmengen  ständig  durch  un- 
gleiche Aufwendungen  von  Arbeit  und  Ka- 
pital hervorgebracht  werden.  Ebenso  hatte 
Ricardo  die  Bergbaurente  von  den  Produk- 
tionskosten ausgeschlossen.  In  der  neueren 
englischen  Forschung  wird  vielfach  der 
Satz,  dass  die  Grundrente  nicht  zu  den 
Kosten  zu  rechnen  sei  (unter  Beseitigung 
einiger  Missverständnisse,  zu  denen  er  in 
der  Ricardoschen  Fassung  Anlass  geben 
kann),  und  bei  Ausdehnung  des  Rentenbe- 
griffs über  die  Grundrente  hinaus  aecoptiert, 
dies  mit  dem  Hinweis  auf  den  Zusammen- 
hang der  Preise  der  in  freier  Konkurrenz, 
aber  bei  ungleichen  Kosten  produzierten  be- 
liebig vermehrbaren  Güter  jnit  den  Kosten 
der  Grenzprodukte ,  d.  h.  derjenigen  vom 
Markte  nicht  zu  entbehrenden  Produkte,  bei 
deren  Verwertung  bloss  die  üblichen  Ent- 
gelte für  Arbeit,  Kapita)  und  Unternehmer- 
thätigkeit  erübrigen. 

Wird  nun,  wie  dies  oben  geschehen,  be- 
hauptet, dass,  soweit  bei  den  erwähnten  be- 
liebig vermehrbaren  Gütern  die  -Konkurrenz 
reicht,  die  Preise  die  Tendenz  haben,  auf  die 
Dauer  sich  den  oben  genauer  angegebenen 


Kosten  anzupassen,  so  bedarf 


dies 


üner  Er- 


klärung vom  Standpunkte  der  hier  festge- 
haltenen Lehre,  wonach  Wert  und  Preis  der 
im  wirtschaftlichen  Ouantitätsverhältnis 
stehenden  Bildungselemente  der  Güter  aus 
dem  ihrer  Produkte,  scldiesslich  aus  dem 
der  produzierten  Güter  erster  Ordnuug  sich 
ergeben  (was  in  der  weit  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Fälle  auch  von  der  Arbeit 
gilt).  Dieselben  Wertbeziehungen  wie 
zwischen  Produkten  und  Produktionsmitteln 
bestehen  zwischen  Ijeistungen  und  den  zu 
ihrem  Zustandebringen  verwendeten  Faktoren, 
welche  im  folgenden,  wenn  von  jenen  go- 
sprochen  wird,  immer  mit  darunter  ver- 
standen sind. 

Der  Einflnss  der  Kosten  auf  die  Preise 
der  Produkte  zeigt  sich  l>ei  Verwendung  der- 
scllieu  Produktionsmittelart  in  verschieden- 
artigen Produktionen.  Da  bei  der  Produk- 
tion Produktionsmittel  aufgebraucht  und  ge- 
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bunden  werden,  so  bedeutet  ein  solcher 
Aufwand  bei  einer  Produktion  die  Ein- 
schränkung der  zur  Hervorbringung  anderer 
Produkto  verfügbaren  Mittel.  Wie  wird  die 
Grösse  dieses  Aufwandes,  der  Kosten,  be- 
stimmt? Bei  Gütern  erster  Ordnung  ist  für 
den  Preis  jener  Betrag  massgebend,  den 
die  mindest  kauffähige  Käuferklasse,  die 
Grenzkäuferklasse,  »der  letzte  Käufer«  da- 
für aussetzt;  wäre  das  Gut  das  Produkt 
eines  einzigen  Produktionsmittels,  so  wäre 
für  dessen  Preis  der  von  der  Greuzkäufer- 
k  lasse  ausgoseteto  Preis  des  Produkts  be- 
stimmend. Wirkt  eiue  Produktionsmittelart 
bei  der  Produktion  verschiedenartiger  Güter 
erster  Ordnung  mit,  so  wird  sich  bei  Ein- 
reihung ihrer  Teilmengen  in  die  lohnend- 
sten Verwendungen  unter  diesen  eine  wirt- 
schaftlich noch  zidässige  unwichtigste  Ver- 
wendungsart ergeben,  das  ist  jene,  wo  ans 
dem  Preise  des  Produktes  auf  die  verwen- 
dete Produktionsmitteleinheit  der  geringste 
Anteil  entfällt.  Man  hat  also  auch  hier  Käufer 
mit  ungleicher  Kauffähigkeit,  eine  Grenz- 
kAuferkla8se,  den  »letzten  Käufer«.  Bei  der 
Preisbildung  giebt  für  jeden  Kauflustigen  der 
aus  dem  Preise  seines  speeiellen  Produktes 
auf  die  Produktionsnütteleinheit  entfallende 
Anteil  ^die  Schätzungsziffer  ab,  mit  der  er 
sich  an  der  Nachfrage  .  .  .  beteiligt« ;  der 
aus  dem  Preisbildungsprozess  sich  ergebende 
Preis  der  Produktionsnütteleinheit  wird  an- 
nähernd mit  der  Schätzungsziffer  der  Grenz- 
käuferklasse zusammenfallen,  die  letzte  der 

lohnendsten  Konsum  Verwendungen,  die  noch 
versorgt  werdeu  kann,  bestimmt  durch  die 
Schätzungsziffer  des  letzten  ais  Käufer  auf- 
tretenden Produzenten  hindurch  t  den  Preis 
des  Produktionsmittels  (Böhm).  Die  Preise 
der  bei  der  Produktion  unerlässlichen  Auf- 
wendungen: persönliche  Leistungen,  Kapitals- 
verbrauch,  Kapitalsnutzungen  (bezüglich  der 
Bodennutzungen  siehe  weiter  unten),  die 
Kostenbeträge  worden  derart  einzeln  durch 
den  Preis  des  Produktes  bestimmt  Wie  desson 
Aufteilung  auf  die  Produktionsmittel  erfolgt, 
wie  sich  die  Entgelte  der  Leistungen,  der  Kapi- 
talsnutzungen und  der  Kapitalgüter  bilden, 
bleibt  ausser  Betracht :  jede  Prodnktions- 
mitteleinheit erhält  ihren,  ans  der  mindest- 
Johnenden  wirtschaftlich  durch  sie  noch  zu 
versorgenden  Konsumverwendung  abgelei- 
teten Preis. 

Den  Ersatz  dieses  Preises  erwartet  der 
Produzent  von  jeder  produktiven  Verwen- 
dung der  ProduktionsmitteJeinheit,  mit  diesem 

Preise  ist  jede  derartige  Verwendung  der- 
seltien  belastet.  Dieser  Preis  nivelliert  alle 
durch  das  Vorkommen  desselben  Produk- 
tionsmittels konnexen  Produkte.  Ist  für  die 

Einheit  eines  Produktionsmittels  (den  me- 
trischen Centner  Kupfer  z.  B.)  der  Preis 
von  10  festgesetzt,  entfällt  aber  darauf  bei 

Handwörterbuch  der  SUatawts.icnsi -haften. 


zwei  verschiedenen  produktiven  Verwen- 
dungsarton einerseits  der  Ertragsanteil  12, 
andererseits  dor  Ertragsanteil  8,  so  werden 
die  künftigen  Preise  beider  Kupferwaren  bei 
ungestörtem  Produktionsverlaur  und  bei  sonst 
gleichbleibenden  Verhältnissen  durch  Aus- 
dehnung und  Einschränkung  der  Produktion 
insolange  modifiziert,  bis  sie  den  Preis  10 
für  die  Prodnktionsmitteleinheit  ergeben, 
der  der  Einweisung  der  Produktionsmittel 
in  die  lohnendsten  Verwendungen  entspricht, 
welche,  wie  die  Preisdivergenzen  zeigen,  noch 
nicht  erzielt  war.  Steigt  die  Nachfrage,  um  bei 
dem  gewählten  Beispiele  zu  bleiben,  nach 
einem  aus  Kupfer  hergestellten  Gute  in  bedeu- 
tendem Ausmasse,  so  wird  mit  dein  Preise 
dieser  Güter  der  des  Kupfers  erhöht  und  die 
übrigeu  Produkte,  in  denen  Kupfer  vor- 
kommt, werden  durch  die  Preissteigerung 
des  Produktionsmittels  in  ihren  Preisen 
hiuaufgesetzt.    Steht  ein  Produktionsmittel 

S'gen  früher  in  grösseren  oder  geringeren 
engen  zur  Verfügung,  so  ist  auf  Gruna  dor 
neu  zu  ermittelnden  Urenzverwendung  sein 
Preis  neu  festzustellen,  der  daun  in  die 
Preise  aller  Produkte,  in  denen  es  vor- 
kommt, eingeht.  Sind  zur  Deckung  des 
Bedarfes  neben  besseren  minder  wirksame 
Produktionsmittel  zu  verwenden,  so  wird 
der  Preis  des  Produktes  genügen,  um  den 
grösseren  notwendigen  Produktionsaufwand 
zu  decken.  So  wird  in  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  die  gleicho  Menge  von 
Produkten  durch  ungleiche  Aufwendungen 
von  Arl>eit  und  Kapital  hervorgebracht  oder 
auf  den  Markt  gebracht,  wobei  sich  für  die 
besseren  oder  besser  gelegenen  Bodenkräfte 
und  Grundstücke  neben  dem  Ersatz  der 
Kosten  noch  ein  dem  Boden  zuzurechnender 
Ertrag,  die  Grundreute  ergiebt.  Das  ist  der 
bekannteste,  aber  nicht  der  einzige  Fall  der 
Kentenbildung.  Wäre  es  notwendig,  alle 
Grundstücke  und  alle  Bodenkräfte  zur 
Deckung  des  Bedarfes  in  Anspruch  zu 
nehmen,  so  müsste  stets  ein  Teil  der  Er- 
träge dem  Boden  zugerechnet  werden,  und 
bei  jeder  Widmung  des  Bodens  zu  einer  be- 
stimmten Produktion  wäre  diese  auch  mit 
dem  dem  Boden  allgemein  zufallenden  Er- 
tragsanteil zu  belasten '). 

5.  Monopolpreise.  Bezog  sich  die  vor- 
stehende Untersuchung  auf  Güter,  deren 
Erzeugung  von  jedermann  unternommen 
werden  kann,  so  ist  nun  für  die  oben  näher 

')  Ueber  den  Zusammenhang  der  Kosten 
und  de«  Wertes  und  Preises  im  Sinne  der 
Grenznutzentheorie  a.  Wieser  „lieber  den 
Ursprung"  etc.  S.  196 ff.,  femer  Bfihm  „Grund- 
zHge"  et<:.,  dann  dessen  „Kapital  und  Kapital- 
zins"  2.  Bd.,  Wieser  „Natürl  Werf  5.  Ab- 
schnitt, B  «i  U  m  rDer  letzte  Massutab  des  Güter- 
werte»",  endlich  das  Buch  Smart's  (s.  latte- 
ratur). 

13 
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bezeichneten  monopolisierten  Güter  festzu- 
stellen, wie  sich  ihre  Preise  auf  die  Dauer 
stellen,  nach  welchem  Grundsatze  die  Mengen 
der  Produkte  geregelt  werden.  Die  Mono- 
pole sind  sehr  verbreitet:  abgesehen  von 
den  staatlichen  Monopolen  für  Tabak,  Salz, 
Schiesspulver,  Zündhölzchen,  Branntwein 
u.  s.  f.  haben  fast  in  jeder  Stadt  Gaswerke. 
Elektricitätswerke  tatsächlich  keine  Kon- 
kurrenz. Dazu  kommen  die  Monopole  durch 
Patente  und  Privilegien.  Es  kann  hier  bei- 
gefügt werden,  dass  die  Eisenbahngesell- 
schaften in  Bezug  auf  die  Darbietung  ihrer 
Leistungen  oft  eine  Monopolistenstellung  be- 
sitzen. 

Da  es,  wie  bereits  erwähnt,  jeweilig  vom 
geforderten  Preise  abhängt,  welches  (Quan- 
tum von  seinem  Gute  der  Monopolist  zu  ver- 
kaufen vermag,  so  ist  seine  Politik  darauf 
koncentriert,  die  Menge  richtig  festzustellen, 
die  er  auf  den  Markt  bringt,  oder,  was  auf 
dasselbe  hinauskommt,  den  Preis,  den  er 
fordert,  richtig  anzusetzen:  mit  der  Menge, 
die  auf  den  Markt  kommt,  ist  der  erziel- 
bare Preis,  mit  dem  Preis,  der  vom  Mono- 
polisten verlangt  wird,  die  verkäufliche 
Menge  gegeben.  Worin  besteht  nun  der 
»richtige*  Vorgang? 

Es  ist  bekannt,  dass  steigende  Mengen 
eines  Gutes  nur  zu  sinkenden  Preisen  zu 
verkaufen  sind:  der  >Naehfragepreis«  für 
ein  Stück  aus  einem  grossen  Vorrate  ist 
niedriger  als  für  ein  Stück  aus  einem  ge- 
ringen Vorräte.  Andererseits  muss  bezüg- 
lich der  Kosten,  welche  die  Hervorbringung 
steigender  Mengen  verursacht,  unterschieden 
werden;  bei  einzelnen  Gütern  steigen  die 
Kosten  proportional  mit  der  Menge,  also 
die  Erzeugung  von  zwei  Quantitäten  kostet 
doppelt  soviel  als  die  Erzeugung  einer  Teil- 
quantität, oder  die  Kosten  steigen  nicht 
projMjrtional,  also  die  Erzeugung  von  zwei 
Teil piant itäten  kostet  nicht  zweimal  soviel 
als  die  Erzeugung  einer  Einheit,  oder  end- 
lieh die  Kosten  steigen  in  einem  höheren 
als  dem  projwrtionalen  Verhältnisse.  All 
dies  ist  in  der  nachfolgenden  Talrfdlc  ver- 
anschaulicht. 


Er- 
zeugte 
Menge 

Ein- 
heitn- 
preis 

Erlös 

L 

Kosten 
II. 

III. 

1000 

10 

10000 

1000 

1000 

1  000 

2000 

8 

16000 

2000 

1900 

2  200 

3000 

7 

21  000 

2700 

3  500 

4000 

6 

24  000 

4000 

3400 

4  900 

50OO 

5 

25  000 

5000 

4000 

6  400 

bOOO 

4 

24  000 

6000 

4500 

7  900 

70OO 

2 

14000 

7000 

4900 

9500 

Sooo 

0,50 

4  000 

8000 

5200 

1 1  200 

In  den  Kosten  steckt  die  Verzinsung  des 
Anlagekapitals; auch  wird  angenommen,  dass 
der  Monopolist  sich  jeden  Betrag,  den  er 
zum  Betriebe  seiner  Unternehmung  benötigt, 


durch  eine  Anleihe  verschaffen  kann.  Sind 
nun  die  Umstände  so  beschaffen,  wie  in  der 
Tabelle  angegeben,  so  ist  zunächst  klar, 
dass  die  Produktion  nicht  über  jene  Grenze 
ausgedehnt  werdeu  wird,  wo  der  Erlös  al^ 
zunehmen  beginnt,  denn  es  ist  unwirtschaft- 
lich, mit  einem  grösseren  Aufwände  ein 
kleineres  Brutto-  und  Nettoerträgnis  zu  er- 
zielen als  mit  einem  geringeren  Aufwände. 
Die  Produktion  wird  also  5000  nicht  über- 
steigen. Allein  es  ist  nicht  notwendig,  dass 
500Ö  erzeugt  werden.  Wenn  die  Kosten 
iroportional  steigen,  so  ergiebt  sich  bereits 
:>ei  einer  Menge  von  40OO  das  Maximum 
an  Reingewinn  (20000)  und  es  hätte  keinen 
Zweck,  die  Produktion  bis  auf  5000  zu  er- 
höhen. Dagegen  wäre  dies  ratsam  im 
zweiten  Falle,  weil  das  Maximum  an  Rein- 
gewinn erst  bei  5000  produzierten  Ein- 
heiten sich  ergiebt  (21  CHX)),  im  dritten  Falle 
ist  wieder  bei  einer  Menge  von  4t>00  einzu- 
halten. Der  Monopolist  strebt  nach  mög- 
lichst grossem  Reingewinne  (nicht  nach 
einem  möglichst  hohen  Prozentsatze).  Dieser 
ergiebt  sich  aber  nicht  notwendig  bei  dem 
grössten  Bnittoertrage ;  die  grösste  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  der  höchste  Reingewinn 
mit  der  grössten  Bruttoeinnahme  zusammen- 
fällt, ist  in  jenen  Fällen  vorhanden,  wo  die 
Erzeugungskosten  Jür  steigende  Mengen  in 
einem  geringeren  als  dem  proportionalen 
Verhältnisse  steigen. 

Nach  dem  Vorstehenden  wird  es  nicht 
schwer  fallen,  den  Vorgang  des  Monopolisten 
zu  erraten,  wenn  er  seine  Ware  an  ver- 
schiedene Personen  zu  ungleichen  Preisen 
abgeben  kann  und  wenn  die  Erzeugungs- 
menge eine  feste  ist l). 

Die  Berechnung  der  auf  den  Markt  zu 
bringenden  Mengen  oder  die  Festsetzung 
des  Einheitspreises,  die  den  höchsten  Rein- 
'  ertrag  bedeuten,  ist  in  der  Wirklichkeit 
nicht  selten  mit  grossen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden. Bekannt  sind  die  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  richtige  Aufstellung 
der  Personen-  und  Gütertarife  der  Kisen- 
tnhnen.  Wegen  der  finanziellen  Fragen, 
die  bei  jeder  Aenderung  der  Preise  zu  be- 
achten sind,  wird  von  den  monopolistischen 
Unternehmungen  mit  grosser  Vorsicht  ex- 
perimentiert, und  je  grösser  die  Unterneh- 
mung, um  so  schwieriger  ist  es  auch,  alle 
für  den  Preis  wichtigen  Umstände  zu  über- 
sehen. Dass  es  bei  diesem  langsamen  Vor- 
wärtstasten gelungen  sei,  den  richtigen  Preis 
zu  finden,  steht  keineswegs  fest. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  die  Monopo- 
I  listen  mit  geringeren  Kosten  arbeiten  als 
!  diejenigen,  die  das  nämliche  Gut  bei  freier 
Konkurrenz  herstellen  würden:  es  hat  sich 
'auffallend  bei  der  Ucbernuhmc  der  Eisen- 
1 

•)  S.  Wal  ras,  1.  c.  (Litteratur)  .S.  4!*:iff. 
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bahnen  durch  den  Staat  gezeigt,  dass  eine 
grosse  Unternehmung  billiger  arbeitet  als 
viele  kleinere  Betriebe,  dazu  kommt,  dass 
die  durch  den  Konkurrenzkampf  hervorge- 
rufenen mannigfachen  Auslagen  für  Reklame 
und    dergleichen   erspart    werden.  Das 
n;1mliehe  (Juan tum  an  Gütern  könnte  also 
das  Monopol  billiger  herstellen  als  die  freie 
Konkurrenz,  oder  der  sogenannte  »Angebots- 
preis« ist  bei  Monoj»ol  wohl  zumeist  niedriger  i 
als  liei  freier  Konkurrenz.  Wenn  das  Mono- 1 
pol  meist  mit  hohen  Reinerträgen  verbunden  l 
ist,  so  liegt  dies  au  der  vom  Monopolisten  j 
nach  seinem  Interesse  vorgenommenen  Rege- 
lung der  Gütermenge,  und  man  kann  be- 
haupten, dass  das  Monopol  gewöhnlich  eine 
weit  geringere  Gütermenge  auf  den  Markt 
bringt  als  die  freie  Konkurrenz. 

Ks  ist  endlich  noch  zu  beachten,  dass, 
wenn  auch  die  Tendenz  l>csteht,  den  »rich- 
tigen« Monopolpreis  zu  erzielen,  mannigfache 
Bedenken  bewirken,  dass  das  Aufsuchen 
oder  die  Herbeiführung  des  l>ekanuteu  »rieh- 1 
tigen«  Preises  unterlassen  wird.  Es  kann ! 
vorkommen,  dass  der  »richtige*  Preis  nicht 
ohne  gefährliche  Experimente  zu  bestimmen  j 
ist  und  dass  deshalb  von  seiner  Realisierung 
Umgang  genommen  wird.  Durch  den  Druck 
der  öffentlichen  Meinung  werden  die  grossen 
Monopolisten  oft  von  einer  völligen  Aus- 
nutzung ihrer  Stellung  abgehalten,  und  der 
Staat  zumal  muss  auf  die  Interessen  der 
Bevölkerung  Bedacht  nehmend  sich  bei  seinen 
Monopolen  mit  weniger  bescheiden,  als  er 
haben  könnte.  Schliesslich  mag  es  auch  dem 
Interesse  des  Monopolisten  entsprechen,  nicht 
gerade  den  ^richtigen«  Preis  herbeizuführen 
oder  stets  festzuhalten,  es  kann  ihm  daran  ge- 
legen sein,  deu  Absatz  zunächst  durch  billige 
Preise  zu  erhöhen,  sich  für  den  Fall,  als 
das  Monopol  entfallen  sollte,  wie  z.  B.  bei 
Verlagsrechten,  die  Kundschaft  zu  sichern 
u.  s.  f.  Auch  liier  sind  die  Wege,  die  der 
wirtschaftliche  Eigennutz  findet,  sehr  zahl- 
reich und  gewunden. 

Litterntnr:  Au*  der  LHleruiur  über  die 

allgemeine  Throne  de*  Preises  wurden  im  Vor- 
stehenden Idas»  einige  wenige  Schrijten  genannt  ; 
es  ist  bekannt,  da*»  viele  Darstellungen  die 
Preislehre  nirht  auf  der  Grundlage  entwickeln, 
die  im  Terte  festgehalten  wurde.  Wenn  auf 
diese,  nfl  vortrefflichen  Arbeilen  oben  nicht  /fe- 
stig genommen  wunle,  so  liegt  die*  aiiein  daran, 
da*»  die  Auseinandersetzung  mit  denselben  hier 
xn  weit  geführt  haben  würde.  Die  Litteratur 
über  den  J'rei*  i*t  »ehr  umfangreich.  Ich 
verweise  für  die  Zeit  bis  Ende  1888  auf 
meine  n  Theorie  des  Preise*  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  geschichtlichen  Eiitwickdung 
der  Lehre»,  I^ipzig  1889,  welche  eine  am* 
führliche  Dogmrngcschichtr  enthält,  ferner  auf 
die  Arbeiten  ton  Orazlanl,  Storia  critica  della 
Teorin  del  Volon  in  Italia,  Mailand  1889,  und 
Montanart,  t'ontributu  alla  Storia  della  Tcoria 


del  Vab.rc  negli  »crittari  Jlaliani ,  Mailand 
1889.  Ferner  wird  auf  die  bei  den  Artikeln 
Gr  rill  nutzen  und  Wert  dieses  Werke*  an- 
geführten Schriften  rerwieten.  Aus  der  Litleratur 
»eit  1888  seien  die  folgenden  Publikationen  erwähnt : 
Phlllppovteh,  Grundri**  der  Pul.  Oeknnomie, 
1.  Bd.,  .f.  Aufl.,  Freiburg  1899.  —  .4.  Wagner, 
Lehr-  und  Handbuch  der  Pol.  Oek.,  1.  Hauptabt., 
lld.  1,  8.  Aufl.,  Leipzig  189S.  -  F.  J.  Xeu- 
mann,  »Die  Gestaltung  des  Preises«,  in  Schön- 
bergs  Handb.,  Aufl..  Tübingen  1890.  —  Lehr, 
Grundbegrifle  und  Grundlagen  der  Volkswirt- 
schaft (Hand-  und  Ishrbuch  der  Stnalswissen- 
schuften,  herausgegeben  ron  Frankenstein, 
1.  Abt.,  1.  IUI. ),  Leipzig  1*9.1.  —  Dietzel,  Theo, 
retitrhr  Sozialökonomik,  1.  lld.  (S.  Hauptab- 
teilung des  A.  Wagnrrtchen  Lehr-  und  Hand- 
buches), Leipzig  189/i.  —  Conrad,  Grundriss 
zum  Studium  der  I\>1.  Otkon.,  I.  Teil,  .1.  Aufl., 
Jena  190t>.  —  Rascher,  Grundlagen  der  Xal.- 
Oekon.,  2,1.  Aufl.  (herausgegeben  ron  Pohl- 
mann),  Stuttgart  1900.  —  Go*#en,  Entwick- 
lung der  Getclze  de»  menschlichen  Verkehrs, 
Neue  Ausgabe,  Rerlin  1889.  —  Auttpitz  und 
Heben,  l'ntrrsurhuugcn  iilter  die  Theorie  des 
l*rcisc«,  Leipzig  18S8.  —  SitJC,  Grundlegung  der 
theoretischen  Staalswirtschaß,  Wien  1888.  — 
llöhtn-Bawerk ,  Kapital  und  Knpitatzin», 
1.  Bd.,  S.  Aufl.,  Innsbruck  I90t>,  3.  Bd.,  1.  Aufl., 
Innsbruck  1889.  —  Winter.  Der  natürliche 
Wert,  Wien  1889.  —  Komorzynsky,  Der  Werl 
in  der  üolierten  Wirtschaft,  Wien  1889.  — 
Wlcknell,  l'eber  Wert,  Kapital  und  Rente, 
Jena  1898.  —  Jforx,  Das  Kapital,  III.  lfd., 
Hamburg  189j.  ■—  (l'eber  dir  an  diesen  Bond 
sieh  anschliessenden  Artfeiten,  soweit  sie  bis 
1S98  erschienen  waren,  *.  Dlehl,  »l'eber  das 
Verhältnis  vom  Wert  und  IWis  im  Ökonom. 
System  ton  Karl  Mars«,  in  der  Festgaltr  ßir 
Conrad,  Sammlung  nat.-ökon.  und  statis- 
tischer Abhandlungen  des  staaiswistenschaftl. 
Seminar*  zu  Halle,  >0.  Bd.,  1898.)  —  Buch, 
Intensität  der  Ariteit,  Wert  und  Preis  der  Waren, 
Ijeipzig  1890.  —  Stolznumn,  Die  soziale  Kate- 
gorie in   der  Volkswirtschaftslehre,  Berlin  1890. 

—  Wemlrke,  Der  objektire  Wert  und  IWis, 
Jena  1890.  --  Sau-,  Die  neuesten  ForlschriUe 
der  nat.-ökon.  Theorie,  I*ip:ig  1888.  -  Dietzel, 
Die  klassische  Werttheorie  und  die  Theorie  rom 
Grcnznutzcn,  Jahrb.  f.  Art/,  w.  Stat.,  .V.  F., 
Bd.  so.  Derselbe,  Zur  klassischen  Wert- 
und  l*reistheoric ,  Jährt),  f.  Xat.  u.  Stat.,  III.  F., 
Bd.  1.  —  Zurkerkantll,  Die  klassische  Wert- 
theorie und  die  Theorie  com  GrrnzntUzen,  Jahrb. 
f.  An/,  u.  Stat.,  A*.  F.,  Bd.  il.  —  Böhm- 
Hateerk,  Werl,  Kosten  und  Grcnznutzcn,  Jahrb. 
f.  AVi/.  11.  Stat.,  III.  F.,  S.  Bd.  —  Derselbe, 
Der  letzte  Massstab  des  Giiterwrrtes,  Zisch  r.  f. 
Volkw.,  Sozialpol.  u.  Verwaltung,  8.  Bd.  (Siehe 
dazu  Au  spitz  und  eine  Entgegnung  ron 
Böhm  ebendort,  und  Edge  Worth  und  eine 
Entgegnung  Böhm*  im  Fron.  Journ.,  Bd.  IV.) 

—  Antlr.  Voigt,  Der  ökon.  Wert  der  Güter, 
Zcitschr.  f.  d.  g.  Staatsw.,  1891.  —  Derselbe, 
Ih-oduktion  und  Erwerb,  Zeilschr.  f.  d.g.  Staatsw., 
1893.  —  Jjexltt,  Art.  Grenznutzen  im  1.  Sappl. - 
Bd.  zur  1.  And.  des  II.  d.  St.  —  Derselbe, 
Art.  ii/Vri««  im  Wörterbuch  der  Vi.dk« w.  —  4V. 
Cannel,  Grundriss  einer  elementaren  Preislehre, 
Zcitschr.  f  d.  ges.  Staatsw.,  190».  —  C.  Menget; 
Art.  »Geld  ullandwörterb.  der  Statitsw.,  1.  Aufl., 

13* 
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4.  Bd.  — •  Wiener  f  Art.  »(irenznutxcn«,  Hand- 
iriirlerb.  d.  SUiaUir.,  i.  Aufl.,  4.  Bd.  -  -  LejcUt,  Art. 
»MonojkoU  H.  d.  St.,  £.  Aufl.,  r,.  M.  —  Marahall, 
Principlc*  oj  Economic*,  1.  Bd.,  S.  Aufl.,  London 
18<JS.  —  Smart,  An  iutroduetion  U>  the  theory 
of  value,  fandon  1891.  —  Sh.  Xicholtton, 
IVinciple*  i>/  JW.  Eeon.,  1.  Bd.  London  1893, 
..:  Bd.  London  1S97.  —  Irving  Fisher. 
Mathenuitteal  inrettiyation*  in  the  theory  <>)' 
valuc  utid  priee*.  Traimtclion»  of  thr  l'onnrc- 
ticut  Acad.,  Vol.  IX,  189.'.  —  Patten,  Die  Be- 
deutung der  fahre  vom  Grenxnittirit.  Jahrb.  f. 
Sat.  11.  Stat ,  III.  F.,  2.  Dd.  —  Patten.  Theory 
«f  dymanic  Economic*,  Philadelphia  1892.  ■■■ 
MacJ'arlane,  Yalue  und  dutrihntion,  Phila- 
delphia 1899.  —  Palgrave,  Ih'etioiutry  0/ 
Pol.  Eon.,  S  Bde.,  London  1894 — /.S.W.  S.  dir 
Artikel  »lYice««,  «  Valuc*  und  »Co*tofproductiou« 
run  S.  M.  C.  Ltndsay,  A.  IV.  Plujc  und 
Sh.  Xicholson.  —  Pierson,  faerbotk  dn- 
$taathuiih»udkundc,  1.  Teil,  2. Aufl.  Haarlem  IHM. 
-  -  Walrat»,  Element*  d'Econ.  pol.  pure,  2.  Aufl., 
hiuftinnr  1889.  —  Derselbe,  The  geometrical 
theory  0/  the  drterminiition  0/  prict»,  AnmiU  of 
the  Amvric.  Aeudrmy,  Vol.  III,  Philadelphia 
1892.  —  Block,  Le*  progre*  de  la  Seirnee  renn, 
drpui*  A.  Smith,  Pari»  IVA).  —  Gilde,  h  ineipe» 
d'Eeon.  p»l.,  6.  Aufl.,  l'ari*  1808.  —  Pareto, 
t'our*  d'Econ.  p<d.,  I.  Bd.,  iMuitanne  189fi.  —  A. 
de  Fovtlle,  Art.  m/Yi>«  imXouveau  Ihctionnaire 
de  l'Econ.  ind.,  I\tri*  1892.  —  Pantaleoni, 
I'rinctpii  d'Econ.  fnd.  purit,  Florenz  1889.  - — 
Kicca-Salemo,  La  teoria  del  vab>rr  nelta 
Ktoria  drllr  dotlrinr  r  dri  Jatti  ecunomiri,  Rum 
I894.  —  Zuckerkand!, 


II. 

Die  statistische  Bestimmung  des 
Preisniveaus. 

1.  Beschaffenheit  der  Iiidexzifferutahellen ; 
AnfUhrum;  der  bekanntesten  derartigen  Zu- 
sammenstellungen. 2.  Bedeutung  den  Systems 
der  Indexziffern.  3.  Die  Ermittelung  der  in  den 
einzelnen  Haushaltungen  empfundenen  Verände- 
rungen der  Kaufkraft  des  Geldes. 

1.  Beschaffenheit  der  Indexziffern- 
tabellen; Anführung  der  bekanntesten 
derartigen  Zusammenstellungen.   Es  ist 

in  praktischer  wie  auch  theoretischer  Be- 
ziehung wichtig,  sich  Aber  die  Verände- 
rungen der  Preise  von  einem  Zeitpunkte 
zum  andern  klar  zu  werden.  Die  grosse 
Anzahl  der  Arten  der  Güter  und  Leis- 
tungen,  die  Ungleichheit  der  vorkom- 
menden einzelnen  Preisverschiebungen,  der 
Umstand,  dass  nie  alle  Preise  gleich- 
zeitig steigen  und  fallen,  sondern  gleich- 
zeitig einzelne  steigen,  andere  fallen,  legt 
der  Praxis  wie  der  Wissenschaft  nahe,  für 
diese  verschiedenartigen  Bewegungen  einen 
Ausdiuck  zu  finden,  der-  uns  in  sicherer 
Weise  anzeigt,  oh  sich  der  Stand  der  Preise 
in  einem  gegebenen  Zeiträume  verändert 


hat  und  in  welchem  Masse.  Sowie  uns 
eine  graphische  Darstellung  der  Preisände- 
rung eines  Gutes  diese  klarer  vor  die 
Augen  führt,  als  eine  ziffermässige  Auf- 
steilung dies  vermag,  so  sucht  man  für  die 
Gesamtheit  der  Preisbewegung  eines  Zeit- 
raumes einen  Ausdruck,  der  viele  Worte 
und  viele  Ziffern  spart  und  die  Wahrheit 
in  prägnantester  Form  wiedergiebt. 

Um  für  eine  vielfältige,  ungleiche,  ja 
differente  Bewegung  der  Preise  innerhalb  be- 
stimmter Zeiträume  einen  einheitlichen  Aus- 
druck zu  gewinnen,  verwendet  man  das 
System  der  sogenannten  Indexziffern  (iudex 
numbers).  Diese  seit  einem  Jahrhundert 
bekannte  Methode  veranschaidicht  nicht  den 
wirklichen  Preisstand,  sondern  die  Preis- 
verändeningon.  Die  ueueren  englischen  Be- 
rechnungen des  Preisniveaus  durch  Index- 
ziffern knüpfen  an  die  Arbeiten  des  be- 
kannten Statistikers  New  mar  ch  an.  Die- 
ser hat,  um  die  Preisbewegung  der  wichtig- 
sten Handelsartikel  zu  charakterisieren,  den 
Preis  jedes  Gutes  jenes  Zeitraumes,  der  die 
Grundlage  der  Vergleichung  bilden  sollte, 
mit  100  bezeichnet,  so  dass  die  Preise  der 
folgenden  Jalire  sich  als  prozentuale  Er- 
höhungen oder  Ermässigungen  gegenüber 
jenem  Zeiträume  darstellen.  Die  Ziffer  10o 
sowie  die  entsprechenden  Ziffern  für  die 
folgenden  Zeiträume  nennt  man  Indexziffern 
(»index  numbers»).  Die  von  ihm  derart 
ausgearbeitete  und  alsbald  ergänzte  Ta- 
belle hat  dann  der  ^Economist<-  über- 
nommen und  sie  in  seinen  Jahresfibersichten 
bis  auf  den  heutigen  Tag  fortgeführt.  Nach- 
dem Jevons  in  seiner  bekannten  Ab- 
handlung »a  serious  fall  in  the  value  of 
gold«  aus  dem  Jahre  1803,  um  den  Preis- 
stand für  jedes  Jahr  zu  charakterisieren, 
aus  den  Preisangaben  (nachdem  sie  auf  100 
für  das  Jahr  der  Vergleichung  und  für  die 
anderen  Jalire  auf  zu  100  in  richtigem  Ver- 
hältnisse stehende  Ziffern  reduziert  worden 
waren)  für  jedes  Jahr  das  geometrische 
Mittel  gezogen  und  derart  eine  Jahreshaupt- 
ziffer  gewonnen  hatte,  sah  sich  auch  der 
'Economist :  zum  ersten  Male  in  der  Ueber- 
sicht  über  das  Jalu-  1S6H  veranlasst,  für 
jedes  Jahr  die  einzelnen  Indexziffern  in  eine 
Zahl  zusammenzufassen,  indem  er  sie  sum- 
mierte. Eine  derart  gewonnene  Hauptzahl 
(total  index  number)  soll  den  Preisstand  des 
Jahres  kennzeichnen  l). 

*)  Als  die  älteste  An  Wendung  des  System.-« 
der  Indexziffern  wird  bezeichnet  jene,  die  sieb 
in  der  Abhandlung  von  Sir  (Jeorge  Shuck- 
burgb  „Endeavour»  to  ancertain  a  Standard 
<>f  weights  und  mcasurea"  (s.  Litteratur)  findet. 
Er  giebt  zur  Frage  der  Geldentwertung  eine 
Tabelle,  worin  die  Preise  für  die  Jahn;  1050. 
II  30,  1250,  1350,  1450.  1550,  1600,  1625,  1650, 
1675,  1700.  1720.  1740,  1700,  17K0  und  17!>5  der 
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Es  sind   nun  die  bekanntesten  Preis-  art  und  verschiedener  Güterartca  zur  Bildung 

Indexzahlenzusanimenstellungen  anzugeben,  einer  Indexziffer  zusammengezogen.  DerZeit- 

Die  Tabelle  des   »Eeonomist«   euthalt  22  räum  von  1845—1850  bildet  den  Ausgangs- 

nach  (Tages-)Preisen  berechnete  Indexziffern  punkt,  die  Hauptindexziffer  hotrügt  also  pro 

fQr  jedes  Jahr,  es  werden  dabei  wiederholt  1845—1800  2200.    Die  Tabelle  des  >Eeo- 

die  Preise  verschiedener  Sorten  einer  Güter-  nomist«  hat  folgende  Fassung: 


Tabelle  des  Eeonomist. 
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folgenden  15  Artikel  angeführt  sind:  1)  wheat, 
2)  horse,  3)  ox,  4)  cow,  5;  sheep,  (>)  hog,  7)  goose, 
«)  hen,  Sil  cock,  10'  buttcr.  11)  chee*e,  12)  ale, 
13)  small  beer,  14)  beef  nnd  mntton,  15)  luboiir 
in  hnshandry  per  day.  Die  Preise  werden  pro 
1550  mit  100  angesetzt,  für  die  anderen  Zeit- 
räume mit  den  prozentualen  Ziffern.  Eine 
kürzere  Tabelle  enthält  nur  4  Posten  nnd  zwar 
die  obigen  Nummern  1,  2—13.  14  und  15.  Die 
Hauptindexziffer  beträgt 

1050  26  1675  210 
'35°  77  '74Ö  287 
1550  100       1760  342 

1795    53»  • 

Gegen  diese  Ergehnisse  hat  Arthur  Young 
in  einer  mir  leider  nicht  zugänglichen  Abhand- 
lung Uber  den  Wert  des  Geldes  (1K1D  einge- 
wendet, dass  auf  die  ungleiche  Wichtigkeit  der 
Artikel  nicht.  Bedacht  genommen  worden,  und 
dabei  selbst  das  System  der  Indexziffern  ange- 
wendet. Auch  bei  Porter,  Progress  of  the 
nation  finden  sich  Hanptindexziflern  für  50 
Artikel  für  die  Jahre  1833— 1837.  Die  mo- 
dernen englischen  Arbeiten  knüpfen,  wie  er- 
wähut,  an  New  mar  ch  an.  der  im  Jahrgänge 
1859  des  Jonrn.  of  the  Statist  Soc.  zuerst  die 
alsbald  ergänzte  und  dann  in  den  Eeonomist 
übernommene  Indexzifferntabelle  veröffentlichte. 
Es  muss  dabei  hervorgehoben  werden ,  dass 
Soetbeer  bereits  in  seiner  im  Jahre  1856  er- 
schienenen Abhandlung  „Das  Gold*'  (12.  Band 
der  Zeitschrift  .Die  Gegenwart"/  für  44 
Hamburger  Preise  Indexziffern  veröffentlicht 
hat,  freilich  ohne  Hanptindexziffeni  zu  be- 
rechnen. 


Man  kann  statt  2200  auch  100  setzen: 
es  würde  sich  dann,  wenn  man  die  übrigen 
Jahresiiulexzahlen  durch  22  dividiert,  er- 
geben: für  1S70  122,  für  lsso  115,  für 
1890  101,  für  1S!»9  87. 

Viel  »inifassender  als  die  des  »Econo- 
mist   sind  die  Preistnbellen  Soetbeers; 
!  er  giebt  in  seinen   Materialien  zur  Erläute- 
rung und  Beurteilung  der  wirtschaftlichen 
Edelmetallveilulltnisso  und  der  Währungs- 
frage*  auf  Grund  der  im  Hamburger  lian- 
delsstat  istischen  Bureau  ausgearlN-iteten  ta- 
bcllarisclien  rebersiehten  und  der  .lahre.s- 
abrcchnimgcn  einzelner  Hamburger  Verwal- 
tungen   die  .lahn'sdurchselinittspreise  von 
1  < K  >  Handelsartikeln   in  Hamburg  für  die 
Zeit  seit  1S">1,  verglichen  mit  den  Durch- 
schnittspreisen    der     Jaliro  1847—1850 
s*)\vie  die   zugehörigen   Indexziffern.  Die 
Preise    werden    unter    7    Gruppen  nach- 
gewiesen: Aekerhauprodukte.  Produkte  der 
Viehzucht  und  Fischerei,  Südfrüchte,  Kolo- 
nialwaren  (ohne   Baumwolle),  Bergwerks- 
und  Hflttenprodnkte,  Textilstoffe,  Diverses. 
Für  jede  Gnippe  und  für  alle  7  Gnippen 
werflen  die  liauptitxlexzahlen,  davon  aus- 
gehend, dass  diese  pro  1847 — 1S50  für  jetle 
Gruppe  und  für  alle  Gnippen  100  betragen, 
auf  Gnind  der  Berechnung  des  arithme- 
tischen Mittels  angegeben.  Ueberdies  giebt  er. 
der  britischen  Handelsstatistik  folgend,  die 
Preise   und  die  Indexziffern  von   14  bri- 
tischen Exportartikeln.     In  dem  erwähnten 
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Werke  (2.  Auflage)  gehen  die  Tabellen  Iiis 
Ende  1885;  die  Nachweise  wurden  aber 
von  Soetbeer  bis  zum  Jahre  1890  weiter- 
geführt1). Die  Berechnungen  von  Index- 
ziffern auf  Grund  von  Hamburger  Preisen 
werden  auch  seither  fortgesetzt.  Conrad 
veröffentlicht  in  seinen  Jahrbüchern  fort- 
laufend Indexziffern,  die  sich  an  eine  aus 
Hamburger  Preisen  gebildete  Tabelle  an- 
sehliesson ;  daneben  giebt  er  Indexziffern 
auf  Grund  von  Preisen,  welche  die  deutsche 
Beiehsstatistik  publiziert.  Doch  ist  damit 
Conrads  Eingreifen  in  diese-  Angelegen- 
heit nicht  abgeschlossen.  Gegen  die  nach 
dem  arithmetischen  Durchschnitt  ermittelten 
.lahreshauptziffern  war  (in  Deutschland  von 
Drohisch)  eingewendet  worden,  dass  sie 
zu  irrigen  Ergebnissen  führen,  weil  die  ver- 
schiedenen Quantitäten  der  zum  Verkaufe 
kommenden  Waren  unberücksichtigt  bleiben, 
eine  Ansicht,  welcher  sich  auch  Laspey  res 
anschloss,  der  (1804)  den  Veränderungen 
des  Preisniveaus  eine  an  Hamburger  Preis- 
notierungen sich  anschliessende  vortreffliche 
Untersuchung  gewidmet  hatte.  Auf  Veran- 
lassung Conrads  wurde  im  Jahre  1871 
die  Untersuchung  der  Preisänderungeu  von 
Paasche.  auf  Grund  des  Hamburger 
Materials,  aber  in  veränderter  Weise  weiter- 
geführt. Die  Berechnung  erfolgte  derart, 
dass  für  jedes  der  Jahre  1808— 1872  die  im 
Zollverein  konsumierten  Mengen  von  '22  (in 
0  G  rupften  zusammengefaßten)  Waren  er- 
mittelt und  mit  den  Preisen  des  betreffen- 
den Jahres  und  den  Durchschnittspreisen  des 
Zeitraumes  1S47— 1807  multipliziert  wurden  : 
damit  war  gegeben,  was  für  das  (Quantum 
jeder  Ware  und  für  alle  Waren  in  jedem 
der  Zeiträume  im  genannten  Gebiete  aufzu- 
wenden gewesen  wäre;  diese  Beträge  wur- 
den in  die  Zahlen  100  für  1847—1807  und 
die  entsprechenden  Prozent  Ziffern  für  die 
anderen  Jahre  umgerechnet.  Eine  solche 
Tabelle  wird  von  Conrad  fortgesetzt  publi- 
ziert, es  weiden  jedoch  die  Konsumtions- 
ziffern des  Jahres  1880  den  Berechnungen 
zu  Grunde  gelegt. 

'  Aus  dem  .Material  der  Hamburger  Preise 
bearbeite  Kral  seine,  205  Artikel  umfas- 
senden, auf  die  Jahre  1847--1881  bezüg- 
lichen PreistaVtellen,  bei  denen  1871  als 
Vergleichungsjahr  für  die  Indexzahlen  an- 
genommen wurde;  die  Jahreshauptziffer 
wird  durch  Addition  der  Indexziffern  ge- 
wonnen (also  20  500  für  das  Jahr  1871). 

Seit  1880  veröffentlicht  der  englische 
Statistiker  Sauerbeck  Preistabellen,  aus 


')  Jahrb.  f.  Nut.  u.  Stat.  8.  F.  3.  Bd  ;  hier 
stellt  Soetbeer  die  seif  1888  infolge  der  Ein- 
beziehung Hamburgs  in  das  deutsche  Zollgebiet 
erforderlieh  geweseneu  Aendernngen  in  der  Be- 
stimmung der  Preise  seiner  Tabelle  dar. 


denen  er  45  Indexzahlen  berechnet,  die 
aber  nicht  45  von  einander  verschiedene 
Artikel  betreffen,  da  einzelne  wegen  ihrer 
besonderen  volkswirtschaftlichen  Wichtig- 
keit (so  Weizen,  Fleisch,  Zucker,  Eisen. 
Kohle,  Baumwolle.  Schafwolle  und  Häute, 
da  auch  Leder  notiert  wird)  mit  mehr  als 
einer  Indexziffer  vorkommen.  Der  Zeitraum, 
[  mit  dem  die  Vergleichung  erfolgt,  wird  von 
den  Jahren  1807  —  1877  gebildet,  die  Preise 
und  die  Indexzahlen  sind  bis  1818  ange- 
geben, aber  von  1818  his  1845  für  81,  von 
1840  bis  180(5  für  48  und  von  1807  bis 
1872  für  41  Artikel.  Die  Preise  sind 
zumeist  Durchschnittspreise  aus  Monats- 
oder  Wochennotierungen ;  die  jährliche 
!  Hauptindexzahl  wird  durch  Aufsuchen  des 
arithmetischen  Mittels  ans  den  einzelnen 
Indexziffern  gefunden,  überdies  lierechnet 
Sau  erb  eck  auch  Jahreshauptziffern,  wobei 
auf  die  relative  Wichtigkeit  der  Waren  syste- 
matisch Bedacht  genommen  wird  und  zwar 
derart,  dass  einander  gegenübergestellt  wird, 
was  der  Gesamtverbrauch  an  Waren  der 
Tabelle  in  einem  Jahre  wirklich  gekostet 
habe  und  was  er  nach  den  Durchschnitts- 
preisen des  Zeitraumes  1807  —  1877  gekostet 
haben  würde,  dann  indem  die  Hauptindex- 
zahl nach  der  in  jedem  Jahr  sich  ergehen - 
den  Wichtigkeit  jeder  dieser  Waren  be- 
rechnet wird.  (S.  über  diese  Rechnungsart 
unten  sub  2). 

Endlich  sei  erwähnt  die  reichhaltige 
Preisstatistik  für  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  die  Berechnung  der  In- 
dexzahlen, die  Professor  Falkner  geliefert 
hat.  Sie  betrifft  mehr  als  400  Artikel ;  die 
Berechnung  der  ludexzalden  erfolgt  für  228 
vorn  Jahre  1800  bis  1801  angefangen  und  für 
90  von  1810  bis  180t».  Den  Ausgangspunkt 
bilden  l'reise  des  Jahres  1800 ;  die  jährliche 
Hauptindexziffer  wird  sowohl  durch  die 
Feststellung  des  arithmetischen  Mittels  aus 
den  einzelnen  Indexziffern  des  Jahres  wie 
durch  eine  andere,  unten  zu  erwähnende 
Berechnung  gewonnen1).    Die  Preise  sind 

')  Die  JahreshaiiptzitTer  wird,  wie  sich  zeigt, 
zumeist  durch  Ermittelung  des  arithmetischen 
Durchschnittes  erzielt.  Es  ist  zu  beachten,  dass, 
wenn  Indexziffern  für  viele ,  verschiedenartige 
Güter  gegeben  sind,  das  arithmetische  und 
das  geometrische  Mittel  nicht  erbe  hl  ich  von 
einander  abweichen.  So  betragt  für  39  von 
Je  von»  angegebene  Indexzahlen  das  geome- 
trische Mittel  für  die  Jahre  1851,  1853,  1855, 
1857  und  1859  :  92,4,  111,3,  117.0.  128,8  nnd  116, 
das  arithmetische  Mittel  derselben  Indexzahlen 
für  dieselben  Jahre:  94,0,  112,4,  119,  134  nnd 
119.  |,S.  Edgeworth,  Econ.  Jonrn.  6.  Bd.  S. 
132 ff.)  An  Durchschnitten  sind  hier  noch  zu 
neuuen  das  harmonische  Mittel  und  jene  Ziffer, 
welche  ebensoviele  Notierungen,  die  höher  sind, 
über  sich,  als  solche,  die  niedriger  sind,  unter 
sieh  hat. 
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zumeist  nicht  Durchschuitts-,  sondern  wirk- 
liche Preise,  die  in  sorgfältigster  Weise  er- 
mittelt worden  sind;  hier  wie  bei  allen  an- 
deren erwähnten  Tabellen  sind  die  Preise 
<  irossvorkehrspreiso. 

In  einer  neueren  Arbeit  giebt  Falkner 
eine  Fortsetzung  dieser  Untersuchungen 
für  die  Zeit  bis  Juli  1899  mit  wichtigen 
Abänderungen.  Trotz  Einfügung  neuer 
Waren  in  die  Preisliste  trat  eine  Reduktion 
derselben  ein:  nicht  mehr  für  '22.1,  soudern 
für  1 1'2  Artikel  wurden  die  Indexziffern  be- 
rechnet, und  bloss  99  Indexziffern,  vielfach 
Durchschnittsindexzahlen  aus  den  Index- 
ziffern der  verschiedenen  Varietäten  einer 
Gütcrart.  wurden  zur  Berechnung  der  Jahres- 
hauptziffern  benutzt.  Auch  der  Ausgangs- 
punkt wurde  geändert,  ihn  bilden  nun  die 
Durchschnittspreise  der  ersten  Monate  der  9 
einander  folgenden  (Quartale  vom  Januar 
lN9l»  an.  Die  erwähnte  eigentümliche  Art 
der  Berechnung  der  Jahreshaupt/.if fern  wurde 
1  ^behalten.  (S.  Litteratur). 

2.  Bedeutung  de»  System«  der  In- 
dexziffern. Die  wissenschaftliche  Be- 
deutung der  Methode  der  Indexziffern 
ist  darin  gelegen,  dass  sie  einen  Ein- 
blick in  die  innerhalb  eines  bestimmten 
Zeitraums  eingetretenen  Bewegungen  der 
Preise  ermöglicht.  Das  iti  umfassenden 
Tabellen  enthaltene  Material  an  Preisen 
bedarf,  wie  Jevons  richtig  hervorhebt, 
einer  Reduktion,  wenn  man  davon  für 
wissenschaftliche  Zwecke  sicheren  und  voll- 
ständigen Gebrauch  machen  will,  und  diese 
Reduktion  besteht  in  der  Berechnung  der 
Indexziffern  und  der  Jahresdurchschnitts- 
ziffern1). Der  eben  genannte  Autor,  der 
in  seinen  Arbeiten  filier  die  Verände- 
rungen der  Warenpreis«1  seit  1782  Index- 
ziffern in  ausgedehntem  Ansniasse  benutzte, 
legt  den  Jahreshauptzahlen  noch  eine  l>e- 
sondere  Qualität  bei:  wenn  Indexziffern  für 
eine  grosse  Zalil  verselüedener  Waren  be- 
rechnet werden,  so  spreche  die  Wahrschein- 
lichkeit dafür,  dass  die  besonderen,  die  ein- 
zelnen Warenpreise  berührenden  Momente 
nicht  sämtlich  nach  derselben  Richtung 
wirken  und  dass  denen,  die  ein  Steigen 
herbeiführen,  solche,  die  ein  Sinken  veran- 
lassen, entgegenstehen  werden ;  bei  der  Bil- 


Pierson  wies  in  einer  Abhandlung  an 
einzelnen  aufgestellten  Fällen  nach,  dass  man 
mit  der  Anwendimg  der  Indexziffern  und  der 
Hanptziffern  zu  unrichtigen  Ergebnissen  ge- 
langt, und  er  sprach  sich  deshalb  gegen  diese 
Methode  ans.  Edgewurth  hat  dagegen  gel- 
tend gemacht,  dass  diese  Mängel  bei  künstlich 
vereinfachten  Beispielen,  aber  nicht  bei  Zusam- 
menstellungen von  auf  wirklichen  Preisände- 
rungen beruhenden  Indexziffern  bedeutungsvoll 
sind  (Econ.  Journ.  6.  Bd.  8.  127  ff  ). 


dung  der  Jahreshauptziffer  würden  sich 
diese  konträren  Bewegungen  neutralisieren, 
und  wenn  sich  in  den  Hauptziffern  der 
eiuander  folgenden  Jahre  grössere  Verände- 
rungen zeigen,  s<»  deute  das  darauf  hin, 
dass  allgemeinere  Momente  entweder  auf 
seiten  des  Geldes  oder  auf  seiten  der  Waren 
oder  auf  beiden  Seiten  eingewirkt  haben; 
dauert  die  Veränderung  längere  Zeit  hindurch 
an  und  vollzieht  sie  sich  nach  derselben 
Richtung,  so  müssen  allgemeinere  Momente 
von  besonderer  Nachhaltigkeit  die  Veran- 
lassung sein.  Jevons  glaubte  ein  Sinken 
der  Kaufkraft  des  Geldes  seit  18öO  beob- 
achtet zu  haben:  in  den  achtziger  Jahren 
wurde  wieder  ein  fortgesetztes  Steigen 
dieser  Kaufkraft  behauptet,  und  dafür 
suchte  man  die  allgemeinen  erklärenden 
Momente.  Allein  —  und  das  ist  bezüg- 
lich der  den  Hauptziffern  zugeschriebenen 
Qualität  wichtig  —  die  fallende  Preisbe- 
wegung der  letztereu  E|>oche  wurde  dadurch 
zu  erklären  unternommen,  dass  verschieden- 
artige Einflüsse,  die  sich  l>ei  verschiedenen 
Waren  geltend  machten,  sämtlich  in  der 
Richtung  einer  Verminderung  der  Preise 
eingewirkt  haben.  Sollte  dieser  Zusammen- 
hang für  den  erwähnten  Zeitraum  bestritten 
werden,  so  wird  doch  die  Möglichkeit  eines 
solchen  überhaupt  nicht  zu  verkennen  sein. 

Bei  der  Aufstellung  von  Preisindex- 
tal>ellen  ergeben  sich  nun  mannigfache 
Schwierigkeiten  und  Bedenken.  Zur  Be- 
stimmung der  Veränderungen  des  Preis- 
niveaus wären  Zusammenstellungen  von  In- 
dexzahlen richtig,  welche  sich  auf  Preise 
von  unmittelbar  nützlichen  Gütern,  Nutzungen 
und  l/eistungcn  beziehen.  Eine  solche  Ta- 
belle erscheint  von  vorn  herein  als  das  eigent- 
liche Ziel  der  statistischen  Bemühungen  auf 
diesem  Gebiete,  bei  den  Waren,  weil  der  ge- 
samte Prozees  der  Produktion  schliesslich  den 
Zweck  hat.  den  Einzelnen  Güter  erster  Ord- 
nung zur  Verfügung  zu  stellen;  Rohstoffe, 
Hilfsstoffe,  produktive  Arbeitsleistungen  sind 
die  Bildungselemente  dieser  Güter,  und  es  ist 
wichtiger,  die  Preisbewegungen  der  Schluss- 

Erodukte  als  die  ihrer  Bildungselemente  zu 
ennen.  Die  Preise,  auf  Grund  deren  diese 
Indexzahlen  zu  berechnen  wären,  müssten  die 
wirklich  tiezahlten,  bei  den  Waren  Preise  des 
Kleinvcrkehrs  sein.  Daneben  würden  Index- 
ziffern nach  den  Grossverkehrspreisen  von 
Rohstoffen  und  Gütern  erster  Ordnung  und 
nach  den  Löhnen  berechnet  ihre  Wich- 
tigkeit für  besondere  Cntersuehungs- 
zwecke  behaupten.  Jene  Zusammenstellungen 
zu  machen,  in  der  Vollständigkeit,  die  er- 
forderlich wäre,  um  die  Grundlagen  zur 
Berechnung  der  Veränderungen  des  Preis- 
niveaus für  die  Volkswirtschaft  oder  auch 
nur  für  grössere  Kreise  »1er  Bevölkerung  zu 
gewinnen,  bietet,  wie  nicht  naher  naehzu- 
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weisen  ist,  die  grössten  Schwierigkeiten. 
Es  fehlt  an  solchen  umfassenden  und  seit 
längerer  Zeit  ständig  weitergeführten  Zu- 
sammenstellungen von  Preisen ').  Die  oben 
erwähnten  Tabellen  verwenden  Warenpreise 
des  Grossverkehrs  und  vielfach  die  von 
Rohstoffen;  ihre  nicht  auf  einzelne  Gebiete 
der  Volkswirtscliaft  zu  beschränkenden  Er- 
gebnisse liaben  allgemeinere  Bedeutung. 

Hält  man  sich  also  an  die  Grossverkehrs- 
nreise,  so  erhebt  sich  die  Krage,  welche 
Waren  in  die  Tabellen  aufgenommen  werden 
sollen,  um  die  Bewegung  der  Preise  ülierliaupt 
und  der  Kaufkraft  des  Geldes  zu  ermitteln.  Soll 
man  so  viele  Waren  in  die  Taliellen  aufneh- 
men, wie  mir  möglich,  oder  bloss  die  wich- 
tigsten, dassind  jene,  die  beständig  in  grossen 
Mengen  produziert  und  abgesetzt  werden  V 
Für  die  Jahreshauptziffer  bedeutet  es  eine 
Veränderung,  ob  man  sie  aus  einer  grösseren 
oder  geringeren  Zahl  von  Indexziffern  be- 
rechnet. Jfivons  ermittelte,  das«  die  Kauf- 
kraft des  (leides  nach  30  Notierungen  wich- 
tiger Waren  von  1845  IS!»  bis  1800  1862 
um  14"  <>  und  nach  denen  an  70  minder 
wichtigen  Artikeln  um  0,H4"<>  gesunken 
sei,  so  dass  durch  die  Einfügung  dieser 
in  die  Tabelle  das  Entwertungsprozent 
des  Geldes  0  1  :i  und  nicht  mehr  14  Iwtrug. 
Sauerbeck  hat  durch  die  Zufüguug  von 
112  weiteren  Notierungen  zu  seineu  45  die 
Hauptjahresziffer  für  188"»  von  71.0  auf  77.5 
erhöht.  Was  ist  nun  richtig?  Ks  muss 
ferner  die  längst  und  oft  betonte  Frage 
lieachtet  werden,  ob  zum  Zwecke  der 
Feststellung  der  Aenderungen  der  Kauf- 
kraft des  Geldes  überhaupt  auf  die  un- 
gleiche Wichtigkeit  der  einzelnen  Waren 
Bedacht  genommen  werden  müsse  oder  ob 
man  sich  ohne  dieses  auf  einen  Durchschnitt 
der  Indexziffern  jedes  Jahres  beschränken 
könne.  Da  es  sich  darum  handelt,  nicht 
die  Aenderungen  von  Freisen  an  sich,  son- 
dern die  Veränderungen  des  Preisniveaus, 
das  Billiger-  oder  Teurerwerden  der  Be- 
friedigungsmittel,  das  Steigen  oder  Sinken 
der  Kaufkraft  des  Geldes  im  grossen  und 
ganzen  für  die  Volkswirtsc  haft,  für  die  Wirt- 
schaften im  Staatsgebiete  zu  eruieren,  wird 
die  Kenntnis  der  durch  die  Indexziffern  ge- 
botenen Durchschnitte  der  Preise  glcich- 
bleibender  .Masseinheiten  der  Befiiedigungs- 
mittel,  so  wichtig  sie  für  andere  Unter- 
suchungen ist .  nicht  genügen,  sondern  es 
sind  bei  jedem  die  in  einem  Zeiträume  von 

')  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
wurden  Detailpreise  von  21»  Artikeln  für  die 
Zeit  vom  1.  Juni  188t»  bis  1.  September  1801 
und  zwar  für  jeden  Monat  in  70  Orten  erhoben 
und  auf  Grund  derselben  die  Indexziffern  be- 
rechnet (9.  Litteratur).  Diese  umfassendste  Sta- 
tistik der  Detailpreise  wurde  von  Prof.  Falk- 
ner bearbeitet. 


dem  Komplexe  von  Wirtschaften  aufge- 
nommenen Mengen  zu  l»eachten.  Erst  hier- 
durch erhalten  die  einzelnen  Preisäude- 
rt ingen  ihre  wahre  Würdigung.  Bezüglich 
der  beiden  Fragen  ist  es,  wie  ich  glaube, 
richtig,  in  die  Tabellen  die  durch  ihren  Ab- 
satz in  der  Volkswirtscliaft  bedeutsameren 
Waren  aufzunehmen,  aber  jeder  Ware  den 
ihrer  Wichtigkeit  entsprechenden  Einfluss 
auf  die  Jahreshauptziffer  einzuräumen. 

Auf  die  ungleiche  Wichtigkeit  der  in 
die  Tabellen  aufgenommenen  Warn» 
wurde  bei  Feststellung  der  Jahreshaupt- 
ziffer zunächst  ohne  genaueres  Ausmass  und 
nicht  systematisch  derart  Bedacht  genommen, 
dass  man  einzelnen  wichtigeren  Wann 
mehrere  besondere  Indexzahlen  einräumte. 
Das  gilt  von  den  Aufstellungen  des  >Eco- 
nomist ,  auch  Sauerbeck  giebt  eine  solche 
Tabelle  (s.  darüber  oben  S.  108),  el*»ns<> 
Jevons,  der  indessen  die  systematische 
Beachtung  der  ungleichen  Wichtigkeit  der 
Waren,  wie  er  mitteilt,  unterlässt.  weil 
dabei  die  von  ihm  nachgewiesene  Ver- 
ringerung der  Kaufkraft  des  Geldes  noch 
grösser  erschienen  wäre.  Die  systematische 
Beachtung  der  Wichtigkeit  der  einzel- 
nen Waren  giebt  dagegen  jetler  Ware 
der  Tabelle  einen  durch  bestimmte  That- 
;  sachen  geschaffenen,  genauen,  ziffermässigen 
Einfluss  auf  die  Jahreshauptziffer.  Hier 
seien  folgende  Kcchnungsmethoden  hervor- 
gehoben, einzelne  derselben  wurden  sch«»n 
oben  erwähnt.  Man  l»estimint  für  jeder* 
Jahr,  für  jede  in  die  Tabelle  aufgenommene 
Ware  die  im  Staatsgebiete  .konsumierte 
Menge  und  den  dafür  aufgewendeten  Be- 
trag und  lierechnet  hierauf,  wieviel  für 
dieselbe  Menge  nach  den  Preisen  des  Aus- 
gangszeitrauincs  zu  zahlen  gewesen  wäre: 
die  letztere  Summe  für  jede  Ware  und  für 
alle  Waren  und  die  entsprechenden  lk'träge 
jedes  einzelnen  Jahres  werden  in  die  Zahlen 
KU)  und  die  diesen  verhältnismässigen 
Ziffern  umgerechnet.  Man  kann  ferner  den 
Durehsehnittskonsum  eines  Zeitraumes  mit 
dessen  Durchschnittspreisen  multiplizieren  und 
berechnen,  was  derselbe  nach  den  Preisen 
des  Ausgangszeitrauines  gekostet  hatte. 
Oder  man  legt  den  Berechnungen  die  Kon- 
sumtionsziffern eines  Jahres  zu  Grunde  und 
ermittelt,  was  dafür  nach  den  Preisen  des 
Ausgangszeitrauines  und  der  einzelnen  Jahre 
zu  zahlen  gewesen  wäre. 

Zu  densellien  Ergebnissen  gelaugt  man 
i  durch  Feststellung  von   Wichtigkeitsziffern  - : 
|  wenn  man  die  in  einem  Jahre  oder  im 
I  Durchschnitt  mehrerer  Jahre  konsumierten 
1  Mengen  der  einzelnen  Waren  und  die  dafür 
aufgewendeten   Beträge  bestimmt   hat.  >*• 
kann  man  den  für  die  einzelne  Ware  ent- 
fallenden  Aufwandsbetrag  als  prozentuale 
Ziffer  ausdrücken,  wenn  der  gesamte  Anf- 
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waudsbetrag  100  gleichgesetzt  wird ;  (bei  j  Andere  hier  zur  Anwendung  vorgeschlagene 
e inem   Jahresaufwande    von  80  Millionen  \  Berechnungsarten  wenlen  weiter  unten  zu 


Mark,  der  sieh  auf  drei  Ausgabezwecke  A, 
B  und  C  mit  40,  30  und  10  Millionen  Mark 
verteilt,  ergeben  sich  für  diese  die  Wichtig- 
keitsziffern 50,  37,5  und  12,5,  oder  500. 
375  und  125,  wenn  der  Gesamtaufwand 


erwähnen  sein. 

Es  ist  hervorzuheben,  dass  die  Differenz 
zwischen  den  Jahreshauptziffern,  die  unter 
Bedachtnahme  auf  die  Wichtigkeit  der 
Waren  und  ohne  solche  berechuet  werden, 


1000  gleichgesetzt  wird);  zum  Zwecke  der  nicht  sehr  erheblich  ist.  Trotzdem  wäre  an  der, 
Berechnung  der  Jahreshauj)tindexzahl  werden. ,  wie  ich  glaube,  principiell  richtigeren  rech- 

nungsmässigen  Bedaentnahme  auf  die  un- 


nachdem  die  Preise  jeuer  Ware  für  da* 
Ausgangsjahr  mit  luO  bezeichnet  sind,  für 
jedes  andere  Jahr  die  Wichtigkeitsziffern 
der  Waren  mit  den  Indexziffern,  die  sich 
für  ihre  Preise  ergeben,  multipliziert  und 
endlich  die  Summe  dieser  Produkte  durch 
die  Summe  der  Wichtigkeitsziffern  dividiert. 
Stehen  z.  B.  im  ersten  Jahre  den  Wichtig 


gleiche  Wichtigkeit  der  Waren  festzuhalten. 
Freilich  ist  dabei  zu  erwägen,  dass  bei  vieleu 
Waren  die  jährlich  von  der  Volkswirtschaft 
aufgenommenen  Mengen  und  die  dafür  be- 
zahlten Gesamtbeträge;  nicht  bekannt  sind, 
dass  man  sich  auf  Schätzungen  beschränken 
muss,  so  dass  eine  genaue  Vergleichung  der 


keitsziffern  50  .  37,5  und  12,5  die  drei  Wichtigkeit  der  Waren  für  die  gesamte 
Indexzahlen  100  gegenüber,  im  zweiten  die  Bevölkerung  nicht  möglich  ist.  Dies  sowie 
Indexzahlen  110,  90,  HU,  so  findet  mau  die ,  die  l'iivollständigkeit  und  die  Mängel  der 


Hauptindexzahl  (98,75)  des  zweiten  Jahres, 
wenn   man  die  nach  Multiplikation  jeder 
Wichtigkeitsziffer  mit  der  zugehörigen  In 
dexzahl  sich  ergebenden  Zahlen 


ferner  für  jede  Ware  für  jedes  Jahr  beson- 
ders bestimmt  wenlen :  hier  sei  auf  die  Be- 
rechnungen    Palgraves  hingewiesen1). 


Notierungen,  die  Verwendungen  von  Gross- 
verkehrs- und  von  Kohstoffpreisen  bewirken, 
dass  die  Tabellen   weniger  bezüglich  des 
»00,  3375  ■  Ausmasses    der    Bewegung    der  Waren- 
und   Ilm k>  addiert  und  ihre  Summe  durch  preise  als  für  die  Kennzeichnung  der  Rich- 
100  dividiert.    Die  Wichtigkeitsziffer  kann  tung  der  Bewegungen  wertvolle  Aufschlüsse 

gehen '). 

Bezüglich  der  Preise,  auf  Grund  deren 
die  Indexzahlen  berechnet  wenlen,  ist  zu 
bemerken,  dass,  soweit  die  Preise  Tagespreise 
sind,  sie  nicht  charakteristisch  sein  müssen 
und  dass  sie,  soweit  sie  sich  als  Durch- 
schnittspreise bezeichnen,  keine  eigentlichen 
Durchschnittspreise,  sondern  Durchschnitte 
ans  Preisnotierungeu  sind.  Schwierigkeiten 
bereitet  ferner  die  Auswahl  der  Waretujua- 
lität.  deren  Preise  in  die  Tabelle  aufgenom- 
men wenlen :  man  mochte-  bei  der  gewähl- 
ten Sorte  verbleiben,  allein  sie  verliert  nicht 
selten  ihre  Bedeutung  für  den  Markt.  Dazu 
kommen  die  Unsicherheiten  wegen  Preis- 
verschiehungen  dun  h  Qualitätsänderungen 


')  PalgTave  berechnet  für  die  19  Artikel 
iles  „Econoniisf,  welche  nach  Weglassung  von 
drei  Bauniwollpositionen  erübrigen,  den  gestirnten 
heimischen  Verbrauch  nach  Mengen  und  in  Geld, 
indem  er  zur  reinen  Einfuhr  die  approximative 
inländische  Produktion  hinzuschlägt.  So  ergeben 
sich  z.  B.  pro  1885:  Verbrauch  an  Baumwolle 
31,5  Mill.  i'r  an  Fleisch  63  Mill.  t.  an  Indigo 
600000  t,  u.  s.  f.  Zusammen  wird  der  Ver- 
brauch mit  264320000  angegeben.  Hetzt  man 
statt  264  320000  die  Bauptiudexziffer  2200, 
so  ergiebt  »ich  die  relative  Bedeutung  jedes 


einzelnen  Artikels,  wenn  man  berechnet,  wie 

oft  in  dem  Betrage  des  Jahreskousuius  dieses  j  1kj|  „„veräi liierter  Beneunung  der  Ware. 

Kn,k?Ai»u^tr'tg'  ^Sle     X'TÜ  ll,-r  Auswald  des  Zeitraumes,  von 

von  264320000  durch  2200  ergiebt,  enthalten 

int.    Für  Tabuk  wird  der  Konsum  pro  1885  mit 

3500000  £  ausgewiesen.  Da  264320000  ;  2200 1  dargest  eilten  Methode,  welche  Wicbtigkeits- 
—  120  145,  »o  entfallt  auf  Tabak  die  Bedeutung"-  Ziffern  feststellt,  ähnlich  ist. 
ziffer  29,  da  35O00OII :  120 14ö  —  29,  während  i  '!  Ein  noch  zu  erwähnendes  Komitee  der 
die  Tabelle  des  „Economisf  den  Tabak  gleich- I  Br.  Ass.  dein  wir  vier  Berichte  über  die  hier 
falls  mit  100  ausetzt.  Nun  wird  festgestellt,  j  erörterten  Fragen  verdanken,  hat  sich  dabin 
wie  der  Tabakpreis  zwischen  1865—1869  und  !  ausgesprochen,  dass  eine  unter  Beachtung  der 
1885  sich  verändert  hat;  wir  finden  eine  Preis-  i  „Wichtigkeit"  aufgestellte  Iudexzifferntauclle, 
erbohung  um  3%  im  Jahre  1885,  deshalb  wird 

Öait  einer  Abrundung)  statt  29  30  gesetzt.  Die 
auptindexziffer  beträgt  1668,  und  die  Tabelle 
besagt:  angenommen,  die  Volkswirtschaft  hal>e 
im  Zeitraum  von  1865—1869  durchschnittlich 
in  jedem  Jahre  von  jedem  Gute  soviel  ver- 
braucht wie  1885,  so  wäre  der  Aufwand  im 


die  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Waren  ent- 
hält, das  beste  Mittel  sei.  um  die  Verände- 
rungen der  Kaufkraft  des  Geldes  festzu- 
stellen und  zu  messen.  Zur  Feststellung  der 
Wichtigkeitsziffer  wird  empfohlen,  der  Berech- 
nung den  nationalen  Punhsehnittsaufwand  für 
jede  einzelne  Ware  während  mehrerer  Jahre  zu 
en.    Es  wird  gleichzeitig  auf  die 


Verhältnisse  von  2200: 1669  gesunkeu.  Man  hat  Gruude  zu  W 

die  Preisverändeniugen  auch  nach  den  Aus-  j  ungenügenden  Informationen  Uber  die  relative 
weisen  Uber  den  auswärtigen  Bändel,  wobei '  Wichtigkeit  der  einzelnen  Waren  hingewiesen, 
man  es  mit  bekannteren  Grossen  zu  thuu  bat,  uud  diese  sowie  andere  Mängel  der  Tabellen 
festzustellen  unternommen.  Bier  seien  die  Be- ',  drängten  das  Komitee  zu  der  Bemerkung: 
rechnungen  Giffens  erwähnt,  die  der  im  Text  i  „rough  approximations  are  only  possible". 
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dem  ausgegangen  werden  soU  (dessen  Preise 
mit  100  Ijezeichnet  werden),  empfiehlt  es 
sich,  weder  sein-  hohe  noch  sehr  niedrige 
Preise  zum  Ausgangspunkte  zu  nehmen. 
Solche  mittlere  Preise  findet  man,  wenn 
man  die  Durchschnitte  der  in  einem  Zeit- 
raum von  mehreren  Jahren  vorkommenden 
hohen  und  niedrigen  Preise  der  einzelnen 
Artikel  berechnet.  Auch  die  Preise  eines 
einzigen  Jahres  können  mittlere  sein.  Ge- 
wöhnlich bilden,  wie  sich  gezeigt  hat,  die 
Durchschnitte  der  Preise  mehrerer  Jahre 
den  Ausgangspunkt,  aber  die  Wald  wurde 
nicht  in  allen  Fällen  deshalb  getroffen,  weil 
die  Durchschnitte  der  Preis«?,  die  sich  für 
diesen  Zeitraum  ergel>en,  normale  sind, 
sondern  es  waren  andere  Momente  mass- 
gebend. 

3.  Die  Ermittelung:  der  in  den  einzelnen 
Haushaltnngen  empfundenen  Verände- 
rungen der  Kaufkraft  des  Ueldes.  An 

jede  derart  beobachtete  Veränderung  der 
Kaufkraft  des  Geldes  schliesst  sich  die  Frage, 
ob  und  in  welchem  Ausmasse  sie  sich  in 
den  einzelnen  Haushaltungen  fühlbar  gemacht 
hat.  Die  Preisverschiebungen  von  Gütern, 
Nutzungen  und  Leistungen,  die  der  einzelne 
Haushalt  sich  eutgeltlich  sichert,  berühren 
denselben  mehr  oder  weniger,  je  nachdem  für 
die  einzelnen  im  l^aufe  eines  Jahres  grössere 
oder  geringere  Quoten  der  gesamten  Aus- 
gal>en  aufgewendet  werden.  .  Eine  sehr 
sorgfältige  Verzeichnung  der  in  einem 
solchen  Zeiträume  angeschafften  Güter  und 
der  dafür  sowie  für  Dienstleistungen  und 
Wohnung  gezahlten  Preise  zeigt  schliesslich 
genau  die  Anteile  der  einzelnen  Ausgabe- 
arten an  der  Gesamtausgabe  und  bildet  die 
Grundlage,  auf  der  die  in  einem  Haushalte 
empfundene  Veränderung  der  Kaufkraft 
des  Geldes  berechnet  werden  kann. 

Es  ist  unerläßlich  zur  Bestimmung  der 
in  einem  Haushalte  empfundenen  Ver- 
änderung der  Kaufkraft  des  Geldes,  die 
Anteile  zu  kennen,  mit  denen  die  einzelnen 
Ausgabearten  an  der  Gesamtausgabe  be- 
teiligt sind,  welche  Kenntnis  durch  dio  er- 
wähnte, sorgfältige,  ins  Detail  gehende  Haus- 
haltungsrechnung vermittelt  wird.  Werden 
solche  Aufzeichnungen  für  einen  Haushalt  dau- 
ernd geführt,  so  kann  die  empfundene  Verände- 
rung der  Kaufkraft  des  Geldes  mit  H  ilfe  dersel- 
ben Methoden,  die  oben  erwähnt  worden  sind, 
berechnet  werden.  Man  stellt  also  fest :  was 
hätten  die  in  einem  früheren  Jahre  er- 
worbenen Befriedigungsmittel  im  eben  ab- 
gelaufenen Jahre  gekostet,  oder  was  hätten 
die  im  eben  abgelaufenen  Jahre  erworbeneu 
Befriedigungsmittel  in  einem  früheren  Jahre 
gekostet.  Ferner  könnte,  wenn  in  den  der 
Vergleichung  zu  Grunde  gelegten  Zeiträumen 
dieselben  Arten  von  Befriedigungsmittelu 
erworben  worden  sind,  zur  Feststellung  der 


Veränderung  der  Kaufkraft  des  Geldes 
folgende  Rechnung  Anwendung  finden:  es 
wird  die  in  zwei  Jahren  durchschnittlich 
erworbene  Menge  jedes  Befriedigungsmittels 
zuerst  mit  dem  Preise  des  zweiten,  dann 
mit  dem  Preise  des  ersten  Jahres  multipli- 
ziert und  das  erste  Resultat  durch  das 
zweite  dividiert.  Oder  es  könnte  die  von 
Lehr  vorgeschlagene  Berechnung  vorge- 
nommen werden  :  Zunächst  ist  zu  berechnen, 
was  A,  B  u.  s.  f.  im  Durchschnitte  der 
beiden  zu  vergleichenden  Jahre  kosteten; 
dann  was  von  je  einem  Artikel  im  Durch- 
schnitte beider  Jahre  für  eine  Geldeinheit 
(1  Mark)  erhältlich  war  ;  das  Quantum  von  A 
u.  s.  f.,  das  sich  hiernach  ergiebt,  wird  eine 
»Geiiusseinheit«  genannt.  Nun  ist  weiter 
festzustellen,  wie  viele  solcher  Genussein- 
heiten im  ersten  und  im  zweiten  Jahre 
wirklich  zum  Verkauf  kamen;  wird  dann 
die  Ausgabe  des  ersten  Jahres  durch  die 
Anzahl  der  Geuusseinheiten  des  ersten 
Jahres  dividiert  und  ebenso  die  des  zweiten 
Jahres  durch  die  Anzahl  der  Genusscinheiteu 
des  zweiten  Jahres,  so  stellt  der  Quotient 
aus  dein  ersten  und  dem  zweiten  Resultate 
die  Aenderung  der  Kaufkraft  und  des  Geldes 
vom  ersten  zum  zweiten  Jahre  dar. 

Die  beiden  zuerst  geuannten  einfachen 
Rechnungsmethoden  dürften  zm-  Schätzuug 
der  im  einzelnen  Haushalt  empfundenen 
Veränderungen  der  Kaufkraft  des  Geldes 
ausreichen.  Ein  ähnlicher  Ausgangspunkt 
wäre  zu  wählen,  um  die  von  einem  Kom- 
plex von  Haushaltungen  empfundenen  Ver- 
änderungen der  Kaufkraft  des  Geldes  zu 
ermitteln.  Untersuchungen  bezüglich  der 
einfachen  Hauslialtuugou,  die  über  massiges 
Einkommen  verfügen,  würden  sich  zunächst 
empfehlen.  Die  Schwierigkeiten  der  Be- 
scliaffung  des  statistischen  Materials  sind 
dabei  allerdings  sehr  grosse.  Bei  den  Er- 
hebungen schiene  es  mir  richtig  zu  sein, 
sich  lokal  auf  die  einzelnen  Berufs-  und  Be- 
sitzgruppen  zu  beschränken.  Würde  es  ge- 
lingen, sich  auf  diesem  Wege  die  Kenntnis 
der  in  einem  normal  verlaufenden  Jahre  von 
jeder  solchen  lokalen  Gruppe  erworbenen 
Mengen  von  Befricdigungsmitteln  und  der 
für  jedes  bezahlten  Beträge  zu  verschaffen, 
so  könnte  in  Erwägung  gezogen  werden, 
ob  eine  Zusammenfassung  derselben  Besitz- 
gruppen verschiedener  Gebiete  zur  Berech- 
nung von  für  weitere  Kreise  geltenden  Ziffern 
zulässig  ist.  Würden  die  erwähnten  Berech- 
nungen für  eine  lokale  Bends-  und  Besitz- 
gruppe vorliegen,  so  wüssto  man  für  alle  in 
Betracht  gezogenen  Haushaltungen  den 
Durchschnittsaufwand  für  das  Jahr  sowie 
den  für  jeden  einzelnen  Ausgabezweck  und 
für  jede  Kategorie  zusammengehöriger  Aus- 

§ »bezwecke,  welche  Ziffern  statt  derGruppen- 
esamtziffern  verwendet  werden  könnten. 


Digitized  by  Google 


Preis  (Statistische  Bestimmung  des  Preisniveaus) 


203 


Wäre  derart  für  eine  lokale  Berufs-  und 
Besitzgruppe  der  Jahresaufwand  und  der 
Durchschnittsaufwand  der  Haushaltungen  im 
Jahre  überhaupt  für  jeden  Ausgabezweck  und 
für  jede  Kategorie  zusammengehöriger  Aus- 
gabezwecke ermittelt  so  folgt  die  Be- 
rechnung der  Veränderungen  der  Kaufkraft 
<les  Geldes.  Die  dabei  zu  lösende  Frage 
würde  lauten:  wie  verhält  sich  der  Auf- 
wand in  einem  bestimmten  Jahre  zu  dem 
Aufwand,  der  für  das  gleiche  (Quantum  an 
Befriedigungsmitteln  in  einem  anderen  Jahre 
zu  machen  gewesen  wäre?  Gewiss  ist  diese 
Rechnungsart  nicht  ein  wandsfrei;  aber  (auch 
gegen  die  anderen  vorgeschlagenen  Rech- 
nungsmethoden  werden  Betlenken  erhoben) 
sie  empfiehlt  sich  durch  die  einfache  und 
praktische  Fragestellung.  Zur  Durchführung 
der  Rechnung  sind  die  Wichtigkeitsziffern 
zu  bestimmen,  indem  der  prozentmässige 
Anteil  jeder  Atisgabegruppe  an  der  Gesamt- 
jahrcsausgabe  berechnet  wird.  Ks  sind  dann 
nach  den  Preisen  im  Ausgaugsjahre  und  den 
anderen  Jahren  die  Indexziffern  zu  bilden, 
wobei  jene  des  Ausgangsjahres  mit  je  100, 
die  der  anderen  Jahre  mit  den  entsnrechen- 
den  Prozentual  Ziffern  angesetzt  werden.  Die 
Jahreshauptziffer  ergiobt  sich,  wenn  jede 
Indexziffer  mit  dem  zugehörigen  Wichtig- 
keit sprozente  multipliziert  und  die  Summe 
dieser  Produkte  durch  die  Summe  der 
Wiehhgkeitsziffern  dividiert  wird.  Diese 
auch  von  Falkner  angewendete  Berech- 
nung der  Jahreshauptziffer  ist  selbstver- 
ständlich auch  zur  Schätzung  der  in  einem 
einzelnen  Haushalte  empfundenen  Verände- 
rung der  Kaufkraft  des  Geldes  geeignet, 
doch  giebt  sie.  da  nicht  die  wirklich  ge- 
zahlten, sondern  Durchschnitts-  oder  Tages- 
preise herangezogen  werden,  nicht  so  prä- 
cise  Resultate,  wie  sie  auf  Grund  ständig 
fortgeführter  Haushaltungsreehnungeu  er- 
zielt werden  können. 

Es  zeigt  sich  also,  dass,  wenn  das 
Teurer-  oder  Billigerwerden  der  Befriedi- 
gungsmittel für  einen  Haushalt  oder  für  eine 
Berufs-  und  Besitzgruppe  bestimmt  werden 
soll,  die  von  diesen  aufgenommenen  Mengen 
an  Befriedigungsmitteln  zu  beachten  sind 
sowie  auch,  wenn  die  Aenderungen  der 
Kaufkraft  des  Geldes  im  grossen  und  ganzen 
für  die  Volkswirtschaft  zur  Ermittelung  ge- 
langen, auf  die  Ziffern  des  nationalen  Kon- 
sums Bedacht  genommen  werden  soll.  Allein, 
abgesehen  von  den  Differenzen  über  die 
richtige  Rechnungsraethode,  ist  wiederholt 
darauf  hinzuweisen,  dass  das  für  die  Be- 
rechnungen verfügbare  Ziffernmaterial  nicht 
entspricht  und  nicht  ausreicht,  was  die  Ge- 
nauigkeit der  Ergebnisse  sehr  beeinträchtigt. 
Das  führt  uns  zu  den  mehrfach  erwähnten 
Arbeiten  Falkners,  die  einem  Mangel 
der  Berechnungen  der  Veränderungen  des 


Preisniveaus  für  die  Volkwirtschaft  mög- 
lichst begegnen  wollen.  Er  geht  davon 
aus,  dass  bei  Berechnung  der  Aende- 
rungen des  Preisniveaus  die  Bestimmung  der 
ungleichen  Wichtigkeit  der  einzelnen  Be- 
friedigungsmittel  nach  dem  Umfang  des 
nationalen  Konsums  nicht  durchgeführt 
werden  könne,  wenn  die  Indextabellen  viele 
Waren  umfassen;  demnach  müsse  davon 
abgesehen  werden,  diese  theoretisch  tadel- 
lose Methode  anzuwenden,  und  er  unter- 
nimmt es,  jene  Wichtigkeit  nach  der  Rolle 
zu  beurteilen,  die  die  einzelnen  Artikel  in 
den  Haushaltungen  spielen.  Diese  winl  nun 
an  der  Hand  von  2561  Budgets  sogenannter 
normaler  Familien  untersucht;  die  Anteile 
der  Ausgaben  für  Miete,  Nahrung,  Feuerung. 
Beleuchtung,  Kleidung  und  Diverses  an  den 
Gesamtausgaben  der  Familien  stellen  sich  in 
den  Prozentualziffern  15,00,  11.03,  5,09, 
15,31  und  22,7  dar;  die  jährlichen  Index- 
ziffern der  in  diese  Rubriken  fallenden  Be- 
friedigungsmittel mussten  nach  den  Gross- 
verkehrs  preisen  (zum  Teile  nach  denen  der 
Rohstoffe,  ans  denen  die  Befriedigungsmittel 
hergestellt  wurden)  ermittelt  werden,  da  die 
Detailpreise  nicht  vorlagen.  Die  Hauptindex- 
zahl, so  berechnet,  wie  dies  ölten  dargestellt 
wurde,  zeigt  für  jedes  Jahr  das  Verhältnis 
des  Aufwandes  für  diese  Befriedigungsmittel 
zum  Aufwände,  der  für  dieselbe  Menge  an 
Befriedigungsmittelu  im  Ausgangsjalne  hätte 
gemacht  werden  müssen.  Die  derart  be- 
rechneten Haiiptindexziffern  differieren  übri- 
gens nicht  sehr  von  den  durch  den  arith- 
metischen Durchschnitt  gewonnenen '). 

Noch  ein  mit  den  Veränderungen  der 
Kaufkraft  des  Geldes  zusammenhängender 
Punkt  sei  erwähnt.  Schon  im  Jahre  1S22 
hat  Lowe  in  seinem  Werke  »Der  gegen- 
wärtige Zustand  in  England  mit  Bezug  auf 
Ackerbau,  Handel  und  Geldwesen«-  die  Idee 
entwickelt,  wie  auf  Grund  der  Erraitteluug 
der  Preise  der  für  die  tägliche  Konsumtion 
im  Haushalte  notwendigen  Artikel  und  des 
Verhältnisses,  in  welchem  die  verschiedenen 
Artikel  in  einer  durchschnittlichen  Hans- 
haltung gebraucht  werden,  Geldkontrakten 
»ein  sich  gleichbleiltender  Wert«  verliehen 
werden  könne.    Auf  denselben  Gedanken 


')  Die  „normale  Familie-4  weist  Ausgaben 
für  Miete,  Heizung,  Beleuchtung,  Kleidung  und 
Nahrung  auf,  besteht  allein  ans  den  Ehegatten 
nnd  nicht  mehr  als  5  Kindern  unter  14  Jahren. 
Der  jährliche  DurchschnitUaufwand  der  2661 
Familien  beläuft  sich  auf  ÖH4  Dollars.  Die 
Budgets  wurden  aus  den  verschiedensten  Teilen 
der  Vereinigten  Staaten  gesammelt.  Es  sei  hier 
beigefügt,  dass  anch  Foville  „raoyennes  bud- 
getaires"  empfiehlt,  d.  h.  dort,  wo  es  möglich 
ist,  bei  Berechnung  der  Veränderungen  der 
Kaufkraft  des'  Geldes  „prendre  pour  cadre  le 
bndget  meme  d'une  famille". 
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deutet  es  hin,  wenn  Giffcn  namens  eines 
Komitees  der  British  association,  das  ein- 
gesetzt worden  war,  um  die  beste  Methode 
zur  Feststellung  und  Messung  der  Verände- 
rungen der  Kaufkraft  des  Geldes  zu  er- 
mitteln, als  den  ersten  der  Zwecke  dieser 
Messung  bezeichnet,  für  Aber  längere  Zeit- 
räume sich  erstreckende  Geldkontrakte  eine 
sicherere  Grundlage  zu  gewinnen,  als  das 
Geld  bietet  An  dem  Gelde  wird  hierbei 
seine  unausgesetzt  schwankende  Kaufkraft 
bemängelt,  wonach  in  verschiedenen  Zeiten 
gleiche  Geldsummen  eine  sehr  ungleiche 
Verfflgungsmacht  über  Güter.  Nutzungen 
und  Leistungen  gewähren.  Diesem  Miss- 
stand wäre  abgeholfen,  wenn  der  Forderungs- 
berechtigte sowiel  an  Geld  erhielte,  dass 
ihn»  ein  bestimmter,  festgesetzter  Bezug  an 
Gütern  u.  s.  w.  gesichert  wäre.  Man  hielte 
daran  fest,  dass  die  Kontrakte  auf  Geld 
lauten,  alter  die  Geldleistung  soll  von  Fall 
zu  Fall  sich  derart  ändern,  dass  stets  die 
nämliche  Verfügungsmacht  ütertragen  wird. 
I'm  zu  beurteilen,  wie  gross  die  jeweilige 
Geldzahlung  sein  soll,  hätte  eine  Index- 
zifferntibelle  fortlaufend  die  Preisänderungen 
mitzuteilen1).  Ks  giebt  gewiss  viele  Fälle, 
wo  es  den  Parteien  erwünscht  sein  würfle, 
Verträge  zu  schliessen,  welche  auf  nach  dem 
Preisstande  wechselnde  Geldsummen  lauten, 
und  wohl  viele  würden  auf  die  Möglichkeit, 
durch  steigende  Kaufkraft  des  (leides  zu 
gewinnen,  verzichten,  wenn  sie  gegen  die 
Verluste  durch  Sinken  dieser  Kaufkraft  ge- 
schützt worden  könnten.  Die  Zweckmässig- 
keit dieser  Idee  für  viele  periodisch  wieder- 
kehrende Bezüge  (Gehalte,  nuhegehalte,  Ren- 
ten) ist  kaum  zu  leugnen.  Das  Bedenken, 
dass  die  Preise  solche  der  Vergangenheit, 
sind,  die  Geldverwendung  jedoch  eine  zu-! 
künftige  ist,  erledigt  sich  unschwer.  Damit  in- . 
dessen  weitere  Kreise  sich  mit  solchen  dem  ' 
Bedarfe  der  Haushaltungen  angepassten  Ab-  i 
machungen  befreunden,  müssten  zahlreiche 
lokale  Tndextahellen  zu  stände  gebracht 
werden,  die  die  Detailpreise  von  Gütern 
erster  Ordnung,  die  Preise  von  Wohnungen 


'/  Für  diesen  Gedanken  sind  in  England 
u.  a.  Scrope,  Je  von  s  und  Mars  hall  einge- 
treten; da«  im  Texte  erwähnte  Konntee  em- 
pfiehlt, um  der  Bevölkerung  die  Zweckmässig- 
keit derartiger  Verträge  nahezulegen,  die  Aus- 
gabe amtlicher  Preisverzeichnisse,  auf  Grund 
deren  Indexzifferntabclleii  ausgearbeitet  werden 
sollten.  Auf  die  Berichte  den  Komitees,  die  die 
gründlichsten  Untersuchungen  über  die  zur 
Messung  der  Veränderungen  der  Kaufkraft  de« 
Geldes  vorgeschlagenen  Hechnungsmethoden  ent- 
halten, sei  auch  bezüglich  jener,  die  hier  nicht 
erwähnt  werden  konnten,  besonders  hinge- 
wiesen, ebenso  auf  das  Buch  Lindsays.  das 
lieben  ausführlicherer  Kritik  eine  eigene  Rech- 
nungsmethode bringt. 


und  persönlichen  Dienstleistungen  enthalten ; 
überdies  müssten  sich  die  Einzelnen  mit  der 
rechnungsmässigen  Beachtung  der  ungleichen 
Wichtigkeit  der  verschiedenen  Befriedigungs- 
mittel für  die  Haushaltungen  vertraut  machen. 
Wenn  die  Indexziffcrntabellen  auf  Grund 
umfassender  Preiserhebungen  ausgearbeitet 
werden  und  entsprechend  häufig  erscheinen, 
kann  es  dann  den  Beteiligten  überlassen 
werden,  sich  über  die  im  bestimmten  Falle 
massgebenden  Ausgabezweeke  und  die  je- 
dem derselben  beizulegenden  Wichtigkeit  zu 
einigen. 

Lltteratur:  Sir  George  Shuckhurgh,  in  /%»'/... 
sophical  Iransartion*  »j  Ihr  Royal  Society  oj 
London,  179*.  —  Joneph  Lowe,  Thr  prc*<nt 
State  of  England  etc.,  2.  Aufl.,  London  lSl.t.  — 
PouMt  Serope,  Principles  oj  Pol.  L'con., 
London  und    f'olitical    Erou.  jor  piain 

people,  London  187-1.  —  Porter,  Präger**  oj 
Ihr  na  tili  Ii,  acte  rdit.  London  IHM.  —  Xetr- 
marehf  Jotrual  oj  Ihr  Statistical  Society,  Lon- 
don 1SSU.  —  nEronom  ist«  s.  dir  jährlich? 
l'ommerciul  Uistory ,  seit  1804.  ~-  Jeron*. 
A  »erious  fall  in  ihr  ridur  oj  gold  etc.,  isti.i  ; 
The  Variation*  of  prices  antl  Ihr  vahir  oj  llo- 
rnrrenry,  Lifi.'i ;  Thr  deprcciaUon  oi  ijuhl,  ISIIU  ; 
An  idrally  prrjtcl  si/steut  oj  currency ,  M?'i, 
sämtlich  alyrdruckt  in  dem  gt sammelte  Abhand- 
lungen ton  Jerons  enthaltenden  Ruche  »In- 
restitfotion*  in  currency  and  linaneeu,  London 
1**4.  —  Iierttelhe,  Geld  und  Oeldrertehr, 
Leipzig  1876.  —  Olffen,  Oi.  Ihr  (all  oj 
pricr*  in  rerrnt  yetirs,  Journ.  oj  Stat.  Soe. 
]8?<i.  —  Ueraelhe.  <>n  thr  pricr  s  of  Er/torls 
jrom  1861  to  1877,  Journ.  oj  Ihe  Mal.  .W. 
}8?!t.  —  Third  lie/tort  oj  Ihe  Royal  Comm'i**ion 
on  Ihe  drpression  of  trade  and  industry,  London 
1866  (enthält  c im-  Arheit  >„n  l'algraec  für- 
reuet/  and  Standard  of  Yulur  in  England,  Franc, 
etc.).  —  Reports  on  llo-  rerrnt  change*  in  tlo' 
rrlalire  rnlnrs  of  prerian*  mrUtls,  London  SSS7 
und  1888  (enthalten  zahlreich'-  Ausführungen 
aber  Jndrj:ijf'ern).  —  Sauerberk,  Journal  of 
Ihe  Statistical  Society,  MS6  und  die  Jahr, 
gange  seither.  —  Varnhalt,  Remedie*  jor 
flurtuation*  oj  prircs,  i  ontemporary  Rerirtr, 
London  18X7.'  -■  Sh tritt  XiehotttOU,  Tlo  wen- 
suretucnl  ol  cariations  in  tlo  rnlue  of  Ihr  mo- 
'  uetary  Standard.  Journal  oj  Ihr  Stat.  Society, 
MX?.  -  -  F.  V.  Etlgetrorth,  Sonic  neir  melh»d* 
oj  mrasuriny  rariations  in  grnrral  lYiees,  Journ. 
oj  thr  Slol.  Soc,  1888.  —  Reports  oj  Ihr  Cotn- 
mittrr  appointed  jor  Ihr  pur/tose  oj  intestigating 
the  best  melhod*  oj  ascertaining  and  ntraturiug 
Variation*  in  thr  Valuc  oj  monetary  Standard. 
S.  Reports  oj  Ihr  British  Association,  Lomlon 
1887,  1888,  lftSfi,  1800.  —  Unland  P.  Falkner, 
Rrtail  pricr*  and  trage*,  in  Report*  ij  Comn. 
of  thr  Srn.  oj  Ihr  f.  St.  jor  the  ].  Srs*ion  oj 
ihr  SS.  Cong'r.,  Xr.  986,  'Washington  1S»J.  — 
Verteilte,  Wholesale  prirc*  and  lran*portatiou, 
in  Rrp.  of  l'omm.  oj  ihe  Seit,  ij  thr  St.  jor  the 
2.  Session  oj  the  rtJ.  t  ongr.,  Xr.  1S94,  Washing- 
ton V.V  .'>.*.  —  Ver*elbe,  Wholesale  prires  /.«.'"> 
to  I.i'W,  Bulletin  oj  the  Itrjtartmcnt  oj  Lidtor, 
Washington  l'jim.  —  Aneurin  William*.  A 
ruhte  of  Rull  ton  Standard,  Economic  Journal, 
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Bd.  II.  —  H.  Giffen,  Fancy  monetär?/  «tan- 
dank,  AVon.  Jnum.  Bd.  11.  —  Palgrave,  Diciion. 
••/  Pol.  Econ.,  hmdnn  1896 — 1899,  dir  Artt. 
•  Iudex  Kunibert«,  »Arerage«  von  Edgewarth 
und  »tubulär  standanl»  von  F.  W.  Hirst.  — 
Soetbeer,  »Das  Gtdd»,  (legen  wart,  12.  Jahrg., 
Lcijtzig  lSüii.  —  La*peyrex ,  Hamburger 
Warenpreise  18r,t—186S  etc.,  Jahrb.  f.  Xat.  m. 
Stat-,  Bd.  III.  —  Drobizch,  Veher  Mittel- 
•jrilssen  und  dir  Anwendbarkeit  dersellten  auf 
die  Berechnung  des  Steigens  und  Sinken«  de« 
Geldwertes,  Berichte  der  math.  phy».  Klasse  der 
k.  tiich«.  Gesellschaft  der  Wissenschaft™,  Dresden 
1871.  —  Derselbe,  l'eber  die  Berechnung  der 
Veränderungen  der  Warenpreise  und  des  Geld- 
werte«, Jahrb.  f.  Xat.  u.  Siat.,  Bd.  XV I.  — 
Lanpeyre»,  Die  Berechnung  einer  mittleren 
Warenpreissteigerung,  Jahrb.  f.  X'jt.  u.  Siat., 
Bd.  XVI.  —  H(erm.)  P(ttasche),  Ueber  die 
Preisentwickelung  der  leUten  Jahre  nach  den 
Hamburger  Börsennotierungen,  Jahrb.  /.  Xat.  u. 
st„t.,  Bd.  XXIII.  —  Derselbe,  Die  Geldent- 
wertung zu  Halle  a.  S.,  I.  Teil  (Diss.),  Halle 
187'>.  —  Derselbe,  Studien  ülwr  die  Xatur  der 
Geldentwertung,  Jena  18 TS.  —  ran  der  Borght, 
Die  Preisriil irickrlung  während  der  letzten  De- 
•  cnuien  nach  den  Hamburger  Bhrscnnolientngen, 
Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  X.  F.  Bd.  V.  —  Lehr, 
Beiträge  zur  Statistik  der  Preise,  Frankfurt  a.  M. 
/.VA.5.  _  Soetbeer,  Materialien  zur  Erläuterung 
und  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Edelmetall- 
eerhtiltiiisse  und  der  Währung«frage,  2.  Aufl.,  Ber- 
lin 188t'>.  —  Kral,  Geldwert  und  Preisbewegung 
iui    deutschen    Reich    JS7 1—1884,    Jena  1887. 

—  Conrad,  Beiträge  zur  Beurteilung  der  Preis- 
nduktion  in  den  achtziger  Jahren,  Jahrb.  f.  Xat. 
>:  Siat.,  X.  F.  Bd.  XV.  —  Lejci»,  Ueber  ge- 
wisse  Wrrtgesamtheiten  und  deren  Beziehungen 
zum  Geldwerte,  Zeitsehr.  f.  Staaisw.,  Tübingen 
1888.  —  Laven,  Die  Warenwährung  als  Er- 
<h'i iizung  der  Geldwährung,  iA'ipzig  18'M).  — 
Soetbeer,  Veränderungen  im  Xirrau  der  allge- 
meinen Warenpreise  in  den  Jahren  1881  —  1889, 
Jahrb.  J.  Xat.  u.  Stat.,  X.  F.  Bd.  XXI.  — 
Demelbe,  Das  Xire.au  der  Warenpreise  in  den 
Jahren  188H—18U0,  Jahrb.  f.  Xat.  n.  Stat.,  3.  F. 
Bd.  III.  —  Llntlttay,  Die  Preisbewegung  der 
Edelmetalle  seit  18-r><>,  Jena  1898.  —  Piernon, 
Goldmangel,  Ztsrhr.  J.  Votksw.,  Sozial ptd.  und 
Vene.,  Bd.  4.  S.  dazu  Sauerbeck,  Index 
Xumbcrs  and  I*rices,  Econ.  Jimnu  Bd.  V.  — 
Pierson,  Further  cunsiderations  on  iudex  num- 
liers,  Econ.-Jnurn.  Bd.  VI.  S.  dazu  ebendort: 
fklaeirorth ,    a    defence    of   index  numlwrs. 

—  Xatute  (LejrlH) ,  Da«  Geld-  und  Münz- 
we.^n,  in  Sehönbcrgs  Hdb.,  4.  Aufl.,  Bd.  1, 
Tübingen  1896.  —  Hlcknell,  Geldzins  und 
Güterpreite,  Jena  18<J8.  —  Lejrts.  Art.  Preis 
im  Wörterb.  der  Vidksw.,  Jena  1898.  —  II'. 
lAttz,  Art.  Geld  im  Wiirterb.  der  Volksw.,  Jena 
lf.18.  —  Conrad,  Die  Entwiekeluug  des  Preis- 

ms  in  den  letzten  Drcennien  etc.,  Jahrb.  j. 
Xat.  u.  Stat.,  III.  F.  Bd.  XVII,  ferner  die  jähr- 
lich! n  Xachweisnngen  desselben  Autars  über  die 
VniJndemngen  des  I*rei«niveaus,  ebendort  in  den 
Jahrgängen  seit  Bd.  IV  der  .T.  F.  —  C.  Menger, 
Art.  Geld  im  II.  d.  St.,  II.  Aufl.,  Bd.  4.  — 
-I.  tle  Foville,  De  l'inftuence  du  prix  de«  mar- 
fliandise*  sur  les  monvements  de  untre  commerce 
rxter.  Econ.  f eine.  1879.  —  Bulletin  intern,  de 
8t<itisti</ur  ,   Bd.    II,  Borne  1887  (Arbeiten  von 


Beau/on  und  Giffen  über  die  Indexziffern). 
—  IValran,  Throne  de  la  mannaie,  La  usanne 
188C.  —  Itemelbe,  Elements  d'Ecem.  pal.  pure, 
Lausanne  1889.  —  .1.  de  Fovllle,  Art.  nprixu 
im  Xour.  Dict.  de  l'Eron.  pal.,  Paris  1891.  — 
Mesnetlaglia,  11  caleolo  dei  ralori  medii,  Rom 
188Ü.  —  Slttl,  Im  misura  delle  rariazinni  del 
valore  delle  mnneto ,  Biforma  Sociale,  Bd.  III. 

ZuekerkantU. 


III. 

Zur  Geschieht«  der  Preise. 

A.  Altertum  (8.  205).  B.  Mittelalter  und 
das  Ui.  Jahrhnndert  (S.  207).  ('.  Die  nencre 
Zeit  (S.  221). 

A.  Altertum. 

Ueber  die  Preise  im  griechischen  und 
römischen  Altertum  liegen  nur  so  spärliche 
und  zerstreute  Nachrichten  vor,  dass  der 
Versuch  einer  Statistik  derselben  für  eine  be- 
stimmte Zeit  oder  einer  geschichtlichen  Dar- 
stellung ihrer  Bewegung  gar  nicht  unter- 
nommen werden  kann.  Boeckh  hat  in 
seiner  » Staatshaushaltung  der  Athener« 
zahlreiche  Notizen  gesammelt,  auf  die  wir 
hier  hinzuweisen  uns  begnügen.  In  den 
letzten  Jahren  ist  manches  neue  Material 
ans  «lern  Aegypten  der  Ptolemöer-  und 
Kömcrzeit  gefunden  worden,  ilas  aber  noch 
immer  keine  sichere  Vorstellung  von  dem 
normalen  und  durchschnittlichen  Stand  der 
Preise  giebt.  Im  übrigen  ist  auch  zu  be- 
denken, das«  die  Bildung  der  Geldpreise  im 
Altertum  durch  die  noch  in  grossem  Um- 
fange bestehende  Naturalwirtschaft  stets  bc- 
einflusst  und  namentlich  lokal  sehr  ver- 
schieden gestaltet  wurde.  Für  den  städtischen 
Klein  verkehr  jedoch  und  für  den  eigent- 
lichen Warenhandel,  namentlich  den  mit 
Luxnsgütern,  die  aus  der  Ferne  herbeige- 
führt wurde»,  bestand  ohne  Zweifel  eine, 
wenn  auch  im  Vergleich  mit  der  heutigen 
sehr  Imschränkte  Geld  Wirtschaft. 

Wir  gehen  hier  nur  auf  das  einzige  aus  dem 
Altertum  Uberlieferte  Dokument  näher  ein,  das 
wenigstens  äusserlirh  als  eine  allgemeine,  nicht 
nur  alle  Waren,  sondern  auch  die  Arbeitslöhne 
umfassende  Preisstatistik  erscheint.  Es  ist 
dies  das  im  Jahre  HCl  erlassene  Edikt 
Diokletians  de  pretiis  rerum  venalium.  (Vgl. 
darüber  Mommscn  in  den  Berichten  der  Kgl. 
Sächsischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften  (1851 ) 
und  im  Corpus  inscriptionum  Latiuarum  III 
P.  II  nebst  dein  Kommentar  von  Blümner 
(Berlin  181)3)  und  namentlich  die  Abhandlung 
von  Bücher  in  der  Zeitschrift  für  Staatswissen- 
schaft, Jahrg.  1894,  S.  189  ff.  und  (572  ff.)  Es 
ist  ein  an  sich  völlig  verfehlter  Versuch  der  Fest- 
setzung von  Maxi  mal  preisen  für  Waren 
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Nahrungsmittel  nnd 


Roggen 
Hirse 

„  gestossen 
Spelt,  ausgehülst 
Bohnen 


Linsen 
Erbsen 

„  geschroten 
Kichererbsen 
Hafer 

Gewöhnlicher  Landwein 

Bessere  und  edle  Sorte 

Würzwein 

Absinthwein 

Bier 

Oel 

Essig 

Salz 

Schweinefleisch 

„  bestes  gepökeltes 

Schinken 
Schmalz 
Rind  Heisch 
Gans,  mager 

n  gemästet 
Hühner,  Paar 
Hase 
Butter 
Seefische 
Flussfische 
Gesalzene  Fische 
Austern 


17,50  1 ') 

6o  d. 

oder  1  hl  rund 

6,3° 

M. 

n 

5°  n 

R 

5,25 

- 

- 

10O  „ 

•• 

10,50 

•• 

R 

•0,50 

■• 

6,30 

- 

IOO  „ 

10,50 

IOO  „ 

10,50 

- 

60  n 

- 

6,30 

- 

IOO  „ 

10,50 

r 

n 

IOO  „ 

•' 

IO,50 

<• 

U,o47  l") 

,6 

R 

3,«5 
26,60 

n 
<• 

<• 

16—30  „ 

n 

53,20—100,00 

•' 

24  r 

r 

79.80 

" 

>• 

20  n 

66,60 

■■ 

r. 

2-4  „ 

1 

6,66—13,32 

•■ 

n 

12-40  „ 

n 

39,90-133,20 

'■ 

r 

6  n 

R 

•9,95 

•' 

17,  f)U  1 

IOO  „ 

1  kg 

10,50 

«• 

327  g') 

12  n 

0,66 

f 

» 

10  R 

*' 

20  „ 

1,10 

- 

12  n 

- 

oToo 

R 

8  n 

Stück 

0,44 

r 

IOO  „ 

3,00 

r 

2?° » 

1,08 

1 

60  „ 

Paar 

3,6o 

»5°  R 

Stück 

2,40 
0,88 

327  g 

«6  R 

1  kg 

- 

R 

R 

0,88-1,32 
0,44—0,88 

8—16  _ 

•> 

*' 

100  St. 

100  „ 

100  st. 

o.33 
1,80 

•• 
- 

- 


- 

r 


- 


Löhne 

Landarbeiter  mit  Kost,  taglich 
Hirt 
Maurer 

Mosaikarbeiter 
Anstreicher 
Wandmaler 
Stellmacher 

Schmied  „      „  n 

Dem  Schneider  für  Anfertigung  eines  Ober- 
rock« 

von  langen  Hosen 
Dem  Schreiber  für  1(10  Zeilen  1.  Sorte? 
2.  Sorte 

Dem  Schullehrer  monatlich  für  jeden  Knabei 
Dein  Grammatiker   und   Mathematiker  füi 
jeden  Schüler  monatlich 

Gebrauchsgegenstände 
Stiefel  für  Fuhrleute  und  Bauern,  ohne 
die  Nägel 
„     für  Soldaten,  ohne  Nägel 
„     für  Frauen 
Schuhe  für  Patricier 
Babylonische  Pantoffeln 

Gewöhnliche  für  Baueru  und  Sklaven  500— 
I/einene  Ueberkleider  für  Frauen.  Ge- 
stempelte.  II.  Qualität  4500 —  9000  „ 
III.  Qualität  3000-  7000  „ 

Ungestempelte  1750-  2500  „ 

Gewöhnliche  für  Landleute  etc.  600—  1000  „ 

Wollenes  gallisches  l'nterkleid  8000  n 


25  d.  oder 

°,45 

M. 

20  „ 

0.36 

•' 

0,90 

?* 

S: 

1,08 

<•■ 

7o  „ 

1,26 

150  „ 

2,70 

50  „ 

0,90 

•• 

50  „ 

0,90 

•• 

40-50  „ 

0,72--I,26 

"■ 

20  „ 

0,36 

- 

40  ^ 

0,72 

- 

1      50  „ 

> 

0,90 

" 

200  „ 

3,60 

120  d. 

'S: 

'50  „ 
120  „ 
900  „ 


oder 


2,16  M. 
i,8o  „ 


1,08 
2.40 
2,16 
-  16 


81- 

54- 

3«- 
11- 


-162  r 

126  n 

■  45  r 

-  «8  R 
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')  1  Modius  «astrensis,  das  Doppelte  eines  italischen  Modius. 
■)  1  römisches  Pfund  -  327,45  g. 


?)  1  italischer  Scxtar. 
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Leinene  Maniuuwterkleider  {J<ikftttmni) 
Gestempelte:  I.  Qualität  mit  Unterschei- 
dung von  fünf  Flachsarten  7500— iooco  d.  oder  135-  180  M. 

II.  Qualität  ebenso  4«i°o—  75°°  *  81 — 135  „ 

III.  Qualität  ebenso  2000—  6000  „  36-108  „ 
Ungestempelte,  3  Qualitäten  1500—  2500  r  27—  4«;  ., 


und  Arbeitsleistungen,  der  vermutlich  durch  die 
Diskreditierung  de«  vorherrschenden  Umlaufs- 
mittelfl,  des  Kupferdenars,  veranlasst  war.  In 
diesem  Kupferdenar,  der  eine  ähnliche  Rolle 
spielte  wie  ein  entwertetes  Papiergeld,  sind  die 
Preistaxen  ausgedrückt.  Ueber  den  Wert  des- 
selben hatte  man  früher  nur  unsichere  Ver- 
mutungen; nach  einem  1886  gefundenen  neuen 
Fragmente  aber  ist  das  römische  Ifund  Gold 
auf  6OU0O  Denare  tarifiert  und  demnach  gilt  ein 
Denar  ungefähr  1,8  Pfennig  (genauer  1,827 
Pfennig)  I>er  Metall  wert  desselben  war  ohne 
Zweifel  noch  erheblich  geringer,  und  der 
offizielle  Goldpreis  ist  daher  ebenfalls  als  ein 
nicht  zu  überschreitendes  Maximum  aufgestellt. 
In  dem  Edikte  wird  ausdrücklich  erklärt,  dass 
es  nicht  die  Preise  selbst  feststellen  wolle,  was 
wegen  der  in  einigen  Provinzen  herrschenden 
grösseren  Billigkeit  ungerecht  sein  würde, 
sondern  dass  nur  eine  obere  Grenze  zur  Be- 
schränkung der  Habsucht  gezogen  werden  solle. 
Aber  die  Preissteigerung  infolge  der  Münzver- 
schlechterung  galt  stets  als  eine  besonders 
schlimme  Aeusserung  der  Habsucht,  und  daher 
ist  es  wühl  möglich,  dass  die  aufgestellten 
Preise  über  die  thatsächlich  geltenden,  sofern  1 
sie  auf  Gold  bezogen  wurden,  nicht  weit 
hinausgingen.  Jedenfalls  aber  wird  sich  ans 
diesem  Tarif  einigerroassen  das  Wert  Ver- 
hältnis benrteilen  lassen,  in  dem  die  ver- 
schiedenen Waren  und  Arbeitsleistungen  in 
jener  Zeit  zu  einander  standen.  Die  Haupt- 
bedeutung desselben  liegt  übrigens  in  den  Auf- 
schlüssen Uber  die  gewerblichen  Verhältnisse, 
die  sich,  wie  Bücher  scharfsinnig  gezeigt  hat, 
daran»  ableiten  lassen.  Interessant  sind  auch 
die  von  Bücher  nachgewiesenen  Beziehungen 
der  mannigfaltigen  Unterscheidungen  der  auf- 
geführten Fabrikate  zu  den  für  die  römische 
Staatsverwaltung  so  wichtigen  Naturalabgaben 
der  Provinzen.  Vorstehend  ist  eine  Reihe  von 
Preisbestimmungen  aus  diesem  Edikte  angeführt. 
Der  Preis  des  Weizens  war  bisher  nicht  erhalten, 
soll  aber  nach  einem  kürzlich  neu  entdeckten 
Fragment  100  Denare  für  den  Doppelmodius 
betragen  haben. 

Im  ganzen  weichen  diese  Preise  nicht  allzu- 
weit von  denjenigen  ab,  die  in  diesem  Jahr- 
hunderte vor  der  Entdeckung  des  califoruischen 
und  australischen  Goldes  im  westlichen  Europa 
üblich  waren.  Man  ist  indes  bei  der  proble- 
matischen Bedeutung  dieser  „Taxor<ltiuugJ 
dennoch  nicht  zu  der  Annahme  berechtigt,  dass 
das  allgemeine  Preisniveau  am  Anfang  des 
vierten  Jahrhunderts  ungefähr  ebenso  hoch  ge- 
standen habe  wie  in  der  ersten  Hälfte  des 


Lejria. 


B.  Mittelalter  und  das  16.  Jahrhundert. 

1.  Vorbemerkungen:  Schwierigkeiten  und 
Aufgabe  der  mittelalterlichen  Preisgeschichte, 
Wahl  des  Preismasses,  Preisrednktion,  wissen- 
schaftliche Fragestellung.  2.  Deutschland :  Er- 
mittelungen von  v.  Inama-Sternegg,  Guerard, 
Lamprecht,  Bodmann,  Stephau.  3.  Elsass, 
Italien,  Frankreich:  Preistabellen  von  Hanauer, 
Oibrario,  Levasseur,  d'Avenel.  4.  Rogers"  Preis- 
erroittelnngen  und  Mttnzhypothese  für  England. 
5.  Preisrevolution  und  Geldentwertung  im  16. 
und  17.  Jahrhundert. 

1.  Vorbemerkungen:  Schwierigkeiten 
und  Aufgabe  der  mittelalterlichen  Preis- 
geschichte, Wahl  des  Frei stuasses,  Preis- 
rednktion, wissenschaftliche  Fragestel- 
lung. Die  Preisgeschichto  des  deutschen 
Mittelalters  hat  mit  nicht  unerheblichen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Es  fehlen 
Preistarife  sowohl  der  gebräuchlichsten 
Lebensmittel  wie  der  unqualifizierten  Arbeit, 
und  wir  sind  daher  darauf  angewiesen,  aus 
vereinzelten  Preisangaben  mittelalterlicher 
Historiographie  oder  Urkunden  die  Preisbe- 
wegung zu  erschliessen.  Freilich,  das  hier- 
bei mannigfach  abzustufende  Urkunden- 
material  ist  im  allgemeinen  immer  noch 
zuverlässiger  als  die  Preisangaben  zumeist 
tendenziös  beeinflußter  gleichzeitiger  Litte- 
ratur.  Aber  nicht  allein  in  der  Lücken- 
haftigkeit und  tendenziösen  Färbung  des 
zur  Preisgeselnehte  verwendbaren  Quelleu- 
materials  beruht  die  Unzulänglichkeit  der 
Preisgeschichte,  sondern  auch  in  dem  Zu- 
stand des  mittelalterlichen  Wirtschaftslebens 
(Iberhaupt. 

Bis  ins  elfte  und  zwölfte  Jahrhundert 
hinein  hat  in  Deutschland  ebenso  wie  in 
Frankreich,  Spauicn  und  England  die 
Naturalwirtschaft  ziemlich  ungebrochen  be- 
standen, und  auch  »das  mittelalterliche 
Städtewesen  bewegte  sich  so  zu  sagen  in 
einer  durchaus  ländlichen  Atmosphäre«1). 
Nur  sehr  allmählich  entwickelten  sich  üeld- 
wirtschaft  und  Geldverkehr,  lange  Zeit  liat 


')  Vgl.  Bücher,  Die  Bevölkerung  von  Frank- 
furt a.  Main  I,  260.  v.  Below,  der  Ursprung 
der  deutschen  Stadt  Verfassung  1892  S.  2ö  ver- 
weist auf  die  Polizeiordnuugcn,  die  die  land- 
wirtschaftliche Atmosphäre  mittelalterlicher 
Städte  erkennen  lassen.  Bücher,  Zwei  mittel- 
alterliche Steuerordiningen  (kleinere  Beiträge 
zur  Geschichte.  Leipzig  1894  S.  147)  betont  auch 
hier  die  Bedeutung  des  landwirtschaftlichen 
Betriebs  für  das  mittelalterliche  Städteleben. 
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das  Metallgeld  nur  Rechnungswert,  keinen 
eigentlichen  Tauschwert  besessen,  uud  erst 
seit  1er  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters 
liaheu  sich  diese  Zustünde  geändert.  Das 
Verkehrswesen,  dem  noch  nahezu  alle  die 
das  Verkehrswesen  der  Neuzeit  belebenden 
Grundkräfte  inangelten,  steckte  in  den  ersten 
Anfängen,  Weltwirtschaft  und  Weltmarkt 
waren  so  gut  wie  noch  nicht  vorhanden. 
Infolgedessen  waren  im  .Mittelalter  die 
Preisunterschiede  zwischen  den  einzelnen 
Gegenden  weitaus  bedeutender  als  in  der 
Neuzeit,  weil  el>en  der  Ausgleichsfaktor  des 
Weltmarktes  fehlte. 

Weiterhin  wird  es  häufig  kaum  gelingen, 
für  mittelalterliche  Zeiten  eine  Geschichte 
der  Boden  preise  und  auf  Grund  solcher 
Berechnungen  eine  Geschichte  des  Boden- 
wertes  festzustellen,  weil  die  Beschaffenheit 
eines  Grundstückes  schwer  erkannt  werden 
kann,  die  mitzurechnenden  Reallasten  und 
Gerechtigkeiten,  die  doch  die  Grundstucks- 
preise stark  beeinflusst  haben,  selten  ge- 
wiss sind  und  die  Grundstuckspreise  selber 
zumeist  Individual-  und  nicht  Marktpreise 
gewesen  sind l).  Es  ist  deshalh  äusserst 
problematisch,  ausser  für  ein  wirtschaftlich 
ziemlich  gleichgeartetes  kleineres  Gebiet, 
überhaupt  Durchschnittspreise  berechnen  zu 
wollen. 

Dazu  kommt  letztlich  der  ('instand,  dass 
die  Zersplitterung  des  mittelalterlichen 
Münzwesens  und  die  lokale  Verschiedenheit 
des  Mass-  und  Gewichtswesens  die  unbe- 
dingt erforderliche  Reduktion  der  Preise  auf 
eine  Mass-  und  Gewichtseinheit  sehr  er- 
schweren und  sich  also  auch  auf  dem  Ge- 
biet der  Preisgeschiehte  der  Mangel  eines 
festgefügten  Staatswesens  nel»en  dem  Mangel 
einer  eigentlichen  Weltwirtschaft  unliebsam 
bemerklich  macht. 

Man  braucht  somit  keineswegs  zu  der 
Zahl  derjenigen  zu  gehören,  die  da  meinen, 
dass  sich  mit  preisstatistischen  Daten  kein 
exakter  Beweis  für  die  Bewegung  des  Geld- 
wertes gewinnen  lässt,  und  mnss  doch  be- 
achten, dass  der  historischen  Preisstatistik 
gegenüber  Voreicht  in  gar  vielen  Fällen 
hinlänglich  geboten  erscheint. 

Es  dürfte  aber  nach  dem  Gesagten  auch 
hinsichtlich  der  Aufgaben  der  mittel- 
alterlichen Preisgeschiehte  nur 
unbedingt  den  Ausführungen  von  f>am- 
precht  •)  Zustimmung  zu  teil  werden,  dass 
eine  Vergleichung  der  Preise  jener  fernen 
Zeiten  mit  denjenigen  der  sozial  und  wirt- 

•>  Vgl.  Wieb*-,  Zur  Geschichte  der  Preis- 
revolntion  S.  26—28.  Lamprecht,  Beitrüge  zur 
Geschichte  des  französischen  Wirtschaftslebens 
S.  149. 

*)  Lainprecbt  a.  a.  0.  S.  14i>  und  Deutsches 
Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  II,  (»OH. 


schaftlich  andersartigen  Gegenwart  nicht  an- 
zustellen ist.  Die  mittelalterliche  Preisge- 
schichte wird  sich  damit  begnügen  müssen, 
eine  »Kenntnisnahme  der  mittelalterlichen 
Preisabfolgen  an  sich»  zu  erzielen  und  das 
Preisverhältnis  gewisser  Waren  in  früheren 
Perioden  zu  einer  Zeit  aufzudecken.  Wonn 
freilich  der  Massstab  der  Beurteilung  dabei 
»die  Cliaraktcristik  des  Kaufs«  sein  rauss, 
so  ist  zu  bedenken dass  mannigfache 
Unterschiede  in  der  Bedeutung  der  Ein- 
um! Verkaufspreise  für  die  Preisstatistik 
vorhanden  sind,  dass  einzelne  Preise  kein 
zweifelloses  Bild  von  dem  jeweils  herrschen- 
den Marktpreis  abgeben  und  man  diesem 
erst  mittelst  der  Durchschnittspreise  mehrerer 
Jahre  näher  kommen  kann. 

Weiter  ist  bei  der  mittelalterlichen 
Preisgeschichte  wie  ja  überhaupt  bei  preis- 
geschichtlichen Untersuchungen  von  be- 
sonderer Bedeutung  die  Wahl  des  Preis- 
in a  s  s  e  s. 

Soetlieer  hat  die  karoliiigisehe  Preisge- 
schiehte schliesslich  trotz  seinem  aus  dem 
Jahresverbrauch  der  Familie  gewonnenen 
uud  auf  ein  MetallgewichLs^uantum  redu- 
zierten Massstab  doch  auf  dem  Getreide 
als  Wertmass  aufgebaut,  das  Adam  Smith 
für  längere  Zeitabschnitte  als  solches  be- 
zeichnet hatte.  Dagegen  hat  sich  I/amprcx'ht 
ausgesprochen  —  nicht  deshalb,  weil  auch 
der  Getreidepreis  je  nach  den  Produktions- 
und Verarheitungskosten,  der  Volkszahl  und 
der  Benutzung  von  Ersatzmitteln  selbst  für 
längere  Zeitabschnitte  schwankt  2)  —  sondern 
weil  es  niemals  gelingeu  dürfte,  die  Ge- 
treidemasse  des  Mittelalters  auch  nur  an- 
nähernd genau  zu  erkennen.  Zur  Be- 
stätigung dieser  Anschauung  Lamprechts 
will  ich  nur  auf  einen  Versuch  der  Be- 
stimmung mittelalterlicher  Getreideinasse 
hinweisen,  den  der  Herausgeber  des  mittel- 
rheinischen  Urkundenbuehos,  Beyer,  einmal 
unternommen  hat3).  Er  berechnete  das 
Malter  trierer  Palastmass  zu  4  Scheffel 
41 :.  Metzen  preussisch,  setzte  8  Suinerac 
(Sommer,  Virnzel)  zu  8  ' Metzen  1  Maltor 
trierisch,  4  Sester  zu  2,:>  ion  Metzen  preussisch 


')  v.  Inama-Sternegg.  Wiener  «Statistische 
Monatsschrift  XII,  11  n.  12  S.  13. 

*)  8.  hehr.  Grundbegriffe  und  Grundlagen 
der  Volkswirtschaft  in  Krankcnsteius  ITaud- 
und  hebrbuch  der  Staatswissenschafteu  1818 
S.  257. 

s)  Mittelrheinischcs  Urkundenhnch  II.  Ein- 
leitung S.  102.  Getreidemasse  des  15.  und  Iii. 
Jahrhunderts  hat  Btirkh&rdt,  Geschichte  der 
Kirchen-  und  Schulvisitationen  in  Kursachsen 
S.  251  zusammengestellt,  Ueber  den  Erfurter 
Malter,  Xordhiiuser  und  Cölledaer  Scheffel  vgl. 
auch  Joel,  Besitz  der  Herzöge  und  Kurfürsten 
von  Sachsen  (Neue  Mitteilungen  desThüringisch- 
<  Sächsischen  Vereins  XIX,  4H6  . 


Digitized  by  Google 


Preis  (Geschichte,  Mittelalter) 


209 


^inem  Sommer  oderVirozel  trierisch  und  4 
Miukel  zu  53  100  Metzen  einem  Sester  trierisch 
gleich.  Sofort  aber  fügte  er  hinzu,  dass 
diese  Masse  bereits  in  ältester  Zeit  diffe- 
rierten, und  zwar  das  Malter  zwischen  40 
und  71)  Metzen  preusaisch,  Beweis  genug 
für  die  Behauptung  Lamprechts,  dass  das 
Getreide  als  grundlegendes  Wertmass  für 
die  mittelbare  Preisgeschichte  unbrauch- 
bar ist. 

Lamprecht  seinerseits  wollte  nun1)  den 
Tagelohu  des  gemeinen  Arbeiters  zum 
Wertmass  für  die  Preisgescluchto  des  Mittel- 
alters erheben.  Dagegen  haben  Soetbeer 
und  Hanauer  auf  die  Seltenheit  des  Geld- 
lohnes im  Mittelalter,  auf  die  naturalen  Zu- 
tliaten  und  die  Schwierigkeit,  die  einzelnen 
Lohnarten  auseinanderzuhalten,  hingewiesen. 
Wiehe-)  betonte  noch  weiter,  dass  keines- 
wegs der  gemeine  Arbeitslohn  und  das 
Existenzminimum  zwei  einander  genau  ent- 
sprechende Grossen  seien,  dass  es  Tage- 
löhner oder  Arbeitslohn  im  modernen  Sinne 
im  Mittelalter  Oberhaupt  kaum  gab  und  dass 
man  deshalb  den  gemeinen  Arbeitslohn  für 
jene  Zeiten  weder  als  »ein  Wertquantnm 
von  ungefähr  stets  gleicher  Grösse«  noch 
^aLs  die  Residtante  der  mannigfaltigsten  ge- 
wöhnlichsten und  wichtigsten  Preisverhält- 
nisse- bezeichnen  dürfe. 

Es  erscheint  aber  heutzutage  noch  immer 
unmöglich,  überhaupt  ein  konstantes  Preis- 
lnass  aufzufinden.  Man  wird  daher  alle 
oben  skizzierten  Methoden  je  nach  der 
Möglichkeit  ihrer  Anwendbarkeit  benutzen 
können,  insonderheit  aber  den  Preis  der 
Edelmetalle  als  Korrektiv  für  die  Geldpreise 
der  Waren  hinzuziehen  müssen. 

Was  die  Reduktion  der  Preise 
auf  eine  Geldeinheit  anlangt,  so  haben 
Falke  und  Helferich  die  Preise  früherer 
Zeiten  auf  einen  modernen  Münzfuss  zu- 
rückgeführt, Falke  auf  den  15  Thalerfuss, 
Helferich  auf  den  24 '.'s  Guldenfuss.  In- 
dessen bei  der  Reduktion  mittelalterlicher 
Preise  auf  moderne  Münze  müsste.  da  ja 
das  Mittelalter  im  Gegensatz  zur  Neuzeit 
die  Silberwährung  bevorzugt  hat,  auf  die 
Wertschwankungen  der  Edelmetallo  und 
das  beständig  wechselnde  Verhältnis  des 
Wert*  der  Edelmetalle  zu  dem  des  Geldes 
geachtet  werden.  Deshalb  schlug  Lam- 
precht'') eine  von  diesen  Aendeningen  un- 
abhängige und  unberührte  Rednktionsweise 


ri  Deutsches  Wirtschaftsleben  II,  601-605. 

*)  Die  Preisrevolution  S.  170—173. 

x)  Deutsches  Wirtschaftsleben  II,  39« f. 
Vgl.  im  allgemeinen  anch  Wieb«  a.  a.  O.  S. 
23 f.  51  f.  198.  Hegel  rechnete  mittelalterliche 
Preise  sowohl  auf  Gold  wie  auf  Silber  um. 
(Städtechroniken.  Nürnberg  I,  Beil.  X,  Mainz 
II,  94.   Strasburg  8.  1001. 

Handwörterbuch  der  Staatawiaaenscliaften.  Zweite 


in  der  Reduktion  auf  Silber  vor.  Dabei  ist 
es  freilich  wieder  schwer,  ia  mitunter 
geradezu  unmöglich,  den  Feingehalt  der  um- 
laufenden Silbermflnzen  genau  festzustellen, 
sodass  beispielsweise  Wiebe  bei  seiner  Unter- 
suchung der  Preise  im  Bistum  Münster 
trotz  principieller  Zustimmung  zu  Lam- 
prechts Vorschlag  sich  doch  in  seinem 
Falle  zur  Wahl  der  Reduktion  auf  Gold 
genötigt  sah.  Allerdings  unterstützte  ihn 
die  Wahrnehmung,  dass  in  Westdeutsch- 
land gegen  Ende  des  Mittelalters  und  bis 
zur  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  subsidiär 
Goldwährung  und  also  doch  Doppelwährung 
bestanden  hat.  Am  beston  wird  man  stete 
die  Preise  einer  Zeit  auf  das  Edelmetall 
ihrer  Geldwährung  reduzieren  können!. 

Die  wissenschaftliche  Behand- 
lung der  Preisgeschichte,  die  in  der  Frage 
nach  der  Kausalität  der  einzelnen  Preisbe- 
wegungen gipfelt,  wird  deshalb  immer  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  unvollkommen 
bleiben,  weil  es  einmal  mit  Hilfe  der  Preis- 
statistik nicht  möglich  ist,  die  Ursachen 
aufzudecken,  die  in  der  Aenderung  des 
Geldwertes  offenbar  werden,  und  weil  auf 
der  anderen  Seite  für  die  Vergangenheit 
wesentliche  Hilfsmittel  fehlen,  die  eine 
Produktionsstatistik  mit  einer  detaillierten 
Wertberechuung  in  den  Eiuzelwirtscliaften, 
ein  ungetrübter  Einblick  in  die  Verkehrsge- 
staltung  und  eine  nationalökonomische 
Wissenschaft  allein  zu  bieten  vermögen. 

2.  Deutschland:  Ermittelungen  von 
v.  Inama-Sternegg,  Guerard.  Lamprecht, 
Bodmann.  Stephan.  Nur  sehr  vereinzelt 
begeguen  uns  Preisangaben  bei  Schrift- 
stellern des  frühen  Mittelalters.  So  lesen 
wir  wohl  bei  Gregor  von  Tours  (538  -  594) 
in  Buch  III,  13,  dass  als  Lösegeld  für  Be- 
lagerte im  Jahre  534  für  joden  eiu  Gold- 
tnent  gezahlt  wurde  oder  dass  im  Jahre 
585  bei  einer  grossen  Hungersnot  im 
Frankenreich  der  Scheffel  Getreide  oder  4 
<juart  Wein  für  einen  Goldtrient  verkauft 
wurden.  So  »gewaltig  zogen  die  Kaufleute 
das  Volk  aus.«  (Gregor.  Turon.  VII,  45). 
Aber  diese  Angaben  sind  zu  selten  und 
vielleicht  häufig  zu  parteiisch  gefärbt,  um 
verallgemeinert  zu  werden.  So  bleiben 
denn  als  zuverlässigere  Notizen  die  Preisan- 
gaben der  Urkunden  und  Rechtsaufzeich- 
nungen. Freilich,  die  Wertangaben,  die  in 
den  Volksrechten  der  ersten  Jahrhundertc 
des  Mittelalters  bei  der  Festsetzung  der 
Bussen  und  Wergelder  auftreten,  sind  nach 
von  Inama-Sternegg1)  nicht  als  Preise  in 
unserem  Sinne  zu  betrachten,  sie  sind  weder 


')  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I,  195 
bis  204.  Wert  und  Preis  in  der  ältesten  Peri- 
ode deutscher  Volkswirtschaft  (Jahrbücher  f. 
Nat.  und  Stat.  30,  197-234). 

Vi.  14 
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»ler  Ausdruck  eines  subjektiven  Gebrauchs- 
wertes noch  eines  objektiven  Tauschwertes 
der  geschätzten  Güter.  Das  entscheidende 
Moment  für  die  Wertbestimmung  ist  die 
Qualität  des  Gutes,  sein  allgemeiner  Nutz- 
effekt in  der  Fähigkeit  der  Verwendung  zur 
Wergeldzahlung.  Eine  gesetzliche  Wort- 
konstanz ist  festgelegt,  von  deren  Ansatz 
aber  sicher  die  Preise  bei  wirklichen  Um- 
sätzen ziemlich  weit  abgewichen  sind. 
Hören  wir  deshalb  in  den  Volksreehten 
etwa  davon,  dass  ein  Ochse,  den  der 
Schuldner  fflr  eine  Russschuld  zahlte,  nur 
zu  1  bis  3  Schillingen  in  Schätzung  kam, 
so  werden  wir  nicht  ohne  weiteres  davon 
reden  können,  dass  das  Geld  beträchtlichen 
Wert  oder  die  landläufigen  Zahlungsmittel 
geringe  Preise  gehabt  hätten. l) 

Nach  Klosterurkunden  vom  Ende  des  8. , 
bis  zum  Ende  des  9.  Jalirhunderts  hat  von  ; 
Inama-Sternegg* )  als  annähernde  Mittel-  j 
werte  folgende  berechnet,  die  ich  nach  dem 
durch  Hilliger  ermittelten3)  Silbergewicht! 
des  karolingischen  Sehillings  zu  20,4»Ki  g 
und  des  Denars  zu  1,70;"jö  g  umrechne: 

1  niodius  (52,2  Liter)  Hafer,  Dinkel.  Gerste 
-  1  Denar  -  ijoss  g  Silber 
1  Pferd  =  1<5  Schillinge  327,456  g  Silber 
1  Ochse  =  8't  „  71,6290 
1  Schwein—  1 1 
1  Widder  =  9 
1  Shuf  -  « 
1  Frischling  =  4 


18.7605 

=  '5,3495 
10.2330  .. 

6,S220  .. 


Andere  stellen  sich  demgegenüber  die 
I'reise.  die  Gm'rard  aus  dein  Grundbuch 
des  Abtes  limine  von  St.  Germniu  des  Pres 
in  der 'Umgegend  von  Paris  fflr  das  Jahr 
Nun  entwarf: 

1  Kriegswagen  =  4»i  Shill.  -=  041.436  g  Sillier 
1  Ochse  -     8'2„     -  173.9610  „  . 

1  Hummel  1     .     —   20.46«)   _  „ 

1  Schwein  lerw  1  -■-    1     ,.     —   20.466  ,. 
1  Sliweiu  jaugi     1-8  Pen.  =6.8220-1 3.6440 ^süt. 

Wenn  danach  das  Schwein  in  Deutsch- 
land mit  11  Denaren,  in  der  Umgegend  von 
]Jaris  sogar  mit  12  Denaren  verau sehlagt ' 
wird,  so  sind  diese  Preise  noch  immer  ge- 
ringer als  der  Preisansatz,  den  im  Anfang 
des  s.  Jahrhunderts  die  lex  Alamannorum 
c.  22  mit  UP'a  Denaren  festg. -etzt  liat, 
und  es  ergab.'  sich  hieran  einem  konkreten 
Falle  die  Bestätigung  der  Ansicht  von 
v.  Inama-Sternegg.  dass  die  We« angaben 
der  Yolksrechle  nur  W.'i'tkonstaiiten.  keine 

M  So  Bruuuer.  Deutsche  Hecht  sgesi  lochte 
I,  für  den  infolgedessen  die  Ycrwiikung 

hoher  Hussen  hautig  die  völlige  Vernnmuur  des 
Schuldigen  herbeiführte. 

-i  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I.  520 
bis  :>s.\. 

'i  Vgl.   Soinnieilad,    Art.  Mittelalterliches 
Mnnzwesen  oben  Bd.  X  S.  <m  ff. 


Preise  im  eigentlichen  Sinno  gewesen  sind, 
diese  vielmehr  von  jenen  meistens  diffe- 
rierten; letzteres  im  vorliegenden  Falle 
tatsächlich  wohl  noch  mehr,  als  es  so 
obeuhin  scheint,  weil  ja  die  Preise  fflr 
junge  Schweine  sich  noch  erheblich  geringer 
gestellt  haben.  Der  Wert  eines  Pferdes  er- 
scheint nach  den  Volksrechten  bedeutend 
niedriger  als  der  oben  angegebene,  denn  die 
12  Schillinge  der  nach  Gold  rechnenden 
lex  Alamannorum  dürften,  umgerechnet  in 
die  schweren  alten  Silberdenare,  den  Preis 
von  den  16  Schillingen  keineswegs  erreichen. 
Dementsprechend  werden  sich  die  Unter- 
schiede herausstellen,  wenn  man  die  That- 
sache,  dass  nach  den  Volksreehten  3  Rinder 
gleich  einem  Pferde  und  6  Schweine  einem 
Rinde  gleichgestellt  werden zur  Er- 
gänzung der  obigen  Angaben  hinzunimmt. 
Denn  für  ein  Rind  betrüge  die  legale 
Wertkonstanz  4  SehUliuge,  für  ein  Schwein 
dagegen  8  Denare  —  wieder  ein  Ausdruck 
für  die  Beobachtung,  dass  der  faktische 
Preis  nie  der  Wertangabe  der  Volksrechte 
entspricht ,  sondern  stets  von  dieser  nach 
der  einen  oder  auderen  Seite  hin  diffe- 
riert. 

Nur  als  ungefährer  Versuch  mag  hier 
der  Anhaltspunkte  halber  eine  Umrechnung 
des  aus  den  Klosterurkunden  des  8.  und  9. 
Jahrhunderts  ermittelten  Preises  in  Mark 
unseres  Geldos  platzgreifen.  Ich  lege  da- 
bei die  Rechnung  eines  KUogramms  Silber 
nach  dein  Reichsmünzgesetz  zu  ISO  Mark 
zu  Grunde  (1  g  Silber  also  gleich  <Ü8 
Mark)  und  beachte,  dass  der  relative  Geld- 
wert jener  Zeiten  etwa  10  mal  höher  war 
als  heutzutage.  ~ ) 


Daun  ergiebt  sich 


1  Pferd 

l  Ochse 

1  Schwein 

1  Widder 

I  Schaf 

1  Frischling 


sSo.42  M.  hVichswithrung 

128.93 
33;77 
27.03 
18,42 

I2.2N 


-- 


Xa>'h  dem  roiehhultigcn  proisgesehicht- 
lielien  Material,  das  Lampn-rbt  für  das 
Mosel  land  zusammeiigi'tragen  hat,  er- 
geben si-  h  folgende  Durchschnittspreise  in 
jenen  Zeiten  des  s.  und  9.  Jahrhundert*: 


'<  v.  Inaina  -  St eruegg  ,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeschichte I,  15M5. 

",  Levis  in  den  Artt.  (iold  und  CJold- 
w  ii  h  r  u  n  g  und  Silber  und  S  i  1  b  e  r  w  ii  h  r  11 11  g 
dieses  Werkes  hat  Ihm  seiner  Berechnung  der 
Silbcrprodukfion  ans  den  Jahren  12öU-Mf>0 
gleichfalls  das  kg  Silber  nach  dem  Bcichsmunz- 
ues.  tz  zu  ISO  Mark  gerechnet.  I  eher  den 
10  fachen  Relativ  wert  des  (ieldc.s  jener  Zeiten 
vgl.  W  (Jb-st -brecht,  die  IjcschichtHchreiber  der 
deutschen  Vorzeit  (i.  Jahrhundert  IV.  12»  A.  1. 
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1  Kriegspferd  =  400 

1  Ackerpferd  =110 

1  Rind  —  87,6 

1  Malter  (240  Liter)  Weizen  ■=  49.3 

1               „  Roggen  =  36,5 

1               .  Hafer     -  12,2 


g  Silber 


■■ 

- 


Dass  sich  dies«  Ergebnisse  wieder  ganz 
wesentlich  von  denjenigen,  die  v.  Inama- 
Sternegg  und  Guerard  ermittelt  haben, 
unterscheiden,  liegt  auf  der  Hand :  die 
Viehpreise  nähern  sich  mehr  den  aus 
deutschen  Klosterurkunden  berechneten,  der 
Getreidepreis  beträgt  dagegen  dort  fast  das 
Dopj>elte. 

Nach  I^amprecht  stellt  sich  ferner  der 
gemeine  Tagelohn  in  jener  Gegend  auf 
0,83  p  Silber,  der  gewöhnliche  Tagesver- 
brauch auf  0,75  g  Silber. 

Für  das  10.  bis  12.  Jalirhundert  liegen 
bei  Laiuprecht  Daten  von  ziemlich  frag- 
mentarischer Natur  vor. 

Der  Durchschnittspreis  des  Malters 
Weizen  wird  für  die  erste  Hälfte  des  13 


wirkliche  Einkommen  des  damaligen  Hand- 
werksgesellen zu  dem  des  jetzigen  wie  2  :  1. 
Paulsen  ')  fugte  hinzu,  dass  das  Einkommen 
des  höchst  besoldeten  Professors  der  Leipziger 
philosophischen  Fakultät  im  lf>.  Jahrhundert 
etwa  das  3— 31  2  fache  des  Jahresein- 
kommens des  männlichen  Arbeiters  gewesen 
sei,  der  Jahresverbrauch  eines  von  seinem 
Eigen  lebenden  Studenten  aber  dem  Ein- 
kommen des  einfachen  Handarbeiters  ent- 
sprochen hätte  und  dass  im  Iii.  Jahrhundert 
3—4,  heute  10  Handarbeiter  das  Ein- 
kommen eines  Professors  verdienten. 

Nach  Lamprecht2)  liegt  in  den  von  ihm 
untersuchten  Gegenden  der  Höhepunkt  der 
Preissteigerung  bei  Pferden  und  Hindern  in 
der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts,  l>ei 
dem  gemeinen  Tagelohn  dagegen  schon  in 
der  ersten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts.  Das 
letztere  erklärt,  sich  sowohl  durch  die 
äussere  und  innere  Kolonisation  (nach  dem 
<  >sten  und  in  die  Städte)  wie  durch  die  zu- 
nehmende Freiheit  der  landarbeitcnd.'ii  Be- 


Jahrhunderts auf  75,0  g  Silber  angegeben. 1  v»lk«™n£.     M»"*>    r"ft  Ver- 


inehning  der  Bevölkerung  danach  wieder 
ein  Sinken  des  gemeinen  Tagelohnes  im  15. 
Jahrhundert  hervor.     Der  Höhepunkt  der 
Preissteigerung  des  Getreides  liegt  in  der 
1  der  ersten  Hälfte  des  .  Mitt0  .''^  1 1-  Jahrhunderts,  der  Preis  sinkt 
14.  Jahrhunderts  50,37  g  Silber,  steigt  inder'd.ann  I,u.       Jahrhundert  infolge  des  mten- 
zweiten  Hälfte  auf  til.'tt!  g,  um  in  der  ersten 


der  im  14.  Jahrhundert  auf  43  und  OS  g, 
in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
sogar  noch  weiter  auf  30.3  g  Silber  sinkt. 

Der  Durchschnittspreis  des  Malters 
Roggen  beträgt 


Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  auf  37.20  g,  im 
dritten  Viertel  auf  20,14  g  und  im  letzten 
Viertel  gar  auf  17,74  g  zu  fallen. 

Es  ist  dabei  zu  dachten,  dass  die  Grösse 
des  Malters  lokal  fiU'raus  verschieden  ist 
und  seit  dein  0.  Jahrhundert  durchweg 
mehr  oder  weniger  abgenommen  hat. 

Der  gemeine  Tagelohn  stellte  nach  diesen 
Ergebnissen  in  der  zweiten  Hälfte  des  Kl  Jahr- 
hunderts 2,43  g  Silber,  in  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  2,00  g.  in  der  ersten 
Hälft* 
dessen 

Der  Ijohn  eines  Zimmermanns  betrug  ausser 
der  Verpflegung  in  den  Jahren 


4.  Jahrhunderts  2,00  g.  in  der  ersten  ^»''»h'.-it  des  Verkehrswesens  g 
>  des  15.  Jahrhunderts  l.s«)  g  „nd  in  ,  Schwankiingeu  unterworfen  wann  ; 

11  zweiter  Hälfte  1,73  g  Silber  dar. !  z,,!a^  >  „ So  ko8tf*?  !n  S,raf!sb 
lohn  eines  Zimmennanns  betrug  ausser  ^  '""ffel    Koggen  2  Mark  unseres 


1277-K4 
1844-45 
13!>2 

1431 -ÖÖ 
141)7 


.v43 
6,84 

6,72 
2  SO 


Silber 


i' 


siveren  Ausbaues,  der  Steigerung  der  Grund- 
rente und  der  Minderung  der  lösten  der 
landarl.M''itenden  Hevölkeiung.  Im  allge- 
meinen stehen  also  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert die  Preise  der  landwirtschaftlichen 
Produkte  niedrig,  die  Handwerkslöhne  aber 
hoch:;).  Auch  Nitzsch  hat  darauf,  hinge- 
wiesen, tlass  die  Lebensmittelpreise  in  den 
deutschen  Städten  des  14.  Jahrhunderts  ge- 
ling gewesen  seien,  wenn  sie  auch  durch 
die  häufigen  Fehden  und  die  schlechte  Be- 
schaffenheit des  Verkehrswesens  grösseren 

ds  hout- 
>nrg  ein 
Geldes, 

eine  gemästete  Gaus  1  Mark,  ein  Ha.se 
l  Mark  10  Pfennige.  Von  den  relativ 
hochstehenden  Löhnen  stand  am  höchsten 
der  Sold  ■•). 

Eine  eigenartige  Stellung  unter  den 
LiUidwirtsrliaftsei/.eugiiisseii  hat  seit  jeher 


Es  ist  liodauorlieh.  dass  sich  die  mit 
nicht  genügender  Preisreduktion  gewonnenen 
Ergehnisse  Falkes  nicht  unUnlingt  fest- 
halten lassen.  Erwähnt  sei  aber  doch  hier, 
dass  Falke  durch  Vergleich  des  Lohnes  mit 
den  Getreidepreisen  in  der  zweiten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  und  um  das  Jahr  l.s7<» 
zu  dem  Hesultat  kam.  dass  «las  wirkliche 
Einkommen  des  dannUigen  einfachen  Lohn- 
arlteiters  zu  ilem  wirklichen  Einkommen 
des  jetzigen  sich  verhalte  wie  3  zu  J.  das 


','  Paulscn,  Die  Organisation  der  deutschen 
Universitäten  im  Mittelalter.  Svbcls  historisch« 
Zeitschrift  45,  432.  433. 

Jj  J>etitsehes  Wirtschaftsleben  im  Mittel- 
alter II.  «Iii ff. 

:ij  Vgl.  auch  Lambrecht  in  den  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik 
lSHö.    X.  F.  XI,  320  ii. 

0  Xitzsch.  (iesehiehte  des  deutschen 
Volkes  III  ilW2l  S.  323. 

"I  Stiivc.  Mitteilungen  des  historischen 
Vereins  zu  Osnabrück  VII,  30  ff. 

14* 
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der  Wein  behauptet.  Dieser  war  ja  im 
Mittelalter  wegen  des  noch  geringen  Standes 
der  Verarbeitung  nur  geringen  Preis- 
schwankungen unterworfen,  die  erst  seit 
den  Fortschritten  der  Technik  im  ausgehen- 
den Mittelalter  verschwinden  und  beispiels- 
weise am  Rhein  zueinerWandlungderZolltari- 
fierung  Veranlassung  gegeben  habeu.  Eben 
wciliin  Mittelalter  die  Weinpreise  mir  geringe 
Schwankungen  zeigten,  hat  man  auch  der 
Zollveran  lagung  das  Fuder  Wein  substituiert1). 
Immerhin  sind  die  Faktoren  der  Preisbe- 
stimmung beim  Wein  besondersartige,  weil 
er  bald  bodenständiges  Produkt,  bald  Gegen- 
stand der  Einfuhr,  hier  täglicher  l^ebensbe- 
darf  und  dort  Luxusgegenstand  ist. 

Der  Höhepunkt  der  Preise  für  Wein 
liegt  nach  Lamprecht  in  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts ,  während  Bodmann-) 
ausführt ,  die  Weinpreise  am  Rhein  hätten 
sich  mit  der  Ausdehnung  der  Weinkultur 
seit  dem  12.  Jahrhundert  vermindert,  bis 
seit  dem  15.  Jahrhuudert  wieder  eine  Preis- 
erhöhung platzgegriffen  hätte.  Bodmann 
lenkt  auf  einige  urkundliche  Zeugnisse 
zurück:  im  Jahre  1289  wird  ein  Propstei- 
lehen einer  Jaliresgülte  von  2  Fuder  Wein 
für  35  Mark  verkauft,  das  ergiebt  einen 
Kapitahvert  des  Fuders  von  17'  *  Mark,  im 
Jalire  1201  wird  eine  Jahresrente  von  2 
Fuder  für  28  Mark  verkauft,  das  macht  Ka- 
pitalwert eines  Fuders  von  14  Mark,  im 
Jahre  1338  wird  ein  Stiftslehen  von  jährlich 
1  Fuder  Wein  für  60  Pfund  Heller  ver- 
kauft, so  dass  das  Fuder  also  nach  dem 
Zinswert  von  10°,o  für  das  Jahr  6  Pfund 
Heller  gegolten  hat.  Im  Jahre  1481  schliess- 
lich wird  ein  Propsteilehcn  von  jährlich  1 
Fuder  Wein  zu  Rfidesheim  für  110  Gulden 
Mainzer  und  Frankfurier  Währung  verkauft, 
nach  dem  Zinswert  galt  daher  zu  5°/o  das 
jährliche  Fuder  5  Gulden  30  Kreuzer.  Ste- 
phan wieder  weiss  zu  erzählen"),  dass  im 
Jahn»  1394  in  Frankfurt  das  Fuder  Wein 
mit  Fässern  durch  Bischof  Werner  von 
Trier  um  400  Goldguldeu  (ä  3'V,  Thaler) 
erstanden  wurde  und  dass  im  Jahre  1440 
das  Fuder  21  s  Gulden,  im  Jahre  1512  aber 
24  Gulden  gekostet  habe,  während  ein 
Morgen  Acker  am  Mittelrhein  im  Jalmj  1512 
mit  5  Gulden  bezahlt  worden  sei. 

Was  die  Lebensmittelpreise  anlangt,  so 
wird  man  nicht  vergessen  dürfen,  dass 
häufig  in  mittelalterlichen  Zeiten  das  Zu- 
sammenströmen grosser  Massen  bei  Tur- 
nieren   und    ähnlichen   Festlichkeiten  die 


')  Verl.  Sommerlad,  Die  Rheinzülleim  Mittel- 
alter S.  40  f. 

*)  Rheingauische  Altertümer  8.  40(>. 

»)  Stephan,  Pas  Verkehrsleben  im  Mittel- 
alter, Historisches  Taschenbuch  1869  S.  402. 


I  Preise  in  die  Höhe  getrieben  liat l)  und 
dass  der  Verbrauch  von  Ijebensmitteln  ein 
ausserordentlich  hoher  gewesen  ist.  So  hören 
wir  von  einem  inässig  bemittelten,  noch  da- 
zu unverheirateten  französischen  Edelmann, 
der  für  seinen  Haushalt  täglich  200—240 
Brote  gebraucht  und  diesen  sich  mit  der 
Tagesnahrung  vou  einem.  Viertelochsen  und 
einem  halben  Hammel  begnügen  lässt. 
Ucborhaupt  scheint  im  Vergleich  zu  anderen 
Koinsumartikeln,  namentlich  zum  Preise  des 
Weins,  das  Fleisch  ausserordentlich  billig 
gewesen  zu  sein2). 

Uebermässig  hoch  wird  man  schliesslich 
die  gelegentlichen  Bevölkerungsminderungen 
I  durch  die  grossen  Krankheiten  des  Mittel- 
I  alters  nicht  veranschlagen  dürfen.  Wohl 
i  hat  in  frühmittelalterlichen  Zeiten  die  zu- 
'  erst  im  Jahre  542  in  Aegypten  auftretende 
Pest,   die  Europa  bei  üirem  ersten  Er- 
scheinen 50  Jahre  laug  verheerte  und  von 
der  Gregor  von  Toms  uud  Paulus  Diaconus 
des  öfteren  berichten  !),  auf  die  Bevölke- 
rungsminderung hinausgewirkt.    Allein  der 
schwarze  Tod  des  14.  Jahrhunderts  ist  iu 
dieser  Hinsicht  auf  die  Dauer  ziemlich  be- 
deutungslos  geblieben.    Er  hat  wohl  iu 
Frankreich  den  ländlichen  Tagelohn  in  dem 
|  Zeitraum  von  1350—1375  etwas  in  die  Höhe 
getrieben  und  auch  in  England  seit  der 
Mitte  des  14.  Jahrhunderts  eine  ähnliche 
lohnsteigernde  Wirkung  gehabt,   die  man 
|  vergeblich  durch  das  Statute  of  labour  zu 
neutralisieren  strebte.    Allein  bei  Betrach- 
tung eines  längeren  Zeitraumes  stellen  sich 
diese  Dinge  noch  etwas  anders.  Gerade  im 
Gefolge  der  Seuchen  trat  häufig  eine  ausser- 
ordentliche Fruchtbarkeit  der  Menschen  ein, 
der  Aufschwung  von  Handel,  Industrie  und 
städtischem  Leben  ist   nicht  dauernd  ge- 
lähmt worden1). 

*Das  Charakteristische  der  ganzen  Preis- 
entwickelung vom  8.  Jahrhundert  an«  — 
so  hat  es  Wiehe  auf  S.  104  seiner  mehrfach 
citierten  Schrift  zusammengefasst  —  »ist 
ein  starkes  Steigen  der  Preise  und  anderer- 
seits ein  entsprechendes  Sinken  der  Kauf- 
kraft des  Geldes  bis  in  die  Mitte  des  14. 
Jahrhunderts;  alsdann  beginnt  eine  ent- 
gegengesetzte Bewegung,  ein  durch  nur 
geringe      Schwankungen  unterbrochenes 

•)  Vgl.  Oschinsky,  Der  Ritter  unterwegs. 
Hallenser  Dissertation  1900  S.  32. 

«)  S.  Jolm  Meier  in  der  Zeitschrift  für 
deutsche  Philologie  XXIV,  540  ff. 

")  Gregor.  Turon.  IV,  5.  31.  VI,  14. 
VII,  1.  IX,  21.  22.  X,  1.  23.  Paahis  Diaconus, 
Mist.  Langob.  II,  4. 

*i  Vgl.  Schnurrer,  Chronik  der  8euchen 
1825.  Casper,  Ueber  die  wahrscheinliche  1/ebens- 
dauer  des  Menschen  1836.  Du  Bois  Reymond, 
Reden  S.  244.  Hüniger,  Der  schwarze  Tod  iu 
Deutschland  1882. 
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Steigen  der  Kaufkraft  des  Geldes  bezw.  ein 
Sinken  der  Preise.  Ihren  Höhepunkt  und 
zugleich  Endpunkt  erreicht  diese  Bewegung 
im  Anfange  des  16.  Jahrhunderts.« 

3.  El»ass,  Italien,  Frankreich :  Preis- 
tahellen  von  Hanauer,  Cibrario,  I^evas- 
seur,  d'Avenel.    Im  wesentlichen  ähnlich ; 
wio  in  Deutschland  liegen  auch  die  Preis- 
verhältuisse  anderer  Ijänder  des  Mittelalters. 

In  seinen  Etudes  cconomiqucs  sur  TA1- 
sace  hat  im  Jahre  187S  der  Abbe  Ha- 
nauer für  die  Preise  der  Landschaft 
Elsass  mit  Einselihiss  von  Basel,  wesentlich 
auf  Gnind  von  Strassburgcr  Quellen  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  zu- 
sammenhängende Reihen  aufgestellt,  denen  i 
lyexis  in   der  ersten  Auflage  des  Hand-1 


Wörterbuchs  (Art.  Preis)  folgende  auf  fran- 
zösische Masse  und  Francs  berechnete  An- 
gaben entnahm: 

Zimmer- 
mann 
Tage- 
lohn6) 


Wei-  Weiss-  Schweine-  100 
Zeitraum   zen')  brot*)   fleisch')  Eier 
1  hl    1  kg      1  kg  *) 


1351-1375  5,73  - 

1376—1400  4,61  0,17 

1401—1425  3,64  0.14 

1426—1450  4,64  0,17 

1451—1475  3,08  0,14 

1476-1500  3,63  0,15» 

1501—1525  3,u  0,14 


o,35 

0,27  1,68 

0,23  1,19  1,64 

0,30  0,96  1,45 

1,03  1,3» 

0,20  i,i6  1,32 

0,21  0,83  1,20 


Die  weitere  Umrechnung  auf  Gramm 
Silber  kann  nach  dem  Satz,  dass  1  Fr.  — 
•1,5  g  Silber  ist,  folgendennassen  geschehen : 


Zeitranin 

Weizen 
1  hl 

Weissbrot 
1  kg 

Schweinefleisch 
1  kg 

100  Eier 

Zimmermann 
Tagelohn 

1351-1375 
1376—1400 
1401—1425 
1426—1450 
1451-1475 
1476—1500 
1501-1525 

25,785  ? 
20,745  . 
16,380  ., 
20,880  „ 
■  3,860  „ 
16,335 
»4.175  - 

0,765  g 
0.630  _ 
0,765  .. 
0.630  .. 

o,675  - 
0.630  „ 

',575  ff 

5  r 

»,035  . 
1,250  „ 

0.900  „ 
o.945 

= 

5.355  ff 
4,32o  . 

4,635  , 

3.735  .. 

7,56o  g 
7,38o  „ 

6,S2S  . 

5.940  .. 
5.940  . 
5.400  . 

Dax  Ergebnis  tä*t  aller  l'reistabellen  de* 
Abbe  Hanauer  ist  «las  gleiche  wie  das  der  Bei- 
spiele Lamprechts:  ein  Sinken  der  Preise  im  15. 
Jahrhundert,  sofern  diese  auf  eiue  feste  Silber- 
qnautität  als  Einheit  bezogen  werden.  Die 
Nominalpreise  dagegen  gingen  wegen  der 
gleichzeitig  fortschreitenden  Verringerung  des 
Mflnzfusses  wenig  oder  gar  nicht  zurück. 

Ucbcr  die  Preise  in  Italien,  besonders  im 
piemontesischen  Gebiete,  hat  0  i  b  r  a  r  i  o  Tabellen 
für  die  Jahre  1264  bis  1397  zusammengestellt. 
Der  Durchschnittspreis  des  Weizens  bester 
Qualität  betrug  hiernach,  umgerechnet  auf  1  hl, 

1289—1300  10,19  Frcs. 

1301-1325  8.51  .. 

1326-1350  11,96  „ 

1351-137»  11,57  , 

Zu  diesen  Berechnungen  äusserte  «ich  Lexis 
folgendermassen : 

„Die  Preise  sind  also  mehr  als  doppelt  so 
hoch  als  die  gleichzeitigen  am  Oberrhein,  was 
ohne  Zweifel  mit  der  höheren  Entwickelungder 
Geldwirtschaft  in  Italien  zusammenhangt. 
Wenn  aber  Cibrario  (und  nach  ihm  Helferich) 
behauptet,  der  allgemeine  Stand  der  l'rcise  der 
Waren  und  Dienstleistungen  Hei  in  Italien  in 
jener  Periode  ungefähr  derselbe  gewesen  wie 
in  den  dreissiger  Jahren  dieses  Jahrhunderts, 
so  gelangt  er  dazu  durch  die  Einführung  eines 
„valor  vero  in  frnmento".  Er  berechnet 
nämlich  mittelst  der  oben  angeführten  Durch- 
schnittapreise des  Weizens  im  Vergleich  mit 
dem    Weizenpreise    von    1825-1835    ,  20,15 


Francs  pro  hl    den   Wert  der  verschiedenen 
Denare  und  anderen  Münzen  gegen  Franken 
nicht  einfach  nach  ihrem  Silbergehalte,  sondern 
nach  ihrer  Kaufkraft  gegen  Weizen.    In  den 
|  Preistabellen  legt  er  danu,  ohne  weiter  darauf 
aufmerksam   zu   machen,   diese  sogenannten 
wahren  Werte  der  Münzen  zu  Grunde,  die  in 
Franken    ungefähr  doppelt  so  hohe  Beträge, 
darstellen  wie  nach  ihrem   Silbergebalte.  So 
1  können  also  die  Zahlen  Cibrarios  unmittelbar 
gar    nicht    zur   Beurteilung    der  Wertvcr- 
minderung  des  Silbers  gegenüber  den  Waren 
vom   14.  bis  zum  IM.  Jahrhundert  gebraucht 
werden,  nnd  wenn  sie  annähernd  den  Preisen 
der  neueren  Zeit  gleichkommen,  so  bedeutet 
dies,  dass  in  Wirklichkeit  der  Silberwert  in 
Italien  in  diesen  vier  Jahrhunderten  um  unge- 
fähr die  Hälfte  gesunken  ist.    So  erhielt 
1341   ein   Dachdecker  täglich  nach  ('ibrarios 
Tabelle  1.24  Francs,  in  Silber  aber  nur  0.72 
■  Francs ;  ein  Tischler  1351  nach  ersterer  3,44 
,  Francs,  in  Silber  nur  1.M8  Francs.  Immerhin 
:  stellen  sich  die  in  Silber  ausgedrückten  Preise, 
,  wie  für  das  Getreide,  »o  auch  für  die  übrigen 
Waren  und  lür  die  Arbeit  in  Italien  verhältnis- 
mässig hoch." 


')  In  Niederelsass.    Der  Preis  des  Roggens 
betrug  meist  annähernd  '/»  des  Weizenpreises. 
*)  in  Strassburg. 
*)  Im  Oberelsass. 
*)  In  Strassburg. 
*j  Nicht  beköstigt.  Sommerlohn. 
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Ueber  die  Weizenpreise  des  Hochmittel- 
alters  und  des  ausgehenden  Mittelalters  in 
Frankreich  (Paris)  werden  wir  durch  die 


von  lievasscur  herausgegebc 


ne 


Pariser 


Wei  zenpreistabelle  über  folgende  Preis- 
bewegung des  Hektoliter  Weizen  unter- 
richtet : 


a6f7j  £  fein  Silber 

im 

Jahre  1202 

Ur98  „  „ 

■' 

r* 

r  1256 

2Sr3»  „  * 

P 

•• 

„  1294 

23,IO  „  „ 

- 

•• 

1347 

16,87  n  „ 

" 

■' 

.  1406 

'4,42   n  „ 

•• 

-• 

1459 

»  »,73   *  „ 

n 

r  1477 

9,54   n  r 

■■ 

:  1492 

10,70  „  „ 

„  1508 

In  deu  Berichten  der  Academie  des 
sciencos  inorales  et  politi-pics  hat  Ixivasseur 
auch  Auszüge  auß  zwei  Untersuchungen  des 
Vicomto  d'Avenel  Aber  die  Geschichte  der 
Bodenpreise  in  Frankreich  vom  13.  Jalir- 
hundert  bis  1790  mitgeteilt,  wobei  d'Avenel 
auch  Preise  landwirtschaftlicher  Produkte  1 
und  IiOhnc  tabellarisch  verarmtet  hat.  Da- 
nach stellt  sich  der  Durchschnittspreis  für 
das  Hektoliter  Weizen: 


17.100  g  Silber  in  den  Jahreu 

18.540  „,.„,. 

«  i°°  "  " 

28,845  •• 

38,970  .. 

30,15°  r 

4O.5OO  „ 

20,970  . 

32,400  r 

30,150  „ 

1 4.625  „ 

18,000  r 


r 
- 

" 

- 

•- 
■• 


- 
-• 
•• 
■' 
- 
" 


- 

■ 

- 


1201—25 

122f>-  5U 

1251-75 

127H-  1300 

1301-25 

132*5—50 

1371—75 

137« -1400 

1401-25 

142(5-50 

1451-75 

1476-1500 


Setzt  man  mm  vergleichsweise  die  Ta- 
belle von  d'Avenel  neben  die  von  Levassour 
und  Hanauer,  so  entsteht  folgendes  Hild: 


hl  Wcir.cn  in  g  Silber 

Jahre 

Levasseur 

d'Avenel 

Hanauer 

(Paris)  (Frankreich) 

(Eisaas) 

1202 
1256 
1294 
1347 
140« 
1459 
1477 

•  6.73 
13.98 
25,38 
23.10 
■6,87 
14,42 
n,73 

17,10 
26,10 
28,85 
30,15 
32,40 
14,62 
18,00 

25,78 
16.38 
13.86 
16,33 

I 


rechnungen  von  d'Avenel,  wie  Wiehe  ver- 
mutet liat  (S.  29)  nicht  immer  eine  hinläng- 
lich grosse  Zahl  von  Preiselementen  zu 
Grunde.  Aber  eins  ergiebt  sich  auch  aus 
der  Zusammenstellung  dieser  drei  Tabellen 
zur  Genüge:  das  Sinken  der  Preise  im  15. 
Jahrhundert  und  eine  Steigerung  der  Kauf- 
kraft des  Geldes. 

Zum  richtigen  Verständnis  dieser  That- 
sache  mag  auf  die  Gestaltung  der  Gesamt- 

Sroduktion  von  Gold  und  Silber  seit  der 
itte  des  13.  Jahrhunderts  hingewiesen 
werden,  wie  sie  Lexis  in  seineu  Abhand- 
lungen Gold  und  Goldwährung 
und  Silber  und  Silberwährung 
in  diesem  Werke  geschätzt  hat.  Danach 
betrug  die  jährliche  Silberproduktion  in 
dem  Zeitraum  von  1250  bis  1450  durch- 
schnittlich 27  800  kg.  von  1451  bis  liüiO 
al)er  44  000  kg,  die  jährliche  europäische 
Gold  prodiiktion  einschliesslich  der  Gold- 
zufuhr aus  Afrika  3  800  kg.  Es  sei 
zunächst  nicht  untersucht .  ob  diese  Edel- 
metallproduktion thatsächlii  h  eine  geringe 
ist,  auch  nicht,  ob  vielmehr  nach  den  Unter- 
suchungen von  Laniprecht.  Hanauer  und 
Mantellier  der  Silberwert  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Mittelalters  gestiegen  ist,  sondern 
es  soll  nur  bemerkt  werden,  dass  man  — 
auch  wenn  man  das  nicht  wüsste  —  nicht 
ohne  weiteres  in  einer  Entwertung  der  Edel- 
metalle sofort  den  alleinigen  Grund  zu  einer 
1  Steigerung  der  Getreidepreise  suchen  darf. 
Da  es  Thatsache  ist.  dass  die  Vermelirung 
des  Vorrats  an  Edelmetallen  nicht  an  sich 
schon  in  jedem  Ijiinde  eine  Mctallentwertung 
und  deshalb  eine  Preissteigerung  der  Waren- 
und  I^bensmittelpreise  hervorrufen  muss  — 
der  Erntcausfall  Kann  beispielsweise  schon 
allein  die  Entwertung  der  Edelmetalle  kom- 
I»eiisicren  — .  so  wird  man  die  hier  in  Frage 
stehende  Erscheinung  der  allgemeinen  Preis- 
ermässigung  im  15.  Jahrhundert  zu  einem 
wesentlichen  Teile  den  Fortschritten  der 
(Jehl-  und  Kreditwirtschaft  zu  gut  schreiben 
können.  Gerade  die  Erweiterung  des 
Handels  und  der  Industrie  ermöglicht  die 
Ausdehnung  der  KreditwirtscJiaft  und  eine 
grössere  Kapitalbildung  und  gleicht  dadurch 
die  durch  die  Vetmehrung  der  Edelmetall- 
produktion l>ewirkte  Edelmetallentwertung 
und  Warenpreissteigerung  in  ganz  hervor- 
ragender Weis«*  aus. 

4.  Rogers*  Preiseniüttelungon  und 
Münzhypothese  für  England.  Geiado-die 
Preisliereehntingen.  die  sich  in  dem  bahn- 
brechenden, wenn  auch  etwas  unsystemati- 
schen Werk  von  Rogers  für  Eogiand  vor- 
finden, gipfeln  wiederum  in  der  entgegen- 
gesetzten einseitigen  Annahme,  dass  der 
Silberwert  im  ausgehenden  Mittelalter  nicht 
gestiegen  sei  und  dass  Münz  Veränderungen 


Die  Schwankungen  sind  demnach  mit 
Ausnahme  der  Jahre  1256  und  1400,  wobei 
al>er  wieder  die  Zahlen  von  Ix*vasseur  und 
Hanauer  einander  nahekommen,  nicht  sehr  , 

bedeutend.     Vielleicht  liegt  doch  den  He-  j  und  Geldwert  ohne  jeglichen  Einfluss  auf 
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die  Preise  geblieben  seien.  Als  Lexis  in 
der  ersten  Auflage  dieses  Artikels  Rogers1 
Aufstellung  zusammenhängender  Reihen  vou 
Preisen  der  verschiedensten  Warengattungen 


Widerspruch,  und  wollte  die  Wägepraxis 
Rogers'  allenfalls  für  grosse  Zahlungen  zu- 
gehen, wenn  freilieh  auch  dann  mit  aus- 
drücklicher Hervorhobung  der  Preis  nicht 


mit  Recht  deshalb  für  beachtenswert  er- 1  in  den  Unilaufsmfinzsorten  (Pfund  Sterling, 
klärte,  weil  England  auf  seinem  eigenen  i  Schillingo  und  Pence),  sondern  nur  in  Ge- 
Boden  während  der  Periode  vom  13.  bis  zum  '  wichtseinheiten  ausgedruckt  wordeu  sei. 
18.  .lahrhuuderl  von  Krieg  und  anderen  Er-  Wiebe  hält  indessen  S.  67  die  Annahme, 
Schotterungen  weit  weniger  zu  leiden  hatte  dass  der  englische  Verkehr  nach  zwei  von 
als  der  europäische  Kontinent ,  da  hob  er  einander  gauz  voraehiedenen  Valuten  ge- 
doch  zugleich  hervor,  dass  die  unmittelbare  |  rechnet  hätte,  für  unglaubwürdig,  zum 
Vergleich! »arkeit  von  Rogers"  Preisangaben  I  mindesten  aber  ein  gegen  Rogers'  Tabellen 
durch  die  vom  13.  Jahrhundert  bis  zur  Re- 1  sprechendes  Moment;  denn  in  diesen  sind 
gierung  Elisabeths  fortschreitende  Ver-  gerade  beide  Valuten  durch  einander  ge- 
minderung  des  Silbergehaltes  des  Pfundes ,  worfen. 

Sterling  beeinträchtigt  werde.  Wiebe  in  der  [  Die  von  Lexis  nach  Rogers  zusammeu- 
ruehrfach  citierten  Schrift  stimmte  S.  (HS  j  gestellte  Preistahelle  möge  hier  folgen.  Die 
bei :  es  habe  erst  eine  Reduktion  der  Preise !  Bruchteile  des  Penny  sind  mit  Ausnalime 
stattzufinden,  ehe  Rogers'  Tabellen  benutz- :  der  letzten  Reihe  durch  Abiundung  be- 
bar  seien;  so  hat  er  nach  Ruding,  Annais  I  seitigt.  (S.  die  Tabelle  auf  S.  216.) 
of  coinage  of  Great  Britain  I,  10,  12,  89, 1  Mit  geringfügigen  Schwankungen  sind 
00.  218,  222,  226,  251,  270  folgende  Tabelle  also  in  England  die  Getreidepreise  während 
über  die  Festsetzung  des  Metallgehaltes  der  eines  Zeitraums  vou  21  s  Jalirhumlerteu 
Münzen  aufgestellt :  nahezu   konstant  geblieben,    wälu-end  die 

i  Preise  der  anderen  Produkte  sich  unmerklich 
I  gehoben  haben,   die  Arbeitslohne  dagegen 
,  auf  das  Doppelte  gestiegen  sind.  Thatsache 
|  bleibt,    dass   die   Warenpreise  nicht  pro- 
[  poitional  der  Münzveiringernng  oder  gar  in 
entsprechendem  Verhältnis  gestiegen  sind. 
Mir  erscheinen  beide  Vorgänge  als  Begleit- 
erscheinungen eines  und  desselben  Faktums: 
der  Werterhöhung  der  Edelmetalle  und  der 
Kaufkraft  des  Geldes.    Obwohl  die  Münz- 
verschlechtcrungen  häufig  nur  gesetzliche 
Sanktionen  vorliandener  Falschmünzerei  oder 
fiskalische  Bereicherungsniittel  waren,  so 
können  sie  doch  auch  durch  eine  Vermin- 
denuig  des  Vorrats  an  Edelmetallen  und 
deren   Preissteigerung    verursacht  worden 
»achteten  sein  •  wie  jfl  andererseits  auch  eine  Ver- 
minderung des  Edelmetall  Vorrats  ein  Sinkon 
des  in  Gramm  Silber  ausgedrückten  Preis- 


Jahr 


penny 


Korn 


Schrot  ,tro»v^ains 


penny 
in 


Shilling 
in  troy 
grains 


1066  11-2 

1300  n-2 

1344  Ii— 2 

1346  n-2 

13Ö1  i  II — 2 

1412  ;  1 1—2  i  360 
1461  j  it  — 2  450 
1527  ,u-2 


240 

243 
266 
270 
300 


54o  , 


20,8125 

20,5555 
18.77S2 
18«; 
16,65 

13,875 
1 1.1 

9,86667 


249,75 

246,667 

225.3383 

220,0 

199,8 

166,5 

'332 
118,4 


Rogers  suchte  den  von  ihm  1 
Gegensatz  der  beiden  Erscheinungen  (be- 
ständige Verschlechten! ng  der  Münzen  und 

doch  ziemliche  Stabilität  der  Preise,  keine  njveaus  der " Waren 1  bedeutet!  So  hat  natürlich 


von  der  Münzverschleehterung  beeinflusste 
Preissteigerung)  dadurch  zu  lösen,  dass  er 
vermutete,  bis  zur  Reform  der  Elisabeth 
seien  die  Zahlungen  nicht  »by  tale*,  soudern 
»bv    weight«   gemacht  worden,  d.  h.  die 


in  England  nicht  die  Verminderung  des  Silber- 
gehaltes des  Pfundes  Sterling  die  Waren- 
nreise beeinflusst,  wohl  aber  hat  die  allmäh- 
liche Werterhöhung  der  Edelmetalle,  die 
Steigerung  des  Silberwertes  im  ausgehenden 


Preise  hätten  sich  nicht  auf  Münzen,  sondern  1  Mittelalter,  die  auch  für  Frankreich  und 
auf  Gewichtsmengen  Silber  bezogen.  Vom  Deutschland  festgelegt  ist.  den  Feingehalt 
Jahre  1299  ab  hätte  sich  nicht  mehr  Geld  \  der  Münze  in  gleicher  Weise  wie  die  in 


und  Münze  gedeckt,  der  Abstand  zwischen 
beiden  sei  immer  grösser  geworden.  Mit 
Recht  bemerkte  Lexis,  eine  solche  Hypo- 
these stehe  mit  allen  sonstigen  Erfahrungen 
über  das  Münzwesen  des  Mittelalters  in 


Rogers  setzt  in  seinem  I.  Band  den 
penny  für  den  ganzen  Zeitraum  von  1621  1400 
gleich  20,625  troy  graina.    Die  Umrechnung 
Tabelle  in  g  Silber  kann   nach  der 


Gramm  Silber  ausgedrückten  Preise  herab- 
gesetzt oder  doch  auf  einer  gewissen  no- 
minellen Höhe  erhalten.  Und  in  der  That 
erscheinen  auch  in  England  die  scheinbaren 
Preissteigorungren  etwa  bei  Ochsen  aus  den 
Jaliren  1461— 1170  gegeuüber  dem  Jahr 
1300,  die  in  Schilling  ausgedrückt  sind,  so- 
fort in  anderem  Lichte,  wenn  man  die  Um- 
rechnung nach  der  oben  gegelnmen  Talielle 


1  trov  grain  =  0.064799  g  Silber  I  in  troy  graius  ausführt ,  wonach  im  Jahre 

!  1300  der  Preis  ungefähr  2610,  im  Jahre  1 161 
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')  Winchester  Quarter  von  rund  282  1. 
*)  Clove  von  7  Pfd.  oder  3,075  kg. 

s)  Von  hier  ab  mit  Abrnudnii?  umgerechnet  aus  Rogers'  Angaben  nach  TodH  zu  2H  Pfund. 


dagegen  der  Preis  2752   troy  grains  be-  j 
tragen  hiltte.    Da  sieht  die  Aendorung  doch  ; 
ganz  anders  aus,  als  wenn  man  die  Preise  j 
von  10  Schilling  und  20  Schilling  unmittel- ' 
bar  mit  einander  vergleicht.  So  orgiebt  sich 
schliesslich    gerade    hei    Betrachtung  der 
Preisberechnungen  von  Rogers',  wie  unum- 
gänglich   notwendig    eine    richtige  Preis- 
reduktion   ist  und   wie  erst   nach  deren 
Durchführung    preisgeschichtliche  Unter- 
suchungen einigermassen  exakte  und  ver- 
wertbare Ergebnisse  zu  liefern  versprechen. 

Ueherblickt  man  zum  Schluss  nochmals 
die  mittelalterliche  Preisgesehichte,  so  kann 
man  fast  allenthalben  in  Europa  den  preis- 
geschichtlichen Entwiekelungsprozess  des 
Mittelalters  daliin  zusammenfassen:  Preis- 
steigerung vom  8.  bis  zur  Mitte  des  14. 
Jahrhunderts,  dann  Preiserm.tssigung  bis 
zum  Anfang  des  16.  Jahrhunderts,  die  nur 
im  unmittelbaren  Ausgang  des  15.  Jahr- 
hunderts etwas  unterbrochen  wird,  wo  vor- 
nehmlieh die  Getreidepreise  wieder  emj>or- 
schnellen,  bis  im  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts der  relativ  niedrigste  Stand  des 
Preisniveaus  orreicht  ist.  Umgekehrt  ver- 
hält es  sich  mit  der  Kaufkraft  des  Geldes: 
Sinken  vom  8.  bis  14.  Jahrhundert,  von 
dessen  Mitte  ab  Steigerung  bis  zu  dem  ge- 
nannten Endzeitpunkle. 

Ich  habe  schon  früher  einmal  darauf 
hingewiesen,  in  welcher  Weise  die  ver- 
hältnismässige Stabilität  der  Preise  des 
früheren    Mittelalters    auf    das  soziale 


Leben  eingewirkt  hat1).  Derjenige,  der 
eine  Handelsware  produzierte,  konnte  nicht 
erwarten,  dass  er  am  Verkaufsort  einen 
höheren  Gewinn  erzielte  als  der  lokale  Pro- 
duzent. Die  Produktionskosten  waren  s<> 
ziemlich  allenthall>en  die  gleichen,  die  pri- 
mitive Gestalt  der  Technik  liess  keine 
Seltenheits-  und  Li obhaber preise  aufkommen, 
die  Verkehrsbelastung  aber  war  eine  gewaltig 
hohe.  So  wurde  einmal  der  lokale  Pro- 
duzent gezwungen,  den  Boden  äusserst  in- 
tensiv auszunutzen,  um  die  Konkurrenz  er- 
folgreich aus  dem  Felde  zu  scldagen  — 
und  das  führte  zur  Erzielung  einer  hohen 
Bodenrente  — ,  andererseits  aber  war  keine 
Möglichkeit  gegeben,  dass  sich  eine  Ka- 
pitalistcnklassc  frühzeitig  und  vorzeitig  aus- 
bilden konnte.  Ks  ist  ja  auch  sonst  mittel- 
alterliche Wirtschaftspolitik  gewesen,  den 
Zwischenhandel  zu  unterbinden  und  so  das 
Verhältnis  von  Produzent  und  Konsument 
möglichst  konstant  zu  erhalten  —  schon  die 
stets  bedingte  Erteilung  der  Zollbefreiungen 
für  die  Ergebnisse  eigener  Ernte  spricht 
dafür  —  und  auch  die  Zunftverfassung 
durchzieht  jene  kapital  feindliche  Tendenz, 
wenn  sie  den  Verkauf  nicht  selbst  gefertigter 
Waren  untersagte.  Gerade  die  Verkehrs- 
Vtelastung  mittelalterlicher  Zeiten  bildet  eiu 
Momeut  des  Ausgleichs  im  Prozess  der 
Preisbildung  und  im  allgemeinen  Wirt- 
seliaftsprozess  der  damaligen  Zeit. 

')  S»mmerlad,  Die  Rheinzölle  im  Mittelalter 
S.  41  f,  134  f. 
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Geldkapital  konnten  somit  nur  erworben : 
entweder  diejenigen,  die  im  Besitze  der 
verkehrsbelastenden  Rechte  waren,  Zoll-  und 
Grundherren,  oder  aber  diejenigen,  die 
Handel  mit  ausländischen  Waren  trieben, 
die  Grosshändler,  die  nach  Genglers 
Worten l)  ausländische  Waren  durch  das 
Mittelsorgan  des  einheimischen  Kleinhandels 
in  die  Ilände  der  ihrer  bedürfenden  Kon- 
sumenten gelangen  Hessen,  die  den  Preis 
weit  mehr  als  die  Kleinhändler  des  Mittel- 
alters nach  ihrem  individuellen  Status  zu 
gestalten  vermochten.  So  kömieu  wir  seit 
dem  Aufschwung  des  Handels  im  Zeitalter 
der  Kreuzzflge  ein  Sinken  der  Preise,  dann 
aber  seit  der  Bildung  eines  kapitalistischen 
Bürgertums  die  gewaltige  Preissteigerung 
des  16.  Jahrhundort«  verfolgen. 

5.  Preisrevolution  und  Geldentwer- 
tung im  16.  und  17.  Jahrhundert.  Die 
grosse  Preisrevolution  des  IG.  und  17.  Jahr- 
hunderts ist  durch  die  Arbeit  von  Georg 
Wiehe  eigentlich  zum  ersten  Male  einer  um- 
fassenden systematischen  wissenschaftlichen 
Behandlung  unterzogen  worden.  Mir  scheint 
indessen  der  Wert  seiner  eindringenden 
Untersuchungen  nicht  sowohl  in  den  Ta- 
bellen zu  bendien,  die  er  aus  münsterischen 
Rechnungsbflchern  Über  Durchschnittspreise 
von  120  Gegenständen  und  28  Arbeitslöhnen 
während  der  Jahre  1467 — 1500  und  der 
folgenden  6  Jahrzehnte  veröffentlicht,  hat, 
sondern  in  dem  Umstand,  dass  er  die  bis 
jetzt  publizierten  Tabellen  zur  Preisge- 
schichte jenes  Zeitraums  gesichtet  und  auf 
ihre  Nutzbarbeit  zu  einer  wissenschaftlich  be- 
gründeten Darstellung  geprüft  liat.  Wiehes 
Ergebnisse  liegen  denn  auch  den  folgenden 
Ausführungen  im  wesentlichen  zu  Grunde. 

Nach  ihm  ist  die  Preisrevolution  eine 
internationale  Erscheinung  von  weltwirt- 
schaftlichem Charakter,  die  nicht  lediglich 
eine  ungeheure  Erhöhung  der  Warenpreise 
gewesen  ist,  sondern  zugleich  »eine  Preis- 
umwälznng,  eine  Verschiebung  des  bis  da- 
hin seit  langem  geltenden  gegenseitigen 
Verhältnisses  der  Warenpreise  unter  sich 
und  dieser  in  ihrer  Gesamtheit  gegenüber 
den  Arbeitslöhnen«. 

Die  Preisermässigung  dauert  noch  etwa 
bis  zum  Jahre  1510  bei  den  Getreidepreisen 
an,  dann  folgt  eine  Steigerung,  die  in  den 
40  er  Jahren  wieder  unterbrochen  wird,  bis 
nach  dem  Jahre  1550  eine  erneute  lebhafte 
Steigerimg  konstatiert  werden  inuss,  am 
meisten  in  den  60  er  und  70  er  Jahren  des 
16.  Jahrhunderts.  Die  Steigerung  der  Ge- 
treädepreise  bis  zum  Jahre  1590  neträgt  in 
Sachsen  300%.  in  Strassburg  280  %,  in 
England   150%,    in  Orleans  5* Wo.  Die 


'stärkste  Erhöhung  liegt  also  in  Deutsch- 
jland,  während  die  Erhöhung  in  England 
geringer  als  in  Frankreich  ist.  Allein  mit 
|  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  verläuft 
diese  Entwickelung  nicht  mehr  einheitlich 
weiter.  Nur  in  England  dauert  die  Steige- 
rung bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts, 
in  allen  anderen  Ländern  tritt  schon  zu  Be- 
ginn desselben  ein  bedeutender  Preisfall 
ein  —  in  Deuteehland  in  dem  Zeitraum  von 
1640 — 1660.  Aehnlich,  aber  im  allgemeinen 
nicht  so  stark  wie  die  Getreidepreise  steigen 
die  übrigen  Agrarprodukte  und  die  Fleisch- 
preise. Die  WollpreLse  steigen  ähnlich  wie 
die  Getreidepreise,  gegenüber  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  in  Frankreich 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1526—1550  um 
43°  o,  in  Sachsen  von  1531—1540  um  70%, 
in  England  von  1541—1550  um  100%.  Die 
Ilolzpreise  und  Holzkohlenpreise  steigen  seit 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  die  Salzpreise 
steigen  nicht  überall  schon  so  frühzeitig  >), 
die  Preise  von  Heringen  sind  nicht  beson- 
ders gestiegen  —  in  Sachsen  werdeu  die 
Heringe  nach  dem  Jahre  1570  sogar  billiger 
—  die  Tuchpreise  sind  bis  zur  Mitte  des 


s 


455. 


Deutsche    Stadtrechtsaltertümer.  1882 


Jahrhunderts  fast  durchgängig  billiger  ge- 
wesen als  vordem  Jahre  1500.    Die  Preise 
der  Spezereiwaren ,  die  zu  Beginn  des  16. 
Jahrhunderts  sehr  bedeutend  gesunken  sind, 
steigen  in  der  Periode  von  1520—1530  aus- 
nahmslos,   wenn  auch  die  dauernde  Er- 
höhung erst  um  das  Jahr  1570  platzgreift, 
idie  nach  einer  längeren  Stabilität  iu  Eng- 
land während  der  zweiten  Hälfte  des  17. 
:  Jahrhunderts  wieder  zu  dem  ursprünglichen 
I  Preisstand    zurücklenkt.     Die  Preissteige- 
j  Hingen  von  Spezereiwaren,  Gewürzen  und 
I  Südfrüchten  sind  in  Deutschland  stärker  und 
I  anhaltender  gewesen  als  in  England,  aber 
vielfach  nur  vorübergehend,  und  erst  seit 
dem  letzten  Drittel  des  16.  Jahrhundorts 
beginnt    eine    neue  Steigerung,    die  aber 
meistens  kaum  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahr- 
hunderts angedauert  hat. 

Am  meisten  wurden  von  der  Preisrevo- 
lution die  landwirtschaftlichen  Produkte  be- 
troffen, die  J/thne  sind  während  des  10. 
und  17.  Jahrhunderts  in  weit  geringerem 
Masse  als  die  Warenpreise  gestiegen,  die 
Kaufkraft  des  Geldes  ist  nicht  in  derselben 
Weise  gesunken,  als  die  Warenpreise  im 
Durchschnitt  gestiegen  sind*  (Wiehe  S.  109). 
Die  allgemeine  Preissteigerung  von  Waren  und 
Leistungen  hat  im  Elsass  kaum  mehr  als 
100%,  in  England  eher  mehr  als  150%  be- 
tragen, der  Geldwert  ist  dort  nicht  ganz 
auf  die  Hälfte,  hier  um  fast  *  s  gesunken. 
Frankreich  steht  ähnlieh  wie  der  Elsass, 

•)  Im  Jahre  1572  (Nov.  14)  wird  Hm  Rhein 
eine  Teuerung  des  Salzes  konstatiert.  Vgl. 
Hühlbaum,  Buch  Weinsberg  II,  261. 
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Spanien  vermutlich  ähnlich  wie  England,  Zur  Erklärung  der  niedrigen  Getreide- 
während in  Italien  der  Geldwert  sich  nur  preise  im  Anfang  des  IG.  Jahrhunderts  kann 
unmerklich  verändert  hat.  Wenn  die  frü-  man  die  guten  Ernten  von  l.VX» — 1514 
here  Forschung  die  Veränderung  in  der  heranziehen,  doch  muss  seit  1540  ein  anderer 
Kaufkraft  des  Geldes  allein  an  den  Ge-  Faktor  auf  die  Preisgestaltung  des  Getreides 
treidepreisen  gemessen  hat.  so  ist  sie  nach  eingewirkt  haben.  Wenn  die  Preise  der 
alledem,  eben  weil  die  Getreidepreise  stärker  Gewerbeprodukte  verhältnismässig  wenig 
als  die  Warenpreise  gestiegen  sind,  zu  einer  gestiegen  sind,  so  liegt  das  an  den  Fort- 
bedeutenden Ueberscliätzung  der  durch  die  sehritten  der  Technik  und  der  Einführung 
Preisrevolution  hervorgerufenen  Verminde-  des  Grossbetriebs  mit  seiner  VerbiUigung 
rurig  der  Kaufkraft  des  Geldes  gelangt.  der  Produktionskosten,  ebenso  wie  an  der 
Es  ist  erstlich  zu  untersuchen,  in  wie-  preisausgleichenden  Tendenz  des  Welt- 
weit die  Preisrevolution  durch  Ursachen,  Kandels. 

die  auf  seiten  der  Waren  lagen,  be-  Ferner  fällt  die  Zunahme  der  Be- 
wirkt worden  ist.  Zunächst  ist  die  Be-  vülkerung  in  Deutschland  und  Frankreich 
hauptung  von  dein  Heginn  einer  Geldver-  während  des  IG.  Jahrhunderts  und  in  Eng- 
billigung vor  dem  Jahre  lö'20  in  Mittel-  land  vom  Ausgange  desselben  an  als  Ur- 
euro|)a  nicht  mehr  zu  halten.  Auf  die 1  sache  der  Preissteigerung  der  Nahrungs- 
Preisbewegung  der  lievantewaren  haben  die  mittel  mit  ins  Gewicht.  Dagegen  hat  die 
Haudelsverhältnisse  eingewirkt.  Bevülkerungsvermohruug  der  Preisbewegung 

Die  indischen  Gewürze  und  Spezerei-  gewerblicher  Produkte  und  der  Erhöhung 
waren,  die  Vertriebsartikel  der  grossen  der  Inline  entgegengearbeitet,  »iu  der  Haupt- 
Handelsgesellschaften  sind  am  frühesten  von  sache  mir  auf  eine  durch  andere  Ursachen 
allen  Waren  im  Preise  gestiegen  zu  einer  hervorgerufene  allgemeine  Steigerung  der 
Zeit,  als  die  anderen  Warenpreise  noch  Preise  und b'ihne differenzierend  eingewirkt  . 
normal  waren,  und  dann  gesunken,  als  die  Sie  hat  nach  der  einen  Seite  zur  Preis- 
anderen emporstiegen,  weisen  also  eine  der  erniedrignng,  nach  der  anderen  zur  Preis- 
allgemeinen Preisbewegung  entgegengesetzt»'  erhöhung  beiget  ragen.  Die  VerbiUigung  der 
Eutwickelung  auf.  Diese  ganze  Preisbe-  I/ihne  weist  auf  die  sozialen  Veränderungen 
wegung  im  Gewürzhandel  führt  Wicbe  auf  jener  Zeiten  hin:  die  Ausbildung  einer 
die  Handels  vo  rän  d  e  ru  n  gen  jenes  Jahr-  kapitalistischen  Produktionsweise  und  fte- 
hunderts  zurück:  nach  Entdeckung  des  See-  sellschaftsverfassung  und  die  Hcrabdrückung 
wegs  nach  Ostindien  sinken  die  Preise,  er-  der  gewerblichen  Arbeiter  -  auf  dem  Lind 
reichen  ihren  alten  Stand  zur  Zeit  der  Er-  wie  in  der  Stadt  (Bauernlegen.  Gesinde- 
richtung  einer  fiskalischen  Niederlage  und  Zwangsdienst  in  Norddeutschland.  Güter- 
der  Fixierung  von  Minimalpreisen  in  Lissa-  .Zersplitterung  und  Proletarisierung des  Land- 
bon, steigen  mit  den  Fortschritten  der  l'ortu-  volks  in  Süddeutschland,  Vertreibung  von 
giesen  im  indisch-arabischen  Handel  und  Bauern familien  durch  die  Einhegungen  in 
sinken,  seitdem  Venedig  wieder  in  den  Ge-  England). 

würzhandel  eintritt  und  die  Handelsver-  So  sind  also  die  Preise  im  IG.  und  17. 
bindung  mit  Deutschland  seit  Mitte  der  Jahrhundert  beeinflusst  worden  durch  die 
20 er  Jahre  des  IG.  Jahrhunderts  von  neuem  beständigen  Wandlungen  in  der  volkswirt- 
anknüpft.  schaftliehen  Produktion  und  Konsumtion  so- 

Vorü beigehend  sind  auch  die  Kriege  wie  in  der  sozialen  Eutwickelung. 
jener  Zeiten  von  Eiufluss  auf  die  Preis-  Aber  die  allgemeine  Preisrevolution  jener 
gestaltung  geworden :  im  Klsass  hat  weniger  Zeiten,  das  allgemeine  Preis-  und  Lohn- 
der  Bauernkrieg  als  der  30  jährige  Krieg  steigen  wird  nicht  durch  jene  Neben  Ursachen 
preissteigernd  gewirkt,  die  Preissteigerung  erklärt.  Sie  wird  eingeleitet  durch  jene? 
in  Frankreich  während  der  Jahre  1G2G — 1G5U  Erniedrigung  der  Kaufkraft  des  Geldes,  die 
erscheint  als  Wirkung  der  Hugenottenkriege  man  als  Geldentwertung  bezeichnet, 
und  der  Frondeunruhen,  und  auch  in  Eng-  Um  diese  Erscheinung  zu  erklären,  hat 
land  sind  zur  Zeit  des  Bürgerkriegs  und  Wiehe  zunächst  auf  Grund  der  Angaben 
der  Revolution  wälu-end  der  10er  Jahre  des  von  Soetbeer  und  Lexis  eine  Produktions- 
17.  Jahrhunderts  die  Preise  der  l^ebens-  Statistik  über  die  gesamte  Gold-  und  Silber- 
mittel gestiegen,  wie  man  auch  das  Steigen  Produktion  Europas  und  Amerikas  während 
der  Mailänder  Floischpreise  auf  die  ober-  der  Jahre  149H  bis  1700  aufgestellt,  die 
indischen  Kriegszüge  während  der  20er  hier  folgen  soll;  sie  enthält  die  jährliche 
Jahre  des  IG.  Jahrhunderts  zurückführen  Produktion  nach  Gewicht  in  Kilogrammen : 
kann. 
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I.  Gold 


Europa  und 
Afrika 

Prozentv 

erhältnU 

/.eitraum 

Amerika 

AiiBauiiiit'ii 

Europa  und 
Afrika  \ 

Amerika 

°'o 

1493-1520 

5  ioo 

1  000 

6  100 

83,6 

16,4 

1521—1544 

3  95° 

3  °4° 

6990 

56,5 

43,5 

1545—1560 

3050 

3  690 

6  740 

45,3 

54.7 

1561— 15N0 

305° 

3690 

6740 

45,3 

54,7 

1581—1600 

3050 

3  58o 

6630 

46,0 

54,o 

IfiOl  - 1620 

3  050                4  820 

7870 

61,2 

1621-1640 

3  °?° 

4820 

7870 

38.8 

61,2 

1641—1660 

3050 

4  820 

7870 

38.8 

61,2 

1661-1680 

3<>5o 

4  820 

7870 

38.8 

61.2 

1681-1700 

3050 

5  540 

8590 

35,5 

64,5 

II.  Silber 


Zu- 
sammen 

Prozentverhältiiis 

ProzeutverhältniB 

Zeitraum 

Europa 

Amerika 

Europa 
% 

Amerika 

Gold 

Silber 

% 

% 

•;. 

1493—1520 

45  100 

45  100 

100,0 

««,9 

88,1 

1521—1544 

61  000 

13  3°° 

74  3oo 

82.1 

'7,9 

8,6 

9i,4 

1545—1560 

64  700 

109  200 

263  900 

24.5 

75-5 

2,5 

97,5 

1561-1580 

So  000 

214  900 

264  900 

(8.9 

81,1 

2,5 

97,5 
98,. 

1581-  1600 

41300 

305  IOO 

346  400 

•1,9 

88,1 

1,9 

1601—1620 

29  400 

328  200 

357600 

8.2 

91,8 

2,2 

97.8 

1(521—1640 

24  000 

325  3>o 

349  350 

6.9 

93.1 

2,2 

97,8 

164 1-1660 

24  000 

313600 

337600 

7.1 

92,9 

2.3 

97.7 

1661-1680 

26  000 

275  900 

301  900 

8,6 

9«,4 

97,5 

16X1-1700 

30000 

272  700 

302  700 

„ 

90,1 

Ii 

97,2 

An  der  europäischen  S  Überproduktion 
hat  nun  Deutschland  einen  wesentlichen 
Anteil  gehabt,  er  betrug 


1493- 

1520 

77,8  °„ 

1521- 

■1544 

82,8  r 

1545- 

1560 

82,2  „ 

15R1- 

-1580 

81,0  r 

1581- 

•1600 

79,4  r 

1601- 

1620 

72.8  n 

1621 

1640 

58.3  r 

1641  - 

-1660 

60.4  „ 

1661  - 

1680 

°5,4  n 

1681- 

170M 

71.3  * 

145«- 

1700 

76,0  \ 

Diese  beträchtliche  Steigerung  der  Edel- 
metallproduktion Eurc-tos  und  Deutschlands 
hat  wahrscheinlich  auf  die  Preise  um  1520 
erheblichen  Einfluss  geübt.  Wenn  man  aber 
nun  weiter  den  Versuch  macht,  die  Grösse 
des  Edelmetallvorrats  in  Europa  zu  berechnen 
und  Vermutungen  über  die  Verteilung  des 
neugewonnenen  Edelmetalls  auf  die  einzelnen 
Ij&nder  von  West-  und  Mitteleuropa  anzu- 
stellen, so  findet  mau,  dass  überall  dort  das 
Angebot  von  Gold  und  Silber  im  16.  Jahr- 
hundert ganz  gewaltig  gewachsen  ist. 


Demgegenüber  hat  nun  in  den  gleichen 
lindern  im  14.  und  15.  Jahrhundert  die 
Steigerung  der  Geldwirtschaft  und  die  Be- 
völkerungsvermehrung auch  die  Nachfrage 
nach  Geld  erheblich  gesteigert.  Ja,  der 
Bedarf  nach  Geld  und  Edelmetall  ist  stärker 
gestiegen  als  die  Edelmetallproduktion,  und 
darin  liegt  die  Erklärung  für  die  seit  dem 
14.  Jaluhundert  eintretende  Steigerung  der 
Kaufkraft  der  Edelmetalle.  Umgekehrt  ist 
im  Verlauf  des  10.  und  17.  Jahrhunderts 
die  Edelmetallproduktion  starker  gestiegen 
als  die  Nachfrage  nach  Geld,  das  ungeheure 
Wachstum  des  Geldvorrats  ist  nur  zum  ge- 
ringen Teil  durch  die  Vermehrung  des  Geld- 
bedarfs neutralisiert  worden. 

So  bleibt  der  Schluss,  den  Wiebe  auf 
S.  320  formuliert,  »die  Geldentwertung  des 
10.  und  17.  Jahrhunderts  ist  höchstwahr- 
scheinlich allein  durch  die  gewaltige  Zu- 
nahme der  Edelmetallproduktion  verursacht 
worden*. 

Zum  Schluss  mögen  noch  einige  Tabellen, 
die  Lexis  in  der  ersten  Auflage  mitgeteilt 
hat,  nach  den  neuesten  Verbesserungen  und 
Reduktionen  Wiehes  folgen  : 
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I.  Preise  im  Eisaas  nach  Hanauer: 
in  Gramm  Silber. 


Zeitraum 

Weizen 
1  hl 

A  8f 
s  0  2 

100 
Eier 

Zimmermstr. 
Tagelohn 
Sommer 
nicht  be- 
köstigt 

1526-1550 
1551 — 1575 
1576—1600 
1601-1625 

II.  Get 
Sachsen 

18,61 
35,27 
49,9o 
44.07 

reide- 
nach 

1,21 
1,30 
1,62 
2,11 

und  Ge 
Kalke  i 

4,H 
10,03 

8,28 
I3.50 

w  ilrzp 
n  Gran 

5,40 
5,62 

5,53 
6,16 

reise  in 
im  Silber. 

Zeitraum 

Kog- 
gen 

Wei- 
zen 

z  u 

V.HTBM: 

100  1 

Hafer 

1455—80 
1521—30 
1531—40 
1541—50 
1551-60 
1561—70 
1571-80 
1581—90 

10,62 
22,50 

29,44 
17.66 
27,12 
35,o3 
35,94 
1  52.53 

13,90 

29.80 
25,80 
3  ".59 
41,32 
53.°4 
60,43 

10,69 
22,89 

»4,23 

»6,83 

20,80 
1  26.03 

:  25,02 

5,47 

12,51 

»3,33 
12,66 

»7,68 
12,67 
!  »5,75 

IV.  Warenpreise  nnd  Löhne  in  England 
nach  Rogers  in  Gramm  Silber. 


Zeitraum 

Weizen 
1  hl 

O 
*— 

1  Hammel  | 

L. 

a  H 
™  sc 

'  -js 

1511-20 

20,59 

»99,9 

2»,4 

449 

4.49 

1521-30 

21,96 

254,6 

27,5 

348 

4,»3 

1531-40 

21,00 

219.5 

24,9 

406 

4-47 

1541—50 

17,02 

190,7 

22,4 

734 

2,63 

1551—60  . 

'8,85 

4i7,o 

32.9 

654 

4.75 

1561-70 

26,22 

435.9 

37,6 

726 

5.04 

1571-82 

34,oo 

494-6 

44.3 

77» 

'  5,52 

1583—92 

48,32 

501,1 

5J6 

1593  1602 

7of68 

593,3 

5J' 

1603-1612 

69,88 

722.0 

5-57 

Von  den  Gewürzen  kostete  das  Pfund  in 
Gramm  Silber 


Zeitraum 

Pfeffer 

Nel- 
ken 

Ing- 
wer 

Ziinmet 

1455-80 

1460 

29,20 

»7.52 

24,09 

1521-30 

18,20 

15.60 

1531—40 

»6.95 

43,82 

16.10 

48,30 

1541-50 

»5,°7 

91,20 

18,24 

37,62 

1561-70 

90.72 

45,36 

1571  80 

14.98 

27,28 

48.1s 

1581-90 

»3,04 

14,98 

57.78 

1591  -99 

12,84 

'4,27 

40,12 

III.  Pariser  Weizeupreise  nach 
Levasseur  in  hl  und  Gramm  Silber. 


Zeitraum 

Zeitraum 

1520- 

-30 

3  »28 

1611 

* 

63,53 

1531 

-40 

32,96 

1621- 

.30 

80,36 

1541 

-50 

34,33 

1630- 

39 

88,33 

1551 

-60 

36,03 

1640- 

-49 

82.5b 

1561 

-70 

64.0s 

16ÖO- 

-59 

88,46 

1571 

-80 

71.08 

1660 

-69 

91.4» 

1581 

-90 

82,33 

1670- 

-79 

7371 

1591 

-1600 

»45,»3 

1680 

89 

65,76 

1601 

1610 

63,48 

1690- 

-99 

75,«» 

Alles  in  allein  lehrt  auch  die  Geschichte 
i  der  Preisrevolution  des  Iß.  und  17.  Jahr- 
hunderts die  alten  Wahrheiten .  dass  der 
I  Prozess  der  Preisbildung  nur  ein  Teil  des 
1  volks wirtscliaftlichen  Prozesses  ist,  der  sieh 
auf  Wertvernichning  und  Wertverandermig 
aufbaut,  dass  er  aber  ebenso  mitbestimmt 
( wird  von  dem  Verlauf  der  sozialen  Ent- 
wiekelung  der  Völker  und  dass  die  Kauf- 
kraft der  Edelmetalle  abhängig  ist  von  dein 
1  Verhältnis  des  Angebots  zur  Nachfrag«'  und 
'damit  von  dem  Bedarf  an  lauschmitteln 
und  der  Ausgestaltung  des  Verkelu>M>ens 
der  Menschheit. 

|  Litteratnr:  /.  v.  Inamu-Sternryot  t*^  Quellen 

der  hi*tori*rhen  l*)ri**Utti*tik  ( Wiener  Statt*!. 
Munatsichr.  XII,  1  «.  1>.  -  llelts,  febrr  die 
Methoden  bri  Erhebung  rim  freiten,  Jahrb.  f. 
Ah/,  u.  Stat.  XXVI  und  A'AT//.  —  La*}>eyir#, 
Welche  Waren  ireitlcii  im  Verlaufe  drr  Zeiten 
immrr  teurer?  Zeittchr.  f.  d.  gr*.  Staa(*ir. 
XX VIII,  lS7i.  —  Beikel .  Celdtrert  <>nd  *.{,- 
beiUlahn  im  Mittelalter,  i?.  Erg'intung*hi  Jt  zu 
den  Stimmen  au*  Marin  Laach,  1£S$.  — -  Soet- 
beer.  Wirkungen  der  Silberentirertunn ,  ./<,/»>*. 
/.  A*(i/.  u.  SM.,  X.  F.  VIII.  —  r.  Inama- 
SternegQ,  Beiträge  zur  Getehichte  der  IWisr. 
Ofliiirtlrr  Au**tellung»bericht ,  herausgegeben  durch 
die  Heneraldirrktion  der  Weltau**telluiig,  Wien 
1S7-1.  —  Srhebrck,  K<dlcktican«*telluug  »•.»„ 
Beiträgen  mr  Uenehiehte  der  freut  in  Wien  ,<>>, 
der  Handel*-  und  tiewrrltekammer  zu  frag,  1S71. 

I>aa*che.  Studie»  ill>er  die  Xatnr  der  tSeUi- 
entirertung,  MTV»'.  IsTJrlit,  lleitriigr  zur  Sta- 

tistik der  Edelmetalle,  Jahrb.  f.  Xat.  a.  Stat. 
XXXIV,  187!*.  -  Lehr,  Beiträge  zur  Statistik 
der  I*rri*c,  /M.5.  —  Sortbrer,  Zur  Kritik  de,- 
bisherigen  Schätzungen  der  Edelmetall ftr*>dukti"n , 
freu**.  Jahrbücher  XI. I,  I,  1S7S.  —  Drvttelbe 
in  f'rgiin:ung*heß  Ar.  ~>7  zu  fetermanm  Mit- 
teilungen, 1*79.  —  J.  Helj'erlrh .  V<o>  den 
fteriatlinrhen  Sc htran hingen  im  Wert  der  edlen 
Metalle  ron  der  Entdeckung  Amerika*  bi*  zuta 
Jahre  1NX0,  Xürnberg  IS^t. 

II.  Lamprecht,  Deutsche*  Wirt*rhajfl*lel>cn 
im  Mittelalter,  ltiSG,  Bd.  II,  Abschnitt  H.'  freite, 
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S.  ~>l.'ff.  —  Hegel,  Die  Chroniken  der  deut- 
sche» Städte,  Xiirnherg  Bd.  I.  Beil.  X,  Mainz 
Hd.  II,  Strastbvrg.  —  t".  Inama-Stemegg, 
l*entsche  WirtschafUgeschichte  I  und  II,  beton-  \ 
ders  in  den  Anhangen.  —  Ouer'ard,  l\Ayptigue  ' 
de  l'abbe  Irminon,  18.16—44.  —  J.  Helferieh, 
W'iirtlembergisrhe  Getreide-  und  Weinprrite  ron 
liü€  bis  1628  (Zeittchr.  f.  d.  ges.  Staaitirisscit- 
sehaft  XIV),  1838.  —  Falke,  Geschichtliche 
Statistik  der  IWisr  int  Königreich  Sachten 
'Jahrh.  f.  AVK.  ...  ÄSfrtf.  XIII,  XVI,  1869  und 
1870).  —  Sehmotter,  Die  historische  Entteicke- 
hing  de*  Fleischkonsums  sowie  der  Vieh-  und 
Heischpreite  in  Deutschland ,  Tübinger  Zlschr. 
f.  d.  ge*.  StaaUw.  XXVII;  1871.  -  Keller, 
Zur  Geschichte  der  l'reisltewrgung  in  Deutsch- 
land während  der  Jahre  1466-  1.' ii  (Jahrb.  f. 
A«K.  11.  Slot.  XXXI  Vi,  1879. 

III.  Klug,   Die   Frei*,  u.  Lcdnirerhaltnisse 
den  l'l.  Jahrh.  in   Thüringen  (Jahrb.  f.  Xat.  u.  1 
Slot.  I,  IMS).  —  Ranke,   Deutsche  Geschichte  \ 
im     Zeitalter    der    Reformation    II,    SU  ff.    — ; 
Ja  muten  ,    Getchichte  den  deutschen    Volk*  II,  j 
-y'J,'jf.   —   EgelhaaJ  ,    Deutsche    Geschichte   im ; 
Zetttdter    der    Reformation    I,    4>i>,  66i. 
Schmollet-,  Zur  Geschichte  der  uationalökonomi- 
«A'M    Ansichten    in    Deutschland   wahrend  der 
Il'funnationsperiode  (Ztsrhr.  f.  d.  gcs.  Sttvitsir. 
XVI.  )SK0).  —  }%  ütkentann,   Darstellung  der 
in     Ihutschland     tut     Zeit     der  Reformation 
herrschenden     nationalökonomuchcn  Ansichten, 
1861.  —  Sommerlaü,   Die  wirtschaftliche  und 
«•ziale    Bedeutung    der    deutschen  Rrjormation 

Ii,..tsrh-etangelisrhe  llliitter  XX,  — WOj.  — 
Hamann,  Aus  Xürnbcrger  Ilaushaltungs-  und 
Rtchiiuiigtbüchrrn  des  Iii.  und  17.  Jahrh. 
■'Mitteilungen   des  Vereins  f.    Gesch.   Dürnberg»  \ 

VI..  —  Xatme,  VeUer  eine  rolktw.  Schrift  aus  1 
<hr  Zeit  der  Preisrrt  nlutiou,  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
JSV,  S.  .'.69  ff,  ~  mttmann.  Die  Getreide- 
preis, in  der  Stadt  Leipzig  im  17.,  18.  und  19. 
Jahrh.  (Mitteilungen  des  stalist.  Amtes  der  Stadl 
Leipzig,  llejl  XXI,  1891).  —  l'nger.  Von  der 
Oylnnag  der  Frachtpreise,  t lüllingcn  17-ri-!. 

IV.  Leber,    Essay  sttr  l'apprr'cialion  de  la 
n.rlirnr  priree  au  mögen  age,  II.  ed.,  1847. 
l^vanneuv,  l'ne  methode  pour  mesurer  la  raleur 
d-  I' urgent.    Journal  des  Economistcs,  Mai  1856. 

—  Ite'rttelbe,  hi  gaestion  de  l'or,  18*8.  —  X. 
de  Wallly.  Sur  les  variations  de  la  lirrc  tour- 
•<  is,  18 '-7.  —  Mantellter,  Memoire  mir  la 
cnlenr  des  principalet  denrees  et  marchanditet 

sc  rendaieni  ou  *e  eansommnirnt  en  la  rille 
•l'fhiean*  (Memoire*  dt  la  Socirte  Archeologigue 
-tc  1' Orleans,  tonte  V,  186>i.  Ikirübrr  Lunpeyre* 
.«  den  Juhrlt.j:  Xat.  u.  Stat.  IV,  r.O.  —  A. 
Hanauer,  Ehides  economvfue*  *ur  V Aisare 
nncienne  et  moderne,  II.  Denrees  et  salairr», 
1*7*.  —  tt'Avenel,  Ilitt.  econoiniqne  de  la 
rahm-  et  du  rerenu  de  la  terre  du  XIII.  ticcle 
jtttgu'  au  commenerment  du  X  VII  titele.  II: 
Hist.   r'con.  etc.  an  XVII.  et   au  XVJll.  siede. 

—  lA?vaH*eur,  Rapport  sur  deu.c  concourt  pour 
le  prix  Rotsi.  Srances  et  travaux  de  l'Arademie 
d>o  sciences  mar.  et  polit.,  189i,   >.  Sem.  S.  ,14$ 

—  4i:>.  —  HAbter,  Die  wirtschaftliche  Blüte 
Spaniens  im  IG.  Jahrh.,  1888,  S.  MO  — IM.  — 
Hayoltll  e  Fabri,  X'dizie  tui  talari  e  *ui 
prezzi  di  alcuni  derrate  olimentari  e  prodotti 
ihdustriali  nelle  eiltet  di  Milano,  Venetia,  Genom, 
Ficme   nel  seedi  XIII  al  XV III.    Annali  di 


Statittica,  187H,  Ser.  II-  Vol.  III.  —  Bartoltnl, 
Pretzi  et  talari  nel  comune  di  Fnrtogruar« 
durante  il  tecoln  XVI.  Annali  di  Stalittiat 
187 8,  Ser.  IIa  vtd.  1.  —  Clbrario,  Deila  ect,- 
nomia  politica  del  medio  ero,  S.  ed.,  Torino 
I84S,  III,  S.  SS*  ff.  Mavimenlo  dei  prezzi  di 
alcuni  generi  alimentär»',  18W.  —  Ro»ehet\ 
Zur  Geschichte  der  engtischen  Wirltchaftslehte 
im  16.  und  17.  Jahrh.,  IM?.  -  Tooke  und 
Xeirmarch,  Die  Geschichte  und  Bestimmung 
der  Preise  trahrend  der  Jahre  179X—I857. 
Deutsch  von  ('.  H'.  Äther,  1859.  —  Reigern, 
A  hittory  of  agriculture  and  pricet  in  England 
from  the  gear  a/ter  the  Oxford  Parliamenl  (liSUl 
to  the  rommencement  of  the  Continental  tear 
(1793),  1866-1887.  —  Cllffe  Leslie,  The  dittri- 
bution  and  ralue  of  the  preeiont  Metalt  in  the 
IC  and  19  centuriet.  Essays  in  political  and 
ntorul  philosophy,  1879.  —  Cunnlngham,  The 
groirth  of  euglith  industry  and  commerce  during 
the  early  and  middle  ages,  18!MK  —  Hnhl,  Zur 
Getchtchte  der  rolktieirttchafUichen  Ideten  in 
England  gegen  Ausgang  det  Mittelalters,  18U.1. 
—  LejHtt,  Art.  I'reit  III  (l'ebertichten  zur 
Prrisgetchichte)  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wisseutchaftrn,  1.  Auflage.  Diese  l'ebertichten 
sind  oben  mehrfach  benutzt  und  dem  Gang  der 
Darstellung  zu  Grunde  gelegt  worden.  —  IVtebe, 
Zur  Geschichte  der  I'reitrevolutütn  des  16.  und 
17.  Jahrhunderts,  189H  (Staats-  und  toziahrisseu- 
schaßliche  Beitriiqe ,  herautgegelten  ron  A.  ron 
Miaskoieski  II,  Z). 

Theo  Sommerlad. 


C.  Die  neuere  Zeit. 

Im  17.  Jahrhundert  kam  die  auf- 
steigende Preisbewegung  zum  Stillstaude, 
und  in  der  zweiten  Hälfto  dieselben 
trat  sogar  ein  Rückgang  ein.  Nach  einer 
Taljelle  in  Ungers  Ordnung  der  Frucht- 
preise (die  wohl  als  «las  erste  mit  Geist 
und  Originalität,  namentlich  auch  in  den 
Tabellen,  behandelte  jireisstatistische  Werk 
bezeichnet,  werden  darf)  l>ewegte  sich  in 
Halle  der  Preis  des  Scheffels  Weizen 
in  den  Jahren  1G00— 1620  zwischen  2"» 
und  48  guten  Groschen :  1621  stand  er  auf 
175  guten  Groschen,  was  aber  offenbar  eine 
Folge  der  damaligen  ausserordentlichen 
Münzverschlechterung  war  (s.  d.  Art.  Münz- 
wesen oben  Bd.  IV,  S.  1259 ff.).  Vou  1622 
bis  1640  blieb  er  im  allgemeinen  ebenfalls 
in  den  el>en  bezeichneten  Grenzen,  nur  1687 
und  1638  stieg  er  infolge  ungewöhnlich 
schlechter  Ernten  auf  61  und  88  gnti- 
Groschen;  von  1641  —  1660  war  das  Maxi- 
mum 40,  das  Minimum  10  gute  Groschen: 
von  1661-  1680  kam  einmal  (1662)  der  un- 
gewöhnlich hohe  Stand  von  53  guten 
Groschen  vor,  im  Übrigen  bewegte  sich  der 
Preis  zwischen  10  und  36  Groschen;  von 
1681 — 1700  blieb  er  in  dem  ersten  Jahr- 
zehnt noch  meistens  zwischen  11  und  20 
guten   Groschen,  dann  aber  kamen  auch 
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wieder  Sätze  filier  40  uud  1699  ausnahms- 
weise 52  vor.  Es  beginnt  eben  jetzt  wieder 
eine  langsam  ansteigende  Bewegung,  die 
sich  im  folgenden  Jahrhundert  fortsetzt. 

In  Hannover  waren  die  Weizenpreise  im 
zehnjährigen  Durchschnitte  nach  einer  von 
l'nger  eigentümlich  berechneten  Tabelle  für  den 
Hiroteu  (31,15  Liter)  in  Mariengroschen  (36  auf 
den  Thaler) 

1K48-5S    18,28  1698—1708  22,38 

1658— 68    15,50  1708—18  26,57 

1668-78    16,94  1718-28  27.60 

1678-88    17,05  1728-38  25,80 

1688  -  98   21,50  1738—48  30,50 

Nach  der  Korntaxe  de«  Domkapitels  zu 
MU nster  i.  W.  (die  allerdings  mit  den  Markt- 
preisen nicht  genau  zusammenfiel)  waren  die 
niedrigateu  und  höchsten  Preise  eines  Malters 
Weizen  (zu  12  Scheffeln)  in  KekhaÜuder  und 
Schilling  ('  Reichsthaler)  in  zwanzigjiUirigen 
Perioden : 

1601  20     4  0  —7  20      1701  20       «;  o-  1  i/o 
162140     514—108       1721  40       5  7— t5  20 
164160     414—140       1741  60       6/0- 24/0*1 
1661  HO     321—914       1761  80  614—300') 
1681  1700  3  14-180       1781  1800  7  14—1614 

Die  Weizenpreise  in  Prag  l»e trugen  nach 
den  von  Schebeek  bei  (Gelegenheit  der  Wiener 
Weltausstellung    veröffentlichten    Tabellen  in 
Silbcrgulden    ö.    W.    für   die   Wiener  Metze 
61.5  I  ): 

1661-70  0.98  1731—40  1,42 
1671— SO  0,89  1741-50  1,94 
1681-  90  0,8;  1751-60  i,8, 
1691—1700  1X7  1761  70  1,89 
1701—10  1,23  1771—80  2,:o 
1711-20  i.>6  1781-90  2.31 
1721-HO       1,32        171)1  -1800  2.55 

In  F  r a  11  k  r e  i  c  h  war  nach  d'Avenel  der 
durchschnittliche  Preis  des  hl  W  eizen,  der  Lohn 
eines  unbeköstigten  ländlichen  Tagelöhners, 
dessen  Aeuiiivalent  in  Kilogramm  Bindrleisch 
und  der  Lohn  eines  Zimmermanns   II  : 

Zeit  Frcs.       Frcs         Kil.      II  Frcs 

1651  75  16.00  o.So  1,66  1,00 
1676—1700  1300  o.So  2.00  1.20 
1701  25  14.S0  0,70  1.62  1,00 
1726—50  11.00  0.6S  1.7S  0.96 
1751—75  13,25  0,75  1,56  0.92 
1776— 90        15.00       0.78        1.24  1.20 

Für  Italien  entnehmen  wir  einer  Ver- 
öffentlichung der  Direktion  der  Statistik  die 
folgenden  Angaben  über  die  Preise  des  hl 
Weizen  in  l.Mine,  in  Lire  Francs;,  in  zehn- 
jährigem Durchschnitt: 

1650    59    10,00  1760— 69    12. ,4 

1660  -  69     8.06  1770-  79  14.90 

1670-79     0,03  1780-  89  K.86 

1680    89     7,71  I79it- «,»9  ,S.;6 


1700 — 09  9,70 

1710—19  10,08 
1720-29  7-97 
1730-39  9,73 

1740-49  11,17 

1750-59  11.37 


1810—19  24,32 

1820— 29  i3,*3 

1830-39  15,0s 

1840—49  16,52 

1850-59  20,84 

1860-69  18.61 


reber  die  Gestaltung  der  fl  e  t  r  e  i  d  e  - 
und  Floischpreise  im  gegenwärtigen 
J  a  b  r  h  u  n  d  e  r  t  s.  diese  Artt.  oben  Bd.  III 
S.  111  «ff.  und  Bd.  IV  S.  320 ff.).  Im  allge- 
meinen beginnt  etwa  seit  1*50  ein  sehr 
merkbares  Aufsteigen  der  Pieise  fast  aller 
Waren  und  auch  der  iXdme.  Es  hing  dies 
zum  Teil  ohne  Zweifel  mit  den  kalifornischen 
und  australischen  (ioldentdockimgcn  zu- 
sammen, mehr  aber  noch  mit  der  inten- 
1  siven  Kntwickelung  des  volkswirtschaftlichen 
j  Lebens.  Diese  Bewegung  erreichte  1873 
ihren  Höhepunkt  und  machte  dann  einem 
anhaltenden  Hüekgniige  Platz,  dem  nach 
vorübergehenden  liebungen  in  den  Jahren 
1SS0  und  1S90  erst  seit  1S96  wieder  eine 
nachhaltigere  Erhöhung  des  Preisniveaus 
folgte.  Dieser  Verlauf  ist  im  allgemeinen 
•aus  den  Index  Numbers  des  Economist- 
(s.  o.)  sehonzur  (ienüge  ersichtlich;  wir  fügen 
indes  hier  auch  noch  einige  Zahlenreihen 
aus  den  von  Soetbeor  mitgeteilten  durch- 
schnittlichen Hamburger  Warenpreisen  bei 
(Mark  für  100  kg): 

Hob- 
eisen 

'  1KM  5,5s  36,8  29,0  173.6  52,0 

'  1856  9,18  47°  49,o  240.2  77.3 

1861  6,18  41,6  36,0  192,0  67,1 

1866  7,oS  40,9  43.9  187,0  63,1 

1871  7.26  39.3  35-9  135-6  74.4 

1872  12.54  53,7  »5.9  190,0  75,9 

1873  14.3O  03.1  55.6  191,5  70,4 

1874  10,26  45.1  46,1  177.8  65,0 

1875  8.20  ;ö.2  48. 1  183.1  62.1 
1880  6.54  37.0  30.S  131.8  60.3 
1885  5,14  25.9  25.1  110.9  38.S 

Mit  den  Hamburger  Pivisen  von  Um» 
Waretigattnngeii  vereinigt  SoHIm-ot  noch 
die  Preise  von  1  1  Hauptartikeln  <|«>s 
i'iiglisriien  Ausfuhrhandels  und  findet  so 
folgende  Indexziffern  zur  <  *liarakteri>ierung 
de>  allgemeinen  Preisniveaus: 


Jahr 


Blei 


Zink    Kupfer  ^ 


1690-91)  10, 


18110-09  24.71 


Jahre  Index 

1817  50  100.0 

IS.'.I  55  M2.2 

1856  60  120.0 

1861  65  123,0 

1*66,70  123.6 


.bihr  Index 

1871  127.0 

1872  135,6 

1873  13S.3 

1874  130,2 

1875  129,9 


Jahr  Index 

1876  12S.3 

1879  117,1 

1880  121.9 
1882  122.! 
188.-»  108.7 


In   der  schlechten    Münze  des    sieben-         Wj    ,  I),llvh>,  hnittspr.M>o 

jahngen    Kriege«,    nach   der   in   den    Jahren    ,  ,.      »,  ,  ■ 

1759  -62    gerechnet   wurde      Siebt   man   von   ^  ^  i!,r,<'"    *\'U}}0.    m"  l"' 

diesen  Jahren  ab.  so  war  der  höchste  Preis  von  M.-inkohlen  lur  die  neueste  /e,t  nach  den 
1741  ..8  12  Kcichsthalcr.  von  1768-1780  11  ■  iviehs>tatt.sti.sehon  \  ei-öff.>ntlichimgen  hier 
Beich«thaler.  folgen  (Mark  für  Ptno  kg): 
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Die  Erklärung  der  rückläufigen  Preisbe- 
wegung seit  1874  halten  Giffen  und  andere 
in  einer  fühlbar  gewordenen  Knappheit  tles 
Guidos,  einer  selbständigen  »appreciation 
lies  Geldstoffes  finden  weilen,  eine  Meinung, 
die  angesichts  der  enormen  Höhe  der  Bar- 
vorräte der  Banken  am  Anfang  der  i)i»er 
Jahre  hei  einem  durchwog  sehr  niedrigen  j 
Diskont  als  unhaltbar  erseheint.  Di»-  nllge- ', 
meine  Preisbewegung  geht  vielmelir  von  • 
den  Waren  selbst,  nicht  vom  Golde  aus. 
Bis  zur  Mitte  der  71» er  Jahre  blieb  die  mit 
den  neuen  Hilfsmitteln  ausgestattete  In- 
duktion noeh  hinter  der  Nachfrage  zurück, 
namentlich  auch  deshalb,  weil  der  Bau1 
neuer  Eisent-ahnen  und  neuer  Maschinen 
eine  noch  fortwährend  steinende  Summe 
von  Arbeitskn'iften  und  Kapital  in  Anspruch 
nahm.  Die  natürliche  Folge  der  ausser- 
ordentlich erhöhten  Leistungsfähigkeit  der 
modernen  Verkehrs-  und  Produktionsmittel, 
nämlich  die  Herahdrüeknng  der  Preise  der 
Erzeugnisse  auf  einen  den  verminderten 
Proilnktious-  und  Transportkosten  mt- 
spreehenden  Punkt  konnte  also  damals  noch 
nicht  hervortreten.  Dann  aber  erreichte  die 
industrielle  Ausrüstung  der  Kulturwelt 
einen  gewissen  Abschluss.  und  zugleich 
trat  die  durch  den  Ausbau  der  übersee- 
ischen Eisenbahnen  und  die  billigen  Krachten 
ermöglichte  Konkurrenz  des  flord-  und  süd- 
amerikanischen und  des  indischen  Getreides 
mit  voller  Kraft  hervor.  Diese  Preiser- 
nied rigung  der  landwirtschaftlichen  Hoden- 
erzengnisse.  deren  Ursachen  am  klarsten 
zu  Tage  liegen,  wenn  sie  auch  oft  verkannt 


werden,  hat  sich,  abgesehen  von  den  durch 
ungünstige  Ernten  verursachten  Schwan- 
kungen, am  nachhaltigsten  behauptet  und 
wird  überhaupt  wahrscheinlich  so  lange 
dauern,  bis  die  Ausfuhrfähigkeit  der  neuen 
Konkurrenzlander  infolge  der  Zunahme  ihrer 
Bevölkerung  um  ein  bedeutendes  abge- 
nommen hat.  In  der  Industrie  konnte 
leichter  wieder  ein  Konjunkturen  Wechsel 
eintreten,  und  die  fortschreitende  Besserung 
ihrer  I»ige  seit  189(>  ist  jedenfalls  zum  Teil 
durch  die  dauernde  Billigkeit  der  gewöhn- 
lichen Lebensmittel  verursacht  worden, 
durch  die  os  der  ArUuterbevölkerung  er- 
möglicht wurde,  einen  grösseren  Teil  ihrer 
Kaufkraft  auf  Fabrikate  zu  verwenden.  Die 
Preise  stiegen  zwar  nicht  mehr  auf  die 
187.'»  erreichte  Höhe,  aber  sie  waren  gleich- 
wohl, wie  die  hohen  Dividenden  vieler  in- 
dustrieller Aktiengesellschaften  beweisen, 
sehr  lohnend,  da  auch  die  Produktions- 
kosten durch  die  Verbesserungen  der  Tech- 
nik und  der  Transportmittel  vermindert 
sind.  Dass  in  die  Periode  von  1.89.1  bis 
!  1899  auch  «'ine  enorme  Steigerung  der 
Goldproduktion  fällt,  mag  den  wirtschaft- 
1  liehen  Aufschwung  begünstigt  haben,  kann 
■  aber  nicht  als  Ursache  desselben  augesehen 
werden  und  auch  keinen  entscheidenden 
Einfluss  auf  die  Warenpreise  ausgeübt 
j  haben,  was  schon  daraus  erhellt,  dass  die 
;  Preise  des  Getreides  nicht  gestiegen  sind. 
Die  sogenannte  Geldknappheit,  die  im  Jahre 
1  IM  Mi  eine  ungünstigere  Wendung  erzeugt 
j  hat,  bedeutete  nicht  Mangel  an  Metallgeld, 
sondern  an  frei  verfüglKirein  Kapital. 

Littcratlir:  Ilrtjri'trh,  l'->ll  ihn  jirrimlinrh'il 
Srhirnukniirjrn  im  N'crlr  'Irr  <  illrn  Mrlnllr,  \iirn- 
hrnt   IX  Ii,    S.   Hiß'.  Fol  kr,    ShttixtU-  ihr 

/V.l.«'  im  Kiiiii'V'ich  Siirlinru,  .lilirli.  J.  .Vif.  it. 
.Stuf.  XIII,  S.  .P^_  kii'I  A  T/.  >.  Iß.  —  t'niirr, 

l'./M  ihr  (ifliiiiini  ilrr  Irin  liljirrift,  iHiUumi  H 
!7-',J.  —  IXltmanu,  />*'<■  iirln i<t< ;iri i*r  hl  ilrr 
Stiolt  Lri,,;!,,  im  XML,  XV  III.  un-l  XIX. 
,/ilhrfl..    Millrihiit'l'ii    ihn   ,-til.     Init.i    ihr  Stmlt 

Lrijtuii,  II.  XXI,  MV'.  —  Srhrbrrk,  h'^ll-Uir. 

iinUffrlhniil  i'i.ji  Iii  ilriii/i  ti  zur  I imrliii  hh  ih  r 
l'rrinr  111    UV'  11   i"ii  ilrr  llunhls-   iiiiiI  linrirlir- 

kmnwtr  ru  l'nuj ,  l^'ii!  /■'»  —  l'nanrhr. 
St  u/Ii' 11  iiiirr  tlir  X'itur  ihr  I  irhhulir>  ilninj, 
.l'ivl  l.S?,\.  /,<4K/»*'(/ #'«•«.  W1I1  In  Wim  11  iiinl'll 
im  Yrrlmifr  ihr  '/.ril  im  mir  tritt  n  r  '  '/.iituhr. 
f.  Slmit-tir.         \    S.  Iß'.    ■-    Urfts,    t'rl»  r  -lir 

Jlfrlllin.il '  II     In  !     Kl  Ii'  l'H  IUI     (  "II     l'l  l  i-'lil,     Jlllllll.  I. 

Xu.  11.  Sf.it.  .VA*  17  ml'!  XXVII.  —  Ihtprr 
tlr  St.  .W/Mir.  I.Wifi  »in"  /'■.»  in' in iih n.t  rr- 
flr.tiifit.'  mir  !•  i'i]>f>"it  riitir  l'tit'ijrnt  •!  Irn 
ihnn'rs,  /liriV  / 7 .;/■".  —  Ih'VM'lbv.  lirrhrrrher 
mir  hl   mir it r  ilrr  liimiinlirx  rli.,    /lin.<  I7'<.'.  — 

(iermaln    tlttmlrr    im    .luhnuy  mitur 

iftl nziiitini  lir n    l  rlirni  t:nmi    th  .<    Wri  l  rr  n,n 
Smith,  iirur   .Insifilir   l'nrin  i/intlinl 

•null  'Ii'  um  \.  Siiiith  litiii/it'iirlilirli  ihm 
t  In  'iiih  "Ii  /ii  rti'ixiiln  um  I  In  1 1'  i.ml  i  ultimum'  t\t  II 
Tnb'lh  11  ülur  (Iii   II'» izr iifirisr,   —  lA'brr,  Ksmiii 
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»ur  l'apprecuitüm  de  la  fortune  price'e  au  moyen 
ige,  11.  ed.,  Pari*  1*47.  Levasmrur,  La 
<ptestion  de  Vor,  Pari*  mg.  —  SlanMtter, 
Mein,  »ur  la  raleur  de*  principale*  denrees  et 
mar cluiud ites  etc.  au  eour»  de*  14 — 1#  »Helen, 
Orleans  1*64.  Dar  aber :  TMspeyre*  in  den 
Jahrb.  f.  Xat.  «.  Stat.  IV,  S.  50.  —  d'Avenel, 
Hist.  eeonomigue  de  Ui  valrnr  et  du  rerenu  de 
Ui  terre  du  XIII  siede  jusqu'  au  comuteneemrnt 
du  XVII  titele.  II:  Hi»(.  econ.  etc.  au  XVII 
et  au  XVI II  siede.  S.  darüber  Levttnaeur  in 
den  .Seinem  et  travaux  de  l'Acad.  de*  irienee* 
mor.  et  pol.,  I89i,  II  Sem.,  p.  *4#,  S.  .1>r>  ff.  — 
Movitnento  dei  presti  di  alruni  generi  alimen- 
tari,  Roma  1S86.  —  Tooke  und  Neumarch, 
Die  Geschichte  und  Bestimmung  der  Preise  von 
1793— HiS?,  deutsch  ton  Asher,  Dresden  m*. 
—  Hogers,  A  History  0/  Agrindlure  and 
Priees  in  England,  Oxford  18C.t>—l*S7.  --  Soet- 
beer,  Materialien  zur  Erläuterung  und  Beur- 
teilung der  Edetmetallcerhältnisse ,  2.  Ausg., 
Herl  in  1**6.  —  Von  den  zahlreichen  amtliehen 
Veröffentlichungen  zur  Preisstaiistik  erwähnen 
icir  hier  die  seit  1*7-1  in  oder  in  Verbindung 
mit  der  Zeitschrift  de*  prevss.  »tat.  Bureau*  er- 
scheinenden »Durchschnittspreise  der  wichtigsten 
lycbensmittel  für  Mensehru  und  Tiere  in  den  be- 


herrschende  Zunftzwang  führte  uaturge- 
mäss  zu  dem  Bestreben,  die  durch  di«- 
geschlossene  Macht  der  Innungen  ge- 
fährdete Stellung  der  Einzelneu  einiger- 
massen  zu  sichern  uud  ersteren  gewisse 
Besch ränkungeu  aufzuerlegen.  So  durften 
nach  dem  einen  Stadtrechte  die  Innungs- 
mitglieder  die  Rohstoffe  erst  nach  den 
Bürgern  kaufen,  nach  einem  anderen  war 
das  Ueberbioten  der  Burger  verboten,  hier 
wurde  die  Oute  der  verwendeten  Produkte 
beaufsichtigt,  dort  durfte,  um  einen  Vergleich 
der  Waren  zu  ermögliche»,  nur  von  be- 
stimmten Stellen,  den  Bäukeu,  aus  verkauft 
werden.  Dann  wurde,  um  wenigstens  eiue 
zeitweilige  Konkurrenz  zu  ermöglichen,  der 
Zunftzwang  auf  den  Märkten  gänzlich  sus- 
pendiert. Hier  tritt  bereits  die  ausgesprochene 
Absieht  zu  Tage,  die  Armen  und  Aermsten 
vor  gewissenloser  Ausbeutung  zu  schützen. 

Aber  alle  die  erwähnten  Beschränkungen 
schienen  ihren  Zweck  nicht  ausreichend  zu 
erfüllen,  zumal  die  Zünfte  in  ihrer  Selb- 
ständigkeit mehr  und  mehr  erstarkten  und 


deutendtten  Marktorfen  der  preu**.  Monarchien  ihre  Organisation  nach  innen  und  aussen 
und  die  seit  1*79  in  den  »Monat* heften  zur 1  allein    regelten.     Da    den    Genossen  der 


Statistik  de*  deutschen  Reiches«  veröffentlichten 
n Ihtrch*rhn ittsprehe  wichtiger  Waren  im  Gross- 
handel».  —  Das  russische  Finanzministerium 
hat  rine  (unter  Dr.  liUtus  Leitung  bearbeitete) 
I*reissUUistik  für  die  Jahre  ISIM—18'J'J  veröffent- 
licht, rou  der  auch  ein  Auszug  in  französischer 
Sprache  erschienen  ist:  Prix  moyen  de*  marchan- 
dise*  en  qros  »ur  les  princi/kiux  marchr*  russe*  et 
etranger*  pour  les  anner*  t.S'.H) —  1*99  (Petersburg, 
Ktrfchbaum,  l'.'W) 


Mangel  an  Konkurrenz  natürlich  willkommen 
sein  musste,  so  suchten  sie  durch  allerlei 
Mittel.  Verlängerung  der  Lehrlings-  und 
Gesellenzeit,  unwürdige,  erniedrigende  Be- 
handlung der  Novizen  etc.,  vom  Andränge 
zum  selbständigen  Gewerbebetriebe  abzu- 
schrecken. Ferner  bestimmten  sie  die  Preise 
und  Löhne  für  ihre  Waren  und  Leistungen 
Y<>n  dtn  avicrikani*chcn  ^.p^t  unij  setzten  sie  mitunter  so  hoch  fest, 

dass  ein  entschiedenes  Einschreiten  dagegen 
ei  forderlich  wurde.  Das  Vorgehen  der  Zünft« 


Special  ronsidar  Report»  gehört  hierher  Vol.  XIII 
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Priees  and  Wage*  (-i  vol.,  Wash.  1S9J)  und  oder  aber    die   Festsetzung    von  Taxen 

Wholesale    Price« ,    Wage»    and    Transportation  seitens  der  <  »lirigkeit. 


(4  rot.,  Wash.  USUS),  leber  die  indischen  Preise 
and  Löhne,  die  wegen  der  Silberfrage  ran  In- 
teresse, sind,  giebt  jetzt  auch  der  Statistical  Ab 
straetfor  British  India  ausführliche  Mitteil 

Lejrl». 


Da  sich  Wim  Mangel  einer  eigentlichen 


Konkurrenz    ein   Marktpreis    nicht  bilden 


Preiskonvention 

s.  Unternehmerverbände. 
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konnte,  so  nahm  die  Stadtliehörde  selbst  die 
"  "l'^"'  \  Preisregulierung  in  die  Haud ,  indem  sie 
dabei  mitunter  die  GewerUitreibenden  zu 
Kate  zog.  Die  vou  ihr  erlassenen  Taxen 
stellten  eutwedor  einen  Zwangspreis  für  den 
Verkauf  gewisser  Waren  auf  oder  sie  !*>- 
stimmten  die  Höhe  des  Verdienstes.  Der 
Preis  des  Rohmaterials  wurde  im  ersteren 
Falle  für  den  Preis  des  Produktes  mass- 
gebend. Allmählich  entstanden  solche  Taxen 
für  die  meisten  Handwerke  und  Gewerlie. 
jedoch  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
sich  die  Sicherung  der  Konsumenten  be- 
sonders auf  die  Lebensmittel  lichtete,  da 
hier  das  Bedürfnis  am  dringendsten  war, 
die  Preise  nicht  über  einen  gewissen  Höchst- 
betrag steigen  zu  lassen.  Denn  Brot  um! 
Fleisch  sind  eben  nicht  Artikel»  die  man 


1.  Geschichtliches,  a)  Die  P.  in  Deutwh- 
laud  während  de»  Mittelalter«,  b)  Die  P.  in 
Prcussen.  2.  Die  P.  in  der  Reichsgewcrbe- 
ordnutig;  Kritik  der  gesetzlichen  Vorschriften. 

1.  Geschichtliche*.     a)   Die  P.  in 
Deutschland  wahrend  des  Mittelalters,  j  gelegentlich    billiger   erwerben  kann. 
Der  im  ganzen  Mittelalter  in  Deutschland  !  sondern  die  man  von  Tag  zn  Tag  haben 
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ni  u  s  s :  die  meisten  übrigen  Waren  konnten 
auf  den  häufigen  Messen  und  Märkten  ge- 
kauft werden.  Brot-  und  Fleischtaxen  sind 
daher  die  ältesten,  auf  die  man  stösst.  Hier 
mögen  die  folgenden  Taxen  aufgeführt 
werden:  1272  für  die  Berliner,  1377  für  die 
Frankfurter.  1395  für  die  El>erswalder 
Bäcker,  13B3  für  die  Lübecker  Brauer, 
1-172  für  die  Freiburger  Schneider,  137H  für 
die  dortigen  Seiler.  1478  für  die  Strass- 
burger  Zimmerleute.  1302  für  die  Weber 
und  Tuchhändler  in  Speyer  und  1361  für 
die  Müller  in  Perleberg.  Mitunter  findet 
sich,  wie  in  den  Spandauer  Stadthüchern 
(1474—1330),  die  für  den  Egoismus  der 
damaligen  Gemeinwesen  bezeichnende  Be- 
merkung, dass  an  die  Fremden  etwas  teuerer 
als  an  die  Einheimischen  verkauft  werden 
dürfe.  Wurdeu  diese  Waren  faxen  zu 
Gunsten  des  Publikums  aufgestellt,  so  gab 
es  andererseits  auch  Lohntaxen,  welche 
das  Verdienst  der  Gesellen  im  Interesse  der 
Meister  festsetzen  sollten.  Von  solchen  sind 
die  in  den  Jahren  1-140  und  1431»  erlassenen 
Taxen  für  die  Lübecker  Böttcher  und 
Beutler  sowie  die  schlesische  Schneidertaxe 
von  1301  als  Beispiele  zu  erwähnen.  Auch 
diese  I/mntaxen  stillten  schliesslich  auf 
einem  l'mwege  den  Konsumenten  zu  gute 
kommen,  da  durch  sie  ja  juich  der  Preis 
der  Ware  sich  mitbestimmte. 

Im  17.  und  dem  folgenden  Jahrhundert 
wurde  die  Aufstellung  von  Taxen  ganz 
allgemein.  Sie  geschah  früher  vom 
Burggrafen  oder  dann  vom  Rate  oder  durch 
ein  Kollegium  von  Bürgern  und  Gewerbe- 
treibenden, und  zwar  gab  es  teils  Taxen, 
die  alle  Vierteljahre,  Monate  und  Wochen 
erneuert  wurden,  oder  immerwährende, 
welche  z.  B.  vorschriel>en.  wieviel  Brot  der 
Bäcker  für  einen  Pfennig  zu  geben  halx* 
wenn  der  Boggen  oder  Weizen  so  und  so 
viel  koste.  Die  Aufsicht  über  den  Vollzug 
der  Taxordnungen  führte  der  Burggraf,  wie 
in  Augsburg,  oder  der  Bürgermeister,  wie 
in  Köln,  oder  ein  Kollegium,  wie  in  Ess- 
lingen, oder  es  waren  endlich  dafür  be- 
sondere Beamte  bestellt.  So  gab  es  in 
manchen  Städten  Brotschätzer  oder  Brot- 
schaumeister, die  mehrmals  in  der  Woche 
»achschauen  und  den  Brotmarkt  besuchen 
und  unter  Zuziehung  von  drei  ehrlichen 
Bäckern  Cebortretungen  der  gegebenen  Vor- 
schriften aburteilet)  sollten.  Dieser  Beauf- 
sichtigung sowie  dem  ganzen  Taxwesen 
liegt  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  der 
Staat  als  sittliche  Genossenschaft  gleicher- 
weise für  das  geistige  wie  für  das  materielle 
Wohl  der  Einzelnen  sorgen  müsse.  Von 
diesem  Standpunkte  aus  war  die  Behörde 
nicht  nur  befugt,  sondern  auch  verpflichtet, 
darauf  zu  sehen ,  dass  die  Konsumenten 
unter  dem  Rechte  der  Zunftgenosseu  auf 

Handwörterbnch  der  Staat«wisseMcta»rt*n.  Zweit« 


ausschliesslichen  Gewerbebetrieb  und  Absatz 
innerhalb  der  Stadt  und  der  städtischen 
Bannmeile  sowie  unter  der  eigenen  Pflicht, 
die  gewerbliche  Arbeit  nur  bei  jenen  Mono- 
polisierten anfertigen  zu  lassen,  nicht  allzu 
sehr  litten.  So  waren  denn  die  Preistaxen 
zwar  nicht  ein  Ersatz  der  Konkurrenz,  aber 
die  notwendige  Folge  der  Zunfteinrichtnngen. 
Ucberhaupt  erfreute  sich  das  Taxwesen  in 
Deutschland  grosser  Ausdehnung  und  be- 
sonderer Beliebtheit. 

In  welcher  Weise  die  Berechnung  der 
Taxen  stattfand,  das  veranschauliche  ein 
Beispiel  aus  der  >Bäck erord  n  ung  und 
Brot  aus  rechnungt  für  Königsberg  vom 
17.  Juni  1737.  Dort  heisst  es  unter  Nr. 
10,  II: 

„Auf  1  Scheffel  Rocken  werden  die  Ungelder 
folgende rirestalt  anffeschlagen : 
1  Scheffel  Rocken  kostet  im  Einkauf  nach 


dem  Markt-Preise  .... 
dafür  wird  erleget: 

1.  Acciae  6  Gr. 

2.  Eine  Mahl-Metze    .    .   .   .   3  n 

3.  Mahl-Geld  zum  sichten  .    .   3  „ 

4.  Dem  Scheider  1  „ 

ö.  Fährlohn  1    „    131/«  , 

6.  Waage-Geld  —    ,,    12  „ 

7.  Vor  Holtz,  Licht  und  Kien    7    „    12  „ 

8.  pro  lucro  vom  Scheffel   .    .    8    „  — 


40  Gr. 
Pf. 


4  V,  „ 


31  Or. 

Kommt  also  1  Scheffel  Rocken  zu  stehen 
auf  71  Gr.,  folglich  müssen  laut  beigefügter 
Calculation  auf  den  Scharren  gelegt  werden, 
und  zwar: 

An  Oehse-Brod : 

v.  1  gr.  im  Gewicht ....  -  Pfd.  27  Loth  -  Quint!. 
<■>  1  .>i   

Au  Speise- Brod: 

v.  1  gr.  im  Gewicht          1  Pfd.  8  Loth  2  Quintl. 

„2  „  n  „  ....  2  „  17  „  1  „  etc. 
welches  alles  nach  guter  Becker-Art  reinlich  und 
wohl  auägebackeu  sein  muss." 

Das  scharfgebackenc  Brot  durfte  auf 
jedes  Pfund  um  ein  Lot  zu  leicht  sein,  ohne 
dass  der  Bäcker  strafbar  wurde,  falls  er 
hieraus  nicht  eine  Gewohnheit  machte. 

Wie  beliebt  die  Taxen  in  Deutschland 
waren,  beweist  eine  Taxe,  welche  zeigt, 
dass  die  Behörden  sich  nicht  nur  um  das 
körperliche,  sondern  auch  um  das  geistige 
Wohl  kümmerten,  nämlich  die  sogenannte 
Frankfurter  Taxe,  die  wenig  bekan nt 
ist  und  auch  nur  vom  Anfange  des  17.  Jahr- 
hunderts bis  1671  tiestand.  Danach  fand 
eine  obrigkeitliche  Preisbestimmung  der 
Bücher  zu  Frankfurt  a.  M.  seitens  des 
Rates  und  der  kaiserlichen  Bücherkom- 
mission statt.  Hierdurch  sollte  das  öffent- 
liche Interesse  gegenüber  einer  durch  die 
Messprivilegien  drohenden  Verteuerung  der 
geistigen  Nahrung  gewahrt  worden.  Auch 
später  kommt  in  den  Privilegien  der  Dros- 

AufUfce.  VI.  15 
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dener  Buchhaudlungen  aus  den  Jahren 
1651 — 1729  die  Androhung  einer  Bücher- 
taxation filr  den  Fall  vor,  dass  das  Publikum 
mit  den  Preisen  überteuert  werden  sollte. 
Dies  bezieht  sich  jedoch  auf  den  Sortiments- 
betrieb.  während  die  »Frankfurter  Tax^  die 
Ansätze  der  Verleger  zu  regeln  beabsichtigte. 
Das  Privilegion wesen  hatte  zu  diesen  Mass- 
nahmen geführt,  und  als  man  .später  im 
Anfange  dieses  Jahrhunderts  gegen  den 
Nachdruck  vorgehen  wollte,  hielt  man  viel- 
fach ähnliche  Sicherungsmittel  für  erforder- 
lieh. Wenigstens  befürwortete  der  Berg- 
sche  Entwurf  eines  Autorengesetzes,  der 
1819  der  Bundesversammlung  vorgelegt 
wurde,  noch  die  Taxe.  Nach  dem  Verbote 
des  Nachdruckes  schien  eben  das  Publikum 
keine  Gewähr  gegen  künstliche  Auf- 
bauschungen iler  Bücherpreise  zu  haben, 
und  deshalb  schlugen  nach  dem  Wiener 
Kongi\\ssLitteraturzeitungon  vor,  den  Rechts- 
schutz davon  abhängig  zu  machen,  dass  der 
Verleger  den  gedruckten  Bogen  nicht  filier 
einen  Groschen  verkaufe,  denjenigen  aber, 
welcher  diesen  Satz"  überschreite,  allen 
Nachdrucke™  preiszugeben.  Im  übrigen 
war  es,  wo  eine  Bfichertaxe  nicht  bestand, 
allgemein  üblich,  bei  Bewilligung  von  Privi- 
legien an  fremde  deutsche  Verleger  einen 
billigen  Preis  vorzuschreiben.  Hielt  der 
betreffende  Verleger  einen  solchen  nicht  ein. 
so  wurden  Naehdntokprivilegien  gegen  ihn 
orteilt. 

Am  Schluss  des  18.  Jahrhunderts  er- 
folgte jedoch  ein  Umschwung  in  der  Wert- 
schätzung der  Taxen.  Bereits  Schmalz 
führt  in  seinem  Handbuch  der  Staatswirt- 
schaft aus.  wie  schwer  es  s.-i.  einen  natür- 
lichen Preis  für  Ware  oder  Leistung  zu 
liestimmen.  Der  Brotpreis  z.  B.  hänge  »loch 
von  dem  Produktionspreise  ab.  dieser  aber 
könne  gar  nicht  festgesetzt  werden:  denn 
wie  wolle  man  den  Wert  der  Arbeit  des 
Bäckers,  die  Ixdinnusgahc,  die  Verzinsung 
des  Kapitals,  sonstige  bare  Auslagen  für 
Salz.  Feuerung  etc.  angetan?  So  werde 
thalsächlich  der  Brotpreis  nicht  hiernach, 
sondern  nach  dem  .Marktpreise  des  Ge- 
treides berechnet.  Dies  aber  sei  nur  ein 
Faktor.  Zudem  hätten  die  Bäcker  es  in 
der  Hand,  durch  Scheinkäufe  etc.  den  Markt- 
preis in  die  Höh»«  zu  treiben.  Man  fand 
jetzt,  dass  die  Taxen  meist  ohne  Resultat 
gcblielwn  seien,  und  erhob  siltliclie  und 
wirtschaftlich»'  Bedenken  »1er  schwersten 
Art  gegen  sie.  Die  Fh'isehtaxen  sollten  die 
Viehzucht  znrückbringttu .  da  die  Fleischer 
lieber  billige-  und  schlechtes  als  gutes  und 
teueres  Vieh  einkauften;  die  Lohntaxen 
ruinierten  die  Gewerbe,  weil  der  Beruf 
nach  der  Jb"»he  der  Taxen  und  nicht  nach 
Neigung  und  Befähigung  gewählt  würde. 

So  gelangte  man  denn  zu  Anschauungen, 


wie  sie  besonders  vou  Lötz  und  Schmalz 
ausgesprochen  wurden:  die  Natur  bringe 
die  Kräfte  der  beim  Tausch  begriffenen 
Parteien  bei  weitetn  leichter  und  richtiger 
in  das  nötige  Gleichgewicht,  wenn  man 
diesen  Kräften  auf  beiden  Seiten  eine  völlig 
unbeschränkte  Wirksamkeit  gestatte,  als 
wenn  man  diese  Wirksamkeit  durch  eigen- 
mächtige und  willkürliche  Normen  auf  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  beschränkt 
habe.  Erst  iu  solchem  Falle  bedürfe  es  der 
Taxe,  um  durch  sie  womöglich  wieder  gut 
zu  machen,  was  man  durch  jenes  wider- 
natürliche und  ordnungswidrige  Verfahren 
verdorben  habe.  Der  freie  Verkehr  bringe 
den  Preis  der  Angemessenheit  dem  wirk- 
lichen Werte  der  Ware  am  nächsten,  näher 
als  die  sorgfältigste  Taxe.  Bei  genügender 
Konkurrenz  würde  die  Unbereitwilligkeit 
zum  Tausche  seitens  des  Gewerbetreibenden 
bald  aufhören,  und  nie  könnte  es  ihm  ge- 
lingen, den  wirklichen  Preis  lange  über  dem 
angemesseneu  emporzulialten.  Bei  Gleich- 
heit des  Angeltotes  und  der  Nachfrage  habe 
der  Käufer  Gelegenheit,  sein  Bedürfnis  im 
Wege  des  Tausches  anders  zu  befriedigen 
als  gerade  im  Wege  des  Tausches  mit  »lern 
einen.  Dieser  müsse  also,  wenn  er  1h;- 
stehen  wolle,  mindestens  die  gleiche  Bereit- 
willigkeit zum  Tausche  zeigen  wie  sein  Mit- 
bewerber. Die  Konkurrenz  mache  die 
Taxe  überflüssig  und  werde  jeden  ai)ä|M>rnen. 
durch  so  gute  Ware  wie  möglieh  und  durch 
so  gute  Preise  wie  möglich  Kunden  anzu- 
locken. 

b)  Die  P.  in  Preussen.  Die  mittel- 
alterlichen Hinrichtungen  hinsichtlich  de> 
gewerblichen  LoU'tis  bestanden  auch  iu 
Preussen.  Besi.hränkte  Bodenkultur,  ge- 
ringe Kapitalmacht,  eine  schwach«'  Bevölke- 
rung, Mangel  an  Kommunikationsmitteln,  Son- 
ilerung  der  Stände,  der  Gegensatz  zwischen 
Stadt  und  Land,  die  Städtevorfassungen.  das 
dem  deutschen  Nationalcharakter  ent- 
sprecheixle  Streben  nach  Korporation 
hatten  eine  eigentümliche  Gestaltung  des 
^»»werblichen  Lebens  begünstigt  un<l  he- 
ongondo  Formen  und  Hinrichtungen  hervor- 
gerufen, die  sich  einerseits  int  Zwang»-  der 
Konsumenten  »lurch  Bannrechte.  anderer- 
seits iu  Beschränkung  der  Gewerbe  durch 
Taxen  etc.  zeigten.  Die  t' h  u r  f  ü rs 1 1  i ch 
Bra  n »I e n hu rgi s »;h e  Pol  izeiord  nunc 
vom  Jahre  lbss  ordnete  iu  Kap.  XVI II  an. 
es  solle  die  <  ihrigkeit  »larauf  sehen,  -dass 
das  FL'iseh  nur  iu  <len  Fl»;isehseharren 
nach  vorliergi'gaiurencr  Taxe  durch  vereidigte 
Schätzer  verkauft  würd«.  Das  zu  !enht 
(.«'fuiidene  Brot  sollte  den  Bäckern  abge- 
nomiih  ii  und  den  Annen  g»*gel«.*n  werden. 
In  Kap.  XX  ist  von  einer  Bier  tax»'  die 
Rede,  w»  leite  von  dem  Magistrate  miud«?steus 
alle  halbe  Jahiv  nach  »lein  Werte  der  Gerste 
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ausfertigt  werden  müsse.  Das  untaugliche 
Hier  solle  aus  dem  Brauhause  geholt  und 
unter  der  Armuth  vertheilet«  werden.  In 
Kap.  XXI  wurde  eine  Arznei taxe  auf- 
gestellt ,  und  schliesslich  ^stimmte  Kap. 
XXVIII  eine  »Zehrungs-Tax  und  Ord- 
n  u  n  g-  für  »He  Gastwirte.  Noch  weiter 
ging  die  ^Gcneralsteuer-  nnd  Con- 
sumtionsordnung  in  denen  Städten 
des  Herzogthums  Magdeburg«  von 
Hi8(>,  welche  die  Magistrate  auffonlerte,  eine 
richtige  Taxe  der  K  o  n  s  u  m  p  t  i  1»  i  I  i  e  n  und 
der  in  jeder  Stadt  kindlichen  Manufakturen 
als  auch  anderer  Ware,  deren  Kurrentpreis 
man  von  einer  Zeit  zur  anderen  wissen 
könne,  anzufertigen  und  solchergestalt  einzu- 
richten, dass  dein  Verkäufer  ein  richtiger 
Gewinn  gelassen  werde  und  er  davon  die 
onera  publica  abführen  könne.  Diese  Taxen, 
namentlich  für  Hier,  Brot  und  Fleisch, 
sollten  mit  der  Steuorkommission  überlegt 
und  alle  (Quartale  revidiert  werden. 

Auch  das  Allgemeine  La  ndrecht 
hielt  noch  am  Zunftzwange  fest  (T.  II,  Tit.  S. 
s  isi ) ,  infolgedessen  konnte  es  auch  zu 
einer  weiteren  gesetzlichen  Beschränkung  j 
des  Taxwesens  nicht  kommen.  Es  bestimmte 
nur  in  sj!ä  10fl  200  cod.  tit..  ähnlich  wie  die 
Keiehspolizeiordnung  von  1  .">48  in  Art.  .10 
alle  nicht  obrigkeitlich  genehmigten  Preis- 
verabredungen  der  Handwerker  verboten 
hatte,  dass  die  Zünfte  keinen  Preis  der  von 
den  Zunftgetiossen  zu  verfertigenden  Ar- 
beiten festsetze»!»  dürften.  Im  übrigen  sollte 
es  der  Obrigkeit  allein  überlassen  bleiben, 
ob  die  Festsetzung  einer  Taxe  notwendig 
und  ratsam  sei.  Nach  §  12.).*,  T.  II.  Tit.  2u 
wurde  endlich  gemäss  den  Bestimmungen 
der  Polizeigesetze  eines  jeden  Ortes  der  mit 
nachdrücklicher  Strafe  tiedroht,  welcher  mit 
den»  Verkaufspreise  die  festgesetzte  Taxe 
ülH'rschreiten  würde.  Den  Gastwirten 
war  in  5;  411.  T.  II.  Tit.  s  besonders  ver- 
boten, die  vorgeschriebene  Taxe  unter  irgend 
•  ineni  Vorwandc  zu  übertivten. 

Die  schweren  Schläge  in  den  unglück- 
lichen Jahren  IsiHj  und  Ino?  führten  end- 
lich zu  der  l'eherzengung.  dass  das  Heil 
des  Staates  nur  dann  zu  erwarten  sei,  wenn 
ein  jeder  in  den  Stand  gesetzt  würde,  frei 
von  allem  Zwang  seine  Fähigkeit.»!)  und 
seine  T  hat  kraft  zu  entfalten.  Der  Staat 
brauchte  alle  Kräfte  seiner  Bürger,  und  so 
geschah  denn  in  l'reussen  zuerst  unter  allen 
deutschen  Staaten  der  Bruch  mit  dem  bis- 
herigen Systeme  durch  das  Kdikt  vom 
!t.  nktolw  r  1807,  »den  erleichterten  Besilz  ' 
und  den  freien  (iebnmch  des  Orundeigen- 
tuuis  sowie  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Landbewohner  Itotreffend  .  Ks  folgte 
die  Städteordnung  vom  10.  Novem- 
ber 1H/.N,  welche  jedem  Bürger  einer  Stadt, 
der  sich  daselbst   häuslich  niedergelassen. 


erlaubte,  alle  GewerW  zu  treiben,  die  nicht 
in  eine  Zunft  eingeschränkt  waren.  Klar 
und  kräftig  verküudete  sodann  die  Be- 
gier u  n  g  s  - 1  n  s  t  r  u  k  t  i  o  n  v.  26.  Dezember 
1H0S  die  Grundsätze  der  neuen  Ordnung, 
indem  sie  in  §  öo  aussprach: 

•oHs  ist  dem  Staate  und  seinen  einzelnen 
Gliedern  immer  am  zuträglichsten,  die  Ge- 
werbe jedesmal  ihrem  natürlichen  Gange  zu 
überlassen,  das  heisst.  keine  derselben  vor- 
zugsweise durch  besondere  rnterstützungen 
zu  begünstigen  und  zu  heben ,  aber  auch 
keine  in  ihrem  Entstehen,  ihrem  Betriebe 
und  Ausbreiten  zu  beschränken,  insofern 
das  Reehtsprineip  nicht  dabei  verletzt  wird 
oder  sie  gegen  Keligion .  gute  Sitten  und 
Staatsverfassung  Verstössen.  Es  ist  stets 
unwirtschaftlich,  den  Gewerben  eine  andere 
als  die  eben  bemerkte  Grenze  anzuweisen 
und  verlangen  zu  wollen,  dass  dieselben 
von  einem  gewissen  Standpunkte  ab  in  eine 
andere  Hand  übergehen  oder  nur  von  ge- 
wissen Klassen  betrielicn  werden. 

Elten  diese  Freiheit  im  Gewerbe  und 
Handel  schafft  zugleich  die  möglichste  Kon- 
kurrenz in  Absicht  des  produzierenden 
und  feilbietenden  Publikums  und  schützt 
daher  da«  konsumierende  am  sichersten 
gegen  Teuerung  und  übermässige  Preis- 
steigerung. Man  gestatte  daher  einem  jeden, 
solange  er  die  vorliemorkto  Grenzlinie  hierin 
nicht  verletzt,  sein  eigenes  Interesse  auf 
seinem  eigenen  Wege  zu  verfolgen  und  so- 
wohl seinen  Fleiss  als  sein  Kapital  in  die 
freieste  Konkurrenz  mit  dem  1  küsse  und 
Kapital  seiner  Mitbürger  zu  bringen. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  erfolgte 
nunmehr  die  Reformation  der  gewerblichen 
Verfassung.  In  dem  Edikt  über  die 
Finanzen  des  Staates  vom  27.  <  »ktober 
Islo  wurde  die  völlige  G  e  werbe  fre  i  h  ei  t 
angekündigt  und  durch  das  Geworbe- 
ste ue  red  ikt  vom  2.  November  l.slo  ein- 
gefühlt. Allerdings  wurde  kurz  darauf  die 
Gewerbefreiheit  aus  }>olizoiiichcn  Gründen 
einigen  Beschränkungen  unterworfen,  die  in 
dem  Edikt  vom  7.  August  1S11  über 
die  polizeilichen  Verhältnisse  der 
Gewerbe  genauer'  Ausführung  fanden. 
Dieses  Edikt  machte  zugleich  durch  die 
sämtlichen  bisherigen  Taxvorsehriften  einen 
giossen  Strich.  Es  war  aber  eine  einfache 
Folgerung,  dass  mit  den  Exklusiv-,  Zwangs- 
und Bannivchteu  auch  die  polizeilichen 
Taxen  [ortfielen. 

Die  heftigen  Angriffe  von  allen  Seiten, 
welche  schon  in  der  nächsten  Zeit  gegen 
die  weitgehende  Gewcrljefreiheit  gerichtet 
wurden,  hessen  die  spätere  (iewerbe- 
ord  nung  vom  17.  Januar  1  s IT»  auf  der 
Grundlage  einer  gemässigten,  nicht  der 
schrankenlosen  '  ioworbefteiheit  entstehen. 
Sie    behielt    eine    Anzahl    von   Taxen  bei. 

In* 
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doch  nur  soweit,  als  es  absolut  nötig  er- 
schien, und  dio  dahin  gellenden  Bestim- 
mungen sowie  die  Ergänzungen  der  V.  v. 
9.  Februar  1849  sind  für  die  Taxvorsehriften 
der  Reichsgewerbeordnung  vom  21. 
Juni  1869  massgebend  geworden.  Durch  die 
Gewerbeordnungsnovello  vom  30.  Juni  1900 
(Reichs-Gesetzbl.  S.  H21)  sind  unter  §  75a 
den  bisherigen  Taxen  solche  für  Gesinde- 
vennieter und  .Stellenvermittler  hinzugefügt 
wonlen. 

2.  Die  P.  in  der  Reichsfcewerbeord- 
nung:  Kritik  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften. Ucber  die  jetzt  geltenden  Be- 
stimmungen der  Reichsgewerbeordnung  ist  be- 
reits in  dem  Art.  Ge  werbogeset  zgebu  ng 
in  Deutschland  (oben  Bd.  I V  S. 412 ff.) go- 
spi-oehen  worden,  daher  erübrigt  hier  nur  noch, 
einen  kurzen  kritischen  Blick  auf  dieselben 
zu  werfen.  Aus  dem  vorstehenden  erhellt  zur 
Genüge,  wie  es  kommen  musste,  dass  die 
Preistaxen,  welche  früher  im  gewerblichen 
Leben  eine  so  hervorragende  Rolle  spielten, 
jetzt  nur  noch  von  verhältnismässig  ge- 
ringer Wichtigkeit  sind.  Sie  passen  nicht 
mehr  zu  den  modernen  Anschauungen  und 
zu  der  Stellung,  welche  seit  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  Handwerk  und  Gewerbe  in 
Deutschland  einnehmen.  Deshalb  setzt  auch 
§  72  der  Hciehsgcwerbeordnung  mit  Hecht 
die  Unzulässigkeit  der  Taxen  als  Regel 
fest.  Völlig  konnten  sie  auch  jetzt  noch 
nicht  entbehrt  werden,  sei  es.  dass  dem 
Staate  die  Pflicht  oblag,  einen  Teil  der 
Staatsbürger  gegen  gewissenlose  Ausbeutung 
zu  schützen,  sei  es,  dass  er  die  fehlende 
Konkurrenz  ersetzen  oder  Personen,  welche 
dem  Publikum  gegenüber  eine  Vertrauens- 
stellung einnehmen,  dadurch  in  dieser  ihrer 
beamtenähnlichen  Eigenschaft  befest  igen 
wollte.  Ks  haben  also  Preistaxon  nur  für 
solche  Verhältnisse  eine  Berechtigung,  für 
welche  sie  absolut  notwendig  sind;  sind 
sie  dies  aber,  so  muss  ihre  Festsetzung 
auch  von  der  Art  sein,  dass  sie  eine  mög- 
lichst sichere  Wirkung  verspricht.  Die 
Bestimmungen  der  Reichsgewerbeordnung 
zeigen  jedoch  nach  dieser  Richtung  hin  be- 
deutende Lücken. 

Vor  allen  Dingen  sind  die  Vorschriften 
über  die  S e  1  b s  1 1 a  x e  n  d  e  r  Bä c  k  e  r  gänz- 
lich unbrauchbar  und  daher  auch  überall 
unwirksam  gewesen.  Nach  dem  Gesetz 
kann  die  Polizei  die  Aufstellung  eines  Preis- 
tarifs seitens  der  Bäcker  für  ihre  Waren, 
den  Aushang  desselben  am  Verkaufslokale 
und  die  Bereitstellung  einer  Wage  zum 
Nachwiegen  der  verkauften  Waren  fordern. 
Die  Einführung  dieser  Selbsttaxen  hat  jedoch 
nirgends  etwas  genützt,  ja  überall  sind  die 
Brotpreis*'  Umdeutend  gestiegen,  z.  B.  in 
Dresden  nach  Aufhebung  der  eigentlichen 
Brottaxe  um  51— 59uo.  Die  Bäcker  fanden 


bei  den  lückenhaften  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung stets  Gelegenheit,  die  Selbst- 
taxe zu  umgehen:  ja  sie  konnten  offen  zur 
Verhöhnung  derselben  schreiten,  indem  sie 
erklärten,  sie  wollten  auf  ihrer  Nach  Weisung 
einen  so  hohen  Preis  für  ein  bestimmtes 
Gewicht  Roggen-  oder  Weizenbrot  angeben, 
dass  sie  in  fünfzig  Jahren  keine  Aenderung 
vorzunehmen  brauchten ;  ihre  Kunden  könnten 
sie  schon  verständigen,  wie  der  Anschlag  zu 
verstehen  sei.  Die  Gewerbeordnung  er- 
mächtigt zu  keiuem  Einschreiten  gegen  ein 
derartiges  Vorgehen.  Da  meist  Kinder  und 
Dienstmädchen  die  Ware  einkaufen,  so  kann 
die  Einhaltung  der  Taxe  nicht  festgestellt 
werden,  zumal  diese  Abnehmer  die  Brote 
auf  der  Wage  im  Verkaufslokale  nicht  nach- 
wiegen. Zu  Hause  wird  das  Gewicht  auch 
nicht  festgestellt,  da  es  dem  Wohlhabenden 
gleichgiltig  ist.  und  dem  Armen,  der  viel- 
fach vom  Bäcker  Kredit  erhält,  nichts  nützt. 
Es  ging  daher  die  Polizei,  wo  sie  die  Selbst- 
taxen nicht  ganz  aufgeben  wollte,  um  über- 
haupt etwas  zu  erreichen,  öfters  über  ihre 
Kompetenz  hinaus  und  gab  den  Bäckern 
auf,  das  Brot  nur  nach  bestimmten  Ge- 
wichten auszuhacken  und  es  mit  Gewichts- 
und Firmenstempel  zu  versehen.  Für  die 
Nichteinhaltung  des  Gewichts  drohte  sie  in 
einzelnen  Fällen  die  Zerschneidung  und  Be- 
schlagnahme der  Ware  an.  Da  jedoch  die 
Gewerbeordnung  die  Bestimmungen,  welche 
dem  Gewerl>ebetriebe  der  Bäcker  Beschrän- 
kungen auferlegen,  als  Ausnahmemassregeln 
behandelt,  so  will  sie  eben  nur  diese 
und  keine  anderen  gelten  lassen.  Deshalb 
waren  die  Polizeiverorduungen  rechtsungiltig. 
wofür  sie  denn  auch  bald  durch  richter- 
lichen Spruch  erklärt  wurden.  Da  nun 
at»er  bezüglich  der  Brotpreise  wirklich  eine 
Art  von  Notstand  vorliegt,  so  ist  es  gerade- 
zu eine  Lebensbedingung  für  den  Staat, 
wenn  es  durch  freien  Wettbewerb  nicht  zu 
erreichen  ist,  eventuell  durch  direktes  Ein- 
schreiten dafür  zu  sorgen,  dass  die  not- 
wendigsten Existenzmittel,  namentlich  die 
für  die  unbemittelte  Klasse  der  Bevölkerung, 
in  genügender  Menge  und  zu  einem  auch 
dem  Annen  annehmbaren  Preise  zu  haben 
sind.  Nur  auf  das  'Wie*  des  Einschreitens 
kommt  es  an.  Zweifellos  wäre  es  unzeit- 
gemäss,  wenn  man  auf  die  alten  Brottaxen 
zurückgreifen  wollte.  Das  Bäekoreigewerl>o 
steht  im  heutigen  wirtschaftlichen  I^elien 
anders  da  als  früher,  es  ist  nicht  mehr 
Monopol,  nicht  mehr  Privilegium  bestimmter 
KorjH>rationen.  Wenn  nuu  ehemals  die  Taxe 
ein  zwar  auch  immer  unzureichendes  Mittel 
gogeu  den  geschützten  Egoismus  der  Ge- 
werbsleute bot,  so  ist  sie  jetzt  nach  Frei- 
gebung des  Gewerl>es  nicht  mehr  an  ihrem 
l'latze.  Alle  die  Erfahrungen,  welche  mau 
zu  den  Zeiten  gemacht  hat,  wo  die  Bn»t- 
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taxen  unentbehrlich  waren,  würden  von 
neuem  gemacht  werden  müssen.  Man  würde 
sehen,  dass,  wie  die  Bäcker  selbst  auch 
ausgesprochen  haben,  sie  nichts  von  der 
unredlichen  Notwendigkeit  abhalten  könnte, 
schlechteres  Mehl  und  mehr  Wasser  zu 
ihren  Waren  zu  nehmen.  Ihr  Interesse 
würde  sie  dazu  zwingen  und  ihr  Gewisseu 
schliesslich  nicht  daran  hindern.  So  dürfte, 
wenn  man  nicht  zu  Kommunalbäcko- 
reien  seine  Zuflucht  nehmen  will,  was 
gleichbedeutend  mit  der  Vernichtung  zahl- 
reicher kleinerer  Betriebe  sein  würde,  nur 
die  Einführung  der  Gewiehtsbäckerei 
als  dasjenige  Mittel  erscheinen,  welches, 
ohne  gegen  den  Grundsatz  der  Gewerbe- 
freiheit zu  Verstössen  und,  ohne  störend  in 
den  Geschäftsbetrieb  der  Bäcker  einzugreifen, 
geeignet  ist,  den  Unterschied  der  von  den 
einzelnen  gelieferten  Waren  dem  Preise  nach 
deutlich  hervorzuheben  und  damit  erst  eine 
vielleicht  wirksame  Konkurrenz  zu  schaffen. 
Wenn  das  Brot  nur  nach  Gewicht  in  ge- 
wissen festzustellenden  Abstufungen  (500  g, 
1  kg,  2  kg  etc.)  ausgebacken  werden  darf, 
so  dass  im  Gegensatz  zu  den  jetzigen  Ver- 
hältnissen der  Preis  die  veränderliche  und 
das  Brotgewicht  die  konstante  Grosse  des 
Vergleichs  mit  der  Bewegung  der  Getreide- 
preise bildet,  so  wird  anders  als  jetzt  leicht 
zu  berechnen  sein,  wie  teuer  man  ein 
l>esrimmtes  Einheitsquantum  gekauft  hat. 
Wenn  da*  Brot  mit  einem  das  Gewicht  be- 
zeichnenden Stempel  versehen  ist,  so  wird 
schon  unwillkürlich  das  Auge  des  Käufers 
auf  diesen  Stempel  gelenkt  und  die  einmal 
durch  öfteres  Sehen  erregte  Aufmerksam- 
keit muss  zur  Ueberlegung  und  Berechnung 
seilet  seitens  der  Wohlhabenderen  führen. 
Man  wird  wie  von  anderen  Waren,  deren 
Preishöhe  mau  bequem  vergleichen  kann, 
sprechen  und  so  die  billigeren  Bäcker  er- 
mitteln. Und  wenn  auch  die  Preissätze  der 
einzelnen  Bäcker  nur  um  ein  geringes  diffe- 
rieren, so  erträgt  doch  der  Sparsinn  einen 
kleinen  Verlust,  der  offenbar  ist,  weniger 
leicht  als  einen  vielleicht  grösseren,  dessen 
Ermitteluug  aber  mit  manchen  Unbequem- 
lichkeiten verbunden  ist. 

Einen  residtatloseu  Versuch  zur  Ein- 
führung der  Gewichtsbäckerei  unternahm 
der  am  28.  November  1S87  im  deutscheu 
Reichstage  eingebrachte  Gesetzentwurf  der 
Abgeordneten  Loh  reu  und  Genossen. 
Allerdings  scheute  sich  derselbe,  die  vollen 
Konsequenzen  der  Gewichtsbäckerei  zu 
ziehen.  Ei*  forderte  zwar,  dass  das  Brot 
nur  nach  bestimmten  Gewiehtsgrössen  aus- 
gebacken werde,  erhob  aber  diese  Forderung 
nicht  zum  Zwange,  sondern  schrieb  vor, 
dass  die  Bäcker  beim  Verkaufe  das  am  Ge- 
wicht fehlende  entweder  vollständig  bei- 
legen oder  vom  Preise  abziehen  sollten. 


Dadurch  würde  natürlich  jede  Kontrolle 
aufhören.  Andererseits  ging  der  Antrag 
wieder  über  die  Grenzen  des  Zulässigen 
hinaus,  indem  er  erlaubte,  dass  die  Polizei 
sich  jederzeit  durch  Zerschneiden  ein- 
zelner Brote  überzeugen  könne,  ob  nur  ge- 
hörig ausgebackenes  und  gesundes  Brot 
feilgehalten  werde.  Abgesehen  davon,  dass 
es  der  Polizei  sehr  schwer  fallen  würde, 
dies  festzustellen,  liegt  auch  in  dem  Zer- 
schneiden und  damit  Unbrauchbarmachen 
einer  Ware,  falls  sie  nachher  für  gut  be- 
funden wird,  ein  Akt  der  Expropriation,  der 
nach  civUrechtlichen  und  verfassungsmässigen 
Grundsätzen  nicht  ohne  Leistung  von  Schaden- 
ersatz geschehen  dürfte. 

Bei  Einführung  der  Gewichtsbäckerei 
wäre  vielmehr  folgendes  zu  fordern.  Alle 
Brotwaren,  mit  Ausnahme  der  Fein-  und 
Kuchen  back  erei,  d  ü  r  f  e  n  nur  nach  bestimmt 
vorgeschriebenem  Gewichte  ausgebacken  wer- 
den.   Hierbei  ist  ciu  Differenzgcwieht  von 
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älterem  Brote  zu  gestatten.  Das  Brot  hat 
eine  Angabe  des  Nominalgewichts, 
violleicht  in  soviel  Strichen ,  als  es  hallte 
Kilogramme  enthält  und  den  Stempel  des 
Bäckers  zu  tragen.  Der  Polizei  muss  eine 
erweiterte  Befugnis  ziu*  Beaufsichtigung, 
namentlich  die  Benutzung  der  im  Verkaufs- 
lokale befindlichen  Wagen  zum  Nachwiegen 
der  der  Gewichtsbäckerei  unterliegenden 
Waren  zugestanden  werden.  Die  Be- 
schlagnahme des  unrichtig  ausgebacke- 
nen  Brotes  sowie  die  zeitweise  Veröffent- 
lichung einer  die  Durchschnittspreise  der 
Bäcker  enthaltenen  TaliclJe  wäre  wünschens- 
wert. Diese  Bestimmungen  würden,  ohno 
dem  Gedanken  der  Gcwerl>efreiheit  zu  nahe 
zu  treten .  eine  Kontrolle  der  Brotpreise 
seitens  der  Abnehmer  erleichtern  und  so 
indirekt  auf  die  Preisbildung  selbst  ein- 
wirken. 

Von  ganz  untergeordneter  Wichtigkeit 
sind  die  Selbsttaxen  der  Gastwirte, 
welche  nur  eine  beschränkte  Bedeutung  für 
Badeorte  und  solche  Städte  haben  können, 
wo  ein  grosser  Fremdenverkehr  herrscht. 
Die  nach  dieser  Richtung  erlassenen  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  sind  in 
der  jetzigen  Form  fast  wertlos,  zumal  danach 
die  Preise  von  den  Wirten  zu  joder  Zeit 
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zöglich  der  Preise  für  Zimmermiete,  welche 
das  Gesetz  besonders  im  Auge  hat,  wäre 
eine  grössere  Stetigkeit  zu  wünschen  und 
raüsste  die  Preisfestsetzung  für  einen  längeren, 
etwa  monatigen  Zeitraum  stattfinden.  Frei- 
lich hat  der  Gastwirt  bei  bevorstehenden 
Festen,  Zusammenkünften  etc.  immer  Ge- 
legenheit, vorher  zur  rechten  Zeit  seine 
Preise  zu  erhöhen  und  könnte  er  das  bei 
ihm  verkehrende  Publikum  unter  der  Hand 
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verständigen,  dass  er  bis  dahin  bei  den 
früheren,  massigeren  Sätzen  verbleiben  werde. 
Die  Selbsttaxe  bezüglich  der  Speisen  kann 
durch  Verabreichung  kleinerer  und  sehlech- 
terer Portionen  leicht  umgangen  werden. 
Auch  ist  liei  den  überall  üblichen  Spoise- 
und  Getränkekarten  eine  ungleiche  Behand- 
lung der  Gäste  im  allgemeinen  nicht  zu 
l>efürchten.  Aus  diesen  Gründen  und  weil 
eine  Aufsicht  sehr  erschwert  ist,  erscheinen 
die  Gastwirttaxen  als  diejenigen ,  welche 
ohne  Schaden  für  das  Publikum  verschwinden 
können. 

Dagegen  sind  die  nun  folgenden,  e  i  g  e  n  t  -  j 
liehen  Taxen  von  grosser  Wichtigkeit,  und  | 
ihre  Bedeutung  ist  auch  meist  unbestritten  ' 
geblieben.    Die  Taxen  für  tlie  Strassen- 1 
ge werbe  sind  nicht  zu  entbehren,  weil1 
die  betreffenden  Gewerbsleute  nur  in  geringer  1 
Zahl  vorhanden  sind  und  ihnen  gegenüber 
namentlich  das  reisende  Publikum  sich  iu 
einer  Art  Notlage  befindet,  da  es  oft  ge- 
zwungen sein  wird,  die  Dienst«-  eines  ein- ' 
zigen  vorhandenen  Dienstmannes  oder  eines 
einzigen  am  Platze  haltenden  Droschken- : 
kutschers  in  Anspruch  nehmen  zu  müssen, 
der  dann  Wucherpreise  in  Indiebiger  Höhe : 
stellen  könnte.    Ein  Felder  ist  es.  dass  in  I 
der  Gewerbeordnung  keine  Uberinstanz  ge-  | 
nannt  ist.  welche  den  Erlass  der  Taxe  an- 1 
ordnet,  wenn  Polizei  und  Gemeindebehörde  i 
filier    deren    Notwendigkeit    verschiedener  | 
Meinung  sind. 

Gegen  die  Taxen  der  B  e  z  i  r  k  s  s  c  h  o  r  n  - 
stein  feger  wurde  in  den  Jahren  der  frei- 
heitliehen Bewegung  INGO  und  1801  heftig 
geeifert.  Nachdem  man  aber  einmal  die 
Beibehaltung  der  Kehrbezirke  für  unum- 
gänglich erachtet  hatte,  konnte  man  auch 
die  Taxen  nicht  entbehren,  welche  allein 
der  Zwangsbereehtigung  der  Bezirksfeger 
gegenüber  für  die  Ausschliessung  der  sonst 
wirksamen  Konkurrenz  einen  Ersatz  bieten.  | 

Für  Feldmesser.  Auktionatoren,! 
Wäger  etc.  erseheinen  Taxen  doppelt  an-, 
geinessen,  weil  diese'  Personen  erstens  in. 
beschränkter  Anzahl  vorhanden   sind  und 
zweitens  durch  ihre  Anstellung  seitens  der 
Behörden  einen   beamtenartigen  Charakter 
erhalten.    Die  Taxen  ersetzen  hier  einmal 
die  feldende  Konkurrenz,  dann  befestigen  ' 
sie  auch  das  Vertrauen  zu  diesen  Gewerbe-  i 
treibenden,  welches  leicht  erschüttert  würde. ; 
wenn  Streitigkeiten  wegen  zu  hoher  Preis- 
forderung entständen. 

Das  notwendige  Monopol  der  Apo- 
theker muss  in  der  Taxe  ein  Gegen- j 
gewicht  erhalten.  Die  Taxen  für  die 
Aerzte  sind  lediglich  als  Nonnaltaxen 
anzusehen.  In  erster  Linie  entscheidet  die 
freie  Vereinkirung.  nur  im  Falle  des  Streites 
weitlen  sie  als  Norm  angelegt,  um  die  An- 
gemessenheit des  Preises,  welche  zu  l ab- 


urteilen dem  Richter  zu  schwer  fallen  und 
die  daher  sehr  von  der  zufälligen  Ansicht 
der  Sachverständigen  abhängen  würde,  von 
vorn  herein  erkennen  zu  lassen. 

Soweit  ergiebt  sich  als  Resultat,  dass 
die  eigentlichen  Taxen  der  Reichs- 
gewerbeordnuug  durch  die  Verhältnisse  not- 
wendig sind  und  sich  wold  bewälirt  haben. 
Die  Vorschriften  über  die  Selbsttaxen 
der  Bäcker  bedürfen  dringend  der  Ab- 
änderung, und  die  S  e  1  b  s  1 1  a  x  e  u  der  Gast- 
wirte sind  als  wenig  wertvoll  leicht  zu 
entbehren. 

Wie  schon  erwähnt,  hat  die  Gewerbe- 
ordnungsnovelle vom  M<».  Juni  1900  in  die 
Reihe  der  vorhandenen  Taxen  durch  §  7"»a 
die  Selbsttaxen  für  Gesindever- 
mieter und  Stellen  Vermittler  einge- 
fügt. Die  betreffenden  Bestimmungen  lauten  : 

'Die  Gesiudovermieter  und  Stellenver- 
mittler sind  verpflichtet,  das  Verzeichnis  der 
von  ihnen  für  ihn»  gewerblichen  Leistungen 
aufgestellten  Taxen  der  i  »rtspolizeibohörde 
einzureichen  und  in  ihren  Geschäftsräumen 
an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  an- 
zuschlagen. Diese  Taxen  dürfen  zwar  jeder- 
zeit abgeändert  werden,  bleiben  aber  solange 
in  Kraft,  bis  die  Abänderung  der  Polizei- 
behörde angezeigt  und  das  abgeänderte  Ver- 
zeichnis in  den  Geschäftsräumen  ange- 
schlagen ist. 

Die  Gesindevennieter  und  St  eilen  ver- 
mittler sind  ferner  verpflichtet,  dem  Stclle- 
suchenden  vor  Abschluss  des  Vermittelungs- 
geschäfts  die  für  ihn  zur  Anwendung 
kommende  Taxe  mitzuteilen.« 

Diese  Vorschriften  gestatten  also  dem 
Unternehmer  freie  Bewegung  in  den  An- 
spriiehen  für  seine  Dienstleistungen.  Die 
nach  eigenem  Ermessen  aufgestellte  Taxe 
ist  weder  der  Genehmigung  noch  der  Ab- 
änderung durch  die  Behörde  unterworfen, 
wohl  aber  kann  sie  von  dem  Unternehmer 
jederzeit  abgeändert  werden.  Die  neue 
(iesetzesuorm  ist  zu  billigen,  da  erfaluungs- 
mässig  das  Publikum  häufig  unter  den  im 
voraus  nicht  verein  l«rten  und  später  ganz 
willkürlich  festgestellten  Preisen  der  Ge- 
siudevermieter  und  Stellen  Vermittler  zu  leiden 
hatte. 

Lltteratur:  L'orpu*  t  tnttitutionum  Magdeburg!- 
curum  nraiMimaruM  othr  König!.  Preußische 
und  Cliurf.  Brand.  lAtndc»»rdnungrn,  Edikt* 
und  Mundnta,  ed.  r.  Chr.  Otto  Myliti»,  Magde- 
burg und  Halle.  —  KrUntts,  Eucykla-piidie, 
177S.  —  Schmalz,  Handbuch  drr  Staat« wir! - 
arhitjt.  —  t*.  JltHtt,  Grundsätze  der  Polizei- 
iritrrnnrhaß ,  Güttingen  17*1.  —  Lamprccht, 
Von  drr  hamenürrrfiuming  und  l~erf>wsnng  drr 
Handwerke,  Fabriken  und  Manufakturen  in  drn 
prruss i*i'hc n  Staaten,  Berlin  17U7.  —  Berlepsch. 
Deutsches  Städteiresrii  und  Bürgertum,  St.  Hullen. 
■--  i>evnelhe,  Chronik  vom  ehrbaren  Bäcker- 
gfirrrk,    St.    Gallen.    —   Lots,    Revision  der 
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Grundbegriffe  der  Xationaltcirtsehaftslehre,  Coburg 
und  Leipzig  1811.  —  Schönberg,  Zur  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  des  deutsche»  Zunft- 
wuchs  im  Mittelalter,  Jierlin  181,8.  —  Mohl, 
IUe  Polizeiwissenschaft  nach  den  Grundsätzen 
des  Rechtsstaates,  Bd.  I,  Tübingen  ISS2.  — 
Stleda,  Zur  Entstehung  de*  deutsehen  Zunft- 
wesens,  Jena  1876.  —  Mascher,  Ikis  deutsehe 
G'eicerbeweten,  Potsdam  1866.  —  Roscher,  Die 
Grundlagen  der  Xationalolamomie,  Stuttgart  1871. 

-  Derselbe,  Xationalökonomik  des  J/andels 
und  < iewerbeßeistes,  Stuttgart  1881.  — Schmölln1, 
Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe  im 
19.  Jahrhundert.  Halle  1870.  —  Stahl.  Das 
'tcutsch*  Handwerk,  Bd.  1,  (Hessen  1874.  — 
BQlow-Cummerow,  Die  Mahl-  und  Schlacht- 
•  u-cise,  Heft  1  der  politischen  und  finanziellen 
Abhandlungen,  Berlin  184}.  —  Zeitschrift  für 
<lir  gesamte  Staatswisseuschafl ,  Bd.  XXX III, 
Tübingen  1877.  —  Jollon,  Die  Brottaxe  in 
}\iris.  Schmollers  Jahrb.  f.  Ges.  und  l'cnr.,  9. 
Jahrg.,  Leipzig  1885.  —  v.  Köth-U  anscheid, 
('eher  Getreidezlille  zum  Schutz  der  deutschen 
Emdwirtschoft,  Augsburg  188*.  —  Xeuburg, 
Z'iuftgerichtsbarktit  und  Zuuftetr/assung  in  der 
Zeit  eom  M.—  IC.  Jahrhundert,  Jeiui  18.10.  - 
Henning,  f'eber  die  Verhinderung  des  Mangels 
an  Brotgetreide,  Archiv  der  polit.  Oekonomic 
"itd  Polizeiwisscvschaft,  Xeue  Folge,  Bd.  VI, 
Heidelberg  I847.  —  Klrchhoff,  Beiträge  zur 
Geschichte  des  deutschen  Buchhandels,  Leipzig 
1851.  —  Schürmann,  Organisation  und  Rechts- 
getohnheUcn  des  deutschen  Buchhandels,  1 lalle 
1*80.  ~  Hl  rieh.  Damig*  Handels-  und  Ge- 
trerbsgesehichtf ,  Leipzig  1858.  —  Böhntert, 
Freiheit  der  Arbeit!  Bremen  1858.  — •  Enl- 
irurf  einer  allgemeinen  Handwerker-  und 
G'->rerbeorxliiung,  Reutlingen  1848.  —  Das  Prole- 
t'i.iut   und  die    Gewerbefreiheit,   Salzburg  1848. 

—  Verhandlungen  der  1.  Aligeordnetenrersamm- 
lang  des  norddeutschen  Handwerker-  und  Gr- 
tcerbestnndcs ,  Hamburg  I848.  —  An  unsere 
Brüder  im  Handwerk,  eine  Petition,  Bonn  I848. 

—  Thudichum,  Untersuchungen  über  die  yach- 
teile der  Bodenzersplitterung  und  über  die  Frage, 
ims  ron  Zunftbann  und  PoHzeitaxen  zu  halten 
*ei,  Frankfurt  1857.  —  Prlnce-Smlth,  Für 
ri-llc  Gewerbefreiheit,  Berlin  1861.  —  Sarwey, 
Allgemeines  Venealtungsrecht ,  Freiburg  und 
Tübingen  I884.  —  Laban d,  Das  Staatsrecht 
drs  Deutschen  Reiches,  Bd.  IL,  Tübingen  1878. 

—  Zorn,  Das  Reichsstaatsrecht ,  Berlin  und 
Leipzig  1888.  —  V.  Könne,  Das  Staatsrecht 
der  preussisrhen  Monarchie ,  Bd.  II,  Abt.  j?, 
Leipzig  187i.  —  Derselbe ,  Das  Staatsrecht 
dr*  iMtntsehen  Reiches,  Bd.  I,  Isipzig  1870.  — 
r.  Rönnc-Stmon,  I>as  Polizeiwesen  des  preuss. 
Staates,  Bd.  II,  Breslau  1841.  —  v.  Rönne, 
Die  Gewerbepolizei  des  preussisrhen  Staates, 
Bd.  I  und  II,  Breslau  1857.  —  Herselbe,  Das 
Mcdizinalieesen  des  preussisehen  Staates,  Breslau 
185'!.  —  Die  Akten  des  königlichen 
Staatsrats ,  I844.  —  Stenographische 
Berichte  des  Abgeordnetenhauses,  1801,  Bd.  II 
und  VI.  Desgl.  186£,  Aktenstück  Xr.  46  und 
/«J.  Desgl.  18C8,  Bd.  IV.  Desgl.  1866,  Bd.  11 
und  V.  —  Stenographische  Berichte  des 
Reichstages  1888.  Desgl.  1860,  Bd.  I—II1.  — 
Hlrth,  Annalen  des  Xorddeutschen  Bundes, 
Bd.  I  und  II,  Bertin  1868  und  1869.  —  Koller, 
Archiv  des  Xorddeutschen  Bundes,  Berlin  1869. 


—  Jacob! ,  Die  Gewcrbegesetzgebung  im  Deut- 
schen Reiche,  Berlin  1874-  —  Seydel,  Das  Ge- 
werbepolixeireeht  nach  der  Reichsgeieerbeorduttng, 
Hirths  Ann.,  Isipzig  1S78.  —  Günther,  Bäcker- 
und  Konditorzeitung,  Jahrgänge  1885,  1886  und 
1887,  Berlin.  —  Allgemeine  Bäcker-  und  Kon- 
ditorzrilung,  Jahrgang  1885,  Stntlg<irt.  —  Der- 
selbe, Die  Poliseitaxen  und  ihre  Stellung  tu 
der  Reichsgewerbeordnung,  Berlin.  —  t».  Höh  r- 
scheldt.  Die  Brottaxen  und  die  GewichUbäckerei, 
Jahrb.  f.  Xnt.  u.  Stat.  X.  F.  15,  S.  457  ff'.,  1887. 

—  Iterselbe,  Geschichte  der  Ihdizeitaxcn  in 
Deutschland  und  Prcussen,  Jahrb.  für  Xat.  und 
Stat.  X.  F.  17.  S.  858 ff.,  1888,  1803.  —  Der- 
selbe, Vom  Zunftzwang  zur  Gewerl>efreiheit , 
eine  Studie,  nach  den  Quellen,  Berlin  1898.  — 
Kommentare  zur  Gewerbeordnung  ron  Lanä- 
mann,  München  1898;  Schicker,  Stuttgart 
1898;  Schenkel,  Karlsruhe  189* ;  Berne- 
Witz,  Iseip2iy  1898:  Marcinovcki,  Berlin 
1898;  Engel  mann,  Erlangen  1885;  Reger, 
Ansbach  1887;  Berger,  Berlin  189»;  II  off- 
m  a  n  11 ,  Hertin  UH.M ;  Xr  u  k  a  vi  p  ,  Berlin  !9(.»>  ; 
Kolisch,  Hannover  19W;  Braue  hitsch, 
Bd.  V,  Berlin  1900  u.  s.  w. 

Kurt  von  Rohrscheidt. 
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I.  Einleitung-  1.  Der  Staat  uud  die 
Presse  im  allgemeinen.  II.  Deutsches  Recht. 
A. Geschicht  liche  Ent Wickelung.  2.  Die 
Jahrhunderte  der  Censur.  3.  Der  allmähliche 
I  Uebergang  zur  Oensurfreiheit .  4.  Die  neue  Press- 
!  gesetxgebung.  B.  Das  geltende  Recht.  5. 
1  Begriff  der  Druckschrift.  ti.  Die  polizeilichen 
Schmnken  iiu  allgemeinen.  7.  Die  Polizei- 
befehle. 8.  Die  Polizeierlanbnisse.  9.  Das 
Plakat  wesen.  10.  Der  Polizeizwaug.  11.  Fi- 
nanzrechtlicbe  Schranken.  12.  Gerichtspolizci- 
lichc  Schranken.  13.  Die  strafrechtliche  Haftung 
für  Pressdelikte.  14.  Ausserordentliche  Be- 
schränkungen der  Pressfreiheit.  III.  Das 
Pressrecht  fremder  Quellen.  15.  Im 
allgemeinen,  ltf.  Belgien  und  England.  17. 
Spanien,  Krankreich,  Italien.  18.  Oesterreich. 
19.  Russland. 

I.  Einleitung. 

1.  Der  Staat  und  die  Presse  im  all- 
gemeinen. Von  den  zwei  psvehischeu 
Kräften,  welche  dem  Menschen  Herrscliaft 
über  seine  Nächsten  gewinnen  lassen,  ist 
die  mächtigere  die  Denk  kraft;  denn  durch 
die  Verkörperung  des  Gedankens  in  Buch- 
stabe und  Bild  ist  sie  imstande,  gleichzeitig 
an  verschiedenen  Orten  und  damit  auf 
grössere  Mengen  zu  wirken.  Dieser  Ein- 
fluss  auf  die  Menge  wird  noch  erheblich 
gesteigert,  wird  zur  Massen  Wirkung,  wenn 
der  in  Buchstabe  und  Bild  dargestellte  Oe- 
danke Vervielfältigung  findet  durch  das 
rascheste  und  billigste  Mittel  der  Verviel- 
fältigung, durch  die  Presse.  Durch  sie  ver- 
mag der  Gedanke  über  Millioueu  Macht  zu 
erlangen,  und   so  sagen   wir,  indem  wir 
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dieses  Macht  wirkende  Vervielfältigungs- 
mittel  personifizieren:  die  Presse  als  das 
rascheste  und  billigste  Mittel  der  Gedanken- 
mitteilung ist  die  Beherrscherin  der  öffent- 
lichen Meinung. 

Ist  die  Presse  aber  die  geistige  Gewalt, 
welche  die  öffentliche  Meinung  bestimmt, 
so  kommt  ihr  auch  hohe  Bedeutung  für 
das  Leben  der  im  Staate  vereinigten  Per- 
sonengesamtheit, für  das  Staatsleben  zu. 
Keitie  Seite  des  Staatslebens,  auf  welche  die 
Presse  nicht  einzuwirken  vermochte.  Poli- 
tische, militärische,  finanzielle,  gerichtliche 
und  allgemeine  Wohlfahrtsinteressen  unter- 
liegem  ihrem  Einflüsse.  Je  nach  ihrem  In- 
halte kann  sie  Gutes  wirken  und  Böses 
schaffen  auch  für  den  Staat.  Für  ihn  er- 
giebt  sich  hieraus  die  praktische  Doppol- 
aufgabe, die  Presse  als  Bimdesgenossin  zu 
hegen,  als  Feindin  zu  befehden.  Beides  er- 
fordert rechtliche  Ordnung,  denn  beides  er- 
fordert Beschränkung  der  Handlungsfreiheit, 
das  eine  Beschrankung  der  Willkür  der 
Staats-,  das  andere  der  Willkür  der  Press- 
organe. Die  richtige  Mitte  in  dieser  Doppel- 
besehrünkung  zu  finden,  ist  das  schwierig«' 
Problem  der  GesetzgehungsjMilitik. 

Doch  gewährt  et  ton  die  Notwendigkeit 
solcher  Doppel  beschninkung  wichtige  An- 
haltspunkte zu  ihrer  Lösung.  1.  Beide 
Teile  müssen  an  Sehranken  gebunden  sein, 
denn  ohne  Einschränkung  keitie  Rechts- 
ordnung: die  sogenannte  Freiheit  der  Presse 
kann  keine  absolute,  solidem  lediglieh  eine 
relative  sein.  2.  Die  Schranken  sollen,  so- 
weit nur  möglich,  reine  Ib-chtssehrankeii 
sein,  nicht  auch  Schranken,  welche  die  Ver- 
waltungsexekntive.  die  Admtnistrntivbohörde. 
aufstellt.  Freiheit  der  Presse  bedeutet  nicht 
Freiheit  von  Hechts-,  aber  von  Verwal- 
tungsschranken. Freiheit  zwar  nicht  von 
Polizeigesetzen.  al)or  von  Polizeiorganen. 
Beschränkung  der  Presse  durch  Verwaltungs- 
willkür wäre  nicht  Abgrenzung  der  Hand- 
lungsfreiheit der  Pressorgane,  sondern  Er- 
weiterung der  Handlungsfreiheit  der  Staats- 
behörden. Von  Verwaltungsorganen  kann 
die  Presse  nur  abhängen  bei  möglichst 
starrer  Gebundenheit  der  Verwaltungsorgane 
an  objektives  Recht,  also  nur  unter  äusserstcr 
Beschränkung  des  Ermessens.  Ausserdem 
untersteht  die  Presse,  wie  die  Pressbehörde, 
nur  dem  Richter:  beide  sind  an  Rechts- 
schranken gebunden,  älter  deren  Einhaltung 
entscheidet  das  l'rteil  des  Richters.  M.  Gegen 
den  die  öffentlichen  Interessen  schädigen- 
den Gebrauch  der  Presse  sind  auch  vor- 
tragende Massregeln  zulässig,  sofern  sie 
den  wohlthätigen  Gebrauch  der  Presse  gar 
nicht  oder  nur  wenig  hindern.  4.  Ist  eine 
solche  Massregel  nicht  ausführbar  ohne  er- 
hebliche Einschränkung  auch  der  guten 
Presse,  so  geht  die  polizeiliche  Beschrän- 


kung vor,  denn  die  Sicherheit  des  Staats- 
ganzen  steht  höher  als  die  Freiheit  der 
Meinungsäusserung,  die  sich  nur  als  ein 
privates  Interesse  darstellt.  5.  Die  Grenze 
zwischen  Pressfreiheit  und  Pressbesehräu- 
kung  kann  nicht  allerorten  und  allezeit  die 
nämliche  sein.  Die  Festigkeit  des  Staats- 
gebäudes ist  nicht  überall  die  gleiche,  und 
in  demselben  Staate  wechselt  Sturm  und 
Windstille.  Aussergewöhnliche  Finstände 
und  Zeiten  rechtfertigen  grössere  Schärfe 
gegen  Missbrauch  der  Presse  und  damit 
weitere  Einschränkung  der  Pressfreiheit. 
Beachtet  man  dies  letztere  Moment,  dann 
muss  die  Beurteilung  der  Geschichte  der 
Pressgesetzgebung  milder  ausfallen,  als  es 
zumeist  geschieht. 

II.  Deutschen  Recht. 
A.  Geschichtliche  Entwickolung. 

2.  Die  Jahrhunderte  der  Oosnr  Die 

Pressgesetzgebuug  folgte  der  Erltnduuz  der 
Buchdruckcrknnst  <14n0)  auf  dem  Fusse.  Es 
gürte  in  jener  Zeit  im  Volksleben.  Dasselbe 
war  erfüllt  von  Unlust  ilber  die  Gebrechen  der 
Kirche  und  ihrer  Diener.  Die  Macht  deR  Worte*, 
welche  diese  Gebrechen  bloßlegte,  wuchs  mit. 
der  Möglichkeit  seiner  Verbreitung  im  Drin  k. 
Die  au  die  niederen  Volksklassen  sich  wenden- 
den Flugschriften,  Sjtottgedichte  und  Pasquills 
kamen  so  wirklich  unter  die  Menge.  Dem 
musste  zur  Erhaltung  des  alten  Glaubens  ent- 
gegengetreten werden.  Lies-»  sich  die  neue  Er- 
tiudung.  das  Werk  des  Teufels,  auch  nicht 
unterdrücken,  so  liesg  sie  sich  doch  beschranken. 

Zwei  Massregeln  sind  es,  mit  welchen  die 
Kirche  einschritt.  Zunächst  wurde  das  einzelne 
Druckwerk  vor  seiner  Drucklegung  kirchlicher 
(bischöflichen  Prüfung  und  Bewilliirung.  der 
Censur,  unterstellt,  in  Kölu  1475.  in  Mainz 
1486  (Ccnsurkominissüm  fitr  die  ErzdioYese 
Mainz:,  seitens  des  Papstes  (Alexander  VI.  zu- 
erst 1496.  dann  15UI.  von  Leo  X.  löl.Vi  _\Vas 
dem  strengen  Glauben  zuwider,  gottl"«  und 
ärgennserregend  sei",  soll  gehindert  werden, 
sagt  die  Bulle  von  KiOl.  Die  Bischöfe  sollen 
darum,  ehe  sie  die  Druckerlaubnis  erteilen,  das 
zu  Druekcude  sorgfältig  prüfen  und  durch  Sach- 
verständige prüfen  lassen.  Wer  die  Cen>ur 
nicht  einholt,  dem  droht  Exkommunikation. 
Geldstrafe  und  Veruichfnny  der  verbotswidrig 
hergestellten  Bücher  durch  Verbrennen,  l'ehri- 
geiis  soll  die  (  eiisur  unentgeltlich  und  "hue 
Aufschub  gewahrt  werden. 

Die  andere  Massregel  war  die  Einführung 
einer  Leseerlaubnis  für  Theologen  und  Ge- 
lehrte. Paul  IV.  schuf  1558  den  index  libronun 
prohibitomm.  Den  genaunteii  Kategorieen  war 
das  Lesen  der  auf  dieses  Verzeichnis  gesetzten 
Werke  verboten,  l'm  auf  den  index  zu  kommen, 
genügte  schon,  das.«  ein  Buch  in  den  evan- 
gelischen Territorien  Deutschlands  erschien. 

Drang  die  katholische  Censur  auch  nur 
in  wenigen  deutschen  hindern  durch  ,>o  in 
Bavern:  Herzog  Wilhelm  IV.  und  sein  Sohn 
Albrecht  V.l.  so  wurde  sie  doch  vorbildlich  ein- 
mal für  die  geistliche,  d.  h.  gegen  religiöse  Irr- 
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lehreu  gerichtete  Censur  in  protestantischen 
Ländern  (gewöhnlich  Keiibt  durch  die  theolo- 
gischen Fakultäten  namens  des  Inhabern  des 
Kirchenreginients).  als  in  den  evangelischen  Ge- 
bieten mit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts der  Geist  religiöser  Unduldsamkeit 
zunahm,  dann  aber  besonders  für  die  weltliche 
Censur,  d.  h.  für  die  Censur,  welche  sich  gegen 
jene  staatsgefährlichen,  politisc  hen  Flugschriften, 
nach  den  Worten  der  R.P.O.  v.  1548  „auf- 
rührerischen Schmähschriften"  wandte,  in  welchen 
das  bedrllckte  Volk  dem  Kaiser  vorwarf,  das* 
er  Deutschland  au  Rom  verkaufe,  den  Fürsten 
und  Adeligen,  dass  sie  Deutschlands  Einheit 
hinderten  und  ihre  Macht  zu  Erpressung  und 
Grausamkeit  gegen  die  Bauern  missbrauchten. 

Hatte  der  Reichsabschied  von  Nürnberg 
vom  18-  April  1524  ganz  allgemein  den  Obrig- 
keiten befühlen,  nachzusehen,  dass  Schmäh- 
schriften und  Schandgemnlde  nicht  weiter  aus- 
gebreitet würden,  so  führte  der  Speyerer  Ab- 
schied vom  22.  April  1521t  die  Censur  selbst, 
wenn  auch  nur  auf  Zeit,  bis  zum  nächsten 
Konzil,  uuter  Androhung  von  Strafe  und  Konfis- 
kation ein.  Als  eine  Voraussetzung  der  Druck- 
erlaubnis schrieb  der  Augsburger  Abschied  vom 
29.  November  1530  die  Angabe  des  Druckers 
und  Druckortes  vor  und  zugleich,  weil  die  An- 
gaben bisher  ineist  falsche  oder  erdichtete 
Namen  enthielten,  zur  Kontrolle  der  Durch- 
führung der  Anordnung  zeitweilige  Visitationen 
der  Druckereien  und  Geschäfte  der  Rnchführer. 

Trotzdem  stieg  die  Zahl  der  Schmähschriften, 
so  dass  sich  die  Keil  hsständc  1541  (zu  Kcgens- 
burgj  veranlasst  sahen,  Druck  und  Verkauf 
solcher  überhaupt  zu  verbieten,  und  sogar  den 
Ankauf  derselben  mit  harter  Strafe  bedrohten. 
Durch  die  R.P.O.  von  1548  erhielt  die  Censur 
Ausbau  durch  verschärfende  Einzelvorschriften. 
Die  Verpflichtung  auch  zur  Angabe  des  „Dichters 
oder  autor"  des  Werkes  auf  der  Druckschrift 
wurde  eingeführt  und  der  Druckerlaubnis  jede 
mechanisch  vervielfältigte  Gedankcndarstellung: 
.Bücher,  Schrifften.  Gemählde,  Abgüss,  Geschnitzt 
und  Gemächts  im  Druck"  unterworfen.  Auf  die 
Nichteinholung  der  Erlaubnis  wurde  schwere 
Gehlpön  i  bis  500  fl.  in  Gold)  und  polizeiliche 
.Niederlegnng  des  Handwerks"  als  Nachteil  ge- 
legt. Bei  verbotswidriger  Verbreitung  sollte 
ausser  Beschlagnahme  Gefängnis  und  Folter 
gegen  den  Besitzer  (Käufer)  zulässig  sein,  um 
den  schuldigen  Drucker  und  Verkäufer  eher  er- 
mitteln zu  können.  Zugleich  wurde,  da  auch 
das  Konzil  von  Trient  nicht  den  gewünschten 
religiösen  und  politischen  Ausgleich  brachte, 
vielmehr  die  Unsicherheit  im  Staatsleben  an- 
hielt, die  Censur  eine  dauernde  staatliche 
Polizeieinrichtnng. 

Eine  zweite,  die  freie  Bewegung  der  Presse 
energisch  einengende  Recbtsschraukc  schuf  der 
Abschied  des  Reichstages  vou  Speyer  vom  11. 
Dezember  1570.  Da  die  Censur  zur  Unter- 
drückung aller  ^Schriften,  dadurch  nichts  Gutes, 
sondern  Zank,  Aufruhr,  Misstrauen  uud  Zer- 
trennung  alles  friedlichen  Wesens  angestifft 
wird"1,  nicht  ausreichte,  wurde  der  Betrieb  des 
Buehdruekergewerbes  von  obrigkeitlicher  Kon- 
zession abhängig  gemacht.  Nur  der  „ange- 
sessene, redliche,  ehrbar,  allerding  tägliche" 
soll  zugelassen  und  nur  für  die  fürstlichen 
Residenzen,    Universität«-    und  ansehnlichen 


Reichsstädte  Konzession  erteilt  werdeu.  Die 
Druckereien  in  kleineren  Städten,  die  Winkel- 
druckereien, seien  straks  abzuschaffen.  Der 
Buchdrucker  soll  auf  genaue  Befolgung  der 
R.P.O.  ^betreffend  das  Bücherweseu"  vereidigt 
werden.  Die  Konzession  wurde  als  Privileg 
aufgefasst,  deshalb  hierfür  Gegenleistung  in 
einer  Taxe  und  in  der  Ablieferung  von  Frei- 
exemplaren an  die  Hofkanzlei  gefordert.  Ferner 
wurde  befohlen,  die  Druckereien  »unerwarteter 
Dingu  zu  visitieren,  und  als  weitere  Voraus- 
setzung der  Druckerlaubnis  wurde  die  Angabe 
des  Druckjahres  auf  dem  Buche  verlaugt. 

In  Frankfurt  a.  M.,  wo  der  Buchhandel 
seinen  Mittelpunkt  gewonnen,  wurde  1569  als 
kaiserliche  Aufsichtsbehörde  Tür  die  Beobachtung 
der  Reich  spressordnungeu  ein  kaiserliches 
Bücherküiumissariat  eröffnet.  Es  hatte  die  Be- 
fugnis. Bücher,  welche  gegen  die  Reichs-Bücher- 
gesetze  verstiessen.  zu  konfiszieren  und  zu  ver- 
bieten. Eine  Censur  vor  dem  Druck  stand  dein 
Amte  nicht  zu,  aber  es  konnte  selbst  gegen  mit 
Druckerlaubnis  versehene  Bücher  vorgehen.  Die 
Behörde  übte  nach  und  nach  Aufsicht  für  das 
ganze  Reich,  zumal  ihre  Errichtung  den  Verzug 
des  Buchhandels  von  Frankfurt  nach  Leipzig 
zur  Folge  hatte. 

Nach  dem  dreissigjäbrigen  Kriege  traten 
im  allgemeinen  ruhigere  Zeiten  ein,  allein  die. 
jahrhundertlangeu  Wirren  hatten  die  Regie- 
rungen zu  ängstlich  gemacht,  als  dnss  sie  ge- 
neigt gewesen  wären,  auf  die  bisherigen  Be- 
schränkungen zu  verzichten,  und  der  eudä- 
inonistische  Staatsgedanke  des  18.  Jahrhunderts 
führte  selbst  da,  wo  bisher  die  Keichsreehte  gar 
nicht  oder  nur  milde  gehandhabt  worden,  zu 
strengerer  Anwendung  der  Censur.  Die  Press- 
polizci  wurde  zu  eiuem  Teile  der  Unterrichts- 
und  Bildungspolizei.  Man  ging  von  der  Auf- 
fassung aus,  dass  man  durch  gute  Bücher  der 
l'nlerthaneu  sittliche  und  geistige  Bildung 
heben  könne  (vgl.  prenss.  Edikt  v.  11.  Mai  1749 
bei  Myler,  Corpus  Coustitut.  March.,  Contin. 
IV,  S.  1491).  Sonuenfels,  Jnsti,  v  Berg  treten 
für  die  Censur  ein.  Sonuenfels  schreibt  (Hand- 
buch der  inneren  Verwaltung  Bd.  1,  1798,  S. 
294 1:  ,.Nur  da,  wo  eine  Censur  besteht,  findet 
sich  die  wahre  Freiheit  und  bürgerliche  Sicher- 
heit für  Schriftsteller.  Buchdrucker  und  Buch- 
händler," Su  gut  der  Staat,  sagt  v.  Berg 
<HB.  des  teutschen  Polizevrechls  Teil  II.  1799, 
S.  51H5.  386',  nicht  bloss  öffentliche  Unterrichts- 
anstalten befördere,  sondern  auch  Privatlehr- 
anstalten seiner  Aufsicht  unterwerfe,  ebenso  sei 
er  befugt  und  verpflichtet,  den  Unterricht  durch 
Schriften,  der  allem  Volk,  jedem  Alter,  Ge- 
schlecht und  Stand  dargeboten  werde,  zu  kon- 
trollieren; er  dürfe  bestimmen,  welche  öffent- 
lichen Aensserungen  er  für  so  geartet  halte, 
dass  sie  als  gemeinschädlich,  d.  h.  dem  Staats- 
zweck hinderlich,  nicht  bekannt  gemacht  werden 
sollten. 

Aus  diesem  Umschwung  der  Meinung  er- 
klärt sich,  dass  man  nun  mehr  als  vordem  be- 
strebt war.  die  Censur  in  die  Hand  von  Sach- 
verständigen zu  legen.  Ein  kurfürstl.  hayer. 
Mandat  vom  1.  August  1769  iSeydel.  Bayer. 
St.R.  I,  S.  25)  sagt  ausdrücklich,  da«  Censtir- 
kollegium  sei  mit  .gelehrten,  bescheidenen  und 
in  allen  Gattungen  der  Wissenschaft  bewanderten 
Männern"'  zu  besetzen. 
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Landes  rechtlich  wurde  im  18.  Jahrhundert 
die  Kontrolle  über  die  vom  Auslande  eingehen- 
den Bücher  geordnet.  Die  Zoll-  und  Post- 
hchördcn  hatten  die  betreffenden  Schriften  zur 
Beurteilung  an  das  Censnrkolleginm  abzugeben. 
Ohne  diese  Massregel  wäre  es  bei  der  Kleinheit 
der  Territorien  ein  leichtes  gewesen,  die  Censur 
zu  umgehen,  indem  man  ein  Werk,  welches  die 
t'eusur  nicht  erhalten,  in  einem  N'achbarstaate, 
wo  der  Presszwang  weniger  stark,  hätte  drucken 
und  von  dort  aus  im  lnlande  verbreiten  lassen. 

Der  aufstrebenden  Wissenschaft  wurden 
ircwisse  Erleichterungen  gewährt.  Die  Uni- 
versitäten erhielten  teils  das  t'ensurrecht  für 
Werke  ihrer  Angehörigen,  teils  Censurfreihcit 
verliehen.  Letztere  erklärt  z.  B.  zu  einem  Teile 
den  bedeutenden  Einfluss.  den  die  Schriften  der 
Göttinger  Professoren  Pütter  und  Schlözer 
zu  ihrer  Zeit  gewannen.  Flir  öffentliche  Biblio- 
theken war  in  der  Hegel  freie  Büchereinfnhr 
zugelassen. 

3  Itor  allmähliche  lebergang  zur 
('ensnrfreiheit.  Die  Aufklürung&zeit  brachte 
das  Schlagwort,  das  Hecht,  zu  denken  und  seine 
Gedanken  andereu  mitzuteilen,  sei  ein  ange- 
l»orciies  nnd  unveräusserliches  Menscbenrecht. 
Es  führte  in  einer  Heilic  von  Staaten  zu  vorüber- 
gehender Beseitigung  des  Censiirzwangs  lOester- 
reich,  Holstein.  Braunsen« eig,  Sachsen- Weimar, 
Gotha).  Dass  sie  nicht  allgemein  erfolgte  und 
nicht  bleibend,  daran  hinderten  die  schweren 
Stürme,  welche  mit  der  französischen  Hevolution 
üIkm-  den  Kontinent  hereinbrachen.  In  ihnen 
kam  zu  scharfem  Ausdruck,  das«  die  Freiheit 
der  Gedaukenäussernng  sich  dem  Schutze  des 
Staates  vor  gemeingefährlichen  Presscrzeug- 
iiissen  unterziiordiieu  habe.  Die  Unsicherheit 
der  staatlichen  Verhältnisse  erlaubte  daher  noch 
nicht  diesen  Freundschaftsdienst  an  die  gute 
Presse.  Am  deutlichsten  zeigt  dies  die  Ge- 
schichte der  Gesetzgebung  des  deutschen  Bundes. 

Art.  IS  der  deutschen  Ruiidesaktc  vom 
8.  Juni  1S15  wollte  Freiheit  gewähren,  indem 
••r  verhiess,  die  Bundesversammlung  werde  sich 
bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft  mit  Abfassung 
gleichförmiger  Verfügungen  über  die  Prcssfrei- 
heit  beschäftigen.  Allein  verschiedene  regierungs- 
feindliche Kundgebungen  ( Wartburgfeicr.  Jubel- 
teier der  Völkerschlacht  von  Leipzig,  Kotzebnes 
Ermordung)  erzeugten  bei  den  Verbündeten  die 
Ansicht,  es  bestehe  ein  Geheimbund,  der  sich 
zur  Aufgabe  gestellt  habe,  gewaltsame  Um- 
wälzungen in  Deutschland  herbeizuführen.  So 
«  rging  —  als  Bestandteil  der  Karlsbader  Be- 
schlüsse —  ein  Bn  ndespressgexetz  v.  20.  Sep- 
tember 1819,  welches  die  Censur  aufrecht  er- 
hielt bezw.  wiederherstellte.  Dass  man  nur 
abnormen  Verhältnissen  entgegentreten  wollte, 
zeigt  die  Schlussbestimmung,  der  Beschluss  solle 
einstweilen  nur  für  5  Jahre  Geltung  haben,  mit 
dem  Zusatz,  vor  Ablauf  dieser  Zeit  solle  im 
Bundestage  gründlich  untersucht  werden,  in 
welcher  Weise  die  in  Art.  18  der  Bundesakte 
in  Anregung  gebrachten  Verfügungen  über  die 
Pressfreiheit  in  Erfüllung  zu  setzen  sein 
möchten,  und  demnächst  ein  definitiver  Beschluss 
über  die  rechtmässigen  Grenzen  der  Pressfreiheit 
erfolgen. 

Liessen  die  politischen  Verhältnisse  der 
ersten  Jabrxviite  des  !!•.  Jahrhunderts  auch  nicht 
die  Aufhebung,  so  Hessen  sie  doch  eine  gewisse 


Einschränkung  der  Censurptlichtigkeit  zu.  Die 
Censur  konnte  für  die  nichtperiodische  Presse 
wohl  beseitigt  werden.  Nur  die  gefährlichere, 
weil  auf  grössere  Massen  wirkende,  Tagespresse 
war  noch  unter  Druckerlaubnis  zu  halten. 

In  der  That  sehen  wir  auch  Censur- 
beschränkungen  eintreten.  Eine  bayerische  V.  v. 
13.  Juni  1803  behielt  die  Censur  nur  bei  für 
periodische  Schriften  politischen  und  statistischen 
Inhalts.  Das  B.  Pr.G.  vom  20  September  1819  l»e- 
schränkte  die  Censurpflicht  auf  rSchrifteu,  die 
in  der  Form  täglicher  Blätter  oder  heftweise 
erscheinen,  und  auf  solche,  die  nicht  Uber  20 
Bogen  im  Druck  stark  sind-4. 

Die  Censur  mnsste  fallen,  als  die  Kiiegs- 
zeiten  vorbei  und  die  neuen  Staatswesen  und 
Shiatenverbindnngen  in  ihrem  Bestände  ge- 
festigt waren.  Als  ständige  Einrichtung  wider- 
sprach die  Ccnsnr  den  geänderten  Rethtszu- 
ständen.  Mit  der  Idee  des  Verfassnngs-  und 
Rechtsstaates  war  sie  als  allgemeines,  dauerndes 
Institut  nicht  zu  vereinen. 

Die  Einführung  eiuer  Volksvertretung  be- 
ruht auf  dem  Gedanken,  das  Stantsvolk  au  der 
Führung  der  Staatsgeschäfte  zu  beteiligen. 
Dies  setzt  das  Vorhandensein  einer  öffentlichen 
Meinung  in  politischen  Dingen  voraus.  Dass 
sich  eine  solche  bilde  und  Staatsregiernng  und 
Parlament  mit  den  Bedürfnissen  und  Wünschen 
des  Volkes  bekannt  werde,  dazu  bedarf  es  un- 
gehemmter fortgesetzter  Verständigung  über 
öffentliche  Angelegenheiten.  Es  muss  ein  freies 
Urteil  über  die  Vorgänge  im  staatliehen  Leben 
möglich  sein,  sonst  fehlt  die  zu  gedeihlichem 
Mitwirken  des  Parlaments  erforderliche  poli- 
tische Bildung. 

Andererseits  stand  es  in  direktem  Gegen- 
sätze zu  den  Bestrebungen  des  Rechtsstaates, 
der  Verwaltungswillkür  allenthalben  Rechts- 
sehranken  zu  ziehen,  wenn  auf  dem  Gebiete  des 
Presswesens  dem  administrativen  Ermessen  noch 
volle  Freiheit  blieb.  Die  Gesetzgebung  musste 
dazu  übergehen,  hinsichtlich  des  Masses  polizei- 
licher Pressbeschräiikutig  Zeiten  der  Rune  und 
politischer  Erregung  auseinanderzuhalten. 

Die  Bimdesgewalt  beging  den  schweren 
Fehler,  solche  Unterscheidung  zu  unterlassen, 
im  Gegenteil,  der  Presszwang  wurde  rechtlich 
und  thatsächlieh  verschärft.  Das  B  Pr.G.  vom 
20.  September  1819  erhielt  trotz  .vollkommener 
äusserer  Ruhe",  welche  selbst  der  kaiserliche 
Präsidialgesaudte  anerkennen  mnsste,  durch  Be- 
schluss vom  Iß.  August  1824  Geltung  auf  un- 
bestimmte Zeit,  Ein  Beschluss  vom  f>.  Juli 
1832  unterwarf  die  Einfuhr  ausländischer  poli- 
tischer Zeitschriften  polizeilicher  Genehmigung. 
So  wurde  manch  inländisches  literarisches 
Unternehmen  („Das  junge  Deutschland")  unter- 
drückt, die  Verbreitung  einer  Reihe  auswärtiger 
Zeitungen  verboten.  Die  einzelnen  Nummern 
zugelassener  Blätter  erhielt  der  Adressat  oft 
erst,  wenn  sie  veraltet  waren,  oder  in  ver- 
stümmeltem Zustande  oder  gar  nicht. 

Die  „scharfe  Märzluft  des  Jahres  1848" 
fegte  diese  Bundesgesetzgebniig  hinweg.  Sie 
gab  die  I/ehre,  dass  es  nicht  anging,  wegen  der 
Möglichkeit  des  Eintritts  politischer  BochHut 
schon  iu  Zeiten  der  Ruhe  die  Freiheit  an  den 
Anker  zu  legen. 

Die  deutschen  Grundrechte  vom  21.  Dezember 
1848  verfielen  in  das  andere  Extrem.   Sie  he- 


Digitized  by  Co 


Pressgewerlie  und  Pressrechl 


235 


stimmten,  die  Pressfreiheit  dürfe  unterkeinen 
Umstünden  und  in  keiner  Weise  durch  vor- 
beugende Massregeln  beschränkt,  suspendiert 
oder  aufgehoben  werden.  Erst  clie  Landespress- 
gesetze  ans  dein  Anfange  der  fünfziger  Jahre 
beachteten  den  Unterschied  zwischen  regel- 
mässigen und  uiiregelmässigeii  Sicherheitszu- 
stünden  ( Bayern  17.  März  1850.  Sachsen 
3. Mai  1850,  Baden  15.  Februar  1*51.  P rcussen 
12.  Mai  1851). 

4.  Die  neue  Pressgesetzgebung.  Die  Zeit 
der  Reaktion  wagte  den  Censurzwang  nicht 
wiederherzustellen,  aber  der  gefährlichen  Presse 
vorbeugende  Massregeln  behielt  sie  auch  für  die 
ruhigen  Zeiten  bei,  Massregeln,  die  zum  Teil 
einschneidender  waren  als  die  Oensur.  So  will 
der  Bundesbeschlnss  vom  6  Juli  1854  Kon- 
zessionspflicht für  das  Pressgewerbe  auch  in 
den  Ländern  der  Gewerhefreiiieit,  Möglichkeit 
widerruflicher  Konzessionserteilung,  Entziehung 
der  nicht  auf  Widerruf  erteilten  im  Verwaltungs- 
wege bei  Missbrauch  und  nach  wiederholter 
schriftlicher  Verwarnung  oder  strafgerichtlicher 
Verurteilung,  Kaiitioiispllicht  (500— 50U0  Thlr.) 
für  die  politische  Tagespresse.  Dieser  Besch  luss 
gelaugte  in  Braunschweig,  Schaumburg-Lippe, 
\Val<leck,  Oldenburg.  Lippe.  Hessen,  Sachsen, 
Baden  auch  thatsächlich  zur  Einführung.  Das 
preußische  Recht  (G.  v.  12.  Mai  1851i  kannte 
nur  Konzessions/.wang  für  das  Pressgewerbe 
und  Kautionspflicht  für  politische  Zeits<rhriften 
,5UO— 5*100  Thlr.',  das  bayerische  mir  Kou- 
zessionszwang.  was  hei  dein  damals  in  Bayern 
allgemein  geltenden  Konzessionssystcme  nichts 
Besonderes  auf  sich  hatte,  und  den  Kalender- 
stempel. 

Die  Gesetzgebung  der  60er  Jahre  suchte 
auch  diese  Präventivmassregeln  soviel  als  mög- 
lich zu  beseitigen,  zum  Teil  sogar  die  Kon- 
zessionspflicht  des  Hausierbuchhandels  (Baden. 
Coburg,  Meiningen,  Weimar,  Altenburg).  Hin- 
sichtlich der  Repression  wurde  möglichste  Ver- 
hältnismässigkeit zwischen  Schuld  und  Uebel 
hergestellt,  d.  h  wegen  Pressdelikten  wurden 
von  nun  an  nur  Geld-  und  Freiheitsstrafen  ver- 
hängt, die  Entziehung  der  Gewerbebefugnis  oder 
des  Postdebits.  die,  ganz  oder  teilweise  wie  Ver- 
inögeiiBkontiskation  wirkten,  aufgehoben,  die 
rein  polizeiliche  Beschlagnahme  beseitigt  iUo- 
burg,  Meiningen,  Weimar,  Sachsen).  Anderer- 
seits war  die  Gesetzgebung  bemüht,  durch 
Schuldpräsumtioneii  eine  rasche  und  sichere 
Ahndung  der  Pressvergehen  lierlieiznführen. 

Die  Reichs  Verfassung  (Art.  4  Z.  16),  nicht 
schon  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes, 
hat  das  Presswesen  hinsichtlich  Gesetzgebung 
und  Beaufsichtigung  zur  gemeinsamen  Ange- 
legenheit der  Verbündeten  gemacht.  Es  ist 
demgemiiss  einheitlich  geordnet  in  dem  R.Pr.G. 
v.  7.  Mai  1874.  Hinzu  treten  die  auf  das  Press- 
gewerbe bezüglichen  Vorschriften  der  Reichs- 
gewerbeordnuiig,  jetzt  in  der  auf  Novellen  vom 
1.  Juli  1883  und  6.  August  18W  beruhenden 
Fassung  vom  26.  Juli  lÖOO  geltend  (R.Pr.G. 
«j  4  Abs  2).  Doch  gelten  die  Bestimmungen 
der  Keichsgewerbeordnung  über  das  Fressge- 
werbe und  das  K.Pr.G.  in  E I  s  a  s  s  -  L  o  t  h  r  i  n  g  e  u 
erst  seit  kurzem.  §  31  des  R.Pr.G  behielt  die 
Einführung  des  Pr.G.  in  deu  Reichslanden  einem 
besonderen  Gesetze  vor,  indem  es  deu  leitenden 
Faktoren  z.  Z.  des  Erlasses  des  R.Pr.G.  in 


Rücksicht  auf  die  offenkundigen  Bestrebungen, 
das  neu  erworbene  Gebiet  vom  Reiche  wieder 
loszutrennen,  uoeh  nicht  angängig  erschien,  die 
schärferen  Massregeln,  welche  das  bei  der  Ver- 
einigung von  Elsass-Lothringen  mit  Deutschland 
dort  in  Geltung  stehende  französische  Recht  zur 
Verhütung  des  Missbrauchs  der  Presse  im  Sinne 
dieser  Bestrebungen  gewahrte,  aus  der  Hand 
zu  geben.  Die  Reichsgewerbeordnung  wurde 
zwar  durch  R.G.  v.  27.  Februar  1888  in  den 
Reichslanden  in  Geltung  gesetzt,  aber  §  2 
dieses  Gesetzes  bestimmte,  das*  hinsichtlich  des 
Gewerbebetriebes,  welcher  die  Herstellung,  den 
Umsatz  und  die  Verbreitung  von  Schriften, 
Drucksachen  und  bildlichen  Darstellungen  jeder 
Art  zum  Gegenstande  habe,  an  Stelle  der  Vor- 
schriften der  Reichsgewerbeordnung  die  Laudes- 
gesetze massgebend  bleiben  sollten.  Im  Früh- 
jahr 1892  begann  jedoch  in  Elsass-Lothringen 
eine  Agitation  für  Üebertraguug  des  deutschen 
Pressrechtes.  Sie  hatte  Erfolg  Wenn  auch 
mit  abändernden  Verschärfungen  und  teil  weiser 
Aufrechterhaltung  des  bisherigen  Rechtes, 
wurden  das  R.Pr.G.  und  die  Bestimmungen  der 
Reichsgewerbeordnung  über  das  Pressgewerbe 
in  den  Reichslanden  durch  Laudesgesetz  vom 
8.  Anglist  18H8  als  landesrechtliehe  Vorschriften 
eingeführt.  Ihre  Einführung  bloss  als  Landesrecht 
erleichtert  die  Möglichkeit  der  Abänderung  des 
Reichsrechtes  für  Elsass-Lothringen,  wenn  die 
Verhältnisse  es  erfordern.  In  Helgoland  ist 
die  Reichsgewerbeordnung  als  solche  zwar  nicht 
»  ingeführt,  aber  ihre  auf  den  Betrieb  der  Press- 
gewerbe bezüglichen  Bestimmungen  stehen  da- 
selbst doch  in  Kraft,  nachdem  die  kaiserliche 
V.  v.  22.  März  1KÜ1  über  die  Einführung  von 
Reichsgesetzen  iu  Helgoland  (Art.  1)  das 
Geltungsgebiet  des  R.Pr.G.  auch  auf  diese  Insel 
ausdehnte  und  dieses  Gesetz  in  §  4  Abs.  2  eben 
bestimmt,  duss  unter  Vorbehalt  der  besonderen 
Regeln  lies  R.Pr.G.  für  den  Betrieb  der  Press- 
gewerho  die  Vorschriften  der  Reichsgewerbe- 
ordnung massgebend  seien. 


B.  Das  geltende  Recht. 

5.  Begriff  der  Druckschrift-  Don 

Gegenstand  der  pressrechtliehen  Ordnung 
bilden  Herstellung  und  Verbreitung  von 
Druckschriften.  Druckschrift  ist  an  sieh 
die  mittelst  der  Buchdruckerpresse,  also 
«mittelst  kunstgerecht  zum  Satz  vereinigter 
Lettern '  hergestellte,  zur  Mitteilung  au 
Dritte  bestimmte  Vervielfältigung  einer  Ge- 
daiikenäusserung. 

Wesentlich  ist  dein  Begriff  somit  ein  zwei- 
faches, Aeusserung  eines  Gedankens  und  Be- 
stimmung der  Vervielfältigung  zur  Mitteilung 
an  andere.  Enthält  das  Ged nickte  keine  Ge- 
daiikenäusserung.  wie  die  Spielkarte  oder  das 
Papiergeld,  so  haben  wir  wohl  ein  Produkt  der 
Presse,  aber  keine  Druckschrift.  Ebenso  ist 
auch  ein  Erzeugnis  der  Buchdruckerpresse, 
welches,  wie  der  Uebungssatz  des  Lehrlings, 
nicht  dazu  bestimmt  ist,  den  darin  enthaltenen 
Gedanken  Dritten  mitzuteilen,  nur  eiu  bedrucktes 
Papier.  Seydel  (bayer.  St.R.)  und  Appelius  be- 
streiten die  Notwendigkeit  des  ersteren  Mo- 
mentes, allein  die  Presserzeugnisse  bilden  deu 
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Gegenstand  der  Pressgesetegehnng  doch  nur  als 
Mittel  des  geistigen  Verkehrs. 

Andererseits  verlangt  die  herrschende  Lehre 
fBeraer,  Schwarze,  Marquardsen,  v.  LUzt, 
H.  Seuffert)  noch  ein  weiteres  Merkmal.  Um 
Druckschrift  zu  sein,  müsse  das  Druckwerk  nicht 
bloss  zur  Mitteilung  an  Dritte  schlechthin, 
sondern  notwendig  zur  Mitteilung  an  einen 
individuell  unbegrenzten  Kreis  von  Personen, 
also  zur  Mitteilung  an  das  Publikum,  znr  Ver- 
öffentlichung, zur  Verbreitung  be- 
stimmt sein.  Der  Grundgedanke  dieser  Meinung 
iHt,  erst  aus  der  Zngiiiighchkeit  de«  Werke«  für 
t'ineu  unbegrenzten  Kreis  entsprängen  Gefahren 
für  öffentliche  Interessen. 

Allein  aus  diesem  Satze  folgt  nicht,  das« 
nur  die  zur  Mitteilung  an  das  Publikum  be- 
stimmte, sondern  vielmehr,  dass  jede  der  Auf- 
nahme seitens  des  Publikums  zugängliche, 
wenn  auch  nicht  dazu  bestimmte  (z.  B.  „als 
Manuskript")  gedruckte  Gedankenänssentng 
Druckschrift  im  Sinne  des  Pressrechtes  sein 
kann  (so  auch  Koller.  S.  17  ff.  und  nur 
mit  dem  Unterschiede,  dass  dieser  unter  Ver- 
breitung jede  Thätigkeit  versteht,  durch  welche 
die  Schrift  einem  anderen  Kreis«-  als  dem  der 
bei  Herstellung  beteiligten  Personen  zugänglich 
gemacht  wird,  somit  auch  die  Mitteilung  an 
einen  nach  Zahl  und  Individualität  bestimmten 
Personenkreis). 

Die  herrschende  Lehre  glaubt  eine  Stütze 
ihrer  Ausicht  in  £  2  des  K.Pr.G.  zu  finden, 
welcher  besagt,  das  gegenwärtige  Gesetz  sei 
anzuwenden  .auf  alle  Erzengnisse  der  Buch- 
druckerpresse sowie  auf  alle  anderen,  durch 
mechanische  oder  chemische  Mittel  bewirkten, 
zur  Verbreitung  bestimmten  Verviel- 
fältigungen von  Schriften  und  bildlichen  Dar- 
stellungen mit  »der  ohne  Schrift  und  von  Musi- 
kalien mit  Text  «der  Erläuterungen"'.  Allein 
nichts  zwingt,  den  Gattungsbegriff,  welchem 
hiermit  die  Erzeugnisse  der  Buchdruckerpresse 
nutergeordnet  werden  wollen,  in  der  durch 
mechanische  Mittel  bewirkten  und  zur  Ver- 
breitung bestimmten  Vervielfältigung  zu  sehen. 
Es  steht  nichts  entgegeu.  als  den  einschlägigen 
Gattungsbegriff  lediglich  die  durch  mechanische 
Mittel  bewirkte  Vervielfältigung  zu  bezeichnen. 
Unterscheidet  doch  das  Gesetz  selbst  zur  Ver- 
breitung bestimmte  und  zur  Verbreitung  nicht 
bestimmte  Druckschriften,  wenn  es  in  $  6  vor- 
schreibt, auf  jetler  im  Geltungsbereich  des  Ge- 
setzes erscheinenden  Druckschrift  müsse  der 
Name  und  Wohnort  des  Druckers  und,  wenn  sie 
für  den  Buchhandel  oder  sonst  zur  Verbreitung 
bestimmt  sei,  der  Name  und  Wohnort  des  Ver- 
legers, oder  —  beim  Selbstbetriebe  der  Druck- 
schrift -  des  Verfassers  oder  Herausgebers  ge- 
naunt  sein.  Der  klare  Wortlaut  des  g  (>  lässt 
nicht,  zu,  wie  v.  LUzt,  Koller  u.  a.  wollen,  hier 
unter  Verbreitung  nur  die  gewerbsmässige  zu 
verstehen. 

Aus  der  oben  mitgeteilten  Bestimmung; 
des  S  2  ergiebt  sich,  dass  das  H.Pr.O.  auch 
auf  andere  Vervielfältigungen,  als  »Zeug- 
nisse der  Buchdruckerpresse,  z.  B.  auf 
Photographieen,  Erzeugnisse  der  Galvano- 
plastik, Stein-  und  Holzdruck.  Kupfer-  und 
Stalüstiehe,    Farbendruck   und  Metallguss, 


Erzeugnisse  des  Hektographen,  der  Kopier- 
maschine und  der  Durchdruckschrift  (vgl. 
Koller,  S.  14),  Anwendung  findet.  Das 
K.Pr.G.  gilt  für  die  Druckschriften  im 
weiteren,  oben  näher  umschriebenen  Sinne 
(§  2  II).  Der  Grund  liegt  nahe.  Der  Ge- 
danke lässt  sich  nicht  bloss  im  Worte,  son- 
dern auch  im  Hilde  verkörpern. 

Keine  Druckschriften  im  Sinne  der  Reichs- 
und I^andesgesetze  sind  nach  ausdrücklicher 
Ausnahme  des  R.G.  v.  12.  März  1884  die 
Stimmzettel  fftr  öffentliche  Wahlen,  sofern 
sie  nur  die  Bezeichnung  der  zu  wählenden 
Personen  enthalten. 

Das  Pressgesetz  spricht  an  einigen 
Stellen  (§!$  ~>  nnd  21)  von  -öffentlicher 
Verbreitung  .  Dies  ist  nicht  gleichbedeutend 
mit  Verbreitung  an  öffentlichen  Orten,  son- 
dern mit  Verbreitung  im  oben  erörterten 
Sinne  schlechthin.  Es  liegt  also  ein  Pleonas- 
mus vor.  Wenn  im  >j  .'1  bestimmt  wird, 
ids  Verbreitung  gelte  auch  «las  Anschlagen. 
Ausstellen  oder  Auslegen  an  Orten,  wo  die 
Schrift  der  Kenntnisnahme  durch  das  Pu- 
blikum zugänglich  sei,  so  will  hiermit  nicht, 
was  selbstverständlich,  hervorgeholt -n  sein, 
dass  nur  das  Anschlagen  etc.  au  allgemein 
zugänglichen  Orten  Verbreitung  ist.  sondern 
dass  es  zum  Begriff  der  Verbreitung  nicht 
der  Zugiingliehmachung  einer  Mehr/Ahl  von 
Exemplaren  bedarf. 

Keine  Verbreitung  der  Druckschrift  im 
Sinne  des  Pressrechtes  ist  die  Wiedergabe 
des  Inhalts  derselben  in  Rode,  Mu-ik 
und  Geliordenspiel.  Zur  Verbreitung  im 
Sinne  des  Prossivohtos  bedarf  es  einer  Zu- 
gänglichmachuug  des  Körpers  der  Druck- 
schrift. Das  Recht  der  Theaterpolizei 
bildet  somit  keinen  Gegen.-dand  der  Pr>->s- 
ordnung. 

Besondeiv  prossrecht  liehe  Bedeutung 
kommt  der  periodischen  Presse,  d.  h. 
nach  $  ">  den  Zeitungen  und  Zeitschriften 
zu,  welche  in  monatlichen  oder  kürzeren, 
wenn  auch  unregelmässigeii  Fristen  er- 
scheinen, da  dieselben  wegen  ihrer  Billig- 
keit, ihrer  hoijuotnen  Form  und  wegen  ihres 
Inhaltes  —  sie  bringen  Tagcshcgeltonhoitoii. 
und  diese  interessieren  die  grosse  Ma>se 
am  meisten  —  die  weiteste  Verbreitung 
finden. 

(i.  Die  polizeilichen  Schranken  im 
allgemeinen.  Audi  jetzt  verzichtet  der 
Staat  noch  nicht  darauf,  der  Gefährdung 
öffentlicher  oder  privater  Interessen  durch 
die  Presse  vorzubeugen,  also  gegen 
.Missbrauch  der  Presse  durch  polizeiliche 
Massnahmen  zu  wirken.  Privatintore-sen 
schützt  er  gegen  Pressaugriffe,  weil  der 
Einzelne  zu  schwach  ist,  um  ihrem  Ein- 
flüsse rasch  und  wirksam  zu  Itegegnen. 

Die  regelmässige  Form  i>olizeilicher  Ein- 
wirkung ist  der  unmittelbare  Gesetzesbefehl, 
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die  ausnahm  s  weisen  sind  behördlicher  Be- 
fehl, Polizeierlaubuis  und  Polizeizwang.  In 
einem  Falle  ist  die  Ausübung  von  Polizei- 
gewalt sogar  in  die  Hand  Privater  gelegt. 
Ihrem  Inhalte  nach  beziehen  sich  die  Polizei- 
akte in  der  Hauptsache  nicht  mehr  auf  die 
Herstellung,  soudern  nur  auf  die  Verbreitung. 
An  die  Stelle  von  Druckverbot  und  Druck- 
erlaubnis sind  Verbreitungsverbot  und  Ver- 
breitungserlaubnis getreten. 

7.  Die  Polizeibefehle.  Unmittelbar  ge- 
s  e  t  /.  I  i  c  h  sind  der  Presse  verboten  a)  öffent- 
liche Aufforderungen  zur  Aufbringung  der 
wegen  einer  strafbaren  Handlung  erkannten 
Geldstrafen  und  Kosten  sowie  öffentliche 
Bescheinigungen  über  den  Empfang  der  zu 
solchen  Zwecken  gezahlten  Beiträge  ({$  10): 
b)  die  Veröffentlichung  der  Anklageschrift 
oder  anderer  amtlicher  Schriftstucke  eines 
Strafprozesses,  bevor  dieselben  in  öffent- 
licher Verhandlung  kundgegeben  sind  oder 
das  Verfahren  sein  Ende  erreicht  hat  (§  17); 
soweit  bei  einer  Gerichtsverhandlung  die 
i  Vffontlichkeit  wegen  Gefährdung  der  Staats- 
sicherheit ausgeschlossen  ist,  ferner  gemäss 
Alt.  3  des  K.G.  v.  Mai  ISNS  die  Ver- 
öffentlichung der  angegebenen  Schriftstücke 
auch  nach  Beendigung  des  Verfahrens  und 
ebenso  die  Veröffentlichung  von  Verhand- 
lungsberichteu.  Dassel l>e  gilt  nach  dem  Ein- 
führungsgesetz zur  Militürstrafgcrichtsord- 
nung  des  Reiches  vom  1.  Dezember  1S9S, 
St  ls  auch  für  die  Militürgerichtsliarkeit  und 
zwar  dann,  wenn  die  Öffentlichkeit  der 
Verhandlung  nur  wegen  Gefährdung  militär- 
diei)!»tlicher  Interessen   ausgeschlossen  ist. 

Ein  gesetzliches  Polizeiverbot,  welches 
nur  die  gewerbsmässige  Verbreitung 
angeht,  enthält  Sj  56  Abs.  3  Nr.  12  der 
H.-Gew.-O.  Hiernacli  sind  Druckschriften, 
andere  Schriften  und  Bildwerke,  insofern 
sie  in  sittlicher  oder  religiöser  Beziehung 
Aergernis  zu  geben  geeignet  sind  oder 
mittelst  Zusicherung  von  Prämien  oder  Ge- 
winnen vertrieben  werden  oder  in  Liefe- 
rungen erscheinen,  wenn  nicht  der  Gesamt- 
preis auf  jeder  einzelnen  Lieferung  an  einer 
in  die  Augen  fallenden  Stelle  bestimmt  ver- 
zeichnet ist,  vom  Feilbieten  im  ('inherziehen 
ausgeschlossen.  Dasselbe  gilt  nach  §  42a 
daselbst  auch  für  den  stehenden  Gewerbe- 
betrieb au  öffentlichen  Orten  (sogen,  lokalen 
Hausierhan  del). 

Behörd  liehe  Polizeiverbote  können  er- 
gehen auf  Grund  des  §  ">  des  Pr.G.  mit 
S  -13  Abs.  b'  der  K.-Gew.-0.  Hiernach  kann 
die  nichtgewerbsmässige  öffentliche  Ver- 
breitung von  Druckschriften  vou  der  Orts- 
l*Jizeitahörde  gewissen  Personen  vertaten 
werden,  welchen  der  Wandergewerbeschein 
versagt  werden  darf  (§  57  Nr.  1.  2,  4, 
st  57a,  §  57b  Z.  1  u.  2  der  K.-Gew.-i ».). 

Ausnahmsweise  ist  für  einen  Fall  die 


Ausübuug  der  Polizeigowalt,  wie  erwähnt, 
in  die  Hand  der  durch  Mitteilungen  der 
Presse  in  ihren  Interessen  unmittelbar  Ge- 
fährdeten gelegt,  um  die  Fortwirkung 
einer  absichtlich  oder  unabsichtlich  erfolgten 
Irreleitung  der  öffentlichen  Meinung  durch 
die  Presse  zu  hemmen. 

Der  verantwortliche  Redakteur  einer 
periodischen  Druckschrift  hat  nach  §  11 
des  R.Pr.G.  die  Pflicht,  eine  Berichtigung 
der  in  letzterer  mitgeteilten  Tliatsachen  auf 
Verlangen  einer  beteiligten  öffentlichen  Be- 
hörde oder  Privatperson  ohne  Einschaltungen 
oder  Weglassungen  in  der  nach  Empfang 
der  Einsendung  nächstfolgenden,  für  den 
Druck  nicht  bereits  abgeschlossenen  Nummer 
und  zwar  in  demselben  Teile  der  Druck- 
schrift und  mit  derselben  Sclirift  wie  der 
Abdruck  des  zu  berichtigenden  Artikels 
und,  soweit  nicht  die  Entgegnung  den  Raum 
der  zu  berichtigenden  Mitteilung  über- 
schreitet, kostenlos  aufzunehmen,  sofern  die 
Berichtigung  vom  Einsender  unterzeichnet 
ist,  keinen  strafbaren  Inhalt  hat  und  sich 
auf  thatsächliehe  Angaben  beschränkt. 

Die  Veröffentlichung  einer  Nachricht  in 
der  periodischen  Presse  ist  nach  deren  Eigen- 
art das  beste  Mittel  rascher  und  weiter 
Verbreitung.  Der  durch  die  Nachricht  in 
ihren  Interessen  berührten  Person  soll  zur 
Abwendung  weiterer  Gefahr  das  gleich  wirk- 
same Mittel  zu  Gebote  stehen.  An  derselben 
Stelle  und  vor  demselben  Publikum  soll  sie 
sich  verteidigen  dürfen.  Doch  kann  die 
Aufnahme  der  Entgegnung  nicht  direkt 
durch  physischen  Zwang  obrigkeitlicher 
Organe  erzwungen  werden.  Der  zur  Be- 
richtigung Berechtigte  kann  bei  Weigerung 
nur  Verhängung  der  nach  §  19  zulässigen 
Geld-  oder  Haft  strafe  beantragen.  Das  Recht 
der  Antwort  auf  die  Entgegnung  steht 
selbstverständlich  dein  Rodakteur  frei. 

Zu  den  polizeilichen  Pflichten  der  Press- 
organe pflegt  man  gewöhnlich  auch  die 
Verpflichtung  des  verantwortlichen  Re- 
dakteurs einer  periodischen  Druckschrift, 
welche  Anzeigen  aufnimmt,  zu  rechnen,  die 
ihm  von  öffentlichen  Behörden  mitgeteilten 
amtlichen  Bekanntmachungen  auf 
deren  Verlangung  gegen  Zahlung  der  üb- 
lichen Einrilckungsgebühren  in  eine  der 
beiden  nächsten  Nummern  aufzunehmen 
(R.Pr.G.  S  10).  Allein  der  Grund  der  auf- 
erlegten Verbindlichkeit  ist  in  erster  Linie 
nicht  sowohl  der  G<*lanke,  es  möchte  dem 
Ansehen  öffentlicher  Behörden  abträglich 
sein,  müssten  dieselben  eventuell  als  Bitt- 
steller von  Redaktionsthür  zu  Redaktions- 
thür wandern,  denn  vielmehr  das  Bestreben, 
sich  des  Dienstes  dieses  raschen  und  allge- 
meine Verbreitung  verbürgenden  Benach- 
richtigungsmittels zu  versichern.  Der  Staat 
will  somit  durch  Feststellung  solcher  Pflicht 


Digitized  by  Google 


238 


Pressgewerl«  und  Pressrecht 


nicht  einer  Gefährdung  öffentlicher  Inte- 
ressen vorbeugen  —  Abwendung  von  Ge- 
fahr ist  alter  das  auszeichnende  Moment 
polizeilicher  Thätigkeit  — .  sondern  vielmehr 
die  Presse  als  eine  die  Verwirklichung 
staatlicher  Interessen  fördernde  Anstalt 
in  seinen  Dienst  stellen. 

8.  Die  Polizeierlaubnisse.  Für  das 
Pressgewerbe  (Herstellung  und  Handel 


an  öffentlichen  Orten  betreiben  wollen, 
hierzu  einen  polizeilichen  Erlau  Ii  nisschein 
erholen  müssen.  Die  Kolporlage  von  Haus 
zu  Haus  kann  einer  solchen  Beschränkung 
nicht  unterworfen  werden  ({$  42b).  4.  Ab- 
gesehen vou  der  Möglichkeit  dieser  Be- 
schränkung unterliegt  der  stehende  Gewerbe- 
betrieb in  Form  des  fliegenden  Buchhandels 
und  des  Ausrufens,  Anheftens  "der  An- 


mit  Druckschriften)  gelten  gemäss  ausdrüek-  schlagens  an  öffentlichen  Orten,  unbeschadet 
lieher  Vorschrift  des  Pr.G.  4?  4  die  Vor-  der  landesrechtliclien  Vorschriften  über  Pia- 
schriften der  R.-Gew.-O.  Hicniach  ei  scheint  katwesen.  (inmittelbar  nach  gesetzlicher  An- 
als  durch  die  Notwendigkeit  behördlicher  Ordnung  der  Erlaubnis  der  Ortsjtolizeibe- 
Eriaubnis  besonders  eingeengt  dor  Wand  er-  hörde  (Legitimationsschein  des  §  43). 
buehhandol  in  seinen  zwei  Arten,  dem  Indem  ausser  im  letzten  Falle  unter 
Aufsucheu  von  Bestellung»/!)  auf  Druck- '  gesetzlich  bestimmten  Voraussetzungen 
Schriften  (Sammeln  von  Abonnenten  und  (R.-Gew.-O.  S.  58)  im  Verwaltungsvorfahreu 
Subskribenten)  in  Form  des  Lmherziehens  ;  die  Zurücknahme  des  Erlaubnispnpieres  ans- 
und  dem  Keilbieten  von  Druckschriften  in  gesprochen  werden  kann,  ist  der  Grundsatz 

'des  Sj  4  des  R.i'r.O.  durchbrochen,  wonach 


Form  des  Herumtragens  (Kolportage), 
welch  letzten;  Art.  wenn  sie  nicht  im  Wege 
des  Heruingehens  von  Haus  zu  Haus,  son- 
dern an  öffentlichen  Orten  und  hier  nicht 
von  einer  festen  Verkaufsstätte  aus.  sondern 
in  Form  des  l'mhergehens  erfolgt,  in  der 
Sprache  des  praktischen  Ijohons  fliegen- 
der Buchhandel  genannt  wird. 

Im  einzelnen  sind  die  auf  den  Buch 


eine  Entziehung  der  Befugnis  zum 
ständigen  Betriebe  eines  Pressgewerl «s  oder 
sonst  zur  Herausgabe  und  zum  Vertrieb.? 
von  Druckschriften  sowohl  im  administra- 
tiven wie  im  richterlichen  Wege  unstatt- 
haft ist. 

Beziehen  sich  die  angeführten  Beschrän- 
kungen auf  die  Zulassung  zum  Gewerlte- 
handel bezüglichen  polizeilichen  Besehrän-  '  betriebt»,  so  die  nachfolgende  auf  die  Art 
klingen  folgende:  1.  Wenn  der  Inhaber  i  seiner  Ausübung.  Wer  Druckschriften  im 
eines  stehenden  Gewerbebetriebes  ausser- ,  l'mhcrziohen  (im  technischen  Sinne  des 
halb  des  Ortes  seiner  gewerblichen  Nieder-  '  Wortes)  feilbieten  will,  darf  nur  die  in 
lassung  selbst  oder  durch  Reisende  Abon-  einem  polizeilieh  genehmigten  Verzeichnis 
nenten  etc.  sammeln  will,  so  Itedarf  jede  j  genannten  Schriften  bei  sich  führen.  Der 
'lieser  Personen  einer  Legitimationskarte,  Polizei behördo  steht  nur  der  Ausschluss 
welche  unter  gewissen  Voraussetzungen,  solcher  Schriften  zu,  welche  in  sittlicher 
wie  der  Wandcrgowerbesehein.  versagt  oder  religiöser  Beziehung  Aergeruis  zu 
weiden  muss  bezw.  versagt  oder  zurück- 1  geben  geeignet  sind  oder  mittelst  Zusiche- 
rung von  Prämien  oder  Gewinnen  vertrieben 
worden  oder,  wenn  sie  in  Lieferungen  er- 
scheinen, nicht  den  Gesami preis  auf  jeder 
einzelnen  Lieferung  au  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  bestimmt  verzeichnen  (Jj 
Abs.  -1).  Beim  lt'kaleu  Hausierhandel 
hat  der  Gcwerltetroilieudo  auf  eigenes 
Risiko  zu  entscheiden,  ob  eine  Druckschrift 
vom  Stnissenvertriebe  ausgeschlossen  i*t 
(vgl.  oben  siib  7). 

Alle  die  genannten  Bestimmungen  -  ein- 
geführt hauptsächlich  durch  Novelle  vom 
1.  Juli  lS>.'i  -  stellen  sich  als  erhebliche 
Beschränkungen  der  Pressfivihoit  dar.  her- 
vorgegangen aus  dein  Bestreiten,  die  niederen 
Voiksklassen.  an  welche  sich  tler  Hausier- 
biichhändler  mit  seinen  billigen  Schriften 
hauptsächlich  wendet,  vor  Schundlittoratur 
zu   bewahren.     Andererseits   Hess  es  sieh 


genommen  werden  kann  (S.  41a).  Wer,  von 
dem  vorigen  Falle  abgesehen,  ausserhalb 
seines  Wohnortes  ohne  Begründung  einer 
gewerblichen  Niederlassung  und  ohne  vor- 
gängige  Bestellung  in  eigener  Person  Druck- 
schriften, andere  Schriften  oder  Bilderwerk«/ 
feilbieten  oder  Bestellungen  hierfür  auf- 
suchen, also  Haiisierbuchhainlel  im  tech- 
nischen Sinne  des  Wortes  (R.-Gew.-O.  S  ftfi). 
betreiben  will,  bedarf  hierzu  eines  Wauder- 
gewerbescheines.  < ileichgiltig  ist  hinsicht- 
lich des  Feilbieteiis  hierbei.  •  >l>  tlies  im 
Wege  der  Kolportage  oder  von  einer  festen 
Verkaufsstelle  <  Wanderlager)  aus  erfolgt. 
'i.  Die  höhne  Verwaltungsbehörde  nach  An- 
hörung der  Gemeindebehörde  oder  die  Ge- 
meindebehörde mit  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  können  für  einzelne 
Gemeinden  oder  Teile   von  solchen  bestim- 


men, dass  Personen,  welche  in  dem  Gc-  der  Gesetzgeber  angelegen  sein,  einer  be- 
nieindebezirke  wohnen  oder  eine  gowerh- .  hördlicheii  Willkür  möglichst  vorzubeugen, 
liehe  Niederlassung  haben  und  innerhalb  Die  Versngungs-  und  Zurücknahmegründe 
desselben  an  öffentlichen  Orten  Druck-  "sind,  soweit  es  anging,  gesetzlich  fixiert, 
schriften  feilbieten  oder  Bestellungen  hierfür  Leber  die  Versagung  der  Erlaubnis,  iiishc- 
aufsiichen.   alstt  stehenden  Gewerbebetrieb  sondere  auch  der  Genehmigung  des  Ver- 
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zeichnisses.  und  Regen  die  Zurücknahme-  1  organe  zu  provisorischer  Beschlagnahme  be- 
veifügung  ist  Beschwerde  zulässig,  ül»er  rechtigt  (R.Str.Pr.0.  SS  *J4ff.).  Es  ist  dies 
welche  in  einem  «He  Unparteilichkeit  mög-  ;  nicht  zu  umgehen.  Soll  der  Zweck  der 
liehst  sichernden  Verfallren  zu  entscheiden  Beschlagnahme  erreicht  werden,  so  bedarf 
ist  (R.-Gew.-O.  ij  63).    Diese  die  freie  Bo- !  es  meist  nischer  Ausführung  (z.  B.  Ent- 


wegung  der  Behörden  einengenden  Vor- 
schriften waren  deshalb  unerlässlich,  weil 
die  breite  Masse  des  Volkes  erfahrungsge- 
mäss  ihr  Lesebedürfnis  —  von  der  Tages- 
presse abgesehen  —  fast  ausschliesslich 
durch  Kauf  von  Koljiorteuren  zu  befriedigen 
pflegt,  ein  einseitiges  Vorgehen  der  Be- 
hörden also  imstande  wäre,  diesem  Teil  der 
Bevölkerung  die  Kenntnisnahme  der  Litto- 
ratur  in  weitgehendem  Umfange  zu  ver- 
sperren 


femung  von  Plakaten).  Die  Polizeiorgane 
sind  es,  welchen  die  Aufspürung  und  Ver- 
hütung von  Verbrechen  obliegt.  Für  sie  er- 
giebt  sich  daher  in  erster  Linie  die  Not- 
wendigkeit einer  Beschlagnahme,  sie  müssen 
deslialb  hierzu  auch  berechtigt  sein. 

Damit  liegt  alter  das  erste  Urteil  darüber, 
ob  die  nötigen  Voraussetzungen  gegeU'ii 
sind,  insbesondere  eine  strafl>are  Handlung 
vorliegt,  meist  in  den  Händen  untergeord- 
neter Organe,  deren  Fähigkeiten  und  Dicnst- 


9.   Da«   Plakatwesen.     Verschiedene  Stellung  nicht  die  volle  Gewähr  unbefange- 

Rechtsfoimen  polizeilicher  Einwirkung  zeigen  i  ner  Entscheidung  bieten.    Im  allgemeinen 

sich  in  der  rechtlichen  Behandlung  des  Pia-  ist  dies  das  geringere  Uebel  gegenüber  der 

katwesens,  dies  deshalb,  weil  das  R.Pr.O.  Unzulässigkeit  polizeilicher  Beschlagnahme. 

v;..i.»  ....  \*,.„i.Mii..:..   ......  !>„,,.., 


(§  30)  mangels  Einigung  von  Bundesrat,  und 
Reichstag  den  Erlass  von  Vorschriften  über 
das  öffentliche  Anschlagen,  Anheften,  Aus- 
stellen sowie  die  öffentliche,  unentgeltliche 
Verteilung  von  Bekanntmachungen,  Plakaten 
und  Aufrufen  dem  Landesrechte  anheim- 
gab. 

Da  es  sich  hier  um  die  wirk- 
samsten Mittel  der  Massenwirkung  handelt, 
glaubte   die   grosse  Mehrzahl   der  Staaten 


Nicht  so   im  Verhältnis  zur  Presse.  Für 
sie  vermag  eine  Beschlagnahme  ein  finanziell 
■  schweier  Schlag  zu  sein.    Zwecks  Siehe- 
1  rung  der  Beweismittel  kann  ja  Beschlag- 
nahme der  ganzen  Auflage  nicht  erfolgen. 
|  wohl  alier  zwecks  Sicherung  etwaiger  Ein- 
ziehung.   In  kürzerer  Zeit  öfter  wiederholt. 
;  kommt  solche  Beschlagnahme  ausgesproche- 
'  ner  Unterdrückung  gleich.  Nachträgliche 
Aufhebung  durch   den  Richter   kann  den 


(Sachsen -Weimar.  Lütieck  ausgenommen)  Schaden  nicht  wieder  gut  inachen,  denn  der 
trotz  der  Beschränkungen,  welche  das  Wert  der  Tagespresse  für  das  Publikum 
Reichsrecht  in  Bezug  auf  die  Persönlichkeit  (Abonnent,  Inserent)  ruht  im  raschen  und 
der  Verbreiter  aufstellt,  besonderer  Oaran-  regelmässigen  Erscheinen.  Das  Besehlag- 
tieen  hinsichtlich  des  Inhalts  der  zu  ver- ;  nahinerecht  könnte  daher  von  der  Polizei 
breitenden  Druckschriften  nicht  entrateii  zu  I  mit  Erfolg  tendenziös  ausgebeutet  weiden, 
können.  Dcingemäss  sind  in  einem  Teile  j  Die  Polizei  hätte  ihren  Zweck  bereits  ei- 
der Staaten  Plakate  politischen  Inhalts  ver- 1  reicht,  wenn  die  Aufhebung  der  Besch  Jag - 
boteu  [Pteussen.  Elsass- I/ithringen  und  I  nahine  seitens  des  Richters  erfolgte. 
Hessen),  in  anderen  bedarf  es  der  Hinter-  Konnte  daher  auf  Zulassung  mchtrichler- 
legung  eines  Pflichtexemplars  vor  dem  Au- ■  lieher  Beschlagnahme  auch  nicht  verzichtet 
schlag  (Sachsen.  Baden.  Württi-mbeig),  in  werden,  wollte  man  nicht  eine  wirksame 
dritten  (Bayern,  Hamburg)  ist  für  alle  Pia-  .  Gegenwehr    gegen    den    .Missbrauch  der 


kate  eine  Polizeierlaubnis  erforderlich. 

10.  Der  Polizeizwnng.  Nach  allge- 
meinen Grundsätzen  sind  Eingriffe  in  das 
Vermögen  der  Unterthaneii  in  Form  der 
Beschlagnahme  nur  in  zwei  Fällen  ge- 
stattet, eiumal.  um  Gegenstände  sicherzu- 
stellen, welche  als  Beweismittel  für  die 
strafrechtliche  Untersuchung  von  Bedeutung 
sein  können,  und  dann,  um  Gegenstände  in 
Verwahrung  zu  nehmen,  welche  der  Ein- 
ziehung unterliegen.  Im  ersten m  Falle  ist 
die  Beschlagnahme  ein  Mittel  zur  Herbei- 1 
führung  der  Bestrafung  erfolgter  Rechtsver- 
letzung, also  eine  Massregol  gerichts|K>lizei- 
licher.  strafprozessualer  Natur,  im  anderen 
Falle  will  sie  die  Fortsetzung  oder  Fortwir- 
kung  einer    begangenen  R« 


Presse  entb'htvu,  so  musste  doch  anderer- 
seits  möglichste  Garantie  gegen  Vcrwal- 
tuugswillkür  geboten  werden.  Dies  geschah 
duich  gesetzliche  Fixierung  der  Falle,  in 
welchen  Beschlagnahme  ohne  richterliche 
Anoi-dnung  stattfinden  darf  (Jj  J3),  und 
durch  die  Bestimmung,  ilass  binnen  Ji 
Stunden  die  Entscheidung  des  Gerichtes 
üImt  die  Beschlagnahme  von  der  Staatsan- 
waltschaft einzuholen  ist  und  die  vom  Ge- 
richt bestätigte  Beschlagnahme  wieder  auf- 
gehoben werden  inuss.  wenn  nicht  binnen 
zwei  Wochen  nach  der  Bestätigung  Straf- 
verfolgung in  der  Hauptsache  eingeleitet 
ist.  Nicht  richterliche  Beschlagnahme  ist 
insbesondere  zulässig,  wenn  bei  Zulassung 
der  Verbreitung  ein  nicht  wieder  gut  zu 
verhüten,  dient  also  echt  polizeilichen  machender  Schaden  für  die  öffentliche 
Zwecken.  Sicherheit  oder  Sittlichkeit  zu  befürchten 

In  U-iden  Richtungen  sind  die  Polizei- .  ist ;  an-scrdein.   wenn  die  formellen  Vor- 
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schrifttm  filier  Ordnung  der  Presse  verletzt ;  dolikte  richte  sich  nach  allgemeinem  Straf- 
sind. 1  recht,  fügt  aber  hinzu,  1.  der  verantwort- 
II.  Finanzrechtliche  Schranken.  Nach  liehe  Redakteur  einer  periodischen  Druck- 
§  HO  Abs.  4  des  Pr.G.  ist  eine  besondere  1  Schrift  sei  jedenfalls  als  doloser  Thäter  zu 
Besteuerung  der  Presse  und  ihrer  Erzeug- :  bestrafen,  wenn  nicht  durch  besondere  Um- 
nisse  (Zeitungs-  und  Kalonderstempol,  In- '  stände  die  Annahme  seiner  Thätersehaft 
serntensteuer)  unzulässig.  Aufrecht  erhalten  j  ausgeschlossen  werde,  denn  er  habe  Kennt- 
siud  jedoch  —  und  darin  liegt  eine  beson- !  nis  von  dem  Inhalt  des  Teiles  der  Druck- 
dere  Besteuerung  —  die  landesrechtlichen  schritt,  für  welchen  er  auf  derselben  als 
Vorschriften    (Preusson.    Bayern,    Elsass-  verantwortlicher  Redakteur  bezeichnet  werde, 


IiOthringcn)  über  Abgabe  von  Freiexemplaren 
an  öffentliche  Bibliotheken  und  Sammlungen, 
ursprünglich  eine  Gegenleistung  für  die 
•Druck-  und  Handelsprivilegien.  Abgeschafft 
in  Sachsen.  Weimar,  Baden  etc. 

12.  Gerichtspolizeiliche  Schranken. 
Eine  Anzahl  von  Vorschriften  dient  dem 
Zwecke,  die  Bestrafung  mittelst  der  Presse 


und  2.  seien  der  verantwortliche  Redakteur. 
Verleger,  Drucker  und  Verbreiter,  nachdem 
ihnen  die  berufsmässige  Pflicht  obliege, 
den  Inhalt  zu  prüfen,  ehe  sie  ihre  Mitwir- 
kung liehen,  wenigstens  wegen  Fahrlässig- 
keit zur  Verantwortung  zu  ziehen,  sie 
müssten  deun  die  Anwendung  pflichtgc- 
mässer  Sorgfalt  oder  Umstände  nachweisen. 


begangener  Delikte  zu  erleichtern.    1.  Eine  |  welche  die  Anwendung  unmöglich  machten. 
Reihe  von  Pressgowerbetreibendon  (  R.G.O.  j  oder  jmstande  sein,  als  den  Verfasser  oder 
§  14)  hat  nicht  bloss  die  allgemeine  ge- ' 
werbepolizeiliche  Pflicht,  der  Polizeibehörde 
die   Eröffnung    des   Betriebes  anzuzeigen, 
sondern  ausserdem  auch  das  Betriebslokal 
sowie  jeden  Wechsel  dessell>en  spätestens 
am   Tage  des  Eintritts   |>olizeilich  anzu- 
melden (s  14).   2.  Auf  jetler  Druckschrift 


den  Einsender,  mit  dessen  Einwilligung  die 
Veröffentlichung  geschehen,  oder,  wenn  es 
sich  um  eine  niehtperiodische  Druckschrift 
handele,  als  den  Herausgeber  derselben 
oder  als  einen  in  der  oben  genannten 
Stufenfolge  vor  ihnen  stehenden  eine  Person 
bis  zur  Verkündigung  des  ersten  Urteils 
nachzuweisen,  welche  in  dem  Bereiche  der 


sind  die  früher  Isub  ö)  erwähnten  Angaben 
(Name  des  Druckers  etc.)  zu  machen.  Jede 
Nummer  einer  periodischen  Druckschrift 
muss  ferner  Namen  und  Wohnort  des  ver- 
antwortlichen Redakteurs  enthalten,  als  wel- 
cher nur  eine  verfügungsfähige,  unbeschol- 
tene Person,  die  im  Reiche  ihren  Wohnsitz 
oder  gewöhnlichen  Aufenthalt  hat.  fungieren 
darf  (R.Pr.G.  SS  0 — 8).  3.  Von  jedem  Stück 
einer  periodischen  Druckschrift  hat  der  Ver- 
leger, sobald  die  Austeilung  oder  Versendung  i  tionen 
erfolgt  —  nicht  früher  —  ein  Exemplar  der  i  nation 

Polizeibehörde  des  Ausgabeorts  abzulie-  Praxis  befolgten  Verantwortlichkeitssys- 
fern  (4}  5)).  teme  vorgenommen.    Mit  der  Einführung 

13.  Die  strafrechtliche  Haftung  für  einer  Doluspräsumtion  für  den  Redaktciu- 
Pressdelikte.  Die  häufige,  bei  der  Tages- ;  ist  es  dem  englischen  Rechte  (vergl.  beson- 
presse  regelmässige  Anonymität  der  Ver- 1  ders  Ivord  Camphells  Act  8  und  9  Viert,  c,  75) 
fasser  der  einzelnen  Druckschriften  und  ,  und  der  bayerischen  Praxis  gefolgt,  mit  der 
ihrer  Teile  und  die  grosse  Zahl  der  bei  i  Aufstellung  von  Fahrlässigkeitsstrafen  der 
Verbreitung  einer  Druck- 1  preussiseh  -  sächsisch  -  hessischen  Gesetz- 


richterlichen  Gewalt  eines  deutschen  Bun- 
desstaates sich  befinde,  oder,  falls  sie  ver- 
storben sei,  sich  z.  Z.  der  Veröffentlichung 
befunden  habe.  Der  Verbreiter  ausländischer 
Druckschriften  soll  ausserdem  von  dieser 
Art  der  Verantwortung  frei  sein,  wenn  ihm 
dieselben  im  Wege  des  Buchhandels  zu- 
kamen. 

Mit  Aufstellung  dieser  Schuldpräsum- 
liat  das  Reichsrecht  eine  Kombi  - 
der  bisher   in  Gesetzgebung  und 


Herstellung  und 

schrift  beteiligten  Personen  macht  den  Be 
weis  des  subjektiven  Thatbestandes,  insbe- 
sondore  auch  die  Feststellung  der  straf- 
rechtlichen Form  und  Schuldart  der  Teil- 
nahme ungemein  schwierig,  wenn  es  sich 
um  die  Verfolgung  von  durch  den  Inhalt 
einer  Druckschrift,  liegangeuen  strafbaren 
Handlungen  (Pressdelikten  im  technischen 
Sinne)  handelt.  Zur  Erleichterung  des  Be- 
weises und  damit  zur  Strafsicherung  stellt 


I  prcussiü 

gebung,  mit  der  Subsidiär-  (stufenweisen) 
Haftung  (resjtonsabilite  par  eascades)  dem 
in  Belgien,  wenn  auch  nicht  begründeten, 
so  doch  ausgebildeten  Systeme.  Nicht  an- 
genommen hat  das  H.R.  vom  belgischen 
System  die  Schuld fiktion  und  die  damit 
verbundene  Ausschliesslichkeit  der  Haf- 
tung des  fingierten  Thäters.  (Vgl.  unten 
sub  Iti.) 

14.    Ausserordentliche     Besch  rün- 


die  Gesetzgebung  daher  auf  die  Erfahrung  kungen  der  Pressfreiheit  In  Zeiten  der 
gegründete  Schuldpräsumtioneu,  Verum-  j  Kriegsgefahr,  des  Krieges,  des  erklärteu  Be- 
tungen teils  vorsätzlicher,  teils  fahrlässiger  lagerungszustandes  kann  die  Freiheit  der 
Schuld,  auf.  |  Presse  von  pohzeiMiördlicher  Willkür  sus- 

So  auch  das  R.Pr.G.    Es  bestimmt  zwar  pendiert   um!   demgemäss  die  Gesamtheit 
zunächst,  die  Verantwortlichkeit  für  Press-  |  der  das  behördliche  Ermessen  beschränken-  4 
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den  Rechtsvorschriften  zeitweilig  ausser 
Kraft  gesetzt  werden  (vgl.  hierüber  das  ge- 
mäss Art.  08  der  R.V.  im  Bundesgebiete 
mit  Ausnahme  Bayerns  geltende  preussisehe 


der  des  Censurzwungs  und  der  Ceu- 
su  r  frei  hei  t  zu  unterscheiden.  Letztere 
ist  nunmehr  üemeingut  aller  civilisierteu 
Staaten  Europas  und  Amerikas. 


Sie  gilt  in 

0.  v.  4.  Jnni  1851,  dann  bayor.  Ausf.-G.  zur  |  England  seit"  1G94.  in  Schweden  seit  1766, 
R.Str.Pr.O.  v.  18.  August  1S70  Art.  6).    Das ,  in  Dänemark  seit  1770,  in  den  Vereinigten 

Staaten  von  Nordamerika  nach  dem  vom 
ersten  Kougress  der  Uuionsvertassung  von 
1787  zugefügten  Zusatzartikel  3,  in  Frank- 
reich nach  Art.  1 1  der  Verf.  v.  3.  September 
1791,  in  Norwegen  seit  1814,  in  Belgien 
und  den  Niederlanden  seit  181'),  in  Oester- 
reich, Italien  und  der  Schweiz  seit  1S48. 
In  Spanien  liat  das  System  in  den  letzten 
Jahrzehuten  öfters  gewechselt.  Zur  Zeit 
herrscht  das  Consurprincip  noch  in  Russ- 
land und  der  Türkei.    In  Englisch-Iudien 


R.l'r.G.  selbst  bestimmt  (ij  1"»),  dass  der 
Reichskanzler  in  Zeiten  der  Kriogsgcfalir 
oder  des  Krieges  Veröffentlichungen  über 
Truppen  bewegungen  oder  Verteidigungs- 
mittel  mittelst  öffentlicher  Bekanntmachung 
verbieten  könne. 

Unter  Ausnahmerecht  stand  bis  30.  Sep- 
tember 1890  nach  R.G.  v.  21.  Oktober  1878 
die  sozialdemokratische  Presse.  Zu- 
lässig waren  richterliche  Untersagung  des 
Gewerbebetriebes,  polizeiliche  Entziehung  der 


Yerbreitungsbefugnis,  Verbot  der  Verbreitung  l  wurde  es  erst  1878  eingeführt. 


gewisser  Druckschriften.  Verbot  der  Kölner-  j 
tage,  definitive  Beschlagnahme  durch  Polizei- 1 
organe. 

Unter  Ausnalimerecht  steht  zum  Teil  noch  ; 
Elsass-Lothringen.  Nach  tiein  Landes- 
gesetz v.  8.  August  1898  besteht  vor  allem 
die  auf  französischem  Dekret  v.  17.  Februar 
1*52  beruhende  Kautions]>flicht  der  Eigen- 
tümer  periodischer  Druckschriften  (20000 
Mark  für  Städte  mit  melir  als  50000  Ein- 
wohnern, sonst  12000  Mark:  für  Zeitungen, 
die  weniger  als  dreimal  wöchentlich  er- 


üer  Grad  der  Pressfreiheit  in  den  censur- 
freien  L'ludern  ist  ein  sehr  verschiedener. 
Es  lassen  sich  drei  Gruppen  unterscheiden. 
Zunächst  an  zeigefreie  Lau  der.  Hier  be- 
stehen nur  Verpflichtungen  hinsichtlich  des 
Inhalts  (Herichtigungspfiicht)  und  gerichts- 
polizeiliche  Schranken  |z.  B.  Angabe  ge- 
wisser bei  Herstellung  des  Druckwerkes  be- 
teiligter Personen  oder  Ablieferung  von  Po- 
lizeiexemplaren). Zu  dieser  Gruppe  zählen 
Belgieu  (kein  Folizeiexemplar),  Dänemark 
(G.  v.  3.  Januar  1S51)  und  England,  wo 


.scheinen,  imm(;r  die  Hälfte)  fort.  Die  Kaution  i  allerdings  das  Entgegnungsrecht  fehlt.  Dann 


haftet  für  Kosten,  Ersatzleistungen  und  Geld 
strafen,  zu  welchen  der  Redakteur  oder  der  Spanien. 
Verlegei-  rechtskräftig  verurteilt  wird.  Wer 
eine  kautionspflichtige  periodische  Druck- 
schrift herausgiebt,  ohne  die  Kaution  hinter- 
legt oder  im  Falle  ihrer  Inanspruchnahme 
ergänzt  zu  haben,  ist  strafbar.  Auch  kann 
das  weitere  Erscheinen  polizeilich  verhindert 
werden,  wenn  die  Kaution  nicht  hinnen  M 
Tagen  nach  Aufforderung  bestellt  oder  er- 
gänzt wird.  —  Ferner  sind  Druckschriften, 


.  Staaten  m  i  t  polizeilicher  A  n  z  e  i  g  e  p  f  1  i  c  h  t : 
Frankreich,  Italien.  Und  endlich 
Länder  der  Polizeierlaubnis:  Oesterreich 
(und  bis  zum  G.  v.  8.  August  1898  kraft 
des  älteren  französischen  Hechtes  Elsass- 
Uothri  ngen).  Zwischen  der  ersten  und 
zweiten  Gruppe  stehen  Norwegen  und  Schweiz 
(hier  Kautionspflicht  möglich),  zwischen  der 


zweiten   und   dritten,   näher  der  zweiten 
Deutschland. 
Gruppen  zeigt 


Eine  Mischung  aller  drei 
Schweden  (Piessfreiheitsord- 


wekhe  in  einer  den  öffentlichen  Frieden  nnng  v.  16.  Juli  1812  mit  Novellen).  Es 
gefährdenden  Weise  die  Grundlagen  der  he- '  kennt  Auzeigopflicht   für  die  Herausgabe 


stellenden  Staatsordnung  angreifen,  von 
jedem  Hausierhandel  ausgeschlossen.  Druck- 
schriften solcher  Art  sowie  solche,  welche 
in    sittlicher  "  oder    religiöser  Beziehung 


jieriodiseher  Schriften.  Der  Verfasser  ist 
zwar  nicht  verbunden,  seinen  Namen  auf 
der  Schrift  zu  nenneu,  muss  ihn  aber  in 
einem  versiegelten  Zettel  dem  Drucker  mit- 
teilen: der  Zettel  kann  dann  bei  gericht- 
ung  des  I  'ressinhalts  vom  Ge- 


licher  Verfall 


Aorgeruis  zu  gelten  geeignet  sind,  dürfen 
auch  unentgeltlich  (-  nicht  gewerbsmässig) 
nicht  verbreitet  werden.  —  Drittens  gelteu 
für  Elsass-Lothringen  nicht  die  einengendeu 
Vorschriften  über  richterliche  Beschlag- 
nahme (oben  sub  10),  und  die  Verbreitung  i  Uelierall  ist  bei  Ausnahmezu 
einer  ausserhalb  des  Reichsgebietes  heraus- 
gegebenen Druckschrift  oder  einzelner  Tcüe 
einer  solchen  kanu  für  Elsass-Lothringen 
jederzeit  vom  Ministerium  im  Verwaltungs- 
wege verboten  werden. 


III.  Das  Pregsrecht  fremder  Quellen. 

15.  Im  allgemeinen.  Was  das  ausser- 
dem" sehe  Recht  angeht,  so  haben  wirLän- 


richt  verlangt  und  geöffnet  werden.  Admi- 
nistrative Beschlagnahme  darf  erfolgen,  aber 
nur  auf  unmittelbaren  Befehl  des  Königs.  — 

tänden  vorüber- 
gehende Aufhebung  der  Pressfreiheit  zulässig. 

10.  Belgieu  und  England.  In  Belgien 
ist  schon  durch  Art.  18  der  Verf.  von  1831 
Kautionserhebung  verboten,  auch  das  Plakat- 
wesen ist  anzeigefrei.  Der  Redakteur  hat 
Beriehtigungspflicht.  Strafrechtlich  besteht 
stufenweise  und  ausschliessliche  Haftung  von 
Verfasser,  Drucker,  Herausgeber  und  Ver- 
teder  für  alle  Druckschriften.    In  England 
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sind  seit  neuerer  Zeit  alle  besonderen  finan- 
ziellen Presslasten  beseitigt,  seit  1853  die 
Inserateuabgabe,  seit  1855  der  Zeitungs- 
stempel, seit  1861  die  Papiereteuer,  seit  1869 
der  Kautionszwang.  Auf  jeder  Druckschrift 
muss  der  Drucker  angegeben  werden.  Nach 
einer  Akte  vom  25.  August  1857  können 
unsittliche  Druckschriften  auch  ohne  voraus- 
gehende gerichtliche  Verurteilung  konfisziert 
werden.  Strafverfolgung  kann  nur  im  Namen 
des  Generalstaatsanwalts  statthaben. 

17.  Spanien,  Frankreich,  Italien.  Das 
geltende  Recht  ist  niedergelegt  in  dein 
spanischen  0.  v.  26.  Juli  1883,  in  dem  fran- 
zösischen G.  sur  la  liberte  de  la  presse  v. 
29.  Juli  1881  mit  Abänderungen  (meist 
strafprozessualer  Natur)  durch  GG.  v.  12. 
Dezember  1893.  28.  Juli  1894  (Anarchisten- 
gesetz), 22.  Juli  1895  und  3.  April  1896,  in 
dem  auf  alle  italienischen  Provinzen  ausge- 
dehnten piemont.  Pressedikt  v.  26.  März 
1848  und  dem  italienischen  Gesetz  über  die 
öffentliche  Sicherheit  v.  30.  Juni  1889  (mit 
Ausf.-V.  v.  8.  September  1899). 

In  Spanien  besteht  Zwang  zu  vorgängiger 
Anmeldung  für  die  Herausgabe  von  Flug- 
blättern —  das  sind  Drucksachen,  welche, 
ohne  Zeitschriften  zu  sein,  nicht  mehr  als 
8  Seiten  haben  — ,  Plakaten  und  Zeitschriften. 
Ausgenommen  sind  nur  Flugblätter  und 
Plakate,  welche  auf  Handel,  Kunst  und  In- 
dustrie bezügliche  Anzeigen  enthalten.  In 
Frankreich  unterliegen  der  Anmeldepflicht 
die  periodische  Presse  und  die  gewerbs- 
mässige Koliiortage,  nicht  das  Plakatieren, 
in  Italien  das  Gewerbe  der  Drucker,  Litho- 
graphen etc.,  die  periodischen  Druckschriften, 
das  Kolportiergewerl«  und  das  Plakatwesen, 
letzteres  jedoch  mit  ähnlichen  Ausnahmen 
wie  in  Spanien.  Hinsichtlich  der  periodischen 
Presse  geht  in  Frankreich  die  Anzeigt1  (ent- 
haltend Namen  der  Zeitschrift  und  Art  der 
Veröffentlichung,  Namen  und  Aufenthaltsort 
des  Itters  des  rnternehraens  |görant  res- 
ponsable], der  Franzose  sein  muss,  Angalte 
der  Druckerei)  an  den  Staatsanwalt,  in 
Italien  an  den  Minister  des  Innern.  Im 
übrigen  ist  in  Italien  die  Anzeigestelle  die 
örtliche  Sicherheitsbehörde,  in  Frankreich  für 
die  Kolportage  die  Präfektur,  nur  bei  Zei- 
tungen je  nach  der  Verbreitung  im  Arron- 
dissement  oder  in  der  Gemeinde  der  Unter- ' 
präfekt  oder  die  Mairie. 

Anschläge  dürfen  in  Italien  nur  an  poli- 1 
zeilich  bestimmten  Orten  erfolgen,  in  Frank-  i 
reich  Privatansehlägo  nicht  au  den  für  amt- 1 
liehe  Bekanntmachungen  liestirnmten  Plätzen.  I 
Wahlanschläge  (professions  de  foi.  circulaires  ! 
et  affiches  eloctoralcs)  auch  an  öffentlichen 
Geltäuden.  mit  Ausnahme  der  Kultusgel  winde, 
insbesondere  nn  den  Ausgängen  der  Wahl- 
lokale. Uober  den  Inhalt  von  Ankündigungen 
an  öffentlichen  Orten  bestimmt  ein  franzö- 


sisches G.  v.  19.  März  1889,  dass  alle  Druck- 
schriften, welche  an  öffentlichen  Orteu  ver- 
trieben und  verteilt  werden,  nur  mit  ihrem 
Titel,  ihrem  Preise,  der  Bezeichnung  ihrer 
Richtung,  dem  Namen  des  Verfassers  und 
Redakteurs  angekündigt  werden  dürfen. 
Obscöne  Titel  oder  solche,  welche  Unter- 
stellungen, Verdächtigungen  oder  belei- 
digende Ausdrücke  für  eine  oder  mehrere 
Personen  enthalten,  sind  überhaupt  von 
Ankündigung  auf  öffentlicher  Strasse  aus- 
geschlossen. 

Ueberall  bestehen  geriehtspolizeilnhe 
Schranken,  insbesondere  nie  Pflicht  zur  Ab- 
gälte von  Polizeiexemplaren  (an  Staatsanwalt, 
Polizei  oder  Gericht),  und  die  Verbindlich- 
keit zur  Aufnahme  von  Entgegnungen,  wie 
die  Verpflichtung,  gewisse  Veröffentlichungen 
(über  Strafsachen  u.  s.  w.)  zu  unterlassen. 
In  Frankreich  besteht  ferner  die  Verpflich- 
tung zur  Abgalt  von  Pflichtexemplaren  für 
die  eollections  nationales  und  eine  Affiehen- 
steuer,  5  Centimes  bis  1  Francs  mit  2U°o 
Zuschlag  betragend.  Die  zuletzt  durch  G. 
v.  4.  September  1871  geregelte  Papiersteuer 
(für  K.K)  kg  Papier  der  periodischen  Press*.» 
32,24  Francs)  ist  durch  G.  v.  8.  August 
1885  ab  1.  Dezember  1886  beseitigt. 

Nirgends  polizeiliche  Beschlagnahme,  in 
der  strafrechtlichen  Behandlung  in  Spanien 
kein  Unterschied  zwischen  Press-  und  anderen 
Delikten,  in  Frankreich  und  Italien  belgi- 
sches System  (in  Frankreich:  Gerant  und 
Herausgelter:  Verfasser:  Drucker:  Ver- 
käufer, Verteiler  und  Afficheur:  der  Ver- 
fasser wird  neben  Gerant  und  Herausgeber 
als  Teilnehmer  mitverfolgt  —  in  Italien: 
Verfasser,  Herausgeber,  Drucker).  Die  Ver- 
breitung ausländischer  Druckschriften  kann 
in  Frankreich  im  Verwaltungswege  unter- 
sagt werden. 

18.  Oesterreich.  Grundlage  des  gelten- 
den Rechtes  ist  noch  heute  hauptsächlich 
das  Pressgesetz  v.  17.  Dezember  1862  mit 
Novelle  v."  15.  Oktober  1868.  Das  Press- 
gewerbe, umfassend  die  Druckerei,  den 
Buchhandel,  die  lioihanstalt  und  das  Lese- 
kabinott, unterliegt  obrigkeitlicher  Konzession 
(C.ew.-O.  v.  20.  Dezember  1859  §  16).  Sie 
ist  abhängig  von  Verlässlichkeit  und  Uu- 
l>escholtenheit  und  soll  in  der  Regel  nur 
für  Orte  erteilt  werden,  wo  eine  politische 
Bezirks-  oder  landesherrliche  Polizei! >ehörde 
ihren  Sitz  hat.  Bloss  die  Herausgabe  einer 
periodischen  Druckschrift,  einschliesslich  dos 
Verlags,  unterliegt  lediglich  dem  Anzeige- 
zwaug.  Zwei  lästige  Schranken  der  perio- 
dischen Presse  sind  neuerdings  beseitigt. 
Durch  G.  v.  27.  Dezember  1*99  wurde  der 
Zeitungs-  und  Kalondorstemjtol,  bereits  durch 
0.  v.  y.  Juli  1894  die  Kautionspflicht  der 
periodischen  Presse  aufgehoben.  Die  Kant  ion 
hatte  für  Wien  (und  15  km  im  Umkreis) 
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KOOO,  an  Orten  mit  mehr  als  60<MK)  Ein- 
wohnern 6000,  an  solchen  mit  mehr  als 
30000  4000,  an  allen  übrigen  Orten  '3 KM) 
Gulden  (erschien  die  Schrift  nicht  öfter  als 
dreimal  wöchentlich,  immer  nur  die  ilillfte) 
Itetragen.  Die  Kaution  diente  einem  dopj>eltcn 
Zweck.  Einmal  haftete  sie  »für  alle?  ans 
Anlass  der  Herausgabe  der  Druckschrift 
infolge  Strafurteils  zu  zahlenden  Geldstrafen 
und  Kosten  des  Strafverfahrens«  und  zwar 
auch  dann,  wenn  der  Erleger  der  Kaution 
für  seine  Person  nicht  strafbar  befunden 
war.  Zum  anderen  —  und  das  war  ihr 
Hauptzweck  —  sollte  sie  Garantie  für 
politisches  und  moralisches  Wohl  verhalten 
der  periodischen  Presse  bieten,  denn  sie 
war  ganz  oder  teilweise  für  vorfallen  zu 
erklären,  wenn  »jemand«  wegen  des  Inhalts 
der  Druckschrift  eines  Verbrechens  oder 
Vergehens  für  schuldig  erkannt  wurde. 
Dass  die  Gesetzgebung  dabei  von  dem  Ge- 
danken ausging,  zur  Verletzung  der  öffent- 
lichen Rechtsordnung  Hessen  sich  haupt- 
sächlich Blätter  hinreissen,  die  nur  über 
geringes  Betriebskapital  verfügen  und  daher 
wenig  aufs  Spiel  setzen,  ergiebt  die  Hohe 
des  Kaution sbetrages.  Durch  starke  finan- 
zielle Belastung  —  es  kam  noch  der  Ka- 
lender- (6  Kreuzer)  und  Zeilutigsstempel 
(1  Kreuzer  für  inländische  und  ans  Staaten 
des  Postvereins  durch  Abonnements  bei  den 
k.  k.  Postanstalten  bezogene,  2  Kreuzer  für 
sonstige  ausländische  Zeitungen)  hinzu  — 
sollte  demnach  der  Revolver-  und  Winkel- 
presse vorgebeugt  werden,  als  wären  finanziell 
solide  und  wohlanständige,  finanziell  schwache 
und  schlechte  Presse  identische  Begriffe. 
Die  Erfahrung  liat  gezeigt,  dass  die  durch 
solche  Gesetzgebung  mitveraulasste  Ver- 
bindung von  Presse  und  Grosskapital,  in- 
dem sie  die  Macht  der  Presse  steigert,  den 
öffentlichen  Interessen  weit  gefährlicher  zu 
werden  vermag  als  die  sich  gegenseitig  in 
ihrem  Einfluss  schwächende  kleine  Presse, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  auf  diese  Weise 
wegen  der  verhältnismässig  wenigen  ört- 
lichen Hetzblätter  auch  die  harmlose,  den 
kleinen  lokalen  Bedürfnissen  und  Interessen 
dienende  Tagespresse  unterdrückt  wird. 
Jetzt  besteht  nur  noch  die  Bestimmung, 
dass,  wenn  aus  Anlass  der  Heransgalio 
einer  periodischen  Durckschrift  auf  Geld- 
strafe oder  Kostenersatz  erkannt  und  die 
Zahlung  dieser  Betrage  nicht  binnen  acht 
Tagen  nach  Rechtskraft  des  Urteils  beim 
Staatsanwalt  ausgewiesen  ist,  auf  Veran- 
lassung des  letzteren  die  Sicherhoitshehördo 
die  Herausgabo  der  Druckschrift  bis  zur 
Leistung  der  Beiträge  einzustellen  hat. 

Der  Wanderbuchhandel,  auch  der  lokale, 
ist  mit  einer  Ausnahme  gänzlich  verU>ten. 
Lediglich  das  Sammeln  von  Pränumeranten 
oder  Subskribenten  ist  gestattet,  aber  nur 


durch  Strafvollzug  ver- 
statthafte  Einstellung. 


auf  Grund  eines  von  der  Sioherheitsbehörde 
ausgestellten  Erlaubnisscheines.  Solbst  das 
nichtgewerbsmässige  Ausrufen,  Verteilen  und 
Feilbieten  ausserhalb  der  hierzu  ordnungs- 
mässig  bestimmten  Räumlichkeiten  ist  un- 
erlaubt. Das  Ausliängeu  oder  Anschlagen 
von  Druckschriften  an  öffentlichen  Orten 
bedarf  der  Bewilligung  der  Sicherheits- 
behörde. Nur  Kundmachungen  von  rein 
örtlichem  oder  gewerblichem  Interesse  sind 
davon  ausgenommen. 

Die  Entziehung  der  Gewerbsbefugnis  Ist 
zulässig,  in  der  Regel  auf  ein  Jahr,  und 
zwar  zum  Teil  selbst  durch  die  Verwaltungs- 
behörde, wenn  auch  nur  aus  gesetzlich  be- 
stimmten Gründen  des  Strafrechts.  Hin- 
sichtlich der  Herausgabe  i>eriodischer  Schrif- 
ten entspricht  der  Entziehung  des  Gewerbe- 
rechts der  Wirkung  nach  die  von  Gerichts- 
■  wie  von  Verwaltungswegen  als  Mittel  zur 
|  Erzwingung  gewisser  Pflichten  (insbesondere 
der  Ergänzung  der 
i  minderten  Kaution) 

In  gesetzlich  fixierten  Fällen  ist  polizeiliche 
Beschlagnahme  erlaubt. 

Auch  für  die  nichtperiodische  Presse  - 
bis  zu  ">  Bogen  Umfang  —  besteht  die 
Pflicht  zur  Einsendung  von  Polizeiexemplaren 
(spätestens  24  Stunden  vor  der  Ausgabe). 

Was  die  strafrechtliche  Verfolgung  von 
Pressdelikten  anlangt,  stellt  das  österreichische 
Recht  nur  Vermutungen  für  Fahrlässigkeit, 
nicht  auch  für  dolose  Thätersehaft  auf  (Nov. 
v.  15.  Oktober  1808).  Der  Redakteur  der 
periodischen  Druckschrift  ist,  wenn  ihm  das 
l)eJikt  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nicht 
zugerechnet  werden  kann,  verantwortlich 
für  Vernachlässigung  jeuer  Aufmerksamkeit, 
bei  deren  pflichtgcinässer  Anwendung  die 
Aufnahme  des  strafbaren  Inhaltes  der  Druck- 
schrift unterblieben  wäre.  Von  dieser  Ver- 
antwortung wird  er  weder  durch  Beifügung 
allgemeiner  oder  besonderer  Verwahrungen 
noch  auch  durch  die  Erklärung  eines  an- 
deren ,  dass  er  die  Verantwortung  allein 
übernehmen  wolle,  befreit. 

Gegenüber  dem  deutschen  und  neuen 
französischen  Rechte  zeigt  sieh  in  einein 
Falle  eine  geringere  Beschränkung.  Auch 
gegen  ausländische  Druckschriften  giebt  es 
kein  administratives  (seit  1m<>2)  und  sogar 
(seit  1808)  kein  richterliches  Verbot  der 
ferneren  Verbreitung,  sondern  nur,  wie 
gegen  inländische,  Beschlagnahme  der  ein- 
zelnen Nummer  unter  den  gesetzliehen 
Voraussetzungen.  Die  in  das  Ermessen  de.-* 
Staatsininisteriums  (des  Innern)  gestellt«; 
P o  s  t  d  e  b  i  t  e  n  t  z  i  e  h  u  n  g  gegenüber  aus- 
ländischen Presscrzeugnisscn  bietet  teil- 
weisen Ersatz.  Sie  wirkt,  da  Postzwang 
für  Zeitungsbeförderung  besteht,  wie  ein 
ausdrückliches  Zeit ungs verbot. 

Die  Art  der  Suspendierung  der  Press- 
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freiheit  bei  Eintritt  von  Ausnahmezuständen 
ist  geregelt  durch  CK  v.  5.  Mai  18(59  §§  1 
und  7.  Die  Verwaltungsbehörde  ist  in  diesen 
Fällen  berechtigt,  a)  das  Erscheinen  oder 
die  Verbreitung  von  Druckschriften  einzu- 
stellen, gegen  dieselben  das  Postverbot  zu 
erlasseu  und  den  Betrieb  von  (.lewerben, 
welche  durch  Vervielfältigung  litterarischer 
oder  artistischer  Erzeugnisse  oder  dmch 
den  Handel  mit  denselben  die  öffentliche 
( »ldnung  gefährden,  zeitweilig  einzustellen, 
b)  für  Hinterlegung  der  Pflichtexemplare 
eine  Frist  zu  bestimmen,  welche  bei  perio- 
dischen Druckschriften  bis  zu  drei  Stunden, 
bei  anderen  bis  auf  acht  Tage  vor  der  Aus- 
gabe ausgedehnt  werden  kann. 

19.  Kurland.  Von  der  Censur  sind 
nur  befreit  Zeichnungen,  Pläne  und  Karten 
ohne*  Text,  Ausgaben  in  alten  Sprachen  nud 
rebersetzungen  solcher.  Veröffentlichungen 
gelehrter  Anstalten  und  Gesellschaften,  in 
den  Pesidenzstädten  Originalwerke  im  Um- 
fange von  10.  Uebersetzungen  im  Umfange 
von  20  Bogen  (O.  v.  (>.  April  1  S«}.">).  Dann 
ist  der  Minister  des  Innern  noch  ermäch- 
tigt ,  Zeitungen  und  Zeitschriften  von  der 
Censur  zu  entbinden.  Doch  können  auch 
solchen  Zeitungen  gewisse  Veröffentlichungen 
und  Erörterungen  untersagt  werden.  Die 
Einhaltung  derartiger  Untersagung  ist  ge- 
währleistet durch  die  Zulässigkeit  polizei- 
licher Verwarnung,  Entziehung  des  Hechtes, 
Annoncen  zu  veröffentlichen,  bis  zu  (>,  Sus- 
pendierung bis  zu  8  Monaten,  Beschlag- 
nahme, Unterdrückung.  Sonst  dürfen  Press- 
erzeugnisse, von  dringenden  Fällen  abge- 
sehen, nur  auf  richterliche  Anordnung  mit 
Beschlag  Wiegt  werden. 

Lltteratnr:  Barbier,  Traite  general  de  la  pol  irr 
de  Iii  presse  et  du  de  Iii  de  publiration,  4  vol., 
Pili*  MST.  —  Bachem,  Art.  Presse  im  Staats- 
Icrikou  ilrr  tiöirresqescllschuft,  IUI.  II',  /■'(■'•  ibur ff 
ISU'i.  —  Hemer,  Lehrbuch  des  deutschen  Press- 
rechts, Leipxig  IHTö'.  —  ./.  ./.  Munter,  H.H. 
des  schueizerischen  Hundcsstantsrcchts,  1.  Aufl. 
roti  Mord,  Bd.  I,  Basel  tit'Jt.  —  Krater  und 
Pozl  in  Bluntschlis  deutlichem  St. W.B. ,  lfd. 
IUI,  Stulltjtirt  vnd  Leipzig  lMtij,  Art.  l'rrss- 
frciheil,  Presspolixei.  • —  Block,  IHctionnairc 
de  V Administration  francaige  ed.,  Piris 
Art.  Imprinurie  und  Presse  piriodique,  — 
Ducrocq,  l'ours  de  droit  adminislrntif,  tum.  I, 
.-.  ed.,  Poris  /.".v,".  —  titron.  Droit  public  de 
In  Belgirpte,  Brüssel  1$$$.  -  lineigt,  Englisches 
Verteil.,  lld.  II,  .1.  Aufl.,  Herl  in  1**4.  — 
Haurlon,  Prrcis  de  dre>it  adminislrntif,  <J.  ed., 
Paris  ISU7.  S.  JlOf. — Jollfß,  Art.  I*rcsrpolizci, 
Pressgcicerbe  in  v.  Stengel«  W.Ii,  dt»  deutlichen 
Vene, -Hechln,  Ereiburg  i.  Hr.  lS'.H),  Hd.  II.  — 
Klöppel,  Das  Heichspressrrrht,  Leipzig  l*f'4.  -■ 
KolU*r.  Dur  H.Pr.G.  r.  7.  V.  1X74,  Xördhugen 
1***.  »•.  Uszt,  L  H.  de*  österr.  Pr.Ii.,  W  ien 
1*7*.  —  Hervel  be,  Dis  Jl.I'r.H.,  Berlin  und 
Leipzig  !**<>.  —  Hemel  br,  Art.  l're  *  xg< -sc  l  z  - 
gebung   ete.,    in    v.    Holtzcndorfls  Hecht*' 


lexikon,  S.  Aufl.,  Hd.  III,  Leipzig  MSä.  — 
Edgar    iMcnlng,    Ishrbueh    des  deutschen 

Vene. -H.,  Leipzig  IÜ&4.  —  Richard  Loenlng, 
l>ie  strafrrchtl.  Haftung  den  rcrantw.  Redakteurs, 
Jenn  1**9.  ~  Otto  Mayer,  Theotie  de»  franz. 

Venr.-H.,  Strasburg  1SM.  —  v.  Marquartlucn, 
Ikit  H.Pr.G.,  Berlin  /.*;.>.  —  Derselbe,  H.H. 
de»  öffentlichen  Hecht»  der  (iegcnirurt  (die  Staats- 
rechte  der  einzelnen  Staaten,  iusltrs.  Sjianieiu. 
Russlands,  Dänemarks,  Belgiens).  —  Oetker, 
IUe,  strafrechtliche  Haftung  des  rrruntirortlichrti 
Redakteur»,  Stuttgart  l*Ui.  -  Jtutf,  Art.  Pres*- 
recht,  in  Mischirr  und  l'lbrichs  österreichischem 
Staittsicörtrrbufh  Bd.  IIb,  Wien  1*07.  r. 
Schtrarze,  ll.Pr.fi.,  Aufl.  (ton  Appel  tust. 
Erlangen  1*W.  —  Hermann  Settjfert,  Art. 
Beschlag  nah  ine,  in  r.  Stengel»  W.B.  Bd.  I.  — 
Seytlel  bei  Schömberg  '4.  Aufl.,  Bd.  III,  ,: 
und  bayerisches  St.H.  S.  Aufl.,  Bd.  III,  Frei- 
burg i.  Br.  und  Jsipzig  ItiM.  —  r.  Stein,  Hand 
buch  der  Verualtnngslehrc,  Aufl.,  Stuttgart 
IS**.  —  Wagner,  Ein.  III,  Leipzig  !**:>. 

Hermann  Itehm. 


Price,  Richard, 

I  geb.  am  23.  II.  1723  zu  Tyuton  iu  Wales,  Grat- 
i  schaff  Glaroorgau,  gest.  am  19.  III.  1791,  stu- 
l  dierte  Mathematik,  Philosuphie  und  Theologi«1. 
|  wurde  Kaplau  eiuer  Disseutersgemeinde.  17GC 
i  Privaitsekretär  des  Minister»  Lord  Uuusdowne 
und  17ft»  Mitglied  der  Royal  Society. 

Price  verünentlichte  von  staute«  issenschaft- 
!  liehen  Schritten:  ai  in  Buchform:  Observa- 
tiuns  o»  reversionary  paymeuts,  of  sehetnu«  for 
provi<liiig  aniiuitics,  ou  the.  mclhod  of  ealcida- 
tiug  the  valuen  of  assurauecs  on  lives  and  ou 
the  national  debt.  London  17(>9:  dasselbe,  2. 
Au«.,  2  Bde..  1772:  4.  Ann.,  2  Bde..  ebd.  1783; 
7.  Aufl.  unter  dem  Titel :  Observation*  on  rever- 
sionary  payments,  or  scliemes  for  providing  an- 
nnitieii  for  widows.  and  for  persons  in  old  age: 
on  the  method  of  eahulating  the  Vahles  of  a«- 
surrtiices  on  lives,  and  ou  the  national  debt. 
The  whole  newley  arranged  (and  enlnrged)  by 
W.  Morgan,  2  Bde..  ebd.  1S12.  (Price  giebt 
hierin  eine  Anleitung  zur  Bcre<  hnung  von  Leib- 
renten und  der  Lebenswahrscheinlichkeit  bei 
Alwchlus«  von  Lebeusversichcnnigen,  die  u.  a. 
auf  die  Sterbetafeln  der  Fricndly  Sorieties  An- 
wendung  gefanden.  Die  berühmteste  der  von 
ihm  in  dieser  Schrift  veröffentlichten  Tabellen 
aus  Toteiiregiateni  iat  die  sogenannte  für  1735 
bis  1781  berechnete  Northampton-Tabelle.)  — 
An  appeal  to  the  public  on  the  subject  of  the 
national  debt.  London  1771:  2.  Aufl.,  1772;  3. 
Aufl..  1774:  dasselbe.  Neudruck  in  r  Financial 
Pamphlete*.  Bd.  XXI,  ebd.  1857.  Price  tritt 
iu  dieser  Schrift  mit  dem  Projekt  eines  Staats- 
schuldentilgungsfond* hervor,  dessen  auf  gleich- 
zeitigem Tilgen  und  Xeuborgeu  berechnete 
Tendenz  Pitt*  Finanzgenie  dermassen  impo- 
nierte, das«  er  es  für  England  zur  Ausführung 
brachte.  Diese  Pricesche  Siukiiigfund-Theoric 
lehnt  sich  an  Vorbilder  Nathanael  (ionlds  und 
Walpoles  an,  ist  aber  iu  den  arithmetischen 
Progressionen  kühner  durchdacht,  stellt  das 
zinsliche  Borgen  dem  zinsesziuslicheu  Tilgen 
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gegenüber  und  vertritt  ausserdem  die  Anschauung, 
dass  in  demselben  Masse,  als  der  Tilgnugsplan 
zeitlieh  sieh  ausdehne,  die  Anstrengung  des  Auf- 
nehmen» und  Zinszahlens  für  den  Anfang  sieh 
verringere.)  —  Observation  on  the  nature  of 
civil  liberty,  the  principles  of  goverument,  and 
the  justice  and  policy  of  the  war  with  America, 
1. — 8.  Aufl.,  Ediuburg  und  London  1776;  das- 
selbe, amerikanische  Ausgabe,  Philadelphia  1776 
(a.  u.  d.  T.:  Colonial  pamphlets,  Bd.  XrV). 
Fortsetzung  vorstehender  Schrift  u.  d.  T.:  Ad- 
ditional  olwervations  on  the  nature  and  valne 
of  civil  liberty,  the  principles  of  government 
and  the  justice  and  police  of  the  war  with 
America,  also  Observation*  on  Scheines  for  rai- 
siug  money  by  public  loans;  an  historiral  de- 
dnction  and  aualysis  of  the  national  debt,  and 
a  hrief  acconnt  of  the  debts  and  resoureea  of 
France,  Dublin  1777;  dasselbe.  2.  und  3.  Aufl., 
London  1777:  dasselbe,  amerikanische  Ausgabe, 
Philadelphia  1778  (Colonial  Pamphlets,  Bd.  XIV); 
Gesamtausgabe  beider  Teile  u.  d.  T. :  Tvvo  tracts 
on  civil  liberty,  the  war  with  America,  and 
the  debts  and  hnance  of  the  Kingdnm.  with  a 
treneral  introdnetion  and  Supplement,  London 
1778:  amerikanische  Ausgabe  der  vorstehenden 
intmduetion  u.  d.  T. :  General  introduetion  to 
the  two  tracts  on  civil  liberty,  etc..  Philadelphia 
1778  (Colonial  pamphlets,  Bd.  XIV). 

Price,  der  Eklektiker  und  Gegner  des  Hume- 
schen  Skeptizismus,  vertritt  in  seinen  staats- 
philosophischen  Schriften  die  Theorie  lies  mili- 
tärischen Individualismus.  Die  „two  tracts" 
atmen  den  aufrührerischen  Geist  des  amerika- 
nischen l'nabhängigkeitskanipfes.  Price  spricht 
tlarin  von  Volkssouveranität  und  proklamiert 
jeilen  Bürger  eines  freien  Staates  zu  seinem 
eigenen  Gesetzgeber  auf  dem  Gebiet  der  reli- 
giösen, sozialen  und  ethischen  Freiheiten,  die 
er  den  abtrünnigen  Kolonieen  als  ihr  «Utes 
Kecht  zuerkennt,  weil  sie  die  englische  Konsti- 
tution dem  Mutterlaude  bereits  zugestanden  hat. 
Zuweilen  versteigt  er  sich  in  dieser  Schrift  zu 
den  radikalsten  Freiheitsgelüsten,  um  wieder  in 
das  friedliche  Fahrwasser  des  Staatsvertrags 
einzulenken,  sobald  er  auf  die  englische  Regie- 
rungsgewalt  zu  sprechen  kommt :  die  geteilte 
Souveränität  zwischen  Krone  und  dem  damaligen 
nicht  aus  Volkswahlen,  sondern  aus  gekauften 
Stimmen  hervorgegangenen  Parlament.  In  dieser 
nüchternen  Stimmung  betrachtet,  er  die  Stenern 
als  freiwillig  dargebrachte  Opfer  zur  Funktio- 
nierung der  Staatsgewalt  und  sieht  das  der 
Nation  zustehende  Stenerbewilligungsrecht  darin 
gewahrt,  dass  nur  die  von  einer  gesetzgebe- 
rischen Versammlung  von  Steuerzahlern  be- 
schlossenen neuen  Auflagen  die  Zustimmung 
des  freien  Volkes  erhalten.  Den  überseeischen 
Krieg  mit  den  rebellischen  Kolonieen  wünscht 
er  beendigt  zu  sehen  durch  die  Nachgiebigkeit 
den  Mutterlandes,  dessen  anschwellende  Staats- 
Schuldenlast  ihn  beunruhigt,  dem  er  aber  gleich- 
»  wohl  das  Kecht  abspricht,  amerikanisches  Be- 
sitzrum zu  besteuern.  Den  staatsphilosophischen 
Schwächen  der  Schrift  verdankt  diese  das  un- 
gewöhnliche Aufsehen,  das  sie  erregte,  indem 
die  darin  enthaltene  uubewusste  und  unbeab- 
sichtigte Glorinzierung  der  englischen  Verfas- 
sung dem  Nationalstolz  der  Briten  schmeicheitel. 
—  An  essay  «n  the  populatiou  of  England  froni 
the  Revolution  to  the  present  time,  with  re- 


marks  on  the  popnlation,  trade  and  resources 
of  the  Kingdom,  in  Eden's  letters  to  Lord  Car- 
lisle,  1.  n.  2.  Aufl.,  ebd.  1780.  (Price  hegiebt 
sich  in  dieser  Schrift  auf  da?  populationistisch- 
statistische  Gebiet  nud  versucht  die  missglückte 
Beweisführung  der  successiven  Abnahme  der 
Bevölkerung  Englands  seit  der  englischen  Re- 
volution bis  zum  Jahre  1780  und  zwar  am 
intensivsten  in  dem  Zeitraum  von  1760—1780. 
Seine  Berechnungen  stützen  sich  auf  den  Dave- 
nant-Kingschen  Hiinscrkata-ster  von  England 
und  Wales.  Nach  letzterer  Quelle  gab  es  1690 
daselbst  1111921:")  bewohnte  Wohnhäuser,  und 
da  man  nach  Price  1777  deren  nur  952 734 
zählte,  .so  konstatierte  er  in  dem  dazwischen- 
liegenden Zeiträume  eine  Bevölkerungsabnahme 
von  1 832406  Personen.  Dieses  augehliche  De- 
ticit  begründet  er  durch  die  starke  Auswande- 
rung nach  den  englischen  Kolonieen ,  durch 
Volksverluste  in  Kriegen,  die  eutuervenden 
Folgen  des  luxuriösen  Lehens  etc.  Die  Unrich- 
tigkeit seiner  Berechnung  wurde  ihm  am  schla- 
gendsten nachgewiesen  von  dem  Vikar  Howlett 
(s.  u.).  —  The  State  of  the  public  debts  and 
tiuanees  at  signing  the  prcliminary  artides  of 
peace.  in  Jauuary  1783,  ebd.  178:5,"  a.  u.  d.  T.: 
Miscellaneous  pamphlets,  Bd.  XL  —  Observa- 
tion on  the  importauce  of  the  American  Revo- 
lution, and  the  means  of  rendering  it  a  beneüt 
to  the  world,  ebd.  1784.  —  Discourse  «u  the 
love  of  our  conntry,  delivered  to  the  Society 
for  commemorating  the  Revolution  in  Great 
Britaiu,  with  appeudix  eontaiuing  an  aeeount 
of  the  popnlation  of  France,  deelaratiou  of 
rights  bv  the  National  Assembly  of  France,  etc., 
ebd.  1789:  dasselbe,  2.  bis  4.  Aufl.,  ebd.  1790. 
—  Price  war  beteiligt  an  der  Schrift:  Facta 
addressed  to  the  landuolders  etc.  and  generally 
to  all  subjects  of  Great  Britain  and  Ireland, 
ebd.  1780. 

b!  in  der  Zeitschritt:  Philosophical 
Transaktion*  of  the  Royal  Society:  Observation« 
on  the  expectation  of  lives.  the  increase  of  man- 
kind,  and  the  popnlation  of  London  (in  a  letter 
to  Dr.  Franklin  i  Jahrg.  1769,  London. 


Vgl.  über  Price:  Kemarks  lipon  Dr.  Price's 
appeal  to  the  public  on  the  subject  of  the 
national  debt,  addressed  to  the  author,  London 
1772.  -  Wimpey,  The  ehallcnge,  patiiotism 
put  to  the  test,  in  a  letter  to  the  Rev.  Dr.  Price, 
occasioned  by  Iiis  late  publications  on  the  natio- 
nal debt.  ebd.  1772.  —  Howlett,  An  exami- 
nation  of  Dr.  Price's  essay  on  the  popnlation 
of  England  and  Wales,  and  the  doctrine  of  an 
increased  popnlation  in  this  Kingdoni  established 
by  facta,  Meidstoue  1781.  »In  dieser  Wider- 
legung der  Prieeaehen  Bevölkerungsrückgangs- 
theorie  führt  Vikar  Ilowlett.  der  zu  diesem 
Zwecke  die  Bewegung  der  Bevölkerung  von 
England  und  Wales  nach  den  Geburts-  und 
Todeslisten  einer  grösseren  Anzahl  Kirchspiele 
auf  zwei  zwanzigjährige  Perioden  berechnet 
und  daraus  das  Mittel  für  die  Durehschnittsver- 
mehrung  der  Gesamtbevölkeriuig  gewonnen 
hatte,  den  Beweis,  dass  Price  den  Bevölkerungs- 
statns  von  1780  um  fast  4  Millionen  Köpfe  zu 
niedrig  angegeben  hatte,  welche  Howlettsche 
Berechnung  sich  nach  den  Ergebnissen  der 
ersten  amtlichen  Volkszählung  Englands  von 
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1801.  auch  als  zutreffend  herausstellte.)  — 
Wales,  An  inqniry  into  the  present  »tat«  of 
popnlation  in  England  and  Wales,  and  tbe 
Proportion  which  the  present  number  of  inhabi- 
tants  bears  to  the  number  at  former  periods, 
ebd.  1781  (Bekämpfung  der  Priceschen  Ausfüh- 
rungen in  „An  essay  on  the  population  of  Eng- 
land" etc.).  —  Postscript  to  a  painphlet  by  Dr. 
Price,  ou  the  State  of  the  public  debts  and 
tinances  at  tlie  siguing  etc.,  ebd  1784.  Consi- 
derations  on  the  aunual  million-bill  and  on  the 
real  and  imaginary  properties  of  sinkingfund, 
ebd.  1786  (Bekämpfung  der  Priceschen  Sinking- 
fund-Theorie).  —  W.  Morgan,  Review  of 
Price«  writings  on  the  tinances  of  Great  Bri- 
tain  etc.,  ebd.  1795.  —  v.  Gentz,  Historisches 
Journal,  Jahrg.  1799,  Bd.  III,  Berlin,  S.  241  ff. 
("Verteidigung  der  Priceschen  Sinkingfund- 
Theorie).  W.  Morgan,  Memoirs  of  the 
life  of  R.  Price,  London  1»15.  —  Whewell, 
Lectures  on  the  bistory  of  moral  philo- 
sophy  in  England,  ebd.  1852.  —  Nouvelle 
hiographie    generale,    Bd.    XL1,    ebd.  1862, 

8.  18 20.  —  Shadwell,  System  of  political 
economy,  London  1H77,  8.  622.  —  Held.  2 
Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands,  Leip- 
zig 1881,  S.  71  ff.  —  Kncvclopaedia  Britannien, 

9.  Aufl..  Bd.  XIX,  Edinburg  18W>.  S.  721  22. 
Roscher,  Svstem  der  Kinanzwissenschaft.  3. 
Aufl..  Stuttgart  1889,  8.  64Uft.  -  Nouvcau  die- 
tionnaire  deconomie  i*olir..  2  Bde..  Paris  1891/92, 
Bd.  I.  S.  47.  Bd.  II.  S.  574.  —  Palgrave.  Dic- 
tionarv  of  political  economv.  vol.  III,  S.  189. 
London  1899. 

IAppert. 


Prince-Smith,  John, 

gel»  1809  als  Sohn  des  Gouverneurs  von  Bri- 
tisch-Gnayana  in  London,  gest.  am  3.  IL  1874 
in  Berlin,  kam  1830  nach  Deutschland,  erteilt* 
in  den  Jahren  1831  40  in  Klbing  englischen 
Sprachunterricht  un<l  liess  sich  1846  in  Berlin 
nieder. 

Prince-Smith  veröffentlichte  von  Staats- 
wissenschaftlichen  Schriften  a<  in  Buchform: 
Leber  t'cusur,  Königsberg  1843.  Leber  Hnn- 
delsfeindscligkeit.  ebd.  1843.  —  Ueber  den  poli- 
tischen Fortschritt  Preussens,  Zürich  und  Winter- 
tbnr  1844.  -  Leber  die  Nachteile  für  die  In- 
dustrie durch  Erhöhung  der  Einfuhrzölle.  Elhiug 
1845.  —  Leber  die  Frage :  Wer  tragt  die 
Schlacht-  und  Mahlsteucr,  ebd.  1846.  —  Leber 
die  englische  Tarifreform  und  ihre  materiellen, 
sozialen  und  politischen  Folgen  für  Europa, 
Berlin  1846.  Bemerkungen  und  Entwürfe 
behufs  Errichtung  von  Aktienbanken,  ebd.  1846. 
—  Leber  die  Breslauer  Denkschrift  für  Differen- 
tialzölle. Vortrag  gehalten  am  2.  XL  1847,  ebd. 
1847.  —  Für  und  wider  Schutz-  und  Differenzial- 
zölle.  ebd.  1848.  —  Ein  Gespräch  über  Handel, 
ebd.  1849.  Leber  die  weltpolitische  Bedeutung 
der  Handelsfreiheit.  Rede,  Leipzig  1860.  — 
Leber  die  Quellen  der  Masseiiarmut.  Rede,  ge- 
halten zu  Elbing  am  5.  I.  1861,  ebd.  1861.  — 
Leber  die  volkswirtschaftlichen  Grundsätze  der 
Armenpflege,  ebd.  1861.  —  Rede  zur  Bericht- 


erstattung an  seine  Wähler  in  Stettin  am  11. 
VI.  1863,  Berlin  1863.  —  Der  Staat  nnd  der 
Volkshanshalt.   Eine  Skizze,  ebd.  1873 

Er  war  beteiligt  an  den  Schriften:  1.  Die 
Sozialdemokratie  auf  dem  Reichstage,  Berlin 
1869;  2.  Cobdeu  Club  essays,  lind  series:  1871/72 
London  1872.  —  Seine  gesammelten  Schriften 
führen  den  Titel:  Gesammelte  Schriften.  Heraus- 
gegeben von  0.  Michaelis  und  K.  Braun,  3  Bde. 
mit  Lebensskizze  von  0.  Wolff.  Berlin  1871  80. 
(Inhalt:  Bd.  I:  Zar  Physiologie  des  Verkehrs. 
Staat  und  Volkshaushalt  Leber  das  Denken. 
Zur  Münzreform.  Zur  Lohnfrage.  Die  Sozial- 
demokratie; Bd.  II:  Leber  den  politischen  Fort- 
schritt Preussens.  Haudelsfeindseligkeit  und 
Zollschutz.  Leber  die  englische  Tarifreform.  Ver- 
mischte volkswirtschaftliche  Schriften:  Bd.  III.: 
Kommissionsbericht  über  das  Gewerbegesetz  vom 
!>.  II.  1849.  Der  Handelsmuster  auf  6  Stunden. 
Grund-  und  Kapitalrente.  Vom  volkswirtschaft- 
lichen Kongress  et/-.). 

b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: In  Births  Annalen,  Leipzig:  Wäh- 
rung nnd  Münze,  Jahrg.  1869.  •-  Iu  Rcntzsch, 
Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre, 
Leipzig:  Die  Artikel  Freihandel  und  Han- 
delsfreiheit. —  In  Viert,  für  Volksw.,  Berlin: 
Leber  Patente  für  Erfindungen,  Jahrg. 
1863.  Bd.  III,  S.  150 ff.  -  Der  Markt,  Jahrg. 
1863.  Bd.  IV.  S.  143  ft.  -  Leber  den  projek- 
tierten Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  den 
Staaten  des  deutschen  Zollvereins  und  Russlaud, 
Jahrg.  1864,  Bd.  II,  S.  143 ff.  —  Leber  nnein- 
lösbares  Papiergeld  mit  sogenanntem  Zwangs- 
kuis.  Jahrg.  1864,  Bd.  III  S.  109ff.  -  Die  so- 

r nannte  Arbeiterfrage,  Jahrg.  1864,  Bd.  IV. 
192  ff.  —  Geld  und  Bauken.  Jahrg.  186»,  Bd. 
IL  S.  146ff.  —  Leber  die  Abwälzung,  Jahrg. 
1866.  Bd.  I,  S.  126  ff.  —  Leber  den  Kredit, 
Jahrg.  1866,  Bd.  IV.  S  121  ff.  —  Leber  Ar- 
beiteraktionäre. Jahrg.  1867,  Bd.  IV,  S.  139  ff. 
—  Votum  über  die  Grenzen  der  Verpflichtung 
znr  Aushilfe  bei  ausserordentlichem  Notstande, 
Jahrg.  1868,  Bd.  II,  S.  231  ff.  -  Die  Sozial- 
demokratie auf  dem  Reichstage,  Jahrg.  1869, 
Bd.  I,  S.  107  ff.  Währung  und  Münze,  Jahrg. 
1869,  Bd.  I,  Beilage.  -  Die  neueste  englische 
Münzfrage,  Jahrg.  1870,  Bd.  I,  S.  1  ff.  Herr 
Dr.  Johann  Jakobv  über  das  Ziel  der  Arbeiter- 
bewegung, Jahrg."  187«),  Bd.  I.  S.  66  ff.  — 

Prince-Smith  ist  als  Gründer  der  deutschen 
Freihandelsschule  zu  betrachten.  War  es  zwar 
nur  ein  Konglomerat  freihandlerischer  Thesen 
Jean  B.  Says  und  Bastiats  und  der  Adam 
Suiithschen  Freihandelsdoktrin,  was  im  wesent- 
lichen den  Kern  der  neuen  Lehre  bildete,  so 
eroberte  sich  dieselbe  doch  in  kurzer  Zeit,  die 
norddeutschen  Seestädte,  die  vou  der  Effekten- 
und  Produktenbörse  beherrschte  öffentliche  Mei- 
nung und  mit  Unterstützung  akademischer  Lehr- 
stühle weitere  Kreise.  Von  den  Vertrete™  der 
neuen  induktiven  Nationalökonomie,  welche  die 
Eiseuacher  Versammlung  vom  Oktober  1872 
inauguriert  hatte,  trennte  Prince-Smith  haupt- 
sächlich die  absolute  Ausbildung  des  Eigen- 
tumsbegriffs zu  einer  unbeschränkten  Herrschaft 
über  die  Sachgüter.  Den  volkswirtschaftlichen 
Verkehr  Beschränkungen  zu  unterwerfen,  er- 
klärte er  ferner  für  Einführung  der  Willkür  an 
die  Stelle  der  Gerechtigkeit,  wodurch  das  Fort- 
schreiten des  Wohlstandes,  für  desseu  günstige 


Digitized  by  Google 


Prince-Smith  -Produktion 


247 


Fortentwickelung  nur  die  absolute  Freiheit1  fUr  Staatsw.),  Tübingen  1876.  —  Wagner, 
Bürgschaft  leiste,  gehemmt  werde.  Das  Frei-  j  Grundlegung,  2.  Aufl..  Leipzig  1879,  S.  231,32, 
kandelspriucip  seihst  fasst  er  gleich  den  Männern  I  424.  Oswald  Stein,  Vergangenheit,  (legen- 
der englischen  Manchesterschule  nicht  nnr  als  I  wart  und  Zukunft  der  nationalen  Wirtschafts- 
politik, Bern  1880,  S.  110.  12«,  130.  373.  — 
Walckcr,  Geschiebte  der  Nationalökonomie, 
Leipzig  1884,  S.  mm.  —  Sax.  Grundlegung 
womit  das  System  der  freien  Konkurrenz  von  '  der  theoretischen  Staatswirtschaft,  Wien  1887, 
Angebot  und  Nachfrage   die  Selbstsucht   als  S.  16.  —  Ingram,  History  of  politicai  econo- 


Getrenströinnng  gegen  die  Schutzzollbewegung, 
sondern  als  radikal-individualistische  Beherr- 
schung volkswirtschaftlicher  Verhältnisse  auf, 


Block.  Propres 
I,  Paris  1890,  S. 
321,  427.  —  Conigliani,  Effetti  economici 
delle  imposte,  Mailand  1890,  S.  241.  —  Nouveau 
dictiounaire  d'economie  polit.,  Bd.  II,  Paris  1892, 
S.  578.  - 

Hppert. 


Hauptfaktor  im  Handelsverkehr  proklamiert  my,  London  1888,  S.  214. 
Der  Volkshanshalt  eines  Industriestaates,  den  i  de  la  science  cconouiique,  B 
der  Freihandel  als  ein  Nebeneinander  von  Kinzel-  ' 
haushalten  ansieht,  soll  sich  nach  Prince-Smith 
auf  Ansammlung  von  Kapital  koncentrieren,  und 
die  Eigner  der  bedeutendsten  Kapitalansainm- 
lungen  sollen  „auch  den  grössteu  Auteil  au  dem 
durch  Kapital  beschafften  Mehrbetrage  an  Be- 
friedigungsmitteln beziehen".  Hinsichtlich  der 
Mittel  und  Wege.  Kapitalauhänfungen  zu  er- 
zielen, nimmt  Prince-Smith  und  mit  ihm  der  i 
ökonomische  Liberalismus  auf  ethische  Bedenken 
keine  Rücksicht,  uud  die  sublimste  Geistesarbeit 
des  Menschen,  wenn  sie  zur  Beichtumsbildung 
uicht  beiträgt,  wird  als  unproduktiv  verworfen. 
Die  aus  der  freien  Konkurrenz  resultierende 
Interessenhariiionie  soll  nach  Prince-Smith  durch 
keine  staatlichen  Ueberwachnngsinassrcgeln, 
durch  keinen  Schutz  der  heimischen  Industrie 
gestört  werden:  nur  Sicherheit  des  Handelsver- 
kehrs und  der  sonstigen  ökonomischen  Bewe- 
gung hat  der  Staat  durch  seine  Gesetze  zu  ge- 
währleisten. Dass  dieses  auf  breitester  Freiheit*- 
uud  Gleichheitsunterlage  errichtete,  national- 
vaterländische  Gesichtspunkte  vollständig  aus- 
schließende Wirt*chaf  tsrecht  den  kommunisti- 
schen Konsequenzen  des  Sozialismus  Vorschub 
leiste,  will  Prince-Smith  zwar  nicht  zugehen, 
gleichwohl  liegt  es  im  Wesen  der  schranken- 
losen Konkurrenz  begründet,  dass  die  absolute 
Handels-  uud  Verkehrsfreiheit  den  Sturz  des 
Systems  der  alten  Wirtschaftsordnungen  nur 
durch  indirekte  Begünstigung  des  Kommunis- 
mus durchführen  könnte.  Wenn  er  ferner  den 
Privatvorteil  mit  dem  allgemeinen  Nutzen  iden- 
tifiziert, so  ordnet  er  folgerichtig  die  Funk 


Privat-Beamten-Vereine. 

Da  der  Herr  Referent  im  letzten  Moment 
verhindert  gewesen  ist,  den  Artikel  zu  liefern, 
kann  dieser  leider  erst  in  einem  event. 
dritten  Sup|>lementbaude  gebracht  werden. 

Die  Hedaktion. 


Privatge  wasser 

s.  Gewässer  oben  Bd.  IV  S.  ,U8ff. 


Produktion. 

Produktion  ist  die  Herstellung  volks- 
wirtschaftlicher Güter  durch  menschliche 
Thätigkeit.  Durchaus  im  Gegensatz  zu  der 
nhysiokratisehen  Anschauung,  nach  der  die 
Natur  die  alleinige  wirklich  produzierende 


Kraft  ist,  betrachtet  die  neuere  Volkswirt- 
tiontn  der  Staatsgewalt  der  Omnipotenz  des  i  schaftslehre  die  Produktion  als  ansschliess- 
Kapitals  unter.  Wesentliche  Verdienste  hat  sich  ,  iich  hervorgehend  aus  dem  personlichen 
Pnnce-bnuth  um  das  Zustandekommen  der  neuen  iHanilH|n  d  Menschen.  Das  Objekt  der 
Münz-,  Mass-  und  Gewiehtsgesetzgebuug .  um  i  T,    ,  ,  .•     .in-  i  '    i  i 

Regelung  des  Bank-  und  Zinswesens,  um  Auf-  Produktionsthätigkeit  aber  muss  nach  der 
hebnng  der  Schnldhaft  erworben.  Als  Anhänger .  «bigen  Definition  ein  Volkswirtschaft- 
des  (urreucvsvstems  teilt  er  mit  Michaelis  und  (lieh  es,  d.  h.  ein  objektiv  in  der  Volks- 
Faucher  das" M'isstranen  gegen  ungedeckte  Bank-  Wirtschaft  erscheinendes  Gut  sein,  das  un- 


noten.  Auch  sein  der  Agitation  für  Uebertra 
gung  des  Systems  der  industriellen  Partnerschaft 
auf  deutsche  Verhältnisse  entgegengebrachtes 
Misstrauen  hat  im  Laufe  der  Zeit  seine  volle 
Berechtigung  gefunden.  Prince-Smith  war  Mit- 
glied des  (obdeiikluhs,  Begrüuder  des  Berliner 
Kreihandelsvereins,  Vorsitzeuder  der  Berliner 
Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft,  Präsident  der 
ständigen  Kominission  des  1858  in  Gotha  ins 
Leben  gerufenen  Kongresses  deutscherVolkswirto. 


Vgl.  über  Prince-Smith:  Roscher,  Ge- 
schichte der  Nat..  München  1874,  S.  1015  u.  ö. 
—  Journal  des  Economistes,  Jahrg.  1874,  Paris, 
März  (Nekrolog). —  Schönberg.  Die  deutsche 
Freihandelspartei  und  die  Partei  der  Eisenacher 
Versammlung  vom  Oktober  1872  (in  Zeitschr. 


abhängig  ist  von  der  E  i  g  e  n  t  u  m  s  o  r  d  n  u  n  g 
und  demnach  auch  in  einer  theoretisch  vor- 
stelll>aren  kommunistischen  Gesellschaft  un- 
verändert bestehen  bleiben  würde.  Die  Ver- 
richtung von  Dienstleistungen,  die  anderen 
Personen  nützlich  oder  angenehm  sind,  ge- 
hört also  nach  diesem  Kriterium  ebenfalls 
zu  den  Produktionsthätigkeiten.  Dagegen 
ist  diejenige  Thätigkeit  auszuschlicssen,  die 
nur  die  blosse  lebertragung  von  G fitem 
aus  einem  Vermögen  in  das  andere  ohne 
irgend  einen  objektiv-volkswirtschaftlichen 
Nutzen  bewirkt.  Eine  solche  Thätigkeit 
wird  allerdings  ebenso  wie  die  Produktions- 
thätigkeit als  wirtschaftliehe  Arbeit  be- 
zeichnet, weil  der  Zweck  in  beiden  Fällen 
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ein  wirtschaftlicher  ist.  Vom  Stand-  j  arbeit,  welche  die  Güter  nach  Orten  bringt 
punkte  der  Privatwirtschaft  ist  auch  in  wo  sie  eine  grössere  Nützlichkeit  besitzen, 
beiden  Fällen  das  Ziel  der  Erwerb,  aber  sondern  auch  von  der  wirtschaftlichen  Leitung 
es  muss  eben  oine  produktive  und  eine  dieser  zweckmässigen  örtlichen  Verteilung 
unproduktive  Erwerbsthätigkeit  u nter-  der  ( i flter.  weldie  die  Aufgabe  des  Handels 
schieden  werden.  Die  ersten»  erscheint  als  bildet.  Allerdings  treten  auch  die  uupro- 
die  privatwirtschaftliehe  Seite  der  objektiv  duktiven  Erwerbsthätigkeiten  vorzugsweise 
volkswirtschaftlichen  Produktion,  mit  der  sie  in  der  Form  des  Handels  auf.  wie  im  Börsen- 
vermöge  der  bestehenden  Gosellsohaftsonl-  1  spiel,  in  der  Bildung  monopolistischer  Ringe 
nung  im  ganzen,  wenn  auch  nicht  gleich-  etc. 

massig  parallel  geht;  die  letztere  dagegen  Je  grösser  die  Menge  des  Produktes  ist. 
ist  rein  privatwirtschaftlicher  Natur,  ohne  die  von  einem  gegebenen  Quantum  monseh- 
Verbindnng  mit  irgend  einer  Produktion,  lieber  Arlieit  (das  nach  der  durehschnitt- 
zuweilen  sogar  eine  objektive  Güterver- 1  liehen  Intensität  und  der  Zeitdauer  der 
niehtung  verursachend,  wie  z.  B.,  wenn  der  Arbeit  bemessen  wenlen  kann)  erzeugt  wird, 
Besitzer  einer  sehr  gesuchten  Ware  einen  I  um  so  grösser  ist  die  Produktivität  der 
Teil  derselben  zerstört,  um  für  den  Rest  Arbeit.  Betrachtet  man  nur  eine  l*>stimmte 
einen  desto  höheren  Preis  zu  erlangen.  Die  Art  von  Gütern,  so  wird  die  Produktivität 
unproduktive  Krwerbsthätigkeit  kann  eine  der  auf  die  Herstellung  derselben  Vcrwen- 
ebenso  intensive  und  anstrengende  Arbeit  deten  Arbeit  von  üblicher  dnrehsohnittliolier 
erfordern  wie  die  Produktion.  Einem  Intensität  einfach  durch  die  in  der  Zeit- 
Wucherer  z.  B.  mag  die  Kintreibnng  seiner  einheit  gewonnene  Menge  des  IViduktes 
Forderungen  fortwährend  grosse  Midie  und  dargestellt.  Die  Produktivität  der  Arbeit 
Sorge  bereiten,  aber  die  volkswirtschaftliche  wird  erhöht  durch  grössere  Geschicklichkeit 
Produktion  winl  diuch  diese  Bemühungen  der  Arbeitenden .  dureh  bessere  technische 
und  Anstrengungen  in  keiner  Weise  ge-  Methoden,  durch  bessere  Organisation  d«-r 
fördert.  Dasselbe  lässt  sieh  überhaupt  von  Arbeit,  namentlich  dureh  zweckmässigen* 
der  privat  Wirtschaft  liehen  Verwaltung  zins-  Teilung  derselben  bei  genauerem  Zusammen- 
tragender Kapitalien  sagen ,  sofern  diese  wirken  der  Teilarlteiton.  andererseits  aber 
eine  nennenswerte  Arbeit  nötig  macht.  Mau  auch  durch  Benutzung  wirksamerer  mate- 
kann alleitlings  andererseits  geltend  inachen.  Heller  Hilfsmittel,  besserer  Werkzeuge  und 
dass  das  Zinsenzahlen  die  Bedingung  und  Maschinen  und  namentlich  auch  duivh  Ver- 
Voraussotzung  des  Kredits  ist  und  dass  bei  wondung  von  Natnrkräften  anstatt  der 
der  gegebenen  Gesellschaftsordnung  durch  menschlichen  .Muskelkraft.  Im  Vergleich 
den  Kredit  die  Produktion  gefördert  werden  mit  dieser  letzteren  erscheint  auch  die 
kann.  Jene  privatwirt-ehaftliche  Vorwal-  Muskelkraft  der  Hanstiere  als  eine  Natur- 
tungsurbeit  knüpft  sieh  also  an  eine  Volks-  kraft,  die  der  Mensch  schon  seit  den  ältesten 
wirtschaftlich  nützliche  Institution,  .ober  Zeiten  zur  Erleichterung  seiner  Arbeit  aus- 
gleiehwohl  kann  sie  nicht  als  an  sich  pn>-  genutzt  hat.  Die  moderne  Produktion  alter 
duktiv  betrachtet  wenlen.  hat  ihren  besonderen  Charakter  durch  <lie 

Die  in  produktiver  Absieht  unter-  immer  mehr  zunehmende  Verwendung  von 
nominelle  Arbeit  ist  keineswegs  immer  wirk-  Maschinen  erhalten,  die  durch  Elomentai- 
lich  produktiv,  denn  PnMluktion  ist  nicht  knlfte  getrieben  wenlen  (s,  d.  Art.  Ma- 
Arbeit,  sondern  Arbeitsergebnis,  und  damit  .  sc h  i  n e n  w e sen  oben  Bd.  V  S.  71<>ff.).  Da 
sie  zu  Stande  komme,  muss  also  die  ArU'it  '  nun  diese  Maschinen  dieselben  Leistungen 
erfolgreich  sein,  wirklich  die  Herstellung  liefern,  die  früher  unmittelbar  durch  menseh- 
eines  objektiven  volkswirtschaftlichen  Gutes  liehe  Arbeit  hervorgebracht  wurden,  so  liegt 
erzielt  oder  wenigstens  gefördert  halten,  der  Irrtum  nahe,  dass  die  Maschinenloistuug. 
Hat  sie  ihren  Zweck  verfehlt,  nichts  zu  zumal  sie  im  Sinne  der  Mechanik  eltcnfalls 
stände  gebracht,  vielleicht  ülienlies  noch  {Arbeit  genannt  winl,  mit  der  menschlichen 
vorhandene  Güter,  wie  Rohstoffe  oder  Kohlen  Arbeit  auf  gleiche  Linie  gestellt  und  sie 
verdorben  oder  vet geblich  verbraucht,  so  somit  als  eine  selbständige  Produktion 
ist  sie  nicht  preduktiv  gewesen.  Anderer-  angesehen  wird.  Offenbar  ist  alter  'las 
seits  al»er  ist  jode  Arbeit  als  produktiv  an-  Verhältnis  der  Maschine  zu  der  Produktion 
zunehmen ,  die  in  irgend  einer  Weise  zu '  im  wesentlichen  dasselbe  wie  das  der  im 
der  Herstellung  eitles  Gutes  oder  der  Kr- :  liehen  der  Pflanzen  und  Tiere  waltenden 
höhung  des  objektiv  volkswirtschaftlichen  [  Naturkräfte  oder  der  von  der  menschlichen 
Wertes  eines  solchen  beiträgt.  Dies  gilt  j  Hand  geführten  Werkzeuge  zu  der  Gewinnung 
insbesondere  für  die  geistige  Arbeit,  die  j  von  Rohstoffen  oder  zur  Anfertigung  von 
die  Ordnung  und  Leitung  der  körperlichen  Handwerkswaren.  Die  Produktionsthätig- 
Arbeit  zu  einem  bestimmten  Produktions-  keif  des  Jjmdmannes  besteht  in  der  Zu- 
zweeke  übernimmt:  es  gilt  ferner  nicht  nur  richtnng  des  Ackers,  der  Ausstreuung  der 
selbstverständlich    für    die    Transport-  Saat,  dem  Einheimsen  der  Ernte;  das  durch 
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die  Naturkräfte  bewirkte  Wachsen  rler  Ge- 
treidopflnnzen  ist  keine  Produktion  in  unse- 
rem wirtschaftlichen  Sinne,  sondern  die  Be- 
dingung und  die  Massbostimmung  der  Pro- 
duktivität der  Ark-it  des  Landmannes.  Eben- 
so ist  die  eiserne  Axt  kein  selbständiger 
Produktionsfaktor,  sondern  nur  ein  Hilfs- 
mittel, um  die  Produktivität  der  Arbeit  des 
Holzfällers,  etwa  im  Vergleich  mit  den  pri- 
mitiven Stein  werk/engen,  zu  erhöhen.  AVer 
zuerst  ein  verbessertes  Werkzeug  anwandte, 
hatte  einen  Vorsprung,  der  ihm  auch  pri  welt- 
wirtschaftlich einen  besonderen  Vorteil 
brachte;  aber  bald  wurde  die  Verbesserung 
Gemeingut  der  ganzen  Kidtutwelt,  und  auf 
jeder  Stufe  der  technisehen  Kntwiekelung 
giebt  es  daher  eine  n  or ma  1  e  Produktivität 
der  Arbeit,  die  auf  der  Anwendung  der 
wirksamsten  Hilfsmittel  beruht,  die  in  dieser 
Kulturphase  der  Monsehheit  zur  Verfügung 
stehen.  Darin  ändert  sieh  nichts,  wenn 
diese  Hilfsmittel  nicht  Handwerkszeuge, 
sondern  Maschinen  sind.  Die  mensehlieho 
Muskelarbeit,  die  durch  ein  Werkzeug  nur 
wirksamer  gemacht  wird,  fällt  bei  der  An- 
wendung einer  Kraftmaschine  ganz  aus.  und 
die  Werkzeugmaschinen  nehmen  dem  Men- 
schen auch  eitien  grossen  Teil  der  bloss 
formenden  Arbcitsthätigkeit  ab;  seine  Ar- 
beit erhält  einen  anderen  Charakter,  sie  be- 
steht jetzt  hauptsächlich  in  der  Wartung, 
Beaufsichtigung,  Leitung  der  Masehinen, 
der  Zuführung  der  Rohstoffe  etc.  Seine 
Zeit  und  seine  Persönlichkeit  wird  durch 
diese  Thätigkeit  ebenso  sehr  in  Anspruch 
genommen  wie  früher,  aber  volkswirtschaft- 
lich stellt  sich  der  Gewinn  heraus.  da*s 
jetzt  auf  eine  Tagesari teit  vielleicht  das 
Zehnfache  oder  Zwanzigfache  der  l'rodukton- 
menge  kommt,  die  mit  den  früheren  Werk- 
zeugen erlangt  werden  konnte,  dass  also 
die  Produktivität  der  Arbeit  in  diesem  Ver- 
hältnis gesteigert  ist.  Auch  jede  neue 
Maschine  gelangt  in  kurzer  Zeit  zur  allge- 
meinen Verbreitung,  weil  die  Produzenten, 
um  konkurrenzfähig  zu  bleiben,  dem  tech- 
nischen Fortschritte  folgen  müssen:  daher 
giebt  es  auch  im  Maschinenzeitalter  stets 
eine  normale,  »lern  Stande  der  Technik  ent- 
sprechende Produktivität  der  Arbeit,  nach 
welcher  sich  die  »gesellschaftlich  notwen- 
dige« ArW'itszeit  tiestimmt,  die  für  eine  be- 
stimmte Menge  des  Produktes  aufgewendet 
worden  kann  und  darf. 

Die  richtige  Anschauung,  dass  die  Ma- 
schinen und  überhaupt  die  bthnischen  Hilfs- 
mittel der  Produktion  nicht  selbständige 
Produktionsfaktoren  sind ,  sondern  nur  die 
Produktivität  der  Arbeit  erhöhen,  ist  zuerst 
von  Rodbertus  zur  Geltung  gebracht  worden, 
gehört  aber  natürlich  auch  zu  den  Grund- 
gedanken der  Marxsehen  Kehre.  Ihr  steht 
die  herkömmliche  Iiehre  von  den  drei  ko- 


ordinierten Faktoren  der  Produk- 
tion gegenüber,  der  Arbeit,  dem  Kapital 
und  dem  Boden  oder  dem  Naturfaktor.  Sie 
hat  einen  besondere  prägnanten  Ausdruck 
bei  Say  gefunden,  der  (Cours  dec.  pol.  I, 
cap.  VIII)  als  »fonds  produotifs>  nebenein- 
j  ander  aufstellt  den  »fonds  de  facidtes  iu- 
i  dustrielles'  oder  kurz  *fonds  Industrie]«,  den 
»fonds  d'instruments  de  l'industrie  appro- 
pries  ,  der  wieder  in  natürliche  Produktions- 
mittel und  in  Kapitale  zerfällt,  wozu  dann 
1  noch  der  Fonds  von  nicht  appropriierten 
natürlichen  Produktionsmitteln  kommt.  Den 
|  fonds  industriel  bilden  die  produktiven  Fähig- 
keiten der  Artleiter,  Unternehmer  und  Go- 
I  lehrten.  Aber  die  wirklich  arbeitenden  Per- 
sonen sind  nach  Say  keineswegs  die  allei- 
nigen Produzenten.  Vielmehr  betrachtet 
er  ausdrücklich  als  solche  auch  den  nicht 
arbeitenden,  sein  l>and  verpachtenden  Grund- 
besitzer und  den  nicht  arbeitenden,  ledig- 
lich Zinse]-  oder  Dividenden  lieziehenden 
Kapitalbesitzer:  denn  der  eine  konnte  sein 
I^and  in  einen  Vergnügungspark  verwandeln, 
der  andere  sein  Kapital  zu  seinem  Ver- 
gnügen verzehren;  statt  dessen  aberstellten 
beide  ihre  Fonds  anderen  zu  produktiven 
Zwecken  zur  Verfügung,  und  darum  gehören 
sie  zu  den  Produzenten.  Die  Produkte  gehen 
nach  Say  aus  diesen  Produktivfonds  einfach 
hervor,  und  so  ergiobt  sich  aueh  ihre  Ver- 
teilung von  selbst.  -Los  prodnits  .pii  sor- 
tent  de  cos  fonds  coinjwtscnt  les  revenus 
des  jwirtieuliors  dont  l'ensemblo  fait  le  revenu 
national  .  Die  Mitwirkung  des  nicht  appro- 
priierten Naturfonds  kommt  der  Gesamtheit 
unentgeltlich  zu  statten,  im  übrigen  aber 
erhält  jeder  Teilnehmer  an  der  Produktion 
als  Ertragsanteil  soviel,  als  sein  Fonds  zu 
der  Produktion  beigetragen  hat. 

Diese  Anschauung  ist  aus  dem  objektiv- 
i  Volkswirtschaft  liehen  Gesichtspunkte  offen- 
bar unhaltbar.  Boden  oder  Natur  und  Kapital 
siud  keineswegs  der  Arbeit  als  Produktions- 
,  faktoren  koordiniert,  sondern  ihr  durchaus 
untergeordnet.  Die  Arbeit  ist  elien  der 
alleinige  aktive  Faktor  der  Produktion,  die 
Natur  liefert  nur  Stoffe  für  die  Betätigung 
der  Arbeit  «Rler  ursprünglich  freie  Kräfte, 
deren  Verwertung  nur  durch  Arlieit  mög- 
lich ist.  Das  Kapital  in  seiner  objektiven 
Erscheinung  als  Bestand  an  schon  produzier- 
ten Hilfsmitteln  der  Produktion  kann  über- 
haupt kein  primärer  Faktor  der  Produktion 
sein,  da  es  eben  selbst  schon  Produkt  ist. 
Es  repräsentiert  nur  Yorlieroitungsarbeit 
( >vorgethane  Arbeit-  ,  wie  Rodbertus  sagt» 
für  den  Endzweck  der  Herstellung  eigent- 
licher Konsumtionsgüter. 

Vom  privatwirtschaftliohen  Standpunkte 
dagegen  erscheint  die  Arbeit  dem  Grund  - 
und  Kapitalbesitze  wiederum  nicht  koordi- 
Iniert,   sondern    untergeordnet.  Diese 
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den  Besitz  bildenden  »Fondsc  liefern  die 
massgebenden  Nonnen  für  die  Verteilung 
des  gesamten  Produktionsertrages  der  Volks- 
wirtschaft. Die  Arl»eit  wird  mit  einem  An- 
teile abgefunden,  dessen  Grösse  von  den 
ökonomisohen  Machtverhältnissen  der  sich 
gegenüberstehenden  Interessen  abhängt:  der 
übrigbleibende  Teil  des  NationalprodukteB 
aber  wird  unter  die  Orund-  und  Kapital- 
besitzer nach  dem  Verhältnis  des  Kapital- 
wertes ihres  Besitzes  verteilt.  So  entsteht 
ein  Erwerb  möglicherweise  ohne  alle  Er- 
werbsthätigkeit ,  lediglich  aus  dem  Besitze 
der  Produktionsmittel.  Es  ist  dies  eine 
Thatsache,  die  mit  der  ganzen  geschicht- 
lichen Entwickelung  der  Kultur  im  engsten 
Zusammenhange  steht  und  daher  auch  eine 
historische  Berechtigung  besitzt.  Ueberdies 
alter  bildet  der  Grund-  und  Kapitalbesitz 
die  Grundlage  der  ganzen  bestellenden  Pro- 
duktionsordnung. Er  hat  demnach  keines- 
wegs eine  bloss  privatwirtsehaftliche  Be- 
deutung, er  regelt  keineswegs  nur  die  Ver- 
teilung des  Produktionsertrages ,  sondern 
er  übt  eine  gesellschaftliehe  und  volkswirt- 
schaftliche Funktion  aus,  die  zwar  nicht  als 
Arbeit  betrachtet  werden  kann,  aber  unent- 
1  iehrlich  ist  und  in  jeder  anderen  denkbaren 
Gesellschaftsform  ein  Aequivalent  haben 
müsste:  die  Besitzer  müssen  ihre  Produk- 
tionsmittel für  die  Herstellung  best  im  tu - 
terArten  von  Gütern  zur  Verfügung  stelleu. 
daher  tragen  sie  das  Risiko  sowohl  für 
die  qualitative  Bestimmung  als  auch  für 
die  quantitative  Ausdehnung  der  Produktion. 
Wird  irgend  eine  Ware  iu  grösserer  Menge 
erzeugt,  als  zu  einem  noch  eben  genügenden 
Preise  abgesetzt  werden  kann ,  so  entsteht 
ein  Verlust,  den  in  letzter  Instanz  die  Be- 
sitzer dos  für  diese  Produktion  verwendeten 
Kapitals  oder  Bodens  zu  tragen  haben.  In 
einer  kommunistischen  Gesellschaft  müsste 
jedenfalls  ein  ausgedehnter  Verwaltungs- 
apparat bestehen,  um  die  Produktion  der 
Konsumtion  richtig  anzupassen.  Allerdings 
steht  diese  Funktion  des  Grund-  und  Kapital- 
besitzes keineswegs  in  irgend  einem  inneren 
Zusammenhange  mit  der  thatsächlicheu  II  ö  h  e 
der  Besitzrente,  und  mau  kann  diese  Höhe 
daher  nicht  durch  die  Behauptung  recht- 
fertigen, dass  sie  den  normalen  Gegenwert 
für  das  von  den  Besitzern  getragene  Risiko 
darstellen.  Dieses  Risiko  wächst  allerdings 
im  allgemeinen  proportional  der  Zeit,  wäh- 
rend der  das  Kapital  vorgeschossen  bleibt. 
al>er  die  absolute  Grösse  der  Risikovergütung 
wird  dadurch  nicht  bestimmt.  Das  Risiko 
ist  überhaupt  nicht  der  Entstchungsgrund 
der  Besitzrente,  sondern  es  kann  nur  nach- 
traglich gewissermassen  als  Rechtfertigung 
derselben  angeführt  werden. 

Die  bestehende  Produktionsurdnung  wird 
als  die  kapitalistische  bezeichnet.  Als 


Hauptformen  der  Produktionsordnung  er- 
scheinen die  naturalwirtseliaftliche  und  die 
tausch  wirtschaftliche.  In  der  ersteren  pro- 
duziert jede  Einzelwirtschaft  ausschliesslich 
oder  ganz  überwiegend  Güter,  die  sie  selbst 
braucht  und  verbraucht;  in  der  letzteren 
dagegen  ist  die  Produktion  der  Einzelwirt- 
schaft ausschliesslich  oder  ganz  überwiegend 
auf  Güter  gerichtet,  die  für  den  Absatz 
auf  den  Markt  bestimmt  sind.  Die  Tausch- 
wirtscliaft  erhält  ihre  volle  Ausbildung  erst 
in  der  Form  der  Geld  Wirtschaft ,  die  auch 
die  Anwendung  der  in  der  neuereu  Zeit 
mehr  und  mehr  den  Güterumlauf  vermitteln- 
den Kredit  Organisation  mit  einschliesst.  In 
der  Naturalwirtschaft  vollzog  sich  die  Ver- 
teilung des  Produkt  ionsortrages  ebenfalls 
schon  in  sehr  vielen  Fällen  zum  überwiegen- 
den Vorteile  für  eine  die  Produktionsmittel, 
namentlich  den  Boden,  besitzende  Minder- 
heit und  zum  Nachteil  der  Arbeiter,  die 
meisteus  als  Sklaven  nur  den  notdürftigen 
Lebensunterlialt  erhielten.  In  der  tausch- 
wirt schaft liehen  Produktionsordnung,  zumal 
in  ihrer  ausgebildeten  geld wirtschaftlichen 
Form,  entwickelte  sich  eine  immer  voll- 
ständigere  volks-  und  weltwirtschaftliche 
Arbeitsteilung:  die  grösseren  Produzenten, 
liefern  nur  Waren  für  den  Weltmarkt,  Ge- 
winn und  Verlust  hängen  für  sie  von  der 
Gestaltung  der  Preise  ab,  und  diese  werden 
bestimmt  oder  beeinflusst  durch  stark  wech- 
selnde weltwirtschaftliche  Konjunkturen. 
Für  einen  solchen  Zustand  ist  die  feste  Ge- 
bundenheit des  Arbeiters  an  seinen  Herrn, 
wie  sie  die  Sklaverei  mit  sich  brachte,  nicht 
mehr  zweckmässig,  die  Arbeit  wird  frei  l»e- 
weglich,  aber  zugleich  ebenfalls  zu  einer 
Ware,  die  allen  Konjunkturen  unterworfen 
ist  und  namentlich  von  deu  Arbeitgebern 
sofort  »freigesetzt«  werden  kann,  wenn  die 
Produktion  verlustbringend  zu  werden  droht. 
Die  Eigentümlichkeit  der  kapitalistischen 
Produktionsweise  !>esteht  also  darin,  dass 
sie  mit  ausgeprägtem  geld  Wirtschaft  liehen 
:  Charakter  nur  auf  die  Erzeugung  von  Markt- 
I  waren  gerichtet  ist  und  dass  unter  ihrer 
Herrschaft  die  Arbeit  ctanfalls  als  Ware 
behandelt  wird.  Die  natnrgeinässe  Reaktion 
dagegen  aber  besteht  darin,  dass  die  Arbeiter 
wieder  ihre  Persönlichkeit  geltend 
machen  und  sich,  da  die  einzelnen  gegen- 
über der  Macht  des  Besitzes  nichts  aus- 
richten könneu,  durch  gemeinschaftliche  Or- 
ganisation eine  günstigere  Stellung  bei  der 
Verteilung  des  Natioualproduktes  zu  er- 
ringen suchen.  Dadurch  können  freilich 
Konflikte  von  gemeinschädlichem  Charakter 
entstehen,  die  unter  Umständen  ein  orduendes 
Eingreifen  des  Staates  hervorrufen  werden. 

Lexla. 
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Produktivgenossenschift. 

1.  Betriff.  2.  Die  P.  der  Handwerker  nnd 
Arbeiter.  3.  Die  P.  der  Landwirte.  4.  P.  der 
Konsumenten.   :>.  Statistische  Mitteilungen. 

1.  Begriff.  Prodnktivgenosscnschaft  im 
weitesten  Sinne  ist  ein  Verein  zur  Herstel- 
lung von  industriellen  oder  landwirtschaft- 
lichen Produkten  und  zum  Verkaufe  der- 
selben auf  gemeinschaftliche  Rechnung. 
Produktivgenossenschaft  im  engsten  Sinne 
ist  eine  Vereinigung  von  Kleinmeistern  oder 
von  Lohnarbeitern  bezw.  von  kleinen  Land- 
wirten zum  Geschäftsbetriebe  im  grossen 
auf  gemeinsame  Rechnung  und  Gefahr.  Die 
Produktivgenossenschaft  kann  die  Genossen 
mit  ihrer  ganzen  Arbeitskraft  zu  einem 
einzigen  Unternehmen  vereinigen,  in  dem 
die  Mitglieder  sämtlich  oder  zum  Teil  als 
Arbeiter  mitwirken,  oder  es  können  auch 
in  ihr  die  Mitglieder  allein  als  Kapita- 
listen beteiligt  sein,  und  die  eigentlichen 
Arbeiter  stehen  dann  zur  Genossenschaft 
nur  in  einem  gewohnlichen  I/>hnverhältnis. 
Die  Produktivgeuossenschaft  kann  aus  der 
Initiative  der  Arbeiter  hervorgehen,  sie  kann 
al-er  auch  entstehen,  indem  ein  Unternehmer 
die  Fabrik  oder  die  Wirtseliaft  allmählich 
in  das  Eigentum  der  Arbeiter  überführt. 
Die  Produktivgenossenschaft  kann  errichtet 
werden  im  Interesse  der  Produzenten,  der 
Arbeiter  und  der  Gewerbetreibenden  bezw. 
der  I^andwirte,  wie  andererseits  auch  im 
Interesse  der  Konsumenten.  Es  ist  diese 
letztere  Art  besonders  in  England  häufig, 
wo  die  Konsumvereine  eine  Reihe  wichtiger 
Artikel  selbst  herstellen.  Zu  den  Pmduk- 
tivgenossenschaften  sind  endlich  auch  die 
liennssensehaften  zu  rechnen,  in  denen  die 
Mitglieder  gemeinschaftlich  Rohprodukte  ver- 
arbeiten lassen,  wie  z.  B.  Meierei-,  Übst- 
\mn-  u.  dergl.  Genossenschaften. 

Die  Präge  der  Gewinnverteilung,  so 
wichtig  sie  für  den  genossenschaftlichen 
Charakter  ist.  ist  für  das  Wesen  der  Pro- 
duktivgenossenschaft doch  ohne  entscheidende 
Bedeutung. 

So  einfach  die  Frage,  ob  eine  Produktiv- 
geuossenschaft oder  eine  andere  Gesell- 
schaftsform vorliegt,  meist  rechtlich  zu  be- 
urteilen ist.  so  schwierig  ist  dies  oft  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkte  aus,  wenn 
nämlich  der  personale  Arbeitscliarakter  zu 
Gunsten  des  kapitalistischen  mehr  und  mehr 
zurücktritt,  sei  es,  dass  von  vorn  herein  die 
Produktivgenossenschaft  nur  als  Kapitalsan- 
lage gedacht  ist,  sei  es,  dass  die  Mitglieder 
der  Arbeitsgenossenscliaft  sich  bei  deren 
Gedeihen  absehliessen  und  die  Arbeiten  nur 
im  einfachen  Ijohnverhältnisse  ausführen 
lassen.  Vom  Standpunkte  des  deutschen 
Genossenschaftsgesetzes  aus  betrachtet  ist 
für    das  Wesen  der  Produktivgenossen- 


seliaftcn  entscheidend,  dass  die  Mitglieder 
persönlich  die  Träger  des  Unternehmens 
sind  und  dass  ihre  Kapitalbeteiligung  — 
in  Gestalt  der  Geschäftsanteile  —  nur  ein 
Ausfluss  der  Mitgliedschaft  ist.  Daher 
mussten  hier  zu  den  Produktivgenossen- 
schaften alle  die  Gesellschaften  von  nicht 
geschlossener  Mitgliederzahl  gezählt  werden, 
welche  mittelst  gemeinschaftlichen  Geschäfts- 
betriehes Gegenstände  herstellen  und  auf 
gemeinsehaft liehe  Rechnung  verkaufen. 

In  der  Genossensehaftsgesetzgebung  des 
Auslandes  tritt  nicht  in  dem  gleichen  Masse 
wie  in  Deutschland  der  persönliche 
Charakter  der  Genossenschaften  hervor,  die 
Genossenschaften  beruhen  dort  mehr  auf 
einer  Anpassung  der  kapitalistischen  Grund- 
lage auf  Wirtschaftsveroinigungeu  der  Ar- 
beiter und  Handwerker,  wie  dies  z.  B. 
unzweideutig  in  der  Bezeichnung  des  fran- 
zösischen Gesetzes  zum  Ausdruck  kommt: 
sur  les  societes  ii  capital  variable.  Der 
rechtliche  Unterschied  der  Genossenschaft 
und  der  Kapitalgesellschaft  beruht  im 
Auslande  wesentlich  in  der  Möglichkeit 
der  successiven  Ansammlung  der  Aktien  in 
kleinsten  Beträgen  und  in  der  Beschrän- 
kung des  Stimmrechts  bei  den  Genossen- 
schaften. 

Nicht  zu  den  Produktivgeuossensehaften 
zu  zählen  sind  die  »Dividendengenossen- 
schaften*, bei  denen  die  Arbeiter  Anteil  am 
Gewinn  des  Unternehmers  erhalten,  ohne 
an  dem  Unternehmen  selbst  beteiligt  zu  sein, 
und  die  "industrielle  Partnerschaft«,  die  sich 
als  eine  Verbindung  der  Genossenschaft  und 
Kapitalgesellschaft  darstellt  und  bei  der 
die  Arbeiter  wolü  sogar  Miteigentümer  des 
Unternehmens  werden,  während  jedoch  dio 
geschäftliche  Leitung  in  den  Händen  des 
Fabrikherrn  bleibt.  In  beiden  Fällen  fehlt 
es  an  dem  den  Genossenschaften  eigen- 
tümlichen gemeinschaftlichen  Geschäftsbe- 
triebe. 

So  mannigfach  wie  die  Produktivge- 
nossenschaft im  wirtschaftlichen  Leben  auf- 
tritt, so  verschieden  ist  ihre  soziale  Bedeu- 
tuug.  Jene  Produktivgenossenschaften,  die 
wold  rechtlich  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage  beruhen,  wirtschaftlich  dagegen 
von  Anbeginn  an  auf  kapitalistischer,  haben 
keine  grössere  soziale  Bedeutung  wie  jede 
beliebige  andere  kapitalistische  Wirtschafts- 
form. —  Sie  sind  meist  kleine  Aktiengesell- 
scliaften. 

Zu  den  wahren  Produktivgenassenschaf- 
ten  gehören  insbesondere  die  Vereinigungen 
von  Kleinmeistern  und  Arbeitern  oder  von 
Landwirten  zur  gemeinschaftlichen  Herstel- 
lung von  Produkten.    Als  eine  Sonderart 
jder  Produktivgenossenschaft  sind  die  land- 
I  wirtseliaft  liehen   Genossenschaften    zu  be- 
I  trachten,  die  durch  gemeinschaftlichen  An- 
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kauf  von  Land  und  Parzellierung  einen 
selbständigen  Bauernstand  schaffen.  Dos 
weiteren  kommen  als  Produkt  ivgenosson- 
sehaften  in  Betracht  die  im  Interesse  der 
Konsumenten  betriebene  genossenschaftliche 
Produktion  und  in  der  Landwirtschaft  die 
genossenschaftlich  betriebenen  landwirt- 
schaftlichen Nebengewerlte. 

Die  Produktivgenossensehaften  werden 
auch  in  temporare  und  permanente  geschie- 
den. Unter  den  ersteren  werden  solche  ver- 
standen, die  nur  vorübergehend  geschlossen 
werden  und  bei  denen  der  Betrieb  nur 
Handarbeit  und  kein  Kapital  erfordert,  unter 
den  letzteren  solche,  die  für  einen  geworbs-  1 
mässig(M)  Betrieb  mit  Kapital  gebildet  wer- 
den. Eine  strenge  Durchführung  dieser 
sehr  äusserliohen  Unterscheidung  ist  nicht 
möglich. 

2.  Die  P.  der  Handwerker  und  Ar- 
beiter. Wir  lassen  hier  ausser  Betracht 
die  mittelst  der  Gewinnbeteiligung  der  Ar- 
beiter aus  Privatunternehmungen  hervorge- 
gangenen pnxluktivgonossenschaft  liehen  Ge- 
bilde, die  oft  den  anderen  Produkt ivgf> 
nossenschafteu  an  sozialer  und  wirtschaft- 
licher Bedeutung  gleichstehen  und  sich  von 
denselben  wesentlich  nur  dadurch  unter- 
scheiden, dass  sie  nicht  aus  der  Initiative 
der  Arbeiter  entstanden  sind.  Dahin  ge- 
hören u.  a.  als  die  bekanntesten  maison 
Leclaire.  maison  Godiu,  maison  Laroche 
Joubert. 

Für  den  Handwerker  bieten  sich  zwei 
Wege,  der  Fabrik  konkurrenzfähig  zu  wer- 
den. Entweder  er  richtet  sein  eigenes  Ge- 
schäft derart  ein,  dass  er  der  Fabrik  in 
(Qualität  und  Pit<is  gleichwertig  produzieren 
kann,  oder  er  vorbindet  sich  mit  seinen 
( lewerhogem  tssen  zum  gemeinschaftlichen 
Geschäftsbetriebe,  in  welchem  Falle  das 
Unternehmen  mit  vereinten  Kräften  betrieben 
wird  und  der  Einzelne  seine  Selbständigkeit 
zu  Gunsten  der  Genossenschaft  einschränkt. 
Der  erste  Weg  ist  zunächst  der  einfachere 
und  durch  die  Bildung  von  Ililfsgenossen- 
s< 'haften  in  Gestalt  von  Kredit-,  Rohstoft- 
und  Magazinvereinon  auch  Erfolg  vor- 
spivchcnd.  Bewahrheitet  es  sich,  dass  es 
der  Maschinentechnik  gelingen  wird  ,  ;>das 
Hindernis  der  Rückkehr  zur  konkurrenz- 
fähigen Handarbeit  zu  beseitigen  durch  die 
Zuführung  billiger  mechanischer  Arbeits- 
kraft in  die  kleineren  Werkstätten  und  in 
die  Wohnungen  der  Arl>eiter  (Siemens),  so 
fällt  dann  wenigstens  gmssenteils  auch  der 
Vorzug  des  Grossbetriel»es  dem  Handwerk 
gegenüber  fort,  der  jetzt  in  der  Ausnutzung 
der  Maschinen  tiesteht:  und  treten  dann 
dazu  die  erwähnten  Hilfsgenossenschaften, 
so  ist  in  den  meisten  Gewerben  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit auch  der  Kleinbetrielie  ge- 
sichert.   Dass  aber  auch   dann   noch  die 


Vereinigung  zum  gemeinschaftlichen  Ge- 
schäftsbetriebe sehr  grosse  Vorteile  bieten 
und  oft  sogar  besonders  bei  der  Benutzung 
teuerer  Maschinen  notwendig  sein  wird, 
liegt  auf  der  Hand.  Gesichert  vor  der  Kon- 
kurrenz der  Grossbetriebe  sind  zur  Zeit  sehr 
wenige  Gewerbe,  wohl  nur  die,  deren  Be- 
trieb eine  gewisse  Kunstfertigkeit  erfordert, 
welche  durch  Maschinen  nicht  ersetzt  wer- 
den kann. 

Weit  schwieriger  als  die  Bildung  der 
genannten  Hilfsgenosseusohaften  ist  die  Ver- 
einigung der  Teilnehmer  zu  einem  einzigen 
Unternehmen,  in  dem  die  Rohstoffe  nicht 
nur  gemeinschaftlich  eingekauft,  sondern 
auch  gemeinschaftlich  verarlteitet  und  die  >o 
hergestellten  Produkte  auf  gemeinsame 
Rechnung  verkauft  wenlen  —  die  Produk- 
tivgenossonsehaft.  Für  die  Arbeiter  und  be- 
sonders für  die,  welche  infolge  der  Arbeits- 
teilung und  des  maschinellen  Fabrikhetriel>es 
kein  selbständiges  Gewerbe  gelernt  haben, 
ist  alter  gerade  dieser  schwierigste  Wen- 
der einzige,  auf  dem  sie.  allein  auf  die 
eigene  Kraft  gestützt.  Unternehmer  zu  wei- 
den vermögen,  denn  in  der  Produkt  ivge- 
nossenschaft  kann  die  Arbeitsteilung  voll 
durchgeführt  werden. 

Die  Hauptschwierigkeiten  dieser  Ge- 
nossenschaften bestehen  in  der  Leitung,  der 
Kapitalbeschaffung  und  der  Regelung  dos 
Mitgliederbestandes.  Die  Ueberwindung 
derselben  ist  alter  auch  ganz  gewiss  der 
Aufgabe  wert:  freilich  hat  mit  Recht 
Schulze-Delitzsch  stets  davor  gewarnt,  zur 
Bildung  von  Prodiiktivgonossenschaften  iin- 
vorbereitet,  ohne  eine  genossenschaft- 
liche Vorschule  und  ohne  die  Anfänge  der 
unorlässlicheii  Kapitalbildung  zu  schreiten  . 

Die  Geschichte  der  Genossenschaften  in 
allen  Lindern  lehrt,  dass  die  Produktivge- 
nossenschaft wie  jede  andere  wirtschaftliche 
Unternehmung  sich  aus  sich  selbst  ent- 
wickeln muss  und  dass  positive  Forderung 
von  seiten  des  Staates  oder  Privater  nur 
schadet.  Das  klassische  Lind  für  produk- 
tivgenossenschaftliche  Erfahrungen  ist  Frank- 
reich, und  dort  hat  sich  dies  in  vollstem 
Umfange  bewahrheitet.  Es  hat  sich  insbe- 
sondere ergeben,  dass  Unterstützungen  leicht- 
fertige Gründungen  zur  Folge  haben  und 
dass  bei  der  Gewährung  der  Mittel  es  un- 
vermeidlich-ist,  dass  auch  solche  Genossen- 
schaften bedacht  worden,  deren  baldiger 
notwendiger  Untergang  die  ganze  Bewegung 
störend  boeinflusst,  während  es  oft  gerade 
den  Würdigsten  überaus  schwer  winl.  etwas 
zu  erhalten,  und  schliesslich  hat  sich  über- 
dies herausgestellt,  dass  nur  diejenigen  Ge- 
nossenschaften die  kritischen  Zeiten  über- 
dauert halien.  die  an  den  Unterstützungen 
gar  nicht  oder  doch  nur  ganz  geringfügig 
Teil  geliabt  haben.    Die  Gewährung  staat- 
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licher  oder  ähnlicher  Unterstützung  erfolgt 
auf  Kosten  der  Energie  und  Thatkraft,  die 
nur  l>ei  voller  itei-söulicher  Verantwortlich- 
keit  und  freier  Privatinitiative  zu  finden 
Kind.  Die  praktischen  Engländer  haben  das 
Richtige  auch  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
nossenschaftsbewegung getroffen,  sie  wiesen 
jede  staatliche  Einmisciiung  ab  und  forder- 
ten allein  gesetzliehen  Schutz  für  die  Frei- 
heit dieser  Bewegung,  v.  Schulze -Gaever- 
nitz  kann  an  seine  Darstellung  der  Ent- 
wicklung der  englischen  Genossenseliaften 
die  Bemerkung  knOpfen :  ~>Ks  hat  sieh  stets 
als  verfehlt  herausgestellt,  durch  Gewährung 
von  Geldunteretützung  Vereinen  auf  die 
Beine  helfen  zu  wollen.  Vereine,  welche 
nicht  von  vorn  herein  Selbständigkeit  be- 
sitzen, beweisen  dadurch,  das*  der  Boden 
für  sie  noch  nicht  bereitet  ist  und  dass  ver- 
mehrte Propaganda  not  thut.  Auch  in 
Deutschland  ist  duso  Erfahrung  gemacht, 
lassalle  hatte  mit  Bismarcks  Hilfe  die 
Gründung  einer  Pixxluktivgenossenschaft  mit 
Unterstützung  aus  den  Privatmitteln  des 
Königs  durchgesetzt,  dieselbe  ging  bald 
wi.nlfi-  ein. 

Di.-  Gründung  einer  Produktivgenossen- 
schaft muss  wohl  vorbereitet  sein.  Es  muss 
ihre  finanzielle  Lebensfähigkeit  in  greif- 
Uirer  Weise  hervortreten.  Die  Mitglieder 
müssen  liercits  gezeigt  halten,  dass  sie  zu 
wirtschaften  verstehen,  sie  müssen  illn>r 
Ersparnisse  verfügten.  Das  Mitglied,  welches 
iler  Genossenschaft  seine  Arbeitskraft  zur 
Verfügung  stellt,  giebt  damit  seine  ganze 
Erwerbsquelle  hin.  Die  Genossenschaft 
muss  jedenfalls  für  die  erste  Zeit  so  gestellt 
sein,  dass  sie  nicht  gleich  über  einem  Man- 
gel an  Arbeit  zusammenbricht.  Kann  hier 
auch  der  Kredit  aushelfen,  so  ist  es  doch 
für  ein  Handelsunternehmen  erforderlich, 
dass  demsell>en  eine  finanzielle  Grundlage 
gegelien  wird.  Die  Mittel  der  Kapitalbe- 
schaffung nun  sind  sehr  verschiedenartig. 
In  erster  Heihe  handelt  es  sieh  natürlich 
um  die  Vermögeusbeteilignng  der  Mitglieder, 
und  mit  Rücksicht  hierauf  stellt  sich  in  der 
Regel  als  Erfordernis  heraus,  dass  vermö- 
gende Personen  gewonnen  worden,  die  als 
Mitglieder  l>eitreten,  nicht  um  arlxutend 
tliätig  zu  sein,  sondern  um  ihr  Kapital 
fruchttragend  anzulegen.  Mag  auch  der 
ideale  Zustand  für  eine  Produktivgenossen- 
schaft der  sein,  dass  sie  ausschliesslich  aus 
den  arbeitenden  Genossen  besteht  und  dass 
die  Arl>eitermitglieder  den  grössten  Teil  des 
Gewinnes  auf  ihre  Arbeit  beziehen,  so  wird 
sieh  dies  doch  praktisch  nur  selten  durch- 
führen lassen  und  die  Genossenschaft  wird 
auch  Mitglieder  aufnehmen  müssen,  die  sich 
allein  mit  Kapital  beteiligen.  Es  muss  dann 
nur  durch  zweckmässige  Organisation  insbe- 
sondere der  Gewinnverteilung  Vorsorge  ge- 


troffen werden,  dass  nicht  das  Unternehmen 
mit  der  Zeit  zum  Scliaden  der  Arbeitermit- 
glieder in  die  Hände  der  Kapitalistenmit- 
glieder übergeht.  Selbstverständlich  ist. 
dass  seitens  sämtlicher  Mitglieder  durch 
Ijohuabzüge  etc.  für  die  Bildung  der  Ge- 
seliäftsantoile  gesorgt  wird.  Eiu  weiteres 
Mittel  zur  Beschaffung  des  Kapitals  ist  die 
Heianziehung  von  stillen  Gesellschaftern. 

Jedenfalls  muss  das  Kapital  mit  eigener 
Anstrengung  beschafft  weiden.  Den  Pro- 
duktivgenossenschaften  in  nicht  geschäfts- 
mässiger  Weise  die  Erlangung  des  Kredits 
zu  erleichtern,  hat  mangelhafte,  übereilte 
Gründungen  zur  Folge,  vernichtet  zunächst 
die  Kreditinstitute  selbst,  was  wieder  den 
Fall  jener  Genosseuscliaften  nach  sich 
zieht.  Das  beweisen  die  Erfalirungen  in 
Krankreich  mit  dem  credit  au  travaih 
(1866),  der  vcaisse  d'escorapte  des  associa- 
tious  popidaires«  (1865).  der  »caisse  centrale 
populaire«  (ISnij). 

Aber  nicht  nur  in  dem  Mangel  an  Kapi- 
tal der  beteiligten  Kreise  liegt  eine  grosse 
Schwierigkeit  für  das  Gedeihen  der  IV>- 
duktivgenosseusehaften,  sondern  mehr  noch 
in  dem  Mangel  an  wirtschaftlichen  und 
technischen  Fähigkeiten  der  Mitglieder,  die 
in  hervorragendem  Masse  vorlianden  sein 
müssen,  wo  es  sich  um  die  selbständige 
Leitung  eines  Unternehmens  handelt,  das 
noch  überdies  auf  den  Grossbotrieh  abzielt. 
Ausser  den  Handwerkern  konnte  daher  bis 
jetzt  nur  die  Klite  der  Arbeiter  an  die 
Gründung  solcher  Genossenschaften  denken. 
In  dieser  Beziehung  ist  vor  allein  eine  Vor- 
schule durch  die  Mitgliedschaft  in  anderen 
einfacher  gestalteten  Genosseuscliaften  not- 
wendig, aber  nicht  nur  die  jiassive,  die  sich 
darauf  beschrankt,  dass  der  Genosse  aus 
derselben  |>eknnülren  Vorteil  zieht,  sondern 
auch  die  aktive,  die  in  der  Ausübung  aller 
Mitgliodschaftsrechte  der  Teilnehmer  an  der 
Verwaltung  besteht;  denn  nur  dann  lernt 
das  Mitglied  auch  grossere  wirtschaftliche 
Verhältnisse  kennen  und  eignet  sich  die  für 
die  Selbstverwaltung  in  grösseren  Verhält- 
nissen nötigen  Kenntnisse  an.  Ferner  haben 
hier  Staat  und  Gemeinde  noch  sehr  grosse 
Aufgaben  zu  erfüllen;  je  mehr  sieh  die 
wirtschaftliche  und  technische  Bildung  des 
Arbeiters  heben  werden,  desto  leichter  und 
schneller  wird  sich  seine  materielle  Lage 
l»essern.  Was  aber  den  Handwerkern  nach 
jener  Richtung  hin  hauptsächlich  not  thut. 
ist,  dass  sie  das  Vertrauen  zu  sieh  selbst, 
zur  eigenen  Kraft  gewinnen,  dass  sie  lernen, 
sich  selbst  den  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen anzupassen  und  nicht  das  Umgekehrte 
erwarten.  Nur  wo  diese  Fähigkeiten  der 
Mitglieder  vorhanden  sind,  kann  mit  Aus- 
sicht auf  Erfolg  an  die  Gründung  einer 
Produktivgenossenschaft  gegangen  werden. 
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Von  der  tüchtigen  Iveitung  hängt  natürlich 
sehr  viel  —  wenn  nicht  das  ineiste  —  für 
das  Gedeihen  ab.  Die  fjeitung  keiner  Ge- 
sellschaft ist  vielleicht  so  schwierig  wie  die 
der  Prodtiktivgenossenschaft,  weil  hier  ganz 
besonders  noch  mit  dem  Misstrauen  zu 
kämpfen  ist,  von  dem  der  Arbeiter  gegen 
seinesgleichen-  nicht  minder  beseelt  ist  wie 
gegen  den  Höherstehenden.  Und  doch 
muss  hier  die  demokratische  Verfassung,  die 
sonst  der  Genossenschaft  eigentumlieh  ist, 
zu  Gunsten  der  Autorität  und  der  Einheit- 
lichkeit der  Geschfiftsfülirung  zurücktreten. 
Der  eigentliche  Ijoiter  freilich  darf  auch 
wieder  nie  vergessen,  dass  die  Arbeiter  des 
Unternehmens  als  Mitglieder  die  oberste  In- 
stanz bilden.  So  wird  hier  viel  von  der 
Tflchtigkeit  und  dem  richtigen  Takt  des 
i>citors  einerseits  sowie  von  dem  guten  Willen, 
gej»aart  mit  dem  richtigen  wirtschaftlichen 
Verständnis  der  Mitglieder  andererseits,  ab- 
hängen. 

Fast  nicht  minder  schwierig,  wenn  auch 
wieder  in  anderer  Richtung,  ist  die  Rege- 
lung des  Mitgliederbestandes.  Eine  unbe- 
dingte Zulassung  jedes  sich  Meldenden, 
gegen  den  sittlich  nichts  einzuwenden  ist, 
hat  grosse  Bedenken  gegen  sich,  die  schroffe 
Abschliessung  aber  niebt  minder.  Vom  all- 
gemein menschlichen  Standpunkte  ist  letz- 
tere, die  natürlich  nur  versucht  werden 
wird,  wenn  das  Unternehmen  Gewinn  alt- 
wirft, sebr  erklärlich;  die  Begründer  haben 
die  schweren  ersten  Zeiten  überstanden,  sie 
halien  mit  den  grössten  Opfern  ein  blühen- 
des Etablissement  ins  lieben  gerufen .  nun 
wollen  sie  auch  die  Früchte  für  sich  allein 
behalten  und  nicht  mit  anderen  teilen  — 
es  ist  dies  menschlich  erklärlich,  wenn 
auch  genossenschaftlich  durchaus  zu  ver- 
werfen, denn  es  führt  zur  Herrschaft  des 
Kapitalismus,  indem  sich  die  Mitglieder 
mehr  und  mehr  auf  die  erlangte  Leitung 
zurückziehen,  den  Gewinn  für  sich  in  An- 
spruch nehmen  und  die  eigentliche  Arbeit 
von  Hilfsarbeitern  ausführen  lassen,  die  zu 
der  Genossenschaft  im  gewöhnlichen  Lohn- 
verhältnis stehen.  Andererseits  kommt  für 
die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  Betracht, 
dass  dieselben  jedenfalls  ganz  erheblichen 
Ansprüchen  genügen  müssen,  wenn  sie  der 
Aufnahme  für  weit  befunden  werden  sollen, 
und  dann,  dass  die  Anzahl  der  Arbeiter, 
welche  Beschäftigung  finden  können,  nicht 
immer  und  zu  jeder  Zeit  die  gleiche  sein, 
dass  aus  den  verschiedensten  Gründen  eine 
zeitweise  Vergrößerung  und  Verminderung 
des  Arbeiterstammes  erforderlich  werden 
kann.  Das  Ideal,  dauernde  Beschäftigung 
aller  Mitglieder  und  Arbeit  ausschliesslich 
•buch  Mitglieder,  wird  sich  nur  ausnahms- 
weise erreichen  lassen.  Auch  hier  muss 
man  sich  mit  dem  bestmöglichen  Zustande 


begnügen,  unter  dem  der  genossenschaftliche 
Charakter  am  reinsten  gewahrt  wird.  Das 
ist  zu  erreichen,  wenn  die  Aufnahme  der 
sich  Meldenden  nach  sorgfältiger  Prüfung 
erfolgt  und  wenn  die  Beschäftigung  von 
Hilfsarbeitern  nie  die  Regel  wird.  Freilieh 
werden  dann  auch  Zeiten  kommen,  in  denen 
nicht  aUe  Mitglieder  beschäftigt  werden 
können,  aber  die  unselbständigen  Handwerker 
und  Arbeiter  haben  ausserhalb  der  Genossen- 
schaft oft  noch  weit  geringere  Sicherheit 
auf  dauernde  Beschäftigung. 

Aus  den  bisher  mit  den  Produkt!  vge- 
i  uossenschaften  gemachten  Erfahrungen  er- 
geben sich  die  vorstehenden  Lehren,  es  hat 
sich  gezeigt,  dass  bei  gründlicher  Vorl«erei- 
tung  und  tüchtigen  .Mitgliedern  ein  Gedeihen 
der  Genossenschaft  sehr  wohl  möglich  ist. 
[  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  von  100  in- 
dustriellen Etablissements  überhaupt  20  zer- 
fallen, ehe  sie  noch  irgend  eine  sichere 
Existenz  erlangt  haben,  50— 60  mehr  oder 
weniger  lange  vegetieren  und  höchstens  10 
zu  hoher  Blüte  geLaugen. 

Zweifler  pflegen  entgegenzuhalten,  das 
Gedeihen  der  Produktivgenossenschaften 
ist  oft  freilich  auf  Kosten  des  genossenschaft- 
lichen Charakters  erkauft,  indem  die  Mit- 
glieder von  PixMluktivgenossenschaften,  wenn 
diese  von  Erfolg  begleitet  sind,  gegen  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  sich  möglichst 
ablehnend  verhalten. 

Freilich  nicht  in  jedem  Gewerbe  und  für 
alle  Zwecke  eignet  sich  der  genossenschaft- 
liche Betrieb;  am  wenigsten  ist  dies  der 
j  Fall,  wo  das  Kapital  eine  massgebende  Be- 
j  deutung  für  das  Geschäft  hat.    Ueberall  da 
j  wird  die  Produktivgenosscnsehaft  am  ehesten 
1  erfolgreich  sein,  wo  der  Preis  des  Produktes 
j  hauptsächlich  durch  die  Arbeit  bestimmt 
j  wird,  wo  Arbeit  und  persönliche  Energie 
für  das  Gedeihen  des  Unternehmens  ent- 
scheidend sind,    wo  der  Absatz  ein  ge- 
sicherter  ist    und   wo   eine  gleichmassig 
grosse  Anzahl   von  Arbeitern  beschäftigt 
werden  kann.    Eine  feste  Grenz«'  lässt  sich 
natürlich  nicht  ziehen.  Ganz  besonders  zur 
|  genossenschaftlichen  Organisation  eignet  sich 
]  oft  die  Hausindustrie,  ohne  zu  grosse  Schwie- 
rigkeiten   könnten    die  Hausindustriellen 
den  Gewinn,  der  jetzt  den  verschiedenen 
Zwischenunternehmern  zufliesst,  sich  selbst 
erhalten. 

Von  grosser  Bedeutung  für  den  Erfolg 
der  Genossenschaft  ist  eine  zweckmässige 
Verteilung  des  Gewinnes.  Eine  allgemeine 
Regel  lässt  sich  nicht  dafür  aufstellen. 
Doch  daran  ist  stets  festzuhalten,  dass  -eine 
Vereinigung  keine  Genossenschaft  ist .  zu 
der  Personen  sich  vereinigen,  um  Gewinn 
zu  erzielen,  an  dem  nur  einige  Anteil  liaben. 
das  Wesentlichste  der  Genossenschaft  ist, 
dass  der  Arbeiter  an  dem  Gewinne  der  Ar- 
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beit  teilnimmt*  (J.  S.  Mill).  Am  einfachsten 
scheint  sich  die  Gewinnverteilung  in  den 
Genossen scliafteu  zu  regeln,  in  denen  sämt- 
liche Mitglieder  auch  Arbeiter  sind,  indem, 
mag  der  Gewinn  nach  dem  Kapital  verteilt 
•werden  oder  nach  der  Arbeit,  die  Mitglieder 
alle  an  demselben  teilnehmen.  Doch  ist  zu 
beachten,  dass  die  Kapitalbeteiligung  der 
Mitglieder  eine  sehr  verschiedene  sein  kann 
und  dass,  wenn  auch  schliesslich  die  Ar- 
beiter als  Mitglieder  auf  die  Festsetzung 
des  ljohnes  nicht  ohne  Einfluss  sind,  doch 
immer  die  Gefahr  bestehen  bleibt,  dass  die 
Arbeit  nicht  entsprechend  von  dem  Ertrage 
des  Geschäfts  berücksichtigt  wird.  Die 
wahre  IYoduktivgenossensehaft  dient  der 
Emancipation  der  Arbeit,  dies  muss  auch 
für  die  Gewinnverteilung  entscheidend  sein. 

Man  weudet  gegen  die  Bedeutung  der 
Produktivgenossenschaft  ein,  dass  sie,  um 
mit  den  anderen  Unternehmungen  konkur- 
renzfähig zu  bleil>en.  wie  diese  an  der 
Hauptausgabe,  den  Löhnen,  sparen  mflsste 
und  dass  daher  die  Lage  der  Arbeiter  bei 
ihnen  keine  wesentlich  andere  sein  werde. 
Man  übersieht  dabei,  dass  bereits  die  Anteil- 
nahme der  Arbeiter  am  Gewinne  ihre  Lage 
allerdings  erheblich  verbessern  kann  und 
dass  die  Konkurrenzfähigkeit  doch  glück- 
licherweise auch  noch  durch  audere  Mittel 
erhalten  werden  kann  als  durch  Ersjmrnisse 
an  den  lehnen  und  zwar  durch  Mittel,  die 
gerade  bei  einer  richtig  organisierten  Pro- 
dukt ivgenossenschaft  zur  Geltung  koutmeu 
müssten:  nämlich  Fleiss,  Intelligenz  und 
persönliches  Interesse  der  Arbeiter. 

3.  Die  P.  der  Landwirte.  Von  nicht 
geringerer  Bedeutung  wie  die  gewerblichen 
sind  die  landwirtschaftlichen  Produktivge- 
nossenschaften, die  in  zwei  Kategorieen  zer- 
fallen: in  solche,  welche  die  gesamte  Thä- 
tigkeit  des  Ijandraanns  in  Anspruch  nehmen, 
und  in  solche,  welche  sich  auf  einen  be- 
stimmten Zweig  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  beschränken. 

Die  den  gesamten  landwirtschaftlichen 
Betrieb  umfassende  Produktivgenossenschaft 
ist  bisher  nur  selten  versucht.  In  England 
kommen  als  die  bekanntesten  Versuche  die 
Genossenschaften  zu  Assington  und  Ralahine 
in  Betracht,  besonders  die  erstere  (unter  der 
U'itnng  von  Gurdon  1S30  begründete)  hat 
allgemeine  Anerkennung  gefunden ,  freilich 
ist  der  genossen  schaftliehe  Charakter  hier 
mehr  latenter  Natur.  In  Frankreich  stellen 
sich  die  bäuerlichen  eommunautes  als  land- 
wirtschaftliche Produktivgeuossenschaften 
dar,  die  zum  Teil  auf  kommunistischer 
Grundlage  beruhen.  Auch  die  besonders  in 
Oberitalien  verbreitete  Halbscheidepacht  ist 
eine  Art  landwirtschaftlicher  Genossenschaft. 

Von  grösstem  Interesse  sind  die  vor 
einem  Jahrzehnt  in  Deutscldand  versuchten 


j  landwirtschaftlichen  Produktivgenossenscliaf- 
ten ,  die  gleichzeitig  die  Schaffung  eines 
|  selbständigen  Bauernstandes  bezwecken.  Die 
Gründung  geht  in  der  Art  vor  sich,  dass 
eine  Genossenschaft  von  Ijandwirten  ein 
grösseres  Gut  kauft,  dasselbe  parzelliert  und 
die  Parzellen  einzeln  an  die  Mitglieder  fiber- 
trägt, welche  dieselbe  auf  eigene  Rechnung 
bewirtschaften.  Das  nicht  aufgeteilte  Land 
wird  gemeinschaftlich  bewirtschaftet.  Die 
auf  dem  Gesamtgute  haftenden  Hypotheken 
werden  mit  den  Geschäftsanteilen  der  Mit- 
glieder und  einem  durch  regelmässige  Ein- 
zahlungen gebildeten  Amortisationsfonds  ge- 
tilgt; ist  dies  erreicht,  so  gehen  die  Par- 
zellen in  das  schuldenfreie  Eigentum  der 
Besitzer  über.  Es  ist  ein  Verfahren,  das 
dem  bei  Baugenossenschaften  üblichen  gleicht. 
Solche  Genossenschaften  sind  in  Westpreussen 
und  Posen  begründet.  Die  weitere  Aus- 
führung dieses  Gedankens  kann  für  die 
Landwirtschaft  bahnbrechend  werden.  Hier 
bietet  sich  ein  Weg,  auf  dem  ohne  jede 
Unterstützung  ein  selbständiger  Bauernstand 
geschaffen  werden  kann  und  gleichzeitig  die 
Verbindung  des  intensivsten  Kleinbetriebes 
mit  den  Vorzügen  des  Grossbetriebes  mög- 
lich ist  ;  letzteres  dadurch,  dass  sich  ganz 
von  selbst  hier  die  Gelegenheit  zur  Anwen- 
dung der  verschiedensten  Genossenschafls- 
formen  ergiebt;  von  Rohstoffvereinen, 
Werk-,  Absatz-,  Zucht-  und  Molkereigenos- 
senschaften, Be-  und  Entwässerungsanlagen 
müssen  sich  hier  ohne  jede  Schwierigkeit 
bilden. 

Leider  sind  die  Versuche  bisher  verein- 
zelt geblieben,  obgleich  sie  keineswegs  einen 
ungünstigen  Verlauf  genommen  haben.  Der 
l'ntersclued  von  den  eigentlichen  Produk- 
tivgeuossenschaften ist  in  die  Augen  fallend  : 
bei  diesen  handelt  es  sich  um  das  Aufgeben 
des  selbständigen  Geschäftsbetriebes  und 
Aufgehen  in  den  der  Genossenschaft  — 
während  die  hier  besprochene  landwirtschaft- 
liche Genossenschaft  im  Gegenteil  selbstän- 
dige Geschäftsbetriebe  schaffen  soll.  Daher 
können  diese  Genossenschaften  auch  nur 
bedingt  zu  den  Produktivgcnossenschafteii 
gerechnet  werden. 

Unter  den  landwirtschaftlichen  Produk- 
tivgenossenschaften für  einzelne  Geschäfts- 
zweige des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
nehmen  die  hervorragendste  Stelle  die 
Meiereigenossenschafton  ein,  sie  sind  in 
Deutschland,  Dänemark,  Frankreich,  Schweiz, 
Italien,  dann  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  in  grosser  Zahl  vertreten.  Auch 
Obst,  Hopfen  etc.  wird  genossenschaftlich 
verwertet  Das  Eigentümliche  dieser  Pro- 
duktivgenossenschaften liegt  darin,  dass  es 
sich  nicht  um  gemeinsame  Arbeit,  um  Ver- 
I  einigling  des  Geschäftsbetriebes  handelt,  sou- 
Idern  um  Hergak»  von  Rohprodukten  zur 
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gemeinscliaftlichen  Verarbeitung,  um  a\if 
diese  Weise  die  Vorteile  des  Grossbetriebes 
zu  gewinnen. 

Alle  diese  Genossenschaften  sind  für  die 


sondern  die  Produktivgenosseiischaft  iu  der 
Anlehnung  an  die  Konsumvereine.  Die 
Schwierigkeiten,  die  dem  Gedeihen  der  Pro- 
dnktivgenofcsenseliaft  der  llandwerker  und 


Ijtnd Wirtschaft  von  der  grOssten  Bedeutung.  j  Arbeiter  entgegenstehen,  fallen  hier  zum 
Sie  nehmen  dem  Landwirt  nicht  nur  Arbeit '  grossen  Teil  fort.  Die  Genossenschaft  hat 
alt,  sondern  sie  ermöglichen  ihm  auch  erst  j  sofort  an  dem  Konsumvereine  einen  sicheren 
die  ausgiebigste  Verwertung  seiner  Produkte,  i  Halt,  einen  festen  Abnehmer;  der  Konsum- 


gestatten  ihm.  mit  diesen  auf  dem  Welt- 
märkte konkurrenzfähig  aufzutreten  und 
neue  Absatzgebiete  zu  gewinnen.  Ganz  be- 
sondere gilt  dies  von  Milch-  und  Obstpro- 
dukten, die  nur  im  Orossbetriebe  in  einer 
Qualität  herzustellen  sind,  die  einen  dauern- 
den erheblichen  Gewinn  sichert.  Diese  nutz- 
bringende Verwertung  der  Rohprodukte 
wirkt  andererseits  wieder  zurück  auf  Ver- 
vollkommnung und  Vermehrung  derselben. 
So  ist  es  eine  anerkannte  Thatsaehe,  dass 
die  Meiereigenossensehafton  von  grossem 
Einfluss  auf  die  Verbesserung  und  Ver- 
mehrung des  Viohstandes  sind.  Pud  das 
Gleiche  gilt  besonders  von  dem  Obstbau. 

Neben  diesen  Genossenschaften  sind  die 
Winzergenossensehaften  von  grossem  wirt- 


verem  —  vielleicht  noch  in  Verbindung  mit 
ähnlichen  Genossenschaften  —  giebt  das 
Kapital  her ;  die  Leitung  liegt  bei  dem  Kon- 
sumvereine, zu  dein  die  Arl>eiter  im  gleichen 
Verhältnis  wie  zu  jedem  beliebigen  anderen 
Arbeitgeber  stehen,  zumal  trotz  der  lebliaf- 
testen  Agitation  der  Führer  der  englischen 
Genossenschaften  für  Einführung  der  Ge- 
winnbeteiligung der  Arbeiter  dies  nur  in 
sehr  wenigen  Vereinen  bisher  erreicht  wer- 
det) konnte. 

Die  wesentlichste  Aufgabe  und  die 
hauptsächlichste  Bedeutung  der  waliren 
Preduktivgonossenschaft  felüt  hier,  der 
Wert  dieser  Genossenschaften  besteht  allein 
darin,  dass  die  Konsumenten  die  Waren 


auf  eigene  Rechnung  herstellen  lassen  und 
.schaftlichen  Werte.  Sie  beschränken  sich  i  dadurch  Ersparnisse  erzielen.  Solange  es 
zum  Teil  darauf,  ihren  Mitgliedern  den  Wein  j  sich  um  die  Anfertigung  von  Waren  han- 
abzukaufen, zu  pflegen  und  mit  Pmgohtmg ;  delt,  mit  denen  kein  erhebliches  Risiko  ver- 
lies Zwischenhändlers  zu  verkaufen,  meistens  j  bunden  ist,  hat  dieses  Verfahren  sehr  grosse 
aber  keltern  sie  selbst  die  Trauben   ihrer  Vorzüge. 

Mitglieder.  In  der  gleichen  Weise  sucht  man  jetzt 

4.  P.  der  Konsumenten.  Eine  beson-  in  Frankreich  Produktivgenossenschaften  im 
dere  Art  der  gewerblichen  Produktivgenos-  Ansehlnss  ein  die  Konsumvereine  zu  gründen, 
seiischatten  bilden  die  zur  Verbilliguug  de*  Iu  Deutschland  ist  dieser  produktivge- 
Lebetisuntei  lialtes  und  der  Wirtschaft  ge-  nosseusehaftsartige  Betrieb  bisher  aussehliess- 
gründeten  Fabriken.  Deiartige  Genossen-  lieh  auf  Bückerei  beschränkt  geblieben, 
schaften,  wenn  diese  Pnteriiehmuugen  über-  In  Belgien.  Frankreich  und  seit  kurzer 
haupt  noch  diesen  Namen  verdienen,  be- ,  Zeit  aucli  in  Deutscidand  sind  solche  dem 
stehen  hauptsächlich  in  England.  Die  Leiter  Interesse  der  Konsumenten  dienende  Go- 
des  englischen  Genossenschaftswesens  (Neale,  |  nossoiisrhaftou  auch  selbständig  gebildet: 
Holyoake.  Hughes  u.a.),  die  eine  genossen- .  insbesondere  als  Bäckereien.  Man  wir»!  der- 
schaftliehe  Gestaltung  von  Handel  und  Pro-  artige  Vereine  wohl  alle  richtiger  zu  den 


duktion  erstrebten,  gingen  bei  der  Verfol- 
gung dieses  Zieles  von  den  Konsumvereinen, 
d.  h.  den  Konsumenten  aus,  die  selbst  die 
Produktion  —  vermittelst  dei  Konsumver- 
eine in  die  Hand  nehmen  sollten.  Da- 
nel>en  macht  sich  in  Kngland  eine  an« lere 
Strömung  geltend,  die  diese  einzelnen  Ge- 
nossenschaften verwirft,  da  sie  die  Kon- 
kurrenz erhielten  und  nicht  dem  Gesamt- 
interesse dienten ,  und  nun  statt  derselben 
Koncentration  aller  Konsumvereine  fordert 
und  ausschliessliche  Produktion  durch  diese 
Pentrnle  oder  doch  Leitung  der  Produktion 
von  derselben  aus.  Dieses  letztere  System, 
welches  freilich  konsequenter  ist  als  das  von 
Neale  und  seinen  Freunden,  die  gleichfalls 
<lie  Konkurrenz  durch  die  Association  be- 
seitiget) wollen,  müsste  in  seiner  vollständi- 
gen Durchführung  zur  monopolisierten  Staats- 
industrie führen. 

iWh  hier  interessiert  nicht  das  System, 


Konsum  vereinen  zählen,  mit  denen  sie  die 
Kr/.ielung  von  hrs|>arnisson  bei  der  Be- 
schaffung der  Wirtschaftsbedürfnisse  gemein 
haben. 

Besonders  in  Belgien  und  Frankreich  ist 
«lie  Gründung  dieser  Genossenschaften  von 
der  sozialistischen  ArtViterjtartei  ausgegan- 
gen, die  einen  Teil  des  Reingewinnes  dieser 
Vereine   zu  Agitationszwecken  verbraucht. 

5.  Statistische  Mitteilungen  finden  sich 
hei  den  Artt.  Erwerbs-  uiul  W  irtschaf  ts- 
gen ysi nl'ii schaften  oben  Bd.  III.  S.  734 ff. 
und  Landwirtschaftliches  (i  enos  Ben- 
sen aftswesen  oben  B<1  V,  S.  17t5ff.  Eine 
Statistik  Uber  die  Eni  Wickelung  der  Produkt] v- 
genos*enschaften  wurde  in  der  ersten  Auflage 
dieses  Werkes,  Band  V,  >S.  iäitiff.,  gegelien. 
Lltt^ratlir:  Vyl.  die  Littcratur  tu  dem  Artilel 
Krtrrrbt-  und  U"  i  r  I  e  i'  A  n/1  *  <f  r  n  otf  *  u  - 
trha/trn  tohen  Bd.  III,  S.  7oSjJ.). 

llans  Crüger. 
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Prostitution. 

1.  Betriff.  2.  Geschichte. 
Eigenschaften  und  Formen. 
Autgabe  des  Staates. 


3.  Ursachen. 
5.  Statistik. 


1.  Begriff.  Die  grosse  Anzahl  von  Defi- 
nitionen des  Wortes  Prostitution  stimmt  nur 
in  dem  einen  Punkte  vollkommen  überein, 
dass  die  Prostitution  als  eine  krankhafte 
Erscheinung  am  Organismus  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  anzusehen  ist,  krankhaft, 
weil  sie  der  seitens  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft aeeeptierten  Nonn,  wonach  aus- 
schliesslich die  Ehe  zur  Bethätigung  des 
Geschlechtsverkehrs  berechtigt,  zuwiderläuft. 
Im  übrigen  lassen  sich  alle  Definitionen  in 
zwei  Gruppen  scheideu.  deren  eine  unter 
den  Begriff  Prostitution  alle  Formen  des 
ausserehelichon  Geschlechtsverkehrs  sub- 
sumiert, vom  ant kupierten  ehelichen  Hei- 
schlaf angefangen  bis  zur  gewerblichen  Un- 
zucht mit  all  ihren  Auswüchsen  nnd  Ver- 


,  von  Männern  und  Knaben,  seJbst  von  Tieren 
zum  Zwecke  der  Befriedigung  des  Ge- 
schlechtstriebes ans  dem  Rahmen  der 
Prostitution  fallen  zu  lassen,  da  diese  Art 
von  Geschlechtsverkehr  einer  ganz  anderen 
Behandlung  zu  unterstellen  ist  und  auch 
thatsächlich  als  widernatürliche  Unzucht 
verfolgt  und  bestraft  wird. 

Es  wird  daher  auch  im  weiteren  Texte 
von  Prostitution  hauptsächlich  nur  in  dem 
engeren  Sinne  des  gewerbsmässig  von 
Frauenspersonen  t»etriebenen  ausserehelichen 
Geschlechtsverkehrs  die  Kede  sein. 

'2.  Geschichte.  Während  im  Urzustände 
des  Menschengeschlechtes  die  Befriedigung  des 
Geschlechtstriebes  eine  uneingeschränkte  sein 
konnte,  da  für  die  Nachkommen  mehr  als  aus- 
reichende Subsistenzmittel  vorhanden  waren, 
machte  das  schnelle  Au  wachsen  der  Menschheit, 
insbesondere  das  Zusammentreten  der  Menschen 
zu  Gemeinschaften  und  die  durch  die  Teilung 
der  Arbeit  bedingte  Gliederung  dieser  bald  eine 
Institution  nötig,  die  Khe.  welche  einem  nur 


irrungen.  während  die  andere  Gruppe,  aus-  dem  natürlichen  Triebe  folgenden  Geschlechts- 


geheud  von  praktischen  Gesichtspunkten 
unter  Prostitution  nur  die  gewerbsmässig 
betriebene  Unzucht  verstanden  wissen  will. 
Ist  jene  weitere  Auffassung  des  Begriffes 
ein  Ausfluss  der  christlichen  Moral,  wonach 
jede  Befriedigung  des  Geschlechtstriebes 
ausserhalb  der  Ehe  sündhaft  und  strafbar 
ist.  so  ist  andererseits  in  der  engeren  Um- 
grenzung die  Auffassung  des  modernen 
Staates,  wie  sie  durch  Jahrtausende  alte 
Erfahrungen  und  naturwissenschaftliche  Er- 
kenntnis gestützt  wird,  zu  finden.  Auch 
der  moderne  Staat  hält  das  Princip  der 
monogamen  Ehe  aufrecht  und  erkennt  in 
dem    ausserehelichen  Ges«-hleehtsverkehre 


welchem  nebenbei  erwähnt  einer  der  niächtig- 
etwas  Unerlaubtes:  allein  überzeugt  von  der  sten  Faktoren  unserer  ganzen  Kultur  erblickt 


verkehre  Schranken  setzen  sollte 

Das  Institut  der  Ehe  legte  von  vom  herein 
dem  Maune  weitgehende  Verpflichtungen  für 
die  Erhaltung  der  Ehegattin  und  der  mit  ihr 
erzeugten  Kinder  auf  und  schloss  so  Indivi- 
duen, welche  diesen  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen nicht  imstande  oder  nicht  gewillt 
wnren,  von  der  Berechtigung,  für  die  Erhaltung 
der  Art  zu  wirken,  aus;  eine  Einrichtung, 
welche  sich  in  schärfsten  Gegensatz  zu  einem 
der  mächtigsten  Naturtriebe  stellte. 

In  der  That  zeigt  die  ganze  Geschichte 
des  Menschengeschlechtes,  und  im  besonderen 
die  der  Prostitution,  dass  der  jedem  Organismus, 
der  Pflanze,  dein  Tiere  uud  dem  Menschen  inne- 
wohnende Trieb  zur  Erhaltung  der  Art  in 


Uuausiottbarkeit  desselben  und  der  Erfolg- 
losigkeit aller  gegen  ihn  gerichteten  Verbote 
und  Strafen,  verzichtet  er.  solche  fernerhin 
noch  auszusprechen,  erwartet  vielmehr 
durch  geeignete  Beeinflussung  das  Uebel  zu 
einem  möglichst  geringen  umzugestalten. 
Solcher  Einwirkung  ist  aber  nur.  wie  eben- 
falls  die   Erfahrung   lehrt,    die  gewerbs- 


werden  muss.  durch  menschliche  Gesetze 
nicht  unterdrückt  werden  kann;  die  durch  sie 
aufgerichteten  Schranken  werden  erfuhrungsge- 
mäss  entweder  heimlich  umgangen  oder  ge- 
waltsam durchbrochen,  nicht  allzu  selten  setzt 
das  Individuum  die  eigene  Existenz  aufs  Spiel, 
nur  um  das  von  der  Natur  ihm  vorgesteckte 
Ziel  zu  erreichen. 

Es  kaun  daher  mit  Sicherheit  angenommen 


massige  Unzucht  zugänglich,  jene  Form  des  werden .  dass  Prostitntion  im  weitesten  Sinne 
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Geschlechtsverkehrs,    welcher    wie  keiner 
anderen  Form  auch  die  ärgsten  Schäden  an- 
hängen, die  Verbreitung  venerischer  Krank-  > 
heiten  und  moralische  Infektion.    So  ist  es 
gekommen,  dass  mau  heutzutage  ziemlich 
allgemein  unter  Prostitution  nur  die  von 1 
Frauenspersonen  gewerbsmässig  betriebene 
Unzucht  versteht.   Ausgeschlossen  sind  dem-  j 
nach  von»  Begriffe  einfache,  die  Grenzen  der  ; 
Moralität  überschreitende  Liebesverhältnisse  j 
und  das  Konkubinat;  in  beiden  Fällen  fehlt 
das  Charakteristische  des  Gewerbclfetriebes, ; 
die    Darbietung    an    eine    Mehrzahl    von  1 
Männern.    Andererseits  erscheint  es  zweck- 
mässig, auch  die  gewerbsmässige  Darbietung  Mädchen  um 
Handwörterbuch  der  Sta»Uwlaa«a»i:liai'ten.   Zweite  Aufläse.  Vf. 


so  alt  ist  als  das  Institut  der  Ehe.  Im  frühesten 
Altertume,  soweit  historische  l'eberlicferungen 
reichen,  nahm  schon  der  außereheliche  Ge- 
schlechtsverkehr bestimmte  Formen  an.  als 
go^tfreundschaftliche  nnd  religiöse  Prostitution, 
beide  zunächst  noch  frei  vom  Charakter  eines 
Gewerbes,  erstere  als  Ausfluss  einer  hochent- 
wickelten Gastfreundschaft,  bestehend  in  der 
Darbietung  der  eigenen  Gattin  an  den  Gast- 
freund,  letztere  verknüpft  mit  dem  Dienste 
einer  Gottheit,  eiuer  Mvlitta  i  Babylon),  Astarte 
(Phöniziern,  Aphrodite,  Urania,  Venus.  Isis  oder 
des  Bach us  oder  Priupus.  Ohne  Zweifel  ging 
aus  diesen  rönnen  hervor  und  bestand  noch 
lange  Zeit  neben  ihnen  die  gewerbsmässige 
Prostitution,  die  Darbietung  von  Frauen  und 
Geld  an  fremde  Männer  Die 
17 
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Existenz  dieser  Form  lässt  sich  bis  nach  Babylon  i 
zurückverfolgen,  wo  nicht  nur  jedes  junge 
Mädchen  sich  einmal  im  Lebe«  um  Geld  im  | 
Tempel  an  irgend  einen  Fremden  preisgeben  j 
tnusste,  sondern  auch  schon  eine  von  jeglichem . 
Kultus  losgelöste  gewerbsmässige  Prostitution  | 
bestand. 

Aus  Chaldaea  verbreitete  sich  der  Venus- 
dienst nach  allen  Ländern,  wohin  die  Phönicier 
ihren  Handel  ausdehnteu,  und  gelangte  so  nach 
Kleinasien,  Cypern,  Griechenland  und  Italien ; 
in  allen  diesen  Ländern  entwickelte  er  sich  in 
eigentümlicher  Form,  um  schon  bald  in  die  ge- 
wöhnliche nichtreligiöse  Prostitution  über- 
zugehen. 

Aus  der  Geschichte  des  jüdischen  Volkes 
sei  hervorgehoben,  dass  dessen  grosser  Gesetz- 
geber anfänglich  versuchte,  die  Prostitution 
ganz  zu  unterdrücken,  sich  aber  schliesslich 
doch  genötigt  sah,  den  Verkehr  mit  ausländi- 
schen Prostituierten  zu  dulden. 

Bei  den  Griechen  nahm  die  Prostitution 
schon  frühzeitig  eine  legale  Form  an :  sie  durfte 
aber  nur  von  Sklavinnen  betrieben  werden  und 
freie  Frauen,  die  sich  vergingen,  wurden  zu 
Sklavinnen  degradiert.  Selon  errichtete  ein 
Bonlell,  Dikterion,  als  Staatsanstalt,  kaufte  auf 
Staatskosten  Sklavinnen  im  Auslände  und  re- 
gulierte den  Verkehr  im  Dikterion  durch  Fest- 
setzung von  Gebühren  und  eine  Hausordnung. 
In  Athen  unterschied  man  Dikteriadtu  (Bordell- 
mädchen), Auletriden  (Flötenspielerinnen)  und 
Hetären,  alle  drei  Arten  der  gewerblichen 
Prostitution  angehörig,  wenn  auch  von  ver- 
schiedener Qualität. 

Auch  in  Rom  war  unter  der  Republik  die 
Prostitution  geduldet  und  unter  die  Aufsicht 
der  Aedilen  gestellt.  Letztere  führten  Listen 
und  überwachten  die  Bordelle.  Als  mit  dem 
Niederränge  des  römischeu  Reiches  die  Pros- 
titution sich  immer  breiter  machte,  versuchten 
verschiedene  Kaiser  sie  einzudämmen,  doch  musste 
sie  immer  wieder  toleriert  werden. 

Das  mächtig  sich  ausbreitende  Christentum 
bekämpfte  mit  l>estem  Erfolge  die  religiöse 
Prostitution  und  brachte  sie  /.um  Verschwinden  ; 
allein  alle  Empfehlung  absoluter  Sittenreinheit 
und  seihst  die  Androhung  schwerer  Strafen  er- 
wiesen sich  als  unzureichend,  die  gewerbliche 
Form  zu  vernichten ;  schon  die  ersten  christ- 
lichen Kaiser  sahen  sich  genötigt,  sie  zu  dulden, 
nachdem  alle  Versuche  sie  auszurotten  nur  den 
Kffekt  gehabt  hatten,  doss  Verführung  der  Un- 
schuld und  Ehebruch  viel  häufiger  vorkamen 
als  früher. 

Seit  jener  Zeit  bildet  die  Behandlung  der 
Prostitution  ein  ständiges  Streitobjekt  zwischen 
Kirche  und  Staat,  man  könnte  ebenso  gut  sagen 
zwischen  Theorie  und  Praxis.  Mit  der  Lehre 
der  Kirche  von  der  Abtötung  des  Fleisches  ist 
Duldung  der  Prostitution  unvereinbar,  für  die 
Kirche  erwächst  sogar  ans  diesem  Zwiespalte 
die  Pflicht,  mit  alleu  Mitteln  deren  Ausrottung 
anzustreben,  gleichwohl  fand  diese  eine  etwas 
tolerantere  Auffassung  seitens  einiger  Päpste, 
nachdem  die  römische  Kirche  zum  Range  einer 
politischen  Macht  gelangt  war.  Die  Träger  der 
Staatsgewalf  waren  von  jeher,  wie  schon  ge- 
zeigt, vielmehr  geneigt,  die  Prostitution  als  un- 
ausrottbares Uebel  zu  dulden  und  einer  Beauf- 
sichtigung zu  unterstellen;  je  nach  dem  l'eber- 


gewichte,  welches  eine  oder  die  andere  der 
beiden  Mächte  zeitweilig  in  einem  Lande  er- 
reichte, wurde  daher  die  Gewerbeunzucht  bald 
geduldet,  bald  unterdrückt,  bald  legalisiert,  bald 
mit  harten  Strafen  belegt. 

Von  grossem  Interesse  ist  ihre  Geschichte 
in  Frankreich.  Karl  der  Grosse  verpönte  die 
Prostitution,  und  sie  blieb  es  auch  während 
mehrerer  Jahrhunderte,  nahm  dabei  aber  immer 
mehr  an  Ausdehnuug  zu,  so  dass  sie  im  1*2.  Jahr- 
hunderte legalisiert  werden  musstc.  Ludwig  IX. 
machte  aufs  neue  den  Versuch  sie  auszurotten, 
doch  war  Ludwig  der  Heilige  wieder  ge- 
zwungen, sie  unter  gewissen  Einschränkungen 
zu  tolerieren.  Von  da  ab  blieb  sie  unbehelligt, 
bis  Karl  IX.  die  Bordelle  wieder  aufhob  und 
die  Ausrottung  der  Prostitution  anordnete. 
Trotzdem  wurde  ihre  Existenz  nicht  aufgehoben, 
und  seine  Nachfolger  machten  sogar  das  Palais 
Royal  in  Paris  zum  ersten  Bordelle  der  Welt. 
Erst  die  Revolution  machte  die  Prostitution 
wieder  zu  einer  legalen,  was  sie  denn  auch  seit 
jener  Zeit  geblieheu  ist. 

Die  Germanen  überkamen  die  Prostitution 
von  den  Römern.  Noch  im  In.  und  16.  Jahr- 
hundert kaunte  man  in  Deutschland  im  allge- 
meinen eine  Regulierung  der  Prostitution  nicht, 
nur  in  einigen  Städten  gab  es  geduldete  Bor- 
delle; in  Nürnberg  bildeten  die  Freudenmädchen 
eine  ehrbare  Zunft  mit  besonderen  Rechten  und 
Gebräuchen.  Auch  unter  besonderen  Umständen 
trat  die  Prostitution  als  geduldete  hervor,  so 
im  Anschlüsse  an  die  fürstlichen  Hofinger  und 
im  Gefolge  der  Kriegsheere ;  iu  letzteren  Stauden 
die  Dirnen  unter  dem  Kommando  des  „hureu- 
waibls",  dessen  Amt  sehr  wichtig  war.  Die 
Reformation  fand  die  Prostitution  in  ganz 
Deutschland  verbreitet  vor ;  einige  Erfolge,  welche 
sie  in  Bezug  auf  Eindämmung  des  Lasters  er- 
rang, gingen  aber  bald  schon  durch  den 
.'IU  jähriuen  Krieg  zu  Verlust .  wozu  dann  das 
sittenlose  Zeitalter  Ludwigs  XIV.  das  Seinige 
beitrug.  Erst  seit  dem  Ende  des  18.  Jahr- 
huuderts  hat  man  aufgehört  t  die  Prostitution 
mit  Strafen  zu  bedrohen,  nicht  ohne  vorher 
noch  durch  ein  möglichst  strenges  Vorgehen 
zur  Ausrottung  des  Uebels  die  Unausrottbarkeit 
desselben  bewiesen  zu  haben 

Kaiserin  Maria  Theresia  von  Oesterreich 
unternahm  es,  nicht  nur  die  gewerbsmässige 
Unzucht,  sondern  überhaupt  jede  Art  ausser- 
ehelicheu  Verkehres  in  Wien  auszurotten.  Ein- 
fache Liebesverhältnisse  ohue  gewerblichen 
Charakter  trugen  Geldstrafen  und  Haft  ein: 
das  Konkubinat  wurde  mit  körperlicher  Züchti- 
gung bestraft,  im  Wiederholungsfälle  sogar 
öffentlich.  Prostituierte  wurden  verschickt  find 
körperlich  gezüchtigt,  selbst  Männer,  welche 
der  Unzucht  t'röhntcn,  setzten  sich  empfindlichen 
Strafen  uns.  Die  Verfolgung  von  Kupplerinnen 
betrieb  die  Polizei  so  energisch  als  möglich, 
auch  sollten  soustige  Vorkehrungen  wie  Ver- 
ordnungen über  das  Wirtsbauswesen  der  Un- 
sittlichkcit  steuern.  Der  Erfolg  war  der.  dass 
die  Prostitution  nun  andere  Formen  anuahm.  im 
Geheimen  betrieben  wurde  und  sich  viel  ge- 
fährlicher erwies  als  vorher.  Mau  schätzte  da- 
mals die  Zahl  der  besseren  Dirnen  in  Wien  auf 
4000,  die  der  gemeinen  auf  10000;  die  Häufig- 
keit syphilitischer  Erkrankungen  nahm  so  sehr 
zu,  dass  Maria  Theresia  1776  selbst  die  Ver- 
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zur  Errichtung  eigener  Kranken- 
derartige  Erkrankungen  gab.  Die 
Prostitution  wurde  somit  trotz  des  energischsten 
Vorgehens,  wie  es  der  Staat  heutzutage  nicht 
mehr  vermöchte,  nicht  ausgerottet,  sondern  nur 
umgeformt  und  zwar  in  schlimmere  Gestalt 

Ebenso  können  die  durch  Jahrhunderte 
fortgesetzten  Versuche  der  Päpste  nur  den  Er- 
folg aufweisen,  dass  sie  die  Prostitution  in  die 
geheimsten  Schlupfwinkel  trieben  und  diese  so- 
gar iu  das  Familienleben  eindrang;  auch  heute 
noch  ist  in  Italien  vielfach  die  Prostituierte  das 
Centrum  ihrer  Familie:  von  ihrem  Verdienste 
lebt  die  Familie  ganz  oder  zum  Teil,  dafür 
erfreut  sie  sich  so  des  besten  Schutzes  und 
bester  Pflege.  Dass  unter  solchen  Verhältnissen 
die  Moral  des  ganzen  Volkes  Schaden  nimmt, 
ist  wohl  zu  verstehen. 

Ganz  ähnlich  wie  in  Frankreich  und  Deutsch- 
land gestaltet  sich  die  Geschichte  der  Prostitntion 
in  den  übrigen  europäischen  Ländern;  Verbot 
und  Dulduug  wechseln  so  lange  mit  eiuander 
zeitweilig  ab,  bis  schliesslich  vom  17.  oder  IS. 
Jahrhundert  an  die  Duldung  dauernd  die  Ober- 
hand gewinnt. 

Besondere  Erwähnung  verdient  nur  noch 
England;  in  London  war  im  Mittelalter  die 
Prostitution  ähnlich  wie  auch  in  mancheu 
deutschen  Städten  (Strassbnrg)  mit  den  öffent- 
lichen Badestuben  eng  verknüpft,  sie  wurde  ge- 
duldet und  unterstand  der  Oberaufsicht  des 
Lordmayor;  die  Badestuben  wurden  sogar 
wöcheutlich  visitiert.  Im  Jahre  150H  wurden 
diese  Bordelle  aufgehoben,  später  wieder  ge- 
öffnet, 1546  aber  wieder  geschlossen;  also  auch 
hier  der  ständige  Wechsel  zwischen  Verbot  und 
Duldung.  Seit  jener  Zeit  ist  die  Prostitution 
in  England  vollkommen  frei,  d.  h.  geduldet, 
aber  auch  in  keiner  Weise  reguliert.  Nur  für 
einige  Garnisonstädte  ist  in  diesem  Jahrhundert 
eine  gewisse  Regulierung  eingeführt,  aber  nach 
finer  Reihe   von   Jahren   wieder  aufgehoben 


JL  Ursachen.  Während  wir  iu  tlor| 
durch  das  Institut  der  Ehe  bedingten  zeit- 1 
weiligen  oder  lebenslänglichen  Aussei)  Hessling  J 
einer  grossen  Anzahl  von  Individuen  von  | 
der  Erfüllung  des  Naturgesetzes  der  Fort- 
pflanzung einerseits  und  dem  jedem  Zwange 
trotzenden  machtigen  Geschlechtstriebe 
andererseits  die  Grundursachen  des  ausser- 
cheliehen  Geschlechtsverkehrs  Oberhaupt 
erkennen,  treten  bei  Betrachtung  der  ge- 
werbsmässigen Prostitution  andere  Momente 
in  den  Vordergrund,  welche  ihr  immer 
neues  Material  zuführen  und  ebenfalls  zu 
ihrer  Unausrottbarkeit  beitragen.  Wirkt  bei 
den  Männern  fast  ausschliesslich  das  Drängen 
des  Geschlechtstriebes,  so  sind  es  auf  Seiten 
des  weiblichen  Geschlechts  vorzugsweise 
andere  Motive,  welche  zur  gewerbsmässigen 
Prostitution  fuhren.  Es  ist  dies  zunächst  die 
Möglichkeit, aus  der  wiederholten  Preisgebung 
ein  einträgliches  Gewerbe  zu  machen.  Von 
wesentlicher  Bedeutung  hierfür  ist  die 
körperliche  Beschaffenheit  der  Frau,  vermöge 
deren  sie  befähigt  ist,  fast  jederzeit  deu  Ge- 


schlechtsakt über  sich  ergehen  zu  lassen, 
ferner  die  mehr  passive  Rolle,  welche  ihr 
zumeist  dabei  zufällt,  sowie  die  Möglich- 
keit, den  Verzicht  auf  die  volle  Durch- 
führung des  physiologischen  Vorganges  von 
ihrer  Seite  dem  kohabjtierenden  Manne  zu 
verbergen,  alles  Momente,  welche  eine  sehr 
häufige  Wiederholung  gestatten,  ohne  die 
Körperkräfte  erheblich  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Bedingt  so  die  Organisation  der 
Frau  die  Möglichkeit,  aus  der  Preisgeltung 
an  das  männliche  Geschlecht  ein  Gewerbe 
zu  machen,  so  wird  andererseits  das  Streben 
nach  Wohlleben  für  viele  Mädchen  zur 
direkten  Veranlassung,  das  Gewerbe  auch 
wirklich  zu  ergreifen.  Als  wichtigste  Trieb- 
feiler  erweist  eich  somit  das  wohl  jedem 
Menschen  innewohnende  Strebet»  nach  Ver- 
feinerung der  Lebensführung,  das  aber  nur 
allzu  häufig  in  Genusssucht,  Putzsucht, 
Vergnügungssucht  und  Hang  zum  Müssig- 
gang  ausartet.  Höchst  unheilvoll  wirkt  in 
dieser  Beziehung  der  immer  stärker  hervor- 
tretende Kontrast  zwischen  dem  Luxus 
der  reichen  Klassen  und  der  Armut  der 
arbeitenden  Bevölkerung.  Daneben  spielt 
die  Verführung  eine  gewichtige  Rolle,  sei 
es  die  Verführung  durch  die  lüsterne 
Münnerwelt,  welche  die  Freuden  des  Ge- 
sell lechtsvorkehrs  kennen  lehrt,  oder  die  von 
Freund innen,Prostituierten  und  Kupplerinnen, 
die  durch  ihr  glänzendes  Auftreten  schlechtes 
Beispiel  geben  oder  direkt  durch  Vor- 
spiegelung üppigen  Lebens  den  bestehenden 
Widerstand  ülierwiuden.  Wie  weit  Persön- 
lichkeiten, welche  aus  dem  Gewerbe  der 
Prostitution  wieder  Nutzen  ziehen,  Kuppler 
und  Kupplerinnen  in  ihren  Verführungs- 
und  Uebertedungskünsten  gehen,  haben 
seinerzeit  die  Enthüllungen  der  londoner 
Pall  Mall  Gazette  in  aufsehenerregender 
Weise  gezeigt,  sie  haben  dargothan.  dass 
selbst  Zwang  und  rohe  Gewalt  nicht  ver- 
schmäht werden,  wenn  die  Aufgabe  gestellt 
ist,  lüsternen  Männern  unversehrte  Jung- 
frauen zu  liefern.  Nicht  minder  verwerf- 
lich und  beklagenswert  ist  die  Zuführung 
von  Mädchen  zur  Prostitution  durch  die 
eigenen  Eltern,  nicht  nur  um  der  Sorge  für 
den  Unterhalt  derselben  enthoben  zu  sein, 
sondern  auch  zum  Zwecke  der  Erhöhung 
des  eigenen  Erwerbes. 

Nicht  unerwähnt  darf  bleiben,  dass 
manche  Gewerbe  der  Prostitntion  Vorschub 
leisten;  so  das  Gewerbe  der  Kellnerinnen, 
Hotelstubenmädchen,  Blumenverkänferinnen, 
denen  der  vorzugsweise  Verkehr  mit  der 
Männerwelt  mehr  als  anderen  Geschleclits- 
genossinnen  gefährlich  wird;  ferner  das  Ge- 
werbe der  Schauspielerinnen,  Sängerinnen. 
Tänzerinnen,  die  nur  allzu  oft  durch  den 
Kontrast  zwischen  den  Anforderungen  an 
ihre  äussere  Erscheinung  und  der  Kleinheit 
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ihres  Verdienstes  geradezu  gezwungen 
werden,  ein  einträgliches  und  müheloses 
Nebengewerbe  zu  ergreifen. 

Zu  all  fliesen  Momenten  kommt  dann 
die  Nachfrage  seitens  des  männlichen  Ge- 
schlechtes hinzu:  in  dieser  Beziehung  ver- 
dient betont  zu  werden,  dass  nicht  nur  die 
durch  die  sozialen  Verhältnisse  zur  Ehe- 
losigkeit gezwungeneu  Junggesellen,  sondern  j 
auch   ein   erheblicher   Bruchteil  von  Ehe- 
männern  für  beständige    Nachfrage  nach 
Prostituierten  sorgen.    Für  letztere  Oruppe 
bestehen   wieder  verschiedene   Motive,  so 
Krankheit  der  Frau.  Abneigung  gegen  die- 
selbe, nicht  allzu  selten  sucht  ein  Ehemann  j 
selbst  mit  Wissen  und  Willen  der  Gattin, ! 
welche  allzu  grossen  Kindersegen  fürchtet,] 
in  Befolgung  malthusianischer  Lehren  ausser- 
halb der  Ehe  dem  mächtigen  Drängen  des  I 
Geschlechtstriebes    Befriedigung    zu    ver- 1 
schaffen. 

So  stellt  .sieh  also  die  gewerbsmässige 
l'nzucht  als  ein  Produkt  der  sozialen  Ver- 
hältnisse dar;  durch  diese  bedingt,  in  ihnen 
wurzelnd  und  durch  sie  beständig  unter- 
halten.   Auch  diese  Erkenntnis  kann  wie  | 
die  Geschichte  nur  zu  der  l.Yberzeugnng 
führen,  dass  die  Prostitution  ohne  gänzliche  | 
Umgestaltung    aller    sozialen    Verhältnisse  j 
unausrottbar  ist  und  alle  auf  ihre  Beseitigung  | 
gerichteten  Massnahmen  aussiohtlos  sind,  j 

4.  Eigenschaften  und  Formen.  Die 

vorausgehenden   Abschnitt«!   haben  bereits 
i-iue  der  wichtigsten  und  für  jede  praktische 
Thätigkeit    grundlegende   Eigenschaft,  die 
Unausmttbarkeit  d«>r  Prostitution  dargethan. 
Daneben  ist  auch  schon  angedeutet  worden, 
dass    in    einer    Beziehung   der  gewerbs- 
mässigen   Prostitution   auch    eine  gewiss«* 
Nützlichkeit     nicht    abgesprochen  werden 
kann,  insofern  sie  den  unbescholtomm,  den 
Gesetzen  der  Moral  nicht  zuwiderhandelnden 
Frauen  und  Mädchen  einen  Schutz  gegen  ! 
die  Verführung  gewährt.    Wo  immer  man  | 
die    Prostitution    mit    Gewalt    zu    unter- 1 
drücken  versuchte,  hat  man  die  Erfahrungl 
maolnn  müssen,  dass  Eh«  bruch  und  Ver- 
führung unbescholten«*!1  Mädchen  überhand 
nahmen. 

Dieser  einen  guten  Eigenschaft  stehen 
nun  allerdings  mehrere  sehr  tiefgreifende 
schädliche  (Qualitäten  gegenüber,  welche 
eben  der  Prostitution  deu  Charakter  einer 
Krankheit  der  menschlichen  Gesellschaft  auf- 
drücken: sie  gefährdet  die  Moral  und  die 
Gesuudheit  der  Einzelnen  und  damit  wieder 
die  der  Gesellschaft. 

Eine  Schädigung  der  Moral  ist  schon  in 
der  Existenz  der  Prostitution  an  sich  g«*- 
gebeii,  da  sie  im  Widerspruche  mit  den  Ge- 
setzen der  Gesellschaft  steht:  die  Prosti- 
tuierte wird  allgemein  als  unmoralisch  an- 


gesehen, da  sie  die  Gesetze  der  Moral 
übertritt. 

Die  Prostituierte  ist  sich  auch  des  Un- 
moralischen ihrer  Handlungsweise  bewusst, 
und  geiade  dieses  Bewusstsein  s«*tzt  sie  in 
schroffen  Gegensatz  zu  den  unbescholtenen 
Geschh-chtsgenossinnen  und  wird  wieder  für 
viele  unter  ihnen  zur  (Quelle  von  Neid. 
Missgunst  und  daran  sich  knüpfenden 
Lastern.  Die  Verachtung,  welche  die  Dirne 
erfährt,  drückt  sie  herunter  und  bringt  sie 
einer  anderen  verachteten  Klasse,  dem  Ver- 
brechertume,  nah«'.  Wold  in  allen  grösseren 
Städten  fimlet  sich  ein  Teil  der  Prostituierten 
mit  dem  Verbrechertume  verbunden,  und 
letzteres  zieht  aus  dem  Gewerbe  der  Un- 
zucht Vorteil  für  sich;  so  leidet  in  Gross- 
städten auch  die  Sicherheit  des  Eigentums 
und  «ler  Person  unter  dem  Einflüsse  der 
Pr»  .stitution. 

Ein  weiterer  Schaden  auf  moralischem 
Gebiete  liegt  in  der  Verführung  der 
Männerwelt.  Die  Dirne,  welche  v«m  der 
Unzucht  ausschliesslich  lebt,  ist  darauf  an- 
gewiesen. Kundschaft  an  sich  zu  ziehen, 
und  «lies  ges«*hioht  denn  auch  in  der  ver- 
sehiedensten  Weise  entweder  durch  die 
Dirne  selbst  «Hier  durch  Agenten.  Je  nach 
der  Ihdiandlung  des  Gewerbes  «lurch  die 
Behönle  ist  die  Provokation  eine  mehr  oder 
wenig«'!1  freie,  in  Grossstädten  bietet  meist 
d«r  ganz»*  öffentliche  Vorkehr  den  Boden 
für  die  Einleitung  des  Geschäftes.  Unter 
solchen  Uiustän«i«*u  wir«l  die  Mehrzahl  der 
Männer  viel  häufiger  ziHiinem  intimen  Ver- 
keim* veranlasst,  als  es  «1er  natürliche  Trieb 
fordern  wünle.  wenn  solche  Gelegenheiten 
fehlten. 

Eine  ganz  besondere  Erscheinung  in 
dieser  Richtung  ist  «las  auf  «lern  Bo<l«*u  der 
Gmssstädto  erwachsene  Zuhälterlum,  eine 
Kategorie  meist  jugendlicher  Individuen, 
welche  aus  dem  Gewerbe  der  Dirne  Gewinn 
zieht,  von  dh'ser  ausgehalten  wird,  und  so 
in  die  I*age  kommt,  nicht  arbeiten  zu 
müssen:  als  Gegenleistung  beschützt  der 
Zuhälter  die  Dirne  bei  Konflikt«*!!  mit  der 
Behönle  «»der  mit  ihren  Kunden;  häufig  al>er 
artet  «Las  Verhältnis  dahin  aus.  «lass  die 
Dirne  zur  Helfershelferin  bei  Verbrechen  ■ 
Ausranbung  «h-r  Ang«'lockton,  selbst  Er- 
mordung und  Beraubung  —  abgerichtet  und 
verwendet  wird. 

Erweist  sich  so  die  Prostitution  «lern 
männlichen  Geschlechte  verderblich  in 
moralischer  Beziehung,  so  bleibt  sie  auch 
nicht  ohne  Kü«  k  Wirkung  auf  das  weibliche 
Geschlecht.  Der  scheinbar  freudenvolle  und 
genussreiche  Lebenswandel  des  Freuden- 
mädchens, ihr  Auftreten  in  schönen  Kleidern, 
der  offene  Verkehr  mit  wohlhabenden 
jungen  Männern,  wie  er  l<esonders  in  der 
Grossstadt  oft  in  der  brutalsten  Weise  in 
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die  Augen  fallt,  wirkt  auf  Gesehlechtsge-  j  oder  wenigstens  in  hohem  Masse  geschwächt 
nossinnen     verführend     ein.     Zu     dem  >  wird. 

schlechten  Beispiele  gesellt  sich  oft  noch  |  Nächst  der  Syphilis  erweist  sich  die 
direkte  Verführung  unter  Versprechungen  j  Gonorrhoe  (Tripper)  als  besonders  unheil- 
und    Vorspiegelungen    gegenüber    Freiin-  voll.    Die  bis  in  die  neuere  Zeit  ganz  nll- 


dinncn,  und  man  kann  wohl  behaupten,  das» 
hierin  ein  Ilauptfaktor  für  die  stetige  Ergän- 
zung der  Reihen  der  Prostituierten  liegt. 

Als  weiterer  Schaden  nach  der  mora- 
lischen Seite  hin  ist  die  Entstehung  eines 
anderen  Gewerbes  der  Kuppler  und 
Kupplerinnen  anzusehen.  Sowohl  Prosti- 
tuierte als  andere  Individuen,  welche  nicht 
selbst  oder  nur  nebenbei  mit  ihrem  Ix-ibe  Ge- 
werl*  treiben,  nützen  die  Einträglichkeit  der 
gewerbsmässigen  Unzucht  dazu  aus,  durch  Ge- 
währung von  Gelegenheit  durch  Vennietung 


gemein  als  verhältnismässig  harmlos  ange- 
sehene Krankheit  deren  Erwerbung  in 
manchen  Kreisen  als  etwas  Selbstverständ- 
liches gilt,  wird  heutzutage  von  den 
Aerzten  als  äusserst  gefährlich  angesehen. 
Schwer  heilbar,  in  ein  Stadium,  welches 
nur  unwesentliche  Erscheinungen  an  den 
Geschlechtsteilen  hervorruft ,  übergegangen, 
erhält  sich  die  Krankheit  Jahre  und  Jahr- 
zehnte. <»lme  dass  der  Kranke  eine  Ahnung 
davon  hat  und  kann  immer  wieder  fiber- 
tragen werden.     Die   Folgen  jugendlichen 


von  Wohnungen  und   Verköstigung  Prost i-  Leichtsinnes  rächen  sieh  später  durch  Er- 


krankungen der  Hnrnorgane,  durch  Ver- 
breitung des  speeifischen  Krankheitseriegers, 
des  Gonoeoccus  im  Körper  und  Ansiedelung 
desselben  in  den  Gelenken  oder  auf  den 
Herzklappen.  Beim  Weibe  kann  die  In- 
fektion mit  Tripiwrgift  zu  den  schwersten 
Kupplern  und "Kupplerinnen  zu. "Besonders U>-  Erkrankungen  der  Geuerationsorgane  mit 
denklich  aber  erscheint  es,  wenn  Familien  mit  jahrelangem   Siechtum   führen;   nach  den 


tuierter  ihren  eigenen  Lebensunterhalt  zu 
••rwerlicn  o<ler  wenigstens  zu  erhöhen.  Die 
Erschwerung  in  der  Beschaffung  der 
hauptsächlichsten  Ijebenssubstrate,  vor  allein 
der  Wohnung,  welche  für  Prostituierte  zu- 
meist   besteht,  treibt  diese  geradezu  eleu 


Kindern  Dirnen  bei  sich  aufnehmen  und  gar 
den  letzteren  die  Bedienung  derselben  über- 
tragen wird:  in  solchem  Kalle  ist  viel  »her 
zu  erwarten,  dass  die  Tochter  el»en  falls  zur 
Hure  wird  als  nicht. 

Der  moralische  Schaden  erweist  sich  so- 
mit als  ausserordentlich  gross:  aus  diesem 
Grunde  allein  schon  müsste  es  der  Gesell- 
schaft zur  Pflicht  gemacht  werden,  die 
Prostitution  mit  Kautelen  zu  umgeben  und 
eine  weitgehende  Schädigung  der  Moral  zu 
verhindern. 

Es  kommt  aber  noch  hin/u.  dass  auch 
Wie  öffentliche  Gesundheit  durch  die  Prost  i- 


Anschauungeu  der  Frauenärzte  ist  eine 
überaus  gross»*  Anzahl  hoffnungsvoller  Ehen 
dadurch  unglücklich  geworden ,  dass  die 
Folgen  eines  vom  Manne  vor  Jahren  er- 
worbenen und  nicht  genügend  abgeheilten 
Trippers,  vielleicht  schon  in  der  Hochzeits- 
nacht,  den  Grund  zu  unheilbarem  Siechtum 
der  bis  dahin  iinlx-rfihrtcu  Ehegattin  legten. 
Auch  auf  das  Kind  kann  bei  der  Geburt 
das  Gift  übertragen  werden,  und  zu  Augen- 
entzündiingen  Veranlassung  geben,  welche 
häufig  Erblindung  zur  Folge  haben. 

Verhältnismässig  den  geringsten  Schaden 
unter  den  Geschlechtskrankheiten  stiftet  der 
weiche  Schanker,  da  er  zumeist  nur  auf  die 


:         •    i     •    i  i-  ii         wen  in-  .^eiuuiKci,  tut  ei    /.uiiieiM   imi  rtiu  uit- 

tution  bedroht  wird,  indem  diese  vor  allen  (Whlechtsteile  beschränkt  bleibt  und  auch 

-Ifen  ernstere  Erkrankungen  zur 


anderen  Formen  des  Geschleehtsverkohres 
die  Verbreitung  von  Geschlechtskrankheiten 
vorzugsweise  begünstigt. 

Es  sind  drei  verschiedene  Krankheits- 
formen,  welche  man  unter  dem  Begriffe 
venerische  oder  Geschlechtskrankheiten  zu- 
sammenfasse die  Syphilis  oder  Eues,  der 
weiche  Schanker  und  die  Gonorrhoe  oder 
Tripper.  Nach  ihrer  Dignität  steht  obenan 
die  Syphilis,  nächst  der  Tuberkulose  der 
schlimmste  Feind  des  Menschengeschlechtes. 
Sie  erweist  sich  als  besonders  unheilvoll, 
weil  erstlieh  die  Krankheit  sich  in  allen 
Organen  des  menschlichen  Körpers  lokali- 
sieren kann  und  so  je  nach  der  Bedeutung 
des  befallenen  Organes  die  mannigfachsten 
und  in  ihren  Wirkungen  wechselvollsteu 
Krankheitsbilder  hervorgerufen  werden ; 
zweitens  aber,  weil  sie  auf  die  Nachkommen- 
schaft vererbt  werden  kann,  deren  Lebens- 


hier  nur  s 
Folge  hat. 

Alle  drei  Kraukheitsforiuen  werden  in 
der  weitaus  überwiegenden  Mehrzahl  der 
Fälle  durch  den  unreinen  Beischlaf  über- 
tragen: eine  absolute  Immunität  gegen  sie 
scheint  es  nicht  zu  geben,  doch  dürfte  die 
Empfänglichkeit  für  verschiedene  Individuen 
verschieden  gross  sein. 

Die  venerischen  Krankheiten  werden 
vorzugsweise  nicht  ausschliesslich 
durch  den  ausserehelichen  Geschlechtsver- 
kehr verbreitet.  Jede  gesehlechtskrauke 
Dirne  wird  einer  Mehrzahl  von  Männern 
gefährlich  und  durch  diese  wieder  einer 
Mehrzahl  von  Frauen,  darunter  auch  solchen, 
welche  der  Prostitution  vollkommen  fern 
stehen.  Besonders  förderlich  für  ihre 
Pebcrtragung  erweist  sich  der  Entstand, 
dass  die  krankhaften  Erscheinungen  beim 


fähigKeit  dadurch  von  vorn  herein  zerstört  Weihe  meist  nicht  schmerzhafter  Natur  sind 
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daher  an  der  Ausübung  des  Gcscldechte- 
aktes  nicht  hindorn ;  die  kranke  Prosti- 
tuierte ist  in  der  l<age,  ihr  Gewerbe  weiter- 
zuführen, und  daher  kann  die  Zahl  der  von 
ihr  Infizierten  eine  ganz  bedeutende  Höhe 
erreichen,  um  so  mehr,  da  die  häufige 
Wiederholung  des  Beischlafes  nur  dazu  bei- 
trägt, die  Heilung  hintanzuhaltcn. 

"Ohne  Zweifel  baten  auf  diese  Verhalt- 
nisse auch  die  verschiedenen  Formen  der 

f «werblichen  Prostitution  Einfluss.  Man 
ann  in  dieser  Beziehung  unterscheiden  die 
geheime  Prostitution  in  Ländern  ohne 
Duldung  und  die  legale  Prostitution  in 
Ländern,  wo  sie  geduldet  ist.  Im  letzteren 
Falle  treten  wieder  Unterschiede  auf,  je 
nachdem  das  Gewerbe  ohne  «die  Ein- 
schränkung betrieben  werden  darf,  wie  in 
England,  oder  einer  Beaufsichtigung  seitens 
der  Sittenpolizei  und  ärztlicher  Kontrolle 
unterstellt  wird.  Hier  scheiden  sich  die 
Prostituierten  in  solche,  welche  offen,  d.  h. 
mit  Wissen  der  Behörde  das  Gewerbe  be- 
treiben, und  solche,  die  im  geheimen,  in- 
dem sie  der  Behörde  sich  entziehen,  dem 
Ilster  ergeben  sind,  clandestine  Prosti- 
tution. Weiterhin  bestehen  Unterschiede 
bei  den  inskribierten  Dirnen  nach  der  Art 
des  Wohnens,  je  nachdem  sie*  einzeln  wohnen 
oder  gemeinsam  in  sogenannten  Bordellen. 

Endlich  muss  noch  auf  einen  durch- 
greifenden, meist  übersehenen  Unterschied 
aufmerksam  gemacht  werden,  der  auch  für 
das  praktische  Vorgehen  wichtig  und  darin 
zu  erblicken  ist.  dass  von  allen  der  Prosti- 
tution angehörigen  Mädchen  (und  Frauen) 
nur  ein  Ted  dieselbe  als  einziges  und  aus- 
schliessliches Go werte  betreiht,  der  andere 
aber  nur  nebenbei.  Die  Zahl  der  letzteren 
dürfte  stets  die  der  ersteren  bei  weitem 
übertreffen. 

Ueter  die  Bedeutung  dieser  einzelnen 
Formen  gehen  die  Ansichten  weit  ausein- 
ander, je  nach  der  Auffassung,  welche  die 
einzelnen  Autoren  von  der  Bedeutung  der 
Prostitution  überhaupt,  ihrer  Stellung  im 
bürgerlichen  Verkehre,  von  ihren  Ge- 
fahren u.  s.  f.  haben.  Dass  hierbei  viel- 
fach Hypothesen,  vorgefasste  Meinungen, 
falsche  Voraussetzungen  mit  unterlaufen, 
geht  am  meisten  aus  der  statistischen  Be- 
arbeitung vieler  hierhergehöriger  Fragen 
hervor. 

5.  Statistik.  Während  eine  ganze  Reihe 
von  Erscheinungen  des  bürgerlichen  Verkehret! 
einer  statistischen  Bearbeitung  gegenüber  sich 
äussert  dankbar  erweist ,  müssen  die  meinten 
Versuche,  die  statistische  Methode  zur  Lösuug 
der  mannigfache»  Fragen,  welche  wich  an  die 
Prostitntion  knüpfen,  zn  verwenden,  als  ge- 
scheitert betrachtet  werden.  So  massenhaft  da» 
Zahlenmaterial  ist .  welches  beispielsweise  der 
internationale  Kongrcss  zur  Verhütung  der 
Syphilis  und  der  venerischen  Krankheiten  zu 


Brüssel  1899  in  seinen  Berichten  gesammelt 
hat,  so  wenig  allgemein  brauchbare  Thatsachen 
sind  daraus  abzuleiten. 

Die  Vertreter  der  verschiedenen  Richtungen, 
sowohl  die  Abolitiouisten,  wie  die  Anhänger 
einer  behördlichen  Beeinflussung  der  Pro- 
stitution stützen  sich  auf  Zahlen,  die  meist  nicht 
kontrollierbar  sind,  da  die  Prostitution  in  jedem 
Lande,  ja  fast  in  jeder  Stadt  stets  wieder  an- 
dere Formen   aufweist,   je  nachdem  Gesetz- 

febung  und  Polizei  auf  sie  einwirken,  je  nach- 
em  es  sich  um  Weltstädte  oder  mittelgrosse 
]  Städte  oder  Landgemeinden  handelt 

Mau  hat  versucht,  den  Schaden  an  der 
1  Moral,  welchen  die  Prostitntion  zur  Folge  hat, 
!  zahlen  massig,  z.  B.  durch  Feststellung  des  Ver- 
!  hältnisses  der  unehelichen  Gehurten  zu  den  ehe- 
!  liehen,  unter  verschiedenen  Formen  der  Pro- 
stitution festzustellen,  jedoch  ohne  Erfolg,  da 
i  besagtes  Verhältnis  von  zn  vielen  anderen  Ein- 
flüssen des  sozialen  Lebens,  niemals  aber  von 
1  der  Prostitution  allein,  abhängig  ist. 

Weit  mehr  Aussicht  auf  Erfolg  scheint  u 
priori  eine  ziffernmäßige  Darstellung  des  ge- 
;  suudheitlichen  Schadens  zu  versprechen,  allein 
auch  in  «lieser  Beziehung  hat  mau  von  dieser 
Zählung  zu  viel  erwartet, 

Die  Gründe  für  diese  Misserfolge  sind 
1  äusserst  zahlreich. 

Vor  allem  gelingt  es  niemals,  den  ausser- 
ehelichen  Geschlechts  verkehr,  soweit  er  sich 
der  gewerblichen  Prostitution  bedient,  in  seinein 
vollen  Umfange  zu  überblicken;  wie  schon  an- 
gedeutet, sind  nicht  nur  die  ausschliesslich  iu 
!  der  Prostitution  ihren  Erwerb  suchenden 
Dirnen,  solidem  auch  eine  grosse,  meist  viel 
j  grössere  Anzahl  vou  Mädchen  und  Frauen, 
I  welche  nur  nebenbei  zur  Erhöhung  ihrer  sons- 
tigen Einuahmen  ans  ehrbaren  Benifen  sich 
an  eine  Vielheit  von  Männern  hingeben,  an  der 
Prostitution  wesentlich  beteiligt,  und  gerade 
diese  letztere  Gruppe  ist  jeder  Zählung,  selbst 
einer  einigennassen  zutreffenden  Abschätzung 
unzugäiilieh.  Das  Verhältnis  zwischen  der  Zahl 
der  offenkundigen ,  den  Behörden  wohl  be- 
kannten Berufsdirnen  zu  der  Zahl  der  heimlich 
sich  Prostituierenden  ist  ferner  zweifellos  ab- 
hangig von  den  Massnahmen,  welche  die  Be- 
irde 


bürde  zur  Einschränkung  der.Schäden  für  nötig 
hiilt,  von  der  Grösse  und  den  sozialen  Ver- 
hältnissen der  verschiedenen  Bevölkerungen,  auf 
deren  Boden  die  Prostitution  wuchert.  Anderer- 
seits stehen  einer  Zählung  der  in  der  Mänuer- 
welt  vorkommenden  Infektionen  mit  venerischen 
Krankheiten  wiederum  grosse  Schwierigkeiten 
im  Wege.  Scheu,  die  erworbene  Krankheit  zu 
bekennen,  Scheu  vor  den  aus  der  ärztlichen  Be- 
handlung erwachsenden  Kosten,  dazu  relative 
Schmerzlosigkeit  der  meisten  sich  zeigenden 
Symptome  halten  eine  grosse  Zahl  venerisch 
Erkrankter  ab,  beim  Arzte  Hilfe  zu  suchen,  oder 
führen  sie  zu  Kurpfuschern;  überdies  bedingt 
auch  das  Verhalten  mancher  Kassen ,  welche 
venerisch  erkrankten  Mitgliedern  keine  Hilfe 
zu  teil  werden  lassen,  dass  solche  nicht  gezählt 

'  werden  köuneu,  u.  dergl.  m. 

Unter  solchen  Verhältnissen  ist  es  nicht 
zu  verwundern,  >lass  es  bislang  noch  nicht  ge- 

!  hingen  ist,  den  Nutzen  der  Reglementierung, 
wie  sie  in  der  Mehrzal  der  civilisierten  Staaten, 
allerdings  in  sehr  verschiedener  Weise  gehand- 
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habt  wird,  nach  der  Seite  der  Verhütung  der 
üeachlechtskrankheiten  zifferinKssig  festzustellen ; 
lassen  manche  statistische  Angaben  einen  solchen 
Nutzen  erkennen,  so  scheinen  andere  wieder  das 
Gegenteil  zn  beweisen. 

Es  dürfte  daher  angezeigt  sein,  an  dieser 
Stelle  anf  ein  Eingehen  in  das  statistische 
Detail  zu  verzichten,  ein  solches  würde  zu 
einem  Umfange  des  Abschnittes  führen,  der  mit 
den  dürftigen  brauchbaren  Ergebnissen  in 
keinerlei  Verhältnis  stünde.  Wer  Uber  das  vor- 
handene Zahlenmaterial  sich  unterrichten  will, 
rindet  solches  in  den  Berichten  des  Brüsseler 
Kongresse*,  kritisch  gesichtet  auch  bei  Blaschko 
(Handbuch  der  Hygiene  von  Th.  Weyl). 

(>.  Aufgab«  des  Staates.  Nachdem 
man  langst  erkannt  hatte,  dass  der  Prosti- 
tution erhebliche  Schärten  anf  moralischem 
und  gesundheitlichem  Gebiete  anhaften,  dass 
aber  jeder  Versuch,  diese  Nachteile  radikal, 
d.  i.  durch  Ausrottung  der  Prostitution  zu 
tiekampfen  misslungeu  ist.  ja  sogar  noch 
grössere  Nachteile  zur  Folge  gehabt  hat, 
haben  sieh  die  meisten  civilisierten  Staaten 
dazu  verstanden,  die  Prostitution  zu  dulden, 
den  Gewerbebetrieb  al>er  mit  gewissen  Ein- 
schränkungen zu  umgeben,  sie  zu  regle- 
mentieren. 

Zwar  feldt  es  auch  nicht  an  I-Ändern, 
in  denen  man  dem  Uebel  freien  l^auf  lässt 
und  nur  dann  einschreitet,  wenn  öffentliches 
Aergernis  erregt  wird,  z.  B.  England,  oder  wo 
man  die  einmal  eingeführte  Reglementierung 
"wieder  aufgegeben  hat,  Norwegen,  Holland: 
indessen  kann  ein  derartiges  Verfahren  in 
einem  Staate,  der  nicht  Anstand  nimmt, 
auch  ehrlichen  Gewerbebetrieben ,  daferne 
sie  ihren  Arbeitern  oder  Nachbarn  gefähr- 
lich otler  selbst  nur  lästig  werden,  oft  sehr 
tief  einschneidende  Einschränkungen  auf- 
zuerlegen, nicht  als  sachgeinäss  angesehen 
werden.  Die  Vertreter  der  Ansicht,  dass 
es  das  richtige  sei ,  die  Prostitution  voll- 
kommen frei  zu  geben,  die  Abolitionisten. 
stützen  sich  bei  ihrer  Forderung  vorwiegend 
auf  theoretische  Erwägungen ;  sie  fordern 
gleiches  Hecht  für  Mann  und  Frau  in  Bezug 
auf  die  Befriedigung  des  Geschlechtstriebes : 
sie  sagen:  die  Dirne  begeht  keine  Rechts- 
verletzung gegenüber  ihren  Kunden,  indem 
sie  deren  Willen  nachkommt;  ihr  Vergehen 
sei  ein  Vergehen  gegen  sich  selbst  und  des- 
halb rechtlich  indifferent;  der  Staat  habe 
deshalb  kein  Recht,  in  den  Betrieb  der  ge- 
werbsmässigen Unzucht  einzugreifen. 

Diesen  Gegnern  jeder  Beschränkung  ist 
zu  erwidern,  dass  für  die  grosse  Mehrzahl 
der  Prostituierten,  der  öffentlichen  wie  der 
geheimen,  die  Befriedigung  des  Geschlechts- 
triebes durchaus  nicht  das  Ziel,  sondern  nur 
da«  Mittel  zum  Zwecke  der  Ermögliehung 
oder  AuRjesserung  des  Erwerbes  ausmacht : 
dass  ferner  die  gewerbsmässige  Prostituierte 
nicht  nur  sich  selbst,  sondern  auch  das  All- 


gemeinwohl auf  den  Gebieten  der  Moral 
und  der  Oesundheit  schädigt  und  dass  des- 
halb ausreichender  Grund  vorliegt,  Ein- 
schränkungen dagegen  anzuordnen,  zumal 
es  dem  Einzelnen  nicht  möglich  ist,  sich 
gegen  all  diese  nachteiligen  Einflüsse  in 
wirksamer  Weise  zu  schützen. 

Solche  Einschränkungen  sollen  nach  zwei 
Richtungen  hin  erfolgreich  sein ;  sie  sollen 
der  Moral  und  der  Gesundheit  dieneu. 

Zur  Erreichiuig  des  ersteren  Zieles  stehen 
au  erster  Stelle  Vorschriften  gegen  das 
Provokiitionsweseu  zu  Gebote.  Die  aus  der 
Prostitution  ein  Gewerbe  machende  Dirne 
wird  stets  das  Bestrelieu  halten,  dasselbe 
möglichst  einträglich  zu  gestalten,  eine 
möglichst  grosse  Zahl  von  Männern  anzu- 
locken. Lässt  man  sie  ungehindert  dieses 
Ziel  verfolgen,  so  stellt  sie  sich  nicht  nur 
jenen  Männern  zur  Verfügung,  l»ei  welchen 
der  Geschlechtstrieb  jeweilig  aus  rein  soma- 
tischen Gründen  Befriedigung  foitlert.  son- 
dern sie  erweckt  darüber  hinausgehend  das 
i  Bedürfnis  durch  die  verschiedensten  Mittel 
und  verführt  zu  viel  häufigerer  Befriedigung, 
,  als  es  die  Natur  verlangen  würde.  Hier 
|  können  wirksam  eingreifen :  das  Verl>ot  oder 
die  Einschränkung  des  Verkehrs  der  noto- 
I  rischon  Dirnen  auf  der  Strasse,  an  öffent- 
lichen Vorgnügungsolätzen,  Theatern,  Restau- 
rationen, bei  Volksfesten,  Jahrmärkten  etc. 
oder  zu  gewissen  Tageszeiten.  Den  Ge- 
:  schlechtstrieb  der  Männerwelt  erregend  und 
deshalb  der  Prostitution  stets  neue  Kund- 
schaft zuführend  wirken  Schaustellungen 
:  mancher  Art,  Theateraufführungen,  Tingel- 
Tangel,  Bücher.  Bilder,  welche  unzüchtige 
Vorgänge  oder  Situationen  zum  Gegenstände 
haben.  Massvolle  Einschränkungen  bezw. 
Verbote,  welche  allerdings  ein  feines  Takt- 
gefühl bei  den  ausführenden  Orgauen  voraus- 
setzen, sind  Mittel,  um  auch  von  dieser 
Seite  her  den  schädlichen  Folgen  der  Prosti- 
tution zu  begeguen. 

Grosse  Bedeutung  kommt  auch  dem 
Wohnungswesen  der  Prostituierten  zu.  Von 
vorn  herein  erscheint  in  dieser  Beziehung 
das  Wohnen  in  Bordellen  weniger  gefälir- 
lich  zu  sein  als  das  in  beliebigen  Privat- 
wohnnngen.  denn  in  letzterem  Falle  bestehen 
entschieden  viel  mehr  Berührungspunkte 
zwischen  der  Prostituierten  und  dem  übrigen 
Publikum,  wenngleich  die  isolierte  Dirne 
nicht  so  viel  Aufsehen  erregt  wie  die 
Kaserne.  Auch  aus  dem  Grunde  wird  viel- 
fach der  Kasernierung  das  Wort  geredet, 
weil  man  der  Meinung  ist,  man  könne  da- 
durch das  Unwesen  des  Zuhältertnms  besser 
unterbinden.  Der  Kaserniemng  stehen  jedoch 
nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten  im  Wege : 
vor  allem  wird  es  niemals  möglich  sein, 
alle  der  gewerbsmässigen  Unzucht  ergebenen 
Frauen  und  Mädchen  in  Bordellen  unter/.u- 
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bringen,  denn  die  grosse  Mehrzahl  derselben 
betreibt  ja  ihr  Gewerbe  insgeheim.  Die 
Kasernierung  wird  sich  stets  nur  auf  jenen 
kleinen  Bruchteil  der  Prostituierten  erstrecken 
können,   welcher  sich   zu  dem  Gewerbe- 
betriebe bekennt.  densell>en  bei  der  Behörde 
anmeldet  oder  zwangsweise  demselben  zu- 
geschrielien  wird.    Wenn  es  zutrifft,  dass 
beispielsweise  in  Herlin  die  Zahl  der  inskri- 
bierten Dirnen  zu  jener  der  nicht  inskri- 
bierten im  Verhältnisse  vou   1  zu  ca.  10 
steht,  so  kann  eine  Kasernierung  des  Zehn-  | 
tels  der  Dirnen  kaum  Aussieht  auf  viel 
Erfolg  vorsprechen.   Kommt  nun  noch  hinzu, 
dass.  wie  die  Erfahrung  zeigt,  die  in  ihren 
Wünschen  und  Neigungen  durch  gesetzliche  ' 
oder  jmlizeiliehe  Massnahmen  nicht  zu  be- 
einflussende Männerwelt  die  freie  Prosti- 
tution bevorzugt,  schon  deswegen,  weil  diese 
viel  weniger  den  Charakter  des  Gowerbe- 
lietriebes  erkennen  lässt  als  der  Verkehr  im 
Bordell,  dass  in  einer  Stadt,  in  welcher  die 
Bordelle  stets  eine  grosse  Rolle  gespielt ; 
haben,  Paris,  die  Zahl  der  Bordelle  stets 
zurückgeht,  dass  ferner  das  Zusammenleben  , 
vieler  Elemente  mit  laxer  Moral  mit  anderen,  | 
welche  schon  dem  Verbrechertume  ange- 1 
horten,  nur  geeignet  ist,  die  Gesamtmasse  | 
der  Bewohnerinnen  zu  verderben,  was  wieder  ; 
abstossend  auf  einen  Teil  der  Männerwelt  > 
einwirkt,  so  kann  von  der  Einführung  der 
zwangsweisen    Kasernierung    mit  grösster 
Sicherheit  keine  wirksame  Abhilfe,  sondern 
viel   eher  eine   nicht   gewünschte  Umge- 
staltung der  Prostitution  erwartet  werden; 
ein  Teil  der  Dirner)  wird,  woran  man  sie ' 
nicht  wird  verhindern  können,  das  früher 
offen  eingestandene  Gewerbe  aufgeben  und , 
nun  die  Zahl  der  geheim  Prostituierten  ver- 
mehren, da  diesen  besserer  Gewinn  winkt:1 
die  Möglichkeit  einer  gesundheitliehen  Uoher-  1 
wachung  möglichst  vieler  Dirnen  wird  in 
diesem  Falle  geschmälert  und  so  die  Er- 
wartung,   durch    die    Kasernierung  eine 
erfolgreichere   Kontrolle   der  Gesundheits- 
verhältnisse  herbeiführen  zu  können,  sieh 
als  eine  illusorische  erweisen. 

Es  wird  daher  bezüglich  der  Wohnungs- 
frage kaum  etwas  anderes  übrig  bleiben, 
als  den  Dirnen  zu  gestatten,  einzeln  zu 
wohnen,  jedoch  nur  hei  Persönlichkeiten, 
welche  der  Behörde  als  zuverlässig  bekannt 
sind;  vor  allem  müssten  «lies  kinderlose 
Personen  sein,  um  eine  Infektion  der  heran- 
wachsenden Jugend  möglichst  zvi  verhüten. 
Daneben  mögen  Bordelle  bestehen  bleiben, 
wo  solche  eingefühl  t  sind .  auch  die  Ver- 
weisung der  Prost it inerten  in  bestimmte 
Strassen  mit  beschränktem  Verkehre  kann, 
wo  einmal  eingebürgert,  beibehalten  werden. 
Die  Zuhälter  von  den  Prostituierten  fernzu- 
halten, dürfte  sich  wohl  als  undurchführbar 
erweiseu.  denn  diesen  wird  es  auch  im 


Falle  zwangsweiser  Kasernierung  stets  ge- 
lingen, Anschluss  an  Angehörige  der  clau- 
destinen,  in  Bordellen  nicht  untergebrachten 
Prostitution  zu  finden ;  auch  fragt  es  sich, 
ob  das  Zuhältertum,  welches  sich  an  die 
Prostitution  nur  anlehnt,  aber  nicht  auf  ihrem 
Boden  erwachsen  ist,  nicht  mit  mehr  Erfolg 
durch  Bekämpfung  des  Verbrechertums  ein- 
zudämmen sein  dürfte  als  durch  die  Kaser- 
nierung der  Prostituierten. 

Als  moralischer  Schaden  ist  auch  das 
GewerW  der  Kuppelei  anzusehen;  in  der 
That  ist  dasselW*  ein  unmoralisches,  da  es 
aus  der  Cnmoralität  anderer  Gewinn  zieht 
und  oft  geradezu  in  ein  Verhältnis  ausartet, 
das  von  Sklaverei  nicht  mehr  weit  ent- 
fernt ist. 

Da  nun  nach  dem  Vorausgehenden  es 
nicht  vermieden  werden  kann,  ja  sogar  es 
als  das  Zweckmäßigste  angesehen  werden 
muss,  dass  die  der  Unzucht  ergebenen 
Dirnen  einzeln  wohnen,  so  dürfte  es  wohl 
billig  sein,  die  Kuppelei  nicht  unbedingt  zu 
bestrafen,  wie  es  «las  deutsche  Gesetz  will; 
vielmehr  erscheint  es  zweckmässiger,  auch 
dieses  Gewerbe,  weil  es  ein  unmoralisches 
ist,  mit  Einschränkungen  zu  versehen,  welche 
eben  jene  Schädigungen  verhindern.  K> 
dürfte  z.  B.  nicht  wenig  m-  l>ereohtigt  sein, 
wenn  seitens  der  Polizei  tlen  Veitnietern 
von  Zimmern  an  Dirnen  eine  bestimmte 
Höhe  des  Mietspreises  etc.  vorgeschrieben 
würde,  als  wenn  zur  Sicherung  «les  grossen 
Publikums  gegen  l'ebervorteilung  anderen 
ehrlichen  (lewerben  Taxen  auferlegt  werden, 
welche  nicht  überschritten  werden  «lürfen. 
Eine  geschickte  Beaufsichtigung  «ler  Ver- 
mieter und  Vermieterinnen  dürfte  nicht  nur 
«lazu  angetlian  sein,  die  Prostil  liierten  von 
diesen  weniger  abhängig  zu  erhalten,  sondern 
auch  den  Kontakt  mit  dem  Verbrechertume 
in ög I  i ch st  ei  n zusch i  än  ken . 

Im  übrigen  gilt  von  allen  vorstehend 
erwähuten  Massnahmen,  dass  sie,  soweit  sie 
gcg«m  «lie  Prost  it  liierten  selbst  gerichtet 
sin«l,  nur  geringen  Erfolg  erhoffen  lassen, 
denn  wie  schon  bei  Besprechung  der  Kaser- 
nierung auseinandergesetzt  wurde,  Is't reffen 
sie  eben  nur  einen  Bruchteil  «ler  sich  prosti- 
tuierenden Frauen  und  Mädchen ;  die  der 
«•landest inen  Prostitution  angohörigen,  deren 
Zahl,  wenigstens  in  den  Grossstädten,  «lie 
der  «Mgent liehen  Freudenmädchen  weit  über- 
trifft, bleiben  davon  unberührt. 

Nicht  viel  besser  steht  es  bezüglich  der 
Massnahmen  zur  Verhütung  der  Geschlechts- 
krankheiten. Auch  hier  gilt  «las  gleiche, 
«lass  eben  nicht  alle  Prostituierte  dem  Arzte 
zugeführt  werden  können .  sondern  nur  die 
den  Gewerbebetrieb  offenkundig  ausübenden 
inskribierten.  Es  hat  entschieden  viel  Be- 
stechendes für  sich,  wenn  man  erwägt,  «lass 
«lurch    die    Entfernung    einer  infizierten 
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Dirne  ans  ihrem  Gewerbe  und  zwangsweise 
ärztliche  Behandlung  derselben  die  Weiter- 
verbreitung  der  betreffenden  Krankheit  auf 
eine  Mehrzahl  von  Männern  verhütet  werden 
kann;  indessen  mus.s  man  sich  doch  auch 
heutzutage  sagen,  dass  ein  Vorgehen,  wie 
es  aus  dieser  Erwägung  gewöhnlich  abge- 
leitet wird,  nämlich  ärztliche  l'eberwachung 
der  Freudenmädchen.  Entfernung  derselben 
aus  ihrem  Betriebe  im  Falle  konstatierter 
Krankheit  und  Zurückhaltung  bis  zu  ein- 
getretener Heilung  —  im  Vergleiche  mit 
den  Massnahmen  der  Sauitätspolizei  zur 
Verhütung  anderer  ansteckender  Krank- 
heiten recht  minderwertig  erscheint.  Ist 
das  Bestreb«.'»  im  letzteren  Falle  stets  da- 
rauf gerichtet ,  die  Erkrankten  möglichst 
schnell  »nd  vollzählieh  zu  eruieren,  nui  sie 
isolieren  zu  können ,  so  stellt  sich  die  be- 
liebte Thätigkeit  in  der  Ueborwaehung  der 
Prostituierten  als  ein  Verfahren  dar,  welches 
nur  jeden  zweiten  Kranken  aus  der  Kette 
der  Ansteckungen  auswählt,  die  dazwischen 
gelegeuen  Fälle  aber,  die  infizierten  Männer, 
frei  hülfen  und  die  Krankheit  weiter  ver- 
breiten lässt.  Man  sorgt  so  gewissnrmassen 
dafür,  dass  die  Krankheiten  ja  nicht  aus- 
gerottet werden,  dass  sie  vielmehr  den  bis- 
her noch  nicht  infizierten  Prostituierten  — 
und  noch  schlimmer  —  auch  den  ehrbaren 
Kranen  zugetragen  werden. 

So  erklärt  sich  zum  Teile  wenigstens 
die  Ergebnislosigkeit  der  bisher  gebräuch- 
lichen Massnahmen :  es  ist  .  wie  schon  er- 
wähnt, bisher  nicht  gelungen,  einen  deut- 
lichen Einfluss  der  Reglementierung  auf  die 
Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  in 
der  Männerwelt  statistisch  zu  erweisen: 
Blasehko  spricht  geradezu  aus,  dass  die  Re- 
sultate der  Reglementierung  in  sanitärer 
Beziehung  nur  äusserst  dürftig  sein  können. 
Jedenfalls  entsprechen  sie  dem  Aufwand  an 
polizeilicher  und  ärztlicher  Arbeit,  welche 
der  Reglementierung  gewidmet  wird,  und 
dem  umfangreichen  Beamtenapparate ,  der 
mit  dieser  l'eberwachung  betraut  ist.  nicht ; 
auch  Verfasser  hat  in  der  ersten  Auflage 
dieses  Werkes  eine  dahingehende  Befruch- 
tung ausgesprochen. 

Als  weitere  gewichtige  Gründe  für  das 
Versagen  der  üblichen  Einrichtungen  sind 
die  Mängel  zu  bezeichnen,  welche  der  ärzt- 
liche» Untersuchung  und  der  ärztlichen  Be- 
handlung anhaften.  Erstere  findet  all- 
überall zu  selten  und  zu  flüchtig  statt,  als 
dass  sie  eine  Garantie  für  sichere  Er- 
kennung aller  Infektionen  gewähren  könnte; 
wenn  die  ärztlichen  Untersuchungen  nur  i 
mal  wöchentlich  «xler  nur  alle  H  Tage  vor- 
imen  werden,  so  leuchtet  ein,  dass  in 
Pausen  reichlich  Gelegenheit  zur  Auf- 
nahme der  Giftstoffe  von  einem  infizierten 
Manne  und  zur  Weitergabe  derselben  an 


andere  Männer  gegel»en  ist;  und  wenn 
weiterhin,  wie  festgestellt  wurde,  auf  jede 
Einzeluntersuchung  einer  Dirne  nur  l1  i 
(Paris),  2  (Berlin,  Budapest  u.a.).  höchstens 
H  Minuten  zur  Verfügung  stehen,  die  Unter- 
suchungslokale überdies  oft  die  denkbar  un- 
günstigste» sind,  so  kann  es  nicht  befrem- 
den, wenn  infizierte  Dirnen  nicht  als  solche 
erkannt  und  von  ihrer  Beschäftigung  aus- 
geschlossen werden.  Verlangt  mau  voll- 
ends von  ärztlicher  Seite  ausser  der  Be- 
sichtigung der  Geschlechtsteile  auch  noch 
eine  Inspektion  der  Rachenorgane,  Re- 
fühlung  der  hauptsächlichsten  Lymphdrüsen 
und  mikroskopische  oder  bakteriologische 
Untersuchung  der  Sekrete  aus  den  Ge- 
schlechtsteilen, so  wird  man  dem  gegen- 
wärtigen System  der  ärztlichen  Unter- 
suchung kaum  eine  erhebliche  Wirksamkeit 
zuschreiben  können.  Es  ist  dies  um 
mehr  zu  bedauern,  weil  ein  Teil  der  Männer- 
welt der  Meinung  ist,  dass  die  Gesundheit— 
Visitationen  der  Dirnen  eine  Gewähr  für  die 
Ungefährlichkeit  des  Verkehres  mit  ihnen 
gäben,  zu  welchem  ( Hauben  allerdings  die 
Behörden  an  manchen  <  >rten  wesentlich  bei- 
tragen, wenn  sie  den  That bestand  des  ne- 
gativen Befundes  bei  der  ärztlichen  Unter- 
suchung in  Karten  (Hier  Gesundheitsbüchern 
bestätigen. 

Was  die  Mangelhaftigkeit  der  ärztlichen 
Behandlung  anlangt,  so  kommt  hier  in  Be- 
tracht, dass  wohl  bei  weichem  Schanker  die 
Heilung  in  der  Regel  eine  vollkommene 
sein  kann,  dass  aber  bei  den  viel  verhäng- 
nisvolleren Erkrankungen  an  Syphilis  und 
Gonorrhoe  eine  Heilung,  welche  die  Weiter- 
verbreitung der  Krankheit  sicher  ausschliessen 
und  Recidive  verhindern  würfle,  kaum  zu 
erwarten  ist.  Es  steht  fest,  dass  nach  dem 
Schwinden  aller  Erscheinungen  der  Syphilis 
schon  innerhalb  weniger  Tsige  nach  der 
Entlassung  aus  dein  Kratikenhanse  die 
Krankheit  wieder  ausbrechen  und  infektiös 
werden  kann,  und  noch  schlimmer  liegen 
die  Verhältnisse  bei  der  Gonorrhoe  (dem 
Tripper),  denn  nach  dem  ziemlich  allseitigen 
Eingeständnisse  erfahrener  Sachkenner  wird 
nur  ein  verhältnismässig  kleiner  Bruchteil 
der  mit  Gonorrhoe  behafteten  Mädchen 
wirklieh  geheilt,  das  Grus  der  Fälle  aber 
mangels  sicherer  Kennzeichen  als  geheilt 
entlassen,  ohne  dass  man  weiss,  ob  die  Go- 
norrhoe geheilt  ist  oder  nicht  (Blaschkol. 

Angesichts  aller  dieser  Einwände  gegen 
die  allgemein  verbreiteten,  wenn  auch 
mannigfach  abgeänderten  und  ausgebildeten 
Systeme  der  Reglementierung  wird  immer 
wieder  die  Frage  aufgeworfen,  ob  es  nicht 
doch  zweckmässig  sei,  von  einer  solchen 
gänzlich  abzusehen  und  den  Dingen  ihren 
I*iuf  zu  lassen.  Diese  Frage  ist  schon  in 
der  ersten  Auflage  mit  Nein  beantwortet 
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und  auch  zur  Zeit  dürfte  eine  andere  Be- 
antwortung kaum  am  Platze  sein.  Das  Ver- 
sagen der  Statist ischen  Methode  hei  Er- 
mittelung der  Schaden  der  Prostitution  und 
des  Nutzens  der  Reglementierung  muss  noch 
nicht  als  Beweis  dafür  angesehen  werden,  dass 
letztere  überhaupt  erfolglos  ist;  und  wenn 
auch  eine  deutliche  Beeinflussung  der  Ver- 
breitung der  ansteckenden  Geschlechts- 
krankheiten bislang  zahlenmassig  sich  nicht 
hat  erweisen  lassen,  so  würde  es  doch  als 
übereilt  anzusehen  sein,  wollte  man  des- 
halb die  Reglementierung  gänzlich  anfgel>en. 
Ein  Verzicht  auf  solche  Einschränkung 
wird  auch  dann  nicht  ohne  weiteres  am 
Platze  sein,  so  lange  es  noch  gelingt,  Vor- 
schläge zur  Verliessemng  des  Verfahrens  zu 
mairhen ;  und  schliesslich  brauchte,  selbst 
wenn  sich  mit  aller  Sicherheit  feststellen 
liesse,  dass  die  Reglementierung  thatsächlich 
keinen  Vorteil  bezüglich  der  Bekämpfung 
der  venerischen  Krankheiten  bietet,  noch 
nicht  darauf  verzichtet  zu  werden,  da  ja 
möglicherweise,  ja  sogar  höchst  wahrschein-  i 
lieh  auf  dem  Gebiete  der  Moral  durch  sie  j 
Resultate  erzielt  werden  können. 

Vorschläge  zur  Verbesserung  der  Regle- ; 
mentieruug  sind  nun  allerdings  in  neuerer  { 
Zeit  ausserordentlich  zahlreich  gemacht  wor- 
den, jedoch  erweist  sich  die  grosse  Mehr- 
zahl als  unausführbar,  oder  wenn  aussichts- 
voll bezüglich  der  Verhütung  der  venerischen 
Krankheiten,  doch  unbrauchbar  gegenüber 
der   Absicht,   gleichzeitig  eine  Verhütung; 
moralischer  Schäden  zu  bewirken. 

Als  einigermassen  wirksam  erscheint  dem 
Verfasser  bei  der  gegenwärtigen  Gestaltung ' 
der  Verhältnisse  nur  eine  Verfeinerung  und  ; 
häufigere    Ausführung    der    regelmässigen  j 
ärztlichen   Untersuchung   der  inskribierten 
Dirnen.    Es  ist  darauf  hingewiesen  worden, ! 
dass  eine  einmalige  Untersuchung  pro  Woche  1 
oder  alle  14  Tage  entschieden  viel  zu  wenig  ; 
zu  leisten  mag;  man  braucht  deshalb  noch 
nicht  so  weit  zu  gehen,  wie  manche  Spe- 
cial isten  thun,  die  tägliche  Untersuchungen 
fordern,  denn  solche  würden,  l>esonders  wenn 
auch  noch  eine  Verfeinerung  der  Unter- 
suchung damit  Hand  in  Hand  ginge,  so  er- 
hebliche Kosten  verursachen,  dass  sie  in  \ 
keinerlei  Verhältnis  zu  den  zu  erwartenden  j 
Erfolgen  stünden.    Dagegen  kann  eine  zwei- 
malige Untersuchung  in  der  Woche  als  eine 
zweckmässige  und  ausführbare  Verbesserung 
des  gegenwärtig  ziemlich  allgemein  ange- 1 
wendeten   Verfahrens   angesehen  werdeu. 
besonders  wenn  die  Untersuchung  sich  nicht 
auf  die   Besichtigung  der  Genitalien  be- 
schränkt, sondern  auch  auf  Mund,  After,  die 
grösseren  Drüsen packete,  die  Handteller  und 
Fingernägel,  welche  ohne  grossen  Zeitauf- 
wand angesehen  bezw.  befühlt  werden  können, 
erstreckt.    Als  fraglich  muss  es  bezeichnet 


werden,  ob  die  Untersuchung  auf  den  Er- 
reger des  Trippers,  den  Gonococcus,  mittelst 
des  Mikroskopes  nicht  schon  über  die 
Grenzen  des  billigerweise  zu  Fordernden 
hinausgeht. 

Und  weiterhin  kann  dann  erwartet 
werden,  dass  Einrichtungen,  welche  den 
erkrankten  Dirnen  die  hohen  Kosten  der 
Behandlung  im  Krankenhause  oder  beim 
Privatarzte  abnehmen  oder  wenigstens  er- 
leichtern, zur  Folge  haben  werden,  dass  Ver- 
heimlichung der  Krankheit  weniger  häufig 
vorkommt .  vielmehr  eher  ärztliche  Hilfe 
aufgesucht  wird,  als  dies  der  Fall  zu  sein 

t>flegt.  Als  derartige  Einrichtungen  kommen 
Crankenkassen  in  Betracht,  welchen  die  in- 
skribierten Dirnen  beizutreten  haben,  zu 
welchen  sie  Beiträge  entrichten  müssen,  auf 
deren  Kosten  sie  aber  im  Erkrankungsfalle 
unentgeltlich  ärztliche  Hilfe  beanspruchen 
können. 

Damit  dürfte  aber  erschöpft  sein,  was 
an  Verbesserungen  der  Reglementierung  zu 
verlangen  ist.  Wenn  Blasehko,  ein  vorzüg- 
licher Kenner  aller  einschlägigen  Fragen, 
dazu  kommt,  sich  von  der  Darbietung  unent- 
geltlicher ärztlicher  Behandlung,  auch  ambu- 
lanter Behandlung,  sowie  unentgeltlicher  Ab- 
gabe von  Arzneien.  Irrigatoren  etc.  unter 
Verzicht  auf  Inskribierung  der  Prostituierten 
Votteile  in  Bezug  auf  die  Verminderung  der 
venerischen  Erkrankungen  zu  erwarten,  so 
kann  ihm  darin  wohl  im  Principe  recht 
gegel)en  werden ;  indessen  fragt  es  sich  doch, 
ob  eine  solche  Umgestaltung  der  Verhält- 
nisse durchführbar  und  empfehlenswert  ist ; 
wer  soll  die  Kosten  der  ärztlichen  Behand- 
lung, der  Medikamente  etc.  bezahlen?  und 
verzichtet  man  nicht,  indem  man  die  Inskri- 
bierung aufgiebt,  auf  die  Möglichkeit,  auch 
noch  andere  als  nur  gesundheitliche  Vorteile 
aus  dieser  Einrichtung  zu  erzielen  ? 

Nach  den  vorausgehenden  Darlegungen 
stellen  sich  somit  als  empfehlenswerte  tech- 
nische Einrichtungen  zur  Einschränkung  der 
Prostitution  dar:  a)  fortlaufende  ärztliche 
Untersuchung  der  inskribierten  Dirnen,  b) 
zwangsweise  ärztliche  Behandlung  in  geeig- 
neten Krankenanstalten  auf  Kosten  eigener 
Kassen,  deuen  die  Dirnen  beizutreten  ge- 
zwungen sind. 

Voraussetzung  für  die  Erstreckung  dieser 
Massnahmen  auf  eine  möglichst  grosse  An- 
zahl von  Prostituierten  ist  die  Inskription, 
denn  Gewerbebetrieben  gegenüber,  welche 
der  Behörde  nicht  bekannt  sind,  ist  diese 
naturgciuäss  machtlos. 

Allerdings  ist  auch  die  Inskription  ein 
sehr  zweischneidiges  Schwert,  denn  bei 
einer  allzu  strammen  Durchführung  dersell>en 
kann  grosser  Schaden  gestiftet  werden,  z.  B. 
durch  verhängnisvolles  Eingreifen  in  das 
Familienleben,  durch  Inskription  von  jugend- 
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liehen  Individuen,  welche  noch  recht  wohl 
einem  ehrlichen  Erwerbe  zugeführt  werden 
könnten ;  indes  ist  sie  nicht  zu  entbehren, 
will  man  wenigstens  auf  einen  Bruchteil 
der  Prostituierten  von  behördlicher  Seite 
einwirken,  den  öffentlichen  Verkehr  der 
Dirnen  einschränken  und  zugleich  eine 
Ueberwachung  jener  Elemente  ermöglichen, 
welche  zur  Verbrecherwelt  in  Beziehung 
stehen  oder  ihr  gauz  angehören.  Zur  In- 
skription eignen  sich  eigentlich  nur  die  sieh 
freiwillig  meldenden  Dirnen,  doch  hat  man 
avieh  in  vielen  Ländern  noch  eine  Zwangs- 
einschreibung eingeführt,  in  Frankreich  für 
alle  jene  Mädchen  <Kler  Frauen,  welche,  auch 
wenn  sie  es  nicht  gestehen,  den  Verdacht 
eriegen,  dass  sie  gewerbsmässig  Unzucht 
treiben.  Zweifellos  führt  dieses  System  zu 
den  grösslon  Härten,  indem  strenge  Durch- 
führung desselben  geeignet  ist.  eine  grosse 
Anzald  leichtlebiger  Frauenspersonen,  welche 
die  Prostitution  nur  als  Xcl>engewerbe  l>c- 
treil»en.  durch  Veranlassung  zu  regelmässigen 
ärztlichen  Untersuchungen  um  ihren  sonstigen 
ehrlichen  Erwerb  zu  bringen  und  der  l>e- 
rnfsmässigen  Ausübung  der  Unzucht  zuzu- 
führen. 

Nicht  so  weit  wie  in  Frankreich  geht 
man  in  Deutschland,  wo  zwar  fast  in  jeder 
Stadt  wieder  etwas  anders  vorgegangen 
wird,  im  grossen  und  ganzen  aber  sieh  die 
Einschreibung  in  der  Weise  vollzieht,  dass 
in  die  Dirnenliste  ausser  den  sich  freiwillig 
Meldenden  nur  solche  Frauenzimmer  aufge- 
nommen werden,  welche  trotz  ein-  oder 
mehrmaliger  Verwarnung  bei  Gelegenheit 
von  Sistierungen  wegen  unzüchtigen  Umher- 
schweifen« ihr  schimpfliches  Gewerbe  nicht 
aufgeljcn.  Eine  Zwangseinschreibung,  welche 
alle  jene*  Dirnen  auf  die  Liste  bringt,  die 
sich  als  notorische  Winkelhuren  wegen 
syphilitischer  Krankheiten  bereits  in  ärzt- 
licher Behandlung  befunden  haben,  erscheint 
nicht  unbedenklich,  denn  das  Publikum  er- 
blickt nun  einmal  in  den  inskribierten  und 
demgemäss  der  regelmässigen  ärztlichen 
Untersuchung  unterstellten  Dirnen  ein  Mate- 
rial, für  dessen  Gesundheit  die  Behörde  ge- 
wissermassen  gutsteht,  was  thatsficldieh 
nicht  der  Fall  sein  kann,  da,  wie  schou  aus- 
geführt, gerade  die  Syphilis  schon  sehr  bald 
nach  Beendigung  der  Krnnkenhausbehand- 
lung  wieder  ausbrechen  und  infektiös  wer- 
den kann.  Durch  die  Inskription  wird 
syphilitisch  erkrankt  gewesenen  Dirnen  ge- 
radezu der  Stempel  der  Gesundheit  aufge- 
drückt und  dadurch  ihre  Klientel  vermehrt. 
Da«  System  der  Zwangseinsohreibung,  wie 
es  in  Frankreich  geübt  wird,  führt  jeden- 
falls der  Dirnenlistc  beträchtlich  mehr 
Dirnen  zu,  als  das  System  ausschliesslich 
freiwilliger  Anmeldung,  wie  es  z.  B.  in 
Augsburg  und  Stuttgart  üblich  ist  ;  ein  die 


Mitle  zwischen  beiden  Modalitäten  haltendes 
Verfahren  dürfte  wohl  das  Zweck  massigste 
sein;  da  es  die  Härten  des  einen  Systems 
vermeidet  und  doch  eine  grössere  Anzahl 
von  Dirnen  der  Ueberwachung  unterstellt, 
als  l>ei  ausschliesslicher  Inskription  der  sich 
freiwillig  Meldenden. 

Was  schliesslich  die  Gesetzgebung 
anlielangt,  so  beschrankt  sich  dieselbe,  da- 
ferne  sie  sich  überhaupt  mit  der  Materie 
beschäftigt,  durchweg  darauf,  den  Polizeibe- 
hörden der  Gemeinden  Anordnungen  zur 
Ueberwachung  der  Prostitution  zu  überlassen 
und  gewisse  aus  diesem  Gewerbe  hervor- 
gehende Schäden  mit  Strafe  zu"  bedrohen. 

In  Deutschland  gelten  in  dieser  Beziehung 
die  Bestimmungen,  welche  in  dein  Gesetze 
betreffend  die  Aenderungen  und  Ergänzungen 
des  Strafgesetzbuches  vom  25.  Juni  1900, 
und  §  301  des  genannten  Gesetzbuches  fest- 
gesetzt wurden. 

Dieselben  lauten  nach  Abänderung  der 
;  s$  180,  181,  ls-t  und  3ö2  des  Strafgesetz- 
buches vom  Jahre  1871  wie  folgt: 

§  180.    Wer  gewohnheitsmäßig  oder  aus 
Eigennutz  durch  seine  Vennittelung  «der  durch 
!  Gewährung  oder  Verschaffung  von  Gelegenheit 
j  der  Unzucht  Vorschub  leistet,  wird  wegen  Kuppe- 
|  lei  mit  Gefängnis  nicht  unter  einem  Monat  be- 
straft; auch  kann  zugleich  auf  Geldstrafe  von 
i  einhundertfünfzig  bis  zn  sechstausend  Mark, 
I  anf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sowie 
auf  Znlänsigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt 
werdeu.    Sind  mildernde  Umstände  vorhanden, 
so  kann  die  Gefängnisstrafe  bis  auf  einen  Tag 
■  ermüssigt  werden. 

£  181.  Die  Kuppelei  ist,  selbst  wenn  sie 
weder  gewohuheitsinässig  noch  ans  Eigennutz 
betrieben  wird,  mit  Zuchthaus  bis  zu  fünf  Jahren 
zu  bestrafen,  wenn 

1.  um  der  Unzucht  Vorschub  zu  leisten, 
hinterlistige  Kunstgriffe  angewendet  wer- 
deu, oder 

2.  der  Schuldige  zu  der  verkuppelten  Per- 
son in  dem  Verhältnisse  des  Ehemanns 
zur  Ehefrau,  von  Eltern  zn  Kindern,  von 
Vormündern  zn  Pflegebefohlenen,  von 
Geistlichen,  Lehrern  oder  Erziehern  zu 
den  von  ihnen  zu  unterrichtenden  oder 
zu  erziehenden  Personen  steht. 

Neben  der  Zuchthausstrafe  ist  der  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  auszusprechen; 
auch  kann  zugleich  auf  Geldstrafe  von  ein- 
hundertfünfzig bis  zu  sechstausend  Mark  sowie 
auf  Zulässigkeit  von  Polizei-Aufsicht  erkannt 
werden. 

Sind  im  Falle  des  Abs  1  Nr.  2  mildernde 
Umstände  vorhanden ,  so  tritt  Gefängnisstrafe 
ein.  ueben  welcher  anf  Geldstrafe  bis  zu  drei- 
tausend Mark  erkannt  werden  kann. 

$  181a.  Eine  männliche  Person,  welche 
von  einer  Frauensperson,  die  gewerbsmässig 
Unzucht  treibt,  unter  Ausbeutung  ihres  unsitt- 
lichen Erwerbes  ganz  oder  teilweise  den  Lebens- 
unterhalt bezieht  oder  welche  einer  solchen 
Frauensperson  gewohnheitsmäßig  oder  aus 
Eigennutz  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  nn- 
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züchtigen  Gewerbes  Schutz  gewährt  oder  sonst 
förderlich  ist  (Zuhälter),  wird  mit  Gefängnis 
nicht  unter  einem  Monate  bestraft. 

Ist  der  Zuhälter  der  Ehematiu  der  Frauens- 
person oder  hat  der  Zuhälter  die  Frauensperson 
unter  Anwendung  von  Gewalt  oder  Drohungen 
zur  Ausübung  des  unzüchtigen  Gewerbe«  ange- 
halten, so  tritt  Gefängnisstrafe  nicht  unter 
einem  Jahre  ein. 

Nebcu  der  Gefängnisstrafe  kann  auf  Ver- 
lust der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  auf  Zulässig- 
keit  von  Polizeiaufsicht  sowie  auf  Ueberweisung 
an  die  Laudespolizeibehörde  mit  den  im  §  362 
Abs.  3  und  4  vorgesehenen  Folgen  erkannt 
werden. 

§  1H4.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
und  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  oder 
mit  einer  dieser  Strafen  wird  bestraft,  wer 

1.  unzüchtige  Schriften,  Abbildungen  oder 
Darstellungen  feilhält,  verkauft,  verteilt, 
an  Orten,  welche  dem  Publikum  zugäng- 
lich sind,  ausstellt  oder  anschlägt  oder 
sonst  verbreitet,  sie  zum  Zwecke  der 
Verbreitung  herstellt  oder  zu  demselben 
Zwecke  vorrätig  hält,  ankündigt  oder  an- 
preist : 

2.  unzüchtige  Schriften,  Abbildungen  oder 
Darstellungen  einer  Person  unter  sechzehn 
Jahren  gegen  Entgelt  ttberlässt  oder  an- 
bietet ; 

3.  Gegenstände,  die  zu  unzüchtigem  Ge- 
brauche bestimmt  sind,  an  Orten,  welche 
dem  Publikum  zugänglich  sind,  ausstellt 
oder  solche  Gegenstände  dem  Publikum 
ankündigt  oder  anpreist ; 

4.  öffentliche  Ankündigungen  erlässt.  welche 
dazu  bestimmt  sind,  unzüchtigen  Verkehr 
herbeizuführen. 

Neben  der  Gefängnisstrafe  kann  auf  Ver- 
lust der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sowie  auf 
Znlässigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt  werden. 

§  184  a.  Wer  Schriften,  Abbildungen  oder 
Darstellungen,  welche,  ohne  unzüchtig  zu  sein, 
das  Schamgefühl  gröblich  verletzen,  einer  Per- 
son unter  sechzehn  Jahren  gegen  Entgelt  über- 
läset oder  anbietet,  wird  mit  'Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  sechs- 
hundert Mark  bestraft. 

S  184  b.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  .Monaten 
wird  bestraft,  wer  aus  Gericbt-verbandlnngen, 
für  welche  wegen  Gefährdung  der  Sittlichkeit 
die  Öffentlichkeit  ausgeschlossen  war.  oder  aus 
deu  diesen  Verbandlungen  zu  Grünte  liegenden 
amtlichen  Schriftstücken  öffentlich  Mitoilungeu 
macht ,  welche  geeignet  sind .  Aergmds  zu  er- 
regen. 

8  362.  Die  nach  Vorschrift  des  g  361  Nr.  3 
bis  8  Verurteilten  können  zu  Arbeiten,  welche 
ihren  Fähigkeiten  und  Verhältnissen  angemessen 
sind,  innerhalb  und .  sofern  sie  von  anderen 
freien  Arbeitern  getrennt  gehalten  werden,  auch 
ausserhalb  der  Strafanstalt  angehalten  werden. 

Bei  der  Verurteilung  zur  Haft  kann  zu- 
gleich erkannt  werden,  dass  die  verurteilte  Per- 
son nach  verbüsster  Strafe  der  Laudespolizei- 
behörde zu  überweisen  sei  Im  Falle  des  §  361 
Nr.  4  ist  dieses  jedoch  nur  dann  zulässig,  wenn 
der  Verurteilte  in  den  letzten  drei  Jahren  wegen 
dieser  Uebertretung  mehrmals  rechtskräftig  ver- 


urteilt worden  ist  .  oder  wenn  derselbe  unter 
Drohungen  oder  mit  Waffen  gebettelt  hat. 

Durch  die  Ueberweisung  erhält  die  Landes- 
polizeibehörde die  Befugnis,  die  verurteilte  Per- 
son bis  zu  zwei  Jahren  entweder  in  ein  Arbeits- 
haus unterzubringen  oder  zu  gemeinnützigen 
Arbeiten  zu  verwenden.  Im  Falle  des  £  H61 
Nr.  6  kann  die  Laudespolizeibehörde  die  ver- 
urteilte Person  statt  in  ein  Arbeitshaus  in  eine 
Besserung«-  oder  Erziehungsanstalt  oder  in  ein 
Asyl  unterbringen;  die  Puter bringuug  in  ein 
Arbeitshaus  ist  unzulässig,  falls  die  verurteilte 
Person  zur  Zeit  der  Verurteilung  das  achtzehnte 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat. 

Ist  gegen  einen  Ausländer  auf  Ueberweisung 
an  die  Landespolizeibehörde  erkannt,  so  kann 
neben  oder  an  Stelle  der  Unterbringung  Ver- 
weisung aus  dem  Bnodesgebiet  eintreten 
§  361  des  Strafgesetzbuches  spricht  ans: 
mit  Haft  wird  bestraft  ....  1}  .  .  .  . 
6)  eine  Weibsperson ,  welche  wegeu  ge- 
werbsmässiger Unzucht  einer  polizeilichen 
Aufsicht  unterstellt  ist.  wenn  sie  deu  in 
dieser  Hinsicht  zur  Sicherheit  der  Ge- 
sundheit, der  öffentlichen  Ordnung  und 
des  öffentlichen  Anstandes  erlassenen  poli- 
zeilichen   Vorschriften  zuwiderhandelt, 
oder  welche,  ohne  einer  solchen  Aufsicht 
unterstellt  zu  sein,  gewerbsmässig  Uu- 
zucht  treibt, 

T hat säch lieh  ist  (tarn nach  in  Deutschland 
nur  «'in*;  gewisse  Form  der  Prostitution, 
welche  sieh  gewissen  polizeilichen  Anord- 
nungen freiwillig  unterwirft  oder  ihr  (zwaugs- 

I  weise)  unterstellt  wird,  geduldet,  die  elan- 
destine  Prostitution  aber  unter  Strafe  ge- 

j  stellt.  Die  Gesetzgebung  ist  Iiier  auf  halbem 
Wege  stellen  geblieben,  die  Bestrafung  der 
geheim  Prostituierten  kann  nur  dazu  führen, 
dass  diese  vielfach  in  Schlupfwinkel  ge- 
trieben oder  dem  Verbrechertum,  bei  welchem 
sie  Schutz  findet,  zugeführt  werden.  Ent- 
springt die  Bedrohung  der  geheim  sich 
prostituierenden  Frauensperson  mit  Strafe 
dem  Bedürfnisse,  das  moralische  Vergehen 
dersell»en  zu  ahnden,  so  ist  es  inkonsequent, 
die  Goworbehure.  welche  wahrscheinlich 
viel  öfter  als  jene  sich  des  gleichen  Ver- 
gehens gegen  die  Moral  schuldig  macht, 
straflos  zu  lassen. 

Hin  besonderes  Interesse  in  rechtlicher 
Beziehung  beansprucht  §  ISO.  welcher  auch 
in  seiner  früheren  Fassung  schon  das  Halten 
von  Bordollen  unmöglich  machen  wollte. 
Die  praktischen  Verhältnisse,  wie  sie  an 
vielen  Orten  sich  unter  der  Wirkung  dieses 
Paragraphen  ausgebildet  haben,  lassen  den- 
selben jedoch  als  nicht  so  wirkungsvoll  er- 
kennen, als  er  vorn  Gesetzgeber  gedacht 
war:  thatsüchlich  liestchcn  in  Deutschland 
in  vielen  Städten  nach  wie  vor  Bordelle, 
wenn  auch,  wie  nicht  geleugnet  werden 
kann,  dem  Gesetze  zuwider,  auch  in  Wider- 
spruch mit  einer  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts vom  29.  Januar  188,3,  wonach  das 
Bordellhalten  selbst  mit   polizeilicher  Go- 
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stattung  als  strafbar  erklärt  wurde.  Nicht 
wenig  mag  zu  diesem  gesetzwidrigen  Ver- 
halten tler  PolizeiMiörden  beigetragen  haben, 
dass  im  Jahre  1871  von  1(5  juristischen 
Fakultäten  deutscher  rniversitäteu.  welche 
ein  Gutachten  Aber  die  Zulässigkeit  von 
Bordellen  abzugelten  hatten,  neun  zu  dem 
Ergebnisse  gelangt  waren,  dass  dieselben 
mit  der  l>esteheiiden  Gesetzgebung  (das 
Strafgesetzbuch  datiert  ans  dem  Jahre  1871) 
nicht  in  Widerspruch  stehen.  IXm*  Haupt- 
grund aber  wird  wohl  darin  zu  finden  sein, 
dass  bei  den  Hehörden  die  Ueherzeugung 
von  der  Nützlichkeit,  der  fraglichen  Ein- 
richtung eine  so  tiefgehende  war.  dass  man 
von  der  Aufhebung  derselben  nicht  uner- 
hebliche Nachteile  erwarten  musste. 

Als  ein  Versuch,  das  Verbot  der  Bordelle 
zu  umgehen,  ist  die  Einrichtung  aufzufa.ss4.Mi, 
welche  die  sogenannten  Bord  eil  Strassen  ins 
Lehen  rief,  lu  Brienen  und  von  da  aus- 
gehend iu  anderen  deutschen  Städteu  hat 
man  sich  dadurch  zu  behelfen  gesucht,  dass 
man  die  Dirnen  in  eine  Strasse  vorwies, 
in  welcher  nur  Dirnen  wohnen  dürfen:  die 
aus  26  Häusern  bestellende  Sackgasse,  einem 
Unternehmer  gehörig,  beherbergt  in  jedem 
Stockwerke  nur  eine  Dirne,  welche  die 
Wohnung  nebst  Einrichtung  vom  Hauswitte 
abmietet. 

Nach  diesen  Darlegungen  wird  man  sich 
der  Ueherzeugung  nicht  verschliessen  können, 
dass  eine  nach  allen  Richtungen  hin  be- 
friedigende  Lösung  der  Frage  nach  einer 
zweckmässigen  Hegelung  der  gewerbs- 
mässigen Prostitution  noch  uicht  gefunden 
i>t.  Behält  man  aber  im  Auge,  da»s  in  der 
Prostitution  ein  durch  die  sozialen  Verhält- 
nisse geschaffener  unausrottbarer  Schaden 
am  Organismus  der  menschlichen  Gesell- 
schaft zu  erblicken  ist,  dass  dieser  Schaden 
sich  nach  verschiedenen  Richtungen  hin 
bemerklich  macht,  teils  auf  dein  Gebiete 
der  Moral,  teils  auf  dem  der  öffentlichen 
Gesundheit,  dass  ferner  die  Masse  der  der 
gewerbsmässigen  Unzucht  ergelienen  Frauens- 
personen durch  polizeiliche  Massnahmen  wohl 
beeinflusst  werden  kann,  daliei  aber  vielfach  J 
eine  nicht  vorhergesehene  und  recht  un- : 
erwünschte  Umformung  erfährt,  dass  die: 
Massnahmen,  welche  zur  Verhütung  mora- 
lischer Schäden  ergriffen  weiden  können, 
sich  nicht  immer  mit  den  zur  Bekämpfung 
der  venerischen  Krankheiten  empfohlenen 
decken,  ja  oft  sogar  denselben  zuwiderlaufen, 
und  umgekehrt,  so  erscheint  die  Frage  über- 
haupt als  eine  der  schwierigsten  und  die 
Aussicht  auf  eine  allerseits  befriedigende 
Regelung  der  Angelegenheit  als  ein«'  recht 
minimale.  Zum  mindesten  kann  eine  solche 
nicht  erwartet  werden,  solange  der  Moralist 
ausschliesslich  von  seinem  Standpunkte,  der 
Mediziner  nur  in  der  ja  an  sich  lobens- 


|  werten  Abiücht,  die  Verbreitung  der  vene- 
rischen Krankheiten  zu  bekämpfen,  an  die 
Aufgabe  herantritt.  Es  kann  daher  mit 
ziemlicher  Sicherheit  erwartet  worden,  dass 
in  absehbarer  Zeit  ein  Stillstand  auf  dem 
Gebiete  der  Regelung  der  Prostitution  nicht 
eintreten,  vielmehr  ein  ständiger  Wechsel 
in  den  behördlichen  Massnahmen  zur  Er- 
scheinung kommen  wird,  je  nachdem  l>ald 
die  Furcht  vor  Nachteilen  auf  moralischem 
Gebiete,  bald  jene  vor  gesundheitlichen 
Schäden  bestimmend  auf  Gesetzgeber  und 
Polizeibehörden  ein  wirkt. 

Litteratnr:  Parrnt-üuehaMet,  De  In  Prosti- 
tution (lauf  la  rille  de  lUris,  Paris  1S7S,  IU  id., 
'  rot.  —  Hehtenü.  Die  Prostitution  in  fori  in, 
Erlangen  ISJiO.  Hügel,  Zur  Geschichte,  Sta- 
tistik und  Regelung  der  Prttstitutiou,   Wim  lStXi. 

—  Schrank,  Die  Pntstitntion  in  Wien,  Wien 
l.ssr,.  —  Jeannel,  Die  Institution  in  den 
grossen  Stallten  im  l'.K  Jahrh.  und  die  Vernich- 
titntj  der  venerischen  Krankheiten  ,*  ülirrsetzt  von 
F.  W.  Milller,  Erbin,,.»  W9.  —  Streubvl. 
Wie  hat  der  Staat  der  Prostitution  gegenüber 
»ich  zu  verhüten  f  Leipzig  ;.v,;,'.  -.  kflhn- 
ttrtch,  Vorlesungen  »her  die  Prostitution  im 
10.  Jahrh.  und  die  Verhütung  der  Syphilis. 
Leipzig  l,sss.  —  Tarnow*ky,  Prostitution  und 
Alfifitionismus.,  Hamburg  und  Leipzig  iS!>0.  — 
MoelteV,  Reglcmeiitutiun  de  In  Prostitution, 
llulletiii  de  l'acad.  rogttle  ite  un'deeine  de  Bei- 
ginne,  .5.  Reihe,  Jl.  }<>,  l.W,.  —  Rlattchko. 
Die  Verbreitung  der  Syphilis  in  Berlin,  Jierlin 
IS!'-'.  —  Eugen  MilHev.  Ihr  Prostitution: 
Ansichten  und  Vorschlüge  auf  drin  (Schiefe  des 
IVostituttonsiri seilt.  Müuchener  medizinische  Ab- 
handlungen ,  München  IS'.'l.  —  Schmöldev, 
Die  Be*tr>t/nng  und  polizeiliche  Behandlung  der 
geirrrbsuu'issigru  l'nzurht,  Düsseldorf 
Sfui-Mberg,  Hie  Prostitution  und  ihre  Be- 
kämpfung, Düsseldorf  iss?.  -  Oberbreyer, 
Die  Leipziger  Silllichkeitsheuegnng,  Leipzig 

—  Bericht'  des  internationalen  Kongresses  zur 
Verhütung  der  Syphilis  und  dir  Venerischen 
Krankheiten,  und  zum'  Rapports  preliminaires, 
Eniju'tcs  sur  t'i'tnt  de  hl  prostitution  etc..  Campte 
renilu  des  manees,  hrrausi/etfcbrn  Com  G'ncrnl- 
sekretdr  den  Kongresse*  |>.  Dtlboin- Haventth, 
Brüssel  und  1900.  —  Commenge.  La 
Prostitution  Claudes! ine  >'i  Paris,  JSiris  IS'JT.  — 
Kort»,  Strafreehts/orm  oder  Sittenpolizei  f  Jahr- 
buch für  Gesetzgebung ,  Verwaltung  und  Volks- 
wirtschaft, herausgeg.  von  Gustav  Schmollet-, 
iL  Jahrgang.  S.  77,  Leipzig  DW7.  —  ltltMchko, 
Hygiene  der  Prostitution  und  venerischen  Krank- 
heiten, Handbuch  der  Hygiene  r,,n  Th.  Wey), 
}0.  Lieferung,  Jena  I!H)0. 

D.  Jtenk. 


Proudhon,  P.  J.t 


1WIÜ.  gestorben  zu  Paris 
sten  Vertreter  des  wissen- 


geboren  zi 

18(55,  ist  einer  der  ersten 
schaltliehen  .Sozialismus  und  der  eigentliche  Be- 
gründer der  Theorie  de»  Anarrhisrons. 

Proudhon.  der  von  ganz  armer  Herkunft 
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war  und  sich  bis  zu  seinem  22.  Lebensjahre 
seinen  Unterhalt  als  Schriftsetzer  verdienen 
miiKste,  machte  sich  zuerst  bekannt  durch  sein 
1840  erschienenes  Buch  „Qu'est-ce  que  la  pro- 
priete? I«  memoire.  Recherche»  sur  le  principe 
du  droit  et  du  gouvernement".  Es  war  die 
Bearbeitung  einer  Preisfrage,  die  von  der  Aka- 
demie »einer  Vaterstadt  Rc&ancon  gestellt  war. 
In  diesem  Buche  liefert  Proudhon  eine  scharfe 
Kritik  des  Eigentumsrecht»;  die  üblichen  Be- 
gründungen des  Privateigentums  werden  zurück- 
gewiesen und  das  Eigentum  als  ungerecht 
bezeichnet,  weil  es  das  Recht  sei,  uach  Belieben 
fremdes  Gut  zu  geniessen  und  über  die  Früchte 
der  Arbeit  Dritter  zu  disponieren.  —  Seine 
Kritik  fusstc  Proudhon  in  die  bekanute  Formel 
zusammen :  „la  propriete,  c'est  le  volu  ').  ludern 
Proudhon  das  Eigentum  vom  Standpunkte  der 
Gerechtigkeit  aus  bekämpfte,  setzte  er  die 
ideologische  Richtung  des  Sozialismus  fort, 
die  bereits  vor  und  zur  Zeit  der  grossen  fran- 
zösischen Revolution  hervorgetreten  war,  u.  a. 
bei  Morel! y,  Mably.  Babeuf,  Brissot; 
von  letzterem  war  bereits  in  einem  1780  er- 
schienenen Buche  das  Eigentum  als  Diebstahl  be- 
zeichnet worden.  Ebenso  wie  da*  Privateigen- 
tum wird  aber  auch  die  Gütergemeinschaft  von 
Proudhon  bekämpft:  auch  der  Kommunismus 
führe  zu  Ungleichheit;  wie  das  Eigentum 
die  Benachteiligung  der  Schwachen  durch  die 
Starken  sei,  so  werde  in  der  kommunistischen 
Gesellschaft  der  Starke  durch  die  Schwachen 
beraubt.  So  scharf  aber  Proudhon  das  Eigen- 
tum und  die  Gütergemeinschaft  bekämpfte,  so 
trat  er  doch  in  seiner  Erstlingsschrift  wie  in 
den  dieselbe  vervollständigenden  Abhandlungen 
(Qu'est-ce  que  la  propriete?  III  «'•nie  memoire. 
Lettre  ä  M.  Blnuqui  und  Avertissement  au\ 
proprietaires  ou  lettre  ä  M.  t'onsideraiit ')  noch 
nicht  mit  positiven  Rcformvorschlägen  hervor. 
—  Auch  das  zweite  nationalökouomisehe  Haupt- 
werk Proudhons.  das  184G  erschienene  Systeme 
des  contradictions  economiqnes.  war  im  wesent- 
lichen kritisch,  der  wichtigste  Abschnitt  des- 
selben behandelt  die  Werttheorie.  Den  Be- 
weis für  den  Grundgedanken  dieses  Werkes, 
dass  die  „politische  Oekonomie  mit  allen  ihren 
widersprechenden  Hypothesen  und  zweideutigen 
Schlüssen  nichts  als  eine  Organisation  des  Privi- 
legiums und  der  Not"  sei.  wird  von  Proudhon 
ausdrücklich  auf  einen  Widerspruch  in  der  Idee 
des  Wei  tes  gestützt,  den  die  Natioualökonomcn 
nicht  richtig  erkannt  hätten.  Der  Wert  biete 
nämlich  zwei  Seiten  dar,  den  Nutzwert  und 
den  Tauschwert,  die  heidc  unter  der  Herr- 
schaft von  Angebot  uud  Nachfrage  im  Wider- 
spruch stünden :  je  mehr  Nützlichkeiten  oder 
Gebrauchswerte  geschaffen  würden,  um  so  mehr 
entwerteten  sie  sich  im  Tausche,  d.  h.  würden 
die  Tauschwerte  verringert.  Die  erste  und  un- 
vermeidliche Wirkung  der  Vermehrung  der 
Werte  sei  ihre  Herabsetzung ,  Gcbranchswert 
und  Nutzwert  seien  in  beständigem  Kampfe, 
und  die  Kolgen  dieses  Kampfes  seien  bekaunt : 


die  Handels-  und  Absatzkrisen,  die  grossen  Un- 
gleichheiten der  Vermögen  etc.  flössen  aus  der 
Antinomie  des  Wertes  her.  —  Da  aber  der  Wert 
die  grundlegende  Kategorie  der  politischen 
Oekonomie  sei,  so  müssten  auch  alle  anderen 
wirtschaftlichen  Einrichtungen  denselben  Wider- 
spruch aufweisen,  der  im  Werte  vorhandeu  sei. 
Proudhon  betrachtet  nun  der  Reihe  nach  ver- 
schiedene ökonomische  Erscheinungen,  die  Ar- 
beitsteilung, die  Maschinen,  die  freie  Kon- 
kurrenz etc.,  und  sucht  nachzuweisen,  dass  alle 
diese  Einrichtungen  ihre  gute  und  ihre  schlecht« 
Seite  hätten,  dass  sie  aber  nicht  zum  Nutzen 
der  Menschheit  ausschlagen  könnten .  solange 
der  Widerspruch  im  Werte  nicht  gelost  sei.  — 
Mit  seinen  praktischen  Reformvorschlägen  trat 
Proudhon  erst  zur  Zeit  der  Februarrevolution 
hervor,  zu  welcher  Periode  er  überhaupt  seine 
reichste  Thätigkeit  entfaltete.  Im  Juni  1S4K 
wurde  Proudhon  in  den  Nachwahlen  als  Ab- 
geordneter für  das  Seiuedcpartement  in  die 
Nationalversammlung  gewählt ;  aber  neben  seiner 
parlamentarischen  Thätigkeit  arbeitete  er  un- 
ermüdlich an  seinen  eigenen  Plänen,  für  die  er 
in  den  von  ihm  begründeten  Zeitungen  .Le 
Repräsentant  du  Peuple",  „Le  Peuple".  ..La 
Voix  du  Peuple1"  und  „Le  Peuple  de  18oUu  so- 
wie in  Broschüren  eifrig  Propaganda  machte. 

—  Das  Heilmittel,  welches  Proudhon  zur  Lösung 
der  sozialen  Frage  vorschlug  und  das  in  einein 
auf  Gegenseitigkeit  und  Tausch  beruhenden 
Geld-  und  Kreditsystem  bestehen  sollte,  wollte 
er  in  einem  grossen  Werke  zur  Darstellung 
bringen,  das  den  Titel  führen  sollte:  „Pro- 
gramme de  ('Association  progressive,  Solution 
du  probleme  du  Proletariat"*.  In  diesem  Plane 
wurde  er  durch  den  Sturm  der  hereinbrechenden 
Februarrevolution  gestört:  da  die  politischen 
Ereignisse  zu  einer  schnellen  Lösung  drängten, 
entschloß  er  sich,  selbst  auf  die  Gefahr  hin, 
seinen  Ruf  als  Publizist  zu  schädigen,  einen 
Teil  seiner  Ansichten  über  die  ökonomische 
Reform  zu  veröffentlichen.  Gegen  die  Epoche 
der  Wahlen  erschienen  die  Broschüren  „Solution 
du  probleme  social".  -La  Banquc  d'echange". 

—  Die  Haupt.nrsachc  der  sozialen  Not  erblickt 
Proudhon  nicht  in  der  privatwirtschaftlicheii 
Produktionsweise,  sondern  im  Geld  und  im 
Zinse.  Diese  beiden  Einrichtungen  träten 
störend  in  den  Tausch-  und  Darlehensverkehr 
ein  und  bewirkten ,  dass  auf  der  einen  Seite 
sich  Reichtum  aufhäufe  und  auf  der  anderen 
Armut  herrsche:  erst  mit  der  Beseitigung  von 
Geld  und  Zins  könne  der  Tausch  ein  gerechter 
werden,  erst  dann  könne  der  wahre  Wert,  der 
nur  auf  Arbeit  beruhe,  konstituiert  werden. 

Auch  den  Pauperismus  und  die  Handels- 
krisen führte  Proudhon  auf  das  herrschende 
Geldlohnsystem  zurück  '). 

Die  beiden  Hauptübel,  das  Geld  und  den 
Zins,  wollte  Proudhon  durch  sein  sogenanntes 
„mutualistisihes"  System  beseitigen,  durch  eine 
Bankeinrichtung,  welche  den  Tausch-  und  Kredit- 


'!  Unter  der  Herrschaft  des  Eigentums 
würden  heim  (5  litertausche  nicht  gleiche 
Werte  ausgetauscht,  sondern  der  Eigentümer 
erziele  auf  Kosten  dts  Arbeiters  einen  Mehr- 
wert. 


'i  Indem  die  Unternehmer  ihre  Arbeiter 
nicht  genügend  bezahlen,  seien  diese  nicht  im- 
stande, die  von  ihnen  hergestellten  Waren  zu 
kaufen;  dadurch  kämen  aber  gleichzeitig  die 
Eigentümer  sellwt  ins  Verderben,  da  für  ihre 
Produkte  der  Absatz  mangele. 
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verkehr  auf  eine  ganz  neue  Basig  stellt«*.  Diese 
Bankeinrichtung  nannte  Proudhon  erst  Tausch- 
bank,  dann  Volksbank.  Die  Volksbank  sollte 
rdie  Freiheit  des  Verkehrs  nud  die  wetteifernde 
Anerkennung  als  das  Princip  jedes  Fortschrittes 
und  als  die  Garantie  der  guten  Beschaffenheit 
und  Wohlfcilheit  der  Produkte"  aufrecht  er- 
halten, nur  die  Cirkulation  sollte  geändert 
werden.  Die  Volksbank  sollte  jedem  Produ- 
zenten, der  seine  Produkte  gegen  Tanschbons 
eintauschen  wollte,  offen  stehen;  z.  B.  ein 
Schuster  lieferte  Stiefel  und  erhielt  dafür  einen 
Tauschbon  im  Betrage  des  Preises  der  Stiefel; 
für  diesen  Tanschbon  konnte  er  in  der  Bank 
irgend  welchen  anderen  Gegenstand  im  selben 
Preise  erhalten.  Bei  der  Festsetzung  der  Preise 
sollten  die  Produzenten  gegenseitig  die  auf  die 
Waren  verwendete  Arbeitszeit  und  die  Auslagen 
berechnen,  aber  auf  Gewinn  verzichten;  die 
Preise  sollten  durch  Taxatoren  der  Bank  kon- 
trolliert werden.  Es  war  Proudhons  Hoffnung, 
dass  die  Volksbank  allmählich  immer  mehr  Mit- 
glieder gewinnen  werde,  so  dass  schliesslich 
alle  Produzenten  und  Konsumenten  ihr  ange- 
hören müssten  ;  dann  sollte  das  Geld  Überflüssig 
sein ;  alle  Umsätze  müssten  dann  mit  den 
Zetteln  vorgenommen  werden.  Durch  die  Volks- 
bank sollte  aber  ausserdem  die  Uncutgeltlich- 
keit  des  Kredits  erreicht  werden.  —  Die 
Bank  gewährte  ihren  Kunden  unentgeltlich  Dar- 
lehen —  Mit  der  Volksbank  machte  Proudhon 
in  der  That  einen  praktischen  Versuch:  am  11. 
II.  184!*  eröffnete  Proudhon  in  einem  Hause 
des  Faubourg  St.  Denis  die  Volksbank.  Bereits 
war  die  Zahl  der  Adhärenten  auf  über  12000 
gestiegen,  schon  belief  sich  der  gezeichnete 
Aktienbetrag  auf  über  H6000  Francs,  und  gerade 
sollte  die  Bank  ihre  Geschäfte  beginnen,  als 
eine  Verurteilung  zu  längerer  Freiheitsstrafe 
Proudhon  zwang,  von  der  Leitung  der  Bank 
zurückzutreten  und  diese  ganz  aufzulösen.  — 
So  kam  es,  dass  die  Volksbank,  wenn  sie  auch 
zwei  Monate  bestanden,  doch  nicht  ein  einziges 
Geschäft  abgeschlossen,  sondern  sich  nur  mit 
vorbereitenden  Massregeln  befasst  hatte.  -  Auf 
die  Forderung  des  unentgeltlichen  Kre- 
dits ist  Proudhon  noch  öfters  zurückgekommen, 
z.  B.  als  er  in  der  Nationalversammlung  am 
11.  .VII.  1848  seinen  Finanzplan  vorlegte  <ef. 
proposition  relative  ä  l'impot  sur  le  revennt,  in 
der  Diskussion  mit  ßastiat  Uber  den  Zins  u.  s.  f 
Eng  mit  den  betrachteten  wirtschaft- 
lichen Theorieen  hängt  Proudhons  Theorie  des 
Anarchismus  zusammen.  Proudhon  ist  als 
der  eigentliche  Begründer  des  Anarchismus  zu 
betrachten ,  da  ein  früherer  anarchistischer 
Schriftsteller  —  Godwin  *~  sehr  wenig  be- 
kannt geworden  ist  und  auf  die  anarchis- 
tische Bewegung  nicht  eingewirkt  hat  icf. 
Adler,  Art.  Anarchismus  oben  Bd.  I. 
S.  2iM>  ff.).  Während  aber  der  moderne 
Anarchismus  fast  ausschliesslich  durch  radi- 
kale politische  Parteien  vertreten  wird ,  ohne 
ein  klares  ökonomisches  Programm .  und 
in  seiner  Forderung  fesselloser  Freiheit  in 
schroffem  Gegensatze  steht  zum  modernen 
Sozialismus,  der  fast  durchweg  die  gemein- 
schaftliche einheitlich  geleitete  Produktion 
als  das  Ziel  der  Entwicklung  hinstellt,  war 
der  Proudhonsche  Anarchismus  unr  die  An- 
wendung seines  ökonomischen  Gegenseitigkeits- 


prineips  auf  das  politische  Gebiet;  es  war 
die  Konsequenz  seiner  wirtschaftlichen  Grund- 
anschannng.  —  Unter  den  vielen  sozialistischen 
Systemen,  die  zu  jener  Zeit  entstanden ,  war 
das  Proudhonsche  dasjenige,  welches  der  wirt- 
schaftlichen Freiheit  den  grössten  Spielraum 
gewährte;  es  war  nur  natürlich,  dass  Proudhon 
auch  für  die  politische  Gestaltung  volle  Freiheit 
erlangte.  Die  Grundidee  des  Proudhouschen 
Anarchismus,  die  er  namentlich  in  seinem  Werke 
Idee  generale  de  la  Revolution  auseinander- 
gesetzt bat,  ist  folgende  :  Das  ganze  Regierungs- 
system  sei  nur  dazu  da.  die  Vorrechte  der  be- 
sitzenden Klassen  gegenüber  den  besitzlosen 
aufrechtzuerhalten ;  mit  dem  Augenblicke,  wo 
die  von  ihm  vorgeschlagene  ökonomische  Reform, 
namentlich  die  l'nentgeltlichkcit  des  Kredits, 
durchgeführt  sei,  sei  auch  die  Autorität  Uber- 
flüssig :  dann  könne  jeder  selbst  herrschen  und 
sich  selbst  Gesetze  geben;  an  Stelle  der  Zwaugs- 
gesetzgebung  sollten  freie  Verträge  treten, 
die  von  den  Mitgliedern  der  einzelnen  wirt- 
schaftlichen Gruppen,  Korporationen  und  Associa- 
tionen unter  einander  geschlossen  werden.  Diese 
wirtschaftlichen  Gruppen  sollten  auch  ihre  eigene 
Polizei  und  Verwaltung  haben.  „Mein  Bn.uk- 
projekt"  so  sagt  einmal  Proudhon  „war 
nichts  anderes  als  die  Erklärung,  dass  die 
Staatsgewalt  das  Recht  zur  Existenz  verloren 
habe.  Ich  schlug  eine  Einrichtung  vor,  deren 
Gelingen  zur  Folge  gehabt  hätte,  dass  die 
ganze  Regierungsmasebiue  allmählich  beseitigt 
worden  wäre;  der  Staat  war  nichts  mehr  mit 
seiner  Armee  von  500000  Menschen,  mit  seiner 
Million  von  Beamten,  mit  seiuem  Budget  von 
2  Millionen  *•  l'ebrigens  hat  Proudhon  ni<  ht 
an  seiner  anarchistischen  Theorie  festgehalten; 
—  im  Jahre  1808  erschien  sein  Werk  „Du 
principe  federatif".  worin  er  erklärt,  dass  die 
Anarchie  nur  ein  Ideal  sei,  aber  nie  verwirk- 
licht werden  könne:  dass  vielmehr  die  richtige 
Regierungsform  der  Föderalismus  sei.  -  Nach- 
dem Proudhon  1852  seine  Strafe  abgebüsst  und 
das  Gefäugnis  verlassen  hatte,  bat  er  bis  zu 
seinem  Tode  eine  überaus  reiche  schriftstelle- 
rische Thätigkeit  entfaltet;  ausser  Schriften 
über  Bank-,  Börsen-,  Eisenbahn-,  Stcuerfrajren 
hat  Proudhon  auch  Werke  über  religiöse,  philo- 
sophische und  litterarische  Probleme  veröffent- 
licht: neben  den  schon  genannten  Büchern 
Proudhous  sind  namentlich  zu  nennen:  I.a 
Revolution  sociale  (1852t,  Manuel  du  specula- 
teur  ä  la  Bourse  (1854i,  De  la  justice  dans  la 
Revolution  et  dans  l'eglise  (1858),  Theorie  de 
l'irapöt  (1801),  La  Gnerre  et  la  Paix  (1801),  Les 
Majorats  litteraires  (1802),  E>e  la  capacite  poli- 
tique  des  rlasses  ouvrieres  i  nachgelassenes  Werk). 

Iii  politischer  Hinsicht  ist  diese  Periode 
seines  Lebens  eine  viel  ruhigere  gewesen:  bei 
den  grossen  politischen  Aktionen  tritt  er  nicht 
mehr  in  den  Vordergrund.  Nach  dem  Gelingen 
des  Staatsstreiches  war  es  immer  noch  seine 
Hoffnung,  der  er  namentlich  in  seiner  Broschüre 
„La  Revolution  sociale,  demontree  par  le  conp 
detat  du  2  decembre-  Ausdruck  giebt,  Napoleon 
davon  überzeugen  zu  können,  dass  seine  Mission 
nicht  darin  bestände,  die  Kaiserwürde  zu  er- 
langen, sondern  an  die  Spitze  einer  sozialen 
und  demokratischen  Bewegung  zu  treten. 

Das  1854  erschienene  Werk  rDe  la  justice* 
wurde  mit  Beschlag  belegt  und  Proudhon  zu 
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3  Jahren  Gefängnis  und  hoher  Geldstrafe  ver- 
urteilt. Darauf  entfloh  er  nach  Brüssel,  von 
wo  er  erst  1862  nach  Paris  zurückkehrte,  obgleich 
ihm  bereits  1860  Amuestie  erteilt  war. 

Was  die  Stellung  Proudhons  in  der  Ge- 
schichte des  Sozialismus  anlangt,  so  ist  er  der 
erste  gewesen,  der  ein  vollständiges  sozialisti- 
sches System  im  modernen  wissenschaftlichen 
Sinne  geschaffen  bat;  er  hat  zuerst  die  Sroith- 
srhe  Lehre  einer  gründlichen  Kritik  vom  sozia- 
listischen Standpunkte  unterworfen  nud  ihr  eine 
neue  ökonomische  Theorie  entgegengestellt,  die 
bereits  viele  Hauptsätze  einiger  moderner  Sozia- 
listen enthält.  Allerdings  ist  sein  Standpunkt 
dem  Marxismus  diametral  entgegengesetzt, 
woraus  sich  auch  teilweise  der  ungewöhnlich 
schroffe  Ton  der  Manischen  Streitschrift  gegen 
l'roudhou  erklärt.  Das  Buch  „Qn'est-ce  que  la 
propriete':"1  bedeutet  einen  wichtigen  Markstein 
IQ  der  Geschichte  de.s  Sozialismus.  Sein  Hanpt- 
verdienst  lag  in  der  Kritik;  sowohl  die  Mängel 
des  Privatwirtschaft  liehen  Systems  wie  auch  die 
des  Kommunismus  hat  er  ausgezeichnet  hervor- 
gehoben, namentlich  die  staatssozialistischen 
Lehren  von  Louis  Blanc.  die  sogenannte 
Theorie  von  Luxemburg,  hat  er  scharf  kritisiert 
und  viel  zu  ihrer  Diskreditierung  in  der  fran- 
zösischen Arbeiterbewegung  beigetragen.  Sein 
Einfluss  anf  diese  letztere  war  ein  sehr  be- 
deutender, wenn  auch  nur  für  kurze  Zeit,  und 
zwar  während  der  Vorbereitung  der  Volkshauk, 
von  der  Zeit  nach  der  .Juiiisehiacht  bis  zu  Be- 
ginn  des  Jahres  1841».  Die  Zeitungen  Proud- 
hons.  namentlich  der  l'euple,  hatten  ausser- 
ordentlichen Erfolg.  Aber  seine  sozialphilo- 
sophischen und  sozialpolitischen  Ideeen  wirken 
auch  heute  noch  auf  die  französische  Arbeiter- 
bewegung ein,  und  diesem  Einflüsse  ist  teil- 
weise der  grundverschiedene  Charakter  des 
französischen  Sozialismus  gegenüber  dem  deut- 
schen zuzuschreiben. 

I'roudhous  eigene  Theorie  stellte  den  Ver- 
buch einer  Versöhnung  von  Individualismus  und 
Sozialismus  dar:  Proudhoii  erkannte  die  Uebel- 
stände.  die  aus  dem  Privateigentum  und  der 
freien  Konkurrenz  entspringen,  konnte  sich  aber 
doch  nicht  entschließen,  für  die  Aufhebung  des 
Privateigentums  einzutreten,  da  er  dessen  Vor- 
züge und  die  Mängel  des  Kommunismus  anderer- 
seits ebenfalls  einsah:  so  kam  er  dazu,  nur 
gewisse  Einrichtungen  beseitigen  zu  wollen, 
die  nach  seiner  Ansicht  das  Eigentum  zu  einer 
schädlichen  Institution  machen  das  (Jeld  und 
den  Zins  — ,  im  übrigen  wollte  er  das  privat- 
wirtschaftliche System  beibehalten.  Er  übersah 
dabei,  dass  er  an  die  Wurzeln  der  von  ihm  be- 
klagten Erscheinungen  gar  nicht  herankam, 
sondern  nur  an  einzelne,  mit  dem  Privateigen- 
tum auf  gewisser  Kulturstufe  unvermeidlich 
verbundene  Institutionen. 

A.  Schriften  Proudhons  I.  Proud- 
hons sämtliche  Werke,  die  ausser  in  den 
Originalansgaben  in  der  Lacroixschen  Gesamt- 
ausgabe (Oeuvres  completes  de  P.  .!.  Proudhon. 
Paris.  A.  Lacroix  et  Cie.)  erschienen  sind,  und 
zwar  26  Bde.  der  bei  Lebzeiten  Proudhons  er- 
schienenen Schriften  und  11  Bde.  nachgelassener 
Schriften. 

1  Die  bei  Lebzeiten  Proudhons  erschienenen 
Schriften  (Oeuvres  auciennesj:  1839:  De  la  cele- 


bration  du  dimanche  (o.  a.  III}')  [eine  Ueber- 
setzung  ins  Deutsche  ist  erschienen  u.  d.  T.: 
Die  Sonntagsfeier.  Cassel  und  Ratibor  1850). 
1840:  Qu'est-ce  que  la  propriete  ?  I»r  memoire. 
Recherche»  sur  le  principe  du  droit  et  du 
gouvernement  (o.  a.  Ii  [eine  L'ebersetzung 
ins  Deutsche  von  F.  Meyer  erschien  1844  in 
Bern,  von  A.  F.  Cohn,  Berlin  1896J.  1841: 
2ieme  memoire.  Lettre  ä  M.  Blanqui  sur 
la  propriete  10.  a.  I).  1842:  Avertisgement 
aux  proprietaires  ou  lettre  a  M.  Victor  Cousi- 
deraut  sur  une  defense  de  la  propriete  (o  a.  II). 
1843:  De  la  creation  de  l'ordre  dans  l'huroanite 
ou  principe^  d'organisatioti  politique  (o.  a.  III). 
184ä:  De  la  coneurrence  entre  les  chemins  de 
fer  et  les  voies  navigables  (o.  a.  1D  [zuerst  er- 
schienen im  Journal  des  Economistes].  Le 
Miserere  ou  la  Penitence  d  un  roi  (o.  a  ID  | zu- 
erst erschienen  in  der  Revue  independantej. 
1846:  Systeme  des  contradictions  economiques, 
ou  Philosophie  de  la  niisere,  2  Bde.  (o.  a.  IV  n. 
V)  [deutsche  Uebersetznngcn :  Philosophie  der 
Staatsükouomie  oder  Notwendigkeit  des  Elends, 
von  Karl  Grün.  2  Bde.,  Darmstadt  1847;  und: 
Die  Widersprüche  der  Nationalökonomie  oder 
die  Philosophie  der  Not,  von  Wilhelm  Jordan. 
2  Bde.,  Leipzig|.  1X48:  Solution  du  probleme 
social  (o.  a.  VI)  [ein  Teil  dieser  Schrift  erschien 
zuerst  im  Representant  du  l'euple,  April  1848]. 
Organisation  du  credit  et  «le  la  circulation  et 
Solution  da  probleme  social  (o.  a  VI)  [erschien 
zuerst  im  Representant  du  Peuple,  April  18481. 
Kapport  du  citoyen  Thiers,  precede  de  la 
projM>sition  du  citoyen  Proudhon,  relative  ä 
l'impöt  sur  le  revenu.  suivi  du  diseours  prononce 
ä  l'asseiublee  nationale  le  Hl  juillet  1848  (o.  a. 
VII)  [eine  deutsche  l'ebersetzung  bei  Stein, 
Die  sozialistischen  und  kommunistischen  Be- 
wegungen seit  der  3.  französischen  Revolution, 
Leipzig  1848.  S.  159  ff.].  Le  droit  au  travail 
et  le  droit  de  propriete  i'o.  a.  VII i.  Resume 
de  la  question  sociale.  Banque  d'echange  avec 
une  prefacc  et  des  notes,  par  Alfred  Dari- 
mon  (o.  a.  VI).  Banque  du  Peuple.  suivie  du 
rapport  de  la  commission  des  delcgues  du  Luxeni- 
bourg  (o.  a.  VI).  Line  deutsche  l'ebersetzung 
ist  erschienen  u.  d.  T. :  Die  Volksb.ink,  von 
Bamberger,  Frankfurt 1H49.  —  Eine  deutsche 
Bearbeitung  der  Artikel  über  die  Organisiition 
des  Kredits  und  der  Tauschbank  erschien  zu- 
sammen mit  rler  Lebersetzung  der  Schrift  du 
droit  au  travail  u.  d  T. :  Das  Recht  auf  Arbeit, 
das  Eigentumsrecht  und  die  Losung  der  sozialen 
Frage.  Anonym,  Leipzig  1849.  Ferner  sind 
eine  Reihe  von  Artikeln  Proudhons  über  den- 
selben Gegenstand  aus  dem  „Peuple''  ins  Deutsche 
übersetzt  u.  d.  T. :  Proudhous  neueste  Schrift : 
Theoretischer  und  praktischer  Beweis  des  Sozialis- 
mus, von  Theodor  Opitz.  Leipzig  1849.)  1849: 
Les  Confessions  d'nn  revolntionuaire  pour  servir 
ä  l'histoire  de  la  Revolution  du  fevrier  (o.  a. 
IX)  (ins  Deutsche  übersetzt  u.  d.  T.i  Bekennt- 
nisse eines  Revolutionärs).  18Ö0:  Interet  et 
principal,  discussion  entre  Ba«tiat  et  Proudhon 
(o.  a.  XIX)  (zuerst  erschienen  in  der  Voix  du 
peuple  vom  Nov.  184tt  bis  Febr.  18/VO):  das- 
selbe, herausgegeben  von  Bastiat  u.  d.  T.: 

')  Die  in  Klammer  beigefügte  Ziffer  be- 
deutet die  Nuromer  des  betreffenden  Bandes  der 
Lacroixschen  Gesamtausgabe. 
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Gratuite  «In  credit,  in  den  oeuvres  coropletes  de 
Rastint  t.  V.  1851 :  Idee  generale  de  la  Revo- 
lution au  XlX'e"'"  siegle.  Choix  d'etmles  sur 
la  pratique  revolutiounaire  et  industrielle  (o.  a. 

Ka]>ital  uud  Zins. 


X) 
Die 


Dasselbe,  u.  d.  T.: 
Polemik  zwischen  Bastiat  und  Proudhon. 
Mit  Einleitung  und  Uebersetzung  herausgegeben 
von  Mülberger,  Jena  1896.  1852:  La  Revolution 
sociale,  deiuoutree  par  le  coup  d'etat  du  2  de- 
cembre  (o.  a.  VII)  (um  Deutsche  übersetzt  n.  d. 
'I'.:  Die  soziale  Revolution).  1853:  Philosophie 
du  Progres  (o.  a.  XX).  1854 :  Des  rctonnes  ä 
operer  dans  l'exploitation  de«  chemins  de  fer 
<o.  u.  XII).  Manuel  du  speculateur  ä  la  Bourse 
<«>.  a.  XI).  (Erst  die  8.  Auflage  erschien  unter 
Prondhons  Namen;  die  ersten  beiden  Auflageu 
waren  anonym  erschienen.)  Ins  Deutsche  über- 
setzt u.  d.  '!'. :  P.  J.  Prondhons  Haiidbuch  des 
Börsenspekulanten.  Nach  der  4.  Auflage  des 
Originals  bearbeitet.  Hannover  1857.  1858:  De 
la  Justice  dans  la  Revolution  et  dans  I'Kglise. 
4  Bde.:  dann  in  2.  Aufl.:  6  Bde.  (o.  a.  XXI- 
XXVI  i.  (Ins  Deutsche  ubersetzt  u.  d.  T.:  Von 
der  Gerechtigkeit  in  der  Revolution  und  in  der 
Kirche.,  La  Justice  poursuivie  par  rEglisc 
,o  a  XX).  18*51:  Theorie  de  limpot  (o.  a.  XV, 
Bearbeitung  einer  vom  Kanton  Wandt  ausge- 
schriebenen Preisfrage.  La  Guerre  et  la  Paix. 
reeherches  sur  le  principe  et  la  Constitution  du 
droit  des  geus.  2  Bde.  (o.  a.  XIII  u.  XIV). 
lhK»2 :  Les  Majorats  litteraires  (o.  a.  XV1>.  (Ins 
Deutsche  übersetzt  u.  d.  T. :  Die  litterari«  heu 
Majorate,  Leipzig  18*32.)  1863:  Du  principe 
f.deratif  et  «le  la  ne«e*site  «le  reconstitner  le 
parti  de  la  Revolution.  Si  les  traites  de  1815 
ont  <-ess<*  d'exister.  Actes  du  futitr  congrcs 
\i>.  a.  t.  VIID.  In  Band  XVI  sind  noch  die 
kleiueren  Schriften  atis  Proudhons  letzten  Lebens- 
jahren angenommen :  La  Föderation  et  l'unite 
«Ii  Italic  Nouvelles  Observation*  <ur  lTnite 
itali.-nnc.  Les  demoerates  assermentes  et  les 
Refractaires. 


■oeuvres 
mit  Apr 


2.  Die  nachgelassenen  S.  hriften  Prondhons  ;  nhilosophie.    Reponse,  a 

la  pr«»priete  ;  Misere  de  M.  Proudhon,  Ps 


»erpttnellc. 


posthmmrsj.    Tlu'-orie  «le 
3ndice:  Projet  d'exposition  pe 
1    Rd.    l*e  la  capacite   politiqtie  des  classes 
onrvrieres     1   Bd.     France  et   Rhin.   1  Bd 
«  ontradictions    politiqties.     1   Bd.     La  Bilde 
annotee.    2  Bde     La  Pornocratie  ou   les  feni- 
mes  dans  les  Temps  modernes.     1  B«l.  t.'esa- 
risme  et  t'hristianisme.    2  Bde.    Du  principe 
de  l'Art  et  de  sa  Destination  sociale.    1.  Bd. 
L'Aniour  et  Mariage,  als  Sonderabdrmk  aus  dem  ■ 
Werke  De  In  justice  dans  la  Revolution  heraus-  i 
gegeben.  Jesus  et  les  origiues  du  christianisme. , 
Preface  et  mannserits  inedits  classes  par  Clement 
Rochel.  Paris  189«.  —  Napoleon  et  Wellington. 
Papiers  inedits   publies  par  Clement  Rochel 
i( 'osmopolis.  London  Oct.  189<>i.  — 

II.  Die  Zeitungen  Proudhons.   lj  Le 
Repräsentant  du  I'euple.    Erste  Probenummer 
erschien  14.  X.  1847.  Zweite  Probenummer  15. , 
XI.  1847,  dann  seit  27.  II.  1K48  täglich  in 
grossem  Formnt  mit  dem  Zusätze:  .Journal  des  ■ 
tru  vaillcnrs.  Als  Herausgeber  zeichneten  zuerst 
Viard  und  Fauvety,  dann  Lubatti  jenne,  später 
Vasbemler.    Proudhon  wird  von  der  Redaktion  | 
als  ami  et  collohorateur  bezeichnet.    Am  21.  i 


VIII.  1848  aufgehoben.  2}  Le  Pt-uple.  AlsjSorel.  Essai  sur  la 
Redakteur  en  ehef  zeichnet  Proudhon  selbst. 1  hon    in    der  Revue 


erscheint  die  Zeitnng  wöchentlich,  vom  23.  XI. 
1848  au  tätlich.  -  Hört  am  13.  VI.  1849  auf 
zn  erscheinen.  3)  La  Voix  du  penpla  Probe- 
unmmer  vom  20.  IX.  1849  au.  Vom  1.  X.  1849 
an  erscheint  hie  täglich.  —  Die  letzte  Nummer 
14.  V.  1850.  4)  Le  Penple  de  1850.  Erste 
Nummer  15.  VI.  1850,  letzte  13.  X.  1850.  — 
Erschien  vom  August  ab  dreimal  wöchentlich. 

III.  Der  Briefwechsel  Proudhons  in 
11  Bdu.  herausgegeben  von  Langloi*  u.  d.  T. : 
Corrcspondance  de  P.  J.  Proudhon,  precMe 
d  une  uotice  sur  P.  J.  P.  par  J.  A.  Langlois, 
Paris  1875. 

B.  Schriften  Uber  Proudhon.  Beau- 
chery,  Ecouomie  sociale  de  P.  J.  Proudhon, 
Lille  18*57.  Bernstein.  Proudhon  als  Poli- 
tiker und  Publizist.  Neue  Zeit,  Jahrgang  12, 
1893  94.  Chamelot,  Proudhon  et  son  livre, 
Paris  1852.  Diehl,  P.  J.  Proudhon.  Seine 
Lehre  und  sein  Leben.  I.  Abteilung:  Die  Eigen- 
tums- und  Wertlehre,  Jena  18H8.  II.  Abt.:  Das 
System  der  ökonomischen  Widersprüche.  Die 
Lehren  vom  Geld.  Kredit,  Kapital.  Zins,  Recht, 
auf  Arbeit  und  die  übrigen  Theoricen  sowie  die 
praktischen  Vorschläge  znr  I<osnng  der  sozialen 
Frage,  Jena  181H).  III  Abt.:  Sein  Leben  und 
Heine  Sozialphilosonhie,  Jena  18'Kj.  Desjar- 
«lins.  P.  ,1.  Proudhon.  sa  vie.  sej«  oeuvres,  ses 
dootrine,  2  vol.,  Paris  189<i.  Gastineau,  Les 
Socialistes.  P.  J.  Proudhon,  Paris  1885.  Griiu- 
berg,  Art  :  Proudhon  im  Wörterbuch  der 
Volkswirtschaft,  Hack,  P.  J.  Proudhon.  Tü- 
binger Zeitschrift,  18*55.  Kuntz,  P.  J.  Proud- 
hon, BesaiK'on  1897.  Langlois,  P.  J.  Proud- 
hon. Sa  vie  et  son  oenvre.  < Einleitung  zu 
der  von  Langlois  herausgegebenen  Korrespon- 
denz Prondhons.  auch  separat  erschienen  .  Paris 
1875.  f'h.  de  Lari  viere,  P.  J.  Proudhon 
i Revue  polit.  et  parlrnifiit.  189*5).  Loin.  Le 
philosopiie  Proudhon.  Esquisse  de  sa  Philo- 
sophie, Bnixelles  18t»2.  M  arch ega  v ,  Silhouette 
de  Proudhon.  Paris  18*58.   Marx.  Misere  «le  la 

la  Philosophie  de  la 
aris  1847.  Eine  deuts«  he 
I  Vbersetzuiig  erschien  n.  d.  T. :  Das  Elend  der 
Philosophie.  Ant  wort  auf  Prondhons  Philosophie 
des  Elends  von  K.  Marx.  Deutsch  von  E.  Bern- 
stein uud  K.  Kautsky.  Mit  Vorwort  und  Noten 
von  Fricdr.  Engels,' 2.  Aufl.,  Stuttgart  1891. 
(Die  deutsche  Ausgabe  enthält  auch  Marx' 
Nekrolog  über  Proudhon  aus  dem  Berliner 
„Sozialdemokrat1*  vom  Jahre  18(55.)  (Vgl.  die 
Recension  Mb  Ibergers  in  Jahrb.  f.  Nat.  n. 
Stat..  III.  F.  Bd.  IV,  S.  53*5.  )  Mülberger. 
Von  nnd  über  Proudhon.  In  der  „Wage",  hrsg. 
von  Guido  Weiss,  Berlin  1878  u  7'J.  Der- 
selbe, Studien  über  Proudhon.  Ein  Beitrag 
zum  Verständnis  «ler  sozialen  Reform,  Stuttgart 
1891.  (Vgl.  auch  meine  Besprechung  dieses 
Buches  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  III.  F., 
Bd.  11. i  Derselbe,  P.  J.  Proudhon,  Leben  uud 
Werke.  Stuttgart  1898.  Pfau,  Proudhon  und 
die  Franzosen  in  Bd.  VI  seiner  ges  Werke. 
Prevost.  Proudhon.  juge  et  traite  selon  ses 
doefrines  mctnphyshpies,  Paris  1858.  Putlitz, 
P.  J.  Proudhon.  Sein  Leben  und  seine  posi- 
tiven Idceen,  Berlin  1881.  iVgl.  Lexis  in 
ler  Tüb.   Zeitschr.    für  ges    Staatsw.  1881.) 


Philosophie  de  Prond- 
phiiosophi(|ue    (Iii  bot :>. 


Die  Probenummer  erschien  Sept.  1848.    Zuerst  Paris  1892.    Spall,   P.  J.  Proudhon. 
Handwörterbuch  der  Slnat»wiBBi«n«chatV«n.   Zweite  Auflaj;«;.   VI.  18 


Etüde 


lyiu 


kJ  by  Google 


274 


Promlhon  —  Pufcuüorf 


biographique.  Paris  1868.  St.  Beuve,  P.  J. 
Proudhon.  Sa  vie  et  sa  eorrespoudance  1838 
— 1848.  (Erschien  zuerst  in  der  Hcvne  contem- 
poraire  u.  d.  T. :  Proudhon,  etudie  dans  »es 
correspondances  intimen,  1865.)  Villi  au  nie, 
Proudhon,  explique  par  lui-meme:  lettre«  ine- 
dites  de  P.  ,1.  Proudhon  ä  M.  N.  Villiaume, 
Paris  o.  .1. 

('.  Schriften,  in  denen  einzelne 
P  r  o  u  d  h  o  li  s  e  Ii  e  T  h  e  o  r  i  e  e  n  a  h  g  e  Ii  a  n  d  e  1 1 
werden.  Adler,  Art.  Anarchismus  im 
II.  d.  St.,  Bd.  I,  S.  252ff.  Bernstein,  Zwei 
neue  Werke  über  Proudhon,  in  der  „Neuen  Zeif , 
1891.  Derselbe,  Die  soziale  Doktrin  des 
Anarchismus,  ebd.  1892.  Boixe,  Theorie  de 
1  impöt  de  M.  Proudhon,  Paris  1862.  Boniface, 
La  Belgique.  calonmiec.  Heponse  ä  M.  P.. 
Bruxelles  1  862.  B  o  u  r  g  « i  n ,  Des  rapporti  entre 
Proudhon  et  Karl  Marx  (Kev.  d'ec.  polit.  1893  >. 
Colins,  De  la  justice  dans  la  science  hors 
l'eglise  et  hors  la  revolution,  3  Bde.,  Paris  1861 
! enthält  eine  ausführliche  Kritik  des  Werkes 
„De  la  justice  dan«  la  revolution  et  dans 
leglise"}.  Coltside  rant,  Le  social  isiue 
devaut  le  vieux  momle,  III.  Aufl.,  Paris  1849, 
S.  Bö  ff.  Denis,  Proudhon  und  die  Prin- 
eipieu  »1er  Tauschbank  Zeitschrift  f.  Volksw.. 
Sozialpol.  u.  Verwaltung,  1896).  Dollfns_, 
Uebcr  die  Idee  der  ciuzigen  Steuer,  Basel  1897. 
Eitzbacher,  Der  Anarchismus.  Berlin  1900, 
S.  67  76.  Engländer,  Geschichte  der  fran- 
zösischen Arbeiterstsso«  iatiouen,  1  Bde.,  Ham- 
burg 1864.  Bes.  III  u  IV.  Bd.  Fcrraz. 
Histoire  de  la  philosophie  en  France,  au 
XIX'1 siede.  Socialisinc,  naturalisme  et 
positivisme,  Paris  1882.  F  e  n  g  u  e  r  a  y , 
L"  Association  oiivriere  industrielle  et  agri- 
cole,  Paris  1851.  Gccl.  Bemerkungen  zu 
Prou«lhous  Lehre  von  der  Anarchie,  in  der 
„Neuen  Gesellschaft",  herotisg  von  A.  Wiede, 
1877  78.  Grün,  Die  soziale  Bewegung  in 
Frankreich  und  Belgien,  Darmstadt  184r"i. 
Gnmplowicz.  Rechtsstaat  und  Sozialismus, 
Innsbruck  lf*Hl  Hildebraud.  Di«-  National- 
ökonomie der  Gegenwart  und  Zukunft,  Frank- 
furt a.  M.  1848.  Hnard.  De  1'injustice  dans 
la  Revolution  et  de  1  "ordre  dans  li-gUse.  Refu- 
tatioii  de  P.  .1.  Proudhon.  Jodl.  Geschichte 
der  Etliik  in  der  neueren  Philosophie  Bd.  II.: 
Kant  und  die  Ethik  im  15*.  Jahrh  ,  Kap.  X.  XI, 
XII.  Juni  us  iPseud  ).  Curiosites  revolution- 
naires.  Le  eitoyen  Proudhon  devant  l'assemldee 
nationale,  Paris  1848.  Langlois.  L'lioinme 
et  la  Kevolution.  Unit  etudes  dedices  a  1*.  .1. 
Proudhon.  2  Bde..  Paris  1867.  Lccont  urier. 
La  Seien«*  du  socialisine  univcrsel,  suivie  de: 
le  dien  de  Proudhon,  Paris  1850.  Lexis,  Ge- 
wei  kvereine  und  riiternehmerverliiinde  in  Frank- 
reich. Leipzig  1879.  Mackav,  Di«-  Anarchisten, 
Zitrkh  ISiU;  Marchai,  .1.  P  Proudhon  et 
Pierre  Leroiix.  Paris  18."«).  A.  M  etiler.  Das 
Hecht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  2  Aufl., 
Stuttgart  1 8D 1  Millherger,  Ein  Wahlmani- 
fest l'mudhons.  Ein  Beitrag  zur  Vorgeschichte 
der  Commune.  Derselbe,  Die  Theorie  der 
Anarchie,  in  der  „Neuen  Gesell  schaff.  Zürich 
1878.  1879.  de  l'«>tter.  Qu  est  ce  que  la 
«iu.neet  la  Paix?  Brüx  1862.  Derselbe.  De 
la  pmpri.'te  intellectuelle.  IN  13.  Prevost. 
De  la  Deomanic  au  XIX1'  »"-  siede.  —  Si.  Simon 
-  Eufautiu  —  Aug.  Comte  —  Proudhon  — 


1860.  St.  Raine-Taillaudier ,  L'Atbeisme 
j  allemand  et  le  Socialismc  francais.  M.  (.'.  Grün 
!  et  Proudhon,  in  der  Revue  des  deux  inoudes 
Nov.  1848.  R  e  y  b  a  u  d ,  Les  reformateurs  content- 
poraiu«.  L.  v.  Stein,  Das  Königtum,  die.  Re- 
publik und  die  Souveränität  der  französischen 
Gesellschaft  seit  der  Feb.-Rev.  1848,  Leipzig 
1855,  S.  383 ff.  v.  Stoekhausen,  Die  Wert- 
lehre Proudhons  in  neuer  Darstellung.  Bern 
1898.  Sudre. ,  Geschichte  «les  Kommunismus 
Aus  d.  Franz.  v.  Friedrich,  Berlin  1882.  Tho- 
nissen,  Le  socialismc  et  ses  promesses,  t.  II, 
Brüx.,  8.  29—50.  Zenker,  Der  Anarchismus. 
Jena  1895. 

K.  Mehl. 


Promlhomiiies 

Ci  ewer  Ii«? ge richte  sul»  S  olien  IM.  IV 
S.  106  ff. 


Pufendorf,  Snmuel  Freiherr  von, 

Keli.  am  8.  I.  1632  im  Pfarrhause  zu  Dorfchem- 
nitz in  der  heutigen  sächsischen  Amtshanpt- 
maunschaft  Chemnitz,  gest.  als  kgl.  schwedi- 
scher u.  kurfürstl.  Brandenburgischer  Geheimer 
Hat  nnd  Ilistoriograph,  am  26.  X.  1694,  in 
Iterlin,  studiert«'  in  Leipzig  und  Jena  «lie 
Rechte,  folgte,  auf  Grund  seines  Erstlingwerkes: 
rElemeiita  inrisprudentiae  universalis"  einem 
Rufe  nach  Heidelberg,  wo  «:r  UHU  den  für  ihn 
errichteten  ersten  Lehrstuhl  für  Natur-  und 
Völkerrecht  in  Deutschland  bestieg.  Ki70  bis 
1686  Wkleidete  er  die  nämliche  Professur  an 
der  neuen  schwedischen  Universität  Lund.  Den 
Freiherrutit«d  erhielt  er  ltü)4  vom  König  von 
Schweden. 

Pnfendorf  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaft liehen  Schriften  in  Buchform:  De  statu 
imperii  Gcrinanici  über  unus,  Genf  \ rede  Haag; 
1GG7 ;  dasselbe,  2.  Aufl.  (fingierter  Druckort 
Vermin,  richtiger  Haagj.  1H6S;  dasselbe,  letzte 
lateinische  Ausgabe,  s.  1.  1734:  dasselbe,  deutsch 
u.  d  T. :  l  eber  die  \  erfassung  des  Deutschen 
Reichs,  mit  Einleitung  von  H.  Bresslau,  Berlin 
1870  (Historisch-politische  Bibliothek;,  i Puten- 
dorf bediente  sich  für  diese  Schrift  des  Pseu- 
donyms Severin  us  de  Monzambauo  uud  lasst 
darin  diesen  tiiigierten  vornehmen  Veroncser 
seinem  Bruder  Laelius  die  Eindrücke  erzählen, 
welche  die  Zustände  Deutschlands  nach  dem 
dreissigjährigen  Kruge,  während  er  das  heilige 
römische  Reich  deutscher  Nation  durchreiste, 
auf  ihn  gemacht  haben.  Das  Bild,  das  er  für 
Latdius  entwirft,  zeigt  das  damalige  von  un- 
zähligen geistlichen  und  weltlichen  Fürsten 
regiert«-  Deutschland  als  eine  in  sittlicher 
Fäulnis  dahinsiechende  Polyarchie.  die  erst 
nach  dem  Erlöschen  der  Habsburgischen  Dy- 
nastie sich  aufraffen  «oll,  den  Kaiserich  hnam 
zu  einem  in  nen,  für  Deutschlands  Zukunft  heil- 
kräftigen Leben  zu  erwecken.  Die  absolute 
Nichtigkeit  der  Kcichstagsbeschliisse  in  Regeiis- 
burg.  der  ohnmächtige  Partikularismus  der 
deutschen  Reichsstände,  die  traurige  Reichs- 
jnstiz.  die  Drangsalier iing  d«:s  Bauernstandes 
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durch  die  Grnndherren  wird  in  ungeschminkter 
Weise  zur  Kenntnis  des  Bruder  Laelius  ge- 
bracht, dem  auch  der  damalige  katholische 
Klerus  in  einer  unmotiviert  gehässigen  Dar- 
stellung entgegentritt,  die  in  Pufendorf»  For- 
derung ansklingt:  Säkularisation  der  geistlichen 
Fürstentümer,  Aufhebung  der  Klöster  und  Ver- 
treibung der  Jesuiten.  — )t)e  jure  naturae  et  gen- 
tium libri  VIII,  Londini  Scnnorum  ( Lnnd,  Schonen) 
1672  (Editio  princeps):  dasselbe,  neue  Ausgabe 
mit  des  Verfassers  Verbesserungen  letzter  Hand, 
Amsterdam  1704;  dasselbe,  cum  annotatis  J.  N. 
Hertii,  Frankfurt  a  ll.  1700;  dasselbe,  Neudruck 
letzterer  Ausgabe,  ebd.  17*»1 ;  dasselbe,  cum 
commeutariis  J.  Hertii  atque  J.  Barbeyraci. 
Acced.  Eris  Sandica,  ed.  .1.  Maseovins,  2  Bde., 
ebd.  1744;  dasselbe,  neue  Auflage  der  Mascow- 
schen  Ausgabe,  2  Bde..  ebd.  1759:  dasselbe,  in 
franzosischer  Uebersetzung  n.  d.  T. :  l,e  droit 
de  la  nature  et  des  gcns  etc.  Traduit  par  J. 
Barbeyrac,  2  Bde.,  Amsterdam  1734;  dasselbe, 
neue  Auflagen  dieser  Uebersctzuug,  2  Bde., 
Leiden  1759;  Amsterdam  und  Basel  1771;  das- 
selbe, in  englischer  Uebersetznng,  Oxford  1703; 
dasselbe,  in  deutscher  l'ebersetzung,  erläutert 
und  übersetzt  (von  Friedrich  Knoehi,  2  Bde., 
Frankfurt  1711.  —  De  officio  hominis  et  civis 
juxt*  legem  naturalem  libri  duo.  Londini  Sca- 
iiorum  (Lund)  1(573  (Editio  princeps);  dasselbe, 
neue  Auflagen,  Erfurt  und  Rudolstadt  1679; 
Ultrajecti  (Ptreeht)  169«;  Lund  1709;  edit.  G 
<i.  Titins.  Leipzig  17 lö ;  Cantnbridgiac  iCaiu- 
bridge)  1715;  cum  notis  J.  Rarbeynuii,  Glessen 
1731;  illustr  G.  Carmichael.  Basel  173'.»;  cum 
observatt.  Tirii,  Leipzig  1781 :  cum  aimotatt. 
G  S.  Treneri,  Leiden  1769;  dasselbe,  in  fran- 
zösischer l'ebersetzung,  trad.  par  J.  Barbeyrac, 
2  Bde.  Amsterdam  1718;  dasselbe,  neue  Auf- 
lagen dieser  rebersetzung,  2  P>de.,  London 
1740;  besorgt  von  Burlamaqui,  2  Bde.,  Paris 
1820  22.  —  Politiea  inculpata,  Londini  Seano- 
mm  (Lund)  1679.  -  Einleitung  zur  Geschichte 
der  vornehmsten  Reiche  und  Staaten  von  Ku- 
ropa, 3  Bde.,  Frankfurt  a  ll.  1»>82:  dasselbe, 
neue  Auflage,  3  Bde.,  1709:  dasselbe,  mit  Fort- 
setzung von  .T.  D.  Oblensehlager.  4  Ilde.  17*54; 
dasselbe,  franz.  l'ebersetzung  von  B.  de  la  Mar- 
tiuiere,  9  Bde.,  Amsterdam  1732;  dieselbe 
Hebersetzung,  8  Bde..  Paris  1753  59.  (Eine 
die  wirtschaftlichen  Resultate  der  Verfassung*- 
und  Verwnltuugspraxis  europäischer  Staaten 
geographisch  -  statistisch  darstellende  Staats- 
macbtkunde.t  —  De  legibus  sumtuariis  oder 
Unterricht  von  Staats  vernünfftiger  Anordnung 
und  Massigkeit,  Frankfurt  a  ll.  1704. 

Hatte  Pufendorf  seine  Schrift  „de  statu  tmperii 
Germanici".  ila  er  den  Deckmantel  der  Pseudony- 
mitÄt  nur  zu  bald  aus  freiem  Antriebe  lüftete, 
eine  Menge  Feinde  zugezogen,  so  steigerte  sich 
deren  Zahl  besonders  aus  dem  Lager  der  viro- 
runi  obscurorum  in  starkem  Masse,  als  er  mit 
seinem  Werke:  ..De  jure  naturae  et  gentium'' 
an  die  Oeffentlichkeit  trat.  Er  beschenkte  in 
dieser  von  G  rot  ins  und  Hobbc*  nicht  unbeein- 
tlusst  gebliebenen  »Schrift  Deutschland  mit  dein 
ersten."  vom  kirchlichen  Lehrbegrtft  vollständig 
befreiten  Naturrechte,  er  einancipierte  darin  die 
Politik  von  der  Theologie  und  dadurch,  dass 
er  den  Kechtsbegrift  überall  auch  von  dem  der 
Moral  getrennt  hielt,  schuf  er  den  ersten  wahr- 
haft weltlichen  Boden  für  das  Dogma  der  Staats- 


wissenschaft. Als  Absolutist  hebt  er  darin  die 
Monarchie  als  lebenskräftigste  StaaLsform  hervor : 
die  aristotelische  Unterscheidung  zwischen 
realer  und  persönlicher  Majestät  lässt  er  nicht 
gelten,  da  ihm  das  Volk  stets  nur  als  l'nter- 
thanenkomplex  erscheint,  dem  keine  Souveräni- 
tät zukommt,  dagegen  verteidigt  er  den  Satz, 
dass  das  gemeine  Wohl  den  Rechten  Einzelner, 
also  auch  denen  der  obersten  Machthaber 
voransteht.  Er  ist  ein  Anhänger  des  Aeqni- 
valenzsystems,  wonach  jeder  Abgabenpflichtige 
zu  den  Staatscrhaltungskosten  in  demselben 
Masse,  als  ihm  der  Staat  Vorteil  bringt,  beizu- 
tragen hat.  Den  Anschauungen  seines  Zeit- 
alters gemäss  betrachtet  er  die  Leibeigenschaft 
nur  als  Wirkung  eines  freien  Vertrages,  will 
aber  das  Recht  der  freien  Auswanderung  für 
jeden  Staatsangehörigen  gewahrt  wissen.  Die 
Stenerpflicht  soll,  nach  ihm.  eine  für  Fürst  und 
Volk  gemeinsame  sein. 

Das  aufgeklarte  internationale  Gelehrtentum 
der  damaligen  Zeit  bereitete  dem  Pufendorf- 
schen  Natur-  und  Völkerrechte  eine  glänzende 
Aufnahme.    Französische,  englische,  italienische, 
deutsche  und  russische  Uebcrsetzungcn.  letztere 
auf  Befehl  Peter  des  < Trossen,  wurden  davon  ver- 
anstaltet.   Seine  Widersacher  Hessen  es  inzwi- 
schen au  offenen  und   versteckten  Angriffen, 
Verleumdungen  und  Verketzerungen  aller  Art 
nicht  fehlen,  und  gpgen  diese  Angriffe,  aus- 
i  gehend    von    N.  Beckmann,    A.  Oldeuburger, 
j  .losua  Schwarz,  Si  haarschmidt.    V.  Veltheim, 
I  Valentin  Alberti.  Zentgraf.  Ludwig  v.  S.-ckcn- 
i  dorff  etc.,   verteidigte   sich   Pufendorf,  dessen 
dialektische  Waffcuführuug  der  seiner  Gegner 
:  weit  überlegen  war.   in  zahlreichen  Repliken 
und  Dupliken,  welche  in  der   .Schrift  „Eris 
i  Scaudica".  Frnukfurt  a  M.  1686.  später  von  ihm 
vereinigt  worden  sind. 

Vgl.  über  Pufendorf:  Reimann.  Ilis- 
toria  liter.  Germanica,  Bd.  IV.  Halle  1710.  S. 
•512  ff.  —  Daniel  Müller,  Landes  Pufendnrfii, 
Chemnitz  1723.  —  Niceron,  Memoires.  Bd. 
XVIIJ.  Paris  1732.  —  Zedier,  l'niver-allexi- 
kon.  Bd.  XXIX.  Halle  1711,  S.  11 86  ff. 
|  t'hanffepie,  Dictionnaire  histor.  et  eriti<|tie, 
I  Bd.  III,  Amsterdam  1750  56.  —  Jenisch.  Vita 
Pufendortii,  in  „Memoires  de  PAcademie  de 
Stockholm,  Jahrg.  1802.  —  Hinrichs,  Ge- 
schichte der  Hechts-  und  Staatsprincipien.  Bd. 
11.  Leipzig  la^J,  S.  246  ff.  —  Warnkönig. 
Rechtsphilosophie,  2.  Ausg.,  Freiburg  i.  Br. 
1854,  S.  59  ff.  H.  v.  Mo  hl.  Litteratur  und 
Geschichte  der  Staatsw..  Hd.  I,  Erlangen  1855. 
S.  241,  331.  —  Nouvelle  biographie  generale, 
Bd  XLI.  Paris  1SG2,  S.  17072.  —  ßlnnt- 
schli,  Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts 
und  der  Politik,  München  1864,  S.  107.  -  J.  v. 
Held,  Samuel  Pufendorf,  in  ..Kotteck  und 
Welcker,  Stnatslevikon",  3.  Aufl..  Bd.  XII, 
Leipzig  1805,  S.  231,38.  —  Franklin.  Das 
Deutsche  Reich  nach  Severin  v.  Monzambano, 
Greif  »wald  1872  -  Roscher.  Geschichte  der 
Nat.,  München  1874.  S.  304  ff.  -  v  Treitschke, 
Samuel  Pufendorf.  in  „Preussisi  he  Jahrbücher'', 
B.le  XXXV  und  XXXVI,  Berlin  1875.  S. 
614  55  und  61109.  —  v.  Ho  1  tzen dorff . 
Rechfslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  III.  Leipzig  1881, 
S.  238  39.  —  Herzog,  Realcnc\ klopadie, 
2.  Aufl.,    Bd.  XII,    ebd.   1883,   S.  HS»  88.  - 
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Woolsey,  Politiral  mence,  Bd.  IT,  New- York 
18H6.  —  Hasbach,  Untennrtmngeii  über 
Adam  Sroitb,  Leipzig  1891,  8.  142  ff..  189  — 
P.  Biaiieo,  La  filosofia  del  diritto  iu  (Jer- 
nmnia.  Salerno  1893. 

LlpperL 


2.  Gesetzgebung. 

Die  Abgäbet!  von  Pul- 
vcerin  und  ähnlichst] 


Pulver. 

(Pulvermonopol   und  Besteuerung 
des  Pulvers.) 

1.  Allgemeines. 

1.  Allgemeine«. 

ver,  Dynamit,  Nitrogl 

Sprengstoffen  zählen  zu  den  Aufwand  steuern, 
und  zwar  zu  den  inneren  Verhranehssteueni 
auf  einheimische  Erzeugnisse.  Sie  verdan- 
ken ihren  Ursprung  sowohl  fiskalischen  als 
aueh  .sicherheitspolizeiliehen  Gründen,  zu 
denen  sieh  nnliti*lri>olitisehe  Erwägungen, 
das  Interesse  der  I*indcsverteidigung  und 
die  größtmögliche  Sicherstellung  des 
Kriegsl»odarfes  gesellen.  Diese  l'rsaohen 
haben,  insoweit  eine  Besteuerung  des  Pul- 
vers überhaupt  stattfindet,  was  allgemein  i  Tarif  in 

keineswegs  der  Fall  ist,  regelmässig  zur;  und  die  Einfuhr  vom  Auslande  an  eine  l»o- 
Durchführnng  eines  Monopols,  teils  der  sondere  Ermächtigung  des  Finanzministers 


verwendet  werden  soll.  Die  abgesetzten 
Quantitäten  sowie  der  Erlös  und  erzielte 
Gewinn  waren  seit  1819  bis  1885  in  steter 
Zunahme  begriffen.  Die  Mengen  sind  von 
0,08  auf  4,55  Millionen  kg  gestiegen,  der 
Erlös  von  3,27  auf  12,47  Millionen  Francs. 
Der  Ertrag  belief  sich  im  Budget  für  1900 
auf  11.523  Milliouon  Franc«.  Im  I*ufe  der 
letzten  Jalire  ist  eine  Mehrzahl  von  Dekreten 
erflosson,  die  sich  mit  der  Festsetzung  der 
Preise  für  die  verschiedenen  Pulversorten 
u.  s.  w.  beschäftigen.  —  Nachdem  in  den 
Jahren  1870.71  zumal  nach  dem  deutsch- 
französischen  Kriege  die  Privatindustrie  sich 
der  Herstellung  des  Dynamits  bemächtigt 
hatte,  suchte  die  Regierung  im  siehorheits- 
polizeiliehon  und  fiskalischen  Interesse  die 
Zugehörigkeit  dieser  Sprengstoffe  zu  den 
Schiesspulvern  und  damit  zum  Fabrikations- 
und  Verkaufsmonopol  aus  dem  G.  v.  30. 
August  1797  abzuleiten  und  im  Yerord- 
uungswege  (Dekret  vom  21.  Dezember  1872) 
das  Dynamit  in  die  verwaltungstechnische 
Gliederung  des  Pulvermonopols  einzufügen. 
Für  das  iu  den  Staatsfabriken  herzustellende 
Dynamit  wurde  nach  der  Sprengkraft  ein 
dreifacher  Abstufung  festgestellt 


Fabrikation,  teils  des  Verkaufs,  teils  beider 
geführt.  Eine  Steuer  auf  die  Produkte  der 
freien  Produktion  kommt  seltener  vor.  End- 
lich sprechen  Rücksichten  auf  die  öffent- 
liche Sicherheit,  die  Verhütung  von  ver- 
brecherischen Handlungen  gegen  Leben  und 


geknüpft,  in  dessen  Ermessen  die  Höhe  des 
zu  entrichtenden  Zollsatzes  gestellt  wurde. 
Das  Vorgehen  der  Regierung  stiess  bei  den 
Interessenten,  den  Fabrikanten  und  Be- 
nutzern des  Explosivstuffes  sowie  l*>i  poli- 
tischen    Parteien     und  freihändlorisoheu 


Eigentum  zu  Gunsten  eines  Mono]jols  der '  Volkswirten  auf  lebhaften  Widerspruch,  an 
Herstellung  von  Dynamit.  Nitroglycerin  und  welchem  die  geplante  Verwandlung  des 
anderen  Spreng-  und  Explosivstoffen.  Hier  Dekrets  vom  21.  Dezember  ls72  in  ein  Ge- 
reichen auch  scharfe  Nontrollmassregeln  setz  schliesslich  scheiterte.  Die  Erzeugung 
nickt  aus  und  ist  das  Mono|iol  für  die  von  Dynamit  und  Nitroglycerin  wurde  unter 
Fabrikation  und  den  Verkauf  dieser  Erzeng- .  ausdrücklicher  Abänderung  des  G.  v.  3o. 


nisse  wünschenswert. 

2.  Gesetzgebung.  1.  In  Frank  reich 
bestand  schon  vor  der  grossen  Revolution 
ein  Pulvennoiiopol.  Steine  heutige  Gestalt 
lieruht  auf  dem  G.  v.  13.  Fruotidor  .1.  V. 
(3»>.  August  1797),  wodurch  in)  Interesse 
der  inneren  Sicherheit  und  der  Sicherstclhmg 
der  nationalen  Verteidigung  die  Fabrikation 
und  der  Vertrieb  von  Pulver  dem  Staate 
vorbehalten  blieb.  Auch  die  Gewinnung 
von  Sal^ter  war  bis  1S19  ein  Monopol. 
Die  Fabrikation  des  Pulvers  ist  heute  dem 
Kriegsministerium,  der  Verkauf  dem  Finanz- 
ministerium unterstellt.  Für  Bergwerke 
wird  das  Pulver  zum  Selbstkostenpreis  ab- 
gegeben, zu  höherem  Preise  das  .lagdpulver, 
wodurch  den»  Fiskus  der  Hauptgewinn  er- 
wächst. Ein  Preisnachlaß  winl  den  Vor- 
schleissern  gewährt.  Die  i'ulvereinfuhr  ist 
verladen,  Roisonde  sind  befugt.  Mengen  bis 


August  1797,  dessen  grundsätzliche  An- 
wendbarkeit zugestanden  wurde,  der  Privat- 
industrie anheimgegeben  und  eine  Steuer 
vom  Dynamit  erhoben  (G.  v.  S.  März  ls75j. 
Im  Interesse  der  Sicherheitspolizei  winl  für 
die  Neuerrii-htung  von  Fabriken  zur  Her- 
stellung von  Dynamit  und  Nitroglycerin  die 
tienehmigung  iler  Regierung  gefordert  sowie 
die  (iestellung  einer  Kaution  von  500IIO 
Kranes  vorgesi  hrielicn.  Die  Steuer  vom 
Kilogramm  Dynamit  I  »et  rügt  1,50  Kranes 
und  vom  Kilogramm  Nirreglvivrin  I  Francs. 
Der  Ertrag  war  1S7G  203000,  1S94  403  82:5 
Francs.  1S99  2.222  Millionen  Francs.  Die 
Steuer  auf  Nitroglycerin  lieferte  gar  keini'n  Er- 
trag. Im  ganzen  bestehen  nur  zwei  Fabriken. 
Das  ganze  Verfahren  der  französischen  Ge- 
setzgebung ist  keineswegs  gerechtfertigt 
gewesen,  da  es  unerfindlich  ist,  warum 
neben  einem  Pulvermonopol  nicht  auch  ein 


zu  2  kg  mit  sieh  zu  führen,  wenn  das  Dynamitinouop»!  am  Platze  sein  sollte. 
Pulver  nachweislich  zu  eigenem  Verbrauche  Jedenfalls  ist   das   Vorgehen  inkonsequent 
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und  nur  erklärlich  durch  i»rteipolitische 
und  doktrinäre  Strömungen  im  Parlament. 
Im  Jahre  1892—1893  ist  infolge  der  anar- 
chistischen Attentate  in  Paris  mehrfach  ein 
schärferes  Vorgehen,  namentlich  die  Ver- 
staatlichung der  Dynamitfabriken  angeregt 
worden,  was  bei  der  im  Entstehen  erst  be- 
griffenen Industrie  und  der  geringen  Zahl 
der  Etablissements  keine  nennenswerten  | 
technischen  Schwierigkeiten  bereiten  könnte. 
Aber  dennoch  ist  an  dem  bestehenden ! 
Ileehtsstand  nichts  geändert  worden. 

2.  Iu  Oesterreich  wurde  seit  1050 
ein  Salpeter-  und  Pulverraonopol  ausgebildet. 
1853  ist  das  Salpetermonoitol  aufgehoben, 
das  Pulvermonopol  aber  als  Fabrikations- 
und  Verschleissinonopol  beinhalten  worden. 
Die  Verwaltung  steht  den  Militär-(Artillerie-) 
Behörden  zu.    Die  Wirksamkeit  des  M<»no- 

I>ols  ist  beschränkt.  Die  Herstellung  von 
*ulver  durch  Privatpersonen  darf  nur  mit ; 
Ermächtigung  der  Militärbehörde  geschehen, 
die  die  zu  erzeugende  Pul  vermenge  und 
den  dazu  zu  verwendenden  Salpeter  vor- ; 
schreiben.  Das  Fabrikat  ist  datin  an  die 
Militärmagazine  abzuliefern.  Für  den  Gross- 
und Kleinverschleiss  ist  eine  Lizouz  erfor- 
derlich, die  von  den  politischen  Behörden 
I.  Instanz  im  Einvernehmen  mit  den  Mili- 
tärbehörden erteilt  wird.    Für  den  Verkauf, 


Umgestaltung  des  Monopolgegenstandes  und 
sonstige  Verkaufs-  und  Absatzbedingungen 
Ixwteht  eine  Anzahl  >>e.sonderer  Vorschriften. 
Die  gleichen  Rechtsverhältnisse  gelten  auch 
für  Ungarn. 

3.  In  Italien  bestand  in  den  Jahren 
1867  < »9  auf  dem  Festlande  und  in  Sardinien 
ein  PulvermonojX)!,  welches  durch  eine  im 
Jahre  1887  erheblieh  erhöhte  Steuer  ersetzt 
wurde.  Ertrag  187 17")  199000,  issij  S8 
433000,  1899  19O0  1,2.".  Millionen  Lire. 

4.  Serbien  hat  ein  Monopol  für  Her- 
stellung und  Verkauf  von  Pulver  (GG.  v. 
Jahre  1884  und  1885).  Der  Kegieruug  steht 
die  Befugnis  zu.  dasselbe  auf  fünfundzwanzig 
Jahre  zu  vernichten. 

Litteratur:  J.  A.  de  Saint- And Im  <po *tmti 
de»  monujxdr»,  U*  jmmdrr»  rt  »alprtrr*.  ton- 
trrrncr*  dontmevtaire*,  l'ari»  ISW  (Frankreich ; 
vom  extrem-manehesterlirhen  Standpunkt,  fmupt- 
»i'iehlirh  kritinrh).  —  Wagn+r,  Fi».  III,  f  J?H 
und  i;>tpinzung*h(ß,  W.'/tf,  S.  11.1  und  IlJi.  - 
Zeller,  in  Schönbertj  III,  ',.  Aufl.,  $.  Ct>l. 
ttir^U-Snl^mo,  in  Schanz'  Fin.-Arch.  I,  4'>U. 

—  Mlitchler,  Art.  nPulv rmonopol«  Octtrrr. 
St  .W.U.  Hd.  II,  S.  ,HS4.  —  Art.  «Ih,,dres<.  in 
.Si.v  IHctinnnnirr  dm  Finunre»  rot.  II,  p.  !>7I. 

—  Hobert,  Art.  nl\mdr*J>  rt  Sulpflrr*  in  llte-ck 
IHrtinnuniie  de  I' Adminintmtitm  p. 

Max  von  Heekel. 
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I.  Biographie. 

Der  Stifter  des  ökonomischen  oder,  wie  es 
später  genannt  wurde,  des  ]►  h y  > i o k r :» t  i  - 
Hi  llen  Systems    au«h  der  von  Adam  Smitli  herausgegeben. 


angewendete  Name  ..Agriknltiirsystem-  ist  ge- 
bräuchlich! wurde  ;un  1.  VI.  lti'J4  in  dem  Dorfe 
Mere  l»ei  Montfoit  lAinaury  'westlich  von  Ver- 
sailles] als  zehntes  von  dreizehn  Kindern  eine? 
Landarbeiters  geboren.  Die  vielfach  aufge- 
tretene Meldung,  der  Vater  sei  Advokat  ge- 
wesen, ist  irrig.    Im  achten  Lebensjahre  vetlor, 


erregende  Theorie  .Silvas  über  den  Aderlass  be- 
kämpfte und  vor  der  übertriebenen  Anwendung 
dieses  Mittels  warnte.  Diese  Publikation  ver- 
anlasste seine  Wahl  zum  Sekretär  der  durch 
La  Peyronie  im  Jahre  1731  gegründeten  „Aca- 
demie  de  Chirurgie-4  in  Paris,  und  um  dieser 
Stelle  besser  vorsteben  zu  können,  folgte  er  1732 
einem  Kufe  des  Herzogs  von  Villcroy  als  dessen 
Leihehirurg  naeb  der  Hauptstadt.  Im  Jahre 
1743  veröffentlichte  er  dort  deu  ersten  Baud 
der  Denksehrilten  der  <  hirurgischen  Akademie, 
worin  neben  einer  berühmt  gewordenen  Ein- 
leitung über  die  wisseusi  liaftli<  be  Methode  in 
der  Chirurgie  noeh  drei  Kaehurtikel  von  Ques- 
nay  enthalten  sind.  Schon  vorher  :  1 736)  hatte 
er  den  Versuch  zu  einer  Physiologie  unter  »lern 
Titel  _E*say  physique  sur  IVconomie  animalc- 
in  Buch,  das  im  Jahre  1747  in 


zweiter,  auf  drei  Hände  erweiterter  Auflage 
erschien  und  in  welcher  letzteren  Ausgabe  der 
Versuch  gemacht  wird,  die  Psychologie  auf  die 
Physiologie  zu  hegrunden.  Mittlerweile  hatte 
l^ncsnuy,  veranlasst  durch  ein  Giehtleiden,  das 
ihn  bei  den  chirurgischen  Operationen  hinderte, 
sieh  mehr  auf  das  Studium  der  inneren  Medizin 


Fnim.ois  den  Vater  und  war  hinfort  für  seine  IUI-  geworfen,  wofür  er  sich  1744  an  der  Universi- 
tät zu  Pont-ä-Monsson  den  Doktorhut  und  da- 
mit die  Ausübungsberechtigung  verschaffte. 
174i>  folgte  er  einem  Hufe  als  Leibarzt  der 
Pompadour  nach  Versailles,  wo  er  ins  könig- 
liche Scbloss  zu  wohnen  kam  und  sieh  allmäh- 
lich die  Freundschaft  Ludwigs  XV.  erwarb, 
einem  Graveur  Nachdem  er  1752  den  damaligen  Pauphiu  (Vater 
In  bisher  noch   Ludwigs  XVI.)  von  den  Plattem  geheilt  hatte. 

erlaubte  ihm  der  König,  die  Anwartschaft  auf 
die  Charge  eines  ..premier  medecin  ordiuaire", 
d.  Ii.  eines  zweiten  königlichen  Leibarztes,  von 
dem  damaligen  Inhaber  Mairot  zu  kaufen,  und 
erhob  ihn  zuleieh  in  den  Adelstand.  Letzteres 
geschah  also  nicht  in  Anerkennung  der  öko- 
nomischen Leistungen  Üjiesnays.  wie  das  ge- 
wöhnlich angenommen  w  ird,  sondern  als  Beloh- 
nung für  die  Heilung  des  Dauphin  und  bereits 
vier  Jahre  vordem  t/uesnay  seine  erste  ökono- 
mische Abhandlung  veröffentlichte.  Erst  nach- 
dem er  im  Jahre  1753  seine  letzte  medizinische 
Schrift  „Traite  des  tievres  contiuues-',  welche 
der  Pompadour  gewidmet  ist.  herausgegeben 


düng  auf  den  Weg  des  Selbstunterrichts  ange- 
wiesen L'rst  im  zwölften  Lebensjahre  soll  er  mit 
l'nfi  i  stiitzunir  eines  Gärtnergehilfen  lesen  gelernt 
haben.  Mit  DJ  Jahren  trat  er  bei  einem  kleinen 
Wundärzte  der  Landschaft  in  die  Lehre,  wo  er 
jedoch  nicht  lange  blieb.  Sein  Wissenseifer 
trieb  ihn  nach  Paris,  wo  er  bei  einem  Graveur  Nachdem  er  1752 
in  die  Lehre  gethati  wurde, 
nicht  ganz  aufgeklärter  Weise  wusste  er  sich 
daneben  Zeit  um!  (»elegcnheit  für  das  Studium 
der  Chirurgie,  der  inneren  Medizin  und  selbst 
der  Philosophie  sowie  der  schönen  Wissenschaften 
zu  erübrigen.  Nachdem  er  sich  1717  mit  der 
Tochter  eines  Pariser  Kaufmanns  verheiratet 
hatte,  liess  er  sich  171S  als  staatlich  geprüfter 
Wundarzt  in  der  Stadt  Maates  nieder.  Sein 
Ruf  als  Wundarzt  und  Accouchcur  breitete 
sich  rasch  aus  und  brachte  ihn  in  Beziehungen 
zn  den  vornehmeren  Gesellschaftskreisen  der 
Landschaft,  so  namentlich  zum  Herzog  von 
Noailles  auf  Scbloss  Maiutenon.  Als  Ergebnis 
seiner  neben  der  Praxis   betriebenen  wissen- 


schaftliehen Thätigkeit  erschien  im  Jahre  1730  hatte,  trat  er  ganz  zu  den  Ökonomisehen  Stu 


seine  erste  Schrift.  ..Observation»  sur  les  effets 
de  h\  saignee",  worin  er  die  damals  Aufsehen 


«»»UV,  im«  ».■•  K""*.  »*v i'nuiiiiHiuT  iitu  ».mi- 
dien hinüber,  welche  immerhin  nur  die  weitere 
Fortsitzung  des  in  der  „economic  aniroale"  ent- 
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wickelten  physiologisch-psychologischen  Lehr- 
gebäudes iu  Anwendung  auf  die  gesellschaft- 
lichen Zustände  bedeuten  sollten.  Die  grosse 
Encyklopädie  von  d'Alembert  und  Diderot  war 
dazu  bestimmt  gewesen,  die  ökonomischen 
Ideen  Qnesnays  in  einer  Reihe  von  Einzel- 
artikeln zu  bringen.  Nach  einein  anonymen 
metaphysischen  Vorbereitnngsarlikol  „Evidence"' 
1 175*5)  erschien  noch  im  gleichen  Jahre  die  Ab- 
handlung _Fermiersa  und  ein  Jahr  darauf  (HIVD 
der  Artikel  „Groins",  beide  letzteren  unter  dem 
Ntuueu  .seines  Sohnes,  eines  Landwirtes  (Ques- 
nay le  Iiis}.  Ueberbaupt  hat  (Quesnay  keinen 
einzigen  seiner  ökonomischen  Aufsätze  unter 
seinem  eigenen  Namen  veröffentlicht.  Als  die 
Encyklopädie  mehr  und  mehr  in  das  materia- 
listische Fahrwasser  einlenkte,  zog  (Quesnay 
seine  Mitarbeiterschaft  von  dem  Unternehmen 
zurück.  Es  sind  dadurch  die  bereits  von  ihm 
fertiggestellten  Artikel  rHommes".  „Itupöt" 
und  .Interet  de  Targent"  verloren  gegangen, 
von  denen  jedoch  der  erstgenannte  iu  den  Ar- 
chiven der  „Bibliotheque  nationale"  neuerilings 
durch  Stephan  Bauer  wieder  aufgefunden  wor- 
den ist.  Ende  175.S  vollendete  (Juesuay  das 
,Tableun  economique",  über  welcbes  hinaus 
keine  Entwickelitng  der  Lehre  mehr  stattge- 
funden hat.  Dasselbe  wurde  zunächst  nur  in 
einigen  Abzügen  in  der  Versniller  Schlnss- 
dnukerei  hergestellt,  wovon  einer,  wie  es  scheint, 
für  den  König  bestimmt  war.  Die  Quintessenz 
der  damit  verbundenen  Lehren  hatte  Quesnav 
in  eine  Reihe  von  Maximen  zusamniengefas-r, 
welche  dem  Tubleau  unter  dem  Solidertitel 
rExfraits  des  economies  royales  de  Sully"  bei- 
gegeben waren. 

Quesnay  hatte  die  Absiebt  gehabt,  das 
Tubleau  im' offiziellen  „Merenre"  zu  verötient- 
licbeu;  auf  Anraten  der  Pompadour,  welche 
fürchtete,  dasselbe  könne  seiner  Dunkelheit 
wegen  den  Spott  des  Publikums  herausfordern, 
stand  er  davon  ab  und  lies*  sich  bewegen,  es 
-einem  ersten,  im  Juli  1757  gewonnenen  ökono- 
mischen Freund  und  Schüler,  dem  Marquis 
Vi«  ror  de  Mirabeau,  zur  popularisierenden 
\  »  berarbeitung  zu  übergeben.  So  ist  dasselbe 
17110  als  Nachtragspartie  zu  dessen  Werk  J.'Ami 
des  hoinme>-  erstmals  erschienen.  In  der 
ältesten  Form  von  17">8  war  das  Tableau  ver- 
loreu  gegangen.  Das  Manuskript  wurde  indessen 
nenerdings  1S*H»  auf  einen  Hinweis  Alfred 
Sterns  von  St.  Dauer  aus  dein  in  den  „Archive» 
nationales  '  aufbewahrten  litterarische.n  Nachlass 
Mirabeans  wieder  ans  Licht  gezogen.  Ludwig 
XV.  verhielt  sich  gegen  die  ökonomischen  Staats 
rettnngsvorschliige  seines  Arztes  abiebnend.  Die 
reberliefernng,  er  habe  sich  beim  Drucke  des 
Tableau  ceouomique  sogar  selbstthätig  beteiligt, 
ist  mit  guten  Gründen  in  das  Reich  der  Fabel 
zu  verweisen.  Um  die  gleiche  Zeit  hatte  Ques- 
nay  den  Plau  zu  einer  grossen  volkswirtschaft- 
lichen Enquete  für  ganz  Frankreich  ausgearbeitet, 
welchen  er  schon  1751*  von  Mirabeau  als  An- 
hang zu  dessen  Werk  „L'Aini  des  Uoinmcs" 
der  Oeffentlichkeit  übergeben  Hess  unter  dem 
Titel:  „Qnestious  interessantes  sur  la  Population, 
l  Agriculture  et  le  Commerce,  proposees  nux  Aca- 
demies  et  autres  Societes  savantes  des  Provin- 
ces-. 

Der  Pariser  Handelsintendant  Vincent  de 
Gonrnay.  der  häufig  als  einer  der  Mitstifter  der 


physiokratischen  Lehre  hingestellt  wird,  war 
nachweislich  weder  an  der  Ausarbeitung  der  iu 
der  Encyklopädie  erschienenen  Artikel  noch  an 
derjenigen  des  Tableau  economique  noch  au  den 
,,Qnestionsu  beteiligt.  Er  war  überhaupt  erst 
kurz  vor  der  Schöpfung  des  Tableau  mit. 
Quesnay  bekannt  geworden  und  starh  bereits 
ein  halbes  Jahr  danach  (Juni  17f>9).  Mit 
Quesnay  teilte  er  die  Tendenz  zur  Ent- 
fesselung der  Gewerbsarten .  doch  waren  ihm 
die  Grundlehren  der  Physiokratie  fremd ;  wie  er 
z.  B.  eiu  Anhänger  der  von  Quesnay  scharf  be- 
kämpften Handelsbilanz! heorie  war. 

Agitatorisch  trat  die  Lehrt*  Qnesnays  auf. 
i  als  im  Juli  17fi5  das  halboffizielle  „Journal  de 
I  ragricultnre,  du  commerce  et  des  finauces14  ge- 
'  gründet  und  ein  Jünger  Qnesnays,  Du  Pont, 
i  zum  Redaktenr  ernannt  wurde.    In  diesem  Or- 
1  gane.  das  allen  Parteien  geöffnet  war,  traf  die 
neue  Lehre  mit  den  Anhängern  des  alten  Re- 
gime scharf  zusainmeu.    Als  gegen  Ende  17W5 
infolge  dieses  Kampfes  Du  Pont   von  seiner 
Stelle  entlassen  wurde,  stellte  der  kurz  vorher 
gewonnene  Genosse  Abbe  Baudeau,  von  Beginn 
des  Jahres  17(i7  an,  sein  ursprünglich  in  etwas 
anderer  Form  begründetes  Journal  „Ephemeri- 
des du  citoyen"  der  neuen  Lehre  zur  Verfügung, 
das  nunmehr  ausschliesslich  der  Lehre  Qnes- 
nays diente.    Zu  gleicher  Zeit  stiftete  Mirabeau 
seine    regelmässigen    llicnstagsnsseinbleen  in 
seinem  Hause  zu  Paris,  eine  Art  von  physiokra- 
tischer  Akademie,  wo  die  für  die  Ephemerides 
bestimmten  Arbeiten  vorher  verlesen  und  be- 
sprochen wurden.     Ende   17(V7  gab  Du  Pont 
I  unter  dem  Titel  _l'hysiocratie  ou  Constitution 
!  naturelle  du  gouvernement  le  plus  avantegonx 
au  genre  hnniaiu"  eine  Auswahl  von  in  beiden 
Zeitschriften  anonym  erschienenen  ökonomischen 
Aufsätzen  Qnesnays  heraus.    Nachdem  E  Daire 
im  Jahre  IM*>  unter  dein  Titel  ,.Plivsiocrates"und 
'■  unter  Beifügung  der  in  der  grossen  Encyklopädie 
I  vcröffeutli«  Ilten  Artikel  einen  Nachdruck  veran- 
i  staltet  hatte,  ist  18SS  von  dem  Schreiber  dieser 
!  Skizze  eine  Zusammenstellung  aller  s.  Z.  im 
Druck  erschienenen,  zum  Teil  verschollen  ge- 
wesenen ökonomischen  Aufsätze  Qnesnays  ver- 
öffentlicht worden  is    Litteratnr;.    Diese  Aus- 
gabe  liegt  der  nachstehenden   Darlegung  der 
Lehre  Qnesnays  zu  Grunde. 

(legen  Ende  der  sechziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  zog  sich  (Quesnay  von  der  Ökono- 
mischen Bewegung  zu  (innsten  seiner  mathe- 
matischen und  geometrischen  Studien  mehr 
und  mehr  zurück.  Als  Ergebnis  dieser  Unter- 
suchungen veröffentlichte  er  177H  die  „Recher- 
chen philosophiques  sur  l'evidence  des  verifes 
geometriques".  welche  mit  seinen  ökonomischen 
Bestrebungen  in  keinem  Zusammenhange  stehn. 
Unmittelbar  beim  Regierungsautritte  Ludwigs 
XVI.  im  Mai  1774  wurde  ihm,  man  weiss  nicht 
recht  aus  welchen  Ursacheu,  in  Ungnaden  sein 
Amt  entzogen.  Er  hatte  jedoch  kurz  darauf 
die  (ienugthuung,  dass  sein  Gesinnungsgenosse 
Turgot  in  das  Staat.sministerium  berufen  wurde. 
Quesnay  starb  noch  im  gleichen  Jahre  am  16. 
XII.  1771  als  achtzigjähriger  Greis  in  Versailles. 
Den  Sturz  Tnrgots  hat  er  also  nicht  mehr 
erlebt 

Qnesnays  I»ehre  hat  nicht  mir  in  Frank- 
:  reich,  wo  die  „Economisten^,  wie  er  selbst  seine 
Anhängerschaft  nannte,  zeitweise  im  Vorder 
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gründe  des  litterarischen  und  politischen  Lebens 
standen,  sondern  weit  darüber  hinaus  Verbrei- 
tung gewonnen  (s.  den  Art.  Phvsiokra- 
tische  Schule  oben  Bd.  VI  S.  87  ff  ),  fn 
Deutschland  entspann  sieb  schon  zu  Anfang  der 
70er  Jahre  de»  vorigen  Jahrhunderts  ein  hefti- 
ger litterariseber  Kampf  um  da«  „Physiokra- 
tisehe  .System14,  welche  Naiueusbczeichnung  hier 
in  Anknüpfung  an  den  Titel  des  von  Du  Tont 
herausgegel)cnen  Sammelwerks  der  Schriften 
Quesnavs  zuerst  zur  Anweuduug  gelangte')  und 

zwar  eWtmals  in  dem  Bujie  von  j^*** 1  den. "ihrigen  gemacht,  ohne  denselben  aber  « 
vi  Ion:  „>amtulung  von  Aufsätzen  Uber  «>egen-  ,  ™     l»„r,.i, fii),M1„„  „„   ..rimron  Ki 

stände  aus  der  Staunst,  Staatswirtschaft  und  |  i^JÄ.  Za  ÖSSrJi 

neuesten  Staatsgeschichtc".  1776.  Nach  r  rank- 
reich übertrug  sich  der  Name  Physiokratisches  |  * 
System  erst  längere  Zeit  nachher;  wie  G.  Schelle 
angiebt,  nicht  vor  dein  Jahre  17'.W.  In  England 
wurde  nach  dem  Vorangauge  Adam  Smiths  der 
Ausdruck  Agrikultnrsystcm  (agrieultural  System) 
Üblich  *). 


')  Gewöhnlich  wird  Du  Pont  als  Erfinder 
des  dem  Altgrichischen  nachgebildeten  Wortes 
„Physiokratie"  (Naturherrschaft)  angesehen  und 
zwar  auf  Grand  der  Annahme,  welcher  G. 
Schelle  in  seinem  Werke  „Dn  Pont  de  Nemours 
et  l'ecole  physioeratique"  (IH8K1  mehrfach  Aus- 
druck giebt  und  die  von  ihm  auch  im  Art. 
„Physiocrates"  des  „Nonveau  Dictionnaire 
tl'Ecotiomie  Politique*  par  Leon  Say  et  Jos. 
Uhnlley  18112  festgehalten  wird  mit  den  Worten: 
„Le  niüt   physioeratie  se  trouve,  ponr  la 


premiere  fois,  eu  tete  d'un  recueil  d'oeuvres  de 


II.  Die  I>ehre. 

1.  Die  Methode,  (juesnay  hatte  sich  zum 
Ziele  gesteckt,  die  von  Cartesins  erstmals  auf 
die  physikalischen  Zustände  angewendete 
arithmetisch-geometrische  oder 
exakte  Forschungsmethode  auf  das 
Gebiet  der  moralischen  Welt  zu  tibertrageu  und 
beide  bisher  getrennt  behandelten  Materien 
unter  den  gleichen  Gesichtspunkt  zu  ziehen. 
!  Zwar  hatten  auch  schon  andere,  wie  z.  B. 
Hobbcs  und  Cumberland,  diesen  Standpunkt  zu 

in 

Unterschied  zwischen  Natur-  und  Geisteswissen- 
schaften darf  danach  nicht  gemacht  werden. 
Zwar  sind  die  moralischen  Gesetze  (lois  inorn- 
lesi  von  den  physischen  Gesetzen  (lois  phy*i- 
ques)  zu  unterscheiden,  allein  sie  stehen  mit- 
einander in  voller  l'ebereiustimmnng  und  bilden 
in  ihrer  Zusammengehörigkeit  die  natürlichen 
Gesetze  (lois  naturelles).  Sonach  ist  auch  das 
ganze  Gebiet  der  menschlichen  und  gesell- 
schaftlichen Handlungen  dem  mathematischen 
Kalkül  zu  unterwerfen;  sowohl  die  Rechte  wie 
die  Pflichten  müssen  nach  Mass  und  Gewicht 
abgewogen,  nach  Thaler  und  Pfennigen  be- 
rechnet werden.  Es  handelt  sich,  wie  der  Mar- 
quis von  Mirabeau  es  ausdrückte,  dabei  für  die 
Menschen  um  „la  methode  infaillible  et  c  alenlee 
d'i'tre  heureux  et  juste*."  Als  das  Mittel  nun, 
die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  der  mathe- 
matischen Behandlung  zu  unterziehen,  dient 
das  ..Tableau  eeononiiqiic'".  welches  daher  von 
Mirabeau  als  die  dritte  grosse  Erfindung  des 


in  den  Epheiuerides  erschienenen  Aufsatze  des 
Abbe  Baudeau   „Principe»  de  tont  gouverne-  i 
meut",  wo  gesprochen  wird  von  den  „principe* 
de  la  physioeratie,  c'est-a-dire  de  1  ordre 
natnrel  et  social,  fonde  sur  la  necessite  physique 

>er  | 


et  sur  la  force  irresistible  de  l*»-videiice 
Ausdruck  war  also  schon  vorher  im  Kreise  der  \  ccoiiomiquc". 
Economisten  gang  und  giibe  und  dürfte  um  so 
mehr  seiner  Urheberschaft  nach  auf  tynesuay 
selbst  zurückzuführen  sein,  als  auch  im  übri- 
gen sichere  Spuren  dafür  vorhanden  sind,  dass 
Qucsnay  bei  der  Komposition  des  Titelblattes, 
das  die  Sammlung  seiner  Schriften  deckt,  be- 
teiligt war.  So  ist  z.  B.  das  darauf  stehende 
Motto 

„Ex  natura,  jus,  et  leges: 
Ex  hoinine.  arbitrium,  regimen,  et  coercitio" 
mit  den  Anfangsbuchstaben  seines  Namens, 
F.  y.  gezeichnet.  Sollte  nicht  derselbe  Mann, 
der  diesen  lateinischen  Spruch  komponierte, 
auch  als  Urheber  der  am  gleichen  Orte  befind- 
lichen griechischen  Wortbildung  augesehen 
werden  dürfen?  Hat  doch  Du  Pont  niemals 
'Ibst  Auspruch  auf  die  Urheberschaft  des  Aus- 


führen. Ich  verweise  hierfür  auf  mein  Wi 
„Geschichte  der  Politischen  Oekonomie"  is. 
Litteratur),  wo  auch  die  genauen  Stell«  nbelege 
für  clie  nachfolgende  Darstellung  zu  finden 
sind 

Im  allgemeinsten  Sinne  fällt  in  die  „science 


mit  welchem  Namen  tjuesnny 
seine  Lehre  bezeichnet,  eigentlich  die  ganze 
praktische  Philosophie  und  angewandte 
Wissenschaft  herein.  „Er  entdeckte  in  der 
Medizin  die  tierische  Oekonomie  (economic  ani- 
male),  in  der  Metaphysik  die  moralische  Oeko- 
nomie (economic  morale).  in  der  Agrikultur  die 
politische  Oekonomie  (economic  politique),  und 
indem  er  ans  allem,  was  der  Mensch  sich  vor- 
stellt, auffasst.  wünscht,  hervorbringt,  umformt 
!  und  herbeischafft,  ein  Ganzes  bildete,  gliederte 
er  alles  unter  dem  doppelten  Gesichtspunkte 
unserer  Rechte  und  Pflichten  etc."  Eloge 
fnnebre  de  F.  Quesnay  par  le  Marquis  V.  de 
Mirabeau.) 

Auch  die  übliche  Abscheidung  der  prak- 
tischen Philosophie  in  Moral.  Politik  und  Oeko- 


druckes  erhoben 

*)  Es  möge  hier  erwähnt  sein,  dass  der 
Ausdruck  „Mcrkantilsysteu.*,  welcher  gewöhn- 
lich ebenfalls  auf  Adam  Smith  zurückgeführt 
wird  (commercial  system,  mercantile  systemj, 
auch  schou  iu  der  uhysiokratischeu  Litteratur 
für  die  von  ihnen  bekämpfte  Wirtschaftspolitik, 
die  jedoch  gewöhnlich  als  -regime  reglemen- 


taire-'  oder  „systeme  du  privilege  exclusif'  be- 
zeichnet wird,"  auftaucht.  So  z.  B.  in  der  Form 
„syste.me  de  commerce"  am  Schlüsse  der  ^Re- 
marques sur  l'opiuion  de  l'autcur  de  .l'esprit 
des  lois'  concemant  les  colonies"  (1766)  und 
als  „systeme  mercantile"  schon  vorher  in  der 
1763  erschienenen  „Philosophie  rurale"  des 
Marquis  von  Mirabeau,  t.  III,  p  91  Randnote. 
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nomik  hält  Quesnay  nicht  für  zulässig.   All«  I 
menschlichen    Handlungen    unterliegen     den  I 
gleichen  obersten  Priucipien.    Er  bezieht  sich  j 
dabei  ausdrücklich  auf  sein  Vorbild  Confucius,  I 
der  zugleich  der  „Lehrer  und  Arzt  des  chinesi- 1 
sehen  Reiches"  gewesen.   Daher  der  Beiname  j 
des  „Confucius  Europas",  den  ihm  sein  Schüler 
Baudeau  gab.    Wenn  also  im  nachstehenden  , 
eine  gewisse  Gliederung  eingehalten  wird,  so  j 
geschieht  dies  aus  Gründen   der  Uebersicht, 
nicht  im  Anschluss  an  ein  etwa  von  Quesnay  j 
gegebenes  Schema.    Sein  „exakter"  Standpunkt  i 
verführt  ihn  wiederholt  zu  scharfen  Angriffen 
auf  die  historische  Methode.    Diese  sei  so- 
wohl auf  dem  Gebiete  der  Theorie  wie  auf  dem 
der    praktischen    Anwendung   zu  verwerfen. 
Mehr  die  Neugierde  als  die  Wissbegierde  suchten 
die  Historiker  zu  befriedigen.    Zugleich  führe 
diese  Methode  zu  der  fatalistischen  Annahme, 
dass  die  Völker  notwendig  einen  Anfang,  eiu 
Wachstum .  einen  Niedergang  und  ein  Ende 
hätten.    Dies  treffe  aber  nur  für  diejenigen 
Nationen  zu,  welche  nicht  nach  den  absoluten 
Priucipien   der   natürlichen  Ordnung  regiert 
würden.    Beweis  dessen  die  soznsageu  ewige 
Dauer  des  chinesischen  Reiches,  das  nach  den 
richtigen  Grundsätzen  des  Confucius  geleitet 
werde  und  daher,  wie  die  Erfahrung  zeige,  ein 
„empire  fixe  et  durable"  sei. 

Um  einen  vollen  Einblick  inQuesnays  Gesamt- . 
anschauung  zu  bekommen,  würde  ein  Eintreten  i 
auch  in  seine  medizinischen  und  philosophischen 
Schriften  erforderlich  sein.  Für  die  Zwecke . 
dieses  Handwörterbuches  dürfte  es  genügen,  , 
zu  bemerken,  dass  Quesnay  in  medizinischer 
Einsicht  der  Auffassung  des  Hippokrates  von 
dem  selbstthätigen  Heilwirken  der  Natur  folgte. 
In  gewissem  Sinne  kann  man  ihn  als  einen 
Vorläufer  der  modernen  Naturheilkunde  aner- 
kennen. Der  Arzt  soll  die  eingeborene  Heil- 
kraft des  Körpers  in  der  Hauptsache  wirken 
lassen  und  nur  zur  Zügelnug  und  Leitung  ein- 
greifen. Der  Hygieiue  kommt  der  Vorraug  vor 
der  Therapie  zu.  In  philosophischer  Hinsicht 
nimmt  Quesnay  eine  Mittelstellung  zwischen 
Locke  und  Malebranche  ein.  Zwei  getrennte 
Erkenntnisquellen  sind  dem  Menschen  verliehen, 
um  sich  danach  zu  führen.  Einmal  die  Er- 
fahrung ,  welche  zu  evidenten  Erkenntnissen 
(evidente)  führt  nnd  der  Verwirklichung  der 
diesseitigen  Zwecke  dient.  Sodann  der  Glaube 
ifoij.  der  uns  durch  die  göttliche  Offenbarung 
aus  Herz  gelegt  ist  als  Vorbcreitungsmittel  für 
ein  jeuscitiges  unsterbliches  Leben.  Bezüglich 
des  näheren  hierüber  sei  auf  meine  „Geschichte 
der  Politischen  Oekonomie"  verwiesen. 

•L  Politik  und  Rechtsphilosophie.  Die 
einschlagenden  Principien  sind  von  Quesnay 
einmal  in  dem  Aufsätze  „Le  droit  naturel" 
(1766),  welcher  an  die  in  der  zweiten  Auflage 
der  „Economie  animale"  (1747)  enthaltene  Psy- 
chologie anknüpft,  nnd  sodann  namentlich  in 
der  Abhandlung  „Despotisnie  de  laChine"  (1767) 
entwickelt  worden. 

Der  Mensch  ist  im  natürlichen,  d.  i.  dies- 
seitigen Leben  zwei  Rechtsordnungen  unter- 
worfen, einesteils  dem  „ordre  naturel"  und  so- 
dann dem  „ordre  positif"  Die  Gesetze  des 
„ordre  naturel"  sind  die  aus  dem  allgemeinen 
Naturplane  kraft  menschlicher  Vernunft  mit 
Evidenz  abgeleiteten  und  für  das  gesellschaft- 


liche Zusammenleben  der  Menschen  bestimmten 
Grundgesetze.  Es  sind  die  denkbar  besten  Ge- 
sellschaftagesetze  (evidemment  les  plus  avanta- 
geux  aux  nommes  reuuis  en  sociales);  denn  da 
die  Natur  selbst  wieder  das  Werk  Gottes  ist, 
so  müssen  die  betreffenden  Regeln  in  letzter 
Instanz  als  Gesetze  Gottes  aufgefasat  werden. 
Indessen  haben  diese  Gesetze  nur  die  grund- 
legende Verfassung  der  Gesellschaften  zum 
Gegenstände,  jene  absoluten  Regeln,  welche 
schon  vor  der  Begründung  irgend  eines  Staats- 
wesens im  Weltplaue  vorgezeichnet  waren  und 
welche  auch  für  alle  Zeiten  bestehen  bleiben 
werden.  Die  Ausgestaltung  im  einzelnen,  die 
Anwendung  auf  die  Verschiedenheit  der  Staaten 
und  Völker  ist  Aufgabe  des  ,,ordrc  positif". 
Die  Einsetzung  desselben  geht  vom  Menschen 
aus.  Diese  Gesetze  sind  veränderlich  und 
haben  sich  uach  dem  Wechsel  der  Zeiten  und 
der  Umstände  zu  richten.  Immer  aber  haben 
sie  oder  sollen  sie  zum  Zwecke  haben  die  Ver- 
wirklichung des  „ordre  naturel"  im  einzelnen. 
Wo  sie  sich  von  dem  letzteren  entfernen,  da 
herrscht  Willkür  und  Tyrannei.  Wo  aber  das 
richtige  Wechselvcrhäithis  beobachtet  wird, 
da  besteht  ein  regelmässiges  „gouverneiuent 
eeouoiuioue",  welches  die  dauernde  Wohlfahrt 
(prospente)  verheisst,  während  das  Gegenteil 
den  sicheren  Verfall  (deperissemeut)  in  Aussicht 
stellt. 

Quesnay  wirft  seinen  Vorläufern  in  der 
Staatslehre  vor,  dieselben  hätten  sieb  aus- 
schliesslich bei  ihren  Forschungen  an  deu  ..ordre 
positif",  d.  h  au  die  thatsächlichen  Rechtsge- 
bräuche und  ihre  Geschichte  gehalten.  So 
sei  es  gekomineu.  dass  jeder  uur  einen  Teil  der 
Wahrheit,  nicht  aber  die  ganze  Wahrheit  er- 
kannt habe.  Letztere  könne  uur  philosophisch 
aus  der  Natur  in  ihrem  Gesamtnmfängc,  nicht 
aber  aus  dem  engen  Gesichtskreise,  mehr  oder 
weniger  willkürlich  erlassener  positiven  Gesetze 
abgeleitet  werden. 

Die  natürliche  Ordnung.  Quesuay 
knüpft  beim  Urzustände  (simple  etat  primitif, 
etat  de  pure  nature)  an.  Es  sei  falsch,  dieseu 
zum  gesellschaftlichen  Zustande  in  Gegensatz 
zu  stellen,  in  dem  Sinne,  als  habe  der  in  den 
Staatsvertrag  eintretende  Bürger  einen  Teil 
seines  natürlichen  Recht«*«  geopfert,  um  den 
übrigen  Teil  desto  sicherer  gemessen  zu  können. 
In  Wahrheit  sei  dem  Menschen  nichts  von 
seinem  natürlichen  Rechte  (droit  naturel}  ver- 
loren gegangeu,  wenigstens  nicht  in  einer  nach 
der  natürlichen  Ordnung  organisierten  Gesell- 
schaft. Vielmehr  seien  ihm  da  alle  seine  na- 
türlichen Rechte  vorbehalten  und  deren  Aus- 
übung bedeutend  erweitert  worden.  Anders 
allerdings  in  einem  Staatswesen,  wo  Willkür 
uud  Gewalt  über  da«  natürliche  Recht  den  Sieg 
davongetragen.  Einem  solchen  verderbten  Zu- 
stande gegenüber  verdiene  der  einfache  Urzu- 
stand den  Vorzug. 

Worin  besteht  uuu  das  natürliche  Recht 
des  Menschen?  Quesnay  giebt  dafür  folgende 
Definition;  „Le  droit  naturel  de  l'homme  peut 
etre  defini  vaguement:  le  droit  que  l'homme  a 
aux  choses  propres  ä  sa  jouissance."  Diese 
etwas  unklare  i  ormnlicrung  wird  später  nach 
der  positiven  Seite  hin  ergänzt  durch  den  Satz: 
„Si  on  me  demande  ce  que  c'est  que  la  justice, 
je  repondrai  que  c?est  uue  regle  naturelle  et 
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souveraine.  reconnne  par  les  lnmieres  de  la  nur  auf  die  allgemeinen  Rechte  der  Einzelnen, 
raison,  qui  deterrnine  evidommi-nt  ec  qni  sondern  auch  auf  das  Recht  des  Staats  und  der 
apparticnt  a  soi-meme  oh  ä  un  nutre."  Gesellschaft.  Es  sind  die  allgemeinen  Ver- 
Mit  anderen  Worten,  das  natürliche  Recht  des .  fassungsgesetze  der  Gesellschaft  (lois  naturelleü 
Mensehen  besteht  in  dem  Recht  auf  Eigen-1  et  constitutives  de  la  societe),  welche  hier  in 
tum.  Die  Grösse  dieses  aus  dem  Naturreehte  Frage  kommen.  Jes  lois  fondamentales,  qui  ne 
anzuleitenden,  also  jedem  Gcsellschaftsgliede  sont  point  d'iustitntiou  hnmaine  et  nnxqnelles 
zukommenden  Eigentums  ist  nun  aher  bejrrenzt.  tonte  puissauce  hutnaine  doit  etre  assujettie  .  .  . 
Es  ist  Täuschung,  wenn  behauptet  wird,  im  cos  lois  sont  etablies  ä  perpetnite  par  l'Autenr 
Urzustände  sei  das  Besitzesrecht  unbeschränkt  de  la  natnre1-  etc.  sie  bilden  die  „base  ine- 
gewesen  und  es  werde  im  Gesellschaftsznstande  branlable  du  gouvcrnenient  le  plus  parfait",  die 
eingeengt.  Das  dort  fomioll  bestehende  Hohbes-  unveränderliche  Hichrschnnr  für  alle  positive 
sehe  „Recht  aller  auf  alles"  (droit  de  tous  ä  Gesetzgebung.  Nach  dem  Vorbilde  der  unnm- 
tout)  schrumpfe  sehr  bedeutend  zusammen,  wenn  schränkten  Weltherrschaft  de*  höchsten  Wesen* 
man  es  näher  betrachte.  Dasselbe  gleiche  dem.  i Etre  snpreiucj  hat  auch  die  irdische  Gesell- 
Rechte  der  Schwalbe  auf  alle  in  der  Lnft  schaftsordnung  unter  einer  einheitlichen  und 
herumsebwirrenden  Mücken.  Diese  müsse  sieh  ■  unumschränkten  Gewalt  zu  stehen  il'autorite 
die  Schwalbe  doch  immer  erst  durch  ihre  Fang-  est  nniqne  et  abkühle),  Qnesnay  bespricht  die 
thiitisrkeit  oder  Arbeit  aneigucn,  Sonach  be-  vornehmsten  in  der  Geschichte  aufgetretene!) 
schränke  sich  das  natürliche  Recht  des  Mensehen  Staatsverfassungsfortnen,  um  sie  sämtlich  zu 
im  Urzustände  thatsächlich  auf  das  Eigentum  Gunsten  des  ..despotisme  legitime",  der  wohl  zu 
an  denjenigen  Gegenständen,  welche  sich  der  unterscheiden  ist  vom  ..dospotisine  arbilraire" 
Einzelne  durch  seine  Arbeit  oder  Atieignungs-  zu  verwerfen.  Gegen  den  Feudalstaat  macht 
thätigkeit  zu  erwerben  vermöge.  Auf  keinen  ,  er  namentlich  geltend,  dass  bei  dem  hier  be- 
Fall  überstiegen  diese  Güter  den  tüglichen  stehenden  föderativen  Suzeraiiictätsvcrhältnisse 
physischen  Unterhalt.  Diesen  allerdings  er-  i  die  einzelnen  Glieder  sich  leicht  von  der  über- 
reichten sie  im  allgemeinen  immer:  und  da  die  gewalt  unabhängig  stellen  könnten.  Das  sei 
Menschen  zu  keinem  anderen  Zwecke  den  Ge-  beim  Einheitsstaate  ausgeschlossen.  Aber  auch 
sellsebaftsverlrag  eingegangen  sind,  als  behufs ,  Ihm  dem  von  Montesquieu  nach  englischem 
besserer  Sicherung  ihrer  natürlichen  Rechte,  so  Muster  empfohlenen  Kon*titutiunalisiiins.  dein 
darf  cler  Einzelne  auch  im  gesellschaftlichen  System  der  geteilten  oder  Gegen-!  Je  walten 
Zustand  dieses  natürliche  .Recht  auf  den  s\  -t-  nie  d-  eoiitre-forcesi,  sei  die  Gefahr  vorhau- 
Lebensunterhalt"  i  droit  nutnrel  a  la  snbsistanee  den.  das*  sich  einzelne  IVvölkermig*klasscn.  z.  B. 
nicht  verlieren.  Zunächst  sind  die  Eltern  ihren  1  die  Kauileute.  der  öffentlichen  Gewalt  hemäch- 
K  indem  gegenüber  hierzu  verpflichtet,  denn  tigen  und  dieselbe  in  ihrem  Klasseui11te1es.se .auf 
sie  zahlen  damit  nur  dasjenige  zurück,  was  sie  Kosten  der  übrigen  Volksahteilnngen  uusheiite- 
früher  von  ihren  eigenen  Eltern  genossen  haben.  '  ten.  In  gleichem  Grade  gelte  dies  von  den 
Darüber  hinaus  muss  aber  die  Gesellschaft  ein-  demokratischen  und  republikanischen  Staats- 
trefen.  die  ilirer  wahren  Bestimmung  nach  nur  formen  Einzig  ein  mit  der  ungeteilten  Ge- 
eine  erweitert«'  Familie  ist  und  sein  soll  Der  '  sanifmacht  ausgestatteter  Monarch  sei  imstande, 
natürliche  Rechtsanspruch  geht  aber  nur  bis  eine  unparteiische  Verwaltuni:,  wobei  jeder  zu 
zur  Höbe  des  notwendigen  Lebensunterhaltes;  dem  Seinen  komme,  zu  führen,  Ein  in  seiner 
denn  mehr  hat  der  Einzelne  auch  im  l'rzu-  Gewalt  beschränkter  Fürs:  habe  stets  für  seine 
stände  nicht  gehabt.  Was  das  dieses  Ausmus*  Stellung  gegenüber  inneren  Feinden  zu  fürchten, 
übersteigende  Eigentum  anlangt,  so  muss  Keine  mächtigere  Quelle  für  tyrannische  Aus- 
dessen  Aneignung  der  freien  individuellen  Er-  Schweifungen  aber  als  die  Furcht.  Sonach 
werhsthütigkeit  überlassen  werden.  Die  daraus  1  gipfelt  die  beste  Verfassung  in  dein  „pouvoir 
entstehende  Ungleichheit  incgalite,  des  Besitzes  '  absolu  regle  par  les  lois."  ~  Nur  unter  dieser 
im  höher  entwickelten  G.  sells.  h.ifts/.iistamle  i*t  ,  Kegierungsform  stimmt  das  Interesse  des 
der  natürlichen  Ordnung  nicht  zuwider,  im  Staatsoberhauptes  mit  demjenigen  der  Bürger 
Gegenteil,  sie  setzt  dem  Erwerbs-  und  Kultur-  übereiu. 

leben  höhere  Ziele  und  treibt  die  Aermeren  zu  '  Aber  auch  ihrem  Inhalte  uach  müssen  die 
Fh  iss  und  Sparsamkeit  an.  Ihrem  Principe  Gesellschaften  unterschieden  werden  und  zwar 
nach  enthält  die  Ungleichheit  des  Besitzes  idie  je  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  Nationen 
Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  vornehmlich  ihrem  Unterhalte  nachgehen.  Es 
wird  als  selbstverständlich  vorausgesetzt)  weder  sind  zu  unterscheiden  die  Jagdvölker,  Fischer- 
Gerechtes  noch  Ungerechtes.  Sie  ist  ein  Aus-  Völker.  Hirtenvölker.  Ackerbauvölker,  Handels- 
flnss  de*  von  Gott  eingesetzten  Weltplanes,  Völker  und  die  I'iratenvölker.  Mit  Ans- 
den  wir  nicht  zu  durchdringen  vermögen,  von  nähme  der  Ranbnationen.  widche  Feinde  jed- 
dein  wir  aber  wissen,  dass  er  zu  unserem  und  weder  anderen  Gesellschaft  sind,  fasst  die 
der  Welt  Besten  geschaffen  ist.  Schon  im  Aekerbanorganisation  alle  übrigen  Tbätigkeits- 
kb  inen  kann  man  übrigens  wahrnehmen,  dass  formen  zusammen.  Nur  auf  der  Grundlage  des 
die  scheinbaren  Uebelstündo  der  rngleichheit  ,  I.andbaues  kann  sich  ein  vollkommenes  Staats- 
dun Ii  grössere  Vortei'e  an  einem  anderen  wesen  erheben  „Sans  l'agricultnre.  les  societes 
Funkte  wett  gemacht  werden.  Der  Regen  1  ne  peuvent  foriuer  que  des  nations  imparfaites.'- 
z  B .  der  den  W  anderer  belästigt,  befruchtet  j  Letzteres  gilt  zumal  von  den  kleinen  Handels- 
»lie  Erde.  Dem  Menschen  ist  nun  seine  Ver-  republikeu,  wie  Genna.  Venedig.  Hamburg  und 
nuiift  und  sein  Verstand  dazu  verliehen,  den  I  selbst  Holland,  welche  nur  ein  ephemeres 
Umständen  ihre  üble  Seite  zu  benehmen  und  !  Schmarotzerdasein  haben,  das  dahiufällt.  sobald 
sie  zum  eigenen  Nutzen  zu  lenken.  j  ihnen  ihr  beweglicher  Kapitalbesitz,  auf  den  sie 

Die  natürliche  Ordnung  bezieht  sieh  nicht  1  basiert  sind,  ans  den  Händen  gleitet.    ..II  n'y 
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a  donc  que  les  nations  agricoles  qui  puissent  I  Landesfürst  bezw.  die  unumschränkte  Staats- 
constituer  de»  enipires  fixes  et  dnrables  suscep- 1  gewalt  (autorite  tutelairel.  welche  von  der  Ge- 
tibles  drun  gonvernement  genernl,  invariable,  Seilschaft  eingesetzt  wurde,  nm  von  ihr  in 
assujetti  exacteinent  ä  l'ordre  iininnable  de«  low  Uebereinstimmung  mit  der  natürlichen  Ordnung 
naturelles."    Wenn  dem  Grund  und  Boden  als  I  regiert  zu  werden. 

Grundlage  der  wirklichen  Staaten  und  als  i  Eine  der  wichtigsten  Staatsaufgaben  ist 
Quelle  allen  nationalen  Reichtums  sonach  eine !  die  Sorge  für  die  Landesvert  eidigung, 
besonders  hervorstechende  Bedeutung  zufällt.  „La  defeuse  de  l'Etat  est  un  de»  »rentier«  de- 
so  gilt  das  gleiche  von  der  Bevülkernngsabtei- 1  voirs  de  la  uation."  Auch  in  der  besten  Ge- 
lting, unter  welche  derselbe  verteilt  ist,  von  scllschaftsordunng  ist  man  nicht  gesichert  vor 
der  Klasse  der  Grundeigentümer  (clause  des  gewaltthätigen  Angriffen  seitens  innerer  oder 
proprietairesi.  Diese  Klasse  ist  von  der  Vor- 1  äusserer  Feinde.  Gegen  beide  muss  der  Staat 
sehung  eingesetzt,  um  das  Staatsoberhaupt  in  j  Vorsorge  treffen  Dazu  bedarf  es  einer  Armee, 
der  Verwaltung  der  Öffentlichen  Angelegen- 1  welche  augesichts  des  Umstände*,  das.«*  alle 
hciten  zu  unterstützen.  Sie  besitzt  den  Boden  ,  Handelskriege  und  alle  ungerechten  Wran- 
nach  den  Regeln  des  Privateigentums,  nicht  j  lassnugen  zum  Kriege  im  naturgemässeti  Zu- 
nach  Lehenrecht .  und  hat  allein  politische  |  stände  wegfallen,  zwar  nicht  so  zahlreich  zu 
Rechte.  '■  sein  braucht,  wie  dies  bisher  üblich  war.  die 

Nicht  nur  die  höheren  weltlichen,  sondern  i  aber  immerhin  nicht  zu  umgehen  ist.  Sie  muss 
auch  die  höheren  kirchliehen  Aemter  sind  von  |  einzig  und  allein  dem  Willen  des  Landesherrn 
der  Grnndeigentiimerklasse  uud  zwar  im  Wege  unterstellt  sein,  d.  h.  es  ist  eine  stehende 
des  Ehrenamtes  zu  versehen  Nur  dadurch  Heeresverfassung  nötig  Die  milizmässige  Ab- 
kamt den  Pnrteitingen  vorgebeugt  werden,  leistitng  der  Müitärpdicht  in  natura,  wie  sie 
welche  leicht  da  entstehen,  wo  ein  mit  beson-  [  das  Feudalsystem  mit  sich  führte,  sehlicsst  die 
deren  Privilegien  ausgestatteter,  nicht  vom  j  Gefahr  ein.  dass  eigenmächtige  und  revolutio- 
Mouarehen,  sondern  von  einem  auswärtigen  nätv  Zusammenrottungen  statt  Huden.  Sic  würde 
Oberhaupte  abhängender  Priesterstand  besteht,  auch  in  einem  Zeitalter,  wo  sich  die  Kriege 
In  der  natürlichen  oder  besten  Hescllschattsver-  über  weite  Territorien  ausbreiten  und  wo  der 
fassung  sollen  die  Staatsoberhäupter  sein:  „em-  Schwerpunkt  der  Taktik  in  der  grossen  Artille- 
peteurs  jH»nr  gouverner,  maitres  pour  instrnire  rie  liegt,  nicht  ausreichen.  Sonach  kann  nur 
et  pretres  pour  saeriiier.1-  Wie  in  China,  so  durch  ein  geworbenes  stehendes  Heer,  das 
ist  aiK-n  im  Staate  der  natürlichen  Ordnung  der  allein  unter  dem  Befehle  des  iibsolutcrt  l.audes- 
Monanh  Je  seul  pontife",  und  die  höchste  fürsten  steht,  dein  militärischen  Bedürfnisse 
Staatsform  drückt  sich  aus  in  der  „theoeru-  eines  Landes  genügt  werden.  Zur  Aufstellung 
tie.  uni  a  fixe  invariablement  par  poids  et  par  und  zum  littet  halte  einer  solchen  Armee  bedarf 
nicHire  les  droits  et  les  devoirs  reciproijues  des  1  es  entsprechender  Mittel.  Diese  sind  durch 
hommes  rettnis  en  societc.-  eine  Geldabgahe  ans  dem  Kreise  der  Staats- 

Die  positive  Ordnung.  Kin  echtes  I  bürger  an  Stelle  der  persönlichen  Milizptiicht 
.gonvernement  econornique"  steht  mit  dem  einen  i  zu  erheben.  Je  reicher  das  Volk,  desto  mehr 
Fusse  in  den  ewige«  und  fundamentalen  t Je-  1  bedarf  es  des  militärischen  Schlitzes,  desto 
setzen  der  Natur  und  mit  dem  anderen  in  der  leichter  wird  es  aber  auch  wieder  die  Abgaben 
der  Zweckmässigkeit  unterworfenen  positiven !  dafür  aufbringen  können.  Sonach  sind  es  im 
Gesetzgebung.  Jene  haben  allgemeinen  ('ha-  .(«runde  die  Heichtümer  des  Volkes,  welche  sich 
rakter  und  besitzen  keine  andere  Gewalt  als  selbst  schützen.  Auf  deren  Vermehrung  muss 
ihre  Evidenz,  wodurch  sie  sich  der  Vernunft  daher  das  Augenmerk  der  Regierung  auch  zur 
empfehlenswert  ma<ahen,  die  anderen  müssen  Erhöhung  ihrer  eigenen  Macht  und  ihres  Au- 
buchstäblich  ilitteialenient)  beobachtet  werden  sehens  gerichtet  sein. 

und  sind  mit  obrigkeitlichem  Zwange  verbun-  Neben  dem  Schutze  nach  aussen  steht  der 
den:  die  ersteren  stellen  bloss  Belohnungen  in  Hechtsschutz  im  Innern.  Die  bisherige 
Aussicht,  die  anderen  dagegen  drohen  Strafen  j  Jurisprudenz  hat  den  Fehler  begangen,  fast 
an.  Die  positiven  oder  buchstäblichen  Gesetze  !  ausschliesslich  die  positive  Gesetzgebung  zu 
sind  gleichsam  Vollziehnugsverordnungen  der  1  berücksichtigen.  Das  ist  unzureichend  „L'etude 
natürlichen  Gesetze,  sie  sind  ..reforniables  et  de  la  jurisprudence  humaine  ne  suftit 
passiigeres"  und  gehen  vom  Menschen  ans.  I  pas  pour  former  les  hommes  dEtat;  il  est 
Nichts  Schlimmeres,  als  wenn  die  positiven  (Je-  i  necessaire  que  eenx  «[Iii  sc  destiuent  aux  ein- 
setze sich  an  Stelle  der  unvergänglichen  natür- 1  plois  de  l'administration  sociale  soient  assit- 
lichen  setzen  wollen.  Von  die-en  letztereu  gilt  |  jettis  a  Fetude.  de  l'ordre  naturel  le  plus  avan- 
der  Satz:  „Ex  natura,  jus.  et  legen ;  ex  nomine,  i  tageux  aux  hommes  rennis  en  soeietc."  Ein 
arbitrium,  regimen.  et  coercitio",  den  Ujiesnay  Hauptübelstand  ist  die  Kostspieligkeit  der 
als  Motto  auf  das  Titelblatt  der  von  Du  Pont  Rechtspflege.  Eigentlich  sollten  alle  staatlichen 
besorgten  Sammlung  Heiner  iQuesnays)  ökonomi-  Gebühren  wegfallen,  was  am  besten  dadurch 
sehen  Schriften  („Physiocratie'',  17(i8i  gesetzt  hat.  erzielt  werden  könnte,  dass  die  höhereu  Recht  s- 
Anders  bei  den  positiven  Gesetzen,  welche  reines  i  und  Verwaltungsfunktiouen  im  Wege  des 
Meuschenwerk  sind  und  »ich  sowohl  nach  den  Ehrenamtes  unentgeltlich  durch  die  Gruudbe- 
r iiistünden  wie  nach  den  natürlichen  Principien  !  sitzerklasse  erfüllt  würden.  Ist  doch  die  Würde 
zn  richten  haben.  Der  Schweqmukt  liegt  bei  1  der  Rechtsprechung  wesentlich  davon  abhängig, 
dieser  Materie  mehr  in  der  Praxis,  weniger  in  j  dass  sich  kein  Erwerbsinteresse  der  Beamten 
der  Wissenschaft,  und  es  erklärt  sich  daraus,  j  hineinmischt.  Auch  haben  die  grossen  Besitz- 
dass  sie  von  Quesuay  nicht  so  eingehend  be-  !  tümer  der  Grundeigner  keineswegs  die  Bestim- 
haudelt  worden  ist.  i  mung.  im  arbeitslosen  Müssiggangc  genossen 

An  der  Spitze  des  „ordre  positif"  steht  der  I  zu  werden.   Sie  sind  gewissermassen  die  Gegen- 
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^abe  für  die  freiwillige  Uebeniahiue  der  richter- 
lichen, militärischen  und  sonstigen  Staatsäniter. 
Von  der  Sorge  für  den  Erwerb  befreit,  kann 
diese  Klasse  ni  unparteiischer  Weise  auch  da- 
rüber wachen,  dass  nicht  durch  die  Kniffe  er- 
werbsgieriger Unterbeamten  sowie  der  Sach- 
walter der  Gerichtsgang  verschleppt  und  da- 
durch unnötig  verteuert  wird.  Die  Recht- 
sprechung geschieht  im  Namen  des  Monarchen. 
Es  ist  nicht  gut,  sie  ausschliesslich  den  bloss 
nach  Rücksichten  des  positiven  Rechtes  urtei- 
lenden souveränen  Gerichtsbehörden  zn  Uber- 
lassen; dagegen  ist  es  ganz  angebracht,  wenn 
jedes  vom  Laudesberrn  im  Einklänge  mit  der 
natürlichen  Ordnung  erlassene  Gesetz  erst 
nach  erfolgter  Einregistriemng  in  die  Akten 
der  höheren  Gerichtshöfe  verbindliche  Kraft  er- 
langt. 

Eine  ganz  besondere  Wichtigkeit  fällt  der 
Pflege  des  Unterrichts  zu.  Die  Unwissen- 
heit ist  nicht  nur  die  Ursache  alles  Uebels,  sie 
ist  geradezu  ein  Verbrechen  (crime)  an  sich 
selbst  und  muss  daher  mii  allen  Mitteln  be- 
kämpft werden.  Das  erste  positive  Gesetz, 
welches  eine  Regierung  daher  zu  erlassen  hat. 
ist  das  Gesetz  über  den  öffentlichen  Unterricht. 
Nicht  nur  soll  der  Despotismus  selbst  aufge- 
klärt sein,  er  soll  auch  das  Volk  aufklaren. 
Dieses  wird  sich  um  so  williger  den  zu  seinem 
Nutzen  erlassenen  Verordnungen  nnterwerten. 
je  mehr  es  deren  Uebcreinstimmung  mit  der 
natürlichen  Ordnung  wahrnimmt.  Andererseits 
wird  man  auch  wieder  nicht  wagen,  ein  Gesetz 
einzuführen,  dessen  Absurdität- jeder  Bürger 
einsehen  kann.  Nach  dein  Vorbilde  Cbiuas  hat 
dieser  allgemeine  Vnlksunterricht  ein  zwaiiga- 
miissiger  zu  sein.  Je  aufgeklärter  auf  solche 
Weise  ein  Volk  geworden  ist,  desto  mehr  wird 
bei  ihm  der  „ordre  naturel"  massgebend  und 
der  „ordre  positif"  regelmässig  sein,  zn  (iunsten 
der  Macht  und  der  Wohlfahrt  (force  et  pros- 
peritei  der  Gesellschaft,  als  der  beiden  Zielpunkte 
aller  Politik. 

3.  Politische  Oekonomtk.  Dieselbe  fällt 
hei  Quesnay  mit  der  Politik  zusammen.  Im- 
merhin bilden  die  einschlagenden  Umstände  eine 
besondere  Materie,  welche  in  ähnlicher  Weise 
den  physischen  Gesetzen  nntertallt  wie  die  ethi- 
schen und  rechtlichen  .Stoffe  den  moralischen.  Die 
hierhergehörigen  Abhandlungen  einzeln  aufzu- 
zählen, würde  zu  weit  fiibreu.  Ich  verweise 
diesbezüglich  auf  meine  Ausgabe  der  „Oeuvres 
de  Quesnay." 

Natürliche  Ordnung.  „Um  was  han- 
delt es  äich  im  Grunde  hinsichtlich  der  Wohlfahrt 
iprosperitc)  einer  Nation  ?a  so  fragt  Quesuay, 
und  er  giebt  zur  Antwort:  „de  cultiver  la  terre 
«vec  le  plus  grand  succes  posgible,  et  de  pre- 
server  la  societc  des  voleurs  et  des  mechuiits." 
Die  letztere  Aufgabe  falle  in  das  Gebiet  der 
bürgerlichen  Gesetzgebung,  wogegen  die  erstere 
durch  das  Eigeninteresse  (inter*'t  i  geregelt 
werde.  Die  oberste  Maxime  und  zugleich 
das  erste  aller  Grundrechte  für  das  Indi- 
viduum besteht  dnrin:  „de  faire  sou  sort  le 
meilleur  qui  lui  soit  possible  «ans  Usurpation 
sur  le  droit  d'avttrui."  Diese  geheiligte  Frei- 
heit (liberte  sacree)  könne  betrachtet  werden 
als  das  „resume  de  tons  les  droits  de  rhomme.u 
Sie  drückt  sich  iu  der  Forderung  der  vollen 
Berufs-  und  Gewerbefreiheit  für  die  Individuen 


wie  der  vollen  Gebranchsfreiheit  bezüglich  de* 
Eigentums  aus  Alles  immerhin  unter  dem  Vor- 
behalte, dass  dadurch  die  Rechte  anderer  nicht 
verletzt  werden.  Dass  dies  nicht  geschehe,  da- 
für hat  der  „ordre  positif"  zu  sorgen  mit  seiner 
administrativen  Zwangsgewalt.  Denn,  und  dies 
wird  von  Quesnay  besonders  betont,  die  Freiheit 
eines  Unmündigen  oder  Thörichten  ünsense) 
müsse  durch  die  positive  Gesetzgebung  eines 
jeden  Staates  unterdrückt  bezw.  in  Schranken 
gehalten  werden. 

Alle  wahre  wirtschaftliche  Thätigkeit  l»e- 
steht  nun  gewissermassen  im  Ackerbau,  denn 
„la  culture  de  la  terre  produit  de  tout  ce  qu'on 
peut  desirer  pour  la  vie  des  hounues  »:t  pour 
le  culte  des  Dieux".  Daher  der  oberste  \\  ahl- 
spruch  des  Systems:  J'agricultnre  est  la  source 
de  toutes  les  richesses".  oder,  da  der  Ackerbau 
nur  die  zielbewusste  Aneignungsweise  der  im 
Boden  angehäuften  Geschenke  der  Natur  idons 
de  la  nature)  ist:  „la  terre  est  l'uuique  sotm  e 
des  richesses."'  Mit  dein  Beiworte  „unique"  soll 
der  Gegensatz  zu  der  schon  damals  mit  Eifer 
vertretenen  (keineswegs  erst  durch  Adam  Smith 
eingeführten)  Annahme  betont  werden,  dass 
Land  bau  und  Industrie  (bezw.  Handel)  gemein- 
sam als  Quellen  des  Reichtums  aufzufassen 
seien.  Letzteres  war  n.  a.  die  Meinung  des 
Pariser  Handelsiiitendanten  Gournay.  Dem 
gegenüber  drückt  sich  der  Standpunkt  Quesnays 
in  den  Worten  aus:  „Le  commerce  ainsi  que 
la  main-  d'<envre  n'est  qu'une  branche  de  l'agri- 
culture."  Die  übliche  Trennung  dieser  Elemente 
beruhe  auf  falscher  Abstraktion.  Daraus  wird  dann 
gefolgert,  dass  nach  den  Regeln  des  .,ordre 
natureP  nur  solche  Manufakturen  und  uur 
solcher  Handel  als  zulässig  zu  erachten  seien, 
welche  einheimische  Robstoffe  verarbeiten  oder 
in  Verkehr  setzen.  Bringt  der  Handel  aus- 
ländische Rohstoffe  und  Lebensmittel  herbei  und 
werden  dieselben  von  den  inländischen  Indus- 
trieen  verarbeitet  oder  verbraucht,  so  ist  dies 
ein  dem  einheimischen  Landbau  und  damit  der 
ganzen  nationalen  Gesellschaftsordnung  höchst 
gefährlicher  Zustand,  dem  die  positive  Gesetz- 
gebung mit  allen  Mitteln  entgegenzuwirken 
hat.  flenn  „tont  ce  qui  est  desav  an  tagen  x  ä 
ragricultnre  est  prejndiciablc  ä  la  nation  et  a 
l'Etat  et  tout  ce  qui  favorise  l'agriculture  est 
profitable  ä  l'Etat  et  ä  la  nation":  ein  Gedanke, 
der  auch  in  dem  Motto  zum  Ausdruck  gelangt: 
„pauvre  paysan,  pauvre  royaume, 
pauvre  royaume,  pauvre  röi/' 

Handel  und  Industrie  verdienen  keine  Pro- 
tektion :  schaffen  sie  doch  nicht  neuen  Reichtum, 
sondern  wandeln  nur  bestehende  Stoffe  um  oder 
bringen  ihn  von  Ort  zu  Ort,  sie  sind  daher  sich 
selbst  zu  überlassen. 

Auf  dieser  Grundanschauung  baut  sich  uun 
die  soziale  Gliederung  des  „royaume  agricole", 
in  welchem  allein  ein  ,.gouvernement  economi- 
que"  möglich  ist,  auf. 

Drei  Hauptklassen  sind  es,  in  welche 
die  Bevölkerung  nach  der  natürlichen  Ordnung 
zerfällt;  sie  sind  nach  der  Art,  nicht  nach  der 
Grosse  des  Besitzes  abgeteilt.  Unterhalb  dieses 
Aufbaues  bewegt  sich  dann  noch  eine  grosse 
besitzlose  Bevölkerungsschicht.  die  zwar  für  die 
allgemeine  Wohlfahrt,  weniger  aber  für  den 
i  Reichtum  als  solchen  iu  Betracht  fällt. 

Die  erste  und  sozial  am  höchsten  stehende 
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Bevölkerungsklasse  ist  die  bereife  hiusichtlieh 
ihrer  politischen  Stellung  gewürdigte  Klasse 
der  G  r  n  n  d  b  e  *  i  t  z  c  r  belasse  deH  proprietaires). 
Sie  steht  mit  dem  einen  Fnssc  in  der  Staats- 
verwaltung, mit  dem  anderen  im  Wirtschafts- 
leben. Dort  ist  sie  die  einzige  Trägerin  der 
politischen  Rechte  und  Pflichten,  hier  betreibt 
sie  zwar  den  Ackerbau  nicht  selbst,  der  viel- 
mehr von  einer  besonderen  Pächterklasse  aus- 
geübt wird:  indessen  behalten  die  Grundeigen- 
eigentümer  immer  die  höhere  Administration 
ihrer  Gilter.  Sie  haben  den  Boden  anfänglich 
urbar  gemacht,  dann  die  Gebäude  errichtet  und 
sind  noch  heute  damit  beschäftigt,  die  Land- 
güter durch  Knt-  und  Bewässerungsanlagen  etc. 
zu  meliorieren,  durch  Schutzwaldnngen,  Kanäle. 
Wege  u.  dergl.  m.  in  ihrem  Wert  zustande  zu 
erhöhen.  Diese  Anlagen  erfordern  ircwisse 
grössere  Grundaualagen  idepeuses  foncieres), 
welche  ihneu  verzinst  werden  müssen.  Der 
Reinertrag  iproduit  net),  welcher  ihnen  in  der 
Form  des  Pachtgeldes  von  der  den  Ackerbau 
betreibenden  Bevölkerungsklasse  gezahlt  wird, 
setzt  sich  daher  zusammen  einesteils  aus  dem 
Werte  der  durch  die  ursprüngliche  Fruchtbar- 
keit lies  Bodens  dargebotenen  jährlichen  Ge- 
schenke der  Natur  und  anderenteils  aus  den 
Zinsen  der  zur  Erhöhung  des  Ertrages  aufge- 
wendeten „depenses  foncieres".  Die  Gesamtheit 
der  jährlichen  Reinerträge  machen  die  verfüg- 
baren Keii -Miltner  (richesses  disponibles!  der  Ge- 
sellschaft aus:  sie  werden  nach  Abzug  der 
Stenern  zur  Hälfte  an  die  Ackerbauklasse  mid 
zur  anderen  Hälfte  an  die  Industriellen-  und 
Handelsklasse  in  Gegentans<  h  für  Lebensmittel 
und  Fabrikute  abgegeben  .le  grösser  der  Rein- 
ertrag des  Bodens,  desto  grösser  die  disponiblen 
Heii  litiimcr.  desto  grösser  der  auf  jeden  Aus- 
gahezweig  fallende  Anteil,  desto  blühender  der 
Landbau  und  die  Gewerbe.  Sonach  steigt  und 
sinkt  mit  dem  prodnit  net  die  gesamte  Volks- 
wirtschaft eines  Landes.  Vom  Standpunkte  der 
Produktivität  aus  betrachtet,  nimmt  die  Gruud- 
besirzerklasse  eine  mittlere  Stellung  zwiseheu 
produktiver  und  steriler  Klasse  ein.  Sie  ist 
eine  „classe  mixte'.  Hinsichtlich  ihrer  politi- 
schen Funktionen  kann  sie  zur  unproduktiven, 
bezüglich  ihrer  ländlich  administrativen  Thiitig- 
keit  zur  produktiven  Klasse  gerechnet  werden. 

Die  zweite  Bevölkeruugsklasse  ist  diejenige 
der  eigentlichen  Ackerbauer,  welcher  von 
Quesnay  der  Name  der  produktiven  Klasse 
•  lasse  productivei  beigelegt  wird.  Die  Acker- 
bauer zerfallen  in  zwei  grosse  Gruppen,  einmal 
in  die  Kleinbauern,  welche  die  kleine  Kultur 
ipetite  eulturel  in  der  Form  der  Halhseheid- 
parht  metayagej  mit  Ochseu  betreiben.  Diese 
Form,  wo  der  Arbeiter  besitzlos  ist  und  nur 
seine  Arbeitskraft  einschliesst,  bringt  keinen 
Keinert rag,  sondern  höchstens  den  notdürftigsten 
Lebensunterhalt  für  Arbeiter  und  Besitzer  her- 
vor. Sie  ist  leider  in  Frankreich  noch  vor- 
herrschend und  für  den  Wohlstand  eher  schäd- 
lich als  förderlich  zu  erachten.  Anders  steht 
e«  mit  der  eigentlichen  produktiven  Klasse,  dem 
Pachterstande  nach  englischem  Muster,  der 
auch  schon  in  einigen  Gegenden  Frankreichs 
vorkommt,  z.  B.  in  der  Picardie  und  Normandie. 
Dieser  setzt  umfangreichere  Güter  voraus  und 
betreibt  den  Landbau  nach  den  Kegeln  der 
grossen  Kultur   igrande  eultnre),   d.  h.  mit 


Pferden  und  mit  eigenen  Betriebskapitalien. 
Letztere  sind  die  „richesses  d'exploitation  de 
la  culture  du  cru'\  die  ihrerseits  wieder  zer- 
fallen in  die  „avances  primitives''  und  in  die 
„avances  annuelles".  Die  ersteren.  die  von 
Quesnay  im  Durchschnitt  als  fünfmal  grösser 
angenommen  werden  als  die  letzteren,  beziehen 
sich  auf  die  mehr  dauernden  Betriebsmittel, 
wie  Maschinen,  Viehstand  und  dergl.  Die  letz- 
teren umfassen  vornehmlich  die  Arbeitslöhne. 
Damit  der  Ackerbau  floriert,  ist  es  notwendig, 
dass  die  produktive  Klasse  einen  möglichst  hohen 
Zins  für  ihre  Einschüsse  aus  dem  Ertrage  zieht. 
Quesnay  nimmt  an,  dass  der  Zins  sich  im  Minimum 
auf  10%  für  die  „richesses  d'exploitation"  inkl. 
Amortisationsqnote  stellen  müsse,  wenn  kein  Ver- 
fall der  Landwirtschaft  eintreten  solle.  Je  wohl- 
habender der  Pächter,  desto  leichter  wird  es 
ihm,  einen  hohen  Pachtzins  au  den  Grund- 
eigentümer abzuführen,  der  ihm  ans  den 
„ncheases  disponibles"  wieder  zur  Hälfte  direkt 
und  zur  anderen  Hälfte  indirekt  auf  dem  Um- 
wege der  industriellen  oder  Handel  treibenden 
Klasse  zufliesst.  Die  bevorzugte  Eigentümlich- 
.  keit  des  Landbaues  besteht  also  darin,  dass 
'derselbe  ausser  dem  Ersätze  der  Arbeitskosten 
und  dem  angemessenen  Zinse  für  die  Betriebs- 
fonds noch  einen  Reinertrag  (prodnit  net!  zu 
Gunsten  der  übrigen  Volksklassen  hervorbringt. 

Als  dritte  Klasse  reiht  sich  sodann  die- 
jenige der   Mantifakturisten    und  Han- 
delsleute an.    Als  blas»  umwandelnd  oder 
ortsverändernd  kann  sie  auf  den  Charakter  der 
Produktivität  nicht  Anspruch  erheben;  sie  wird 
|  daher  mit  dem  Namen  der  sterilen  Klasse 
'  iclasse  sterilei  belegt.    Nicht  als  ob  ihre  Leis- 
I  Hingen  wertlos  wären.    Allein  der  von  ihr  er- 
;  zeugte  Wert  wird  ausgeglichen  durch  den  wäh- 
rend der  Arbeit  geschehenen  Nabrungsaufwaiid  ; 
j  ein  l'eberschnss  wie  beim  Landbau  findet  nicht 
I  statt        Diese    Klasse   hat   naturgemäss  nur 
Anspruch  auf  eine  entsprechende  Arbeitsver- 
gütiing  igage.  salaire  ,  daher  auch  der  Name 
..«■lasse   salariee''.     Wo   diese    Klasse  darüber 
hinaus  einen  Gewinn  macht,  da  geschieht  es 
immer  auf  Kosten  der  anderen  Bevölkcrungs- 
schii  hten :  derselbe  ist  also  aus  l'ebervoi  teilnng 
:  entstanden.    Die  Ansammlung  dieser  Gewinne 
führt  zu  den  ..richesses  pecuuiaircs".  die,  sobald 
sie  den  Umfang  der  für  den  Vertrieb  und  die 
Umwandlung  der   einheimischen  Landbaupro- 
dukte erforderlichen  Betriebsfonds  übersteigen, 
schädlich  auf  den  Wohlstand  der  Nation  ein- 
wirken.   Gegenüber  den  im  Landbau  angelegten 
„richesses  reelles"  oder  rveritables  richesses" 
stehen  sie  als  „richesses  tictives"  oder  „riches- 
ses steriles'1  da.    Leider  hat  die  in  allen  Län- 
dern   zur  Zeit    herrschende  merkantilistische 
Volkswirtschaftspolitik  es  gerade  auf  die  Ver- 
mehrung   dieser    schädlichen  Vermögensarten 
abgesehen  und  darüber  den  Lnndbati  der  zu 
seiuer  Kultur  erforderlichen  Kapitalien  beraubt. 
Ja,  die  Unnatur  ist   so  weit  gegangen,  dass 


')  Quesnay  versinnbildlicht  die  Wesens- 
eigeutümlichkeiten  der  drei  Produkfionsabtei- 
Inngen  folgendermassen.  Seitens  der  Erde  finde 
eine  ..creation'"  bezw.  „generation'"  statt,  durch 
den  Agrikulturbetrieb  eine  „miiltiplicatiou"  und 
durch  die  Verarbeitung  der  sterilen  Berufsarten 
bloss  eine  „addition"  von  Reichtum. 
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sich  ganze  Staatengebilde  auf  dieser  schwan- 
kenden Grundlage  aufgebaut  balien,  das  sind 
die  ephemeren  kleinen  Handclsrepubliken,  wie 
Hamburg,  Genua,  Venedig.  Holland  mit  ihrer 
karthagischen  Verfassung.  Diese  Haudelsstaaten 
sind  im  Grunde  nur  die  Bureaus  oder  Haupt- 
niederlassungen einer  über  den  ganzen  Erdball 
verstreuten  Handelsrepublik  aller  Grosskanfleute, 
deren  Interesse  stets  mit  dem  Interesse  des 
Landes,  in  dem  sie  wohnen,  in  Widerstreit 
steht,  deren  Vaterland  das  Geld  und  der  Han- 
del ist  und  die  daher  ohne  den  grössten  Scha- 
den der  betreffenden  Nationen  von  den  Regie- 
rungen nicht  bevorzugt  werden  dürfen.  I)ie 
Eigenschaft  als  Fremdlinge  kommt  den  einhei- 
mischen wie  den  auswärtigen  Wiederverfcaufs- 
häudleru  in  gleichem  Masse  zu.  Es  ist  daher 
falsch,  wie  die  alte  Handelspolitik  es  thnt.  hier 
einen  Unterschied  zu  Guiisteu  der  einheimischen 
zu  machen.  Im  Gegenteil,  man  soll  die  Kon- 
kurrenz der  auswärtigen  Kauflente  heranziehen, 
damit  die  Gewinne  der  inländischen  Händler, 
die  nicht  weniger  auf  Kosten  der  Nation  gehen, 
herabgemindert  werden.  Am  besten  ist  es  aber, 
wenn  ein  Staat  möglichst  wenig  auswärtigen 
Handel  hat.  Ganz  ist  derselbe  jedoch  nicht 
zu  entbehren,  weil  ein  Volk  nicht  alle  Arten 
von  Gütern  produzieren  kann  und  weil  der 
internationale  Verkehr  auch  zur  Regulierung 
der  1 'reise  im  Inland  nötig  ist. 

Die  Grundbesitzer,  die  Landwirte  und  die 
kaufmännischen  Herufsarten  sind  die  drei 
Hauptklasscn  der  Gesellschaft,  aber  sie  sind 
nicht  die  einzigen.  Daneben  steht  noch  die 
besitzlose  Bevölkerung,  „tjui  est  In  plus  nom- 
breuse-.  Das  sind  die  „de  mi  er  es  <  lasse s 
de  citoyens",  auch  „petit  peivple"  oder  „bu* 
peuple'-  genannt.  Ihr  Lohneinkommen  ent- 
sprü  ht  ihrem  Subsisteuzaufwnnde :  und  da- 
durch, dass  ihre  Konsumtion  auf  inländische 
Nahrungsmittel  hingelenkt  wird,  wodurch  sieh 
deren  Absatz  und  Dreis  erhöht,  tragen  sie  iu- 
direkt  zum  Gedeihen  des  Landbuues  und  damit 
iles  allgemeinen  Wohlstamles  bei.  Ks  gilt  also, 
diese  Hevölkeruiiffsschieht  vielmöglichst  dem 
Lande  zu  erhalten  und  namentlich  deren  Kon- 
sumtion nicht  auf  auswärtige  Produkte  zu 
lenken. 

Sonach  haben  wir  beim  gesellschaftlichen 
Aufbau  ijncauay*  eigeutlieh  im  ganzen  vier 
Klassenlagen  zu  unterscheiden,  deren  Interesseu 
von  Haus  aus  keineswegs  alle  in  l Vb.-reinstim- 
niung  stehen  Dein  gleichen  liitciessenzuge 
folgen  die  Grundbesitzer  und  Landwirte,  deren 
Gedeihen  mit  demjenigen  des  Lnudhaues  ge- 
meinsam verknüpft  ist.  Aber  auch  die  besitz- 
lose arbeitende  Hevölkerung  hat  kein  diesen 
beiden  Klassen  entgegengesetztes  Interesse  Denn 
da  ihr  Lohu  genau  mir  dem  Preise  der  Nah- 
rungsmittel steigt  und  fällt,  so  wird  sie  selbst 
von  einem  hohen  Freisstande  des  Getreide-  nicht 
betroffen,  dafür  erfreut  sie  sieh  hes-cicr  Arbeits- 
gelegenheiten, wenn  die  Zahlungsfähigkeit  der 
Landwirte  und  Grundbesitzt  *r  steigt.  Diese 
Nachfrage  schrumpft  zusammen,  wenn  die  Nah- 
rungsmittel niedrig  im  Preise  stehen:  dann 
sinkt  der  Arbeitslohn  und  damit  auch  die  Kmi- 
sumtioiiskraft  dieser  He  Völkern  ngsschicht. 

Eine  ganz  selbständig.  Stellung  nimmt  da- 
gegen die  dritte  Schicht,  die  .(lasse  sterile-, 
ein.   Hier  ist  zunächst  das  Interesse  des  Handels 


als  solchen  von  dem  Interesse  der  Personell,  die 
ihn  betreiben,  scharf  zu  unterscheiden.  Es  sei 
ein  vollkommener  Irrtum,  anzunehmen,  dass 
beides  zusammenfalle,  vielmehr  gelte  hier  der 
Satz:  _qne  linteret  partienlier  des  tratiqtiants 
est  toujonrs  oppose  ä  celui  de  l'agriculturc  et 
du  commerce."  Der  Handel  in  seinem  natür- 
lichen Verhältnisse  bestehe  in  dem  Verkehre 
des  Verkäufers  erster  Hand  iveudeur  de  la 
premiere  mainj  und  des  Konsumkäufers  ache- 
teur  consoininatenrl  ohne  Zwischenglied.  Da 
dräng«  sich  uun  künstlich  der  Zwischenhändler 
(commenjant  revcudeiir.  trniiquant)  dazwischen, 
der  zwar  in  manchen  Fällen  nicht  entbehrt 
werden  könne,  der  aber  vom  Standpunkte  des 
allgemeinen  Volkswohles  aus  höchstens  als 
ein  notwendiges  Uebel  zu  betrachten  sei. 
Während  der  Handel  als  solcher  die  Hestim- 
mung  habe,  dem  Produzenten  den  gleichen  Preis 
zukommen  zu  lassen,  den  der  Konsument  zahlt, 
d.  h.  dein  erstereu  den  höchstmöglichen  und 
dein  letzteren  den  niedrigstmöglicben  Preis  zu 
verschaffen,  so  strebe  der  Händler  umgekehrt 
dahin,  aus  der  Verschiedenheit  dieser  Preise 
einen  illegitimen  Gewinn  zu  ziehen.  Er  suche 
dein  Verkäufer  erster  Hand  den  Preis  zu 
drücken  und  dem  Käufer  letzter  Hand  denselben 
vielmöglichst  in  die  Höhe  zu  schrauben,  statt 
sich  mit  einem  billigen  Lohne  für  seine  Vei- 
mittelungsthätigkeit  zn  begnügen.  Diese  ent- 
gegenstehenden Interessen  zu  vereinigen,  gebe 
es  nur  ein  Mittel,  „ce  nioven  est  la  plus  gründe 
com  urrence  possible-  Durch  die  Konkurrenz 
der  Kaulleute  unter  einander  werden  nach  der 
Meinung  tynesuays  die  Gewinne  derselben  so 
erniedrigt,  dass  nur  in  ich  ein  billiger  Lohn 
igagei  übrig  bleibt.  Wo  daher  ein  reicher 
Kaiifmanusstaud  bestelle,  da  liege  darin  ein 
Zeichen,  dass  der  Handel  durch  Privilegien  auf 
Kosten  der  übrigen  Produktionszweige  unnatür- 
lich begünstigt  wurden  sei:  denn  an  und  für 
sich  ist  der  Handel  steril  und  kann,  anders  wie 
der  Ackerbau,  keine  selbständigen  Reichtümer 
schatteu.  also  auch  nicht  seine  Vertreter  reich 
machen. 

Die  Verkennung  der  wahren  Natur  des 
Handels  hängt  mit  einer  irrigen  Auffassung  des 
G  eldes,  das  man  oft  mit  Heichtuin  verwechselt, 
zusammen.  Man  sucht  aber  im  Geldc  nicht  d;»s 
Geld  als  solches,  sondern  nur  andere  Waren, 
die  es  vertritt  und  die  den  eigentlichen  Reich- 
tum bilden,  einzutauschen.  Jeder  Kauf  eiuer 
Ware  ist  zugleich  Verkauf  einer  oder  mehrerer 
anderer  Waren  und  umgekehrt.  Nur  dann 
kommt  ein  Kauf  zu  stände,  wenn  beide 
Teile  einen  Vorteil  aus  der  Aneignung  der 
andereii  Ware  zu  ziehen  hoffen.  An  und  für 
sieh  aber  erzeugt  der  Handel  keine  neuen  Werte, 
und  der  Austausch  ist  daher  dem  allgemeinen 
Durchschnitte  nach  ein  ..eehange  de  valenr  ponr 
valenr  egale  ',  ohne  Gewinn  auf  beiden  Selten. 
Was  nun  für  den  Kinzelvcikehr  gilt,  das  trifft 
auch  auf  den  Verkehr  von  Nation  zu  Nation  zu. 
Die  sogenannte  Handelsbilanz  (halanee  en 
argent  de  commerce;  ist  nach  l^uesnay  „une 
chimere  des  speculaieurs  polithjues."  Wo  ein 
derartiger  Gewinn  der  Kauflente  im  internatio- 
nalen Verkehre  vorkommt,  da  kann  man  als 
sicher  annehmen,  dass  derselbe  in  erster  Linie 
das  Ergebnis  innerer  Handelsprivilegieii  ist  und 
also  zum  Schaden  der  einheimischen  Produktion 
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erworben  wurde,  weniger  auf  Kosten  de«  Aus- 
landes. Ueberhaupt  sei  auch  im  internationalen 
Verkehre  die  Annahme  irrig,  als  könne  ein 
Tausch  vorkommen,  wo  der  eine  Teil  bloss  ge- 
winnt, der  andere  bloss  verliert,  Denn,  so  ruft 
QueMiay  emphatisch  aus:  _Un  Dien  juste  et 
bon  a  voulu  que  cela  fut  impossible/ 

Den  Angelpunkt  der  ganzen  volkswirtschaft- 
lichen Theorie  Quesnays  bildet  die  Preis  lehre. 
Entgegen  der  kolbertistischen  Praxis,  den  Ge- 
treidepreis  durch  Ausfuhrverbote  niedrig  zu 
halten,  damit  der  industrielle  Arbeiter  billiges 
Brot  und  die  Manufaktur  niedrige  Löhne  habe, 
stellt  Quesnay  den  Satz  au  die  Spitze  seiner 
Doktrin:  „II  u'y  a  que  le  haut  prix  qiii 
puisse  proeurer  et  maintenir  l'opulence  et  la 
population  d  un  royuume  par  les  nucc.es  de  1  agri- 
culture.  Voilä  l'alpha  et  Iomega  de  la  seience 
economiqne.u  Denn  wenn  der  Landmann  zu 
gutem  Preise  verkaufen  kanu,  so  ist  er  im 
stände,  seiue  Betriebsmittel  angemessen  zu  er- 
gänzen oder  zu  vermehren,  daneben  einen  hohen 
prodnit  net  an  die  Grundbesitzerklassen  abzu- 
liefern, die  industrielle  Klasse  und  die  arbeiten- 
den Bevülkerungsschichteii  in  Brot  zu  setzen 
nnd  auf  solche  Weise  allgemeinen  Wohlstand 
herzustellen.  Anders  heim  niedrigen  Preise  der 
Ackerhuuprodukte.  Die  Landwirte  werden  ihren 
Betrieb  und  damit  die  Produktion  dann  ein- 
schränken, ja  eventuell  Raubbau  treiben  müssen 
nnd  alle  \\  elt  wird  au  Zahlungsfähigkeit  ver- 
lieren. Em  seine  wohlthütigeii  Wirkungen  zu 
entfalten,  genügt  nicht  eine  vorübergehende 
Steigerung  des  Preises;  derselbe  muss  vielmehr 
dauernd  hoch  sein.  Die  heftigen  Schwan- 
kungen im  Auf  und  Nieder  sind  ebenso  schäd- 
lich, wie  ein  dauernd  niedriger  Preissrand  (Les 
uon  valeurs  et  les  grandes  Variation*  des  prix 
des  grains  detruisent  1'agriculture.)  Beiden  Kx- 
treiuen  kann  durch  eine  angemessene  Hundeis- 
politik abgeholfen  werdeu.  Mau  muss  die  Aus- 
tnhr  des  Getreides  freigebeu,  dann  ist  vorge- 
sorgt,  dass  der  Preis  durch  innere  l'clterpro- 
duktion  nicht  herabgedrUekt  wird.  Er  erhebt 
Mch  dann  auf  die  nur  wenig  sehwankeude 
.Skala,  welche  im  internationalen  Verkehre  Gel- 
timg  hat.  Daher  der  Satz  „le  principe  de  tous 
ces  progres  est  donc  l'cxportution  des  denrees 
du  cru."  Für  die  Ausfuhr  müssen  nun  aber 
andere  Waren  eingeführt  werdeu,  und  du  dies 
nicht  Rohprodukte  sein  können  noch  sollen,  so 
wählt  man  dazu  am  besten  Mannfakturerzeug- 
nisse. Ganz  im  Gegensätze  zur  merkuntilisti- 
schen  Handelspolitik,  welche  den  Passivhandel 
in  Rohstoffen  zu  Gunsten  de^  Aktivhandels  in 
Fabrikaten  zu  fördern  suchte,  muss  nach  der 
natürlichen  Ordnung  das  Augenmerk  des  Staats- 
mannes iu  einem  „royaume  agrieole"  vielmehr 
darauf  gerichtet  sein,  „den  aktiven  auswärtigen 
Handel  in  Ijindbauprodukten  zu  begünstigen 
durch  den  passiven  Handel  in  Iudustriepro- 
dukten.  , Voilä  tout  le  mystere  du  commerce.-' 
Die  umgekehrt«'  Politik  soll  man  den  kleinen 
Hände Lsstaaten  überlassen,  welche  kein  eigenes 
Territorium  haben  und  die  daher  notgedrungen 
ihre  Zuflucht  zu  den  sterilen  Gewerbsarten 
nehmen  müssen. 

Iu  einein  gewissen  Zusammenhange  hiermit 
steht  Qnesnays  Lehre  vom  Zins.  Je  höher  der 
Preis  ist,  um  deu  der  Landwirt  seine  Erzeug- 
nisse verkaufen  kann,  einen  desto  höheren  Zins 


kaun  er  sieh  für  seine  BetriebseinschUsse  be- 
rechnen. Schon  oben  wurde  bemerkt,  dass 
Quesnay  denselben  für  die  „richesses  d'exploita- 
tionu  im  Minimum  auf  100(0  ansetzt,  wenn  der 
Ackerbau  nicht  in  Verfall  (deperissementl  ge- 
raten soll.  Wem  das  hoch  dünkt,  dem  wendet 
er  ein,  „que  le  baissement  de  I  interet  de  l'argent 
u'est  point  du  tout,  comme  ou  l'a  peuse.  la 
preuve  d'une  angmentation  de  richesse."  Der- 
selbe steht  nämlich  in  direkter  Bcziehuug  zum 
produit  netu;  ist  dieser,  was  zu  wünschen  ist, 
hoch,  so  wird  es  auch  der  Zins  sein  können. 
Denn  der  Zins  findet  seine  Erklärung  nur  darin, 
dass  man  dafür  ein  Reinertrug  bringendes  Grund- 
stück kaufen  kanu.  Würde  letzteres  nicht  der 
Füll  sein,  so  gäbe  es,  da  das  Geld  an  sich  un- 
produktiv ist.  auch  keinen  Zins. 

Ist  nun  der  allgemeine  Zinsfuss  niedrig, 
so  ist  dies  ein  Zeichen,  dass  bei  den  unproduk- 
tiven Klassen  s<  h'ullicherweise  viele  Gcldreich- 
tüiucr  gespart  wurden,  was  nur  auf  Kosten  des 
Landbaues  geschehen  konnte;  denn  die  Erspa- 
rung eines  Teile*  vom  Jahreseinkommen  entzieht 
der  jährlichen  Produktion  einen  Teil  der  ihr 
sonst  zukommenden  Nachfrage,  wodurch  der 
Preis  der  Produkte  vermindert  wird.  Dadurch, 
dass  diese  Fonds  nun  iu  Manufaktur  und  Handel 
angelegt  werden,  dienen  sie  zur  unnatürlichen 
Verstärkung  der  sterilen  Produktionsarten  und 
drücken  daneben  durch  ihr  massenhaftes  Ange- 
bot auch  den  Zinsfuss  herunter.  Letztens 
bringt  dem  Pächterstande  keinen  Nutzen,  weil 
derselbe  nach  (Quesnay  immer  mit  eigenen  Fonds 
arbeitet  und  dalier  aus  der  Ermässigung  dt  * 
Zinses  in  den  städtischen  Berufsarten  keinen 
Vorteil  ziehen  kann,  vielmehr  dann  am  eigenen 
Zins  eine  Einbuße  erfährt.  Dazu  kommt  im 
übrigen,  dass  die  Kapitalbesitzer  in  Zeiten  des 
Notstandes  nicht  anstehen,  den  Zins  auf  eine 
unnatürliche  Höhe  emporzutreibeu,  und  zwar 
so,  dass  er  »eine  natürliche  Unterlage,  deu  Rein- 
ertrag des  Bodens,  weit  übersteigt.  Dies  ist 
gegen  den  „ordre  natuiel",  und  es  ist  Sache  der 
positiven  Gesetzgebung,  dagegen  Vorkehr  zu 
treffen,  wovon  weiter  unten.  Priueipiell  ist 
Quesnay  gegen  jedwede  Ersparung  epargm-s 
steriles)  eingenommen,  sofern  sie "  nicht  dem 
Landbuu  zu  gute  kommt.  Zumal  die  Anlage 
in  Staatssehuldscheiuen  und  sonstigen  Kredit - 

t;ipieren  ist  verwerflieh,  weil  dadurch  dem 
andbau  seine  produktiven  Fonds  entfremdet 
werden.  Am  besten.fnr  dns  allgemeine  Gedeihen 
ist  es,  wenn  der  Staat  auf  jedwede  Benutzung 
des  Kredits,  selbst  unter  ausserordentlichen  Ein- 
stunden verzichtet  und  in  Notfällen  lieber  un- 
mittelbar un  die  Opferfähigkeil  seiner  Staats- 
bürger appelliert.  Denn  ganz  besonders  von 
diesen  in  Kreditpapienu  angelegten  Vermögen 
gilt  der  Satz,  dass  sie  zu  jenen  leichtflüssigen 
und  leicht  zu  verheimlichenden  Reichtümern 
gehören,  ,.qtii  nc  conuaissent  ni  Roi  ni  Patrie  - 
Positive  Ordnung.  Tu  dieser  Hinsicht 
sollen  zumal  die  Zustände  des  chinesischen 
Staates  vorbildlich  sein,  doch  auch  von  England 
ist  mancherlei  zu  lernen.  Es  ist  irrig,  wenn 
man  der  Anschauungsweise  Quesnuys  Kosmo- 
politismus  und  als  Folge  davon  Vaterlandslosig- 
keit vorgeworfen  hat  Eingekehrt  erhebt  er 
selbst  diesen  Vorwurf  gegen  die  von  ihm  be- 
kämpften IJundelsstaateu.  Allerdings  ist  er  der 
Meinung,  dass  die  Principien  der"  natürlichen 
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Ordnnng  für  tili»;  Staaten  und  Völker  Geltung 
hätten.  Sobald  aber  die  positive  Ordnung  in 
Frage  kommt,  so  versteht  er  unter  «einem 
„royanme  agricole"  immer  sein  Vaterland  Frank- 
reich. Als  wahre  Franzosen  gelten  ihm  bloss 
die  nicht  sterilen  Volksklassen.  Auf  deren  ent- 
schiedene Pflege  (protection  decidee)  habe  es 
der  Staatsmann  infolgedessen  abzusehen,  wäh- 
rend er  die  anderen  sich  selbst  überlassen  müsse. 

Was  die  praktischen  Beförderungsmittel 
im  einzelnen  betrifft,  so  gilt  es  znmal,  die  Vor- 
aussetzungen für  den  grossen  Knlturbetrieb  zu 
srhaffen,  auf  dem  Wege,  dass  die  kleinen 
Pachtgüter  möglichst  in  grosse  Pachtgütcr 
umgewandelt  und  die  inetayage  durch 
die  fernläge  ersetzt  werde  Daneben  sind 
Kanäle,  Landstmssen  und  sonstige  Transport- 
austalten,  welche  dem  Absätze  im  grosseu 
dienen,  möglichst  zu  vermehren  oder  zu  ver- 
bessern. Namentlich  ist  aber  die  ländliche  Ar- 
beiterklasse, welche  in  einen  an  Sklaverei  gren- 
zenden Zustund  herabgesunken  ist,  durch  Ab- 
schaffung der  feudalen  Gebundenheiten  zu  ent- 
laste]). Das  gilt  auch  von  den  lästigeu  Wege- 
fronden  (corvees}  der  Pächter;  diese  Last  soll 
eigentlich  dein  Grundeigentümer  auffallen,  l'm 
den  l'ebergang  von  «Ter  kleinen  Kultur  zur 
grossen  Kultur  mit  einem  Aureizinittel  zu  ver- 
schen, wird  der  Vorschlag  gemacht,  es  sollen 
die  Pächterssöhno.  nicht  aber  auch  die  Klein- 
baneriisöhne  von  der  lästigen  Miliz  milice  per- 
manente: befreit  werden.  Allgemeine  Steuer- 
freiheit imiuunitci  hat  die  classe  produetive  mit 
der  classe  sterile  gemein,  ebenso  die  allgemeine 
Gewerbefreiheit,  welcher  die  Aufhebung  des 
Flurzwanges  auf  ländlichem  Gebiete  zur  Seite 
geht. 

Zu  den  auf  die  innere  Volkswirtschafts- 
politik bezüglichen  Vorkehrungen  sind  die  Mass- 
regeln  hetretletirl  den  Zinsfu».«  zu  rechnen,  I'nd 
hier  drückt  sich  das  Wechsel  Verhältnis  von 
natürlicher  und  von  positiver  Ordnung  bei  Ques- 
nay  am  klarsten  aus.  Durch  den  „ordre  naturel" 
sei  das  angemessene  Verhältnis  des  Zinses  zum 
Bodenrcinertrage  ein  für  allemal  angezeigt.  Nun 
strebe  aber  der  Eigennutz  des  Darleihers  be- 
ständig dahin,  diese  Grenze  zu  l'ugnustcn  des 
Schuldners  zu  überschreiten,  wogegen  dieser  in 
seiner  Notlage  thatsächlich  oft  wehrlos  sei. 
Gegen  einen  solchen  Missbrauch  müsse  nun  der 
Landcsftirst  mit  seiner  Zwaugsgewalt  ein- 
schreiten. Es  bedürfe  einer  „loi  positive,  con- 
stante,  qui  puisse  fixer  equitablciiient  le  taux 
de  l'interet  de  l'argent.  qui  n'admit  d'autre  loi 
qiic  la  loi  naturelle."  Namentlich  gelte  dies 
von  den  im  Grundbesitze  angelegten  Kapitalien 
Oucsnay  spottet  darüber,  wenn  behauptet  werde. 
,.<|iie  le  prix  de  l  argent  ä  intcret  doit  etre 
aussi  libre  et  aussi  variable  que  le  prix  des 
denrees  aux  marches."  Hier  werde  wieder  das 
Interesse  der  Kaufleute  fälschlicherweise  mit 
demjenigen  des  Handels  und  der  Gesellschaft 
im  ganzen  verwechselt.  Nichts  Schädlicheres 
für  ein  Land,  als  wenn  der  Zinsfuss  dauernd 
den  Heinertragsfuss  des  Bodens  übersteigt.  Da- 
durch wird  die  natürliche  Ordnung  auf  den 
Kopf  gestellt.  Die  vom  Landesherrn  zu  er- 
lassende „regle  authentiqne"  soll  unter  Berück- 
sichtigung der  mittlerweile  vorgekommenen  Ver- 
änderungen in  den  Heiiiertragsverhältnissen  alle 
10  Jahre  neu  festgestellt  werden.    Der  betref- 


fende Zinssatz  hat  in  Streitsachen  vor  Gericht 
als  Nornialzins  zu  gelten;  bei  Verträgen  ist  es 
wohl  statthaft,  unter  der  Skala  zu  bleiben,  nicht 
aber  darüber  hinauszugehen. 

Wenn  wir  hier  also  eine  wichtige  Ein- 
schränkung der  Vertragsfreiheit  und  freien 
Konkurrenz  durch  die  positive  Gesetzgebung 
und  zwar  gerade  behufs  Durchführung  der 
natürlichen  Ordnung  von  Quesnay  für  den 
inneren  Verkehr  gefordert  sehen,  so  zeigt  sich 
das  gleiche  Bild  auf  dem  Boden  des  auswärtigen 
Verkehrs. 

Die  „liberte  entiere  et  absolue",  welche  hier 
als  Kegel  aufgestellt  wird,  gilt  zwar  als  allge- 
meines Princip  der  natürlichen  Ordnung;  in 
der  positiven  Ordnung  erleidet  sie  wichtige 
Einschränkungen. 

Als  Alpha  und  Omega  der  ganzen  ökono- 
mischen Politik  stellt  Qnesnay,  wie  wir  wissen, 
den  dauernd  hohen  Getreidepreis  hin.  Aktiver 
Aussenhandel  in  Laudbauprodukte.n  und  passiver 
Ausscuhandel  in  Fabrikaten,  das  ist  das  Ziel, 
auf  welches  in  diesem  Sinne  die  auswärtige 
Handelspolitik  hinzustreben  hat.  Sobald  der 
Handel  eine  Wendung  nach  der  anderen  Seite 
nimmt,  hat  der  Monarch  mit  der  positiven  Ge- 
setzgebung der  natürlichen  Ordnung  zu  Hilfe 
zu  kommen,  l'ehcrhaupt  ist  es  eigentümlich, 
zu  sehen,  dass  Quesnay  unter  der  von  ihm  gefor- 
derten Freiheit  des  Getrcidehandels  immer  nur 
die  Exportfreiheit  der  Bodenprodukte  (la 
liberte  d'exporter  ä  l'etrunger}  versteht,  nicht 
deren  lmportfreiheit.  „Le  commerce  d'exporta- 
tion  des  denrees  du  cru  est  le  seul  commerce 
fundamental."  Wo  der  ganz  selten  auftretende 
Ausdruck  „liberte  de  l'entree-  vorkommt,  da 
bezieht  er  sich  immer  auf  Fabrikate.  Ersten- 
sollen  oben  möglichst  hoch,  letztere  möglichst 
niedrig  im  Preise  stehen,  l^uesuay  wird  nicht 
müde,  auf  die  damalige  Korngesetzgebung  Eng- 
lands hinzuweisen.  Das  Beispiel  dieses  Staates 
zeige,  das»  es  kein  sichereres  Mittel  gebe,  den 
Ackerbau  emporzubringen,  „que  la  veute  d'une 
partie  de  la  reci  lte  ä  l'et raiiger."  Aus  l'rsache 
der  herrschenden  Kornhandelsfreiheit  gebe  es 
dort  ,.ni  disettes  ni  non-valeurs",  wodurch  der 
Landbau  auf  eine  ungeahnte  Höhe  gestiegen 
sei.  Aa-,  principe  de  tous  ces  progres  est  donc 
1'exjNirtation  des  denrees  du  cm."  Denn  die 
Ausfuhr  vergrössere  die  Beinerträge,  diese  ver- 
mehrten die  Bevölkerung,  diese  die  Konsumtion, 
diese  wieder  sowohl  den  Ackerbau,  die  Heiner- 
träge wie  die  Bevölkerung 

Wenn  wir  nun  fragen,  welcher  Art  war 
die  damalige  Getreidehandelsfreiheit  Euglands. 
so  werden  wir  auf  das  vielberufeue  Korngesetz 
Williams  III.  aus  dem  Jahre  IHK»  geführt, 
gegen  das  später  Adam  Smith  seine  starken 
Waffen  gerichtet  hat  und  dessen  Beste  durch 
die  Agitation  der  Anti-corn-law-league  in  den 
vierziger  Jahren  des  1».  Jahrhunderts  beseitigt 
wurden. 

Danach  war  die  Einfuhr  des  Getreides  ver- 
boten, solange  der  Durchschnittspreis  nicht  ein 
von  Zeit  zu  Zeit  neu  zu  fixierendes  Niveau 
überschritt,  danebeu  wurden  Prämien  von  bei- 
läufig l('°t'0  des  Wertes  für  die  Ausfuhr  von 
Korn  erteilt.  Stieg  der  Preis  über  das  Niveau, 
so  wurde  die  Einfuhr  ohne,  Zölle  freigegeben 
und  die  Ausfuhrprämien   fielen  weg,  bis  der 
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rieder  auf  da!«  normale  Niveau  herabgc-  Ordnung  stehen  noel 


stinken  war. 

Dass  tyuesuay  ein  solche*  Syst  im  wirklich 


dernieres  classes  de 


citoyens",  der  ..petit  peuple*,  „menu  penple", 
bns  pcuple"  etc.    Quesnay  handelt  von  den 


im  Auge  hatte,  ersieht  sieh  daraus,  dass  er  in  I  Interessen  dieser  „zahlreichsten"  Volksabteilung 
dein  Artikel  .Grnins"  einen  derartigen  Normal-  an  verschiedenen  Orten,  so  in  den  Jjuestions 
preis  für  Frankreich  that sachlich  in  Vorschlag  interessantes  sur  la  population,  1'airriculture  et 
bringt  und  zwar  in  der  Höhe  von  18Livres;le  commerce-,  in  dem  ursprünglich  für  die 
pro  Sentier  in  England  betrage  er  22  1,  wäh-  i  Encyklopädie  bestimmten  Artikel  „Hommes", 
rend  in  Frankreich  der  I'aivhschnittspreis  bisher  I  femer  im  ..Droit  naturel"  und  im  »Despotismc 
auf  17  1  gestanden  babei.    Bei  diesem  Niveau  '  de  la  Chine". 

brauche  man  keine  Furcht  vor  übertriebener  I  Natürliche  Ordnung.  Du  die  grosse 
Preissteigerung  zu  haben:  sollte  eine  solche  Masse  der  Bevölkerung  durch  ihre  Arbeit  und 
ausnahmsweise  eintreten,  so  bleibe  einem  ia,  ihre  Konsumtion  zum  allgemeinen  Wohlstände 
wie  in  England,  immer  noch  die  Zuflucht  der  beitragt,  so  inuss  ihre  Zahl  möglichst  dem 
Zulassung  freier  Korneinfubr  übrig  Denn,  so  Lande  erhalten  werden.  Je  behäbiger  ihre  Lage 
sagt  Ouesuay:  „On  peut,  eu  pcrmettant  lex-  ist.  desto  mehr  trägt  diese  Schicht  zur  Wohl- 
portation, permettre  aussi  1'iniportation  des  lies  fahrt  (prosperite;  und  zur  Macht  (forcei  des 
etranger*  saus  exiger  des  droits:  par  lü.  le  prix  Staates  bei.  Es  ist  ein  ebenso  verkehrter  wie 
du  ble  iie  j)ourra  pas  etre  plus  haut  che/,  nous  barbarischer  Grundsatz,  zu  sagen,  das  niedere 


que  cbez  les  autres  nations  qui  en  exportent.u 
Aber  auch  die  Ausfuhr,  so  vorteilhaft  sie  an  sich 


Volk  müsse  in  Armut  gehalten  werden,  weil  es 
ionst  faul  werde,  da  ihm  der  Sporn  zur  Arbeit 


sei.  dürfe  doch  keine  schrankenlose  sein.  ..L'ex-  fehle.  Gerade  das  Gegenteil  sei  der  Fall.  Jeder 
portation  ne  doit  pas  cependant  etro  illimitee:  H  1  Mensch  hat  die  Begierde  nach  Reichtum,  die 
faut  qu  elle  -nut.  comnie  en  Angleterre.  interdite 
lorsqne  le  ble  passe  un  prix  marquepar  la  loi  * 
Von  Ausfuhrprämien  spricht  (Juesiiay  nicht, 
indessen  lobt  er  das  in  England  beobachtete 
Verfahren,  zur  Ausfuhr  des  Getreides  anzureizen 
{exeiter), 

Wenn  andererseits  (Juesiiay  vor  der  Nach- 


ihn  zum  Erwerbe  antreibt;  nur  die  Aussichts- 
losigkeit des  Erfolges  entmutigt  ihn  und  macht 
ihn  indolent.    Die  wahre  Ursache  der  Faulheit 
I  des  Arbeiters  ist  Mangel  un  Beschäftigung  nnd 
lein  niedriger  Lohn.     Im  allgemeinen  richtet 
1  sich  die  Lohnhöhe  nach  dem  Preise  der  Lebens- 
mittel :   „e'est  le  prix  commun  des  denrees  de 


anmutig  der  englischen  Navigationsakte  warnt. '  premier  besoin  qui  regle  le  salaire  des  onvriers." 

welche  wieder  von  Adam  Smith  verteidigt  wird.  Dass  ein  hoher  Getreidepreist  trotzdem  dem  Ar- 

so  hängt  das  mit  der  Tendenz  diese*  Gesetzes  heiter  nicht  schädlich  ist,  vielmehr  durch  seine 

zusammen,  die.  nach  Quesnay,  unproduktiven  indirekten  Wirkungen  ihm  sogar  Nutzen  bringt, 

Produktionsarteu .   zumal  den   Zwischenhandel  wurde  schon  oben  auseinandergesetzt.  Seiner 

'commerce  de  revendeiu  i,  zu  begünstigen.  Natur  nach  bewegt  sich  der  Arbeitslohn  immer 

Aus  allem  diesem  ergiebt  sich  mit  Deut-  in  der  Höhenlage  des  jeweiligen  l'nterhaltsbc- 

lichkeit.  dass  bei  Ouesimy  die  freie  Konkurrenz  dürfnisses  :sub-istancei.  Auf  diesen  notwendigen 

und  der  freie  Handel  für  die  positive  Ordnung  Unterhalt  hat  der  Mensch,  wie  oben  dargelegt, 

keineswegs  absolute  Vorschriften  sind ;  sie  er-  wurde,  für  diu  Fall  der  unverschuldeten  Be- 


scheinen  hier  mehr  als  Mittel  denn  als  Prin- 
eipien  und  haben  sieh  als  solche  der  Verwirk- 
lich tmg  des  ..ordre  naturel"  unterzuordnen.  Es 
sei  bei  dieser  Gelegenheit  erwähnt,  dass  das 
Schlagwort  ..laisser  faire  ei  laisser  passer '  in 
den  Schriften  Qnesnays  nur  ein  einziges  Mal. 

und  auch  bloss  in  der  Form  eines  Chats  ans ' „Sa  subsistance  consiste  dans  les  biens  qui 
einer  anderen  Schrift  vorkommt '  i.  Dusselbe  hat,  sont  nei  essaires  pour  exister  et  ceux  dont 
wie  man  aus  der  vorstehenden  Darstellung  ent- 
nehmen kann,  bei  ihm  auch  keineswegs  die  Be- 
deutung, die  in  unseren  Tagen  damit  verbunden 
wird  und  die  schon  vor  (/uesnay  der  Marquis 


s(  hafligungslosigkeit  oder  physischen  Arbeits- 
unfähigkeit ein  aus  dein  Urzustände  herüberge- 
brnchtes  natürliches  Becht  (droit  naturel  ä  la 
snbsistance''.  Was  zur  .subsistance"'  des  Men- 
schen im  allgemeinen  gehört,  darüber  spricht 
sich  Ouesnay  gelegentlich  folgcnderuiusseti  aus: 

*  ni 
il 

peut  jonir  ufilement  pour  sa  couservatiou  et 
pour  son  bonheur." 

Dieses  Hecht  begründet  Qnesnay  für  den 
civilisierten  Zustaud  im  besonderen  noch  da- 
d  Argenson  in  die  Worte  ztisammenfasste,  das  '  durch,  dass  da,  wo  jetler  mit  seiner  ganzen 
laissez  faire  bedeute,  dass  die  Waren  ..frei  wie  I  persönlichen  Leistnngskrnft  am  Zustandekommen 
die  Luft  und  das  Wasser-"  über  die  Landes- 1  des  gesellschaftlichen  Gesamt Vorteils  mitarbeitet, 
grenzen  verkehren  dürften.  '  jeder  Einzelne  zwar  absolut  betnichtet  einen 


4.  Populationlstlk.  Nicht  das  ganze  Volk 
ist  in  den  drei  uach  dem  Besitze  gegliederten 
Hanptklasuen  untergebracht.   Ausserhalb  dieser 


verschiedenen,  in  Wahrheit  aber  einen  gleichen 
Anteil  zum  gemeinen  Besten  beitrage.  (Les 
uns  et  les  autres  y  coutribuent  diversement, 
I  mais  l*emploi  des  uns  est  ä  la  decharge  de 
Nämlich  in  der  „Lettre  sur  le  Inngage  Temploi  des  autres,  ...  et  par  ce  Supplement 
de  la  science  economique"  (17t>7)  mitgeteilt  in  reciproqne,  chueun  contrihue  a  peu  pr£s  egale- 
meiner  Ausgabe  der  Schriften  Ouesnays.  Da-  ment  a  l'avantage  de  la  societe.)  Sonach  komme 
nach  ist  zu  berichtigen  die  in  meiner  Schrift :  jedem  Einzelnen  kraft  natürlichen  Hechtes  auch 
Ueber  den  Ursprung  der  Maxime  laisser  faire  der  entsprechende  Anspruch  auf  den  durch  das 
laisser  passer,  p.  K-l  ■«.  Litteraturverzeichnis)  Zusammenwirken  hergestellten  Ertrag  (benefiee) 
gemachte  Bemerkung,  dieses  Schlagwort  komme  zu :  _et  ceux  qui  ne  sont  pas  en  etat  d'y  con- 
in  den  Schriften  (^uesiinys  überhaupt  nicht  vor.  tribuer  doivent  y  partieiper  ä  raison  de  l'aisance 


Diese  Behauptung  stützte  sich  auf  die  unvoll- 
ständige Ausgabe  der  ökonomischen  Schriften 


que  eette  societe  particuliere  peut  se  procurer.' 
Diese  Hegeln,  welche  sich,  wie  (juesnar  sagt. 


^.JU,       "tl^UV        .-H.H.      T..V       ^Ul  .III»; 

Qnesnay«  von  E.  Daire,  Physiokrates,  Paris  184«.  durch  sich  selbst  beweisen,  seien  dem  Menschen 
Handwörterbuch  der  SUaUwUwensctmften.   Zweite  Auflag.    VI.  1!» 
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noch  durch  die  Gefühle  des  Mitleiden  und  der !  einem  Jahrhundert  von  24  Millionen  auf  ll> 
moralischen  Selbstgenngthnung  besonder«  an-  j  Millionen  gefallen.  Sonach  ist  die  Umkehr  zu 
empfohlen,  in  Uebereiustimmung  mit  den  Ge-  den  Kegeln  der  natürlichen  Ordnung  dringend 
boten  des  Urhebers   der  Natur,  wonach  die  geboten. 

Menschen  verpflichtet,  sind,  eich  wechselseitig  Aber  auch  eine  vom  Staate  abgehende 
beizustehen.  Armenpflege,  wie  eine  solche  in  China  besteht. 

Wenn  nun   zwar  ein  angemessen   hoher  ist  am  Platze.    Dort  werden  die  zur  Unter- 
Bevölkerungszustand   für  die  Wohlfahrt  eines  Stützung  nötigen  Summen  seiteus  der  Provinzial- 
Stnates  notwendig  ist.  so  darf  mau  dies  doch  Verwaltungen  von  dem  an  den  Staat  abzulieferu- 
niebt  dahin  übertreiben,  als  wenn  es  die  Auf-  den  Steuerertrage  vorweg  abgezogen.    Für  un- 
gabe  des  Staatsmannes  sein  müsse,  die  Bevölke-  mittelbar  eintretende  .Notlagen  hat  daneben  das 
rnng  unbegrenzt  zu  vermehren.     Der  Mensch  j  Almosen  einzutreten.     Nach  dem  Muster  des 
ist  für  die  Gesellschaft  nur  so  weit  nützlich,  Inkastaates  in  Fern,  in  welchem  Quesnay  in 
als  er  die  Mittel  hat,  zu  leben.    Die  Unterhalts-  gleicher  Weise  wie  im  chinesichen  Staate'  den 
mittel  müssen  sogar  vorher  da  sein,  nicht,  wie  „ordre  naturel"  verwirklicht  sieht,  empfiehlt  er 
die    gewöhnliche   Meinung   sagt,    umgekehrt,  als  ein  praktisches  Vorbeugungsmittcl  der  Ar- 
Infolgedesscn   handelt  es  sich   bei  einer  der  |  mut  die  gesetzliche  Hinausschiebung  des  Heirat- 
natürlichen  Ordnung  entsprechenden  Bevölke-  alters  bei  Männern  bis  zum  25..  bei  Mädchen 
rungspolitik  darum,  die  Anhäufung  der  Heich-  bis  zum  20.  Lebensjahre.    Als  das  erfolgreichste 
tüiner  zu  befördern,  die  Menschen  werden  dann  Mittel  aber  gegen  den  aus  l'ebervölkerüng  her 
schon  von  selbst  nachfolgen;  ..il  fallt  prealable-  vorgegangenen  Notstand  müsse  die  Kolonisation 
ment  des  richesses  pour  aecroitre  la  population  in  fremdländischen  Gebieten  angeseheu  werden, 
et  les  richesses."    Wie  Malthus  später  aufge-  Dass  China  diesen  Weg  unbeschritten  gelassen 
stellt  hat,  so  geben  auch  nach  Quesnay  die  hat.  erscheint  Qnesnny  als  ein  schwerer  Mangel 
Lebensmittel  der  Bevölkerung   das   Mass  (la  dieses  ihm  sonst  als  Bild  der  Vollkommenheit 
niesure  de  la  population  est  toujours  celle  de  '  vorschwebenden  Staatswesens, 
la  stibsistance).    Und  ebenso  wie  bei  Malthus         5.  Finanz*   und  Stencrlehre.  Dieselbe 
hat  die  Bevölkerung  in  sich  den  Drang,  sich  {  w  ird  hier  au  den  Schluss  gestellt,  da  ihre  Be- 
beständig über  diese  Grenze  zu  erheben,  was  handlung  die  Kinzolbet  rächt  uug  der  veixhic- 
eine  der  wesentlichsten  Ursachen  der  Armut  ist.  denen  Bevölkerungsklassen  und  ihrer  Interessen 
In  dieser  Hinsicht   ist   zumal   folgender  Satz  voraussetzt,    Quesnay  hat  sich  über  die  ein- 
charakteristisch:  „La  population  exeede  toujours  schlagenden  Verhältnisse  am  ausführlichsten  in 
les  richesses  daus  les  bons  et  dans  les  mauvais  der  Note  zu  Nr   V  «1er  „Maxinies  generale-  du 
gouvernemeuts.  pan  e  que  la  propagation  n  a  de  gouvernement  ecoiiomiquc  -.  ferner  im  „Second 
bornes  que  Celles  de  la  subsjstance,  et  qu  elle  prohlemc  econoiuiqlieu  und.  wa»  die  praktischen 
tend  toujours  a  passer  au  delä:  partout  il  y  a  ;  Cmständc  anlangt,  wieder  in  der  Abhandlung 
des  homines  dans  l'indigence.a    Während  aber  '  „Dopotisme  de  la  Chine"  geäussert. 
Malthus  daraus  die  Leugnung  des  Recht-  auf'       Natürliche  Ordnung.    Ks  ist  ein  weit- 
Existenz  gefolgert  hat.  sieht   man  bei  Quesnay  verbreiteter  Irrtum,  anzunehmen,  als  herrsch»' 
umgekehrt  das  „droit  ä  la  suhsistance"  als  aus  auf   diesem   (iebiete    allein    die   "W  illkür  des 
der  natürlichen  Ordnung  und  aus  dem  Willen  Lindesfürsten  und  als  könne  es  eine  natürliche 
Gottes  ertlossenes  Mensehenrecht  gerade  aufge- ;  Ordnung  hier  nicht  geben.  ..ccpcitdunt  l'Auteur 
stellt.  de  la  natnie  en  a  nxe  1  ordre  decisivemetit." 

Positive  Ordnung.  Nach  dem  Vor-  DicSeliliissfolgeruiig.es  miissten  die  Abgaben 
«teilenden  gicht  es  in  der  Praxis  nur  einen  j  von  allen  Personen  erhoben  werden,  weil  alle 
Weg.  die  Bevölkerung  zu  pflegen,  es  ist  der.  1  ßevölkerungsklasseii  gemeinschaftlich  an  dem 
zunächst  die  Ansammlung  der  Reichtümer  zu  Schutze  und  Vorteile  des  Staates  teilnehmen, 
bewirken,  was  durch  eine  angemessene  Fliege  sei  nicht  begründet.  Es  werde  dabei  nicht  Im- 
des  Ackerbaues  geschieht  In  Frankreich  hat  '  dacht,  dass  der  Mensch.  d»s.en  physisch»  Kon- 
man,  anders  wi»'  unter  Sully.  seit  Colbert  den  stiuitiou  nur  eine  Sammlung  von  Bedürfnissen 
entgegengesetzten  Weg  der  künstlichen  Betör-  darstelle,  an  sieh  nichts  bezahlen  könne,  dass 
derung  der  städtischen  Manufakturen  einge-  alles,  was  in  dieser  Weise  von  ihm  genommen 
schlagen.  Dadurch  wurden  die  ländlichen  Be-  werde,  »loch  im  Grunde  von  den  Reichtümern 
triebsfonds.  die  im  Grunde  als  ein  eiserner  gezogen  wi  rd»  ,  welche  die  Erde  allein  In  rvor- 
Fonds  (immeuble:  der  Landwirtschaft  angesehen  bringe.  Sonach  sei  es  am  einfachsten  und  auch 
werden  müssen,  dem  Ackerbau  entfremdet.  Mit  am  wenigsten  kostspielig,  wenn  man  die  steiler 
dem  Wandern  der  Kapitalien  in  die  Städte  war  gleich  an  »ler  Quelle  des  Reichtums  schöpfe, 
eine  solche  der  Bevölkerung  in  gleicher  Rieh-  nämlich  von  der  Grundlu  sitzerklasse  erbebe  und 
tnug  verbunden,  und  daraus  erklärt  sich  einer-  zwar  proportional  zur  Höhe  des  „prodnit  u>  t. ' 
scits  das  parasitische  Anwachsen  der  Städte  ,  Diese  Steuer  soll  eine  einzige  und  direkte  -ein 
und  andererseits  die  Entvölkerung  auf  dein  i'impüt  iiuique  et  direetj.  Es  soll  dafür  ein 
Lande:  die  ländliche  Bewohnerschaft  ist  über-  Kataster  bestehen,  der  aber  nicht  in  dem  sinne 
dies  durch  den  Milizdienst  und  durch  feudale  fest  sein  soll.  das>  der  absolute  Betrag  ein  für 
Gebundenheiten  im  Uebermassc  belastet,  so  dass  allemal  derselbe  bleibt  :  vielmehr  hat  die  Steuer 
sie  von  da  entflieht  Haben  diese  I  mstande  mit  dem  Reinerträge  der  Bodenstücke  zu  sf-igcii 
eiue  unnatürliche  Verteilung  der  I'eiehtiimer  und  zu  fallen.  Die  Einsietier  ist  also  als  eine 
und  damit  der  Bevölkerung  über  das  Land  >  Quotilätsstetier  gedacht.  Alle  übrigen  Abgabe- 
bewirkt,  so  waren  die  vielen  Kriege,  in  welche  formen,  und  nicht  bloss  die  Zölle.  Konsuniti-»iis- 
Frankreich  seit  Ludwig  XIV.  verwickelt  war.  stemm  n.  dgl.  in.,  sondern  auch  die  unmittel- 
die  Ursache  für  einen  direkten  Rückgang  der  .  baren  Abgaben  vom  persönlichen  Erwerbe,  von 
Bevölkerung.   Letztere  ist  nach  Quesnay  binnen  den  Geldrenten  ,   von  den   Mietshäusern  etc. 
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welche  in  nnsereu  Tagen  zu  «Ion  direkt«-«  Ab- 
gaben  gerechnet  werden,  gruppiert  t^uesnay 
unter  «lfu  Gesanittitel  der  „iinpt'it  indirects." 
Genau  zngesehe  11  ist  die  Einstener  k«'in  Tribut, 
sondern  der  Souverän  bezieht  uns  l'r- 

sache  eines  Miteigentunisrechtes.  «Ins  er  .»ich  bei 
der  Austeilung  des  <irun<l  und  Bodens  vorbe- 
halten bat.  Es  ift  also  nicht  «ler  Besitzer,  der 
zahlt,  «»ndern  das  Grumlstück ;  und  der  be- 
treffeude  Anteil  des  Reinertrages  wird  von 
jenem  nur  nn  d«'n  Mitbesitzer,  der  als  sein 
Associe  erscheint,  abgeführt.  Qm-suay  unter- 
scheidet im  ganzen  drei  Abteilungen,  unter  die 
sich  der  Reinertrag  verteilt,  erstens  <l«n  Souve- 
rän, der  für  seinen  Anteil  den  Staut  unterhält, 
«laun  den  Klerus  rdeciinatcnrs',  soweit  er  im 
..gonvernement  ecwiomiqiie"  ein«'  selbständige 
Stellung  hat,  und  drittens  diV  Klasse  der  Grund- 
eigentümer, welche  an  <!er  politischen  Verwal- 
tung des  Staates  mithilft.  Der  Anteil  der 
letzteren  (»nipp«-  am  „prodiiit  nef  stellt  sieh 
auf  4  ; :  der  des  Souveräns  auf  *;;  und  «ler  des 
Klerus  auf  ' 

Wenn  man  die  Altsrabe  gleichmüssig  auf 
den  Hoden,  auf  «lie  Ackerbautreibenden,  auf  die 
Mannfakturistcii.  die  Arbeiter,  sodann  auf  die 
Wuren  und  die  Nutztiere  legt,  so  bedeutet  das 
eine  sechsfache  Besteuerung,  welche,  abgesehen 
von  den  «ehliuiinen  Wirkungen  auf  «lie  Volks- 
wirtschaft, dem  Staate  auch  unmittelbar  w«dil 
fünfmal  soviel  an  Erhehuugsuiishigeu  kostet  als 
die  Einst«  uer.  Schliesslich  fallt  die  Last  d«  s 
(ranzen  dennoch  und  mit  verstärktem  Gewichte 
mif  den  Hotlen.  der  dadurch  überlastet  wird. 
Jede  andere  als  die  Grundeige  ntümerklass.  bat 
«lie  Möglichkeit,  die  auf  sie  gelegte  Steuer 
wieder  von  sich  abzuwälzen.  Der  besitzlos«' 
Arbeiter  walzt  sie  mit  den  Kosten  seines  Inlci- 
lialtes  auf  denjenigen  ab,  d«  r  ihn  beschäftigt, 
Das  gleiche  thut  die  sterile  Klasse  der  Kauf- 
letite  und  Fabrikanten,  welche  unier  der  Herr- 
schaft der  natürlichen  Ordnung  ja  ebenfalls  nur 
ibn-n  angemessenen  Lebensunterhalt  bezieht 
und  v«>n  «ler  «lie  Abgabe  im  Wege  des  Auf- 
scblag«'S  auf  die  Warenpreise  sowohl  der  pro- 
duktiven wie  der  Grundbesitz«  rklasse  zöge-  , 
schoben  wird.  Was  dann  die  produktive  Klasse 
anf  solche  Weise  verliert,  muss  sie  dem  Grund- 
herrn  an  der  Pacht,  d  b.  am  „prodnit  tief 
kürzen:  denn  von  den  Ibtiiebskapitali.il  «larf 
unter  keinen  l  mstünden  ein  Abzug  stattlindeti. 
Wieviel  besser  ist  es,  die  Abgabe  gleich  da  zu 
erheben,  wo  sie  schliesslich  nach  ebenso  kost-  , 
spieligctn  wie  belästigendem  l'mwcge  doch 
hinfällt,  und  sowohl  die  produktive  als  auch  die  | 
steril«'  Klasse  frei  zu  lassen. 

Positive  Ordnung.  Alles  dies  gilt  je- 
doch bloss  von  denjenigen  Staaten.  «Ii«  gemäss  | 
der  natürlichen  Ordnung  auf  »l»n  Ackerbau  ge- 
gründet sind.  Für  die  kleinen  Handelsrepu- 
blikeu  wie  Genua.  Hamburg  etc.  besteht  eine 
andere  Kegel:  Die  Warenzölle,  Vcrzehrungs- 
steiiern.  Personalsteuein  u.  dgl.  sind  ..forcement 
In  ressouree  d«'s  petits  Ktats  maritimes.  «|ili  sub- 
sistent  par  un  eomnn-re«-  de  tratic".  und  der 
Handel  mnss  notwendig  der  Steuer  da  unter- 
worfen w«rdeu.  wo  es  sozusagen  kein  Territo- 
rium giebt.  Ausnahmsweise  habe  man  wohl 
auch  in  agrikolen  Staaten  zu  dieseu  Abgaben  | 
vorübergehend  seine  Zuflucht  genommen,  wenn 
nämlieh  der  Landbau  in  solchen  Verfall  geraten 


war,  dass  der  Reinertrag  nicht  mehr  zur  Be- 
zahlung der  Steiler  hinreichte  Allein  das  sei 
immerein  sehr  gefährlicher  Weg:  auf  die  Daner 
führe  derselbe  unausbleiblich  zum  Rniue  des 
Staates. 

Die  Einstener  ist  übrigens  nur  ein  ..impöt 
ordinairc."  Hei  besonders  dringenden  entstün- 
den .  wo  das  Eigentum  überhaupt  auf  dem 
Spiele  steht,  da  hat  nicht  nur  der  Boden  als 
sidcher  zu  st«'iiern.  sondern  «b-r  Grundbesitzer 
mu ss  auch  persönlich  dem  Staate  mit  einer 
-Subvention  passagere"  ans  den  „ridiesscs  dispo- 
nibles" zu  Hilfe  eilen. 

Was  di«'  Einziehung  der  Abgabe  betrifft, 
so  soll  «lieselbe  nach  dem  chinesischen  Vorbilde 
durch  Beamte  «b's  Staates,  nicht  im  Wege  der 
Steuerpa»ht.  was  viele  L'ntersehleife  mit  sich 
führt  und  zur  Bildung  schädlicher  Geldreieh- 
tünu-r  Anlass  giebt.  erfolgen.  Auch  soll  sie  in 
Geld,  nicht  in  natura  und  auch  nicht  in  «ler 
Form  und  nach  Vorbild  «les  Zehnten  erhoben 
werden  Die  Kinsteuer  Oyiesuays  darf  also  mit 
der  ..dinie  ro.valc"  des  Marschalls  Vauban  nicht 
zusammengeworfen  werden.  Die  Proviuz«'U 
ziehen  nach  Eingang  der  Steuer  die  Beträge 
ab.  deren  sie  für  die  Gehaltszahlung  «ler  Be- 
amten, für  den  Unterhalt  der  Schulen,  der  Post- 
austalten  und  sonstigen  öffentlichen  fiiterin-h- 
muiigen,  für  die  Notarmenptleg«'  etc.  innerhalb 
ihres  Bezirkes  liedürfen:  den  K>st  senden  sie 
an  die  centrale  Staatskasse  Diese  soll  nicht 
ilaranf  ausgehen,  Reichtümer  anzusammeln  Kt- 
waige  l1eberscbii.>e  werden  am  besten  für  öffent- 
liche Werke,  «lie  dem  Gemeinwesen  Nutzen 
bringen,  verwendet,  oder  man  bewilligt  an 
notleidende  Provinzen  Steuei nachlasse.  Kcim-s- 
t'alls  soll  die  Finanzveiwaltniig  den  Weg 
«les  Stautskredits  beschreiten,  l'elirigens  ge- 
steht (juesnay  zu.  dass.  abgesehen  vom 
i  Steuer« esen.  <lie  Lehre  von  der  Finaiizvei- 
waltung  des  Staates  noch  in  den  W  ind«  In  liege. 
Wenn  man  nicht  an  dem  Beispiele  grosser 
;  Männer,  wie  z  B.  Sullys,  den  Beweis  vor  sich 
hätte,  «lassen  allgemeine  Grundsätze  gebe,  nach 
welchen  hier  g> 'handelt  werden  kann,  müsse 
überhaupt  «larau  verzweifelt  werden,  Licht  in 
diese  komplizierte  Materie  zu  bringen.  In  «ler 
Hauptsache  liege  die  Verwaltung  no«:h  in  den 
Bandet!  einer  _ti'chni<|ue  uivsterieuse  «|ui  se 
prete  aux  circonslauces,  et  <|tii  ne  s'est  |M»iut 
clevee  au  rang  des  s«  iences  <|iii  peuvent  eclairer 
la  nation". 

Noch  sei  erwähnt,  «lass  die  Lehre  von  der 
einzigen  Steuer,  welche  bekanntlich  schon  vor- 
her von  den  Engländern  Locke.  Asgill.  Vander- 
lint  vertreten  wurde,  dennoch  von  Ojiesnay 
selbständig  gefumlen  worden  ist.  Mau  kanil 
die  Entwickeliing  «ler  Ide«-  deutlich  in  seinen 
ökonomischen  Aufsätzen  verfolgen.  Im  Artikel 
rFcrmiers"  wird  bloss  von  einer  Reform  der 
Taille  nach  Art  der  ..taille  tarifee"  des  Abbt> 
de  Saint  Piene  gcspr«»cheti.  Im  Artikel  „Graius" 
erscheint  «lann  der  Vorschlag,  diese  Abgabe 
nach  Massgabe  «ler  Höh«'  «ler  au  «lie  Grundbe- 
sitzer abzuliefernden  Pacht,  also  im  Verhältnis 
zum  Reinerträge  zu  veranlagen:  deren  Einzig- 
keit ist  noch  nicht  postuliert.  Erst  in  <b-r 
..Analyse  du  Tabbau  eeonoiniijne"  titideii  wir 
den  Satz:  J'iinp«it  soit  etabli  en  entier  sur  ]«• 
rcveiiu   iles   terres   iinmediateineiit,   car  tollte 
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untre  forme  dimposition  serait  contn-  l'ordro 
naturel." 

(t.  Schlug«.  Ein  Rückblick  auf  die  vor- 
stehende Darstellung,  hei  welcher  die  »pecicll 
mathematischen  Heispiele,  als  mir  methodisch, 
nicht  auch  sachlich  in  Betracht  fallend,  über- 
gangen wurden,  dürfte  ergehen,  dass  die  rscieuce 
ecoiiomique"  Que-navs  wenig  von  der  Aben- 
teuerlichkeit im  sich  hat,  welche  die  Tradition 
derselben  gewöhnlich  zuschreibt.  Man  hat  es 
dabei  vielmehr  mit  einem  Gedankenbau  gross- 
artigster Anlage  zn  thnn.  dem  zwar  die  Cha- 
rakt»l zeichen  seine«  Zeitalters  in  ungewöhn- 
Hchem  Grade  aufgeprägt  sind,  dem  alter  eben 
darum  eine  relative  Bedeutung  in  der  Wissen- 
schaft zu  allen  Zeiten  wird  gesichert  bleiben. 
Quesnays  System  wurde  durch  die  nachfolgende 
Geschichte  und  nur  durch  diese  überwunden, 
oder  richtiger  gesagt,  beiseite  geschoben.  Eine 
eigentlich  theoretische  Widerlegung  hat  das- 
selbe nie  erfahren,  weil  keiner  der  Gegner  sich 
die  Mühe  genommen  hat,  das  System  von  Grund 
an  zu  studieren :  auch  die  berühmte  Kritik 
in  Adam  Smiths  „Wealth  »f  Nations".  kann 
nicht  als  sohhc  betrachtet  werden.  Alle  da- 
gegen vorgebrachten  Argumente  waren  auch 
mehr  gegen  die  Wandlung,  welche  die  Lehre 
unter  den  Hin. den  der  Schüler  erfuhr,  als  «regen 
die  Lehre  des  Lrlicher*  selbst  gerichtet  Es 
ist  nämlich  keineswegs  zutreffend,  was  nachher 
immer  und  atuh  von  Adam  Smith  behauptet 
worden  ist  dass  die  Shule  fast  ohne  Ab- 
weichung der  Lehre  des  Meisters  gefolgt  sei 
In  seine  medizinis.  Ii-physiologischen  Kuss>taplen 
ist  kein  einziger  seiner  Jünger  eingetreten 
Gleiches  lässt  sich  von  seinen  philosophischen 
Ideeen  sagen ;  denn  der  einzige,  der  hier  in 
Krage  kommen  könnte.  Turgot.  folgte  hierin 
anderen  Spuren.  Wenn  bei  Minier  de  la 
Hivi'"-re  wenigstens  nocli  die  Politik  in  seinem 
Sinne  einen  überzeugten  Yeitret.r  fand.  s>> 
schrumpfte  schon  bei  Mirabeau.  dann  hei  Du 
Pont,  Baudeau.  Letn>sne  u.  n  die  allgemeine 
„science  ecoiinmiquc"  mehr  und  mehr  zur 
s|e<iellcn  „eonomie  politiiiue"  zusammen,  l'nd 
am  h  die  methodische  Anschauunng  und  Be- 
handlnngsweise  verengerte  si-h.  Wahrend 
Qllestiay,  wie  wir  wiesen,  die  rnterseheidung 
des  ..ordre  naturel"  und  des  „ordre  po«itit" 
zum  Angelpunkte  seines  ganzen  Aufbaues  ge- 
macht wissen  wollte,  geht  dieser  Gedanke  bei 
der  Shule  und  namentlich  bei  demjenigen  Mit- 
gliede,  welchem  es  vom  Schicksal  beschieden 
war,  das  System  in  die  Praxis  zu  übertragen, 
bei  Turgot,  ganzlich  verloren.  l>ie  natürliche. 
Ordnung  verschlingt  die  positive  Ordnung 
Das  Relative  im  System  wird  ausgemerzt,  das 
Absolute  bleibt.  Dadurch  erhält  die  Lehre  ein 
ganz  veränderte*  starres  Gesieht.  Diese  Um- 
wandlung war  keineswegs  eine  uuhewusste. 
Man  weiss,  dass  Du  Pont  in  der  J'hysioi  ratie", 
der  Sammelausgabe  der  ökonomischen  Schriften 
Ouesnays,  den  Aufsatz  ..Observation»  sur 
l'interet  de  largent'.  worin  das  Weehselver- 
hiiltnis  der  beiden  Ordnungen  unzweideutig 
klargestellt  wird,  absichtlich  ausliess  (S  helle  , 
und  das  gleiche  geschah,  offenbar  aus  dem- 
selben Grunde,  mit  der  wichtigen  Abhandlung 
„Despotisme  de  la  Chine."  Dn  Pont  ist  auch 
Zeit  seines  Lebens  ebenso  wie  Mirabeau.  Baudeau 
und    Turgot,    immer   ein   Hauptapostel  der 


Maxime  laisser  faire  et  laisser  passer  und  zwar 
im  absoluten  Sinne  d  Argensons  i  nicht  im  rela- 
tiven GournavH1  gewesen,  Gegen  diesen  ahan- 
luteu  Charakter  hat  sich  aber  zu  allen  Zeiten 
in  erster  Linie  die  Opposition  gekehrt.  Sonach 
inuss  man,  wie  sich  das  auch  sonst  wohl  findet, 
einen  Unterschied  machen  zwischen  der  Lehre 
der  Physiokratischeu  Schule  und  derjenigen 
des  Meisters  selb>t.  Ob  hierin  wohl  ein  (irund 
dafür  lag,  dass  sieh  Oue<uay  gegen  das  Ende 
seines  Lebens  mehr  und  mehr  von  seinen 
Schülern  zurückzog?  Die  vorstehende  Skizze 
hatte  es  sich  zur  Aufgabe  gesteckt,  die  l^ehre 
Ouestiays.  und  nur  diese,  wiederzugeben. 

Lltterafur:  F.uumr  Itairr.  I'hyxi'.rrnhx,  /». 
mi-'n  fi'itti',  I\trU  U.  Kvlhtrr,  Zur 

II,  .rlnrhlr  <!<■*  /Vii/.-t.  .kriilixmux,  Ciittiinjrn 

—  ,loxef  (iitrnlrr,   .Ii/.   xQurxntiij«   im  /Hr. 

tiniiimirr    ,h    /' Ei onumie  pi.l iti'jiir  K'w/Mrlin  rl 

tiinlluxmiiti,  hiriK  is;.i.  —  Augimtr  Our  km, 

Ihnrrrr  iV"«"i«l'/«(»  rl  jitiihinifiliiijittx  rfr  E. 
(Jurtum/,  Juuihitrur  ihi  xyxti  mr  phi/xi'.rriilit/io , 
uro •luj.iiijiirrx  ihx  ,'lo-jrji  rl  d'untfr*  tnivniix  ///«•■ 
i/rii/t/iK/ur),  *„,■  (Jiirn,,,,/  /xir  ililh'rrulx  uulritr*. 
h"ri<iikf>u  I  »iiil  hnix  —   llvinelbr.    /I,  r 

i'illri  '  Miruhrmi  tni-l  ilir  <h  hni'.inixrh'  lirxrll- 
xrlmjt  in  Hern,  JUrn  /.•»>';.  -  IPcr*elbi;  l>i> 
Muri  »ir  I  n  i  k  x  <  r  In  irr  rt  tili  rar:  juinurr, 
ihr  {'rxprumj ,  ihr  W'trihi,.  Ein  li'  ttnuj  :>n 
i;<*rh..  l,tr  -Irr  l'r>  i/i>i„il,  t*li  hrr,  Jlrrn  ISSi,.  -- 
Itvrnrlbf,  Zur  ttinijruphir  tlr«  Stiftrr*  ilr, 
I'lnifioki-'itir,  /■Vcn«..'"«  V'"  •>»".'/•  Ent'trhrit  ,iml 
W'-fhii  ihr  jit,i/Ki,kr<ltr<r/i< u  Tif'<ri>.  I. mitritt 
A  J  /.  unil  iluf  f)tii/'i"l:r<ili*rlir  Si/tlt  m,  iliinr  <ln  i 
.It'lm mll ii  111)1  ii  in  ili  rf  i'iltljtifiri'i'r/irttt  fiirSlihil?- 
ii  iiil    \ulkfirirt/r1ntft,     In  >ini»ijiijrl>rii     rmi  Kn»' 

Eninh  >i'i>  ni,  Jiilinj.  isu.i— .««;.   —  tlrrnelbr, 

I iturhtrlitr    ih  r    !'■•) il in  In  n    Oi  Lnuimiir ,    1hl.  I. 

I.ri/>:hi  iflir>il,irhl)  !"»!.    -  II.  Xntrath,  !>•,- 

,S..ti'i/y./<<7,,/rr,y,y,  /,,(»:  I hum,,, i;,  Wir*  /.V>;.  -- 
Strahn  II  ituut'V,  Zm  Etil*/' 'hmuj  ihr  l'ln/si  ■■ 
kruln  .  -'"/  'iruii'l  iiin/i  ttriii  kl'  r  Si  lirijl'  t) 
/' ni ur,,m  (jHttirii/i'.  im  .hihrh.  J.  .Xiit.  </.  Still., 
.itiifurlftrjt  IS'.'".  —  ItCVM'lbe,  <}i<ixm><f*  J'iililfi" 
t'r,,,iuiu  ii/ur,  nn   Ei  i'iiniiiir  Jnurmil,    M-irrh  7,V.''.'. 

Ji  r  il  i»  h  E  i  ii  n  o  m  i  r  A  *  K  «  r  i  o  I  i  ••  /i  . 
Tnlilr.,1,  Ei  um. mi.jitr  In,  Emnr»i*  V'"  '""'.'/ 
tl  ',i.st,tiih  -.\ti*ti<it,<  }  ,     l.'ui'hm  ,     M'H  iiiilhin  iiwl 

i ,,.  i.^-4.  —  U  Uli,  Im   llanbiH  h.   Ihr  . 
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i'  i  iiui;*>\+  (fiirt-imi/  nml  A*huit  Sun/Ii  lit'jriinihtrii 
j,ut  itl.se/tru  Olk'illi'lllir.  J.'i/Kiil  l.sftir.  —  f.'. 
Scbrlli',  tlir  Arlt.  /'/ii/nimiu/tr  nml  <^ii>*ihiii 
im  .Ximii  i  nn  ]>it  ü'tHii'iiy  il' Erriiimnii  }v<litii/>i'\ 
jinlilir  ttnix  In  ihrrrlK.ii  ,lr  M.  I./.m  S.iy  rl  ./» 
M.   ./um  /.Ii    rll,l,/h  ,,,    /'nn*  II.  ///t/P". 

Tlir  1'lii/xi'irrulf,  si.r  l.rrlurm  i»i  ihr  Elfurli 
Eri'unmixli  i  ni'  l/i,  i.s/A  l  'i  iitury,  JaiwIoh  />'.''.*. 
—  Si.hr  nur/,  ih  n  Art.  V Ii  y  »  i  <>  k  r  n  I  i  x  r  h  < 
Sr  h  ul  r  (i.l,r„   S.  U!  ff.i. 

.1.  €)nckm. 


(^uetelet,  Lambert  Adolf  Jakob, 

geh.  am  '22.  II.  171N}  in  Gent,  gest.  am  17.  IL 
1ST4  zu  Krüssel,  studierte  in  Gent  Mathematik 
und    Naturwissenschaften,   wurde   Lehrer  der 
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Mathematik  an  dem  College  royal  in  Gent, 
1815)  am  Athenäum  zn  Brüssel,  erhielt  1820  den 
Sit«  eines  wirklichen  Mitgliedes  an  der  Brüsse- 
ler Akademie  der  Wissenschaften,  gründete 
1820  da«  Observatoire  royal  in  Brüssel,  zu 
dessen  Direktor  er  am  5).  1.  1  828  ernannt  ward, 
wurde  1834  ständiger  Sckrctiir  der  Brüsseler 
Akademie  der  Wissenschaften,  1836  Lehrer  der 
Astronomie  und  Geodäsie  an  der  neu  errichteten 
Hochschule  Eeole  militaire  in  Brüssel  und  1841 
Präsident  der  statistischen  Centraikommission 
bc/.w.  Chef  der  administrativen  Statistik  Bel- 
giens. 

tjuetelet  veröffentlichte  von  staatswiss.  n- 
sehaftlichen  Schriften  ai  in  Buchform:  In- 
structions sur  les  prolwibilites,  Brüssel  18*i8; 
dasselbe  in  englischer  l'cbersetzung  by  H. 
Beamish.  London  183!)  Sur  la  pos.sibilite  d< 
mesurer  l'mflucnce  des  cau<cs  moditicut  bs 
Clements  soeiaux.  Brüssel  1832;  dasselbe,  abge- 
druckt in  Tracts,  series  IV:  on  mental  and 
inoral  statisties,  Bd.  5,  London  o.  ,1.  —  Recher- 
che* sur  le  iienchant  au  crime  anx  diftV-n-uts 
uees.  2.  Aufl.,  Brüssel  1833.  (Der  1.  Abdruck 
erschien  in  den  Xouveaux  Memoire»  de  l'Aca- 
demie  de  Bruxelles.  Bd.  VII,  s.  u...  Sur 
l'boninie  et  le  developpenient  de  ses  f.teultes. 
on  essai  de  physique  sociale.  2  Bde.,  Paris  1835: 
dasselbe,  belgischer  Nachdruck,  2  Bde.,  Brüssel 
183(5;  2.  belgischer  Nachdruck  u.  d.  T. :  Lindes 
-ur  l'hoiuine,  ebd.  1842;  dasselbe,  2.  Aufl., 
u.  d  T. :  l'hysi«|ue  sociale,  on  •  ssui  sur  le 
developpenient  des  fiiculte*  de  rhoimiie,  2  Bde., 
ebd.  18t5).  i  Rechtmässige  Ausgabe.  Inhalt: 
Als  Kinlcituug:  Sur  la  th-'-urie  des  probabilitrs 
et  «es  applicatioiis  aux  sciences  physiqitos  et 
sociale*,  par  Sir  .lohn  K.  W.  Hersrhel :  1.  Buch: 
Hu  developpt ment  de  rboinme  phy-iqiie  et  ino- 
ral: Buch  2  3:  Developpemcnt  des  qualites  phy- 
siques  de  riioiume:  Buch  4:  l)c  l  hoinuie  nunen 
sons  le  rupport  des  qualSt.«,  niorales  et  intcl- 
lectuelles;  Buch  5:  l)e  1  liomme  inoyen  et  du 
sv  steine  social,  progns  ulterieurs  de  eitle 
etude  ;  dassellH-.  in  engli-eher  l  ebersetzumr  by 
R.  Knox.  Kdinburg  1842;  dasselbe  in  deutscher 
l'ibe.rsetzung  von  V.  A.  Biecke.  Nebst  An- 
hang: l^uetelets  Zusätze .  Stuttgart  1838. 
Lettres  ä  S.  A.  K.  le  duc  regnant  de  Saxe- 
Colwiirir  et  Gotha  sur  la  theorie  des  probabili- 
tes,  appliqnee  aux  sciences  niorales  et  politi- 
qiies,  Brüssel  184(5;  dasselbe,  in  englischer 
l'cbersetzuiig  by  U.  G.  Downcs.  London  1H4;>. 
—  Du  Systeme  siK'ial  et  des  lois  qui  le  reiris- 
seiit,  Baris  1848;  dasselbe,  deutsch  und  mit 
Litteraturnachwciseii  herausireg.  von  C.  Adler, 
Hambnrg  1856.  Theorie  des  probabilites 
enthalten  in  dem  Sammelwerk:  Kncyelopedie 
popnlaire,  publice  par  la  Societc  pour  l'eman- 
cination  intellectnellei,  Brüssel  185a.  —  Sur  les 
table.«  de  mortalite  et  specialeincnt  sur  les  tab- 
le* de  mortalite  de  la  Belgiqiie,  ebd.  18":4. 
Anthropoinetrie  ou  inesiire  des  differeutes  fa- 
cultas de  Thomme  ebd.  1870.  Table*  de 
mortalite  et  leur  developpement  d'apres  de  plan 
d'nne  stAtistiqiie  internationale  et  comparec. 
ebd.  187:1.  —  Cougres  international  de  statisti- 
qne. Session«  de  Bruxelles  (1853),  Paris  11855,. 
Vienne  (1857 •,  Londres  .;IS60\  Berlin  |IS63:, 
Florence  (1867).  La  Haye  lN.y  et  St.  Peters- 
bourg  (1872),  ebd.  1873. 

veröffentlichte  in  Gemeinschaft  mit 
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anderen  von  staalswissenschaftlicheu  Schriften 
in  Buchform:  1.  tieineinschaftlich  mit  K. 
Smits:  Recherche?  sur  la  renroduetion  et  la 
mortalite  de  Thomme  aux  differeiits  äges.  et 
sur  la  |K»pulation  de  la  Belffique.  Brüssel  18.12. 
—  St.itisti(|iie  des  tribnnaux  de  la  Belgiqiie, 
peudant  les  annce»  182ti.  27.  28.  2*.)  et  1830. 
ebd.  1S:13.  —  •>.  (Gemeinsam  mit  Henschling : 
Projet  de  Solution  des  questions  posees  au  Pro- 
gramme du  Congres  de  statistiqne  en  Belgique, 
ebd.  20  V.  Ititö. 

b,  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  In  Bulletin  de  l'Acadeinie 
royale  des  sciences,  des  lettres  etc.  de  Beluri- 
que.  Brüssel:  t 'oinmnnication  des  Observation« 
re<  ueillies  depuis  la  preseiitation  des  reclier- 
ches  sur  le  i>oids  de  riioimne,  Bd.  I.  1K14, 
S.  4MÖ0.  Benscignements  sur  la  mortalite  en 
Bcliriqiie.  Bd.  II.  lK-lT»,  S.  t>  n.  ff.  —  Sur  la 
population  de  Bruxelles,  Bd  II.  S.  .'1  l'J .")( I.  — 
Observalioiis  au  sujet  du  compte  <le  r»dniiuis- 
tration  tl<>  la  justice  criminelle  en  Belgique, 
Bd.  II,  S.  :W*ht.  —  De  rintluence  de  läge _ sur 
ralicnation  mentale  et  sur  le  penchant  au  crime. 
Bd.  III.  18M.  S.  181) ff  —  Sur  les  lois  ^nv- 
rales  de  la  population.  Bd  IX  2.  1M2.  S.  :ViUÜ. 

-  Sur  les  Indiens  O-Jib-Be-YVu's  et  sur  les 
proportions  de  leur  corjis.  Bd.  XIII  1.  184(5.  S. 
7'ltf  -  -  Sur  les  proportions  de  M.  < 'anttiebl. 
rin  n  nie  des   Kl.its -l'nis.  Bd.  XI 11  2,  S.  ■*>  ff. 

Sur  les  proportions  des  honnnes  qui  >e  tont 
remarqtier  par  un  exces  ou  un  defatit  «le  tailie. 
Bd.  XIV  1.  1817.  S.  l.iSfl.  —  Sur  l'etendue 
superficieilo  et  le  vohime  du  corps  humain.  Bd. 
XV  1,  1848,  S.  14  li">.  -  Lthnomaphie.  Des 
proportions  <ln  corps  humain  chez  difterents 
peuples.  :>  Artikel.  Bd.  XV  1.  S.  ,'>8<iff.;  Bd. 
XV  2.  S.  Iii  ff:  Bd.  XVI  2.  18-15».  S,  17  ff  :  Bd. 
XVII  2.  18Ö0,  S.  H8  ff  und  S.  H8  100.  -  Notice 
sur  le  inain  Jean  llaneina,  dit  l'admiral  Trump, 
Bd.  XVII  l.  S.  13  1t.  -  Sur  un  nain  Mge, 
IW.  XVII  1,  S.  34411.  <  oiuinunicafion  rela- 
tive aux  tables  de  mortalite.  Bd.  XVIII  2,  IK'il, 
S.  351»  »Jl.  —  Sur  la  croisance  des  jeunes  colons 
de  l'ecole  agricole  de  Huysselede.  Bd.  XVJI1  2, 
S.  H(51  *i2.  —  Sur  une  note  de  M  Lentz,  eon- 
cernant  la  euustruetion  des  tables;  de  mortalite, 
Bd.  XV  III  2,  S  512  ff.  Sur  queb|ues  indivi- 
dus  Chinois  et  sur  les  pro|a>rtions  de  leuis 
corps.  Bd.  XIX  1.  1852,  S  742.-0.  -  Sur  le 
i-ab  ul  des  tables  de  mortalite.  Bd.  XIX  3.  S. 
285).  —  Hi  nscitrneinent-s  sur  le  conirn'  s  de  ^1a- 
tisti«|ue.  Bd  XX  2.  1853,  S.  327; 28.  —  Sur  une 
naine  nee  dun»  les  environs  de  Bruxelles,  Bd. 
XX  3,  S.  351  52.  --  Sur  la  eoustance  dans  le 
noinbre  des  mariuires  et  sur  la  statistique  mo- 
rale  en  ireneral  Ifl'-me  .^erie,  Bd.  V.  1858.  S. 
81»  5)4.  ■—  Apercus  sur  la  theorie  des  proportions 
du  corps  liumaiii.  Bd.  VI.  18,^51,  S.  3t7  18  — 
Table  de  mortalite  pour  le  Brabaut,  d'apres  les 
docniuents  du  meiisenicnt  de  I8f)4>,  Bd.  VI.  S. 
345  ff.  —  Xotice  sur  le  Congres  international 
de  statistiqne  teim  ä  Londres  du  16  au  21 
juillet  1860,  Bd.  X,  ISfSO.  S.  354  ff.  -  Sur  la 
statistiqne  generale  des  diüerents  pays,  Bd.  XII, 
1861.  S.  1)5»  Ii.  —  Sur  le  öW  inr  Conan  s  de  sta- 
tistb|iie.  tenu  A  Berlin.  Bd.  XVI.  18(53,  S.  Hdft. 
und  M5!)ff.  —  Sur  la  mortalite  peudant  la 
premiere  enfance.  B«l.  XVII,  1W54,  S.  5)  ff.  — 
Sur  la  öi'-aic  session  du  Conpres  statistiqne  des 
differents  peuples  tenu  ä  Florence  etc.  1*67, 
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Bd.  XXIV,  1867.  S.  408  ff.  -  Sur  la  loi  statis- 
tique des  tailles  humaiues  et  sur  la  r£gularite 
que  suit  cette  loi  daue  son  developpcinent  ä 
cbaque  äge,  Bd.  XXV,  1868,  S.  142  ff.  —  Sur 
l'ägc  et  T'etat  civil  de*  maries,  en  Belgique, 
pendant  lc  dernier  quarf  du  siede  (1K41  ä  1865i, 
Bd.  XXV.  8.  227  ff  Progres  des  travaux 
stati*tiqucs.  Bd.  XXV,  S.  545  ff.  —  Physique 
sociale:  Presentation  de  ret  ouvrage  ä  l'Acade- 
mie.  Bd.  XXVI,  1868,  S.  4%  ff.  und  Bd.  XXVIII, 
18»iO.  S.  150.  —  Taille  de  rhomme  ä  Venise. 
pour  l'äire  de  vingt  ans  Bd.  XXVII,  S.  196  ff, 

—  Congres  international  de  statistique  ä  la 
Haje,  Bd.  XXV11.  S.  »7(5  ff.  —  Statistique  in- 
ternationale de  l'Europe;  plan  adopte  par  les 
delegne-  ete.  ä  la  Haye  en  1861t.  Bd.  XX VIII, 
S  34!l  ff.  Des  lois  concernant  lc  developpe- 
iiK-ut  de  rhomme,  Bd.  XXIX,  1870.  Loi  de 
periodicite  de  l'espere  huinaine,  Bd.  XXX,  1870. 

—  Pevcloppeinent  de  la  taille  huinaine;  exten- 
sion  reniarq nable  de  rette  loi,  Bd.  XXXI.  1871. 

—  Sur  l'anthropometrie,  on  sur  la  mesure  des 
differentes  facultes  de  1'homnnH  Presentation  de 
cet  ouvrage  äl'Academiei.  Bd.  XXXI.  1871.  —  2.  In 
Bulletin  de  la  Commissiou  centrale  de  statisti- 
que. Brüssel :  Sur  le  recensement  de  la  popu- 
latio»  de  Bruxelles.  Bd.  I.  1843,  S.  27  ff  —  Sul- 
la repartitiou  du  eontingent  des  communes  dans 
les  levees  de  la  miliee,  1HH1  ä  40,  Bd.  1.  S. 
345  ff  —  Sur  l'apprcciation  des  docnment«  sta- 
t ist iij ues  et  en  particulier  snr  lapprct-iation  des 
moyennos.  Bd.  II.  1845.  S.  205  ff.  Sur  les 
aneiens  reeensements  de  la  population  bel^e, 
Bd.  III,  1847,  S.  1  ff.  De  l  infliifiiee  du  lil.re 
arbitre  de  l'homnie.  sur  les  fatts  sociaux  et 
particulierement  sur  Ii*  nombre  des  niariages. 
Bd.  III.  8.  135  ff  —  Nonvelles  tables  de  mor- 
talite pour  la  Belgique  (1841  ä  45>,  Bd.  IV, 
1851.  S.  1  ff.  —  Nftiivelles  tables  de  population 
pour  la  Belgique.  Bd.  IV,  S.  71  ff.  -  Sur  la 
statistique  criminelle  de  la  Grande-Brctagnc. 
lettre  ä  51.  Porter.  Bd.  IV,  S.  IOi»  ff.  Sftr 
les  tables  de  mortalite  et  de  population,  Bd.  V, 
1S53,  S.  1  ff.  —  De  la  statistique  con-dderee 
sous  le  rapport  du  phvsiijue.  du  nioral  et  de 
I'intelligcnee  de  lliomine.  Bd.  VI  II.  1860,  S. 
433  ff  Table  de  mortalite  d'apres  lc  re<  en-e- 
inenr  de  185«;,  Bd.  VIII.  S.  465)  ff.  -  Sur  le 
tongres  international  de  statistique,  teuu  ä 
Londre--  1H4K».  Bd.  IX.  18W,  S.  ff.  —  Sta- 
tistique  internationale  1  population).  publice,  par 
A.  (juetelet  et  X.  H'-usrhling.  Bd.  X.  1H66, 
t'XV— 406  SS.  —  Sur  le  Congres  statistique  de 
Florencc,  en  1S67,  Bd.  XI,  186».  3  lu  Pro- 
gramme et  coiupte  rendu  des  travaux  du  Con- 
gres general  de  statistique  renni  ä  Bruxelles, 
septembre  1853,  Bruxelles  1K53:  Disconrs 
d'inaiignration  de  M.  A.  l/uctelet  4  In 
Dictiounaire  de  l'eeonomie  politique,  2.  Aufl., 
Bd.  II:  Tables  de  mortalite,  Paris  1S54.  S. 
70il  7(18.  —  5.  In  Nonvcaux  memoire»  «le  l'Aca- 
demie  de  Bruxelles:  Memoire  nur  les  lois  des 
nnissances  et  de  la  mortalite  ä  Bruxelles,  Bd 
III.  1826,  S.  493  ff.  -  Recherche*  sur  la  popu- 
lation, les  uaissanees,  Ks  deees,  les  prisons,  les 
depöts  de  iuendicite  etc.  dans  le  rovaume  des 
Pays-Bas.  Bd.  IV.  1827,  S.  115  ff.  —  Rccher- 
rhes  statistiques  sur  le  rovaume  des  Pays-Bas, 
Bd.  V,  18211.  —  Recherche*  >nr  la  hu  de  la 
eroissance  de  rhomme,  Bd  VII,  IKtl.  —  Recher- 
che« -sur  le  penchant  au  crime  aux  differents 


I  ftges,  Bd.  VII.  —  Recherche«  snr  le  poids  de 
I  rhomme  aux  differents  äges,  Bd.  VII.  —  De 
l'inliuence  des  saisons  sur  la  mortalite  aux 
differents  äges  dans  la  Belgique,  Bd.  XI,  1838. 
—  Sur  la  statistique  morale  et  les  priuc.ipcs  qni 
doivent  en  foriner  la  base,  Bd.  XXI,  1848.  — 
Memoire*  et  cowmunications.  Tables  de  morta- 
lite «t  leur  developpement.  2c  serie,  Bd.  XIII. 
1864.  —  Von  folgenden  ursprünglich  ebenfalls 
I  in  Zeitschriften  veröffentlichten,  auch  in  dem 
Sammelwerk  Tracts  (('ollectiou  of  the  Statisti- 
cal Society  t  abgedruckten  Sonderausgaben  liess 
sich  die  Provenieuz  nicht  mit  Bestimmtheit 
nachweisen:  Notice  snr  Kdouard  Smits,  Brüssel 
1852.  —  Ethnographie.  Sur  les  proportions  de 
la  race  noire.  ebd.  1853.  -  Sir  John  F.  W. 
Hersehel,  ne  ä  Slough,  pres  de  Windsor,  en 
17»2.  deeede.  ä  Collingwood,  Kent,  le  11  mai 
1871,  ebd.  1871.  —  l'uite  de  l'espece  humaine, 
!ebd.  1872.  - 

Das  Hauptwerk  Quetelets  ist  seiue  Schrift: 
„Sur  riiomuie  oder  Pbysiqiie  sociale.''    Ks  bildet 
das  Fuudameut  seiner  moralstatistischeu  Theorie. 
'  welcüe   die  individuelle  Willensfreiheit  nicht 
:  leugnet,  wohl  aber  durch  Massenbeobachtung 
'  physischer,  intellektueller  und  sittlicher  Eigen- 
1  schaffen  des  Menschen  zu  dem  Ergebnis  ge- 
j  langt,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Handlungen 
!  der  Sterblichen    als  Substrat    der  Xatnruot- 
;  weudigkeit.  und  nicht  der  Willensfreiheit  zu 
;  betrucliten  ist.    Das  Licht  der  Sozia Iphysik. 
i  welches  er  dadurch  auf  die  Trsächlichkeit  gewisser 
|  nuiralstalistischer  Erscheinungen  fallen  liissf, 
i  ist  allerdings  geeignet,  einen  Einblick  in  den 
i  Mechanismus  jener  allgemeinen  Gesetzlichkeit 
1  zu  gewähren,  dem  das  Natur-  und  mit  ihm  da-« 
'  tinbewusste  innere  Seelenleben  unterworfen  ist. 
es  zeiyt  aber  auch  die  Tendenz  Quetelets.  ileu 
Menschen  in  seiner  soziologischen  Thätigkeit 
mir  als  Kollektivbegriff,  nicht  als  Einzelwesen 
zu   betrachten.    Da  abnorme  gesellschaftliche 
Zustande    auf    das  tJleichgewichtsbudget  der 
scheinbar  willkürlichen  Handlungen  des  Men- 
1  sehen  st/irend  einwirken,  erkennt  (Quetelot  an, 
dass  es  keine  unbedingte  mathematische  Konti- 
nuierlichkeit  ist,  in  der  das   gedachte,  über 
der  Willenskraft  stehende  Naturgesetz  sich  voll- 
zieht,  er   giebt  ferner  zu,   dass  sein  durch 
Massenbeobachtungen  für  die  Wissenschaft  kon- 
1  strnierter  Durchschnittsmensch  den  kulturellen 
Fort-    bezw.   Rückschritten    der  wechselnden 
1  Zeitalter  gemäss  auch  seine  innere  Wesenheit 
verändern  werde,  die  moralische  Verantwortung 
:  für  Handlungen  der  Individuen  aber,  wofür  der 
Strafkodex  die  gesetzliche  Sühne  heischt,  lässt 
er  allein  die  menschliche  Gesellschaft  tragen, 
welche  durch  ihre  egoistische  Verfassung  indi- 
rekt das  Verbrechen  zUchte.v  Diesem  uaturge- 
setz  ichen  Zwange  für  den  Menschen,  ans  Anlass 
sozialer  Missstande  moralisch  zu  unterliegen, 
stellt  t^uetelct  zwar  in  seinen  Briefen  an  deu 
Herzog  von  Sachsen-l'oburg-tiotha  (s.  0.)  die 
Subjektivität  des  individuellen  Willens  gegen- 
üIht.  obgleich  und  wenn  auch  seine  Physique 
sociale  der  Ausgangspunkt  der  neueren  deut- 
scheu l'niversitätsstatistik  geworden  ist,  kann 
ihm  der  Vorwurf  nicht  erspart  bleiben,  dass  er 
die    Individualisierung    seiner  psychologisch- 
;  statistischen  Forschungen  unter  deren  tiene- 
ralisierung  fast  gänzlich  verwischt  hat.  Der 
ihm    gemachte    Vorwurf,   mit  ungenügender 
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philosophischer  Schulung  an  seine  Physiqtie  so- 
ciale herangetreten  zu  sein,  hat  nnr  eine 
scheinbare  Berechtigung,  da  Quetelet  absicht- 
lich, weil  er  nicht  nur  ein  Buch  für  den  Fach- 
mann, «ondern  auch  für  gebildete  Laien  schreiben 
wollt«,  spinozistischen  und  darwiuistischen  An- 
■■cbanuugen  darin  einen  grösseren  Kaum  als  der 
Metajdiysik  zugeteilt  hat  \\  ie  leicht  wäre  es 
ihm  überdies  gewesen,  metaphysische  mit  sozio- 
logischen Problemen  zu  amalgamieren,  er  sagte 
sich  aber  wahrscheinlich  in  l'ebereinst immune 
mit  Robert  Mayer  'vgl.  dessen  „Mechanik  der 
Wärme-  S.  315;:  ..Die  Grenzmarke  bildet  die 
Zahl.  In  der  Physik  ist  die  Zahl  alles,  in  der 
Physiologie  ist  sie  wenig,  in  der  Metaphysik 
i.-t  sie  nuhts." 

Durch  Verbindung  der  generellen  Statistik 
mit  der  politischen  Oekonouiie  wurde  Quetelet 
der  eigentliche  Gründer  der  modernen  .Sozial- 
statistik, und  nicht  minder  ist  anzuerkennen, 
das*  er  durch  mathematische  Behandlung  des 
statisti-i-h  Krreich-.  Beschreib-  und  Messbaren 
seiner  .Sozialphysik  die  politische  Arithmetik 
regeneriert  hat.  Seine  Sterblichkeitstafeln  nahen, 
obwohl  er  sich  zu  deren  Berechnung  der  ver- 
alteten, nur  auf  stationäre  Bevölkerungen  an- 
wendbaren Flalleyschcn  Methode  bediente,  immer- 
hin den  Vorzug,  das<  er  zuerst  darin  die 
Trennung  der  städtischen  von  der  ländlichen 
Bevölkerung  vomalnn.  auch  entspricht  die  von 
ihm  für  das  23.  und  24.  Lebensjahr  berechnete 
MaximaUterblichkeit  der  Männer  iiu  allgemeinen 
den  thatsächlichen  Erfahrungen..  Die  grossen 
auf  -einen  „mittleren  Menschen"  augewandten 
Durch»'  huittszahlen  sind  mehr  oder  weniger  aus 
heterogenen  Kleineiiten  gewonnen  und  können  ' 
daher  al»  Beweismaterial  nur  einen  sekundären 
\Wrt  beanspruchen:  ausserdem  ist  ihm  von 
Bchuisih  (s.  u.f  nachgewiesen,  dass  er  Daten 
ans  der  französischen  Kriminalstatistik  kritiklos 
und  gewaltsam  zu  einer  gemeinsamen  Zahlen- 
gruppe vereinigt,  die  auf  Grund  redaktioneller 
Gesetzänderuugen  eine  getrennte  Behandlung 
erheischten.  Während  die  von  ihm  in  der 
Physiqtie  sociale  nachgewiesene  Gesetzmässig- 
keit einer  Reihe  unfreiwilliger  Handlungen  des  | 
Mensehen  sich  an  die  Vicoschen  Forschungen ' 
in  der  .Scienza  nuova-  anlehnt,  ist  seine  Ver- 
bindung anthropologischer  mit  sozialwissen- 
schaftlicheu  Materien  "durchaus  neuen  l'rsprungs, 
wenn  auch  von  geringerer  wissenschaftlicher 
Tragweite;  insbesondere  ist  nicht  recht  ein- 
leuchtend, was  rein  anthropometrisebe,  zur  Be- 
weisführung von  physischen  Gesetzmässigkeiten 
angestellte  Mussenbeobaehtungen  der  Gesell- 
schnftslehre  für  Gewinn  bringen  sollen.  In  der 
bibliographischen  Abteilung  vorliegender  Bio- 
graphie ist  dieser  Verbindung  der  Sozialwissen- 
sehaft  mit  einem  ihr  soust  fremden  Stoffe  durch 
Aufführung  auch  der  kleineren  anthropologisch- 
ethnographischen  Artikel  Quetelet.«  gewissen- 
haft Rechnung  getragen  worden. 


Vgl.  über  Quetelet:  Her  sc  hei,  Quctc- 
let  on  probobilitie.«  is.  o.  unter  Physiqne  soci- 
ale. 2.  Aufl.j.  —  Drohisch,  Besprechung  der 
Queteletsehen  Abhandlung:  Sur  la  statistique 
morale  et  les  principe.«  qui  doivent  en  former  la 
base,  1848.  in  „Gersdorf,  Repertorinm*,  Jahrg. 
1S4S».    Leipzig.    S.  -28  ff.    —    Heuseh  ling, 


!  Bibliographie  historique  de  la  statistique  en 
i  France.  Brüssel  1851,  S.  26.  —  Villermey, 
Memoire  de  Quetelet  sur  les  fahles  de  mortnlite, 
analvse,  et  apprecie.  in  Journal  des  Economistes, 
Paris  1853,  Bd.  XXXVII.  S.  Nil  ff.  Diction- 
naire  de  l'economie  polit..  2.  Aufl.,  Paris  1854, 
i  S.  4!J0«>1.   -   Jonäk,   Theorie  der  Statistik, 
Wien  185«.  S.  50  ff .  —  v.  Mo  hl,  Geschichte 
j  und  Litteratur  der  Stnatswisseuschaften.  Bd. 
[III.  Erlangen  1858.  S.  «62(53,  u.  ö.  -  Vnpc- 
rcau.  Dictiouuaire  universel  des  contemporain», 
;  Paris  1858.  S.  1(51  ff.  —  Wapp litis,  Allgemeine 
Bevölkerungsstatistik,  2  Bde..   Leipzig  1861, 
inshes.  Bd.  II,   S.  465  ff.   —  Ad.  Wagner. 
Gesetzmässigkeit  der  scheinbaren  willkürlichen 
menschlichen   Handlungen.  2  Teile.  Hamburg 
1864.  Teil  I.  S  13  ff.  -  Drohisch,  Die  mo- 
ralische Statistik  und  die  menschliche  Willens- 
freiheit, Leipzig  1867.  —  Lampertico,  Sulla 
statistica  teorica  in  generale.  Venedig  1870.  S. 
14.   17  ff.  —  G  F.  Knapp.  Bericht  über  die 
Schriften  Quetelet.«  zur  Sozialstatistik  und  An- 
thropologie in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat..  Jena.  Bd. 
XVII,  1871,  S.  167  ff.  342  ff.,  427  ff.  -  Der- 
selbe. Die  neueren  Ansichten  der  Moralsta- 
tistik,   Vortrag,   ebd.   1H71.  -  Schmoller, 
l'eber   die  Resultate  der  Bevölkerung?-  und 
Moralstatistik.    Herlin    1871.         Knapp.  A. 
Quetelet   als  Theoretiker,  in  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
Stat  .  Jena,  Bd.  XVIII,  1*72.  S  8}»  ff.  -   F.  X. 
Neumauu-Spallart.    Adolf   Quetelet  (Ne- 
krolog! in  Neue  Freie  Press«'.   Wieu.  Jahrg. 
1874,  Nr.  3415.  —  v.  Baum  hau  er,  Quetelet 
i  Nekrolog;  in  Nederlandsche  Spectator,  Amster- 
dam 1874.  —  Journal  des  Economistes,  Paris, 
Jahrg.   1874.   April:    Nekrolog   Quetelet.«.  — 
Bulletin  de  l'Academie  rovale  des  sciences  de 
Belgique,  Jahrg.  1874.  Bd.  L  Brüssel.  S.  245  ti«: 
Nekrolog.        E.  Mailly.  Nekrolog  Quetelet« 
in  Report  of  Smithsonian  Institution,  Washing- 
ton 1874,  S.  1H9  83.  —  Derselbe.  Essai  sur 
la  vie  de  Quetelet,  iu  „Annuaire  de  lAcademie 
rovale  des  sciences  de  Belgique,  Brüssel  1875, 
S.10i>-2!I5.  -  Ficker,  Lambert  Adolf  Jakob 
Quetelet  i  Nekrolog)  in  Statistische  Monatsschrift, 
Jahrg.  I.  Wien  1^75,  S.  6  14.  —  Wolowski, 
Eloge  de  Quetelet,   Paris   1875.   —  Engel, 
Eloge  de  Quetelet.    Discours  devaiit  FAssem- 
blee  generale  du  Congres.  sept.  1876  .Budapest) 
1876."—-  Morpurgo.  Die  Statistik  und  die 
Sozialwissenschaft.  Jena  1877,  S.  21  ff.,  163  ff. 
Moniteur  Beige,  No.  de  2  mai  1880,  Brüssel. 

—  Compte  rendu  de  rinauguratiou  de  la  statue 
d'Ad.  Quetelet  iu  Bulletin  de  la  Gommission 
centrale  de  statistique.  Bd.  XIV,  ebd.  1881.  — 
v.  Dettingen,  Moralstatistik.  3.  Aufl.,  Er- 
langen 1882,  S.  24  ff..  37  ff .  445  ff.  —  v.  I  n  a  m  a  - 
Sternegg,  Zur  Kritik  der  Moralstatistik,  iu 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  VII.  Jena 
1883.  S.  505  ff.  -  John.  Geschichte  der  Sta- 
tistik, Bd.  1,  Stuttgart  1884,  S.  332,70  u.  ö.  — 
Salpace,  l'so  ed  abuso  della  statistica,  Rom 
1885.  S.  126/7  u.  ö.  -  G.  Mayr  und  Salvi- 
oni,  I-a  statistica  e  la  vita  sociale,  Turin  1886, 
S.  112  13.  368  6!»  u.  ü.  -  Block,  Trotte  de 
statistique,  2.  Aufl..  Paris  1886,  S.  12728  u.  ö. 

—  Gabaglio.  Teoria  generale  della  statistica, 

2.  Aull.,  2  Bde..  Mailand  1888.  Bd.  I,  S.  134  48 
u.  ö.,  Bd.  IL  S.  3t»,J400  n.  ö.  Gossa.  In- 
troduzione  allo  studio  dell'  economia  politica, 

3.  Aufl.,  Mailami  18'J2,  S.  30,  414.  Nouveau 
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dietionnaire  d'eeonomie  politimte,  Bd.  II,  Paris  Zusammenhang  zwischen  einer  1-eistutig  der 
18t.ß,  S.  f>5)5.  —  Keiehcsberg,  Ad.  tyietelet . !  Staatsgewalt  durch  eine  Amtshandlung  und 

der   Gegenleistung    de»  Abgabepflichtigen 


als  Moralstatist  ikcr.  in  Zeitsehr.  f.  sthweiz.  Sta- 
tistik, Jahrg  XIX.  Born  1«>3.  -  Derselbe, 
Der  berühmte  Statistiker  Ad.  Quetelet.  Sein 
Leihen  und  sein  Wirken,  in  Zeitscbr.  f.  Schweiz 
Statistik.  Jahrg.  XXII,  Bern  lH'.H!. 

Uppert. 


und  verschwindet  daher  mit  dem  speciellen 
Entpdtliehkoits-  und  dem  Kostenersatzmo- 
ment  aueli  die  Eigenschaft  der  Gebühr. 
Dies  geht  mit  daraus  hervor,  dass  bei  Er- 
richtung der  Abgabe  auf  (Quittungen  ohne 
sachliche  Mulivierung  lediglich  im  fiskalischen 
Interesse  die  Inanspruchnahme  behördlicher 
Funktionen  angeordnet  und  die  Enterlassung 
jener  mit  KechtsnachteiJen  oder  Strafen  be- 
droht  wird.  letzteres  hat  eben  nur  die 
Bedeutung  der  Sicherstellung  der  Abtrabe 
und  ihrer  Einträglichkeit  und  lässt  in  um 
so  höherein  Grade  die  Quittiingsstouer  als 

SÄ  fiÄSS  tLlÄ  «»r!»*v.       -■!"""•:■"•  »•»••  « 


Quittungssteuer. 

i^iiittungsstempel.) 

I.  Allgemeine!*.  1.  Stellung  und  Cha- 
rakter <ler      2.  Gegenstand.  Umfang.  Krbebung 


3.  England.    4.  Frankreich. 

I.  Allgemeine«. 

1.  Stellung   und  Eharakter   der  H- 

Die  (Quittungssreuer  (Vuittnngsstcmpel)  ist 

Vor-d 


handelt  sich  häufig  um  Ijeistungen.  welche 
der  Sta.it  als  solcher  knift  seiner  allgemeinen 
Staat  suif  gaben  zu  bieten  hätte,  die  er  al>er 
aus  finanziellen  Erwägungen  besonderen 
Anfingen  unterwirft.  Systematisch  sind 
die  lt»  n  i  1 1  ungs  Steuer  n  zu  den  auf 
d  i  e  K e  e.  h  t  s  g  v s c  h ä  f  t  e  g  o  legt  e  n  V  ■•  r  ■ 


len   im   Flusse  des  Wert-  kehrs  Steuer n  zu  zälilcn   und   wie  alle 
kehrs.  Ihre»  Eisprung  verdankt  dieselbe  derartige  Entrichtungen  nur  dann  gebühron- 

I  I..       1   1  I»„   ...).::»»   „:....  ..II,,.. 


eine  Verkelirsslener  vom  Einsatz  von 

m<: 

vei 

den  verschiedenen  Versuchen,  das  beweg- 1  artig,  wenn  das  Rechtsgeschäft  eine  allge- 
liehe  Vermögen  zur  Verkehrshesteuenuig  ;  mein  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  "der 
heranzuziehen,  um  so  die  einseitige  He- '  seiner  blonderen  Wichtigkeit  halber  eine 
lastung  des  Immobiliarbesitzes  zu  verhüten,  amtlieh.'  Bestätigung  beanspruchen  kann. 
Der  Weg.  welchen  man  zur  Erreichung  Die  höhere  oder  niederere  Bemessung  der 
dieses  Zieles  regelmässig  gewählt   hat.  ist   Abgälte  ist  dabei  ohne  Einfluss.    l'eber  die 


die  stcuerteelmiscjie  Erfassung  d-s  Einsatzes 
beweglicher  Vermögenswerte.  Dieser  al«-r 
pflegt  sich  nicht  selten  der  äusseren  Er- 
kennbarkeit zu  entziehen,  ist  seinem  wirt- 
schaftlichen Inhalte  nach  meist  schwer  zu 
Itourteileii  und  kann  bei  erheblicher  Decen- 
tralisierumr  leicht  für  seine  formelle  Rcchts- 
giltigkeit  der  schriftlichen  Gestaltung  ent- 
behren. Durch  diese  Einstände  wird  dann 
die  Aufgabe  seiner  gleiehinässigen  steuer- 
lichen Behandlung  wesentlich  erschwert. 
Geratie  aber  ans  diesem  Grunde  erfliesst 
für  die  it>uittungss1oiier  als  ^uittuugssieinpel 
ein  weites  Bereich  teils  eisetzcnder.  teils 
ergänzender  Wirksamkeit  im  Systeme  der 
Yerkehrsbestetierung.  Eebrigeus  lässt  sich 
daraus,  dass  «liese  Form  der  Abgabe  iusIm- 
sondere  aus  •  incr  als  not  wendig  empfundenen 
stärket  en  Belastung  des  Mobil  iarln-sitzes 
hervorgegangen  ist.  keineswegs  unbedingt 
der  Grundsatz  ableiten,  wonach  der  Wert- 
vi'rkelir  mit  unl>eweglichen  Vermögeiisob- 
jekteu  ausrlem  Wirkungskreise  der^büttungs- 
steuer  principiell  ausgeschlossen  werden 
soll.  Vielmehr  winl  ilire  Ersatz-  und  Kr- 
gänznnesfuuktioti  auch  hier  ülMinil  da  ein- 
zugreifen haben,  wo  die  sonstige  Organi- 
sation der  Besteuerung  Lücken  gelassen  hat. 

Der  Uuittungsstem|»el  hat  vorwiegentl 
S  te  n  e  r  c  h  a  ra  k  t e  r,  seltener  ist  er  eine 
Gebühr.    Denn  hier  fehlt  in  der  Regel  der 


nähere  Begründung  und  Stellung  der  (,bijt- 
tuugsstcuor    zu   den    Verkeh rsst  euer n 

i  vgl.  d  i  e  s  c  u  Artikel. 

Ü.  Gegenstand.  Einfang.  Erhebung 
und  Grundsätze  der  Bemessung  der  Q. 
Die  Ouittung^sleiior  hat  drei  gross,.  Verzüge: 
sie  lässt  sich  auf  gar  viele  Gebiete  der 
Verkcdirshamllungei;  erstrecken,  sie  liefert 
bedcutemlc  Stcu..-rerträge  und  ist.  sofern  die 
Sätze  in  massiger  linhe  gehalten  werden, 
nicht   allzu   belästigend   für  den  Verkehr 

:  und  leicht  zu  tragen.  Allein  sie  teilt 
andererseits  hinwieilerum  die  erheblichen 
Scliattenseiten  d**r  Verkehr.sboteuerung 
überhaupt  und  dies  nicht  selten  in  grossem 
Masse.  Namentlich  vermag  sie  immerhin 
nur  lückenhaft  den  Mobiliarverkehr  zu 
treffen,  da  insbesondere  bei  beweglichen 
Wertgegeiiständeii  Einsätze  gegen  Barzah- 
lung  häufig  siml  und  bei  Zersplitterung  der- 
selben und  des  Zahlnngswesens  eine  wirk- 
same Kontrolle  fast  unmöglich  ist  und  der- 
artige Auflagen  den  Verkehr  in  der  Rich- 
tung der  Formlosigkeit  der  Geschäfte  ent- 
wickeln. Auch  die  Konkurrenz  mit  dein 
Stempel  für  Geschäftsabschlüsse  führt  zu 
Enbcpieinlichkeiteii. 

An  und  für  sich  kann  die  Steuerpflicht 

|  hier  sehr  weit  ausgedehnt  werden :  sie  kann 

!  Zahlungen  jeder  Art  lietreffen,  auch  Zah- 
lungen für  Immobilien  —  wenn  auch  selte- 
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ner,  wegen  der  konkurrierenden  Besitz- 
wechsdabgala-  —  ebeuso  Entrichtungen  für 
Dienstleistungen.  Die  Abgabe  kann  sieh 
dann  erstiveken  auf  alle  schriftlichen  Naeh- 
weisungen.  welche  Quittungen  sind  oder 
gesetzlich  als  solche  U-trachtct  werden, 
oder  sie  kann  sich  auf  solche  Ti-kunden 
beschränken,  welche  öffentlichen  Behörde» 
vorgelegt  bezw.  im  Gerichtsverfahren  ge- 
braucht werden.  Für  die  Bemessung  der, 
Auflage  ist  des  weiteren  von  Wichtigkeit, 
ob  man  lediglich  einen  Fixsteinpcl  oder 
einen  abgestuften  Ste»ii»e]  einführt.  Im 
ersteren  Falle  ist  zu  bedenken,  dass  dadurch 
die  kleinen  Betrüge  un verhalt nismassig  mehr 
Wdastet  wenlen  als  die  grossen,  im  letzteren 
aber  wird  durch  einen  Wertstem!»  !  der 
Geschäftsgang  für  Gcwcrbetreil»onde  und 
Privatleute  übermässig  erschwert  und  rvi/.l 
d-->c-en  Höhe  bei  den  m  \\ wachen  Kontrolle» 
gern  zur  Steuerhinterziehung.  Im  allge- 
meinen wird  es  sich  daher  empfehlen,  den 
Quittuugsstempcl  nur  auf  diejenige»  .I'r- 
kunden  zu  beziehen,  welche  zur  Vorlage 
l«ei  öffentlichen  Behörden  und  den  Gerichten 
bestimmt  sind,  was  allerdings  die  Einträg- 
lichkeit wescnllieh  beeinträchtigt,  und  da- 
bei einen  in  wenig  Sätzen  abgestuften 
Stempel  zu  fordern,  welcher  dem  wirtschaft- 
lichen Inhalte  der  Quittung  angepasst  ist. 
Es  wird  so  aus  praktischen  Gründe»  die 
Ausdehnung  am  besten  zu  beschränken 
sein,  was  sich  auch  dadurch  rechtfertigen 
lässt,  dass  der  Quittuugsstenipel.  wie  die 
ganze  Gruppe,  zu  welche]  er  gehört,  doch 
immerhin  nur  ein  a<-eessoil>ehcs  Element 
im  Systeme  der  Verkehrsbesteuerung  bildet. 

Die  Erhebungsform  der  Quittungssieuer 
ist  regelmässig  der  Q  u  i  1 1  u  n  g  s  s  t  e  in  pol. 
während  die  direkte  Einziehung  nur  höchst 
selten  bei  vorgeschriebenem  Hegisterzwang 
vorkommt  und  auch  hier  mit  der  StemjMdimg 
als  Bestätigung  konkurriert. 

II.  Gesetzgebung. 

1.  Deutschland.  Im  Reiche  hatte  der  Eut- 
wurf  des  Bor*eüsteuergesctzes  einen  Quittuugs- 
stenipel vorgesehen,  welcher  aber  abgelehnt 
wurde.  Auch  die  Stempelabgabe  von  2%  für 
Noten,  Geschäftsbüehcrauszüge  oder  sonstige 
Berechnungen  bestehender  oder  ausgeglichener 
Guthaben  oder  Verpflichtungen,  über  Kauf-  und 
anderweite  Anschaffung*-  oder  Lieferungsge- 
sebäfte,  über  Wechsel,  ausländische  Banknoten 
oder  ausländisches  Papiergeld,  ferner  Aktien-. 
Staats-  oder  andere  für  den  Handelsverkehr  be- 
stimmte. Wertpapiere  oder  die  aus  solchen  Ge- 
schäften hervorgegangenen  Ansprüche,  welche 
in  daa  G.  v.  1.  .Ulli  1881  Übergegangen  waren, 
kamen  in  der  Nov.  v.  21).  Mai  188ö  in  Wegfall. 
Preussen  hat  seinen  vormaligen  Stempel  von 
'„"rt  für  Quittungen,  welche  zum  Belege  bei 
Ablegung  von  Rechnungen  vor  einer  Öffentlichen 
Behörde  dienen,  jetzt  beseitigt  (G.  v.  2B.  März 
1873).  In  Bayern  unterliegen  alle  Quittungen 


Uber  Besoldungen,  Pensionen  sowie  alle  Be- 
scheinigungen über  Zahlungen  und  Natural  Ver- 
gütungen, die  ans  Hof-.  .Staats-,  Gemeinde-. 
Stiftung*-  oder  anderen  öffentlichen  Kassen  ge- 
leistet werden,  der  Stempclabgaho,  welche  vom 
Empfänger  und  Bezugsberechtigten  zu  tragen 
ist.  Die  Auflage  ist  ein  < iradations.stem|»el. 
abgestuft  nach  Höhe  des  betreffenden  Bezuges. 
Alle  Quittungen  Uber  Beträge  unter  20  Mark. 
Pensionen.  Prallenden  etc.  im  .lahresbetrage  bis 
.V>0  Mark  und  solche  Uber  Besoldungen  und 
Funktionsbezttge,  deren  jährlicher  oder  ein- 
maliger Betrag  die  Summe  von  ltMK>  Mark  nicht 
übersteigt,  sofern  -sie  selbständig  und  nicht  neben 
anderweiten  Gehältern  bezogen  werden,  bleiben 
von  der  Stempelabgabc  frei  <G.  v.  2ü.  Juni  18JI2,. 
Sachsen  hat  seineu  früheren  Quittungsstempel 
von  1  ,„°  „  mit  einer  erheblichen  Zahl  von  Aus- 
nahmen für  solche  Erkunden,  die  öffentlichen 
Behörden  vorgelegt  wurden,  durch  G.  v.  IT. 
März  lSSf»  aufgehoben.  In  Hessen  und 
Brauns  c  h  w  e  i  g  sind  nur  diejenigen  Quit- 
tungen dem  Stempel  unterworfen,  von  welchen 
gerichtlicher  Gebrauch  gemacht  wird.  Elsass- 
l.othringen  erhebt  einen  Dimensionsstcinpel 
neben  einer  1 1.,prozeiitigen  liegisti  rgebühr. 
jedoch  bei  Quittungen  mit  Privutunterschrift 
nur,  wenn  dieselben  vor  Bericht,  bei  Vcrwid- 
tungsl»  bürden  oder  in  öffentlichen  l'rknnden 
gebraucht  werden.  Ferner  wird  ein  Stempel 
von  0,lf>  Mark  bei  Quittungen  über  Zahlungen 
an  öffentliche  Kassen  eingezogen,  desgleichen 
bei  Quittungen  der  Gläubiger  über  Dividenden- 
zahlungen im  Konkursverfahren  nebst  Enregistre- 
ments^ebühr  von  l.üO  Mark. 

'J.  Oesterreich.  Empfangsbestätigungen, 
welche  als  Hechtsurkunden  zu  betrachten  sind, 
werden  mit  einem  DiiuensionssUmpel  von  öO 
Kreuzer  belegt,  wenn  der  Wert  der  empfangenen 
Sache  im  Schriftstück  ausgedrückt  ist.  ebensi- 
mit  einer  Skalagebühr  von  7  Kreuzer  bis  25 
Gulden,  wie  die  Schuldscheine  i  Tarifposition  47 
Empfangsbestätigungen  über  Summen  unter 
2  (iulden  sind  steinpelfrei.  S.ddierungen  von 
mit  dem  Kechnnngsstempel  versehenen  Bei  h- 
nungen  geniessen  gleiclifidls  Stemjadfreiheit . 
Zahlreiche  weitere  Äusnahmen  vgl.  Tarifposi- 
tion  48  i,. Befreite  Empfangsbestätigungen"  i. 

3.  England.  Der  englische  Gradntions- 
stcmjel  für  Quittungen  wurde  l8.'>ö  durch  einen 
Peiuiytixstempel  ersetzt.  Derselbe  trifft  jetzt 
Quittungen  über  einen  Betrag  von  2  £  an  auf- 
wärts mittelst  Stempelmarke.  Ausnahmen  ver- 
schiedener Art  enthält  der  Tarif. 

4.  Frankreich.  Die  Gesetzgebung  der 
Bevoluriousära ,  welche  im  wesentlichen  die 
Grundgedanken  des  Aiicien  Regime  wieder  auf- 
nahm, hat  im  Laufe  der  Zeit  mehrfache  Ver- 
änderungen erfahren.  Die  Quittungen,  nämlich 
auch  Empfangsbescheinigungen ,  Entlastungen 
und  andere  befreiende  Aktenstücke,  vornehmlich 
de»  Pr  i  v  a  t  Verkehrs,  sind  nuDiuehr  mit  einem 
Fixstempirl  nach  Stücksatz  von  U.1U  Francs 
(ohne  Zuschläge!  belegt.  Beträge  bis  10  Francs 
sind  stempelfrei  (ausgenommen  Abschlagszah- 
lungen für  höhere  Summen  .  Daneben  gelten 
einige  weitere  Ausnahmen.  Die,  Entrichtung 
erfolgt  durch  Stempelmarken,  ExtraStempelung, 
wobei  derjenige,  welcher  seine  Formulare  für 
Quittungen  etc.  vor  dem  Gebrauche  stempeln 
lässt,  2"„  Diskonto  geniesst,  und  endlich  ..auf 
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andere  Weise".  Die  Quittungen  von  und  an 
öffentliche  Kasseu  sind,  abgesehen  von  den 
besonderen  Fällen  der  meisten  Steuerquittungen, 
zu  Lasten  der  betreffenden  Privaten  —  gegeben 
oder  empfangen  —  steuerpflichtig.  I>i«  allge- 
meinen Bestimmungen  sind  denjenigen  analog, 
welche  für  die  Quittungen  des  Privat  Verkehrs 
gelten.  Die  Kntnahiue  und  Erteilnng  ist  obli- 
gatorisch. Die  Höhe  der  Stempelsatze  bezieht 
sich  auf  jedes  Stück  und  beträgt  als  Fixstempel 
0,2:»  Francs. 

Ma*  ••.  Hecket. 


Quotitätssteuern. 


1.  Wesen  und  Charakter  der  Q.  i.  An 
Wendung  der  Q.  in  der  Steuergesetzgebung. 


Die  Wahl  zwischen  Quotität  und  Repar- 
ation hängt  mehrfach  mit  allgemeineren 
organisatorischen  Aufgals-n  der  Stenorvor- 
waltung  zusammen.  letztere  lässt  sich 
passend  mit  der  Doeentmlisatiou  derselben 
sowie  mit  einer  Verteilung  der  Steuerlast 
durch  die  Steuerzahler  selbst  unter  sich  ver- 
binden. Dagegen  wird  die  Quotität  da  ein- 
zutreten halten,  wo  es  sich  bei  starker  Cen- 
tralisation  und  sachlicher  wie  lokaler  Ein- 
heitlichkeit darum  handelt,  eine  Steuerleis- 
tung möglichst  scharf  und  genau  au  eine 
fest  bestimmbare  Bemessungsgrnndlage  an- 
zuschliessen.  Die  Quotitätssteuern  setzen 
daher  zu  ihrer  Anwendbarkeit  die  Erkenn- 
barkeit der  konkreten  Gegenstände  und 
Thatsnehen  voraus  und  kommen  in  Betracht, 


Quotitätssteuern 


:  wenn  die  diesen  innewohnende  Stouorfähig- 
1.  Wesen  und  Charakter  der  Q.  Unter  keif  in  ihrer  Verschiedenartigkeit  von  Fall 

zu  Fall  individuell  im  Interesse  der  Ge- 
rechtigkeit oder  der  fiskalischen  Ergiebig- 
keit zu  würdigen  ist.  Zudem  muss  die  als 
Steuer  zu  neh  inende  Quote  rechnerisch 
leicht  festzustellen  sein.  Die  Quotität  er- 
heischt ferner  regelmässig,  dass  die  die 
Steuerpflicht  begründenden  Gegenstände  und 
Verhältnisse  sicu  zwar  in  ihrem  Umfange 
allgemein  und  annähernd  annehmen  lnssen, 
aber  zur  konkreten  Begrenzung  ihrer  Leis- 
tungspflichtigkcit  eines  speciolleii,  ziffer- 
mässig  darzustellenden  Ausmasses  bedürfen. 

2.  Anwendung  der  i\.  iu  der  Steuer- 
gesetzgebung.    Bei  der  Erwerhshesteuo- 


versteht  man  diejenige 
Gruppe  von  Steuern,  Wi  welchen  ein  be- 
stimmter Steuersatz,  meist  in  Prozenten 
ausgedrückt,  für  jede  Steuereinheit  festge- 
setzt wird,  durch  dessen  Anlegung  auf  alle 
in  Betracht  kommenden  Steuersubjekte  und 
Steuerobjekte  sich  die  Gesantlsteiiersumtne 
1  Gesamtsteuerschuldigkeit)  ergiebt.  Dem 
Quotitätssysteni  liegt  eine  der  Iteiden  Haupt- 
methoden der  .Steuerveranlagung  zu  Grunde, 
deren  Eigenart  darin  besteht,  dass  heim 
Einsteueningsverfahren  von  unten  nach  oben 
vorgegangen  wird  und  sich  demgemäss  die 


ganze  aufzubringende  Steuersumme  rochn« 

riseh  darstellt  als  ein  Vielfaches  (Produkt)  rung  tn  ten  beide  Systeme  hervor.  Während 

aus  den  Steuersätzen  und  der  Zahl  der  zu-  die  Grundsteuer  und  Gewerbesteuer  unter 

gehörigen  Steuersubjekte  und  Steuerobjekte,  den  Ertragssteuern  teils  Kepartitions-.  teils 

Es  wechselt  bei  gleichen  Steuersätzen  die  Quotitätssteuern   sind,  erscheinen  die  Go- 

Steuersumme  mit  der  Zahl  der  Stonorpflich-  Itäudesteuer,  soweit  sie  eine  ei.gentliehe  El- 


tigen uud  umgekehrt  Ihm  gleicher  Zahl  dej 
letzteren  mit  jeder  Veränderung  der  Steuer- 
sätze. 

Den  Gegensatz  hierzu  bilden  die  Ro- 
partitionssteiiern 

(Kontingentierung*- ,  Verteilung!»- .  Kndege- 
systeinj  werden  für  die  lietreffendon  Steuern 
insgesamt  oder  für  jede  einzelne  darunter 
zuerst  die  boi/.iitivihondon  Gesamtbeträge 
festgestellt  und  alsdann  von  oben  nach  unten 
bis  zum  einzelnen  Steuersubjekt  und  Steuer- 
objekt herab  die  einzelnen  Belastungen  für 

>"Tt. 


,  t  ragssteuer  (Hauszinssteuor)  und  keine 
Klassensteuer  (llausklassensteuer)  ist.  die 


Ivajiitalieiitensteuer  und  eventuell  die  Lohn- 
nnd     Besoldungssteuern     regelmässig  als 
Beim  Honartitioiissystom  Quotitätssteuern.   Auch  die  Kopf-.  Personal- 

und  Vermögenssteuern  seheinen  lasset*  zur 
Quotisiornng  geeignet  zu  sein  als  zum 
System  der  Umlegung.  Bei  den  Einkom- 
ineiisteuern  schwankt  die  Praxis  der  Steuer- 
systeme. So  ist  in  den  deutschen  Terri- 
torien die  Grundsteuer  sowohl  als  Quotitäts- 
steuer  (Bayern.  Sachsen,  Württemberg)  als 
auch  als  Beiert itiousst euer  (Preusson)  oiu- 


die   Steuereinheit   verteilt   oder  umgea 

Die  Gesamtsteuerschuldigkeit  ist  Ausgangs- '  gerichtet.  Die  Gebäude-,  Kapitalrenten- uud 
punkt,  während  die  individuelle  Bemessung '  Ijohn-   und   Besoldungsstouer    tragen  den 


der  Steuerlast  nach  einem  gewählten  Mass- 
stabe, als  Ausschnitt  des  Ganzen,  erfolgt 
Eine  wenigstens  annähernde  Vorausbostim- 
ninng  der  (iesamtstenersunime  ist  Ijoiden 
Systemen  insofern  gemeinsam,  als  der  Gcsetz- 
geU'r  auch  bei  den  Quotitätssteuern.  wenig- 
stens ungefähr,  «las  zu  erreichende  Resultat 
veranschlagen  muss.  um  die  Steuersätze  in 
derjenigen   Höhe   zu   halten,    welche  zur 


Charakter  der  ausgesprochenen  Quotität.  In 
Frankreich  hinwiederum  sind  von  den  fünf 
grossen  direkten  Steuern  drei,  die  Grund- 
Ion  stener.  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  die 
Thür-  und  Fenstersteucr,  Kepartitionssteuern, 
die  Gobniidogrundstouor  und  Patentsteuer 
dagegen  der  (Quotität  unterworfen. 

Die  Feststellung  der  Steuei-sätze  bei  den 
Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern,  sowie  bei 


Deckung  des  Steuert  »edarfs  et  forderlich  ist. 'den  Erbschaft  s-  und  Luxussteuern  beruht 
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gewöhnlieh  auf  der  Quotität.  Der  Gosetz- 
geher  hat  liier  die  Steuersätze  für  jedes  Ob- 
jekt und  jede  Steuereinheit  seinem  Ermessen 
nach  zu  bestimmen,  rationellerweise  in  Ge- 
mäss hei  t  der  Grundsätze,  welche  für  die 
Einrichtung  der  Verbmuchs-.  Verkehrs-  und 
ähnlicher  Steuern  massgpljend  sind.  Das 
Rojartitionssystem  kann  dabei  nur  Eingang 
finden  durch  die  Aufstellung  von  Gcsamt- 
steuerschuldigkeiteu  ( ^Kontingente^)  unter 
Verzicht  auf  die  individuelle  Ueinessung  der 
Steuerpflicht.  Eine  »Kontingentierung  der 
Steiici-ertriige«  in  dem  Sinne,  dass  bei  höhe- 
rein  Ertrage  entsprechende  Krmässigung  der 
Steuersätze  dieser  oder  anderer  Steuern,  bei 
geringerem  Ertrage  zweckmässige  Erhöhun-  ■ 
gen  dieser  Sätze  eintreten  müssen ,  durch- 1 
bl  iebt  keineswegs  das  Prineip  der  (Juotität.  \ 


Ebensowenig  wird  diese  grundsätzlich  auf- 
gehoben, wenn  von  gewissen  Steuerträgern, 
namentlich  von  Korporationen  und  Anstalten. 
Pauschal-  oder  Avcrsalsuinmen  statt  wieder- 
holter Steuerzahlungen  erhoben  werden,  in- 
sofern es  sich  bei  solchen  Massregelu  häufig 
nur  um  eine  Vereinfachung  steuertechniseher 
Vorgänge,  weniger  um  eine  eigentliche  Ke- 
partierung  handelt. 

Litteratur :  Cohn,  Finamwi**entch<tft ,  #  477. 
Schall,  ti>  Schüubrrg  III,  ,S.  VM.  Mayr. 
in  r.  Strubels  IV,  II.  iie#  deuttchm  Verwaltung*- 
rrr/ilm,  Art.  i, Ab'juhrn»,  >)  '.).  Rau,  Finuni- 
wi/>»rn»rhnjl,  4.  Aufl.,  1S.V',  i  VX>.  Raucher. 
Sutern  IV,  i  ,17.  —  Wagner,  •»  Sehönlrrti  III, 
S.  >r,U.  Wagner,  Fi».,  i.  Aufl.  law,  ii  im, 
.Vi '■•;»>. 

Majc  von  Meckel. 
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KaiffcJsen,  Friedrich  Wilhelm, 

Begründer  nnd  Anwalt  der  deutschen  ländlichen 
Darlehnskassenvereine,  dessen  Verdienste  bereits 
eingehend  im  An.  Da  rl ■■  hn>  ka  ssi-n  v c  r- 
oine  oben  B<1.  III.  S.  12(1  ff.  gewürdigt  sind, 
ward  geboren  am  :>0.  IM.  1818  zu  Hamm  a.  d. 
Sit-fj,  betrat  1K-15  die  inilitiiiif<-he  Laufbahn, 
welche  er  jedoch  durch  ein  Augenleiden  nach 
wenigen  Jahren  aufzugeben  genötigt  war.  Kr 
wendete  sich  nun  dem  Verwaltungsdienste  zu. 
wurde  Supemumerar  bei  der  Regierung  zu 
Koblenz,  1813  Kreissekretär  des  K reise»  Mayen. 
184ö  Bürgermeister  zu  Weyerbusch.  18ÖO  solcher 
zu  Flammersfeld  und  1S.'>2  solcher  zu  Hedders- 
dorf. Mit  l'neigennützigkeit  und  Ausdauer 
wendete  >i«h  Rantciseri  in  diesen  .Stellungen 
der  Beseitigung  volkswirtschaftlicher  Missständ« 
zu  und  erwarb  sich  besonders  um  den  Strassen- 
bau  grosse  Verdienste.  Die  Notstände  des 
Jahres  1841147.  deren  1'isaehe  Kuiffci»en  Im»- 
sonders  in  der  Kreditlosigkeit  der  kleinen  Land- 
wirte erblickte,  brachten  ihn  auf  die  Genosscn- 
sehaftsidee.  er  gründete  deshalb  in  Heddersdorf 
und  in  Weyerbusch  die  ersten  nach  ihm  be- 
nannten ländlichen  Darlehnskassenvereine.  Hei 
der  grossen  Energie,  mit  der  sich  Raiftciscn 
dieser  neuen  Idee  in  organisatorischer  und 
agitatorischer  Hinsicht  hingab,  zog  er  sich  in- 
folge l'ebcl'aii>l  rengnnir  ein  nervöses  Kopf  leiden 
zu,  auch  wurde  er  bei  Gelegenheit  des  Aus- 
bruchs einer  Typhusepidemie  innerhalb  seines 
Amtsbezirks  infolge  seiner  aufopfernden  Thfttiir- 
keit  für  die  Sanieruni,'  des  infizierten  Ortes 
seihst  von  dieser  heimtückischen  Krankheit  he- 
fallen und  so  hart  mitgenommen,  dass  er  18<>ß 
seine  Versetzung  in  den  Ruhestand  nachsuchen 
musste.  bis  zu  seinem  am  11.  II.  18X8  erfolgten 
Tode  widmete  sich  Raiftciscn  der  weiteren 
Pflege  seiner  Schöpfungen  im  landwirtschaft- 
lichen Kreditwesen,  übersah  jedoch  dabei  auch 
nicht  andere  volkswirtschaftliche  Fragen  und 
machte  »ich  spcciell  um  ilie  Herstellung  der 
linksrheinischen  Eisenbahn  verdient. 

Raiffcisen  gründete  1878  in  Neuwied  das 
., Landwirtschaftliche  <  ienossenschaftsblatf.  wel- 
ches seit  seinem  Tode  von  ('reiner  redigiert 
wird.  Er  schrieb  folgende  selbständige  Werk«' : 

Die  Darlehnskassenvereine  in  Verbindung 
mit  Konsums-,  Verkaufs-.  Winzer-.  Molkerei-, 
Viehversicherungs-  etc.  Genossenschaften  als 
Mittel  zur  Abhilfe  der  Not  der  ländlichen  Be- 
völkerung, Heddersdorf-Neuwied  18(>(».  5.  Auf- 
lage 1887.  —  Instruktion  zur  Geschäfts-  und 


Buchführung  der  Darlehnskassenvereine.  Neu- 
wied 18<>5>,  4  Autlage  1883  —  Kurze  Anleitung 
zur  Gründung  von  Darlehnskassenvereineii.  <i. 
Aufl.  Neuwied  1888.  —  Die  Darlehnsvereine. 
Vortrug.  Als  Flugblatt  verbreitet.  7.  Aufl., 
Neuwied  1K8U. 


Vgl. 
Friedrich 


üImt  Raiffeiscn:  A.  Wattig, 
Wilhelm  Raineisen.  Mit  dem  Bild- 
nisse Kailfeisens.  Berlin  181K).  —  Di«  Vorreden 
und  die  Einleitung  in  Kaiffeisens  Werk: 
..Die  Darlehnskassenvereine."  -  Leisewitz 
in  der  .. deutschen  Biographie",  27.  Bd..  8.  178 
-180.  —  G.  Manrin.  im  ..Alman.-oh  de  la 
Cooperation  francaiM-  lS'.'.'i",  Paris  18V2.  S.  2f>. 
-  Marchet.  Art.  Darlehnskassenver- 
eine oben  Bd.  III.  S.  120ff.  und  Criiger. 
Art  Kreditgenossenschaften  snb  (5  oben 
Bd.  V  S.  31Wft.  —  W  v  god  zi  nsk  i.  Raiffcisen, 
in  Schmollers  Jahrbücher  18f)S».  S.  'Mi  324.  - 
v.  Stöger,  I'ie  I'arlehnskassen  nach  Raiffcisen, 
Schmollers  Jahrb.  1S(U.  S.  812.  v  Kraus, 
Die  Baiffei>en><  hen  Darlehnskassenvereine.  Bonn 
187»». 

Sf  Ut,)idt. 


Kaletgh,  Sir  Walter. 

britischer  Seemann,  geb.  If>fj2  zu  Haye»  ..Devon i. 
gründete  l.">84  eine  Kolonie  in  der  Chesapeakbay 
tVirginien;:  unter  Jakob  I.  der  Teilnahme  an 
einer  Verschwörung  angeklagt,  war  er  1(503  - 
IM.*)  Gefangener  im  Tower.  Freigelassen  ging 
er  1(517  nach  Guiana,  wurde  aber  bei  seiner 
Rückkehr  wieder  verhaftet  und  am  2V>.  X.  1(518 
enthauptet. 

Baleigh  folgte  in  vielen  1 'unkten  den  nier- 
kantilistisi  hen  Lehren,  sprach  sich  aber  daneben 
für  Handelsfreiheit  ans  nnd  empfahl  insonderheit 
volle  l'nbeschränktheit  im  Ackerbau  Er  er- 
mahnt die  Engländer,  die  holländischen  Ein- 
richtungen nachzuahmen,  um  so  Handel  und 
Wohlstand  zu  fördern. 

Er  veröffentlichte  folgende  Schriften:  The 
Discoverie  of  the  Empyre  of  Guiana.  with  a 
Belation  of  the  (  itie  of  Manoa,  and  of  the 
Provinees  of  Enicria.  Arromaia,  Amapaia  etc. 
Performed  in  the  vear  lö'Jö,  London  l;'»Ht».  — 
The.  History  of  the' World,  London  1(114.  New 
j  ed.  6  vol.,  Ediiibnrg  182U.  —  The  Perogntive 
i  of  Parliainent»  in  England.  London  1(528.  — 
Instnictions  to  bis  Son  and  to  Posterity,  Lon- 
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dun  1(532.  —  Tubus  historieus,  au  historieal 
Perspective:  Discovering  «11  the  Empires  uud 
Kingdomes  uf  the  World.  as  they  rlourisht 
respectivelv  nnder  tho  fouer  imperiall  Mouar- 
chies.  Ixmdou  1*53*5.  -  Tin-  life  and  death  of 
Mahonx't,  the  (onqucst  of  Spain.  with  the  Ri- 
sing  und  Ruin  of  tbc  Sarazen  Empire,  London 
1*53<.  —  To-day  a  Man.  tu  inorrow  none,  Lon- 
don H544.  —  Story  of  tbc  war,  between  the 
<  arthaginians  and  their  owu  Mercenurics.  froin 
Polybiu«,  London  1*547.  —  Judicium)  and  Select 
Essays  and  Observation*,  lipon  tho  first  Inven- 
tion  of  Shippitig,  tbc  Misery  of  invasive  War. 
the  Navy  Royal  and  Sca-SYrvice  with  Iiis  Apo- 
]ogy  for  bis  Vnyage  to  Guiana.  liondon  1*550. 
-  -  Observation«  tnuehing  Trade  and  romnieree 
with  tlie  Holländers  and  otber  Nation«  etc. 
(1603 'i.  London  1(553  .Select  Observation»  re- 
lating  to  Trade.  Commerce  aud  Coiu.  fol.,  Lon- 
don 1*59*5.  Tbe  l  'abinet  Council,  or  tbe  ehief 
Arts  of  Empires  diseabinated :  published  by 
J.  Milton.  London  H558.  -  Romains,  vi/. 
Maxims  of  State,  Advice  to  hi*  Son.  Seeptie.  oii 
the  Magniliceiiee  und  Opulenev  of  <  ities,  on 
Trade  and  Tömmern-.  Prerogative  of  Parlia- 
ments,  Letters,  London  Iii»?!.  —  introdnetion 
to  a  Breviarv  of  the  Historv  of  England.  Lon- 
don 1693.  -  Tbe  Life  and  Death  of  William 
tbe  (  on<|neror,  London  1*593.  —  On  tbe  Sc«  rots 
<.f  Govemmciit.  Published  by  .lolm  Milton. 
London  1*5!»7.  A  dixourse'  on  Sea  Port-». 
priVipally  on  the  Port  nnd  Häven  of  Power, 
«ritten  bv  Sir  Walter  Raleigh.  with  useful 
Heiiotiks  by  Sir  Henry  Shrere.  London  170!>. 
-  An  E**ay  oll  the  Means  to  inaintaiii  tbe 
hoihtur  and  safefv  of  England,  ttiblishcd  by 
Sir  II.  She.-iT.  London  17<H  Tbr< ■<■  Discour- 
;-es.  1  Of  a  war  witb  Spahl.  II.  Of  the  cause 
of  war.  III.  Of  eedesiastical  Power  Published 
by  Pb.  Raleigh,  bis  gramWon,  London  1702.  — 
A  military  di-conrse.  whetber  ir  be  better  for 
Knglaud  to  irive  an  invader  battle  or  to  tem- 
ijorize  and  defer  the  sanie  Published  by 
Satb.  Boot  Ii  of  Gray  s  Tun..  Eso,.,  London  1734. 
--  Tb»-  Interest  of  England  witb  Rcgard  to 
tureign  Allianees,  London  1750.  —  Old  English 
V  alour 
Fngatf  einen 

Poem-,  now  first  collected,  witb  a  biograph. 
and  'riti<-al  Jiitrodm tion  bv  Sir  E.  Brydges, 
Kent  lMl.'J.  n.  ed.  187;*».  Alis«  ellaiieoits  works 
To  which  is  prefixed  a  new  Account  of  hin  Life 
by  Tho.  Bh<  b,  2  vol.,  London  1751.  — ■  Works, 
now  first  collect  ed.  To  which  are  pretixed 
Lives  of  the  Antbor,  bv  Oldys  and  Hindi.  S  vol., 
Oxford  1829.  -  -  «omplete  works,  8  vol..  Lon- 
don 1857. 

Vgl.  Uber  R  a  1  e  i  g  h :  Tbc  Life  of  Sir  Walter 
Raleigh.  with  hi»  Trial  at  Winchester  in  II««. 
London  1677.  —  Tryal  of  Sir  Walter  Raleigh.  Kt , 
with  bis  Speech  on  tbe  Scaffold,  London  1711).  — 
Lifeof  Sir  Walter  Raleigh,  bv  Mrs.  Thoms<int  Lon- 
don 1830.  —  Life  of  Sir  Walther  Raleigh.  bv 
P.  F.  Tytler,  Edinbnru'  183V,  new  ed.  1X>1. 
I>i.H«(nirs  on  the  Lite  and  Character  by  Sir 
Walter  Raleigh,  by  Morrison  Harris,  Balt'imore 
184(5.  —  Life  of  Sir  Walter  Raleigb,  by  St 
.'obn.  2  vis.,  London  18*58.  -  .  .  .  by  Edwards, 
2  vi*.,  London  18f58.  —  .  .  .  bv  Creiphton, 
London  1877.  —  Sir  Walter  Raleigh  in  Irland, 


bein^  an  Aci  oiint  of  a  remarkable  Sea- 
neut .   anno    liVJl.    London   1 757.  — 


by  Sir  John  Pope  HenneBy.  London  1888.  — 
I  Sir  Walter  Palei^h,  a  Biotrraphv,  bv  Sir  Wil- 
]  liam  Stelibin^.  Oxford  1891.  —  Sir  Walter  Ra- 
I  leiifh.  (Qnart.  rly  Review,  0«  t.  1802.)  Eine 
i  ansfllhrliche  Litteratnr  findet  «ich  in:  „Alli- 
I  bonex  c  ritical  dictionary  of   Eujrl.  Literatnie 
I  and  britisli  and  American  Authors"'.  —  V^l. 
auch  W.  Roscher,  Zur  (!es<hicbte  der  enifl. 
Volkswirtschaftslehre,  in  den  Abhandlungen  der 
kpl  sJo  hs.  Oesellschaft  der  Winsen««  haften.  Bd. 
1IT,   Leipzig  1851  ,   S.  31 ,   und  Dr.  Jh.  Gen. 
•  Thti>.  (iriisse.  Lehrbuch  eiuer  allgemeinen  Lite- 
riirtre-«chichte,   III.  Bd..   1   Abt..  S.  540,  1084. 
;  117»»:.  111.  Bd  ,  2.  Abt, 'S.  772,  Kiä  und  843.  — 
Schin  oll  er.   Orundris«  der  alle;.  Volkswirt- 
schaftslehre I.  Bd..  Leipzig  1900.  S.  174. 


Katzinger,  tleorff, 

wurde  am  3.  IV.  1S44  zu  Rückering,  Gemeinde 
S<  hwannenkirchen,  bei  Deggendorf  in  Nieder- 
bayern gehören,  heMicbte  die  Stildienanstalten 
in  Passan,  studierte  von  18<)4  bis  1SH7  Theolo- 
gie iu  München  und  erwarb  18458  den  Doktor- 
grad auf  (irund  iler  gekriinten  I'reissi  lirift : 
„Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege 's.  u.  . 
Nachdem  er  kurze  Zeit  Amanuensis  bei  Pro- 
fessor Reicbsrat  Dr.  von  Doellinger  gewesen 
war,  war  er  seelsorgerisch  tbitfig  als  Kaplan 
in  Berchtesgaden  (18K0)  nnd  Laudshut  ilH72), 
wirkte  alsdann  publizistis<-b  zuerst  als  Redak- 
teur de.»  „Fränkischen  Volksblattes'-  in  Würz- 
burg, später  als  Redakteur  des  „  Volk^freund  • 
in  München,  in  welcher  Stellung  er  187f>  bis 
1877  dem  bayerischen  Landtage  und  kurze  Zeit 
auch  1 1 H77  bis  1S78J  dem  deutschen  Reichstage 
für  den  Wahlkreis  Bosenheim  angehörte.  Von 
1871»  bis  1S81  lebte  er  in  Wien,  später  in 
München,  fungierte  kurze  Zeit  von  1*K5  bis 
1884  als  Hofkaplan  des  Herzogs  Karl  Theodor 
in  Tegernsee,  von  1885  bis  1S88  als  Pfarrer 
in  Gnnzelhofeu  in  Oberbayern.  Seiner  spateren 
vorwiegend  litterarischen  und  publizistischen 
TLatigkeit  in  München,  woselbst  er  seit  1881t 
wohnte,  eiitriss  ihn  der  Tod  am  3.  XII.  18*«). 

Kr  veröffentlichte  an  staatswissens«  haftliclien 
Schriften  a)  in  Buchform:  Gcm  hichte  der 
kirchlichen  Armenpflege.  Freiburg  i.  B.  18*58. 

2.  Aufl.  1884.  -  Die  Volkswirtschaft  in  ihren 
sittlichen    Grundlagen,    Freiburg  i.   B.  1881. 

3.  Aufl.  lSyr»  (dieselbe  enthalt  auf  S.  «15—624 
die  in  der  1.  Aufl.  versprochene  rkatholisch- 
sozialpolitische"  Litteratnr  für  Deutschland. 
Oesterreich  und  die  Schweiz  seit  18*52  —  1894;. 

Die  Erhaltung  des  baverischen  Bauernstan- 
des. Freiburg  i  B.  1883*  -  Die  Bierbrauerei 
in  Bayern.  Augsburg  1885.  —  Bauern  einigt 
euch!  Ein  Mahnrnf,  Kempten  1897.  —  For- 
schungen zur  bayerischen  Geschichte,  ebd.  1>W. 

bj  in  Zeitschriften:  Die.  Reform  der 
Armenpflege  in  den  „Ohristlich  sozialen  Blät- 
tern", Jahrg.  1882.  —  Ausserdem  schrieb 
Ratzinger  zahlreiche  sozialpolitische  Abhand- 
lungen iu  den  „Historisch-politischen  Blättern". 

Ferner  l>esorgte  er  die  deutsche  Ausgabe 
der  preisgekrönten  Schrift  von  Dr.  P.  M.  Alber- 
dingk-TJujni :  De  Gestiebten  van  Liefdadigheid 
in  Belgie  unter  dem  Titel:  „Geschichte  der 
Wohlthätigkeitsanstalten  in  Belgieu  von  Karl 
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■lern  Grossen  bis  zum  16.  Jahrhundert",  Frei- 1 
bürg  i.  B.  1887. 

Pie  übrige  litterarische  Thätigkeit  Ratzin- 1 
gers  liegt  teils  anf  publizistischem  (Deutsche 
Reichszeitung,  Bonu;  Augsburger  Postzeitnng; 
Donauzeitung,  Passau  etc.),  teil»  auf  kirehen- 
geschiehüichciu  Gebiete. 


Rau,  Karl  Heinrich, 

geb.  in  Erlangen  am  29.  XI.  1792.  gest.  in 
Heidelberg  am  18.  III.  187').  studierte  und  pro- 
movierte in  Erlaugeu.  habilitierte  sieh  dort  als 
Privatdozent  für  Staatswirtschaft,  wurde  daselbst 
1816  ausserordentlicher  und  1818  ordentlicher 
Professor,  folgte  1822  einem  Hufe  als  Professor 
der  Staat*wirtschaft  »ach  Heidelberg  und  ge- 
hörte seit  1833  als  Vertreter  der  Universität 
und  seit  1839  auf  landesherrliche  Berufung  der 
ersten  badischen  Kammer  an. 

Ran  veröffentlichte  von  staatswissetischaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Uelier  das 
Zunftwesen  und  die  Folgen  seiner  Aufliebung. 
zuerst  veröffentlicht  im  ..Hannöverseben  Maga- 
zin"',  Jahrg.  1815:  dasselbe,  2.  vermehrter  Ab- 
druck, Leinzig  181(5;  3.  Alalrnck  1820.  (Von 
der  königf.  Grossbritaniiischen  Societät  der 
Wissenschaften  in  Güttingen  gekrönte  Preis- 
schrift.) —  Primae  lineae  hi-toriae  politicc*  sive 
civilis  doctrinae.  Erlangen  181(5.  —  Programm 
über  den  Luxus,  ebd.  1817.  —  Uebcr  die  Ur- 
sachen der  Armut  i1817i.  (Von  der  llarleiuer 
Gesellschaft  der  Wissenst  haften  gekrönte  Preis- 
schrift  Ansichten  der  Volkswirtschaft  mit 

besonderer  Beziehung  auf  Deutschland,  Leipzig 
1821.    Grundriss  der  Kameralwisseuschait  und 
Wirtschaftslchre    für    eneyklopädisehe  Vorle- 
sungen, Heidelberg  1823.  —  l  eber  die  Kamerai- ' 
Wissenschaft,  Eilt  Wickelung  ihres  Wesens  und 
ihrer  Teile,  ebd.  1825.         Lehrbuch  der  poli- 
tischen Oekonomie,  Bd.  I:  Grundsätze  der  Volks- 
wirtschaftslehre. Heidelberg  182(5:2.  Aull  1x33: 
3.  Aull.  1837;  4   Au«.  1K41:  5.  Aufl.  1847;  (5. 
Aufl.  1855;  (..Aull,  II.  Abdruck.  IStiO;  7.  Aufl.. 
1863;   8.  Aull.   IN!*  (59:   dasselbe,   vollständig ; 
neu  bearbeitet  Von  Adolph  Wagner  und  Erwin 
Nasse,  9  Aufl.  u.  d.  T.:  Allgemeine  oder  theo- 
retische Volkswirtschaftslehre.    Mit  Benutzung 
von   Baus  Grundsätzen   der  Volkswirtschafts- 
lehre von  Ad.  W  agner  (Zugleich  als  9.  Ausgabe 
der   Hauschen   Volkswirtschaftslehre!,    I.   Teil :  | 
Grundlegung,  ebd.  187(5:  dasselU;  in  französischer  ■ 
l  ebersetzung,  par  Er.  de  Keuimeter.  Paris  183(1: , 
derselben  Ueiiersetzung  2.  AuH  ,  Brüssel  1839  49:  | 
Lehrbuch  der  politischcuOcknnotiiie.Bd  II:  Grund- 
sätze der  VidkswirtschaftspHege  etc.   1  AuH.. 
Heidelberg  1828;  dasselbe.  2  Aufl.,  1838.39:  3. 
AuH.,  1814:  4.  Anrl.  u.  d.  T. :  Grundsätze  der 
Volkswirtschaftspolitik.  Leipzig  und  Heidelberg 
1851  57:  5.  AuH..  1862(53:  Lehrbuch  der  poli- 
tischen Oekonomie,  Bd.  III.  1.  u.  2.  Hälfte: 
(inindsatze  der  Finanz  Wissenschaft.  I.  n.  2.  Ab- 
teilung.  Heidelberg   1832  und  1837:  2.  Aull 
1843  46:  3.  Aull.  18.»  51:  dasselbe,  2  unver- 
änderter Abdruck  der   3.  Aufl..  Leipzig  und 
Heidelberg   1855:  4.  Aufl.  lR)*»  U4J ;    5.  Aufl. 


1864/65;  6.  Aufl.  u.  d.  T.:  Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaft, 6.  Ausgabe,  vielfach  verändert  und 
teilweise  völlig  neu  bearbeitet  von  Ad.  Wagner, 
I.  Abteilung:  Einleitung.  Ausgaben.  Privat- 
erwerb des  Staates.  1872  (eine  2.  Abteilung 
dieser  Ausgabe  ist  nicht  erschienen):  dasselbe. 
Lehrbuch  der  politischen  Oekonomie.  Vollständig 
neu  bearbeitet  von  Ad.  Wagner  und  Erwin  Nasse. 
Bd  V  u.  d.  T.:  Finanzwissensehaft.  Mit  Be- 
nutzung von  Raus  Grundsätzen  der  Finanz- 
wissenschaft  von  Ad.  Wagner.  2.  wesentlich 
umgestaltete  und  vermehrte  Ausgabe  des  J.  Teils 
der  Neubearbeitung.  (Zugleich  als  7.  Ausgabe 
des  1.  Teils  der  Bauschen  Finanzwissenschaft. 
Teil  I.  Einleitung.  Ordnung  der  Finanzwissen- 
schaft. Finauzbedarf.  Privaterwerb,  1877 :  das- 
selbe (Lehrbuch  der  politischen  Ökonomie.  In 
einzelnen  selbständigen  Abteilungen  bearbeitet 
von  Ad.  Wagner  uud  Erwin  Nasse.  Bd.  VI.  ebd. 
188t».  a.  u.  d.  T. :  Finanzwissenschaft  von  Ad. 
Wagner  (zugleich  als  6  bezw  7.  Ausgabe  von 
Raus  Finanz  Wissenschaft).  Teil  II  Gebühren 
und  allgemeine  Steiierlehre.  —  Ueber  die  Land- 
wirtschaft der  Rheiupfalz  und  insbesondere  in 
der  Heidelberger  Gegend.  Heidelberg  1830.  — 
De  vi  natura e  in  rempublicam  oratio  etc.  ebd. 
1831.  —  Geschichte  des  Pfluges,  ebd.  1845.  — 
l  eber  Beschränkungen  der  Freiheit  in  der  Volks- 
wirtschaftspflege.  Heile,  ebd.  1847.  —  Das  land- 
wirtschaftliche Geräte  der  Londoner  Ausstellung 
im  Jahre  1851,  Herlin  1853.  -  Bau  war  an 
folgenden  staatswissciischaftliehcn  Sihriften  be- 
teiligt :  v.  BhIk»  und  K.  H.  Rau,  l  eber  die  Zehnt- 
ablösung. Verhandlungen  in  der  Neckarkreis- 
abteilung des  Hadeuseheu  landwirtschaftlichen 
Vereins. 'Heidelberg  1831.  —  Koinmissionsbeiieht 
(erstattet  von  Hau  und  (ich  Hat  Bec  k  über 
den  Gesetzentwurf  uud  Eigeutumsnbtrelung 
wegen  Erbauung  einer  Eisenbahn  von  Mann- 
heim bis  znr  Schweizer  Grenze.  Karlsruhe  1x38. 

-  De  la  pnlitü|tic  de  I  agrieiiltiiro.  Essai  sur 
la  politiijne  et  la  statistii|Ue  des  divers  systemes 
de  eultiirc  dapres  im  travail  de  M.  Roscher, 
public  daiis  les  Archive*,  dV-coiiomie  politiijue 
et  dadministration  ;par  les  professenrs  Ran  et 
Haussen),  Paris  1KT.7.  -  Rau  übersetzte  folgende 
staatswissenseharrliehe  Schriften:  Storch,  (Kurs 
d'ecououiie  polititjue.  Petersburg  1815,  u  .I  T.: 
Handbuch  der  Nationalwirtschaftslehre,  3  Bde.. 
Hauiburg  18111  20.  -  .1.  B.  Say.  Letters  to  Mi 
Malt  Ii  us  on  varioiis  subjects.  particulai  ly  on  the 
cause*  nt  the  geueral  Stagnation  of  comincn  e. 
London  1820  u.  d.  T. :  Matthus  uud  Say,  l  eber 
die  Ursachen  der  jetzigen  Handclsstockiing. 
Hamburg  1821.  - 

bi  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  in  dem  1S35  von  ihm  gegrün- 
deten und  1852  mit  der  Zcitsehr.  für  Staats w. 
vereinigten  Archiv  der  politischen  Oekonomie 
und  l'olizeiwisseiischaft,  Heidelberg:  Nutzen  der 
neuesten  Littcratnr  der  Nationalökonomie.  Bd.  I. 
1835.  S.  III  —  Voranschlag  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Kantons  Zürich  für  1834,  S.  136  ff. 
—  Bemerkungen  zu  Ulmensteins  Abhandlung 
über  den  Hausierhandel.  S.  20711".  —  Forstwesen 
in  Frankreich,  S.  285  ff  —  Waldrodungen  in 
Frankreich),  S.  409.  Kosten  der  Münzprägung 
in  Frankreich.  S.  410  411.  —  Tranksteuer  im 
Kanton  Zürich,  S.  4 12 ff.  -  Ueber  die  baye- 
rischen Grundsteuern,  Bd.  II.  1835.  S.  «5 ff.  — 
Gedanken  über  die  wissenschaftliche  Vorberei- 


Digitized  by  Google 


Kau 


303 


tung  im  Administrativfnche,  S.  77  ff.  —  Ueber  Jahrg.  III,  183«),  Bd.  II,  S.  238  40.  —  4.  iu 

die  Korrektion  des  Elzflnsses  im  badischen  Ober-  Zeitschr.  f.  Staats«,-.,  Tübingen :  Ueber  Begriff 

rbHokreiscs  S.  113ff.  —  Zusatz  zu  dein  Artikel :  .  und  Wesen  der  Polizei,  Bd.  IX.  1&*i3,  S.  «»ff. 

I.'eber  Sparkassen  in  England  und  Frankreich,  —  Ueber  den  kleinsten  Umfang  eine»  Batiern- 

von  v.  Malchus.  S.  137/138.  —  Badisehe  Staat«-  gutes.  Bd.  XII.  18ä<5,  S.  214  ff.  -  Bemerkungen 

.schuld,  S.  139 ff.  —  Ueber  da*«  englische  Armen-  über  die  Volkswirtschaftslehre  und  ihr  Verhältnis 

gesetz  von  1K34  und  dessen  Wirknngen,  S.  214  ff.  zur  Sittenlehre,  Bd.  XXVI,  1870  r.lu beiband '<. 

—  Findelkinder  in  Frankreich.  8.  28(5.  —  Ueber  S.  10(5 121  —  5.  in  Zeitschrift  des  Vereins  für 
Badens  Anschlug*  an  den  deutschen  Zollverein,  deutsche  Statistik,  Berlin:  Beiträge  zur  Statistik 
S.  287  ff.  u.  Bd.  III.  1838,  S.  17  u.  144  ff.  -  von  Baden.  Jahrg.  I.  1847.  S.  214«. 
Staatsverwaltung  des  Kautons  Genf.  S.  400 ff.  —  Die  alte  kamcrnlislischc  Methode,  welche 
Beförderung  des  Zusammenlegens  der  Felder  im  1  zu  Baus  Studienzeit  noch  den  akademischen 
Grossherzogtnm  Hessen,  S.  403 ff.  —  Feuerver-  sOiatswissenschaftlichen  Lehrgang  beherrschte. 
Sicherung  von  Gebäuden  in  Preussen  etc..  S.  408.  schuf  auch   in   ihm  einen  Prosehten  für  die 

—  Volksvennehrung  in  Frankreich,  Bd.  III.  18H8,  wirtschaftlichen  Anschauungen  der  älteren  deut- 
S.  139  ff.  —  BayerischcBrandversiehernngsanstalt.  sehen  Theoretiker,  wovon  seine  frühesten  Ver- 
S.  142  ff.  —  Aus  den  Verhandlungen  des  badischen  j  öffentlichniigeii  Zeugnis  ablegen.  So  offenbart 
Landtages  von  1837  in  Administrotivangelegen.  er  iu  seineu  Schriften  über  Zunftwesen  und 
heiten.  S.  21« ff.  Zusätze  zu  Vogelmann.  Luxus  teils  eine  Billigung  des  Zunftzwanges 
Hofgüter  im  SeLwarzwald.  Bd.  IV,  1840,  S.  18ff.  und  feindselige  Haltung  gegen  die  Gewerbe- 
Zusatz  zu  Schüz.  Bildung  der  Regierung«-  freiheit.  teils  einen  merkantilistischeu  Befördc- 

heamten,  S  221222.  —  Nachtrag  zu  Neltcuius,  '  rungstrieb  der  einheimischen  Industrie,  wie  auch 

Badisches  Masssvstein,  S.  244.   —    Ueber  den  noch  in  seinen  „Ansichten  der  Volkswirtschaft" 

Branntweingenuss,  S.  288.  —  Kurze  Anzeige  die  Beschränkung  des  Getreidehundeis  in  pro- 

ans  der  neuesten  Litteratur,  1837, 10.  S.  281M1.  tektionistischem   Sinne  empfohlen   wird.  Nur 

—  Gnindsteuerregulierung  in  Sachsen.  S.  21H5ff.  schrittweise  und  bedächtig  trat  er  zu  der  Sniith- 

—  Volkswirtschaftliche  Erscheinungen  in  Nord-  Sivschen  Schule  über,  nahm  unter  gewissen 
amerika.  S.  302.  —  Heehtiung  der  bayerischen  Kauteleu  die  Hicardosche  Hententheorie  an.  trat 
Brandversicherungsanstalt  für  1837  38,  S  3 '3  1.  für  Handels  und  Gewerhefreiheit  ein  und  s.hlos«, 

—  Medizinische  Polizei.  S.  305  6.  —  Zehnt-  sich  auch  in  der  Lehre  von  den  Absatzwegen 
berechnungen   in   Halberstadt.  S.  307.  —   Die  der  Sayschen  Doktrin  an. 

Bank  zu  Zürich.  S.  308ff.  —  Ueber  das  imrd-         In  seiner  zwischen  abstraktem  und  kon- 

amerikanische  Bankwesen.  S  37(5  ff.  —    Hemer-  kretem  Werte  unterscheidenden  Werttheorie  fasst 

klingen  zu  Haussen  über  Haxthausen  etc.,  S44">  (5.  er  den  Wert  selbst  als  Fähigkeitsgrad  für  die 

—  Vorläufiger  U eberblick  neuer  Schriften,  Bil.  V,  Qualität  eines  Sachgutes  auf.  zur  Förderung 
1843.  S.  1 14 ff.  —  Leilikassen  für  Gruudeigen-  menschlicher  Zwecke  sich  gebrauchen  zu  lassen 
t ilmer,  S.  117  18.  —  Die  Pariser  Bank  I  Banqne  de  Auf  (»rund  dieser  Theorie  folgert  er,  das*  die 
Frame  .  S.  H'.lff.  Ortsstatistik  von  Wiblingen.  Produktion  in  der  Vergrösserung  des  Volksver- 
S.  127  ff.  -  Holzpreise  in  Baden.  S.  UMiff.  '  mögens  vermittelst  eines  am  Stoffe  haftenden 
Nahruugsbedarf  in  den  englischen  Armenhäusern.  'Gebrauchswertes  bestehe,  der  bisher  nicht  im 
S.  133.  Erinnerungen  an  verstorbene  Staats-  Vermögen  des  Menschen  war.  Haus  Lehrbuch 
wissenschaftliche  Gelehrte.  Nachruf  an  Lötz  der  politischen  Oekoiiomie  galt  den  Inhabern 
und  Makhus,  S.  134  ff.  —  Ueber  List.  Das  der  stnatswissenscbaftliclien  Katheder  Deutsi  Ii- 
nationale  System  der  politischen  Oekoiiomie.  1  lamls  bis  zum  Ausgang  der  fünfziger  Jahre  als 
Artikel,  S  252 ff. :  2.  Artikel.  S.  341)  ff.  -  Zoll  massgebendes  Kompendium  des  bezüglichen  Lehr- 
von  ausländischem  Eisen,  S.  347.  —  Beiträge  Stoffes,  die  Einteilung  dieses  Werkes  brachte  es 
zur  Lehre  von  der  Verkleinerung  der  Landgüter,  i  jedoch  mit  sich,  das«  er  im  praktischen  Teile. 
N.  F.  Bd.  I.  1843,  S.  1 1(5 ff.  —  Geldpreise  im  Mittel- :  also  der  Volkswirt  schafls|iolitik,  mit  gewissen 
alter,  nach  <  ibrario,  S.  3t» 7 ff  -  Zehntweseu  im  |  Theorieen  seiner  Volkswirts«  haftslehre  in  Kon- 
britischen  Staate,  S  37011".  —  Hilfskasseu  für  flikt  geriet.  Ans  diesen  Gegensätzen  ergaben 
Bergleute  fKnappschaft«kasseii]  in  Belgien.  N.  F.  sich,  namentlich  nachdem  er  sieh  in  seiner  Hck- 
Bd.  II.  1844,  S.  Hilft.  -  Leber  die  Bieraceise  toratsrede  von  1847  als  Anhänger  der  freien 
in  Badcu.  N.  F.  Bd.  IV.  184H,  S.  :"il  ff.  •  (Je-  Konkurrenz  bekannt  hatte,  Anfeindungen,  die 
treidepreise  im  südwestlichen  Deutschland,  1744  im  wesentlichen  nur  den  Mangel  einer  be- 
bis  1843.  S.  248 ff.  —  Ueber  das  Minimum  eines  stimmten  Stellungnahme  Haus  zur  Ethik  der 
Bauerngutes,   N.  F.   Bd.  IX.   1851.  S.   14.'» ff  Volkswirtschaft  betrafen. 

Fortsetzung  s    u.  Art. :   Ueber  den  kleinsten 

Umfang  eines  Bauerngutes,  in  Zeitschr.   für         Vgl    über  Hau:   Knies.   Die  politische 

Staatsw..  Bd  XII  i    —  Zur  neuesten  Statistik  Oekoiiomie  vom  Standpunkte  der  geschichtliche» 

von  Belgien.  S.  380 ff.  —  Bankwesen  im  Staate  Methode,  Braunsehweig  18ä3,  S.  24  ff.  u.  ö. 

New- York  .  S.  888 ff.  —  Die  Krisis  des  Zoll-  Nouveuu  di«  tionnaire  de  l'e<  onomie  pol ,  2  Aufl.. 

Vereins  im  Sommer  1SÖ2,  N  F.  Bd.  X,  18Ö2,  S.  Bd.  IL  Paris  18i4,  S.  491113       v.  Mohl.  G<- 

137  ff.  —  Abnützung  der  Münzen.  S.  2öl  ff.     2  in  schichte  und  Litteratur  der  Staatswissensehaften. 

i'ongres  international  de  sfatistique,  2<-  sessiou.  Bd  III.  Erlangen  18:»8.  S.  315.317.  —  Kautz. 

10  ls>  st  pt   18-V»,  Paris  IS/jO:  Sur  la  statistique  Theorie  und  Geschichte  der  Nationalökoiioinik. 

ofhcielle  de  Bade.  -  3.  in  Journal  des  Econo-  Bd.  IL  Wien  1800,  S.  «30  33.   -    Beilage  zur 

nnstes.  Paris:  Ce  cju'il  eomprend  dans  leconnmie  Angsbnrgcr  Allgemeinen  Zeitung,  Jahrg.  1870. 

politique.  Bd.  XXXVI.  18Ö3.  S.  24öff        4.  in  vom  23.  III.   —  Schäffle.   Das  gesellsohaff- 

IMIitz'   Jahrbüehern .   Leipzig:    Betrachtungen  liehe  System.  3.  Aull..   Bd.  II.  Tübingen  1873. 

über  die  Volksvennehrung.  Jahrg.  III.  1830.  S  322,  477.  —  Hose  her,  Geschiente  der  Nat  . 

Bd.  IL  S.   1  ff.        Zur  Statistik  von  Baden,  München  1874,  S.  847*50         Schäffle,  Bau 
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und  I/cheti  des  sozialen  Körpers.  IM.  III.  Tü- 
bingen 1H7H.  S.  2ö8n'.  —  Me.ver.  Die  Priiiripien 
«ler  verwebten  Besteuerung,  Berlin  1*84,  S.  48  ff. 

Knrv'  lojnie«lia  Britannien.  ».  Aufl.  Bd.  XIX, 
L.ndon  S  :W7.  IM.  XX.  IHN..  S  2»:<»4. 

—  Ashley,  lntroluetiim  tn  Englislt  economy, 
ebd.  188K,  "S.  4  ö,  18.r>.  —  Leser.  K.  11.  Bau, 
Allgemeine  deutsche  Biographie.  Bd.  XXVII, 
Leipzig  1888,  8.  :'M)ii.  -  Zuckerkandl. 
Theorie  de»  Preise-«,  ebd.  18«».  S.  Ii« ff.  —  Ad. 
Wagner.  Fin.  II:  Theorie  «ler  Besteuerung, 
2  Aufl.,  ebd.  1*»1.  S.  7S.  Cossa.  Introdu- 
zione  allo  studio  dell'  economia  politiea,  3.  Aufl.. 
Mailand  lb»2. 

IAppcrt. 


Raubbau  im  Borgbnu 

Borg  ha  u  oben  Hil.  II  S.  f»  47  ff. ;  ins- 
besondere S.  ,Vi.">ff. 


Raubbau  und  Statik. 

(Ho  (Ion  ha  us  ha  lt.) 

I.  Ranbl.au.  1.  Betriff.  2  S.biidliihe 
Felben.  ;S.  (Jretize  «ler  Bt>«leiiers«'h.i|>tung.  4, 
Die  Möglichkeit  der  schnelle»  Beseitigung  der 
Folgen  «les  Itnubbaue*  dureb  eine  rationelle 
Pung.Tw  irts.haft.  II.  8tatik.  ö.  Per  Be- 
triff der  Slatik  »ach  älterer  und  neuerer  Au- 
nubme.  ö.  Per  Wert  der  Stirnseiten  Rechnungen 
für  die  I'raxis 

1.  Raubbnu. 

1.  Begriff.  Puter  Raubbau  v.-r- 
*  t  o  Ii t  Uta  n  >•  i  n e  A  u  sü h  u  n  g  «I  o r  La  n  d  - 
wirts.haft,  bei  welcher  man  i.l in 
Hoil. «n  «I  ii  re  h  «I  i  o  Km  t  oii  in  >•  h  r 
P  f  la  i)  /.  o  n  uilh  rs  t  o  f  f  o  e  n  t  z  i  o  Ii  t ,  als 
man  ihm  in  d er  g«\go hone n  Düngung 
z  u  führt.  Der  Begriff  eines  teilweise  be- 
triebenen Raubbaues  liegt  »  hon  v.n\  wi.miii 
auch  nur  einer  der  zahlreichen  Pflanzcn- 
nährstoff».  z.  H.  <lio  Phosphorsäure  <..1<t  «las 
Kali,  «luirh  «Ii«-  Ernten  mehr  ans-  als  durch 
«lio  Düngung  eingeführt  wird. 

Da  «ler  Vorrat  des  Hod«>ns  an  Pflanzen- 
nährstoffen  oin  beschränkter  ist,  vorsteht  os 
sieh  von  selbst,  dass  durch  den  Raubbau 
«lio  Fruchtbarkeit  dor  Ackererde  geschädigt 
worden  miiss,  so  dass  di<>  Erträge  .-amtlicher 
Fol« If nu  hto  sinken,  bis  sio  auf  «du  gewisses 
Mindestmass  kommon. 

Kino  ««'wisse  Ertragsfähigkoit  winl  aber 
j.^ler  Boden  auch  bei  dem  Raiihhauhotriche 
immorhin  Inhalten,  da  alljährlich  diuvh  die 
Verwitterung  der  in  jedem  BimIoii  enthalte- 
ih'ii  Mineralien  gewisse  Nähistofftnengen 
löslich  worden,  web  ho  zur  Erzeugung  v.»n 
Ernten  eine  Verwen.lung  finden  können. 
Die  Erträge,  welche  man  unter  solchen  Um- 
ständen bei  lauge  andauerndem  Raubbau  ge- 


winnt, sind  jedoch  s«.  modrige,  dass  von 
dem  Hot  riebe  einer  auch  nur  einigor- 
massen  lohnenden  Lindwirtsehaft  bei 
dauerndem  Raubbau  im  allgemeinen  nicht 
die  Re.lo  sein  kann. 

Der  Hogriff  ^Raubbau  ist  von  J.  v. 
Lio  big  zuerst  klargelegt  worden.  (S.  dessen 
Die  Chemie  in  ihrer  Anwendung  auf  Agri- 
kultur und  Physiologie  ,  7.  Auflage.  ls(32.) 
Nach  Begründung  seiner  Minoniltho'.rio  hatte 
L  i  o  b  i  g  zahlreiche  Rechnungen  über  die 
:  Krschöj.fung  und  den  Ersatz  der  Pflanzen- 
nährstoffe  bei  verschiedenen  Wirtschafts- 
weisen ausgeführt  und  war  dabei  zu  dem 
Ergebnis  gekommen,  dass  im  grossen  uu«i 
ganzen  von  der  Lindwirtsehaft  zu  jener  Zeit 
ein  Raubbau  betrieben  würde,  welcher  un- 
möglich längere  Zeit  ohne  Schaden  für  die 
Ertragsfähigkeit  der  Felder  fortgesetzt  wor- 
den könne:  es  ergab  sich  hieraus  der 
Sehltiss,  dass  man  zur  Erhaltung  der  Frucht- 
barkeit die  dem  Hoden  entzogenen  Nähr- 
stoff«' voll  und  ganz  wieder  ersetzen  müsse 
und  dass  man,  wenn  man  diesem  Erfordernis 
nicht  R.vhmmg  trage,  in  nicht  zu  ferner 
Zeit  ein«-  Erschöpfung  der  Felder  zu  gewär- 
tigen habe,  wie  sie  in  der  Geschichte  an 
zahl  reichen  Stellen  nachzuweisen  sei.  G«^- 
rade  dieser  Na«  hweis  der  sehiUlliehou  Folgten 
«los  HauhUutes  an  historischen  Beispielen 
bildet  eine  der  inten-ssautesten  Episoden  der 
Liebigsohen  Schrift«'n  und  wird  für  alle 
Zeilen,  wenn  auch  in  demselben  mancher 
Punkt  aiifochtl<ar  ist,  ein  klassischer  .Merk- 
stein bleiben,  weil  seitdem  die  l'inkehr  der 
Landwirtschaft  und  der  Auflau  derselben 
auf  rationeller,  natiirwissenscliaftli.  liertli  uiid- 
lago  vollzogen  ist. 

\  «m  den  Beispielen,  woh-he  Li.  big  für 
die  schädlichen  Folgen  des  Raubbaues  mit- 
teilt, mögen  nur  folgende  liier  kurz  erwähnt 
werden. 

Griechenland,  früher  reich  bevölkert 
und  imstande,  seine  Bewohner  zu  ernähren, 
habe  schon  gegen  7t K»  v.  Chr.  Zeichen  der 
B<>«l«'noi>chöpfiing  gezeigt,  und  die  Klagen 
über  die  zunehmende  1  nfru.htkirkeit  des 
Bodens  hätlen  sieh  immer  mehr  gesteigert ; 
—  die  F«dge  sei  eine  Neigung  zur  Auswan- 
derung aus  dem  Linde,  welches  seine  Be- 
wohner nicht  mehr  ernähren  konnte,  gewesen. 

Italic  u  sei  früher  ein  reich  U-völkertes 
Lnnl  gewesen  mit  einem  blühenden  J^and- 
bau  zur  Zeit  der  Latiner;  mit  der  Herrschaft 
der  Römer  hal>o  der  Raubbau  begonnen,  und 
die  Folge  sei  gewesen,  dass  der  Boden  bald 
nicht  genug  Biotkorn  trotz  der  abnehmen- 
den Bevölkerung  habe  produzieren  können. 
Die  Abgälte  von  Korn  aus  Staatsmagazinen 
habe  schon  um  das  Jahr  17<>  v.  Chr.  unter 
Scipio  iM'gonnen,  und  mau  sei  gezwungeu 
gewesen,  auf  andere,  vorläufig  ikk  h  reieh- 
liche  Kornmengen  produzierend«'  Linder  zu- 
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rückzugreifen,  —  so  zunächst  auf  S  i  c  i  1  i  e  n 
welches  al»er  auch  bald  der  Erschöpfung 
anheimgefallen  sei ,  sodann  auf  Klein- 
asien, welches  schon  unter  den  üraeehen 
als  Staatsdomäne  erklärt  worden  sei.  Die 
Bodenerschöpfung  habe  sich  von  Jahrhundert 
zu  Jahrhundert  gesteigert  und  unter  den 
Kaisern  ihren  Höhepunkt  erreicht;  man 
könne  dieses  daraus  ersehen,  dass  schon 
damals  speeifisehe  Landwirtschaftsschrift- 
steller  aufgetreten  seien,  welche  sämtlich 
die  Frage,  wie  der  Erschöpfung  entgegenzu- 
treten sei,  erwogen  hätten.  Die  Boden- 
erschöpfung und  die  Unmöglichkeit  der  Er- 
nährung seiner  starken  Bevölkerung  habe 
wohl  auch  Konstantin  den  (i rossen  mit  lie- 
wogen.  den  Sitz  seiner  Regierung  von  Rom 
nach  Konstantinopel  zu  verlegen.  Span  ien 
hatte  unter  ler  Kaisen vgierung  zu  den 
reichsten  und  blühendsten  Ländern  gehört, 
das  seine  höchste  Blüte  unter  den  Mauren 
erreicht  habe;  damals  sei  die  Bevölkerung 
mindestens  zwei-  bis  dreimal  so  stark  als 
später  gewesen,  und  trotzdem  sei  das  I*md 
imstande  gewesen,  seine  Bewohner  zu  er- 
nähren. Sechshundert  Jahre  sjiätor  sei  es 
durch  den  Raubbau  so  unfruchtbar  gewor- 
den, dass  es  nicht  mehr  die  auf  die  Hälfte 
oder  ein  Drittel  goseh wundone  Bevölkerung 
habe  ernähren  können.  Das  schlagendste 
Beis]>iel  für  die  unheilvolle  und  gleiehzeitig 
sehnello  Wirkung  des  Raulil»aues  bilde  aber 
der  Norden  Amerikas,  <lessen  Erträge  in 
wenigen  Jahrzehnten  um  die  Hälfte  für  den 
Weizen,  ein  Drittel  für  die  Kartoffeln  ab- 
genommen hätten.  (Dureh  eine  rationelle 
Dfingorwirtsehaft  sind  übrigens  die  schäd- 


hat.  Diese  bestehen  nicht  mir  in  einem 
Ersatz  des  dem  Boden  durch  die  Ernteu 
entzogenen  Nährstoffkapitals,  sondern  unter 
Umständen  in  einer  Vermehrung,  welche 
Vk?i  sonstigen  günstigen  Verhältnissen  in  den 
meisten  Fällen  zur  Erzielung  höherer  Ernten, 
wie  sie  jetzt  der  Betrieb  der  Landwirtschaft 
gegen  früher  unbedingt  erfordert,  führen. 

Daran,  dass  eine  unterlassene  Mineral- 
stoffdüngung (diese  kommt  bei  dem  Raub- 
bau allein  in  Frage,  da  die  Stickstoffwirt- 
schaft auf  einem  ganz  anderen  Blatt  steht) 
die  Erträge  eines  an  und  für  eich  »ehr 
fruchtbaren,  in  gutem  Nährstoff  zustande  be- 
findlichen Feldes  sehr  schnell  zu  erniedrigen 

!  im  stände  ist.  kann  man  auch  nach  den 
neueren  Ertahrungen  nicht  im  mindesten 
zweifeln.  In  dem  Betrieb  seiner  Versuehs- 
wi  et  schaff  Lauchstädt  erfuhr  z.  B.  der  Ver- 
fasser, dass  die  unterlassene  Kaliphosphat- 
düngung sieh  bereits  im  ersten  Jahre  bei 
der  Dorste,  welche  die  Nährstoffe  von  allen 

,  Pflanzen  verhältnismässig  am  schwersten 
aus  dem   Boden    aufnimmt,   durch  einen 

!  Minderertrag  von  2 — 3  de  pro  ha  rächte, 
während  die  übrigen  Feldfrüehte  durch  den 
Raubbau  im  ersten  Jahre  vorläufig  noch 
unberührt  blieben.    Im  zweiten  Jahre  rea- 

j  gierten  jedoch  sämtliche  Feldfrüehte,  nicht 
allein  das  (ietroido,  sondern  auch  Zucker- 
rüben und  Kartoffeln,  auf  die  unterlassene 
Miueralsioffdüugung  durch  einen  Ausfall 
ungefähr  in  entsprechender  Höhe  wie  die 
(leiste.  Von  Jahr  zu  Jahr  hat  nun  dieser 
Ausfall  zugenommen,  so  dass  nunmehr  nach 
."»jährigen»  Raubbau  auf  unserem  Versuchs- 
felde der  Ausfall  s-  !*  de  Detreide,  To    Wl  de 


liehen  Wirkungen  des  ursprünglich  betrie-  j  Zuckerrüben  und  3.V-  -lo  de  Kartoffeln  pro 
U-nen  Raubbaues  in  Amerika  längst  beseitigt.) ,  Hektar  beträgt.  Es  geht  hieraus  hervor. 
Wenn  man  nun  auch  annehmen  darf,  dass  man  auch  in  einem  sehr  fruchtbaren 
dass  der  Raubbau  nicht  die  einzige  Ursache  Boden  mit  dein  Raubbau  sehr  vorsichtig 
des  Zurückgehen»  der  BodonertWige  bei  den  sein  niuss.  Immerhin  kann  es  aber  Fälle 
von  Liebig  herangezogenen  Beispielen  ge-  geben,  wie  weiter  unten  dargelegt  werden 
wesen  ist.  vielmehr  die  dort  betriebene 
Entwaldung  und  infolgedessen  eingetretene 
Verminderung  bezw.  ungünstigere  Vertei- 
lung der  Niederschläge,  ja  vielleicht  eine 
vollkommene  Aendenmg  des  Klimas  u.  s.  w. 
auch  einen  wesentlichen  Kinfluss  auf  die 
Ertragsfähigkeit  des  Bodens  gehabt  hat.  so 
muss  doch  als  richtig  zugegeben  werden, 
dass  die  Hauptursache  des  Sinkens  der 
Bodenerträge  und  infolgedessen  des  Ein- 
gehens des  landwirtschaftlichen  Betriebes  in  I  on  the  Farm  at  Rothamsted«,  erseheint  jähr- 
den  genannten  Ländern  in  dem  Raubbau  lieh,  ins  Licht  gestellt. 


soll,  liei  denen  ein  Raubbau  nicht  ganz  von 
der  Hand  zu  weisen  ist. 

2.  Schädliche  Folgen.  Die  Folgen 
eines  länger  fortgesetzton  Raubbaus  bozw. 
des  Anbaues  von  Kulturpflanzen  ohne  jede 
Düngung  werden  sehr  deutlich  durch  Ver- 
suche von  Uhristiani-Kerstenbruch  >5U  Jahiv 
ohne  Düngung'  ,  veröffentlicht  im  'Luid- 
wirt  ls?8<-  .  sowie  von  Lawes  tV  Gilliert 
•»Field  and  other  Exjiorinients,  condueted 


gelegen  hat.  Liehig  hat  sich  ein  iiust erb- 
liches Verdienst  dadurch  erworben,  dass  er 
auf  diese  Folgen  nicht  nur  in  eindringlichster 
Weis»1  hingewiesen,  sondern  gleichzeitig 
auch  die  Massregeln,  durch  welche  man 
den  Rauhbau  vermeiden  und  die  Fruchtbar- 


Ubristiani  stellte  seine  Versuche  in  dem 
sehr  reichen  Boden  des  Oderbruchs  an, 
welcher  0,34  °o  Stickstoff,  0.244  »o  Kalu 
0,203%  l'hosphoi-sätu-e  und  0.02%  Kalk 
enthielt.  In  «liesem  Boden  .sanken,  wenn 
man  die  alte   schonende  Fruchtfolge  ein- 


keit  des  Bodens  nicht  allein  dauernd  erhalten,  i  hielt  und  in  gewissen  Zwischenräumen 
sondern  sogar  vermehren  kann,  angegeben  I  Klee  und  andere  liCguminosen  anlaute,  die 
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Erträge  verhältnismässig  langsam;  als  man 
aber  stärker  zehrende  Feldfrfiehte,  wie  die 
Zuckertüten,  in  häufiger  Wiederkehr  in  die 
Fruehtfolge  brachte,  trat  ein  ausserordent- 
lich schnelles  Sinken  der  Ertrüge  ein,  so 
dass  das  lietreffende  Laml  nach  40  Jahren 
nur  noch  0/V01  kg  Znckerrül>en  ohne 
Düngung,  gegen  32~>r>l  kg  mit  einer  vollen 
Düngung,  trug,  während  die  Gerstenernte 
mit  193S  kg  Kornern  pro  ha  ungedüngt. 
gegen  2öäl  kg  gedüngt,  zwar  auch,  aber 
doch  nicht  in  demselben  Masse  wie  die 
Zuekerrü benernte  gesunken  war.  Es  kommt 
dies  natürlich  daher,  dass  zur  Erzeugung 
von  Zuckerrübenernten  weit  grossen'  Mengen 
von  Nährstoffen  erforderlich  sind. 

Weit  lehrreicher  sind  noch  die  Vei-suehe 
von  Liwes  tV  Gilltert,  welche  in  einem  viel 
ärmeren  Boden  in  England  ausgeführt 
wurden.  Der  ziemlich  schwere  I^ehm  des 
dortigen  Versuchsfeldes  hatte  bei  der  fib- 
lichen  Düngung  bis  zu  Beginn  der  Ver- 
suche etwa  ITtMl — ISüo  kg  Weizenkörner 
pro  ha  getragen;  als  er  ohne  Düngung  blieb, 
sanken  die  Erträge  gegen ül*r  einer  alle 
Nährstoffe  in  ausreichenden  Mengen  um- 
fassenden Düngung  folgendermassen : 

Ungedüngt  d,™^ 
kg  Weizenkörnor  pro  La 


1845  1848 
I84U  -18.VJ 
185:3— 1  KT)« 
1857—1860 
1861-  1».54 
IN«)  — 181« 
1M«>-1872 
187»- 1876 
1877 — IHN) 
1881- -1884 
1K85-1888 

185MJ 

18JI8 

1«J00 


13-0 
1 1 70 
1031 
1 167 
1 100 
895 

S75 
600 

655 

*75 
881 

820 

«33 
880 


1905 
2040 
2632 

2f>So 

3234 
2738 

2535 
2266 

3«°9 

2735 
2^76 

2338 

•97* 

2t>73 


Aus  diesen  Zahlen  ist  zu  ersehen,  dass 
gleich  in  den  ersten  Jahren  ein  sehr  er- 
heblicher Kückgang  der  Krträge  eintrat, 
nämlich  von  lSWif>  gegen  1»20  kg  Weizen- 
körn«?r  pro  ha,  welcher  alsdann  von  Periode 
zu  Periode  sich  weiter  fortsetzte,  al«er  nach 
20  Jahren  zu  einem  Stillstand  kam.  so  dass 
ein  weiteres  Sinken  der  Ertrage  nicht  mehr 
eintrat.  Dieser  Punkt  lag  bei  etwa  Soo  kg 
Weizenkörneru  pro  ha  (in  minimo  6.">."i.  in 
maximo  sO.'i  kg).  Dieses  Aufhören  des 
Sinkens  der  Erträge  erklärt  sieh,  wie  oben 
angegeben,  dadurch,  dass  alljährlich  durch 
die  Verwitterung  der  l»odciihtldendcn  Mine- 
ralien ein  gewisser  Nährstoff  Vorrat  für  die 
Pflanzen  verfügbar  wird.  Ein  Boden 
wird  also  auch  bei  sehr  lange  fort- 
gesetztem Kaub  bau  nicht  voll- 
kommen unfruchtbar,  sondern  nur 


im  grossen  Massstab  in  seiner  Er- 
tragsfähigkeit geschädigt  Wenn 
allerdings  die  mineralische  Grundlage  ganz 
der  Zersetzung  anheimgefallen  ist,  wozu 
aber  wohl  Jahrtausende  gehören  dürften, 
dann  würde  eine  vollkommene  Unfruchtbar- 
keit eintreten  können. 

Wenn  wir  nun  an  der  Hand  der  vor- 
stehenden Zahlen  die  wirtschaftliche  Mög- 
lichkeit und  Rentabilität  des  Raubbaues  in 
längerer  Fortsetzung  prüfen  wollen,  so 
müssen  wir  zu  dem  Ergebnis  kommen,  dass 
der  absolute  Raubbau,  d.  h.  eine  Wirt- 
schaftsweise ohne  jeden  Dünger,  auch  im 
reichsten  Boden  in  verhältnismässig  kurzer 
Zeit  ein  derartiges  Sinken  der  Erträge  im 
Gefolge  hat,  dass  an  eine  Rentabilität  des 
Feldbaues  unter  «Uesen  Verhältnissen  nicht 
zu  denken  ist.  Die  wirtschaftliche  Möglich- 
keit eines  Raubbaus  liegt  daher  nur  in  einein 
Neuland  vor.  welches,  frisch  in  Kultur  ge- 
nommen, solange  mit  Feldfrüchten  betaut 
wird,  als  es  noch  Ernten  hergieht,  um  als- 
dann ausgesogen  von  dem  Besitzer,  dem  die 
Möglichkeit  offen  steht,  frisches  Neuland  zu 
erwerben,  das  er  auf  gleiche  Weise  bewirt- 
schaften kann,  verlassen  zu  werden,  in 
dieser  Weis«?  ist  vor  gar  nicht  zu  brni-r 
Zeit  noch  in  den  Weizengegcndeu  <les  nönl- 
lichen  Amerikas  gewirtscliaftet  worden :  seit 
aber  das  dortige  Neuland  nunmehr  voll- 
ständig vorgeben  ist.  hat  man  mit  der  Rnuh- 
1  «11  Wirtschaft  längst  aufgehört  und  sich 
einer  rationellen  Düngerwirtscliaft  zuge- 
wendet. Man  braucht  im  übrigen  kein»' 
Besorgnis  zu  haben,  «las«  ein  Raubbau  in 
grösserem  Umfange  noch  jemals  ausgeführt 
werden  könne,  denn  mit  einer  Ernte  von 
7<>U—  NIM»  kg  Weizen  pro  ha  ist  eine  ren- 
table Landwirtschaft  b<-i  jetzigen  Zeitläufen 
unter  keinen  Umständen  zu  betreik'ii.  In 
Deutschland  giebt  «-s  nur  noch  eine  einzige 
Art  des  Raublwus.  nämlich  die  Moorkultur 
durch  Brennen,  —  aber  auch  diese  ist  im 
1  Verschwinden  liegriffen. 

Dagegen  steht  «'S  mit  «lern  teilweise  be- 
|trielienen  Raubbau,  bei  welchem  nur  der 
;  eine  od«>r  andere  Nährstoff  in  der  Düngung 
nicht  in  ausreichendein  Mass«?  zugeführt 
wird,  anders.  Beispiele  für  einen  solchen 
«'rleln-n  wir  noch  heutzutage  in  grosser  Zahl 
und  können  dies«'  Mediale  auch  nicht  un- 
bedingt verwerfen. 

So  haben  fast  alle  den  Zuckerrübenkiu 
hetrei! bilden  Wirtscliaften  in  dem  verhält- 
nismässig kalireiciien  L'hmboden  von  einer 
Kalidüngung  hange  Zeit  absehen  können. 
Man  hat  in  diesen  Wirtschaften  von  Zeit  zu 
Zeit  die  Anwendung  von  Kalisalzen  ver- 
siu.-hsweis«»  ausgeübt,  aber  «ohne  einen  er- 
heblichen Erfolg  damit  zu  erzielen.  Es 
wäre  nun  vollkommen  unrentabel  gewesen, 
wenn  man  wälnvnd  der  öO— 60  Jahre,  seit- 
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•lern  der  Rflbeubau  ^trieben  wird,  Geld 
für  die  Beschaffung  der  Kalisalze  ausgegeben 
hätte,  wo  ein  Erfolg  durch  (UeseTben  in 
keiner  Weise  zu  verzeichnen  gewesen  wäre. 
Erst  seit  man  durch  die  Zucht wald  die 
Zuckerrflbe  zu  einer  grössere  Ernten  her- 
gebenden Pflanze  gemacht  hat,  gewinnt  man 
die  Erfahrung,  dass  zur  Erziel ung  von 
Höehsternten  mit  dieser  verbesserten  Zucker- 
rübe die  Anwendung  von  Kalisalzen  auch 
in  den  verhältnismässig  reichen  Bodenarten 
nützlich  ist.  Wo  aber  die  Verhältnisse 
derart  liegen ,  dass  die  Gewinnung  von 
Hoehsternten  ausgeschlossen  ist,  wird  man 


würde  sogar  einen  Schaden  für  die  ange- 
bauten Feld  fruchte  im  Gefolge  haben.  End- 
lich könnte  noch  ein  anderer  Fall  des  Kaub- 
baus als  zulässig  gelten.  Ein  Pächter, 
welcher  für  eine  gewisse  Zeit  ein  Gut  er- 
pachtet hat,  ist  bestrebt/  dasselbe  möglichst 
schnell  auf  die  höchste  Ertragsfähigkeit  zu 
bringen,  wenn  er  dasselbe,  wie  es  häufig 
I  der  Fidl  ist,  in  einem  erschöpften  Zustande 
von  seinem  Vorgänger  übernahm.  Er  wird 
zu  diesem  Zweck  einen  gewissen  l/ober- 
schuss  von  Pfianzennährstoffen  in  der 
Düngung  zuführet),  um  l>ald  der  höchsten 
Ernten  sieher  zu  sein.  Wenn  ei  nun  seine 
Pachtung  wieder  abgiebt,  kann  man  billiger- 


auch  heute  von  der  Anwendung  der  Kali 

salze  für  die  Zuckerrüben  einen  Nutzen  weise  von  ihm  nicht  verlangen,  dasseruen 
nicht  gewinnen;  —  man  kann  ruhig  den  zugeführtenNährstoffttlierschussseinetuNach- 
Raubbau  auf  Kali  ohne  Schaden  für  die  folger  unentgeltlich  überlasset)  soll,  und.  da 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  noch  eine  gewisse ;  eine  Form  für  die  Bewertung  der  von  ihm 
Zeit  fortsetzen.  Ganz  anders  steht  es  na-  im  Boden  angesammelten  Nährstoffe  schwer 
türlich  mit  dem  Anbau  der  Zuckerrüben  im  zu  finden  ist,  wird  er  in  den  letzten  Jahren 
leichten,  kaliarmen  Boden,  dem  Sand-  oder  echter  Pacht,  soweit  ihm  dies  vertrags- 
Moorhodeti.  Dort  hat  man  von  Anfang  an  »lässig  möglich  ist,  bestrebt  sein,  den  Nähr- 
die  Erkenntnis  gewonnen,  dass  ein  Kaubbau  stoffüberschuss  aus  dem  Hoden  nach  Mög- 
schlechterdings ausgeschlossen  war,  denn  i  lichkeit  wieder  herauszunehmen.  Niemand 
dieser  Boden  gab  höchstens  für  die  erste !  wird  es  ihm  verdenken,  wenn  er  das.  was 
Ernte,  und  auch  dies  nicht  einmal,  genug  i  er  auf  seine  Kosten  in  den  Boden  versenkt 


Kali  her,  so  dass  man  von  Anfang  an  ge 
zwungen  war,  vom  Raubbau  abzusehen  und 
einen  reichlichen  Ersatz  des  Kalis  vorzu- 
nehmen. 

Auch  liei  dem  Kartoffelbau  hat  man  ähn- 
liche Erfahrungen  gemacht.  Wo  die  Kar- 
toffeln auf  Stärkemehl  verarl»eitot  werden, 
geht  der  grösste  Teil  ihres  Kalis  verloren, 
während   bekanntlieh  der  Brennereibetrich 


hat.  durch  einen  gewissen  RaubUiu  in  den 
letzten  Jahren  seiner  Pachtung  wieder  heraus- 
holen will.  Ein  solcher  Raubbau  hat  übrigens 
unter  diesen  Verhältnissen  auch  seine  enge 
Grenze,  denn  die  Gefahr,  dass  der  Pächter 
durch  ein  zu  frühes  Siuken  der  Erträge, 
wenn  er  den  Raubbau  auch  nur  ein  Jahr 
zu  früh  anfängt,  mehr  als  durch  die  Aus- 
gabe für  die  Düngung  geschädigt  wird,  ist 


die  gesamte  Meng».«  des  Kalis  der  Wirtschaft  sehr  naheliegend.  -Mancher  abgehende  Pächter 
erhält  und  damit  gegenüber  der  Stärke-  hat  solches  durch  die  Missernten  der  letzten 
fabrikation  in  grossem  Vorteil  ist.  Immer-  Jahre  zu  seinem  Schaden  schwer  empfunden, 
hin  atar  datiert  es  in  den  Stärkefabrik-  j  Wie  schon  olien  erwähnt,  hört  der  muhbau 
wirtschaften  eine  geraume  Zeit,  ehe  ein  '  in  der  neueren  Zeit  immer  mehr  auf.  denn 
Sinken  der  Kartoffelerträge  durch  den  ge- 1  man  hat  längst  die  Erkenntnis  gewonnen, 
übten  Raubbau  eintritt.  Ein  drittes  Beispiel  |  dass  die  Gewinnung  hoher  rentabler  Ernten 
der  Zulässigkeit  eines  partiellen  Raubbaus  nur  durch  die  Anwendung  grosser  Nähr- 
treffen wir  in  dem  Moorboden,  namentlich  stoffkapitalieu,  allerdings  neben  dem  Anbau 
wenn  derselbe  nach  der  jetzt  weit  ver- ,  der  ertragreichsten  Sorten  der  Kulturpflanzen, 
breiteten  Rimpauschen  Moordamm kultur  be- !  wie  sie  die  moderne  Züchtung  in  so  ab- 


wirtschaftet wird.  In  diesem  wird  stets 
ein  bewusster  Haubbau  auf  Stickstoff  be- 
trieben.   Der  Moorboden  enthält  in  seiner 


Trockensubstanz  ungefähr 


Stickstoff 


in  organischer  Form,  wovon  durch  die  Zer- 
setzung im  Laufe  eines  Jahres  weit  mehr 
in  Pflanzennahrung  übergeführt  wird,  als  zur 


gezeichneter  Weise  geschaffen  hat,  zu  er- 
reichen ist.  Diese  neueren  Sorten  sind  al>er 
ausnahmslos  sehr  anspruchsvolle  Pflanzen, 
und  wenn  man  sichere  Ernten  macheu  will, 
genügt  es  keineswegs,  einen  einfachen  Ersatz 
der  durch  die  vorhergegangenen  Ernten  aus- 
geführten Nährstoffe  zu  bieten,  sondern  mau 
höchsten  Ernte  verwertet  werden  kann.  I  ist  gezwungen,  im  voraus  den  anspruehs- 
Wollto  man  den  Moorboden  trotzdem  mit '  vollen  Pflanzen  eine  weit  grossere  Nähr- 
Stickstoff  düngen,  so  würde  dieses  Ver-  stoffmenge,  nämlich  mindestens das  l1  ifa<  he, 
fahren  vollkommen  verwerflich,  ja  schädlich  sicherer  ulier  das  Doppelte  des  Nährstoff- 
sein, denn  der  M«'iorlxxlen  birgt  eben  einen !  bedarfs  in  der  Düngung  zu  geben.  Die 
für  lange  Zeit  reichenden  Stickstoffvorrat  j  Darreichung  dieses  Ueberschusses  gebietet 
in  sich,  den  mau  durch  die  atisgeführte  sich  schon  dadurch  von  selbst,  dass  es  den 
Kultur  zunächst  heben  will;— ja  eine  Ver-  Pflanzen  vollkommen  unmöglich  ist.  die 
mehrung    desselben   durch   eine  Düugung  |  ganze   Menge   der  iu   der   Düngung  eiit- 
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haltenon  Nährstoffe  während  einer  Voge- 
tatiouszeit  aufzunehmen.  Die  wichtigsten,  in 
der  Düngung  enthaltenen  Mineralstoffe,  vor 
allem  die  Phosphorsaure,  in  gewissem  Masse 
aber  auch  das  Kali,  gehen  durch  die  im 
Hoden  stattfindende  Absorption  in  schwerer 
lösliche  Verbindungen  über,  welche  ver- 
hältnismässig langsam  durch  die  Wurzeln 
der  Pflanzen  aufgenommen  werden.  Der 
im  Boden  von  den  Pflanzen  zurückgelassene 
Rest  kommt  allerdings  den  Nachfrüchten 
zum  Teil  zu  gute,  aber  doch  nur  zu  einem 
gewissen  Teil .  da  die  Mineralstoffc  durch 
das  längere  I magern  im  Boden  einem  immer 
woher  zunehmenden  Zustande  der  schwereren 
lvösliehkeit  entgegengehen.  Will  man  daher, 
wie  es  heutzutage  notwendig  ist,  mit  Sicher- 
heit hoho  Ernten  machen,  so  ist  man  zur 
Darreichung  eines  sehr  erheblichen  Uober- 
sehussos  von  Pflanzen nährstoffen  gezwungen. 
Die  von  Jahr  zu  Jahr  zunehmende  An- 
wendung namentlich  der  kali-  und  phosphor- 
säurohaltigen  Düngemittel  beweist  das  augen- 
scheinlich. 

it.  Frenze   der  Bodenerschöpfung. 

Werden  wir  nun  aber  dauernd  in  der  Lage 
>ein,  eine  solche,  in  gewissem  Masse  ver- 
schwenderische Wirtschaft  mit  Mineralstoffen 
zu  betreiben?  Liebig  war  seiner  Zeit  der 
Ansieht,  dass  im  Grunde  unsere  Landwirt- 
schaft im  Laufe  der  Zeit  an  einer  Mineial- 
stoffi-rschnpfimg  zu  Grunde  gehen  müsse; 
seitdem  hal>eii  sich  aber  die  Verhältnisse 
wesentlich  geändert.  Kür  die  Erschöpfung 
und  den  Ersatz  können  vi.n  Pflanzennähr- 
stoffcn  nur  in  Frage  kommen  der  Kalk,  der 
Stiekstoff,  das  Kali  und  die  Phnsphorsüure, 
zur  Zeit  vielleicht  auch  noch  die  Magnesia, 
während  alle  übrigen  Stoffe  in  verhältnis- 
mässig geringen  Mengen  von  der  Pflanze 
gel  »raucht  worden  und  andererseits  in  der 
Natur  in  so  grossen  Mengen  verkommen, 
dass  sie  Itoi  unserer  Betrachtung  vollkommen 
ausser  acht  bleiben  können. 

Von  «liesen  Stoffen  findet  sich  der  Kalk 
in  -o  »nächtigen  Ablagerungen.  dass  an  die 
Möglichkeit  eines  Kalk  mangels  niemals  zu 
denken  ist.  Die  Stickstoff  frage  hat  durch 
die  Erkenntnis,  dass  es  gewiss«'  Pflanzen 
giebt.  denen  die  Fähigkeit  inue  wohnt,  den 
freien  atmosphärischen  Stic:kstoff  aufzu- 
nehmen und  in  Stickstoffverbiudungen  um- 
zuwandeln (Leguminosen,  wie  Bohnen, 
Erbsen.  Wicken,  Klet>arten:  Luzerne.  Serra- 
della und  dergleichen),  ein  ganz  anderes 
Gewand  bekommen  und  von  ihrer  Bodonk- 
lichkeit  viel  verloren.  Früher  verfolgte  man 
mit  Besorgnis  die  in  immerhin  berechen- 
barer Zeit  bevorstehende  Erschöpfung  der 
stickstoffhaltigen  Guano-  und  Salpoterlager, 
welche  die  einzige  Stickstoffipielle  zur  Ver- 
mehrung des  Bodenstickstoffs  darstellton; 
seit  man  aber  weiss,  dass  man  durch  den 


Anbau  der  stickstoffsammelnden  Pflanzen, 
deren  grüne  Masse  man  unterpflügt  oder 
deren  Wurzolrüekstände  man  wenigstens 
für  die  Stickstoffversorgung  des  Bodens  in 
Anspruch  nimmt,  unendlich  grosse  Stick- 
stoffmengen sammeln  kann,  seit  man  ferner 
gelernt  hat,  die  grossen  Stickstoffverinste, 
welche  im  Stalldünger  und  im  Boden  statt- 
finden, zu  vermeiden  oder  wenigstens  zu 
verkleinern,  und  seit  man  endlich  die  Sal- 
peterbildung in  der  Ackererde  besser  als 
bisher  zu  beherrschen  gelernt  hat,  bietet 
die  Stickstofffrage  nichts  Bedenkliches  mehr. 
Auch  die  Kalifrage  ist  unbedenklich.  All- 
jährlich werden  neue  Ablagerungen  von 
Kalisalzen  in  Deutschland  aufgeschlossen, 
und  es  ist  in  den  letzten  Jahren  festgestellt, 
dass  die  Kaliablagernngen  sich  über  weit 
grössere  Landstriche  in  Deutschland  ver- 
breiten, als  man  bisher  angenommen  hat. 
Als  einen  Glücksfall  kann  man  es  allerdings 
für  Deutschland  betrachten,  dass  es  allein 
im  Besitz  der  Kaliablagernngen  ist,  denn 
an  keiner  anderen  Stelle  der  Erde  finden 
sich  deren  in  irgendwie  nennenswerten 
Massen.  Wir  dürfen  aber  annehmen,  dass 
die  zur  Zeit  erschlossenen  Ablagerungen 
von  Kalisalzen  in  Deutschland  einen  schier 
unerschöpflichen  Schatz,  nicht  allein  für 
unser  Vaterland,  sondern  für  die  ganze  Welt 
bergen.  Etwas  weniger  sicher  ist  die  Frage 
bezüglich  der  Phosphorsäuro,  alter  auch  sie 
hat  durch  grosse  Kunde  von  Phosphaten. 
;  welche  man  namentlich  in  Amerika  in  den 
i  Floridaphosphaten  gemacht  hat.  von  ihrer 
Bedrohlichkeit  verloren.  Es  kommt  hinzu, 
dass  seit  etwa  10  Jahren  durch  die  Eisen- 
industrie aller  liinder  in  der  Thomasschlacke 
gewaltig  grosse  Massen  eines  wertvollen 
phosphorsäurehalligeii  Düngemittels  für  die 
Landwirtschaft  gewonnen  werden,  so  dass 
an  einen  Phosphorsäuremangel  in  absehbarer 
,  Zeit  auch  nicht  zu  denken  ist. 

Es  liegt  daher  die  volle  wirtschaftliche 
Berechtigung  vor,  das  Gegenteil  des  Raub- 
l»aus,  nämlich  eine  im  gewissen  Sinne  ver- 
schwenderische Nährstoff  Wirtschaft,  welche 
zur  Zeit  die  rentalielste  ist,  zu  betreiben. 

4.  Die  Möglichkeit  der  schnellen  Be- 
seitigung der  Folgen  des  Kaubbaus 
durch  eine  rationelle  Düngerwirtschaft. 
Endlich  wäre  noch  die  Frage  zu  besprechen, 
welche  Aussichten  bestehen,  die  schädlichen 
Folgen  eines  einmal  betriebenen  Raubbaus 
durch  eine  rationelle  Düngerwirtschaft  wieder 
zu  beseitigen.  Hier  standen  sich  bis  vor 
einiger  Zeit  die  Ansichten  schroff  goge ti- 
rilier. Auf  der  einen  Seite  ist  von  Liebig 
und  seinen  Anhängern  behauptet  worden, 
dass  die  schädlichen  Folgen  des  Raubbaus 
nicht  leicht  oder  ütierhanpt  nicht  zu  In- 
seitigen seien,  weil  es  sich  bei  einer  voll- 
ständigen Erschöpfung  nicht  allein  um  die- 
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jenige  der  oberen  Aokersehicht,  sondern  auch 
des  Untergrundes,  welchem  man  durch  die 
Düngung  mit  den  wichtigsten  Pflanzennähr- 
stoffen, der  Phosphorsäure  und  dem  Kali, 
infolge  der  Absorption  dieser  Nährstoffe  in 
den  oberen  Schichten  nicht  beikommen 
könne,  handele.  Auf  der  anderen  Seite 
steht  al>er  zur  Zeit  die  Mehrzahl  der  Agri- 
knlturchemikcr,  welche,  indem  sie  die  Mit- 
wirkung dos  Untergrundes  bei  der  Erzeugung 
von  Ernten  fftr  lange  nicht  so  wichtig  halten, 
als  dies  früher  angenommen  wurde,  der 
Ansicht  sind,  das»  eine  Nährstoffarniut  der 
Ackerkrume  durch  eine  starke  Düngung, 
wenn  auch  nicht  vielleicht  mit  einem 
Schlage,  so  doch  in  absehljarer  Zeit  leicht 
zu  beseitigen  sei.  Jedenfalls  halten  die 
neueren  Untersuchungen  bewiesen,  dass. 
wenn  in  der  Ackerkrume  genügende  Mengen 
von  Nährstoffen  enthalten  sind,  der  Unter- 
grund ganz  nährstoffarm  sein  kann,  ohne 
dass  dadurch  die  Ernten  geschädigt  werden : 
der  Untergrund  kommt  nach  den  neueren 
Ansichten  weit  mehr  fftr  die  Wasserlieferung 
als  für  die  Erschöpfung  von  Nährstoffen  in 
Frage.  Anders  wäre  es  jedenfalls  nicht 
möglich,  dass  man  bei  zahlreichen  Ver- 
suchen durch  die  Düngung  der  Ackerkrume 
die  volle  Ertragsfähigkoit  eines  durch  lauge 
Jahre  sowohl  in  der  Krume  wie  dem  Unter- 
grund erschöpften  Feldes  wieder  herstellen 
konnte.  Aus  den  zahlreichen  vorliegenden 
Beispielen  wollen  wir  nur  die  bei  den  Ver- 
suchen von  Ijawes  und  Gilbert  einerseits 
und  Christiani  andererseits  gemachten  Er- 
fahrungen mitteilen : 

In  den  Jahren  1S.VJ  1*63,  in  denen  das 
Feld  mit  voller  Düngung  bewirtschaftet 
wurde,  ernteten  Law  es  und  Gilbert  an 
Weizen : 

kg  Kürner  pro  ha   kg  .Stroh  pro  ha 
1*52—  IHft-l         2718  6470 

Alsdanu  blieb  das  Feld  20  Jahre  un- 
gedüngt,  und  es  wurden  nun  geerntet: 

kg  Körner  pro  ha   kg  Stroh  pro  hu 
1864-1870  127^  2106 

1874-1883  809  1309 

Die  Erträge  des  Feldes  waren  somit 
binnen  kurzem  auf  dieselbe  Zahl  gesunken, 
als  wenn  überhaupt  keine  Düngung  gegeben 
worden  wäre.  Nunmehr  wurde  von  1KS-1 
ab  wiederum  die  volle  Düngung  gegeben, 
und  die  Erträge  stellten  sic  h  dabei  folgender- 


kg  Körner  pro  ha   kg  Stroh  pro  ha 

1884  2430  >nS 

1885  2583  544S 

1886  3032  4821 

1887  2797  4553 

1888  2201  4*59 

1889  1937  3799 
18M0  2834  5746 

Mittel  2545  4849 


Auf  dem  Felde,  welches  ununterbrochen 
mit  voller  Düngung  bewirtschaftet  war. 
wunlen  geerntet: 

.Mittel: 

kg  Körner  pro  ha   kg  Stroh  pro  Im 
1 1884— 181HJ         2724  470  j 

1 

Auch    bei    dem    Christianischen  Ver- 
J  suche  «fünfzig  Jahre  ohne  Düngung»  wurde, 
1  nachdem  das  Feld  durch  einen  33  Jahre 
:  ohne  Düngung  fortgesetzten  Anbau  bis  auf 
ein  Minimum  der  Ertragsfähigkeit  horab- 
.  gekommen   war,   durch   eine  volle  starke 
i  Stallmistdüngung  die  Ertragsfähigkcit  mit 
einem  Male  wieder  bis  auf  die  ursprüng- 
I  liehe  Höhe  desjenigen  Versuches,  bei  welchem 
•  dauernd  mit  der  üblichen  Düngung  gewirt- 
schaftet wurde,  gebracht.   Diese  beiden  Hei- 
spiele sind  ausserordentlich  lehrreich,  denn 
sie   zeigen,   dass  die   Besorgnis   vor  den 
dauernden   schälllichen   Folgen  dos  Raub- 
baues mindestens  übertrieben  ist,  wenn  eine 
solche  überhaupt  Itosteht,  denn  man  konnte 
in  den  vorliegenden  Fidlen  die  Ertragsfällig- 
keit, welche  so  gut  wie  vollkommen  durch 
den  RaubUm  verloren  gegangen  war,  schnell 
i  und  ganz  w  ieder  herstellen.    Allerdings  darf 
1  von   den   Ergebnissen   der  Versuchsfelder 
1  nicht  ohne  weiteres  der  Schluss  auf  die 
Verhältnisse   der  grossen   Praxis  gezogen 
werden,    dass  die   Wiederherstellung  der 
Fruchtbarkeit  dort  ebenso  schnell  gelingen 
werde,  denn   jedermann   weiss,    dass  es 
immerhin  einige  Zeit  dauert,  ehe  ein  herunter- 
gekommenes Feld  wieder  zur  vollen  Ertrags- 
fähigkcit gebracht  wird :  die  Ursache  hier- 
von ist  at«T  zweifellos  keine  chemische, 
sondern  eine  mechanische,  denn  ein  mit 
Raubbau  bewirtschaftetes  Feld  wird  nicht 
allein  an  Nährstoffen,  sondern  auch  an  der 
die   gute    mechanische   Beschaffenheit  l»e- 
dingondon    organischen   Substanz  verarmt 
werden,  und  diese  ist  allerdings  in  der  Form, 
wie  sie  günstig  im  Boden  wirkt,  nicht  ganz 
schnell  zu  beschaffen. 

Wir  kennen  aber  jetzt  den  Anbau  der 
grosso  Massen  von  solcher  organischen  Sub- 
stanz liefernden  Stickstoffsammler,  teils  als 
!  Haupt-  und  teils  als  Zwischenfrüchte,  und 
'hierdurch  wird  dem  UeM  der  schlechten 
mechanischen    Beschaffenheit  ebenfalls  in 
i  kurzer  Zeit,  wenn  auch  nicht  so  schnell  als 
i  der  Nährstoffarmut,  welche,  wie  gesagt,  mit 
einem  Schlage  zu  beseitigen  ist,  wirksam  zu 
begegnen  sein. 

Wir  kommen  also  zu  dem 
Schlüsse,  dass  wir  vor  den  schäd- 
lichen Folgen  eines  Raubbaues 
nicht  mehr  die  gleiche  Besorgnis, 
wie  eine  so  1  e he  fr ü h e r  v o  1 1  k o m mni 
berechtigt  war,  zu  hegen  brauchen, 
denn  die  moderne  n  a  t  u  r  w  i  s  s  e  n  - 
schaf fliehe  Forschung  hat  uns  alle 
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Verhältnisse,  welche  bei  Besei- 
tigung der  schädlichen  Folgen  des 
Raubbaues  in  Frage  kommen,  be- 
herrschen gelehrt.' 

II.  Statik. 

Mag  dem  nun  aber  sein,  wie  ihm  wollet 
—  ein  Raubbau  darf  unter  heutigen  Vor- 
hältnissen nicht  mehr  betrieben  werden ;  — 
im  Gegenteil  —  es  ist  ja  oben  ausführlich 
dargelegt,  dass  an  Stelle  desselben  bei  der 
heutigen  I Landwirtschaft  die  Wirtschaft  mit 
einem  gewissen  reberschuss  von  Nährstoffen 
zu  treten  hat  und  zum  grossen  Teil  bereits 
getreten  ist.    Man  muss  sich  also  über  die- 


tums  in  Fruchtbarkeit  bewirke.  Ein  Grad 
Reichtum  soll  einem  Centner  Korngewicht 
pro  Morgen  entsprechen  und  durch  den 
Dünger  von  2lh  Centuem  Stroh  oder  einem 
Centner  Heu  ersetzt  werden.  Rechnungen 
auf  Grund  der  neueren  Annahmen  ergeben 
in  der  That,  dass  die  in  obigen  Dünger- 
mengen  enthaltenen  Nährstoffe  gerade  eiueu 
Centner  Koru  produzieren  können;  insofern 
waren  die  Widffenschen  Aunalimen  uicht 
ohne  praktischen  Wert  und  zeugen  von  aus- 
gezeichneter Beobachtung.  Hlubek  will 
sodann  in  dem  Stickstoff  neben  der  organi- 
schen Substanz  den  Faktor  der  Fruchtbar- 
keit seilen  und  die  Rechnungen  hauptsäch- 
jenigen   Mengen   von   Nährstoffen ,   welche  I  lieh  auf  diesen  erstreckt  wissen.  Derselbe 


man  für  die  verschiedenen  Zwecke  in  der 
Düngung  zur  Ergänzung  des  in  der  eigenen 
Wirtschaft  vorhandenen  Nährstoffkapitals 
zuzuführen  hat.  klar  werde»,  denn  einer- 
seits rächt  sich  ein  Mangel  an  Nährstoffen, 
während  andererseits  ein  zu  grosser  l.'et>er- 
scliuss  als  eine  Verschwendung  zu  bezeich- 
nen ist.  Es  hat  daher  in  jeder  geordneten 
modernen  I Landwirtschaft,  welche  auf  der 
Höhe  ihrer  Aufgabe  steht,  eine  Buch» 
f  ii  Ii  r  u  n  g  ü  b  e  r  d  i  e  Nährstoffe  statt 


will  auch  zuerst  die  bodenlvereicherndeu 
Pf buzen  (Leguminosen)  bei  den  Rechnungen 
berücksichtigt  wissen.  Klee  mann  (die 
Statik  des  Landbaues,  Sondershausen  185b) 
geht  noch  unter  vollkommener  Vernach- 
lässigung der  inzwischen  begründeten  Lie- 
b  ig  sehen  Lclireu  filier  die  Ernährung  der 
Pflanzen  von  seinen  praktischen  Beobach- 
tungen aus  und  sucht  einen  mathematischen 
Ausdruck  für  den  Ersatz  für  den  Dünger 
durch  »Roggenwert*:,  welchen  er  nach 


zufinden,  welche  den  gewünschten  Auf-  seinen    wirtschaftlichen    Erfahrungen  nach 


sehluss  über  den  Nührstoffzustand  der  Felder 
gelten  soll.  Eine  solche  Bodcnstatik  auf 
richtiger  Grundlage  einzuführen,  sind  die 
wissenschaftlichen  Landwirte  seit  langer 
Zeit  bereits  bestrebt  gewesen,  aber  es  läs.st 
sich  nicht  leugnen,  dass  man  hierbei  mit 
mancherlei  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
hatte,  welche  die  praktischen  Erfolge 
der  auf  einer  solchen  Rechnung  aufgebauten 
I  Kingungsmassregcl  wesentlich  trüU-n  können. 

8.  Der  Begriff  der  Statik  nach  alte- 
rer und  neuerer  Annahme.  Die  alte 
Statik  geht  von  der  Annahme  aus,  dass  mau 
dem  Felde  diejenigen  Faktoren  der  Ertrags- 
fähigkeit,, welche  man  ihm  durch  die  Ernten 
entzogen  hat,  wieder  zuführen  muss,  und 
schon   Albrecht   Thaer  entwickelte  in 


l»osonderen  Grundsätzen  lierechnet:  1  Pfund 
Roggenwert  Ersatz  soll  2-  s  Pfund  Korngo- 
wicht  Ernte  erwarten  lassen.  Alle  diese 
statischen  Systeme  standen  jedoch  voll- 
kommen in  der  Luft,  wenn  sie  auch  für  eine 
Umstimmte  Wirtschaft  praktisch  sein  konnten, 
ila  sie  von  einem  allgemeinen  Begriff  der 
Frucht Itarkeit.  welcher  nicht  existiert,  aus- 
gingen. 

Erst,  seit  Liebig  den  Begriff  »Frucht- 
barkeit' in  seine  verschiedenen  naturwissen- 
schaftlichen Faktoren  zerlegt  hat,  und  erst, 
seit  wir  wissen,  dass  die  Fruchtl «arbeit  durch 
die  Anwesenheit  von  Umstimmten  Pflanzen- 
nährstoffen,  Feuchtigkeit.  Wärme  und  phy- 
sikalischen Verhältnissen  bedingt  wird, 
konnte  man  an  eine  Statik  auf  wirklich 


seinen  Grundsätzen  der  rationellen  Land- 1  rationeller  Grundkige  gehen.    Lieb  ig  war 


Wirtschaft.  1*04.  ein.  freilich  nach  unseren 
jetzigen  Begriffen  unvollkommenes,  stati- 
sches System,  indem  er  annahm,  dass  ledig- 
lich der  Humus  der  Träger  der  Fruchtbar- 
keit der  Ackererde  sei ;  er  spricht  von  ent- 
zogenen Graden  der  Fruchtbarkeit,  welche 
man  durch  den  Dünger  nach  einer  auszu- 
führenden Berechnung  ersetzen  müsse. 

Die  Statik  wurde  sodann  weiter  ausge- 
bildet durch  von  Wulffen  (Vorsuch  einer 


selbst  der  erste,  welcher  eine  solche  be- 
gründet»-, und  von  ihm  ist  das  Princip  der 
Erschöpfung  und  des  dafür  notwendigen 
Nährstuffersatzes  auf  Grund  von  anzustellen- 
den Rechnungen .  also  eine  Buchführung 
über  die  Nährstoffe,  in  die  I_oud Wirtschaft 
eingeführt  worden.  Eine  weitere  Ausbil- 
dung hat  dieses  System  durch  Birnbaum 
und  Schumacher,  einen  gewissen  A  li- 
sch luss    und    eine    neue   Reform  durch 


Theorie  über  das  Verhältnis  der  Ernten  zu  Drechsler  (die  Statik  des  I^andbaues, 
«lern  Vermögen  und  zur  Kraft  des  Bodens,  Göttingen  lsüÜ)  gefundeu.  (Das  Dreehsler- 
üU'i-  seine  Bereieheiung  und  Erschöpfung, 
Berlin  1815).  Wulffen  trennte  die  nah-! 
rungsfähige  Materie  in  Reichtum  und  Frucht- 1  (Quelle  für  das  Studium  der  Statik  des  I*and- 
barkeit  und  fügte  eine  Kraft  des  Bodens  i  baues.) 

hinzu,  welche  die  l'mwaiidlung  des  Reich-:      Die  Statik  soll  eine  Aufklärung 


sehe  Werk  enthält  zudem  eine  vollkom- 
mene Litteraturübersieht  und  ist  die  beste 
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über  den  Nährstoff  zustand  der 
Feldor  briogen,  indem  sie  den  in 
der  Düngung  zugoführten  Nähr- 
stoff mengen  die  Entnahme  der 
gleichen  Stoffe  in  den  Ernten  nuf 
Grund  einer  Buchführung  gegen- 
überstellt. 

6.  Der  Wert  der  «taÜBchen  Rech- 
nungen für  die  Praxi«.  Nach  den  ge- 
wonnenen Zahlen  soll  man  in  der  Lage 
sein,  indem  man  einen  Ersatz  der  etwa 
fehlenden  Nährstoffe  ausübt,  in  der  Dün- 
gung der  Felder  rationell  vorangehen.  Man 
darf  indessen  den  Wert  einer  solchen  Buch- 
führung nicht  überschätzen,  denn  sie  kann 
uns  höchstens,  und  auch  dieses  nicht  einmal 
mit  voller  Sicherheit,  den  Aufsehluss  darüber 
>t  haffen,  wie  wir  den  Fruchtbarkeitszustand 
des  Feldes  erhalten  können.  Die  alte 
Statik  stand  auch  nur  auf  dem  Standpunkt, 
dass  es  genüge,  die  Fruchtbarkeit  eines 
Feldes  zu  erhalten.  Von  der  neueren  Sta- 
tik müssen  wir  at>er  fordern,  dass  sie  uns 
die  richtigen  Grundlagen  zu  einer  wirk- 
samen Vermehrung  der  Fruchtbarkeit  geben 
-oll.  Einen  gross»  *n  Wert  hat  allerdings 
die  Buchführung  über  die  Nährstoffe  in  dem 
Sinne,  dass,  wenn  wir  auf  Grund  derselben 
das  Fehlen  eines  Nährstoffs,  d.  h.  den  da- 
mit betriebenen  Rauhhau  nachweisen,  wir 
mit  Bestimmtheit  erwarten  dürfen,  dass  die 
Fruchtbarkeit  des  Feldes  im  Laufe  der  Zeit 
U-einträchtigt  werden  wird ;  —  andererseits 
aber  ist  noch  lange  nicht  gesagt,  dass,  wenn 
wir  »'inen  vollen  Ersatz  der  dem  Boden 
durch  die  Ernte  entzogenen  Nährstoffe  aus- 
nl*ni.  der  ursprüngliche  Fruchtl>arkeitszu- 
stand  des  Feldes  gleich  bled>en  wird.  Ferner 
hat  die  Statik  aueh  in  der  Richtung  einen 
Wert,  dass  wir  auf  Grund  derselben  eine 
Erhöhung  der  Fruchtbarkeit  der  Felder 
durch  eine  entsprechend»'  Verstärkung  d.-r 
Nährstoffgaben  anstreben  können.  Letzteres 
ist  nach  Drechslers  durchaus  zu  billigenden 
Ausführungen  die  Hauptaufgabe  der  Statik, 
welche  in  folgenden  Blinkten  zu  gipfeln  hat: 

1.  In  welchem  Zustande  befindet  sich 
«las  Feld  jetzt  und  was  soll  es  tragen? 

2.  Zweck  der  Düngung  ist  nicht  der 
einfache  Wiederersatz  «1er  Bodenbe- 
standteile,  wie  die  alte  Statik  annimmt, 
sondern  die  Wiedereraeugnng  einer 
möglichst  hohen  Ernte. 

H.  Darum  hat  die  Düngung  nicht  nach 
dem  einfachen  Wiederersatz,  der  unter 
Umständen  für  eine  anspruchsvolle 
Pflanze  nicht  genügen  würde,  sondern 
nach  dem  verschiedenen  Bedarf  der 
verschiedenen  in  dieser  Düngung  an- 
zubauenden Kulturpflanzen  zu  er- 
folgen. 

Ganz  klar  ist.  dass  eine  Statik,  welche 
in  Baiusch  und  Bogen  für  eine  ganze  Wirt- 


i  schaft  betrieben  wird,  gar  keinen  Wert  hat. 

|  Sie  mu8s  sich  vielmehr  auf  jedes  einzelne 
Feld  erstrecken,  welches  sich  unter  ver- 
schiedenen Verhältnissen  der  Düngung  und 
des  Anbaues,  wie  dies  bei  verschiedenen 
Boden-  und  Düngiiiigsverhältnissen  in  der- 
selben Wirtschaft  meist  der  Fall  ist.  be- 
findet. Die  statische  Rechnung  bildet 
alsdann  die  Grundlage,  von  welcher  ein 
richtiges  System  der  Düngung  auszugehen 
hat,  indem  durch  dieselbe  nach  Möglichkeit 
der  jeweilige  Nährstoffzustand  des  Feldes, 
welcher  einer  Ergänzung  und  Vermehrung 
für  die  verschiedenen  neu  anzubauenden 
Gewächse  bedarf,  klargelegt  wird.  Em  dio 
auf  Grund  der  Buchführung  über  die  Nähr- 
stoffe zu  ziehenden  Schlüsse  für  die  Dün- 
gung unwiderleglich  richtig  zu  gestalten, 
müsste  man  nun  von  der  Grundlage  aus- 
gehen, dass  diejenigen  Nährstoffe,  welche 
man  durch  die  Düngung  in  den  Boden 
bringt  und  die  von  den  Pflanzen  unbenutzt 
im  Boden  zurückbleiben,  der  nächsten  Ernte 
in  derselben  Form  und  Menge  zur  Verfü- 
gung ständen.  Dies  ist  aber,  wie  wir  gleich 
zeigen  werden,  durchaus  nicht  der  Fall.  Es 
finden  auf  verschiedene  Weise  hüls  Verluste 
von  Nährstoffen  statt,  teils  gehen  gewisse 
Nährstoffe  dnreh  das  1  jagern  im  Boden  mit 
der  Zeit  in  schwerer  lösliche  und  den 
Pflanzen  weniger  zugängliche  Formen  über. 
In  welchem  Masse  »lies  geschieht,  darüber 
kann  uns  aber  die  Buchführung,  welche 
sich  nur  auf  die  Gesamtmenge  der  Nähr- 
stoffe, nicht  a\»'V  auf  ihr»»  Formen  und  Ver- 
luste erstrecken  kann,  keinen  Aufsehluss 
geben. 

Solche  Verlust»»  treten  z.  B.  in  grossein 
Masse  ein  bei  dem  Stickstoff.  Dieser 
ist  im  Boden  ein  sehr  unbeständiger  Gast, 
indem  schliesslich  alle  Stickstoffformen 
der  Düngung  in  salpetersaure  Verbindungen 
verwandelt  werden,  welche  in  Wasser  lös- 
lich sind,  von  der  Ackererde  nicht  absor- 
biert werden,  der  Bewegung  der  Boden- 
feuchtigkeit folgen  und  mit  der  versinkenden 
l'ntergrnndsfeuehtigkeit  zum  Teil  verloren 
gehen.  Lawes  und  Gilbert  haben  zwar  ver- 
sucht, die  auf  diese  Weise  verloren  gehen- 
den Stickstoffmengen  f.-stzustellen ,  aber 
ihre  Zahlen  sind  »loch  so  schwankend  und 
nur  für  die  dortigen  Boden-  und  Regenfall- 
verhältnisse giltig,  dass  wir  sie  auf  andere 
Verhältnisse  ni<ht  ohne  weiteres  übertragen 
köuncn.  Ausserriem  wissen  wir  durch  die 
Untersuchungen  der  letzten  Jahre,  dass  sich 
in  der  Ackererde  stets  salpeterzerstörendo 
Mikroorganismen  vorfinden,  welche  dio 
salj>etersauren  Salze  unter  Entwickelung  von 
gasförmigein,  für  die  Pflanzen  wertlosem 
Stickstoff  zersetzen  und  damit  einen  wert- 
vollen Pflanzeunährstoff  vernichten.  In 
welchem  Umfange  diese  Salpeterzersetzung 
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in  der  Ackererde  stattfindet,  ist  uns  vor- 
läufig noch  vollkommen  unbekannt,  wenn- 
gleich wir  manche  schone  Beobachtungen 
ül>er  die  Ursache  und  deu  Verlauf  dieser 
Salpeterzeisetzung  gemacht  haben.  Auf  der 
anderen  Seite  wissen  wir,  dass  gewiss«', 
schon  längst  als  bodenhereichernd  aner- 
kannte Pflanzen,  indem  sie  aus  der  Atmo- 
sphäre durch  die  Vermittelung  von  Wurzel- 
bakterien gasförmigen  Stickstoff  aufnehmen 
und  in  Verbindungen  des  Pflanzenkörpers 
verwandeln,  stickstof fbereichernd  wirken,  -  - 
unter  Umständen  in  so  starkem  Masse,  dass 
nach  soleheu  Pflanzen  eine  Stickstoffdün- 
gung gänzlich  überflüssig  erscheint.  So 
weit,  dass  wir  die  Höh»«  dieser  Stickstoff- 
Sammlung  und  die  Wirksamkeit  des  gesattv 


Hielten  Sti 


offs  in  einer  statischen  Koelt- 


nnng  zun»  Ausdruck  bringen  könnten,  sind 
wir  aber  noch  lange  nicht:  es  folgt  also, 
dass  für  den  Stickstoff  eine  Buchführung 
ohne  jeden  Sinn  ist.  da  wir  weder  den  Ge- 
winn,  noch  die  Verluste  an  Stickstoff  voll- 
kommen überselien  können. 

Günstiger  steht  die  Siehe  bezüglich  der 
Miueralstoffe.  und  darunter  namentlich  für 
dasKali  und  die  Phosphorsäure.  Wenn 
wir  in  Düngemitteln  dem  Bnlen  Kali  und 
Phosphorsäure  einverleiben,  so  werden  dies«' 
beiden  wichtigen  Pflanzennährstoffe  von  dem 
Boden  absorbiert,  indem  sieh  aus  den 
löslichen  Phosj»ln»i,säuivverbin«lungeu  des 
Düngers  schwerlösliche  Kalk-,  Eisen-  oder 
Thi'iier<lej»hospliate  bilden,  während  das  Kali 
durch  die  Vermittelung  von  Kalkzeolithen 
unter  der  Bildung  schwerlöslicher  Kali- 
zeolithe  absorbiert  wir<l.  Beide,  sowohl  die 
Phosphorsäure  wie  das  Kali,  siud  vor  dem 
Auswaschen  durch  die  Bodenfeuchtigkeit  so 
ziemlich  geschützt.  Ks  sind  nur  wenige 
Kilogramme  auf  den  Hektar,  wie  <lie  Unter- 
suchungeu  von  Lawes  und  Gilbert  nachge- 
wiesen halH'ii  (2— 21  2  kg  Phosphorsäure  und 
etwa  1 — 10  kg  Kali  pro  Hektar,  nach  Wohlt- 
matin  sogar  noch  erheblich  weniger),  welche 
durch  die  Untergrundsfenchtigkeit  fortge- 
führt weiden,  und  die  Fortführung  erfolgt  so 
gloichmässig.  dass  wir  hier  wohl  be>timintc 
Zahlen  zu  Grunde  logen  können.  (Vgl.  hier- 
über die  Untersuchungen  von  Lawes  und 
Gilbert.)  Absolut  siclier  ist  daruni  aUr  die 
statische  Hcchnung  für  das  Kali  und  die 
Phosphorsäure  auch  noch  nicht,  denn  sie  giebt 
uns  keinen  Aufsehluss  über  den  Löslicbkeits- 
zustand  dieser  beiden  Nährstoffe.  Für  das 
Kali  liegen  allerdings  bis  jetzt  noch  keine 
Anhaltspunkte  vor.  dass  dasselbe,  wenn  es 
einmal  absorbiert  ist,  lieim  lagern  im  Boden 
schwerer  löslich  und  darum  den  Pflanzen 
weniger  zugänglich  w  ird.  Für  die  Phosphor- 
säure wissen  wir  aber  bestimmt,  dass  sie 
beim  längeren  liagern  an  Wert  für  die 
Pflanzenernährung  ausserordentlich  einbüsst. 


Es  kommt  das  daher,  dass  die  bei  der  Ab- 
sorption sich  zunächst  bildenden  sauren  oder 
neutralen     Phosphate    (hauptsächlich  die 
Calci umphosphate)  in  basische  Phosphate  um- 
gewandelt werden,  welche  von  den  Pflanzeu 
iu  sehr  viel  geringereu  Mengen  aufgenommen 
werden  als  die  sauren  oder  neutralen  Phos- 
phate.   Von  Jahr  zu  Jahr  schmälert  sieh  so- 
mit die  Wirksamkeit  einer  dem  Felde  ge- 
gebenen Phosphorsäuredüngung:  eine  rich- 
tige Statik  müsste  daher  von  dem  Phosphor- 
säurckapital,  welches  man  dem  Boden  ein- 
verleibt hat.  jährlich  einen  bestimmten  Be- 
trag als  unwirksam  werdend  abschreibe  n. 
Es  kommt  ferner  hinzu,  dass  dieser  Betrag 
bei    vei-schiedeiK-n   Formen  der  Phosphor- 
säure in  der  Düngung  verschieden  zu  sein 
scheint.    Die  Phosphorsäure  der  Superphos- 
hat«>  scheint  z.  B.  im  Boden  leichter  an 
irksamkeit  zu  verlieren  als  diejenige  des 
Thomasphosphatniehls  u.  s.  w.    Alle  diese 
Verhältnisse,  welche  ausserdem  noch  in  ver- 
!  schiedenen  Bodenarten  sehr  verschieden  sein 
:  können,  entziehen  sich  vorläufig  oder  wahr- 
1  scheitilich   überhaupt  unserer  Berechnung. 
|  Eine  Buchführung  ülter  den  Phosphorsäuro- 
i  zustand  des  Feldes  ist  daher  auch  keine 
[  ganz  sichere.     Wenn  man  auf  Grund  der 
'  Buchführung  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass 
!  man  «lern  Feld«'  einen  grossen  Ueberschuss 
I  an  Phosphorsäure  zeitweilig  zugeführt  hat. 
i  könnte  man  auf  Grund  dieser  Keehnung 
|  meinen,  nunmehr  «las  Hecht  zu  haben,  so 
\  lange    die    Phosphorsäuredüiigung  einzu- 
i  schränken,  bis  der  im  Uel>orniass  gegebene 
Phosphorsäurevorrat  aus  dem  Boden  wieder 
i  herausgezogen  sei.    Wollte  man  auf  «liese 
Weise  wirtschaften,  könnte  man  aber  ge- 
i  waltig  geschädigt  werden,  indem  man  dabei 
1  die  Tliatsache  des  Zurückgehens  der  Wirk- 
;  sainkcit  der   Phosphorsäure  beim  Lagern, 
welche  schliesslich  zu  einer  vollkommenen 
l'u  Wirksamkeit  des  verbliebenen  Bestes  führen 
köi 1 1 it e,  vernachlässigte. 

Es  kommt  noch  ein  anderer  Umstand 
hinzu.    Für  die  statischen  Keehnungeu  ver- 
wendet man  im  allgemeinen  die  aus  den 
ausgeführten  zahlreichen  Analysen  gewon- 
nenen  Durchschnittszahlen    für  den 
[  Gehalt  der  Ernteprodukte  au  Kali.  Phosphor- 
i  säure  u.  s.  w..  ohne  dem   Umstand  Keeh- 
!  nung  zu  tragen,  dass.  wenn  man  die  Menge 
j  eines  oder  mehrerer  dieser  Stoffe  in  der 
■  Düngung  über  ein  gewisses  Mass  vermehrt, 
!  die  Pflanze  sozusagen  einen  Luxus  ver- 
lzehr für  «len  betreffenden  Stoff  betreibt. 
«1.  h.  denselben  in  sich  aufspeichert,  ohne 
ihn  für  die  Produktion  zu  lienntzen.  Wenn 
ich  Pflanzen  mit  einer  starken  Kalidüngung 
versehe,  so  ist  die  erste  Wirkung  dieser 
Düngung,  dass  eine  grössere  Pflanzenmasse 
erzeugt  wird,  wenn  es  unter  den  betreffenden 
!  Verhältnissen  an  Kali  gefehlt  hat,  die  zweite 
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aber,  das*  die  gewonnene  grossere  Pflanzen- 
masse kalireicher  wird  und  damit  grossere 
Kalitnengen  dem  Boden  entzogen  werden, 
als  wir  auf  Grund  der  Durchschnittszahlen 
nach  der  statischen  Kechnung  finden  würden. 
Wir  kennen  aus  Versuchen  zwar  die  That- 
sache  dieses  Luxusverzehrs,  können  sie  aber 
in  bestimmten  Zahlen  für  die  land Wirtschaft- | 
liehe  Buchführung  noch  nicht  zum  Ausdruck  1 
bringen.  Beiläufig  bemerkt,  ist  dieser  Luxus-  j 
verzehr  für  das  Kali  bedeutend  stärker  als  i 
für  die  Phosphorsäure.     Immerhin  haftet 
auch  infolge  dieses  Verbaltens  der  Buch- 1 
fuhrung  über  die  Nährstoffe  eine  gewisse 
I  "nsioherheit  an. 

Hecht  eigenartig  liegen  endlieh  auch  die  | 
Verhaltnisse  beim  Kalk  verrat  des  Bodens. , 
Durch  die  kohlensilurehnltige  Bodenfliissig- 
keit  wird  massenhaft  Kalk  aus  der  Acker- 
ertie in  Losung  gebracht  und  damit  dem  Unter- 
gründe zugeführt:  ausserdem  darf  aber  die 
Thatsaehe  bei  statischen  Rechnungen  nicht 
vernachlässigt  werden,  dass  gewiss.»  Dünge- 
mitte] stark  entkalkend  auf  die  Ackererde 
wirken  und  den  Kalkvorrat  der  letzteren 
jährlich  in  gewissem  Masse  vennindern. 
Dazu  gehören  vor  allen  Dingen  die  Kali- 
und  Ammoniaksalze,  welche,  wie  schon  oben 
angeführt,  von  deu  Kalkzddithon  der  Acker- 
ertie in  der  Weis.'  absorbiert  werden,  duss 
das  Kali  bezw.  Ammoniak  in  Form  von  Kali- 
oder Ammoniakzeolithen  unlöslich  gemacht 
wird,  wahrend  an  Stelle  dersollum  Kalk  aus- 
getrieben wird,  in  Lösung  filtergeht  und  da- 
mit durch  die  Untergrundsfeuehtigkeit  in  1 
Verlust  geraten  kann.  Wir  lernen  daraus 
die  hochwichtige  Thatsaehe,  dass  die  fön 
bestimmte  Zweeke  so  unentbehrliche  oder! 
wenigstens  nützliche  Kalidüngung  stark  ent- 
kalkend wirkt.  Glücklicherweise  können  wir 
die  Stärke  der  Entkalkung  mit  Leichtigkeit' 
rechnerisch  feststellen,  da diesellto  in  direktem 
Verhältnis  der  chemischen  Äquivalente  des 
K;dis  und  Ammoniaks  erfolgt:  —  einer  Kali- ; 
und  Ammoniakdüngung  von  Itestitnmter 
Stärke  steht  immer  eine  Kntkalkung  von 
entsprechender  Stärke  gegenüber.  Man  kann 
im  allgemeinen  annehmen,  dass  bei  einer 
mittleren  Kali-  bezw.  Amtnoniaktlüngung 
jährlich  250  kg,  bei  einer  stärket)  dagegen 
Iiis  "»(10  kg  Kalk  pro  Hektar  durch  die  l'nter- 
gnmtlsfeuchtigkeit  verloren  gehen.  Aus 
diesen  Zahlen  lässt  sieh  die  Dauer  der  Wir- 
kung einer  dem  Felde  gegebenen  Kalk- 
düngung mit  J^eichtigkeit  festsetzen.  Die 
hierfilier  ausgeführten  Rechnungen  halten 
eine  bemerkenswerte  Uebereinstimmung  mit 
den  Erfahrungen  der  Praxis  gegeben,  nach 
denen  sich  z.  B.  die  Wirkung  einer  mittleren 
Mergelung  bezw.  tles  darin  enthaltenen 
kohlensauren  Kalks  in  etwa  1">— 18  Jahren 
erschöpft.  Nach  dieser  Zeit  muss  dann  von 
neuem  die  Mergelung  ausgeführt  werden, 


wenn  nicht  der  Fruchtharkeitszustand  des 
Fehles  darunter  leiden  soll. 

Nach  allen  diesen  Ausführungen  könnte 
man  nun  etwa  meinen,  dass  die  moderne 
Landwirtschaft  den  Wert  der  Buchführung 
über  die  Nährstoffe  verhältnismässig  gering 
schätze.  Dem*  ist  jetloch  durchaus  nicht  so. 
Die  Buchführung  behält  immer  einen  grossen 
Wert,  wenu  auch  hauptsächlich  nach  der 
negativeu  Seite  hin.  Sie  kann  uns  deutlich 
zeigen,  liei  welcheu  Feldfrüchten  und  mit 
welchen  Nährstoffen  wir  Raubbau  betreiben, 
d.  h.  das  Nährstoff  kapital  des  Bodens  ver- 
mindern. Wenn  sie  uns  auch  keinen  Auf- 
schlags über  die  dauernde  Wirksamkeit  eines 
in  der  Düngung  gegebnen  Nährstoffüber- 
se'tiusses  verschaffen  kann,  macht  sie  uns 
dtK'h  mit  Sicherheit  auf  die  Gefahren  des  Rittb- 
Itaucs  aufmerksam.  Findet  ein  Landwirt 
durch  seine  Buchführung  über  die  Nähr- 
stoffe, dass  er  in  der  Düngung  weniger 
Nährstoffe  dem  Felde  zuführt,  als  er  dem- 
selben durch  die  Ernten  entnimmt,  dann 
muss  sich  derselbe  mit  Sicherheit  sagen, 
dass  er  auf  eiuem  falschen  Wege  ist  und 
unrichtig  wirtschaftet;  er  muss  nunmehr 
nicht  nur  die  in  der  Düngung  gegebenen 
Nährstoff  mengen  mit  den  durch  die  Ernten 
entnommenen  in  Einklang  bringen,  .sondern 
die  Meng».'  derselben  soweit  vermehren,  bis 
er  zu  der  unter  seinen  Verhältnissen  höchsten 
Produktion  landwirtschaftlicher  Produkte  ge- 
langt. Hierüber  kann  ihm  allerdings  die 
statische  Rechnung  allein  keinen  Aufschluss 
schaffen,  sondern  dazu  ist  die  \Vrsuchs- 
thätigkeit  des  Jjandwirts  oder  diejenige  der 
zahlreichen,  mit  für  diesen  Zweck  begrün- 
deten landwirtschaftlichen  Versuchsstationen 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Wie  grosse  Er- 
folge auf  diesem  Gebiet  in  den  letzten  Jahren 
errungen  sind,  lehrt  glücklicherweise  die  v.m 
Jahr  zu  Jahr  in  Deutschland  wachsende 
Höhe  der  Erzeugung  landwirtscliafl lieber 
Produkte. 

I.lttoratur:  .1«,  LHnij»  Lehre  t«„  <!•■>■  li»d,,t. 
rrnchüpfuny,  —  Bieter  und  /».  Kehrend.  /><< 

Rothamuttdcr  Verficht,  Stptimtabdriirkc  au*  dm 
Utndn-irtxehafllirhen  Jahrbüchern.  —  i>rech»l-er, 
Statik  de»  Landlmu*.  —  Chrlutinnl-h  ersten- 
brxtch,  ö'l  .Jultrc  ohne  Jlihiijmiif  i  Scldetmcher 
himhrirt  Jü?M.  —  Helden,  .Statik  dm  ImiuI- 
l*tii*.  —  tternelttr.  JUinijrilehrr  und  .Sintik  i/Va 
Lundbnu».  ■  Hebig.  I>ie  Client  ir  in  ihrer  An- 
trendnmf  auf  Aijriknlturchemie  und  l'ht/fitdoiiic, 
l.  Aufl.'  Limit  hi*  9.  At>ß.  —  iter»elbe.  IM*j- 
trer/ucl  arischen  Liebiij  und  Itfunimj.  — 
Maereker,  Jirnchtr  drr  Yerntchwirttchaft 
iMnchM'idl  ISUft,  ISU7/JS,  Verlag  ron  l'.  ftirey. 
—  Latce*  und  Hilbert,  Ficht  und  othrr  Experi- 
ment* on  Ihr  hurvi  »f  Jiothnmated  {erscheint 
p'ihrtirh).  —  firhuhmneher,  Enchüpfung  und 
Ertntt  beim  Ackerbau.  Zfitlcr.  Jnttus  e/m 
Liebig  über  dir  LmdirirUchnft. 

.»/.  V« 
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Real  gewerberechte 


Realgewerberechte. 

In  den  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnissen  des  Mittelalters  war  es  be- 
gründet dass  Berechtigungen  wie  Verpflich- 
tungen der  verschiedensten  Art  und  des 
mannigfachsten  Inhalts  mit  dem  Rechte  an 
Grund  und  Boden  verbunden  wurden,  so 
dass  der  jeweilige  Besitzer  des  Grundstücks 
durch  dessen  Erwerb  zugleich  Träger  der 
Berechtigung  oder  der  Verpflichtung  ward. 
Diesem  Prozess  der  Verdi nglichung  unter- 
lagen im  späteren  Mittelalter  vielfach  auch 
die  Gewerberechte,  indem  mit  dem  Besitz 
eines  Hauses  das  Hecht  zur  Ausübung  eines 
^stimmten  Gewerbes  dinglich  verbunden 
ward.  Namentlich  fand  dies  Anwendung 
bei  solchen  Gewerben,  zu  deren  Ausübung 
besondere  bauliehe  Einrichtungen  erforder- 
lich sind,  welche  den  Wert  des  Hauses  für 
den  Betneb  eines  bestimmten  •  Gewerbes, 
aber  auch  nur  dieses  Gewerbes  beträcht- 
lich steigern.  Derartige,  mit  dem  Besitz 
eines  Grundstücks  dinglich  verbundene,  mit 
dem  Grundstück  veräusserlichc  und  vererb- 
liehe  Gewerherechto  werden  Real  ge- 
werb er  echte  genannt.  Sie  wurden  na- 
mentlich für  den  Betrieb  der  Müllerei,  der 
Brauerei,  des  Apothekergewerbes  sowie, 
wenn  auch  zum  Teil  aus  anderen  als  den 
oben  angedeuteten  Gründen,  zum  Betrieb 
v<  iii  Schankwirtschaften  (s.  d.  Art.  Sc hau k- 
gf  werbe)  verliehen.  Später  wurde  dann 
aber  neben  diesen  eigentlichen  oder  radi- 
zierten Healgewerberechten  auch  ein  ver- 
äusserliehes  und  vererbliches  Recht  zum 
Betriebe  eines  bestimmten  Gewerbes  ver- 
liehen, ohne  dass  dieses  Recht  au  ein  be- 
stimmtes Grundstück  gebunden  wurde.  Da- 
gegen ward  das  Recht  selbst  gleich  einem 
dinglichen  Rechte  behandelt.  (In  Bayern 
heissen  Rechte  dieser  Art  Roalroehte  im 
engorou  Sinne.)  —  Die  Realgewerberechte 
wurden  vom  I^audesherrn  verliehen,  doch 
konnten  sie  auch  durch  unvordenkliche  Ver- 
jährung begründet  werden.  Mit  ihnen  war 
meist,  wenn  auch  nicht  immer,  das  aus- 
schliessliche Recht  zum  Betriebe  des  Ge- 
werbes verbunden,  so  dass  innerhalb  der 
Gemeinde  etc.  nur  den  Real  berecht  igten  die 
Ausübung  des  Gewerbes  zustand  und  sie 
ein  Vertretungsrecht  gegen  unrechtmässige 
Ausübung  des  Gewerbes  hatten. 

Als  in  den  deutschen  Staaten  die  ältere 
Gewerbeverfassung  aufgehobeu  und  die  Ge- 
werbefreiheit eingeführt  wurde  (s.  d.  Art. 
Gewerbegesetzgebung  oben  Bd.  IV  S. 
II 2 ff.),  wurden  die  Realgewerberechte  nicht 
aufgehoben,  al>er  ihnen  das  Recht  zum  aus- 
schliesslichen Gewerbebetriebe  entzogen  und 
die  Begründung  neuer  Real  gewerberechte 
untersagt.  (Preussen,  Gewerbepolizei- 
Ed.  v.  7.  September  lsll      52,  53;  Gew.-O. 


v.  17.  Januar  1845  §  39;  Württemberg, 
G.  v.  8  Juni  1849;  Bayern.  Gewerbeg.  v. 
30.  Januar  18G8  etc.)  Ebenso  hat  die 
Reichsgewerbeordnung  in  S  7  alle 
ausscldiesslichen  Gewerbeberechtigungen  auf- 
gehoben und  in  §  10  bestimmt,  dass  Real- 
gewerbeberechtigungen fortan  nicht  mehr 
begründet  werden  dürfen.  Dagegen  sind 
die  früher  begründeten  Realgewerberechte 
in  Geltung  geblieben.  Der  rechtliche  Inhalt 
der  Realgewerberechte  besteht  demnach  nur 
noch  in  folgendem: 

1.  Sie  können  auf  jede  nach  den  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung  zum  Be- 
triebe des  Gewerbes  befähigte  Person  in  der 
Art  übertragen  werden,  dass  dei  Erwerlter 
die  Gewerbeberechtigung  für  eigene  Rech- 
nung ausüben  darf  (Gew.-<  >.  §  48). 

2.  Die  radizierten  Realgewerbcrechtegehen 
auf  jeden  Erwerber  des  Grundstückes  über. 

!  Ist  derselbe  zur  Ausübung  des  Gewerbes 
1  nicht  befähigt,  so  kann  er  das  Gewerbe  durch 
I  einen  hierzu  befähigten  Stellvertreter  aus- 
üben lassen. 

3.  Ist  die  Ausübung  des  Gewerltes  au 
eine  Konzession  gebunden,  so  darf  dieselbe 

1  nur  versagt  werden .  wenn  der  N'ach- 
j  suchende  die  erforderlichen  persönlichen 
i  Eigenschaften  nicht  besitzt  oder  wenn  das 
!  Lokal  den  gesetzlichen  Anforderungen  nicht 
1  genügt,  nicht  aber  wenn  die  Lage  des  Lo- 
1  kals  ungeeignet  erscheint  oder  ein  Bedürfnis 
nicht  nachgewiesen  ist. 

4.  Die  L'iitersagung  des  Gewerbebetriebes 
sowie  die  Entziehung  der  Konzession,  sofern 
solche  nach  der  Gewerbeordnung  zulässig 
sind,  können  sich  nur  auf  die  Ausübung 
durch  die  Person  der  Realberechtigten  be- 
ziehen, während  es  demselben  auch  nach 
der  Tntersagung  oder  Entziehung  freisteht, 
das  Gewerl»;  durch  andere  befätügte  Per- 
sonen ausüben  zu  lassen. 

5.  Ob  ein  Realgewerberecht  auf  ein 
anderes  Grundstück  übertragen  werden 
kann,  ist  bestritten.  Während  dies  in 
Bayern  und  Württemberg  nach  Massgabe 
des  Landesrechts  unter  Genehmigung  der 
Behörde  für  zulässig  erachtet  wird ,  muss 
hierin  nach  der  richtigeren  Ansicht  die  Be- 
gründung eines  neuen  Realgewerberechts 
erblickt  worden,  die  mit  Gew.-O.  §  10  in 
Widerspruch  steht. 

Die  privatrechtliohen  Bestimmungen  über 
die  noch  Umstehenden  Realgewerbeberechti- 
gungen sind  durch  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch nicht  berührt  worden  (Einführungsge- 
setz  Art.  74). 

Die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung 
beziehen  sich  nicht  auf  die  Kealtierechtiguug 
zum  Betriebe  von  Apotheken.  Hierüber  s. 
d.  Art.  Apothekeu  oben  Bd.  I  S.  432  ff. 
Vgl.  ferner  die  Artt.  Mühlen  recht  (oben 
Bd.  V  S.  888 ff.)  und  Schankge werbe. 
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Lltteratur:  Siehe  im  allgemeinen  die  oben  Bd.  IV 
S.  440  angeführten  Werke.  Ferner:  Seydet, 
Bayerische*  StaaUrrcht ,  Bd.  V  S.  im  ff.  — 
V.  Fjandmann,  Gewerbeordnung  ('.  .lud.  be- 
arbeitet ton  Ruhme  r  1X1)7),  Bd.  I,  S.  /«.»  ff".  11. 
8.  447 ff.  —  Schenkel,  Gewerbeordnung  (2.  Aufl. 
1S94),  S.  6.1  ff.,  ff,  370 ff.  --  l 'elter  da* 
iiltere  Recht  t.  insbesondere  Mlttermair,  Grund- 
»■Ute  de*  deutschen  PriratrechU,  Bd.  II  S.  711  g~. 
und  die  dort  angefahrte  l.itterutur.  —  Kail, 
\  olknrirUcluijUl»,litik  II,  ?  W. 

E,  I Ateit  Ina- 


Realgeiueinden 

s.  Allmende»  olien  Bd.  I  S.  255  ff. 


Reallasten 


Bauernhof  roiung  oben  Bd.  II  S.  3 l.'t ff. 

i 

Reulsteuern 

s.  Ertragssteuern  r>l.*en  Bd.  III  S.  728 ff. 


Reblauskonvention. 

Das  kleine,  unscheinbare  Insekt,  die  Reb- 
laus  (Phvllnxera  va-statrix)  ward  zuerst  1 S54 
im  Staate  New- York  k-ohachtet  und  ist« 
nach  Frankreich  verschleppt,  hat  aV>r 
dort  ei-st  seit  180S  seine  verheerenden  Wir- , 
kungen  ausgeübt.  Iu  Frankreich  sind  mehr 
eine   Million   Hektare  der  Weinberge, 


als 


zum  Teil  in  den  ausgezeichnetsten  Ijagen, 
verwüstet  worden,  so  dass  der  durchschnitt- 
liche Ertrag  der  Lese  von  55  Millionen 
Hektoliter  auf  25—30  Millionen  in  den 
letzten  Jahrzehnten  gefallen  ist.  Auch  iu 
den  anderen  Weinbau  treibenden  Ländern 
Eurofias,  in  Algier,  am  (Jap  der  guten  Hoff- 
nung, in  Australien  ist  der  gefährliche 
Feind  aufgetreten,  doch  konnten  in  ihnen 
meist  durch  rechtzeitige  Gegen massregel» 
seine  verderblichen  Wirkungen  auf  engere 
Gebiete  beschränkt  werden.  Freilich  ist  ein 
Mittel,  welches  die  Hebstöeke  gegen  die 
Ansteckung  immun  inachte,  bis  heute  nicht . 
gefunden.  Ein  Preis  von  300  000  Francs,! 
welchen  die  französische  Regierung  im 
Jahre  1874  hierfür  aussetzte,  konnte  nicht 
verteilt  werden.  Ebensowenig  ist  ein  Mittel  I 
bekannt,  um  die  von  der  Heblaus  ange- 
griffenen Rebstocke  wieder  zu  heilen.  Die 
allein  wirksamen  Gegenmassregeln  bestehen 
deshalb  darin,  dass  der  Einführung  und 
Verschleppung  der  Reblaus  vorgel>eugt  und 
die  Krankheitsherde,  sobald  sie  auftreten, 
möglichst  rasch  vernichtet  werden.  Daraus 
ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  weiter  um 
sich  greifenden  Verbreitung  des  Uebels  nur 
durch  gemeinsame  und  einheitliche  Mass- 


regeln der  Weinbau  treibenden  Staaten  vor- 
gebeugt werden  kann.  Nachdem  schon 
durch  kaiserliche  V.  v.  11.  Februar  1873 
(ergänzt  durch  kaiserliche  V.  v.  31.  Oktober 
1879)  die  Einfuhr  von  Weinstöcken  und 
Teilen  derselben  in  das  Deutsche  Reich 
verboten  worden  ist  und  durch  das  Reichs- 
gesetz vom  Ö.  März  1875  dem  Reichskanzler 
besondere  Befugnisse  erteilt  worden  sind, 
um  Untersuchungen  über  das  Auftreten  der 
Reblaus  anstellen  zu  lassen,  schloss  das 
Reich  mit  Oesterreich-Ungarn,  Frankreich, 
Portugal  und  der  Schweiz  den  Vertrag  vom 
17.  September  1878  ab,  der  später  durch 
die  sogenannte  internationale  Reblauskon- 
vontion vom  3.  November  1881  ersetzt  wor- 
den ist.  Ihr  sind  iu  der  Folge  Belgien, 
Italien,  die  Niederlande,  Luxemburg,  Serbien, 
Spanien  und  Rumänien  beigetreten.  Der 
Art.  3  der  Konvention  erhielt  durch  Dekla- 
ration vom  15.  April  18X9  einen  ergänzenden 
Zusatz. 

In  der  Reblauskonvention  haben  sieh  die 
Vertragsstaaten  verpflichtet.  Gesetze  und 
Verordnungen  zu  erlassen,  um  eine  gemein- 
same und  wirksame  Bekämpfung  der  Gefahr 
zu  sichein.  Sie  halten  demnach  Massregeln 
gegen  die  Eiusehleppung  und  Verbreitung 
der  Reblaus  anzuordnen  und  hierbei  die  iu 
der  Konvention  angegebenen  Funkte  zu  be- 
rücksichtigen. (Art.  1.)  Soweit  hierzu  die 
erwähnten  kaiserlichen  Veronlnungen  und 
das  Reiehsgesetz  von  1S75  nicht  ausreichten, 
wurden  das  Reiehsgesetz  l »et reffend  Abwehr 
und  I.'nterdrüekiing  der  Heblauskrankheit 
vom  3.  Juli  1*n3  und  die  kaiserliche  V.  v. 
4.  Juli  1X83,  lb\  Juni  lSSo'  und  7.  Juli  1887 
erlassen.  Die  Zuständigkeit  der  mit  der 
Ausführung  der  Anordnungen  des  Reichs 
beauftragten  Ijandesbehörden  sowie  das  Ver- 
fahren wegen  Entschädigung  sind  durch 
Ijandesgesetze  geregelt  worden.  (P  r  e  u  s  s  e  n , 
G.  v.  17.  Februar  1S7S  und  23.  Mär/.  1885; 
Bayern.  G.  v.  27.  Januar  1884;  Sachsen, 
G.  v.  12.  Mai  18*4:  Württemberg,  Ct. 
v.  3.  Mai  1X85;  Baden,  G.  v.  16.  April 
ISMO;  Hessen,  G.  v.  30.  Mai  1880;  fel- 
sass-Lot  hr  i  ngen,  G.  v.  15.  April  1x84). 
Dem  Inhalte  nach  wesentlich  übereinstim- 
mende (iesetze  ergingen  in  den  anderen 
Vertragsstaaten  (Frankreich,  G.  v.  15. 
Juni  1X78,  2.  August  1879  und  15.  Dezem- 
ber 18X8.  für  Algier  G.  v.  21.  März  18X3; 
Oesterreich,  G.  v.  3.  April  1875  und 
27.  Juni  1X85:'  ferner  G.  v.  15.  Juni  1890, 
3.  März  1891,  28.  März  1892.  23.  Juni  1894 
und  23.  August  1895;  Ungarn,  Gesetzes- 
art. XVII  von  1883;  Schweiz,  Bundes- 
gesetze vom  (i.  Februar  und  18.  August  1880; 
Italien,  (1.  v.  4.  März  1888  etc.).  Dio 
deutschen  Reichsgesetze  enthalten  folgende 
Bestimmungen : 

1.  Alle  Rebpflanzungen  unterliegen  der 
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Beaufsichtigung  und  Untersuchung  sowohl 
durch  die  von  dem  Reichskanzler  ernaunten 
Bezirkskommissare  (Gesetz  von  1875)  als 
auch  durch  die  I;andosbeamten  (Gesotz  von 
1883  §  1).  Die  Reiehskommissare  halten 
die  Befugnis,  jedes  mit  Weinrel>en  bepflanzte 
Grundstück  zu  betreten,  Rebstöcko  zu  ent- 
wurzeln, und  sofern  dieselben  mit  der  Reb- 
laus behaftet  sind,  gegen  eine  vom  Reiche 
zu  gewährende  Entschädigung  zu  vernichten. 
Die  I.andesbeamten  hatten  reichsgesetzlieh 
die  Verpflichtung,  alle  Robpflanzungen  zu 
beaufsichtigen,  und  sind  berechtigt,  zum 
Zwecke  der  Untersuchung  die  Entwurzelung 
einer  Anzahl  von  Rehstückeu  zu  bewirken 
(( icset  z  von  1883  $  1). 

2.  Die  Landesregierungen  halten  nach 
dem  Gesetz  von  lss.i  folgende  Verpflich- 
tungen: a)  die  Rebpflanzungen  filterwachen 
zu  lassen.  b)  die  Gemarkungen,  in  denen 
Weinkin  l>etriofien  wird,  in  räumlich  abge- 
grenzte Weinltaultezirko  zu  teilen.  Die  Zahl 
der  letzteren  beträgt  83.  c)  Yen  jedem  Auf- 
treten der  Reblaus  und  jeder  verdächtigen 
Erscheinung  ist  dem  Reichskanzler  sofort 
Mitteilung  zu  machet].  d)  Im  Kalle  der  Er- 
mittelung des  Insekts  sind  alle  Vorschriften 
zu  erlassen  und  alle  Massregeln  zu  treffen, 
welche  eine  Verbreitung  desselben  zu  ver- 
hindern geeignet  sind.  Die  Vernichtung 
der  angesteckten  oder  verdächtigen  Relt- 
pflanziingcn  sowie  die  Desinfektion  des 
Hodens  sind  anzuordnen,  und  die  Benutzung 
des  Grundstücks  zu  Rebenpflanzungen  ist 
für  eine  bestimmte  Zeit  zu  untersagen, 
e»  Die  Kosten  der  auf  obrigkeitliche  Anord- 
nung ausgeführten  Vernichtung  der  Reit- 
stöcke und  der  Desinfektion  des  Hodens  hat 
der  Bundesstaat  zu  tragen,  f)  Endlieh  sind 
gesetzliche  Bestimmungen  zu  erlassen  über 
die  Entschädigung  derjenigen,  deren  Rob- 
pflanzuiuren  durch  die  nach  Massgabe  des 
Reichsgesetzes  angeordneten  Mass  regeln  be- 
schädigt w  orden  sind.  Kür  die  Vernichtung 
kranker  Reben  sowie  für  den  Schaden,  wel- 
cher durch  das  Verbot  der  zeitweisen  Be- 
nutzung des  Grundstückes  zu  Rebenpflan- 
zungen vertu  sacht  winl.  wird  Entschädigung 
nicht  gewährt. 

3.  Den  Einzelnen  sind  folgende  Verpflich- 
tungen auferlegt :  a)  Der  Eigentümer  oder 
Nutzungsberechtigte  eines  Grundstücks,  auf 
welchem  die  Reblaus  auftritt  oder  Anzeichen 
für  das  Vorhandensein  des  Insekts  sich  fin- 
den, hat  hieivon  der  t  »rtspolizoibehürde  An- 
zeige zu  machen,  b)  Duivh  die  1  Landesre- 
gierung kann  verboten  wenlen.  dass  von 
infizierten  Grundstücken  Reben,  Rebteile 
etc.  entfernt  werden,  c)  Die  Versendung 
und  Einführung  U'wurzelter  Reben  in  einen 
der  ol>ou  erwähnten  Weinbaubezirke  ist 
untersagt  und  ebenso  ist  der  Verkehr  mit 
bewurzelten  Rel»en  aus  Rebschulen,  in  wel- 


chen auswärtige  Reben  gezogen  werden  oder 
innerhalb  der  letzten  3  Jahre  gezogen  wor- 
den sind,  innerhalb  des  Weinbaubezirks 
untersagt.  Doch  können  der  Reichskanzler 
und  die  I Landesregierungen  Ausnahmen  zu- 
lassen. —  Zuwiderhandlungen  gegen  diese 
Vorschriften  und  Verbote  sind  mit  Strafe 
bedroht. 

4.  Der  Reichskanzler  hat.  wenn  die  zu 
erlassenden  Anordnungen  und  Massregeln 
sich  über  die  Gebiete  mehrerer  Bundes- 
staaten erstrecken  müssen,  für  deren  Ein- 
heit zu  sorgen  und  kann  soweit  notig  die 
Landesbehoi-den  unmittelbar  mit  Anweisung 
vei-selien. 

In  der  Reblauskonwntiou  haben  sich  die 
Staaten  weiterhin  verpflichtet ,  bestimmte 
Vorschriften  über  Einführung  und  Ausfüh- 
rung von  Manzen  und  sonstigen  Gegen- 
ständen des  Wein-  und  Gartenbaues  zu  er- 
lassen und  deren  Vollzug  zu  sichern  (Art. 
2— N).  Danach  ist  in  Deutscldand  durch  die 
angeführten  kaiserlichen  Verordnungen  von 
1873,  1n79  und  1sn3  die  Einfuhr  von  Roh- 
stöcken, Rebenblättern,  trockenem  Rebholz, 
Konipost,  Dfingorerde,  gebrauchten  Weiu- 
pfähleu  etc.  überhaupt,  die  Ausfuhr  dieser 
(legenstände  aber  nur  nach  dem  Gebiete 
eines  der  Vertragsstaaten  verboten.  Die 
Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Trauben  und 
Trestern  sowie  die  Einfuhr  und  Ausfuhr 
aller  anderen  Yogetabilien ,  welche  ans 
Pflanzschulen,  Gärten  oder  Gewächshäusern 
stammen,  sind  nur  unter  bestimmten  Be- 
dingungen erlaubt  (Verordnung  von  1883 
3.  1). 

Endlich   haben  sich  die  Vertragsstaaten 
verpflichtet,  alle  auf  den  Weinbau  und  die 
Reblanskrankheit  bezüglichen  amtlichen  Do- 
kumente sich   mitzuteilen   und   von  jeder 
Entdeckung  des  Auftretens  der  Reblaus  in 
|  einem  bis  dahin  verschonten  Gebiete  unver- 
|  zügiieh  einander  Anzeige  zu  maoheu  (Art.  9). 
i  Staaten,  die  dem  Vertrage  sich  nicht  ange- 
i  schlössen  halten,  dürfen  nicht  günstiger  ho- 
!  handelt    wenlen    als    die  Vertragsstaaten 
(Art.  10). 

Durch  eine  sorgfältige  l  eborwachung  und 
strenge  Durchführung  der  Massregeln,  w  elche 
[die  Vernichtung  der  infizierten ~Rcl>cn  und 
:  die  Desinfektion  der  Grundstücke  bezwecken, 
ist  es  vielfach  gelungen,  der  weiteren  Ver- 
breitung   der    Reblaus    Einhalt    zu  thun. 
Allerdings  erfordert  dieses  Ausrottungsver- 
fahren   sehr  grosse  Ausgaben.     Im  Jahre 
1897  hatte  das  Weinlaugebiet  im  Deutschen 
Reiche  einen  Umfang  von  117  042  ha,  davon 
waren  57,72  ha  oder  0.05"o  verseucht.  Die 
Zahl  der  aufgefundenen  Reblaushertie  l»etrug 
mit  57  33t i  verseucht  Itofundenen  Rohen. 


SS 


Von  1874  bis  zum  1. 
Bundesstaaten  für  die 
laus  <j  909  182  Mark 


April  1807  hatten  die 
Bekämpfung  der  Reb- 
verausgabt (im  Jahre 
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1890/97  allein  784620  Mark).  Die  Ausgaben 
des  Reiches  beliefen  sieh  1875  bis  1897  auf 
f)8100  Mark.  Prousson  allein  hatte  in  die- 
sem Zeitraum  4682268  Mark,  Elsass-Loth- 
ringen  930752  Mark  zu  diesem  Zwecke  auf- 
gewandt. Trotz  aller  Bemühungen  ist  es 
aber  nicht  überall  gelungen,  die  Reblau» 
vollständig  zu  unterdrücken.  An  einigen 
Stellen  hat  das  Ausrottiiugsvcrfahrcn  nicht 
zu  dem  gewünschten  Ergebnis  geführt,  so 
in  den  Weinbaugebieten  der  Provinz  Sachsen, 
des  Königreichs  Sachsen  (d  essen  Weinliau 
allerdings  keine  grosse  wirtschaftliche  Be- 
deutung" hat)  und  an  einigen  Orten  in  Loth- 
ringen.    Die   Kosten  des  Ausrott  ungsver 


amUä),  189,1.  —  R.  Erdmann,  Moderner  Wein- 
bau, 1809.  —  Morchel,  Die  Ileblun*<je*et:gcbu inj 
(tfttrrreirht,  IfHMS,  —  Verteilte,  in  dem  (teufen: 
StaiUtirörterbuch,  lld.  II  S.  87.1  ff.  -  Loenlng. 
lA-hrhnih  de*  Verualtitngirrcht»,  S.  4>X1  [F.  — 
JWtiJutrnr  Inndirirtuchitfiliche  i'mrnlluug  J884 — 
1887  (1888),  S.  274 ff-  —  Die  ron  rfeiü  Reicht- 
um! des  Innern  bearbeiteten  Denkschriften  betr. 
die  Bekämpfung  der  Reblnu*krunkheit  (bt*  jettt 
HO  Hefte,  187K—18U7;  nicht  im  Buchhandel). 

Isoenlng. 


Rechnungshof 
und  Rechnungskontrolle. 


fahren«  stehen  hier  niciit  im  Verhältnis  zu 
dem  Ergebnisse  und  zu  dem  Werte  des  I-  Die  Kontrolle  de*  Staatshaus- 
Weinbaues  dieser  Gebiete.  Dagegen  hat  die  I  £ *« 1 }•  * e*en  und  Aufgaben der  Kontrolle. 
T-,_t  %  •  ,  „    .      „  „,     -  i.  „.,:„        !  2.  Die  drei  Formen  der  Kontrolle.  Die  Kassenkou- 

Erfahrung  erwiesen,  dass  a  m  e  r ,  k  a  n  i  s  e  h  e  ,  tn>llo  f K.wnrevi8ion 3.  nie  H(>,hn«ngskontrolle 

Rebsorte n    eine    gnwaere   Widerstands-  oder  Horision.  4.  Die  Verwaltung^kontrolle  oder 

fähigkeit  gegen  die  Reblaus  besitzen.    In  Snp»-rrevision.   ö.  Die  Staats-  oder  Verfassungs- 

Frankroich,  in  Ungarn  und  Oesterreich  wie  kontrolle.  Absohitorium  und  Indemnität.  II.  Der 

in  deutschen  Weinhaugebieten  sind  deshalb  Oberste  Rochu  nngshof.    1.  Wesen.  Anf- 

viclfaeh  amerikanische  Rebsorten  angepflanzt  gaben  und  Besetzung,  des  Obersteu  Bethnungs- 

worden.  Dies  hatte  meist  einen  sehr  günsti-  hofes.   2.  Die  Form  der  Kontrolle.    Visa-  und 

gen  Krfolg,  so  dass  die  Reinkultur  sieh  yerwendnngskoiitn.llc.    3.  Der  Geschäftsgang 

°     i           ii         i   ,      r,    ,,      ,  ii  ,      ■•  der  Kontrolle.    III.  Die  Organisation  der 

wieder    gehoben    hat.     Doch    stellen    die  Kon trol ,  he  hörden.  1.  Deuche,  Reich  und 

amerikanischen  Reben  au  die  Bo»  enverhalt-  ,k.ntjl,,K,  EinxeUt»at*n.  2.  Oesterreich-Ungarn 
nisse  besondere  Anforderungen,  die  bei  der  ;i  Frankreich.    4.  Kngland.    5.  Belgien  und 

Anpflanzung   nicht    ausser   acht    gelassen  ,  Italien.    IV.  Die  Karoptabili  tätsgeseUe 

wenlen  dürfen.    Nach  Ansieht  vieler  Such-  1.  Allgemeines.    2.  Die  Koniptabilitätsgesctze. 

verständiger    Lassen    die    amerikanischen  ! 
Heben,  sofern  sie  auf  dem  ihnen  gemässen 


Boden  angepflanzt  wenlen,  sich  derart  ver- 
edlen, dass  der  daraus  gezogene  Wein  iui 
Quantität  und  (Qualität  hinler  dem  ans  ein- 
heimischen Rebsorten  gezogenen  Weinen 
nicht  zurücksteht.  Doch  haben  die  zu  die- 
sem Zweeke angestellten  Vei"suehe  zu  sicheixui 
Ergebnissen  noch  nicht  geführt.  Auch 
wenlen  sieh  nicht  alle  amerikanischen  Reb- 
sorten in  gleicher  Weise  veredeln  lassen. 
Bei  dieser  Sachlage  winl  heute  vielfach  die 
Ansieht  vertreten,  dass  wenigstens  in  den 
Gebieten,  in  welchen  der  Weinbau  nur  einen 
geringen  wirtschaftlichen  Wert  habe,  wie 
id  der  Provinz  und  in  dem  Königreich 
Sachsen,  das  kostspielige  Ausrottnngsvor- 
fahren  aufzugellen  sei,  dagegen  die  staat- 
lichen Bemühungen  darauf  gerichtet  werden 
sollen, 
hierzu 

amerikanische  Reitgerten  angepflanzt  wenlen. 
Doch  wird  diesem  Vorschlage  das  Bedenken 
entgegengesetzt,  dass  dann  leicht  aus  diesen 
Gebieten  die  Heldaus  in  die  wertvollsten 
Weingebiete  verschleppt  wenlen  könne. 

Litterat ur:  ll.  aöthe,  Die  /%//.  uera  itnd  ihre 

RekümpfumJ,  18X7.    —  .IfeWte,    Di'  /.Vfcr«- 

»ihudlingr ,    vornehmlich    die    I'hi/Ilorern  ruft., 
Aufl.,  18U1.  —  Derselbe,  Beobachtung'-  n  und 
Verrucht  betr.  die  Rebinn*  und  deren  Bekämpfung 


I. 


Die  Kontrolle  de*  Staatshaushaltes. 

1.  Wesen  und  Aufgaben  der  Kontrolle. 

Der  Staatshaushalt  umfasst  die  Wirtschaft 
des  Staate*,  die  diesci  nicht  als  Selbstzweck, 
sondern  als  Mittel  zum  Zweck  führen  muss. 
Der  Staat  wirtschaftet  zur  Befriedigung  von 
öffentlichen   und    kollektiven  Bedürfnissen 
und  didier  nicht  für  sich,  sondern  au  Stelle 
und   im   Auftrage  dritter   Personen.  Die 
Mittel  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  schöpft 
der  Staat  grösstenteils  aus  Zwangsbcitnigcn 
der  privaten  Einzel wirtschaften,  aus  Steuern 
i  und  Abgaben.     Weil  aber  der  Staat  als 
i  Stell verti-oter  der  bürgerliehen  Sonderwirt- 
!  schaften  auf  diesem  Gebiete  thätig  ist  un«l 
mit  deren  ökonomischen  Mitteln  wirtschaftet, 
so  ist  es  erste  Pflicht  der  Staatsverwaltung. 
ihn1  Funktionen  nicht  nur  mit  peinlichster 
dass  überall,   wo  der  Boden   sich  Sorgfalt  zu  lösen,  sondern  auch  den  Auftrag- 
geeignet erweise,  wideisfaudsfähige  gebern  und  ihren  Vertretern  ül>er  Leistungen 


und  Aufwand  Rechenschaft  zu  erstatten. 
Aus  dieser  zweifachen  Verpflichtung  erwächst 
das  Problem  der  K entrolle  des  Staatshaus- 
halts. 

Unter  Kontrolle  des  Staatshaus- 
haltes oder  Finanzkontrolle  im  all- 
gemeinen verstehen  wir  den  Inbegriff 
aller  Thätigkeiten  und  Anstalten,  welche  da- 
rauf gerichtet  sind,  die  von  der  Reehtsonl- 
,  nung  und  Gesetzgebung  gewollte  Durch- 
(«««  den  Arbeiten  de»  bäuerlichen  Gesundheit*-  Setzung  der  Budgetzwecke  nach  ihrer  Ge- 
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setz-  und  Zweckmässigkeit  zu  prüfen  und  wendet  wurden.  Daran  schlieft  sich  endlich 
zu  gewährleisten.  Die  Aufgabe  der  Kontrolle  die  Staatskontrolle«  welche  darüber 
ist  daher  eine  doppelte.  Sie  hat  die  That-  wacht  und  dafür  sorgt,  dass  die  Finanzge- 
sacheu  der  Finanzwirtschaft  nachzuprüfen,  barung  im  Einklang  steht  mit  der  Ver- 
oh  einerseits  die  Verwaltungshandlungen  mit  fassung  und  dem  Etatsgesetz.  Die  Rech- 
den  vom  Gesetze  gewollten  Zwecken  über- 
einstimmen, nach  Massgabe  der  gesetzten 
materiellen  und  formellen  Vorschriften  voll- 
zogen wurden  und  ob  andererseits  die  aus- 
führenden Behörden  die  angemessensten 
Wege  gewählt  und  die  besten  Modalitäten 
zur  Erreichung  des  Zweckes  verfolgt  haben. 
Es  handelt  sich  dabei  um  die  passendste. 


einfachste  und  billigste  Lösung  der  gestellten  welche  die  Uebereinstimmung  der  Kassen- 


nungskontrolle  wird  durch  die  Revisionsbe- 
hörden, die  Verwaltungskontrolle  durch  den 
Obersten  Rechnungshof  (Oberrechnungskam- 
mer) und  die  Staatskontrolle  durch  die  ge- 
setzgebenden Körper,  namentlich  durch  die 
Volksvertretung  ausgeübt.  Hiermit  ist  dann 
noch  als  vorbereitendes  und  ergänzendes 
Stadium  die  K  a  s  s  e  n  r e  v  i  s  i  o  n  zu  verbinden. 


Probleme  in  Staatsrecht  lieher,finanzpolitisehor 
und  finanztechnischer  Hinsieht.    Die  Kon-  '  buche 
trolle  ist  zunächst  ein  Mittel  zur  Feststellung 
der  Thatsuchen,  sie  hat  die  legitime  und 


bestände  mit  den  Ausweisen  der  Kassen- 
überwacht. 
Die  Kassenrevision  oder  Kassen- 
kontrolle hat  zu  erforschen,  teils  in  peri- 


voroixliumgsmässigeKoiignienzder  Zahlungs-  odiseher,  teils  in  unvermuteter  Folge,  ob  die 
anweisungen.  der  Rechnung,  der  Kassen be-  Kassenbestände  im  Zeitpunkt  der  Kassenge- 
wegung  und  der  Kassenbestände  mit  den  schatte  dem  Umfang  der  Kassengebaruiig 
geltenden  Normen  und  den  Erwägungen  der  entsprechen,  wie  diese  in  den  Kassenbüchern 
Z  weckmässigkeit  zu  ermitteln  und  fest  zu- 1  ausgewiesen  sind.  Es  soll  dadurch  die 
halten.  Daraus  aber  erf Messt  sofort  die 1  Uebereinstimmung  zwischen  den  faktischen 
weitere  Aufgabe,  «Much  geeignete  Vorkeh-  i  Barbeständen  und  den  rechnungsmässigen 
rungen   den   Fortbestand   dieser   Ueboroin-  \  oder  gebuchten  Summen  konstatiert  werden. 


Stimmung  zu  verbürgen,  zu  sichern  und  l>o 


mangelnder  oder  gestörter  Konkordanz  die- 


ein 


Er- 


ucs 


ig  zu 
ider  r 

soll*'  wiederherzustellen.  Alle  diese  ver- 
schiedenartigen Probleme  können  indessen 
durch  eine  einzige  Instanz  und  durch 
einziges  Verfahren  nicht  allseitig  und 
nügend  gelöst  werden.  Die  praktische 
fahrung  hat  daher  die  Notwendigkeit 
geben,  die  vei-sehiedenen  Funktionen 
Kontroll wesens  zu  trennen,  sie  in  ihre  ein- 
zelnen Bestandteile  aufzulösen  und  sie  be- 
sonderen Organen  zu  übertragen.  Dadurch 
entstand  ein  System  der  Kontrollordnung  mit 
einer  Mehrzahl  von  Kontrollorganen,  die  mau 
zwai  zu  selbständigen  Gliedern  eines  gemein- 
samen Organismus  gemacht  hat,  ohne  jedoch 
die  innere  Einheit  und  Znsammengehörig- 
keit dieser  s|>ecie)len  Erscheinungsformen 
preiszugeben. 

2.  Die  drei  Formen  der  Kontrolle. 
Die  Knssenre vision  (Kaswenkontrnlle). 
Auf    der    Grundlage    dieser  Erwägungen 


!  Die  Kassenrevision  (mitunter  auch  -  Kassen- 
sturz- oiler  »Scontrierung»  genannt)  ist  gegen 
den  manipulierenden  Beamten  gerichtet  und 
ist  von  der  vorgesetzten  Dienst  Miörde  (in 
Deutschland  meist  von  der  Bezirksregierung, 
in  Frankreich  von  der  Generalinspoktion  der 
Finanzen)  zu  bewirken.  Wenn  bei  den 
er-  i  Kassenrevisionon  Unregelmässigkeiten  oder 


Kassendefekte  entdeckt  werden,  se  wird 
gegen  den  angeschuldigten  Beamten  ein 
eigenartiges  Verwaltuugsverfahren,  das  so- 
genannte iDefektonverfahren-  eingeleitet, 
unbeschadet  und  vorbehaltlich  weiterer  civil- 
und  strafrechtlicher  Schritte  seitens  des 
Staates.  Ueltor  jede  Kassonrovision  ist  ein 
Bevisionspi-otokoll  aufzunehmen. 

3.  Die  Rechnungskontrolle  oder  Re- 
;  vision  prüft  die  eigentliche  materielle  Ge- 
:  liarung  mit  Sfaatsgelderu  und  hat  dar/u  - 
i  thun.  ob  die  Erhebung  der  Staatseinkünfte 
|  und  die  Verausgabung  der  Staatsgelder  durch 
idie  öffentlichen  Kassen  nach  der  allge- 


ist  die  Unterscheidung  in  die  drei  Formen  •  meinen  Auftragserteilung  und  nach 
der  Reehuungs-,  Verwaltungs-  und  Staats-  den  speeiel  Ion  A  n  weis u  n gen  vollzogen 


kontrolle  mit  der  ergänzenden  Vorst  uh 
der  Kassenrevision  entstanden.  Die  Rech- 
nungskontrolle hat  zum  Gegenstand  die 
eigentliche  materielle  Gebarung  mit  Staat  s- 
geldem,  die  Erhebung  und  Auszahlung  durch 
die  Staatskasse  und  die  Verrechuer.  sie  l«>- 
schäftigt  sich  mit  iler  Prüfung  der  Einzel- 
rochnung  zur  Entlastung  der  Rechnungsleger. 
Die  Verwaltungskontrolle  ist  gegen 
die  anweisenden  Behörden  gerichtet,  ihr  liegt 
ob,  zu  beurteilen,  ob  die  Staatsgelder  unter 
Beobachtung  aller  Oosotze,  Verordnungen 
und  sonstigen  Vorschriften  erhol  »en  und  ver- 


woiiien  sind.  Sie  kontrolliert  die  Rech- 
nungsablegung,  ist  daher  gegen  den  Ver- 
r  e  <•  h  n  e  r  und  Rechnungsleger  gerichtet 
und  somit  streng  von  der  Kassen revision  zu 
trennen.  Wo  der  Rechner  aber  zugleich 
Kassenmanipulant  ist,  trifft  sie  ihn  nur  in 
der  eisteien  Eigenschaft,  wenn  auch  häufig 
aus  praktischen  Gründen  Kassenrevision  und 
Rechnungskontrolle,  jedoch  stets  aber  zwei 
gesonderte  Vorgänge,  zu  einer  einzigen  Kon- 
troll handlang  verbunden  werden.  Die  Rech- 
nungskontrolje  ist  den  Revisionsbehörden 
il (»ertragen.    In  dieser  Eigenschaft  fungieren 
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meist  die  Mittelbehörden  (Bezirksregierungen),  I 
wenn  nicht  ein  selbständiger  Organismus 
für  tlie  Finanzkontrolle  überhaupt  besteht  | 
(Frankreich).    Die  Aufgabe  der  Kontrolle  ist 
dabei  eine  dreifache: 

1.  Die  kalkulatorische  Kontrolle 
oder  die  Revision  i.  e.  S.,  welche  die  rech- 
nerische Richtigkeit  des  Kalküls  prüft,  sich 
auf  Einzelrechnungen  und  Belege  erstreckt 
und  feststellt,  ob  die  Rechnungen  in  Addition 
und  (lebertragungen  stimmen ; 

2.  Die  Gebarungskontroi  le, 
welche  die  in  die  Rechnungen  eingestellten 
Thatsachen  und  Ziffern  auf  ihre  Üeberein- 
stimmuug  mit  den  finanzgesetzlichen  und 
sonstigen  verordnungsmässigen  Vorschriften 
und  auf  die  Vollständigkeit^der  beigeschlos- 
senen Nachweise  und  Belege  prüft; 

8.  Die  formelle  Kontrolle,  welche 
die  Rechnungsabiegung  durchsiebtet,  ob  die 
dafür  vorgeschriebenen  Formalitäten  be- 
obachtet wurden. 

Der  Visitator  hat  zunächst  die  einschlä- 
gigen Rechnungen,  Nachweise  und  Belege 
kalkulatorisch  und  sodann  in  der  Gebarungs- 
kontrolle die  Vollständigkeit  der  Geba- 
rungsakte  und  deren  reehnungsinässige  Auf- 
nahme zu  prüfen.  Andererseits  siud  die  ge- 
forderten Eigenschaften  der  Rochnungsnro- 
dnkte  nachzusehen:  Echtheit,  Giltigkeit, 
Glaubwürdigkeit  u.  s.  w.  Die  vorgefundenen 
Ausstellungen,  N  o  t  a  t  e  oder  M  o  n  i  t  a , 
werden  vom  Revisor  festgestellt  und  in  ein 
Revisionsprotokoll  zusammeugefasst,  das  der 
vorgesetzten  Behörde  oder  dem  Rechnungs- 
höfe einzureichen  ist  und  von  hier  ans  dem 
Visitandus  zur  Not  atenbeant  wort  ung 
zunickgeleitet  wird.  Auf  Grund  dieses 
Meinungsaustausches  und  anderweiter  Ver- 
liandlungen  erfolgt  dann  die  endgiltige  Er- 
ledigung durch  den  R  e  v  i  s  i  o  n  s  -  oder 
J  u  s  t  i  f  i  k  a  t  i  o  n  s  b  e  s  c  h  o  i  d  .  der  häufig  in 
die  Form  eines  richterlichen  Urteilsspruches 
gekleidet  ist.  Die  entscheidende  Stelle  oder 
der  Rechnungshof  erteilt  damit  dem  Vor- 
rechner die  Entlastung  oder  Dccharge 
und  zwar  »ohne  Vorbehalt«  bei  glatter  Ab- 
wickelung und  »mit  Vorbehalt  ,  wenn  der 
Fiskus  an  den  Vorrechner  oder  dieser  an 
jenen  irgendwelche  Ersatzansprüche  geltend 
zu  machen  liat. 

4.  Die    Verwaltungskontrolle  oder 
Snperrevision.    Als  zweites  Stadium  der ' 
Finanzkontrolle  hat  die  Verwaltungskontrolle  : 
od  erSupen'evision(l>berprüfung)zu  ermitteln, 
ob  die  Staatsgelder  unter  Einhaltung  aller 
einschlägigen   Gesetze.  Verordnungen  und ! 
sonstigen  Vorschriften  erhoben  und  verwendet  I 
worden  sind.   Es  ist  dabei  zu  erforschen, 
ob  die  anweisenden  Behörden  ihre  Aufträge 
an  die  Vollzugsorgane  in  gesetzlicher,  ver- 
onlnungsmässiger  und  vorgeschriebe uerWeise 
und  dementsprechend  das  finanziell  e 


Anweisnngsreoht  (vgl. d.  Art.  Finanz- 
verwaltung  oben  Bd.  III  S.  1007)  aus- 
geübt haben.  Sie  ist  daher  gegen  die  a  n  - 
weisenden  Behörden  gerichtet.  Die 
Prüfung  hat  sich  hier  auf  die  etats-  und  ge- 
setzmässige  Auftragserteilung  und  die  regle- 
mentäre  Eröffnung  der  Kredite  zu  erstrecken. 
Es  handelt  sich  dabei  um  die  Konstatierung 
dieser  Korrektheit  innerhalb  der  gesamten 
Verwaltungsorganisation  in  aufsteigender 
Reihenfolge  bis  zu  den  einzelnen  Fachmi- 
nisterien und  dem  Finanzministerium  als 
den  Spitzen  der  Verwaltung  überhaupt.  Bei 
der  \  erwaltungskontrolle  ist  zunächst  die 
Legalität  der  Geschäftsführung  zu  er- 
weisen, ob  der  ganze  Geschäftsbetrieb  mit 
den  Gesetzen,  mit  dem  Etat  und  den 
sonstigen  Verordnungen.  Reskripten  und  Er- 
lassen im  Einklang  steht,  und  sodann  hat 
sie  sich  mit  der  Zweckmässigkeit  der 
getroffenen  Anordnungen  zu  befassen  und 
festzustellen,  ob  die  gewählten  Wege  unter  den 
verschiedenen  Möglichkeiten  dem  gestellten 
Zwecke  am  angemessensten  waren  und  bei 
Verwaltung  der  Staatseinnahmen,  Staat  saus- 
gaben  und  des  Staatsvermögens  die  Inter- 
essen des  Fiskus  thunlichst  gewahrt  wurden. 
Die  Kompetenz  der  Vorwaltungskontrolle. 
zu  deren  Ausübung  jede  anweisende  Behörde 
ihrer  vorgesetzten  Dienststelle  für  die  er- 
teilten Anweisungen  haftbar  ist  und  diese 
sich  den  Ministerialressorts  gegenüber  zu 
verantworten  hat,  umfasst  drei  Gebiete: 

1.  Die  Kontrolle  der  Staatsein- 
nahmen. Hier  ist  zu  prüfen,  ob  die  Staats- 
einnahmen nach  den  gesetzlichen  Vorschriften 
und  Verordnungen  veranlagt  und  erhoben, 
die  Einnahmequellen  hinlänglich  ausgenutzt 
wurden  und  ob  nicht  wünschenswerte  Ver- 
besserungen anzubahnen  sind. 

2.  Die  Kontrolle  der  S  t  a  a  t  s  a  ti  >  - 
gaben  hat  die  Gesetzmässigkeit  und  Zu- 
lässigkeit  der  Anweisungen  zur  Leistung  und 
die  Sparsamkeit  bei  Autorisationen  zu  Zah- 
lungen zu  erforschen.  Die  fortlaufende  und 
gründliche  Prüfung,  ob  die  anweisenden  Be- 
hörden innerhalb  ihrer  (materiellen)  Kompe- 
tenzen geblieben  sind,  ist  ein  steter  Druck 
auf  die  ausführenden  Behörden,  um  sie  zum 
Masshalten  und  zur  Scheidung  des  Notwen- 
digen vom  l  "eberflüssigen  anzuspornen.  Se- 
mit ist  eine  sicher  wirkende  Kontrolle  nach 
dieser  Richtung  hin  die  Voraussetzung  für 
die  Erhaltung  des  Gleichgewichts  zwischen 
den  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Staats- 
haushalte und  besonders  wichtig  für  den 
Vollzug  des  Budgets. 

8.  Die  Kontrolle  der  Verwaltung 
des  Staats  vor  möge  ns  erstreckt  sich 
auf  die  Ueberwachung  der  Verwaltung  des 
Staatsvermögens  im  Hinblick  auf  die  Legiti- 
mität und  Zweckmässigkeit  l»ei  Erwerbung. 
Bewirtschaftung  und  Veräusserung  des  Staats- 
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Vermögens.  Beim  Vorwaltungsvormögon  geht 
sie  von  der  Bestandsführung  in  den  Matorial- 
nnd  Natiiralrechnungen  uns  und  beim  Finanz- 
vermögen  von  den  in  der  Geldrechnung 
niedergelegten  Thatsachon.  Die  Bestands- 
kontrulle  entspricht  zugleich  der  Kassen- 
kontrolle,  und  die  Wertkontrolle  hat  hier  zu- 
gleich zu  ermitteln ,  ob  die  verzeichneten 
Wertansätze  auch  den»  wirklichen  Werte  der 
'  »bjekte  entsprechen. 

Das  Verfahren  bei  der  Verwaltnngskoii- 
trolie  beginnt,  wie  bei  der  Rechnungskon- 
trolle,  mit  der  Vorlegung  der  zu  kontrol- 
lierenden Schriftstücke.  Die  von  der  Super- 
revision  vorgefundenen  Erinnerungen  werden 
den  Verwaltungsbehörden  als  Monita  oder  No- 
tate  zur  Berichtigung  und  Aufklärung  (No- 
tatenbeantwortung)  zugeleitet.  Wenn  letztere 
nicht  befriedigend  ausgelöst  wird,  muss  ein 
Schriftwechsel  zwischen  Behönle  und  Kou- 
ti-ollinstanz  stattfinden.  Bei  Versagung  der 
Anerkennung  der  Beanstandung  kann  die 
Kontrollinstanz  regelmässig  nicht  allein  ent- 
scheiden, sondern  sie  ist  den  Ministerien 
im  Hinblick  auf  Meinungsverschiedenheiten 
mit  den  Mittel-  und  L'nterbehörden  und  im 


besonders  für  alle  Etatsül»erschreitungcn 
und  für  tlie  endgiltige  Erledigung  aller  Rech- 
nimgsbemäiigelungeu  bei  Ausübung  des  An- 
weisungsrechtes  und  der  sonstigen  Erinne- 
rungen. 

Die  geschäftsordnungsmassige  Durch- 
führung der  Staatskontrolle  vollzieht  sieh  in 
drei  Etapjven : 

1.  Die  K  o  u  t  r  o  1  1  b  e  r  i  c  h  t  e  d  e  s 
Obersten  Rechnungshofes,  welche 
die  vorbereitenden  Akte  darstellen,  habeu 
alle  Ergebnisse  der  Rechnungs-  und  Ver- 
waltungskontrolle aufzunehmen,  zu  resü- 
mieren, alle  Beanstandungen,  Etatsüber- 
seliroitungen  und  die  sonst  noch  unerledigten 
Punkte  vorzutragen  und  mit  den  notwendigen 
Beisätzen,  Ergänzungen  und  Begründungen 
zu  verseilen.  Die  Volksvertretung  kann  nur 
das  Residtat  der  Nach-  und  Leberprüfung 
unterziehen,  in  die  Einzelheiten  der 
nungsablegung  nicht  eindringen. 

2.  Die  Sanktion  des  Staatsober- 
hauptes, dem  die  gefertigten  Koutrollbe- 
richte  des  Obersten  Rechnungshofes  zu 
unterbiviten  sind,  spricht  die  Genehmigung 
ihrer  Vorluge  an  die  Volksvertretung  aus 


übrigen  dem  Staatsob.-rliaupte.  der  Volks- 1  und  gestattet  derselben  die  Ausübung  der 
Vertretung  oder  dem  obersten  Verwaltung.1?-  j  parlamentarischen  Kontrolle.    Die  Zuleitung 

■richte  geschieht  entweder  un- 
i.'h  den  (»bersten  Reehnimgs- 
zurüekgelangen.  oder  durcli 


geriehtshofe  bei  einem  Zwiespalt  zwischen  '■  der  Koittrolll 
der    Kontrollinstanz    und    den    einzelnen  1  mittelbar 
Ministerien  übertragen.    Hiernach  wird  ein  hof, 


au 


(HU 
Ml  SU 


Revisionspiotokoll,  als  Grundlage  für  die  Be- ;  Vrrmittolung  der  Staatsregienmg  zugleich 
ri«  hte  der  Kontrollinstanz  zum  Behüte  der 
VerfasMingskon  trolle  ausliefert  igt. 

Die  Kontrollinstanz  für  die  Superreviskm 
ist  d.r  (H/erste  Rechnungshof  oder 
die  <)  be  r  rec  h  n  n  u  gs  k  a  m  m  er.  Ihn1 
Funktionen.  Verfassung.  Befugnisse  und  ihr 
Geschäftsgang  soll  unten  im  Altschnitt  II 
naher  geschildert  und  gewürdigt  werden. 

5.  Die  Staats-  oder  Verfassungskon- 
t rolle.  Absnlutorium  und  Indemnität. 
Die  Staats-  oder  Vcrfassimgskontrolle  bildet 
den  Schlu>sstein  des  ganzen  Kontrolle stoins 
und  hat  zu  erweisen,  ob  der  Vollzug  des 
Budgets  durch  die  Staatsregienmg  und  die 


ganze 
Verfa.- 


mit  den  Schlussrechnungen. 

!{.  Die  Ent  scheid  ung  durch  die 
Volksvertretung  über  die  Resultate  der 
Kontnillberiehte  äussert  sich  in  denjenigen 
verfassungsmässigen  Formen,  die  für  das 
Zustandekommen  tinanz  Wirtschaft  lieber  Ge- 
setze massgebend  sind.  Meist  wird  eine 
Kommission  aus  der  Mitte  der  Volksvertreter 
zur  engeren  Durchheratung  der  Kontrollho- 
riehte  gewählt.  Die  Kinzelreferate  über 
Teile  der  Rechnung  werden  von  Sj»ecial- 
iM'richterstattein  ausgearbeitet  und  vom 
(ieiieralberichtei-statter  zu  einem  General- 
berielit  ziisaiutneiigefasst.  worül>er  dieser  an 


FinanzgeUirung   überhaupt    mit  der  die  Vollversammlung  des  Hauses  referiert. 


>ung  und  den  Vorsehliften  des  Finnnz- 
tzes  im  Einklang  steht.  Sie  wird  vom 
Staatsoberhaujite  und  von  der  Volksvertretung 
ausgeübt  und  ist  gegen  die  obersten  Ver- 
waltungslehörden  gerichtet,  in  deren  Hand 
<iie  Leitung  der  gesamten  Finaiizverwaltuug 


Auf  Grund  dieses  Vortrags  fasst  dann  die 
Volksvertretung  ihre  abschliessenden  Be- 
schlüsse. 

Der  Akt,  durch  den  der  Staatsregierung 
und  insonderheit  dem  Finauzminister  das 
befreiende  Votum  erteilt  wird,  heisst  Ent- 


liegt.  Ihr  unterliegt  in  erster  Linie  der  ver- 1  last  ung,  Deeharge  oder  Absolnto- 
antwortliehe  Finauzminister  als   Centralin- '  r  i  u  m.     Er  enthält  \lie  Anerkennung  des 


stanz  der  gesamten  Finanzverwaltung.  Durch 
tlie  Staatskontrolle  soll  der  Kongruenznach- 


l'arlaments,  dass  das  Budget  verfassungs-, 
gosetz-  und  ordtiimgsniässig  vollzogen  ist. 
weis  zwischen  Staatsvoranschlag  und  Staats-  Ohne  Belang  ist  es  dabei,  ob  die  Entlastung 

die  l'rägung  eines  Gesetzes  oder  eines  ein- 
fachen l^andtagsheschlusses  empfängt.  Wenn 
grössere  EtatsülK-rsehreitungen  oder  Abwei- 
chungen vom  Etat  zu  bescheiden  und  zu 
mit  Beweisstücken  belegt  werden.  Dies  gilt  genehmigen  sind,  so  nimmt  die  Entlastung 


reehnung  durch  die  Vollzugsorgane,  nament- 
lich im  Ausgaftcndieiist,  erbracht  werden 
Alle  Abweichungen  müssen  von  der  Staats. 
Verwaltung    begründet  und  ihre  l'rsachen 
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<lie  Gestalt  der  Indemnität  an,  wodurch  j  man  zwar  bestrebt,  dem  Obersten  Reeh- 
die  formelle  Verletzung  oder  ITeberschreitung  j  nungshofe  eine  selbständige  Stellung  «indem 
der  etatsmässigen  Grenzen  seitens  der '  Behörden  gegenüber  einzuräumen  und  zu 
Finanzverwaltung  nachträglieh  durch  i  sichern,  man  hat  ihm  das  Recht  zugestanden, 
einen  die  Verantwortlichkeit  und  Haftbar-  über  die  ihm  unterbreiteten  Rechnungen 
keit  der  Staatsregierung  aufhebenden  Kammer-  unabhängig  vom  Finanzministerium  zu  er- 
bosehluss  legalisiert  und  legitimiert  wird,  kennen,  man  hat  sich  aber  nicht  dazu  ent- 
l)er  ganze  Vorgang  ist  aber  regelmässig  nur  schlössen,  ihn  der  Oberaufsicht  der  Sfaats- 
formeller  Natur.  regierung,  insonderheit  derjenigen  des  Finanz- 

._  _    ,  .   .         ministeriums  ganz  zu  entrücken. 

II.  Der  Oberste  Rechnungshof.  2   Uio  Porm  der  Kontrolle.  Visa- 

1.  Wesen,  Aufgaben  und  Besetzung ,  und  Verwendungskontrolle.  Die  formelle 
des  Obersten  Rechnungshofes.  Der  Ordnung  der  durch  den  Obersten  Rcchnungs- 
Oberste  Rechnungshof  oder  die  Ober-  liof  ausgeübten  Kontrolle  liat  die  Vollziehung 
reell nungskammer  ist  die  Centraiinstanz  des  finanziellen  Anweisungsreehtes  durch 
des  Kontrollwesens  und  in  erster  Linie  die  anweisenden  Behörden  auf  ihre  Legalität 
für  die  Ausübung  der  Verwaltungskon-  und  Zweckmässigkeit  zu  prüfen.  Die  Oeber- 
trollc  oder  Superrevision  zuständig.  Da-  f  priifung  ist  dabei  nur  in  der  Lage,  vorge- 
uebon  sind  demselben  öfters  noch  weitere :  fundene  Mängel,  <  hilnungs-  oder  Gesetz- 
und  ergänzende  Funktionen  des  Finanz-  und  Widrigkeiten  zu  konstatieren  und  präventiv 
Rechnungswesens  übertragen.  Er  bildet  so  ,  darauf  hinzuwirken,  dass  eine  erneute  Störung 
auf  diese  Weise  eine  Art  Zwischenglied  !  vermieden  wird.  Eint?  Repression  ist  aus- 
z wischen  Regierung  einer-  und  Staatsober- 1  geschlossen.  Man  hat  daher  vereucht,  dieses 
haupt  und  Volksvertretung  andererseits,  j  Kontroll wesen  von  vorn  herein  so  zu  orduen. 
zwischen  der  vollziehenden  und  gesetz- 1  dass  die  Kontrolle  schon  vor  dem  Vollzug« 
gebenden  Gewalt.  Damm  muss  er  sich  in  I  des  Anweisungsreehtes  wirksam  werde  und 
einer   unabhängigen  Stellung   der  Staats-  die  nachträgliche  Prüfung  in  der  Haupt- 


regierung  gegenüber  liefinden,  weil  in  seinen 
Händen  thatsächlich  und  materiell  die  letzte 
Prüfung  der  ganzen  Finanzgebarung  liegt. 
Die  Staatskontrolle  wird  danebeu  stets  ein 
wichtiger,  allein  wesentlich  formeller  Akt 
bleiben.  Aus  diesen  Prämisseu  ergiebt  sieh 
für  die  Einrichtung  und  Besetzung  des 
Obersten  Rechnungshofes  eine  MeluZahl  von 
Folgerungen.  Zunächst  ist  unbedingt  zu 
verlangen,  dass  der  Oberste  Rechnungshof 
die  Stellung  eines  Obersten  Gerichtshofes 
einnimmt,  ihm  und  seinen  Mitgliedern  die 
Kompetenzen  und  IVivilegien  der  Goriehts- 


sachc  vorbereitet  werdeu  könne.  Daraus  ist 
eine  zw  eifache  Grundform  der  Verwallungs- 
kontiolle  entstanden :  die  nachträgliehe  oder 
Verwendungskontrolle  und  die  vorgängige 
oder  Visakontrolle.  Die  Lösung  der  Auf- 
gabe hat  man  teils  ausschliesslich  auf  dem 
einen  oder  anderen  Wege  versucht,  teils 
einer  Verbindung  beider  Methoden  das  Wort 
geredet. 

1.  Die  vorgängige  oder  Visakon- 
trolle (Anweisungskontrolle,  Kontrolle  ob 


ante  jse.  expeditionem],  vorläufige  Kontrolle) 
liestent  darin,  dass  die  von  den  anweisenden 
höh;  und  Richter  zukommen  und  dass  er  I  Behörden    ausgestellten   Anweisungen  vor 
fll>erhaupt  nach  oben  und  nach  unten  unbe-  I  ihrer  Zustellung  an  die  Kassen  oder  Bezngs- 


einflnsst  ist. 

Die  Verfassung  des  Obersten  Rechnungs- 


berechtigten  auf  ihre  Budget-  und  Gesetz- 
mässigkeit geprüft  und   zu  ihrer  Ijogali- 


hofes  iKTuht  auf  dem  Kollegialsystem,  seine  siening  mit  der  Visa  oder  dem  Visto  des 
Geschäftsordnung  und  Geschäftsführung  ist  Obersten  Rechnungshofes  versehen  werden 
eine  kollegiale.  Die  Mitglieder  müssen  un-  i  (eontröle  pivalable).  Die  anweisenden  Be- 
ahsetzbar  sein,  gleiche  Rang-  und  Gehalts- !  hörden  sollen  dadurch  gezwungen  werden, 
stufen  haben,  den  Richtern  der  obersten  In- '  ihre  Zuständigkeit  einzuhalten  und  ihre 
stanzen  gleichgestellt  sein,  sie  dürfen  keine .  Kredite  nicht  zu  überschreiten.  Dies  ist 
Nebenämter  verwalten ,  in  keinem  nahen  j  namentlich  für  die  Ausgabewirtschaft  wichtig. 
Verwandtschaftsverhältnis  stehen ,  zu  den  Um  aber  den  Gang  des  Verwaltungsorganis- 
gesetzgebenden  Körpern  nicht  wählbar  sein  mus  durch  formalistische  Einflüsse  nicht  zu 
u.  a.  m.*  Der  Oberste  Rechnungshof  muss  ■  hemmen,  hat  man  bestimmte  Sicherheits- 
den  höchsten  Staatsämtern,  den  Staatsminis-  massregeln  getroffen.  So  darf  der  Oberste 
terien  koordiniert  und  darf  keinem  Fach-  Rechnungshof  z.  B.  die  Visa  schlechthin 
ministerium ,  namentlich  aber  nicht  dem  j  nicht  versagen,  sondern  muss  sie,  wenn 
Finanzministerium  eingegliedert  sein.  In  I  zwischen  ihm  und  der  anweisenden  Behörde 
den  meisten  Staaten  hat  man  aber  all  diesen  i  eine  Meinungsverschiedenheit  besteht,  »unter 


Anordnungen  nicht  Folge  gegeben,  und  die 
meisten  Formationsordnungen  in  der  Mehr- 
zahl der  Staaten  haben  sich  diesem  nicht 
vollständig  angeschlossen.  Allenthalben  war 


Vorbehalt«  erteilen  und  den  Ausgleich  der 
Differenz  zurückstellen.  Die  Vieakontrolle 
hat  auf  den  ersten  Blick  manches  Bestechende 
für  sich.   Sie  kann  vor  allem  die  Begehung 
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von  Fohlern  und  Missgriffen  verhüten  und 
ist  wirksamer  als  jede  andere  Form  der 
Finanzkontrolle,  welche  begangene  Fehler 
niemals  ungeschehen  machen  kann,  sondern 
auf  die  Ausgleichung  und  Verhütung  künf- 
tiger Missgriffe  beschränkt  bleibt.  Allein 
sie  würde,  wenn  sie  wirksam  sein  soll,  eine 
weit  stärkere  Besetzung  des  Obersten  Rech- 
nungshofes erfordern,  ja  in  letzter  Linie  die 
Ausstattung  jeder  Ceiitralbehördo  mit  geeig- 
neten Kontrollorganen  notwendig  machen. 
Ein  anderer  Versuch  besteht  in  der  Ver- 
legung der  Visakontrolle  in  das  Finanzminis- 
terium, dem  zu  diesem  Behufe  eine  be- 
sondere Abteilung  eingegliedert  ist  (franzö- 
sisches System).  Alle  diese  Vorschlage 
zielen  darauf  ab,  die  Gefahr  der  Etatsülier- 
schreitungon  zu  Inseitigen.  Dies  ist  aljer 
nur  möglich,  wenn  die  Visakontrolle  nicht 
nur  rechtlich,  sondern  auch  ^tatsächlich  un- 
abhängig ist.  Und  selbst  dann  ist  es  noch 
immer  eine  offene  Frage,  ob  die  Vermei- 
dung von  Etatsüborsohroitungen  mit  den 
verursachten  Kosten  im  richtigen  Verhältnis 
steht  oder  ob  die  Verhütung  jenes  Nachteils 
nicht  durch  die  entstehenden  Kosten  der 
ganzen  Visakontrolleinrichtung  mehr  als  auf- 
gewogen wird. 

2.  Die  n  a  c  h  t  rä  gliche  oder  V  e  r  w  e  n  - 
dun gskont  rolle  (Bilanzkontrolle,  Kon- 
trollo ex  )mst)  wird  vorgenommen,  wenn 
das  Budget  vollzogen  ist.  und  hat  die  nach- 
folgende Durchprüfung  der  durch  die 
Verwaltuugshaudlungcn  abgeschlossenen  Fi- 
nanzthatsaehen  zum  Gegenstand.  Sie  kann 
auch  formell  von  der  Kechnungskontrolle 
getrennt  (Hier  mit  dieser  verbunden  sein. 
Die  Kontrolle  umfasst  die  Prüfung  der  aus- 
gestellten Anweisungen,  insonderheit  im  Aus- 
gabedienst, und  der  wirklichen  Staatsmittel 
für  die  budgelmässigen  Aufwaudszweeko. 
Deshalb  sind  die  Anweisungen  der  anwei- 
senden Behörden  und  die  LiipiidationsMoge 
der  licauftraglen  Kassen  den  zur  Superrevi- 
sion  berufeneu  (  >rgaiien  des  <  Iborrcchnungs- 
hofes  zu  uuterbreiten.  Hier  ist  die  FekT- 
einstiinmung  mit  den  Nachweisen  der  Kcch- 
uungsableguugzu  prüfen,  ihre  Legalität  gegen- 
über den  anweisenden  Behörden  zu  kontrol- 
lieren und  die  Kongruenz  der  Anweisungen 
mit  den  Ktatsansätzeu  festzustellen.  Diffe- 
renzen, "  Etatsüb-rsohreitungen,  unzulässige 
Kredit  Übertragungen  werden  konstatiert  und 
durch  KorresjKjndonz  zwischen  dein  Revisor 
oder  dein  Obersten  Rechnungshofe  und  der 
anweisenden  Behörde  erledigt.  Ine  Bemänge- 
lungen der  niederen  und  mittleren  Behörden 
werden  dem  vorgesetzten  Ministerium  zur 
Kenntnisnahme  übermittelt.  Ehe  jährlichen 
Berichte  dos  <  »bersten  Rechnungshofes  wer- 
den dem  Staatsobeiliaupte  unterbreitet,  sie 
bilden  die  Grundlage  für  die  Stantskontrolle 
und  werden  der  Volksvertretung   zur  end- 


giltigen  Entscheidung  vorgelegt. 
Wendungskontrolle  vermag  zwar 


Begehung   von    Fehlern  und 


Die  Ver- 
nicht  die 
Missgriffen, 
von  Etatsflborsehreitungen  und  unzulässigen 
Uebertragungen  zu  verhindern,  sie  kann  nur 
von  mittelbarer  Wirkung  sein,  indem  sie 
einen  fortwährenden  Druck  auf  die  Vollzugs- 
organe ausübt  und  als  psychologisches  Ele- 
ment funktioniert.  Allein  gerade  dadurch 
hat  sie  wenigstens  die  Wirkung  einer 
Prävention  und  den  nicht  zu  unter- 
schätzenden Vorzug  für  den  Staatshaushalt, 
mit  den  geringsten  Kosten  verknüpft  zu 
sein.  Daher  läsBt  sieh  behaupten,  dass  die 
nachträgliche  Kontrolle  bei  geordneten  Ver- 
hältnissen der  Finanzvcrwaltung  in  einein 
modernen  Kulturstnato  an  sich  ausreicht  und 
eine  genügende  Grundlage  für  den  Auf! au 
der  Staats-  oder  Verfassungskontrolle  abgiebt. 

Eine  Verbindung  der  Verwertdungs-  und 
Visakontrolle  zu  einem  einheitlichen  System 
verwickelt  das  Kontrollprohlem  in  unnötiger 
Weise  und  bietet  keine  Garantie  eiuer 
gearteten  Kontrolle,  die  den  vermehrten 
Kosten  angepasst  ist. 

Ii.  Der  Geschäftsgang  der  Kontrolle. 
Die  Ausübung  der  Verwaltungskontrolle 
durch  den  Oltersten  Rechnungshof  kann 
nach  einem  dopjtelten  Geschäftsgang  ge- 
schehen. Dieser  beruht  auf  einer  zweifachen 
Methode. 

1.  Die  eon  t  i  n  1  ist  i  sehe  Methode, 
welche  in  den  meisten  Staaten  üblich  ist. 
wird  von  einem  zahlreichen,  fachmännischen 
Revisionsjiersonnl  unter  der  Leitung  der 
Mitglieder  des  «»bersten  Rechnungshofes 
ausgeübt.  Die  Kollegialmitglieder  Italien  die 
wichtigeren  Korrespondenzen  zu  pflegen, 
den  Schriftverkehr  mit  den  < .'entralbehörden 
zu  vermitteln,  die  Bemerkungen  zur  General- 
finanzrechnung fertig  zu  stellen  und  den 
Bericht  an  das  Staatsoberhaupt  zu  redigieren. 
Die  Entscheidung  wird  nach  Beantwortung 
der  Revisionserinnerungen  gefällt.  Trotz 
der  kollegialen  Verfassung  des  *  mei  sten 
Rechnungshofes  wird  die  Mehrzahl  der 
Fälle  im  Interesse  der  Zeit-  und  Arbeitsein- 
sparung durch  den  einzelnen  Referenten 
nach  dem  Biireausystem  erledigt.  Nur 
für  die  wichtigsten  Angelegenheiten  schreibt 
die  Gf  schäftsoiduung  eine  kollegiale  Bo- 
schbissfassung  vor.  so  namentlich  bei  Hat- 
tungsansprücheu,  bei  der  Korrespondenz  mit- 
tlen obersten  Verwaltungsbehörden,  bei  lte- 
richten  au  die  Krone  und  die  Volksvertre- 
tung. Für  viele  GcschAftssachcn  ist  zwar 
keine  kollegiale  Besch  Messung,  aber  Bericht  - 
erstattung  des  Referenten  im  Kollegium  er- 
forderlich. 

2.  Die  d  ecen  t  ral  i  s  t  i  sehe  Methode, 
welche  vor  allem  in  Bayern  zur  Anwendung 
kommt,  beruht  auf  der  Prüfung  der  Rech- 
nungsahlegung  au  Ort  und  Stelle  durch  Mit- 
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glieder  des  Obersten  Rechnungshofes.  Dieser 
verfügt  hier  über  kein  Personal  von  Revi- 
soren, sondern  die  Mitglieder  dessell>en 
führen  die  Verwaltungskontrolle  bei  den 
Mittel-  und  Centralbehörden  persönlich  durch 
längeren  Dienstaufentlialt  am  Orte  der  zu 
kontrollierenden  Behörde  durch.  Die  Erinne- 
rungen  des  Abreehnuugskommissars  werden 
von  kurzer  Hand  durch  die  Revidierten  be- 
antwortet und  vom  Kollegium  überprüft, 
mitunter  durch  Mitwirkung  des  Finanzminis- 
teriums. 

III.   Die   Organisation    der  Kontroll- 
behörden. 

1.  Deutsches  Reich  und  deutsche 
Kinzelstuatcn.  Die  Kontrolle  des  Reichs- 
haushalts  wird  durch  die  preussische 
Oberrechnnngskauiiner  ausgeübt,  welche  als 
Rechnungshof«  des  Deutschen  Reichs  fun- 
giert und  zu  diesem  Behufe  entsprechend 
verstärkt  wurde.  Derselbe  prüft  die  ge- 
sarate Finanzwirt.srhaJt  des  Reiches  und 
kontrolliert  die  Reichsaktiven  nach  Inven- 
tarien.  Rechnungs-  und  Verwaltungskontrolle 
sind  nicht  getrennt.  Die  Kontrollarbeit  des 
Rechnungshöfe:*  geht  dann  in  Form  einer 
Denkschrift  an  den  Bundesrat  und  den 
Reichstag,  von  welchen  jeder  Teil  selbstän- 
dig bescldiesst  und  Decharge  erteilt,  l'elier 
die  vollzogene  Kontrolle  erstattet  der  Rech- 
nungshof alljährlich  einen  Im  medial  her  icht 
an  den  Kaiser.  Den  l'oterbehörden  erteilt 
der  Rechnungshof  selbständig  Decharge.  Die 
Stellung  des  Rechnungshofes  ist  mit  den 
Kompetenzen  eines  unabhängigen  Gerichts- 
hofes ausgestattet.  Zugleich  übt  er  die 
Kontrolle  ül»er  den  Landeshaushalt  von 
Elsass-I  jothringen  aus.  —  Die  p  r  c  u  s  s  i  s  c  h  e 
< )  b  e  r  r e  c  h  n  u  n  g s  k  a  m  m  e  r ,  welche  durch 
Friedrich  Wilhelm  I.  17 1 1  begründet  und 
1N24  und  1672  reorganisiert  wurde,  vollzieht 
die  Rechnungs-  und  Yerwaltungskontrollo; 
jene  jedoch  als  Ueberprüfung  der  von  deu 
zuständigen  Behörden  vorgeprüften  (abge- 
nommenen) Reclmungen.  Die  Prüfung  ist 
teils  eine  formelle,  teils  eine  materielle  nach 
der  Seite  der  ( »rdnungs-,  Gesetz-,  Regleiuents- 
und  Zweckmässigkeit  hin.  Die  Oberreeh- 
mmgskammer  kann  ausserordentliche  Kassen- 
und  Bestandsrevisioneu  veranlassen,  sie  be- 
reitet durch  ilie  Aufstellung  «1er  allgemeinen 
Staatsrechnung  die  Slaatskou trolle  vor  und 
bietet  so  die  Grundlage  zur  Entlastung  der 
Staatsregierung  durch  den  Landtag.  Die 
Oberreehuungskammer  ist  eine  dem  Könige 
unmittelbar  untergeordnete  Cetitralljehörde, 
die  den  Ministerialressorts  gegenüber  unab- 
hängig ist.  Für  die  Organisation,  kollegiale 
Hesclilussfassung,  Qualitäten  der  Mitglieder, 
Geschäftsgang  und  Geschäftsordnung  u.  a.  in. 
sind  besondere  Vorschriften  uud  Regulative 
erlassen  worden. 


In  Bayern  wird  die  Rechnuiigskontrolle 
durch  die  Rechnungskommissariate  der  Re- 
gierungsfinanzkammern bei  den  Kreisregie- 
rungen  vorgenommen.  Für  eine  Mehrzahl 
von  Centralstelleu,  Verwaltungen  und  Kassen 
besteht  eine  besondere  Konrrollinstanz,  die 
*Reehnuugskammer«  in  München ,  mit 
'bureautuässigem«  Geschäftsgang  und  kolle- 
gialer Bescldussfassung.  Die  Verwaltungs- 
kontrolle wird  vom  Otorateu  Rechnungshof 
in  decentralistischer  Form  wahrgenommen. 
Seine  Verfassung  ist  kollegial.    Der  Oberste 

|  Rechnungshof  ist  dienstaufsichtlieh  dem 
Finanzministerium  unterstellt,  in  seinen  Ent- 
scheidungen aber  von  diesem  unabhängig. 
Er  fülirt  die  oberste  Aufsieht  ül»or  das 
Rechnungswesen  und  ist  die  Berufungsin- 
stanz für  die  Vorbescheidung  von  Differenz- 
punkten bei  der  Rechnuiigskontrolle.  Die 
vSuperrevisonserinnerungeix  des  Abrech- 
nnngskommissars  liei  der  Verwaltungskou- 
trolle  werden  vom  Obersten  Rechnungshof 
in  zweiter  und  letzter  Instanz  entschieden. 
In  Württemberg  lieaufsichtigt  die  dem 
Finanzministeriuni  untergeordnete  (  )bei rech- 
nungskammer  das  gesamte  Staatsrechnungs- 
wesen. Ein  selbständiger  Ul »erster  Rech- 
nungshof fehlt.  Die  Verwaltung«-  und 
Staatskontrolle  wird  durch  die  Ständever- 
saiumlung  l>ezw.  durch  ihren  Ausschuss 
ausgeübt.  Bei  jener  wirkt  die  •  »berrech- 
uungskainmer  teilweise  mit,  bei  dieser  ist 
sie  gänzlich  unbeteiligt.  In  Sachsen  ist 
die  Einrichtung  und  Funktion  der  '  >her- 
reehnungskaminer  dem  preussischen  Vorbihl 
ähnlich.  Die  Oberroehnuugskammer  in 
Baden  untersteht  direkt  dem  Grossherzog. 
Die  Rcchnungskontrolle  wird  von  den  Mittel- 
Itehörden,  die  Verwaltungskontrolle  von  der 
Obcrrechnnngskamincr  vorgenommen.  Für 
die  Centraikassen  bildet  die  <  »berreehnungs- 
kammer  auch  zugleich  die  Behörde  zur 
Rechnungskontrolle.  Hessen  hat  gleich- 
falls eine  <  »benechnungskammer,  die  nach 
dem  preussischen  Vorbild  eingerichtet  ist 

I  und  als  Organ  der  Rechnungs-  und  Ver- 
waltungskontrolle funktioniert. 

2.  Oesterreich- Ungarn.  Die  mit  allen 
anweisenden  Behörden  verbundenen  Reeh- 

i  nuugsdo|>artemeuts  liaben  die  Anweisungen 

|  der  Verwaltungsbehörden  zu  buchen  und 
gegenzuzeichnen,  den  ordnnngsmässigen  Voll- 
zug zu  überwachen  und  deu  Kassen  gegen- 
über die  Rechnungskout rolle  zu  handhaben. 
Das  ( Irgan  der  Verwaltuugskontrolle  ist  der 
Oberste  Rechnungshof,  eiue  dem  Kaiser  un- 
mittelbar unterstellte,  den  Ministerien  gegen- 
ül»er  unabhängige  und  den  obersten  Staats- 
behörden koordinierte  Ten  traisteile.  Dieselbe 
beruht  auf  einer  kollegialen  Verfassung,  doch 
ist  der  Präsident  mit  weitgehenden  Rechten 
ausgestattet.  Der  Oberste  Rechnungshof  ist 
im  ganzen  mit  deu  Rechten  und  Qualitäten 
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eines  ol»ersten  Gerichtshof»  \s  bedacht  und 
fällt  seine  Entscheidungen  selbständig.  All- 
jährlich unterbreitet  er  dorn  Kaiser  einen 
Bericht  über  seine  Thätigkeit  und  hat  hier- 
bei etwaig1»'  Reform  Vorschläge  anzulegen. 
Die  Prüfung  der  Shiatsivohnuugen  ist  teils 
eine  kalkulatorische,  teils  eine  materielle 
und  ist  gegen  die  Rochnungsdopartements 
iler  Verwaltungsbehörden  gerichtet.  Daliei 
i.-t  der  Geschäftsgang  der  übliche  auf  een- 
tralistischer  Basis.  I  >ie  Staatskontrolle  wird 
durch  den  Obersten  Rechnungshof  vorhe- 
reitet.  indem  er  den  ( Vntralrechnungsab- 
schluss  für  das  vorletzte  Verwaltungsjahr 
abfasst.  uml  seine  Klatsmässigk<üt  nachprüft. 
Diese  Rechnung  wird  dann  »lern  Kaiser  vor- 
gelegt und  alsdann  dein  Finanzminister  mit 
der  Ermächtigung  übermittelt,  sie  dem 
Reiehsrat  zur  verfassungsmässigen  Erledi- 
gung vorzulegen.  Die  parlamentarische  Prü- 
fung erstreckt  sieh  auf  »Ion  Kongruenznach- 
wois  zwischen  Etat  und  Rechnung  uml 
endigt  mit  Erteilung  oder  Verweigerung  «les 
Absolutoriums.  Die  staatsrechtliche  Form 
ist  diejenige  eines  Beschlusses  der  beiden 
Kammern.  Die  österreichischen  Kontrolloin- 
richtungen  sinil  bosomlers  dadurch  Ijeachtens- 
wert,  das*  an  die  S^-ite  der  anweisend«*!! 
Behörden  eigene  Roehnungs<lepartemonts  ge- 
stellt sind,  «leren  Vorstäntle  «lie  Dekret uren 
der  Verwaltungsljclmnlen  in  Verschreibung 
und  Kontrnsignatur  nehmen,  bevor  die  Kassen 
die  Auszahlungen  vornehmen  dürfen.  Hier 
ist  «lemgeniäss  mit  der  Verwondungskontrolle 
die  Visakontrolle  verknüpft. 

Seit  dem  Österreich  -  ungarischen  Aus- 
gleich von  lS(i~  ist  für  »lie  gvincin.samen 
Angelegenheiten  «les  Gesamt  Staates  ein  (le- 
rne in  sanier  Rechnungshof  errichtet. 
An  Stelle  der  I^andesjiarlamente  tritt  hier 
bei  der  Staatsknntrollo  jeden  der  beiden  De- 
legationen. 

Für  die  Kontre.Ho  der  Finanzverwaltung 
der  Iiindcr  der  ungarischen  Krone  besteht 
ein  besonderer  Staatsroehnungshof. 

3.  Frankreich.  Die  französische  Finanz- 
kontrolle kennt  zwei  Organisationen,  «lie  Ge- 
ncralfinanzinspoktion  und  den  Obersten  Re»  h- 
nunghof.  Die  Generalfinanzinspek- 
tion (Inspectiou  generale  »les  finances)  hat 
die  Aufgaiw?,  den  äusseren  Dienst  ununter- 
bro«hen  zu  überwachen  und  ülter  dessen 
Stand  den  Finanzininister  fortlaufend  zu 
unterrichten.  Eine  Mehrzahl  von  Inspek- 
ti»»nslteamten,  »lie  dem  Bureau  für  die  Rechts- 
angelegenheiten des  Staatsschatzes  (Ageuce 
judiciairo  et  du  contentieux)  im  Finanzmi- 
nisterium angegliedert  sind,  bereisen  in  1U 
bis  12  Abteilungen  (eseoua»los)  »las  ganze 
Staatsgebiet  und  revidieren  sämtliche  Finanz- 
ges»hafte  der  Departements.  Sie  haben  die 
OnlnungsmässigktMt  und  Zweckmässigkeit 
<ler  ganzen  Finanzgebarung  zu  prüfen.  Die 


ganze  Organisation  steht  unter  13  General- 
inspektoivn,  welche  in  ihrer  meist  7—9  De- 
partemeuts  umfassenden  Zone  mit  4— .")  In- 
sjwktoren  u.  s.  w.  selbständig  «lie  Kontrolle 
ausüben  und  nach  :t  Jahren  den  Insjiektions- 
bezirk  wechseln.  Die  Inspektoren  nehmen 
über  jed«!  Revision  ein  Revisionsprotokoll 
auf,  welches  dem  betreffenden  Beamten  zur 
Notatonheantwortung  überuiilhdt  wird  und 
sodann  au  den  Amtsvorstaml  zur  Abgabe 
von  Erinnerungen  und  an  »Ion  Goneralin- 
spektor  gelangt.  Dies«'r  versieht  es  seiner- 
seits mit  Notaton  und  unterbreitet  es  zu- 
gleich mit  einem  Gericralberichte  dem  Fi- 
nanzminister. 

Der  Oberste  Gerichtshof  (Cour  des 
eomptes)  ist  ein  eigentlicher  Gerichtshof, 
steht  im  Range  gleich  nach  dem  Kassations- 
hof,  hat  »lie  gleichen  Vorrechte  wie  dieser, 
fällt  seine  Ents«-h<'idungeu  auf  Grund  ge- 
richtlicher Verhandlungen  in  den  Formen 
des  Gerichtsverfahrens  und  erlässt  Itei  der 
D»'chaig»>Erteilung  förml iche  rrteilssj »rüche. 
Von  den  3  S«'naten  ist  der  erste  für  »lie 
Prüfung  «ler  Einnahmen,  der  zweite  für  die- 
jenige der  Ausgaben  und  »ler  dritte  für  die 
Rechnungen  der  Dc|>artements  und  Gomein- 
•len  zustämlig.  Bei  l«-sonders  wit-htigen  Ge- 
schäftsfällen vereinigen  sich  »lie  drei  Senate 
zu  einem  einheitlichen  Hofe  (Chainbro  du 
conseil).  Die  Urteile  d«'s  Obersten  Rech- 
nungshofes  sind  volbtreekbar.  Doch  kann 
vom  Rechner  unrl  für  diesen  durch  den  Mi- 
nister wogen  Gosolzosvoi  letzung  »xler  Form- 
f«'hler  Berufung  zum  Staatsrat  eingelegt 
worden.  Die  Kontrollo  ist  wesentlich  Reih- 
nungs-,  nicht  Yerwaltungskontr-'Ue.  Das  Vcr- 
fahren  und  der  Geschäftsgang  sind  die  allge- 
mein vom  <  »bersten  Reehnungshofe  roeipierten 
auf  eoiitralistisoher  Basis.  Die  Rechnungs- 
kontrolle wird  für  »lie  Rechnungen,  welche 
den  Betrag  v»m  3o<MMl  Fratn-s  übersteigen, 
durch  ilen  Präfekturrat  (Präfekt  »j»ler  Stell- 
vertreter und  3  -  4  Mitglieder)  und  für  »Ii- 
Rechnungen  derjenigen  Roehnungsleger,  die 
unmittelbar  unter  »lein  Generaloinnehmor 
stehen  und  gewiss»";  Einnahmen,  namentlich 
»lirekte  Steuern,  zu  verrechnen  haben,  durch 
«Ion  Genoraleinm'hiner  gehandhabt.  In  bei- 
den Fällen  ist  tler  Oberste  Rechnungshof 
nur  Herufsinstanz  und  Siiperrovisionsbehörde. 

Die  Staatskontrolle  winl  auf  Antrag  des 
Finanzministers  durch  einen  vom  Staats- 
oberhaupt ernannten  Aussohuss  ausgeübt. 
Derselbe  ist  aus  je  0  Mitgli»>»lcrn  des  Senats, 
der  Abgeordnetenkammer,  des  Staatsrats  und 
»les  Obersten  Rechnungshofes  zusammenge- 
setzt. Ihm  li»igt  ob.  das  Journal  und  »las 
Hauptbuch  »ler  allgemeinen  Staatsbuchhal- 
terei  im  Finanzministerium  am  31.  Dezember 
abzusch Messen  und  <he  Pcbereinstimmung 
desselben  mit  den  Ministerialrechnungen 
festzustellen.   Das  hierüber  ausgestellte  Pro- 
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tokoll  wird  durc  h  den  Finanzminisler  dem 
Senate  und  der  Abgeordnetenkammer  zuge- 
leitet. Der  vorerwähnte  Ausschuss  hat  sodann 
die  aUgemeine  Rcchnungsablegung  (Oomp- 
tes  geuöraux)  eines  jeden  Ministeriums  zu 
prüfen  und  die  Aufmachung  der  definitiven 
Schlussrechnung  (Ouvertüre  du  reglement 
«lefiuitif  du  budget)  auf  Grund  der  Rech- 
nungen und  Belege  der  einzelnen  Ministc- 
rialressorts  zu  vollziehen,  welche  der  Kammer 
im  zweiton  Monat  des  auf  den  Sehluss  des 
Etatsjahre  folgenden  Etatsjahrs  vorziüegon 
sind.  Hier  wird  nach  den  Vorarbeiten  des 
Obersten  Rechnungshofes  das  Budget  mit 
allen  nachtraglichen  Kredit  fordorungen  zu- 
sammengestellt, die  nicht,  verwendeten  Fonds 
•werden  abgezogen  und  die  isteinnahme  und 
Istaiisgabe  wird  mit  der  Solleinnahme  und 
Sollausgabe  verglichen.  Der  definitive  Ab- 
schluss  des  Budgets  wird  sodann  in  die  Form 
eines  Gesetzes  gegossen  und  als  solches  vo- 
tiert. Durch  dieses  Verfahren  ist  mit  der 
Staatskontrolle  zugleich  die  Yerwaltungs- 
kon trolle  gelöst. 

4.  England.  Die  ältere  Finanzkontrolle 
in  England  war  zwei  Behörden  (iUrt ragen, 
dem  Goneralkontrollour  (Comptrollor  Gene- 
ral) und  den  Abhörkonunissaren  (i'nmmis- 
sioners  of  Audit).  Bei<le  sind  ans  den  ge- 
schichtlichen Wurzeln  der  eigentümlichen 
britischen  Finauzverfassung  herausgewachsen  r«ehereinstiuimung  erzielen,  so  erteilt  der 
und  haben  in  Bezug  auf  Besetzung. Rechnungshof  sein  Visto  mit  Voi behalte, 
Funktionen  und  Zuständigkeit  vielfache  und  dann  entscheiden  die  Kammern  end- 
Verändenmgen  erfahren.  Seit  18(i(>  wurden  giltig.  Die  Staatskontrolle  lasiert  auf  d.-m 
sie  in    eine   einzige    Behörde,    das    Kx  - '  Ooncralberichte    des    Rechnungshofes  und 


auf  die  Rechnungs-,  Verwaltung»-  uud 
Staat skon trolle,  und  seine  Aufgabe  gipfelt 
daher  in  der  Ueberwachung  des  Budget- 
vollzugs durch  die  Regierung.  Er  entscheidet 
eudgiltig  und  als  letzte  Instanz.  Weg«'» 
Gesetzverletzung  oder  Formfehlern  kann 
binnen  .{  Monaten  Berufung  zum  Kassations- 
hofe eingelegt  werden.  Auch  im  Bereiche 
der  Staatsschulden  Verwalt  ung  ist  dem  •  »ber- 
sten Rechnungshofe  eine  weitgehende  Mit- 
wirkung vorbehalten. 

Die  Ordnung  der  Finanzkontrolle  in 
Italien  sciiliesst  sich  an  französische  und 
Itelgische  Muster  an.  Der  Rechnungshof 
(Corte  dei  Conti)  zerfallt  in  drei  selbständige 
Abteilungen,  die  regelmässig  getrennt  und 
nur  in  bestimmten  Gesehäftsfällen  gemein- 
sam beraten.  Sein«1  Attributionen  lieruheu 
nelien  allgemeinen  Aufsichtsrechten  in  der 
Ausübung  der  Visa-  und  der  Verwendungs- 
kontrolle  und  in  der  Verbreitung  der  Stau 1 5- 
kontrolle.  indem  er  die  einzelnen  Ministerial- 
rechnungen  und  die  Generalroehnung  des 
Finanz-  und  Schatzministcriums  zu  prüfen 
und  zu  verifizieren  hat  und  dem  Schatz- 
minister  mit  den  Rechnungen  einen  F>nt- 
wnrf  zum  definitiven  Finanzgesetze  über- 
sendet. Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwi- 
schen Rechnungshof  und  einem  Minister 
berät   der   Ministerrat.     l*ässt  sieh  keine 


einzige 

ehequer  and  Audit  Department, 
verschmolzen  und  mit  einem  einzigen  Be- 
amten, dem  Comptrollor  General  of  H.  M/s 
Exeheqner  and  Auditor  General  of  the  Puh- 
lic  Account,  liesetzt.  Nohen  diesem  Amts- 
vorstand  fungiert  noch  ein  mitverantwort- 
licher Stellvertreter  (Doputy  Comptrollor) 
mit  dem  erforderlichen  Revision*-  und  Hilfs- 
persoual.  Diese  Generalkontrollo  ist  das 
Oigan  für  die  Ausübung  der  Visa-  und  Ver- 
wendungskontrolle im  Hinblick  auf  die  Kon- 
gruenz der  etatsmässigen  Verwendung  der 
vom  Parlament  bewilligten  Summen  (Appro- 
priation Accounts).  Die  Roehnungskontrolle 
ist  ihr  nur  teilweise  übertragen,  da  dieselbe 
in  der  Hauptsache  dem  Kings  ((Queens)  Re- 
niembrancers  Office  im  Court  of  Excherpier, 
eine  Art  Rechnnngskammer  als  ein  Bestand- 
teil des  Schatzamts,  obliegt.  Dagegen  zählt 
die  Vorbereitung  der  Staatskontrolle  zu  den 
Attributionen  der  Generalkontrolle. 

5.  Belgien  und  Italien.  Der  Sieg  des 
j «Hamen tarischen  Systems  in  Belgien  hat 
den  Obersten  Rechnungshof  zu  einem  Or- 
gan des  Parlaments  hcral>gcdrüekt. 
Seine  Mitglieder  worden  vom  Repräsentanten- 
haus auf  6  Jahre  in  wiederruflieher  Weise 

gewählt.    Seine  Zuständigkeit  erstreckt  sich  !  Die  Aufgaben  der  Komptabilität  haben  da- 


wird  von  den  Kammern  vorgenommen,  die 
der  vollziehenden  Gewalt  dann  die  Ent- 
lastung erteilen. 

IV.  Die  KoinptabilitÄtKKesetze. 

1.  Allgeineines.  Die  Aufgabe  der  Finanz- 
verwaltung überhaupt  (vgl.  d.  Art.  Pinar.z- 
Verwaltung  oben  Bd.  III  S.  '.*!)">  ff.)  ist  die 
Durchführung  des  rechtskräftig  beschlossenen 
Budgets  im  einzelnen  nach  gesetz-und  vorord- 
nungsmässigeu  Normen  und  nach  den  Grund- 
sätzen  der  Zweckmässigkeit.  Ks  muss  da- 
her der  Staatsgewalt  im  Hinblick  auf  die 
Wahl  der  Mittel  eine  gewisse  Bewegungs- 
freiheit und  ein  gewisser  Spielraum  gelassen 
worden,  damit  sie  die  geeignetsten  Wege 
einschlagen  kann.  Allein  auch  hier  ist  die 
Verwaltuugsthätigkeit  regelmässig  an  Schran- 
ken gebunden,  die  in  der  Aufstellung  all- 
gemeiner Grundsätze  ihre  Wurzel  linbon. 
Das  System  solcher  Principien  nennt  mau 
die  Komptabilität  im  allgemeinen. 
Hierbei  handelt  es  sich  nicht  bloss  um  die 
Regelung  des  eigentlichen  Rechnungswesens 
(Komptabilität  im  engeren  Sinne),  sondern 
um  alle  Vorschriften  überhaupt,  welche  für 
die  FinauzgeKirung  zur  Anwendung  kommen. 
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her  Ordnung,  Uebersieht  und  Sparsamkeit 
im  Haushalte  zu  schaffen  und  zu  erhalten, 
die  gegenseitigen  Befugnisse  der  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalt  gegen- 
einander abzugrenzen  und  die  Stellung  der 
einzelnen  Ressorts  festzustellen,  das  Behörde- 
wesen des  Finanzdienstes,  das  Anweisungs-, 
Zahlungs-  und  Kassenwesen,  die  Reehnungs- 
stellung  und  Buchführung  sowie  die  Kontrolle 
des  ganzen  Finanzwesens  zu  ordnen.  Alle 
diese  Vorschriften  und  Normen  sind  in  der 
Regel  das  Produkt  einer  langen  geschicht- 
lichen Entwiekelung  und  entstammen  sehr 
verschiedenen  Rochtstpiellen :  Verfassungs- 
gesetzen, Spocialgosetzeu ,  Verordnungen, 
Entsehliessungen,  Reskripten  u.  a.  m.  Das 
ganze  Gebiet  entbehrt  daher  der  Einheit 
und  (hu-  systematischen  Zusammenfassung. 
Man  hat  daher  die  Kodifikation  dieser 
Materien  verlangt. 

2.  Die  KnmptaliilitätKgesetze.  Wir  ver- 
stehen unter  Komptabilitätsgesetz  die  syste- 
matische Zusammenfassung  fiher  die  leiten- ; 
den  Be.stiinniuiigeu .  Vorschriften  und  An- 
ordnuiigcn,  welche  sieh  auf  die  Veranschla- 
gung, Führung  und  Kontrolle  des  Staats-1 
haushalts  beziehen  und  so  ein  Oese tz  fiher1 
den  Staatshaushalt,  die  Verwaltung  der  Ein-  j 
nahinen   und    Ansgaren   des  Staates  dar-1 
stellen.     Auch   dieser  Formulierung  wird 
nieht  gelingen  eine  erschöpfende  Ordnung 
des  ganzen  Reehtsgcliietos  durch  die  Oesetz- 
gehung   herbeizuführen.     Man    wird  sich 
immer  wieder  auf  die  generellen  Principien 
liesch  Winken   und    damit    sich  heseheiden 
müssen,  dass  das.  was  gesetzlieh  festgelegt 
wird    und    festgelegt   werden    muss,  aus 
einem  Gusse  ist  und  in  einer  übersieht-1 
liehen   Form   vorliegt.     Andererseits  kann  ! 
manches,   was   bislang  dem  Verwaltungs- 
ermessen  anheimgegelien  war.  einer  gesetz- 1 
liclien  Bindung  unterworfen  werden.    Da-  j 
gegen  ist  die  förmliche  Ausschaltung  jeder  j 
Bewegungsfreiheit  für  die  vollziehende  Ge- 
walt mit  den  Anforderungen  des  Budget- ' 
Vollzugs    unvereintar.     Denn    Verwaltung  i 
kann  ihre  Aufgabe  nicht  in  Schablonen  allein  1 
erfüllen. 

Von  den  deutschen  Staaten  hat  vor  allem 
Preussen  durch  das  0.  v.  11.  Mai  IS! IS ; 
ein  Komptahilitatsgesetz  erhalten,  nachdem 
ein  gleicher  Versuch  in  den  SO  im*  Jahren 
geseileitert  war.    Es  zerfällt  in  fünf  Teile. 
Zunächst  werden  die  Bestimmungen  über  Vor- 
anschlag und  Aufstellung  des  Etats  (5j§  1  —  12) 
angegelton.   Der  zweite  Abschnitt  behandelt 
die  Führung  des  Staatshaushaltes  (5j§  1H  bis 
1!>)  und  gemeinsame  Vorschriften  für  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  und  Vorschriften  für  | 
die  Einnahmen  insbesondere.    Eine  nähere  j 
Behandlung  erfahren  im  dritten  Abschnitte, 
die   Ausgaben    ($§   20— Mi)     Dann,  sind 
die  Materien  der   Verträge   und  Defekten 


geregelt  (§§  H7— H8)  und  endlich  Normen 
für  die  Rechnungslegung  und  Kontrolle 
(SS  HO — 5<i)  beigefügt.  Gesetze  gleicher 
Art  sind  in  Hessen  seit  1870  und  in 
Baden  seit  1K82  in  Kraft.  Auch  in 
Italien  besteht  seit  1881  ein  Komptabili- 
tiltsgesetz  (Legge  di  eontabilitä  generale). 
In  anderen  Ländern  fehlen  in  der  Haupt- 
sache solche  Kodifikationen,  die  Finanz- 
gebarung beruht  vielmehr  auf  einer  grossen 
Anzahl  specieller  Normen.  Die  sogenannte 
Oomptabilite  publique  in  Frankreich  geht 
heute  noch  auf  das  G.  v.  25.  März  lsl7. 
auf  die  Königliche  Ordonnanz  v.  14.  Sep- 
tember 1822  und  auf  eine  Instruktion  v.  Hl. 
Mai  lsG2  zurück.  Die  Mängel  dieser  Vor- 
schriften sind  längst  erkannt,  und  an  An- 
läufen zur  Kodifikation  hat  es  auch  hier 
nicht  gefehlt,  ohne  dass  ein  Erfolg  erzielt 
worden  wäre.  Der  dem  englischen  Finanz- 
wesen eigentümliche  historische  Geist  und 
seine  Scheu  vor  jeder  Systematik  erklären 
es,  dass  hier  eine  Kodifikation  fehlt.  Auch 
im  Deutschen  Reich  vermissen  wir  noch 
immer  ein  Koinptahilitätsgesctz. 

Litteratlir:  M,  r.  Hecket,  Ihm  Budget,  Isipzi'i 
lMt>,  11  f.  AM,,,..  S.  i<7'< — Fhend«  ei.'t, 
Lippert  eine  aunfiihrliehe  liit.liogmphie,  S.  .t;.f 

—  J,'4.  Vocke.  Art.  »Rrrhuuugrhof  und 
H<chnuny*h>nh»lU«,  11.  d.  St.  /.  .I«rf.f  lid.  V, 
S.  .-i.'i.'f — t'ßj.  —  Itou,  FiiianztrinfeHfchajI.  f  ,i.ir. 

Stein,  Finan:icmxriii<<hujt,  .'>.  Aufl.,  Stuttgart 
I,  .',1t,.  4j:>,  //,  :,o.  —  Hayner,  Fiu.  1. 
?;  M,—  t.}s.  ....  Wagner.  Schaiding  III,  S.  .',47. 

—  i'xfimig.    Budget  und  Stnattrrchuung  IStlH. 
Seitllrr,  Budget  und  Budgetrnld  im  Hau»- 

ha/U  der  k»ii*titutu>nethn  Monarchie,  Wien 
s.  ä.t.'fl:,  j.ir.fl.  —  Derneibe,  <tc*ter- 
rruhinrhe  Staalsrerreehiwng,  Wien  ISSK,  Hd.  1, 
K>ip.  0  und  Hd.  II,  Kap.  'i  und  !>.  Derselbe , 
Stauttrrchnung*h<tj  Oesterreich*,  Wi>  n  VA.vj.  — 
Hertel.  IHe  peeussische  ()l>rrrechnuu<i*kumwrr, 
lirrlin  lfi$4.  —  Vocke,  Der  Rcchiiung*ht>/ 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  da»  Deutsche 
Reich.  Xeitsrhr.  f.  Staatsir.  IST»,.  ~  JjObe, 
IHr  oberste  Finanzkontrolle  in  Sachten,  Fin.- 
Archiv  II ,  S.  .'i.S'.i.  —  L  eber  die  württem- 
htrgische  t  Ibtrrtchnungskummcr  und  den  bayeri- 
schen obersten  lieehnungsh») .  Fin.-Arrh.  VII, 
t',l  und  VIII  .'.4:.  und  .XVI  J?:.  _  .11.  r. 
Jleekel,  .Irl.  « Rerhnun<)sk<at(r"llc,  Rechnungs- 
hof«, i„  W,irt.rl,urh  de,-' V.W.  lid.  II,  S.  401— 
404.  —  Xeller,  Art.  »  Staatsrecht,  ungsterse  n« , 
in  Stengels  W.Ii.  d.  d.  V.R.  lid.  II,  S.  M><— 
■'<H>.  -  Levoy-Beaulleu,  Traitt  de  In  »rience. 
drs  flneinccs,  .1.  ed.,  Iritis  ISi'l,  I.  II.  —  Stoarm, 
l.e  Budget,  »im  hislmre  et  xon  weivinitmc,  4- 
Hirns  V.ii»).  _  ItoiHtteflre,  Art.  »lonlnVc«  in 
Sag,  Hirt,  dm  Fin.  rof.  II.  Hierher  gehört 
auch  dir  gamr  staatsrechtliche  I.itteraliir  iV/xr 
daß  Budgctncht. 

Mnjr  von  Herket. 
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Recht. 

I.BegriffdesRecbtes.  I.Recht  und  Will- 
kür. 2.  Die  Reehtsqiiellen.  8.  Originäre  Rechta- 
entstehung.    4.  Unverletzbarkeit  des  Rechtes. 
—  II.  Der  Rechtszwang     1.  Die  Kon- 
ventionalregel.  2.  Die  Anzweifelung  de«  Rechts- 
zwanstes.  8.  Seitherige  Ableitungen  de«  Rechtes. 
4.  Kritische  Begründung  des  Rechtszwanges  —  i 
III.  Recht  und  Wirtschaft.   1.  Die  Materie 
des  sozialen  Lebens.    2.  Wirtschaftliche  Basis 
und  rechtlicher  Ueberbau.  3.  Angebliche  Wechsel- 1 
Wirkung  von  Hecht,  und  Wirtschaft.    4.  Der 
Primat  des  Rechtes  für  die  soziale  Gesetzmässig- 
keit. —  IV.  Das  Recht  als  Zwangsvcr-| 
such  zum  Richtigen.    1.  Recht  und  Ethik.  | 
2.  Das  Naturrecht.    3.  Heteronome  Instanzen 
4  Sozialer  Idealismus 


I.  Betriff  de«  Rechtes. 

1.  Rocht  und  Willkür.  I  m  den  Be- 
griff des  Hechtes  sicher  bestimmen  zu 
können,  müssen  wir  fragen :  In  welcher 
KrfaJming  wir  den  Gedanken  der  recht- 
lichen Regelung  antreffen :  und  prüfen : 
<  >1)  es  nicht  gewisse  allgemeingiltige  Be- 
dingungen giebt,  unter  denen  man  eine 
sachliche  Abgrenzung  dieser  Art  sozialer 
Gebote  von  anderen  machen  kann? 

Ks  ist  also  der  Begriff  des  Rechtes  nicht 
^twa  a  priori^  zu  suchen :  —  sondern  im 
Zurückgehen  auf  soziale  Erfahrung,  aus  der 
in  kritischer  Bestimmung  ein  dunkel  em- 
pfundener Begriff  gegenständlich  klarzu- 
stellen ist.  Andererseits  hat  dieses  nicht 
durch  analytische  Betrachtung  zu  ge- 
schehen; derartig  also,  das»  man  möglichst 
vielp  Rechtsordnungen  nebeneinander  stellt 
und  nun  etwa  den  ihnen  gemeinsamen  Be- 
griff des  Rechtes  einfach  auszöge:  denn 
jede  einzelne  rechtliche«  Erfahrung, 
die  man  mit  anderen  zusammenstellte, 
w  ürde  ja  ihre  Unterbringung  unter  den  Be- 
griff des  Rechtes  schon  voraussetzen. 

Die  Frage  spitzt  sich  somit  dahin  zu: 
In  welcher  grundlegenden  synthetischen 
Methode  wird  innerhalb  der  sozialen 
<nicht:  der  •> rechtlichen«.)  Erfahrung  eine 
bestimmte  Art  der  äusseren  Regelung  als 
eino  rechtliche  Regelung  unterschieden? 

Dabei  nehmen  wir  einstweilen  vorweg, 
dass  das  Recht  jedenfalls  zu  den  äusser- 
lichen  Regehmgen  zählt,  die  von  aussen 
her  an  den  Einzelnen  herantreten  und  ein 
äusserlich  legales  Verhalten  ihm  ansinnen 
(gegenüber  der  Ethik,  s.  unten  sub  IV);  und 
dass  es  als  Zwangsgebot  gelten  will,  selbst- 
herrlich, ohne  Rücksicht  auf  Anerkennung 
des-  Unterworfeneu  (gegenüber  der  Sitte,  s. 
unten  sub  II).  In  diesem  engereu  Rahmen 
aber,  innerhalb  dessen  wir  den  Rechtsbegriff 
bannen  müssen,  finden  sich  zwei  Möglich- 
keiten, mit  Zwangsnormen  das  soziale  Ver- 


halten von  Menschen  zu  bestimmen:  recht- 
liche und  willkürliche  Gebote. 

Wir  gebrauchen  das  Wort  »Willkür« 
allerdings  wohl  auch  für  einen  inlialtlich 
schlechten  Rechtszustand;  das  bleibt  hier 
beiseite.  Sodann  aber  nehmen  wir  es  für 
Zwangsgebote,  die  nicht  rechtliche  sind  und 
haben  nun  nach  dem  Unterschiede  zwischen 
dieser  blossen  Macht  und  Gewalt  und 
zwischen  den  Rechtssatzungen  zu  fragen, 
dio  ja  auch  als  »rechtliche  Gewalt«  oder 
als  Aensseningen  der  *  Staatsgewalt  *  auf- 
treten. 

Dabei  würde  es  natürlich  keine  ge- 
nügende Auskunft  sein,  wenn  man  die  letz- 
teren einfach  danach  bestimmen  wollte,  ob 
sie  von  eiuer  bestehenden  Rechtsgewalt 
ausgingen.  Denn  worauf  würde  diese 
zurückgehen  V  Einmal  muss  der  entwickelte 
Gegensatz  seinen  logischen  Anfang  neh- 
men; um  so  augenfälliger,  als  oft  genug 
(s.  unten  sub  1, 3)  neues  R  c  c  h  t  entstanden  ist. 
das  nicht  auf  eine  Ermächtigung  von  seit- 
her schon  bestandenem  Reihte  sich  zu 
stützen  vermochte. 

Der  hier  geforderte  Unterschied  ist  nun 
in  rein  formaler  Weise  klar  zu  legen; 
es  darf  nicht  schon  etwas  von  dem  mög- 
lichen Inhalte  sozialer  Regelung  hinein- 
kommen. Derselbe  Inhalt  kann  der 
rechtlichen  Nonn  und  dem  willkürlichen 
Gewaltbefehl  zukommen,  ihre  Verschieden- 
heit muss  im  formalen  B  e  g  r  i  f  f  e  liegen. 

Darum  war  es  nicht  zutreffend,  wenn 
I  bering  das  Recht  als  »die  Sicherung  der 
Lebensbedingungen  der  Gesellschaft  in  Form 
des  Zwanges  definierte.  Dabei  war  indi- 
schen, dass  'die  Gesellschaft«  nicht  schon 
da  ist  und  nun  durch  das  Recht  «gesichert« 
wird ;  dass  vielmehr  das  Rei  ht  den  Begriff 
der  Gesellschaft,  als  eigenen  Gegenstandes, 
erst  konstituiert;  es  war  ferner  dort  nicht 
beachtet,  dass  die  »Form  des  Zwanges«  der 
willkürlichen  Gewalt  gerade  so  eignet 
wie  der  rechtlichen;  und  es  nahm  jene 
Angahe  »die  Sicherung  von  Lebensbedin- 
gungen« unangebracht  schon  in  die  for- 
male Begriffsbestimmung  des  Rechtes  hin- 
ein, während  es  nur  im  besonderen  Falle  — 
vielleicht  —  den  Inhalt  gewisser  Rechts- 
satzungen abgiebt. 

Das  hier  gesuchte  Merkmal  des  Rechtes 
kann  danach  lediglich  durch  den  Unter- 
schied des  nur  subjektiv  oder  des  ob- 
jektiv Verbindenden  gegeben  werden. 
Willkürliche  Anordnung  würde  in 
Machtbefehlen  vorliegen,  die  formal  von 
bloss  subjektiver  Bedeutung  sind,  bloss  als 
Ausbruch  nur  persönlicher  Laune  der  Regel 
Setzenden  erachtet  werden  können;  die  in 
einem  Gebote  gegeben  ist,  das  der  Be- 
fehlende selbst  gar  nicht  (dem  formalen 
Sinne  nach)  als  objektiv  bindendo  Regelung 
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menschlicher  Beziehungen  erachtet ;  auf  das  '  quollen  geschichtlicher  Zeit.  Dies  ist  at»er 
er  zurückkommen  wirrt,  wenn  er  wollen  in  erster  Linie  eine  Frage  tler  einzelnen  ixv 


w  irrt. 

Das  Gegenstück  ist  dann  gegeben,  wenn 
rter  Gebietende  an  die  von  ihm  erlassene 
Regtrt  seihst  auch  gebunden  sein 
will.  Es  müssen  beirte  dem  GeU>te  ver- 
pflichtet sein ;  sei  es  auch  für  den  Regel 
Setzenrten  nur  dahin,  dass  er  die  gesetzte 


sitiven  Rechtser«!  im  ngen  und  rter  technischen 
Jurisprinlonz.  Jedes  Hecht  sagt  man,  ent- 
hält vor  allem  Bestimmungen  über  sich 
selbst.  Es  giebt  in  eigenen,  von  ihm  gesetzten 
liegein  an.  wie  es  geändert,  abgeschafft  und 
ergänzt  werden  soll. 

Dabei   haben  die  einzelnen  Rechtsonl- 


Norm  auch  getreulich  handhabe  und  dass  nungen  ausserordentlich  mannigfaltigen  lii- 
er, wenn  er  nicht  mehr  gebunden  sein  will,  halt.     Besonders  entwickelt  ist  auch  hier 

da«  römische  Hecht :  I^cges,  mores,  edicta 
magistratuitm ,  senatus  eonsulta,  rosponsa 
eonstitutiones  prineipum  et  im- 
porntorum  gelM'ii  in  ihrer  Häufung  whon 
einen  Anhalt  für  die  Fülle  und  Verschieden- 
artigkeit  <l«>r  tlort  geltenden  Hecht« |uellcn, 
l'nter  diesem  j  die  sich  dann  noch  im  einzelnen  zersplitter- 


erst  es  bewirken  muss,  rtass  jene  Satzung, 
die  rechtliche,  wieder  aufgehoben  sei.  inagisrraiuiii 
Hecht  ist  die  ihrem  Sinne  nach  prurtentitim, 
unverletzbar   geltende   Z  wau  gs  re- 
geln ng    menschlichen  Zusammen- 
I  e  b  e  n  s. 

2.  Die  Hechtsquellen. 


Ausdrucke  Umgreift  man  alle  inensehlichen 1  ton  und  in  ihrem  tieltimgswerto  differeu- 
Ilandlungen,  welche  rechtliche  Hegeln  setzen,  ziel  teil.  Cnd  oft  findet  sich  auch  bei  an- 
Dahoi  kann  die  Frage  nach  der  Knt-' deren  Völkern  entsprechende  Reichhaltig' 
Stellung  des  Hechtes  in  dopj.ieltem 
Sinne    aufgeworfen    werden:    als  Zweifel 


darüber,  wie  wohl  das  erste  He« 

Zeit  überhaupt  aufgekommen  sein  mag.  und  i  Verordnung 
als  Erwägung  nach  «1er  Aufstellung  neuen 
R«vhtsinhalt«s  in  geschichtlichen  Zeiten. 

Leber  jenes  sind  mannigfache  Hypothesen 
gebracht  worden.  Haid  meinte  man.  dass 
«ler  erste  König  ein  glücklicher  Krieger* 
gewesen :  oder  noch  näher,  dass  der  Sieg- 
reiche den  niedergeworfenen  Feind  nicht 
tötete,  sondern  zu  seinem  Sklaven  erkoren 
habe:  l»uld  führte  man  es  auf  instinkt- 
mässiges  Zusanunensihliessen  von  l'rmen- 
sclH'ii.  als  geselliger  Tiere,  der  Affenhordo 
vergleichbar,  zurück :  oder  Hess  es  in  der 
Familie,  als  dauernder  Verbindung  von 
Mann  und  Weib  und  Eltern  und  Kindern 
erstehen;  oder  führte  es  in  seinem  ersten 
Aufkommen  gl« -ich  auf  göttliches  Gol>ot  zurück. 
Alter  allos  «lieses  ist  unbewiesen  und  nn- 
sich«T.  Kein  Rückschluss  aus  dem  Leben 
nachmaliger  Geschlechter  leitet  zu  einem 
rohen  Einzeldasciu  von  Menschen  hinüber: 
noch  auch  hat  es  glücken  woll«-n.  in  er- 
kemilkiren  Zeiten  menschliches  Leben  ausser- 
halb eines  sozialen  Bestehens  zu  ent«le«ken. 


k«-it;  besonders,  als  nach  dem  Aufkommen 
«ler  konstitutionellen  Verfassungen  «ler  Ge- 
ht seiner  i  gensatz  von  (ies«>tz  im  engeren  Sinne  und 

entstand.  Im  allgemeinen  aber 
lassen  sich  d«»eh  zwei  Klassen  möglicher 
H«'chts<| uellen  in  grossen  Absätzen  und  he- 
züglicher  Abgrenzung  trennen:  Setzung  «ler 
Ib  gel  durch  bewusston  Akt  bestimmter.  <la- 
zu  brufenor  Menschen  —  oder  aber  durch 
thatsäi'hliche  lehmig  und  andauernde  gleieh- 
mässige  Anwendung  einer  als  Hecht  ange- 
nommenen  Norm. 

V«»n  diesen  bri«len  Klassen  des  (le- 
se t  z  «•  s  r  e  c  h  t  e  s  und  «les  G  e  w  o  h  n  Ii  «>  i  t  s  - 
rechtes  überwiegt  in  den  verschiedeneu 
Z«'it«'ii  «ler  einzelnen  Völker  bal«l  die  eine 
oder  «lie  andere  Heclitsbildung.  Ihre  theo- 
retische Betrachtung  war  jedoch  liesonders 
piägnant  in  den  bci.len  letzten  Jahrhunder- 
ten: und  zwar  in  starker  (b-gensätzliehkeit. 

Der  herrschenden  1/chre  des  bS.  Jahr- 
humlert.s  galt  ein  Rechtshrauch  nur  des- 
halb als  Hecht,  weil  er  stillschweigend  von 
dem  staatlichen  G«vsetzgclier  aufgenommen 
und  .sanktioniert  wonlen  sei.  (ierwle  um- 
gekehrt stellte  «lie  historische  Hechtsschuie 
<l«'s  III.  Jahrhunderts  die  M<'inung  auf,  dass 


Wenn    ak-r  die   neuere   prähistorische  «las  Hecht  nur    eine  gemeinsame  rebei  - 


Forsehung  von  dem  hypothetischen  Stadium 
«ler  Wildheit-  mit  ruir  sich  abgewamlt 
und  statt  dessen  dasjenige  der  Baibarei 
zur  Untersuchung  g«^stellt  hat,  welche  der 
>Civilisation-  vorausgegangen  wäre:  so  ist 
der  Bestand  rechtlicher  Regelung  schon 
vorausgesetzt.  Der  Streit  um  das  Mutter- 
recht,  um  exogame  und  endogame  Stämme, 
über  die  Gontilverfassung  der  Vorzeit  und 
anderes  mehr  ttetrifft  schon  sozial  geregfite 
Verhältnisse. 

Für  die  Entstehung  des  Hechtes  kommt 
also  nur  die  zweite  olien  genannte  Frage 


also  nur  «lie  zweite  oben  genannte  frage ,  oescliranKen,  ua  er  ja  uher  üie  Entstehung 
ernsthaft  in  Betracht:  die  nach  den  Rechts- 1  des  Rechtes,  eben  der  von  der  Volksseele 


zeiigungt  sei,  welch«'  der  Volksgeist  in 
den  zur  nächtlichen  tiemoinsohaft  Vereinig- 
ten  erwecke;  so  dass  die  l>este  Art  der 
Feststellung  dieser  l  eberzetigung  ihre  un- 
willkürliche Bethätigung  im  Volksgebrauehe 
sein  müsse,  während  der  sogenannte  Ge- 
setzgeber, der  ja  «lie  gemeinsame  L'eber- 
zeugung,  ids  das  schon  vorhandene 
Hecht,  nur  zu  formulieren  und  zu  redi- 
gieren hal*?,  sich  dabei  sehr  leicht  irren 
könne  und  jedenfalls  niemals  die  Befugnis 
habe,  die  Bildung  von  Gewohnheitsrecht  zu 
beschränken,  da  er  ja  über  die  Entstehung 
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gewährten  Ueberzeugung,  gar  keine  Macht 
habe. 

Keine  der  beiden  Auffassungen  durfte 
das  Richtige  treffen.  Das  Recht  giebt  sich 
in  der  sozialen  Erfahrung  als  ein  mensch- 
licher Zwangsbefehl  und  keineswegs  als  eine 
blosse  Ueberzeugung ;  und  ob  der  Inhalt  jenes 
Befehles  einer  allgemeinen  Volksauffassung 
entspricht  oder  nicht,  ist  nicht  mehr  eine 
Frage  des  Rechts  begriff  ei«.  Nun  ver- 
mag der  oben  (sub  1  a.  E.)  gegebenen  Be- 
griffsbestimmung des  Rechtes  sowohl  die 
Feststellung  der  Kegel  durch  Oesetz  als 
durch  Gewohnheit  zu  entsprechen.  Und 
wenn  letztere  als  rechtsbildend  von  einem 
bestimmten  Rechte  anerkannt  ist,  so  ist  es 
allerdings  ülterflflssig,  für  jeden  einzel- 
ne» Brauch  auf  eine  angeblich  stillschwei- 
gende Billigung  der  gesetzgebenden  Gewalt 
zurückzukommen ;  es  genügt,  wenn  jene 
Rechtsbildung  von  dem  Rechte  im  ganzen 
als  Reehts<|uelle  aufgestellt  ist,  mag  nun 
dieses  Recht  selbst  wieder  durch  Setzung 
oder  durch  Gewöhnung  sich  gebildet  haben. 

Fragt  man  dann  Aveiter  nach  dem  sach- 
lichen Werte,  so  verdient  an  und  für 
sich  keine  der  beiden  Arten  von  Rechts- 
>|iiellen  einen  Vorzug  vor  der  anderen.  Wei- 
das Gegenteil  meint,  würde  »'inen  kon- 
kreten Satz  mit  einem  angeblich  unbe- 
dingt giltigen  Inhalte  postulieren,  was 
nicht  angeht.  Es  tuuss  dein  Wechsel  der 
Zeiten  überlassen  bloilten,  nach  einer 
allgemein  giltigen  formalen  Me- 
thode (s.  unten  sub  IV,  bes.  2)  für  die  be- 
sonderen sozialen  Zustünde  jedes  Volkes 
und  lindes  darüber  zu  entscheiden,  ob  G<- 
setzesreeht  oder  Gewohnheitsrecht  als  Rechts- 
■pielle  den  Voraug  verdiene. 

Alter  vielleicht  -  so  könnte  man  ein- 
wenden —  würde  eine  bestimmte  Rechts- 
ordnung mit  eiuem  versuchten  Verbote  gc- 
wohnheitsreehtlieher  Bildung  keinen  rechten 
Erfolg  halten,  sondern  die  Erfahrung  machen, 
dass  sich  trotzdem  —  also  gegen  das 
Gebot  des  geltenden  Rechtes*  —  doch  immer 
wieder  Gewohnheitsrecht  bildet.  Das  wäre 
eine  Frage  ganz  anderer  Richtung,  als  die- 
jenige dei  historischen  Rechtssehule  es  war. 
Ihre  Aufnahme  und  Beantwortung  führt  je- 
doch zu  einer  allgemeinen  Erwägung  über 
Entstehung  des  Rechtes,  für  die  wir  etwas 
.weiter  ausholen  müssen. 

3.  Originäre  Reehtsentstchung.  Es 

ist  im  Laufe  der  Geschichte  unzählige  Mal 
vorgekommen,  dass  sich  neues  Recht  ge- 
bildet hat,  ohne  dass  es  sich  dabei  auf  die 
Ermächtigung  des  seitherigen  Rechtes 
stützen  konnte,  vielfach  sogar  in  unmittel- 
barem Gegensatze  zu  der  bestehenden  Rechts- 
ordnung. Die  Auflösung  des  alten  Deutschen 
Reiches  1806  war  ebenso  wenig  in  dessen 


Verfassung  vorgesehen  wie  das  Aufgehen 
des  Staates  Reuss-Lobenstein-Ebei-sdorf  1848 
in  Reuss  jüngerer  Linie  oder  der  Verzicht 
auf  die  Souveränität  des  Fürstentums  "Wal- 
deck  im  Aeoessionsvertrago  mit  Preussen. 
Es  zählt  hierher  überhaupt  jede  Rechts- 
setzung durch  hereinbrechende  fremde 
Macht  und  Gewalt,  jede  Schöpfung 
neuen  Rechtes  durch  Empörung  oder 
Eroliorting.  durch  Staatsstreich  oder  Revo- 
lution. Man  mnss  hierher  die  völkerrecht- 
lichen Verträge  zählen,  welche  neues 
Recht  über  den  einzelnen  Staatswesen  be- 
gründen und  dafür  (wenigstens  in  der  Zeit 
des  Aufkommens  des  neuzeitlichen  Völker- 
rechtes) auf  eine  ermächtigende  RoehtS'pielle 
sich  nicht  lierufen  konnten.  Und  es  wür- 
den nicht  minder  solche  Abmachungen  ein- 
l>ezogen  w eitlen  müssen,  welche,  wie  die 
den  norddeutschen  Bund  und  dann  das 
Reich  begründenden  Akte,  nicht  einfach  die 
Ausführung  eines  bestehenden  Rechtssatzes 
darstellten,  sondern  selbst  erst  eine  neue 
Uentralgewalt  erschufen.  So  mag  es  denn 
auch  möglich  sein,  dass  sich  ein  Gewohn- 
heitsrecht neu  bilden  kann,  obgleich  es  von 
dem  bestehenden  Rechte  zurückgewiesen 
wird,  —  also  im  Wege  des  Rechtsbruches. 

Wie  eine  solche  ursprüngliche  Ent- 
stehung von  Recht  zu  erklären  sei,  darüber 
ist  man  innerhalb  der  Sozialpliilosophie 
nicht  einig.  Manche  Juristen  haben  ge- 
meint dass  ein  durch  Reehtsbruch  einge- 
führtes Recht  nach  einiger  Zeit  sich  im  all- 
gemeinen Volksbowusstscin  schon  festsetzen 
werde.  Das  ist  eine  ungenügende.  Aus- 
kunft. Denn  sie  muss  zugeben,  dass  da* 
beispielsweise  durch  Gewalt  gesetzte  Recht 
auch  schon  die  Eigenschaft  einer  -  rechtlichen  <. 
Ordnung  habe;  die  hinterherige  angebliche 
Sanktionierung  durch  die  allgemeine  Ueber- 
zeugung ist  also  nicht  nur  in  ihrem  Ein- 
treffen zweifelhaft  und  zufällig,  sondern 
auch  für  die  Frage  nach  dem  formalen  Vor- 
handensein des  Rechtes  glcichgiltig. 

Andere  haben  wenigstens  die  Neusehöp- 
fungen  durch  einigende  Abmachungen  damit 
erklären  wollen,  dass  die  beteiligten  Maeht- 
faktoren  einen  zusammenstimmenden  >Oe- 
samtakt«  vorgenommen  hätten.  Allein  die- 
ses lässt  die  Rechtsentstehung  durch  Rechts- 
bruch uulierüeksichtigt,  welche  genau  das 
gleiche  Problem  wie  jene  erwähnten  Fälle 
aligiebt:  und  es  wird  die  Frage  für  die 
letzteren  nicht  bis  zu  der  obersten  wün- 
schenswerten Erwägung  zurückgeführt.  Denn 
wenn  zum  Exempel  verschiedene  Rechts- 
ganze sich  nun  gemeinsam  unter  das  Ge- 
setz ihres  gemeinsamen  Willens  stellen  und 
dadurch  ein  neues  Recht  originär  er- 
schaffen, so  ist  es  klar,  dass  der  besondere 
Vorgang  als  E  i  n  z  e  I  a  n  w  e  n  d  u  n  g  eines 
allgemeinen    Gesetzes    über  mögliche 
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Rechtsentstehung  überhaupt  auf- 
tritt. 

Hiernach  bleibt  als  letzte  Frage:  Woran 
erkennt  man  überhaupt,  ob  etwas 
.Hecht-  ist? 

Dies  beantwortet  sich  nun  durch  die 
oben  (sub  1  a.  E.)  gegebene  Begriffsbestim- 
mung des  Hechtes,  insbesondere  durch  seine 
Abscheidung  von  dem  Begriffe  der  willkür- 
lichen Gewalt.  Jene  ausserhalb  des  seit- 
herigen Rechtes  entstandenen  Zwangsbe- 
fehle stellen  dann  neues  Recht  dar,  sobald 
sie  im  Sinne  eigener  Unverletzbarkeit  das 
seitherige  Hecht  beseitigen,  sei  es  auch  der- 
artig, das»  sie  die  seitherige  Reehts*juclle 
im  Wege  brutaler  Gewalt  gegen  diese 
wegschaffen. 

Die  Art  der  Entstehung  ist  also 
für  die  Finge,  ob  ^rechtliche»  Hegeln 
vorliegen,  überhaupt  gleichgiltig:  die  l>e- 
griffliche  Charakterisierung  eines  Gebotes 
als  eines  »rechtlichen'  kann  nur  aus  dem 
Sinn  e  d  er  ( l  e  1 1  u  n  g  eines  selbst  herr- 
lichen Gownltbefehls  entnommen  werden. 

4.  Unverletzbarkeit  den  Rechtes.  Aus 
dem  Gesagten  folgt,  dass  eine  Unverletzbar- 
keit des  Hechtes  bloss  in  bedingter 
Weise  behauptet  werden  kann:  Sie  ist  nur 
vorhanden  während  des  Geltens  der 
fraglichen  liechtsregel.  Dagegen  kann  diese 
letztere  jederzeit  abgeändert  werden ;  eine 
.Sicherheit  gegen  beliebige  Abänderung  des 
Rechtes  kann  bloss  nach  dessen  Begriff 
nicht  erwartet  werden. 

Kine  unbedingte  Heiligkeit  und  absolute 
Unabänderlichkeit  kann  auch  keinem  Para- 
graphen der  ■■Verfassung':  zukommen. 
Sie  alle  können  gleichfalls  immer  wieder 
eine  Aenderung  erleiden.  Und  auch  ihre 
Einführung  als  >ewig<-  geltende  Sätze 
k  a  n  n  hieran  gar  nichts  ändern.  Das  sich 
an  ihn»  Stelle  setzende  Gel>ot,  das  dem 
Begriffe  des  Hechtes  entspricht,  ist  elien 
Recht,  —  auch  wenn  die  seitherige  Ver- 
fassung diese  Einfuhrung  des  fraglichen 
Reehtssatzes  nicht  gewünscht  hatte. 

Es  ist  hiernach  ein  Irrtum,  wenn  ver- 
fassungstreue Politiker  ihre  Ueberzeugung 
in  der  Weise  zu  begründen  versuchten,  als 
ob  in  Recht  und  Verfassung  eine  a  priori 
derartig  festliegende  Basis  gegeben  wäre, 
dass  gegen  sie  ein  neues  »Hecht*  sich 
nicht  bilden  könnte.  Derartiges  lässt  sich 
aus  der  bloss  logischen  Analyse 
des  Rechtsbegriffes  nach  keiner  Rich- 
tung hin  gewinnen.  Schlüssiger  Weise 
kann  nur  aufgestellt  werden,  dass  die 
Aenderung  des  Rechtes  durch  Reehtshruch 
eine  nicht  gute  That  sein  würde,  —  ab- 
geurteilt aber  vor  einem  ganz  anderen 
Forum,  als  es  durch  die  formale  Bestimmung 
des  Hechtsbegriffes  gebildet  wird. 

Die   neuere   politische    Geschichte  hat 


interessante  Ausfüllrungen  dieses  Gedankens 
geliefert  Als  die  dritte  französische  Re- 
publik die  Erfahrung  machte,  dass  die 
ineisten  der  gesetzlich  tinabsetzbaren  Richter 
Orleanisten  seien,  so  wurde  das  Gesetz  über 
die  Unabsetzbarkeit  aufgehoben,  die  Richter- 
steilen  geleert  und  mit  Republikanern  neu 
besetzt,  —  darauf  aber  die  Unabsetzbarkeit 
der  Richter  gesetzlich  wieder  eingeführt. 
Das  war  in  der  That  das  einzig  richtige 
Verfahren.  Die  Absetzung  eines  monarchisch 
gesinnten  Richters  durch  die  Verwal- 
tungsbehörde wäre  eine  willkürliche 
Gewaltmassregel  gewesen  und  geblieben: 
ein  Unrecht,  das  dem  Begriffe  des  Rech- 
tes geradezu  in  das  Gesicht  geschlagen 
hätte.  Wollte  man  den  Rechtsbodcii ,  als 
Fundament  des  Staatswesens,  nicht  erlassen  . 
so  war  es  unumgänglich,  das  geschilderte 
Verfahren  einzuschlagen.  Und  man  kann 
dieses  nur  dann  merkwürdig  finden,  wenn 
man  sich  vorher  einen  unhaltbarcu  Begriff 
von  der  Art  des  unverletzlichen  Rechtes 
gemacht  hat. 

In  den  konstitutionellen  Staaten  der 
Neuzeit  tritt  dieses  durch  die  grundsätzliche 
Scheidung  der  Zuständigkeiten  unter  den 
verschiedenen  Organen  des  Gemeinwesens 
ganz  unverkennbar  hervor:  Aber  es  feldt 
die  gleiche;  Unterscheidung  in  der  Sache 
auch  in  den  absoluten  Staaten  nicht.  Es 
ist  ein  berühmter  Satz  der  byzantinischen 
Kaiser:  Digna  vox  maiestate  ivgnnntis,  legi- 
bus alligatnm  sc  princi|iem  profiteri 
(C.  1,  11,  -1).  Und  von  besonderem  Inte- 
resse dürfte  auch  hier  die  Massnahme 
Friedrichs  des  Gmssen  sein,  in  dessen  pn>- 
jektiortem  preussischem  Gesetzbuche  vorge- 
sehen war:  Königliche  Reskripte,  die  gegen 
das  I<andrecht  Verstössen  wünlen,  ohne  dass 
dem  Könige  dieses  bewusst  gewesen,  soll- 
ten keine  rechtliche  Bedeutung  haben  (Proc. 
corp.  nir.  Frid.  (1748)  1,  1  tit.  2  §  9). 

Freilich  ist  zuzugel>en,  dass  die  Grenze 
zwischen  Recht  und  Willkür  im  einzelnen 
Falle  zweifelhaft  sein  kann:  die  nur  be- 
dingte  Unverletzbarkeit   des   Hechtes  und 


seine  Eigenschaft  ab 


ein 


dbstherrlicher 


.Machtbefehl  machen  dieses  unvermeidlich. 
Alier  ohne  dieses  leichte  Ineinanderspielen 
der  beiden  Arten  von  Zwangsgesetzen,  ohne 
die  stete  Versuchung,  das  während  seines 
Geltens  unverletzbar  wollende  Recht  doch 
wieder  zu  missachten,  wiinle  die  Ge- 
rechtigkeit zu  allen  Zeiten  und  bei  je- 
dem Volke  nicht  so  als  besondere  Tugend 
gepriesen  worden  sein;  würde  das  Wort 
des  Psalmisteu  nicht  überall  so  mächtigen 
Widerhall  gefunden  haben :  »Hecht  muss 
doch  Hecht  bleiben.« 

II.  Der  Rechtszwang. 
1.  Die  Konventionairegel.  Der  Gegen- 
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satz  von  Recht  und  Sitte  ist  seit  langem 
l>eobachtct  worden;  aber  erst  die  Lehre  des 
Anarchismus  in  der  neueren  Zeit  hat  zu 
einer  schärferen  Erfassung  beider  Begriffe 
Anlass  gegeben  und  hingeführt.  Die  »Sitte« 
ist  danach  nur  eine  einzelne  Anwendung 
eines  Gattungsbegriffes  von  Regeln,  welche 
gemeinsam  neben  den  rechtlichen  Satzungen 
im  sozialen  Lel>cn  auftreten.  Für  sie  ist 
aber  die  Entstehung  durch  gewohnheits- 
mässige  Hebung  nicht  wesentlich:  Sie 
kennen  ihrerseits  durch  bewusste  Setzung 
von  Vereinbarenden  geschaffen  werden :  und 
umgekehrt  kommt  jene  Entstehungsart  durch 
Brauch  auch  bei  dem  Rechte  in  Betracht. 
Sie  umsjiannen  vielmehr  alle  Normen  ülier- 
haupt.  die  in  den  Formen  des  geselligen 
Verkehres  im  engeren  Sinne,  den  Forderun- 
gen der  Etikette,  von  Brauch  und  Anstand, 
in  der  äusseren  Mode  des  Betragens  wie 
in  »lein  Kodex  der  ritterlichen  Ehre  uns 
entgegentreten.  Ich  nenne  alle  diese  die 
K  o  n  v  e  n  t  i  on  a  1  r  e  g  e  1  n. 

Ihren  Gegensitz  zu  dem  Rechte  darf 
man  nicht  etwa  so  auffassen,  dass  das  letz- 
ten? von  «lein  Staate^  ausginge,  während 
jene  von  der  ^Gesellschaft-  ohne  Organi- 
sation', geschaffen  würden.  Denn  der  Be- 
griff des  Staates  besagt  selbst  nur  eine  be- 
stimmte rechtliche-  Verbindung:  er  ist 
mithin  dem  Begriffe  des  Rechtes  unterge- 
ordnet, nicht  umgekehrt.  Und  -organi- 
sieren^ heisst  weiter  gar  nichts  als  unter 
äusseren  Regeln  vereinigen:  sodass 
wir  hierin  ein  den  beiden  Klassen  gemein- 
sames Merkmal  hätten. 

Der  Unterschied  von  juristischer  Satzung 
und  konventionaler  Regel  liegt  in  dem 
Sinne  des  Geltungsanspruches. 

Das  Recht  erhebt  (nach  einfacher  That- 
saehe  der  Erfahrung) den  Anspruch,  selbst- 
herrlich über  dem  Einzelnen  zu  stehen. 
Es  bestimmt  selbst,  wer  ihm  unterthan  ist 
und  wann  es  ihn  entlasst;  es  will  unab- 
hängig von  der  Zustimmung  der  Rechts- 
unterworfenen gelten. 

Die  Konveiitionalregel  gilt  ihrem  eigenen 
Sinne  nach  nur  hypothetisch;  bloss 
zufolge  der  Einwilligung  des  Unterstellten, 
sei  es  auch  einer  stillschweigend  gegebenen. 
Vielleicht  übt  sie  einen  so  starken  Druck  im 
einzelnen  Falle  aus,  dass  der  Angeredete  sich 
dem  kaum  entziehen  kann:  diese  psycho- 
logische Beobachtung  ist  für  den  inhaltlichen 
Sinn  des  Geltungsanspruches  gleichgiltig. 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  man  genau  ge- 
nommen hier  gar  nicht  von  Pflichten, 
sondern  nur  von  Einladungen  sprechen 
kann;  bei  deren  übereinstimmender  Be- 
folgung sich  allerdings  ein  verblasstes  Ab- 
bild rechtlicher  VerKinde  in  konventionalen 
Gemeinschaften  tliatsäehlich  ergeben  kann. 

2,    Die   Anzweiflung    den  Rechts- 


zwanges.  Die  interessantesten  Vertreter 
des  Anarchismus,  vor  allem  Stirner 
und  Tolstoi,  behaupten  nun,  dass  die  ein- 
zig richtige  Form  des  menschlichen  Oesell- 
schaftslebens  die  Vereinigung  unter  Kon- 
ventionalregeln  sei.  Sie  formulieren  zwar 
selbst  diesen  letztgenannten  Begriff  nicht, 
aber  sie  müssten  ihn  nach  der  eben  ge- 
gel>enen  Klärung  übernehmen,  wenn  anders 
ihre  Lehre  Schärfe  und  Geschlossenheit 
zeigen  soll.  Sie  verwerfen  den  Zwang,  den 
das  Recht  allgemein  mit  sich  führt,  als  in 
sich  unberechtigt:  Es  läge  darin  not- 
wendig eine  Gewalt,  die  wegen  ihres  Cha- 
rakters als  einer  Zwangsregelung  unver- 
besserlich sein  müsste. 

Man  darf  dem  gegenüber  nicht  fragen, 
ob  ein  rechtloser  Zustand  jetzt  eingeführt 
werden  könnte?  Denn  die  erwähnte  Skepsis 
wird  zunächst  nur  zur  richtigen  Erfassung 
unseres  sozialen  Lebens  wissenschaftlich 
einzuführen  gesucht.  Will  man  aber  zuvor 
die  ^praktische«  Bedeutung  der  Frage 
sehen :  so  ist  es  ausser  Zweifel ,  dass  der- 
jenige, der  jener  Lehre  zustimmen  würde, 
in  allen  seinen  jxditisehen  Meinungen  und 
Handlungen  innerhalb  der  rechtlich  zu 
erledigenden  Fragen  grundsätzlich  liestimmt 
werden  würde. 

Nun  besitzt  aher  jene  radikale  Anzweif- 
lung den  theoretischen  Wert  ,  der  zu- 
meist dem  Skeptizismus  zukommen  kann : 
dass  sie  zur  kritisch  begründeten 
Auflösung  des  Problems  hin  leitet  und  vor 
ungeprüftem  Hinnehmen  überlieferter  An- 
sichten beschützt. 

Die  Rechtsphilosophie  hatte  seit  dem 
Altertum»'  es  versucht,  die  Einrichtung  der 
rechtlichen  Ordnung  vor  dem  Richter- 
stuhl der  Vernunft  zu  rechtfertigen.  Aber 
sie  hatte  nicht  nur  den  vorhin  erörterten 
Gegensatz  zur  Willkür  einerseits  und  zur 
Konventionalregel  andererseits  nicht  sicher; 
sondern  sie  verzehrte  sich  vor  allem  in  dem 
fruchtlosen  Bemühen,  durch  eine  einheit- 
liche Formel  zugleich  den  Bestand  des 
Rechtszwanges  und  den  rechten  Inhalt  des 
Rechtes  zu  begründen.  Dem  gegenüber 
unternehmen  wir  es,  beide  Fragen  als 
gänzlich  geschiedene  Probleme  zu 
behandeln:  1.  iJlsst  sich  die  Anwendung 
des  Rechtszwanges  an  und  für  sich,  und 
ohne  alle  Rücksicht  auf  den  besonderen  In- 
halt eines  bestimmten  Rechtes,  kritisch  be- 
gründen? 2.  Welches  ist  der  Zielpunkt 
und  darnach  die  rechte  al  1  gemei ngi  1- 
tige  Methode,  um  einem  gegebenen 
Rechte  den  richtigen  Inhalt  zu  verleihen? 
—  Mit  dieser  grundlegenden  Scheidung 
dürfte  der  Rechtsphilosophie  zuerst  eine  ge- 
sicherte Grundlage  zu  weilerer  Einsicht  ver- 
liehen sein. 

3.  Seitherige  Ableitungen  des  Rech- 
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tes.  Soweit  in  der  Geschichte  der  Rechts-  gänzliches  Mittel  für  die  menschliche  Ge- 
philosophie,  im  soeben  angegebenen  Sinne,  Seilschaft  sich  in  notwendiger  kausaler  Be- 


Versuehe  zur  Begründung  des  Rechtes  als 
solchen  gelegen,  sind,  lassen  sie  sich  in 
solche  einteilen,  die  von  aussen  her  durch 
den  Spruch  einer  dem  Rechte  an  sieh  frem- 
den Autorität  den  Rechts/.wang  diktieren 
wollen:  zweitens  in  solche,  welche  das  Recht 
alsein  Mittel  zu  einem  anderen,  ihm  an 
sich  gleichfalls  fremden  Zwecke  auffassen. 

I.  Aeu  sse rl  i che  A  h  1  ei  t  u n  geu.  1. 
Göttliche  Offenbarung  und  Anord- 


dingtheit  eingestellt  habe;  und  dass  er,  aller 
geschichtlicher  Erfahrung  zufolge  auch  in 
den  kommenden  Zeiten  als  notwendiges 
Produkt  wirtschaftlicher  Verhältnisse  sich 
bilden  werde.  Wird  vor  allem  von  An- 
hängern der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung (s.  d.  Art.  oben  Bd.  V  S.  72">ff.) 
vertreten:  und  zwar  in  doppelter  Richtung: 
a)  Die  Menschen  werden  sich  mit  psy- 
chologischem Zwange  immer  gewissen  so- 


Illing.  So  die  katholische  Rechtsphilosophie,  zialon  Befehlen  und  Regeln  fügen,  welche 
in  der  Neuzeit  (s.  unten  sub  IV,  2)  besonders  1  »rechtliche*  Eigenschaft  haben.  —  AI  »er 
de  Maistre,  Gör  res  u.  a. :  -  auf  protes-  dies  übersieht,  dass  der  Anspruch  des 
tantischer  Seite   vor   allem  E.  .1.  Stahl.  Rechtes  der  ist:   zu  gelten  ohne  Rücksicht 


Ger  letztere  führt  aus:  Die  Setzung  des  pc 
sitiveu  Rechtes  geschieht  mittelst  mensch- 
lichen Willens,  aber  mit  dem  Bewusstsein 
einer  Notwendigkeit  und  Ermächtigung  in 
Gottes  Ordnung  (Rphil.  II.  2.'51).  Lud  es 
ist  der  Staat  eine  göttliche  Institution;  sein 
Ansehen  gründet  sich  auf  Gottes  Gebot 
(wenngleich  nicht  auf  Gottes  unmittelbar« 


auf  die  Zustimmung  der  Unterworfenen. 
Dieser  Anspruch  kann  durch  Hinweis  auf 
eine  gewisse  psychologische  Notwendigkeit 
einer  Zustimmung  oder  Anerkennung  nicht 
begründet  werden. 

b)  Die  sozialen  Gewalthaber  werden 
I  sicherlich  immer  bei  der  Anwendung  des 
i  Rechtszwanges  verbleiben.  —  Nun  sind  je 


die  Natur  durchbrechende  That):  Die  1  doch  die  Rechtsgohoto  an  und  für  sich  nur 
Obrigkeit  hat  ihre  Gewalt  von  tlott  (III.  j  Mittel  zu  menschlichen  Zweeken ;  als  solche 
17b' ff.):  -  -  » Autorität,  nicht  Majorität!-  —  ,  können  sie  in  ihrer  Eigenart  nur  so  ge- 
Hiergegen  ist  jedoch  einzuwenden:  Es  ist  |  rechtfertigt  werden,  dass  sie  als  unverrneid- 


nicht  einzusehen,  weshr 


ttir 


Einführung 
Gottes  auf 


liches  Mittel 
erweisen. 


zu  notwendigem  Zwecke  sieh 


1}  Teleologische  Theorieen.  a) 


und  Bethätigung  eines  Reiches 
Erden    gerade    der    Reehtszvvang    in  I 

seiner  Eigentümlichkeit  nnerlässlich  sein  Der  Rechtszwang  sei  notwendig  zur  Er- 
soll.  Der  j>osjtive  Spruch  aber:  Seid  unter-  haltung  des  Menschengeschlechtes,  das  ohne 
than  der  '  »brigkeit,  die  Gewalt  über  euch  ihn  in  ein  bellum  omnium  contra  ouiues 
hat.  erledigt  in  sich  garnicht  die  Trage,  ob  verfallen  weide.  -  -  wenn  nicht  der 
eine  mit  rechtlicher  Gewalt  ausgestattete  That.  so  doch  der  Idee  menschlichen  Zu- 
<  »brigkeit  a  priori  notwendig  und  an  sich  sainmenwirkens  zufolge  (II oh  hos;  —  im 
berechtigt  sei?  letzten  Sinne  auch  übernommen  von  Kant). 

2.  Das  Recht  des  Stärkereu:  dem  -  Allein  der  Krieg  aller  gegen  alle  ist  nur 
Rechte  müsse  man  gehorchen,  weil  und  so-  das  Gegenstück  von  einem  sozialen 
weit  damit  Gewalt  verbunden  sei.  Nach  Leben  der  Menschen  überhaupt, 
dem  Vorgange  von  S p i n o z a  in  eigenartiger  Dieses  braucht  keineswegs  ein  rechtlich 
Deduktion  besonders  ausgeführt  von  Ludwig  >  geregeltes  Bestehen  zu  sein,  es  kann  auch, 
Haller  mit  dem  Grundgedanken,  dass  es  seinem  Begriffe  nach,  nur  unter  konventio- 
ein  Naturgesetz  sei,  dass  der  Mächtige  nalen  Sätzen  statthaben.  Diesem  letzteren 
herrsche,  der  Schwächere  unterthan  und  gegenüber  hat  der  rechtliche  Zwang  keinen 
dienstbar  sei.  (Für  den  Kampf  der  Völker  in  sich  Ix-gründeten  Vorzug.  Auch  hat  (in 
und  Rassen  vielfach  ausgeführt  von  Gum-  relativer  Betrachtung)  das  Rocht  bis  jetzt 
plowicz  dem  älteren:  während  dessen  den  Krieg  unter  den  Menschen  nicht  ver- 
Sohn sich  als  Anarchist  bethätigt  hat.)  —  hindert;  und  ob  es  dein  verhältnismässig 
Alle  diese  Versuche  ül »ersehen,  dass  eine  entgegenarbeiten  wird,  das  hängt  sehr  von 
grössere  Macht  innerhalb  der  menschlichen  seinem   Inhalte  ab:   der  Rechtszwang 


Gesellschaft  nur  durch  das  Recht  be- 
steht und  den  Begriff  des  Rechtes  und 
seine  verbindende  Kraft  bereits  voraussetzt. 
Die  Begründung  der  letzteren  kann  also 
nicht  von  einem  Umstände  äusserlich  her- 
geleitet werden,  der  ohne  sie  überhaupt 
keinen  Bestand  haben  würde. 

II.  Notwendigkeit  des  Rechtes  für  an- 
dere bestimmte  Zwecke. 

1.  Dynamische  Theorieen.  Diese 


als  solcher  giebt  dafür  noch  keine  Ga- 
rantie. 

b)  Das  Recht  sei  ein  unerlässliehes 
Mittel  zu  möglicher  Sittlichkeit.  Das  ist 
eine  sicherlich  unhaltbare  Vorstellung.  Ein 
sittlich  gutes  Handeln  kann  durch  recht- 
liche Befehle  zwangsweise  überhaupt  nicht 
herbeigeführt  werden .  da  es  bei  jenem  auf 
die  Reinheit  der  Gesinnung  ankommt,  für 
die  ein  äusserer  Zwaug,  auf  dessen  Recht- 


meinen, dass  der  Rechtszwang  als  unum- .  fertigung  es  hier  ankommt,  gleichgiltig  sein 
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mnss.  Wollte  man  aber  sagen,  dass  die 
Menschen  durch  Rechtsz  wang  zur 
Fähigkeit  moralischen  Wollens  erzogen  wer- 
den, oder:  dass  es  immer  noch  besser  sei. 
wenn  man  gezwungen  korrekt  handele 
als  garnicht,  —  so  hätte  man  einen  be- 
s  t  i  tu  mtpii  Inhalt  eines  Rechtes  schon 
vorausgesetzt:  keineswegs  aber  den  Rechts- 
/. wang  an  sich  dargethan.  Es  kann  auch 
unmoralisches  Kecht  geben,  das  auch  als 
solches  gelten  will;  dessen  formaler  Gel- 
tungsanspruch  also  durch  die  jetzt  ver- 
suchte Deduktion  nicht  begründet  wird. 

4.  Kritisch«»  Begründung;  de«  Rechts- 
rwanges.  Von  den  beiden  Arten  der  Form 
des  sozialen  Lebens  bietet  der  Geltnngsun- 
spruch  der  Konvcntionalregel  nicht  die  ge- 
ringste Schwierigkeit,  derjenige  des  Rochts- 
gebotes  anscheinend  sehr  gross«;.  Jene  Ke- 
gel erklärt  nur:  Du  sollst,  wenn  du  willst; 
das  Hecht  dagegen  erhobt  sich  als  unver- 
letztere Zwangsnorm  über  dem  Einzelnen 
und  ist  doch  nur  ein  OeM  von  Menschen 
an  andere  Menschen. 

Soll  dieser  Anspruch  der  juridischen 
Satzung  in  sich  aJlgemeingiltig  gerecht  for- 
foi-tisrt  werden,  so  kann  es  nur  dahin  ge- 
schehen, dass  man  einsieht,  wie  der  Hechts- 
zwang die  notwendige  Bedingung  für  eine 
geset  zulässige  Ausgestaltung  des 
sozialen  Lettens  ist. 

Oesetzin iissig  ist  ein  gewisses  so- 
ziales Leben  aVier  dann,  wenn  seine  liege-  j 
hing  unter  dem  obersten  einheitlichen  Ge- 
sichtspunkte für  alles  gesellschaftliehe  Da- 1 
sein  von  Menschen  vorgenommen  wird.   Es  I 
muss  also  seine  Ordnung  nach  einer  allge- 
meingiltigen  Methode  erfolgen,   deren  ide- 
ales Ziel  für  alles  nur  denk  Vi  a  r  e  ge- 1 
regelte  Zusammenwirken  gilt.    Wenn  nun  : 
eine  soziale  Regelung  diesem  inhaltlich 
genügen  soll,  so*  muss  sie  formal  schon 
die  Eigenshaft  hatten,  alles  menschliche 
Zusammenleben  in  sich  aufzunehmen :  es 
darf  nicht  eine  solche  Form  des  sozialen 
Bestehens  sein,  die  nur  bei  bestimmten,  em- 
pirisch besonders  gearteten  Verbindungen 
zulässig  ist,  bei  anderen  aber  nicht  statt- 
hatten kann. 

Die  konventionale  Regel  bedeutet 
einen  eigenen  Entschluss  des  sieh  ihr  1" her- 
stellenden :  sie  ladet  zu  ihrer  Befolgung  ein 
und  gilt,  wie  mehrfach  erwähnt  nur,  so- 
weit man  sich  nach  ihr  zu  lichten  gedenkt. 
Sie  kann  also  bloss  an  solche  sich  wen- 
den, denen  derartige  Entsehlussfähigkeit  sub- 
jektiv innewohnt,  und  nicht  an  die  Men- 
schen, denen  diese  fehlt:  Sie  ist  ungeeignet, 
jedes  menschliche  Zusammenleben,  das  wir 
uns  denken  können,  zu  umspannen. 

Oerade  umgekehrt  ist  es  mit  den  recht- 
lichen Gemeinschaften  bewandt.  Diese 
unterwerfen    sich    die  Angehörigen  nach 


eigenem,  selbstherrlichem  Gebote.  Ob  je- 
mand die  empirisch  hedingte  Eigenschaft 
zur  Eingehung  von  Konventionen  hat,  kommt 
nicht  in  Frage;  noch  auch  sonst  eine  bloss 
subjektive  Fälligkeit.  Der  rechtliche  Zwangs- 
bofehl  ist  mithin  ein  richtiges  Mittel,  um 
alle  nur  denkbaren  Vereinigungen  von 
Menschen  konstituieren  zu  können.  Und 
darin  liegt  sein  Recht  liegründet. 

Der  moderne  kommunistische  Anarchis- 
mus sucht  dem  dadurch  auszuweichen,  dass 
er  für  die  der  Konvention  fähigen  Menschen 
schrankenlose  Freiheit  postuliert  und  die 
Berechtigung  des  Rechtsz wangos  als  solchen 
leugnet :  dagegen  doch  wieder  Kinder,  Greise. 
Kranke  und  alle  sonstigen  Konventionsunfähi- 
gen kurzer  Hand  in  die  konventionale  Gemein- 
schaft aufnehmen  will.  Das  ist  eine  kläg- 
liche Inkonsequenz.  Denn  alsdann  wird  für 
die  zuletzt  genannten  Personen,  die  man 
ohne  ihren  Willen  der  Gesellschaft,  einge- 
fügt, sofort  wieder  der  Rechtszwang  einge- 
führt ;  denn  man  hätte  über  die  Zugehörigkeit 
jemandes  zu  einem  sozialen  Verltande  ohne 
dessen  freie  Zustimmung  beschlossen,  die 
doch  das  alleinige  Ideal  dieses  Anarchismus 
ist.  Wenn  aber  erst  einmal  der  Rechts- 
zwang überhaupt  zugelassen  ist,  so  ent- 
scheidet über  ein  grundsätzlich  l'nter- 
worfensein  oder  freie  Entsehliessung  des 
Einzelnen  für  Zugehörigkeit  zur  sozialen  Ge- 
meinschaft ebeu  die  rechtliche  Ordnung. 
Diese  würde  die  Einteilung  der  Menschen 
in  zwei  Klassen  vornehmen  und  angelten,  wer 
zu  der  einen  oder  der  anderen  gehörte.  Ein 
nur  teilweise  zugelassener  Rechtszwang  lie- 
deutet  hiernach  Anerkennung  des  Rechts- 
zwanges überhaupt;  dessen  theoretische 
Begründung  in  dem  Vorstehenden  gege- 
ben ist. 

III.  Recht  und  Wirtschaft 

1.  Die  Materie  des  sozialen  Lebens. 

Die  rechtliche  Ordnung  gehört  zu  der  Form 
des  sozialen  l/ebens.  Sie  erschafft  dieses 
nicht,  so  dass  sie  ihm  zeitlich  voranginge 
und  es  hervorriefe,  wie  der  Blitz  den  Don- 
nerschlag: sondern  sie  ist  das  bedingende 
begriffliche  Merkmal,  unter  dessen  Verwen- 
dung menschliches  Zusammenleben  erst  zu 
einem  eigenen  Gegenstände  wissenschaftlicher 
Betrachtung  nach  besonderer  allgemeingil- 
tiger  Methode  uns  wird. 

Ehe  wir  dieses  noch  genauer  erwägen 
(s.  unten  sub  3),  müssen  wir  fragen: 
welches  denn  der  vom  Rechte  erfasste  Stoff, 
welches  die  von  ihm  behandelte  Materie  sei? 

Man  könnte  vielleicht  annehmen,  dass 
die  geregelte  Materie  die  uns  umgebende 
Natur  und  die  natürlichen  Ijebensbcdingun- 
gen  des  Menschen  seien.  Aber  Naturge- 
setze können  durch  menschlichen  Eingriff 
überhaupt   nicht  heeinflusst  werden:  und 
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ihre  Benutzung  für  besondere  Zwecke  ist 
Sache  der  Technik,  die  an  und  für  sich  mit 
dem  sozialen  Leben  noch  nichts  zu  thun 
hat,  sondern  obenso  gut  auch  für  einen 
gänzlich  isoliert  gedachten  Menschen  Geltung 
hätte. 

Da  nun  das  gesellschaftliche  Da- 
sein der  Menschen  gerade  in  der  vereinten 
Thätigkeit  zusammenlebender  Menschen  seine 
Acusserung  fiudet,  so  kann  sich  die  das  so- 
ziale Leben,  begrifflich  konstituierende  äus- 
sere Regelung  auch  nicht  an  die  Natur, 
vielmehr  an  die  zusammenwirkenden  Men- 
schen wenden ;  und  sie  hat  deren  zusam- 
menstimmendes Verhalten  zu  ihrem  un- 
mittelbaren Gegenstände.  Sonach  ist  die 
Materie  des  sozialen  Lebens  das  auf 
Bedürfnisbefriedigung  g e r i c h t o t  e 
Z  u  s  a  m  m  e  n  w  i  r  k  e  n  d  e  r  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  - 
lieh  verbundenen  Menschen. 

Alles  dieses  liegt  in  dem  Begriffe  des 
sozialen  Lebens  bereits  enthalten.  Es 
ist  nur  eine  Besinnung  darauf,  was  wir 
synthetiert  halten,  wenn  wir  den  besonderen 
Hegriff  »Gesellschaft«  denken.  Dieser  Be- 
griff enthält  in  seiner  Eigenart  verbun- 
dene Menschen,  die  den  Kampf  um  das 
Dasein  vereinigt  führen.  Er  zerlegt  sich 
also  in  die  zwei  Elemente:  a)  Die  Ver- 
bindung als  solche,  die  nicht  anders 
denkbar  ist  als  durch  die  gemeinsam  über 
ihnen  stehende  Regel ;  b)  d  i  e  z  u  s  a  m  m  e  n  -  : 
stehende  Thätigkeit  der  Verbundenen, 
die  selbstverständlich  auf  irgendwelche  Be- 
dürfnisbefriedigung abzielt,  wie  alles  mensch- 
liche Thun  und  Verhalten.  —  Diese  beiden 
Elemente  kommen  in  der  Wirklichkeit  der 
Erfahrung  stets  nur  verschmolzen  vor:  Ks! 
giebt.  keine  soziale  Kegelung.  die  nicht  ein 
gewisses  zusammenstimmendes  Verhalten 
der  Untergeordneten  zum  Inhalte  ihrer  An- 
ordnung nähme;  nnd  es  ist  selbstverständ- 
lich, dass  ein  Zusammenwirken  ohne  irgend- 
welche Verständigung  und  gemeinsame 
Zielsetzung  ein  blinder  Gedanke  wäre.  Wohl 
alter  ist  es  möglieh,  in  kritischer  Zcrgliedi  - 
rung  des  verbundenen  Begriffes  der  Ge- 
sellschaft die  beiden  Elemente,  die  hier 
angeführt  wurden,  als  bedingende  Form  und 
als  dadurch  bedingte  Materie  des  sozialen 
Lebens  zu  scheiden  und  einer  gesonderten 
Erwägung  zu  unterwerfen,  welche  durch 
die  Einsicht  in  das  Verhältnis  dieser  ge- 
danklichen Elemente  zu  einander  auch  die 
notige  Klarheit  über  Gesetz  und  Methode 
der  sozialen  Betrachtung  ülterhaupt  schaffen 


Nach  früher  Gesagtem  (oben  subll)  ist  die1 
recht  liehe  Normierung  nur  die  eine  Art  j 
möglicher    sozialer    (irdnung    nelwn  der 
kon  ven  tiona  leu  Kegelung.    Aber  da  sie 
geschichtlich  die  einzige  ist,  die  bis  jetzt 
uns  bekannt  geworden,  und  sie  anderer- 1 


seits.  wie  oben  dargelegt,  die  notwendige 
Bedingung  zu  möglicher  Gesetzmässigkeit 
des  sozialen  Lettens  überhaupt  darstellt:  so 
kann  jetzt  (repräsentativ)  das  Hecht, 
gleich  Bozialer  Ordnung  überhaupt,  nel>en 
die  Wirtschaft  treten;  und  mag  die  nun 
folgende  nähere  Auseinandersetzung  von 
Form  und  Materie  des  sozialen  I^ehens  an 
uusere  zwei  Begriffe  einfach  angeknüpft 
werden. 

2.  Wirtschaftliche  Basis  und  recht- 
licher Ueberbau.  L'uter  den  Historikern 
der  neueren  Zeit,  auch  unter  Juristen  uud 
Oekonomen,  ist  vielfach  der  Zweifel  fragend 
aufgeworfen  worden  :  ob  die  soziale  Geschichte 
vorzugsweise  durch  »wirtschaftliche 
Faktoren  bestimmt  w eitle  oder  dieses  viel- 
leicht sogar  im  letzten  Grunde  ausnahmslos 
der  Fall  sei?  —  Man  hat  es  bald  befür- 
wortend, bald  auch  verneinend  entschieden 
und  oftmals  heftig  über  die  richtige  Antwort 
gestritten ;  alter  es  scheint  wenig  beachtet 
zu  werden,  dass  die  Frage  selbst  erst  noch 
einer  Erläuterung  dahin  bedarf:  was  heis>t 
denn  v\v  i  r t  s c  h a f  1 1  i c h< 

Tritt  man  dieser  Frage  näher,  so  zeigt 
sich,  dass  im  allgemeinen  wohl  an  zweierlei 
Gegensätze  gedacht  worden  ist:  1.  wirt- 
schaftlich (gleich:  materiell)  uud  ideell: 
2.  wirtschaftlich  (gleich :  ?)  und  politisch. 

ad  1).  Hier  schwebt  die  ungeklärte  Vor- 
stellung herein,  dass  man  zwischen  der  Be- 
friedigung mehr  gröberer,  niederer,  »ma- 
terieller« Bedürfnisse  einerseits  und  zwischen 
höheren  oder  ?  ideellen*  andererseits  zu  un- 
terscheiden liabe.  Aber  wo  soll  da  die 
Grenze  laufen?  Die  Arbeiterfrage  ist  überall 
dieselbe,  gleichviel  ob  es  sich  um  Beschaf- 
fung von  Lebensmitteln  oder  um  die  Hi  :  - 
stellung  von  Gotteshäusern  oder  von  Temi  c.n 
der  Kunst  und  Wissenschaft  handelt:  und 
eine  Leiuwandfabrik.  wcMic  Kartoffelsäeke 
herstellt  steht  der  Bereitung  von  Leinwand 
fürOelbüder  so  z  i  a  1  w  i  r  t  sc  ha  f  1 1  i  c  h  g;mz 
gleich. 

Der  versuchte  Hinweis  auf  ein  Existenz- 
minimum^ liefert  gleichfalls  keine  fe>te 
Grenze;  jenes  kann  sehr  wenig  sein,  viel- 
leicht auch  wieder  sehr  viel,  wenn  beispiels- 
weise ein  Mensch  aus  Krankheit  und  Todes- 
gefahr gerettet  weiden  soll  und  dieses  nur 
durch  Hilfsmittel  höchster  Wissenschaft  und 
ärztlicher  Kunst  möglich  ist. 

Aber  auch  die  Thätigkeit  des  Einzelnen 
lässt  sich  nur  in  relativer  und  ganz  in  ein- 
ander laufender  Stufenleiter  aufführen, 
keineswegs  aU  r  in  zwei  scharf  geschiedenen 
Klasseti,  wie  gemeint  war.  zerlegen.  Ks 
giebt  nicht  zwei  getrennte  Welten;  etwa 
eine  solche  -der  Materie«  und  eine  »der 
Idee  .  Und  es  ist  ein«;  inhaltlose  Redens- 
art, dass  in  »der  Welt  de>  Geistes^  Kräfte 
eigener  Art"  spielen.     Ks  ist   nur  eine 
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einige  Erfahrung,  die  in  einer  und 
derselben  Zeitreihe  abläuft  und  zwei 
qualitativ  geschiedene  Arten  von  Kausalität 
in  sich  nicht  duldet. 

So  umspannt  der  Begriff  der  sozialen 
Wirtschaft  alle  irgendwelche  zu- 
sammenwirkende Tätigkeit;  mit  lebhafter 
Differenzierung  im  einzelnen,  aber  nicht 
in  zwei  systematisch  so  geschiedenen  Klassen, 
dass  die  am  Kingange  stehende  Scheidung 
der  »wirtschaftlichen«  von  »ideellen»  einen 
sicherleitenden  Klickpunkt  abgäbe. 

ad  2).  Der  Monismus  einer  wissenschaft- 


licher Versuche  giebt 
Teils  hat  man  überliaupt 


Formel  zu  erfassen, 
es  noch  mehr. 

nur  »eine  verwandtschaftliche  und 
nachbarliche  Zusammengehörigkeit«  an- 
gegeben oder  von  »einem  Zusammenhange 
zwischen  verschiedenartigen  Gebieten  des 
menschlichen  Kulturlebens«  gesprochen :  zum 
Teil  aber  namentlich  behauptet,  dass  jene 
beiden,  Recht  und  Wirtschaft,  in  »Wechsel- 
wirkung« zu  einander  ständen.  —  Das  ist 
keine  gute  Auskunft. 

Wenn  »das  Recht'  eine  kausale  Ein- 
wirkung auf  »die  Wirtschaft«  haben  sollte, 


licheu  Erfahrung  hat  nun  entsprechend  auf 1  so  wäre  zur  Anwendung  des  Gesichtspunktes 
dem  sozialen  Gebiete  seine  Anwendung  zu  j  von  Ursache  und  Wirkung  vorausgesetzt, 
finden ;  hier  also  im  besonderen  für  das  dass  die  beiden,  Recht  und  Wirtschaft,  als 
Verhältnis  von  Recht  und  Wirtschaft.  Auch  zwei  selbständige  Gegenstände  einander 
das  wirtschaftliche  und  das  rechtliche  lieben  gegenüberständen.  Das  aber  ist  nicht  der 
sind  nicht  zwei  getrennte  Teile  des  sozialen  Kall:  und  zwar  für  keines  von  beiden,  die 
Daseins  der  Menschen,  sondern  stellen  in  vielmehr  nur  zwei  notwendig  verbundene 
der  Einheit  des  letzteren  in  unauflöslichem  Elemente  eines  und  desselben  Gegenstandes 
Zusammenhange.    Adam  Smith  spottete  i  sind. 

über  solche  Vorgänger,  die  den  Aekerltaner  Das  Recht  ist  nicht  ein  für  sich  be- 
allein  als  wirtschaftlichen  Menschen  behaup-  stehendes  Ding,  das  zunächst  und  in 
teteiu  aber,  wie  er  sagt,  den  Schweinezüchter  I  sich  von  der  sozialen  Wirtschaft  unabhängig 


und  dessen  Hirten  nicht ;  aber  warum  dann 
nicht  auch  denjenigen,  der  für  den  Schutz 
der  Sehnitter  und  für  die  Bewachung  der 
geernteten  Früchte  angestellt  wird? 

Es  ist  also  das  gesamte  soziale  lieben 


wäre ;  sondern  es  ist  notwendig  eine  Re- 
gelung des  sozialen  Zusammenwir- 
kens. Es  giebt  gar  keinen  Rechtssatz,  der 
hiervon  unabhängig  gedacht  werden  könnte : 
so  dass  es  nun,  als  ein  Gegenstand  mit 


für  unsere  Erkenntnis  eine  einige  Einheit.  ■,  eigenem  Inhalte  auf  eine,  ihm  ebenso 
die  alles  Erwägen  von  menschlicher  Ge- 1  unabhängig  gegenüberstehende,  Wirtschaft 
Seilschaft  lückenlos  umfasst.  Wie  kann  nun  '  einwirken  könnte.  Und  man  darf  das  Recht 
doch  die  zweifellos  mögliche  Unterscheidung !  nicht  wie  ein  leeres  (iefäss  auffassen,  wie 
zwischen  »wirtschaftlicher«  und  »politischer«  ein  Kleid  oder  ein  Haus,  das  die  soziale 
Thätigkeit  aufrecht  erhalten  werden?  Offen-  Wirtschaft  beliebig  Itetreteu  könnte,  worin 
bar  nicht  anders  als  durch  Betonung  des  sie  alter  auch  zu  fehlen  vermöchte:  Die 
konkreten  Zieles  und  der  besonderen  1  Rechtsitefehle  haben  gar  keinen  Sinn  und 
Aufgabe  von  solchen,  welche  soziale  Funk-  Gehalt,  es  sei  denn  in  dem  angegebenen 


tioneu  erfüllen:  indem  man  entweder  in 
einer  relativ  unmittelbaren  Weise  bei  der 
Beschaffung  der  Güter  sich  beteiligt  oder 
mit  der  Bewahrung  und  Bestätigung  und 
Besserung  der  gerade  die  Gesellschaft  kon- 
stituierenden Rechtsnormen  befasst  ist. 


Bezug«?  auf  ein  durch  sie  als  gesellschaft- 
liches ermöglichtes  Zusammenwirken. 

Andererseits  ist  die  soziale  Wirtschaft 
kein  selbständig  und  besonders  existierendes 
Ding,  auf  welches  die  rechtliche  Regelung 
nun  einzuwirken  hätte.     Denn  wenn  man 


Wenn  sonach  eine  Unterscheidung  nach  :  das  menschliche  Zusammenwirken  vom  natur- 
konkreten  Aufgatan  im  sozialen  Leben  wissenschaftlich-technischen  Standpunkte  aus 
möglich  ist,  so  ist  das  (zumeist  von  den 1  betrachtet,  so  hat  das  Recht  selbstverständ- 
Marxisten  gebrauchte)  Bild  vom  »juristischen  i  lieh  nicht  den  geringsten  Einfluss  auf  die 
Uel>ei  bau« ,  der  sich  auf  > wirtschaftlicher  !  hier  als  w  i s s e n  s eh a f  1 1  i  e h e  W a h  r  h  e i  t 
Grundlage«    erheben   soll,    sicherlich   irre-  aufzustellenden    Sätze;  —  wenn  dagegen 


führend.  Denn  die  wirtschaftliche  Unterlage 
ist  auch  nur  als  eine  soziale,  mithin  als  eine 
rechtlich  geregelte  vorhanden ;  und  umgekehrt 
ist  die  rechtliche  und  politische  Thätigkeit 
nicht  eine  solche  mit  eigenem  Inhalte, 
sondern  selbst  wieder  nur  auf  soziales  Zu- 
sammenwirken ausschliesslich  gerichtet. 

3.  Angebliche  Wechselwirkung  von 
Recht  lind  Wirtschaft.  Die  zuletzt  ge- 
machte Ausführung  berichtete  zugleich  von 
einem  Versuche,  das  Verhältnis  von  Recht 
und  Wirtschaft  in  einer  allgemeingiltigen 


jenes  Zusammenwirken  sozialwisscnschaftlich 
erwogen  wird,  so  beisst  das  eben,  es  von 
einem  besonderen  Gesichtspunkte  als  eines 
äusser lieh  geregelten  zu  erwägen: 
dann  aber  ist  nicht  die  Kategorie  der  Ver- 
ursachung einzusetzen,  sondern  es  liegt 
überhaupt  nichts  anderes  als  der  eine 
einheitliche  Gegenstand  des  so- 
zialen Zusammenwirkens  vor. 

Wenn  also  keines  dieser  immer  zusam- 
mengehörigen gedanklichen  Elemente  der 
sozialen  Betrachtung  eine  kausale  Bedeu- 
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tung  für  das  ihm  integrierend  stets  inne- 
wohnende andere  Element  zu  haben  vermag, 
so  kann  aueh  die  besondere  Kategorie  der 
W  e  c  Ii  s  e  1  w  i  r  k  u  n  g ,  als  einer  eigenen 
grundlegenden  Funktion  unseres  Denkens, 
auf  Recht  und  Wirtschaft  nicht  Anwendung 
finden.  Die  notwendige  Unselbständigkeit, 
jedes  einzelnen  der  beiden,  welche  ohne 
wesentlichen  Bezug  auf  einander  und  für 
Mch  inhaltlich  getrennt  in  Wirklichkeit 
gar  nicht  vorkommen,  muss  jene  Ka- 
tegorie liier  völlig  ausseid iessen. 

Damit  ist  nicht  geleugnet,  dass  die  be- 
sondere Ausbildung  eines  bestimmten  Zu- 
sammenwirkens unter  rechtlichen  Hegeln 
auf  e  i  n  e  U  m  g  e  s  t  a  1 1  u  u  g  dieser  letz- 
teren von  massgeblichem  Einflüsse  ist. 
Nur  ist  es  nicht  »die  Wirtschaft  als  ein 
angeblich  eigener  Organismus,  der  von  >dem 
Hechte*  unabhängig  Imstande,  sondern  es 
ist  eben  das  rechtlich  geordnete  soziale  Ix-'ben 
selbst,  dem  gewisse  Einflüsse  auf  Altänderung 
der  es  bedingenden  Form  entstammen.  Wie 
dieses  sich  des  näheren  im  geschichtlichen  Ver- 
laufe vollzieht,  ist  an  anderer  Stelle  dieses  Wer- 
kes dargelegt  (s.  d.  Art.  Materialistische 
t  i  e  s c  Ii  i  ch  t  sa  n  f  f  a  s s  u  n  g  oben  IM.  V  S.  733 
sub  3  vDer  Kreislauf  des  sozialen  Lebens  ). 

In  bestimmtem  Sinne  kann  mau  aller- 
dings von  einer  Einwirkung  des  Rechtes  auf 
die  Technik  sprechen,  nämlich  in  der 
Frage:  in  wie  weit  der  einzelne  Heehts- 
genos.se  durch  die  bestehende  Kegelung  eine 
Anspornung  zu  eifrigem  Hein  üben  um  Ver- 
besserung der  technischen  Produktionsmittel 
erhielte.  Eine  solche  subjektive  Einwirkung 
auf  den  Einzelnen  ist  selbstverständlich  sehr 
wohl  möglich  und  stets  zu  beobachten ;  und 
es  findet  eine  solche  keineswegs  bloss  für 
ilie  Beteiligung  an  der  technischen  Vervoll- 
kommnung statt.  Vielmehr  geschieht  eine 
solche  Einwirkung  auf  die  rechtlich  Ver- 
bundenen iu  allen  möglichen  Aeusserungen 
des  sozialen  Zusammenwirkens  :  wobei  über- 
all die  Erwägung  erkennbar  ist,  wie  man 
den  Einzelnen  in  seiner  wirtschaftlichen 
Thätigkeit  zu  gewissem  Vorgehen  oder  Un- 
terlassen bewegen  könne. 

Allein  in  der  bestimmten  Einwirkung 
äusserlich  auftretender  Vorschriften  auf  den 
Einzelnen  vollzieht  sich,  vom  Standpunkte 
der  sozialen  Wirtschaft  aus,  gerade  die 
Kegelung  dieser.  Das  kann  dann  durch  di- 
rekte Auordnuug  von  einem  Centralpuukte 
aus  in  zwingendem  Einfügen  der  Individuen 
geschehen ;  oder  auch  durch  freigestellte 
Wahl,  wie  viel  und  was  ein  jeder  zu  der 
sozialen  Wirtschaft  beitragen  mag.  Die 
letztere,  die  freiheitliche  Auffassung  fnsst 
dabei  auf  altüberlieferten  Rechtsordnungen, 
wie  vor  allem  der  des  Privateigentums, 
der  vei  bindenden  Kraft  der  Verträge  uud 
der    privaten  Vererbung  —  die  natürlich 


zwangsweise  durchzuführen  sind.  Erst 
unter  dieser  Voraussetzung  bestimmter 
Zwangseinrichtungen  mit  selbstherrlicher 
Geltung  kann  von  einer  sozialen  Frei- 
heit des  Individuums  die  Rede  sein:  die 
natürliche  Freiheit  besteht  für  die 
Sozial  Wissenschaft  als  Objekt  der  Untersu- 
chung gar  nicht. 

Will  man  hiernach  das  Verhältnis  von 
Heeht  und  Wirtschaft  in  knapper  Formel 
fassen,  so  ist  es  nicht  dasjenige  von  Ursache 
und  Wirkung,  auch  nicht  das  einer  Wechsel- 
wii  kung  —  sondern  es  ist  das  Verhältnis 
von  bedingender  Form  und  von  ge- 
regeltem Stoffe. 

4.  Der  Primat  des  Rechtes  für  die 
soziale  Gesetzmässigkeit.  Der  zuletzt 
gefasste  Satz  gründet  sich  auf  die  Fest- 
stellung, dass  .-'Soziale«  Untersuchung  nur 
die  Betrachtung  des  menschlichen  Zusammen- 
wirkens in  seiner  Eigenschaft  als 
e  i  n  e  s  ü  u  s  s  e  r  1  i  c  h  geregelten  bedeuten 
kann,  gegenüber  der  technischen  Er- 
wägung, die  hier  lieiseite  bleibt.  Ex  ist 
eine  besondere  grundlegende  Me- 
thode, das  Zusainmenlebtii  der  Menx  hen 
aufzunehmen  und  zu  erfassen,  wenn  wir 
von  -»sozialer«  Frage  handeln.  Nunmehr 
sind  aus  diesen  Prämissen  die  nötigen  Fol- 
gerungen zu  ziehen,  deren  hier  zwei  in 
Hetracht  kommen  müssen. 

1.  Die  rechtliche  Ordnung  (repräsentativ 
immer  für  äussere  Regelung  überhaupt  ge- 
nommen) ist  für  die  soziale  Erkenntnis 
das  bedingende  Element,  wie  Raum  und 
Zeit  und  die  Kategorieen  es  für  die  Natur- 
wissenschaft sind.  Die  Wirtschaft  ist  er- 
kenntniskritisch das  dadurch  Bedingte,  der 
behandelte  Stoff,  die  Materie  des  sozialen 
Ijohens.  Nun  ist  es  überall  möglich,  die 
bedingende  Form  von  Bewusstseinsinhalten 
selbständig  für  sich  zu  behandeln; 
die  Mathematik  kann  von  Raum  uud  Zeit 
selbständig  eine  vollendete  Wissenschaft 
aufstellen,  ohne  sich  um  deren  Verwertung 
bei  der  Naturbetrachtung  zu  kümmern,  aber 
Physik  ist  als  Wissenschaft  nur  unter  der 
Bedingung  der  Mathematik  möglich.  So 
kann  es  auch  geschehen,  dass  vom  Hechte 
eine  eigene  wissenschaftliche  Betrachtung 
statthat,  wobei  auf  seine  konkrete  Ausfüh- 
rung in  einer  bestimmten  Oesellschaft  es 
gar  nicht  ankommt;  dagegen  ist  die  vom 
Recht  notwendig  bedingte  soziale  Wirtschaft 
nur  unter  der  Bedingung  einer  bestimmten 
rechtlichen  Ordnung  zu  erwägen  möglich. 
Der  Begriff  des  Eigentums,  die  Normen 
(Hier  Kaufverträge,  die  Regelung  des  Fa- 
milienlebens, die  Krbsehaftsfolge  und  so  alle 
anderen  Rechtszweige  ebenso:  sie  können 
für  sich  untersucht  uud  klargestellt  werden, 
ohne  dass  nach  ihrer  tatsächlichen  Aus- 
führung gefragt  wird ;  wogegen  jede  Cnter- 
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snchung  der  politischen  Oekonomie  notwendig  |  Darunter  halten  wir  eine  Setzung  von  solchen 
eine  bedingende  rechtliche  Itegelung  vorweg-  '  Normen  zu  verstehet«,  die  sieh  von  der 
nimmt,  deren  konkrete  Ausführung  gerade ;  Triebfeder  des  Einzelnen,  sie  zu  befolgen, 
den  Gegenstand  dieser  Art  von  Wissenschaft-  :  ihrem  Sinne  nach  ganz  unabhängig  stellen, 
lieher  Erkenntnis  ausmacht.  1  Es  ist  gleit -hgilt  ig,  ob  der  Unterworfene  ihr 

2.  Da  da»  soziale  Zusammenwirken  nur  nachkommt,  weil  er  sio  für  die  rechte  Vor- 
unter  der  Bedingung  bestimmter  rechtlicher  j  schritt.  hält,  so  dass  er  aus  Achtung  vor  dem 
Regelung  zu  cinotn  eigenen  Gegenstande  der  \  Gesetze  sich  fügt ;  oder  ob  er  aus  eigen- 
Untersuchung  uns  wird,  so  kann  auch  von  nützigem  Streben  irgendwelcher  Art,  aus 
ihm  eine  Erkenntnis  au  sieh,  die  von  der  Furcht  vor  Strafe  und  Hoffnung  auf  Lohn 
genannten  Bedingung  absähe,  nicht  statt-  '  gehorcht :  oder  auch,  ub  er  überhaupt  darüber 
finden.  Und  es  ist  sonach  uicht  möglich,  nachsinnt  oder  nur  in  dumpfer  Gewöhnung 
für  die  soziale  Wirtschaft  eigene  Gesetze  =  der  äusseren  Legalität  frönt.  Es  ist,  also 
von  allgemeiner  Giltigkeit  aufzustellen,  die  Krage  mich  dem  Beweggründe  des  der 
welche  von  dem  Ijestimmten  Inhalte  unter-  Regel  Unterstellten  für  den  Sinn  ihrer  for- 


liogender  Rechtsordnung  völlig  unabhängig 
wären.  Alle  nationalökonomische  Betrach- 
tung muss  diesen  Inhalt  voraussetzen,  sofern 
sie  von  der  bloss  naturwissenschaftlich- 
technischen  Erwägung  abgehen  und  eine 
soziale  Erkenntnis  bedeuten  will. 

Hieraus  folgt  positiv,  dass  die  Gesetz- 
mässigkeit des  sozialen  I^ebons  nur  eine 
solche  der  bedingenden  form  desselben 
sein  kann. 

Das  Hecht,  als  diese  liedingeude  Form, 
ist  in  seiner  Eigenart  für  jede  konkrete 
Ausgestaltung  des  sozialen  Daseins  verant- 
mrJlieh,  wei 


malen  Geltung  ohne  Belang. 

In  einer  entgegengesetzten  Art  will  die 
Ethik  lehren  darüber  geben,  wie  der 
Einzelne  in  besonderer  Lage  objektiv  be- 
gründet wollen  soll.  Sie  sind  Versuche 
in  dieser  Richtung.  Und  ihre  Autorität  liegt 
lediglich  in  d e r  E i n s i c h  t  begründet, dass 
sie  die  rechte  Lehre  geben  für  guten 
Willensinhalt. 

In  Kürze  lässt  sich  sonach  die  Regelung 
des  V  e  r  h  a  1 1  e  ti  s  und  diejen ige  der  G  e  - 
s  i  n  n  u  n  g  gegenüberstellen. 
Dabei 


müssen  wir  mit  der  Thatsaehe 
weil  eine  solcho  ohne  diese  be- .  rechnen,  dass  die  Morallehren  nach  unserer 


wortl 

sondere  Bedingung  gar  nicht  vorhanden  Gepflogenheit  nicht  als  geschlossene  Masse 
sein  würde.  Eine  bestimmte  soziale  Wirt-  '  in  abgegrenzter  Weise  gelehrt  und  gespendet 
schaff  ist  atisführende  Verwirklichung  ge- ,  werden,  sondern  dass  wir  ihrer  innerhalb 
wisser  rechtlicher  Regelung:  Fällt  die  letztere,  gar  mancher  sonstiger  Zuflüsse  erst  teil- 
haftig werden.    Vor  allem  sind  sie  innerlialb 


weg  oder  ändert  sie  sieh,  so  ist  zugleich 
und  von  selbst  die  Besonderheit  jener  So- 
zial Wirtschaft  beseitigt. 

Wer  daher  nach  einer  richtigen  Aus- 
gestaltung des  sozialen  Lebens  strebt, 
der  thut  dieses  im  letzten  Grunde  im  Sinne 
der  Erlangung  richtigen  Rechtes.  Das 
Problem  nach  der   sozialen  Gesetz- 


der  religiösen  Lehren  vielfach  enthalten 
oder  werden  in  mehr  oder  weniger  zufälligem 
Zusammenhange  in  der  Erziehung  des  Hauses 
und  der  Schule  und  der  Gesellschaft  be- 
sonderen Sinnes  überliefert.  Eine  Ethik, 
als  durchgearbeitete,  systematisch  eingeübte 
Willenslehre,  fehlt  allgemein  noch.  Selbst 
mässigkeit  der  Menschen  fällt  zusammen  '  die  Franzosen,  da  sie  in  eigener  Weise  einen 
mit  der  Frage  nach  dem  richtigen  In-  Unterricht  der  >morale  eivwjiie«  erschufen 
halte  der  jeweiligen  regelnden  Form  der  i  und  besondere  Lehrbücher  dafür  entwarfen, 
menschlichen  Gesellschaft.  —  also  (nach  dem  I  haben  doch  dabei  (wie  jedes  Inhaltsverzeich- 
früher  Gesagten)  des  Rechtes.  nis  eines  solchen  Kompendiums  schon  auf- 

weist) die  heterogensten  Dinge  zusammen- 


moralische Lehren,  Verfassungs- 


IV.  Das  Recht  als  Zwangsversuch  zum  gestellt: 

Richtigen.  artikel,    religiöse    Fragen,  konventionalen 

1.  Recht  und  Ethik.    Das  Verhältnis  I  Anstand, 
dieser  beiden  Begriffe  zu  einander  L>t  seit       Gegenüber  dieser  äusseren  Trennung  der 
den  Zeiten  der  griechischen  Rechtsphilosophie  beiden  Klassen   von  Normen  kommt  nun 
oftmals  und  ausführlich  eröitert   worden.  |  aber  die  verschiedene  sachliche  Aufgabe  von 
Seine  Bestimmung  wird  dadurch  erschwert,  I  Recht  und  Ethik  dadurch  in  eine  eigene 


dass  ülier  die  Begründung  der  Ethik  immer 
wieder  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten 
in  oft  fundamentaler  Weise  hervortritt.  In- 
dessen scheint  allmählich  doch  jene  hier 
besondere  interessierende  Frage  mit  irrösserer 


Beleuchtung,  dass  in  stets  gesteigertem 
Masse  dem  Rechtsleben  zum  sicheren  Be- 
wusstsein  kommt,  dass  auch  die  rechtliche 
Regelung  kein  anderes  Ziel  haben  kann, 
als  richtiges  Verhalten  der  Unterworfenen 


Uebereinstimmung  aufgenommen  und  beant-  I  gegen  einander  zu  bewirken.  Gegenüber  dem 
wortet  zu  werden.  I  viel  berufenen  Worte,  dass  das  Recht  »die 

Das  Recht  tritt  als  eino  äussere  \  wohlverstandene  Politik  der  Gewalt«  dar- 
Kegel  des  menschlichen  Verhaltens  auf.  stelle  und  das  im  Sinne  des  Nutzens  des 

Zweit«  Auflme.  VI.  22 
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Gewalthaber  zu  geschehen  habe  —  nelimen 
wir  vielmehr  die  Fassung,  dass  das  Rocht 
ein  Zwangs  versuch  zum  Rich- 
tigen ist. 

Die  praktische  Ausstrahlung  dieses  Ge- 
dankens zeigt  sieh  in  zweierlei  Richtung  in 
unserem  sozialen  Leben,  bei  der  Recht-1 
setzung  und  bei  der  Rechts  p  r  e  <:  h  u  n  g.  | 
Jenes  ist  die  Frage  einer  objektiv  zu: 
rechtfertigenden   > Politik*  ;  im  letzten 
Grunde  dasjenige,  was  wir  (wie  es  seheint, 
seit  Napoleon  1.)    soziale  Frage«-   nennen.  I 
Das  zweite  ist    die    erstarkte   Besinnung  I 
darauf,  dass  das  Recht  und  seine  Ausführung 
ein  bedingtes  Mittel  zu  unbeding- 
tem Zwecke  sein  muss:  dem  entstammt 
die  unwillkürlich  gemehrte  Hinweisung  des 
Richters  auf  geivchtos  und  billiges  Recht, 
welche  insbesondere  das  Bürgerliche  Gesetz-  j 
buch  für  das  Deutsche  Reich  in  guter  Weise 
vorgenommen. 

Durch  alles  dieses  nahern  sich  die  beiden; 
vorhin  getrennten  Gebiete  von  Recht  und  | 
Kthik  wieder  so  sehr,  dass  man  jetzt,  wo  i 
wir  augenfällig  am  Beginn  einer  angedeuteten  i 
Entwickelung  erst  stehen,  einstweilen  für 
den  rechten  Inhalt  des  Rechtes  bloss  auf! 
die  Moral,  als  angeblich  feststehende  über-  i 
lieferte  I>>hrinstanz ,  verweist.     Das  wird  j 
aber  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  können, 
da  die  Aufgaben   der   l>eiden   Klassen  von  \ 
Normen  in  der  oben  genannten  Weise  vor-  ] 
schieden  sind.    Als  Regelungen  des  mensch- 1 
liehen  Wo] lejis,  dem  Gesinnung  und  Vor-' 
lullten  entspringt,  müssen  sie  freilieh  beide  J 
auf  das  oberste  Gesetz  des  Wullens  zurück-  I 
gehen :  ihre  Wege  aber  liaben  sich  dann  im 
einzelnen  zu  scheiden,  um  am  Schlüsse  im 
Ganzen  einer  Weltanschauung  sich  wieder ' 
zusammenzufinden. 

So  erhalten  wir  das  eigene  Problem  :  1  n 
welcher  Weise  lasst  sich  der  rich- 
tige Inhalt,  den  eiu  Recht  haben 
soll,  methodisch  gesichert  fest- 
stellen. 

2.  Das  Nntiirreeht    Der  am  stärksten  ; 
hervortretende  Versuch,  zu   einer   idealen  | 
Richtschnur  für  das  jjositivo  Recht  zu  ge- 
langen,  prägt   sich  in  den  verschiedenen 
Varianten  des  d  o  r  N  a  t  n  r  entsprechenden  I 
Rechtes  aus.    Freilich  ist  die  damit  ange- 1 
gangeue  Instanz  nicht  eindeutig;  und  es  I 
spalten  sich  die  verschiedenen  Richtungen 
des  sogenannten  Naturrechtes  von  vom  herein 
grundsätzlich  danach:  was  denn  als  ent- 
scheidender Massstab  mit  dein  Worte  ->  Natur- 
gemeint  sei. 

Die  Erwägungen  fuhren  hier  in  der  ge-  i 
schiebt  liehen  Entwickelung  bekanntlich  auf  \ 
die    griechische  Staatsphilosophie    zurück.  1 
Vor  allem   stellt  Aristoteles  das  yi'tf« 
*ot>ov  d,xator  als  dasjenige  auf,  was  nach 


natürlichem  Empfinden  Recht  .«ein 
sollte  (cf.  bes.  Eth.  V,  10). 

Von  den  Griechen  übernahmen  jenes  die 
Römer,  weiche  dem  ius  eivile«  das  ins 
naturale?  als  dasjenige  Recht  gegenüber- 
stellten, *<piod  penuvpie  apud  omnes  gentes 
ciistoditurr.  Sie  nahmen,  ohne  es  weiter 
eindringlich  zu  begründen,  eine  -  n  a  t  u  ra  1  i s 
ratio«,  als  eine  den  Menschen  ülterlmupt 
eigentümliche  Gabe,  au,  der  jenes  ius  na- 
turale' entstamme,  (l'eber  die  Besonderheit 
des  PI  pianus:  ius  naturale  »onod  natura 
omnia  animalia  docuit<  ~  s.  bes.  Sa- 
vigny,  Syst.  d.  nun.  R.  1,  113  ff.) 

Schon  im  Zeitalter  des  J  u  s  t  i  n  ia  u  wurde 
an  die«  Stelle  der  ■■> naturalis  ratio-,  deren 
gedachte  Wurzel  ohne  weiteres  eingesetzt 
und  <las  ius  naturale  sonach  unmittelbar  als 
Offenbarung  einer  »diviua  <piaedam  Provi- 
dentia« Ifchauptet  (J.  1.2,  11).  Die  kano- 
nische Lehre  hat  hieran  grundsätzlich 
bis  zum  heutigen  Tage  festgehalten,  so  dass 
das  ius  naturale  für  sie  identisch  mit  dem 
von  der  Kirche  nach  der  heiligen  Schrift 
und  der  Tradition  über  Recht  und  Staat 
Gelehrten  ist  Grundlegend  sind  hierfür  die 
2o  ersten  Titel  des  Deerolum  Gratiani  sowie 
Thomas  von  Aqiiino,  bes.  summa  theol., 
prima  secund.  «piaest.  91  s»pp  (Für  die  An- 
wendung dieser  Grundlehre  auf  die  Politik 
und  soziale  Geschichte  vor  allem  der  neuereu 
Zeit  vgl.  Staatslexikon,  herausgegeben  im 
Auftrage  der  Görresgesellsehaft  zur  Pflege 
der  Wissenschaft  im  katholischen  Deutseh- 
land v.  Bachem.  2.  Aufl.  seit  15100.) 

Die  Ijoslüsung  des  Naturrechtes  von  der 
kirchlichen  I^ehrc  vollzog  G  rot  ius.  indem 
er  jenes  auf  die  »natura  rationalis  ac  socia- 
bilis  hominis-  zu  gründen  gedachte:  Es 
seien  solche  Sätze  natürlichen  Rechtes,  die 
mit  der  Natur  des  Menschen  im  Ein- 
klänge ständen ,  wobei  der  Beweis  durch 
vernünftige  Erkenntnis  dieser  natürlichen 
Grundlage  und  unterstützend  durch  Fest- 
stellung üliereinstiiiunendcr  Ansichten  über 
das  ius  naturae  zu  führen  sei.  —  Diese 
Grundlage  behielten  die  Nattirrechtslehrcr 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  zunächst  l>ei. 
Sie  stritten  al>er  vor  allem  schon  darüber, 
welches  der  Grundzug  der  menschlichen 
Natur  sei:  Geselligkeit,  Furcht,  Eigenheit, 
Zuneigung  u.  s.  w. 

Der  bahnbrechende  Fortschritt  zu  den 
Problemen  unserer  Zeit  wird  .I.J.Rousseau 
geschuldet.  Er  nahm  zwar  auch  eine  <»  Natura 
zum  G runde,  aber  nicht  die  des  Menschen, 
sondern  die  Natur  des  Rechtes.  Dabei 
vermied  er  den  Ausdruck  eines  natürlichen 
Rechtes  und  ging  auf  Hypothesen  eines 
sozial  unlierührten  Menschen  gar  nicht  ein. 
Der  Mensch  wird  freigeboren  und  überall 
ist  er  in  Fesseln  .  .  .  Wie  ging  diese  Um- 
wandlung vor  sich.   Ich  weiss  es  nicht. 
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Wodurch  kann  sie  rechtmässig  worden ?  i  zustrebte 
J)iese  Frage  glaube  ich  lösen  zu  können.* 
So  ist  sein  Ziel,  zu  zeigen  Mino  regle 
d 'Administration  legitimeetsürec.  Diese 
seine  Grundregel  nannte  er  »contrat  so- 
cial«, d.  h.  ein  Princip.  bei  jedem  Gesetze 
zu  fragen :  Entspricht  seiu  Inhalt  auch  dem 
Gedanken  einer  vertragsmäßigen  Ueberein- 
kunft  der  Rechtsgonossen  ?  —  Was  er  in 
schwieriger  Einzelerörtorung  ausführte. 
Freilich  ist  er  nicht  dem  Missverständnisse 
entronnen,  als  ob  er  die  zeitlich  erste 
Entstehung  des  Rechtes  habe  darlegen  und 
sie  auf  einen  »Vertrag«  gründen  wollen. 
Davon  ist  gar  keine  Rede:  Der  -cou- 
trat  social«  ist  nicht  eiue  geschichtliche 
Thatsachc,  sondern  eine  Formel  für  die 
Idee  des  Rechtes.  —  Auf  seine  Zeit- 
genossen hat  Rousseau  den  grössten  Ein- 
fluss  ausgeübt.  Namentlich  stand  Kant  in 
seiner  Rechtsphilosophie  ganz  unter  dein 
Eindrucke  der  Lehre  des  grossen  Genfer 
Staatsphilose-phen. 


Wesentlich  ist  nur  das  Streben 
nach  einem  solchen  Inhalte  unseres  Rechtes, 
welcher  für  richtig  erachtet  werden  kann; 

—  nicht:  unbedingt  richtig,  für  alle  Völker 
und  Zeiten,  sondern  :  richtig  für  diese  jetzige 
besondere  geschichtliche  I.age.  Gorade  wie 
die  Wissenschaft  von  der  Natur  keine  ab- 
solut richtigen  Ergebnisse  liefert,  sondern 
ein  steter  und  unahgeschlos&encr  Fortschritt 
bei  ihr  stattfindet,  so  würde  gleichermaßen 
in  unablässigem  Beobachten  und  Arbeiten 
das  jeweils  geltende  Recht  zu  bessern  und 
mit  einem  objektiv  (obschon  nicht:  abso- 
lut) richtigen  Inhalte  zu  erfüllen  sein. 

—  Das  geschieht  in  der  Tliat  ja  auch  un- 
ablässig innerhalb  der  praktischen  Bewegung 
des  sozialen  Lebens.  Was  aber  nicht 
immer  geschieht,  und  zwar  innerhalb  der 
dazu  berufenen  wissenscliaftlichen  Betrach- 
tung, das  ist  die  bewusste  Resiunung 
darauf:  dass  all  dem  verschiedenen  Be- 
arbeiten des  wechselnden  geschichtlichen 
Stoffes  doch   notwendig  ein    und  das- 


Alle  die  geuannten  verschiedenartigen  (  selbe  Verfahren  zu  Grunde  liegen  muss, 
Lehren  hatten  an  sich  nur  das  Negative:  eine  allgemoingiltige  Methode  mit 


gemeinsam,  dass  sie  alle  im  Gegensätze  / 
dem  gesetzten  Rechte  sich 
Schein,  als  ob  sie  positiv 
stimmende  soziale  Grundlehre  geliefert 
hätten,  hat  erst  die  sogenannte  historisch«' 
Rechtsschule  des  19.  Jahrhunderts  erweckt. 
Diese  entnahm  in  ihrem  Aufkommen  der 
damaligen  Romantik  den  Gedanken  der 
Yölkerindividuen :  Das  Volk  sei  ein  Natur- 
ganzes,  mit  einer  eigenen  Seele.  Diese 
Volksseele,  als  ein  besonderes  psychisches 
Ding,  erseliaffe  gemeinsame  Ueberzeugungen. 
die,  auf  rechtliche  Fragen  bezogen,  eben  »das 
Recht«  seieti  (s.  oben  sub  I,  2).  Eine  Kritik 
des  also  gewordenen  positiven  Recht«*  könne 
es  mithin  der  Strenge  nach  gar  nicht  geben. 

Nimmt  man  demgcgenfiljer  die  unaus- 
weichliche Frage  der  naturrechtlichen  Rich- 
tungen wieder  auf  und  bedenkt,  wie  in 
ihrer    Verfolgung    ein    Wissenschaft  lieber 


.  übereinstimmenden  Grundsätzen  der  For- 
erhoben ;  den  j  schling,  unter  deren  Anwendung  man  erst 
«»ine  Überein- !  die  Möglichkeit  erhält,  von  «lern  wandeln- 
den Stoffe  und  «len  wechselnden  Ergebnissen 
der  Arbeit  übereinstimmend  zu  sagen, 
ob  sie  die  Eigenschaft  des  Richtigen 
besitzen  oder  nicht. 

So  können  wir  das  Resultat  dieser  Be- 
trachtung auch  dahin  fassen:  Die  früheren 
naturrechtlichen  Richtungen  suchten  nach 
einem  ausführlichen  idealen  Gesetzbnche  von 
unbedingter  Oeltungsmöglichkeit:  —  wir 
wollen  die  formale  Methode  klar  stel- 
len, nach  weicheres  geschehen  kann,  den  ge- 
schichtlich überlieferten  Stoff  jeweils  zu 
einem  objektiv  richtigen  auszuge- 
stalten. 

3.  Heteronome  Instanzen.  Mehr  als 
bei  anderen  Betätigungen  des  menschlichen 
Geistes  hat  man  für  die  Frage  nach  der 


Fortschritt  sich  anbahneu  lasse,  so  zeigt  Richtigkeit    eines   Rechtsinhaltes   auf  die 


sich,  dass  sie  alle  die  Eigentümlichkeit  auf- 
weisen :  dass  sie  versuch«*!«,  ein  ausgeführ- 
tes Rechtssystem  m i t  besonderem  In- 
halte als  ideales  Ziel  des  positiven  Rech- 
tes zu  geben.  Das  ist  ein  Fehler.  Denn 
der  Inhalt  «1er  Rechtsordnung  geht  auf  Re- 
gelung von  menschlichem  Zusammenwirken, 
(las  auf  Bedürfnisbefriedigung  gerichtet  ist; 
alles  was  sich  aber  auf  menschliche  Be- 
dürfnisse und  auf  die  Art  von  deren  Be- 
friedigung bezieht,  ist  bloss  empirisch. 
Ist  stetem  Wechsel  und  unvermeidlicher 
Veränderung  unterworfen. 

Andererseits  ist  das  Entwerfen  eines  an- 
geblich absolut  geltenden  Rechtssystems  mit 
bedingtem  Inhalt  dem  fundamentalen  Pro- 
blem nicht  wesentlich,  dem  das  Natm-recht 


\utorität  ausserhalb  gegebener  Grössen  ge- 
griffen. So  vor  allem  in  den  theokratischeu 
Rechtslehren,  von  denen  ol>en  sub  IV.  2  be- 
sonders die  der  kanonischen  Doktrin  schon 
angeführt  wurde.  Oder  in  dem  gleichfalls 
schon  erwähnten  Rechte  »des  Stärkeren-;, 
das  aber  auch  in  dieser  Richtung  der  Frage 
versagen  muss,  weil  sich  jetzt  gleichfalls 
dieses  durchringt,  dass  die  Eigenschaft  des 
sozial  Stärkeren  el>en  nur  durch  bestehendes 
Recht,  also  gerade  durch  das  kritisch  er- 
wogene und  angezweifelte  Objekt,  verliehen 
werde. 

Vor  allem  würde  hierher  die  Berufung 
auf  die  Mehrheit  gehören.  Sie  entspricht 
einer  weit  verbreiteten  Meinung,  dass 
'eigentlich*  die  Republik  die  rechte  Staats- 

22* 
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form  sei  und  dass  ^an  sich«  der  Wille  der 
Mehrheit  des  Volkes  zu  herrschen  halte. 
Ohne  hier  die  weite  Geschichte  dieser  Auf- 
fassung; von  Politikern  der  Antike  an 
(vgl.  auch  1).  1.  3,  32)  durch  die  Doktriu 
der  Jesuiten,  besonders  Bellarmin,  bis 
zur  französischen  Revolution  zu  verfolgen, 
sei  nur  iu  Kürze  angemerkt,  aus  welchen 
Gründen  jene  Meinung  wissenschaft- 
lich unhaltbar  ist. 

Von  vorn  herein  ist  die  hier  angerufene 
Instanz  unsicher.  Denn  es  fragt  sich: 
Welche  Mehrheit  entscheiden  soll?  Du 
meint  man  gnw/ihnlich :  die  der  erwaclisoneu 
männlichen  Staatsbürger.  Aber  warum  diese 
Beschränkung  richtig  sei  und  wo  die 
Grenze  des  Erwach  senseins  laufe,  das  ist 
niemals  a  priori  gegeben,  sondern  seihst 
wieder  Frage  besonderer  Zustande  und  be- 
stimmter rechtlicher  Satzungen :  die  einem 
unvermeidlichen  Wandel  im  Laufe  der  Ge- 
schichte unterworfen  sind  und  einen  festen 
Halt  als  unabänderlichen  Massstab  nicht 
bieten  können.  —  Sieht  man  davon  ab,  so 
ist  gamicht  zu  verstehen:  wie  der  Wille 
der  Mehrheit  sich  notwendig  mit  dem 
decken  müsse,  was  in  einer  sozialen  Frage 
das  Richtigeist.  Ein  Mehrheitsbeschluss 
ist  an  und  für  sich  nichts  als  eine  Summe 
von  Einzelentschcidungen.  deren  jede  ein- 
zelne für  sich  in  i  h  r  e  m  Inhalte  zunächst 
zufällig  ist  und  einer  Prüfung  auf 
ihre  Richtigkeit  unterworfen  werden 
kann.  Da  nun  der  Gegensatz  von  objek- 1 
tivor  Berechtigung  und  von  bloss  subjektiv  | 
Giltigem  auf  (bis  Gebiet  politrscher  Mass- 1 
nahmen  angewandt  wenlen  .sollte,  so  kann ,  f'™"W ]  J«  si--h  wide^treiten)  IVv 

die   method.sche  Grenze   zwischen   beiden  I  '  ^   »ur  der  konkrete  Inhalt 

durch  die  Berufung  auf  Mehrheitsliesehlüsse \  »r?,mint<'» lWi  sordnnng    3.  D.eser 

in  sich  nicht  geliefert  werden.  *  Inhaxlt  ist  dann  objektiv  n  cht  ig  wenn 

Wir    l^MieRwm    die   Verfolgung  den™"   1,1    ^m.,T    h^'m]™'"  ge^hichtl.chen 
liierher  gehörigen  Versuche  mit  »1er  Lehre 
des  sozialen  Eudämonismus,  die  un- 


lieben Gesellschaft  nicht  das  Glück  der 
Einzelsubjekte  in  dieser  sein. 

Man  hat  es  zuweilen  hier  mit  einer  Art 
von  Nor  mal  glück  versucht;  so  dass  es 
oberste  Aufgabe  der  Rechtsordnung  wäre, 
jedem  ein  »menschenwürdiges«  Da- 
sein zu  vorschaffen.  Aber  hier  scheint 
übersehen,  dass  »menschenwürdig*  ver- 
ständigerweise nur  so  viel  hoissen  kann  wie 
»  v  e  r  n  u  n  f  t  w  ü  r  d  i  g*  :  Es  ist  dasjenige 
Wollen  und  Sichverhalten ,  welches  des 
Menschen  würdig  ist,  nicht  in  seiner  Eigen- 
schaft als  kausal  getriebenes  I^ebewesen. 
sondern  in  der  ihm  zukommenden  Fähig- 
keit, sieh  objektiv  richtige  Zwecke  zu 
setzen.  —  Wodurch  man  also  in  Wahrheit 
von  dem  blossen  subjektiven  Glücke  der 
Einzelnen  abkommt. 

4.  Sozialer  Idealismus.  Er  gründet 
sich  auf  folgende  drei  Prinzipien,  deren 
nähere  Erörterung  den  seitherigen  Be- 
trachtungen entnommen  wenlen  muss.  1. 
Alle  soziale  Erwägung  ist  eine  Betrach- 
tung des  menschlichen  Zusammenwirkens 
als  eines  äusserlich  geregelten: 
die  SondeiTirt  einer  gewissen  menschlichen 
Gesellschaft  ist  grundlegend  mit  der  Eigen- 
art der  betreffenden  sozialen  Regelung  ge- 
gel>en.  2.  Notwendige  Bedingung  für 
ein  g  e  s  e  t  z  m  ä  s  s  i  g  r  i  c  Ii  t  i  g  e  s  soziales 
Leben  ist  Anwendung  des  Rechtszwan- 
ges  (nicht  bloss  solche  von  Konvcntional- 
regeln«-.  weil  diese  stets  nur  für  einzelne, 
empirisch  besonders  geartete  Menschen  an- 
wendbar sind  und  der  Forderung  der  A 11- 


serem  Problem  in  der  Fragestellung  unter 
allen  erwähnten  Meinungen  am  nächsten 
kommt.  Nach  ihr  würde  der  Endzweck  der 
sozialen  Ordnung  der  Nutzen  aller  sein, 
»las  oberste  Ziel  des  RechteB  'darin  bestehen, 
die  Wohlfahrt  der  Unterworfenen  zu 
sichern. 

Aber  die  Beförderung  des  subjektiven 
Glückes  der  Rtvhtsgenosson  ist  nicht  nur 
eine  in  sich  ziemlich  unlösliche  Aufgabe;: 
sie  könnte  auch  ;de  ein  ideales  Ziel  für  den 
0<?setzgeber  nur  dann  mit  Grund  aufgestellt 
werden,  wenn  das  oberste  G<«etz  für  rech- 
tes Wollen  d«»s  Einzelnen  die  Beförderung 
seines  persönlichen  Wohlergehens  wäre.  Da 
dieses  letztere  nicht,  zutrifft  und  das  Merk- 
mal eines  richtigen  menseldichen  Wollens 
in  der  Pflichterfüllung  liegt,  ohne  Rücksicht 
auf  subjektives  Behagen  des  Handelnden,  so 


Lage  mit  dem  obersten  Zwecke  der 
menschlichen  Gesellschaft  übereinstimmt. 

Zu  solchem  Emlzweck  taugt  al>er  kein 
einziges  besonderes  Ziel,  wie  z.  B.  Prcxlnk- 
tion  eines  sinnlich  angenehmen  Daseins, 
Förderung  vou  Kunst  und  Wissenschaft, 
Schutz  »1er  j«'tzigen  l>andesgrenzen  gegen 
äussere  Feinde  etc.  Der  unbedingte 
Endzweck  der  menschlichen  Gesellschaft 
ist  eine  ideale  Einheit,  die  für  alle  irgend- 
welche Ziele  des  menschlichen  Zusammen- 
wirkens möglich  ist:  er  kann  nicht  in  ir- 
gend einer  besondere.n,  inhaltlich  bestimmten 
Aufgalie  aufgehen,  soinlern  nur  ein  absolut 
einheitlicher  formaler  Gesichtspunkt  für 
alles  denkbare  soziale  Wollen  un<l  Streben 
sein. 

Die  Möglichkeit  einer  solchen  obersten 
Einheit  als  richtender  Gesetzmässigkeit  des 
sozialen  l^ebens  wird  nicht  widerlegt  durch 
die  T hat sache,  dass  die  Menschen  darüber 


kann  auch  das  oberste  Ziel  der  mensch- ;  oft  geirrt  haben  und  über  das  jeweils  ob- 
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jektiv  Richtige  verschiedener  Meinung  ge- 
wesen sind. 

Das  unbedingte  Endziel  des  sozialen  IjC- 
bens  ist  hiernach  die  de  mein  schuft 
frei  wollender  Menschen.  Es  ist 
die  Idee  von  einer  menschlichen  Gesell- 
schaft, in  der  ein  jeder  die  Zwecke 
des  anderen  zu  den  seinigen  macht. 
Dies  kann  in  keiner  Erfahrung  voll  ver- 
wirklicht werden :  aber  es  schreibt  den  em- 
pirisch bedingten  sozialen  Fragen  die  ge- 
setzmässige  Richtung  vor,  in  der  sie 
angefasst  und  vorfolgt  werden  müssen,  wenn 
ihre  Erledigung  objektiv  richtig  sein 
soll.  Ich  nenne  diesen  Gedanken  das  so- 
ziale Ideal.  Und  nehme  dabei  als  ein- 
fach an,  dass  dieses  nicht  als  eine  Utopie, 
als  ein  natnrroehtliehos  Gesetzbuch  gefasst 
werden  darf,  sondern  als  eine  formale 
Methode,  in  der  sieh  im  letzten  Grunde 
die  Auflösung  des  hier  angegangenen  Pro- 
blems birgt. 

Nun  ist  es  klar,  dass  damit  nur  die 
B  e  r  e  c  h  t  i  g  u  n  g  eines  richtenden  Urteils 
über  Hcchtscinrichtungcn  überhaupt,  über 
l*?stehende  wie  über  vorgeschlagene,  dar- 
gethaii  und  die  Möglichkeit  der  Aus- 
fülirung  eines  solchen  erwiesen  ist.  Jetzt 
erst  erscheint  die  zweite  AnfgaW:  von  der 
obersten  Spitze  der  sozialen  Betrachtung 
und  der  rechtlichen  Erwägung  gesichert 
wieder  herabzusteigen  und  zu  der  darnach 
geleiteten  Lösung  auch  der  kleinsten  Einzel- 
frage methodisch  zu  gelangen.  Dieser  Ab- 
stieg zu  den  Einzelfragen  würde  nach  dop- 
pelter Seite  hin  ausgeführt  werden  müssen : 
Für  die  Politik,  als  Reehtssotzung,  und  für 
die  Verwaltung  und  .Inrisdiklion,  als  der 
Rechtsausführung.  Den  Weg  müsste  mau 
so  nehmen,  dass  man  von  der  Spitze  aus  zu  den 
sie  umlagernden  und  aus  ihr  geschlossener. 
Grundsätzen  gelangte,  von  ihnen  zu  allge- 
meinen Schemata  der  Urteilskraft,  die  wie- 
derum den  Pfad  zum  konkreten  Kall  einer 
Frage  uns  wiesen. 

Iiier  aber  münden  wir  in  eine  program- 
matische Erwägung.  Die  Ausführung  dieser 
Gedankenreihe,  ihre  kritische  Begründung 
und  praktische  Erprobung  füllt  dem  weiteren 
Fortschritt  der  Sozialphilosophie  anbei m 
und  kann  heute  nur  für  ein  demnächst iges 
Werk  iu  Aussicht  gestellt  weiden.  Der 
gegenwärtige  Stand  der  Wissenschaft  ist 
nun  dargelegt. 

Lltteriltur:  hur  die  hier  erörtert™  Fra  gen  iniittte 
auf  ate  (»enchichte  der  Hrchltjthiit'Sophte  ilher*  ■ 
haupt  rertcie»eti  werden.  Zur  JUnführung  kfinn 
vor  allem  benutzt  werden :  Schmaus*,  Neue* 
Syttema  de»  Hecht*  der  Xatur  (17H4).  —  Stahl, 
iletchichte  der  Rechttphilotophi«,  J.  Aufl.  (1K04J. 
—  Ähren»,  Xalurrecht  oder  Philosophie  de» 
Hechle*  und  den  Maate»,  0.  Aufl.  (iS70).  — 
Lamon,    .System   der  HechUphihntphte  (ISS^j. 


—  I}ie,  Gedanken  de»  rortteheuden  Artikel»  *i»d 
zuviel»!  näher  aunjeflhrt  in  dem  Huehr  i,m 
Stammler,  WirUrhajt  und  Hecht  (18W,i.  — 
Xrttrttcu*  besonder*  tu  beuchten  Kipp  in  der 
t  on  ihm  (»'arbeiteten  X.  Aufl.  rem  \\~ind*rhf  id, 
Uhrlmrh  de*  Pandektenrecht*  llßOOJ,  Hfl. 

R.  Stammirr. 


Recht  auf  Arbeit. 

I.  Geschichtliches.  1.  Vorgeschichte 
des  „Rechtes  auf  Arbeit".  2.  Fichte  und  Fourier 
als  Urheber  des  „Rechtes  auf  Arbeit  ".  3.  Ge- 
schichte des  „Rechtes  auf  Arbeit-  iu  Frank- 
reich.  L  Geschichte  des  „Rcchies  anf  Arbeit" 
in  Deutschland  und  der  Seh  weiz.  II.  Kritisches 
mid  Positives. 

I.  Geschichtliches. 
I.  Vorgeschichte  des  ..Rechtes  auf 
Arbeit".  Der  Grundcharakter  der  gelten- 
den sozialen  Ordnung  und  Mond  bestimmt 
in  jetler  Epoche  der  Weltgeschichte  die 
Stellung  uud  Bedeutung  der  materiellen 
Arbeit:  darum  galt  sie  im  klassischen 
Altertum  als  Erniedrigung  des  freien 
Mannes:  im  Mittelalter  als  Vorrecht  des 
christlichen  Bürgers  oder  Bauern;  in  der 
Neuzeit  wurde  sie  unter  die  Fittige  der 
Freiheit  des  Individuums  gestellt:  und 
die  neueste  Entwkkelung  der  Kulturvölker 
ist  bereits  daran,  auch  dieses  letzte  Prineip 
wieder  zu  entthronen.  Denn  je  mehr  die 
ökonomische  Freiheit  zur  Geltung  gelangte, 
desto  öfter  verloren  Arbeiter  ohne  Ver- 
schulden Brot  und  Thätigkeit.  in  natürlicher 
Folge  der  Gewerbskrisen.  Auf  diesen  Fluch 
der  kapitalistischen  Wirtschaftsordinuig  hatte 
schon  Linguet  hingewiesen:  -Der  Sklave 
—  schrieb  er  in  seiner  Kritik  der  Physio- 
kraten  (1707)  —  wurde  ernährt,  wenn  er 
keine  Arbeit  hatte.  Aber  was  wird  aus 
dem  freien  Arbeiter,  sobald  er  keine 
Arbeit  hat?  Wer  kümmert  sich  um  sein 
Los?< 

Patriarchalische  Regierungen  waren  schon 
immer  auf  Abhilfe  Ijcdacht  gewesen.  So 
hatte  in  England  sogar  schon  das  Armen- 
gesetz der  Königin  Elisabeth  (1001)  die  Zu- 
weisung von  Arbeit  an  alle  arboitsfälugen 
Armen  geboten,  unter  Belastung  der  Grund- 
besitzer jedes  Kirchspiels  mit  den  nötigen 
Ausgaben.  Als  dann  das  Kirchspiel  sich 
als  Arbeitgeber  nicht  bewährte,  da  meist 
ungenügende  Arbeit  geliefert  wurde,  begaun 
hier  die  Uobcrleitung  dieses  Systems  der 
öffentlichen  Fürsorge  iu  das  der  Arbeits- 
häuser (s.  den  Art.  Arbeitshaus  ol*m 
Bd.  I,  S.  Söilff.).  Eine  ähnliche  Verpflich- 
tung des  Staates  zur  Gewährung  von 
Arbeit  spricht  später  auch  das  Preussische 
Lindrecht  (1791)  aus,  freilich  ohne  dass  ihr 
praktische  Folge  gegol>en  worden  wäre. 
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Eine  nachhaltigere  Förderung  erfuhr  die 
Idee  der  staatlichen  Fürsorge  für  Arbeits- 
lose dann  durch  den  Kinflnss  von  Koiis- 
soaus  Staatstheorie.  Denn  da,  nach 
dieser  Lelire  (1752) ,  der  gerechte  Staat 
priueipioll  nur  mit  Einwilligung  aller 
seiner  Mitglieder  zu  stände  gekommen  war, 
so  war  damit  vorausgesetzt,  dass  er  jedem 
mindestens  ebensoviel  bieten  musste,  als 
mau  schon  vor  allem  Dasein  im  Staate, 
also  im  Naturzustände,  genossen:  nämlich 
das  zum  Leben  unbedingt  Erfor- 
dern c  h  e. 

Die  Not  iu  Stadt  und  Kind,  welche  in 
Frankreich  wütete  und  durch  die  Revolution 
zunächst  mir  noch  gesteigert  wurde,  musste 
gerade  diesen  Gedanken  in  den  Vorder- 
grund rücken.  Da  die  besitzlosen  Klassen 
sich  aber  nur  durch  Arbeit  oder  Empfang 
von  rnterstfitzung  des  Lettens  Notdurft  ver- 
schaffen konnten,  so  musste  natürlich  an 
den  Staat  das  Ansinnen  gestellt  weiden, 
ihnen  im  Notfalle  dieses  od-r  jenes  zu  ge- 
währen.   Tliatsächlieh  hat  auch  schon  am 


Juli  17M»  der  Advokat  T; 


get  in  einer 


Kommission  der  Nationalversammlung 
den  —  allerdings  vorgeblichen  —  Versnob 
gemacht,  in  die  Erklärung  der  Menschen- 
rechte einen  Artikel  hineinzubringen,  welcher 
den  Staat  verpflichtete,  jedem  Suhsistenz- 
mittel  zu  gewähren,  -seit  ]>ar  la  propriete, 
soit  par  le  travail,  soit  par  le  sooours  de 
ses  sombtnbles- .  Am  '.i.  August  wird  dann 
der  gleiche  Gegenstand  in  der  Nationalver- 
sammlung selber  von  Malouet  behandelt. 
Die  industrielle  Thätigkeit  —  führte  er  aus 
—  nehme  seit  einigen  Jahren  in  geradezu 
erschreckendem  Masse  ab;  in  verscliiedenen 
Provinzen  seien  ganze  Fabrikat  ionszweige 
aufgegeben  worden  :  Tausende  von  Arbeitern 
seien  ohne  Heschäftigung,  und  die  Bettelei 
sei  in  Stadt  nml  Land  zur  furchtbarsten 
Plage  geworden.  Darum  schlug  Malouet 
vor.  ein  Lenzes  System  von  Werkstätten 
und  1  n  t e  r s  t  ü t  z  u  n  gs  b  u r ea n  s  in  allen 
Kirchs pielen  des  Reiches  zu  errichten,  damit 
jene  den  Arbeitslosen,  soweit  angängig,  He- 
schäftigung gäben,  diese  alle  Bedürftigen 
unterstützten. 

Dieser  Anregung  konnte  oder  wollte  zwar 
die  Kammer  keine  Folge  gelten,  doch  sorgte 
schon  die  Wucht  der  Thatsaehen  —  das 
Wachsen  der  industriellen  Krise  und  die 
zunehmende  Arlieitslosigkeit  —  dafür,  dass 
dies»  Frage  nicht  von  der  Tagesordnung 
versehwand.  Die  massenhafte  Anhäufung 
ArU-itsloser  wurde  in  Paris  immer  Inxlroh- 
licher.  und  so  sah  man  sieh  gezwungen, 
eine  Zeit  laug  'io IM)  Menschen  zu  be- 
schäftigen, die  Männer  mit  Erdarbeiten,  die 
Frauen  mit  Spinnen.  Ferner  setzte  die  Na- 
tionalversammlung ein  besonderes  'Gomite 
]K)iir  l'extinetion  de  la  mondicite,  nieder. 


Dasselbe  sclüug  in  eiuer  ausführlichen  Denk- 
schrift ein  ganzes  System  von  staatlichen 
und  kommunalen  Massnahmen  auf  diesem 
Gebiete  vor,  die  in  dem  Plaue  einer  Ver- 
sicherung der  unteren  Klassen  gegen  Krank- 
heit, Alter  etc.  sowie  der  Errichtung 
öffentlicher  Werkstätten  allerorten  zu  Gunsten 
der  Beschäftigungslosen  gipfelten.  Allein 
auch  diese  Vorschläge  kamen  nicht  zu 
praktischer  Anwendung;  doch  gabeu  sieden 
Anstoss,  dass  in  die  Verfassung  von  171*1 
der  Satz  aufgenommen  wurde:  es  solle  von 
Staats  wegen  den  gesunden  Armen  Arbeits- 
gelegenheit gegelx'U  werdet),  wenn  sie  sich 
selbst  keine  verschaffen  könnten.  Schärfer 
noch  drückt  sich  dann  die  Verfassung  von 
17!Kt  aus:  »La  sociote,  doit  la  snbsistance 
aux  citoyens  malheureux,  soit  en  leur  pro- 
curaut  du  travail,  soit  en  asst traut  les 
moyens  d'exister  ü  eeux  «jui  sont  hors  d  etat 
de  travailler.« 

Selbst  diese  gesetzliche  Festlegung  brachte 
die  Sache  praktisch  nicht  weiter,  da  bald  nach 

■  Beendigung  der  revolutionären  Wirren  teils 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  geordneter 

,  wurden  und  die  Gewerbst  hätigkei»  stabiler, 
teils  durch  die  folgenden  Kriege  ein  steter 
Abzugs kanal  für  unbeschäftigte  Elemente  ge- 

1  geben   war.     l'nter  dem   eisernen  Seopter 

.Napoleons,  wo  die  Furcht  vor  dem  Volke 
geschwunden  war.  konnte  überdies  in  dieser 
Frage  erst  recht  kein  Fortschritt  geschehen. 

;  Der  Imperator  selber  fassto  die  Sache  nach 

.seiner  Weise  an:  er  gab  (24.  November 
|so7)  dem   Minister  des  Innern  den  bün- 

,  digeu  Befehl,  das  Elend  in  Frankreich 
binnen  einem  Monat  aus  der  Welt  zu 
schaffen  ! 

2.  Flehte  und  Fourier  als  Urheber  de* 
„Hechtes  nnf  Arbeit".  Die  angeführten  Vor- 
schlüge hatten  dein  Smato  nur  die  Aufgabe  ge- 
stellt, für  die  Subsistenz  seiner  Glieder  zn 
sorgen,  —  mochte  die«  nun  durch  A rbeit  oder 
durch  direkte  Subventionen  geschehen.  Erst 
Fichte  zng  aus  der  Naturrechfslehre  Rous- 
seau* die  volle  Konsequenz,  indem  er  den  Satz 
aulstellte:  jedes  Individuum  habe  einen 
Rechtsanspruch  auf  Gewährung  loh- 
nender Beschäl  t  ignng  durch  denStaat. 
Damit  war  die  Idee  des  „Hechtes  auf  Arbeit" 
priieisiert,  wenn  auch  noch  nicht  in  der  zünden- 
den Form  dieses  Schlagwortes. 

Fichte  ist  zunächst  —  ganz  wie  Rousseau 
—  der  Meinung,  dass  schon  allein  aus  dem  Be- 
stände des  Staates  sich  die  Fulirerung  ergebe, 
dass  jedes  seiner  Mitglieder  ein  Hecht  auf  Kxis- 
lenz  habe,  da  es  sonst  auf  keinen  Fall  sich  zur 

,  Mitirriindung  des  Staate?  verstanden  hätte 
(„Natnrrocht-.  17'.>7i.  Aber  seine  Definition  dieses 
IVimips  lautet  dahin,  dass  der  Staat  dieses 
Recht  auf  Existenz  nur  gewährleisten  könne, 

,  wenn  er  dafür  sorge,  „dass  jeder  stets  Arbeit 
oder  Absatz  für  seine  Ware  finden  und  für  die- 

1  selbe  den  auf  ihn  kommenden  Anteil  von  den 
Gütern  des  Landes  erhalten  solle".   Sein  rge- 

,  sehlossener  Handelsstaaf  giebt  die  Einzelheiten 
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einer  entsprechenden  Wirte chaftsverfasaunp,  wel- 
che darin  kulminiert,  dass  durch  „Schließung" 
aller  Erwerhazweige  {d.  h.  Festsetzung  eiuer 
bestimmten  Zahl  von  Gewerbetreibenden  für 
jede  Branche)  und  durch  Preistaxen  Arbeit  und 
ausreichender  Unterhalt  für  jedermann  beschafft 
werden  soll. 

rnnbhKngig  von  Fichte,  dessen  sozialrefor- 
matorisehe  Ideeen  schnell  der  Vergessenheit  au- 
heirolielen,  bat  daun  Fourier  —  erst  flüchtig 
in  seiner  ..Theorie  des  i|iiatre  mouvemenfs"  f  1H(1H .1, 
spater  eingehend  iu  seiner  „Theorie  de  l'unite 
universelle"  (1822}  —  dieselbe  principielle  Ga- 
rantie lohnender  Arbeit  für  jeden  Staatsbürger 
gefordert  und  dieses  Postulat  in  jene  energische 
und  packend«  Formel  rdroit  au  travail  '  ge- 
gossen, an  welche  die  ganze  spätere  Entwicke- 
lung  der  Idee  sieh  auschloss.  Auch  er  war 
dun  h  naturphilosophischc  Spekulation  zu  diesem 
Princi|ie  gelangt,  indem  er  vom  Menschen  im 
Naturzustände  ausging.  Der  Wilde  —  führt  er 
aus  hat  die  Hechte  auf  freies  Fruchtbrechen, 
Weiile.  Fischfang,  Jagd,  freie,  Verbindung.  Sorg- 
losigkeit uud  Diebstahl.  Iii*,  der  Mensch  indem 
geselligen  Verbände  mindestens  des  glei- 
chen Masses  von  Glück  teilhaftig  werden  muss. 
m<  wirft  Fourier  die  Frage  auf:  wodurch  der 
Meu».h  im  Zustande  der  _('ivilisationu  id.  h. 
der  modernen  Gesellschaft!  für  deu  Verlusr 
dii'<er  sieben  Rechte  entschädigt  worden  sei? 
Durch  die  Gewährung  der  ..Freiheit  "  und  durch 
da.»  .Glück",  in  einem  ..Vcrfassungs"-Stuatc  /» 
leben!  lautet  seine  höhnische  Antwort,  der  er 
die  Worte  hinzufügt:  ..Solche  Hinfälligkeiten 
verdienen  nicht  einmal  den  Namen  einer  Illu- 
sion und  können  einen  Lohnarbeiter  nicht  be- 
friedigen, der  vor  allen  Mücken  nach  seinem 
Appetit  essen  und  fröhlich  und  sorglos  leben 
möchte  wie  der  Wilde.  Was  triebt  man  also 
dem  armen  Arlieiter  als  Aeijuivalent  für  die 
freie  Jagd  und  den  Fischfang,  die  Bäume  uud 
Herden  der  Welt  '/  Da*  Glück,  unter  der  Charte 
zu  leben!  Der  Arme  kann  doch  unmöglich  die 
<  harte  lesen,  aiMatt  zu  Mittag  zu  essen! 
Es  heisst,  ihn  in  seinem  Elend  noch  beleidigen, 
wenn  man  ihm  eine  derartige  Entschädigung 
anbietet".  Das  mindeste,  was  der  Civilisierte 
zu  fordern  hat.  ist  das  Hecht.  —  wie  der  Wilde 

-  zu  essen,  wenn  er  Hunger  bat.  Da 
aber  in  der  modernen  Gesellschaft  der  Arme 
sich  nur  dann  Essen  verschaffen  kann,  wenn  er 
zuvor  durch  «eine  Arbeit  Geld  verdient  hat, 
so  muss  ihm  garantiert  werden,  dass  er  auch 
wirklich  jederzeit  Arbeit  findet.  -Jeder  Mensch 
muss  zu  seinen  Landsleuten  sagen  können :  ich 
bin  auf  diesem  Boden  geboren,  ich  verlange  Zu- 
lassung zu  allen  Arbeiten,  die  hier  ausgeführt 
werden,  und  die  Garantie,  die  Früchte  meiner 
Arbeit  zu  gemessen;  ich  verlange  im  voraus  die, 
nötigen  Mittel  zur  Arbeit  und  meine  Subsistenz 
als  Entschädigung  für  das  Hecht  des  Diebstahls, 
welches  mir  die  einfache  Natur  gab.~ 

-Wir  haben  also  —  schliefet  Fourier  bitter 

—  Jahrhunderte  über  die  Menschenrechte  ge- 
faselt, ohne  darau  zu  denken,  das  allerweseut- 
licbste  anzuerkennen:  das  Recht  auf  Ar- 
beit, ohne  welches  die  anderen  nichts  sind'.- 

3.  Geschichte  des  ..Rechtes  auf  Ar- 
beit" in  Frankreich.  Fflr  Fourier  selber 
war  das  >Recht  auf  Arbeit«  nur  eine  fote 


Formel  zur  richtigen  Kennzeichnung  des 
Verhältnisses  zwischen  Arbeiter  und  Staat 
gewesen,  da  für  ihn  die  baldige  Schöpfung 
de.s  sozialen  SehJaraffenroiclies  tincrschütter- 
lich  feststand,  in  dem  jedem  Menschen  alles, 
was  er  wollte  und  wünschte,  ohnehin  in 
reichster  Fülle  zu  teil  ward.  Zum  wuchti- 
gen Schwerte  für  den  sozialen  Kampf  hat 
das  »Recht  auf  Arbeit«  erst  die  Schule 
Fouriers  umgescliaffen,  deren  Haupt  Victor 
0  onsiderant  —  im  Gegensatz  zum 
Meister  —  die  sofortige  Verwirklichung 
des  Prineips  auch  innerhalb  der  bestehenden 
Wirtschaftsordnung  für  möglich  erklärte  und 
ihm  eine  weite«4  Rcgründung  gab.  indem 
er  ausführte:  dass  die  Arbeit  allein  recht- 
mässigen Rositz  schaffe,  sei  unbestritten ; 
also  könne  der  Roden,  weil  von  niemandem 
geschaffen,  auch  keinem  einzelnen  recht- 
mässig zukommen.  Da  er  nun  durch  den 
Gang  der  Givilisation  trotzdem  in  Privatbe- 
sitz gekommen  sei.  so  müssten  die  Rositz- 
losen  für  diesen  Verlust  der  natürlichen 
Xahruiigsgelegeiiheiteti  durch  das  Recht  auf 
Arbeit  entschädigt  werden.  Dessen  Ver- 
wirklichung sollte  und  könnte  dadurch  ge- 
schehen, dass  der  Staat  landwirtschaftliche 
und  industrielle  Betriebe  gründete,  in  denen 
alle,  die  es  wünschten,  lohnende  Arlxüt 
fänden  (lSJi'J).  Kine  solche  Forderung  - 
erhoben  angesichts  der  durch  Gowerbskrisen 
oder  technische  Erfindungen  erzwungenen 
Arbeitslosigkeit  von  Tausenden  —  musste 
in  der  Tliat  ganz  dazu  geeignet  scheinen, 
als  zündendes  Schlagwort  in  den  Program- 
men der  sozialen  Parteien  zu  dienen.  Denn 
auf  der  einen  Seite  versprach  seine  Aner- 
kennung dem  Proletarier  die  Vernich- 
tung des  ewig  drohenden  Schroekbihlos  der 
Heschaftigungs-  und  Erwerbslosigkeit,  auf 
der  anderen  Seite  musste  es  auch  den  Geg- 
nern des  Kommunismus  und  der  Bourgeoisie 
diskutabel  erscheinen,  da  es  die  herrschende 
Ordnung  und  den  Fortbestand  des  Privat- 
eigentums keineswegs  gefährden  sollte.  So 
kam  es  zu  einer  Weihe  von  Kundgebungen 
für  dieses  Piincip  aus  den  verschiedensten 
Lagern.  Haid  wurde  auf  der  Tribüne  der 
Kammer  -  -  damals  in  Frankreich  bekannt- 
lich der  speeifischen  Repräsentation  der 
Hourgeoiste  —  verkündet,  dass  es  oberste 
Pflicht  des  Staates  sei,  allen  arbeitsfähigen 
Menschen  Beschäftigung  zu  verschaffen;  — 
was  freilich  den  Kammerpräsidenten  zu  der 
weisen  Rüge  veranlasste:  die  Kammer  habe 
Gesetze  zu  geben,  nicht  Beschäftigung 
für  die  Arbeiter  zu  finden.  Bald  erklärte 
sich  ein  gefeierter  Liebling  der  Boiirgooisie 
wie  Lamartine  für  das  Recht  auf  Arbeit; 
natürlich  wie  immer  so  schönrednerisch- 
unklar,  dass  Heranger  wieder  Recht  beluelt 
mit  seinem  Worte:  »Ijunartine  weiss  nicht, 
welche  Ideeen  er  haG.    Haid  wieder  nahm 
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die  Partei  des  radikalen  Kleinbürgertums 
unter  U  cd  r  n  -  R  o  1 1  i  n  das  Sehlagwort  in 
ihr  Programm  als  s« »zial|>oIiti»che  Haupt- 
forderung auf. 

So  war  es  möglich,  dass  das  Recht  auf 
Arbeit  im  Jahre  1*48  eine  geradezu  welt- 
geschichtliche Rolle  spielte.  Damals,  wo  die 
Kluft  zwischen  Kapital-  und  Arbeit  riesen- 
gross  vor  aller  Welt  sieh  aiifgcthan  hatte 
und  nirgendwo  ein  klarer  Begriff  war«  wie 
sie  zu  überbrücken  sei.  —  erschien  vielen 
jenes  Schlagwort  als  erlösende  Zauberformel. 

Am  Februar  hatte  in  Frankreich  die 
Revolution  gesiegt.  Schon  am  folgenden 
Tage  fand  eine  imposante  Kundgebung  be- 
schäftigungsloser Arbeiter  vor  dem  IbMel 
de  ville,  dem  Sitze  der  provisorischen  Re- 
gierung, statt.  Sie  hatte  zur  Folge,  dass 
die  Regierung  auf  Antrag  Louis  Blaues 
ein  Dekret  erliess,  das  ->die  Existenz 
der  Arbeiter  durch  die  Arbeit^  zu  verbürgen 
versprach.  Freilich  hat  I/uiis  Blanc  selber 
sjtäter  naiv  gestanden,  er  hal>e  beim  Nieder- 
schreilteu  desM-lben  seine  Tragweite  nicht 
ganz  ültei-sohcn.  In  Ausführung  dieses  De- 
krets --  alter  ohne  Blaues  Zuthun.  im 
Gegenteil,  in  der  ausgesprochenen  Att- 
sicht.  ihn  zu  diskreditieren  -  wurden  die 
bekannten  Pariser  Nationalwerkstätten » 
(s.  den  Art.  oben  Bd.  Y.S.  .(."><;  ff.)  errichtet,  aber 
schon  nach  wenigen  .Monaten  wieder  aufge- 
löst, was  dann  bekanntlich  den  Anstoss  zur 
Insurrektion  der  Arbeiter  (Juni  l*lS)  gab. 
Alter  obgleich  diese  niedergeworfen  winde, 
sollte  das  -Reelit  auf  Arbeit  r.  noch  immer 
nicht  zur  Ruhe  kommen.  Die  Kommission 
der  Nationalversammlung  für  den  Verfas- 
sungsentwurf hatte  es  ursprünglich  an- 
genommen, indem  sie  seinem  7.  Artikel  die 
Fassung  gab:  Das  Recht  auf  Arlteit  ist  jenes, 
welches  jeder  Mensch  besitzt,  der  seinen 
Leliensunterhalt  durch  Arlieit  erwerlton  will: 
die  Gesellschaft  mnss  durch  die  .Mittel,  die 
ihr  zu  Gebote  stehen  und  die  noch  später 
organisiert  werden  müssen,  allen  arbeitsfähi- 
gen Männern  Arlieit  verschaffen,  wenn  sie 
diese  sich  nicht  auf  andere  Weise  ver- 
schaffen können.  —  Alter  unter  dem  Ein- 
druck o  der  anscheinend  durch  die  Garantie 
des  Rechtes  auf  A rinnt  hervorgerufenen 
Juni-Insurrektion  griff  eine  dem  Prineip 
ungünstige  Stimmung  Platz.  Zudem  wurde 
es  diskreditiert,  weil  Pro  ud  hon.  der 
giimmigste  Feind  des  Eigentums,  erklärt 
hatte:  »Geben  Sie  mir  das  Recht  auf  Ar- 
beit, und  ich  hisse  Ihnen  das  Eigentum*: 
Unter  solchen  Imstande!)  sah  sich  schliess- 
lich die  Kommission  veranlasst,  das  Recht 
auf  Arbeit  wieder  aus  dem  Verfassungsent- 
wurfe zu  streichen.  Der  Referent  der  Kom- 
mission. Armand  Marrast,  sprach  es 
offen  aus:  man  hätte  sich  der  Ansicht  nicht 
vcrschliessen  können,  dass  das  Recht  auf 


Arbeit  zum  Kommunismus  führen  könne: 
denn  es  bedeute,  dass  der  Staat  jedem 
solche  Arbeit  geben  müsse,  für  die  er  ge- 
eignet sei.  Der  Staat  wird  also  Fabrikant. 
Kaufmann,  Gross-  oder  Kleinproduzent  wer- 
den; belastet  mit  allen  Bedürfnissen,  wird 
er  das  Monopol  jeder  Industrie  halten 
müssen.« 

Da  nnn  «bor  in  der  Nationalversammlung 
Mut  Iii      <de  la  I  Ironie)  den  Antrag  ein  brachte, 
„die  Republik  erkenne  das  Recht  aller  Bürger 
auf  1'nterricht,  Arbeit  und  Unterstützung  an", 
so  fand  trotzdem  im  Plenntn  eine  Debatte  Uber 
das  T'rincip  statt,  —  die  indes  nur  wenig  neues 
zu  Tage  förderte,  obwohl  die  ersten  Notabilitäteti 
aller  Parteien  das  Wort  ergriffen.  Bemerkens- 
wert ist  höchsten*,  wie  sieb  Pelletier,  ein 
!  einfacher  Arbeiter  i  Mitglied  der  .Montagne14,".  die 
,  Verwirklichung  dachte:  alle  beschäftigten 
!  Arbeiter  sollten  mit  f>  Prozent  ihres  Lohnes  zu 
(iiinsten  der  Arbeitslosen  besteuert  werden,  und 
mit  den  so  gewonnenen  Fonds  sollten  die  Be- 
schäftigungslosen Produkt ivassociationen  nebst 
:  den  für  den  Absatz  nötigen  Läden  begründen. 
1  I>as  roch  der  Gegenpartei  erst  recht  nach  den 
verjH'iuten  und  eben  begrabenen  Nationalwerk- 

I statten  und  konnte  sicherlich  ihr  Argument 
nicht  entkräften,  dass  ..Recht  auf  Arbeit"  nnd 
moderne  <u-m-IIs<  haft  unvereinbar  wären  und 
dass  -eine  Verwirklichung  zur  Vernichtung  oder 
mindestens  rmgestaltung  des  Eigentums  fuhren 
müsse.  Ha  moelite  es  wenig  frommen,  wenn 
Lamartine  die  Idee  zu  retten  suchte,  indem 
er  einen  Panegyrikns  auf  sie  mit  der  Erklärung 
|  sehloss.  dass  er  doch  sicherlich  das  Eigentum 
..anbete".  .Atter  ~  replizierte  von  der  anderen 
Seite  iMivergier  de  Bauranne  —  man  re- 
spektiert nicht  immer,  was  man  «anbetet u!  Die 
Liebe,  webhe  Eigentum  und  Recht  auf  Arbeit 
in  die  gleiche  I  niarmniig  schliefen  wollte, 
miisste  sehr  bliud  oder  —  treulos  sein." 

l>a   die    Freunde  des  Rechts   auf  Arbeit 
I  merkten,  dass  die  Kammer  dem  Amendement 
MathieiH  abgeneigt  war.  so  ersetzten   sie  e> 
l  durch  ein  noch  gemitssigteres.  welches  nur  be- 
sagte, dass  die  Republik  das  Recht  aller  Bürger 
I  auf  Kxistcnz  durch  Arbeit  und  auf  Filterst  »Itzling 
'  anerkenne.     Aber  sogar  dieses  Amendement 
wnrde  mit  öHfi  gegen  18?  Stimmen  abgelehnt 
(U.  September  184S). 

Die  erregten  Debatten  der  Kammer  zit- 
j  leiten  noch  eine  Zeil  lang  in  der  Publizistik 
I  nac  h,  indem  die  hervorragendsten  Sozialisten 
und  Oekonomisten  sich  für  oder  gegen  das 
Recht  auf  Arlieit  äusserten;  dort  Louis 
Blanc  und  Proudhon.  hier  I/>on 
Fancher,  Wolowski,  Bastiat.  La- 
boulaye  und  Parieu.  Aber  auch  ihnen 
konnte  es  nicht  gelingen,  der  Siiche  eine 
neue  Seile  abzugewinnen.  Nur  Proudhons 
Schrift  scheint  bemerkenswert,  weil  sie  die 
Idee  für  die  Zwecke  seines  besonderen  Sys- 
tems zu  fruktifiziereu  sucht.  Er  erklärt: 
würden  wirklich  Staatswerkstätten  für  Ar- 
beitslose eingerichtet,  so  müssten  et*  nicht 
bloss  permanente  sein,  sondern  sie  würden 
auch  im  I^ufe  der  Zeit  immer  umfang- 
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reicher  werden:  denn  ersten*  würde  in  den 
Werkstätten  ein  stehendes  Kontingent  von 
Arbeitern  verbleibe»,  die  —  einmal  dort 
beschäftigt  —  nicht  wieder  fortgo  wiesen 
werden  könnten,  zweitens  wiinlcn  dazu  die 
zeitweilig  Beschäftigungslosen  selbstver- 
ständlich hinzutreten,  und  drittens  müssto 
ja  auch  ein  proportional  wachsendes  Pereo- 
nal  von  Aufsehern  und  sonstigen  Beamten 
angestellt  werden.  So  müsste  im  Laufe  der 
Zeit  diese  Armee  der  vom  Staate  besoldeten 
Proletarier  ins  Ungeheuere  wachsen  und 
das  jährliche  Budget  der  öffentlichen  Ar- 
Ix'iten  hinnen  wenigen  Jahren  auf  Hunderte 
von  Millionen  steigen.  Das  sei  unmöglich; 
vielmehr  sei  das  Hecht  auf  Arbeit  einzig 
als  Anrecht  auf  das  zur  Arbeit  notwendige 
Kapital  zu  versieben.  Es  müsse  dem 
Messerschmied  Stahl,  dem  Schmiede  Eisen, 
kurz  jedem  Material  zu  seiner  Arbeit  zur 
Verfügung  stehen.  Das  sei  aber  nur  mög- 
lich durch  die  Verwirklichung  von  Proudhons 
Kreditsystem  (s.  den  Art.  Anarchismus 
oben  Bd.  I,  S.  301  ff.).  Ihm  galt  es  also  in  der 
That.  unter  der  Flagge  des  Hechtes  auf  Ar- 
beit die  bestehende  Wirtschaftsordnung  aus 
den  Angeln  zu  beben!  --- 

Als  bald  darauf  in  Frankreich  der  Sozia- 
lismus, schwei getroffen,  vom  Schauplatz  zu- 
rücktrat, verschwand  auch  »las  Hecht  auf 
Arbeit:  es  hat  dort  seitdem  nie  wieder  eine 
Holle  gespielt. 

4.  Geschichte  des  ..Rechtes  auf  Arbeit" 
in  Deutschland  und  der  Schweiz.  Das 

*  Recht  auf  Arbeit*  bat  keinen  grossen  Si.  ges- 
zugdurchdieKulturstaab'i)  gemacht;  denn — 
abgesehen  von  Deutschland  —  hat  die  Ideesich 
nirgendwo  auf  dem  sozialpolitischen  Kampf- 
platz irgendwelche  Geltung  verscliaffcn 
können.  Selbst  in  Kngland  ist  es  nur 
ganz  zu  Aufaug  der  dortigen  sozialen  Be- 
wegung zu  einer  schwächlichen  Kundgebung 
in  der  fraglichen  Richtung  gekommen.  Da- 
mals schlug  nämlich  Owen  —  ohne  irgend- 
wie Anklang  zu  finden  —  vor,  dass  der 
Staat  für  alle  unbeschäftigten  Armen  indus- 
trielle und  agrikole  Betriebe  errichten  solle, 
in  denen  jene  nur  für  ihren  eigenen  Bedarf 
arbeiteten  und  somit  vor  allem  Wechsel 
der  Konjunkturen  geschützt  blieben.  In 
Deutschland  dagegen,  wo  die  Idee  in 
der  originalen  Fassung  Fichtes  wie  ver- 
schollen war,  vermochte  sie,  mit  französischer 
Etikette  verschen,  einigen  Erfolg  zu  erzielen. 
Wir  finden  da«  »Recht  auf  Arbeit«  bei  den 
deutschen  sozialistischen  Schriftstellern  der 
40er  Jahre,  welche  es  mit  ihren  anderen 
sozialen  Ideeen  aus  Frankreich  importierten; 
der  eifrigste  Vorkämpfer  dieses  Prineips 
war  natürlich  der  Hauptvertreter  des  Fou- 
rierismus in  Deutschland,  Franz  Stro- 
me? e  r. 

Selbstverständlich  musste  in  der  deut- 


schen Revolutionszeit  das  französische  Bei- 
spiel sich  noch  wirksamer  erweisen.  So 
interpellierte  in  der  preußischen  Na- 
t  ionalversam  mlung  der  Abg.  Schultz 
(Wanzleben)  das  Ministerium,  was  es  zu 
thun  gedenke,  um  der  Not  der  4000  brot- 
losen Berliner  Artieiter  abzuhelfen;  er  l»e- 
rief  sich  dabei  auf  das  Lindroeht,  nach  dem 
der  Staat  verpflichtet  sei,  den  Beschäfti- 
gungslosen >AnVitcn,  die  ihren  Kräften  und 
Fähigkeiten  genügen,  anzuweisen«.  Der 
Minister  v.  Patow  begnügte  sich  mit  der 
Entgegnung,  dass  laut  Gesetz  die  Kom- 
munen dafür  zu  sorgen  hätten,  dass  nie- 
mand Hungers  sterbe,  und  dass  es  daher 
im  vorliegenden  Falle  au  der  Stadt  Berlin 
liege,  diese  Pflicht  zu  erfüllen.  Die  citierte 
Bestimmung  des  Ijandrechts  »unbedingt  zu 
realisieren,  sei  eine  schwere  Aufgabe, 
deren  vollständige  Erfüllung  nie  in  An- 
spruch genommen  worden  sei-.  Doch  konnte 
der  Minister  'versichern,  dass  diese  Ange- 
legenheit die  Regierung  unausgesetzt 
schäftige«. 

Nicht  so  einfach  liess  sich  das  Hecht 
auf  Arlieit  in  der  Paulskirchc  ahthun  (1849). 
In  der  deutsehen  Nationalversammlung  wur- 
den bei  Beratung  der  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes«  aus  den  Reihen  der  De- 
mokratie zwei  Aufläge  als  »Zusätze  zu 
einem  der  Paragraphen  der  »Grundrechtes, 
gestellt,  von  denen  der  eine,  von  Ludwig 
Simon  (Trier)  eingebracht,  dem  unfreiwillig 
Arbeitslosen  von  Gemeinde  oder  Staat  Ar- 
beit gewährt  wissen  wollte;  der  andere, 
von  Karl  Nauwerck,  besagte,  dass  »dem 
unfreiwillig  Arbeitslosen,  dem  keine  ver- 
wandtschaftliche oder  genossenschaftliche 
Hilfe  würde,  von  Gemeinde  oder  Staat 
l'nt erhalt  gewährt  weiden  müsse,  und 
zwar,  soweit  möglich,  durch  Anweisung  von 
Arbeit«.  Bei  den  Debatten  hierüber  mussten 
natürlich  die  Pariser  Nationalwerkstätten 
des  Vorjahres  als  ahsch reckendes  Beispiel 
herhalten,  um  die  üblen  Folgen  des  Rech- 
tes auf  Arbeit  zu  illustrieren.  Dem  gegen- 
über rief  Simon  aus:  -Ich  bekhige  viel 
weniger  das  Geld,  welches  in  Frankreich 
für  die  200000  Arbeiter  in  den  Natioual- 
werkstätteu .  welches  in  Berlin  von  der 
Staats-  und  Stadtkasse  für  etwa  0»i00  Ar- 
beiter in  den  Zeiten  der  Anarchie  (1848) 
verwendet  worden  ist,  als  die  Schlesier  und 
Irländer,  welche  im  Zustande  der  Ord- 
nung verhungern *.  —  Sozialpolitisch  Be- 
merkenswertes förderte  die  Debatte  nicht 
zu  Tage.  Schliesslich  wurden  alle  »Zusätze 
zu  dem  betreffenden  Paragraphen  der  »Grund- 
rechte« -  und  damit  auch  das  Recht  auf 
Arbeit  —  mit  317  gegen  114  Stimmen  ab- 
gelehnt (9.  Februar  1849). 

Damit  hatte  das  »Hecht  auf  Arbeite  in 
Deutschland  zunächst  ausgespielt.    In  den 
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nächsten  Jahrzehnten  findet  es  sich  nur  hier  j  werkst.ltten  fordert,  an.  Allerdings  würde 
und  da  in  einigen  schriftstellerischen  Ar- 1  —  auch  nach  seiner  Ansielit  —  durch  diese 
beiten.  Von  diesen  sind  in  erster  Linie  additive  Produktion  das  Angebot  von  Waren 
Marios  »Untersuchungen  über  die  Urgani- 1  vermehrt,  allein  es  stiege  dafür  gleichzeitig 
Nation  der  Arbeit«  anzuführen,  in  denen  der  |  der  kauffähige  Bedarf.  Deun  das  Hecht  auf 
Idee  eifrig  das  Wort  geredet  und  für  ihre  ,  Arbeit  versetze  ja  nicht  nur  die  Arlteit&iosen 
erfolgreichste  Durchführung  gefordert  wird,  j  iu  die  Reihen  der  kaufkräftigen  Konsumen- 
dass  der  Staat  mit  Aufgebot  aller  thunlichen  i  ten,  sondern  es  erleichtere  auch  den  Ar- 
Machtmittel  die  Verminderung  der  Geburten  '  heitern  die  Erringung  besserer  Arbeitslied  in- 
durchsetze.  Sonst  ist  aus  dieser  Periode ,  gungen  (also  namentlich  auch  höherer 
nur  noch  Franz  Stöpel  zu  nennen,  der  '  Luhne),  wegen  des  Fortfalls  der  Konkurrenz 
sich  verschiedentlich,  am  eingehendsten  in  der  Beschäftigungslosen.  Deshalb  »ist  nicht 
seinem  umfassenden  Werke  über  ^Soziale  eine  Vermehrung  der  chronischen  Ueher- 
Reform*  (1SS4),  mit  dem  Reclit  auf  Arheit  Produktion  vom  Recht  auf  Arbeit  zu  füreh- 
beschäftigt.  Er  stellt  als  Grundbedingung'  ten.  sondern  deren  allmähliche  Beseitigung 
für  jede  Reform  in  dieser  Riehtutig  auf,  i  zu  erwarten'.  Da  somit  die  Nachfrage 
dass  zunächst  ein  contralisiertes  System  der  soviel I  nach  Waren  für  die  arbeitenden 
Arheitsstntistik  und  des  Arbeitsnachweises  •  Klassen  sieh  steigert,  sind  bei  der  zu  orgnni- 
einirerichlet  werde.  Männer,  die  trotzdem  sierenden  Beschäftigung  der  Arbeitslosen  in 
lH\M-ltäftigungslos  bleiben,  sollen  durch  of- ,  erster  Linie  die  entsprechenden  Güter  her- 
fentliehe.  zumal  landwirtschaftliche  Arbeiten  ;  zustellen  :  also  ArWiterwohnungen,  jiassen- 
im  Interesse  des  Gemeinwohls  beschäftigt des  Mol>iliar,  Bekleidungsgegenstände  und 
w-erdrm,  z.  B.  Um  Trockenlegung  von  Mooren,  ganz  liesoriders  Lelionsmitlel.  »Wo  ein 
Bewässerung  von  Haiden.  Hau  von  Luid-  Staat  über  land wirtschaftliche  Uekonomie- 
und  Wasserst  rassoti.  Die  be-ehäftignngs-  güter  verfügt,  liegt  der  Gedanke,  dieselben 
losen  Frauen  sollen  in  der  Bekleidung*-  zu  parzellieren  und  parzellenweise  zur  Kul- 
imitistrie,  deren  Produkte  angeblich  iu  fast  tur  an  Arbeitslose  zu  vergeben,  nahe.-  Der 
un!« ^sehränktcr  Menge  erwünscht  sind,  unter-  l«ohn  der  Arbeitslosen  muss  aber  etwas  nie- 
gebracht wenlen.  lue  erforderlichen  Kapi-  drigor  bemessen  weiden,  als  der  Minimal- 
talien  .sind  teils  durch  Besteuerung  aufzu-  lohn  betrügt,  der  für  die  betreffende  Arbeit 
bringen,  teils  durch  Atisgabe  unver/.ins-  von  den  tiewerk  vereinen  festgesetzt  worden 
liehen  Staatspapiergcldes ,  das  später  ans  ist.  -Auf  dies«.  Weise  würde  sich  der  Staat 
dem  Ertrage  der  Unternehmungen  zurück-  die  Untersuchung  ersparen,  ob  ein  die  Auf- 
zuzahlen ist.  1  nähme  begehrender  Arbeiter  auch  thatsäch- 
Diese  litterarischen  Versuche,  für  das  lieh  in  der  Privat  Industrie  keim-  Stelle  zu 
Recht  auf  Arbeil  die  Teilnahme  des  Pnbli-  finden  vermair.-  llerkner  giebt  zu,  dass 
kums  zu  erwecken,  hatten  indes  keinen  Kr-  diese  Beschäftigung  der  Arbeitslosen  zu- 
folg, bis  Fürst  Bismarck,  gelegentlich  nächst  mit  bedacht  liehen  finanziellen  Opfern  * 
einer  Beratung  des  Sozialistengesetzes,  sich  verknüpft  sein  wird.  Aber  er  ist  filterzetigt 
dafür  erklärte  (lS.sj).  Kine  solche  Kund-  dass  diese  durch  eine  ganz  wesentliche 
gebung  konnte  natürlich  nicht  spurlos  Verminderung  der  Armenlasteu  kompensiert 
vorübergehen  und  rief  alsbald  eine  waluv-  werden  würden.  Als  die  wichtigste  Er- 
Flut von  Leitartikeln  der  Tagespresse,  von  rungensehaft  der  Reform  wird  aber  von 
Aufsätzen  in  den  Zeitschriften  und  von  Bro-  H  e  r  k  n  e  r  angesehen,  dass  die  Millionen 
schüivn  hervor.  Diese  ganze,  nur  durch  ungelernter  Arbeiter  vom  Bleigewichte  der 
die  augenblickliche  Aktualität  der  Frage  industriellen  Reservearmee-,  befreit  werden 
geschaffene  Litteratur  erging  sich  indes  tind  sich  nunmehr  leichter  und  erfolgreicher 
in  unfruchtbaren  Erörterungen,  die  eine  in  Gewerkvoivincn  organisieren  können, 
nachhaltige  Parteinahme  dos  Publikums  Die  höheron  Löhne  wenlen  ferner  freilich 
nicht  orzengen  konnten:  und  da  weiterhin  zunächst  den  Untergang  der  wirtschaftlich 
niemals  «Im-  geringste  Anlauf  zur  Realisie-  und  technisch  unvollkommeneren  Betriebe 
rumr  der  Idee  gemacht  wurde,  so  schwand  beschleunigen  und  auf  diese  Weise  die  Ton- 
bald  alles  Interesse  desselben.  S<>  war  man  denzen,  welche  ztu*  Bildung  einer  relativen 
gar  schnell  zum  Status  ipto  ante  wieder  zu- 1  Uoix^-völkerung  führon.  verstärken.  Glcieh- 
rü'  kgckehrt,  und  s«'itdcm  fristet  das  Recht  zeitig  muss  aber  die  Erhöhung  der  Kauf- 
anf  Arbeit  sein  Dasein  nur  noch  in  vorein-  kraft  der  Massen  auch  eine  Zunahme  des 
zelten  Schriften  über  >•  Staats-  und  gelehrte  effektiven  Bedarfs  und  damit  eine  Ausdoh- 
Sachen  .  Aus  dieser  neuesten  Litteratur  nung  der  Produktion  und  schliesslich  auch 
verdient  allein  Heinrieh  llerkners  Studie  der  Nachfrage  nach  Arbeitern  bewirken.  Auf 
(1S(I1)  hier  Erwähnung.  llerkner  erkennt  diese  Weise  wird  ...  schliesslich  Kaufkraft 
darin  das  Recht  auf  Arbeit  nach  seinem  und  Produktivkraft  der  Arbeit«!r  überein- 
ganzen  überkommenen  Inhalte,  der  die  Be-  stimmen.  Das  Eingreifen  des  Staates  zu 
schäftigung  aller  Arbeitslosen  in  Staats-  Gunsten  der  Arbeitslosen   wird  auf  Fälle 
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ungewöhnlicher  Störungen  des  Wirtschafts- 
lebens beschränkt  bleiben.  — 

Während  somit  in  Deutschland,  wie 
bereits  erwähnt,  abgesehen  von  diesen  theo- 
retischen Auslassungen,  das  ■> Recht  auf  Ar- 
beit   bald  genug  ausgespielt  liatte,  machte 


Tin  freilich  die  Rolle  des  »Rechtes  auf 
Arbeit«  auch  in  seinen  einzelnen  Phasen 
völlig  zu  liegreifen,  wird  man  es  noch  mit 
dem  Nationaleirarakter  der  grossen  Kultur- 
völker in  Beziehung  setzen  müssen.  Am 
schnellsten   waren   die  Franzosen   für  ein 


sieh    seit    Ende  der  SO  er  Jahre  in  der  i  Postulat    entflammt,    das   angesichts  des 


Schweiz  in  den  Kreisen  der  radikalen 
Arbeiterschaft  eine  lebhafte  Agitation  dafür 
geltend.  Der  schweizerische  Arbeitertag  zu 
Bern  erklärte  in  einer  Resolution  vom  21. 
Oktober  lSSS  das  allgemeine  Hecht  auf 
Arbeit  für  die  Grundlage  einer  menschen- 
würdigen Existenz  aller  Bürger  .  und  so 
kam  die  Volksinitiative  zw  stände,  die  in  die 
Bundesverfassung  einen  neuen  Artikel  auf- 


sozialen Notstandes  der  Neuzeit  das  natür- 
liche Komplement  zu  den  «.Menschenrechten« 
aus  Frankreichs  glorreichster  Zeit  darzu- 
stellen schien.  Schon  erheblich  weniger 
erwärmte  man  sich  in  Deutschland  für  die 
Idee,  deren  Formulierung  hier  sogar  immer 
etwas  fremdartig  erschien.  So  gut  wie  gar 
keinen  Eindruck  machte  sie  auf  die  Eng- 
länder,   deren    nüchtern  -  praktischer  Silin 


genommen  wissen  wollte,  der  jedem  Schwei-  j  sich  gegen  die  Anerkennung  einer  nur 


zer  Bürger  das  Recht  auf  ausreichend  loh- 
nende Arbeit  gewährleistete.    Aber  bei  der 


hall» wahren  Formel  sträubte.  Denn  das 
war  sie  in  der  That:    mit  der  rückhalt- 


Abstimmuiig  vom  o.  Juni  isof  wurde  das  losen  Anerkennung  des  Hechtes  auf  Arbeit' 
lnitiativltcirehren  vom  Schweizer  Volke  mit;  würde  sieh  der  moderne  Staat  eine  auf  die 


HOsiMio  Stimmen  gegen  7'iOno  abgelehnt, 
und  bald  danach  ist  das    Hecht  auf  Arbeit- 


Dauer  unerfüllbare  Aufgalie  gestellt  haben! 
Die  Absicht  des  Gesetzgebers  kann  bei 


auch  hier  von  der  Tagesordnung  der  öffent-  der  Beschäftigung  der  unverschuldet  Arboits- 


liehen  DeKitte  verschwunden.  - 

II.  Kritisches  nud  Positives. 


1  losen  in  der  Hauptsache  nur  darauf  aus- 
gehen, dass  der  Arbeitslose  bloss  vorüber- 
gehend vom  Staate  beschäftigt  wird,  um 
Die  historische  Bedeutung  des  > Rechtes ,  nachher  wieder  seinem  früheren  Erwerbe 
auf  Arbeit    liegt  darin,  dass  es  der  bürger- '  nachzugehen.    Deshalb  darf  also  die  Be- 
liehen Gesellschaft  ihre  Pflicht,  für  die  un- !  sehäftigung  nur  in  einer  Weise  erfolgen, 


verschuldet  Bescliäftigungslosen  zu  sorgen, 
laut  und  eindringlich  gepredigt  hat.  Es 
hat  zu  einer  Zeit,  wo  von  allen  Parteien  fast 
allein  der  Sozialismus  principicll  die  soziale 
Heformbedürftigkeit  der  modernen  Wirt- 
schaftsordnung einsah,  es  doch  vermocht, 
weite  Kreise  der  bürgerlichen'  Parteien 
für  sich  zu  gewinnen.  I'ud  nicht  dies  allein; 
das  Hecht  auf  Arbeit  hat  zugleich  auch  den 
sonst  meist  utopistischen  und  an  der  Gegen- 
wart verzweifelnden  Sozialismus  jener  Tage 
für  sieh  —  also  für  eine  direkte.  Forderung 
an  das  lies  teilende  Staatswesen  —  zu 
erwärmen  gewusst.    Somit  hat  es  Indivi- 


bei  welcher  der  Beschäftigte  nicht  die 
Fälligkeit  verliert,  das  alte  Gewerbe  bei 
pausender  Gelegenheit  wieder  aufzunehmen. 
Puter  dieser  Voraussetzung  wird  es  immer 
Klassen  geben,  denen  mit  Staat sarbeiten 
nicht  zu  helfen  ist.  welche  ja  der  Haupt- 
sache nach  nur  in  grelleren  Arbeiten  be- 
stehen können.  Der  Arbeiter  der  Industrie 
ist  meist  nicht  geeignet,  mit  Karst  und 
Hacke  umzugehen,  und  Gruudschaufeln  taugt 
nicht  für  Göhl-  oder  Textilarbeiter.  Zeuge 
dafür  ist  auch  die  Erfahrung  mit  den  Na- 
tional Werkstätten  von  ISIS:  -Wenn  dort  ein 
Arbeiter,  der  das  Webschiff  oder  den  Grab- 


dualisten  und  Sozialisten,  Parteigänger  der !  Stichel  zu  handhaben  gewohnt  war.  der 
Bourgeoisie  und  des  Proletariats  —  cigent-  I  seh  wache  Arme  hatte  und 
lieh  gegen  ihre  Priucipien  -  auf  den  ge- 
meinsamen Boden  sozialreforinatorischen 
Wirkens  gelockt:  es  ist  die  neutrale  Zone 
gewesen,  wo  die  Parteien  des  liestehendcn 
und  des  Zukunftsstaates  sich  die  Hand 
zur  Verständigung  reichen  konnten.  Dazu 
war  es  aber  auch  in  hervorragendem  Masse 
befähigt,  weil  das  Hecht  auf  Arbeit  den 
Proletarier  von  seiner  schlimmsten  Not, 
vom  Alpdruck  der  Erwerbslosigkeit,  mit 
einem  Schlage  zu  l>efreicn  versprach,  wäh- 
rend d ie  bürgerlich e  Gesellschaft  von 
den  besehäft igten  Arbeitslosen  Arbeit  ge- 
leistet erhalten  sollte  und  damit  in  ihrem 
fundamentalen  Principe  —  der  Lohnarbeit 
der  besitzlosen  Klassen  —  sogar  noch  direkt 
bestätigt  wurde. 


die  Zartheit  und 
das  feine  Gefühl  seiner  Hand  liewahren 
musste,  um  sjiätcr  seinen  Kindern  wieder 
Brot  verdienen  zu  können,  —  wenn  also 
dort  ein  solcher  Manu  mit  Hacke  oder 
Schaufel  hantieren  sollte,  waren  seine  Hände 
bald  voll  Blut  oder  sein  Kürj>or  konnte  die 
gebückte  Stellung  nicht  ertragen.  Dann 
sagten  ihm  die  Leiter  dieser  Arbeiten  aus 
Mitgefühl:  »Arbeiten  Sie  nicht,  man  wird 
Ihnen  die  10  Sous  doch  verabreichen*« 
(Thiers). 

Die  Verpflichtung  des  Staates  kann  also 
nur  so  formuliert  werden :  Fürsorge  für  die 
Erwerbslosen,  in  erster  Linie  durch  Gewäh- 
rung von  passender  Arbeit  oder,  wenn  dies 
nicht  angängig  ist,  durch  Darbietung  von 
:  Siibsistenzmitteln.    Das  zu  leisten,  ist  aber 


Digitized  by  Google 


348 


Hecht  auf  Arbeit 


für  den  modernen  Staat  nicht  bloss  ein  Ge-  \  wäre 
bot  der  Moral,  sondern  auch  in  hohem  Masse 
der  S  e  1  b  s  t  o  r  h  a  1 1  u  n  g :  man  bedenke  nur, 
•welche  Rolle  die  Arlieitsfosigkcit  in  der 
Genesis  der  Revolutionen  von  1789,  1830, 
1*48  und  1H71  gespielt  hat. 

Hei  dieser  staatlichen  Intervention  stellt 


die  Aufgabe  der  Verwaltung,  dies 
möglichst  rationell  zu  vermitteln.  Hier 
könnte  bei  Personen,  die  laut  ärztlichem 
Attest  kräftig  genug  dazu  sind,  die  Be- 
schäftigung in  der  I^and Wirtschaft  in  Frage 
kommen,  da  ja  bei  den  heutigen  Verhält- 
nissen eine  Vermehrung  der  ländlichen 


sich  als  1 1  a  u  p t  s e  h  w i e r i g k e i  t  die  Fest-  |  Arbeiter  höchst  erstrebenswert  ist.  Solche 
Stellung  der  Thatsache  entgegen,  inwiefern  I  l^ente  dagegen  zu  Pächtern  von  Boden - 
die  Erwerbslosigkeit  d  ureh  eigenes  ,  parzollen  zu  machen  —  wie  Herkner  will 
Verschulden  oder  durch  den  Zwang  — ,  geht  wegen  ihrer  geringen  Erfahrung  im 
der  gegebenen  V orhä  1 1  n  i sse  erzeugt. ;  Ijandltan  und  wegen  ihres  Kapitalmangels 
ist.    Wie  soll  vor  allem  der  Staat  eingreifen. '  nicht  an. 

wenn  die  Arbeitslosigkeit  die  Folge  eines  j  Da  niemand  unnötig  vom  Staate  üher- 
Strikes  ist?    Soll  er  dann  die  bisher  sub- 1  nommen  werden  soll,  muss  gleichzeitig  ein 


ventionierten  Beschäftigungslosen  anweisen, 
die  leeren  Plätze  auszufällen,  oder  soll  er 
selber  die  infolge  des  Strikes  -  also  doch 
eigentlich  freiwillig  arVitslos  ge- 
wordenen übernehmen':*  Die  Entscheidung 
hierüber  hängt  aufs  engste  mit  dem  ganzen 
System  der  Sozial  j>olitik  zusammen.  Dieses 
erfordert  nun  unseres  Erachtens  im  vorlie- 
genden Falle,  dass  jeder  Strike  einem 
Schiedsgericht  unterbreitet  wird,  das  über 
seine  Berechtigung  zu  erkennen  hat.  (liebt 
dasselbe  den  Arbeitein  Unrecht  und  fügen 
sich  diese  nicht,  so  werden  Arbeitslose  bei 
Strafe  der  Entziehung  der  Staat  snnter- 
stützung  angewiesen,  die  leerstehenden 
Plätze  einzunehmen.  Wird  den  Kapitalisten 
Unrecht  gegeben  und  fügen  sich  diese  nicht, 
sn  bleibt  eine  solche  Anweisung  aus.  Nur 
eins  bleibt  ausgeschlossen:  dass  strikeude 
Arbeiter  während  der  Dauer  der  Arlieits- 
einstellnng  vom  Staate  übernommen  oder 
unterstützt  werden.    Die  Unterstützumr  Stri- 


genau  funktionierendes  System  der  staat- 
lichen Arbeitsnaoh  Weisung  eingerichtet  wer- 
den: heute .  die.  in  der  Privatwirtschaft 
passende  Anstellung  finden  können,  sollen 
unverzüglich  dahin  abgegeben  werden,  es 
sei  denn,  dass  die  Staalswerkstätten  ihrer 
noch  zur  Vollendung  bereits  begonnener Ar- 
beit  bedürfen. 

Die  Unterstützung  endlich  für  den  Rest 
d  e  r  K  r  w  e  r  b  s  I  o  s  e  n  ,  welche  trotz  alledem 
nicht  unterzubringen  sind,  dürfte  am 
best-'!)  im  Anschlnss  an  die  l*ereits  l>e- 
stehende  Institution  der  Arboiteiversicherung 
geregelt  worden,  indem  eine  allgemeine 
obligatorische  Versicherung  d.r  Arbeiter 
gegen  Besehäftigungslosigkeit  durchgeführt 
würde.  — 

Reduzieren  wir  das  Recht  auf  Arbeit <: 
in  der  dargestellten  Weise  auf  das  Postulat: 
Sicherung  der  Existenz  des  erwerbs- 
losen Arbeiters  durch  Gewährung  von 
Arbeit  oder  Unterstützung,  —  so  ist  zwar 
keuder  kann  bloss  Sache  der  Gewerkvereine  !  das  tönende  Schlagwort  verschwunden  und 
sein.  !  an  seine  Stelle  eine  bescheidene  Forderung 

Dagegen  hat  der  Staat  allen  unvcrschul- 1  an  Staat  und  Gesellschaft  getreten;  dafür 
det  Erwerbslosen,  soweit  möglich,  passende  I  aber  hat   die  alte  abstrakte,  unpraktische 


ftigung  anzuweisen.  Als  solche  er- 
wir  die  Herstellung  von  Wohnungen, 


Hesel 
achten 

Mobiliar,  Bekleidungsstücken  etc.  für  Ar- 
beiter; denn  die  Nachfrage  nach  diesen 
Produkten  muss  steigen,  da  nun  der  Staat 
den  Erwerbslosen  anstatt  des  geringfügigen 
Armengeldes  einen  auskömmlichen  ljohn  ge 


und  unerfüllbare  Naturrechtsformel  sich  zu 
einem  rationellen  und  jederzeit  durchführ- 
baren Principe  umgewandelt. 

Wie  allem  menschlichen  Wirken  und 
Streben  eine  gewisse  Grenze  gesetzt  ist,  so 
ist  auch  hier  Resignation  zu  üben :  ganz 
abgesehen  von  jenen  Ständen,  die  in  diesem 


währt  und  so  deren  Kaufkraft  gesteigert  !  Falle  überhaupt  nicht  berücksichtigt  werden 
wird.  Dieser  Lohn  wird  freilich  entsprechend  ;  können  —  Kaufleute  ohne  Kunden,  Aerzte 
der  dubiosen  Rentabilität  einer  solchen  ohne  Patienten,  Anwälte  ohne  Klienten 
staatlichen  Unternehmung  eben  nur  aus-  wird  es  immer  noch  einen  Rest  von  Er- 
kömmlich  sein  und  wesentlich  unter  der  werbslosen  geben :  arbeitsscheue,  liederliche 
Höhe  des  Durchschnittslohnes  bleiben  müssen,  oder  verbrecherische  Elemente,  das  •Eum- 
Die  Verwendung  zu  Arbeiten,  welche  pen Proletariat  ,  das  nach  wie  vor  ein  trau- 
die  bisherige  Erwerbsfälligkeit  der  Be- '  riges  Los  erleidet,  dem  aber  mit  inensch- 
sehäftignngslosen   schmälern    würde,    soll,  liehen  Mitteln  nicht  zu  helfen  ist.  — 


wie  bereits  betont,  priucipiell  vermieden 
werden.  Nur  dann,  wenn,  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach,  die  l»et reffenden  Arbeitslosen 
nie  wieder  in  ihr  altes  Gewerbe  zurück- 
treten können,  müssen  die  überschüssigen 
Leute  wohl  oder  übel    umlernen-,  und  es 


Litteratlir :   lllanc,   Le   Socudiuwe ,   drott  oii 
troruil,  fiirin  imii  I/ittoire  de  ht  rfvuhttinn 

<lt  ittjf,  Hiru  />;<>.  —  ConnUl^rant,  Th'orie 
du  druil  de  pmpriftt  et  du  droit  au  trarail, 
fhri*  lSUf.  —  Wehte,  yalurrrcht,  Zweiter  Teil, 
Jrwi  17U7.  >i»d  OwhiostcHcr  Jlnndelutaat,  Wien 


Digitized  by  Google 


Hecht  auf  Arbeit— Reden 


341) 


jsOO.  —  Fourier,  .Qitafre  mnmvMidifji,  I'ari* 
1808,  und  L'unitr  universelle,  Piri*  ISiS.  — 
Garnier,  Ije  droit  au  travail  t)  l'a*sei»blee 
national*,  Pui*  IS48.  —  Otrardin,  Le  droit 
.114  trarail  au  Luxembourq  et  «  1'atsemMee  nutio- 
nah,  Pari*  1849.  —  Hahn,  Diu  Recht  auf 
Arbeit,  Stuttgart  1885.  —  Herknrr,  Studien 
zur  Fortbildung  dm  Arhr  ilsrerhültnisse* ,  Ab- 
schnitt VII  (Archir  Jür  soziale  (ft-irlsgebumi), 
Berlin  18U1.  • —  Lamartine,  Du  droit  au 
trurait,  Paria  I844.  -  I^enxmann  und  Phllllpn, 
Da*  Recht  auj  Arbeit  (Heft  1  der  »Demokrati- 
Stndim«),  Berlin  I884.  —  Levamteur, 
le*  cbisses  oneriere»  en  Frame  depuis 
IT.s'j  ju*qu'  ä  not  jours,  Piri*  1867.  —  Mario, 
lTntrrsuchungen  über  die  thganisation  der  Ar- 
beit, t'ossel  18SO.  —  Menger,  Ihis  Reeht  auj 
den  rollen  Arbeitsertrag  (behandilt  S.  Uff.  aurh 
da*  Jieeht  auf  Arlieit),  X.  .1«/.,  Stuttgart  1891. 
—  l*rorhotenik ,  Ihu  augrblirhe  Jieeht  auf 
Arbeit,  Berlin  189 J.  —  Proudhon,  Le  droit 
au  travail  ete.,  Pili*  I848.  —  Rudolf  Singer 
(Sieahart),  Da*  Recht  ay/  Arbeit  in  geschieht- 
lieber  Darstellung  (die  gründlichste  historische 
Studie  über  da*  l'rineip).  Jena  1396,  —  Stein, 
tieschichte  der  sozialen  lleiregung  in  Frankreich, 
Leipzig  1860.  —  Stenographische  be- 
richte etc.  der  deutschen  konstituierenden  Xa- 
tionalrertammlung,  Bd.  VII,  Frankfurt  a.  M. 
1849.  —  Stenographische  He  richte  etc. 
de*  Reichstages,  Iterlin,  Mai  188}.  —  Stöpel, 
Soziale  Reform,  I^ipziq  I884.  —  Stromeyer, 
Organisation  der  Arbeit,  Bcilrruc  I844. 
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Reden,  Friedrich  Wilhelm  Ott» 
Lud  iL.  Freiherr  ron, 

b.  am  LL  II.  1804  auf  Out  Willinghausen 
m  Lippe-Detmold,  gest  in  Wien  am  12.  XII. 
1857,  studierte  die  Hechte  und  Kamerahvissen- 
schaften  in  Göttingen,  wurde  hannoverscher 
Aiutsassessor  und  1832  Mitglied  der  ersten  Kam- 
mer der  hannoverschen  Stäiidevcrsammlung. 
1837  wegen  missfälligcr  Aensserungen  ülier 
Ernst  August,  bezüglich  Aufhebung  der  Ver- 
fassung von  1838,  diszipliniert,  trat  er  aus  dem 
hauuov  ergehen  Staatsdienste,  wurde  1841  Spe- 
cialdirektor der  Berlin -Stettiner  Eisenbahngc- 
scllschaft,  1844  Regierangsrat  im  preussiseben 
Ministerinm  des  Aensscrn  und  184f>  preussiseher 
Regieruugskoromissar  bei  der  (ie Werbeausstel- 
lung in  Wien.  In  der  deutschen  Nationalver- 
sammlung zu  Frankfurt,  wohiu  ihn  der  10.  han- 
noversche Wahlkreis  gewandt  hatte,  wurde  er 
am  10.  V.  1841),  wie  Haym  (b.  u.)  sich  aus- 
drückt, der  Hcrostrat  der  Paulskirche,  indem 
er  den  auch  zur  Annahme  gelangten  revolutio- 
nären Antrag  einbrachte:  .  Die  Reichsversamm- 
lung  wolle  beschliessen.  dem  schweren  Bruche 
des  Reichsfriedens.  welchen  die  prenssischc  Ke- 


Königreich  Sachsen  sich  habe  zu  Schulden  kom- 
men hissen,  durch  alle  ihr  ZU  (iebote  stehenden 
Mittel  entgegen  zu  treten."  Infolge  diesen  Ver- 
haltens wurde  er  als  preußischer  Beamter  dis- 
cipliniert. 

Reden  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  at  in  Buchform:  lieber  die 
(iarn-  und  Leinenverfertigung  uud  den  Garu- 
und  Leinenhaudel  des  Königreichs  Hannover, 
Hannover  1833.  —  Der  Leinwand-  uud  Garn- 
handel  Norddeutschlands,  ebd.  1838.  —  Das 
Königreich  Hannover  statistisch  beschrieben  etc. 
Abt.  1 :  Bodenbeschaffenheit,  Vegetation.  Land- 
wirtschaft, Gewerbthiitigkeit;  Abt.  2:  Verhält- 
nisse des  Verkehrs;  Wissenschaft  und  Knust, 
ebd.  183t».  -  Der  Mehlhaudel  Deutschlands 
nach  Amerika,  ebd.  1840.  —  Das  Kaiserreich 
Russland.  Statistisch-geschichtliche  Darstellung 
|  seiner  Kulturverhftltuisse  etc.,  Berlin  1843.  — 
l  Die  Eisenbahnen  Deutschlands.  Statistisch-ge- 
schichtliche Darstellung  ihrer  Eutstehuug,  ihrer 
I  Verhältnisse  zu  der  Staatsgewalt,  sowie  ihrer 
i  Verwaltung*-  und  Betriebseinrichtuugeu,  10 
Bde.,  ebd.  184:147:  dasselbe.  Auszug  in  fran- 
zösischer Uebersetzung,  I'aris  184ö.  —  Allge- 
meine vergleichende  HaudeU-  und  Gewerbs- 
geographie und  -Statistik  etc.,  Berlin  1844.  — 
Die  hannoverschen,  bayerischen  und  bremischen 
Eiseubahuen  Ihre  Eutstehuug,  Verhältnis  zu 
der  Staatsgewalt  etc..  ebd.  1845.  —  Deutsches 
Dampfschiffbuch,  ebd.  18-15.  Die  Eisenbahnen 
Frankreich".  Statistisch -geschichtlich«  Dar- 
stellung ihrer  Entstehung,  ihres  Verhältnisses 
zu  der  Staatsgewalt  etc.,  ebd.  184(>.  —  l>cnk- 
schrift  über  die  österreichische  Gewerbeaus- 
stellung  in  Wien  1815,  deren  Verhältnis  zur 
Industrie  des  deutschen  Zollvereins  etc.,  ebd. 
184ti.  —  Vergleichende  Kulturstatistik  der 
Grossmächt«  Europas,  2  Bde.,  ebd.  184*5;  das- 
selbe, neue  Ausgabe  u.  d.  T.:  Vergl.  KnJtur- 
statistik  der  Gebiets-  und  Bevölkentugsverhalt- 
nis.se  der  Grossstaaten  Kuropas,  ebd.  1848.  — 
Eisenbahnjahrbnch.  lu  Tafeln  zur  vergleichen- 
den Statistik  des  Baues  und  Betriebes  der  deut- 
schen Eiseubahneu  etc.,  Jahrg.  I  u.  II  isoweit 
als  erschienen!,  ebd.  184H47.  --  Die  Ergebnisse 
des  Handeb,  der  Schiffahrt  uud  die  Gewerbege- 
seUtgebunjreu  Deutselilands'Fraukfurta.M.  1848). 
—  Vergleichende  Zusammenstellung  der  Grenz- 
eingangsabgabeu  in  Gesterreich,  dem  Zollverein, 
dem  norddeutschen  Steuerverein  und  dem  Her- 
zogtum Schleswig-Holstein  -ebd.  1848,  Ver- 
öffentlichung des  Ausschusses  für  Volkswirt- 
schaft). —  Allgemeine  vergleichend«  Finanz- 
statistik. Vergleichende  Darstellung  des  Haus- 
halts, Abgabeuwesens  und  der  Schulden  Deutsch- 
lands und  des  Uhrigen  Europas,  2  Bde:  in  4 
Abteilungen,  Darmstadt  1851  54i.  —  Frankreichs 
Staatshaushalt  und  Wehrkraft  unter  den  vier 
letzten  Kegierungsformen.  Eine  statistische 
Skizze,  ebd.  1853.  —  Die  jetzige  Aufgabe  der  Sta- 
|  tistik  in  Beziehung  zur  Staatsverwaltung.  An- 
deutungen als  Kommentar  zum  Repertorium 
meiner  Sammlungen  für  Geschichte,  Erd-  und 
Völkerkunde,  Statistik  und  Volkswirtschaft. 
Frankfurt  a.  XL  1853  u.  2.  Aull.  Wien  1857  (als 
Manuskript  gedruckt!.  —  Erwerbs-  und  Ver- 
kehrsstatistik des  Königreichs  Preussen.  Eine 
vergleichende  Darstellung,  3  Bde.,  Darmstudt 
1853,54.  —  Deutschland  und  das  übrige  Europa. 
Handbuch  der  Buden-.  Bevölkerungs-,  Erwerbs- 
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und  Verkehrsstatistik :  des  Staatshaushalt*  etc. 
in  vergleichender  Darstellung.  Wiesbaden  1854. 

—  Kusslands  Kraftelemente  und  Einflussmittel. 
Eine  geschichtlich-statistische  Skizze.  Krank- 
furt a.  M.  1854.  —  Staatshaushalt  und  Abgaben- 
wesen des  preussiBchen  Königsstaats.  Darmstadt 
18Ö6.  -  Der  Hoden  und  seine  Benutzung  im 
Kaiserstaate  Oesterreich,  Wien  1857.  (Nicht  im 
Handel.)  —  Kedeu  war  beteiligt  an  den  Schrif- 
ten: 1.  Osterprogramm  1844  der  öffentlichen 
Handelslehranstalt  zu  Herlin.  Berlin  1844  durch 
den  Artikel:  Der  Messhandcl  und  dessen  ver- 
änderte Bedeutung,  namentlich  für  Deutsch- 
land: 2.  Osterprogramm  1845  der  öffentlichen 
Handelslehranstalt,  ebd.  1845  durch  den  Artikel: 
Die  Eisenbahnen  und  der  Kohlenhandel  an  der 
Kühr. 

b)  in  .Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  in  Archiv  der  politischen 
Oekonumie,  Heidelberg:  Der  Fortschritt  statis- 
tischer Forschungen  iin  Königreich  der  Nieder- 
lande, N.  F.  Bd.  X.  1852.  S.  245 ff.;  2.  in  <"on- 
gres  international  de  stutistique,  I'ere  Session, 
Ii).  22.  IX.  1853,  Brüssel  18Ö3:  Notice  snr  l'etat 
de  la  statistique  en  Kussie.  —  Notice  sur  l'etat 
de  la  statistique  dans  les  Dens  Siciles;  3.  in 
Journal  des  Kconoiuistcs,  Paris:  Precis  de  la 
statistique  financiere  de  tons  les  Etats  de  l'Eu- 
rope  et,  en  particulier,  de  ceux  de,  rAllemugne, 
Bd.  XXXVII.  1853,  S.  138ff;  4.  in  Zeitschrift 
des  Vereins  filr  deutsche  Statistik,  herausgeg. 
von  Frhr.  v.  Beden.  Jahrg.  I  und  II  isoweit  als 
erschienen),  Berlin  1847  48:  Jahrg.  I:  l'eber 
statistische  Forschung.  Sammlung,  Ordnung  und 
Nutzbarmachung.  —  Vom  Nutzen  der  Statistik 
für  Staat  und  Volk  (Vortrag).  —  Erwerbs- 
maugel,  Masseuarmnt,  .Massenverderbnis,  deren 
Ursachen  und  Heilmittel.  —  Die  deutsche  Kee- 
derei.  deren  Verhältnisse  und  ihr  Wert  für  den 
vaterländischen  Verkehr,  I.  Artikel.  —  Die  Ver- 
sammlungen der  deutschen  Wandervereine  im 
Jahre  1847.  —  Vergleichende  Statistik  der  Be- 
völkerung Verhältnisse  Deutschlands  |I  Artikel! 

-  Andeutungen  über  die  Einrichtung  und 
Gliederung  der  österreichischen  Staatsverwal- 
tung. -  Die  Stcuerertriige  des  preussisehen 
Staates  in  neuester  und  älterer  Zeit  ver- 
gleichend dargestellt.  —  Wert,  und  Rich- 
tung des  auswärtigen  Handels  Deutsch- 
lands. -  Vergleichende  Statistik  der  deut- 
schen Eisenbahnen  beim  Anfange  des  Jahres 
1847.  —  Der  Bcrgban  und  Hüttcnbetrieb  in 
Preussen  verglichen  mit  den  entsprechenden 
Ergebnissen  in  Oesterreich  und  im  Königreich 
Sachsen.  -  Vergleichende  Statistik  der  filr 
deutsche  Eisenbahnen  Angestellten  nach  Zahl 
und  Diensteinnahme.  —  Verfassung  und  Wirk- 
samkeit der  für  Erwerb  und  Handel  (^stehen- 
den Behörden,  I.  Abteilung:  Österreichischer 
Kaiserstaat.  Gewerbliche  Zustande  Kurhes- 
sens. —  Flüchtige  Erinnerungen  aus  einem  freien 
Vortrage  über  Lebensmittelpreise  und  Arbeits- 
löhne, gehalten  im  statistischen  Verein  zu  Ber- 
lin, im  Mai  1847.  -  Statistisch  -  litterarische 
Wundschau  im  deutschen  Vaterlaude.  —  Jahr- 
gang 11 :  Das  Bureau  für  statistische  Nach- 
weise, eine  Notwendigkeit  für  die  jetzige  Staats- 
verwaltung. Die  Aufgabe  und  Stellung  der 
Statistik  bei  den  neuen  Behörden  des  deutschen 
Bundes.  —  Statistische  Ergebnisse  der  deutschen 
periodischen  Presse  nebst  Vergleichungen  mit 


England  und  Frankreich.  —  Statistiwh-vrr- 
gleichender  Nachweis  der  Zahl  und  der  Be- 
standteile der  deutschen  Bühnen.  —  Tue  Ge- 
werbthätigkeit  Berlins  in  älterer  nnd  neuester 
Zeit  (aus  einem  Vortraget. 

Beden  war  einer  der  opferfreudigsten  Jünger 
der  Statistik.  Der  Honorarpuukt  trat  bei  Her- 
ausgabe seiner  zahlreichen  statistischen  Werke 
bei  ihm  ganz  in  den  Hintergrund,  es  kam  ihm 
nur  auf  deren  Verbreitung  und  Benutzung 
seitens  der  Statistiker  von  Fach  uud  des  ge- 
bildeten Publikums  au.  und  die  wenigsten  seiner 
Schriften  sind  ihm  überhaupt  honoriert  worden. 
Seine  zwei  Unternehmungen,  der  184t?  von  ihm 
gegründete  Verein  für  deutsche  Statistik  und 
dessen  seit  1847  erschienenes,  von  ihm  heraus- 
gegebenes Vertinsorgau,  überdauerten  infolge 
der  politischen  Ereignisse  von  1848  nicht  das 
sogeuaunte  Hevolutimisjahr.  John.  s.  u.,  grup- 
piert Beden  unter  die  IV.  Periode  der  deut- 
schen Uiiivcrsitftt*statistikcr.  welche  mit  Nie- 
mauu-Lüder  anhebt  uud  mit  Heden  abschliesst. 
Als  vergleichender  Staatenstatistiker  hat  Heden 
seine  unleugbaren  Verdienste,  wenn  er  auch 
weniger  als  Kolb  auf  die  Ursächlichkeit  der 
von  ihm  gegebenen  Daten  eingegangen  ist. 
Seine  Arbeitskraft  war  eine  eminente,  und  der- 
selben wurde  erst  ein  Halt  geboten,  als  er  au 
der  Grenze  seines  materiellen  Könnens  als 
Bücherproduzent  angelangt  war,  vgl.  darüber 
die  Vorrede  zu  seiner  1854  eischieneuen  Schrift: 
„ Deutschland  und  das  übrige  Europa*'. 

Vgl.  über  Reden:  Brustbilder  aus  der 
Paulskirche,  Leipzig  1849.  —  Biedermann. 
Erinnerungen  aus  der  Paulskirche,  ebd.  1849. 

—  Havm.  Die  deutsche  Nationalversammlung, 
Teil  Iii.  Berlin  1850,  S.  135.37  u.  ö.  —  Laube, 
Das  deutsche  Parlameut.  Bd.  III,  Leipzig  1849. 

—  Dictionnairc  de  l'economie  polit ,  2.  Aufl., 
Bd.  II.  Paris  1854,  S.  51)3  504.  John.  Ge- 
schichte der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884, 
S  141.  —  Meitzen,  Statistik,  Berlin  1886.  S. 
49.  54.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie.  Bd. 
XXVII,  Leipzig  188H.  S.  513  15.  —  Aiigsburger 
Allgemeine  Zeitung.  Jahrg.  1857.  Nr.  349  und 
356.  —  Journal  des  Economistes.  Nekrolog, 
Jahrg.  1860,  Januarheft,  S.  84.  —  Biographie 
universelle,  Bd.  XXXV.  Paris  1862,  S.  310 

Lipprrt. 


Reebnings  verfahren. 

Man  nimmt  an,  dass  in  der  germanischen 
1  Urzeit  Gemeineigentum,  nicht  Privateigen- 
tum am  Ackerland«'  bestand  und  dass  das  zu 
i  einer  Gemeinde  gehörige  Ackerland  j^riodiseh 
I  zu  gleichen  Teilen  den  eiuzelnen  Gemeiude- 
I  genossen  zur  Nutzung  fil -erwiesen  wurde.  Von 
i  dieser  periodischen  Zuweisung  des  Acker- 
landes y.u  gleichen  Teilen  ist  piincipiell  die 
;  Ackervcrteihmg  verschieden,  welche  in  den 
skandinavischen  Iiindern  tinter  dem  Namen 
Reebningsverlahren  liekannt  ist.  Das  letzttue 
setzt  das  Soiideieigentum  an  den  Aeckern 
voraus.    Seine  Bedeutung  liegt  gerade  in 
der  Sicherung  des  legalen  Bestandes  und 
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Umfanges  dos  Grundeigentums  der  Gemeinde- 
genossen. Wenn  jemand  glaubte,  dass  er 
oder  seine  Vorfahren  (Verjährung  galt  hier- 
bei nicht)  durch  Abpflügen  an  den  Grenz- 
furchen  von  Feldnachbarn  in  seinem  Eigen- 
tum t»ceinträchtigt  worden  oder  dass  ihm 
sonst  durch  unrechtmässige  Occupation  I«xnd 
abhanden  gekommen  sei,  so  durfte  er  das 
Keebningsverfahren  beantragen,  d.  h.  »lio 
Neuverteilung  des  Ackerlandes  mit  dem 
Zweck,  jedem  soviel  zuzuweisen,  wieviel  ihm 
von  Rechts  wegen  zukam.  Es  wurde  also 
durch  dieses  Verfahren  nur  die  uicht  recht- 
liche Ungleichheit  ausgeglichen,  die  rechtlich 
entstandene  Ungleichheit  des  Besitzes  (Hall >e-, 
Viertelhufen  etc.)  dagegen  nicht  angetastet. 
-Omnem  in  inst  am  occupationem«  — sagt 
das  Schonensche  Gesetz  —  »deliet  aequitatis 
funiculus  emendare«.  Hiernach  ist  klar,  dass 
das  Keebningsverfahren  mit  den  Feldregu- 
lieningeu  oder  Verkoppelungen  der  Neuzeit 
ebenso  wenig  zu  thun  hat  wie  mit  jener 
urgermanischen  periodischen  Verlosung  zu 
gleichen  Teilen.  Aus  dein  gesagten  ist  ferner 
ersichtlich,  diiss  das  Keebningsverfahren  sieh 
gelegentlich  auf  ein  Stück  der  Feldmark 
(eine  Gewanne  oder  einige  Gewanne)  be- 
schränken konnte,  wenn  nämlich  der  Streit 
nicht  darüber  hinausging.  Uebrigens  wunlen 
nicht  bloss  das  Ackerland,  sondern  auch  die 
Hofstätten  (Tofte),  die  Strassen  und  Plätze 
des  Dorfes,  Gehölz  und  Weide  dem  Ver- 
fahren unterworfen.  Die  Klagt;  des  Ver- 
letzten auf  Vornahme  des  Verfahrens  musste 
gerichtlich  vorgebracht  werden.  —  Seinen 
Namen  hat  das  Reebnings  verfall  reu  von  rep, 
reeb  (Seil,  Strick.  Schnur:  vgl.  unser  Reif- 
schläger -  -  Seiler),  dem  Messinstrument. 
Das  Keebningsverfahren  verlor  an  Anwend- 
barkeit immer  mehr,  je  mehr  die  Hufen 
nicht  bloss  in  kleine  (Quoten  zerlegt  wurden, 
sondern  auch  zu  einzelnen  Ländereien  sich 
aufgelöst  hatten,  Parzellen  von  einer  Hufe 
mit  Parzellen  von  einer  anderen  Hufe  zu 
einem  neuen  Besitze  vermischt  wurden. 
Formelle  Geltung  behielten  die  Vorschriften 
über  das  Keebningsverfahren  bis  ins  IS. 
Jahrhundert,  praktische  wohl  kaum  in  er- 
heblichem Umfange.  -  Aus  Deutschland  ist 
bisher  nur  wenig  nachgewiesen  worden,  was 
sich  dem  skandinavischen  Keebningsverfahren 
vergleichen  Hesse.  Kinzelne  Vergleiehs- 
moraente  bietet  das  sporadisch  vorkommende 
sog.  Uigerecht  (vgl.  darüber  Haussen  a.  a. 
0.  II,  S.  240).  Obwohl  das  Heebningsver- 
fahrcn.  wie  hervorgehoben,  von  der  ur- 
germanischen Ackerverteilung  (der  soge- 
nannten strengen  Feldgemeinschaft)  prin- 
cipiell  verschieden  ist,  so  dürfte  es  doch  in 
historischem  Zusammenhange  mit  derselben 
stehen,  als  ein  Ueberbleibsel  derselben  an- 
zusehen sein  (so  R.  Schmier,  Deutsche 
Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.,  S.  204  und  424). 


Litteratnr:  Grimm,  DruUrhr  RirhUaiterliimrr, 
i.  Auß.,  Bd.  1,  S.  <>öff,  Uiptüj  1M!>.  —  G. 
tlnututen,  Atjntrhirtoviirhe  Abh'indhtntjrn  I, 
S.  ■■.r.f.;  II,  S.  -'<>'.>  ff.  "nd  S.  Lriptiij 
lssn  und  —   IV//.  auch  A.  Krümmer, 

Iht*  Wrmr.*»UH<j»rrrlit  (i>ii<  tnrn*nr<itii>>ii*t,  J/ecA'- 
lenlmrtjiti-hr  Juhrbiirhrr,  IUI.  .<*,  .V.  <li- ff. 

U.  r. 


Regalien. 

(Finanzregalieu.) 

Die  Regalien  gehören  im  wesentlichen 
der  Rechts-  und  Finanzgeschichte  an. 

Im  ursprünglichen  Sinn  (Calixtinischer 
Vertrag  von  1122,  rcnkalische  Konstitution 
von  115s,  weiter  entwickelt  im  13.  Jahr- 
hundert) waren  Regalien  (jura  regalia)  alle 
dem  deutschen  König  als  dem  Träger  der 
oherston  Gewalt  ausschliesslich  zukommen- 
den (weltlichen)  Rechte,  gleichviel  ob  die- 
selben privat-  oder  öffentliehrechtlichen  Ur- 
sprungs waren,  ob  sie  grundherrlichen. 
überwiegend  (lolitisehen  oder  vorhersehen".! 
fiskalischen  Charakter  trugen. 

Ohne  anders  als  kasuistisch  klargestellt 
zu  werden,  gingen  diese  Rechte  schon  seit 
dem  12.  und  13.  Jahrhundert1)  allmählich 
unter  dem  Kinfluss  der  immer  mehr  zu  Un- 
gunsten der  Centraigewalt  sich  entscheiden- 
den inneren  Kämpfe  auf  die  Reichestände 
ülier,  sei  es  regali  auetoritate  durch  Einzel- 
verleihung oder  Verpfändung,  sei  es  einfach 
im  Weg«1  der  Anmassung.  Den  Kurfürsten 
wurden  die  wichtigsten  Regalien  durch  die 
goldene  Bulle,  den  Reichsständcn  ülierhanpt. 
aber  ohne  nähere  Umgrenzung,  in  der  Wahl- 
kapitulation von  1510  und  in  allen  folgenden 
sowie  im  westfälischen  Frieden  bestätigt. 

Ihre  Fortbildung  ist  dadurch  auf  den 
Boden  der  deutschen  Einzeherritorien  ver- 
pflanzt worden. 

Als  ein  Gegenstand  juristischer  Kon- 
struktionen erscheinen  die  Regalien,  obwohl 
sie  sich  schon  seit  dem  14.  Jahrhundert 
ausserordentlich  bunt  gestaltet  hatten,  erst 
seit  1550.  Um  diese  Zeit  suchte  die  staats- 
rechtliche Doktrin,  mit  beoinflusst  durch 
die  Lehre  von  der  Souveränität,  in  den 
verwickelten  Stoff  einige  t >rdnung  zu  bringen 
durch  eine  seitdem  bis  in  die  Gegenwart 
wirkende  Teilung  der  Regalien.    Sie  schied 


dank! 


Vergl.  aus  diewyr  Zeit  die  Klage  F  r  e  i  • 

die  fürst^n  twingent  mit  gewalt 
velt.  st  .  in.  wazzer  uud  walt 
darzuo  beide,  wilt  und  zam; 
sie  taeieu  luft  gerne  ulsam. 
der  nnioz  uns  «loeb  geineine  sin: 
mühten  sd  uns  den  siimieii  sehin 
verbieten  onch  wint  und  regen, 
man  müest  in  zins  mit  golde  wegen. 
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nämlich  die  regalia  majorn  (in  qnihus 
potissimum  suprema  potostas  et  dignitas 
reimet)  von  den  regalia  minora  (quae 
potius  ad  fiscalo  jus  et  proventiis  quam  ad 
ipsam  supremam  potestatem  spectant),  also 
nach  heutigem  Sprachgebrauch  die  eigent- 
lichen ( 'wesentlichen  uud  für  unveräusserlich 
erklärten)  Staatshoheitsrechte  von  gewissen 
(zufälligen,  nutzbaren  uud  weiter  übertrag- 
lürcn)  Finanzrechten,  auf  welch  letztere 
dann  mehr  und  mehr  allein  der  Ausdruck 
Hegalien  oder  wenigstens  der  specielle  der 
Finanzregalien  angewendet  wurde.  Eine 
Einteilung  freilich,  die  des  logischen  Grundes 
entbehrt«  die  Zusammengehöriges  trennt  und 
unter  sich  Verschiedenes  zusammenwirft  und 
darum  auch  weiterhin  der  Auffassung  der 
einzelnen  Autoren  weitesten  Spielraum  ge- 
lassen hat. 

In  der  That  hat  diese  Scheidung  weder 
für  die  doktrinelle  Behandlung  vom  öffont- 
1  ichrechtlichen,  noch  für  die  vom  finanz- 
wissensehaftlichen  Standpunkte  aus  eine 
nachhaltige  Klärung  zur  Folge  gehabt. 

Die  P  u  b  1  i  z  i s  t  e  n  der  letzten  drei  Jahr- 
hunderte bis  auf  unsere  Tage  haben  sich 
über  die  Zugehörigkeit  der  Regalieu  zum 
privaten  oder  öffentlichen  Hecht  so  wenig 
wie  über  den  Begriff  und  Umfang  derselben 
einigen  können.  Weit  ül>er  seine  Zeit  hin- 
aus gilt  Klocks  Ausspruch  »regalia  «piae  sint 
vix  dcfiniri  potorit*. 

Die  Abweichungen  im  einzelnen  ergiebt 
für  die  letzten  Jahrzehnte  die  am  Ende  auf- 
geführte Litteratur.  Soweit  die  Regalien 
Gegenstand  des  Privatrechts  sind,  werden  sie 
heute  überwiegend  als  sogenannte  Aneig- 
nungsreehte  konstruiert  (Stobbe,  Brenner); 
in  der  staatsrechtlichen  Litteratur  wird  der 
Begriff  der  Hegalien  von  den  neuester,  und 
angesehensten  Schriftstellern  nur  noch  als  ein 
historischer  anerkannt  (Schulze,  G.  Meyer, 
Seydel,  viel  früher  schon  Strauch),  während 
andere,  übrigens  meist  unter  dem  Eindruck 
der  ältereu  Verhältnisse  stehende  Autoren  (z.  B. 
von  Rönne,  Pözl,  Franklin,  Sarwey,  Beseler) 
ihn  noch,  wenn  schon  mit  mehr  oder  weniger 
grossen  Einschränkungen,  zugelassen  hatten. 

Die  Lehre  der  Kameralisten  und  die 
neuere  Finanz  Wissenschaft,  der  so 
die  Ergebnisse  der  älteren  juristischen  Ar- 
beiten keinen  Stützpunkt  boten,  weist  bis 
vor  zwei  Jahrzehnten  die  glcicho  Unbe- 
stimmtheit in  der  Systematisierung  und  Ab- 
grenzung dor  Regalien  auf. 

Wie  für  die  Publizisten  in  der  Verfech- 
tung der  Souveränität  der  Landesherren 
gegen  Kaiser  und  Landstände,  so  lag  für 
die  Kameralisten  angesichts  der  wach- 
senden Bedürfnisse  von  Hof  und  Staat  der 
S[K.m  zur  Ausbildung  der  Lelire  von  den 
Hegalien  in  der  Mögliclikoit.  durch  diese 
Lehre  die  Stellung  des  Laudesherm  gegen- 


über den  Ständen  bei  der  Beschaffung 
neuer  Kinnahmen  zu  stärken.  Die  ältesten 
unter  ihnen,  z.  B.  der  lebhaft  für  Regalien 
eintretende  Ob  recht  (gest.  Ibl2)  und  der 
zurückhaltendere  Besold  (gest.  1G38)  em- 
pfingen ihre  Eindrücke  im  wesentlichen 
aus  der  in  der  Staatepraxis  ihrer  Zeit  her- 
vortretenden Entwickelung.  die  aus  den 
politischen  und  steuertechnischen  Schwie- 
rigkeiten einer  offenen  Besteuerung  ent- 
standen war.  Diese  Schriftsteller  sind  also 
nicht  als  die  Urheber,  sondern  nur  als  die 
doktrinellen  Verfechter  einer  über  das 
domaniale  Gebiet  weit  hinausreichenden  Fi- 
uanzhoheit  des  Ijandesherrn  aufzufassen. 
In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  von  ein- 
zelnen s|jäteren  regalistischen  Schriftstellern, 
die  wie  z.  B.  Gleich  mann  (1740)  der 
»fürstlichen  Machtkunst«  die  verschiedensten 
Kniffe  cnipfalden.  Die  ganze  hierher  ge- 
hörige Litteratur  steht  übrigeus  weit  mehr 
unter  dem  Einfluss  der  französischen  und 
sonstigen  ausländischen  Plusmacberei  von 
l:">r*(j — 1750  als  der  deutschen  Fiuanzpraxis, 
die,  ausser  vorübergehend  in  wenigen  Klein- 
staaten, relativ  harmlos  war. 

Die  Auswüchse-  der  Regalienlehre  fanden 
schon  bei  den  sriäteren  Kameralisten,  die 
ja  unabhängig  von  gleichartigen  Fortschritten 
der  französischen  Litteratur  den  engen  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Beschaffung  von 
Staatseinnahmen  und  der  ganzen  Volkswirt- 
schaft zu  erkennen  begonnen  hatten,  leb- 
haften Widerspruch,  wie  denn  z.  B.  Justi 
|17(ib)  über  sie  sarkastisch  bemerkt:  »Man 
liess  der  Würde  und  den  Pflichten  eines 
Füi-sten  und  Ijandesherrn  nichts  übrig.  Man 
zog  ihn  gleichsam  ganz  nackend  aus  und 
Itching  ihn  hernach  wieder  mit  eitel  einzeln 
bunten  Lapj>eu  von  Regalien«. 

Gegen  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
glaubte  Klock  4UO.  andere  ältere  Schrift- 
steller eine  andere  Zahl  von  Finanzregalien 
feststellen  zu  können.  Um  ein  Abbild  ihrer 
ehemaligen  Vielgesudtigkeit  zu  geben,  seien 
einige  der  verbreitetsten  aufgezählt,  Roscher 
z.  Ii.  bildet  folgende  (sehr  anfechtbare) 
Grupjien:  1.  mittelalterliche  Ixmensgefälle, 
2.  Vorrechte  an  herrenlosen  Sachen  (Jagd-, 
Berg-,  Windmühlen-,  Fischerei-,  Flösserei-, 
Wassermühlen-,  Schatz-,  Bernstein-,  Perlcn- 
Flussgoldregiü,  Wasserzölle1)  und  Strand- 
recht); 3.  finanzielle  Nutzungen  politischer 
Thätigkeit  (u.  a.  Geleits-,  Judenschutzregal) 
uud  andere  heute  sogenannte  Gebühren; 
4.  Einnahmen  aus  staatlichen  Handels-  uud 
Indiistrieuuternehmungen  (Müuz-,  Lotterie-, 
Post-,  Salz-,  Tabak-,  Branntwoiuregal). 

Die  Auffassung  der  Kamoraliston,  dass 


')  Die  sonstigen  Zollregalien,  die  Strassen-, 
Mautregnle  u.  a.  sind  von  Roseber  nicht 
gereiht. 
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die  nutzbaren  Regalien  eine  besondere  gleieh- 
l>erechtigte  Quelle  der  fürstlichen  oder 
staatlichen  Einnahmen  netten  den  Domänen 
und  den  Steuern  bilden,  ist  mit  dem  Mass- 
slab des  damaligen  Staatswesens  und  der 
damaligen  Volkswirtsehuftepflege  gemessen 
und  bei  der  noch  fast  ganz  fehlenden  Tren- 
nung staatsrechtlicher  und  finanzwissen- 
schaftlicher Anschauung  eine  sehr  nahe- 
liegende. 

Die  Regalien  schienen  als  dem  J,andes- 
herrn  unbeschränkt  zustehende  und  im 
öffentlichen  Recht  liegriindete  Einkünfte  das 
Mittelglied  zu  sein  zwischen  den  aus  privat- 
roehtlichon  Titeln  fliessenden  Domäncner- 
t rügen  und  den  nur  unter  Beistimmung  der 
Ijandstiinde  flüssig  zu  machenden  Steuern. 
Freilich  alier  wurde  dabei  diese  neue  dritte 
Kinnahmeart,  wenn  man  sie  finauzwissen- 
schaftlieh  betrachtet,  ein  Sammelplatz  für 
alle  in  die  Schablone  sonst  nicht  hinein- 
lassenden Kinnahmen,  ein  Konglomerat  von 
gruudhcrrliehen  Abgaben.  Gebühren  und 
Steuern.  Diese  Mängel  haften  auch  noch 
der  gegenüber  seinen  Vorgängern  schon  ge- 
läu teilen  Auffassung  Justis  an,  der  unter 
Abweisung  eines  allgemeinen  Steuei  regals 
und  anderer  missbräuchlichcr  Ausdehnungen 
im  ganzen  7  Regalien  in  4  Abteilungen  ge- 
teilt {Landstraßen,  Gewässer,  Wälder,  unter- 
irdische Güter)  alihandelt. 

Obwohl  eine  Einsicht  in  die  finanz- 
wissensehaftliche  Natur  einzelner  Regalien 
auch  früher  schon  vereinzelt  nachzu- 
weisen ist '),  so  liat  doch  den  ersten  und 
schärfsten  Schnitt  in  die  bisherige  Lohre 
Sonnenfels  gethan.  indem  er  unter  Hin- 
weis auf  die  Mängel  der  bisherigen  Ab- 
gi*enzungsversuche  und  auf  die  Vcrschieden- 
artigkeit  der  einzelneu  Finauzregalicn  eine 
besondere  Behandlung  derselben  als  ein- 
heitliche Art  öffentlicher  Einnahmequellen 
ablehnt.  Kr  nimmt  diesellten  zu  einem  Teil 
in  die  Steuerlehre  auf,  so  das  Bergregal, 
Salzregal,  Tabakregal ;  zum  anderen  verweist 
♦t  sie  -jftls  Hilfsteile  zur  Beförderung  der 
Polizoy  und  Handlung«  überhaupt  aus  der 
Finanz  Wissenschaft,  so  das  Münz-,  Forst-. 
Post-  und  Mautregal,  wobei  er  übrigens  das 
vorletzte  kaum  berührt  und  das  letzte  aus 
handelspolitischen  Gründen  als  Einnahme- 
quelle verwirft.  Ueherhaupt  scheint  ihm 
nie  Einsieht  zu  fehlen,  dass  die  Regalien 
auch  als  Form  der  Gebührenerhebung  be- 
rechtigt seien. 

Sonnenfels  ist  jedenfalls  wie  mit  manchen 
anderen  Ansichten  so  auch  mit  der  runden 
Ablehnung  des  Regalienliegriffs  seiner  Zeit 


*)  S.  bei  Ncnmann  die  Aensaemng  Bo- 
rt ins:  „Quant  a  la  trafique  que  lt>«  Prim-en  exer- 
<"ent  Kur  les  sujets,  co  n'cst  pas  trafique,  tuaiti 
impoat  et  exaetiou." 
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weit  voraus  geeilt.  Von  Sonnenfels' 
Zeitgenossen  und  anderen  Nachfolgern,  zu 
schweigen,  so  bedeuten  üitn  gegenfil>er  auch 
die  Iteiden  Haupt  Vertreter  der  deutsehen 
Finanzwissenschaft  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  Malchus  und  Rau  eher 
einen  Rückschritt. 

So  recht  auf  der  Scheide  zwischen  den 
Kaineralisten  und  der  modernen  Finanz- 
wisseuschaft  steht  v.  Malchus,  der  einer- 
seits die  Regalien  im  Jnstisehen  Sinne  unter 
diesem  Begriffe  noch  zusammenfasst,  sogar 
Iloheitsrechte  und  Staatseinkünfte  wieder 
zusammenwirft,  al>er  andererseits  die  wich- 
tigsten hier  ausscheidet  und  teils  (Berg- 
werke, Salinen)  mit  den  Domäneneinkünften 
unter  den  -Hinnahmen  aus  dem  unmittel- 
baren Staatseigentum <,  teils  (Tabak-,  Salz-, 
Zollregal)  bei  den  Steuern  besoricht.  Bei 
der  Post  und  Münze  wird  Manchen  die 
wirtschaftliche  Berechtigung  zum  ausschliess- 
lichen Betrieb  und  zur  Gebührenerhebung 
anerkannt,  ohne  dass  beiden  damit  übrigens 
in  einem  besonderen  Gcbührensystoni  eine 
Stelle  gegeben  wäre. 

-  Während  rmpfenbach  unter  dem 
Anspruch  grundlegender  Neuerung,  aber 
mit  dem  Erfolg  gleicher  Systemlcsigkeit, 
genug  gethan  zu  haben  glaubte,  wenn 
er  an  Stelle  des  bisherigen  Begriffes  der 
Regalien  den  der  Fiskal  Vorrechte  setzte 
und  diesen  durch  eine  Reihe  fragwürdiger 
Kategorieen  erweiterte,  ist  K.  H.  Rau  bis 
an  sein  Lebensende  der  geläuterten  kame- 
ralistischeu  Lehr»'  von  den  Hegaiien  treu 
geblieben.  In  seiner  Definition  (Vorrechte 
der  Staatsgewalt  in  Beziehung  auf  ein  Ge- 
werbe, das  ohne  eine  besondere  gesetzliche 
Bestimmung  zu  den  bürgerlichen  Nahrungs- 
zweigen gehören  würde),  die  das  Zollregal 
ausscldiesst.den  Eisenbahn- und  Telegraphen- 
betrieb als  neu.-  Regalien  mit  einschliesst. 
verschmäht  er  jeden  Hinweis  auf  die  fiuanz- 
wissenschaft  liehe  Eigenart  der  hieraus 
fliessenden  Einnahmen.  Obwohl  ihm  im 
einzelnen  keineswegs  der  Steuer-  oder  Ge- 
bührencharakter der  Regalien  entging,  stellt 
er  diese  doch  allesamt  in  seiner  Systematik 
den  privatwirtsehaftlichen  Einnahmen  aus 
Domänen,  Forsten  etc.  unter  dem  weiteren 
Begriff  der  Erwerbseinkünfte  zur  Seite  und 
schweisst  damit,  unbeirrt  durch  die  im  Ge- 
bühren- und  Steuerwesen  notwendigen 
Wiederholungen ,  die  verschiedenartigsten 
Dinge  unter  diesem  Titel  in  einer  äusserliehen 
Forniel  zusammen. 

Auch  W.  Roscher,  der  noch  1881  eine 
Theorie  der  Finanzregalien  schrieb,  ist  nie 
über  eiue  ähnliehe  Behandlung  der  Regalien 
hinausgekommen.  Immerhin  ist  aber  seine 
Darstellung  viel  mehr  als  die  von  Rau  da- 
durch gerechtfertigt,  dass  seine  ganze  Syste- 
matik durch  historische  Anschauungen  be- 
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einflnsst  und  zum  Teil  geradezu  durch  die 
breite  historische  Paraph rasierung  der  ein- 
zelnen Erscheinungen  gesprengt  ist. 

Freilich  ist  solches  Kleben  an  altge- 
wohnten Schablonen  um  so  auffälliger,  als 
die  grund legenden  ^tatsächlichen  Verhält- 
nisse schon  zur  Blütezeit  Raus  die  Rück- 
kehr zur  I*hre  der  Kauioralisten  als  Ana- 
chronismus hatten  erscheinen  lassen. 

Von  grosster  Bedeutung  war  zunächst 
die  verfassungsmässige  Abgrenzung  des 
staatlichen  Stenen-echts.  Seit  ihr  verlor 
die  oft  fast  zufällige  Form  der  Besteuerung 
ihre  Bedeutung  wie  für  die  Frage  der 
Rechtmässigkeit,  so  auch  für  eine  Abtren- 
nung der  Steuern  in  Regalform  von  anderen 
Stenern.  Andererseits  entstand  im  An- 
schluss  an  die  neuzeitliche  Ausdehnung  der 
staatlichen  Verwaltung  und  Volkswirtschafts- 
pflege ein  neuer,  von  der  früheren  Regalität 
unabhängiger  Rechtegrund  für  die  Erhebung 
von  Gebühren.  ITeberhaupt  empfingen  die 
vom  Staate  ausschliesslich  in  Anspruch  ge- 
nommenen Funktionen  mehr  und  mehr  ihre 
Rechtfertigung  nicht  mehr  bloss  aus  fis- 
kalischen Rücksichten,  sondern  vor  allein 
aus  j>olizoilieheii,  volkswirtschaftlichen  (Ver- 
kehrsmittel. Lotterie,  Branntwein)  oder  mili- 
tärischen (Salpeter,  Pulver).  Die  Erhaltung, 
Einschränkung,  Erweiterung  solcher  Funk- 
tionen wie  die  Frage  und  das  Mass  der 
Verknüpfung  von  Einkünften  mit  denselben 
wurden  in  steigendem  Umfange  von  nicht- 
fiskalischen Gründen  beherrscht.  Auf  ein- 
zelneu wichtigen  Gebieten,  wie  hinsichtlich 
des  Salzregals  oder  einzelner  Teile  des  Post- 
regals verzichtete  der  Staat  geradezu  auf 
gesetzliche  Vorrechte  und  Iwgnügte  sich 
mit  den  that sächlichen  Vorzügen,  die  ihm 
an  sieh  zur  Seite  stehen. 

Alle  diese  Umbildungen  waren  schon  von 
J.  G.  Hoff  mann  kurz  gewürdigt  und  von 
ihm  und  später  auch  von  0.  v. 'Hock  l»ei 
der  Einteilung  der  Abgaben  berücksichtigt 
worden. 

Die  heutige  finanzwissenschaft- 
liche Lehre  (Stein,  Wagner,  Xeumann. 
t'ohn)  geht  ebenfalls  davon  aus.  dass  die 
Regalien  nach  dem  finanzwissenschaftlichen 
Charakter  der  einzelnen  bisher  hierunter 
gerechneten  Staatseinnahmen  zu  zerlegen 
und  diese  der  ihnen  verwandten  Hauptart 
zuzuteilen  seien.  Freilieh  aber  ist  dabei  die 
Durchführung  jener  Scheidung  auch  bei  den 
genannten  Autoren  keine  ganz  gleiche.  I'nd 
besonders  fehlt  die  Einheit  bei  der  Frage, 
ob  bei  der  Auflösung  des  staatsrechtlichen 
Gebildes  der  Finanzregalien  noch  ein  ander- 
wärts nicht  unterzubringender  Rückstand 
anzuerkennen  und  letzterer  mit  dein  altge- 
wohnten Namen  zu  belegen  sei.  Im  Gegen- 
satz zu  Wagner  und  Cohn  wird  diese  Frage 


bejaht  (wennschon  in  sehr  verschiedener 
Art)  von  Stoin  und  Neumann. 

L.  von  Stein  glaubte  nach  Ausschei- 
dung der  stouerartigen  Regalien  den  Begriff 
der  Regalien  durch  die  Scheidung  der  Ge- 
bühren in  Amtsgebfihren  und  Unternehmens- 
gebühren (d.  h.  Gebühren  für  die  kraft  seiner 
wirtschaftlichen  Hoheit  ausschliesslich  von 
ihm  übernommene  Produktion  f!|)  retten  zu 
können,  indem  er  auf  letztere  den  Namen 
Regalien  anwendet  und  zu  ihnen  Post,  Tele- 
graphen, Telephone,  Münze,  Papiergeld.  Ver- 
kehrsmittel und  Lotterie  rechnet.  Indessen 
erscheint  diese  Teilung  zum  Zweck  der 
willkürlichen  Ueberpflnnzung  des  alten 
Namens  auf  ein  Gemisch  von  Neuem  und 
Altem  um  so  weniger  empfehlenswert,  als 
auch  sie  wiederum  über  der  Form  den  In- 
halt vernachlässigt ;  Steins  Anregung  ist  von 
keiner  Seite  angenommen  worden. 

Im  Gegensatz  zu  ihm  und  zu  Wagner 
und  Cohn,  welch  letzterer  Verdienst  in  der 
zerstörenden  Kritik  der  bisherigen  Regalien- 
behandlung  liegt,  wollen  N  e  u  m  a  n  n  s  scharf- 
sinnige Untersuchungen  über  die  Gliederung 
der  heutigen  Staatseinnahmen  den  alten  Be- 
griff für  eine  kleine  Zahl  alter  Regalien  er- 
halten, weniger  aus  Pietät  für  die  Finanz- 
gesehichte  als  wegen  ihrer  noch  heute  fort- 
dauernden Eigenart.  Neumann  lässt  sich  näm- 
lich ebenso  wie  Wagner  und  Cohn  im  all- 
gemeinen durch  den  Gedanken  leiten,  das» 
der  'finanzwissenschaftliehe  Charakter  der 
Regalien  für  ihre  Systematisierung  ent- 
scheidet, und  darum  erscheinen  ihm  Salz-. 
Tabak-,  Branntwein-.  Zoll-,  Ijotterie-,  Berg- 
werksrogal  als  Steuern,  Einnahmen  der  Post. 
Eisen t »ah n ,  Telegraphen,  Telephone  (hier 
freilich  zum  Teil  im  Gegensatz  zu  Wagner 
und  Cohn)  als  Gebühren.  Al<er,  indem  er 
sich  das  Ziel  einer  ei  s c. h ö p f e u den  K Ossi- 
fikation der  früher  als  Regalien  bezeichneten 
Einnahmen  setzt,  bleibt  ihm  nach  alledem 
ein  allerdings  kleiner  Rest  Ks  sind  das 
die  nur  in  einzelnen  deutschen  Staaten 
(Prensson,  Sachsen,  Württemberg»  noch 
bestehenden  und  finanziell  unltcdeutenden 
Wasserregalien.  z.  B.  althergebrachte  Ein- 
nahmen für  das  Recht  des  Mühlen-  und 
Flössoreibetriobs .  der  Bernstein-,  l'eilen- 
und  Goldgewinnung.  Denn  genau  betrachtet 
sind  diese  Einkünfte  natürlich  nicht  nur 
nicht  den  Stenern  zuzurechnen,  sondern  auch 
(als  nicht  privatwirtechaftlichc  Einkünfte) 
weder  den  Domänen  noch,  da  keine  .staat- 
liche, im  öffentlichen  Interesse  liegende 
specielle  Gegenleistung  erfolgt,  den  Ge- 
bühren zuzuzählen. 

In  diesem  sehr  beschränkten  Sinne  wird 
auch  heutzutage  wohl  ein  Fortlelnm  des  ehe- 
mals so  bedeutsamen  Begriffs  der  Regalien 
in  der  Finanzwissenschaft  anzuerkennen  sein. 

Für  die  tieschichte  der  einzelnen  finanziell 
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wichtigeren  ehemaligen  Regalien  ist  auf  die 
entsprechenden  Artikel  dieses  Werkt*  und 
die  dort  angegebene  Litteratur  zu  verweisen 
(vgl.  z.  Ii.  Bergwerksabgaben ,  Bern- 
stein, Binnenzölle,  Branntwein- 
steuer, Lotterie,  Münzwosen,  Post, 
Salzsteuer,  Tabak,  Zölle). 

l.itteratur:  l)  Kameralistisch-f  I  U  il  II  s  • 
tr  i  tse  n  schaff  I  i c  h  r :  i\  Junll ,  Sy»tem  de* 
Finanzwesens,  S.  SIS  ff.  —  v.  Sonnenfei», 
tlrundsfittc  der  Polizey,  Handlung  und  Finanz- 
irissenschaß  III,  S.  Ulf.,  II,  S.  17  i ff.  — 
tterglu»,  Polizey-  und  Kamenümagazin,  Art. 
Regalien  VII,  S.  Si'j  ff.  —  v.  Malchu«, 
Finanzwissenschaft  I,  S.  l*M>ff.  —  ./.  11.  II  off- 
mann, Lehre  ron  den  Steuern,  S.  ?iff.  - 
Raa ,  Fina  nzteissenschaß,  .5.  Aufl.,  I,  Iii, 
s.r>,  J'Jti  ff.  —  l'mpfenbach  .  Lehrbuch  der 
Finanz  tristen  schaff,  l.  Aufl.,  II,  S.  4'.tß'.,  i.  Aufl., 
i  *>,  S.l'jjf.  —  Romcher.  Theorie  der  Fiua'nz- 
regalien  1XS4  (Abh.  d.  kgl.  »ächs.  CeselUchafl 
der  Wissenschaften,  philol.-histor.  Klasse,  lfd. 
IX),  ferner  iiesch.  d.  Xat.,  S.  1.VJ  ff.  und 
Finanzirissenschaß,  .1.  Aufl.,  S.  TJff.  u.  Iii' ff. 

Für  den  modernen  Standpunkt  riß.  insbe- 
müdere  r.  Stein,  Finannrissentrhaß,  ö.  Aufl., 
II,  1.,  S.  249,  ai>7ß.  (».  dazu  Xeumann  in 
Jahrb.  f.  Xut.  ,,.  Slot.  X.  F.  II,  mi,  S.  4$ 7  ff.). 

—  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  S.  47S, 
4*7  ff.,  Ml  ff.,  II,  JMtfl.  —  Xeumann,  Ihr 
.Steuer  und  da*  öffentliche  Interesse,  S.  M  ff., 
::>,  'Ml ff.,  M'tjff.  —  Cohn,  Finanzirissenschaß, 
S.  77,  '>iß\;  dann  Vocke,  Altgaben,  Auflagen 
und  Steuer,  S.  IM  ff.,  ff.,  V.  Scheel,  in 
Schönberg*  Handbuch   III,  1  <4.  Aufl.),  S.  M. 

i') ./  mint  ine  he :  Ut'lmm ,  Rechtsalteitümer, 
S.  .'47 ff.  —  Ktilber,  Gegend.  Recht,  i  U'.K 
Strauch ,    Ursprung   und  Xalur  der  Regalien. 

—  -  II.  A.  Xachariae  in  der  '/.eitschr.  für 
deutsche*  Recht  XIII,  ;.?•>?,  S.ül'Jff.  -  Eich- 
horn, Deutsche  Reich*-  und  Rechlsgeschiehte , 
->.  Aufl.,  II,  S.  4M  f.,  <-">4fl.,  IV,  S.'.Pijff.  — 
l'oezl  in  Bluntschlis  und  Hratrr*  Staatsirörter- 
buch,  Art.  Regalien ,  ferner  in  feinem  hayrr. 
Verfatsungsrerht,  f  145.  —  v.  Rönne,  Staats- 
recht der  preustischen  Monarchie,  i  47s.  — 
Franklin  in  v.  Holtzendorff*  Rechtsle.rikon.  Art. 
Regalien.  —  Schroctler,  Lehrbuch  der  deut- 
schen Rechtsgesrhichte,  .f.  Aufl.  —  tl.  Meyer, 
Lehrbuch  de*  deutschen  Staatsrechts,  4-  Aufl., 
S.  G4- ;  lychrbuch  des  deutschen  l'eriraltinui*- 
rechts  II,  S.  IM  ff.  —  Schulte,  Pl russische* 
Staatsrecht  II,  S.  4'^ß-  ~  Seutlel.  Bayerisches 
Staatsrecht  IV,  S.  iJ.r>4ff-  —  Hock,  Hand- 
Iturh  der  Finatizrcriraltuug  im  Königreich  llayern, 
:.  Aufl.,  II,  S.  73&ß'.,  744.  v.  Sartcey, 
Staatsrecht  de*  Königreichs  Württemberg,  S.407f. 

—  Uttmplou-ltz,    'Orsterreiehisches  Staatsrecht, 
S.  IM  ff. 

r.  Gerber,  System  de*  deut  neben  Privat- 
rechts,  Hi.  Aufl.,  t  1,7.  —  r.  Ite»eler,  Deutsche» 
Privat re<ht,  4.  Aufl.,  S.  .r.S.sjf.  —  O.  Stobbe, 
Itcnlsche*  Priratrrcht,  •{.  Aufl.,  herausgrg.  rou 
Lehmann,  I,  $  f>4,  II  1,  jt  U,r>,  IM,  lS.'—l.1l.\ 

—  Ilenfder,  Institutionen  des  deutschen  Prirnt-  j 
recht*  I,  S.  M4ff. 
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Registrierungsabgaben. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Wesen 
der  R.  2.  Geltungsbereich  der  K.  II.  Das 
En  registrement  in  Frankreich.  1.  Ge- 
schichtliche Entwickelnng.  2.  Wesen  und  finanz- 
politischer Charakter  der  R.  3.  Die  steuertech- 
nischc  Einrichtung  der  R.  4  Die  Verwaltunsr 
des  Enretristrements.  ö.  Statistik  der  R.  t>. 
Andere  Staaten. 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  R.  Wir 

verstellen  unter  Registrierungsabgaben  die- 
jenigen Auflagen,  die  für  die  Eintragung  in 
öffentliche  Register  zu  entrichten  sind. 
Solche  öffentliche  »Register-  (von  Int.  reges ta) 
sind  Verzeichnisse,  die  von  den  Behörden. 
Aomtern,  Slaatsanstalten  u.  a.  m.  über  die 
vor  sie  gebrachten  Rechtshandlungen.  Schrift- 
stücke oder  mündlichen  Erklärungen  geführt 
werden.  Diese  öffentlichen  Register  haben 
die  Aufgabe,  die  Rechtsbestandigkeit  von 
Rechtsgeschäften  gegen  Anfechtung  zu 
sichern,  und  bilden  auf  diese  Weise  gleichsam 
Inventare  des  Keehtslebens.  Durch  die  Ein- 
tragung wird  ein  Schutz  gegen  drohende 
Kechtsnachteile  begründet  und  im  Kechtsstieit 
Reweiskmft  gewonnen.  Derartige  Register 
haben  schon  seit  alters  k'stnnden  und  sich 
bis  auf  unsere  Tage  in  verschiedenen  Forme!» 
erhalten.  So  nehmen  die  ( 'ivilstandsregister 
alle  Eintragungen  zur  Beurkundung'  des 
I'ei-sonenstandes  auf,  die  (Srund-  und  Hvpo- 
thekenbücher  s^dche  ül>er  Eigentum,  ding- 
liehe  Pfand i-echte  und  Rechtsverhältnisse  an 
Grundstücken  und  Gebäuden,  die  Haudelsnv 
gisterdie  Kintragungen  von  kaufmännischen 
Kinnen  und  Handelsgesellschaften,  die 
Muster-  und  Markenschutzregister  diejenigen 
von  Schutzmarken  und  Mustern.  Ach n lieh  be- 
urkunden Genossenschaftsregistor  die  Rechte 
eingetragener  Genossenschaften,  die  Schiffs- 
register die  auf  Schiffe  bezüglichen  Verhält- 
nisse, die  Adelsmatrikel  die  zur  Führung 
des  Adels  hcreeht igten  Personen,  die  Staats- 
schuldbücher  die  Buchschuldeii  des  Staates 
u.  dgl.  m. 

Mit  diesen  Eintragungen  wenlen  mancher- 
lei ö  f  f  e n  1 1  i  c h e  A  b ga  b e  n  verbunden.  Sie 
bilden  nicht  ülierall  eine  selbständige  und 
ausgeschiedene  Gruppe  von  Abgaben  mit 
liesondenir  Benennung,  sondern  siivl  viel- 
fach, je  nach  Pinfang  und  Bedeutung  anderen 
Abgabotypen  beigezählt.  Ihrem  Wesen  nach 
sind  die  Registrierungsabgaben  teils  Ge- 
bühren, teils  Steuern.  Denn  entweder 
herrscht  das  Gebiihivnprincip  vor.  die  Re- 
gistiierungsabgabe  ist  Irnliglich  eine  Gegen- 
leistung für  eine  staatliche  oder  amtliche 
lxustung,  beruht  auf  dem  Princip  der 
»speciellen  Entgeltlichkeitr  bezw.  auf  dem 
'Kostenersatzmoment«  (vgl.  d.  Art.  Ge- 
bühren Bd.  IV  S.  L'<>).    Anderenteils  kann 
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der  Wille  des  Gesetzgebers  darauf  gerichtet 
sein,  von  vorn  herein  eine  ^tatsächliche 
Steuer  mit  der  Registrierungsabgahe  zu  ver- 
binden. Hier  handelt  es  sich  darum,  einen 
Vorgang  oder  Akt  des  Wirtschafts-  oder 
Rechtslebens  nach  seinem  ökonomischen  In- 
halte zu  erfassen.  Wir  haben  es  dann  mit 
eiuer  Form  der  V  e  r  k  e  h  r  s s  t e  u  e  r  n  (vgl.  d. 
Art.  Verkehrssteuern)  zu  thun.  El>enso 
kann  Oer  Gebührencharakter  der  Registrie- '. 
ningsabgaben  in  eine  Steuer  ültergehen,  ein- 
mal, wenn  die  Sätze  der  Altgalten  so  hoch 
bemessen  sind,  dass  sie  mit  der  behörd- 
lichen Leistung  in  keinem  Verhältnis  stehen, 
das  Kostenersatzmoment  wesentlich  über- 
schreiten. Sodann  aber  tritt  dieser  Uebergang 
überall  da  ein,  wo  ohne  inneren  Grund  und 
ohne  erkennbare  Notwendigkeit  für  einzelne 
Handlungen  ein  R  e  g  i  s  t  e  r  z  w  a  u  g  gefordert 
wird,  lediglieh  um  eine  Steuer  zu  erheben. 
Ein  Fall  dieser  Art  liegt  z.  B.  vor,  wenn  die 
Gerichtsgiltigkeit  privater  Urkunden  (Privat- 
verträge.  Rechnungen,  (Juittuugcn  etc.)  von 
der  Einregistrierung  abhängig  gemacht  wird. 
Die  Frage,  ob  eine  Registrierungsabgabe  eine 
(xebfüir  oder  eine  Steuer  ist,  lässt  sich  nur 
durch  genaue  Prüfung  des  einzelnen  Falles 
unter  Berücksichtigung  aller  einschlägigen 
Umstände  beantworten. 

Die  Trennung  der  Registergebühren  von 
deu  Registejrstouern  tritt  regelmässig  in  der 
Praxis  äusserlich  nicht  hervor.  Verwaltung 
und  Einrichtung  pflegt  für  Iteide  Kategorien 
die  gleiche  zu  sein.  Allein  ohne  Bedeutung 
ist  diese  Unterscheidung  entschieden  nicht. 
Sie  ist  für  die  Steuerpolitik  wichtig  und  als 
Grundlage  des  geltenden  Reehtsstandes  für 
die  Restim mung  der  volkswirtschaftlichen 
Wirkungen  dieser  Abgaben  von  erheblichem 
Interesse. 

2.  Geltungsbereich  der  R.  Registrie- 
nmgsabgnben  werden  fast  in  allen  I hindern 
erholten.  In  Deutschland  sind  sie  teils 
Gegenstand  der  Reichsgesetzgebung,  wie  die 
Eintragungen  in  das  Genossenschaft«-  oder 
Uivilstandsregister,  teils  sind  sie  der  einzel- 
staatlichen Ijandesgesetzgebung  vorbelialten. 
Sie  hal>en  allenthalben  Oebührencharakter. 
Dagegen  liat  die  Gesetzgebung  in  Frank  - 
re  i  c  h  ein  überaus  kunstvolles  und  umfassen- 
des System  der  Registriemngsabgaben  ausge- 
bildet, das  anderen  Staaten  zum  Vorbild  ge- 
dient liat  Dasselbe  ist  nachgeahmt  worden 
in  Belgien,  in  den  Niederlanden,  in 
Italien,  in  Russland  und  Rumänien. 

II.  Da»  EnrejriHtremcnt  in  Frankreich. 

1.  Geschichtliche  Kntwickelonfr.  Das 

besondere  Registrieningssystem  in  Frank- 
reich, das  sich  als  selbständiges  Glied  der 
staatlichen  Besteuerung  entwickelt  hat,  reicht 
in  die  Zeiten  des  Ancien  Regime  zurück. 
Die  französische  Revolution  hat  auch  hier 


die  Erbschaft  der  absoluten  Epoche  ange- 
treten, ohne  viel  mehr  als  die  Namen  und 
Bezeichnungen  zu  ändern.  In  der  Haupt- 
sache wurden  die  ältereu  Einrichtungen  vom 
Nouveau  Regime  ül»ornommen  und  nur  in 
Einzelheiten  fortgebildet.  Diese  älteren  Ab- 
gaben waren  die  Siegel-  und  Kanzlei- 
gelder (droits  de  sceau),  welche  schon  im 
Mittelalter  als  Abgaben  von  Urkunden  und 
Rechtsgeschäften  erhoben  und  im  15.,  16. 
17.  Jahrhundert  (155)4,  1619)  mehrfach  er- 
höht wurden,  die  Kontrolle  (droit  de 
contröle),  eine  Besitzweehselabgabe,  dio  sich 
als  Uebortragung  grund herrlicher  Auflagen 
auf  das  staatliche  Besteuerungsrecht  <lar- 
stellt  und  zu  deren  Durchführung  die  steuer- 
pflichtigen Handlungen  im  Auszug  in  be- 
stimmte öffentliche  Register  eingetragen 
wurden,  die  Insinuation  (droits  d'insi- 
nuation,  von  insinucr,  einschreiben),  welche 
mit  dem  Eintragungszwang  in  öffentliche 
Register  für  bestimmte  allgemein  rechts- 
erhebliehe  Akten  verbunden  war,  und  end- 
lich der  hundertste  Pfennig  (centieme 
deiner),  eine  Auflage  vom  Immobiliarbesitz- 
woehsel,  die  zeitweise  auch  auf  immeiibles 
fictifs,  wie  Reuten,  Aemter  etc.  ausgedehnt 
wurde.  Dazu  kamen  noch  andere  Abgaben 
gleicher  Art,  die  in  den  einzelnen  Provinzen 
unter  verschiedenen  Namen  erhoben  wurden. 

Die  Insinuation  oder  das  Enregistrement 
seheint  bis  ins  Jahr  l">3r>  zurückzugehen  und 
bestand  in  der  Verpflichtung,  die  Urkunden 
über  gewisse  Rechtsgeschäfte  eintragen  zu 
hissen,  wofür  dann  Abgaben  zu  entrichten 
waren.    Insonderheit  Aftereinsetzungen  und 
Schenkungen  unter  Lebenden  waren  Itei  An- 
drohung der  Nichtigkeit  registrierungspflich- 
tig.   Unter  Ludwig  XIV.  kam  hierzu  noch 
der  vorerwähnte  »hundertste  Pfennig«  als 
!  einprozentige  Besitzweehselabgabe  von  Immn- 
!  bilien,  welche  ebenfalls  Itei  Gelegenheit  der 
!  Eintragung  in  ein  öffentliches  Register  er- 
holten wurde. 

Die  Kontrolle  entstammt  einer  Ordonnanz 
Heinrichs  III.  aus  dem  Jahn)  15S1  und  war 
Itestimmt,  das  Datum  bestimmter  wichtiger 
Urkunden  durch  Kontrolleinträgc  authentisch 
festzustellen.    Diese  entsprachen  zunächst 
dem  Bedürfnis  der  Rechtssicherheit,  um  zur 
i  Wahrung  der  Interessen  der  Familien  die 
Priorität  der  Forderungen  und  Hyi*>thekeu 
zu  sichern  und  den  vielfachen  Betrügereien 
durch  Vor-  und  Nachdatierungen  ein  Ziel 
1  zu  setzen.    Wenn  auch  zunächst  volkswirt- 
I  schaftliche  und  rechtliche  Gründe  ltestim- 
j  mend  waren,  so  verband  doch  der  von  dau- 
ernden Finanznöten  bedrängte  Staat  damit 
die   Erhebung  von   Abgaben.     Die  ganze 
Einrichtung    wurde    bald  verallgemeinert, 
nachdem   zuerst   nur  an   den   Sitzen  der 
königlichen  Gerichte    ein   Contrölour  des 
titivs    bestellt    worden   war.     Die  Tarife 
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■wurden  öfters  geändert,  zuletzt  1722.  Die 
Tarife  unterschieden  zwischen  fixer  und 
proj>ortionaler  Abgabe  und  blieben  bis  zu 
Beginn  der  französischen  Revolution  in 
Kraft. 

Insinuation  und  Kontrollo  waren  teils 
verpachtet,  teils  wurden  sie  iu  eigener  Regie 
erhoben.  Sie  galten  Anlass  zu  fortwähren- 
den Klagen  und  Bedrückungen!,  da  die  ge- 
setzlichen Vorschriften  unklar  gefasst  waren, 
der  Vollzug  willkürlich,  namentlich  auch 
wegen  der  hereinspielenden  Privatinteressen 
der  Pachter,  ausgeführt  wurde.  Seit  17X0 
wurde  daher  wegen  dieser  Missbräuehe  die 
Verrichtung  durch  die  eigene  Regie  ersetzt, 
wodurch  dem  Staate  eine  jährliche  Einnahme 
von  20  Millionen  Lire  erwuchs. 

Die  Siegel-  und  Kanzlcigeldor  haben  den 
vorerwähnten  Abgalten  gogonttlier  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung  erlangt. 

In  den  Stürmen  der  pressen  Revolution 
wurden  Insinuation  und  Kontrolle,  wie  die 
meisten  so  verhassteu  -indirekten*  Steuern, 
beseitigt.  Man  kehrte  jedoch  zu  ihnen  bald 
wieder  zurück  und  zwar  früher  als  zu  den 
anderen  Steuern  und  Abgaben  des  Anci.  ti 
Regime.  Durch  G.  v.  '».—19.  Dezemlier 
179»»  wunlen  sie  unter  der  eiidieitliehen 
Bezeichnung  Droits  d'enregistremoiit  zu 
einem  Ganzen  zusammengefasst,  zu  Abgaben 
von  Urkunden  vorn  Kigentumsweoh.*ol  go- 
staltet  und  technisch  vereinfacht.  Sodann 
wunlen  sie  endgiltig  durch  (i.  v.  12.  De- 
zember 179N  (22.  Frimaiiv  .1.  VII)  geivgelt 
und  sind  in  der  Hauptsache  auf  dieser 
Grundlage,  die  bis  in  die  Gegenwart  er- 
halten blieb,  weiter-  und  fortgebildet  wor- 
den. Zugleich  wurde  ein  Zuschlag  von 
10°'o,  -un  deeime  .  zunächst  zur  Deckung 
des  ausserordentlichen  Kriegsbedarfs  hinzu- 
gefügt, der  in  der  Folgezeit  zu  einem  dau- 
ernden ward  und  später  sogar  noch  erhöht 
wurde.  Die  Veränderungen  durch  die  <i(}. 
v.  9.  Oktober  17!»l,  v.  14.  Thennidor  .1.  IV 
und  9.  Veudemiaire  ,1.  VI  und  27.  Ventöse 
•1.  IX  hatten  den  Rechtsstand  nur  wenig 
l«orührt  und  waren  ohne  prinzipielle  Be- 
deutung. In  der  Folgezeit  haben  mannig- 
fache Gesetze  Einzelheiten  verändert,  der 
Charakter  ist  aber  der  gleiche  geblieben: 
GG.  v.  28.  April  lSHi,  2t,.  März  1817.  I.".. 
Mai  INI*,  10.  Juni  1824,  21.  April  1n32. 
24.  Mai  1*34.  18.  Juli  IMG  20.  Juli  1*37. 
2f..  Juni  1841.  19.  Juli  1S4Ö.  H.  Juli  1  s4G. 
18.  Mai  7.  August  18*1.  5.  Mai  \S~*K  22. 
Juni  1837,  27.  Juli  1870,  2.5.  August  10. 
September  1871.  28.  Februar  30.  März  29. 
Juni  1872.  19.  Februar  1874,  21.  Juni  1*73 
28.  Dezemlier  1880,  2X  Oktober  29.  Dezem- 
lier 1884,  20.  Juni  1892.  28.  April  1803,  10. 
Januar/21.  Juni  12.  Juli  1898  und  27.  Juli 
1900. 

2.  Wesen  und  finanzpolitischer  Cha- 


rakter der  R.  Das  französische  Enre- 
gistrement  mit  dem  damit  verbundenen  Ab- 
gabesystem steht  im  engsten  Zusammenhange 
mit  dem  eigentümlichen  Formalismus  des 
französischen  Civilrechts.  Nur  auf  dieser 
Grundlage  ist  die  ganze  Einrichtung  ver- 
ständlich. Das  Princip  der  Registrierung 
besteht  darin,  dass  bürgerliche,  gerichtliche 
und  aussergorichtliehe  Urkunden  und  münd- 
liehe Erklärungen  über  einen  Eigentums- 
w och  sei  wörtlich  oder  auszugsweise 
iu  ein  öffentliches  Register  eingetragen 
worden.  Hierdurch  wird  die  Rechtssicher- 
heit und  Rechtsgiltigkoit  solcher  Akte  ge- 
währleistet. Die  Registerpflicht  wird  aus- 
gedehnt auf  alle  Rechtsgeschäfte,  durch  die 
Eigentum  unter  liebenden  oder  von  Todes- 
wegen oder  Nutzniessung  ar.  unlteweglichem 
Eigentum  filtorlragoii  werden  oder  durch 
die  der  Cel-ergang  von  Eigentum  oder 
Nutzungen  durch  Intestaterbfolge  geschieht. 
Die  Finregistrierung  muss  bei  Uohergang 
von  Eigentum  und  Nutzniessung  (Miete, 
Pacht  etc.)  von  unbeweglichen  Gütern,  unter 
Strafandrohung,  binnen  bestimmter  Fristen 
geschehen,  in  an'lereu  Fällen  ist  sie  nach- 
zuholen, wenn  die  betreffenden  Crkunden 
vor  Gerichten,  öffentlichen  Behönlen  zur 
1  Begründung.  Beweisführung  u.  s.  w.  ge- 
braueht  werden.  Die  Registrierungspflicht 
gilt  subsidiär  und  damit  ülierall,  wenn  nicht 
das  Oesetz  ausdrückliche  Ausnahmen  macht. 

Mit  der  Eintragung  in  die  öffentlichen 
Register  winl  der  einzelne  Akt  Gegenstand 
Im  soliderer    Auflagen,    der  Registrie- 
i  u  n  gsa  bga  be  n  (droits  d'emvgistremont). 
Da    das   lvH'egistrement   Akte   der  nicht- 
streitigen  Gerichtsbarkeit  unifasst,  so  ist  die 
i  Regist i'rabgabe  zum  Teil  ein  Glied  der  Go- 
'  richtskosten,  insofern  gerichtliche  Thätigkeit 
duich  die  Eintnigung  der  Crkunden  in  An- 
''  sprneh   genommen   winl.     Sie  sind  daher 
i  insoweit    al>    (iebühreu    zu  charakteri- 
sieren.   Damit  ist  aber  noch  weiterhin  die 
erkennbare  Absicht  verbunden,  die  potenzielle 
Leistungsfähigkeit,   die   in  dem  einzelnen 
j  Rechtsgeschäft  als  vorhanden  vermutet  wird, 
j  zum   Objekt   einer  eigentlichen  Steuerb-is- 
tung  zu  machen.    Dadurch  schlägt  hier  die 
Gebühr  in  eine  Steuei  um.    Der  Steuer- 
charakter  überwiegt  aber  Itei  den  einzelnen 
Abgalten  ivgolniässig  stark  und  zwar  sowohl 
infolge  des  Steuergrundes,  der  Art  und  der 
,  Bemessung  als  wegen  der  Höhe.    Doch  ist 
•  lies  l>ei  den  einzelnen  Fällen  graduell  sehr 
!  verschieden.    Die  Verstärkung  des  Steuer- 
eharaktors  bei   den  Registrierungsabgal»en 
ist,  abgesehen  von  der  principiellen  Seite, 
iu  Frankreich  umsomehr  lien^chtigt,  als  sie 
als  eine  Ergänzung  der  Lücken   und  der 
Mängel  der  französischen  Erwerbsbosteue- 
rung  uml  teilweise  als  Ersatz  der  fehlenden 
Einkommen-  und  Vermögenssteuern  wirken. 
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Dabei  ist  andererseits  nicht  zu  verkennen, 
dass  eben  in  Frankreich  der  Immobiliarver- 
kehr  durch  diese  Art  vou  Abgaben  schwer 
belastet  ist  und  die  Abneigung  der  Ueber- 
zahl  der  Franzosen  gegen  die  Einkommen- 
und  Vermögenssteuern  erklärt.  Und  gerade 
das  Enrcgistrenient  wird  eine  durchgreifende 
Reform  der  direkten  Besteuerung  stets  er- 
schweren. Die  Registrierungsabgaben  sind 
namentlich  in  der  Zeit  der  gesteigerten  Fi- 
nanzbedfli-fnis.se  nach  dem  deutsch-französi- 
schen Krieg»:*  weiter  ausgebaut,  ausgedehnt 
und  in  ihren  Sätzen  erhöht  worden.  End- 
lich sei  noch  erwähnt,  dass  das  Problem 
der  Verhältnismässigkeit  bei  den  Registrie- 
rungsabgaben  nur  mangelhaft  gelöst  ist. 

Im  Enregistrenient  ist  auch  die  Erb- 
schafts- und  Schenkung» Steuer  ein- 
geschlossen. (Vgl.  d.  Artt.  Erbschafts- 
steuer oben  Bd.  III  S.  720  und  Sehen- 
k  u  ugsst eue r.) 

Ii.  Die  Hteuertechnische  Einrichtung 
der  R.  Das  Etm>gistremeut  war  ursprüng- 
lich nach  der  Gesetzgebung  vom  Jahre  1708 
zweigliedrig,  seit  1 S7 1  ist  «las  System  aus 
drei  Ilcstandtcilen  zusammengesetzt : 

1.  Die  festen  Abgalten  (droits  fixes) 
werden  von  denjenigen  rrkunden,  welche 
Mus-  einen  erklärenden  und  darlegenden 
Inhalt  haben,  nach  einem  systematischen 
K lassen tarif  erhoben,  der  den  ungefähren 
wirtschaftlichen  Inhalt  zum  Ausdruck  bringt,  j 
Das  Gesetz  zäldt  hier  die  meisten  Kate- 
gorieen  derartiger  Schriftstücke  auf  und  die 
nicht  genannten  werden  nach  Analogieeii  be- 
handelt. Die  Sätze  schwanken  zwischen  0.75 
und  1  "Kl  Francs,  wozu  noch  Zuschläge  kommen. 

2.  Die  verhältnismässigen  Ab- 
gaben (droits  proportioneis)  treffen  rr- 
kunden und  thatsäen liehe  Vorgänge,  durch 
welche  Eigentum  und  dingliche  Rechte  an 
beweglichen  und  unbeweglichen  Gütern  ge- 
währt werden,  in  nach  dem  Werte  des 
betreffenden  Objekts  abgestuften  Sätzen. 
Ihre  Sätze  bewegen  sieh  zwischen  0,25  und 
5,5o"o  im  Hauptsatze  (on  prineipal).  wozu 
noch  Zuschläge  (Centimes  additioncls)  kom- 
men, die  zwischen  20  uwl  25%  schwanken. 
Solche  Zuschläge  bestanden  schon  seit  1*08 
mit  10 »o.  Sic  wurden  auf  2o  und  25% 
nach  dein  deutsch-französischen  Kriege  von 
1*7  0.71  gesteigert.  Durch  die  Proporlional- 
abgalx»  wird  vor  allem  der  Jmmobiliarver- 
kehr  in  Frankreich  höher  belastet  als  in 
irgend  einem  anderen  Lande;  denn  »lie  pro- 
portionale Abgabe  beläuft  sich  auf  5'  2%  im 
JYincipal  und  auf  l:<;>%  in  den  Zuschlags- 
eentimes oder  zusammen  auf  ü,S75  (GT .'.-.)%. 
Die  verhältnismässige  Abgälte  ist,  allerdings 
ein.M-hliesj.lieh  der  Erbschafts-  und  Schen- 
kiingssteuer,  mit  rund  D0%  am  Gesamter- 
trag».1 des  Enregistrements  beteiligt.  Die 
Proportional  abgaben   sind   im  wesentlichen 


Steuern  und  sind  gerechter  und  richtiger 
als  die  festen  Abgaben,  da  sie  sich  den 
ökonomischen  Thatsachen  enger  anschliessen 
und  nicht  nur  in  Bausch  und  Bogen  den 
wirtschaftlichen  Inhalt  berücksichtigen.  Aus 
diesen  Gründen  ist  es  erklärlich,  dass  die 
neuere  Entwicklung  der  Gesetzgebung 
immer  mehr  danach  trachtet,  die  festen 
Abgaben  durch  proj>ortiouaie  zu  ersetzen, 
jene  zu  Gunsten  »lieser  zurückzudrängen. 
Diese  bilden  das  mobile,  jene  das  stabile 
Element  des  Steuersystems.  Man  hat  da- 
her »Jen  Schwerpunkt  des  Enregistrements 
mehr  und  mehr  in  die  verhältnismässigen 
Abgaben  verlegt. 

Zu  den  proportionalen  Abgaben  zähleu 
auch  die  Erbschafts  -  und  Schenkung»- 
s teuer  11,  bei  welchen  alter  ausser  den 
übrigen  Gesichtspunkten  die  Höhe  der 
Steuer  mich  nach  dem  Verwandtschafts- 
grade bemessen  und  abgestuft  wird,  in  dem 
der  Schenker  und  Erblasser  zum  Beschenk- 
ten, Eilten  »»der  I»gatar  steht.  (Vgl.  d.  Artt. 
Erbschaftssteuer  und  Scheukungs- 
s  teuer.) 

H.  Die  abgestuften  A  bgaben  (droits 
fixes  et  gradiu'-s),  welche  seit  187.'$  zu  den 
neiden  übrigen  Auflagen  hinzugekommen 
sind,  sollen  augenscheinliche  Differenzierun- 
gen des  ökonomischen  Vorteils  sleuertech- 
f lisch  auswerten.  Sie  betrugen  5  Fraucs 
für  Urkunden  ohne  Angabe  der  Wertsumme 
oder  für  in  Gel»!  nicht  schätzbare  Anord- 
nungen. Im  übrigen  wechseln  sie  nach  der 
Summe  des  Wertinhalts  und  lieginuen  mit 
5  Francs  bei  Urkunden  über  Wertobjekte 
bis  5ooo  Francs  und  steigen  auf  10  Francs 
bei  solchen  von  5000  -  10  Ol  Hl  Francs,  auf  20 
Francs  bei  solchen  von  10 (MIO— 20)  Hin  Francs 
und  betragen  je  20  Francs  mehr  für  jede 
weiteren  2000O  Francs  Wert  des  Objekts. 
Durch  G.  v.  28.  April  ISO  *  sind  die  abge- 
stuften Abgaben  teilweise  in  proportionale 
verwandelt  worden. 

Für  die  Anwendung  der  gesetzlichen 
Normen  gelten  folgende  Grundsätze.  Die 
einmalige  Entrichtung  der  Hegistcrahgabe 
für  einen  Verkehrsakt  nach  gesetzlicher 
Vorschrift  befreit  alle  einzelnen  damit  zu- 
sammenhängenden ml  er  daraus  als  Folgen 
sich  ergebenden  Handlungen  von  der  Leis- 
tung derselben.  Dasselbe  gilt  auch  für 
all»1  aus  »lern  Akte  entstandenen  Schrift- 
stücke, wie  Quittungen,  Bestätigungen  u.a.m. 
Wenn  alter  eine  Verkehrshandlung  mehrere 
von  einander  unabhängige  Verfügungen  ent- 
hält, die  in  keinem  inneren  Zusammenhang 
miteinander  steheu,  so  ist  für  jede  Verkehrs- 
ersch»nnung  d»>s  einzelnen  Falles  je  nach 
dessen  Eigenart  eine  gesonderte  Abgabe  zu 
entrichten,  auch  wenn  sie  die  gleiche  Sache 
betrafen.  Auf  diese  Weise  wird  dann  eine 
Gesamtleistung  in  eine  Mehrzahl  von  Ein- 
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zelleistungon  (pluralite  des  droits)  /erlegt. 
Alle  Abgalten  sind  dann  gleichzeitig  in  dein 
Augenblick  zu  entrichten,  in  dorn  die  Ver- 
kehrshandlung durch  die  Einregistrierung 
die  fonuelle  Prägung,  die  »Formalität«,  em- 
pfangen. 

Als  Ergänzung  des  Enregistreinents 
wirkt: 

l.  Die  Umsatzabgabe  (droits  de  trans- 
mission).  Sie  ist  eine  Verkehrssteuer  vom  Um- 
sätze gewisser  Wert|>apiere.  in-  und  aus- 
ländischen Aktien  u.  s.  w.,  aW  mit  Aus- 
schluss aller  Staatspapiere,  der  einheimi- 
schen wie  der  fremden.  Sie  wurde  durch 
G.  v.  2K.  Juni  18.77  eingeführt,  weil  die 
eigentlich  unter  das  Enregistromont  und  die 
Besitz  weehselabgabe  fallenden  Werte  that- 
sächlich  von  diesen  Steuerformen  nicht  ge- 
troffen wurden.  Sie  ist  daher  weniger 
Börsensteuer,  sondern  wirkt  mehr  als  Steuer 
auf  dem  mobilen  Kapital  und  tritt  an  die  Seite 
•  los  Effekten-  und  Emissionsstempels  und 
der  !>ai1iellon  Kapitalrentensteuer  (Taxe  sur 
le  p'venn  des  valeurs  inohilieres).  Uebor 
ihre  Erhebung  vgl.  d.  Art.  Börsen  st  euer 
oIn  „  B,l.  II  S.  1022. 

In  engem  Zusammenhange  mit  dem  En- 
registrement  stehen : 

.').  Die  1 1  y  p  o  t  h  e  k  e  n  g e  h Ohren  I droits 
d"hypothe»pie),  welche  hei  Bestellung  und 
Eintragung  von  Hypotheken  zu  entrichten 
sind,  erscheinen  teils  als  fix<v  und  teils 
als  pn»|kortionale*  Ahguhou  mit  ausgepräg- 
tem Gehührcneharaktcr.  Die  Hyjiothckcu- 
gehühren  werden  nach  G.  v.  27.  Juli  1 1>*  M  i 
unterschieden  in  E  i  n  s  c  h  re  i  b  u  n  g  s  g  e  - 
bohren  (droits  d'iuscription)  und  in  Um- 
si-h  rei  bungsgebfih  reu  (droits  de  tran- 
scriptions).  Jene  werden  mich  den  Hypo- 
theken  bemessen,  diese  sind  nach  den  den 
Besitzwechsel  des  Grundeigentums  selbst 
Im -treffenden  Ut  künden  anzusetzen.  Beide 
sind  proportionale  Abgalten  von  o.2.">°o.  In 
einzelnen  gesetzlich  vorgezeichneten  Fällen 
werden  die  Abgaben  ermässigt.  Die  früher 
damit  verbundenen  Stein  jtelabgahen  wurden 
durch  das  neue  (lesetz  beseitigt. 

4.  Die  Verwaltung  des  Enregistre- 
inents. Die  Verwaltung  des  Enregistre- 
inents ist  zugleich  mit  der  Verwaltung  der 
Domänen  einer  Generaldirektion  unterstellt, 
die  dem  Finanzminister  untergeordnet  ist. 
Sie  Iresteht  aus  einer  Centralverwaltung  und 
den  Departemontsverwaltungen.  An  die 
Spitze  jener  ist  ein  Generaldirektor  mit 
einem  Stalte  von  Abteilungschefs  (admi- 
nistratcurs),  Bureau-  und  Unterbeamten  ge- 
stellt. Die  DepartemontsverwaJtung  ist  einer- 
seits mit  Direktoren  und  Inspektoren  und 
andererseits  mit  einer  Anzahl  von  Einneh- 
mern (receveurs)  besetzt.  Als  Aufsichts- 
organismus wirken  die  Direktoren,  Inspek- 


toren und  Untorinspektoren  neben  den  sons- 
tigen Beamten  der  En registrements Verwal- 
tung. Die  Kontrolle  wird  dann  weiter 
verstärkt  durch  die  Hechtsnachteile,  welehe 
die  Unterlassung  der  Einregistrierung  zur 
Folge  hat.  Sie  wird  aber  für  die  Verwal- 
tung dadurch  erleichtert,  dass  die  meisten 
abgabepflichtigen  Schriftstücke  durch  die 
Hände  der  Notare,  Gerichtsvollzieher  und 
Geriehtsschreiber  laufen,  die  unter  Androhung 
strenger  Strafen  zum  Vollzug  der  für  das 
Enregistremeut  vorgeschriebenen  Formali- 
täten verpflichtet  sind.  Ausserdem  ist  na- 
türlich die  Vernachlässigung  der  Gosetzes- 
vorschrifton  mit  mancherlei  Strafen  bedroht. 
Die  Kichter  und  Gerichtsbeamten  haben  die 
gesetzliche  Auflage,  alle  Schriftstücke,  Ur- 
kunden u.  s.  w.,  die  einem  gerichtlichen 
Akte  zu  Grunde  gelegt  werden  sollen,  ge- 
nau auf  die  Erfüllung  der  Formalitäten  zu 
prüfen. 

Das  Registeramt  hat  alle  Urkunden,  die 
eine   ..authentische«,  d.  h.  notarielle  oder 
gerichtliche  Form  haben  sowie  eine  Reihe 
von  durch  das  Gesetz  ausdrücklich  bezeich- 
neten I'iivaturkunden  in  die  vorgeschriebe- 
nen Register  einzutragen.    Zugleich  ist  es 
|  aber  auch  Iteauftragt.  die  fälligen  Abgalten 
einzuziehen,  eine  Aufgabe,  die  den  Einneh- 
mern obliegt  und  sich  auch  auf  die  Veran- 
lagung und  Festsetzung  der  Auflagen  er- 
streckt.    Ausserdem  ist   die  Behörde  mit 
dem   Verschleiss   des  Stempelpapiers  und 
mit  der  Ausfertigung  von  Bässen  und  Jagd- 
karten lietraut.    Seiner  Zuständigkeit  unter- 
,  liegen  weiterhin  die  Einziehung  der  Ge- 
!  richtskosten   und   Geldstrafen,  die  Ueber- 
wacliuug  des  Hypothekenwesens   und  die 
Domänenverwaltung    mit    Ausschluss  der 
Staat  ^forsten.    Endlich   wird   die  partiolle 
Kapitalrentensteuer  (Taxe  sur  le  revenu  des 
valeurs  mobilieres)  durch  die  Behörden  des 
1  Enregistrcments  erholten.    Diese,  nach  Uha- 
|  rakter  und  Zweck  eine  direkte  Steuer  von 
|  gewissen   Anlagen    des    mobilen  Kapitals, 
zählt    in    Frankreich    zu    den  indirekten 
Steuern  lediglich  aus  dem  verwaltungstech- 
I  nischen  Grunde,  weil  sie  durch  die  Enre- 
gisti-ementsbehörden  erhoben  wird. 

5.  Statistik  der  R.  Die  Erträgnisse 
des  Enregistreinents  sind  mannigfachem 
;  Wechsel  unterworfen  gewesen.  Von  Ein- 
fluss  waren  hier  teils  die  jeweilige  wirt- 
schaftliche und  jtolitische  I>age.  teils  die 
Resultate  der  vorgenommenen  Aenderungen 
der  Steuersätze.  Vor  dem  Jahre  IN  18  war 
der  Ertrag  rasch  gestiegen,  um  bald  darauf 
wieder  zu  fallen.  Ebenso  ist  ein  Rückgang 
1870  und  nach  der  Krisis  im  Jahre  1882 
zu  verzeichnen.  Di«'  zahlreichen  Erbanfälle 
des  Jahres  1*70,71  haben  dagegen  eine  er- 
hebliche Zunahme  der  Abgaben  durch  die 
Erbschaftssteuer  erzeugt.    Die  Entwickelung 
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der  Einnahme  des  Enregislrements  zeigt 
folgende  Tabelle: 

1810    113,798  Mill.  Francs 
n  6,692 


1820 
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533,t>64 
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Reichsbank,  Deutsche 

s.  Deutsche  Ranken  im  19.  Jahrhundert  eben 
Hd.  II  S.  192. 


,  Etat. 
„  1Et.1t) 

„  (Etat) 

ß.  Andere  Staaten.  Das  französische 
Muster  hat  wegen  des  ungeheueren  fiskali- 
schen Erfolgs  auch  andere  Staaten  zur  Nach- 
ahmung des  Enregistrements  veranlasst. 
Nohen  den  Reichslanden  Elsass-Eothringen. 
wo  abgesehen  von  der  nach  deutschem  Vor- 
bild geregelten  Erbschaftssteuer  das  Enre- 
gistrement  besteht,  hat  Belgien  die  fran- 
zösische Einrichtung  fiberneinnien  (Ertrag: 
2.Vrfio  Millionen  Francs.  Erbschaftssteuer 
19,.'1(>0  Millionen  Francs).  Ausserdem  zählen 
hierher  die  Niederlande  (Ertrag  2<>,7;»2 
Millionen  (iulden  einschliesslich  Erbschafts- 
steuer und  Steiu|.e|),  Italien  (Ertrag 
•)il,<«K»  Millionen  Lire).  Luxemburg  (Er- 
trag 1  .tt.'is  Millionen  Francs  mit  Domänen), 
Kussland  (Ertrag  21  Millionen  RnM 
mit  Erbschaftssteuer) .  Portugal  (Ertrag 
."».277  Millionen  Milrois  mit  Erbschaftssteuer) 
und  Rumänien,  das  ein  in  ö  Klassen 
abgestuftes  System  hat.  Alle  diese  liiuder 
sind  mehr  oder  weniger  in  den  steuoitoch- 
nischeu  Einrichtungen  dem  französischen 
En  reu  i  st  reinen  t  ge  f<  >l  gt . 
Litteratur:  Uauuci.  /•/».  ///,  /,,,),:,<,  /.s>y 

.V.         <i/m/  Knt>n)?>iu>j*f.<;lt,  I.eijr.iy  J.syti,  S. 

V.     Kauf  mutin,     l'iiiini'.eii     Ffinhit  i<  lit. 
Stuttuorl  >'.  —  Jacob,    Pi>  O'v/;,' 

Uhr  r  Uni  t  <ii.«tt  •  ni'  iit,  St<  iir/>' I   11.  .■<.  ir.   in  ijuim/i- 

/."thniui'u,  Str'itfhmti  ;,s;,<.  --  Lcutlhcckcr. 
Ih'e  indirekten  Stemm  in  E/mik.'- l.'itliriiuiei,, 
Strti*<lnir<j  7,v;r.  —  Lehr,  I W.  I'eijistriem inj.*. 
,itiff,iUiiH  im  II.  >l.  .SV.,  /.  Aufl.,  IUI.  I",  N. 
—  .;>.;.  —  v.  Meckel  .  Art.  >.l;.  <nxlri<  i  itti<is- 
olnjahe,,«  im  II'.  Ii.  -hr  I".  II'.  II'L  //,  .V  ,11  — 
.'tl.-l.   —    Hat'HlCt',     Iie/n  rtnirr     1)111,', n!    il<-  l'eit- 

ii  ,/t.«/n in, nf,  ■'<  ei-/.,  I'nrijt  /.v,".;.  —  L,ecoti- 
Jtcitnl teil.  I.ii  »rienrr  ilr*  ßiimirin,  :,.  eil., 
Purin  !>''!.  IHrtiirunniee  ilrt  ilnu'tn  <te  l'En- 
r-  ijiftrrm,  ut,  K  rol.,  Pari*  /.s,\: — ;>/,'<;.  Cücnot. 
Art.  v,Ei>ir<)iAt,rinrnlu  in  III,»  1:,  Ihrt.  ile.  /'.!</- 
winiftnitinn  t'finenii" .  -  liumaire ,  Artikel 
nlCur,  tfittr,  im  ■ntn  in  S'i;/,  iJiil.  ilii,  Fiikniiiif. 
lhixrthxt     i'iefihtiltuti      J.ittenit  neu  iii/-iliei\. 

<  Illllletui    <!•    Sttltifln/lir    rf   l.i  ijifhlti'iH  C<  ■Illj'H  r'e  i' 

hriinjt  iiii.'h,  rilein  nlljtihrlirh  eine  aitjtfiilti'lielir 
Stntiftik  iilier  ,/rii  fiifiiKiellen  Er  fohl  lief  En- 
exjifiti-ment»  ,„  Ei-xnlreieh. 

.»/fix  ron  Meckel. 


Reichsfinanzen. 

I.  Begriff  nud  Wesen  der  K.  1.  Im 
allgemeinen.  2.  Der  Reiohstiskus.  II.  Das 
Gebiet  der  R.  1.  Die  IL  als  staatstiuuu- 
zielb  s  Tcilgebilde.  2  Die  wechselseitige  Ver- 
knilpfuug  des  ItoiidiM-  und  Latidestinanzwesens. 
3.  l)ie  Element«  der  K.  III.  Wesen  und 
Umfang  der  F  i  a  a  n  z  v  e  r  w  a  1 1  u  u  g  s  - 
thätigkeit  des  Heichs.  IV.  Die  ein- 
zeln e n  tfe Li  et e  d«r  Keir  Iisfiuanzver- 
wa  It.iing.  1.  lieiclisvermiigeii.  2.  Keirhs- 
schulden.  X  Die  Keiilisluitisltaltiuig.  ai  Er- 
m  hliessuug  und  Nutzung  der  Finaazf|iielleii  des 
Keichs.  I»i  Festlegung  und  Verwirklichung 
der  HatisludtuiigMhätLrkeit  für  eine  abge- 
grenzte IVrioile.  V.  IMe  t  ha  t  sä e  h  1  i e  Ii  e  n 
E  r g  e  h n  i  s  s e  d  er  Fi  tt  a  n z  v e  r  w a  1 1  u  n  s 
des  Deutschen  Heichs.  1.  Haushalt.  2. 
Sehnlden,    VI.  Keformbeat  re  billigen. 


I.  Hegriff  und  Wesen  der  Reiehs- 
finnnzen. 

1.  Iituillgemeinen.  Die  Reichs  fi  na n- 
zen  im  weiteste»  Sinne  umfassen  di.^ 
(lesamtbeit  der  Einrichtungen  und  Vorgänge, 
welche  dem  Deutschen  Reiche  als  Subjekt 
der  öffcntlichreeht liehen .  die  Refriediguug 
der  R.  iehsbedfiifnisse  vermittelnden  Einz'  l- 
wii  tsehalt  eigen  sind. 

Als  Subjekt  diesei-  Einzelwirtschaft  hat 
das  Reii-h  periodische  Vereinnahmttngen  und 
periodische  Verausgabungen;  e>  ist  ferner 
im  Hesitz  aktiven  und  passiven  Venu">gens. 

Die  übliche  verwaltuiigsreehtliche  Ka- 
suistik versteht  deiii^einäss,  indem  sie  die 
haujitsächlichst.'ii  Zweige  der  oinzelwirt- 
schaftlicheii  Thätigkeit  d>s  Reichs  heraus- 
greift, unter  der  Verwaltung  der  Reichs- 
fiuanzei)  die  Verwaltung  der  Reich-ein- 
nahmen,  der  Reit'hsausgaben .  des  Reichs- 
vcrniögvns.  der  Reichs.-chulden. 

In  der  liiiauzivisscnschaftlieheii  Liiteiatur 
fehlt  bei  der  kasiii-tiscben  liegriffsfejtstelbuiir  der 
Finanzen  nicht  »i  Itcn  das  Element  der  \  er- 
iiii'ueiisverwaltung.  Diese  Auslassung  wird  er- 
klärlich einerseits  aus  dir  Tliatsaehe.  dass  tur 
die  Finanzbii.'i  <ler  Gemeinwesen  im  allgenieinen 
die  tsehnbleii  eine  bedeutendere  Rolle  spielen  als 
das  Aktivvermögen,  andererseits  aus  dein  Um- 
stände, dass  hei  den  bedeutsamsten  Vermögens- 
verwaltungen, insbesondere  auf  dem  tiebiete  des 
Verkehrswesens .  die  finanzpolitischen  Krwä- 
giingeu  nicht  ausschliesslich  massgebend  sind. 
Gleichwohl  mnss  bei  der  Feststellung  des  all- 
gemeinsten Begriffs  der  Finauzeu  daran  festge- 
halten werden,  dass  dieselben  nicht  bloss  die 
Schulden,  sondern  auch  das  Vermögen  der  tie- 
ineinwesen  mit  umfassen,  da  einerseits  \'er- 
mögensverwaltnngeii  mit  lediglieh  tinanzteeh- 
nischen  Aufgaben  thatsäehlirh  bestehen  und 
auch  bei  jenen  Vermögensverwaltungen,  welche 
in  erster   Liuie  nach  anderweitigen  Verwal- 
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betrieben   werden,   <lucb   anch  |  fiskus  oder  Landesfiskus  (Preussen 
finauztechnischft  Erwä 


tongszwecken 
riuanzpolitixcbe  und 
gangen  mitwirken. 

Die  Thätigkeit  des  Reichs  als  Einzel- 
wirtschafter  kann  unter  dem  Gesichtspunkte 
<les  inneren  öffentlichrechtlichen  Wesens 
dieser  Thätigkeit  oder  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  äusseren  Abgrenzung  der- 
selben gegen  jede  andere  einzelwirtschaft- 
licht) Thiltigkeit.  sei  sie  privater  oder  öffent- 
lichrechllicher  Natur,  betrachtet  werden. 

Unter  dem  erstgenannten  Gesichtspunkte 
stellt  sich  die  Einzelwirtschaft  des  Reichs 
als  Verwirklichung  der  im  Wesen  der 
staatlichen  Gemeinschaft  ^gründeten  Fi- 


Sachsen. 

Württemberg.  Bayern).  Doch  hat  sich  nun- 
mehr in  Uebereinstimmung  mit  der  thatsäch- 
lichen  Entwicklung  der  Verhältnisse  die  Auf- 
fassung befestigt,  dass  der  Militärfiskus  — 
abgesehen  von  Bayern  —  als  Reichsfiskus 
anzusehen  ist. 

Die  Vertretung  dos  Reichsfiskus  hat  im 
allgemeinen  subsidiär,  sofern  nicht  einer 
anderen  Behörde  die  Vertretungsbefugnis 
erteilt  ist.  der  Reichskanzler.  Die  Privi- 
legien des  Reichsfiskus  sind  in  jedem  Staate 
dieselben,  welche  der  Ijandesfiskus  hat.  Dies 
gilt  insbesondere  auch  von  den  Steuerbefrei- 
ungen.  Der  Reichsfiskus  ist  von  allen  Staats- 


n  a  n  z  g  e  w  a  1 1  dar .   welche  ihrerseits  ein  i  steuern  und  von  den  (iomeindeabgabon  in  dem 


Bestandteil  der  besonderen  Machtmittel  ist. 
deren  Inbegriff  die  Hoheitsrechte  darstellt. 

Unter  dem  /.weiten  Gesichtspunkte  der 
A  bgrenzung  der  einzel  Wirtschaft  liehen  Thätig- 
keit  des  Reiches  gegen  alle  anderen  Einzel- 
wirtschaften gelangt  man  zum  Begriffe  des 
Reichs  fiskus.  Nicht  das  innere  Wesen 
der  Ansprüche  und  Verpflichtungen  kommt 
in  Betracht,  sondern  die  Thatsache.  dass 
das  Reich  als  Einzel  wirtschafte!"  Subjekt  von 


selben  Umfange  befreit  wie  der  Landesfiskus. 

II.  Das  Gebiet  der  Reichsfinnnzen. 

1.  Die  R.  als  stuatsfinnnzielles  Teil- 
gebilde. Der  Gcsauitinhnlt  dessen,  was 
das  Gebiet  der  Staatsfinanzen  im  allge- 
meinen ausfüllt,  ist  in  Deutschland  nach 
Massgabe  der  bestehenden  bundesstaatlichen 
Verhältnisse  zwischen  dem  Reiche  und  den 
Einzelstaaten    verteilt.     Das  Reichsfinanz- 


Rechteu  und  Verpflichtungen  auf  Vermögens-  wesen  stellt  deshalb  nur  ein  Tcilgehilde  des 

auf  deutschem  Boden  waltenden  staatlichen 


rechtlichem  Gebiete  ist.  in  welcher  Eigen 
schaft  es  anderen  Subjekten  .solcher  Rechte 
und  Verpflichtungen  willst  haftlich  koordi- 
niert, wie  eine  Privatperson  einer  Privat- 
jierson,  gegenübersteht.  Das  Reich  als 
Subjekt  dieser  Rechte  und  Ver- 
pflichtungen auf  Vermögensrecht- 
I  i e h e  in  Gebiet  ist  de  r  R e i  c  h s  f  i s k  u s. 

'£.  Der  Reiehsfiskus.  Materiell  ist  der 
Reiehsfiskus  ein  einheitlicher.  Die  Unter- 
scheidung von  Teilfisei,  /..  B.  Post-  oder 
Marinefiskus,  hat  nur  formelle  und  reeh- 
nerische  Bedeutung.  Nicht  zum  Reiehs- 
fiskus  gehörig  ist  der  ]<audcsfiskus  von 
Elsass-Lot bringen ;  das  Reiehsland  hat  ein 
selbständig»..«,  von  den  Reichsfinanzen  völlig 
getrenntes  Finanzwesen. 

Der  Reichsfiskus  steht  grundsätzlich  den 
I^uidesfisci  der  Einzelstaaten  getrennt  gegen- 


Fhianzwesons  dar.  Entscheidend  für  diese 
Trennung  des  Reichs-  und  des  Uuules- 
finanzwesens  ist  aber  nicht  die  oben  Im  - 
rührte  formelle  Trennung  in  Reichs-  und 
I-andosfiskus.  sondern  die  materielle  Re- 
deutuug  der  Finanzangelegeidieiten  für  das 
Reich  oder  das  Land.  Auch  jene  Zweige 
des  Reiehsfinanzwesens.  welche  wie  die 
Zollverwaltung  in  den  Einzelheiten  der  Ver- 
waltungsircschäfte  selbständig  von  den 
I^andesverwaltungen  besorgt  werden,  fallen 
in  den  Rahmen  der  Reichsfinanzen. 

2.  Die  wechselseitige  Verknüpfung 
des  Reichs-  und  des  I  jindesf  inanzwesens. 
Es  wär»'  denkbar,  dass  die  Reichs-  und  die 
Lindesfinanzen  vollkommen  getrennt,  ohne 
wechselseitige  Verknüpfung  nebeneinander 
ständen,  dass  also  nicht   bloss  Vermögen 


über.   Die  thatsäehliehe  Gestaltung  dos  deut- 1  und  Schulden,  sondern  dass  auch  die  Finanz- 


schen  Verfassung*-  und  Verwaltungslebens 
hat  gewisse  Einschränkungen  des  Reichs- 
fiskus  und  ein  Hervortreten  des  Laudes- 
fiskus selbst  bei  solchen  Verwaltungszwoigen 
zur  Folge,  die  an  sich  grundsätzlich  Reichs- 
angelegenheiten sind.  Insbesondere  kommt  fassung. 
hier  der  Fall  der  .selbständigen  Besorgung 
von  Reichsfinanzgeschäften  durch  die  Lmdes- 
verwalt ungen  in  Betracht:  der  Zoll-  und 
Reichssteuerfiskus  ist  l>andesfiskus.  Die 
Reservatrechte  einzelner  Staaten  haben  ein 
ähnliches  Ergebnis  zur  Folge:  der  Post- 
fiskus ist  in  Bayern  und  Württemberg 
Landesfiskus.  Staatsrechtliche  Schwierig- 
keiten ergeben  sich  auch  bezüglich  der 
Qualifizierung  des  Militärfiskus  als  Reichs- 


piclleu  für  Reich  und  l^and  in  dem  Sinne 
völlig  getrennt  wären,  dass  weder  Geld- 
leistungen der  Einzelstaateiian  das  Reich  noch 
|  von  diesem  an  die  Einzelstaaten  vorkämen. 
Nach  den  Bestimmungen  der  Reichsver- 
weiche in  Art.  7'»  die  Matrikular- 
in  Aussicht  nahm,  »solange  Reiehs- 
nicht  eingeführt  sind*,  hätte  man 
Absieht  der  völligen  Trennung  von 


beiträgt 
steuern 
auf  die 
Reichs- 
können, 
hältniss 

hing.  Schon  von  vorn  herein  war  eine  Ver- 
mehrung der  Beziehungen  zwischen  Reichs- 
und Landesfinanzen  dadurch  veranlasst,  dass 
weder  alle  Ausgaben  noeh  alle  Einnahmen 


und  Landesfinanzweson  schliessen 
Thatsächlieh  aber  nahmen  die  Ver- 
eine entgegengesetzte  Entwicke- 
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voll  gemeinschaftlich  wurden,  sondern  dass 
durch  die  Reservat  rechte,  insbesondere  be- 
züglich der  Postverwaltung  und  einzelner 
Reichssteuern  hier  Lücken  geschaffen  wurden, 
welche  Ausgleichungen  durch  Extraleistungen 
au  Geld  zwischen  den  beteiligten  Landes- 
fisci  und  dem  Reichsfiskus  bedingteu.  Bis  | 
zum  Zolltarifgesetze  von  1879  aber  war 
immerhin  im  ganzen  nur  das  Reich  von  den 
besonderen  Leistungen  der  Einzelstaaten, 
den  Matrikularbeiträgen,  abhängig;  die  Ver- 
knüpfung der  Reichs-  und  Landesfinanzeu 
war  noch  eine  einseitig.  Durch  die  soge- 
nannte Franckensteinsehe  Klausel  des  ge- 
nannten Gesetzes,  welches  nunmehr  auch 
die  bedeutungsvollste  Finanzielle  des 
Reiches,  dessen  Zölle  und  Verbrauchssteuern 
unter  Kontingentierung  des  dem  Reiche  zu  I 
belassenden  Betrages  an  Zöllen  und  Takik- 1 
steucr,  für  die  Einzelstaaten  öffnete,  wurde 
die  Verknüpfung  der  Reichs-  und  Staats- 
finanzen  eine  wechselseitige  und  durch 
weitere  ähnliche  Bestimmungen  bei  später 
erlassenen  Steuergesetzen  in  gleichem  Sinne 
noch  beträchtlich  verstärkt.  So  sehr  finanz- 
politisch die  klare  Trennung  des  Gebietes 
der  Reichs-  und  der  Staatsfinanzen  vorzu- 
ziehen wäre,  so  stehen  doch  mannigfaltige 
l'instände  hindernd  entgegen,  vor  allem  die 
weitverbreitete  Meinung,  es  würden  mit  dem 
Verzicht  auf  die  »Bewilligung"  der  Matriku- 
larboiträgo,  die  doch  thntsächlich  nur  die  An- 
erkennung einer  rechnerischen  Notwendig- 
keit ist.  konstitutionelle  Rechte  des  Reichs- 
tages geschmälert ,  sodann  in  materieller 
Hinsicht  der  Wunsch  der  Einzel  Staaten, 
auch  fernerhin  Aussicht  auf  Anteilnahme 
an  den  Steuererträgnissen  des  Reiches  zu 
haben.  So  sind  die  M a  t  ri  k  u  larbei  träge 
einerseits,  die  Ueberwoisungen  (von 
Zoll-  und  Rcichssteuorert lägen)  andererseits 
bedeutsame  Elemente  der  Verknüpfung  der 
Reichs-  und  Ijandesfinanzen  geworden. 

St.  Die  Elemente  der  Ii.  Das  Roiehs- 
\  er  mögen  zeigt  im  Vergleich  mit  den 
Iiistorischen  landesstaatlichen  Entwicke- 
lungon,  insbesondere  soweit  das  Erwerbs- 
vermögen in  Frage  kommt,  auf  den  Ge- 
bieten, welche  für  das  partikulare  Staats- 
vermögen  bedeutsam  sind,  eine  geringe  Ent- 
faltung. Es  kommen  hier  in  der  Haupt- 
sache nur  die  Reichseisenbahnen  in  Elsass- 
Uothringen  in  Betracht.  Dagegen  Ikuuss  und 
besitzt  das  Reich  verschiedene  Bar-  und 
Kapitalbestände  eigener  Art  mit  gesonderten 
Zweckbestimmungen,  unter  welchen  der 
Reichsinvalidenfonds  der  bedeutendste  ist. 

Die  Reichsschulden  sind  seit  zwei 
Jahrzehnten  ansehnlich  angewachsen.  Für 
ihre  Würdigung*  kommt  in  Betracht,  dass 
sie  eutgegen  dem  Verhältnis  bei  den  Schulden 
der  deutschen  Einzelstaaten  nur  zu  geringem 
Teil  durch   mittelst  derselben  geschaffene 


und  dauernden  finanziellen  Ertrag  gewäh- 
rende Einrichtungen  gedeckt  erscheinen. 
Die  Schulden  des  Reiches  haben  vorzugs- 
weise Zwecken  des  Heeres  und  der  Manne 
gedient,  die  rechnerisch  als  konsumtiv,  in 
ihrer  endgiltigen  Bedeutung  alier  allerdings 
auch  als  produktiv  anzusprechen  sind. 

Die  Reichsausgabo  n.  Nach  der 
Trennung  der  öffentlichen  Aufgaben  zwischen 
dem  Reiche  und  den  Einzelstaaten  sind  es 
überwiegend  die  Zwecke  der  Wahrung  der 
nationalen  Unabhängigkeit,  welche  Veraus- 
gabung von  Reichsmitteln  (für  Heer  mul 
Mariue)  verursachen.  Wird  von  den  Aus- 
gaben der  Betriebsverwaltungen  abgesehen, 
so  treten  an  Bedeutung  gegen  die  Ausgaben 
für  Heer  und  Flotte  alle  anderen  Special- 
verausgabungen weit  zurück.  Filter  diesen 
standen  ursprünglich  jene  für  den  fried- 
lichen Verkehr  nach  aussen  (Auswärtiges 
Amt)  an  erster  Stelle.  In  neuerer  Zeit 
macht  sich  namentlich  infolge  dos  Reichs- 
zuschusses zur  Invalidenversicherung  auch 
die  Förderung  innerer  Kultur-  um!  Sozial- 
aufgaben von  Reichs  wegeu  stärker  Ixunerk- 
lich .  obwohl  solche  im  allgemeinen  mehr 
Sache  der  Einzelstaaten  ist.  Zieht  man  die 
B ru 1 1 oausgabeu  der  Betriebsverwaltungen 
in  Betracht,  so  stellen  diese  (Post  und 
Telegraphic,  Reiehsdriickerei ,  Reichseisen- 
bahnen) den  nächst  den  Verausgabungen  für 
das  Heer  bedeutendsten  Posten  dar.  Rech- 
tumgsinässig  ist  auch  der  Ausgabepesten  des 
Reil  Iis  für  Ueberwoisungen  an  die  Bundes- 
staaten sehr  liedeutond ;  doch  stellt  diesen  der 
annähernd  gleichgc wicht  ige  Einnahmebetrag 
des  Reichs  an  Matrikularbeitragen  gegenüber. 

Die  R  e  i  c  h  s  e  i  n  n  a  h  m  e  n.  Das  Schwer- 
gewicht der  Reichseinnahmen  liegt  in  den 
indirekten  Steuern  (Zölle  und  Verbrauchs- 
stenern): da  jedoch  ein  erheblicher  Bruch- 
teil des  Ertrags  dieser  Steuern  dein  Reich 
nur  auf  dem  Umwege  der  Ueberweisungen 
und  MatrikularU'iträge  zugeführt  wird,  er- 
scheinen auch  die  letzteren  noch  mit  an- 
sehnlichen Posten.  Die  Einnahmen  aus  Er- 
werbsunternehmungen  stehen  an  Bedeutung 
erheblich  zurück.  Direkte  Steuern  hat  das 
Reich  nicht  unter  seinen  Einnahmequellen. 

III.  Wesen  nnd  Umfang  der  Finanz- 
verwaltnngsthätigkeit  des  Reichs. 

Die  wirtschaftliche  Sorge  für  das  Ver- 
mögen und  den  Haushalt  des  Reichs  tritt 
teils  in  selbständiger  Verwaltnngsthätigkeit, 
teils  in  verschieden  gearteter  Verbindung  mit 
anderweitiger  Vcrwaltuugsthätigkoit  hervor. 
Man  kann  hiernach  unterceheiden :  1.  eine 
primäre  Finanzverwaltungsthätigkeit.  2.  eine 
sekundäre  Finanzverwaltungsthätigkeit,  H. 
Mischgebiote  von  Fiuanzverwaltnngs-  und 
sonstiger  Verwaltungsthätigkeit. 

P  r  i  in  ä  r  o     F  i  n  a  n  z  v  e  r  w  a  1 1  u  u  g  s  - 
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thätigkeit  liegt  da  vor,  wo  die  ganze 
Aktion  der  Verwaltung  ausschliesslich  oder 
doch  (Iberwiegend  einen  finanziellen  Zweck, 
d.  h.  Fürsorge  für  das  Reichsvermögen  oder 
Beschaffung  von  Reichseinkommen,  bezweckt. 
Eino  solche  primäre  Finanzverwaltungs- 
ttiätigkeit  tritt  insbesondere  hervor:  a)  bei 
der  Beschaffung  der  ausschliesslich  zu  finan- 
zieller» Zwecken  bestehenden  Zwangsver- 
einnahmungen .  insbesondere  der  Reiehs- 
steuern,  b)  bei  der  Schuldenverwaltung,  c) 
bei  der  Verwaltung  des  zinstragenden  Aktiv- 
vermögens, d)  bei  der  Entwerfung  der 
periodischen  Wirtschaftspläne  und  der 
Kontrolle  ihrer  Innehaltung. 

Sekundäre  Finanz  v  er  waltungs- 
thatigkeit  liegt  da  vor,  wo  in  erster 
Linie  eine  bestimmte  andere  Verwaltungs- 
thütigkeit  in  entscheidender  Weise  als  Selbst- 
zweck gegeben  ist,  wo  aber  gleichwohl  in 
sekundärer  Weise  an  die  Aktion  der  Ver- 
waltung ein  finanzielles  Moment  sich  an- 
pchliesst.  Dabei  handelt  es  sich  nicht  tun 
die  allgemeine  Kontrollo  der  Verausgabungs- 
thätigkeit  der  Eiuzelverwaltungen,  die  über- 
all Platz  greift  und  die  als  primäre  Finanz- 
verwaltungsaufgabe schon  oben  erledigt  ist, 
sondern  um  das  finanzielle  Interesse,  welches 
sich  an  die  Voreinnnhinungon  l»ei  einzelnen 
Verwaltungszweigen  knüpft.  Diese  können 
finanzpolitisch  und  finanztechniseh  zu  einer 
liesonueren  organischen  Ausgliederung  ge- 
langen, wie  dies  bei  dem  Gebühren wesen 
der  Fall  ist,  oder  sie  können  als  bloss  ge- 
legentliche und  zufällige  —  ihrerseits  all- 
gemein normierte  oder  einer  solchen  Norm 
entehrende  —  laufende  Vcrwaltungsein- 
nahmen  in  den  einzelnen  Zweigen  der  Reichs- 
verwaltung sieh  ergeben. 

Bei  diesen  Yeroinnahruuugen  ist  für  un- 
mittelbare Aktion  der  Finanzverwaltung  wenig 
Raum ;  sie  ist  auf  die  allgemeine  kontrol- 
lierende Mitwirkung  beschränkt,  welche  ihr 
gegenüber  dem  gesamten  Vereinnahmungs- 
tind  Verausgabung« wesen  zusteht.  Auch  bei 
Bestimmung  der  Normen  für  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Vercinnah mutigen  pfle- 
gen die  finanziellen  Erwägungen  an  letzter 
Stelle  zu  stellen. 

Mischgebiete  finanzieller  und 
anderweitiger  R  e  i  c  h  s  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g 
sind  alle  Verwaltungen  von  Erwerbsanstalten, 
unter  diesen  an  Bedeutung  insbesondere 
hervorragend  die  Verwaltung  des  l'ost-  und 
Telegrapiienwesens  und  der  Reiohseisen- 
bahnen  in  Elsass-Lothringen.  Hier  handelt 
es  sich  nicht  um  Verwaltungsthätigkeit  bei 
welcher  der  finanzielle  Zweck  nur  ein  sekun- 
därer ist:  dieser  erscheint  vielmehr  neben 
den  eigenartigen  besonderen  Verwaltungs- 
zwecken als  koordiniert.  Die  Rücksicht- 
nahme auf  die  finanziellen  Ergebnisse  tritt 
hW  als  mitentscheidend  neben  den  übrigen 


Verwaltungszwecken  in  den  Vordergrund. 
Die  Technik  der  konkreten  Verwaltungs- 
thätigkeit  liegt  an  sich  ausserhalb  des  Ge- 
bietes der  Finanzverwaltung;  aber  solche 
Verwaltungen  übernehmen,  indem  sie  tech- 
nisch in  Funktion  treten,  zugleich  Pflichten 
der  Finanzverwaltungsthätigkeit.  Neben  den 
allgemeinen  Organen  der  Reiehsfinanzver- 
waltung  bestehen  hiernach  bedeutungsvolle 
besondere  technische  Organe,  welche  finanz- 
verwaltend mitthätig  sind.  Bei  Bemessung 
der  finanziellen  Seite  dieser  technischen 
Verwaltungen  steht  den  Organen  der  allge- 
meinen Reichsfinanzverwaltung  das  Recht 
und  die  Pflicht,  massgebender  Meinungs- 
äusserung uud  Beratung  zu. 

IV.  Die  einzelnen  Gebiete  der  Reich.«- 


Im  allgemeinen  sind  Vermögen,  Schulden. 
Einuahmen  uud  Ausgaben  als  Elemente  der 
Reichsfinanzen  bereits  hervorgehoben.  Die 
Fürsorge  für  die  Einnahmen  spaltet  sich 
aber  in  eine  grundlegende,  die  Finanz« jiiellen 
erschliessende,  und  in  eine  fortlaufende, 
während  bei  den  Verausgabungen  die  grund- 
legenden Normen  an  sich  nicht  auf  dem 
Gebiete  der  Finanzverwaltung,  sondern  der 
sonstigen  Verwaltungspolitik  liegen,  soweit 
es  sich  nicht  um  Normen  der  Veraus- 
gabungen zum  Zweck  der  Einnahmcbe- 
sehaffung  handelt,  welche  allerdings  finan- 
ziellen Grundcharakters  sind,  aber  eben  des- 
halb unter  der  Finanzvcrwaltungsaiifgabc  der 
Erschliessung  der  Finanz«juelleti  mitbegriffen 
werden.  -  Hiernach  ergeben  sich  als  kon- 
krete Objekte  der  Reichsfinanzverwaltung; 
das  Vermögen,  die  Schulden,  die  Haus- 
haltung in  der  Fürsorge  einerseits  für  Er- 
schliessung und  Nutzung  der  Finanzipiellen 
und  andererseits  in  der  Fürsorge  für  deren 
Führung  während  bestimmt  abgegrenzter 
Perioden. 

1.  Reichsverniögen.  Das  Reiehsver- 
tnögen  zerfällt,  wie  das  Vermögen  über- 
haupt, in  Genussvermögen,  in  Pro- 
dukt i  v  v  e  r  m  ö  gen.  auch  Ve  r  w  a  1 1  u  n  g  s  - 
vermögen  bezw.  Finanz  vermögen  ge- 
nannt, und  in  Vermögen  gemischter 
Natur.  Der  Gesamtbestand  an  Gütern  un- 
beweglicher und  beweglicher  Art.  welche 
zur  unmittelbaren  Nutzung  für  Reichszwecke 
zur  Verfügung  sind,  bildet  das  Genussver- 
mögeu,  während  das  Produktivvermögen 
jene  Wertobjekte  umfasst.  deren  Nutzung 
nicht  als  solche,  sondern  mittelst  Umsetzung 
in  einen  für  die  Wirtschaftszwecke  verfüg- 
baren Geldbetrag  die  Reichsbedürfnisse  be- 
friedigt. Einzelne  Bestandteile  des  Reichs- 
vermögens kommen  gleichzeitig  nach'  beiden 
Richtungen  in  Betracht,  produktives  Ge- 
nii  ss  vermögen.  Dieses  gilt  insbesondere 
von  den  grossen  allgemeinen  Verkehrsan- 
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stalten  der  Post  um)  Telcgrapbie  Es  würde 
auch  von  den  Reichseisenbahnen  gelten, 
wenn  sie  ^tatsächlich  eine  allgemeine  nnd 
nicht  bloss  eine  embryonale  Institution  dieses 
Namens  in  den  Reichslanden  wären.  Als 
Staatsbahnen  von  Elsass-Lothringen  im  Ver- 
mögonsbesitze  und  in  der  Leitung  des 
Reichs,  wie  die  Reichseisenbahnen  sieh 
t  hat  Niehl  ich  darstellen,  bilden  sie  keine 
speetfiache  Keichsbedürfatsbefriedigung,  so 
wenig  als  die  j>reussisehen  oder  bayerischen 
Staatsbahnen.  Sie  sind  deshalb  der  Kate- 
gorie des  Reichs-,  Produktiv-  oder  Finanz- 
vermogens  zuzuweisen. 

Die  einzelnen  Objekte  des  Reichsver- 
mngens  sind  bei  Anseinanderhaltung  der 
\oi1m  zeichneten  Kategorieen  folgende : 

a)  G  e u  u s s v c r tu ö gen  (V er  w a  1 1 u u g  i - 
verniöKen.i  «)  Der  Gesamtbestand  an 
1  n  v  e  n  t  a  r  s  t  ü  e  k  e  u  ti  n  <1  Vorräten  mit  Ein- 
schlags der  zur  Verwendung  bereit  gehaltenen 
Geld  bestünde  bei  den  einzelnen  Reiehs- 
verwalt  ungszweigen  bildet  das  nach  den 
einzelnen  Verwaltung)»» eigen  sieh  gliedernde 
Genussvermögen  des  Reich*  Eine  zusammen- 
fassende Ermitteluug  des  Wertes  dieses  Ver- 
mögensbestandes aller  einzelneu  Rejehsverwnl- 
tnngszweige  findet  nicht  statt.  In  den  Be- 
merkungen zum  Reichshaushalt.-etat  finden  sieb 
gelegentliche  Notizen:  so  wird  z.  Ii.  in  den  Er- 
läuterungen zum  Marineetat  für  1  iM M >  gelegent- 
lich der  Bestimmung  der  aus  dein  Ordinariutu 
zu  deckenden  l/uotc  der  Schiffsbauten  der  „Wert 
der  Flotte"  „zur  Zeit"  auf  40ti  Millionen  Mark 
angegeben,  linden  betreffenden  Erläuterungen 
zum  Marineetat  für  HNO  i*t  der  ..Schiffsbauwert 
der  Flotte"  mit  4'.Mi  Millionen  Mark  vorgetragen). 

ff)  Der  Reichskriegsschatz.  Eine 
finanziell  bedeutsame  Besonderheit  de«  der  pro- 
duktiven Verwertung  entzogenen  Reichsver- 
waltuni;svernn"i^en>  bildet  der  R  eiehs  k  riegs- 
schatz.  Derselbe  besteht  aus  einem  der  fruit- 
Zöschen  Kriegsentschädigung  entnommenen  Be- 
trage von  120  Millionen  Mark  in  „gemünztem 
Uelde",  über  welchen  nur  zu  Ausgaben  für 
Zwecke  der  Mobilmachung  verfügt  werden  darf 
l!.(i.  vom  11.  November  1871 1.  Er  ist  ge- 
mäss  der  V.  v.  22.  .lutmar  1ST4  in  dem  Julius- 
turni  der  (  itadelle  zu  Spandau  verwahrlicb 
niedergelegt.  Die  Verwaltung  stellt  unter  der 
Kontrolle  der  Rciclisschuldciikomuiission,  welche 
dem  Bundesrate  und  dem  Reichstage  bei  deren 
regelmässigem  jährlichen  Zusammentritt.  Bericht 
ZU  erstatten  hat.  Diese  Berichte  konstatieren 
die  Vornahme  der  jährlichen  Revision  und  In- 
ventur des  Schatzes,  und  dadurch  das  Vor- 
handensein der  Bestände  des  Reit  hskriegs- 
schatzes  von  120  Millionen  Mark  „in  Reichsgold- 
münzen".  (Ziff.  III  des  Berichtes  der  Reichs- 
schuldeukomniiHsioti ;  jüngster  Bericht  v.  11. 
Mai  V.m.  Drucks,  des  Reichstags,  10.  Legis- 
laturperiode, I,  Session  lHtlS  15100.    Nr.  «74. 

y)  Die  Betriebsfunds.  Auch  die  all- 
g  e  m  e  i  n  e  ii  B  e  t  r  i  e  h  s  f  o  n  d  s  der  Reichsver- 
waltung, sowohl  jene  der  Reichshauptkasse  als 
verschiedener  Specialverwaltnngeu  gehören,  in- 
soweit sie  nicht  gelegentlich  verzinslich  ange- 
legt werden,  was  bei  den  Reichsbetriebsfonds 


regelmässig  nicht  der  Fall  ist.  zu  dem  Geuuss- 
oder  Verwaltuugsvermögen  des  Reichs.  Die 
fraglichen  Fonds  bilden  sogeuannte  „eiserne 
Bestände" ;  sie  sind  durch  Ktatsgesetz  für  1K72 
begründet  und  weiterhin  nach  Massgabe  des 
Bedürfnisses  erhöht  worden.  Nach  dein  Vor- 
trage in  den  Erläuterungen  zum  Etatseut würfe 
für  lyül  betragen  dieselben  im  ganzen 
50011 K31  Mark,  davon  sind  vorhanden:  1)  bei 
der  Reichshaujitkasse  43 310  531  Mark:  2)  bei 
der  Legationskasse  750001t  Mark :  3>  bei  der 
Verwaltung  des  Reichsheeres  3< II  10t)  Mark;  i/ 
bei  der  Reichspust-  und  Telegraphenverwaltung 
5250000  Mark:  5i  bei  der  Reichsdruckerei 
400000  Mark.  Eine  vorübergehende  Verstär- 
kung der  Betriebsfonds  der  Reichshauptkasse 
wird  durch  Ausgabe  von  Schatzanweisnngen 
bewirkt:  eine  solche  ist  nach  dem  Etatsiresetz 
für  liKXJ  bis  zu  175  Millionen  Mark  zulässig 
und  iu  gleicher  Höhe  im  Etatsentwnrf  für  1901 
in  Au>sicht  genommen.  Die  Betriebsmittel  des 
Reichs  sind  nach  der  l'eberzeugung  der  Reich— 
tinanzverwaltung  nicht  ausreichend.  Verschie- 
dene Vorschläge,  insbesondere  iu  Gestalt  eines 
eigentlichen  Betriebsmittelgesefzes  nnd  iu  Form 
einer  Znsatzbestimmutig  zu  den  jüngsteu  Ver- 
sicberuntrsgesetznovellen  führten  nicht  zum  Ziel. 
Erst  durch  die  Bestimmung  der  Novelle  zum 
Gesetz  über  die  Reichsstempelabgaben  vom  14. 
Juni  1900,  wonach  diejenigen  Mehrerträge, 
welche  die  Erhöhung  gewisser  Stempelsätze  im 
Laufe  des  Jahres  dein  Reichshausbalt  bringen 
wird,  in  Form  einer  Erhöhung  der  Betriebs- 
Kapitalien  derReichshauptkasse  zu  gute  kommen, 
ist  eine  —  allerdings  massige,  vom  Schatz- 
sekretär auf  15  Millionen  Mark  veranschlagte 
—  Verstärkung  des  Betriebsfonds  bewirkt. 
(Reich-tairssitznng  vom  10.  Dezember  l'.foü, 
Stenogr.  Bericht  S.  3513  u.  394). 

b)  Produktiv  v  er  mögen  Fiuanz- 
vermögeuj.  «)  Die  R e ich seisen ba  h  u e  n 
in  Elsass-Lothringen.  Den  Grundstock 
derselben  bilden  die  in  Elsass-Lothringen  ge- 
legenen, früher  der  französi«eher  Gstlmhn  ge- 
hörigen Linien,  welche  durch  den  Znsatzartikel 
1  zum  Frankfurter  Frieden  vom  10.  Mai  1S71 
von  der  deutschen  Regierung  für  den  Preis  von 
325  Millionen  Francs  > 2< H i  Millionen  Mark',  die 
auf  die  französische  Kriegsentschädigung  in  Ab- 
zug gebracht  wurden,  erworben  worden  sind. 
Im  Laufe  der  Zeit  sind  bis  zum  Schlüsse  des 
Etatsjahres  I85W1  von  Seiten  des  Reichs  weiter 
rund  S16  Millionen  Mark  auf  die  Reich-ei-en- 
hahnen  verwendet  worden.  Der  Gesamtaufwand 
des  Reichs  für  dieselben  beträgt  hiernach  576 
Millionen,  bezw.  nach  Abzug  von  Erstattungen 
und  Verkaufserlösen  571  Millionen  Mark.  Da- 
zu treten  30  Millionen  an  Baukosten,  welche 
aus  Landcsmittcln  von  Elsass-Lothringen,  von 
Gemeinden,  Privatpersonen  gezahlt  bezw.  aus 
Betriebsmitteln  bestritten  wurden.  Der  Ge- 
samtaufwand für  die  Reichseisenbahnen  beträgt 
hiernach  fi04  Millionen  Mark.  Wird  hiervon 
jener  Betrag  abgesetzt,  um  welchen  der  Kauf- 
preis für  die  im  Jahre  1871  und  später  erwor- 
benen Eisenbahnen  deren  Herstellungskosten 
übersteigt  irund  !I4  Millionen i,  so  ergiebt  .-ich 
als  sogenanntes  ermässigtes  Anlagekapital  ein 
Betrag  von  5lo  Millionen  Mark  (Denkschrift 
zum  Etat  für  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen 
auf  das  Rechnungsjahr  15*10.    In  der  Denk- 
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scbrift  TAixa  Etat  für  1901  ist  diese  Berechnung 
nicht  enthalten  i.     Ausser   dem   Betriebe  der 
Reichseisenbnhnen  in  Elsass-Lothriugeii  hat  das  , 
Reich  auch  den  Betrieh  der  Wilhelm-Lnxein-  j 
burgbahnen    im   Grossherzogtnm  Luxemburg 
übernommen;        Frankfurter  Friedensvertrag  I 
bezw  R.G.  v.  15.  Juli  1872:  Vertrag  zwischen  ! 
Deutschland  und  Luxemburg  vom  11 .  Juni  1872. 

Die  werbenden  8  pe  ci  al  f  on  d  s. 
Im  Gegensatz  zu  den  allgemeinen  Betriebsfonds 
handelt  es  sich  hier  um  einzelne  ausgeschiedene 
Fonds  werbender  Natur,  deren  Ertrag-  und  Sub- 
stanz entweder  vollständig  oder  unter  Kon- 
kurrenz der  allgemeinen  Reichszwecke  für 
Sonderzwecke  zu  verwenden  ist.  Diese  Special- 
fonds wnrden  aus  der  französischen  Kriegs- 
kostenentschädigung mit  der  Absicht  entnommen, 
einerseits  Rauten  grösseren  L'mfantres,  anderer- 
seits gewisse  zeitlich  begrenzte  laufende  Ver- 
pflichtungen finanziell  sicher  zu  stellen.  Es 
sind  also  Fonds  nicht  von  grundsätzlich  stän- 
diger, solidem  uur  von  zeitweiliger  Dauer.  Im 
einzelnen  kommen  als  solche  mit  gesonderter 
Verwaltung  abgezweigte  Fonds  in  Betracht: 

1.  der  Rchhsinvalident'onds. 

2.  der  Reichsfestungsbaufonds, 

3.  der  Reichscisenbahnbaufomls, 

4.  der  Reicbstagsgebäudefonds. 
Ausserdem  ist  der  französischen  Kriegs- 

kosteiieutsehädiguug  ein  besonderer  elsass- 
1  o  t  h  ri  n  g  i  s  c  h  e  r  F  c  s  t  u  n  g  s  Ii  a  u  f  o  u  d  s ,  ohne 
Einrichtung  einer  besonderen  Verwaltung,  ent- 
nommen (G.  v.  8.  Juli  1872:  durch  Ci.  v.  9. 
Februar  1875  auf  128912850  Mark  erhöht, 
ausserdem  17  Millionen  Mark,  welche  die  Stadt 
Strasburg  für  ihr  zugefallene  Grundstücke  zu 
entrichten  hat). 

Von  den  vier  vorgenannten  Specialfonds 
haben  zwei,  der  Festnngshaufouds  und  der 
Eisenbahnbaufonds  durch  Aufbrauch  der  Mittel 
seit  längerer  Zeit  ihre  Anflösuug  gefunden. 
Der  F  e  s  t  u  n  g s b a  u  f  o n  d  s  war  durch  (i.  v.  30. 
Mai  187.1  eingerichtet  und  betrug  1511  Millionen 
Mark:  die  Zinsen  waren  im  Ktat  unter  den 
Reichseinnahmen  zu  verrechnen.  Der  Eisen- 
bahnbaufonds  war  durch  Ci.  v.  18.  Juni 
1873  im  Betrag  von  11(5.4  Millionen  Mark  ein- 
gerichtet worden,  und  die  Ziusen  waren 
gleichfalls  in  den   Reiebshaushaltsetat  nufzu- 


Als  eiuziger  für  die  Reichslinanzen  heute 
noch  bedeutsamer  werbender  Spezialfonds  kommt 
der  Reichsinvalidenfonds  in  Betracht 

Der  R  e  i  e  h  s  i  n  v  a  1  i  d  e  n  f  o  n  d  s  ist  durch  j 
Ci  v.  23.  Mai  1873  mit  561  Millionen  Mark  ur- 1 
sprunglich  zu  dem  Zwecke  begründet,  um  die 
Bestreitung  der  durch  den  Krieg  von  1870  71 
veranlassten  Pensionen  sicherzustellen.    Da  der ' 
Fonds   sich    als    reichlich    gegriffen  erwies, 
wurden  deniseilten  ausser  den  Pensionen  für 
ehemalige   französische  Militärpersonen  durch 
spatere  Gesetze  auch  noch  anderweitige  Pensi- 
onen und  Unterstützungen  zur  Last  gelegt. 
(Invalidenpensiouen  etc.  infolge  der  Kriege  vor , 
1870:  G.  v.  11.  Mai  1877.  17.  Juni  1M7H  uud 
14.  Januar  1894;  Ehrenzulage  an  die  Inhaber 
des  Eisernen  Kreuzes:  G.  v.  2.  Juni  1878;  Zu- 
schüsse zum  Dispositionsfonds  des  Kaisers  zu 
Gnadenbewilligungen   aller   Art:  Peusionszu- 
stbüsse  und  Unterstützungen :  Ci.  v.  30.  März 
1879,  22.  Mai  1895,  1.  Juli  1899,  letzteres  zur 


Gewährung  von  Zuschüssen  zu  den  gesetzlichen 
Beträgen  au  bedürftige  Witwen  und  Kinder  der 
im  Kriege  gefallenen  oder  infolge  des  Krieges 
gestorbenen  Militürpersonen  bis  zur  Ilöhe  von 
0000OO  Mark).  Die  Belastung  des  Invaliden- 
fonds  durch  diese  verschiedenen  neuen  Verpflich- 
tungen erweist  sich  nls  so  erheblieh,  dass  der- 
selbe sich  nunmehr  —  wie  unten  dargelegt 
werden  wird  —  zur  Deckung  dieser  sämtlichen 
Verpflichtungen  als  wahrscheinlich  unzureichend 
herausstellt,  Während  im  übrigen  nach  der 
Auffassung  der  deutsehen  Finanzpolitik  die 
Zahlung  von  Pensionen  ihrem  Wesen  nach  der 
Zahlung  der  Aktivitiitsgehälter  gleich  erachtet 
und  einfach  als  Bestandteil  der  laufenden 
ordentlichen  Ausgaben  angesehen  wird,  liegt 
hier  ein  Specialfäll  der  besonderen  Kapital- 
deckung gewisser  Peusionsverpflichtungen  im 
Sinne  einer  anderen,  insbesondere  bei  roma- 
nischen Nationen  sich  geltend  machenden  Auf- 
fassung vor,  welche  die  Pensionen  als  Bestand- 
teil der  Staatsschuld  von  den  Gehaltszahlungen 
als  den  Äquivalenten  für  Dienstleistung  scharf 
scheidet.  Unbeschadet  der  besonderen  Kapital- 
decknng  der  dem  Invalidenfonds  überwiesenen 
Pensionen  ist  der  Zusammenhang  mit  dem 
laufenden  Staatshaushalte  dadurch  aufrecht  er- 
halten, dass  die  aus  diesem  Speciulfonds  be- 
stritteneu Aufwendungen  dnreh  den  Reiebs- 
haushaltsetat als  durchlaufende  Posten  gefühlt 
werden. 

Die  Verwaltung  des  Invalidenfonds  lindet 
durch  eine  besondere  Behörde  unter  fortlaufen- 
der Aufsicht  der  Reiclisschuldenkommissiou 
statt. 

Am  31.  März  1898  betrugen  die  vorhan- 
denen Bestände  des  Komis  an  Wertpapieren 
und  Barwerten  412115253  Mark  Nennwert  , 
darunter  1 105003  Mark  bar,  am  30.  März  1*99 
von  Wertpapieren  393  235  8«  X)  Mark  und 
2917225  Gulden  süddeutscher  Währung,  am  30. 
März  1W00  an  Wertpapieren  383  459  675  Mark 
und  2  845  475  Gulden  s.  W.,  an  bar  als  Gut- 
haben bei  der  Reichshauptkasse  und  Bankinsti- 
tuten 2  070  904  Mark  i  Berichte  der  Reichsschul- 
denkoinmission  v.  30.  April  1899  und  11.  Mai 
1900  Ziff.  II  und  Beil.  V  bezw.  III).  Die  von 
der  Verwaltung  aufgestellte  Bilanz  ergab,  dass 
von  den  ursprünglich  ausgeworfenen  5t»  1  Milli- 
onen Mark  bis  30.  Juni  1891  rund  98  Millionen 
an  Kapitalsiihsfanz  entnommen  waren,  so  dass 
damals  noch  ein  Aktivbestand  von  463  Millionen 
Mark  verblieb.  Die  diesem  Kapitalliestandc  gegen- 
überstehenden Verbindlichkeiten  sind  bei  Zu- 
grundelegung einer  4  prozentigen  Kapitalver- 
zinsung für  den  30.  Juni  1891  auf  eiuen  Kapi- 
talbetrag von  346  Millionen  Mark  berechnet 
worden.  Es  ergab  sich  also  damals  noch  ein 
Keberschnss  der  Aktiva  von  117  Millionen  Mark, 
nach  der  Bilanz  von  1897  war  derselbe  auf  69 
Millionen  gesunken,  und  die  Bilanz  von  1900 
wird  —  wie  der  Schatzsekretär  in  »1er  Reichs- 
tagssitzung  vom  20.  November  1900  mitgeteilt 
hat  —  einen  Fehlbetrag  von  17  Millionen  Mark 
aufwiesen.  Nach  dem  Ktat  für  19(K)  werden 
von  dem  Gesamtbedarf  für  die  obengenannten 
Zwecke  zu  30070  270  Mark  aus  den  Zinsen  des 
Reichsinvalidenfonds  13630000  Mark,  aus  Kapi- 
talznschuss  16446  276  Mark  gedeckt.  (Nach 
dem  Etatsentwurf  für  1901  ist  ein  Gesamtbe- 
darf von  29  329  689  Mark  in  Aussicht  genommen, 
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wovon  13  000  (XX)  Mark  aus  Zinnen  des  Fonds 
und  16  239(589  Mark  durch  Kapitalzuschuss  ge- 
deckt werden  sollen.) 

Der  Re  ichst  agsgebändef onds  war 
durch  G.  v.  8.  Juni  1873  mit  24  Millionen 
Mark  begründet :  durch  Zinsenzuwachs,  welcher 
durch  G.  v.  11.  Mai  1877  eine  principielle  Be- 
schränkung erfuhr,  war  er  erheblich  gestiegen. 
Die  Anfbrauchung  des  Fonds  ist  nahezu  erfolgt. 
In  den  Etatjahren  1882«  bis  18U7H8  sind 
demselben  303U39Ö3  Mark  entnommen  :  am  30 
März  liKX)  betrug  der  Bestand  des  Fonds  an 
Schuldverschreibungen  und  Barwerten  noch 
t Bericht  der  Reichsschuldenkomroission  v.  II. 
Mai  1900.    Beil.  IV)  432 Ö29  Mark. 

c)  Vermögen  gemischter  Natur- 
Ais  Vermögen  gemischter  Natur  erscheiut  das 
Nutz-  und  Produktivverinögeu  des  Reichs, 
welches  in  gewerblichen  und  Verkehrsunter- 
iiehmungen  festgelegt  ist,  die  nicht  bloss  dem 
Zwecke  der  Einnahmeheschaftniig  dienen, 
sondern  vor  allein  unmittelbare  Reichszwecke 
zu  erfüllen  bestimmt  sind. 

Hier  kommen  diese  Unternehmungen  des 
Reichs  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  zu- 
gleich Träger  von  Reichsvermögen  sind.  In  die 
Einzelheiten  der  technischen  Verwaltung  dieser 
l'utemehmuneen  und  ihrer  finanziellen  Ergeb- 
nisse einzugehen,  ist  hier  nicht  beabsichtigt. 

a)  Post-  undTelegraphen  venu  ögen 
des  Reich  s.  Eine  amtliche  Znsaromen- 
stellung des  gesamten  in  der  Verwaltung  der 
Rciehspost  und  Telegraphie  betindlichen  Immo- 
biliar-  und  Mobiliarvermögens  liegt  nicht  vor. 
Von  dein  ansehnlichen  Betrage  insbesondere  des 
Immobiliarvermögens  giebt  der  in  dem  Etat  der 
Reichspost-  und  Telegraphen  Verwaltung  von 
Jahr  zu  Jahr  enthaltene  Betrag  der  Aufwen- 
dungen für  Bauten,  im  Zusammenhange  mit 
den  dort  gegebenen  Nachweisen  über  verkaufte 
Grundstücke  um!  Gebäulicbkeiten  einige  Vor- 
stellung. Eine  vollständige  Veranschlagung 
des  Post-  und  Telegraphen  Vermögens  des  Reichs 
wäre  im  Interesse  einer  genaueren  Bestimmung 
der  Post-  und  Tclegraphenrentc  erwünscht. 
Eine  wichtige  gesetzliche  Grundlage  für  die 
ursprüngliche  Knndiernng  des  Keichs|s>st-  und 
Telegraphenvermögens  war  durch  da*  G.  v.  25. 
Mai  1873  über  die  Rechtsverhältnisse  di  r  zum 
dienstlichen  Gebrauche  einer  Reichsvcrwaltung 
bestimmten  Gegenstünde  geschaffen  worden : 
durch  dieses  Gesetz  erhielt  das  Reich  das 
Eigentum  an  dem  gesamten  Post-  und  Tele- 
grapheninventar  der  Bundesstaaten,  mit  Aus- 
nahme von  Bayern  und  Württemberg,  da  diese 
■las  Post-  und  Telegraphenwcseii  selbständig 
für  eigene  Rechnung  verwalten. 

pi  Da*  Vermögen  der  Reichs- 
druckerei. Von  diesem  durch  die  GG.  v. 
23.  Mai  1874  und  K>.  Mai  187!»  begründeten 
Erwerbsunternehmen  des  Reiches  gelangen 
durch  die  Etats  und  Rechnungen  nur  die  Be- 
wegungen im  Vermögensbestände,  nicht  aber 
dieser  selbst  zum  Nachweise.  Pas  ursprüng- 
liche Kapital  zum  Erwerbe  von  zwei  I  »rucke- 
reien hatte  sich  auf  11',  Millionen  Mark  be- 
laufen. 

;■)  Das  Vermögen  der  Reichsbank  ge- 
hört nicht  zum  Reichs  vermögen.  Die  Reichs- 
bank ist  eine  von  dem  Fiskus  des  Reichs  ver- 
schiedene, ihm  gegenüber  selbständige  juristische 


Person  privatrechtlicheu  Charakters.  I»er 
Reichsfiskus  ist  Mitglied  dieser  juristischen 
Person,  ist  zur  Vertretung  und  Geschäfts- 
führung für  diese  juristische  Person  befugt  und 
hat  einen  wiederholt  —  zuletzt  durch  G  v.  7 
Juni  1899  gesteigerten  Anteil  au  dem  Rein- 
gewinn derselben.     Hiernach   stellt  sich  die 

I  Reichsbank  als  ein  Zwittergebilde  einer  voll- 

!  ständigen  Staatsbank  und  eiuer  reinen  Privat- 
bank dar.    Die  Eiuuahmeu,  welche  dem  Reiche 

!  aus  dem  Gewinne  der  Reichsbauk  zutiiessen. 
haben  eine  gemischte  Natur,  da  das  Reich  nicht 

.  nur  privatrechtlich  als  Mitglied  der  Bank  er- 
scheint, sondern  derselben  auch  öffentlicbrecht- 
lich  als  Inhaber  der  Bankhoheif  gegenübersteht. 

[  Bei  der  innigen  Verschmelzung  der  Bankleirung 
mit  der  Reichsverwaltung  darf  man  die  frag- 

1  liehe  Einnahme  als  eine  mit  Einnahmen  aus 
förmlichen  Reichserwerbsanstalteu  nahe  ver- 
wandte bezeichnen. 

<M  Einen  gemischten  Charakter  ähnlicher 
Art  hat  auch  die  Reichseinnahine  aus  der 
Münzprägung,  wobei  noch  als  Besonderheit 
in  Betracht  kommt,  dass  die  Münzstätten  selbst 

:  Landesaustal teu  sind ,  welche  aus  der  tech- 
nischen  Besorgung  der   Prägung  einen  rein 

!  privat  wirtschaftlichen  Ertrag  für  die  Landes- 
kasse  ziehen,  während  der  „Gewinn1"  des  Reichs 
aus  der  Müuzpr&guug  überwiegend  Öffentlich- 
rechtlicher  Natur  ist.    Ein  specieller  Nachweis 

!  Uber  den  Vermögensbestand  der  Münzvcrwal- 

;  tung  (Prägemetall  etc.i  liegt  nicht  vor. 

2.  Keiehsschnlden.    Der  Bogriff  der 
Staatsschuld  im  besonderen  finanzrechtlichcn 
Sinne  ist  in  verschiedenen  Lindern  keines- 
wegs gleieh.  Ueboreiustimmting  besteht  nur 
insofern,  als  nirgends  die  Gesamtheit  der 
tliatsächlielien  laufenden  Ver|ifliehtungen  des 
Fiskus  tinter  dem  l>esonderoii  Begriffe  der 
Staatsschuld  zusammengefasst  wird,  l'elier- 
all   finden  sich  solche  Verpflichtungen.  /.. 
.  B.  Zahlungsverpflichtungen   für  gelieferte 
|  Waren  oder  gewährte  Dienstleistungen,  die 
|  unter  den  engeren   Begriff  der  Staat  t- 
s  c  h  u  1  d    nicht    ein  Umzogen    und  zweck- 
mässig als   V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  s  c  h  u  I  d  e  u 
der  Staatsschuld  im  engeren  Sinuc  «der  der 
Fi  Ii  a  n  zsc  Ii  u  1  d   entgegengestellt  werden. 
Bei  anderen  Kateguriceu  der  Verpflichtungen 
j  U'steht  Verschiedenartigkeit  der  Auffassung, 
I  so  z.  B.  bei  den  Pensionen  und  bei  den  nn< 
j  hankartiger  Thlitigkeit  des  Staates  erwach- 
|  senden,  durch  Fonlerungsrechte  gedeckten 
Verpflichtungen,    z.    B.    beim  Dcpositen- 
weson. 

Für  die  Bestimmung  des  Begriffs  der 
j  deutscheu  Keichsschuld  sind  wesentlich  for- 
male öffentlichroht  liehe  Normen  massgebend. 
Die  entscheidende  Bestimmung  liegt  in  Art. 
73  der  Kciefisverfassung.  welcher  von  der 
Aufnahme  einer  Anleihe  sowie  der  l'eber- 
nahme  einer  »Garantie«:  zu  Lasten  des 
Reiches  spricht.  Hierdurch  ist  in  der  Haupt- 
sache der  SonderlMi-griff  der  Keichsschuld 
auf  die  zur  ausserordentlichen  Deckung  des 
Reichsbedarfs  durch  sj>ecielle  Kreditoperati- 
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onen  erborgen  Betrage  begründet.  Weiter 
kommt  das  G.  v.  «HO.  April  1K74  betreffend 
die  Ausgabe  von  Reionskassenscheinen  in 
Betracht.  Die  Reichskasseuseheine  sind 
zwar  hauptsächlich  «in  Stelle  des  älteren 
einzelstaatlichen  Staatspapiergeldes  getreten, 
tragen  jedoch  den  Charakter  des  Papier- 
geldes selbst  nicht,  sondern  erscheinen  als 
unverzinsliche  Schuldverschreibungen  des 
Reichs;  sie  fallen  domgemass  auch  in 
das  Geschäftsbereich  der  Reichsschuldenver- 
waltung. 

Di«  einzelneu  Gattungen  der  Schuldver- 
schreibungen des  Reiches,  welche  zusammen  die 
Reichsschuld  ausmachen,  sind 

1 .  die  Schuldverschreibungen  der 
auf  Grund  der  einzelnen  besonderen 
Anleihegesetze  aufgenommenen  ver- 
zinslichen H  e  i  c  h  s  a  n  1  e  i  h  e : 

2.  die  vorübergehend,  insbesondere  nach 
Massgabc  der  einzelnen  Elatsgesetze 
zur  Ausgabe  gelangenden  Sehatz- 
an  Weisungen: 

3)  die  R  e i c hskasse u  sc h ei n  e. 
Die  Anleihen  sind  unkündbar,  ohne  Ver- 
pflichtung zu  einer  bestimmten  Tilguugsqunte 
und  zu  verschiedenen  Zinssätzen  begeben.  Die 
Schuldverschreibungen  der  Reichsanlcihen  von 
1877  bis  18*4  waren  bis  Ende  September  1897 
zu  4  Prozent  verzinslich,  durch  G.  v.  8.  März 

1897  siud  sie  ab  1.  Oktober  18'.»7  auf  3% 
Prozent  herabgesetzt.  Die  späteren  Anleiben 
sind  teils  zu  3'  teils  zu  3  Prozent  begeben. 
—  Die  Bestimmung  des  Zinssatzes  der  Schatz- 
anweisungeu  bleibt  dem  Reichskanzler  Über- 
lassen. —  Die  ReichskassfiiHcheine  stellen  eine 
unverzinsliche  Anleihe  dar.  Die  oben  erwähn- 
ten Schuldverschreibungen  der  Reichsanleihen 
bilden  die  konsolidierte  Schuld  des 
Reiches,  die  Schatzaiiweisimgen  und  Reichs- 
kassensebeine  gehören  zur  schwebenden 
Schuld.  Dabei  ist  jedoch  zu  bemerken,  diiss 
diese  Unterscheidung  eine  iiftentliehrechtlich 
sanktionierte  liedeiitung  nicht  hat 

Die  grundlegenden  Bestimmungen  über  die 
Verwaltung  der  R  e  i  c  Ii  s  s  c  h  u  1  d  e  n  wareu 
bis  zu  der  durch  die  Rciehssch  n  ldcnord- 
nuug  vom  19.  März  19M)'i  erfolgten  zusammen- 
fassenden gesetzlichen  Regelung  in  den  (jG. 
v.  9.  November  18b7,  19.  Juni  1S<>8,  (i.  April 
1870,  12.  Mai  1873,  27.  Januar  1876  und  30.  ' 
März  1887  enthalten.  Das  Inkrafttreten  des! 
bürgerlichen  Gesetzbuches  und  das  G.  betreffend 
Aenderung  der  Civilprozessordnung  v.  17.  Mai  I 

1898  gab  An  las  s  zu  der  unter  Berücksichtigung  i 
der   massgebenden    Normen  des   bürgerlichen  j 
Rechts  in  der  Reichsschuldenordnung  durchge- 1 
führten    Kodifikation    der    geltenden   Bestim-  i 
mungen.    Die  Bestimmung  darüber,  zu  welcher 
Zeit,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  Betragen, 
zu  web  heni  Zinssatz  und  Kurs,  zu  welchen  kün- 
dignngsbedingungeii  die  Schuldverschreibungen 
der  verzinslichen   Anleihe   sowie  zu  welcher 
Zeit,  in  welchen  Beträgen,  zu  welchem  Zins- 
satz und  mit  welcher  Umlaufszeit  die  Schatz- 


')  Nebst  der  Begründung  des  bezüglichen 
Gesetzentwurfs  abgedruckt  in  G.  Schanz. 
Kinanzarchiv  XVII,  2  (19ÜU)  S.  423  u.  fl 


anweisungeu  ausgegeben  werden  »ollen,  steht 
dem  Reichskanzler  zu.  Die  Ausstellung  der 
Schuldverschreibungen  und  der  Schatzanwei- 
sungen erfolgt  durch  die  R  e  ich  sich  ulde  n- 
verwaltung.  Als  solche  verbleiht  bis  auf 
weiteres  die  preussische  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden.  Die  obere  Leitung  steht  dem 
Reichskanzler  zu,  soweit  dies  mit  der  der 
Reicbsscbuldenverwaltnng  beigelegten  Unab- 
hängigkeit vereinbar  ist  Die  Aufsicht  liegt 
der  Reichsschuldenkommission  ob. 
welche  aus  6  Mitgliedern  des  Bundesrats,  6 
Mitgliedern  des  Reichstags  und  dem  t'bef- 
prksidenten  der  preussischen  Ober- Rechnungs- 
kammer in  seiner  gleichen  Eigenscbaft  als 
Ohefpräsident  des  Rechnungshofs  des  Deutschen 
Reichs  besteht. 

Durch  G.  v.  31  April  1891  ist  ein  .Reicbs- 
sch nid  buch"  geschaffen  worden:  die  Schuld- 
verschreibungen der  sämtlichen  Reichsanleihen 
—  ohne  Unterschied  des  Zinssatzes  —  können 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes in  Bucbschulden  umgewandelt  werden. 
Der  Bestand  der  Reichsbucbscbuld  betrug  am 
31  März  1900  3l>4  508  000  Mark  in  41 15  (  outen, 
i  Bericht  der  Reichsschuldenkommission  v.  11. 
Mai  1900.    S.  4.i 

Die  Statistik  der  Reichsschulden  kommt 
unten  sub  V  zur  Darlegung. 

3.  Die  Reichnhanshaltang.  Ausser 
dein  Rcichsvermogen  und  den  Reichs- 
schuldeu  bildet  der  fortlaufende  Haushalt 
dos  Reichs  das  Objekt  der  Reichsfinanzver- 
waltung.  und  zwar  im  Sinne  einerseits  der 
Nutzung  und  Erschliessung  der 
Fi  na n z<j  ue  lle u  des  Reichs,  anderer- 
seits der  Festlegung  und  Verwirk- 
lichung der  Haushalt  ungsthätig- 
k  e  i  t  f  fl  r  ein  e  abgegrenzt  e  V  e  - 
riode. 

a)  Erschliessung  und  Nutzung 
der   Pinanzquollen   des   Reichs.  Der 

Rahmen  für  diese  grundlegende  Thätig- 
keit  der  Finanzverwaltung  ist  durch  die 
Reichsverfassung  gegeben.  Das  thatsiieh- 
liche  Mass  der  Renutzung  der  für  die  Reiehs- 
finanzen grundsätzlich  gangbaren  Wege  ist 
einerseits  durch  die  Vorgeschichte  des 
Deutschen  Reichs,  andererseits  durch  die 
Entwickelung  der  Finanz-  und  Steuergesetz- 
gebung seit  der  Gründung  de.s  Reichs  lie- 
dingt.  Die  besondere  Finanzverwaltungs- 
thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  ist  1.  die 
v  o  r  b  e  r  e i  t  e  n  d  e  Tliätigkeit  in  Ausarbeitung 
und  i>arlatncntarischer  Vertretung  von  Ge- 
setzvorlagen, die  man  kurzweg  als  die  Vor- 
waltungsthätigkeit  bei  der  Ge- 
setz g  e  b  u  n  g  »  a  r  b  e  i  t  t  »ezekhnen  kan  u : 
2.  die  vollziehende  Tliätigkeit  in  Gestalt 
der  Verwirklichung  der  auf  die  Einnahine- 
beschaffung  iM'zügliehen  Gesetze:  3.  die 
überwachende  Thiitigkeit,  insoweit  der 
Gesetzesvollzug  der  eigenen  Verwaltungs- 
th.'ltigkeit  der  Heichsfinauzorgane  entzogen 
ist  und  anderen  Organen  der  Reichsver- 
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waltung  oder  solchen  der  Laudosverwaltung 
anheimfallt. 

Leber  die  geschichtliche  Entwickclung  der 
Finanzquollon  des  Reiches  ist  in  Kürze  fol- 
gendes zu  bemerken : 

Durch  die  Erstreckung  '1er  Reichskonipe- 
tenz  auf  gewisse  mit  Erwerb  verbundene  Ver- 
waltungsthätigkeiten.  so  insbesondere  auf  das 
Post-  und  Telegraphen west' 11.  waren 
gewisse  Einnahmequellen  des  Reichs  an  sich, 
ohne  sjieriellc  tinanz|tolitisehe  Bemühung,  ge- 
geben. Was  die  Finanzuncllcn  im  engeren 
Sinuc,  d.  b.  die  nur  oder  doch  ganz  über- 
wiegend im  Interesse  der  Geld vcreinnnbmung 
bestehenden  Einrichtungen  anlangt,  so  hatte 
das  Reich  einen  zweifachen  Grundstock  an 
solchen  in  die  Wiege  gelegt  erhalten  :  einerseits 
als  Erbschaft  des  Zollvereins  die  Zollcinnnhmen 
und  gewisse  g  e  m  e  i  n  s  c h  a  f  t 1  i  c  h  e  Ver- 
brauchssteuern (Salz,  Tabak,  Zucker), 
welche  durch  die  Einbeziehung  der  Braunt- 
wein-  und  Bierliesteucrung  in  die  Rcichstinanz- 
ijuellen  schon  durch  die  Reiehsverfassung  eine 
grundlegende  Verstärkung  erfuhren;  anderer- 
seits als  Erbschaft  des  alten  deutschen  Bundes 
das  durch  die  Reiehsverfassung  —  anscheinend 
nur  zu  vorübergehender  Benutzung  —  beibe- 
haltene Institut  der  M  a  t  r  i  k  u  1  a  r  b  e  i  - 
t  l  äge. 

Die  Eierschalen  des  SocietÄtsverhältuisses. 
welches  im  alten  Zollvereine  und  deutscheu 
Buude  bestanden  hatte,  sind  noch  au  der  Aus- 
dnicksweise  der  Reithsverfassung  erkennbar, 
welche  nicht  von  Reithsausgaben,  solidem  von 
„gemeinschaftlichen"  Ausgaben  spricht  und  in 
demselben  Artikel  (70)  die  einzuführenden 
„Reichssteiiern"  als  eineu  gewissermasseu  neuen 
Begriff  den  „gemeinschaftlichen  Verbrauchs- 
steuern'* gegenüberstellt.  Man  thut  gut,  dieser 
Form  des  Ausdrucks,  welche  für  den  damaligen 
Zeitpunkt  geschichtlich  erklärlich  ist.  keine 
übermässige  Bedeutung  beizulegen.  Thatsäch- 
lieh  sind  die  alten,  wenn  auch  infolge  von  Re- 
servatrechten nicht  voll  „gemeinschaftlichen" 
Verbrauchssteuern  ihrem  Wesen  nach  genuu 
dieselben  Reichsstenern  wie  die  erst  später  ein- 
geführten Reichsverkehrssteuem. 

Die  Finanzgesetzgebung  des  Reichs  hat, 
wenn  man  dem  geschichtlichen  Gange  der 
Stärkung  der  Reichstiuanzen  sich  zuwendet,  bei 
der  durch  die  steigenden  Reichsbedürfnisse  be- 
dingten Vermehrung  des  Rcichsbedarfes  von 
einer  Erstreckuug  der  Finanzgewalt  des  Reiches 
auf  das  Gebiet  der  direkten  Besteuerung  abge- 
sehen; dagegen  sind  auf  dem  Gebiete  der  indi- 
rekten Besteuerung  neue  Verkehrssteuern  ein- 
geführt worden  (Spielkartenstempel ;  Wechsel- 
stempelstcuer  ;  Stempel  abgaben  für  Wertpapiere, 
Kaufgeschäfte  etc.,  Lotterielose  und  Wettein- 
sätze bei  Rennen,  Schiffsfrachturkunden,  auch 
zusammengefaßt  unter  der  abgekürzten  Be- 
zeichnung^ Reichsstempelabgaben",  deren  jüngste 
Erhöhung  und  Ausdehnung  im  Zusammenhang 
mit  der  Deckung  der  Flotten vermehrungskosten 
durch  G.  v.  14.  Juni  1900  erfolgte.)  Finanziell 
bedeutungsvoller  als  diese  Erweiterung  der 
Finanziellen  des  Reichs  nach  der  Art  war 
die  ausgiebigere  Ausnutzung  der  vorhandenen 
durch  Erhöhung  der  Steuersätze.  Im  Jahre 
1879  wurden  in  diesem  Sinne  die  Zölle  und  die 


Tabaksteuer  finanziell  ausgiebiger  gestaltet, 
noch  iu  jüngster  Zeit  hat  gleichfalls  die  Deckung 
der  Flotten  vermehrungskosten  Anlass  gegeben, 
durch  G.  v.  14.  Juni  LHK)  die  Fiuanzzölle  auf 
Bier,  Liköre,  Branntweine  und  Schaumweine  zu 
erhöhen  und  die  innere  Besteuerung  von 
künstlichen  Süssstoffen,  insbesondere  Sacharin, 
und  von  Schaumwein  in  Aussicht  zu  nehmen. 
In  mehrfacher  gesetzgeberischer  Thätigkeit. 
welche  im  Jahre  1896  zum  Abschluss  kam,  ist 
in  gleichem  Sinne  eine  Umgestaltung  der 
Zuckerbesteuerung  erfolgt  :  schon  vorher  war  im 
Jahre  1887  eine  ausgiebige  Steigerung  der 
Branntweinsteuer  eingetreten.  Die  Versuche 
der  Reichstinanzpolitik,  durch  die  Einführung 
von  Monopolen,  zunächst  des  Tabakmonopoles 
(1882;.  sodann  des  Branntweinmonopole*  (1886  , 
die  Reichstinanzen  gründlich  zu  fundieren, 
scheiterte  am  Widerspruche  de*  Reichstages. 
Die  unten  folgenden  statistischen  Nachweise 
werden  ersehen  lassen,  dnss  die  Stärkung  der 
Reichstinanzen,  welche  seit  1879  bemerkbar  ist, 
an  sich  eine  erhebliche  Abschwächnng,  für  eine 
Reibe  von  Jahren  sogar  eine  vollständige  Be- 
seitigung der  Matriknlarbeiträge  hätte  zur 
Folge  haben  können.  Da«*  diese  Folge  formell 
nicht  eintrat,  ist  den  konstitutionellen  Bedenken 
des  Reichstages  zuzuschreiben,  welcher  sein 
vermeintlich  materielles  meines  Erachten» 
lediglich  formelles;  Recht  der  ..Bewilligung  der 
Matriknlarbeiträge"  sich  nicht  wollte  verkürzen 
lassen  und  es  deshalh  vorzog,  nicht  —  wie  es 
natürlich  gewesen  wäre  —  den  Mehrertrag  an 
Zöllen  und  Reichssteuern  dem  Reiche  zu  be- 
lassen, sondern  denselben  in  der  Hauptsache  au 
die  Einzelstaaten  als  Leberweisungen  zu  ver- 
teilen, um  diese  dann  das  Erhaltene  wiederum 
in  der  Hauptsache  als  Matriknlarbeiträge  an 
das  Reit  h  zurückzahlen  zn  lassen. 

Erst  in  der  neuesten  Zeit  ist  einige  Wen- 
dung zum  Besseren  iu  der  Art  eingetreten, 
tlass  allerdings  nicht  grundsätzlich,  aber  doch 
von  Fall  zu  Fall.  d.  Ii.  je  für  ein  Etatsjahr  die 
finanzielle  Kräftigung  des  Reichs  durch  A  li- 
sch wächung  der  L  ebe  r  we  isu  n  gsp  ol  i- 
t  ik  bewirkt  worden  ist.  Diese  Politik,  deren  Vor- 
züge und  Nachteile  im  einzelnen  zn  verfolgen 
hier  nicht  angeht,  ist  begründet  durch  die  so- 
genannte FrauckoiisteiiiMbe  Klausel  im  Zoll- 
tarifgesetz  v.  In.  Juli  1871»,  d.  h.  durch  die  Be- 
stimmung: „Derjenige  Ertrag  der  Zölle  und 
der  Tabaksteuer,  welcher  die  Summe  von 
130000000  Mark  in  einem  Jahre  übersteigt,  ist 
den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabc  der 
Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matriku- 
larbeiträgen  herangezogen  werdeu,  zu  über- 
weisen." Von  den  Reichsstempelahgaben  im 
weiteren  Sinne  blieben  die  auf  älteren  Gesetze!! 
beruhenden  Einnahmen  ans  dem  Spiel- 
k  artenstempel  (G.  v.  3.  Juli  1878)  und  der 
Wechse Istempelsteuer  (G.  v.  10.  Juni 
1869)  unüberwieseue  Reiehseinnahnie :  dagegen 
wurden  gemäss  G.  v.  1.  Juli  1881,  in  neuer 
Reduktion  zuletzt  bekannt  gemacht  am  14. 
Juui  1900,  tlie  Ste  mpelabgaben  im 
engeren  Sinne  (für  Wertpapiere,  Kaufgeschäfte. 
Lotterielose  etc  l  in  ihrem  ganzen  Betrage  den 
Einzelstaaten  überwiesen:  dasselbe  geschah  ge- 
legentlich der  Aenderung  und  Erhöhuug  der 
Branntweinsteuer  durch  das  G.  v.  24 
Juni  1887  bezüglich  des  finanziell  überwiegend 
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in  Betracht   kommenden   Ertrages    der  Vcr- 
hraitchsahgahe  für  Branntwein. 

Der  Grundbetrag  iler  dem  Reich  zu  he- 
lassenden  130  Millionen  Mark  vom  Ertrag  der 
Zölle  und  Tabaksteuer  ist  in  neuester  Zeit 
«Iure Ii  Spezialgesetze  fiir  je  ein  Jahr  Gesetz 
wegen  Verwendung  überschüssiger  Reichsein-  j 
nahmen  zur  S*  hulileiitilyun^i  erhöht  w<irden  | 
auf  143  Millionen  Mark  ilK!)»>,  180  Millionen 
Mark  ilW»7i.  l«7.r»  Millionen  Mark  nnd 
172.4  Millionen  Mark  .1««»:.  Kerner  ist  die 
Belassnng  des  Ucbersclmsse.s  der  l'ebenveisniigen 
über  die  Matrikularbeiträge  in  der  Reichskasse, 
»zur  Minderung  iler  Reichsschuld"'  fiir  1S1MJ  zur 
Hälfte,  seit  1S<>7  bis  einschließlich  l'.KN)  zu 
* ,  jeweils  durch  das  nämliche  Speeialgesct/. 
verfügt,  welches  zugleich  seit  1S".i7  jeweils  be- 
soiidere  Vorsorge  dafür  tritft,  da*s  bei  den  im 
zweit folgenden  Hei huungsjahr  etwa  sich  er- 
gebenden Mehrbeträgen  der  Matrikularbeiträge 
gegenüber  den  l'eberweisungen  der  Mehrbetrag 
unerhoben  bleibt,  insoweit,  zurückbehaltene 
Zoll-  und  Stenerertragsiibeischüsse  gemäss 
Specialgesctz  zur  .Schuldentilgung-  d.  h.  Ab- 
setzung vom  Anleihesoll)  verwendet  waren. 
B«i  Ermittelung  des  Unterschiedes  zwischm 
den  reberweisiiiiiren  und  den  Mutrikularbei-  i 
trägen  bleiben  bei  den  letzteren  die  von  ein-  j 
zelneu  Bundesstaaten  zu  zahlenden  „Aus- 
gleichungsbcträge"  i  wegen  Nichtbeteiligung  an  ! 
der  Steuer-  und  Finanzgemeinschatt  des  Reichs/  j 
ausser  Ansatz.  (Es  ist  erfreulich,  das*  dies  An- 
las* gegeben  hat ,  auch  etatsmässig  diese  un- 
echten Matrikularbeiträge  von  den  echten  zu 
scheiden;.  Die  in  Frage  stehenden  Gesetze  da- 
tieren vom  Hi.  April  18«.«;,  24.  Mär/.  1K1>7, 
31.  März  1898.  2a.  März  1»*»  nnd  30.  Marz 
1900.  Die  nämliche  Bestimmung  wie  für  1SHK* 
soll  nach  dem  am  20.  November  l'JOO  dein 
Reichstag  vorgelebten  Gesetzentwuli'  (Drucks. 
Nr.  ö4i  auch  für  l'JOl  getroffen  werden  i 

Die  Kräftigung  der  Reichstinanzeii  hat  sich 
hiernach  seit  1*79  zunächst   überwiegend  auf 
dem  Umwege  über  die  Kassen  der  Einzelstaaten  ! 
mittelst    der    Ueherweisungspolitik   vollzogen.  I 
Diese  organische  Kräftigung  der  Bei< hstinanzen 
war  übrigens  iiameutlich  vor  der  neuerlichen! 
Abschwächung  der   l'eberweisungspolitik    zur  | 
Deckung  des  fortlanfeiiden  Bedarfs  des  Reichs  1 
ungenügend,  und  demgemäß  ist  seit  Mitte  der  ! 
siebziger  .Juhre  die  I  u  a n  spr ue  h  n a  h  m  e  des' 
Kredits  mittelst  Begebung  konsolidierter  Au-1 
leihen   eine  regelmässig  Messende,  namentlich 
zu  Knde  der  achtziger  und  Anfang  der  neun- 
ziger Jahre  stark  gestiegene  Finnnzquelle  des 
Keiches  geworden.    Kine  entgegengesetzte  Er-  i 
sehcinnng  war  in  den  ersten  Jahren  des  Reiehs- 
bestandes  hervorgetreten,  als  die  französische 
Kriegsk  osten  entschädig  u  ng  die  Möglich- 
keit   bot,    ausserordentliche    Bedürfnisse  des 
Reichs  nicht  uur  mittelst  Gründung  besonderer 
werbender  Fonds,  sondern  auch  durch  Entnahme 
ansehnlicher  Summen  fiir  den  laufenden  Dienst 
zn  befriedigen.    Ans  der  französischen  Kriegs- 
kostenentschädigung  und  den   von  derselben 
aufgekommenen  Zinsen    (mit   Einschlns*  der 
Kontributionen  und  sonstigen  Einnahmen,  die 
mit  dem  Kriege  gegen  Frankreich  im  Zusam- 
menhange stehen)  hatten  als  ausserordentliche 
Deckungsmittel  in  deu  laufenden  Etats  (in  ab- 
gerundetem Betrage)  Verwendung  gefunden: 

Handwörterbuch  der  StaaUwlsscnnchaftan.  Zwclto 
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Bei  der  <i  e se  t  z g e  b  u  n  g s a  r  b e  i  t .  welche 
auf  grundlegende  Erschliessung  und  Weiterbil- 
dung von  Finanz«|uellen  des  Reiches  gerichtet 
ist,  bietet  sich  Gelegenheit  zu  mannigfacher 
Thätigkeit.  der  Reichshnanzverwaltung.  Die 
Aufstellung  der  bezüglichen  Gesetzentwürfe 
wie  die  weitere  Vertretung  derselben  im 
Bundesrat  und  Reichstag  ist  in  erster  Linie 
Aufgabe  des  Reichsschatzamts.  Die  Verhand- 
lungen im  Bundesrat,  seltener  jene  im  Reichs- 
tag, bieten  auch  den  Vertretern  der  einzelnen 
Bundesstaaten  Anlas.«  zur  Teilnahme  an  der 
Gesetzgebungsarbeit. 

Die  vollziehende  Thätigkeit  in  Ge- 
staltung der  fortlaufenden  Verwaltung  der 
ReichseiniKihmen  ist  im  Detail  der  auf  die 
Vcieiuuahmutig  bezüglichen  Geschäfte  der 
Reichshnanzverwaltung  als  solcher,  d  Ii.  dereu 
eigenen  Orgauen  in  der  Hauptsache  ent- 
zogen. Soweit  überhaupt  Reichsbehörden  die 
Reichseinnahuieii  unmittelbar  verwalten,  han- 
delt es  sich,  wie  bei  den  l'ost-,  Telegraphen- 
und  Reichseisenbahnbeamten  oder  bei  den  Reichs- 
heamten,  welche  mit  sogenannten  Verwaltnngs- 
einuahnien  zu  tinin  haben,  nicht  um  Finanz- 
organe des  Reiths  im  engeren  Sinne,  sondern 
um  die  Organe  der  verschiedenen  Kciehsver- 
waltnngszweigc. 

Bei  den  ausgeschiedenen  werbenden  Fonds 
und  der  Schuldeiiverwaltung  greift  die  unmittel- 
bare Einzel  vcrwaltungsthätigkeit  eigentlicher 
Fiuanzorgane  des  Reichs  Hätz.  Ausser  der 
allgemeinen  leitenden  Thätigkeit  des  Reichs- 
kanzlers (Reichsschatzamt;'  kommt  hier 
die  Thätigkeit  der  besonderen,  zu  diesem  Zwecke 
geschaffenen  selbständigen  Reichstinanzbehörden 
in  Betracht,  nämlich  1.  der  R  c  ich  ssch  nid  cn- 
verwaltung  (der  preußischen  Hauptverwal- 
tung der  Staatsschulden  übertragen),  während 
daneben  als  unabhängiges,  nur  dem  Bundesrat 
und  Reichstag  verantwortliches  Organ  die 
R e  i  c  h  s  s  c  h  uTd  e n  k o  tu  m  i  s  s i  o  n ,  welcher  die 
Aufsicht  auch  Uber  die  übrigen  werbenden 
Fonds  und  den  Kriegsschatz  obliegt,  besteht, 
l  Vgl.  oben  sub  IV.  2; ;  2.  der  V  e  r  w  a  1 1  n  n  g  d  e  s 
R ei  c  h  s i  n  va  1  id e n  f  o nd  s ;  diese  ist  von  der 
allgemeinen  Finanzverwaltung  abgesondert  und 
selbständig  und  für  die  gesetzmässige  Anlage, 
Verrechnung  und  Verwaltung  des  Reichsinva- 
lidenfoiids  unbedingt  verantwortlich;  G.  v.  23. 
Mai  1873  (der  Vorsitzende  wird  vom  Kaiser  auf 
Lebenszeit  ernannt,  die  Mitglieder  sind  vom 
Bundesrate  auf  3  Jahre  gewählte  Bnndesrats- 
mitglieder.  welche  das  Amt  als  besoldetes 
Nebenamt  verwalten).  Die  Verwaltung  des 
K  r  i  e  gs  s  c h  a  t  z  e  s  ist  dem  Reichskanzler  über- 
tragen. 

Im  übrigen  ist  die  Einnahraeverwaltung, 
insoweit  sie  nicht,  wie  bei  den  Matrikularbei- 
trägen  überhaupt. nur  als  einfachesRechiiuugs-  und 
Kassengeschäft  sich  darstellt  (auf  welches  unten 
zurückzukommen  ist),  sondern  eine  weitver- 
zweigte Einzelthätigkeit  der  Verwaltung  er- 
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heischt,  wie  insbesondere  bei  de»  Zollen  nnd  Ver- 
brauchsteuern nnd  den  Reichsstempelabgnben, 
eine  oinzel  staatliche  Aufgabe.  Nicht  die 
materielle  Einnahmeverwaltung,  sondern  nur 
die  im  Abrechnungswege  stattfindende  Kassen- 
vereinnahuiung  der  Ablieferungen  der  Einzel- 
staaten verbleibt  hier  der  centralen  Verwaltung 
der  Keichsfiuanzen. 

Dagegen  int  die  Reichsfinanzvcrwaltnng 
bei  der  Kontrolle  einiger  wichtiger,  den 
Einzelsraaten  zur  Verwaltung  überlassener 
Reichseinnabmeu  unmittelbar  beteiligt,  indem 
sie  durch  besondere  ihr  unterstellte  Organe  die 
Reif  h  s  k  on  t  ro  1  le  der  Landes-  Zoll- 
uud  Steuer  Verwaltungen  besorgen  lässt. 
Die  Einrichtung  ist  ans  der  gegenseitigen 
Kontrolle  der  Zollverwaltung  erwachsen,  welche 
Bich  im  Zollverein  die  kontrahierenden  Staaten 
zugestanden  hatten.  Durch  Art.  JMS  der  Reichs- 
verfassung  hat  dieselbe  eine  neue  Grundlage 
gefunden,  indem  bestimmt  ist,  das«  der  Kaiser 
die  Einhaltung  des  gesetzlichen  Verfahrens  bei 
Erhebung  und  Verwaltung  der  Zülle  und  Ver- 
brauchssteuern durch  Keiehsbeanite  überwacht, 
welche  er  den  Zoll-  oder  Stcuerämtcrn  und  den 
Direktivbehördcu  der  einzelnen  Staaten,  nach 
Vernehmung  des  Ausschusses  des  Bundesrates 
für  Zoll-  und  Steuerwesen,  beiordnet.  Die 
ersteren  heissen  Kontrolleure  (StatioiiH- 
kontrolleure),  die  letzteren  K  e  i  <•  h  * b  e  v  o  1 1  - 
mächt  igte  für  Zülle  und  Steuern.  (Auf 
die  Reehtssteiupelabgubeu  ist  diese  Reichskon- 
trolle nicht  erstreckt.) 

b)  Festlesung  und  Verwirklichung 
der  Haushaltungsthätigkeit  für  eine  ab- 
gegrenzte Periode.  Die  gesamte  um  ih  n 
'KoiclishaushaltsetatA  gruppierte 
Thütigkeit  der  Reichsfinanzverwaltung  kommt 
liier  in  Betracht. 

Der  Reif  hshaushaltse  tat  ist  (ge- 
mäss Art.  69  der  Reiehsverfassung)  d  i  e 
für  je  ein  Jahr  erfolge ud e  Veran- 
schlagung aller  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Reichs.  In  der  Ausge- 
staltung dieser  Veranschlagung  künftig  er- 
warteter oder  gewollter  Vereinnahmungen 
und  Verausgabungen  gelangt  das  Programm 
der  Wirtschaftsführung  des  Reichs  zum 
Ausdruck.  Dieses  Progamm  ist  keine  aus- 
schliessliche Verwalt  ungsaugelegenheit ;  es 
erheischt  vielmehr  die  Mitwirkung  der  ge- 
setzgebenden Faktoren ;  es  soll  gemäss  Art. 
69  der  Reichsverfassung  vor  Beginn  des 
Etatsjahres  (d.  i.  der  Zeitperiode,  auf  welche 
es  sich  erstreckt)  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen durch  ein  Gesetz  festgestellt 
werden. 

Würde  der  Etat  in  Einnahme  und  Aus- 
gabe nur  solche  PoHten  enthalten,  die  vom 
Wollen  der  Verwaltung  unabhängig  sind  (wie 
z.  B.  Zolleinuahmen  oder  Auszahlung  von  Be- 
soldungen), dann  würde  die  Auffassung  zu- 
treffen, dass  der  Etat  nach  seinem  ganzen  In- 
halte kein  tiesetz  im  materiellen  Sinne,  sondern 
ein  Yerwaltuugsakt.  oder  wie  man  es  genannt 
hat,  nur  eine  Rechnung  iwohl  besser  eine  Be- 
rechnung:: über  künftig  zu  bewirkende  Ein- 


nahmen und  Ausgaben  sei.  Thatsächlich  aber 
enthält  der  Etat,  Insbesondere  auf  dem  Gebiet« 
der  Verausgabungen,  zahlreiche  durch  Ucbercin- 
stimmung  der  gesetzgebenden  Faktoren  zu 
stände  gekommene  und  nur  durch  diese  gesetz- 
lich gerechtfertigte  Sonderregelungen  der  Rechts- 
ordnung, welche  für  die  Verfügung  über 
Reichsgelder  massgebend  ist.  So  liegt  die 
Sache  bei  allen  Bewilligungen  von  Geldver- 
wendungen für  gewisse  Zwecke  mit  Bindung 
der  Verwaltung  an  gewisse  Maximalbeträge,  für 
die  eine  anderweitige  gesetzliche  Sanktion  durch 
Specialgesetz  (wie  dies  bei  den  Grundlagege- 
setzen für  die  Vereiniiahinung  oder  bei  Organi- 
sation*« esetzen  für  gewisse  Verwaltungszweige 
der  Fall  ist)  nicht  vorbanden  ist.  Es  Hesse 
sich  eine  Handhabung  der  Grundlagengesetz- 
geluing  und  der  Etatsaufste.lhuig  iu  der  Art 
denken,  dass  jede  Vereinnabmung  und  Veraus- 
gabung unabhängig  von  der  Etatsaufstellttug 
durch  Sondergesetz  legitimiert  würde.  Dies  ist 
aber  thatsäehlich  nicht  der  Fall,  ("nser  Reichs- 
etat  stellt  ein  Mischgebilde  dar;  e.r  enthält 
einerseits  Veranschlagungen,  die  uur  Konse- 
quenzen von  anderweitig  Festgestelltem  sind, 
er  enthält  aber  auch  Verfügungen  über  Reichs- 
gelder, für  welche  nur  der  Etat  selbst  die  ge- 
setzliche Legitimation  bildet.  Ob  es  sich  hierbei 
beispielsweise  um  die  —  nicht  anderweitig  ge- 
setzlich fixierte  —  Zahl  einer  bestimmten  Be- 
amtenkategorie  oder  um  irgend  eine  fakultative 
Geldverwcudnng  handelt,  ist  gleichgiltig.  In 
allen  diesen  Fällen  enthält  der  Etat  nicht  bloss 
ciue  rechnerische  Konsequenz  aus  anderweitig 
gesetzlicbFcstgestelltem.  sondern dieFeststellung 
eines  bestimmten  Willens  der  gesetzgebenden 
Faktoren  samt  dessen  rechnerischen  Konse- 
quenzen, also  eine  lex  specialis.  Der  Etat 
ist  hiernach  ein  Mosaik  einerseits 
solcher  specialgesetzlicher  Sank- 
tionen, andererseits  blosser  rech- 
nerisch verwerteter  Konsequenzen 
anderweitiger  Grundlagen-  oder  S  p  c  - 
cialgesetzgebung.  Dass  in  einzelneu 
Fällen,  insbesondere  bezüglich  der  Anleihebe- 
deckuug,  neben  dein  Vortrag  im  Etat  auch 
noch  der  Weg  eines  besonderen  Gesetzes  ge- 
wählt wird,  ändert  hieran  nichts:  das  Special- 
gesetz ist  in  diesem  Falle  sachlich  schon  des- 
halb gerechtfertigt,  weil  es  sich  darum  handelt, 
die  Modalitäten  der  Anleihebegebung  gesetzlich 
zu  fixieren,  was  allerdings  auch  im  dispositiven 
Teile  des  Etats  geschehen  könnte,  seiner  Be- 
deutung wegen  —  vielleicht  auch  im  Hinblick 
auf  die  Sonderbezeichnnng  dieses  Falles  in  Art. 
73  der  Reichsverfassung  —  aber  herkömmlich 
einem  Specialgesctz  zugewiesen  wird.  In  der 
Hauptsache  muss  hiernach  der  Etat  als  ein  so- 
genanntes Gesetz  im  formellen  Sinne  angesehen 
werden;  für  jene  Gruppen  der  Verfügung  über 
Reichsgelder,  für  welche  er  allein  die  Recht- 
fertigung schafft,  ist  er  aber  darüber  hinaus 
auch  Gesets  im  materiellen  Sinne. 

Die  Wirtschaftsperiode  ist,  wie  oben  er- 
wähnt, eine  ein  jäh  r ige;  ursprünglich  war 
das  Kalenderjahr  als  solche  gewählt;  durch 
K.G.  v.  29.  Februar  1876  trat  an  dessen 
Stelle  das  mit  dem  1.  Aprü  beginnende 
•Etatsjahr«,  seit  1898  als  > Rechnungsjahr« 
bezeichnet  und  nur  noch  nach  jenem  Jahr, 
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ausgeworfene  >  Ueberschuss  *  in  Betracht 
kam.  Vom  Rechnungsjahr  1  fW'Kj  ah  sind  (He 
fortdauernden  Ausgaben  der  Betriebsverwal- 
tungen (Post  und  Telegraphie,  Reichsdrucke- 
rei, Eisenbahnen)  nicht  mehr  als  Absetzung 
von  der  Einnahme  in  den  Haupt-Etat  ein- 
gestellt, sondern  in  den  Abschnitt  der  fort- 


welehem  die  ersten  neun  Monate  des  Rech- 
nungsjahres angehören  benannt,  also  nicht 
mehr  1898  99  sondern  1898  u.  s.  w. 

Verfassungsmässig  ist  die  »Einheit 
des  Etats«  normiert;  bei  spater  auftre- 
tenden besonderen  Bedürfnissen,  welche  im 
Rahmen  des  festeste] Iten  Etats  in  zweck- 
entsprechender Weise  ihre  Deckung  nicht  lauernden  Ausgaben  übernommen.  Durch 
finden  können,  hat  sich  in  der  Praxis  die  diese  veränderte  Ktatisiernng  schwellen  die 
Notwendigkeit  der  -X  a  c  Ii  t  r  a  g  s  et  a  t  s<  Bilanzzahlen  der  Etats  ab  19(Xi  rein  roehne- 
ergelien.  Der  Nachtragsetat  stellt  sich  als  riseh  recht  erheblieh  an.  was  bei  finanz- 
organischer Zuwachs  zu  dem  ursprünglich .  statistischen  Vergleichen  wohl  zu  beachten 
festgestellten  Etat  dar.  Der  letztere  ist  \  ist.  (Vgl.  unten  sub  V.) 
weiterhin  für  die  Zwecke  der  Verwaltung.  3.  Der  Reichshaushaltsetat  zer- 
und  Rechiiungslegiuig  in  der  durch  den :  fällt  in  den  Hauptetat  und  in  die  ein- 
Naehtragsetat  bedingten  Erweiterung  mass-  zelnen  Specialetats.  (Aulagen  zum 
gebend.  ;  Hauptetat).     Im    Reichsgesetzblatt  kommt 

Die  Form  des  Etats  ist  gesetzlich  i  nur  der  erstere  und  zwar  (leider!)  in  sehr 
nicht  festgelegt.  Als  Praxis  hat  sich  heraus-  j  abgekürzter  Form  (nur  Summen  der  Kapitel) 
gebildet :  als  Anhang  des  Etatsgesetzes  zur  Verüffent- 

1.  Die  Trennung  eines  e  i  n  1  e  i  -  i  lichung.  Die  volle  Ausgestaltung  des  Etats 
tenden  Gesetzes,  des  sogen  an  n  te  n  i  ist  nur  aus  der  dem  Reichstage  unterbrei- 
Etatsgescty.es  von  dem  —  als  Anlage  j  teten  Vorlage  (bezw.  deren  durch  Reichstag 
beigefügten    —    R  e  i  c  Ii  s  h  a  u  s  h  a  1 1  s  e  t  a  t ,  und  Bundesrat  vorgenommenen  Abänderung), 


selbst.  Das  Gesetz  enthält  den  summa- 
rischen Zusammenzog  der  gesamten  Veran- 
sclüapung  von  Ausgaben  und  Einnahmen, 
mit  I'ntorschcidung  der  Ausgalten  in  a)  fort- 
dauernde, b)  einmalige  Ausgaben  des  ordent- 
lichen Etats,  c)  einmalige  Ausgaben  des 
ausserordentlichen  Etats.  -  Herkömmlich 
ist  dabei  eine  vollständige  Bilanzierung  der 
Gesamteinnahmen  und  -ausgaben.  Ein  elas- 
tischer Posten  (seit  Jahren  der  Anleihepnsten) 
wird  so  bemessen,  dass  die  genaue  Bilanz 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  sieh  heraus- 
stellt. Das  Etatsgesetz  kann  ausserdem  noch 
beliebige  specialgesetzliche  Bestimmungen 
enthalten.  Herkömmlich  ist  die  Wieder- 
holung solcher  Bestimmungen  über  die  Auf- 
nahme der  in  Schatzanweisungen  bestehen- 
den schwebenden  Schuld. 

2.  Der  Etat  war  bis  einschliesslich  zu 
jenem  für  das  Rechnungsjahr  1M99  gerade 
in  Ausschlag  gebenden  Posten  als  Netto- 
etat aufgestellt,  insofern  als  bei  den  Ziffern 
der  Bilanz  die  für  die  Eiunahinebeschaffung 
(bei  Zöllen,  Steuern  und  Betriebsverwal- 
tungen) sich  ergebenden  laufendem  Verwal- 
tungsausgaben nicht  berücksichtigt  wurden. 
Dabei  bestand  noch  eine  Verschiedenheit 
des  Verfahrens  insofern,  als  bei  den  Zöllen 
und  Steuern  der  Vortrag  bezw.  eine  Ver- 
merkimg  bezüglich  der  vom    Reich  den 


die  -  -  trotz  mangelnder  gesetzlicher  Publi- 
kation —  in  ihren  Einzelheiten  für  die  Ver- 
waltung massgebend  ist,  ersichtlich. 

Danach  sind  der  Etat  schlechthin  (auch 
Hauptetat  genannt)  und  die  Etats  der  ein- 
zelnen Verwaltungen  (Sjteeialetals)  zu  unter- 
scheiden. Beim  Etat  findet  die  Hauptunter- 
scheidung zunächst  nach  den  drei  Haupt- 
gruppen der  Ausgntien  und  nach  Einnahmen 
und  innerhalb  dieser  nach  Verwaltungs- 
zweigen bezw.  Haupt kategorieen  von  Ein- 
nahmen statt.  Bei  den  Special-  oder  Einzel- 
etats der  verschiedenen  Verwaltungen  ist 
jeweils  alles  voigetragen,  was  innerhalb 
deren  Geschäftskreises  zum  Hauptetat  bei- 
gestellt wird;  zugleich  findet  sich  hier  die 
volle  Specialisierung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  nicht  bloss  nach  Kapiteln,  sondern 
nach  einzelnen  Titeln.  Vorgetragen  sind 
zuerst  die  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben 
nach  den  erwähnten  drei  Hauptgruppcii 
und  im  einzelnen  mit  thunlichster  Unter- 
scheidung der  persönlichen  und  der  sach- 
lichen Ausgaben. 

Nach  seinem  dertnaligen  Aufbau  (1901  i  ent- 
hüll der  Reichsetat  folgende  Specialetats: 
I.  Etat  für  den  Reichstag;  II.  Etat  für  den 
Reichskanzler  und  die  Reichskanzlei;  III.  Etat 
für  da«  Auswärtige  Amt:  IV.  Etat  für  das 
Reichsamt  des  Innern;  V.  Etat  für  die  Ver- 
waltung de»  Reichsheeres  (hier  tindet  sich  die 


Einzelstaaten  zu  vergütenden  Verwaltungs-  j  durchgreifende  Soudergliederung  für:  1.  das 
kosten  nur  in  den  Specialetats  gemacht  >  königlich  preussLsche  Reich>militärkontin<rent 
wurde,  im  Hauptetat  aber  nur  die  Xettoab-  -  und  die  in  die  prenssische  Verwaltung  Über- 
lieferungen vorgetragen  waren ,  während  [  »ommenen  Kontingente  anderer  Bundesstaaten, 
bei  den  Betriebsverwaltungen  auch  im  Haupt-  2  dt«  königlich  sächsische  Reichsmilitarkontin- 

etat  Bruttoeinnahmen  und  Bruttoausirnbon  *ent»  *  dils  k«n,Klu'h  Württemberg!«*«  Reidis- 
.  iat   ßiuttoeinnanmen  unu   Hrmtoausgaoc n  ,  n,jiit5rkontjI1}:(,m) .  v.n.  Etat  für  das  Reichs  - 

vorgetragen  waren    jedoch  mit  der  Mass- !  „.iiitjirtrerk ht ;  VI.  Etat  für  die  Verwaltung 

gäbe,  dass  für  das  Gefüge  der  die  Bilanz- '  U(,r  kaiserlichen  Marine;   VII.  Etat  für  die 

ziffer  bestimmenden  Etatsansätze  nur  der  Reichsjustizverwaltuug :    VIII.  Etat   für  das 
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Ibdchsschatzamt :  IX.  Etat  für  das  Reichseiscn- 
liahnamt  :  X.  Ktat  der  Rcicbsschuld :  XI.  Etat 
für  den  Rechnungshof  «Ich  Deutschen  Reichs: 

XII.  Ktat  für  den  allgemeinen  I Vnsionsfonds ; 

XIII.  Ktat    über    den  Rcjchsiiivalidenfonds; 

XIV.  Ktat  der  Rcichs-I'ost-  und  Telegraphenver- 
waltung: XV.  Ktat  der  Reichsdruekerei :  XVI. 
Ktat  für  die  Verwaltung'  der  Eisenbahnen. 
XVII.  Einnahmen  des  Deutschen  Reichs  an 
Zöllen,  Verbrauchssteuern  und  Aversen:  XVII I. 
Hinnahmen  des  Deutschen  Reichs  an  Stempel- 
abgaben.  Die  Beilage  XIX  enthalt  die  Be- 
rechnung der  von  den  EiiizcUtaaten  zu  ent- 
richtenden Matrikuhu  bei  t  lüge,  welche  wegen 
der  e  Hordel  liehen  Beriicksh  hiignng  der  Kin- 
nahine-  und  Ausgabebeträge,  an  denen  gewisse 
Kinzelstaaten  oder  Staateiigrnppcn  keinen  An- 
teil  haben,  als  eine  sehr  komplizierte  sich 
darstellt. 

Di«-  besondere  H  o  t  o  i  I  i  g  u  n  g  d  o  r 
H  o i eh  s  f  i  n  a  n  z  v  crwul  t  u  n  g  am  Hoiehs- 
haushaltsetat  kann  in  drei  Abschnitte  zer- 
logt worden: 

1.  Die  Aufstellung  des  Entwurfs  «Ks 
Reiehshaushaltsetats  und  Vertretung 
desselben  im  Bundesrat  und  Reichs- 
tag ; 

2.  der  Vollzug  desgosotzlieh  festgestellten 
Reiehshaushaltsetats ; 

'■>.  die  Rechnungslegung  uu<l  Bewirkung 
der  Kutlasturig  der  Verwaltung. 

1 .  1)  i  e  A  u  f  s  t  o  I  1  u  n  g  d  e  s  Ent- 
wurfs des  Reiehshaushaltsetats 
und  die  Vertretung  desselben  im 
Bundesrat  und  Reichstag.  Die 
grundg<sotzlirlion  Bindungen,  welche  die 
Bestimmungen  der  Verfassung  iiher  die 
Einrichtung  dos  Reiehshaushaltsetats  ent- 
halten. iM'sehWltikeii  sieh  auf  die  Vorsolirift 
der  Veranschlagung  je  f  ü  r  o  i  n  .1  a  h  r , 
auf  das  Erfordernis  der  Veranschlagung 
aller  Einnahmen  und  Ausgaben,  sodann 
weiter  U-ziiglieh  der  Deekuug  der  Ausgaben 
-  -  welche  man  auch  als  Finanzierung  des 
Elats  zu  bezeichnen  pflegt  —  auf  die  Be- 
stimmung der  Berücksichtigung  etwaiger 
reberschüsse  der  Vorjahre,  auf  die  Fest- 
legung des  subsidiären  Charakters  der  Ma- 
trikularbeiträge.  auf  die  weitere  Bestimmung, 
dass  die  gemeinschaftlichen  Ausgaben  in 
der  Kegel  für  ein  .fahr,  in  l>esondoron  Fällen 
auch  für  längeiv  Dauer  l*>willigt  werden, 
dass  der  lieicliskanzler  jährlich  dem  Bundes- 
rate und  dem  Reichstage  Heehtumg  zu 
legen  hat  und  dass  in  Fällen  eines  ausser- 
ordentlichen Bedürfnisses  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung die  Aufnahme  einer  Anleihe  so 
wie  die  l'ebernalime  einer  Garantie  zu 
Lasten  des  Reiches  erfolgen  katin  (Art  69 
bis  73  der  Verf.). 

Innerhalb  dieses  Kähmens  hat  sich  die  vor- 
bereitende Thätigkeit  der  Rcichsnnanzverwnl- 
tung  bei  Aufstellung  des  Entwurfs,  des  Etats 
zu  bewegen.  Diese  Thätigkeit  selbst  ist  teils 
liiianztcchnischer,  teils  finanzpolitischer  Natur. 


',  Bindende  gesetzliche  oder  auch  nur  als  allge- 
1  meine  Normen  seitens  des  Bundesrats  oder 
Reichskanzlers  im  Wege  der  Vollzugsanoidnung 
festgelegte  Vorschriften  bestellen  auf  diesem 
iCiel.ieie  für  die  Rcichstiuanzverw'sdtung  nicht. 
:  In  der  Hauptsache  greift  die  Anlehnung  an  die 
'für  die  preussische  Ktat-mfstellung  bestehende:, 
'Grundsätze  unter  Berücksichtigung  der  ab- 
weichenden staatsrechtliehen  .Stellung  der  Re- 
sortchefs l'lafz.  Dies  gilt  sowohl  bezüglich  der 
tiuanztec hinsehen  als  der  finanzpolitischen  Knt- 
scheidungen.  Finanztcchiiisrh  ist  die  äussere 
Form  der  Anordnung  der  Veranschlagungen 
und  die  Art  und  Weise,  wie  die  Krmittelmig 
der  Kinzcl.uischlitge  stattfindet.  .Soweit  nicht 
die  Beträge  von  vorn  herein  feststellen,  kommt 
namentlich  die  Abschätzung  der  wahrschein- 
lichen Ausgaben  und  insbesondere  der  Ein- 
nahmen mittelst  der  sogenannten  Fraktionsbe- 
rechnungen, d.  i.  der  Krmittelnug  des  Durch- 
schnittes unmittelbar  vorhergehender  Jahre,  für 
welche  die  Ergebnisse  vorliegen,  in  Betracht. 
Finanzpolitisch  ist  insbesondere  die  Entschei- 
dung über  die  Art  der  Deckung,  sofern  die 
Heranziehung  des  Kredits  M  geboten  erscheint, 
womit  teilweise  die  Klassifizierung  der  Aus- 
gaben unter  die  ordentlichen  fortdauernden 
Ausgaben  zusammenhängt.  Finanz|tolitisch  ist 
auch  die  Knts«  heidnng  darüber,  ob  und  inwie- 
weit zur  Deckung  de»  steigenden  Bedarfes  die 
■  Vermehrung  der  eigenen  hVichseiniiahmeti  durch 
i  Speeialgesetzgehuiig  in  Vorschlag  zu  bringen 
I  ist.  Kndlieh  niuss  als  finanzpolitische  Aktion 
auch  die  Bemühung  der  Finanzverwaltung  des 
Reichs  ungesehen  werden,  auf  die  zunächst  bei 
Anbahnung'  der  Etatsaufstellung-  einlangenden 
Anmeldungen  der  einzelnen  Ressortchcfs,  evou- 
tuel!  unter  Inanspruchnahme  der  Entscheidung 
des  Reichskanzler*,  im  Interesse  möglichster 
Erzielung  des  Glcichgew iehtes  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  sowie  im  Interesse  gleichartigen 
Vorgehens  (z.  B.  in  Besoldnngsfrngen )  inas.-igend 
einzuwirken.  Hut  die  vorbereifende  Arbeit  des 
Reichsschutzatiits  die  Billigung  des  Reichs- 
kanzlers getunden  und  ist  die  kaiserliche  Er- 
mächtigung zur  Vorlage  an  den  Bundesrat  er- 
teilt, so  unterliegt  der  Ktat.sentwurf  der  Be- 
ratung und  BcschlussfasMing  im  Bundesrat : 
dabei  bietet  sich  Gelegenheit,  etwaige  nach- 
träglich gebotene  Acndcnuigeji  auch  von  Reichs- 
tiiianz  wegen  noch  vorzunehmen;  im  übrigen  be- 
wegt sich  die  Beschlussfassung  des  Bnndesrat-s 
naturgemäss  mehr  auf  linanztechnisehem  als 
tinauz|Hditischein  tiebiete;  das  Mass  der  Ein- 
wirkung desselben  auf  die  schliesslich«  Gestalt 
des  Etatsentwurfes  gelangt,  nicht  zur  öffent- 
lichen Kenntnis.  Im  Reichstag  fällt  besonders 
die  Vertretung  der  Finanzierung  des  Etat»  im 
ganzen  und  sodann  weiter  jene  der  Kinnahiue- 
veranscblagungeii  dem  Schatzsekretär  zu. 

1.    Verwaltung  des  Reichsheeres. 
Gegenwärtig  auf  Anleihe  verwiesen:  a)  Die 


';  Entsprechend  der  vom  Reichstag  hei  der 
Beratung  des  Etats  für  11* K)  angenommenen 
.  Resolution  sind  in  der  Denkschrift  zum  Etats- 
Entwurf  für  l'.KH  folgende  Grundsätze  mit- 
geteilt, welche  über  die  Deckung  von 
Ausgaben  durch  Aufnahme  von  An- 
leihen dermalen  Anwendung  tiudeu. 


Digitized  by  Google 


Roiehsfinanzon 


Ausgaben  zur  Vcrvollständiirnng  der  wich- 
tigeren Fesiinigsaulagcn,  b)  die  Kosten  für  die 
Vervollständigung  «los  Eisenbahnnetzes  im  In- 
teresse der  Landesverteidigung. 

Die  übrigen  Australien  tiir  Ileereszwecke 
jetzt  grundsätzlich  zur  Last  der  ordentlichen 
Einnahmen,  soweit  nicht  ci«te  Katen  zu  Lasten 
der  Anleihe  bewilligt,  sind. 

2.  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  der  Kaisern  c  h  e  n 
Marine.  Zur  Wciterent  Wickelung  der  Marine 
bestimmte  Ausgaben  fallen  der  Anleihe  zur 
Last.  Bei  den  Ausgaben  für  S  hiffsbauten  wird 
der  zur  Krhultniitr  des  begehenden  Zustund* 
notwendige  Betrag  -  Iiisher  »"  0.  von  likil  alt 
r>°;0  des  Werts  der  Flotte  —  auf  ordentliche 
Mittel,  der  Mehrbedarf  in  («est alt  eines  Zu- 
-ehnsses  d>s  ausserordentlich«!  Etats  auf  An- 
leihe genommen. 

3.  Ei  s  en  bahn  ver  wal  r  u  u  g.  Auf  An- 
leihe im  allgemeinen  die  Aussahen  für  An- 
lagen, die  der  Buhn  einen  ihr  noch  nicht  er- 
schlossenen Verkehr  zuführen  sollen,  ferner 
Ausgaben  für  ungewöhnlich  kostspielige  Ein- 
richtungen und  Beschaffungen,  deren  l'ebcr- 
nahme  auf  den  ordentlichen  Etat  das  finanzielle 
Erireluiis  der  Verwaltring  für  mehrere  Jahre 
aus>crge  wohnlich  beeinträchtigen  würde. 

4.  Tost  und  T  e  I eg  r  u  phe  n  v  e  r  w  a  1 - 
tung.  Auf  Anleihe  im  allgemeinen  Aussahen 
zur  Erwerbung  von  Kabeln  und  Herstellung 
unterseeischer  und  unterirdischer  Linien  ■  letz- 
tere insoweit,  als  andere  Telegraphen  Verwal- 
tungen ilabei  interessiert  oder  militärische  In- 
teressen in  Frage  waren  oder  Stadtferiisprecli- 
driihte  unter  die  Erde  verleibt  werden  mussten.) 

'J.  Voll  z  ti  g  d  o  s  gesetzlich  f  e  s  t  ge  - 
stellt  e  ii  R  v  i  c  h  s  h  a  u  s  h  a  1 1  s  t  a  t  s. 
Der  Reichsfinanzvorwaltniig.  und  zwar  «lein 
Reichs.««  hat zamt  als  der  oliersten  Reiehs- 
finanzverwaltungshehörde.  liegt  die  oberste 
I^eitung  und  IVbovwuehung  des  rieht  igen 
Vollzugs  des  Etats  oh.  Die  unmittelbare 
Dotailverwaltuiigsthätigkeit  dersellien  ist  aber 
hierbei  eine  beschränkte,  da  sie-  -  wir  oben 
dargelegt  .—  nur  in  geringer  Ausdehuutig 
unmittelbar  mit  der  Detailvei  waltung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  zu  thun  hat.  In 
der  Hauptsache  ist  die  direkte  Aktion  der 
Finanzverwaltung  mit  der  reLoniiittolungdor 
Sjieeialetats  an  die  in  Betracht  kommenden 
Reichsvorwaltungeti  abgeschlossen.  Soweit 
Rek  hseinnalimen .  insbesondere  Zölle  und 
Verbrauchssteuern,  von  den  Kinzelstaaton 
verwaltet  werden,  findet  ein  besonderer  etats- 
reehtlicher  Anstoss  zu  dieser  Verwaltung 
seitens  der  Reichsfinanzverwaltung  über- 
haupt nieht  statt ;  die  Finanzressorts  der 
Einzel  Staaten  nehmen  vielmehr  aus  dem  ge- 
setzlich festgestellten  Reichsetat  Anla.-s  zur 
geeigneten  Berücksichtigung  in  ihren  Landes- 
etats, welche  für  die  fragliche  Eiunahmo- 
verwaltung  die  etatsrechtliche  Grundlage 
bilden.  .Nur  bei  den  im  Ressort  der  Reichs- 
finanzverwaltung selbst  befindlichen  Ver- 
waltungszweigen  mit  Einschlnss  der  Reichs- 
hauptkasse findet  eine  in  die  Einzelheiten 


!  des  Etatsvollzuges  eingehende  Behandlung 
,  statt. 

Die  febersicht  über  den  aus  der  Buch- 
führung der  unmittelbaren   und  mittelbaren 
Organe  der  ReiclisfinanzverwaJturig  sich  er- 
gehenden (Jung  der  Vrreinnahmungrn  und 
l  Verausgabungen  verschafft  sich  das  Reichs- 
sehatzamt  durch   die  Zusammenstellungen 
seiner  Hauptliuehhaltrivi.  Eine  Xachweisung 
|  der  zur  Anschrcihung  gelangten  hauptsäch- 
lichen Einnahmen  wird  monatlieh  veröffent- 
licht.   (Centralhlatt  für  das  Deutsche  Reich.) 
:  Die  Zoll-  und  StoueiTeehnungsarbeiten  des 
|  Reichs  werden  von  einem  besonderen  Zoll- 
und    Steuerrorhnnngsbureau     des  Reichs- 
schatzamts besorgt. 

Ausser  dein  E  •  at  s  w  e  s  en  im  engeren 
i  Sinne  kommt  beim  Vollzug  des  Staats  auch 
Idas  Zahl  u  n  gs-  und  Kassenwesen  in 
Betracht.    Die  .»horste  Leitung  und  insbe- 
sondere die  Fürsorge  für  die  Bereithaltung 
der  hei  den  einzelnen  Zweigen  der  Reiehs- 
!  Verwaltung     erforderlichen  (ieldbestande, 
bezw.  des  Roiehsguthabnis  bei  der  Roiehs- 
bank.  liegt  dem  Reiehsschalzamte  oft.  Mei- 
ches demgemässauch  Entscheidung  zu  treffen 
hat.  ob  und  inwieweit  nach  dem  l"m  fange 
der  zur  Verfügung  stehenden  Barbestände, 
und  der  in  Aussicht  stehenden  Zahlungen 
von   der   Ausgabe  von  Sehatzan Weisungen 
nach  Ma>sgabe  der  Bestimmungen  der  Etats- 
gesetze (iohrauch  zu  machen  ist.    Soweit  es 
i  sich   um  die  Einzelheiten  der  tieldvcrein- 
nahmungen  handelt,  sind  die  unmittelbaren 
Organe  der  Reichsfinanzverwaltung  verh;üt- 
nisiiiässig  nur  wenig  beteiligt.    Teils  findet 
seitens  der  erhebenden,  nicht  zum  Ressort 
der  Finanzverwaltung  gehörigen  Behörden 
die  direkte  Abführung  —  meist  mittelst  pro- 
I  vinzieller  Mittelinstanzen  —  so  insbesondere 
bei  den  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahn- 
einnahmen.  teils  —  so  hei  den  Zöllen  und 
;  Verbrauchssteuern     -   durch  die  Ijindes- 
I  Staatskassen  auf  dem  Wege  der  Abrechnung, 
|an  die  R  e  i  c  hsha  u  pt  ka  s  sc  statt.  Die 
'  Besorgung  der    Kassengeschäfte   war  ur- 
sprünglich der  preiissischen  (ieneralstants- 
kasse  als  ^  General  kasse  des  Xorddoutscheii 
Bundes:,   später   >Reirhshauptkasse  ülier- 
;  tragen.     Nach   Gründung  der  Reichshank 
I  trat  eine   Aenderung  ein.    Der  §  2'J  des 
Bankg.  v.  14.  März  1S7Ö  bestimmte,  dass 
;  die  Reichslwnk  verpflichtet  ist,  ohne  Entgelt 
i  für  Rechnung  des  Reichs  Zahlungen  anzu- 
|  nehmen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Reichs- 
1  guthaben*  zu  leisten,  und  dass  sie  bereeh- 
tigt   ist,  das   nämliche   Geschäft   für  die 
Bundesstaaten  zu   N  isten.     Der      11  der 
Bankstatuten  bestimmte  sodann  weiter,  dass 
der  Reichshank  obliegt,  das  Reichsgut haben 
I  unentgeltlich  zu  verwalten  und  filier  die  für 
Rechnung  des  Reichs  angenommenen  und 
!  geleisteten  Zahlungen  Buch  zu  führen  und 
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Rechnung  zu  legen.  Das  Centraikassenge- 
schäft des  Reichs  ist  damit  auf  die  Reichs- 
hank übergegangen  und  wird  von  einer  be- 
sonderen Abteilung  der  Hauptkasse  der 
Reichsbank  —  der  -Reichsliauptkasse«  — 
besorgt.  Das  Anweisungsrecht  zur  Erhe- 
bung der  eiuzelneu  Einnahmen  sowie  Leis- 
tung der  einzelnen  Ausgaben  steht  dem 
Reichsschatzamt  und  den  mit  der  Ausfüh- 
rung von  Etats  der  Reichsverwaltung  sonst 
beauftragten,  dem  Rankdirektorium  und  der 
Reichshauptkasse  bekannt  zu  gebenden  Be- 
hörden oder  Personen  zu.  Die  Post  Verwal- 
tung hat  überdies  ihren  gesamten  Zahlungs- 
verkehr noch  besonders  mit  jenem  der  Reichs- 
bank enger  verschmolzen. 

3.  Die  Rechnungslegung  und  Be- 
wirkung  der  Entlastung  der  Ver- 
waltung. Aus  der  an  den  Rahmen  des 
Etats  sich  anschliessenden  Buchführung  der 
dazu  berufenen  einzelnen  Organe  der  Reichs- 
verwaltnng  l«ut  sich  die  Rechnungslegung 
auf:  die  Rechnungen  werden  seitens  der 
einzelnen  dazu  tarufonon  Behörden  geprüft 
(abgenommen)  und  bilden  in  ihrem  ressort- 
mäßig erfolgenden  Zusammenziig  die  Ele- 
mente der  dem  Reichskanzler  obliegende» 
gesamten  Rechnungslegung  über  den  Haus- 
halt des  Reichs.  I»  materieller  Hinsicht 
ergebet!  sielt  dabei  im  einzelnen  Minderein- 
nahmen und  Minderausgaben.  Mehrein- 
nahmen und  Mehrausgaben  und  endlich 
gar  nicht  vorgesehene  Einnahmen  und  Aus- 
gatan  (ausscretatsmässige  Einnalimeu  und 
Ausgaben).  Die  Mehrausgaben  (Etatsüber- 
schreitungen) und  die  ausscretatsmässigen 
Ausgatan  unterliegen  einer  besonderen  Be- 
handlung: sie  sind  mit  speeioller  Motivierung 
tasonders  auszuweisen  und  dem  Bundesrate 
und  Reichstage  behufs  Genehmigung  (soweit 
solche  der  Matur  der  Sache  nach  von  mate- 
rieller Bedeutung  sein  kann!)  zur  Kenntnis 
zu  bringen.  Diese  Verzeichnung  der  Etats- 
Überschreitungen  findet  alsbald  nach  Ab- 
schluß der  Rechnungslegung  des  Reichs- 
kanzlers Aufnahme  in  die  =  Ueber  sieht 
der  Reichsausgaben  und  -einnahmen *  — 
auch  kurzweg  Haushaltsübersicht  genannt, 
welche  im  Druck  dem  Bundesrate  und 
Reichstage  vorgelegt  wird.  Verschieden 
von  dieser  1'obersicht  ist  die  Allgemeine 
R  e  c  h  n  u  n  g  über  den  Reiehshatishalt.  welche 
erst  nach  K  out  rolle  der  von  der  Reichsver- 
waltung aufgestellten  Rechnung  durch  den 
Rechnungshof  an  den  Rundesrat  und 
Reichstag  zur  Entlastung  gelangt.  Zu  einer 
selbständigen  Regelung  des  materiellen 
Etatsrechtes  ist  das  Reich  trotz  wiederholter 
darauf  abzielender  Versuche  der  verbünde- 
ten Regierungen  bis  jetzt  nicht  gelangt.  Im 
Zusammenhang  mit  der  provisorischen  Be- 
sorgung des  t>l>ersten  Revisionsgeschäftes 
durch  die  preußische  Oberrechnungskammer 


als  Rechnungshof  des  Deutschen 
Reichs  steht  auch  die  vorläufige  sinnge- 
mässe Anwendung  des  materiellen  preussi- 
schen  Etatsrechts  in  den  Angelegenheiten 
des  Reichsetats. 

Der  Rechnungshof  ist  im  Organismus  der 
gesamten  mit  der  Reichsfinanzverwaltung 
beschäftigten  Behörden  das  höchste,  einer 
Itesonderon  unabhängigen  Stellung  sich  er- 
freuende Kontrollorgan. 

Einen  nicht  bloss  der  Benennung,  son- 
dern seiner  ganzeu  Organisation  und  seinem 
Wesen  nach  als  ausschliessliche  Reichsor- 
ganisation sich  darstellenden  Rechnungshof 
besitzt  das  Reich  nicht.  Diese  Reichs- 
finanzbehörde  rät  vielmehr  in  Gestalt  einer 
zeitweiligen,  von  .Jahr  zu  Jahr  neu  durch 
Gesetz  gokräftigten  Personalunion,  des  be- 
sonderen den  Rechnungshof  des  Deutschen 
Reiches  bildenden  Kollegiums  (dessen  Mit- 
glieder vom  Bundesrat  gewählt  und  vom 
Kaiser  angestellt  werden)  mit  der  preussi- 
scheu  Oberrechnungskammer  eingerichtet. 
Dieser  wird  jährlich  durch  besonderes  Ge- 
setz die  Rechnungskontrolle  des  Reichshaus- 
halts (wie  auch  des  Landeshaushalts  von 
Elsass- Lothringen)  übertragen;  ausserdem 
regelt  eine  im  Einvernehmen  mit  dem 
Bundesrate  erlassene  Instruktion  des  Reichs- 
kanzlers vom  ~>.  Oktober  1S7.">  die  Organi- 
sation und  den  Geschäftsgang  des  Rech- 
nungshofes im  allgemeinen  und  das  amtliehe 
Verhältnis  des  Präsidenten  und  der  Mitglie- 
der dos  Rechnungshofes.  Sachlich  findet 
das  proussischo  Recht  über  die  Revision  der 
Rechnungen  auf  die  Reichsverwaltung  An- 
wendung, sowohl  bezüglich  der  kalkulatori- 
schen Ptüfung  und  Justifizierung  oder  der 
Rochnnngskontrolle  im  engeren  Sinne  als 
bezüglich  der  Verwaltung«-  und  Finanzkon- 
trolle. Die  Verwaltungskontrolle  umfasst 
die  Prüfung,  ob  liei  der  Verwaltung  der 
Einnahmen  und  Ausgatan  unter  genauer 
Beobachtung  der  Gesetze.  Verordnungen  und 
Verwaltungsgrundsätze  verfahren  worden 
ist.  Die  Fittanzkontrolle  dagegen  erstreikt 
sich  auf  die  Prüfung,  inwieweit  die  Ver- 
waltung dem  Etatsgesetz  gemäss  geführt 
worden  ist,  und  die  Feststellung  aller  Ab- 
weichungen der  faktischen  Rechnungsrestd- 
tate  von  den  Etatsansätzen.  Die  hierüber 
vom  Rechnungshofe  gezogenen  Monita  sind 
von  den  einzelnen  Verwaltungstahörden  zu 
erledigen,  und  die  daraus  erwachsenden  Ge- 
schäfte bilden  einen  nicht  unerheblichen 
Bestandteil  der  Vcrwaltungsarbeit  der  ein- 
zelnen Behörden.  Die  schliesslich  verblei- 
benden Beanstandungen,  welche  als  *  Be- 
merkungen« des  Rechnungshofes  zur  Rech- 
nung mit  dieser  dem  Bundesrate  und 
Reichsrate  vorgelegt  werden ,  bilden  die 
Grundlage  für  die  ßescldussfassung  beider 
Körj>ersehafteii  ütar  die  dem  Reichskanzler 


Digitized  by  Google 


Reklisfinanzen 


375 


Uebersicht  der  Angaben  und  Einnahmen  des  Deutschen  Reichs  in 
verschiedenen  Rechnungsjahren  der  Periode  1874—1900  in  1000  Mark. 


Nach  der  allgemeinen 
Rechnung 


1874 


1885 


1895 


Nach  dem  Etats  Voranschlag 

 18W 

brutto  (u.  1900 
netto    i   Nach-  (brutto) 
träge 


(unter  5) 
5  404,3 


59,5 
1 540,0 


Ausgaben. 
A.Fortdauern  de  Ausgaben. 
1.  Bundesrat    (die  Aus- 
gaben   werden    aus  dem 
Fonds  de«  Reichsamt«  des 
Innern  bestritten)    .    .  . 

II.  Reichstag  

III  Reichskanzler  und 
Reichskanzlei    .    .  . 

IV.  Auswärtiges  Amt  .  . 

darunter : 
Gesandtschaften  und  Oon- 

sulate  

Kolonialverwaltnng  .    .  . 

V.  Reichsanitdcslnnern 

darunter : 
Allgemeine  Fonds,  u.  n. 
die  Postdampfersubventio- 
neu  und  die  Ausgaben  für 
Invalidenversicherung  ent- 
haltend   

VI.  Verwaltung  des 
Reichsheeres  .    .    .  . 

darunter : 
lieldverpnegungd.Trupjien 
Naturalverpnegung  .    .  . 
Bekleidung  u.  Ausrüstung 
t.t  am  isons  ve  r  wal  t  u  ngs-  uud 

Serviswesen  

Artillerie-  u.  Waffen  wesen 
Militärverwaltung  von 

Bavcru   

Via.  Organisation  silnde- 
rungen    des  Reichs- 
heeres .    .    .    .       .  . 

Reichs  Militärgericht 
VII.  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  d.  k  a  i  s  e  r- 
lichen  Marine .    .    .  . 

VIII.  R  eichsjnstiz  ver  wal- 
t  n  n  g  

IX.  Reichssehatxamt  .  . 

darunter : 
Allgemeine  Fonds    .    .  . 
Tel>erweisungen    an  die 
Bundesstaaten  

X.  Reichseisenbahnamt 
XI.  Reichsschuld  .    .    .  . 

XII.  Rechnungshof  .  .  . 
XI II.  Allgemeiner  Pen- 

sionsfonds  

Darunter  Verwaltung  des 

Reichsheeres  

Reichsinvaliden- 
fonds  :  26215,1 

Darunt.  Invalidenpensionen 
infolge  des  Krieges  von 
1870/71  33916,3 


452,4 

1 33.8 
7  79i,i 

5  57i,4 
3  033,2 


716,6 
162 


10  939, 


I 


493,2 

270  839,2 

81  170,0 
63,877,6 
17  564.5 

29  732,6 
2  923,8 


7  399,6 
30859,5 

552[?  24142.0 
338434,0  472100,6 


* 

693.3  693.3 

699,2 

236,6 

1 1  999,9 

236,6 
12017,4 

2330 
12508,7 

7889,4 

7  889,4 

8  128,7 

299,2 
44  34S,o 

475,8 
43617,8 

<;55.9 
48  788,7 

99013,2 
73214,1 

21  877,8 

34  322,0 
'4  319,8 


35  192,5 
5'3  9S3,5 


t 

I 

34  442,5  39  072,9*1 
519,999,2,541521,1") 


140273,3 

94819,1 
28  759,0 

46  972,2 
32  273,0 


12485;!,  8    126230.51  129740,1 
•33  349,1    134640,2'  [38080,3 
29221.4'    29  397,6  30788,6 


34  580,8  |    43  299,8!    53  455,5 


* 


* 

v. 


■■■■ 
* 


52  975,3 
32  513,6 

58  180,0 


5841,0, 


53  864,5 
33  168,7 


55  98i,3 
39  140,5 


16680,9      36660,0'    58500,2  69103,1' 


384,0 
1  630,6 


1751,6  2072,4 


!  117.0 

119  494,1     418  159,3    48l  0O8,4 


1  °37,9  ) 

.  j"8 


6i4,3 


XIV. 


136,6 

5,1 
342,7 

20746,7  \l 

20  373,4 


296.3 
17  392,9 
521.7 

21  202,3 
20069.4 
27  346.9 

22  101,1 


|    4008,4  4064.3 

i4oo  126,0  476738,0 


58304,6  60269.7 

I 

*  I  * 

*  262,1 

69051,4:  73901,6* 

2  117  9  2  119,4 

481908,4  520  294,7 

4064,3  4244,5 


340,2 
71  693,0 

747,3 
51  808,1 
48  264.6 
28  946,0 

2!  2K,4l 


3QO,6 

75  613,3 
840,1 

65  295,6 
60367.6 

27  938.5 
19.851.7 


476738,0514940.0*) 

390,6  391,9 

75  6'3,3  77  7oo,5«) 

840,1  856.4 

65295,6  68164,1-) 

60  267,6  62  963,9 

27  938.5  30076,3-) 

19  851.7  19424.8 


')  Auch  die  später  dem  Reiehsinvalidcnfonds  Überwiesenen  Pensionen  infolge  des  Krieges 
von  1870  enthaltend  -  seit  1888  werden  die  bayerischen  Militürpensionen  hier,  nicht  mehr  unter 
VI  nachgewiesen.  —  *)  Nach  dem  Entwurf  für  1901   44012,5.  —  •)  fiir  1901  559932.7  — 

)  fttr  1901  79831.4.  -  »)  für  1901  57o933,o.  —  •)  für  1901  86308.0.  —  ")  für  190170994,6.  - 

)  fnr  1901  29329,7. 
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Ucbersicht  der  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Deutschen  Reichs  in 


Nach  der  allgemeinen 
Rechnung 


1885    I  im 


Nach  dem  Etatsvoranschlag 


netto 


1899 

brutto  iu. 
Nach- 
träge) 


1900 
(brutto. 


XV.  Post  -  u.  Tel  eijra  p  hen  - 

Verwaltung  

XVI.  Reichsdrnckerei    .  . 
XVII.  K  i  s  e  n  b  a  h  n  v  c  r  w  a  1  - 
t  u  n  g  


Summe  d.  fortdauernd.  Ausgaben     344  296,9 


B.  Kin  mal  ige  Ausgaben. 

a)   Ordentlicher  Etat  ('aus  den 
laufenden  Hinnahmen  des  Reiches 
gedeckte  einmalige  Ausgaben;. 

Im  ganzen   

Darunter : 
Post- u.  Telegraphen  Verwaltung 
Verwaltung  des  Keiehsheeres  . 
Mariiicverwaltung  


* 
* 

* 

574  5io.3 


■■■ 


1147045,0  1300309.8 


21173,4!  19792/'  S5  631.61163011,0 

I              I  i 

4224,9!  4  53S.S  8  955, 1 1  12649.5 

2985,4!  9259.9  43929.3'  62811.4 

4690,5'  3842/!  19721,9!  30  431,5 


b)  Ausserordentlicher  Etat. 

Im  ganzen  

Darunter:  Ausgabeu  infolge  des 
Krieges  jjegen  Krankreich,  wo- 
von 120  Mill.  zur  Hildung  des 
Reichskriegsschatzes .  gedeckt 
aus  der  Kriegsentschädigung  . 

An  leihe  .... 
Festungsbaufonds 
unmittelbar  aus 
franziis.  Kriegs- 
kostellentscha- 
digung     .    .  . 
Anleihe  .... 
Festiiiitrsbnufonds 
unmittelbar  aus 
franziis.  Kriegs- 
koHteueiitxehä- 
digung     .    ,  . 


I  I 
307342,0    43369,6    74  504,3!  88388.6 


Verwaltung  d. 

Reichsheeres, 
gedeckt  durch 


Marinever- 
waltung,  ge- 
deckt durch 


Eisenbahnvcr-  |  Anleihe 

Eisenbahnbau 


waltuuir,  ge- 


ig.  *<-"  . 

deckt  durch  J  foue 
.Summe  der  einmaligen  Ausgaben 


253  437,9 


3<>  460,3 


'7  443,8 


'6  777.5 
6928,1 


256,1 
1 1  556,2 


46  686.9 


317  19S.9  342495- 11 
5172,1  53030 

53946.7  5S  435.3*J 
1676037,8  1783  753,1 


165  407.2  197022.5'  . 

12649,5  13414,9 

81  1 10.0  98  390.2 

39  325,5  47  99\5 


105  138.6  85  86S.4»; 


417S4.11)  41784,1 


30  206,4 


7671,5  33879,0') 


33879,0  40621,0 

I 


1624,6       8062,0'   12725,5  !  12725.5 


32,o 


328  515,6     63  162.2    160  135,8  251  3Q<>,6 

f 


Gesamtbetrag  aller  Ausgaben         672812,5  637672,51307180,81551709 


II.  Einnahmen. 

I.  Zölle  u.  Verbrauchssteuern 
und  zwar: 
a)  aus  dem  Zollgebiete  : 
Zölle  . 

Tabaksteuer  

Zuckersteuer :  Material- 
steuer .  . 
Verbraiichs- 
abgalje .  . 

Salzsteuer  


270  545,8 


19465S3  6  2066644,0 


246648.8  345972,8  661  63S.8  742261,0 

1  ! 

104310,8  215676,5  383242,4)  442376,0 

1182.3    10164,6    10906,2  12025,0 

50064,2    18072,7  — 


13041,0 

2  82  890,9 


789725.0») 


473  220,0 
12  143.0 


80535,1  92134,0        !  102009,0 

33  751,7     38  716,7     45  4*>6,6  47  249.0         ;  47810,0 

'>  Einschliesslich  des  Zuschusses  zu  den  einmaligen  Ausgaben  im  ordentlichen  Etat.  — 
»i  Für  1901  364269.4.  -  «)  für  1901  65515,4.  -  «)  für  1901  224582,8  (darunter  Reichsheer  90012. 
Marine  72112,2,  Kolonialyerwaltung  25947.8,  Post-  und  Telegraplieuvcrwaltung  18125,2).  — 
a)  fUr  1901  103754.7,  {Reichsheer  30157.7,  Marine  59623,0,  Etsenbahnverwaltnng  13974,0).  — 
")  für  1!H)1  810330.9  (darunter  Zölle  478978,0.  Zuckerstcucr  1 1 1  380,0.  Branntweinsteuer  127855,0). 


Digitized  by  Google 


Heiehsfinanzen 


377 


verschiedenen  Rethminir*jahren  der  Periode  1874  —  li'ClO  in  1000  Mark  • Fort.net ztuiirl. 


Nach  der  allgemeinen 
Rechnung 


Nach  dem  Ktatsvoran^chlag 


brutto  (u. 
netto  Nach- 
träge) 


I 


11HM) 
i' brutto 


Branntweinsteuer : 
Maiselibottich-  u.  Material 

»teuer  

Wrlirauchsubgahe  und  Zu 

sehlair  dazu  .... 
Brennsttinr  .... 
Braust  «ue  r  u.  reherganirs 

abtrabe  vom  Bier  .  . 
b  Von  <leu  ausserhalb  der 

Zollgrenze  liegendeu 

Bunde>urel»ii  -ten: 
Avcrsa  für: 

Zölle  nnd  Tabaksteuer . 
Zucker-  und  Salzxtener 
Mais«  libuftii  Ii-  und  Brannt- 

weinmaterialstener 

Braiistenrr  

Nachträgliche  Hinnahmen 

u.  Rückzahlungen  i  — i 
II.  Reichsstempclabgaben  . 

und  zwar : 
Spielkartenstempel    .  . 
Wii'lisel»teni|ielstener  . 
Steinpelubgabe   für  Wert 

papiere .    Kaufgcs«  hafte 

ete.  n.  Lotterielose  . 
Statistische  Gebühr  .  . 
III.  Tost-  und  TfletrrapliLiiver 

waltung 

Kinuahuie  

Fortilauemde  Ausgabe  . 


37077-'»    37  572.2  18207.5 
95  '4<VS 

—  1  090,8 

15916.4     18308,4     27  433.7 


16  803,0 
102  455,0 

29  147.0 


I 


lS  4S8.0 
105  813,0 

30  .65.0 


I 


■>  -OK  >  |       1  020.9  | 


49,u 


780,0 
33U.7 


1031.SI 

523.1 


'7,o 
.,6 


i<).<)  -60.5  -  452.S 

6  000.7  22  972,3  64  74*,9 

—  1 056.2  i  349.4 

6  000.7  6302.;  S  316,2 


52,0 

18,4 
.,6 


1'ebersthnss 

IV.  Rcichsdruckerei 

Eiunahme  

Fortdauernde  Ausgabe  .  . 


15070.5 
543.» 


100  030.2  172242.3 
103882,7  146201.9 


I 


54  248,5 
832,8 


61  648,0 

| 

1  45^,° 
9  472,o 


40  830,0 
S9o,o 


5156,5  26041.2 


- 


Uebersehuss 


4  174.0  6019.1 
3  024,7      4  544-3 


1  140.3       1  474.54 


V.  Eisenbahnverwaltnng 
Hinnahme 

Fortdauernde  Ausgabe  . 


34260.7  45124.3     6S  546.0 

20156.8  28199.0  43293.2 


l'eberschuss 


VI.  Bankwesen  

VII.  Verschiedene  Verwaltungs 
einnahmen  .... 
VIII.  Aus  dem  Reich.sinvaliden 

fonds  

IX.  Zinsen  aus  belebten  Reichs- 

geldem  

X.  Ans  der  Verfiusserung  vor 
maligen  Festnngfterrains 
XI.  Ansgleichungsbetrage  . 
XII.  Matrikularbeitrüge    .  . 
XIII.  Ansserordentl.  Deckung« 

mittel  

Darunter  Anleihen  .  . 


088, 


5103,9    16925,3  25252.8 


I 

2  094.4 
6245,4  8725,1 
26  943,6     27  346,9 
6  967.4      2  447,6 

67144,3  122436,7 


56.0 
10.4 
..6 

664S3V;. 

1  47 1 .0 
10367,0 


53  7o8,o 
937.o 


2S7  040.6  360448.6» 

252  825,9  313  3*3.3}  360488,6  393209.9*, 
34  223,7 


7046.0  7516.0 


So  35 1.3  «6175,0-'. 


1 


9  789,6 

13765,9'  14975.5  15  338,8 
28  767.5 


101,6 
800,0 
396001 


14  854.5 
18  555-5 
30076,3 

206,7 

14696,9    14063,2,    i5  585-9 
489  953,8  527662,4V 


27  938,5 


1  013,3 


305060,4     39260.4    64255,9    88388,6'  111210,1  85868,4 
31311,5     44220,9    87098,6!  109920.1  80476.S 


Summa  der  Einnahmen 
'1  Für  1901  114020,0.  — 
570  933,o. 


\  675271,0  615  372,o'i294  1 16,3  1526  i88,o|i92i  062,2  2035  917,1 
■)  für  1U01  420163,0.  —  3)  für  1901  93676.0.  —  *)  für  1901 
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Nach 

iti'T  :ll1<r|.Mw.il|i<t< 

Na«  h  dem  EtatsVunuischlag 

Kim  hiiuujf 

ist  »9 

'  brut  t<>  i 

netto 

brutto  <  u. 

Nilrh- 

1  l'li  "■«'  1 

1  «7-1 

 •  " ,'  5SS5ÖT  :  : 

2  458.; 

22  300.5 

13004.- 

«5  5^-4 

25  521.4 

30  7  ;<,'.>, 

A  Will  US*  : 

Uflifitnii;    uns    «li'in  Vorjahre 

1 1  N'brrst  liitssc  und  Besinn. 1  i 

1  l .{*,  «»>>s.»,S 

1 4  i  70.0 

io;,  541.8 

-?  .557.4 

:>o  576.0 

Hinnahmen  infolge  ]■;.  \  i->i<in  der 

104.0 

104.0 

r  ;o,n 

Auf  d  nächste  .fahl-  /u  uhertra^.-n      Km  439.3 

-7 

00  652.4 

jähre 

<.M'Sillllt- 

bedart 
Sillium- 
allri  Aus- 

II « M»  M 

l'l'ln-1-- 

weismi'jv  n 
UNKi  M 

I 'i-imiiii  Ii  ver- 
bleibender t-nj;i-. 

KT    Kl  |.  l^lx  il.ll  t 

l'KX»  M 

illlJ.-l: 

Anli-ilif 
l'MI  M. 

Hie  Heekim-  durch  A II- 

l.-ilu'  1m-i rity«  Prozent 

di-'  In-s:iiiiI- 
hedai  ts 

(Ii  s   .  ]>L'I-I'l  II 
l'.edur!- 

1X74 

1SS(I  Sl 
lS^äSh 
lSlKlIM 

ls-.»:. 

l'.M) 

Ü72  Sl  2.5 

5  5o;io;.7 
1137  072.5 
1  3  s3  o,'o.(> 
1  ;uj  1S0.S 
1  000  40S.0 

3S  1:43.1 

1 1  s  7"-o 

37S  01 
400  1  zh.o 

072  S  1  .>. ; 
5  1  l  N-'J.u 
52  1  SS;. ,2 

<i74  7^o.i 
uu;  ,  ,54.x 
I  145  40S. r, 

4M')j:.J 

.!•.!".= 
1  70  j;S,.' 

(4 

-V>  470  S 

0.0 

•i.'J 

:  3.o 
.5-4 
4.o 

U...> 

0.7 
6.0 

IS,, 
).<> 

7.« 

Jahre 

Gesumt- 
bedarf 

Dei  k  uns 
durch  An- 
leihe 

Die  An- 
leihe- 
deeknng 
betrügt 

•lahre 

Gesaint- 
bedarf 

Deckung 
durch  An- 
leihe 

Die  An- 
lei  he- 
deckung 
beträgt 

104)0  M. 

1000  M. 

Prozent 

14)00  M 

1001)  M. 

Prozent 

1872 

1  407  362.7 

90.4 

■ 

1887  88 

876  934.7 

233  109,0 
166970,5 

26.6 
.6.4 

1873 

t  369  799.9 

... 

- 

1888  89 

:  020  221.4 

1K74 

672  812,5 

188!»  90 

1  1  io  674.9 

240  561.0 

21.7 

1875 

634  448. "1 



1890  91 

1  353  620,6 

176  258,2 

13.0 

187«;  77 

679  08 1 ,2 

16  300,0 

2.4 

1891  92 

1  245  053.6 

309  381,3 

24,8 

1877,78 

569  388,5 
784  209.7 

51  812,6 

9.1 

1892  93 

1  244231.3 

>5  006.7 

4-4 

1H78  71) 

63  344,4 

8.. 

1893  94 

1  269  952.0 

153  1*7,5 

12,1 

1879  80 

550  264.8 

77  337,o 

14.1 

1891 5)5 

1  336  940.6 

145  569.7 

10,9 

1880  81 

550  065.7 

49  925.2 

O.l 

1895  94! 

1  307  180.8 

44  220,9 

3,4 

1881  82 

612505.3 

52  205,3 

8.S 

1&%97 

1  365  762.2 

1 5  695.  i 

1.1 

188283 

604  396.2 

30  1 54-9 

5,° 

1897  98 

1  456  562.8 

39  824.7 

2:7 

1887}  84 

587  251,8 

24651,8 

4.2 

189K 

1  495  567.3 

37  915.' 

2.6 

1884  85 

614  S94.6 

38  oo<;,9 

6,2 

1899 

1  570265,9 

109  920,1 

7.0 

1885.86 

637  672,5 

31  3H.5 

4-9 

19U0 

1  660  408.6 

80476.8 

4.9 

1880  87 

693  532.o 

46806.7 

6,8 

An  merk.    Für  1872  bis  1896  97  nach  «leu  Kechnuugen:  für  189798  und  1898  nach  der 
Hauthaltslibersicht.  für  1899  und  191)0  nach  den  EtatsvoranKchlägcn. 


')  Im  Etat  durch  das  oben  nach  dein  Schema  den  Kais.  Statist.  Amts  nicht  vorgetragene 
Kap.  X  der  Einnahmen:  ..l'eberschüsse  aus  früheren  Jahren"  gedeckt. 
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zu  erteilende  oder  zu  verweigernde  Entlas- 
tung. —  Die  llauptlverlentung  der  Kontrolle 
dos  Rechnungshofes  liegt  in  der  Gewähr- 
leistung der  korrekten  Etatshandhabnng, 
Buchführung  und  Rechnungslegung.  Die 
Ueberzengung,  dass  nach  dieser  Richtung 
auch  das  Ünliedeutendo  dem  Augo  des  Rech- 
nungshofes nicht  entgehen  werde,  ist  von 
einer  gewissen  |>ädagogischen  Bedeutung  für 
alle  mit  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
angelegenheiten betrauten  Beamten,  wenn 
es  auch  im  einzelnen  Falle  oft  den  Auschein 
gewinnt,  als  oh  das  Mass  der  Schrei  bar!  >eit 
in  Bagatellsachen  in  einem  gewissen  Miss- 
verhältnis zu  deren  Bedeutung  stehe. 

V.  Die  thatsächlichen  Ergebnisse  der 
Hnanzverwaltung  des  Deutschen 
Reichs. 

1.  Haushalt.  Die  Rücksicht  ;t<if  den  Raum 
verbietet,  einen  erschöpfenden  statistischen  Nach- 
weis über  die  Ergebnisse  der  Finanz  verwal- 
tun?  des  Deutschen  Reichs  hier  vorzuführen.  Es 
niuss  verzichtet  werden,  die  Einzelheiten  des  Auf- 
batis  d-  H  Haushaltsetats  nach  „Kapiteln'*  ersicht- 
lich zu  machen,  auch  können  nicht  die  Ergebnisse 
aller  einzelnen  Jahre  vorgetragen  werden.  Was 
die  materielle  Gliederung  des  II. »Inhalts  anlaugt, 
so  sind  im  folgenden  (siehe  die  auf  S.  .'175  37S ge- 
gebene l  ebersii  bt  der  Ausgaben  und  Einnahmen 
des  Deutschen  Reichs  i  bei  den  Ausgaben  in 
der  Hauptsache  nur  die  Gesamtergebnisse  der 
Spe«  ialetats  mit  Hervorhebung  einzelner  finan- 
ziell besonders  bedeutsamer  Kapitel  vorgetragen. 
Bei  den  Einrahmen  dagegen  ist  im  Hinblick 
anf  die  hervorragende  Bedeutung  eingehender 
Gliederung  der  F'iuanzqucllen  des  Boichs  weiter- 
gegangen und  das  Ergebnis  der  einzelnen  Ein- 
nahmeitrten  im  Detail  aufgeführt.  Als  Stich- 
jahre der  Vergleichung  sind  die  Rechnungsjahre 
1871  i Kalenderjahr),  1'fHÖ,  Wö.  IM«»  midi»«) 
<  He(  hnungsjahr  vom  1.  April  des  genannten  bis 
31.  Marz  des  folgenden  Jahres!  gewählt,  wobei 
für  WA  sowohl  die  ursprüngliche  Nctto-Etati- 
sierung  als  die  nachträgliche  rmrechnung  auf 
die  für  1900  massgebende  Brutto-Etatisierung 
berücksichtigt  ist.  Für  1874,  1*85  und  1895 
sind  die  Nachweise  der  allgemeinen  Rechnung, 
für  189!»  uud  1900  die  Etats- Voranschläge  be- 
rücksiclitjgt.  l>ie  Zahlennachweis:'  sind  aus 
verschiedenen  Jahrgängen  des  Statistischen  Jahr- 
buchs für  das  Deutsche  Reich  uud  für  1900  aus 
dem  Entwurf  des  Reichshaushaltsetats  für  1901 
ausgezogen. '} 

Auf  die  Einzelheiten  des  anf  S.  375-  378  gege- 
benen Tabellenwerkes  kann  hier  nicht  einge- 
gangen werden.  Der  Ueberblick  derselben  ermög- 
licht dem  Leser  den  Einblick  in  die  Ausgestaltung 
des  Reichstinanzwesens  nach  der  Seite  sowohl 
der  Ausgaben  als  der  Einnahmebeschaffung  und 
bildet  den  zahlenmäßigen  Beleg  zu  der  oben 
versuchten  allgemeinen  Charakteristik  dieser 
Ausgestaltung.   Wenn  aber  auch  auf  die  Einzcl- 

li  Aus  dem  inzwischen  dem  Reichstag  zu- 
gegangenen Etats-Entwurf  für  1901  sind  weiter 
für  1901  einzelne  wichtigere  Zahlen  teils  im 
Text,  teils  auuieikungsweise  beigefügt. 


heiten  des  Tabellenwerkes  hier  nicht  weiter 
eingegangen  werden  kann,  so  mnss  doch  den 
Haüpfabschlusszahlen  noch  eine  kurze  Bemer- 
kung gewidmet  werden.  Die  Abschlusszahlen 
des  Etats,  wie  sie  in  einer  Gesamtverausgabung 
von  (173  Millionen  in  dem  noch  durch  die  Kriegs- 
folgen beeintlussteu  Jahre  1874,  mit  638  Mtll. 
I  im  Jahre  1885  einerseits  und  mit  2056  Millionen 
im  Jahr  1900  •)  andererseits  zum  Ausdruck  kom- 
men, sind  überhaupt  nicht  vergleichbar.  Der 
Zwei-Millionen-Etat  von  1900  ist  gegeuüber  dem 
Etat  von  1874  einerseits  durch  die  formale  Aende- 
rung  der  Etatisierung  (Bruttoetat  bezüglich  der 
Betriebsverwaltungen),  noch  mehr  aber  infolge 
der  rechnerischen  Konsequenzen  der  Ueber- 
weisungspolitik  aufgebläht.  Die  Ueberweisungen 
von  Reichssteucrn  sind  nicht  bestimmt.  Reichs- 
bedarf zu  decken,  soudern  Landesbedarf;  gleich- 
wohl erscheinen  die  Reichssteuercinnahinenetats- 
mässig  zunäclet  in  den  Rciehseinnahmen,  um 
alsdann  (früher  unter  den  allgemeinen  F'onds  des 
Reichssclutzamtes,  uuumehr  in  besonderem  Ka- 
pitel ausgeworfen  ,  soweit  sie  überwiesen  werden, 
auf  der  anderen  Seite  als  Reichsausgahen  vorge- 
tragen zu  werden.  Eine  Kompensation  mit  den 
Matrikutarbeiträgen  findet  nicht  statt;  es  liegt 
also  der  Fall  vor.  dass  durch  die  Art  der  Ver- 
rechnung der  l'eherweisungen  in  Gestalt  eines 
durchlaufenden  Postens  eine  ansehnliche  Auf- 
blähung des  Reichsetats  eintritt,  wa«  bei  zeit- 
licher Vergleichung  der  Absehlnsszahlen  wohl 
zu  beichten  ist.  Der  Bedarf,  wie  er  heute  im 
Reichsetat  erscheint."  mnss  insoweit,  als  er 
l  eberweisungen  iu  sich  schliesst,  als  Reichsbe- 
darf im  weitesten  Sinne,  als  derjenige  ange- 
sehen werden,  welcher  auch  die  sekundäre  Auf- 
gabe der  Speisung  der  Landesfinanzen  aus 
'  Reichssteucrquellen  in  sich  schliesst.  Den  Reichs- 
!  bedarf  im  eigentlichen  oder  engeren  Sinne  fin- 
det man.  wenn  mau  den  durchlaufenden  Rosten 
der  überwiesenen  Reichsstenern  ganz  ausser  Be- 
tracht lässt.  Thnt  man  dies,  bringt  man  ferner 
zur  Wahrung  der  Vergleichbarkeit  auch  für 
11)00  die  Ausgaben  der  Betriebsverwaltungen 
nicht  in  Ansatz  und  bringt  mau  dabei  zugleich 
das  Mass  der  Bedarfsdeckung  durch  Inanspruch- 
nahme des  Kredits  zum  Ausdruck,  so  gewinnt 
mnn  für  die  oben  herausgegriffenen  Stichjahre 
das  gedrängte  Bild  des  weiteren  und  engeren 
Roichsbedarfs  und  des  Masses  der  Zuhilfenahme 
des  Kredits  zu  dessen  Deckung,  wie  es  sich  ans 
der  zweiten  Tabelle  auf  S.  379  ergiebt. 

Vom  Zwci-Milliardenbetnig  ist  hiernach  der 
engere  Reichsbedarf  noch  weit  entfernt;  wäh- 
rend es  bei  blosser  Berücksichtigung  der  for- 
malen Abschlusszahlen  des  GesamTetats  den  An- 
schein hat,  als  wäre  der  Reichsbedarf  seit 
zwanzig  Jahren  vervierfacht,  ergiebt  sich  bei 
.  richtiger  Vergleichung.  das«  er  nicht  ganz  ver- 
1  doppelt  ist  —  immerhin  auch  in  dieser  Re- 
duzierung noch  eine  ganz  erhebliche  aus  der  ge- 
waltig gewachsenen  nationalen  Schntzaufgabe 
des  Reichs  erklärbare  Steigerung.  Bemerkt  sei 
noch,  dass  bei  voller  Durchfühung  der  Netto- 
etatisierung  -  -  nicht  bloss  bei  den  Betriebsver- 
waltungen —  sich  die  Nettoausgabe  des  Reichs, 
wie  in  der  Denkschrift  zum  Etat  für  1900 
nachgewiesen  ist,  nahezu  um  weitere  50  Mil- 

»)  Für  1901  nach  dem  Etats-Entwurf  2241 
Millionen  Mark. 
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lionen  reduziert  {48,(5  Millionen  i.    Für  1901  ist  1  berechnete  weit  übersteigende  Aulcihe<>u«>te  in- 

in  clor  Denkschrift  zum  Etat  die  Netto- Ausgabe  I  folge  .1er  ausserordentlichen  Aufwendungen  für 

;bci  Ni<  htberiicksiclitiijuncrdos  Kxtraordinariunis)  die  chinesische  Expedition  ergeben.  Zunächst 
zu  1048.0  Millionen  berechnet:  bei  Hinzurech- 1  ist  im  betreffenden  Gesetzentwurf  vom  14.  No- 

nnng  des  durch  Anleihe  zu  deckenden  ausser-  veniber  1 1HK ►  ( Feststellung  eines  dritten  Nach- 

urdeiitlicben  Bc«  Iuris  von  97,4  Millionen,  ergiebt  trags  zum  Roiehshaiishaltsetat   für  1900)  ein 

sieh  hiernach  ein  Gesamt-Nettohcdarf  von  1140,4  durch  Anleihe  zu  deckender  Betrog  einmaliger 

Millionen  Mark.  Ausgaben  von  152.77  Millionen  Mark  —  Etat 

2.  Schuldon.    Aus  der  zuletzt  unebenen  für  die  Expedition  nach  Ostasien  auf  das  Rcih- 

l 'ebersieht  ersieht  sieh,  dass  die  Iiiaiisjiruch-  nungsjahr  1900  —   veranschlagt  Reichstags- 

nahme  des  Kredits  durch wt g  und  zwar  bis  in  Drucks.  Nr.  8,. 

die  neueste  Zeit  in  sehr  ausgiebigem  Masse  zur  Nicht  unerwähnt  darf  bleiben,  da»s  durch 

Herstellung  des  <i  leichte  wicht«  im  Keicftshaus-  die  Konversion  der  4%  igen  in  3' «  prozentig«« 

»halt   benutzt   wurde.     Hei  der  hohen  tinanz-  Anleihe    eine    beachtenswerte  Minderung  des 

politischen  Bedeutung  dieser  Thatsacbe  erscheint  Zinxaufivand»  für  dies»  n  Teil  der  Reicbsanleiho 

es  angemessen,  den  Betrag,  mit  welchem  die  eingetreten  ist  ((i.  v.  3  März  1S97  betreffend 

Anleihe  zur  Bilanzierung:  des  Keichsetats  heran-  die  Kündigung  und  rmwandlung  der  4",,  iiren 

gezogcu  ist.  für  alle  einzelnen  Etatsjahre  der  Reichsanleihe 

Periode  1872  bis  Ii**)  nachzuweisen.    Hiernach  Vcrschied.n  vom  Betrage  des  durch 

ertriebt  sich:  (s.  die  letzte  Tabelle  auf  S.  378,i.  1  na  u  s  p  r  ueh  n  a  h  in  e    des    Kredits  ge- 

Hiernaeb  zeigt  die  erheblich««  Inanspruch-  dec  kten  Hei«  hsbtdai f s  ist  der  Betrag 

nähme  des  Kredits  znr  Biluuzi«'rniig  des  Etats,  «ler  hieraus  erwachsenen  Schuldvcr- 

welcbeinsbes«>nderedie(iebaruni!'znKn<lederM<)er  pf  lieh  t  u  n  gen  des  Reichs.  w««lcher  seinen 

und  der  '.»Oer  Jahre  charakterisiert  hat,  dank  quantitativen  Ausdruck  im  Noininall«etrage  der 

««inerseits  der  unten  snb  VI  zu  erwähnenden  gesetz-  Reichs«««  hnld  und  seine  «jualitative  Abstufung 

lieben  Massnahmen  zur  Kräftigung  der  Reichs-  in  «ler  Verteilung  «ler  Schuld  auf  die  zu  den 

rinanzen  aul  dem  (jebiete  der  St«  uer- und  Finanz-  verschiedenen  Zinssätzen  laufenden  Verpllieh- 

politik  und  andererseits  der  allgemein  giinsti-  tun  gen  findet. 

geren  Gestaltung  «ler  wirtschaftlichen  V erhält-  Zunächst  wird  der  im  Statistisc  h«  n  Jahrbuch 
nisse  in  der  neueren  Zeit  eine  sehr  bedeutende  für  das  Deutsche  Reich  (HHXli  g«  gebenen  Oe- 
erfrenliche  Abnahme.  Dabei  i>t  zu  beachten,  samtühersicht  ri  «ler  R eich ssc h  u  1  den  nach 
dass  auch  der  Voranschlag  für  1899  nach  Mass-  deren  Nennwert  nachstehender  Auszug  tiir  ein- 
gäbe der  thatsäehlichen  Rechiningsergebnisae  zelue  Sticlijahre  (mit  Ergänzung  für  1899  aus 
noch  eine  erhebliehe  Abminderung  des  Anleihe-  «lein  Bericht  der  Reichsschulden-Komiuission  v. 
betrags  erfahren  wird.  Für  1900  wird  sich  II.  Mai  1900)  entnonniieu. 
allerdings  wiederum  eine  erhebliche,  die  oben 


En«le 
1H70 


Ende 
1875 


j  1881 


31.  März 
1891 


IS99 


Scbnldversehreibungen  :  verzinsliche) 

«ler  Buiidesanleihe  UKX»  M  

der  Reiehsauleiheii  1000  M  

Seha.zanweisungen  '  ™™^V\?  M 
"     |  unverzinsliche  KX.X)  M. 

Darlehnskassenscheine  (uiiverzinsü  1000  M. 

Reichskassensebeiue  (unverzinsl.)  HXX)  M.  . 


tteiieralsum  nie  HXX)  M. 
Dazu  Zinsrückstände  HXX)  M. 


I 


267  069,«, 
129  578.4 
88  953,o 


4s,o 


24.9 


18,0 


'7.7 


2677S&.5  1317797,72222950,7 


—        40  000.0  — 
63.2  - 
120  109.?  1  155  S19.0  120000.0 


48s  601.3 
•  574-2 


120323.0 
6.2 


463  629,5 
140.0 


4  776,6 


1 20  000,0 


437815.72342968,4 


2  689,2 


In  der  dem  Reit  hstag  (am  11.  November  dass  sich  „zur  Zeit''  die  Anleihekredite  im  ganzen 
1900)  vorgelegten  neuesten  „Den  k ? ch  r i f  t  J  auf  22HO:-«)0"j8f»  Mark  beziffern  und  dass  hier- 
über die  Ausführung  der  seit  dem  Jahre  187» 'von  bis  Hude  Oktober  1900  224805320»  Mark 
erlassenen   Anleihegesetze-«    ist   nachgewiesen,  realisiert  waren,  uud  zwar: 

445705020  M.  durch  Begebung  der  früher  4  "„igen,  jetzt  3', .,  °rt  igen  Schuldverschreibungen  im 

Nennbetrage  von  450000000  M. 
79870S642  ,,       „  ,.  „    3rV\  iger  .Schuldverschreib,  im  Nennbetr.  v.     790000000  „ 

924247483  ,.  n  ~    3"0iger  „  .,  1058  500000  ,. 

79392060  _  „    4%  iger  Schatzanweisnngen  r        „      80000000  „ 

tV«»rhehaltlich  der  definitiven  Abrechnung.) 


')  In  «Heger  Uebersicht  im  Statistischen 
Jahrbuch  wird  seit  einer  Reihe  von  Jahren  der 
Bestand  an  .Schatzanweisungen  nicht  berück- 
sichtigt; nach  den  Berichten  der  Reichsschulden-  1  und  »0  Millionen  Mark 


kominission  vom  30.  April  1899  bezw.  11.  Mai 
1900  betrug  er  beispielsweise  am  Schluss  der 
Etatsjahre  189(>.  1897  und  1898  60  bezw.  70 
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Der  Nennbetrag  der  realisierten  verzins- 
lichen Rcichsanleihc  belief  sieh  hiernach  Ende 
Oktober  lim  auf  i.WiimOUU  Mark. 

Aul  (i mini  der  Gesetze  wegen  Verw  endung 
ülif  rschüssiger  Reichseinnahmeu  zur  S  c  h  u  I  d  e  n  - 
1 1 1  <r  11  ii  <r  sind  zur  Verminderung  der  Heielm- 
schuld d.  !i.  Absetzung  von  dem  Anleihcsulh 
überwiesen  worden  im  Rechnungsjahr  lNi>.V.H> 
13  Millionen  Mark.  1>s;h;«»7  ;V>  Millionen  Mark, 
1807 '.'S  -IT.;,  Millionen  Mark,  1HDS  42.4  Mil- 
lionen Mark. 

Auf  die  Einzelheiten  der  Nachweist-  über 
die  Verwendungszwecke  der  Anleihe  und 
Uber  di»-  Beteiligung  der  drei  durch  die  Sonder- 
stellung Häverns  in  Bezug  auf  das  l'ost-  und 
Telegraphen-  sowie  das  Militärwe-en  und  jene 
Württembergs  hinsichtlich  des  ersten'!  be- 
dingten F  i  na  nz  ge  mein  se  haften  il.de:  Uf 
samthcit  aller  Bundesstaaten,  2.  der  Hundes- 
Staaten  mit  Ausschluss  von  Hävern,  Ii  der  Bun- 
desstaaten mit  Ausschluss  von  Hävern  und 
Württemberg!  kann  hier  nicht  «•injrryuii^'ii 
werden  —  I  m  jedoch  ciiiigcrinas.sen  ilie  lianpt 
sächlichsten  Verwendungszwecke  der  Anleihe 
ersichtlich  zu  inachen,  sei  bemerkt,  dass  von  den 
bis  zum  Schlüsse  lies  Rechnungsjahres  IHÜ5»  i  mit 
Eins,  hluss  von  31.2  Millionen  Mark  Kesten)  ver- 
einnahmten Deckung-mittcln  im  Betrage  von 
21S)i».K  Millionen  Mark  tretien  auf: 

Verwaltung  des  Reh  hsht  eres     i  ;;2.t  Mill.  M. 

Marim-verwaltung  S^-A  -  - 

Eisenbuhnvenvaltnng  '3<>ö  -  * 

Münzweseii  48.2  ..  . 
Zollanschluss  von  Hamburg  und 

Bremen  32.0  r  _ 

Nordost>eekanal  106.0  ., 

Host-  u.  Telegruphenvcrwaltiing  75,4  „ 

Bezüglich  der  Beteiligung  <ler  erwähnten 
drei  F  i  n  a  11 z  g  e  m  e  i  n  s  e  h  a  f  t  e  11  an  der  Summe 
von  2  liPJ.S  Millionen  Mark  ertriebt  sich.  duss 
hiervon  treffen  auf  1.  alle  Bundesstaaten: 
2UÖ.I)  Millionen  Mark.  2.  auf  die  Bundesstaaten 
mit  Aus>i  hluss  von  Bayern:  121.6  Millionen 
Mark.  3  auf  die  Bundesstaaten  mit  Ausschluss 
vjii  Baveru  und  Württemberg:  7ö.l  Millionen 
Mark.  ' 

VI.  Kefoniibestrebungen. 

Vor  einem  Jahrzehnt  war  die  Erwägung  der 
in  der  ersten  Auflage  dieses  Handwörterbuchs  sub 
VI  behandelten  Reform- Fragen  in  den  mass- 
gebenden Kreisen  der  treibenden  und  leitenden 
Kräfte  der  Keichshnnnz|>olitik  noch  nicht  zu  l>c- 
stimmt  ausgestalteten  Reform-Bestrebungen  ver- 
dichtet. Zu  jenerZeit  geriet,  wie  aus  den  oben  mit- 
geteilten statistischen  Naehweisungen  hervorgeht, 
der  Reichshaushalt  immer  tiefer  in  die  Borgwirt- 
schaft hinein  und  litt  schwer  unter  der  Hilf- 
losigkeit, in  welche  er  durch  eine  übertriebene 
Geltendmachung  des  Ueberweisuiigsprincips  ge- 
raten war.  Ich  habe  mich  hierüber  sowie  über 
die  möglichen  Mittel  der  Abhilfe  in  dem  er- 
wähnten Abschnitt  meines  Aufsatzes  in  der 
ersten  Auflage  sowie  weiter  in  ausführlicher 
Weise  in  meiner  im  Jahr  1873  erschienenen 
Schrift  .,Zur  Reichsfinanzreform"  geäussert. 

Seit  jener  Zeit  haben  sich  zwei  bedeutungs- 
volle Etappen  in  der  Ausgestaltung  von  Reform- 


bestrebnngen  auf  dem  Gebiete  des  Reicbsriiianz- 
wesens.  ergeben. 

Zunächst  M  seitens  der  verbündeten  Re- 
gierungen der  Gedanke  einer  durchgreifenden 
Finanzreforiu.  welche  zugleich  die  bilanziellen 
Beziehungen  von  Reich  und  Ein/clstauteu  or- 
ganisch regeln  sollte,  zu  einer  Gesetzesvorlage 
verdichtet  worden.  In  der  Thronrede  vom  lt>. 
November  1SU3  wurde  betont,  die  Fiiianzver- 
waltung  des  Reichs  habe  eine  endgiltige  Ord- 
nung im  Sinne  der  Reit  hsverfassttng  noch  nicht 
gefunden;  die  bisherige!]  Erfahrungen  hülfen 
bewiesen.  dass  ohne  Schädigung  des  Reichs  und 
der  Einzcistaatcii  eine  Auseinandersetzung 
zwischen  denselben  nicht  länger  hinausge- 
schoben werden  könne.  l>as  Finanzwesen  des 
Reichs  werde  dergestalt  aufzubauen  sein,  dass 
unter  Beseitigung  der  bisherigen  Schwankungen 
die  Anforderungen  desselben  au  die  Einzel- 
Staaten  in  ein  festes  Verhältnis  zu  den  t. Über- 
weisung ■:!  gestellt  werden  und  ein  gesetzlich 
festgelegter  Anteil  an  den  eigenen  Einnahmen 
•  les  Reichs  für  einen  vorher  bestimmten  längeren 
Zeitraum  den  Einzelstaateii  zugesichert  werde. 
Eine  solche  Ordnung  werde  im  Einklang  mit 
der  föderativen  Gestaltung  unseres  Staatswesens 
ein  ungestörtes  Zusammenwirken  de-,  Reichs 
und  der  Einzelstaateii  gewährleisten  und  ohne 
Schinälerung  der  Rechte  des  Reichstags  die 
Fiuanzverwaltung  iu  hohem  Grade  fördern.  Zu 
diesem  Behuf  würden  dein  Reichstag  ein  Gesetz- 
entwurf betr.  die  anderweite  Ordnung  «les 
Finanzwesens  des  Reichs  und  zur  Beschattung 
der  hiernach  erforderlichen  Mittel  Gesetzent- 
würfe betr.  die  Besteuerung  des  Tabaks  und 
Weines  sowie  die  Erhebung  von  Reichsstempel- 
abgaben  zugchen. 

In  dem  an  den  Reichstag  gelangten  Ge- 
setzentwurf betr.  die  anderweitc  Or  innig  »les 
Finanzwesens  des  Reichs  Session  1 85 >H  5)4.  Drucks. 
Nr.  .'»Ii  war  zunächst  für  einen  Zeitraum  von 
n  Jahren  ein  den  Einzelstaaten  zu  sichernder 
Miuimalbetrag  vtm  Mehrnherw eisungen  über  die 
Matrikularbeiträge  von  4U  Millionen  Mark  in 
Aussicht  genommen.  Die  darüber  hinausgehen- 
den Mehrerträge  seiner  Einnahmequellen  sollten 
dem  Reich  verbleiben,  das  Reich  aber  auch,  unter 
Ausschluss  eines  Rückgriffs  auf  Matrikularbei- 
träge die  Deckung  für  weitereu  eigenen  Ausgabe- 
bedarf lediglich  seinen  eigenen  Einnahmequellen 
zu  entnehmen  haben  und  zu  diesem  Zwecke 
ihm  die  Möglichkeit  einer  zeitweiligen  stärkeren 
Heranziehung  der  letzt*  reu  gesichert  w  erden. 
Die  Notwendigkeit,  diesen  Weg  zu  best  breiten, 
aber  sollte  dadurch  möglichst  eingeschränkt 
werden,  dass  etwaige  rechuungsmässige  Feher- 
sehüsse  des  Reichshaushalts  zu  einem  Aus- 
gleichuugsfouds  angesammelt  würden,  aus  wel- 
i  ehern  etwaige  rechnungsmässige  Fehlbeträge 
späterer  Jahre  zu  decken  wären,  während  die 
nach  Sicherung  dieser  Zweckbestimmung  des 
Ausgleichnngsfonds  etwa  verfügbar  bleibenden 
Mittel  desselben  zur  Schuldentilgung  zu  ver- 
wenden wären.  —  Voraussetzung  für  eine 
solche  durchgreifende  Reform  war  eine  aus- 
giebige Kräftigung-  der  Reiehsfinatizen  um  den 
Betrag  von  etwa  1UU  Millionen  Mark.  Dieser 
Zweck  sollte  erreicht  werden:  1.  Durch  Er- 
höhung der  Reichsstempelabgaben  und  Er- 
Streckung  dieser  Verkehrsteuer  auf  Quittungen, 
Cbecks  und  Giroanweisungen  und  Frachtpapiere 
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(Drucks.  Nr.  52);  2.  dnrch  Erhöhung  der  Tabak- 
bestenerune mittelst  Einführung  der  Fabrikat- 
Steuer,  und  zwar  einer  nach  dem  Wert  abge- 
stuften Fakturensteuer  (Drucks.  Nr.  53);  3. 
dnrch  Einführung  einer  Weiiibestenerung  für 
den  Wein  im  Wert  von  mehr  als  50  Mark  per 
Hektoliter  iPrucks.  Nr.  54).  (Sämtliche  Ent- 
würfe samt  Begründung  und  Denkschrift  abge- 
druckt im  Finanzarchiv  von  Schanz  XI.  Bd. 
1894.    8.  207  u.  ff). 

Der  Reichstag  ging  auf  die  Grundidee 
dieser  durchgreifenden  Reirhstinanzreform^  nicht 
ein.  Von  der  in  Aussicht  genommenen  Kräfti- 
gung der  Reichstinanzen  wurde  dnrch  G.  v.  27. 
April  1894  nur  die  Erhöhumr  der  Reichsstempel- 
abgaben nuter  Beschränkung  auf  die  sogenannte 
Börsensteuer  und  die  Lotterielose,  also  unter 
Ablehnung  der  vorgeschlagenen  oben  erwähnten 
Krstrcckung  der  StempelpHicht  verwirklicht. 

In  der  nächsten  Session  wurde  der  Versuch 
der  gesetzlichen  Ausgestaltung  der  Fiuanz- 
reform  wiederholt.  Am  20.  Januar  1895  ge- 
langte wiederum  ein  Gesetzentwurf  betr.  die 
anderweite  Ordnung  des  Finanzwesens  des 
Reichs  an  den  Reichstag  (Session  185M  Uö.  Drucks. 
Nr.  115;.  Die  feste  Mehrüberweisung  an  die 
Einzelstaaten  wurde,  wenn  auch  mit  Bedauern, 
fallen  gelassen  und  nur  der  Gleichstand  von 
Matrikularbeitrngen  und  l'eberweisungen  in 
Aussicht  genommen.  Hiemach  war  auch  nur 
eine  geringere  Einnabmeverniehrung  des  Reichs 
geboten.  Diese  sollte  durch  die  gegenüber  dein 
Vorschlag  des  Vorjahrs  in  Einzelheiten  modi- 
fizierte Tabakfabrikatsteuer  beschafft  werden 
i  Drucks.  Nr.  110). 

Diise  neuerlichen  Vorlagen  der  verbündeten 
Regierungen  hatten  gar  keinen  parlamentari- 
schen Erfolg.  Die  Befürchtungen  der  Parla- 
mentarier, durch  eine  organische  Regelung  der 
Beziehungen  von  Reichs-  und  Staatstinanzcn  im 
Masse  des  jährlichen  Einflusses  auf  die  Etats- 
gestnltung  Machteinbnsse  zu  erleiden,  verbanden 
sich  mit  dem  siegreich  durchdringenden  und 
wohl  organisierten  Ansturm  der  durch  die  Ver- 
brauchssteuererhöhung,  insbesondere  die  in  Aus- 
sicht genommene  Tabakfabrikateteuer.  sich  be- 
droht wähnenden  Interessenten,  während  die 
18y3..il4  vorgeschlagene  Weinsteuer  den  Keim 
des  Todes  schon  infolge  der  mangelmlen  l'eber- 
einstimmung  der  Anschauungen  der  verbün- 
deten Regierungen  Uber  diese  Ausdehnung  der 
Reic  haverbrauchsbestenernng  in  sich  getragen 
hatte. 

Der  durchaus  berechtigte  Gedanke  einer 
organischeu  Reichsstenerreturm  ist  seither  wie- 
derholt, namentlich  vom  Bundesratstisch,  zu- 
weilen in  fast  elegischer  Form  ausgesprochen ; 
zu  bestimmten  Versuchen  seiner  Verwirklichung 
aber  ist  es  nicht  mehr  gekommen.  Vielmehr 
scheint  die  weiter  ausblickende  Rcichsfiuanz- 
reform  für  absehbare  Zeil  ersetzt  zu  sein  durch 
den  „Jährling"  eines  von  einem  Rechnungsjahr 
zum  andern  immer  wieder  neu  wiederkehrenden 
Bemühens,  die  gröbsten  Schäden  übertriebener  j 
Ueberweisung  durch  jeweilige  Sonderversfändi- ! 
gung  über  das  Mass  der  dem  Reich  zu  belassen- 
den Finanzkraft  zu  beseitigen. 

Der  Anstoss  hierzu  ging  nicht  von  der  Lei- 
tung der  Reichshnauzen ,  sondern  vom  Reichs- 
tag aus:  der  Antrag  Dr.  Lieber  vom  12.  März 
18%  formulierte  zuerst  den  Gedanken  der  Zu- 


rückbehaltung  eine»  Teils  (und  zwar  der  Hälfte) 
des  Ueberschusses  der  Ueberweisungeu  über  die 
Matrikularbeiträge  ,.zur  Verminderung  der 
Reichsschuld"  und  der  jahrweisen  eventuellen 
Erhöhung  des  durch  die  Franckensteinschc 
Klausel  festgesetzten  Betrags  von  130  Millionen 
Mark.  Vom  nächsten  Jahr  ab  wurde  —  weun 
auch  mit  einem  gewissen  inneren  Widerstreben 
und  unter  starker  Aeeentnierung  des  Bedürf- 
nisses einer  durchgreifenden  die  Reichsrinauz- 
Verwaltung  klarer^  und  einfacher  gestaltenden 
Reform  —  diese  Jahres-Flickarbeit  au  den  Reichs- 
tinanzen in  das  Programm  der  Reichfinamcver- 
waltuug  selbst  übernommen  uud  ist  bisher 
unter  Aufnahme  von  Vorsorgebestimmnngcn  in 
der  Kichtung,  dass  die  Einzelstaaten  zu  dem 
Entgang  von  l'eberweisungen  im  laufenden 
Jahre  nicht  etwa  noch  durch  Mehrzahliuig  von 
Mutrikularbeiträgen  im  zweitfolgenden  Rech- 
nungsjahr betroffen  weiden,  beibehalten,  wie 
oben  sub  V,  3.  im  einzelnen  nachge- 
wiesen ist. 

Die  Statistik  der  Ergebnisse  des  Reichs- 
haushalts  lässt  darüber  keinen  Zweifel,  dass 
durch  diese  vom  Jahr  18%  ab  befolgte  Finanz- 
politik von  Fall  zu  Fall  thatsächlich  eine  nicht 
unerhebliche  Verbesserung  in  der  Lage  der 
Reichstinanzen  eingetreten  ist.  Man  darf  aber 
nicht  vergessen,  dass  dazu  ausser  dem  im  An- 
trag Lieber  formulierten  Grundgedanken  auch 
äussere  in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger 
Jahre  in  die  Erscheinung  getretene  Umstünde 
in  entscheidender  Weise  mitgewirkt  haben, 
nämlich  erstens  ein  verhältnismässiger  Nieder- 
stand der  Extraordinarien  und  zweitens  —  und 
zwar  in  hervorragender  Weise  —  die  allge- 
meine Gunst  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
welche  die  Betriebs-,  Zoll-  und  .Steuereinnahmen 
des  Reichs  ausnehmend  günstig  gestaltet  hat. 
Schon  bei  der  Fluttenverstärkung  von  15**1 
glaubten  gerade  die  Vertreter  der  neuzeitlichen 
Strömungen  in  der  Reiehslinanzpolitik  des  Zn- 
grifls  auf  neue  Stenenjuellen  nicht  entbehren 
zu  können.  Es  steht  ausser  Zweifel,  das.«  hei 
dem  Eintritt  ungünstigerer  wirtschaftlicher  Ge- 
samtverhältnisse und  der  dadurch  bedingten  Ah- 
schwächnng  der  Reichseinnahmen  das  im  Jahr 
18%  eingeschlagene  Verfahren  versagen  und 
alsdann  das  schlummernde.  Bedürfnis  nach  einer 
organischen  Reichsfinanzreform  wieder  erwachen 
wird. ')  Eh  wird  sich  dann  zeigen,  dass  zur  An- 
bahnung dieser  Reform  auf  eine  ausgiebige 
Kräftigung  der  Reichstiuanzen,  und  zwar  dnrch 
Ausgestaltung  rückständiger  Zweige  der  Ver- 
brauchsbesteuerung, nicht  verzichtet  werden 
kann  Die  so  begründete  Finauzreform  wird 
alsdann  erreichen  können,  was  jetzt  noch  nicht 
erreicht  ist.  nämlich  eine  solche  Gestaltung  der 
Reichstinanzen,  dass  in  Zeiten  günstiger  wirt- 
schaftlicher Entwickelung  nicht  bloss  die  Borg- 
wirtschaft  ganz  entfällt,  was  bisher  noch  in 
keinem  Jahr  trotz  günstigster  Gestaltung  dieser 
Entwickelung  der  Fall  war.  sondern  dass  alsdann 
auch  zu  wirklicher,  nicht  bloss  fiktiver  Schnlden- 
„Tilgnng-  —  d.  h.  Verminderung  der  laufenden 
Schtud  an  Stelle  blosser  Mindervermehrung  der- 


')  Wenige  Tage,  nachdem  diese  Zeilen 
niedergeschrieben  waren,  haben  die  Reichstags- 
verhandlungen die  Anfänge  der  Bestätigung 
dieser  Auffassung  gebracht. 
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selben  in  Form  von  Absetzungen  am  Anleihe- 
w»U  —  geschritten  werden  kann. 

quellen  nnd  Lltteratur:  Quellen:  Die  mos*- 

gebenden  Bettimmungen  der  Verfassung  sowie 
die  einzelnen  in  Betntcht  kommenden  llrsetzes- 
und  Vollzugsbestimmungen  haben  im  Vorstehenden 
geeigneten  Ortes  Encähnung  gefunden.  Ah  jähr- 
liehe parlamentarische  Aktenstücke, 
welche  für  da*  Reichsflnanzwesen  Itedeutsam  find, 
kommen  insbesondere  in  Betracht:  1.  der  Ent- 
wurf dt*  Reiehshaushaltsetuts,  i.  die  stenographi- 
schen Berichte  de*  Reichstage*  über  die  Etats- 
beratung, insbesondere  in  erster  I^esung,  3.  die 
l'ebernchl  der  Reichtausgaben   und  -einnahmen, 

4.  die-  allgemeine  Rechnung  über  den  Rriclis- 
hnushalt ,  5.  der  Bericht  der  Reichsschulden- 
kommission,  C>.  die  Denkschrift  iitrrr  die  Aus- 
führung der  seit  dem  Jahre  1*7*  erlassenen  An- 
leihegesetze. —  Auszuge  des  sUitistischen  In- 
halte* dieser  Aktenstücke  bringt  das  Statistische 
Jahrbuch  für  das  Deutscht  Reich  im  Abschnitt 
11  Finanzwesen « . 

I  1  tte  rata  r :  Abgesehen  von  den  A  us- 
ßihrnngen  in  den  Staats  •  und  rerwaltungs- 
rechtlichen  Kompendien,  insbes.  von  Labantl, 
G.  Meyer,  Könne,  Bomhak,  v.  Seytlel 
und  in  den  Jinanzwisseniehaf fliehen  Kompendien, 
insbes.  eon  Wagner,  v.  Schfinberg,  Cohn, 
Honetter,  v.  Stein,  kommen  folgende  E i u  zel  - 
arbeiten  in  Betracht:  ti.  Cohn,  l'ebrr  den 
Haushalt  des  Ileutsrhen  Reiches  (Deutsche  Rund- 
schau, Mai  189i).  —  »S,  Cohn,  Die  Finanzen 
des  Deutschen  Reiches  seit  seiner  Begründung, 
Berlin  1899.  —  Eheberg,  Art.  Finanzen  in 
diesem  Handwörterbuche,  2.  A«ß.,  Bd.  III,  S. 
'Mi ff.  —  M.  v.  Hecket,  Art.  Finanzstatistik 
in  d.  Handle,  i.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  98  J  u.  983,  Matri- 
kularltcilräge,  Art.  in  d.  llaudw.,  .'.  Aufl., 
Bd.  V,  S.  737  ff  —  Dernelbe,  Das  Budget, 
Leipzig  189/!.  -  -  Dernelbe,  Art.  Reichsjinanzen 
in  Elfter»  Wörterb.  d.  Volkse.,  Bd.  11,  S. 
413  (f.  —  Hertel ,  Die  preussisrhr  I  'herrerh- 
nungskammer  (Rechnungshof  des  Deutschen 
Reiches),  ihre  Umschichte,  Einrichtung  und  Itc- 
l'ui/n  tsse,  Berlin  I884.  O.  v.  Hof]  mann. 
Die  preussischc  Haaptvericaltung  der  Staats- 
schulden ton  18i0  MUH,  Berlin  189*i.  —  Jelll- 
nek,  Budtietrerht,  Art.  in  d.  Handtr.,  2.  Aufl., 
Bd.  11,  S.  1104  ff.  -  Kittet ,  Die  Francken- 
steinsehe  Klausel  und  die.  deutsche  Finanzer  form, 
Würzburg  1894.  —  Labnnd.  Art.  Reichsjiuauz- 
trrsen  in  c.  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen 
Verwaltungsrechts,  Bd.  II,  Freiburg  1890 ,  S. 
.159  ff  —  Dernelbe,  Rrichsflskus,  Art.  ebenda*., 

5.  3tii  ff.  —  Dernelbe,  Reichshaushaltsrtat,  Art. 
ebendas.,  S.  3^4  ff.  —  Dernelbe,  Reuhsrer- 
mögen,  Art.  ebendas.,  S.  370  ff.  — ■  \;  Muyr, 
Finanzielle  Kriegsbereitschaft  im  Frieden.  (Deut- 
scht Revue  1890,  Januar-  und  Februarheft.)  — 
Dernelbe,  l>er  SUtal  als  Gläubiger  und  al* 
Schuldner,  München  1890.  —  Derselbe,  Ver- 
schiedene auf  die  Reichssteuern  bezügliche  Artikel 
in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Ver- 
traltungtrechls  und  dessen  3  Ergiinzungsb<inden, 
insbesondere  Ii 'rannt trrinstcuer,  Brausteuer,  Mono- 
pol,  Salzsteuer,  Tabaksteuer ,  Zollwesen  (Zoll- 
ultgaben  und  Zolhertcttltungj,  Zuckers/euer.  — 
Dernelbe,  Zur  Reichs/ „anz  reform,  Stuttgart 
I8'J3.  —  Dernelbe,  Das  Vorspiel  der  Reichs- 
jinamreform ;   Reichshilfe  und  Landeshilfe  zur 


Ordnung  der  Reichsßnanten,  im  Deutschen 
Wochenblatt  1894,  AV.  33  u.  50.  Dernelbe, 
Die  Reichsflnamreform ,  Virrtelfahrschriß  für 
Staats-  u.  Volkswirtschaft,  herausg.  von  Franken- 
stein 1895,  Nr.  6.  —  Dernelbe.  Reichsfinam- 
reform  und  Tultaksteuer ;  die  Finanzlage  de* 
Reichs,  in  der  Allgem.  Zeitung  1895,  A'r.  76,  78, 
80,  3iJ0  und  Mit.  —  Dernelbe,  Flotte  und 
Finanzen,  <lie  Deckungsfrage,  Tübingen  l'.KHt.  — 
11.  Müller-Fulda,  Die  Schulden  des  Deutschen 
Reichs  und  der  Antrttg  Dr.  Lieber  c.  12.  März 
189Ö,  Fulda  189C.  —  Philippovtch  v.  Phi- 
llppnberg,  i*ir  deutsche  Reichsbank  im  Dienste 
der  Fitianzrertraltung  des  Reichs  und  der  Bundes- 
staaten. (Schanz,  Ftnanzarchic ,  III.  Jahrg., 
1886,  I.  Bd.,  S.  108 ff.)  —  H.  Preurm,  Reichs- 
und  Isindcsfinanzen.  Volksw.  Zeitfragen,  Hefte 
Iii,  Iii,  Berlin  IS94.  —  C.  Sattler,  Mitglied 
des  preuss.  Abgeordnetenhauses,  Die  Schulden 
de*  Ifeittsthen  Reichs  bis  1891.  (Schanz,  Finanz- 
archit,  VIII.  Jahrg.,  1891,   II.  Bd.,  S.  4«iff.) 

—  A.  Sehäffle,  Finanzpolitik  (Deutsche  Kern- 
und  Zeitjragrn)  ,  Berlin  1895.  -  -  im.  Schanz, 
Art.  Budget  in  diesem  Handle,  Bd.  II,  S.  1138  f. 

—  Dernelbe,  Der  Reichs  haus  halt  und  das 
Finanzwesen  der  Einzelstaaten  ( Finanzarchiv, 
XIII.  Jahrg.,  189ti ,  S.  88 ff.).  —  Die  fünf 
grossen  Kotirertientngen  in  Deutschland  (Finanz- 
archiv, XIV.  Jahrg.,  1897,  S.  384 ff.).  — 
il'aoner,  Reichsflnantwescn  in  Jahrb.  f.  (Je*. 
11.  Vene.  1,  S.  581  ff.,  desgl.  (II.)  ebenda*.,  3, 
S.  ('Off.  —  Zeller,  Art.  Rriehsschuldburh  in 
r.  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Vertral- 
tungsrerhts,  I.  Ergänzungsltand.  Freiburg  189i, 
S.  75 ff.  —  Dernelbe,  Art.  Staalsrechnungs- 
teesen  in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen 
Verwaltungsrechts,  Bd.  II,  Freiburg  1890,  S. 
50iff.  Fr.  Zahn,  Die  Rentenkonvertierung 
(Annalen  des  D.  R.  1890,  3).  -  Zorn,  Art. 
Reichsjinanzwesrn  in  r.  Holtzendorffh  Rechts- 
lesikou,  3.  Aufl.,  Leipzig  1881,  J.  Bd.,  S.  375 (T. 

Veorg  v.  Mayr. 


KeichsstatiHtik 

s.  Statistik.  Deutsches  Reich. 


ReiniariiN,  Johann  Albert  Heinrich, 

geboren  am  11.  XI.  172U  zu  Hamburg  als  Sohn 
des  berühmten  Lessingwheii  Freundes  H.  Samuel 
Kciinaru«.  Fr  studierte  1752  in  Güttingen 
Medizin  nnd  175H  in  Ix'yden  ausser  Medizin 
aueh  Physik  und  Botanik.  1754  «ing  Iieimaru« 
nach  Fugland,  17f)f>  wieder  nach  Holland,  wo 
er  am  IV.  1657  zu  Leydeu  mit  der  Disser- 
tation: »DiK».  de  tumore  ligiunentorum  circa 
nrtii'ulos  fungo  articulorum  dieto"  promovierte. 
Nunmehr  kehrte  Kcimanin  nach  »einer  Vater- 
stadt Hamburg  zurück,  praktizierte  hier  als  Arzt, 
beschäftigte  sich  aber  auch  mit  ^physikalischen, 
volkswirtschaftlichen  und  politischen  Arbeiten. 
17Ü7  übernahm  er  das  Amt  eines  Professor»  der 
Naturlehre  am  dortigen  Gymnasium  und  war 
Mitbegründer  und  langjähriger  Vorstand  der 
„  Hamburgischen  Gesellschaft  zur  Beförderung 
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der  Künste  und  nützlichen  Gewerbe".  Reimarus 
musste  infolge  der  französischen  Kriegswirreu 
noch  als  84  jähriger  Greis,  1813.  nach  dem  (inte 
Ranzau  in  Holstein  flüchten,  wo  er  am  6.  VI. 
1814  starb. 

Reimarus  hat  viele  medizinische  und  natur- 
wissenschaftliche Schriften  (insbesondere  Uber 
die  Elektricität  dt«  Gewitters)  hinterlassen, 
jedoch  siud  seine  Abhandlungen  Ober  volkswirt- 
schaftliche und  handelspolitische  Themata,  in 
denen  er  insbesondere  für  die  Freiheit  des 
Kornhandels  eintritt,  weit  bedeutender.  Kr 
erklärt  sich  als  Anhänger  der  „berühmten  und 
geschickten4*  Männer  Hume  und  Smith  und  be- 
trachtet in  seiner  Schritt  .Der  Kaufmann",  s.  u., 
die  grossen  Vorteile,  welche  der  Handel  unter 
den  Meusehen  gestiftet  hat.  beruft  sich  auf  die 
Erfahrung,  ,.welch  Elend,  welches  Bedrängnis 
ans  der  Sperrung  des  Handels  entstanden  sei'1, 
und  äussert  die  Besorgnis,  dass  durch  Aufhebung 
des  Verkehrs  auch  der  ehemalige  Zustand  der 
Ritterzeit  oder  Barbarei  wieder  einreisseu  möchte. 

Von  den  staatswisseusehafflichen  Schriften 
und  Abhandlungen  Reiroani>*  führen  wir  fol- 
gende in  chronologischer  Reihenfolge  auf:  Das 
wahre  Beste  der  löbl.  Zünfte  und  Handwerke. 
Hamburg  1770.  Neu  erschienen  1791.  —  Die 
wichtige  Frage  von  der  freien  Aus-  und  Hin- 
fuhr des  Getreides,  nach  der  Natur  und  Ge- 
schichte untersucht.  Hamburg  1771.  Auch  1790 
(ins  Französische  übersetzt  v.  Bourgoing.  Paris 
171)3).  -  Hnndlnngsgniudsiitze  zur  wahren  Auf- 
nahmt! der  Länder  und  zur  Beförderung  der 
Glückseligkeit  ihrer  Einwohner,  aus  der  Natur 
und  Geschichte  untersucht.  Hamburg  1768: 
2.  Aufl.  Bremen  1775.  -  Beantwortung  des 
Beitrags  zur  Beratschlagung  über  die  HhihI- 
lungsgrundsätze.  Hamburg  1771 ;  2.  Aufl.  Bremen 
1775.  —  Ueber  die  Verunstaltung  öffentlicher 
Kornniagazine  '..Hannoversches  Magazin",  1772, 
Nr.  (»7  und  68,  preisgekrönte  Arbeit:.  —  Der 
Biicherverlag.  Hamburg  1773.  Die  5.  Aull, 
von  seines  Vaters  Abhandlungen  von  den 
vornehmsten  Wahrheiten  der  natürlichen  Religion, 
durchgesehen  und  mit  einigen  Anmerkungen 
begleitet,  Hamburg  1781.  -  Ueber  die  Gründe 
der  menschlichen  Erkenntnis  und  der  natürlichen 
Religiou,  Hamburg  1787.  —  Abhandlung  über 
die  Frage:  Wie  können  Fleischtaxen  in  Städten 
am  sichersten  bestimmt  werden  't  oder  durch 
welche  Verfügungen  kann  der  billigste  Preis 
des  Fleisches  bewirkt  werden''  welche  von  der 
Societät  der  Wissenschaften  zu  Göttingen  auf 
den  November  1787  aufgegeben  worden.  Ist 
mit  noch  zwei  anderen  Abhaudlnngen  über  diese 
Frage  zusammen  gedruckt,  Hannover  1788. 
Auch  im  ..Hannöver.  Magazin",  1788,  Stück  16 
und  17.  —  Ueber  die  Hamburger  Bank.  .(Hansea- 
tisches Magazin1,  Bd.  VI,  S.  181.  -  Leber  das 
Alter  der  Assekuranzen,  in  J.  G  Büschs  n.  ('. 
1).  Kbcüngs  Handlungshibliothek.  Bd.  3.  Stück  I, 
S.  IIS)— 122  (171«)).--  Bedenken  über  die  Frage: 
Ob  der  Staat  Gesetze  für  die  Erziehung  und  den 
Unterricht  der  Kinder  vorschreiben  solle?  Im 
Braunschw.  Journal  1790,  St.  I.  S  71  -83.  ■ 
Drei  Reden,  welche  bei  der  25 jährigen  Stiftungs- 
feier der  hanihnrgischen  Gesellschaft  zur  Be- 
förderung der  Künste  und  nützlichen  Gewerbe 
gehalten  worden,  Hamburg  17SO.  —  Freiheit 
oder  das  Recht  dos  Bürgers  Uber  das.  was  er 
dem  Staate  nützlich  oder  nachteilig  findet,  sich 


I  öffentlich  zn  äussern,  Hamburg  1791.  —  Der 
|  Bticherverlag,  „Deutsche«  Magazin".  April  1791. 
I  —  Eine  Bürgerfrage  nach  Bürgerrechten  beant- 
:  wortet.  Hamburg  1791.  —  Ergänzung  des  Ver- 
lagsrechtes, Hamburg  171(2.  —  Ueber  die  Ver- 
bindlichkeiten der  Traktaten,  im  Schleswigscheu 
Journal.  1793.  St.  8.  S.  484  -  498.  —  Entwurf 
eines  allgemeinen  Staatsunterrichtes  für  künftige 
Bürger,  Hamburg  1803.  —  Der  Kaufmann,  Hain- 
burg 181(8,    (Ins  Franzosische  übersetzt  von  v. 
Vi  Hers,  Paris  181)8.)  —  Klagender  Völker  des 
Kontinents  von  Europa,  die  Handelssperre  be- 
treffend. Hamburg  1809 (gleichfalls  von  v.  Vil  lers 
ins  Französische  übersetzt.  Amsterdam  1809». 

Gedanken  über  die  Welteinrichtung,  Hamburg 
1813.  —  Der  Tausch,  ..Altonaer  Adresskomptoir- 
uachriehteir'.  1815. 


Vgl.  über  Job.  Alb.  Heinr.  Reimarus: 
Johann  Albert  Heinrich  Reimarus7  Lebens- 
beschreibung von  ihm  selbst  aufgesetzt.  Nebst 
dem  Entwurf  einer  Teleologie  zu  seinen  Vor- 
lesungen bestimmt,  herausgegeben  von  K.Sieve- 
king.  Mit  dem  Auszuge  eines  Tagebuches  des 
Kammerherrn  von  Hennings  i Schwager  von 
Reimarus i.  Hamburg  1811.  —  H.  S.  Reimari 
de  vita  et  scriptis  .1.  A.  Fabricii,  Hamburgi 
1737-38,  p.  6  et  p.  98.  —  Mensel,  Das  ge- 
lehrte Teutschland.  5.  Ausgabe.  6.  Bd..  S.  273 
-276;  10.  Bd.,  S.  459.  —  Roscher.  Syst.  II, 
§  154,  III,  $  130,  14«.  —  Derselbe.  Sitzuugs- 
Iwricht  der  Akademie  der  Wissenschaften.  I^eip- 
zig  1867,  S.  8.  —  Strauss,  Gesammelte  Schrit- 
ten, :'i  Bde.:  „Reimarus"  Leben  und  Schriften". 
—  Veit,  J.  A.  II.  Reimarus  nach  zurück- 
gelegten fünfzig  Jahren  seiner  medizinischen 
Laufbahn.  Ein  biographischer  Beitrag  zur  Feier 
des  29.  Aprils  1807'.  Hamburg  1807  ,162  S.)  — 
Ebel  in  g,  Memoriae  J.  H.  Reimari  etc..  Ham- 
burgi lslü  (60  S.l.  —  Die  ..Allgemeine  deut- 
sche Bibliothek-,  68.  Bd.  bringt  das  Bildnis  von 
Reimarus,  welches  aber  als  ,.sehr  unähnlich*'  in 
A  d  e  I  u  n  g  -Rot  e  r  m  n  n  d  s  Biographischem! äsli- 
kon.  Bd.  VII,  das  eine  biographische  Skizze 
von  Reimarus  bringt,  bezeichnet  wird.  —  J.  A. 
de  Luc,  Annonce  d'un  ouvrage  de  Mr.  J.  A. 
H.  Reimarus  sur  la  fonnatiou  du  globe.  Han- 
nover 1803  (54  S.l.  —  Thiess,  Hamburger 
Gelehrten-Bibliothek.  Bd. IL  —  Göttiugischer 
Gelehr  ten- Anzeiger  1768,  S.  46:  17t«.  S. 
1305:  1772.  S.  724:  1774.  S  647:  1780,  S.  996; 
1781,  S.  242;  1787.  S.  1745;  1788.  S.  81  und 
778;  1813.  S.  1607:  1816,  S.  1574. 

Schmidt. 


Reinhard,  Johann  Jakob, 

geb.  1714  zu  Diez;  studierte  in  Halle  und  Heidel- 
berg, trat  1743  in  den  badischen  Staatsdienst 
und  starb  als  Wirklicher  Geheimrat  1772. 

Reinhard  veröffentlichte  von  staatswiusen- 
schaftlnhen  Schriften  in  Buchform:  De  jure 
forestali  Germauorum.  vom  Markenrecht.  Frank- 
furt a.  M.  1739;  2.  Ann.,  Leipzig  1769.  — 
Rechtliehe  Gedanken  vom  Zeheutrecht,  Nürn- 
berg 1743;  2.  Aufl.  ebd.  180U.  —  Vermischte 
Schriften,  8  Stücke,  Karlsruhe  176269.  -  Rein- 
hard war  als  Physiokrat  ein  warmer  Verehrer 
Mirabeaus  und  dessen  fürstlichen  Freunde»,  des 
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Markgrafen  Karl  August  von  Kaden.  Auf  dem 
Gebiete  der  praktischen  Landwirtschaft  nament- 
lich hat  er  bewiesen,  dass  der  Methodik  der 
alten  kameralistischen  Schule  infolge  der  Gründ- 
lichkeit ihres  Lehrgangs  das  Lob  zuzuerkennen 
ist,  in  der  Tochnik  des  Landwirtschaftsbetriebes 
wohlerfahrene  Xationaltikonomen  herausbildet 
zu  haben.  So  beschäftigen  mehrere  Teile  seiner 
„Vermischten  Schriften-,  die  dem  Sohne  Karl 
Augusts  gewidmet  Bind,  sich  fast  ausschliess- 
lich mit  der  Kindviehzucht  und  Futtcrlehre. 
Seinem  ökonomischen  Sinne  will  der  wirtschaft- 
liche Nutzen  der  grossen  Viehweiden  nicht  ein- 
leuchten ,  die  er  in  Wiesen  und  Futterfelder 
verwandelt  sehen  möchte,  da  ihm  zur  rationellen 
Ernährung  des  Viehes  das  weit  einfachere  Ver- 
fahren der  Stallfütteruug  genügt,  welches  er 
sogar  in  den  Fallen  verteidigt,  wo  Fmcht- 
wechselwirtschaft  nicht  besteht  und  die  Futter- 
felder in  leicht  erreichbarer  N'ftho  von  der 
Stallung  liegen.  Den  englischen  Landwirt- 
schaftsbetrieb empfiehlt  er  den  deutschen  Land- 
wirten angelegentlich  zur  Nachahmung.  Im 
dritten  Stück  seiner  ..Vermischten  Schriften" 
findet  sich  ein  staatsromantisches  Tranmbild, 
worin  sich  ihm  der  Welten  beste  verkörpert. 
Der  Verkehr  nnd  mit  ihm  die  damaligen  Ver- 
kehrsmittel sind  in  diesem  Zukunftsbild  aufs 
erstaunlichste  gewachsen :  der  von  Frouden  er- 
löste Bauer  steht  den  übrigen  Staatsbürgern 
ebenbürtig  gegenüber;  die  Stallfütternnp  ist 
allgemein,  und  in  den  verstaatlichten  Wäldern 
wird  eifrig  die  Schlagwirtschaff  betrieben;  die 
Tortur  ist  abgeschafft,  und  die  Lebensfähigkeit 
des  Adels  wird  auf  die  Dauer  von  vier  Gene- 
rationen veranschlagt, 

Von  Reife  seines  politischen  Urteils  zeigt 
schliesslich  der  Satz,  dass  es  als  ein  administra- 
tiver Fehler  bezeichnet  werden  müsse,  ein  Volk 
durch  Befehle  zu  seiner  Wohlfahrt  anzuhalten. 


Vergl.  über  Reinhard:  Roscher,  Gesch. 
d.  Nat.,  München  1874,  S.  48ß,87.  -  Der- 
selbe. Syst  II.  11.  Aufl..  Stuttgart  1885, 
S.  310. 


Renaissance  nnd  Reformation. 

(Die  Staatswissonschaften  im  Zeitalter  der 
Renaissance  und  Reformation.) 

1.  Der  Einfluss  des  Altertums  auf  die  Ent- 
wickelung  der  Staatswissenschafteu.  2.  Der 
Einfluss  der  religiösen  Bewegungen,  Reformation 
nnd  Gegenreformation.  3.  Die  Neugestaltung 
des  Staatslebens  nnd  die  Staatswissenschaften. 
4.  Der  Einfluss  des  Wirtschaftslebens. 

1.  Der  Kinflnss  des  Altertums  auf 
die  Entwickeln^  der  Staats  Wissen- 
schaften. In  dem  Zeitalter  der  Renaissance 
und  Refonuation  hat  sich  das  gesamte  Kultur- 
leben der  abendländischen  Völker  von  Grund 
aus  umgestaltet.  Die  wissenschaftliche  und 
Ästhetische  Bildung,  die  religiösen  Meinungen 
und  kirchlichen  Zustande,  die  Verhältnisse  I 
der  Staaten  unter  einander  und  die  innere  | 

Handwörtorbach  der  StaaUwl*sen*chanen.  Zweite 


Gestaltung  jedes  einzelnen ,  nicht  zuletzt 
auch  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Be- 
dingungen des  Lebens  der  Völker  und  dei 
Individuen  haben  während  der  zweiten  Hälfte 
des  1.").  und  während  des  10.  Jahrhunderts 
dauernde  grosse  Umwandlungen  erfahren, 
so  dass  man  diese  Epoche  mit  Recht  als 
den  Beginn  der  Neuzeit  bezeichnet.  Die 
Keflexion  über  Staat  find  Gesellschaft  empfing 
daher  von  allen  Seiten  mannigfaltige  An- 
regung, sie  seibor  wurde  bedeutsam  für  dio 
Weiterbildung  der  Zustände:  das  Bestrebeu. 
für  jede  menschliche  Thätigkeit  eiuo  theo- 
retische Grundlage  zu  gewinnen,  war  all- 
gemein und  erstreckte  sich  auch  auf  das 
politische  Leben ;  trotzdem  ist  aus  dieser 
regen  Beschäftigung  in  dem  genannten  Zeit- 
raum noch  keine  eigentliche  Wissenschaft, 
d.  h.  kein  System  zusammenhängender  Er- 
kenntnis hervorgegangen.  Für  die  Politik, 
die  Lehre  vom  Wesen,  den  einzelnen  Formen 
und  den  Entwicklungsstufen  des  Staates 
ist  eine  solche  allerdings  vorbereitet  worden, 
eine  besondere  Wirtschaftswissenschaft  tritt 
aber  noch  nicht  einmal  in  den  Gesichts- 
kreis, mau  fühlt«  überhaupt  noch  kein  Be- 
dürfnis nach  ihr,  so  dass  es  hier  bei  ver- 
einzelten, meist  nur  gelegentlichen  Re- 
flexionen bleibt.  Was  den  Staatswissen- 
schaften dieser  Epoche  an  Gründlichkeit  und 
Systematik  abgeht,  ersetzen  sie  jedoch  durch 
Reichtum  und  Vielseitigkeit  der  Gedanken 
und  durch  litterarische  Vorzüge,  die  manchen 
ihrer  Werke  unvergänglichen  Wert  und 
dauernden  Einfluss  sichern. 

Wie  für  die  gesamte  wissenschaftliche 
und  ästhetische  Kultur  der  Epoche  ist  auch 
für  die  Betrachtung  von  Staat  und  Gesell- 
schaft die  Wiederbelebung  des  Altertums 
die  entscheidende  Thafcsache.  Auch  im 
Mittelalter  war  das  Vorbild  des  antiken 
Staatswesens  und  der  antiken  Staatswissen- 
schaft  bestimmend  gewesen.  Dieses  wurde 
durch  das  imperium ,  das  römische  Welt- 
reich, jene  durch  Aristoteles'  Politik  repräsen- 
tiert, wol>ei  man  nicht  einmal  den  Versuch 
machte,  diese  beiden  Elemente  mit  einander 
zu  verschmelzen  oder  für  einander  nutzbar 
zu  machen.  In  der  Renaissancezeit  fällt 
die  Verehrung  für  das  imperium  weg,  selbst 
für  die  Juristen  hört  die  Annahme  seiner 
Fortdauer  auf,  ein  Hilfsbegriff  zu  sein ;  auch 
die  Streitigkeiten  über  die  Gleichberechtigung 
von  Staut  und  Kirche  oder  über  den  Vorrang 
der  einen  Macht,  die  sich  im  Mittelalter  über- 
wiegend an  den  Begriff  des  imperium  knüpften, 
werden  jetzt  von  anderen  Grundlagen  aus 
geführt.  Aristoteles  aber  ist  jetzt  nur  noch 
einer  von  vielen  Vertretern  des  Altertums, 
wenn  ihm  auch  sein  Vorrang  auf  dem  Gebiet 
der  Politik  weniger  als  auf  anderen  bestritten 
wird.  Man  bemüht  sich  während  der 
Renaissance,  von  allen  antiken  Schriftstellern 
Auflage.  VI.  25 
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zu  lernen,  alle  antiken  Litteraturgattungen 
zu  erwecken.  Die  beständige  Selbst bespiege- 
lung  im  Altertum,  gleichviel  ob  sie  der 
Eitelkeit  oder  dem  Pessimismus  dient,  ist 
zwar  selten  praktisch-politisch  fruchtbar  ge- 
wesen, obwohl  es  an  bewussten  Anlehnungen, 
ja  an  Nachahmungen  einzelner  antiker  Ein- 
richtungen nicht  fehlt,  dagegen  ist  dio  Kunst 
der  Vergleichung,  der  sichere  Blick  für 
Analogieen.  die  Lust  an  der  Herbeisehaffung 
eines  grossen  Materials  dadurch  ausgebildet 
worden.  Aber  auch  der  hauptsächlichste 
theoretische  Irrtum  des  Altertums  wird  auf- 
genommen und  immer  weiter  geführt:  Der 
Staat  wird  durchweg  als  etwas  Konstruier- 
hares,  als  ein  Kunstwerk,  das  sich  nach  einem 
anfangs  zu  Grunde  gelegten  Plane  machen 
lässt,  ja  am  besten  nach  einem  solchen 
gemacht  werden  soll,  angesehen.  Aller- 
dings verliert  die  dürftigste  Art  der  Kon- 
struktion, die  des  Naturrechts,  die  schon 
im  Mittelalter  zeitweilig  geherrscht  hatte, 
stark  an  Reiz;  erst  gegen  das  Ende  des 
16.  Jahrhunderts,  als  namentlich  Rodin  mit 
der  Fülle  der  Anschauungen  festere  juris- 
tische Begriffe  verbinden  will,  tritt  sie  wieder 
stärker  hervor,  um  erst  im  Laufe  des  17.  Jahr- 
hunderts, begünstigt  von  der  allgemeinen 
mathematisch  -  philosophischen  Geistesrich- 
tung, zur  unbestrittenen  Herrschaft  zu  ge- 
langen. 

Unter  den  Schriftstellern  des  Altertums, 
an  denen  man  sich  belehrt  uud  die  man 
nachahmt,  bleibt  wie  gesagt  Aristoteles  der 
oinflussreichste,  nur  dass  er  jetzt  nicht  mehr 
der  Meister  alles  Wissens«,  der  unum- 
stößliche Theoretiker,  sondern  der  grösste 
Anatom  des  Staates*  ist.  Am  meisten  ziehen 
seine  psychologischen  Begründungen  an  ;  die 
enge  Verbindung  der  Politik  mit  der  Ethik, 
aus  der  man  ehen falls  mit  Vorliebe  die 
psychologische  Begründung  entlehnt,  wird 
nach  seinem  Vorbild  gepflegt.  Besonders 
einflussreich  sind  seine  Erörterungen  über 
die  Reihenfolge  der  Verfassungen,  die 
den  Lebenslauf  eines  Staatswesens  aus- 
machen, die  psychologische  Zergliederung 
des  Tyrannen,  sodann  überhaupt  die  Ana- 
lysen derjenigen  Tugeuden  und  Laster,  die 
erhaltend  oder  zersetzend  auf  das  Staats- 
nnd  Gesellschaftslelieii  wirken.  Der  hervor- 
ragendste, niehtscholastisehe  Aristoteliker 
der  Renaissance,  Jovianus  Pontanus,  selbst 
ein  bedeutender  Staatsmann ,  bemüht  sich 
schon  um  die  Mitte  des  Iii.  Jahrhunderts 
im  Ansehluss  an  die  nikomaehische  Ethik, 
deren  Schema  er  durch  eine  Fülle  von 
Beispielen  alter  und  neuer  Zeit  bereichert, 
eine  Sozialethik,  wie  wir  jetzt  sagen  wür- 
den, zu  schaffen.  Die  einzelnen  Lcl»ens- 
sphüren,  in  denen  sich  die  Tugenden  und 
Listei  kundgeben,  worden  von  ihm  viel- 
seitig und  oft  geistreich  erörtert.  Nament- 


lich aber  steht  Macchiavelli  unter  dem  be- 
stimmenden Einfluss  des  Aristoteles  in  der 
angegebenen  Weise,  und  das  gleiche  gilt 
von  seinen  Nachahmern.  Im  allgemeinen 
wird  auch  das  Schema  der  Verfassungen, 
wie  es  Aristoteles  entworfen  hatte,  gläubig 
übernommen ,  selbst  da ,  wo  der  darauf 
folgendo  Inhalt  im  Widerspruch  dazu  steht 
wie  hei  Savonarola.  In  Deutschland  nimmt 
Melanchthon,  der  nach  kurzem  Schwanken 
auf  allen  Gebieten  zum  Ari Stotel ismus  zu- 
rückkehrt, ohne  Einschränkung  sein  jxtli- 
tisches  System  auf  und  macht  es  durch 
seinen  Einfluss  wieder  zum  Schulgut;  merk- 
würdig wenig  kümmern  sich  dagegen  gerade 
die  katholischen  Neuscholastiker  um  Aristo- 
teles' Politik,  da  sie  sich  zuerst  ganz  ent- 
schieden wieder  aufs  Naturrecht  werfen. 

In  den  Staats  Wissenschaften  macht  sich 
das  Zurückgehen  von  Aristoteles  auf  Plato,  das 
meistens  einer  Vertiefung  der  Gedanken  ent- 
spricht, weniger  als  auf  anderen  Gebieten 
geltend,  von  ihnen  gilt  nicht,  was  man  wohl 
sonst  sagen  kann,  dass  alle  höchsten  Er- 
scheinungen der  Renaissance  irgend  eine 
Beziehung  zu  Plato  aufweisen.  Die  grössere 
Biegsamkeit  und  der  Sachreichttim  der  Ethik 
und  Politik  des  Schülers,  sein  Rechnen  mit 
der  gegebeuen  Wirklichkeit  laufen  der  para- 
doxen Kühnheit .  dos  Meisters  auf  diesem 
praktischen  Gebiete  nach  wie  vor  den  Rang 
ab,  selbst  da,  wo  seine  Abhängigkeit,  wie 
in  der  Darstellung  des  gesetzmässigen 
Ablaufs  der  Verfassung  und  der  Tyrannen- 
psychologie, augenscheinlich  ist.  Namentlich 
werden  die  billigen  Gründe  gegen  Piatos 
Kommunismus  unablässig  wiederholt;  erst 
Boilin.  der  sonst  von  Plato  weniger  als 
von  irgend  einem  Vorgänger  l>eeiuflusst 
worden  ist.  macht  gelegentlich  darauf  auf- 
merksam, dass  Aristoteles"  Polemik  Plato 
nicht  gerecht  werde.  lTm  so  mehr  zog  die 
Kunstform  der  Politik  Piatos  an.  Das  Bild 
eines  Idealstaates  realistisch  bis  in  die 
Einzelheiten  auszumalen,  ist  eine  Auf- 
galie  von  verführerischem  Reiz.  Die  ästhe- 
tische Freude  am  phantasievollen  und  doch 
zugleich  plastischen  Gestalten,  der  bedeut- 
samste Zug  der  Renaissancezeit,  kommt  hier- 
bei recht  zur  Geltung;  so  wird  die  Re- 
naissance rocht  eigentlich  zur  Zeit  der 
Staatsromane.  Nachdem  schon  im  Iii.  Jahr- 
hundert einzelne  Vorläufer,  wie  Filarete,  die 
ihrer  Hauphantasie  im  architektonischen  wie 
im  sozialen  Sinne  frei  die  Zügel  schiessen 
lassen,  aufgetreten  wareu,  giebt  im  Anfange 
des  16.  Jahrhunderts  einer  der  geistreichsten 
Humanisten,  der  Engländer  Thomas  Morus, 
in  seiner  Ctopia  das  Muster  der  Gattung. 
Er  ist  übrigens  fast  ebenso  stark  von  Luciau 
wie  von  Plato  bestimmt  worden,  zumal  sich 
schon  bei  diesem,  der  selbst  wieder  älteren 
Mustern  folgte,  die  Anknüpfung  an  eine 
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fingierte  Roisebeschreibung  vorfand.  Diese 
bleibt  fortan  allgemeines  Inventarstüek  der 
Staatsromaue,  das  bequeme  Hilfsmittel, 
um  ebenso  pliantastisch  wie  realistisch  ver- 
fahren zu  Können.  Der  Verbindung  jener 
beiden  Muster  verdankt  Morus  seine  unver- 
gleichliche Art,  Scherz  und  Einst,  ausge- 
führte Idealbilder  und  ironische  Streiflichter, 
herbe  Kritik  einzelner  Vorgange  und  prin- 
cipielle  Gedanken  mit  einander  zu  ver- 
schmelzen. Campanella  und  Swift  liefen 
in  ihm  gleichmassig  vorgebildet.  Unter 
Morus'  Naclifolgern  während  der  Renais- 
saneezeit  ist  Campanella  der  bedeutsamste. 
In  seinem  Sonnenstaate  tritt  der  reine  Pla- 
tonismus  einschliesslich  des  Kommunismus, 
den  Morus  nur  als  interessantes  Problem, 
aber  wesentlich  ablehnend  behandelt,  wieder 
hervor.  Es  ißt  ihm  zum  Unterschiede  von 
Morus  auch  bitterer  Ernst  mit  der  Durch- 
führung seines  Ideals,  und  dadurch  beschwört 
er  die  Katastrophe  seines  Lebens  herauf.  Bei 
beiden  ist  echt  platonisch  das  Vortrauen  in 
die  Macht  des  Wissens  und  die  Stellung,  die j 
sie  der  organisierten  Wissenschaft  im  Staat 
einräumen,  ganz  unplatonisch  aber  die  Wert-  ! 
Schätzung,  die  sie  beide  der  Handarbeit  und  [ 
damit  den  niederen  Klassen,  Morus  mehr 
den  Bauern,  ( ampauella  mehr  den  Hand- 
werkern, angedeihen  lassen. 

Als  dritter  in  der  Reihe  politischer  Philo- 
sophen wirkt  auf  die  Renaissance  Cicero, 
obwohl  seine  unablässig  schmerzlich  ver- 
tuisste  politische  Hauptschrift  damals  noch 
verloren  war.  Ilm?  Auffindung  im  19.  Jahr- 
hundert hat  eigentlich  nachträglich  die  Sehn- 
sucht der  Italiener  der  Renaissance  noch 
gerechtfertigt,  eine  Empfindung,  der  Iieopardi 
in  seiner  Ode  an  Angelo  Mai  Ausdruck  ge- 
liehen hat.  Der  erste  Humanist,  der  mit 
einem  starken  Bewusstsein  von  der  Neuheit 
und  Bedeutsamkeit  seiner  Aufgabe  daran 
geht,  eine  Gesamtdarstellung  der  Politik  zu 
geben,  der  Sienese  Patricius  im  letzten 
Viertel  des  15.  Jahrhunderts,  versichert  so- 
gleich, dass  er  es  mir  thue,  weil  Ciceros 
Bücher  über  den  Staat  verloren  seien.  Ei* 
wio  die  Späteren  sieht  Ciceros  Ueberlegen- 
heit  über  die  Griechon  darin,  dass  er  sich 
darauf  beschränke,  Wesen  und  Einrichtungen 
eiues  einzigen  Staates,  des  römischen,  zu 
entwickeln,  wobei  man  denn  mit  ihm  (Iber- 
einstimmt, dass  dieser  Staat  durchweg  als 
Muster  anzusehen  sei.  Die  römische  Re- 
publik als  Vorbild,  ans  dem  man  sowohl' 
die  allgemeinen  Gesetze  des  Staatslebens 
wio  die  besonderen  Klugheitsmassregeln  ab-  | 
strahieren  könne,  ist  auch  das  Thema  des 
Hauptwerkes  Macchiavellis.  Cicero  und  Poly- 
bius,  der  selber  wieder  Cicero  die  besten  Ge- 
danken geliefert  hatte,  gaben  der  Renais- 
sance ihr  Lieblingsprineip,  durch  welches 
sie  die  aristotelische  Verfassungslehre  er- 


gänzte, das  des  »gemischten  Staates«.  Als 
Gleichgewichtszustand  der  verschiedenen 
politischen  Kräfte  wird  es  von  den  Theore- 
tikern der  Blütezeit  der  Renaissance  geist- 
reich entwickelt,  sei  es.  dass  man  daraus 
wie  Maechiavelii  die  Beweglichkeit  und  Ex- 
pausionskraft  des  Staates  oder  wie  Contarini 
in  seiner  Darstellung  des  venetianischen 
Staatswesens  im  Gegenteil  die  Unbeweglieh- 
keit  und  Beständigkeit  desselben  folgert. 
Selbst  eine  reine  Aristokratie  wie  Venedig 
glaubte  man  nur  dadurch  als  Mustor  hin- 
stellen zu  können,  wenn  man  sie,  gehe 
es  wie  es  wolle,  als  gemischten  Staat  kon- 
struierte. Auch  die  Gegner  Macchiavellis. 
namentlich  der  tiefste  unter  ihnen,  der 
Venetianer  Paruta,  nehmen  doch  das  Priucip 
als  selbstverständlich  au ;  es  ist  durch  Ciceros 
Autorität  gewisserniasseu  das  nationale  ge- 
worden, nur  bestreitet  Painta,  dass  die 
Mischung  im  röinischeu  Staat  die  richtige 
gewesen  sei,  und  leitet  nun  seinerseits  aus 
fehlerhafter  Verfassungsmisehung  die  Uebel, 
unter  denen  die  Staaten  leiden,  her.  Es 
ist  eine  der  Hauptaufgaben,  die  sich  Bodin 
gestellt  hat,  die  Unwissenschaftlichkeit  und 
praktische  ünbrauchbarkoit  des  Priucips 
selber  zu  orweiseu,  und  an  seine  Stelle  die 
Unteilbarkeit  der  Staatsgewalt,  die  Souveräni- 
tätslehre zu  setzen.  Bei  aller  philologischen 
Gelehrsamkeit  ist  sein  Verhältnis  zum  Alter- 
tum viel  freier  als  das  seiner  Vorgänger. 

Einen  nicht  unbeträchtlichen  Eiuflussüben 
die  antiken  Konkurrenten  der  Philosophen, 
die  Rhetoren  aus.  Mit  ihrer  Bewunderung 
und  Nachbildung  der  antiken  Paränotik  und 
Panegyrik  empfindet  die  Renaissance  wieder 
oder  noch  ganz  antik.  Diese  Erzeugnisse  der 
politischen  Litteratur  jener  Epoche  sind  für 
uns  die  unschmackhaftesten,  wie  sie  ihrer 
Zeit  die  beliebtesten  waren.  Erst  das  dürre 
Naturrecht  hat  in  den  Staatswissensehafteu 
dauernd  die  blühende  Phrase  getötet,  frei- 
lich nur,  um  die  abstrakte  an  ihre  Stelle  zu 
setzen.  Meist  hielt  man  sich  nicht  einmal 
an  die  besseren  Muster  des  Altertums;  die 
geistreichen  Reden  des  Isokrates,  in  denen  er 
den  athenischen  Staat  feiert,  treten  z.  B.  zurück 
lunter  seinen  flachen  Ansprachen  an  seinen 
kleinen  Tyrannen  und  seine  Unterthanen. 
Noch  häufiger  ahmt  man  den  dicken  Farben- 
auftrag spätgriechischer  und  römischer  Rhe- 
toren mich.  Es  war  ein  (Rück,  dass  Xeno- 
phons  wenig  tiefe,  aber  liebenswürdige 
Lebens-  und  Fürstenweisheit  eiu  Gegen- 
gewicht bildete.  Eine  besondere,  verliäug- 
nisvolle  Vorliebe  hegte  man  für  die  ge- 
fälschten Briefwechsel  des  Altertums,  nament- 
lich die  Phalai isbriefe ;  hier  glaubte  man 
unmittelbar  philosophische  Fürsten  Tugend 
reden  zu  hören.  Es  war  deshalb  auch  für 
die  Staatswissenseliafteu  bedeutsam,  dass 
endlich,  freilich  erst  am  Ende  des  17.  Jalu- 
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hunderts,  die  kritische  Philologie  mit  (liegen 
Briefen  aufräumte.  Die  paränetisehe  Litte- 
ratur  des  Altertums  war  besonders  zu  poli- 
tisch-pädagogischen Zwecken  brauchbar,  und 
gerade  diese  standen  in  der  Zeit  des 
eigentlichen  Humanismus  im  Vordergrund, 
da  ja  diese  ganze  geistige  Bewegung  von 
Schulmeistern  ausging  und  am  sj>ätesten 
die  Juristen  ergriff.  In  dieser  Zeit  spielen 
die  fürstlichen  Erziehungsschriften  fast  die 
erste  Rolle,  ob  es  sich  nun  um  Anreden, 
um  Briefe  oder  um  Traktate  handle.  Neben 
vielen  phrasenhaften  Ermahnungen  und  Lob- 
preisungen, die  vielleicht  doch  ihren  indi- 
viduellen Zweck  nicht  verfehlten ,  neben 
anderem,  was  mehr  der  allgemeinen  Päda- 
gogik angehört,  finden  sich  in  diesen  Fürsten- 
sehriften  der  Leonardo  Bruni.  Aeneas  Syl- 
vins. Pontan,  Patricius  doch  auch  interes- 
sante Erörterungen  über  die  besondere  Aus- 
bildung des  Fürsten,  über  seine  Stellung 
und  Regierungsweise.  Es  überwiegt  der 
Wunsch,  ein  ideales  Fürstenbild  zu  ent- 
werfen, oder  wie  Patricius  sich  ausdrückt, 
dem  Maler  Zeuxis  nachzuahmen  und  aus 
allen  .schönen  Einzelzügen  ein  vollkommenes 
Gemälde  zusammenzustellen.  Selbst  die 
lockerste  aller  Littcraturformen  des  Alter- 
tums, die  Apophtegmensammlungen.  waren 
hier  als  Vorbild  willkommen :  ihnen  ist  das 
graziöse  Werkchen  eines  ftühen  Humanisten, 
des  Antonius  Panorinita  "Die  Worte  und 
Thaten  des  König  Alfonso  von  Neapob, 
nachgeahmt,  das  als  Fürstenspiegel  wiederum 
Schule  machte.  Weitaus  das  bedeutendste 
Werk  dieser  Richtung  ■  ist  die  au  Isokrates 
angelehnte  Schrift  des  Erasmus  von  Rotter- 
dam über  den  christlichen  Fürsten .  die 
für  den  jungen  Karl  V.  bestimmt  war.  Sie 
nimmt  es  mit  der  Pädagogik  ernster  als  die 
übrigen  —  spricht  doch  Erasmus  das  wahr- 
haft unsterbliche  Wort  aus,  dass  Fürsten 
nichts  ordentlich  lernen  als  das  Reiten,  weil 
die  Pferde  allein  keine  persönlichen  Rück- 
sichten auf  sie  nehmen  — •  und  ist  gemäss 
der  geistigen  Bedeutung  ihres  Verfassers 
reichhaltiger  als  andere.  Sie  ist  wohl  die 
interessanteste  iwlitische  Schrift .  die  in 
dieser  ganzen  Epoche  in  Deutschland  ent- 
standen ist;  an  sie  schliesst  sich  hier  eine 
weitere  Gruppe  von  Schriftstellern:  am 
besten  hat  unter  diesen  Conrad  Hemsbach 
die  Grundsätze  des  Erasmus  den  Bedürf- 
nissen des  deutschen  Kleinfürstentums  und 
der  veränderten  Zeit,  in  der  die  religiösen 
Fragen  wieder  die  humanistischen  Bildungs- 
interessen überwogen,  anzupassen  gewusst. 
Den  grössten  europäischen  Erfolg  unter 
idlen  jxditischen  Moralisten  hat  aber  der 
Spanier  Guevara  mit  seinem  »Marcus  Aurelius 
oder  die  Uhr  der  Fürsten«  davongetragen. 
Eine  kecke  Fiktion  von  Briefen  des  philo- 
sophischen Kaisers,  die  als  Fälschung  un- 


glaublich plump  ist,  liegt  zu  Grunde.  Im 
Ansehluss  an  diese  werden  die  privaten  und 
öffentlichen  Situationen  eines  Fürsteulebens 
in  einem  Stile  abgehandelt,  der  der  Gipfel 
albernen  Schwulstes  ist.  .Masslos  bewundert, 
in  alle  Sprachen  übersetzt  hat  dieses  Produkt 
ein  Jahrhundert  lang  namentlich  durch  seine 
Form  grösseren  Einfluss  geübt  als  irgend 
ein  anderes  Werk  der  Staatswissenschaften. 
Wenige  Jahn?  vor  Guevara,  gleichzeitig  mit 
Erasmus,  hat  Maechiavelli  seinen  Fürsten 
geschriel>en.  Dieses  berühmteste  und  auf 
die  Dauer  einflussreichste  politische  Buch 
der  E|>oche  gehört  nach  seiner  Anlage  und 
Form  in  die  el>en  l>esprochene  Gruppe, 
allein  es  ist  im  scharfen  bewussten  Gegen- 
satze zu  den  rhetorischen  Humanistcn- 
schriften  verfasst.  Ein  guter  Teil  seiner 
Schroffheit  rührt  daher.  Eine  Natur  wie 
Maechiavelli  musste  es  reizen .  der  Wirk- 
lichkeit diese  erlogene  idealisierende  Maske 
abzuroissen :  der  Phrase  setzte  er  die  Para- 
doxe, die  dann  doch  eine  verblüffende 
Wahrheit  enthält,  entgegeu.  Die  Opf>osition, 
die  sich  gegen  Maechiavelli  erhob,  konnte 
ihm  am  wenigsten  diese  Störung  ihres  Lieb- 
liiigstraumes  verzeihen.  Wie  jeder  Traum- 
zerstörer wurde  er  also  als  unsittlich  und 
geführlieh  dargestellt.  Der  grösste  politische 
Humorist  und  Journalist  vom  Ende  unserer 
Epoche,  Boccalini,  hat  bereits  in  einem 
witzigen  Artikel  seiner  Berichte  vom  Parnass 
diese  Feindschaft  persifliert. 

Tiefer  als  die  Rhetoren,  ebenbürtig  den 
Philosophen,  haben  die  antiken  Historiker 
auf  die  Staatswissenschaften  der  Renaissance 
gewirkt,  sowohl  durch  den  Stoff,  den  sie 
vermittelten,  wie  durch  die  Reflexionen,  die 
sie  daran  knüpften.  Die  Geschichtschreibung 
der  Renaissance  ist  durchweg  pragmatisch, 
sie  stellt  die  Darstellung  in  den  Dienst  der 
politischen  Betrachtung,  sie  sucht  Regeln 
des  Staatsleliens  aus  der  Geschichte  abzu- 
leiten. Nach  dem  antiken  Vorbilde  dienen 
ihr  hierzu  besonders  die  eingeschalteten 
Reden,  für  die  von  vorn  herein  keine  Glaub- 
würdigkeit in  Anspruch  genommen,  son- 
dern nur  die  Summe  aus  dem  Vorher- 
gehenden   gezogen    wird.      Die  antiken 
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Masse.  Thucydides.  obwohl  gut  übersetzt, 
lässt  noch  gleichgiltig,  von  Griechen  über- 
haupt greift  nur  der  Einfluss  der  prag- 
matischen Geschichtschreibung  des  Polybius 
tiefer.  Auf  Maechiavelli  hat  sie  im  Grunde 
mehr  gewirkt  als  Livius,  nach  «lern  er  sein 
politisches  Hauptwerk  l»enannt  hat;  selbst 
Macehiavellis  berühmtestes  Princip,  das 
»ritornar  al  segno«,  die  Verjüngung  der 
Staaten  durch  die  Selbstbesinnung  auf  die 
ihnen  zu  Grunde  liegenden  Ideeen,  entstammt 
Polybius.  Das  eigentliche  Vorbild  der 
lüstoriseli-politischen  Reflexion  bleibt  aber 
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für  die  Früh-  und  Hochrenaissance  Sallust. 
.Seine  Einleitungskapitel ,  die  in  ihnen  ent- 
haltenen Schilderungen  eines  politischen  Zu- 
Standes nach  seinen  Ureachen  und  Symptomen, 
seine  Kunst,  grosse  Enlwickelungsreihen 
nach  ihrem  wesentlichen  Inhalt  zusammen- 
zudrängen, bleiben  das  allbewunderte,  bis 
in  den  sentenziösen  Ausdruck  nachge- 
ahmte Muster  der  kunstmässigen  Gcschieht- 
schreibung.  Pontan,  Guicciardini,  Macchia- 
velli  sind  hierin  alle  seine  Schüler.  Sein 
Einfluss  auf  die  politische  Bildung  der 
Renaissancezeit  ist  der  grösste.  Er  wird 
aber  in  dieser  Stellung  völlig  abgelöst,  so- 
Ijftld  Tacitus1  Annalen  bekannt  werden.  Die 
Tacitusschwärmcrci  ist  der  originellste  Zug 
der  sonst  wenig  produktiven  Spätrenaissanee. 
Es  hängt  das  zum  Teil  damit  zusammen, 
dass  die  jwlitische  Reflexion  sich  weit  mehr 
als  vorher  mit  grossen  Reichen  und  mit 
den  Zuständen  der  Höfe  zu  beschäftigen 
hatte.  Eine  grosse  Gruppe  politischer  Schrift- 
steller machte  es  sich  zur  Aufgabe,  die 
»Staatsräson«,  die  Kunstgriffe  und  Macht- 
mittel der  Herrschenden  als  »anana  im- 
perii«  auf  Grundlage  der  Darstellung,  welche 
facitns  von  der  Regierung  der  Kaiser,  na- 
mentlich des  Tibcrius  gegeben  liatte,  zu  ent- 
wickeln. Von  der  freien  Behandlung,  die 
nur  ihre  Beispiele  aus  Tacitus  entlehnt,  über 
den  pragmatischen  Kommentar  bis  zur  Cen- 
tonensaramlung  sind  alle  Arten  der  Erörte- 
rung vertreten.  Das  Erbe  der  Discorsi 
Macchiavellis  wird  von  diesen  meist  un- 
dankbaren Nachfolgern,  den  Ammirato. 
Partita,  Malvezzi.  Zuecolo,  wenigstens  er- 
halten, hin  und  wieder  sogar  gemehrt.  Diese 
oft  geist reichen,  stets  menschenkundigen 
Werke  bildeten  die  Lieblingslektüre  der 
Staatsmänner.  Welche  beherrschende  Rolle 
Tacitus  spielte,  ersieht  man  aber  am  l>esten 
aus  den  essayistischen  Artikeln  Boccalinis. 

Die  reflektierenden  Kommentaro  knflpfteu 
an  ein  Geschiehtswerk  nur  an,  um  die 
Lebensbedingungen  und  die  Lebcnsgo- 
schichto  eines  Staatswesens  zu  schildern; 
ausserdem  ergaben  die  Historiker  eine  un- 
geheuere Masse  von  Beispielen  und  Einzel- 
sentenzeo,  die  zur  courauten  Mflnze  wurden 
und  schon  von  den  Zeiten  der  Patricius  und 
Pontan  an  in  immer  schwellender  Masse 
von  Buch  zu  Buch  wanderten.  Die'Renaissance 
konnte  sich  nicht  satt  an  Citaten  hören,  ist 
doch  das  bewundertste  Werk  der  Gelehrsam- 
keit, Erasmus'  Adagia,  nur  eine  riesige 
Citatensammlung.  und  das  unzweifelhaft  geist- 
reichste Werk,  Moutaigues  Essais,  nähert  sieh 
öfters  einer  solchen.  Schliesslich  durfte  Justus 
Lipsius,  der  einflussreichste  Philologe  und 
Philosoph  der  Spätrenaissance,  seine  Politik 
ausdrücklich  nur  als  Centonenkollektion,  da- 
mit ein  jeder  nach  Bedarf  weitere  Excerpte 
fcinzuschreibe,  geben.    Die  Eigenart  besteht 


dann  nur  noch  in  der  Teudenz  der  Zusammen- 
stellung einer  solchen  Mosaikarbeit.  Auch 
der  Mann,  welcher  als  der  erste  nach  Mac- 
chiavelli  wieder  eigene  bedeutende  Gedanken 
hat,  Bodin,  übernimmt  dieses  flottierende 
Kapital  von  Beispielen  und  Citaten  und  be- 
reichert es  seinerseits  aus  den  ihm  zugäng- 
lichen Gesehicutsqucllcn  des  Mittelalters, 
nur  gewinnt  bei  ihm  alles  eine  freiere  Gestalt, 
so  oft  er  sich  auch  in  Abschweifungen  er- 
geht ,  so  sehr  hat  er  doch  dahin  gewirkt, 
dass  aus  dem  blossen  Spiel  mit  Analogieen 
eine  historische  Methode  sich  ausbilde,  die 
den  Werdegang  einer  jeden  Staatseinrichtung 
quellenmassig  verfolgt. 

Die  letzte  grosse  Erbschaft  des  Altertums, 
die  Jurisprudenz,  hatte  schon  das  Mittelalter 
angetreten,  wenn  man  nicht  vorzieht,  die 
Wiederbelebung  des  römischen  Rechts 
im  11.  Jahrhundert  als  eine  Proto- 
renaissance  zu  bezeichnen.  Glossatoren 
und  Postglossatoren  hatten  die  Trümmer 
der  antiken  Jurisprudenz,  die  im  Corpus 
juris  erhalten  waren,  erst  recht  zu  einem 
Systeme  ausgebaut,  was  doch  nur  dadurch 
möglich  war,  dass  sie  ganz  andersgeartete 
Rechtsquollen  mit  jenen  verschmolzen, 
namentlich  alier  alle  aus  den  veränderten  sozi- 
alen und  wirtschaftlichen  Zeitbedftrfnisseu 
entsprungenen  Anschauungen  mit  in  das  Sys- 
tem zwängten  —  ein  Verfahren,  das  vielleicht 
dem  der  alten  Juristen  gar  nicht  so  unähn- 
lich war.  Die  Gelehrten  der  Renaissauce, 
die  hier  wie  überall  auf  die  lautere,  unver- 
fälschte Eikenntnis  der  Antike  drangen,  die 
die  Juristen  zwar  hassten ,  das  römische 
Recht  aber  als  eines  der  höchsten  Erzeug- 
nisse des  Altertums  verehrten,  betrach- 
teten diese  mittelalterliehe  Wissenschaft 
ebenso  als  eine  barbarische  Entstellung 
wie  die  Scholastik  in  ihrem  Verhältnis 
zur  klassischen  Philosophie.  Sie  bemühten 
sich  daher,  das  römische  Recht  in  seiner 
quellcnmässigeu  Reinheit,  also  vorwiegend 
philologisch  zu  erfassen.  Namentlich  die 
französischen  Juristen  haben  von  Budaeus 
ab,  der  diese  Verbindung  von  Philologio 
und  Rechtswissenschaft  am  deutlichsten 
zeigt,  hierin  Bewunderungswürdiges  geleistet. 
Staatsrechtliche  Darstellungen  des  Altertums 
wie  die  des  Sigonius  schliessen  sich  an. 
Diese  ganze  Richtung  zeigt  dieselbe  Scheu, 
die  Resultate  ihrer  wissenschaftlichen 
Forschung  auf  die  Gegenwart  anzuwenden  wie 
ihre  Nachfolgerin,  die  deutsche  historische 
Reehtsseluüe  im  19.  Jahrhundert ;  lieber  über- 
lässt  sie  diese  Aufgabe  ganz  unwissen- 
schaftlichen Populärjuristen ;  sie  verschuldet 
damit,  dass  schliesslich  doch  wieder  in  »Re- 
sponsis*  und  ähnlichen  Erzeugnissen  der 
Kunst  des  Juristen  der  Scharfsinn  darin  seiu 
Genüge  findet,  das  römische  Recht  der  Praxis 
nolens  volens  anzupassen.  Immerhin  hat  ein 


Digitized  by  Googl 


■ 


301) 


Renaissance  und  Reformation 


echter  Philologe  mit  gründlicher  juristischer 
Schulung,  Salmasius,  den  man  wohl  den 
letzten  Ausläufer  dos  alten  Humanismus 
nennen  darf,  in  seineu  Scliriften  über  den 
Zins  die  einzigo  Arbeit  geliefert  die  noch 
heute  den  strengen  Anforderungen  einer 
historisch  entwickelnden  Methode  entspricht 
und  die  wahre  Frucht  einer  solchen,  die  ver- 
tiefte Erkenntnis  und  praktische  Bestimmung 
der  Gegenwart  pflückt  Die  juristische  Behand- 
lung der  Übrigen  volkswirtschaftlichen  Prob- 
leme blieb  in  der  Renaissancezeit  dürftig, 
zumal  das  Obligationenrecht,  in  dem  die 
meisten  von  ihnen  ihre  Stelle  finden,  sich 
ganz  in  den  vorgezeichneten  Geleisen  der 
Digesten  bewegte.  Dabei  waltet  eine  ent- 
schiedene Neigung  zur  schwächlichen  byzan- 
tinischen Nachjurisprudenz  vor.  um  die  alte 
Schroffheit  des  römischen  Rechts  zu  mil- 
dern, und  durch  Rücksichten  auf  allerlei 
Standessonderrechte  und  wirtschaftliche 
Notstände  seine  Spitzen  umzubiegen.  War 
das  rumische  Recht  auch  zunächst  das  Mittel 
zur  Kräftigung  der  Staatsgewalt,  so  behielt 
es  doch  auch  noch  über  das  16.  Jahrhundert 
hinaus  den  guten  sozialen  Ornndsatz  bei, 
nach  Möglichkeit  für  den  Schwächeren  ein- 
zutreten. Es  verdient  daher  nicht  ganz  den 
üblen  Ruf,  der  ihm  aus  der  begreiflichen  Ab- 
neigung der  Laien  gegen  ein  fremdes  und 
gelehrtes  Recht  erwachsen  ist.  Mit  den 
kalvinischen  und  jesuitischen  Rechtstheore- 
tikern tritt  bereits  am  Ende  des  Jahrhun- 
derts die  seit  dem  Mittelalter  beinahe  ver- 
schollene natnrrechtliche  Konstruktion  des 
Staates  auf:  sie  folgen  dabei,  schon  durch 
die  Annäherung  des  jus  divinum  und  jus 
naturao,  ebenso  religiösen  wie  juristischen 
Motiven,  sofort  werden  nun  auch  verschiedene 
Vorgänge  des  Wirtschaftslebens  aus  natur- 
rechtlichen  Ursachen  erklüit  Die  Hochflut 
des  Naturrechts  schwemmt  zunächst  all  dio 
hoffnungsfreudigen  Ansätze  einer  historischen  ' 
und  vergleichenden  Staatswissenschaft  hin- ; 
weg,  aber  sie  bereitet  den  Boden  für  eine  j 
neue  Wissenschaft.  Das  Naturrecht  hat  den 
Wünschen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  — 
einer  Weltepoche,  der  wir  dann  schliesslich 
doch  zu  noch  grösserem  Danke  verpflichtet 
sind  als  der  Renaissance  —  nicht  nur  ent- 
sprochen, sondern  es  hat,  sonst  unfruchtbar, 
zum  Sehl usb  in  der  Nationalökonomie  noch  | 
sein  einzig  lebensfähiges  Kind  geboren,  j 
Uebrigens  war  der  eigentliche  Schöpfer! 
eines  selbständigen  Naturrechts,  1 1  ugo  Grotius,  j 
so]l>er  noch  vorwiegend  humanistischer 1 
Philologe,  und  ihm,  der  auch  das  Natur- 1 
recht  mit  einer  Fülle  antiquarischer  Ge- 
lehrsamkeit illustrierte,  hätte  es  wohl  fem 
gelegen,  den  Vorrang  der  Alterhunswissen- 
schaft,  den  sie  sich  als  dio  Mutter  aller 
anderen  Geisteswissenschaften  verdient  hat. 
zu  bestreiten. 


2.  Der  Einflnsg  der  religiösen  Be- 
wegungen, Reformation  und  Gegenre- 
formation. Die  Reformation  ist  die  Re- 
naissance auf  dem  religiösen  Gebiete,  die 
plötzliche  und  unvermittelte  Rückkehr  zum 
Idealzustand  der  ersten,  der  klassischen  Zeit 
des  Christenturas.  Sio  wurzelt  in  dem 
Glauben,  dass  einstmals  das  Ideal  Wirklich- 
keit war  und  dass  es  nur  des  Entscldusses 
bedürfe,  über  die  Kluft  der  Zeiten  mit  einem 
gewagten  Sprunge  sich  hinflberzuretten  in 
das  Ideal.  Was  zwischen  uns  und  jenem 
liegt,  ist  n tu*  Abfall  und  Verdunkelung ;  jene 
Rückkehr  ist  deshalb  sittliche  Pflicht 
Die  Reformation  wurzelt  also  in  einem  Irr- 
tum, aber  in  einem  jener  grossen,  segens- 
reichen Irrtümer,  in  denen  sich  überhaupt 
die  Weltentwickelung,  wenn  wir  von  den 
positiven  Wissenschaften,  die  dem  Gemüt 
nichts  bieten,  absehen,  immer  vollziehen 
wird.  Reformation  wie  Renaissance  sind 
nur  möglich  gewesen  durch  einen  kühnen 
überfliegenden  Idealismus;  bei  dieser  stammt 
er  aus  dem  Verstand  und  dem  ästhetischen 
Vermögen  und  endet  bei  allen  ihren 
Grössen  im  Skeptizismus,  wie  einst  auch 
der  antike  Idealismus;  bei  der  Refor- 
mation findet  er  seinen  Ursprung  im  re- 
ligiösen Empfinden;  er  ist  Gewissenssaehe 
und  darum  führt  er  zum  Fanatismus.  Die 
Reformation  hat  wieder  die  beste  Gabe  des 
menschlichen  Wesens,  und  des  Christen- 
tums insbesondere:  die  sittliche  Kraft,  die 
den  Menschen  dazu  zwingt  sich  zu  opfern 
für  eine  Idee,  bei  Freund  und  Feind  zu 
einer  historischen  Macht  erhoben.  Ohne 
eine  Beimischung  von  Fanatismus  ist  aber 
eine  solche  geistige  Erhebung  nicht  mög- 
lich. Diese  geistige  Bewegung  ergriff  die 
Geister  zwar  zunächst  ohne  Rücksicht  auf 
Folgen  im  Bereich  der  Welt;  sie  musste 
jedoch  zugleich  auf  Staat  imd  Gesell- 
scliaft  einen  tiefgreifenden  Eiufluss  üben; 
denu  trotz  aller  Kämpfe  hatten  während 
des  ganzen  Mittelalters  Staat  und  Kirche 
eine  Einheit  gebildet;  die  «leisten  und 
freiesten  Geister  wie  Dante  waren  auch 
die.  welche  an»  tiefsten  von  dem  Bewusst- 
sein  dieser  Einheit  durchdrungen  waren ; 
ihre  kirchliche  Opposition  richtet  sich 
immer  nur  gegen  jene  Richtungen  inner- 
halb der  Kirche,  welche  diese  Harmonie, 
dieses  gottgewollte  Znsammenarbeiten,  das 
doch  seiner  Idee  nach  niemals  zum 
Konflikt  führen  dürfte,  ehrgeizig  stören. 
So  waren  auch  die  Gebiele  des  kano- 
nischen und  bürgerlichen  Rechts  nirgends 
genau  geschieden,  so  dass  namentlich  die 
wirtschaftlichen  Vorgänge  in  hohem  Mass 
der  Kontrolle,  vielfach  auch  der  j>ositiven 
Regelung  durch  die  kirchliche  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  unterstanden.  Zudem  hatte 
sich  der  Klerus  auf  Grund  seines  geistlichen 
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Charakters  als  Staat  im  Staat,  als  ein  Stand, 
der  wenigstens  im  Princip  so  gut  wie  un- 
abhängig war,  ausgebildet.  Allerdings  hatten 
in  einigen  Staaten,  wie  in  Frankreich,  die 
Kämpfe,  die  liierüber  im  Mittelalter  ent- 
brannt waren,  für  den  Staat  günstig  geendet, 
«lie  wissenschaftliche  Theorie  aber,  die 
schliesslich  in  der  Kirche  als  einer  geistigen 
Institution  den  entscheidenden  Einflnss  übte, 
war  nur  immer  noch  klerikaler  geworden. 
Wurde  dieses  ganze  System  umgestürzt, 
die  Kirche  auf  rein  religiöse  Aufgaben  dem 
Staate  gegenüber  eingeschränkt  und  diese 
religiösen  Aufgaben  dem  persönlichen  Ge- 
wissen grossenteils  überlassen,  so  musste 
das  politisch  und  wirtscliaftlich  eine 
Umwälzung  in  Staat  und  Wirtschaft, 
d.  h.  eine  Veränderung  der  Grundlagen 
seitist  mit  sich  führen.  Das  war  eiue 
notwendige  Folge,  wenn  auch  ihre  Ur- 
heber im  vollen  Rechte  waren,  die  Zu- 
mutung oder  auch  den  Vorwurf  solcher  Ab- 
sichten von  6ich  abzulehnen. 

Auch  im  Mittelalter  hatte  es  an  Vor- 
buchen nicht  gefehlt,  die  christliche  Gesell- 
*  .-dürft  durch  Zurückf  iihrung  auf  urehristliehe 
Principien  zu  reformieren.  Dal>ei  standen 
die  sozialen  l'rincipien  gewöhnlidi  noch  mehr 
im  Vordergründe  als  die  dogmatischen. 
Diese  Versuche  führten  teilweise  nur  zur 
Absonderung  kleiner  Sekteu  mit  kommu- 
nistischer Tendenz,  aber  auch  zu  der  Stif- 
tung des  populären  Ordens,  der  das  religi- 
öse Leben  des  späteren  Mittelaltere  be- 
sonders bestimmt  hat.  Es  steht  wohl  fest 
dass  der  heilige  Franziskus  ursprünglich 
nicht  eine  Ordonsgesellschaft,  sondern  eine 
geistliche  Gesellst-haftsreform  durch  das  ur- 
ehristliehe Princip  der  Armut  angestrebt 
liat.  In  einer  der  bedeutsamsten  Gestalten 
der  Renaissance,  in  Savonarola  nimmt  der 
theokratische  Gedanke,  der  im  Mittelalter  als 
der  Herrschaftsanspruch  der  gottgestifteten 
Weltkirche  über  den  unheiligen  Staat  er- 
scheint, eine  völlig  veränderte  Gestalt  an: 
Savonarola  machte  nämlich  den  Versuch, 
eine  städtische  Republik  auf  religiöser  Grund- 
lage aufzubauen;  er  wollte  die  Verwirk- 
lichung des  Sittongesetzes  im  öffentlichen  wie 
im  privaten  Leben  zur  Aufgabe  des  Staates 
machen  und  ihm  hierzu  dio  nötigen  Mittel 
zu  Gebote  stellen,  durch  die  Religion  aber  auch 
die  republikanische  Freiheit  dauernd  sichern. 
Wie  die  echte  Obrigkeit  das  Ebenbild  Gottes, 
ist  für  ihn  der  Tyrann  das  des  Teufels 
und  als  solches  zu  bekämpfen.  Savonarola 
ist  durchaus  nicht  ein  Vorläufer  Luthers, 
wohl  aber  hat  er  Calvin  antieipiert  Un- 
säglich leicht,  weil  nur  auf  einem  ein- 
maligen Willensentschluss  beruhend,  er- 
seheint Savonarola  diese  Aufgabe;  seine 
Katastrophe  bewies  das  Gegenteil.  Die  Be- 
deutung religiöser  Begeisterung  für  die  Kraft 


1  eines  Volkes,  also  auch  eines  Staates,  war 
aber  durch  ihn  erwiesen  worden.   Mit  Be- 
ziehung auf  ihn  hat  Macchiavelli  sie  in 
einigen  der  tiefsinnigsten  Kapitel  der  Dis- 
oorsi   untersucht.     Sein  Hass  gegen  das 
Papsttum  beruht  wesentlich  darauf,  dass 
es  durch  seine  Entartung  dio  religiöse  und 
j  moralische   Kraft  der  Italiener  gebrochen 
!  habe.  Selbst  seine  Empfehlung  der  Wahrung 
j  des  religiösen  Scheins  im  Fürsten  schliesst 
eine  Anerkennung  der  politischen  Bedeut- 
samkeit der  Religion  in  sich.  Dieser  Atheist 
I  —  der  er  wohl  seiner  persönlichen  Ueber- 
|  zengung  nach  war  —  hat  thatsächlich  der 
staatsbildenden  und  staatserhaltenden  Kraft 
der  Religion  viel  mehr  eingeräumt  als  seüie 
Bestreiter;  allein  er  musste  bei  dem  Gegen- 
satz seiner    persönlichen  Weltanschauung 
hierzu  in  dem  Dilemma  zwischen  Begeiste- 
rung und  Frivolität  stecken  bleiben.   Er  be- 
trachtete die  Religion  nur  als  Mittel,  wenn 
auch  als  ein  solches  vom  höchsten  Rang,  es 
i  liegt  aber  im  Wesen  jeder  religiösen  Ueber- 
j  zeugung,  jede  Verwendung  als  Mittel  auszu- 
,  sch  Hessen. 

Luther  wollte  nur  die  religiöse  Wahr- 
heit, wie  er  sie  erfasste,  herstellen;  hierbei 
kennt  er  keine  weltliche  Rücksicht;  aber 
.seine  oft  (juäleudcn  Zweifel,  die  ihm  aus 
J  den  politischen  und  sozialen  Nebenerschei- 
nungen dieser  Reformation  entstehen,  be- 
i  schwichtigt  die  Ueberzeugung,  dass  er  auch 
!  das  richtige  Verhältnis  zwischen  der  Re- 
ligion einerseits,  dem  Staats-  und  Wirt- 
schaftsleben andererseits   hergestellt  habe. 
Seine  eigene  politische  Bildung  war  gering- 
fügig, seine  juristischen  Studienjahre  haben 
1  kaum  eineu  anderen  Eiufluss  auf  ihn  gehabt, 
I  als  dass  er  später  leicht  in  Zwist  mit  den 
Juristen  geriet,  seine  Kenntnis  des  praktischen 
!  Lebens  hiugegen  ist  tieträchtlich,  wenn  audi 
einseitig.    Sehr  verschiedenartige  Eindrücke 
üben  auf  ihn  ihren  Einflnss :  ein  tiefge- 
|  wurzelter  Respekt  vor  dem  Kaisertum  und 
eine  unbedingte  Verehrung  der  landesfürst- 
lichen Gewalt,  eine  lebhafte  nationale  Ge- 
sinnung wie  das  Bewusstsein,  dass  die  eigene 
Tliätigkeit  über  die  nationalen  Schranken 
hinausgreifen    und    zur   Zerklüftung  der 
eigenen  Nation  beitragen  müsse.    In  sozialer 
i  Beziehung  ist  er  der  Bauernsohu  und  fühlt 
sich  als  solcher,  aber  ist  Bürger  und  Ge- 
lehrter geworden.    Erfüllt  von  der  Unver- 
brüchlichkeit des  Sittengesetzes,  ein  abge- 
|  sagter  Feind  jedes  Deutelus  an  seineu  Ge- 
boten, die  ihm  als  einer  selbst  einfachen 
Natur  höchst  einfach  und  klar  erscheinen, 
legt  er  ausschliesslich  diesen  Massstab  an 
alle  wirtschaftlichen  Erscheinungen ,  ohne 
im  übrigen,  wenn  sie  hierzu  nicht  passen, 
ihre  Existenzberechtigung  zu  leugnen :  denn 
Welt  rnuss  eben  Welt  bleiben  und  einen 
Staat  von  lauter  frommen  Christen  kann  es 
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nicht  geben.  Er  giebt  sieh  nicht  die  Mühe, 
diese  Widersprüche  auszugleichen ;  denn 
konsequent  bis  zum  Eigensinn  in  seiuen 
Grundgedanken,  Ist  er  zu  ehrlich,  um  auch 
überall  logisch  zu  sein,  wo  diese  nicht  in 
Frage  kommen. 

Luthers  Grundgedanke  ist  die  strenge 
Scheidung  des  Geistlichen  und  Weltlichen, 
die  er  bisher  überall  in  verderblicher  Weise 
vermischt  sieht;  die  Antithese  von  Freiheit 
und  Gebundenheit  fällt  hiermit  teilweise  zu- 
sammen. Das  geistige  Ixiben  ist  nur  Sache 
der  reberzeugung.  Gewissensangelegenhcit 
des  Einzelnen,  in  ihm  herrseht  völlige  Frei- 
heit, die  aber  auch  mit  dem  Gewissen  auf- 
hört und  schon  bei  der  Freiheit  des  Kultus 
versagt.  Denn  in  allen  ausseien  Beziehungen 
ist  der  Christ  ebenso  gebunden  durch  die 
Liebe  und  durch  den  Gehorsam.  Darum  ist 
jeder  Schluss  aus  der  geistlichen  Freiheit 
auf  weltliche  Zügellosigkeit,  sei  es  dem 
Sittengesetz,  sei  es  dem  Staatsgesetz  gegen- 
über falsch  und  boshaft.  Luther  war  in 
vollem  Recht,  gegen  den  Missbrauch  seiner 
Schrift  über  die  christliche  Freiheit,  in  der 
er  diese  Antithese  entwickelt  hatte,  als  Re- 
volutionsschrift  zu  protestieren.  Jegliche 
Herbeiziehung  religiöser  Begründung  bei 
politischen  Forderungen  erscheint  ihm 
schlechthin  als  Teufelsunkraut  in  der  Gottes- 
saat. Nur  im  Ausdruck,  nicht  in  der  Sache 
hat  sich  diese  Grundansicht  durch  den 
Bauernkrieg  und  die  wiedertäuferischen  Be- 
wegungen verschürft.  Auch  seine  Abneigung 
gegen  Zwingli  geht  zum  grossen  Teil  gegen 
den  Politiker  und  Volksmann,  der  staatliche 
und  geistliche  Reformation  mit  einander 
vermischt.  Er  wirft  ihn  ohne  weiteres  mit 
den  übrigen  Seh  warmgeistern  zusammen. 
Namentlich  gegen  jede  Ausnutzung  des 
alten  Testaments,  um  verbindliche  Grund- 
sätze daraus  abzuleiten,  tritt  er  auf  dem 

Solitisch-sozialen  Gebiet  ebenso  wie  auf  dem 
ogmatischen  entschieden  auf.  Auch  hier- 
mit richtet  er  sich  gegen  die  Neuerer,  die 
je  länger  je  mehr  ihre  theokratischen  wie 
ihre  demokratischen  und  ihre  kommunis- 
tischen Vorstellungen  aus  dem  alten  Testa- 
ment schöpften  oder  zu  rechtfertigen  suchten. 
Luther  hatte  principiell  völlig  recht,  jede 
Gemeinschaft  mit  ihnen  abzulehnen,  ihnen 
jede  Berufung  auf  sein  Verlialten  abzu- 
streiten ;  andererseits  ist  aber  gar  nicht  zu 
verwundern,  dass  diejenige  wirtscliaftliche 
Umwandlung,  die  er  empfahl,  die  Säkulari- 
sation des  Kirchengutes  von  allen,  die  jene 
strenge  Scheidung  nicht  mitmachten,  nur 
als  ein  unvollständiger  Anfang  einer  kon- 
sequenten Revolution  betrachtet  wurde. 

Für  Luther  steht  die  Unverbrüch- 
lichkeit des  Sittengesetzes  des  alten  wie 
neuen  Bundes  im  vollen  Umfang  fest  Immer 
wieder  kehrt  er  sich  in  scharfer  Polemik 


gegen  die  Atischwächungen,  die  aus  den 
Forderungen  der  Bergpredigt  nur  Ratschläge 
machen;  atar  dies  strenge  Sitteugesetz  ist. 
auch  nur  für  den  wahren  Christen  geschrieben» 
es  ist  unmöglich,  dass  die  Welt  danach  lebe : 
es  ist  also  auch  nicht  die  Aufgata  des 
Staates,  es  durchzusetzen,  seine  sittliche  Auf- 
gabe beschränkt  sich  darauf,  die  groben 
Missbräuche  zu  hindern  und  dadurch  den 
Bestand  der  Gesellschaft  zu  sichern.  Die 
Einzelfordeiungen,  die  Luther  an  die  Beauf- 
sichtigung des  bürgerlichen  Letalis  durch 
den  Staat  stellt,  entsprechen  der  in  Deutsch- 
land vorherrschenden  haus  väterlichen  Auf- 
fassung der  Regententhätigkeit ;  sie  gehen  oft 
recht  weit,  seine  Gesamtauffassung  aber 
bleibt  stets  tasonnen.  In  dieser  ihrer  Thätiy:- 
keit  übt  die  Obrigkeit  ein  gottgewolltes  Amt 
aus;  dabei  giebt  es  namentlich  keinen  Vorzug 
eines  geistlichen  Amtes,  jeder  Stand  hat. 
gleiche  Ehre,  jeder  Beruf  ist  in  gleicher 
Weise  ein  Amt,  Luther  selber  hat  es  oft  als 
eines  seiner  Hnuptvcrdienste  gerühmt,  dass  er 
den  weltlichen  Ständen  ihre  Ehre  wiederge- 
geben habe.  Es  besteht  vor  allein  darin,  dass 
er  die  Ansprüche  der  Geistlichen  auf  einen 
Vorrang,  aus  dem  dann  fast  von  selbst  eine 
Vormundschaft  folgte,  vernichtet.  Es  giebt 
für  ihn  kein  Priestertum  mehr,  sondern  nur 
noch  ein  geistliches  Amt,  das  zwar  besonders 
bedeutsam  und  verantwortungsvoll  ist.  aber 
im  Wesen  nicht  unterschieden  von  anderen 
Aemtem.  Sein  Kampf  gegen  den  »Charakter 
indelebilis«  des  Priesters  uud  gegen  die  Sa- 
kramente der  alten  Kirche  hat  daher  auch 
eine  grosse  soziale  Bedeutung.  Die  Verbind- 
lichkeit der  kirchlichen  Gesetze  ist  damit  hin- 
fällig, das  kanonische  Recht  gilt"  ihm  als  ein 
neues  jüdisches  Gesetzjoch,  das  den  Nacken  zu 
Unrecht  auferlegt  worden  ist ;  mit  der  Ver- 
brennung der  Dekretalen  sagt  sich  Luther 
endgiltig  von  der  alten  Kirche  los.  Er  will 
somit  dem  Staat  wiedergetan,  was  ihm  ge- 
hört, die  Ordnung  weltlicher  Dinge;  dabei 
ist  es  natürlich  dem  Staat  unbenommen,  im 
einzelnen  dieselben  Mittel  anzuwenden  wie 
das  kanonische  Recht;  über  die  Frage,  wie 
weit  dies  wünschenswert  sei,  ergaben  sich 
aber  manche  Differenzen  mit  den  Juristen 
im  eigenen  I^ager,  die  ungern  an  ein- 
schneidende Aenderungen  im  Rechtszustand 
gingen,  während  Luther  stets  misstrauiseh 
gegen  die  Tendenzen  der  kirchlichen  Ge- 
setzgebung war.  Zu  den  Gebieten,  die  der 
Kirche  entzogen  und  der  staatlichen  Ordnung 
zurückgegeben  werden,  gehört  namentlich 
die  Ehe  und  damit  das  ganze  Familienrecht. 
Nur  scheinbar  widerspruchsvoll  klingen 
Luthers  Aeusserungen  über  sie  bald  natura- 
listisch roh,  tald  etwas  idealistisch  über- 
schwänglich;  die  Ehe  ist  ihm  zunächst 
ein  natürlich  Ding  wie  E<*sen  und  Trinken, 
also  eine  Regelung  des  Geschlechtslebens. 
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sodann  aber  ein  von  Gott  eingesetzter 
Stand  und  zwar  der  erste  und  ehrwürdigste. 
In  seiner  Bekämpfung  der  mittelalterlichen 
Askese  und  seiner  Empfehlung  der  Ehe 
geht  er  bisweilen  bis  zur  Paradoxie:  jede 
Itosorgnis  vor  Unzidängliehkcit  der  Mittel 
erscheint  ihm  als  Mangel  an  Gottvertrauen. 
Uebrigens  spielen  daliei  ebensowenig  wie 
bei  den  Asketen  bevölkerungspolitische  Ge- 
danken irgend  eine  Rolle.  Die  Lobpreisung 
Luthers  als  eines  Yennehrcrs  des  Menschen- 
geschlechtes geradeso  wie  die  entgegenge- 
setzte Bewunderung  des  Cölibats  als  Regu- 
lators der  Bevölkerung  gehören  erst  ins 
IIS.  Jahrhundert.  Sollte  bei  der  Ehe- 
schliessung und  auch  bei  der  Ehezucht  die 
geistliche  Gewalt  auch  weiterhin  noch  mit- 
wirken, so  war  sie  fortan  bei  der  Regelung  des 
Verkehrslebens  und  der  Besitzverhältnisse 
ganz  entbehrlich.  Luther  hat  Ober  die 
Wucherfrage,  das  alte  Haupt-  und  Prol>e- 
stflek  «ler  kiivhlich-wirtschaftlichen  Gesetz- 
gebung, eine  Reihe  wenig  bedeutender  Auf- 
sätze geschrieben  :  die  Widernatürlichkeit  des 
Wuchers,  also  seine  Unvereinbarkeit  mit  dem 
Sittengesetz,  und  das  ausdrückliche  Verbot  in 
der  Bibel  stehen  ihm  fest,  die  Einführung 
des  Zinses  durch  Iiinterthüren  widerstrebt 
seinem  geraden  Sinne,  schliesslich  aber 
bleibt  es  Sache  des  Staats,  wie  weit  er.  um 
grösserem  l'ebel  vorzubeugen,  das  Zinsnehmen 
dulden  will. 

So  erscheint  auf  allen  Punkten  die  Eman- 
eipation  des  Staates  und  der  Volkswirtschaft 
vom  Einfluss  der  Kirche  als  ein  wesentlicher 
Teil  der  I^ebensarlteit  Luthers.  Er  (hat  sie 
im  Dienste  der  Kirche  und  nicht  des  Staates. 
Denn  in  der  Herrscliaft  der  Kirche  auf  fliesen 
ihrem  Wesen  fremden  Gebieten,  sah  er  das 
Verhängnis  der  Religion.  Aus  dem  Ge- 
dankenkreise der  Humanisten  hat  nach  dieser 
Richtung  nur  die  geniale  Gelegenheitsschrift 
Vallas  über  die  Schenkung  Konstantins,  die 
Hutten  eben  wieder  aus  der  Vergessenheit 
hervorgezogen  hatte,  auf  ihn  gewirkt;  sie 
ljekräftigte  ihn  in  der  Ueberzeugung,  dass 
den  weltlichen  Herrschafts-  und  Besitzan- 
sprüchen der  Kirche  das  juristische  und 
lüstorische  Fundament  fehle.  Angesichts  der 
Entartung  des  Kirchengutes  in  Deutschland 
macht  er  mit  diesem  in  seinen  ersten 
feurigen  Schriften  kurzen  Prozess;  er  kam 
dadurch  der  Begehrlichkeit  der  Fürsten  und 
des  Adels  weiter  entgegen,  als  ihm  später 
lieb  war;  wenigstens  suchte  er  alsdann  vom 
Kirchengut  möglichst  viel  zurückzulialten, 
um  in  zeitgemässer  Umformung  der  Erlial- 
tung  der  Geistlichkeit  und  der  Schulen  zu 
dienen.  Namentlich  betont  er  mit  derselben 
Entschiedenheit  wie  die  Humanisten,  nament- 
lich Erasmus,  die  Pflicht  des  Staates,  für  die 
Schule  aufzukommen,  indem  er  sie  zugleich 
als  eine  soziale  Notwendigkeit  begründet 


und  ihre  Vorteile  für  die  verschiedensten 
Stände  darlegt. 

Eine  besondere  Vorliebe  für  eine  be- 
stimmte Staatsverfassung  hatte  Luther  nicht, 
er  geht  auf  diese  Fragen  selten  ein  und  lobt 
verschiedene ;  nur  gegen  Demokratieeu,  wo 
>Herr  omnes«  regiert,  hat  er  entschiedene 
Abneigung;  sein  sozial-kirchliches  Ideal  da- 
gegen ist  entschieden  ausgeprägt  und  trägt 
gerade  stark  demokratische  Zöge.  AI* 
solches  schwebt  ihm  die  frühchristliche  Ge- 
meindeverfassung vor.  die  er  im  ganzen 
richtig  aufgefasst  hat.  Hier  glaubt  er,  das* 
man  zum  Ideal  zurückkehren  könne  und 
solle.  Die  Gemeinde,  nach  diesem  Vorbild 
gestaltet,  still  eine  gottesdienstliche  Geraein  - 
sehaft.  die  für  Kirche  und  Schule  sorgt,  und 
zugleich  ein  Verband  zur  Besorgung  der 
Aufgal>en  der  Nächstenliebe  sein.  Er  scheut 
sich  auch  nicht,  ihr  auch  einige  rein  weltlich- 
gemeinnützige  Aufgaben  bis  zum  Brücken- 
und  Wegebau  zuzuweisen,  ohne  auf  die  Frage, 
wie  nun  die«?  Pflichten  einer  wesentlich  kirch- 
lichen Selbstverwaltung  von  denen  der  Obrig- 
keit abzugrenzen  seien,  einzugehen.  Am 
wärmsten  hat  er  dieses  Selbstverwaltungsideal 
in  der  Einleitung  gemalt,  die  er  der  Ordnung 
des  gemeinen  Kastens  in  dem  Städtchen  Leis- 
nig  vorausschickte.  Namentlich  der  Lösung 
der  drängendsten  sozialen  Angelegenheit  der 
Zeit,  der  Vernichtung  der  Bettel  plage,  glaubt 
er  mit  Recht  auf  solche  Weise  näher 
kommen  zu  können.  Die  politische  und 
wirtschaftliche  I*tge  Deutschlands  war. 
namentlich  nach  der  Niederwerfung  des 
Bauernaufruhrs,  für  die  Ausbildung  einer 
solchen  Gemeindeverfassuug  günstig,  es  war 
mehr  praktischer  Takt  als  theoretische 
Ueberzeugung,  der  Luther  Zuflucht  bei  der 
Obrigkeit*  auch  in  allen  diesen  kircldicheu 
und  sozialen  Angelegenheiten  nehmen  Hess. 
Zwingli  und  Calvin  gelang  der  Ausbau  einer 
solchen  von  Luther  einst  nur  geforderten 
Gemeindeverfassung  um  vieles  liesser,  weil 
sie  Stadtrepubliken,  die  an  Selbstverwaltung 
von  jeher  gewöhnt  waren,  nur  mit  religiösem 
Geiste  zu  erfüllen  brauchten.  Die  werbende 
Kraft  der  reformierten  Konfession  beruhte 
namentlich  auf  diesem  Vorzug,  während  die 
lutherische  Konfession,  deren  Begründer  an 
Tiefe  der  Gedanken  und  der  Empfindung 
jenen  teiden  weit  überlegen  war,  haupt- 
sächlich aus  diesem  Mangel  rasch  erstarrte. 

Melanchthon  hat  auch  auf  dem  po- 
litischen und  wirtschaftlichen  Gebiete  die 
anerkennenswerte  Geschicklichkeit  besessen. 
Luthers  Gedanken  leicht  fasslich  und  in 
einer  nicht  allzu  strengen  Systematik  zu  ent- 
wickeln, sio  schulmässig  zu  macheu.  Eine 
Vertiefung  findet  sich  nirgends,  wold  aber 
rechnet  er  mehr  mit  den  Verhältnissen  des 
täglichen  Lebens  und  greift  deshalb  auch 
gern  zu  den  Ausflüchten  und  Hilfsmitteln 


Digitized  by  Google 


394 


Renaissance  und  Reformation 


der  kanonischen  Wirtschaftslehre.  So  giebt 
er  von  dieser  in  seinen  ziemlich  ausführ- 
lichen Darstellungen  der  Kontrakte  und  der 
Wucherlehre  nur  eine  neue,  mit  einigen 
klassischen  und  juristischen  Heispielen  ver- 
mehrte Auflage,  um  schliesslich  alles  ins 
Gutbefinden  des  Staates  zu  schieben  und  das 
Gewissen  des  Einzelnen  auf  die  Erlaubnis 
des  Staates  zu  verweisen.  Ganz  anders  wie 
Luther,  der  nur  zögernd  und  mit  Vorbehalt 
der  Staatsgewalt  Recht  um  Recht  einräumt, 
stürzt  siel»  Melanchthon  in  diesen  Rettirags- 
hafen.  Der  Schrecken  des  Bauernkrieges 
und  die  unablässige  Angst  vor  den  Wieder- 
täufern hat  ihn,  der,  leicht  bestimmbar,  an- 
fangs selber  den  himmlischen  Propheten  ge- 
neigt war.  später  ein  für  allemal  zu  einer 
servilen  Verherrlichung  der  Staatsallmacht  ge- 
führt. Er  führt  sogar  aus,  dass  die  Gelwte  der 
Obrigkeiten  nicht  nur  mit  zeitlichen  Strafen  be- 
drohen, sondern  dass  Gott  ihren  l'ebcrtretern 
auch  mit  Hollenstrafen  droht.  Man  könnte 
sagen,  dass  er  die  Hölle  zur  Disj>osition  der 
irdischen  Oesetzgeber  gestellt  hat.  Der 
Tyrannenmord,  den  er  in  seiner  wesentlich 
humanistischen  Zeit  vor  dem  Rauernkrieg 
nach  antiken  Reminiscenzen  ausdrücklich 
gebilligt  hatte,  wird  sjviter  ebenso  ausdrück- 
lich verworfen.  Am  auffälligsten  ist  die 
Wandlung  in  der  Begründung  des  Eigen- 
tums. Während  er  in  der  ersteu  Auflage 
seines  Hauptwerkes,  der  loci  communes, 
noch  in  der  Weise  der  Scholastik  den  natur- 
recht liehen  Charakter  des  Eigentums  tastrei- 
tet, sucht  er  ihn  in  den  späteren  und  ebenso 
in  vielen  anderen  Schriften  und  Disputationen 
ausführlich  zu  begründen.  Es  ist  dies  übri- 
gens seine  originellste  Leistung  auf  dem 
Gebiet  der  Hechts-  und  Wirtschaftsauf- 
fassungen.  Der  Staat  aber  ist  auch  an  dieses 
Naturrecht  nicht  gebunden,  denn  die  an  und 
für  sich  unrichtige  Ansicht,  dass  die  Unter- 
thaneu  durchaus  Knechte  seien  und  kein 
Eigentum  besässen,  könne  ein  scharfes  Heil- 
mittel der  wilden  Geister  des  Volkes  sein. 
Wenn  Luther  nur  die  Folgerung  der  Bauern 
von  der  christlichen  Freiheit  auf  die  Leibes- 
freiheit verwirft  und  den  Grundsatz  des 
Paulus  einschärft,  dass  Christentum  und 
Sklaverei  neben  einander  bestehen  können, 
so  aeeeptiert  Melanchthon  vollständig  die 
aristotelische  naturrechtliche  Begründung  der 
Sklaverei  und  schränkt  sie  nur  durch  den 
Satz  eiu,  dass  Vernunft  und  göttliches  Recht 
gebieten,  dem  Sklaven  seinen  Lebensunter- 
halt zu  lassen.  Selbst  seine  enthusiastische 
Parteinahme  für  das  römische  Recht  er- 
klärt sich  nächst  seiner  humanistischen  Vor- 
liebe dafür  daraus,  dass  es  ihm  in  der  Hand 
des  Staates  das  schärfste  Mittel  gegen  die 
gruudstürzende  Wiedereinführung  des  mo- 
saischen Rechts  —  des  Kcvolutionspro- 
grammes  der  Wiedertäufer  erscheint.  Na- 


mentlich aber  vertritt  Melanchthon  in  der 
schärfsten  Weise  das  Recht  des  Staates  zur 
Veränderung  der  Religion  der  Unterthauen. 
Er  geht  hierbei  viel  weiter  als  Luther,  in- 
dem er  sich  auch  ohne  Bedenken  die  Grüude 
der  früheren  Zeit  für  Ketzerbestrafungeu 
aneignet,  staatliche  Ketzerverfolgungen  der 
Vergangenheit  billigt  und  solche  für  die 
Gegenwart  fordert.  Er  folgert  dieses  Recht 
aus  der  Pflicht  des  Staates,  den  Dekalog,  in 
dem  er  den  reinsten,  von  Gott  unmittelbar 
beglaubigten  Ausdruck  des  Naturrechts  sieht, 
in  seinem  ganzen  Umfang  aufrecht  zu  er- 
halten. Ketzereien  sind  Blasphemieen,  Ver- 
stössen also  gegen  das  2.  Gebot.  Dass  manche 
sagen,  der  Glaube  stehe  nicht  iu  unserer 
Gewalt,  thue  nichts  zur  Sache,  denn  nicht 
der  Glaube,  sondern  das  Bekenntnis  des- 
selben, das  in  unserer  Gewalt  stehe,  werde 
ja  bestraft.  Es  ist  sein-  wahrscheinlich,  dass 
diese  Ansichten  nicht  aus  religiöser  Ueber- 
zeugung,  sondern  aus  der  Furcht  vor  den 
Sozialrevolutionären  Lehren  der  Wieder- 
täufer stammen.  Gerado  bei  den  Schrift- 
stellern gemässigter  Gesinnung,  die  zugleich 
Schüler  des  Erasmus  sind,  den  Conrad 
Hereshach  und  Johann  Sturm,  findet  sich 
j  dieselbe  Forderung  der  staatlichen  Ketzer- 
|  Verfolgung;  Sturm  führt  ganz  harmlos  die 
j  Religionspolitik  der  römischen  Kaiser,  d.  h. 
I  die  Christenverfolgungen,  als  das  löbliche 
Beispiel  au,  wie  ein  Staat  seine  Staatsreligion 
zu  schützen  habe.  Ihnen  allen  fallen  die 
Begriffe  Ketzer  mid  Feind  der  Gesellschafts- 
ordnung zusammen  —  gerade  so  wie  dies 
im  13.  Jahrhundert,  als  sich  der  Ketzer- 
prozess  völlig  ausgebildet  hatte,  auch  der 
Fall  gewesen  war. 

Umfassender  und  mit  einer  Logik,  die 
vor  keiner  Folgerung  zurückschreckt,  liat 
Calvin  das  Verhältnis  von  Staat  und  Religion 
behandelt.  Er  verleugnet  den  studierten 
Juristen  und  Scholastiker  niemals,  während 
Luther  seine  Theologie  in  bewusster  Gegner- 
schaft gegen  diese  beiden  Wissenschaften, 
die  ihn  persönlich  unbefriedigt  gelassen 
hatten,  ausbildete.  Verstandsschärfe  und 
Willenskraft  mussten  l>ei  Calvin  den  Maugel 
der  Gefühlswärrae  ersetzen;  beide  be- 
fähigten ihn  noch  besonders  zum  Staats- 
mann. Die  wichtigsten  Grundsätze  hat  Cal- 
vin von  Luther  übernommen:  die prineipielle 
Scheidung  des  Geistlichen  und  Weltlichen, 
die  Feindschaft  gegen  alle  Gebote,  die  die 
Gewissen  binden  und  nicht  von  Jesus  selbst 
herstammen.  Im  einzelnen  ist  er  hier  kühner 
und  konsequenter:  so  zeigt  er  in  einem  Gut- 
achten, auf  dessen  Tragweite  er  selber  auf- 
merksam macht,  durch  sorgfältige  Exegese 
aller  bisher  verwendeten  Bibelstellen,  dass 
das  Wucherverbot  im  neuen  Testament  keinen 
Grund  liabe,  im  alten  auch  nur  beschränkt 
gegolten  und  zu  den  bloss  jwlitischen  Ein- 
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richtungen  gehört  habe;  er  zeigt  zugleich, 
dass  es  ebensowenig  im  Naturrecht  be- 
gründet sei,  und  ei'läutert  zum  ersten  Mal 
die  Natur  des  Kredits  als  einer  produktiven 
Kraft.  Calvin  spricht  sich  über  das  mo- 
saische Recht  und  den  jüdischen  Staat  viel 
radikaler  als  Luther  aus;  sie  sind  ihm  nur 
eine  »Pädagogic,  eine  Erziehung,  die  der 
Herr  seinem  Volke  in  der  Kindheit  gegeben 
hat« ;  trotzdem  aber  macht  er  viel  mehr 
Anleihen  aus  dieser  Gottespädagogie  für  die- 
jenige Erziehung,  der  er  seinen  eigenen 
Staat  und  seine  Kirche  unterwnrf,  so  dass 
denn  bei  seinen  Nachfolgern  das  alte  Testa- 
ment das  neue  fast  in  den  Hintergrund 
drangt.  Auch  Calvin  hatte  politisch  wie 
religiös  mit  einer  radikalen  Richtung  gleich 
der  der  Wiedertäufer  zu  kämpfen,  die  den 
Staat  und  jeden  Zwang  verwarf,  die, 
wie  er  spottete,  die  Menschen  pele-nuMe 
wie  die  Ratten  im  Stroh  leben  lassen 
wollte.  Da  ihre  Anhänger  seiuo  unmittel- 
Iwireu  Gegner  in  Genf  waren,  hat  er  seine 
ixilitische  Theorie,  die  er  an  das  Ende  seines 
Hauptwerkes  gestellt  liat,  fast  noch  mehr 
in  Gegensatz  zu  ihnen  als  zu  den  katho- 
lischen Staatslehren  gestellt.  Oalvin  ordnet 
dabei  die  Kirche  dem  Staat  ganz  ein,  so 
dass  man  fast  sagen  kann,  er  lüsst  sie  in 
ihm  aufgehen,  da  Staats-  und  Kirchen- 
gemeinde zusammenfallen,  aber  eben  hier- 
durch macht  er  den  Staat  nur  zum  Aus- 
führer der  göttlichen  Gebote.  Die  bürger- 
liche Theokratie.  einst  von  Savon.irola  an- 
gestrebt, wird  von  Calvin  mit  den  schärfsten 
Mitteln  in  seinem  Machtbcreich  durchge- 
führt. Alle  Obrigkeit  ist  zwar  von  Gott  und 
erfordert  Gehorsam ;  auch  den  Tyrannen, 
wozu  die  meisten  Füllten  gehören,  ist  er  zu 
leisten,  wie  das  Königsgesetz  Samuels,  das 
nicht  den  guten  Fürsten,  sondern  den  Ty- 
rannen schildert,  es  lehrt.  Jeder  Streit  um 
den  besten  Staat  ist  leer.  Es  ist  eine  Ver- 
messenheit,  hier  einfache  Bestimmungen 
geben  zu  wollen,  da  das  Hauptgewicht  auf 
den  Umständen  lie^t.  verschiodone  Gegenden 
verschieden  regiert  werden  müssen  und  wie 
die  Elemente  so  auch  die  Staatsverfassungen 
in  ihrer  Gesamtheit  sich  nur  durch  ihre 
Verschiedenheit  im  Gleichgewicht  halten 
können  —  er  überträgt  also  die  l^ehre  von 
der  Verfassuugsmischung  vom  Einzelstaat 
auf  die  Menschheit.  Für  seine  Person  be- 
günstigt Calvin  aber  entschieden  die  theokra- 
tische  Aristokratie,  das  straffe  Regiment 
von  Kirchenältesten,  Gott  selber  hat  durch 
ihre  Anordnung  im  Volk  Israel  ihr  den  Vor- 
zug gegeben.  Er  macht  kein  Hehl  aus 
seiner  Abneigung  gegen  die  Monarchie,  die 
allen  Leuten  von  hohem  und  ausgezeich- 
netem Geiste  stets  raifsfaüen  habe,  in  der 
es  fast  ein  Wunder  sei,  wenn  sich  die 
Könige  von  ungesetzlichen  Uebergnffen  fem 


halten.  Er  wünscht  deshalb  auch  für  Mo- 
narchieen  Verfassungsbeschränkungen,  Auf- 
sichtsbehörden wie  Ephoren  und  Tribunen, 
denen  er  die  Ständeversammlungen  seiner 
Zeit  an  die  Seite  stellt.  Wo  sie  gesetzlich 
vorhanden  sind,  ist  es  ihre  Pflicht,  sich  jeder 
Ausschreitung  des  Königs  zu  widersetzen, 
andernfalls  sind  sie  Verräter  an  der  ihnen 
anvertrauten  Freiheit  des  Volkes.  Mit  Calvin 
beginnt  die  grosse  Kontroverse  zwischen 
der  Pflicht  des  leidenden  Gehorsams  und 
dem  Recht  des  Widerstandes,  die  in 
den  Bürgerkriegen  und  Verfassungskämp- 
fen des  17.  Jahrhunderts  im  Mittelpunkt 
steht;  er  nimmt  in  ihr  die  Stellung  ein, 
dass  allerdings  der  leidende  Gehorsam 
gegen  den  Tyrannen  Pflicht  ist,  der  Wider- 
stand aber  ebenso  Pflicht,  sobald  irgend 
eine  gesetzliche  Möglichkeit  hierfür  ge- 
geben ist.  Die  politischen  Theoretiker  des 
Calvinismus,  vor  allem  der  geistvolle 
Althu8ius,  der  Wissenschaft  liehe  Vertreter 
der  niederländischen  calvinistischen  Aristo- 
kratieen,  haben  die  Ansichten  Calvins  syste- 
matisch weiter  entwickelt,  haben  aber  dem 
Recht  des  Widerstandes  gegen  Tyrannen 
weitere  Folge  gegeben.  Sie  werden  als 
»Monarchomaehen *  bekämpft  und  verab- 
scheut namentlich  von  den  lutherischen  und 
hochkirchhehen  Theoretikern.  Bei  diesen 
kommt  eine  neue  theologische  Begründung 
des  Staates  auf,  die  den  patriarchalischen 
Despotismus  als  Normalform  ansieht,  der 
vom  Hausrogiment  Adams  sich  auf  allo 
Könige  weitervererbt  habe.  Der  Inspirator 
dieser  wunderlichen  Hypothese  ist  König 
Jakob  I.  von  England,  ausgebildet  hat  sie 
zuerst  sein  Hofpublizist  Albericus  Gcntilis, 
der  sich  durch  seine  Bemühungen  um 
ein  positives  Völkerrecht  grössere  Ver- 
dienste als  hierdurch  erworben  hat:  am 
scharfsinnigsten  entwickelt  ist  sie  weiterhin 
von  dem  Schlesier  Horn  worden,  den  grössten 
Einfluss  aber  hat  sie  durch  den  englischen 
Prälaten  Filmer  erhalten,  durch  den  sie  zur 
Lieblingstheorie  der  llochkirche  wurde,  bis 
ihr  Locke  die  letzten  Stützen  entzog. 

Wie  nun  aber  auch  der  Staat  beschaffen 
sein  mochte,  so  verlangte  Calvin,  dass  er  die 
strikte  Durchführung  des  Sittengesetzes  und 
der  göttlichen  Gebote  als  seine  wesentliche 
Pflicht  erfasse.  Es  habe  überhaupt  noch 
keinen  Schriftsteller  gegeben,  meint  er  zu- 
versichtlich, der  nicht  die  Ehrung  Gottes  als 
oberste  Staatspflicht  anerkannt  habe.  Gottes- 
lästerung, worunter  Ketzerei  fällt,  ist  also 
das  schwerste  Verbrechen ;  die  Verbrennung 
Servets  war  deshalb  für  ihn  wie  für  Me- 
lanchthon  eine  blosse  Konsequenz.  Gesetze, 
die  nur  auf  das  zeitliche  Wohl  Rücksicht 
nehmen,  «spannen  die  Ochsen  hinter  den 
Wagen«,  der  Unterschied  zwischen  sittlichen 
und  Rechtsvergehen  ist  in  diesem  Staats- 
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weseu  fast  ganz  verwischt,  beinahe  unter- 
liegen die  sittlichen  als  die,  welche  Gott 
unmittel  barer  beleidigen,  einer  noch  schärferen 
Aufsicht  und  Ahndung.  Die  scliarfe  Kirehen- 
zucht  und  eine  nahezu  liarbarische  Justiz 
arbeiten  sich  dabei  in  die  Hände.  Die 
Rechtsverfolgung  ohne  Erbarmen  gilt  ihm 
als  Pflicht,  er  lobt  etwa  das  tückische  Ver- 
halten des  sterbenden  David,  der  dem  Sohn 
die  Hinrichtung  der  Feinde,  denen  er  selber 
verziehen  hat,  auferlegt:  er  heiligte  seine 
Hände,  die  er  durch  Verzeihen  besudelt 
hätte.  Mit  den  Geboten  der  Milde  und  des 
Verzeihens  im  neuen  Testament  findet  er 
sich  nicht  nur  für  die  Obrigkeit,  sondern 
auch  für  die  Privaten  damit  ab.  dass  sie  nur 
für  die  innere  Gesinnung  gelteu,  dass  jedem 
aber  geboten  sei,  sein  Recht  zu  verfolgen 
um  des  Öffentlichen  Wohles  willen,  weil 
man  die  Schlechten  nur  durch  Strafe  bessern 
könne.  Damit  war  auch  die  rücksichtslose 
Verfolgung  des  eigenen  wirtschaftlichen 
Vorteils  gerechtfertigt.  So  hat  Calvin  ein 
kirchliclx-politisches  Gemeinwesen  gegründet, 
dessen  Gesinnung  zwar  von  seinem  Vorbild, 
der  leidsamen  frühchristlichen  Gemeinde, 
recht  verschieden  ist,  das  aber  die  höchste 
Ueherzeiigungskraft  und  Energie  zu  ent- 
wickeln imstande  war.  Ranke  hat  von  ihm 
gesagt,  dass  in  diesem  Genfer  Gemeinwesen 
der  Keim  der  amerikanischen  Union  gelegen 
habe. 

Die  enge  Verbindung  von  Kirche  und 
Staat,  die  in  der  Renaissanee-Litteratur  völlig 
zurückgetreten  war.  kommt  mit  der  gleichen 
Entschiedenheit  wie  im  Calvinismus  in  dem 
wiederbelebten  Katholizismus  der  Gegen- 
reformation zur  Geltung.  Eine  Reihe  der 
politischen  Positionen  des  Mittelalters  werden 
zwar  geopfert,  der  Rest,  der  noch  immer  der 
Hauptteil  ist,  um  so  kräftiger  verteidigt. 
Der  politische  und  wissenschaftliche  Anstoss 
geht  hier  von  Spanien  aus.  Der  Staat,  den 
Ferdinand  der  Katholische  und  Ximenes  ge- 
schaffen, Karl  V.  und  Philipp  II.  weiter- 
gebildet liaben,  ist  ein  Nationalstaat  mit  einer 
stolzen,  gegen  jedon  fremden,  namentlich 
auch  römischen  Eingriff  eifersüchtigen  Natio- 
nalkirche. Der  Staat  erlaubt  der  Kirche  keine 
politische  Unbotmässigkeit,  das  allgewaltige 
geistliche  Tribunal,  die  Inquisition,  dient 
zugleich  der  Ueberwaehung  der  jwlitisch  und 
national  verdächtigen  Bevölkerungsklassen 
und  der  Sorge  für  die  Reinhaltung  des 
Glaubens.  Es  besteht  aus  Priestern,  ist  aber 
eine  Staatsinstitution  und  deshalb  in  Rom 
wenig  günstig  angesehen.  In  der  Durch- 
führung der  strengsten  katholischen  Kirch- 
lichkeit, im  Schutz  und  in  der  Ausbreitung 
des  Glaubens,  sieht  dieser  Staat,  in  dem 
dem  Priesterstand  eine  unbedingte  Verehrung 
entgegengebracht  wird,  seine  Jlauptaufgabe, 
er  beansprucht  zeitweise  eine  Schutzherr- 


schaft über  die  Kirche,  die  von  den  Päpsten 
selbst  lästig  empfunden  wird.  Die  Religion 
ist  in  dieser  strengen  Monarchie  gerade  so 
wie  in  den  reformierten  Republiken  der 
Hauptzweck,  aber  auch  das  Hauptmittel  des 
Staates.  Man  könnte  sagen :  dieser  Staat  ist 
ganz  klerikal,  aber  gar  nicht  ultramontan. 
Von  Spanien  geht  auch  die  Nenscholastik 
aus  und  gewinnt,  da  sie  sich  als  Waffe  im 
Kampf  mit  dem  Protestantismus  bewährt, 
weiteste  Verbreitung.  Sie  vertritt  den  ge- 
samten dogmatischen  und  ethischen  Inhalt 
der  mittelalterlichen  Kirchonlehre,  oluie  der 
Debatte,  der  Verschiodenartigkeit  der  wissen- 
schaftlichen Erörterung  eines  gegebenen  In- 
halts, den  Spielraum  zu  gewähren,  den  die 
Verschiedenheit  der  mittelalterlichen  S°hnl- 
richtungen  noch  gelassen  hatte.  Sie  behält 
auch  die  dialektische  Form  bei,  aber  sie  opfert 
,  das  starre,  gleichbleibende  Schema  dersell»en 
j  und  wählt  einen  fliessenden  Lehrvortrag  in 
!  gutem  Latein,  das  zwar  farblos  ist  und 
i  jeden  individuellen  Reiz  entbehrt,  aber  auch 
lauf  allo  Phrasen  des  humanistischen  Stils 
'  verzichtet.  Dieser  Neuscholastik  bemächtigt 
sich  namentlich  die  Gesellschaft  Jesu ;  die  iier- 
sön liehen  Verschiedenheiten  der  einzelnen 
Schriftsteller  sind  geringfügig,  sie  alle  zu- 
!  sammen  bilden  eine  geschlossene  Phalanx : 
so  imponiert  auch  an  dem  System  weniger 
der  Inhalt  als  die  Lücken losigkeit.  Von  den 
kleinen  Abweichungen  der  Navarra,  Suarez, 
Covarruvias,  J>essius  tinter  einander  können 
wir  hier  absehen,  höchstens  Mariana,  der  in 
seiner  Schrift  vom  Fürston  tiaränctische 
Zwecke  verfolgt,  steht  etwas  abseits  der 
anderen.  Am  scharfsinnigsten  und  voll- 
ständigsten hat  wohl  Suarez  das  System 
entwickelt. 

In  diesem  gescldossenen  System  nimmt 
die  Rechts-  und  Staatslehre  einen  breiten 
Raum  ein.    Die  Behandlung  ist  stets  eine 
theologische,  so  dass  es  fast  den  Anschein 
hat,  als  ob  die  Rechtslehre  l>esonders  das 
Rechtssystem  der  Weltregiernng  behandeln 
wolle:    auch  macht  die  Frage  nach  der 
Verpflichtung  im  Gewissen,  die  mensch- 
liche Gesetze  mit  sich  führen,  gewöhnlich 
den  Abschluss  der  einzelnen  Untersuchungen. 
Die  Zwecke  der  Theologen,  der  Beichtväter 
stehen  also  im  Vordergrund,  aber  da  in 
ganz  anderem  Umfang  als  in  der  politischen 
Renaissaneelitteratnr  die  Jurisprudenz  herbei- 
gezogen wird,  gewinnen  dies«?  theologischen 
i  Schriften  einen  grösseren  Einfluss  als  jene, 
die  doch  alle  ein  etwas  lielletristisches  Ge- 
,  präge  tragen.    Die  Grundlage  des  ganzen 
!  Systems  bleibt  die  I/ehre  von  dem  höheren 
:  Range  der  Kirche  im  Vergleich  zum  Staat, 
l  Die  wunderlichen  Bilder,  mit  denen  man  im 
"■  Mittelalter  diesen   Vorrang   oft  begründet 
•  hatte  und  die  z.  B.  von  Dante  noch  ganz 
l  ernsthaft  widerlegt  wurdeu,  lässt  man  jetzt 
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der  Veränderung  des  Geschmacks  ent- 
sprechend bei  Seite;  alle  anderen  Argumente 
aber  werden  eifrig  zusammengesucht,  selbst 
der  Vorrang  des  männlichen  vor  dem  weib- 
lichen Geschlecht  inuss  zum  Zwecke  dienen, 
da  ja  zwar  staatliche,  aber  nicht  kirchliche 
Gewalt  auf  Frauen  ruhen  könne.  Die  Haupt- 
sache bleibt  die  göttliche  Stiftung  der  Kirche, 
durch  die  unmittelbare  Uebertragung  der 
geistlichen  Gewalt  von  Gott  auf  seine  Stell- 
vertreter ist  auch  der  Kirche  die  vollendete 
monarchische  Verfassung  mitgeteilt,  die  jetzt 
invh  scharfer  als  früher  betont  wird.  Gass 
der  Staat  hingegen  nur  dem  menschlichen 
Belieben  seinen  Ursprung  dankt,  dass  ihm 
ein  Vertrag  zu  Grunde  liegt,  wird  als  selbst- 
verständlich, als  seit  Thomas  von  Ao.niuo 
unbestrittene  opinio  communis  hingestellt. 
Ks  ist  der  Gedankenkreis  Augustins,  der 
hier  nach  wie  vor  herrscht.  Die  aristo- 
telische Ijehre,  dass  der  Mensch  ein  £nW 
ioijii*ov  sei.  weiss  man  ganz  wohl  mit  dieser 
Vertragslehre  zu  vereinigen.  Unter  den 
Verfassungsf« »nnen  gebührt  der  Monarchie 
der  Vorzug  —  weil  sie?  sich  den  Verfassungs- 
formen der  Kirche  nähert,  aber  auch  Aristo- 
kratie und  Demokratie  sind  gut.  Auch  für 
die  Monarchie  giebt  es  aber  keinen  anderen 
Kntstehungs-  und  Rechtsgrund  als  den 
Staatsvertrag ;  die  Ansprüche,  die  das  im- 
jierium  erhebt,  werden  eingehend  widerlegt 
und  glücklicher,  als  es  die  hierarchischen 
Theoretiker  in  den  Zeiten,  da  der  Kampf  mit 
dem  imjteriuin  noch  von  Bedeutung  geweseu 
war.  gethan  hatten  ;ein  unmittelbarcsKönigtum 
von  Gottes  Gnaden  giebt  es  nicht,  und  aus  der 
Bibel  ist  nichts  für  ein  solches  zu  folgern : 
mit  Spott  wird  schon  im  voraus  die  patri- 
arcliale  Theorie  überschüttet,  die  die  Königs- 
gewalt wie  die  Krbsünde  von  Adam  her 
erben  lasse.  Im  Staatsvertrag  der  Monarchie 
liegt  allerdings  immer  die  Unabsotzbarkeit 
des  Königs  mit  eingeschlossen,  nicht  aber 
die  des  Tyrannen.  Namentlich  Suarez  be- 
tont die  souveräne  Gewalt  des  Staatsober- 
hauptes, das  in  jedem  Staat,  wenn  er  nicht 
kopflos,  ^monströs«  sein  solle,  vorhanden 
sein  müsse  und  dessen  Hauptthätigkeit  die 
Gesetzgebung  sei,  welche  auf  dem  Besitz 
der  Zwangsgewalt  beruht;  die  Zustimmung 
des  Volkes  ist,  da  dieses  ja  verpflichtet 
wird  und  nicht  verpflichtet,  auch  nicht  zur 
Giltigkeit  eines  Gesetzes  nötig.  Die  Souve- 
ränitätslehre Bodins  war  hiermit  verträg- 
lich. Der  Fürst  aber,  der  das  Naturrecht  in 
wesentlichen  Stücken  hartnäckig  verletzt, 
ist  Tyrann  und  unterliegt  der  Absetzung, 
der  offenkundige  Tyrann  ist  vogelfrei.  Da- 
mals war  der  Königsmord  wie  der  politische 
Mord  überhaupt  ein  vielfach  verwandtes 
Mittel  der  Politik,  dessen  sich  auch  die  Ober- 
häupter der  Kirche  nicht  enthalten,  so  wird 
die  Debatte  über  die  Berechtigung  des  Ty- 


',  rannenmordes  um  die  Wende  des  IG.  Jahr- 
i  hunderts  die  wichtigste  politische  Kontro- 
!  verse  und  gewinnt  eine  allgemein  geschicht- 
liche Bedeutung.  Am  unverblümtesten  hatte 
sich  Mariana  unter  ausdrücklicher  Loh- 
j  preisung  der  Ermordimg  Heinrichs  III.  aus- 
I  gesprochen.  In  diesem  Punkte  trafen  die 
Iteiuen  Extreme,  die  jesuitischen  Juristen 
J  und  die  calvinistischen  Monarehomachen,  zu- 
I  sammen.  Dem  Papste  steht  die  oberst- 
richterliche Gewalt  zu,  daher  kann  er  auch, 
-»soweit  ein  geistliches  Gut  in  Krage  kommt ^ 
die  Königswürde  verändern;  dagegen  lässt 
man  allgemein  die  Ansicht  fallen,  dass  sich 
die  weltliche.  Gewalt  überhaupt  erst  von  ihm 
ableite,  ein  Verzicht,  der  durch  die  Ablehnung 
irgend  welcher  Rechte  des  römischen  Kaiser- 
tums beträchtlich  erleichtert  wurde;  auch 
sucht  man  scharf  zu  scheiden  zwischen  den 
weltlichen  und  geistlichen  Gesetzen  und 
giebt  zu,  dass  für  die  ersteren  die  kirch- 
lichen Gewalten  kein  Verleihungsrecht  haben. 
Aber  diese  theoretische  Scheidung  wird 
überall  durchlöchert»  denn  die  Oberaufsicht 
des  Papstes  über  die  Gesetzgebung  gewährt 
ihm  einen  indirekten  Einfluss,  die  bürger- 
lichenGesct  ze  überall  zu  korrigieren  oder  abzu- 
schaffen, wo  sio  zum  Verderben  der  Seelen 
geivichen  können ;  er  besitzt  sogar  ein  posi- 
tives Gesetzgebungsrecht,  soweit  er  die 
Natur  der  Kontrakte,  des  Eides  u.  s.  w.  er- 
klärt und  dadurch  gesetzlich  feststellt.  Der 
Papst  ist  sozusagen  der  Wahrer  und  unfehl- 
bare Erläuterer  des  Naturrechts,  das  die 
obere  Instanz  für  alle  positiven  Rechte  bildet. 
Aussenlem  aber  ist  dem  kanonischen  Recht 
eine  solche  Ausdehnung  gegeben,  dass  da- 
durch die  Geistlichkeit  völlig  als  Staat  im 
Staat  hingestellt  wird.  Die  Kampfbullen 
Bonifatius  VI  II.  werden  jetzt  erst  recht 
eigentlich  systematisch  entwickelt.  Wenn 
]  man  trotzdem  den  Geistlichen  rät,  sich  in 
einigen  Stücken  der  weltlichen  Gerichtsbar- 
keit zu  fügen ,  namentlich  auch  Steuern 
i  zu  zahlen,  so  geschieht  dies  mit  der  Rechts- 
verwahrung, dass  der  Staat  keinen  Rechts- 
anspruch hierauf  habe.  Immerhin  entwickelt 
Suarez  bei  dieser  Gelegenheit  zuerst  auch 
das  Recht  der  Finanzen.  Diese  Staats-  und 
Rechtsphilosophie  legt  überall  das  Natur- 
recht, das  mit  dem  Moralgesotz  identifiziert 
wird,  zu  Grunde,  da  ihr  jedoch  anderer- 
seits als  Gesetz  nur  die  Willensäusse- 
rung  eines  mit  der  Zwangsgewalt  beklei- 
deten Gesetzgebers  gilt,  so  folgt  daraus 
dass  auch  «las  Naturrecht  nur  als  Edikt 
Gottes  Gesetzeskraft  hat.  In  der  Begrün- 
dung der  einzelnen  Rechtsinstitutionen  hält 
man  sich  au  die  früheren  scholastischen  Argu- 
mente, namentlich  die  des  Thomas:  Eigen- 
tum und  Knechtschaft  erscheinen  als  zu- 
lässige, aus  der  Freiheit  des  menschlichen 
.Willens  hervorgehende  Einrichtungen;  dem 
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Naturrecht  können  sie  nicht  entstammen, 
da  sie  nicht  allgemein  und  verbindlich  sind ; 
die  radikale  Ansicht  des  Scotus  und  der 
Franziskaner,  dass  Eigentum  erst  im  Stand 
der  Sünde  möglich  sei,  wird  aber  abgelehnt, 
denn  warum  hatte  es  zum  wenigsten  Mo- 
biliareigentum  nicht  auch  im  Paradiese  geben 
können?  Die  kanonische  Ansicht,  dass  der 
Zins  gegen  das  Naturrecht  seij  nimmt  die 
Schule  insgesamt  auf;  sie  behUft  sich  da- 
mit, noch  einige  weitere  lünterthflren  zu 
öffnen,  um  den  Kredit  möglich  zu  machen, 
namentlich  baut  man  die  Interesseulehre  zu 
einem  System  von  Kontrakten  aus.  Schliess- 
lich lässt  man  wolü  gar  den  Zinskontrakt 
selber  durch,  wenn  nur  > die  Intention«  nicht 
darauf  gerichtet  ist,  Zins  vom  Darlehen  zu 
nehmen,  sondern  nur  einen  Gewinn  zu 
machen.  Die  Ausbildung  eines  gesunden 
Produktionskredits  wird  in  den  romanischen 
Ländern  durch  diese  Theorieen,  die  nach 
wie  vor  die  Gesetzgebung  und  die  Beur- 
teilung der  Kontrakte  beeinflussen,  beein- 
trächtigt; dagegen  wirft  eich  die  Wissen- 
schaft wie  die  Praxis  seit  dem  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  in  diesen  1  .Ändern  mit 
grossem  Eifer  auf  die  Besserung  des  Kon- 
sum tionskredits.  In  den  hierzu  eingerich- 
teten Leihhäusern,  den  Monti  di  pieta,  wird 
eiu  wirklicher  Leihzins  erhoben,  das  alte 
Prineip  also  durchlöchert.  Durch  die  Ver- 
bindung mit  einem  guten  Werke,  durch  die 
Intention,  nimmt  man  aber  diesem  Vorgehen 
den  Stäche!.  In  solcher  Weise  wird  überall 
von  dieser  Schule  das  Naturrecht  in  den 
Dienst  der  Theologie  und  des  Ablieferten 
kirchlichen  Systems  gestellt ;  die  zum  Teil 
vortrefflichen  Untersuchungen  über  die  for- 
malen Seiten  des  Hechts,  die  sich  nament- 
lich bei  Suarez  finden,  sind  darüber  nicht 
dauernd  zur  Geltung  gekommen.  Durch 
Hugo  Grotius  wird  darauf  im  folgenden 
Jahrhundert,  obwohl  er  selber  zugleich  eiu 

Iilülologisch  gebildeter  Theologe,  diese  Ver- 
lindung  gelöst.  Während  bis  daiiin  den 
systematischen  Werken  der  Jesuiten  auf 
protestantischer  Seite  nichts  von  ähnlicher 
Bedeutung  gegenüberzustellen  war.  geht 
fortan  die  Führung  in  der  Ausbildung  des 
Naturrechts  und  der  mit  ihm  zusammen- 
hängenden Staats-  und  Gesellsehaftstheorieen 
auf  die  Niederländer,  Engländer  und  Deut- 
schen illier. 

Gegen  die  klerikalen  Folgerungen  nament- 
lich der  jesuitischen  Systematiker,  durch 
welche  sich  der  Staat  überall  l>edroht  sah. 
war  schon  an  der  Wende  des  10.  Jahrhun- 
derts in  den  katholischen  Ländern  seilet 
eine  scharfe  und  erfolgreiche  Reaktion  ein- 
getreten. Sie  geht  aus  von  Venedig,  dem 
Gemeinwesen,  das  stets  auf  die  entschiedenste 
Staatsgesin nung  seines  Klerus  hatte  rechnen 
können.     Der   bedeutendste  Publizist  der; 


Epoche,  Paolo  Sarpi,  stellt  in  seinen  Reehts- 
gutachten  für  die  Republik  die  Grundsätze 
fest,  nach  denen  fortan  in  der  Mehrzahl  der 
katholischen  Staaten  die  Auseinandersetzung 
zwischen  den  Rechten  des  Staates  und 
denen  der  Kirche  vorgenommen  wurde.  In 
seiner  anonymen  Geschichte  des  Tridentiner 
Konzils  gab  er  zugleich  eine  geschichtliche 
Entwicklung  dieser  Verhältnisse.  Dagegen 
hält  er  sich  bewusst  und  absichtlich  jeder 
Theorie,  sogar  jodem  allgemeinen  Prineip, 
fem ;  er  sucht  überall  nur  den  faktischen 
Rechtsboden  festzustellen,  was  hier,  wo  es 
sich  um  historische,  langsam  entwickelte  Ver- 
hältnisse handelte,  meist  auch  nur  möglich  war. 
Gerade  diese  Zurückhaltung  hat  Sarpi  einen 
praktischen  Einfluss,  der  in  der  Geschichte  der 
Staats  Wissenschaften  seinesgleichen  sucht, 
verschafft.  Schon  vor  ihm  hatte  aber  auch  der 
bedeutendste  Theoretiker  der  Epoche  Bodiu 
zugleich  dem  Staat  und  der  Religion  zu  dem 
Ihrigen  zu  verhelfen  gesucht  und  jono  all- 
gemeinen Principien  zu  entwickeln  verstan- 
den, die  für  die  Folgezeit  die  wichtigsten 
wurden.  Bodin  steht  mitten  inne  in  den 
religiös-politischen  Kämpfen  Frankreichs.  Zum 
Unterschied  von  den  Denkern  der  Renais- 
sance, auf  deueu  er  vielfach  fortbaut,  ohne 
es  ihnen  zu  danken,  ist  er  von  den  reli- 
giösen Motiven  erfüllt.  Das  Naturrecht,  zu 
dem  er  sich  bekennt,  obwohl  er  selber  viel 
mehr  einer  historisch  entwickelnden  Methode 
folgt,  gilt  auch  ihm  als  ein  unverbrüchliches 
göttliches  Recht:  wo  es  klar  spricht,  ist  der 
Staat  es  durchzuführen  verpflichtet  —  so 
darf  z.  B.  kein  Souverän  sein  Begnadigungs- 
recht gegen  Totscldäger  ausüben,  wie  er 
hier  ganz  in  Calvins  Spuren  wandelnd  aus- 
führt, ja  sogar  die  absurdeste  Ausartung  der 
Verbindung  religiöser  und  staatlicher  Zwecke 
und  Mittel,  die  staatliche  Verfolgung  der 
Hexerei,  vertritt  er  in  einem  eigenen  Werke, 
im  übrigen  aber  ist  sein  Lebenszweck,  die 
souveräne  Staatsgewalt  über  und  zugleich 
neben  den  religiösen  Parteien  zu  Ix-gründen. 
Der  patriotische  Schmerz  über  den  Verfall 
Frankreichs  durch  diese  Parteiungen.dem  er  in 
den  Einleituugsworten  seines  Werkes  über  den 
Staat  Ausdruck  leiht,  lässt  ihn  nach  einem  Mit- 
tel suchen,  die  zersplitterten  Kräfte  des  Staates 
zu  sammeln  und  ihn  von  jenen  Zwistigkeiteu 
frei  zu  halten.  Seine  Argumente  für  den  Gehor- 
sam und  gegen  die  Auflehnung  entlehnt  er  mit 
Vorliebe  Luther  und  Calvin,  obwohl  er  sel- 
ber Katholik  ist.  Deshalb  tritt  er  auch 
gegen  alle  Herrschaftsansprüche  der  Kirche, 
gegen  die  historische  Stellung  des  Papst- 
tums so  energisch  auf,  wie  nur  ein  Protes- 
tant es  vermöchte.  Da  ihm  eine  ausser- 
ordentliche und  —  wenu  ihn  nicht  gerade 
die  Lust  am  Vergleichen  iu  unabsehbare 
Femen  lockt  —  auch  solide  historische  Ge- 
lehrsamkeit zu  Gebote  steht,  sind  diese  An- 
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griffe  auf  Oberlehnsherrlichkeit  des  Papstes. 
Kirchenfreiheit  etc.  eindringlicher  als  eine  nur 
von  religiöser  Abneigung  eingegebene  Po- 
lemik. Aus  allem  ergiebt  sieh  ihm  ebenso 
als  naturgemäss  richtiges  Verhältnis  wie  als 
KIngheitsmassregel  die  Folgerung  der  To- 
leranz. Dieses  grosse  und  grundlegende 
Princip  ist  eine  Errungensehaft  der  fran- 
zösischen Geistesentwickelung  oder  mehr 
noch  der  Notlage  des  französischen  Staates. 
Noch  lange  als  Notbehelf  hat  es  gegolten, 
ehe  es  nach  mehr  als  einem  Jahrhundert 
Begeisterung  zu  erwecken  anfing.  Der 
Grundsatz  der  individuellen  Gewissensfreiheit, 
den  die  Reformation  aufgestellt  hatte,  hat 
mit  ihm  nichts  zu  thun,  für  ein  friedliches 
Nebeneinander  verschiedener  Konfessionen 
unter  gleichem  Schutz  des  Staates  bot  we- 
der das  Luthertum  noch  vollends  der  Cal- 
vinismus Kaum ;  wenn  es  im  Deutschen 
Reich  von  den  Protestanten  gefordert  wurde, 
so  war  es  nur,  weil  jeder  Reichsstand  für 
sich  das  jus  reformandi  beanspruchte.  Aller- 
dings war  bereits  einmal  das  Toleranzprin- 
eip  in  freiester  Weise  entwickelt  worden  — 
Duldung  jedes  Glaubens,  sogar  eines  atheis- 
tischen Bekenntnisses,  das  nur  von  Staats- 
ämtern ausschliessen  soll  — ,  aber  als  un- 
verbindliches Spiel  des  Geistes,  von  Thomas  i 
Morus  in  der  Utopia,  und  dieser  sein  Ur- 
heber hat  sich  in  seinem  eigenen  Leben 
recht  wenig  daran  gehalten.  So  bleiben 
denn  der  Kanzler  l'Hopital  und  Bodin  seine 
Väter.  Unter  allen  kühnen  Neuerungen 
Bodins  machte  diese  das  grösste  Aufsehen. 
Man  sieht  dies  aus  Boccalinis  Erörterungen : 
Im  Parnass  wird  Bodin  als  Erfinder  dieses 
gefährlichsten  Princips  zum  Feuer  verdammt; 
seine  Berufung  auf  die  türkische  Monarchie 
hilft  ihm  nichts;  denn  diese  verwahrt  sich 
erfolgreich  gegen  den  Verdacht,  Religious- 
toleranz  zu  üben.  —  Freilich  ist  es  die  Tür- 
kei, die  der  Spötter  Boccalini  hier  die  Sache 
der  Religion  führen  lüsst.  Die  Argumente 
gegen  die  Duldung  hatten  bei  den  Fürsten 
wie  den  Völkern  einstweilen  noch  mehr 
Ueberzeugungskraft.  Rs  bedurfte  der  bitte- 
ren Erfahrungen  der  Religionskriege,  vor 
allem  aber  auch  der  vollständigen  Emanci- 
patiou  des  Naturrechts  von  der  thelogischen 
Begründung,  um  in  der  Freilassung  des 
religiösen  Lebens  und  des  geistigen  über- 
liaupt  die  einzig  mögliche  Stellung  des 
Staates  zu  finden. 

3.  Die  Neugestaltung  des  Staat »lebens 
und  die  Staatswissenschaften.  Die  Staats- 
entwickelung der  Renaissance  spiegelt  sich 
in  den  Theorieen.  Beiden  gemeinsam  ist  der 
7.ug,  den  Staat  alsein  Kunstwerk  aufzufassen 
und  aufzubauen;  hierdurch  gewinnt  auch 
die  Theorie  erst  ihren  Einfluss  auf  die 
Praxis :  sie  erörtert  den  Plan,  nach  dem  Staat 
und  Gesellschaft  zu  bauen  sind.  Daher 


rührt  die  ständige  Vorstellung,  dass  die 
besten  Staaten  die  sind,  welche  nach  einem 
einheitlichen  Plan  entworfen  und  nie  von 
diesem  abgewichen  sind,  daher  die  seit  Pa- 
trices immer  wiederkehrenden  Regeln,  was 
|  bei  Neugründungen  eines  Staates  zu  be- 
I achten  sei,  daher  auch  die  Naivetät,  mit 
jder  man  Verfassungen,  die  sich  thatsäch- 
I  lieh  allmählich  entwickelt  hatten,  für  uralt 
und  unverändert  ausgab,  wie  die  Venedigs! 
Nur  die  beiden  bedeutendsteu  Geistor, 
Macchiavelli  und  Bodin,  durchbrachen  diese 
Vorstellung:  Macchiavelli,  indem  er  an 
dem  Vorbild  Roms  zeigt,  dass  die  Mächte 
der  Bewegung  einem  Staat,  der  wachsen 
will,  not  thut,  dass  ein  unverändert  in 
sich  beharrender  Staat  der  Expansions- 
kraft ontbelirt,  Bodin,  indem  er  die  Ver- 
fassungen der  einzelnen  Staaten  und  ihre 
juristischen  Grundlagen  studiert.  Wie  der 
Staat,  so  erscheint  auch  die  bürgerliche  Ge- 
sellschaft als  ein  Kunstprodukt,  wobei  es 
wenig  Unterschied  macht,  ob  man  sie  nach 
dem  aristotelischen  Schema  als  angelegt  im 
Wesen  des  ^»o*  jroAir«oV  oder  nach  dem 
natui  rechtlichen  als  entstanden  durch  eineu 
Vertrag  ansieht.  Meist  vereinigt  man  beide 
Prinoipien.  Die  mittelalterliche  imperialisti- 
sche Theorie  ist  allseitig  aufgegeben ;  selbst 
aus  der  juristischen  Konstruktion  verliert 
sie  sich,  seltsamerweise  schleppt  sie  sich 
überhaupt  nur  noch  in  der  offiziellen  Ge- 
6chichtschreibung  der  katholischen  Kirche, 
al>er  auch  hier  fast  nur  noch  als  Mittel  der 
Chronologie  fort;  die  Franzosen  und  Spa- 
nier hatten  sie  nie  anerkannt,  ihre  Staats- 
theoretiker widerlegen  sie  auch  jetzt  noch  ein- 
gehend; Suarez  thut  dies  zunächst  im  klerikalen 
Sinn ;  indem  er  darlegt,  dass  eine  politische 
Einheit  des  Menschengeschlechts  unnötig 
und  schädlich  sein  würde,  hebt  er  die  Not- 
wendigkeit der  religiösen  Einheit  um  so 
mehr  empor,  Bodin  verfolgt  damit  aus- 
schliesslich nationale  Interessen,  er  versucht 
historisch  die  Stellung  des  römischen 
Kaisers  zu  den  übrigen  Staaten  und  zur 
Kirche  zu  begreifen,  wobei  er  die  früher  be- 
standene weltliche  Schutzherrschaft  Über 
diese  anerkennt,  den  Ehrenvorzug  des  Kaisers 
thut  er  dagegen  mit  ein  paar  spöttischen 
Worten  ab.  Für  die  Italiener  ist  das  Kaiser- 
tum überhaupt  versehollen ;  sie  beachten  es 
in  ihren  Theorieen  gar  nicht.  Als  die 
Sjonier  versuchten,  eiue  neue  Universalmo- 
narchie aufzubauen,  bemühen  sie  sich  selber 
nie  um  eine  Wiederbelebung  imperialistischer 
Doktrinen ;  ihre  politischen  ScltriftstcLler 
richten  eher  Warnungen  an  ihre  Landsleute 
und  ihre  Könige,  iu  dieser  Bahn  nicht  wei- 
ter zu  gehen ;  so  thut  es  mit  grosser  Ein- 
dringlichkeit Guevara,  ebenso  später  Ma- 
riana. Dagegen  finden  sich  die  Italiener  mit 
dieser  Vorherrschaft  Spaniens  ab,  da  sie 
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doch  immerhin  ein  christliches  Gegenge- 
wicht gegen,  die  Weltherrschaftspläno  des 
Islam  bilde,  und  ein  Italiener,  Campanella, 
ist  der  einzige,  der  in  eingehender  Weise, 
aber  doch  nur  in  einer  ihm  durch  seine 
I*ige  aufgenötigten  Gelegenheitsschrift,  die 
.Möglichkeit  einer  spanischen  Weltmonarchie 
erörtert.  Auch  er  schreibt  dabei  doch  seinem, 
dem  italienischen  Volke  wenigstens  die  geistige 
Fuhrung,  die  Holle,  die  einst  die  Griechen 
im  römischen  Weltreich  gespielt  hatten,  zu. 

Sehr  eingehend  wird  dagegen  die  Frage  des 
Gleichgewichts  der  einzelnenSmaten  behan- 
delt; sie  tritt  an  die  Stelle  jener  früheren  Ein- 
heit des  imperinm.  Entstanden  ist  diese 
Gleichgewichtspolitik  in  Italien  während 
des  lä.  Jahrhunderts:  die  grösseren  Staaten 
Italiens  sollten  sich  im  Schach  halten,  das 
Emporkommen  neuer  Gewalten  ebenso  wie 
das  l'ebergreifen  fremder  Mächte  auf  die 
Halbinsel  verhindern.  Daher  wird  diese 
Politik  auch  als  die  eigentlich  nationale  von 
den  Historikern  gepriesen;  es  ist  das  die 
Tendenz  der  Gesenichtschreibung  des  Guic- 
ciardini.  Von  den  italienischen  Verhältnissen 
wird  diese  Betrachtungsweise,  nachdem  6ich 
die  Politik  aller  Völker  verflochten  hat,  auf 
die  europäischen  übertragen,  namentlich  die 
Vertreter  der  Staatsräson  entwickeln  sie. 
Man  kann  sie  als  die  opinio  communis  des 
Zeitalters  ansehen.  Am  Ende  der  Epoche 
bildet  sich  dann  auch  eine  Wissenschaft 
d^s  Völkerrechts,  während  man  sich  bis 
dahin  mit  einigen  übernommenen  Defini- 
tionen beguügt  hatte,  durch  die  ein  jus  gen- 
tium, das  auf  den  gemeinsamen,  aber  wandel- 
baren Sitten  der  Völker  zum  Unterschied 
von  dem  unwandelbaren  Naturrecht  beruhe, 
mehr  postuliert  als  gegeben  wurde. 

In  die  Lücke,  die  durch  die  Beseitigung 
des  imiierium  bleibt,  tritt  nun  at»er  keines- 
wegs der  Nationalstaat  als  Nachfolger  ein. 
Die  Humanisten  haben  zwar  alle  ein  sehr  reiz- 
l>ares  nationales  Empfinden,  sie  preisen  jeder 
die  eigene  Nation  nnd  führen  ülter  ihren  Vor- 
rang heftige  litterarischeFehden,  aber  die  Idee 
einer  politischen  Einigung  einer  Nation  liegt 
ihnen  fern ;  auch  Hutten,  hierin  der  eifrigste 
von  allen,  kommt  hier  über  allgemeine  Wen- 
dungen nicht  hinaus;  allerdings  stellt 
Erasmus  die  Forderung  auf,  dass  der 
Fürst  gleichen  Stammes  und  gleicher 
Spiaehe  mit  seinen  rnterthanen  sein  solle, 
er  tadelt  die  Abwesenheit  des  Regenton  aus 
seinem  Lande  und  selbst  die  Wahl  einer 
fremden  Gattin,  es  ist  aber  ersichtlich,  dass  er 
dabei  nur  als  Niederländer  redet,  um  Karl  V., 
der  freilich  die  ungeeignetste  Adresse  für 
diese  Ermahnungen  war,  nach  Möglichkeit 
von  Si»anien  wieder  uach  den  Niederlanden 
zu  ziemn.  Für  Bodin  ist  zwar  die  nationale 
Eifersucht  ein  Hauptmotiv,  das  sich  ülierall 
mit  etwas  französischer  Eitelkeit  geltend 


!  macht,  wio  gering  er  trotzdem  von  der  Be- 
[  deutung  der  Nationalität  denkt,  geht  daraus 
!  hervor,  dass    er  unter    die  Hegalien  die 
|  Macht  des  Souveräns,  die  Volkssprache  zu 
[verändern,  rechnet.    Nur  bei  Macehiavelli 
[  tritt  die  Idee  einer  nationalen  Einigung, 
[  eines  Zusammenfallens  von  Staat  und  Na- 
;  tionalität,  alsein  starkes  Motiv  auf.  Im  Fürsten 
|  hat  sie  das  letzte  Wort,  was  denn  doch  da- 
j  rauf  hinweist,  dass  ihm  die  in  ihren  Mitteln 
■  recht  bedenkliche  monarchische  Staatsgrün- 
,  dungskunst,  die  er  zuvor  objektiv  darstellt. 
:  Wert  nur  deshalb  besitzt,  weil  sie  allein  zum 
Nationalstaat  führen  kann.   Sein  Hass  gegen 
'  das  Papsttum  beruht  doch  vor  allem  darauf, 
dass  es  sich  durch  alle  Epochen  der  Ge- 
schichte als  das  Hindernis  einer  politischen 
'  Einigung  Italiens  erweist.  Diese  Seite  seines 
[  Denkens,  in  seiner  eigenen  Zeit  weder  ver- 
standen noch  Iteachtet,  hat  in  der  Folgezeit 
gerade  am  meisten  gewirkt  und  die  An- 
!  sichten    über    Macehiavelli  .  namentlich  in 
i  Italien  selbst  umgewandelt 

Die  Theorie  hat  überhaupt  mehr  Mittel- 
i  Staaten  oder  nachdem  Vorgang  des  Aristoteles 
1  gar  Kleinstaaten,  in  denen  die  Anzahl  der 
1  Bürger  leicht  zu  übersehen  ist,  im  Auge  als 
Grossstaaten.  Wie  die  Staatswissenschaft  des 
Altertums  ist  auch  die  der  Renaissance  vor- 
wiegend Verfassungslehre  und  legt  dabei  die- 
selben überkommenen  Schemata  zu  Grunde ; 
die  Verfassungsform  des  Mittelalters .  das 
I  liehnswesen,  wird  kaum  je  eines  Blickes 
:  wert  geachtet :  nur  Bodin,  der  ja  überall  vom 
Bestellenden  ausgeht,  behandelt  es,  aber  nur 
um  es  durchaus  abzulehnen.  Denn  um  alle  im 
Lehenswesen  zersplitterten  und  delegierten 
Rechte  wieder  zu  sammeln,  bildet  er  seine 
Souveränitätslehre  aus.  Bei  den  Italienern 
wird  stets  namentlich  von  Macehiavelli 
die  erbliche  Monarchie  zwar  mit  einiger 
Sehnsucht  betrachtet,  aber  nicht  selber  be- 
handelt In  den  Vordergrund  werden  hier 
stets  die  persönlichen  Eigenschaften  und  das 
persönliche  Verhalten  des  Fürsten  gestellt. 
Je  länger  je  mehr  erregt  hier  die  meiste 
Bewunderung  die  Aristokratie,  zumal  man 
in  dem  Staat,  aus  dem  man  die  Grundsätze 
1  einer  solchen  alistrahiert,  Venedig,  zugleich 
als  das  Muster  eines  kunstvollen,  überlegteu 
Staatswesens  sieht  Dass  Macehiavelli  auch 
;  die  Schwächen  einer  Aristokratie  wie  Ve- 
nedig enthüllt  hatte,  wird  ihm  von  den  Ita- 
lienern fast  am  meisten  verargt.  Auch  im 
Ausland  wird  die  Verfassung  Venedigs  an- 
dauernd mehr  als  die  eines  anderen  Staates 
und  stets  mit  gleicher  Bewunderung  stu- 
diert. Zu  Grunde  wird  meistens  Contarinis 
sorgfältige  Darstellung  gelegt,  die  mit  der 
Absicht  geschrieben  war,  dem  Suchen  nach 
der  besten  Verfassung  den  Besitz  einer 
solchen,  wie  sich  Venedig  dessen  erfreut, 
gegenüberzustellen.     Vor  allem  Boecalini 
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zeigt,  wie  gegen  das  Ende  der  Epoche  Ve- 
nedig im  Mittelpunkt  des  politischen  Interesses 
steht:  das  Problem  ist  immer:  wie  hat  Ve- 
nedigs Verfassung  sich  allein  unverändert 
und  doch  frisch  erhalten  ?  Die  Losung  sucht 
man  im  wesentlichen  in  den  .Massregeln 
der  Staatserziehung,  die  es  allen  Klassen 
seiner  Bürger,  zumal  aber  den  regierenden 
zu  teil  werden  lässt.    In  Deutschland  fin- 
det ebenfalls  die  Aristokratie  ihr  Muster- 
beispiel:   Nürnberg,  das  von   Celses  und 
Pirkheimer    als    solches   gepriesen  wird. 
Tin    so    schlechter     fährt    dagegen  bei 
allen     Vergleiehungen     die  I>emokratie. 
Auch  die,  welche  sie  thatsächlieh  vertreten, 
entschuldigen  sie  entweder  mit  der  beson- 
deren Eigenart  einer  Bevölkerung,  wie  es 
Savonarola  thut,  oder  machen  sie  durch 
Mischung  mit  anderen  Vorfassungsformen 
gefälliger,    wie  Macchiavelli.  Schliesslich 
al»er  sind  seine  Discorsi  und  das  synthoti- 
>ehe  Beispiel  zu  dieser  Analyse,  die  floren- 
tiuische  Geschichte,  nichts  anderes  als  eine 
Untersuchung   der    demokratischen  Repu- 
bliken. Der  bedeutendste  staatswissenschaft- 
liche Gedanke  des  Altertums,  einen  regel- 
mässigen Verlauf  und  eine  bestimmte  Reihen- 
folge der  Verfassungsentwickelung  zu  kon- 
statieren, ist  erst  bei  Macchiavelli  zur  em-  I 
pirischen  Ausführung  gelangt.    Es  sind  aber  ' 
die  Lctonskräftc  einer  Demokratie,  oder  im 
Sinn  des  Aristoteles  einer  Politie,  die  er 
blosszulegen  sucht.     Hierher  gehört  seine 
Theorie  der  Bürgerzwiste,  deren  Vorteile  für 
einen  auf  Wachstum  ^rechneten  Staat  er: 
erweist  —  ein  tiefsinniges  Paradoxon,  das  ihm  ■ 
von  seinen  Nachfolgern,  den  Ammirato  und 
Paruta,  am  lebhaftesten  bestritten  wird  — ;  < 
hierher  das  Ix)b  der  öffentlichen  Anklagen 
als  des  Ventils  der  Volksleidenschaften  und 
des  Organs  der  öffentlichen  Meinungen  —  j 
eine  Ansicht,  der  auch  der  aristokratische  j 
Gegner  Paruta  beipflichtet,  indem  er  den 
<  >strakismus  und  ihm  entsprechende  minder  1 
augenfällige  venetianische  Massregeln   vor- 1 
tritt  — ;  hierher  der  Nachweis  der  engen 
Verbindung  von  Volksfreiheit  und  Wehrhaf- 
tigkeit ;  hierher  die  bis  auf  Montesquieu  stets 
wiederholte  Forderung,  dass  Republiken  auf 
Bürgertugend  lieruhen  müssen,   in  verdor- 
l»enen  Staaten  aber  keine  Freiheit  möglich 
sei.    Die  Gefahren  der  Demokratie  hat  er« 
auch  hier  die  Gedanken  der  Alten  durch 
die  seitdem  aufgesammelte  jiolitische  Er- 1 
fahrung  bereichernd,  enthüllt,  ist  doch  das! 
Aufkommen  der  Tyrannis  der  andere  grosse  | 
Gegenstand  seines  Denkens.    Diese  auf  den  ■ 
tiefsten  Blicken  in  die  Psychologie  der  Indivi-  j 
duen  und  Gruppen  beruhenden  Erörterungen  ' 
leben  noch  immer,  nachdem  alle  Theorieen 
jener  Zeit  nur  noch  den  Wert  vergangener  Ent- 
wicklungsstufen haben.  Wir  sahen  bereits, 
dass  sowohl  Macchiavelli  wie  sogar  Conta- 
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rini  bei  der  Konstruktion  der  venetianischen 
Verfassung  und  mit  ihnen  alle  Nachfolger 
sich  mit  Vorliebe  dem  Schema  des  Polybius 
und  Cicero  vom  gemischten  Staat'  zu- 
wandten. Für  die  deutschen  Publizisten 
bleibt  noch  lange  die  gemischte  Verfassung 
die  bequeme  Eselsbrücke  zum  Ix>b  der 
Reichs  Verfassung  und  fordert  noch  später 
Pufendorfs  Spott  heraus.  Hier  setzt  Bodin 
ein.  Da  sein  Hauptgrundsatz  die  Unteilbar- 
keit der  Souveränität,  der  gesetzgebenden 
und  ausführenden  Gewalt  ist,  leugnet  er  die 
Möglichkeit  einer  Mischform,  die  in  Gewalten- 
vertcilung  besteht,  oder  erklärt  sie,  wo  sie 
vorkommt,  für  eine  unhaltbare  Missform. 
Demgemäss  weist  er  bei  den  vermeintlich 
gemischten  Staaten  ihren  einfacheren  Clia- 
rakter,  l>oi  der  römischen  Republik  den  de- 
mokratischen, beim  deutschen  Reich  den 
aristokratischen  nach.  Von  den  Ansätzen 
der  parlamentarischen  Verfassung  weissagt 
er,  dass  sie  zur  Aristokratie  führen  müsse. 
Seine  Ausführungen  entsprachen  den  Be- 
dürfnissen der  kommenden  Zeit ;  die  Theorie 
von  der  Verfassungsmischung  trat  zurück, 
bis  sie  unter  veränderten  Verhältnissen  und 
in  veränderter  Weise  von  Montesquieu  be- 
lebt wird  und  eine  ungeahnte  politische 
Wichtigkeit  erlangt.  Endlich  fehlt  es  auch  nicht 
an  Richtungen,  die  einem  staatlosen  Zu- 
stande das  Wort  reden,  da  der  Staat  eine 
Zwangsanstalt  für  die  Unvollkommenen  sei, 
dem  vollkommenen  Christen  aber  die  Frei- 
heit von  jeglichem  Gesetz  zukomme.  Die 
wiedertäufenschen  Sekten,  die  diese  An- 
sichten vertraten,  sind  in  erster  Linie 
Anarchisten,  erst  in  zweiter  Kommunisten. 
Wenigstens  einmal  tritt  als  kühner  Ge- 
dankenblitz auch  die  Ansicht  auf,  dass  die 
kunstvolle  eivilisierte  Gesellschaft  einschliess- 
lich des  Staates  eine  Entartung  sei  und  der 
natürliche  rohe  Mensch  da«  Meisterwerk 
der  Natur.  Es  ist  Montaigne,  der  so  in 
seinem  Essai  über  die  Kannibalen  Rousseau 
vorweg  nimmt. 

Origineller  als  in  der  Charakteristik  der 
Verfassungen  sind  die  Theoretiker  der 
Renaissance  gewöhnlich  in  der  Analyse  der 
Staatsmittel  und  Staatsfunktionen,  da  sie 
hier  ttesonders  aus  der  Praxis  schöpfen  und 
für  die  Praxis  arbeiten.  Während  die 
grossen  Alten  den  Staat  selber  der  Idee  der 
Gerechtigkeit  unterordneten,  behandeln  die 
Theoretiker  der  Renaissance  das  Recht 
durchweg  als  ein  Mittel  der  Politik.  Mac- 
chiavelli geht  dem  Recht  ganz  aus  dem  Wege, 
bei  den  anderen  wird  es  als  Mittel,  die 
Ixudonschaften  im  Zaum  zu  halten  und  deu 
Bestand  eines  Staates  zu  sichern,  mit  Vor- 
holte betrachtet.  Namentlich  thun  dies  auch 
sämtliche  Reformatoren,  am  konsequentesten 
wie  immer  Calvin.  Es  entsprach  das  der 
Justizverwaltung  namentlich  in  Deutschland 
VI.  26 
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und  Frankreich.  Das  Wort  eines  Nürn-  [ 
berger  Bürgermeisters  wird  oft  wiederholt, 
dass  man  grosso  Volksmengen  durch  gute 
Worte  und  strenge  Strafen  regieren  müsse. 
In  Italien  herrschen  mildere  Ansichten, 
ebenso  hatte  Erasmus  sich  selir  entschieden 
gegen  Übertriebene  Strenge  der  Strafen  und 
gegen  die  ganze  Abschreckungstheorie  er- 
klärt. Entsprechend  der  wissenschaftlichen 
Arbeit  der  Jurisprudenz  waltet  auch 
bei  den  politischen  Schriftstellern  die  An- 
sicht vor.  dass  die  Einführung  und  strikte 
Anwendung  des  romischen  Rechts  einem 
wohlgeordneten  Staate  gezieme.  Gleich  an- 
fangs giebt  Patricias  dieser  Ansicht  den 
Ausdruck,  dass  nur  deshalb  eine  ergänzende 
und  erläuternde  Fortbildung  des  Rechts 
nötig  sei,  weil  die  echten  Quellen  des  rö- 
mischen Rechts  einstweilen  noch  grosson- 
teils  verloren  seien.  Später  spricht  sich 
Erasmus  in  ähnlicher  Weise  aus,  Melanch- 
thon  treibt  beinahe  einen  Kultus  mit  dem 
römischen  Recht,  zumal  er  durch  dieses  rein 
weltliche  Recht  dem  kanonischen  Recht 
ebenso  wie  den  revolutionären  Bestre- 
bungen glaubt  den  Boden  entziehen  zu 
können.  Einstimmig  verlangt  man  von  den 
Gesetzen  Unveränderlichkeit  als  entschei- 
dendes Merkmal  ihrer  Gflte.  Diesem  Ideal 
schien  lange  das  römische  Recht  zu  ent- 
sprechen und  somit  die  sicherste  Stütze  der 
Staaten  zu  sein;  geiade  hierin  aber  macht 
ihm  das  wiederbelebte  Naturrocht  bald  sieg- 
reiche Konkurrenz.  Seine  Ansprüche  auf 
Notwendigkeit  und  Allgemeingiltigkeit  siegen 
wenigstens  in  der  Theorie.  Demgemäss 
verhalten  sich  schon  die  jesuitischen  Theo- 
retiker ablehnend  gegen  die  Alleingiltigkcit 
des  römischen  Rechts  und  skeptisch  gegen 
seine  VerwendUirkcit  für  den  Staat;  bei 
Bodin  kommt  eine  prineipielle  Begeisterung 
für  das  Natnrrecht  und  die  genaue  Kennt- 
nis der  in  Frankreich  wirklieh  vorhandenen 
Gesetze  und  Bedürfnisse  zusammen,  um  ihn 
dieselbe  Stellung  einnehmen  zu  lassen. 

Ucberall  entwickelt  sich  der  moderne  Staat 
als  Beamtenstaat ;  die  Schriftsteller  nehmen 
daher  auf  Stellung  und  Thätigkeit  der  Beamten, 
auf  dio  Verwaltung  mehr  Rücksicht  als  die  an- 
tiken Muster.  Patricias  macht  noch  den  ver- 
zweifelten Vorsuch,  im  Anschluss  an  das 
Aemtersystem  der  römischen  Republik  eine 
Theorie  zu  entwickeln,  die  der  Gegenwart 
entspreche»  soll ,  sein  Zeitgenosse  Pontan 
dagegen  giebt  in  der  Schrift  vom  Gehorsam 
eine  Psychologie  des  Beamtentums  in  Um- 
rissen. Besonders  beschäftigt  man  sich  mit 
der  Stellung  des  Beamtentums  zum  Fürsten. 
Das  feinste  psychologische  Gemälde  der 
Renaissance  zeit,  der  Uortigiano  Gistiglioros, 
an  den  sich  wieder  eine  ganze  Litteratur 
knüpft,  behandelt  zum  Teil  diesen  Gegen- 
stand, er  übte  mehr  Einfluss  auf  die  that- 


sächliche  Gestaltung  der  Hofe  als  sämtliche 
Fürstenspiegel.  Die  Ansicht,  dass  Hof  und 
Beamtenschaft  —  die  zum  grossen  Teil  noch 
zusammenfallen  —  um  des  Fürsten  willci; 
da  sind,  seine  Dienerschaft  bilden,  ist  zwar 
allgemein  und  wird  später  durch  Bodin  s 
Souveränitätslehre  eher  noch  verschärft; 
dennoch  sucht  man  dem  Hofmann  und 
Beamten  möglichst  viel  persönliche  Selb- 
ständigkeit zu  wahren.  Castigliones  Hof- 
mann ist  viel  zu  individuell  und  stolz, 
als  dass  er  etwas  andores  als  ergebener 
Freund  des  Fürsten  sein  könnte,  in  Guic- 
ciardinis  Avertimenti  —  politischen  Stoss- 
seufzern  eines  vielgeplagten  und  enttäuschten 
Diplomaten  —  ist  das  leitende  Motiv  das 
Misstrauen,  das  zwischen  Fürsten  und  Dienern 
stets  herrschen  muss:  einer  suche  immer 
den  anderen  zu  täuschen,  niemand  kenne 
einen  ausführenden  Staatsmann  weniger  als 
sein  Fürst,  weil  er  sich  vor  niemandem  so 
verstellt,  der  Beamte  soll,  soweit  es  die 
Ehre  erlaubt,  für  sich  sorgen,  da  er  doch 
der  Undankbarkeit  dos  Fürsten  sicher  ist. 
Die  Misere  des  abhängigen  Hof-  und  Be- 
amtenlebens  ist  ein  Lieblingsthema  der 
Humanisten ;  nur  Guevara,  Erasmus,  Hutten, 
die  sich  in  bitteren  uud  ironischen  Schriften 
überbieten,  seien  genannt.  Erasmus  ver- 
urteilt zuerst,  wiederum  zur  Sicherung  der 
Selbständigkeit  der  Beamten,  den  Aemter- 
kauf :  der  Fürst  soll  sich  so  gegen  die 
Magistrate  stellen  wie  er  will,  dass  sie  sich 
gegen  das  Volk  stellen.  Wie  könne  er  den 
käuflichen  Beamten  bestrafen,  der  sein  Amt 
von  ihm  gekauft  habe?  Unscheinbar  sind 
die  Anfänge  einer  eigentlichen  Verwaltungs- 
wissenschaft,  der  beginnenden  Kameralistik, 
so  herzhaft  die  Vei  waltungsthätigkeit  selber 
auch  einsetzt.  An  der  Aufgabe  und  der 
Macht  des  Staates,  alles  zu  regeln,  zu  leiten 
und  zu  fördern,  zweifelt  eigentlich  niemand : 
die  Staatsromane,  namentlich  der  über- 
zeugtest e,  der  Uampanolhis ,  malen  nur 
die  gemeine  Ansicht  im  einzelnen  über- 
treibend aus.  aber  ».-hon  Patricius  entwirft 
ein  vollständiges  Programm  dieser  für  alles 
sorgenden  Staatsthätigkeit.  Bei  den  eigent- 
lichen Humanisten  steht  die  Förderung  der 
Litteratur  und  Kunst  in  vorderster  Reihe 
—  Patricius  z.  B.  findet  es  ganz  selbstver- 
ständlich, dass  alle  Uobersehüsse  hier  ihre 
Verwendung  finden  — ,  diese  allgemeine 
Forderung  verdichtet  sich  schon  bei  Eras- 
mus zu  einem  Programm  der  gleichmässigeu 
Einrichtung  von  Schulen  und  sein  Re- 
formatioiisprogramm  lief  wold  wesentlich 
darauf  hin,  überflüssige  Klöster  und  ver- 
geudetes Kirchengut  diesen  Schulzwooke» 
dienstbar  zu  machen.  Hier  setzten  dann  die 
Wittenberger  Reformatoren  ein,  die  im  staat- 
lichen Ausbau  der  Schule  ein  hauptsäch- 
liches Wirkungsfeld  der  Verwaltung  sehen 
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und  fördern.  Luthers  beredte  Ermahnungeu, 
sein  und  Melanehthons  praktisches  Vorgehen 
haben  auf  die  Verwaltungsthätigkeit  der 
protestantischen  »Staaten  deu  grössten  Em- 
fluss  gehabt.  Auf  das  Einzelne  aller  der 
Thätigkeit,  die  man  dem  Staate  unter  dem 
Namen  der  *  Polizei«  zuweist ,  geht  man 
aber  noch  nicht  näher  ein  und  kommt  über 
die  Aufzahlung  von  Programmpunkten  nicht 
hinaus.  Die  bedeutendste  Schrift  dieser  Art. 
das  Testament  des  Melchior  von  Üssa.  ist 
eine  private  Unterweisung,  die  erst  in  viel 
spaterer  Zeit  hervorgezogen  worden  ist. 
Man  muss  daher  die  herrschenden  An- 
schauungen mehr  aus  den  Akten  der  Ver- 
waltung als  aus  den  Schriftstellern  er- 
mitteln. Am  eingehendsten  wird  noch  etwa 
die  Pflicht  des  Staates,  die  Konsumtion  zu 
regeln,  behandelt.  Bedenken  gegen  die  Er- 
folge der  bevormundenden  Volkswirtschafts- 
politik finden  sich,  so  viel  ich  sehe,  in  der 
Litteratur  nur  einmal:  Der  grosse  Zweifler 
Montaigne  weist  schlagend  die  Nutzlosigkeit 
aller  Aufwandgesetze  und  ihre  gegenteilige 
Wirkung  nach.  Man  zählte  das  aber  wohl 
zu  den  barocken  Ansichten  eines  Kopfes, 
der  sich  aus  dem  Widersprechen  einen  Beruf 
macht. 

In  Italien  bemühen  sich  die  Ver- 
treter der  ragiono  di  stato  unablässig,  dtn 
Grundsatz  festzustellen,  dass  der  Staat,  soi 
es  zum  allgemeinen  Wohl,  sei  es  auch  nur 
zur  Sicherung  seiner  Verfassung,  stets  Über 
die  Schranken  des  Hechts  hinausgreifen, 
jede  Thätigkeit,  die  ihm  hierzu  gut  scheine, 
üben  könne,  al»er  sie  kommen  über  die 
Proklamation  dieser  über  Gut  und  Böse  er- 
hol>enen  Staatsallmacht  nicht  hinaus.  Von  den 
einzelnen  Zweigen  der  Staatsthätigkeit  werden 
nur  die  Kriegs-  und  Finanzverfassung,  und 
zwar  in  enger  Beziehung  zu  einander  be- 
handelt. Einem  so  friedliebenden  Huma- 
nisten wie  Erasmus,  der  die  Fürsten  nm- 
auf  die  Künste  des  Friedens  hinweisen 
möchte,  scheint  der  Krieg  überhaupt  ver- 
werflich, er  hält  sogar  die  Türkenkriege  für 
überflüssig,  und  Luther  ist  ihm  anfänglich 
hierin  nachgefolgt.  Er  liat  später,  als  man 
diese  ziemlich  bedeutungslosen,  Erasmus  nie 
verargten  Redewendungen  politisch  gegen 
ihn  ausnützte,  sie  ziemlich  sophistisch  ab- 
zuschwächen versucht.  Später  sind  nur  die 
anarchistischen  Wiedertäufer  auch  durchweg 
Gegner  des  Krieges.  Die  Ueberzeugung, 
dass  für  einen  gesunden  Staat  die  Wehr- 
haftigkeit  des  eigenen  Volkes  nötig  sei.  ist 
bei  den  Schriftstellern  allgemein ;  sie  findet 
sich  bei  den  Vorgängern  und  Nachfolgern 
Macehiavellis  selbst  mit  denselben  Gründen, 
dem  Hinweis  auf  das  Altertum  und  auf  die 
Schweizer:  Macchiavelli  hat  ihr  nm-  den 
klassischen  Ausdruck  geliehen  und  zugleich 
den  Weg  zu  weisen  gesucht,  wie  man  zu 


diesem  Zustand  zurückgelangen  könne.  An 
wirklichen  praktischen  Versuchen  mit  einem 
Milizsystem  hat  es  von  den  franc  arehers 
Karls  VI.  und  der  Reichskriegsordnung 
Maximilians  von  I.jUO  bis  zum  dreissig- 
jährigen  Kriege,  in  dessen  Beginn  sich  eist 
ihr  völliges  Feldschlagen  zeigte,  nicht  gefehlt. 
Man  hat  das  Söldnerwesen  immer  nur  mit 
Seufzen  als  Notbehelf  ertragen:  erst  durch 
die  stehenden  Heere  ist  die  Milizentheorie 
zurückgedrängt  worden.  Ein  Hauptgrund 
des  Scheitems  lag  doch  immer  in  den 
finanziellen  Schwierigkeiten;  trotz  aller 
Übeln  Erfahrungen  schien  das  Söldnerheer, 
da  man  es  ja  immer  nur  im  Notfall  brauchte, 
billiger.  Der  Theoretiker  des  Volksheeres, 
Macchiavelli,  bemüht  sich  daher  zu  zeigen, 
dass  das  Geld  überhaupt  nicht  der  gemeinen 
Meinung  nach  der  Nerv  des  Krieges  sei; 
jedoch  mit  keiner  seiner  Behauptungen  hat 
I  er  bei  den  Zeitgenossen  weniger  Glück 
gehabt;  sie  wird  ihm  als  völlig  paradox 
I  allseitig  Itestritten,  und  jenes  Sehlagwort 
wird  im  17.  Jahrhundert  populärer  als  je. 

Schon  die  Zuweisung  so  vieler  neuer 
Aufgaben  an  den  Staat  macht  eine  stärkere 
Berücksichtigung  der  Finanzen  auch  für  die 
Theorie  nötig.  Allein  die  Finanzkunst  ist 
auch  hier  viel  früher  ausgebildet  als  die 
Finanzwissenschaft.  Die  Mahnung,  dass  der 
Fürst  mit  seinen  feststehenden  Einkünften 
auskommen  soll,  steht  immer  an  dei 
Spitze,  noch  im  folgenden  Jahrhundert 
sucht  Seckendorff  zu  erweisen ,  dass 
dies  im  patriarchalischen  Fürstenstaat  mög- 
lich sei.  Die  thatsäf  bliche  Unmöglichkeit 
lag  aber  doch  eigentlich  vor  aller  Augen. 
Die  Vertreter  der  Staatsallniacht  aber  zerhauen 
den  Knoten  und  brauchen  sich  deshalb  aufs 
einzelne  nicht  einzulassen.  Dass  man  z.  B. 
ganz  in  der  Weise  der  antiken  Stadtstaaten, 
mit  denen  die  neuen  italienischen  wett- 
eiferten, den  politischen  Gegner  durch 
Steuern  ruinieren  oder  vertreiben  möge, 
erscheint  als  eines  der  sanfteren  Mittel  der 
Staatsräson.  Am  feinsten  hat  Erasmus  über 
die  Finanzen  gehandelt:  er  kommt  doch 
wenigstens  zu  einigen  allgemeineren  Sätzen. 
Auch  er  geht  freilich  von  der  patriarchaliseh- 
natm-alwirtschaftlichen  Lehre  aus,  dass  am 
besten  der  Fürst  unentgeltlich  herrschen 
würde,  und  verbindet  damit  die  herrliche 
Humanistenplirase:  Sublimins  est  prineipis 
officium  quam  ut  mereenarium  esse  deceat, 
aber  seine  Warnung  vor  fiskalischen  Finanz- 
künsten weiss  er  doch  mit  der  Lehre  der 
Geschichte  zu  begründen,  dass  die  meisten 
Staatsumwälzungen  aus  Steuerdruck  hervor- 
gehen. Aus  der  Sicherheit  des  Staates  wie 
aus  der  natürlichen  Billigkeit  erwächst  ihm 
das  soziale  Princip  der  Besteuerung:  Muss 
der  Fürst  fordorn,  so  soll  es  in  einer  Weise 
geschehen,  dass  die  Bedürftigen  möglichst 
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wenig  belästigt  werden.  Die  Reichen  zum  j  Abneigung 
Geben  zu  drängen,  nützt  violleicht,  die 
Armen  zu  Hunger  und  zur  Verzweiflung  ist 
unmenschlich  und  unsicher.  Durch  eine 
solche  Besteuerung  könne  der  Staat  auch  die 
Anhäufung  der  Güter  in  den  Händen  weniger 
hindern.  Bei  den  gegenwärtig  beliebten 
Steuern  findet  er  gerade  das  Gegenteil 
dieser  Grundsätze.  Aecisen,  Zölle,  Mono- 
pole belasten  den  Lebensunterlialt  der 
niederen  Volksklassen,  der  gerade  von  der 
Besteuerung  freizulassen  sei  —  von  den 
Münz  Verschlechterungen,  die  den  gauzen 
Zustand  ciues  Volkes  untergraben,  ganz  zu 
schweigen.    Erasmus  macht  sich  von  der 


gegen  die  Betrachtung  der 
banausischen  Tliätigkcit;  das  Mittelalter 
hatte  zwar  solche  aristokratisch-antike  Ge- 
ringschätzung nicht  gekannt,  aber  seine 
Wirtschaftslehre  war  nie  über  angewandte 
Moral,  über  eine  willkürliche  Zusammen- 
stellung von  Werturteilen  hinausgekommen. 
Sie  genügte  nicht  mehr  einer  Zeit,  in  der 
man  doch  überall  wissenschaftlich  dem 
Kausalzusammenhang  nachging;  al>er  erst 
das  von  theologischen  Rücksichten  befreite 
Naturrecht  der  folgenden  Epoche  war  im- 
stande, wenigstens  die  Skizze  eines  solchen 
Zusammenhanges  zu  entwerfen.  Am  häu- 
figsten hat  man  noch  die  geographischen  wirt- 


Einträglichkeit  der  Luxussteuern  über-  schaftlichen  Existenz-  und  Entwickelungs- 
triebene  Begriffe,  alter  wenn  er  durch  sie  vor  |  bedingungen  eines  Staates ,  einer  Stadt  be- 


allem den  auswärtigen  Handel,  den  er  noch 
ganz  als  Luxushandel  ansieht,  treffen  will, 
so  steht  er  damit  auf  dem  Boden  der  ge- 
samten humanistischen  Wirtschaftsauffassuug: 
Später  haben,  wie  schon  bemerkt,  die  Jesuiten 
das  Recht  der  Finanzen  eingehender  be-  j 

handelt.  Ihre  Absichten,  die  Steuerfreiheit  t  nicht  vernachlässigen,  ohne  das«  man  dem 
des  Klerus  zu  sichern  und  das  Mass  der  |  Einzelnen  hier  besonders  neue  Verdienste 
Gewissensverpflichtnng  gegenüber  den  Fi- !  zuschreiben  könnte.  Gerade  diese  frucht- 
nanzgesotzen  des  Staates  abzuwägen ,  er-  j  baren  Gedanken  hat  dann  die  naturrecht- 


tont.  Hierbei  konnte  man  Andeutungen  den 
Aristoteles  verfolgen.  Schon  Patricius,  ein- 
gehender Macehiavelli  und  namentlich  Bodin. 
haben  dies  gothan.  die  Verfasser  der  Staats- 
romane durften  schon  um  der  realistischen 
Ausehaulielikeit  willen  dieseu  Gesichtspunkt 


weisen  sieh  alter  wissenschaftlich  und  prak- 
tisch gleich  wenig  fruchtbar.  Schon  der 
Mitstifter  des  Jesuitenordens.  I*iinez,  kommt 
bei  dieser  Finanzwissenschaft  des  Beicht- 
stuhls zur  Aufstellung  sehr  bedenklicher 
Grundsätze,  um  das  Gewissen  von  Steuer- 
defraudanten  möglichst  zu  entlasten.  Wie 
überall  hat  sich  auch  hier  Bodin  am  ernstesten 
bemüht.  Während  er  sonst  jeder  Mitregie- 
rung von  Ständen  abhold  ist,  erklärt  er 
das  Steuerbewilligungsrecht  derselben  als 
eine  unverbrüchliche  Forderung  dos  Natür- 


liche Konstruktion  aufgegeben,  da  sie  immer 
auf  das  AJIgemeingiltige  geht.  Montesquieu 
hat  an  sie  wieder  angeknüpft  und  in  der 
Form,  die  er  ihnen  gegeben,  sind  sie  in 
Kurs  geblieben. 

Ebenfalls  ans  Altertum,  das  die  Volks- 
wirtschaft so  arg  vernachlässigte,  konnte 
doch  eine  Theorie  des  privaten  wirtschaft- 
lichen Verhaltens  anknüpfen.  Gleich  im 
15.  Jahrhundert  hat  Pontan  in  einer  Reih«' 
von  Schriften  eine  mit  zahlreichen  Bei- 
spielen belegte  Theorie  der  Lebonshaltunir 


rechts,  denn  Besteuerung  ist  ein  Eingriff '  gegeben,  einen  getreuen  Spiegel  der  huma 


ins  Eigentum,  der  nur  durch  die  Zustim 
mung  des  Besteuerten  rechtsgiltig  wird. 
Verfolgt  hat  er  diesen  Grundsatz,  aus  dem 
eine  neue  Ständet  heorie  hätte  hervor- 
gehen müssen,  nicht  weiter;  seine  Auf- 
gaben lageu  nach  anderen  Richtungen  hin 


nistischen  Anschauungen,  die  Pracht-  und 
Kunstliebe,  die  Verfeinerung  der  Gesellig- 
keit, der  Wunsch  nach  ästhetischer 
Lebensgestaltung  kommen  Iiier  besonders 
zu  Worte.  In  den  Büchern  von  der  Hans- 
haltung des  grossen  Florentiner  Baumeisters 
dürftig  auch  seine  Erörterungen  über  die  |  Leon  Battista  Alberti  befinden  wir  uns  da- 
Staatseinkünfte  auch  noch  überall  sind ,  so  |  gegen  ganz  auf  dem  Boden  strenger  bürger- 


s 


lagen  doch  in  ihnen  die  Keiino  für  eine  lieber  Familienverfassung.  Trotz  des  höchst 


spätere  Entwickedung  der  Volkswirtschaft: 
lehre,  deren  erstes  Stadium,  die  Kameralistik, 
ja  noch  überwiegend  Theorie  einer  Finanz- 
kunst ist. 

4.  Der  Kinfluss  des  Wirtschaftslebens. 

Eine  selbständige  Wissenschaft  vom  Wirt- 
schaftsleben kennt  die  Renaissance-  und 
Reformationszeit  noch  nicht.  Die  grossen 
wirtschaftlichen  Veränderungen,  die  sich  in 
diesem  Zeitraum  vollziehen,  regen  nur  gele- 
gentlich die  Reflexion  an,  nie  erfasst  man  sie  in 
ihrem  Zusammenhang.  Das  Altertum  bot 
nicht  nur  kein  Vorbild  einer  solchen  Wissen- 
schaft, sondern  bestärkte  auch  noch  eine 


entfalteten  Erwerbs-  und  Verkehrslebens  der 
Renaissance  behält  doch  die  Familienwirt- 
schaft eine  naturalwirtsohaftliche  Grund- 
lage. Der  Erwerb  eines  Familiengutes,  das 
sich  selbst  erhält,  so  dass  man  nichts  von 
aussen  zuzukaufen  braucht,  und  von  dein 
sich  eine  ganze  patriarchalisch  zusammen- 
hausende Familie  ernährt,  bleibt  das  privat- 
wirtschaftliche Ideal.  Daher  rührt  die 
Vorliebe  für  die  Teilpacht,  weil  sie  dem 
Eigentümer  unmittelbar  die  Xutzgüter  liefert ; 
seit  mit  der  Mitte  das  H5.  Jahrhunderts 
überall  der  lebhafte  Erwerbstrieb  ins 
Stocken  geriet,  tritt  die  Verherrlichung  des 
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Fideikommisses ,  des  erstarrten  Familien- 
gutes  auf.  Diese  Principien  treten  Oberall, 
namentlich  bei  Ammirato  und  Paruta  hervor, 
sie  liegen  auch  der  späteren  italienischen 
Oekonomik  zu  Grunde,  erhalten  ihre  volle 
Ausbildung  aber  erst  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts bei  Ortis,  dem  konservativsten  der 
italienischen  Volkswirtschaftslehrer.  Auch 
Bodin  hat,  erschreckt  durch  die  Zersetzungs- 
orecheinungen  einer  Zeit  des  Börgerkrieges, 
die  absolute  Macht  der  Familie  über  den 
Einzelnen  als  Rettungsanker  der  Gesell- 
schaft übermässig  gefeiert.  Ueberhaupt  sind 
alle  Humanisten  und  ebenso  die  Refor- 
matoren, wenn  sie  mit  der  Absicht  der 
Strafpredigt  an  die  Zeitgenossen  von  wirt- 
schaftlichen Dingen  reden ,  entschiedene 
l»bredner  der  Naturalwirtschaft ;  nur  Calvin, 
das  Oberhaupt  eines  bürgerlichen  Gemein- 
wesens und  ein  Mensch  ohne  allen  Natur- 
sinn, macht  eine  Ausnahme.  Wenn  Luther 
Landleben  und  Landwirtschaft  stark  bevor- 
zugt, so  macht  sich  das  oft  hervorbrechende 
Bewusstsein  seiner  bäuerlichen  Abkunft 
ebenso  wie  seine  lebhafte  Naturfreude  gel- 
tend. Alle  aber  bewegen  sich,  raeist  ganz 
bewusst,  in  den  Anschauungen  und  Aus- 
drücken der  Alten.  Cioeros  Cato  major 
wird  unzählige  Male  variiert.  Aus  dem 
Altertum  übernimmt  man  anch  die  Abstu- 
fung in  der  Wertung  der  einzelnen  Berufe, 
wobei  der  Kaufmann  zu  unterst  zu  stehen 
kommt.  Dio  grosse  Umwandlung,  in  der 
man  mitten  inne  steht,  überblickt  eigent- 
lich niemand,  fast  allen  ist  sie  unheimlich. 
Dieses  Gefühl  flüchtet  sich  in  die  unver- 
meidlichen Deklamationen  für  die  Rückkehr 
zur  Einfachheit  der  Lebensführung,  einen 
Gemeinplatz  der  deutschen  Humanisten,  dem 
wenigstens  Hutten  einen  mächtigen  Ausdruck 
zu  ledien  weiss.  Gefruchtet  Itaben  diese 
Mahnungen  wenig;  denn  offenbar  werden 
im  Laufe  des  IG.  Jahrhunderts  die  Gonüsse 
immer  roher,  wie  stets  in  stockenden  Zeiten 
die  deutschen  Nationallaster,  Gefrässigkeit 
und  Trunkenheit,  sofort  erschreckend  vor- 
treten. Als  Vermittler  des  Luxus  ebenso 
wie  der  vordringenden  Geldwirtsrhaft  — 
beides  wird  fast  gleichgesetzt  —  wird  vor 
allem  der  auswärtige  Handel  angeklagt; 
diese  Anklage  wird  dadurch  verschärft,  dass 
man  ihm  die  Geldausfnhr  in  fremde  Länder 
schuld  giebt.  Die  Frankfurter  Messe,  das 
grosso  Geldloch  Deutschlands,  ist  ein 
Schreckbild  nicht  nur  für  Luther.  Man 
trägt  die  Abneigung  gegen  das  Geld  zur 
Schau,  ist  jedoch  überzeugt,  dass  es  die 
wichtigste  wirtschaftliche  Aufgabe  sei,  das 
Geld  im  Lande  zu  behalten  und  den  Bar- 
bestand der  Volkswirtschaft  zu  vermehren. 
Die  Lehre  von  der  Handelsbilanz,  noch  nicht 
deutlich  ausgesprochen,  liegt  doch  überall 
der  volkswirtschaftlichen  Praxis  wie  den 


allgemeinen  Aettsserungen  zu  Grunde.  Die 
Ceberscltätzung  des  Edelmetalls  als  Substanz 
des  Volksrcichtnms,  findet  sich  wohl  nicht 
ausdrücklich,  die  Vermehrung  der  Edel- 
metalle durch  den  einheimischen  Bergbau, 
um  den  Silberflotten  Spaniens  nachzukommen, 
wird  allgemein  als  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  der  Volkswirtschaft  betrachtet. 
Die  bedeutsamste  technische  Schrift,  die  in 
Deutschland  entsteht,  Agricolas  Buch  de  re 
metallica  handelt  eben  über  den  Edelmetall- 
bergbau und  lässt  die  volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkte  klar  hervortreten.  Nament- 
lich aber  erregen  die  Folgen  der  Vermehrung 
des  Edelmetalls  die  Aufmerksamkeit  An 
sie  knüpft  Bodin  die  erste  rein  volkswirt- 
scliaftliche  Untersuchung,  die  diesen  Namen 
verdient,  indem  er  die  grossen  Preisver- 
schiebungen  seiner  Zeit  auf  sie  zurückführt. 
Allerdings  ist  die  Tragweite  einer  soichen 
Qnantitätstheorie  schon  gleich  bei  dieser 
ihrer  Entstehung  überschätzt  worden. 

Weit  weniger  als  die  Umwandlung  zur 
Geld  Wirtschaft  finden  die  Anfänge  einer 
kapitalistischen  Produktionsweise,  obwohl 
sie  doch  gleich  anfangs  sehr  auffällig  her- 
vortreten, eine  wirkliche  Erörterung.  An 
leidenschaftlichen  Anklagen  des  Geizes,  an 
Beschwerden  über  dio  grossen  Gesellschaften 
und  die  Monopole  mangelt  es  nicht,  ein 
Verteidiger  derselben  findet  sich  überhaupt 
nicht,  aber  selbst  die  Anschuldigungen  sind 
nur  die  allgemeinsten,  einzig  Thomas  Morus 
hat  im  ersten  Buch  der  Utopia  genauer  die 
Gefahren  des  wirtschaftlichen  Zustande» 
Englands  dargestellt  und  namentlich  das 
Verschwinden  des  Bauernstandes  beklagt. 
Nach  wie  vor  konoentrieren  sich  die  theore- 
j  tisch-volkswirtschaftlichen  Erörterungen  auf 
die  Frage  des  Zinsen nehmons,  d.  h.  die  Fäden 
der  romanisch-kanonistischen  Wncherlehre 
werden  einstweilen  weiter  gesponnen.  Im 
15.  Jahrhundert  war  ein  vorläufiger  Ab- 
schluss,  ein  Zustand,  mit  dem  die  Bedürf- 
nisse des  Wirtschaftslebens  auskommen 
konnten,  erzielt  worden.  Die  Erklärung  des 
Konstanzer  Konzils  Über  die  Zulässigkeit 
des  Rentkaufs  und  die  entsprechenden  päpst- 
lichen Bullen  hatten  dies  namentlich  bewirkt. 
Danach  war  der  Rentkauf  unter  der  Voraus- 
setzung der  Unkündbarkeit  seitens  des  Käufers 
erlaubt;  für  die  Deklaration  des  Interesses 
bei  versäumter  Rückzahlung  eines  Darlehens 
überhaupt  hatten  die  Juristen  eine  Menge 
von  Ei  leichterungen  geschaffen,  der  Wech- 
seldiskonto endlich  war  thatsächlich,  wenn 
auch  unter  dem  Schein  einer  Entlohnung 
oder  Vergütung,  als  Zins  zugelassen.  Man 
würde  jedoch  sehr  irren,  wenn  man  die 
Wucherlehre  uud  die  ihr  entsprechende 
Gesetzgebung  für  praktisch  wirkungslos 
hielte,  weil  doch  immer  auch  auf  formlose 
Darlehen  verbotene  Zinsen  gezahlt 
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Ks  foulte  ebeu  allen  anderen  als  den  ge- 
nannten Vortragen  der  Rechtsschutz;  wo 
man  andere  Wege  einsehlug,  mussten  es 
Sehleichwege  sein.  Namentlich  war  der 
Ersetzung  des  unkündlwrcu  Rentkaufe  durch 
die  beiderseits  kündbare  Hypothek  noch 
unmöglich.  Auf  die  Erörterung  des  Rent- 
kaufs spitzen  sich  die  Mehrzahl  der 
volkswirtschaftlichen  Debatten  zu.  Die  po- 
puläre Litteratur  der  Flugschriften,  die  na- 
mentlich vor  dem  Bauernkrieg  in  Blüte 
steht,  betrachtet  ihn  ohne  weiteres  als 
Wucher.  Luther  steht  dieser  Auffassung 
nahe:  Wenn  der  Rentenkauf  kein  Wucher 
ist,  so  möchte  er  es  doch  gerne  sein.  Ihm 
widerstrebt  die  sophistische  Art,  den  Wucher 
durch  Hinterthüren  einzuführen,  eine  ganze 
Reihe  betrügerischer  Machenschaften  im 
Handel,  über  die  er  sich  gelegentlich  hat 
unterrichten  lassen,  hat  er  in  einer  eigenen 
Schrift  zu  öffentlicher  Beachtung  und  Ver- 
hinderung denunziert.  Aber  seine  Ansichten 
sind  unsicher;  schliesslich  schiebt  er  es  doch 
der  Staatsgewalt  ins  Gewissen,  wie  weit  sie, 
um  rebleres  zu  verhüten.  l»esehranktesZinsen- 
nehineu  zulassen  will.  Er  hat  auch  bemerkt, 
dass  im  Reutkauf  kleine  Ersparnisse  gern 
Anlage  suchen,  und  möchte  deshalb  Witwen 
und  Waisen  ein  •»Nothwucherlcin«  zugelassen 
wissen.  Wir  sahen  schon,  wie  in  diesem 
Punkt  Calvin  zuerst  mit  klarer  Entschieden- 
heit die  alten  Traditiouon  verwirft.  Der 
Bedeutung  dieses  Schrittes  ist  er  sich  völlig 
klar  und  giebt  daher  in  kurzen  Zügen  alles 
Nötige;  volkswirtschaftlich  wichtig  ist  be- 
sonders der  von  ihm  zuerst  geführte  Nach- 
weis der  Produktivität  des  Kredits  und  da- 
durch des  Geldes,  denn  auf  der  Leugnuug 
einer  .solchen  foeruht  die  ganze  bisherige 
Wuchorlohro.  Sofort  zog  der  hugenottische 
Jurist  Molinaeus  die  Konsequenzen,  nachdem 
schon  die  Renaissance-Juristen  ühcrliaupt 
den  römischen  (iesetzeszustand  rein  dar- 
gestellt hatten,  ohne  sich  über  seine  An- 
wendbarkeit auszulassen.  Wie  man  sich  in 
den  katholischen  Landern  durch  Christiani- 
sierung des  Zinses,  durch  immer  laxere  Hand- 
habung der  lntcressenlehre  und  immer 
spitzfindigere  Deutung  des  Wechsels,  mit 
der  sich  schon  Lainez  in  einem  berühmten 
zu  Nutz  und  Frommen  der  Genuesen  ge- 
haltenen Predigtcvklus  abgab,  zu  behelfen 
wusste,  sahen  wir  schon  früher.  In  diesen 
Kreisen  begegnet  auch  noch  die  grosse 
lieistung  des  Salmasius  ontseliiedener  Ab- 
lehnung. 

Die  Fragen  des  Eigentums  und  der 
Güterverteilung  kamen  erst  durch  die  kirch- 
lichen Kämpfe  in  rechten  Flugs,  und  es  ist 
im  Zusammenhang  mit  diesen  schon  teil- 
weise von  ihrer  Behandlung  gesprochen 
worden.  Es  ist  z.  B.  bemerkenswert,  dass 
Macchiavelli  in  seiueu  analysiereudeu  Schrif- 


ten gar  nicht  auf  diese  Dinge  eingeht;  da- 
für giebt  er  freilich  das  unübertreffliche  Ge- 
mälde einer  proletarischen  Bewegung  in  der 
Schilderung  des  Aufstaudes  der  Ciompi. 
Allgemein  war  während  der  Humanistenzeit 
die  Abneigung  gegen  die  Sklaverei.  Schon 
Pon tau  widerlegte  seinen  Meister  Aristo- 
teles in  diesem  Punkt,  Erasmus  verwendet 
gegen  sie  noch  gauz  arglos  dieselben  Argu- 
mente, die  wenige  Jahre  später  in  der  Re- 
volution des  Bauernkrieges  eine  Rolle  spielen 
und  erst  dadurch  anrüelüg  werden:  Wenn 
sch<m  die  Gesetze  der  Heiden  bekennen,  dass 
die  Menschen  alle  von  Natur  hei  sind  und  die 
Knechtschaft  gegen  die  Natur  eingeführt  ist, 
so  ist  es  vollends  absurd,  dass  sie  unter 
Christen  vorkomme,  da  Christus  alle  erlöst 
und  in  die  gemeinsame  Freiheit  gebracht 
habe:  auch  Gott,  der  Engeln  und  Menschen 
Willensfreiheit  erteilt  hat,  wollte  mu-  über 
Freie  herrschen.  Wir  sahen,  wie  Luther 
nicht  erst  durch  die  Erfalirungen  des  Bauern- 
krieges veranlasst  wurde,  gegen  jede  Be- 
gründung weltlicher  Fordeningen  durch 
geistliche  Belege  zu  protestieren.  Beide  re- 
ligiöse Parteien,  Melanchthon  wie  die  Jesu- 
iten, haben  dann  wieder  das  Bestehen  der 
Sklaverei  nach  Naturrecht,  teils  mit  den 
Argumenten  des  Aristoteles,  teils  mit  juris- 
tischen —  Freiheit  des  Verzichtes  auf  die 
|  Freiheit  u.  s.  w.  -  ■  behauptet.  Die  Juristen 
selbst  haben  dagegen  viel  lieber  für  die 
;  pcrsüidicho  Freiheit,  wenigstens  im  Zweifel- 
!  falle,  gesprochen ;  an  der  Verschärfung  der 
;  Leibeigenschaft  im  Verlauf  des  lb.  Jalir- 
hunderts  tragen  sie  keine  Mitschuld.  Die 
bedeutendste  Erörterung  über  die  ganze 
Frage  findet  sieh  bei  Bodiu.  Es  ist  eine 
seiner  wichtigsten  Ausführungen,  bedeutsam 
namentlich  dadurch,  dass  er  in  sorgfältiger 
geschichtlicher  Entwickclung  zeigt,  wie  über- 
!  all  mit  dem  Fortschritt  der  Kultur,  im 
Orient  ebenso  wie  im  OecidenU  die  Sklaverei 
verfällt,  weü  die  Missstände  für  die  Herren 
selbst  fast  noch  mehr  als  für  die  Sklaven 
unerträglich  werden,  wie  sie  sich  ihres  In- 
lialts  entleert  uud  nur  dem  Namen  nach 
fortbesteht,  wie  aber  auch  Rückschläge  ein- 
treten können  und  welche  schwere  Ge- 
fahren diese  mit  sich  bringen.  Bodin  hat  hier 
im  Hinblick  auf  die  Ausbreitung  der  Plan- 
tagen-Sklaverei in  den  Kolonialländern  und 
die  Verschärfung  der  Herrcnreehte  iu 
Europa  seiue  Warnungen  ausgesprochen. 
Wir  erfahren  bei  dieser  Gelegenheit  von  ihm, 
dass  es  bereits  wieder  Verteidiger  der 
Sklaverei  gab,  die  sie  als  das  beste  Mittel,  das 
Aufkommen  eines  müssigen  oder  verbreche- 
rischen Proletariats  zu  verhindern,  ausgaben. 
Sie  widerlegt  er  ganz  besonders  und  empfiehlt 
Waisen-  und  Arljeitsliäuser,  wie  sie  gut  ver- 
waltete Städte  schon  Insassen.  In  der '1  hat  war 
die  soziale  Frage  des  Jahrhuuderts  die  Be- 
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seitigung  der  Diebs-  und  Kettelplage,  die 
sieh  mit  dem  fortschreitenden  Verfall  der 
mittelalterlichen  Gesellsehnftsverfassung  un- 
aufhaltsam steigerte.  Die  kirchliche  Armen- 
pflege war  in  diesen  Verfall  mit  hineinge- 
zogen worden,  das  genossenschaftliche 
Unterstützungswesen,  im  ganzen  doch  un- 
bedeutend entwickelt,  versagte  grösseren 
Aufgaben  gegenüber;  die  Rechtspflege  sollte 
als  strenges ,  abschreckendes  Mittel  der 
Verwaltung  helfen  und  schadete  nur,  die 
Hauptsache  blieb  doch,  dass  schon  vor  der 
Reformation  die  Gemeinde  die  Wohlfahrts- 
j)flege  der  bedürftigen  Klassen  unter  ihre 
Aufgaben  einreihte.  Luther  hat,  wie  wir 
sahen,  in  den  hoffnungsfrohosten  Jahien  der 
Reformation  in  gleiclicm  Sinne  ein  kirchlich- 
soziales Idealbild  entworfen  :  die  lutherische  \ 
Kirche  alter  hat  sich  an  seiner  Durchführung  | 
wenig  beteiligt:  in  der  ealvinistisehen  Ge- 
meinde, zumal  in  Holland,  wurde  es,  soweit 
es  möglich  war,  verwirklicht,  während  zu- 
gleich die  bedeutendste  soziale  That  der 
Epoche,  die  Gesetzgebung  der  Königini 
Elisabeth,  eine  genieinsame  Regelung  des 
filterst  flt  zungswesens  durch  tlas  Staatsgesetz 
vollzog,  die  Ausführung  alter  der  Selbstver- 
waltung überwies  und  dieser  damit  erst 
ihren  hauptsächlichsten  Gcgenstaw 
In  den  romanischen  Lindern,  zumal  in 
Italien,  entfaltete  sich  unterdessen  die  gross- 
artige speeialisierte  Wohltliätigkcitspflege  der 
neuen  <  >rden  und  Kongregationen.  Die 
charakteristischen  rntei-schiede  der  einzelnen 
liüuler  auf  dem  Gebiet  des  Unterstützungs- 
wesens, die  bis  heute  andauern,  stellten  sieh 
in  ihren  Grundzügen  schon  damals  fest. 
Wenn  man  diese  grossartige  Entfaltung  der 
Thatsachen  betrachtet,  ist  man  erstaunt,  wie 
sie  doch  so  gar  keinen  Reflex  in  der 
Theorie  besass.  Es  bleibt  in  der  Littcratur 
W'i  Ermahnungen  und  Lobpreisungen,  die 
wohl  als  solche  fluchteten,  aber  in  den  Zu- 
sammenhang der  Dinge  selbst  nirgends  ein- 
dringen. 

Viel  eingehender  sind  aus  Gründen,  die 
schon  oben  dargelegt  wurden,  die  kommu- 
nistischen und  anarchistischen  Gedanken 
verhandelt  worden.  Wirtschaftliche  Not- 
stände, antike  Vorbilder,  religiöse  Tendenzen 
und  nicht  zuletzt  die  künstlerische  Neigung, 
Phantasiebilder  als  möglich  oder  wirklich  dar- 
zustellen, treffen  hier  zusammen.  Die  Gegner 
alter  mussten,  seitdem  bei  den  Wiedertäufern 
der  Kommunismus  eine  revolutionäre  Macht 
geworden  war,  die  überall  geargwohnt  wurde 
und  wenigstens  an  erstaunlich  viel  Stellen 
im  Dunkeln  schlich,  die  Grundlagen  des  ge- 
sellschaftlichen Zustande»  verteidigen.  Bei 
Thomas  Morus,  in  den  sonnigen  Frühlings- 
tagen des  englischen  und  deutschen  Huma- 
nismus tritt  der  kommunistische  Staatsroman 
mit  der  heiteren  Sicherheit  des  freien  Spiele« 


der  Gedanken  auf  wie  bei  Filarete  als  Ge- 
legonheitsprodukt  einer  liarocken  Künstler- 

5>hantasie;  bei  Campanella  am  Ende  des 
ahrhunderts  ist  er  völlig  ernst  gemeint. 
Wenn  wir  diese  Staatsromane  mit  ihrem 
grossen  Vorbild  riatos  Staat  vergleichen,  so 
tritt  die  Verwandtschaft  mehr  noch  als  in 
der  Befehdung  von  Eigentum  und  Familie 
in  dem  Glauben  an  die  Wunderkraft  des 
Wissens  hervor;  aber  der  Unterschied  be- 
steht darin,  dass  jetzt  das  Wissen  ein  tech- 
nisches Machtmittel,  eine  Bewaffnung  der 
Arbeit  ist  und  dass  demgemäss  die  banau- 
sischen Berufe,  die  das  Altertum  so  mass- 
los verachtete,  die  Grundlage  des  ganzen 
Gesellschaftsbaues  ausmachen.  Hierin  be- 
steht namentlich  die  Grösse  Campanellas, 
der  sonst  an  schriftstellerischer  Originalität 
weit  hinter  .Morus  zurücksteht. 

l'eberblieken  wir  diese  ausserordentliche 
Vielseitigkeit  der  Anregungen  und  Ansätze, 
die  die  Geschichte  der  Staatswisseiischaften 
in  der  Reuaissance  und  Reformation  zeigt, 
so  möchte  das  folgende  Jahrhundert  im 
Vergleich  hierzu  dürr  und  sogar  dürftig  er- 
scheinen. Das  17.  Jahrhundert  hat  seine 
kulturgeschichtliche  Bedeutung  darin,  dass 
es  dem  mathematischen  Denken  zum 
verlieh.  |  Ditrchbrucb  verhelfen  und  exakte  Me- 
thoden ausgebildet  hat.  Auf  dem  Gebiete 
der  Rechts-  und  Staatswisseiischaften  ist 
das  Analogon  hierzu  die  Herrschaft  des 
Xaturreehts.  Mau  wird  es  nicht  gering 
achten,  dass  auf  solche  Weis*?  eine  gleich- 
mässige  wissenschaftliche  Methode  geschaffen 
wurde,  die  überall  aus  einfachen  Grund- 
sätzen verwickelte  Erscheinungen  abzuleiten 
suchte.  Die  iiaturrechtliche  Staats-  und 
Gesellschaftslehre  war  ein  Fortschritt,  wenn 
auch  die  Ergebnisse  dem  Scharfsinn,  der 
seit  Grotius  und  Hobbes  hierauf  verwendet 
wurde,  schliesslich  nicht  entsprochen  haben. 

LIttvratur:  Es  sind  die  Angaben  bei  den  ein- 
zelnen hier  tmtammei\f(i4iiiend  behandelten  Srhrifi- 
Meilern  tu  vergleichen.  «So  betttnder»  unter 
Rodln,  MaccMuveUt,  tlulccurdini,  Mortui, 
Campnnella. 

E.  Gotheln. 


Rente 

s.  Vorzugsrente. 


Rentenbanken. 

Rentenbanken  (Landrentenbanken ,  Ab- 
lösungskassen.  Tilgungskassen)  sind  staat- 
liche Kreditanstalten,  welche  dio  Ablösung 
von  Rentenverpflichtungen,  insbesondere  der 
durch  Umwandlung  von  Reallasten  entstan- 
denen, in  der  Weise  vermitteln,  dass  sie 
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dem  Berechtigten  eine  Kapitalabfindung  in 
Rentenbriefen  gewähren  und  vom  Verpflich- 
teten für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren 
eine  Rente  mit  Tilgungszuschlag  erheben. 
Institute  dieser  Art  bestehen,  auch  ausser- 
halb Preussens,  in  fast  allen  deutschen 
Staaten,  so  in  Bayern  (Ablösungskasse)  nach 
dem  Grundlastengesetz  vom  1.  Juni  1818 
und  dem  G.  v.  28.  April  1872,  in  Sachsen 
(Ijandesi"entenl)ank)  nach  dem  G.  v.  17.  März 
1832,  inzwischen  seit  1.  Oktober  1859  ge- 
schlossen, in  Württemberg,  Baden,  den 
.sächsischen  Herzogtümern  etc.,  soweit  nicht, 
wie  in  Hessen,  Braunschweig,  Saehsen- 
< 'oburg-Gotha,  die  Funktionen  der  Renten- 
bank von  der  Staatskasse  oder  sonstigen 
staatlichen  Finanzinstituten  übernommen  sind 
(vgl.  die  Aufführung  der  Gesetze  bei  Meyer, 
Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts, 
2.  Aufl.,  1893,  Bd.  I,  S.  3u3,  304). 

Von  besonderem  Umfange  und  durch  die 
ueuere  Gesetzgebung  über  die  Rentengüter 
auch  für  die  Zukunft  bedeutsam  sind  die  Ein- 
richtungen der  Rentenbanken  in  l'reussen. 
Sie  beruhen  auf  dem  Rentcnbankgosctz  vom 
2.  März  1850.  Es  bestehen  gegenwärtig 
RentenWiuken  zu  Königsberg  für  Ost-  und 
Westpreussen ;  zu  Berlin  für  Brandenburg; 
zu  Stettin  für  Pommern,  Schleswig-Holstein 
und  den  Kreis  Herzogtum  Lauenburg;  zu 
Posen  für  die  Provinz  Posen;  zu  Breslau 
für  Schlesien;  zu  Magdeburg  für  Sachsen 
und  Hannover;  zu  Münster  für  Westfalen, 
die  Rheinprovinz  uud  Hessen-Nassau.  Die 
Verwaltung  erfolgt  unter  kollegialischen 
Direktionen  unter  Garantie  und  auf  Kosten 
des  Staates.  Die  Uebernahme  der  Rente 
auf  die  Rentenbank  erfolgt  lediglich  durch 
Vermittelung  der  Auseinaudersetzungsbe- 
hörde,  uud  zwar  auf  Grund  eines  von  dieser 
bestätigten  Rezesses,  durch  welchen  der  bis- 
herige Berechtigte  seine  Forderung  au  die 
Rentenbank  abtritt,  von  der  er  durch  einen 
in  Schuldverschreibungen  der  Rentenbank, 
R  e  n  t  e  n  b  r  i  e  f  c  n .  zahlbaren  Kapital  betrag 
entschädigt  wird.  Durch  die  Uebernahme 
der  Rente  auf  die  Renteubank  hören  die 
bisherigen  Beziehungen  zwischen  den  Be- 
rechtigten und  Verpflichteten  völlig  auf. 
Die  an  die  Stelle  der  bisherigen  Rente 
tretende  Rentenbankrente  geniesst  gegen- 
über anderen  Verpflichtungen  des  belasteten 
Grundstücks  das  Vorzugsrecht  der  Staats- 
steuern, sie  bedarf  keiner  Eintragung  in  das 
Grundbuch. 

Die  Rentenbanken  waren  ursprünglich 
lediglieh  für  die  Vermittelung  der  Ablösung 
von  Reallasten  bestimmt.  Nachdem  sie  durch 
G.  v.  20.  April  1858  für  neue  Au t läge  auf 
Ablösung  geschlossen,  durch  G.  v.  17.  Januar 
1881  für  die  bis  zum  31.  Dezember  1S83 
noch  eingehenden  Anträge  wieder  eröffnet 
waren,  ist  gegenwärtig  durch  §  14  des  G. 


v.  7.  Juli  181)1  ihre  Vermittelung  allgemein 
und  ohne  Zcitbegrenznug  wieder  zugelassen. 
Zugleich  ist  durch  den  sonstigen  Inhalt  des 
letzteren  Gesetzes  die  Vermittelung  der 
Rentenbank  für  die  erleichterte  Bildung  von 
Rentengütern,  jedoch  nur  solchen  kleineren 
oder  mittleren  Umfauges,  zugelassen,  und 
zwar  nicht  bloss  für  die  Ablösung  der* 
stipulierten  Kanfreuten,  sondern  auch  dahin, 
dass  zur  erstmaligen  Ausstattung  des  Renteu- 
gutes mit  Wohn-  uud  Wirtschaftsgebäuden 
dem  Rentengutsbesitzer  ein  unkündbares 
Darlohen  in  Rentenbriefen  gewährt  werden 
kann.  Das  Gesetz  l»etreffend  das  Anerben- 
recht bei  Renten-  und  Ansiedelungsgütern 
vom  8.  Juni  189(5  sieht  noch  eine  weitem 
Benutzung  der  Rentenbanken  vor.  Nach 
§  22  des  Gesetzes  kann  im  Falle  der  Intestat- 
erbfolge in  ein  Anerbengut  und  nach  §  33 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  ausser- 
halb der  Intestaterbfolge  die  ErUibfindung 
der  Miterben  auf  die  Rentenbank  über- 
nommen werden. 

Die  mater  iellen  Grundsätze  für  die  Ueber- 
nahme von  Renten  auf  die  Rentcubank  ge- 
hören der  Auseinandersetzungs-  bezw.  Renten- 
gntsgesetzgebung  an  und  sind  daher  hier 
nicht  im  einzelnen  darzustellen,  zumal  die. 
Renteubank  die  zur  Uebernahme  der  Renten 
erforderlichen  Rezesse  durch  die  Ausein- 
andersetzungsbehörde übermittelt  erhält  und 
die  letztere  nach  §  12  Abs.  2  des  Renten- 
bankgesetzes  von  1852  die  Rechte  der  Renten- 
bank von  Amts  wegen  wahrzunehmen  hat. 
Die  Thätigkeit  der  Kentenbankdirektion  be- 
|  schränkt  sich  also  auf  die  Verwaltung  der 
ihr  überwiesenenen  Renten.  Von  allge- 
meiner Bedeutung  für  die  Würdigung  des 
Instituts  ist  dagegen  die  Art  und  Weise 
seiner  finanziellen  Förderung  und  Wirksam- 
keit. Die  Rentcnbauken  sind  auf  Grund  des 
§  3  des  Renteubankgesetzes  mit  staatlichen 
Betriebsfonds  ausgestattet  und  sammeln  aus 
der  zinsbaren  Benutzung  ihrer  Kassenbe- 
stände und  sonstigen  Einnahmen  Reserve- 
fonds an,  welche  inzwischen  beträchtliche 
Summen  erreicht  haben.  Sie  betrugen  am 
1.  Dezember  1899  15947  500  Mark,  ausser- 
dem 377  903  Mark  in  bar.  Das  Gesetz  betr. 
die  Gewährung  von  Zwischeukredit  bei 
Rentengutsgiündungen  vom  12.  Juli  19UO 
hat  es  deshalb  auch  für  unbedenklich  er- 
achtet, von  diesen  Reservefonds  einen  Be- 
trag bis  zu  10  Millionen  Mark  zur  Verfügung 
zu  stellen,  um  bei  Reuteugutsgründungen 
den  zur  Abstossung  von  Schulden  und  Lasten 
und  zur  Errichtung  von  Wohn-  und  Wirt- 
schaftsgebäuden erforderlichen  Zwischen- 
kredit daraus  zu  gewähren.  — 

Die  Vermittelung  zwischen  den  Ab- 
lösungspflichtigen  und  Berechtigten  geschieht 
in  der  Weise,  dass  die  Gesetze  unter  Zu- 
grundelegung eines  bestimmten  Ziusfusses 
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und  des  daraus  sicli  ergebenden  ungefähren 
Kurses  der  Rentenbriefe  dem  Berechtigten 
ein  gesetzlich  bestimmtes  Vielfaches  der 
Rente  als  Abfindung  in  Rentenbriefen  zu- 
bUligen  und  dein  Verpflichteten  eine  ctienso 
gesetzlich  bestimmte,  zum  Zwecke  iler  Til- 
gung auf  1  2 0  o  höher  bemessene  Leistung 
auferlegen. 

Nach  dem  Rentenbankgesetz  von  1850. 

10,  22.  28,  32  erhält  der  Berechtigte  den 
20  fachen  Betrat;  der  übernommenen  Rente 
in  4üoigen  Rentenbriefen  nach  dem  Nenn- 
werte, der  Verpflichtete  hat  —  den  da- 
maligen Geldverhältnissen  entsprechend  — 
nur  •  io  der  Qbernommeiien  Rente  an  die 
Rentenlank  fortzuentriehten ,  worin  der 
Tilgungsbeitrag  einbegriffen  ist,  so  dass  er 
in  56V t2  Jahren  seiner  Verpflichtung  ledig 
wirf.  Spätere  .Specialgesetze,  welche  für 
gewisse  Fülle  den  Berechtigten  das  22*  !»- 
beiw.  25  fache  der  Rente  als  Abfindung  zu- 
billigten, haben  an  der  Tilgung  mit  1  2  "0 
festgehalten  (G.  v.  27.  April  1N72,  {5  55,  7). 
Das  Gesetz  betreffend  die  Beförderung  der 
Errichtung  von  Rcntengfltern  von  1891  lässt 
ilie  Ausstellung  3'  2°.oiger  und  4°oiger 
Kentenbriefe  je  nach  Bestimmung  der  Ressort- 
minister zu  (§6  Ziff.  9)  und  bemisst  die 
Abfindung  des  Berechtigten  auf  den  27- 
fachen  Betrag  der  Rente  in  3'  t  °,oigen  oder 
den  23*3 fachen  Betrag  in  4°/oigen  Renten- 
briefen, die  Leistung  des  Verpflichteten  auf 
4%  resp.  4Vs%  des  Nennwerts  der  als  Ab- 
findung gegebenen  3V*%igen  resp.  4°oigcn 
Hentenbnefe. 

In  der  Bemessung  der  Abfindung  auf 
einen  bestimmten  Betrag  von  Rentenbriefen 
nach  dem  Nennwerte  liegt  für  den  Berech- 
tigten offenbar  ein  Faktur  der  Unsicherheit, 
der  Wert  der  ihm  zufliessenden  Abfindung 
variiert  je  nach  dem  Kurse  der  Kentenbriefe. 
Hierin  lässt  sich  aber  ohne  gänzliche  Dm« 
gestaltung  der  Rentenbanken  nichts  ändern, 
der  bestehende  Modus  beruht  wohl  auf  der 
Erwägung,  dass  der  Empfänger  der  Renten- 
briefe sie  regelmässig  nicht  verkaufen,  son- 
dern als  sichere  zinsbare  Anlage  bis  zur 
späteren  Einlösung  behalten  wird. 

Die  Gesamtausgabe  an  preußischen 
Rentenbriefen,  ohne  die  von  der  Pader- 
borner  und  Eichsfelder  Tilguugskasse  fiber- 
noinraeneu  Renten,  betrug  am  1.  April  1900 
551532615  Mark  (darunter  53853810  Mark 
aus  Rentengutsbüdungen).  Nach  Abzug  der 
verlosten  waren  zu  diesem  Zeitpunkt  in 
Umlauf  318  843 150  Mark  (darunter  51 794  490 
Mark  aus  Rentengutsbüdungen). 


Rentengüter. 

L  Das  Wesen  der  R.  2.  Das  preussisthe 
Gesetz  über  R.  vom  27.  Juni  1890.  3.^ Das 
pmissischc  Gesetz  über  die  Beförderung;  der 
Errichtung  von  K.  vom  7.  Juli  1891.  4.  Das 
mecklenburgische  Ansiedelungsgesetz  von  1898. 

1.  Das  Wesen  der  R.  Unter  Renten- 
gütern versteht  man  solche  eigentümlich  be- 
sessenen Grundstücke,  welche  mit  einer 
festen  Geld-  oder  Körnerrente  belastet  sind. 
Im  Zusammenhange  mit  der  Bauernbefreiung 
in  Preussen  thatsächlieh  beseitigt,  hat  das 
Rechtsinstitut  dort  und  in  Mecklenburg  als 
ein  Mittel  zur  Förderung  der  nach  langer 
Pause  wieder  aufgenommenen  inneren  Kolo- 
nisation in  jüngster  Zeit  grössere  Bedeu- 
tung erlangt.  Es  unterscheidet  sich  von 
der  Erbpacht  dadurch,  dass  es  alle  nicht 
vertragsmässig  allgetretenen  Befugnisse  des 
Eigentümers  mit  Einseht uss  des  —  unver- 
äusserlichen —  Jagdrechts  einseldiesst,  da- 
gegen von  allen  Konsequenzen  des  Obereigen- 
turns  wie  namentlich  dem  Heimfallsrecht, 
allen  Besitzveränderungsabgaben,  dem  Recht 
auf  Abmeierung  des  schlechten  Wirtes, 
selbstverständlich  auch  von  Dienstpflichten 
frei  bleibt. 

2.  Da»  preußische  G.  über  R.  vom 
27.  Juni  1890.  Das  G.  v.  7.  Juni  1821 
hatte  die  Ablösung  aller  auf  eigentümlich 

|  besessenen    Stellen    haftenden  Gekl-  und 
|  Naturalabgaben  auf  Antrag  der  eineu  Partei 
für  zulässig  erklärt,  und  nach  dem  <i.  v.  2. 
1  März  1850  sollten  bei  erblicher  und  eigen- 
I  tümlichcr  Ucbertragung  eines  Grundstückes 
keine  anderen  ablösltareu  Reallasten  als  feste 
Geldrenten  auferlegt,  die  Ablösung  der  letz- 
teren aber  niemals  länger  als  für  30  Jahre 
vertragsmässig  ausgeschlossen  werden  dürfen. 
Die  Erbpacht  wurde  verboten. 

Das  Rentengutsg.  v.  27.  Juni  1890  lässt 
dieses  Verbot  unberührt,  gestattet  aber 
wiederum  die  Eigentumsübertragung  eines 
Grundstückes  gegen  Uebernahme  einer  festen 
Geldrente,  deren  Ablösbarkeit  von  der  Zu- 
stimmung l»eider  Teile  abhängt,  d.  h.  für 
beliebige  Zeit  ausgeschlossen  werden  kann. 
Die  Feststellung  der  Kündigungsfrist  bleibt 
|  ebenso  der  vertragsmässigen  Bestimmung 
überlassen  wio  diejenige  des  Ablösungs- 
betrages. Erfolgt  jedoch  die  Ablösung  auf  An- 
trag des  Rentenberechtigten,  so  darf  er  nicht 
mehr  als  den  25  fachen  Betrag  der  Rente 
fordern.  Diese  Vorschriften  stimmen  wörtlich 
mit  den  privatrechtlichen  Normen  des  An- 
siedelungsgesetzes für  Posen-  West  preussen 
vom  26.  April  1886  (s.  d.)  überein  und  siud 
durch  Art.  62.  E.G.  z.  B.G.B,  aufrecht  er- 
halten worden. 

Man  verfolgte  mit  der  Wiederzulassung 
I  freier  Vereinbarungen  über  Befristung  und 
i  Ausschliessung  des  Kündigungsrechtes  einen 
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doppelten  Zweck.  Einerseits  wollte  man  dem 
wenig  bemittelten  Ansiedler  namentlich  in 
den  kapitalarmen  östlichen  Provinzen  und  in 
den  Hochmoorgebieten  die  Gelegenheit  ver- 
schaffen, unter  Vermeidung  der  Kapitalver- 
schuldung und  ohne  die  Gefahr  der  Kün- 
digung, Grundeigentum  ohne  oder  gegen  ge- 
linge Anzahlung  zu  erwerben.  Auf  diese 
Weise  hatten  Hunderttausende  von  Ansied- 
lern im  Mittelalter,  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert Grundbesitz  erworben ;  noch  im  19. 
Jahrhundert  waren  nieht  wenige  auf  Renten- 
gütcrn  und  mit  Hilfe  der  im  Zahlungsmodus 
ganz  gleichartigen  Erbpacht  in  Prcusscn, 
Mecklenburg,  Hannover,  Schleswig  -  Hol- 
stein etc.  zu  einer  gesicherten  Existenz  ge- 
langt. In  den  beiden  letztgenannten  Gebiets- 
teilen hatte  erst  die  proussisehe  Gesetz- 
gebung jenen  Rechtsinstituten  ein  Ende  ge- 
macht. Viele  hielten  mit  Roscher  die  Auf- 
hebung des  »eigentlichen  Wesens  der  Erb- 
pacht- für  einen  »doktrinären  Fehlgriff-. 
Die  Erbpacht  ist  wie  in  einzelnen  deutschen 
Staaten  so  auch  in  England  und  den  Nieder- 
landen nach  wie  vor  zugelassen.  Die  Hoff- 
nung, dass  sieh  nach  Aufhebung  der  Erb- 
pacht Kreditinstitute  finden  würden,  welche 
Ansiedlern  uiikündkiren  Ankaufs-  und  Hau- 
kredit in  ausreichender  Höhe  gewählten, 
hatte  sich  als  trügerisch  erwiesen. 

Auf  der  andern  Seite»  sollte  die  Aufer- 
legung langjähriger  oder  ewiger  Renten  dem 
Voräusserer  die  Handhabe  bieten,  um 
den  Bestand  der  neu  begründeten  Stellen 
vor  den  Einflüssen  des  freien  Grundbesitz- 
Verkehrs  bis  zu  einem  gewissen  Masse  sicher 
zu  stellen.  Es  ist  nämlich  zulässig,  in  den 
Rentengutsvertrag  eine  Bestimmung  aufzu- 
nehmen, welche  die  Veifutssemng  von  Teilen, 
die  gänzliche  Zerstückelung  und  sonstige 
Aufhebung  der  wirtschaftlichen  Selbständig- 
keit des  Renteugutes  von  der  Zustimmung 
lies  Rentenberechtigten  abhängig  macht. 
Diese  Beschränkungen  können  jedoch  im 
Wege  der  richterlichen  Entscheidung  der 
Auseiuandersetzungsbohörde  auf  Antrag  des 
Verpflichteten  aufgehoben  werden,  wenn  es 
ein  gemein  wirtschaftliches  Interesse  als 
wünschenswert  erscheinen  lässt. 

Dass  die  staatliche  Kolonisation  derar- 
tiger Vorkehrungen  gegen  unwirtschaftliche 
Zertrümmerung  und  gegen  Aufkauf  der  neu 
errichteten  Stellen  durch  grosso  Besitzer  und 
Kapitalisten  nicht  entbehren  köunc,  wurde 
nur  von  wenigen  in  Zweifel  gezogen.  In 
dieserlünsieht  hatte  der  proussische  Domänen- 
fiskus auf  seinen  neu  eingerichteten  Kolo- 
nieen  in  Sachsen  und  Pommern  ebenso 
schlimme  Erfahrungen  mit  dem  Grundsatz  der 
Verkelirsfreiheit  gemacht  wie  die  italienische 
Regierung  beim  Verkauf  des  eingezogenen 
Kirchenguts.  Die  Ansiedelungskommission  in 
Posen  schliesst  für  1  in  der  Rente  die  Ab- 


lösbarkeit  vertragsmassig  aus.  um  sich  auf 
dieso  Weise  einen  dauernden  Kinfluss  auf 
die  Erhaltung  und  die  Besetzung  der  Stelleu 
zu  siehern;  die  Übrigen  io  kann  der  An- 
siedler stets  ablösen,  während  der  Staat 
seinerseits  auf  Kündigung  für  einen  Zeitraum 
von  öo  Jahren  verzichtet.  Man  liatte  die 
Absicht,  in  ähnlicher  Weise  bei  den  von 
vielen  Seiten  geforderten  weiteren  Domänen- 
Parzellierungen  vorzugehen. 

Nicht  minder  waren  die  Sachverständigen 
—  namentlich  auch  in  der  Centralmoorkom- 
mission  —  darüber  einig,  dass  der  —  öffent- 
liche oder  private  —  Unternehmer  einer 
Moorkolonie,  die  grosse  und  kostspielige 
Meliorationen  insbesondere  Kanalhauten  sei- 
nerseits erfordert,  der  Mittel  zur  Erhaltung 
leistungsfähiger,  d.  h.  vor  allein  hinreichend 
grosser  Stellen  nicht  entbehren  könne ;  man 
berief  sich  liierfür  u.  a.  auch  auf  die  Erfah- 
rungen in  Oldenburg  und  Holland  (Groningen), 
wo  die  Eibjw-'ht  nach  wie  vor  gute  Dienste 
leiste. 

Endlieh  glaubten  manche  auch,  dass  die 
grossen  Besitzer  überhaupt  sich  eher  zum 
Abverkauf  und  zur  Besiedelung  von  Teilen 
ihres  ]  Landbesitzes  entschliessen  würden, 
wenn  ihnen  mit  dem  dauernden  Rentenan- 
spruch die  Sicherheit  gegen  das  Ansehwellen 
der  Annen-  und  Schullasten  gegeben  würde, 
das  aus  der  Parzellierung  neu  begründeter 
Stellen  hervorgehen  kann. 

Das  Hindernis,  welches  umfassenden  Ab- 
verkäufern von  den  grossen  Gütern  im  Wege 
gestanden  hatte,  war  indessen  in  den  meisten 
Fällen  weniger  die  mangelnde  Neigung  der 
Besitzer  gewesen  als  die  Gebundenheit,  in 
der  sich  die  grossen  Güter  befanden.  Die 
Gebundenheit  ist  zum  kleineren  Teile  durch 
Fideikommissstiftungeu,  zum  weitaus  grösse- 
ren durch  die  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
bedeutend  angewachsene  Verschuldung  ent- 
standen. Denn  üliorall,  wo  die  Landgüter 
nicht  häufig  wechselnde  Zusammenfassungen 
von  Parzellen,  sondern  wirtschaftliche  Ein- 
heiten bilden,  die  auch  als  solche  im  Grund- 
buch eingetragen  sind ,  kann  kein  Stück 
Lindes  von  dem  hypothekarisch  belasteten 
Gute  ohne  Genehmigung  des  —  nicht  voll- 
ständig abgefundenen  —  Gläubigers  so  ab- 
gezweigt werden,  dass  die  Parzelle  aus  der 
Mit haf tung  für  die  ganze  Schuld  ausscheidet. 
Mit  der  landschaftlichen  Kreditorganisation, 
wie  man  behauptet,  hat  dieso  Bindung  zu 
Gunsten  des  Gläubigers  gar  nichts  zu  thnn; 
sie  Wsteht  zu  Gunsten  eineß  jeden 
Gläubigers. 

Deshalb  wurde  auf  Anregung  des  Herren- 
hauses in  das  Rentengutsgesetz  eine  Be- 
stimmung aufgenommen,  welche  formelle 
Handhaben  bieten  sollte,  um  jene  Gebunden- 
heit zu  lösen:  die  Rentengüter  müssen  frei 
von  den  HyjMjtheken-  und  Grundschulden  des 
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Hauptgnts  begründet  werden.  Die  lasten- 
freie Voräusserung  kann  ohne  Einwilligung 
der  Fideikommiss- An  Wärter  und  Realgläu- 
biger erfolgen,  wenn  die  Generalkommission 
und  bei  landschaftlich  beliehenen  Gütern 
die  Kreditdirektion  bescheinigt,  dass  die 
Abveräussenmg  für  die  bezeichneten  Inte- 
ressenten unschädlich  sei.  Dieses  Verfahren 
war  schon  durch  ein  0.  v.  3.  .März  18"H>  mit 
der  gleichen  Wirkung  eingeführt  worden,  die 
Bescheinigung  konnte  jedoch  nur  dann  er- 
teilt werden,  wenn  »das  Trennstück  im  Ver- 
hältnis zum  Hauptgut  von  geringem  Wert 
und  Umfang'  war.  Nunmehr  ist  es  ge- 
stattet, das  Cnsehndlichkeitsattest  auch  aus- 
zustellen, wenn  es  sich  um  •Abveräussenmg 
grösserer  Trcn ust ticke  <  handelt.  Die  Prüfung 
seitens  der  Behörde  erstreckt  sich  auf  die 
Frage,  ob  das  abverkaufte  Stück  angemessen 
bezahlt  ist  —  das  Aequivalent  tritt  nämlich 
in  Beziehung  auf  die  Realberechtigten  an 
die  Stelle  des  Trennstücks  —  und  ob  die 
Sicherheit  derselben  durch  den  Verkauf  nicht 
vermindert  wird. 

Trotz  dieser  an  sieh  wichtigen  Ergänzung 
der  Regierungsvorlage  war  man  in  beiden 
Häusern  des  I^ndtags  mit  Recht  allgemein 
der  Ansicht,  dass  das  Gesetz  wegen  seines 
rein  formalen  Charakters  für  die  innere 
Kolonisation  auf  privatem  Grossgrundbesitz  | 
ohne  alle  Bedeutung  bleiben  würde. 

Denn  die  Unschiidliclikeitsnt  teste  können 
gerade  beim  Verkauf  gegen  Rente  nur  von 
sehr  gering  verschuldeten  Besitzern  ohne 
weiteres  in  Anspruch  genommen  werden. 
Da  kein  Gläubiger  gezwungen  werden 
kann,  sich  für  seine  Kapitalforderung 
mit  einer  Rente  abfinden  zu  lassen,  so 
muss,  soll  das  Attest  erteilt  werden, 
das  verkleinerte  Gut  noch  ausreichende 
Sicherheit  für  die  unverkürzte  Forderung 
gewähren.  Reiche  oder  sehr  gut  stehende 
Besitzer  sind  aber  meist  wenig  geneigt, 
l-and  abzuverkaufen,  und  am  w  enigsten,  sich 
mit  der  mühseligen  Begründung  kleiner 
Stellen  abzugeben.  Wolleu  sie  nicht  selbst 
wirtschaften,  sondern  sich  auf  den  Bezug 
von  Bodenrenten  beschränken,  so  machen 
sie  sich  nicht  eine  ewige  Rente  aus  —  denn 
sie  müssten  fürchten,  wie  im  Landtage  mehr- 
fach hervorgehoben  wurde,  dass  ihnen  doch 
eines  Tages  das  dauernde  Bezugsrecht  nach 
dem  Vorgange  der  kaum  durchgeführten 
Ablösungsgesetzgebung  genommen  werden 
würde,  und  Renten  können  nicht  gesteigert 
werden  —  sondern  verpachten  auf  Zeit,  wo- 
bei ihr  Eigentumsrecht  unberührt  und  die 
Erhöhung  des  Pachtzinses  offen  bleibt 

Die  grosse  Mehrzahl  der  veräusserungs- 
lustigen  Gutsbesitzer  ist  so  hoch  ver- 
schuldet, dass  sio  mit  oder  ohne  Unseliäd- 
lichkeits-Attest  ihr  Gut  oder  grössere  Teile 
desselben  nur  dann  zu  Rentengütern  auf- 


teilen können,  wenn  eine  Einrichtung  be- 
steht, die  ihre  Rentenforderung  in  Kapital 
zur  Akstossung  der  Schulden  umsetzt. 

Beide  Häuser  des  I^andtags  fassten  in 
dieser  Ueberzeugung  gleichzeitig  mit  der 
Annahme  des  Rentengutsgesetzes  eine  Reso- 
lution, welche  die  Staatsregierung  ersuchte, 
einen  Gesetz-Entwurf  vorzulegen,  '-wonach 
es  möglich  wird,  im  Sinne  des  G.  v.  2.  März 
18:">0  über  die  Errichtung  von  Rentenbanken 
verzinsliche  Darlehen  mit  T  i  1  g  u  u  g  s  - 
beiträgen  auf  Rententrüter--  zu  gewähren, 
da  »es  ohne  bares  Geld  oder  Kredit  un- 
ausführbar wird,  seitens  der  Pri- 
vaten Rente  n güter  in  grösserem  Um- 
fange zu  begründen«. 

Dieser  Resolution  wurde  durch  Vorlage 
des  Entwurfes  genügt,  aus  welchem  das  unten 
sub  3  zu  besprechende  G.  v.  1891  hervor- 
gegangen ist.  Die  Renteubanken  gewähren 
danach  Kredit  zur  Ablösung  der  durch 
Privatvertrag  ausgemachten  Reuten.  Ihre 
Mitwirkung  setzt  also  die  Existenz  ablös- 
barer Renten  voraus.  Es  ist  nach  dem 
vorigen  mit  den  Thatsachen  schlechterdings 
unvereinbar,  wenn  man  es  als  die  eigentliche 
Tendenz  des  Rentengutsgesetzes  hingestellt 
hat,  dauernde  nächtliche  Abhängigkeitsver- 
hältnisse der  Ansiedler  gegenüber  den  Ritter- 
gutsbesitzern, eine  Art  *  neuer  Feudalität»  ins 
Leben  zu  rufen.  Das  Rentengutsgesetz  von 
1 890  und  dasjenige  von  185)  1  sind  integrierende 
Teile  eines  Ganzen,  und  man  darf  die  soziale 
Bedeutung  des  Ganzen  nicht  lediglich  nach 
den  Bestimmungen  des  eisten  Gesetzes  be- 
urteilen. Es  ist  durchaus  eingetroffen,  was 
man  erwartete:  niemals  ist  ein  Rentengut 
von  Privaten  ohne  Vormittelung  der  Renten- 
bank  begründet  worden,  und  man  suchte 
ihre  Vermittelung  gerade  in  der  Absicht  auf, 
jede  Verbindung  zwischen  Verkäufer  und 
Käufer  möglichst  rasch  und  glatt  zu  lösen. 

Bleiben  hinter  der  Ablösungs-Rente  der 
Bank  noch  private  Restrenten  bestehen,  so 
bemüht  man  sich  stets,  sie  der  Reuten  batik 
sobald  wie  möglich,  d.  h.  sobald  ein  ent- 
sprechender Teil  der  Bankrente  getilgt  ist, 
zu  übertragen.  Die  ganz  oder  zum  grösseren 
Teil  unablösbare  Rente  ist  nach  dem  allen 
lediglich  auf  Domänen-  und  Moorkolonieeu, 
höchstens  noch  auf  die  wenigen  reichen, 
insbesondere  Fideikommissbesitzer  berech- 
net, die  es  wagen  wollen,  der  Aussicht 
auf  ein  ueues  Ablösungsgesetz  zu  trotzen. 
Um  die  Rentengutsinstitution  auch  dem 
(iros  der  Gutsbesitzer  zugänglich  zu  machen, 
hat  man  Renten  in  Aussicht  genommen  und 
in  Anwendung  gebracht,  die  ganz  oder 
wenigstens  zum  grössten  Teil  ablösbar 
sind. 

Der  Vorbehalt  eines  geringen  u  n  a  b  - 
lösbaren  Rententeils  —  hinter  der  Bank- 
rente —  kann  für  den  Rentengutsausgeber, 
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der  nur  einen  Teil  seines  Gutes  parzelliert, 
lediglich  das  Interesse  einer  vermehrten 
Sicherheit  gegen  die  Entstehung  von  »Diebs- 
kolonieen«,  d.  h.  von  nicht  lebensfähigen 
Stelion  infolge  von  üliermässigen  Teilungen 
bieten.  Dagegen  schützen  aber  schon  die 
Genelunigungsl>efugmssc,  die  mit  der  Ge- 
währung des  öffentlichen  Kredits  auf  den 
Staat,  ühergehen. 

Mau  würde  das  angestrebte  Ziel  eben- 
falls, und  zwar  in  klarerer  Form,  erreicht 
haben,  wenn  man  im  ersten  Gesetz  ausschliess- 
lich  Domänen-  und  Moorkolonieen  behandelt 
und  für  sie  die  enge  Frist  bestimmung  des 
Gesetzes  von  1850  aufgehoben  oder  erweitert, 
im  zweiten  Gesetz  aber  die  Bestimmungen 
Ober  die  Unschädlichkeitsbescheinignngeii 
und  die  Gewährung  des  Kentenkredits  ver- 
einigt hätte,  ohne  die  seitens  des  Schuldners 
unkündbare  Kente  zuzulassen. 

Noch  jetzt  eine  derartige  Veränderung 
vorzunehmen,  wäre  überflüssig;  mau  würde 
damit  für  die  Praxis  der  Rentengutskoloni- 
sation gar  nichts  ändern. 

Die  Angriffe  gegen  die  Zulassung  der 
unablösbaren  Privatrenten  stützen  sich  haupt- 
sächlich auf  die  Meinung,  dass  dadurch  be- 
absichtigt und  die  Möglichkeit  gegeben  wor-  [ 
den  wäre,  dio  bäuerlichen  Frondienste 
wieder  auflebon  zu  lassen.  Soweit  hierbei 
wirkliche  Bauern,  selbständige  Grundbesitzer 
in  Frage  kommen,  ist  der  Gedanke  so  aben- 
teuerlich, dass  sich  weder  in  den  Verhand- 
lungen über  die  Rentengutsgesetze  noch  in 
deren  Ausführung  auch  nur  ein  leiser  An- 
klang daran  findet. 

was  aber  die  Arbeiterstellen  Mrifft,  so 
bestand  im  Landlage  nicht  der  geringste 
Zweifel  darüber,  dass  es  nach  wie  vor  ver- 
boten ist,  dauernde  Arbeitsverpflichtungen  zu 
begründen  und  solche  dinglich  mit  dem 
Grundbesitz  zu  verknüpfen.  Verträge,  mit 
denen  mau  dieses  Verbot  umgehen  wollte, 
würden  von  keinem  Gericht  anerkannt  wer- 
den. In  der  Kommission  des  Herrenhauses 
trat  ein  Mitglied  dafür  ein,  es  möchte  ge- 
stattet werften,  statt  der  Rente  für  den 
Verkäufer  Dienste  zu  verlangen.  Man 
erledigte  diesen  Wunsch  mit  der  Bemer- 
kung, dass  derartige  Dienste,  weil  wider- 
willig geleistet,  doch  keinen  Wert  haben 
würden.  Ein  entsprechender  Antrag  wurde 
nicht  gestellt.  Es  herrschte  in  der  Kom- 
mission sogar  »nur  eine  Stimme  darüber* 
und  wurde  auch  »von  deu  Vertretern  der 
Staat6regierung  zugegeben*,  dass  durch  Be- 
gründung von  Rentengüteru  ein  sesshafter 
Arbeiterstamm  auf  den  Gfitern  überhaupt 
nicht  geschaffen  werden  könne,  weil  man 
gar  keine  Garantie  dafür  besitze,  dass  der 
Inhaber  der  Stelle  auf  dem  Gute  des  Ver- 
käufers arbeite  (vgl.  Protokoll  der  Sitzung 
v.  2».  April  1890). 


Richtig  ist  jedoch,  dass  ein  Landarbeiter, 
welcher  innerhalb  eines  Gutsbozirks  Grund- 
eigentum hat,  ohneGelegenheit,  unter  verschie- 
denen benachbarten  Arbeitgebern  zu  wähleu, 
dadurch  ohnehin  —  wenigstens  bei  ungüns- 
tigeren Arbeitskonjunkturen  —  leicht  in  eine 
abhängige  Lage  gerät  und  dass  seine  Ab- 
hängigkeit durch  eine  dem  Gesamt-  oder 
Hauptbetrage  nach  unablösbare  Rentenschuld 
gegenüber  dem  einzigen  Arbeitgeber  noch 
verschärft  werden  würde. 

Indessen  handelt  es  sich  auch  hier 
lediglich  um  eine  nur  für  einen  sehr  eng 
begrenzten  Kreis  von  Besitzern  gegebene  und 
bisher  nirgendwo  praktisch  gewordene  Mög- 
lichkeit. Die  Erkenntnis,  dass  die  Beziehungen 
zwischen  Gutsbesitzer  und  Arbeiter  auf 
Wunsch  jeder  von  beiden  Parteien  lösbar 
sein  müssen,  wenn  nicht  unerträgliche  Ver- 
hältnisse entstehen  sollen,  ist  heute  in  beiden 
Lagern  weit  verbreitet. 

Aus  eiuer  geringen  hinter  der  Renten- 
bau k reute  verbleibenden  Privatrente  —  dem 
allein  praktischen  Fall  —  kann  sich  für  den 
Inhaber  einer  kleineren  Stelle  kein  ver- 
schärftes Abhängigkeitsverhältnis  ergeben, 
weil  dadurch  die  Verkauf liclikeit  derselben 
nicht  verringert  wird. 

3.  Das  preußische  Gesetz  über  die 
Beförderung  der  Errichtung  von  R. 
vom  7.  Joli  1891  stellt  für  den  Zweck  der 
Begründung  von  Rentengütern  »mittleren 
und  kleineren  <•  Umfange«  den  öffentlichen 
Kredit  und  die  Arbeitskraft  der  staatlichen 
Agrarbehörden  den  Privaten  zur  Verfügung. 

Die  gesetzlichen  Begünstigungen  sollen 
ebensowenig  der  Begründung  von  nicht- 
bäuerlichen  grossen  wie  von  »kleinen«,  d.  h. 
solchen  Besitzungen  dienen,  welche  »nur 
aus  einem  Hause  mit  vielleicht  etwas  dazu 
gehörigem  Gartenlande  bestehen«.  Die 
»Grundlage  der  wirtschaftlichen  Existenz 
muss  auch  bei  den  Rentengüteru  »kleineren» 
Umfanges,  sofern  sie  mit  öffentlicher  Hilfe 
errichtet  werden  sollen,  in  dem  Rentengute 
liegen,  ohne  dass  es  freilich  darauf  ankommt, 
ob  der  Besitzer  und  seine  Familienangehö- 
rigen ihre  ganze  Arbeitskraft  ausschliesslich 
auf  die  Bewirtschaftung  des  Reutengutes 
verwenden  oder  aber  behufs  vollständiger 
Beschaffung  ihrer  Existenzmittel  nebenher 
auch  in  der  Nachbarschaft  Arbeit  suchen 
müssen.  Auch  ist  es  nicht  ausgeschlossen, 
dass  bei  der  Einrichtung  einer  Kolonie  die 
erforderlichen  Handwerker  (Schmied,  Stell- 
macher, Schuhmacher  etc.)  mit  geringem 
Landbesitz  angesetzt  und  ihnen  die  Vorteile 
des  Gesetzes  zugewendet  werden,  da  der- 
artige Handwerker  ein  notwendiges  Bedürfnis 
für  die  zu  bildende  Kolonie  sind  (Min.-Anw 
v.  16.  November  1891).  Die  Errichtung  von 
eigentlichen  Arbeitcr-(Häuslcr)stellen  kann 
demnach  mit  Hilfe  der  Rentenbank  nicht 
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stattfinden.  Ein  Antrag,  welcher  die  Be-  j  zu  ermittelnden  Wertes  der  Liegen schaf ton 
leihung  solcher  Stellen  für  den  Fall  zu-  j  zu  stehen  kommt.«  »Wird  der  Wert  der 
lassen  wollte ,  dass  ein  Kommunalvorltfiud  Liegensehaften  durch  besondere  Taxe  er- 
oder  eine  gemeinnützige  Baugenosseuscliaft  j  mittels  —  was  dio  fast  ausnahmslose  Regel 
Reuten gutsausgeberin  wäre,  wurde  im  Jahre  j  bildet  —  »so  kanu  der  durch  die  Errichtung 
1900  vom  Abgeordnetenhause  angenommen,  der  erforderlichen  Wohn-  und  Wirtschafts- 


vom  Herrenhause  aber  abgelehnt. 

Der  erste  Paragraph  des  Gesetzes  lautet : 
>Die  auf  den  Rentengütern  von  mittlerem 
oder  kleinerem  Umfange  haftenden  Renton 
können  auf  Antrag  der  Beteiligten  durch 
Vermittehmg  der  Rentenbank  soweit  abge- 
löst werden,  als  die  Ablösbarkeit  derselben 
nicht  von  der  Zustimmung  beider  Teile  ab- 
hängig gemacht  ist  . .  .  Der  Rentenberech- 
tigte erhält  als  Abfindung  den  27  (23V-»>- 
fachen  Betrag  der  Rente  in  31'j(4)prozen- 
tigen  Rentenbriefen  nach  deren  Nennwert, 
oder,  soweit  dies  durch  solche  nicht  ge- 
schehen kanu,  in  barem  Oelde.  Die  Abfin- 
dung wird  durch  Zahlung  einer  Rontenbank- 
rente  vou  1  ( l1  s)°/o  seitens  des  Rentenguts- 
besitzers verzinst  und  getilgt«    Mit  anderen 


gebäudo  zu  erzielende  Mehrwert  mit  berück- 
sichtigt werden.«  In  diesem  Falle  wird 
die  Uoberoahme  der  Rentenbankrente  bis 
zur  ordnungsmässigen  Herstellung  der  Ge- 
bäude ganz  oder  teilweise  ausgesetzt. 

In  der  bezeichneten  Liberalität  kann  eine 
Gefährdung  der  staatlichen  Kolonisations- 
darlehen  nicht  erblickt  werden,  weil  sie 
keineswegs  einen  blossen  Realkredit  dar- 
stellen, sondern  zugleich  ein  Stück  Personal- 
kredit einschliessen,  tüchtige  Kolonisten  aber, 
die  im  Begriffe  stehen,  sich  und  den  Ihrigen 
eine  neue  und  sozial  höhere  Existenz  zu 
erarbeiten,  das  höchste  Mass  von  Vertrauen 
beanspruchen  können.  Die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Ansiedler  unterliegen  in 
jedem  einzelnen  Falle  neben  der  allgemeinen 


Worten:  der  Staat  schiesst  den  Kaufpreis !  wirtschaftlichen  Lage  einer  Prüfung  seitens 


für  die  neu  zu  begründenden  Rauernstellen 
in  sofort  zu  versilbernden  Staatsschuld- 
Scheinen  vor  und  wird  seiuerseits  Gläubiger 


der  kreditgewährenden  Behörde  (der  Ge- 
neralkommission);  wenn  irgend  welche  Be- 
denken   für  die  dauernde  Sicherheit  der 


des  Ansiedlers.  Auch  gewährt  die  Renten- '  Rcnteubank  vorliegen,  kann  der  Antrag  auf 
bank  den  Ansiedlern  zur  erstmaligen  Ein-  I  Kreditgewährung  ohne  weiteres  zur  Ableh- 
richtung  ihrer  Höfe  durch  Aufführung  der  |  nung  kommen. 


notwendigen  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude 
Darleheu  in  3 1 .  s(4)prozentigen  Reuteu- 
briefen, die  ebenfalls  durch  Zahlung  einer 
Rentenbankrente  verzinst  und  getilgt  wer- 
den.   Die  Bankrenten  stehen  rechtlich  den 


Durch  diese  Bestimmungen  ist  den  An- 
siedlern eine  Kreditquelle  unter  denjenigen 
günstigen  Bedingungen  eröffnet,  welche 
liinter  den  für  grössere  Besitzer  üblichen 
nicht  mehr  zurückbleiben.  Einzelne  General- 


Staatssteuern  gleich,  sind  seitens  des  Staates  kommissionen  haben  ihre  Beamten  ange- 
unkündbar und  erlöschen  nach  Verlauf  von  wiesen,  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass 


60 1  2  (ob1 1  k)  Jahre: 

Dem  Erwerber  des  Rentengutes  kanu 
während  des  ersten  besondere  schwierigen 
Jahres  nach  der  Begründung  der  Stelle  die 
Zahlung  der  Rente  auf  seinen  Antrag  er- 
lassen werden.  Der  freigelassene  Betrag 
wird  alsdann  dem  abzulösenden  Kapital  zu- 
gerechnet und  die  jährliehe  Zahlung  um 
den  entfallenden  geringen  Betrag  erhöht. 
Die  Summen  der  vom  Staate  zur  \  erfügung 
gestellten  Kredite  sind  in  ihrem  Gesamt- 
beträge unbegrenzt.     Die  Abmessung  im 


der  nicht  auf  die  Rentenhank  zu  über- 
nehmende Teil  des  Kaufpreises  in  Form 
einer  ganz  oder  doch  auf  bestimmte  Zeit 
seitens  des  Forderungsberechtigten  unkünd- 
baren Rente  gestundet  werde. 

Die  Baukrente  kann  stets  durch  Kapital- 
zahlung getilgt  werden.  Die  Kapitaltilgung 
bedarf  während  der  ersten  zehn  Jahre  nach 
Begründung  des  Rentengutes  der  Zustim- 
mung der  Generalkommission,  soll  aber  nur 
dann  versagt  worden,  wenn  dadurch  die 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  des  Renten- 


einzelnen  Falle  bestimmt  sich  ausschliesslich  J  gutes  gefährdet  wird.    Nach  Ablauf  dieser 


durch  die  Rücksicht  auf  die  notwendige 
Sicherheit  der  Verzinsung  und  Rückzahlung. 
Die  Beleihuugsgrenze  ist  aber  wesentlich 
weiter  bemessen,  als  es  bei  den  Kreditinsti- 
tuten üblich  und  zulässig  ist.  »Die  Sicher- 
heit kann  als  vorhanden  angenommen  wer- 
den, wenn  der  25  fache  Betrag  der  Renten- 
bankrente innerhalb  des  30  fachen  Betrages 
des  Katastralreinertrages  mit  Hinzurechnung 


Frist  ist  Kapitaltilgung  ohne  weiteres  ge- 
stattet. 

Die  Ausführung  des  G.  v.  7.  Juli  1891 
ist  den  Generalkommissionen  fllwrtragen.  Das 
Mass  und  die  Art  ihres  Eingreifens  richtet 
sich  ganz  nach  dem  Ermessen  der  Behörde 
und  den  praktischen  Bedürfnissen.  Auf 
Wunsch  führt  die  Generalkommission  das 
gesamte  Kolonisationsverfahren  von  Anfang 


der  Hälfte  des  Feuerkaseen wertes  der  I  an  bis  zur  Eintragung  der  Rentengüter  in 
schon  vorhandenen  Gebäude  oder  inner- ■  das  Grundbuch  durch,  oder  sie  überlässt  die 
halb  der  ersten  3.  i  des  durch  rittorschaft-j  Ausiedolungsthätigkeit  in  grösserem  oder 
liehe,  landschaftliche  oder  besondere  Taxe!  geringerem  Umfange  den  beteiligten  Parteien 
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und  Privatunternehmern.  In  jedem  Falle 
aber  hat  sie  die  eingehenden  Antrüge  auf 
Vermittelung  der  Rentunablösung  durch  die 
Rentenhank  zu  prüfen.  Eine  Verpflichtung 
zur  Gewährung  irgend  welcher  Beihilfen 
besteht  nicht;  die  Generalkoni mission  ist 
•4»ereehtigt,  sowohl  aus  finanziellen  Gründen 
zur  Vermeidung  von  Einbusson  der  Renten- 
banken als  auch  aus  wirtschaftlichen  Grün- 
den, insbesondere  zur  Vermeidung  einer 
spekulativen  Ausbeutung  des  Gesetzes,  die 
Vermittelung  des  Staates  ganz  oder  teilweise 
abzulehnen  f  (Min.-Anw.  Z.  1). 

Ueber  das  Vorgehen  und  die  Erfolge  der 
Generalkommissionen  auf  dem  hier  bespro- 
chenen Gebiet  vgl.  d.  Art.  Kolonisation, 
innere  olien  Bd.  V  S.  247  ff. 

l'm  den  Bestand  der  neu  errichteten 
Stellen  besser  zu  sichern,  ist  für  alle  vom 
Staat  oder  mit  Hilfe  des  staatlichen  Kredits 
errichteten  Renten-  und  (poson-westpreus- 
sischen)  Ansiedelungsgüter  durch  G.  v.  N. 
Juni  1896  das  I  ntestatanerhenrecht 
eingeführt  worden. 

Für  diejenigen  Anerbengüter  der  vorigen 
Art,  welche  erst  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  begründet  worden  sind,  hat 
man  mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  der 
raschen  Ablösung  der  Renten  die  Teilung 
und  die  Vereinigung  mit  einem 
grösseren  Gut  ohne  zeitliche  Beschrän- 
kung von  der  Genehmigung  der  General- 
kommission abhängig  gemacht.  Es  soll  dahin- 
gestellt bleil»en,  ob  es  nötig  war,  diese  Ver- 
iügungsl>esoliränkungen  den  Rontengutshe- 
sitzern  für  immer  aufzuerlegen.  Wenn  aber 
die  Gesetzgelier  aller  Zeilen  und  Völker 
durch  die  Erfahrung  dazu  veranlasst  wor- 
den sind,  ähnliche  Vorkehrungen  zum  Zwecke 
der  Erhaltung  der  mit  öffentlichen  Mitteln 
errichteten  Rauernstelleii  zu  treffen,  so  ist 
dies  sicherlich  ein  sehr  kräftiges  Zeugnis 
gegen  jene  Doktrinäre,  welche  die  Kentou- 
gntsgosetze  schon  aus  dem  Grunde  be- 
kämpfen, weil  sie  dem  freien  Verfügungs- 
recht der  Kolonisten  überhaupt  Sehranken 
setzen.  (Vgl.  über  entsprechende  Bestim- 
mungen in  England  und  Russlaud,  auch  Däne- 
mark, den  Art.  Kolonisation,  innere 
a.  a.  O.  —  im  römischen  Altertum  den 
gleichnamigen  Art.  im  Wörterbuch  d.  Volksw.) 

Durch  die  scharfe  Fassung  der  Verfü- 
gungsbeschränkungen im  Gesetz  von  1896 
ist  meines  Eraehteus  das  Interesse  an  unab- 
lösbaren Renten  auch  für  den  Domänenfiskus 
hinfällig  geworden. 

4.  Das  mecklenburgische  Ansiede- 
lungsgesetz von  1898.  Die  Verordnung 
für  Mecklenburg-Schwerin  vom  24.  Mai  189*. 
lietreflend  die  Vermehrung  des  mittleren 
und  kleineren  Grundbesitzes  auf  dem  platten 
I^ande,  enthält  ähnliche  Grundsätze  wie  die 
beiden  preussischen  Routengutsgesetze,  je- 


doch mit  mancherlei  durch  die  soziale  und 
jK)litische  Verfassung  des  Landes  bedingten 
Abweichungen : 

Aus  den  bisher  rechtlieh  streng  ge- 
schlossenen ritterschaftlichen  Gütern  können 
Besitzstellen  mittleren  und  kleineren  Umfang* 
in  Krbjiacht  oder  Reutengut  weggegeben 
werden  mit  der  Beschränkung,  dass  Güter, 
welche  nur  2  Iiis  4  Hufen  umfassen,  wenig- 
stens 2  volle  Hufen  reinen  Hoffeldes  be- 
halten müssen  und  von  grösseren  Gütern 
nicht  mehr  als  2  Hufen  abgetrennt  werden 
dürfen.  Innerhalb  dieser  Grenzen  ist  weder 
der  lehnsherrliehe  noch  agnatische  Kon- 
sens zur  Veräusserung  erforderlich.  Wer 
!  aber  über  das  bezeichnete  Mass  lünnus 
I  Gutslämloroien  weggeben  oder  ein  ganzes 
'  Gut  zerteilen  will,  bedarf  der  landesherr- 
i  liehen  Genehmigung  nach  vorheriger  Zu- 
stimmung des  engeren  Ausschusses  der 
Ritterschaft  und  Landschaft.  Die  Bositz- 
I  stellen  müssen  frei  von  den  llypotlteken- 
'  schulden  des  llanptgutes  begründet  werden. 
I  Die  Befreiung  tritt  ein  auf  Grund  eines  Un- 
schädlichkeitsattestes, das  jedoch  nur  ge- 
!  gel>en  werden  darf,  wenn  die  abzutrennende 
Flache  nicht  mehr  als5"o  der  ganzen  Guts- 
fläche lieträgt.  Anderenfalls  ist  die  Zustim- 
mung der  Ilypotliekeiigläubigcr  unumgäng- 
lich. Auf  Fideikommissgütern  dürfen  nur 
Erbpachtstellen,  und  zwar  mit  Genehmigung 
des  Justizministeriums  so  liegründet  werden, 
dass  die  gewonnenen  Kapitalien  und  Ab- 
lösungsgelder als  ein  Fonds  belegt  werden, 
von  welchem  dem  Fideikommissbesitzer  der 
Zinsgenuss  zusteht.  Joder  einzelne  Erb- 
jMichts-  oder  Rentengutsvertrag  bedarf  der 
landesherrlichen  Genehmigung.  In  den  Ver- 
trag können  Bestimmungen,  welche  die  Ver- 
äusserung und  Teilung  der  Besitzstellen  oder 
die  Vereinigung  mit  einem  anderen  Grund- 
stück beschränken,  aufgenommen  werdeu. 
Für  grössere  Besitzstellen  (mehr  als  'M  1  ■: 
bonitierte  Scheffel)  ist  im  allgemeinen  die 
Yerschuldliarkcit  auf  die  Hälfte  des  Wertes 
beschränkt.  Höhere  Verschuldung  ist  nur 
mit  Genehmigung  der  Ansiedelungskonunis- 
sion  in  bestimmten  Fällen  bis  zu  :i  i  des 
Wertes  gestattet.  Für  die  genannten  Stellen 
gilt  Intestatanerbcnrecht.  Bei  den  Renten- 
gütern kann  das  Recht,  die  Ablösung  zu 
verlangen  oder  zu  bewirken,  von  der  Zu- 
stimmung lieider  Teile  abhängig  gemacht 
werden. 

Die  Ausführung  des  Gesetzes  ist  Sache 
der  «Ansiedelungskommission«  zu  Schwerin. 
Sie  besteht  aus  5  Mitgliedern,  darunter 
2  Vertretern  der  Ritterschaft  und  1  der 
Ijandschaft  Ihre  Thätigkeit  ist  wie  in 
Preussen  diejenige  der  Generalkommissionen 
lediglich  eine  vermittelnde.  Als  Geld- 
institut steht  ihr  der  Domanialkapital- 
fonds  zur  Verfügung.    Sie  ist  angewiesen. 
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die  Ansiedelungen  möglichst  dorfsehaftsweisc 
unter  Begründung  siwnnfähiger  bäuerlicher 
Nahrungen  zu  bewirken,  jedoch  soll  in  den 
neuen  Dorfschaften  ausreichender  >  Platz  für 
einen  grösseren  Bestand  freier,  grundbesitzen- 
der  Arbeiter  vorhanden  sein*. 

Der  im  Art.  Kolonisation,  innere 
a.  a.  0.  hervorgehobene  mangelnde  Erfolg 
dieses  Gesetzes  scheint  damit  zusammenzu- 
hängen, dass  gerade  in  Mecklenburg  die  Nach- 
frage naeh  grossen  Gütern  seitens  reicher 
städtischer  Kapitalisten  sehr  lebhaft  ist,  die 
Bodenpreise  hoch  hält  und  jedes  Vorätisse- 
nrngsbedürfnis  befriedigt. 

Litternttir  :  Ammer  den  in  d.  Arft,  Kolon  i»nt  ion  , 
innere  und  Erbpacht  oben  Bd.  \'  S.  J'itj 
Itertr.  lld.  III  S.  f>f-r>  geuttnnteu  Seitriften  kommen 
nn  Arbeiten  wi**en*choftlirfu  n  Chorakterx  in  Bf- 
trnehl:  %\  MlankaunM .  I'el>er  Rrntengiiter 
i  Votum  /.  d.  /MndtsiiLt'ii.  Kollegium)  in  »einen 
vagrfirpotit.  Zeit-  und  Streit/rngen« ,  Leipzig 
—  Snmbart-Erm*leb*n,  Ihi*  prru»titche 
(r**eU  über  Renlengiller,  in  Johrb.  f.  lir*.  u. 
Verv.,  Itd.  14,  lS'M,  S.  piU.t  ff.  —  Roscher, 
Sntionalökonumik  de»  AeLerbuue»,  <J.  Aufl.,  1S7X, 
S.  ^.Ift  und  die  Kemtnirntnre  zu  den  RenteuguU- 
<je*etzen  ion  Anderten,  Muhruun  und  Metjn, 
»imtlie/t  Berlin  !*'./.'. 

M.  sertnu. 


Rentenkauf  und  Rentenschuld. 

1.  Rentenkauf.   2.  Kentciwhnld. 

1.  Rentenkauf.    In  der  zweiten  Hälft* 
des  Mittelalters,  von  dem  Vi.  bis  zum  Ib.  | 
Jahrhundert  spielte  der  Renten  kauf  in 
dem  wirtschaftliehen  und  dem  rechtlichen 
lieben  des  Aliendlaudes  eine  sehr  bed»Mitsame 
Rolle.  Nach  manchen  Seiten  hin  der  Erb- 
leihe verwandt,  ist  er  doch  ein  von  ihr 
wesentlich  verschiedenes  Rechtsinstitut,  wie 
er  auch  anderer)  wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
zu   dienen   bestimmt   war.     Während  die 
Erbleihe,  wenn  auch  keineswegs  ausseid  iess- ; 
lieh,  so  doch  vorzugsweise  für  die  (iesehichte  j 
der  ländlichen  Besitzesverhältnitsso  von  Be- , 
deutung  ist  und  auf  die  Umgestaltung  der, 
Agrarverfassung  eine  tiefgreifende  Wirkung  ] 
ausgeübt  hat,  entstammt  der  Rentenkauf  den 
städtischen  Verhältnissen  und  hat  in  den 
Städten  seine  Airsbildung  erhalten.  Von  hier 
aus  hat  er  sich  darm  auf  das  Land  ver- 
breitet und  war  im  14.  und  1").  Jahrhundert 
die  ausgebreitetste  Form  der  Kapitalanlage. 

Mit  dem  Aufblühen  des  GewerbeU-t riebe« 
und  tles  Handels  in  den  Städten  erwachte 
auch  das  Bedür  fnis  in  ihnen,  einerseits  fremde 
Kapitalien  zu  lienutzon,  und  andererseits  die 
erworbenen  Kapitalien  sicher  anzulegen. 
Dies  Bedürfnis  verschaffte  sich  in  einer 
den  mittelalterlichen  Rechtszuständen  ent- 
sprechenden Weise  irr  dem  Reirterrkaufe 
Befriedigung,  da  das  hypothekar  ische  Pfand- 


recht noch  nicht  die  Airsbildung  erlangt 
hatte,  um  eine  allgemein  zugängliche  und 
sichere  Form  des  Kapitalverkehrs  bilden  zu 
können.  Der  Gewerbetreibende,  der  Kauf- 
mann, sie  waren  als  Bürger  der  Stadt  Haus- 
besitzer, sei  es  freie  Eigentümer  des  Hauses, 
sei  es.  dass  der  Grund  und  Boden  dem 
Stadt  herni  oder  einem  Kloster,  einer 
Kirche  etc.  gehörten  und  der  Besitzer  des 
Hauses  einen  geringen  Zins  an  den  Grund- 
herrn zu  zahlen  hatte.  Immer  aber  war 
das  Baus  die  feste  Grundlag»'  der  wirtschaft- 
lichen Existenz  des  Bürgere.  Bedurfte  er- 
zürn Umbau  des  Hauses,  zur  Erweiterung 
seines  Geschäftes,  zur  Benützung  günstiger 
Verhältnisse  fremder  Kapitalien,  vermochte 
er  bei  dem  Ankaufe  eines  Hauses  den  Kauf- 
preis nicht  vollständig  zu  bezahlen  etc.,  so 
verschaffte  er  sich  arrr  vorteilhaftesten  den 
erforderlichen  Kredit,  indem  er  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  einer  Rente  über- 
nahm, diese  Verpflichtung  aber  dinglich  mit 
dem  Hause  verband,  so  dass  sie  an  dem 

S"  desmaligeir  Besitzer  des  Hauses  Iraftete. 
er  Kapitalist  aber,  der  seine  Kapitalien 
nutzbringend  und  sicher  anzulegen  suchte, 
erreichte  beides,  indem  er  dem  Kreditbe- 
dürftigen  das  Kapital  gegen  eine  feste,  mit 
dem  Hause  verbundene  Rente  flberlioss. 
Und  nicht  bloss  gegen  Zahlung  eirres  Kapitals, 
souderu  auch  als  Morgengabe,  bei  Erb- 
teilungen, als  Schenkung  und  in  den  mannig- 
fachsten anderen  Rechtsgeschäften  wurden 
derartige  Renten  bestellt,  die  jedoch  durch- 
aus nach  dem  Kochte  des  Rcrrterrkaufs 
liehandelt  wurden. 

So  ist  der-  Renteirkauf  aus  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  der  »Zeit  erwachsen, 
nicht  ist  er,  wie  früher  angenommen  wurde, 
erfunden  worden,  um  das  Zillsverbot  der 
Kirche  zu  umgehen,  wenn  dasselbe  auch 
wohl  zu  seiner  weiteren  Verbreitung  bei- 
tragen mochte,  wie  andererseits  die  Kircho 
das  Zinsverbot  nur  aufrecht  erhalten  konnte, 
weil  der  Rentenkauf  wirtschaftlich  die 
Funktion  des  zinsbaren  Darlehens  erfüllte. 
Freilich  konnte  eine  strenge  Auffassung  nicht 
verkennen,  dass  vielfach  in  dem  Rentenkaufe 
nur  eirr  verschleiertes  zinsbares  Darlehen 
lag.  namentlich  sc» fern  die  Rente  ablösUu" 
war.  Doch  wurde  von  den  Päpsten  des 
15.Jahrhunderts(MartinV.l  12.") und  t  alixt  HI. 
1 4 55) ausdrücklich  bestimmt, dass  der  Renten- 
kauf  unter  das  kanonische  Verbot  nicht  falle. 
Auch  unterscheidet  er  sich  juristisch  von 
dem  verzinslichen  Darlehen,  zu  dessen 
Sicherung  eine  Hypothek  an  dein  Hause 
bestellt  wird,  in  der  That  in  wesentlichen 
Punkten.  Das  Kapital  ist  nicht,  wie  bei  den 
Darlehen,  zurückzuzahlen,  sondern  bildet  den 
Kaufpreis  für  Bestellung  einer  dauernden 
Rente  (daher  die  Namen  .»Ewiggeld,  eensus 
hereditarius     oder     peqictuus.     Eisern«  s 
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Kapital  ).  Nicht  der  Empfänger  des  Kapitals 
als  solcher,  sondern  der  jeweilige  Besitzer 
des  Hauses  ist  zur  Zahlung  der  Rente  ver- 
pflichtet. Und  endlich  haftet  der  Renten- 
verpflichtete nicht,  wie  der  Dahrlehens- 
sehuldner,  mit  seinem  ganzen  Vermögen, 
sondern  nur  mit  dem  Hause.  Von  der  Erb- 
leihe aber  unterscheidet  sich  der  Rentenkauf 
dadurch,  dass  bei  der  ersteren  der  Zins- 
lteroehtigte  Eigentümer  de.«.  Grunds! flekes 
ist,  während  liei  dem  Rentenkanfe  der 
Rentenberechtigte  nicht  ein  dingliches  Recht 
und  die  Gewore  an  dem  Grundstücke  selbst, 
sondern  nur  an  der  Reutenboroehtigung 
erhält.  Denn  die  Rontenberechtigung  selbst 
ward  von  dem  mittelalterlichen  Rechte  gleich 
einer  unbeweglichen  Sache  l>ehandelt,  sie 
ward  gleichsam  als  ein  unkOrperlicher  Teil 
des  Grundstückes,  auf  dem  sie  haftete,  an- 
gesehen. Sie  konnte  demnach  auch  nur  in 
derselben  Weise  wie  das  Eigentumsrecht  an 
Grundstücken  l>ogründet,  voräussert,  ver- 
pfändet werden,  d.  h.  nur  durch  Auflassung 
vor  Gericht  oder  vor  dem  Stadtrate,  rober 
die  Begründung  ward  dem  Berechtigten 
eine  Urkunde  des  Gerichtes  oder  Stadtrates 
(Rentenbrief,  Handfeste)  ausgefertigt.  Doch 
fand  schon  frühe  eine  WVitereniwiekelung 
in  der  Richtung  statt,  dass  die  Renten- 
berechtigung durch  einfache  Uebertragung 
des  Rentenbriefes  auf  andere  Personen  über- 
tragen werden  konnte.  Nicht  selten  wurde 
sogar  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
der  Rontenbrief  sogleich  für  den  Berechtigte;: 
und  den  jedesmaligen  späteren  Besitzer  aus- 
stellt. Der  Reutenbrief  wurde  damit  zum 
lnhaborpapier.  (Swer  den  brief  inne  hat, 
dem  sol  man  die  gult  antwurten.)  Zur 
Zahlung  der  Rente  und  zwar  auch  der  aus 
der  Zeit  des  Vorbesitzers  rückständigen  Rente 
war  der  jeweilige  Eigentümer  oder  Erbleih- 
besitzer des  Hauses  verpflichtet,  selbst  dann, 
wenn  er  bei  Erwerb  desselben  von  der 
darauf  lastenden  Rente  keine  Kenntnis  hatte. 
Da  die  Sicherheit  des  Gläubigers  in  dem 
dauernden  Werte  des  Hauses  beruhte,  so 
bedurfte  der  Besitzer  des  Hauses  zu  jeder 
Verfügung,  die  dessen  Wert  mindern  konnte, 
der  Genehmigung  des  Rentengläubigers. 
Ward  die  Rente  nicht  rechtzeitig  bezahlt, 
so  konnte  der  Rentengläubiger  die  auf  dem 
Grundstück  befindlichen  Itowoglichen  Sachen 
pfänden.  Wenn  er  hierdurch  nicht  volle 
Befriedigung  erlangte,  so  diente  das  Grund- 
stück als  alleinig.-  Sicherung,  das  dem 
Rentengläubiger  in  einem  besonderen  Exe- 
kutionsverfahren  übereignet  wurde.  Weder 
hatte  er,  wenn  der  Weit  des  Grundstückes 
hinter  dem  des  Rentenkapitals  zurückblieb, 
eine  Xaehfordorung,  noch  hatte  er  im  um- 
gekehrten Falle  den  Ueberschuss  herauszu- 
zahlen. 

Wie  schon  angedeutet,  war  ursprünglich 


die  Rentenberechtigung  eine  dauernde,  nicht 
ablösliche.  Schon  frühe  alter  ward  vielfach 
dem  Schuldner  die  Ablösung  dadurch  er- 
möglicht, dass  bei  Abschluss  des  Renten- 
kaufes ihm  das  Recht  des  Wiederkaufo«. 
eingeräumt  wurde.  Er  konnte  dann  durch 
Rückzahlung  des  Rentenkapitales  die  Rente 
jederzeit  ablösen.  Seit  dem  13.  Jahrhundert 
wurde  sogar  in  vielen  Städten,  später  auch 
in  landesherrlichen  Territorien  durch  Gesetz 


dem  Rentenschuldner  das  Recht 


?ben, 


auch  ohne  vertragstnässigo  Festsetzung  die 
Rente  gegen  Kapitalzahlung  abzulösen. 
Weiterhin  wurde  vielfach  auch  bestimmt, 
dass  der  Empfänger  des  Rcntenkapitales  für 
Zahlung  der  Rente  nicht  nur  mit  dem 
Grundstück,  sondern  auch  mit  seinem  übrigen 
Vermögen  sich  haftltar  machen  könue.  Auf 
einen  neuen  Erwerber  des  Grundstückes 
ging  dann  zwar  die  Rentenpflicht  über,  aber 
der  ursprüngliche  Schuldner  und  seine  Erben 
blieben  persönlich  haftbar.  Der  Rentenkauf 
hatte  sich  damit  dem  verzinslichen  Darlehen, 
das  durch  Hypothek  auf  ein  Haus  gesichert 
ist.  ausserordentlich  genähert  und  unterschied 
sich  von  ihm  wesentlich  nur  dadurch,  dass 
der  Hauseigentümer  immer  der  in  erster 
Linie  zur  Zahlung  der  Rente  Verpflichtete 
war  und  dass  der  Rentengläubiger  uicht. 
wie  der  Darlehcnsgläubiger,  das  Kapital 
kündigen  konnte.  Noch  die  Reichsgesetze 
des  10.  Jahrhunderts  (Reichsal »schied  von 
1500.  S,  .'{'2,  Reichspolizeiordnung  von  1530 
Art.  'JÖ,  von  151S  und  1577  Tit.  17.  §  !»> 
bestimmten,  dass  vortragsmässig  nur  für  den 
Schuldner,  nicht  für  den  Gläubiger  ein 
Kündigungsrecht  festgesetzt  werden  könne. 

Der  Preis  des  Rcntenkapitales,  der  sieh 
in  dein  prozentualen  Betrage  der  Renten 
i  ausdrückt,  war  anfänglich  ein  sehr  hoher: 
die  Rente  betrug  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
meist  K  bis  10°o  des  Kapitales.  Je  mehr 
aber  die  Kapitalbildung  forbsehritt  und  die 
Gehl  Wirtschaft  an  Stelle  der  Naturalwirtschaft 
trat,  um  so  mehr  sank  der  Preis.  Schon 
in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
war  die  Regel,  dass  die  Rente  sieh  auf  5 
bis  höchstens  ö"o  des  Kapitales  belief  und 
die  Reichsj>olizeiordnung  von  1530  Art.  2<i, 
§  S  hat  dann  die  Höhe  der  Rente  auf  5% 
begrenzt.  Die  zahlreichen  Urkunden  über 
Rentenkäufe,  die  aus  allen  Teilen  Deutsch- 
lands, Frankreichs.  Italiens  etc.  uns  erhalten 
sind,  liefern  ein  überaus  reiches,  noch  nicht 
genügend  verarbeitetes  Material  zur  Ge- 
i  schichte  des  Kapitalpieises  im  Mittelalter. 

Hatte  der  Rentenkauf  infolge  der  er- 
!  wähnten  Ans-  und  Umbildung  sich  dem 
verzinslichen,  hypothekarisch  gesicherten 
j  Darlehen  genähert,  so  wirkte  dies,  allerdings 
t  neben  anderen  Ursachen,  auf  die  Umgestaltung 
Wies  mittelalterlichen  Pfandrechtes  ein.  bo- 
!  ivitete  den  Boden  für  die  Aufnahme  des 
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römischen  Hypothekenrechtes  vor  und  führte  I  Reallasteu  noch  möglich  ist.  wie  in  Meckleu- 


damit  in  weiterer  Ent Wickelung  die  Be- 
seitigung des  Reuten  kaufe»  herbei,  indem 
er  mit  der  Hypothek  verschmolz.  War  ur- 
spriinglich  die  Rente  eine  ewige,  so  wurden 
seit  dem  15.  Jahrhundert  auch  vielfach 
Rentenkäufe  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit 
abgeschlossen,  so  dass  nach  Ablauf  derselben 
der  Rentensehuldner  das  Kapital  zurück- 
zahlen musste.  So  bedurfte  es  nur  noch 
der  Aufhebung  der  Bestimmung,  dass  dein 
Gläubiger  kein  Kündigungsrecht  zustehe,  um 
die  Unterschiede  von  Rentenkauf  und  Hypo- 
thek zu  verwischen.  Der  Reichsdeputations- 
abschied von  1600  §  35  hatte  schon  die 
vertragsmassige  Festsetzung  des  Kündigungs- 
rechtes für  den  Fall  zugelassen,  dass  der 
.Schuldner  die  Rente  nicht  rechtzeitig  zahle, 
und   bald  ging  die  Praxis  einen  Schritt 


bürg,  auch  Geldrenteu  als  Reallast  auf  eiu 
Grundstück  gelegt  werden  (Einführungs- 
gesetz Art.  115).  Doch  unterscheiden  sich 
solche  Reallasten  von  dem  Rentenkauf  da- 
durch, dass  der  Eigentümer  des  belasteten 
Grundstücks  für  die  während  der  Dauer 
seiues  Eigentums  fällig  werdenden  Renten 
nicht  bloss  mit  dem  Grundstück  und  den 
darauf  befindlichen  beweglichen  Sachen, 
sondern  persönlich  mit  seinem  ganzen  Ver- 
mögen haftet,  soweit  nicht  ein  anderes  be- 
stimmt ist  (B.G.B.  §  1108).  Dagegen  kann 
nach  dein  Bürgerlichen  Gesetzbuch  als  eine 
Art  der  Grundschuld  eine  Reu  ton  schuld 
durch  Eintragung  in  das  Grundbuch  und 
Ausstellung  eines  Rentenschuldbriefes  be- 
gründet werden  (vgl.  Art  d.  Hy  potheken- 
und  Grundbuchwesen  oben  Bd.  IV,  S. 


weiter,  indem  sie  das  Kündigungsrecht  des  i  1273,  1294).  Sie  unterscheidet  sich  von  der 


Gläubigers  in  demselben  Umfange  wie  das 
des  Schuldners  anerkannte.  Dies  hatte  um 
so  weniger  Bedenken,  da  das  kirchliche 
Zinsverlxjt  nicht  mehr  aufrecht  zu  halten 
war.  Der  Handel  hatte  sich  zum  Welthandel 
erweitert.  Der  massenhafte  Zufluss  von 
Edelmetallen  aus  der  neuen  Welt  hatte  alle 
Preis  Verhältnisse  umgestaltet  und  auf  das 


gewöhnlichen  Form  der  Orundschidd  da- 
durch, dass  bis  zur  Ablösung  die  Verpflich- 
tung des  Schuldners,  d.  h.  des  Eigentümers 
des  belasteten  Grundstücks  nur  darauf  geht, 
in  regelmässig  wiederkehrenden  Terminen 
eine  bestimmte  Geldsumme  an  den  Renten- 
gläubiger zu  zahlen  (§  1199).  Andererseits 
unterscheidet  sich  die  Rentenschuld  von  dem 


gesamte  wirtschaftliche  Leben  in  allen  seinen  |  Rentenkauf  dadurch,  dass  der  jedesmalige 
Verzweigungen  eingewirkt.  Die  Aufnahme  j  Eigentümer  des  Grundstücks  nur  mit  dem 
des  römischen  Rechtes  über  verzinsliche  i  Grundstück  haftet  und  dass  die  Renteuschuld 


Darlehen  und  über  das  Pfandrecht  entsprach 
nur  den  Fordertuigen  des  Wirtschaftslebens. 
Damit  aber  waren  neue  und  bequemere 
Formen  gegeben,  die  den  mittelalterlichen 
Rentenkauf  bald  aus  seiner  bis  dahin  herr- 
schenden Stellung  vordrängten.  Zwar  er- 
hielten sich  noch  die  in  älterer  Zeit  be- 
gründeten Renten  in  manchen  Städten,  wie 
denn  der  Rentenkauf  an  einzelnen  Orten, 


ablösl>ar  ist.  Es  muss  deshalb  bei  der  Be- 
stellung der  Rentenschuld  der  Betrag  be- 
stimmt'werden,  durch  dessen  Zahlung  die 
Rentenschuld  abgelöst  werden  kann.  Diese 
Ablösungssumme  muss  im  Grundbuch  an- 
gegeben werden  (§  1199).  Die  Höhe  der 
Ablösungssumme  wird  durch  freie  Verein- 
l>arung  der  Parteien  l>estimmt.  Der  Eigen- 
tümer d«\s  Grundstücks  kaun  jederzeit  nach 


z.  B.  in  München,  noch  heute  vorkommt,  |  vorgängiger  Kündigung  (sechs  Monate,  wenn 


aber  im  allgemeinen  ward  er  durch  die 
Hypothek  verdrängt,  und  die  neueren  Ab- 
lösuugsgesetze  Italien  meist  auch  die  noch 
bestehenden  ewigen  Renten  für  ablösbar  er- 
klärt und  die  Begründung  neuer  ewiger 
Renten  untersagt.  ( P  r  o  u  s  s  e  n ,  Ablösung 


nicht  eine  andere  Frust  vereinbart  ist)  das 
Ablösungsrecht,  ausüben.  Für  unablöslich 
kann  die  Rentenschuld  nicht  erklärt  werden. 
Wohl  alter  kann  das  Kfindigungsreeht  der- 
art beschränkt  werden,  dass  der  Eigentümer 
erst  nach  dreissiir  Jahren  unter  Ein- 


v.  2.  Mär/  1850  §§  91,  92,  94,  Bayorn,  G.  haltung  der  sechsmonatigen  Frist  küudigen 


v.  4.  Juni  1818,  Sachsen,  Bürgerl.  Gesetz- 
buch §  505,  Baden,  G.  v.  5.  Oktober  1820 
und  10.  April  18-18;  Code  civil  Art.  1911.) 

Ueber  die  Gesetzgebung  der  neuesten 
Zeit,  nach  welcher  wieder  unter  besonderen 
Voraussetzungen  die  Begründung  von  Renten, 
die  von  dem  Gläubiger  nicht  gekündigt 
werden  können,  zugelassen  wird,  siehe  den 
Art  Ren ten güter  s.  oben  S.  109  ff . 

2.  Rentenschuld.  Dem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  ist  das  Rechtsinstitut  des 
Rentenkaufs  unbekannt.  Zwar  können  in 
den  wenigen  Rechtsgebieten,  in  denen  die 
Reallasten  nicht  für  ablösl>ar  erklärt  sind 
und  die  Begründung  neuer  unablöslicher 

Handwörterbuch  der  StaaUwiasenachaften.   Zweite  Auflage.  VI. 


kann  (Jj  1202).  Der  Gläubiger  kann  im  all- 
gemeinen die  Rentenschuld  nicht  kündigen. 
Auch  durch  Vertrag  kann  ihm  ein  Kündigungs- 
recht nicht  eingeräumt  werden.  Docli  kann 
er  die  Zahlung  der  Ablösungssumme  fordern : 
a)  wenn  infolge  der  Verschlechterung  des 
Grundstücks  die  Sicherheit  der  Reutonschuld 
gefährdet  wird  und  der  Schuldner  auch 
nach  Ablauf  einer  ihm  gesetzten  Frist  die 
Gefährdung  durch  Verbesserung  des  Grund- 
stücks oder  durch  Bestellung  einer  ander- 
weiten Rentenschuld  nicht  Iteseitigt  (S,  1201 
in  Verbindung  mit  8  1133):  b)  wenn  bei 
einer  Zwangsversteigerung  oder  Enteignung 
des  Grundstücks  die  Rentenschuld  nicht  auf 
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dem  Grundstück  liegen  bleibt.  (Reichsgesetz 
Ober  Zwangsversteigerung  vom  24.  März  1S97, 


sondere  Behandlung  erfordert.  Zwar  nicht 
zuerst,  aber  doch  in  wirksamster  "Weise  ist 


Preussen,  Gesetz  über  Euteiguung  vom  11.  derselbe  von  Rodbertns-Jagetzow  iu  seinem 


Jnui  1S74.  §  45.  Vgl.  d.  Art.  Enteignung 
oben  Bd.  IU,  S.  63Ö  ff.) 

Das  Institut  der  Rentenschulden  soll 
insbesondere  dem    ländlichen  Grundbesitz 


die  rechtliehe  Möglichkeil  geben,  den  Boden-  tischen  Durchführung  giebt  Wenn  der  Aus- 


Werke  über  die  landwirtschaftliche  Kredit- 
not gebraucht,  wo  er  anknüpfend  au  den 
alten  Renten  kauf  ein  besonderes  Renten- 
princip aufstellt  und  Vorscldäge  zur  prak- 


kredit  iu  der  Weise  zu  verwerten,  dass  der 
Schuldner  nicht  zur  Rückzahlung  des  ihm 
geliehenen  Kapitals,  sondern  nur  zur  Zahlung 
einer  Rente  in  dem  Betrage,  in  welchem  er 
sie  ans  der  Bewirtschaftung  des  Grundstücks 
zu  ziehen  vermag,  verpflichtet  wird.  Indes 
wird  erst  die  Erfahrung  darüber  Auskunft 


druck  Rentenprincip  jetzt  gebraucht  wird, 
hat  man  stets  dieses  Rodbertussche  im  Auge, 
welches  wir  in  dem  Folgenden  darlegen  und 
kritisieren  wollen. 

Rodbertus  macht  eiueu  principiellen  Unter- 
schied zwischen  städtischem  und  landlichem 
Grundbesitz.    Den  ersteren  will  er  volks- 


geben, ob  die  Kapitalisten  sich  bereit  finden  •  wirtschaftlich  dem  Kapital  analog  behandelt 
werden,  iliro  Kapitalien  in  Rentenschulden  haben,  wäluvnd  er  zwischen  landwirtseliaft- 


anzulegen  und  damit  auf  das  Recht  der 
Kündigung  zu  verzichten,  das  ihnen  bei 
der  Hypotheken-  und  Grundschuld  zusteht. 
Privatleute  werden  dies  iu  der  Regel  nur 
thun,  wenn  der  Betrag  der  Rente  nicht  un- 
beträchtlich den  üblichen  Zinsfuss  für  Hypo- 
theken und  Grundschulden  übersteigt.  Da- 
durch wird  al>er  einerseits  die  Sicherheit, 
die  das  Grundstück  für  die  Rentenschuld 
bietet,  geschwächt,  und  andererseits  wird 
auch  der  Grundbesitzer  meist  vorziehen, 
statt  der  hohen  Rente  der  Rentcnschuld  die 
geringeren  Hypotheken-  oder  Grundschuld- 
zinsen zu  üliernehmen. 

Lftteratnr:  Stobbe  in  der  Zeitschrift  für  deut- 
sche« Recht,  Bd.  XIX,  1S&9,  S.  17*  ff.  —  Der- 


lieheiu  Grundbesitz  und  Kapital  einen  prin-  - 
cipiellcn  Gegensatz  annimmt.  Der  letztere 
ist  nach  ihm  keiu  Produkt  incnsclüicher 
Arbeit  und  erhält  seinen  Wert  erst  durch 
seine  Produkte,  der  daher  als  sekundär  an- 
zusehen ist-  Der  Reinertrag  ist  nicht  nur 
die  natürliche  Basis  des  Wertes  des  Grund 
und  Bodens,  sondern  er  repräsentiert  diesen 
Wert  selbst.  Der  landwirtschaftliche  Grund 
und  Boden  hat  nur  Ertrags-,  nicht  Kapital- 
wert ;  ersterer.  d.  h.  die  Reute,  sollte  daher 
auch  allein  dabei  in  Rechnung  kommen. 
Gleichwohl  hat  sich  der  Usus  eingebürgert, 
nach  dem  allgemeinen  Ziusfnss  den  Rein- 
ertrag zu  kapitalisieren  und  den  so  ge- 
fundenen Kapital  wert  beim  Kaufe  wie  bei 


Mibe,  Deutschet  J'ricatrccht,  s.  Aufl.,  bearbeitet  I  der  Beleihung  allein  in  Rechnung  zu  ziehen, 
ran  Lehmann,  lid.  II,     $  14J  (nüt  reichen  \  obgleich  derselbe  sich  verändern  kann,  auch 


Littemturxtmjeiben,  auf  die  hier  rerm'ese.n  wird) 
— •  JleUHtcr,  Institutionen  des  deutschen  7ViV«i/- 
rechts  I,  sr,'. ff.,  S75ff.;  II,  l.w f.  —  Schräder, 
Deutsche  Rechtsgeschichte  (3.  Anfi.J  S.  7 Uff.  — 
T'eber  die  irirtschtiftliche  llrdentnng  des  Renten- 
kau/es  siehe  insbesondere  Amoltl,  Zur  Ge- 
schichte des  h'igenlums  in  den  deutschen  Städten, 
1801,  S.  47  ff.  —  Lampreeht,  Wirtschaftsleben 
II,  S'Ji  ff.  (Zitttiuiutenstclliiug  der  Höhe  der  Renten 
in  den  Rhein-  und  Masclhtnden).  —  Ar.lt err 
Litteratur  bei  Mlltermaier,  Deutsches  Rriml- 
recht,  7.  Anfinge,  II,  i  ^.1.  —  Comack,  Lehr- 
buch des  deutschen  bürgerlichen  Rechts,  lid.  II, 
$  ü^.  Endemann,  Lehrbuch  des  bürgert. 
Rechts  (',.  Aufl.),  lid.  II,  i  1.1,1. 

E.  lA>ening. 


Rentenprincip. 

Die  theoretischen 


wenn  der  Ertragswert  der  gleiche  geblieben 
ist  und  umgekehrt.  Dadurch  wird  zum 
Nachteil  des  Besitzers  dem  Grund  und 
Boden  künstlich  ein  anderer  Charakter  bei- 
gelegt, als  er  ihn  besitzt ;  er  wird  als  Kapital 
behandelt,  während  er  nur  Rentenfonds  ist. 
Liefert  ein  Gut  einen  durchschnittlichen 
Reinertrag  von  10  000  Mark,  so  wird  er  mich 
dem  momentanen  Zinsfusse  vou  5°o  auf 
200000  Mark  Wert  geschätzt,  für  diese 
Summe  verkauft,  eventuell  im  Erbfalle  über- 
nommen. Steigt  der  Zinsfuss  auf  G°o,  00 
wird  der  Ertrag  nicht  mehr  mit  20  kapita- 
lisiert .•  sondern  nur  noch  mit  IG2;;,  der 
Wert  ist  auf  lütiOOO  Mark  gesunken,  die 
Entwertung  beträgt  34 (KM)  Mark.  Ist  da- 
gegen der  Zinsfuss  auf  40,o  herunterge- 
gangen, so  wird  mit  25  kapitalisiert  und 
der  Wert  ist  um  50000  Mark  gestiegen. 


nach  Rodbertus.  2.  Kodbertus*  praktische  Vor- 
schlage.   3.  Kritik  der  Anschauungen. 

1.  Die  theoretischen  Grundlagen 
des  R.  nach  Rodbertus.    Der  Ausdruck 


,      „  i  Die  eingetragenen  Reste  des  Kaufgeldes  tider 
Orundlatfen  des  Ii.  I  ,•     .  f.,  ,r..    ,  *  ,,v,.uU, 

die  Anteile  der  Miterben  von  etwa  I  X  O  K» 


Mark  bleiben  dagegen  unverändert.  Bei 
einem  Steigen  des  Zinsfusses  hat  sich  der 
Anteil  des  Uebornehiners  entsprechend  ver- 
mindert, er  ist  gegenüber  den  Miterben 


Rentenprincip  ist  in  der  neueren  Zeit  iu  der! durch  die  Behandlung  des  Grundstücks  als 
Diskussion  über  landwirtschaftliches  Kredit-  Kapital  benachteiligt,  und  Rodbertus  .sah  in 
wesen  so  viel  gebraucht,  dass  er  eine  be-  \  solchem  Steigen  tles  Zinsfusse*  die  Ursache 
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der  landwirtschaftlichen  Kreditnot  Ende  der 
sechziger  Jahre. 

Rodbertus  geht  noch  einen  Schritt  weiter 
und  schreibt  dem  gleichen  Umstände  die 
allgemeine  Ueberschiüdung  des  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitzes  zu,  weil  man 
von  ilun  verlange,  dass  er  Kapital  abgäbe, 
während  er  doch  nur  imstande  sei,  Rente 
zu  liefern. 

Hintorlässt  ein  Besitzer  ein  Gut  von 
100000  Mark  Wert  und  hat  vier  Kinder, 
von  denen  das  eine  dasselbe  fibernimmt,  so 
hat  der  Uebernehmer  an  seine  Miterben 
75000  Mark  auszuzalücn .  oder  dieselben 
werden  auf  das  Gut  hypothekarisch  einge- 
tragen. Dasselbe  soll  mithin  ein  Kapital 
von  75000  Mark  herauszugeben  verpflichtet 
sein,  sobald  dieselben  gekündigt  werden. 
Die  Landwirtschaft  erhält  in  solchen  Fällen 
mithin  kein  Gold,  sondern  man  beansprucht 
von  ihr  welches.  Da  nun  nach  Rodbertns  ' 
die  Verschuldung  im  grossen  Ganzen  nur 
auf  Besitzweehsel  zurückzuführen  ist,  sei  es  i 
durch  Kauf,  sei  es  durch  Erbfall,  so  ist; 
seiner  Ansicht  nach  die  Kreditierung  eine 
Belastung  der  I^and Wirtschaft ,  aber  keine 
Hilfe  für  dieselbe.  Da  er  aber  anerkennt, 
dass  in  unserer  Zeit  der  Kreditwirtschaft 
die  Beseitigung  des  Hypothekarkredits  un- 
möglich ist,  so  macht  er  positive  Vorschläge, 
um  wenigstens  die  Hauptschäden  der  gegen- 
wärtigen Einrichtung  zu  beseitigen. 

2.  Rodbertns'  praktische  Vorschlage. 
Der  Grundbesitz  soll  demnach  nur  als  Renten- 
fonds  behandelt  werdet»,  der  Miterbe  au 
einem  Grundstück  nur  Anspruch  auf  einen 
der  Erl^uote  entsprechenden  Rentenanteil 
haben:  ebenso  dürfe  der  Verkäufer  dabei 
für  die  rückständige  Kaufsummc  gesetzlich 
nur  eine  entsprechende  Anweisung  auf  eine 
immerwährende  Rentenabfindung  fordern  und 
jedes  weitere  Darlehen  nur  in  Form  des 
Rentenkaufs  aufgenommen  werden.  Alle  den 
Grundbesitz  dinglich  belastenden  Obligationen 
sollen  selbständige  Rentenobligationen,  die 
urkundlicho  Form  ilafür  der  Rentenbrief  sein. 
Diese  Rentenbriefe  würden  nach  liodbertus 
in  zwei  Arten  zerfallen:  1.  die  Land  reuten-  ' 
briefe.  welche  in  Inhaberform  und  unter1 
solidarischer  Haftung  des  gesamten  Grund-  i 
Ijcsitzes  ausgestellt  werden  und  bis  zur  I 
Höhe  des  behufs  Grundsteuer  eingeschätzten 
Reinertrages  reichen  dürfen;  2.  die  nach 
den  orsteren  eingetragenen  Gntsrenten- 
briefe.  welche  den  bisherigen  Individual- 
hypotheken  entsprechen  und  mir  in  dem 
betreffenden  Gute  Bürgschaft  fiuden. 

Für  die  Ausstellung  der  Renten  briefe 
sollen  Behörden  eingerichtet  werden,  welche 
mit  der  ganzen  Kompetenz,  die  zur  gedeih- 
lichen Leitung  eines  solchen  Kenten  brief- 
instituts  erforderlich  sind,  auszustatten,  über 
das  ganze  deutsche  Land  zu  verbreiten  und 


durch  Zentralstellen  miteinander  zu  ver- 
einigen wären. 

Der  Uebergang  zum  Rentensystem  brauche 
nun  nicht  notwendig  mit  einem  Schlage  zu 
geschehen,  sondern  nur  soweit  bei  Vererbung, 
Verkauf  etc.  ueue  Schuldon  kontrahiert  wer- 
deu,  indem  dureh  Gesetz  verfügt  wird,  dass 
von  einem  bestimmten  Tage  an  nur  Kenten- 
schulden  aufgenommen  werden  dürfen.  Doch 
hält  Rodbcrtus  eine  allgemeine  Zwangs- 
konversion allerdings  für  gerechtfertigt. 

3.  Kritik  der  Anschauungen.  Die 
Beurteil  u  n  g  der  Rodbertusschen  Lelu'on 
hat  zu  unterscheiden  zwischen  der  theo- 
retischen Grundlage  und  der  praktischen 
Bedeutung  seiner  Auffassung  wie  seiner 
Re  form  vorsehläge. 

Der  Grund  und  Boden  ist  allerdings  als 
Rentenfonds  anzusehen  und  möglichst  als 
solcher  zu  behandeln,  und  es  bleibt  ein 
hervorragendes  Verdienst  von  Rodbertns, 
die  allgemeine  Aufmerksamkeit  darauf  ge- 
lenkt zu  haben.  Doch  liegt  hier  kein  Grund 
vor,  einen  principiellen  Unterschied  zu 
machen  zwischen  ländlichem  und  städtischem 
Grundbesitz,  denn  die  Unbewcglichkeit  ist. 
beiden  gleich  eigentümlich,  wie  auch  die 
Unmöglichkeit,  bedeutendere  Kapitalien  aus 
ihnen  herauszuziehen.  Rodbertns  unter- 
scliätzt  die  Kapitalien,  die  in  Gebäuden  und 
Meliorationen  mit  dem  landwirtschaftlichen 
Grund  und  Boden  verbunden  sind,  die  na- 
mentlich in  neu  aufblühenden  Gegenden  oft 
den  Wert  des  letzteren  übersteigen  und  sehr 
allgemein  2 .'s  und  desselben  ausmachen, 
während  in  den  grossen  Städten  der  Bau- 
platz häufig  den  Wert  des  Gebäudes  erheb- 
lich übersteigt.  Aus  theoretischen  Gesichts- 
punkten liegt  daher  unzweifelhaft  kein  Grund 
vor,  in  dieser  Hinsicht  Stadt  und  I^and  ver- 
schieden zu  behandeln. 

Richtig  ist  es,  dass  der  Hauptanlass 
zur  Verschuldung  auf  Besitzwechsel  zurück- 
zuführen ist,  doch  ist  es  zu  weit  gegangen, 
wenn  Rodbertns  den  landwirtschaftlichen 
Kreditverkehr  als  eine  häusliche  Angelegen- 
heit bezeichnet,  weil  nur  Miterben,  Käufer 
und  Verkäufer  dabei  in  Betracht  kämen, 
nicht  aber  Kapitalisten.  Er  übersieht  die 
grosse  Zahl  der  Vermittler,  welche  zwischen 
jene  Parteien  treten  und  durch  Darlehen 
den  Verkauf  wie  die  Uoberaahme  in  den 
meisten  Fällen  überhaupt  erst  ermöglichen. 
Er  unterschätzt  ferner  die  Kapitalien,  welcho 
zu  Bauten,  Meliorationen  etc.  hypothekarisch 
aufgenommen  werden,  weil  er  die  Höhe  der 
für  dieselben  gebrauchten  Summen  zu  gering 
veranschlagt.  Ist  auch  der  Besitzwechsel 
die  Veranlassung  der  Kontrahierung  von 
Anlehen,  so  ist  doch  keineswegs  immer  die 
ganze  Summe  behufs  Ankaufes  aufgenommen, 
sondern  ein  grösserer  oder  geringerer  Teil 
ausdrücklich  bestimmt,  in  das  Gut  hincin- 

27* 
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gesteckt  zu  werden.  (S.  d.  Art.  Land- 
wirtschaftliches Kreditwesen  Bd.V 
S.  4S8ff.) 

Wenn  aber  der  Kapitalist  von  dorn  Land- 
wirte nicht  entbehrt  werden  kann,  so  uiuss 
er  ihm  mögliehst  annehmbare  Bedingungen 
stellen,  um  das  Darlehn  billig  zu  erhalten, 
und  es  fragt  sich,  ob  deshalb  die  Durch- 
führung des  Rentenprincips  praktisch  ist. 
Wenn  ausserdem  unter  unseren  Verhält- 
nissen Darlehen  nicht  mir  behufs  Ankaufes 
der  unzerstörbaren  Kräfte  des  Grund  und 
Bodens,  sondern  auch  für  Bauten  und  Melio- 
rationen in  Auspruch  genommen  werden 
und  diese  letzteren  als  Pfandobjekt  angesehen 
werden  müssen,  so  kann  der  Gläubiger  un- 
möglich auf  die  Amortisation  verziehten, 
weil  das  Pfandobjekt  im  I^aufe  der  Zeit  an  j 
Wert  verliert .  während  das  Rentenprincip 
nach  Rodbertus  die  Amortisation  ganz  aus- 
seid i  esst. 

Die  Tndividualhypotheken  haben  gerade 
deshalb  noch  eine  so  allgemeine  Verbreitung 
und  sind  bei  den  Kapitalisten  so  beliebt, 
weil  darin  ein  bestimmtes  Kapital  dem 
Gläubiger  für  längere  Zeit  gesichert  ist  und 
die  Gefahr  eines  Verlustes  durch  Kurs- 
schwankungen, wie  sie  bei  den  Börsen- 
papieren vorliegt,  fortfällt,  was  bei  Mündel- 
geldern ete.  oft  höher  veranschlagt  wird  als 
ein  hoher  Zins.  Der  I^andwirt,  der  durch 
Freunde,  Verwandte  oder  durch  sonstige 
Beziehungen  in  der  Lige  ist,  leicht  ein 
entsprechendes  Kapital  als  Darlehen  zu  er- 
halten, wenn  ihm  das  bisherige  gekündigt 
wird,  erhält  deshalb  leicht  in  der  Form 
einer  Individualhypothek  am  billigsten  ein 
Darlehn,  ohne  darum  ein  zu  grosses  Risieo 
auf  sich  zu  nehmen.  Er  würde  wirtschaft- 
lich benachteiligt  sein,  wenn  man  ihm  diese 
Form  des  Kredits  verwehren  wollte.  Ks 
liegt  dazu  auch  weder  rechtlich  noch  wirt- 
schaftlich ein  Grund  vor.  So  gut  wie  man 
Rentenbriefe  lombardieren  kann,  wird  es 
auch  juristisch  gerechtfertigt  sein,  ein  Grund- 
stück, welches  man  mit  Rodbertus  als  Renten- 
fonds anerkennt,  gegen  ein  bestimmtes  Kapital 
zu  verpfänden.  Ist  mau  sich  auch  wold 
hewusst,  im  Falle  der  Kündigung  weder 
das  Kapital  ganz  noch  auf  einmal  zum 
grossen  Teile  herausziehen  zu  können,  so 
bleibt  die  Verpfändung  doch  gerechtfertigt 
in  der  Zuversicht,  leicht  einen  anderen 
Gläubiger  zu  finden,  der  bereit  ist.  an  die 
Stelle  des  ersteren  zu  treten.  Bei  dem 
Rentenbriefe  bleibt  es  dem  Gläubiger 
überlassen,  einen  Stellvertreter  zu  suchen, 
bei  der  Hypothek  hat  der  Schuldner 
dieses  zu  übernehmen,  und  es  liegt  kein 
Grund  vor,  ihm  dieses  zu  verbieten,  wenn 
er  glaubt,  sich  dabei  besser  zu  stehen. 
Worauf  es  ankommt,  ist  allein,  dass  dem 


Landwirte  Gelegenheit  geboten  sein  uiuss, 
sich  Unkündbarkeit  der  Darlehen  zu  sichern, 
und  dass  er  zur  Amortisation  nur  gezwungen 
wird,  wo  dies  dio  Sicherheit  der  Schuld 
verlangt.  Dio  landwirtschaftlichen  Kredit- 
anstalten haben  allgemein  die  Aufgabe  über- 
nommen, die  erste  Forderung  zu  erfüllen, 
und  sie  müssen  daher  im  I^ande  allgemein 
verbreitet  sein  und  dem  kleinen  wie  dem 
grossen  Grundbesitzer  zu  gute  kommeu. 
Damit  wird  dann  aber  auch  erreicht,  was 
durch  die  Einführung  des  Rentenprincips 
erstrebt  wird.  Durch  die  Ausgabe  von  zins- 
tragenden Obligationen,  dio  Börsenkurs  haben, 
welche  mithin  der  Schuldner  zu  jeder  Zeit 
behufs  Tilgung  dem  momentanen  Ziusfuss 
entsprechend  zurückkaufen  kann,  ist  ihm 
die  Möglichkeit  geboten,  sich  die  ganzen 
Vorteile  des  Rentenprincips  zu  eigen  zu 
machen.  Die  damit  verbundene  Möglichkeit 
der  Amortisation  in  Annuitäten,  die  Rodbertus 
principiell  verwirft,  ist  den  meisten  Schuld- 
nern in  hohem  Masse  erwünscht.  Es  wäre 
ein  Fehler,  ihm  diese  Möglichkeit  zu  nehmen. 

Rodbertus  überschätzt  aber  auch  die  Be- 
deutung der  Zinsschwankungen  für  den  Ijand- 
wirt  und  ignoriert,  dass  ihm  dieselben  auch 
erhebliche  Vorteile  bieten  können,  wie  das 
in  den  letzten  leiden  Decennien  in  erheb- 
lichem Masse  der  Fall  gewesen  ist.  Wie 
aber  das  Sinken  des  Zinsfusses  seit  Beginn 
der  70 er  Jahre  nicht  imstande  war.  den 
Grundbesitzern  über  die  landwirtschaftliche 
Krisis  hinfortzuhelfeu,  so  würde  ein  gleich- 
artiges Steigen  dos  Zinsfusses  allein  noch 
nicht  eine  Agrar-  und  nicht  einmal  eine 
Kreditkrisis  herbeigeführt,  haben. 

Wir  haben  leider  keinen  sicheren  Anhalt 
zur  Beurteilung  der  Höhe  des  Durchschnitts 
des  Hyjxrthekenzinsfusses.  Die  bisherige 
Statistik  lässt  uns  in  dieser  Beziehung  völlig 
im  Stich,  nur  aus  den  Berichten  der  be- 
treffenden Makler,  aus  der  Diskussion  der 
landwirtschaftlichen  Vereine  etc..  aus  Er- 
örterungen in  der  Tagespresse,  dann  vor 
allein  nach  dem  Kurse  der  sicheren  Kredit- 
papiere, kann  man  sich  ein  ungefähres  Bild 
von  dem  Stande  des  Zinsfusses  bilden.  Der 
Kurs  der  Pfandbriefe.  Staatsobligationen  etc. 
ist  nur  annähernd  massgebend  für  den  Zins 
der  sicheren  Hypotheken,  und  zur  Verglei- 
ehung  gehört  grosse  Sach-  und  Lokalkennt- 
nis.  Denn,  während  der  Kurs  der  sicheren 
Börsenpapiere  immer  mehr  den  provinziellen 
Charakter  abgestreift  hat,  auch  die  Pfand- 
briefe der  verschiedenen  Provinzialinstitute 
fast  den  gleicheiiKurs  zeigen,  weicht  der  Hyjio- 
thekenzinsfuss  in  den  einzelnen  Provinzen 
Preussens  sehr  erheblich  von  einander  ab, 
wenn  auch  in  der  neueren  Zeit  sich  mehr 
und  mehr  eine  Ausgleichung  vollzieht.  Wir 
geben  alter  doch  den  Kursstand  einiger 
sicherer  Papiere  zur  ungefähren  Beurteilung 
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der  Entwickelung  des  Zinsfusses,  wie  er  da- 
rin zum  Ausdruck  gelangt: 

Die  Kurse  sicherer  Kreditpapiere  in  Preussen. 

Jahre»-    Staat«-       Bitteräch.     Kur-n  Neu- 
zahl   schuldsoh.  West]>r.  I'fdlir.  märk.Pfdbr. 

**  Ii  i0  ,t  o  °  li  0 

1811—20  62,69  60.82  93,06 

1821-30  84,57  84^9  101,87 

1831—40  99,20  97,40  102,94 

1841-50  94,50  94.30  97,75 

laöl— flO  86,00  86,87  92,32 

1861—70  85,97  79,95  83,44 

1871-80  91,62  83,91  88,69 

1881  -90  99,81  96.27  98,43 

185)1-99  100,34  98,39  99-53 

Diskont. 
London 
Bk.  Mrkt. 
1841—50   3,68  3,28 
lttl-BO   4,24  3,73 
1W51-70   4,3  3.9 
1871-80   3,21  2,95 
1881-90    3,«5  2,77 
1891-99  2.48 


Berlin 
Bk.  Mrkt. 


»,72 


4,49 

3'2 
3,69 

3.99 

3,85 


3,3 

2,97 

2,57 


Hei  der  zweiten  und  dritten  Hyjwthek 
lässt  uns  jener  Anhalt  gänzlich  im  Stiche 
und  die  Verschiedenheit  in  den  einzelnen 
Gegenden  wachst  in  bedeutendem  Masse. 
So  unsicher  aber  auch  die  Feststellung  des 
Hypothekenzinsfusses  ist,  wird  mau  doch 
mit  ziemlicher  Sicherheit  sagen  können,  dass 
die  Schwankungen  desselben  seit  den  vier- 
ziger Jahren  innerhalb  15 jähriger  Perioden 
niemals  über  Vs'to  herauf  oder  herunter  ge- 
gangen ist.  Die  Wirkung  auf  den  (5 rund- 
wert ist  bei  einer  solchen  Schwankung 
minimal,  sie  wird  noch  dadurch  abgeschwächt, 
dass  die  Hypothekendarlehen  auf  längere 
Zeit  zu  einem  festen  Zinsfusse  gewülirt  zu 
werden  pflegen:  ganz  Itesonders  alter  da- 
durch, dass  jeder  Kaufer  auf  Grund  seiner 
persönlichen  Verhältnisse  seiner  Kalkulation 
einen  besonderen  Zinsfuss  zu  Grunde  legt, 
je  nach  der  Eigentümlichkeit  seiner  bisherigen 
Kapitalanlage,  den  Aussichten  für  eine  ander- 
weitige Unterbringung  und  der  Hoffnung 
der  Verwertung  des  Kapitals  in  dem  zu  er- 
werbenden Grundstücke  auf  Grund  seiner 
eigenen  Leistungsfähigkeit  und  der  sonst 
vorliegenden  Verhältnisse.  Wo  nun  noch 
die  Gelder  durch  Vermittlung  durch  Kredit- 
anstalten erlangt  wurden,  da  reduziert  sich 
der  Einfluss  der  Zinsschwankungen,  wie 
ausgeführt,  auf  Null  oder,  wenn  nur  ein  Teil 
auf  diese  Weise  aufgenommen  wurde,  auf 
ein  Miuimum. 

Nach  allem  kommen  wir  zu  dem  Ergeb- 
nisse, dass  theoretisch  das  Rentenprincip 
seine  Berechtigung  hat,  dass  aber  die  all- 
seitige Durchführung  in  der  Praxis  die  Nach- 
teile des  bisherigen  Kapitalisierungssystems 
nur  in  unbedeutendem  Masse  mehr  zu  be- 
seitigen vermag,  als  es  durch  die  landwirt- 


schaftlichen Kreditinstitute  jetzt  schon  der 
Fall  ist ;  während  dasselbe  erhebliche  Nach- 
teile für  den  Landwirt  in  sich  seldiesst, 
welche  die  Vorteile  wesentlich  überwiegen 
können.  Dem  Rentenprincip  ist  daher  hei 
dem  gewöhnlichen  Kauf-  und  Kreditverkehr 
eine  praktische  Bedeutung  nicht  beizulegen. 
Wohl  aber  erscheint  es  im  Intestaterbfalle 
als  Grundlage  eines  Anerbenrechtes  verwert- 
l>ar.  Wäre  diese  Form  allein  zulässig,  wo 
keine  andern  testaineiitarisehenBestimmungeii 
vorliegen,  so  würden  dadurch  nach  drei 
Richtungen  gegenwärtige  Uobelstände  in 
unsern  ländlichen  Verhältnissen  bekämpft, 
dein  zu  häufigen  Besitzwechsel,  l>esonders 
im  Erbfalle,  der  l'eberschuldung  und  der 
Kündbarkeit  der  Schulden. 

Die  Miterben  haben,  wie  Rodbertus  richtig 
nachweist,  nur  einen  Anspruch  auf  Anteil 
an  dem  Ertrage  des  Grundstückes.  Im  Erb- 
falle wird  jetzt  Auszahlung  des  Kapitals 
verlangt,  wo  keins  vorhanden  ist.  Die  An- 
weisung auf  eine  Rente  entspricht  daher 
durchaus  den  wirtschaftlichen  Verliältnissen. 
Den  Miteiben  geschieht  damit  kein  1'nrccht, 
und  der  Nachteil,  der  darin  für  viele  liegt, 
dass  sie  kein  Kapital  aus  der  Erbmasse  er- 
halten, kann  leicht  durch  Errichtung  einer 
vermittelnden  Rentenbank  ausgeglichen  wer- 
den, welche  bis  zu  angemessener  Höhe  die 
Bürgschaft  für  die.  über  die  Erbanteile  aus- 
gegebenen unkündbaren  Rentenbriefe  über- 
nimmt und  sie  so  an  der  Börse  umsetzbar 
macht.  Ausserdem  müssten  die  Miterl wm 
im  Falle  des  Verkaufs  einen  Anspruch  auf 
einen  entsprechenden  Anteil  am  Kaufkapital 
haben.  Die  unkündbaren  Rentenbriefe 
müssten  ferner  gesetzlich  einer  Amortisation 
unterworfen  werden,  um  die  Schuldeulast 
allmählig  zu  vermindern.  Auf  diese  Weise 
könnten  die  Vorteile  des  Rentenprincips 
verweilet  werden,  ohne  die  Nachteile  mit 
in  den  Kauf  zu  nehmen,  denn  die  Erben 
sind  gezwungen,  sich  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zu  fügen ;  der  Käufer  und  Dar- 
leiher können  sich  ihnen  entziehen  und  eine 
nicht  erwünschte  Wirkung  herbeiführen. 

Aus  den  Hodbertusschon  Ausfüllungen 
sind  noch  zwei  besonders  beachtenswert, 
einmal  über  die  Gefahr  kündbarer  Hypo- 
theken, dann  über  die  Notwendigkeit,  ein 
geschlossenes  Rinkennetz  über  das  ganze 
Land  auf  Grund  der  Solidarhaft  des  land- 
wirtschaftlichen Grundbesitzes  zu  verbreiten. 
Es  mag  dabei  dahingestellt  bleiben,  ob  es  rich- 
tiger ist,  dasselbe  allein  für  den  Realkredit  zu 
verwerten  oder  nach  Rodbertus  Vorschlag 
dem  Landwirt  dadurch  in  nächster  Nähe 
Gelegenheit  zu  bieten,  eiuer  sicheren  Bank 
fortlaufend  seine  disponiblen  Gelder  anzu- 
vertrauen und  dafür  von  ihr  zugleich  nach 
Bedarf  entsprechenden  Real-  und  Personal- 
kredit  zu  erhalten. 
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Reutenprincip— Rcpartitionssteuer 


Litteratnr:  Itodbertns-Jagetxoie ,  Zur  Er- 
klärung und  Abhilfe  ihr  heutigen  Kredilmd  de» 
tirundltenitzt».  I.  Die  Urmchen  der  Xot,  Berlin 
/.>'.X  //.  Zur  Abhilfe,  Jena  MG9.  —  C.  V. 
Ofen,  Der  Rentcukaul,  Berlin  1SH1.  —  Graf 
von  l'feil,  Vurtr.  geh.  in  dem  Ver.  z.  Wahrung 
drr  Int.  de»  GrundbrfiUes  in  Berlin,  Berlin 
jsks.  —  Krh.  von  Schorlenter-AlnU  Die 
Lutte  der  ländlichen  (Inindbenitzet  in  Westfalen, 
Mitunter  ISO*.  —  J.  Conrad,  Da*  Renten- 
prineip  nach  Ritdbertu»,  Jahrb.  f.  Xat.  «.  Stat., 
Bd.  XIV.  Jena  ist«,  S.  14»  «.'  4M:  Bd.  XI, 
IMS,  S.  .<ty, ;  Bd.  XIII,  im»,  S.  ,'T  }.  —  Der- 
selbe. Die  Vertrertung  de*  Rente  npritteip»  Zur 
Sicht  rang  der  (irundlteKilzrerhältnifue,  Jahrb.  f. 
Xat.  u.  Stut.,  .1.  F.,  Bd.  VI,  ISO.!.  -  Jul. 
Zun*,  Einige*  aber  Rodbrrtu».  II.  Zur  Kritik 
der  Kreditnnt,  Berlin  ISS.1. 

J.  Conrad. 


Repartitionssteuern. 

1.  Wesen  und  Charakter  der  K.  2.  Ent- 
vickelung  der  R. 

1.  Wesen  und  Charakter  der  R.  Unter 
den  Bogriff  Repartitionssteuern  ] »flogt  man 
diejenige  Gruppe  von  Steuern  zusammenzu- 
fassen ,  bei  welchen  für  die  dazugehörigen 
Glieder  zuerst,  eventuell  gesetzlich,  der  Ge- 
samtbetrag (Gesamtstouerschuldigkoit),  wel- 
cher durch  dieseHten  aufgebracht  werden 
soll,  gebildet  und  dann  Iiis  auf  die  einzelnen 
Steuersubjekte  oder  Steuerobjekte  verteilt 
wird.  Der  Steuersatz  für  die  Steuereinheit 
ergiebt  sieh  hier  endgiltig  erst  am  Sehhisse 
des  ganzen  Verfahrens.  Das  Rcpartitious- 
system  stellt  so  neben  der  IJuotität  flUl<- 
der  beiden  Hauptmethoden  der  Steuer- 
veranlagung dar,  für  welche  es  charakte- 
ristisch ist,  dass  beim  Einsteuerungsvor- 
gango  von  oben  nach  unten  fortgeschritten 
wird.  Die  individuelle  Steuerleistung  er- 
scheint demgomäss  hier  als  Ausschnitt  des 
Ganzen  nach  einem  gewälüten  Massstal»«. 
Bei  gleicher  Steuersumme  wechseln  die 
Steuei'satze  mit  der  Zalü  und  Grösse  der 
Steuersubjekte  und  Steuerobjokto.  Ausgangs- 
punkt ist  bei  der  Reparation  die  Gesamt- 
summe, Ziel  die  endliche  Bestimmung  der 
Beitragspflicht,  der  Leistung  der  Steuerein- 
heit. Bei  der  (Jnotität  dagegen  ist  der 
Steuersatz  des  einzelnen  Steuersubjektes 
oder  Steuerobjektes  die  Gruudlage.  die  Er- 
mittelung der  Gosamtsteuorschuldigkeit  das 
Ergebnis  des  Verfahrens. 

Die  Schwierigkeit  der  Steuertechnik  be- 
ruht in  der  richtigen  Verteilung  der  Stener- 
suinmen  auf  die  Umlegungsbezirke  (Pro- 
vinzen, Kreise,  Gemeinden  etc.),  welche 
seitens  des  Staate*  landesstatistische  Auf- 
nahmen, Katasteroperationen  etc.  erheischen. 
Allein  hierbei  kann  auf  eine  absolute  Ge- 
nauigkeit um  so  eher  verzichtet  werden, 
als  es  sich  wesentlich  um  die  Aufteilung 


gegenüber  ganzen  Gebietsteilen  handelt, 
nicht  unmittelbar  um  die  Bestimmung  der 
Steuersätze  der  einzelnen  Steuerpflichtigen. 
Man  kann  sich  daher  mit  weniger  sorg- 
fältigen, zeitraubenden  und  kostspieligen 
Operationen  l>egiriigen  und  daher  in  vorteil- 
hafter Weise  dieselben  öfters  erneuern  oder 
im  einzelnen  revidieren,  um  die  Hauptver- 
teilung der  betreffenden  Steuer  mit  den 
örtlich  differenzierten  Umgestaltungen  in 
technischer  und  ökonomischer  Hinsicht  ins 
Gleichgewicht  zu  setzen.  Die  letzte  Ver- 
teilung der  Steuersumme  auf  die  einzelnen 
Steuerpflichtigen  pflegt  durch  diese  selbst 
oder  doch  unter  deren  unmittelbarer  Mit- 
wirkung in  Veranlagungskommissionen  zu 
erfolgen.  Dabei  können  öftere  die  indivi- 
duellen Verhältnisse  der  Steuerzahler  an- 
gemessen berücksichtigt  uud  gewissen  be- 
stimmten Steuerarten  anhaftende  Mängel 
korrigiert  werden. 

Die  Anwendbarkeit  des  Ropartitions- 
prineips  ist  gewöhnlich  auf  die  Hauptarten 
der  direkten  Steuern  { Schätzungen,  Personal-, 
Klassen-,  Einkommen-,  Vermögens-  und  Er- 
tragssteuern) liesohränkt  worden.  Bei  Ver- 
bmuchs-, Verkehrs-  und  ähnliehen  Steuern 
kann  die  Repartierung  nur  durch  die  Auf- 
stellung von  »Kontingenten«  oder  Gesamt- 
steuerschuldigkeiten  Eingang  finden  unter 
Verzicht  auf  die  individuelle  Bemessung  der 
Steuerpflicht,  wie  dies  in  Oesterreich  tei 
der  Zuckerbesteuerung  versucht  worden  ist. 
um  gegenüber  »lein  System  der  sich  zu 
Ausfuhrprämien  gestaltenden  Ausfuhrver- 
gütungen und  dem  raschen  Fortschritt»!  der 
Bet  riebst ochnik  dem  Staate  eine  gewisse 
Minimaleinnahme  aus  der  Steuer  zu  sichern. 
Aohnliche  Vorschläge  sind  auch  in  Deutsch- 
land gemacht  worden.  Leiter  die  Wahl 
zwischen  Hepartitions-  und  Quotitätssteuern 
vgl.  d.  Art.  ^uotitäts steuern  (oben  S. 
298  ■  99). 

2.  Entwickelung  der  R.  Schon  die 
Beilen  im  deutschen  Mittelalter  erscheinen 
in  der  Gestalt  von  Repartitionssteuern,  in- 
dem zunächst  Gemeinschaften,  wie  einzelne 
Stände,  jede  Stadt  etc.  eine  bestimmte  Summe 
übernahm,  um  dieselbe  als  ein  zu  repar- 
tierendes Kontingent  nach  einem  meist  auf 
Herkommen  beruhenden  Massstabe  unter  die 
Pflichtigen  zu  verteilen.  In  Frankreich  war 
die  direkte  Hauptsteuer  des  Staatssteuer- 
systems im  Aneien  Regime,  die  Taille  (vgl. 
den  Art.  Taille)  eine  Repartitionssteuor 
vom  Grund-  und  Hauseigentum  (Taille  reelle) 
oder  vom  Vermögen,  Einkommen  und  Per- 
sonalerwerb (Tadle  j>ersonelle).  Die  älteren 
Stenern  in  England  (Scutagia,  Tallagia,  Fünf- 
zehnten etc.),  welche  regelmässig  den  Cha- 
rakter von  Vermögenssteuern  hatten,  waren 
wenigstens  zum  Teil  Repartitionssteueru. 
Ebenso  hat  das  Repartitionssy  stein  in  uiannig- 
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facher  Weise  in  der  modernen  direkten  und 
Erwerbsbesteuerung  Vertretung  gefunden. 
In  Frankreich  sind  von  den  fünf  Haupt- 
gliedern  der  direkten  Besteuerung  drei 
(Grund-,  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  Thflr- 
und  Fenstersteuer)  Repartitionssteuern  sowie 
auch  die  Grundsteuer  in  Preusson  von  1861. 
Die  gleiche  Steuer  ist  nunmehr  aueh  in 
<  Vst  erreich  zur  Repartitionssteucr  geworden. 
Gleichen  Charakters  war  1873—83  aueh  die 
ptvussisehe  Klassensteuer  durch  die  soge- 
nannte gesetzliehe  *  Kontingentierung-  des 
Gesaintertrages,  indem  die  gesetzlichen 
Steuersätze  auf  Grund  des  danach  statt- 
findenden Einschätzungsorgebnisses  ent- 
sprechend bei  der  Berechnung  der  Jahres- 
schuldigkeiten etwas  abgeändert,  d.  h.  regel- 
mässig hei-abgesetzt  wurden. 

Littertttlir  :  Cohn,  t'iii<tnziri7*r„Mrh<,(t,  .st'ilt'jni  t 
s  —  Schalt,  in  .v.-A>7>iW</  ///,  X. 
;''/.  —  Mayr,  .Irl.  » Al><i<tt»-n«  i  7  in  r.  Strm/rh 
W.U.  ihf  dr»t*rhr,t  \~rnrnllmnf*rrrhti*.  —  Unit, 
lrhu<i<i>c!j<iien*clfift,  Aufl.,  1S',!>,  ?  29'>.  — 
Rascher.  S,,*trm  IV,  i.'.:.  —  Haf/ntn;  Fi,,., 
II,  .'.  Aull.  lti'Aj,  if  .vm:.-;a2.  —  Wagner. 
,„  s,-!,;;,,/,,,;/  II/,  ,v.  ,/.-,r/. 

Maj-  van  lleckcl. 
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Reybaud,  Marie  Koch  Louis, 

L't-li.  am  15.  VIII.  1799  zu  Marseille,  war  für 
den  Handel  bestimmt  nnd  freiste  als  Kauf- 
mann die  Levante  und  Indien.  Im  Jahre  1829 
Heus  er  sich  in  Paris  nieder,  wo  er  für  radikale 


Journale  schrieb  und  die  Leitung  der  „Ilistoir 

scientifitpie  et  militaire  de  1  expedition  francaise  I  origincs  et  les  soieries  ä  I"  Exposition,   1  nov. 


den.  seiner  Meinung  nach,  zn  weit  gehenden 
Ansichteu  ist  eine  entschieden  absprechende :  er 
sieht  in  ihren  Urhebern  gefahrliehe  L'mwälzer 
von  sittlicher  Verworfenheit. 

Reybaud  veröffentlichte  an  staatswissen- 
schaftlichen  Werken  a)  in  Buchform:  Etudes 
snr  les  reforinateurg  ou  socialistes  modenies, 
2  Bde.,  Paris  1840  u.  1843,  7.  Aufl.  1864.  — 
Jeröme  Paturot  ü  la  reeherche  d'une  Position 
sociale.  3  Bde ,  Paris  1843.  —  La  Polynesie  et 
les  isles  Manpüses,  voyages  et  marine.  Paris 
1843.  —  Jeröme  Paturöt  ä  la  reeherche  de  la 
meillenre  des  republii|iie.s  4  Bde..  Paris  1848. 

—  L'lndustrie  en  Kuropc,  Paris  1856.  La 
colunisatiim  du  Bresil,  Paris  1858.  —  Etudes 
snr  le  regime  des  mannfactures:  (,'ondition  des 
ouvriers  en  soie,  Paris  1859.  —  Economistes 
modernes.  Paris  1862.  —  Le  coton,  son  regime, 
ses  problemes,  son  iuflneiice  en  Eurom-,  Paris 
1863.  La  laine,  Paris  1867.  —  Fourchambault 
et  l'ommentry.  Paris  18(i8.  —  La  famille  et  le 

paternel  sons  l  intluence  de  la  legis- 
s  moeurs  contemporaincs.  Aix  1869. 

—  Rapport  fait  au  liom  de  la  section  de  inorale 
snr  le  concours  relatif  ä  l'instruction  et  au 
salaire  de*  feinnies  dans  les  travaux  d'industrie, 
Paris  1H7I).  —  La  fer  et  la  hoiiille.  Derniere 
serie  <les  etudes  sur  le  regime  des  mannfactures, 
l'aris  1874. 

I>)  In  Zeitschriften  und  zwar  in  der 
lievue  des  Deux  Mondes;  Les  Socialistes 
modernes  1.  Les  Saiiit-Siinoniens.  2.  <  h.  Fourier 
3.  R.  Owen.  1  aoiit  18Hß.  15  nov.  1837,  1  avril 
1838.  -  ( 'olonisation  de  la  Xouvclle-Zelande, 
15  janv.  1H4(I.  Avenir  de  notre  marine, 
1  mai  1840.  —  La  flutte  francaise  en  1H41, 
15  ort.  1841  —  Des  Idees  et  des  Sectes  com- 
munistes,  1  juill.  1842.  —  La  Societe  et  le 
Soeialistne,  la  Statistiuue,  la  Philosophie,  le 
Kornau,  1  mars  1843.  M.  le  Prince  de  Joiu- 
ville  et  ses  contradietelirs,  15  juin  1844.  —  Les 
pnissames  navales  de  seconde  ordre  vis-a-vis  de 
i' Angleterre  et  de  la  France,  1  juillet  1814.  — 
P.  Hossi.  15  aont  1844.  -  La  Marine  de  la 
France  en  1846,  1  mars  1846.  —  John  Stuart, 
Mill  et  l'eeouomie  poüticpie  en  Angleterre,  1 
avril  1855.  —  L'iiidustrie  de  la  soie  depuis  ses 


en  Egypte  (18.*«)— 3(5,  10  Bde.)  tibeniahm.  Vom 
Jahre  184G  — 1849  sass  er  im  Gesetzgebenden 
Korper.  wo  er  erst  mit  der  Linken,  nach  der 
Februarrevolution  mit  der  Rechten  stimmte, 
ward  von  der  Versammlung  nach  Algier  ge- 
schickt, um  die  dortigen  Ackerbaukolouieen  zn 
inspizieren.  Nach  dem  Staatsstreich  zog  er  »ich 
von  der  Oeffentlichkeit  zurück  und  widmete 
sich  nun  ganz  staatswissenschaftlichen  Studien. 
Er  starb  am  28.  X.  1879. 

Key  band  verdankt  seinen  Ruf  seiuem  Werke 
..Etudes  snr  les  refonnatenrs  on  socialistes 
modernes",  welches  nicht  nur,  wie  die  zahl- 
reichen Auflagen  zeigen,  ein  Bedürfnis  be- 
friedigte und  in  weiteu  Kreisen  Beifall  fand, 
sondern  auch  im  Jahre  1841  den  Monthyonpreis 
erhielt.  Er  schildert  die  Schriften  und  Systeme 
von  Saint-Simon,  Fourier  und  Owen  in  ausfuhr 


1855.  —  L'cxposition  de  Tindustrie  en  1885  et 
ses  conseqnences  eeotiomhpies,  15  dec.  1855.  — 
Im  pauperisme  et  des  institutiou*  rle  charite  en 
France,  15  sept.  1857.  —  Fred.  Ba«tiat,  sa  vie 
et  ses  paniphlets,  1  sept.  1858.  —  Michel 
('he valier.  lo  aoüt  1859.  —  La  marine  nouvelle 
des  deux  pnissances  maritimes.  La  vapeur 
eotunic  force  auxiliaire  et  coiurae  force  de  combat, 
15  sept.  1859.  —  Du  personel  de,  la  marine 
francaise  et  de  la  formatiou  des  eijuipages,  15 
dec.  1859.  Richard  Cobden  et  Tecole  de. 
Manchester.  15  mai  1860.  —  De  l'equilibre  et 
de  l'etat  des  forees  navales  en  France  et  en 
Angleterre,  1  oct.  1860.  —  Leon  Faucher,  15 
mai  1861.  —  Linst ruetion  primaire  et  les 
enfants  des  classes  panvres  en  Augleterre.  15 
jauv.  1863.  —  Les  ecoles  de  ..workhouses"  et 
des  manufactureB,  1  juillet  1863.   -  La  cultnre 


lieber  und  gemeinverständlicher  Darstellung,  '  du  coton  en  Algerie,  1  aoiit  1864.  —  Les 
zieht  auch  die  verschiedenen  anderen  Sozialist i-  chaires  «l'econoniie  (K>liti<|iie  en  France,  15  dec. 
scheu  Sekten  in  Betrachtung,  überall  eine  1864.  -  La  Guerre  d'Amerique  et  le  marche 
Kritik  der  anfgestellten  Lehren  und  Be.stre-  du  coton,  1  mar»  18(55.  —  L'enseignement  des 
bungen  anfügend.    Seine  Haltung  gegenüber  classes  moyennes  en  Angleterre.  1  juillet  1865. 
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—  L'economie  poiitique  des  onvriers,  )e  patro- 
nagc  dans  rindnstrie,  1  nov.  1866,  1  avril  1867. 

—  L'exposition  universelle  de  Paris,  1  jnhi  et 
15  aoftt  1867.  —  L'economie  poiitique  anx 
Etats-Unis.  15  avril  1868.  —  L'asHOciation  inter- 
nationale des  travailleurs,  15  juillet  1H68.  —  La 
poiitique  des  campagnes.  15  nov.  1868.  —  Les  agi- 
tatious  ouvrieres  et  1" Association  internationale, 
15  juin  1869.  —  L'Americanisuie  commercial  et  le 
mouvement  econoiniste  anx  Etats-Unis,  15  juin 
1870.  —  La  derniere  campagne  de  notre  escadre 
d 'evolutions  dans  la  Mediterranee,  15  aoftt  1870. 

Lindustrie  et  les  ouvriers  du  coton  aux 
Etats-Unis  depuis  la  gnerre  de  Seeession,  15 
nov.  1870.  —  l»a  marine  francaise  an  siege  de 
Paris  et  ä  la  mer,  1  janv.  1871.  —  L'usine 
d'Essen  et  les  canons  Krupp,  1  aoftt  1871.  — 
Los  compagnies  des  inines  d'Anzin,  1  uov.  1871. 

—  La  familisterc  de  Gnise  et  son  historien, 
15  fevr.  1H72.  —  Les  tluances  de  la  ville  de 
Paris  depuis  la  gnerre,  1  mars  1873.  —  Les 
ecoles  d'apprentis.  I  juin  18?2.  —  L'Alsace- 


Im  Dictionnaire  de  l'economie  poii- 
tique Bd.  II.  1854,  der  Artikel:  Navigation. 


Rheinschiffahrt. 

Auf  keinem  europäischen  Strome  hatte 
siel»  die  Seluffahrt  so  früh  entwickelt  und 
so  reich  enl  faltet  wie  auf  dem  Rheine.  Schon 
die  Volksrechte  und  die  Kapitularien  ent- 
halten Bestimmungen  zur  Sicherung  der 
Freiheit  der  Schiffahrt,  namentlich  gegen 
ungebührliche  Abgaben.  Das  Hecht  der 
Zollerhebung  war  unter  den  Karolingern  und 
den  deutschen  Konigen  ein  Regal,  von  dem 
einerseits  manche  Dispensationen  an  Städte 
erteilt  und  das  andererseits  von  den  Konigen 
Reichsfürsleo  geliehen  wurde.    Im  Ijaufe 


Lorrainc  de'puis  l'annexion,  1  nov.  1872.  —  La 

poiitique  allemande  a  propos  des  jrreve«  d<*  Mittelalters  bildeten  sich  Staj)el-  und 
d'ouvriers,  15  juillet  1873.  —  L  exposition  de  •  Umschlagsrechte  einzelner  rheinischer  Städte 
Viennc  de  1873,  1  dec.  1873.  I^s  demiers 
ferniiers  gen^raux.  15  sept.  1874.  —  La  Haut- 
Alsaee  avant  l'annexion  et  lindustrie  cotonniere 
ä  Miithouse.  15  jauv.  1875.  —  Im  Journal 
des  Econom  ist  es:  Coup  d'oeil  sur  les  cours 
d'foonomie  poiitique  de  M.  P.  Hossi.  1812.  — 
Des  largesses  de  l'etat  envers  les  industries 
priv^es,  1842.  —  Du  monopole  de  la  traite  des 
gommes  an  Senegal,  1842.  —  Des  grains 
oleaghiouses  et  de  leur  iuiportation  dans  le 
midi  de  la  France,  mars  18+1.  —  Du  dernicr 
projet  de  loi  de  douane,  avril  1844.  —  .Des 
Services  maritimes  eiitre  les  maius  de  l'Etat, 
fevr  1845.  —  Discussion  des  derniere*  lois  de 
douane,  avril  1845.  —  De  notre  marine  mili- 
taire  et  inarchande.  sept,  1846.  —  Memoire  sur 
les  associations  entre  ouvriers.  ou  entre  patrons 
et  ouvriers,  juillet  et  aoftt  1852.  —  Parlemeut 
des  des  de  la  Societe:  Taiti.  der.  1853,  janv., 
mars,  avril  1854.  —  Du  tarif  des  douaues  et 
de  l'inconvenient  de«  reformes  ä  titre  provisoire,  see  wurden 
janv.  1856.  —  Des  speculations  de  hourse  et  de 
lenr  inflnence  sur  la  fortune  publique,  juin- 
sept.  1856.  Los  industries  rcronantes,  nov. 
1856.  —  Conditio»  murale,  intellectuelle  et 
materielle  des  ouvriers,  qui  vivent  du  travail 
de  soie.  jaiiv.-aout  1858.  Des  retours  de 
fortune  dans  les  industries,  fevr.  1860.  -  Des 
Privileges  de  navigation,  mai  1860.  —  De  la 
Situation  de.  la  bonrse  de  Paris,  ort.  1860.  — 
Condition  morale.  intellectuelle  et  materielle 
des  ouvriers  qui  vivent  de  l  industrie  du  coton, 
1861  und  1862.  —  Industrie,  oct.  1N63. 
L'industrie  de  la  laine  ä  Sedan,  juillet  18t>4.  — 
Les  ecoles  et  rinstruetion  popalaire.  dec.  1864. 

I'ne  nouvelle  campagne  de  protection,  avril 
1865.  —  L'instruction  obligatoire  et  gratuite, 
aoftt  1865.  —  L'economie  poHtiqnc  et  la  guerrc, 
inillet  1866.  —  Des  ouvriers  qui  vivent  de 
rindustrie  du  fer,  aoftt  1866.  —  Des  dissidents 
de  l'economie  poiitique.  Etüde  snr  le  docteur 
List,  mars  1867.  —  Les  crises  aktuelles  de 
l'industrie,  dec.  1867.  —  Enquete  parlemcntaire 
sur  les  traites  de  commerce,  avril  187t).  —  Les  \ 


nicht  wenig  zur  Belästigung  der 
Schiffahrt  beitrugen.  Während  des  Inter- 
regnums begannen  die  l^andesherren  neue 
Zölle  zu  erheben,  zu  denen  sich  unrecht- 
mässige Erpressungen  durch  Raubritter  ge- 
sellten. Auch  mit  zur  Beseitigung  dieser 
Missstände  wurde  der  rheinische  Städtebund 
gegiu'indet.  der  mit  grossem  Erfolge  das 
Priucip  der  freien  Rheinschiffahrt  ordnete. 
Durch  die  goldene  Bulle  aber  wurde  den 
Kurfürsten  der  ewige  Besitz  der  Rheinzülle 
zugesprochen.  Sjiäterhin  wurde  mit  manchen 
Unterbrechungen  ein  arges  Raubsystem 
durchgeführt,  namentlich  seit  der  2.  Hälfte 
des  D.i.  Jahrhunderts,  wo  der  Unterrhein 
von  spanischen  und  niederländischen  Zoll- 
stätten flankiert  war,  die  sich  vom  Reiche 
ganz  unabhängig  fühlten.  Von  Köln  bis  zur 
tifig  fünfzehn  verschiedene 
Aligaben  eingehoben.  Roichsabschiede  und 
Wahlkapitulationen  versprachen  zwar  die 
Befreiung  des  Rheines  von  den  die  Schiff- 
fahrt lähmenden  Zöllen.  Frankreich  Hess  sieh 
für  seine  Schiffe  Handelsfreiheit  zugestehen, 
allein  auch  in  den  letzten  Reichszeiten  ver- 
mochte eine  gedeihliche  Ordnung  der  Sehiff- 
fahrts\  erhält  nisse  nicht  durchgesetzt  zu 
werden. 

Eine  gründliche  Aendening  wunle  duivu 
die  grossen  politischen  Umwälzungen  im  Ge- 
folge der  französischen  Revolution  angelehnt. 
Bereits  auf  dem  Kougress  zu  Rastatt  hatte 
Frankreich  die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt 
gefordert.  Der  Friede  von  Luneville  erhob 
(Art.  VI)  den  Thal  weg  des  Rheines  von  dem 
Austritt  aus  dem  schweizerischen  bis  zum 
Eintritt  in  das  holländische  Gebiet  zur 
Greuze  zwischen  dem  detitschen  Reiche  und 
ler  französischen  Republik.    Auf  Andrängeu 


formes  du  gouvernenient.  sept.  1871.  —  Les 1  Frankreichs  wurde  im  Reichsdeputations- 
droits  snr  les  matieres  premieres,  dec.  1871.      :  hauptschluss  vom  25.  Februar  1803,  §  39 
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erklärt,  dass  alle  sowohl  auf  dem  reihten 
als  linken  Ufer  erhobenen  Rheinzöllo  aufge- 
hoben sein  sollen,  ohue  unter  irgend  einer 
Benennung  wieder  hergestellt  werden  zu 
können ;  jedoch  mit  Vorbehalt  der  Eingangs-  1 
gebühren  und  eines  Selüffahrtsoctroi,  der 
gemeinsam  von  Frankreich  und  dem  Deut- 
schen Reiche  zu  errichten,  anzuordnen  und , 
zu  erheben  sei.  Diese  Taxe  solle  den  Be- 
trag der  aufgehobenen  Zölle  nicht  über- 
steigen. Fremde  und  rheinaufwärts  fahrende 
Schiffe  haben  eine  höhere  Taxe  zu  ent- 
richten. Die  Zahl  der  Erhebungsburoans 
wird  auf  5— 15  festgesetzt.  Der  General- 
direktor des  <  letroi  wird  geraeinsam  von  der 
französischen  Regierung  und  dem  Kurfüsten- 
Krzkanzlcr  ernannt,  die  wechselseitig  einen 
Kontrolleur  bei  jedem  Krhebungsbureau 
halten.  Die  nähere  Ausführung  dieser  Prin- 
eipien  wurden  in  der  Convention  surl'octroi 
de  navigation  du  Rhin  vom  15.  Jiüi  1804  vor- 
genommen. Als  Sitz  der  Gencralvcrwaltung 
wurde  Mainz  bestimmt.  Diese  Behörde  be- 
stand aus  einem  gemeinschaftlich  ernannten 
Direktor  und  vier  Inspektoren,  von  denen  je 
zwei  von  jedem  der  Vertragsteile  ernannt 
wurden,  und  fungierte  auch  als  zweite  In-  j 
stanz  in  streitigen  Sehiffahrtssachen,  die  un-  i 
teren  Beamten  wurden  für  das  linke  Ufer 
von  Frankreich,  für  das  rechte  vom  Kurfürst-  i 
Er/kanzler  bestellt.  Die  Schiffe  waren  wäh- 1 
rend  der  Fahrt  nur  den  Oetioibeamton 
unterworfen.  Für  jede  der  drei  Rhein- 
sektionen (Ober-.  Mittel-  und  Uuterrhcin) 
wurden  besondere  Bestimmungen  über  die 
Natur  der  Fahr/enge  erlassen,  so  dass  Mainz 
und  Köln  doch  das  alte  Umschlagsrecht  ver- 
blieb. Die  InsjN'ktoren  hatten  über  den  Zu- 
stand des  Rheinbettes  und  der  Leinpfade  zu 
wachen.  Die  Erhebung  des  Octrois  sollte 
selbst  im  Kriege  frei  sein  und  die  be- 
treffenden Anstalten  und  Personen  die  Privi-  j 
legien  der  Neutralität  geniessen. 

Nach  den  Wechselfällen  der  napoleoni- 
schen Epoche,  in  der  schliesslich  der  Rhein  j 
wie  ein  französischer  Strom  behandelt  wurde, 
knüpften  die  Mächte  an  die  Grundideeen 
der  Octroikonvention  au.  Der  Pariser  Friede 
vom  30.  Mai  1814  erklärte  (Art.  V)  das 
Princip  der  Freiheit  der  Rheinseldffahrt  bis 
ins  Meer  und  versprach  gemeinsame  Rege- 
lung der  Abgaben  in  dem  dem  Handel  aller 
Nationen  günstigsten  Sinne.  Wie  der  Wiener 
Kongress  von  den  Verhältnissen  des  Rheines 
ausgehend  allgemeine  Principien  des  inter- 
nationalen Flussschiffahrtsrechtes  aufstellte, 
ist  an  anderer  Stelle  (vgl.  den  Art.  Binnen- 
schiffahrt (Verwaltungsrecht)  oben  Bd.  II 
S.  873  ff.)  dargethan.  Artikel  CXVI1  der  Kon- 
gressaktc  erklärte  die  Schiffahrtsreglements 
des  Rheins,  des  Neckars,  des  Maius,  der  Mosel, 
Maas  und  Scheide  als  integrierende  Bestand- 
teile dcrKongressstipulationen.  Die  den  Rhein 


betreffenden  Artikel  setzten  fest,  dass  die 
Schiffahrt  auf  dem  ganzen  Rhein  laufe,  von 
dem  Punkte,  wo  er  schiffbar  wird,  bis  ans 
Meer  (jus.ju  ä  la  mer)  ab-  und  aufwärts  völlig 
frei  sein  und  niemand  in  Beziehung  auf  den 
Handel  untersagt  sein  solle,  insofern  er  sich 
den  Polizeireglenients  unterwerfe,  die  ein- 
heitlich und  dem  Handel  aller  Nationen  so 
günstig  als  möglich  abgefasst  sein  sollen. 
Das  einheitliche;  für  die  Erhebung  der  Ab- 
gaben und  die  Aufrechterhaltung  der  Polizei 
zu  errichtende  System  soll  für  den  gauzen 
Flusslauf  dasselbe  sein  und  sich  auch  so 
viel  als  möglich  auf  jene  Verzweigungen 
und  Zusammenflüsse  erstrecken,  welche  auf 
ihrem  schiffbaren  Laufe  mehrere  Staaten 
scheiden  oder  durchziehen.  Alle  Umschlags- 
rechte und  ausschliessliche  Schifferprivilegien 
werden  aufgehoben.  Zwölf  Bureaus  für  die 
Erhebung  der  Abgaben  werden  zwischen 
Strassburg  und  der  niederländischen  Grenze 
eingerichtet.  Jeder  Staat  erhebt  die  Abgalten 
für  seine  Rechnung  und  durch  seine  Be- 
amten, die  auf  das  Reglement  vereidigt 
werden.  Bei  jedem  Bureau  wird  eine 
richterliehe  Behörde  eingesetzt,  um  in  erster 
Instanz  Streitigkeiten  über  die  durch  das 
Reglement  fixierten  Objekte  zu  entscheiden. 
Eine  CentralkommLssion  wird  geschaffen,  um 
die  genaue  Erfüllung  des  Reglements  zu 
überwachen  und  den  Verkehr  der  Tier- 
staaten in  Beziehung  auf  die  Schiffahrts- 
iuteressen  zu  vermitteln  sowie  um  nach  der 
Wahl  der  Parteien  neben  den  oberen  Landes- 
gerichten als  Appellationsinstanz  gegen  Ur- 
teile der  Schiffahrtsgerichte  zu  (Heuen.  Sie 
hat  ihren  Sitz  in  Maiuz,  wo  sie  sich  zur 
regelmässigen  Sitzung  am  1.  November  uines 
jeden  Jahn*  versammelt.  Zusammengesetzt 
ist  sie  aus  sieben  Kommissarien,  von  denen 
jeder  Uferstaat  einen  ernennt.  Für  die 
laufenden  Geschäfte  wird  ein  Oberins[»ekt<>r 
in  Mainz  eingesetzt  mit  drei  ITnterinspek- 
toren,  von  denen  der  eratere  von  der  Central- 
kommissiou  gewählt,  die  letzteren  von  den 
Uferstaaten  nach  bestimmter  Ordnung  er- 
nannt werden.  Ihre  Aemter  sind  lebens- 
länglich. Die  Inspektoren  haben  die  Aus- 
führung des  Schiffalu-tsreglements  zu  über- 
wachen, um!  die  Beamten  der  Erhebungs- 
stellen sowie  die  Ivokalbehfirden  halten  in 
dieser  Beziehung  ihnen  innerhalb  der  Grenzen 
der  Gesetze  Gehorsam  zu  leisten.  Sie  stehen 
unter  der  Aufsicht  der  Centraikommission, 
der  sie  Bericht  zu  erstatten  haben,  dem 
Oberinspektor  steht  das  Recht  zu,  ilu-  Vor- 
scldäge  zu  machen  und  darauf  Bezug  habende 
Materialien  vorzubereiten.  Die  Centrai- 
kommission fasst  ihre  Entscheidungen  mit 
Majorität,  jedoch  ist  Zustimmung  der  Ufer- 
staaten zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  not- 
wendig. Wie  in  der  Octroikonvention  wird 
die  Neutralität  des  Personals  und  der  Au- 
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stalten  des  Octroi  und  dessen  Forterhebung 
wahrend  eines  Krieges  ausgesprochen.  Die 
näheren  Ausführungen  der  angegebenen 
Princinien  werden  dem  von  der  Central- 
kommission  auszuarbeitenden  Reglement  (Hier- 
lassen, das  von  den  beteiligten  Regierungen 
zu  sanktionieren  ist.  Aehnliehe  Princinien 
bezüglich  der  Schiffahrt  wurden  auch  für 
die  internationalen  Nebenflüsse  des  Rheines 
aufgestellt. 

Die  folgenden  Jahre  sind  mit  Verhand- 
lungen über  «las  zu  erlassende  Reglement 
erfüllt.  Namentlich  die  Niederlande  machten 
grosse  Schwierigkeiten,  indem  sie  behaup- 
teten, zwischen  der  äussersten  Rheingrenze 
und  der  Seegrenze  liege  niederländisches 
Territorialmeer.  auf  welchem  Seeabgalnm  von 
«len  auf  «lein  Rheine  ein-  oder  auszuführen- 
<l«>n  Waren  gefonlert  werden  können.  Die 
sehr  drückenden  niederländischen  Seezölle 
veranlassten  die  hierühmte  Streitfrage,  ob  die 
Worte  «1er  Kongressakte  »jusqu'ä  la  iner^ 
im  Sinne  von  justpie  «lans  la  nier«  zu 
interpretieren  seien.  Am  31.  März  1831 
kam  endlich  die  Rheinsehiffahrtsakte  zu 
stände,  welche  «lio  niederländischen  Prä- 
tensionen zwar  sehr  abschwächte,  aber  nicht 
völlig  vernichtete,  nhst;hon  die  Schiffahrt 
für  frei  bis  in  die  See  erklärt  wurde.  Die 
freie  Besehiffung  des  Rheines  wurde  al>er 
im  Widerspruch  mit  «lein  Geiste  der  Kon- 
gressakte ausschliesslich  den  Unterthanen 
der  l'ferstaaten  vorbehalten.  An  Stelle  der 
Durchgangsgohühren  auf  holländischem  Ge- 
biete  treten  feste  Abgaben,  wohingegen  von 
«len  anderen  Uforstaaton  Frei  fähren  errichtet 
worden.  Die  Abgaben  zerfallen  in  Sehiffs- 
gebühr  und  Zoll  von  «ler  Ladung.  Den 
Uferstaaten  der  Nebenflüsse  werden  unter 
ähnlichen  Bedingungen  dieselben  Vorteile 
eingeräumt.  Ferner  werden  die  Grundsätze 
der  Wiener  Artikel  näher  ausgeführt. 

In  der  folgenden  Zeit  sind  mehrere  Zn- 
satzkonventionen in  einem  «ler  Freiheit  «los 
Handels  günstigeren  Sinne  abgeschlossen 
worden.  Eine  gründliche  Wandlung  trat 
aber  erst  im  Gefolge  der  Ereignisse  von  Lsfiti , 
ein.  Schon  in  den  preussischen  Friotlens- 
sehlflssen  mit  Baden  und  Hessen  war  be- 
stimmt, dass  vom  1.  Januar  1  H<»7  ab  die! 
Erhebung  von  Schiffahrtsabgaben  völlig  ein- 1 
zustellen  sei.  Im  folgenden  Jahn«  wurde 
die  Akte  von  1S31  einer  gründlichen  Revision 
unterzogen,  als  d«>n;n  Resultat  die  revidierte 
Rheinsehiffahrtsakte  vom  17.  Oktober  1S0S 
erscheint.  Hier  ist  in  voller  Klarheit  das 
wichtige  Princip  ausgesprochen  (Art.  I),  dass 
die  Schiffahrt  auf  «lern  Rhein  und  seinen 
Mündungen  von  Basel  bis  ins  offene  Meer 
stromab-  und  -aufwärts  «len  Schiffen  aller 
Nationen  für  «len  Transport  von  Waren  und 
Personen  frei  sein  solle  unter  Henlwhtung  j 
der  im  Vertrag  festgesetzten  Bestimmungen  | 


ind  der  vorgeschriebenen  allgemeinen  Sicher- 
heitsmassregeln. Diese  Bestimmungen  sind 
alier  (Art.  l'j,  22)  derart,  dass  die  Schiffe 
«ler  Uferstaaten  von  neuem  als  privilegiert 
erscheinen.  Es  dürfen  Abgaben,  die  sich 
nur  auf  die  Thatsacho  «ler  Besehiffung 
gründen,  weder  von  den  Schiffen  noch  von 
der  Ladung  erhoben  werden.  Zur  Unter- 
suchung und  Bestrafung  von  Uebertretungen 
r  ström-  und  solurfahrtspolizeilieher  Vor- 
1  sclu-iften  sowie  für  bestimmte  civilrechtliche 
Fälle  werden  Kheinsohiffahrtsgerichte  ein- 
gesetzt, in  welchen  ein  einfaches  und  be- 
schleunigtes  Verfahren  gilt  und  deren  Er- 
kenntnisse in  jedem  der  Vcrtragsstaatea 
vollstreckbar  sind.  Für  das  Deutsche  Reich 
sin«!  diese  Gerichte  nach  dem  G.V.G.  vom 
27.  Januar  1 877  als  besondere  Gerichte  auch 
fernerhin  zugelassen,  jedoch  überall  l^reits 
bestehende  ordentliche  Gerichte  mit  «leren 
Funktionen  betraut  worden.  Als  Sitz  «ler 
<  'entralkommission  wurde  Mannheim  be- 
stimmt Ein  <  »horaufsohor  wird  nicht  mehr 
ernannt,  sondern  der  Rhein  in  Aufsichts- 
bezirke eingeteilt,  weicht»  einem  Auf  scher 
unterstellt  sind.  Die  Aufseher  werden  von 
dem  Uforstaato  der  Mreffenden  Strecke  er- 
nannt, sind  Beamte  des  ernennenden  Staates, 
aber  der  (  entralkommission  untorgeonlnet. 
Die  Ufei-staaten  haben  auf  Grund  der  Be- 
schlüsse der  Centraikommission  (IStJH)  iden- 
tische Schiffahrtspolizei-  und  Flussordnungcn 
erlassen  (ergänzt  ISTS).  Durch  die  Ab- 
tretung von  Elsass- Lothringen  ist  «las 
deutsche  Reich  au  Stelle  Frankreichs  als 
Vert  rags]  »artei  eingetreten. 

Der  Verkehr  auf  der  nicht  der  konventio- 
nellen Verwaltung  unterliegenden  Strecke 
von  Noithausen  bis  Basel  ist  (buch  einen 
Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Baden 
vom  10.  Mai  IST!»  im  Geiste  «ler  Rhein- 
sehiffahrtsakte geregelt  worden. 

Litterat  lir:  Die  Fi-cihrit  der  Rhci„*rhiflahr>  au»  der 
tcrtrntlirheii  Gerechtigkeit  etc.,  Offenbach  iinti  Un- 
mut 177.'>.  —  Kl iilter,  Akten  de*  UV/ -»er  h'ongrr**e* 
III,  Vf.  —  Orkhnrt,  Ge*chichtiiche  Ihir*tclhnnj 
der  früheren  und  *)*'itrrcn  Ge*et:tjrltnny  über 
Xi'ille  und  Jfandrl**chißnhrt  de*  Rhein*,  Mains 
JSl.i,  II.  H.  --  Opttenhrfnt  ,  Ihr  freie  deutsche 
Rhein,  Stuttgart  und  TUhintjen  lt^i.  -  Engel- 
hurtlt,  Regime  coneenlionncl  de*  flenre*  inltr- 
mitiomiiu;  h,ri*  1S7LK  —  Carathi'otlory  in 
Hultzcnd-vtf*  Handbuch  th,  Völkerrecht*  II,  i  7', 
und  die  dort  orxeichnete  LiUcratur. 

.TrIUnek. 


Ricardo,  David. 

1.  Sein  LeUcn.  2.  Allgemeine  Clmrakteris- 
tik.  3.  H.  als»  volkswirtschaftlit-her  Theoretiker. 
tu)  Wert  und  Preis.  Ii)  I>ie  Grundrente,  c)  Der 
Arbeitslohn.  «I.1  Das  Grundgesetz  der  Verteilung 
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de«  Volkseinkommens,  e)  Geld  und  Bankweseu.  |  Staatsein  mischung  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
f  l  Internationaler  Handelsverkehr,  ss)  Stenern  ;  biete,  so  ist  doch  Ricardo  als  theoreti- 
nnd  Staat*8chnlden.   4.  R.  als  Realpolitiker.     |  gc],cr   Nationalökonom    ganz    eigene,  von 

1.  Sein  Leben.  Ricardo  war  geboren  am  j  denen  Smiths  grundverschiedene  Wege 
11».  April  1772  als  Sohn  eines  wohlhabenden  '  gegangen.  Die  hauptsächliche  Leistung  Ri- 
Kanfmanns  und  Mitgliedes  der  Fondsbörse,  cardos  liegt  gerade  auf  einem  Gebiete,  auf 
der  von  hollandischer  Herkunft  war.  aber  sich  ,  welchem  Smith  nur  schwächliche  Ansätze 
schon  in  seiner  Jugend  in  England  nieder- ;  gezeigt  hat:  nämlich  in  der  scharfen  Her- 
gelassen hatte.  Der  Vater  gehörte  dem  is- 1  ausarbeitung  gewisser  Hauptgesetze  der 
raelitischen  Glanben  an:  seine  Erziehung  volkswirtschaftlichen  Verteilung.  In  dieser 
erhielt  Ricardo  teils  in  England,  teils  in  Hinsicht  weist  er  mit  (^hi es  na y 7  viel  wesons- 
Hollnnd.  Schon  vom  14.  Leliensjahre  an  verwandtere  Züge  auf  als  mit  S  m  i  t  h.  Um 
war  Ricardo  in  Börsengeschäften  tliütig  und  zu  diesen  »Gesetzen'  zu  gelangen,  musste 
hat  es  in  seiner  beruflichen  Thätigkeit  j  Ricardo  eine  scharfe  und  klare  Theorie  des 
zu  grossem  Ansehen  und  Reichtum  ge- '  Wertes.  Preises,  Zinses,  Lohnes,  Profits 
bracht.  Majorenn  geworden,  trat  Ricardo  und  der  Rente  entwerfen  und  fernerhin  die 
zur  anglikanischen  Kirche  über,  welcher  Bewegungstendenzen  und  gegenseitige  Be- 
l.'ebertritt  mit  seiner  179.5  erfolgten  Vor-  dingtheit  von  Arbeitslohn,  Gewinn  und  Rente 
heiratung  mit  Miss  Wilkinson  zusammenhing,  j  klarzulegen  suchen.  Wenn  auch  Ricardos 
•-  Von  seinem  2">.  Lebensjahre  beschäftigte  Hauptwerk  Prineiples  of  political  economy 
er  sich  eifrig  mit  dem  Studium  der  Mathe-  and  taxati<m  kein  streng  geschlossenes  sys- 
matik,  der  Chemie  und  Mineralogie;  seine  tomatischos  Ganze  bildet,  so  zieht  sich  doch 
Vorlielie  für  diese  Studien  verschwand  aVier,  wie  ein  roter  Faden  hindurch  die  Bemühung, 
als  er  auf  einer  Reise  das  Werk  von  A.S  mit  Ii  über  die  eben  genannten  Tendenzen  und 

wealth  of  uations  kennen  lernte.  Von  Beziehungen  zu  festen  gesetzmässigen  Kr- 
dieser  Zeit  ab  erwählte  er  die  Nationalökonomie  :  ketintnissen  zu  gelangen.  Bei  Smith  sind 
zu  seinem  Lichliugsstudium.  Ricardo  trat  gerade  diese  den  Grundbegriffen  und  Grund- 
zuerst  an  die  Oeffentlichkeit  mit  seiner 1  thatsacheti  gewidmeten  lehren  oft  von  be- 
Brosehüre  The  high  price  of  bullioiu,  die  dauerlicher  Inkonsequenz  und  Verschwom- 
zuerst  im  Morning  Chroiiiclo-  auszugsweise  i  menheit :  dagegen  hat  S  m  i  t  h  wieder  gegen- 
erschienen war.  1*11  und  lslü  vorüffent- :  über  Ricardo"  den  Vorzug  weit  universellerer 
lichte  er  weitere  Broschüren  über  Geld-  Darstellung:  historische,  statistische,  kultur- 
und  Bankfragen  und  lSlä  eine  Schrift  über  geschichtliche  Betrachtungen  durchziehen 
Kornzölle;   1817  erschien   sein  Hauptwerk  sein    Hauptwerk,  die    bei    Ricardo  gänz- 

Principlos  <>f  jiolitical  ecmiomy  and  taxation-.  lieh  fehlen. 

—  Nachdem  er  ausgedehnten  Grundbesitz  Für  Ricardo  ist  charakteristisch  das  Bo- 
erworben  hatte  —  Gatcomb  Park  in  der  l  streben,  das  ganze  unendlich  verwickelte 
Grafschaft  Gloueester  — ,  trat  er  1S19  für  Getriebe  der  Volkswirtschaft  aus  wenigen 
Portaliugton  ins  Cnterhaus  ein.  dem  er  axiomatisehen  Sätzen  abzuleiten:  seine 
bis  zu  seinem  Tode  angehörte;  seine  par- :  principles  lesen  sich  stellenweise  wie 
lamentarische  Thätigkeit  war  zwar  keine  ein  mathematisches  Lehrbuch.  Von  der 
sehr  ausgedehnte;  aber  wenn  er  das  Wort  Annahme  ausgehend,  dass  Privateigentum  und 
ergriff,  wusste  er  durch  die  Gründlichkeit.  Tauschverkehr  schlechthin  notwendige  Ka- 
den Scharfsinn  und  die  Objektivität  seiner  I  tegoricon  alles  Wirtschaftslebens  seien,  und 
Ausführungen  stets  das  Interesse  des  Hauses  !  weiter  von  der  Annahme  ausgehend,  dass 
zu  fesseln.  1S2VI  erschien  sein  Artikel  über  j  im  Wirtschaftsleben  die  Menschen  sich  gegen- 
das  'Fnnding  System  <  in  der  -Eucyclo-  [  überständen,  von  dem  Drang»«  beseelt,  ihren 
paetliaBritaniiicii<-, 1822 eine weitereßroschüre  Vorteil  zu  erringen  —  konstruiert  er  von 
über  die  Frage  der  Kornzölle :  ■■»On  Protection  1  diesen  Voraussetzungen  aus  und  zwar  bewnsst 
to  Agriculture' .  —  Er  starb  am  11.  August  isolierend,  da  er  wohl  weiss,  dass  noch  andere 
1823  zu  London.  Faktoren  t  hat  sächlich  das  Wirtschaf  fs- 

2.  Allgemeine  Charakteristik.  Ricardo  loben  beherrschen,  seine  »Gesetze-  des 
ist  unzweifelhaft  der  einflussreichste  Na- j  Arbeitslohns,  der  Giundrente  etc.  —  Die 
tionalökonom  des  19.  Jahrhunderts.  Er  wird  ,  Einseitigkeit  der  Prämissen,  von  denen  Ricardo 
zwar  oft  als  ein  einfacher  Schüler  und  I  ausgeht,  fülirt  auch  zu  einseitigen  Schluss- 
Epigime  des  A.  Smith  bezeichnet,  wobei  folgerungen,  und  mit  Recht  wird  mehr  und 
aber  die  originale  Bedeutung  Ricardos  ganz  j  mehr  das  Verfehlte  der  Rieardoschen  Me- 
verkannt  wird.  Wenn  auch  Ricardo  in  seiner  I  thode  erkannt.  Aber  die  scharf  zugespitzten 
wirtsehaftspolitischen  Grundansehauung  sehr  j  Formeln,  die  Ricardo  vermittelst  seiner 
viele  verwandte  Züge  mitSm  i  th  aufweist  und  |  Methode  für  die  verwickeltstcn  Probleme  des 
mit  diesem  üViereinstimmt  in  der  grundsätz-  ökonomischen  1-iohens  bot.  hatten  einen  nu- 
lichen  Fordening  jjersönlicher  Wirtschaft- 1  widerstehliehen  Reiz  auf  ganze  Generationen 
lieber  Freiheit  und  in  der  Abweisung  der  I  ausgeübt,  und  auch  heute  noch  hat  Ricardo 
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wanne  und  unbedingte  Verehrer.  Aber  ob 
man  nun  als  Anhänger  oder  als  Gegner 
«einer  lehren  ihm  gegenüber  trat,  im  Mittel- 

t >unkt  der  volkswirtschaftlichen  Diskussion 
iahen  seine  Lehren  lange  Zeit  hindurch 
gestanden  und  iu  diesem  Sinne  wurde  er 
oben  als  der  »einflussreichste  National- 
fikonom  des  19.  Jahrhunderts«  genannt.  Teils 
haben  seine  Epigonen  in  rückhaltloser 
Weise  seine  Lehren  sich  zu  eigen  ge- 
macht, wie  McCulloch,  oder  in  beson- 
derer Weise  fortgebildet,  wie  z.  B.  J  o  Ii  n 
Stuart  M  i  1 1 ,  teils  wurden  aber  seine  Lehren 
auch  in  tendenziöser  Weise  zu  bestimmten 
radikalen  theoretischen  und  praktischen 
Formeln  umgebildet,  wie  dies  z.  B.  von 
vielen  Vertretern  des  wissenschaftlichen 
Sozialismus  geschah.  Nicht  nur  in  seinem 
Vaterlande,  sondern  auch  in  Deutschland, 
Frankreich  und  anderen  Länderen  standen 
seine  theoretischen  Grutidanschauuugen  bis 
zur  Mitte  des»  19.  Jahrhunderts  in  grösstem 
Ansehen;  aber  immer  melir  wurden  seine 
Ausgangspunkte  wie  seine  Ergebnisse  von 
den  verschiedensten  Seiten  zu  Angriffspunkten 
gemacht,  so  namentlich  von  der  historischen 
Sehlde,  von  der  neuereu  psychologischen 
Richtung  (J  e  v  o  n  s ,  Menger  n.  a.)  und  von 
Seiten  des  wissenschaftlichen  Sozialismus  (be- 
sonders Rodbertus  und  Marx).  Aber  auch 
heute  noch  sind  die  lehren  Ricardos  wegen 
ihrer  eminenten  Schärfe  und  wegen  der  Wich- 
tigkeit der  Probleme,  um  die  es  sich  handelt, 
im  höchsten  Masse  beachtenswert  und 
niemand,  der  diesen  theoretischen  Grund- 
problemen sein  Interesse  zuwendet,  kann  an 
Ricardo  vorübergehen.  Hat  doch  selbst  ein 
Haupt  ven  roter  der  Iiistorischeu  Methode. 
Roscher,  das  Studium  Ricardos  wann 
empfohlen,  »da  gerade  die  heutzutage  vor- 
herrschenden Richtungen,  die  historisch  -  sta- 
tistische und  die  praktisch-politische  nur 
allzusehr  einer  gewissen  Verschwommenheit 
der  theoretischen  Analyse  hinneigen^  (Lit- 
terarische* Centralblatt  1S78  Nr.  1  S.  19). 
Nicht  als  ob  dieses  Interesse  nur  ein  »litle- 
rarltistorisches'.'  wäre  oder  als  ob  Ricardos 
Werk  nur  der  -geistigen  Gymnastik«  dienen 
solle;  manche  seiner  Thoorieen  sind,  wenn 
sie  richtig  aufgefasst  wenleu  und  mit  un- 
wesentlichen Modifikationen  versehen  werden, 
noch  heute  unbedingt  giltige  wissenschaft- 
liche Erkenntnisse,  wie  z.  B.  seine  I^ehre 
von  der  Grundrente,  einzelne  Punkte  seiner 
Geldlehre  u.  a.  m.;  freilich  wird  seine  wich- 
tigste Lehre,  die  Werttheorie,  die  zu  den 
verhängnisvollsten  Irrtümern  in  unserer 
Wissenschaft  geführt  hat,  nur  noch  sehr  ver- 
einzelt vertreten. 

Ausser  von  A.  Smith  ist  Ricardo  ganz 
besonders  von  James  Mil  I  und  von  Beut  - 
harn  beeinflusst  worden;  die  Sozialphilo- 
sophie des  letzteren  aeeeptierte  Ricardo  kri- 


tiklos, und  es  war  für  ihu  ein  Axiom,  das 
er  zur  Grundlage  seiner  wirtachaftspolitischen 
Principien  machte,  »dass  die  Verfolgung  des 
eigenen  Vorteils  im  wunderbaren  Zusammen- 
hang stehe  mit  dem  allgemeinen  Wohl  der 
Gesamtheit»  und  dass  die  »Heiligkeit  des 
Eigentums  die  grösste  Sicherheit  der  Ge- 
sellschaft garantiere». 

Dennoch  würde  man  Ricardo  sehr  falsch 
beurteilen,  wenn  man  ihn  auf  Grund  seiner 
»priueiples«  für  einen  Dogmen fanatiker,  für 
erneu  dem  Leben  abgewandten  Doktrinär 
halten  wollte ;  wenn  er  in  seinem  Lehrbuch 
auch  immer  »einfache  Fälle«  voraussetzt,  um 
möglichst  anschaulich  seine  Lehren  zu  er- 
klären, so  war  er  schon  durch  die  reiche 
Ijebeuserfahrung,  die  er  hatte,  sich  wohl 
bewusst,  damit  nicht  die  Fülle  des  volks- 
wirtschaftlichen Getriebes  erfasst  zu  haben ; 
die  Gegentendenzen,  die  seine  abstrakten 
Sätze  durchkreuzten,  kannte  er  sehr  wohl, 
er  unterschätzte  aber  ihre  Bedeutung  als 
Hindernis  für  manche  glatte  theoretische 
Formulierung.  Aber  in  seinen  Broschüren, 
seinen  Parlamentsmlen  und  namentlich  in 
seinen  Briefeu  tritt  häufig  hervor,  wie  selir 
er  die  thatsäehlichen  Faktoren,  die  seine 
theoretischen  Zirkel  störten,  wohl  kannte: 
auf  die  nur  sehr  ^relative«  Giltigkeit  seiner 
Sätze  hat  er  selbst  oft  hingewiesen. 

Ebenso  würde  es  falsch  sein,  ihn  auf 
'  Grund  seiner  allgemeinen  in  den  »priuciples« 
niedergelegten  Anschauungen  für  einen  ra- 
!  dikaleu   Freihändler  zu   halten.    Von  der 
Manchesterrichtung  trennt  ihn  der  Umstand, 
dass  er  nieht  doktrinär  für  absoluten  Frei- 
haudel  oder  für  absoluten  Staatnihilismus 
■  eintrat,  sondern  vielmehr  bei  vielen  Gelegen- 
.  heiten,  namentlich  auch  im  Parlament,  für 
.  Schutzzölle,  für  staatliche  Eingriffe  in  das 
Wirtschaftsleben,  z.  B.  im  Gebiete  des  Rauk- 
wesens etc.   plädierte.    Ricardo  als  Real- 
politiker ist  daher  ein  ganz  anderer  als  der 
I  Theoretiker  Ricardo;   in  ersterer  Hinsicht 
I  war  er  stets  zu  Konzessionen  und  Kompro- 
missen bereit  und  kein  Parteifanatiker. 

Wenn  schon  hierül>er  dieMitberücksichti- 
gung  seiner  kleinen  Schriften,  seiner  Parla- 
mentsreden  und  seines  Briefwechsels  neben 
seinem  Hauptwerk  Aufschluss  bieten  kann,  so 
wird  aus  diesen  I itterarischen  (Quellen  auch  der 
Charakter  und  die  Gesinnung  Ricardos 
besser  hervortreten  als  aus  seinem  abstrakten 
Hauptwerk.  Vor  allem  wird  klar  werden, 
dass  Ricardo  weit  davon  entfernt  war,  seine 
Lehre  in  einseitigem  Interesse  bestimmter 
i  Klassen  der  Bevölkerung  zu  verkünden. 
!  Ricardo  war  ausgezoiolinet  durch  strengste 
Wahrheitsliebe  wie  durch  die  grösste  Ob- 
jektivität :  nur  der  Erkenntnisdrang  nach 
objektiver  Wahrheit,  nicht  das  Interesse 
einer  l»esrimmten  Klasse  leitete  ihn  ;  dass 
seine  Lehrsätze  oft  zum  Vorteil  bestimmter 
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praktischer  ökonomischer  Interessen  miss- 
braucht wurden,  ist  eine  Sache  für  sich. 

Dass  Ricardo  gegen  diesen  Vorwurf  noch 
geschlitzt  werden  mu&s,  ist  besonders  Adolf 
Held  verschuldet,  der  in  seinem  an  treff- 
lichen Partioen  sonst  so  reichen  Buche  »Zwei 
Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands*  ein 
schroffes,  jeder  Gerechtigkeit  entbehrendes 
Urteil  (Iber  Ricardo  gefällt  hat.    Und  mir 
in  sehr  geringem  Masse  ist  Ricardos  oft 
unklare  Ausdrucks  weise  als  Entschuldigung  i 
für  die  gänzlich  verfehlten   Urteile  anzu- 
führen, die  Held  über  Ricardo  in  weitere 
Kreise  verbreitet   hat.  —   »Unter  seiner' 
Hand«,  sagt  Held,  »ist  die  rechtgläubige! 
Nationalökonomie  zu  einer  gefügigen  Dienerin 
der  ansscldiessenden  Interessen  des  mobilen 
Kapitals  geworden«  (S.  176);  das  Rieardosehe 
Grundrentengesetz  sei  »einfac  h  von  dem  Haas 
desGeldkapitalisteu  gegen  den  Grundbesitzer- 
stand diktiert  gewesen*  (S.  176).    Er  habe 
nie  »seinen  Mangel  an  Humanität,  Gemein- 
sam und  Staatsauffassung  mit  klingenden 
Phrasen  beschönigt«  (S.  171);  seine  Wert- 
lehre  sei    »der    Versuch,   die  Herrschaft 
und  den  Gewinn  des  Kapitals  unter  dem 
Schein  des  Strebens  nach  naturrechtlicher  Ge- 
rechtigkeit zu  rechtfertigen«  (S.  183);  sie 
sei  ein  »bewusstes  Sophisma<  (S.  183).  In 
seiner  ganzen  Anschauungsweise  und  den 
Interessen,  die  er  empfand  uud  verstand, 
blieb  er  Vertreter  des  Geldinteresses^  (S. 
1M6).    »Bei  seinen  Abstraktionen  habe  nicht 
vorurteilsfreies  Forschen  nach  der  objektiven 
Wahrheit  vorgewaltet,  sondern  bestimmte 
Interessen  eines  Standes  seien  massgebend  j 
gewesen«    (S.  196).     »Kr   habe  sich  den  i 
Principien  des  Individualismus  nur  ange- ; 
schlössen,  um  die  materiellen  Interessen  des  | 
Kapitals  zu  befördern « (S.  204).  Ja,  Held  ver- 
schmäht es  nicht,  von  ?ey irischem  Materi- , 
alismus«  Ricardos  (S.  193)  zu  sprechen  und  ' 
die  pei-söiiliche.Verdächtiguugauszusprechen, 
dass  Ricanlos  Eifer  für  Wiederherstellung ! 
der  Barvaluta  mit  seiner  Eigenschaft  als 1 
Staatsgläuhiger  zusammenhinge  (S.  199)  und  ( 
dass  seine  \  erurteilung  der  Bank  von  Eng- 
land   vielleicht    mit    seiner   persönlichen  ] 
Stellung  der  Bank  und  ihren  Direktoren 
gegenüber  begründet  sei«  (S.  201).  Soweit 
sich  diese  Urteile  auf  Stellen  aus  Ricardos 
Werken  gründen,  sind  diese  Stellen  miss- 
verstanden oder  richtiger  gesagt  nicht  gründ- 
lich genug  im  Zusammenhang  erfasst:  ein 
gutes  Beispiel  dieser  Manier  Heids  giebt 
Gustav  Cohn  in  seinen  *Nationalökono- 
mischen  Studien«  S.  661 ;  wo  aber  Held  nicht 
aus    bestimmten    Ausführungen  Ricardos 
sein  Urteil  schöpft,  ist  es   seine  höchst 
subjektive  Anschauung,  die  in  dem  ganzen 
liersönlichen  und  geistigen  Wesen  Ricardos 
absolut  keine  Stütze  findet.  Gegen  den  Vor- 
wurf, dass  seine  Ansichten  vom  Interesse 


des  Geldkapitalisten  diktiert  seien,  hat  er 
sich  selbst  gelegentlich  im  Parlamente  ver- 
teidigt, indem  er  bemerkte,  »dass  er  selbst 
.landed  proprietor4  sei  und  dass  er  selbst 
schwer  entscheiden  könne,  nach  welcher 
Richtung  hin  seine  persönlichen  materiellen!  n- 
toressen  am  stärksten  seien«  (Rede  im  Unter- 
haus, 11.  Juni  1823).  Uebrigens  ist  daran 
zu  erinnern,  dass  auch  praktische  I^andwirte, 
wie  von  Thünen  und  West,  ganz  ähn- 
liche Grundrentontheorieen  wie  Ricardo  ver- 
treten haben.  Wenn  Held  ihm  zum  Vor- 
wurf macht,  »dass  er  nie  von  der  Notwen- 
digkeit, dem  Staate  und  höheren  Ideeen 
etwas  zu  opfern«,  spreche,  so  ist  hierauf  zu 
erwidern,  dass  Ricardo  kein  sozialphilo- 
sophisches Werk  veröffentlicht  hat,  sondern 
nur  zu  konkreten  Einzel  fragen  der  theore- 
tischen und  praktischen  Nationalökonomie 
Stellung  nahm,  die  ihm  zu  derartigen  Be- 
trachtungen keinen  Anlass  geben. 

Ueberblickt  man  vorurteilslos  das  ganze 
Lebenswerk  Ricardos,  zieht  man  besonders 
auch  seine  jetzt  veröffentlichten  Briefe  heran, 
so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  nur  die  lauterste  Wahrheitsliebe  und 
reiner  Forschungsdrang  ihn  zu  seiner  Lehre 
gebracht  haben;  ja,  man  kann  sogar  sagen, 
dass  er  einzelne  seiner  Lehren  immer  wieder 
verfochten  hat,  obgleich  sie  in  offenkun- 
digster Weise  sehr  leicht  gegen  das  Inter- 
esse des  Besitzes  ausgenutzt  werden 
konnten,  so  z.  B.  seine  Wertlehre  und  seine 
Theorie  von  Arbeitslohn. 

3.  R.  als  volkswirtschaftlicher  Theo- 
retiker, a)  Wert  und  Preis.  Ricardo 
wollte  mit  seiner  Werttheorie  das  Grund- 
gesetz der  Preisbildung  liefern.  Nicht  die 
»Marktpreise'-,  sondern  die  ^Durchschnitts- 
preise^ sollten  in  letzter  Linie  durch  die 
Werttheorie  erklärt  werden.  Er  unterscheidet 
den  G  e  b ra  u  c  h  s  w  e  r  t  (value in  use)  und  den 
Tauschwert  (value  in  exchange).  In 
orstcrer  Hinsicht  sei  die  Nützlichkeit 
entscheidend,  die  aber  für  den  Tauschwert 
nicht  massgebend  sei,  da  es  sehr  nützliche 
Dinge  gebe,  die  gar  keinen  oder  nur  sehr  ge- 
ringen Tauschwert  hätten.  Die  Nützlich- 
keit sei  aher  eine  Voraussetzung  des  Tausch- 
werts. Für  den  Massstab  des  Tauschwerts 
nützlicher  Dinge  giebt  Ricardo  zweierlei 
Bestimmungsgründe  an,  je  nachdem  es  sich 
um  Seltenheitsgüter  oder  sogenannte  belie- 
big reproduzierbare  Güter  handelt.  Für  die 
ersteren,  wie  z.  B.  seltene  Bildsäulen  und 
Gemälde,  seltene  Briefe  und  Münzen  etc. 
sei  der  Tauschwert  abhängig  von  den  Wohl- 
habenheitsverhältnisseti und  dem  Grade  der 
Liebhaberei  ihrer  Käufer.  Für  die  zweite 
Gruppe  von  Gütern,  die  nach  Ricardo  die 
Hauptmasse  der  wirtschaftlichen  Güter  bil- 
dete, soll  der  Tauschwert  fast  ausschliess- 
lich von  der  verglichenen  Arbeitsmenge  al>- 
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hangen,  die  auf  jedes  Gut  verwandt  worden 
sei.  —  Dieses  Arbcitscpiantum  soll  mass- 
gebend sein  für  den  »relativen«  Wert  der 
Güter,  den  Ricardo  allein  bestimmen  will, 
d.  h.  für  das  Verhältnis,  nach  welchem 
gegenseitig  Güter  ausgetauscht  werden.  Die 
verschiedenen  Arten  der  Arbeit  werden  von 
Ricardo  nicht  auf  eine  »Durchschnittsarbeit« 
reduziert,  vielmehr  sieht  er  davon  ab  und 
meint,  dass  *die  Würdigung,  welche  ver- 
schiedener Beschaffenheit  der  Arbeit  zu  teil 
wird,  ihre  Ausgleichung  schon  auf  dem 
Markte  mit  genügender  Genauigkeit  für  alle 
praktischen  Zwecke  findete 

Unter  »Arbeit«  vorsteht  Ricardo  nicht 
nur  die,  iebendige',  d.  h.  unmittelhar  auf  die 
Herstellung  der  Güter  verwandte  Arbeit, 
sondern  auch  die  auf  die  Hilfsmittel  der 
Produktion  d.  h.  die  Werkzeuge,  Geräte, 
Maschinen  etc.  verwandte  Arbeit.  Modifi- 
ziert wird  das  Rieardosehe  Wertgesetz  durch 
die  Mitwirkung  des  Kapitals  und  zwar 
infolge  der  verselüedenen  Mitwirkung  von 
fixem  und  cirkulierendem  Kapital :  je  nach- 
dem mehr  stehendes  oder  mehr  umlaufendes 
Kapital  bei  der  Produktion  verwandt  wird, 
wird  die  Hohe  des  Kapitalprofits  bezw.  Ar- 
beitslohnes von  Kinfluss  auf  den  Wert  ; 
dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  der  gleiche  Be- 
trag an  stehendem  und  umlaufendem  Kapi- 
tal angewandt  wird ,  aber  das  stehende 1 
Kapital  in  beiden  Fullen  von  ungleicher 1 
Dauerhaftigkeit  ist.  Ricardo  weist  auch  da- 
rauf hin,  dass  Güter,  welche  dieselbe  Menge 
Hervorbringungsnrbeit  in  sich  sehliessen, 
iliren  Tauschwert  ändern,  wenn  sie  nicht  in  ; 
derselben  Zeit  auf  den  Markt  gebracht, 
werden ;  auch  hier  wegen  des  auf  das  Kapi- 
tal zu  berechnenden  Gewinnes. 

Im  Gegensatz  zu  dem  »Wert«  der  Güter 
hängt  ihr  •»Marktpreis«  von  dem  Bedarf  und 
den  Wünschen  der  Menschen  ab;  die  Markt- 
preise weichen  fortwährend  von  den  ^natür- 
lichen« Preisen  ab,  Italien  aber  immer  die 
Tendenz,  wieder  zur  Höhe  der  natürlichen 
l*reise  zurückzukehren,  und  zwar  bewirkt 
diese  Ausgleichung  die  Konkurrenz.  Die 
Kapitalgewinne  haben  die  Tendenz,  sieh  in 
den  verschiedenen  Gewerben  auf  ein  gleiches 
Niveau  zu  erheben;  wenn  duich  zu  hohe 
Preise  in  einem  Gewerbe  Extraprofite  er- 
zielt worden,  so  streben  sie  doch  wieder  zu 
ihrem  Gleichgewichtszustande  hin:  »mit  dem 
Steigen  oder  Fallen  der  Preise  werden  auch 
die  Gewinste  über  iliren  allgemeinen 
Gleiehgowichtsstand  gehoben  oder  unter  den 
selben  herahgedrückt 


unu 


Werttheorie  d.  h.  derjenigen  Theorie,  die 
zum  Wertmass  eine  objektive  Einheit  er- 
klärt.   Alier  dieses  Wertmass  ist  für  ihn 
nicht  die  »Arbeit*,  sondern  bei  den  vielen 
Verklausulierungen  und  Modifikationen,  die 
er   an   dem  zuerst  aufgestellten  Arbeits- 
wertpriix  ip  vornimmt,  ist  er  vielmehr  den 
Produktionskostentheoretikern  zuzurechnen. 
So  sagt  er  selbst  einmal  in  einem  Briefe  an 
Mc  C  u  1 1  o  c  h  ( Briefwechsel  mit  M  e  C  u  1 1  o  c  h 
i  S.  65):  »Nach  der  besten  Ueberlegung,  die 
ich  dem  Gegenstande  widme,  glaube'  ich, 
dass  es  zwei  Ursachen  giebt,  welche  Ver- 
änderungen in  dem  relativen    Werte  der 
Waren  liewirken:  1.  die  relativen  Arbeits- 
mengen,  die  erfordert  sind,  um  sie  herzu- 
stellen, 2.  die  relative  Zeitdauer,  die  ver- 
streichen muss.  bevor  das  Resultat  dieser 
Arbeit  auf  den  Markt  gebracht  werden  kann. 
Alle  Fragen  des  fixen  Kapitals  fallen  unter 
die  zweite  Ursachen- 
Ricardo  setzte  mit  seiner  Werttheorie  die 
Getlankenentwickeluug  fort,  die  schon  seit 
Petty  zu  wiederholten  Malen  die  *  Arbeit  <: 
oder  die  -»Kosten«  in  irgend  einer  mehr 
oder  minder  entschiedenen  Weise  zum  Regu- 
lator des  Werts  machen  wollte.  Gegenüber 
A.  Smith  bedeutet  seine  Lehre  einen  Fort- 
schritt, da  dieser  in  höchst  widerspruchs- 
voller und  wechselnder  Weise  die    Arbeit . 
oder  vielmehr  den  >  Arbeitslohn«,  d.  h.  was 
man  für  die  Arbeit  eintauschen  kann,  als 
Wertmass  bezeichnet,  dabei  aber  eine  sub- 
jektive Auffassung  hereinbringt,  indem  er 
auf  s  t  he  toil  and  troubler  verweist,  die  mit 
der  Arbeit  verbunden  seieu.  —  Während 
die  Epigonen  Ricardos  in  der  klassischen 
Nationalökonomie  die  Wertlehre  im  Sinne 
ihres  Meisters  weiterbildeten,  wobei  sie  nur 
noch  bedeutend  stärker  das  Kostenmoment 
statt    des    Arl>eitsmoments   betonten,  hat 
von    zwei  «indem  Seiten  die  I/ehre  eine 
eigentümliche  Umänderung  und  Neubildung 
erfahren.    Ka  r  1  Ma  rx  hat  die  I>ehre  Ricar- 
dos in  einer  Weise  fortgebildet,  dass  man 
kaum  befugt  ist,  von  einer  Ricardo- Marx- 
schen   Wertlelire  zu  reden :  vielmehr  sind 
die  Abweichungen   so  fundamentale,  dass 
nur  in  Einzelheiten  Ucbereinstimmung  besteht. 
Karl  Marx  liat  seine  Wertlehre  nur  für 
Waren  innerhalb  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise aufgestellt,  ihr  also  nur  eine 
historische,  nicht  eine  allgemeine  Giltigkeit 
zugeschrieben,  Marx  hat  ferner  eine  >gesell- 
scliaftlich  notwendige  Durchschnittsarbeit« 
konstruiert,  er  liat  aber  vor  allem  seine 
Weitlehre  zu  einer  Mehrwerttheorie  erwei- 
tert, was  Ricardo  ganz  ferne  lag.  Marx 
hat  nämlich   an    dem  Princip,   dass  die 


ue  Kapitalien 

entweder  mit  neuem  Mute  in  das  Gewerbe, 
in  welchem  die  Veränderung  vorgegangen 

ist  angelegt  oder  aber  mit  Furchtsamkeit  Arbeit  allein  Wert  erzeuge,  so  festge- 
aus  demselben  wieder  zurückgezogene 

Wie  aus  vorstehendem  ersichtlich ,  ist 
Ricardo    ein     Vertreter    der    objektiven ! 


halten,  dass  er  Zins,  Unternehmeigewinn 
und  Grundrente  als  Form  des  auf  Kosten 
der  Arbeit  gewonnenen  Mehrwerts  erklärte, 
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während  Ricardo  den  Profit  |Zins  und  Ge- 
winn! als  selbständige  Einkommensquelle 
betrachtete,  obwohl  er  eine  ausfilhrliehe 
Ziusthoorie  nicht  entwickelt  hat.  Aber  er  wies 
wiederholt  auf  die  Notwendigkeit  des 
Zinses  als  Motiv  zur  Knpitalansanimlt;::g 
hin,  erklärte  ihn  auch  gelegentlich  im  Sinne 
der  Abstinenztheorie.  Von  anderer  Seite 
erhielt  die  Ricardosehe  Lehre  eine  ^egalitäre 
Auslegung,  d.  h.  es  wurde  die  Arl>oit  nicht 
als  das  Mass  des  Werts  erkannt  innerhalb 
der  Privateigentumsordnung,  sondern  es 
sollten  erst  durch  gewisse  Yorkehmngeu  Ver- 
hältnisse gescliaffen  werden,  welche  die 
»Arilin  wirklich  zum  Wertmass  machten, 
d.  h.  den  Wert  konstituierten.  In  dieser 
Welse  verfahren  z.  B.  Thompson  in  Eng- 
land, Proudhon  in  Frankreich,  Rodber- 
tus  in  Deutschland. 

b)  Die  Grundrente.  Die  Theorie  von 
der  Grundrente  beantwortet  die  Frage,  ob 
durch  das  Vorhandensein  des  Grund  und 
Rodens  die  Wcrtregel  eine  Aenderung  er- 
leide, dnss  der  Wert  der  Gflter  durch  die 
in  ihnen  verkörperte  Arbeitsmenge  bezw. 
Mengen  von  Arbeit  und  Kapital  bestimmt 
werde.  Oder,  auf  die  Frage  der  Boden- 
produkte angewandt:  Ist  als  Bestandteil  des 
Preises  der  Bodenprodukte  ausser  Arbeits- 
lohn und  Profit  regelmässig  auch  noch  eine 
Grundrente  in  Rechnung  zu  stellen  ?  Ricardo 
beantwortet  diese  Frage  mit  Nein,  indem 
er  die  Existenz  einer  allgemeinen  Grund- 
rente überhaupt  verneinte. 

Unter  Rente  versteht  Ricardo  denjenigen 
Teil  des  Bodenertrags,  der  der  Mitwirkung 
der  im  Boden  enthaltenen  Naturkräfte  zu 
verdanken  ist :  die  Rente  ist  daher  völlig  zu 
trennen  von  Vergütungen  für  die  auf  den 
Boden  verwandte  Arbeit  und  das  investierte 
Kapital.  Eine  solche  für  naturale  Vor- 
züge zu  berechnende  Rente  hält  Ricardo 
nur  unter  gewissen  ökonomischen  Voraus- 
setzungen für  denkbar.  Keine  Rente  füllt 
ab,  solange  der  Bodenbesitz  kein  Monopol 
ist,  nämlich  dort,  wo  Boden  Itester  Qualität 
in  »inbegrenzter  Menge  den  Ansiedlern  zur 
Occupation  freisteht  Die  Ökonomisehe  Kraft, 
die  bewirkt,  dass  eine  Rente  entsteht,  ist 
die  durch  die  Bevölkerungsvermehrung  her- 
vorgerufene verstärkte  Nachfrage  nach  Nah- 
rungsmitteln :  diese  Nachfrage  würde  so 
stark,  dass  das  vorhandene  Areal  des  Bodens 
erster  Klasse  nicht  mehr  ausreicht,  deu  Be- 
darf zu  decken ;  die  Besitzer  des  Bodens 
erster  Klasse  nützen  ihre  Monopolstellung 
ans.  um  einen  erhöhten  Preis  für  ihr  Ge- 
treide zu  erlangen:  infolge  dieses  erhöhten 
Preises  wird  es  auch  rentabel,  Boden  zweiter 
Klasse  zu  bebauen;  die  Differenz  zwischen 
den  Erträgnissen  des  Bodens  erster  uud  den 
Erträgnissen  dos  Bodens  zweiter  Klasse 
bildet  die  Rente,  welche  Boden  erster  Klasse 


abwirft ;  im  weiteren  Verlauf  werden  immer 
geringere  Bodenklassen  in  Angriff  genommen 
und  es  entstehen  immer  neue  Renten,  nur 
die  letzte  Bodenklasse  ergiebt  keine  Rente, 
sondern  nur  Arbeitslohn  und  Profit.  Damit 
ergab  sich  für  Ricardo  das  Grundgesetz  der 
Preisbildung  für  Bodcnpmdnkte,  dass  diese 
Preise  nämlich  bestimmt  werden  durch  die 
Produktionskosten  der  ungünstigsten,  d.h.  un- 
fruchtbarsten Anlage  —  die  unter  günstigeren 
Bedingungen  erzeugten  Produkte  ergeben 
für  ihre  Produzenten  einen  Extragewinn, 
nämlich  die  Rente.  Diese  Rente  ist  aber 
keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  Monopol- 
rente, d.  Ii.  Differentiidrento,  die  sich 
aus  den  Fruehtbarkcitsdifferenzen  für  die 
Itevorzugten  Bodeuklasseu  ergiebt. 

Ricardo  erörtert  neben  diesem  Fall  der 
Differentialrente  noch  eine  zweite  Form: 
Statt  die  vermehrte  Nachfrage  nach  Getreide 
j  durch  Hinzunahine  neuen,  aber  minder 
I  fruchtbaren    Bodeus  zu  befriedigen,  kann 
!  dies  auch  durch  vermehrte  Kapitalanlage  auf 
demselben  Boden  geschehen.    Da  diese 
vermehrten  Kapitalanlagen  aber  eine  all- 
mählich abnehmende  Intensität  haben,  er- 
giebt sich  eine  Rente  für  die  im  Vergleich  zur 
ungünstigsten  Kapitalanlage  günstigeren  Ka- 
pitalvorwondungen ;  auch  hier  ergiebt  die 
letzte  Kapitalanlage  keine  Rente,  nur  die 
früheren. 

Schliesslich  weist  Ricardo  —  wenn  auch 
nur  kurz  —  auf  die  Lage  der  Bodenstücke 
hin,  die  ebenfalls  eine  Rente  verursachen 
können :  gleiche  Kapital-  und  Arbeitsverwen- 
dungen können  auf  gleich  grossen  Grund- 
stücken verschiedene  Erträgnisse  liefern,  je 
nach  der  günstigen  l^age  zu  den  Absatz- 
centren. Zusammengefaßt  würde  also  die 
Ricardosche  Grund renteutheorie  so  lauten : 
Die  Ursache  der  Grundrente  liegt  in  der 
relativen  Seltenheit  der  leiden  Kiemente  des 
natürlichen  Nutzwerts  des  Bodens  (I^age 
und  Fruchtbarkeit).  Die  Höhe  der  Grund- 
rente wird  bestimmt  durch  den  Vorzug,  den 
Boden  in  Bezug  auf  Lage  und  Fruchthukeit 
vor  dem  unfruchtbarsten  und  uugünstigst 
gelegeneu  Boden  besitzt,  der  aber  zur  Befrie- 
digung des  Bedarfs  noch  bebaut  werden  muss. 

Als  eine  Möglichkeit  der  Zukunft  hat 
Ricardo  es  übrigens  auch  bezeichnet,  dass 
einmal  alle  Bodenarten  und  alle  Anlagen 
auf  den  Boden  eine  Rente  tragen,  wenn 
nämlich  einmal  aller  Boden  Monopolbesitz 
ist:  »Das  Getreide  und  die  Roherzeugnisse 
eines  Landes  können  wohl  für  eine  Zeit 
lang  zu  einem  Monopolpreise  verkauft  wer- 
den; aber  sie  können  es  auf  die  Dauer 
nur,  wenn  kein  Kapital  mehr  vorteilhaft  auf 
die  Grundstücke  angelegt  werden  kann  und 
wenn  deshalb  ihr  Produkt  nicht  vennehrt 
werden  kann.  Dann  wird  jedes  in  Be- 
bauung befindliche  Stück  Und  und  jeder 
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Teil  des  auf  den  Boden  angewandten 
Kapitals  oino  Rente  tragen,  die  natürlich  im 
Verhältnis  zur  Verschiedenheit  des  Ertrags 
verschieden  gross  ist«  (principles,  ed.  mc. 
('ulloch,  p.  151).  Diese  Rententheorie,  die 
iu  ihren  Grundzügen  vor  Ricardo  schon  von 
Anderson  (1777),  Torrens  (1815)  und 
West  (1815)  ausgebildet  war  und  die  von 
v.  T  h  0  n  e  n  in  gründlichster  Weise  ergänzt  uud 
weitergebildet  wurde,  enthält  in  ihrem  Kern, 
und  wenn  sie  von  nüssverständlichen  Aus- 
drücken und  überflüssigen  Oeneralisationen, 
die  sich  bei  Ricardo  so  häufig  finden,  be- 
freit ist,  die  bis  zum  heutigen  Tage  unum- 
stösslich  richtige  Auffassung  des  ganzen 
Problems.  Es  ist  Ricardo  gelungen,  den 
alten  physiokratischeu  Irrtum,  als  ob  aller 
Boden  Rente  trüge,  endgütig  zu  überwin- 
den und  alle  Angriffe  gegen  die  Ricardosehe 
Theorie,  mögen  sie  nun  wie  der  Careys 
auf  den  vonRicardosBehauptungabweichenden  1 
Gang  der  Bodenkiütur  hinweisen,  oder  wie 
der  B  a  s  t  i  a  t  s  behaupten,  dass  auch  die  Reute 
Arbeitseinkommen  sei,  oder  wenn  S  c  h  ä  f  f  1  e 
und  v.  Mangoldt  die  Rente  nur  als  Spe- 
zialfall von  volkswirtschaftlichen  Extrage- 
winnen aller  Art  charakterisieren  oder  wenn 
Rodbert ns  und  Marx  wieder  eine  abso- 
lute Rente  konstruieren  und  zwar  als  Form 
eines  den  Arbeitern  abgeprossten  Mehrwerts : 
alle  diese  sogenannten  Widerlegungen  sind 
an  dem  richtigen  Kern  der  Ricardoschoii 
Tbeorie  geseheitert. 

Von  Seiten  der  Bodenreformer  (Henry 
George  u.  a..  vgl.  d.  Art.  Bodenbesitz- 
reform oben  Bd.  U  S.  950  ff.)  ist  eine 
eigentümliche  Nutzauwendung  aus  der 
Ricardoschen  Theorie  gezogen  worden;  sie 
erkennen  die  Richtigkeit  der  Lehre  an, 
schliessen  aber  daraus,  dass  dieses  arbeits- 
lose Einkommen  für  die  Gesamtheit  durch 
eine  Besteuerung  oder  Verpachtung  des 
Bodens  reserviert  bleiben  müsse. 

c)  Der  Arbeitslohn.  Die  Theorie  des  | 
Arbeitslohnes  antwortet  auf  die  Frage,  wie  i 
der  Wert  der  Arbeit  bestimmt  werde;  Ricardo 
sucht  den  Wert  der  Arbeit  gemäss  seinem 
allgemeinen  Wertgesetz,  d.  h.  durch  die  Pro- 
duktionskosten zu  bestimmen ;  da  aber  die 
Arbeit«  selbst  nicht  produziert  wird,  sollen 
massgebend  sein  die  Produktionskosten  den 
liebensmittel,  welche  die  Arbeiter  zu  ihrer; 
und  ihrer  Kinder  Erhaltung  nötig  haben.  — 
Dies  ist  jedoch  nur  massgebend  für  den 
sogenannten  natürlichen  Preis,  d.  h. 
für  den  Durchschnitts  p  reis  1  ä  n  g  e  r  e  r 
Zeit perioden.  Dieser  also  ist  so  er- 
klärt Ricardo  -  -  derjenige,  der  notwendig 
ist,  um  die  Arbeiter  iu  den  Stand  zu  setzen, 
zu  Ix^tohen  und  ihr  Geschlecht  fortzu- 
pflanzen. Der  Marktpreis  der  Arbeit  da- 
gegen sei  derjenige,  der  wirklich  für  die- 
snlbe  1>ezahlt.  wird  und  dessen   Höhe  von 


Angebot  und  Nachfrage  abhängig  sei.  Doch 
wenn  auch  der  Marktpreis  noch  so  weit 
vom  natürlichen  Preise  abweichen  möge,  er 
habe  immer  die  Tendenz,  sich  ihm  anzu- 
nähern.   Denn  zufolge  der  Ermunterung, 
welche  hoher  Arbeitslohn  zur  Vergrösserung 
der  Bevölkerung  gebe,  sei  durch  das  ver- 
grösserte  Angebot  von  Arbitern  wieder  ein 
Sinken  auf  das  normale  Lohnniveau  zu  er- 
warten ;  umgekehrt  wirke  ein  niedriger  Ar- 
beitslohn durch  die  Entbehrungen,  die  er 
der  Arbeiterklasse  auferlege,  deeimierond  auf 
die  Zahl  der  Arbeiter  und  bewirke  so  wieder 
ein  allmähliches  Steigen  des  liohnes.  Wenn 
somit  Ricardo  als  Durchschnittslohnsatz  einen 
Lohn  annimmt,  der  die  I^ebensbedürfnisse 
befriedigt,  so  igt  dies  in  keiner  Weise  etwa  im 
Sinne  eines  physiologischen  Existenz- 
minimums gemeint.   Denn  Ricardo  »[»rieht 
ausdrücklich  von  »NalmmgsmitteJn,  anderen 
I Lebensbedürfnissen  und  Gemächlichkeiten « , 
die  zum  Unterhalte  des  Arbeiters  und  seiner 
Familie  gehören.    Er  soll  aber  thatsächlich 
auch  sehr  wechselnd  sein  je  nach  den  Kultur- 
bodürfnissen  bestimmter  Zeiten  und  Völker: 
»Der  natürliche  Preis  der  Artieit  wechselt 
zu  verschiedenen  Zeiton  iu  einem  und  dem- 
selben Lande  und  ist  in  verschiedenen  La- 
dern der  Sache  nach  sehr  verschieden.  Er 
hängt  wesentlich  von  den  Sitten  und  Ge- 
bräuchen des  Volkes  ab.«  —  Der  »natür- 
liche* Preis  kann  aber  auch  für  lange  Zeit 
durch  einen  höheren  » Marktpreis«  verdrängt 
werden:   »Piigeaehtet  jenes  Streitens  des 
Arbeitslohnes,  sich  dem  natürlichen  Satze 
gleich  zu  bilden,  kann  dennoch  der  Markt- 
satz desselben,  in  einer  fortschreitenden  Ge- 
sellschaft,  auf    unbestimmte   Zeit  hinaus 
stäudig  über  demsell>en  stehen. «  Ricardo 
selbst   erwartet   und    wünscht    eine  fort- 
schreitende  Besserung   des  Arbeitslohnes: 
-Die  Freunde  der  menschlichen  Gesittung 
können  nur  wünschen,  dass  in  allen  iAndorn 
die  arbeitende  Klasse  einen  Geschmack  für 
die  Gegenstände  körperlichen  und  gemüt- 
lichen Wohlbehagens  bekommen  und  durch 
alle  gesetzlichen  Mittel  in  ihren  Anstrengungen 
noch  angetrieben  werde,  um  sich  dieselben 
zu  verschaffen.«   So  hat  Ricardo  eine  Menge 
Gegenteudenzen  selbst  angegeben,  die  gegen 
seine  Grundtendenz  der  Arbeitslohnbildung 
wirken ;    wenn    er   trotzdem   an  seinein 
»ehernen  I«ohngesetz*  festgehalten  hat.  so 
ist  dies  nur  aus  seiner  Sucht  zu  erklären, 
für  die  verwickelten  Vorgänge  des  Wirt- 
schaftslebens  möglichst  einfache,  glatte  For- 
meln zu  finden  —  darum  abstrahierte  er  auch 
in  diesem  Falle  von  so  wichtigen  Faktoren, 
wie  von  denen,  welche  er  seilet  gegen  seinen 
^natürlichen  Arbeitslohn«  anführt. 

Das  Ricardosche  I»hngesetz,  das  früher 
bereits  von  Tu rgo  t  ähnlich  formuliert  war, 
wurde  dann  von  sozialdemokratischer  Seite, 
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solange  sie  Lassalles  Lehren  folgte,  zu 
einem  der  Hauptpunkte  ihres  Programms  ge- 
macht :  iu  radikaler  Weise  wurde  die  Lehre  da- 
hin ausgelegt,  als  ob  unter  der  Herrschaft  der 
privatwirtschaftliehen  Produktionsweise  eine 
Besserung  der  Lage  des  Arbeiterstandes  ganz 
unmöglich  sei.  Dass  diese  Auffassung  sich 
nicht  init  dem  wirklichen  Inhalt  der  Ricardo- 
sehen Lehre  deckt,  geht  aus  obigem 
hervor. 

d)  Das  Grundgesetz  der  Verteilung 
des  Volkseinkommens.  Wie  sich  Ar- 
beitslohn, Profit  und  Rente  zu  einander 
verhalten,  welche  Tendenzen  der  Ent- 
wickelung  sie  aufzeigen,  wie  sie  an  die 
Klassen  der  Grundbesitzer,  Kapitalisten  und 
Arbeiter   verteilt  werden,   zeigt  Ricardos 

<  Grundgesetz  der  Verteilung,  das  sich  aus  den 
zerstreuten  Bemerkungen  darüber  in  seinen 
Werken  etwa  so  formulieren  lässt :  Aus- 
schlaggebend für  die  Verteilung  de«  Volks- 
einkommens und  für  die  Höhe  der  einzelnen 
Teile  desselben  ist  die  Höhe  des  Getreide- 
preises  oder  richtiger  der  Stand  der  Boden- 
kultur. »Der  Stand  der  Bodenkultur,'  so  | 
sagt  Ricardo  einmal  in  einem  Briefe  an ; 
Malthus  (Briefw.  mit  Malthus  S.  -15),  »ist 
fast  die  einzige  dauernde  Ursache  der 
wirtschaftlichen  Veränderungen.«  Das  Volks- 
einkommen verteilt  sich  auf  drei  Einkommens- 
zweige, auf  Arbeitslohn,  Kapitalprofit  [Zins 
-f-  Unteraehmcrgewinn|  und  Grundrente. 
Der  erste  dieser  Einkommenszweige,  der 
Arbeitslohn,  ist  in  seiner  realen  Höhe  kon- 
stant, die  letzten  beiden  veränderlich;  denn 
der  Arbeitslohn  ist  bedingt  durch  die  zum 
I»ben  nötige  Unterhaltsinenge ;  der  darüber 
hinausgehende  Teil  des  Volkseinkommens 
verteilt  sich  auf  Profit  und  Rente.  Der 
Preis  der  notwendigen  Lebensmittel  ist  in : 
der  Hauptsache  abhängig  vom  Getreidepreise : : 
der  Getreidepreis  eines  lindes  hängt  wieder 
ab   von  den  Produktionskosten  desjenigen , 

<  ietreides,  das  auf  dem  nach  I^age  und  I 
Fruchtbarkeit  ungünstigsten  Itoxlen  gewonnen  | 
wird,  der  aber  zur  Deckung  des  Bedarfs 
noch  herangezogen  werden  muss;  diese 
letzte  Bodenklasse  wirft  keine  Rente  ab. 
In  dem  »natürlichen«  Gange  der  Volkswirt- 
schaft wird  immer  mehr  Boden  zur  Deckung 
des  Nahrnngsbedarfs  benutzt,  daher  in  immer 
wachsendem  Masse  Rente  abfallen;  hier- 
durch wird  der  Profil  geschmälert,  da 
der  Teil  des  Volkseinkommens,  der  nicht 
Artieitslohu  ist,  auf  Profit  und  Rente  ver- 
teilt wird.  Die  »natürliche«  Tendenz  eines 
Landes  lässt  also  ein  Steigen  der  Rente, 
ein  Sinken  des  Profits  und  ein  Gleichbleiben 
des  (realen)  Arbeitslohnes  erwarten. 

e)  Geld-  und  Bankwesen.  Ricardo 
i»t  ein  Hauptvertreter  der  sogenannten 
ynantitätstheorie,  d.  h.  er  behauptet, 
dass  die  Warenpreise  in  genauem  Verhältnis 


zu  der  in  einem  Lande  vorhandenen  Edel- 
metaLI  menge  stünden.  Die  Menge  von 
Cirkidationsmitteln  reguliere  sich,  solange 
nur  Metallgeld  existiert,  durch  den  Handel 
von  selbst.  Geld  flösse  nur  dann  ab  und 
zu,  wenn  mehr  oder  weniger  vorhanden  sei, 
als  der  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern 
notwendigen  Menge  entspräche.  Auch  wenn 
nur  einlösliehe  Noten  existierten,  bliebe  dieses 
Verhältnis  ungestört:  die  Vermehrung  der 
Notenemission  käme  in  diesem  Kalle  der 
Entdeckung  neuer  Goldminen  gleich.  Ganz 
anders  liege  der  Fall,  wenn  u  nein  lös- 
liches Papiergeld  in  Umlauf  sei;  dieses 
Umlaufsmittel  könne  nicht  ausgeführt  werden, 
da  es  in  anderen  Ulndern  keine  Giltigkeit 
hahe,  folglich  der  Ueberfluss  nicht  ab- 
fliessen.  Die  Folge  hiervon  sei  das  Herab- 
gehen des  Wechselkurses  gegen  das  Ausland 
oder  die  Erhöhung  des  Preises  der  Edel- 
metalle in  ungemüuztem  Zustande  über  den 
Preis  derselben  in  der  Münzform  um  den 
Betrag  der  Ausfuhrkosten  der  Münzen,  was 
ein  sicherer  Beweis  dafür  sei,  dass  man  zuviel 
Papiergeld  in  Umlauf  gesetzt  habe  und  sein 
Tauschwert  im  Verhältnisse  dieses  Zuviel 
gesunken  sei.  Ricardo  stellte  diese  Theorie 
bereits  1809  in  seiner  Schrift  »The  high  price 
of  biütion  etc.*  auf  und  kritisierte  dort  die 
Bankrestriktionsakte  von  1797,  wodurch  die 
Bank  in  den  Stand  gesetzt  war,  uneinlösUehe 
Noten  über  das  Bedürfnis  an  Cirkulations- 
mitteln  hinaus  zu  vermehren.  Die  1810  im 
Parlament  eingesetzte  Kommission  (das  soge- 
nannte bullion  oommittee),  wozu  auchH  orne  r, 
Huskisson.  Baring  und  Thornton 
gehörten,  billigte  diese  Auffassung  Ricardos 
—  und  befürwortete  nach  Verminderung  der 
Notenmenge  die  Wiederaufnahme  der  Bar- 
einlösung. Das  Parlament  nahm  jedoch  an- 
statt dieser  Anträge  die  entgegengesetzten 
Resolutionen  Va  n  s  i  1 1  a  r  t  s  an,  und  die  Bank- 
rest riktion  blieb  bestehen.  Die  weitere 
Folgerung,  die  Ricardo  in  seinen  späteren  ein- 
schlägigen Scliriften  in  Bezug  auf  Noten- 
emission gezogen  hat,  sind  folgende:  Durch 
Beschränkung  der  Münzmenge  könne  die 
Münze  auf  jeden  denkbaren  Tauschwert 
gesteigert  werden ;  beschränke  mau  die 
Menge  des  Papiergeldes  gerade  so  wie  die 
Menge  der  Münzen,  so  werde  sie  dem  Tausch- 
wert der  Münzen  gleich  stehen.  Weil  nun 
der  Tauschwert  des  Papiergeldes  oder  der 
Banknoten  von  ihrer  umlaufenden  Menge 
abhänge,  so  sei  nichts  nötig,  als  dass  ihre 
Menge  nach  dem  Tauschwert  des  Metalles 
geregelt  werde,  welches  zum  Massstab  der- 
selben erklärt  sei.  Am  zweckmässigsten  sei 
es  daher,  wenn  die  Noten  emittierende  Bank 
die  Pflicht  hätte,  jederzeit  die  Noten  gegen 
Barren  einzulösen.  Ricardo  sprach  sich  auch 
energisch  gegen  den  Gesehäftsl>etrieb  der 
Notenausgabe  durch  einePrivatuuternehinung 
vi.  28 
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aus:  in  dem  »Plan  für  Errichtung  einer 
Nationalbank»  wird  vorgeschlagen,  das  Noten- 
emission sigoschäft  ganz  von  dem  Hank- 
geschäft zu  trennen :  Noten  sollten  nur  von 


einzigen  und  mehreren  Ländern  in  dieser 
Hinsicht  ist  hinlänglich  begründet,  wenn 
man  die  Schwierigkeit,  mit  welcher  das 
Kapital  von  einem  Lande  zum  andern  sieh 


staatlichen  Kommissionären  ausgegeben  wer- 1  bewegt,  um  eine  vorteilhaftere  Anlage  zu 


den,  die  gänzlich  von  den  Ministem  unabhängig 
sein  müsston.  15  Millionen  £  sollten  ganz 
ungedeckt  sein,  d.  h.  zur  lleimznhlung  der 
Schuld  des  Staats  an  die  Bank  dienen  und 
Kl  weitere  Millionen  durch  Barfonds  oder 
Schatzscheine  gedeckt  sein.  In  der  Peelsehen 
Bankakte  von  1844  sind  die  Ideeen  Ricardos 
teilweise  zur  Ausführung  gelangt.  Die 
Urheber  dieses  Gesetzes  hatten  die  Hioardo- 
sche  eurrotiey-Theorie  aeoeptiert. 

f)  Internationaler  Handelsverkehr. 
Ricardo  begründet  seine  Freihandels- '  vernünftigem 
theorie,  die  für  die  äussere  Handelspolitik 
im  allgemeinen  massgebend  sein  soll,  etwa 
folgendermassen :  Angenommen ,  England 
brauche  zur  Hervorbringung  einer  bestimmten 
Menge  Tuch  die  Jahresarbeit  von  HK)  Men- 
schen, und  wenn  es  Wein  produzierte,  zur 
Herstellung  der  Menge  an  Wein,  die  es  im 
Tausche  für  die  genannte  Menge  Tuch  hin- 
geben muss,  die  Jahresarbeit  von  120  Men- 
schen.   Dagegen  brauchte  Portugal  zur  Ge- 


suchen, und  die  geschäftige  Beweglichkeit 
betrachtet,  womit  es  in  einem  Lande  von 
einer  Provinz  in  die  andere  übergeht. 

g)  Steuern  und  Staatsschulden.  Hin- 
sichtlich der  Steuern  geht.  Ricardo  von 
dem  Grundgedanken  aus,  dass  dieselben 
als  ein  Teil  des  Boden-  und  Arbeitserzeug- 
nisses dem  Staate  zur  Verfügung  gestellt 
werden;  das»  alle  Abgaben  lediglich  ent- 
weder vom  Kapital-  oder  vom  Bodonein- 
kommen  und  Profit  gezahlt  werden  und 
eise  nur  vom  Reinertrage  ge- 
nommen werden  können.  Ricardo  meint, 
dass  die  auf  Rohprodukte  und  auf  Luxus- 
güter gelegten  Steuern  regelmässig  auf  die 
Konsumenten  zurückfielen ;  die  Grundrenten- 
Steuer  nur  den  Grundeigentümer  treffe 
(ohne  Preissteigerung  der  Bodenerzeugtiisse), 
die  Steuer  vom  Arbeitslohn  den  Arbeitslohn 
erhöhen  und  den  Profit  vermindern  werde, 
dass  eine  Auflage  auf  die  Kapitalgewinne 
dem  Geldkapitalisten   nur  zur  l^ast  fiele. 


winuung  dieser  Menge  Weines  die  Jahres-  i  wenn  alle  Güter  im  Verhältnis  zur  Steuer 


arbeit  von  80  Menschen,  und  zur  Verfertigung 
des  Tuches  die  Jahresarbeit  von  90  Men- 
schen. In  diesem  Falle  würde  es  für  Eng- 
land vorteilhaft  sein,  den  Wein  aus  Portugal 
einzuführen  und  dafür  Tuch  auszuführen. 
Ebenso  würde  es  für  Portugal  vorteilhaft 
sein,  Wein  gegen  Einfuhr  von  Tuch  auszu- 
führen. Dieser  Tausch  würde  stattfinden, 
obgleich  die  eingeführte  Ware  von  Portugal 
selber  mit  weniger  Arbeit  als  von  England 
hervorgebracht   werden   könnte.  Obgleich 


stiegen;  aber  wenn  alle  Güter  zufolge  der 
Veränderung  des  Tauschwertes  des  Geldes 
auf  ihren  früheren  Preis  herabgingen,  der 
Geldkapitalist  nichts  zur  Steuer  beitragen 
würde,  da  er  alle  seine  Waren  noch  zu  dem- 
selben Preise  einkaufen,  aber  immer  noch  die 
nämlichen  Geldzinsen  einnehmen  würde.  — 
In  der  Finge,  ob  ausserordentliche  Bedürf- 
nis«1 des  Staates  durch  eine  öffentliche  An- 
leihe oder  durch  Steuern  gedeckt  werden 
sollen,  tritt  er  für  letzteren  Modus  ein.  wo- 


es  das  Tuch  vermittelst  der  Arbeit  von  nur ;  bei  er  zugleich  eine  Tilgung  der  Staats- 
90  Menschen  verfertigen  könnte,  so  würde  j  schuld  durch  Austeilung  des  Schuldkapitals 

unter  die  Bürger,  also  durch  Verwandlung 
in  Privatschidden  der  Einzelnen  für  aus- 
führbar hält  (Funding  System). 

4.  Ii.  als  Realpolitiker.  Wie  oben 
schon  erwähnt,  hat  Ricardo  an  seinen 
akstrakten  theoretischen  Formulierungen 
keineswegs  festgehalten  da,  wo  es  sich  um 
praktische  Politik  handelt:  hier  war  er 
nicht  der  starre  Doktrinär,  nicht  der  Dogmen- 
famtiker,  als  welcher  er  so  häufig  darge- 
stellt wird.  Das  geht  aus  gelegentlichen 
Aeusserungen  in  seinen  Schriften,  mehr 
noch  aus  seiner  politischen  Thätigkeit  als 
Parlamentarier  hervor. 

Trotz  seiner  theoretischen  Vertretung 
des  Freihandels  tiat  Ricardo  wiederholt  für 
massige  Schutzzölle  ein,  stellte  sogar  dahin- 
gehende Anträge  im  Parlament,  z.  B.  plä- 
dierte er  in  der  Sitzung  vom  18.  Februar 
1822  für  einen  Weizenzoil  von  20  Sclülling, 
wenn  der  Weizenpreis  70  Schilling  über- 
steigen sollte:  Ricardo,  der  in  der  Theorie 


es  dasselbe  doch  von  einem  Lande  ein- 
führen, in  welchem  zu  dessen  Verfertigung 
die  Arbeit  von  100  Menschen  erforderlich 
ist,  weil  es  ihm  mehr  Nutzen  bringen 
würde,  sein  Kapital  auf  die  Hervorbringung 
von  Wein  zu  verwenden,  für  welchen  es 
mehr  Tuch  aus  Kngland  beziehen  würde, 
als  es  selbst  verfertigen  könnte,  wenn  es 
einen  Teil  seines  Kapitals  vom  Weinbau 
auf  die  Tuchmaeherei  übertrüge.  So  würde 
also  England  dcos  Erzeugnis  der  Arlieit  von 
100  Monsehen  für  ein  Erzeugnis  der  Arbeit 
von  80  hingeben.  Solch  ein  Tausch  könnte 
unter  den  einzelnen  Bewohnern  ein  und 
desselben  lindes  nicht  stattfinden.  Die 
Arbeit  von  loo  Engländern  kann  nicht  für 
die  Arbeit  von  80  Engländern  hingegeben 
werden,  aber  das  Erzeugnis  der  Arbeit  von 
100  Engländern  kann  wohl  für  das  Er- 
zeugnis der  ArU*it  von  80  Portugiesen.  00 
Russen  oder  120  Ostindiern  hingegeben 
werden.    Der  Unterschied  zwischen  einem 
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oiii  Gegner  aller  Staatsei n griffe  in  die 
Volkswirtschaft  und  Anhänger  des  laisser 
faire  laisser  passer  war,  opponierte  heftig 

-  auch  im  Parlament  —  gegen  den  Privat- 
betrieb der  lianli  von  England  und  wünschte 
«lie  Ausgabe  der  Noten  einer  Staatsbank  zu 
fibertragen  (z.  Ii.  in  der  Sitzung  des  Unter-  [ 
hauses  vom  31.  Mai  1822),  ja  verlangt  sogar, 
dass  die  ^Regierung  ein  Heilmittel  gegen 
die  allzu  grossen  Gewinne  der  Kapitalisten 
infolge  fallender  Getreidepreise  suchen  soll« 
(principles  ed.  Mc.  Culloeh  S.  258)  und  >da«s 
sie   bemüht  sein  soll,    die  Zunahme  der 
Armenzahl  zu  bekämpfen  und  zu  frühe  und  un- 
vorsichtige Heiraten  unter  denselben  weniger 
häufig  zu  machen..    Ricardo,  der  oft  als 
reiner  Vertreter  des  Mammonismus  und  den 
Arbeiterinteressen    gleiehgiltig  gegenüber- 
stehend geschildert  wird,  brachte  selbst  im 
Parlamente  einen  Plan  von  Woodson  zur 
Sprache,  den  er  lebhaft  unterstützte,  der  die 
Einrichtung  staatlicher  Alterspensionskaswii 
bezweckte  (Sitzung  vom  18.  Februar  1822);,' 
ebenso   stimmte   er  für  Einsetzung  einen 
parlamentarischen  Kommission  zur  Prüfung] 
der  sozialen  Pläne  Owens. 

Lltteratur:  A.  Schriften  Ricardo».  1. 
Einzeln  u  s  g  a  b  e  n  cnirr  Srhriftm.  1809 : 
The  high  pricr  of  bidlion  a  pr«of  of  ihr 
Depreciätion  of  Bank- Notes,  4.  Aufl.,  1811.  (Diese 
i*t  die  beute,  mit  einem  Xachtnige  rerschrnr 
Ausgabe.)  —  1811 :  Reply  tn  Mr.  '  lliutampiets, 
»Practical  Observation*  on  Ihc  Report  nf  the 
Bullion  Committce*.  ■ — •  I8lö:  An  Essay  on  the! 
Influmre  of  a  low  Prire  nf  com  on  the  proflts  | 
of  stock,  icith  rrmarks  im  Mr.  Malthus'  laut  lic<<  1 
puhlication*.  —  1810:  froj^mah  fnr  an  Econo- 
mic and  Secure  Currency,  irith  oltsrrrations  on 
the  profits  0/  the  lUink  oj  England,  8.  Aufl., 
1819.  —  1817:  The  frinciples  of  Piditical  Eco- 
nomy  und  Taxation,  2.  Aufl.,  IUI»,  .T.  Aufl., 
1821.  —  Dasselbe,  neu  herausgegeften  mit  Ein- 
Iritung  und  Anmerkungen  r»»i  E.  ('.  K.  Gönner , 
iAmdon  1895.  —  Dasselbe,  die  ersten  ii  Kapitel,  I 
neu  gedruckt  in  der  Samvdung  Economic 
Classics.,  ed.  <1.  A*hley,  fstndon  1895.  —  Das-  , 
selbe,  f ran  tos.  Ausgabe,  I>es  principe*  de  l'fco-  \ 
vomic  ptditigue  et  de  l'impot,  traduit  de 
V Anglais,  jxir  F.  8.  Vonatancio,  arec  de*  notes 
explications  et  critigue*,  jtar  ./.  B.  Say,  2  Bde., 
lliris  1819,  2.  Aufl.,  183.1.  —  Dasselbe,  in  ge- 
kürzter Ausgabe,  neu  herausgeg.  von  I*.  Beaure- 
(jartl.  f  l'etite  bibliothegue  economigur  francaise  et 
rtrangtre,  Bd.  VII.)  -  •  Dasselbe ,  in  deutscher 
Vebrrsrtzung  ti.  d.  T.:  IHr  Grundsätze  der 
pdittKchm  Oekonomie ,  nebtt  erläuternden  und 
kritischen  Anmerkungen  ron  ./.  B.  Say.  Von 
A.  Schmidt,  Weimar  1821.  —  Dasselbe,  deutsche 
Cebersetzung  :  Grundsätze  der  Volkttcirtschaft  und 
Besteuerung,  ron  K.  Baumstark.  2  Bde.,  Bd.  1, 
l'rbrrsetzung,  Bd.  II,  Erläuterungen ,  Isipiig  < 
I88?:S8.    2.  Auflr  der  l'eberseUung  rbrndort  1877.  ' 

—  1820:  Essay  nn  the  funding  System,  in  der 
Encydopaedia  Britanniea.  —  1822:  On  pro- 
tection to  Agricxdture.  —  1822:  Sprech  on  Mr. 
Westerns  motion  für  a  Committee  to  consider  the 
effect*  produred  by  the  resumption  of  cash  pig- 


menti, delirrred  the  22  th  of  June  1822.  —  182}  : 
(Nachgelassenes  Werk:)  Plan  for  the  establuh- 
ment  of  a  national  bnnk. 

2.  Gesamtausgaben  seiner  Sehr  ift  e  n  : 
ii)  The  icorks  of  Kicardo.  With  a  notier  of  the 
life  and  irritings  of  the  auf  hör;  l»(  J.  R.  Mac 
Culloeh,  London  1846.  (Enthalt  ausser  den 
genannten  Schriften  /mit  Ausnahme,  der  speech 
on  Wettern*  motionj  noch:  «Observation*  on 
l'arliamentary  Reform.  A  manuscript  giien  Inf 
Ricardo  to  Mr  Culloeh  and  printed  by  Cutter 
in  *The  ScoUmamt  April  24,  1824,  und  »Speech 
>>n  Voting  by  Ballotu,  A  mannscript  eopy  nf 
speech  dei  irrred  by  Ricardo,  April  24,  1828, 
fand  among  his  papers  and  printed  111  » The 
Scolsman«  ,  Jahrg.  17,  1824-  —  b)  Oeuvre* 
complrte«  de  Ricardo,  Pari*  1847  (a.  u.  d.  T.: 
Odlection  de*  principau.c  eronomiste*,  Bd.  XIII), 
arec  des  notes  et  une  notüf  *ur  Li  vir  et  les 
travaiiT  de  Ricardo,  jiar  A.  Fontcy  rau  d.  — 
Dassellte,  neueste  franzö*.  Gesamtausgabe,  u.  d.  T. : 
Oeut  rc»  complctes  de  Ricardo ,  tmduitat  en 
francai*  ftar  Contttattcio  et  .1.  Fontcyraud, 
augiAentecs  de  notes  de  •/.  B.  Say.  Malthu«, 
Sttrmoudi,  Botutl,  Blanqui  etc.,  prrci'dre* 
d'une  notier  biographique  sur  la  ric  et  les  trti- 
raur  de  l'auteur,  pur  A.  Fonteyraud.  et  d'une 
prrface  par  Maurice  Block,  l'nri*  1882  (bildet 
einen  Teil  der  »Xoiirclle  collection  de*  princi- 
paur  eennomistesf.  — 

3.  Briefe,  a)  Drei  Briefe  on  the  national 
debt,  zwei  an  llacr,  Ec.  Journal  189$  f«KJ.  289 
und  einer  an  R.  Ileathfield,  bei  Palmer,  Sjteech 
on  the  State  of  the  Xation,  I8S2.  —  b)  Fünf 
Briefe  an  J.  B.  Say,  cf.  Melange*  et  Carte- 
spondance  de  J.  B.  Say,  18S8.  —  c)  Letters  to 
Malthus,  cd.  G.  ./.  Bonar ,  with  prefacc  and 
notes,  1887.  —  d)  Letter*  to  Mac  Culloeh,  ed. 
J.  H.  Holländer,  irith  prrface  aud  notes,  1895. 

—  e)  Letters  to  Ilutche*  Troicer  and  others, 
1811—1828.  Edited  by  Bonar  and  Holländer, 
1899.  — 

4.  Parlame  ntsreden.  Diese  finden  sich 
abgrdrnrkt  Itei  Hanta  rd,  Pari.  Debates,  1819 

—  1828;  besonders  zu  erwähnen  Vol.  XXXIX 
über  Cash  htyment  bill ;  Vol.  XLI:  Motion 
rrspecting  Mr.  Owen'*  plan.  Xcir  Series,  Vol.  I, 
Vol.  II,  IV.  V,  l'ol.  VI,  Agricidtural  Distress, 
Bank  nf  England,  Vol.  VIII,  corndutiet.  Vol. 
IX.    Resumption  of  cash  paymrnts  etc. 

B.  Schriften  über  Ricardo.  Ein  um- 
fassendes, erschöpfendes  Werk  über  Ricardo  giebt 
es  weder  in  deutscher  noch  in  anderer  Sprache. 
Man  ist  somit  auf  dir  Speciallitleratur  ange- 
wiesen, die  entweder  Bicardns  fahren  im  all- 
gemeinen oder  specielle,  Theorieen  kritisch  unter- 
sucht resjt.  kommentiert.  Die  zuverlässigsten 
biographischen  und  bibliographischen  Angaben 
über  Ricardo  finden  sich  bei  Mac  Culloeh, 
in  der  Eiulcituiuj  seiner  Gesambiusgabr  der 
Werke  Ricardo*  und  in  seinem  Werk  »The 
literatnre  of  Pditical  Economy«,  Iyondon  A^.J.  - 
Aus  der  sonstigen  Ricardoliltcratur  ist  herror- 
zuhrben :  A.  Adler,  Ricardo  und  Carey  in 
ihren  Ansichten  über  die  Grundrente ,  Isipziy 
]87.t.  —  Aithley,  The  rehabilitation  of  Ricardo 
in  »Economic  Journal«,  Sept.  1891.  —  S, 
Ratley,  A  critical  Dissertation  on  the  Xainre 
of  value.  Chirfly  in  reference  to  the  writings  of 
Mr.  Ricardo  aud  hi*  foltowers,  London  1825.  — 
Hain,   James  Mill,   London   188S.   —  J.  C. 

28« 
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Banfield,  Siz  Utters  t<>  Ihr  Kight  Hon.  Sir  R. 
Peel,  Hart,  bring  an  attempt  to  expo*e  thr 
tlangerou*  tendenry  of  thr  Thcory  of  Rent  ad- 
rocated  by  Mr.  Ricardo,  London  1863.  — 
Bankers  Magazine  (.Wir-  York)  Biographie«! 
Sketches:  »David  Ricardo*,  Vol.  II  (1847—48), 
p.  620 — 035.  —  Bereit*,  Vernich  einer  kritischen 
Geschichte  der  Grundrente,  Moskau  1808.  ■ — 
Blartctcood*  Edinburgh  Magazine:  Adam 
Smith  and  Ricardo,  I842.  —  Block,  Le  progre» 
dt  la  Science  Economique  depui*  A.  Smith, 
Paris  I8U0.  —  Th.  v.  Bernhard!,  Vernich 
t  iner  Kritik  der  Gründe,  dir  ßlr  grosses  und 
kleines  Grundeigentum  angeführt  werden,  St. 
Petersburg  1849.  —  Biographie  universelle,  Bd. 
.f.»,  Pari*  1861,  S.  349  ff.,  Biographie  nouveüe, 
Bd.  42,  fliris  1803,  S.  124 ff.  —  Höhm- 
Bairerk,  Kapital  und  Knpilaltint,  I,  II.  Aufi., 
Innsbruck  1900.  —  Bonar,  Philosoph}/  and  poli- 
tical  economy,  Jjundun  1893.  —  Brentano.  Die 
klassische  Nationalökonomie,  Uipzig  1888.  — 
Brougham .  Historien!  »ketche*  of  statetman 
tcho  ßourished  in  the  time  0/ 'George  III.,  IHtilad. 
1885.  —  Bemelbe,  Lire«  of  wen  of  letlers  in 
time  of  George  JH.,  Bd.  II,  I^ndon  1856.  —  T.  W. 
Butler,  A  reply  to  a  Pamphlet  publishcd  hg 
David  Ricartlo  on  Protection  to  Agriculture, 
tondtm  1821.  —  Cairneu.  Essay*  in  Political 
Economy,  London  187-1.  —  Cannan.  A  history 
of  the  theories  of  prodnetion  and  distribution  in 
englisli  political  economy  from  1770 — 1848, 
Aon (/f in  IS04.  —  II.  €'.  Ca  reu f  Principle*  of 
Social  Science,  3  vol.,  Philnd.  1877.  —  Gustav 
Cohn,  Xatinnalakonomische  Studien,  Stuttgart 
188C,  S.  Ojlff.:  *hit»aUc  und  da»  Eherne  hihn- 
getetz«.  —  Cossa,  Histoire  des  doctrines  eco- 
nomigues,  Ptri»  1899.  —  J.  Craig,  Rcmark* 
oh  »ome  fundamental  Doctrines  of  Pditicnl  eco- 
nomy,  Kdinburg  I844.  —  CromMe,  A  letter  to 
David  Ricardo,  containing  an  Analyst*  of  hi* 
Work,  on  the  J)epreciation  of  Hank  Xote*,  London 
1817.  —  Mac  Cutloch,  Treatise*  and  Essais 
»in  sitbjeel*  connected  with  Economiral  Pdicy  ; 
with  biographical  skttche*  <>f  <}ue*nay,  A.Smith 
and  Ricardo,  Edinlmrgh  1853.  —  Hietinn- 
naire  de  l'Eccaxomie  politique  fron  t'oqvelin 
und  GniUaumin),  Paris  1853.  Art.  Ricardo 
tun  Garnier.  —  youreau  I)  i  et  ion  naire 
d'i'conomie  jmlitique  (von  fcon  Say  und  t'hailley), 
Pili»  1892.  Art.  Ricardo,  ron  Vulal-Xaquet.  — 
Dictionary  of  PMlical  Economy  (ed.  by 
Jnglis  Ptlgrave).  Art.  Ricard'),  v>n  J.  D.  Roger*. 
- —  Dictionary  of  Xational  Biograph;/.  Art. 
Ricartlo,  von  Leslie  Stephan.  —  IMeht.  Die 
Grundrententheorie  im  iik.  Si/stem  von  Karl 
Marx,  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,   III.  F.,   Bd.  17. 

—  Herselbe,  fetter  die  Frage  der  Einführung 
beweglicher  Getreidezölle,  ebendort  Bd.  19.  — 
IHetzcl,  Theoretische  Sozialökonom  ir ,  Leipzig, 
S.  200  ff.  —  Dunbar,  The  Renetinn  in  Political 
Economy  in  (fitartrrly  Journal  of  Economic*,  Vol. 
I,  Bo*ton  1887.  - —  Enri/cUtpacdia  Britannien,  Art. 
n  Political  economy«.  und  «Ricardo«  tun  Int/mm. 

—  R.  de  Fontenau,  Iht  rrvenu  foncier,  Paris 
1854.  —  A.  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen 
Geschichte  Engtands,  Leipzig  1881.  —Holländer, 
Souie  unpublished  letters  of  D.  Ricardo  ((/uar- 
trrly  Journal  of  Economic*,  Jena  1896).  —  S. 
IL  Horton,  The  jxtrity  of  Money»,  as  re- 
gardrd  bi/  A.  Smith,  Ricardo  and  MM,  jA>nd»n 
1S88.  —  II.  Jaeob,   A  letter  to  S.  Whitbread, 


bring  a  »equel  to  Contiderationr  on  the  pro- 
tection required  by  British  Agriculture ;  to  which 
are  added  remark*  on  the  pubtication*  of  Mi. 
Ricardo,  IMnd»H  18F,.  —  Jeron*,  Thcory  of 
I'olilical  Economy,  S.  Au/.,  London  1888.  — 
II.  Jetnmet ,  (Hnerrations  on  Mr.  Ricanltr* 
IVinriples  of  political  economy  and  taxation.  (In 
the  Pumphlcteer,  Vol.  XXVII,  London  181.1.)  — 
Ingram,  History  of  PoL  economy,  Edinburgh 
1888.  —  R.  Jone»,  Essai  on  the  Distribution 
of  uealth,  hmdon  1881.  —  Knien,  Geld  und 
Kredit,  2  Bde.,  Berlin  1878J79,  IL  Bd.,  S.  317\87. 

—  A.  M.  L.,  Rittirdo*  Exchange  Remedy.  — 
Leckie,  Rerieir  of  the  proceding*  of  the 
rommittre  of  thr  house  of  Common*  on  bankt  of 
i*sur  I840.  —  Itentelbe,  An  inquiry  into  thr 
effects  of  thr  Bank  restriction  and  the  ehange* 
in  the  ralur,  with  an  exatninution  of  the  leading 
prinriples  in  the  work  on  pol.  er.  of  D.  Ricardo, 
1841.  —  Lener,  Untersuchungen  zur  Geschieht'- 
der  Xationalokonomie,  1881.  —  Jatne*  MM, 
Xrkr<d»g  Ricardos  in  »Morning  ChroniHe«,  Sept. 
1823,  und  in  »Annual  abituary«,  18S3.  — 
»lohn  Stuart  MM.  Vhapters  on  Sorialism. 
Fortnightly  Review,  Vol.  XXV,  London  1829. 

—  Xlrholnon.  Tenant'*  Gain  not  Landlord' s 
los*,  Edinburgh  1883.  —  Th.  Paget,  A  letter 
nddrtssed  to  D.  Ricardo,  on  the  true  pnnrijAr 
of  the  late  depreriation  in  the  currency,  London 
1822.  --  Patten,  Malthu*  and  Ricardo,  Balti- 
more 1889.  —  Derttellte,  The  Interpretation  of 
Ricardo  ((/uarterly  Journal  of  Economic*,  April 
1893).  -  Iiernelbe,  The  Derelopment  of  Eng- 
lish  thaught,  Xew-  York  1899,  p.  303—311.  — 
l'inment,  Leiters  to  IL  Ricardo  in  answer  ti- 
li is  speech  of  the  7h  of  March  1821,  London  1821. 

—  Porter,  Xckrolog  Ricardo*  in  the  u Benny 
Cyclopacdin«,  hmdon  1823.  —  Pomett,  The 
Ricardian  theory  of  rent ,  London  1888.  — 
Prlngnheim,  Die  Rimrtioaehe  Werttheorie  im 
Zusammenhange  mit  den  Lehren  über  Kapital 
und  Grundrente,  Bretlou  1883.  —  He  Ouincey, 
Jjrgic  of  pol.  economy,  Edinburgh  1894-  —  lier- 
setbe,  Itialogue*  of  three  tcmplirs ,  London 
Magazine  I824.  —  John  Rae,  ConUmporary 
Sorialism,  lsmd»n  1891.  —  Remark*  on  certain 
modern  theories  rrspecting  rent*  and  priers, 
hmdon  1827.  —  ./.  S.  Reynoldn,  /VwrtiV«/ 
Observation*  on  Mr.  Ricardo'*  Principle*,  London 
1822.  —  Rodbertun ,  Xur  Beleuchtung  der 
sozialen  Frage,  I,  2.  und  3.  sozialer  Brief  an 
f.  Kirchmann,  enlhtdlend  eine  Widerlegung  der 
Rieaiilo*chen  und  Ausführung  einer  neuen 
Grundrtntcntheurie ,  Leipzig  1875.  —  J.  C. 
Roh»,  An  rxamination  of  the  opinions  maintained 
in  the  principle*  of  D.  Ricardo,  London  1827. 

—  SehOller,  JHe  klassische  Xatumalökonomir 
und  ihre  Gegner,  Berlin  1896.  —  Hernelbe, 
Die  Wirtsrhafttrptditik  der  hi*tori*chen  Schule, 
Berlin  1899.  —  Sinclair.  Ansirer  to  a  trart 
rerently  jiublithed  by  D.  Ricardo,  an  protection 
to  Agriculture,  Edinburgh  1822.  —  Verrijn 
Stuart,  Ricardo  en  Marx,  Haag  1890.  —  Thon*  an 
Smith,  A  reply  to  Mr.  Ricardo'*  I'ropotal*  for 
an  Economiccd  Currency,  London  1816.  — 
Th.  P.  Thompson,  T/ic  truc  theory  of  rent 
in  Opposition  to  Mr.  Ricardo  and  other*,  9th 
ed.,  London  18,12.  —  Derselbe,  In  »the  pam- 
phlctrrr«.  Vol.  XXVII,  London  1813:  »An  ex- 
Position  of  failacic*  etc.  —  r.  Thünen,  Her 
i*olirrtr  Staat,  lid.  1.  1820,  Bd.  2,  1850.   —  C. 
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H.  Todd,  The  uurarned  increment:  obterrntiom 
an  Ricardo'*  Thtory  of  rent,  J^ondon  1SH6.  — 
Ii.  Torren«,  A   Comparaticc  ettimatc  vf  the 
effectt  which  a  eontinuunce  and  a  remoeat  of  the 
reMtrietion  upon  Cagh  payment*  arr  retpectieely 
ralrulated  ta  produce ;   with  stricturei  an  Mr. 
Ricardo'  t  propotttl  for  ahtainina  a teeure  currency, 
London  1819.  —  Trunk,  Geschieht*  und  Theorie 
der  J*ehre  ran  der  Grundrente,  in  den  Jahrb.  f. 
Xat.  u.  Stat.,  Bd.  6  OtfW)  und  IS  <1S6#).  — 
Turner,  Contideratiun*  upon  the  agriculture  etc. 
with  ohttrratüms  an  the  jHttnphlet  &y  D.  Ricarda, 
rntitUd  pmtecthm  to  Agriculture ,  Landau  1MU.  ( 
—  n'eat,   frier  of  i-om   and  vage*  of  hibor  ;  : 
with   Observation*   upon  [hr.  Smith'*,   Ricarda'*  | 
und    Malt  hu»'    doctrines    u/hui    these    subjeds,  j 
Landau  181t>.  —  SAuckerkandl,  Zur  Theorie  [ 
de*  Freitet,  Leipzig  1SS0,  S.GTff.,  IM  ff.,  2».ltf.  : 

K.  Mehl,  i 


Ricca-Salerno,  Joseph, 

wurde  am  20.  IX.  184»  in  Sanfratello  i'Sieilien) 
geboren,  studierte  in  Palermo  und  Pavia 
Staats-  und  Rechtswissenschaften,  besuchte  1877 
die  Berliner  Universität  nnd  das  damals  mit 
•lern  köuigl.  prciiss.  statistischen  Bureau  ver- 
bundene statistische  Seminar.  Er  habilitierte 
sich,  narh  Italien  zurückgekehrt,  1878  als 
Lehrer  der  Finanzwissenschaft  an  der  Univer- 
sität zu  Pavia,  wurde  1879  daselbst  ausser- 
ordentlicher ProfesBor  der  Finanzwissenschaft, 
ging  18H)  als  ordentlicher  Professor  der  Natio- 
nalökonomie an  die  Universität  von  Moden»  und 
1891  iu  gleicher  Eigenschaft  an  die  Universität 
zu  Palermo. 

Wie  als  Schriftsteller,  so  hat  »ich  Ricca- 
Salerno  auch  als  Dozent  ausgezeichnet.  Aus 
seiner  Schule  gingen  u.  a.  Graziani  und 
Oonigliani,  die  zu  ileu  tUcbtigsten  unter  den 
jüngeren  Nationalökonomen  gerechtiet  werden, 
hervor. 

Er  veröffentlichte  an  Staats wissenschaftlichen 
Schriften  a)  in  Buchform:  Sulla  Teoria  del 
•  apitale,  Milano  1877.  —  Teoria  generale  dei 
Prestiti  pubblici,  Milano  1879.  —  Storia  dclle 
Dottrine  tinanziarie  in  Itulia,  Koma  1881,  2» 
E<1.  Palermo,  A.  lieber,  18W.  Erschien  zuerst 
in  den  „Memorie  della  R.  Accademia  dei 
Lincei-*).  —  La  Teoria  del  Valore  etc.  nelle 
Stesse  Memorie,  Koma,  1890.  Manuale  di 
Scienza  delle  Finauze,  Firenze  1888.  --  Le 
Entrate  ordinarie  dello  Stato  —  Finauze  locali ; 
im  IX.  Bd.  de*  Trat  tat»  di  Diritt«  Ammi- 
nistrativo;  Milano.  Societa  Libraria,  1897—98. 

La  Teorio  del  Salario  uella  Storia  delle 
dottrine  e  di  Fatti  economici,  Palermo,  A. 
Keber,  1900. 

b)  iu  Zeitschriften  und  periodi- 
schen Werken  und  zwar:  1.  im  Giornale 
degli  Economisti:  Del  Salario  e  delle  sue 
leggi  (1879).  Oggetto  e  conipito  delia  Scienza 
delle  Finanze  (1879).  Xuove  dottrine  sistema- 
tiche  nella  Scienza  delle  Finanze  (1887).  —  Le 
dottrine  tinanziarie  in  lnghilterra  tra  la  fiue 
del  secolo  XVII  e  la  prima  meta  del  XVIII 
il888).  Protezionismo  e  lihero  scambio  nei 
paesi  vecebi  e  nei  nuovi  (1891).  —  2.  Im  An- 


ntiario  dclle  Scienzc  giuridiche  poli- 
tiche  e  sociali  (hrsg.  von  0.  F.  Ferrari«) 
1880-84:  La  legge  del  Bilancio.  -  Dell'  Im- 
posta  sul  Keddito.  —  L'ussiouruzione  degli 
operai.  —  Di  aleune  qnistioni  speciali  del  Debito 
pubblico.  — 3.  Im  Archiv  io  di  Statistica: 
L'ordinamento  dell'  Im  posta  fondiaria  iu  Itnlia 
(1882).  —  4.  Im  Bulletin  de  l'Institut 
international  de  Statistique:    La  De- 

fressione  indnstriale  in  Europa  e  negli  Stati 
niti  di  America  (1886).  —  II  Debito  pubblico 
in  Europa  e  negli  Stati  I  niti  di  America 
(18881.  —  5.  In  der  Xuova  Antologia:  La 
legislazione  internaziouale  del  lavoro  (1890>.  — 
La  trasformazione  storica  dei  tributi  in  Europa 
e  in  America  (1891).  —  La  Quistioue  delle  otto 
ore  di  lavoro  in  lnghilterra  (1891).  —  Le  con- 
troversie  del  Socialismo  iu  lnghilterra  (1891). 
—  Le  Kiforme  tribntarie  in  Prüssia  (1891).  — 
La  (Jnistione  bancaria  in  lnghilterra  (1892).  — 
II  Servizio  di  Tesorerin  e  lc  Bauche  (1892|.  — 
6.  Im  Finanz archiv  (brsg.  von  Schanz): 
Die  Keform  der  iudirekten  Steuern  in  Italien 
(1.  Bd.).  —  Die  neue  Regelung  der  Grundsteuer 
in  Italien  (II.  Bd.).  —  7.  Im  Oircolo 
(i  i  u  r  i  d  i  c  o :  Sullo  stato  preaente  della  Economia 
Politica  (1892). 

Sowohl  in  den  hier  genannten  Zeitschriften 
wie  auch  in  anderen  tinden  sich  noch  kleinere 
Abhandlungen  aus  Ricca-Saleruos  Feder,  dio 
jedoch  hier  zu  nennen  zu  weit  führen  würde. 


Vgl.  tiber  Ricca-Salerno:  v.  Schul- 
l  e  r  n  -  S  (•  h  r  a  1 1  e  n  h  o  f  e  n  .  Die  t  heoretischo 
Nationalökonomie  Italiens  in  neuester  Zeit, 
Leipzig  1891.  Of.  vor  allem  S.  54  ff.  - 
Introdnzione  allo  studio  dclP  Economia 
3.  ed.,  Milano  1892.    Of.  vor  allem 


0  o  s  s  a 
politica 

S.  525. 


ff«/. 


Ricci,  Lodovico, 

geboren  im  Herzogtum  Modeiia  1742,  studierte 
im  dortigen  Jesuitcnkollegiuni  uud  wurde  1772 
vom  Herzog  Franz  III.  wegen  seiner  Auszeich- 
nung in  Verwaltung  öffentlicher  Aemter  in  deu 
Ritterstand  erhoben.  Im  Jahre  1784  erhielt  er 
den  Auftrag,  das  Gemeindearchiv  zn  Modena 
zu  ordnen  uud  eineu  Plan  für  die  Reform  der 
wohlthätigen  Stiftungen  seines  Vaterlandes  aus- 
zuarbeiten. Bis  179»>  bekleidete  Ricci  dann  eine 
Stelle  im  obersten  Verwaltungsrate,  wurde  1797 
Finanzminister  der  Oisalpinischcn  Republik  und 
starb  in  Modena  im  Jahre  1799. 

In  dem  oben  erwähnten  Plane  Riccis  Uber 
die  Reform  der  wohlthätigen  Stiftungen  Modenas 
fSulla  riforma  etc.  s.  u )  behandelt  er  nach 
Pecchio  (Ooquelin  s.  u.,  S.  534)  das  Thema 
der  Armenpflege  und  der  Wohlthätigkeitsan- 
stalten  in  einer  solchen  generellen  Weise,  das» 
dem  Werke  ein  allgemeines  nnd  dauerndes  In- 
teresse innewohnt.  Nach  Ingram  (s.  u.) 
schildert  er  in  diesem  Werke  eingehend  die 
üblen  Folgen  einer  unterschiedslosen  Beihilfe, 
welche  sowohl  eine  Vermehrung  des  Elcudes 
nach  sich  ziehe,  das  sie  entfernen  wolle,  als  < 
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sittlichen  Charakter  der  Bevölkerung  erniedrige. 
Insbesondere  legt  er  die  mit  Wöchnerinneu- 
hospitalen und  Findelhäusern  verknüpften 
Missbräuche  dar.  Bei  diesen  Ausführungen 
zeigt  sich  Ricci  in  Bezug  auf  die  Bevölkerungs- 
lehre als  ein  Vorläufer  von  Malthus  (s.  a. 
Kautz  II,  8.  283),  wie  letzterer  ist  er  eiu 
Gegner  irgend  welcher  staatlichen  Fürsorge  zu 
Gunsten  der  Annen,  welche  «einer  Meinung 
noch  am  hosten  der  freiwilligen  Privatwohl- 
thätigkeit  zu  überlassen  sind.  AuchBlauqui 
(s.  ii.)  nennt  Ricci  den  Repräsentanten  der 
Ideeen  Godwins  und  Malthus'  in  Italien.  Nach 
dem  kompetenten  Urteile  »eines  Landsmannes 
Cossa  (s.  Cossa- Moormeist  er,  S.  158)  würde 
Ricci  vielleicht  auch  unter  den  Finanzwirt- 
schaftsschriftstellern  eine  liervorrngende  Stel- 
lung einnehmen .  wenn  sein  den  Historikern 
der  politischen  Oekonomie  ganz  unbekannt*« 
Werk:  Dei  tribnti,  1785,  veröffentlicht  worden 
wäre. 

Pas  von  Lodovico  Ricci  Uber  die  Reform  , 
der  Wohlthätigkcitsanstalten  veröffentlicht«  i 
Werk  lautet:  Sulla  rifonna  degli  Istituti  pii 
della  cittä  di  Modena.  Modena  1787  (MI.  221t. 
—  Aussordem  führt  Bodio  in  den  „Amiali  di 
Statistica-*.  Roma  IHM),  S.  46  noch  folgendes 
Werk  von  ihm  auf:  Corografia  dei  territori  di 
Modena.  Keggio  e  degli  altri  Stati  giä  appar- 
temeiiti  ala  i'asc  dEsto.  Modena  1788. 

Vgl.  über  Lodovico  Ricci:   A.  Setti, 
Lodovico  Ricci  e  la  beneficenza  pubblica  nel 
seculo   scorso   (Niiova    Antologia,    1880).  — 
Ristauipata  da  P.  Custodi  nella  racolta  degli 
Economisti  Italiani.     Parte    Moderna.  Tomo 
XU.    Couipendiato  da  A.  Forlini.  Bologna 
1862.   —   Oet tinger.    Monitenr   des  dates, 
Bd.   4,    Dresden    1S67.    —    Coquelin  et 
(t  u  i  1 1  a  u  m  i  n .  Dictiounaire  de  l'Kconomie  po- , 
litii|iie.  Paris  1853,  II.  tome,  S.  533,  534.  — 
J.  A.  Müller,  Chronologische  Darstellung  der 
italienischen   Klassiker   der  Nationalökonomie 
etc..   Festh  1821»,  S.  56.  —  Kautz,  Theorie! 
und  Geschichte  der  Xationalökouomik  II,  Wien  J 
186'J,  8.  383.        Cossa,   Introduzione  allo , 
Studio  dell*  Kconomia  Politica,  3a  ed.,  Milano  ! 
1892,  S.  188,  189.   -  Derselbe,  Saggio-  di 
Bibliogralia   della   opere  econoiniche  Italiane 
anterior!  al  1849.    (liioruale  degli  Economisti 
1892,    Roma.)   —  Derselbe    (übersetzt  von 
Moormeister'),'  Einleitung  in  Ha«  Studium  der 
Wirtschaftslehre,  Freibnrg  i.  Br.  IHK».  8.  158. 

Ingram  (übersetzt  von  Rosehlau},  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaftslehre,  Tühiugen 
1890,  8.  102,  103.  -  Blanqui,  Histoire  de 
l'Economie  politique  en  Europe.  Paris  1882, 
8.  475.  —  v.  Muhl.  Litteratur  und  Ge- 
schichte  derStuatswissenschaften,  Erlangen  1850. , 
I.  8.  236. 

Schmidt. 


Riedel,  Adolf  Friedrich  Johann, 

geb.  zu  Biendorf  hei  Doberan  am  5.  XII.  1809, 
habilitierte  sich  1832  als  Privatdozent  der  Ber- 
liner Uuiversitüt,  wurde  1836  ausserordentlicher 
Professor  daselbst,  als    welcher  er  Kollegien 


über  Staatswissenschaften  las,  1838  Vorstand 
des  Geheimen  Ministerialarchive«.  Von  1849 — 
1855  trat  er  im  parlamentarischen  Lebeu  auf. 
wurde  1851  von  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften zu  ihrem  Mitgliede  ernannt  und  1868 
zum  »Historiographen  der  Brandeubnrgiscben 
Geschichte".    Er  starb  zu  Berliu  am  8.  IX.  1872. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  und 
historischen  Schriften  seien  die  nachfolgenden 
genannt:  Die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  125(1 
oder  historische  Beschreibung  der  braudenburgi- 
schen  Lande  und  ihrer  politischen  und  kirch- 
lichen Verhältnisse  um  diese  Zeit.  (  Preisschrift  i. 

2  Teile,  Berliu  1831— 32.  —  Diplomatische 
Beitrüge  zur  Geschichte  der  Mark  Brandenburg 
und  ihrer  angrenzenden  Länder,  1.  Teil,  Berliu 
1833.  -  Magazin  des  Provinzial-  und  statutari- 
schen Rechtes  der  Mark  Brandenburg  und  des 
Herzogtums  Pommer»,  3  Bde..  Berlin  1837—39. 

—  Nationalökonomie    oder  Volkswirtschaft, 

3  Bde..  Berlin  1838,  1*39  und  1842.  -  Codex 
diplomaticus  Brandenburgensis,  oder  Geschichte 
der  Städte,  Klöster,  adligen  Familien,  Burgen 
und  Schlösser  der  Mark  Brandenburg.  Samm- 
lung von  l'rkunden  und  i'hrouiken.  36  l^uart- 
hände  und  5  Regist..  Berlin  1838 — 1869.  — 
Nachricht  vou  der  Auffindung  alter  Handschrif- 
ten des  ehemaligen  Domkapitels  zu  Havelberg. 
Aus  dem  ..Sorapeum*.  Leipzig  1810.  —  Die 
Erwerbung  der  Mark  Brandenburg  durch  das 
luxemburgische  Haus,  1840  —  Geschichte  der 
auf  Befehl  Sr.  Majestät  des  Königs  Friedrich 
Wilhelm  III  wiederhergestellten  Klosterkirche 
des  ehemaligen  Dominikauemiöiichsklosters  zu 
Ncn-Kuppin.  Hrsg.  von  Dr.  Kampe,  Neu- 
Ruppiu  1842  —  Die  Domänen  und  Forsten. 
Gruben,  Hütten  und  Salinen  des  preußischen 
Staates.  Berlin  1849.  —  Zehn  Jahre  aus  der 
Geschichte  der  Ahnherren  des  preussischeu 
Königshauses.  Das  Aufsteigen  des  Burggrafen 
Friedrich  VI.  von  Nürnberg  zur  kurfürstlichen 
Würde  und  zur  Reichsstatthalterschaft  in 
Deutschland,  Berliu  1851.  Graf  Rudolf  von 
Habsburg  und  Burggraf  Friedrich  von  Nürn- 
berg in  ihren  Beziehungen  zu  einander,  Ber- 
liu 1853.  Die  Ahnherren  des  preussiseben 
Königshauses  bis  gegen  Ende  des  13.  Jahrb., 
Berlin  18ä4.  —  Geschichte  des  preussischen 
Königshauses,  2  Bde ,  Berlin  1861.  —  Die  Ver- 
bindung der  Sta«lt  und  Herrschaft  Tenpitz  mit 
dem  brundeiiburgisch-prcussischeu  Staate,  1862. 

Die  Geschichte  des  schlossgesessenen  adligen 
Geschlechtes  von  Bismarck  bis  zur  Erwerbung 
von  Crevese  und  Schönhausen,  1866.  —  Der 
brandcnhnrgisoh-preussische  Staatshaushalt  in 
den  beiden  letzten  Jahrhunderten.  Berlin  1866. 

—  Leber  die  Pflege  des  Obstbaumes  in  der  Mark 
Brandenburg,  Berlin  1871. 

Riedel  war  ferner  thätig  bei  der  Gründung 
der  „Märkischen  Forschungen"  1841,  hrsg.  von 
dem  Vereiue  f.  Geschichte  der  Mark  Branden- 
burg, wie  auch  der  «Zeitschrift  für  preussische 
Geschichte  und  Landeskunde1-,  1864. 

Vgl.  über  Riedel:  Allg.  deutsche  Biogra- 
phie. Bd.  28.  S.  514.  —  Roscher,  Gesch.  d.  Nat., 


Joecf  Stammhammer. 
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Rinderpest 

s.  Viehseuchen. 


Ringe 

Unternehmer  verbat)  de. 


Rittergnt 

1.  Begriff  und  Wesen  des  R.  2.  Die  Vor- 
recht«- der  R.  3.  Die  Beseitigung  der  Vorrechte. 

1.  Begriff  und  Wesen  den  R.  Man 

gebraucht  heute  oft  das  Wort  Rittergut 
gleichbedeutend  mit  '»grossem  Landgut». 
Dieser  Sprachgebrauch  kann  jedoch  selbst 
für  die  Neuzeit,  wo,  wie  wir  sehen  werden, 
die  rechtlichen  Vorzüge  der  Kitterguter 
mehr  und  mehr  geschwunden  sind,  nicht 
als  korrekt  angesehen  wen  Ion.  am  wenigsten 
alier  für  die  Vergangenheit.  Denn  erstens 
waren  (auch  vom  ländesherrlichen  Besitz 
abgesehen)  die  Rittergüter  früher  keines- 
wegs die  einzigen  grossen  Güter,  indem 
namentlich  die  Kirche  sehr  grossen  Grund- 
besitz hatte.  Zweitens  liegt  da*  Wes4.ni  des 
historischen  Rittergutes  nicht  in  der  Aus- 
dehnung des  Areals.  Als  grosse  Ijaudgüter 
schlechthin  können  die  Rittergüter  im 
wesentlichen  nur  im  Osten  Deutschlands 
gelten  und  auch  hier  der  Hauptsache  nach 
eist  seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters. 

Der  historische  Sprachgebrauch  sieht  in 
dem  Worte  Rittergut  mir  einen  rechtlichen 
Begriff.  Ks  ist  ein  mit  bestimmten  Vor- 
rechten ausgestatteter  Besitz.  Diese  Vor- 
rechte sind  in  den  einzelnen  Territorien 
sehr  verschieden,  und  auch  innerhalb  des- 
selten  Territoriums  haben  oft  nicht  alle 
Rittergüter  die  gleichen  Privilegien.  Als 
allgemeinste  Vorzüge  lassen  sich  die  Be- 
vorzugung bei  der  Besteuerung  und  die 
Landstandschaft  bezeichnen.  Jedoch  zeigt 
sich  auch  hier  wiederum  die  Mannigfaltig- 
keit des  Rechts  der  Rittergüter,  insofern 
nämlich  in  vielen  Territorien  zwei  Klassen 
von  ritterlichen  Besitzungen,  Rittersitze, 
d.  h.  Besitzungen,  die  mit  Burgen  versehen 
sind,  und  einfache  Kittergüter  unterschieden 
werden,  von  denen  nur  die  erstere  das 
Recht  iier  Landstandscliaft  hat  und  sie  auch 
l>ei  der  Besteuerung  noch  melir  als  die 
zweite  bevorzugt  ist.  Wenigstens  für  eine 
grössere  Zahl  deutscher  Territorien  ist  diese 
Unterscheidung  nachweisbar.1)  Auch  die 
Verbindung,  in  der  so  die  ritterlichen  Vor- 
rechte mit  den  Burgen  stehen,  beweist,  dass 
man  nicht  Rittergut  als  grosses  Landgut 
auffassen  darf.    Ihre  Erklärung  finden  die 


')  G.  v.  Below,  Territorium  und  Stadt, 
S.  159  ff.  um 


und  8.  2üöff. 


Vorrechte  der  Rittergütor  iu  der  militäri- 
schen Stellung  dos  Ritterturas.    Sie  sind 
teils  Entschädigung  für-  die  ihm  obliegende 
Pflicht  des  Reiterkriegsdienstes;  teils  be- 
ruhen sie  auf  der  Anerkennung  der  mili- 
tärischen  Wichtigkeit   der  Ritterburgen.1) 
In  ersterer  Beziehung  darf  man  wohl  an- 
nehmen, dass  es  sich  ursprünglich  um  ]>er- 
son liehe  Vorrechte  der  Ritterbürtigen  han- 
delt, welche  erst  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
dinglicht   worden    sind.     Wohl    in  allen 
Territorien  siud,  früher  oder  später,  Ritter- 
gutsmatrikeln (vielfach  »Ijandtafol«,  »Ritter- 
,  zettel«   genannt)  eingeführt  worden.  Die 
!  Eintragung  in  die.*e  war  die  Voraussetzung 
I  dafür,  dass  eine  Besitzung  die  Vorrechte 
I  der   Rittergüter  geuoss.     Die  Grundsätze, 
die  bei  der  ersten  Aufstellung  der  Ma- 
i  tri  kein  massgeltend  waren,  sind  erst  zum 
kleinen  Teil  erforscht. 

2.  Die  Vorrechte  der  R.    Die  wich- 
tigsten Vorrechte,  Landtagsfähigkeit  uud  Be- 
vorzugung bei  der  Besteuerung,  sind  schon 
genannt.  In  letzterer  Beziehung  ist  zwischen 
der  alten  landesherrlichen  Steuer  —  Bede, 
Sehatz  —  und  der  landständischen  zu  unter- 
scheiden.   Von  jener  sind  sie  ganz  frei  (s.  d. 
Art.  Bede  oben  Bd.  II  S.  :»35ff.  und  Grund- 
steuer oben  Bd.  IV  S.  919):  gestritten  wird 
■  nur  darüber,  ob  die  neuen  Erwerbungen  der 
:  Ritterschaft  auch  Bedefreiheit  beanspruchen 
dürfen,  was  im  Laufe  der  Zeit  mehr  und 
|  mehr  verneint  wird.  Bei  der  laudständi sehen 
Steuer  geniessen  die  Rittergüter  zwar  eine 
sehr  weitgehende,  aber  doch  keine  voll- 
ständige Steuerfreiheit.   Meistons  verhält  es 
sich  nämlich  so,  dass  das  unmittelbar  zum 
Rittergut  gehörige  Anal  frei  bleibt,  während 
das  von  abhängigen  Bauern  bewirtschaftete 
(von    der  Bede    freie)  Land   mehr  oder 
weniger  der  Besteuerung  unterworfen  ist. 
Ferner  wird  den  Inhabern  von  Rittergütern 
Zollfreiheit  (für  die  eigenen  Produkte  resp. 
den  eigenen  Bedarf),  Freiheit  von  der  Ein- 
iiuarticrungslast,  von  dem  landesherrlichen 
Jagdregal  (in  der  Regel  freilich  mir  in  be- 
schränkter Weise),   von  den  Landfronden, 
den  Bannrechten  zugestanden.    In  Rechts- 
streitigkeiten haben  sie  (im  einzelnen  iu 
verschiedener  Begrenzung)  den  Vorzug  des 
Gerichtsstandes  vor  dem  Landesherrn.  Auch 
von  den  Gemeindelasten  sind  sie  mehr  oder 
weniger  frei.    Doch  gehört  es  keineswegs 
zum  Wesen  des  historischen  Kittergutes, 
dass  es  ausserlialb  der  Dorfgemeinde  steht : 
es  ist  vielmehr  regelmässig  Glied  der  Ge- 
meinde resp.  ihr  übergeordnet.    Der  Frei- 
heit von  jenen  Pflichten  entspricht  der  Be- 
sitz gewisser  Rechte,  z.  B.  der  Freiheit  von 
dem  Jagdregal  das  ritterliche  Jagdrecht,  der 

l)  Näheres  hierüber  «.  oben  Bd.  I  S.  48 
(Art  Adel). 
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Freiheit  von  den  Bannrecliten  das  Mühlen- 
bann recht  und   die  Braugerechtigkeit  der 
Rittergüter.  In  sehr  vielen  Territorien  haben 
nur  Ritterbürtige  die  Befugnis  zum  Erwerb 
von  Rittergütern,  und  mitunter  hat  sich 
dieses  Recht  sogar  zu  einem  ritterschaft- 
liehen Retraktreeht  verdichtet.  In  den  Terri- 
torien, in  welchen  Nicht'ritterbürtige  Ritter- 
güter erwerben  dürfen,  steht  ihnen  doch 
nicht  die  Ausübung  aller  Vorrechte  der 
Kittergüter  zu,  so  namentlich  nicht  die  der 
Ijandstandschaft  und  des  Jagdrechts.  Nicht  ' 
zum  Begriff  des  Ritterguts  kann  man  den 
Besitz  der  grundherrlichen  Gerichtsltarkeit 
rechnen,    da   einerseits    keineswegs  alle 
Rittergüter  sie  haben  und  andererseits  die 
Mehrzahl    der    grundherrlichen  Gerichte 
nicht  in  der  Hand  der  Ritterbürtigeo,  son- 
dern der  Kirche  und  der  Landesherren  ist. 
Doch  haben  immerhin  sehr  viele  Rittergüter 
Gerichtsbarkeit  über  die  abhängigen  Bauern 
besessen,    in  den  einzelnen  Ijandsehafton 
Deutschlands  in  verschiedener  Zahl.  Am 
verbreitotsten  ist  die  grundherrliche  Gerichts- 
Itarkeit  und,  mit  ihr  verbunden,  die  Polizei- 
strafgewalt der  Rittergüter  im  <  >sten  Deutsch- 
lands, im  kolonisierten  Slawetdand  gewesen. 
Hier  erhielt  sie  seit  dem  16.  Jahrhundert 
noch  erhöhte  Bedeutung,  indem  einmal  die 
grundherrliche  Gewalt  durch  landesherr- 
liche Konzcssionen  eine  Erweiterung  erfuhr 
und  sodann  infolgt1  der  durch  die  Refor- 
mation herbeigeführten  Säkularisationen  Lan- 
desherren und  Ritterschaften  einen  grossen 
Teil  des  bisherigen  Kirehengutes  an  sich 
zogen,  so  dass  jetzt  für  diese  Gegenden  im 
allgemeinen  wohl  der  Satz  gelten  konnte, 
dass  (abgesehen  von  den  landesherrlichen 
Domänen)  die  Rittergüter  die  Güter  mit 
grund-  resp.  gutsherrlicher  Gerichtsbarkeit 
seien.  Aus  der  erwähnten  seit  dem  IG.  Jahr- 
hundert eintretenden  Erweiterung  der  grund- 
resp.  gutsherrlichen  Gewalt  erklären  sich 
die   umfangreichen    Frondienste    der  ab- 
hängigen Bauern.    Sie  fehlen  auch  in  Alt- 
deutschland nicht,  sind  aber  hier  weniger 
bedeutend.    Die  wichtigsten  Leistungen  der 
abhängigen  Bauern  in  Altdeutschland  sind 
Zinse  und  Abgaben  beim  Besitzwechsel  (wie 
dem  Todfall).  —  Seit  der   Bildung  von 
Kreisverbänden,  also  inBrandenburg- Preussen 
seit   dem    17.  Jahrhundert,   tritt   zu  «lern 
Recht  der  Ijandstandschaft  das  der  Kreis- 
standschaft. 

Gewiss»'»  Güb'r,  deren  Inhaber  ebenso 
wie  die  der  Rittergüter  zum  Reiterkriegs- 
dienst verpflichtet  sind,  haben  doch  von 
den  wichtigsten  Vorrechten  der  Rittergüter 
«bis  eine,  die  Landstandschaft,  gar  nicht 
und  auch  die  Stetlerfreiheit  nicht  in  dem 
Mass»*  wie  jene.  Es  sind  dies  die  Be- 
sitzungen, welche  »Freigüter«  (von  der  Frei- 
heit von  der  Bede  so  bezeichnet),  vSattel- 


güter*  genannt  werden.  Aus  dem  alten 
Ordenslande  Preussen  lassen  sich  wohl  die 
sogenannten  »kßlmischen  Güter«,  wenn  mau 
von  ihrem  besonderen  Ursprung  absieht,  in 
gewissem  Sinne  hierhin  rechnen. 

3.  Die  Beseitigung  der  Vorrechte. 
Im  vorstehenden  ist  das  historische  Ritter- 
gut, d.  h.  das  Rittergut,  wie  es  im  wesent- 
lichen bis  zur  Wende  des  IN.  Jahrhundeits 
bestand,  geschildert.  Nun  hatte  schon  der 
Staat  des  Absolutismus  mit  wichtigen  Sonder- 
rechten (z.  B.  dem  Indigenatsrecht)  aufge- 
räumt, und  er  hatte  auch  bereits  in  die 
gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  einge- 
griffen. Alter  gerade  die  speeifischen  Ritter- 
gutseigensehafton  hatte  er  bestehen  lassen. 
Von  Umwandlungen  in  dieser  Beziehung 
Hessen  sich  nur  etwa  die  Einführung  von 
Ritterpferdegeldern l)  (statt  des  bisher  ge- 
forderten Reiterkriegsdienstes)  und  die  prak- 
tische Ignorierung  der  landständischen  Ver- 
fassung, die  doch  in  der  Theorie  meistens 
fortbestand  (weshalb  auch  die  Lindstand- 
schaft  der  Rittergüter  juristisch  ihre  Be- 
deutung behielt),  nennen.  Im  übrigen  hat 
!  j«'denfalls  erst  das  19.  Jahrhundert  das 
:  historische  Rittergut  in  seinen  wesentlichen 
I  Eigenschaften  Iteseitigt.  Die  Ijetrcffendon 
Massregeln  sind  zum  grossen  T«*il  schon  in 
anderen  Artikeln  des  Handwörterbuchs  dar- 
gestellt worden.  Vgl.  die  Arft.  Bauern- 
befreiung (orten  Bd.  II.  S.  343  ff.),  Grund- 
besitz (Bd.  IV,  S.  703 ff.),  Grundsteuer 
(Bd.  IV,  S.  92>  ff.),  Jagd  und  Jagdrecht 
(Bd.  IV  S.  1299 ff.  u.  1304 ff.),  Steuer.  Wir 
heben  hier  nur  einige  Momente  hervor,  welche 
den  Charakter  des  historischen  Rittergutes 
am  unmittelbarsten  berühren,  nämlich :  die 
Beseitigung  der  Kreis-  und  Ijandstandschaft. 
die  der  Steuerfreiheit  und  die  Regelung  des 
Verliältnisses  der  Rittergüter  zu  den  Dorfge- 
ineinden. 

A.  In  der  Zeit  des  Absolutismus  hatte, 
wie  angedeutet,  die  Ijandstandschaft  keine 
erbebliche  Bedeutung.  Im  19.  Jahrhundert 
wurden  die  ständischen  Einrichtungen  je- 
doch wieder  aufgefrischt.  So  erging  in 
l'reussen  —  um  das  namliafteste  Beispiel 
zu  wählen  —  das  Gesetz  wegeu  Anordnung 
der  Provinzialstände  vom  5.  Juni  1x23, 
welches  denselben  eine  feste  Organisation  gab. 
Da  es  die  Provinzialversnmmlungen  aus  den 
vier  Ständen  der  Fürsten  (und  Standes- 
herren), der  Ritterschaft,  der  Städte  und 

')  Znr  Ergänzung  <ler  bekannten  Nach- 
richten ans  verschiedenen  Territorien  über  diesen 
Punkt  (vergl.  z.  B.  Histor.  Zeitschr.  64,  S.  216 ff.) 
nei  hier  Hoch  verwiesen  auf  die  anonyme  Publi- 
kation: Akteninässige  Beiträge  tur  Geschichte 
des  Lehndienstes  iu  den  Ländern  Jülich  und 
Berg,  in  Ii.  v.  Ledeburs  allg.  Archiv  für  die 
Geschichtsknnde  des  prenssischen  Staates.  Bd.  3. 
Berlin  1830. 
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der  Landgemeinden  bestehen  Hess,  so  er- 
hielt damit  die  I>andstandsehaft  der  Ritter- 
güter neue  Wichtigkeit  Die  gleiche  Wir- 
kung harten  die  in  den  Jahren  1825 — 1828 
für  die  einzelnen  Provinzen  erlassenen  Kreis- 
ordnnngen.  Es  ist  jedoch  nicht  mehr  — 
wenigstens  liegrifflich  (wenngleich  thatsäch- 
lich  meistens  Ueboreinstimmung  herrscht) 
—  das  historische  Rittergut,  auf  dem  jetzt 
die  Land-  und  Kreisstandschaft  ruht  son- 
dern es  wird  jetzt  im  wesentlichen  Ritter- 
gut mit  grossem  I^andgnt  identisch  gefasst. 
Es  wird  ein  geringstes  Mass  verlangt,  das 
ein  Rittergut  behalten  muss,  um  noch  ferner 
die  Rechte  eines  Rittergutes  zu  gemessen.1) 
Eine  vollständige  Umwandlung  brachten 
die  Kreisordnung  von  1872  und  die  Pro- 
vinzialordnung  von  1875  (mit  den  Nach- 
tragen von  1881— INS!)).  Die  neue  Pro- 
vinzialordnung  hat  das  Prineip  der  ständi- 
schen Gliederung  für  die  unmittelbare  Bil- 
dung der  Proviiiziallandtage  gänzlich  ver- 
lassen und  es  nur  insofern  noch  mittelbar 
beibehalten,  als  die  Kreistage  die  Wahlen 
zum  Proviiiziallandtage  vornehmen  und  diese 
selbst  auf  ständischer  Gliederung,  wenigstens 
auf  Interessengruppen  —  Grossgrundbe- 
sitzer, Städte,  LuHlgeineindeii  —  beruhen. 
Das  Kriterium  der  Zugehörigkeit  zum  Ver- 
bände der  grossen  Grundbesitzer  besteht 
aber  nicht  etwa  in  der  Eintragung  in  eine 
Rittergutsmatrikel,  sondern  der  Hauptsache 
naeh  in  der  Entrichtung  eines  Betrages  von 
mindestens  7f>  Thalern  an  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer. GCiter,  welche  nicht  diese 
(Qualifikation  besitzen,  gehören  zum  Wahl- 
verband der  Landgemeinden,  auch  wenn  sie 
alte  Rittergüter  sind.-')  Damit  ist  an  die 
Stelle  des  Rittergutes  im  historischen  Sinne 
dess  Wortes  der  Großgrundbesitz  getreten. 

B.  In  den  westlichen  Provinzen,  welche 
der  preussisehe  Staat  seit  dem  Wiener 
Frieden  besitzt,  war  schon  vorher  das  fran- 
zösische Grundsteuerkataster  mit  seiner  jede 
Exemption  beseitigenden  Gesetzgebung  ein- 
geführt worden,  resp.  es  hatte  für  neue 
Grundsteuereinrichtungen  als  Muster  ge- 
dient. Die  Sonderstellung  der  Rittergüter 
betreffs  der  Grundsteuer  in  den  östlichen 
preussisehen  Provinzen  wurde  durch  das 
G.  v.  21.  Mai  18»il,  («treffend  die  ander- 
weitige Regelung  der  Grundsteuer,  beseitigt. 
In  diesem  Zusammenhang  mag  auch  der 
Güter  der  Standesherreti  gedacht  werden, 
die  durch  die  Mediatisierungen  am  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  eine  ähnliche  (nur 
noch  vorteilliaftere)  Stellung  wie  die  Ritter- 


güter erhalten  hatten.  Die  Grundsteuer- 
freiheit der  Standesherren  ist  in  Preussen 
im  Jahre  1893  aufgehoben  worden  (gegen 
Entschädigung). 

C.  Wie  früher  erwähnt  staud  das  his- 
torische Rittergut  keineswegs  ausserhalb  der, 
Dorfgemeinde.  Wohl  aber  besassen  sehr 
viele  —  im  östlichen  Deutschland  die 
meisten  —  Rittergüter  die  Herrschaft  über 
abhängige  Bauernwirtschaften  ;  —  nicht  alle, 
da,  wie  ebenfalls  bemerkt,  viele  Rittergüter 
ohne  jede  grundherrliche  Gerichtsbarkeit 
waren.  Nun  wurden  am  Ende  des  18. 
resp.  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts durch  die  Bauernbefreiung  und  die 
Regulierungen  einerseits  die  Unfreiheit  und 
die  privatrechtliche  Abhängigkeit  der  bäuer- 
lichen Besitzer  von  dein  Grund-  resp.  Guts- 
herrn aufgehoben  und  andererseits  die  Land- 
geineinden aus  dein  gutsherrlicheu  Verbände 
ausgeschieden.  Durch  die  Regulierungen 
entstanden  somit  der  selbständige  Gutsbezirk 
als  Horrseliaftsgebiet  und  die  ljandgemeiude 
als  besonderer  Kommunalverband.1;  Aber 
damit  waren  die  öffentlichen  Rechte 
des  Gutsherrn  über  die  Landgemeinde  nicht 
beseitigt  worden.  Der  Gutsherr  blieb  nach 
wie  vor  die  Ortsobrigkeit  nicht  bloss  für 
seinen  Gutsbezirk,  sondern  auch  für  die 
Landgemeinde,  die  früher  zu  der  Gutsherr- 
schaft  gehört  hatte.  Am  Rhein  und  in 
Westfalen  enthob  jetloch  schon  die  fran- 
zösische und  die  ihr  analoge  Gesetzgebung 
der  Gebiete  von  Betg.  Hessen  und  des 
Königreichs  Westfalen  die  Rittorgüter  so- 
wohl der  bürgerlichen  als  der  Polizeistraf- 
gerichtsbai keit.  In  den  6  östlichen  Pro- 
vinzen dagegen  blieb  die  Gerichtsbarkeit 
der  Gutsherren  einstweilen  Ivstehen,  bis 
die  V.  v.  2.  Januar  1841)  und  das  G.  v.  26. 
April  ISöl  die  Patrimonialgerichtsliarkeit  in 
Civil-  und  Strafsachen  und  zugleich  den 
eximierten  Gerichtsstand  der  Rittergüter  auf- 
hoben. Die  gutsherrliche  Polizei  Verwaltung 
wurde  sogar  erst  durch  die  Kreisordnung 
vom  Ii.  Dezember  1H72  beseitigt.  Land- 
gemeinden und  Gutsbezirke  wurden  jetzt 
als  Ortspolizeibezirke  in  den  Amtsbezirken 
vereinigt  und  in  dem  Amtsbezirke  einem 
Amtsvorsteher  die  Handhabung  der  Orts- 
polizei  als  Ehrenamt  übertragen. 

So  ist  denn  heute  die  einzige  rechtliche 
Einrichtung,  welche  m»ch  au  das  alte  Ritter- 
gut erinnert,  der  selbständige  Gutsbezirk. 
Aber  gerade  sie  hängt  mit  dem  historischen 
Rittergute  nicht  unmittellmr,  sondern  nur 


')  S.  die  Zusammenstellung  in  dem  unten 
anzuführenden  Werke  von  Meitzen,  I,  S.  n4U. 

•)  Vgl.  hierzu  E.  v.  Meier  in  F.  v.  Holtzen- 
dorffs  Encvklopädie  der  Rechtswissenschaft.  5. 
Ann.  (Leipzig  1890),  S.  118öff.  und  1205ff. 


')  In  den  östlichen  Provinzen  Preussens 
sind  freie  Landgeraeinden  dadurch  Überhaupt 
erst  geschaffen  worden  (abgesehen  von  den  sog. 
kulnuMchen  oder  kolmischen  Dörfern  im  ehe- 
maligen Ordenslande  Preussen),  im  übrigen 
Deutschland  wenigstens  sehr  viele  Landgemein- 
den dadurch  frei  geworden. 
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insofern  zusammen,  als  das  letztere  gleich- 
falls von  manchen  oder  auch  allen  Listen 
der  Dorfgemeinde  l>efreit  war  (jedoch  nicht 
getrennt  neben  ihr  stand).  L'ebrigens  ist 
die  Zahl  der  selbständigen  Gutsbezirke,  wie 
das  schon  in  dem  Gesagten  angedeutet  ist. 
nach  den  Ijandesteilen  sehr  verschieden.1) 
In  der  Rheinprovinz  fehlen  sie  ganz:  in 
Westfalen  kommen  sie  nur  vereinzelt  vor; 
auch  in  Hessen-Nassau  und  in  Hannover 
sind  sie  ohne  grosse  Bedeutung.  Die  meisten 
Rittergüter  befinden  sich  hier  im  Gemeinde- 
verbande. Der  eigentliche  Standort  der 
selbständigen  Gutsbezirke  sind  die  östlichen 
Provinzen.  In  der  letzten  Zeit  hat  sich 
aber  auch  in  diesen  ihre  Zahl  etwas  ver- 
mindert und  winl  sich  weiter  vermindern, 
naehdem  durch  die  Lindgomeindeordnutig 
v.  3.  Juli  1S01  die  Einbeziehung  von  selb- 
ständigen Gutsbezirken  in  die  I Landgemein- 
den noch  erleichtert  worden  ist.  Da  nun 
im  I*iufe  des  10.  Jahrhunderts  die  recht- 
lichen Einrichtungen,  welche  dem  histori- 
schen Rittergute  seinen  Charakter  gegeben 
hatten,  beseitigt  worden  sind  (abgesehen 
etwa  von  dem  Institute  des  seil  •ständigen 
Gutsbezirks,  welches  die  Neuzeit  aus  reinen 
Zweckmässigkeitsgründen  in  gewissem  Um- 
fange l>t\stehen  lüsst),  so  ist  es  verständlich, 
weshalb  sich  jetzt  der  Sprachgebrauch  des 
Wortes  Rittergut  ändert,  weshalb  man  da- 
mit mehr  und  mehr  einfach  das  grosse  I,and- 
gnt  zu  bezeichnen  sieh  gewöhnt. 

Lltteratnr:  l'ebrr  das  Erbrecht  an  Rittergütern 
ist  das  Erforderliche  in  den  Artt.  Adel,  An- 
r  r  I,  r  n  recht  (oben  lld.  I  S.  4:,  ff.  Irzic.  S.  -Wff.j, 
Erbrecht,  Fi  de  i  kam  m  isse  (,,Uen  lid.  III 
S.  K6',ff'.  bezir.  S.  ftgtlff'.)  berrits  gesagt  im,- 
den.  Im  übrigen  ist  für  dir  Litterat, ir 
über  Rittergüter  auf  die  Darstellungen  de* 
deutlichen  JYiratrerhts  (woselbst  auch  ältere 
Litteraiur  notiert  ist)  zu  verweisen,  namentlich 
auf  Bender,  Eichhorn,  Oertier,  Stobbe. 
Von  Specialuntersuchungen  wären  etwa  zu 
nennen:  <l.  V.  Belou;  Zur  Entstehung  der 
Rittergüter,  in:  Territorium  und  Stadt,  S.  ff., 
München  und  Leipzig  !•*"".  —  Iternelbe,  Der 
Offen  und  der  Wetten  Lhutschlands  (der  l'rtprttng 
der  Gutsherrsrhaß),  ebenda  S.  1  ff.  —  Bornhak, 
IHe  Entstehung  de»  Rittcrgntsbcsitzes  in  den 
iMndern  östlich  der  Elbe,  Forschungen  zur  deut- 
schen Geschichte,  Bd.  £i>,  Güttingen  J.1J«;.  — 
W.  von  Brünneek,  Zur  Geschichte  des  Grund- 
eigentuuks  in  Ott-  und  Wcstprrussen  (I.  Die 
k-Amischen  Güter.  II.  Die  Jxhngütcr.  I.  Ab- 
teilung: Das  Mittelalter),  Berlin  IS'.il — 1S9Ö.  — 
Friedrich  Bülau,  Die  Bittergüter  und  ihre 
Stellung  zu  Staat  und  Gemeinde  (mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Sachsen- Wcimar-Eisrnachj,  Leipzig 
tar,7.  —  F.  Frensdorß',  Die  Lehnsfähigkeit 
der  Bürger.  Sachrichten  der  Göttinger  Gesell- 
schaft der  Wissenschaften,  philol.-histor.  Klasse, 
l*i>4,  Xr.  4-  —  V.  J.  Haun,  Bauer  und  Guts- 
herr in  Kursachsen  im  IC,  17.  und  lft.  Jahr- 


')  Vgl.  E.  v.  Meier  a.  a.  0.,  S.  1178. 


hundert,  Strastbnrg  IHUI.  Vgl.  dazu  Jahrb.  f. 
Xat.  und  Stat.  öS,  S.  Mi.  —  A.  von  Haxt- 
hausen, Dir  ländliche  Verfassung  in  den  7V» 
vinzen  Ost'  und  Weslpreussen,  Königsberg  l.Sä'J. 

—  F.  Kell,  Die  Lindgvmeindc  in  den  östlichen 
Provinzen  Fetussen*,  Leipzig  WJI>.  —  Edgar 
Loening,  iMiidgenieiiideu  und  Gutsftezirke  in 
den  östlichen  Provinzen  l'reusfrns,  Jahrb.  f.  Xat. 
u.  Stat.  5ti,  S.  I'ilff.  —  A.  Meltzen,  Der 
Boden  und  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  prrttssischen  Stallte*.  5  Bde.  (vgl.  liesonders 
I,  S.  17 ff.,  S.  '-f lff.;  IV,  S.  47 7 ff'.),  Berlin 
ISHS—1HU4.  —  K.  Fr.  Hauer,  Alphabetische, 
Xachtreis  des  in  den  preussischen  Staaten  mit 
Rittergütern  angesessenen  Adels,  ISerliii  1S.~,7.  — 
Dernelbe,  Ilandmatrikel  der  in  s-lmtliehen 
Kreisen  des  jirrussisehen  Staats  auf  Kr<  is-  und 
Landtagen    rertretenen  Rittergüter,   Berlin  1SÖ7. 

—  Vogel t  Bemerkungen  über  dir  historischen 
Grundlagen  für  die  Steuerfreiheit  der  Rittergüter 
im  Königreich  Sachsen,  Le  ipzig  ISJ-i.  Vgl.  auch 
F.  v.  Raumer,  Vermischte  Schriften,  lld.  III, 
Leipzig  M4,  s-  Hif-  «•  «•  Belau: 


Robbenfang 

im  Behringmeere. 
Die  Pelzroblten  (pln»pies  ä  fourrure,  für 
seals)  sind  Wandertiere,  die  im  Frühjahr 
nach  Norden  ziehen  und  an  Inseln  oder 
einsamen  Küsten  ans  Ijind  gehen.  Dort 
werfen  die  trächtigen  Weibchen  ihre  Jungen 
(meist  drei),  säugen  sie  und  zieheu  sie  auf. 
Seitdem  in  den  antarktischen  Inselu  ihre 
Zahl  durch  Raub  Wirtschaft  _  ausserordentlich 
sich  verringert  hat.  fiuden  sie  sich  jetzt  noch 
in  unzähligen  Massen  im  Stillen  Ocean. 
Den  Winter  verbringen  sie  in  dessen  süd- 
lichen Teilen,  von  Februar  an  begeben  sie 
sich  auf  die  Wanderscliaft  und  suchen  die 
Inseln  des  Behringmeores,  vor  allem  die 
zu  Alaska  gehörigen  Pribyloff- Inselu  (St. 
Paul-  und  St.  Georg-Insel)  und,  wenn  auch 
in  geringeren  Massen,  die  Kommandeur- In- 
seln (Behring-  und  Kupfer-Insel)  vor  den 
Küsten  Kamtschatkas  auf.  Dort  bleibt  die 
ganze  Gesellschaft  während  der  Sommer- 
monate, um  im  Herißt  wieder  zurückzu- 
kehren. Ein  rationeller  Betrieb  des  Robben- 
fangs kann  nur  stattfinden,  während  die 
Tiere  an  Land  sich  befinden.  Nur  hier 
können  die  Männchen  von  den  Weibchen 
unterschieden  worden.  Durch  den  Faug  der 
auf  der  Hin-  und  Rückfahrt  trächtigen 
Weibchen  wird  aber  die  Nachzucht  ge- 
fährdet. Auch  werden  bei  der  Robbenjagd 
auf  dem  Meere  die  überaus  wertvollen  Felle 
der  Tiere  so  häufig  beschädigt,  dass  zahlreiche 
Tiere  ohne  jeden  Nutzen  getötet  werden. 
Auf  dem  Lande  erfolgt  der  Robbenschlag 
in  der  Weise,  dass  die  ausgewachsenen, 
aber  noch  nicht  begattungsreifen  Mäuuchen 
ausgesondert,  in  Zügen  von  2000— 3000 
Stück  zusammengetrieben  und  dann  in  Grup- 


Digitized  by  Google 


Robbenfang 


443 


pen  von  20—30  Stück  mit  Knütteln  betäubt 
und  totgestochen  werden.  Die  Felle  wer- 
den sofort  abgezogen,  eingesalzen  und  zum 
grössten  Teile  nach  London  verfrachtet, 
wo  sie  zu  den  Hobbenpelzen  (seal-skin)  ver- 
arbeitet werden. 

Haid  nach  der  Entdeckung  der  Pribyloff- 
Inseln  (1786,  1787)  bildete  sich  in  Russland 
eine  Gesellschaft  zum  Betrieb  des  Robl>en- 
fangs.  Sie  wandelte  sich  1799  in  die  Rus- 
sich-Amerikanischo  Kompagnie  um,  zu  deren 
Teilnehmern  Mitglieder  der  höchsten  Aristo- 
kratie und  selbst  des  kaiserlichen  Hauses 
gehörten.  Mit  einem  Kapital  von  1240000 
Kübel  begründet  und  von  der  Regierung 
mit  Privilegien  und  Monodien  ausgestattet, 
erzielte  sie  ausserordentliche  Gewinne,  so 
dass  sie  durchschnittlich  30%  Dividende 
verteilen  konnte.  Um  ihr  den  Alleinbetrieb 
zu  sichern,  wurde  durch  Ukas  vom  10.  Sep- 
tember 1821  allen  nicht  russischen  Schiffen 
der  Zugang  zu  einer  Meereszone  verboten, 
welche  von  der  Hehringstrasse  bis  zu  dem 
51"  nördlicher  Breite  reichte  und  die  Aleu- 
ten  und  Kuriiisehen  Inseln  bis  zur  Süd- 
spitze  der  Insel  Urup  im  Umkreis  von  100 
italienischen  Meilen  umgab. 

Es  ist  zwar  ein  allgemein  anerkannter 
Satz  des  Völkerrechte,  dass  die  Küstenge- 
wässer der  Staatsgewalt  des  Küstenstaats 
unterstehen  und  dass  demnach  der  Küsten- 
staat ihre  Benutzung  zum  Fischfang,  zur 
Schiffahrt  etc.  seinen  Angehörigen  vorbe- 
halten kanu.  Allerdings  hat  sich  über 
die  Grenzen  der  Küsteugewässer  ein  solcher 
allgemein  unerkannter  Rechtssatz  nicht  ge- 
bildet. Wurden  auch  in  früheren  Jahrhun- 
derten diese  Grenzen  ausserordentlich  weit 
auszudehnen  gesucht,  nahmen  auch  manche 
Staaten  dieAlleinherrsehaftübergauzeMeere  in 
Anspruch,  so  hat  d<jch  seit  dem  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts  sich  das  Recht  dahin  fest- 
gestellt, dass  die  Staategewalt  jedenfalls 
nicht  weiter  reicht,  als  die  Gewässer  von 
der  Küste  aus  beherrschbai  sind,  und  viel- 
fach ist  die  Grenze  in  Vertragen  auf  drei 
Seemeilen  (60  auf  einen  Breitegrad)  be- 
stimmt worden.  Der  Ukas  von  1821  stand 
hierzu  in  vollem  Gegensatz  und  die  zu- 
nächst beteiligten  Staaten,  England  und  die 
Vereinigten  Staaten,  erholten  auch  sofort 
Widerspruch  dagegen.  Russland  musste 
seine  Berechtigung  auerkenuen.  In  den 
mit  den  Vereinigten  Staaten  am  27.  April 
1824  und  mit  England  am  28.  Februar  1825 
abgescldosseuen  Vertrügen  wurde  von  Russ- 
land der  Anspruch,  dass  das  Behringmeer 
ein  mare  clausuni  sei  und  ausschliesslich 
unter  russischer  Staategewalt  stehe,  aufge- 
geben. Das  Recht  der  Amerikaner  wie  der 
Engländer,  in  dem  ganzen  Stillen  Oeean, 
von  dem  das  Behringmeer  nur  einen  Teil 
bildet,  Schiffahrt  und  Fisch-  und  Robben- 


fang zu  betreiben,  ward  uneingeschränkt 
anerkannt.  Der  mit  England  abgeschlossene 
Vertrag  wurde  später  mehrfach  l»estätigt 
(Vertrage  vom  11.  Januar  1843  Artikel  12, 
vom  30.  März  1856  Artikel  32,  vom  12.  Ja- 
nuar 18ö9  Artikel  19).  Trotzdem  vermochte 
die  Russisch-Amerikanische  Kompagnie,  die 
mit  grossen  Privilegien  ausgestattet  war, 
thatsächlich  ihr  Monopol  aufrecht  zu  erhal- 
ten. Obgleich  sie  eine  hohe  Abgabe  an  den 
Staat  zu  zahlen  hatte  und  die  Vcrwaltungs- 
kosten  sehr  beträchtlich  waren,  so  konnte 
sie  doch  in  den  .Jahren  1821—1841  eine 
Dividende  von  55  %,  in  den  Jahren  1841 — 
1861  eino  Dividende  von  45%  durchschnitt- 
lich im  Jahre  verteilen.  Jedoch  liefen  ihre 
Privilegien  mit  dem  Jahre  1861  ab  und  die 
russische  Regierung  weigerte  sich,  sie  zu 
erneuere,  da  sie  damals  schon  in  Unter- 
handlung mit  den  Vereinigten  Staaten  we- 
gen Verkaufs  von  Russisch-Amerika  (Alaska) 
stand.  Durch  Vertrag  vom  30.  Man:  1807 
trat  Russland  Alaska  mit  den  Pribylofj-In- 
.  sein  und  den  Aleuteu  an  die  Union  g  geu 
'Zahlung  eiuer  Summe  von  7  200000  *  in 
Gold  ab.  Die  Behring-  und  Kupfer-Inseln 
blieben  dagegen  im  Besitee  Russlauds.  Doch 
■  ist  der  Rohbenfang  auf  diesen  Inseln  ein 
j  weit  geringerer  als  auf  den  Pribyloff-In- 
j  sein.  Nach  einer  von  den  russischen  Be- 
hörden gemachten  Zusammenstellung  wur- 
den im  Jahre  1885  getötet  auf  den  Priby- 
loff-lnseln  100 000,  auf  den  Behring-  und 
Kupfer-Inseln  4 5 (MX)  und  auf  der  zu  Russ- 
land gehörigen  Robbeniusel  im  Oehoteki- 
schen  Meer  41  MX)  Robben. 

Der  Russisch-Amerikanischen  Kompagnie 
wurde  bis  zur  Uebergabe  Alaskas  der  r  ort- 
betrieb ihrer  Unternehmungen  gestattet. 
Hatte  sie  in  ihrem  eigenen  Interesse,  um 
die  Erhaltung  des  Robhenbestandes  zu 
sichern,  den  Robbenfang  nur  in  bestimmten 
Monaten  ausgeübt  und  die  Tötung  von 
Weibchen  verboten,  so  griff  nun  eine  Raub- 
wirtschaft um  sich,  die  die  Vernichtung  der 
Robben  herbeizuführen  drohte.  So  betrug 
die  Zahl  der  getöteten  Robben  auf  den  Pri- 
bvloff-Inseln  1867  40000,  1868  aber  242000, 
1*869  87  000;  auf  den  Behring-  und  Kupfer- 
Inseln  1867  4000,  1868  12000,  1869  21000, 
1870  27000  Stück.  Die  Erfahrung  in  an- 
deren Gegenden  hat  gezeigt,  dass  durch 
einen  derartigen  regellosen  Betiieb  die  Rob- 
ben sehr  bald  ausgerottet  oder  vertrieben 
werden.  Während  früher  auf  den  Südsee- 
Inseln,  den  Falkland-Inseln  und  den  Küsten 
Chiles  und  Südafrikas  der  Robbenfang  ein 
sehr  einträgliches  Unternehmen  war,  sind 
sie  von  dort  jetzt  fast  ganz  verschwunden 
und  nur  wenige  Tansende  werden  noch  im 
Jahre  getötet.  Um  den  Robbenbestand  zu 
erhalten  und  der  Raubwirtschaft  Einhalt  zu 
thun,  erteilten  die  Vereinigten  Staaten  im 
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Jahre  1870  einer  neugebildeten  Gesellschaft, 
der  Alaska  Commercial  Company,  welche 
die  Einrichtungen  der  Russisch-Amerikani- 
schen Kompagnie  angekauft  hatte,  das  allei- 
nige Recht,  auf  den  Pribyloff-lnseln  den 
Robbenfang  auszuüben,  und  1871  wurde  ihr 
auch  von  der  russischen  Regierung  dies 
Recht  für  die  Behring-  und  Kupfer-Inseln 
gegeben.  Im  Jahre  1876  gelang  es  der  Ge- 
sellschaft durch  den  mächtigen  Einfluss,  den 
ihre  Direktoren  im  Kongress  zu  Washington 
ausübten,  eine  Verlängerung  ihrer  Privi- 
legien zu  erhalten.  Dafür  aber  wurde  die 
Zahl  der  Robben,  die  jährlich  auf  den  Pri- 
hvloff-lnseln  getötet  werden  dürfen,  auf 
100000  beschränkt.  Die  Gesellschaft  hat 
eine  jährliche  Abgabe  von  55000  $  und  von 
jeder  Robbe  2  $  62  c.  zu  zahlen.  Sie  zahlt 
durchschnittlich  jährlieh  315000  $  an  die 
Vereinigten  Staaten,  so  dass  der  Kaufpreis, 
den  die  Vereinigten  Staaten  für  das  ge- 
samte Alaska  gezahlt  haben,  von  der  Ge- 
sellschaft mit  mehr  als  4°/o  verzinst  wird. 

Dadurch  ward  das  rein  finanzielle  In- 
teresse der  Vereinigten  Staaten  neben  dem 
volkswirtschaftlichen  an  dem  Robbenfang 
beteiligt.  Seit  dem  Jahre  1878,  in  grösserer 
Zahl  aber  erst  seit  1883  suchten  englische 
Schiffe  ans  Britisch-* 'olumbia  und  Canada 
in  dem  Behringmeere  die  Robbenjagd  aus- 
zuüben. Sie  machten  auf  die  im  Frühjahr 
nach  den  Inseln  ziehenden  und  namen  tlich 
auf  die  im  Herbste  zurückkehrenden  Robben 
im  offenen  Meere  Jagd  und  traten  dadurch 
nicht  nur  in  Wettbewerb  mit  der  Alaska- 
Kompagnie,  sondern  brachten  auch  den  wirt- 
schaftlichen Betrieb  des  Robltenfanges  in 
Gefahr.  Derselbe  beruht  auf  der  Schonung 
der  Weibchen,  die  trächtig  nach  den  Inseln 
hinziehen  und  trächtig  zurückkehren.  Bei 
der  Robbenjagd  auf  der  offenen  See  ist 
aber,  wie  erwähnt,  die  Schonung  der  Weib- 
ehen unmöglich.  Indem  es  den  englischen 
Schiffen  gelang,  jährlich  25000 — 30<HM) 
Robben  zu  erlogen,  Itedrohfen  sie  infolge- 
dessen auch  die  Fortpflanzung  der  Robben 
und  die  Zukunft  des  ganzen  Robbenschlags. 
Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  be- 
sehloss  deshalb,  hiergegen  vorzugehen,  und 
Hess  seit  dem  Jahre  1886  die  englischen 
Schiffe,  die  in  dem  offenen  Behringm  eere 
auf  die  Robbenjagd  ausgingen,  durch  Kriegs- 
schiffe verfolgen  und  als  gute  Prise  auf- 
bringen. Durch  Akt  des  Kongresses  vom 
2  März  1889  ward  das  G.  v.  1.  Juli  1870 
(Sektion  1056  Revised  Statutes,  eh.  3.  title 
23),  das  den  Robbenschlag  in  Alaska  und 
den  dazu  pehörigen  Gewässern  ohne  beson- 
dere Genehmigung  verbot  dabin  ausgelegt, 
dass  zu  den  Gewässern  von  Alaska  das  gesamte 
Behringmeer  gehöre.  Kapitän  und  Mann- 
schaft der  aufgebrachten  Schiffe  wurden  in- 
folgedesseu   von  den  amerikanischen  Ge- 


richten zu  Gefängnis  und  beträchtlichen  Geld- 
strafen verurteilt  und  die  Urteile  von  dem 
obersten  Bundesgericht  (Supreme  Court)  be- 
stätigt. Gegen  diesen  Versuch,  die  ameri- 
kanische Staatsgewalt  über  die  Kflstenge- 
wässer  hinaus  auf  das  offene  Meer  auszu- 
dehnen, wurde  sofort  von  England  ent- 
schiedener Widerspruch  erhoben,  und  es  ent- 
spannen sich  schwierige,  zu  Zeiten  ausser- 
ordentlich gereizte  Verhandlungen  zwischen 
beidon  Regierungen,  bis  man  sich  schliesslich 
dahin  vereinigte,  die  Entscheidung  einem 
Schiedsgerichte  zu  übertragen  (Vertrag  vom 
29.  Februar  1892). 

Während  die  Union  im  Jahre  1821  selbst 
einem  ähnlichen  Versuche  Russlauds,  das 
Behringmeer  für  ein  geschlossenes  Meer  zu 
erklären ,  entgegengetreten  war  und  sie 
Russland  genötigt  hatte,  seinen  Anspruch 
aufzugeben,  nahm  sie  jetzt  selbst  diesen  An- 
spruch wieder  auf.  Sie  behauptete,  alle 
Rechte  Russlands  seien  auf  die  l  nion  durch 
den  Vertrag  vom  30.  März  1867  überge- 
gangen und  damit  auch  das  ausschliessliche 
Recht  des  Robbenfanges  in  dem  gesamten 
Behringmeere.  Die  Verträge  von  1824  und 
1825  ständen  dem  nicht  entgegen,  da  in 
ihnen  nur  der  Stille  Ocean  als  keiner 
Staatsgewalt  unterworfen  anerkannt  worden 
sei,  nicht  aber  das  Behringmeer,  das  keinen 
Teil  desselben  bilde.  Standen  diese  Be- 
hauptungen in  offenbarem  Widerspruche  mit 
notorischen  Thatsachen,  so  war  der  dritte 
Grund,  auf  den  die  Union  ihren  Anspruch 
zu  stützen  suchte,  ganz  eigener  Art.  Die 
amerikanische  Regierung  behauptete,  die 
Robben  seien  nicht  herrenlose,  wilde  Tiere, 
sondern  Haustiere.  Sie  leben  in  Herden, 
sind  leicht  zu  lenken  und  kehren  regel- 
mässig zu  den  Inseln  wieder  zurück.  Wenn 
sie  sie  auch  im  Herbste  verlassen,  so 
;  thun  sie  es  doch  mit  dem  animns  revertendi, 
'mit  der  Absicht,  dahin  zurückzukehren. 
Wie  die  ausfliegenden  Tauben,  die  aus- 
fliegenden Bienen  dem  Eigentümer  ver- 
blenden, so  auch  die  Robben,  die  im  Herbst 
davonziehen.  Also  ständen  die  Robben 
überall,  wo  sie  sich  befänden,  im  Eigentum 
der  Vereinigten  Staaten.  Diese  seien  des- 
halb berechtigt,  jeden  Angriff  auf  sie  abzu- 
wehren und  diejenigen,  die  sich  an  ihrem 
'  Eigentum  vergreifen ,  zu  l>estrafen.  Sie 
machten  hiermit  nur  von  «lern  Recht  der 
Selbstverteidigung  Gebrauch.  —  Der  Trug- 
schluss  liegt  auf  der  Hand.  Auch  die 
Tauben,  die  Bienen  stehen  nicht  als  solche 
im  Privateigentum,  sondern  nur  dann,  wenn 
das  Eigentum  daran  erworben  worden  ist 
Wodurch  aber  sollen  die  Vereinigten  Staaten 
das  Eigentum  an  allen  Robben  erworben 
haben?  Die  blosse  Thatsache,  dass  eine 
grosse  Zahl  der  Robben  die  Gewohnheit  liat, 
auf  den  amerikanischen  Inseln  an  Land  zu 
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gehen,  kann  noch  kein  Eigentumsrecht  be- 
gründen. 

England  durfte  deshalb  l>eruhigt  die  Ent- 
scheidung der  Streitfrage  einem  Schiedsge- 
richt überlassen,  und  die  Amerikaner  selbst 
konnten  kaum  erwarten,  dass  das  Schieds- 
gericht zu  ihreu  Gunsten  entscheiden  werde. 
Aber  auch  England  musstc  anerkennen,  dass, 
wenn  der  amerikanische  Anspruch  auch 
nicht  in  dem  positiven  Recht  begründet  sei, 
es  ein  gemeinsames  Interesse  beider  Staaten 
bilde,  eiuer  Vernichtung  der  Robben  und  j 
einer  Zerstörung  des  Robbenfangs  vorzu- 1 
laugen.  Wird  der  Robbenfang  hauptsäch-  j 
lieh  von  Amerika  ans  betrieben,  so  befindet 
sich  dagegen  die  Zubereitung  der  Felle  zu 
Pelzen  und  der  gesamte  Handel  in  eng- 1 
lischen  Händen.  Die  Amerikaner  wiesen 
darauf  hin,  dass  in  London  allein  hiermit 
nicht  weniger  als  10000  Personen  beschäf- 
tigt seien  und  England  seit  1867  ans  dem 
Robbenhandel  einen  Gewinn  von  mehr  als  | 
12  Millionen  $  gezogeu  habe.  England 
stimmte  deshalb  zu,  dass  das  Schiedsgericht 
nicht  nur  die  Rechtsfrage  entscheiden  solle, 
sondern  dass  es  für  den  Fall,  das»  diese  zu 
Gunsten  Englands  entschieden  werde,  zu- 
gleich ein  Reglement  aufzustellen  habe, 
durch  welches  der  Robbenfang  in  offenem 
Meer  soweit  beschränkt  werden  solle,  als 
dies  zum  Schutze  und  zur  Erhaltung  der 
Robben  im  Behringmeer  erforderlich  er- 
scheine. Das  Schiedsgericht  hatte  nach  dem 
Vertrage  zu  bestehen  aus  7  Mitgliedern,  von 
denen  je  zwei  von  der  englischen  und  ame- 
rikanischen Regierung,  je  eines  von  Frank- 
reich, Italien  "und  Schweden-Norwegen  zu 
ernennen  waren.  Zugleich  ward  in  einem 
zweiten  Vertrage  vereinbart,  dass  bis  zur 
Entscheidung  des  Schiedsgerichts  der  Robben- 
fang in  dem  Behringmeer  weder  von  ame- 
rikanischer noch  englischer  Seite  betrieben 
werden  solle,  dass  aber  derjenige  Teil,  zu 
dessen  Ungunsten  der  Schiedsspruch  aus- 
falle, für  den  entgangenen  Gewinn  den  an- 
deren Teil  zu  entschädigen  habe  (Vertrag 
vom  18.  April  1892). 

Das  Schiedsgericht,  das  zu  l'aris  tagte, 
erkannte,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  war, 
in  dem  Schiedssprüche  vom  16.  August  1893 
zu  Gunsten  Englands  und  erliess  zugleich 
seinem  Auftrage  gemäss  ein  Reglement  über 
den  Robbenfang  in  dem  Behringraccre  ausser- 
halb der  Küsteugewässer,  die  auf  3  See- 
ineileu  von  der  Küste  bestimmt  wurden. 
Danach  ist  der  Robbenfang  zur  See  in  einer 
Zono  von  60  Seemeilen  im  Umkreis  der 
Pribyloff-Inseln  überhaupt  untersagt.  In 
den  übrigen  Teilen  des  Behringmeeres  ist 
er  den  Segelschiffen  beider  Staaten  ge- 
stattet mit  Ausnahme  der  Zeit  vom  1.  Mai 
bis  zum  31.  Juli.  Der  Gebrauch  von  Netzen, 
Feuerwaffen   oder  Sprengstoffen  ist 


boten.  Jedes  für  den  Robbenfang  bestimmte 
Schiff  muss  mit  einer  von  seiner  Regierung 
ausgestellten  Lizenz  versehen  sein. 

England  wie  die  Vereinigten  Staaten 
unterwarfen  sich  dem  Schiedsspruch  und 
vereinbarten  in  dem  Vertrage  vom  15. 
August  1893,  die  Bestimmungen  des  von 
dem  Schiedsgericht  entworfenen  Reglements 
durch  Staatsgesetze  für  ihre  Schiffe  ver- 
bindlich zu  machen  und  die  zur  Durch- 
führung und  Ueberwachung  erforderlichen 
Massregeln  zu  treffen.  Demgemäss  ward  in 
Amerika  das  G.  v.  6.  April  1894,  in  England 
der  Behring  Sea  Award  Act  vom  23.  April 
1894  (56  et  57  Vict.  c  2)  erlassen. 

Indes  ist  es  dem  Schiedsspruch  nicht 
gelungen,  die  Streitigkeiten  endgiltig  zu  be- 
seitigen. Zunächst  war  schon  eine  Verein- 
barung beider  Staaten  über  die  von  den 
Vereinigten  Staaten  an  England  zu  zahlende 
Entschädigung  (siehe  oben)  nicht  zu  erzielen, 
da  der  Kongress  die  Bewilligung  der  Summe 
von  85000  £',  über  welche  die  Regierungen 
sich  verständigt  hatten,  verweigerte.  Schliess- 
lich ward  durch  einen  Vertrag  vom  Juni 
1896  die  Festsetzung  des  zu  zaldendeu  Be- 
trags einem  Schiedsgericht  übertragen. 

Sodann  aber  war  die  Alaskakompagnie 
mit  dem  von  dem  Pariser  Schiedsgericht 
aufgestellten  Reglement  und  den  zu  seiner 
Durchführung  erlassenen  Gesetzen  gar  nicht 
einverstanden.  Sie  beschwerte  sich,  dass 
dadurch  den  englischen  Schiffen  Örtlich  und 
zeitlich  ein  zu  grosser  Spielraum  für  die 
Robbenjagd  eingeräumt  sei  und  dass  durch 
die  von  ihnen  betriebenen  Robben jagden  die 
Ausrottung  der  Robbeu  in  Bälde  herbeige- 
führt werde.  Ueberdies  würden  selbst  die 
ungenügenden  Bestimmungen  des  Regle- 
ments nicht  befolgt.  England  lasse  das 
Beliringmeer  nicht  genügend  überwachen ; 
während  die  Vereinigten  Staaten  5  Kreuzer 
dort  stationiert  haben,  beschränkte  sich  Eng- 
land auf  zwei  Schiffe.  Nach  dein  Schieds- 
spruch Art.  9  sollen  alle  fünf  Jahre  Bera- 
tungen darüber  stattfinden,  ob  nicht  auf 
Grund  der  gemachten  Erfahrungen  das  Reg- 
lement abzuändern  sei.  Die  Vereinigten 
Staaten  stellten  aber  schon  1896,  also  schon 
nach  zwei  Jahren,  die  Forderung,  solche 
Abänderungen  vorzunehmen,  und  verlangten 
in  ziemlich  ungestümer  Weise,  dass  Eng- 
land den  von  Amerika  verlangten  Aende- 
rungen  zustimme  (Depesche  des  Staatsse- 
kretäre Shennann  vom  10.  Mai  1897).  Eng- 
land liat  diese  Forderungen  nicht  als  l>e- 
rechtigt  anerkannt,  aber  sich  bereit  erklärt, 
durch  eine  Kommission  von  englischen  und 
amerikanischen  Sachverständigen  untersucheu 
zu  lassen,  ob  in  der  That  durch  die  Robben- 
jagden der  englischen  Scluffe  dem  Robben- 
bestand eine  Gefahr  drohe. 

Aber  nicht  bloss  mit  den  Engländern, 
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auch  mit  den  Küssen  halten  die  Ameri-  I  Provinz  Pommern  gewählt.  1847  ernannte  ihn 
kaner  sich  auseinanderzusetzen,  und  in  den!«1'«1  Ritterschaft  des  Kreises  1'sedom-Wollin  zum 

Prorinziallandtags- Abgeordneten  und  zum  Ge- 
Robbenjagd  in  dem   Rehringmcer  I  "«'ndUmlschaftsrat  der  Provinz  Pommern.  AI« 
v.„.i..i..„.  a...        4i.,.i.;.    Mitglied  den 


letzten  Jahren  beginnen  sogar  die  Japaner, 
an  der 

sich  zu  beteiligen.  Nachdem  die  der  Alaska 
kompagnie  für  die  Kommandeur-Inseln  er- 
teilte Konzession  erloschen,  wurde  hier  der 

Robbenschlag  von  russischen  Unternehmern  deutschen  Frage,  dann  durch  «eine  %-olkswirt- 
mit  grossem  Eifer  und  Erfolg  l>etrieben.  und  schaft.spolitisehen    Anträge.         Das  Verein- 


pommerschen  Landtages  nahm  Rod- 
hertus am  2.  vereinigten  Landtage  teil.  Seine 
parlamentarische  Thiitigkeit  ist  ausgezeichnet 
einmal  durch  die  lebhafte  Teilnahme  an  der 


die  Alaskakom|«gnie  fürchtet,  da«s  dadurch  :  barniigsprincip,  das  im  Entwürfe  de«  Wahl 
der  Robben  bestand  gefährdet  werde.  An 


dererseits  hatten  amerikanische  Robbenjager 
in  den  russischen  Küstcngewilssern  die 
Robbenjagd  anszunhen  versucht,  und  meh- 
rere von  ihnen  waren  von  russischen  Kriegs- 
schiffen aufgebracht  worden.  Zum  Aus- 
gleich der  beiderseitigen  Interessen  bestimmt 
der  Vertrag  vom  1.  Mai  1894,  das»  Russ- 
land die  Zahl  der  jährlich  auf  den  Kom- 
mandeur-Inseln zu  schlagenden  Robben  auf 
30000  Stück  beschränke,  während  die 
Vereinigten  Staaten  sich  verpflichteten,  ihren 
Schiffen  die  Robbenjagd  in  einer  Zone  von 


gesetzes  für  die  zur  Vereinbarung  der  preuss. 
Staatsverfassung  zu  berufende  Versammlung 
enthalten  war,  bekämpfte  Rodhertus;  nachdem 
diese  Vereinbarung  dennoch  gesetzlich  geworden 
war,  vertrat  er  aber  nachdrücklich  denStaudpnnkt, 
dass  Krone  und  Versammlung  als  gleich- 
berechtigte Vertragsschliessende  sich  gegenüber- 
stünden und  dass  insbesondere  die  Krone  nicht 
das  Recht  habe,  die  Versammlung  zu  vertagen, 
zu  verlegen  oder  aufzulösen:  die  Versammlung 
habe  das  Recht  zur  Permanenz  bis  zur  Lösung 
ihrer  Aufgabe.  Die  Gleichberechtigung  bildete 
am  h  einen  Grundsatz  des  von  Rodhertus  ver- 
fassen Juni-Programms  der  linken  (.'entnuns- 
partei.    Am  3.  VI.  stellte  Rodhertus  einen  An- 


10  Seemeilen  längs  der  nissischen  Küsten  j  trag,  wonach  in  den  Kreis  des  von  der  Ver- 
um! in  einer  Zone  von  30  Seemeilen  im  I  sanimlnug  zu  vereinbarenden  Verfassniigsent- 
Umkreis  der  Kommandeur-Inseln  und  der  wurfs  eine  Reihe  wichtiger  Verfassun 
Robhenirisel  in  dem  Ochotekischen  Meere  | 'stände  einbezogen  werden  sollte,  wie  z 
zu  verbieten.    Doch  ist  der  Vertrag  jeder- 
zeit kündbar. 


Ge- 

werbcordnung ,  Kommunalverfassung.  Unter- 
richts-, Wein-Verfassung  etc.  Mit  Eifer  trat 
Rodhertus  für  die  Anerkennung  der  Volks- 
sonveränität  des  Frankfurter  Parlaments  ein. 
und  als  wahrend  des  preussisch  -  dänischen 
Krieges  einzelne  deutsche  Staaten  mit  Däne- 
mark in  freundschaftlichem  Verkehr  standen, 
stellte  er  den  Antrag,  der  am  14.  VI.  zur  Be- 
ratnng  kam,  eine  Adresse  an  die  deutsche  National- 
versammlung zu  erlassen .  worin  sie  als  „zur 
Grüudung  der  deutschen  Einheit  berufen-*  auf- 
efordert  werden  sollle,  gegen  jenes  Verfahren 
er  deutschen  Regierungen  energisch  aufzu- 
treten. Als  das  Kabinett  Camphanseu  zurück- 
getreten und  «las  neue  Kabinett  Auerswald- 
Hansemann  an  seine  Stelle  getreten  war,  wurde 
Rodhertus  zum  Kultusminister  berufen.  In  dieser 
Kigeuschaft  wollte  er  namentlich  eine  gründ- 
liche Besserung  der  Lage  der  Volksschullehrer 
erwirken,  doch  bereits  am  4.  VII.  legte  er  sein 
Portefeuille  nieder,  weit  die  Regierung  die 
Wahl  des  deutschen  Reichsverwesers  nur  that- 
säcblich,  nicht  als  Ausfluss  der  Souveränität 
des  Parlaments  hilligte.  ■■-  Am  3.  X.  wurde 
ein  Antrag  Rodhertus  mit  257  gegen  17 
des  röm.  Rechts  an  der  dortigen  Universität.  Stimmen  angenommen,  wodurch  thatsächlich  die 


I.llteratur:  JHe  trichtigufen  Aktenntiicke  xind  ab- 
gedruckt in  dem  Staat tarchir  Bd.  .5.»,  S.  SO 
—  MO,  lid.  56,  S.  l—SS.  —  Der  ruuüch -ameri- 
kanische Vertrag  ron  JS94  in  dem  Staatt- 
arehic  Hd.  58,  S.  3S!<  fhirr  fäUchlirh  nU  eng- 
ti*eh-amrrikani*chrr  Vertrag  bcteirhnetj.  —  Vgl. 
Barclay  in  der  Revue,  de  droit  international, 

XXV,  p.  417-446-  —  Engelhardt,  ebenda, 

XXVI,  p.  SS6—400.  —  iwi  Marten»  in  der 
Hirne  generale  de  droit  international  public,  I, 
p.  .<!.'—  4.1.  -  Kaufmann  in  dem  Jahrbuc/t 
der  internationalen  Vereinigung  für  rcrgleichendc 
Reeht*iri**enßchaft  I,  S.  459-  4SU. 

E.  lAtentng. 


RodberttiH,  Johann  Karl, 

wurde  am  12.  VIII.  180»  in  Grcifswald  ge- 
boren; sein  Vater  war  Justizrat  und  Professor 


Er  absolvierte  das  Gymnasium  zu  Mecklenburg 
Friedland  und  widmete  sich  dann  in  den  Jahren 
1823 — 2(>  in  Güttingen  und  Berlin  dem  Studium 
der  Rechte.  Dann  winde  er  Auskultaior  am 
Land-  und  Stadtgericht  in  Alt-Brandenburg 
und  1829  Referendar  am  Breslauer  Oberlandes- 
gericht; bald  darauf  nahm  er  seinen  Abschied 
und  machte  längere  Reisen.  1834  heimgekehrt, 
kanfte  er  das  Rittergut  Jage tzow  bei  .lärmen 
in  Pommern,  wo  er  von  1836  ab  seine  Wirk- 
samkeit entfaltete.    1841  wurde  er  zum  Kreis- 


Versammlung  »ich  für  die  Anerkennung  der 
Souveränität  der  ( 'entralgewalt,  wenn  auch  nur 
in  einer  Spccialfrage,  aussprach :  der  Antrag 
ging  dahin,  die  Regierung  sollte  sich  für  die 
Zukunft  verpflichten,  zur  Durchführung  aller 
Beschlüsse  der  provisorischen  <  'entralgewalt  in 
der  deutschen  Nationalversammlung  in  den  neu 
drohenden  Verwickelungen  der  danischen  Frage 
pflichtmässig  und  kräftigst  beizutragen.  — 
Einen  steuerpolitischen  Antrag  brachte  Rod- 
hertus am  31.  X.  ein;  er  beantragte,  eine  neue 


und  Landschaftshilfsdepntierten  für  Demmin  !  Steuerverfassung  vorzubereiten,  durch  welche 
und  als  solcher  in  die  Kommission  zur  Ent-  die  Steuerabgaben  nach  den  Grundsätzen  der 
werfung  neuer  landschaftlicher  Ta.vprincipien  und  j  Gerechtigkeit  und  eiuer  aufgeklärten  Staats- 
eines  neuen  landschaftlichen  Reglements  für  die  Wirtschaft  aufzulegen  und  mit  der  Verteilung 
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des  Nationaleinkommens  in  Einklang  zu 
seien.    Als  am  3.  XI.  die  Ernennung  des  Grafen 
Brandenburg  zum  Kabinettschef  erfolgte ,  war 
Rodbertus  ein  Mitglied  der  au»  diesem  An- 
lasse zum  Könige  entsandten  Deputation.  Nach- 


dem 


Regierung  die  Verlegung  uud  Ver 


xug  der  Versammlung  verfügt  hatte,  be- 
sieh Rodbertus  an  den  Beratungen  des 
Berliner  Rumpfparlaments  und  trat  dem  Major 
v.  Herwarth  entgegen,  als  dieser  den  Versuch 
machte,  die  Versammlung  zn  sprengen;  diese 
wurde  dann  geschlossen,  nachdem  der  Stener- 
verweigerungsbeschluss  gefasst  war.  An  der 
Brandenburger  Versammlung  nahm  Rodbertus 
nicht  teil.  —  Nach  der  Auflösung  der  Ver- 
sammhing und  der  Uktroierung  der  neuen  Ver- 
fassung legte  Rodbertus  in  einer  Schrift  „Mein 
Verhalten  in  dem  Konflikte  zwischen  Krone 
und  Volk''  seine  Ansichten  über  die  letzten  po- 
litischen Ereignisse  nieder.  Er  bestritt  dort 
der  Krone  das  Recht  der  Verlegung  und  der 
Vertagung  der  National  Versammlung  und  er- 
klärte weiter,  das*  die  ministeriellen  Akte  vom 
5.  XII.  da»  Land  in  eiuen  ..revolutionären"  Zu- 
stand gestürzt  hätten.  Gleichzeitig  trat  er 
dennoch  wieder  als'  Kandidat  zu  der  zum  26.  II. 
berufenen  Landesversammlung  auf,  „indem  ich, 
einer  neuen  Wahl  mich  hingebeud,  und  darin 
zu  dem  Volke  als  dem  Ursprung  alles  Rechts 
zurückkehrend ,  mit  keinem  der  von  mir  be- 
haupteten Rechte  in  Widerspruch  trete,  sondern 
nur  dem  Volkswillen  gehorchet  Er  wird  drei- 
mal gewählt ;  vou  einem  Trierscheu  Wahlkreise 
für  die  1.  Kamroer,  von  zwei  Berliner  Wahl- 
kreisen für  die  2.  Kammer:  er  nahm  das  Man- 
dat des  2.  Berliner  Wahlkreises  an.  —  Als  am 
3.  IV.  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  die  Au- 
nahme  der  Kaiserkrone  verweigerte,  stellte  Rod- 
bertus den  Antrag,  die  1.  Kammer  sollte  er- 
klären, das«  sie  ihrerseits  die  vou  der  deutecken 
Nationalversammlung  vollendete  Verfassung  als 
rechtegiltig  anerkenne  und  die  Uebcrzeuguug 
hege,  dass  eine  Abänderung  derselbeu  nur  auf 
dein  von  der  Verfassung  selbst  vorgesehenen 
Wege  zulässig  sei;  nachdem  211  kleinstaatliche 
Regierungen  die  Verfassung  en  bloc  ange- 
nommen nätten,  dürfe  Preusscn  nicht  zögern, 
die  ersehnte  Einheit  zu  verwirklichen.  Nach- 
dem am  26.  IV.  die  1.  Kammer  vertagt,  die 
zweite  aufgelöst  war,  trat  Rodbertus  für  Wahl- 
enthaltung seiner  Partei  ein.  —  Damit  war  die 
politische  Laufbahn  Rodbertus'  abge- 
schlossen; erst  mit  Eiutritt  der  Regentschaft 
in  Preussen  beginnt  er  wieder  einigen  Anteil 
an  der  Politik  zu  nehmen ;  zusammen  mit  v. 
Berg  nnd  Bncher  verfasstc  er  Anfang  der  60  er 
Jahre  vier  Flugschriften  „Erklärung",  „Seid 
deutsch",  „Gegen  Mazzini",  „Was  sonst?",  in 
denen  er  für  de  utsch-uationale  Politik 
mit  Wärme  eintrat,  sich  aber  gegen  das  Vor- 
gehen des  National  Vereins  aussprach.  Mit  der 
Richtung  und  dem  Programm  der  Fortschritts- 
partei konnte  er  sich  durchaus  nicht  einver- 
standen erklären;  es  treunten  ihn  so  tiefe 
Meinungsverschiedenheiten  von  dieser  Partei, 


bringen  war  sozialen  Studien  gewidmet:  wir  verknüpfen 
daher  die  Darstellung  der  fernereu  Lebens- 
schicksale des  sozialistischen  Denkers  mit  einem 
Bericht  über  seine  sozial politischeu  Werke  und 
Ideen.  — 

Bereits  in  einer  1839  verfassten  Abhand- 
lung „Die  Forderungen  der  arbeitenden  Klassen" 
linden  sich  einige  kritische  Hauptgedankeu  des 
Rodbertusschen  Systemes  und  Andeutungen  seines 
sozialen  Reformplanes;  dieser  Artikel  war  für 
die  Augsburger  Allgemeine  Zeitung  bestimmt 
gewesen,  vou  ihr  aber  nicht  angenommen  wor- 
den. Dort  polemisierte  Rodbertus  gegen  da* 
Smithschc  System,  das  einen  gewerblichen  Na-  - 
turzustand  begrüudet  und  den  Despotismus  des 
rentierenden  Eigentums  herbeigeführt  habe,  und 
dort  stellte  er  zuerst  sein  „Gesetz  der  fal- 
lenden Lohnquote"  auf,  das  für  ihu  eine 
ähnliche  Wichtigkeit  hat  wie  das  „eherne  Lohu- 
gesetz"  für  Lassalle.  Diese»  Gesetz  lautet  so: 
Bei  steigender  Produktivität  der  gesellschaft- 
lichen Arbeit,  deren  Gesauitcrträgnis  sich  au 
die  drei  Anteilsberechtigten :  Grundbesitzer,  Ka- 
pitalisten, Arbeiter  verteilt,  bleibt  der  Anteil 
der  letzteren  Klasse  ziemlich  stabil,  während 
diejenigen  der  beiden  anderen  fortwährend  sich 
erhöhen.  Bei  steigender  Produktivität  der  wirt- 
schaftlichen Gesamtarbeit  wird  die  der  Arbeiter- 
klasse zufallende  Quote,  ihr  Anteil  am  gesell- 
schaftlichen Gesamteinkommen,  stetig  kleiner. 
Die  Quote  der  Grund-  und  Kapitalreute  wächst 
stetig.  Alle  Fortschritte  der  Kultur,  besouders 
die  Erfolge  der  technischen  Erlindnugen  kom- 
men nur  der  Minorität  der  Besitzenden  zu  gute. 
—  Diese  Thatsache  sei  einmal  kulturfeind- 
lich, weil  dadurch  immer  grössere  Massen  von  * 
den  Segnungen  der  Kultur  ausgeschlossen  wür- 
den, aber  auch  ungerecht,  weil  die  Arbeiter 
die  eigentlichen  Schöpfer  der  wirtschaftlichen 
Werte  seien;  dies  begründet  Rodbertus  näher 
durch  seine  Werttheorie. 

Die  Wertlehre  wie  die  Zins-  und  Grund- 
rententheorie entwickelt  Rodbertus  namentlich  * 
in  seiner  1842  erschienenen  Schrift  „Zur  Er- 
kenntnis   unserer    staatswirtschaftlichen  Zu- 
stände", sowie  in  den  Anfang  der  50  er  Jahre 


erschienenen  „Sozialeu  Briefen"  an  v.  Kirch- 
mann.  —  Rodbertus  geht  von  dem  Satze  ans, 
dnss  alle  wirtschaftlichen  Güter  Arbeit  kosten 
und  nur  Arbeit:  nur  diejenigen  Güter  seien  zu 
den  wirtschaftlichen  zu  rechnen,  die  Arbeit  ge-  * 
kostet  hätten,  deren  Herstellung  eine  wenn  auch 
noch  so  geringe  materielle  Mühe  gekostet  hätte. 
Alle  übrigen  Güter  seien  natürliche  Güter, 
die  wirtschaftlich  nicht  in  Betracht  kämen. 
Wenn  die  Güter  Arbeitsprodukte  seien,  so  seien 
sie  jedoch  nicht  nur  das  Produkt  unmittelbar 
auf  das  Gut  verwandter  Arbeit,  sondern  auch  i 
der  Arbeit,  welche  erst  das  Werkzeug  berge-' 
stellt  hätte,  mit  desseu  Hilfe  das  Gut  produziert 
sei.  Wenn  aber  die  Güter  nichts  als  Arbeit 
kosteten,  so  sei  in  der  Zeit  ein  Mass  gegeben, 
in  welchem  sich  die  Kosten  jedes  Gutes  genau 
ausdrücken  Hessen,  nnd  Arbeit  würde  auch  der 
beste  „Massstab  des  Wertes"  sein,  wenn  der 
dass  er,  als  ihm  im  Jahre  1862  das  demo- 1  Wert  der  Güter  immer  dem  nach  Arbeit  ne- 
krotische Wahlkomitec  für  Breslau  eiu  Mandat  rechneten  Kostenbetrage  gleich  wäre.  Wenn 
anlwt  nnter  der  Bedingung  des  Anschlusses  an  also  vorausgesetzt  würde,  dass  die  Quantitäten, 
die  FortschrittsiMirtei ,  es  ablehnte;  überhaupt  iu  denen  die  Güter  gegeneinander  vertauscht 
war  Rodbertus  seit  1849  nirgends  mehr  als  Kan- i  würden,  stets  sich  nach  einer  anf  beide  Güterquan- 
didat  aufgetreten.  -  Sein  ganzes  übriges  Leben  Uitäteii  verwandten  gleichen  Quantität  Arbeit 
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richteten,  ni.  a.  W.,  dass  eine  GüterquantitÄt  von 
n  Arbeit  auch  gegen  eine  Güterquantität  von 
n  Arbeit  vertauscht  werde,  so  wäre  nicht  nnr 
Arbeit  zum  Surrogatmasse  des  Wertes  der 
Güter  zu  gebrauchen,  sondern  sie  diente  auch 
besser  dazu  als  Edelmetall,  weil  sie  keine  Preis- 
Veränderungen  unterworfene  Sache,  sondern  das 
immer  sich  selbst  gleichbleibende  Kostenmass 
der  Güter  sei.  —  Nachdem  Rodbertus  somit  die 
materielle  Arbeit  als  das  einzige  ursprüngliche 
Kostenelewent  erklärt  hat,  wirft  er  nun  die 
Frage  anf,  wie  das  Nationaleinkommen  verteilt 
wird.  Das  Einkommen  der  Nation  besteht  nach 
Rodbertus  aus  der  Masse  von  unmittelbaren 
Gütern,  welche  sie  in  einem  gewissen  Zeiträume 
hervorbringt;  unmittelbare  Güter,  d  h.  solche, 
welche  im  unmittelbaren  Interesse  des  Lebens 
verbraucht  werden  könuen.  Diese  Masse  der 
unmittelbaren  Güter  teilt  sich,  je  nach  der 
Klasse,  die  entweder  durch  ihre  unmittelbare 
Mitwirkung  bei  der  Produktion  oder  aber  nnr 
durch  eineu  gelegentlichen  Besitz  dazu  berech- 
tigt ist,  in  Arbeitslohn  und  Rente. 

Die  Rente  ist  nach  Rodbertus  dasjenige 
Einkommen,  das  jemand  auf  Grund  seines  Eigen- 
tums ,  ohne  dass  er  deshalb  selbst  zu  arbeiten 
brauchte,  bezieht.  Die  Rente  teilt  sieb  in  Grund- 
rente und  Kapitalrente,  je  nachdem  da«  Eigen- 
tum, auf  Grund  dessen  sie  bezogen  wird.  Boden 
oder  Kapital  int.  Nun  untersucht  Rodbertus  die 
Entstehung  der  Rente;  d.  h.  er  wirft  die 
Frage  auf,  wie  es  kommt,  dass,  da  doch  jedes 
Einkommen  Arbeitsprodukt  sei,  Personen  in  der 
Gesellschaft  Einkommen  bezögen,  die  keinen 
Finger  zur  Herstellung  desselben  gerührt  hätten. 
Solange  die  Teilung  der  Arbeit  existiert  habe, 
seien  es  zwei  Thatsacheti  gewesen,  auf  die  sich 
der  Ursprung  sowohl  der  Grundrente  als  des 
Kapitalgewinnes ,  d.  h.  der  Rente  überhaupt, 
zurückfuhren  lasse.  Die  er*te  dieser  That- 
•sacheu  sei  wirtschaftlicher  Natur:  sie 
ist  die,  dass  die  Arbeit,  seitdem  sie  geteilt 
ist,  mehr  hervorbringt,  als  die  Arbeiter  zu 
ihrem  Lebensunterhalte  und  zur  Fortsetzung 
ihrer  Arbeit  bedürfen,  dass  sie  also  soviel  her- 
vorbringt, um  die  Möglichkeit  zu  gewähren, 
dass  andere  davon  mitlebcn  können.  Die 
zweite  dieser  Thatsachen  ist  rechtlicher 
Natur  (das  Rechtsprincip  der  Rente):  das  Privat- 
eigentum an  Boden  und  Kapital,  d.  i.  die  That- 
sacbe,  dass.  seit  die  Arbeitsteilung  existiert, 
Boden  und  Kapital  und  deshalb  auch  das  Arbeits- 
produkt seibat  niemals  den  Arbeitern,  sondern 
anderen  Privatpersonen  gebort  haben.  Es  be- 
ruht also  auf  Gründen  positiven  Rechts,  dass 
das  Plus  des  Arbeitsertrages,  das  über  den  not- 
wendigen Unterhalt  hinausgeht,  ganz  oder  zum 
Teil  den  Arbeitern  entzogen  und  anderen  zu- 
gewendet wird.  —  Ursprünglich  habe  die  Skla- 
verei diesen  Zwang  ausgeübt  ;  wenn  aller  Boden 
des  Landes  ins  Privateigentum  übergegangen 
sei,  so  übe  das  Grund-  und  Kapitalei^entiim 
eineu  ähnlichen  Zwang  auch  über  Freigelassene 
oder  freie  Arbeiter  aus.  Der  Bezug  von  Grund- 
rente und  Kapitalgewinn  beruhe  also  auf  einer 
Erbeutnng  fremden  Arbeitsproduktes  seitens 
der  Grund-  und  Kapitalbesitzer.  —  Dass  es  trotz 
dieses  gemeinsamen  Ursprunges  der  Rente  doch 
getrennte  Grund-  und  Kapitalrenten  giebt,  ffeht 
aus  der  besonderen  Rechnungsart  der  Kapital- 
rente hervor.  —  Auf  deu  ersten  Kulturstufen, 


als  Grund-  und  Kapitalbesitzer  noch  eine  Per- 
son war,  konnte  man  nicht  in  der  einzigen,  von 
diesem  Besitzer  bezogenen  Rente  einen  Teil  als 
Grundrente,  einen  anderen  Teil  als  Kapitalrente 
unterscheiden.  Mit  einem  abgesonderten  Ka- 
pitalisten- und  Grundbesitzerstande  trat  auch 
die  Besonderheit  der  Grundrente  hervor,  und 
zwar  deshalb,  weil,  während  in  dem  Unter- 
nehmungsfonds, auf  den  die  Arbeit  des  Kapita- 
listen berechnet  wird,  auch  das  gekaufte  Material 
mit  figuriert,  in  dem  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe, da  der  Boden  selbst  Material  ist,  ein  zu 
berechnendes  Material  fehlt.  Dem  Besitzer  des 
Rohproduktes  muss  daher  schon  bei  dem  blossen 
normalen  Wert  |d.  h.  dem,  der  mit  den  nach 
Arbeit  berechneten  Kosten  zusammenfällt)  mehr 
Rente  zufallen,  als  zur  Deckung  des  gewöhn- 
lichen Gewinnsatzes  des  Rohproduktionskapitals 
erforderlich  igt.  und  dieser  Ueberschuss  muss  ihm 
als  Grundbesitzer,  d.  u.  entweder  als  Grund- 
rente in  eigener  Bewirtschaftung  oder  im  Pacht- 
betrage oder  als  Kapitalwert  im  Kaufpreise 
des  Grundstückes  zu  gute  kommen.  Diese 
Rententheorie  stellt  Rodbertus  der  Ricardoscben  " 
gegenüber,  die  er  eingebend  auch  vom  geschicht- 
lichen, landwirtschaftlichen  und  statistischen 
Standpunkte  aus  kritisiert  und  gegen  die  er  im 
einzelnen  auch  ähnlich  wie  Carey  geltend 
macht,  dass  auch  in  deu  civilisierten  Ländern 
oft  der  neu  angebaute  Boden  fruchtbarer  sei  als 
der  bereits  von  alters  her  im  Anbau  befindliche 
und  dass  die  späteren  landwirtschaftlichen  Ka- 
pitalaulagen nicht  nuproduktiver  würden.  Auch 
Bastiats  Zinstheorie  wird  von  Rodbertus  ein-  • 
gehend  kritisiert. 

Auf  die  fallende  Lohnquote  führt  Rodbertus 
auch  die  Erscheinungen  des  Pauperismus 
uud  der  Handelskrisen  zurück.  Was  den 
Pauperismus  beträfe,  so  gingen  zwei  Thatsachen 
nebeneinander  her;  die  Verarmung  in  der  Na- 
tion wüchse  iu  grösserem  Verhältnis  als  die 
Bevölkerung,  während  zugleich  auch  das  Na- 
tionalvermögen iu  grösserem  Verhältnis  als  die 
Bevölkerung  wachse,  während  also  zugleich  der 
Natioualreichtum  steige.  Von  dieser  Verarmung 
seien  aber  gerade  die  arbeitenden  Klassen 
getroffen.  Auf  den  Kreis  der  Klassen,  die  den 
mechanischen  Arbeiten  fast  allein  und  aus- 
schliesslich oblägen,  die  ans  diesen  fast  aus- 
schliesslich ihren  Unterhalt  zögen,  bis  in  die 
Reiben  jener  Kapitalisten  hinauf,  die  heute, 
wenn  auch  mit  kleinem  Kapital,  doch  im  wesent- 
lichen von  ihrer  Hände  Arbeit  lebten,  beschränke 
sich  diese  gesellschaftliche  Erscheinung.  —  Kein 
geringeres  Leid  als  der  Pauperismus  hätten  die 
Handelskrisen  der  Gesellschaft  zugefügt, 
die  etwa  solange,  als  der  Pauperismus  die  all- 
gemeine Aufmerksamkeit  auf  sich  zieht,  in  pe- 
riodischer Wiederkehr  Verheerungen  im  Ver- 
kehre anrichteten.  —  Plötzliche  Absatzstockung 
in  den  Hauptzweigen  der  Industrie,  Sinken  aller 
Warenpreise,  zahlreiche  Bankerotte,  zeitweise 
Beschränkung  oder  Einstellung  der  Produktion. 
Bmtlosigkeit  von  Arbeitern  seien  die  in  rascher 
Folge  und  Wechselwirkung  sich  äussernden 
Symptome  dieser  Krisen.  Pauperismus  und  Han- 
delskrisen seien  die  Opfer,  um  die  die  Gesell- 
schaft ihre  Freiheit  erkauft  habe.  Fünf  Sechs- 
teile der  Nation  seien  durch  die  Geringfügigkeit 
ihres  Einkommens  nicht  bloss  von  den  meisten 
Wohlthateu  der  1'ivilisalion  ausgeschlossen,  son- 
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dem  unterlägen  anch  dann  und  wann  den 
furchtbarsten  Ausbrüchen  wirklichen  Elends  und 
seien  immer  dessen  drohender  Gefahr  ausgesetzt. 
Dennoch  seien  sie  die  Schöpfer  des  gesellschaft- 
lichen  Reichtums.  Hente  »ei  es  gerade  der 
Ueberflu*s,  das  Resultat  der  gesteigerten  Pro- 
duktivkräfte, der  den  Mangel  hervorbringe;  der 
Widersinn  der  gesellschaftlichen  Organisation 
sei  so  gross  geworden,  das«  die  Armen  gerade 
dann  verhungerten,  wenn  den  sichtbaren  Eigen- 
tums soviel  geworden  sei,  dam  anch  die  Reichen 
—  durch  die  Krisen  —  ins  Unglück  gestürzt 
wurden.  Die  Armut  der  arbeitenden  Klassen 
Hesse  nie  zu.  dass  ihr  Einkommen  ein  Bett  für 
die  anwachsende  Produktion  abgäbe.  Das  Ucber- 
mass  von  Produktion ,  das  in  den  Händen  der 
Arbeiter  nicht  bloss  deren  Lage  verbessern,  son- 
dern zugleich  ein  Gewicht  abgeben  würde,  um 
den  Wert  des  bei  den  Unternehmern  bleibenden 
Restes  zn  steigern  und  diesen  damit  die  Be- 
dingung der  Fortsetzung  ihres  Betriebes  in  dem 
bisherigen  Umfange  zn  gewahren,  drücke  auf 
seite  der  Unternehmer  den  Wert  des  ganzen 
Produktes  so  tief,  dass  jene  Bedingung  ver- 
schwände, und  überliesse  im  besten  Falle  die 
Arbeiter  ihrem  gewohnten  Mangel.  Die  Handels- 
krisen ihrerseits  Hessen  nie  zn,  dass  die  arbeiten- 
den Klassen,  durch  irgendwelche  Umstünde  be- 
günstigt, aus  dem  Pauperismus  sich  erheben 
nud  den  besitzenden  Klassen  iu  Teiluahroe  an 
den  Woblthaten  der  steigenden  Kultur  folgen 
könnten.  Wo  solche  Erscheinungen  vorkommen, 
müsse  ein  Fehler  in  der  staatswirtschaftlichen 
Organisation  verborgen  sein.  — 

Wie  soll  nnn  dieser  sozialen  Not  ein  Ende 
werden?  Welche  staatswirtschaftliche 
ition  schlägt  Rodbertus  vor,  um  Pan- 
Handelskrisen und  alle  damit  ver- 
Uebel  unmöglich  zu  machen?  Das 
Rodbertnssche  Gesellschaftsideal  ist  der  gesamt- 
gesellschaftliche Kommunismus  an  Boden  und 
Kapital.  Wie  Rodbertus  »ich  unter  der  Voraus- 
setzung eines  solchen  Zustande«  nud  der  Ver- 
waltung einer  Centraibehörde  die  nationalwirt- 
schaftliche Produktion,  Konsumtion  und  Ver- 
teilung denkt,  hat  er  in  seinem  „Kapital"  (S. 
109—160)  eingehend  auseinandergesetzt.  Aber 
Rodbertus  glaubte,  dass  sich  dieses  Ideal  erst 
in  sehr  später  Zukunft,  wie  er  einmal  angiebt, 
etwa  in  nOO  Jahren,  verwirklichen  Hesse,  einst- 
weilen könnten  jedoch  unter  Beibehält  der  be- 
stehenden Rechtsordnung  gewisse  Reformen 
vorgenommen  werden.  „Im  allgemeinen sagt 
Rodbertus  einmal,  „wird  das  staatswirtscliaft 
liehe  System  seinen  Charakter  dahin  zu  ändern 
haben,  dass  es  seinem  Namen  trauen  wird,  dass 
es  ans  einer  blossen  Betrachtung  des  sich  selbst 
überlassenen  Verkehres,  ans  einer  Natnrlehre 
desselben  ein  der  gesellschaftlichen  Vorsicht, 
der  Regierung  vindiziertes  System  von  Thätig- 
keiten  wird".  —  Die  Reformvorschläge  Rod- 
bertus', so  verschieden  ausgearbeitet  sielm  ein- 
zelnen sind,  laufen  doch  alle  darauf  hinaus, 
dass  eine  Lohnregulierung,  eine  Aeuderung  im 
Lohnsystero  vorgenommen  werden  soll.  Diesen 
Ideeen  hat  Rodbertus  bei  den  verschiedensten 
Anlässen  Ausdruck  gegeben.  Schon  in  dem 
1839  er  Aufsatze  erklärte  er,  dass  das  neue 
staat* wirtschaftliche  System  so  beschaffen  sein 
müsse,  dass  bei  einstweiliger  Beibehaltung  des 
Privateigentums  an  Boden  und  Kapital,  der  An- 
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teil,  der  dem  Arbeiter  zufalle,  vermehrt  werden 
müsse,  dass  die  zunehmende  Produktivität  auch 
dem  Arbeiter  zu  gute  kommen  müsse  nnd  dass 
die  arbeitenden  Klassen  den  Chancen  der  Kon- 
junktur entzogen  werden  sollten.  —  Noch  wäh- 
rend seiner  parlamentarischen  Thätigkeit  (im 
Jahre  1849}  liefert  er  auf  Aufforderung  des 
, .Centraivereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden 
Klassen"  ein  Gntachten  unter  dem  Titel  „Be- 
merkungen zu  dem  Berichte  über  die  Gründung 
einer  Invaliden-  und  Altersversichernngsanstalt 
für  Arbeiter  und  den  Zweck  der  Vereine  für 
Arbeiterwohl",  worin  er  den  Vereinen  für  Ar- 
beiterwohl empfahl,  sich  an  der  Durchfuhrung 
eines  neuen  Lohnsystems  zu  beteiligen,  das  den 
Lohn  erhöhen  werde,  ohne  den  Unternehmer  zu 
verkürzen.  Als  der  internationale  Arbeiterkon- 
gresa  1862  in  London  tagte,  entwarf  er  ein  Send- 
schreiben an  diese  Versammlung,  worin  er  ihr 
vorschlug,  sie  solle  einen  internationalen  Lohn- 
tarif entwerfen,  den  sie  den  Unternehmern  unter- 
breiten sollte.  —  Ganz  ausführlich,  klar  und 
bestimmt  hat  sich  Rodbertus  erst  in  seinem 
Aufsatze  „Der  Normalarbeitstag"  über  «He  un- 
mittelbar vorzunehmende  soziale  Reform  ausge- 
sprochen. 

Danach  hätte  der  Staat  einen  normalen 
Zeitarbeitstag  nnd  einen  normalen  Werk- 
arbeitstag zn  bestimmen.  In  jedem  Gewerk 
muss  znnächt  ein  normaler  Zeitsarbeitstag  fest- 
gesetzt werden,  d.  h.  er  innss  zn  6.  8,  10  oder 
12  Zeitstunden,  je  nach  der  Art  des  Betriebes, 
normiert,  werdeu ;  ausserdem  muss  noch  das  nor- 
male Arbeitswerk  eines  solchen  Zeitarbeitstages 
festgesetzt  werden,  d.  h.  es  muss  diejenige 
Quantität  Werk  oder  Leistung  normiert  werden, " 
die  ein  mittlerer  Arbeiter  bei  mittlerer  Ge- 
schicklichkeit und  mittlerem  Fleiss  während 
eines  solchen  Zeitarbeitstages  in  seinem  Ge- 
werbe zu  leisten  imstande  ist.  Diese  Quantität 
Werk  repräsentierte  in  jedem  Gewerk  das 
gleiche  normale  Arbeitswerk  eines  normalen 
Zeitnrbeitstages  und  konstituierte  damit  anch 
in  jedem  Gcwerke  den  normalen  Werkarbeits- 
tag, in.  a.  W.  wäre  das,  was  jeder  Arbeiter 
eines  Gewerkes  in  seinem  normalen  Zeitarbeits- 
tag liefern  müsste,  damit  er  einen  vollen  Ar- 
beitstag d.  i.  einen  normalen  Werkarbeitstag 
bezahlt  und  bescheinigt  erhielte.  Hätte  er  in 
dem  vollen  normalen  Zeitarbeitstage  seines  Ge- 
werkes doch  nur  dasselbe  normale  Tagewerk  ge- 
leistet, so  würde  er  anch  nur  V»  normalen 
Werkarbeitstag  gelohnt  bekommen :  hätte  er  1 
Normal  werk  geliefert,  so  würde  er  auch  V'lt 
Tage  gelohnt  bekommen.  Unter  der  Autorität 
des  Staates  müsste  anch  noch  in  jedem  Gc- 
werke der  Lohnsatz  für  den  normalen  Werk- 
arbeitstag festgesetzt  resp.  zwischen  Arbeit- 
nehmern nnd  Arbeitgebern  vereinbart  werden, 
lud  diese  Festsetzungen  müssten  sich  periodisch 
wiederholen  uud  nach  Massgabe  der  Steigerung 
der  Produktivität  der  Arbeit  den  Lohnsatz 
ebenfalls  erhöhen.  —  Der  normale  Werkarbeits- 
tag muss  zu  Werkzeit  oder  Normalarbeit  er- 
hoben werden,  und  uach  solcher  Normalarbeit 
muss  1)  das  Werk  des  Produktes  jedes  Ge- 
werkes normiert  werden;  eine  Produktqnantität, 
die  einem  vollen  normalen  Tagewerk 
gleich  ist,  repräsentiert  dann  einen  Werktag 
bez.  10  Werkstnnden,  einerlei  wieviel  faktische 
Zeitarbeit  «ie  gekostet  hat,  oder:  das  Pro- 
VI.  29 
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dukt  eines  Gewerkes,  anf  dem  1  Werkstnnde 
haftet,  ist  auch  in  allen  übrigen  Gewerken  dem 
Produkte  gleich,  auf  dem  1  Werkstnude  haftet; 
2)  niuss  nach  solchem  Normalwerk  der  Lohn  iu 
jedem  Gewerk  gezahlt  werden;  der  Arbeiter 
«oll  jedoch  keineswegs  berechtigt  sein,  die  ganze 
Normalarbeit,  die.  er  geleistet,  bescheinigt  zu 
erhalten,  sondern  muss  sich  Abzüge  gefallen 
lasseu  einmal  für  das,  was  der  .Staat  kostet, 
und  zweitens  für  die  Funktionäre,  die  andere 
als  materielle  Leistungen  zu  verrichten  haben, 
z.  B.  die  Erkundi-rungen  de»  nationalen  Bedürf- 
nisse», die  Verwaltung  der  Arbeitsmittel  etc.; 
3i  müssten  Vorkehrungen  zur  Realisierung  des 
Lohnes  nach  diesem  Massstabe  getroffen  werden : 
der  Staat  soll  intervenieren,  damit  die  Arbeiter 
ihren  Lohn  nach  dem  Massstabe  der  Normalarbeit 
in  LohngUtern  realisieren  können :  dazu  muss 
der  Staat  a)  die  Ausgabe  dieses  Lohngeldes  sich 
selbst  vorbehalten,  b;  den  Arbeitgebern  in  diesem 
Gelde  Darlehen  gewähren,  die  sie  in  nach  Nor- 
malarbeit bemessenem  Produktwert  zurückzu- 
zahlen haben,  e.)  Magazine  für  diese  in  Pro- 
dukten zurückgezahlten  Darlehen  anlegen,  d) 
endlich  die  Lohuzettel  der  Arbeiter  gegen  diese 
Produkte  nach  dem  konstituierten  Werte  an- 
nehmen. —  Der  Architekt  Peters  verfasste 
„Hilfstafeln  zu  Preisberechnungen  für  Zimmer- 
arbeiten auf  Grundlage  der  durchschnittlichen 
Leistungen  der  Arbeiter",  worin  zum  ersten 
Male  ein  praktischer  Versuch  mit  der  Berech- 
nung des  Rodbertusschen  Normalwerkcs  gemacht 


ist. 

Neben  den  Werken,  die  der  Erforschung 
der  Grundursachen  der  sozialen  Not  uud  der 
Mittel  zu  ihrer  Abhilfe  galten,  hat  Kodbertus 
noch  eine  Reihe  von  Schriften  Uber  wirtschafts- 
politische, wirtschaftshistorische  und  allgemein 
politische  Fragen  veröffentlicht.  Besonders  ein- 
gehend beschäftigte  er  sich  mit  agrarpolitischen 
Fragen  ;  seine  Ansicht  über  die  notwendige  Re- 
form der  Agrargesetzgebung ,  besonders  des 
ländlichen  Kreditwesens,  hat  er  zuerst  in  seiner 
1847  erschienenen  Schrift  „Für  den  Kredit  der 
Grundbesitzer.  Eine  Bitte  an  die  Reichsstände" 
und  iu  der  in  demselben  Jahre  erschienenen  Ab- 
handlung „Die  neuesten  Grundtaxen  des  Herrn 
v.  Bülow-t'umnorow  und  dann  ausführlich  in 
seinem  grossen  Werke  „Zur  Erklärung  und  Ab- 
hilfe der  heutigen  Kreditnot  des  Grundbesitzes" 
niedergelegt.  —  Die  Hauptursache  der  landlichen 
Kreditnot  sei  die  Ve rsc hu  1  d un gs for m  des 
Grundbesitzes  nach  Kapital  wert,  eiue  Form, 
die  seinein  natürlichen  Werte  vollkommen  • 
widerspräche.  Grundbesitz  als  Kapital  oldi-  j 
gieren  zu  dürfen,  sei  ein  Widersiuu,  weil  man 
damit  verlange,  einen  sich  nur  Umsetzenden, 
immerwährend  eine  Heute  abwerfenden  immo- 
bilen Fonds  als  eineu  sich  zu  jeder  Zeit  um- 
setzenden mobilen  Fonds,  „ein  Ross  für  einen 
Vogel",  verschreiben  zu  dürfen.  Das  einzige 
specinsche  Mittel  gegen  die  Kredit  not  des  Grund- 
besitzers sei  die  Einführung  des  K  e  n  t  e  n  p  r  i  ti  - 
eips,  d.  h  dass  der  landwirtschaftliche  Grund- 
besitz in  allen  ihn  betreffenden  Rechtsgeschäften 
nur  als  das  behandelt  werden  solle,  was  er  sei. 
als  immerwährender  Rentenfouds ;  in  Konsequenz 
dieses  Princips  sollen  namentlich  Darlehen  auf 
den  Grundbesitz  nur  noch  in  der  Form  des 
Rentenkanfs  aufgenommen  werden ;  also 
nicht  mehr  ein  unveränderlicher,  kündbarer  Ka- 1 


!  pital  betrag,  der  einen  nach  der  Bewegung  des 
Zinsfusses  veränderlichen  Renteubetrag  abwirft, 
sondern  nur  noch  ein  unveränderlicher,  unkünd- 
barer Rentenbetrag,  der  einen  nach  dir  Be- 
wegung des  Zinsfusses  veränderlichen  Kapital- 
betrag repräsentiert,  soll  auf  den  Grundbesitz 
aufgenommen  werden.  —  Auch  für  die  Besse- 
rung des  allgemeinen  Kreditverkehrs  hatte  Kod- 
bertus Vorschläge  gemacht   iu  seiner  Schrift 
1  ..Die  preussische  Geldkrisis"  (1845) :  er  rät  dort, 
,  die  Furcht  vor  Papiergeld  und  Banken  abzu- 
legen, aber  kein  Staatspapiergeld  einzuführen, 
sondern  ein  von  der  Regierung  beaufsichtigtes 
Zcttelbauksystom  einzurichten,  das  mit  einer 
Hauptbank  iu  Berlin  sich  Uber  ganz  Prensscn 
verzweigen  sollte :  durch  die  Noten  dieser  Banken 
sollte  die  Kreditgewährung  erleichtert  werden 
für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft,  na- 
mentlich sollte  dieser  Kredit  auch  deu  Eisen- 
bahnen zu  gute  kommen,  deren  allmähliche 
völlige  Uebernahme  von  dem  Staat  vou  Rod- 
bertus  gefordert  wird.    Diese  Schrift  blieb  nicht 
ohne  Einfluss  auf  die  Entscheidung  des  Streites, 
die  gegen  den  Minister  Rot  her  ausfiel,  der  für 
Errichtung  einer  reinen  Staatsbank  ein- 
getreten war.  —  Von  besonderer  Bedeutung  ist 
Kodbertus  auch  für  die  Wirtschaftsgeschichte 
geworden  durch  seine  „Untersuchungen  auf  dem 
'  Gebiete  der  Nationalökonomie  des  klassischen 
I  Altertums".    Diese  wirtschaftshistorischen  Ar- 
I  beiten  haben  namentlich  die  agrarische  Ent- 
wickclung  Roms,  die  römische  Tributsteuerung, 
den  Sachwert  des  Geldes  im  Altertum  u.a.  m.  zum 
Gegenstande;  eingestreut  sind  in  diese  histori- 
schen Untersuchungen  geistvolle  und  interessante 
geschichtsphilosophische   Betrachtungen.  Rod- 
bertus  meiut,  es  sei  eine  Analogie  vorhanden 
zwischen  der  Entwicklung  der  Natur  und  der 
gesellschaftlichen  Erscheinungen.    Die  Menge 
der  sozialen  Bildungen ,  die  nach  einander  die 
Geschichte  füllten,  bildeten  eine  analoge  Ent« 
wickelungsreihe  immer  vollkommenerer  Lebens- 
bildungen, alwr  sozialer  Art,  wie  sie  die  Natur 
in  der  Stufeureihe  von  der  Zelle  bis  zum  Men- 
schen, iu  der  Menge  der  physischen  Lebens- 
bildungen  darstelle.    Wie  die  höchste  Species 
der  Tiergattungen  in  der  Wirbelsäule  deu  ein- 
heitlichen, dominierenden  Halt  in  den  Lebeus- 
motorcu  des  Gesaintorganisiuns  habe,  so  würden 
auch  einst  in  der  vollendetsten  Forin  der  Sozial- 
formen die  Organe  zu  allen  Lcbensfnnktioiicn 
zu  einer  einheitlichen  olwrsten  Organisation  ver- 
knüpft sein.  —  Der  organischen  Geschichts- 
periode ging  eine  anorganische  vorauf,  die  aber 
noch  keinen  sozialen  Organismus  darstellt,  weil 
die  Menschen  bloss  Aggregate  bildeten.  Erst 
mit  der  organischen  Gesidiichtsperiode,  wobei  es 
eine  Gemeinschaft  im  geistigen,  ethischen  uud 
wirtschaftlichen  Leben  giebt ,  beginnt  das  so- 
ziale Leben ;  aus  dem  Stammlebeu  geht  dann 
das  Staatlichen  hervor;  im  Laufe  der  Staaten- 
perioden folgen  sich  aufeinander  die  immer  voll- 
kommeneren Staatsordnungen,  die  hei  du  isch- 
antike, die  christlich-germanische  uud 
schliesslich  die.  noch  höhere  Staatenordnung 
der    Zukunft.     In   der   heidnisch -antiken 
Staatenordnung  erscheint  zuerst  die  Theokratie. 
darauf  der  Kastenstaat,  dann  die  Satrapie  uud 
schliesslich  die  Polis;  in  der  christlich-germa- 
nischen Staatenordnung  zuerst  der  kirchliche 
Staat,  darauf  der  Ständestaat,  dann  die  Bureau- 
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tisch  oder  agitatorisch  in  die  Arbeiterbewegung 
eingegriffen.  Als  Lassalle  ihn  mehrfach  bat, 
dem  Alltrera.  Arbeiterverein  beizutreten,  lehnte 
er  entschieden  ab;  persönlich  kanui  mit  diesem 
Sozialisten  bekannt,  wenn  auch  seit  IHM  in  fast 
ununterbrochener  Korrespondenz  mit  ihm  bis  zu 
dessen  Ende  stehend ,  wurde  Rodbertiis,  wie 
Lothar  Bücher,  in  dem  genannten  Jahre  vom 
Komitee  de.s  Deutschen  Arbeitervereins  zu  Leip- 


kratie,  schließlich  der  Repräsentativstaat.  — 
Die  heidnisch-antike  Staatenordnung  zeichnet 
sich  dnreh  die  Rechteinstitution  des  M  e  n  s  c  h  e  n  - 
Eigentum*  aus,  zufolgedessen  der  unmittel- 
bar wirtschaftliche  Arbeiter  Sache  ist  und  zum 
.sachlichen  Nationalvermögen  gehört.  Diese  Ord- 
nung —  besonders  auf  der  höchsten  Eutwicke- 
lungsstnfe  der  Polis  —  gründet  sich  wirtschaft- 
lich anf  die  Autarkie  des  Oikos,  die  völlig  deu 

Charakter  der  Naturalwirtschaft  hatte.  Es  war  ;  zi^  um  seine  Ansicht  betr.  die  Verbesserung 
kein  Geld  nötig,  um  das  Nationalprodukt  wäh- j  der  Lage  des  Arbeiterstandes  befragt;  darauf 
rend  seines  Produktionsprozesses  von  Stufe  zu  j  antwortete  er  in  einem  „Offenen  Antwort - 
Stufe  zu  heben,  denn  es  wechselte  während  des-  schreiben"'.  Er  anwortete,  dass  die  Arbeiter 
selben  gar  uicht  den  Besitzer.  Der  Wille  des  j  mit  Recht  von  den  Schulzeschen  Associationen 
Oikenherrn  genügte,  der  seinen  Fabrikation«-  das  Heil  in  der  sozialen  Frage  nicht  erwarteten, 
sklaven  befahl,  an  dem  Produkte  seiner  Roh- .  dass  aber  auch  die  von  Lassalle  befürworteten 
produktionsaklaven  weiter  zu  arbeiten.  Ein  Produktivassociationen  nicht  geeignete  Mittel 
wohlbestellter  Oikos  beschaffte  alle  Bedürfnisse  zur  sozialen  Reform  seien.  Vor  allem  aber  er- 
des  umfassenden  Hanshaltnngskrcises  selbst,  klärte  er  sich  nicht  damit  einverstanden,  dass 
Soweit   überhaupt  Geld  auf  dieser  natural- 

wirtschaftlichen  Stufe  nötig  war,  hat  es  noch  Stimmrechts  an  die  Spitze 
völlig  den  Charakter  der  Ware,  sei  es,  das*  I  gestellt  hätten;  zwar  selbst  ein  Anhänger  des 
es  noch  in  Stücken  Vieh  bestand  oder  schon  in  |  allgemeinen  Wahlrechts,  müsse  dieses  politische 
•Stücken  Gold,  die  immer  noch  als  Ware  mit  i  Problem,  da*  nur  verwirreu  könnte,  wo  es  sich 
ronlicren.     In    der   ehr is 1 1  i ch -ge r m ani-  um  die  soziale  Frage  handele,  zurücktreten: 


die  Arbeiter  die  Erlangung  des  allgemeinen 

tze  ihier  Bestrebungen 


sehen  Staatenordnung  ist  es  die  Rechtsinsü- 
tut ion  des  G  r  u  n  d  -  u  n  d  K  a  p  i  t  a  1  e  i  g  e  n  t  u  m  s , 
welche  der  gesellschaftlichen  Oekonomie  als 
Basis  dient  und  ihr  die  konkrete  historische  Ge- 
stalt aufprägt.  Die  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sind  so  geartet,  dass  das  Natnmalver- 


sie  sollten  keinen  politischen  Umweg  machen, 
sondern  geradeaus  marschieren. 

Rodbertns  ist  als  der  eigentliche  Begründer 
des  wissenschaftlichen  Sozialismus  in  Deutsch- 
land zu  bezeichnen,  denn  schon  vor  Marx  uud 
Lassalle  hatte  er  in  seinen  Schriften  ans  dem 


mögen  und  das  Nationaleinkommen  nicht  bloss  <  Jahre  1K39  und  1S42  ein  vollständiges  sozia- 
quantitativ,  sondern  auch  qualitativ  verteilt  listisehes  System  geliefert,  eine  Kritik  des 
sind     Eine  Folge  dieser  Verhältnisse  ist  die  j  Smithianismus,  eine  neue  theoretische  Grnnd- 


Geld  Wirtschaft,  Das 


Naiioualprodukt 


g< 

wird,  weil  es  während  des  ganzen  Produktions- 
prozesses mehrere  Male  den  Besitzer  wechselt, 
immer  nur  im  Wege  des  Verkaufs  und  Kaufs, 


legung  und  soziale  Reformvorsehläge.  Zwar 
hatte  bereits  Fichte  vor  Rodbertus  in  seinem  * 
„geschlossenen  Handelsstaate"  ein  sozialistisches 
System  gegeben,  aber  es  fehlte  ihm  die  breite 


d.  h.  mittelst  de»  Geldes,  oder  in  Geldform  I  nationalökononiische  Basis,  welche  die  Werke 
mittelst  des  Kredit«  von  Stufe  zu  Stufe  ge- 1  Rodbertus'  auszeichnet.  —  Was  die  Originalität 
hoben.  Jetzt  ist  das  Geld  schon  mehr  Standard  ,  der  Rodbertusscheu  Lehren  anlangt,  so  war 
geworden  und  hat  seine  Warenqualität  nur  noch  allerdings  der  Satz  von  der  allein  wirtsehaften- 
als  eine  Bürgschaft  der  Richtigkeit  des  Stan-  deu  Arbeit  vom  älteren,  namentlich  englischen 
dard  beibehalten ;  die  Warenumsätze  werden ,  Sozialismus  schon  mehrfach  ausgesprochen  und 


weit  weniger  noch  durch  (Jehl  vermittelt,  als 
sie  nach  Geld  berechnet  und  mit  Geld  nur  aus- 
geglichen werden,  uud  das  Geld  als  Ware  tritt 
nur  noch  als  schliesslicher  Regulator  des  Wertes 
anf.  Erst  in  der  3.  Staatenorduung,  der  christ- 
lich-sozialen, steigt  die  Geschichte  zu  ihrem 
Ziele,  zu  einer  organisierten  Gesellschaft  empor: 
diese  Ordnung  der  Zukunft  soll  sich  dadurch 
charakterisieren,  dass  es  in  ihr  nur  noch  Ar- 
beitseigentum  geben  wird;  wie  der  antike 


dio  Idee  des  Arbeitsfeldes  iu  ganz  ähnlicher 
Weise  wie  von  Rodbertus  bereit*  1810  von 
Owen  entwickelt  und  Anfang  der  30er  Jahre 
praktisch  erprobt,  aber  im  übrigen  enthalten 
die  genannten  Schriften  und  namentlich  die  so- 
zialen Briefe  eine  Fülle  origineller,  geistvoller 
Ausführungen,  die  auf  den  späteren  Sozialismus, 
besonders  auf  Lassalle,  von  massgebendem  Ein- 
güsse waren.  Doch  nicht  nur  für  den  Sozialis- 
mus hat  Rodbertus  bahnbrechend  gewirkt,  sou- 


Eigentumsbegriff  auch  das  Menscheneigentum  dem  die  gesamte  nationaiökonomische  Wissen- 
kannte,  der  christlich-germanische  nur  noch  |  schaft  verdankt  ihm  grosse  Anregung  und  För- 
Grund-  und  Kapitaleigentum,  sosoll  der  christ-  *  derung,  die  theoretische  Nationalökonomie  be- 
lich-soziale  nicht  mehr  Gmnd-  und  Kapital-  sonders  durch  die  Kritik  der  klassischen  Na- 
eigentnm,  sondern  nur  noch  Arbeitseigentuin  j  tionalökouonien ,  durch  die  neue  Theorie  der* 
enthalten.  Erst  in  dieser  3.  Ordnung  wird  das  \  Einkommensverteilung.dnrch  die  Unterscheidung 
Geld  faktisch  das  „Liqnidationsmittel  der  Teilung  der  logischen  und  historischen  Kategorieen  vom 


der  Arbeit'-,  eine  blosse  Anweisung:  jeder,  der 
ein  Produkt  in  den  Verkehr  einbringt,  hat  An- 
spruch auf  Bescheinigung  darüber,  die  zugleich 
wieder  als  Anweisung  anf  denselben  Betrag 
bei  jedem  zu  gebrauchen  ist,  der  ein  gleich- 
wertiges Produkt  für  den  Verkehr  hergestellt 
hat.  — 

So  s«hr  »ich  Rodbertns  um  die  Ausbildung 
des  wissenschaftlichen  Sozialismus  verdient  ge- 
macht hat,  so  bat  er  so  gut  wie  gar  nicht  prak- 


Kapital  etc.,  die  praktische  Nationalökonomie 
durch  »eine  agrarpolitischen  Schriften,  die  Wirt- 
schaftsgeschichte durch  seiue  historischen  Unter- 
suchungen. -  Rodbertus  war  idealistischer 
Sozialist:  er  war.  wie  es  Dietzel  in  seiner  vor- 
trefflichen Rodbertus-Monographie  nachweist,  der 
„Sozialist  der  organischen  Staatsidee'1 ;  durch- 
aus anti-individualistisch  gesinnt ,  begründet 
er  seine  sozialen  Forderungen  nicht  etwa  durch 
irgendwelche  Rechte  de.s  Einzelnen  auf  Gleich- 
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heit  der  Genüsse  etc.,  sondern  im  antiken  Geiste 
aus  den  Pflichten  des  Staates,  in  das  Chaos  des 
freien  Erwerbslebens  ordnend  einzugreifen.  — 
Nicht  deshalb  ist  Rodbertus  Gegner  der  Un- 
gleichheit, weil  dadnrch  Rechte  der  Individuen 
verletzt  würdeu,  sondern  weil  dadurch  der  har- 
nioniscbe  Gang  der  gesellschaftlichen  Entwicke- 
lung  gestört  werde,  weil  die  Desorganisation 
der  Gesellschaft  an  Stelle  der  Organisation  der- 
selben davon  die  objektive  Folge  ist.  —  So  ist 
Rodbertus,  wenn  er  auch  in  seinen  praktischen 
Vorschlägen  viel  Aehnlichkeit  mit  den  fran- 
zösischen Sozialisten,  namentlich  mit  Proudhon. 
aufweist,  doch  von  ganz  anderen  sozialpl  ailo- 
sophischen  Voraussetzungen  ausgegangen;  nicht 
Rousseau,  sondern  Plato  und  Fichte  sind  seine 
Vorbilder.  —  Rodbertus  war  national  und 
monarchisch  gesinnt;  doch  nicht  in  dem 
Sinne  verstanden,  als  ob  er  ein  absoluter  An- 
hänger des  nationalen  und  monarchischen  Prin- 
cipe« gewesen  sei;  er  war  national  im  Gegen- 
satz zu  der  internationalen  Tendenz  des  Mar- 
xismus ;  —  die  soziale  Frage  stand  aber  für  ihn 
im  Vordergrunde,  und  wenn  er  für  Deutachland 
eine  einheitliche  Zusammenfassung  seiner  na- 
tionalen Kräfte  verlangte,  so  that  er  es,  weil 
er  der  Ueberzeugung  war,  dass  von  der  deut- 
schen Nation  und  von  der  Initiative  der  Hobeu- 
zollern  auf  legalem  Wege  die  Lösung  der  so- 
zialen Frage  zu  erwarten  sei.  Durchaus  aber  war 
er  kein  Vertreter  des  starren  Nationalitätsprin- 
cips;  das  Staatsprincip  stand  ihm  weit  Uber  dem 
Nationalprincip;  nnr  dann  sollte  eine  Nation  auf 
staatliche  Selbständigkeit  Anspruch  haben,  wenn 
sie  eine  hinreichende  sozialgeschichtliche  Trieb- 
kraft zeige,  nm  diejenige  Lebenskraft  zu  er- 
zengen, welche  die  staatliche  Stufe  des  Zeit- 
alters charakterisiere;  das  Nationalitätsprint ip 
sollte  berechtigt  sein,  wo  es  Staaten  vereinen, 
nicht  wo  es  sie  zertrümmern  wolle.  Dass  für 
Rodbertus  diese  nationalen  und  monarchischen 
Gesinnungen  keine  Principienfragen ,  sondern 
Zweckmässigkeitsfragen  waren,  geht  auch  dar- 
aus hervor,  dass  sich  bei  ihm  je  nach  Zeitum- 
ständen absolutistische  und  demokratische  Aus- 
sprüche finden  und  dass  er  eine  Zeit  lang  mit 
der  Sozialdemokratie  anzuknüpfen  suchte,  als  er 
von  dieser  bessere  Erfüllung  seiner  sozialen 
Pläne  erhoffte.  —  Vor  allem  war  Rodbertus 
Staatssozialist:  für  ihn  ist  jede  Volks- 
wirtschaft wesentlich  Staats  Wirtschaft,  die  nur 
deshalb  einen  volkswirtschaftlichen  Schein  an- 
nähme, weil  wesentlich  Staats  wirtschaftliche 
Funktionen  durch  das  Grund-  und  Kapitaleigen- 
tum Privaten  delegiert  seien;  daher  seine  immer 
wiederkehrende  Forderung,  die  Volkswirtschaft 
mUsse  mehr  Staatswirtschaft  werden.  —  Der 
Marxismus  steht  begreiflicherweise  dem  Rod- 
bertusschen  System  diametral  gegenüber;  von 
marxistischer  Seite  wird  Rodbertus  in  schärfster 
Weise  bekämpft;  die  ideologische  Art  und 
Weise,  wie  Rodbertus  seine  Lehre  begründet, 
wird  vom  Standpunkt  der  materialistischen  Ge- 


Prondhon  losschlug,  er  den  ihm  damals  dem 
Namen  nach  unbekannten  Rodbertus,  den  Strebe- 
gott von  heute,  traf". 

In  eine  Kritik  des  Rodbertusschen  Systems 
hier  einzutreten,  die  Irrtümer  seiner  Wert-, 
Zins-,  Rententheorie  etc.  darzulegen,  ist  hier 
nicht  der  Ort  (vergl.  den  Art.  S  o  z  i  a  1  i  s  m  u  s).  Es 
sei  nur  kurz  darauf  hingewiesen,  dass,  was  die 
Diagnose  und  Therapie  der  sozialen  Not  an- 
laugt, Rodbertus  sich  täuscht,  wenn  er  die  Ur- 
Bache der  Handelskrisen  in  der  fallenden  Lohn- 
quote erblickt  statt  in  der  Planlosigkeit  der 
Produktion.  Daher  kann  auch  der  soziale  Re- 
formplan, den  Rodbertus  für  die  Uebergangszeit 
zum  Sozialstaat  vorschlägt,  nicht  zum  Ziele 
führen;  die  Handelskrisen  und  der  Pauperismus 
können  durch  eine  Lohnmassregel  nicht  beseitigt 
werden,  so  lange  die  individuelle  Produktion 
bestehen  bleibt. 


schichtsauffassuug  ebenso  verworfen   wie  die 


.Meinung,  als  ob  durch  Reformpläne  eine  Lösung 
der  sozialen  Frage  angebahnt  werden  könne. 
,  Im  einzelnen  werden  die  Rodbertusschen  Theo- 
rieen  in  ähnlicher  Weise  kritisiert  wie  die 
Proudhous,  weshalb  Engels  einmal  i  in  seiner 
Uebersetznng  von  Marx,  Misere}  bemerkt: 
..Wie  konnte  Marx  wissen,  dass,  indem  er  auf 


A.  Zu  Lebzeiten  Rodbertus'  er- 
schienene Schriften:  1842 :  Znr Erkenntnis 
unserer  staatswirtschaftlichen  Zustände  1.  Heft, 
5  Theoreme,  Neu-Brandenburg  und  Friedland. 
184ö:  Die  preussische  Geldknsis,  Anklam  und 
Swineminde.  1847 :  Für  den  Kredit  der  Grund- 
besitzer. Eine  Bitte  an  die  Reichsstande, 
Berlin.  1849:  Mein  Verhältnis  in  dem  Konflikt 
zwischen  Krone  und  Volk.  An  Meine  Wähler, 
Berlin.  1850:  Soziale  Briefe  an  v.  Kirchmann. 
1.  Brief:  Die  soziale  Bedeutung  der  Staats- 
wirtschaft, Berlin.  2.  Brief:  Kirchmanns  so- 
ziale Theorie  und  die  meinige,  Berlin.  1851: 
Soziale  Briefe  an  v.  Kirchmann.  3.  Brief: 
Widerlegung  der  Ricardoschen  Lehre  von  der 
Grundrente  und  Begründung  einer  neuen 
Rententheorie,  Berlin.  (Diese  beiden  sozialen 
Briefe  hat  Rodbertus  im  Jahre  1875  zu  einem 
Bande  vereinigt  neu  herausgegeben  unter  d. 
Titel:  Zur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage.  I. 
unveränderter  Abdruck  meines  2.  und  3.  so- 
zialen Briefes  an  v.  Kirchmann,  enthaltend  einen 
kompendiösen  Abriss  meines  Staatswirtschaft- 
liehen  Systems,  nebst  einer  Widerlegung  der 
Ricardoschen  und  Ausführung  einer  neuen 
Grundrententheorie.  Berlin  1875).  1K58:  Die 
Handelskrisen  und  die  Hypothekennot  der 
Grundbesitzer,  Berlin.  1861:  Erklärung.  — 
Seid  deutsch.  —  An  Mazzini.  —  Was  sonst? 
Vier,  mit  v.  Berg  u.  L.  Bucher  herausgegebene 
Flugblätter.  1863:  Offener  Brief  an  das  Ko- 
mitee des  deutschen  Arbeitervereins  zu  Leipzig, 
Leipzig.  1868,69:  Zur  Erklärung  und  Abhilfe 
der  heutigen  Kreditnot  des  Grundbesitzes.  I. 
Band:  Die  Ursachen  der  Not;  II.  Band:  Zur 
Abhilfe.  1871:  Der  Norroalarbeitstag;  zuerst 
veröffentlicht  in  der  „Berliner  Revue" ,  dann 
separat  erschienen,  Berlin  1871.  —  Abhand- 
lungen Rodbertus'  in  den  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat. : 
I.  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  National- 
ökonomie des  klass.  Altertums:  1)  Zur  Ge- 
schichte der  agrarischen  Entwicklung  Roms 
unter  den  Kaisem,  Bd.  II,  1864  ;  2i  Zur  Ge- 
schichte der  römischen  Tribntsteuern  seit 
Augustiis,  Bd.  IV,  1865,  Bd.  V,  1865,  Bd.  VIII, 
1867.  Zur  Frage  des  Sachwerts  des  Geldes  im 
Altertume,  Bd.  XIV,  1870,  Bd.  XV.  1870.  III. 
Ein  Problem  für  die  Freunde  der  Ricardoschen 
Grundreuteutheorie,  Bd.  XIV,  1870.  IV.  Was 
waren  Mediastini?  Bd.  XX,  1873.    V.  Bedenken 
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gegen  den  von  den  Topographen  Roms  ange- 
nommenen Tract  der  Aurelianischen  Mauer, 
Bd.  XXIII,  1874. 

B.  An«  dem  litterarischen  Nach- 
lass  von  Karl  Rodbe  rtus-Jagc  tzow, 
herausgegeben  von  H.  Schumacher  und  Adolf 
Wagner:  I.  Briefe  von  F.  Lassalle  an  Rodbertus, 
Berlin  1878.  —  Herausg.  von  Adolf  Wagner 
und  Theophil  Kozak.  II.  Das  Kapital.  Vierter 
sozialer  Brief  an  v.  Kirchmann,  herausg.  und 
eingeleitet  v.  Kozak,  Berlin  1884.  III.  Zur 
Beleuchtung  der  sozialen  Frage,  Teil  II.  Nebst 
einem  älteren  Aufsatz  über  ..die  Forderungen 
iler  arbeitenden  Klassen"  (1839)  und  einem 
Sendschreiben  an  den  londoner  Arbeiterkomrress 
(1862).  L'uter  Mitwirkung  Ton  Kozak  herausg. 
und  eingeleitet  v.  A.  Wagner,  Berlin  1886. 
IV.  Hermann  Wagener,  Aus  Rodbertus'  Nach- 
las*. 188«. 

('.  Sonstige  Ausgaben  Rodbertns- 
ücher  Schriften,  lj  Briefe  Rodbertus'  an 
A.  Wagner,  mitgeteilt  in  der  Zeitschrift  für 
ges.  Staatsw.  1878  u.  d.  T. :  rEinige*  von  und 
über  Rodbertus-.Tagetzow",  v.  A.  Wagner.  2) 
Briefe  Rodbertus*  an  J.  Z.,  mitgeteilt  in  der 
Zeitschr.  f.  ges.  Staatsw.  1879.  3|  Briefe  und 
kürzere  Publikationen  Rodbertus' ,  u.  a.  auch 
ein  von  Rodbertns  mit  Wagner  u.  R.  Meyer  auf 
dem  6.  Kongress  deutscher  Landwirte  '  einge- 
brachter Antrag,  in  R.  Meyers  „Kmancipations- 
kampf  des  4.  Standes".  4)  Briefe  und  sozial- 
politische Aufsatze,  herausg.  v.  R.  Mever.  Ber- 
lin 1K80.  5)  J.  Zeller,  Zur  Erkenntnis 
unserer  staatswirtschaftlichen  Zustande  (enthält 
ausser  einem  Ahriss  der  Rodbertnssehen 
Schrift  gleichen  Titels  und  einer  Kritik  der- 
selben noch  den  Abdruck  des  1.  sozialen  Briefes 
an  v.  Kirchmann  und  die  Abhandlung:  .Der 
Normalarbeitatag").  Berlin  1876,  2.  Aufl.  1885. 
6)  M.  (juarck,  Zwei  verschollene  staatswirt- 
schaftlirhe  Abhandlungen,  enthält  1)  Rodbertus' 
Bemerkungen  zu  dem  Berichte  Uber  die  Grün- 
dung einer  Invaliden-  und  Altersversorgungs- 
anstalt für  Arbeiter;  2)  die  Abhandlung  „Zum 
Normalarbeitstag",  die  zuerst  im  „Hambnrgi- 
schen  Korrespondent "  1872  erschienen  war), 
Wien  1885  (aueb  in  Peruerstorffers  Deutschen 
Worten  1885  veröffentlicht).  7)  Moritz 
Wirth,  Neue  Ausgnbe  der  1875  erschienenen 
Schrift  rZur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage. 
Teil  I"  (mit  Textrevision  herausgegeben)  Berlin 
1890.  Von  demselben  sind  kleine  Schriften  von 
Rodbertus  herausg.  Berlin  1890  und  zwar  fol- 
gende: a)  Die  preußische  Geldkrisis.  b)  Für 
den  Kredit  der  Grundbesitzer,  c)  Die  neuesten 
Grundtaxen,  d)  Mein  Verhalten,  ej  Die  Handels- 
krisen, f)  Die  vier  Flugblätter  aus  dem  Jahre 
1861.  g)  Offener  Brief  an  das  Leipziger  Ko- 
mitee, h)  Normalarbeitstag.  8)  Meyer,  R.,  Zwei 
Briefe  von  Rodbertus.  (Neue  Zeit,  Jahrg.  13. 
1894  95). 

D.  Litteratur  über  Rodbertus:  F. 
Adickes,  Die  Bestrebungen  zur  Forderung 
der  Arbeiterversicherung  in  deu  Jahren  1818 
u.  1849  und  K.  Rodbertus,  in  der  Zeitschr.  f. 
es.  Staatsw.,  1883.  Georg  Adler.  Rod- 
rtus,  der  Begründer  des  wissenschaftlichen 
Sozialismus.  Leipzig  1883.  And ler,  I,es  ori- 
gines  du  Socialisme  d'Etat,  Paris  1897.  Bahr, 
Rodbertus'  Theorie  der  Absatzkrisen,  Wien 
1884.  Böhm-Bawerk,  Geschichte  und  Kritik 


E 


der  Kapitalzinstbeorieen,  Innsbruck  1884,  S. 
386  ff.  J.  Conrad.  Das  Rentenprincip  nach 
Rodbertus.  Jahrb.  f.  Nat.  u  Stat  Bd.  XIV  S.  149. 
Derselbe,  Die  neuest«  Litteratur  über  land- 
wirtschaftliches Kreditwesen,  Bd.  XI  S.  345  u. 
423.  Diehl,  P.  J.  Prondhon.  Seine  Lehre 
und  sein  Leben,  II.  Abt.,  Jena  1890,  S.  307  ff. 
Dietzel,  Karl  Rodbertus.  Darstellung  seines 
Lebens  und  seiner  Lehre.  I.  Abt.:  Darstellung 
seines  Lebens,  Jena  1886.  II.  Abt.:  Darstellung 
seiner  Sozialphilosophie,  Jena  1887.  (Scharf- 
sinnige Kritik  der  sozial  philosophischen  Grund- 
anschaunngen  RV).  Derselbe,  Das  „ Problem" 

I  des  litterar.  Nachlasses  von  Rodbertus.  in  Jahrb. 
f.  Nat.  n.  Stat.  N.  F.  I,  Bd.  13,  18S6.  Derselbe, 
K.  Rodbertus,  Prem».  Jahrb.  1885.  Derselbe, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Sozialismus  und 
des  Kommunismus  I,  in  der  „Zeitschrift  für 
Litteratur  und  Geschichte  der  Staatsw.-,  1893. 
Kniete,  Der  Sozialismus  Rodbertus-Jagetzow, 
das  Manchestertum  und  der  Staatssozialismns, 
Sigmaringen  1885.  Engels,  Marx  und  Kod- 
bertiH.  Neue  Zeit  1885.  Derselbe,  Vorwort 
zum  II.  Rande  des  .Kapital"  v.  Marx.  Ham- 
burg lr-K5,  S.  VIII— XXIII.  Derselbe.  Vor- 
wort zur  Uebersetzung  von  Marx*  Misere  de  la 

.  Philosophie,  2.  Aull ,  Stuttgart  1892.  S.  V— XXII. 
i  Scharfe,  aber  sehr  einseitige  Kritik  der  Rod- 
bertnssvheu  Grnndanschauungen).  0  Ger- 
lach, Rodbertus-  Jagetzuw*  Lehre  von  der 
heutigen  Verteilung  des  Nationaleinkommens,  in 
der  Münchener  Allg.  Zeitung.  Beilage  1891. 

!  Grün,  Zur  Erinnerung  au  K.  Rodbertus,  Augsb. 

1  Allg.  Zeitung,  1876.    Jentsch,  Karl,  Rod- 

!  bertus.   Stuttgart  1899.  ( Populäre  Darstellung'. 

I  Knies,  Der  Kredit,  II.  Hälfte,  Berlin  187!>. 
S.  47  ff.  Koliscber,  H..  R's.  Ansiebt  über  den 
landwirtschaftlichen  Hvputliekenkredit  Wicu 
1876.     Kozak,    Rodbertus-Jagetzows  soztal- 

|  ökonomische  Ansichteu,  Jena  1882  (sehr  gründ- 
liche und  exakte  Wiedergabe  der  Rodbertus'- 

I  sehen  Lehre).  Le  x  i  s .  Zur  Kritik  der  Rodbertus- 
schen  Theorien,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F.  Bd. 
9.  1884.  Mehring,  Zur  neueren  Rodbertus- 
Litteratnr  iNeue  Zeit.  Jahrg.  12,  Band  2).  A. 
Menger,  Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag, 2.  Aufl.,  Stuttgart  1891  Osgood, 
Scientific  socialem,  Rodbertus,  Political  scieuce 
quarteriv,  vol.  I,  1886.  Peters,  Ein  Beitrag 
zur  Lohn  reform  unter  Zugrundelegung  der  so- 
zialökonom.  Ansichten  von  Rodbertus-Jagetzow, 
1884.  Pierstorff,  Besprechung  dos  4.  soz. 
Briefes,  in  Schmollers  Jahrbuch,  1884.  Quarck , 
Rodbertus.  Ein  Gedenkblatt  zu  seinem  Todes- 
tage.    In  der  r Deutschen   Wochenschrift"  v. 

t  Fnedjung,  Wien  1883.  Derselbe,  Besprechung 

[von  „Das  Kapital",  ebenda.    Derselbe,  Das 

[  „Problem"  des  Nachlasses  von  Rodbertus.  In 
der  österr.  Monatsschrift  für  christl.  Sozialre- 
form v.  Vogelsang.  Wien  1884  (vgl.  dagegen 
Wagner  in  der  Vorrede  zum  III.  Bande  des 
Nachlasses,  und  Dietzel  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. 
1886).  Ruh  köpf,  Karl  Rodbertus  Theorie 
von   den   Handelskrisen,    Leipzig   1892.  M. 

I  Schippe!,  Besprechung  des  4.  soz.  Briefes, 

|  Zeitschr.  f.  ges.  Staatsw.,  1886.  Derselbe, 
Die  Rodbertussche  GrundrentenÜieorie  und  die 
Werttheorie  Ricardos.     Staatswirtschaftl.  Ab- 

l  Handlungen, hrg.  v.  Neisser,  1882.  Schramm, 

I  Rodbertus,    Marx,   Lassalle.   München  1889. 

I  Wagner,  Einiges  von  und  über  Rodbertn«, 
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Zeitsehr.  f.  ges.  Staats«..  1878.  Wermert.j 
Pro  societate.    II.  Zur  Würdigung  de»  K.  und 
seine»  Staatssozialisinns.    Hülle  1897.  Moritz 
Wi  I  th.  Bismarck,  Wagner.  Rodbertus,  Leipzig 
1885.     Derselbe,   Dur  drohende  Untergang 
de«  Narhluüses  von   Rodbertus,  Leipzig  1884 
(vgl.  dagegen  Wagner  u.   Dietzel  a.  a.  0.). 
Derselbe.    Art.:    Rodbertus   in    der  Allg. 
Deutschen  Biographie.    Derselbe,  Zur  Krage 
und  (ifsohicbte  des  allg.  Wahlrechte!».    Ein  ver- ; 
ges*ener  Aufsatz  Ton  Rodbertus.  in  den  Deut- ; 
Heben  Worten  v.  UcrnerstorflVr,  1890.  Zuns,' 
Einiges  über  Rodbertus.    I.  Das  RodberttiHsehe 


Grtiiidrenteiiproblem.  II. 
„Krcditiiof,  Berlin  1883. 


Zur    Kritik  der 


K.  Dir  hl. 


Römermonate. 

l)ii>  allgemeine  Stellung  der  >Kömer- 
monate<  in  dem  Steuersysteme  des  alten 
Deutschen  Heiehe»  ist  bereits  in  den  Artt. 
Gemeiner  Pfennig  und  Matiikular- 
be  i  träge  (oben  Bd.  VI  S.  ff.  bezw.  Dd. 
V  S.  7;i7  ff.)  charakterisiert  worden,  worauf 
hiermit  vorwiesen  sei. 

Seit  den  Hussitenkriegen  bestand  eine 
Rcichsmatrikel,  naeh  der  ebensowohl  die 
Heeres-  wie  die  Steuerkontingente  auf  die 
einzelnen  Rciehsstände  verteilt  wurden.  Mehr- 
mals reformiert,  wurde  sie  namentlich  auf 
dein  Reichstage  zu  Worms  im  Jahre  1521 
einer  gründlichen  rmarbeitung  unterzogen, 
als  das  Heid)  dem  vor  kurzem  zur  Regie- 
rung gelangten  Kaiser  Karl  V.  militärische 
Hilfe,  -lim  die  kaiserliche  Krone  zu  holen, 
auch  das,  was  dem  Heiligen  Reich  entzogen 
und  lange  Zeit  in  fremden  Händen  gewesen, 
wiederum  zu  orol«ern  und  zum  Reich  zu 
briugeiu,  l>ewilligte.  Das  zu  stellende  Heer 
wurde  auf  2M0tjo  Mann  zu  Fuss  und  101  )u 
Mann  zu  Ross  angeschlagen  und  davon  je- 
dem Roiehsstaride  seinKonlingent  zugewiesen. 
Als  dann  der  Regeusburger  Reichstag  von 
1511  auf  sechs  Monate  die  Hälfte  des  nor- 
malen Reiehsheercs  zur  Verteidigung  Ungarns 
und  der  österreichischen  I«inde  gegen  die 
Türken  bewilligte,  gewährte  er  statt  der 
bunten  Truppenkontingente  die  droimonat- 
lichcn  Kosten  eines  ganzen  Heichsheores,  mit 
welchem  Uelde  man  dann  eine  geworbene 
Truppe  besolden  konnte.  Die  monatlichen 
Kosten  eines  Reiters  scldug  man  1541  auf 
zwölf  (vorher  auf  zehn),  die  eines  Fuss- 
knechtes auf  4  Gulden  an.  so  dass  ein  Mo- 
nat für  das  normale  Reichsheer  auf  1 2S  »XM> 
Gulden  kam.  Diese  Summe  verwandte  man 
fortan  als  Simplum  bei  Reichssteuern  und 
bezeichnete  sie,  nach  dem  ursprünglichen 
Zweck  der  neuen  Matrikel,  als  Römer- 
monat,  obwohl  weder  eine  militärische  Hilie 
noch  eiue  Steuer  für  einen  Römerzug  weiter- 
hin jemals  bewilligt  worden  ist. 

Wenngleich  die  Matrikel  von  1521  t*»sser 


war  als  die  früheren,  so  wurde  doch  schon 
sehr  bald  über  ihre  Unvollkommenheit  ge- 
klagt. Die  Aenderungen,  die  man  deshalb 
vornahm  (besonders  in  den  Jahren  152(5. 
1545  und  1551).  beschränkten  sich  jedoch 
auf  kleine  Berichtigungen  und  zwar  vor- 
nehmlich auf  Ermässigungen.  Und  wie  die 
Matrikel  selbst  dauernd  unvollkommen  blieb, 
so  war  man  auch  hinsichtlich  der  nach  ihr 
zu  stellenden  Truppen  und  zu  zahlenden 
Steuern  stets  lilssig.  Eiue  specielle  Schwie- 
rigkeit lag  darin,  dass  es  bei  nicht  wenigen 
Territorien  und  Städten  streitig  war.  ob  sie 
als  reiehsutunittelliar  anzusehen  oder  von 
Reichsständen  der  Matrikel  gegenüber  zu 
vertreten  seien,  wobei  man  dann  weiter 
darüber  disputierte,  ob  die  betreffenden 
Summen  von  dem  Kontingent  des  vertreten- 
den Reichsstandes  abzuziehen  oder  ihm  zu- 
zuzählen seien.  Nach  Ritters  Meinung  gingen 
um  die  Mitte  des  Di.  Jahrhunderts  im  besten 
Falle  kaum  zwei  Drittel  der  Ansätze  ein.  — 
Im  Jahre  D»sl  würfle  das  Simplum  auf 
12D0O  Reiter  und  2S<MK>  Fussknechte  er- 
höht. 

Steuertechuisch  enthalten  die  Reiciistags- 
boschlfisse  über  die  Bewilligung  von  Römer- 
monaten  nur  einige  allgemeine  Anweisungen ; 
im  wesentlichen  blieb  die  Art  der  Auf- 
bringung der  Steuer  den  einzelnen  Reichs- 
ständen  überlassen  (s.  den  Art.  Geinei- 
ner Pf en nig  a.  a.  O). 

Die  Römernionate  haben  übrigens  nicht 
bloss  in  der  Central  Verwaltung  des  Reiches 
Bedeutung  geliaht.  Da  die  Roichsexekuttons- 
ordnung  von  den  Kreisstiiudeu  die  Stellung 
bewaffneter  Kontingeute  verlangte,  so  hielt 
man  sich  auch  hier  an  die  Anschläge  der 
Matrikel :  Oberster  und  Zugeordnete  der 
Kreise  durften  in  ihrem  Aufgebot  von  einem 
Viertel  bis  zum  vollen  Betrag  des  normalen 
Ansatzes  gehen:  der  Deputationstag  er- 
hielt das  Recht,  üIkt  diesen  Ansatz  hinaus- 
zugehen. 

Litterutur:  Xrur  Sammlung  iIt  Rrich*nb*chirdr  j1, 
.V.  ."'üff.,  Frankfurt  a.  M.  17i7.  —  R.  Fetter, 
IHr  ttrmirrtcu  Stiindr  und  dir  Reirhtkrirg*rrr- 
Jn**nng  fUiSl-  M!>7j,  Frankfurt  a.  M.  Wfi.  — 
I".  Ranke.  Dr.uUrhr  (imrhirhtr  im  XeUaltrr 
der  Rrformalion ,  0  Bde.,  .1.  Aufl.,  Isipzig  1X7.1. 
—  M.  Ritier,    DruUchr  Cttchichtr  von  1SSS  ■ 

M',x,  Hd.  l,  Stuttgart  ixx:*.  —  K.  Schröder, 
Iieuiirhe  llrchl*gt*ch\chtr,  Isipiiq  1898.  — 
Wagner,  Finanzirwennrh.  III,  S.  CtOff, 

Cr.  v.  Itelote. 


Römische  Finanzen 

s.  Finanzen  des  alten  Rom 
Olren  Bd.  III  S.  94!». 
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Roesler,  Karl  Friedrich  Hermann, 

geboren  1831  in  München,  wurde  1862  orderit- 
licher  Professor  der  StAatswissenschaften  an  der 
Universität  Rostock,  leiste  1878  dieses  Amt 
nieder  und  folgte  1871»  einer  Beruf nng  ins  ja- 
panische Ministerium  des  Aensseru  nach  Tokio, 
als  Referent  für  Völkerrecht  und  Hundeispolitik. 

Roesler   veröffentlichte   von  staatswisseu- 
schaf  Hieben  «Schriften  a)  in  Buchform:  Zur 
Kritik  der  Lehre  vom  Arbeitelohn,  Erlausren 
1861.       Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre.  : 
Ein  Lesebuch  für  Studierende  und  Gebildete 


aller  .Stande,  Rostock  1H64.  —  Ueber  die  Grnnd- 
lehreu  der  von  Adam  Smith  begründeten  Volks- 1 
wirtschuftstheoric,  Erlangen  1867  :  2.  Aufl.,  ebd. 
1871.  —  Ueber  die  ircschichtliche  Entwicklung 
der  volkswirtschaftlichen  Ideeen  der  neueren 
Zeit,  Vortrag.  Rostock  1872.  -  -  Lehrbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechts,  Bd.  I  Isoweit  als 
erschienen'!  a.  u.  d.  T. :  Das  soziale  Verwaltung«- 
reeht  in  2  Abteilungen,  Erlangen  1872  7.'*.  — 
Gednnken  über  den  konstitutionellen  Wert  der 
deutschen  Reichsverfassung.  Rostock  1877.  — 
Vorlesungen  Uber  Volkswirtschaft.  Erlangen 
1878 

b;  in  Zeitschriften:  1.  In  Jahrb. 
für  Nat.  u.  Stat,  Jena:  Lehre  vom  Ein- 
kommen. Bd.  X.  1868.  S.  3023Ö.  -  Theorie 
des  Wertes.  Bd.  XI,  18(58.  S.  279  313  und  40K  19. 

—  Theorie  des  Preises,  Bd.  XII.  1869,  S.  81  ff. 

—  2.  In  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handels- 
recht. Stuttgart:  Ueber  das  Wesen  des  Kredits 
und  die  Kreditnatur  des  Darleheus,  Bd.  XII, 
1867.  S.  360  ff.  —  3.  In  Zeitschr.  f.  Staat**., 
Tübingen:  Zur  Lehre  von  der  internationalen 
Arbeitotcilunjr.  Bd.  XX,  1804,  s.  276  ff. 

Roesler  ist  ein  Anhänger  der  historischen 
Schule  sozialrechtlicher  Richtung,  welche  den 
Staudpunkt  vertritt .  dass  die  Sozialokouomic 
der  verwandten  Beziehung,  die  zwischen  ihr 
und  der  Rechtswissenschaft  besteht,  durch  einen  I 
engen  Anschlug«  an  letztere  Rechnung  zu  trugen  | 
habe.  In  seiner  Kritik  der  Grundlehren  des 
Smithianismu*  bekämpft  er  dag  individualistische  ' 
Princip  der  liberalen  Nationalökonomie,  pole- 
misiert gegen  deren  Arbeitsteilungsprogramm 
und  die  freihändlerische  Auffassung  der  Arbeit 
als  reinen  Produktionsfaktor.  In  seiner  Kredit- 
theorie steht  er  auf  dem  Macleodscheu  Stand- 
punkte. Die  kapitalistische  Prodnktionskraft, 
welche  er  im  Kredit  schätzt,  gründet  sich  ganz 
richtig  nach  ihm  anf  die  Machtvollkommenheit 
des  Kreditnehmers,  sofortige  Zahlungsverbind- 
lichkeiten durch  Inanspruchnahme  fremden  Ver- 
mögens auszugleichen:  es  zeigt  aber  von  einer 
vollständigen  Verkennung  der  diskretionären 
Eigenschaft  insbesondere  des  Leih-  und  Ge- 
sehäftskredites.  wenn  Roesler  sogar  der  mittel- 
baren Verstaatlichung  des  Kredites  das  Wort 
redet,  iudem  er  dem  Staat  das  Aufsichtsrecht 
über  die  ihres  individuellen  Charakters  ent- 
kleideten als  öffentliche  Erwerbseinrichtung  ge- 
dachten Kreditoperationen  vindizieren  möchte. 
Zur  Formulierung  seiner  Preisbildnngatbeorie 
gelangt  er  nach  Prüfung  und  Verwerfung  der 
älteren  Lehre  von  Angebot  und  Nachfrage.  Sein 
Resümee  lässt  sich  dahin  zusammenfassen,  dass 
die  Bezahlung  des  Wertes  der  Produkte  sich 
im  Preise  ausdrückt  und  dieser  daher  den  Ten-  ] 
denzen  der  Produktivität  zu  folgen  habe;  steigert1 


sich  letztere,  wird  auch  der  Wert  der  Produkte 
und  mit  demselben  der  Preis  in  die  Höhe  gehen. 
Das  Waremiuantum  des  Marktes,  führt  er  ferner 
aus,  hat  eine  geringere  Preisbildnngskraft  als 
das  spekulierende  Kapital,  das  die  Produktions- 
weise realisiert.  Künstliche  kapitalistische  Preis- 
steigerungen können  nur  durch  die  Widerstands- 
kraft der  Arbeit,  welche  vermöge  ihrer  Pro- 
duktionsleistung das  regulierende  Gewicht  der 
Werte  bildet,  bekämpft  und  die  Preise  im  all- 
gemeinen auch  nur  von  den  Hauptkonsumenten, 
den  Arbeitern,  angenommen  bezw.  von  deren 
Löhnen  bestritten  werden. 


Vergl.  über  Rocslcr:  Rose  her,  Ge- 
schichte der  Nat..  München  1874,  S.  1041.  — 
Schaffte,  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers, 
Bd.  IV,  Tübingen  1878,  S.  388.  —  Hirsch, 
Wie  man  sich  für  Japan  qualifiziert,  in  „Gcwerk- 
verchr',  Berlin,  Jahrg.  XI,  1879,  Nr.  46,  47  uud 
48  vom  14  —28.  XL,  S.  181,  185,  189.  «iegen- 
staud  dieser  sehr  scharfen  Polemik  ist  der  prin- 
oipielle  Antagonismus  Roesler»  gegen  die  mo- 
derne Arbeiterbewegung  uud  die  Gewerkvereine, 
den  er  in  seinen  „Vorlesungen  über  Volkswirt- 
schaft*. 1878,  zum  Ausdruck  bringt.)  — 
Wa Icker,  Gesch.  der  Nat.,  Leipzig  1S84,  S. 
IGT».  —  Encyclopaedia  Britannien,  9.  Aufl.,  Bd. 
XIX:  Political  econnmy.  London  1885,  S.  392. 
—  Ingram,  History  of  political  eeonomy,  ebd. 
1888.  S.  207,  214. 

Upper  . 


Roessig,  Karl  Gottlob, 

geb.  1752  zu  Merseburg,  gest.  zu  Leipzig  am 
12.  XI.  1806,  studierte  daselbst,  wurde  1784 
ausserordentl.  Professor  der  Philosophie  und  1793 
ordentl  l*rofessor  für  Natur-  unu  Völkerrecht 
in  Leipzig. 

Rössig  veröffentlichte  von  stnatswi$seu9chaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform:  Jus  vitae  et 
necis  ex  ratiouibns  juris  publici  universalis, 
Leipzig  1774.  —  Versuche  über  die  ökonomische 
Polizei  nebst  einer  Abhandlung  Uber  den  Land- 
ban  der  Römer,  ebd.  1778.  —  Beiträge  zur 
Oekonomie.  Lübeck  1781.  —  Versuch  einer  prag- 
matischen Geschichte  der  Oekonomie-,  Polizei- 
und  Kameralwissenschaften  in  den  neueren 
Zeiten,  besondere  im  16.  Jahrhundert,  2  Bde., 
Leipzig  1781/82.  —  Commentatio  de  finibus  dis- 
eiphnae  cameralia  oeconomiae  publ.  et  polit,  et 
statisticae  regundis,  ebd.  1783.  —  Beantwortung 
der  Kommentarien  von  Schubart  und  Unter- 
suchung der  Hut-,  Trift-  und  Fronaufhebung, 
ebd.  1786.  —  lyehrbuch  der  Polizeiwisscn- 
Rchaft,  Jena  1786.  —  Ueber  deutsches  Staats- 
interesse, Ländertausch  und  Schutzbündnis 
deutscher  Fürsten,  ebd.  1786.  —  Kursächsische 
Staatskunde  nach  ihren  ersten  Grundsätzen,  ebd. 
1787.  —  Die  Finanzwissenschaft  nach  ihren 
ersten  Grundsätzen,  ebd.  1789.  —  Lehrbuch  der 
Technologie  in  Bezug  auf  den  angehenden 
Staatswirt,  ebd.  1790.  —  Litteratur  der  Oeko- 
nomie, Technologie  und  Kameralwissenschaften. 
6  Stücke,  Leipzig  1791.  —  Encyklopädie  der 
"Wissenschaften   im   eigentlichen  Ver- 
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stände,  ebd.  1792.  —  üeber  die  Verdienste  des 
Staates  um  die  Rechte  der  Menschen,  ebd.  1794. 
—  Von  den  wahren  Grenzen  der  Wirksamkeit 
des  Staates  in  Beziehung  auf  »eine  Mitglieder, 
ebd.  1794.  —  Systematischer  Entwurf  zur  Ency- ' 
klopädie  und  Methodologie  der  gesamten  Staats-  i 
Wissenschaft,  ebd.  1797.  —  Geschichte  der ; 
Oekonomie  der  vorzüglichsten  Länder  und  Völker 
in  einem  kurzen  Entwürfe,  ebd.  1798.  —  Die 
Geschichte  des  deutschen  Privatrechts  von  der 
Geschichte  der  übrigen  in  Deutschland  geltenden 
Rechte  abgesondert  und  in  einem  Entwürfe  zu 
Vorlesungen  dargestellt,  ebd.  1801.  —  Die 
neuere  Lttteratur  der  Polizei  und  Kameralistik, 
vorzüglich  vom  Jahre  1762  bis  1802,  Chemnitz 
1802.  Die  Produkten-,  Manufaktur-  und 
Handelskunde  von  Kursachsen.  2  Teile,  Leipzig 
1803  4  fa.  u.  d  T.:  K.  H.  v.  Römers  Staatsrecht, 
Bd.  IV).  —  Hand-  und  Lehrbuch  der  Politik, 
ebd.  1804.  —  Das  Recht  des  Buchhandels  syste- 
matisch dargestellt,  ebd.  1804.  —  Reverieii  im 
Gebiete  der  Polizei  und  Politik,  ebd.  1806.  — 
Die  Teuerungspolizei  oder  historisch-politischer 
Versuch  über  die  Teuerung  und  den  Gewerbe- 
wucher. 2  Bde.,  ebd.  1802,6. 

Rössig  gehört  zu  der  Gruppe  der  späteren 
liberalen  Eklektiker.  Die  Hörigkeit  und  die 
Fronden  missbiUigt  er  im  Princip.  aber  ihre 
sofortige  Aufhebung  will  er  aus  Staatsklugheits- 
gründen, die  Uebergangsperioden  für  eine  der- 
artige soziale  Umwälzung  verlangen,  nicht  zu- 
geben, ebenso  bedächtig  soll  mit  Beseitigung 
der  Hntungs-  und  Triftgerechtigkeiten  vorge- 
gangen werden.  Der  Luxus  als  Feind  der  Wirt- 
schaftlichkeit ist  nach  ihm  zu  bekämpfen  bis 
auf  die  Fälle,  wo  sein  relativer  Charakter  die 
Gefahr  einer  gemeinschädlichen  Wirkung  aus- 
schliefst- Einzelne  seiner  Definitionen  heben 
sich  infolge  unklarer  Systeinatisieruug  gegen- 
seitig auf.  Während  er  z.  B.  in  seiner  „Ency- 
klopiidie  der  Kameralwissenschaften"  (s.  o.)  unter 
Kameral  Wissenschaft  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft mit  alleinigem  Ausschlüsse  von  Land- 
wirtschaft und  Technologie  begreift,  substituiert 
er  in  seiner  Schrift  „Die  Finanzwissenschaft 
nach  ihren  ersten  Grundsätzen,  1789"  für  Finanz- 
wissenschaft die  Kameralwissenscbaft  in  ihrer 
vollen  Ausdehnung.  Im  engeren  Begriffe  ge- 
staltet sich  bei  ihm  in  letztgenannter  Schrift 
die  Kameralwissenscbaft  wieder  zu  einem  Gegen- 
satze der  eigentlichen  Finanzwissenschaft,  indem 
er  unter  ersterer,  der  Etymologie  des  Wortes 
folgend,  nur  die  mit  den  Einkünften  des  Re- 
genten sich  befassende  Materie  versteht  und 
der  eigentlichen  Finanzwissenschaft  dagegen 
den  Ressort  der  Staatseinnahmen  als  Operations- 
feld zuweist.  Noch  verworrener  gestaltet  sich 
seine  Systematisierong  im  „Entwurf  einer  Ency- 
klopädie  und  Methodologie  der  Staatswissen- 
schaft, 1797",  den  K.  v.  Mohl  (s.  u.)  einer  ge- 
radezu vernichtenden  Kritik  unterzieht  Im 
übrigen  bewegte  sich  seine  fruchtbare  schrift- 
stellerische Thätigkeit  auf  den  verschiedensten 
Gebieten.  Er  trat  u.  a.  mit  Vorschlägen  her- 
vor, den  Krieg  menschlicher  zn  gestalten,  die 
Gefahren  von  Eisgang  und  Wassersnot  abzu- 
schwächen, er  schrieb  über  Duelle  sowie  über 
Rosen-,  Hyazinthen-  und  Tulpenzucht.  Er  ist 
ausserdem  der  Verfasser  einer  1788  von  der 
kgl.  Akademie  der  Wissenschaften  in  Berlin 
gekrönten  Abhandlung  über  Stallfiittcrung,  auch 


ist  er  Herausgeber  der  posthumen  Schriften  des 
Juristen  F.  August  Homrael. 

Vgl.  über  Rössig:  Weidlich,  Biogra- 
phische Nachrichten  von  den  jetzt  lebendeu 
Rechtagelehrteu,  Bd.  III,  Halle  1783,  S.  262.  — 
Strelin,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staats- 
wisseuschafteu,  Erlangen  1827,  S.  59,  68.  221. 
—  Dictionnaire  de  l*economle  polit.,  2.  Aufl., 
Bd.  II,  Paris  1854,  S.  546.  —  v.  Mohl,  Ge- 
schichte nnd  Litteratur  der  Staatswissenschaften, 
Bd.  I,  Erlangen  1855,  S.  148.49.  —  Biographie 
universelle  ancienne  et  moderne,  Bd.  XXXVI, 
Paris  1863.  S.  186.  -  Roscher,  Gesch.  d.  Nat.. 
München  1874.  S.  591. 


Rogers,  James  E.  Thorold, 

geb.  1823  gest.  am  13.  X.  1890  zu  Oxford, 
studierte  Theologie  nnd  Philosophie  am  Kings 
College  zu  London  und  am  Magdalen  College 
zu  Oxford,  wo  er  ordiniert  wurde,  entsagte  dem 
geistlicheu  Stande  und  folgte  1862  einer  Be- 
rufung auf  den  Lehrstuhl  der  politischen  Oeko- 
nomie zu  Oxford,  den  er  bis  zu  seinem  Tode 
inne  hatte. 

Rogers  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Edn- 
cation  in  Oxford:  its  method,  aids,  etc..  Lon- 
don 1861.  —  Law  of  settlement,  a  cause  of 
crime,  ebd.  1861.  —  A  history  of  agriculture 
and  prices  in  Eugland  from  the  year  after  tbe 
Oxford  Parliament  (1259)  to  the  commencement 
of  the  contiuental  war  (1793),  compiled  entirely 
from  original  and  contemporaneous  records.  6 
Bde.,  Oxford  1866—1888.  —  A  manual  of  poli- 
tical  economy  for  schools  and  Colleges,  ebd.  1868. 

—  (!omplete  collection  of  the  protesü)  of  the 
Lords,  3  Bde.,  London  1876.  —  Eusilage  in 
America:  Prospects  in  English  agriculture,  ebd. 
1883.  —  Eusilage  and  its  prospects  in  English 
agriculture,  ebd.  1884.  —  Eight  chapters  on 
the  history  of  work  and  wage«,  ebd.  1881;  das- 
selbe in  gekürzter  Fassung,  ebd.  1890.  —  Six 
centuries  of  work  and  wage«,  2  Bd.,  ebd.  1884; 
2.  Aufl.  in  gekürzter  Fassung,  1885,  und 
Neudruck.  1888.  —  British  Citizen:  his  rights 
and  Privileges,  ebd.  1885.  —  First  nine  years  of 
the  Bank  of  England,  Oxford  1887.  —  Relatious 
of  economic  science  to  social  etc.  action,  Lon- 
don 1888.  —  Economic  Interpretation  of  history : 
Lectiirea  delivered  in  W  Orchester  College  Hall. 
Oxford  1887  88,  Neudruck,  London  1888;  2.  Aufl., 
ebd.  1891;  4.  An«.  181)8:  amerikanischer  Nach- 
druck. New -York  1888;  französische  Uebersetzung 
von  Castelot.  Paris  1892.  (Inhalt:  The  econo- 
mical  side  of  history.  Legislation  on  labour 
and  ita  effects.  —  The  social  effect  of  religious 
movement«.  —  The  distribution  of  wealth  iu 
England  at  different  epochs.  —  Metallic  curren- 
cies.  —  Paper  currencies.  —  English  pauperism. 

—  The  guild  and  apprentice  System.  —  History 
of  the  protectionist  movement  in  England.  — 
Public  debts.  —  Theory  of  modern  taxation.  — 
Local  taxation  in  England,  etc.)  —  Local  taxa- 
tion, especially  in  English  cities  and  towns,  2 
Bde.,  London,  Cobdeu  Club,  1888.  —  The  indu- 
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atrial  and  commercial  history  of  England:  Lec- 
tures  delivered  to  the  L'uiversitv  of  Oxford, 
Worcbester  College,  1888  8U.  Edited  by  bis  »on 
A.  .1.  L.  Rogers,  ebd.  1892;  dasselbe,  in  fran- 
zösischer Uebersetznng  von  J.  Oezapowski,  ver- 
öffentlicht in  Revue  d'economie  politique,  Jahrg. 
VI,  Paris  1892.  —  Rogers  war  beteiligt  an: 
Questions  for  a  reformed  Parliament,  London 
1M*J7 ;  mit  dem  Beitrag  „BriberV.  —  Rogers 
gab  heraus:  Adam  Snnth.  Wealth  of  nations. 
ebd.  1869  (mit  biographischer  Einleitung  und 
Nenredaktiou  aller  Sniithschen  Verweisungen ( : 
2.  Aufl..  1880;  ferner  mit  Bricht:  Speeches  on 
f|iiestioiis  of  public  poliev.  edit.  bv  .1.  Bright 
and  .1.  E.  Th.  Hopers,  2  Bde..  ebd.  (l  obden 
«Trabi  1870. 

b)  i  u  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  in  Reports  of  the  roeetings 
of  the  British  Association  for  the  advaiicement 
of  scieuce,  London :(  an  patent*  be  defended  on 
eeonomical  grounds  Definition  and  incidence 
of  taxation,  Nr.  Hl  «Manchester»  Pri- 
lnogeniture.  Nr.  34  (Yorki  —  Address  of 

the  President  of  the  section;  On  the  economist 
and  the  statesman.  Nr.  36  'Nottingham j  1M66. 

—  2.  in  Cobden  t'lnb  essays,  second  seriös  1871.72. 
I»udoti:  The  eolonial  question.  —  3.  in  Journal 
of  the  Statistical  Society.  London :  On  the  ratio- 
nale and  working  of  the*  patent  laws,  Bd.  XXVI. 
1863.  —  On  a  coutinuoua  price  of  wheat  for 
lOoyears,  from  1380  to  1484,  Bd.  XXVII,  1864. 

-  On  the  Statistical  and  fiscal  definitions  of 
the  word  „income",  Bd.  XXVIII.  1865  —  On 
the  incidence  of  local  taxation.  Bd..  XXXIII,  1870. 

Als  Theoretiker  und  Wirtschaftspolitiker 
gehört  Rogers,  der  Freund  Cobden»  und  Brights, 
der  Manchesterpartei  an.  Er  verwirft  die  Ri- 
cardosche  Reuten t heorie ,  lässt  alles  Kapital 
durch  Spareu  entstehen,  identifiziert  Gewinn 
und  Kapitalzins  und  erwärmt  sich  für  Einfüh- 
rung de*  Schulzwangs.  Er  verwirft  alles,  was 
gegen  die  Herrschaft  der  freien  Konkurrenz 
ankämpft,  insbesondere  Arbeiterkoojwrationen 
und  Trade»  Union«  und  feiert  den  kapitalis- 
tischen Wetteifer,  Gewinne  zu  verfolgen  und 
zu  regulieret»,  als  Haupthebel  der  öffentlichen 
Wohlfahrt.  A1b  Anwalt  der  Gerechtigkeit  der 
Steuer  weist  er  in  obigem  Artikel  im  Journal 
of  the  Statislical  Society  von  1865  üher  Defini- 
tion des  Begriffs  „iueome"  die  ungleiche  Be- 
lastung vieler  Einkommenszweige  bei  schein- 
barer Gleicumässigkeit  der  englischen  Einkom- 
mensteuer nach  und  setzt  in  seinem  manual  of 
political  economy  von  18*58  durch  äusserst«  Be- 
schrankung der  Steuerobjekte  den  Staatsbedarf 
bis  zur  Unterbilanz  herab.  Es  war  Rogers 
nicht  vergönnt,  die  Vollendung  seines  grossartig 
angelegten  monumentalen  Werkes:  History  of 
agriculture  and  prices  iu  England  it.  o. >.  welches 
mit  dem  Jahre  1702  abschließt,  zu  erleben.  Was 
er  aber  in  den  vollendeten  ersten  sechs  Bänden 
dieser  Wirtschaftsgeschichte  hinterlassen,  weiht 
nicht  allein  mit  archivalischer  Beweiskraft  in 
den  Produktions-,  Distribution.»-  und  Konsum- 
tionsprozea»  Englands  während  eines  Zeitraumes 
von  fast  fünf  Jahrhunderten  ein.  sondern  liefert 
auch  eine  wichtige  Ergänzung  zur  politischen 
Geschichte  des  Inselreirhs  namentlich  in  der 
Periode,  welche  den  l'ebergang  Englands  von 
der  Natural-  zur  Geldwirtschaft  gezeitigt.  Das 
statistische  Material  zu  seineu  Forschungen  ent- 


nahm Rogers  zum  grösseren  Teile  den  Archiven 
der  Gelenrtensctmlen  von  Winchester,  Eton, 
Cambridge  und  Oxford,  welche  Institute  mit 

grossem  Grundbesitze  ausgestattet  waren,  deren 
edürfnisse  an  Konsumtionsartikeln  ausserdem 
weit  über  das  gegenwärtige  Mass  hinausgingen. 
Der  jährliche  Mittelwert  dieser  Verbrauchs- 
gegenstände deckte  sich  annähernd  mit  dem 
Durchschnitte  der  periodischen  Schwankungen 
des  Wertes  der  Marktpreise  von  Centralenglaud. 
An  der  Hand  direkter  Preisnotierungen  von 
englischen  Marktorten  wird  ferner  von  Rogers 
die  mittlere  Uebereinstimroung  dieser  mit  seinen 
oben  genannten  Quellen  nachgewiesen.  Der  Ein- 
fluss  der  Edelmetalleinfuhr  aus  der  neuen  Welt 
äusserte  sich  nach  Rogers  iu  England  iu  einer 
starken  Agitation  für  Goldwährung,  derznfolge 
der  Marktpreis  den  Münz  preis  des  Goldes  fiber- 
»tieg.  Der  VI.  Bd.  bringt  interessante  Daten 
über  eine  staatliche  Miinzverschlechterungspn»- 
zedur  unter  Wilhelm  von  Oranien  « 16!>6- -1699i. 
hervorgerufen  durch  die  Pinunznot,  die  entstanden 
war  aus  der  unglücklichen  KriegfuhrungKnglands 
gegen  Ludwig  XIV.  Unter  der  damaligen  Ge- 
samtprägung von  7  Mill.  Pfd.  Sferl.  Nominal- 
wert befanden  sich  gegen  2,7  Mill.  Pfd.  Stcrl. 
uuierwertige.  ans  abgeriebeneu  und  gekippten 
Geldstücken  geschlagene  Münzen. 

Vgl.  über  Rogers:  Encyclopaedia  Britan- 
nien. !».  Aufl..  Bd  XIX  «Political  Kconomy;. 
London  1885,  S.  399.  —  Ingram.  History  of 
political  economy.  ebd.  1SSM,  S.  109,  228,  238. 
—  Journal  des  Econotnistes.  5.  Serie,  Jahrg. 
1890.  November.  S.  315.  W.  J.  Ashlc.v. 
James  E  Thorold  Rogers,  in  Political  Science 
yuarterly,  vol.  IV,  1889,  September.  —  Aunnls 
of  the  American  Academy  of  political  and  social 
science,  Bd.  1,  Nr.  3,  Januar  1890.  —  Cossh, 
Introduzione  allo  studio  dell*  economia  politiea. 
3.  Aufl..  Mailand  1892. 

Lipptrt. 


Bohr,  Julius  Bernhard  von, 

Kameralist,  ward  geboren  am  28.  III.  16H8  auf 
dem  Rittergute  und  Schlosse  Elsterwerda  in 
Sachsen,  studierte  von  1705 — 1710  iu  Leipzig 
Rechtswissenschaft .  Mathematik  und  Chemie, 
bestand  dort  1712  sein  Magisterexamen  und 
studiert*  darauf  in  Halle  Mathematik  und  Philo- 
sophie. Nach  mehreren  Reisen  erhielt  von  Rohr 
1<14  eine  Stelle  als  Beisitzer  in  der  Magde- 
burgischeu  Stift»-  und  Erblaudsregierung  und 
1717  ein  votum  extraordiuarium  bei  diesem 
Kollegium.  Naeh  verschiedenen  Stellungen  im 
Justiz-  und  Kameraldienste  erhielt  er  1731  seine 
Ernennung  zum  herzoglich  sächsisch-merse- 
burgischen  Landkammerrat  und  1732  eine  Dom- 
herrnstelle beim  Domkapitel  zu  Merseburg.  1738 
trat  von  Rohr  in  den  Ruhestand  und  starb  am 
18.  IV.  1742  in  Leipzig. 

von  Rohr  hat  eine  ungemein  fruchtbare 
litterarische  Thätigkeit  entfaltet  und  in  seinen 
Schriften  viel  zu  einer  grösseren  Wertschätzung 
der  ökonomischen  Wissenschaften  beigetragen. 
Schon  in  seiner  Doktordissertation  (De  exolendo 
etc.  s.  n>  bestrebt  er  sich,  nachzuweisen,  das« 
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die  Oekonoinik  eine  wirkliche  Wissenschaft  «ei  j 
und  auf  Universitäten  gelehrt  werden  müsse,  j 
Freilich  dürfe  sie  nicht  auf  Landwirtschaft  he- ; 
schränkt  werden,  sondern  müsse  auch  die  Mecha-  j 
nik  anfnehmen  und  auf  Mathematik.  Physik 
uud  Chemie  begründet  sein,    von  Kohr  selbst j 
bezeichnet  ueben  der  Lehre  des  natürlichen  uud 
bürgerlichen  Hechts  die  Hans  Wirtschaft»-  j 
k  1111  st  auf  naturwissenschaftlicher  Gruudlage 
als  die  Hauptaufgabe    seines  Lebens.  Nach 
Koscher  charakterisiert  sich  Rohrs  Hauptwerk 
(„Compeudieuse  Haushaltungs-Hibliothek"  s.  u.i 
durch  eine  keineswegs    geistlose  Berücksich- 1 
tiguug  der  provinziell  verschiedenen  Umstände. : 
Rohr  möchte  selbst  Provinzial-Kochhiicher  haben,  j 
die  mit  genauer  Prüfung  der  Brennstoffe  be-  1 
ginnen,  dann  zu  den  Herden,  Oefen  etc.  über- 
gehen,  die  Speisestoffe  mit  ihren  üblichen  Ver- 
fälschungen beschreiben  (S.  Hiß)  uud  zum  Schluss 
das  nach  der  Landessitte  zu  den  verschiedenen 
Arten  der  Bankette  Erforderliche  lehren  sollen 
'S.  138i.    In  den  ersten  beiden  Kapiteln  des 
vorgenannten  Werkes  entwickelt  von  Rohr  seine 
Ansichten  „von  dem  Studio  Oeconomico  über- 
haupt' und  „vom  Cameralwcsen".     Kr  steht 
liier  iu  seiner  Auffassung  der  Staatslehre  durch- 
aus auf  dem  Boden  von  Seckcndorffs  (s.  d.i.  in  i 
der  Kamera! Wissenschaft  hält  er  von  Schröders 
(s.  d.)  „Fürstliche  Schatz-  und  Rentcnkammer" 
(S.  58  u.  373}  für  die  vorzüglichste  Leistung,  i 
Neben  den  akademischen  Lehrstühlen  für  Oeko-  ( 
nomik   empfiehlt  von  Rohr  als  Neuheit  die 
Gründung   ökonomischer  Societäten. 
Er  sagt  (S.  59).  nachdem  er  deu  kulturellen 
Wert  der  bisherigen  „Societates  literariae-,  aber 
doch  deren  Einseitigkeit  hervorgehoben:  „daher 
ich  schon  vor  einiger  Zeit  auf  die  Gedanken 
geraten,  dass  es  vielleicht  nicht  ühel  gethan 
wäre,  wenn  ein  grosser  Herr  eine  eigene  Oeko- 
uomische  Societät  aufrichtete,  die  von  denen 
anderen  in  dem  Stücke  unterschieden  wäre,  dass 
sie  Dicht  sowohl   dasjenige   untersuchte,  was 
denen  fielehrten  ein  Vergnügen,  als  der  Welt 
einen  wirklichen  Nutzen  schaffte,  und  sich  über- 
haupt angelegen  seyn  Hesse,  die  Haushaltungs- 
knnst  zu  verbessern."     von  Kohr  stellt  sehr 
ausführlich   diesen  Gesellschaften  resp.  deren 
Sektionen  wichtige  Staats  wirtschaftliche  Auf- 
gaben, indem  er  ihnen  n  a.  aufgiebt,  die  ur- 
barungswürdigen  Aecker.  bauwürdigen  Miueral- 
gruben  aufzusuchen,  auch  „ohne  Rücksicht  auf 
eigenen  Gewinn*  dafür  zu  sorgen,  dass  keine 
Rohstoffe  unverarbeitet  ausgeführt,  hingegen 
fremde  Handwerker  ins  Land  gezogen  werden. 
In  seiner  „Staate-Klugheit"  (s.  u.)  kommen  die 
haus  Wirtschaft  liehen  Grundsätze  gleichfalls  zur 
•Geltung,  im  übrigen  verliert  der  Verfasser  sich  j 
jedoch  hier  allzu  sehr  ins  Specielle.  verlangt 
die  polizeiliche  Kontrolle  aller  einzelnen  Hand- 
werker, Verkäufer  uud  Wirte  etc. 

Iu  den  nachfolgend  chronologisch  aufge- 1 
führten  Schriften  von  Rohrs  kommen  seine 
staatswirtschaftlichen  resp.  kamernlistischen 
Grundsätze  mehr  oder  minder  zur  Geltung: 
Dissen,  de  excolendo  studio  oeconomico.  tarn 
prineipum,  quam  privatoruiu,  Lipsiae  1712.  — 
Diss.  de  retractu  geutilitio  liliorum  in  feudis. 
Lipsiae  1710.  —  Diss.  de  jure  prineipum  circa 
augendas  et  conservandas  subditornm  opes, 
Lipsiae  1712.  —  Unterricht  von  der  Kunst  der 
Menschen  Gemüther  zu  erforschen,  Hannover 


1713.  —  Einleitung  zur  Klugheit  zu  leben. 
Leipzig  1715.  —  Uompendieuse  Hausshaltungs- 
Bibiiothek,  dariuneu  nicht  allein  die  neuesten 
und  besten  Autores,  die  sowohl  von  der  Hauss- 
haltuug  überhaupt,  als  vom  Ackerbau.  Vieh- 
zucht, .lägerey,  Gärtnerey,  Kochen.  Bierbraueu. 
Weinbergen ,  Wäldern .  Bergwerken  etc.  ge- 
schrieben, receusiret  und  beurtheilet .  sondern 
auch  überall  des  Autorin  eigene  Meditationen, 
nebst  andern  enrieusen  Observationen  aus  deu 
Antiqtiitaeten,  der  Physik  und  Mathematic  ein- 
gemischet  werden.  Leipzig  1716;  2.  And.  172(5; 
3.  Aufl.  1755.  •  Vollständiges  Hausshaltungs- 
recht.  iu  welchem  die  iiüthigsten  und  nütz- 
lichsten Rechtslehren ,  welche  sowohl  bei  den 
Landgütern  überhaupt,  derselben  Kaufung,  Ver- 
kaufung  und  Verpachtung,  als  insbesondere  bei 
dem  Feldbau,  der  Gärtnerei.  Viehzucht,  den 
Jagden.  Wäldern.  Fischereien.  Mühlen,  Wein- 
bergen, Bierbraueu,  Bergwerken.  Handel  und 
Wandel  uud  anderen  Üeconomischen  Materien 
vorkommen,  der  gesunden  Vernunft,  den  Kömi- 
schen und  Deutschen  Gesetzen  nach,  ordentlich 
und  ausführlich  allgehandelt  worden.  Leipzig 
171B.  -  Dasselbe  in  2  Bänden,  Leipzig  1732 
und  1734.  2.  Aufl..  ebd.  1738.  —  Fortsetzung 
des  Hansshaltnngsrecht-s  etc..  Leipzig  1734. 
2.  Aufl.  1738.  (Mit  von  Kohrs  Porträt  j  —  Ein- 
leitung zur  Staatsklugheit,  oder  Vorstellung, 
wie  christliche  Regenten,  zu  Beförderung  ihrer 
eigenen  und  ihres  Landes-Glüekseligkeit.  ihre 
Unterthanen  zu  beherrschen  pflegen.  Leipzig 
1718.  —  Nöthiger  uud  nützlicher  Vorrath  von 
allerhand  zur  Ijauswirthschatt  gehörigen  Ver- 
trätren. Instruktionen.  Bestallungen,  Ordnungen 
etc.,  Leipzig  1719.  Verbessert  und  vermehrt 
von  V.  G.  Gutschmidt.  Leipzig  1754.  — 
Einleitung  zur  allgemeinen  Land-  und  Fcld- 
wirtlischafHkunst  derer  Deutschen  etc.,  Leipzig 
1720.  —  Vollständige*  obersäehsisches  Haus- 
wiithschnltsbnch,  welches  die  Hauswirt hschafts- 
legeln.  die  sich  sonderlich  in  dem  Markgraf- 
thum Meissen  appliciren  lasseu,  ohne  Einmischung 
fremder  Sachen,  ordentlich  vorträgt,  dieselben 
mit  sächsischen  Anmerkungen  und  neuen  Er- 
findungen erläutert,  mit  Gründen  der  Natur- 
wissenschaft bestärkt,  auch  die  Fehler  anderer 
HauswirthschaftsbUcher.  hier  und  da  entdecket, 
Leipzig  1722.  2.  Aufl.  1751.  (Nach  Mensel  ist 
der  Verfasser  in  ganz  Sachsen  herumgereist, 
um  alles  selbst  in  Augenschein  zu  nehmen  und 
von  erfahrenen  Hauswirten  die  benötigten  Nach- 
richten einzuziehen.  Der  Statistiker  Ernst 
Engel  bezeichnet  dieses  Werk  als  die  ..be- 
deutendste Erscheinung  auf  dem  Gebiete  der 
landwirtschaftlichen  Litteratnr"  der  damaligen 
Zeit,  es  enthält  vorangedruckt  wichtige  statis- 
tische Nachrichten  aus  dem  Kurfürstentum 
Sachsen.)  —  Vollständiges  Obersächswehes 
Kirehenrecht,  Frankfurt  und  Leipzig  1723.  — 
Versuch  einer  erleichterten  und  zum  Gebrauch 
des  menschlichen  Lebeus  eingerichteten  Ver- 
nuuftlchre,  Leipzig  1726.  —  Erleichterte  und 
zum  Gebrauch  des  menschlichen  Lebens  ein- 
gerichtete Tugendlehre ,  Nürnberg  1729.  — 
Vinicultura  Germaniae  oeconomica,  I^eipzig 
1729.  —  Hauswirtbliche  auf  Teutschland 
eingerichtete  Nachricht  von  dem  Weinbau, 
Leipzig  1730.  —  Einleitung  zur  Ceremouiel- 
Wissenschaft  der  Privat-Personeii,  Berlin  1730.  — 
Einleituug  zum  allgemeinen  bürgerlichen  Recht, 
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darinnen  die  Pflichten,  die  ein  Mitglied  des  ge- 
meinen Wesens  bei  den  bürgerlichen  Handlungen 
sowohl  gegen  seine  Regenten,  als  auch  gegen 
seine  Mitbürger,  den  allgemeinen  Gesetzen  nach, 
zu  beobachten  hat,  uud  durch  welche  es  zur 
Krkeiintnis  der  besondern  bürgerlichen  Gesetze, 
nnd  deren  Folgeleistung  gebracht  wird ,  nach 
der  gesunden  Vernunft  ausgearbeitet,  Nürnberg 
1731.  —  Von  der  Anweisung  zur  wahren  Ge- 
inüthsruhe.  Leipzig  1732.  —  Einleitung  zur 
Orciiiouiel  -Wissenschaft  der  grossen  Herren, 
die  in  vier  besonderen  Theilen  die  meisten 
»Vremoniel-Haudhmgen.  so  die  Europäischen 
Puissanceii ,  und  die  Deutschen  Landes- 
Kilrsten  insonderheit,  sowohl  in  ihren  Hänsern, 
in  Ansehung  ihrer  selbst,  ihrer  Familie 
und  Bedienten .  auch  gegen  ihre  Mitregenteti 
und  I'nterthaneu,  bei  Krieges-  und  Friedens- 
zeilen, zu  beobachten  pflegen,  nebst  den  mancher- 
lei Arten  der  Divertissements  vorträgt,  sie  so 
viel  als  möglich  in  allgemeine  Lehrsätze  ein- 
schlichst und  hiu  und  wieder  mit  einigen  histo- 
rischen Anmerkungen  aus  den  alten  und  neuen 
Geschichten  erläutert,  Berlin  1733.  ••-  Geogra- 
phisih-Histor  Merkwürdigkeiten  des  Vor-  oder 
i'nterharzes,  Leipzig  1734J. —  Geographische  und 
historische  Merkwürdigkeiten  des  Oberharzes, 
welche  von  deren  Städten  wie  auch  dem  Münz- 
wesen,  tuancherley  besonderes  in  sich  fassen. 
Meistenteils  durch  genaue  Bemerkung  dessen, 
was  man  selbst  in  Augenschein  genommen,  ausge- 
arbeitet. Leipzig  1735).  —  Vollständiges  Haus- 
wirthschaftsbuch,  Leipzig  1751.  — 

Vjrl.  über  .1  n  1  i  n  s  B  e  r  n  h  a  r  d  von  Rohr: 
J  u  I  i  i  B  e  r  n  h  a  r  d  s  vnnRuhr  historische  Nach- 
richt aller  von  ihm  bisher  in  Druck  gegebenen 
Bücher  und  Schriften,  und  derer,  welche  er  noch 
zu  elaboriren  gesonnen  ist,  Leipzig  1735  (144  SS.). 
(Die  Vorrede  bildet  eine  Art  Autobiographie.) 
—  v.  Inaina-Sternegg  in  der  „Deutschen 
Biographie  '.  Bd.  25),  S.  »>U  u'2.  —  Ludovico, 
Historie  der  Wolfscheit  Philosophie.  III,  S.  211— 
224.  --  Zedier,  Univcrsallexikon ,  32.  Bd., 
Leipzig  1742,  Sp.  5W>— 5G5I.  —  Micha ud.  Bio- 
graphie universelle.  —  Roscher,  Gesch.  d.  Nat.. 
N.  238.  25)4.  370,  378  ff  ,  431.  —  Baur,  Neues 
Historisch  -  Biographisch  -  Literarisches  Hand- 
wörterbuch, Bd.  IV,  Ulm  1805),  S.  724.  —  Un- 
parteiisch« Kirchen  Iii storie,  3.  Th.,  S. 
1182-1184.  —  Meu sei.  Litteratur  der  Statis- 
tik. Leipzig  171MJ,  S.  337,  355.  —  Engel  in 
„Zeitschrift  für  deutsche  Landwirthe",  X.  F. 
VII  Jahrg.,  Leipzig  1856,  S.  im. 
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Rohstoffgenossenschaften. 

1.  Begriff.  Organisation.  2.  Wirtschaftliche 
Bedeutung ').  3.  Statistische  Mitteilungen.  4. 
Ursachen  der  Misserfolge  und  Verhalten  der 
Handwerker. 


')  Vgl.  die  Artt.  Erwerbs-  und  Wirt- 
sch  aftsgenossenschaf  ten  (oben  Bd.  III, 
S.  734ff  ).  Magazingenossenschaften  (Bd. 
V  S.  ß74 ff.),  Kreditgenossenschaften  (ebd. 
S.  387ff.),  Landwirtschaftliches  Ge- 
nossenschaftswesen lebd.  S.  476ff.).  Pro- 
duktivgenossenschaft {Bd.  VI  S.  25lff.). 


1.  Betriff.    Organisation.  Rolistoff- 
genossenseliaften  sind  Vereine  zum  Einkaufe 
der  zum  Botriebe  eines  Gewerbes  erforder- 
lichen Rolistoffe,  Werkzeuge  und  Geräte  für 
gemeinschaftliche  Keclinnng  und  Verkauf 
derselben  an  die  Mitglieder.    Wie  bei  den 
übrigen  Genosseuseliaftsarten  regelt  sich  auch 
Itei  dem  Kolistoffvereine  der  Geschäftsbetrieb 
nach  geschäftlichen  Grundsätzen;  das  Be- 
triebskapital wird  durch  die  Einzahlungen 
auf  Geschäftsanteil,  durch  Rücklagen  aus 
den  Uebcrschüssou  zu  dem  Reservefonds  und 
nötigenfalls  durch  die  Aufnahme  fremder 
Gehler  aufgebracht.    Bis  zu  dem  Inkraft- 
treten des  Genossenschaf  tsgesetzes  vom  l.Mai 
IHN!)  war  die  Haftpflicht  der  Mitglieder  für 
die   Verbindlichkeiten    der  Genossenschaft 
ausschliesslich  die  mils_»schränkte ;  von  ver- 
schiedenen Seiten  wurde  in  der  Zulassung 
der  beschränkten  Haftpflicht  durch  das  Ge- 
setz von  Lssi)  ein  sehr  wesentliches  Mittel 
|  zur  weiteren  Ausbreitung  flieser  Genossen- 
I  schaftsart  gesehen,  diese  Erwartungen  alter 
.  Indien  sich  nicht  erfüllt.    Ks  l «stunden  am 
\  M.  März  19(.ni  nur  1)5  gewerbliche  Rohstoff- 
!  genossens<,haften .    darunter    54    mit  bc- 
j  schränktet*  Haftpflicht.   Hieraus  ergiebt  sich, 
j  dass  jedenfalls  die  ausschliessliche  Geltung 
j  <ler  u  u  beschränkten  Haftpflicht  die  Entwicke- 
Iung  der   Rohstoffgenossenschaften  nicht 
aufgehalten    hat,    dass   die   geringe  Ver- 
breitung vielmehr  auf  andere  Ursachen  zu- 
rückzuführen ist.    Gleichwohl  ist  nicht  zu 
verkennen,  dass  die  beschränkte  Haftpflicht 
im  allgemeinen   für  die  Rohstoffgenossen- 
sehaft als  ausreichend  zu  betrachten  ist  und 
die  Gründung  solcher  Genossenschaften  er- 
leichtern kann,  zunächst  aber  ist  notwendig, 
dass  sich  die  Handwerker  überhaupt  der 
grossen   wirtschaftlichen  Bedeutung  dieser 
Genossenschaften  bewusst  werden,  dass  die 
Handwerker    selbst    das    Bedürfnis  nach 
denselben    empfinden.    —    In    der  Or- 
ganisation   hat  die  Rohstoffgenossenscliaft 
die  meiste  Aehnlichkeit  mit  den  Konsum- 
vereinen, wie  sie  auch  wie  diese  auf  den 
gemeinschaftlichen  Warenbezug  gerichtet  ist, 
insbesondere  kommt  die  Gleichartigkeit  bei 
der  Verteilung  der  Uelterschüsse  zum  Aus- 
drucke, die  auch  bei  den  Rohstoffvereinen 
am  zweckmässigsteti  unter  die  Mitglieder 
nach  Verhältnis  des  Warenbezuges  erfolgt, 
dann  aber  auch  bei  der  Frage,  ob  ein  Ver- 
kauf auch  au  Nicht raitglicder  zweckmässig 
ist;  wie  bei  den  Konsumvereinen  liegt  auch 
bei  den  Rohstoffvereinen  eine  Beschränkung 
des  Gcschäftsbetrieltfis  auf  den  Kreis  der 
Mitglieder  im  Interesse  der  Genossenschaft, 
da  nur  die  Mitglieder  einen  sicheren  Kunden- 
kreis bilden  und  durch  Verkauf  an  Nicht- 
mitglieder  die  Genossenschaft  leicht  den 
Charakter  als  solche  verliert.  Wer  der  Vor- 
teile der  Genossenschaft  teühaftig  werden 
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will,  muss  auch  das  Risiko  des  Geschäfts- 
betriebes auf  sich  nehmen. 

Was  die  Warenabgabe  an  die  Mitglieder 
anlangt,  so  sollte  dieselbe  stets  nur  gegen 
har  erfolgen,  und  es  lflsst  sich  dies  auch 
erreichen,  da  die  Mitglieder,  welche  nicht 
im  Besitze  der  nötigen  Mittel  sind,  dieselben 
in  einer  Kreditgenossenschaft  aufnehmen 
können.  Rohstoff-  und  Kreditgenossenschaft 
wirken  auf  diese  Weise  vereint  zur  wirt- 
schaftlichen Förderung  des  Handwerker- 
standes. Durch  den  Verkauf  nur  gegen  bar 
setzt  sich  die  Genossenschaft  in  die  I^age, 
ihrerseits  nur  gegen  bar  zu  kaufen,  und  ver- 
schafft den  Mitgliedern  die  weiter  hiermit 
verbundenen  Vorteile.  Wo  man  gleichwohl 
den  Verkauf  auf  Kredit  nicht  glaubt  ans- 
sehliessen  zu  können,  da  sollten  die  Mit- 
glieder zur  Bildung  von  Garantiekapitalien 
in  Form  von  verzinslichen,  während  der 
Mitgliedschaft  nicht  kündbaren  Darlehen  an- 
gehalten werden,  die  der  Genossenschaft  die 
nötige  Sicherheit  för  den  eingeräumten 
Kredit  bieten  und  auch  als  dauerndes  Be- 
triebskapital dienen. 

In  der  Praxis  findet  sieh  zuweilen  eine 
Verbindung  von  Rohstoff-  und  Magazin- 
genossenseliaft,  die  als  der  erste  Schritt  zur 
gemeinschaftlichen  Produktion,  zur  Bildung 
der  Produktivgenossenschaft,  betrachtet  wer- 
den kann. 

2.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  Die 

wirtschaftliche  Bedeutung  der  Rohstoff- 
genossenseliaft  für  den  Handwerker  liegt 
darin,  dass  sie  diesem  alle  Vorteile  des 
Grossbezuges  bietet  und  damit  seine  Kon- 
kurrenzfähigkeit der  Fabrikindustrie  gegen- 
über hebt  Der  handwerksmäßige  Betrieb 
bringt  es  mit  sich,  dass  der  Handwerker 
nur  verhältnismässig  geringe  Quantitäten 
von  Rollmaterialien  verarbeitet,  sein  Bedarf 
ist  ein  geringer,  und  dadurch  ist  er  ge- 
zwungen, denselben  im  Zwischenhandel  aus 
letzter  Hand  zu  decken.  Hieraus  ergiebt 
sich  einmal,  dass  er  die  Materialien  erheblich 
teuerer  als  der  Fabrikant  bezahlen,  dann 
auch,  dass  er  sich  oft  mit  geringerer  Qualität 
begnügen  rauss.  Aus  diesem  Verhältnis  des  ! 
Handwerkers  zum  Händler  folgt  ferner  auch 
uicht  selten  eine  gewisse  Abhängigkeit  von  | 
letzterem,  die  besonders  in  dem  in  Anspruch  i 
genommenen  Kredit  ihre  Ursache  hat  und 
oft  genug  zu  dem  Ruin  der  Kunden  führt.  I 


I  Mehr  als  die  Konkurrenz  des  Grossbetriebes 
,  hat  dieser  wirtscliaftliche  Zustand  zu  der 
1  schwierigen  Lage  des  Handwerkes  geführt, 
|  in  der  sich  dasselbe  zum  Teil  heute  be- 
i  findet   Nur  mit  dem  Princip  der  Genossen- 
i  schaft :  dass  man  sich  zu  dem ,  was  mau 
für  sich  allein  nicht  auszuführen  vermag, 
!  mit  anderen,  die  ein  gleiches  Interesse  haben, 
!  verbinden  soll,  kann  sich  der  einzelne  wirt- 
schaftlich seil  wache  Handwerker  aus  dieser 
abhängigen  Lage  von  dem  Händler  befreien : 
er  muss  sich  mit  den  Genossen  des  gleichen 
Gewerbes  zum  gemeinschaftlichen  Bezug  der 
Materialien  vereinigen,  eine  Rohstoffgenossen- 
schaft bilden,  welche  die  Rohstoffe  etc.  im 
grossen  einkauft,  um  sie  in  kleinen  Par- 
;  tieen  an  die  Mitglieder  abzugelten.  Daraus 
ergeben  sich  auch  für  den  kleinsten  Hand- 
werker die  Vorteile  des  Grossbezuges.  Fin- 
den grösseren  Meister  ist  der  Anschluss  alter 
,  gleichfalls  von  Vorteil,  denn  nicht  nur,  dass 
er  durch  die  Genossenschaft  meist  wohl- 
feiler einkaufen  wird,  hat  er  auch  besonders 
den  Nutzen,  dass  er  nicht  ein  grosses  Roh- 
stofflager zu  halten  braucht,  sondern  nach 
Bedarf  von  dem  langer  der  Genossenschaft 
beziehen  kann.    Vor  allem  aber  kommt  in 
!  Betracht,  dass  der  Genossenschaft  für  ihre 
!  Einkäufe  im  grossen  bessere  und  billigere 
i  Quellen  offen  stehen  als  dem  Einzelnen,  und 
endlich,  dass  durch  die  Rohstoffgeuossen- 
schaft  die  »Konkurrenten«   einander  wirt- 
schaftlich näher  geführt  werden,  was  für 
j  weitere  geschäftliche  und  Iternflicbe  Ver- 
|  einbarungen  von  grossem  Vorteil  ist.  In 
neuerer  Zeit  macht  sich  die  genossenschaft- 
liche Organisation  auch  bemerkbar  bei  dem 
gemeinschaftlichen  Bezug  von  Workzeug- 
uud   Kraftmaschinon.     Hierboi  kann 
sich  das  Grosskapital  Verdienste  um  die. 
Erhaltung  des  Handwerks  erwerben. 

3.  Statistische  Mittellongren.  Im  Jahre 
1858  gab  Schulze-Delitzsch  die  Zahl  der  Roh- 
-tofigenoHsen8chafteu  auf  60  an.  und  darunter 
befanden  sich  :iü  der  Schuhmacher. 

Sehr  schwer  ist  es,  sich  ein  Bild  Uber  die 
geschäftliche  ThÄtigkeit  dieser  Genossenschaften 
zn  macheu,  denn  Uber  dieselben  ist  nur  schwer 
etwas  zu  erfahren.  Nur  wenige  derselben  senden 
ihre  Geschäftsberichte  für  die  von  dem  All- 
gemeinen Verbände  deutscher  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  herausgegebenen 
Jahrbücher  ein,  wie  folgende  Tabelle  ergiebt: 


Rech- 

Anzahl 

Berich- 

nungs- 

der 

tende 

jahr 

Vereine 

Vereine 

l*6ö 

143 

19 

1870 

135 

9 

1875 

168 

1 1 

1880 

150 

«7 

1885 

140 

m 

18») 

110 

IO  : 

1895 

<8 

1  I 

1899 

95 

16 

Mit- 
glieder 


Geschäfts- 
guthaben 

M 


Reserve- 

Fremde 

Umsatz 

Rein- 

fonds 

Gelder 

gewinn 

M. 

M 

M 

M. 

9861 

138  387 
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Unter  den  16  berichtenden  Vereinen  des 
1899  er  JahrbticliH  befinden  sich  11  Schuh- 
machergenossenschaften .  2  Schneidergenossen- 
schaften,  1  Stellmachergenossenschaft,  1  Tischler- 
genossenschaft und  1  Genossenschaft  der  Uhr- 
macher. 

4.  Ursachen  der  Misserfolire  und  Ver- 
halten der  Handwerker.  Zunächst  ist  nach 
den  vorstehenden  Zahlen  auffallend  der  RUck- 
gaug  der  Anzahl  der  Rohstoffgenossenscbaften, 
der  m  den  70er  Jahren  beginnt  und  der  vielleicht 
t hat siichlich  noch  grösser  ist,  ah  er  iu  den  an- 
gegebeneu Zahlen  cum  An^dmck  kommt.  Mitte 
der  70er  Jahre  beginnt  der  Rückgang,  und 
dieser  Umstand  berechtigt  wohl  zu  dem  Schlnss, 
das»  derselbe  in  unmittelbarem  Zusammenhange 
mit  den  Bestrebungen  der  Handwerker  auf  ge- 
setzliche Massnahmen  zur  Hebung  des  Hand- 
werkes steht  —  mit  dem  Schwinden  der  persön- 
lichen Initiative,  dem  Vertrauen  zur  eigenen 
Kraft.  Die  Verhandlungen  der  Handwerkertage 
Anfang  der  90er  Jahre,  die  dort  bekundeten  all- 
gemeinen Abneigungeu  gegen  die  auf  Selbsthilfe 
beruhenden  freien  Handwerkergenossenschaften 
bestärken  diese  Annahme.  Dazu  kommt  die  Un- 
kenntnis weiterer  Kreise  des  Handwerkerstandes 
über  den  wahren  Grund  des  wirtschaftlichen 
Niederganges  und  damit  mangelndes  Verständnis 
für  die  geeigneten  Mittel  zur  Besserung  der  Lage; 
nicht  zn  unterschätzen  ist  auch  der  Maugel  an 
Solidaritätsgefühl  trotz  aller  Innnngsbestrebun- 
gen  nnd  das  Vorherrschen  des  Konkurrenzneides, 
den  man  mit  den  Worten  „Selbsterhaltungstrieb'" 
und  „Selbständigkeit"  zu  verdecken  sucht ;  dazu 
gesellt  sich  die  Scheu,  sich  durch  die  Bildung 
einer  Genossenschaft  mit  Arbeit  zu  belasten. 
An.ii  die  Abhängigkeit,  in  der  sich  ein  grosser 
Teil  der  Handwerker  zu  den  Händlern  befindet, 
bietet  ein  sehr  grosses  Hindernis  für  die  weitere 
Verbreitung  der  Rohstoffgenossenschaften,  denn 
die  Händler  suchen  die  Gründung  zu  hinter- 
treiben. Vor  allem  ist  auch  Mangel  an  kauf- 
männischer I/citiing  die  Schuld  des  Niedergangs 
vieler  Rohatoffgenosscnschaften ;  Handwerker, 
die  nicht  einmal  für  ihre  eigenen  Betriebe 
kalkulieren  nnd  Bücher  führen  können,  sind 
natürlich  nicht  imstande,  eine  Rohstoffgenossen- 
schaft  in  kaufmännischer  Weise  zu  leiten. 

Grösser  als  sich  unmittelbar  nach  den  mit- 
geteilten Zahlen  ertriebt,  ist  auch  die  Zahl  der 
im  Laufe  der  Jahre  erfolgten  Liquidationen, 
denn  es  kommt  in  den  Zahlen  nur  die  Ver- 
änderung im  allgemeinen  Bestände  zum  Aus- 
druck uud  es  bleiben  unberücksichtigt  die  im 
Lanfe  der  einzelnen  Jahre  durch  Auflosungen 
und  NengrUndnngen  vorgekommenen  Ver- 
änderungen, welche  den  Gesamtbestand  nicht 
verändern.  Iterartigc  detaillierte  Feststellnngen 
ergeben,  dass  eiu  erheblicher  Teil  der  Rohstoff- 
genossenschaften wieder  znr  Auflösung  ge- 
drängt ist '). 

Verfehlt  aber  wäre  es,  aus  diesen  Umständen 
den  Schluss  zu  ziehen,  dass  das  wirtschaftliche 
System,  welches  den  Rohstoffgenossenschaften 
zu  Gründe  liegt,  an  sich  untauglich  sei.  So- 
weit es  möglich  ist.  die  Auflösungen  zu  ver- 
folgen, lassen  sich  dieselben  auf  Gleichgiltigkeit 
der  Handwerker,  mangelhaft«  Organisation  der 

')  Vgl.  meine  Zusammenstellung  in  Nr.  1, 
Klatter  fUr  (tt-uussenschaftswesen  von  1893. 


Geschäftsführung .  zu  weit  gehende  Befu^nisne 
der  Lagerhalter  (Verkäufer)  nnd  auf  weitver- 

|  breitete  Borgwirtachaft  zurückführen ;  letztere 
hat  insbesondere  auch  in  nicht  wenigen  Fälleu 
zu  einem  Uebergang  des  Geschäfts  der  Genos- 
senschaft in  die  Hände  des  Lagerhalters  geführt, 

'  der  es  verstanden,  durch  den  gewährten  Kredit 
die  Mitglieder  an  seine  Person  zu  knüpfen,  um 
dann  für  eigene  Rechnung  ein  Geschält  zu  er- 
öffnen. Ks  ist  sogar  vorgekommen,  dass  der 
Lagerhalter  zu  diesem  Zweck  auf  eigene  Gefahr 
hin  Kredit  gegeben  hat  —  mangelhafte  Kon- 
trolle der  Organe  der  Genossenschaft  ermög- 

1  lichten  ein  solches  Verfahren.   Fast  ausnahm»- 

i  los  ist  der  Zusammenbruch  selbst  verschuldet. 
Und  da.s»  gerade  bei  den  Rohstoffgeuosseuschaf- 
teu  Missgriffe  so  häutig  sind  und  verhältnis- 
mässig weit  mehr  Auflösungen  vorkommen  als 
z.  B.  bei  den  Kreditgenossenschaften,  ist  wieder 
wesentlich  darauf  zurückzufuhren,  das*  dk-ariben 
sich  nicht  wie  letztere  zu  Verbänden  vereiuigt 
und  nicht  gegenseitig  ihre  Erfahrungen  ausge- 
tauscht haben;  die  meisten  der  Rohstoffvereine 
sind  daher  an  den  gleichen  Mängeln  zn  Gmude 
gegangen. 

Nicht  zu  verkennen  ist,  dass  in  neuerer 
Zeit  die  Stimmnng  der  Handwerker  der  Grün- 
1  dung  von  Genossenschaften  für  gemeinschaft- 
|  liehen  Geschäftsbetrieb  günstiger  wird.  Allge- 
;  mein  werden  jetzt  die  Handwerker  anch  von 
;  den  höchsten  Regierungsbehörden  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  Zeit  der  Privilegien  und  Mo- 
nopole vorbei  ist,  dass  sie  mit  Hilfe  der  ge- 
nossenschaftlichen Organisation  ihre  Lage  zu 
verbessern    streben    müssten.     Freilich  mit 
Subventionen   lassen   sich  vielleicht  einzelne 
Genossenschaften  ins  Leben  rufen,  diese  ent- 
behren aber  erfahrungsgemäß  des  dauernden 
Erfolges;  soll  die  Rohstoffgenossenschaft  allge- 
meinere Verbreitung  finden,  so  mnss  damit  be- 
gonnen werden,   den  Handwerker  genossen- 
schaftlich, technisch  und  kaufmännisch  mehr 
als  bisher  heranzubilden,  auf  diesem  Gebiete 
hat  der  Staat  noch  grosse  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Litteratlir:  Vgl.  dir  Littemtur  zu  iUm  Artibl 
Erierrbs-  und  Wi  r  I  *  c  h  a  fl  tg  r  n  o  tt  e  u  - 
»ehnjlrn  oltrn  IM.  Itl,  .V.  läsff.  und  Crüger. 
v  Anleitung  tur  Gründung  von  Uandxrrrkrr- 
gtnottfiuchajtcn« . 

Hana  Crüger. 

I 


Romagnosi,  Gian  Domenico, 

geboren  am  13.  XII.  1761  zu  Salfo  Maggiore 
bei  Piaeenza,  besuchte  seit  1775  das  Kollegium 
Alberoni  zu  Piacenza.  begann  1781  zu  Parma 
das  Studium  der  Rechte  und  wurde  hier  1786 
Baccalanrens  im  kanonischen  und  Oivilrecht. 
Im  Jahre  1791  wurde  Romagnosi  als  Prätor 
nach  Trieut  berufen.  Nachdem  er  von  1793  ab 
als  Privatgelehrter  und  Advokat  dortselbst  ge- 
lebt, nahm  er  1802  eine  Berufung  als  Professor 
des  Staatsrechts  nach  Parma  an,  wurde  1806 
ah  Rat  ins  Justizministerium  zu  Mailand  be- 
fördert, las  später  ein  Jahr  lang  zu  Padua  über 
t'ivilrecht  und  darauf  in  den  Specialschulen  zu 
Mailand  Über  Gesetzgebung.  Infolge  politischer 
Verfolgungen  ging  Romagnosi  1824  ah  Pro- 
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fessor  des  Rechts  an  die  Universität  Korfu.  Er 
starb  am  8.  VI.  1835  zu  Mailand. 

Romagnosi  gehört  als  Philosoph  zur  mate- 
rialistischen Richtung,  huldigt  aber  in  erkeunt- 
nis-theoretischer  Hinsicht  dem  subjektiven  Idea- 
lismus. Als  Staatsphysiolog  überträgt  Ro- 
magnosi den  Begriff  eines  einheitlichen  Lebens 
auf  den  Staat.  Dieses  Leben  sei  auf  eine  Snmme 
der  Leben  der  in  den  Staaten  aufeinander  fol- 
genden Individuen  zurückzuführen.  Der  Mensch 
entwickelte  sich  geistig  erst  durch  die  Gesell- 
schaft, indem  er  den  geistigen  Reichtum  nur 
durch  die  Tradition  seiner  Ahnen  und  Zeit- 
genossen gewinne  und  sich  daher  nicht  iu  dem 
kurzen  Laufe  des  individuellen  Lebens,  sondern 
in  Masse  mit  dem  Laufe  der  Jahrhunderte  ent- 
wickele ;  es  bestehe,  ein  idealer  Mensch  der  Jahr- 
hunderte; der  Einzelne  lebe  durch  das  Ganze, 
und  je  grösser  die  Autarkie  der  Einzelnen  sei, 
desto  weniger  einig,  glücklich,  mächtig  sei  der 
Staat.  Der  Typus  des  Staateulebens  sei  der  des 
Individuums,  und  die  Entwickelungsperiodeu  des 
letzteren  seien  auch  die  der  Staaten:  die  1. 
Periode  zeige  das  Vorwalten  der  Sinne  und 
Triebe,  die  2.  das  der  Phantasie  und  Leiden- 
schaften, die  3.  das  der  Vernunft  und  des  per- 
sönlichen Interesses,  die  4.  das  der  Vorsicht  und 
Sozialiät.  —  In  Betreff  der  Statistik  sind  die 
Auffassungen  und  Lehren  Romagnosis  von  be- 
sonderer Bedeutung.  Er  bezeichnet  Begriff  und 
Zweck  der  Statistik  als  Zustands Wissen- 
schaft. Er  unterscheidet  die  gemeine 
(kommune)  Statistik  von  der  staatlichen 
(civilen).  Den  Betriff  der  ersteren  setzt,  er 
dahin  fest,  dass  die  Statistik  die  Darstellung 
der  Arten  nnd  der  wichtigen  Erzeugnisse  der 
Dinge  und  Menschen  bei  einem  gegebenen  Volke 
sei ;  staatliche  Statistik  aber  entstehe,  wenn  die 
Nachrichten  sich  beziehen  auf  den  wirtschaft- 
lichen, sittlichen  und  politischen  Zustand  eines 
gegebenen  und  in  einem  Staatsverbande  lebenden 
Volkes.  Als  Zweck  der  letzteren  triebt  er  Be- 
lehrung an.  damit  in  allen  Teilen  der  Verwal- 
tung mit  Sicherheit  verfahren  werden  könne, 
zu  welchem  Zwecke  er  grosses  Gewicht  auf  die 
beständige  Verbindung  der  drei  genannten  Seiten 
des  menschlichen  Lebens  legt.  Das  Wesen  der 
Statistik  wird  nach  Romagnosi  durch  vier  Stadien 
gebildet:  Gedaukenhildung,  Nachforschung,  Er- 
örterungen und  Schlussfolgerungen  (coneepimento, 
infonnazione.  esposizione,  conclusioni). 

In  seiner  Staats  Wissenschaft  lieben  Bedeutnng 
wird  Romagnosi  besonders  von  R.  v.  Mohl 
gewürdigt,  nach  ihm  hat  er  die  Volkswirt- 
schaf  tsl  eh  re  als  selbständige  Wissen- 
schaft philosophisch  ausgebildet.  Buss  be- 
hauptet, Romagnosi  komme  in  seinen  An- 
schauungen nicht  über  das  dynamische  Princip 
hinaus,  nach  ihm  sei  das  Leben  nur  die  ewige 
Entgegensetzung  extremer  Kräfte.  Seine  Ge- 
sichtspunkte seien  überall  voll  Geist,  aber  nie 
bis  zur  versöhnenden  Tiefe  fortgetrieben,  es 
herrsche  bei  ihm  die  Geneigtheit  vor,  -die 
Lehren  der  Staatswissenschaft  mit  naturwissen- 
schaftlichen Tro|ien  zu  versinnlichen  ',  es  fehle 
bei  ihm  vor  allem  eine  geschlossene  Betrachtung 
des  gesamten  t'yklus  des  Lebens  des  Staates 
und  namentlich  seiner  höheren  Entwicklung. 
Pierantoni  hebt  das  Bestreben  Romagnosis 
hervor,  den  physischen  Naturkräfteu  den  Vorzug 
vor  der  freien  geistigen  Thätigkeit  der 


liehen  Seele  zuzuweisen.  Nach  Cogsa  und 
Ingram  hat  er  zur  Heranbildung  tüchtiger 
Nationalökonomen  segensreich  gewirkt  und  den 
,.Gang  des  volkswirtschaftlichen  Gedankens  in 
Italien  in  hohem  Masse  beeinflusst".  Kautz 
schätzt  die  dem  ethischen  Element  der  Staats- 
wissenschaft gewidmete  besondere  Beachtung 
Romagnosis.  In  Bezug  auf  die  Statistik  halten 
Morpurgo,  John  u.  a.  ihn  für  einseitig  und 
beengt  in  seiner  Auffassung  des  Wcseus  und 
der  Bedeutung  der  Statistik,  während  andere 
ihn  über  Gioja  stellen  und  Lampcrtico  aus- 
spricht, dass  er  der  statistischen  Wissenschaft 
dadurch  eine  grössere  Homogenität  verleihe, 
dass  er  „den  Nexus  der  sozialen  Thatsacheu 
noch  fester  zusammenknüpfe''. 

Die  Hauptwerke  Romaguosis  in  staatsrecht- 
licher und  staatsphilosophischer  Hinsicht  sind 
folgende:  Introduzione  nllo  studio  del  diritto 
pubblico  universale,  2  Bde.,  Parma  1805.  5.  Aull. 
Milano  183»>  mit  „Lettere  del  Professore  Ro- 
magnosi a  Giovanni  Valeri"  (vol.  348  e  34«J 
della  Biblioteca  Scelta).  Dieses  wichtige  Staats- 
phy siologische  Werk  Romagnosis  wird 
sehr  eingehend  von  Buss  (s.  u.)  besprochen  und 
kritisiert.  —  La  scienza  delle  costituzioni.  Bastia 
(falscher  Druckort),  1848  (enthält  auch  als 
integrierenden  Teil  das  Werk  „Della  constitu- 
tione etc.").  Diese  zum  grössten  Teil  erst  nach 
dem  Tode  Romagnosis  herausgegebene  Ver- 
fassungswissenschaft  enthält  seine  eigentümliche 
Verfassungstheorie,  über  welche  von  Mohl 
(Geschichte  d.  Staatsw.  I,  S.  31)3)  sich  speciell 
äussert  —  Della  costituzione  di  uua  raonorchia 
nazionale  ranpresentativa,  Philadelphia  1815.  — 
Progetto  del  Codice  di  Procedura  penale  pel 
cossato  Regno  d'Itulia.  con  aggiunte  e  rifortne 
al  medesimo,  Firenze  1820.  —  Üottrina  del!" 
Umanita.  Firenze  1829.  —  Dell"  indole  e  dei 
fattori  dellr  iucivilmcnto,  Milano  1832.  Diese 
von  politischem  Rationalismus  ge- 
tragene Staatslehre  Romagnosis  betrachtet  u.  a. 
die  Civilisation  als  eineu  staatswissenschaft  - 
lichen  Begriff;  die  Kultur,  in  deren  Begriff 
man  den  der  Civilisation  einengen  wolle, 
sei  nur  die  natürliche  Frucht  der 
Gesundheit  des  Staatskörpers;  die  Zivi- 
lisation habe  eine  ökonomische,  mora- 
lische und  politische  Seite.  Nach  dem 
Zeugnisse  der  Geschichte  werde  die  Civilisation 
gemäss  dem  Gesetze  der  Stetigkeit  1.  vorbereitet 
von  der  Natur;  2.  verstärkt  von  der  Religion; 
3.  gegründet  von  dem  Landbau;  4.  geschützt 
von  der  Regierung;  5.  erweitert  von  der  Mit- 
werbung: 6.  befestigt  von  der  Meinung:  7.  auf- 
rechterhalten von  der  Natur.  —  Genesi  dell' 
diritto  penale.  Milano  171M.  (3.  Aufl..  3  Bde.. 
1823;  4.  Aufl..  mit  Zusätzeu  vom  Verfasser, 
herausgegeben  von  P  i  a  1 1  i .  Florenz  1832 ;  deutsch 
von  H.  Luden,  2  Bde.  Jena  1833— 34. •  In 
diesem  Werke  gründet  Rom.ignosi  mit  grosser 
logischer  Schärfe  das  Strafrecht  des  Staates  auf 
das  System  der  indirekten  Verteidigung. 
La  vaccinazionc  giova  o  no,  all'  aumento  della 
popolnzione?  Disaraina  dell'  arcidiacono  Lucade 
Samuele  Cagnazzi,  Milano  1838.  —  Sulla  cres- 
cente  popolazioiie.  Memoria,  Milano  1830.  (Bei 
seiner  Behandlung  der  Bevölkernngslehre  in 
vorstehenden  beiden  Schriften  ist  Verfasser  nach 
Cossa  (S.  l'Jl  i  nicht  frei  von  schweren  Irrtümern 
geblieben.)  —  Trattato  della  condotta  delle 
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nque  c  Dell'  indole  e  dei  fattori  dell'  ineivili- 
meuto.  Questo  piccolo  volnme  abbonda  di 
originali  concetti  e  di  srariata  dottrina,  Milano 
1822.  —  Deila  condotta  dellc  aque  secondo  la 
dottrina  dell  Pecebio  etc.,  6  vol..  Milano  1822 
— 1825.  (Deutsche  Anhalte :  Von  Wosserleitungs- 
recht.  Nebst  Fragmenten  ans  Romagnosis 
Privatwasserreeht  auszugsweise  übersetzt  v. 
Markus  Niebuhr,  Auskultator.  Halle  1W0.)  _ 
(^uestioni  still'  ordinamento  delle  Statist iche. 
Milano  1827  1828  —  Collerione  dcgli  Aimali 
di  econouiia  politica  e  statistica  civile,  2.  Aufl., 
Prato  1830.  -  Dell'  insegnamento  primitivo 
delle  inatematiche,  2  Bde..  .Mailand  1822.  (Eine 
philosophisch-statistische  Begründung  der  Mathe- 
matik.') L'antica  murale  tilosotia.  Milano  1*31. 
(l'ebersicht  der  Moralsysteme  der  Alten.)  — 
Collezione  degli  articoli  di  statistica  civile. 
Firenze  1835.  Os»ervazioui  statistiche  a 
proposito  del  libro  intit<ilato:  „Conto  generale 
all'  amministrazione  della  ginstizia  criniinale  in 
Francia  durante  l'anno  1827u;  prc.-«>ntata  al 
Redal  guerdasigilli,  Milano  1829.  —  Ohe  cosa  c 
la  mente  muia?  Firetiza  1830.  —  La  suprema 
economia  dell'  —  uiuano  sauere  —  Milano  1831. 

—  Vedute  fondamentali  sull  artee  logica,  Milano 
1831.  —  Osscrvazioni  sul  discorso  del  Mugnai. 
Negli  Antiali  I'nivcrsali  di  Statistica,  Vol.  XIII. 
Milano  1827.  —  Replica.  Negli  Annali  Sratis- 
tica.  Vol.  XVI.  Milano  1828,  —  Elogio  storico 
di  Melchiorre  Gioja.  Milano  1829.  —  Del 
trattamento  dei  poveri  e  della  libertä  commer- 
ciale  in  oggi  decretata  in  Inirhilterra,  Milauo 
1829.  ---  Annali  Universali  di  Statistica  wurden 
1824  von  Custodi.  Gioja  und  Romagnosi  ge- 
gründet Letzterer  war  bis  zu  seinem  Tode 
ll835>  die  Seele  des  volkswirtschaftlichen  Teiles. 
Sacchi  setzte  die  Annalen  fort  bis  zu  ihrem 
Aufhören  1871.  —  In  Verbindung  mit  Poli  be- 
reicherte Romagnosi  I/ougheiias  I'ehersetzung 
des  „Lehrbuch  der  Geschichte  der  Philosophie"* 
von  Tennemanii.  Mailand  1832.  mit  Anmerkungen. 

—  Romagnosi  lieferte  viele  Abhandlungen  und 
Beiträge  zur  „Bibliothcca  italianau.  „Autologia 
di  Firenze-1,  zu  den  „Annnli  di  Statist icu"  (s.  o.) 
und  „Keouomin  politica ".  —  Romagnosis  philo- 
sophische Arbeiten  befinden  sich  zum  Teil  iu 
G.  Carin  ignanis:  „Storia  della  origine  e  dei 
progressi  della  filosotia  del  dritto'1.  Lucia  1851. 
sowie  in  dessen  Seritti  irediti.  Bd.  1--IV.  - 
Opere  postume  iu  5  Bänden.  Mailand  1835.  — 
Die  gesammelten  Werke  Romagnosis 
lOpere  Romagnosi )  erschienen  in  l'J  Bünden  zu 
Florenz  1832  -1835;  in  15  Bünden  zu  Mailand 
183«— 1845. 

Vgl.  Uber  Q.  D.  Romagnosi.  Emilio 
Morpnrgo,  Die  Statistik  und  die  Sozialwissen- 
srhaften.  Autorisierte  deutsche  Ausgabe.  Jona 
1877,  S.  29.  32.  33.  3«.  37.  109.  170,  224, 
236.  243  —  Angnsto  Picrantoni,  Ge- 
schichte  der  italienischen  Volkerrechtslitteratur 
( l'ebersetzung  von  Leone  Roncali).  Wien  1872, 
S.  48.  49,  68.  69,  77  ff.,  112.  -  v.  Sc  hui  lern - 
Schrat ten hofe n,  Die  theoretische  National- 
ökonomie Italiens  in  neuester  Zeit.  Leipzig  1891, 
S.  9.  —  John.  Geschichte  der  Statistik  I, 
Stuttgart  1884,  S.  139.  143.  145.  146.  -  In- 
gram (übersetzt  von  Rasch  lau).  Geschiebte  der 
Volkswirtschaftslehre,  Tübingen   189t),  S.  250. 

—  Meitzen,  Geschichte,  Theorie  und  Technik 


der  Statistik.  Berlin  1886.  S.  53.  f'ossa 
I  übersetzt  von  M  o  u  r  m  e  i  s  t  e  r ) ,  Einleitung  in  da> 
Studium  der  Wirtschaftslehre,  Freiburg  i.  Br. 
188t).  S.  31.  1!M).  —  Derselbe,  Iiitrodtizione 
allo  studio  dell'  Econouiia  politica,  3.  Ed  ,  Milano 
1892.  S.  12.  30.  40,  142.  505,  507.  508.  509. 
512.  —  Kautz.  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalökonomik.  I.  Wien  1858.  S.  329,  354. 

—  Wagen  er,  Staats-  und  GesclUchaftslexikon. 
Bd.  XVII,  Berlin  18(54,  S  353.  Ferrari. 
La  niente  di  Domeiiico  Romagnosi,  Milano  1835. 

P o  g  g  e  n  d  o  r  f ,  Biog raphisch-litterarischcs 
Handwörterbuch  zur  Gesehisehle  der  exakten 
Wissenschaften.  II,  Leipzig  1863.  S.  681,  682. 

—  Romanesi  in  Gilb.  Ann.  LXVIU,  S.  208. 

—  Gazetta  di  Roveredo  1802.  —  Gior- 
uialo  di  Trento  vom  3.  VIII.  1802.  -  Libri 

in  Antologia  di  Firenzc  1827.  —  Addini. 
Essai  theor.  et  pract.  sur  le  galvanisme,  Paris 
1804.  S.  340.  Izarn,  Mannuel  du  galvanisme. 
Paris  1804.  S.  120.  —  Giornale  degli 
economisti,  Roma  1892  CA.  Bertolini.  Saggio 
di  bibliogratica  economica  Italiana  .  —  Annale 
di  Statistica,  Koma  1885  und  1889.  —  G. 
Valeri,  Lettere  del  Professore  G.  D.  Romag- 
nosi. Deila  Bibliotheca  Scelta.  Milano  1836.  Bd. 
348.  S.  1—104.  —  Giacoino  Zauelka,  Storia 
della  Letteratura  Italiaua  della  Meta  del  Sefte- 
cento  ai  giorni  hostri.  Milano  1880,  S  258.  — 
E  r  1  e  n  m  e  y  e  r  und  L  e  w  i  n  s  t  e  i  u ,  Kritische 
Zeitschrift  für  Chemie,  Bd.  II,  1859,  S.  242.  — 
Contfi,  Vita  di  Romagnosi,  Milano  18M5.  - 
Derselbe.  Notizia  di  G  D.  Romagnosi.  Prato 
1«40.  _  v.  Mohl,  Die  Geschichte,  und  Litte- 
rRtur  der  Staatswissenschaften,  Bd.  I,  Erlangen 
1855,  S.  167,  226,  302:  Bd.  II.  Erlangen  1856. 
S.  248;  Bd.  III.  Erlangen  1858,  S.  656.  — 
Derselbe.  Zcitschr.  für  Staatsw  .  1814.  I.. 
S.  7:  L'ebersicht  Uber  die  neueren  Leistungen 
der  Neapolitaner  und  Sicilianer  im  Gebiete  der 
politischen  Oekonomie.  —  Wal ck er,  Handbuch 
der  Nationalökonomie.  V.  Leipzig  1884.  S.  106. 

—  v.  Heumont,  Zeitgenossen,  Biographien 
und  Charakteristiken,  Bd.  II,  Berlin  1862.  S. 
196.  —  Bnss.  Geschichte  und  System  der 
Staatswissenschaft,  T.  II,  Freiburg  und  Karls- 
ruhe 1839.  S  MCCCCLXXXV.  Lamper- 
tico,  Sulla  statistica  teorica.  —  G.  Car- 
miguani,  Storia  della  origine  e  dei  progressi 
della  filosotia  del  dritto,  Lucca  1S51.  M 
Block.  Les  progres  de  la  Science  Kconomii|tie. 
Paris  1890.  II.  Bd.,  p.  508.  —  Ferrara.  iu 
Annali  di  Statistica.  S.  IV.  39. 

Schmidt. 


Roscher,  Wilhelm  Georg  Friedrich, 

geb.  am  21.  X.  1817  zu  Hannover,  gest.  am  4. 
Vi  1894  in  Leipzig,  besuchte  das  Lyeeum  seiner 
Vaterstadt,  studierte  18'tö  1839  zu  Göttingen 
und  Berlin,  promovierte  1838  in  der  philosophi- 
schen Fakultät  zu  Göttingen ;  habilitierte  sich 
1840  an  derselben  Universität  für  Geschichte 
und  Staatswissenschaften,  wurde  1813  ausser- 
ordentlicher und  1844  ordentlicher  Professor  in 
(Mittingen  und  folgte  1848  einer  Berufung  nach 
Leipzig. 

Roscher  starb  als  Ehrendoktor  der  Rechte 
von  Königsberg,  Bologna  und  Edinhtirg,  der 
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Staatswirtschaft  von  Tübingen,  ferner  als 
Ehrenmitglied  der  Universitäten  Kasan  nnd 
Kiew,  Präses  der  fürstlich  Jablonowskischen 
Gesellschaft,  Mitglied  der  Königlich  Sächsischen 
Gesellschaft  der  Wissenschaften,  der  Akademieen 
zn  München,  Wien,  Budapest,  Mailand,  Stock- 
holm, Venedig,  der  Lynceer  zu  Rum,  des  In- 
stitut de  France,  der  Societe  d'economie  poli- 
tique  und  der  Societe  statistique  zu  I'aris, 
Ehrenmitglied  des  Institut  international  de  sta- 
tistique etc. 

Koscher  ist  der  eigentliche  Begründer  der 
historischen  Schule  der  deutschen  Nationalöko- 
nomie. Im  Jahre  1843  erschien  sein  „Grundriss 
zu  Vorlesungen  Uber  die  Staatswirtschaft  nach 
geschichtlicher  Methode**,  und  diese  kleine  Schrift 
bildet  ein  Ereignis  in  der  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaftswissenschaft. Roscher  wendet  hier 
die  historische  Methode  auf  die  Nationalöko- 
nomie an ;  er  will  durch  sie,  wie  er  im  Vorwort 
sagt,  „für  die  Staatswirtschaft  etwas  Aehnliches 
erreichen,  was  die  Savigny-Eichhomsche  Methode 
für  die  Jurisprudenz  erreicht  hat".  Was  hier 
zunächst  mehr  angedeutet,  nur  in  grossen  Zügen 
entwickelt  war,  hat  Roscher  dann  in  seinen 
späteren  Werken  eingehend  dargelegt  und  mit 
Erfolg  ausgeführt.  Er  versteht  unter  Natioual- 
ükonomik,  wie  er  die  Volkswirtschaftslehre  be- 
zeichnet, „die  Lehre  von  den  Entwickelnngs- 
geaetzen  der  Volkswirtschaft,  des  wirtschaft- 
lichen Volkslebens.  Sie  knüpft  sich,  wie  alle 
Wissenschaften  vom  Volkslehen,  einerseits  au 
die  Betrachtung  des  einzelnen  Menschen  an ; 
sie  erweitert  sich  auf  der  anderen  Seite  zur  Er- 
forchung  der  ganzen  Menschheit".  Wie  jedes 
Leben,  so  sei  aber  auch  das  Volksleben  ein 
Ganzes,  dessen  verschiedenartige  Aeusserungen 
im  Innersten  zusammenhängen.  Wer  daher 
eine  Seite  wissenschaftlich  verstehen  wolle,  der 
müsse  alle  Seiten  kennen.  Und  zwar  seien  es 
vorwiegend  folgende  sieben  Seiten,  die  hier  in 
Betracht  kämen:  Sprache,  Religion,  Kunst, 
Wissenschaft,  Recht,  Staat  und  Wirtschaft.  In- 
mitten dieser  allgemeinen  Verwandtschaft  sei 
jedoch  leicht  zu  sehen,  dass  die  drei  letztge- 
nannten :  Recht,  Staat  und  Wirtschaft,  eine  be- 
sondere, gleichsam  engere  Familie  bildeten.  Was 
nun  die  Methode  seiner  Untersuchung  betrifft, 
so  bezeichnet  er  sie  selbst  als  „geschichtliche 
oder  physiologische".  Er  will  keine  Ideale  aus- 
arbeiten, sondern  eine  einfache  Schilderung 
geben,  zuerst  der  wirtschaftlichen  Natur  und 
Bedürfnisse  des  Volkes,  dann  der  Gesetze  und 
Anstalten,  welche  zur  Befriedigung  der  letzteren 
bestimmt  sind,  endlich  des  grösseren  oder  ge- 
ringeren Erfolges,  den  sie  gehabt  haben;  er 
will  so  gleichsam  eine  Anatomie  und  Physio- 
logie der  Volkswirtschaft  liefern.  Der  Volks- 
wirt habe  eine  ähnliche  Arbeit  wie  der  Natur- 
forscher. Auch  jenem  fehle  es  nicht  an  mikro- 
skopischen Untersuchungen,  Sektionen  etc., 
unausgesetzt  müsse  er  das  Leben  beobachten. 
Dabei  gelte  es,  aus  den  Erfahrungen  der  Zeiten 
und  Völker  das  All  gemein  giltige  und  Typische 
der  Volkswirtschaft  zu  schöpfen,  um  so  das 
Verständnis  der  Gegenwart  zu  erleichtern,  dieser 
die  sichere  Grundluge  zu  verleihen.  Bei  der 
Vergleichnng  der  verschiedenen  Völker,  wodurch 
Koscher  keineswegs  die  Beobachtung  ersetzen, 
diese  nur  vielseitiger  an  Gesichtspunkten,  tiefer 
nnd  reicher  gestalten  wollte,  hat  «r  mit  beson- 


derer Vorliebe  die  Völker  des  klassischen  Alter- 
tums, deren  Leben  abgeschlossen  vor  uns  liegt, 
berücksichtigt.  Und  gerade  hei  diesen  Ver- 
gleichungen,  bei  diesen  historischen  Unter- 
suchungen zeigt  sich  Roschers  staunenerregende, 
fast  alle  Völker  und  Zeiten  wie  alle  Gebiete 
des  Wissens  umfassende  Gelehrsamkeit.  Mit 
Rieht  nennt  Schmoller  ihn  den  „echten  Nach- 
folger Justus  Mösers",  den  „nuiversalgebildeteu 
Historiker  unter  den  Nationaltfkonomen''. 

Von  Roschers  zahlreichen  Schriften  seien 
die  nachfolgenden  genannt: 

a)  in  Buchform:  De  historicae  doctrinae 
apud  sophistas  roaiores  vestigiis  (Doktordisser- 
tation), Göttingen  1838.  —  Leben.  Werk  und 
Zeitalter  des  Thukydides,  Güttingen  1842.  — 
Grnndriss  zn  Vorlesungen  über  die  Staatswirt.* 
schaft  nach  geschichtlicher  Methode,  Göttingen 
1843.  —  Ueber  Kornhandel  und  Teuernngs- 
politik,  Leipzig  und  Heidelberg  1852,  3.  Aufl. 
(Französisch  von  M.  Block,  russisch  von 
Korssak  1857.)  —  System  der  Volkswirtschaft. 
Ein  Hand-  und  Lesebuch  für  Geschäftsmänner 
und  Studierende.  Bd.  I :  Die  Grundlagen  der 
Nationalökonomie,  Stuttgart  1854.  <  Französisch 
von  Wolowski  1857,  russisch  von  Babst 
1858,  serbisch  von  Javanovich  1863,  englisch 
von  Lalor  1878.)  2t).  Aufl.  1892;  21.  Aufl.  1894; 
22.  u.  23.  Aufl.,  bearbeitet  von  Rob.  Pohl  mann 
1897  n.  1901.  Bd.  II:  Nationalökonomie  des 
Ackerbaues  und  der  verwandten  Urproduktions- 
zweige,  Stuttgart  1859.  (Französisch  von  Wo- 
lowski und  J.  E.  Horn  1857  und  1858,  von 
Vogel  1888,  russisch  von  Schtscheukin 
und  Zi in mermanu  18*58,  italienisch  von  Luz- 
ia tti  1876.)  12.  Aufl.  1888.  Bd  III  :  National- 
ökonomik des  Handels  und  Gewerbefleisses, 
Stuttgart  1881,  6.  Aufl.  1892;  7.  Aufl..  bearbeitet 
von  W.  Stieda  1899.  Bd.  IV:  System  der 
Finanzwissenschaft,  Stuttgart  1886,  3.  Aufl. 
1889  ;  4.  Aufl.  1894.  Bd.  V :  System  der  Armeu- 
pflege  nnd  Armenpolitik.  1.  n.  2.  Aufl.,  Stuttgart 
1894.  —  Kolonieen,  Kolonialpolitik  und  Aus- 
wanderung, 1.  n.  2.  Aufl.,  Leipzig  und  Heidel- 
berg 1856:  3.  Aufl.  (mit  Beiträgen  von  Jan- 
nasch),  Leipzig  1886.  —  Ansichten  der  Volks- 
wirtschaft aus  dem  geschichtlichen  Standpunkte, 
1.  u.  2.  Aufl.  1861,  3.  vermehrte  und  verbesserte 
Aufl.,  2  Bde.,  1878.  (Französisch  von  Ri  viere 
1871.)  Inhalt:  Bd.  I:  1.  Ueber  das  Verhältnis 
der  Nationalökonomie  zum  klassischen  Alter- 
tum. 2.  Ein  neuer  Versuch,  die  Volkswirt- 
schaftslehre zu  katholisieren.  (Eine  Kritik  der 
Perinschen  Schrift  De  la  richease  dans  les  so- 
cietes  chretiennes,  2.  Bd.  1861.)  3.  Zur  Lehre 
vom  Zusammenhange  zwischen  Nationalöko- 
nomie und  Rechtswissenschaft.  4.  Ueber  den 
Luxus.  5.  Ueber  die  Landwirtschaft  der  ältesten 
Deutschen.  6.  Der  neuere  Umschwung  in  den 
englischen  Ansichten  vom  Werte  des  Bauern- 
standes. 7.  Ein  nationalökonoinisches  Haupt- 
prineip  der  Forstwirtschaft.  8.  Betrachtungen 
über  die  geographische  Lage  der  grossen  Städte. 
9.  Unsere  Beamtenwohnungeu.  Ein  Beitrug 
zur  sogenannteu  Wohnungsfrage.  Bd.  II:  10. 
Studien  Uber  die  Naturgesetze,  welche  den 
zweckmässigen  Standort  der  Industriezweige 
bestimmen.  11.  Ueber  Industrie  im  Grossen 
nnd  Kleinen.  12.  Ueber  die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Maschiuenindustrie.  13.  Zur 
Lehre   von   der  Wertschätzung  abzulösender 
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Realgewerberechte.  14.  Die  Stellung  «1er  Juden 
im  Mittelalter,  betrachtet  vom  Standpunkte  all- 
gemeiner Handelspolitik.  15.  Zur  Lebre  von 
den  Absatzkrisen.  —  Diteertatio  prima  de  doc- 
trinae  oeeonomico-politicac  apud  Graecos  pri- 
mordiis,  Lips.  1866.  (Bebandelt  Herodots  und 
Thukydides'  volkswirtschaftliche  Ansichten.)  — 
Betrachtungen  über  die  Währnngsfrage  der 
dentsehen  Münzreforiu ,  Berlin  1872.  Ge- 
schichte der  Nationalökonomik  in  Deutschland 
(Bd.  XIV  der  von  der  Historiflehen  Kommission 
der  Kgl.  bayer.  Akademie  der  Wissenschaften 
bgg.  Geschichte  der  Wissenschaften  in  Deutsch- 
land.) München  1874.  Politik:  Geschicht- 
liche Naturlehre  der  Monarchie,  Aristokratie  und 
Demokratie.  1.  Aufl.,  Stuttgart  1892,  2.  Aufl. 
1893.  —  Geistliche  Gedanken  eines  National- 
ökonomen. Mit  dem  BiMnis  des  Verfassers  aus 
dem  Jahre  1893,  Dresden  1895. 

h)  in  Zeitschriften,  Sammel- 
werken etc.:  1.  In  den  Göttingischen  Gelehrten 
Anzeigen :  Recension  des  Listschen  „Nationalen 
Systems  der  politischen  Oekonomie".  1842.  (Die 
erste  rein  volkswirtschaftliche  Veröffentlichung 
Rosehers.)  —  2.  In  W.  A.  Schmidts  Zeitschrift 
für  Geschichtswissenschaft :  Betrachtungen  Uber 
Sozialismus  und  Kommunismus  ^1845).  —  Um- 
risse  zur  Naturlehre  der  drei  Staataformen  (1847 
nnd  1848).  —  3.  In  Raus  Archiv  der  politischen  \ 
Oekonomie:  Ideeen  zur  Politik  und  Statistik  der 
Ackerbausysteme  (1845  und  1846).  -  4.  In  der 
Deutschen  Vierteljahrsschrift :  Zur  Pathologie 
und  Therapie  der  Kornteuerungeu  (1847).  — 
Antrittsrede  auf  der  Leipziger  Universität.  (1849). 

—  Die  Nationalökonomik  des  Ministers  von  Stein  1 

(1860)  .  —  5.  In  den  Abhandlungen  der  Sachs.  \ 
Gesellschaft  der  Wissenschaften  zu  Leipzig:  Zur  i 
Geschichte  der  englischen  Volkswirtsc  haftslehre,  > 
1851.    Nachtrüge  dazu  1852.        Die  deutsche 
Nationalökonomik  au  der  Grenzscheide  des  1H. 
und  17.  Jahrhunderts  (1865).       Versuch  einer 
Theorie  der  Finanzregalieu  (1884).  —  l'm risse 
zur  Naturlehre  des  Cäsarismus  (188.SJ.  —  Um- 
risse zur  Naturlehre  der  Demokratie  1 1 890 1 .  — 
6.  In  den  Berichten  «1er  K.  Siichs.  Gesellschaft, 
der  Wissenschaften :  Uebcr  die  Blüte  deutscher 
Nationalokonomik  im  Zeitalter  der  Reformation 

(1861)  .  ~  Uebcr  die  gelehrte  Nationalökonomik 
in  Deutschland  während  der  Regierung  des 
< rrossen  Kurfürsten  (1868).  —  lieber  die  volks- 
wirtschaftlichen Ansichten  Friedrichs  des  Grossen 
(1866).  —  Ueber  die  F,in-  und  Durchführung  <les 
Adam  Smithschen  Systems  in  Deutschland  1 1867). 

—  Die  deutsch-russische  Schule  der  National- 
okonomik ( 1870).  —  7.  In  der  Zeitschr  f.  Staatsw. : 
Ein  grosser  Nationalökonom  des  14.  Jahrb.  (1862) 
(nämlich  Nicolaus  Oresmins|,  von  Wolowski. 
in  französischer  Uebersetzung  im  Journal  des 
Economistes  1862  veröffentlicht.  Auch  behandelte 
Roscher  selbst  Oresmius  von  neuem  in  einer 
Abhandlung  in  den  r('oinptes  rendus  de  l'Aca- 
demie  des  Sciences  moralcs  et  politi«|uesu  LX1I, 
p.  435ff.)  —  Justus  Moser  (1865).  -  Zum 
hundertjährigen  Gedächtnis  der  Büsch'schen 
Handelsakademie  (1867).  —  U«>ber  die  roman- 
tische Schule  in  «ler  Nationalökonomik  (1870). 

—  Zur  Pathologie  der  Armut  (1894.  Jahrg.  L, 
Jnbiläumsband).  —  8.  In  K.  von  Webers  Archiv 
f.  d.  sächs.  Geschichte :  Zwei  sächsische  Staats- 
wirte im  16.  nnd  17.  Jahrb.  [M.  von  Ossa  und 
"V.  L.  von  SeckendorffJ  (1862;.  —  J.  v.  Justi 
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(1867).  —  9.  In  den  Preussischen  Jahrbüchern: 
Die  deutsche  Volkswirtschaftslehre  unter  den 
beiden  ersten  Königen  v«>u  Preussen  |1864'l.  — 
10.  In  Jahrb.  f.  Nut.  u.  Stat. :  Das  nationalöko- 
nomische Zeitschriften wesen  Deutschlands  im  18. 
Jahrb.  (1865).  -  11.  Iu  Birnbaums  Zeitschrift 
Georgica:  J.  H.  v.  Thünen  (1869).  -  12.  In 
W.  Hoffinanns  Zeitschrift  Deutschland:  Die  An- 
fäng»-  des  Zollvereins  ( 1870).  —  Zur  Erinnerung 
an  zwei  deutsche  Volkswirte  im  letztvern\>ssenen 
Menschenalter  (1871).  —  13.  In  Nord  und  Süd: 
Briefe  F.  Lists  mit  einer  Einleitung  heraus- 
gegeben (1878). 

Vgl.  über  W.  Roscher:  Schmoll  er, 
Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats-  und  Sozial- 
wissenschaften,  Leipzig  1888,  S.  147  ff.  —  L. 
E.,  Wilhelm  Boscher,  iu  „Illustrierte  Zeitung", 
88.  Bd.,  S.  411  ff.  -  Maur.  Block,  Guillaume 
Koalier  i  Neurologie),  in  Journal  «les  Economistes, 
Jahrg.  1894,  Juli.  -  K.  Bücher.  Wilhelm 
Boscher  f.  in  Preuss.  Jahrbücher,  Bd.  75,  Juli 
1894.  —  V.  Böhmert,  Wilhelm  Roschers 
Stellung  zur  Volkswirtschaftslehre  und  Arbeiter- 
frage, in  Arbeiterfreund,  Jahrg.  32  (1894).  — 
B I  e  n  c  k ,  Wilhelm  Boscher  (Nekrolog),  in  Zeitschr. 
«1.  K.  preuss.  Statist.  Bureaus,  Jahrg.  35  (1895). 
—  Mor.  B rasch,  Wilhelm  Roscher  und  die 
sozialpolitischen  Strömungen  der  Gegenwart, 
Leipzig  1895.  —  Henry.  Wilhelm  Roscher 
und  seine  Bedeutung  für  die  Nationalökonomik. 
Leipzig  1895.  —  P.  Lippert,  Wilhelm  Georg 
Friedrich  Koscher,  in  Elster,  Wörterbuch  der 
Volkswirtschaft.  Bd.  II,  Jena  1898. 

Red. 


Rossi,  Pellegrino  Lodovico  Eduardo, 
üraf, 

war«l  geboreu  am  13.  VII.  1787  zu  C'arrura  im 
Modenesischen,  widmete  sich  zu  Bologna  den 
Kechtsstudieu  und  übernahm  daselbst,  nachdem 
er  einige  Zeit  Advokat  gewesen,  1812  die  Pro- 
fessur «les  Staats-  und  Kriminalrecbts.  Nach 
Beendigung  der  französischen  Herrschaft,  «leren 
Verwaltiingsprincipien  er  anerkannte,  floh  Rossi 
in  die  Schweiz  und  Hess  sich  1816  in  Genf 
nieder.  Hier  übertrug  ihm  die  Regierung  1819 
den  Lehrstuhl  des  öffentlichen  Rechts,  den  er 
bis  1832,  zuletzt  gleichzeitig  als  Bundesrats- 
mitglied,  iune  hatte,  1833  folgte  Rossi  einem 
Rufe  nach  Frankreich,  lehrte  von  1833  1840 
am  College  de  Frauce  Nationalökonomie  und 
konstitutionelles  Recht,  trat  darauf  in  «len 
Staatsrat  und  ging  1845  als  französischer 
Staatsbevollniächtigter  nach  Rom.  Nach  der 
erfolgten  Unabhängigkeitserkläruug  Italiens  trat 
Hossi  in  italienische  Dienste  nnd  bildete  das 
Ministerium  vom  18.  IX.  1848.  in  welchem  er 
selber  das  Innere,  die  Polizei  und  die  Finanzen 
übernahm.  Als  Minister  unterhandelte  er  über 
die  territoriale  Unabhängigkeit  Italiens  zu 
Turin,  Neapel  und  Florenz.  Als  er  am  15.  XI. 
auch  der  römischen  Deputierteukammer  seine 
Entwürfe  auseinandersetzen  wollte,  wurde  er 
auf  den  Stufen  zum  Eingänge  des  Palastes  der 
Canccllaria,  in  welchem  «He  Kammer  sass,  von 
dem  Mitgliede  einer  Verschwömngspartei  er- 

Auflage.  VI. 
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dolcht.  Sein  Tod  war  das  Signal  zum  Ausbruch 
der  Revolution,  welche  am  24.  XI.  deu  Papst 
zur  Flucht  zwang. 

Pellegrino  Rossi  war  ein  Anhänger  der 
Adam  Smithschcn  Theorien,  wenngleich  mit 
mancher  abweichenden  selbständigen  Anschauung. 
Nach  Kautz  gehört  Rossi  zu  derjenigen  Rich- 
tung, welche  die  Smithscheu  engen  Begriffs- 
bestimmungen des  Vermögens  und  der  Pro- 
duktivität erweitert  und  auch  auf  die  imma- 
teriellen Gtitcr,  Dienstleistungen  und  Arbeiten 
ausdehnt.  Er  betrachtet  mit  Sny  die  National- 
ökonomie als  die  Lehre  von  den  Gesetzen  der 
Entstehung,  Verteilung  nud  Konsumtion  der 
Güter  oder  des  Nationalreichtums.  Er  ist  ein 
Anhänger  der  Ricar  doschen  Grundrenten- 
theorie, doch  betrachtet  er  nicht  wie  dieser  das 
Anwachsen  der  Bodenrente  als  ein  notwendiges 
Cebel.  In  staatswissenschaftlicher  Hin- 
sicht ist  er  ein  offener  Verfechter  der  pro- 
Ividenticllcu  Ordnung  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  und  betont  die  Not- 
wendigkeit der  Beobachtung  und  Feststellung 
der  T  h  a  t  s  a  c  h  e  n ,  welche  Ursprung,  Entwicke- 
lung,  Gedeihen  oder  Verfall  des  staatlichen 
Lebens  charakterisieren.  In  diesem  Sinne  wird 
Rossi  als  ein  eifriger  Förderer  der  Statistik 
geschätzt,  Die  Grenzen  des  Staates  will  Rossi 
in  thnnlichstero  Einklang  mit  Abstammung, 
Rasse,  »Sprache,  Religion  und  (Zivilisation,  über- 
haupt mit  den  natürlichen  Verhältnissen  wissen 


nud 
zu 


gelangt  (s.  u.  „Melange*"  II,  Chapitre  XI) 
dem  Schlüsse,  „dass  eine  vollendete,  geord- 
nete politische  Vereinigung  von  Menschen  ver- 
schiedener Kassen  und  Stämmen  nicht  wohl 
denkbar  sei".  Die  Russische  „Theorie  der 
Nichtiutervention"  verneint  im  allgemeinen  die 
Intervention  anderer  Staaten,  im  Interesse  einer 
Wahrung  der  inneren  Freiheit  der  Völker.  In 
seinen  Studien  übei  die  Bevölkerangswissenschaft 
(8.  oben  Bd.  II,  S.  783  dieses  Handwörterbuch*) 
zeigt  sich  Ros.si  als  Anhänger  der  Malthus- 
schen  Theorie.  Er  erörtert  hier  den  materiellen 
Wert  des  Menschen  und  schützt  z.  B.  (s.  u 
Cours  I,  371)  die  Kosten,  ein  Kind  bis  zum 
16.  Jahre  zu  erziehen  (im  Jahre  1830)  auf 
mindestens  1000  Fres.  Die  Bedeutung  des 
Associationsprincips  in  der  Landwirtschaft 
wird  von  Rossi  i Cours  II,  5)  anerkannt,  das 
Wesen  und  die  Eigentümlichkeiten  der  Agricol- 
produktiou,  namentlich  des  grossen  und  kleinen 
Grandbesitzes-  und  Bewirtschaftungssystems 
vollständiger  entwickelt  (Cours  II,  Lee  3—  6), 
die  Schwierigkeit  eiuer  absoluten  Lösung  der 
hierauf  bezüglichen  Probleme  (nach  Kautz,  571, 
mit  starker  Hiuneiirung  zur  freien  Mobilisierung''! 
angedeutet  und  die  verschiedenartigen  mora- 
lischen, physischen  und  politischen  Verhältnisse 
i.z.  B.  Erziehung,  Khe,  Arbeitskraft,  gesellschaft- 
liehe Organisation)  iu  ihrer  Einwirkung  auf  die 
Produktion  (Cours  IV,  Le<\  1- — 11)  speciell  be- 
rücksichtigt. —  Key  band,  sein  eingehender 
Biograph,"  sagt:  „Rossi  ist  der  Geometer  der 
politischen  Oekonomic". 

Das  Hauptwerk  Rossis  in  staatswissen- 
schaitliiher  Hinsicht  ist:  Cours  d'economie  poli- 
tiuiie,  2  Bde.,  Paris  1810  und  1841.  Ein  dritter 
Band,  herausgegeben  von  den  Söhnen  Rossis, 
folgte  Paris  1851  —  Dasselbe  in  fünfter 
Auflage  in  4  Bänden  u.  d.  T. :  Cours  d'economie 
politique,  revu  et  augmente  de  lecous  inedites 


recueillis  par  M.  A.  Poree,  avec  une  notice 
bibliographique  sur  les  oeuvres  de  Rossi  par 
.1.  Garnier,  membre  de  Tlnstitut.  5e  edition, 
Paris  1844.    Dies  Werk  liefert  in  klassischer 
Form   eine  Darstellung   der  Theorieen  Says. 
Malthus'  und  Ricardos  und  verteidigt  insbe- 
sondere die  Freiheit  des  Handels  und  der  Arbeit. 
—  Rossi  veröffentlichte  ferner:  Traite  de  droit 
penal,  3  Bde..  Paris  1825J;  —  avec  une  intro- 
dnetion  par  M.  Faust  in- Helte,  4e  ed.,  Paris 
1884  ■ —  Cours  de  droit  constitutiounel,  professe  a 
la  Faculte  de  droit  de  Paris,  Paris  1831»;  — 
recueilli  par  M.  A.  Poree,  precede  d'une  intro- 
dnet ion  par  M .  C.  B  o  n  -  C  o  m  p  a  g  n  i ,  2e  ed.,  Paris 
1884.  —  Melange».    d'Economie  politique,  de 
politique.  d'histoirc  et  de  philosophie.  2  Bde., 
Publies  par  ses  fils.  Paris  1867.  2.  Aufl..  Paris 
1884.  —  Introduction  zu  „P.  et  G.  Prevost, 
1  Essai  sur  le  principe  de  population  de  Malthns". 
1  Paris.  (Bd.  VII  der  „Collcction  des  prineipaux 
Economistes".)  —  Eine  italienische  Aus- 
gabe von  Auszügen  aus  den  Werken  Rossis 
ist  in  Bd.  IX  der  „ßiblioteca  dell'  Eeonomista". 
Torino   1850  erschienen.  —  Rossi  gab  von 
1816  -1821  mit  Sismondi und  ReIlodie„Annales 
de  legislation.   de   jurisprudenee  et 
d'economie  politique"  heraus,  schrieb  auch 
'für  die  „Bibliotheque  universelle  de 
Geneve"   und   für  die  „Revue  d'Econo- 
mie  politique."   red.   de   Fix,   1834  (Uber 
Zölle),    in    dem    rJournal    des  Ecouo- 
mistes",  II,  205:  Une  introduetion  ä  l'histoire 
des  doctrins  economique:   VII,    113:    sur  la 
methode  en  Economic  politique,  la  uatnrc  et  la 
'  detinitiou  du  travail ;  er  verfasste  resp.  leitete 
i  ausserdem  in  der  „Revue  des  de  ux  m  o  n  d  e  s". 
I  Paris,  vom  15.  X.  1839  bis  1.  II.  1844  die 
„Chronique   politique"   und   veröffentlichte  in 
derselben  die  Abhandlungen:  De  l'Histoire  de 
lentis  XVI,  1.  febr.  1840;  De  la  Democratie  en 
Amerique,   15.  sept.   1840;  De  ('Extradition. 
Aftaire  de  la  Creole,  1  aoüt  1842.  —  In  dem 
Juniheft  der  „Revue  f  ran^aise",  Paris  1838, 
befindet  sich  ein  beachtenswerter  Aufsatz  von 
Rossi  über  die  Theorie  der  Nichtiutervention: 
„Droit  des  gens.   Intervention".  —   Mit  An- 
merkungen von  Rossi  ist  die,  die  Bände  VII  u. 
VIII  der  „Colleetion  des  prineipeaux 
Ec onomiste s"  umfassende,  französische  Aus- 
gabe der  Malthusschen  Werke  versehen. 

Vgl.  über  Pellegrino  Rossi:  L.  Rey- 
baud.  Pellegrino  Rossi  in  „Revue  des  dcu\ 
'  mondes"  ä  15  aoftt  1844.  —  Derselbe,  Eco- 
(  nomistes  Modernes,  Paris  1862.  S.  871—480.  — 
A.  Courtois,  fils.  Lc  contenaire  de  Pellegrino 
Rossi.  Paris  1886.  Derselbe,  Pellegrino 
Rossi  (Journal  des  Economistes,  1887,  III,  S. 
277— 285*.  -  Kmilio  Morpurgo,  DieStatistik 
und  die  Sozialwisscuschaften.  Autorisierte  deut- 
sche Ausgabe,  Jena  1877,  S.  102,  161,  162,  163, 
167,  206,  243,  320,  327,  3Ü1.  —  Augnsto 
Pier  an  ton  i,  Geschieht«  der  italienischen 
Völkerrechtslirteratur.  i  Uebersetzung  von  Leone 
Ii o nca Ii),  Wien  1872,  Einleitung.  S.  XLIII,  S. 
48.  40,  60-  76.  112,  218.  225  und  241.  - 
Derselbe,  Pellegrino  Rossi.  Elogio  academico. 
Napoli  1872  (8.  Aufl.).  -■  v.  Schullern- 
8c Ii r a 1 1 en hof en ,  Die  theoretische  National- 
ökonomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig 
185*1,  S.  0.  —  A.  Gliinpse,  The  secret  history 
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of  the  pontificate  of  Pius  IX:  Abschnitt  IX.  — 
„The  internal  gazette  (Berlin)''  v.  28.VI1I. 
1875:  „The  uiinistry  and  death  of  Pellegrino 
Rossi".  —  Oettiuger,  Moniteur  des  dates, 
tome  4,  S.  181),  Dresden  1867.  —  (Jaruier. 
Notice  sur  )a  vie  et  les  travaux  de  Pellegrino 
Rossi,  Paris  1849.  •-  Derselbe,  Note  biblio- 
graphie  sur  cettc  edition  des  Oeuvres  completes 
de  Pellegriuo  Rossi,  Paris  1866  (S.  I— XV  der 
Einleitung  des  ersten  Bandes  des  „Cours  d'Eco- 
nomie  politique",  Pariä  1884*.  —  Derselbe, 
Necrologie  snr  M.  P.  Rossi  (Journal  des  Econo- 
inistes,  Paris  1849.  I,  S.  98-107».  —  Derselbe, 
Traitc  de  Finances,  4  ed.,  Paris  1883.  S.  27.  71, 
101.  121,  158,  311,  357.  —  E.  Renaudin, 
Pellegrino  Rossi  (Journal  des  Econoniistes,  1887, 
III,  S.  110—4131.  —  Mise  hl  er,  Handbuch  der 
Verwaltungsstatistik,  Stuttgart  1892,  S.  216  — 
Wagen  er,  .Staats-  und  Gesellschaftslexikon, 
XVII.  Bd.,  Berlin  1864.  S.  404.  -  Ingraul 
(Roschlau),  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre, 
Tübingen  1890.  8.  302,  —  Cossa  ( Moormeister ), 
Einleitung  in  das  Studium  der  Wirtschaftslehrc, 
Freiburg  i.  Br.  1880,  S.  17.  81,  55,  75,  190. 
193.  —  Derselbe,  Introduzione  allo  studio 
dell'  econoroia  politicu,  3  ed.,  Milano  1892,  8. 
24,  40,  66.  77,  183,  304,  885,  388,  389.  890,  501», 
612.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalökonomie  Bd  I.  Wien  1858,  S.  17,  27. 
88,  287,  289,  304,  329.  340,  368,  376;  Bd  II, 
Wien  1860.  S.  42,  45,  481,  484,  496.  499,  520. 
570.  571,  724.  —  Roseher.  Svst.  I.  9.  42, 
46,  243,  248;  II,  143;  III,  126.  137.  -  (ieigel, 
Die  wichtigsten  volkswirtschaftlichen  Theorien. 
Würzburg  1881,  8.  17.  —  Coquelin  et 
G  u  i  1 1  a  u  tu  i  u ,  Dictionuaire  de  l'Eeonomie  poli- 
tique, Bd.  II,  S.  549  ff.  (Art.  über  P.  Rossi  von 
Eng.  Gervais),  —  du  Puynode,  Etudes  sur 
les  prineipaux  Econoniistes,  Turgot,  Adam  Smith, 
Ricardo,  Malthus,  J.  B.  8ay,  Rossi,  Paris  1885. 
—  v.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratnr  der 
Staatswissenschaften.  Bd.  I,  Erlangen  1855,8  239, 
330;  Bd.  III.  Erlangeu  1858,  8.487.  --  Elster 
im  Artikel  Be  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  w  e  s  e  n  dieses  Hand- 
wörterbuchs oben  Bd.  II,  S  733.  G.  Za- 
nella,  Storia  della  letteratura  Italiana  dalla 
metä  del  settecento  ai  giorni  nostri,  Milano 
1880,  S  83, 2ö9.  -  L  e  b  e  n  s  a  b  r  i  s  b  des  Ministers 
Graf  Pellegrino  Rossi,  seine  Tliätigkeit  wahrend 
der  Revolutionszeit,  Leipzig  1849.  —  Alb.  de 
Brnglie,  M.  Fell.  Rossi,  Article  necrologique 
„Revue  des  denx  mondes",  Paris.  15.  decembre 
1848.  —  Ch.  de  Mazade,  Pellegrino  Rossi, 
lltalie  et  la  Papaute.  ..Revue  des  denx  mondes  \ 
Paris,  1.  decembre  1861  —  Derselbe,  Oeuvres 
de  P.  Rossi.  „Revue  etc."  1.  Oetbr.  1866.  — 
M.  Mignet.  Notices  et  Portruits  historiques  et 
iitteraires.  Nouvelle  Edition,  Paris  1862.  11.  Bd., 
S.  181-224.  —  Derselbe,  „Bulletin  de  1  Acn- 
demie  des  sciences  inorales  et  pölitiques.  le  24 
novbr.  1849,"  2  Ser..  tom.  8  et  „Journal  des 
Economistes"  XXV,  S.  160.  —  Block,  Les 
propres  de  la  science  economiquc,  I.  lid  ,  S.  6, 
96,  97,  127,  240,  286,  312,  3-J9,  391,  419 :  II.  Bd, 
S.  111.  112,  217.  331),  340,  344,  363.  —  P. 
Dionisio,  Le  leggi  e  1  Economia  Politica, 
Biella  1865,  S.  43  IT.  —  Hu  bei- Sa  lad  in, 
Rossi  en  Suis*«  de  1816  ä  1833.  Paris  1834. 
Comte  II.  d'Jdeville.  Le  comte  Pellegrino 
Rossi,  Paris  1887.  —  Guizot.  Memoire«.  ■ 
M.  Colraet-dAage.  Rossi  a  TEcolc  de  droit. 


—  Say  et  Chailley,  Nouveau  Dictionuaire 
d'£couomie  politique,  II,  Paris  1892,  S.  755  — 
758.  —  Charles  Per  in,  Les  doctrines  econo- 
raiques,  Paris  1880.  Ch.  VII:  „Senior  et  Ro«d". 
Dasselbe  Werk  deutsch.  Freiburg  1882,  S.  101 
bis  116. 

Schmidt. 


Rousseau,  Jean  Jacques, 

;  ist  geboren  am  28.  VI.  1712  in  Genf,  wo  sein 
i  Vater   Uhrmacher   war:    er   verbrachte  eine 
abenteuerliche  Jugend,  war  u.  a  in  Turin  Lakai 
j  bei  der  Grätin  Vercellis,  in  Lausanne  und  Neut- 
!  chatel  Musiklehrer,  von  1736  an  Katastergehilfe, 
!  während  er  bei  Frau  v.  Wareus  in  Chämbery 
!  lebte ,  uud  wurde  1740  Hauslehrer  in  Lyon. 
;  Dann  siedelte  er  nach  Paris  Uber,  wo  er  sich 
i  mit  musikalischen  und  litterarischen  Arbeiten 
aller  Art  beschäftigte.   1754  giug  er  nach  Geuf 
und  trat  zur  reformierten  Kirche  über:  dann 
lebte  er  auf  dem  Lande  bei  Paris  und  reiste 
1766  nach  England,  wo  er  bis  zum  Mai  1767 
blieb.  Nach  Frankreich  zurückgekehrt,  wanderte 
er  erst  in  SUdtraukreieh  von  Ort  zu  Ort  uud 
lies»  sich  1770  in  Paris  nieder.    Er  starb  am 
3.  VII.  1778  auf  dem  Landsitz  in  Ermenonvillc, 
den  ihm  Herr  von  Girardin  als  Zufluchtsstätte 
angeboten  hatte. 

Rousseau  hat  seine  hervorragendste  Be- 
deutung erlangt  durch  seine  im  Contrat  social 
niedergelegte  Theorie  der  Volkssouveränitat. 
wodurch  er  der  Begründer  des  politischen 
Radikalismus  wurde  und  auf  die  französische 
Revolution  massgebenden  Kinlluss  ausgeübt  hat. 
Die  im  Contrat  social  dargelegten  staatsrecht- 
lichen Ideeen  sind  nicht  durchweg  neu,  nament- 
lich hat  Rousseau  manches  von  den  Monarcho- 
machen  entnommen  (wegen  der  grossen  Aehu- 
I  liebkeit  zwischen  den  Grundsittzeil  der  Johann 
Althusiusschen  Politik  und  dem  Contrat 
social  nimmt  Giercke  an.  dass  Rousseau  aus 
A  1 1  h  u  s  i  us  geschöpft  habe) ;  viele  der  Kousseau- 
sehen  Sätze  waren  auch  bereits  vorher  von  ver- 
schiedenen Natnrrechtslehrern,  z.  B.  Hobbcs, 
!  Locke,  Ch.  Wolff,  ausgesprochen.  Das 
wesentlich  Neue,  was  aber  Rousseau  in  seinem 
Contrat  social  gab.  war,  dass  er  den  Herrschafts- 
vertrag aus  der  Vertragstheorie  beseitigte.  Die 
ältere  Vertragstheorie  hatte  ebenfalls  einen 
!  Vereinignngsvertrag  angenommen ,  durch  den 
die  gesellschaftliche  Verfassung  begründet  werde, 
i  ausser  diesem  Vereinignngsvertruge  aber  noch 
einen  Herrschaftsvertrag  snppouiert,  kraft  dessen 
das  Volk  sich  seiuer  Souveränität  zu  Gunsten 
einer  Herrschergewalt  entäussere.  Nach  Hobbes 
hatte  das  Volk  geradezu  durch  den  t'nter- 
werfungsvertrag  seine  Freiheitsrecbte  anfge- 
eben,  und  die  absolute  Rechtlosigkeit  der 
nterthanen  gegen  den  Herrscher  war  damit 
begründet.  Rousseau  tritt  dagegen  für  die  un- 
bedingte und  unbeschränkte  Volkssouveränität 
ein :  es  giebt  nach  Rousseau  keinen  Unter- 
werfungsvertrag,  sondern  allein  der  Volkswille 
ist  massgebend ;  er  allein  schafft  Gesetze.  — 
Während  Hobbes  aus  seiner  Vertragstbcorie 
die  absolute  Herrschergewalt  des  Monarchen 
deduzierte,  gelangte  Rousseau  zur  Alleiuherr- 
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sehatt  des  als  Souverän  gedachten  Volkswillens 
Aber  nicht  nur  hierdurch,  sondern  auch  dnrch 
die  gänzlich  neue  Problemstellung  unterscheidet 
sich  Rousseau  wesentlich  von  seinen  Vorgängern, 
indem  er  den  „Contrat  nodal"  nicht  als  histo- 
risches Faktum,  sondern  nur  als  idealen  Mass- 
stah  des  Rechtes  auflaset.  Man  hat  Rousseau 
allen  möglichen  rechts-  und  staat.sphilosophischen 
..Richtungen-  zuweisen  wollen;  er  wird  von 
den  eiuen  als  Anarchist,  von  den  anderen  als 
Sozialist,  von  den  einen  als  radikaler  Frei- 
händler, von  den  anderen  als  Vertreter  eines 
extremen  Staatsabsolutismns  bezeichnet.  Mit 
Vorliehe  wird  er  als  „Demokrat  uud  Republi- 
kaner'4 geschildert.  Nichts  ist  aber  verkehrter, 
als  Rousseau  unter  irgend  eine  Schablone 
bringen  zu  wollen;  einzelne  seiner  Sätze,  aus 
dem  Zusammenhange  genommen,  können  aller- 
dings für  diese  und  jene  Parteiriehtung  ver- 
wertet werden,  die  Ronsscausche  Sozialphilo- 
sophie als  Ganzes  geuommeu  und  richtig  auf- 
gefaßt, weist  jedoch  in  den  Hauptpunkten  nur 
formalen  Charakter  auf,  und  lässt  für  höchst 
verschiedene  positiv-rechtliche  Ordnungen  des 

E jütischen  und  wirtschaftlichen  Lebens  freien 
aum.  Dein  „Anarchismus"  ist  Konsscau  schon 
um  deswillen  nicht  zuzurechnen,  weil  er  den 
Kechtszwang  nicht  negiert  hat,  sondern  nur 
die  Giltigkeit  des  Rechts  von  der  Erfüllung 
gewisser  Bedingungen  uud  dem  Vorhandensein 
bestimmter  Voraussetzungen  abhängig  gemacht 
hat.  Der  ,, Sozialismus"  kann  Ronsseau  um 
deswillen  nicht  für  sich  in  Anspruch  nehmen, 
weil  Rousseau  sich  wiederholt  als  unbedingter 
Anhänger  des  Privateigentums  erklärt  hat.  — 
In  stAatswissenschaftlieher  Beziehung  kom- 
men namentlich  folgende  Werke  Rousseaus  in 
Betracht:  1.  Discours  snr  l'origine  et  les  fondc- 
ments  de  rinegalite  parmis  les  hommes  (1755). 
2.  Du  contrat  social  ou  principe»  du  droit  poli- 
tique  (1762).  Emile  ou  de  lY-dncation  (17(!2|. 
4.  Lettre*  ernte*  de  la  Montagne  il7G3).  5. 
Der  Artikel  für  die  Eneyklopädic:  ..Economic 
politique". 

Schon  in  der  preisgekrönten  Schrift,  die 
Rousseau  1750  als  Antwort  auf  die  von  der 
Akademie  von  Dijon  gesi eilte  Frage:  „Si  le 
retablisscment  des  sciences  et  des  arts  a  contri- 
hue  a  epurer  les  moeurs':"'  unter  dem  Titel: 
,.Le  progres  des  sciences  et  des  arts  a-t-il 
eontriWe  a  eorrompre  ou  a  epurer  les  uioenrs?" 
herausgab,  wies  er  auf  den  besseren  und  glück- 
lichen Naturzustand  im  Gegensatz  zur  Kultur 
hin ;  er  meinte,  dass  die  Pflege  von  Kunst  uud 
Wissenschaft  von  Sittenverderbnis  begleitet  ge- 
wesen sei  und  dass  gerade  auf  den  ersten 
Stufen  der  menschlichen  Entwiekelung  wahre 
Tugendhaftigkeit  geherrscht  habe.  Erste  Quelle 
des  Hebels  sei  die  Ungleichheit,  von  welcher 
der  Reichtum  abstamme  .  .  .  Uberall,  wo  die 
Menschen  einander  gleich  seien,  gäbe  es  weder 
Arme  noch  Reiche.  Vom  Reichtum»  aber 
stammten  Luxus  und  Müssiggang,  vom  Luxus 
die  Künste  und  vom  Müssiggang  die  Wissen- 
schaften. Diese  Gedanken  führt  er  weiter  aus 
in  der  Beantwortung  einer  anderen ,  von  der- 
selben Akademie  1753  gestellten  Preisfrage: 
„Quelle  est  l'origine  de  l'inegalite  parmi  les 
hommes  et  si  eile  est  autorisec  par  la  loi 
naturelle':"'  —  Als  Antwort  erschien  Rousseaus: 
„Discours  sur  l'origine  et  les  fondements  de 


l'inegalite  parmi  les   hommes".  —  Rousseau 
unterscheidet  zweierlei  Arten    von  Ungleich- 
heiten; die  eine  nennt  er  die  natürliche  oder 
physische  Ungleichheit,  weil  sie  von  der  Natur 
stammt  und  in  den  Unterschieden  des  Alters, 
der  Gesundheit,  der  Körperkräfte  u.  s.  L  beruht, 
:  die  andere :  die  moralische  oder  politische  Un- 
gleichheit, weil  sie  durch  Beschluss  oder  we- 
nigstens mit  Zustimmung  der  Menschen  ein- 
1  geführt  ist ;  diese  letztere  besteht  in  den  ver- 
,  schiedeuen  Vorrechten ,    welche  Einzelne  auf 
Kosten  anderer  gemessen,  z.  B.  Reichtum,  Ehre, 
Macht  etc.    Rousseau  will  nun  untersuchen, 
i  wie  es  im  Verlaufe  der  Dinge  gekommen  sei, 
j  dass  an  Stelle  des  Naturzustandes  das  Ge- 
;  setz  getreten  sei  (de  roarquer  le  moment,  ou 
I  le  droit  snecedant  ä  la  violence,  la  nature  fut 
soumise  ä  la  loi;  d'expliquer  par  que]  enchaine- 
ment  de  prodiges  le  fort  mit  se  resoudre  ä 
servir  le  faible  et  le  peuple  a  acheter  un  repos 
en  idee  an  prix  d  une  felicite  reelle). 

Rousseau  preist  die  Menschen,  die  im  Natur- 
zustände lebten,  über  alles  glücklich;  sie,  die 
ohne,  feste  Wohnsitze,  ohne  Kleider,  ohne  In- 
dustrie, ohne  irgendwelche  Bedürfnisse,  höherer 
Art  gelebt  hätten,  seien  viel  glücklicher  ge- 
wesen als  die  Menschen  der  modernen  Staaten : 
Selbstmorde  seien  bei  den  Wilden  nie  vor- 
gekommen. Aber  auch  moralisch  hätten  diese 
Menschen  auf  weit  höherer  Stufe  gestanden  als 
die  Kulturmenschen ;  denn  sie  seien  rein  mensch- 
lichen Gefühlen  viel  zugänglicher  gewesen  als 
der  Civilisjerte.  in  dem  diese  Gefühle  grössten- 
teils erstickt  seien.  Im  zweiten  Teile  seiner 
Abhandlung  wirft  Konssenn  die  Krage  auf. 
wie  es  gekommen  sei,  dass  der  Mensch  aus  dem 
natürlichen  Zustande  in  den  gesellschaftlichen 
getreten  sei;  unter  den  Einrichtungen,  die  dazu 
geführt  hätten,  nennt  er  an  erster  Stelle  das 
Eigentum,  dessen  Entstehung  in  folgender 
berühmten,  namentlich  oft  von  Sozialisten 
citierten  Stelle  geschildert,  wird:  „Le  premier 
i|tii  ayant  emlos  un  Tcrrein,  s'avisa  de  dire, 
ceci  est  k  moi  et  trouvit  des  gens  assez 
simples  ponr  le  croire,  fut  le  vrai  fondateur  de 
la  societe  civile.  Que  de  crime*,  de  gnerres,  de 
menrtres.  que  de  miseres  et  d  horrenrs,  n'eüt 
point  epargnes  an  genre-hnmain  eelui  qui. 
arrnchant  le*  pieux  ou  com bl mit  le  fosse.  eüt 
crie  ä  ses  semblables:  Gardez  vous  d'econter  cet 
imposteur;  von*  etes  perdus  si  vous  onbliez  qne 
les  fruit»  sont  ä  ton*  et  que  la  terre  n'est  a 
personue."  Die  scheinbaren  Kulturfortschritte, 
wie  z.  B.  die  Einführung  de9  Privateigentums 
—  seien  in  Wirklichkeit  Rückschritte;  —  die 
Menschheit  sei  dazu  geschaffen  gewesen,  immer 
auf  dem  Zustande  der  Wildheit  zu  verbleiben ; 
alle  weiteren  Fortschritte  dienten  nur  schein- 
bar der  Vervollkommnung  des  Individuums, 
thatsäehlich  der  Entartung  der  Gattnug.  So 
lange  die  Menschen  sich  mit  ihren  Hütten  als 
Wonnung,  Fellen  als  Kleidung  begnügten,  so 
lange  sie  alle  ihre  Bedürfnisse  selbst  herstellen 
konnten,  lebten  sie  frei,  heilig  und  glücklich. 
Sobald  aber  die  Menschen  sich  gegenseitig  zu 
Hilfeleistungen  nötig  hatten,  sobald  sie  anlinsen. 
Vorräte  zu  sammeln,  verschwand  die.  ursprüng- 
liche Gleichheit,  das  Eigentum  wurde  begründet 
und  bald  darauf  die  Sklaverei  und  das  Elend. 

Das  Eigentumsrecht  selbst,  speciell  das 
Grundeigeutumsrecht,  begründet  Rousseau  auf 
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die  Arbeit:  „C'est  le  senl  travail  qui  donnnnt 
droit  au  cultivateur  snr  le  produit  de  la  terre 
qn'il  a  labource,  lui  en  donne  par  consequcnt 
sur  le  fonds,  au  inoins  jnsqu'ä  la  recolte  et 
ainsi  d'annee  en  annee:  ce  qui  faisant  une 
liossession  continue  se  transforme  aisement  eu 
propriete."'  Mit  dem  Eigentum  sei  auch  die 
Ungleichheit  begründet  gewesen ;  denn  je  nach- 
dem die  Menschen  ihre  Fähigkeiten  ausgenutzt 
hätten,  hätten  sie  viel  oder  wenig  erworben. 
Konkurrenz  und  Rivalität.  Opposition  und  der 
stetige  versteckte  Wunsch,  auf  Kosten  des 
anderen  Vorteil  zu  ziehen,  seien  die  weiteren 
Kolgen  des  Eigentumsrechts  gewesen.  Wegen  , . 
der  allgemeinen  Unsicherheit ,  die  eine  Folge  I  im 
des  Gegensatzes  von  Arm  und  Reich  ist.  sucht  ■  u' 
der  Reiche  sich  seinen  Besitz  garantieren  zu 
lassen ;  dies  geschieht  erst  durch  ein  allgemeines 
Uebereinknmmen,  zn  dem  sich  alle  verpflichten; 
-  erst  später,  wenn  eine  energische  Exekutiv- 
gewalt nötig  ist,  wird  zur  Wahl  der  Obrigkeit 
geschritten.  Damit  ist  auch  die  «mlitisehe  Un- 
gleichheit begründet,  denn  von  der  gesetzlichen 
Gewalt  zur  Willkür  ist  nur  ein  Schritt  Dennoch 
hat.  Rousseau  hiermit  keine  Folgerungen  im 
Sinne  des  Sozialismus,  d.  h.  der  Aufhellung  de« 
Eigentums,  ziehen  wollen;  denn  er  sagt  im 
Diseours  wörtlich:  rNun,  soll  man  also  die  Ge- 
sellschaft zerstören .  das  Mein  und  Dein  auf- 
heben,  und  in  die  Wähler  zurückkehren,  um 


streben;  aber  trotz  dieser  Vereinigung  sollen 
die  Einzelnen  doch  ihre  Freiheit  bewahren:  das 
Problem  ist:  „Trouver  une  forme  dassociation 
qui  defende  et  protege  de  toute  la  force  com- 
mune la  personne  et  les  biens  de  chaque  associe 
et  par  laqnelle  chacuu  s'unissant  ä  tous,  n'obeisse 
ponrtant  qua  lui-meme  et  reste  aussi  lihre 
qu'auparavant.*'  Indem  so  Rousseau  einen  „Ge- 
sellschaftsvertragu  zu  (»runde  legt,  wäre  es  aber 
ganz  falsch,  diesen  Vertrag  als  historisches 
Faktum  aufzufassen,  das  Rousseau  angenommen 
hätte.  In  ganz  deutlicher  Weise  spricht  sich 
Rousseau  hierüber  in  dem  Genfer  Mannskript 
des  „Cnntrat  social"  so  aus:  „II  y  a  mille 
maniercs  de  rassein  hier  les  lmmmes,  il 
y  a  q u ' u n e  de  1  e s  u u i r.  Cest  pour  cela 
qne  je  ne  donne  dans  cet  onvrage  q  u  "  n  n  e 
ine  t  Ii  od  e  pour  la  formation  des  societes  poli- 
tiqiies,  qui(|iie  dans  la  multitnde  d  aggre- 
g  a  t  i  o  n  s  q  n  i  e  x  i  s  t  e  n  t  a  e  t  u  e  1 1  e  m  e  n  t  s  o  n  s 
ce  nom  il  n'y  en  ait  peut-etre  pas  deux  qui 
aient  ete  formecs  de  la  incmc  maniere,  et  pas 
une  qui  Tait  ete  selon  etile  que 
j'etablis.  Mais  je  che  ich  e  le  droit  et 
la  raison  et  ne  dispute  pas  defaits." 
„Der  contrat  social  ist  kein  Faktum,'"  sagt. 
Haymann  mit  Recht  und  will  keiu  Faktum  sein, 
seine  Bedeutung  liegt  in  der  Aufzeigung  der 
allgemein  giltigen  Bedingungen  für  die  Möglich- 
keit rechtlicher  Giltigkeit  überhaupt  ( Rousseau» 


mit  den  Bären  zu  leben?  Das  wäre  eine  Folge-  Sozialphilosophie  S.  17:>).  -  Die  Klauseln  dieses 
rung  nach  der  Art  meiner  Gegner:  ich  will  Vertrages  sind  so  bestimmt  durch  die  Natur 


ihnen  aber  lieber  zuvorkommen,  um  ihnen  die 
Schande  zu  ersparen,  sie  zu  ziehen."  —  Rousseau 
beabsichtigte  ein  grosses  Werk  über  Politik 
unter  dem  Titel  ..Institutions  politiqucs1-  zu 
schreiben  :  doch  er  veröffentlichte  nur  ein  Bruch- 
stück davon,  den  contrat  social,  der  1 7«>2  er- 
schien und  sein  politisches  Hauptwerk  ist. 
Rousseau  will  dort  untersuchen,  ob  in  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  sich  eine  zuverlässige 
Richtschnur  für  die  öffentliche  Verwaltung 
finden  lasse,  wenn  man  die  Menschen  nähme, 
wie  sie  sind,  und  die  Gesetze .  wie  sie  sein 
könnten  —  Der  Mensch  ist  frei  geboren  und 
doch  Uberall  in  Fesseln;  wodurch  hat  diese 
Umwandlung  rechtmässig  werden  können?  Diene 
Frage  will  Rousseau  beantworten.  —  (I,  1.) 
Die  Familie  ist  zwar  die  älteste  und  natür- 
lichste aller  Gesellschaften,  aber  dieser  Verband 
löst  sich  auf,  wenn  die  Kinder  selbständig  wer- 
den und  der  Eltern  nicht  mehr  bedürfen.  Auf 
die  Gewalt  kann  mich  die  Gesellschaft  nicht 
begründet  werden,  denn  Gewalt  schafft  kein 
Recht;  auch  der  Stärkste  sei  nicht  stark  genug 


des  Aktes,  dass  die  geringste  Veränderung  sie 
null  und  nichtig  machen  würde,  so  dass  sie, 
wenn  auch  vielleicht  nicht  ausdrücklich  ausge- 
sprochen, doch  stillschweigend  angenommen  sind, 
und  wenn  der  Vertrag  verletzt  wird,  wird 
jeder  in  seine  alten  Rechte  eingesetzt  und  er- 
hält die  natürliche  Freiheit  wieder  Diese  Klauseln 
lassen  sich  auf  die  eine  zurückführen:  völlige 
Hingabe  jedes  Genüssen  an  die  Gemeinschaft 
mit  alleu  seinen  Rechten.  Der  Vertrag  lässt 
sich  etwa  so  formulieren:  Jeder  von  uns  giebt 
seine  l'erson  und  seine  Macht  unter  die  Leitung 
des  Ge»anit\villens.  und  wir  nehmen  in  den  Ge- 
sauitkörper  jedes  Glied  als  untrennbaren  Teil 
des  Ganzen  auf.  i  Chacuu  de  uous  met  eu  com- 
mun  sa  personne  et  toute  sa  puissance  sous  la 
suprenic  directum  de  la  volonte  generale  et 
nous  lecevons  eu  corps  chaque  mcinbre  comme 
partie  indivisiblu  du  tont.)  Durch  diesen  Ge- 
sellschaftsvertrag  tritt  an  Stelle  der  vielen  ein- 
zelnen eine  Kollektivkörperschaft,  die  Staat 
genannt  wird  in  passivem.  Souverän  in 
aktivem  Zustande,  Macht  im  Vergleiche  zu 
tun  Herr  zu  bleiben,  wenn  er  nicht  die  Stärke  seinesgleichen,  il.  <>  )  Der  Gesellscbaftsvertrag 
in  Recht,  den  Gehorsam  in  Pflicht  verwandelt.  |  bewirkt  eine  doppelte  Beziehung  des  Iudivi- 


—  Die  Gesellst  baff,  ist  nur  durch  Vertrag 
entstanden,  durch  die  gemeinsame  Willensüber- 
einstimmung aller ;  und  zwar  ist  zuerst  der 
Vertrag  geschlossen  worden,  durch  den  das 
Volk  zum  Volke  wurde,  bevor  der  Vertrag  zu 
stände  kam.  durch  den  das  Volk  sich  einen 
König  wählte.  —  (Gegen  G  rot  ins:  Avant  donc 
que  d  examiner  lacte  par  lequel  un  penple  elit 
un  roi,  il  serait  bon  d  examiner  l  acte  par  lequel 
nn  pcuple  eät  un  penple.  Cur  cet  acte  etant 
uecessairement  anterieur  ä  1'autre,  est  le 
foudement  de  la  societe.  I,  ö.i  Wenn  di 
Menschen  Uber  den  Naturzustand  hinausge 
kommen  sind,  müssen  sie  eine  Vereinigung  an 


duums  einmal  als  Glied  des  Souveräns  gegen 
die  Einzelnen  und  als  Glied  des  Staates  gegen 
den  Souverän :  aber  der  Souverän  kann  sich 
nicht  gegen  sich  selbst  verpflichten:  für  ihn 
giebt  es  kein  Gesetz,  das  ihn  binden  könnte  (il 
est  contre  la  naturc  du  corps  politiqiie  que  le 
souverain  s*impose  une  loi  qu'il  ne  puisse  en- 
freindrej.  Da  der  Souverän  nur  ans  der  Ver- 
einigung aller  Einzelnen  besteht,  so  kann  und 
wird  er  nichts  wollen,  was  dem  Rechte  der  Ein- 
vrai  |  zelnen  widerspricht:  wohl  aber  könnte  ein  Ein- 
zelner per  höchsten  Gewalt  Widerspruch  ent- 
gegensetzen wollen:  daher  enthält  der  Gesell- 
schaftsvertrag die  Bestimmung  dass,  wer  dem  , 
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allgemeinen  Willen  nicht  gehorcht,  dazu  ge- 1 
zwungen  wird  ;  wnx  nur  heissen  «oll,  dass  er  | 
gezwungen  wird,  frei  zu  sein  (1, 7).  Die  Folge 
des  Gesellschaft»  vertrage»  ist,  dass  der  Mensch 
ans  dem  natürlichen  in  den  gesellschaftlichen 
Zustand  eintritt;  der  Mensch  verliert  dadurch 
»eine  natürliche  Freiheit,  gewinnt  aber  die 
bürgerliche,  und  während  erstere  nur  durch 
»eine  individuelle  Starke  begrenzt  war,  hat 
letztere  keine  Grenze  als  den  allgemeinen 
Willen.  „Wie  mttsste"  —  ruft  Rousseau  au»  — 
„der  Mensch  jenen  glücklichen  Zeitpunkt  segnen, 
zu  dem  er  aus  einem  tierähnlieheu  Geschöpfe 
ein  verständiger  Mensch  wurde,  wenn  nicht  die 
Entartung  des  neuen  .Standes  ihn  oft  so  tief 
unter  denjenigen  herabgewürdigt  hatte,  aus 
dem  er  getreten  war"  fl,  S).  Im  bürgerlichen 
Zustande  wird  auch  das  Privateigentum  be- 
gründet: doch  steht  dem  ersten  Occupanten 
das  Eigentumsrecht  am  Boden  nur  unter  fol- 
genden Bedingungen  zu:  1.  darf  der  Boden 
noch  von  niemandem  bewohnt  »ein ;  2.  darf  nur 
soviel,  als  zum  Unterhalte  nötig  ist,  in  Besitz 
genommen  werden ;  3.  aber  kann  diese  Besitz- 
ergreifung nicht  durch  leere  Oremonic  voll- 
streckt werden,  sondern  nur  durch  Arbeit 
und  Bebauung,  die  einzigen  Zeichen  von 
Eigentum,  die  in  Ermangelung  anderer  recht- 1 
licher  Ansprüche  von  anderen  geachtet  wer- j 
den  müssen.  —  Au  Stelle  der  Zerstörung  der  i 
natürlichen  Gleichheit  —  mit  dieser  Betrachtung 
endet  das  erste  Buch  —  habe  der  Gesellschaft*- 1 
vertrag  im  Gegenteil  eine  moralische  und  legi- 
time Gleichheit  gesetzt  und  habe  alle  Menschen 
gleich  durch  Ucbereinkommeu  und  Recht  ge- 
macht. Freilich,  fügt  er  hinzu,  sei  unter, 
schlechten  Regierungen  diese  Gleichheit  nur 
scheinbar  und  illusorisch,  diene  sie  nur  dazu, 
den  Armen  in  seinem  Elend  und  den  Reichen 
in  >einem  Raube  zu  erhalten.  In  der  That  - 
so  srhlicsst  Rousseau  -—  sind  die  Gesetze  immer 
nützlich  denen,  die  etwas  besitzen,  und 
schädlich  denen,  die  nicht»  haben  il.  91 

Im  zweiten  Buche  wird  zunächst  das  Wesen 
der  Souveränität  näher  erläutert.  —  Die  Souve- 
ränität ist  mich  Rousseau  unveräusserlich 
linalienable).  Da  die,  Souveränität  nur  in  der 
Ausübung  des  allgemeinen  Willens  besteht,  so 
kauu  sie  nur  durch  sich  selbst  repräsentiert 
werden ;  le  ponvoir  i>eut  bien  sc  transmettre, 
mais  non  pas  la  volonte.  Sobald  ein  Volk  sich 
einem  fremden  Willen  schlechthin  unterwirft, 
so  löst  es  sich  auf,  hört  auf  ein  Volk  zu  sein 
(II,  1).  Die  Souveränität  ist  ferner  unteilbar 
(indivisible);  denn  der  Wille  ist  entweder  Ge- 
meinwille  oder  Teilwille:  ist  er  aber  letzteres, 
so  hört  er  auf  Souverän  zu  sein  (II,  2).  Hier 
geht  Rousseau  auf  die  Unterscheidung  von  all- 
gemeinem Willen  und  Willen  aller,  zwischen 
volonte  generale  und  volonte  de  ton»  näher  ein ; 
beide  seien  durchaus  nicht  identisch.  Der 
letztere  habe  nur  das  Privatwohl,  der  ersten- 
dagegen  das  öffentliche  Wohl  zum  Zwecke.  „II 
v  a  sonvent  bien  de  la  dittereuce  entre.  la  vo- 
lonte de  tous  et  la  volonte  generale ;  celle-ci  ne 
regarde  qu'ä  l'interet  cominnn,  l'antre  regarde 
ä  l'interet  prive  et  n'est  qu'une  somme  de  vo- 
lonte* partieulitsrcs :  mais  ötez  de  ces  meines 
volonte.*  les  plus  et  Ick  raoins  qni  s'entre-detrni-  ] 
seut.  reste  pour  somme  de«  differeuces  la  vo- 1 
.  lontc  generale*.  —  Kin  einfacher  Mehrheits- 


beschlusa  würde  dem  Sinne  des  „contrat  social1' 
nicht  entsprechen;  es  kommt  darauf  au,  ob  die 
Willensrichtung  auf  das  Privatinteresse  Ein- 
zelner o«ler  auf  das  Gesamtinteresse  geht.  Durch 
die  Richtung  auf  das  „gemeinsame"  Wohl  ist 
der  Gesichtspunkt  gegeben,  unter  dem  die  Ent- 
schließungen der  Einzelueu  zu  ebier  Einheit 
zuaaminengefasst  werden  können.  Selbst  wenn 
die  Einzelnen  »ich  von  egoistischen  Erwägungen 
bestimmen  lassen,  kann  doch  bei  Gegenstän- 
den von  gemeinsamem  Interesse  der 
MehrbeitebeschluBs  die  volonte  generale,  d.  h. 
«lie  auf  da»  bien  public  gerichtete  Meinung  zum 
Ausdruck  bringen.  Wo  also  Gleichheit  der  In- 
teressen vorliegt,  da  ist  auch  Gewähr  dafür 
gegeben,  dass  der  Mehrheitsbeschluss  die  wirk- 
liche volonte  generale  darstellt.  So  deliniert 
Rousseau  „loi"  folgendennassen:  ,.C'est  une 
declaration  publique  et  »olenelle  de  la  volonte 

fenerale  snr  un  objet  d'interet  commun".  — 
»ic  Bedeutung  des  Gesetzes  liegt  also  darin, 
dass  nicht  ein  Einzelinteresse,  sondern  da»  Ge- 
samtinteresse massgebend  war.  Im  dritten  Boche 
geht  Rousseau  dazu  über,  da»  Wesen  der  Regie- 
rung im  allgemeinen  zu  bestimmen.  Jede  freie 
Handlung  habe  zwei  Ursachen,  die  zusammen- 
wirken, um  sie  zu  vereinfachen:  eine  moralische, 
d.  h.  der  Wille,  der  deu  Akt  bestimmt,  und  eine 
physische,  d.  h.  die  Macht,  welche  sie  ausübt. 
Auch  der  Staatskörper  hat  dieselben  Bewegungs- 
kräfte, auch  hier  giebt  er  die  Kraft  und  den 
Willen  der  Ausführung;  letztere  ist  die  ge- 
setzgebende Gewalt,  erstere  die  voll- 
ziehende Gewalt.  Die  gesetzgebende  Gewalt 
gehört  einzig  und  allein  dem  Volke  zu.  dagegen 
kann  die  vollziehende  Gewalt  nicht  der  souve- 
ränen Allgemeinheit  zustehen,  weil  diese  Ge- 
walt nur  in  einzelnen  Akten  besteht,  die  nicht 
Gesetze  und  daher  ihrer  Natur  nach  keine  sou- 
veränen Akte  sind.  Der  Staat  bedarf  daher 
eines  eigenen  Vermittlers  (agent),  der  die 
öffentliche  Kraft  zusammenfasse  und  sie  dem 
öffentlichen  Willen  gemäss  repräsentiert.  Mit 
Unrecht  hat  man  die  Regierung  „Souverän* 
genannt:  sie  ist  nur  der  Diener  des  Souveräns. 

Die  Regieruug  ist  ein  zwischen  dem  Souverän 
und  den  einzelnen  Unterthanen  vermittelnder 
Körper,  der  die  Gesetze  auszuführen  und  die 
bürgerliche  wie  politische  Freiheit  aufrecht  zu 
erhalten  hat.  Die  Glieder  dieses  Körpers  werden 
Magistrate  oder  Könige  genannt,  und  der  ganze 
Körjicr  heisst  Fürst.  (Les  memhres  de  ce 
corps  s'api>ellent  Magistrat*»  ou  rois.  c'est  ä  dire 
gouverneurs,  et  le  corps  entier  porte  le  nom  de 
prince.  i  Diejenigen,  welche  behaupten,  der  Akt, 
durch  den  das  Volk  sich  seinen  Häuptern  unter- 
ordne, sei  kein  Vertrag,  haben  Recht  ;  es  liegt 
hier  nur  ein  Auftrag  vor,  eine  Geschäftsvoll- 
macht, die  der  Souverän  jeden  Augenblick 
beschränken,  ändern  oder  zurücknehmen  kann. 

.le  nachdem  nun  die  Regierungsgewalt 
kraft  des  Willens  des  Volkes  in  den  Händen 
iles  ganzen  oder  grössten  Teils  des  Volkes 
oder  des  kleineren  Teils  oder  eines  Einzelnen 
ruht,  nennt  man  die  Verfassung  des  Staates 
demokratisch,  aristokratisch  oder  monarchisch. 
Rousseau  ist  durchaus  nicht  absolut  und 
allein  für  die  demokratische  Verfassungsform 
eingetreten;  vielmehr  betont  er,  das»  ea  not- 
wendigerweise in  den  verschiedenen  Ländern 
verschiedene  Regierungsfonnen  geben 
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und  dam  eine  allgemein  best«  Regierungsform 
nicht  Befunden  werden  könne.  „Qnand  donc  on 
demande  absolument,  quel  est  le  meillcur 
gouvernement ,  on  fait  une  queation  insolnble 
oonime  indeterminee:  ou,  si  l'on  vent,  eile  a  au- 
tant  de  bonnes  Solutions  qu'il  y  a  de  combi- 
naisons  possibles  dans  les  positions  absolnes  et 
relatives  des  peuplesu  (C.  s.  III,  9l.  Gäbe  es 
ein  Volk  von  Göttern,  meint  Rousseau,  so 
müsste  es  demokratisch  regiert  werden ;  eine  so 
vollendete  Regieningsform  passe  nicht  für  Men- 
schen. Nnr  für  ganz  kleine  .Staaten  hält  Rous- 
seau die  Demokratie  für  passend  (III,  f>).  Die 
Wahlaristokratie  hält  Rousseau  für  eine  ausge- 
zeichnete Verfassung,  wenn  bei  der  Auswahl 
der  Regierenden  auf  Tüchtigkeit  und  Uneigen- 
nützigkeit,  nicht  auf  Reichtum  etc.  gesellen 
werde  »III,  n).  Die  Monarchie  verleiht  zwar 
der  Regierung  die  grösste  Kraft,  aber  unter  ihr 
kommeii  in  der  Regel  nicht  t  ficht  ige  Männer  in 
die  höchsten  .Stellen,  sondern  Intriganten  und 
Bösewichte  {„Le  peuple  se  trompe  bieu  moins 
sur  ce  choix  que  le  prince;  et  un  homme  d'un 
vrai  merite  est  presque  anssi  rare  dans  le  mi- 
mistt're,  qu'nn  sot  ä  la  tete  d  un  gouvernement 
repnblicain.'1  III,  6j.  Wenn  es  auch  keine 
absolut  beste  Begieruiigsform  gebe,  so  könne 
man  doch  an  gewissen  Anzeichen  erkennen,  ob 
ein  Volk  gut  oder  schlecht  regiert  sei :  diejenige 
Regierung  sei  die  beste,  unter  der  die  Bevölke- 
rung ohne  Kolonieen  und  ohne  künstliche  Mittel 
am  meisten  zunimmt ,  während  diejenige  die 
schlechtste  sei,  unter  der  die  Bevölkerung  ab- 
nimmt und  zu  Grunde  gerichtet  wird  (III,  8). 
—  Die  Auflösung  des  Staates  kann  auf  zweier- 
lei Art  erfolgen,  1.  wenn  die  Obrigkeit  nicht 
nach  dem  Gesetze  regiert,  sondern  sich  Kingriffe 
in  die  höchste  Gewalt  erlaubt;  dann  zerstückelt 
sich  der  Staat  gleichsam  und  es  bildet  sich  in 
ihm  ein  anderer,  der  bloss  ans  den  Gliedern  der 
Regieruug  besteht,  für  das  übrige  Volk  aber 
nichts  ist  als  ein  Herrscher,  ein  Tyrann.  So- 
bald die  Regierung  anf  solche  Weise  der  Ober- 
gewalt zu  nahe  tritt,  so  ist  der  Staatsbürger- 
vertrag gebrochen  nnd  die  Einzelnen  befinden 
sich  dem  Rechte  nach  wieder  in  ihre  Natur- 
treiheit  zurückversetzt.  2.  wenn  die  Glieder  der 
Regierung  getrennt  die  Macht  an  sich 
reissen,  die  sie  nur  gemeinsam  ausüben  dürfen ; 
auch  dies  ist  eine  Verletzung  der  Gesetze  (III. 
10).  Sobald  aber  die  Regierung  die  Gesetze 
verletzt,  kann  das  Volk  sie  absetzen;  denn  die 
Regierung,  ob  monarchische,  aristokratische,  de- 
mokratische, ist  eine  vom  Volke  beliebte  Form 
der  Verwaltung,  die  so  lange  dauert,  bis  e*  ihm 
gefällig  ist,  eine  andere  anzuordnen.  Rousseau 
ist  ein  Gegner  des  Repräsentativstaates;  so 
wenig  wie  die  Souveränität  veräussert  werden 
könne,  könne  sie  repräsentiert  werden;  der  all- 
gemeine Wille  lässt  sich  nicht  repräsentieren. 
Die  Deputierten  sind  nicht  und  können  nicht 
Repräsentanten  der  Souveränität  sein;  sie  sind 
nur  Kommissare.  Jedes  Gesetz,  welches  das 
Volk  selbst  nicht  in  seiner  Gesamtheit  gutge- 
heissen  hat,  ist  kein  Gesetz.  Rousseau  tritt  da- 
her für  Volksversammlungen  und  unmittelbare 
Volksabstimmungen  ein  Ohne  besondere  Ein- 
berufung müsse  sich  das  Volk  zu  bestimmten 
Zeiten  versammeln  und  über  zwei  Fragen  ab- 
stimmen, 1.  ob  es  dem  Souverän  gefallt,  die 
gegenwärtige  Regierungsform  beizubehalten,  2. 


ob  es  dem  Volke  gefällt,  die  Verwaltung  denen 
zu  lassen,  die  gerade  damit  beauftragt  sind 
(III,  18).  Allerdiugs  war  sich  Rousseau  über  die 
geringe  praktischeAnwendnngsmöglichkeitdieser 
Vorschrift  der  allg.  Volksabstimmung  mit  Aus- 
nahme ganz  kleiner  Staaten  im  Klaren:  „Tout 
bien  examine,  je  ne  vois  pas  qu'il  soit  desor- 
raais  possible  au  souverain  de  conserver  parmi 
nons  i'exereice  de  ses  droits,  si  la  cite  n'est 
tres  petite"  (C.  s.  III,  15i. 

Nicht  nur  auf  die  staatsrechtlichen  Theo- 
rieen  der  französischen  Revolution  sind  die 
Ideeen  des  contrat  social  von  massgebendem 
Einflüsse  gewesen,  sondern  auch  die  deutsche 
Rechtsphilosophie  hat  Elemente  der  Rousseau- 
schen  Volkssoiiveränitätslehre  aufgenommen;  z. 
B.  ist  Fichte  in  seiner  ursprünglichen  Rechts- 
und Staatsphilosophie  stark  von  Rousseau  be- 
ciuflnsst,  wenn  er  den  individuellen  Willen  als 
einzigeu  Gesetzgeber,  die  Freiheit  des  Indivi- 
duums und  die  Verwirklichung  seiner  natür- 
lichen Urrechte  als  einzigen  Staatszweck  be- 
zeichnet; auch  die  Kantische  Staatslehre  ist 
durch  Rousseaus  contrat  social  beeinflusst  — 
Vor  allem  hat  aber  Rousseau  auch  auf  den  So- 
zialismus vor  nnd  zur  Zeit  der  grossen  fran- 
zösischen Revolution  bedeutend  eingewirkt,  na- 
mentlich auf  Morelly.  Brissot.  Babeuf.  —  Man 
wandte  die  Lehre  von  der  natürlichen  Freiheit 
und  Gleichheit  der  Menschen,  aus  der  Rousseau 
für  die  politische  Doktrin  so  wichtige.  Konse- 
quenzen gezogen  hatte,  auch  auf  das  ökono- 
mische Gebiet  an  und  folgerte  daraus  das  Recht 
aller  Menschen  anf  gleichen  Besitz.  Dennoch 
ist  Rousseau  selbst  nicht  den  Sozialisten  zuzu- 
rechnen: denn  trotz  mancher  eigentumsfeind- 
lichen Sätze,  die  sich  in  seinen  Werken  finden, 
hat  er  doch  an  entscheidenden  Stellen  sich  für 
die  Beibehaltung  des  Privateigentums  ausge- 
sprochen: so  nennt  er  z.  B.  in  seinem  Artikel 
über  „Economic  politiqne"  in  der  Emyklopädie 
das  Eigentum  das  geheiligteste  aller 
Rechte:  t II  est  certain  que  le  droit  de  propriete 
est  le  plus  sacree  de  tons  les  droits  des  citoy- 
ens.  .  .  .  la  propriete  est  le  vrai  fondement  de 

ksociete  civilei.  Bei  seinen  sozialnolitischen  Re- 
formvorschlägen  drückt  sich  Rousseau  sehr  vag 
und  unbestimmt  aus;  er  verlaugt,  dass  eine 
gute  Regierung  die  extremen  Ungleichheiten 
des  Vermögens  vermeide.  (In  demselben  Ar- 
tikel der  Encvklopädie :  ("est  donc  une  des  plus 
importantes  affaires  du  Gouvernement,  de  pre- 
venir  l'extri'ine  inegalite  des  fortuues,  non  eu 
enlevant  les  tresors  ä  leurs  possesseurs,  mais  en 
ötant  ä  tous  le.s  moyens  d'en  accumuler).  In 
seinem  contrat  social  verlangt  er,  dass  kein 
Vermögen  gross  genug  sein  dürfe,  um  einen 
anderen  kaufen  zu  können,  und  keiu  Ver- 
mögen so  gering,  dass  man  sich  verkaufen 
müsse.  — 

Ausgaben  der  Werke  Rousseaus:  vou  Du 
Peyrou,  Musset-Pathay,  Hachette.  — 
Dazu  ist  neuerdings  hinzugekommen  die  be- 
deutsame Sammlung  von  nachgelassenem  Manu- 
skript Rousseaus:  f.  J.  Rousseau,  Du  contrat 
social,  edition  comprenant  avec  le  texte  defini- 
tif  les  versions  primitives  de  l'ouvrage  colla- 
tionnees  sur  les  manuscrits  autographes  de  Ge- 
neve  et  de  Neuehätel,  une  introduetion,  de  notes, 
par  Edmond  Dreyfus-Brisac.  Paris  1896. 
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Kousseau— Kück  Versicherung 


—  Biographien  Rousseaus  von  Au  g.  Hennings, 
Berlin  1797;  Musset-Pathay,  Paris  1881; 
M  o  r  i  n ,  Paris  IST)  1 ;  Vogt,  Rousseau«  Leben 
in  den  Sitzungsberichten  der  kaiserl.  Akademie,  i 
Wien  1871. 

Die  Ronssean-Litteratnr,  soweit  sie  Bous- 1 
seau  als  Sozialphilosoph  würdigt,  ist  quan-  i 
titativ  und  qualitativ  äusserst  dürftig  bis 
in  die  neueste  Zeit  gewesen.  Krst  seit  dem 
Erseheinen  der  1.  Auflage  dieses  Handwörter- 
buches hat  dieselbe  eine  höchst  wertvolle  Be- 
reicherung erhalten  durch  zwei  Bücher,  die  sich 
in  eingehender  und  gründlicher  Weise  mit 
Rousseau«  Sozialphilosophie  beschäftigen,  und 
zwar  L  i  e  p  m  nun,  Die  Rechtsphilosophie  des 
Jean  Jacques  Rousseau,  Berlin  189S,  u.  Hay- 
iii  an  Ii,  Jean  Jacques  Rousseaus  Sozialphilo- 
sophie. Leipzig  189S. 

Beide  Werke  zeichnen  sich  durch  gründliche 
Beherrschung  des  Stoffes  und  durch  scharfe  Aus- 
legung der  Rousseausrhen  sozialwissenschaft- 
lichen Schriften  ans;  beide  haben  das  Verdienst, 
durch  eindringliche  Exegese  manches  Vorurteil 
über  die  Bedeutung  der  Kousseausehen  Lehren 
wohl  cndgiltig  zerstört  zu  haben.  Haymautis 
Werk  ist  das  weit  umfassendere  und  auch  vielfach 
tiefer  bohrende:  aber  gleichzeitig  ist  Hayinann 
auch  nicht  ohne  Einseitigkeit  in  seiner  Auslegung 
der  Rousseaus«  heu  Ideeeu.  In  seinem  Bestreben, 
die  Ronsseausche  Sozialphüosophie  als  ein  logisch 
geschlossenes,  lückenloses  und  widerspruchsloses 
System  darzustellen,  geht  Hayinann  ent- 
schieden zu  weit  und  thut  dadurch  der  Be- 
deutung seines  sonst  so  vortrefflichen  Buches 
etwas  Abbruch.  In  dieser  Hinsicht  ist  Liep- 
mann,  der  mehr  au  der  üblichen  Anschauungs- 
weise festhält,  in  vielen  Fällen  mehr  im  Recht. 

Vor  allein  scheint  mir  Hayinanns  Auf- 
fassung über  die  Eigentumstheorie  Roiisseaus 
sehr  anfechtbar:  nach  Hayinann  ist  die  Ent- 
scheidung über  die  Existeuz  des  Privateigen- 
tums bei  Rousseau  keine  principielle,  sondern 
nur  eine  Frage  der  Politik.  Die  Kous*eausche 
I'olitik  müsse  aber,  systematisch  erwogen,  zu 
einer  prinripiell  ablehnenden  Stellung  gegen- 
über dem  Eigentum  gelangen:  „Hinsichtlich 
der  Verteilung  der  Hüter  erstrebt  die  I'olitik 
Rousseau.«  letztlich  den  Kommunismus  i  Hay- 
inann S.  323.1.  Diese  Auffassung  lässt  sich 
meines  Erachten«  in  keiner  Weise  mit  den  oben 
angeführten  ausdrücklichen  Aeusseruugen  zu 
Gunsten  de«  Privateigentums  vereinigen. 

Von  sonstiger  sozialwissenschaftlkher  Rous- 
scan-Litteratur  sei  erwähnt:  Ahrens  Natur- 
recht    I,   <'..   Aufl.,   Wien   1S70.   S.    1PJ  — 133. 

—  Bluntschli,  Geschichte  des  allgemeinen 
Staatsrechts  und  der  Politik,  München  18hl, 
S.  292— 321.  Christensen.  Studien  über 
J.  .).  Rosseau,  Flensburg  1869.  —  Fester. 
Rousseau  und  die  deutsche  Geschichtsphilosophie. 
Stuttgart  181XJ  —  Feuer  lein,  Rousseausche 
Studien  in  der  Zeitschrift  „Der  Hednnke",  1861  n. 

—  Giercke.  Johann  Althusius  und  die  Ent- 
wickelung  der  naturreehtlicben  Staatstheorieeu, 
Breslau  1880.  —  Girardiu,  Rousseau,  sa  vir 
et  ses  ouvrages.  Pari«  1875.  Uumplowicz, 
Rechtsstaat  und  Sozialismus.  Innsbruck  1S81.  — 
J  an sen  .  Zur  Litterat ur  über  Rousseans  Politik  ; 
Preuss.  Jahrb.,  1882.  S.  392  ff.  -  Jellinek. 
Das  Recht  des  modernen  Staat«,  Bd.  I.  Allg. 
Staatslehre,  Berlin  19<>D.  -  Kahle,  Rousseau« 


Hontrat  social,  Berlin  1834.  —  Koch,  Die  Ver- 
fassung von  Genf  und  Rousseans  Contrat  social, 
in  Sybels  histor.  Zeitschr.,  55.  Bd.,  1886.  — 
Kritsehcwsky,  J.  J.  Ronssean  und  St.  Just, 
Bern  1895.  —  Land  mann,  Der  .Souveränitäts- 
begriff bei  den  französischen  Theoretikern  von 
.lean  Bodin  bis  auf  J.  J.  Rousseau,  Leipzig 
1896.  —  de  Lamartine,  Rousseau,  son  faitx 
contrat  social  et  le  vrai  eontrat  social,  Stuttgart 
1886.  —  Mo  hl.  Geschichte  und  Litteratur  der 
Staats  Wissenschaft  I,  Erlangen  1855.  —  Morenu. 
J.  J.  Roussean,  et  le  siede  philosophique,  Paris 
187U.  —  Morley,  Rousseau  2  vol.,  London  1873. 
Rehm.  Geschichte  der  Staatswissenschaft,  Frei- 
burg 1896.  —  Derselbe,  Allgemeine  Staats- 
lehre, Freibiirg  1899.  —  Rottenburg.  Vom 
Begriff  des  Staats,  Bd.  I,  Leipzig  1N78.  - 
Stahl,  Philosophie  des  Recht.«.  3.  Aufl.,  Bd.  IL 
—  Stammler.  Wirtschaft  und  Recht,  Leipzig 
1896.  —  L.  v.  Stein,  Der  Begriff  der  Gesell- 
schaft und  die  soziale  Geschichte  der  franzö- 
sischen Revolution  bis  zum  Jahre  18"0,  2.  Ausg., 
Leipzig  1855. 

K.  IHvhl. 
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Rückversicherung. 

1.  Einleitung.  Zweck  und  Wesen.  2.  Das 
Risiko.  3.  l  ebliche  Bedingungen.  4.  An- 
wendung   auf   einzelne  Versicherungszweige. 

j  5.  Wirtschaftliche  Bedeutung    6.  Die  Technik 

!  des    Riickversicbernngsgeschäfte«.     7.  Erste.« 

!  Auftreten.    8.  Das  öffentliche  Recht  und  die 

!  Rückversicherung.   9.  Statistik. 

1.  Einleitung.    Zweck  und  Wesen. 

[  Im  Versicherungswesen  gehört  die  zweck- 
mässige Risiken  Verteilung  zu  den  wichtigsten 

,  technischen  Aufgalx-ti.  Bei  gehöriger  Kisiken- 
verteilung  kann  der  Versicherer  mit  einem 
von  Hause  aus  geringfügigen  eigenen  Fonds 
sk-li  zur  Deckung  von  Schäden  verpflichten, 
deren  äusserst  denkbare  Gesumthöhe  jenen 
Fonds  um  das  Vielfache  übersteigt.  Unter 
Bisikenverteilung  versteht  man  aber  nicht 

1  nur  diejenige  Vorsichtsmaßregel,  welche  die 
Gefalir,  durch  ein  und  dasselbe  Ereignis  in 
übermässig  vielen  Fällen  zur  Ersatzpf lieht 
herangezogen  zu  werden«  zu  vermeiden  Iwv 
y.weekt,  sondern  auch  die  andere,  welche  die 
Gefahr,  in  einzelnen  Fällen  zu  übermässig 
beträchtlicher  Ersatzleistung  genötigt  zu 
werden,  abzumindern  trachtet.  Wenn  der 
Versicherer  «lies»?  Vor>ichtsmassregeln  ledig- 
lich dergestalt  handhalien  würde,  dass  er 
jede  weitere  Deckung  zu  übernehmen  ab- 
lehnen würde,  sobald  die  durch  seine  Er- 
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fahrung  bestimmte  Grenze  des  für  eigene  l 
Rechnung  zu  übernehmenden  Risikos  er- 1 
reicht  wäre,  so  würdo  es  ihm  in  vielen  j 
Fällen  nicht  möglich  sein,  die  erwünsch- 1 
testen  Versicherungsgeschäfte,  welche  auch 
noch  innerhalb  jener  Grenze  liegen,  zu  er- 
langen, und  würde  er  in  vielen  Fällen  dem 
Wirtschaftsleben  die  Dienste  zu  leisten  ausser 
stände  sein,  die  er  vielleicht  kraft  seines 
Kredites,  seiner  Geschäftskunde,  kraft  seiner 
geschäftlichen  Tüchtigkeit  ülierhaupt  in  vor- 
züglichem Masse  leisten  könnte.  Die  im 
I^aufe  der  Zeit  allseitig  geförderte  Kutwieke- 
lung  des  Versicherungswesens  gestattet  ihm, 
mit  den  Risiken,  die  seiner  eigenen  1  Leistungs- 
fähigkeit entsprechen,  auch  solche,  die  diese 
Grenze  überschreiten,  für  eigene  Rechnung 
zu  übernehmen,  ohne  seine  eigene  Kraft  zu 
überspannen.  Kr  überträgt  die  Hisiken  oder 
Risikouteile,  die  er  im  Interesse  seines  Ge- 
samtges'-häftes  mit  üliernehmen  mus.ste.  ob- 
wohl sie  nach  seiner  Schätzung  von  ihm 
nicht  getnigen  werden  können,  auf  andere 
Schultern.  Er  haftet  dem  Versicherten 
gegenüber,  aber  er  sichert  sich  vertrags- 
mässig  für  die  fraglichen  Risiken  oder  Risiken- 
teile die  Haftung  anderer  Versicherer:  er 
giebt  die  letzteren  in  R  ü  c  k  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g.  | 
Rückversicherung  ist  demnach  diejenige  Vor- ! 
Sicherung,  durch  welche  der  Versicherer  für 
die  seinerseits  vertragsmäßig  übernommene 
Ersatzpflieht  sich  wiederum  anderwärts 
Deckung  verschafft.  Das  Geschäft,  durch 
welches  der  Rückversicherer  auch  seine 
Haftpflicht  ganz  oder  teilweise  wiederandereti 
Versicherern  ül>orträgt.  pflegt  Retroeession 
genannt  zu  wenlen. 

2.  Dan  Risiko.  Das  Risiko  bei  der 
Rückversicherung  ist  in  den  meisten  Fällen 
qualitativ  vollkommen  gleich  dem  der  Ver- 
sicherung. Für  mehrores,  minderes  oder 
anderes,  als  der  Versicherer,  liaftot  der  Rück- 
versicherer in  der  Regel  nicht.  Die  Aus-! 
nahmefäHe,  in  denen  der  Haupt  vorsicherer 
die  Haftung  für  einzelne  der  mehreren  über- 
nommenen Gefahreugattungeu  dem  Rück- 
versicherer vollkommen  überträgt  (z.  B.  bei 
der  Seeversicherung  lediglich  die  Haftung 
für  Feuersgofahr,  bei  der  Ivobensvorsieherung 
bloss  die  Haftung  für  Kriegsgefahr),  führen 
über  den  Rahmen  der  Rückversicherung 
hinaus;  der  Hauptversicherer  ist  hier  Ver- 
sicherungsvermittler für  den  Rückversicherer, 
der  aus  der  Haftung  für  solche  einzelne: 
Gefahren  ein  eigenes  selbständiges  Geschäft 
macht. 

Regel  und  feststehender  Grundsatz  in  i 
rationellen  Rück  Versicherungsverträgen  ist  es 
daher  auch,  dass  der  H  a  u  p  t  v  e  r  s  i  c  h  e  r  e  r 
•las  für  eigene  Rechnung  angenommene 
Risiko  auch  zu  einem  gewissen  Teile 
f  ür  eigeneRechnung  behalten  muss. 


Der  Rückversicherer  soll  nie  schlechter 
stehen  als  der  Haupt  Versicherer. 

Weiter  gehört  es  zum  Wesen  der  Rück- 
versicherung, dass  der  Hauptversicherer  in 
Ansehung  sämtlicher  durch  den  Versiche- 
rungsvertrag und  durch  die  Rückversicherung 
entstehenden  Geschäfte  —  Risikoauswahl 
und  Annahme.  Risikoschätzung  und  Ueber- 
wachung.  Prämieneinziehung  und  Abgewäh- 
rung,  Schadeuermittelung  und  Begleichung 
—  Geschäftsführer  seines  Rück- 
versicherers bezw.  aller  der  mehreren 
beteiligten  Rückversicherer  ist.  Für  seine 
Mühewaltung  als  Geschäftsführer  pflegt  sich 
der  Hau  pt  Versicherer  von  den  Rückver- 
sicherern eine  Vergütung  (Provision)  auszu- 
bodingen.  Ohnedies  würde  jener  für  die 
Mühen  und  Kosten,  die  ihm  als  Geschäfts- 
führer obliegen,  leer  ausgehen,  würde  der 
Rückversicherer  in  der  That  günstiger  ge- 
stellt sein  als  der  Rückversicherte. 

3.  lebliche  Bedingungen.  Der  Rück- 
v e r s i c h e r u n g s v e r trag  entscheidet  über 
die  Pflichten  und  Rechte  beider  Teile.  Ge- 
wöhnlich verlangt  der  Rückversicherer  vom 
Rückversicherten  beim  Abschlüsse  des  Ver- 
trages nicht  so  eingehende  Beschreibung  des 
Risikos  wie  dieser  vom  Versicherten.  Die 
Aufgaben  der  Rückversicherungen  in  der 
Form  sogenannter  Bordereaux  beschränken 
sieh  oft  auf  wenige  nur  eben  zur  Ab- 
schätzung oder  Klassifikation  der  ül  ►er- 
wiesenen Risiken  hinreichende  Dateu.  Ge- 
wöhnlich sind  Veränderungen  nach  Absehluss 
der  Versicherung  wie  vom  Versicherten  dem 
Versicherer  so  von  diesem  dem  Rückver- 
sicherer wenigstens  dann  anzuzeigen,  wenn 
dieselben  eine  Krhöhung  des  Risikos  mit  sich 
bringen.  Fast  regelmässig  schlicsst  der  Ver- 
tiag  eine  einseitige  nachträgliche  Ver- 
minderung tler  Haftpflicht  des  Hauptver- 
siclierers  aus. 

Die  Sorge  für  Schaden  verh  ü  tu  ng, 
insoweit  sie  im  rationellen  Versicherungs- 
verkehre dem  Versicherer  obliegt,  hat  der 
Rückversicherer  auch  von  diesem  als  Rück- 
versicherten zu  verlangen.  Ebenso  liegt 
diesem  die  Pflicht  der  Schaden  an  zeige 
und  Schade  n  fest  st  eil  u  n  g  ob. 

Wenn  und  insoweit  die  Haftpflicht  des 
Hauptversicherers  perfekt  wird,  wird  anteilig 
auch  die  des  Rückversicherers  perfekt.  Je- 
doch statuieren  Rück  Versicherungsverträge 
häufig  periodische  Abrechnungen  über 
Soll  und  Haben  zwischen  dem  Haupt-  und 
dem  Rückversicherer  in  der  Form  des  Konto- 
korrentes. 

In  der  Regel  ist  der  Prämienfuss, 
nach  welchem  der  Hauptversicherer  für  sich 
rechnet,  auch  massgebend  für  seine  Abrech- 
nung mit  dem  Rückversicherer.  Die  Nicht- 
zahlung der  Prämien  seitens  des  Hauptver- 
sicherers als  Rückversicherten  hat  die  näm- 
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liehe  Wirkung,  wie  die  Nichtzahlung  der 
Prämien  seitens  des  Versicherten  an  den 
Versicherer. 

Ist  der  Haupt  versicherer  Gegenseitigkoits- 
goscllschaft,  so  kann  die  Rückversichorungs- 
prämie  nicht  gleich  der  von  jenem  bezogenen 
Prämie  sein.  Es  pflegt  dann  ein  besonderer 
Prämienfuss  zwischen  Haupt-  und  Rückver- 
sicherer vereinbart  zu  werden.  So  entsteht 
—  im  Gegensatz  zu  dem  direkten  Geschäft 
des  Hauptversicherers  —  eine  feste  Prämie, 
und  der  Hauptversieheror  verliert  insoweit 
seinen  Charakter  als  Versicherer  auf  Gegen- 
seitigkeit. 

4.  Anwendung  auf  einzelne  Versiche- 
rungszweige. Die  Rückversicherung  leidet 
auf  alle  ursprünglichen  Versiche- 
rungszweige Anwendung.  Am  meisten 
üblich  und  wirtschaftlich  wertvoll  ist  sie  Wi 
der  Transport-  und  der  Feuerversicherung. 
Hier  l.»esonders  bedeutet  sie  Zeit-  und  Kraft- 
ersparnis: hier,  wo  die  Gefahr  der  Risikeu- 
häufung  besonders  gross  ist,  würde  ohne 
Rückversicherung  von  Versicherung  über- 
haupt oft  nicht  die  Hede  sein  können;  hier 
gewahrt  sie  dem  Versiehorungssueher,  der 
hier  oft  für  eigene  Rechnung  für  Werte  von 
.Millionen  Versicherung  begehrt,  durch  sein 
Hauptgeschäft  aber  gehindert  ist,  dafür  so 
viele  Versicherer,  als  uötig  sind,  zu  suchen, 
im  vollsten  Masse  die  Vorteile  der  Arbeits- 
teilung. Her  kundige  Hauptversieherer  über- 
nimmt mit  einem  Vertrage  das  gesamte 
Risiko  und  verteilt,  was  er  nicht  selber 
tragen  kann,  unter  seine  Rückversicherer. 
Viel  weniger  bedeutet  die  Rückversicherung 
in  der  Lol»ensversichening,  wo  man  die 
häufige  Risikenhäufung  nicht  zu  scheuen 
braucht  —  denn,  von  dem  Ausnahmezustande 
verheerender  Seuchen  abgesehen,  sterilen  von 
tausend  Zusammenwohnenden  nicht  mehr  als 
von  tausend  zerstreut  Wohnenden  —  uud 
wo  das  Bedürfnis  zur  Versicherung  grösserer 
Summen  auf  ein  Leben,  als  welche  eine 
einzelne  grosse  Versicherungsanstalt  allein 
zu  übernehmen  vermag,  nur  sehr  vereinzelt 
vorkommt.  Hier  inuss  die  Notwendigkeit 
der  Zurücklegung  der  sogenannten  Prämien- 
reserve im  Rückversiehorungsvertrage  be- 
rücksichtigt werden.  Der  Rückversicherer 
kann  die  Prämienreserve  nach  seinen  eigenen 
oder  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  wie 
der  Rückversicherte  berechnen.  Vertrags- 
massige Rückgcwähruug  oder  Policendar- 
lehen an  den  Versicherten  pflegen  anteilig 
den  Rückversicherer  wie  den  Rückversicher- 
ten zu  treffen.  —  In  der  Lebensversicherung 
tritt  bisweilen  an  die  Stelle  der  Abgabe  an 
Rückversicherungsinstitute  die  vertrags- 
mässige  Abgabe  an  eigens  hierzu  gebildete 
Verbände  von  Hauptversicherungsinsti- 
tuten ;  auch  wohl  die  Vermittlung  der  Ver- 
sicherung von   »Excedenten«    seitens  des 


ersten  Uebernehmers  bei  anderen  selbstän- 
digen Versicherungsanstalten.  Hier  ist  der 
Abgeber  lediglich  Gescliäftsvermittler  — 
Ageut  —  des  Unternehmers.  In  der  Lebens- 
versicherung kommt  auch  häufig  die  Rück- 
versicherung nur  einzelner  Gefahren  (z.  Ii. 
Kriegsgefahr,  s.  o.)  bei  Rückversicherungs- 
anstalten  oder  besonderen  Verbänden  vor. 

5.  Wirtschaftliehe  Bedeutung.  Die 
w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  B  e  d  e  u  t  u  n  g  der  Rück- 
versicherung wird  aus  den  vorstehenden  An- 
deutungen zur  Genüge  erhellen.  Sie  besteht 
insbesondere  auch  in  der  Ermöglichung  der 
l'ebernahme  grösster  Risiken  durch  einen 
Versicherer  und  ei  neu  Vertrag.  Das  be- 
deutet aber  Kraft-  und  Zeitersparnis,  also 
unter  allen  Umständen  einen  wirtschaftlichen 
Vorteil. 

6.  Die  Technik  des  Riickversiche- 
rungsgeschäftes  fällt  mit  der  Technik  der 
einzelnen  Versicherungsarten,  für  welche 
Rückversicherung  gesucht  wird,  zusammen. 
Nur  entfällt  hier  die  gauze,  ja  auch  zu  einer 
gewissen  Kunst  ausgebildete  Thätigkeit,  des 
Versicherungswerbens.  An  ihre  Stelle 
tritt  hier  die  Anknüpfung  von  Verbindungen 
mit  und  die  Prüfung  der  Zutrauenswürdig- 
keit von  Ilauptversicherungsanstalten. 

Ausser  von  Verbänden  von  Eigen  Ver- 
sicherungsanstalten, welche  Verbände  als 
Gogonsoitigkoits- Versicherungsgesellschaften 
erscheinen  köunen.  wird  die  Rückversiche- 
rung nur  von  Aktiengesellschaften 
betrieben,  was  sich  aus  der  Natur  des  Ge- 
schäftes zur  Genüge  erklärt.  Das  Erwerbs- 
interesse steht  im  Vonlergrunde;  es  fehlt 
vollkommen  an  persönlichem  Sicherheits- 
interesse einzelner  Persouen. 

7.  Erstes  Auftreten.  Es  versteht  sich, 
dass  die  Rückversicherung  überhaupt  und 
als  selbständiges  Erwerbsgeschäft  insbeson- 
dere auf  die  einzelnen  Vorsicherungszweige 
nicht  früher  Anwendung  finden  konnte,  als 
diese  selbst  als  Eigcnversicherungszweigo 
bis  zu  einer  gewissen  Ausbildung  gediehen 
waren.  Wohl  nur  in  der  Seeversicherung 
ist  die  Rückversicherung,  wenn  auch  nicht 
durch  eigene,  lediglich  diesem  Zwecke 
dienende,  Unternehmungen,  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  und  früher  —  Seeriickversiche- 
rungen  sind  schon  im  14.  Jahrhundert  nach- 
zuweisen —  gebräuchlich  gewesen ;  in  den 
anderen  Versicherungszweigen,  zuerst  wohl 
in  der  Feuerversicherung,  kennt  man  die 
Rückversicherung  erst  seit  den  zwanziger 
Jahren  unseres  Jahrhunderts ;  besondere  Rück- 
versichenmgsinstitute  sind  sogar-  erst  viel 
s|)äter  entstanden. 

8.  Das  öffentliche  Recht  und  die  Rück- 
versicherung. Oeffentl  ichrechtliche  Kau- 
telen  gegeu  Misswirtschaft,  wie  man  sie  bei 
den  meisten  Arten  der  direkten  Versicherung 
in  mehr  oder  minder  eingreifender  Form 
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heutzutage  für  nfitig  findet,  sind  der  Rück- 
versicherung gegenüber,  weil  deren  Ge- 
schäfte sich  nur  zwischen  geschäftskundigen 
Personen  abwickeln,  vollends  überflüssig  und 
unnütz  beschrankend.  Deshalb  ist  ilie  <  >ppo- 
sition  gegen  die  Absicht  des  Entwurfes  eines  j 
deutschen  Rcichsgesetzes  über  die  privaten 
Versicherungsuntcrnehmuugen,  auch  Rück- 
versieherungsgosellschaften  der  Konzession 
und  der  Staatsaufsicht  zu  unterwerfen,  er-  j 
klär  lieh  und  gerechtfertigt. 

9.  Statistik.  Man  kann  sich  nicht  wun- 
dern, dass  es  an  einer  einigermaßen  zuver- 
lässigen und  vollständigen  Statistik  der 
Rückversicherung  fehlt.  Ganz  zu  ge- 
schweige!), dass  es  nicht  möglich  ist,  die 
in  der  Kulturwelt  Itestehenden  Rück  Ver- 
sicherungsanstalten aufzuführen  es  giebt 
ihrer  genug,  die  nur  örtlich  bekannt  sind 
—  oder  eine  genügende  Vorstellung  von  dem 
l'mfange  der  gesamten  Rückver*icherungs- 
thätigkeit  in  der  Kulturwelt  zu  geben  — 
viele  Gesellschaften  erstatten  kaum  aller- 
dürftigste  Berichte  --,  hält  es  selbst  schwer, 
solche  Daten  für  das  uns  nächstliegende 
Kulturgebiet,  das  Deutsche  Reich,  in  einiger- 
masscii  erschöpfender  Weise  zu  tteschaffen. 
In  dem  Bewusstseiu  völliger  Unzulänglich- 
keit  möge  hier  nur  die  Angabe  gemacht 
werden,  dass  im  Deutschen  Reiche  im 
Jahre  35  RückVersicherungsanstalten 

bestanden  halten,  welche  zusammen  in  jenem 
Jahre  130,4  Millionen  Mark  Krutto-  und, 
nach  Abzug  der  wieder  abgegebenen  Riick- 
vei-sicheruugspräinicn .  KJ  .Millionen  Mark 
Jfettoprämieu  eingenommen,  5t ».7  Millionen 
Mark  an  Schäden  bezahlt.  0,2  Millionen  Mark 
Ueljcrschüsse  erzielt  und  ihren  Aktionäivn 
über  .'i  Millionen  Mark  Dividenden  gewährt 
halten.  Diese  Gesellschaften  arbeiteten  mit 
einem  Aktienkapital  von  99.2  Millionen  Mark, 
wovon  Ende  1S97  20,9  Millionen  eingezahlt 
waren.  Sie  vermittelten  Feuer-,  Transport-, 
Lebens-  und  Uiifallrückversicherungen  und 
Rückversicherungen  in  gemischten  Branchen : 
Feuerrückversicheruugen  in  weit  überwie- 
gendem Masse.  Das  Bedürfnis  der  Feuer- 
nnd  Transportrückvorsichorung  wird  hier- 
nach in  Deutschland  jetzt  wohl  zu  einem 
ziemlich  beträchtlichen  Teile  durch  eigene 
Rückversicherungsanstalteu  vermittelt.  Nach 
einem  im  September  1900  in  der  Volksw. 
Beilage  d.  Allg.  Zeitung  erschienenen  Auf- 
satze, welcher  von  einem  Sachkundigen  her- 
zurühren scheint,  hatten  die  deutschen 
F  e  u  e  r  -  R  ü  c  k  Versicherungsgesellschaften 
seit  längerer  Zeit  und  insbesondere  im  Jalu- 
1899  mit  Verlust  gearbeitet  und  nicht  un- 
wesentlich erheblichere  Verluste  erlitten  als 
die  Direkt  Versicherer.  Der  Verlust  wird  bei 
26  Feuerrückversicheningsgesellschaften,  von . 
denen  5  auch  andere  Rückversicherungen 
schliesscn.  auf  über  21  s  Millionen  Mark  oder : 


2,94  °.o  der  Ncttoprämieneiünahmen,  bei  den 
21  Gesellschaften,  welche  nur  Fcuerrüek- 
versichcrung  betreiben,  auf  über  F  i  MUli- 
onen  Mark  oder  2.75  °.'o  berechnet. 

Ein  unter  mehreren  deutschen  Ijcbensvcr- 
sicherungsgosellschaften  bestehender  Rück- 
versicherungsvorband vermittelt  und  deckt 
alle  Rückversicherungen,  deren  diese  Gesell- 
schaften bedürfen.  Seine  Ijeistungen  sind 
in  den  obigen  Zahlenangaben  nicht  mit  in- 
begriffen. 

Für  Oesterreich-  Ungarn  zählt 
Ehrenzweig  (Assekurrenz- Jahrbuch)  für  1889 
10  Rüekversicherungsgesellschaften  auf.  Diese 
hatten  im  Jahre  1*97  eine  Prämieueinnahine 
für  Feuer-Kück Versicherung  von  24999221  Kr. 
„  Transport-        „  „       98S  3»5  „ 

r  LebrnBvew..       „  „  82536  p 

„  Unfallvers.-        „  „        553  328  „ 

Ks  betrugen  bei  diesen  10  Gesellschaften 
in  der  Feuerrückversicheruug: 
<licBrutto-Präiuieueiunahinen(w.o.)24  999  221  Kr. 
„  Netto-  „  17  3"«  '36  „ 

„  .Schadenzahlnngen  für  eigene 

Rechnung    .    .    .    .    .    .  11  370216  „ 

In  der  Schweiz  arbeiteten  im  Jahre 
1S97  nur  vier  Rfickversicherungsgesell- 
schafteu.  die  Schweizerische,  die  l'rudentia 
in  Zürich,  die  Baseler  in  Basel  und  die 
Rheinisch-Westfälische.  Es  ist  bezeichnend, 
dass  selbst  das  tief  eindringende  eidgenfissi- 
sche  Veisicherungsamt  die  Geschäft sergeb- 
nisse  dieser  Anstalten  nur  für  die  Elementar- 
Rückversicherung  vollständig  anzugeben  ver- 
mag. Alle  vier  genannten  Anstalten  halten 
bei  etwas  über  11  Millionen  Francs  Prämion- 
einuahme  im  Jahre  lf*97  nicht  elteu  mit 
nennenswertem  Gewinn,  zum  Teil  mit  Ver- 
lust, gearlieitct. 

Litteratnr:  Mii  A'< cht  bf klagt  F.hvenbefg,  »JHc 

Jiuckrersiehemng«  (Hamburg  und  J*eij>zig 
die.  Ihirftighit  der  j  u  r  i 1 1  i s  c  h  e.  n  Litlemtur 
der  lliickrersiehrrung.  Diesen  Mangel  ergänzt 
er  schon  selbst  in  erfreulichem  Masse  durch 
»eine  hrrrorragrndc  Abhandlung.  JHese  selbst 
enthält  zugleich  ziemlich  vollständige  Xach- 
Weitungen  über  die  noch  riel  spärlicher  ßirssendc, 
dir  anderen  -  -  nicht  juristischen  —  Seiten  de* 
Institutes  behandelnde  Litlcratur.  Es  huuj  des- 
halb in  beiderlei  Beziehung  lediglich  auf  Ehren- 
brrg  verwiesen  werden.  Auf  eine  neue  litterar. 
Erscheinaug,  welche  der  Rückversicherung  gewid- 
met ist,  nämlich  die  Schrift  t  un  Dr.  H.  Schdfrr, 
»IHe  Fruerrürkcersichcrungu,  Heidelberg  lUliii, 
tvJl  ferner  noch  mit  dem  Bemerken  hingewiesen 
werden,  das»  *te  keineswegs,  wie  nach  dem  Titel 
anzunehmen  wäre,  nur  die  Feuerrückrrrsirherung 
behandelt  und  dass  sie  einen  ganz  guten  prak- 
tischen Führer  für  das  ganze  Gebiet  der  Rück- 
versicherung abgiebt  und  auch  manche  wertvolle 
theoretische  Erörterungen  enthält. 

.1.  Etnminohauti. 
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Rüokzölle 

s.  Ausfuhrprämien  un»l  Ausfuhr-  f 
Vergütungen  oben  Bd.  II  S.  3-1  ff. 

I 


Rüdiger,  Johann  Christian  Christoph, 

geb.  zu  Burg  im  Magdeburgischen  am  9.  V. 
1751.  kgl.  prenss.  Kammer-  und  Thalsekretär 

•  Assessor  des  Salzamtes)  zu  Halle,  hatte  dort 
längere  Zeit  kameralistische  Vorlesungen  ge- 
halten und  wurde  1791  ordentlicher  Professor 
an  der  dortigen  Universität.  Er  starb  am  21. 
X.  1822. 

Rüdiger  hob  in  seinen  Schriften  vor  allem 
die  Verdienste  von  v.  Justi  und  v.  Sonnenfels 
hervor.  In  der  bisherigen  Behandlungsweise  der 
Kameralwissenschaften  tadelt  er  die  Verbin- 
dung von  Privatökonomik.  Polizei  und  Finanz- 
wisseiischaft.  Kr  bezeichnet  die  Kameral- 
wissenschnt't  als  „den  Inbegriff  aller  Wahrheiten 
vou  den  Mitteln,  alle  Anstalten  des  Staates  zu 
dessen  gemeinem  nnd  der  einzelnen  Mitglieder 
besonderem  Wohl  und  Besten  einzurichten  und 
anzuwenden". 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schrif- 
ten seien  die  folgenden  genannt :  l'eber  die 
systematische  Theorie  der  Kameralwissen- 
schaften, Halle  1778.  —  Grundriss  des  wahren 
Physiokratismus  und  preussischen  Kamcral- 
wesens,  Halle  1781.  —  Grundriss  einer  Ge- 
schichte  der  menschlichen  Sprache  zu  ihrer 
Kenntnis  nach  allen  Mund-  und  Schrittarten, 

1.  Teil,  Leipzig  1782.  -  Neuester  Zuwachs 
der  deutscheu,  fremden  und  allgemeinen  Sprachen- 
k unde.  5  Stücke,  1783    9t>.    1.  St.  X.  A.  1796. 

•  -  .!uristisch-phvsi"krntiM-her  Briefwechsel  über 
Verlagseigentum  und  Nachdruck.  Dessau  178:$. 
—  Die  akademische  Laufbahn  für  Oekonoiiien 
und  Kameralisten,  Halle  1784.  —  Briefe  an  Ge- 
schäftsmänner  über  den  kleinen  Dienst.  1.  l'eber 
den  »icsehäftsstil :  an  Herrn  v.  Sonnenfels. 
Halle  1791.  —  Juristiseh-phvsiokratischer  Brief- 
wechsel über  Büchernachdruck  und  Eigentum 
an  Geisteswerken  mit  Herrn  v.  Sonnenfels. 
Khlers,  Becker  und  Krause.  1.  und  2.  Stück, 
Halle  1791.  —  Anweisung  zur  guten  Schreibart 
in  Geschäften  der  Wirtschuft,  Handlung  und 
He< -htspflege.  Halle  1 7lr2.  —  Anfangsgründe  der 
allgemeinen  Staatslehre  mir  einem  kurzen  I.ehr- 
begrift  der  ökonomischen  Polizei,   Halle  1795. 

2.  Teil  oder  Lehrbegriff  iler  persönlichen  Poli- 
zei- oder  Finanzwissi  nschaft.  Halle  1795.  - 
Taschenbuch  der  Haus-,  Land-  und  Staatswirt- 
schaft auf  1797,  Halle  1797.  —  Lehrbegriff  des 
Vernunft  rechtes  und  der  Gesetzgebung,  Halle 
1798.  —  Kurze  Nachrichten  für  die  Gärtnerei. 
Hans-  und  Landwirtschaft,  2  Hefte,  Leipzig 
1803.  —  Wirtschaftliche  Vermächtnisse  für  das 
neue  Jahrhundert,  1.  Stück,  Leipzig  1805. 


Vgl.  über  Rüdiger:  Mensel,  Das  ge- 
lehrte Deutschland,  Bd.  (5.  —  Allgemeine  deutsche  : 
Biographie.    Bd.   20,    S.  468.   —  Koscher,! 
Gesell,  d.  Xat.,  S.  557. 

Jone/'  Stamm  ho mmer. 


Rfimelin,  Gustav  Ton, 

geb.  am  26.  III.  1815  zu  Ravensburg  in  Württem- 
berg, gest.  am  28.  X.  1889  in  Tübingen,  studierte 
1832  36  Theologie  in  Tübingen,  entsagte  1838 
diesem  Studium,  wurde  1845  Rektor  der  Latein- 
schule zu  Nürtingen,  vertrat  1848  den  württem- 
bergischen  Wahlkreis  Göppingen  in  der  Paulg- 
kirche  zu  Frankfurt  a.  M.,  wurde  1849  Professor 
am  Gymnasium  zu  Heilbronn,  1856  Staatsrat 
und  Departementschef  des  württembergischen 
Kirchen-  und  Schulwesens.  1862  Direktor  des 
statistisch-topographischen  Bureaus,  späteren 
statistischen  Laiiuesamts  in  Stuttgart,  habili- 
tierte sich  1867  als  Dören t  für  Statistik  und 
Philosophie  an  der  Universität  Tübingen,  zu 
deren  Kanzler  er  1870  ernannt  wurde. 

Rümelin  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Reden 
und  Aufsätze,  Tübingen  1875:  dasselbe.  Neue. 
Folge,  Freiburg  i.  Br.  1881  Inhalt:  Bd.  I, 
Reden.  -  Aufsätze:  Zur  Theorie  der  Statistik 
I  nnd  II.  Leiter  den  Begriff  und  die  Dauer 
einer  Generation.  Leber  die  Malthusschen 
Lehren.  Stadt  und  Land.  —  Bd.  II,  Rvden.  — 
Aufsätze:  Zur  katholischen  Kirchenfrage.  Ueber 
den  Wahlmodus  für  den  Reichstag.  Line  De- 
finition des  Rechts.  Erinnerungen  an  Robert 
Mayer.  Altwürttembergisehes :  Nikolai  und 
sein  Reisewerk  über  Schwaben.  Das  alte  gute 
Recht.  IVlier  das  Objekt  des  Schulzwanges. 
Zur  rebervölkerniigsfrage.  —  Bd.  III  i3.  Folg»), 
ebd.  1894 1.  —  Die  Teilung  der  Rechte,  Freiburg 
i.  B.  1883.  -  Die  Hauptergebnisse  der  Berufs- 
Zählung  vom  5.  VI.  1882,  Stuttgart  1883.  —  Die 
Bevölkerungsstatistik  des  Königreichs  Württem- 
berg, ebd.  1881.  —  Rümelin  war  beteiligt  an 
dem  Werke:  Das  Königreich  Württemberg. 
Line  Besc  hreibung  von  Land,  Volk  und  Staat, 
herauMregeben  von  dem  statistisch-topographi- 
schen Bureau,  Stuttgart  1863:  dasselbe,  2.  Aufl.. 
ebd.  1884. 

Rümelin  veröffentlichte  von  Schriften  staats- 
wissenschaftlichen und  verwandten  Inhalts 
b;  i  n  S  a  m  m  c  1  w  e  r  k  e  n  u  n  d  Z  e  i  t  s  c  h  r  i  f  t  e  n : 

1.  In  Deutsche  Rundschan.  Berlin:  Ueber  den 
Begriff  der  Gesellschaft  und  einer  Gesellschafts- 
lehre  Akademische  Rede.  Bd.  LXL  Jahrg. 
ISS1.».  S.  ff.  Ueber  den  Zufall.  Akademische 
Rede,  Bd.  LXII,  Jahrg.  1890,  S.  353  ff  .  Ueber 
die  Temperamente.  Akademische  Rede,  Bd. 
LXIV,  Jahrg.  1890,  S.  397  ff.  —  Leber  die 
Lehre  vom  Gewissen.  Akademische  Rede. 
Bd.  LXV1I.  Jahrg.  1891.      2.  In  Schöuberg  II, 

2.  Aufl.,  Tübingen:  Die  Bevölkerungsichre, 
S  883942.  —  3.  In  Statistik  des  Deutscheu 
Reichs:  Votum  über  die  Gründung  und  Ein- 
richtung eimr  Reich*  heb  örde  für  deutsche 
Statistik,  Bd.  1,  Berlin  1873,  S.  264  ff.  -  4.  In 
Württemberg^  he  Jahrbücher  für  Statistik  und 
Landeskunde,  Stuttgart:  rntersuchungen  über 
die  Verteilung  des  landwirtschaftlich  benutzten 
Grundeigentums  in  Württemberg,  Jahrg.  1860. 
—  Statistik  eines  altwürtteinbergischeii  Itorfes 
vor  70  Jahren  und  jetzt,  Jahrg.  1860.  —  5.  In 
Zeitschr.  f.  Stantsw  ,  Tübingen:  Zur  Theorie 
der  Statistik,  Bd.  XIX,  Jahrg.  1803,  S.  653  ff. 

Leber  den  Begriff  eines  sozialen  Gesetzes, 
Bd.  XXIV,  Jahrg.  1868,  S.  129 ff.  -  Ueber  das 
Objekt  des  Schulzwanges,  Bd.  XXIV,  Jahrg. 
1868,  S.  311  iL    i  Rümelin  tritt  u.  a.  hieriu  der 
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Adara  Smithschen  Befürwortung  einer  Art  von ,  Liebe,  ihre  Berechtigung  anch  für  die  Gcgen- 
Schnlzwang  bis  zur  Grenze  «1er  Erwerbung  i  wart  noch  nicht  eingebüßt  haben.  Die  starke 
eines  WUseusminimums  bei.  das  der  unwirt-  Bevölkerungszunahme  in  dem  Jahrzehnt  1871 
schaftlichen  blossen  Abnützung  der  gesetzlichen  Iiis  188(1  begrüsst  er  sogar  mit  einem  nnver- 
Sehnlzeit  und  dadurch  letzterer  selbst  ein  Ende  hohlenen  Misstrauen  gegen  die  Zulänglichkeit 
macht.)  der  Unterhaltsbedingungen,  welche  der  dent- 

Abgesehen  von  seiner  anerkannten  Be-  selie  Reiehsbürgerznwachs  in  der  folgenden 
deutung  als  Essayist,  hat  Rümelin  auf  seinem  Censusperiode  vorfinden  wird,  und  sieht,  voll  An- 
Lieblingsfelde,  der  .Statistik,  sich  als  Theoretiker  erkennung  der  sexuellen  Enthaltsamkeit  der 
dieser  Wissenschaft  rühmlichst  hervorgethan. .  französischen  Nation,  nur  in  dem  weisen  Mass- 
Er  betrachtet,  die  Statistik  als  methodologische ;  halten  im  Kindercrzeugcn  die  Garantie  für 
Hilfswissenschaft  für  die  methodische  Massen- :  Herstellung  der  Bilanz  zwischen  Volksvermeh- 
beobachtnng  und  zahlenmässige  Aufnahme  aller  rung  und  Volksernährunir.  Rümelin  ist  auf 
in  physischer,  sozialer  und  politischer  Beziehung  seine  l'iiterschätzung  der  Mächtigkeit  der  wirf  - 
in  Betracht  kommenden  variablen  Erscheinungen  sebaftlicheu  Ansgleichspotenzen  zwischen  Ge- 
der  menschlichen  Gemeinschaften.  In  seiner  burtenüberschnss  im  Deutschen  Reiche  und 
etymologischen  Untersuchung  der  Bedeutung  Nahrungsmittel  Versorgung  nicht  wieder  znrück- 
des  Wortes  Statistik  verwirft  er  die  Definition  gekommen,  von  seinem  Bcvölkcrungsartikel  in 
Zustand,  als  einen  in  seiner  Bewegungsfähig-  Schönberg  (a.  o.)  liisst  sich  sogar  behaupten, 
keit  abgeschlossenen  Begriff,  zu  Gunsten  des  dass  er  in  der  Abteilung  „Wachstum  der  Be- 
nur  eine  Phase  in  einer  fortschreitenden  Ent-  vülkerung"  auf  der  Höhe  der  Zeit  steht. 

Wickelung  bedeutenden  anderen  Begriffs  Stand,   

aus  welchem  Grunde  er  auch  die  auf  Substitu- 

ierung  des  ersten  Begriffs  zurückzuführende  Vgl.  Uber  R  Umeli  n:  Haym.  Die  deutsche 
bekannte  Schlözersche  Erklärung:  „Statistik  ist  Nationalversammlung,  Bd.  II,  Berlin  1849,  S. 
stillstehende  Geschichte"  durch  den  Hinweis  243.  —  fr.  Cohn,  Referat  über  Rümelin,  rteden 
anf  das  einen  Widerspruch  in  sich  selbst  und  Aufsätze.  Neue  Folge,  in  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
tragende  Analogen  von  .stillstehenden  Strömen"  Stat.,  N.  F.,  Bd.  III,  Jena  1881,  S.  525  44.  — 
anncht.  Die  naturgesetzmässige  Beschränkung  John,  Geschichte  der  Statistik,  Bd.  I,  Stutt- 
der  freien  moralischen  Entscheidung,  wie  sie  gart  1884.  S.  6,  13,  107,  141,268.  —  G.Cohn, 
unter  Führung  (^uetelets  aus  den  inoralstatisti-  (Jriindlegung  der  Nationalökonomie,  Stuttgart 
scheu  Erhebungen  für  die  grosse  Masse  der  1885,  S.  242  u.  ö.  —  Meitzen.  Geschichte, 
menschlichen  Wesen  konstruiert  ist,  bestreitet  Theorie  und  Technik  der  Statistik,  Berlin  188(5, 
er  sowohl  für  die  Gesamtheit  als  das  Einzelin-  S.  63,  69,  71.  ■  G.  Mayr  nud  Salvioui,  La 
dividuum.  In  seineu  Erürteruiigeu  über  die  statistica  e  la  vita  sociale,  Turin  1886.  —  Ga- 
Malthussehe  Lehre  erkeunt  er  zwar  in  statisti- :  baglio,  Teoria  generale  della  statistica.  2  Bde., 
scher  und  physiologischer  Beziehung  die  Hin-  Mailand  1888.  —  Catabiano,  Teoria  della 
fälligkeit  des  Satzes  vollkommen  an,  dass  der  statistica,  Rom  1889,  S.  3  —  Sigwart,  Ge- 
geometrischen Progression  des  Bevölkerungszn- ,  dächtnisrede  auf  (i.  v.  Rümelin.  Tübingen  1889. 
wachses  die  arithmetische  Progression  der  wirt- 1  —  Blenck,  Nekrolog  Rümelins,  in  Zeitschrift 
schaftlichen  Subsistenzmittclvermchrung  gegen- ;  des  kgl.  preuss.  Statist.  Bureaus.  Jahrg.  XXIX, 
übersteht,  führt  auch  dagegen  an.  dass  jedes  Berlin  1889,  S.  282  84.  Block,  Lea  progn-s 
Kulturvolk  die  Tendenz  verfolge,  das  Verhältnis  '  de  la  scieuce  eeonomiqiic.  2  Bde.,  Paris  1890, 
zwischen  schnellerer  Vermehrung  seines  Ein- '.  Bd.  I.  S.  252  53,  548.  —  B.  M  ü  n  z .  Gtistav 
kommens  und  seiner  wirtschaftlichen  Mittel  zur  Rümelin,  in  l'nsere  Zeit,  Jahrg.  1890.  —  Corn  i- 
langsnmeren  Zunahme  seiner  Kopfzahl  progres-  celius,  Gustav  Rümelin,  Art.  I— III  (Schlnss) 
»ional  zu  erhalten,  kann  aber  doch  nicht  umhin,  in  Berliner  Nationalzeitung,  Nr.  428.  4W  und 
anzuerkennen,  dass  die  zwei  physischen  Fak-  436  vom  9.  13.  VII.  1895. 
toren   der  Malthusschen  Lehre,   Hunger  und  Lipperl. 
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Sachsengänger. 

1.  Begrififsbeätimmung  und  geschichtliche 
Entwicklung.  2.  Gegenwärtiger  Zustand.  8. 
Wirtschaftliche,  soziale  und  politiwhe  Bedeutung. 

1.  Begriffsbestimmung  und  geschicht- 
liche Entwicklung.  DerAusdruek  Sachsen- 
gänger ist  ein  erat  vor  etwa  30  Jahren  in 
die  deutsche  Sprache  neu  eingeführter.  Man 
bezeichnet  damit,  wenn  auch  keineswegs 
überall,  so  doch  in  vielen  Gegenden  des 
Deutschen  Reiches  diejenigen  lanuwirtseliaft- 
liehen  Arbeiter,  die  während  der  Erntezeit 
oder  auch  den  ganzen  Sommer  hindurch  ihre 
Heimat  verlassen,  um  anderwärts  landwirt- 
schaftliche Lohnk*schilftigiing  zu  suchen. 
Sobald  diese  dir  Ende  gefunden,  kehren  sie 
wieder  in  ihre  Heimat  zurück.  Die  zu- 
treffendste Bezeichnung  für  diese  I»ute 
würde  » I  j  a  n  d  w  i  r  t  s  c  ha  f  1 1  i  c  Ii  c\Va  n  d  e  r  - 
arbeit  er«  sein.  In  der  Litteratur  wird 
solche  auch  häufig  gebraucht ;  selten  kommt 
der  wenig  schöne  Ausdruck  >Saison- 
arbeiter*  vor. 

Die  Verwendung  von  Wanderarbeitern 
in  der  Landwirtschaft  ist  keineswegs,  wie 
manche  annehmen,  eine  neue,  durch  die  ver- 
änderten Verhältnisse  der  Gegenwart  her- 
vorgerufene Erscheinung.  Sie  ist  Jahr- 
hunderte, wahrscheinlich  viele  Jahrhunderte 
alt,  hervorgerufen  und  bedingt  durch  die 
eigentümliche  Natur  des  landwirtschaftlichen 
Betrieln-s.  Dieser  erfordert  im  Sommer  viel 
mehr  Arbeitskräfte  als  im  Winter;  auch 
während  der  einzelnen  Perioden  des  Summers 
kann,  je  nach  dem  innegehaltenen  Wirt- 
schaftssystem, der  Bedarf  ein  sehr  verschie- 
dener sein.  So  lange  die  Drei  -  oder  eine  an- 
dere Art  der  F  e  1  d  e  r  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  herrschte 
(s.  d.  Arft.  Acker  bau  syst  eine  oben  Bd.  1 
S.  U» ff.  und  Felderw  iVtschaf  t  oben  Bd. 
III  S.  S_t*ff.),  wurden  in  der  von  Heginn  der 
Heuernte  bis  zur  Beendigung  der  Getreide- 


ernte reichenden  Periode  besonders  viele 
Ijente  gebraucht.  Es  war  dies  das  Viertel- 
jahr von  etwa  Endo  Juni  bis  Ende  Sep- 
tember, welches  deshalb  auch  das  Er n te- 
il nartal  hiess,  eine  sehr  häufig,  auch  in 
amtlichen  Kundgebungen,  z.  B.  im  preußi- 
schen Landrecht,  angewendete  Bezeichnung. 

In  vielen  Teilen  Deutschlands  war  es 
schon  vor  Jahrhunderten  Sitte,  dass  aus 
dichter  bevölkerten  Distrikten  oder  aus 
solchen,  wo  der  Getreidebau  weniger  lohnend 
war  und  deshalb  weniger  ausgedehnt  be- 
trieben wurde,  die  hörigen  Hauern  oder 
deren  Familienglieder  während  des  ganzen 
oder  eines  Teiles  des  Ernte«  piartals  in  anderen 
Distrikten,  die  entgegengesetzte  Verhältnisse 
aufwiesen,  die  Aberntung  der  Wiesen  und 
der  Getreidefelder  besorgton.  Ostelbische 
Grossgrundbesitzer,  die  einen  (Teberfluss  an 
unterthänigen  Bauern  hatten,  erteilten  (Uesen 
dio  Genehmigung,  anderwärts  Eroteartaiton 
zu  verrichten.  Schon  Friedrich  d.  Gr.  hatte 
es  den  Korapagnicchcfs  erlaubt  oder  vielmehr 
befohlen,  einen  bestimmten  Teil  der  Mann- 
schaft während  des  Ernte»  piartals  zu  be- 
urlauben. Von  den  mittel-  und  süddeutschen 
Gebii-gen  zog  alljährlich  eine  grosse  Zahl 
von  Landleuten  in  die  fruchtbaren  Thäler 
und  Ebenen,  um  dort  durch  Mithilfe  bei  der 
Heu-  und  Getreideernte  in  verhältnismässig 
kurzer  Zeit  viel  bares  Geld  zu  verdienen. 
Der  Strom  der  Wanderarbeiter  war  früher 
zwar  bei  weitem  kein  so  starker,  aber  ein 
ähnlich  regelmässiger  wie  jetzt.  Gewöhn- 
lich gingen  diese  Leute  alljährlich  immer 
wieder  in  diesellie  Gegend  uud  waren  eine 
so  gewohnte  Erscheinung,  dass  man  ihnen 
einen  besonderen  Namen  beilegte.  Ihre  Be- 
zeichnung war  örtlich  eine  verschiedene  und 
war  entnommen  entweder  von  der  Art  ihrer 
Arbeit  oder  von  dem  Ort,  wohin  sie  wan- 
derten, oder  auch  von  dem  Ort,  aus  dem  sie 
herkamen.    Häufig  hiessen  sie  Schnit ter. 
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Die  in  grossen  Scharen  von  Westfalen  und 
Lippe  nach  Holland  wanderndeu  Personen, 
die  dort  Wiesen  mühten  oder  Ziegel  an- 
fertigten, nannte  man  Hollandgänger; 
Justus  Moser  hat  wiederholt  von  ihnen 
berichtet. 

In  der  Verwendung  von  Wanderarbeitern 
trat  in  der  ersten  Hälft«  des  19.  Jahrhunderts 
keine  erhebliche  Veränderung  ein.  Wohl 
mehrte    sich    durch   Einschränkung  oder 
völlige  Beseitigung  der  Brache  und  grössere 
Ausdehnung  des  Hackfruchtbauos  der  Be- 
darf an  Arbeitskräften.    Aber  diese  waren 
bis  zur  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  iu- 
folge  des  Wachstums  der  Bevölkerung  sehr 
reichlich  vorhanden.    Zudem  bewirkte  die 
Umgestaltung  der  Betriebsweise  einen  ge- 
wissen Ausgleich  in  dem  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften für  die  Sommerperiode.    Bei  dem 
vordem  herrschend  gewesenen  Dreifelder- 
system waren  zwei  Drittel  des  Ackerlandes 
mit  Getreide  bestellt,  Hackfrüchte  wurden 
nur  in  ganz  geringem  Umfang  gebaut.  In- 
folgedessen drängte  sich  die  Sommerarbeit 
vorzugsweise  auf  das  Erntequartal  zusammen. 
Bei  der  Fruchtwechsel-  und  der  verbesserten 
Feldgraswirtsehaft,  die  an  Stelle  der  Drei- 
felderwirtschaft traten,  nahm  das  Getreide 
nur  etwa  die  Hälfte  des  Ackerareals  ein, 
während  ein  erheblicher  Teil  desselben  mit 
Hackfrüchten  oder  sonstigen  Gewächsen  be- 
baut wurde,  für  welche  die  nötigen  Be- 
stellungs-,  Pflege-  und  Erntearbeiten  haupt- 
sächlich in  die  Zeit  vor  oder  nach  der  Heu- 
und  Getreideernte  fielen.    Der  absolute  Be- 
darf an  Arbeitern  für  das  Ernte<|uartal  ver- 
minderte sich  ebenso,  wie  er  sich  für  den 
Vorsommer  und  den  Herbst  vermehrte.  Da- 
zu kam,  dass  bis  zur  Mitte  des  vorigen  I 
Jahrhunderts  von  der  Dreschmaschine  nuri 
eiu  sehr  wenig  ausgedehnter  Gebrauch  ge- 
macht wurde.    Es  war  daher  die  Möglich- 
keit geboten,  die  während  des  Sommers  in 
der  Lind  Wirtschaft  bcscliäftigten  Personen 
grösstenteils  auch  im  Winter  mit  Ijohnarbeit 
zu  versorgen.    Dies  traf  wenigstens  zu  für 
fast  alle  noch  vollkräftigen  männlichen  Ar- 
beiter, aber  auch  für  viele  halberwachsene 
Personen  und  Frauen.    Ein  Maugel  an  Ar- 
beitern  existierte  danach   im  allgemeinen 
nicht,  höchstens  hier  und  da  einmal  vorüber- 
gehend.  Soweit  die  an  Ort  und  Stelle  vor- 
handenen Arbeitskräfte  im  Sommer  nicht 
ausreichten,  wurden  sie  durch  die  nach  wie 
vor  sich  anbieteuden  Wanderarbeiter  ergänzt. 

Von  der  Mitte  des  19.  Jalirhuudcrts, 
namentlich  aber  von  den  sechziger  und 
siebziger  Jahren  ab  änderten  sich  die  Zu- 
stände. Der  Hackfrucht-,  besonders  der 
Zuckerrübenbau  erfuhr  eine  ungewöhn- 
lich starke  Ausdehnung.  Die  Menge  der 
durchschnittlich  pro  Jahr  im  deutschen  Zoll- 
vereinsgebiet bezw.  im  Deutschen  Reiche 


verarbeiteten  Rüben  betrug  für  dio  Periode 
von  1844  45  bis  1849/50  nur  358  793  Tonnen  ; 
in  der  Periode  von  1850—60  war  sie  schon 
auf  1 549  134  Tonnen,  in  der  Periode  von 
1866-70  auf  2137176  Tonnen,  in  der 
Periodo  von  1876—80  auf  4679  444  Tonnen 
und  in  der  Periode  von  1881 — 86  auf 
8  282047  Tonnen  gestiegen.  Im  Jahre  1898  99 
war  sie  sogar  bis  auf  12150642  Tounen  an- 
gewachsen. Im  Jahre  1878,  in  welchem  zum 
ersten  Male  eine  Bodenstatistik  für  das 
Deutsche  Reich  aufgenommen  wurde,  waren 
175528,5  ha  mit  Zuckerrüben  bebaut,  1893 
schon  395315.5  ha.  Zuckerrüben  sind  aber 
diejenigen  Feldgcwächse,  welche,  abgesehen 
von  einigen  wenigen  nur  in  geringem  Um- 
fang kultivierten  Handelspflanzen,  die  bei 
weitem  meisten  Arbeitskräfte  in  Anspruch 
nehmen.  Auch  der  Anbau  der  übrigen 
Hackfrüchte  wuchs  stark.  Die  mit  ihnen, 
einschliesslich  der  Zuckerrüben,  bestellte 
Fläche  betrug  3  545906  ha  im  Jahr  1878. 
dagegen  4237  6(50,9  lia  im  Jahre  1893. 

Der  Gebrauch  der  Dreschmaschi n o 
wurde  immer  allgemeiner,  der  Handdrusch 
mehr  und  mehr  zurückgedrängt.  Während 
früher  daa  Getreide,  mit  Ausnahme  des  etwa 
sofort  nötigen  Bedarfs  an  Brot-  mid  Saat- 
frucht, lediglich  im  Winter  mit  dem  Flegel 
ausgedroschen  wurde,  fing  man  nun  in 
weitem  Umfang  an,  einen  grossen  Teil  des- 
selben schon  im  Spätsommer  oder  Früh- 
herbst durch  die  Maschine  auszudreschen. 

Heide  hier  erwähnte  Erscheinungen 
hatten  zur  gemeinschaftlichen  Folge,  dass 
der  Bedarf  an  Arbeitskräften  während  der 
Sommerperiode  eine  grössere  Ausgleichung 
erfuhr,  dass  dagegen  die  Differenz  in  dem 
Bedarf  zwischen  Winter  und  Sommer  eine 
noch  stärkere  wurde.  Auf  die  Entwickelung 
des  Wanderarbeitertums  blieb  diese  Ver- 
änderung nicht  ohne  bedeutenden  Eiufluss. 
Diejenigen  Grossgrundbesitzer,  welche  einen 
ausgedehnten  Hackfrucht-  und  besonders 
Zuckerrübenbau  trieben,  hatten  nun  ein 
Interesse  daran,  die  Wanderarbeiter  den 
ganzen  Sommer  hindurch  zu  behalten  und 
für  den  Winter  auf  eine  sehr  geringe  Zahl 
von  Tagelöhnern  sich  zu  beschränken. 
Andererseits  wurden  viele  Arl>eitskräfte.  die 
früher  den  Winter  hindurch  mit  Flegeldrusch 
beschäftigt  worden  waren,  überflüssig  und 
ausser  Lohnverdienst  gesetzt  Zur  Ab- 
wanderung ländlicher  Arbeiter  nach  den 
Städten  und  Industriebezirken  hat  dieser 
Umstand  in  sehr  zahlreichen  Fällen  die 
Hauptveranlassung  geboten. 

In  der  Provinz  Sachsen  und  indem 
von  ihr  umschlossenen  Herzogtum  Anhalt 
fand  der  Zuckerrübenbau  die  grösste  Ver- 
breitung innerhalb  des  Deutschen  Reiches. 
Im  Jahro  1884  85  z.  B.  fielen  von  den  406 
deutschen  Zuckerfabriken  auf  dio  Provinz 
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Sachsen  130,  auf  Anhalt  31,  zusammen  161. 
In  Sachsen  machte  sich  daher  der  Bedarf 
an  Wanderarbeitern  in  besonders  starker 
Weise  geltend :  in  ihr  nahm  das  Wander- 
arbeitertum  auch  zuerst  die  Form  an,  die  es 
jetzt  meist  aufweist.  Hierdurch  erklärt  es 
sich,  wie  dafür  die  Hezeichnuug  »Sachse n- 
gängerei^  aufgekommen  ist  und  eine  so 
weite  Verbreitung  gewonnen  hat  Wann 
und  durch  wen  sie  eingeführt  wurde,  ver- 
mag ich  nicht  anzugeben.  Vor  30  bis  40 
Jahren  war  sie  noch  unbekannt  oder  wurde 
nur  vereinzelt  gebraucht.  Auch  in  der 
Gegenwart  werden  die  Sachsengänger  in 
vielen  Teilen  des  Deutschen  Reiches  nicht 
mit  diesem  Namen,  sondern  mit  anderen, 
die  aber  örtlich  wieder  verschieden  sind, 
bezeichnet.  Sie  heiss?n  Ostgänger, 
Schnitter,  Erntearbeiter;  vielfach 
nennt  man  sie  nach  dem  J^ande  oder  der 
Gegend,  woher  sie  gekommen  sind :  Lands- 
berger, Schlesier.  Eichsfelder,  Ga- 
li  zier,  Po  Ilaken  u.  s.  w.  Bevor  die 
Bezeichnung  Sachsengänger  aufkam ,  war 
wenigstens  in  dem  nordöstlichen  Deutsch- 
land der  Ausd  ruck  =>  O  s  t  g  ä  n  g  e  r «  sehr  ver- 
breitet. Derselbe  ist  umgewandelt  aus  dem  ! 
Worte  iAnstf  .  worunter  man  noch  heute 
in  Ostpreussen  und  anderwärts  die  Ernte  , 
oder  die  Erntezeit  versteht. 

2.  Gegenwärtiger  Zustand.  Im  Jahre  | 
1S90  hat  Karl  Kaerger  ein  ausführliches  i 
Buch  über  die  Sachseugäuger  veröffentlicht,  | 
in  welchem  er  die  Resultate  sorgfältiger, 
von  ihm  selbst  an  Ort  und  Stelle  vorge- 
nommener Untersuchungen  darlegt  (s.  Litt.). 
Allerdings  beziehen  sieh  dieselben  nur  auf 
die  ostelbisehen  Teile  des  Deutschen  Weiches, 
einschliesslich  der  Provinz  Sachsen,  und 
einzelne  Gegenden  der  Provinz  Hannover, 
auch  der  Herzogtümer  Braunsehweig  und 
Anhalt.  Die  genannten  Bezirke  sind  aber 
auch  diejenigen,  aus  welchen  am  meisten 
Sachsen günger  kommen  uud  in  denen  sie 
vorzugsweise  gebraucht  werden.  Wenigstens 
war  dies  vor  lu  Jahren  so;  inwiefern  seit- 
dem eine  Aenderung  eingetreten  ist,  wird 
später  nachzuweisen  sein. 

Nach  Kaerger  kommen  die  Sachsengänger 
hauptsächlich  aus  den  Provinzen  Schlesien, 
Posen.  Westpreussen,  Brandenburg,  aus  dem 
Eichsfelde,  in  geringerer  Menge  auch  aus 
Pommern.  Ihre  Gesamtzald  in  den  unter- 
suchten Gebieten  sehätzt  er  auf  etwa  lÖOOOO. 
Sie  stammen  vorwiegend  ans  Gegenden,  wo 
der  Boden  wenig  ertragfähig  ist.  wo  gleich- 
zeitig infolge  früherer  Kolonisation  viel  Klein- 
gnindbesitz  vorhanden  ist.  auch  grosse  Güter, 
die  einen  starken  Bedarf  an  freien  Arbeitern 
halien.  in  der  Nachbarschaft  nicht  vorhanden 
sind.  Dort  bieten  die  eigenen  Grundstücke 
der  Klcinstellenhetiitzer  keinen  für  den  , 
l/'l.iensunterhidt  einer  Familie  genügenden  I 


Ertrag;  auf  regelmässigen  Lohnverdienst 
können  diese  nicht  einmal  im  Sommer  mit 
Sicherheit  rechnen,  und  soweit  dazu  Gelegen- 
heit geboten,  ist  der  I»hji  ein  niedriger.  Es 
liegt  deshalb  ein  gewisser  Zwang  dazu  vor. 
dass  ein  oder  mehrere  Familienglieder  für 
den  Sommer  fortwandern,  um  anderwärts 
gut  gelohnte  und  andauernde  Arbeit  zu 
finden. 

Der  weit  überwiegende  Teil  der  Saehsen- 
gänger  besteht  aus  weiblichen  Personen, 
und  diese  sind  wieder  meist  junge  Mädchen 
im  Alter  von  etwa  18 — 25  Jahren. 

Mit  der  Unterbringung  der  Sachsen- 
gänger war  es  früher  oft  scldecht  bestellt. 
Später  ist  hierin,  wesentlich  infolge  von 
ergangenen  Polizeivorschriften,  eine  erheb- 
liche Besserung  eingetreten.  Auf  Gütern, 
auf  denen  regelmässig  jeden  Sommer  eine 
grössere  Zahl  von  Sachsengängern  beschäftigt 
wird,  sind  eigene  Häuser  für  sie  eingerichtet, 
wo  sie,  nach  Geseldechtorn  getrennt,  sclüafen, 
wo  auch  zum  Kochen  und  Essen  besondere 
Räume  sich  vorfinden.  Ausser  Wohnung  er- 
halten die  Sachsengänger  gewöhnlich  Brenn- 
material und  eine  bestimmte  (Quantität  Kar- 
toffeln, zuweilen  auch  noch  sonstige  Natu- 
ralien. Im  übrigen  besteht  ihr  Ixthn  in  Geld. 
Der  Tage  lohn  pflegt  für  Mädchen  1  Mark, 
für  Mäuuer  1,50  Mark  zu  betragen.  In  der 
Kegel  aber  werden  die  Sachsengänger  im 
Accord  beschäftigt  uud  verdienen  dann 
täglich  zwischen  1,50  und  3  Mark,  zuweilen 
bis  4  Mark.  Ihr  gesamter  Lohn  verdienst 
während  der  ganzen  Saison  stellt  sich  im 
Durchschnitt  bei  Mädchen  auf  400  Mark, 
bei  Männern  auf  550  Mark.  Als  mögliche 
und  zuweilen  erzielte  Ersparnis  nimmt 
Kaerger  250  bis  300  Mark  an,  als  wirkliche 
durchschnittliche  Ersparnis  aber  nur  150 
Mark. 

Die  Kosten  der  Hin-  und  Rückfahrt 
werden  von  dem  Arbeitgeber  bestritten;  die- 
selben liaben  sich  wesentlich  verringert, 
seitdem  den  Sachsengängern  Fahrpreiser- 
mässigungen  auf  deu  Eisenbahnen  bewilligt 
worden  sind. 

Der  Arbeitgeber  pflegt  seinen  Bedarf  an 
Sachsengängeni  sich  nicht  direkt  zu  tie- 
schaffen, sondern  er  bedient  sich  dabei  der 
Vermirtelung  von  Agenten  oder  Unterhänd- 
lern, die  in  den  Heimatsorten  der  Sachsen- 
gänger zahlreich  vorhanden  sind.  Handelt 
es  sich  um  eine  grössere  Zahl  von  Sachsen- 
gängern, die  auf  einem  und  demselben  Gute 
beschäftigt  werden  sollen,  so  geht  der  Unter- 
liändler  mit  diesen  und  versieht  während 
der  Arbeitsperiode  die  Stelle  eines  Aufsehers 
und  eines  Vermittlers  zwischen  dem  Arbeit- 
geber und  den  Arbeitnehmern. 

In  der  allgemeinen  l^age  der  Sachsen- 
gäriger  ist  in  den  10  Jahren,  seitdem  Kaerger 
sein  Buch  geschneiten,  keine  erhebliche  Ver- 
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äiiderung  eingetreten,  ausser  dass  der  tag- 
liche wie  jährliche  Lohnverdienst  im  Durch- 
schnitt etwas  gestiegen,  die  Unterkunfts- 
räume auch  bessere  gowordeu  sind.  Dagegen 
ist  die  Zahl  der  Sachsen  ganger  wie  dio  Zahl 
der  Ijandwirte,  welche  solche  beschäftigen, 
stark  gewachsen  und  dementsprechend 
<las  Gebiet,  aus  dem  sie  sich  rekrutieren, 
ein  bedeutend  weiteres  geworden. 

Der  Aufschwung,  welchen  die  Industrie 
namentlich  durch  die  Anfang  der  neunziger 
Jahre  abgeschlossenen  Handelsverträge  ge- 
wonnen, sowie  das  gleichzeitige  starke 
Wachstum  der  Bevölkerung  in  vielen  grossen 
Städten  haben  eine  ungewöhnlich  zahlreiche 
Abwanderung  der  Landbewohner  und  be- 
sonders der  ländlichen  Arbeiter  hervorge- 
rufen. Es  ist  ein  Mangel  an  letzteren  ent- 
standen, wie  er  früher  nie  dagewesen  war. 
Dieser  erstreckt  sich  auf  die  meisten  Teile 
des  Deutscheu  Reiches  und  zwar  nicht  nur 
auf  die  Gebiete,  in  denen  der  Grosshesitz 
vorherrscht,  sondern  auch  auf  solche,  wo  die 
Bauern  weitaus  filierwiegen.  Viele  mittlere 
oder  grosse  Besitzer  oder  Pachter,  die  früher 
ihren  Bedarf  an  Arbeitern  durch  die  rm 
Orte  oder  in  nächster  Nachbarschaft  woh- 
nenden Leute  befriedigen  konnten,  waren 
infolge  der  veränderten  Umstände  gezwungen, 
aus  der  Ferne  Wanderarbeiter  sich  kommen 
zu  lassen.  So  haben  dio  Sachsontfängcr  all- 
mählich auch  filier  solche  Bezirke  des 
Deutschen  Reiches  sich  verbreitet,  wo  man 
sie  früher  nicht  kannte:  wir  finden  sie /..  B. 
in  Thüringen,  Westfalen,  Rheinpreussen, 
Hessen,  Elsass-Lothringen  und  anderwärts 
in  mehr  oder  minder  grosser  Zahl.  Die 
bereits  erwähnte  und  altherkömmliche  peri- 
odische Wanderung  von  Schnittern  avis  den 
mittel-  und  süddeutschen  Gebirgsgegenden 
nach  den  Thälern  und  Ebenen  hat  zwar 
nicht  aufgehört,  aber  doch  sehr  nachge- 
lassen, weil  auch  aus  jenen  Distrikten  die 
Abwanderung  nach  den  Städten  und  Industrie- 
bezirken sehr  gewachsen  ist. 

Der  verstärkte  Bedarf  an  Sachsengängern 
machte  es  notwendig,  neue  Bezugsquellen 
für  sie  ausfindig  zu  inachen.  Weil  die 
ei n  hei mi  sc  heu  nicht  mehr  ausreichten, 
suchte  mau  solche  in  anderen,  in  benach- 
barten Ländern,  vor  allem  in  den  öst- 
lich des  Deutschen  Reiches  gelegenen,  wo 
wegen  des  extensiven  Betriebes  nur  eine 
geringe  Nachfrage  nach  Landarbeitern  und 
deren  I/)hn  ein  niedriger  war.  Namentlich 
aus  R  n  s  s  i  s  c  Ii  -  P o  1  e  n  und  anderen  an- 
grenzenden Teilen  Russlands,  aus  Oester- 
reich, besonders  aus  Galizien,  strömen 
jetzt  viele  Tausend»  von  Sachsengängern 
alljährlich  in  das  Deutsche  Reich  und  zer- 
streuen sich  in  demselben  bis  an  die 
äussersten  Grenzen  im  Norden,  Westen  und 
Süden.    In  den  letzten  Jahren  sind  ausser- 
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dem  Versuche  gemacht  worden,  Italiener, 
die  bisher  vorzugsweise  nur  als  Bau-  und 
Erdarbeiter  verwendet  wurden ,  auch  für 
landwirtschaftliche  Beschäftigung  zu  ge- 
winnen. Erfolglos  sind  diese  Versuche 
keineswegs  gewesen  und  sie  werden  deshalb 
gerade  in  der  Gegenwart,  unter  Benutzung 
neuer  Mittel,  mit  Eifer  betrieben.  Der  Strom 
von  Sachsengängern,  der  sich  injedem  Früh- 
jahre, hauptsächlich  von  Ende  Februar  oder 
Anfang  März  bis  etwa  Mitte  April,  von 
Osten  ausgehend,  über  ganz  Deutschland  er- 
giesst,  ist  eiuer  Völkerwanderung  ver- 
gleichbar. Ihn  zu  bewältigen,  kostet  der 
Eisenbahnverwaltung  grosse  Mühe,  und  sie 
rnuss  dafür  ganz  besondere  Vorkehrungen 
treffen. 

L'eber  die  Gesamtzahl  der  Sachsen- 
gänger haben  wir  keine  irgend  ausreichen- 
den statistischen  Angaben,  Ucber 
diejenigen  unter  ihnen,  die  aus  dem  Deutschen 
Reiche  selbst  stammen,  sind  sie  schon  des- 
halb schwer  zu  beschaffen,  weil  der  Begriff 
Sachsengänger  sich  nicht  scharf  definieren 
lässt  Fasst  man  ihn  als  gleichbedeutend 
mit  »Landwirtschaftliche  Wander- 
arbeiter«, so  muss  man  dazu  alle  Personen 
rechnen,  die  während  des  Sommers  auf 
kürzere  oder  längere  Zeit  ihre  Heimat  ver- 
lassen, um  an  anderen  Orten  landwirtschaft- 
liche Lohnarbeit  zu  verrichten.  Deren  Zahl 
festzustellen,  würde  aber,  wenn  es  über- 
haupt möglieh  ist,  mit  grossen  Schwierig- 
keiten und  Kosten  verknüpft  sein,  auch  immer 
nur  ein  ziemlich  ungenaues  Resultat  liefern. 

Mit  geringerer  Mühe  und  grösserer  Sicher- 
heit würde  man  die  Zahl  der  aus  dem  Aus- 
lände einströmenden  Sachsengänger  ermitteln 
könneu.  Aber  auch  dies  ist  meines  Wissens 
bis  jetzt  noch  nicht  versucht  worden. 

Das  Meuge Verhältnis  zwischen  den  i  u  - 
ländischen  und  den  ausländischen 
Sachsengäugern  hat  sich  im  Laufe  der  letzten 
10  bis  15  Jahre  aus  den  bereits  angeführten 
Gründen  sehr  verschobon.  Man  darf  an- 
nehmen, dass  dio  ersteren  eher  ab-  als  zu- 
genommen haben,  während  die  letzteren 
vermutlich  mindestens  um  das  Drei-  bis 
Vierfache,  wahrscheinlich  noch  stärker  ge- 
wachsen sind.  Wenn  Kaerger  nach  seinen 
1889  vorgenommenen  Untersuchungen  die 
Zahl  der  aus  den  östlichen  preussisehen 
Provinzen  abwandernden  Sachsengänger  auf 
rund  100  (XXI  Personon  schätzt,  so  glaube 
ich,  dass  man  in  der  Gegenwart  diese  mit 
den  aus  den  benachbarten  Ländern,  (.»ester- 
reich und  Russland,  kommenden  Sachsen- 
gängern zusammen  genommen  auf  2—300000 
veranscldagen  darf. 

Für  die  Beurteilung  dos  Einflusses  der 
Sachsengänger,  namentlich  auf  unsere  sozialen 
und  politischen  Zustände,  ist  es  nötig,  bei 
den  aus  dem  Inland  stammenden  zu  unter- 
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scheiden  zwischen  denen,  die  deutscher, 
und  denen,  die  polnischer  Nationalität 
sind.  Ein  sehr  grosser  und  stetig  wachsen- 
der Bruchteil  der  inländischen  Sachsen- 
gänger kommt  aus  den  Provinzen  Schlesien. 
Posen  und  Westproussen,  wo  uuter  den 
Arbeitern  und  Parzellenbesitzern  die  Polen 
überwiegen,  wie  aus  den  Kaergerschen  An- 
gaben deutlich  hervorgeht.  Der  Eiufluss 
der  deutsch-polnischen  Sachsengänger  auf 
unsere  öffentlichen  Verhältnisse  ist  zwar 
kein  so  starker  wie  der  Einfluss  der  vom  Aus- 
lande kommenden  polnischen  Sachsengüuger; 
aber  nach  manchen  .Richtungen  hin  in  seiner 
Art  doch  ein  wesentlich  ähnlicher. 

3.  Wirtschaftliche,  soziale  und  po- 
litische Bedeutung.  Für  die  Landwirte 
liegt  in  der  Verwendung  von  Sachsen- 
gängern der  grosse  Vorteil,  dass  sie  den 
Mehrbedarf  an  Arbeitskräften  während  des 
Sommers  oder  während  eines  Teiles  des 
Sommers  erheblich  wohlfeiler  und  sicherer 
befriedigen  können,  als  wenn  sie  lediglich 
auf  ständige  Arbeiter  angewiesen  wären,  die 
von  dem  an  Ort  und  Stelle  verdienten  Lohn 
das  gauze  Jahr  leben  müssen.  Weiter  wird 
es  ihnen  durch  die  Sachsengänger  möglich, 
den  Hackfruchtbau  sowold  umfangreicher 
wie  intensiver  zu  gestalten.  Die  grosse 
Ausdehnung,  welche  namentlich  der  Zucker- 
rüben bau  während  des  letzten  Menschen- 
ältere  erfahren  liat,  ist  nur  mit  Hilfe  der 
Sachsengänger  zu  erzielen  gewesen. 

Die  Sachsengänger  selbst  verdienen  wäh- 
rend ihrer  Wanderarbeitszeit  eine  für  ihre 
Verhältnisse  hohe  Summe  an  Lohn,  den  sie, 
wie  aus  übereinstimmenden  Erfahrungen  fest- 
steht, zum  erheblichen  Teil  als  Ersparnis  in 
ihre  Heimat  mitbringen  oder  dorthin  schicken. 
Sie  stammen  in  überwiegender  Mehrzahl  aus 
ärmlichen  Gegenden ,  denen  dadurch  be- 
deutende Barmittel  zugeführt  werden,  die 
zur  Verbesserung  ihrer  Ernährungsweise, 
ihrer  Wohnungen  oder  der  eigenen  kleinen 
Wirtscliaft  oder  zum  Ankaid  vou  Grund- 
stücken Verwendung  finden.  Nicht  gering 
ist  auch  der  Vorteil  zu  veranschlagen,  dass 
die  Intelligenz  und  die  Erwerbsfähigkeit  der 
Sachsengänger  durch  ihren  Aufenthalt  in  der 
Fremde  wachsen.  Ihre  Menschen-  und 
Sachkenntnis  nimmt  zu,  sie  lernen  wirt-  j 
schaftlich  fortgeschrittenere  Zustände  kennen.  | 
sie  werden  in  der  zweekmässigsten  Art  der 
Ausführung  sehr  wichtiger  landwirtschaft- 
licher Verrichtungen  geübt,  an  regelmässige 
und  andauernde  Arbeit  gewöhnt.  Das  auf, 
dies*?  Weise  gesammelte  geistige  Kapital  ist 
kaum  minder  wertvoll  als  die  orsjiarteii  j 
Geld  löhne. 

Soweit  die  Saehsengänger  aus  dem  < 
Deutschen  Reiche  stammen,  kommen  die  i 
genannten  Vorteile  auch  dem  Deutschen  i 
Keiche  wieder  zu  gute.     Dieselbeu  stellen  '., 


gewissermassen  einen  Tribut  an  materiellen 
und  geistigen  Gütern  dar,  welchen  die  durch 
natürliche  und  wirtschaftliche  Verhältnisse 
mehr  begünstigten  Teile  des  Reiches  den 
weniger  begünstigten  alljährlich  leisten. 
Diesen  Tribut  zolJt  der  Westen  dem  Osten, 
die  fruchtbaren  Tliäler  und  Ebenen  den 
weniger  ertragreichen  Gebirgsgegenden,  die 
Bezirke  mit  reichem  Boden  denen  mit  armem 
Boden.  Der  Gewinn,  den  die  ausländischen 
Sachsengänger  mit  nach  Hause  bringen, 
kommt  dem  Deutscheu  Reich  allerdings  nicht 
zu  gute. 

Den  geschilderten  Lichtseiten  stehen 
allerdings  auch  Schattenseiten  gegen- 
über. Wo  Sachsengänger  hinkommen,  na- 
mentlich wo  sie  in  grösserer  Zahl  gehalten 
werden,  nimmt  sehr  häufig  die  Abwande- 
rung der  vorhandenen  einheimischen  Arbeiter 
zu.  Sind  die  Sachseugänger  einmal  auf  einer 
Stelle  für  eine  bestimmte  Zeit  angenommen, 
so  müssen  sie  auch  beschäftigt  und  gelohnt, 
werden.  Dadurch  fällt  aber  für  manche  ein- 
heimischen Arlieiter  die  Möglichkeit  eines 
regelmässigen  Lohnverdienstes,  selbst  im 
Sommer,  fort.  Wo  man  Sachsengänger  in 
grösserer  Zahl  angenommen  hat,  pflegt  man 
sie  auch  solange  zu  behalten,  als  im  Herbst 
Arbeit  vorhanden  ist,  sie  namentlich  auch 
zum  Ausdrusch  des  Getreides  mit  der 
Dampfmaschine  zu  verwenden.  Hierdurch 
wird  aber  die  wichtigste  Erwerbsquelle  der 
einheimischen  Arbeiter  während  des  Wintere 
sehr  geschmälert.  Durch  viele  Zeugnisse  ist 
es  bestätigt,  dass  der  umfassende  Gebrauch, 
den  man  in  deu  letzteu  Jahrzehnten  von  dem 
Dampfdrusch  gemacht  hat  und  noch  macht, 
häufig  die  Veranlassung  zur  Abwanderung 
von  Ijandarljeitcrn  gewesen  ist.  Dieselbe 
wird  ausserdem  noch  dadurch  befördert, 
dass  die  einheimischen  Arbiter,  wenn  sie 
den  Sachsengängeru  gegenüber  in  erheb- 
licher Minorität  sind,  sich  leicht  gedrückt 
und  zurückgesetzt  fühlen  oder  dass  der  täg- 
liche Verkehr  mit  den  Sachsengängeru  ihnen 
unsympathisch  ist.  letzteres  trifft  begreif- 
licherweise namentlich  dann  zu,  wenn  die 
Sachsengänger  einer  fremden  Nationalität 
angehören  oder  gar  noch  dazu  aus  dem 
Auslande  stammen. 

Man  darf  annehmen,  dass  zur  Zeit  die 
überwiegende  Mehrzahl  der  eigentlichen 
Sachseugänger  aus  Personen  fremder  Natio- 
nalität und  diese  wieder  vorzugsweise  aus 
Polen  bestehen.  Die  Ijebensgewohnheiten 
und  Anschauungen  der  Polen  sind  den 
deutschen  Arbeitern  wenig  zusagend.  Da 
diese  in  jenen  ausserdem  unwillkommene 
Konkurrenten  erblicken,  so  kann  es  nicht 
Wunder  nehmen,  wenn  viele  deutsche  Lind- 
arbeiter durch  die  Sachseugänger  zur  Ab- 
wanderung nach  den  Städten  und  Industrie- 
bezirken veranlasst  werden.  Je  mehr  solches 
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geschieht,  desto  grosser  wird  der  Bedarf  an 
Sachsengängern,  und  je  mehr  Sachsengänger 
einströrneu,  desto  mehr  wird  aufs  neue  die 
Abwanderung  der  heimischen  Arbeiter  her- 
vorgerufen. Die  eine  Erscheinung  bedingt 
und  verstärkt  die  andere.  Besonders  gilt 
dies  für  Zeiten  wie  die  gegenwärtigen,  in 
denen  die  Industrie  blüht  und  diese  eine 
grosse  Anziehungskraft  auf  die  I^and  bevölke- 
rn ng  ausübt. 

Die  Zunahme  der  Polen  und  die  Abnahme 
der  Deutschen  unter  den  landliehen  Arbeitern 
kann,  wenn  sie  in  der  bisherigen  Gangart 
fortschreitet,  zu  einer  w  i  r  t  s  e  h  a  f  1 1  n;  h  e  n , 
sozialen  und  nationalen  Gefahr  wer- 
den. Die  Polen  sind,  wenn  sie  unter  strenger 
Zucht  stehen,  willige  und  fleissige  Leute; 
aber  an  allgemeiner  Bildung,  an  Zuverlässig- 
keit, Ehrlichkeit,  an  Ausdauer  und  Körper- 
kraft stellen  sie  hinter  den  Deutsehen  zu- 
rück. Ihr  Wachstum  und  die  Abnahme  der 
Deutsehen  bedeutet  einen  Bückschritt  in  der 
Ent  Wickelung  der  I^andarbeiterklasse  im 
ganzen ;  dessen  ungünstige  Wirkungen  müssen 
früher  oder  sjiäter  auch  für  die  Arbeitgeber 
sich  fühlbar  machen,  soweit  dies  nicht  schon 
geschehen  ist. 

Seit  den  letzten  Jahrzehnten  haben  unter 
den  ländlichen  Arbeitern  im  Osten  des 
Deutschen  Beiches  die  Polen  stark  zuge- 
nommen ;  das  Menge  verhält  uis  zwischen  ihnen 
und  den  Arbeitern  deutscher  Nationalität  hat 
sich  zu  Ungunsten  der  letzteren  sehr  ver- 
schoben. Bei  den  offensichtlichen  und  leider 
nicht  ganz  erfolglosen  Bestrebungen  der 
Polen,  einen  grossen  Teil  der  östlichen 
preussischen  Provinzen  der  germanischen 
Kultur  zu  entreissen  und  womöglich  ein 
neues  Polenreich  zu  gründen,  niuss  diese 
Erscheinung  aus  nationalen  wie  politischen 
Gründen  zu  ernsten  Bedenken  Veranlassung 
geben.  Dies  um  so  mehr,  als  aus  den  l*and- 
Itewohnem  die  städtische  Bevölkerung  sich 
immer  wie<ler  rekrutiert. 

Besondere  nachteilig  wirkt  der  Zustrom 
von  ausländischen  Sachscngäugcrn  pol- 
nischer Nationalität.  Diese  sollen  zwar  jedes 
Jahr  wieder  in  ihn?  Heimat  zurückkehren, 
können  auch  jederzeit  ausgewiesen  werden. 
Aber  Thatsaehe  ist,  das»  nicht  wenige  von 
ihnen  in  Deutschland  zurückbleiben  und 
dauernd  sieh  hier  niederlassen.  In  Anbe- 
tracht des  grossen  Mangels  an  Ijaudarbeitern, 
hervorgerufen  durch  den  ungewöhnlich 
starken  Aufschwung  der  Industrie,  hat  die 
preussische  Staatsregierung  dem  Drängen 
der  Landwirte  nachgegeben  und  die  früher 
gesetzte  Frist,  während  welcher  die  aus- 
ländischen   Saclisengänger    im  Deutschen 


U'weilen  dürfen,  erheblich  verlängert. 


Durch  eine   im  vorigen  Jahre  (1000)  er 
gangene  Bestimmung  ist  die  Dauer  des  für  j 
die  Sachsengänger  erlaubten  Aufenthaltes  im  | 


Deutschen  Weiche  auf  die  Periode  vom 
1.  Februar  bis  20.  Dezember  gesetzt,  so  dass 
dieselben  bloss  6  Wochen  in  ihrer  Heimat 
zubringen  müssen.  Dies  ist  nicht  mehr  als 
ein  Ferien-  oder  Erholungsurlaub.  Ks  kann 
nicht  ausbleiben,  dass  infolgedessen  die 
Zahl  sowohl  der  ausländischen  Sachsou- 
gänger,  welche  schliesslich  für  immer  ihren 
Wohnsitz  im  Deutschen  Reich  nehmen,  wie 
auch  der  abwandernden  einheimischen  deut- 
schen Landarbeiter  beträchtlich  zunehmen 
wird.  Für  die  zukünftige  Entwickebing 
unserer  sozialen  und  politischen  Zustände 
ist  dies  eine  sehr  unerfreuliche  Aussicht. 

I'eber  die  Wirkung,  welche  die  Sachsen- 
günger  auf  die  sittlichen  Zustände  aus- 
üben, gehen  die  Urteile  auseinander.  Früher 
wurde,  namentlich  von  kirchlicher  Seite,  die- 
selbe als  eine  sehr  ungünstige  dai-gestollt. 
und  diese  Auffassung  findet  sich  auch  jetzt 
noch  häufig.  Indessen  ist  hierin  doch  eine 
gewisse  Besserung  eingetreten,  seitdem 
für  sittlichen  Anforderungen  mehr  ent- 
sprechende Unterkunftsräume  grössere  Sorge 
getragen  wird.  Hin  normaler  und  wünschens- 
werter Zustand  ist  es  allerdings  nicht,  wenn 
viele  Tausende  von  jungen  Jjouten,  die  zu- 
dem meist  weiblichen  Geschlechts  sind, 
einen  grossen  oder  selbst  den  bei  weitem 
grössteu  Ted  des  Jahres  ausserhalb  der 
Heimat  und  ohne  jeden  FamUionansehluss 
zuzubringen  genötigt  sind. 

Eine  weitere  unbestreitbar  ungünstige 
Folge  der  Sachsengängerei  ist  die  Ver- 
m  e  h  r  u  n  g  d  e  s  K  o  n  t  r  a  k  t  b  r  u  e  h  e  s.  Dieser 
kommt  bei  den  Sachsengängern  viel  häufiger 
vor  als  bei  den  einheimischen  Arbeitern, 
wirkt  aber  ausserdem  ansteckend  auf  die 
letzteren  ein. 

Aus  allem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  die 
Sachsen gangerei  im  ganzen  keine  gerade  er- 
freuliche und  gesunde  Erscheinung  in  unserem 
Volksleben  darstellt;  wenigstens  nicht  in  der 
Form,  wie  sie  sieh  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten ausgebildet  hat.  Eine  Beschränkung 
in  der  Zahl  der  Sachsengänger  nichtdeutscher 
Nationalität  und  besondere  der  aus  dem  Aus- 
lande kommenden  ist  nicht  nur  dringend 
erwünscht  sondern  notwendig,  wenn  nicht 
unsere  wirtschaftliche,  soziale  und  nationale 
Kntwickelung  grossen  Schallen  leiden  soll. 
In  Bezug  auf  die  hierzu  geeigneten  Mittel 
verweise  ich  auf  den  Art.  Landwirt- 
schaftliche Arbeiter  (ol»on  Bd.  V  S. 
•l(J7ff.),  der  überliaupt  manche  Ergänzung 
zu  dem  hier  Gesagten  darbietet. 

Litteratlir:  Mehr,  dir.  Uri  dem  Art.  l.andnirt- 
*ch  njt  liehe  Arbeit  tr  angeticbrnc  (oben  Jid.  V 
S.  470). 

Tit.  Frkr.  von  der  Uollz. 
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Sadler— Saint-Simon  und  Saiut-Simonismus 


Sachversicherung 

s.  Versicherungswesen. 


Hadler-Hofackereche  Hypothese 

s.  GeKchlechtsverhältnis  der 
Geborenen  und  Gestorbenen 
oben  Bd.  IV,  S.  177. 


Sadler,  Michael  Thomas, 

geb.  1870  zn  Snelston,  Derbyshire,  war  Kauf- 
mann zu  Leeds.  1829  nnd  1830  Parlamentsmit- 
glied fiir  Newark-upon-Treut  und  im  Jahre  1831 
für  Aldborongh,  Yorkshire.  Er  starb  18.%. 
Seine  ausserordentliche  Menschenfreundlichkeit, 
besonders  gegen  die  ländlichen  Amien  und 
Fabrikskilider,  machten  ihn  zu  einem  Gegen- 
stand allseitiger  Verehrung. 

Sadler  ist  ein  Geguer  der  Malthusschen  Be- 
völkerungstheorie und  gehört  als  solcher  in  die 
Reihe  der  gemässigten  Optimisten.  Seine  Theorie 
gipfelt  in  dem  Satze,  class  die  Bevölkerungs- 
vermehrung sich  in  umgekehrtem  Verhältnis  zu 
ihrer  Dichtigkeit  verhält,  indem  bei  steigender 
Zahl  die  Fruchtbarkeit  der  Menschen  abnimmt. 

Sadler  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
.-«  haftliche  Schriften :  Ireland,  its  evils  and  their 
remedies :  beim?  a  refutation  of  the  error»  of ! 
the  emigration  Coramittee  and  others,  totiching 
that  Country,  to  which  is  prefixed  n  Synopsis 
of  an  original  treatise,  about  to  be  published 
on  the  law  of  populatiou,  developing  the  real 
principle  on  which  it  is  uuiversaly  regulated. 
2.  ed.,  London  1825)  (1.  ed.  1S28).  —  Speech  in 
the  State  and  prospects  of  the  country,  delivered  I 
at  Whitby,  London  1829.  —  The  law  of  popu- 
lation :  a  treatise  in  six  books,  in  disproof  of ' 
the  su|>erfecnndity  of  human  beings,  ad  develo- 
ping tue  real  principle  of  their  increase,  2  vol., 
London  1830.    (Vol.  J II  ist  nicht  erschienen.  I  ; 

—  A  Refutation  of  an  article  in  the  Edinburgh  i 
Review,  London  1830.  —  The  factory  Bill  exa-  j 
mined,  London  1832.  —  Distress  of  the  Agri- 
cultural  Labourers,  Bradford  1833.  —  Sudler  ver- 
öffei  tlichte  im  Jährte  1829  noch  zwei  Reden, 
welche  er  im  Unterhause  liher  die  „Roman 
C'athulic  Relief  Bill"  hielt,  von  denen  die  erste 
in  7  Anfingen  in  demselben  Jahre  erschien. 

Vgl.  über  Sadler:  Lord  Macaulay. 
in  der  Edinburgh  Review,  July  1830.  S.  297. 

—  Alexander  H.  Everett.  in  der  North- 
american  Review,  January  1831,  S.  219.  — 
Christopher  North,  Mr.  Sadler  and  the 
Edinburgh  Reviewer:  Black wood  .Magazin  XIX, 
S.  3!tt>,  405,  417.  -  Memoirs  of  the  Life  and 
Writings  of  M.  T.  Sadler,  London  1842.  - 
Friedrich  Schmidt,  Untersuchungen  über 
Bevölkerung,  Arbeitslohn  nud  Pauperismus  in 
ihrem  gegenseitigen  Zusammenhange,  Leipzig 
183«,  S. '38.—  Robert  von  Mohl,  Geschichte 
der  Staatswissenschaften,  Bd.  III.  Erlangen 
18Ö8,  S.  494.  —  Ludwig  Elster,  Bevölke- 
rungslehre und  Bevölkeiungspolitik,  Artikel 
in  diesem  Handwörtcrbuche  oben  Bd.  II  S.  748. 

Jowf  Stammhnmmcr. 


Saint-Simon  und  Saint  Nimoutsmus. 

1.  Saint-Simon.    2.  Der  Saiut-Simonismus. 

1.  Saint-Simon.  Die  sozialrefonnatorischeu 
Gedanken,  welche  während  der  grossen  fran- 
zösischen Revolution  zu  Tage  getreten  waren, 
raussten  unter  der  Herrschaft  Napoleons  hinter 
dem  Ulauz  seiner  Siege  zurücktreten;  erst 
unter  der  Restauration,  als  das  geistige  Leben 
sich  wieder  mit  grosser  Lebhaftigkeit  der  inneren 
Politik  zuwandte,  konnten  sie  sich  von  neuem 
bervorwageu.  Der  erste,  der  es  hier  vermochte, 
sich  und  seinen  Ideeen  Beachtung  zu  verschaffen, 
und  der  damit  für  eiue  soziale  Bewegung  von 
bedeutender  Tragweite  Bahu  brach,  war  Saint- 
Simon. 

Claude  Henri  de  Rouvray,  Graf  von  Saint- 
Simon,  war  ein  Grossneffe  jenes  gleichnamigen 
Herzogs  nnd  Pairs,  der  in  seiner  Chronik  des 
Hoflehens  unter  Ludwig  XIV.  das  berühmteste 
Meinoirenwerk  der  Weltliteratur  geliefert  hat. 
Die  Ahnen  spielen  in  den  Schriften  Saint-Simon* 
keiue  geringe  Rolle,  und  deshalb  mag  hier  mit 
wenigen  Worten  am  sie  eingegangen  sein.  Fak- 
tisch stammte  das  Geschlecht  aus  dem  niederen 
Adel  der  Grafschaft  Vermandois,  und  erst  unter 
Ludwig  XIII.  war  ein  Mitglied  desselben  zur 
Herzogswürde  emporgestiegen;  doch  hat  das 
königliche  Ernenuungspateut  (l&if>),  uro  den 
höfischen  Günstling  mit  der  Gloriole  vornehmster 
Abkunft  zu  umgehen,  ihn  als  direkten  Nach- 
kommen der  (.Srafen  von  Vermandois  bezeichnet, 
die  ihrerseits  wieder  von  Karl  dem  Grossen 
ihre  Abstammung  herleiteten.  Diese  imaginäre 
Genealogie  hatte  zur  Folge,  dass  unserem  Saint- 
Simon  einst  Karl  der  G rosse  im  Traume  er- 
schien, um  ihm  zu  prophezeien,  er  werde  die 
Familie  als  Philosoph  ebenso  zieren  wie  der 
Urahn  als  Regent. 

Saint-Simon  glaubte  thatsächlich ,  das«  er 
zn  der  Rolle  eines  welfbeherrscbenden  Philo- 
sophen prädestiniert  wäre,  -  -  wie  seine  Physio- 
gnomie Uberhaupt  eine  gewisse  Verknüpfung  von 
wirklicher  Originalität  mit  Grössenwahn  er- 
kennen lässt.  iSeiuc  üppige  Phantasie  und  seine 
überaus  lebendige  Einbildungskraft  Hessen  ihn 
Dinge  glauben,  die  sich  nie  zugetragen  hatten, 
und  darum  wird  mau  gut  ihnn,  manchen  An- 
gaben über  seinen  Lebenslauf,  für  deren  Wahr- 
heit seine  eigene  Darstellung  die  einzige  Ur- 
kunde bildet  ,  mit  Vorsicht  zu  begegnen.  Da 
indes  andere  Quellen  über  den  grüssten  Teil 


Lebens  nicht  berichten , 


und  wir 


nötigt,  die  folgenden  biographischen  Daten  seinen 
eigenen  Aufzeichnungen  zu  eutuehmen. 

Saint-.simon.  geb.  am  17.  X.  17fiO,  wurde 
angeblich  von  d'Alembert  erzogen.  .Seine  .Ingend 
verlief  iu  uustütcr  Thätigkeit.  Wir  finden  ihn 
als  Offizier  in  Frankreich,  als  Kämpfer  unter 
Washington  in  Amerika,  als  diplomatischen 
Agenten  auf  eigene  Faust  in  Holland,  als  un- 
ermüdlichen  und    unerbetenen    Ratgeber  der 
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Ministerien  in  Spanien  und  Mexiko,  wo  er  um- 1  tritt  in  die  Welt  begleitet*  (G.  Brandes).  Diese 
fassende  Kanalbauten  vorschlug.  —  Diese  Kreuz- 1  Jugend,  leidenschaftlich  und  romantisch  veran- 
nnd  Querzüge  muBsten  ein  Knde  nehmen,  nach-  i  lagt ,  voll  instinktiver  Abneigung  gegen  den 
dem  er  durch  die  französische  Revolution  sein  I  brutalen  Egoismus  und  die  platte  Prosa  der  sie 
ganzes  Vermögen  verloren  hatte  und  so  genötigt  :  umgebenden  bürgerlichen  Gesellschaft,  lauschte 
war,  für  seinen  Unterhalt  durch  eigenen  Erwerb  im  Versammlungslokale  der  Sajnt-Siraonisten. 
zu  sorgen.  Es  gelang  ihm,  biunen  kurzer  Zeit  in  der  Rno  Taranne.  begeistert  den  Männern, 
durch  kaufmännische  Operationen  sich  ein  neues  die  den  Sturmlauf  gegen  Selbstsucht,  Spiess- 
Vermögen  zn  erwerben.  Allein  es  war  bald  ;  bürgertnm  und  Geldadel  unternahmen.  So  kam 
wieder  durch  Luxus  und  Ausschweifung  ver-  es,  dass  gerade  damals  eine  Menge  sehr  taleut- 
schwendet,  in  die  er  sich  gestürzt  hatte,  an-  voller  oder  sogar  genialer  junger  l^ente  sich 
geblich  um  seine  Kenntnis  de»  Irdischen  zu  der  .Schule  anschloss  und  ihre  Verheißungen  wie 
vervollständigen  und  alles  Menschlich  -  Allzu-  1  eine  Offenbarung  aufnahm.  So  ward  die 
menschliche  bei  seinen  Plänen  Uber  die  Zukunft  neue  Lehre  zur  Religion,  die  Schule  zur  fanatisch- 
der  Kultur  berücksichtigen  zu  können.  So  lie-  gläubigen  Sekte.  Die  saint-simonistisehc  Ge- 
kam  er  Gelegenheit,  sogar  bis  an  sein  Lebens-  meiude  wurde  streng  hierarchisch  gegliedert, 
ende  unfreiwillig  auch  die  Psychologie  der  Armut  ihre  Leitung  zw  ei  „Oberpriesteru"  („peres  su- 
zu  studieren  In  diese  letzte  Periode  seines  prtmcs\i  übertragen  :  B  az a  rd  und  En  f  a n  t  i n 
Lebens«  fällt  fast  seine  gesamte  schriftstellerische  M.  XII.  182!>.i.  Als  dann  aber  Enfantin  pre- 
Thätigkeit.  Er  starb,  umgeben  von  wenigen,  digte,  die  Ehe  müsse  entsprechend  dem  Er- 
aber  ihm  schwärmerisch  ergebenen  Getreiieu,  kalten  der  Neigungen  gelöst  werden  können, 
am  y.  V.  Ih2ö.  weil  die  Gesellschaft  allen  Naturen  gereiht 

Der  Ausgangspunkt  all  seines  Denkens  war  werden  solle,  also  auch  den  Flatterhaften  und 
die  Erkenntnis  der  Armseligkeit  alles  Kestehcii-  Koketten.  —  schied  Bazard.  empört  Uber  solche 
den.  der  gesamten  materiellen,  politischen  und  Schändung  der  wahren  Lehre,  ans  (11.  XI.  1831  . 
religiösen  Not  seiner  Zeit.  Sein  kritischer  Blick  Seine  Stelle  wurde  nicht  wieder  besetzt,  da 
liess  sich  nicht  durch  den  gleissenden  Prunk  Enfantiu  fand.  dn*s  netan  ihm  als  „pere  su- 
bestechen,  mit  dem  der  Kapitalismus  sein  neu-  premc"  nur  noch  eine  „incre  supreme"  am  Platze 
geschaffenes  Imperium  nmgab,  und  so  packte  sei,  die  aber  trotz  ulier  Anstrengungen  —  seitat 
sein  mitfühlendes  Herz  der  Menschheit  ganzer  Reisen  bis  uacb  Arabien  —  nicht  gefunden 
Jammer  an.  l'eberbanpt  ist  Saint-Simou  eine  werden  konnte.  Immer  toller  wurde  schliess- 
Paustuatur :  genial  und  voll  verzehrenden  lieh  der  saint-siinonistische  Hexensabbat  Bald 
Wissensdurstes  treibt  es  ihn  ruhelos  nach  einer  verkündete  das  publizistische  Organ  der  Schule, 
das  ganze  Weltall  umspannenden  Erkenntnis  der  rGlobe'".  nicht  mehr  bloss  auf  verschämte 
und  nach  selbstloser  Menschenbeglückung.  Aber  Art  ilie  freche  Lehre  der  Freien  Liebe.  .Man 
dieses  schrankenlose  .Streben  verkannte  Mass  würde  Männer  und  Frauen  sehen.  wagte  der 
und  Ziel  aller  Dinge  und  Hess  ihn  nirgendwo  ..Globe"  zu  schreiben  (Nr.  v.  12.  I,  1KW) 
zu  einem  klaren  Hilde  der  realen  Thatsachen  die  in  einer  noch  nicht  gekannten  Liebe  geeint 
kommen,  das  die  Grundlage  segensreichen  wäreu,  in  einer  Liebe,  die  weder  Erkalten  noch 
Schaffens  hätte  «ein  können.  Martini  sagt  auch  Eifersucht  kenne;  Männer  und  Frauen,  die  sich 
von  seinen  Schriften  Gustav  Cohn  nicht  mit  mehreren  hingäben,  ohne  je  aufzuhören,  einander 
rurecht:  sie  seien  „ein  Gemisch  hochtliegcnder  anzugehören,  deren  Liebe  im  Gegenteil  dein 
Gedanken  und  edler  Gefühle  mit  jenem  Wirr-  göttlichen  Gastmahle  gliche,  das  an  Pracht  zu- 
warr  der  subjektiven  l'rsprüngliehkcit,  welcher  nähme,  je  grösser  die  Zahl  und  Auswahl  der 
im  Gebiete  der  politischen  und  sozialen  Litteratur  Gäste".  Eine  solche  thörichtc  und  unsittliche 
uns  öfters  begegnet  ~  Entartung  mnsste  das  Publikum  bald  von  der 

Will  man  aus  Saint-Simons  Werken  über-  nun  mit  dem  doppeltem  Makel  der  Lächerlich- 
baupt  ein  System  herausschälen,  so  ergiebt  sich  keil  und  der  Schande  befleckten  Lehre  abwendig 
auf  Grund  einer  Art  sozialpolitischer  Geschieht*-  machen.  Nur  noch  4U  Getreue  konnte  Enfantin 
Konstruktion  die  Forderung  einer  Neuorganisation  mit  sich  nehmen,  als  er  sich  \'2'A.  IV  1K52i  mit 
der  Gesellschaft .  welche  die  wirklich  thätigen  den  Trümmern  der  kurz  zuvor  n<>«  h  so  niä<  h- 
und  produktiven  Elemente  auch  zu  der  politisch  tigen  Schule  auf  sein  Gut  Meiiilmontant  (bei 
und  sozial  herrschenden  Klasse  macht  und  die  Paris)  zurückzog  ..Enfantin  -  erklärte  die 
Nächstenliebe  unmittelbar  im  praktischen  Hau-  letzte  Nummer  des  „Globe"  (v  22.  IV.  1K12)  —  ist 
dein  der  Menscheu  verwirklicht  i  s.  die  Darstellung  der  Messias  Gottes,  der  König  der  Nationen, 
dieser  Lehre  im  Art.  ..Sozialismus  und  Die  Welt  sieht  ihren  Christus  und  erkennt  ihn 
Kommunismus"'!.  nicht:  darum  zieht  er  sich  von  Euch  zurück 

2.  Her  Saint-Simonisnius.  Bei  Lebzeiten  mit  seineu  Aposteln."  l  ud  der  r Messias"  selber 
des  Meisters  nur  von  geringem  Einflüsse,  he-  '  geruhte  zu  verkünden;  „Eine  Phase  meines 
geisterten  diese  Ideeen  seit  Ende  1S2S,  wo  sie  Lebens  ist  vollendet.  Ich  habe  geredet,  jetzt 
—  hauptsächlich  von  Bazard  —  zu  einem  :  will  ich  bandeln.  Aber  ich  brauche  einige 
wesentlich  neuen  und  jetzt  erst  rationelleren  j  Zeit  Ruhe  und  Stille.  Eine  zahlreiche  Familie 
uud  speeiftsch  sozialistischen  Systeme  weiter- '  umgieht  mich;  das  Apostolat  ist  gegründet; 
gebildet  worden  waren  >s.  die  Darstellung  im  ich  nehme  40  meiner  Söhne  mit  mir;  ich  ver- 
Art  „Sozialismus-),  die  gebildete  Jugend;  traue  meinen  anderen  Kindern  in  der  Welt 
von  Paris.  „Diese  Jungen  hatten  in  ihrer  Kind- 1  unser  Werk  au  und  ziehe  mich  zurück."  Worin 
heit.  von  den  gewaltigen  Ereignissen  der  Re-  bestand  nun  dieses  „ Handeln- V  In  allerlei 
volution  gehört,  hatten  das  Kaiserreich  ,  Uber-  Harlekinaden  und  Maskeraden,  welche  die  Auf- 
lebt und  waren  Söhne  von  Hehlen  oder  Opfern,  nierksamkeit  des  Publikums  um  jeden  Preis 
Ihre  Mütter  hatten  sie  zwischen  zwei  Schlachten  erregen  sollten.  Aber  ein  Kriminalprozess, 
empfangen,  und  Kanonendonner  hatte  ihren  Ein-  der    gegen    diese    Saiut  -  Simonisten  wegen 
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l'nsittlichkeit  und  wegen  IVbertrctnng  ver- 
schiedener l'olizeigesetze  eingeleitet  wurde,  be- 
reitete durch  Verurteilung  der  Führer  und  Auf- 
lösung der  Gemeinde  von  Mönilniontaut  dem 
Eiifantinismns  für  immer  ein  Ende.  ~ 

Ein  Teil  der  Saint-Simonisten  blieb  auch 
im  späteren  Leben  in  der  oder  jener  Form  dem 
(iednnken  der  Wcltcrlösnng  treu;  bei  den 
meisten  freilich  „führte  das  Erwachen  den  ge- 
raden  rmsehla<r  nach  sieh :  die  ernüchterten 
Schwärmer  fielen  ganz  der  zufälligen  Wirklich- 
keit anheim,  wurden  Politiker,  die  um  Macht, 
Schriftsteller,  die  um  Erfolg,  Geschäftsleute, 
die  um  Gewinn,  Lebemänner,  die  um  Genus» 
warben"  (K.  H  i  1 1  ebra  ndl.  Speeicll  mit  der 
<  äsaristisehen  Politik  des  zweiten  Kaiserreichs 
miissti  späterhin  viele  Saint-Sinioni^ten  eine 
geheime  Wahlverwandtschaft  verbinden.  Zu 
dieser  Zeit  „hatten  die  jungen  Leute  von  der 
Ku<-  Taranne  und  von  Mi  niluiuntant  Lehr-  und 
Wanderjahre  hinter  sich,  und  sie  waren  jetzt 
Meister  geworden :  einige  waren  Minister  oder 
Senatoren,  andere  impcrialdcinoki  atische  Journa- 
listen, andere  aber  Gründer  und  Finanzmänncr 
geworden,  die  mit  bis  dahin  unerhörter  ..Geniali- 
tät 1  die  Millionen  zu  manipulieren  wiissten" 
(l.exisi.  l'nd  so  konnte  ein  Meine  angesichts 
einer  solchen  Metamorphose  Uber  seine  einstigen 
saiiit  sinionisti>chen  Freunde  spötteln:  „Dir  Mär- 
tyrer von  ehemals  werden  jetzt  weder  verhöhnt, 
noch  verfolgt,  sie  tragen  nicht  mehr  das  Kreuz, 
wenn  es  nicht  etwa  das  Kreuz  der  —  Ehren- 
legion ist."  - 

Trotz  aller  Verirruntren  kann  indes  dem 
Saint-Simoiiisiniis  eine  gewisse  sozialgeschieht- 
liche  Bedeutung  nicht  abgesprochen  werden: 
er  hat  eine  Anzahl  Keime  ausgesät,  die  nach- 
her in  dereinen  oder  anderen  Form  aufgegangen 
und  für  die  soziale  Bewegung  fruchtbringend 
gewordeu  sind, 

Von  den  Saint-Simonisten,  die  sich  später 
auf  anderen  Gebieten  ausgezeichnet  haben,  nenne 
ich :  A  u  g  u  s  t  i  u  T  Ii  i  e  r  r  v .  A  u  g  n  s  t  e  ( '  o  m  t  e . 
Bnehcz.  Leroux,  Adolphe  Hlaiii|ui. 
Michel  C  Ii  e  v  a  I  i  e  r  ,  F  e  r  d  i  n  a  u  d  d  e 
L  e  <  s  c  p  s ,  Leon  Hai  <•  v  y ,  F  «'•  1  i  c  i  e  n  D  a  v  i  d  . 
Armand  Garrel;  ferner  H.  (  arimt  später 
Minister  der  Republik  i.  Pcreire  (Begründer  des 
Grcdit  mobilier"  -  allerdings  weniger  berühmt 
als  berüchtigt  l.  Mony  i Erbauer  der  ersten  franz. 
Eisenbahn),  Rcynaud  (Philosoph),  Lermiuier 
(Rcchtsphilosoph) ;  auch  die  Gueroult.  Gharton, 
Suint-Cheroii,  Duveyrier.  Foiirnel.  Cazeaux.  Dn- 
gied,  J.  Lechevalier,  Barrault,  Talabot,  Hoart. 
Abel  Transon,  Margcrin.  Lemounier,  Arles- Dn- 
four.  Flachat,  Jubs  Delbrück,  Artaud.  d'Eich- 
thal,  R.  Honheur  haben  sich  als  Schriftsteller 
Ingenieure,  Reisende.  Finanziers  oder  Politiker 
einen  Namen  gemacht. 

Schriften  Sa  i  n  t  -  Si  in  ons :  (Oeuvres  de 
Saint -Simon  et  d'Enfantin.  Paris  1865  -78; 
darunter  sind  von  und  über  Saint-Simon  Rd.  1, 
S.  1-135,  Bd.  15.  Bd.  18- 23,  Bd.  BT  40. 
Hauptwerke:  l.industrie,  4  Bde.  (zum  Teil  von 
einigen  Schülern  Saint-Simons  verfasst '),  1817—  18, 
—  f.'organisatenr .  181!>—  20.  -  Du  systenie 
industriel,  1821—22.  —  (rtteehistnedes  Industrieis 
iznm  Teil  von  A.  Gomte  verfasst),  1823—24.  - 
Xouveau  Christianisme.  1825.  — 

Die  Schriften  der  Saint-Simonisten  s. 
in  den  Artt   Bazard    II.  Bd.  S.  532  und  Eu- 


fa n tin  (III.  Bd.  S.  612 1:  sonst  sind  nur  noch 
zu  nennen:  „Lettre  au  president  de  la  chambre 
des  deputes"  (1830)  von  Bazard  nnd  Enfantin, 
und  die  Zeitungen  der  Schule:  „Le  Prodncteur" 
(1825-2«i .  „L'Organisateur*  (1820-31)  und 
„Le  (Hobe  -  (18211—32!.  - 

Litteratur  Uber  Saint-Simon  und 
den  Saint-Simonismus:  Carove,  Der 
Saint-Simonismus  und  die  französische  Philo- 
sophie, Leipzig:  1831.  —  .Tauet,  Saint-Simon 
et  le  Saint-Simonisme,  Paris  1878.  —  Veit. 
Saint-Simon  und  der  Saint-Simonismus,  Berlin 
1834.  O.  Warschauer,  Saint-Simon  und 
der  Saint-Siinonismns  (zuverlässige  Darstelluuirt, 
Leipzig  1892.  —  Weill.  Saint-Simon  et  son 
oeuvre.  Paris  181*4.  —  Weill,  Lecole  Saiut- 
Siinonienne,  Paris  181)6. —  Weisen  grün.  Die 
sozial  wissenschaftlichen  Ideen  Saint -Simons 
igründliehste  Untersuchung).  Basel  18115.  — 
Ferner  s.  die  bekannten  Werke  von  Dühring, 
Grün,  Mario,  Reybaud  und  Stein  über 
die  Geschichte  des  Sozialismus 

Ueovg  Adler. 


Salinen 

s.  Salz  und  Salzstonor  unten  S.  IST  ff. 


Salinasius,  Claudius. 

latinisiert  ans  (  laude  de  Saumaisc.  geb.  am  15. 
April  15*8  zu  Semur  en  Auxis,  gest.  als  fran- 
zösischer Staatsrat  am  3.  September  1653  in 
Spaa,  studierte  zn  Paris  und  Heidelberg: 
Humaniora  und  Jurisprudenz,  war  1628  Advo- 
kat in  Dijon  und  wurde  1635  Professor  der 
Rechte  in  Leiden. 

Salinasius  veröffentlichte  von  staats- 
wissenschaftlichcn  Schriften  in  Buchform: 
De  usiiris,  Leiden  1638.  --  De  modo  usurarnm, 
ebd.  1631».  —  De  re  nununaria,  ebd.  163t».  — 
De  foenore  Trapezitico.  ebd.  1640.  —  Diatriba 
de  inntno,  mutuum  non  esse  alienationem.  ebd. 
1640  (erschien  unter  dem  Pseudonym  Alexius 
ä  Massalia).  —  Brevis  confutatio  notarum  in 
dissertutionem  de  Trapezitis  larvati  ejusdem 
tbeologi,  ebd.  K«  10  richtet  sieh  gegen  Joh. 
Cloppenburg  .  —  Confutatio  dispensationis  Job. 
Wissembachii  de  mutuo,  ebd.  1645.  —  Gontra 
Gar.  Fabrotti  cpistolam  de  mutuo,  ebd.  1648. 
—  Di>  mutuo,  ebd.  1648. 

Salmasiiis  ist  einer  der  bedeutendsten  Zius- 
theoretiker.  dessen  im  zinsfrenudlichen  Sinne  ge- 
haltene Lehre  sich  nicht  nur  in  Holland,  son- 
dern auch  in  den  mit  ihm  Handel  treibenden 
Nationen  bis  ungefähr  zum  Beginn  des  ameri- 
kanischen Unabhängigkeitskrieges  behauptete. 
Kr  hat  seine  Anschauungen,  darunter  auch  eine 
umfangreiche  Geschichte  des  Zinsfusse*  und  der 
Xinsjtolitik  im  Altertum  nnd  im  Reformations- 
zeitalter,  in  den  vier  ersten  und  der  letzten  der 
obengenannten  Schriften  niedergelegt.  Salina- 
sius gilt  als  erster  wissenschaftlicher  Repräsen- 
tant der  Bekämpfung  der  kanonischen  Zinsver- 
bote, denen  eigentlich  schon  aus  dem  Grunde 
die   kircheurechtliehe   Basis   fehlte,  weil  die 
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feindselige  Stellung,  welche  das  Alte  Testament 
in  der  .Streitfrage  einnahm,  durch  die  Toleranz, 
welche  der  die  Zinsrechnung  gestattende  Neue 
Hund  predigte,  paralysiert  wurde.  Seine  Argu- 
mentation der  Zinsnchmung  geht  von  dem  Ver- 
hältnis des  Vermieter*  irgend  eines  Gutes  zum 
Mieter  desselben  aus:  da  ersterer  aber  sieh 
nicht  nur  die  Abnutzung,  sondern  auch  die  Be- 
nutzung des  vermieteten  Gegenstandes  bezahlen 
lässt.  muss  folgerichtig  auch  das  (Seid,  weil  es 
eine  Ware  wie  jede  andere,  für  seine  leihweise 
Benutzung  dem  Darleiher  Zins  einbringen, 
ausserdem  giebt  er  zu  bedenken,  dass.  während 
durch  einseitigen  Verbrauch  des  Geldes  seitens 
des  Eigentümers  nur  eine  Person  Nutzen 
zieht,  durch  das  Auslethen  einer  Barschaft,  «lern 
Gläubiger  und  Schuldner,  also  2  Personen.  Vor- 
teile ans  dem  Leihgeschiift  erwachsen;  er  ver- 
teidigt ferner  den  Satz  (vgl.  de  usuris  S.  214). 
dass  der  Geldhandel  oder  der  lür  geliehenes 


Carolo  I".  Leiden  1649  durch  Milton.  den 
prämiierten  Autor  von  ..pro  populo  Anglicacio 
defensio",  der  als  Verteidiger  des  Köuigsmordes 
Salmastus  n.  a.  durch  folgende  epitheta  ornantia 
apostrophierte :  ,a  rogue,  a  slug.  a  silly  logger- 
head,  a  Superlative  fooi:u 


Salz  und  Salzsteuer. 

I.  Allgemeines.  1.  Das  Salz  und  die 
technischen  Methoden  der  Salzgewinnung.  2. 
Volkswirtschaftliche  Bedeutung  und  Statistik 
der  Salzproduktion.  3.  Die  Salzsteuer.  Wesen 
und  Erhebungsformen.  4.  Geschichtliche  KiU- 
wickelung  der  Salzstcucr.  II.  Gesetzgebung. 
1.  Deutschland  2.  Frankreich,  3.  Niederlande. 
4.  Die  Lander  mit  Salzmonopol.  5.  Andere 
Geld  zu  nehmende  /Cins  hinsichtlich  seiner  Hohe  Formen  der  Salzsteuer, 
unter  dem  Preisbildungsgesetz  der  freien  Kon- , 
kurnnz  steht. 

In  seiner  Zinslehre  unterscheidet  er  zwischen  . 
Komniodat  und  Mntuum,  wenn  im  erstereu  Falle 


1.  Allgemeinen. 
Salz    und  die 


1.  Dos  Salz  und  die  technischen 
Methoden  der  Salzgewinnung.  Salze 
überhaupt  nennt  man  in  der  Chemie  solche 
Sauren,    bei   denen   der  darin  enthaltene 


ein  nicht  verbrauchbares,  im  letzteren  ein  ver- 
brnuchhares  bezw.  bei  Lösung  des  Leihverhält- 
nisses durch  ein  gleichwertiges  Objekt  zu  ei- 

setzendes  (int  unentgeltlich  also  zinsfrei  dar- 1  Wassei*toff  duirli  Metalle  oder  inetällähn- 
geliehen  wird.    .Nur  beim  Kommodat.  welches  -  t:       •  - .  .     ,  ■  .  ... 

Geschäft  einem  Mietverträge  entspricht,  also  !  ,l<.h;'  VT-'",  'T  "f™  2?**™^'  Ü,e 
vom  Eigentümer  jederzeit  rückgängig  gemacht  i  «  'rtsehatt  H,  iH-nutzton  Salzt«  gehören  zu 
werden  kann,  ist  letzterer  gegen  Einbusse  ge-  Maloidsalzen  des  Natriums  und  bilden 

schlitzt:  Salniasius  billigt  daher  uns  Gerechtig- 1  in  ihrer  Verbindung  mit  Chlor  als  Chlor- 
keitsgrunden  dem  Darleiher  eines  verbrauch-  natrium  oder  Xatriumchlorid  deren  wichtigste 
baren  Gutes,  also  des  Geldes,  den  Zins  (foenus»  Grup|M\  Diese  Verbindung  Kochsalz,  Stein- 
au und  äussert  in  Bezug  auf  die  Höhe  des  i  salz,  Seesalz  kristallisiert  in I  Würfeln,  die  mit- 
Zinsfusses  aus  Darlehnges.haften  den  Wunsch.  (mttM.  zu  Hohlen  Würfeln  vereinigt,  treppen- 
dass  recht  viele  foeueratores  (Wucherer  mit  „rt;„„„n;n„„,i„.  ,rl|,mflhte;,„i  i  ;r,  „JtL„^ 
einander  konkurrieren  möchten,  um.  da  sie  sich  "rtigaijeinamlei- gi^it  wild,  bei  Gegenwart 
gegenseitig  unterbieten  würden,  den  Zinssatz  X™***-  orgamsel.er  Materien  auch  in 
für  die  Darlehnnehnier  herabzudrückeii.  Hin-  1  «taedern.  ist  farblos,  diirclischemeud  bis 
sichtlich  der  Normierung  des  gesetzlichen  Zin<- ,  diu chsichtig,  Itesitzt  den  bekannten  salzigen 
fusses  im  allgemeinen  ist  er  der  Ansicht,  dass  j  Geschmack  und  ist  in  Wasser  ziemlich 
für  diese  Festsetzung  die  Zeit  der  grössten  leicht  löslich. 

Geldknappheit  deshalb  die  geeignetste  sei,  weil  |  Kochsalz  findet  sich  auf  der  Erde 

*e  Är^reriirtlitMBß!.fa   Geldmarktes  in  Mengen  und  in  mächtigen  lagern, 


ein  Sinken  des  Zinses  von  seinem  .Maximalsatze 
ganz  von  selbst  zu  Wege  bringen  würde. 

Vgl.  über  S a  1  m a s  i  u  s  :  N  iceron.  Memo- 
ires  p.  s.  ä  l'histoirc  des  houimcs  illustres.  Bd. 
II,  Paris  172H,  S.  381  4(54.  —  Laspeyres, 
Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Anschau- 
ungen der  Niederländer.  Leipzig  1863,  S.  30. 
152,  2f>7  ö8,  261  B3,  2(58.  (5«.  282  .86,  2888«.  — 
Nonvellc  biographie  generale,  Bd.  XLII1,  Paris 
1864.  S.  35«  ff.  -  L.  Müller.  Geschichte  der 
klassischen  Philologie  in  den  Niederlanden, 
Leipzig  186«.  E  n  d  e  m  a  n  n .  Studien  in  der 
romanisch  -  kanouistischen  Wirtschafts-  und 
Reehtslehre.  Bd.  I,  Berlin  1874,  S.  »57.  —  A. 
Stern,  Milton  und  seine  Zeit,  Leipzig  187«. 
Teil  II,  Buch  3,  S.  öl  ff.  —  v.  Böhro- 
Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins,  I.  Ab- 
teilung, Innsbruck  1884.  S.  40  ff.,  66  68.  3067 
u.  ö.  —  Encyclopaedia  Britannica.  «.  Aufl.,  Bd. 
XXI,  London  188(5,  S.  218  —  Farrer,  Book* 
condemned  to  be  burnt,  London  18H2.  S.  11«  20 
(bezieht  sich  auf  die  Verunglimpfung  der 
Schrift   des  Salmasius:    „Defensio   regia  pro 


meist  gemengt  mit  Gips  oder  anderen  Me- 
tallen, teils  in  fester  Form  als  Steinsalz, 
teils  in  aufgelöstem  Zustande  in  den  Salz- 
soolen.  Diese  sind  natürliche  Quellen, 
welche  grössere  Mengen  Kochsalz  aufgelöst 
mitführen,  mit  dem  sie  sich  in  der  Tiefe, 
über  Salzlager  fliessend,  gesättigt  hatten. 
Auch  viele  Mineralquellen  und  insonderheit 
das  Meer wasser  sind  mit  grösserem  Salz- 
gehalt ausgestattet.  Bei  diesem  lässt  sieh 
durchschnittlich  3  bis  4  Piment  Kochsalz 
nachweisen,  während  in  seinen  Rückständen 
etwa  78  bis  SO  Prozent  enthalten  sind. 
Auch  in  der  organischen  Natur  ist  das  Koch- 
salz verbreitet  als  Bestandteil  der  Asche  von 
Pflanzenstoffen,  in  den  Säften  des  Tier- 
körjMirs,  namentlich  im  Blute  und  Harne. 

Die  wirtschaftliche  Verwendung  des  Salzes 
ist  eine  sehr  mannigfaltige:  es  dient  zum 
Würzen  der  Speisen,  zur  Seif eu bereit ung,  zu 
landwirtseliaftlichen  Zwecken,  als  Düngsalz, 
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Salz  und  Sulzsteuer 


Futtersalz ,  zur  Sodafabrikation ,  zu  tech- 
nischen Zwecken  u.  dgl.  m.  Scino  Ge- 
winnung ist  daher  auch  volkswirtschaftlich 
von  grosser  Wichtigkeit.  Die  technischen 
Methoden  für  die  Froduktiou  im  grossen 
sind  drei : 

1.  Die  Gewinnuug  als  Steinsalz. 
Sie  erfolgt  in  bergmännischer  Ausbeutung 
der  steinigen  Salzlager  in  Gängen  und 
Schachten  der  Salzbergwerke. 

2.  Die  Gewinnung  durch  den  Sa- 
linen- oder  S  a  1  z  s oo I  e  n  b  e t  r i  e b.  Das 
Salz  wird  dabei  gewonnen  durch  Abdampfen 
der  natürlichen  Soolen  zur  Kristallisation. 
Allein  diese  Soolen  haben  häufig  keinen 
hinreichenden  Salzgehalt,  um  die  Kosten 
des  Brennmaterials  zu  decken,  das  zum  Ver- 
dampfungsprozesse notwendig  ist.  Man  ver- 
dampft daner  das  Wasser  nur  durch  Ein- 
wirkung der  Luft  und  des  Windes  ohne 
künstliche  Wärme.  Zu  diesem  Zwecke  wird 
die  Soole  durch  Pumpwerke  auf  die  Höhe 
von  eigentümlich  konstruierten  Gebäuden 
geleitet,  die  aus  Balkenwerk  bestellen,  der 
herrschenden  Windrichtung  ausgesetzt  sind 
und  mit  dürrem  Reisig,  sogenannten  Domon- 
wänden,  gefüllt  sind.  Ueber  diese  Dornen- 
wände tropft  die  Sr>ole  herunter,  das  Wasser 
verdunstet  bei  der  feinen  Verteilung  sehr 
rasch,  und  daneben  wird  noch  ein  erheb- 
licher Teil  der  schwer  löslichen  Salze  alt- 
gesetzt. Dieses  Verfahren  nennt  man 
G  rad  ieren  der  Soole  und  die  Einrichtungen 
G  radier  häuser.  Nun  sammelt  sich  die 
durch  das  Abtropfen  koncentrierte  Lauge  in 
Behältern,  worauf  der  ganze  Prozess  solange 
wiederholt  wird,  bis  ein  bestimmter  Grad 
der  Koncentratioii  erreicht  ist.  Die  jetzt 
sehr  salzhaltige  Soole  heisst  sud  würdig 
und  wird  durch  Heizungsvorriohtimgen  in 
S  ud  häusern  abgedampft  und  zur  Kristalli- 
sation gebracht. 

Wenn  das  Steinsalz  für  den  Handel  zu 
unrein  ist,  so  lässt  man  über  die  Salziager 
Wasser  f Hessen  und  dasselbe  sich  mit  Salz- 
gehalt sättigen.  Die  so  gewonnene  künst- 
liche Soole  wird  durch  Pumpwerke  zu 
Tage  gefördert  und  wie  die  natürliche  in 
Gnidierhäusern  sudwürdig  gemacht. 

3.  Die  G  e  w  i n  n  u  u  g  d u  i  ch  V e r - 
dunsten  de s  M c e r w a s s e r s.  Das  Moer- 
wasser  wird  in  sogenannte  Salzgärten 
geleitet  und  in  diesen  umfangreichen,  alter 
sehr  seichten  Bassins  lässt  man  das  Wasser 
durch  die  Sonnenwärme  verdunsten.  Der 
auf  diese  Weise  verbleibende  Rückstand 
enthält  bis  zu  7<S  und  NU  Prozent  Salz 
und  wird  dann  durch  Reinigung  genuss- 
fähig und  lienntzungsljeroit  gemacht.  Diese 
Metboile  ist  natürlich  nur  in  südlichen  und 
heissen  lindern  anwendbar.  Umgekehrt 
kann  man  in  sehr  kalten  Gegenden  das 
Meerwasser  gefi  ieren  lassen.    Dabei  bleibt 


nach  Abscheidung  des  als  Eis  festgewordenen 
Wassers  eine  Flüssigkeil  zurück,  die  noch 
alles  Salz  gelöst  enthält  und  leicht  zur 
Kristallisation  abgedampft  werden  kann. 

In  ähnlicher  Weise  wird  das  Steppen- 
( wler  W  ü  s  t  e  n  s a  1  z  gewonnen.  Iu  Steppen- 
oder Wüstenländern  wird  das  Wasser  von 
Binnenseeen  oder  Sumpfen  verdunstet,  so 
dass  sich  das  Salz  an  der  Oberfläche  ab- 
scheidet. Denn  der  ganze  Boden  in  der 
Umgebung  ist  mit  Salzwasser  durchsetzt. 

Das  im  grossen  nach  diesen  Methoden 
gewonnene  Salz  ist  aber  nicht  immer  und 
nicht  sofort  für  den  menschlichen  Genuss 
verwendbar.  Es  muss  daher  zuvor  einem 
Reinigungsprozesse  unterworfen  werden.  So- 
weit die  Benutzung  des  Salzes  zw  tech- 
nischen, landwirtschaftlichen  um!  ähnlichen 
Zwecken  gebraucht  wird,  kann  auch  weniger 
gereinigtes  Salz  genügen. 

2.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
und  Statistik  der  Salzproduktion.  Das 
Salz  wird  mit  der  Nahrung  in  den  mensch- 
lichen Körper  aufgenommen,  übt  auf  die 
Diffusionsvorgänge  eine  vorteilhafte  Wirkung 
aus  und  tiefördert  insltosondere  die  Ver- 
dauung. Fleischfressende  Tiere  brauchen 
bei  ihrer  Ernährung  keine  Zufuhr  von  Salz, 
da  dieses  bereits  im  tierischen  Organismus, 
namentlich  im  Blute  enthalten  ist.  Für  die 
Pflanzenfresser  dagegen  ist  das  Salz  eine 
unentbehrliche  Zuthat.  Der  Genuss  von  Salz 
ist  für  den  Menschen  notwendig,  weil  er 
dadurch  neben  der  Fleischkost  auch  Pflanzen- 
nabrung  zu  sich  nehmen  und  dadurch  den 
Spielraum  seines  Nahrungsstandes  wesentlich 
erweitern  kann.  Der  jährliche  Salzbedarf 
eines  Menschen  stellt  sich  denn  auch  tat- 
sächlich in  unseren  meisten  Kulturländern 
auf  7  bis  8  kg. 

Auf  Grundlage  dieser  Erfahrungstat- 
sachen ist  es  erklärlich,  dass  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Salzes  sich  auf 
allen  Gebieten  des  Wirtschaftsleliens  nach- 
drücklieh geltend  macht.  Für  die  Landwirt- 
schaft ist  das  Sulz  teils  als  Futterstoff  und 
teils  als  Düngemittel  von  Wichtigkeit.  In 
letzterer  Verwendung  kommen  insbesondere 
die  chemischen  Eigenschaften  des  Salzes  zu 
statten,  da  dieses  unter  gewissen  Be- 
dingungen Pflanzennährstoffe  (Kalksalze. 
Phosphate  u.  s.  w.)  löslich  macht  und  anderen 
Dungstoffen  tiefer  in  den  Boden  einzudringen 
gestattet.  Unzählig  sind  die  Verwendungen 
des  Salzes  für  die  Zwecke  der  gewerblichen 
Technik,  wo  es  bald  zur  Konservierung  V"ti 
Gegenständen  und  Materialien,  bald  zu  tech- 
nischen Prozessen  überhaupt  als  Hilfsmittel 
dient.  So  zur  Gewinnung  von  Metallen,  von 
Silber,  Aluminium,  Natrium,  zur  Bereitung 
von  Soda,  Chlor,  Salmiak,  dann  zu  Färbe- 
und  ähnlichen  Zwecken.  Die  Produktion 
des  Salzes  muss  daher  eine  sehr  reichhaltige 
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und  ausgiebige  sein,  wenn  all  diesen  Zwecken 
Genüge  geleistet  werden  soll.  Die  Pro- 
duktionsmengen werden  auf  folgende  Ziffern 
in  den  verschiedenen  Iündern  angegeben : 

England   2  000  Mill.  kg. 

Deutschland   1  300    „  „ 

Rtisslaud   1  200  „ 

Frankreich   500    ,  „ 

Oesterreich-Ungarn     ....  450    r  „ 

Italien   240    „  „ 

Kfir  die  (iewinnung  von  Salz  spociell  in 
Deutschland  mögen  folgende  statistische 
ThalsjK-hen  angeführt  werden: 

Zahl  der  ro^' 

hrc      rung  Wert 

Unirt     N«'l'«*n-   Beleg-      in      in  Mill. 

bHr,elje   triebe    Köpfe  kg. 
I.  Gewinnung  von  Salz  im  Bergwerk  s- 
b  et  r  i  e  b. 

1 .  Steinsalz. 

1889  11  5  791  544,60  2,225 
IM*)       12          5        1057     557.10  2.473 

1891  II  6  944  667.60  2.079 

1892  10  7  866  666,80  2,Sj2 

1893  10  6  919  669,00  2,944 
1N94  10  6  775  734.90  3,140 
1895  10  6  900  686.90  3.10S 
181M5  10  6  929  75S.90  3.249 
1897  10  6  90;  763.40  3,217 
181)8  10  7  857  807.80  3.3S9 

2.  Kalisalze  (Kainit  und  Kalirohsalze). 

1885»  8  8  5413  l  185.70  15.133 

1890  9  7  5556  1274.00  16.505 

1891  10  8  5955  1371.30  17.893 

1892  11  5  5615  1351.10  17,952 

1893  13  8  6  165  1  526.20  20,672 
181(4  13  8  6794  1643.60  22,281 
1*95  14  9  673;  1  5.21.90  20,71; 
im;  18  8  6914  1  780.60  2>.i;6 

1897  24         10       8  5  So  1946.20  26.065 

1898  2S         11        9  482   2  208.90  29,650 

11.  (iewinnung  von  Salzen  aus 
wässeriger  Lösung. 

1.  Kochsalz. 

188!»  72  8       3305  492,50  11,977 

1H90  71  9        3  303  49-\6o  13,286 

181)1  71  8        3301  503,40  13.422 

1892  70  S  3320  504.70  13.843 
181«  70  9  3263  504.50  l.i.977 
18*»l  73  8  3  179  522.60  14.299 
18115  73  83  288  525,40  14.253 
189f>  72  10  3328  547.50  14,650 
1897  7'  10  3336  543.30  12.137 
18118  71  9        3440  565,70  12,466 

2.  Chlorkalium. 

1881)  22  3  2448  134,00  16,790 

181(0  23  2  2652  137.00  17,735 

181)1  22  3  2470  129,50  17,129 

181)2  22  3  2384  124.00  16,426 

1893  22  3  2526  137,20  17.30; 

1894  22  3  2399  149  So  1 8,888 

1895  23  3  2481  154,40  19,685 
189fi  21  3  2455  '74,.5o  22.874 
1897  20  3  2371  168,00  23,058 
181)8  20  3  2769  191,30  25,541 


1889 

28 

°5 

659 

1890 

26 

63 

722 

1891 

29 

62 

808 

1892 

29 

68 

675 

1893 

29 

64 

696 

1894 

28 

62 

646 

1895 

27 

61 

686 

1896 

29 

;8 

684 

1897 

28 

£ 

6,59 

1898 

27 

668 

Andere  Salze. 

1 88,00  10,94  c 

187,70  10,763 

201,20  12,072 

iS4,io  10,511 

190,20  10,572 

186,10  9.534 

1 78.00  8.769 

178,70  8,788 

183.50  8,225 

i9'.5o  9,3t>7 

Dagegen  sind  den  Verbmuchsrechnungen 
in  Deutschland  über  die  Verwendung  und 
den  Verbrauch  folgende  Angaben  zu  ent- 
nehmen : 

1 .  Absatz  der  deutschen  S a  1  z w e r k e 
und  Salzeinfnhr. 

Absatz  der  deut- 
schen Salzwerke 

nach  dem 


Zoll- 
gebiet 

Millionen 


Aus- 
land 


Salz- 
Zu-  einfuhr 
säumten   aus  dem 
Ausland 


K  i  1  o  g  r  a  m  111 


188!) 

842.924 

142,790 

985,714 

26.S25 

1890 

803,594 

'4", 756 

953-350 

26,499 

1891 

833,169 

178,008 

lol  1,177 
966.785 

25,926 

1892 

841,636 

125,149 

24,048 

1893 

802,719 

217,126 
186,543 

1019,845 

23.S29 

1894 

8 1 9,699 

1006,242 

23,i5<> 

1895 

S75.142 

213.603 

1088,745 

24.604 

189» 

945,446 

213,299 

1 158.745 

22,586 

1*97 

983.629 

209.357 

1 192,986 

22,365 

1898 

996.662 

217.458 

1214,120 

21,994 

2.  Salz  v  e  r  h  r  a  u 
Zu  Speisc- 
z wecken 
jiro 

t'eber-  Kopf 
haupt  derlle- 

viilker. 

Million 


im  Zollgebiet. 

Zusammen 
pro 

l'eber- 
haupt 


Zu  an- 
dern 
Zwecken 
steuer- 
frei) 


1889  364,667 

1890  381.203 
|  1891  386^362 

181)2  3S3.444 
1893  300,467 
I  189-1  398,779 
■  1895  409.610 
i  189G  414,918 

;  1897  419,999 

1898  422,538 


7.4o 
7.7o 

7,7° 
7.60 

7.60 
7.7o 
7.80 
7.80 
7.80 
7Jo 


e  n  Kilo 

347,2i6 

385,438 

389.506 

417.130 

428,604 

434.377 
443  314 
493,974 
5°9,743 
538,306 


Kopf 
d.  Be- 
völke- 
rung 


gram  111 

711.883 
766.641 
775.86S 
800.574 
8 1 9,07 1 

833- 1 56 
852.924 
908,892 
929,742 
960,744 


14,50 
15.50 
1  >,;o 
1  "5.80 
16,00 
16,10 
16.30 
17,10 
17,20 
17,60 


3.  Die  Salawteuer.  Wesen  und  Kr- 
hebuiigxformen.  Die  Salzsteuer  ist  eine 
Aufwandsteuer  und  zählt  unter,  die  Gruppe 
I  der  inneren  Verbrauchsabgaben.  Man  kanu 
sie  im  engeren  Sinne  der  Familie  der  Ver- 
zehrungssteuern  einreihen.  Mit  all  diesen 
Erscheinungen  der  Verbrauchssteuern  teilt 
sie  die  stellertechnische  Funktion,  die  Ein- 
künfte der  Einzelwirtschaften  auf  dem  l'm- 
wege  der  Ausgabeseite  zu  treffen.  Sie  ver- 
sucht es,  aus  der  That sache  des  Verbrauches 
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von  Salz  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Ver- 
brauchers einen  Hücksehluss  zu  ziehen. 
Fraglich  bleibt,  wie  bei  allen  Formet)  einer 
derartigen  mittelbaren  Besteuerung,  ob  über- 
haupt und  in  welchem  Masse  ein  solcher 
Rüeksehluss  den  Thatsaohen  an  sich  ent- 
spricht und  wie  die  lauge  des  einzelnen 
Falles  geartet  i.st.  Insonderheit  aber  darf 
gerade  hier  die  überwiegende  Mehrzahl  der 
Schattenseiten  nicht  nbersehen  werden. 

Das  Salz  Ist  ein  unentbehrliches,  durch 
kein  Surrogat  ersetzbares  Lebensmittel,  das 
für  die  unteren  Volksklassen  ooeh  unent- 
behrlicher ist  als  für  die  höheren  Schichten 
der  Bevölkerung.  Die  Verurteilung  der  Salz- 
steuer ist  daher  grundsätzlich  eine  allge- 
meine. Darum  inuss  diese  Auflage  als  in 
jeder  Hinsicht  Undenklich  erscheinen.  Sie 
wirkt  als  eine  Kopfsteuer  und  muh  un- 
gleichmäßiger als  diese,  da  der  SalzU-darf 
der  uutei»n  Klassen  wegen  ihrer  Xah- 
rungsverhältnisse  grösser  ist  als  bei  den 
oberen.  Auch  wird  das  Lind,  dessen  Be- 
wohner hauptsächlich  von  Yegetabilieu  sich 
nähren,  stärker  belastet  als  die  Städte,  in 
denen  eine  Mischung  von  Fleisch-  und 
Pflanzennahrung  die  Hegel  bildet.  Weitere 
Schattenseiten  entspringen  ans  der  Ver- 
wendung von  Salz  in  Landwirt  sei  uift  und 
tiewerU».  Hier  belastet  die  Salzsteuer  einen 
wicht  ig«  >n  Roiistoff,  erschwert  und  verteuert 
den  Betrieb.  Auch  hindert  diese  eine  ratio- 
nelle und  volkswirtschaftliche  Ausbeutung 
der  Salzlager  und  l'roduktionsstätion.  Je 
höher  die  Steuersätze  sind,  desto  schärfer 
treten  diese  Nachteile  zu  Tage.  Kine  sehr 
betrfleht liehe  Salzsteuer  wird  auch  den  t'nter- 
schleif  und  den  Schmuggel  fördern.  Wenn 
man  demgemäss  auch  prinoipioll  die  Salz- 
steuer  aus  den  angeführten  Gründen  ali- 
lehnen muss.  so  bleibt  es  doch  andererseits 
schwierig,  sie  aus  den  Steuei-systemen  zu 
beseitig«'!!.  Denn  der  Ausfall  an  Hinnahmen. 
d«T  in  Deutschland  17  Millionen  Mark,  in 
Frankreich  34  Millionen  Francs,  in  Oester- 
ivi«h  44  Millionen  Kronen,  in  Italien  47 
Millionen  Lire  Uträgt.  müsste  durch  andere 
Al»gaben  gedockt  werden.  Die  Folge  hier- 
von ist,  dass  man  die  Salzsteuer  trotz  ihrer 
unverkennbaren  Mängel  und  Bedenken  nicht 
wird  entbehren  können.  Wo  sie  einmal  be- 
steht, wird  sie  auch  beibehalten  werden. 
Das  einzige,  was  aber  unbedingt  zu  erstreben 
ist.  bleiben  niedrig«:1  Steuersätze  und  die 
Erkenntnis,  dass  der  Salzbedarf  ungeeignet 
ist,  künftige  Einnahmesteigerungen  zu  be- 
wirken. Die  Abgabe  muss  immer  wenigstens 
einigormassen  mit  dem  gewöhnlich  smässigen 
Preise  des  Salzes  in  Einklang  stehen.  End- 
lich ist  noch  zu  fordern,  dass  das  landwirt- 
schaftlich und  gewerblich  benutzte  Salz,  nach 
seiner  Cnbrauohbarmachung  zum  mensch-  j 
liehen  Genüsse,  steuerfrei  bleibt.    Jede  Salz-  ; 


Steuer  hat  sich  von  vorn  herein  auf  das 
Salz  zu  Speisezwecken  zu  beschränken.  Da- 
durch werden  dann  ungefähr  40  bis  42  Pro- 
zent des  gesamten  Salzverbrauches  zur 
Steuerleistung  herangezogen. 

In  Ländern,  welche  Salzsteuern  erhelien, 
sind  heute  vor  allein  zwei  Formen  gebrüueh- 
lieh :  die  Produktionssteuer  und  das  Salz- 
monopol.  Mit  beiden  konkurrieren  dann  noch 
regelmässig  Salzzölle.  Diese  bilden  mit- 
unter  auch  die  einzige  Besteuern ugsform. 

1.  Die  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  s  t  e  u  e  r.  Die  Salz- 
steuer wird  hier  nach  bestimmten  Menge- 
einheiten, meist  für  je  100  kg,  orhoUn.  Sic 
ist  also,  genauer  gesagt,  eine  Fabrikatsteuer 
als  Steuer  vom  fertigen  Produkt  oder  eine 
Vorbraui-hsabgalx!.  Zu  ihrer  Sicherung 
dienen  eine  Reihe  von  Kontndlvorsehriften, 
die  steueramt] iehe  reUrwaehung  «1er  Be- 
triebe, der  steueramtliche  Mitverschluss  der 
I^agerräume,  die  Anmeldung  und  steueramt- 
liche Abfertigung  der  Entnahme  von  Salz 
aus  den  Magazinen,  strenge  Transport- 
kontrollon  für  die  Ausfuhr  mit  amtlichen 
Verschluss-  und  Begleitscheinen ,  strenge 
Massivgeln  zur  Verhütung  des  Schmuggels 
u.  a.  m.  Die  Pnxluktionssteuer  ist  nament- 
lich da  empfehlenswert,  wo  die  Produktions- 
stätt«>n  nicht  sehr  zahlreich,  die  Beauf- 
sichtigung daher  leicht  und  wenig  kost- 
spielig ist. 

Das  Salz  mono  pol.  Die  Form  des 
MonojHils  kann  entweder  die  des  Ilandels- 
«xler  die  des  V  rod  u  k  t  i  onsm  o  n  o  pol  s 
sein,  oder  endlich  können  beide  Fonnen  mit 
einander  verbunden  werden.  Die  Ausge- 
staltung des  Salzmonojwtls  zu  einem  solchen 
V  o  1 1  in  o  n  o  p  o  1  war  namentlich  früher  sehr 
Ulieht,  indem  der  Staat  der  Eigentümer 
sämtlicher  Salzbergwerke,  Sahnen  u.  s.  w. 
war,  die  er  kraft  eines  Finanzregals  aus- 
beutete. Mit  dem  Handelsmonopol  ist  als 
fester  Bestandteil  das  Recht  verknüpft,  die 
alleinig«-'  Salzeinfuhr  unter  Ausschluss  der 
privaten  MitUwerhung  zu  bothätigon.  Für 
das  Salzmonopol  lassen  sich  im  allgemeinen 
wenig  Gründe  gelten«!  machen.  Die  Ciofahr 
der  l'nterschleife  und  der  Fälschung  ist  sehr 
gering,  da  «ler  Preis  «los  Salzes  an  sich 
niedrig  ist,  eine  Abstufung  nach  Qualitäten 
ist  kaum  möglich  und  nur  für  Luxuszwecke 
wünschenswert.  Dagegen  übernimmt  der 
Staat  durch  die  Mono]>olverwaItungeine  sehr 
beschwerliche  und  lästige  Betriebsthätigkeit, 
die  überdies  mit  sehr  erheblichen  Kosten 
verbunden  ist.  Die  Entschädigung  der  bei 
seite  geschobenen  Privatindustrie  wird  aber 
da  ganz  besonders  schwierig  sein,  wo  der 
Staat  nicht  von  jeher  der  ausschliessliche 
Besitzer  der  Salzbergwerke  war  oder  di«ise 
sich  doch  überwiegend  im  Staatseigentum 
befeinden. 

Vom  Standpunkte  «ler  Steuertechnik  und 
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Steuerpolitik  wird  daher  der  Preduktions- 
stouer  der  Vorzug  vor  «lern  Monopol  zu 
gel>en  sein. 

X  Die  Salzzölle.  Sie  sind  teils  selb- 
ständige Einrichtungen  und  bilden  die 
alleinige  Form  der  Besteuerung,  teils  kon- 
kurrieren sie  mit  Produktionssteuern  oder 
dem  Salzmoiioj«!.  Wo  eine  innere  Ver- 
brauchssteuer vom  Salze  erhf)lien  wird,  bilden 
sie  eine  notwendig«'  Ergänzung  derselben  im 
Hinl'liek  auf  die  Salzeinfuhr  ans  dem  Aus- 
lands. Bei  einem  Salzmonopol  aber  sind  sie 
zu  «Jessen  kons«'<|iienter  Durehführung  un- 
entU'hrlicli. 

Der  gegenwärtige  Ifechtsstand  in  den 
einzelnen  Staaten  ist  folgender: 


1. 


Länder  mit  Produkt  ionsstcuern 
und  e  r  g  ä  n  z  e  n  d  e  n  S  a  1  z  z  ö  1 1  e  n : 
Deutschland. 
Frankreich. 
Ni.Hierlande. 


II.  Länder  mit  Salzmonopol: 

1.  nesN-rreich- Ungarn   (Produktion*-  und 

teilweise  llan«leismonoi>ol). 

Italien  ( Volhnonopol). 
X  Schweizer  Kantone  (Handelsmonopol). 
I.  Rumänien   ( Produktion*-  und  Ilandels- 

inonoj>ol). 

."».  (irieelienland  (J'reduktions-  und  Handels- 
monopol). 
b\  Serbien  (HainU'Ismonopol). 
7.  Türkei  (Haiuh'lsinonopol). 
x.  Montenegro  (llainh-lsnionopol). 
!>.  Tunis  (Vollmouopol). 

10.  Britisoh-lndien  (Handelsinonopol). 

11.  Oiina  (Handelsmonopol). 

III.  Länder  mit  Einfuhrzoll  als  aus- 
schliessliche S  a  1  i  s  t  e  u  e  r : 

l.  Dänemark. 

1.  Norwegen. 
X  Portugal. 
4.  Kussland. 

."».  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Neufundland. 
Spanien. 
Peru. 

IV.  Länder  ohne  Salzsteuer. 
Kngland. 

2.  Belgien  (seit  187 1). 
.{.  Schweden. 

4.  Japan. 

4.  Geschichtliche  Entwicklung  der 
Salzsteuer.  In  älterer  Zeit  hat  man  das  Salz 
vor  allem  in  der  Form  des  Salzregals  aus- 
genutzt und  damit  einen  mono|>olistisch  organi- 
sierten Betrieb  und  Verschleiss  verbunden. 
Dasselbe  erstreckte  sieh  regelmässig  auf  Ge- 
winnung, Bereitung  und  auf  den  inländischen 
Grosshandel.  Wegen  seiner  Einträglichkeit 
und  wegen  der  damals  mit  den  Domänen 
verbundenen,  relativ  leichten  Verwaltung 


1. 


blieb  es  Jahrhunderte  lang  eine  beliebte 
Form  «1er  Aufwandhestencrnng.  Die  staat- 
lichen Salzwerke  wurden  meist  in  eigener 
Regie  l*'tricbcn.  Neu  entd«>ckte  Salzlager 
konnten  nur  vom  Staate  ausgebeutet  werden 
oder  es  wurde  die  Ausnutzung  get;en  Ab- 
gaben an  einzeln«.'  Private  verliehen.  Der 
Absatz  «les  Salzes  geschah  t«>ils  an  <len 
PpMluktionsstätten  selbst,  teils  aus  den  staat- 
lichen Ni'Mlerlngen  an  (.irosshändler,  soge- 
nannt«1 v Salzfaktoren-  oder  <  Salzverleger< . 
zum  Verschleiss,  die  Aber  das  ganze  I*ind 
verteilt  waren.  Die  Hinfuhr  von  ausläu- 
diselifin  Salz  war  streng  untersagt,  mit  be- 
nachbarten Staat<-n  o«ler  Salinen  wunlen 
Verträge  zur  Abstellung  des  Salz  Verkaufes 
geschlossen  und  für  die  Grenzdistrikt<>  zur 
Kindäinmuiig  «b.'s  Schmuggels  Preisermässi- 
gnngeti  gewährt.  Besonders  drückend  war 
die  sogenannte  Sa  I  z  k  o  n  s  k  r  i  p  t  i  o  u  .  eine 
amtliche  Feststellung  der  Verhältnisse  der 
«Mnzclnen  1  laushalt ungen,  wonach  jede  dor- 
sellten  na«h  der  Kopfzahl  der  Haushaltungs- 
genossen und  nach  der  Zahl  «ler  Viehhäupter 
eine  gesetzlich  vorg«*sehriel»eno  Menge  Salz 
zu  kauf.'ii  und  bei  Meidung  von  Strafen  auch 
zu  verbrau«.  Ihm  hatte. 

Die  Form  des  Salzregals  kannte  man 
schon  im  alt«>n  Born,  wo  im  Kriege  mit 
Porsenna  die  Kegalität  des  Salzes  erklärt 
worden  s«'in  soll.  Diese  Monopolisierung 
«les  Salzes  scheint  zunächst  nach  Livius 
(II.  9)  «'ine  Ernio«lrigung  «les  Salzpreises  im 
Interesse  und  zu  (.1  misten  «ler  ärmeren  Volks- 
klassen b«v.weckt  zu  hal>en.  Später,  im  Jahre 
2<H)  v.  Uhr.,  wuple  unter  dem  Uonsoren 
M.  Livius  Salinator  und  G.  Claudius  der 
Preis  des  Salz«\s  beträchtlich  zu  Gunsten  der 
Staatskasse  mit  Ausschluss  der  Stadt  Horn 
erhöht,  was  naturgemäß  grosse  Unzufrieden- 
heit erzeugte.  Der  Salzankauf  und  Ver- 
schleiss w;u-  in  «ler  späteren  Zeit  nur  den 
Pächtern  «1er  Staatssahneu  erlaubt,  und  die 
Ausfuhr  von  der  einen  Provinz  in  die  andere 
untersagt. 

Das  Princip  des  Salzregals  mit  Monopol- 
stellung «les  Lantleslu-rrn  nach  Analogie  des 
Bcrgwerksivgids  hat  sich  auch  im  deut- 
schen Mittelalter  allmählich  Bahn  ge- 
brochen.  Die  Anschauung,  dass  die  Stein- 
salzwerke  Regal  seien,  taucht  schon  in  der 
Hohenstaufenzeit  auf.  und  nach  langen 
Kämpfen  zwischen  der  Reichsgewalt  und 
den  Territorialinteressen  hat  die  Goldene 
Bulle  im  Jahre  Klötj  den  Kurfürsten  auch 
das  Beigregal  des  Salzas  übertragen.  In 
Brandenburg-  P  r  e  u  s  s  c  n  führte  der 
Grosse  Kurfürst  unter  Freilassung  der  Prä- 
laten, Herren  und  Bitter  H>ö(>  das  Salz- 
monopol ein.  Privatsalinen  durften  ihre 
Produktion  nur  an  den  Staat  verkaufen,  die 
Salzeinfuhr  war  ni»erhaupt  verboten,  und  zum 
Verschleiss  im  kleinen  war  eine  obrigkeit- 
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liehe  Erlaubnis  notwendig.  In  die  ge 
sehlossenon  Städte  durfte  das  Salz  nur  _ 
Bezettelung  eingeführt  worden,  und  an 
offene  Lind  wurde  das  Salz  ans  licsonderen 
Niederlagen  und  Salzkellereien  allgegeben. 
Seit  170")  war  in  l'reusson  die  Salzkon- 
skription auf  da»  ganze  1-and  ausgedehnt 
worden.  Auf  Grund  derselben  war  ein  jähr- 
licher Salz  verbrauch  vorgesehrieben  von  4 
Metzen  für  jede  Person  des  Haushalts  im 
Alter  von  über  9  Jahren,  vou  2  Metzen  für 
jede  Kuh  oder  für  je  1<»  Schafe,  und  weitere 
Zuschläge  galten  für  Brauereien  u.  s.  w., 
wobei  indessen  der  Wiederverkauf  verboten 
war.  Die  Salzentnahtne  war  durch  ein  lieson- 
deres  von  jeder  Haushaltung  zu  führendes 
Buch  zu  kontrollieren,  in  dem  die  einzelnen 
Abholungen  zu  boscheinigen  waren.  Minder- 
entnahmen wurden  mit  Geldstrafen  bedroht. 
Der  gnmdbesitzende  Adel  war  von  der  Salz- 
konskription  befreit.  181b'  ward  dieselbe 
beseitigt.  Der  vormals  nach  den  einzelnen 
Provinzen  verschieden  abgestufte  Salzpreis 
wurde  seit  lSl'o  für  die  ganze  Monarchie 
einheitlich  auf  lö  Thaler  pro  (Vntner  fest- 
gesetzt, und  der  Staat  übernahm  die  Fracht- 
kosten zu  den  Salzniederlagen.  Für  die 
Gronzltozirke,  in  denen  der  Salzschniuggol 
zu  blühen  anfing,  führte  man  zur  Verhütung 
des  l'ntersehloits  im  Jahre  eine  Ver- 

brauchskontroflo  ein.  F.s  wurden  dabei  je 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  pro  Kopf 
12  Pfund  auf  die  Gemeinden  ausgesehlagen, 
die  dann  diese  Mengen  wieder  auf  die  ein- 
zelnen Haushaltungen  repartierten.  Seit  IK'A 
traten  für  Vieh-  und  Gewerbosalz  Preis- 
ormössigungen  ein.  Bei  Gewerbosalz  ge- 
nossen aber  nur  Fabriken ,  die  grössere 
Mengen  verbrauchten ,  den  Vorzugspreis. 
ls(>7  wurde  dann  endlich  das  Salzmonopol 
aufgehoben  und  durch  eine  Fabrikatsteuer 
ersetzt. 

Von  den  übrigen  deutschen  Territorien 
hatte  auch  Bayern  ein  Monopol,  das  sich 
auf  Salzgewinnung  und  Salzhaudel  l<ezog. 
rrsj.rünglich  war  die  Salzindustrio  frei  und 
dem  Privatbetrieb  überlasset».  Der  Salz- 
handel entwickelte  sich  rasch  und  zu  einem 
blühenden  (iewerbe.  Seit  dem  Kurfürsten 
Maximilian  I.  wurde  das  Salzregal  einge- 
führt und  unter  eigener  Regie  des  Staates 
betrieben.  Das  Salzmonopol  blieb  in  Bayern 
bis  1N07  Iis  bestellen.  Die  Preise  waren 
verschieden  je  nach  der  Entfernung  von  den 
Salinen,  für  Vieh-  und  Gewcrliesniz  waren 
Kimässigungeii  zugestanden.  In  Sachsen 
bestand  seit  l.">81  ein  Salzmonopol,  das  1777 
durch  die  Salzkonskription  verstärkt  wurde: 
für  jede  Person  des  Haushalts  über  10  Jahre 
11  Pfund,  für  jeile  Kuh  oder  für  je  lo 
Schafe  7  Pfund  (seit  ISlO  10  Pfund).  Die 
Regie  bezog  das  erforderliche  Salz  bei  dem 
Mangel  eigener  Salzproduktionsstätten  ver- 


tragsmassig aus  Preussen.  Ein-  und  Aus- 
fuhr war  verboten.  Die  Salzpreise  waren 
nach  den  Niederlagen  verschieden;  ausser- 
dem hatten  die  Privilegierten  und  noch  mehr 
die  Rittergüter  Vorzugspreise.  1S40  wurde 
die  Salzkonskription  aufgehoben.  Württem- 
berg ersetzte  die  1029  eingeführte  Salz- 
steuer im  Jahre  1S07  durch  das  Handels- 
mono]>ol.  A  uch  K  u  r  h  e  s  s  e  n  und  die 
übrigen  deutschen  Staaten  mit  Ausnahme 
von  Hannover,  Oldenburg,  Bremen 
und  Brau  u  seh  w  eig.  welche  eine  Fabri- 
katsteuer erhoben,  hatten  ein,  wenn  auch  im 
einzelnen  verschieden  geartetes  Salzmonopol. 

In  den  Ländern  Oester  reich-  Un- 
garns bestand  seit  alters  ein  Salzgewin- 
nungs-  und  Handelsmonopol.  Wo  ausnahms- 
weise Privatsalinen  vorhanden  waren,  musste 
alles  Siüz  an  den  Staat  abgeliefert  werden. 
Die  Ausführung  der  Monopolverwaltung  war 
bis  1S29  in  den  eiuzelnen  Kronländern  ver- 
schieden; in  einer  Mehrzahl  derselben  be- 
stand die  Salzkonskription.  Seit  1829  w  urde 
der  Versch leiss  im  kleinen  freigegeben,  der 
-Salzfreihandcb  begründet,  indem  die  Regie 
an  den  Erzeugung»-  bezw.  Kinlösungsstätten 
Verschleissniederlagen  errichtete,  das  Salz 
zu  einem  bestimmten  Tarife  an  Private  ab- 
gab, denen  es  dann  überlassen  blieb,  den 
Salzahsüz  im  kleinen  und  im  Wege  der 
freien  Konkurrenz  zu  bewirken.  Doch  i>t 
der  direkte  Kleinabsatz  durch  Regienieder- 
lagen keineswegs  ausgeschlossen.  Das  System 
des  Salzfreihandels  blieb  auch  beibehalten, 
als  durch  die  Zoll-  und  Staatsmoiiop«>lord- 
nung  vom  Jahn»  1S.T>  die  ganze  Materie 
neugeonl net  w  urde. 

Schon  sehr  frühzeitig  erscheinen  auch  die 
Salzsteuern  in  Frankreich  und  zwar  zu- 
nächst als  Abgalten  an  die  Feudalherren 
sowie  auch  schon  vor  dem  14.  Jahrhundert 
unter  jenen  Auflagen,  die  in  verschiedenen 
Provinzen  an  den  König  zu  entrichten  waren. 
Teilsais  Produktionssteuern,  teilsals  Passage-. 
Lokal-,  Einfuhr-  oder  Ausfuhrzölle  erhoben 
bildeten  sie  einen  Bestandteil  der  soge- 
nannten gäbe  II  e.  Man  bezeichnete  mit 
diesem  Ausdruck  zuerst  alle  Steuern  über- 
haupt und  sodann  In  sonders  alle  Steuern 
auf  Waren  und  Nahrungsmittel.  Dieser 
Name  wird  nun  seit  dem  14.  Jahrhundert 
speciell  für  die  Salzstouer,  gabelle  du  sei. 
üblich,  bis  seit  dem  10.  Jahrhundert  gabelle 
die  Salzsteuer  schlechthin  bedeutet.  Zur 
Sicherung  des  Steuercingaugs  werden  mit 
dem  14.  Jahrhundert  dir'  grasen  könig- 
lichen Salzmagazine  angelegt,  in  die  alles 
Salz  aus  den  königlichen  Salinen  kam  und  aus 
denen  es  nur  durch  die  königlichen  Agenten 
verkauft  werden  durfte.  Jetler  Salzverkauf 
mit  Umgehung  dieser  war  verlöten.  Die 
Steuer  war  in  einem  Zuschlage  zum  Ver- 
kaufspreise enthalten.    Gleichfalls  im  14. 


Digitized  by  Googl 


Salz  und  Salzstouer 


493 


Jahrhundert  wurde  die  *Salzkonskription« 
(devoir  du  sei)  eingeführt,  die  1373  aus- 
drücklich zur  Verhütung  des  Schmuggels 
angeordnet  worden  war.  Die  gesetzlichen 
Bestimmungen  wurden  dann  durch  strenge 
Kontrollmassrcgeln  noch  verstärkt.  Der  un- 
gemeine Druck  der  Salzsteuer  machte  sie 
zu  einem  äusserst  verhassten  fiskalischen 
Institut.  Nachdem  1307  die  Steuersatze  auf 
die  Hälfte  ermässigt  waren,  wurde  die  Auf- 
lage 1380  vorübergehend  aufgehoben,  um 
1382  wiederhergestellt  zu  werden,  was  einen 
blutigen  Volksaufstand  veranlasste.  Seit  1548 
wurde  die  gabelle  verpachtet.  Im  l«iufe  der 
Jahrhundeile  liat  da»  französische  Salzstener- 
system  mancherlei  Wandlungen  duiehgo- 
macht.  Die  Salzpreise  wurden  mehrfach 
erhöht  und  die  Kontrollen  versclUlrft.  Im 
übrigen  belastete  sie  die  einzelnen  (legenden 
in  sehr  verschiedenem  Masse  und  bedrückte 
namentlich  die  unteren  Volksklassen.  Bis 
zur  grossen  Revolution  gab  es  ti  Bezirke  mit 
abweichenden  Salzpreisen  und  daher  Salz- 
steuern. Die  pays  do  ipiart  bouillon  hatten 
'.  i  des  selbstgewonnenen  Seesalzes  an  den 
Staat  unentgeltlich  abzuliefern.  Sonst, 
schwankten  die  Salzpreise  für  den  Centner 
zwischen  2  und  9  Liv.  in  den  provinees 
fnuiches,  in  denen  die  gabelle  niemals  be- 
standen hatte,  und  02  Liv.  in  den  provinees 
des  grandes  gabelies  avec  devoir  du  sei. 
Dazwischen  lagen  die  Abstufungen  der  Salz- 
preise in  den  jwiys  des  jjotites  gabelles  sans 
devoir  du  sei  Johne  Salzkonskription),  in  den 
pays  des  gabelles  locales  ou  des  salines  und 
m  den  pays  redimes,  die  sich  unter  Hein- 
rich II.  losgekauft  hatten  und  nur  mit 
kleinen  Salzsteuern  belastet  waren.  Zu 
diesen  kamen  noch  die  sogenannten  Franc- 
sale, sels  de  gratifiention  et  duumönc  oder 
Privilegierte,  Wohlthätigkeitsanstalteu  u.  s.  w., 
die  besondere  Steuervorzüge  genossen.  Die 
ungemeine  Höhe  der  Salzsteuer  und  noch 
mehr  die  lastige  Art  der  Steuererhebung 
machte  sie  äusserst  verhasst  und  zu  einer 
unversiegbaren  Quelle  von  Klagen,  die  mit- 
unter in  blutigen  Aufstiinden  sich  Luft 
machten.  Zudem  reizte  die  verschiedene 
Höhe  der  Auflage  zu  Schmuggel  und  Fntor- 
schleif,  Verbrechen,  die  man  vergebens  mit 
Galeere  und  Galgen  liediohte.  In  den  ei-sten 
Jahren  der  Revolution  wurden  die  Salzpreiso 
zunächst  erheblieh  herabgesetzt,  bis  179-1  die 
ganze  Steuer  überhaii])t  beseitigt  wurde. 
Erst  1806  sah  man  sich  genötigt,  dieselbe 
in  Form  einer  Verbrauchsabgabe  wiederher- 
zustellen, als  welche  sie  heute  noch  besteht. 

Eine  sehr  beträchtliche  Besteuerung  des 
Salzes  luitte  man  früher  auch  in  England. 
Nachdem  die  älteren  britischen  Salzsteueni, 
die  teilweis«'  auf  die  normannische  Epoche 
zurückgingen,  Ende  des  17.  Jahrhunderts  auf- 
gehoben  worden  waren,   griff  man  unter 


Wilhelm  III.  wieder  auf  die  Salzsteuer  zu- 
rück. Anfangs  betrug  der  Steuersatz  1  sh. 
für  je  1  Bushel,  wurde  aber  1004  auf  2  sh. 
8  d.  und  1099  auf  3  sh.  4  d.  erhöht.  Von 
1729-31  verschwindet  die  Salzsteuer  vor- 
übergehend, um  gegen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts wieder  aufzutauchen.  Während 
des  nordamerikanisch-englischen  Unabhängig- 
keitskrieges ist  die  Salzstouer  auf  5  sh.  für 
den  Bushel  und  in  der  napoleonischen  Kriegs- 
zeit 1798  auf  10  sh.  und  180")  auf  l.'i  sh. 
erhöht  worden.  Die  so  rasch  gesteigerte 
Steuer  war  mitunter  30  mal  so  hoch  als  der 
gewöhnliche  Preis  des  Salzes.  Diese  enorme 
Höhe  der  Salzsteuer  reizte  zunächst  zu  aus- 
gedehntem Schmuggel  und  beeinträchtigte 
überdies  das  Fischereigewerbe,  einen  Haupt- 
nahrungszweig des  nordwestlichen  Englands 
und  Irlands  in  erheblichem  Masse.  Hier- 
durch sah  man  sich  veranlasst,  die  Salz- 
steuer, die  rund  1.50  Millionen  Pfund  Ster- 
ling einbrachte,  1822  von  15  sh.  auf  2  sh. 
zu  ermässigen.  1825  würfle  dann  dieselbe 
überhaupt  aufgehoben,  wobei  die  Interessen 
der  Salz  verbrauchenden  Gewerbe  mit  einen 
Beweggrund  der  Beseitigung  darstellten. 
Heute  ist  das  Salz  in  England  überhaupt 
steuerfrei  und  weder  durch  eine  Inlandsteuer 
noch  durch  einen  Zoll  tielastet. 

Ausser  in  England  bleibt  das  Salz  noch 
in  Belgien,  Schweden  und  Japan  von 
jeder  Steuer  und  Abgabe  frei. 

II.  Gesetzgebung. 
1.  Deutschland.  Bis  zum  Eintritt  von 
Hannover  und  Oldenburg  in  den  Deutsehen 
Zollverein  im  Jahre  1853  bestand  in  sämt- 
lichen Vereinsstaaten  das  Salzmonopol  als 
Steuerform  und  war  eine  ausschliessliche 
Landesangelegonheit  der  Einzelstaaten.  Dem 
l'mfange  nach  war  es  teils  Fabrikations- 
und Handelsmonopol,  wie  in  Bayern,  Würt- 
temberg, Baden,  teils  nur  Handelsmonopol, 
allerdings  mit  verschiedenen  Abstufungen, 
wie  in  Preussen  und  den  meisten  anderen 
Vereinsstaaten.  Durch  verschiedene  Ab- 
machungen und  Verträge  hatte  man  zu 
gegenseitigem  Schutz  der  Partikularmono- 
pole eine  Koalition  eingegangen.  Hannover 
und  Oldenburg,  die  nach  Celieroinkunft  eine 
gemeinschaftliche  Salzsteuer  erhoben,  wei- 
gerten sich  sowohl  zum  Salzmonopole  ül»er- 
zugehen  als  auch  ihre  bestehende  Fabrikat- 
steuer von  12'  2  Silbergroschen  für  den 
Centner  zu  erhöhen.  Bei  Erneuerung  des 
Zollvereins  im  Jahre  180")  wurden  Hannover 
und  Oldenburg  verpflichtet,  ilire  Verbrauchs- 
abgabe  auf  2  'Tlialer  pro  Centner  zu  erhöhen, 
während  Preussen  und  Sachsen  für  ihren 
Vorschlag,  das  Salzmonopol  durch  eine  Fa- 
brikatsteuer und  einen  Eingangszoll  von  je 
2  Thalcr  für  den  Centner  Salz  abzulösen, 
die  Zustimmung  sämtlicher  Vereinsstaaten 
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nicht  zu  erzielen  vermochten.  Nach  dem 
Kriege  von  1806  ging  Preusscu  mit  seinem 
erweiterten  Staatsgebiete  dazu  über,  das 
Salzmonopol  aufzuheben  und  es  durch  eine 
Fabrikatsteuer  zu  ersetzen  (G.  v.  9.  August 
1S07).  Zugleicli  gelang  es,  auch  die  übrigen 
Vereinsstaaten  bei  den  auf  die  Umgestaltung 
des  Zollvoreins  gerichteten  Verhandlungen 
für  die  Ersetzung  der  Salzmonopolc  durch 
eine  gemeinschaftliche  Verbrauchssteuer  zu 
gewinnen.  Damit  war  auch  weiterhin  die 
unerträgliche  Hemmung  des  Salzverkehrs 
unter  den  einzelnen  Vereinsstaaten  durch 
den  herrschenden  Monopolzwang  beseitigt, 
indem  der  freie  Verkehr  im  ganzen  Umfang 
des  Vereinsgebietes  hergestellt  wurde.  Das 
im  Inland  gewonnene  Salz  wurde  mit  einer 
Produktionssteuer  von  12  Mark  für  MO  kg 
belegt,  und  das  ans  dem  Ausland  einge- 
führte Salz  unterlag  einem  Eingangszoll  in 
gleicher  Hohe.  Diese  Bestimmungen  wur- 
den später  zum  Rcichsgesotz  vom  10.  April 
1871  erhoben.  Durch  das  Zollgesetz  vom 
l.">.  Juli  1879  wurde  der  Salzzoll  vom 
l.  November  1879  ab  auf  12.80  Mark  für 
100  kg  erhöht. 

Nach  diesem  Entwicklungsgänge  der 
Gesetzgebung  ist  zum  System  der  Produk- 
tionssteuer  oder  Yerbrauehsabgabe  ülierge- 
gangen.  indem  vom  genuss  fort  igen  Salz  für 
je  lou  kg  12  Mark  Fabrikatsteuer  erhoben 
werden.  Steuerfreiheit  kennt  das  Ge- 
setz nach  zwei  Richtungen.  Von  der  Salz- 
steuer sind  befreit  auf  Rechnung  des 
Reichs:  1.  Das  ausgeführte  Salz.  2.  Das 
zu  landwirtscliaftlichon  uud  gewerblichen 
Zwecken  verwendete  Salz  mit  Ausnahme 
des  Salzes  für  solche  Gewerbe,  die  mensch- 
liche Nahrungs-  uud  Genussmittel  bereiten, 
namentlich  auch  mit  Ausnahme  des  Salzes 
zu  Tabakfabrikaten,  Mineral  wassern  und  Bä- 
dern ;  :5.  Silz  zum  Einsalzen  oder  Nach- 
|H)keln  von  Heringen  und  ähnlichen  Fischen 
und  zum  Einsalzen  und  Einpökeln  von  zur 
Ausfuhr  bestimmten  Gegenständen;  4.  das 
zum  menschlichen  Genuss  unbrauchbare 
sogenannte  » Badosalz  ^  unter  Einhaltung  ge- 
wisser Kontrollen :  5.  Abraumsalze  (Carnallit, 
Kainit  u.  s.  w.)  bis  zu  TiO'Vo  Salzgehalt  ohne 
weiteres,  von  .".U  bis  7"»*Vo  Salzgehalt  unter 
gewissen  Kontrollen,  die  jedoch  nur  an 
l^indwirte  und  Gewerbet  Habende,  nicht  auch 
an  Händler  steuerfrei  abgelassen  werden 
dürfen.  Salz  kann  steuerfrei  abgegeben 
w enlen  a u f  R e c h n u n g  ei u e s  ßun d e s - 
Staats:  1.  bei  Notständen  zu  Unterstützun- 
gen und  an  Wohlthätigkeitsanstalten  und  2. 
zu  Deputaten  oder  Naturalabgaben,  auf  deren 
ahgal*;froie  Verabfolgung  die  Berechtigten 
Anspruch  halben. 

Für  die  Steuererhebung  ^ilt 
eine  Mehrzahl  von  Grundsätzen.  Alles  in 
einem  Salzwerk,  einer  Saline  oder  Fabrik 


gewonnene  Salz  muss,  sobald  es  zur  Lage- 
rung reif  geworden  ist,  in  sichere  Räume, 
Salzmagazinc  verbracht  werden,  die 
unter  amtlichem  Mitverschluss  auf  Privat- 
salinen stehen.  Auf  Privatsalinen  hat  die 
Einlagerung  unter  Aufsicht  eines  Stonerbc- 
amten  zu  geschehen.  Die  Steuerpflicht 
beginnt  mit  der  unter  steueramtlicher  Auf- 
sicht vollzogenen  Entnahme  von  Salz  aus 
den  Salzmagazinen,  und  nach  Feststellung 
der  Steuer  tritt  das  Salz  in  den  freien  Ver- 
kehr. Die  Steuer  ist  vom  Salzwerkinliaber 
am  Ende  eines  jeden  Monats  zu  entrichten; 
gegen  Sicherheit  wird  die  Steuer  auf  3  Mo- 
nate gestundet.  Versendung  auf  Be- 
gleitschein tritt  ein  bei  der  Ausfuhr  von 
Salz  sowie  l>ei  Altführung  von  Salz  in  eine 
öffentliche  Salzniederlage  oder  in  ein  Privat- 
lager (Transit-,  Kreditlager),  wofür  dann  die 
allgemeinen  Grundsätze  der  Zollbehandiung 
(vgl.  d.  Art.  Zölle,  Zollwesen)  mass- 
gebend sind,  und  endlich  bei  Verseudung 
von  unversteuertem  Salz  (bei  Verlegung  der 
Versteuerung  au  den  Bestimmungsort,  bei 
steuerfreier  Abfertigung  von  Geweibesalz  in 
den  GewerlKM-äumcn  u.  s.  w.).  Das  zu  land- 
wirtschaftlichen und  gewerblichen  Zwecken 
bestimmte  Salz  muss  vor  der  Verwendung 
in  der  Regel  zum  menschlichen  Genuss  un- 
brauchbar gemacht  werden,  der  De  natu - 
rierung  entweder  auf  Vorrat  (Handels- 
salz) otler  auf  Bestellung  des  zum  steuer- 
freien Bezug  berechtigten  Landwirts  oder 
GewerlH'treihenden  (Bestellsalz)  und  nur 
für  diese  und  für  die  specicll  bezeichneten 
Zwecke  unterworfeu  werden.  Bestellsalz 
darf  an  Landwirte  und  Geworbotreil>endo, 
Haiidolssalz  an  Händler  nur  gegen  schrift- 
liche Bestellung  und  nur  gegen  Vorweis 
eines  Berechtigungsscheines,  eine  ihn?  Be- 
rechtigung nachweisende  Bescheinigung  der 
Urtsbohörde  verabfolgt  werden.  Für  dena- 
turiertes oder  zum  Einpökeln  verwendetes 
Salz  kann  eine  Kontrollgebühr  bis  zu  0,40 
Mark  für  100  kg  eingezogen  werden.  Ver- 
steuertes otler  denaturiertes  Solz  ist  von 
jeder  Vorsendungskontrollo  frei.  Auf  jedem 
Salzwerk  besteht  in  der  Regel  ein  Salz- 
steueramt,  lioi  den  staatlichen  Salinen  teil- 
weise in  Personalunion  mit  der  Salinenver- 
waltung. 

Die  Ergebnisse  der  Salzsteuer,  ein- 
schliesslich'des  Salzzolls,  s.-in  der  Tabelle 
auf  folgender  Seite  oben. 

Der  Reichshaushaltsetat  für  1900  veran- 
schlagt die  Salzsteuer  (ohne  Salzzoll)  auf 
47,810  Millionen  Mark,  der  thatsächliche 
Ertrag  belief  sich  in  diesem  Rechnungsjahr 
auf  49,990  Millionen  Mark. 

2.  Frankreich.  Nachdem  die  Salzsteucr 
im  Jahn-  1791  in  den  Stürmen  der  Revo- 
lutionsopoche  ein  Opfer  ihrer  Unbeliebtheit 
geworden  war,  sah  man  sich  1800  als  Er- 
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Salawtencr 

Salz- 
»teuer 

Salzzoll 

Gesamt- 
summe 

pro  Kopf 
der  Be- 
völkerung 

Millionen 

Mark 

Mark 

1870 

31,052 

4.S90 

35,943 

0,92 

1875 

33,554 

5,760 

39,314 

o.93 

1880 

37,239 

3.997 

41,236 

0.92 

1885 

39,4J«> 

2,707 

42,124 

0.91 

1«*) 

43,03» 

2,462 

45,492 

0,92 

1K1U 

45  4 '4 

2,095 

47,5io 

0,92 

1895 

46,585 

2,23} 

48,81 7 

0.93 

189« 

47.4<x> 

2,057 

49,458 

o.93 

1M>7 

48,00g 

2.079 

so.080 

o,93 

1808 

48,34s 

2.060 

50,4öS 

0,92 

satz  dos  damals  abgeschafften  Wegegeldes 
genötigt,  einen  Salzzoll  von  10  Francs  für 
100  kg  einzuführen,  der  Kild  auf  20  Francs 
erhöht  wurde.  Diesem  fügte  man  noch  im 
gleichen  Jahre  (April  ISMO)  eine  Iulands- 
steuor  in  der  gleichen  Höhe  hei.  die  schon 
durch  Dekret  vom  11.  Juni  lsuü  auf  2*..">0 
Francs  für  100  kg  gesteigert  wurde.  1*13 
wurde  die  Auflage  auf  40  Francs  für  100  kg 
festgesetzt,  um  1*10  wieder  auf  ;{0  Francs 
ermässigt  zu  werden.  Die  Stürme  der 
1848  er  Bewegung  beseitigten  unter  der 
provisorischen  Regierung  die  Salzsteuer 
wiederum  gänzlich  (Dekret  vom  18.  April 
1S4S),  bis  sie  noch  vor  vollständiger  Durch- 
führung des  Dekrets  im  gleichen  Jahre 
wiederhergestellt  wurde.  (0.  v.  2*.  Dezem- 
ber 184*).  Der  heute  noch,  giltige  Steuer- 
satz betrug  lo  Francs  für  UM»  kg.  IST"» 
bis  1870  wnple  dei-solbe  vorfUnTgeliend 
durch  einen  Kriegsstouer/usehlag  von  25  "0 
erhöbt.  Von  eingeführtem  Salz  ist  neben 
der  inneren  Verbrauehsabgabo  ein  Salzzoll 
zu  entrichten,  der  je  nach  den  Suiten,  dem 
See-  oder  Lindtransport  und  der  Herkunft 
des  Salzes  verschieden  ist.  Früher  als 
Wertzoll  gestaltet,  betrügt  er  seit  G.  v.  19. 
April  1**9  für  rohes  Salz  für  Ion  kg  2,1" 
Francs,  für  raffiniertes  und  weisses  Salz 
3,.'i0  Francs«.  Hierzu  kommen  für  ausser- 
eump'lisches  nicht  direkt  eingeführtes  Salz 
ein  Kntrepötzuschlac  (surtaxe  d'entrepöt)  von 
.'Mio  Francs  für  10o  kg. 

Steuerfreiheit  wird  gewährt  dem  zur 
Ausfuhr,  zur  Seefischerei  und  ähnlichen 
Zwecken  licstiuimtou  Salz,  elienso  nach  er- 
folgter  Denaturierung  dem  Salz  für  liestimmte 
gewerblich-technische  und  für  landwirtschaft- 
liche Verwendungen.  In  dem  Grenzgebiet 
gegen  die  Schweiz  (pays  de  Gox)  und  in 
Ohersavoyen  besteht  eine  Steiicrermässigung. 
indem  der  Satz  für  die  Inlandssteuer  nur 
2  Francs  für  100  kg  beträgt.  Dagegen  be- 
steht   eine   Anzahl   von   Steuernaehlässen : 

1.  je  nach  den  Sorten  der  Gewinnung  als 
allgemeiner  Verlust  zwischen  X  und  ;*>üo: 

2.  von  dem  eingelagerten  Salz  in  Magazinen 
8°,'o  als  Ligervcrlust  und  vom  versendeten 


Salz  2°o  als  Transport vorlust.  Für  die 
|  Ausnutzung  von  Salzlagern  im  Innern  des 
Landes  ist  die  Bewilligung  der  Finanzver- 
'<  waltung  notwendig,  welche  eine  jährliche 
1  Miiiimalerzeiigung  von  "»i Mi 000  kg,  clie  Stel- 
;  hing  unter  Steuerkontrolle  und  unter 
strengte  Transportkontrollo  bis  zu  Ii»  km 
im  L'mkreis  voraussetzt.  Dagegen  bedarf 
es  zur  Anlegung  von  Soesalzgürten  (mamis 
salants)  nur  der  einfachen  Anmeldung  bei 
der  Behörde.  1  >ie  Salzsteuer  ist  fällig,  so- 
bald das  Salz  in  den  freien  Verkehr  über- 
geht. Bei  Hinterlegung  von  sicheren  Wert- 
papieren können  für  Beträge  über  3no  Francs 
Steuerkiv-dite  auf  4  Monate  unter  Anrech- 
nung von  Verzugszinsen  und  1  >"o  Provision 
gewährt  werden.  Die  Salzwerksl>esitzer 
sind  von  der  Bergwerkssteuer  (redevances 
des  mines)  befreit,  unterliegen  aber  der 
Grund-  und  Gebäudostouor. 

I>er  Krtrag  der  Salzsteiler  in  den  Zeiten 
des  Aucien  Regime  war  ein  sehr  beträcht- 
licher. DvlO  unter  liichelieu  war  er  2<> 
Millionen  Lire  und  vor  Ausbruch  der  fran- 
zösischen Revolution  stellte  er  sich  auf  54 
Millionen  Li v res  ausschliesslich  von  14  Milli- 
onen Livres,  die  als  (iewinste  in  die  Tasche 
der  Stcuerpächter  flössen.  Im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  halben  die  Einkünfte  sehr 
gewechselt:  1817  ,72  Millionen  Francs.  1830 
58  Millionen  Francs,  18 15  To  Millionen 
Francs,  1*511  25  Millionen  Francs.  1852  :J2 
Millionen  Francs.  1*02  :19  Millionen  Francs, 
ls70  :;o  Millionen  Francs.  Wl  2S  Millionen 
Francs,  IST.")  :tl  Millionen  Francs,  l*su  :t2 
Millionen  Francs,  lSSb"  Hl  Millionen  Francs. 
In  den  letzten  Jahren  belief  sich  ihr  Krtrag: 


18*«» 
1895 
181Hi 
18!I7 
18118 
18119 
11)00 

3. 


Verbrauch* 
abgäbe 
Mi 

'  1,254 
10,254 

9,932 

9,670 

9,667 
10.7 16 
:i,2i9 

Niederlande. 


ialzzoll 


Gesamt- 
HUinmc 
1 1  i  o  11  e  11  F  r  h  n  c  * 


2i.5°3  32.757 

22,099  32-353 

22,408  32,340 

23,260  32,930 

24,968  34,635 

24,048  34.704 

22,443  33.6t>2 

Seit    1S22   ist  eine 


Verbrauchsabgabe  (Acciso)  eingeführt,  die 
später  mehrfach  verändert  wurde  (GG.  v. 
20.  April  1*02,  27.  September  1892).  Der 
Steuersatz  beträgt  für  liMI  kg  5"  Gulden 
(vor  1*92  9  Gulden).  Von  eingetührtem  Salz 
wird  ein  Zoll  von  4  Gulden  (vor  1*92  12 
Gulden)  von  y  100  kg  erholen.  Von  der  Steuer 
ist  das  für  landwirtschaftliche  Zwecke,  für 
Seefischerei,  Seesalzerei,  für  Fabriken  ver- 
wendete sowie  das  zum  Beinigen  von 
Weg»"*!)  und  Bahnschienen  gebrauchte  Salz 
liefreit.  Die  Fabrikatsteuer,"  die  \s.v2  1,7 
Millionen  Gulden,  1*42  2.1  Millionen  Gulden, 
Inns  :is  Millionen  Gulden  und  1*92  :,.9 
Millionen  Gulden  einbrachte,  ist  seitdem  im 


Digitized  by  Google 


49Ö 


Salz  und  Salzsteuer 


steten  Rückgang  begriffen  und  erreicht  zur 
Zeit  nur  noch  rund  l1'*  Millionen  Gulden. 
Der  Zoll  auf  der  Salzeinfuhr  liefert  ganz 
minimale  Betrage  (2004J— 3«H)0  Gulden). 

4.  Die  Lander  mit  Salztuonopol.  1. 
Oesterreich  - Ungarn.  Durch  die  Mono- 
polordnung  vom  11.  Juli  1835  wurde  in 
Oesterreich  «las  Produktionsmonopol  mit 
teilweisem  Handelsmonopol  eingeführt.  Alles 
von  der  Natur  erzeugte  Kochsalz  ist  Staats- 
eigentum und  dem  Staate  ist  die  alleinige 
Erzeugung  von  solchem  vorbehalten,  die 
durch  die  Bergbehörden  beü'iehen  wird. 
Die  Gewinnung  von  Soesalz  in  Istricn  und 
Dalmatien  ist  unter  amtlicher  Aufsicht  -Sa- 
linen konsortien«  überlasen,  die  eine  jahrlich 
vom  Finanzministerium  bestimmte  (limitierte) 
Salzmengc  erzeugen  dürfen  und  dieselbe  an 
die  Staatsmagazine  abzuliefern  liaben.  Da- 
rüber hinaus  dürfen  sie  ausnahmsweise  Salz 
zur  Ausfuhr  und  zu  industriellen  Zwecken 
herstellen.  Dieses  sogenannte  Konsortialsalz 
ist  unter  Steueraufsicht  in  die  Konsortial- 
magazine  einzulagern  und  wird  von  hier 
aus  vertrieben.  Der  staatliche  Salzverschleiss 
ist  den  Finanzlandesbehörden  unterstellt  und 
beschränkt  sich  auf  den  Verkauf  aus  den 
Aerarial  -  Salzniederlagen«  au  die  >erste 
Hamb  in  Mengen  von  mindestens  20  50  kg. 
Der  weitere  Vortrieb  von  SjKÜsesalz  und 
freiverkäuflichein,  denaturiertem  Dungsalz  ist 
freigegeben.  Dagegen  ist  bei  Viehsalz,  Fa- 
briksalz.  Siedeabfällen,  Abraumsalzen  und  an- 
deren zu  ermüssigtem  oder  nachgelassenem 
Monopolaufschlag  abgegebenen  Salzen  der 
freie  Handelsverkehr  ausgeschlossen.  Ab- 
gabefrei  oder  nur  mit  einem  ermüssigten 
Monopolaufschlag  belegt  sind:  1.  das  Limito-, 
Deputat-  und  Gnadensalz,  das  auf  Grund 
von  Privilegien,  Vertragen  oder  sonstigen 
Bestimmungen  an  die  Bewohner  bestimmter 
Gebiete,  an  das  Dicnstjtcrsonal  der  Salinen 
und  Salzverscldeissämter  und  an  einige 
Klöster,  Stifter  und  Wold  t  hat  igkeilsanstalten 
zu  einem  ermässigten  Preise  (Limitosalz) 
oder  unentgeltlich  oder  gegen  ein  gering- 
fügiges Salzlösegeld  (Deputat-,  Gnaden-, 
Almosen-,  Gottheilsalz)  abgegeben  wird ;  2. 
«las  Viehsalz,  das  denaturiert  bis  zu  einer 
jährlichen  Gesamtmenge  von  50  Millionen  kg 
zun»  Preise  von  5  Gidden  für  10O  kg  aus 
den  Aerarialsalzniederlacen  an  landwirt- 
schaftliche und  sonstige  autonome  Körper- 
schaften geliefert  wird ;  3.  Dungsalz,  das  zu 
20  °o  Kochsalz  und  SO°o  anderen  Stoffen 
frei  verkauf  lieh  zu  1  Gulden  für  100  kg  ab- 
gegeben wird :  4.  Siedeabfälle,  Abraumsalze, 
Kainit  u.  s.  w.  für  zum  Bezug  berechtigte 
Landwirte;  5.  Fabriksalz  an  Gewerbetrei- 
bende, die  von  der  Steuerbehörde  hierzu 
legitimiert  sind.  Die  Salzpreise  werden  im 
Einverständnis  zwischen  den  Regierungen 
beider  Reichshälften  festgesetzt  und  müssen 


t  für  das  Festland 
eingeführt  worden. 


zum  gegenseitigen  Schutze  der  Salzgefälle 
so  bemessen  sein,  dass  die  Ausfuhr  von 
einer  Reichshälfte  in  die  andere  unren- 
tabel ist. 

Zur  Salzeinfuhr,  die  in  der  Regel  nur 
für  den    eigenen   Bedarf   und  Verbrauch 
stattfinden  darf,  ist  behördliche  Genehmigung 
notwendig  und  die  Entrichtung  eines  Ein- 
i  gangszolles  von  0,84  Gulden  und  einer  Li- 
i  zenzgebühr  von  9,38  Gulden  für  je  100  kg. 
;  Für  Fabriksalz  kann  die  zoll-  und  lizenz- 
I  freie  Eiufuhr  aus  dem  Auslande  gestattet 
werden. 

Für  Ungarn  gelten  gleichartige  Grund- 
sätze. Der  Reinertrag  des  Salzmonopols  in 
Oesterreich,  dessen  Betriebskosten  sich  auf 
4,05o  Millionen  Gulden  stellen,  beträgt  17,704 
Millionen  Gulden,  in  Ungarn  15,808  Millionen 
I  Gulden. 

2.  Italien.  Durch  die  GG.  v.  15.  Juni 
1805,  19.  April  1872,  0.  Juli  1883.  14.  Juli 
1887  und  28.  Juli  1895  i 
das  Vollhandelsmonopol 
Von  den  10  Salzlageru  bezw.  Seesalzgärten 
werden  0  vom  Staate  in  eigener  Regie  be- 
trielien,  während  4  Privaten  zur  Ausbeutung 
mit  der  Verpflichtung  überlassen  sind,  jähr- 
lich eine  vorgeseluiebene  Mengo  Salz  für 
den  Inlandsbedarf  zu  liefern.  Der  Absatz 
im  kleinen  erfolgt  durch  staatlich  legitimierte 
Händler,  deren  Geschäftsgewinn  in  eiuer 
Verkaufsgebühr  von  1'  »  Centimes  für  je 
1  kg  l>esteht.  Die  Einfuhr  von  Salz  ist  dem 
Staate  vorbehalten.  Der  vom  Staate  fest- 
gesetzte Salzpreis  war  ehedem  unerträglich 
hoch  (55  Centimes  für  1  kg)  und  wurde 
daher  1NSÜ  beträchtlich  gemindert  Finanz- 
schwierigkeiten zwangen  indessen  bereits 
im  Jahre  18SS,  die  Preise  für  gemahlenes 
und  Tafelsalz  und  1894  diejenigen  auch  für 
gewöhnliches  Salz  zu  erhöhen.  Salz  zu  land- 
wirtschaftlichen und  gewerblichen  Zwecken 
geniesst  eine  ganz  erhebliche  Preisminde- 
rung, und  Salz  zur  Sodafabrikation  wird  zum 
staatlichen  Selbstkostenpreis  abgegeben.  Er- 
trag: 74.000  Millionen  Lire. 

3.  Rumänien,  Serbien,  Griechen- 
land, Türkei  und  China  haben  gleich- 
falls ein  Salznionopol.  Rumänien  und 
Griecheulaud  haben  dabei  die  Form  des 
Produktions-  und  Handelsmonopols,  also  ein 
Vollmonopol  gewählt,  Serbien,  die  Türkei 
und  China  habeu  ein  Handelsmonopol.  Das 
Gleiche  gilt  auch  von  Montenegro  und 
B  r  i  t  i  s  e  h  - 1  n  d  i  e  n.  Die  einzelnen  Nuancen 
sind  hier  verschieden. 

5.  Andere  Formen  der  Salzsteuer. 
Während  England,  Schweden,  Belgien  und 
Japan  auf  jegliche  Besteuerung  des  Salzes 
verziehtet  haben,  bedient  sich  eine  Mehrzahl 
von  Staaten  eines  Einfuhrzolls  als 
ausschliesslicher  Steuer. 

Dänemark  erhebt  für  10«)  kg  raffi- 
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niertos  Salz  2  Kronen  und  für  UM)  kg  rohes 
Sulz  1.00  Kronen.  In  Norwegen  beträgt 
der  Salzzoll  für  1  hl  Berg-  und  Steinsalz 
2S  Oore  und  in  Portugal  10  Reis  j>er 
kg,  nachdem  hier  seit  1*8(5  die  Inlandssteuer 
wegen  ihres  geringfügigen  Ertrags  aufge- 
holten worden  war.  Eine  Inlandsabgaiie 
von  Salz  wurde  in  Russland  zuerst  An- 
fang des  IS.  Jahrhunderts  eingeführt,  die 
3 7<jr»- — 18(33  mit  einer  kurzen  l'nterbreehung 
{ 1728— 1731)  durch  ein  Verkaufsmonopol 
abgelöst  wurde.  Von  1803—1881  Instand 
eine  Accise  von  30  Kopeken  und  ein  Einfuhr- 
zoll von  35  Kopeken  vom  Pud.  Die  Einfuhr 
von  denaturiertem  Salz  war  zollfrei.  Seit 
1881  beschränkt  sich  die  Besteuerung  des 
Salzes  auf  einen  Salzzoll,  der  für  das  Pud 
gewöhnlichen  Salzes  20  Kopeken  und  für  das 
Pud  gereinigten  Tafelsalzes  30  Kopeken  be- 
trägt. Ebenso  beschränken  sich  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika. 
Neufundland,  Canada  und  Peru  auf 
einen  Salzzoll.  In  Spanien  wurden  1749 
die  älteren,  lästigen  Steuerformen  durch  ein 
Pnxluktions-  und  Handelsmonopol  ersetzt, 
das  bis  lb.  Juni  1*69  fortbestand.  Von 
ISO!»  1*74  wurde  lediglich  ein  Salzzoll  er- 
hoben und  187-1-  1877  damit  eine  innere 
Verbrauchssteuer  verbunden.  1877  ward 
eine  Steuer  von  1.500  Millionen  Pesetas 'ein- 
geführt, welche  die  Salzproduzenten  unter 
sich  zu  repartieren  hatten,  und  eine  den 
(teineiuden  auferlegte,  nach  der  Einwohner- 
zahl bemessene  Abgabe,  für  deren  Beitrei- 
bung den  Gemeinden  ein  lokales  Verschloiss- 
monopol  eingeräumt  wurde.  INS]  ?s5  wur- 
den beide  Abgaben  in  Zuschläge  zu  den 
direkten  Steuern  umgewandelt,  so  das« 
gegenwärtig  nur  noch  ein  Salzzoll  von  3,25  bis 
3,90  Pesetas  zur  Einhebung  gelangt. 


Littaratnr:  Meyu.  /m*  sdz  im  ]i„n*i,<dt  drr 

Xalur,    I.rit,tig   js',7.  Hehn,    lhi*  Suis, 

Herl  in  1*7.1.  —  Moeller,  Ihu  Silz  in  «•/»er 
htltur<j<*rhichttirhcu  und  iuthirxri**rn*rhnftlirh<n 
Hrd>utunrj,  J.'i,,zi,j  :.<7i.  -  Schleiden,  lhi* 
Silz ,  h  i),;i,j  Js7,ri.  —  Schmitt,  Ihm  Sdz, 
lAtjt:iij  1674-  —  Oppelt,  Ihr  S<dzubnabr  im 
Ih-nUfhm  Zaltcririn,  ßrrlin  1S7IK  --  Trattt- 
ccttcr,  IM*  (drtitKchfj  Snh<ttnjitbruijttrt: ,  Jicrltu 
/>.'/>.  —  Lehr,  Art.  Sil;  und  Silzutnirr  im 
II.  it.  St.,  lhi.  V.  s.  j.s.i  (i.  Ami.).  —  Meckel, 
Art.  Silz  und  Sulzutrurr  im  II",  d.  V.,  Bd.  II, 
S.  HS.  —  Main:  Art.  Suhntruer  i„  Strnqrt* 
II.  It.  I '..  lld.  II,  s.  sm.  ttuHchman, 
Art.  Sihiimwjxd  im  **c*trrr.  St'Hit*lrxik"n,  Itd. 
II.  S.  Itt]M.  —  Kratz.  Art.  SuHm-n  in  Strni/rl* 
W.II,  d.  I).  I  „  lid.  II,  S.  .1»:..  Art.  »VaMlru 
und  nSiditv  in  Siy,  I Hcticiiun irr  tlrt  l'innnrrtt, 
ftil.  II.  j>.  ,if)l  nnil  //.  lt.'iT.  —  Art.  »Srhu  in 
Morl:,  IHrtioiiiiuiiv  de  V Adminittrutitui  Jruiiraise, 
I'.  I'JHtl.  —  Im  iibriiun  sind  hirrzu  zu  rrnjlrirlim 
di.  riwuhliiuincn  Almrhnittr  r»n  Lehr-Schall- 
Xeller  in  Srhönbny*  lluudbnrh  drr  thk. 
in 


Finonitcü»«v»chn/t  von  Hau,  Wagner, 
Schaffte,  Vocke.  Ehebert/  u.  u.  m. 

Max  von  Meckel. 


SüuglingHMterblichkeit 

s.  S t er b  1  i c h k e i t  u n d  S t e r b  1  i c h k e i t s- 
tafeln. 


Samter,  Adolf  S., 

geb.  am  2.  III.  1824  zu  Königsberg  in  Ost- 
preußen, war  zuerst  iu  auswärtigen  Bankhäusern 
thfttig  und  trat  dann  in  das  Bankgeschäft  seines 
Vaters,  befasste  sich  aber  gleichzeitig  mit 
nationalökouomischen  Studien.  1846  kaufte  er 
eine  Druckerei  und  ein  Verlagsgeschäft.,  mnsste 
dieselben  aber  bald  aufgeben,  worauf  er  sich 
ausschliesslich  dem  Bankgeschäfte  widmete.  Er 
starb  am  17.  VI.  1883  zu  Franzensbad. 

Samter  zeigt  sich  iu  seineu  Schriften  als 
ein  gemässigter  Sozialist,  bei  dem  die  Einflüsse 
von  I .assalle,  Marx,  Rodbertus  und  Adolph 
Wagner  unverkennbar  hervortreten.  Sein  Raupt- 
streben  war  auf  die  friedliche  Lösung  der 
sozialen  Probleme  gerichtet. 

Er  veröffentlichte  folgende  Schriften:  Der 
Zollverein  von  A.  Sr.  (anonym),  Berlin  1846.  — 
Die  Reform  des  Geldwesens,  Berlin  1869.  — 
Soziallehre.  Uebcr  die  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse in  der  menschlichen  Gesellschaft, 
Leipzig  1875.  —  Gesellschaftliches  und  Privat- 
eigentum als  Grund  läge  der  Sozialpolitik,  Leipzig 
1K77.  -  Sozialistische  Irrtümer,  soziale  Wahr- 
heiten. 1877.  —  Der  Eigentmusbegriff,  Jena 
187K  --  l>as  Kigentum  in  seiner  sozialen  Be- 
deutung. Jena  1*71). 

Ferner  publizierte  er  in  Zeitschriften: 
l'eber  die  Handelsverhältnisse  des  Zollvereins 
in  Wüliigers  Zeitschrift:  rDer  Staat',  1843.  — 
Privateigentum  und  gesellschaftliches  Eigentum. 
„Die  Wage".  1876.  —  l'eber  die  Kommuual- 
steuerfrage.  Schriften  d.  Ver.  f.  Soz.-Pol.  Bd. 
12,  1877.  -  Die  Eigentnmsfrage.  Gegenwart. 
1880.  —  Die  Ziele  der  gegenwärtigen  Wirt- 
schaftsbewegnng.  Unsere  Zeit,  1881.  —  Der 
Wert  in  seiner  wirtschaftlichen  und  gesellschaft- 
lichen Bedeutung.  Annalcn  des  Deutschen 
Reichs,  1883.  —  In  den  Schriften  der  physika- 
lisch-ökonomischen Gesellschaft  zu  Königsberg 
schrieb  er:  l'eber  Grundanschauungen  vom 
Werte  in  den  verschiedenen  Werttheorieen,  16. 
Jahrg.  1875.  —  Statistische  Nachrichten  über 
die  Einkommen  im  preussischen  Staate.  14.  Jahrg. 
1873.  Das  Einkommen  der  Bevölkerung  in 
Preussen.  14.  Jahre  1873.  —  Im  Jahre  1848 
gab  Samter  die  -Neue  Königsberger  Zeitung* 
heraus,  die  er  jedoch  schon  im  nächsten  Jahre 
aufgeben  musstc. 

Vgl.  über  Samter:  Allg.  Deutsche  Bio- 
graphie, Bd.  30,  Leipzig  1890,  S.  324. 

Josef 


*<ntir     in    ilm    Hund-    und    L'-lirbilihrrn     drr  ! 
Handwörterbuch  der  Stttat*wlsscnncbaftcn.    Zweite  AutUge.  VI. 
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Sansovino — Sartorius 


Sansovino,  Francesco, 

geb.  zu  Rom  1521,  Sohn  des  bertthmteu  Bild- 1 
haner»  und  Architekten  Jacopo  Sansovino,  stu- 
dierte die  schönen  Wissenschaften  und  Künste 
zu  Venedig,  dann  in  Padua  die  Rechtswissen- 1 
schaft.  weli  he  er  jedoch  nicht  ausübte,  sondern  j 
sich  der  Poesie  und  Geschichte  widmete.  Er  [ 
starb  1586  zu  Venedig. 

Sansoviuo  kann  als  derjenige  bezeichnet 
werden,  der  zuerst  eine  Art  von  Staatenbeschrei- 
bung lieferte,  in  welcher  die  Hilfsquellen  und 
Einnahmen  der  Staaten  Berücksichtigung  fanden, 
uud  so  die  Idee  der  deskriptiven  Statistik  be- , 
gründete. 

Von  seinen  auf  Stantswissenscbaft  bezüg- 
liehen  Schriften  sind  zn  nennen:  Del  gnverno 
e  aiuininistrazione  di  diversi  regni  «•  repubbliche, 
cosi  antiche  coine  moderne.  Venedig  1Ö4>^ ;  spätere 
Ausgaben  erschienen  1567  und  1607 ;  eine  fran- 
zösische l'ebersctzung  davon  u.  d.  T. :  Du  gou- 
verueinent  et  ndministration  des  divers  Etats, 
Ko.vaumes  et  Republbiucs,  taut  amiens  que 
modernes,  Paris  1611.  Delle  cose  notabili  che 
sono  in  Venozia.  Venedig  1561 ;  wieder  gedruckt 
mit  Zusätzen  von  Doglioni  1604:  mit  Zusätzen 
von  Ziotti  1655.  —  Dialogo  snll'  aiitoritä  che 
hanno  i  magistraii  di  Venezia,  Veuedig  1566. 

—  Pal  Segretario.  lib.  VII,  Venedig  1568.  - 
I  Principi  della  t'asa  d'Anstria.  Venedig  1575 

—  Venezia  descritta  in  XIV  libr.,  Venedig  1581 
(vermehrt  von  Stringa  und  Martinonei.  —  Con- 
cetti  politici,  Venedig  1583.  —  Propoxitioni  ov- 
vero  l'onsiderationi  in  materia  di  cose  di  Stato, 
sotto  titolo  di  Avvertimenti,  Avvedimenti  civili 
et  Conretti  politici  di  Franc.  Gnieeiardini,  Franc. 
Lottini  e  Franc.  Sansovini.    Vinegia  1583. 

Sansovino  hat  auch  an  hier  zu  erwähnenden 
Uebersetzungeu  geliefert:  LAgricoltura  di  Pal- 
ladio,  Venedig  1500.  -  Trattato  dell'  agricol- 
tura  de  (rescenzi.  Venedig  1564. 

Vgl.  Uber  Sansovino:  John,  Geschichte 
der  Statistik  I .  Stuttgart  1884.  S.  345.  —  II  e  n  s  c  h  - 
ling,  Bibliographie  historique  de  •  Statist iqne 
en  Allemaguei  Bruvelles  1845.  S.  17. 

Jonef  Stammhammrv. 


Sari orius,  Georg  Friedrich, 

geb.  zu  Cassel  am  23  VI  Ii.  176H.  bezog  1783 
die  Universität  Güttingen,  wo  er  Theologie  nnd 
Geschichte  studierte  Seit  17««  als  Accessist 
au  der  dortigen  Bibliothek  thätig,  erhielt  er 
1788  eine  Stelle  als  Sekretär.  1<S>4  als  Kustos 
und  las  zugleich  seit  171)2  als  Privatdocent  der 
philosophischen  Fakultät  über  Geschichte  des 
18.  Jahrb.  und  über  Politik.  17H7  wurde  Sar- 
torius zum  ausserordentlichen,  18U2  zum  ordent- 
lichen Professor  der  Philosophie  befördert.  Am 
22.  II.  1811  verlieh  ihm  die  philosophische  Fa- 
kultät die  Doktorwürde  honoris  causa,  nachdem 
er  kurz  vorher  eine  sehr  günstige  Berufung 
als  Professor  der  Statistik  uud  Kameralwissen- 
schaften  und  als  Staatsrat  nach  Berlin  sowie 
eine  solche  als  Professor  der  Geschichte  nach 
Leipzig  abgelehnt  hatte  1814  wurde  er  als 
Schlfizers  Nachfolger  Professor  der  Politik,  legte 


als  solcher  der  Grossfürstin  Katharina  in  Wei- 
mar Pläne  einer  neuen  deutscheu  Reich*ver- 
fassnng  vor  und  wurde  auf  Goethes  Vorschlag, 
mit  welchem  er  seit  1801  im  Verkehr  stand, 
als  eine  Art  politischer  Beirat  der  vom  Gioss- 
herzog  Karl  August  zum  Wiener  Kongress  ab- 
geordneten Gesandtschaft  beigegeben.  Von 
1815—1817  war  Sartori us  Mitglied  der  hanno- 
verschen Ständeversammlung  und  widmete  sich 
dann  wieder  ausschliesslich  seiner  akademischen 
Laufbahn,  welche  durch  ihm  von  der  naussaui- 
schen  Regierung  übertragene  Vorlesungen  über 
na«sauisi  he  Statistik  erweitert  worden  war. 
Nachdem  Sartorius  1827  das  Lehnsgnt  Walters- 
hausen in  Bayern  gekauft  hatte,  gewährte  ihm 
der  König  von  Bayern  den  für  den  Besitz  dieses 
Gutes  nötigen  Adel  in  der  erblichen  Würde 
eines  Freihcrrn  von  Wnlt  er  «hausen . 
unter  ausdrücklicher  Anerkennung  seiner  wissen- 
schaftlichen Verdienste.  Nach  31  jahriger  aka- 
demischer Thätigkeit  an  der  Güttinger  lrnt- 
versitat  starb  Sartorius  am  24.  VIII.  1828 
daselbst. 

Ein  Hauptverdienst  Sartorius'  liegt  in  der 
Thatsaehe,  dass  er  der  erste  war,  der  die  Adam 
Smithschen  Lehren  auf  einer  Universität  vortrug 
und  zur  Verpflanzung  der  Theorieen  des  grossen 
britischen  Wirtschaftsphilosophen  auf  deutschem 
Boden  viel  leistete.  Er  schätzte  das  „unsterb- 
liche Werk''  Adam  Smiths  so  hoch,  dass  er 
schon  179«  dasselbe  auszugsweise  als  Hand- 
buch der  Staatswirtschaft  zum  Gebrauch  bei 
akademischen  Vorlesungen"  veröffentlichte.  Er 
trat  für  die  freie  Konkurrenz  als  Regel  eiu. 
war  gemässigter  Anhänger  de«  Freihandels  ins- 
besondere für  Getreide:,  und  weist  in  seinen 
Werken  („Abhandlnngen'"  s.  u.l  auf  die  eigen- 
nützige Verfolgung  der  indivi  du  eile  n 
Zwecke  nnd  der  Privatinteressen  in  ihrem 
Gegensätze  mit  dem  öffentlichen 
Wohle  sowie  anf  die  hieraus  sich  ergebende 
Notwendigkeit  staatlicher  Einwirkung  auf  die 
Bewegung  des  wirtschaftlichen  Volkslebens  ent- 
schieden hin.  Roscher  würdigt  besonders  die 
historische  Grundlage  der  wissenschaft- 
lichen Wirksamkeit  von  Sartorius  und  weist 
ihm  auch  ein  grosses  formales  Verdienst 
(Gesch.  d.  Nat.  S.  «löi  zu,  indem  letzterer  zu- 
erst die  Volkswirtschaft  von  der  Staatswirtschaft 
sondert:  I.  Quellen,  woraus  die  Bedürfnisse  der 
Nation  befriedigt  werden,  oder  Elemente  des 
Nationalwohlstandes:  II  Regeln,  welche  die 
Uegierung  zu  befolgen  hat,  um  die  einzelnen 
Bürger  in  stand  zu  setzen,  sowohl  sich  ein  hin- 
längliches Einkommen  zu  verschaffen  als  auch 
ein  gleiches  für  die  Staatsausgaben  zu  ge- 
währen. In  der  Politik  betont  Sartorius  auch, 
wie  in  seiner  Staatswirtschaft,  vor  allem  die 
praktische  Seite  i,.Einladungsblättcr"  s.  u.t. 

Die  Hauptwerke  von  Sartorius  sind: 
Handbuch  der  Staatswjrthschaft.  zum  Gebrauche 
liei  akademischen  Vorlesungen  nach  Adam  Smith.« 
Grundsätzen  ausgearbeitet,  Göttingen  171*6  -- 
Von  den  Elementen  des  National-Rcichthums  und 
von  der  Staatswirthschaft  nach  Adam  Smith. 
Güttingen  lb(X>.  II.  Aufl.  der  vorbcrgenannteii 
Schrift  i  —  Abhandlungen,  die  Elemente  des 
Natioiialrei«  htbums  und  die  Staats«  irthschaft  be- 
treffend, J.  Güttingen  1806.  .  Während  die  beiden 
erstgenannten  Schriften  sich  ganz  eng  an  Smith 
anschliessen.  legt  Sartorius  in  den  .Abhaud- 
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lungen"  seine  abweichenden  Ansichten  von  Ad. 
Smitb  dar.  Kr  bekämpft  in  denselben  das  kon- 
stante Preismass  von  Ad.  Smitb,  devsen  An- 
sichten Uber  dxs  Sparen  und  über  den  Privat- 
und  Volksreichttim,  insbesondere  aber  weist  er 
hier  die  Stnitlische  Theorie  der  Vcrkehisfreihoit 
in  entere,  praktischere  Grenzen  zurück.)--  An- 
zeige einer  Vorlesung  über  die  Geschichte  des 
18.  Jahrhunderts,  Göttingen  1792.  —  Kinladungs- 
bliitter  zu  Vorlesungen  über  die  Politik.  Güt- 
tingen 1793.  'Er  betont  üier,  dass  die  Politik 
eine  Erfahrungswissenschaft  sei,  die  ans  dem 
Natur-  und  allgemeinen  Staatsrechte  keinen 
Vorteil  ziehen  könne,  da  alles  in  der  politischen 
Wirklichkeit  naeh  Zeit.  Lage,  Klima  ete.  sieb 
modifiziere.  Kin  Idenl  des  vollkommenen  Staates 
abzustellen,  sei  deshalb  praktisch  ohne  Nutzen. 
Vielmehr  frage  die  Politik  bei  der  Geschichte 
nach,  unter  «ebben  Veranlassungen.  Einrich- 
tungen etc.  befanden  sieh  die  Staaten  am  bebten"'1 

—  Gmndriss  der  Politik.  Göttingen  1793.  —  Ver- 
such einer  Geschichte  des  detitschctiBauernk  rieges. 
Berlin  1795  —  De  libera  Rheni  navigatione  in 
congrossn  Rastadienci  obtinenda  et  de  conimo- 
di*  ii  Germania  inde  pereipiendis  diss.  bist,  po- 
litica.  Güttingen  1798.  —  l'eber  den  Gebrauch 
des  Goldes  nnd  Silbers  als  (ield  und  Münze. 
I Beantwortuni?  einer  von  der  Haarlemschen 
zweiten  Gesellschaft,  der  Tcylerschen  Stiftung 
aufgegebenen  Frage:  Welches  sind  die  Ur- 
sachen, welche  den  (iebrauch  des  Goldes  und 
Silbers  als  Geld  und  Münze  veranlasst  haben 
und  welche  Vorteile  sind  damit  verbunden,  nnd 
■riebt  es  keiue  tauglicheren  Stellvertreter  der- 
selben ?  Veröffentlicht  in  den  „Verhandelnden 
nitgegeven  door  Tcvler 's  tweede  Genootschnp. 
St  il,  Haarlem  1801.  Holländisch  und  deutsch  > 

—  Geschichte  des  Hanseatischen  Bundes,  1.  II. 
III,  Güttingen  1810-1808.  Spittlers  Ent- 
wnrf  der  Geschichte  der  europäischen  Staaten, 
zweiter  unveränderter  Abdruck  mit  einer  Fort- 
setzung bis  auf  die  neuesten  Zeiten  von  G.  S(ar- 
torius),  1.  n.  2.  Teil,  Berlin  1807.  -  Essai  sur 
1  etat  civil  et  politique  des  peuples  d'Italie  sous 
le  gouvernement  des  (ioths,  memoire  (|iii  a  rem- 
porte le  prix  etc.,  Paris  1811.  'Gekrönte  Freis- 
schrift vom  Französischen  Institut;  deutsch  er- 
schienen unter  dem  Titel :  ..Versuch  über  die  Re- 
gierung der  Ostgothen  während  ihrer  Herrschaft 
in  Italien  und  über  die  Verhältnisse  der  Sieger  zu 
den  Besiegten  im  Lande";  ins  Italienische  über- 
setzt, Mailand  182U  —  Deocctipatione  et  divisione 
agroram  Romanorum  per  Barbaros  germanicae 
stirpis  inde  a  seenlo  qninto  post  Uhr.  not-,  fac- 
ta Comm.,  I,  II.  III.  Göttingen  1811-1815.  - 
l'eber  die  Vereinigung  Sachsens  mit  Preiissen, 
von  einem  preussischen  Patrioten.  Wien  1814. 

—  Vom  deutschen  Bunde.  Göttingcn  1814. 
(Hinterlassenes  Manuskript.)  -  Precis  d  un  me- 
moire ecrit  en  allemand.  ayant  ponr  objet  la 
formation  d'une  nonvolle  coiifederation  Germa- 
nique  ä  la  paix  generale  sous  la  protection  et 

garwntie  des  premieres  puissances  de  l'Europe. 
üttitigen  1814.  (Hinterlassenes,  wahrschein- 
lich gelegentlich  seiner  Anwesenheit  in  Wien 
zum  europäischen  Friedonskongress  verfa*ste* 
Manuskript )  —  l'eber  die  gleiche  Besteuerung 
de»  Königreichs  Hannover,  Göttingen  1815. 
Nachtrag  zu  dieser  Abhandlung,  Güttingen  1817. 

—  l'eber  die  Gefahren,  welche  Deutschland  be- 
drohen, und  die  Mittel,  ihnen  mit  Glück  zu  be- 


|  gegnen.  Göttingcn  1820.  —  De  commercio  inter 
j  Asiae  et  Germaniae  septentrioualis  popuios  per 
!  Russiam  inde  a  Sace.  XIII  usq.  ad  tin.  Sacc. 
j  XVI,    Göttingen    1825.  —   Urkundliche  Ge- 
l  schichte  des  Ursprungs  der  deutschen  Hansa 
inach  dem  Tode  des  Verfassers  herausgegeben 
\on  .1.  M.  Lappen  berg:.  2  Bde.,  Hamburg 
1830.   (Sehr  ausführlich  besprochen  in  den  ..Güi- 
tingisohen  Gelehrten  Anzeigen ■*,  1830,  IL  Bd., 
S.  12*1  -  1304.1   —  Sartorius  war  Mitarbeiter 
an  dein  ..Göttingischen  Taschenbuch*,  den  Göt- 
tingisehen Gelehrten  Anzeigen"!«,  u.). dem  „Histo- 
risch-genealogischen Kalender",  den  „Hessischen 
Denkwürdigkeiten",    der    ...Jenaischen  Allge- 
meinen Littcraturzcitung ',  der  ..leipziger  Lit- 
teratnrzeitung1'.    dem    I  ngers,  heu    i  Berliner« 
..Historischen  Almam»hu. 

Vgl  über  Sartorius,  Freiherr  von  Wal- 
tersbausen:  Biograph  ische  8  k  ixze:  ,.Zum 
Andenken  an  Georg  Sartorius,  Freiherrn  von 

;  Waltershansen,  Professor  der  Politik  in  Göt- 
tingen", Brannschweig  1830.  verfasst  als  Mauu- 

i  skript  für  Verwandte  uud  Freunde  von  der  Ge- 

1  iiiahliu  dc-s  Verstorbenen ,  Karoline  Dorothea, 
geborene  von  Voigt.  —  Dieselbe  Skizze, 
mit  Zusätzen  von  dem  Sohne  des  Verewigten. 
Sartorius  v.  W. ,  veröffentlicht  im  »Neuen 

j  vatcrl  Archiv  d.  Königreichs  Hannover  \  1831, 
1  Bd..  S.  185—217.  ..Neuer  Nekrolog 
der  Deutschen".  15.  Jahr.  1*28.  S  (570— (575. 
-  Püttcr-Osterley,  Versuch  einer  aka- 
demischen Gelehrt engeschichte  der  Universität 
Göttingcn,  1820—1837.  Saalfeld.  Gc- 
schichte  der  Universität  Göttingen  1788-1820. 
Hannover  1820.  S.  352-355.  —  Roscher.  Ad. 
Smiths  System  in  Deutschland  Sitzungsbericht, 
der  Akademie  der  Wissenschaften,  Leipzig.  1. 
VII.  18(57),  S  2!» — 3*.  —  Derselbe,  Svst  1, 
§  29,  128;  IV.  I.  $  82.  Derselbe.  Gesch. 
d.  Nat ,  S.  597,  (.01,  (515.  (520.  (578,  913  — 
Derselbe.  Kolonieen  und  Kolonialpolitik,  3. 
Aull.,  Leipzig  1885.  —  G  ei  gel,  Die  wichtig- 
sten volkswirtschaftlichen  Thcorieeu,  Würzburg 
1881,  S.  17.  -  Ingram  (RoschlaiO,  Geschichte 
der  Volkswirtschaftslehre.  S.  252.  —  Kautz, 
Theorie  und  Geschichte  der  Nationalökonomik, 
Bd.  I.  Wien  1858.  277,  414:  Bd.  II.  Wien  18(50, 
S.  (520.  (521.  -  F  Frensdorf,  in  der  ..Deut- 
schen Biographie",  Bd.  30,  S.  390—  394.  — 
Strödt  mann,  Briefe  an  und  von  Bürger,  IV, 
S  54.  —  Strieder,  Hessisches  Gelehrfenle- 
xikoii.  —  Wegele,  Geschichte  der  deutschen 
Historiographie,  S.  920  —  Strehlke,  Goethes 
Briefe.  II,  1881.  S.  140  —  Goethe.  Tag-  und 
Jahreshefto  zu  18111.  1802.  1809.  Derselbe, 
Briefe  an  Eichstädt,  S.  187,  31(5. 322.  —  F.  K  oh  I  - 

i  rausch.  Erinnerungen.  8.   113.  —  Job.  v. 

j  Müller.  Werke,  X I ,  S.  1  ff.  —  Ritter.  Me- 
moiren, I,  S.  241.  Briefe  an  .loh.  v.  Mül- 
ler, herausg.  von  Manrer-Constnnt.  II,  S.  »><>, 
155.  162.  -  J.  Fr.  Böhmers  Leben.  Briefe 
und  kl.  Schriften,  herausg.  von  Janssen,  I.  S. 
3(5  ff..  122  ff.;  II.  8.  3.  13.  17,  99.  117. 
W  aIcker.  Handbuch  d.  Nationalökonomie.  V, 
S  54.  —  F.  WUstenfeld,  Die  Mitarbeiter  an 
den  Göttingischen  gelehrten  Anzeiget!,  Güttingen 
1887.  S.  (59.  —  In  den  ..Göttingischen  ge- 
lehrten Anzeigen"  befinden  sich  zahlreiche 
Notizen  nnd  Beceiisioueu  über  Sartorius  und 
seine  Schriften.  —  Göttinger  Professoren. 

32* 
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Ein  Beitrag  zur  dent*cheu  Kultur-  und  Littcrär- 
gesehichte.  Gotha  1872,  S.  234,  235,  248,  250, 
25«. 

SrUititüt. 


Sartori  hm, 
Freiherr  von  Waltershausen,  August, 

wurde  am  23.  V.  1H52  zu  Göttingen  gelwren, 
studierte  Rechts-  und  Staats  Wissenschaften,  ist 
Dootor  jur.  und  phil.,  habilitierte  »ich  188U  iin 
der  Universität  Göttingen,  folgte  1885  einem 
Rufe  als  ordentlicher  Professor  an  die  Univer- 
sität Zürich  und  wirkt  weit  1888  in  gleicher 
Eigenschaft  an  der  Universität  Strassburg. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen  .Schriften  a)  in  Buchform:  Die  wirt- 
schaftlich-soziale Bedeutung  des  obligatorischen 
Zuschusses  der  Unternehmer  zu  den  Arbeiter- 
versicherungskassen.  Güttingen  18WO.  —  Die 
Stellung  des  Staates  zu  der  Alters-  und  Inva- 
lidenversorgung für  Lohnarbeiter,  Berlin  1880. 
—  Das  deutsche  Einfuhrverbot  amerikanischen 
Schweinefleisches,  Jena  1884.  —  Die  Zukunft 
des  Deutschtums  in  den  Vereinigten  Staaten, 
Berliu  1885.  —  Die  nordamerikanischen  Gewerk- 
schaften unter  dem  Einflüsse  der  fortschreiten- 
den Prodnktionstechnik,  Berliu  1886.  —  Der 
moderne  Sozialismus  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Berlin  1890.  —  Die  Arbeitsver- 
fassnng  der  englischen  Kolonieen  in  Nordamerika, 
Strassburg  189o.  —  Deutschland  und  die  Handels- 
politik der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Berlin  1898.  —  Die  Germanisiernng  der  Raeto- 
monen  in  der  Schweiz,  Stuttgart  1900. 

bj  in  Zeitschriften,  Sammelwer- 
ken etc.  und  zwar:  1)  In  den  Jahrb.  f.  Nat 
u.  Stat  :  Die  Gewerkschaften  der  «'igarreu- 
nrbeiter  in  Habana  (1882).  Arbeitszeit  und 
Normalarbeitstag  in  den  Vereinigten  Staaten 
vou  Amerika  (1882).  Die  Gewerk vereine  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (1883).  Die 
Verteilung  des  ländlichen  Grundeigentums  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (1S83).  Das 
Hilfskassen wesen  in  Nordamerika  (1885j.  Boy- 
kotten, ein  neues  Kampfmittel  der  amerikani- 
schen Gewerkvereine  < 1885).  —  Die  Kolonisation 
und  die  Agrarvcrfaasung  der  Insel  Nantucket 
im  17.  und  18.  Jahrh.  (189:1).  -  2.  In  der 
„Zeitsehr.  f.  d.  ges.  Staatsw.*:  Die 
Chinesen  in  den  Vereinigten  Staaten  (1883).  - 
3.  In  „Unserer  Zeit":  Die  mexikanische 
Volkswirtschaft  (188«).  —  4.  Im  „Globus": 
Städtegründung  im  amerikanischen  Westen 
(1885),  —  5.  Iü  der  Zeitschrift  fllr  Sozial-  und 
Wirtschaftsgeschichte  IV:  Die  Entstehung  des 
Tauschhandels  in  Polynesien.  —  «.  Allgemeines 
statistisches  Archiv  (1897):  Ein  Stück  Sozialge- 
schiebte  in  Zahlen.  —  7.  In  der  Zeitschrift  für 
Sozial  Wissenschaft  1900:  Ein  deutsch-niederlän- 
discher Zollverein.  -  8.  In  diesem  „Hand- 
w  n  r  t  e  r  b  u  c  Ii  d  e  r  S  t  a  a  t  s  w  i  s  s  e  u  s  c  h  a  f  t  e  n" 
die  Artt.:  Chinesenfrage ,  Einwanderung;.  Gc- 
werkvereiue  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Knights  of  Labor,  Kuli,  Negerfrage. 

Red. 


8ax,  Emil, 

wurde  am  8.  II.  1845  zu  Jauernig  in  Oester- 
reichisch-Schlesien  geboren,  studierte  zu  Wien, 
wurde  1867  Sekretär  der  österr.  Kommission 
bei  der Pariser  Weltausstellung,  trat  dann  als 
Koncipist  in  die  Wiener  Handelskammer  und 
habilitierte  sich  daneben  als  Privatdocent  für 
Volkswirtschaft  an  der  technischen  Hoehschnle. 
später  auch  an  der  Universität  Wien.  Seit  1S73 
war  er  Sekretär  an  der  Kaiser  Fcrdinauds- 
Nordbahn,  im  Jahre  1879  folgte  er  einem  Rufe 
als  o.  ö.  Professor  an  die  Universität  Prag, 
welches  Lehramt  er  1893  aufgab.  Seit  189» 
lebt  er  in  Abbazia  (Istrien). 

Wie  aus  der  nachfolgenden  Bibliographie 
ersichtlich ,  ist  Sax  in  mehrfacher  Richtung 
litterarisch  thätig  gewesen.  Während  seine 
Schrift  über  Wohnungszustände  (s.  n.)  und  seine 
Veröffentlichungen  über  das  Verkehrswesen  (s.  u.) 
der  praktischen  Volkswirtschaft  angehören  und 
nach  der  historisch-realistischen  Methode  gear- 
beitet sind,  haben  seine  letzteren  umfangreichen 
Publikationen  (s.  u.)  die  reine  Theorie  und  die 
Methode  zum  Gegenstände. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Woh- 
nungszustände der  arbeitenden  Klassen  und  ihre 
Reform,  Wien  18C9.  Der  Neubau  Wiens  im 
Zusammenhange  mit  der  Donauregulierung. 
Wien  18«9.  —  Die  Oekonomik  der  Eisenbahnen. 
Wien  1X70.  —  Die  Verkehrsmittel  in  Volks- 
und  Staatswirtschaft,  2  Bde..  Wien  1878  79.  — 
Da«  Wesen  und  die  Aufgaben  der  National- 
ökonomie. Ein  Beitrag  zu  den  Grundproblemen 
dieser  Wissenschaft,  Wien  1884.  —  Grundlegung 
der  theoretischen  Staatswirtschaft,  Wien  188<. 
—  Die  neuesten  Fortsc  hritte  der  natioualökouo- 
mischen  Theorie.  Leipzig  1889. 

b)  In  Zeitschriften,  Sammelwer- 
ken etc.:  1.  Im  Oesterrcichischcn  Oekonomist: 
Ueber  Lagerhäuser  und  Lagerscheine  mit  Rück- 
sicht auf  «leren  Einführung  in  Oesterreich  i'18H9i. 

2.  In  Vierteljahrssch  r.  f.  Volksw. : 
Die  Berücksichtigung  des  Güterwertes  für  die 
Fisenbahntarifonlnung  ,'1873i,  —  3.  Im  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw. :  Die  österreichische  Gcwerbe- 
novelle  von  1883  (1883  .  4.  In  Zeit- 
schrift f.  Volkswirtschaft.  Sozialpoli- 
tik u.  Verwaltung  (Wien):  Die  Progressiv- 
steuer (1X92).  —  5.  Aufsätze  „Transport-  und 
Kommunikationswesen-  in  Schernberg,  Bd.  I  (1.. 
2.  u.  3.  Aufl.). 

Ausserdem  war  Sax  Mitarbeiter  an  dem 
Bericht  über  die  Organisation  der  Pariser  Welt- 
ausstellung. (Bd.  I  des  österr.  Ausstellungs- 
berichtes, Paris  1807.) 

Reil. 


Say,  Ho  rare  Emile, 

Sohn  Jean  Baptiste  Savs,  geb.  am  11.  III.  1794 
zu  Noisv  bei  Paris,  ge.st .  als  Mitglied  der  Aka- 
demie des  se  ien«  es  seit  1857,  im  August  1800 
in  Paris,  studierte  in  Genf,  widmete  sich  dem 
Handelsstand,  wirkte  als  Schiffs-  und  Waren- 
makler 1K1H— 17  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  in  Brasilien,  gründete,  zurückge- 
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Say 


kehrt  nach  Frankreich.  1818  in  Pnris  ein  Kom- 
mixsions-  und  Exportgeschäft  fllr  Südamerika, 
wurde  1834  Mitglied  der  Pariser  Handels- 
kammer und  184«  Präsident  der  Pariser  Handels- 
kammer. An  den  Sitzungen  der  Constituante 
nahm  er  vom  April  1841)  bis  zum  Staatsstreich, 
3.  Dezember  18;)  1,  teil. 

Say  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)in  Bnchform:  Histoire  des 
relations  coinmerciales  eutre  la  France  et  le 
Bresil.  et  consideratiotts  sur  los  monnaies.  les 
cbanges  et  le  commerce  exterieur,  Paris  1839. 

—  Etüde*  sur  l'administration  de  la  ville  de 
Paris  et  du  departement  de  la  Seine,  cl»d.  1846. 

—  Paris,  son  octroi  et  ses  empruuts,  ebd.  18-17 
---  Avant-propos  ä  la  discussion  d"nn  projet  de 
loi  sur  les  faillites,  cM..  ohne  Jahr  (1847).  — 
Statist ique  de  l'industrie  ä  Paris,  resultaut  de 
l'enqucte  faite  par  la  Chauibre  de  commerce 
pour  les  aniiees  1847  48.  2  Bde.,  ebd.  IHM.  Say 
war  der  Herausgel>cr  der  (>.  Aufl.  des  „Traite 
d'economie  polit.",  der  3.  Aull,  de*  ..Petit  vo- 
lume-  und  der  2.  Aull,  des  „Cours  coinplet 
d'economie  polit.  pratiqne"  seines  Vaters. 

bt  in  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  in  Dictionnaire  de  leconomie 
polit.,  2.  Aufl..  2  Bde.,  Paris  18,>4  folgende  Ar- 
tikel: Agent*  de  diange.  -  Agiotage  -  Assn- 
rances.  —  Bourse  de  commerce.  —  Division  du 
travail.  —  Donane.  —  Enquetes.  —  Eutrcpöt*. 

—  Faillite.  Banqiiernute.  Deconfitnre.  —  Loge- 
iiient*  insalubres.  —  Main-d'ocuvre.  --■  Man  band. 

-  Marehaiidage.  —  Marchandises.  —  Matieres 
premieres.  —  Meubles  et  iinmeiibles.  Monts- 
de-piete.  Paete  colonial.  Pain  Taxe  du 
pain!.  —  Peche  et  ]»■<  hcries.  —  Prime*  et 
ilrawhacks.  —  Salubrite.  Spe.ulatiun.  — 
Surre.  -  Transit.  —  Travail  dans  les  prisons. 

—  Tribnnanx  de  commerce.  —  Viande  de 
boncherie.  —  Warrant.  —  2.  In  Journal  des 
Economistes,  Paris:  Des  primes  d'cncourageineut 
pour  les  grandes  peches  de  la  niorue,  de  la 
haleine  et  du  ea< halot, Bd.  XXVIII.  ISol.S  I70ff. 

—  Observations  sur  le  Monopole  de  la  bouchcrie 
et  les  droits  d'octrui  et  de  doiiane  sur  la  viaude 
et  les  hestiaux,  S.  327  ff  L'enquete  sur  l'iu- 
dnstrie  ä  Paris,  pour  les  antiees  1847  et  I84X; 
resnme  et  resnltats.  Bd.  XXX,  S.  30f»ff.  —  Du 
projet  de  loi  sur  la  refonte  des  monnaies  de 
cuivre,  Bd.  XXXI.  S.  410 ff.  -  Combat  des 
tmites  de  commerce.  Bd.  XXXIII.  S.  18«ff 
Docks  et  Warrants,  S.  20;»  ff.  -  De  l'etablisse- 
ment  des  paquebots  transatlantii|ues  en  France, 
Bd.  XXXIV,  ,s.  187ff.  Le  curaetere  du  mono- 
pole des  entreprises  de  chemius  de  fer.  Bd.  XXXV. 
S.  148 ff.  —  Mapport  sur  le  Congres  de  *tatis- 
tique  ia  Bruxellesi.  Bd.  XXXVII,  S.  145 ff.  - 
Keforme  du  tarif  des  snifs,  S.  231  ff  —  L'anuce 
1SÖ3  envisagee  au  point  de  vue  coiumeRial, 
S.  321  ff.  —  Des  soeietes  eommerciales  en  Finnee 
et  en  Anirleterre,  II.  Serie.  Bd.  II,  1854,  S  348 ff. 

—  De  la  nouvelle  loi  de  donane  sur  les  suete* 
en  Anirleterre,  Bd.  III.  S.  51  ff.        Les  Etats- 
Unis  et  le  Mexique.  S.  2 Ii)  ff.      De  l'euiigratiou 
enropeenne  an  NIX'''1"'  siede,  Bd.  V.  S.  !)ff 
Du  taux  des  salain-s  ä  Paris.  Bd.  VII.  S.  17 ff. 

—  Les  Moriuons,  s.  23«  ff.  —  La  crise  limtticicre. 
Bd.  VIII,  S.  24i)ff.  -  L'Isthme  de  Suez.  S.  ,U»7  ff. 

Say  gehört  zu  den  Gründern  der  Societe 
d'economie  politique  in  Paris  und  des  Journal 
des  Economistes.    Die  organisatorische  Planung, 


Gestaltung  nnd  Vollendung  der  grossen  Pariser 
ludnstrieenquete,  welche  sich  über  die  Jahre 
1847/48  ausdehnt  (s.  o.  unter  Statistique  de 
l'industrie  de  Paris),  entstand  auf  Beschluss  der 
Pariser  Handelskammer,  die  Say  mit  der  Aus- 
führung dieser  grossartigen  Enquete  beauftragte, 
welche  die  statistische  Unterlage  zur  Bcktiin- 
1  pfung  des  damaligen  Notstandes  der  Pariser 
|  Arbeiterbevölkerung  bilden  sollte.  Nicht  weniger 
!  als  32  000  industrielle  Etablissement»*  wurden 
!  im  Laufe  der  Riesenarbeit  unter  Say»  Leitung 
j  inspiziert,  und  nicht  weniger  als  «4  816  Fabrik- 
I  besitzer  hatten  sich  über  «las  Wesen  ihrer  Be- 
triebe, die  im  Gebrauche  befindlichen  Motoren, 
i  ülier  Alter,  Lohn  Verhältnisse  und  Arbeitszeit 
ihrer  Arbeiter  und  Angestellten,  über  die  in 
den  Indnstriestätten  beschilft  igten  Frauen  und 
Kinder  zu  äussern.   In  den  Bänden  XXX.  XXXI 
und  XXXIV.  1SM  53  S  4<k*>rf.,  112 ff.  und  104  ff. 
des  Journal  des  Economistes  sind  die  Verdienste 
Say*  an  «lein  Zustandekommen  dieser  unter  den 
damaligen  Verhältnissen  äus>erst  schwierigen 
industriellen  Untersuchung  ausführlich  ge>«  hil- 
dert.    Auch  die  Anerkennung  von  kompetenter 
i  Stelle  blieb  in  Form  des  grossen  Preises  für 
statistische  Meisterleistungen  nicht  aus,  welchen 
18.V3  die  Akademie  der  Wissenschaften  Say  zu- 
erkannte. 

Vgl.  Uber  Sa  v:  Dictionnaire  de  l'eeoiiomie 
polit  .  2.  Aufl.,  2  Bde..  Pari-  18Ö4,  Bd.  II.  S. 
.")iHi.  —  Journal  des  Economistes.  Jahrg.  18«0, 
August,  ebd.  S.  2:>3  -  Biographie  universelle 
atn  icnitc  et  moderne,  Bd.  XXXVIII,  ebd.  18«3. 
S.  182.8.'?.  Dubois  de  l'Estang.  Horace  Emile 
Say.  in  Xoiiveau  dictionnaire  d'economie  polit., 
Bd.  II,  ebd.  1892,  S.  791. 


Say,  Jean  Baptiste, 

geb.  am  5.  VI.  17«7  in  Lyon,  gest.  am  15.  XI. 
1882  zu  Paris  als  Mitglied  der  Akademie  iscit 
1814*.  war  1790  bis  1798.  zuletzt  als  Chef- 
redakteur der  am  20.  IV.  17^4  gegründeten 
„De.  ade  philoMiphiqiie,  litteraire  et  politique" 
journalistisch  thätig.  1799  berief  ihn  Bonaparte 
in  das  Tribunat  •Tribuneiiamti.  wo  er  dein 
Pinanzkoniit.ee  zugewiesen  wurde.  1803  ver- 
öffentlichte Say  die  erste  Auflage  «eines  ..Traite 
d'economie  politique  '  (*.  h,).  Das  Buch  machte 
Aufsehen,  auch  IJouaparte  nahm  davon  Notiz 
und  verhandelte  mit  dem  Autor  in  Malmaison 
wegen  Veranstaltung  einer  neuen  Auflage  \w- 
hufs  Umarbeitung  des  Kapitels  der  Staats- 
tinanzeii.  welches  den  Beifall  des  ersteu  t  onsuls 
nicht  gefunden  hatte.  Say  aber  wies  das  Ansinnen 
Boiiapartcs  zurück,  fiel  in  Ungnade,  verlor  sein 


Tribuuatsamt 


eine  Baumwoll- 


spinnerei, deren  Betriebe  die  wirtschaftliche 
Krisis  infolge  der  Kolonialsperre  ein  Ende 
machte.  1813  kehrte  er  nach  Paris  zurück. 
1815  eröffnete  er  einen  Kursus  der  politischen 
Oekonomie  im  Athenäum  zu  Paris,  1819  bestieg 
er  den  neugegründeteii  Lehrstuhl  „d'economie 
industrielle"  am  Conservatoirc  des  arts  et  ine- 
tiers,  1830  wurde  er  Proftssor  der  politischen 
Uekouomie  am  College  de  France. 
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Say 


Say  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
Ihhen  'Schriften  a)  iu  Buchform:  De  la  li- 
berte  de  la  presse,  Paris  1781).  —  Olbie  on  es- 
sai  sur  niovcns  de  reformer  les  moeurs  d'une, 
nation,  ebd.  IHM).  -  Traite  d'economie  politique, 
<ju  simple  exposition  de  la  maniere  dont  .«e  for- 
luent,  sodistribuent  et  sc cousouimctit  les  richesses, 
2  Bde..  ebd.  1803;  dasselbe.  2.  Au«.  2  Bde., 
1811:  3.  Aufl.,  2  Bde.,  1817;  4.  Aufl.  3  Bde., 
181D:  5.  Aufl.,  3.  Bde..  182<>;  •>.  icinhändigc 
Aufl.,  ..entieremcnt  revue  par  l'aiiteiir  et  pub- 
lice sur  les  manuscrits  qn'il  a  laisses  par  Ho- 
racc  Say,  son  Iiis".  1841  i bildet  di  u  IX.  Bd.  des 
Utiillauuiinschen  Sammelwerkes:  Collection  des 
prineipaux  ecoiiom'stes: :  dasselbe.  7.  {einhändige) 
Aufl.  precedee  dune  notice  biographique  sur 
laMciir.  par  A.  Clement,  lHßl;  dasselbe.  8. 
i  einhändige!  Aufl.  187H  i bildet  einen  Band  des 
Sammelwerkes:  Biblintheque  des  scieiices  mura- 
les et  polit,  bis  l*8ö«>4  Bde.,  Ctuillanniin: :  das- 
selbe, in  englischer  l'eberset/.nuir  with  notes  bv 
C  K.  Prinsep.  2  Bde..  London  1821 :  dasselbe, 
amerikanische  Ausgabe  der  englischen  l'cber- 
setzung  by  ('.  C.  Biddle.  2  Bde..  Boston  1*21; 
dasselbe,  new  American  edition,  bv  C.  C.  Biddle. 
Philadelphia  183)>;  dasselbe,  in  spanischer  l'cber- 
setzmig  p»>r  S.  Kivera,  1  Bde.,  Paris  1822:  das- 
selbe, .").  edicionc.  4  Bde..  lKM»;  dasselbe,  in  deut- 
scher l  ebei-sct/uuir  von  L.  H.  Jakob.  2  Bde.. 
Halle  1817;  dasselbe,  nämliche  l'ebersetziinir,  2 
Bdc  Wien  1814:  dasselbe,  glossierte  Mörstadt- 
sein  !  cbersetzung.2Bile..  Heidelberg  1*18  P.h das- 
selbe. 2  Autl.  dieser  rcbcrsctziing.  2  Bde.  1827: 
dasselbe,  3.  Aufl.  dieser  l'ebersetzuntr  mit  einem 
vollständigen  Realauszuge  von  Says:  Cours 
d'i  coiiomie  polit.  pratique  begleitet.  3  Bde.,  ebd. 
1830;  dasselbe,  übersetzt  voll  .1.  v.  Th  eobiildl. 
(»  Teile.  Stuttgart  182;»:»:  dasselbe,  übersetzt 
von  F.  A.  Hüiler  und  J.  Spor>i:hil.  *•  Bde., 
Leipzig  1825)31;  dasselbe,  deutsch  mit  Anmer- 
kungen von  Ma\  Stil ner  : Schmidt;.  1  Bde.,  ebd. 
184Ö4*).  —  Catechisine  d'economie  politique,  ou 
Instruction  familicre  >iui  niontre  de  quelle  facon 
des  richesses  sollt  produites,  distribiu  es  et  coii- 
soinmees  dans  la  societe,  I'aris  181.*»:  dasselbe, 

2.  Aufl.  1822:  3.  Aufl..  182C;  4.  Aufl..  1*34, 
mit  Kommentar  und  Vorrede  von  Ch.  Comte; 
dasselbe,  Aufl.,  ebd.  183«;  dasselbe.  «.  Aufl.. 
„avec  des  indes  de  Comte  et  J.  Oarnier".  ebd. 
1H81  ;  dasselbe  in  englischer  l'ebersetzung  by 
.1.  Richter,  Philadelphia  1817;  dasselbe  in  spa- 
nischer L'ebersetzung  )>or  .lose  de  Sato  y  Ba- 
rona,  Saragossa  1833:  dasselbe  in  holländischer 
Uchersctzung.  l'eventer  1847:  dasselbe,  deutsche 
Uehcr*etzungen  mit  Anmerkungen  von  Fahnen- 
berg. Karlsruhe  1SH>;  dasselbe  von  ungenau n- 
tein  l'ebcrsetzer,  Stuttgart  1*27.  De  l'Angle- 
terre  et  des  Anglais.  Paris  1812:  dasselbe.  2. 
Aufl  .  1814:  3.  Aufl.,  18H>;  dasselbe  in  engli- 
scher l'ebersetzung.  translated  by  J.  Richter. 
London  lH|(i;  dasselbe  in  deutscher  l'eber- 
setzuntr, Karlsruhe  1818.  (Verwertung  Says 
seiner  in  Kngland.  wohin  er  181f>  im  Auftrage 
der  Regierung  geschickt  war,  gemachten  sozial- 
ökonomischen Erfahrungen.)  —  Petit  volume. 
eontenant  quelques  ai»ercus  des  hommes  et  de 
la  societe.  Paris  1818;  dasselbe.  2.  Aufl..  1811); 

3.  Aufl..  publice  sur  les  manuscrits  laisses  par 
l  anteiir.  par  Horace  Say  «ISl'.C  —  De  1  minor- 
tan.e  du  port  de  la  Villette.  ebd.  1818.  —  Des 
canaux  de  navigation  dans  l'etat  aetuel  de  la 


France,  ebd.  1818.  ~  Lettres  ä  Malthus  sur 
differents  sujets  d'economie  politique.  notamiuent 
sur  les  cause«  de  la  Stagnation  generale  du  com- 
merce, ebd.  1820;  dasselbe  in  englischer  Ueber- 
setzung,  translated  by  J.  Richter.  London  1821; 
dasselbe  in  spanischer  L'ebersetzung.  Paris  1827 ; 
dasselbe  in  deutscher  L'ebersetzung  mit  einem 
Anhange  von  K.  H.  Hau.  Hamburg  1821.  (Auf 
Grand  seiner  Lehre  voii  den  Absatzwegen  (s. 
u.;,  verteidigt  er  hieriu  gegen  Malthus  sein  Pos- 
tulat, dass  die  Behauptung  der  Möglichkeit 
einer  allgemeinen  Cebcrproduktion  auf  Fiktion 
beruhe.  —  Kconomie  politique  sur  la  balance 
des  coiisommations  avee  les  productioiis,  Paris 
1824.  —  Kssai  historique  sur  l'origine,  les  pro- 
gres  et  les  resultats  i>robables  de  la  souverai- 
net''-  lies  Anglais  «ux  Indes,  elsi.  1*24.  —  E*- 
«liiisse  de  recotiomie  politi^ue  moderne,  de  su 
noinem  lature ,  de  son  histoire  et  de  sa  biblio- 
graphie.    ebd.    182(>:    dasselbe    in  spanischer 

1  ebersetzung.  ebd.  1827.  —(  ours  eomplet  d  eco- 
nomic polit iijiie  pratii|iie.  Ouvrage  destine  ä 
mettre  soiis  les  yeux  des  hommes  d  Ktat,  des 
proprictaires  foueiers  et  des  eapitaliste«,  des  sa- 
vants,  des  agri«  ulteurs,  des  mannfacturiers,  des 
insrociants  et  en  geiieral  de  toiis  les  citoyeus 
reconomie  des  societes,  »">  Bde..  I'aris  182821): 
dasselbe.  2  Aufl.,  >  Bde..  1840;  dasselbe  3.  Aufl.j 

2  Bdc  .  1S.V2  u.  d.  T.:  Collection  des  prineipaux 
economistes,  Bd.  X  undXI  .  —  Programme  du  cours 
d'ccouomie  industrielle  aux  arts  et  inetiers),  ebd. 
1821».  —  Ejdtome  des  prin.  ipes  londameiitaux 
ile  l'cconomie  politbitie.  ebd.  1*31.  —  Oeuvres 
diverst-s.  Avec  des  notes  ]»ar  Ch.  Comte.  K. 
Daire  et  H.  Say.  ebd.  1*48  u.  u.  d.  T.  Collec 
tioii  de>  prineipaux  economisies,  Bd.  XII,  In- 
halt: Diseours  d  ouverture  des  cours.  prononces 
au  Conservatoire  des  arts  et  metiers  en  1*20  et 
1*28.  --  Diseours  douverture  des  cours  au  Col- 
lege de  France  en  lK^l  et  18\t2.  -  Di.s<ours 
et.  rap|s»rt  au  Tribunal.  —  De  l'Angleterre  et 
des  Anglais.  —  Comnientaire  sur  le  cours  d'ee«i- 
nomie  ]Mditii|ue  d'Hcnri  Storch.  —  Sur  les  er- 
reiirs  uü  peiivent  toniber  les  bous  auteurs  qui 
ne  sa v ent  pas  reconomi»'  p>ditii|Ue.  -  La  the- 
orie  de  M.  Ferrier  sur  raru-ent-moiinaie.  capital 
par  excellenee.  —  Lettre.«  a  Malthus.  --  Corre»- 
pondatice  avec  Dupont  de  Xemours.  Ktienue 
Dumont.  Ricardo,  Malthus.  Tooke,  elc.  —  Ktu- 
des  de  moenis  extraites  de  la  Peendc  jihiloso- 
phii|iie.  —  Le  petit  volume.  —  Essai  sur  le 
principe  del'utilite.  —  etc.i.  —  Melangen  et  cor- 
respoii'lauce  d'economie  |toliti<jue.  Ouvrage  jmis- 
tbnme,  public  par  Ch  Comte,  ebd.  1833  ;  2. 
Aufl..  ebd.  1S44.  -  -  Eine  Auswahl  aus  Say.« 
Schriften  enthält:  .'.  B.  Sav,  Kconomie  ]Hditii|Ue. 
Eilition  II  Baudrillart.  ebd.  1S88  ia.  n.  d.  T.: 
l'etite  bibliothci|iie  eeonoinii|ue  francaise  et  etran- 
••ere.  publice  sons  la  directum  de  J.  Chailley, 
Bd.  IV,  Inhalt:  Introduction  et  biographie. 
l'tilite  de  IVconomie  pohtique.  -  Ce  qu'il  faut  cn- 
teiidre  par  produetiou.  —  Operations  commune* 
a  toute«  les  industries.  —  kmjdois  des  machi- 
nes.  Theorie  de.«  debouches.  Matiere  et. 
nsage  ilcs  monnaies.  —  Profits  et  salaircs.  — 
Des  cons*»intiiations  jirivees.  --  Des  consomma- 
tions  pnblii)ues.  —  etc.).  —  Say  lieferte  Kom- 
mentare zu  Ricardo  und  Storch  unter  folgenden 
Titeln:  Ricardo.  Des  priueipes  de  1'ecouomie  po- 
litique  et  de  Timpöt,  trad.  par  Coustancio,  avec 
des  notes  explicatives  et  critiques  par  J.  B. 


Say 


S03 


Say,  >  Bde.,  Paris  1X19.  —  H.  Storch,  Conrs 
d'eeonomie  politique,  avec  des  notes  explicatives 
et  «Titiane»  nnr  .1.  B.  Say.  4  Bde.,  ebd.  IH2A  >\. 

In  in  Zeitschriften  und  zwar  in  der 
Revue  eneyclopediqne,  Paris:  Balance  des  con- 
sommations  avec  les  pruductions  (Entgegnung 
auf  den  in  dem  nämlichen  Bande  abgedruckten 
Artikel  Sisiuondis  über  denselben  Gcgcn- 
standt,  Bd.  XXIII,  Jahrg.  1*24.  Essai  histo- 
riqiie  >nr  la  souverainete  des  Anglais  aux  In- 
des. IM.  XXIII.  Jahrg.  1824.  -  De  la  premiere 
»•••lonie  li.rnu-e  par  Ks  Americains  en  Afriqiic. 
IM.  XXIV,  .Jahrg.  1S24.  -  Critique  du  discours 
d>  M.u  i'iilloch  sur  l'origiue  de  leconomie  po- 
lit.,  IM.  XXVII.  Jahrg.  HÖ.Y  -  La  crise  com- 
lu.niale  de  lAngleterrc,  Bd.  XXXII,  Jahrg. 
1K2(>.  Compte  rendu  du  traite  d'eeonomie 
polit.  de  J.  B  Say  pur  Say.  IM.  XXXIV,  Jahrg. 
IS'7  —  IN-  l'ohjet  et  de  l  iitilite  des  statistiques, 
IM.  XXXV.  Jahrg.  1827.  —  De  l'inllucnee  des 
fnturs  propres  des  connaissunees  economiqties 
sur  le  si.rt  <l>s  uations,  BJ.  XXXVII,  Jahrg. 
ls-js.  —  Sur  le  rapport  de  \V.  Jaeoh  sur 
l'etat  de  l'agriculture  et  des  subsistances 
dum-  grande  partie  de  l'Europe.  IM.  XX XIX. 
Jahrg.  1*2S.  —  De  la  fmidaf i<m  dum-  univci- 
site  a  Londres.  IM.  XL,  Jahrg.  1S2N.  —  De 
l  alisciitcisine  et  de  ee  qui  deviendra  l'Irlande. 
IM  XL.  Jahrg.  1N2*.  Say  war  ferner  Ms 
/um  .Jahre  1 7*. *i)  au  folgenden  Zeitschriften 
durch  staatswissenschaftliche  Artikel  beteiligt: 
..  LKncvclopedie  progressive".  Paris,  und  „Dccadc 
]ihilii!»ujiliii|iie  litieraire  et  politique.  par  une 
.       lies  repnblicains Paria  J7'.fl  ff. 

.1.  H.  Say,  di-r  Taufpate  ih  r  Lehren  von 
Adam  Smith  auf  dein  Kontinent,  wie  ihn  L.  v. 
stein  nennt,  der  Vulgarisateiir.  welchen  Spott- 
namen ihm  List  in  Bezug  auf  seine  Populari- 
sierung der  Adam  Smillischen  Lehren  für 
Frankreich  anhängt,  Say,  der  Gründer  der  fran- 
zösischen Fn  iliandelssi  ünle.  die  aber  zu  seinen 
Lebzeiten  irgend  welche  Erfolge  getreu  die  pro- 
tektionistische  Handelspolitik  Frankreichs  nicht 
erzielte,  hat  das  unbestreitbare  Verdienst,  in 
seinem  auf  Grundlage  der  Smithschen  Güter- 
lehre  entstandeneu  Traite  d  economic  polit.  (». 
0.  ,  der  Verbreitung  volkswirtschaftlicher,  das 
Merkantilsystem  bekämpfender  Anschauungen 
in  den  weitesten  Kreisen  Frankreichs  und  seiner 
Nachbarstaaten,  Deutschland  nicht  ausgenom- 
men. Vorschub  geleistet  zu  haben.  Den  .Mecha- 
nismus des  Smithscheu  Systems  hat  Say  ganz, 
den  philosophischen  itcist  der  Lehre  dagegen 
nur  teilweise  in  sich  aufgenommen,  deshalb  ist 
mir  Ausnahme  der  Prodnktivitätslehre.  die  Say 
nicht  ohne  wissenschaftliehe  Berechtigung  dazu 
erweitert,  ein  tieferer  Ausbau  der  Smithschcn 
Doktrin  im  Traite  nicht  vorgenommen;  er  be- 
krittelt allerdings  manches,  vermisst  z.  B.  den 
inneren  Zusammenhang  in  dem  Gesetze  der 
Gilterverteilung  im  Woalth  of  natious,  vermei- 
det aber  jede  tiefer  einschneidende  Analyse  und 
behilft  sich,  unter  Anlehnung  an  die  unge- 
nügende Siuithsche  Bodenrenteiilehre,  mit  der 
oberflächlichen  Skizzierung  eines  Systems,  das 
hinsichtlich  der  Entstehung  der  Rente  nichts  An- 
nehmbares bietet,  das  ausserdem  eine  Unterschei- 
dung vermissen  lässt  zwischen  der  eigentlichen 
Rente  und  der  Verzinsung  des  in  die  Bodenver- 
besserung  gesteckten  Kapitals.  Die  dreiteilige 
Systematisierung  des  Stoffes  in  seinem  Traite 


in  Produktion.  Distribution  und  Konsumtion  ist 
ihm   ohne  (irund   als  eine  geniale  Neuerung 
nachgerühmt,  er  hatte  nämlich  besser  gethau, 
die  Turgotsehe  Zweiteilung  beizubehalten,  da 
dein  Distribution.sbegriff  in  der  Volkswirtschafts- 
praxis der  Konsnmtioiis-   oder  vielmehr  Ge- 
brnuchsteilnngs-  nnd  Gebrauchs  vertiuigungsbe- 
griff,  wenn  er  mit  ersterein  nicht  zusammen- 
fallt, nur  im  Wege  steht ;  dass  ihn  selbst  diese 
Dreiteilung  in  Verlegenheit  brachte,  zeigt  sich 
bei  den  Staatseinnahmen,  die  er  unter  Konsum- 
tion  untergebracht   hat.     Der   grosse  Krfolg 
seines   Traite    beruhte    weniger    auf  epoche- 
machenden wissenschaftlichen  Forschungsergeb- 
nissen als  auf  der  glatten,  angenehm   d  ihin- 
Hiessendei)  Sprache,  auf  der  klaren,  zuweilen 
bis  zur  Mauiriertheit  getriebenen  Darstellung»- 
weise;  es  war  ein  Buch,  das  sich  angenehm 
las,    an    das    Denkvermögen    des  gebildeten 
Durchschnittsmenschen  keine  übertriebenen  An- 
forderungen stellte  und  dessen  liberale  Tendenz 
sich  noch  weit  über  das  Gebiet  der  Handels- 
freiheit ausdehnte.     Smith  hatte  mit  grosser 
l'eberlegnng  gehandelt,  als  er  die  Repräsen- 
tanten  der  immateriellen   Güterorzeugniig  zu 
den    wirtschaftlich    sterilen   Klassen  rechnete, 
Say  fühlte  sich  berufen,  den  wirtschaftlich  pro- 
duktiven Klassen  ein  Gegengewicht  in  den  Er- 
zeugern von  immateriellen  Gütern  zu  geben. 
Kine  derartige  Verqniekung  der  Produktion  von 
Sach-  mit  immateriellen  Hütern  ist  jedoch  un- 
ausführbar, da  letzteren,  ihrer  Substanz  nach, 
in  der  Molekularbewegnng  des  Wertes  die  Fähig- 
keit abgeht,  sich  jemals  zu  zeitlichen  oder  ört- 
lichen Gllterwcrtcii  zu   verdichten.     Von  den 
einzelnen    Lehren   Says  steht   unter  den  An- 
hängern   seiner   Schule  die  der  Absatzwege 
1  itheorie  des  debouchesi  obenan,  dieselbe  beruht 
'  auf  der  Voraussetzung,  dass  die  Hewegtwg  der 
materiellen   Güterwelt   nnr   dem   Gesetze  des 
I  gegenseitigen  internationalen  Austausches  der 
,  Produkte  gehorcht.    Als  Tauschobjekte  nimmt 
Say  aber  nicht  nur  die  Erzeugnisse  der  Arbeit, 
soudern  letztere  selbst  an,  wonach  sowohl  Ar- 
I  beit   gegen  Produkte  als  auch  Arbeit  gegen 
Arbeit  ausgetauscht  werden  können.    Die  Lehre 
von  den  Absatzwegen  versinnbildlicht  dadurch, 
I  dass  sie  den  Käufer  zugleich  als  Verkäufer  fnn- 
.  gieren  lässt.  dass  ferner  der  Produzent  eines 
,  Landes,  Ilaudelsbezirks,  Marktes  durch  sein  Pro- 
dukt die  Erzeugnisse  anderer  Länder.  Bezirke, 
I  Märkte  im  Tauschhandel  erwerben  kann,  das 
1  natnrgeiuHsse  Ineinandergreifen  der  Motore  eines 
nach  allen  Seiten  offenen  Pniversalhandelsstiiates. 
Sein  scharfsinniger  Beweisgrund  für  die  Un- 
;  möglichkeit  des  Eintretens  einer  L'eberproduk- 
;  tion  einzelner  Wareugattungen  frappiert  nur 
,  dadurch,  dass  er,  mangels  konkreter  Nachweise 
|  einer  permanenten  Marktüberfüllung.  nicht  leicht 
i  widerlegbar  ist.     Nach  Say   beweist  nämlich 
das  vermeintlich  zu  grosse  Produktionsquautuui 
I  einzelner  Waren  nur,  dass  audere  Waren,  wie 
I  ihre  kleinen  tinantitiitenrestc  darthun,  in  viel 
zu  geringer  Anzahl  hergestellt  sind,  indem  an- 
derenfalls die  in  geringen  Mengen  vorhandenen 
von  den  in  reicher  Fülle  vertretenen  Waren 
längst  anfgeRaugt  wären. 

Das  Mißverhältnis  zahlloser  Konsumenten 
zu  der  beschränkten  Anzahl  der  Produzenten 
verschuldet  diese  Ungleichheit  in  der  Waren- 
produktion.   Die  Kaufkraft  des  Einzelnen  er- 
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wächst  au»  »einer  eigenen  Produktionathätig- 
keit,  der  Verkauf  seiner  Produkte  befähigt  ihn 
zum  Kaufe  anderer,  und  je  mehr  er  produziert 
desto  umfangreichere  Käufe  kann  er  ausführen. 
Für  seine  Produktivitätstheorie  nimmt  Say  im 
Gegensatzi-  zu  Smith,  der  als  Volkswohlstands- 
vermehrer  nur  die  Kräfte  der  Arbeit  anerkennt, 
als  Güterquelle  drei  Potenzen  an:  die  Natur- 
kräfte, das  Kapital  und  die  menschliche  Arbeits- 
kraft, die  sieh  zur  Bildung  des  Nationalreich- 
tums (»der  des  Grundvermögens  vereinigen. 
Dieser  Bildungsprozess  entwickelt  sieh  nach  ihm 
aus  eiuem  Ineinandergreifen  der  produktiven 
Dienste  (Services  productifs).  welche  die  genann- 
ten drei  Potenzen  ifouds  productifs)  zur  An- 
sammlung ihrer  wertschaffeuden  Kruft  leisten. 
Die  (Qualität  dieser  Leistung  steht  lad  Funk- 
tionierung der  Natur-  und  der  menschlichen 
Arheitskraftproduktion  ausser  Frage,  die  Pro- 
duktivität des  Kapitals  besteht  dagegen  nach 
Say  in  einer  die  menschliche  Produktionsthätig- 
keit  ergänzenden  Hcrvorbringungskraft  in  der 
Weise,  dass  es  der  Hebel  produktiver  Puter- 
neb  um  n  sie  ii.  industrieller,  auch  der  Natnrkräfte 
sich  bedienenden  Betriebsamkeit  wird.  Da  nun 
nach  dieser  Deduktion  das  Kapital  den  Cha- 
rakter einer  ursprünglichen  < ülterquelle  ent- 
behrt, vielmehr  erst  aus  dem  Zusammenwirken 
der  zwei  anderen  »Inmdvcrmügerisqucllcn  ent- 
steht, so  kann  es,  was  Say  trotzdem  behauptet, 
auch  als  keine  den  zwei  anderen  von  Anbeginn 
an  koordinierte  Giiterqiielle  angesehen  werden. 
Der  Wert  der  Guter,  welche  die  drei  Savschcn 
Produktiousfuktoren.  Bodcnkraft,  menschliche 
Arbeitskraft  und  Kapital,  hervorbringen,  ver- 
teilt sich  unter  die  higentümer  der  verschiede- 
nen Kriifte.  der  Verteilungsplau  regelt  sich 
nach  dem  Verhältnis  des  Angebots  zur  Nach- 
frage, und  die  Verteilung  übernimmt,  als  Käufer 
und  Bezahler  der  zur  Produktion  erforderlichen 
Dienste,  der  ruteruehmer.  Nach  der  Zins- 
theorie, welche  Say  aus  seiner  Produktivitäts- 
theorie hervorgehen  lässt.  hat  sich  der  Preis  der 
Kapitalproduktion  in  der  Wechselwirkung  von 
Angebot  und  Nachfrage  derartig  zu  gestalten, 
dass  er,  über  die  Bewertung  der  Produktion 
von  Bodenkraft  und  menschlicher  Arbeitskraft 
hinaus,  also  ausser  der  Bewertung  der  nackten 
Produkt  ioiisdienste  des  Kapitals,  noch  die 
Übliche  Vergütung  der  produktiven  Knpitals- 
dienste  ausdrückt.  Dieser  Mehrwert  aber  bildet 
den  Kapitalzins.  Says  Satze,  dass  sich  bei 
sinkenden  Preisen  der  Konsum  erhöht  und  bei 
steigenden  abnimmt,  ist  nur  relativ  und  zwar 
auf  der  Basis  der  Schwankungen  der  Kautkraft 
und  der  notwendigen  Scheidung  von  Gebrauchs- 
nnd  Tauschwert,  von  Tausch-  und  Verkehrs- 
gütern beizustimmen.  Ein  Herabgehen  der 
Guterpreise  infolge  Sinkens  des  Gebrauchswertes 
wird  z.  B.  keine  Konsumsteigerung,  vielmehr 
eine  Koiisiimvennindemng  und  ein  Steigen  des 
Gebrauchswertes  wieder  das  Gegenteil  zur 
Folge  haben,  während  Says  Folgernng  aus 
steigenden  Preisen  nur  in  dem  Falle  bestimmt 
zutreffen  würde,  dass  eine  künstliche  Koru- 
teuerung  bei  vollen  Kornkammern  vorläge. 


der  dogmengeschiebtlichen  Angriffe  desselben 
in  den  N'oten  zu  Storchs  Cours  d'economie  |m>- 
lit.,  2.  Aufl.).  (tioja,  Kiflessioni  sul  .  .  .  . 
catechismo  di  ecoiiomia  politica  di  J.  B.  Say, 
in  „Gioruale  di  Statistical  Mailand  1826. 
Journal  des  D£bat.s,  17  uovembre  1K32:  Nekro- 
log. —  Annales  de  la  Societe  acad.  de  Nantes, 
decembre  1832:  Nekrolog.  —  v.  Mnlchus, 
l'eber  Says  Ansichten  von  der  Statistik  und 
von  ihrem  Verhältnisse  zur  Nationalökonomie 
in  „Archiv  für  Hit.  Ökonomie".  Bd.  I.  Heidel- 
berg 1835,  S.  54.  —  Blan<iui,  Notice  sur  la 
vie  et  les  ouvrages  de  J.  B.  Say,  Paris  1840.  - 
Franck,  Dictionuaire  des  Sciences  philosophi- 
«ines.  6.  Bde.,  ebd.  184.149;  ilarin  Artikel  von 
Francis  Riaux  Uber  Say.  —  Bernhardi,  Ver- 
such einer  Kritik  der  Gründe  für  grosse«  und 
kleines  Grundeigentum,  St.  Petersburg  1845.  S. 
137.  150  52,  240 ff,  844  54.  -  Blanqui,  His- 
toire  de  recouoinie  polit.  eu  Enrope.  3  Aufl., 
Bd.  II.  Paris  1845.  S.  135  ff.  Saud el in. 
Repertoire  geiieral  d'economie  polit  .  Bd.  V, 
Haag  18-17.  S  61022.  -  Heuschling,  Biblio- 
graphie historique  de  la  statistiqtie  cn  France, 
Brüssel  1851.  S.  25  26  (enthält  u.  a  einen  Aus- 
zug ans  eiuem  Schreibi  n  Savs  an  tjnetelet,  wo- 
rin sieb  jener  über  den  Euifluss  des  Pauperis- 
mus auf  die  Höhe  der  Mortalitätsziffem  aus- 
spricht). —  Dictionuaire  de  leeonomie  polit  ,  2. 
Aull.,  Bd.  II.  Purin  1854.  S.  5111  341.  -  Kautz, 
Theorie  und  Geschichte  der  Nati.malökonomik, 
Bd  II.  Wien  18414),  S.  562  ff.  Biographie  uni- 
verselle ancienue  et  moderne.  Bd.  XXXVIII, 
Paris  18413.  S.  176  82.  —  Nouvelle  biograpbie 
generale,  Bd.  XU  II.  ebd.  1801,  S.  43!»  442. 
—  Laspevres.  Jean  Baptiste  Say  in  St. W.B. 
von  Blunt.schli  und  Brater.  Bd.  IX.  Stuttgart 
18415.  S.  116  ff.  -  (  Vlebration  de  I  uui\ ersaire 
seculaire  de  sa  nuissance,  par  la  Societe  il'eo- 
nomie  polit.  de  I.von,  in  Journal  des  Kcoiio- 
mistes.  III.  Serie.  Bd  V,  1847,  S.  474  ff..  Bd. 
VI,  18417.  S  135 ff.  Du  Puynode.  Etudes 
sur  les  prineipaux  economistes:  Turgot.  Adam 
Smith.  Ricardo.  Malthus.  J.  B.  Say.  Bossi,  Paris 
18418.  L.  v.  Stein,  Volkswirtschaftslehre,  2. 
Aufl..  Wien  1878,  S.  14.  -  < ' a  I  a t  a  b  i a  u<> , 
Teoria  della  statistica.  Born  1880.  S.  44  »41 . 
v.  B ö  h  m  -  B a  w  e r  k ,  Kapitalzinstheorieen.  Inns- 
bruck 1884,  S  136  ff..  223  ff,  241  42  u.  ö.  -  Euoy- 
«  lopaedia  Britannien,  3  Aufl..  Bd.  XIX.  London 
1SS5.  s.  :i82,  Bd.  XXI,  18S41, S.  360,61.  —  I  u  g  r  a  tu  , 
History  of  political  eeonomy.  ebd.  1888.  S.  163  K5, 
181).  —  Block.  Les  progres  ile  la  science  econo- 
mique.  2  Bde.,  Paris  1831.  —  Nouvcan  dirtion- 
naire  d'economie  polit..  2  Bde.,  ebd.  1831  32, 
Bd.  II,  S.  783fl.  Gossa,  Introduzioue  allo 
studio  deir  ecoiiomia  politica,  3.  Aufl..  Mailand 
1832,  S.  22  24.  326  27,  331  40.  335  36,  äU».B 
u.  fi.  -  Nouvelles  lettre»  inedits  de  .1.  B  Say, 
in  Journal  des  Ecmioinistes,  Jahrg.  LVI.  De- 
zember, Paris  1837. 

U]>i>rrt. 


Vgl.  über  Say:  Storch,  4 'onsiderations 
sur  la  nature  du  revenu  national.  Paris  1824 
(darin  Abfertigung  Says   und  Zurückweisung 


Say,  Juan  Baptist«?  L6on, 

Sohn  von  Horace  und  Enkel  Jean  Bapti-te 
Says,  geb.  am  <i.  Juni  1826  zu  Paris,  gest.  da- 
selbst, als  Mitglied  des  Instituts  (seit  lSfldi,  am 
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21.  April  18%,  verwaltete  längen»  Zeit  «lau  • 
Direktorium  der  Nordbahn,  wurde  1H71  zum . 
Seinepriifekten  und  Dezember  1872  zum  Finanz-  i 
minister  e mannt,  welches  Portefeuille  im  Laufe  ■ 
eines  zehnjährigen  Zeiträume«*,  zuletzt  im  Kabi- 1 
nett  Freycinet,  zu  vier  verschiedenen  Malen  in 
seinen  Häuden  geruht  hat. 

Say  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 1 
liehen  Srhrifteti  a)  in  Buch  form:  Histoire  de, 
la  eais.se  dYscompte,  Keims  1848.  -    Ohserva-  j 
tions  sur  le  svsteme  finaiiciir  de  M.  le  Prcfet ; 
de  la  Seine.  Paris  186f>.  —  La  ville  de  Paris 
et  le  credit  fomier.    Lettre  et  2t<mc  lettre  a 
MM.  los  inembres  de  la  Commissmn  du  Corps 
legislatif,  2  Hefte,  s.  1.  e.  a.  i  Paris  c.  18661. 
Examen  critiqnc  de  la  Situation  tinamier«-  de  la 
ville  de  Paris,  ebd.  1866  —  Degrevement  de 
rini]H>t   foncicr.  ebd.   1S81.   —   Discussion  du 
budget  de  188H.    Discours  dans  les  »caners  des 
21  et  27  jnillet  18S2  de  la  Chambre  des  deputes, 
ebd.  1882.  —  Les  limine«  s  de  la  Krame,  l'ne 
annee  de  diseussion  du  l.*>  de-  einbre  18M  an  20 
detembre  1882.  ebd.  188:1.  —  La  politi.jue  des 
hitcrets,  discours  de  Lyon,  avec  une  preface 
inedite.  ebd.  1S8H.        Dix  jours  dans  la  haute 
Italie.    Credit  populairr.  eparglie.  Cooperation, 
eU.  188:«,   •>.    Aull.    lSiHl.  Le  socialisme 

d'Etat,  Conferences  faites  an  cercle  Saint-Simon, 
ebd.   1884  Droits  nur  les   bbs.  Discours 

proiioiice  au  Senat  dans  les  seances  de  2il  et  24 
liiars  IKSö.ebd.lSHV—  Le»  s<dutiüustlemi>cratii|nes 
de  la  qucstimi  des  impöts.  Conferences  faites  ä 
lEcole  des  seieticc*  polit  iqlies.  2  Bde..  elid.  1886. 

—  Discours  de  reeeption  ä  l  Academie  franeaise 
(seau.e  du  1«  decemhre  18881.  ebd.  18*7. 
Turgot,  ebd.  18S7  bildet  einen  Teil  der  Samm- 
lung: Les  tri-» ml»  cerivains  francais:.  Vau- 
bati  economiste.  Kapport  sur  le  coneoiirs  pour 
le  prix  Leon  Fancher  a  deceruer  eti  1891.  ebd. 
1891.  LVnnotnie  »ociale.  Kxpositiou  uni- 
verselle de  1889.  gruitpe  «le  1'eeouomie  sociale. 
Happort  general.  1.  u.  2.  Aufl.,  ebd.  1891. 
Discussion  generale  du  tarif  des  dotianes.  Dis- 
eoiirs  prononce  a  la  Chambre  des  deputes. 
seances  des  II  et  11  mai  1891,  ebd.  lSUl.  - 
t'ontre  le  socialisme.  ebd.  1896.  —  Fiuances 
publique».  Liberte  du  comuierce.  Avee  intro- 
duetion  par  J.  Chailley-Bert,  Paris  1896  (bildet 
einen  Teil  der  Petite  bildiotheqiie  economiquc,!. 

Nach  Say»  Tode  kamen  zur  Veröffentlichung: 
Les  oeuvres  de  M.  Leon  Say  (discours  et  dis- 
eussious),  publ.  par  Arm.  Liesse  (prof.)  *.  I-  t.: 
Les  finani  es  de  la  France  sous  la  »"  Hepub- 
Ihjue,  vol.  I  —  III  iL  L'.Wemblee  nationale;  IL 
Leon  Say  au  Minister«'  des  hnanres;  III.  La 
polit  iqilc'  et  les  fiuanees.  1SH3  a  1896.:  Ebd. 
1898-1900. 

Say  gab  heraus  das  Dictionnaire  «les 
tiiiances  par  L.  Foyot  et  A.  Lanjalley,  2  vols  Paris 
lSK'i  1894.  —  Ilutne.  < »envres  ecouoiniqius, 
Paris  18S7  in.  u.  d.  T.:  Petite  bildiothe«|ue 
economiquc  nubliee  sous  la  direction  de  M.  .1. 
Chailley,  Bd.  III].  —  Cobden,  Ligne  rontre 
les  lois  eereales,  discours  politiques,  ebd.  181*2 
(a.  Ii.  d.  T. :  Petite  bibliotbeque  etc..  Bd  XIV). 

—  Nouvean  dietioiinairc  d'economie  politiqne, 
{in  (jemeinsebaft  mit  J.  Chailley)  2  Bde.,  ebd. 
181)1,92.  Supplement  au  dictionnaire,  etc.  Ebd. 
1897.  —  (ioHchen,  Theorie  des  changes  etran- 
ger».  Traduction  ei  introduetion  par  L.  Sav, 
3c  edition  frane..  ebd.  1892.  — 


Er  veröffentlichte  in  Gemeinschaft  mit  L. 
Walras:  lx»  obligntions  popnlaires,  lecons 
publique*  faites  ä  Paris  en  fevrier  et  mar» 
1866.  ebd.  1866.  — 

Say  war  beteiligt  an  dem  Werke:  Depre- 
ciation'  des  richeases,  crise  qu'elle  engendre 
maux  qu'elle  repand,  sonffrauces  quelle  pro- 
voque  dans  les  classes  laborieuses.  Memoire  lu 
ä  l'Academie  de»  seieuee»  morales  et  polit.  de 
France,  par  A.  Allard,  aecompagne  des  Obser- 
vation» de  Fr.  Passy.  Leroy-Heaulieu,  Levn*senr. 
II.  Germain,  L.  Say  etc.,  "ebd.  1889.  — 

b)  in  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  In  l'ictiounaire  de  l'economie 
polit.,  2.  Aufl..  2.  Bde.,  Paris  185-1,  die  Ar- 
tikel: ?  Chambre»  de  commerce.  —  Clien- 
tele.  Compagnoniiaire.    —    ('ondition  des 

soies.  —  Conseil  general  de  l  agriculture,  <b> 
maiinfactures  et  du  commerce.  —  Conseil» 
geiieranx  de»  departements.  —  Enseiirne.  — 
Valeurs  olticielles.  —  2.  In  Journal  des  Ecotm- 
mistes,  Paris:  Lettre  sur  leinis»ion  des  billef» 
de  banque,  II.  Serie.  Bd.  XL1,  1^64.  S.  494  fl". 
—  Association»  ouvrieres.  Swietes  amicale»  et 
socit  tes  «le  consommation  en  Angleterre  et  en 
Kran««'.  Hanqm  s  d  avames  po|iulaire»  en  All«- 
mague  et  en  Frame,  Bd.  XLIil,  S.  290  ff. 
Des  depenses  [iro«luctives  «le  l'Ktat  et  des  em- 
prunt«  de  la  paix.  Bd.  XLVI,  S  172  ff  Du 
la  «oin|»ensation  |Miur  le  prix  du  pain.  III.  Serie. 
Bd.  VIII,  186i.  Les  tiuanees  espagmdes.  I!d. 
XII.  lSliS,  —  Ohservations  sur  le  rapp«*rt  <le 
M  Deviuck  au  ('«uiseil  nmniiipal  sur  le» 
linauces  de  la  ville  de  Paris,  Bd.  XIII,  1869.  — 
Coup  d'oeil  histurique  sur  la  lutte  du  libre- 
echunge  et  de  la  prote<-tion,  discours  proiionc«!* 
au  meeting  du  Cirque  ijanvier  1860i.  Bd.  XVII, 
1870.  —  Memoire  sur  la  Situation  linam-icrc  de 
Paris  et  la  neressite  d  un  einprunt  de  H.jO 
millions,  Hd.  XX III.  1871.  —  Happort  »ur  le 
payment  «le  ritnlcmnite  de  guerre  ei  sur  l«s 
Operation»  de  «hange  «jui  en  ont  ete  la  cons<>- 
qiien««1,  Bd.  XXXVL  1874.  ■--  Le  raebat  <!«•» 
cheniins  «!<•  fer.  IV.  Serie,  Bd.  XVI.  1881.  — 
Discours  ä  la  Societe  d'economie  politii|iie  et 
ä  la  Chambre  de  commerce  «le  Lyon.  Bd.  XXII, 
ISK't.  —  Dincours  au  comi«-e  agricole  <le  Seine- 
«•t-Oise.  B<1.  XXVI.  1S84.  Beponse  a  M. 
Martin« au  sur  la  question  de  l'impot.  Bd. 
XXVIII.  18S4.  —  Lettre  a  M.  Carlier  au  iioin 
«le  la  ligue  «»nitre  le  renehi  iissement  «lu  \mi\i 
et  «le  la  viande,  Bd.  XXIX.  1885.—  Alloeutimi 
a  la  rennion  de  cetu-  ligue.  18  janvier  188ä, 
Bd.  XXIX,  188T».  II»  e,,is«Hle  «le  notre  histoire 
nuancier«-:  le  vol  du  tresor  et  rintervention  des 
ministres  «les  tinam-es  «lau»  les  affaire»  de 
Wirse,  Bd.  XXXII.  188.r>.  —  Le  tunnel  sous  la 
Manche,  lettre  a  \V.  (iladstone.  B<1.  XXXIX. 

1887.  —  Discours  a  rinauguratinn  du  monnment 
de  L.  de  Lavergne,  B«l.  XXX IX.  1887.  —  Dis- 
ciairs  aux  obseqiies  de  John  Bright,  Bd.  XLIII, 

1888.  —  Discours  au  banquet  des  secours 
mutuels.  Bd.  XLVI1I,  1889.  -  Lettre  de  Leon 
Say  an  sujet  de  la  politique  ecotiomique  «le  la 
France  et  du  renouvellement  des  traites  de 
commerce,  V.  Serie,  Jahrg.  XLIX.  1890, 
S.  272  79.  <  Meisterstück  einer  geistreichen 
Sophist ik,  dabin  liiiiaiislaiifend,  dass  Say  für 
sich  und  seine  Freunde,  je  nach  «lern  Vorteil 
der  handelspolitischen  K«>njunktnren  flir  Frank- 
reich,   das    Kecht     der  schutzzöllneris«hen 
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»Schwenkung  in  Anspruch  nimmt.)  —  La  reforme 
de  l'impot  fomier.  Amendement  »1t-  M.  I,.  S. 
a  In  loi  des  titiaincH  (de  1MU>  XLIX.  Jahrp.. 
18.K),  S.  407  ff  —  La  politiqnc  des  traitcs  de 
commerce,  discoiirs,  Jahrp.  L1V.  18!»5.  März. 
—  La  crise  et  la  protection.  Jahrg.  LIV,  1SÜ5. 
Mai.  —  Le  socmlisnie.  Jahrp.  1.1  V,  1S.I5, 
Dezember.  —  3.  In  Journal  de  la  »Swiefe  de 
stallst  tone  de  Turin:  La  stntistique  inter- 
nationale. Discoiirs  d'ouvertnro  prononee  poiir 
le  25v  anniversaire  de  la  fondarion  de  la  Sx'ietc, 
Jahrp.  XXVI.  18K5.  —  4.  In  Kevue  politiqnc  et 
parleinentaire.  Jahrir.  18!>ö.  Nr.  12.  Juni:  L'im- 
pöt  sur  la  reut«".  5.  In  Viertel),  f.  Volksw., 
Jahrp.  XXI.  1*84.  Bd.  1:  Die  Entstchunp  des 
öffentlichen  Kredits.  —  Ii.  In  Nim  van  dictiounaire 
deconomie  Hit.,  vol.  I:  Calonne.  Paris 
1891. 

In  seiner  Schrift  über  Turgot  wird  derselbe 
auf  S.  10  als  Gründer  iler  französischen  Natio- 
nalökonomie pefeiert,  während  er  doch  nur  als 
bedeutendste  Kraft  der  physioki  arischen  Schule, 
sowie  »|s  Vorläufer  Smiths  die  Physi.'krnteii 
t/uesnny  ütid  (ö.umav  im  selhstündipcu  nirl- 
schaftlichen  Denken  üherrapt :  während  er  doc  h 
ferner  zu  verschiedenen  Sätzen  seines  Wirt- 
schafts- und  Arheiisteilunpsplaucs .  den  er  }t 
Jahre  vor  dem  Entstehen  des  We.iltli  of  nations 
in  seiner  Schrift  ..Formation  et  distrihution  des 
richesses"  niedcrpelcpt.  von  Locke.  Ilume  um! 
wohl  auch  Kotis«e,tu  inspiriert  wurde.  Du*  dritte 
Kapitel  der  Say><  heu  Schrift,  welches  Tnrpots 
wirtschaftliche  Doktrin  behandelt,  zeichnet  sich 
durch  eine  erstaunliche  I  »ürltipkeit  aus.  Adam 
Smith,  dessen  freundschaftlicher  Beziehungen 
zu  Turpot  im  zweiten  Kapitel  kurz  pedaeht  ist, 
wird  im  dritten  kaum  erwähnt  und  eine  Ana- 
lyse oder  Synthese  der  Attraktion*-  und  Kepul- 
sionsclemi  nte  zwischen  den  wirtschaftlichen  An- 
schauungen Tnrpots  und  Smiths  par  nicht  ver- 
sucht Auch  das.  was  Say  im  S<  hlusskapitcl. 
S.  201  ft'..  (Iber  die  Arbeiterzustände  1I1  r  Gcgen- 
warl  im  Vergleich  zu  denen  des  voripen  Jahr- 
hunderts anführt,  beweist  eben  nur.  da*s  er  die 
speeifisch  individualistische  Auffassung  zwischen 
Arbeitsteilung  und  Kapitalhildung  Tnrpots. 
welche  von  der  modernen  realistischen  Schule 
bekämpft  wird,  vollständip  teilt.  In  der 
Schrift  .Le  socialisme  d'Etaf  beschwert  sich 
Say  über  den  Widerspruch,  der  darin  liepe.  den 
liberalen  Volkswirten,  welche  doch  zu  (\ihdens 
Fahne  hielten,  den  Naunn  Manehestcrinänner 
beizulegen,  indem  Cobden  der  (ininder  eiuer 
demokratischen,  aber  keiner  ökonomischen 
Schule  gewesen  sei,  und  seine  Partei  in  Eng- 
land  jetzt  hautig  die  Staatsintervention  in  An- 
gelegenheiten anrufe,  die  früher  ausschliesslich 
Domäne  der  Privatindustrie  gewesen-  Die 
Thatsache.  dass  an  den  bisher  zur  Seite  ge- 
schobenen Staat  von  den  orthodoxen  Freihänd- 
lern in  gewissen  wirtschaftlichen  Nöten  appel- 
liert wird,  kommt  nicht  allein  in  Knpland,  son- 
dern auch  auf  dem  Kontinent  vor  und  zwar  in 
der  Regel,  wenn  aus  «lern  individualistischen 
Wettliewcrb  kapitalistische  Vereinipnnpeu  her- 
vorpinpen.  die  eine  Art  Diktatur,  welche  selbst 
den  frcihäudlerischen  Wirtschaftsinteressen  un- 
bequem wird,  ausüben.  Als  Finanztheoretiker 
und  Finanzminister  hat  es  Say  verstanden,  als 
Schüler  Thiers'  mit  grossem  beschick  zu 
lavieren  und  die  schwierigsten  Situationen  zu 


beherrschen.  Die  französischen  Eisenbahnver- 
staatlichungsprojektc  fanden  in  ihm  einen  ent- 
schiedenen Gegner. 

Vpl.  über  Sav:  Dictionnaire  de  leeouo- 
mie  poli«-  2  A«iti.  Paris  1854.  Bd.  IL 
S.  5SMi.  —  Vapereau.  Dictiounaire  universel 
des  eonteiuporains.  ö.  Ann  .  ebd.  1880.  S.  ll>2lif. 
—  Diner  otfert  ä  M.  Say.  ä  ]>ropos  de  sa 
ivceptiou  (ä  l  Academie  fniucaisc;:  disconrs  de 
Passy,  repousede  Say.  in  Journal  des  Economistes, 
Jahrp  IHK?.  S.  252  ff  Nouveiu  dictionnaire 
d'ecniiouiie  polit  .  2  Bde..  ebd.  18«0  !»2.  lt.l.  I. 
S.  75,  I««,  277.  öl;-*.  KftlS.  Daniel. 
L'aimee  politi<(ue.  Jahrp.  XIX  18M2  .  ebd.  181M. 
S.  179,  183.85  u  frühere  Jahrgänge.  Hanion. 
La  Frame  sociale  et  polit..  ann  e  18'tl.  ebd. 
1HD8.  —  A  Arnaiine,  M.  Leon  Say.  Ministre 
des  tiuances.  in  Annales  de  1'KcoIc  Ijltre  etc. 
Jahrp.  \K'M\,  Nr.  ti  -  Leon  Sa  v.  nei  lolopie  in 
Bulletin  de  llu-timt  intern  de  statistiiiue. 
Teil  VII.  Lief.  2.  Horn  1MN>.  Chailley-Bert. 
Leon  Say.  Finances  publirjues.  Liberte  du 
commerce.  Paris  1S'.M>.  E.  de  Frisaupc,  M. 
Leon  Say  et  la  sociolopie.  l'aris  lK»».  -  (i.  de 
Molimin.  Leon  Say.  in  Journal  des  Economistes. 
18!M),  Mai.  I.cs  oenvres  de  M.  Le.m  Sav, 
publ.  par  A  Liesse.  vol.  III.  .-hap.  21.  L'impöt 
sur  la  reute,  p.  (>ti5  ff.  Paris  VM). 


Scaiiuffi,  (iaspaiv, 


peb.  zu  Reppio  1519,  war  zuerst  Kanfumnii. 
dann  Inhaber  eines  Baukpes«  häftes  und  latipe 
Zeit  Direktor  <ler  Münze  zu  Beppio.  Er  starb 
1.->H4. 

S.  arufri  schildert  mit  prosser  (Mündlichkeit 
die  Funktionen  des  (übles  und  die  zu  seiner 
Zeil  einperissenen  l'nordnunpen  im  Münzwesen. 
Als  Mittel,  denselben  wirksam  entpepenzutreten. 
schläpt  er  ein  einheitliches  Mnnzsystein  für  alle 
Staaten  vor.  Die  Münzen  aller  Länder  sollten 
in  Form,  (»ewicht  und  Namen  übereinstimmen. 
Er  sieht  die  Wertrelation  zwischen  (»old  und 
Silber  —  12  :  1  als  eine  von  «iott  und  Natur 
bestimmt«  an  per  online  cosi  dato  da  Dio  ed 
osservato  d<dla  natura).  Scarufh"  i«t  wohl  iler 
erste,  der  für  die  Idee  der  universellen  Münz- 
einheit auf  Grund  der  <  roldwährunp  einge- 
treten ist. 

Sein  Werk  betitelt  sich:  L'.Vlitinonfo  par 
fare  rapione  e  eutieordanza  d'oro  e  d'arpento, 
che  servira  in  universale  tnnto  per  jiroeetlere  h 
pli  intiniti  abusi  quanto  per  repolare  opni  sorte 
de  papainenti.  e  ridnrre  aneo  tutto  il  mondo  ul 
una  sola  moneta  Discorso  sojua  le  tnouete  e 
della  vera  proporzione  tra  l'oro  e  1'arpeliU». 
K'eppio  1582  ipeschriebeii  zwisehen  1575  und 
157V.  «55  Blätter  u.  10  Blätter  mit  dem  Titel: 
Breve  istmzione  sonnt  il  discorso  delle  inonete 
di  Scarnfti.  Abpedrnckt  im  Sammelwerk  von 
Onstodi:  Scrittori  classiei  Italiani  di  Economia 
Hitica.  Parte  antica,  T.  IL  Milano  18(H  — 
Kommentiert  wurde  diese  Arbeit  von  Beniardo 
Pratisuoli:  Dipressione  sopra  il  Discoi>o  delle 


Digitized  by  Google 


Scartiffi— Sdiäffle 


507 


Monete  di  Gaspare  Searnffi.  1587. 
gäbe,  Reggio  um. 


Neue  Aus- 


Vgl.  über  Searnffi:  Lotio  v.  Biauchini. 
Deila  scienza  dcl  ben  vivcre  social«'  e  dclla  eco- 
uouiia  degli  stati.  Parte  Stoma,  Palermo  1845, 
S.  15*.  —  Koscher,  Gesch  der  Nat...  S.  im». 

-  Andrea  Balletti,  (i.  Scanifti  e  la  qnes- 
tiuiie  niüneturiu  ml  sccolo  XVI.  Moden»  1SS2. 

-  Luigi  Gossa,  Introduzioiie  ullo  studio  di 
Eüononäa  politica.  3  ediz.,  Milano  1892,  S.  194. 
--  Adolf  Soetheer,  Literaturnachweis  über 
Geld-  und  Münzwesen.  Berlin  1W)->,  S.  IL 

.fom-J  Stttminhtttnmrr. 


Schadenersatz 

Sclniltlvorhiiltn  iss<«. 


Schadenveraicherung 

s.  Versjrhernngs  wosen. 


Schäffle,  Albert  Eberhard  Friedrich, 

wurde  am  24.  IL  1S31  zu  Nürtingen  in  Württem- 
berg geboren,  war  ursprünglich  für  die  theologische 
Laufbahn  bestimmt,  studierte  1848  in  Tübingen, 
trat  1850  in  die  Kedaktioii  des  „Schwäbischen 
Merkur"  ein.  wurde  I86H  ord.  Professor  der 
Nationalökonomie  in  Tübingen,  1  HB  1  (».r>  Mit- 
glied der  2.  Württ.  Kammer,  18^8  des  Zoll- 
departements.  Im  Jahre  18t>8  folgte  er  einem 
Kufe  als  ordentlicher  Professor  an  die  Univer- 
sität Wien.  Diese  Stellung  «ab  er  jedoeb  im 
Februar  1H71  auf.  um  welche  Zeit  er  —  bei 
Bildung  des  Ministeriums  Hohenwart  —  zum 
k.  k.  llandelsministcr  ernannt  wurde.  Nach 
dem  schon  im  Oktober  1S7 1  wieder  erfolgten 
Kall  dieses  Ministeriums  zog  er  sieh  nach  Stutt- 
gart zurück,  nunmehr  lediglich  der  Wissen- 
schaft und  seiuen  schriftstellerischen  Arbeiten 
lebend.  Von  seiuen  zahlreichen  Veröffent- 
lichungen seien  nur  die  nachfolgenden  genannt. 

»flu  Buchform:  Die  Nationalökonomie 
oder  allgemeine  Wirtsi  haftsichre.  Für  Gebildete 
aller  Stande,  insbesondere  für  den  Kaufmann, 
sowie  zum  (iebrauehe  in  Akademieen.  Handels- 
nnd  Bealschuleu  gemcinfasslich  dargestellt, 
l^eipzig  1  H< » 1 .  Die  2.  Aull,  dieses  Werkes  er- 
schien n.  d.  T. :  Das  gesellschaftliche  System 
der  menschlichen  Wirtschaft.  Ein  Lehr-  nnd 
Handbuch  der  Nationalökonomie  für  höhere 
Unterriehtsanstalten  und  Gebildete  jeden  Stan- 
des, Tübingen  1867:  3.  Anfl.  in  2  Bdn.r  Tübin- 
gen 1873.  —  Leber  die  ethische  Seite  der  iia- 
tiotialökonomiHehen  Lehre  vom  Wert,  Tübingen 
1862.  -  Die  nationalökouomische  Theorie  der 
aus>chliessenden  Absatzverhältnisse,  insbes.  des 
litterar.  -  art ist.  Urheberrechts .  des  Patent-, 
Muster-  und  Firiiieusehutzes  nebst  Beitrügen 
zur  Grundrenteiiiehre,  Tübingen  1867.  —  Kapi- 
talismus und  Sozialismus  mit  besonderer  Rück- 
sicht   auf   Geschäfts-    und  Vermögensformen. 


Vorträge  zur  Versöhnung  iler  Gegensätze  von 
Lohnarbeit  nnd  Kapital.  Tübingen  1870,  2.  Aufl. 
1878.  —  Die  Quintessenz  des  Sozialismus  (die 

1.  Aufl.  erschien  aiiouvm>  Gotha  1875,  13.  Aufl. 
1891.  (Von  dieser  Schrift  liegen  folgende  Ueber- 
setzungen  vor:  Quintessence  of  Socialism.  Trans- 
lated  >>f  Bosau t|itet,  London  1889.  Oiiiutcn- 
senza  de]  socialismo.  Traduz.  di  Koncali, 
Geuova  1891.  La  quintessence  du  socialisrne, 
Briuelles  1886.  La  quinta  esencia  del  socia- 
lismo.  TradiK-ciön  y  notas  de  B  u  i  1 1  a  P  o  s  a  d  a . 
Madrid  18*.">[.  Bau  und  Leben  des  sozialen 
Körpers.  Kncyklopüdischer  Entwurf  einer  re- 
aleu  Anatomie.  Physiologie  und  Psychologie  der 
menschlichen  Gesellschaft  mit  besonderer  Kiick- 
sicht  auf  die  Volkswirtschaft  als  sozialen  Stoff- 
wechsel, 4  Teile.  Tübingen  1875-78;  dasselbe. 

2.  Aufl.  2.  Bde.  i.I.  Allgemeine  Soziologie,  IL 
Spccielle  Soziologie  i.  Ebd  1896.  Ins  Italienische 
übers,  für  die  Biblioteca  dell'  Eeouomista  durch 
Gerola  Boccardo.  Torino  1879:  2.  Aufl.  Tübin- 
gen 1881.  —  Eiik.vt-Iopadie  der  Staatslehre. 
Tübingen  1878.  Für  internationale  Doppel- 
währung, Tübingen  18HL  Die  Grundsätze 
der  Steuerpolitik  und  die  schwebenden  Finanz- 
fragen  Deutschlands  und  Oesterreichs.  Tübingen 
1880.  -  Der  korporative  Hilfskassenzwang, 
Tübingen  1882.  Dasselbe,  2  durch  den  Ent- 
wurf eines  vollständigen  Hilfskassen-Kcichsge- 
setzes  venu.  Ausgabe.  Tübingen  1884.  —  Die 
Inkorporation  des  Hvpotbekenkredits,  Tübingen 
1S83.  —  Entwurf  eines  vollständigen  Hilfs- 
kassen-Keichsgesetzes  ums:  der  korporative 
Hilfskassenzwang.  bes.  abgedruckt!.  Tübingen 
188-t.  Vereinigter  Versieherlings-  und  Spar- 
dienst bei  Zwangshilfskassoii,  Tubingen  1884. 

—  Die  Aussichtslosigkeit  der  Sozialdemokratie. 
Drei  Briefe  an  einen  Staatsmann.  Tübingen 
1885;  4.  Aufl.  1891.  i  Dieses  Werk  wurde  ins 
Englische  übersetzt  u.  d.  T. :  Impossibility  of 
Social  Deiuocrae.v.  With  Preface  by  Bos'an- 
quef,  London  1892 l  Gesammelte  Aufsätze. 
2  Bde.,  Tübingen  1k8">-87  —  Bekämpfung  der 
Sozialdemokratie  ohne  Ausnahmegesetz,  Tübin- 
gen 1890  Kern-  und  Zeit  fragen.  Berlin  1894; 
dasselbe.  Neue  Folge,  ebd.  1895.  —  Die  Stenern, 
2  Bde..  Leipzig  1895—97.  (A.  u.  d.  T  :  Hand- 
nnd  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften,  hrsg.  v. 
K.  Frankenstein,  IL  Abteil.  Kinanzwissenschaft, 
Bd.  2  u.  3,. 

Schäffle  veröffentlichte  gemeinschaftlich  mit 
Paul  Lechner:  Neuer  Beitrag  zur  nationalen 
Wohuungsreform,  Berlin  1*97.  —  Die  staatliehe 
Wohnungsfiirsorge  aus  Anlass  des  Keichstags- 
beschlusses  vom  14.  XL  1899.  Berlin  19UU.  Er 
war  ferner  beteiligt  an  der  Schrift  :  Gutachten, 
wissenschaftliche,  Uber  die  Währungsfrage  von 
W.  Lexis,  W.  Scharling.  Fr.  Klein  Wächter.  J. 
Conrad.  A.  Schäffle,  Herrn.  Schmidt  [L  —  4. 
Aufl.)  Berliu  1893. 

b)  In  Zeitschriften.  Sammelwer- 
ken etc.  und  zwar:  \)  In  der  Zeit  sehr.  f. 
Staats  w. :  Die  Anwendbarkeit  der  verschie- 
denen l'nternehnmngsformen.    (25.  Bd.  1869). 

—  Die  österreichischen  Aktiengesellschaften  in 
ihrer  Verteilung  über  die  verschiedenen  Lnter- 
iiehmuugsgebietc.  (25.  Bd.  1869).  —  Ueber  den 
Gebrauchswert  und  die  Wirtschaft  nach  den 
Begriffsbestimmungen  Hermanns.  (26.  Bd.  1870). 

—  Leber  den  Begriff  der  Person  nach  Gesichts- 
punkten der  Gesellschaftslehre.   (31.  Bd.  1875,. 
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—  Der  kollektive  Kampf  uro*  Dasein.  Zntn 
Darwinismus  vom  Staudpunkte  der  Gesellschafts- 
lehre. 2  Artikel.  (32.  IM.  18*6.)  Dasselbe.  3. 
Art  i35.  Bd.  1879.)  —  Zur  Lehre  von  den  so- 
zialen Stüteorganen  und  ihren  Funktionen.  (34. 
Bd.  1878.)  —  Zum  gegenwärtigen  Staud  des 
Streites  Uber  die  Forstreinertragslehre.  —  (35. 
Bd.  1879.)  Ergebnisse  der  deutschen  Talmk- 
stenerenriucte.  2  Art.  (35.  Bd.  1879.)  —  Zur 
Kausalität  und  Teleologie  in  der  Sozialwiswen- 
schaft.  (36.  Bd.  188U.)  —  Zur  Theorie  der 
Deckung  des  Staatsbedarfs.  2-  Artikel.  (39. 
Hd.  1883.)  —  Die  (.amerikanische  Konkurrenz" 
im  Lichte  des  jüngsten  l'ensus  der  Vereinigten 
Staaten.  2  Art.  741.  Bd.  1885.)  Dasselhe.  3. 
Art.  (42.  Bd.  188»».  •  —  Knlonialpoiitisrhe  Studien. 

1.  Art  (42.  Bd.  188(5  ,  Dasselbe.  2.  und  3.  Art. 
'43.  Bd.  1887.1  Dasselbe.  4.  Art.  (44.  Bd. 
1888).  Der  nächste  Krieg  in  Zahlen.  (43. 
Bd.  1887.)  —  Der  Mangel  an  Individualisierung 
in  der  Alters-  und  Invalidenversicherung.  (41. 
Bd.  1888.)  —  Trennung  von  Staat  und  Volks- 
wirtschaft ans  Anlas»  des  jüngsten  Aibcits- 
masseuausstawle»  im  Kohlenbergbau.  '45.  Bd. 
1889.1  —  Zur  Theorie  und  Politik  des  Arbeiter- 
schntzes.    1.  Art     (4(>.  Bd.  189!).»  Dasselbe 

2.  Art,  (47.  Bd.  1891.:  -  'Zur  rcebts|diib 
sehen  Theorie  des  Aiisnahmcrechts.  (4 
1891.)  —  Zur  wissenschaftlichen  Orientierung  über 
die  neueste  Handels]H»litik.  Mit  besonderer 
Kücksicht  auf  de-  Pflichten  des  Grundeigeii- 
tnms  in  den  Sebutzzollfragen.  2  Art.  i48  Btl. 
1892.,  Dasselbe.  3.  (letzter)  Artikel.  (49.  Bd. 
1893.)  -  Die  Entstehung  uud  der  Thatbestand 
des  geltenden  Handelssystems.    |48.  Bd.  1892.1 

—  l'seudo-  und  lltiakollektivismus.  (49.  Bd. 
1893.)  -  Zur  Errichtung  der  Handwerks-  und 
der  Laiidwirtschaftskaininern.  i.50.  Bd.  1894.) 
- —  Volksvertretungsprobleuie  aus  Anlass  der 
österreichischen  Wahlreform.  TöU.  Bd.  1S1M.)  — 
Das  Problem  der  Wirt*  haftskammern,  I.,  II.  u. 
III.  Art.  (51.  Bd.  1895.;  —  Die  kloingewerb- 
liche  Körperschaftsbildung.  >53.  Bd.  1897.) 
lieber  den  wissenschaftlichen  Begriff  der  Po- 
litik. (53.  Bd.  1897.)  —  Zum  Kartellwesen  und 
zur  Kartellpolitik.  1.  u.  II.  Art.    (54.  Bd.  1S98.I 

—  Der  Staat  und  sein  Boden.  I.  Art.  Urund- 
legung.  i,55.  Bd.  1899.)  —  Die  Friedenskonfe- 
renz im  Haag.  Beitrag  zu  einer  sozialwissen- 
schaftliclien  Theoriedes  Krieges.  (55.  Bd.  1899  i  — 
2.  In  diesem  Hand  w  ö  r  t  e  r  b  u  c  h  der  Staats- 
wissen  sc  haften  I  And.:  Artikel  „Alters-  und 
luvalidität.sversiehciung-.  1.  Bd.,  S.  2i>4ff.  und 
Artikel  „  Arbeiterversichermig-  S.  499 ff.  -  3.  Tu 
der  t'ottaschen  Deutschen  Viertel- 
jahr *  c  h  r  i  f  t  1S58— 1883  verschiedene  Abhand- 
lungen wissenschaftlichen  und  politischen  In- 
halt*: desgleichen  durch  Jahrzehnte  in  der  Augs- 
luuger  Allgemeinen  Zeitung  il'ottai.  4.  Ver- 
schiedene Artikel  im  St. W.B.  von  Blunt- 
schli  und  Brat  er,  l.Autl.  5.  In  der  Zeitschrift 
für  Litteratur  und  Geschichte  iler  Staatswisseu- 
schaften.    Hrsg.  von  H.  Frankenstein,  Bd.  II 

1893  941  Heft  1:  Grundbegriffe  und  Grundlagen 
der  Volkswirtschaft.  —  <»  In  Hevne  sociale  et 
politique,  publice  par  A.  Convrcnr.  III«'  annec. 
1893,  Nr.  4 :  Le  collectivisme. 

SchÄffle.  schon  seit  seiner  Tübinger  Lehr- 
tätigkeit an  der  Redaktion  der  „Zeitschrift  für 
die  gesamte  Staalswisscuschaff  beteiligt,  hat 
in  diesem   Organ  ausser  den  oben  genannten 


grösseren  Aufsätzen  noch  zahlreiche  kleinere 
Artikel,  Litteraturbesprechungen  etc.  veröffent- 
licht und  giebt  seit  1892  diese  Zeitschrift  allein 


heraus. 


ltetl. 


Schankgewerbe. 

1.  Einleitung.  2.  Entwickelnng  der  Gesetz- 
gebung in  Deutschland.  3.  Begriff  des  Seh.  nach 
der  deutschen  Gewerbeordnung.  4.  Voraus- 
setzungen der  Konzessioniemng  des  Sch.  5.  Wir- 
kungen der  Konzession.  0.  Erlöschen  der  Kon- 
zession. 7.  Sonstige  Beschränkungen  des  Sch.  8. 
Oesterreich.  9.  Frankreich.  10.  England  11. 
Andere  Länder. 

1.  Einleitung.  Das  SchankgewerLe  wird 
nur  sehr  selten  als  ein  freies  Gewerbe  he- 
trieben :  mich  den  weitaus  meisten  Gesetz- 
gebungen ist  es  weitgehenden  Beschränkungen 
unterworfen.  Dieser  Zustund  erklärt  sieh 
daraus,  dass  das  Schankgoworhe  in  höhciviu 
Masse  als  die  meisten  anderen  Gewerbe- 
betriebe Gefällten  in  sich  birgt.  Kine  über- 
mässig grosse  Zahl  von  Schankstätten  kann, 
indem  sie  die  Gelegenheit  und  den  Anreiz 
zum  Trinken  befördert,  leicht  Veranlassung 
zur  Völlerei  gelten.  Schon  ans  diesem  Grunde 
ist  eine  Beschränkung  in  der  Zahl  der  Wirt- 
schaften wünschenswert.  Aber  auch  die 
Persönlichkeit  der  Wirte  bedarf  einer  ge- 
nauen Prüfung.  Es  bestellt  nicht  nur  die 
Möglichkeit,  dass  der  Wirt,  indem  er  seine 
Gäste  zum  Trinken  veranlasst,  selbst  der 
Völlerei  Vorschub  leistet ;  der  Betrieb  der 
Wirtschaft  kann  auch  zu  anderen  Zwecken 
missbraueht  werden.  Die  Wirtshäuser  können 
Sehlupf winkel  des  verbotenen  Spiels  <  Klei- 
der l'nsittlichkeit  sein,  sie  können  als  Ver- 
sammlungsorte von  Verbrechern  benutzt 
werden  oder  dazu  dienen,  letzteren  die 
Früchte  der  ln'gangencn  That  zu  sichern. 
Aus  diesen  Gründen  ist  ni<  ht  nur  die  Er- 
richtung von  Wirtschaften  von  einet  be- 
sonderen Genehmigung  abhängig  gemacht 
worden,  sondern  dieselben  unterliegen  auch 
einer  stetigen   polizeilichen  I'eberwaehung. 

2.  Entwickelnng  der  Gesetzgebung 
in  Deutschland.  In  der  Zeit  vor  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  war  die  Be- 
fugnis zum  Betriebe  der  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft zum  grossen  Teile  eine  Koal- 
g  c  r  e  c  h  t  i  g  k  e  i  t.  Sie  ruhte  auf  bestimmten 
Häusern  und  konnte  nur  von  dem  jeweiligen 
Eigentümer  derselben  ausgeübt  werden. 
Wollte  jemand,  der  ein  solches  Healgewerbe- 
recht  nicht  liesass.  Wirtschaft  betreiben,  so 
bedurfte  et  einer  polizeilichen  Er- 
laubnis, l'nter  diesen  Umständen  blieb 
die  Zahl  der  Schankstätten  eine  beschränkte. 

Als  im  Anfang  des  gegenwärtigen  .Jahr- 
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hunderte  zunächst  in  Preusscn  die  Einfüh-  I 
rung  der  (bewerbet reiheit  stattfand, 
wurde    für    das    S  c  h  a  n  k  g  o  \v  erbe  die 
Konzessionspf licht  beibehalten.  Nach 
dem  Gesetze  über  die  [wlizcilicheu  Verhält-  ] 
nisse  der  Gewerbe  vom  7.  September  1811 
sollte  Gast-  und  Schankwirten  der  für  jedes 
Jahr  zu  lösende  Gewerbesteuerschein  ledig- 
lich dann  erteilt  werden  dürfen,  wenn  sie 
ein  nicht  über  vier  Wochen  altes  Zeugnis 
der  örtlichen  Polizeibehörde  beibrächten,  dass 
ihnen  die  Anstellung  oder  Fortsetzung  des 
Gewerbes  für  das  nächste  Jahr  gestattet  sei 
1:51— i:B).  Ausserdem  war  bestimmt,  dass 
neue  Schaukstätten  auf  dorn  Lande  nur  mit 
besonderer  Genehmigung  der  Kreispoüzei- 
behörde  angelegt  werden  dürften  (§  5.»).  Für 
Städte  bestand  dagegen  eine  solche  Be- 
schrflnkung  nicht.   Eine  Kabinettsordre  vom 
7.  Februar  18.T>  nahm  eine  gleich mässige 
"rdnung  des  (Gegenstandes  für  den  ganzen 
damaligen  Bereieh  des  Staates  vor.    Sie  be- 
stimmte, dass  zum  Betriebe  der  Gast-  und 
Schau kwirtschaft  sowie  zum  Verkauf 
von  zubereiteten  Speisen  oder  von 
Getränken    zum    Genuss    auf  der 
Stelle  ein  polizeilicher  Erlaubnisschein  er- 
forderlieh sei.    Diese  Bestimmung  galt  so- 
wohl für  die  Städte  als  für  das  Und.  Da- 
gegen wurde  für  den  Kleinhandel  mit 
G  e  t  r  ä  n  k  e  n  eine  gleichartige  Erlaubnis  nur 
auf  dem  Lande  gefordert,  in  den  Städten 
war  derselbe  völlig  freigegeben.    Der  Er- ' 
laubnisschein  sollte  auf  eine  bestimmte  Person  ! 
und  auf  ein  l>estininites  1/okaJ  lauten  und  j 
für  je  ein  Kalenderjahr  ausgestellt  werden. ' 
Die  Erlaubnis  musste  versagt  werden,  wenn  j 
1.  entweder  die  Persönlichkeit,  die  Führung  1 
und  die  Vermögensverhältnisse  des  Nach- ; 
suchenden  nach  dem  l'rteil  der  Ortspolizei- 
behörde nicht  die  Bürgschaft  eines  ordnungs-  ; 
massigen  Geworbetriebes  gewährten,  oder  2. 
das  zum  Betriebe  des  Gewerbes  bestimmte 
i»kal  seiuer  Beschaffenheit  und  I^age  nach 
dazu  nicht  geeignet  erschien.  Ausserdem 
wurde  die  Erteilung  der   Erlaubnis  zum 
K  1  e  i  n  h  a  n  d  e  1  mit  Getränken  auf  dem 
Lande  oder  zum  Betrieb  von  Schank- 
wirtschaften   ohne   Beherbergung  von 
Fremden  davon  abhängig  gemacht,  dass  sich 
die  Behörde  von  dem  Bedürfnis  und  der 
X  ü  t  z  1  i  c  h  k  e  i  t  der  Aidagc  überzeugte.  Da- 
gegen war  der  Kleinhandel  mit  Ge- 
tränken i  n  d on  St ä d  t e n  auch  in  dieser 
Beziehung  völlig  freigegeben,  und  ebenso 
bedurfte  es  für  die  Errichtung  von  Gast- 
wirtschaften keinerlei  Prüfung  der  Be- 
dürfnisflage.   Die  Folge  davon  war,  dass 
einerseits  die  Trinker,  welche  in  den  Wirts- 
häusern ihre  volle  Befriedigung  nicht  fanden, 
sich  den  Kaufläden  zuwendeten  und  dass 
andererseits  unter  dem  Scheine  von  Gast- 
wirtschaften vielfach  Sehankstätten  errichtet 


wurden.  Eine  Kabinettsordre  vom  21.  Juni 
1844  suchte  diese  Uebelstäude  zu  beseitigen; 
sie  dehnte  die  hinsichtlich  des  Klein- 
handels mit  Getränken  für  das  Land 
bestehenden  Vorschriften  auf  die  Städte 
ans  und  bestimmte,  dass  in  allen  zur  vierten 
Gewerbesteuerabteilung  gehörigen,  also  in 
allen  kleineren  Ortschaften  die  Bedürf- 
nisfrage  auch  bei  der  Errichtung  von 
Gastwirtschaften  aufgeworfen  werden 
dürfe.  Diese  Bestimmungen  wurden  durch 
die  G.G.  v.  17.  Januar  1845  §  ">.">  aufrecht  er- 
halten. 

Wie  in  Preussen,  so  unterlag  auch  in 
den  meisten  anderen  Staaten  das  Sehank- 
gewertie  einer  Konzessionspflicht  Die  Ent- 
würfe zu  einer  Gewerbeordnung  für 
den  norddeutschen  Bund  aus  den 
Jahren  1868  und  1869  nahmeu  daher  für 
dasselbe  eltenfalls  die  Notwendigkeit  einer 
Konzessionierung  in  Aussicht.  Sie 
knüpften  dabei  im  wesentlichen  an  die 
preussische  Gesetzgebung  an.  Eine  polizei- 
liche Erlaubnis  sollte  erforderlich  sein  für 
den  Betrieb  der  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft oder  den  Kleinhandel  mit 
Branntwein  und  Spiritus.  Befreit 
von  der  Konzessionspflicht  wurden  also  der 
Betrieb  blosser  Speisewirtschaften  sowie  der 
Kleinhandel  mit  anderen  Getränken.  Die 
Erlaubnis  sollte  versagt  werden  müssen: 
1.  wenn  der  Nachsuchende  nicht  seine  Zu- 
verlässigkeit in  Bezug  auf  den  beabsichtigten 
Gewerbebetrieb  nachwies,  2.  wenn  das  zum 
Betriebe  des  Gewerlies  bestimmte  lx>kal 
wegen  seiner  Beschaffenheit  oder  Lage  den 
polizeilichen  Anforderungen  nicht  genügte. 
:i  wenn  ein  Bedürfnis  zu  einer  solchen  An- 
lage nicht  vorhanden  war.  Von  letzterer 
Bedingung  sollte  jedoch  iu  Orten  von  mehr 
als  l'KMXi  Einwohnern  abgesehen  werden.  In 
der  Vorlage  von  1S68  war  ausserdem  noch 
bestimmt,  dass  die  näheren  Bestimmungen 
über  die  Daner  und  die  Entziehung  dieser 
Konzession  den  Ijandesgesetzen  vorbehalten 
blieben.  letztere  Vorschrift  wurde  aber  in 
dem  Entwürfe  von  1869  fallen  gelassen  und 
damit  die  Möglichkeit,  die  Konzession,  wie 
bisher  in  Preussen,  auf  eine  gewisse  Zeit- 
dauer zu  beschränken,  ausgeschlossen.  Ob- 
wohl der  Entwurf  gegenüber  vielen  Ijandes- 
gesetzgebungen,  welche  die  Erteilung  oder 
Versagung  der  Konzession  in  das  freie  Er- 
messen der  Polizeibehörden  stellten,  eine 
wesentliche  Einschränkung  enthielt,  so  ge- 
nügte er  in  dieser  Hinsicht  doch  nicht  den 
Ansprüchen  des  Reichstages.  Durch  die 
Beschlüsse  desselben  wurden  die  Gründe 
der  Konzessionsverweigerung  in  persönlicher 
Beziehung  dahin  fixiert,  dass  die  Erlaubnis 
nur  versagt  werden  durfte,  wenn  gegen  den 
Nachsuchenden  Tliatsaehen  vorlägen,  welche 
die  Annahme  rechtfertigten,  dass  er  das 
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Gewerbe  zur  Förderung  clor  Völlerei,  des 
verlK>1euei)  Spiels,  der  Hehlerei  oder  der 
Unsittliehkeit  missbrnuchon  werde.  Auch 
die  Vorschriften  über  die  Bodürfnisfrago 
erfuhren  eine  wesentliche  Abschwächimg. 
Die  Bedttrfnisfrage  sollte  nur  beim  Brannt- 
weinaussehank  sowie  beim  Kleinhandel  mit 
Branntwein  und  Spiritus  aufgeworfen  werden 
dürfen.  Die  Prüfung  des  Bedürfnisses  durfte 
aber  nur  auf  Grund  einer  besonderen  An- 
ordnung der  Landesregierung  stattfinden, 
und  diese  war  zu  einer  solchen  lediglich 
dann  befugt,  wenn  Landesgesetze  nicht  ent- 
gegen standen. 

So  war  in  der  G.O.  v.  21.  Juni  1809  die 
Konzessinnspflicht  des  Schankge wertes  zwar 
anerkannt,  aber  die  auf  dasselbe  bezüglichen 
Vorschriften  waren  doch  wesentlich  laxere 
geworden.  Sie  erwiesen  sich  denn  auch  auf 
die  Daner  als    nicht    ausreichend.  Eine 
ausserordentliche  Vermehrung  der  Sehank- 
stätten  war  die  Folge  derselben.    Da  die 
Bedürfnisfrage   nur  beim   Ausschank  von 
Branntwein  aufgeworfen  werden  durfte,  so 
konnten  Wirtschaften  mit  Wein-  und  Bier- 
ausschank in  l>eliebiger  Zahl  errichtet  werden. 
Aber  auch  der  Branntweinausschank  wurde 
vielfach  unter  dem  Deckmantel  der  Gast- 
wirtschaft betrieben.    Es  stellte  sich  daher 
die  Notwendigkeit  heraus,  die  ßed  ürf  nis- 
frage  anderweit  zu  ordnen.   Dies  hatte  sich 
schon   eine  Regierungsvorlage  vom  Jahre 
1878  zur  Aufgabe  gestellt.    Sie  legte  den 
Landesregierungen  die  Befugnis  bei,  die  Er- 
laubnis zum  Ausschänken  von  Branntwein 
oder  zum  Kleinhandel  mit  Branntweiu  oder 
Spiritus  allgemein,  auch  ohne  Rücksicht  auf 
entgegenstehende  Ijandesgesetze,  vom  Nach- 
weise eines  vorhandenen  Bedürfnisses  ab- 
hangig zu  machen.  Dieselbe  Befugnis  sollte 
in  Bezug  auf  die  Gastwirtschaft  sowie  das 
Ausschänken  von  Wein,  Bier  oder  anderen 
geistigen   Getränken   für   Ortschaften  mit 
weniger  als  15000  Einwohnern  unbedingt, 
für  grössere   Ortschaften    dann  bestehen, 
w  enn  dies  durch  Ortsstatul  festgesetzt  würde. 
Da  die  Vorlagt»  in  der  Session  von  1878 
nicht  zur  Durchheratuug  gelangte,  so  würfle 
sie  im  Jahre  1879  von  neuem  eingebracht 
und  seitens   des   Reichstages  unverändert 
angenommen,  der  nur  die  Bestimmung  hin- 
zufügte, dass  vor  Erteilung  der  Erlaubnis 
die  Ortspulizei-  und  die  GomeindeMiörde 
gutachtlich  zu  hören  seien.    Auf  diesen  Be- 
scldüssen  beruhen  die  Vorschriften  des  G. 
v.  23.  Juli  1879.    Die  Bestimmungen  sind 
noch  gegenwärtig  in  Geltung.    Doch  haben 
späten-    Reichsgesetz»'  (G.  v.  1.  Juni  1S91. 
v.  (5.  August  ls'KJ  und   das  Einführungs- 
gesetz  zum    Handelsgesotzbuch  v.  10.  .Mai 
1897  Art.  9)  einige  weitere  auf  die  Schank- 
geworbe  sich  beziehende  Vorschriften  hin- 1 
zugefügt.    Der  hiernach  abgeänderte  Text; 


:  der  Gewerbeordnung  ist  in  die  neue  Re- 
i  daktion  der  G.O.  v.  20.  Juli  19ih)  aufgenommen 
•  worden. 

8.  Begriff  des  Seh.  nach  der  deutschen 
Gewerbeordnung.  Die  deutsche  Gewerbe- 
1  Ordnung  unterwirft  der  Konzessionspflieht 
den  Betrieb  der  Gastwirtschaft  und  Schank- 
wirtschaft sowie  den  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein und  Spiritus.  I 'nter  G ast  Wirtschaft 
wird  das  gewerbsmässige  Beherbergen  von 
i  Fremden  verstanden.    Eine  Gastwirtschaft 
liegt  daher  dann  vor.  wenn  jemand  ein  Haus 
|  mit  möblierten  Zimmern  in  der  Weise  unter- 
j  hält,  dass  Personen  dort  jederzeit  einkehren 
können.    Dagegen  fällt  das  gewerbsmässige 
Vermieten  von  Zimmern  nicht  unter  den 
Begriff  der  Gastwirtschaft.    In  der  Regel 
wird  mit  der  Gastwirtschaft  auch  der  Aus- 
schank von  Getränken  aller  Art  verbunden 
sein :  begrifflich  notwendig  ist  dies  aber 
nicht.    Es  lassen  sich  auch  Gastwirtschaften 
denken,  in  denen  den  Gästen  keine  Getränke 
oder  wenigstens  keine  geistigen  Getränke 
verabreicht  werden.  S  c  h  a  n  k  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t 
ist  der  gewerbsmässige  Verkauf  von  Ge- 
tränken behufs  der  Verzohrung  an  Ort  und 
Stelle.    Welcher  Art  die  Getränke  sind,  ist 
gleichgiltig.    Es  brauchen  namentlich  nicht 
notwendig  geistige  Getränke  zu  sein:  auch 
ein  Kaffee-  oder  Theeschauk  oder  ein  Aus- 
schank von  Mineralwasser  l>edarf  der  Kon- 
zession (M.  Seydel  in  den  Aunalen  18s;>, 
S.  ">1  ff.,  Entscheidungen  des  preuss.  01*er- 
verwaltungsgerichtcs.  Bd.  II.  S.  333  ff.).  Der 
bayerische  Vcrwaltungsgerichtshof.  der  früher 
einer  anderen  Ansicht  folgte  (Entscheidungen 
Bd.  V,  S.  347  ff.) ,  hat  sich  neuerdings  der 
hier  vertretenen  Auffassung  angeschlossen. 
(Entscheidungen  Bd.  IN,  S".  230 ff.)  Nicht 
konzessionspflichtig  ist  dagegen  der  Betrieb 
von  blossen  Speisewirtsehafton,  und  zwar 
auch  dann  nicht,  wenn  die  Gäste  sich  für  ihre 
eigene    Rechnung    Getränke  anderswoher 
holen  lassen,    llnter  Kleinhandel  ver- 
steht das  Gesetz  den  Verkauf  in  kleinen 
Quantitäten  an  Personen,  welche  das  Ver- 
kaufte mit  sich  fortnehmen  (Verkauf  ül>er 
die  Strasse).    Der  Bogriff  des  Kleinhandels, 
namentlich  die  Grenze  desselben  gegenüber 
tiein  Grosshandel,  ist  reichsgosetzlich  nicht 
festgestellt.    Zum  Teil  haben  die  Ausfüh- 
rungsverordnungen   der  einzelnen  Länder 
hier  eingegriffen  und  bestimmt,  der  Verkauf 
welcher  Quantitäten  als  Kleinhandel  anzu- 
sehen ist.     Diese  Vorschriften  differieren 
aber  ausserordentlich,  so  dass  die  obere 
Grenze  des  Kleinhandels  zwischen  1  Liter 
und  Quantitäten  von  weniger  als  1  i  Anker 
schwankt.    Wo  eine  derartige  Bestimmung 
nicht  besteht,  ist  die  Frage,  ob  im  einzelnen 
Falle  Kleinhandel  vorliegt,  nach  dein  Er- 
messen der  zuständigen  Behörde   zu  ent- 
scheiden.   Der  Kleinhandel  unterliegt  der 
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Konzessionspflicht  nur  dann,  wenn  Spiritus 
oder  Branntwein,  nicht  wenn  andere 
geistige  Getränke,  etwa  Wein  oder  liier, 
den  Gegenstand  desselben  bilden.  Spiritus 
ij*t  reiner  oder  annähernd  roiner  Alkohol. 
Auf  den  Kleinhandel  mit  denaturiertem 
Spiritus  finden  dagegen  die  Vorschriften 
des  §  -Vi  der  G.O.  Keine  Anwendung  (K.G. 
flher  die  Branntweinsteuer  v.  17.  Juni  lN!).r> 
s,  i:$e  und  Beschluss  des  Bund«>srats  v. 
27.  Februar  lS'Mi).  Branntwein  ist  ein 
Getränk  aus  Alkohol  und  Wasser,  welches 
durch  Destillation  aus  gegorenen  Flüssig- 
keiten gewonnen  wird.  Unter  den  Begriff 
des  Branntweins  fallen  aueh  diejenigen  Ge- 
tränke, welche  überwiegend  aus  Branntwein 
Itestehen.  wie  Grog,  Punsch,  Liköre  etc. 

Diti  erwähnten  Thätigkeiten  erfordern 
eine  Konzession  alter  nur  dann,  wenn  sie 
gewerbsmässig  betrieben  werden.  Doch 
finden  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der 
G.O.  §  33  Abs.  '>  die  Vorsehriften  über  das 
Krfordernis  und  die  Voraussetzungen  der 
Konzessionierung  auch  auf  Vereine  An- 
wendung, welche  den  gemeinschaftlichen 
Einkauf  von  Leltens-  und  Wirtsehaftshodflrf- 
nisseu  im  grossen  und  deren  Absatz  im 
kleinen  zum  ausschliesslichen  oder  haupt- 
sächlichen Zweck  halten,  selbst  dann,  wenn 
der  Betrieb  auf  den  Kreis  der  Mitglieder 
liesehränkt  ist  (Konsumvereine,  Krwerbs- 
und  Wirtschaftsgenossensehaften).  Durch 
Verordnung  der  I.andesrogiorungon  können 
auch  andere  Vereine,  die  ihren  lietrieb  auf 
den  Kreis  der  Mitglieder  beschränken.  diesen 
Vorsehriften  der  Gewerl»eonlnuiig  unter- 
worfen werden,  doch  darf  für  sie  nur  «Ihr 
Erlaubnis  zum  Ausschänken  von  Branntwein 
oder  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder 
Spiritus,  nicht  alter  die  zum  Bei  rieh  der 
Gastwirtschaft  oder  zum  Ausschänken  von 
Wein,  Bier  oder  anderen  geistigen  Getränken 
iah»  Branntwein  oder  Spiritus)  von  dem 
Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses 
abhängig  gemacht  werden  (S  33  Abs.  <>). 
Hiernach  ist  in  mehreren  Staaten,  insbesondere 
in  Preussen  (Erlaus  des  Ministers  des  Innern 
v.  27.  Dezember  18!Kik  für  alle  Vereine,  so- 
fern sie  Gast-  oder  Schankwirtschaft  wenn 
auch  nur  für  ihre  Mitglieder  und  nicht  ge- 
werbsmässig betreiben,  die  Konzessionspflioht 
eingeführt  worden. 

Der  Ausschank  und  Verkauf  geistiger 
Getränke  im  Umherziehen,  d.  h.  ohne 
eine  Betriebsstätte  au  dem  betreffenden  Orte, 
ist  verltoten:  er  kann  nur  ausnahmsweise  im 
Falle  besonderen  Bedürfnisses  von  der  Orts- 
polizoihehördo  vorfil torgehend  gestattet  wer- 
den (G.O.  $  :■<>). 

4.  Voraussetzungen  der  Kouzessio- 
nierung  des  Sch.  Die  Konzessioniening 
der  vorher    näher    bestimmten  Gowerbs- 


thätigkeiteu  ist  durch  drei  Voraussetzungen 
bedingt. 

a)  Die  persönliche  Qualifikation 
des  zu  Konzessionierenden.  Eine 
Versagung  der  Konzession  tritt  dann  ein, 
wenn  gegen  den  Nachsuchenden  Thatsaehen 
vorliegen,  welche  <lio  Anuahme  ivehtfertigen. 
dass  er  das  Gewerbe  zur  Förderung  der 
Völlerei,  des  verlKttenen  Spieles,  der  Heh- 
lerei oder  der  Unsittlichkeit  misshraueheu 
werde.  Die  Annahme  des  M issbrauehos 
darf  daher  nicht  bloss  auf  einer  subjektiven 
Anschauung  der  Behörde  bendien,  sondern 
inuss  eine  objektive  Grundlage  haben.  Als 
solche  werden  namentlich  Strafgericht  liehe 
Verurteilungen  in  Betracht  kommen.  Doch 
sind  dies«?  durchaus  nicht  ausschliesslich 
massgeU'iid.  IVbeihaupt  ist  es  zur  Ver- 
weigerung der  Konzession  nicht  notwendig, 
dass  tler  Nachsuchende  sich  Itoroits  eine 
Fönleiiing  der  angegebenen  Zwecke  tiat  zu 
Schulden  kommen  lassen.  Ebensowenig 
schliesst  ein  einzelnes  Vergehen  der  be- 
treffenden Art  die  Konzcssionierung  unbe- 
dingt aus.  Es  niuss  vielmehr  nach  Maß- 
gabe des  ganzen  Vorlebens  des  Nachsuchen- 
den beurteilt  werden,  oh  er  die  erforderlichen 
Bürgschaften  für  sein  künftiges  Verhalten 
gewährt. 

b)  Ein  geeignetes  Lokal.  Die  Kon- 
zession ist  zu  versagen,  wenn  das  zum  Be- 
triebe «los  Gewerbes  bestimmte  Lokal  den 
polizeilichen  Anforderungen  nicht  genügt. 
Die  Ausübung  der  Schankwirtschaft  erfordert 
demnach  eine  bestimmte  Ocrtiieltkoit,  alter 
nicht  notwendig  einen  geschlossenen  Kaum : 
sie  kaun  auch  an  einem  Platze  im  Freien 
ausgeübt  werden.  Die  i>olizoilioh«>n  An- 
forderungen an  «las  Lokal  sind  im  G«>setze 
nicht  näher  bestimmt,  in  B«v.ug  auf  «lie- 
selben  entscheidet  als«»  «las  Ermessen  der 
Behörd«?. 

c)  Das  Vorhandensein  eines  Be- 
il ü  r  f  n  i  s  s  e  s.  l\«l»er  die  Bedürfnisfrage 
hat  das  Heichsgesotz  unmittelbar  nichts  Ito- 
stimmt.  sondern  nur  tlen  Ijandesregicrungon 
das  He«,ht  eingeräumt,  die  Aufwerfung  «ler- 
selben  anzuorilnen.  Die  Regierungen  sind 
befugt  zu  bestimmen,  dass  «lie  Erteilung  der 
Konzession  von  dem  Nachweis  «'"mos  vor- 
handenen Bedürfnisses  abhängig  sein  soll 
und  zwar:  1.  für  den  Ausschank  von  Brannt- 
wein und  für  «len  Kleinhainhd  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus  ganz  allgemein,  2.  fin- 
den Betrieb  der  Gastwirtscliaft  und  den 
Ausschank  von  Wein,  Bier  oder  anderen 
geistigen  Getränken  in  Ortschaften  mit 
weniger  als  lälHMI  Einwohnern  ohne  weiteres, 
in  Ortschaften  mit  einer  grösseren  Ein- 
wohnerzahl dann,  wenn  dies  <lur«h  Orts- 
statut festgesetzt  wird.  Für  «len  Ausschank 
von  nicht  geistigen  Getränken,  d.  h.  solchen, 
welche  nicht  alkoholhaltig  sind,  kanu  also 
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<lie  Bedfirfnisfrage  nicht  aufgeworfen  worden. 
Für  die  Berechnung  der  Einwohnerzahl 
einer  Ortschaft  sind  die  Ergebnisse  der 
letzten  amtlichen  Volkszählung  massgebend. 
Friter  Ortschaft  sind  sowohl  die  einzelnen 
Gemeinden  als  die  ausserhalb  der  Gemeinden 
liegenden  Wohnstätten  zu  vorstehen.  Die 
Regierungen  haben  von  der  ihnen  einge- 
räumten Befugnis  einen  sehr  umfassenden 
Gebrauch  gemacht,  so  dass  fast  in  allen 
deutschen  Staaten  Ihm  der  Bewilligung  von 
Schankkonzessionen  die  Bedfirfnisfrage  zu 
prüfen  ist.  (Vgl.  z.  B.  preuss.  V.  v.  14.  Sep- 
tember 1879,  liaver.  v.  29.  März  1N92,  sächs. 
v.  31..luli  1*79,  wflrttemb.  v.  9.  November  1883 
Uid.  v.  23.  Dezember  1883.  sachs.-wcim.  v. 
22.  August  1879.  saehs-goth.  v.  IB.  August 
1879,  mecklenb.-strelitz.  v.  24.  September  1879, 
braunschw.  Ges.  v.  21.  Juni  1871  u.  4.  Dc- 
zeml)er  1891,  waldeck.  v.  23.  September  1879. 
hamb.  v.  23.  Oktober  1879,  Els.-I/»thr.  v.  24. 
Dezember  1NSS,  Hessen  v.  Iii.  November 
1886.)  Bei  dieser  Prüfung  sind  als  wesent- 
liche Momente  in  Betracht  zu  ziehen  die 
Zahl  der  Einwohner,  die  {»ersönlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  der  Einwohnerschaft, 
z.  B.  ob  viele  Personen  ohne  eigeneu  Haus- 
stand, ob  sozial  sehr  verschiedene  Klassen 
da  sind,  die  Ijngc  und  Ausdehnung  des 
Ortes,  der  Fremdenverkehr.  Unter  Berück- 
sichtigung dieser  Momente  entscheidet,  über 
die  Bedürfnisfrage  das  Ermessen  der  Be- 
hörde. 

Wenn  die  Voraussetzungen  für  Erteilung 
der  Konzession  vorliegen,  so  muss  dieselbe 
erteilt  werden;  liegen  sie  nicht  vor,  so 
muss  sie  verweigert  werden.  Vor  Er- 
teilung der  Konzession  ist  die  Ortspolizei- 
und  die  Gemeindebehörde  gutachtlich  zu 
hören;  eine  Ablehnung  des  Konzessionsge- 
suches kann  dagegen  auch  ohne  Anhörung 
dieser  Behörden  erfolgen. 

Ob  ein«;  Konzession  zur  Gastwirtschaft. 
Schau k Wirtschaft  oder  zum  Kleinhandel  mit 
Branntwein  und  Spiritus  auch  an  juristi- 
sche Personen,  insbesondere  an  Aktien- 
gesellschaften erteilt  worden  kann,  ist 
sehr  bestritten.  Sie  wird  verneint  von  Lexis 
(in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen 
Verwaltungsrechts,  Bd.  I,  S.  797.  II.  S.  101), 
Laiulma n n  (Kern inentar  zur  Gewerbeord- 
nung. 3.  Aufl.  Bd.  1,  S.  49.  S.  2s9),  dem 
prenssischen  Olierverwaltungsgericht  (Ent- 
scheidungen, Bd.  IX ,  S.  28o'  ff.)  und  dem 
Uiverischen  Verwaltungsgerichtshof  (Ent- 
scheidungen, Bd.  II.  S.  514  ff.),  liejaht  von 
Seydol  (Annaion  1SS2,  S.  H20 ff.. bayerisches 
Staatsrecht.  Bd.V.  S.  ötil),  Rehm  (rechtliche 
Natur  der  Gewerbskonzessiou .  S.  45),  dem 
württombergifichouMinisteriunides  Innern(bei 
Reger.  Bd.  I.  S.  349 ff.)  und  dem  badischen 
Ministerium  des  Innern  (bei  Keger,  Bd.  VI, 
S.  105  ff.).  Sie  fällt  mit  der  früher  erörterten 


Frage  zusammen,  ob  juristische  Personen 
überhaupt  konzessionspflichtige  Gewerbe  be- 
treiben dürfen,  und  ist  dahin  zu  entscheiden, 
dass  dies  zulässig  ist,  wenn  die  Ausübung 
durch  einen  Vertreter  erfolgt,  welcher  die 
gesetzlieh  vorgeschriebenen  Eigenschaften 
besitzt.  (Vgl.  d.  Art.  Gewerbegesetz- 
ge bung  in  Deutschland  oben  Bd.  IV, 
S.  425.)  >). 

5.  Wirkungen  der  Konzession.  Die  Er- 
teilung der  Konzession  erfolgt  für  eine  be- 
stimmte  Person  und  ein  bestimmtes 
Lokal.  Nach  Erteilung  der  Konzession 
dürfen  daher  auch  keine  liegenderen  An- 
forderungen an  das  Ixtkal  mehr  gestellt 
werden,  sofern  dieselben  nicht  durch  andere 
'  als  gewerhepdizeiliche,  also  etwa  Um-  oder 

•  feuerpolizeiliche  Rücksichten  gefordert  wer- 
|den.   Eine  Erneuerung  der  Konzession  ist 

sowohl  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des 
|  Ge  werbt  reihenden  als  U«i  einem  Wechsel 
:  des  IiOkals  notwendig.  In  beiden  Fällen 
:  kann,  soweit  dies  landesrechtlich  überhaupt 
i  zulässig  ist,  auch  die  Bedürfnisfrage  von 
I  neuem  aufgeworfen  werden.    Ebenso  tritt 

•  bei  der  Konzessionierung  einer  anderen 
|  Person    auch    eine  erneute   Prüfung  ,  der 

Räume  ein. 

Die  Konzession  zur  Gastwirtschaft 
giebt  die  Befugnis  zur  Beberbergung  von 
Fremden  und  zum  Verkauf  von  Getränken 
aller  A rt.  die  Konzession  zur  S  c  h  a  n  k  w  i  r  t- 
schaft  die  Befugnis  zum  Verkauf  von  Ge- 
tränken aller  Art,  sowohl  zur  Verzehrung 
im  Lokal  als  zum  Verkauf  filier  «lie  Strasse, 
die  Konzession  zum  Kleinhandel  mit 
Branntwein  und  Spiritus  die  Befug- 
nis zum  Verkauf  der  gedachten  Flüssig- 
keiten über  die  Strasse.  Die  Konzession 
zur  Gastwirtschaft  umfasst  also  auch  die 
zur  Schankwirtschaft.  die  Konzession  zur 
Schankwirtschaft  auch  die  zum  Kleinhandel 
mit  Branntwein  und  Spiritus.  Die  Kon- 
zession kann  al*?r,  wenn  das  Gesuch  darauf 
gerichtet  ist,   auch    mit  beschränkten 

')  Der  Unterzeichnete  tfilt  diese  Ansicht 
nicht.  Die  Gewerbeordnung  verlangt  nicht  nur. 
dass  der  Vertreter  die  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Eigenschaften  besitzt  (g  45),  sondern 
dass  auch  der  Inhaber  der  Konzession  selbst  sie 
besitzt,  auch  wenn  er  den  Betrieh  dnreh  einen 
Vertreter  ausüben  Itfsst.     Die  Eigenschaften. 

•  die  nach  §  33  Abs.  2  Nr.  1  (oben  unter  a)  er- 
fordert werden,  sind  wiche,  die  nnr  eine  phy- 
sische, nicht  eine  juristische  Person  haben  kann. 
Ihr  kann  demnach  auch  eine  Konzession  zum 
Betrieb  einer  Gastwirtschaft  u.  s.  w.  nicht  er- 
teilt werden.  Kür  Korporationen,  Vereine  u.  s.  w . 

'  die  (iH9t-  oder  Scliaiikwirtsehaften  u.  s.  w.  be- 
i  treiben,  sei  es  allgemein  oder  nnr  in  Besehrän- 
j  kling  auf  den  Kreis  der  Mitglieder,  hat  ein 
I  Mitglied  oder  Geschäftsführer  für  seine  Person 
1  die  Konzession  uachzusneheu,  uud  nur  für  seine 
Person  ist  sie  zu  erteilen.  Loening. 
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Wirkungen  erteilt  werden,  so  z.  B.  kann  I 
eine  Gastwirtschaft  ohne  Befugnis  zum  Aus- 1 
sehank  von  Getränken  oder  wenigstens  vou 
geistigen  Getränken  genehmigt  oder  bei 
&hankwirtschaften  die  Befugnis  zum  Aus- 
schank auf  gewisse  Getränke,  z.  B.  Wein, 
Bier,  beschränkt  werden.  Unzulässig  ist  die 
Erteilung  der  Konzession  auf  eine  be- 
stimmte Zeit,  z.  B.  auf  ein  Jahr  (G.O. 
5j  40),  wie  dies  nach  der  früheren  preussischen 
Gesetzgebung  zidässig  war,  möglich  dagegen 
die  Konzessionierung  für  gewisse  vor- 
übergehende Ereignisse  (Feste,  Ma- 
növer u.  dergl.)  oder  f  ü  r  g e  w  i  s s  e  Z  e  i  t  e  n 
des  Jahres  (Sommerwirtschaften  etc.). 

6.  Erloschen  der  Konzession.  Die 
Konzession  erlischt  entweder  durch  den 
Ablauf  bestimmter  Fristen  oder  durch  Ent- 
ziehung. 

Ein  Erlöschen  durch  Fristenablauf 
findet  statt:  a)  wenn  vou  der  Behörde  eine 
bestimmte  Frist  gesetzt  ist.  binnen  deren  der 
Gewerbebetrieb  begonnen  werden  muss,  mit 
Ablauf  dieser  Frist,  ohne  dass  der  Beginn 
stattgefunden  liat,  b)  wenn  eine  solche  Frist 
nicht  gesetzt  ist.  durch  Ablauf  eines  Jahres 
nach  erfolgter  Genehmigung  ohne  Begiun 
des  Gewerbebetriebes,  c)  durch  Einstellung 
des  Gewerlebetriebes  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  drei  Jahren.  Die  Fristen  können 
jedoch  von  der  Behörde  verlängert  werden, 
sobald  erhebliche  Gründe  nicht  entgegen- 
stehen ((i.O.  §  49).  Die  Konzession  erlischt 
also  nicht  durch  Uoberlassung  des  Lokals 
an  einen  anderen  Gewcrbtreibenden.  Der 
Konzessionierte  kann  innerhalb  der  drei- 
jährigen oder  verlängerten  Frist  den  Be- 
trieb in  dem  bisherigen  I»kal  wieder  auf- 
nehmen, ohne  einer  neuen  Konzession  zu 
bedürfen. 

Kine  K  n  t  z  i  e  Ii  u  n  g  d  e  r  K  o  n  z  e  s  s  i  o  n 
ist  nur  zulässig:  l.  wegen  Unrichtigkeit  der 
Nachweise,  auf  Grund  deren  die  Erteilung 
stattgefunden  liat,  2.  wenn  aus  Handlungen 
-oder  Unterlassungen  des  Inhabers  der 
Mangel  derjenigen  Eigenschaften  klar  er- 
hellt, welche  bei  Erteilung  der  Konzession 
vorausgesetzt  werden  mussten,  3.  wenn  durch 
Handlungen  oder  Unterlassungen  des  In- ! 
habers  Veränderungen  des  Betriebslokales 
eingetreten  sind,  infolgedessen  dasselbe  den 
polizeilichen  Anforderungen  nicht  mehr  ent- 
spricht, 4.  wenn  dem  Inhaber  die  bürger- 
lichen Ehrenrechte  entzogen  werden,  für  die  i 
Dauer  des  Ehrverlustes.  (G.O.  $  53).  In1 
Elsass-Lothringon  kann  die  Schliessung  der 
Wirtschaften  auf  Grund  der  Bestimmungen 
des  französischen  Dekrets  v.  29.  Dezember 
1851  auch  deshalb,  weil  der  Wirt  die  auf 
.»ein  Gewerbe  bezüglichen  Gesetze  oder  Ver- 
ordnungen übertreten  hat.  oder  aus  Gründen 
der  öffentlichen  Sicherheit  erfolgen  (K.U. 
betr.  die  Einführung  der  Gewerbeordnung 


Handwörterbuch  der  StaaUwiaacnscbaften.   Zweite  Auflage.  VI. 


in  Elsass  -  l/rthringen  v.  27.  Februar  1888 
§  4). 

Auch  wenn  die  Voraussetzungen,  unter 
denen  eine  Entziehung  der  Konzession  er- 
folgen kann,  nicht  vorliegen,  kann  doch  der 
Kleinhandel  mit  Bier  untersagt  werden, 
wenn  der  Gewerbetreibende  wiederholt 
wegen  unbefugten  Betriebs  einer  Gastwirt- 
schaft oder  unbefugten  Kleinhandels  mit 
Bier  oder  Branntwein  bestraft  worden  ist. 
Doch  kann  dem  Gewerbetreibenden  die 
Wiederaufnahme  des  Kleinhandels  mit  Bier 
gestattet  werden,  wenn  seit  der  Untersagung 
mindestens  ein  Jahr  verflossen  ist  (G.O. 
§  35  Abs.  3,  5). 

7.  Sonstige  Beschränkungen  des  Seh. 
Das  Schankgewerbe  ist  auch,  abgesehen  von 
dem  Erfordernis  der  Konzessiouierung,  noch 
einer  Reihe  von  polizeilichen  Beschränkungen 
unterworfen.  Gewerbetreibende,  die  oine 
Gast-  oder  Schauk  Wirtschaft  betreiben,  sind 
verpflichtet,  ihren  Familiennamen  mit  min- 
destens einem  ausgeschriebenen  Vornamen 
an  der  Aussenseite  oder  am  Eingang  der 
Wirtschaft  in  deutlich  lesbarer  Schrift  an- 
zubringen (G.G.  §  15  a).  —  Von  besonderer 
Wichtigkeit  sind  ferner  die  auf  Landes- 
recht beruhenden  Vorschriften  über  die 
Polizeistunde,  deren  Ucbertretung  aber 
durch  das  Reichs-Strafgesetzbuch  mit  Strafe 
ledroht  ist.  Polizeistunde  heisst  diejenige 
Zeit,  zu  welcher  die  Schanklokale  geschlossen 
werden  müssen.  Sie  gilt  sowohl  fürSchank- 
als  für  (rast wirtschaften,  für  letztere  jedoch 
nur  hifisichtlich  der  einheimischen  Gäste,  nicht 
hinsichtlich  der  durchreisenden  Fremden, 
welche  daselbst  ihr  Nachtquartier  genommen 
haben.  Die  Anordnung  der  Polizeistunde 
geschieht  nach  Laudesrecht  durch  lokole 
Polizeivorordnungen.  Der  Wirt,  welcher 
das  Verweilen  seiner  Gäste  ülter  die  ge- 
botene Polizeistunde  hinaus  duldet,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  00  Mark  oder  mit 
Haft  bis  zu  14  Tagen  liestraft.  Aber  auch 
die  Personen  sind  strafbar  (Geldstrafe  bis 
zu  15  Mark),  die  in  einer  Schankstube  über 
die  gebotene  Polizeistunde  hinaus  verweilen, 
obgleich  der  Wirt,  sein  Vertreter  oder  ein 
Polizei! eamter  sie  zum  Fortgehen  aufge- 
fordert hat  (K.Str.G.B.  §  365).  —  Ausserdem 
besitzen  die  Polizeibehörden  auf  Grund 
landesreeht lieber  Vorschriften  die  Befugnis, 
den  Wirten  zu  verbieten,  dass  sie  eiuzelneu 
Personen,  welche  als  Trunkenbolde  lekannt 
sind,  geistige  Getränke  verabreichen  oder 
den  Aufenthalt  in  der  Gaststube  gestatten. 

Den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung 
über  die  Sonn-  und  Festtagsruhe  (vgl. 
Bd.  1.  S.  47s ff.)  unterliegen  die  Gast-  und 
Schau  kwirtschaftsgewerbe  nicht  (G.( ).  §  105  i). 
Aber  die  Gewerbetreibenden  können  ihre 
Geholfen  und  Arteiter  in  diesen  Gewerben 
nur  zu  solchen  Arbeiten  an  Sonn-  und  Fest- 
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tagen  verpflichten,  welche  nach  <ler  Natur 
Jes  Gewerbelterriebes  einen  Aufschub  oder 
eine  Unterbrochung  nicht  gestatten.  Da- 
gegen finden  auch  auf  diese  Gewerbe  die 
landesrechtliehen  Vorschriften,  welche  zum 
Schutze  der  allgemeinen  Heiligung  der 
Sonn-  und  Festtage  erlassen  werden,  An- 
wendung. Ihre  rebeitretung  ist  von  dem 
H.Str.O.B.  §  366  Ziff.  1  mit  Strafe  bedroht. 

Die  Gastwirte,  d.  h.  diejenigen  Personen, 
welche  sich  mit  der  Beherbergung  von 
Fremden  befassen,  sind  verpflichtet,  diese 
nach  Massgabe  der  besonderen  örtlichen 
Vorschriften  bei  der  Polizeibehörde 
anzumelden.  Sie  können  ferner  durch 
die  Ortspolizeibehörde  angehalten  werden, 
das  Verzeichnis  der  von  ihnen  ge- 
stellten Preise  einzureichen  und  in  den 
Gastzimmern  anzuschlagen.  Diese  Preise 
dürfen  jederzeit  abgeändert  weiden,  die  Ab- 
änderung tritt  aber  nicht  eher  in  Kraft,  bis 
sie  der  Polizeibehörde  angezeigt  und  das 
abgeänderte  Verzeichnis  angeschlagen  ist. 
Der  Gast  braucht  keine  höheren  Preise  zu 
zahlen ,  als  in  dem  angeschlagenen  Ver- 
zeichnis stehen.  Beschwerden  der  {{eisen- 
den wegen  Foberschreitung  dieser  Preise 
sind  von  der  Ortspolizeibehörde  vorläufig 
unter  Vort»ehalt  des  Rechtsweges  zu  ent- 
scheidet! (Gew.-O.  $  75).  Wirte,  welche  das 
von  der  OrtspolizeiMiörde  vorgeschriebene 
Verzeichnis  ihrer  Preise  nicht  einreichen 
oder  höhere  als  die  in  dem  eingereichten  | 
Verzeichnis  angegebenen  Preise  fordern,  sind 
nach  der  Gew.-O.  §  14*  Ziff.  S  strafbar 
(Goldstrafe  bis  zu  150  Mark).  Endlich  müssen  | 
die  Schankgefässe,  welche  zur  Verab- 
reichung von  Wein,  Most  oder  Bier  in  Gast- 
und  Schankwirtschaften  dienen,  bestimmten 
Grössen  entsprechen  und  diese  durch  einen 
Ffdlstrich  bezeichnen.  Die  Wirte  sind  ver- 
pflichtet, zur  Prüfung  ihrer  Schankgefässe  I 
gestempelte  Flüssigkeitsmaasse  l»ereit  zu  j 
halten  (R.G.  l>etr.  die  Bezeichnung  des 
Raumgehaltes  der  Schankgefässe  vom  20.  \ 
Juli  1S81). 

8.  Oesterreich.  In  Oesterreich  waren 
die  Zustände,  welche  hinsichtlich  des  Scliank- 1 
gewerbes  vor  dem  Jahre  1H59  bestanden, 
im  wesentlichen  denen  des  übrigen  Deutsch- 
land gleichartig.  Das  Gewerbt*  wurde  zum 
Teil  auf  Grund  von  Roalgewerboborochti- ' 
gungen,  zum  Teil  auf  Grund  gewerblicher 
Konzessionen  betrieben.  Das  Patent  vom 
20.  Dezember  1X7.)  zählte  das  Gast-  und 
Sehankgowerhe  den  k  o  n  z  e  s  s  i  o  n  s  p  f  I  i  c  h  - 
tigen  Gewerben  zu.  enthielt  aber  nur 
wenig  Bestimmungen  über  die  Konzessio- 
nierung. Da  diese  den  Bedürfnissen  nicht 
genügten  und  unter  der  Herrschaft  der- 
sell»en  eine  starke  Ceberhandnahme  der 
Schänken  eintrat,  so  wurden  zunächst  durch 
ein  G.  v.  23.  Juni  1S81  besch rankendere  Vor- 


schriften über  den  Ausschank  und  Klein- 
verschleiss  gebrannter  geistiger  Getränke 
gegeben  und  durch  das  G.  v.  15.  März  1SN3 


erfolgte  eine  allgemeinere  Regelung  des 
(xast-  und  Schankgewerbes  überhaupt. 

Nach  den  jetzt  massgebenden  Vor- 
schriften  zerfällt  das  Gast-  und  Schankgo- 
wcrlie  in  folgende  Berechtigungen: 

a)  Boherl>ergnng  von  Fremden,  b)  Verab- 
reichung von  Speisen,  c)  Ausschank  von 
Bier,  Wein  und  Obstwein,  d)  Ausschank 
und  Kleinversohleiss  von  gebrannten  geisti- 
gen Getränken,  e)  Ausschank  von  Kunst- 
und  1  laibweinen,  f)  Verabreichung  von  Theo. 
Kaffee,  t'hokolado.  anderen  warmen  Ge- 
tränken und  von  Erfrischungen,  g)  Haltung 
von  erlaubten  Spielen.  Alle  diese  Berechti- 
gungen bedürfen  der  Konzession;  sie 
können  einzeln  oder  in  Verbindung  mit  ein- 
ander verliehen  werden,  sind  aber  jedesmal 
in  der  Verleihung  ausdrücklich  aufzu- 
führen. Der  Ausschank  berechtigt  zur  Ver- 
abreichung der  betreffenden  Getränke  an 
Sitz-  und  Stehgäste  oder  über  die  Gasse  in 
unverschlossenen  Gefässen,  der  Kleinver- 
sohleiss von  gebrannten  geistigen  Ge- 
tränken zum  Verkauf  in  unverschlossenen 
Gefässen,  jedoch  nur  in  Mengen  von  min- 
destens 1  *  Liter  und  mit  der  Beschrän- 
kung, dass  dem  Kleinvcrschleisser  nicht  ge- 
stattet ist,  die  verabreichten  Getränke  in 
seinen  Räumlichkeiten  gemessen  zu  lassen. 
Der  Handel  mit  gebrannten  geistigen  Flüs- 
sigkeiten in  verschlossenen  Gefässen,  einer- 
lei in  welchen  Mengen  dersellie  stattfindet, 
ist  demnach  ein  freies  Gowerl>e.  l'nter  ver- 
schlossenen Gefässen  werden  handelsüblich 
verschlossene  Gebinde  und  versiegelte  Fla- 
schen verstanden. 

Zur  Erteilung  der  Konzession  ist  erfor- 
derlich a)  V  e  r  1  ä  s  s  1  i  c  h  k  e  i  t  u  n  d  U  n  - 
bcscholtenheit  des  Bewerbers:  ins- 
besondere muss  die  Verweigerung  der  Kon- 
zession erfolgen,  wenn  gegen  ihn  oder  gegen 
seine  mit  ihm  im  Fainilienverlwude  ]el>eii- 
den  Familienmitglieder  That stehen  vorliegen, 
welche  die  Annahme  rechtfertigen,  dass  das 
Gewerl>e  zur  Förderung  des  verbotenen 
Spieles,  der  Hehlerei,  der  Trunksucht  oder 
der  l'nsittlichkeit  missbraucht  werden  würde: 

b)  eine  geeignete  Beschaffenheit 
und  Lage  des  Lokals,  c)  das  Vorhan- 
densein eiues  Bedürfnisses  für  die 
Bevölkerung,  d)  die  Thuulichkcit 
e  i  n  e  r  polizeilichen  V  e  b  e  r  w  a  c  h  u  n  g. 
Bei  Errichtung  von  Hotels  in  grösseren 
Städten  und  Badeorten  kann  von  der  Be~ 
dürfnisfrage,  bei  Errichtung  von  Hotels  in 
Gebirgsgegenden  zur  Förderung  des  Tou- 
ristenwesens ausserdem  auch  von  der  Thun- 
lichkeit  einer  jKtlizeilichen  l*el»erwachung 
l'mgang  genommen  wenlen.  Für  den  Aus- 
schank gebrannter  geistiger  Getränke  darf 
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in  derselben  Orlscliaft  je  einer  Person  nur 
eine,  für  die  übrigen  Berechtigungen  nur 
zwei  Konzessionen  erteilt  werden. 

9.  Frankreich.    Durch  die  Revolution 
■war  in  Frankreich,  wie  ütarhaupt.  so  auch 
für  das  Schankgewerbe  völlige  treiheit  ein- 
Dioser  Zustand  erwies 
Dauer  als  unhaltbar. 


dk 


geführt  worden, 
sieh  jedoch  auf 

Eine  eingehende  Regelung  fand  der  Gegen - 
ntand  durch  ein  Dekret  vom  29.  Dezember 
18"»1.  Dieses  unterwarf  alle  Cafes  und 
Schankwirtschaften  einer  Konzessionspflicht 
und  gestattete  die  Schliessung  derselben 
wegen  Uebertretung  der  auf  das  (iewerbe 
bezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften  und 
aus  Gründen  der  öffentlichen  Sicherheit. 
Diese  Vorschriften,  welche  der  Regierung 
einen  bedeutenden  Kiufluss  auf  die  Wirte 
gewahrten,  sind  wahrend  der  jetzigen  Re- 
publik durch  ein  G.  v.  17.  Juli  im)  wie- 
und  haben  einer  weit- 
dos 


Schankgewerbes 


der  beseitigt  worden 
gehenden  Freiheit 
Platz  gemacht. 

Nach  dem  G.  v.  17.  Juli 
für    die    Ausübung  des 
keiner  Konzession  mehr. 
Personen,  welche  ein  Cafe,  einen  AussenanK 
oder  Verkauf  von  Getranken  zum  Genuss 
an  Ort  und  Stelle  errichten  wollen,  müssen 
hierüber  unter  der  Angabe  ihres  Namens, 
ilirer   persönlichen   Verhältnisse  und  der 
Lage  des  Lokales  eine  Anzeige  erstatten. 


10.  England.  In  England  war  der  Be- 
trieb des  Wirtseliaftsgowerbes  schon  seit 
den  Zeiten  der  Tudors  von  einer  Kon- 
zession abhängig,  welche  durch  die  Frie- 
densrichter erteilt  wurde.  Eine  umfassende 
Regelung  fand  der  Gegenstand  durch  das 
G.  von  1820  (OGeoIV,  c.  61),  welches  sieh 
auf  Schänken,  Rierhäuser,  Speise- 
häuser und  den  K  1  ei  n  ve  rkau f  ge i  s- 
tiger  Getränke  zum  Genüsse  im  l/>kalc 
bezieht.  Die  geflachten  Wirtschaftsgewerbe 
durften  nur  auf  Grund  einer  Konzession 
betrieben  werden,  welche  die  Friedens- 
richter jeder  division  in  einem  general  an- 
uual  licensiug  meeting  zu  erteilen  hatten. 
Auf  Grund  der  polizeilichen  Konzession 
konnte  der  Inhaber  den  /.um  Betriebe  des 
Gewerbes  erforderlichen  Steuergewerbe- 
schein (excise  lieenee)  lösen.  Die  Erteilung 
der  Konzessionen  erfolgte  für  je  ein  Jahr. 

Gegen  diese  Festsetzungen  erhob  sich 
aber  eine  Opposition.    Die  ausgedehnte  ikv- 
lizeiliche  Gewalt  der  Friedensrichter  sollte 
;  beschränkt,  die  Grundsätze  der  Gewerl»e- 
1880  bedarf  es  freiheit  auch  für  den   Schankbetrieb  zur 
Schankgewerbes  Durchführung  gebracht,  der  Einzelverkauf 
Diejenigen  des  Bieres  gefördert  werden.     Die  Folge 
davon  war,  dass  das  Erfordernis  der 
polizeilichen  Konzession  für  einzelne 
Allen  des  Schankbetriebes  aufgegeben 
wurde.    Für  beershops,  d.  h.  für  den 
Kleinverkaiif  von  Bier.  Porter,  Ale  uud  Obst- 
wein  sollte  es  nur  eines  Steuergewerlie- 


wolcho  regelmässig  bei  der  Maiiie,  in  Paris ,  Scheines  bedürfen  (11  Geo  IV  &  1  Will  IV, 
bei  der  Polizeipriifektur  einzureichen   ist.  e.  64).     Sehr  bald  nach  Krlass  dieser  Vor- 


Eine  gleiche  Anzeige  ist  bei  einem  Wechsel 
in  der  Person  des  Unternehmers  oder  bei 
einer  Veränderung  des  lokales  erforderlich. 
Ausgeschlossen  vom  Beiriebe  der  frag- 
lichen Gewerbe  sind  Minderjährige,  Ent- 
mündigte und  Personen,  welche  wegen 
Verbrechen  oder  wegen  gewisser  im  Gosel z 
näher  bezeichneter  Vergeheu  verurteilt  sind. 
Die  Verurteilung  wegen  Verbrechen  liat  die 
dauernde,  die  wegen  Vergehen  dagegen  nur 
eine  Unfähigkeit  von  ">  Jahren  zur  Folge, 
vorausgesetzt,  dass  in  dieser  Zeit  nicht  eine 
neue  korrekt  ionelle  Verurteilung  zu  einer 
Freiheitsstrafe  eingetreten  ist.  Verurtei- 
lungen vou  Personen,  welche  das  Gewerbe 
bereits  betreiben,  halben 
die  Unfähigkeit,  dasselh 
Folge.    Die  Maires 

des  Municipalrates .  die  Entfernungen 
festsetzen,  welche  die  Cafes  und  Schänken 
von  Kultusgebäuden,  Friedhöfen,  Kranken- 
häusern und  öffentlichen  Unterrichtsanstalten 


in  gleicher  Weise  ;  Schäften 
3  fortzusetzen,  zur  j  noch  zum 


sonrift  fühlte  man  jedoch  wieder  die  Not- 
wendigkeit, einschränkendere  Bestimmungen 
zu  treffen.    Man  forderte  für  die  Erlangung 
des  Steuergewerbescheines  seitens  solcher 
Personen,  welche  zum  Genuss  im  l»kale 
verkaufen  wollten,  ein  Führungsattost,  das 
von   sechs  ansässigen  Einwohnern  auszu- 
stellen und  von  einem  Armenaufseher  zu 
j  bestätigen  war  (4  &  5  Will.  IV,  c.  H.'i). 
|  Ausserdem  wurde,  damit  überall  geeignete 
]  Oertliehkoiten  für  den  Ausschank  vorhanden 
!  waren,  ein  nach  der  Glosse  der  Ortschaften 
i  abgestufter  .Mietswert   des  Betriebslokales 
i  festgesetzt  (3  &  4  Vict.  c.  61).    Für  re- 
freshment  houses,   d.   h.   alle  Wirt- 


weiche 
W. 


n-. 


weder  zum 
Obstwein 


Brun  nt  wein - 
oder  Bieraus- 


können, nach  Anhörung ;  schank  berechtigt  waren,  also  namentlich 

Speisewirtsehaften,  Konditoreien  etc.,  wurde 
gleichfalls  nur  ein  Steucrgeworbesohein  ge- 
fordert, den  Friedensrichtern  al>er  vorbe- 
halten, gegen  die  Erteilung  desselben  ans 


einhalten  müssen.    Personen,  welche  wäh  -  i  gewissen,  gesetzlich  näher  bestimmten  Grün 


rend    eines    Marktes,  V 
oder  öffentlichen  Fi 
Schankstellen  errichten 


dazu  einer 
behörde. 


wollen,  liedürfcn 
Genehmigung  der  Municijiul- 


V  e  r  k  a  u  f  e  s  i  den  Einspruch  zu  erl 
s  Cafes  oder  i  langung  des  Steuergewc 


erheben.  Mit  der  Er- 
erbesoheines  erhielten 
die  Inhalier  der  refreshment  houses  auch 
die  Befugnis  zum  Weiuausschauk.  Reine 
Weinhäuser  blieben  dagegen  der  polizei- 
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liehen  Konzessionspflicht  unterworfen  (23  & 
24  Vict.  c.  27). 

Durch  den  wine-  and  beerhouses  act  1869 
(32  &  31  Vict.  c.  27)  ist  man  aber  für  je- 
den Ausschank  von  Wein,  Bier  und 
Obstwein  wieder  zu  dem  System  poli- 
zeilicher, von  den  Friedensrich- 
tern zu  erteilender  Konzessionen 
zurückgekehrt.  Eine  Neuregelung  des  Kon- 
zession swesens  für  den  Ausschank  aller 
geistigen  Getränke  hat  durch  den  li- 
eensing  act  1872  (3T>  &  36 'Viel,  o.  94) 
stattgefunden.  Danach  werden  die  polizei- 
lichen Konzessionen,  welche  auch  jetzt  die 
Vorbedingung  der  Erlangung  des  Steuerge- 
werbescheins  sind,  von  einen»  besonderen 
Ausschuss  der  Friedensrichter  (licensing  com- 
mittre)  erteilt.  Dieser  wird  in  den  Graf- 
schafton von  den  general  quarter  sessions, 
in  den  Städten  von  der  Gesamtheit  der 
Friedensrichter  bestellt.  Die  Erteilung  der 
Konzession  erfolgt  auf  je  ein  Jahr.  Unfähig, 
Konzessionen  zu  erhalten,  sind  Personen, 
welche  wegen  gewisser  straflyarer  Hand- 
lungen Verurteilungen  ei  litten  Italien:  ausser- 
dem muss  das  I/>kal  geeignet  sein  und  einen 
bestimmten  Mietswert  repräsentieren.  Bei 
wiederholten  Verurteilungen  wegen  Ueber- 
tretung  der  auf  das  Wirtschaftsgewerbe  be- 
züglichen Vorschriften  findet  eine  Ent- 
ziehung der  Konzession  statt ;  der  Inhaber 
derselben  verliert  auf  ii  Jahre  die  Fähig- 
keit eine  neue  zu  erwerben  und  auch  für 
das  Ix)kal  darf  in  den  nächsten  zwei  Jahren 
eine  neue  Konzession  nicht  erteilt  werden. 
Die  späteren  Aenderungen  des  Gesetzes  (37 
Ä  38  Vict.  e.  49,  43  Vict.  c.  <>,  4"i  «V  16 
Vict.  c.  34,  47  vV  48  Vi«*,  c.  29)  liaU>n 
die  wesentlichen  (»rundlagen  unberührt  ge- 
lassen. 

Die  Gastwirtschaft  ist  in  England 
ein  freies  Gewerbe,  dessen  Verhältnisse,  so- 
weit damit  nicht  der  Ausschank  geistiger 
Geträuke  verknüpft  ist,  lediglich  nach  com- 
mon law  zu  beurteilen  sind. 

II.  Andere  Lfinder.  Auch  die  anderen 
Uinder  unterwerfen  das  Schankgewerlic 
meist  einer  Konzessionspflicht,  so  Italien, 
die  Niederlande,  Dänemark.  Es  kommen 
aber  neben  der  Konzessionierung  noch 
weitergehende  Beschiänkiingen  vor;  so  ist 
namentlüti  in  den  Niederlanden  das  Maxi- 
mum der  für  jeden  Ort  zu  erteilenden  Kon- 
zessionen bestimmt,  welches  nur  ausnahms- 
weise und  aus  Unsolideren  Gründen  über- 
schritten worden  darf. 

Eine  besondoi-e  Erwähnung  verdient  das 
sogenannte  G  o  t  h  e  u  b  u  r  g  e  r  S  y  s  t  e  m ,  wei- 
tstes in  den  skandinavischen  lindern  Ein- 
gang gefunden  hat.  Nachdem  in  Schweden, 
wo  (ler  Branntweingenuss  einen  bedenk- 
lichen Umfang  angenommen  hatte,  die  llaus- 
brennerei   beseitigt,    die   Kegulierung  des 


Ausschankes  im  wesentlichen  in  die  Hände 
der  Gemeinden  gelegt  worden  war,  bildete 
sich  in  der  Stadt  Gothenburg  1865  eine 
Aktiengesellschaft,  welche  sämtliche  Schän- 
ken  der  Stadt  pachtete.  Die  Gesellschaft 
suchte  durch  Verminderung  der  Schänken, 
frühzeitigen  Schluss  derselben,  hohen  Brannt- 
weinpreis. Verkauf  nur  gegen  bar  und  ähn- 
liche Mittel  auf  eine  möglichste  Einschrän- 
kung des  Branntweingeuusses  hinzuwirken. 
Der  Reingewinn,  der  gewisse  Prozente 
fiberstieg,  wurde  für  gemeinnützige  Zwecke 
bestimmt.  Dieses  System  hat  in  vielen 
Städten  Schwedens  sowie  in  Norwegen  und 
Finland  Eingang  gefunden.  Dasselbe  hat 
eine  wesentliche  Verminderung  der  Schank- 
stätten  zur  Folge  geliabt,  jedoch  auch  manche 
Ueholstände  hervorgerufen,  so  dass  das  Ur- 
teil über  dasselbe  noeh  nicht  als  völlig  fest- 
stehend angesehen  werden  kann.  (Genaueres 
ill)er  dieses  Gothenburger  System  s.  d.  Art. 
G  o t  h e n  b u r ge r  Ausschanks  vstom, 
oben  Bd.  IV,  S.  765  ff.  Vgl.  auch  den  Art. 
Trunks  u  c  h  t.) 


.  Litterat ur:  G,  Meyer,  Ishrbuch  des  deutschen 
Vcrtcaltungsrecht* ,  Bd.  I,  S.  8<Jt>ff,  —  E. 
Loenlng,  Lehrbuch  dm  deutschen  Verwaltung*- 
recht»,  S.  4'J7  ff'.,  in  Schonbergs  Handbuch  der 
pol  it.  ttrkonomic,  Bd.  III,  Abt.  2,  S.  477 ff.  — 
Seyüel.  Annale»,  1881,  S.  650  ff  -  Die  poli- 
zeiliche Behandlung  der  IVirtschaftsgeurrbe  in 
den  Blättern  für  administrativ  Ihnxis,  Bd. 
.Y.Y///,  S.  2*5  ff.  —  Die  Komessionierung  de* 
Schunkbt  triebe*  in  P>cusscu  in  Schmollen  Jahr- 
buch, Bd.  XIV,  S.  501  ff.  —  teuthoUi,  Art. 
»Gast-  und  Schankwirtschaften«  in  r.  IMticn- 
dnrffs  Rechtste  rikon,  Bd.  II,  ,9.  4  ff  -  Lejrtn. 
Art.  «Kleinhandel«  in  c.  Stengel*  Wörterbuch 
des  deutschen  Vcrtcai tung*rrihls,  Bd.  I,  S.  7U6ff., 
uSfhankgewerbetx,  eltenda,  Bd.  II,  S.  4<H)ff.  — 
v.  Lantlmann,  Gewerbeordnung,  S.  Aull,  (be- 
arbeitet von  Böhmer,  1S97J,  Bd.  1,  S.'  268  ff. 
—  Bochmann,  Gesetzsammlung  für  den  Gast- 
und  Schanktrirtsrhaftsbetrieb.  -t.  Aufl.  1891.  — 
Gnelfit,  Englisches  Verwaltungsrecht,  Bd.  II, 
S.  764  ff.  —  Seif  gor  eminent,  Kommunalcerfassung 
und  Vcnealtungsgerirhlr ,  S.  8  48  ff.  —  Chris- 
topher  Page  Iteane,  A  manual  of  the  law  con- 
ceruing  llie  retailing  of  intoricating  drinks,  b)t>- 
don  1287.  —  Zur  Atkuhulfrage.  Vergleichende 
Dtrstellung  der  Gesetze  und  Erfahrungen  einiger 
ausländischer  Staaten.  Zusammengestellt  vom  eid- 
gmössisrhe»  statistischen  Bureau,  Bern  IS84. 
Georg  Meyer.    (Edgar  iAteningt. 


Schanz,  Georg, 

wurde  am  12  IV.  1853  geboren,  studierte  in 
1  München,  wo  er  in  das  Muxiniiliancum  aufge- 
nommen war,  ferner  in  Würzburg  und  Strass- 
burg  und  promovierte  1S76  an  der  staat«  wissen- 
schaftlichen Fakultät  zu  München.  Nachdem  er 
ein  Jahr  im  ksrl.  baver.  Statist.  Bureau  thätiy 
gewesen  war,  begab  er  sich  längere  Zeit  nach 
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England.  Im  Jahre  1879  habilitierte  er  sich  in 
Marbn  rg,  ging  1880  als  ausserordentlicher  Pro- 
fessor nach  Erlangen,  1882  als  ordentlicher  Pro- 
fessor nach  Würzbnrg. 

.Schanz  veröffentliche  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Zur  Ge- 
schichte der  Gesellenverbäude.  Mit  55  bisher 
unveröffentlichten  Dokumenten  ans  der  Zeit  des 
14.  bis  17.  Jahrhunderts,  Leipzig  1877.  —  Die 
Handelsbeziehungen  zwischen  England  und  den 
Niederlanden  1485  -1547  (Habilitationsschrift), 
Marburg  1879.  —  Englische  Handelspolitik 
gegen  Ende  des  Mittelalters  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung des  Zeitalters  der  beiden  ersten 
Tudors  Heinrich  VII.  und  Heinrich  VIII.  (Von 
der  Beneckestiftung  in  Güttingen  1871*  mit  dein 
ersten  Preise  gekrönt.)    2  Bde.,  I^einzig  1881. 

—  Zur  Geschichte  der  Kolonisation  und  Industrie 
in  Franken,  Erlangen  1884.  —  Die  Stenern  der 
Schweiz  in  ihrer  Entwicklung  seit  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts.  5  Bde.,  Stuttgart  1890.  —  Im 
Königreich  Bayern  zu  Recht  bestehend«'  Gesetze 
und  Verordnungen,  vornehmlich  zum  Gebrauche 
bei  Vorlesungen.  I.  Landwirtschaft,  Forstwirt- 
schaft, Jagd,  Fischerei,  Würzburg  1891.  —  Die 
Kettenschleppschiffahrt  auf  dem  Main,  Bamberg 
1893.  —  Der  Donau-Mainkanal  und  seine  Schick- 
sale, Bamberg  18514.  -  Die  Mainschiffahrt  im 
19.  Jahrhundert  und  ihre  künftige  Entwicke- 
lung,  Bamberg  1894.  —  Zur  Frage  der  Arbeits- 
losenversicherung, Bamberg  1895.  —  Neue  Bei- 
träge zur  Frage  der  Arbeitslosenversichcrnntf. 
Berlin  1897.  —  Das  Erbe  der  Witwen  uud 
Waisen  der  Universitätsprofessoren.  Ein  Bei- 
trag zur  Lösung  der  Kollegiengeldfrage  in 
Bayern,  Bamberg  1897. 

b)  In  Zeitschriften.  Sammelwer- 
ken etc.:  1.  In  der  Zeitschrift  d«i  königl. 
bayer.  Statist.  Bureaus:  Ernteergebnisse 
in  Bayern  für  das  Jahr  1875  mit  einer  Karte 
über  die  Kartoffelkrankheit  1872  bis  1875(1876, 
S.  199 ff.).  —  2.  In  Jahrb.  f.  Nat  :  Zur  Ge- 
schichte der  Gesellenwanderungeu  im  Mittelalter 
11877,  28.  Bd..  S.  313 ff.;.  —  3.  In  Jahrb.  f. 
Ges.  u.  Verw.:  Zur  Frage  der  l'eberwälzung 
indirekter  Verbrauchssteuern  auf  Grund  des 
bayer.  Malzaufschlags  1 1882,  VI.  Jahrg.,  S.  563  ff). 

—  4.  Im  ..Archiv  für  Geschichte  und 
Altertumskunde  von  Oberfranken'4: 
Zur  Vorgeschichte  der  Universität  Erlangen 
(1884,  15.  Bd.,  3.  Heft).  —  5.  Im  „Finanz- 
archiv": Die  Aufhebung  des  fiskalischen 
Chaussee-  und  Brückengeldes  im  Königreich 
Sachsen  (1884,  8.  837  ff  ).  Die  direkten  Steuern 
Hessens  und  deren  neueste  Reform  il8Sö,  S. 
235  ff.).  Die  Reform  der  Einkommensteuer  in 
Sachsen- Weimar  1 1885,  S.  924  ff.).  Der  Haushalt 
der  sieben  europäischen  Grossstaaten  im  Jahre 
1882  (1885,  S.  847  ff.).  Der  Ertrag  der  Tabak- 
gefälle in  einigen  wichtigeren  Staaten  (1885, 
S.  854  ff.).  Matrikularbciträge  und  l  eberwei- 
sungen  im  Deutschen  Reiche  (1885.  S.  8(!4  ff.). 
Die  Geineindefinanzen  in  Elsass- Lothringen  (1885, 
S.  868  ff.).  Erbschaftssteuer  in  Deutschland 
und  in  einigen  anderen  deutschen  Staaten  (1885, 
S.  876 ff.)  Der  Lotterieetat  in  der  preußischen 
Kammer  (1885,  S.  1066  ff. :  1886.  S.  910  ff.  i.  Die 
Konvertierung  preussischer  Staatsschulden  (1885, 
S.  1085  ff.).  Daten  aus  der  Einkommensteuer- 
Statistik  einiger  deutscher  Staaten  (1886,  S.  202  ff.). 
Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  den 


deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich  (1886,  EL 
679  ff.).  Der  preussische  Staatshaushalt  in  den 
letzten  10  Jahren  und  die'  Mittel  zu  seiner 
Sanierung  (1887,  S.  293  ff).  Die  Steuern  im 
Herzogtum  Anhalt^  ihre  Entwickelung  und 
neuest  e  Reform  1 1K87,  S.  961  ff. ).  Der  ba  verisehe 
Staatshaushalt  in  den  Jahren  1876—1886  (1888, 
S.  768  ff.).  Die  Heranziehung  von  Militärper- 
sonen zu  den  Gemeindeabgaben  in  den  deutschen 
Staaten  (in  Gemeinschaft  mit  Herrfurth)  (1888, 
S.  290ff.).  Das  Gesetz  vom  1.  März  1886  über 
die  Reform  der  italienischen  Grundsteuer  (1888, 
S.  362  ff.).  Die  Aufhebung  des  fiskalischen 
Chaussee-  und  Brückengeldes  im  Grossherzog- 
tnm  Sachsen- Weimar  (1888,  S.  1059  ff).  Zur 
Frage  der  Steuerpflicht  (1892,  S.  365  ff.).  Der 
Stenerertrng  von  Branntwein,  Bier,  Wein, 
Zucker.  Salz  und  Tabak  in  den  wichtigsten 
Kulturstaateu  auf  Grund  der  letzten  Rechnung 
(1893,  S.  757  ff;  1898  S.  668  ff.  ,.  Die  Novelle 
zum  sächsischen  Einkommensteuergesetz  vom 
2.  Juli  1878.  Vom  14.  Mai  1895  (1895,  S.  751  ff). 
Der  Einkommensbegriff  und  die  Einkommen- 
steuergesetze (1896,  S.  lff.;  1898,  S.  530  ff.). 
Der  Reichshaushalt  und  das  Finanzwesen  der 
Einzelstaaten  (1896,  S.  88  ff  ).  Soll  man  Lebens- 
versicheruiigsprämieu  vom  steuerpflichtigen  Ein- 
kommen abziehen  lassen?  (1896,  S.  210  ff  ). 
Ein  20jähriger  Kampf  um  ein  Steuergesetz  und 
sein  Ende  im  Kanton  Solothurn  1 1896,  S.  881  ff.i. 
Moderne  Formen  der  Steuereinziehung  in  Berlin 
und  in  Oesterreich  (1897,  S.  349  ff).  Die  neueste 
Steuerreform  im  Herzogtum  Anhalt  (1897,  S. 
755  ff).  Zur  Frage  der  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften (1K98.  S.  316  ff.).  Die  Banstellen- 
steuervorluge  in  Dresden  uud  ihr  Schicksal 
(1898,  S.  326  ff.  i.  Sparsteuer  oder  progressive 
Erbschaftssteuer?  (1898,  S.  597  ff.).  Vergleichende 
Untersuchung  der  Erbschaftsstenererträge  in 
Deutschland  und  im  Ausland  1898,  S.  622). 
Studien  zur  Geschichte  und  Theorie  der  Erb- 
schaftssteuer (.1900,  S.  1).  Die  Frage  der  Steuer- 
reform in  Bayern  (1900.  S.  527  ff.).  Das  baye- 
rische Ertragssteuersystem  und  seine  Entwicke- 
lung (1900,  S.  551  ff.).*  Zahlreiche  Besprechungen 
finanzwissenschaftlicher  Werke  in  jedem  Bande. 
—  6.  Im  Archiv  für  soziale  Gesetz- 
gebung und  Statistik:  Die  neuen  statis- 
tischen Erhebungen  über  Arbeitslosigkeit  in 
Deutschland  (Jahrg.  1897  Bd.  10  S.  325  ff).  — 
7.  In  den  Schweizerischen  Blättern  für 
Wirt  Schafts-  und  Sozialpolitik:  Der 
Schorersche  Vorschlag  zur  Arbeitslosenversiche- 
rung (3.  Jahrg.  1895,  S.  136  ff.).  -  8.  In  den 
1' reu ss i sehen  Jahrbüchern:  Die  Arbeits- 
losenversicherung und  die  Deutsche  Volkspartei 
11898,  Bd.  91,  8.  500 ff.).  -  9.  In  der  Zeit- 
schrift für  Binnenschiffahrt,  Jahrg.  1 
(1895),  S.  128:  Einiges  über  den  Verkehr  auf 
der  bayerischen  Donau.  —  10.  In  den  Sehr, 
d.  V.  f.  Sozial  pol.:  Gutachten  über  die  Vor- 
bildung zum  höheren  Verwaltungsdienst  in 
Bayern  (34.  Bd.,  S.  91  ff,  1886).  —  11.  In  diesem 
,.Hand  wörterbuche  der  Staats  Wissen- 
schaften' die  Artikel:  Budget,  Erb- 
schaftssteuer, Ertragssteuern, 
E  r  w  e  r  b  s  s  t  e  u  e  r  u  ,  Existenzmini- 
mum und  seine  Steuerfreiheit, 
S  c  h  c  n  k  u  n  g  s  s  1 6  n  er.  —  12.  hu  Wörter- 
buch der  Volkswirtschaft:  Abrechnungs- 
stellen I,  S.  3  ff;  Arbitrage  I,  S.  211:  Banken 
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1,  S.  266  ff.;  Börsenwaren  I.  S.  407  ff.;  Check  I. 
S.  512;  Diseonto  npd  Discontopolitik  I.  S.  549ff. ; 
Emissionsgeschäft  I.  S.  «37  ff.;  Giro  I.  S.  930  ff. ; 
Inhaberpapierc  JI.  S.  9 ff.;  Kredit  II,  S.  109 ff.; 
Mnklerwesen  II,  S.  219  ff. :  Noten-  o<ler  Zcttel- 
bank  II,  S.  299  ff.;  Ordrepapiere  II,  S.  328; 
Seehandlungsgesellsehaft  II.  S.  488;  Wechsel  II, 
S.  859  ff.;  Wirtpapiere  II,  S.  888.  -  13.  In  der 
Allgemeinen  Zeitung:  Die  Einkommen- 
steuern und  die  Steuerreform  im  Reiche  und  in 
den  Kinzelstaaten  (lübl,  Nr  8,  9,  f>9,  73).  Leber 
die  neueste  Bewegung  auf  dem  Gebiete  des 
Sparkasseuwesens,  Beilage  z.  Allg.  Ztg.  18i'5, 
Nr.  4  u.  5.  Die  Frosre  der  Steuerreform  in 
Bayern  1900,  Nr.  106,  IU7.  —  14.  Iii  der  Neuen 
Würzburger  Zeitung:  NaturalverpHegs-  i 
Station  mit  Arbeitsleistung  für  Würzburg.  Ein  j 
Gutachten  (1887,  Nr.  100-103).  —  15.  "Iii  den 
Münchner  Neuesten  Nachrichten:  Die 
Mainkanalisierung  nnd  der  Lndwigs-Donau- 
Mainkanal  (18i»3  Nr.  135.  140,  141,  147,  148, 
184,  187j.  —  10.  In  den  Bas ler  Nach- 
richten: Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  i 
(1894,  1.  Beil.  zu  Nr.  353  ) 

Ausserdem  hat  Sc  hanz  1884  das  jährlich  in 
zwei  Bänden  erscheinende  „Finanzarchiv :  Zeit- 
sehrift  für  «las  gesainte  Finanzwesen"  begründet 
und  seit  dieser  Zeit  herausgegeben,  ebenso  die 
„Wirtschaft*-  und  Verwnltungsstndien  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  Bayerns"  seit  1884 
(meist  Arbeiten  seiner  Schüler). 

Red. 


Scharling,  Hans  William, 

am  22.  IX.  1837  in  Kopenhagen  geboren,  wurde 
im  Juni  1861  Kandidat  der  Rechtswissenschaft, 
erwarb  im  Jahre  18K2  die  goldene  Medaille  der 
Universität  Kopenhagen  für  eine  (nicht  ge- 
druckte/ staatswissenschaftliche  Abhandlung 
über  _das  Proletariat"',  setzte  seine  Studien 
1865—1866  iu  Frankreich.  England,  Schottland 
und  anderen  Ländern  fort  und  wurde  unterm 
31.  X.  1869  zum  Professor  der  Staatswissen- 
schaiten  i Nationalökonomie  und  Statistik)  an 
der  l'uiversitiit  zu  Kopenhagen  ernannt.  Die 
juristische  Fakultät  der  Universität  zu  l'psala 
verlieh  ihm  im  Sentember  1877  —  gelegentlich 
der  400jährigen  Jubelfeier  der  Universität  — 
den  juristischen  Doktorgrad.  1876—1898  war 
er  auch  Mitglied  des  Volksthings  für  den 
4.  Kreis  Kopenhagens.  1894  wurde  er  Direktor 
der  Staatsanwalt  für  Lebensversicherung  in 
Kopenhagen  und  am  27.  IV.  1900  wurde  er 
zum  Finanzminister  ernannt. 

Scharling  hat  teils  seiner  Studien,  teils 
seiner  Gesundheit  wegen  auf  vielen  Reisen  die 
meisten  Länder  Europa«  besucht.  Er  war  be- 
sonders der  Repräsentant  Dünemarks  nuf  den 
statistischen  Konpressen  in  St.  Petersburg  1872 
nnd  Budapest  1876.  Nachdem  er  1886  zum 
Mittrliede  des  Internationalen  statistischen  In- 
stitutes ernannt  worden  war,  hat  er  den 
Sitzungen  in  Rom  1887,  Paris  1889  und  Wien 
1891  beigewohnt.  Im  Jahre  1889  wurde  er 
Mitglied  der  Societe  d'Economie  politiqne  de 
Paris. 


Er  veröffentlichte  an  stantawissenschaft- 
lichen  Schriften  a>  in  Buchform:  Hvilken 
Indrtvdelse  har  den  nyere  Tids  industrielle 
Udvikling  havt  paa  Alinucns  Kaar?  (Welchen 
Einfluss  hat  die  industrielle  Entwicklung  der 
neueren  Zeit  auf  die  I<ebciisvei'hältiiisse  der 
unteren  Volksschichten  gehabt?)  Coneurrenec- 
Abhaudlung,  Kopenhagen  1863.  —  Frimärkc- 
systemet  og  Jcrnbanerue.  Forslag  til  en  lav, 
ensformig  Jernbauetaxt.  (Das  Freimarkensystem 
und  die  Eisenbahnen.  Vorschlag  zu  einem  nied- 
rigen, gleichmäßigen  Eisenbahntarif.)  Kopen- 
hagen 1867.  —  ludleduing  til  den  politiskc 
Okonomi.  (Einleitung  zur  ]>ol.  Oekonomie.« 
Kojienhagen  18H8.  —  Penjrenes  synkende  Vu«rdi 
belyst  ved  danske  Aktstykker.  (Der  sinkende 
Wert  des  Geldes  durch  dänische  Aktenstücke 
beleuchtet.)  Concurrence-Abhandlung ,  Kopen- 
hagen 1869.  —  Als  besonderer  Teil  erschien: 
Kort  IMsigt  over  den  danske  Münthistorie.  (Die 
dänische  Münzgeschiehte )    Kopenhagen  1869. 

—  Dänemarks  Statistik,  iu  Verbindung  mit 
V.  Falbe-Hansen  ausgearbeitet,  1878 — 87,  I — V. 
ca.  3080  S.  —  Guldlandenes  Opdagelse  og  Virk- 
ningerne  derof.  (Die  Entdeckung  der  Gold- 
länder  und  ihre  Wirkungen.  I  Kopenhagen  1874. 

—  Handelsbalancen  Betyduing  og  rette  Op- 
gjörelse.  (Die  Bedeutung  und  richtige  Berech- 
nung der  Handelsbilanzen.)    Kopenhagen  1876. 

—  Vo?rdil<ere.  I.  Hvad  bestemmer  en  Tings 
Vu?rdi?  (Die  Lehre  vom  Werte,  vgl.  unten: 
Werttheorie  und  Wertgesetz.)  Universität*- 
programm  zur  Feier  des  70jährigen  Geburts- 
tags des  Königs  Christian  IX.  Kopenhagen 

1885.  —  Daniuark  for  70  Aar  siden.  (Däne- 
mark vor  70  Jahren.)  Universitätsredc  zur 
selben  Feier.  Kopenhagen  1888.  —  Danmarks 
Fremtid.  fDie  Zukunft  Dänemarks.)  Uuiversi- 
tätsrede  zur  Feier  des  Regierungsjnbiläums 
König  Christians  IX.  Kopenhagen  1888.  — 
Danmark  i  1890.  Supplement  til  Danmarks 
Statistik,  ebenfalls  in  Verbindung  mit  Falbe- 
Hansen,  1891.  633  S.  -  Bankpolitik,  Jena 
1900,  371  S. 

b)  in  Zeitschriften  etc.  und  zwar  I.  in 
deutschen  Zeitschriften:  Die  jetzige  Ge- 
gchäftsstille  und  das  Gold.  (In  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.  N.  F.  Bd.  XI,  1886.)  —  Das  Persotien- 
porto  der  Eisenbahnen.  (Ebenda«.  N.  F.  Bd.  XII. 

1886.  )  —  Per  Detailhandel  und  die  Warenpreise. 
(Ebendas.  N.  F.  Bd.  XIII,  1886.)  —  Wcrt- 
theorieen  und  Wertgesetz.  (Ebendas.  N.  F. 
Bd.  XVI,  1888.)  —  Die  ökonomische  Situation 
und  die  Währungsfragc.  (Prenssische  Jahr- 
bücher Bd.  63,  1889.)  —  Oesterreich-Ungarns 
Valutaregulierung  und  ihre  Folgen  für  Europa, 
i  Ebendas.  Bd.  69,  1892.)  —  Ist  Aussicht  auf 
höhere  Preise  und  eiu  regeres  Geschäftlichen 
vorhanden?  (Ebenda«.  Bd.  71,  1892.)  —  Die 
dent.«hc  Silberkommission.  Ein  Korreferat. 
(Ebendas.  Bd.  79,  1895.)  —  Die  Finanzverbält- 
nisse  Däuemarks.  (In  Finanzarchiv ,  herausg. 
von  G.  Schanz,  1886)  Die  Handelspolitik 
Dänemarks  1864--1891.  (Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik,  XLIX.)  Leipzig  1892. 

II.  In  verschiedenen  dänischen  Zeit- 
schriften hat  Scharling  eine  grosse  Anzahl  von 
Abhandlungen  veröffentlicht  —  besonder«  in  den 
20  Jahrgängen  der  von  ihm  in  Verbindung  mit 
anderen  herausgegebenen  „Nationalökonomisk 
Tidsskrift"  — .  von  denen  die  nachfolgenden  be- 
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sonders  hervorgehoben  werden  mögen:  Nutid- 
rndetariatet   (Das  Proletariat  der  Gegenwart) 
in  „Tidsskrift  for  Rets\.esetr,  18C3.  Den 
viitfel^ke  Fattiglovgivning.  denn  l'dviküug  og 
«len*  Resultaten    I  Die  englische  Armengesetz- 
gehung.  ihre  Entwicklung  und  ihre  Resultate.) 
Ebenda*.  ISiM.  —  Mulhonse  og  dens  Arbejderbv 
(Mülhausen  und  seine  Arbeiterstadt)  in  „Dansk 
Maancdsskriff*,  lSÜfi.  —  Den  skotske  Fattig- 
pleje    (Die  Armenpflege  Schottlands.!  Ebenda*. 
WiX.      Om  Tidelingen*  ludfönlse  i  det  danske 
Müntsvstem.     (Die   Einführung    der  Decimal- 
leilung  in  das  dänische  Miinzsvstcm.i  Ebenda* 
18<iS.  —  Kirketallet  »g  Fcdkctallet  i  Danmark 
i  det  13.  Aarh.  (Die  Zahl  der  Kirchen  und  die 
Volksmenge  in  Dänemark  im  13.  Jahrb.)  1890.  ] 
In  „Historisk  Tidsskrift"  f.  R.  II  (Zeitschrift  f.! 
Geschiehtskuiide).         In  ..Natiotialükono- 
misk  Tidsskrift":  ArWjder*]M>rg*uinalet  og 
det*  Lösning.    I.  Arbejderue*  Prodnktionsfore- 
niuger.  II.  Arbejdshcrrernes  Driftsgevinst  (Die 
Arbeitertrage  und  deren  Lösung.    I.  Froduk- 
tionsvereinc   der   Arbeiter.     II.  Unternehmer- 
gewinn  der  Arbeitgeber.!  1H73.  —  Den  skandi- 
naviske  Möntkonvention.    (Die  skandinavische 
Miiiizkonvention  )    1K73.   —    Den  ökonomiske 
Tilsfands  Indtlydelse  paa  Vielser.  Födsler  « »tr 
Dö<l*fald.    iDer  Einfluss  der  ökonomischen  Zu- 
stände am  Tranungeii.  Geburten  und  Stcrbe- 
t'älle.;    1^73.     -  Meniieskeshegtens  okonniuiske 
l'dvikling*  Gang.    I.  Ricardo  og  t'arey.  II. 
.Malthus.    (Der  Gang  der  ökonomischen  Ent- 
wickelnng  der  Menschheit.)  1874.  —  Den  danske 
Arbeider<tands  ökonomiske  Vilkaar.    Die  Lebens- 
verhältnisse der  dänischen  Arbeiter.)   1874.  — 
Rreve  fra  Rom:  De  italienske  Fiuautser.  (Die 
Finauzverhältnisse  Italiens  i  1875.  --  Gives  der 
en  ökonomisk  Yideimkab  ?   (Giebt  es  eine  öko- 
nomische Wissenschaft  ?)  1875.  -  Konkurretice- 
drift  paa  Jembanerne.   (Eisenbahnbetrieb  durch 
konkurrierende   Gesellschaften.)    1875.  Kr 
international  MTmlenhed  en  Utopi?   (Ist  inter- 
nationale Münzeinheit  eine  Utopie?)  I87t>. 
De  danske  Aktieselskabers  Udbytte.   (Die  Divi- 
denden   der    dänischen  Aktiengesellschaften.) 
1876,  1878,  1881»  Ii.  1892.  —  Den  ensformige 
Jeruhanetaxt  og  det  belgiske  Experiment.  (Der 
einförmige  Kiseubahntarif  und  das  in  Belgien 
damit  versuchte  Experiment."!    1877.  —  Vorc 
Bankforhold  og  Nationalbankcns  Seddelemission. 
(I'usere  Rankverhältnisse  und  die  Zettelemission 
der  dänischen  Nationalbank.)   1876  n.  1877.  — 
Aarsagerne  til  „de  «laarlige  Tider"  og  Udsig- 
terne.  til  en  Bedring  af  Forholdeue.   (Die  Ur- 
sachen der  „schlechten  Zeiten"  und  die  Aus- 
sichten auf  eine  Besserung.)  1879.      Nogh  of 
Oekonoinicns  Grnndbcgreber.    I.  Kapital.  iBe- 
stiinmung   des   Begriffs    Kapital.)    1880.  — 
Hypothek-Forsikkring.     i Hypotheken  -  Versiche- 
rung.) 1880.  —  Om  Bcstemmelsen  af  en  Fa- 
milien Indtiegt.   (Wie  bestimmt  mau  da«  Ein- 
kommen einer  Familie?)  1881.  —  Beskatnings- 
reformen.    (Die  Steuerreform.)   1882.   —  Hvar 
henge  vil  Danmark  knnnc  forblive  et  kornnd- 
föreude  Land?    (Wie  lange  wird  Dänemark 
nnter  die  kornexportierenden  Länder  gehöreu?) 
1883.  —  Nationalformue  og  Jordrente.  (National- 
vermögen und  Grundrente.)   1885.   En  Replik. 
—  Möutrefornien  og  Landbruget.   (Die  Munz- 
reform  uud  die  Landwirtschaft.)  1885.  —  De 
senwe  Aars  Prisfaid  og  dets  Aarsager.   (Der  I 


Preisfall  der  späteren  Jahre  und  seine  Ursachen ) 
188(1.  —  Pengebehov  og  Pengeforsyning.  (Geld- 
bedarf ii.  Geld  Versorgung.  )  1S86.  —  En  Kredit- 
forening  for  industrielle  Ejeiidomme.  (Ein 
Kreditverein  imlnstrieller  Wirtschaften.)  1887. 
—  Kjöbenhavns  Fremvu-xt  (Die  Entwiekelung 
Kopenhagens.)  181M).  —  Skattereform  (Steuer- 
reform.)  1897.  —  Vor  Ökonomiske  Situation. 
(Unsere  ökon.  Situation.)  1897.  —  Kouvcrtering 
og  Rentefod.  (Konvertierung  und  Zinsfuss.) 
1898.  —  lu  diesem  „Handwörterbuch"'  die 
Arft  A  rmen  Gesetzgebung  in  Däne- 
mark. Ranken  i  n  d  e n  S  k  a  u  d  i  n  a  v  i  s  c  h  e  n 
Staaten.  Bauernbefreiung  iu  Däne- 
II)  a  r  k. 

In  einem  kleinen  Lande  lebend,  wo  es  nur 
:  wenige  Nationalökonomen  giebt  und  ökonomische 
Kenntnisse  wenig  verbreitet  sind,  hat  Scharling 
es  stets  als  seine  vornehmste  Pflicht  angesehen: 
;  'las  gross«-  Publikum  über  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Fragen  aufzuklären.    Daher  die 
grosse  Zahl  kleinerer  Abhandlungen.  Neben 
diesen  hat  er  noch  eine  grosse  Zahl  von  Ar- 
tikeln ähnlichen  Inhalts  für  die  Tagespresse 
\  geschrieben ,  welche  indes  hier  ebenso  wenig 
aufgeführt  werden  können,  wie  seine  die  ptdi- 
tischen  Verhältnisse  Dänemarks  behandelnden 
Aufsätze    im   „Deutschen   Wochenblatt"  1890 
-18112. 


Schatzanweisungen,  Schatzscheine. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  nnd  Wesen 
der  Sch.  2.  Ausgabe,  Verzinsung  und  Verfall 
der  Sch.  II.  Die  Thatsaehen  des  Rechts- 
standes. 1  Deutschland.  2.  Oesterreich-Ungarn. 
3.  Frankreich.  4.  England  und  andere  Staaten. 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Sch.  Die 

Schatzanweisungen  od««r  Sehatzscheine  sind 
«Ii«»  wiehtigsteii  Forme»  zur  Beurkundung  der 
schwelenden  Schulden  (vgl.  d.  Art.  Staats- 
schulden). Man  v(>rsteht  darunter  Kre- 
«litpapiere,  Anweisungen,  die  von  der  Fi- 
nanzverwaltuiig  aiisgegelwn  werden,  um 
Geldmittel  flüssig  zu  machen.  l)«?r  Zweck 
ihrer  Ausgabe  ist  daher  l^egehnässig.  ein 
vorül»ergehendes  Missverhältnis  zwischen 
Ausgaben  und  Kinnahmen  bei  Durchführung 
des  Staatsbudgets  auszugleichen.  Sie  sind 
somit  Anweisungen  der  Finanzverwal tnng 
auf  die  Staatskasse,  werden  nur  für  kurze 
Zeit  ausgegeben,  sind  sofort  nach  Umlauf 
einer  bestimmten  Frist  oder  innerhalb  der- 
selben wieder  einzulösen  oder  können 
wenigstens  wieder  eingelöst  werden.  Sie 
tragen  entweder  einen  festen  Zins,  der  je 
nach  l^ige  des  Geldmarktes  festgesetzt  und 
bei  Ablauf  der  Einlösungsfrist  des  Scheines, 
eventuell  halbjährig,  gezahlt  wird,  oder  sie 
sind  formell-unverzinsliche  Senat  zscheine, 
die  ähnlich  wie  Wechsel  nach  vorgängigem 
Abzug  des  Diskontos  verkauft  werden. 
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Die  Schatzanweisungen  haben  nicht  die 
Aufgabe,  ein  Geldsurrogat  zn  sein.  Ihre 
Verzinslichkeit  und  die  Kursschwankungen, 
denen  sie  ausgesetzt  sind,  machen  sie  von 
vorn  herein  zu  dieser  Funktion  ungeeignet. 
Sie  werden  daher  meist  in  grossen  Stücken 
oder  Apjwints  zu  je  5000- -10000  Mark, 
(mitunter  auch  auf  höhere  Betrage  lautend) 
nusgcgelten.  Auf  dem  Geldmärkte  bilden 
die  Schatzanweisungen  ein  marktgängiges 
Papier,  ohne  jedoch  viel  in  den  Verkehr  zu 
kommen,  da  die  grossen  Hanken,  Geld-  und 
Kreditinstitute  sie  sofort  zu  übernehmen 
pflegen  und  sie  nicht  weiter  begeben.  Ein 
Annahmezwang  der  Schatzsrheine  besteht 
nicht. 

2.  Ausgabe.  Verzinsung  und  Verfall 

der  Sch.  Die  Ermächtigung.  Schatz- 
anweisungen auszugeben,  wird  in  unseren 
modernen  Kulturstuatcn  der  Finanzverwal- 
tung bezw.  dem  verantwortlichen  lioiter 
derselben  (Finanzminister)  teils  duivh  das 
Etats-  oder  Finanzgesetz,  teils  durch  ein 
besonderes  Gesetz  erteilt.  Dassel  lie  be- 
zeichnet die  Zwecke,  für  die  eine  Ausgabe 
von  Schatzscheinen  erfolgen  darf,  den 
höchsten  Betrag  der  Emission  oder  des 
(^tatsächlichen)  Umlaufs,  die  Verfallzeit  und 
die  Bedingungen  der  Erneuerung.  Im  übri- 
gen ist  die  Materie  in  den  einzelneu  Staaten 
verschieden  geordnet  (vgl.  unten  sub  II). 

Die  Verzinsung  der  Schatzanwei- 
sungen erfolgt,  wie  bereits  hervorgeholten 
wurde,  nach  einer  doppelten  Methode.  Teils 
wird  ein  fester  Zins,  in  Prozenten  aus- 
gedrückt, versprochen,  der  bei  Ablauf  des 
Schatzscheines  mit  bezahlt  wird  (Preussen) 
oder  bei  länger  laufenden  Anweisungen 
durch  die  beigegebenen,  halbjährigen  Cou- 
pons erholten  wird  (Deutsches  Heidt  vor 
1877).  Teils  sind  die  Scltatzscheiue  for- 
in  e  1 1  -  u  n  v  e  r  z  i  n  s  1  i  c  h  o  K  r  e  d  i  t  p  a  p  i  e  r  e, 
die,  gleichwie  Wechsel,  gegeu  einen  Dis- 
kontabzug verkauft  und  bei  Fälligkeit  zum 
Nennwert  eingelöst  werden.  Hier  ist  dann 
bei  einem  Verkaufe  zum  Zwecke  der  Dis- 
kontierung der  Zins  dem  Nennbetrage  zuzu- 
schlagen (Deutsches  Heid»  seit  1877).  Für 
die  Höhe  des  Zinses  lassen  sich  keine  all- 
gemeinen, festen  Grundsätze  aufstellen.  Die 
Finanzverwaltung  wird  stets  danach  streben, 
die  benötigten  beider  mit  den  geringsten 
Kosten  flüssig  zu  machen.  Sie  ist  aber 
dabei  abhängig  von  den  entscheidenden  Ein- 
wirkungen des  Kredits,  von  der  l^age  des 
Geldmarkts,  vom  Stande  der  Finanzen,  der 
Politik  u.  a.  m.  Die  Zinssätze  sind  daher 
beständigen  Wandlungen  unterworfen,  sie 
schwanken  nicht  selten  sogar  im  Laufe 
eines  Jahres.  In  normalen  Zeitläuften,  bei 
gesichertem  Kredit,  in  ruhigen  politischen 
Epochen.  Itei  leichtem  Geldstaude  und  Geld- 
flberfluss  kann  der  Zinsfuss  1—2%  niedri- 


I  ger  sein  für  Schatzanweisungen  als  für  lang- 
]  fristige  SUiatsschuldverschreibungen.  Auch 
i  ist  er  mitunter  niedriger  als  der  Diskont 
I  bei    guten   Wechseln.  Schatzanweisungen 
mit  kurzer  Verfallzcit  sind  meist  mit  ge- 
|  ringerera  Zinsfuss  unterzubringen  als  solche 
mit  späterer  Rückzahlung.   Dagegen  zeigen 
sich  nicht  selten  die  umgekehrten  Verhält- 
nisse, hoho  und  höhere  Zinsfüsse  als  die- 
durchschnittlichen  und  Diskontosätze  in  un- 
ruhigen Zeiten,  bei  erschüttertem  Staats- 
kredit in  Perioden  politischer  Wirren  und 
Unruhen,  bei  versteiftem  Geldstande  und 
Geldknappheit,  bei  erschwertem  Kredit  u.s.  w. 
Währen«  in  guten  Zeiten  und  bei  gutem 
Kredit  die  Begebung  von  Schatzanweisungen 
zum  Parikurs  auf  keine  Schwierigkeiten  zu 
stossen  pflegt,  kann  es  bei  weniger  günsti- 
|  ger  Lage  notwendig  werden,  die  Schatz- 
j  scheine  zu  einem  Kurse  unter  Pari  anzu- 
!  bieten  und  die  Rückzahlung  zum  Nennwerte 
in  Aussicht  zu  stellen,  um  zur  Abnahme 
derselben  anzureizen. 

Die  Verfall  zeit  der  Schatzanweisun- 
i  gen  oder  die  Frist,  nach  deren  Ablauf  die 
Schatzscheine  einzulösen  sind  bezw.  inner- 
halb deren  sie  eingelöst  werden  können, 
wird  durch  das  Gesetz  und  zwar  meistens 
!  auf  einige  Monate  oder  ein  Jahr  bestimmt. 
Doch  ist  es  zulässig,  während  der  laufenden 
|  Cirkulationsperiode  an  Stelle  der  eingelösten 
j  Schatzscheine  im  gleichen  Betrage  zu  emit- 
tieren.   Ebenso  sind  häufig  auch  Prolon- 
gationen ausgegebener  Schatzscheine  statt- 
haft.   Oder  es  werden  Neuemissionen  von 
'Jahr  zu  Jahr  mit  der  Wirkung  bewilligt, 
idass  die  durch  Schatzscheine  aufgenommene 
,' schwebende  Schuld  zu  einer  ständigen  mit 
1  dem  Charakter  einer  fundierten  Schuld  wird, 
j  Damit  ist  die  kurze  Verfallzeit  nur  sehein- 
I  bar  vorhanden,  während  thatsächlieh  eine 
fundierte    Schuld    in    den    Formen  einer 
i  schwdx»uden  entsteht.   Dieser  Zustand  ist 
jedodi  vom  Standpunkt  einer  gesunden  Fi- 
nanzpolitik nicht  zu  empfehlen. 

II.  Die  Thatsachen  de»  Rechtsstandes. 

1.  Deutschland.   Nach  dem  Gesetz  des 
i  Norddeutschen  Bundes  vom  0.  November 
I8(i7   sollten  Schatzscheine  auf  höchstens 
1  Jahr  ausgegeben  werden.    Die  Verfallzeit 
j  wurde  Ende  1870  auf  4 — ß  Monate,  höchs- 
tens aber  auf  1  Jahr  festgesetzt.    Das  G.  v. 
i  21».  November  1870  stellte  dem  Reichskanzler 
|  eine  Verlängerung    des  Fälligkeitstermins 
unter  Beigabe  besonderer  Zinsscheine  an- 
|  heim.    Darauf  wurden  102  Millionen  Titaler 
i  auf  5  Jahre  begeben  unter  dem  Vorbehalt 
der  Regierung,  mit  halbjältriger  Aufkündi- 
gung schon  vorher  einzulösen.    Bereits  1S71 
bis  1872  trat  die  Kündigung  ein.  Später 
bestimmte  der  Reichskanzler  die  Umlaufs- 
frist, doch  durfte  dieselbe  nicht  über  ein 
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lialbes  Jahr  Ober  (las  abgelaufene  Finanzjahr 
hinaus  erstreckt  werden,  d.  h.  nicht  über 
den  30.  September.  Innerhalb  dieser  Frist 
kann  derBetrag  derSchatzan  weisungonwieder- 
holt  emittiert  werden,  jedoch  nur  zur  Deckung 
der  in  Verkehr  gesetzton  Scheine.  Die  Um- 
laufszeit und  die  Zinssätze  werden  vom 
Reichskanzler  bestimmt.  Die  Stücke  lauten 
auf  100t),  10000,  ."iOOOO  und  100000  Mark. 
Dagegen  waren  die  Schatzanweisungen  des 
Norddeutschen  Bundes  in  Appoints  zu  100 
und  1000  Thaler  ausgegeben  worden.  Die 
Reichsfinanzverwaltung  hat  indessen  von 
dieser  Form  der  Kreditaufnahme  weniger 
Gebrauch  gemacht,  als  dies  in  anderen  Staa- 
ten geschehen  ist.  Der  Stand  dieser  Schuld- 
gattung ist  folgender: 

Unver- 
zinsliche 
Dar- 
lehnt»- 
kassen- 
scheine 

Millionen  Mark 

10.800  — 


Sthatzau  Weisungen 


Verzins- 
liche 


Unver- 
zinsliche 


1868 
1870 
1875 
1877 
1887 
1*93-99 
l'.HKI 


129,578 
15.300 
0,003 

80.OOO 


13,300 
54,150 


88,953 
0,003 
0,054 


Die  bis  Ende  187S  nicht  eingelöst»-!! 
Darlohnskassonscheine  sind  präkludiert.  Im 
September  1900  wurden  nach  laiigerer 
Unterbrechung  wieder Schatzscheine  beget>eii, 
die  von  einem  Konsortium  amerikanischer 
Banken  übernommen  wurden.  Die  zu  4% 
verzinslichen  und  1904  und  100"»  fälligou 
S«-hatzan Weisungen  sind  durch  Vennittelung ' 
einer  Gruppe  deutscher  Banken  mit  der 
Diskontogeselisehaft  an  der  Spitze  nahezu 
zum  Parikurs  an  die  New-Y orker  Häuser 
fibergegangen.  Der  Zweck  dieser  mit  der 
Kmission  im  Ausland  verbundenen  Tians-  j 
aktion,  nämlich  den  deutseben  Geldmarkt  zu 
erleichtern  und  die  deutsche  Zahlungsbilanz 
zu  bessern,  sind  thatsächlich  erreicht  worden. 

Ebenso  können  auch  in  Preussen  nach 
den  jeweiligen  Etatsgesetzen,  auf  Anordnung 
«les  Finanzministors  zur  vorübergehenden 
Verstärkung  der  Betriebsfonds  der  Gene- 
ralstaatskasse, meist  50—  100  Millionen  Mark- 
verzinsliche  Schatzanweisungen  ausgegeben 
werden,  welche  indessen  nicht  über  0  Mo- 
nate über  «las  abgelaufene  Finanzjahr  hinaus 
in  t'irkulation  bleiben  dürfen.  Seit  dem 
Jahre  1879  wurde  auch  der  Finanzminister 
in  Bayern  durch  das  Finanzgesetz  er- 
mächtigt, zur  zeitweisen  Verstärkung  der 
Betriebsfonds  der  Centraistaatskasse  eine 
Anleihe  aufzunehmen  und  Schatzanweisungen 
mit  einem  Fälligkeitstermine  von  höchstens 
0  Monaten  auszugeben.  Diese  Ermächtigung 
wunle  seither  durch  die  Fiuanzgesetze  er- 


neuert Aehnliche  Einrichtungen  zu  gleichem 
Zwecke  finden  wir  auch  in  den  übrigen  deut- 
schen Staaten.  Der  der  Finanzverwaltung 
dadurch  gewahrte  Kredit  wird  aber  regel- 
mässig nur  zu  einem  geringen  Teile  in  An- 
spruch genommen. 

2.  Oesterreich-Ungarn.  Die  Schatzan- 
weisungen in  Oesterreich  sind  die  »Partial- 
Hypothekar- An  Weisungen*  oder  >Snlinen- 
scheine,  so  genannt,  weil  die  Saline  in 
Gmunden  als  Sicherheitspfand  bestimmt 
wurde.  Sie  verdanken  ihre  Entstehung  den 
Finanznöten  des  Jahres  1*48.  Der  Staat 
bestellte  eine  Hypothek  auf  die  Gmundener 
Salzwerke  im  Betrage  von  30  Millionen 
Gulden  zur  Fundierung  eines  Anlehns  in 
gleicher  Höhe  in  Form  einer  schwebenden 
Schuld,  deren  erste  Ausgalie  und  spätere 
Umwechselung  die  österreichische  National- 
kink  unentgeltlich  besorgen  sollte.  Diese 
Anweisungen  lauteten  auf  '50,  100,  r»<H>  und 
1000  Gulden,  waren  nach  4,  8  und  12  Mo- 
naten fällig  uud  wurden  im  voraus  (nach 
Art  des  Diskonts)  auf  4  Monate  je  nach  der 
Verfallzeit  mit  5,  ä'  j  und  6"'o  verzinst, 
nach  Ablauf  der  Verfallzeit  bar  eingelöst, 
auf  Verlangen  des  Inhabers  gegen  neue 
Scheine  umgewechselt  und  an  den  staat- 
lichen Kassen  als  Bargeld  angenommen. 
Die  Bank  ihrerseits  übergab  dem  Staate 
sofort  den  vollen  Anlehusbetrag  zur  Ver- 
fügung. Die  Annahme  als  Bargeld  bei  den 
Staatskassen  wurde  1*53  aufgehoben,  nach- 
dem im  Jahre  1*51  ein  weiterer  Betrag 
von  30  Millionen  Gulden  ausgegeben  worden 
war.  Durch  ein  1*52  geschlossenes  Ueber- 
einkommen  zwischen  Staat  und  Bank  sollte 
»ler  Maximalhctrag  der  Partial-Hypothekar- 
Anweisungen  auf  40  Millionen  Gulden  be- 
schränkt werden.  Zugleich  wurde  die  Hy- 
pothek auch  für  sonstige  Forderungen  «ler 
Bank  an  den  Staat  mit  71.50  Millionen 
Gulden  auf  die  Salinen  Ausseo  und  Hallein 
ausgedehnt.  Der  Kapitalwert  der  Pfandob- 
jekte wurde  dabei  auf  140  Millionen  Gulden 
veranscldagt.  Die  Maximalgrenze  des  Um- 
laufs wurde  in  »ler  Folgezeit  oft  über- 
schritten (1858  CO  Millionen  Gulden,  1800 
(»4,90  Millionen  Gulden),  so  dass  jenes 
Maximum  auf  60  Millionen  Gulden  erhöht 
wurde.  Aber  auch  diese  Steigerung  genügte 
nicht  (1801  80  Millionen  Gulden,  1*02  97,80 
Millionen  Gulden). 

Der  Umlauf  «ler  Partial-Hypothekar-An- 
weisungeii  wurde  zuerst  gesetzlich  ge- 
regelt im  Jahre  1803  (G.  v.  17.  November 
1*03),  wodurch  derselbe  auf  80  Millionen 
Gulden  und  vorübergehend  auf  100  Millionen 
Gulden  festgesetzt  wurde.  Bei  lotzterem 
Betrag  hatte  es  aber  sein  Bewenden.  Durch 
G.  v.  27.  August  1800  wurde  die  Cirkulation 
»ler  Staatsnoten  auf  300  Millionen  Gulden 
und  diejenige  der  Fartial-Hypothekar-An- 
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■Weisungen  auf  100  Millionen  Gulden  —  zu- 
sammen auf  400  Millionen  Gulden  —  fest- 
gesetzt. Der  Finanzminister  wurde  dabei 
ermächtigt,  bei  einem  Sinken  des  Umlaufs 
der  ttutial-Hypothekar-An  Weisungen  unter 
das  Maximum  diesen  Abgang  dunh  ent- 
sprechende Vermehrung  der  Staatsnoten- 
Uirkulation  zu  ersetzen  und  umgekehrt  bei 
zunehmender  Nachfrage,  naeh  J'artial-IIyno- 
thekar- Anweisungen ,  im  Verhältnis  des 
innerhalb  ihres  aufrechterhaltenen  Maximums 
vi.»  100  Millionen  Gulden  steinenden  Ab- 
satzes den  Staatsnotenumlauf  entsprechend 
zu  verringern.  Diese  Wechselbeziehung 
zwischen  beiden  Formen  der  schwellenden 
Srlmld  hat  auch  gegenwartig  noch  Geltung. 
Dagegen  sind  die  Partial-IIy|Mithekar-An- 
weisungen  seit  dem  1807  er  Ausgleich  laut 
Uebcreinkommen  eine  Schuld  der  im  Reiehs- 
rat  vertretenen  König! eiche  und  Iiinder. 
Im  Zusammenhang  mit  der  Valutareform 
erteilte  das  G.  v.  0.  Juli  1894  dem  Finanz- 
minister  die  Ermächtigung,  in  einem  ge- 
eigneten Augenblick  den  Höchsthetmg  der 
Partial- Hyjiothekar-  Anweisungen  von  100 
auf  70  Millionen  Gulden  zu  reduzieren.  Dies 
ist  dann  auch  stufenweise  erfolgt. 

1S42  wurden  neben  den  Partial-Hypothe- 
kar-Anweisungcn  auch  besondere  Kassen- 
anweisungen emittiert,  und  neuerdings 
hat  man  diesen  auch  noch  besondere 
Schatzscheine  hinzugefügt.  Der  Stand 
dieser  schwebenden  Sc  hulden  war  in  den 
letzteu  Jahren  folgender: 

1890  8q.q6s  Millionen  Gulden 

1895  so,26~4 

1897  60,189 

1898  62,601 
189»  3S.788 


1900  3M6i 


- 

- 


».  Frankreich.  Die  schwebende  Schuld 
)mt  in  Frankreich  zeitweise  eine  ganz  be- 
denkliche Höhe  erreicht  und  war  gleichsam 
ein  Erbüliel,  das  sowohl  im  Ancien  Regime 
als  auch  unter  den  sich  ablösenden  Regie- 
rungen des  19.  Jahrhunderts  die  Ordnung 
der  Finanzen  beeinträchtigte.  Die  Verbrie- 
fung dersellicn  durch  Schatzanweisungen 
war  schon  der  alten  Monarchie  unter  ver- 
schiedenen Bezeichnungen  geläufig:  billets 
au  comptant,  billets  de  lY-pargne,  billets 
d'Etat  u.  s.  w.  Unter  der  Restauration 
wurde  die  Materie  durch  G.  v.  4.  August  1824 
neu  und  zwar  gesetzlich  geregelt,  um  »1er 
chronischen  Finanznot  zu  steuern.  Seit 
dieser  Zeit  wurden  gleicliartige  Bestimmun- 
gen in  alle  folgenden  Finanzgesetze  aufge- 
nommen. Allein  der  llöehstbetrag  der  zu- 
lässigen Emissionen  hat  im  I>aufc  der  Zeit 
mehrfach  gewechselt.  1824  wurde  er  auf 
140  Millionen  Francs  festgesetzt  und  wurde 
nach  und  nach  auf  i:>0,  200  und  2"jU  Milli- 


|  onen  Francs  gesteigert,  bis  er  in  der  Gegen- 
wart 400  Millionen  Francs  erreichte. 

Die  gewöhnliche  Form  der  Sehatzanwei- 
!  sungen  (Born*  de  tivsor)  sind  die  Bons  de 
t  r  e  s  o  r  o  r d  i  n  a  i  re  s  .  die  Schatzscheine  im 
engeren  Sinne.    Ihre  Ausgabe   wird  vom 
Finanzminister  auf  Grund  einer  allgemeinen 
ljcgitimation   im    Journal    officiel  ausge- 
schrieben.   Sie  haben  eine  Verfallzeit  von 
• ;{,  0  und  12  Monaten,  ihre  Verzinsung,  die 
<  zunächst  mit  der  1-lnge  des  Umlaufes  im 
I  allgemeinen  steigt,  wird  nach  den  jeweiligen 
1  .Marktverhältnissen  bestimmt.    Dauelwn  sind 
I  zu  Bons  2,  3,       10,  Inhaberpapiere  mit 
j  halbjährigen  Zinsscheinen  versehen,  die  10 
!  Jahre  lang  zu  verzinsen,  aber  je  naeh  den 
J  Emissionsbedingungeu   von   der  Finanzver- 
|  waltung  nach  2,  3  oder  ~>  Jahren  zurück- 
:  bezahlt  werden  konnten,  jedenfalls  aber  nach 
10  Jahren  getilgt  sein  niussten.    Diese  Form 
■wurde  durch  G.  v.  21.  Juli  1S70  eingeführt, 
die  Emissionen  erreichten  nur  24  Millionen 
Francs,  und  durch  eine  Ministcrialverordnung 
vom  20.  Mai  IS77  wurde  die  Rückzahlung 
und  die  Einziehung  des  ganzen  Typus  ver- 
fügt.   Die  Bons  a  long  terme,  errichtet 
durch  G.  v.  4.  Dezember  187"»  sind  im  Zu- 
sammenhange  mit   der  Kapitalbeschaffung 
zur  Deckung  der  Kriegskosten  neben  anderen 
Deckungsmittelu  ausgegeben  worden.  Sie 
haben  eine  Verfallzeit  von  höelistens  sechs 
Jahren  (daher  Bons  sexennaires)  und  wurden 
zum  Betrage  von  983  Millionen  Francs  in 
Umlauf  gesetzt  waren  innerhalb  der 

Jahtv  Inso — zu  tilgen.  Für  die  Fest- 
setzung des  Zinsfusses  wareu  die  gleichen 
Grundsätze  massgebend  wie  für  die  Bons 
de  tivsor  ordinaires,  doch  ist  ihre  Form 
die  von  Obligationen  mit  fester  Stückelung 
und  mit  auf  den  Inhaber  lautenden  Zins- 
scheinen.  Die  Schatzanweisungen  sind  heute 
in  Frankreich  nur  noch  durch  den  Typus 
der  Bons  de  tivsor  ordinaires  vertreten. 

Dagegen  sind  nicht  zu  den  Schatzanwei- 
sungen im  technischen  Siuu  zu  zählen :  die 
Bons  remis  ä  la  caisse  d'amortissement,  die 
nach  G.  v.  10.  Juni  1833  dazu  dienen  soll- 
ten, die  Agiobeträge  der  im  Besitze  der 
Amortisationskasse  befindlichen  Dotation  an 
Staatsrenten  infolge  des  Ucber- Parikurses 
der  letzteren  der  Kasse  zu  resei  vieren, 
ferner  die  Bons  remis  ä  Batnpie  de  France, 
die  der  Bank  von  Frankreich  für  ihre  Vor- 
schüsse an  den  Staat  gegeben  werden,  und 
endlich  die  Bons  emis  pour  prets  ä  Fin- 
dustrio  nach  dem  G.  v.  1.  August  1860,  die 
bis  zur  Höhe  von  40  Millionen  Francs  zu 
Unterstützungen  ausgegeben  werden  konnten, 
die  Form  von  Bons  de  tresor  ordinaires 
liatten,  aber  nicht  in  dem  finauzgesetzlichen 
Maximal  betrage  dieser  einbegriffen  waren. 

Die  Höhe  der  Schatzanweisungen  hat  im 
lAufe  der  Zeit  vielfach  gewechselt. 
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Mill.Frcs. 

1815  46.740 

18-iö  42,362 

183Ö  44.947 

1847  284,044 

1855  1  ^8.503 

1865  96,626 


Mill.Frcs. 


Mill.Frcs. 


1875  224.«K2  i8y;i  77.139 

1880  3,006    1U00  98,^2 

1885  113,800 

18H2  106,000 

185(5  355,617 

181»?  102,49% 


4.   England    und   andere  Staaten. 

Die  englischen  Sehatzan  Weisungen  wur- 
den unter  Wilhelm  III.  durch  den  Sehatz- 
kanzler :  Montague  eingeführt ,  um  der 
Geldknappheit  hei  der  Münzumprügung  ab- 
zuhelfen. Finanziell  war  der  Erfolg  kein 
guter,  da  dieselben  hei  dem  Misstrauen  in 
den  Bestand  der  Regierung  mir  mit  25  bis 
C0°o  des  Nennwertes  zu  liegoben  waren. 
Thatsüchlieh  waren  sie  aher  kein  Novum, 
Hindern  sie  ersetzten  nur  die  damals  einge- 
zogenen Exche«pier  Tallies  und  Orders  of 
Paynient.  In  der  Folgezeit  haben  sie  sieh 
dann  in  verschiedenen  Formen  entwickelt, 
deren  Abweichungen  alter  wesentlich  in  der 
formellen  Beurkundung  liegen  und  meist 
auf  eine  historische  Wurzel  zurückgehen. 
Man  unterscheidet:  1.  Die  Excheipier 
Dills.  Sie  sind  die  Schatzanweisungen  in 
unserem  Sinne,  werden  für  allgemeine 
Ntaatszwecke  ausgegeben  und  sind  meist 
auf  eine  l.'mlaufszeit  von  12  Monaten,  selten 
auf  länger  gestellt.  2.  Die  Treasury 
Hills.  Diese  erscheinen  als  Schatzanwei- 
sungen für  speeielle  Zwecke  und  werden 
ausgestellt  in  der  Form  von  Wechseln,  die 
«las  Schatzamt,  auf  die  Staatskasse  oder  die 
Bank  zieht  (Betrag  li«H>  S.133  Millionen  t'). 

3.  Die  Ex  eherner  Bonds.  Sie  sind 
eine  Beurkunduiigsform  der  schwebenden 
Schulden  und  stellen  sieh  dar  als  Obliga- 
tionen mit  mehrjähriger  Heimzahlnngsfrist. 
Diese  drei  Formen  der  Schatzscheine  werden 
regelmässig  in  Apjtoints  von  nicht  unter 
100  fc  ausgegeben.  Die  Verzinsung  wechselt 
je  nach  den  sj>eciellen  Verhältnissen  des 
Geldmarktes.  Früher  pflegte  der  durch- 
schnittliche Zinssatz  für  je  1"0  c  3  d.  täg- 
lich zu  sein,  der  indessen  heute  auf  1—2  d. 
reduziert  wurde;  d.  h.  also  1,."»  bis  3°o. 

4.  Weitere  Speciali  sierungen.  Mit- 
unter hat  man  sich  al>er  mit  dieser  drei- 
gliedrigen Abteilung  nicht  begnügt,  sondern 
die  Specialisierung  noch  weiter  getrieben. 
Die  Supply  Bills  dienten  zur  Ergänzung, 
waren  auf  fünf  Jahre  hegeben,  konnten 
aber  vom  Inhaber  je  iu  einem  Jahre  zu  be- 
stimmter Zeit  zur  Rückzahlung  vorgelegt 
werden.  Andere  Sj>ecialitäten.  die  Navv 
Bills,  Irish  Treasurv  Bills.  <)r- 
donnance  Bills  (beim  Anweisungswesen) 
u.  ä.  in. 

AehnJiche  Einrichtungen  hat  Italien 
in  seinen  Buoni  di  tessoro,  liussland  in 
den  vormaligen  Serien  von  Keichssehatz- 
scheinen  und  seit  1878  in  seinen  Keichs- 


schatzobligationen,  die  Niederlande  iu 
den  Schatkistpromessen  11.  s.  w.  Die  Tech- 
nik und  Verwaltung  der  Schatzanweisun- 
gen zeigt  hier  im  allgemeinen  dieseU>en  Ge- 
sichtspunkte. 

Litteratur:  IV//.  hierzu  </ru  nutführliehm  /..«<- 
raturnttcttirri*  itm  Art.  Stau  I  *  *e  fi  u  I  d  e  n. 

,W*ur  von  Heckel. 


Schauspieler. 

s.  Theaterrecht. 


Scheel,  Hans  von, 

geboren  um  2t».  XII.  18H5J  zu  Potsdam;  1867,68 
Privatdozent  der  Stnatswissciischaftcii  an  der 
Universität  Halle:  1868  71  Dozent  au  der  land- 
wirtschaftlichen Akademie  Proskail,  folgte  1871 
einem  Kufe  als  ordentlicher  Professor  der 
Staat.swissenschaftcn  an  die  Universität  Bern, 
trat  1877  üi  das  .Statistische  Amt  des  Deutschen 
Peiches  eiu,  dessen  Direktor  er  im  Jahre  1891 
wurde. 

Er  veröffentlichte  an  stantswissenschaft- 
,  liehen  Schriften  a)  in  Buchform:  De  Pecu- 
|  niae  nomine  ac  natura  quid  senseriut  Roman i 
'et  imprimis  Jiireeonsnlti  (Jur.  Doktor- Diss.), 
Halae  1864.  (Deutsch:  Der  Begriff  des  Geldes 
etc.  |s.  n.].)  —  De  Corporis  Juris  civilis  prin- 
eipiis  oeconomicis  ( Habilitationsschrift),  llulae 
1867.  (Deutsch:  Die  wirtschaftlichen  (irnnd- 
begriffe  etc.  |*.  u.].)  —  Die  Theorie  der  sozialen 
Frage.  Jena  1871.  —  Das  <iesetz  über  die  Ein- 
kommensteuer im  Kanton  Bern.  (Auf  Veran- 
lassung der  Finanzdirektion  des  Kantons  Bern 
nach  einem  Aufsatz  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
Stat.  besonders  herausgegeben.)  Jena  1874.  — 
Erbschaftssteuer  und  Erbsehaftsreform ,  Jena 
1877.  (Zuerst  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  8tat.  und 
auch  iu  Sonderausgabe  als:  Die  Erbschafts- 
steuer. Eine  tiiianzwisseuschaftliche  Studie, 
1875.)  —  Eigentum  und  Erbrecht.  (Deutsche 
Zeit-  uud  Streitfragen  Nr.  IM»),  Berlin  1877. 
—  Unsere  sozialpolitischen  Parteieu,  Leipzig 
1878. 

In  der  „Statistik  des  Deutschen  Reichs* 
sind  viele  Arbeiten  von  ihm  in  Form  von  Ein- 
leitungen zu  den  Tabellenwerken  zur  Bevölke- 
rungsstatistik, Kriminalstatistik,  Krankenver- 
sicherungsstatistik u.  s.  w.  enthalten.  Die  be- 
sondere Veröffentlichung:  „Die  deutsche 
Volkswirtschaft  am  Schlüsse  des  PJ. 
Jahrhunderts",  bearbeitet  vom  Kaiserlichen 
Statistischen  Amt,  Berlin  ltKX),  ist  von  ihm 
vertagst.  Als  Direktor  des  Statistischen  Amts 
schuf  er  die  beiden  Zeitschriften  desselben: 
„Monatliche  Nachweise  Uber  den  Auswärtigen 
Handel  des  Zollgebiet« und  „Vierteljahreschrif- 
ten  zur  Statistik  des  Deutschen  Keichs"  (beide 
seit  1892). 

b)In  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.  und  zwar:  1.  In  den  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
Stat.:  Die  bisherigen  statistischen  Leistungen 
über  die  Verteilung  des  Grundeigentums  in 
Deutschland  (1865).   Der  Begriff  des  Oeldes  in 
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seiner  historisch  •  ökonomischen  Entwickelung 
(1866).  Untersuchungen  über  den  Einfluss  der 
Frachtpreise  auf  die  Bevölkerungsbewegung 
Philosophische  Doktorschrift  a.  d.  Univ.  Jena] 
(1866/.  Die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  im 
Corpus  Juris  civilis  (1866).  Zur  Geschichte  und 
Kritik  der  Lehre  vom  Arbeitslohn  (1867). 
Frauenfrage  und  Frauenstudium  [Rektoratarede 
an  der  Univ.  Bern]  «1874).  —  2.  In  der  Zeit- 
schrift f.  Staatsw. :  Turgot  als  National- 
ükonnm  (1868).  Die  Organisation  der  amtlichen 
Statistik  (I86W1.  Die  progressive  Besteuerung 
(1875).  —  3.  Im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.: 
Wie  sind  die  Matrikultirbeiträgc.  iin  Deutschen 
Reiche  zu  beseitigen?  (1878)  Die  Berechnung 
der  Handelsbilanzen  (1889).  -  4.  Die  Ab- 
handlungen: Die  politische  Oekonomie  als 
Wissenschaft:  Sozialismus  und  Kommunismus: 
die  Erwerbseinkünfte  des  Staates,  in  Sc h Im- 
berg, 1.  bis  4.  Aufl.,  die  Statistik  als  Teil  der 
Verwaltung,  4.  Aufl.  -  5.  In  diesem  „Hand- 
w ort  er  buche  der  S taat s  wissenschaf- 
ten"  die  Artt.  Brotpreise,  Dienstleis- 
tungen, persönliche,  Eigentum,  Erb- 
recht, Handelsbilanz,  HaudeUstatis- j 
tik,  Kriminalstatistik. 

Ferner  lieferte  v.  Scheel  die  Uebersctzuiigen : 
Ingram,  die  notwendige  Reform  der  Volks- 
wirtschaftslehre, Jena  187*J.  Morselli,  Der 
Selbstmord,  Leipzig  1881. 

Ausserdem  schrieb  er  noch  sehr  zahlreiche 
in  Fachzeitschriften,  politischen  Zeitschriften 
und  Zeitungen  zerstreute  kleinere  Aufsätze  und 
Litteraturhesprechungcn. 

Red. 


Scheidei 

Scheidemünzen  sind  Münzen,  die  im 
Gegensätze  zu  den  Währungsinünzeu  nur 
bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  gesetz- 
liche Zahlungskrnft  besitzen.  Sie  sind  in 
der  Hegel  Teilstücke  der  kleinsten  Wäh- 
rungsmünze und  daher  von  niedrigem  No- 
minalwerte. Jedoch  ist  dies  für  sie  keines- 
wegs ein  cliarakteristisches  Merkmal,  denn 
das  deutsche  silberne  Fiinfmarkstück  — 
allerdings  ein  ganz  besonders  anfechtbarer 
Münztypus  —  ist  Scheidemünze,  obwohl  es 
eiuen  höheren  Nennwert  hat  als  die  frühere 
silberne  Hauptwähruugsmünze,  der  Thaler. 
Andererseits  hat  es  sehr  kleine  Silbermfln- 
zen  gegel>en,  wie  die  alteren  französischen 
2< »-Centimes-Stücke,  die  nicht  Scheidemünze, 
sondern  Währungsgeld  waren.  Regelmässig 
aber  verbindet  sich  mit  der  oben  bezeich- 
neten Eigentümlichkeit  der  Scheidemünze 
eine  zweite:  nämlich  die  innere  Unterwortig- 
koit  derselben,  der  Abstand  zwischen  ihrem 
Nennwerte  und  ihrem  selbständigen  Metall- 
werte.  Diese  Unterwertigkeit  ist  eben  der 
Grund,  weshalb  man,  um  die  Rückkehr 
mittelalterlicher  Münzzustände  zu  vermeiden, 
jene  gesetzliche  Beschränkung  der  Zahlnngs- 
kraft  dieser  Münzen  eingeführt  hat.  Eine 


wirkliche  Notwendigkeit,  die  kleinen  Münzen 
als  »Token  money«  mit  einem  erhöhten 
Nennwerte  auszuprägen,  war  nie  vorhanden, 
wenn  die  Hauptwährungsmünzen  aus  Silber 
bestanden,  abgesehen  etwa  von  den  Kupfer- 
münzen, die,  nach  ihrem  Metallwerte  aus- 
geprägt, noch  immer  eine  unbequeme  Grösse 
haben  und  überdies  wegen  der  grossen 
Veränderlichkeit  des  Kupferpreises  häufigen 
Wertschwankungen  Unterliegen  würden.  In- 
des gab  man  im  Mittelalter  auch  den 
kleinsten  Münzen  einen  gewissen  Silberzu- 
satz, und  so  konnte  man  diese  sogenannten 
Hillonmünzen  ebenfalls  in  das  richtige  Wert- 
verhältnis zu  den  silbernen  Wähmngsmünzeu 
bringen.  Dass  die  kleineren  Münzen,  wenn 
sie  vollwertig  ausgeprägt  würden,  beson- 
ders Gefahr  liefen,  ausgeführt  zu  werden, 
ist  liei  SUberwährung  nicht  zutreffend,  da 
diese  Münzen  durchschnittlich  immer  stärker 
abgerieben  sind  als  die  Haupt  münzen,  also 
weniger  leicht  ausgeführt  werden  als  diese. 
Bei  Doppel  Währung  und  noch  mehr  bei 
Goldwährung  konnte  man  allerdings  unter 
den  früheren  Verhältnissen  des  Silberpreises 
besorgen,  dass  die  Silbermünzen  sich  zeit- 
weise nach  ihrem  inneren  Werte  höher 
stellten,  als  «lern  ihrer  Prägung  zu  Grunde 
gelegten  gesetzlichen  Wertverhältnisse  der 
beiden  Edelmetalle  entspräche,  und  man 
liatte  daher  eine  gewisse  praktische  Berech- 
tigung, das  letztere  für  die  im  täglichen 
Verkelu*  unentbehrlichen  Scheidemünzen 
höher  zu  stellen,  als  es  voraussichtlich  auf 
dem  freien  Markte  jemals  steigen  würde. 
Bei  der  Doppclwährung  indes  wünle  doch 
ebenfalls  vorzugsweise  das  in  besserem  Zu- 
stande befindliche  Silbercourantgeld  ausge- 
führt werden.  Reine  Goldwährung  ohne 
gleichzeitigen  Umlauf  einer  bedeutenden 
Menge  Silhcrcourant  hat  bisher  nur  in  Eng- 
land existiert.  Die  Hanptnrsache  der  Unter- 
wertigkeit der  Sillierscheidemünze  ist  übri- 
gens immer  das  Streiten  nach  finanzieller 
Ausnutzung  des  Münzregals  gewesen,  und 
als  Reaktion  gegen  diesen  Missbrauch  und 
Schutzmittel  gegen  die  Folgen  desselben  ist 
dann  die  Beschränkung  der  Zahlungskrnft 
dieser  Münzen  eingeführt  worden.  So  be- 
stimmte schon  die  Reiehsroüuzordnung  von 
1559,  dass  von  den  weniger  als  5  Kreuzer 
darstellenden  Münzen  »niemand  verbunden 
sei,  über  25  Gulden  in  Bezahlung  und  für 
Währschaft  anzunehmen'.  Dabei  sollte  die 
gesetzliche  Minderwertigkeit  dieser  Münzen 
nur  sehr  gering  sein,  da  z.  B.  die  feine 
Mark  in  Einkreuzerstücken  auf  10  Gulden 
20'  ?  Kreuzer,  jene  in  vollwichtigen  Courant- 
münzen  aber  auf  10  Gulden  12'  ü  Kreuzer 
ausgebracht  werden  sollte.  Diese  Bestim- 
mung blieb  indes  praktisch  bedeutungslos, 
und  die  Verschlechterung  der  kleiueren 
Münzen  erreichte  zeitweise  einen  ganz  enor- 
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men  Grad.  Das  preii  seisehe  Landrecht 
(1791)  bestimmte,  dass  Zahlungen  unter  10 
Thaler  ganz,  unter  30  Thaler  zur  Hälfte  in 
Scheidemünze  angenommen  werden  müssten, 
sofem  nicht  ausdrücklich  Zahlung  von  Gold 
oder  Silbercourant  ausbedungen  wäre.  Diese 
Vorschrift  hinderte  jedoch  nicht,  dass  die 
Billonmünzen  (' 21,  1ao.  1  «  Tlialer),  deren 
innerer  Wert  nur  zwei  Drittel  ihres  Nenn- 
wertes betrug,  in  übermässiger  Monge  aus- 
geprägt wurden.  Nach  der  Wiederherstel- 
lung des  preussisehen  Geldwesens  waren 
von  1764 — 1786  in  Silbercourantmtinzen 
f>3972739  Thaler  und  in  den  erwähnten 
Scheidemünzen  aber  12886863  Thaler  ge- 
prägt worden.  Dieses  schon  ziemlich  un- 
günstige Verhältnis  gestaltete  Rieh  alier  in 
der  Folge  noch  weit  schlimmer,  denn  von 
1786—1808  belief  sich  die  Prägung  von 
Silbercourant  auf  41  736  .ri43  Tlialer,  die  von 
Silherscheidemünzen  aber  auf  29628807 
Thaler.  Die  I/"»linung  der  Soldaten  wurde 
in  solchen  Manzen  bezahlt,  und  wenn  die 
Armee  im  Auslande  stand,  musste  dort  die 
Bevölkerung  dieses  Geld  zu  seinem  Nenn- 
werte annehmen.  Doch  floss  dasselbe  durch 
Vcrmittelung  von  Wechslern  immer  wieder 
bald  nach  seinem  Heiniatsstaate  zurück. 
Nach  der  bedeutenden  Verkleinerung  des 
preussisehen  Staatsgebietes  durch  den  Til- 
siter Frieden  führte  das  Uebermass  von 
Scheidemünzen  zu  einer  Krisis.  indem  durch 
eine  V.  v.  4.  Mai  1808  diese  Scheidemünze, 
deren  Gesamtausprägung  (Iber  42  Millionen 
Thaler  betrug,  auf  '  t  und  durch  das  Edikt 
vom  13.  Dezember  1811  auf  '  ?  ihres  ur- 
sprünglichen Nennwertes  herabgesetzt  wurde, 
wobei  also  die  letzten  Inhaber  den  Schaden 
zu  tragen  hatten. 

Kine  durchaus  korrekte  und  strenge 
Regelung  erhielt  das  Scheidemünzwesen  in 
l'renssftii  durch  das  Münzgesetz  vom  30. 
September  1N21.  Als  SUberscheidcinünzen 
wmilen    nur   Silbergrosehen    und  Seehs- 

i'fennigstücke  beibehalten  und  die  Zahlungs- 
;raft  dcrsellen  im  Privatverkehr  auf  solche 
Beträge-  l*eschränkt.  die  nicht  mehr  durch 
die  kleinste  Couranttnünze,  d.  h.  das 
Seehstelthalerstück ,  ausgeglichen  werden 
konnten :  die  öffentlichen  Kassen  dagegen 
sollten  sie  in  unbeschränkter  Menge  anneh- 
men. Die  Feinheit  dieser  Münzen  war 
allerdings  sehr  gering  ('-' 's»),  sie  gehörten  also 
zu  den  Billonmünzen,  aber  ihr  Silbergehalt 
war  dennoch  vorliältnismässig  gross  und  stellte 
7  s  ihres  Nennwertes  dar.  An  Kupfermünzen 
sollte  nicht  mehr  in  Umlauf  gesetzt  werden, 
als  zur  Ausgleichung  im  kleinen  Verkehr 
nötig  wäre.  Bis  zum  Jahre  1813  wurden 
an  ganzen  und  halben  Silbergrosehen  nur 
332."i«KJ0  Thaler  ausgeprägt,  und  da  die  alten 
vollwichtig  ausgemünzten  Zwölftelthaler- 
Mucke  dem  G.  v.  30.  September  1821  ge- 


mäss damals  schon  grösstenteils  eingezogen 
waren,  so  war  das  Bedürfnis  des  Verkehrs 
nach  kleinen  Münzen  nicht  mehr  genügend 
gedeckt,  und  es  wurde  daher  durch  die  V. 
v.  28.  Juni  1843  ein  neues  Zwölftelthalcr- 
stück  als  Scheidemünze  eingeführt  mit  der 
Feinheit  :,,s  und  derselben  Minderwertigkeit, 
wie  sie  bei  den  Silhergrosehen  bestand,  mit 
denen  sie  auch  hinsichtlich  der  grossen  Be- 
schränkung ihrer  gesetzlichen  Zahlungskraft 
gleichstand. 

Der  zwischen  Preussen  und  den  meisten 
norddeutschen  Staaten  (mit  Ausnahme  von 
Mecklenburg,  Holsteiu  und  den  Hanse- 
städten), den  süddeutschen  Staaten  und 
Oesterreich  abgeschlossene  Münz  vertrag 
vom  24.  Januar  18"»7  hielt  die  strengen 
Normen  für  die  Scheidemünzen  aufrecht. 
Sie  mussten  in  ihrem  Gepräge  die  Be- 
zeichnung als  solche  tragen,  der  Nennwert 
der  silbernen  durfte  höchstens  die  Hälfte 
der  kleinsten  Courant münze  betragen,  und 
niemand  war  verpflichtet,  Zahlungen,  die 
den  Wert  der  kleinsten  Courantmünzen  (' 
Thaler  und  *i  Gulden,  die  aber  nur  in 
ö.  W.  geprägt  wurden)  erreichten,  in 
Scheidemünzen  anzunehmen.  Dazu  kam 
noch  die  Bestimmung,  dass  jeder  Staat  ver- 
pflichtet sein  sollte,  bei  den  näher  zu  be- 
zeichnenden öffentlichen  Kassen  seine 
Scheidemünze  jederzeit  auf  Verlangen  zu 
ihrem  Nennwert  gegen  Courant  einzu- 
lösen, jedoch  nur  in  Summen  von  we- 
nigstens 20  Thaler  (Hier  40  Gulden  bei 
Silbermünzen  und  von  wenigstens  5  Thaler 
oder  10  Gulden  bei  Kupfermünzen.  Auch 
war  jeder  Staat  verpflichtet,  abgenutzte 
Scheidemünze  zu  ihrem  Nennwerte  einzu- 
lösen. Die  auszugebende  Menge  sollte  bei 
jedem  Staat  nicht  grösser  sein,  als  dem  Be- 
dürfnis des  eigenen  Landes  für  Zahlungen 
im  FJeinvcrkehr  entspräche,  und  ein  etwa 
vorhandenes  Uel>ermass  sollte  eingezogen 
werden.  Die  Unterwertigkeit  der  verein- 
barten Silberschcidemfinzon  betrug  in  Nord- 
und  Süddeutschland  etwa  13°.'o  des  Nenn- 
wertes, f 

Die  Einführung  der  Goldwährung 
führte  zu  wesentlich  verschiedenen  Grund- 
sätzen hinsichtlich  des  Scheidemünzwesens. 
Da  nicht  vorausgesehen  wurde,  dass  eine 
bedeutende  Summe  von  SUl>erthalern  noch 
auf  unbestimmte  Zeit  in  Umlauf  bleiben 
werde,  und  da  die  kleinste  Währungsmünze 
in  Gold  nicht  wehiger  als  5  Mark  betragen 
konnte  (also  das  Zehnfache  der  früheren 
kleinsten  SUborcourantinflnze),  so  musste 
sowohl  die  obere  Grenze  der  Zahlungskraft 
der  Silberscheidemünzen,  wie  dies  auch  in 
dem  englischen  Goklwährungssystem  ge- 
schehen war,  verhältnismässig  hoch  ange- 
setzt als  auch  die  Ausgab  einer  sehr  lio- 
trächtlichen  Summe  in  Aussicht  genommen 
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wenlen.  Es  war  indes  kein  glücklicher 
Gedanke,  sogar  noch  ein  silbernes  Fünf  mark' 
stück  als  unterwertige  Münze  mit  be- 
schrankter Zaldungskraft  in  das  neuo  Münz- 
system aufzunehmen,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  neben  demselben  der  Thaler  als  Drei- 
markstück mit  voller  Zahlungskraft  in  Um- 
lauf blieb,  und  auch  davou,  dass  dies«' 
prätentiöse,  massive  Scheidemünze  zu  ihrer 
gesetzlichen  L'nterwertigkeit  auch  noch  in- 
folge der  Silberentwertung  eine  Einbusse 
von  melir  als  50%  ihres  Nennwertes  er- 
fahren hat.  Allerdings  ist  auch  in  England 
eine  Scheidemünze  von  gleicher  Dimension, 
aber  geringerer  Unterwertigkeit,  geprägt 
worden,  aber  ausser  in  den  ersten  Jahren 
nach  Erlass  des  Münzgesetzes  von  1810  nur 
in  geringer  Menge,  da  man  sich  bald  von 
der  Uuzweckmässigkeit  dieser  Münze  über- 
zeugte und  zunächst  bei  der  halben  Krone 
stehen  blieb,  die  seit  1849  grossenteils 
durch  das  Zweischillingsstück  verdrängt 
wurde.  Auch  für  Deutschland  würde  sich 
das  Zweimarkstück  als  grösste  Scheidemünze 
entschieden  empfehlen,  da  die  Ffinfmark- 
stücke,  die  bisher  im  Betrage  von  HO  Milli- 
onen Mark  ausgeprägt  sind,  sich  vielfach 
auch  in  den  grösseren  Verkehr  eindrängen. 

Was  die  Menge  der  auszugehenden 
Scheidemünzen  betrifft,  so  zog  das  Reichs- 
münzgesetz  vom  9.  Juli  1  *7H,  was  bisher  in 
Deutschland  nicht  geschehen  war,  für  die- 
selben eine  Grenze,  indem  es  (Art.  4)  be- 
stimmte, dass  der  Gesamt  betrag  der  Reichs- 
silbermünzen  bis  auf  weiteres  10  .Mark,  der 
der  Nickel-  und  Kupfermünzen  21  i  Mark 
für  den  Kopf  der  Bevölkerung  nicht  über- 
steigen solle. 

Ausser  dieser  Beschränkung  der  Ausgabe 
wurde  durch  das  Reiehsmünzgesetz  auch 
die  Pflicht  der  Einlösung  der  Scheidemünze 
festgesetzt,  wie  sie  nach  dem  Münzgesetz 
von  1857  schon  bestanden  hatte:  der  Bun- 
desrat hat  die  Kassen  zu  (««zeichnen,  welche 
Reiehssilbermflnzen  in  Beträgen  von  we- 
nigstens L'OO  Mark  und  Nickel-  und  Kupfer- 
münzen  im  Betrage  von  mindestens  5u  Mark 
auf  Verlangen  gegen  Reichsgoldmüuzen  ein- 
wechseln. Eine  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  19.  I)ezeml»er  1875  hat  die 
Roichshankhauptkasse  in  Berlin  und  die 
Reiehslwnkhaiiptstellen  in  Frankfurt  a.  M., 
Königsberg  und  München  mit  dieser  Ein- 
wechselung beauftragt.  ■  Eine  Vermehrung 
dieser  Kiniösungssrellcn  wäre  zu  empfehlen  ; 
in  Preussen  waren  nach  der  V.  v.  15.  Fe- 
bruar 1n58  n.  a.  alle  Kreiskassen  in  den 
östlichen  und  alle  Steueremnfänger  in  den 
westlichen  Provinzen  verpflichtet,  inländi- 
sche Scheidemünzen  aller  Art  in  den  oben 
erwähnten  Beträgen  einzuwechseln. 

Die  Zahlungskraft  der  Silberscheide- 
iuünzen  gegen  üImt  den  Reichs-  und  l>andes- 


kassen  ist  unbeschränkt,  im  Privatverkehr 
aber  reicht  sie  für  die  Siibermünzen  nur 
bis  zu  20  Mark  und  für  die  Nickel-  und 
Kupfermünzen  nur  bis  zu  einer  Mark.  Dass 
die  öffentlichen  Kassen  auch  die  Nickel- 
und  Kupfermünzen  in  jedem  Betrage  anzu- 
nehmen haben,  ist  im  Gesetz  nicht  gesagt, 
und  die  Kassen,  namentlich  auch  die 
Post,  betrachten  sich  dalier  als  berechtigt, 
die  Annahme  grösserer  Zahlungen  in  diesen 
Münzen  zu  verweigern.  Da  aber  diese 
Münzen  noch  mehr  als  die  Silbcrscheidc- 
münzen  den  Charakter  von  Kreditgeld  haben 
und  insofern  durchaus  dem  Papiergeld  zu 
vergleichen  sind,  so  müssten  sie  nach  rich- 
tigen münzpolitischen  Grundsätzen  etonso 
unbeschränkt  wie  dieses,  von  den  öffent- 
lichen Kassen  als  der  Vertretung  des  kre- 
ditnehmenden  Staates  angenommen  werden. 

Durch  das  G.  v.  1.  Juni  1900  sind  die 
Bestimmungen  über  die  Scheidemünzen  nicht 
unwesentlich  abgeändert  worden.  Die 
Zwauzigpfennigstücke  in  Silber  und  die 
nach  <lem  G.  v.  1.  April  1880  geprägten 
Zwanzigpfennigstücke  in  Nickel  werften  al>- 
geschafft  und  von  einem  noch  näher  zu  be- 
zeichnenden Zeitpunkt  ab  ausser  Kurs  ge- 
setzt. Besonders  wichtig  alier  ist  Art.  t 
des  Gesetzes,  nach  welchem  die  obere 
Grenze  für  die  Ausprägung  von  Silbcr- 
scheidemflnz^n  auf  15  Mark  erhöht  wird. 
Die  Regierungsvorlage  liatte  diesen  Betrag  nur 
auf  11  Mark  gesetzt  und  enthielt  zugleich 
die  Vorschrift,  d;iss  der  aus  der  vermehrten 
Prägung  vonSilberscheidemünzen  entstehende 
Münzgewinn  zur  Deckung  des  Verlustes  bei 
einem  in  entsprechendem  Umfang  vorzu- 
nehmenden Verkauf  von  Thalersilber  ver- 
wendet wenlen  solle.  Im  Reichstage  ist 
diese  Vorlage  sowohl  durch  die  Erhöhung 
des  Maximalgosotzes  als  auch  dweh  die 
Beseitigung  der  letzteren  Bestimmung  ver- 
schlechtert worden.  Ks  heisst  jetzt  in 
Art.  1  einfach:  »Zur  Neuprägung  dieser 
Münzen  sind  Luidessilberniünzen  insoweit 
einzuziehen,  als  solche  für  die  Neuprägun- 
gen und  «leren  Kosten  erforderlich  sind. 
Um  100  Mark  in  Silberscheidemünzen  zu 
prägen,  sind  aber  nur  90  Mark  in  Thalern 
erforderlich :  durch  die  Neuprägungen  wird 
also  die  Gesamtsumme  unseres  silbernen 
Kreditgeldes  noch  weiter  erhöht.  Eine  reale 
Verbesserung  unseres  Geldwesens  ist  über- 
haupt nur  mittelst  eines  finanziellen  Opfers 
möglieh,  durch  welches  der  nun  einmal  real 
vorhandene  durch  die  Silbereut  Wertung  ent- 
standene Verlust  um  so  viel  ausgeglichen 
wird.  Schon  gegen  eine  Kopfquote  vou  14 
Mark  in  tief  unterwertigen  Scheidemünzen 
können  Bedenken  erhoben  werden,  noch 
mehr  aber  gegen  den  Satz  von  15  Mark. 
Schon  bei  der  gegenwärtigen  Einwohnerzahl 
des  Reichs  würden  hiernach  ungefähr  82."» 
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Millionen  Mark  Silberschoidemünzen  poplägt 
worden  können,  also  nur  ein  kleiner  Kost 
von  Thalern  bleiben.  Nach  zehn  Jaliren 
aber  wird  auch  dieser  gänzlich  durch 
Scheidemünzen  ersetzt  und  zugleich  die 
münzgesetzliche  Scheidemünzschuld  des 
Heichs  —  ganz  abgesehen  von  der  Silhor- 
ontwertung  —  um  40  Millionen  Mark  er- 
höht sein.  Nun  hat  aber  der  Bestand 
an  Thalern  und  Reiohssilltennünzen  im 
Barvorrat  der  Reichsbank  in  den  letzten 
Jahren  nie  woniger  als  250  Millionen  Mark 
l>etragen,  und  daher  ist  anzunehmen,  dass 
nach  der  Durchführung  des  Gesetzes  der 
Barvorrat  der  Kciehsbank  stets  mindestens 
oben  diese  Summe  in  Scheidemünzen  mit 
Zahlungskraft  bis  zu  20  Mark  enthalten 
werde,  in  denen  also  gesetzlich  keine  einzige 
Note  eingelöst  werden  kann  und  die  um  11  °o 
linterwertiger  sind  als  die  Thaler.  Uober- 
dies  ist  die  Reiehsbank  auch  von  Reichs 
wegen  beauftragt,  bei  den  o»>en  genannten 
Stellen  diese  Scheidemünzen  gegen  Gold 
einzulösen ;  sie  sind  prinoipioll  überhaupt 
nicht  als  eigentliches  Deckutigsmittel  für  die 
Noten  anzusehen,  werden  aber  wahrschein- 
lich nach  dem  Verschwinden  der  Thaler 
ebenso,  wie  bisher  der  Gesamtsilberbestand, 
1  4  bis  V  «  des  ganzen  Metallvorrats  der  Bank 
ausmachen.  Dieser  Zustand  darf  schwer- 
lich als  befriedigend  bezeichnet  worden. 
Der  Vorrat  der  Bank  von  England  an 
Silbermünzen  erreicht  niemals  40  Millionen 
Mark,  da  diese  Münzen  sich  sämtlich  in  der 
Metallroserve  der  Bankdepartements  befin- 
den, die  nicht  über  2  Millionen  t  hinaus- 
geht und  auch  noch  Goldmünzen  enthält. 
Die  Beseitigung  der  Thaler  ist  ohne  Zweifel 
erwünscht,  um  die  Mflnzroform  zum  vollen 
Abschluss  zu  bringen.  Wenn  aber  dann 
die  Silbergeldmongo  nach  dem  Gesetz  von 
1873  nicht  ausreichen  würde,  so  wäre  ein 
Teil  der  Thaler  zweckmässiger  Weise  durch 
eine  Silbermünze  nicht  von  noch  grösserer 
Unterwertigkeit,  sondern  von  höherem  inne- 
ren Gehalt 'nach  einem  verliessorten  Wert- 
verhältnisse  (vgl.  diis  unten  erwähnte  russi- 
sche) zu  ersetzen,  die  dann  auch  eine  Um- 
deutend erhöhte  Zahlungskraft  erhalten 
könnte.  Für  eine  solche  Reform  müssten 
allerdings  Kosten  aufgewendet  werden. 

Die  Minderwertigkeit  der  Reichssilber- 
münzen  beträgt  nach  dem  zu  Grunde  ge- 
legten Wertverhältnis  von  Gold  zu  Silber 
(151.*:  1)  11  °o,  indem  ans  einem  Pfunde 
Feinsilber  statt  00  Mark  100  Mark  ausge- 
prägt werden.  Die  wirkliche  Unterwert  ig- : 
fceit  aber  ist  gegenwärtig  auf  beinahe  W) 'Vö- 
des Nominalwertes  gestiegen.  Das  Münz- 
silber ist  aber  nicht  mehr  Billon,  wie  liei 
den  älteren  Scheidemünzen,  sondern  hat  die 


Feinheit  !KK'  1000. 

Beim  Beginn  der  Münzreform  waren  an  | 


Silltcrscheidcmünzen  der  Thaler-  und  GuL 
denwährung  sowie  mecklenburgischen,  hol- 
!  steinschen,  hamburgischen  und  lübeckischen 
Gepräges,  wie  sich  aus  der  Summe  der  Ein- 
I  Ziehungen  ergiobt,  etwa  8!»  Millionen  Mark, 
also  nicht  ganz  2  Mark  auf  den  Kopf  der 
:  damaligen  Bevölkerung  vorhamlen  und  die 
Gesamtsumme    der    eingezogenen  Kupfer- 
münzen betrug   nur  wonig  mehr  als  31 
j  Millionen  Mark,  also  nicht  ganz  1  io  Mark 
auf  den  Kopf. 

Dagegen  sind  bis  1.  April  1000  an  sil- 
bernen lieichsschoidemüuzen.  nach  Abzichung 
der  wiedoroingezogenen  517,8  Millionen,  an 
i  Nickelmünzen  <>4,ü  Millionen,  an  Kupfermün- 
;  zeit  14.0  Millionen  geprägt  wonlen.  Die  Summe 
der  Nickel-  und   Kupfermünzen   ist  sehr 
hoch,  wenn  sie  auch  die  ganz  exorbitante 
nach  dem  Gesetz  zulässige  Summe  von  2' i 
Mark  auf  den  Kopf,  also  gegenwärtig  etwa 
135  Millionen  Mark,  noch  bei  weitem  nicht 
•  erreicht.    Es  würde  sich  empfehlen,  diesen 
mit  einer  gesunden   Müuz]>o)irik  gänzlich 
unvereinbaren  Maximalbetrag  auch  gesetz- 
lich auf  mindestens  die   Hälfte  herabzu- 
setzen. 

In  Oesterreich  konnte  die  nach  dem 
Münzvertrage  von  1S57  geprägte  gute 
Scheidemünze  sich  infolge  des  St  eigens  des 
Silberagio  nach  deu  Kriegen  von  1850  und 
18<>0  im  Verkehr  nicht  behaupten  und  e> 
wurden  daher,  nachdem  der  Kaiserstaat  von 
jenem  Vertrage  zurückgetreten  war.  durch 
das  G.  v.  1.  Juli  1808  neue  Scheidemünzen 
von  so  geringem  inneren  Werte  eingeführt, 
dass  die  Möglichkeit  einer  Ausfuhr  auch 
Itei  sehr  niedrigem  Kurse  des  Papiergeldes 
ausgeschlossen  war.  Der  Prägung  dersell>en 
lag  nämlich  statt  des  45  Gulden-  ein  75 
Guldenfuss  zu  Grunde,  so  dass  die  Unter- 
wertigkeit 40°'o  betrug.  Im  Privatverkehr 
brauchte  niemand  mehr  als  2  Gulden  in 
Sillierscheidemünze  und  mehr  als  50  Kreuzer 
in  Kupfermünzen  anzunehmen ;  den  öffent- 
lichen Kassen  gegenüber  war  die  Zahlungs- 
kraft dieser  Münzen  ebenfalls  beschränkt, 
und  zwar  auf  5  Gulden,  jedoch  konnten  sie 
bei  den  Uandeshauptkassen  in  unbeschränkt 
grossen  Mengen  gegen  Währungsgeld  (d.  h. 
Papiergeld)  eingewechselt  werden. 

Durch  das  Münzgesetz  vom  2.  August 
18Ü2  wurde  als  neue  Silborseheidemünzo  die 
Krone  eingeführt .  im  Werte  von  rund  85 
Pfennig,  im  Gewichte  von  5  g  und  mit  der 
Feinheit  M!,-vionn,  also  in  den  beiden  letzteren 
Beziehungen  dem  Franken  gleich.  Die  Ge- 
samtsumme der  Ausprägung  von  Kronen 
ist  für  die  ganze  Monarchie  auf  140  Milli- 
onen festgesetzt.  Das  G.  v.  22.  Septem l«er 
1809  hat  als  grosse  Silljerseheidemflnze  das 
Fünfkronenstfiek  hinzugefügt,  dessen  Zah- 
lungskraft  auf  250  Kronen  erhöht  ist,  wäh- 
rend die  der  einfachen   Kronen  Privaten 
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gogenüber  50  Kronen  betrügt.  Eine  solche 
Münze  mit  grösserer  Zahlungskraft  ist  an 
sich  zweckmässig,  aber  sie  hätte  einen 
höheren  inneren  Wert  erhalten  müssen. 
Nach  dem  Gesetz  hat  sie  aber  nur  ein  Rauh- 
gewicht von  24  g  bei  der  Feinheit  SMW  1000, 
sie  enthält  also  nicht  nennenswert  melir 
Feinsilber  als  fünf  einzelne  Kronen.  Für  die 
westliche  Reichshälfte  sollen  44,8  Millionen, 
für  Ungarn  19.2  Millionen  Kronen  in 
diesen  Münzen  geprägt  werden.  Aus  Nickel 
werden  nach  dem  Gesetz  von  1892 
20-  und  10-Hellerstücke,  ans  Bronze  2- 
und  1 -Hellerstücke  geprägt.  Die  Gesamt- 
summe der  Nickelmünzen  soll  höchstens 
42  Millionen,  die  der  Bronzemünzen  höchs- 
tens 18200000  Kronen  betragen.  Die  letz- 
tere Summe  ist  entschieden  zu  hoch,  doch 
ist  der  Zusatz  zu  beachten,  dass  die  Bronze- 
münzeu  nur  unter  Einziehung  vorliandener 
Kupfermünzen  ausgegeben  werden  dürfen. 
Die  auszuprägenden  Kontingente  werden 
zwischen  den  beiden  Reichshälften  nach  dem 
Verhältnis  von  7  :  3  verteilt.  Die  Zahlnngs- 
knift  der  Nickel-  und  Brouzemünzen  reicht 
im  Urivatverkehr  bis  10  bezw.  1  Krone,  bei 
den  öffentlichen  Kassen  bis  10  Kronen. 
Ausserdem  aber  sollen  alle  Scheidemünzen 
bei  bestimmten  öffentlichen  Kassen  in  un- 
beschränkt grosser  Menge  eingelöst  werden. 

Ueber  die  Scheidemünzen  F  ra  n  k  r e  i  c  h  s 
und  seiner  Münzverbündeten  s.  d.  Art. 
M  ü  ii  z  b  u  n  d  oben  Bd.  V  S.  893.  Die  Unter- 
wertigkeit der  Silberscheidemünzen  ist  etwas 
geringer  als  in  Deutschland  (7,2%  nach 
dem  früheren  Wortverhältnisse  der  Edel- 
metalle). Die  grösste  Silherschoidemünze 
hat  den  Nennwert  von  2  Fmncs,  die  kleinste 
den  von  20  Centimes;  die  Feinheit  derselben 
ist  s,5.«kh»  (statt  1000  bei  den  bis  1804  in 
Frankreich  geprägten  vollwertigen  Münzen 
der  gleichen  Benennung).  Die  Zahlungs- 
kraft derselben  ist  im  Privatverkehr  be- 
schränkt auf  50  Francs,  den  öffentlichen 
Kassen  gegenüber  unumschränkt,  doch  gilt 
dies  nur  in  betreff  der  von  jedem  Staate 
selbst  ausgegebenen  Münzen.  Einlösung 
dieser  Münzen  gegen  Gold  oder  Fünffran- 
kenstücke  findet  statt  in  Beträgen  von  we- 
nigstens 1UO  Francs.  DioSilberschoidomünzen 
der  übrigen  Münzbundstaaten  werden  von 
den  öffentlichen  Kassen  eines  jeden  derselben 
bis  zu  100  Francs  in  Zahlung  genommen, 
jedoch  ist  diese  Bestimmung  in  betreff  der 
italienischen  Münzen  bis  auf  weiteres  auf- 
gehoben. Die  von  den  einzelnen  Staaten 
auszugebende  Summe  betrug  ursprünglich 
0  Francs  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung, 
ist  aber  durch  die  Konvention  vom  29.  Ok- 
tober 1S97  auf  7  Francs  erhöht  worden, 
('ober  die  Brouzemünzen  und  die  v<m  Bel- 
gien und  der  Schweiz  ausgegebenen  Nickel- 
müuzen  enthält  der  Münzvortrag  keine  Be- 


stimmungen. In  Frankreich  haben  die 
Bronzemünzen  Zahlungskraft  bis  5  Francs 
und  die  zulässige  Summe  der  Ausprägungen 
ist  durch  ein  Dekret  vom  13.  April  1900 
von  70,5  Millionen  auf  80  Millionen  Francs 
erhöht  worden. 

Die  englischen  Silberscheidemünzen, 
als  deren  grösstos  Stück  selten  nur  noch 
das  Füufschillingstück  geprägt  wird,  haben 
Zahlungskraft  bis  zu  40  Schilling,  und  auch 
die  öffentlichen  Kassen  sind  nicht  verpflich- 
tet, höhere  Summen  in  Zahlung  zu  nehmen. 
Eine  Einlösungspflicht  seitens  des  Staates 
besteht  nicht,  und  es  ist  auch  keino  obere 
Grenze  für  die  Emission  gesetzlich  vorge- 
schrieben. Missbränche  im  Scheidemünz- 
wesen sind  also  in  England  an  sich  leichter 
möglich  als  auf  dem  Kontingente,  doch  sind 
solche  bisher  nicht  hervorgetreten  und  auch 
kaum  zu  befürchten,  zumal  die  Bank  von 
England  die  Regulierung  des  Umlaufes 
dieser  Münzen  in  der  Hand  hat  und  die 
Vermehrung  derselben  nur  nach  Massgabe 
des  geschätzten  Bedürfnisses  erfolgt.  Die 
im  Vereinigten  Königreiche  vorhandene 
Menge  der  Silberscheidemünzon  wird  auf 
etwa  23  Millionen  £  geschätzt,  welche 
Summe  nicht  übermässig  hoch  erscheint,  da 
nicht,  wie  in  Deutschland,  noch  andere 
Silbermünzen  neljen  diesen  in  Umlauf  sind. 
Ursprünglich  war  die  Unterwertigkeit  der 
englischen  Silbermünzen  sehr  massig,  näm- 
lich 6,1 0  o,  da  nach  dem  Gesetz  von  1810 
ans  einem  Trovpfund  Münzsilber  66  Schil- 
ling in  Scheidemünzen  statt  wie  früher 
02  Schilling  in  Silboreonrant  geprägt,  wer- 
den. Der  Umlauf  an  Bronzemünzen  (deren 
Zahlungskraft  bis  1  Schilling  reicht)  im 
Vereinigten  Königreich  wird  auf  2  Milli- 
onen t  geschätzt,  wobei  zu  dachten  ist. 
dass  es  in  England  keine  Nickelmünzen 
giebt. 

In  Russland  sind  nach  dem  Ulcus  vom 
7.  19.  Juni  1899  die  früheren  Sübercourant- 
münzen  (ganze,  halbe  und  Viertelrubel)  mit 
unverändertem  Gewicht  und  Feingehalt  zu 
Seheidemünzen    mit  Zahlungskraft   bis  zu 
25  Kübel  gegen  Private  herabgesetzt  worden. 
Damit  ist  zugleich  das  Wertverhilltnis  des 
Silbers  zum  Golde  vou  231  i  :  1  angenommen, 
I  das  sich  auch  für  die  grösseren  Silbermünzen 
I  der    westeuropäischen    Staaten  empfelüen 
würde.    Die  stark  unterwertigen  kleineren 
russischen  Silbermünzen  haben  für  Private 
,  Zahlungsknift    bis  3  Ruliel.    Im  ganzen 
|  sollen  an  Silbermünzen  aller  Art  nicht  mehr 
als  3  Rubel  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
(von  ca.  129  Millionen  Seelen)  «ausgegeben 
werden. 

In  den  Vereinigten  Staaten  wur- 
den die  Silbermüuzcu  vom  halben  bis  zum 
hallten  Zehnteldollar  erst  durch  das  G.  v. 
21.  Februar  1853  zu  Scheidemünzen  gemacht, 
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indem  sie  gegen  Courantsilber  nach  dem 
gesetzlichen  Wertverhältnisse  zu  Gold  (16:1) 
um  6,9  °o  im  inneren  Werte  vermindert  und 
ihre  Zahlungskraft  auf  die  Summe  von 
5  Dollar  begrenzt  wurde.  Eine  Einlösungs- 
verpflichtung ist  dem  Bunde  nicht  auferlegt, 
auch  war  früher  keine  bestimmte  obere 
Grenze  für  die  Ausgabe  dieser  Manzen  ge- 
zogen, sondern  nur  vorgeschrieben,  dass 
diese  Manzen  zum  Pariwerte  im  Austausch 
gegen  Gold  iu  Summen  von  wenigstens 
1IH»  Dollars  vom  Münzamt  ausgegeben  wer- 
den sollen.  In  dein  Münzgesetz  vom  14. 
Milrz  HHtO  wird  jedoch  (Sekt.  8)  bestimmt, 
dass  der  im  Umlauf  befindliche  (outstanding) 
Betrag  an  Silberscheidemflnzen  nie  mehr  als 
HK)  Millionen  Dollar  botragen  solle,  eine 
Summe,  die  zu  klein  sein  würde,  wenn  die 
Union  nicht  einen  so  enormen  Vorrat  an 
Standard  Dollars  besässe.  Durch  das  0.  v. 
12.  Februar  1873  wurde  der  Typus  der 
Sillterscheidemünzen  verändert,  nach  dem 
Massstabe,  dass  der  halbe  Dollar  genau  den 
Silberwert  von  21.?  Francs  erhielt,  indem 
sein  Gewicht  auf  12.5  g  (gegen  12,44  g)  er- 
höht wurde.  Nach  dem  0.  v.  22.  Juli  1K76 
können  von  «Uesen  neuen  Silliormünzeu  nach 
vollständiger  Einziehung  der  kleinen  Uapier- 
geldabschnitto  00  Millionen  Dollars  geprägt 
werden.  Es  sind  aber  auch  noch  viele 
ältere  Münzen  im  Umlauf  und  die  Gesamt- 
summe der  Silberseheidemünzen  wird  daher 
gegenwärtig  auf  75  Millionen  Dollars  ge- 
schätzt. Die  kleineren  Münzen  werden  nach 
dem  Gesetz  von  1*7:*  teils  aus  einer  Nickel 
(wie  schon  seit 


dass  der  Schenker  durch  die  Schenkung  die 
von  dem  Beschenkten  empfangenen  Wohl- 
thaten  oder  Liebesdienste  aus  Dankbarkeit 
zu  lohnen  sucht;  es  werden  deshalb  auch 
in  Stcuergesetzen  vielfach  ausdrücklich  die 
remuneratorischen  Schenkungen  als  steuer- 
pflichtige erwähnt.  Ebenso  müssen  jene  Zu- 
wendungen herangezogen  werden,  bei  denen 
jemand  Bestandteile  seines  Vermögens  einem 
anderen  mit  Rücksicht  auf  dessen  künftiges 
Erbteil  überlässt. 

Jede  Schenkung  kann  als  eine  Anti- 
eipation  der  Verfügung  über  den  Nachlas» 
angesehen  werden,  sie  ersetzt  die  testamen- 
tarische Bestimmung  oder  vollzieht  bereits 
zum  Teil  die  Normen  des  Intestaterbrechts. 
Deshalb  sind  auch  die  Schenkungssteuer  und 
die  Erbschaftssteuer  aufs  engste  verwandt') 
Ohne  erstere  bleibt  letztere  lückenhaft  Be- 
steht keine  Schenkungssteuer,  so  kann  die 
Erbschaftssteuer  geradezu  durch  Schenkung 
umgangen  werden.  Schwere  Krankheiten 
werden  dann  benutzt,  um  dio  davon  Be- 
fallenen zu  solchen  Schenkungen  zu  veran- 
lassen ;  bei  Wiedergenesung  entstehen  oft 
höchst  unliebsame  Verhältnisse.  Bei  Erb- 
schaftssteuern, welche  nur  die  Seitenlinien 
treffen,  ist  die  Gefahr  ja  wohl  geringer,  da 
unter  normalen  Verhältnissen  ferneren  Ver- 
wandten gegenttlier  sich  niemand  dazu  ver- 
stehen wird,  durch  Schenkung  definitiv  seines 
Vermögens  sich  zu  entkleiden;  allein  auch 
da  kann  der  geschwächte  Zustand  eines 
Kranken  unter  Umständen  leicht  missbraucht 
werden.  Vollends  wenn  die  Erbschaftssteuer 


logierung  (wie  schon  seit  lSüb),  teils  aus ;  auch  auf  Eheleute  und  gerade  Linien  sich 
Hronze  geprägt  und  haben  gesetzliehe  Zah-  erstreckt,  ist  die  Schenkungssteuer  gar  nicht 
lungskraft  bis  zu  1  i  Dollar.  i  zu  entbehren,  wenn  der  Umgehung  der  Krb- 


Littcratur:  Dir  Litt>>nt«r  *khr  b,i  <!•>,,  .i,t. 
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Schenknngsstener. 

1.  Begriff  uuil  Begründung  der  Ah.  2.  Die 
Steuertechnik.  3  Systeme  der  Seh.  in  Deutsch- 
land.   4.  Die  Seh.  im  Ausland,    ö.  Statistisches. 

1.    Begriff    und    Begründung  der 

Seh.  Der  Begriff  der  Schenknngs- 
stener ist  abhängig  von  dem  Begriff 
der  Schenkung;  gehen  wir  von  dem  des 
B.ti.B.  (§  516)  ans,  so  können  wir  Schen- 
kungssteuer  definieren  als  eine  Abgabe  von 
einer  Zuwendung,  durch  die  jemand  aus 
seinem  Vermögen  einen  anderen  bereichert, 
wenn  beide  Teile  darüber  einig  sind,  dass 
die  Zuwendung  unentgeltlich  erfolgt.  Der 


schaftssteucr  nicht  Thür  und  Thor  geöffnet 
werden  soll.  Schenkung»-  und  Krbschafts- 
steuer  sind  so  unzertrennliche  Zwillinge. 
Beide  sollten  auch  möglichst  gleichartig  aus- 
gestaltet werden. 

Wie  die  Erbsehaftssteuer  lässt  sich  auch 
die  Schenkungssteuer  entweder  als  Mutations- 
abgal>e  (Hier  als  Bereicherungssteuer  auf- 
fassen. Das  Riehtigere  ist  die  letztere  Auf- 
fassung. Die  Konsequenz  ist,  dass  nicht  nur 
die  Schulden,  die  etwa  auf  einem  geschenkten 
Gegenstand  ruhen,  sondern  auch  die  Auf- 
lagen und  Gegenleistungen,  mit.  welchen 
Schenkungen  l«sehwort  sind,  in  Abzug  zu 
kommen  haben.  Natürliche  Voraussetzung 
ist  hierbei,  dass  die  Auflage  oder  Gegen- 
leistung bestimmt  bezeichnet  und  die 
Schätzung  derselben  iu  Geld  möglich  sei*): 
auch  muss  der  Kall  so  liegen,  dass  dasMo- 


11  Manche  .Schenkungen  werdeu  regelmässig 
zur  Erbschaftssteuer  gezogen  :  vgl.  oben  meinen 
Art.  ül>er  die  Erbschaftssteuer  Bd.  III.  S.  709. 
*)  Vgl.  Hessen  (  Art.  32) ;  Württemberg  (Art. 
Begriff  der  Freigebigkeit  schliesst  nicht  aus,  26: ;  sächs.  Entwurf  von  1*!»7  (§  28). 


Handwörterbuch  der  Staatawisaenscbaften.  Zweite  Anita««.  VI. 
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mcnl  der  Schenkung  und  nicht  das  der 
Verpflichtung  für  das  Geschäft  massgebend 
Ist.  Wenn  das  letztere  zutrifft,  fehlt  es  an 
der  Eiuigkeit  der  Beteiligten  über  die  Un- 
entgeltliehkeit  des  Geschäfts,  d.  h.  über  die 
Bereicherung  des  Empfängers;  das  würde 
z.  B.  der  Fall  sein,  wenn  bei  einem  Rechts- 
geschäfte, auch  wenn  es  sich  als  Schenkung 
bezeichnet,  durch  die  Erfüllung  der  Auflage 
der  Wert  der  Zuwendung  erschöpft  wird.1) 
Das  ist  überhaupt  keine  Schenkung,  sondern 
ein  belastetes  Geschäft. 

Wie  man  bei  der  Erbscliaftssteuer  die 
Abgabe  abstuft  nach  der  Verwandtschaft  und 
eventuell  nach  der  Grösse  des  Anfalls,  somuss 
es  als  gleich  angemessen  gelten  für  die 
Schenknngssteuer.  Zwar  kann  man  sagen, 
dass  Schenkungen  überwiegend  an  solche 
erfolgen,  die  dem  Geber  wirklich  nahe  ge- 
standen haben;  denn  bei  Ijebzeiten  zu 
Gunsten  eines  Dritten  sich  von  einem  'Ver- 
mögensteil ohne  Entgelt  zu  trennen,  ist 
schwerer,  als  diese  Trennung  dem  Tod  zu 
überlassen ;  in  Erbschaften  und  Legate  lässt 
mancher  Leute  einrücken,  denen  er  bei  I Leb- 
zeiten nichts  schenken  würde.  Allein  eine 
steuerliche  Günstigerstellung  ist  deshalb  doch 
nicht  gelioten ;  der  Beschenkte  ist  ja  auch 
dadurch  bevorzugt,  dass  er  früher  in  den 
Vermögensbesitz  gelangte. 

Die  Schenknngssteuer  stösst  in  der  Durch- 
führung auf  grössere  Schwierigkeiten  als  die 
Erbschaftssteuer;  sie  hat  das  Missliche,  dass 
sie  nicht  an  eine  ausser] ich  so  leicht  er- 
kennbare Thatsaehe,  wie  es  der  Tod  ist, 
sich  anschliesst.  Schenkungen  vollziehen 
sich  oft  ganz  im  Stillen  und  verzettelt.  Man 
steht  schwer  fassbaren  Vorgängen  gegen- 
über. Sehr  wichtig  ist  deshalb,  wie  das 
Oivilrecht  sieh  zu  den  Schenkungen  stellt: 
verlangt  dasselbe  in  weitgehendem  Masse, 
dass  Schenkungen  zu  ihrer  Giltigkeit  der 
Insinuation  oder  eines  notariellen  Vertrages 
bedürfen,  dann  ist  ihre  Durchführung  ziem- 
lich gesichert :  anderenfalls  ist  man  sehr  auf 
die  Gewissenhaftigkeit  der  Beteiligten  an- 
gewiesen. Die  neueren  Hechte  zeigen  aber 
gerade  die  Tendenz,  mehr  und  mehr  von 
einer  gerichtlichen  Insinuation  abzusehen : 
nur  bei  Grundstücken  wird  durch  die  Ein- 
richtung der  Grundbücher  und  das  Auf- 
lassungswesen oder  infolge  des  Erforder- 
nisses notariellen  Vertrags  meist  die  Schen- 
kung leicht  eruierbar,  was  dann  alter  zu 
einer  unglcichiuässigen  Erfassung  bei  Mo- 
bilen und  Immobilien  führt. 

Wahrend  die  Erbschaftssteuer  sieh  mehr 
und  mehr  von  der  Fessel  der  Stempelfonn 
emaneipiert  hat  und  ihre  eigenen  für  sie 
besser  passenden  Wege  gegangen  ist,  zeigt 


')  Vgl.  auch  ;dic  Motive  zum  B.G.B.  II 
299. 


sich  die  Schenkungssteuer  noch  vielfach  mit 
der  Stempelsteuer  verquickt  Das  liegt 
hauptsächlich  daran,  dass  man  im  Interesse 
der  Sicherheit  des  Gefälls  nicht  selten  nur 
die  beurkundeten  Schenkungen  der  Steuer 
unterwirft.  Man  berücksichtigt  hierbei,  dass 
die  formlosen  Geschenke,  die  sogenannten 
Hausgeschenke,  vielfach  auf  Thatumständen 
und  Beweggründen  beruhen,  welche  die 
Beteiligten  nicht  wollen  bekannt  werden 
lassen,  so  dass  nicht  nur  die  Möglichkeit, 
sie  der  Besteuerung  zu  entziehen,  naheliegt, 
sondern  auch  der  Anreiz,  dies  zu  thun,  für 
selbst  sonst  gewissenhafte  Beteiligte  sehr 
gross  ist. 

2.  Die  Steuertechnik.  Der  Umfang 
der  Schenkungssteuer  kann,  wie  schon  aus 
dem  vorsiehenden  erhellt,  ausserordentlich 
verscldedcn  normiert  werden.  Er  wird 
naturgemäss  ein  anderer,  je  nachdem  die 
Schenkungsakte  als  solche  oder  nur  die  be- 
urkundeten oder  gar  nur  die  in  bestimmter 
Weise  (z.  B.  notariell)  beurkundeten  Schen- 
kungen der  Steucrpflieht  unterliegen;  im 
ersten  Fall  sind  auch  gewisse  Einschrän- 
kungen möglich,  wie  die  Beispiele  unten 
zeigen.  Daneben  kommen  dann  noch  die 
Befreiungen  in  Betracht,  die  analog  wie 
bei  der  Erbschaftssteuer  gewährt  weiden; 
doch  sind  beide  nicht  immer  identisch, 
sondern  weichen  vielfach  ab.  Besonders  sind 
zuweilen  noch  eigens  befreit  die  sogenannten. 
Hand-  oder  Gelegenheitsgeschenke,  wenig- 
stens in  gewisser  Begrenzung  (sächs.  Entw. 
v.  1897  §  2S;  Württemb.  Art.  27:  Hessen 
Art.  34;  Baden  §  48). 

Wo  die  Steuerpflicht  erst  von  einer  ge- 
wissen Summenhöhe  an  beginnt,  hegt  es 
nahe,  Vorkehrung  zu  treffen,  damit  nicht 
durch  Wiederholung  von  Schenkungen,  die 
sich  einzeln  unterhalb  dieser  Grösse  be- 
wegen, die  Steuer  umgangen  werde;  man 
rechnet  z.  B.  mehrere  Schenkungen,  welche 
von  einem  und  demselben  Schenkgeber  an 
einen  und  denselben  Schenknehmer  inner- 
halb eines  Zeitraumes  von  5  Jahren  gemacht 
werden,  zusammen  (Hessen  Art.  31,  sächs. 
Entw.  v.  1S97  g  28);  in  Bremen  (§  20)  wei-den 
mehrere  innerhalb  .Jahresfrist  zwischen  den- 
selben Personen  vorkommende  Schenkungen, 
welche  einzeln  den  Betrag  von  30*  H>  Mark 
nicht  ültersteigen,  als  eine  Schenkung 
trachtet. 

Die  Berechnung  des  Werts  der 
steuerpflichtigen  Masse  lässt  man  zweck- 
mässig in  den  Details  den  Normen,  wie  sie 
bei  der  Erbschaftssteuer  ausgebildet  »ind, 
folgen  (Hessen  Art.  39 :  Baden  §  52 ;  Württem- 
berg Art.  32;  sächs.  Entw.  v.  1897  g  32). 

Steuersubjekt.  Es  entspricht  der 
Natur  der  Verhältnisse,  dass  der  Bereicherte, 
also  hier  der  Beschenkte,  zur  Entrichtung 
der  Steuer   verpflichtet  wird.     Dass  der 
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Sehen  kungssteuor 


Sehen kgelter  freiwillig  auch  die  Steuer  für  I  die  Steuerpflicht  mit  dem  Vollzug  der 
den  Geschenknehmer  entrichtet,  ist  natürlich  !  Schenkung  ein,  bei  Sehen kungsvorsprechcn 
damit  nicht  ausireschlosson  (vgl.  Art.  2fl  des  I  im  Sinn  des  §  51 N  Abs.  1  des  B.G.B,  je- 
württeinb.  Ges.).  Nun  kann  alter  der  Fall  I  «loch  l»ereits  mit  der  gerichtlichen  oder  no- 
cintreten,  dass  der  zunächst  zur  Kntrichtung  |  tariellen  Beurkundung  des  Versprechens, 
der  Steuer  verpflichtete  Beschenkte  ausser* !  Schenkungen  von  unbeweglichem  \  ormügen 


halb  des  Staates  sich  aufhält:  dann  kann  er 
sieh   leicht   seiner  Zahlungsverbindlichkeit 


gelten  als  vollzogen,  wenn  die  Beteiligten 
an  die  Einigung  üImt  den  Fintritt  der  Reehts- 


entziehen.  Der  säehs.  Entwurf  v.  IS! »7  (s,  30j  Änderung  gebunden  sind  (vgl.  §  S73  Abs.  2. 

statuiert  deshalb,  dass  für  den  Fall,  dass  der !  5125.  S75  fies  B.G.B.). 

......  ..i      . . .   . .   .  .  - 


Beschenkte  sieh  ausserhalb  Sachsens  auf 
hält,  die  Steuer  vom  Schenker  eingeholten 
werden  kann.  Ebenso  das  badische  Gesetz 
(§  50).  Bremen  (§  27»  erklärt  Schenkgeber 
und  Sehenknehmcr  als  Gesamtschuldner; 
Hessen  (Art.  'Mi)  verpflichtet  geradezu  den 
Sehenkgelier,  wenn  der  Beschenkte  kein 
hessischer  Staatsangehöriger  ist  oder  ausser- 
halb des  Grossherzogtiims  sich  aufhält.  Doch 
haftet  nach  Art.  39  der  Beschenkte  in  den- 
jenigen Fällen,  in  welchen  der  Schenkgeber 
zunächst  verpflichtet  ist.  mit  diesem  soli- 
darisch. 

Die  S  t  e  u  e  r  p  f  1  i  e  h  t  lässt  man 
zweckmässig  beginnen  bei  schriftlichen 
Sehenklingsversprechen  mit  der  Aushändi- 
gung der  Schenkungsurkunde  an  den  Be- 


Die  Zahlungsfähigkeit  wird  zweck- 
mässig se  geordnet,  dass  sie  eintritt  mit  der 
Eröffnung  des  Steueransatzes  an  die  Steuer- 
pflichtigen (Hessen  Art,  37;  Württend>org 
Art.  32  »h«zw.  Art.  23).  In  Bremen  (S  27 
Z.  5)  verfällt  die  Abgabe  l  Wochen  nach 
Zustellung  der  Rechnung  des  Generalsteuer- 
amts.  In  Russland  ist  die  Steuer  von 
dem  allerhöchst  verliehenen  Vermögen  vor 
Uebergabe  desselben,  von  dem  Vermögen, 
das  durch  koiroborierte  Urkunden  übergeht, 
bei  ihrer  Bestätigung,  von  «lern  durch 
notarielle  Akte  zugefallenen  Vermögen  bei 
Vollziehung  dersehien  zu  zahlen. 

Rückerstattung  der  bezahlten  Schen- 
kungssteuer wird  mau  gewähren  müssen, 
wenn  der  Beschenkte  nachweist,  dass  er  die 


schenkten.  I>ei  anderen  Schenkungen  mit  Zuwendung  wegen  Ungiltigkeit  der  Sehen 


deren  Vollziehung  (sächs.  Entw.).  Muss  eine 
Zusammenrechnung  mehrerer  zeitlich  aus- 
einander liegender  Schenkungen  stattfinden. 
>o  wäre  dann  der  Zeitpunkt  als  massgebend 
anzusehen,  an  dem  die  Urkunde  üImt  die 
den  steuerpflichtigen  Betrag  erfüllende 
Schenkung  an  den  Beschenkten  ausgehändigt 
oder  diese  Schenkung  vollzogen  wird. 


kling,  wegen  des  Widerrufs  der  letzteren 
seitens  des  Schenkers  oder  wegen  Anfech- 
tung der  Schenkung  durch  Dritte  oder  aus 
sonstigen  Gründen  hat  zurückgeben  müssen. 
Die  beiden  ersten  Fälle  hat  vorgesehen 
Hessen  (Art.  38):  das  neue  hadische  tiesetz 
lässt  die  Sehen  kungsstoucr  zurückerstatten, 
wenn  der  Reschenkte  nachweist  1.  dass  die 


In  Hessen  (Art.  3»>)  tritt  die  Stetierpflicht .  Schenkung  aus  dem  im  B.G.B.  §  51!»  be- 
stets  erst  mit  dem  Vollzug  der  Schenkung  zeichneten  Grunde  nicht  vollzogen  wurde, 
ein,  l>ei  solchen,  die  zusammen  zu  rechnen  ,  2.  dass  er  die  Schenkung  wegen  eines  Rück- 
sind, erst  mit  dem  Vollzug  derjenigen,  durch  1  forderungsrechts  oder  wogen  Widerrufs  des 


welche  sich  die  steuerpflichtige  Summe  er- 
füllt, in  Bremen  (5j  27)  entsteht  die  Steuer- 
pflieht  innerhalb  Monatsfrist  nach  Vornahme 
der  Schenkung.  In  Baden  (5;  49)  sobald  die 
Schenkung  rechtswirksam  geworden  oder, 
sofern  der  Eintritt  der  Rechtswirksamkeit 
von  einer  aufschiebenden  Bedingung  oder 
einem  Anfangstermin  abhängig  gemacht 
wurde,  sobald  die  Bedingung  oder  der  Ter- 
min eingetreten  ist.  Um  für  den  Fall,  dass 
unbewegliche  Sachen  oder  ihnen  gleichge- 
stellte Rechte  oder  dingliche  Rechte  an 
Grundstücken  lediglich  durch  Vollzug  der 
Schenkung  fil»ertragen  werden,  Vorkehrung 
zu  treffen,  bildet  die  Rechtsänderung  den 
steuerpflichtigen  Akt;  um  jedoch  Um- 
gehungen «1er  Schenkungssteuer  zu  ver- 
hüten, tritt  die  Steueipflichl  auch  dann  schon 
ein.  wenn  schenkungsweise  eine  Vormerkung 
oder  ein  Widerspruch  hinsichtlich  fies  ge- 
schenkten Gegenstandes  zu  Gunsten  des 
Beschenkten  zum  Grundbuch  eingetragen 
wurde.      In   Württemberg  (Art.   29)  tritt 


Sehonkors  oder  dessen  Erben  (B.G.B.  JJ  52*. 
52!).  530  f.,  22*7)  oder  wegen  Anfechtung 
durch  Dritte  zurückgehen  musste.  Analog 
Württemberg  (  Art.  2!)  Abs.  3).  In  Rnssland 
gewähren  der  Widerruf  der  beurkundeten 
Schenkung  wie  auch  die  Rückgabe  des  Ge- 
schenkes kein  Recht  auf  die  Rückzahlung 
der  Steuer;  nur  in  dem  im  Art.  973  des 
russischen  Privatrechts  vorg«,sehenen  Fall 
wird  sie  zurückerstattet. 

Anzeigepflicht  wird  man  in  weit- 
gehendem Mass  statuieren  müssen,  wenn  die 
Schenkungssteuer  gut  funktionieren  soll. 
Bremen  (Jj  27)  scheint  diesen  Punkt  am  voll- 
ständigsten zu  ordnen:  Innerhalb  Monatsfrist 
nach  der  Vornahme  der  Schenkung  ist  dem 
Steueramte  schriftlich  Anzeige  von  der 
Schenkung  unter  Angabe  des  Namens  und 
der  Wohnung  der  vertragsehliessenden  Teile, 
des  Tages  des  Vertragsabschlusses  und  des 
Gegenstandes  der  Schenkung  einzureichen. 
Diese  Verpflichtung  liegt  bezüglich  derjeni- 
gen Schenkungen,  welche  zur  gerichtlichen 
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Insinuation  gelangen,  den  Kanzleien  der 
Amtsgerichte  ob.  Bezüglich  aller  anderen 
Schenkungen  sind  Schenkgeber  und  Schenk- 
nehmer  zur  Anzeige  verpflichtet,  und,  wenn 
die  Schenkung  schriftlich  beurkundet  ist, 
ausserdem  diejenigen,  welche  die  Urkunde 
aufgenommen  oder  beglaubigt  oder  unter- 
zeichnet haben. 

In  Baden  ist  der  Schenknehmer  ver- 

S fliehtet,  innerhalb  3,  Ihm  Reiehsausland  in 
Monaten  die  Schenkung  dem  Notar,  dem 
in  Baden  die  Feststellung  der  Steuer  zu- 
steht (§  r>l).  anzumelden  (§  32);  die  Anmelde- 
pflicht kann  entfallen  (SS  33,  34). 

In  Württemberg  (Art.  30)  ist  der  Schenk- 
nehmer verpflichtet,  binnen  G  Wochen  von 
dem  Eintritt  der  Steuerpflicht  an  schriftlich 
oder  mündlich  zu  Protokoll  Anzeige  zu 
machen  und  dabei  den  Gegenstand  der 
Schenkung  wahrheitsgetreu  zu  bezeichnen; 
eine-  Verbindlichkeit  des  Schenknehmer»  zur 
Anzeige  findet  nicht  statt,  wenn  eine  Be- 
hörde Mitteilung  gemacht  hat  oder  dazu  ver- 
pflichtet ist 

Im  säclisisehen  Entwurf  v.  1897  (§  32) 
sind  der  Beschenkte  und  der  Schenker  zur 
Anmeldung  der  erfolgten  Schenkung  ver- 
pflichtet; ausserdem  Amtsgerichte,  Notare. 

Eine  Pflicht  zur  Auskunftsertei- 
lung wird  man  dem  Schenknehmer  ebenso 
auferlegen  müssen,  wie  eventuell  eine  Ver- 
sicherung an  Eidesstatt  (Baden  §§  38,  39). 

Steuerhoheit.  Diejenigen  Staaten, 
welche  die  Steuerpflichtigkeit  der  Schen- 
kungen unter  Lebenden  an  dereu  Beurkun- 
dung knüpfen  und  die  Abgabe  in  Form 
eines  Urkundonstempels  erheben,  sollten, 
wie  Bacher  richtig  bemerkt,  nach  dem  all- 
gemeinen Rechtsgrundsatz  locus  regit  actum 
weder  der  Staatsangehörigkeit  bezw.  dem 
Domizil  der  Schenkuiigskoutrahenten  noch 
der  1-tfge  der  Schenkungsobjekte  eine  Be- 
deutung zuerkennen.  Diese  Konsequenz 
führt  freilich  zu  einer  von  der  Erbschafts- 
steuer unter  Umstanden  total  abweichenden 
Ordnung  und  mag  wenig  befriedigen;  sie 
muss  aber  hingenommen  werden,  wenn  man 
die  Sehen kuugsst euer  in  den  Urkunden- 
stempel einzwängt.  Manche  Staaten  haben 
versticht,  vom  obigen  Grundsatz  etwas  ab- 
zuweichen. 

So  hat  Preusson  (Stempelsteuergesetz 
vom  31.  Juli  1895  §  2)  die  Bestimmung, 
dass  auch  die  von  Inländern  oder  Auslän- 
dern im  Auslande  errichteten  Urkunden 
über  Geschäfte,  welche  im  lulande  befind- 
liche Gegenstände  Itetreffeu  oder  welche  im 
Inlande  (Geltungsbereich  des  Gesetzes)  zu 
erfüllen  siud,  der  Steni|>elsteuer  unterliegen. 
Sachsen  (G.  v.  10.  Juni  1898)  lässt  ausser- 
halb Sachsens  ausgestellte  Urkunden  frei, 
wenn  sie  keine  Verfügungen  enthalten,  die 
in  Sachsen  rechtliche  Wirksamkeit  äussern. 


Ist  die  Schenkungssteuer  mögliehst  der 
Erbschaftssteuer  assimiliert,  dann  ist  das 
Zweckentsprechendste,  für  beide  gleiche 
Grundsätze  anzuwenden,  zumal  ja  die 
Schenkungssteuer  die  ausgesprochene  Auf- 
gabe hat,  Umgehungen  der  Erbschaftssteuer 
zu  verhindern.  So  geschieht  es  in  Russlaud 
(vgl.  Finauzarehiv  1888  S.  5GG);  ebenso  in 
Bremen  (§  2G)  und  in  Bilden  (§  52  bezw. 

J  §§  G — 8).  Die  Voraussetzungen,  welche 
beim  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  mass- 
gebend sind,  sind  übertragen  auf  den  Geber 
zur  Zeit  der  Vornahme  der  Schenkung.  In 
Bremen  tritt  die  Steuerpflicht  ein,  wenn  der 
Geschenkgeber  zur  Zeit  der  Vornahme  der 
Handlung  im  bremischen  Staate  seinen 
Wohnsitz  hat,  oder  wenn  er  zu  der  genann- 
ten Zeit  bremischer  Staatsangehöriger  ist 
und  keinen  nachweislichen  Wohnsitz  ausser- 
halb des  bremischen  Staates  hat  oder  inso- 
weit es  sich  um  unbewegliches  Vermögen 
innerhalb  des  bremischen  Staates  handelt. 

In  Baden  bleiben  Schenkungen  von 
ausserbadischen  Grundstücken  und  diesen 
gleichstehenden  Hechten  und  von  Nutzungen 
an  solchen  Grundstücken  frei;  Schenkungen 
eines  in  Baden  wohnenden  Scheukers, 
deren  Gegenstand  bewegliches  Vermögen 
bildet,  unterliegen  stets  der  badischen 
Schenkungssteuer,  doch  hat  der  Beschenkte, 
sofern  der  Schenker  die  badischc  Staatsan- 
gehörigkeit nicht  besitzt,  das  Recht,  die  für 
das  ausserhalb  Badens  befindliche  wegliche 
Vermögen  in  einem  anderen  Staat  gezahlte 
Schenkungssteuer  vou  der  in  Baden  gefor- 
derten in  Abzug  zu  bringen  ;  Schenkungen  von 
in  Baden  befindlichem  beweglichen  Vermögen 
seitens  eines  ausserhalb  Badens  wohnenden 
badischen  Staatsangehörigen  unterliegen  der 
Steuer,  einerlei  ob  der  Beschenkte  (Badener 
oder  NichtUulenerl  in  Baden  wohnt  oder 
nicht:  Schenkungen  von  sonstigem  in  Baden 
befindlichen  Wweglieheu  Vermögen  unter- 
liegen der  Steuer  nur,  wenn  der  Beschenkte 
in  Baden  wohnt.  In  den  beiden  letzten 
Fällen  steht  dem  Beschenkten  das  oben  er- 
wähnte Ahzugsrecht  hinsichtlich  der  fremden 

:  Steuer  zu. 

Auch  Hessen  (Art.  33)  wendot  die  Be- 
ziehungen   des    Erblassers    auf    die  des 

,  S  c  h  e  n  k  o  r  s  an,  aber  mit  einer  Abweichung : 

,  von  beweglichem  Vermögen  ist  die  Steuer 
nur  zu  entrichten,  wenn  der  Schenker  ein 
Hesse  ist,  während  die  hessische  Erbschafts- 
steuer Fälle  kennt,  wo  die  Steuerpflicht  ein- 
tritt, auch  wenn  der  Erblasser  kein  hessi- 
scher Staatsangehöriger  war. 

Im  Gegensatz  zu  vorstehenden  Staaten 


hat  Württemberg  (Art.  2t>)  nicht  an  die 
Beziehungen  des  Scheukers,  sondern  au  die 
des  Beschenkten  augeknüpft  (abgesehen  vou 
Immobilien,  für  welche  auch  bei  Schen- 
kungen deren  l,age  entscheidet).  Während 
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bei  Erbschaften  bezüglich  des  beweglichen 
Vermögens  an  das  Domizil  des  Erblassers 
angeknüpft  und  das  im  Inland  befindliche 
zu  einem  auswärtigen  Nachlass  gehörige 
bewegliche  Vermögen  nur  zu  besteuern  ist, 
weun  der  Erwerber  ein  in  Württemberg 
wohnender  Württemberger  ist,  vorbehaltlich 
des  Abzugs  ei nor  auswärts  auferlegten  Steuer, 
sollen  Schenkungen  von  beweglichem  Ver- 
mögen (gleichmütig  wo  es  liegt)  nur  steuer- 
pflichtig sein,  wenn  der  Beschenkte  ein 
im  Lande  lebender  Wflrtteinberger  ist;  eine 
etwa  auswärts  auferlegte  Steuer  ist  auf  die 
württembergisehe  in  Abzug  zu  bringen. 

Der  sächsische  Entw.  von  1897  (§  31) 
wollte  Schenkungen  von  beweglichem  Ver- 
mögen steuerpflichtig  macheu.  wenn  zur 
Zeit  der  Schenkung  der  Gegenstand  der 
Schenkimg  sieh  in  Sachsen  befindet  oder 
der  Sehenker  oder  der  Beschenkte  in 
Sachsen  wohnhaft  ist;  die  in  einem  an- 
deren Staate  von  der  Schenkung  etwa  zu 
entrichtende  und  nachweislieh  gezahlte  Ab- 
gabe sollte  auf  Antrag  auf  die  sächsische 
Schenkungssteuer  angerechnet  werden.  Diese 
Regulierung  hätte  sich  fast  ganz  mit  der 
für  die  Erbschaftssteuer  vorgcscldagenen 
gedeckt. 

3.  Systeme  der  Seh.  in  Deutschland. 

Man  kann  hinsichtlich  der  Stellung,  welche 
die  deutschen  Staaten  gegenüber  der  Sclieu- 
kungssteuer  einnehmen,  3  Gruppen  bilden: 

Die  erste  Gruppe  besteuert  Schenkungen 
unter  Ijeljonden  überhaupt  nicht;  ihr  ge- 
hören an  Sachsen- Weimar,  Sehwarzburg-Hu- 
dnlstudt,  Waldeck,  Mecklenburg- Strelitz, 
Reuss  ä.  L.,  Sachsen-Meiningen. '! 

Eine  /.weite  Gruppe  knüpft  die  Be- 
steuerung der  Schenkungen  unter  Leitenden 
an  deren  amtliche  oder  nichtamtliche  Beur- 
kundung^ und  kleidet  dieselbe  in  Form  einer 
Stempelahgahe  bezw.  Gebühr. 

Durch  das  hier  gestellte  Erfordernis  der 
Beurkundung  wirt!  die  Besteuerung  auf  die 
Fälle  beschrankt,  in  denen  man  der  Steuer 
ztun  Teil  ganz  sicher,  zum  Teil  ziemlich 
sicher  ist,  aber  ihre  Zahl  damit  auch  sehr 
verkleinert.    Das  wird  in   Zukunft  noch 


*)  Schenkungen  auf  den  Todesfall  werden  in 
S. -Weimar,  Schwarzhnrg-Kndolstadt,  Ren«»  ä.  I.., 
S.-Meiningeu  von  der  Erbschaftssteuer  getroffen 
Schenkungen,  deren  Vollzug  bis  zum  Ableben 
des  Schenkers  verschoben  ist,  sind  den  Schen- 
knilgen auf  den  Todesfall  gleichgestellt  in  S.- 
Weimar  und  S.-Meiningeu ;  hi  letzterem  Staat 
auch,  wenn  der  Vollzug  nur  teilweise  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  aufgeschoben  ist. 

*)  Staaten,  bei  denen  es  vereinzelte  Aus- 
nahmen giebt ,  wurden  gleichwohl  bieher  ge-  i 
rechnet.     Die  Schenkung   von  Grundstücken  1 
lediglich  im  Weg  der  Auflassung  wird  man 
eiuer  amtlich  beurkundeten  Schenkung  gleich- 
stellen dürfen. 


mehr  als  bisher  zutreffen.  Nach  gemeinem 
Recht  bedurften  die  Schenkungen  über  .F»00 
Solidi  61666  Mark  67  Pfennig)  der  gericht- 
lichen Insinuation ;  für  die  grösseren  Schen- 
kungen bestand  also,  damit  sie  giltig  waren, 
Beur kund ungBZ wang ;  einige  kleinere  Parti- 
kularrechte  waren  noch  strenger,  die  grösse- 
ren allerdings  (Preussen,  Sachsen)  kannten 
das  Erfordernis  der  gerichtlichen  Insinuation 
wegen  der  Höhe  der  Summe  schon  bisher 
nicht. 

In  Zukunft  sind  nach  dem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  gerichtliche  oder  notarielle  Be- 
urkundungen nur  noch  notwendig,  wenn 
eine  Ijeistung  schenkweise  versprochen  oder 
wenn  eine  Schiüd  versprochen  oder  ein 
Schuldanerkenntnis  schenkweise  erteilt  wird. 
Der  Mangel  der  Form  wird  durch  die  Be- 
wirkung  der  versprochenen  Ijeistung  geheilt. 

Sieht  man  von  Grundstücken  ab,  so 
wird  die  Beurkundung  bei  Schenkungen 
selten  werden.  Es  werden  wohl  die  Staaten, 
welche  zur  Zeit  die  Steuer  noch  von  der 
Beurkundung  abhängig  machen,  sich  bald 
entschliesscu,  dies  Merkmal  fallen  zu  lassen. 
Im  übrigen  kann  diese  Gruppe  in  2  Unter- 
gruppen gebracht  werden. 

a)  Solche,  welche  die  Steuer  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Verwandtschaft  auferlegen ;  es 
sind  dies  Lübeck,  Sachsen-Coburg,  Mecklen- 
burg-Schwerin, Braunseh  weig. 

Lübeck  (Stempelordn.  v  10.  Juli  188«) 
unterwirft  ..Scheiikungsaktcn"  eiuer  stempelab- 
gabe  von  2U(10;  Sachsen-Coburg  |G.  v.  29. 
Ja ui  1868;  Gerichtskostcnges.  v.  13.  l)cz.  1899 
§  26)  bei  gerichtlicher  Errichtung  oder  Ver- 
lautbarung einer  solchen  von  l'W«;  die  neben- 
hergehende, prozentuale  Geriehtsgebflhr  messt 
in  die  gemeinschaftliche  Staatskasse  der  Herzog- 
tümer. In  Braun  schweig  iStempelordn. 
v.  29.  Oktober  1821}  beträgt  der  Stempel 
für  schriftliche  Schenkungen  handelt  es 

sich  um  schriftliche  Sehenkungsvcrtrage  und 
Beziehung  auf  Eigentum  oder  dingliche  Rechte 
mit  Ausschluss  der  Hypotheken  --  au  in- 
ländischen Grundstücken"  oder  selbständigen 
Gerechtigkeiten,  so  unterliegen  diese  nur  einein 
Stempel  von  25  Pf  ,  da  ausserdem  nach  dem 
G.  v.  2Ö./26.  Juni  1879  bei  Eintragung  ins 
Grundbuch  noch  eine  Verilnderuugsgebühr  von 
',.%  (Eintragung  von  Eigentum)  und  V^.'o 
(Eintr.  von  dingl.  Rechten  mit.  Ausnahme  der 
Hypotheken)  erhoben  wird;  einen  Uehcrgang 
znr  nächsten  Gruppe  bildet  Mecklenburg- 
Schwerin;  die  V.  betr.  die  Stempelsteuer  vom 
22.  Dezember  1899  belegt  Schenkungsurkunden 
mit  S'/'oo  des  Werts  des  geschenkten  Gegen- 
standes, jedoch  mit  mindestens  1  Mark.  Schen- 
kungen an  Ehegatten.  Abkömmlinge  und  milde 
Stiftungen  sind  jedoch  stempelfrei;  Schenknngs- 
versprechen  auf  den  Todesfall  (B.G.B.  §  2301) 
werden  behandelt  wie  Testamente  ('.„>—  Vto° <o\ 
bei  Vollziehung  der  Scheuknng  seitens  des 
Schenkers  durch  Leistung  des  zugewendeten 
Gegenstandes  wie  Schenkungen  unter  Lebenden. 

b)  solche  Staaten,  welche  die  Steuer 
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nach  der  Verwandtschaft  abstufen;  hierher 
gehören:  Bayern,  Königreich  Sachsen,  Huden, 
Hi  <s»  n.  Sachsen-Gotha.  Heuss  i.  L.,  Klsass- 
Lot  bringen,  welche  am  t  liehe  Beurkundung 
dei  Schenkung  voraussetzen:  Preussen, 
S<-Iiaiinibur^r,i]ij.e<  Anhalt-Dessau.  S.  Alten- 
Inug.  < »Idenburg,  L.ip]nvDetinold.  welche  bei 
seit  i  i  fi  I  icher,  auch  nicht  amtlicher  Be- 
urkundung die  Stetierpflicht  eintreten  lassen. 

Bayern  iGebührenges.  in  der  Textierung 
v.  11.  November  1 ■  unterwirft  Nheukuiigeii 
und  S. henkungsverspreehen  unter  Lebenden  der 
Gebühr,  soweit  notarielle  rrkimdeii  über  die- 
selben  errichtet  weiden.  Die  Abgabe  beträgt 
2%  der  Gcgenstandssuminc  bei  Verträgen,  durch 
welche  über  Immobilien  oder  iliueu  yU-ii-h- 
stehende  Rechte  verfugt  wird,  3"  <l0  bei  den 
übrigen  Vertrügen  i'nlso  über  Mohilicnj.  Ersterer 
Satz  von  2°  ,,  wird  auf  1"„  herabgesetzt,  wenn 
es  sieb  um  Schenkungen  /wischen  Verwandten 
.•der  Stiefverwandten  in  auf-  und  absteigender 
Linn-  «Hier  zwischen  Ehegatten  und  Geschwistern, 
ferner  um  solche  bis  /u  1000  M.  einschliesslich 
luunlclt :  der  Satz  tritt  auch  ein.  wenn  bei  Ver- 
trauen zwischen  Verwandten  »»der  Sticfver- 
wandten  in  absteigender  Linie  deren  Ehegatten 
oder  Verlobte  beteiligt  sind:  1 1  .° rt  werden  er- 
hobeii  bei  Verträgen  mit  einem  Wcrtgegt  nstande 
von  Uber  KUX)  bis  2<  HX»  M.  einschliesslich,  tulls 
nicht  schon  wegen  der  Verwandtschaft  weniger 
erhoben  wird  (Art.  UOi.  Her  Satz  von  3l'„, 
ermässitft  sieb  auf  2'  .;",,,„  wenn  der  Wertgegen- 
stand  den  Betrag  von  2t>00  M.  nicht  übersteigt 
i  Art  14;V. 

Sachsen  (G.  Über  den  l'rkundensteiiipel 
v.  13.  November  1K7U  u.  10.  .Juni  1W)H;  Finanz- 
archiv 181)8  S.  UUf.j  unterwirft  ausser  Ver- 
sicherungsverträgen und  Versteigcrungsproto- 
kollen  l'rkundeii  nur  dann,  „wenn  sie  von  einer 
öffentlichen  Behörde  oder  von  einem  Notare  auf- 
genommen oder  ausgefertigt  worden  sind  oder 
bei  einer  öffentlichen  Behörde  oder  bei  einem 
Nutare  vorgelegt  oder  eingereicht  werden".  Frei 
bleiben  Urkunden  über  Gegenstände,  deren  Wert 
ausschliesslich  etwaiger  Zinsen  den  Betrag  von 
150  M.  nicht  übersteigt,  sowie  ausserhalb  Sachsens 
ausgestellte  Urkunden,  welche  keine  Verfü- 
gungen enthalten,  die  in  Sachsen  rechtliche 
Wirksamkeit  äussern.  Es  gelten  im  übrigen 
dieselben  Sätze,  welche  zu  entrichten  wären, 
wenn  der  Schonker  die  Zuwendung  letztwillig 
verordnet  hatte  und  der  Anfall  derselben  einge- 
treten wäre:  in  den  Fällen  aber,  in  denen 
Schenkungen  au  Personen,  Anstalten  oder  für 
Zwecke  erfolgen,  bei  denen  Befreiung  von  der 
Erbschaftssteuer  eintritt,  betrugt  die  Stempel- 
steuer 1  ,„",0  vom  Wert  der  Schenkung. 

Baden  iG.  die  Erbschaft«-  u.  Schenkuugs- 
stouer  betr.  v.  14.  Juni  181H»)  macht  zunächst 
steuerpflichtig  iedes  materiell  als  Schenkung 
im  Siuue  des  B.G.B.  «5  ölti  sich  darstellende 
Rechtsgeschäft.  Als  Schenkung  w  ird  auch  eine 
Zuwendung  betrachtet,  die  durch  eine  einer 
Schenkung  beigefügte  Aullage  bewirkt  wird 
i!j  4Hi.  Von  der  Schenkungsstcuer  sind  befreit 
Schenkungen  von  beweglichen  Sachen  und 
Hechten,  die  nicht  notariell  beurkundet  sind 
(55  48),  also  die  sogenannten  Handgcschonke. 
Nicht  befreit  sind  sonach  Schenkungen  von  Grund- 
stücken oder  diesen  gleichgestellten  Rechten, 


auch  wenn  sie  ohne  vorausgegangenes  förm- 
liches S  henkungsverspreehen  lediglich  durch 
den  Vollzug  der  Schenkung  (Auflassung;  er- 
folgen sollten.  Allein  auch  bezüglich  der  form- 
losen Schenkung  von  Rei  hten  und  beweglichen 
Sachen  ist  die  Steuerfreiheit  beschränkt,  einmal 
hinsichtlich  der  Schenkungen  von  Rechten  an 
Grundstücken;  diese  werden  lediglich  durch  die 
dinglicht:  Einigung  der  Beteiligten  iu  Verbin- 
dung mit  der  Eintragung  zum  Grundbuch  voll- 
zogeu  und  können  infolge  der  letzteren  sieh  der 
Wahrnehiuungder Steuerbehörde  nicht  entziehen; 
sodanu  hinsichtlieh  der  ..Schenkungen,  die  da- 
durch bewirkt  werden,  dass  der  Sehenker  Lehens- 
Versicherungssummen. Sferbekassenbenehcien  uud 
ähnliche  nach  seinem  Tod  zu  leistende  Bezüge 
zu  Gunsten  bestimmter  dritter  Personen  sich 
versprechen  lässt  «»der  Über  solche  durch  Rechts- 
geschäft unter  Lebenden  zu  Gunsten  Dritter 
verfügt"  (§  4S>.  Die  Stcuerptlieht  tritt  mit  dem 
Zeitpunkt  ein.  in  dem  der  Dririe  das  Hecht  auf 
die  vom  Schenker  bedungene  Leistung  erwirbt 
IS  4'J  Abs.  :\).  Der  (.'nind  für  diese  Bestim- 
mungen ist  folgender:  Wenn  die  Versicherung  zu 
Gunsten  bestimmter  Personen  abgeschlossen 
ist.  gehört  der  Anspruch  auf  die  Versicherungs- 
summe, wenn  der  Dritte  mit  Abschliiss  des 
Vertrags  einen  unmittelbaren  persönlichen  An- 
spruch erworben  hat  i  B.G.B,  g  328,  330,  331  i, 
nicht  zum  Vermögen  bezw.  Nachlas*  des  Vcr- 
sicherungseinpf.ingei  s.  vielmehr  hat  lediglich  der 
Dritte  einen  selbständigen  Anspruch  auf  An- 
zahlung der  Versicherungssumme.  Ks  hängt 
also  lediglich  von  der  Fassung  derartiger  Ver- 
sicherungsverträge ab.  ob  die  daraus  entspringen- 
den Forderungen  zum  Nachlass  gehören  oder 
nicht,  und  dieser  Umstand  kann  leicht  zur  Um- 
gehung der  Erbschaftssteuer  in  der  \Vei>e  be- 
nutzt werden,  dass  freigebige  Zuwendungen  au 
Dritte  iu  die  Form  von  Lebensversicherungen 
des  Versicherungsnehmers  zu  ihren  Gunsten  ge- 
kleidet werden.  Derartige  Vertrage  bewirken 
zwar,  sobald  die  Beteiligten  über  die  l  nentgelt- 
lichkeit  der  Zuwendung  einig  sind,  eine  Schen- 
kung des  Versicherungsnehmers  an  deu  Dritten, 
die  aber  als  solche  nicht  steuerpflichtig  ist,  weil 
sie  nicht  iu  der  Form  einer  Schenkung  erscheint; 
ebensowenig  unterliegt  sie  der  Erbscliaftsstener, 
da  die  Forderung  aus  dem  Versicherungsvertrag 
keinen  Bestandteil  des  Nachlasses  des  Versiche- 
rungsnehmers biblet.  Es  besteht  jedoch  kein 
Grund,  derartige  Versicherungen  zu  Gnnsten 
bestimmt  bezeichneter  Personen  steuerlich  auders 
zu  behandeln  als  Versicherungen,  die  der  Ver- 
sicherer lediglich  zu  seinen  Gunsten  oder  zu 
Gunsten  nicht  bestimmt  bezeichneter  Personen 
iz.  B.  seiner  Erben)  abgeschlossen  hat. 

Im  übrigen  sind  die  Befreiungen  und  die 
Steuersätze  dieselben  wie  bei  der  Erbschafts- 
steuer (siehe  oben  Bd  III  S.  713j;  dadurch  ist 
der  bisherige  hohe  einheitliche  Steuersatz  <100;„') 
in  Wegfall  gekommen,  aber  auch  die  bisherige 
Befreiung  sämtlicher  Ahnen  des  Schenkers  und 
deren  Geschwister,  der  Geschwister  des  Schenkers 
und  deren  Abkömmlinge. 

Hessen  (G.  Uber  die  Erbschaft«-  u.  Schen- 
kungsstener  v.  30.  August  1884;  Nov.  v.  12. 
August  1H!H))  unterwirft  alle  Schenkungen,  die 
nicht  schon  von  der  Erbschaftssteuer  getroffen 
sind,  der  Schenkungsstener,  wenn  dieselben 
öffentlich  —  sei  es  auch  nur  durch  Beglaubigung 
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von  Unterschriften  —  beurkundet  werden  und 
deren  Wert  den  Betrag  von  KKW  M.  über- 
steigt :  winl  dieser  Betrag  überstiegen,  t-o  ist 
die  Steuer  vom  ganzen  Betrug  der  Schen- 
kung zu  entrichten,  jedoch  nur  soweit,  als 
sie  aus  dein  die  .Summe  von  1000  M.  über- 
steigenden Betrag  entnommen  werden  kauu. 

Der  Steuersatz  ist  gleich  dem  bei  der  Erb- 
schaftssteuer aufgestellten;  befreit  sind  Kinder 
und  Kindeskinder,  Eltern  und  Grosseltern,  Ehe- 
gatten. Grossherzog ,  Staat,  Reich;  Verlobt« 
( Verlobung*-  und  Hochzeitsgeschenke)  sowie 
diejenigen  Geschenke,  welche  anlässlieh  eines 
Verlöbnisse?  oder  einer  Hochzeit  oder  eiues  Fest- 
tags von  Verlobten  oder  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten oder  Paten  unter  sich  gemacht 
werden  .  Beihilfen,  welche  zum  Lebensunterhalt 
oder  zur  Ausbildung  einem  dessen  Bedürftigen, 
sei  <r*  in  Form  einer  Keilte,  eines  Kapitals  oder 
der  Naturalsustentatiou  gegeben  werden ;  Schen- 
kungen, welche  zu  mildthätigen  Zwecken  inner- 
halb des  Deutschen  Keichs  Verwendung  finden. 
Bei  I.eibgedings-,  Leibrenten-,  UebcrgalK-ver- 
t ragen  wird  die  reine  Bereicherung  und  nur 
der"  HAJO  M.  übersteigende  Betrag  besteuert 

Sachsen -Gotha  {().  v.  27.  Juni  IWh  be- 
legt Schenkungen  unter  Lebenden,  sofern  solche 
durch  eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde 
ausgesprochen  oder  vor  Gericht  oder  Notar  an- 
erkannt werden,  mit  einer  Stempelabgabe,  welche 
die  verwandtschaftlichen  Beziehungen  der  Schen- 
kungshiteresscnteu  in  einer  von  der  Erbschafts- 
steuer abweichenden  Weise  berücksichtigt:  2% 
sind  zu  entrichten,  wenn  mit  dem  Schenkenden 
der  Beschenkte  in  gerader  Linie  verschwägert 
oder  durch  Adoption  verbunden  oder  in  der  Seiten- 
linie bis  zum  B.  Grad  verwandt  ist ;  8"  „,  wenn  er 
nur  im  7.  oder  einem  noch  entfernteren  Grude 
«der  gar  nicht  verwandt  ist.  Befreit  sind  As- 
cendenten.  Descendenteu,  welche  aus  giltiger 
Ehe  stammen  oder  durch  nachfolgende  Ehen 
oder  landesherrliches  Reskript  legitimiert  sind, 
alle  für  Rechnung  des  Staats  verwalteten  Kassen, 
die  Mitglieder  des  herzogl.  Hauses,  , Kirchen-, 
Armen-,  Kranken-.  Straf-,  Besserungsanstalten, 
Waisenhäuser,  milde  Stiftungen,  Schulen.  Uni- 
versitäten, sowie  Schenkungen  unter  150  M., 
ferner  Sehenkuugen  an  Arme  und  an  Gemeinden 
zur  Verwendung  für  Arme. 

Reusa  j.  L.  (G.  v.  20.  Dezember  1880, 
betr.  die  Ausdehnung  der  Kollateralsteuer- 
pflicht auf  Schenkungen  unter  Lebenden)  legt 
lediglich  die  Erbschaftssteuerskala  zu  Grnnde 
und  verlangt  ansHerdcm  die  Steuer  auch  nur, 
wenn  der  betreffende  Vertrag  gerichtlich  oder 
notariell  beurkundet  wird. 

Elsass-Lothringen  erhebt  l.die  eigent- 
liche Stempelgebühr,  die  sich  jetzt  nach  dem 
Stempclgeseta  v.  21.  Juni  1897  richtet;  bei 
notarieller  Beurkundung  wird  für  jeden  ange- 
Bogen  je  nach  dem  Wert  0,20-1,00  M. 


2.  Die  Euregistrcracntsgcbühr,  welche  sich 
je  nach  Verwandtschaft  und  Beurkundung  in 
Eheverträgen,  bei  Schenkungen  in  der  geraden 
Linie  und  unter  Ehegatten  auch  je  nach  der 
Immobiliar-  und  Mobiliarqualität  des  Schenkungs- 
objekt« in  einer  Skala  von  2ll4°c— yo,o  bewegt. 

Preussen  (Stempelsteuerges.  v.  31.  Juli 
1895:  Finanzarchiv  1895  S.  832  f.,  871)  wendet 
die   Steuersätze   de«  Erbaehaftesteiiergesetzes 


schlechthin  auf  schriftlich  beurkundete  Schen- 
kungen an.  mit  der  Massgabe,  dass  bei  immer- 
währenden Nutzungen  und  Leistungen  das  25- 
fache  ihres  1  jährigen  Betrages  als  Kapitalwert 
angenommen  wird.  Als  Beurkundungen  von 
Schenkungen  sind  alle  Schriftstücke  über  solche 
Geschäfte  anzusehen,  bei  welchen  die  Absicht 
auf  Bereicherung  des  einen  Teils  gerichtet  war, 
auch  wenn  das  Geschäft  in  der  Form  eines 
lästigen  Vertrags  abgeschlossen  ist.  Bei  Beur- 
teilung der  Frage,  ob  die  Absicht  der  Bereiche- 
rung des  einen  Teils  anzunehmen  ist,  sind  auch 
solche  Umstände  in  Betracht  zu  zieheu,  welche 
aus  der  Urkunde  nicht  ersichtlich  sind. 

Da  nach  §  1  des  Stcinpelgesetzes  im  Sinne 
des  Gesetzes  Urkunden,  nicht  etwa  bloss  nota- 
rielle oder  gerichtliche,  sondern  überhaupt  vom 
Aussteller  unterzeichnete  Urkunden  und  unter 
Umstünden  auch  Briefwechsel  oder  sonstige 
schriftliche  Mitteilungen  in  Betracht  kommen, 
da  ferner  nach  J;  2  der  Stempelsteuer  auch  die 
von  Inländern  oder  An>läudcrn  im  Auslände 
errichteten  Urkunden  über  Geschäfte,  welche  im 
Inlande  befindliche  Gegenstände  bet reifen  oder 
welche  im  Inlande  zu  erfüllen  sind,  der  Stempel- 
pflicht Unterliegen,  so  i*t  der  Kreis  der  Steiier- 
pliicht  ziemlich  weit  gesteckt. 

Auf  ähnlichem  Standpunkt  stehen  Schaum  - 
burg-Lippe  (Stempelsteuergesetz  v.  21.  De- 
zember 1N99J  und  A  n  h  a  1 1  -  D  e  s  s  a  u  \  Erbschufts- 
gesetz  v.  4.  Februar  1S74,  Nov.  v.  1.  .Inli  1892 
und  l.  Juli  1897;  Urkundcnstrmpelgesetz  be- 
kannt gemacht  am  1'.».  Juni  1899);  Tarif  und 
Befreiungen  wie  bei  der  Erbschaftssteuer. 

Besonders  befreit  sind  in  Preussen,  Schaum- 
burg-Lippe und  Anhalt  Beurkundungen  von 
Schenkungen  der  Arbeitgeber  an  Kassen  oder 
Anstalten,  welche  die  Unterstützung  ihrer  Ar- 
beitnehmer oder  Bedienstelen  sowie  der  Ange- 
hörigen derselben  bezwecken. 

S  a  c  h  s  e  u  -  A 1 1  e  n  b  u  r  g  (Ges.  betr.  die  Entr. 
der  Erbsehaft*tcucr  v.  29.  Mai  187!)  g  1;  Nov. 
v.  18.  Dezember  1885),  Oldenburg  ;Gcs.  betr. 
Erheb,  einer  Abg.  v.  Erbschaften,  Vermächtnissen 
und  Schenkungen  v.  Iß,  Juli  1868  mit  Nov.  v. 
21.  März  1900)  und  Lippe-Detmold  (No- 
vellen v.  12.  September  1877  und  20.  April  1897 
zum  Ges.  betr.  die  Erhebung  einer  Abg.  von 
Erbschaften  etc.  v.  29.  Dezember  1869)  be- 
steuern Schenkungen  unbeweglichen  Vermögens 
schlechtweg  und  andere  Schenkungen  im  Fall 
der  schriftlichen  Beurkundung.  Sie" zieheu  auch 
alle  Vermiigensühertragungen  unter  Lebenden 
heran,  welche  den  Charakter  der  erfrühten  Erb- 
folge haben. 

Eine?  dritte  Gruppe  von  Staaten  lässt 
die  Beurkundung  als  Voraussetzung  für  die 
SehenkungsHteuer  ganz  fallen,  knüpft  also 
die  Steuer  lediglich  an  die  Thatsadie  der 
Schenkung.  Hierher  zählen  Wörttemberg, 
Schwarzburg-Soudershausen,  Bremen.  Hain- 
burg, der  sächsische  Entwurf  von  1S97. 

Württemberg  (G.  v.  26.  Dezember  1899) 
erhebt  die  Steuer  von  Schenkungen  an  unbe- 
weglichem Vermögen,  da»  sich  innerhalb  Würt- 
tembergs befindet,  und  an  beweglichem  Ver- 
mögen, wenn  der  Beschenkte  in  Württemberg 
seinen  Wohnsitz  hat  Eine  auswärts  auferlegte 
Steuer  ist  von  der  württembergischen  in  Abzug 
zu  bringen.    Frei  bleiben  Schenkungen,  deren 
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Wert  600  M.,  bei  unbeweglichem  Vermögen 
120  M.  nicht  Ubersteigt ;  femer  Schenkungen  an 
Abkömmlinge,  Ehegatten ,  an  das  Staatsober- 
haupt, den  Staat  oder  das  Reich :  Schenkungen 
von  beweglichem  Vermögen  an  Dienstboten  oder 
andere  Personen ,  die  dem  Hausstand  des 
Schenkers  angehören  oder  angehört  haben  und 
zu  demselben  in  einem  Dienstverhältnis  Btehen 
oder  gestanden  haben  oder  welche  den  Schenker 
oder  ein  Familienglied  desselben  verpflegt  haben, 
bis  zum  Betrag  von  1000  M.;  an  Verlobte  (Ver- 
lobungs-  und  Hochzeitsgeschenke)  sowie  dieje- 
nigen Gescheuke,  welche  anlässlich  eines  Ver- 
löbnisses oder  eiuer  Hochzeit  von  den  Verlobten, 
deren  Eltern,  Geschwistern  oder  Kindern  unter 
sich  gemacht  werden ;  zu  kirchlichen,  wohltäti- 
gen, Unterrichts-  oder  sonstigen  gemeinnützigen 
Zwecken,  soweit  dieselben  den  Betrag  von  im 
ganzen  1000  M.  an  den  einzelneu  Schcnknehmer 
nicht  übersteigen  und  nach  der  von  dein  Scheiiker 
gegebenem  Bestimmung  nicht  ausserhalb  des 
Deutschen  Heidts  oder  eiues  deutschen  Schutz- 
gebiets zur  Verwendung  gelaitgeu  oder  ihre  Ver- 
wendung innerhalb  des  Deutschen  Reichs  oder 
eines  deutschen  Schutzgebiets  in  anderer  Weise 
gesichert  ist. 

Sch  war  z  bürg- Sonders  hause  n(G.  betr. 
die  Erbscbafts-  und  Schenkungssteuer  v.  9. 
Februar  1892  >  stellt  schlechthin  alle  Schen- 
kungen hinsichtlich  der  Steuer  den  Erbschaften 
und  Vermächtnissen  glei«  h  (ebenso  alles  Ver- 
mögen, welches  durch  Vermögensübergabe  oder 
Alimentationsvertrag  erworben  wird);  dieSteuer- 
befreiungsfälle  sind  die  nämlichen  wie  bei  der 
Erbschaftssteuer:  doch  ist  die  Steuer  nicht  zu 
entrichten,  wenn  der  Wert  des  Erworbenen,  für 
jeden  Erwerber  besonders  gerechnet,  bei  Schen- 
kungen von  beweglichem  \  ermögen  uuter  den 
Lebenden  3000  M.  oder  weniger,  in  allen  anderen 
Fällen  600  M.  oder  weniger  beträgt.  Mehrere 
Schenkungen  in  demselben  Kalenderjahre  an 
dieselbe  Person  gelten  als  eine  Schenkung. 

Bremen  (G.  betr.  die  Krbschafts-  und 
Scbenkungsabgabe  v.  13.  Dezember  1895,  Finanz- 
archiv  15  {1898t  S  GöO)  besteuert  Vermögens- 
Iibert ragungen  unter  den  hebenden,  welche  den 
Charakter  einer  erfrtthten  Erbfolge  haben  o<ler 
kraft  Gesetzes  oder  Gewohnheitsrechts  oder  be- 
sonderer Verfügung  auf  einen  Erbteil  des  Em- 
pfängers oder  des  Ehemanns  oder  der  Ehefrau 
desselben  anzurechnen  sind :  ferner  Schenkungen 
unter  Lebenden,  mögen  sie  gerichtlich  insinuiert 
sein  oder  nicht,  sofern  der  Wert  der  Schenkung 
den  Betrag  von  3» MX)  M.  übersteigt.  Hierbei 
werden  mehrere  innerhalb  Jahresfrist  zwischen 
denselben  Personen  vorkommende  Schenkungen, 
welche  einzeln  den  Betrag  von  3<XM)  M.  nicht 
übersteigen,  als  eine  Schenkung  betrachtet. 

Für  die  Bemessung  der  Steuer  ist  die  Ver- 
wandtschaft wie  bei  der  Erbschaftssteuer  mass- 
gebend; ebenso  gelten  die  gleichen  Befreiungs- 
gründe; doch  sind  Schenkungen  unter  Braut- 
leuten auch  dann  prlichtig,  wenn  die  Schenkung 
erst  durch  Eingehung  der  Ehe  perfekt  werden 
soll;  frei  sind,  abgesehen  von  den  Fällen  des 
Erbschaftssteuergesetzes,  sebenkungsweise  Leis- 
tungen zur  Unterstützung  Dürftiger,  Gaben 
von  milden  oder  Familienstittungen  oder  gemein- 
nützigen Vereinen;  der  Erlass  vou  Forderungen 
wegen  mutmasslicher  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schuldners. 


Hamburg  besteuerte  früher  die  Schen- 
kungen, die  schriftlich  beurkundet  wurden,  mit 
eiuer  Stempelabgahe  von  1%«:  als  nun  durch 
G.  v.  9.  Mai  1894  die  Erbschaftssteuer  auch  auf 
die  Descendenten  ausgedehnt  wurde,  hielt  man 
für  unerläßlich,  die  Schenkungssteuer  etwas 
auszubauen,  um  nicht  der  Umgebung  Thür  und 
Thor  zu  offneu:  doch  wollte  man  sich  auf  «las 
mindestmögliche  Mass  beschränken.  Man  stellte 
deshalb  naht  nur,  wie  dies  auch  in  anderen 
deutschen  Gesetzen  der  Fall  ist,  Schenkungen 
von  Todeswegeu  und  Schenkungen,  deren  Aus- 
führung bis  zum  Tode  aufgeschoben  ist.  sowie 
Schenkungen,  deren  (iegenstand  der  Schenkgeher 
zwar  dem  S  henknehnter  übereignet,  deren  Er- 
trag aber  er  für  Lebenszeit  ganz  oder  teilweise 
sich  vorbehält,  eiuer  Zuwendung  von  Erbschuft 
oder  Vermächtnis  steuerlich  gleich,  soudein  that 
dies  auch  noch  für  folgende  zwei  Fälle:  1.  wenn 
den  Umstünden  muh  anzunehmen  ist,  dass  die 
Form  einer  Schenkung  unter  Lebenden  zu  dem 
Zwecke  gewählt  ist.  um  die  Erbschaftssteuer 
zu  vermeiden:  2.  wenn  sie  iu  dem  letzten  Jahre 
vor  dem  Tode  des  Schenkgebers  erfolgt  ist. 
In  diesem  2.  Fall  ist  also  die  Absicht  des 
Schenkgebers  ganz  gleichgiltig;  die  Bestim- 
mung ist  auch  praktisch,  insofern  sie  psycholo- 

f risch  mit  der  Neigung  der  Menschen,  sich  nicht 
ange  vor  dem  Tod  ihres  Vermögens  zu  ent- 
fiussern,  rechnet  und  für  diese  Schenkungen 
erst  der  Tod  binnen  Jahresfrist  die  Steuerpflicht 
begründet,  was  den  Vorteil  hat,  die  Besteuerung 
derselben  auf  die  Zeit  nach  dem  Tod  zu  ver- 
legen und  die  Abgabe  gleichzeitig  mit  der  Ab- 
gabe von  der  Erbschaft  zu  erheben,  wenn  der 
Scbeuknehmer  zugleich  Erbe  ist,  resp.  mit  der 
Abgabe  von  letztwilligen  Verinäehtniszuweu- 
dungen,  wenn  der  Beschenkte  nicht  Erbe  ist, 
also  einem  Vermächtnisnehmer  gleichsteht.  Oh 
die  oben  berührten  Schenkungen  förmlich  oder 
formlos,  urkundlich  oder  mündlich,  remunerato- 
risch oder  in  Form  eines  Kaufvertrags  oder 
eines  anderen  Vertrages  erfolgt  sind,  soll  dann 
aber  für  die  Steuerptücht  belanglos  sein.  Da- 
gegen sind  Gescheuke  jeder  Art,  welche  hei 
einer  Gelegenheit  gemacht  sind,  bei  der  sie  als 
gebrauchlich  bezeichnet  werden  können,  von  der 
Abgabe  ausgenommen  Als  solche  gelten  auch 
Erlasse  vou  Forderungen  wegen  Zahlungs- 
schwierigkeit des  Schuldners,  schenkweise  Leis- 
tungen zur  Unterstützung  Bedürftiger.  Gaben 
au  milde  Stiftungen,  gemeinnützige  Vereine 
oder  sonstige  piae  cansae.  den  Vermögensver- 
hältnissen  entsprechende  Gelegenhcitsznweu- 
dungen  an  Angehörige  und  Verwandte. 

Alle  Zuwendungen,  welche  einem  Krb- 
nehmer  oder  dessen  Ascendenten  vom  Erblasser 
Itei  Lebzeiten  gemacht  sind  nud  auf  den  dem 
Erbuehmer  zufallenden  Erbteil  angerechnet  wer- 
den oiler  gesetzlich  kollationspttichtig  sind1!, 
gelten  als  Anfall  aus  Erbschaft  und  unterliegen 
der  Erbschaftssteuer,  auch  wenn  die  Collation 
erlassen  worden  ist.    Doch  wird  die  Steuer  nur 


')  Das  Hamburgischc  Recht  bestimmte  im 
wesentlichen  die  Anrechnung  auf  den  Erbteil 
nur  für  solche  Zuwendungen,  ohne  deren  An- 
rechnung eine  unbillig  und  präsumtiv  vom  Erb- 
lasser nicht  beabsichtigte  Ungleichheit  unter 
den  Miterben  eintreten  würde.  Jetzt  kommt 
in  Betracht  das  B.G.B.  §  2060 f. 
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soweit  erhoben,  als  sie  ans  der  dem  Erbnehmer 
zukommenden  Erbschaft  entrichtet  werden  kann 
oder  die  Bereicherung:  ans  der  früheren  Zuwen- 
dung: dem  Erbnehmer  noch  zur  Zeit  des  Erb- 
anfalls verblieben  ist. 

Per  sächsische  Entwnrf  von  1897 
wollt«  mit  der  Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer 
auf  die  Ehegatten  und  die  direkte  Linie  die 
Beschränkung  der  Schenkungssteuer  auf  die  be- 
urkundeten Schenkungen  fallen  lassen  und  einen 
breiten  Kaum  filr  die  Sehen kungsstcuer  schaffen. 
Befreit  blieben  mir  sogenannte  Gelegenheiuge- 
schenke  (nnr  durften  sie  nicht  in  Geld,  Grund- 
stücken, Wertpapieren  oder  Fordemugen  be- 
stehen), regelmässig  wiederkehrende,  an  Ver- 
wandte der  geraden  Linie  zur  Bestreitung  des 
standesgemässen  Lebensunterhaltes  gewährte 
angemessene  Beihilfen,  regelmässig  wieder- 
kehrende Unterstützungen  au  bedürftige  Ver- 
wandte oder  Verschwägerte :  Schenkungen,  deren 
Wert  500  M.,  und  Schenkungen  unter  Ver- 
wandten in  gerader  Linie  und  Ehegatten,  deren 
Wert  3000  M.  nicht  übersteigt  Beim  Teber- 
steigen  sollte  die  Steuer  vom  ganzen  Betrage 
entrichtet  werden.  Da  nach  sächsischem  Recht 
Schenkungen  keiner  Insinuation  zu  ihrer  Giltig- 
keit  bedurften,  so  war  die  geplante  Ausdehnung 
der  Schenkungssteuer  trotz  der  Befreiungen  eine 
sehr  wirksame. 

4.  IMe  Seh.  im  Ausland.  Krank- 
reich. Die  älteren  Sehenknugsabgaben  {vgl. 
über  sie  Oh.  Dumaine  im  Dictionnaire  des 
Finances  I  S.  1506)  wurdeu  durch  das  Knregis- 
trement  verdrängt,  und  für  die  neue  Periode  ist 
massgebend  das  G.  v.  12.  Dezember  1798.  Die 
Steuer  betrug  nach  diesem  Gesetz  in  direkter 
Linie  bei  Mobilien  1,25%,  bei  Immobilien  2,5%; 
in  der  Seitenverwandtschaft  und  für  Nichtver- 
waudte  bei  Mobilien  2,5%;  bei  Immobilien  5%. 
Schenkungen  filr  Brautleute  im  Ehekontrakt 
zahlten  nur  die  Hälfte.  Das  G.  v.  28.  April 
1816  fügte  für  Immobilien  eine  Umschreibege- 
blihr  von  1,5%  hinzu.  Für  die  Seiten  ver- 
wandten wurde  der  Tarif  weiter  spezialisiert, 
aber  immer  so,  dass  bei  Mobilien  nur  halb  so- 
viel wie  bei  Immobilien  zn  zahlen  war;  ausser- 
dem wurde  ein  Specialtarit'  für  Liberalitäten 
unter  Ehegatteu  aufgestellt. 

Das  G.  v.  21.  April  1832  vervollständigte 
die  Abstufungen  und  erhöhte  die  Sätze.  Das 
G.  v.  18.  Mai  1850  hob  die  unterschiedliche  Be- 
handlung von  Mobilien  und  Immobilien  auf,  aus- 
genommen in  der  direkten  Linie  und  bei  Ehe- 
gatten; der  Tarif  lautete  nun  so: 

Ausser- 


Im  Hei- 
ratskon- 
trakt 


Gerade  Linie 


Mobil. 
Imtnob. 
Ehegatten  Mobil. 

Immob. 

Geschwister,  Onkel,  Tanten, 

Neffen,  Nichten 
Gross-Onkel.  -Tanten,  -Neffen, 

•Nichten.Geschwiaterkinder 
Verwandte  Uber  den  4.  Grad 

hinaus  bis  zum  12.  Grad 


>,35% 

2,75  r, 

3,oo„ 


naiD  aes 
Heirats- 
kon- 
traktes 

2,50% 
4,oo  „ 
3,oo„ 

4,5o  „ 


4.5°  „  6,5°  M 
5,00,,       7,00  „ 


5,5o  „ 
6,00  „ 


9,oo  „  1 


Diese  Abgaben  wurden  noch  nm  2%  Zehntel, 
teils  um  ein  weitere«  V«  erhöht.  DieVerwandten  in- 
folge Schwägerschaft  werden  wie  Nichtverwandte 
behandelt;  z.  B.  eine  Schenkung  von  einem 
Onkel  an  den  Neffen  seiner  Frau  zahlt  6  oder 
9%,  ebenso  von  einem  Vater  an  seineu  Schwieger- 
sohn u.  s.  w.  Kommt  die  Heirat  nicht  zu  Staude, 
so  werden  die  Abgaben  auf  Nachweis  hin  zu- 
rückerstattet bis  auf  3  Francs  als  Entgelt  für 
die  Formalität. 

Die  Gesetze  machten  anfangs  keineu 
Unterschied  zwischen  gewöhnlichen  Schen- 
kungen und  Abteilungen  der  Eltern  mit  ihren 
Kindern,  l'm  letztere  zu  erleichtern,  da  sie 
im  Interesse  des  Friedens  in  der  Familie  sind 
und  die  gerichtlichen  Teilnngskosten  vermeiden 
lassen ,  auch  dio  Uebergabe  uud  die  Erb- 
schaft antieipiereu,  hielt  man  es  für  billig,  den 
Tarif  der  Erbschaftssteuer  auch  auf  die  Tei- 
lungen, die  auf  Grund  der  Artt.  1075  und  1076 
des  Code  civil  vorgenommen  werden,  anzuwen- 
den, was  durch  G.  v.  16.  Juni  1824  geschah; 
die  Umschreibegebühr  von  1,5%  entfiel,  wenn 
die  antieipierte  Teilung  freiwillig  der  Formalität 
I  der  Umschreibung  unterworfen  wurde;  Mobilien 
j  und  Immobilien  hatten  also  in  diesem  Fall  nur 
1%  zu  zahlen.  Durch  G.  v.  21.  Juni  1875 
wurde  jedoch  wieder  für  antieipierte  Teilungen 
eine  l'nischreibegebühr  von  0,5%  erhoben,  so 
dass  jetzt  der  Tarif  ( Enregistrement  und  Tran- 
scription zusammen)  bei  Immobilien  1.5%,  bei 
Mobilien  I  %  beträgt,  wozu  noch  die  2 Zu- 
schlagszehntel kommen.  Vor  1850  war  die 
proportionale  Enregistrementsabgabe  von  Akten, 
welche  die  Existenz  von  Handschenkungen  kon- 
statierten, nur  zu  zahlen,  wenn  Schenker  uud 
Beschenkter  Parteien  bei  diesem  Akte  waren, 
so  dass  für  den  einen  wie  für  den  anderen  die 
Schrift  den  Titel  der  Liberalität  bildete.  Durch 
G.  v.  18.  Mai  1850  wurde  diese  dem  Fiskus 
abträgliche  Besteuerung  geändert:  „Les  actes 
renfermant  soit  la  declaration  par  le  donataire 
soit  la  recounaissance  judiciaire  d  un  doli  ma- 
nne), seront  sujets  au  droit  de  donation 

Für  Schenkungen  wie  für  Erbschaften  wurde 
seit  dem  G.  v.  12.  Dezember  1798  der  Wert  der 
Immobilien  in  der  Weise  festgestellt,  dass  die 
Rente  mit  20  multipliziert  wurdo.  Durch  G. 
v.  21.  Juni  1875  wurde  festgestellt,  dass  be- 
züglich der  städtischen  Immobilien  es  bei  der 
Multiplikation  der  Rente  mit  20  verbleibe, 
während  die  Revenue  ländlicher  Immobilien  mit 
25  zu  kapitalisieren  ist. 

Die  Steuer  wird  erhoben  vom  Bruttowert, 
ohne  dass  irgend  ein  Abzug  für  Lasten  zugelassen 
ist,  welche  dem  Donatar  auferlegt  sind.  Die  Be- 
strebungen, das  zu  ändern  und  auch  eine  billigere 
Verteilung  bei  Ususfroctus  herbeizuführen,  waren 
vergeblich  (siehe  oben  im  Art.  Erbschafts- 
steuer a.  a.  Ol  Bezuglich  der  Schenkungen 
an  die  tote  Hand  vgl.  Art.  dons  et  legs  im 
Dictionnaire  des  Finances  I  S.  1510  f. 

England  hat  schon  im  Rahmen  der  Erb- 
schaftssteuer die  Schenkungen  zur  Verhütung 
von  Umgehungen  in  weitem  Masse  herangezogen. 
Derestateduty(s.  Uberdieseim  Art  Erbschafts- 
steuer oben  Bd.  III  S.  719)  unterliegeu  a)  Schen- 
kungen, welche  der  Verstorbene  im  letzten  Jahre 
vor  seinem  Tode  vornahm;  b)  weiter  zurück- 
liegende Schenkungen,  durch  Fest! 


oder  auf  andere 


egung  von 
Weise,  so- 
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fern  der  Schenkende  nicht  sofort  alle  Rechte1  Oesterreich.  Nach  dem  G.  v.  13.  Dezember 
an  den  Gegenständen  der  Schenkung  verliert :  1862  unterliegen  alle  Nhenkungeu  beweglicher 
reserviert  sich  der  Schenkende  irgend  ein  Recht.  Sachen  der  Piozcntnalgebühnl.  4,  8%  mit  25% 
su  wird  die  Steuer  angesetzt,  als  hätte  der  Ver-  Zuschlag)  nach  dem  persönlichen  Verhältnisse 
stürben  e  überhaupt  nicht  geschenkt ;  es  bleibt  des  Beschenkten  zum  Gesehenkgeber  i  wie  bei 
sich  gleich,  ob  das  reservierte  Recht  ein  auf  der  Erbschaftssteuer),  aber  nur  wenn  darüber 
letztwilliger  Verfügung  beruhendes  Recht  an  eine  Rechtsurknndc  ausgefertigt  wird  oder  die 
der  verschenkten  Sache  ist  oder  ob  es  in  einem  Uebergabe  der  geschenkten  Sachen  erst  nach 
Widerrufsrecht  besteht,  und  es  macht  keinen  dem  Tode  des  Gesa henkgeber*  erfolgte.  (Die 
Unterschied,  dass  das  Widerrufsrecht  nicht  aus-  Urkunden  über  Schenkungen  unter  Lebenden 
geübt  wurde  oder  dass  auf  dasselbe  spater  for-  ,  von  jedem  Bogen  5<>  Kreuzer.)  Bei  Immobilien 
mell  verzichtet  worden  ist.  kommen  noch  l't  bezw.  31  .."„  hinzu. 'j 

In  England  bedarf  die  Schenkung,  um  Russland  i  Erbschafts-  und  Scheuknngs- 
rechtswirksam  zu  sein,  der  Beurkundung,  und  steuergesetz  v.  15.  i27.)  .Juni  lK82i  hat  „die 
zwar  ist  eine  „deed"'  zu  errichten:  nur  bei  Steuer  vom  entgeltlosen  Uehergang  von  Ver- 
Mohilianichenkuugeii  genügt  Tradition.  Prak-  mögen"  nicht  bloss  auf  Vermögen,  das  durch 
tisch  wird  bei  allen  Schenkungen  von  Bedeu-  Erbfolge  übergeht,  sondern  auch  auf  Vermögen, 
tung  eine  ,.deedu  errichtet.  Steuerpflichtig  sind  das  allerhöchst  verliehen  wird  oder  durch  Sclieu- 
mir  Schenkungsurkunden.  Massgebend  ist  die  i  kling*-,  Abfindung*-  und  Abteilung* Urkunden 
Stamp  Act  von  1891  mit  ihren  späteren  Abän-  oder  durch  andere  entgeltlose  beurkundete 
derungeii.  Die  Steuer  beträgt  5  sh  für  je  100  t  Hechtsakte  übergeht,  zur  Anwendung  gebracht 
lies  Werte«.  Von  dem  Vermögen,  das  so  übergeht,  werden 

Belgien.  Die  Schcnkungssteuer  bildet  die  durch  dieses  Vermögen  sichergestellten 
einen  Bestandteil  des  Enregistrement.  Das  G.  Schulden  ausgeschieden.  Vgl.  den  Gesetzestext 
v.  1.  Juli  186!»  hat  die  S:henkungssteuer  von  Finanzarcliiv  5  |1888)  S.  IHK». 
o,8%  auf  0,3%  herabgesetzt,  wenu  es  sich  5.  Statistisches.  Ueber  die  sUitistisehen 
um  bewegliche  Sachen  handelt,  welche  durch  Ergebnisse  der  Sehenkiingssteiior  ist  mau 
Heirat^kontrakt  auf  künftige  Fhegatten  über-  |li(.hl  So  ^  wi(>  ü1mT  dj(.  (ior  K,l)S«  hafts- 
tragen  werden :  . ausserha b  des  He.ritskontrakts  mit,irii(.h,)>t .  ^  wo  sie  in  Vr. 

wurde  die  Abgabe  von  1,6%  auf  0.6%  herab-   ,     .  i  ...    ,    i.*  •  ,    i...  ,     •  :1, 

gesetzt.  Bei  Immobilien  wurde  die  S  henkungs-lt.,,  ,,1,il1steinl^  ^t.i-kt  >*t.  Isisst  sich  ihr 
abgäbe  allgemein  .im  Heirat*kontrakt  und  i  K»trau  in  ,1fr  Kogel  gar  nicht  loslWu. 
ausserhalb  desselben^  von  3.2,,)>  auf  1,3%  herab- ,  Doch  können  filier  einige  Staaten  Angaben 
gesetzt,  'i  gemacht  werden. 


Es  brachte  auf  die  Erbschaftssteuer  die  Schenknngssteiier  Verhältnis 

in  Frankreich  1894-%  durchsehn.      iSS.j  MiU.  Eres.           22,0  Mill.  Fn  s.  S  ;  :  1 

„Italien              „             „              37,4     *     Lire             33     „     Lire  11,3:1 

.  Spanien       1890    91         ,.               16,0     „     IV*.              0,4     „     Pes.  40.0:1 

..Ungarn       1893  -  95        ..               52     *     «.                0,9     ..     fl.  5.8:1 


Es  betrugen  die  besteuerten  vererbten  und    verschenkten  Vermögen 

in  Frankreich         1894- -96  3  ^3,2  Mill.  Frcs  956.7  MiU.  Frcs.             :  1 

„  Italien                   „  910,7    „     Lire  163,6    ,.     Lire          <;.6 :  1 

„  Spanien              1890—91  666,5     «     l'**-  32,0    „     Pes.          20.8 :  1 


Nach  Verwandtschaftsgraden 
Frankreich  1896 

vererbt  bezw. 
Tausend 

3  599  426 
62 1  507 


direkte  Linie 
Ehegatten 
Geschwister , 
Neffen, 
Nichten 
Gross-Onkcl. 


Onkel, 
Tanten, 

769  157 

-Tanten-, 
-Neffen,  -Nichten, 
Geschwisterkinder  138  100 
Verwandte  über  den 
4.  Grad  hinaus  bis 
zum  12.  Grad  1 15  371 
Nichtverwandte  259  629 


wurden  in 

verschenkt 
Francs 

907  955 
3200 


24  421 


4  020 


2448 
14695 


r)  Richald.  Histoire  des  finances  publi- 
que« de  la  Belginue  depuis  1830.  Bruxelles 
1884  S.  263. 


Was  Deutschland  betrifft,  so  betrug  1896 
Erbschaftssteuer  Schenkungsstener 


in 

Württemberg 

Hessen 

Bremen 

Hamburg 

Els.-Lothr. 


M. 
740  4' 8 

43?  £63 
289  899 

1  998  705 

2  804  44 1 


M. 
26  406 
«3  115 
11  147 
16  367 
322  680 


Weitere  Daten  finden  sich  in  meiner  »ver- 
gleichenden Untersuchung  der  Erbsehafts- 
stetiererträge  in  Deutschland  und  im  Aus- 
land« Finanzarcliiv  189S  S.  0-lOf. 

Litteratur:  Sithe  dir  unter  Erb*  eh-ift *»te  ue  r 
nngegtbtne  oben  Bd.  III  S.  ?27j2tt. 


')  Näheres  siehe  in 
Wörterbuch  I  (1895)  S.  " 


dem  Oesterr.  Staat«- 
G.  Scham. 
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Schiffahrt. 


I.  Sdiiffahrt^politik  iS.  KM'j. 
(S.  fttw.i. 


II.  Statistik 


Schiffahrtspülitik. 

1.  Allgemeines.  2.  England.  Frankreich. 
4.  Deutschland.   5.  Internationale  Verhältnisse,  j 

I.  Allgemeine*.    Die  Schiffahrt  besitzt 
für  den  Verkehr  eine  Bedeutung,  die  von  | 
der  Anfangsperiode  der  menschlichen  Kultur 
bis  zur  Gegenwart  immer  mehr  zugenommen 
hat.   Wie  mächtig  auch  die  Eisenbahnen  in 
den  Binnenverkehr  eingegriffen  haben,  im 
Masseid  ran sport  stehen  sie  verhältnismässig 
doch  noch  immer  zurück  gegen  die  Leistungen 
der  Schiffahrt  auf  den  grossen  Wasserst  lassen. 
Man  hat  mit  Hecht  darauf  hingewiesen,  das  ' 
keine    Eisenbahn   eine   solche   Ziffer  der 
Tniiiienl>e\vogunpanf  den  Kilometer  aufweist  1 
wi«-  der  Hhein.  Für  die  Sees« -Iii f fahrt  vollends 
ist  mit  dem  Zeitalter  des  Dampfes  eine  neue  , 
Aera  angebrochen,  in  der  für  ihre  weiteren 
Fortschritte  keine  Grenzen  absehbar  sind. 
Es  genügt  daran  zu  erinnern,  dass  die  aus-  I 
schliesslich  zur  See  erfolgende  Ein-  und  Aus- 
fuhr  Grossbritanuiens  gegenwärtig  jährlieh  J 
einen  Wert  von  mehr  als  10  Milliarden  Mark  : 
dai>tellt,  einer  Summe,  die  etwa  drei  Fünfteln 
des  Gesamteinkommens    der  Bevölkerung 
gleichkommt.  Im  frühesten  AJtertume  waren  i 
der  Euphrat  und  Tigris  und  der  Nil  die 
ersten  Lebensade 


n  i  c  i  e  r  unc 


ru  der  Kultur.  Die  Phö- 
nach  ihnen  die  Griechen, 


im  Westen  auch  die  Ktrnsker  und  Ligurer, 
wagten  sich  hinaus  in  das  insel-  und  buchten- 
reiche Miltelmeer,  das  ohne  höhere  Schiff- 
fahrtskunst  befahren  weiden  konnte,  ohne 
dass  man  jemals  auf  längere  Zeit  das  Land 
gänzlich  aus  dem  Gesicht  zu  verlieren 
brauchte.  Aber  auch  jenseits  der  Säulen 
des  Herktdes  suchten  schon  phönicische  und 
karthagische  Schiffer  längs  den  Küsten 
Europas  und  Afrikas  Abenteuer  und  Gewinn, 
und  im  Orient  reichen  die  Anfänge  der 
Schiffahrt  im  Roten  Meere,  im  Indischer* 
Ocean  und  im  Persischen  Meerbusen  eben- 
falls weit  zurück.  Neben  kriegerischen  Raub- 
und  Eroberungszügen  und  privater  See- 
räuberei bildete  sich  im  Altertume  aber 
schon  früh  eine  friedliche  Handelsschiffahrt 
aus,  die  sich  auf  eine  weitgreifende  Kolonial- 
politik  stützte,  in  der  wieder  die  Phönicier 
kühn  vorangingen  und  die  Griechen  nach- 
folgten. Die  Haudeismacht  wurde  dann 
wieder  die  Grundlage  einer  kriegerischen 


Seemacht,  wie  wir  sie  in  Athen  in  seiner 
Blütezeit  und  in  Karthago  finden.  So 
stand  die  Schiffahrt  frühzeitig  in  einer  näheren 
Verbindung  mit  der  Politik,  die  in  späteren 
Jahrhunderten  vielfach  noch  enger  geknüpft 
wurde.  Die  Matrosen  der  Handelsflotte 
bildeten  einen  unentlielu-lichen  Bestandteil 
der  Bemannung  der  Kriegsflott«?,  wenn  diese 
auch,  wie  schon  früh  bei  den  Athenern,  aus 
besonders  gebauten  staatlichen  Schiffen  und 
uicht,  wie  noch  im  mittelalterlichen  England, 
aus  den  zum  Kriegsdienst  eingezogenen 
Handelsschiffen  bestand.  Eine  starke  Flotte 
alter  war  für  einen  Staat,  wie  Athen  in 
seiner  Glanzperiode,  die  erste  Ivebensbe- 
dinguug.  Nur  durch  sie  war  es  möglich, 
dio  Bundesgenossen  in  Unterordnung  zu 
halten  und  ihre  Tribute  zu  sichern,  sie  war 
aber  auch  nötig  zur  Unterdrückung  des  immer 
wieder  auflebenden  Seeraubes  und  zur  Ge- 
leitung  der  für  die  Bevölkerung  des  attischen 
Gebietes  unentbehrlichen  Getreideflotten. 
Die  Schiffahrtspolitik  fiel  uuter  solchen  Um- 
ständen mit  der  allgemeinen  Politik  zusammen. 
Es  fehlte  nicht  an  besonderen  staatlichen 
Massregeln  zur  Forderung  des  Seehandels, 
wie  Hafeul muten  mit  zum  Teil  grossartigen 
Anlagen,  Molen,  Warenspeiehern.  Leucht- 
türmen etc.  Die  Anfänge  des  gesetzlich 
geordneten  Privatseerechts  finden  sich  eben- 
falls in  Griechenland,  und  an  den  Namen 
Rhodos,  nach  dem  Sinken  Athens  der 
bedeutendsten  griechischen  Seemacht,  knüpft 
sich  das  grundlegende  Gesetz  »de  jactu«.  — 
Die  von  R  o  m  mit  Karthago  abgeschlossenen 
Handtdsverträge,  von  denen  der  älteste  bis 
iVW  v.  Clir.  zurückreicht,  hatten  hauptsäch- 
lich eine  sehiffahrtsjxditische  Bedeutung. 
Mit  dem  Anwachsen  des  römischen  Welt- 
reichs aber  fielen  alle  einzclstaatlichen 
hawlelsjvolitiseheu  Bestrebungen  von  selbst 
mehr  und  mehr  weg.  Das  Mittelmeer  wurde 
zu  einem  Binnensee  in  einem  einzigen 
Riesenstaate,  und  in  voller  Freiheit  entwickelte 
sich  auf  ihm  ein  Verkehr,  der  am  Anfange 
der  Kaiserzeit  vielleicht  eine  nicht  geringere 
Ausdehuung  besass  als  in  unserem  Jahr- 
hundert bis  zur  Einführung  der  Dampf- 
schiffahrt. Denn  die  spätere  Erfindung  des 
Kompasses  hatte  ihre  entscheidende  Be- 
deutung hauptsächlich  nur  für  die  grosse 
oceauische  Sclüffahrt,  während  auf  dem 
Mittelmeere  dieses  Hilfsmittel  weit  weniger 
unentbehrlich  war.  Daher  fällt  hier  der 
technische  Fortschritt  in  Schiffbau  und  Nautik 
bis  zum  Zeitalter  des  Dampfes  weit  weniger 
ins  Gewicht  als  im  entgegengesetzten  Sinne 
die  Thatsache,  dass  mindestens  die  Hälfte 
der  Küstenländer,  die  im  Altertume  in  einer 
gloicliartigen  hohen  Kultur  standen,  seit  der 
Blüte  des  Mittelalters  wieder  in  Halbbarbarei 
zurückgesunken  war.  —  Zu  einer  auswärtigen 
Sclüffahrtspolitik  hatte  das  römische  Reich 
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also  keine  Veranlassung,  und  ein  Seeräuber- 
krieg, wie  ihn  Pompejus  ausfocht,  war  später 
nicht  mehr  nutig.  wohl  aber  geschah  manche  s 
für  die  innere  Ordnung  des  Schiffergewerbes 
und  für  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse 
des  Seehaudels.  So  bestanden  in  der  Kaiser- 
zeit in  den  meisten  Seestädten  staatlich 
I «gründete  Schiffergilden  (collegia  navicu- 
lariorum)  und  auch  die  Ililfsgewerbe  der 
Schiffahrt,  die  Auslader,  Messer,  Schiffs- 
zimmerleute  etc.  hatten  ähnliche  Organi- 
sationen. Auch  für  die  Schiffahrt  auf  den 
grösseren  Flüssen,  z.  B.  auf  der  Khone,  der 
Seine,  dem  Rheine,  bestanden  privilegierte 
Genossenschaften.  Der  Großhandel  zur  See 
wurde  hauptsächlich  durch  Handelsgesell- 
schaften, die  Societates  publicanoruni,  ge- 
trieben, die  zwar  ursprünglich  privater  Natur 
waren,  aber  doch  vielfach  in  nähere  Be- 
ziehungen zum  Staato  traten  und  auch  häufig 
von  diesem  rntcrstützimgen  erhielten,  wie 
z.  B.  Holz  für  Schiffsbau.  Sie  übernahmen 
namentlich  den  Transport  der  Getreidc- 
lieferu ngen  aus  Aegypten  und  der  Provinz 
Afrika  nach  der  Hauptstadt,  der  ebenfalls 
durch  ganze  Flotten  vermittelt  wurde.  Durch 
den  Zerfall  des  romischen  Reiches  und  die 
bald  folgenden  muhammedanischen  Erobe- 
rungen musste  das  Mittelmeer  veröden.  Die 
Seeräuberei  nahm  wieder  überhand,  und  die 
skandinavischen  Normannen  plünderten  nicht 
nur  die  Küsten  der  nordischen  Meere,  sondern 
drangen  auch  durch  die  Strasse  von  Gibraltar 
in  das  alte  Kultnrgcbiet  ein.  Als  sich  die  | 
Zustände  wieder  einigenn.'issen  liefest  igt 
hatten,  blieb  im  Gegensatz  zu  der  romischen 
Zeit  eine  grosse  politische  Zersplitterung 
bestehen,  die  noch  vermehrt  wurde  durch 
das  Erstarken  der  zur  Selbständigkeit  ge- 
langenden Stadtrepubliken  in  Italien.  Im 
Norden  traten  mit  ähnlichen  Bestrebungen 
die  deutsehen  Hansestädte  auf.  Die  im  See- 
handel konkurrierenden  Handelsstädte  streb- 
ten vor  allem  nach  ausschliesslichen  Be- 
rechtigungen und  Monopolen  und  Abwclir 
der  fremden  Mitbewerber.  Daher  entwickelte  j 
hieb  jetzt  auf  dem  Gebtete  der  Schiffahrts- 
t>olitik,  zunächst  nach  stadtwirtscliaftliehen 
Rücksichten,  das  protektionistische  oder  pro- 
hibitive  System,  das  dann  auch  von  den  I 
grösseren  Staaten  angenommen  wurde,  nach- 
dem diese  eine  genügende  Koncentrierung 
und  Verwaltungsorganisation  erlangt  hatten. ! 
um  allgemeine  wirtschaftspolitische  Ziele  zu 
verfolgen. 

Beispielsweise  finden  wir  in  Venedig 
schon  frühe  eine  streng  ausgebildete  Sehiff- 
fahrtsordnung.  Die  meisten  Handelsschiffe  ge- 
hörten dein  Staate  und  sie  wurden  unter  genau  | 
geregelten  Bedingungen  jährlich  an  den  Meist- 
bietenden verpachtet.  Die  grossen  Fahrten 
unternahmen  sie  in  ganzen  Geschwadern,  uud 
während  diese  nach  Flandern  und  England 
unterwegs  waren,  musste  für  Wolle  ein  Ein- 


gangszoll  von  '25  statt  sonst  von  3°0  bezahlt 
werden.  Anch  die  Landeinruhr  von  englischen 
Tüchern  wurde  einer  höheren  Taxe  zu  Gunsten 
der  Galeeren  unterworfen.  Privatechifle  durften 
erst  zwei  Monate  nach  den  Galeeren  nach 
Flandern  und  England  abfahren.  Andererseits 
durften  die  Pächter  der  Staatsscbitfe  dort  in 
deu  ersten  35  Tagen  nach  ihrer  Ankunft  keine 
Güter  für  fremde  Kaufleute  annehmen.  Später 
wurde  ihnen  auch  verboten,  auf  der  Rückfahrt 
Wolle  und  andere  Waren  nach  den  zwischen 
Flandern  und  Venedig  liegenden  Häfen  zu 
bringen.  E*  handelte  sich  Uberhaupt  darum, 
Venedig  zu  dem  Hauptstapelplatz  für  die  west- 
europäischen wie  für  die  orientalischen  Waren 
zu  machen.  Die  Kaufleute  durften  fremde 
Waren  nur  in  Venedig  versteigern.  Levau- 
tinische  Waren  durften  nach  einein  späteren 
Gesetze  von  Fremden  überhaupt  nicht  nach 
Venedig  gebracht,  auch  fremde  Schiffe  nicht 
zum  Warentransport  nach  Venedig  benutzt 
werden.  Gegen  Ende  des  In.  Jahrhundert* 
wurden  auch  Prämien  für  den  Bau  grösserer 
Schiffe  und  für  die  Fahrt  nach  Westen  gewährt. 
—  Florenz,  das  erst  seit  1421  durch  den  Be- 
sitz von  Pisa  und  Livorno  zu  einer  Seemacht 
wurde,  nahm  anfangs  ein  ähnliches  monopolisti- 
sches Schiffabrtssvstem  au.  Der  Staat  haute 
und  verpachtete  die  Handelsgaleereii  und  regle- 
mentierte genau  ihre  Fahrten.  Für  die  übrigen 
bestand,  wie  in  Venedig,  eine  zeitweilige  Sperre 
der  Ausfuhr.  Die  Florentiner  Kauflente  durf- 
ten auf  fremden  Schiffen  entweder  überhaupt 
nicht  im|Hirtieren  oder  sie  mussteu  hohe  Diffe- 
rentialzölle bezahlen.  Kein  Florentiner  liiter- 
than  und  kein  im  Lande  wohnender  Fremder 
durfte  ohne  einstimmige  Erlaubnis  der  t'oiisuln 
des  Meeres  irgend  eine  Stellung  auf  einem 
nicht  dein  Staate  gehörenden  Schiffe  übernehmen. 
Florentiner  Staatsangehörige  konnten  ursprüng- 
lich Versicherungen  gegen  Sccunfälle  nur  für 
Bürger  und  Waren  von  Florenz  übernehmen. 
1441  aber  wurde  eine  Ausnahme  zu  Gnnsteu 
der  fremden  Waren  gemacht,  die  auf  den 
Staatsgaleeren  verladen  waren.  Liberale  Ein- 
richtungen, von  Pisa  übernommen,  bestanden 
mir  hinsichtlich  des  Niederlage«  csens,  indem 
die  Waren  des  Orient*  uud  des  Westens  im 
Pisaner  Hafen  und  später  auch  in  Livorno  von 
Ein-  und  Ausfuhrzöllen  frei  lagern  konnten, 
wenn  sie  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
wieder  ausgeführt  wurden.  Die  Erfahrungen, 
die  man  iu  Florenz  mit  dem  Monopol-  uud  Be- 
vormundnngssystem  machte,  waren  wenig  be- 
friedigend. Die  Waren  wurden  verteuert,  die 
Zufuhr  von  Wolle  für  die  Tuchfabriken  war 
nicht  genügend,  und  schon  1448  sah  die  Regie- 
rung »ich  daher  genötigt,  die  Einfuhr  dieses 
wichtigen  Rohstoffes  uuter  jeder  Flagge  freizu- 
geben und  den  Differentialzoll  aufzuheben.  Im 
Jahre  14(>4  wurde  jedermann  gestattet,  mit 
Fremden,  die  zur  See  fremde  \N  aren  ein-  oder 
ausführten,  Versicherungsverträge  zu  sehliessen. 
und  14tSö  vollends  ging  man  zu  einer  vollstän- 
dig freihändlerischen  Schiffahrtspolitik  Uber, 
indem  man  alle  Flaggenunterscheidungen  auf- 
b  und  die  fremden  Schiffe  in  Bezug  auf 
lle  und  sonstige  Bedingungen  den  Normen 
unterstellte,  die  bis  dahin  für  die  Staatsschiffe 
gegolten  hatten.  Der  Staat  behielt  «ich  nur 
noch  den  Bau  von  Handelsgaleereii  als  Regel 
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vor,  was  einige  Jahre  später  wieder  zu  gewissen 
Handelsbeschränkungen  führte,  bis  mau  1480 
auch  den  Schiffbau  völlig  freigab.  —  Die 
Hansestädte  förderten  ihren  Handel  haupt- 
sächlich durch  geschickte  Erwerbung  von  Pri- 
vilegien im  Auslände,  befolgten  aber  auch  hin- 
sichtlich der  Schiffahrt  eine  monopolistische  Poli- 
tik :  auf  fremdeu  Schiffen  durften  keine  Waren 
versendet  werden,  keiue  Fremden  durften  auf 
hanseatischen  Schiffen  dienen  und  solche  auch 
nicht  an  Fremde  verkauft  oder  vermietet  werden. 

Die  gemeinschaftlichen  Fahrten  der  Han- 
delsschiffe in  grösseren  Flotten  blieben  zum 
Schutze  gegeu  Piraten  und  andere  Feinde 
wahrend  des  ganzen  Mittelalters  und  auch 
sj&ter  noch  üblich.  Die  Schiffe  unterstellten 
sich  zu  diesem  Zwecke  einer  Führung,  indem 
sie  eine  •  Admiralscbaft«  (Conserva)  bildeten. 
Sie  waren  selbst  mehr  oder  weniger  be- 
waffnet, hatten  alter  auch  oft  ein  Geleit  von 
Kriegsschiffen  (Convoi).  Der  Verkehr  Spaniens 
mit  seinen  amerikanischen  Besitzungen  wurde 
noch  im  vorigen  Jahrhundert  hauptsächlich 
durch  solche  in  ein-  oder  zweijährigen 
Fristen  abgehende  Flotten  unterhalten ;  ausser- 
dem fand  nur  eine  geringere  Anzahl  von 
l%inzelfahrten  grosser  Schiffe  (Ualionen)  statt. 
1  >ie  eigentümlichen  Gefahrengemeinschaften, 
die  für  die  Beteiligten  an  einem  Schiffe  und 
seiner  I^adung  bestehen,  und  überhaupt  der 
l»esondere  aleatorische  Charakter  der  See- 
transporte gaben  vielfach  Veranlassung  zu 
der  weiteren  AusbildungdesSeehandelsreehtes 
in  Bezug  auf  das  Gesellschaftsrecht,  Bod- 
merei. Versicherungswesen,  grosse  Haverei 
•  t< .  Frühzeitig  entstanden  auch  Sammlungen 
des  Seegewohnheitsrechts,  wie  die  Tabula 
de  Amalfi.  die  roles  des  jugoments  d'Oh'ron, 
das  von  Barcelona  aus  über  ganz  Europa 
verbreitete  Libro  del  Consolat  del  mar, 
wahrend  das  sogenannte  Seerecht  von  Wisby, 
hanseatischen  Ursprungs,  erst  aus  dem  lö. 
Jahrhundert  stammt.  In  vielen  Städten  be- 
standen besondere  Seehandelsgilden.  deren 
Vorstand  in  Italien  und  Spanien  häufig  als 
<  Y.nsulatus  maris  bezeichnet  wird.  In  anderen 
Städten  wird  diese  Bezeichnung  besonderen 
Seegerichten  oder  den  oberen  Yerwaltungs- 
liehfmlen  des  Seewesens  beigelegt.  ConsuJn 
hiessen  auch  die  staatlich  bestellten  Kichter, 
welche  die  italienischen  Handelsflotten  l>e- 
gleiteten.  namentlich  alter  auch  die  Vorläufer 
der  heutigen  Consuln,  die  ursprünglich  ge- 
wählten, später  meistens  vom  Staate  ein- 
gesetzten, Gerichtsttarkeit  und  Disciplin 
handhaltendcu  Vorsteher  der  in  den  aus- 
ländischen Handelsstädten  angesiedelten 
Angehörigen  des  betreffenden  Staates,  die 
sich  zu  korporativen  Genossenschaften  ver- 
einigt hatten.  Internationale  Verträge  waren 
sowohl  für  die  Italiener  wie  für  die  Hanse- 
aten ein  Haupthebel  zur  Förderung  ihrer 
Schiffahrtsinteressen.  Namentlich  war  es  für 
die  leitenden  italienischen  Seestädte  wichtig. 


daas  sie  durch  Verträge  nicht  nur  mit  dem 
byzantinischen  Reiche,  sondern  auch  mit  den 
muhamraedanischen  Staaten  des  Orients  und 
Nordafrikas  dauernde  Verbindungen  aufrecht 
erhalten  konnten. 

Kine  neue  Zeit  beginnt  für  die  Schiffalirt 
mit  der  Entdeckung  Amerikas  und  des 
Seewegs  nach  Indien.  Bis  dahin  hatte  sie 
sich  nur  auf  einem  beschränkten  Gebiete 
und  hauptsächlich  in  Binnenmeeren  bewegt, 
jetzt  erst  wurde  sie  zur  Trägerin  eines 
wirklichen,  die  ganze  Erde  umspannenden 
Welthandels.  Andererseits  nahm  auch  ihre 

Sditische  Bedeutung  noch  wesentlich  zu. 
ehr  als  je  gingen  Krieg  und  Seehandel 
Hand  in  Hand,  und  an  die  Stelle  der  Stadt- 
republiken traten  grosse  Seemächte,  die  um 
die  Beherrschung  der  Ueeane  kämpften  und 
deren  Handels-  ttnd  Kolonialeifersucht  drei 
Jahrhunderte  hindurch  die  ergiebigste  (Quelle 
der  Kriege  bildete.  Das  militärische  und 
bureaukratische  Kolonialsystem  der  Spanier 
mit  seiner  starreo  Absperrungspolitik  stand 
freilich  der  natürlichen  Entwickelung  des 
Weltseehandels  nur  hemmend  im  Wege. 
Holländer  und  Engländer  nahmen  geschickter 
auf  die  Handelsinteressen  Rücksicht,  nahmen 
aber  im  übrigen  ebenfalls  ein  restriktives 
Kolonialsystem  und  eine  monopolistische 
Ordnung  der  wichtigsten  Zweige  des  über- 
seeischen Verkehrs  an.  Frankreich  that 
dasselbe  mit  weit  geringeren  Erfolgen. 
Portugal  verlor  schon  während  seiner  Ver- 
einigung mit  Spanien  den  grössten  Teil 
seines  ostasiatischen  Handels,  und  in  Brasilien 
konnte  es,  nachdem  es  diese  Kolonie  von 
Holland  zurückerhalten  (1Ü61),  das  Abschluss- 
system nicht  streng  aufrecht  erhalten,  da  es 
den  Holländern  und  Engländern  die  Be- 
teiligung an  dem  brasilianischen  Handel, 
allerdings  nur  über  portugiesische  Häfen, 
gestatten  inusste.  Die  neuen  Verhältnisse 
der  grossen  Schiffahrt  verlangten  auch  die 
Regelung  wichtiger  Fragen  des  Seevölker- 
reehts,  wie  die  Frage  der  Freiheit  oder 
Geschlossenheit  der  Meere,  der  Bedingungen 
der  Blockade,  des  Durchsuchungsrechts  etc. 

Abermals  eine  neue  Periode  für  die 
Schiffahrt  beginnt  dann  mit  der  Einführung 
des  Dampfs  als  Treibkraft,  wenn  auch  die 
Segclschirfahrt  für  die  billige,  keiner  grossen 
Beschleunigung  bedürfende  Massenbeförde- 
rung stets  eine  grosse  Bedeutung  behalten 
winl.  In  diese  Periode  aber  fällt  auch  ein 
Umschwung  in  der  Schiffahrtspolitik  aller  am 
Seehandel  beteiligten  Staaten :  die  monopo- 
listischen Handelsgesellschaften  verschwin- 
den, die  Schiffahrt  nach  und  von  den  Kolonieen 
wird  freigegeben,  höchstens  werden  noch 
mässige  Zolldifferenzen  zu  Gunsten  der  Schiffe 
des  Mutterlandes  beibehalten,  die  sonstigen 
Begünstigungen  der  nationalen  Flagge  fallen 
gänzlich  oder  bis  auf  wenig  bedeutende  Reste 
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weg.  Das  Zusammentreffen  dieser  Weiching 
mit  der  neuen  Phase  »1er  Schiffahrt  ist  keines- 
wegs ein  bloss  zeitliches,  sondern  beide 
Erscheinungen  stehen  in  einem  inneren  Zu- 
sammenhange. Der  Seeverkehr  hat  dank 
den  neuen  Hilfsmitteln  einen  so  grossartigen 
Aufschwung  genommen,  dass  er  notwendig 
die  Fesseln  des  alten  Systems  sprengen  musste. 
Die  kfinstliehen  Erschwerungen  des  Seetrans- 
ports standen  mit  den  technischen  Fort- 
schritten in  so  grellem  Widerspruche,  und  die 
Schädigung  nicht  nur  des  Handels,  sondern 
auch  der  Produktionsiuteressen  durch  die  Be- 
schränkung der  Konkurrenz  der  Schiffe  waren 
so  offenbar,  dass  die  einseitigen  Interessen  der 
einheimischen  Reederei  dagegen  nicht  mehr 
den  Ausschlag  geben  konnten. 

Vor  einem  Mensehenaller  schien  die 
Hoffnunglierechtigt,dassderengeZusammen- 
hang  zwischen  Seehandel  und  kriegerischer 
.Machtentfaltung  und  Eroberung,  der  in  der 
früheren  Geschichte  überall  hervortritt, 
dauernd  aufgehoben  und  das  Meer  zum 
Schauplatz  eines  friedlichen  Wettbewerbs 
geworden  sei,  der  aus  sich  keine  Veran- 
lassungen zu  kriegerischen  Konflikten  er- 
zeugen werde.  England  hielt  die  l'elier- 
legenheit  seines  Handels  in  allen  Weltteilen 
für  so  sicher  begründet,  dass  es  auf  jede 
künstliche  oder  gewaltsame  Verdrängung 
der  fremden  Konkurrenz  und  auch  in  seinen 
Koloniecn  auf  alle  besonderen  Vorteile  den 
Fremden  gegenüber  verzichten  zu  können 
glaubte.  In  dem  Masse  aber  wie  »ich  heraus- 
stellte, dass  das  britische  l'obergewicht  in 
der  Weltwirtschaft  durch  die  aufsteigende 
Entwiekelung  anderer  Völker  und  nament- 
lich Deutschlands  relativ  vermindert  werde, 
wurde  die  englische  Politik  misstrauischcr 
und  neigte  wieder  mehr  und  mehr  ihren 
alten  Traditionen  zu.  Es  ist  nun  allerdings 
vernünftigerweise  nicht  zu  befürchten,  dass 
England,  wie  es  einzelne  .lingoes  wohl  vor- 
schlagen, einen  Krieg  mit  Deutschland  vorn 
Zaune  brechen  werde,  um  die  deutscheu  Han- 
delsschiffe vom  Meere  wegzufegen,  denn  die 
Engländer  wissen  den  Wert  des  friedlichen 
Verkehrs  mit  Deutschland,  der  im  Jahre  189!) 
für  ihre  Ausfuhr  unter  allen  Ländern  der  Erde 
den  ersten  Platz  einnahm,  wohl  zu  schätzen. 
Gleichwohl  wird  Deutschland  sich  nicht 
lediglich  auf  den  guten  Willen  des  britischen 
Vetters  verlassen  dürfen,  sondern  sich  gegen 
dessen  Neigung  zu  rebergriffen  und  Rück- 
sichtslosigkeiten durch  den  Besitz  einer 
eigenen  Achtung  gebietenden  Seemacht 
schützen  müssen.  Eine  solche  ist  al>er  auch 
für  deu  Fall  eines  Krieges  mit  anderen 
grosse  Flotten  besitzenden  Staaten ,  insbe- 
sondere Frankreich,  unentbehrlich  geworden, 
um  die  deutschen  Häfen  offen  zu  halten, 
da  die  Folgen  einer  Blockade  (s.  unten)  für 
die  deutsche  Volkswirtschaft  um  so  verhängnis- 


voller sein  würden,  je  höher  die  Bedeutung 
'  ihrer  Ausfuhr  und  ihrer  durch  den  Seehandel 
zu  befriedigend« -n  Bedürfnisse  gestiegen  ist. 

Eine  auch  nur  skizzenhafte  Darstellung 
I  der  Geschichte  der  Schiffahrt  kann  hier  nicht 
j  tteabsiehtigt  werden.  Wir  beschränken  uns, 
I  abgesehen  von  der  im  zweiten  Abschnitte 
j  folgenden  Schiffahrtsstatistik,  auf  eine  histo- 
rische l'ebersicht  der  neueren  wirtschafts- 
1  politischen  Schiffahrtsgesetzgebungen  Eng- 
lands. Frankreichs  und  Deutschlands,  wo  sie 
in  manchen  Beziehungen  typische  Formen 
aufweisen.  Es  handelt  sich  dal  hu  erstens 
um  die  protektionistisehe  Schiffahrtspolitik, 
die  auf  die  Abwehr  oder  Beschränkung  des 
fremden  Mitbewerbs  gerichtet  ist,  zweitens 
um  die  ]>o.sitive  Förderung  der  Schiffahrt 
durch  Aufwendungen  und  nützliche  Ein- 
richtungen im  eigenen  l^ande,  drittens  um 
die  Sehiffahrtspolizci,  als  welche  wir  die 
gewerberechtliche  Ordnung  der  Schiffahrt 
betrachten,  wie  die  Vorschriften  zur  Er- 
zielung möglichst  grosser  Sicherheit  des 
Betriebes  derselben/die  Regelung  der  Ver- 
hältnisse von  Arbeitgel>ern  und  Arbeit- 
nehmern etc.  Das»  internationale  sowohl  wie 
das  private  Seerecht,  soweit  es  nicht  mit 
der  Sehiffahrts-Geworbeordnimg  und  -polizei 
zusammenfällt,  kann  nur  nebenbei  mit  berührt 
werden:  auch  gehen  wir  nur  auf  die  See- 
schiffahrt ein  und  verweisen  wegen  der 
Binnenschiffahrt  auf  den  besonderen  Artikel 
(ol)en  Bd.  II  S.  HGl)  und  wegen  der  öffentlich- 
rechtlichen Verhältnisse  der  deutschen  Flüsse 
auf  die  Arft.  Donauschiffahrt  (oben  Bd. 
III  S.  231  ff.) ,  Elbschiffahrt  (ebd.  S. 
fiol  2).  Rheinschiffahrt  (Bd.  VI  S. 
421  ff.),  Weserschiffahrt. 

Ü.  England.  England  bietet  das  bemer- 
kenswerteste Beispiel  einer  protektiotiistischeu 
ScliitTahrtsniditik  dar,  sowohl  weil  dieselbe  im 
grössten  Massstuhe  und  mit  rücksichtslosester 
Energie  durchgeführt  worden  ist.  als  auch  weil 
sie  alle  Pbasrn  der  Entwicklung  und  Ktiekbil- 
ditng  durchlaufen  hat.  bis  sie  schliesslich  voll- 
ständig aufgegeben  wurde.  Einzelne  Anfänge 
des  jsrhiffahrtsschutzes  fallen  schon  in  die  h'e- 
gierungszeit  Richards  II.,  teilweise  wohl  als 
Reaktion  gegen  die  fremdentrenndliclie  Politik 
Eduards  III  .  aber  auch  zur  Mildenntg  der 
Nachteile,  die  der  englischen  Handelsmarine 
daraus  erwuchsen,  dass  die  Schiffe  im  Kriege 
dem  Könige  mit  ihren  Matrosen  auf  Kosten 
der  Eigentümer  mit  ungenügender  Vergütung 
zur  Verfügung  gestellt  werden  mussten  und 
dass  nach  dem  bestehenden  Rechte  jedes  Schiff, 
auf  dein  jemand  starb  oder  verunglückte,  dem 
Königi-  oder  dem  Grundherrn  verfallen  war. 
Das  erste  Schiffahrtsgesetz  lo  Mich.  II.  c  8; 

bestimmt,  dass  englische  l'ntertlianeu 
nur  auf  englischen  "schiften  Waren  ein-  und 
ausführen  dürfen.  Freilich  nuisste  .schon  im 
folgenden  Jahre  der  beschränkende  Zusatz 
beigefügt  werden,  „soweit  englische  Schiffe  in 
genügender  Zahl  und  Beschaffenheit  am  Wohn- 
orte der  Kaufleute  zu  finden  seien",  und  131H 
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folgte  die  weitere  Einschränkung  „soweit  die 
Schifl"f***itriitT  sit-li  mit  angemessenen  Fracht- 
sätzen begnügten'1  Zugleich  aber  wurde  das 
Mieten  ganzer  fremder  Schiffe  verboten  Unter 
Kduurd  IV.  (14(*>3)  wurden  dies««  He  stimm  mitten 
erneuert.  Ein  wesentlicher  Schritt  weiter  in 
der  Richtung  der  Schutzpolitik  erfolgte  erst 
durch  ein  Gesetz  Heinriehs  VII.  ■  14K"».i.  nach 
welchem  niemand  in  Kurland,  W  ale:-,  Irland, 
Calais  etc.  Wein  aus  der  Gascogne  und  Gnicnne 
kaufen  oder  verkaufen  dürft*-,  der  nicht  auf 
Schiffen  eingeführt  war,  die  nicht  nur  englischen 
Unterthanen  angehörten,  sondern  auch  der 
Mehrzahl  nach  mit  solchen  bemannt  wan  n.  Im 
Jahre  N89  wurde  diese  Vorschrift  erneuert  und 
auch  für  Waid  aus  Toulouse  in  Kraft  gesetzt. 
Wichtig  war  auch,  dass  unter  Heinrich  VII. 
der  dauernde  Grund  zu  einer  stehenden  Kriegs- 
flotte gelegt  und  dadurch  die  erwähnte  schwere 
Belastung  der  Handelsmarine  erleichtert  wurde. 
Unter  Heinrich  VIII.  wurde  der  Bau  von 
Kriegsschiffen  noch  eifriger  he  trieben  Hlld  unter 
seinen  Nachfolgern  erlangte  die  steheude 
Flotte  die  Bedeutung  einer  unentbehrlichen  In- 
stitution. Im  übrigen  ist  aus  der  Regicrungs- 
zeit  Heinrichs  VI  11  nur  eiu  Gesetz  von  1541 
zn  erwähnen,  da*  unter  Bestätigung  der  älteren 
Gesetze  einen  Maximaltarif  für  die  Fracht 
zwischen  London  und  den  wichtigsten  europäi- 
«ehen  Häfen  aufstellte.  Ferner  wurden  Diffe- 
rentialzolle für  die  von  fremden  Kanfleuteii  auf 
fremden  .Schiffen  eingeführten  Waren  geschaffen, 
indem  die  früher  diesen  Kunfleulen  gewahrte 
Gleichstellung  mit  den  englischen  nur  für  die- 
jenigen Waren  gelten  sollte,  die  auf  englischen 
Schiffen  eingeführt  würden.  Unter  Eduard  VI. 
trat  ein  Umschlag  in  der  Schiffahrtspolitik  ein, 
indem  i'läüU)  das  oben  erwähnte  Gesetz  Hein- 
richs VII.  aufgehoben  wurde.  Elisabeth  liess 
sogar  (\nnii}  das  Gesetz  Richards  11.  fallen,  er- 
reichte aber  praktisch  denselben  Zweck,  indem 
sie  die  englischen  Kaufieute,  die  Waren  auf 
fremden  Schiffen  einführten,  in  Bezug  auf  die 
Zolle  den  fremden  gleichstellte,  also  einer 
Diftcrentialtaxc  unterwarf.  Dagegen  führte 
das  Gesetz  Elisabeth  c.  5  il5»«:J;  eine  neue 
prohihitive  Schutzmassregel  von  der  griissteu 
Tragweite  ein,  nämlich  den  ausschliesslichen 
Vorbehalt  der  Küstenschiffahrt  von  einem  eng- 
lischen Hafen  zum  anderen  für  die  britische 
Flagge,  dasjenige  Privilegium,  dessen  Auf- 
hebung in  unserem  Jahrhundert  den  letzten 
Akt  der  Reform  der  Schiffahrtsgcsetzgehung 
gebildet  hat. 

Wichtig  waren  auch  die  Massregeln  zur 
Beförderung  der  Seefischerei :  nach  dem  eben 
erwähnten  Gesetze  waren  die  von  englischen 
Unterthanen  gefangenen  Fische  auf  englischen 
Schiffen  von  allen  Ein-  und  Ausgangsabgaben 
frei;  uud  durch  spätere  Gesetze  (von  löil  und 
1581)  wurde  das  Trocknen  fremder  Fische  in 
England  und  den  englischen  Kaufleuten  das 
Kaufen  gesalzener  Fische  im  Auslände  verboten. 
Doch  wurde  dieses  letztere  Verbot  einige  Jahre 
später  wieder  aufgehoben.  Auch  unter  Jakob  1. 
wurde  die  Fischerei  als  die  Schule  für  die  see- 
männische Bevölkerung  durch  ähnliche  Gesetze 
ermutigt,  den  Holländern  aber  das  Recht,  in 
den  für  englische  erklärten  Gewässern  zu 
tisr-heu.  bestritten.  Diese  Frage  tauchte  mehr- 
fach vou  neuem  auf,  bis  ll'»3<!  eine  englische 


Flotte  die  holländischen  Fisehcrfahrzeuge  ge- 
waltsam vertrieb.    Diese  Reibungen  sowie  die 
i  Eifersucht  der  Engländer  auf  die  erfolgreiche 
;  Kolonialpolitik  der  Holländer  und   ihren  ge- 
|  winnreichen  Zwischenhandel,  der  sogar  fast  den 
|  ganzen  Verkehr  zwischeu  England  und  seinen 
Koloniccn  vermittelte,  waren,  abgesehen  von 
besonderen    politischen    Veranlassungen,  die 
'Hauptgründe  für  den  Erlass  der  Uromwellschen 
Navigationsakte  Oktober  1f>M;.  die  die  Forde- 
rung der  Schiffahrt  von  einer  neuen  Seite  hei- 
in Angriff  nahm.    Sie  bestimmte,  erstens,  dass 
Waren  asiatischen,  afrikanischen  oder  amerika- 
nischen Ursprungs,  sei  es  au»  britischen  Kolo 
nieen  oder  ans  anderen  Gebieten,  nach  Eng- 
land und   Irland  nur  auf  Schiffen  eingeführt 
werden  dürften,  die  britischen  Unterthanen  ge- 
hörten und  der  Mehrzahl  muh  mit  solchen  be- 
mannt seien ;  zweitens,  dass  die  aus  einopäi- 
schen  Ländern  stammenden  Waren  nur  einge- 
führt werden  dürften  auf  englisc  hen  Schiften 
oder  auf  Schiften  des  Ursprungslandes  oder  des 
Landes,  in  dessen  Hafen  die  Waren  zuerst  ein- 
geschifft werden  können  und  herkömmlicher- 
weise  zuerst  eingeschifft  werden :    uud  auch 
die  englischen  Schifte  sollen  fremde  Waren  nur 
ans  dein  Ursprnngslande  einführen,  nicht  also 
etwa  ans  holländischen  Niederlagen;  drittens 
wird  die  Einfuhr  von  gesalzeneu  »Fischen  aller 
;  Art  nach  Kngland  nnd  den  Kolonieen  verlöten, 
sofern  sie  nicht  von  der  Fischerei  englischer 
Schifte  herrühren ;  viertens  wird  der  Ausschluss 
aller  fremden  Fahrzeuge  von  der  Küstenschiff- 
fahrt  erneuert  ausgesprochen.    Es  folgen  dann 
einige  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Be- 
!  Stimmungen,  jedoch  nur  zu  Gunsten  englischer 
i  Schiffe:  so  dürfen  indische  und  levantinische 
Güter  in  den  Mittelnieerhäfeii,  wo  dies  her- 
kömmlich ist.  eingeladen  werden:  Erzeugnisse 
der   überseeischen    Besitzungen   Spaniens  und 
Portugals  dürfen  aus  den  europäischen  Häfen 
dieser  Staaten  auf  englischen  Schiften  einge- 
führt werden,  ebenso  italienische  Seideiiwaren 
aus  den  niederländischen  Häfen,  wenn  sie  nach- 
weislich für  Rechnung  englischer  Kaufieute  auf 
dem  Landwege  dorthin  gebracht  worden  sind; 
eine  vierte  Ausnahme  betrifft  Edelmetalle  und 
Prisengüter.  —  Unverkennbar  lagen  dieser  Ge- 
setzgebung, wie  auch  schon  der  früheren,  nicht 
nur  wirtschaftliche,  sondern  auch  politische  Ab- 
sichten zn  Grunde.    Die  Handelsmarine  wurde 
als  die  Grundlage  der  englischen  Seemac  ht  be- 
trachtet, da  sie  das   beste   Rekrut ierungsfeld 
für  die  Kriegsflotte  darbot.    Den  Navigations- 
gesetzen  liegt  daher  noch  mehr  an  der  Ver- 
mehrung cler  Zahl  der  erfahrenen  Seeleute 
als  an  der  Vermehrung  cler  Schiffe,  wie  die 
Vorschriften  über  die  Bemannung  cler  als  eng- 
lische  anzusehenden  Schiffe  erkennen  lassen. 
Der  volkswirtschaftliche  Gewinn  aus  der  Navi- 
gationsakte war  lange  Zeit  durchaus  zweifel- 
haft, da  englisc  he  Schifte  nic  ht  in  genügender 
Zahl  vorhanden  waren,  um  die  ihnen  vorbe- 
haltend! Aufgaben  zn  erfüllen,  daher  der  eng- 
lische Handel  mehr  geschädigt    als  die  Reede- 
rei gefordert  wurde.    Zunächst  folgte  auf  den 
Erlass  des  Gesetzes  von    KJöl  eiu  Krieg  mit 
Holland.     Dann  kamen  die  Vorschriften  der 
Navigatioiisakte  während  einiger  Jahn;  gröss- 
tenteils ausser  Anwendung  weil  England  in 
einen  Krieg  mit  Spanieu  verwickelt  war  und 
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der  englische  Handel  durch  die  zahlreichen 
spanischen  Kaper  genötigt  wurde,  sich  haupt- 
sächlich der  neutralen  holländischen  Schiffe  zu 
bedienen.  Nach  der  Restauration  der  Stuarts 
jedoch  wnrde  da«  Cromwellsche  Gesetz  1600 
(12  Carl  II.  c.  18)  mit  wesentlichen  Erweite- 
rungen erneuert.  Der  wichtigste  Zusatz  betraf 
den  Verkehr  mit  den  Kolonieen,  deren  Ab- 
sperrung jetzt  systematisch  durchgeführt  wurde 
Es  galt  allerdings  auch  schon  früher  als  Kegel, 
dass  das  Mutterland  den  alleinigen  Stapelplatz 
für  die  Erzeugnisse  der  Kolonieeu  bilden  solle, 
und  daher  wurde  schon  unter  Jakob  1.  und 
Carl  1.  verlangt,  dass  diese  Erzeugnisse  aus- 
schliesslich nach  England  verschifft  würden, 
mu  dort  Zoll  zu  zahlen.  Das  letztere  war  der 
Hauptzweck,  auf  die  Nationalität  der  Schiffe 
nahm  mau  noch  keine  Rücksicht.  Das  Gesetz 
von  1651  verfügte  dann  den  Ausschluss  der 
fremden  Schiffe  von  der  Einfuhr  der  Produkte 
der  britischen  Kolonieeu  nach  England,  und  die 
Navigationsakte  von  1600  fügte  dazu  allgemein 
den  Zwang,  dass  diese  Produkte  zunächst  nur 
nach  englischen  Häfen  gehen,  und  ferner,  dass 
alle  europäischen  Waren  nur  auf  englischen 
Schiffen  —  mit  einer  strengeren  Bestimmung 
dieses  Begriffs  —  nach  den  Kolonieen  gebracht 
werden  dürften.  Dazu  kam  durch  ein  Gesetz 
von  1664  (1$  Carl  II.  c.  7)  noch  die  weitere 
Beschränkung,  dass  alle  europäischen  Waren 
nur  von  England  und  Wales  aus  auf  englischen 
Schiffen  nach  den  Kolonien  versandt  werden 
dürften.  Diese  Akte  schliesst  also  auch  Irland 
von  dem  direkten  Kolrmialhandcl  ans,  wk*  einige 
Jahre  später  noch  ausdrücklich  bestätigt  wurde 
(22  u.  2:-!  Carl  II.  c.  26i.  Die  Kolonieen  unter- 
liessen  übrigens  nicht,  Einspruch  gegen  dieses 
Absperrniigssystem  zu  erheben,  so  Virginieii 
schon  1071.  doch  meistens  ohne  Erfolg.  Neu- 
Knglaml  indes  erlangte  wirklich  die  besondere 
Begünstigung,  seine  Produkte  (grobe  Massen- 
güter, die  in  England  keinen  günstigen  Markt 
landein  direkt  nach  allen  Ländern  zu  verschiffen, 
und  diese  Befugnis  wurde  vielfach  auch  mis* 
bräuchlirh  auf  Waren,  wie  Tabak.  Zucker 
n.  dirl.,  ausgedehnt,  die  aus  anderen  Kolonieen 
nach  Neu-England  eingeführt  wurden,  zumal 
das  Gesetz  25  Carl  II.  e.  7  den  Kolonisten  ge- 
stattete. Waren  auch  zur  See  von  einer  Kolonie 
zur  anderen  zu  führen,  gegen  Entrichtung  be- 
stimmter Abgalten.  Spätere  Gesetze  suchten 
jenes  Verfahren  zu  verhindern. 

Was  die  Einfuhr  asiatischer,  afrikanischer 
und  amerikanischer  Erzeugnisse .  ausser  den 
aus  britischen  Kolonieen  stammenden,  betrifft, 
so  schreibt  die  Navigationsakte  vou  KiOU  eben- 
falls vor.  dass  sie  nur  auf  britischen  Schiffen 
erfolgen  dürfte,  und  zwar  nur  direkt,  nicht 
also  aus  Zwischenhäfen.  Ausnahmen  werden 
wieder  gemacht  zu  Gunsten  des  Handels  mit 
der  Levante,  mit  Spanien  und  Portugal  nud 
der  Ost  indischen  Kompagnie.  In  Bezug  auf 
den  europäischen  Handel  bestimmte  die  Akte 
von  NiöO.  dass  die  Erzeugnisse  Russland*  und 
eine  grosse  Anzahl  besonders  aufgezählter 
Waren  idie  „enumerated  articles".  z.  B.  Holz. 
Salz.  Flachs,  Hanf.  Getreide.  Zucker.  Olivenöl. 
Wein.  Essig.  Branntwein)  nur  auf  englischen 
Schiften  und  dass  Korinthen  und  Produkte  des 
türkischen  Reiche*  nur  auf  englischen  Schiffen 
oder  anf  Schiffen  des  Ursprungslandes  oder  des 


I  Landes,  in  dessen  Hafen  herkömmlicherweisc 
>  die  erste  Einladung  stattfindet,  nach  England. 
|  Wales  und  Irland  eingeführt  werden  dürften. 
;  Auch  sollen  alle  russischen  und  „aufgezählten*1 
j  Waren  sowie  alle  Korinthen  und  Erzeugnisse 
j  des   türkischen  Reiches  bei  der  Einfuhr  auf 
'  fremden  Schiffen,  auch  wenn  sie  englischen 
!  Kaufleuten  gehören,  den  Differentialzöllen  für 
1  Fremde  (der"  alien  duty.  die  erst  1784  aufge- 
i  hohen  wurde)   unterworfen   werden.  Endlich 
1  wird  auch  die  Bestimmung  der  Croinwellschen 
,  Akte  wiederholt,  dass  fremde  Waren  auch  auf 
englischen  Schiffen  nur  aus  dem  Ursprungs- 
lande  oder  dem    herkömmlichen    ersten  Ver- 
schiffungshafen eingeführt  weiden  dürfen.  Auch 
der  Vorbehalt    der  Küstenschiffahrt   wird  er- 
neuert.    Erzeugnisse   der   fremden  Fischerei 
werden    dem   doppelten  Freiudenzolle  unter- 
worfen; Ausnahmen  werden  gemacht  zu  Gunsten 
Schottlands  und  des  russischen  Seehundsthrans 
bei  der  Einfuhr  auf  englischen  Schiffen.  Von 
allen  französischen  Schiffen  soll  eine  besondere 
Abgabe  von  ö  sh.  für  die  Tonne  erhoben  wer- 
den ,    solange  in  Frankreich    die  englischen 
Schiffe  das  "Tonnengeld  von  50  Sols  bezahlen 
müssen.    Englische  Schiffe  sind  nach  den  Ge- 
setzen Carl»  II.  im  allgemeinen  diejenigen,  die 
englischen     l'nterthanen     angehören .  deren 
Führer  Engländer  sind  und  die  wenigstens  zu 
Dreiviertel!]    mit  Engländern    bemannt  sind. 
Für  den   Verkehr   mit    den   Kolonieen  wird 
ausserdem  verlangt,  dass  die  Schiffe  in  Eng- 
land oder  den  englischen  Kolonieen  gebaut 
sind,  ebenso  für  die  Einfuhr  türkischer  Pro- 
dukte.   Allgemein  wurde  diese  Forderuiig  (mit 
Ausnahme  der  Prisen)  als  Bedingung  der  eng- 
lischen Nationalität  eines  Schiffes  erst  17K6  i'äfi 
Gco.  III.  c.  00 1  gestellt.    Die  Nationalität  der 
zum  Handel  zugelassenen  fremden  Schiffe  wurde 
!  nicht  nach  ihren  einheimischen  Gesetzen,  son- 
I  dem  nach  den  für  die  englischen  Schiffe  gel- 
I  tenden   Merkmalen  beurteilt.  —   Eine  weitere 
Verschärfung    der  Gesetzgebung   brachte  die 
sogenannte  Act  of  frands  >  1(562:  13  u.  14  Carl  IJ. 
c.  11 1,  wodurch  die  Einfuhr  von  Wein,  ausser 
1  dem  rheinischen,  Gewürzen.  Tabak,  Potasche. 
1  Pech.  Teer,  Harz.  Holz  in  Brettern  und  Balken 
und  Olivenöl  au*  den  Niederlanden  und  Deutsch- 
;  land  gänzlich  verholen  wurde.    Eine  Ausnahme 
i  wurde  17(11  zu  Gunsten  des  über  Hamburg 
i  kommenden  ungarischen  Weines  gemacht  und 
!  1720  auch  für  das  auf  englischen  Schiffen  ein- 
geführte Holz  deutschen  Ursprungs. 

Bis  zu  den  achtziger  Jahren  de*  vorigen 
!  Jahrhunderts  erfuhr  die  britische  Schiffahrtsge- 
setzgehung  keine  -ehr  wesentlichen  Aenderun- 
gen.  Ks  sei  hier  nur  erwähnt,  da^s  1707  hei 
der  Vereinigung  von  Schottland  mit  England 
die  Angehörigen  beider  Königreiche  in  Bezug 
auf  die  Berechtigung  zum  Kolonialhandel 
gleichgestellt  wurden.  Für  Irland  wurde  dieser 
Handel  erst  1778  geöffnet.  —  L'rst  die  Aner- 
kennung der  Unabhängigkeit  der  Vereinigten 
Staaten  im  Frieden  von  "1784  veranlasste  ein- 
greifende Umgestaltungen  des  bestehenden 
Rechts,  zunächst  durch  provisorische  Gesetze 
und  Verordnungen  vorgenommen,  denen  erst 
1788  das  detinitive  Gesetz  28  Gen.  III.  c.  »> 
folgte  Hiernach  durfte  eine  grosse  Anzahl 
besonder*  aufgezählter  Waren  (Rjlistoffe  nnd 
Lebensmittel)  aus  den  Vereinigten  Staaten  nach 
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den  'englischen  Besitzungen  iu  'Westindien  aus- 
geführt und  von  «Hexen  alle  znr  Ausfuhr  nach 
Europa  zugelasseneu  Waren ')  auch  nach  den 
Vereinigte!!  Staatcu  ausgeführt  werden,  beides 
jedoch  nur  anf  englischen  Schiffen  in  dem  ge- 
setzlichen Sinne.  Aluerikalüsche  Schiffe  wurden 
nur  in  beschränkter  Weise  zur  Ausfuhr  von  ■ 
Salz  zugelassen.  Der  Schiffahrtsverkehr  mit 
Cauada  und  den  übrigen  nördlichen  Besitzungen 
war  fast  gänzlich  verboten,  nur  durch  besondere 
Verordnungen  der  Gouverneure  kounten  zur 1 
Befriedigung  eines  dringenden  Bedürfnisses  ; 
Rohstoffe  oder  Lebensmittel  aus  den  Vereinigten  j 
Staaten  dort  eingeführt  werden.  Die  Einfuhr  ] 
von  amerikanischem  Pech,  Teer  und  Terpentin 
nach  Neuschottland  und  Neiibraunsehweig  auf 
englischen  Schiffeu  wurde  indes  1793  allgemein 
gestattet.  Was  deu  Verkehr  mit  Grossbri- 
tannien betrifft,  so  wurden  «Ii«*  Vereinigten 
Staaten  1783  durch  Geheinieratsverorduungeu 
auf  gleichen  Fuss  mit  den  übrigen  freiinlen 
Staaten  gestellt,  so  dass  also  ihre  Produkte  auf 
englischen  oder  amerikanischen  Schiffen  direkt 
eingeführt  werden  konnten,  unter  denselben 
Bedingungen  wie  die  gleichartigen  Erzengnisse 
anderer  Länder.  Dieser  Grundsatz  wunle  mit 
einigen  besonderen  Bestimmungen  auch  in  «lie 
englisch-amerikanischen  Handelsverträge  von 
17tKi,  1805  und  1815  aufgenommen.  Durch  den 
letzteren  Vertrag  erhielten  die  Amerikaner 
anch  die  Berechtigung  zum  direkten  Handels- 
verkehr mit  Hritisch-Ostindien.  Die  Einfuhr 
amerikanischer  Rohstoffe  und  Lebensmittel  auf 
englischen  oder  amerikanischen  Schiffeu  nach 
Neuschottland  und  Neubraunschweig  wurde 
1818  durch  ein  überhaupt  allen  mit  Grossbri- 
tannien  im  Frieden  lebenden  Staaten  zu  gute 
kommendes  Gesetz  zugelassen.  Auch  der  Ver- 
kehr der  Koloiiieeu  unter  einander  hatte  all 
mählich  einige  Erleichterungen  erfahren.  Na- 
mentlich aher  suchte  mau  die  Nachteile  des 
Monopol-  und  Absperrungssystems.  die  für  den 
Handel  immer  empfindlicher  wurd«n,  durch  die 
Errichtung  von  Freihäfen  iu  den  Koloiiieeu  zu 
mildern.  Versi-hieilene  frühere.  Gesetze  wurden 
1805  konsolidiert  «lnrch  45  Georg  III.  <•  57,  nud 
iu  den  nächstfolgenden  Jahren  wunle  «lie  Zahl 
«ler  Freihäfen  noch  weiter  vermehrt  Eine 
grosse  Anzahl  aufgezählter  Waren  Ummer  mit 
Ausschluss  der  Fabrikate)  konnte  in  fremden 
S«  hiffen  (jedoch  mit  nicht  mehr  als  einem  Deck) 
iu  diese  Hafen  aus  fremden  amerikanischen 
K«donieen  eingeführt  werden  zum  Zweck  «ler 
Wiederausfuhr  Zu  mehreren  besonderen  Ge- 
setzen uud  zahlreichen  Verlrä^cu  gab  die  von 
England  beabsichtigte  Unterdrückung  des  Skla- 
venhandels Veranlassung.  Das  grundlegende 
Gesetz  vom  Jahre  180«)  (46  Georg  Hl.  c.  52; 
enthält  namentlich  das  Verbot  (mit  «inigen  be- 
sonderen angeführten  Ausnahmen),  Sklaven  von 
einer  britischen  Besitzung  nach  irgend  einer 
fremdeu  Kolonie  auszuführen  oder  Sklaven  von 
Afrika  auszuführen;  kein  britisches  Schiff  und: 
keine  britischen  Seeleute  dürfen  in  Afrika  frem- , 
den  Schiffen  oder  Faktoreien  Sklaven  zuführen: 
kein  für  den  Sklavenhandel  bestimmtes  fremdes 


'I  Um  «las  Entstehen  einer  eigenen  Indus- 
trie iu  den  westindischen  Koloiiieeu  zu  verhin- 
dern, war  ihnen  seit  16*15  «lie  Ausfuhr  von 
Hüten,  Wolle  und  Wollenwareu  verboten. 

Handwörterbuch  der  StoattwlssenAcbaften.  Zweit« 


Schiff  darf  in  einem  britischen  Hafen  ausge- 
rüstet werden,  kein  britischer  Unterthau  darf 
sich  au  stdehen  Ausrüstungen  beteiligen;  Ver- 
sicherungen von  Sklaven  und  Sklavenhandels- 
schiffen sind  nichtig,  und  der  Versicherer  ver- 
fällt in  eine  Gelilstrafe  von  500  £.-.  von  einer 
britischen  Kolonie  zur  anderen  dürfen  Sklaven 
nur  no«h  anf  Grund  einer  besonderen  Lizenz 
und  einer  Bürgschaft  vou  50  £  für  jeden  Skla- 
ven ausgeführt  werden. 

Was  den  Handel  mit  Kuropa  betrifft,  so 
sah  sich  England  in  Kriegszeiten  mehrfach  ge- 
nötigt, die  strengen  Bestimmungen  «ler  Navi- 
gationsgesetze von  1660  uml  16(52  zeitweilig 
ausser  Kraft  zu  setzen  (wie  sch«m  1664)  und 
fremde  Schiffe  im  Interesse  des  Haudels  zu 
sonst  verbotenen  Zwe«-ken  zu  verwenden.  Das 
Gesetz  34  Georg  III.  c.  68  Hess  die  Einfuhr 
aller  europäischen  Waren,  die  nicht  zn  den 
„aufgezählten-1  der  Navigationsakte  geborten, 
auf  allen  Schiffeu  zu.  verlangte  aber  von  allen 
britischen  Schiffen,  die  als  solche  registriert 
wären  lalso  auch  im  britischen  Reiche  gebaut 
sein  mussten),  die  Dreiviertelbesatzung  von 
Engländern,  und  zwar  auch  für  die  Ausfuhr, 
während  sich  bisher,  abgeseheu  von  dem  Kolo- 
nialhaudel,  die  beschränkenden  Bestimmungen 
nur  auf  die  Einfuhr  bezogen  hatten.  Von 
Bedeutung  waren  auch  die  Gesetze  vou  1736 
und  1796  über  die  neutralen  Schiffe:  hiernach 
konnten  alle  direkt  ans  den  Niederlanden  kom- 
menden Waren  unter  jeder  neutralen  Flagge 
iu  England  ausgeladeu  uud  in  Verschluss  ge- 
halten werden,  uml  dieses  Zugeständnis  wurde 
während  der  Kriegsperiode  wiederholt  mit 
einigen  Abänderungen  erneuert.  Auch  in  be- 
treff der  Einfuhr  gewisser  Rohstoffe  galten 
während  des  Krieges  gemilderte  Bestimmungen, 
und  u.  a.  wurde  die  sonst  verbotene  Einfuhr 
von  Schiffbaumaterialien  auf  in  England  ge- 
bauten Schiffeu  aus  Deutschland  gestattet. 
Ausserdem  aber  erhielt  ili«-  Krone  das  Recht, 
englischen  l'nterthanen  durch  Lizenzen  beson- 
«lere  Freiheiten  iu  «ler  Schiffahrt  zu  g«*statten, 
namentlich  «las  Recht,  in  neutralen  Schiffen 
alle  Arten  von  Waren  aus  freiinlen  amerikani- 
schen Ktdonieen  einzuführen. 

Wenige  Jahre  nach  «lein  Frie«leusschhiss 
von  1815  begann  die  Handelsrcformbcwegnng, 
die  sich  von  Anfang  an  auch  gegen  «lie  be- 
stehende S«  hiffahrtsgesetzgebnng  richtete.  Auch 
die  kontinentalen  Staaten  traten  mehr  uud  mehr 
mit  Vergeltungsmassregeln  gegen  «las  englische 
System  auf.  insbesondere  auch  Preussen  mit 
einer  Kabinettsordre  vom  20.  Juni  1822.  Ein 
erster  Fortschritt  wurde  bereits  durch  die  Ge- 
setze vom  24.  Juni  1822  (3  Georg  IV.  c  44 
und  45)  bezeichnet,  wodurch  der  Kolouialhandel 
erleichtert  und  da»  Einfuhrverbot  von  1662 
gegen  die  aufgezahlten  Waren  ans  Holland  und 
Deutschland  aufgehoben  wurde.  Zugleich  er- 
hielt die  Navigationsakte  eine  neue  Gestalt  mit 
folgenden  Hauptbestiinmnngen :  Die  asiatischen 
und  afrikanischen  Produkte  köuneu  aus  jedem 
Haien  auf  englischen  Schiffen  für  die  Wieder- 
ausfuhr —  also  in  die  Niederlagen  —  einge- 
führt werden ;  die  ehemals  oder  noch  jetzt  spa- 
nischen Länder  Amerikas  können  unter  der 
Bedingung  der  Gegenseitigkeit  ihre  Produkt« 
auf  ihren  Schiffen  nach  England  einführen ;  die 
„aufgezählten1*  europäischen  Waren  sowie  Talg 
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und  Talmk  kennen  anf  Schiffen  des  Produktion«-  den  fremden  Schiffen  auch  der  indische  Küsten- 


landes oder  des  Herkunftslandes  eingeführt 
werden.  Das  Vorgehen  Prenssens  veranlasste 
Huskisaon  zur  Anknüpfung  von  Verhandlungen 
üher  Schiffahrtsverträge.  Durch  Gesetze  von 
1823  und  1824  •  wurde  die  Krone  ermächtigt, 


verkehr  geatattet. 

Nach  dem  Siege  der  Freihandelspartei 
in  der  Frage  der  Kornzölle  und  der  damit 
zusammengehenden    bedeutenden  Herab- 


dnrch  üeheimeratsvcrordnungeii  mit  nachträg-  setzung  aller  industriellen  Schutzzölle,  deren 
lichcr  Zustimmung  des  Parlamenten  unter  der  völlige  Aufhebung  schon  in  nahe  Aussicht 
Bedingung  der  Gegenseitigkeit  die  auf  fremden  genommen  war,  konnte  der  Rest  der 
Schiffen  eingeführten  Waren  den_  auf  britischen  !  Navigationsakte  dem  Ansturm  der  immer 


eingeführten  gleichzustellen,  die  fremden  Schiffe 
von  der  Lotsengebtthr  zu  befreien  und  sie  hin- 
sichtlich der  Tonnengelder  den  englischen 
gleichzustellen  oder  aber  als  Vergcltungsmass- 
regel  ihnen  höhere  Tonneugelder  aufzulegen, 
Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  wurden  mit 
Preussen  am  2.  April  1824  und  in  den  folgen- 
den  Jahren  mit  vieieu  anderen  Staaten,  nament- 
lich auch  mit  den  Vereinigten  Staaten  (am 
6.  August  1827,  Gegenseitigkeitsverträge  ge- 
schlossen. Noch  wichtiger  war  das  ebenfalls 
Huskuson  zu  verdankende  G.  v.  27.  Juni  1825 
(6  Georg  IV.  c.  73  j,  nach  welchem  alle  Waren 
mit  Ausnahme  ausdrücklich  verbotener  Artikel 
unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  aus 
allen  Häfen  mit  Ausnahme  des  der  ostindischen 
Kompagnie  zustehenden  Gebietes  nach  allen 
britischen  Kolonieen  in  Amerika  mit  Ausnahme 
Neufundlands  auf  britischen  oder  auf  Schiffen 
de*  Produktiouslandes  eingeführt  werden  durf- 
ten, gegen  Entrichtung  von  Zollen,  die  bei  der 
Einfuhr  über  englische  Niederlagen  nur  um  10 
Prozent  niedriger  waren.  Auch  die  Ausfuhr 
der  Produkte  dieser  Kolonieeu  unter  fremder 
Flagge  in  das  Ausland  wurde  gestattet.  Die 
Insel  Mauritius  erhielt  von  vom  herein  dieselben 


zahlreicher  werdenden  Gegner  nicht  mehr 
lange  widerstehen.  Als  die  ursprünglichen 
Rechtfertigungsgründe  dieser  Gesetzgebung 
liatte  Huskisson  angeführt :  die  Erhaltung 
einer  starken  Handelsmarine  und  einer  zahl- 
reichen seemflnnischen  Bevölkerung  im  In- 
teresse der  Nationalvorteidigung  und  die 
Absicht,  zu  verhindern,  dass  ein  anderer 
Staat  einen  zu  grossen  Teil  des  Welthandels 
au  sich  reisse.  Beide  Gründe  konnten  jetzt 
offenbar  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden, 
denn  England  war  an  Sclüffen  und  in  der 
Zahl  und  Tüchtigkeit  »einer  Seeleute  allen 
Nationen  weit  überlegen  und  liatte  seiner- 
seits den  grössten  Teil  des  Welthandels  in 
Händen.  Deshalb  freilich  würde  man  dio 
alte  Gesetzgebung  nieht  aufgegeben  haben, 
zumal  viele  irrtümlich  in  ihr  die  eigentliche 
Ursache  der  grossen  erreichten  Erfolge  sahen, 
die  doch  in  Wirklichkeit  in  der  geographischen 
Lage  Englands,  der  Energie  seiner  Be- 
völkerung, dem  Vorsprung  seiner  Maschinen- 
industric  und  in  seiner  grossen  Kapitalkraft 


Begünstigungen,  und  1829  wurden  diese  Be-  j  zu  s„c|lCn  war.  Aber  es  lag  zu  klar  zu  Tage, 
stmimnngcn  auch  auf  die  Besiuungen  an  der  |  (las8  j,,  der  beginnenden  Frcihandels- 

Westkttste  Afrikas  ausgedehnt.  Das  Pnvile-  ,  -^i  ,  ,i-  „.^„^.„f^i:..!,,,  nir.«.„  ,w  r  w. 
gium  der  britischen  Flagge  beschränkte  sich  '  l,erKKe  (he  ?  ^«-*  Blüte  des  Undes 

.lüher  jetzt  anf  den  Verkehr  zwischen  dem  i  Y0"  (,em.  tiwghehst  billigen  Transporte  der 
Mntterlande  und  den  Kolonieen  und  zwischen  I^eliensinittel,  der  Rohstoffe  und  der  Aus- 
den  Kolonieen  unter  sich,  abgesehen  von  der  fuhrwaren  abhänge  und  dass  unter  solchen 
Küstenschiffahrt  im  europäischen  tiebiete.  Das  [  Umständen  das  Privatinteresse  der  Heeder, 
Niederlagewesen,  «las  schon  1803  im  modernen  die  allein  Vorteil  von  der  tiestehenden  Gesetz- 
Sinne  begründet  worden  war.  erhielt  1823  und  gebung  hatten,  zurücktreten  müsse.  In  den 
1825  seine  vollständige  Ausbildung  au Mitraler  Jahren  ,S46  „nd  ls  l7  miisste  man  . 
Grundlage,  so  dass  nun  alle  VWcn  auf  fremden  •  T  •■  i  «r.^.tylifh^n  R^iimmim^n 
Schiffen  für  die  Wiederausfuhr  eingeführt  wer-  e,neu  }el1  der  l.zlR  Kn  «Kimmungen 
den  konnten,  auch  wenn  ihre  Einfuhr  zum  ■  *"*\*ü J10^»;  UIn  tU«  Ua",alß.  n,*wendlPe 
inneren  Verbrauche  nur  unter  britischer  Flagge  ungewöhnlich  grosse  Getreideeinfuhr  recht- 
zuliissic  war.  Bei  der  neuen  Redaktion  der  !  zeitig  zu  ermöglichen.  Deshalb  wurde  1847 
NavigatiouBakte  vom  Jahre  1825  wurde  die  i  ein  parlamentarischer  Ausschuss  zur  Unter- 
Einfuhr  Uberseeischer  Produkte  auf  Schiffen  .  suchuiig  der  Schiffahrtsgesetze  niedergesetzt, 
nicht  nur  des  Produktiouslandes,  sondern  auch  !  dessen  Vorsitzender  Milner  Gibson  war.  Im 
des  Herkunftaland«»  zugestanden     Die  Akte  |  Jahrt,  184^  kam  der  parlamentarische  Kampf 

ÄdTSi  7??*rT!m  ÄTif»f  nicht  zur  voL,  Entscheid.mg,  «iL 
Offentlicht  Mittlerweile  hatte  auch  die  Ost-  i  J?1«^"11«  /ahr  a.ber  )mchfe  (k''\  Sl,'S,(1fr 
indische  Kompagnie  1833  ihr  letztes  Mouupol  Mvinandelspartei  in  dem  Gesetz  12  und  13 
verloren  und  der  Handel  nach  i'hina  sowohl  |  Victoria  c.  'J1>,  «las  die  noch  bestehenden 
wie  nach  Indien  war  nnn  für  alle  englischen  ,  Schiffahrtsbesc-hränkungen  mit  Ausnahme di^s 
Uoterthauen  freigegeben.   Im  Jahre  1 SHÖ  wurde  j  Vorbelialts  «1er  Küstenschiffahrt  beseitigte. 


der  Verkehr  mit  den  Häfen  von  ßritisch-Indien  |  Ks  wurden  demnac 


n  aui 


dioben :  die  Unter- 


allen mit  England  in  Frieden  lebenden  Nationen  \  scheiduug  der  -aufgezählten«  europäischen 
S^Ärwn^  -n   «len  nicht  aufgezählten ;  der 

Waren  mit  höheren  Zollen  belegt  als  die  eng-  Ausschluss  der  remden  weder  dem  Pro- 
lischeu  un«l  am-h   von  den  fremden  Schiffen  duktions-  noch  dem  ilerkunftslande  ange- 


höbere   A  bgah« 


von 

?rhii ' 


Erst   1848  tieleu  hörenden  Schiffe  von  der  Einfuhr  übersee- 


dicse  Dift'erentialtaxen  weg  und  1850  wurde  .  iselier  Waren  und  der  Ausschluss  der  frcunlen 
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Flaggen  von  dem  Transport  /wischen  dem  1  sind  die  Subventionen  an  grosse  Dampferlinien, 
Mutterlando  und  den  Kolonieen.  Die  Küsten- |  die  den  Post  verkehr  und  Überhaupt  eine  regel- 
schiffahrt  in  den  Kolonieen  und  die  Fahrt  L"^8'*« f8.8^  Verbindung  zwischen  den 


von  einer  Kolonie  zur  anderen  konnte  auf 
Antrag  der  Behörden  dieser  Besitzungen  j 
ebenfalls  tlen  fremden  Schiffen  gestattet ' 
werden.  Die  Bedingungen  für  die  britische 
Nationalität  wurden  insofern  gemildert,  als 
nicht  mehr  der  Bau  derselben  in  britischem 
Gebiete  verlangt  wurde:  in  Bezug  auf  die 
Nationalität  der  fremden  Schiffe  wurden  jetzt 


Teilen  des  britischen  Weltreiches  aufrecht  er- 
halten 


Die  politische  und  wirtschaftliche  Not- 
äit  solcher  festgeregelten  Verbindungen 
war  unverkennbar,  und  wenn  der  Staat  nicht 
selbst  diesen  ständigen  Verkehrsdienst  über- 
nehmen wollte,  so  blieb  ihm  nichts  übrig,  als 
private  Unternehmungen  durch  Unterstützungen 
dafür  zu  gewinnen,  da  der  unmittelbare  Ertrag 
vieler  dieser  Linien  nicht  ausreicht,  um  sie 


die  Bestimmungen  der  betreffenden  Lander  I  Priyatwirtschaftludi  lohnend  zu  machen.  Im 
.  '  '  .»  t     -i  i     ivj-o  übrigen  h.  d.  Art.  Dumpf  er.sub  vention  oben 

Im  Jahre  liSoJ  1 


als  massgebend  angenommen, 
erhielt  die  Regierung  die  Ermächtigung 
auf  dem  Verordnungswege,  also  nicht  nur 


Bd.  III  S.  NKi.  Ancn  die  staatliche  Fürsorge 
für  Hafenaulagen,  für  Leuchttürme,  .Seezeichen, 
Nebelsignale  etc.  ist  hier  xu  erwähnen.  Das 


durch  Vertrage,  die  Differentialtaxen  für  die  Lenchtturmwesen  und  die  Anlage  der  Boien 
Schiffe  der  Gegenseitigkeit  gewährenden  i  und  Baken  ist  für  England,  Wales  und  die  be- 
Länder abzuschaffen,  und  im  folgenden  Jahre  !  nachbarteu  Inseln   der   aus   dem  Mittelalter 


wurden  die  his  dahin  geltenden  Forderungen 
in  betreff  der  Bemannung  der  englischen 
Schiffe  aufgehoben,  da  diese  den  Reedern 
den  Hauptvorwand  für  ihr  noch  nicht  ver- 
stummtes Verlangen  nach  Schutzmassregeln 
boten.  Im  Jahre  1K54  (1(5  u.  17  Victoria 
c.  107)  wurden  auch  alle  fremden  Schiffe 
auf  gleichem  Kusse  mit  den  englischen  zur 
Küstenschiffahrt  zugelassen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  dass  mehrere  Staaten,  wie  Frankreich. 
Oesterreich,  Russland,  Spanien.  Portugal,  die 
Vereinigten  Staaten  u.  a.  in  diesem  Punkte 
keine  Reciproeität  gewährten.    Durch  den 


stammenden  Korporation  des  Trinity  House  in 
»eptford  Strand  unterstellt,  in  Irland  der 
Hafeukorporation  von  Dnblin,  in  Schottland  be- 
sonderen Kommissaren.  Endlich  sei  auch  auf 
die  von  der  englischen  Kriegsmarine  gelieferten 
grosseu  hydrographischen  Arbeiten,  auf  den 
meteorologischen  Dienst,  die  Sturmsignale  und 
die  der  Schiffahrt  zu  gute  kommenden  Arbeiten 
der  Sternwarten  hingewiesen. 

Die  neuere  Sehiffahrtsgewerbeordnuiig 
und  -polizei  wurde  in  England  zuerst  durch 
den  schon  erwähnten  Merchant  shipping  Act 
von  1854  geregelt,  der  durch  Konsolidation 
älterer  Einzelgesotze  entstand.    Diese  Akte  . 


Merchant  shipping  Act  von  1854  endlich !  wurde  durch  s|>ätere  Gesetze  mehrfach  al 


geändert  und  ergänzt,  was  zu  einem  neuen 
zusammenfassenden  (besetze  führte,  dem 
Merchant  shipping  Act  vom  25.  August  1894 
(57  u.  58  Victoria  c.  00),  dem  sieh  seitdem 
noch  einige  andere  Gesetze,  namentlich  die 
von  1897  und  1900  über  die  Beschränkung 
der  Haftbarkeit  der  Scliiffseigentümer,  Kanal- 
und  Docksbesitzer  und  Hafenbehörden  an- 
borenen  oder  naturalisierten  britischen  Unter-  !  geschlossen  liaben.  Nach  den  geltenden 
thanen  oder  britischen  Korporationen  gehört  :  Bestimmungen  müssen  alle  britischen  Schiffe 
und  dass  es,  mit  Ausnahme  der  kleineu  '  registriert  werden  mit  Ausnahme  der  Kriegs- 
Küstenfahrer  oder  Fischerfahrzeuge,  den  ge-  ;  schiffe,  der  Küstenfahrzeuge  von  höchstens 
setzliehen  Vorschriften  gemäss  registriert  sei. '  15  Tonnen  Gelullt  und  der  bis  zu  30  Tonnen 
Was  die  Massregeln  und  Aufwendungen  j  hallenden  Fiseherschiffc  ohne  festes  Deck 
zur  unmittelbaren  Förderung  der  Schiffahrt  be- 1  in  den  canadischen  Gewässern.    Vor  der 


(17  u.  18  Victoria  c.  104)  und  durch  das 
sich  daran  anschliessende  Gesetz  17  u.  IS 
Victoria  c.  120,  das  einen  grossen  Teil  der 
älteren  Bestimmungen  aufhob,  gelangte  die 
Schiffahrtsgesetzgebung  zu  einem  einheit- 
lichen Abschluss.  Nach  dem  neuen  Gesetz 
war  als  Bedingung  der  britischen  Nationalität 
eines  Schiffes  nur  erforderlich,  dass  es  ge 


trifft,  so  wäre  zuvörderst  auf  die  Prämien  für 
den  Walfischfang  hinzuweisen,  die  seit  178(1, 
und  auf  die  für  die  Heringsfischerei,  die  seit 
1750  bewilligt  wurden.  A.  Smith  hat  nament- 
lich die  letzteren  einer  scharfen  uud  berechtig- 
ten Kritik  unterworfen:  sie  wurden  nach  dem 
Tonnengehalt  der  Schiffe  (50.  später  30  Schill, 
für  die  Tonne)  gewährt  und  standen  zu  dem 
wirklichen  Ertrage  der  Fischerei  in  gar  keinem 
Verhältnisse;  so  betrug  im  .Fahre  1759  die  Aus- 


Registrierung wird  jedes  Schiff  amtlich  lie- 
sichtigt.  Ueber  dieselbe  wird  ein  Zertifikat 
ausgestellt,  das  den  Namen  und  den  Tonnen- 
gehalt  des  Schiffes  und  verschiedene  andere 
vorgeschriebene  Angaben  enthält.  Kein  Schiff 
kann  als  britisch  gelten,  das  nicht  aus- 
schliesslich Personen,  die  geborene  oder 
naturalisierte  britische  Unterthanen  sind  oder 
Gesellschaften   oder  Korporationen  gehört. 


beute  an  frischen  Heringen  nur  4  Fässer,  von  ,  die  auf  Grund  eines  in  irgend  einem  Teile 
denen  jedes  der  Regierung  113  £  zu  stehen  |  des  britischen  Reiches  geltenden  Gesetze* 
kam.    Nicht  einmal  die  Volk^ernährung  wurde  bestehen  nu(j  yiren  Hauptsitz  im  Reichs- 


dadurch  erleichtert,  da  auch  noch  eine  Prämie  ,  ^  t  ,  ^  j  d  briti£.hen  Besitzungen 
für  die  Ausfuhr  der  Heringe  gewährt  und  da-       ,   ,.    0    •  .  •  ,       ,  p . 

her  %  des  Ertrags  exportiert  wurde.  Seit  18»»  f"1«1  (llc  ^gistnerungsangelegenheiten  dem 
sind  die  englischen  Fischereiprämier,  gänzlich  I  Gouverneur  ubertragen.  Die  m  dem  Zertifikat 


verschwunden.  —  Von   grösserer  Bedeutung  \  anzugebende  Tonnenzald  ist  nach  dem  in 
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dem  Gesetze  genau  vorgeschriebenen  Ver- 
fahren zu  bestimmen.  Der  zweite  Teil  des 
Gesetzes  behandelt  die  Verhältnisse  der 
Schiffsführer  und  Seeleute.  Jedes  für  den 
Auslands  verkehr  oder  den  Fassagier-Küstcn- 
verkehr  bestimmte  Schiff  muss  einen  mit 
dem  vorgeschriebenen  Befähigungszengnis 
versehenen  Schiffsffihrer  haben,  Schiffe  von 
hundert  und  mehr  Tonnen  ausserdem  min- 
destens noch  einen  geprüften  Gohilfen  (mate); 
Dampfschiffe  für  den  auswärtigen  Verkehr 
mit  weniger  als  100  Tonnen  Gehalt  müssen 
wenigstens  einen  geprüften  Maschinisten  1 
erster  oder  zweiter  Klasse,  Dampfschiffe  von  j 
höherem  Gehalt  mindestens  zwei  Maschi- ; 
nisten,  und  zwar  jedenfalls  einen  erster 
Klasse  haben.  Die  Befähigungszeugnisse 
weisen  auf  Gniud  von  Prüfungen  von  den 
lokalen  Marine-Bureaus  (lioeal  Marine  Boards) 
in  acht  Arten  erteilt,  nämlich  für  Führer, 
erste,  zweite  und  alleinige  Gehilfen  von 
Schiffen  für  den  Auslaudsverkelir,  für  Führer 
und  Gehilfen  von  Schiffen  für  den  Passagier- 
Küstenverkehr  und  für  Maschinisten  (engi- 
neers)  erster  und  zweiter  Klasse.  Lokale  Hau- 
delsseeämter  (Mercantilo  Marine  Offices) 
führen  Register  über  die  Seeleute,  erleichtern 
und  beaufsichtigen  ihre  Anwerbung!  Anmuste- 
rung), Entlassung  (Abmusterung),  sorgen 
dafür,  dass  die  Angeworbenen  rechtzeitig  an 
Bord  kommen,  vermitteln  den  Eintritt  von 
Lehrlingen  und  üben  noch  andere  Funktionen 
in  betreff  der  Schiffe  und  Seeleute  aus, ' 
Obligatorisch  ist  die  Mitwirkung  der  Vor- 
steher der  Seeämter  bei  der  An-  und  Ab- 
musterung nur  für  die  ins  Ausland  fahrenden  | 
Schiffe.  Der  Heuervertrag  (agreement) 
zwischen  dem  Sehiffsführer  und  jedem 
Schiffsmanne  muss  schriftlich  nach  einem 
vom  Handelsamt  vorgeschriebenen  Schema 
gesehlassen  werden,  sofern  das  Schiff  nicht 
weniger  als  80  Tonnen  enthält  und  nur  für  j 
die  Küstenfahrt  im  Ver.  Königreich  l»estimmt 
ist.  Bei  jeder  Abmusterung  vor  einem  See- 
amte und  l>ei  jeder  sonstigen  Entkossung  und 
Ablehnung  eines  Seemannes  hat  der  Sehiffs- 
führer  demselben  eine  Bescheinigung  und 
im  ersteren  Falle  auch  ein  Zeugnis  über 
Aufführung  und  Leistung  in  einer  vorge- 
schriebenen Form  auszustellen  oder  die  Er- 
teilung eines  solchen  ausdrücklich  abzulehnen. 
Ueher  die  Lohnzahlungen  werden  geuauo 
Bestimmungen  gegeben,  ebenso  über  die 
Hinterlassenschaft  verstorbener  Seeleute, 
über  die  Verhältnisse  und  Hechte  der  im 
Auslande  Zurückgelassenen,  ül>er  die  Gesund- 
heitspflege an  Bord  und  die  Beschaffenheit 
der  licbensmittel,  über  das  Beschwerderecht 
der  Seeleute.  Die  Vennittelung  der  An- 
werbung von  Seeleuten  darf  nur  auf  Grund  j 
einer  vom  Handelsamt  ausgestellten  Lizenz  1 
•  •der  von  ständigen  Angesteilten  der  Heeder' 
betrieben  werdeu.  Von  besonderer  Wichtig- 


keit sind  die  Vorschriften  über  die  Discipliu, 
die  der  Natur  der  Sache  nach  auf  einem 
Schiffe  weit  strenger  geregelt  sein  muss 
als  im  Gewerbebetriebe  zu  Lande.  So  wird 
Vereinigung  mit  andoren,  um  den  Gehorsam 
zu  verweigern,  den  Dienst  einzustellen,  die 
Weiterfahrt  zu  verhindern,  mit  Gefängnis 
bis  zu  12  Wochen,  unter  Umständen  in 
Verbindung  mit  schwerer  Zwangsarbeit  be- 
straft Dieselbe  Strafe  war  in  dem  Gesetz 
von  18"4  auch  für  Desertion  angedroht,  ausser 
der  Verwirkung  des  noch  rückständigen 
Lohnes,  des  Verlustes  der  auf  dem  Schiffe 
befindlichen  Effekten  und  unter  Umständen 
auch  des  auf  einem  anderen  Schiffe  bis  zur 
Rückkehr  nach  England  verdienten  Lehnas. 
Der  Eintritt  in  die  britische  Kriegsmarine 
wurde  jedoch  nie  als  Desertion  angesehen; 
jeder  Seemann  ist  dazu  an  jedem  Orte  be- 
rechtigt, und  dieses  Recht  kann  auch  nicht 
vertragsinässig  beschränkt  werden.  Nach 
dem  Mercliant  shipping  Act  von  1894  tritt 
die  Gefängnisstrafe  bei  Desertion  nicht  ein, 
wenn  sie  im  Vereinigten  Königreich  statt- 
findet. Abwesenheit  ohno  Urlaub  im  Anfang 
oder  während  der  Heise  wird  mit  Geldstrafe 
und  ausserhalb  des  Vereinigten  Königreichs 
mit  Gefängnis  bis  zu  10  Wochen  mit  oder 
ohne  Zwangsarbeit  bestraft  Auf  vorzeitiger 
Entfernung  am  Sehluss  der  Reise  steht 
Geldstrafe  im  Betrage  einer  Monatslöhnung. 
Uober  alle  Seeleute  des  Vereinigten  König- 
reichs wird  im  »General  Register  and  Record 
Office:  in  London  ein  Verzeichnis  geführt, 
und  alle  Schiffsführer  haben  zu  bestimmten 
Zeiten  oder  nach  der  Kückkelir  von  grossen 
Fahrten  den  Soeämtern  Listen  mit  Angaben 
über  eine  Reihe  vorgesclirieliener  Punkte 
einzureichen.  Während  jeder  Fahrt  (ausser 
den  Küstenfahrten)  muss  ein  amtliches  Log- 
buch gehalten  werden,  worin  Vergehen  und 
Bestrafungen  einzutragen  sind.  —  Der  dritte 
Teil  des  Gesetzes  betrifft  die  Ueberwachung 
der  Passngicrdampfcr  und  Auswandererschiffe 
und  enthält  genaue  Vorscliriften  über  die 
Beschaffenheit  und  Ausrüstung  dieser  Schiffe 
und  die  notwendigen  Sicherheitseinriehtungen 
auf  denselben.  Der  vierte  Teil  enthält  die 
besonderen  Bestimmungen  über  die  Fischerei- 
fahrzeuge, für  die  ein  eigenes  Register  be- 
steht, und  die  Verhältnisse  der  auf  ihnen 
beschäftigten  Seeleute.  In  dem  folgenden 
Teile  fiuden  sich  die  Vorscliriften  im  Inte- 
resse der  Sicherheit  der  Schiffahrt,  die  zu 
einem  grossen  Teile  der  Agitation  Plimsolls 
gegen  die  Verwendung  seeuntüchtiger  Schiffe 
(coffin  ships)  zu  verdanken  sind  und  in  so 
weit  auf  das  Gesetz  von  lS"t>  (39  u.-lO  Victoria 
c.  SO)  zurückgehen.  Wer  ein  britisches  Schiff 
in  einem  so  seeuntüchtigen  Zustande,  dass 
dadurch  Menschenleben  gefährdet  werden, 
auslaufen  lässt,  wird  wegen  misdeineanor 
bestraft,    wenn  er  nicht   l>estimmte  Ent- 
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schnldigungsgründe  nachweist.  Besondere  j  wir  einzelne  protektionische  Massregelu  zu 
Vorschriften  betroffen  die  l<adungen  von  I  Gunsten  der  nationalen  Schiffahrt  schon  im 
freiem  Getreide  und  von  gefährlichen  Waren.  \  15.  Jahrhundert.  Von  allgemeinerer  Träg- 
Ferner  ist  bestimmt,  dass  an  jedem  britischen  j  weite  war  die  Ordonnanz  vom  8.  Februar  1  "»"»•>. 
Sclüff,  mit  Ausnahme  derjenigen  mit  weniger  I  nach  welcher  Franzosen  nur  französische 
als  80  Tonnen  Gehalt,  durch  Striche  an  |  Schiffe  l»ef  rächten  durften.  Von  besonderer 
beiden  Seiten  die  Lage  jedes  Deckes  ober- j 'Wichtigkeit  war  (Ki.'jf))  die  Einführung  des 
halb  des  Wassers  bezeichnet  und  dass  ferner  »droit  de  fret«,  einer  Differentialtaxe  von 
an  jeder  Seite  ein  Kreis  mit  einem  horizontalen  1  öo  Snls  von  der  Tonne,  die  von  den  fremden 
Durchmesser  gezeichnet  worden  mnss,  durch  Schiffen  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr  von 
den  die  nach  besonderen  Tabellen  bestimmte  Waren  erholten  wurde  und,  soweit  sie  nicht 
Tiefladelinie  des  Sc-hiffs  in  Salzwasser  an-  vertragsmäßig  aufgehoben  oder  auf  eine 
gegeben  wird.  Wenn  der  Mittelpunkt  dieses  einmalige  Zahlung  beschränkt  wurde,  bis  zur 
Kreises  unter  Wasser  liegt,  so  gilt  das  Schiff  Revolntions]KTiodo  bestehen  blieb.  In  einer 
als  gefährlich  und  ist  zurückzuhalten.  In  Steuerordonnanz  von  li!81  werden  als  fremde 
Deutschland  hat  die  Hamburg-Amerikanische  Schiffe  alle  diejenigen  erklärt,  die  nicht  in 
Dampfschiffahrtsgesellschaff  freiwillig  diese  Frankreich  gebaut  sind  oder  deren  Ankauf 
Tiefladelinie  angenommen.  Der  sechste  Teil  im  Auslände  nicht  durch  einen  vorzulegenden 
behandelt  die  Untersuchung  der  Schiffsun-  notariellen  Kaufvertrag  U -wiesen  wird  und 
fälle  und  die  besonderen  Gerichtshöfe  in  deren  Besitzung  nicht  mindestens  zu  zwei 
Schiffsangolegeuheiten.  Der  siebente  betrifft  Dritteln  aus  Franzosen  besteht.  Der  Ankauf 
die  Ablieferung  der  Waren,  der  achte  die  später  von  Schiffen  im  Auslände  wurde  von  <  Y.lbort 
ergänzten  Bestimmungen  fiber  die  Beschrun-  ebenso  wie  der  Schiffhau  im  Lande  selbst 
kung  der  Haftbarkeit  der  S.hiffsoigentümer.  durch  Prämien  begünstigt  und  er  gewährte 
Der  neunte  Teil  bezieht  sich  auf  die  Behand-  solche  Prämien  sogar  auch  ausländischen 
hing  der  Schiffbrüche  au  den  Küsten,  die  Besitzein  von  Schilfen,  die  sich  in  Frank- 
Wracks,  die  Bergung  und  I  Iii fel<  ist  ung  in  See-  reich  niedei-liessen.  Die  Schiffahrt  nach  den 
not.  Im  zehnten  Teil  wirl  das  Lotsen  wesen  <s.  'französischen  Kolonieen  wurde  nach  eng- 
d.Art.  Lotsen  oben  Bd.  V  S.  ti:i7)  eingehend  lischein  Vorbilde  durch  ein  Reglement  von 
geregell.  Bereifte 'IV-ilenthältdieVorschriften  BIT«»  streng  der  französischen  Flagge  vor- 
filier  die  L-iichttürine  und  der  zwölfte  betrifft  behalten,  und  zwar  durlteu  die  Produkte 
den  Handelsmariuefonds  (Morcantilc  Marine  iLt  Kolonieen  nur  nach  Frank ivich  ausgeführt 
Fond},  dem  eine  Anzahl  Gebühren  ver-  werden,  wie  umgekehrt  auch  die  Einfuhr 
schiedencr  Art  zugewiesen  sind,  während  aller  für  sie  bestimmten  Waren  nur  von 
andererseits  die  Kosten  der  Inkaleu  Marine-  Frankreich  aus  erfolgen  durfte.  Dieser  so- 
bureans  und  der  Seeämter.  der  Leuchttürme,  genannte  l'acte  colonial  ist  mit  einigen 
Seezeichen,  Rettungsboote,  der  Unterstützung  -eit  17s  1  und  namentlich  dun-h  Ordonnanzen 
für  hilfsbedürftige  Seeleute  und  Lehrlinge  von  lvji;  und  lsjs  zugestandenen  Milde- 
rn»! anderes  daraus  zu  bestreiten  sind.  Im  rungen  bis  zum  Krlass  des  Gesetzes  vom 
dreizehnten  Teil  wird  das  Stmfprozessver-  X  Juli  in  Kraft  geblieben.     Im  ein- 

fahren geregelt.  Im  letzten  Teile  sind  dann  zelnen  bestanden  für  die  Plantagekolouieeu 
noch  verschiedene  EinzellM-stininiungen  zu-  ((.'olontes  a  ciiitiini  verschiedene  Bestiin- 
sammengefasst.  so  über  die  allgemeine  Auf-  iniingen  ;  die  o>!indisehci>  Besitzungen  Frank- 
sichtsbeltignis  des  Handelsaints  und  über  roichs.  die  als  Hände  Iskolonieen  betrachtet 
die  Ermächtigung  der  Kolonieen,  durch  wurden,  waren  wesentlich  freier  gestellt, 
eigene  Gesetz*-  mit  Genehmigung  der  He-  Mit  den  zahlreichen  Einfuhrverboten,  die 
gierung  des  Mutterlandes  das  vorliegende  1  J'l  gegen  englische  Waren  erlassen  wurden, 
Gesetz  für  die  in  der  betreffenden  Kolonie  waren  auch  weitere  Massregeln  gegen  die 
registrierten  Schiffe  ganz  oder  teilweise  auf-  englische  Schiffahrt  verbunden.  Das  oben 
zuheben.  Kinzelne  Teile  desselben  beziehen  erwähnte  Tonuengeld  von  ."»II  Sols  wurde 
sich  übrigens  von  vorn  herein  nur  auf  das  •  für  die  englischen  Schilfe  auf  70  Sols  erhöht 
Vereinigte  Königreich.  Ein  Im  solideres  Gesetz  1  (gleich  der  in  England  erhobenen  Differential- 
von  lHüy  (Ifcf  Victoria  c  1 1  >  gab  bereits  den  ta.\e|  und  ausserdem  verfügt,  dass  auf  eng. 
Kolonialgesetzgebungeu  das  Hecht,  ihre  lischeti  Schiffen  nur  englische  Landeserzong- 
Küstenschiffahrt  selbständig  zu  regeln,  nur  nisse  oder  Fabrikate  (soweit  solche  nicht 
mit  dem  Vorbehalte  der  Gleichstellung  aller  verboteu  waren),  die  aus  englischen  Roh- 
britischen  Sclriffo,  und  erkennt  ferner  die  Stoffen  hergestellt  waren,  eingeführt  werden 
von  den  Kolonieen  ausgestellten  (.Vrtifikate  •  dürften.  Einer  besonders  günstigen  Behand- 
für  Schiffer,  Gehilfen  und  Maschinisten,  lang  erfreuten  sieii  später  in  Frankreich  die 
wenn  das  Handclsnmt  die  Bedingungen  der  spanischen  Schiffe,  die  auf  Grund  des  17ös 
Prüfung  für  genügend  erachtet,  als  auch  im  i  zwischen  den  verschiedenen  regierenden 
Mutterlande  gütig  an.  ;  Zweigen  des  Hauses  Bourbon  abgeschlossenen 

3.  Frankreich.    In  Frankreich  finden  Parle  de  famille  sogar  in  Bezug  auf  'lie 
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Küstenschiffahrt  den  französischen  Schiffen 
gleichgestellt  waren,  während  im  übrigen 
damals  die  fremden  Küstenfahrer  durch  das 
h«»he  Tonnengeld  so  gut  wie  ausgeschlossen 
waren.  Wichtig  war  die  Freihafenstellung 
von  Marseille,  Bayonne,  Urinkirchen  und 
(seit  1 78."))  I/trient,  wodureh  die  fehlenden 
zollfreie»  Niederlagen  einigormassen  ersetzt 
wurden.  —  Der  Tarif  vom  1">.  Marz  1701 
verltot  die  Einfuhr  von  alten  und  neuen 
Sehiffeu  und  Holen  gänzlich,  sehr  im  Gegen- 
satz zu  den  < 'olbeitseheu  Massregeln.  Als 
eine  Art  Gegenstück  zu  der  englischen 
Navigatiousakte  erliess  dann  der  Konvent 
das  Dekret  vom  21.  September  t7!W.  nach 
welchem  alle  Waren  nach  Frankreich  und 
seinen  Kolonieen  nur  direkt,  also  nicht  aus 
fremden  Niederlagen  und  auf  französischen 
Schiffen  oder  auf  Schiffen  des  Produktions- 
landes  oder  des  Landes,  wo  herkömmlieh 
die  erste  Einschiffung  stattfindet,  eingeführt 
werden  durften.  Als  Bedingung  der  An- 
erkennung der  Nationalität  eines  Schiffes 
wird  verlaugt,  dass  alle  Offiziere  und 
wenigstens  drei  Viertel  der  Mannschaft  der 
betreffenden  Nationalität  angehören:  für  die 
französischen  Schiffe  kommt  dazu  noch  die 
Bedingung,  dass  sie  französische  Eigentümer 
halten  und  in  Frankreich  oder  seinen  Kolonieen 
gebaut  sein  müssen.  Der  Küstentransjtort 
von  einein  französischen  Hafen  zum  anderen 
wurde  für  Waren,  die  aus  Frankreich  oder 
seinen  Kolonieen  stammten,  durch  dieses 
Dekret  den  fremden  Schiffen  gänzlich  ver- 
boten. Das  Gesetz  vom  in.  Hrumaire  V. 
hatte  durchaus  den  Charakter  einer  Kriegs- 
massregel und  verletzte  die  Hechte  der 
Neutralen  in  rücksichtsloser  Weise,  indem 
es  Itefahl.  dass  alle  Schiffe,  die  mit  englischen 
Waren  oder  mit  solchen,  die  nach  dem 
Gesetze  ohne  weiten*  als  englische  gelten 
sollten,  ganz  oder  teilweise  beladen  seien, 
konfisciert  werden  sollten.  In  betreff  der 
Kontinentalsperre  s.  d.  Art.  oben  Hd.  V.  S.  HM'J. 

Nach  Wiederherstellung  des  Friedens 
winden  die  Sehiffahrtsbeschränkungen  durch 
das  Zoll-  und  Steuergesetz  vom  2S.  April  1S10 
einigermassen  gemildert.  Alle  nicht  über- 
liaupt  verbotenen  Waren  konnten  fortan  unter 
jeder  fremden  Flagge  eingeführt  werden, 
aber,  wie  auch  bei  Landeinfuhr,  nur  gegen 
Entrichtung  eines  Zollzuschlags,  der  meistens 
ll»no  des  für  französische  Schiffe  gelten- 
den Satzes.  Itei  einigen  wichtigen  Artikeln  alter 
mehr  betrug.  Daneben  wunlon  auch  Diffe- 
rentialtonnengelder  zum  Nachteile  der 
fremden  Schiffe  erhoben.  Die  indirekte 
Einfuhr  aus  europäischen  Niederlagen  wurde 
jetzt   im   allgemeinen  ebenfalls  gestattet, 

Jedoch  wunle  sie  auch  unter  französischer 
•"lagge  dureh  einen  Zollzuschlag  (surtaxe 
d  entrepot)  erschwert.  DieSchiffahrt  zwischen 
den  Kolonieen  und  dem  Mutterlande  blieb 


der  französischen  Flagge  vorbehalten,  der 
direkte  Verkehr  der  Kolonieen  mit  dem 
Auslande  auch  später  noch  sehr  beschränkt. 
Von  der  Küstenschiffahrt  von  einem  franzö- 
sischen Hafen  zum  anderen  wunlen  die 
fremden  Schiffe  gänzlich  ausgeschlossen: 
nur  für  spanische  Fahrzeuge  wurde  das 
Privilegium  von  17GS  hinsichtlich  der  Küsten- 
schiffahrt, sofern  sie  nicht  als  grosse 
zwischen  der  atlantischen  und  der  Mittel- 
meerküste  stattfindet,  wieder  hergestellt.  — 
Bis  zu  der  Handelsreform  unter  Napoleon  III. 
fanden  nur  durch  Schiffsverträge  für  be- 
stimmte Staaten  wesentliche  Aenderungen 
in  den  obigen  Bestimmungen  statt.  Der 
Hauptinhalt  dieser  Gegenseitigkeit.- Verträge 
bildete  immer  die  Vereinbarung,  dass  die 
Schiffe  beider  Teile  bei  der  direkten  Einfuhr 
von  Bodenprodukteu  oder  Fabrikaten  ihres 
I^andcs  in  Bezug  auf  Zölle,  Tonneugeldor 
und  sonstige  Gebühren  wie  nationale  be- 
handelt werden  sollten,  dass  also  insbesondere 
in  Frankreich  der  Flaggenzuschlag  (surtaxe 
de  pavillon)  wegfalle.  Von  besonderer  Be- 
deutung war  der  französisch-englische  Ver- 
trag vom  2o\  Januar  ISüO.  Nach  demselben 
wurden  allerdings  französische  und  englische 
Schiffe  bei  dem  direkten  Verkehr  in  den 
angegoltenen  Punkten  lieiderseits  gleichge- 
stellt, alter  Frankreich  behielt  sich  vor,  nach 
dem  Vorbilde  der  englischen  Navigations- 
akte die  Einfuhr  überseeischer  Waren  und 
die  indirekte  Einfuhr  zu  beschränken.  Dies 
geschah  denn  auch  sofort  durch  die  Onlon- 
nanz  vom  S.  Februar  1S2G.  nach  der  die 
asiatischen,  afrikanischen  und  amerikanischen 
Produkte  auf  britischen  Schiffen  sowie  auf 
französischen  oder  anderen  Schiffen,  wenn 
sie  in  einem  europäisch-britischen  Hafen 
eingeladen  waren,  nicht  zum  Verbrauch, 
sondern  nur  zur  Niederlage  und  Wieder- 
ausfuhr nach  Frankreich  eingeführt  wenlen 
durften.  Dasselbe  galt  auch  für  die  Er- 
zeugnisse aller  anderen  Länder  in  Eurojia 
und  des  gesamten  britischen  Reiches,  wenn 
sie  auf  britischen  Schiffen  von  Häfen  ein- 

,  geführt  wurden,  die  nicht  dem  Vereinigten 
Königreiche  oder  seinen  europäischen  Be- 

I  Sitzungen  angehörten.  So  konnten  also  z.  B. 
die  französischen  Fabrikanten  weder  auf 
französischen  noch  auf  fremden  Schiffen 
Baumwolle  aus  Liverpool  beziehen,  was 
allenlings  dem  Baumwollhandel  Havres  sehr 
zu  statten  kam,  aber  jedenfalls  mit  zur  Ver- 
teuerung der  Baumwolle  beitrug.  Diese 
Ausschliessung  der  englischen  Vermittelung 
blieb  Itestehen  bis  zum  Erlass  des  Dekrets 
vom  Ii».  Mai  lSö-1,  das  den  Artikel  3  der 
Ordonnanz  von  1S2G  aufhob  und  den  britischen 
Schiffen  sowohl  die  Wareneinfuhr  aus  über- 
seeischen Ländern  gestattete  als  auch  den 
französischen  Käufern  die  britischen  Nieder- 
lagen öffnete,  was  hinsichtlich  der  Baum- 
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wolle  schon  durch  ein  Dekret  vom  28.  De- 
zember 1*53  geschehen  war.  In  der  1SÜ0 
betrinnenden  Periode  der  napoloonisehon 
Handelsverträge  wurde  die  Anwendbarkeit 
der  Flnggonzusehlfige  und  der  Difforential- 
tonnengelder  mehr  und  mehr  beschränkt, 
da  immer  mehr  Staaten  vertragsmäßig  für 
ihre  Schiffe  bei  direkter  Einfuhr  die  Gleich- 
ste] hing  mit  den  französischen  erlangten. 
Durch  das  (leset/,  vom  11).  Mai  1*00  über 
die  Handelsmarine  wurden  die  Tonnongoldei 
ffir  fremde  Schiffe  von  1*07  ab  und  die 
Flaggciiziischlägo  von  1*09  ab  überhaupt 
aufgeholten,  nur  mit  dem  Vorbehalt  von 
YergoItungsma.Nsregoln.  wenn  in  einem  Lande 
die   französische   Flagge    hinsichtlich  der 


Schiffahrt  sabgab 


ungünstiger 


bei 


ian< 


würde  ;its  die  einheimische.  Puter  Thiers 
jedoch  wurde  durch  das  Gesetz  vom  .'{". 
Januar  1*72  wieder  ein  allgemeiner  Flaggen- 
zuschlag  eingeführt,  der  von  allen  Waren, 
mit  Ausnahme  der  von  den  französischen 
Kolonieen  kommenden  und  tles  Guanos,  bei 
der  Hinfuhr  auf  fremden  Schiffen  im  Betrage 
von  o,75  bis  2  Francs  für  l'Kl  kg.  je  nach 
d<  r  Entfernung  des  Herkunftslandes,  erhoben 
werden  sollte.  Eine  grössere  praktische 
Bedeutung  würde  dieses  Gesetz  erst  nach 
Ablauf  der  damals  noch  geltenden  Handcls- 
▼erträge  erlaugt  haben.  Es  wunle  aber  schon 
bald  muh  dem  Sturze  Thiers',  soweit  es 
den  Klaggenzuschlag  betraf,  durch  das  Gesotz 
vom  2*.  Juli  1*73  wieder  aufgeholfen.  Der 
Entrepötzuschlag,  den  das  Gesetz  von  1MK! 
beibehalten  hatte,  wurde  durch  das  Gesetz 
von  1872  für  alle  aussereuropaischen  Waren 
auf  3  Francs  für  loo  kg  festgesetzt,  soweit 
er  nicht  bereits  einen  höheren  Botrag  hatte. 
Auch  die  Tarife  von  18*1  und  1892  haben 
diese  Besteuerung  der  indirekten  Einfuhr 
für  eine  Anzahl  Massenartikel  aufrecht  er- 
halten. Die  Einfuhr  von  im  Auslände 
getauten  Schiffen  war  schon  seit  1*00  ver- 
tragsmäßig gegen  einen  Zoll  von  2  Francs 
für  die  Tonne  gestattet  worden.  Das  Gesetz 
von  1*72  erhöhte  den  Zoll  auf  die  prohibitiven 
Sätze  von  30—50  Francs  für  die  Tonne; 
der  Generaltarif  von  18*1  nahm  jedoch  eben- 
falls den  Vertragstarifsatz  von  2  Francs  an, 
der  sich  auch  in  dem  Minimaltarife  von  1*92 
wiederfindet,  während  der  neue  Generaltarif 
ihn  auf  5  Francs  erhöht  hat.  Dass  die 
KoloniaKhiffahrt  den  fremden  Schiffen  1SG1 
freigegeben  wurde,  ist  bereits  erwähnt 
worden,  doch  blieb  anfangs  noch  eine  Mehr- 
lielastung  derselben  zu  Gunsten  der  franzö- 
sischen Flagge  bestehen.  In  betreff  Algeriens, 
wo  die  fremden  Schiffe  wenigstens  vertrags- 
mässig  immer  zugelassen  worden  waren, 
Stimmte  das  Gesetz  von  1800  allgemein, 
dass  auch  die  Schiffahrt  zwischen  dieser 
Besitzung  und  Frankreich  ebenso  wie  die 
zwischen  ihr  und  dem  Auslande  unter  allen 


Flaggen  gestattet  sei  und  dass  die  bis  dalün 
erhobenen  Flaggen  zu  seh  läge  und  Tormen- 
gelder  für  fremde  Schiffe  aufgehoben  seien. 
Auch  die  Küstenschiffahrt  von  einem  alge- 
rischen Hafen  zum  anderen  könne  mit 
Genehmigung  des  Generalgouverneurs  von 
fremden  Schiffen  betrielten  werden.  'Durch 
«las  Gesotz  vom  2.  April  18*9  aber  ist  die 
Schiffahrt  zwischen  Algerien  und  Frankreich 
wieder  ausschliesslich  der  französischen 
Flagge  vorbehalten  worden. 

Was  die  unmittelbaren  Massregeln  zur 
Förderung  der  Schiffahrt  betrifft,  so  sind  die 
Prämien  zu  erwähnen,  die  ausser  dem  Zoll- 
schutz und  anderen  Begünstigungen  der  Fische- 
rei gewährt  wurden.  Die  erste  Prämie  dieser 
Art  wurde  17H7  für  die  Ausfuhr  von  Stock - 
tischen  nach  den  westindischen  Kolonieen  be- 
willigt. Sie  betrug  anfangs  nur  25  Sons  für 
den  t'entiier,  wurde  aber  17*.")  auf  10  Francs 
erhöht  und  dureh  eine  weitere  von  ;">  Francs 
für  die  Ausfuhr  nach  Kuropa  ergänzt.  Auch 
für  die  aus  Xantncket  nach  Dünkirchen  herbei- 
gezogenen Wnltischfängcr  wurde  nm  diese  Zeit 
eine  Prämie  von  50  Francs  für  die  Tonne 
Thran  ausgesetzt.  Kim»  neue  Ordnung  der 
Fisehereiprümien  erfolgte  durch  die  Ordonnanz 
vom  8.  Februar  1 H 10.  Der  Walnschfang  war 
in  Frankreich  noch  ho  wenig  eingebürgert,  dass 
man  zu  seinen  (inusten  von  der  geltenden 
Schiffahrtsgesetzgebung  absah  und  nicht  nur 
fremde  Schifte  zur  unentgeltlichen  Nationali- 
sierung zuliess,  sondern  anfangs  auch  zuge- 
stand, dass  die  Besatzung  der  Waltischfahrer 
uur  zu  einem  Drittel  ans  Franzosen  zu  bestehen 
brauche.  Die  Prämie  setzte  sich  zusammen 
aus  einer  Ausrüstnngs-  und  einer  Kiickkehr- 
prümie;  die  ersterc  betrug  anfangs  öO  Francs 
für  die  Tonne  und  wurde  nach  verschiedenen 
Alwindeningen  durch  das  <i.  v.  22.  Juui  1851 
auf  70  Francs  bei  ausschliesslich  französischer 
nnd  auf  48  Francs  bei  zu  einem  Drittel  ans- 
ländischer  Besatzung  normiert.  Die  Rückkehr- 
präinie  betrug  ÖO  und  24  Francs,  wozu  noch 
eine  Krgänzuiigspräinie  für  die  Potfischfänger 
kam.  Trotz  dieser  hoben  Prämien  ist  die  fran- 
zösische Waltischfängerei,  die  in  den  dreissiger 
Jahren,  als  die  Prämien  am  niedrigsten  standen, 
30—  40  Schiffe  beschäftigte,  schon  seit  der  Mitte 
der  sechziger  Jahre  gänzlich  eingegangen.  Die 
Prämien  für  den  Stockfischfang  bestanden 
aus  Ausrüstnngsprämicn  und  Ausfuhrprämien 
in  verschiedenen  Sätzen.  Die  erstere  betrag 
für  den  Kopf  der  Schiffsbesatzung  50  Frauen, 
die  letztere  stellte  sich  nach  dem  Gesetz  von 
18ol  auf  12,  16  und  20  Francs.  Die  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  sind  wiederholt  bis  in 
die  neueste  Zeit  erneuert  worden;  s.  auch  den 
Art.  Fische  re  i (oben  Bd. III  S.  1007 ).  Die  Zahl 
der  für  den  Stocktischfang  prämiierten  Schiffe 
betrug  in  den  achtziger  Jahren  8—900,  mit 
einer  Bemannung  von  11—12000  Mann.  Die 
Schiffszahl  hatte  in  den  letzten  dreissig  Jahren 
zugenommen,  die  Mannschaft  aber  war  in  den 
fünfziger  Jahren  starker  (13— 15000).  Die  Ge- 
samtsumme der  AuBrUstnngs-  und  Ausfuhrprä- 
mien war  in  den  dreissiger  Jahren  am  höchsten 
(3 — 4  Millionen  Francs  jährlich),  in  den  letzten 
Jahrzehnten  betrag  sie  nur  noch  1- -2  Millionen. 
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—  Prämien  für  Fahrten  bestimmter  Art  oder 
zu  bestimmten  Zwecken  kommen  schon  unter 
Colbert  vor:  so  erhielten  die  Reeder  und  Kapi- 
täne, die  Negersklaven  nach  den  französischen 
Kolonieen  einführten,  seit  1670  Prämien  von  10 
bezw.  8  Livres  für  den  Kopf  und  diese  Be- 
günstigung1 ging  später  auf  die  mit  dem  Mo- 
nopol den  Negerhandels  ausgestatteten  Gesell- 
schaften, die  Senegal-  und  die  Guinea-Kom- 
pagnie, Uber.  In  den  letzten  Jahren  vor  der 
Revolution  linden  wir  noch  bedeutend  höhere 
Prämien  dieser:  nach  einer  Verordnung  von 
1784  für  den  Kopf  60  und  100  Livres,  nach  einer 
Verordnung  von  1786  sogar  1(50  und  21 W  Livres; 
ausserdem  40  Livres  für  die  Tonne  nls  Prämie 
für  die  Fahrt  nach  der  Guineaküste  und  Mo- 
zambique.  Auch  für  die  Schiffahrt  nach  der 
Nordsee  und  der  Ostsee  wurden  durch  eine 
Verordnung  von  1784  Fahrprämien  von  3  -10 
Livres  für  die  Tonne  bewilligt.  —  Die  Colbert- 
schen  Schiff  banprämien  sind  bereits  er- 
wähnt worden.  In  der  neueren  Zeit  wurde  der 
Bau  von  Sehiffsdampfinaschinen  durch  Prämien 
unterstützt,  so  auf  Grund  einer  Ordonnanz  von 
1831)  und  das  0.  v.  6.  Mai  1841.  Diese  Zah- 
lungen wurden  anfgefasst  als  Ersatz  für  die 
Verteuerung  des  Eisens,  die  der  französische 
Maschinenbau  infolge  der  bestehenden  hohen 
Schutzzölle  zu  tragen  hatte:  doch  waren  sie 
reichlich  bemessen,  denn  nach  dem  Gesetz  von 
1841  betrugen  sie  33  des  Wertes  einer  gleich- 
artigen fremden  Maschine.  Mit  der  Herab- 
setzung der  Eisenzölle  wurde  auch  diese  Prä- 
mie vermindert,  und  das  Gesetz  über  die  Han- 
delsmarine vom  19.  Mai  1806  hob  sie  ganz  auf, 
indem  es  die  zeitweilige  zollfreie  Zulassung 
sämtlicher  für  den  Schiffslmu  erforderlichen 
Rohmaterialien  und  Fabrikate  mit  Einschlnss 
der  Maschinen  unter  der  Bedingung  des  Nach- 
weises der  Verwendung  derselben  zum  Schiff- 
bau in  Jahresfrist  gestattete.  Da  die  Identität 
des  eingeführten  und  wirklich  verwendeten 
Eisens  nicht  festgehalten  wurde,  so  entstand 
durch  den  Verkauf  der  Einfuhrvollinachten 
thatsächlich  wieder  eine  Prämie  für  die  Schiff- 
bauer: die  zollfreie  Einfuhr  aber  rief  einen  so 
starken  Widerspruch  von  seifen  der  Eisen- 
htittenbesitzer  hervor,  «las«  dieses  ganze  System 
des  Veredlungsverkehrs,  soweit  vertragsmäßig 
nichts  entgegenstand,  durch  das  G.  v.  30.  Ja- 
nuar 1872  wieder  abgeschafft  wurde,  während 
andererseits  die  Einfuhr  von  im  Auslände  ge- 
bauten Schiffen  mit  enormen  Zöllen  belastet 
wnrde.  Nach  einem  abermaligen  Versuche  mit. 
der  zeitweiligen  zollfreien  Einfuhr  ging  man 
mit  dem  G.  v.  20.  Januar  1881  zu  einem  all- 
gemeinen System  von  Bau-  und  Fahrpiämien 
über.  Das  auf  zehn  Jahre  angenommene  Ge- 
setz wnrde  1890  und  1892  provisorisch  verlän- 
gert und  dann  durch  das  G.  v.  30.  Januar  1803 
ersetzt,  das  ebenfalls  zehn  Jahre  gelten  soll 
und  die  Prämien  teilweise  erheblich  erhöht 
Dieselben  werden  bezeichnet  als  Entschädigun- 
gen für  die  den  Schiffbauern  durch  den  Zoll- 
tarif und  der  Handelsmarine  durch  den  Kriegs- 
flottendienst auferlegten  Lasten.  Die  Bauprä- 
mien betragen  jetzt  für  Dampf-  und  Segelschiffe 
aus  Eisen  oder  Stahl  65  Francs  für  die  Tonne 
Brnttogehalt.  hei  hölzerneu  Schiften  von  löO 
und  mehr  Tonnen  40  Francs,  bei  kleineren 
30  Francs,  während  das  Gesetz  von  1881  Sätze 


von  10,  20,  40  und  60  Francs  hatte.  Dazu 
kommt  noch  eine  Prämie  für  die  Bewegungs- 
und Hilfsmaschinen  von  15  Francs  (früher  12 
Francs)  für  jede  100  kg.  Die  Fahrprämien 
werden  nur  für  die  grosse  Fahrt  und  die  inter- 
nationale Küstenfahrt  gewährt,  mit  Ausschluss 
der  schon  vom  Staate  subventionierten  Linien 
und  der  Vergnügungsfahrten.  Auch  sind  die 
im  Auslande  gebauten  francisierten  Schiffe,  die 
früher  die.  halbe  Prämie  erhielten,  jetzt  ganz 
ausgeschlossen.  Nach  dem  Gesetz  von  1881  be- 
trug die  Prämie  für  1000  Seemeilen  Fahrt  für 
alle  Schiffe  1,50  Francs  für  die  Bruttotonne  mit 
einer  jährlichen  Herabsetzung  vom  Bau  an; 
das  neue  Gesetz  erhöht  sie  für  Segelschiffe  auf 
1,70  Francs  mit  einer  vom  Bau  ab  berechneten 
jährlichen  Verminderung  von  8  Centimes  bei 
hölzernen  nnd  von  6  Centimes  bei  eiserneu  oder 
stählernen  Schiffen;  für  Dampfschiffe,  aber  be- 
trägt sie  nur  1,10  Francs  mit  jährlicher  Ver- 
minderung um  6  hezw.  4  Centimes;  sie  wird 
aber  für  diese  um  2ö°,'0  erhöht,  wenn  die  Schiffe 
uaeh  vorher  vom  Marineministeritim  genehmig- 
ten Plänen  gebaut  sind.  Für  die  internationale 
Küstenfahrt  betrögt  die  Prämie  nur  zwei  Drittel 
des  Satze*  für  die,  grosse  Fahrt.  Jeder  Kapitän 
eines  die  Fahrprämie  erhaltenden  Schiffes  muss 
unentgeltlich  die  Depeschen  und  Korresponden- 
zen befördern,  die  ihm  der  Handelsmiuister  für 
den  Postdienst  überweist.  Von  den  Prämien- 
betrügen  werden  4°„  zum  Besten  der  Wohl- 
fahrtseinrichtungen für  die  Seeleute  und  ihre 
Hinterbliebenen  abgezogen.  In  deu  Jahren  1881 
bis  IHK!»  wurden  im  ganzen  an  Bauprämien 
23860768  Francs,  au  Fahrprämien  66  607  713 
Francs,  zusammen  90468481  Francs  oder  durch- 
schnittlich jährlich  über  10  Millionen  Francs 
bezahlt.  In  den  letzten  fünf  Jahren  betrugen 
die  Bauprämien  durchschnittlich  4,2.  die  Fahr- 
prämien 7.8  Millionen  Francs  Es  hat  sich 
übrigens  gezeigt,  dass  das  Gesetz  von  1893  den 
Bau  von  Segelschiffen  übermässig  begünstigt 
hat.  während  der  Dampferbau  im  Rückstände 
blieb  Auch  die  Abschaffung  der  Halbpräinie 
für  die  Nationalisierung  von  im  Auslande  ge- 
bauten Schiffen  ist  vielfach  als  nachteilig  em- 
pfunden worden.  Nach  einem  gegenwärtig 
•  Herbst  15 WO)  zur  Beratung  stehenden  Gesetz- 
entwurf soll  eine  „Ausnistungseiitsehädigniig-' 
für  die  auswärts  gebauten  Schifte  in  der  Höhe 
von  50°  „  der  früheren  Halbprämie  gewährt  und 
die  Prämie  für  den  Hau  von  Dampfern  in 
Frankreich  um  30"'„  erhöht  werden,  l.'eber  die 
subventionierten  Dampferlinien  s  den  Art. 
Dampf  er  Subvention  oben  Bd.  III  S.  105. 

Die  Grundlage  der  Schiffalirtsgewcibc- 
ftnluung  und  -polizei  wurde  in  Frauktvieh 
«Inn  Ii  die  berühmte  <  bdonnance  de  la  marine 
von  10S1  geschaffen,  die  auch  für  wichtige 
Punkte  des  Sechandelsrechtes  massgebend 
geldielien  ist.  Nach  ihren  Vorschriften  konnte 
niemand  Kapitän  oder  Führer  eines  Schiffes 
werden,  der  nicht  wenigstens  eine  fünfjährige 
Fahrzeit  nachgewiesen  und  eine  besondeiv 
Prüfung  bestanden  hatte.  Auch  die  Befähi- 
gung zum  Dieuste  als  Steueimann  war  au 
die  Bedingung  einer  Prüfung  und  voran- 
gegangener praktischer  Thätigkeit  geknüpft. 
Die  neueste  Kegeluug  der  Prüfungen  der 
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Kapitäne  »au  long  oowrsu  und  der  Küsten- 
schiffer (maitres  au  eabotage) l)  ist  durch 
das  Dekret  vom  2.  Oktober  1880  erfolgt. 
Beide  Prüfungen  bestehen  aus  zwei  ge- 
sonderten Abschnitten,  einer  praktischen  und 
einer  theoretischen  Prüfung,  zwischen  denen 
noch  eine  praktische  Dienstzeit  liegt  Nie- 
mand kann  zu  der  ersteigen  zugelassen  werden, 
der  nicht  24  .lahre  alt  ist  und  wenigstens 
5  Jahre  auf  der  See  gefahren  ist.  Eine 
besondere  Steuormannsprülung  besteht  nicht 
mehr.  Die  Offiziere  der  grösseren  Schiffe 
haben  meistens  das  (vom  Ministerium  aus- 
gestellte) Diplom  als  Kapitäne  »an  long 
ooitrs  . 

Nach  dem  Dekret  vom  21.  April  1*82 
kann  nur  ein  geborener  '»der  naturalisierter) 
Franzose  das  Diplom  als  Kapitän  oder 
Schiffsführcr  erhalten.  Auch  die  Maschi- 
nisten der  Dampfschiffe  müssen  Franzosen 
sein,  und  von  dem  ganzen  Masehinenporsoiial 
darf  höchstens  ein  Drittel  aus  rremden 
bestehen. 

Die  Prüfung  der  lotsen  (pilots  lamaneurs) 
war  ebenfalls  schon  in  der  Ordonnanz  von 
H>sl  vorgeschriel>en.  Die  spätere  Regelung 
des  Lotsenwesens  beruht  hauptsächlich  auf 
dem  Dekret  vom  12.  Dezember  180(5.  S. d.  Art. 
oben  Bd.  V  S.  (;:57.  —  Die  Rechtsverhältnisse 
der  Matrosen  sind  hauptsächlich  durch  den 
Titel  V  des  Handelsgesetzbuches  geregelt. 
U.  a.  bestimmt  Art.  27  U,  dass  ein  Matroso. 
der  nachweist,  dass  er  ohne  gegründete 
Ursache  entlassen  worden,  von  dein  Kapitän 
eine  Entschädigung  verlangen  kann  im  Be- 
trage von  einem  Drittel  der  Heuer,  wenn 
die  Entlassung  vor  dem  Antritt  der  Reise, 
und  der  ganzen  Heuer,  wenn  die  Entlassung 
während  der  Reise  erfolgt  ist.  In  keinem 
Falle  darf  der  Kapitän  einen  Matrosen  im 
Auslande  entlasseu.  Nach  dem  Dekret  vom 
21.  März  1852  müssen  sich  auf  jedem  Schiffe 
in  einem  bestimmten  Verhältnis  zur  Mann- 
schaft Schiffsjungen  befinden  oder  teilweise 
auch  Leichtmatrosen  (novices)  im  Alter  von 
1»!  bis  1>S  Jahren,  die  muh  nicht  die  für 
Vollmatrosen  vorgeschriebene  Fahrzeit  erfüllt 
habe».    Disciplin  und  St  ndrecht  ist  für  die 

')  Unter  r(  abotage "  ist  nur  in  der  Ge- 
sdiäftsKju-Hche  der  Zollbehörden  die  Küstenfahrt 
von  einem  inländischen  Hufen  zum  anderen  zu 
verstellen,  im  Sinne  der  neueren  Gesetzgebung 
bildet  sie  einfach  den  Gegensatz  zu  dem  „long 
cour*",  der  über  gewisse,  durch  das  G.  v.  14. 
Juni  1854  bezeichnete  geographische  Grenzen 
lünausgeht.  Ausserdem  ist  aber  durch  das 
Dekret  vom  20.  Miliz  1K.'i2  noch  eine  kleine 
Küstenfahrt  unter  dem  Namen  rbornage"  unter- 
schieden, die  von  Schiften  mit  weniger  als  25 
Tonnen  Gehalt  betrieben  wird.  Zur  Führung 
eines  solchen  Fahrzeuges  ist  keine  Prüfung, 
sondern  nur  der  Nachweis  einer  wenigstens 
fünfjährigen  Fahrzeit  erforderlich. 


Handelsmarine  durch  das  Dekret  vom  24. 
März  1852  geordnet.  Qualifizierter  Ungehor- 
sam. Dienstverweigerung,  Desertion  werden 
mit  Gefängnis  bestraft;  Koalition  könnte 
1  leicht  den  Charakter  eines  »Komplots  gegen 
die  Autorität  des  Kapitäns«  annehmen,  das 
mit  »reclusion«,  einer  Zuchthausstrafe  von 
i  mindestens  fünfjähriger  Dauer  bedroht  ist. 
:  —  Alle  Seeleute  standen  auch  schon  vor 
der  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
in  naher  Beziehung  zur  Kriegsflotte.  Schon 
im  Jahre  1GG5  wurde  teilweise  und  1074 
allgemein  die  Einziehung  der  Matrosen  zur 
Kriegsmarine  in  eine  feste  Ordnung  gebracht, 
während  bis  dahin  ein  willkürliches  System 
des  »Pressens«  bestanden  hatte.  So  entstand 
die  dnscription  maritime?,  die  amtliche 
Einschreibung  der  ganzen  seemännischen 
Bevölkerung  in  jedem  Hafenbezirke  und  nach 
liestimmteu  Kategoricen  (seit  lSbb:  Schiffs- 
jungen und  Leichtmatrosen,  Vollmatrosen, 
Küstetischiffsfflhrer,  Kapitäne  für  gro^e 
Fahrt.  Lotsen  und  ausser  Dienst  stehende: 
|  früher  waren  auch  die  Schiffshand werker 
und  die  Ldirlinge  vom  Alter  von  12  Jahren 
!  an  eingeschrieben). 

Die  Grundlage  der  gegenwärtigen  Organi- 
i  sation  bildet  noch  immer  das  Gesetz  vom 
1 8.  Bmmnire  IV.,  jedoch   ist   die  Art  der 
;  Ableistung  der  Dienstpflicht  in  der  Flotte 
.  mehrfach  abgeändert  worden.  Infolge  dieser 
1  ihrer  halbmilitärischen  Stellung  haben  alle 
Seeleute  auch  Anspruch  auf  Pension  und 
Versorgung  ihrer  Hinterbliebenen.  Zu  diesem 
'Zwecke  winde  schon  unter  Ludwig  XIV. 
die  Oaisso  des  Invalides  de  la  marine  ge- 
gründet,  die   durch  eine  Ordonnanz  vom 
J2.  Mai  1 S 10  reorganisiert  wurde.    Sie  er- 
hält bestimmte  Beiträge  aus  Staatsmitteln 
und  von  den  Seeleuten  selbst,  ausserdem 
f Messen  ihr  verschiedene  gelegentliche  Ein- 
nahmen zu  und  von  den  seit  lssl  gewährten 
Bau-  und  Schiffahrtsprfunion  werden  zu  ihren 
Gunsten  vier  Prozent  abgezogen.  Doch  weiden 
ausdiesen  Mitteln  auch  andere  Aufwendungen 
:  im  Interesse  dei  Seeleute  gemacht,  z.  B.  für 
'  die   Anlegung   von   Herbergen,  Stellenver- 
,  mittelung  etc.    Auch   ist  die  »Caisso  de* 
gens  de  iner  ,  die  die  Geldverseudungen 
der  Seeleute  besorgt  und  die  »Caisso  des 
prises-   mit  rler  eigentlichen  Invalidenkasse 
verbunden.  -  -  Die  Bureaux  de  rinseription 
maritime  wirken  auch  bei  der  Anwerbung 
und  Entlassung  der  Seeleute  mit.  wenn  auch 
nicht  in  der  Weise  der  deutschen  Seemamis- 
ämter.     Der  Kapitän  hat  die  Anwerbung 
vorzunehmen  (wobei  die  Vermittolung  privater 
j  Agenten  möglichst  zu  vermeiden  ist)  und 
die  Angeworbenen  dem  Einschreibehureau 
vorzustellen,  das  sie  in  die  r<Me  de<piipage 
(Musterrolle)  einträgt    Die  administrative 
Entlassung  der  Mannschaft,  das  Desarmemont 
in  der  amtlichen  Sprache,  besteht  aus  den 
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entsprechenden  Eintragungen  in  die  Matrikeln 
und  der  Erhobung  der  von  den  Seeleuton 
z«  leistenden  Abgaben  für  die  Invaliden- 
ka&sc,  für  welche  die  Heeder  und  Schiffs- 
f  Obrer  solidarisch  haften.  Im  übrigen  lässt 
diese*  amtliehe  Desarmemont,  das  bei  den 
Küstenfahrern  nicht  nach  jeder  Fahrt,  sondern 
nur  einmal  im  Jahre  stattfindet,  das  Privat- 
verhiiltnis  der  Seeleute  zu  den  Heedern  un- 
berührt. Die  in  Deutschland  und  England 
bestehende  Hegistrierung  ist  durch  die 
Immatrikulation  der  Schiffe  ersetzt,  die  so- 
wohl bei  dem  Bureau  der  Marineinskri|>tion 
als  auch  bei  dem  Zollamte  des  Hafens,  zu 
dein  das  Schiff  gehört,  mit  den  vorge- 
schriebenen Angaben  erfolgen  muss.  Für 
die  amtliche  Bestimmung  des  Tonnengehai  tos. 
nach  dem  namentlich  auch  verschiedene 
Abgaben  und  Gebühren  sich  richten,  hat  das 
Dekret  vom  24.  August  1S72  die  seit  1n">1 
in  England  angenommene  Methode  eingeführt. 
Jedes  Schiff  unterliegt  nach  Vollendung  des 
Baues  einer  amtlichen  Besichtigung  und 
olteiiso  (Code  de  Commerce  ait.  225)  jedes- 
mal vor  der  Aufnahme  einer  Ladung.  Es 
darf  nicht  auslaufen  ohne  einen  besonderen 
Entlassungsschein  (conge),  der  eUmfalls  zu 
den  zahlreichen  Schiffsjiapieren  gehört,  die 
der  Kapitiln  mitführen  muss.  —  Siehe  auch 
den  Artikel  Hafen  oben  Bd.  IV  S.  940  ff. 

4.  Deutschland.  Von  einer  deuts<  hen 
Sehitfahrtspolitik  kann  eigentlich  erst  seit  der 
Gründung  des  Keuc  hen  Reiches  die  Rede  sein. 
Die  wesentlich  stadtwirtschaftliche  Politik  der 
Hanse  musste  «ich  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
IB.  Jahrhundert«  mehr  und  mehr  vor  den  rück- 
sichtslos vorgehenden  grossstuatliehen  Seemäch- 
ten zurückziehen,  und  die  drei  Städte,  die 
schliesslich  als  die  einzigen  Vertreter  des  ver- 
fallenen Bundes  mit  gewissen  lockeren  gemein- 
schaftlichen Beziehungen  übrig  blieben.  Lübeck. 
Hamburg  und  Bremen  suchten  einfach  ihre  rein 
kaufmännischen  Lokalinteressen  zu  wahren,  na- 
mentlich durch  Verträge  mit  den  ausländischen 
Staaten,  bei  denen  nationaldeutsche  Kucksichten 
nicht  in  Frage  kamen.  Die  monopolistischen 
Traditionen  blieben  noch  lange  vorherrschend, 
wie  «ich  dies  an  der  Zähigkeit  zeigte,  mit  der 
Hamburg  noch  im  letzten  Drittel  des  17. 
Jahrhunderts  an  seinein  Stapel  rechte  festhielt. 
Man  verlangte  nicht  nur,  dass  alle  abwärts  und 
aufwärts  fahrenden  Schiffe  in  Hamburg  löschen 
und  laden  sollten  (jus  constringendi),  sondern 
stellte  auch  den  Gruudsatz  auf.  dass,  wer  keine 
Ladung  bring«,  auch  keine  zurücknehmen  dürfe. 
Fremde  sollten  nicht  unmittelbar  mit  Fremden 
handeln  dürfen,  sie  sollten  ihr  Getreide  nur  an 
Bürger  verkanten  und  nur  von  Bürgern  kaufen. 
Auch  die  Verhältnisse  des  Sehiffergewerbes 
hatten  noch  ihren  alten  Zuschnitt:  es  bestand 
noch  die  Reihe-.  Bört-  oder  Beurtfahrt,  indem 
die  Schiller  in  bestimmter  Folge  und  nach  be- 
stimmten Tarifsätzen  nicht  nur  nach  den  Elb- 
hafen, sondern  auch  in  KUstenfahrt  nach  Bre- 
men, Emden  und  weiter  fuhren.  Andererseits 
allerdings  fehlte  es  aber  auch  nicht  an  Fort- 
schritten im  Sinne  der  neueren  Zeit,  wobei  be- 


sonders Holland  als  Muster  diente:  das  Fahr- 
wasser wurde  in  gutem  Stande  erhalten,  für 
Leuchtfeuer,  Tonnen  und  Baken  gesorgt,  dos 
Lotsen wesen  geregelt  und  die  Seeversicherung 
mehr  und  mehr  ausgebildet.  Eine  freiere 
Schiffahrtspolitik  wurde  erst  durch  die  Kon- 
kurrenz Altonas  erzwungen,  das  M>ß4  zum 
Freihafen  erklärt  worden  war  und  dem  Ham- 
burger Stapel  immer  mehr  Abbruch  that.  Auch 
die  Umgehung  des  Stapels  über  Harburg  wurde 
immer  häutiger.  So  erhohen  sich  lange  Dis- 
kussionen über  die  Zweckmässigkeit,  auch 
Hamburg  mit  Freihufenciurichtnngen  auszu- 
statten, die  aber  erst  1718  zu  einer  Gewährung 
der  Durchfuhr  gegen  einen  geringen  Zoll  und 
erst  1727  zur  Bewilligung  des  freien  Transit 
für  die  nicht  besonders  aufgenommenen  Waren 
führte.  Die  letzteren  waren  allerdings  wichtig 
geling:  Holz,  itetreide,  Wein,  Branntwein, 
Kssig.  Auch  war  die  Benutzung  der  Durch- 
fuhrberechtigung allein  den  Bürgern  und  im 
Kontrakt  stehenden  Einwohnern  vorbehalten. 
Die  Zölle  auf  (Jetreide  und  einige  andere  wich- 
tige Waren  wurden  1747  und  1761  gänzlich 
aufgehoben,  l'ebrigens  waren  die  Zölle,  die 
nuter  verschiedenen  Namen  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  erhoben  wurden,  sehr  massig.  Im 
Jahre  1814  wurden  sie  zusammengezogen  in 
einen  einheitlichen  Eingangszoll  (ausser  den 
etwaigen  Acciseabgaben;  von  l1..  und  einen 
Ausfuhrzoll  von  1 «  Mark  Courant  von  100  Mark 
Banko  (12ö  Mark  (ouraut)  Wert.  Mehrere 
wichtige  Waren  blieben  ganz  frei,  und  die 
Transitfreiheit  wurde  für  alle  Speditionsgüter 
zur  weiteren  Beförderung  Uber  Hamburg  auf 
Rechnung  eines  Hamburgers  oder  für  fremde 
Rechnung  he  willigt,  allerdings  mit  einer  in  der 
Kegel  nur  dreimonatlichen  und  höchstens  sechs- 
mouatlicheu  Frist.  Im  Jahre  lHtfi»  wurde  der 
Warenzoll  bei  der  Einfuhr  auf  bei  der  Aus- 
fuhr auf  1 ,  Mark  Cunraut  von  100  Mark  Banko 
herabgesetzt.  Die  Wertangabe  fand,  wie  auch 
in  Bremen  und  Lübeck,  ohne  Kontrolle  auf 
Bürgereid  statt.  Der  Schiffszoll  war  schon  1H14 
für  Seeschiffe  sein*  niedrig  gestellt  worden  und 
ersetzte  nicht  die  im  Interesse  der  Schiffahrt 
gemachten  Aufwendungen.  DifTcrentialabgaben 
wurden  auch  von  Staatcu  wie  Spanien,  die 
Hamburg  nicht  auf  gleichem  Fuss«  behandelten, 
nicht  erhoben.  Nach  der  Zollordnuug  von  1HG4 
wurde  der  Eingangszoll  auf  '«  %  herabgesetzt 
und  der  Ausfuhrzoll  ganz  aufgehoben.  In 
Bremen  fand  erst  1824  eine  bedeutende 
Herabsetzung  der  Zölle  statt.  In  den  vierziger 
Jahren  wurde  noch  eine  unbedeutende  Transit- 
abgabe und  bei  der  Seeinfuhr  (die  Landeinfuhr 
war  frei)  ein  Zoll  von  *a  und  bei  der  Ausfuhr 
ein  solcher  von  '3°0  des  Wertes  erholten.  Die 
Niederlage  war  für  seewärts  ein-  und  ausgehende 
Waren  frei.  Die  Scbiffahrtsgebühr  (Tounen- 
geldi  war  niedrig,  aber  für  die  nicht  vertrag«- 
mässig  den  bremischen  gleichgestellten  fremden 
Schiffe  doppelt  so  hoch  als  für  diese.  In  Bezug 
auf  Hafengeld  und  sonstige  Gebühren  aber  be- 
staud  kein  Unterschied.  Im  Jahre  1882  wurden 
die  Ein-  und  Ausgangszölle  durch  eine  soge- 
nannte Umsatzsteuer  ersetzt,  —  In  Lübeck 
fand  erst  1834  eine  den  neueren  Bedürfnissen 
des  Handels  entsprechende  Zollherabsetz  in  ig 
statt:  der  Einfuhrzoll  betrug  fortan  nur  noch 
Vi0,  des  Wertes,  mit  Ausnahme  eiuer  Anzahl 
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vm  Gütern,  für  die  ein  weiterer,  ebenso  nie- !  gaben  teils  aufgehoben,  teils  erniedrigt  wnrden. 
ilrig  bemessener  Gewichtszoll  erhoben  wurde,  u.  a.  für  die  hanseatischen  Schiffe  auch  da* 
Die  Ausfuhr  und  die  Durchfuhr  waren  frei.  Tonnengeld  in  Algier  auf  die  Hälfte  herabge- 
Das  Lastgeld  war  für  die  nicht  vertragsinässig  setzt  wurde.  Der  französische  Entrepotzuschlag 
gleichberechtigten  Schiffe  doppelt  so  hoch  wie  aber  blieb  für  die  indirekt  aus  den  Hansestädten 
für  die  einheimischen,  das  Hafen-  uud  Lotsen-  eingeführten  Waren  bestehen,  was  aber  die 
geld  aber  wurde  gleichmassig  erhoben.  Ueber  Gleichstellung  der  Flaggen  nicht  aufhob,  da  er 
die  spätere  Stellung  der  drei  Hansestädte  s.  d.  auch  bei  der  Einfuhr  auf  französischen  Schiffen 
Art  Freihafen  oben  Bd.  III  8. 1246).  Was  die  erhoben  wurde.  Hamburg  und  Bremen  hatten 
auswärtigen  Beziehungen  der  Hansestädte  he-  auch  nwh  mit.  verschiedenen  anderen  Staaten 
trifft,  so  suchte  sich  Hamburg  stet*  auf  guten  besondere  Abmachungen  in  betreff  der  Gegen- 
Fuss  mit  Kitirland  zu  stellen.  Die  Merchant  seitigkeit  in  den  Sehiffahrtsgebühren,  teils  durch 
Adventurers  Company,  die  1611  ihren  „Court"  förmliche  Verträge,  teils  durch  beiderseitige 
von  Stade  nach  Hamburg  verlegt  hatte,  nach-  i  Deklarationen. 

dem  sie  mehrere  Jahre  dem  i 1598)  gegen  sie  Der  braiideubnrgisch-preussigche 
erlassenen  kaiserlichen  Ausweisungsmaiidat  ge-  Staat  hatte  noch  im  Anfange  des  achtzehnten 
trotzt  hatte,  erfreute  sich  dort  noch  im  achtzehnten  Jahrhunderts  au  der  Ostsee  trotz  der  Bestre- 
Jahrhnndert  besonderer  Privilegien,  namentlich  bungen  des  grossen  Kurfürsten  nur  eine  uitter- 
einer  bedeutenden  Zollbcgünstigung  selbst  geordnete  Stellung.  Der  einzige  grössere  See- 
gegenüber  den  Bürgern.  England  gewährte  haudelsplatz  Königsberg  war  wegen  der  Iso- 
seiuerseits  einige  Milderungen  der  Navigations-  lierungOstpreussens  für  den  Hauptteil  des  Staates 
akte.  wie  die  Erlaubnis,  ungarischen  Wein  über  von  geringer  Bedeutung.  Für  diesen  eröffnete 
Hamburg  einzuführen.  Hauptsächlich  aber  kam  sich  erst  durch  die  Erwerbung  Stettins,  die  erst 
es  deu  Hansestädten  darauf  an.  dass  sie  als  1720  endgiltig  gesichert  wurde,  ein  entwicke- 
die  natürlichen  Ausfuhrhäfen  von  ganz  Deutsch-  luugsfähiger  >elbständiger  Ausweg  zur  See. 
laud  anerkannt  wurden.  In  dem  von  den  drei  wenu  auch  der  weiteren  Ausdehnung  des  Stet- 
Freistädten  gemeinschaftlich  mit  England  ab-  tiner  Handels  die  Konkurrenz  Dauzigs,  Lübecks, 
y 'schlüsselten  Handelsverträge  vom  21*.  Septem- ;  Stralsunds,  Hostocks  entgegenwirkte  und  der 
her  1825  war  ausser  der  beiderseitigen  Gleich- '  Sundzoll  für  ihn  eine  drückende  Last  bildete. 
Stellung  der  Schiffsabgaben  für  die  Schiffe  des  Dazu  kam,  dass  die  Peene,  die  damals  allein 
anderen  Teils  mit  den  inländischen  bestimmt, ;  zu  benutzende,  wenn  auch  ebenfalls  ungenügende 
dass  alle  Waren,  die  aus  den  Hausestädten  ge- ;  Ausfahrt  ans  dem  Haffe,  sich  in  schwedischen 
sctzlich  auf  englischen  Schiffen  eingeführt  oder  Händen  befand  und  die  Stettiner  Schiffe  jetzt 
auf  solchen  ans  britischen  Häfen  ausgeführt  den  schwedischen  gegenüber  erheblich  in  Naeh- 
werden  könntet!,  auch  auf  hanseatischen  Schiffen  teil  gesetzt  wurden.  Indes  wurde  schon  unter 
ein-  oder  ausgehen  könnten,  und  zwar  mit  der  Kegierung  Wilhelms  1.  manches  zur  He- 
Gleichstclluug  in  Bezug  auf  Eingangszeile  und  bung  des  Stettiuer  Handels  versucht  und  ge- 
Ausfnbrvergütuugeu:  fenier  dass  alle  Schiffe  auch  than,  so  namentlich  eine  Reform  der  Lizenten 
als  hanseatische  angesehen  werden  sollten,  wenn  (Seezölle)  und  der  sonstigen  den  Oderhandel  be- 
be i  Erfüllung  der  übrigen  Bedingungen  drei  lastenden  Zölle  und  Abgaben.  Besonders 
Viertel  der  Mannschaft  aus  hanseatischen  Bür-  wichtig  aber  war  die  Vertiefung  der  Swine  und 
gern  oder  aus  Angehörigen  irgend  eines  an-  der  Hafenbau  von  Swinemünde,  wozu  unter 
deren  deutschen  Bundesstaaates  beständen.  Friedrich  Wilhelm  I.  schon  Vorarbeiten  gemacht 
Andere  gemeinschaftliche  Verträge,  die  wesent- 1  wurdeu,  wenn  die  Ausführung  auch  erst  unter 
lieh  die  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Flaggen  '  Friedrich  d.  Gr.  zu  stände  kam.  Auch  die  GrUn- 
betrafen.  wnrden  von  den  Hansestädten  ge-  dnng  von  privilegierten  Handelsgesellschaften, 
schlössen  mit  den  Vereinigten  Staaten  (27.  Fe-  nach  den  damaligen  Zeitanschauungen  das 
bruar  1828t,  Preusseii  (4.  Oktober  1828',  Mexico  wirksamste  Mittel  zur  Anteilnahme  au  dem 
(7.  April  1832>.  Venezuela  (27.  Mai  1837),  der  grossen  Seeverkehre,  kam  unter  Friedrich  Wil- 
Türkei  (18.  Mai  1839j.  Ein  Vertrag  mit  Bra- 1  heim  wieder  auf  die  Tagesordnung,  wenn  auch 
silien  lief  1839  ab  und  wurde  uicht  wieder  er-  die  mit  der  Guinea-Kompagnie  des  Grossen 
uenert.  Mit  Frankreich  hatten  die  Hausestädte  Kurfürsten  gemachten  Erfahrungen  nicht  er- 
1716  einen  Vertrag  geschlossen,  der  sie  von  mutigem)  waren.  Verschiedene  Projekte  wur- 
den! Totinengcldc  befreite  und  ihnen  bei  Kriegen  den  vorgelegt :  nach  einem  derselben  sollten  in 
zwischen  Frankreich  und  dem  Reiche  Xeutrali- 1  Stettin  drei  Gesellschaften  errichtet  werden, 
tat  zuerkannte.  Hamburg,  das  lange  Zeit  vor- 1  die  eine  für  den  westlichen,  die  andere  für  den 
zugsweise  französischen  Zucker  nach  Deutsch- 1  östlichen  Handel  und  die  dritte  für  den  Handel 
land  einführte,  verlor  wahrend  des  siebenjähri-  mit  den  Fischereierzeuguissen  der  Nordsee, 
gen  Krieges  die  Gunst  Frankreichs  und  brachte  \  Zu  stände  kam  jedoch  zunächst  nur  die  russi- 
nirht  ohne  Schwierigkeit  erst  1769  einen  be-  i  sehe  Kompagnie,  die  in  den  Jahren  1726  bis 
sonderen  Vertrag  für  sich  zu  stände,  der  1789 !  1738  über  Stettin  bedeutende  Quantitäten  Tuch 
auf  zwanzig  Jahre  erneuert  wurde  uud  der  für  die  russische  Armee  ausführte,  schliesslich 
namentlich  auch  jene  beiden  Zugeständnisse ,  aber  durch  die  englische  Konkurrenz  und  die 
enthielt.  Nach  den  Xapoleonischen  Kriegen !  Ungunst  der  russischen  Regierung  vernichtet 
wurden  die  Hamburger  wie  auch  die  anderen  wurde.  Unter  Friedrich  d.  Gr.  brachte  die  Er- 
hauseatischen  Schiffe  dem  französischen  Tonnen-  ■  Werbung  Ostfrieslands  (1744)  dem  Gedanken 
gelde  und  anderen  Differcntialabgaben  unter-  einer  aktiven  Schiffahrt«-  und  Seehandelspolitik 
worfen.  Erst  am  4.  März  1865  kam  ein  Gegen-  neue  Nahrung  und  der  Hafen  von  Emden  trat 
seitigkeit«-  und  Meistbegünstigungsvertrag  eine  Zeit  lang  iu  den  Vordergrund  als  Sitz 
zwischen  Frankreich  und  den  Hansestädten  zu  einer  asiatischen  (nach  China  Handel  treibenden j 
stände,  durch  den  die  Differentialschiffahrt.sab- 1  und  einer  bengalischen  Gesellschaft  (s.d.  Art.  Ost- 
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indische  Handelsgesellschaften  oben  Bd. 
V  S.  1044).  Die  erstere  hielt  sieh  einige  Jahre 
und  liquidierte  ohne  grossen  Verlust  :  die  letztere 
aber  nahm  ein  rasches  unglückliches  Ende,  und 
auch  eine  freie  Vereinigung,  die  sich  für  den 
ostiudischen  Handel  1782  in  Emden  bildete, 
hatte  keinen  dauernden  Erfolg.  Die  Eifersucht 
Englands  und  Hollands  arbeitete  natürlich  allen 
diesen  Versuchen  entgegen.  Principiell  konnte 
man  allerdings  preußischen  Schiffen  nicht  das 
Recht  bestreiten,  mit  China  und  anderen  freien 
asiatischen  Mächten  iu  direkten  Verkehr  zu 
treten,  aber  man  fand  immer  allerlei  Vorwände 
zu  Chikamii  und  rebergriffen.  Namentlich 
nahm  England  da«  Recht  in  Anspruch,  alle 
Schifte  anzuhalten  und  die  etwa  auf  ihnen  be- 
findlichen englischen  Matrosen  wegzuführen. 
Audi  wollten  beide  Seemächte  nicht  dulden, 
dass  englische  «der  holländische  l'nterthanen 
Schifte  mit  prenssischen  Tassen  nach  Asien 
führten.  Im  Jahre  1 7t»!*  erteilte  Friedrich 
auch  ein  Octroi  für  eine  Hcriiigstaiiggesellschalt 
zu  Emden.  Zwei  Grönlandsgesellschaften  für 
den  Waltischfang  waren  dort  schon  vorher 
selbständig  entstanden,  voti  denen  alter  mir  die 
zweite  es  auf  eine  längere  —  zwölfjährige  — 
Dauer  brachte  (bis  17.">7i,  während  die  andere 
mit  Bankerott  endigte,  Auch  die  Seehandlungs- 
gesellschaft  :s.  d.  Art  i  ist  als  eine  ursprünglich 
wirklieh  für  Schiffahrt  und  Seehandel  bestimmte 
Schöpfung  Friedrichs  zu  erwähnen.  Trotz 
solcher  Bemühungen  im  Interesse  der  maritimen 
Eni  Wickelung  Preussens  lies.s  sich  Friedrich 
doch  nicht  verleiten.  ül>er  gewisse  Grenzen 
hinauszugehen  und  gar  zu  weitgreifenden 
Plänen,  wie  etwa  denen  des  berühmten  Fran- 
zosen Mähe  de  la  Bourdonnaie,  zuzustimmen. 
Als  handelspolitischer  Erfolg  verdient  der  Ver- 
trag mit  Frankreich  vom  14.  Februar  17:">3 
verzeichnet  zu  werden,  der  den  preussiseben 
Schiffen  die  Befreiung  von  dem  französischen 
droit  de  fret  (das  damals,  bei  Ein-  und  Ausfuhr 
und  noch  mit  einem  Zusehlag  erhoben.  llöSous 
für  die  Tonne  betrug)  gewährte,  deren  sich 
ihre  Konkurrenten,  die  Holländer  und  Hanseaten 
erfreuten,  Beibehalten  wurde  es  nur  für  den 
Fall  der  Küstenschiffahrt  von  einem  französi- 
schen Hafen  zum  anderen.  Seinerseits  stellte 
Preussen  die  französischen  Schiffe  in  Bezug  auf 
Last-  oib  r  Tonnengcld  den  eigenen  gleich.  — 
Unter  Friedrich  Wilhelm  II.  bildete  die  Erwer- 
bung Danzigs  (17931  eine  wertvolle  Vervoll- 
ständigung des  prenssischen  Küstenbesitzes,  und 
unter  Friedrich  Wilhelm  III.  erlangte  Preussen 
auf  kurze  Zeit  durch  den  freilich  immer  nur 
prekären  Hesitz  Hannovers  Aussichten  auf  eine 
massgebende  Stellung  an  der  Nordsee.  Die 
Katastrophe  von  Jena  machte  diese  aber  bald 
zu  nichte.  und  durch  die  darauffolgende  Konti- 
nentalsperre wurde  die  prenssische  Reederei 
auf  ein  Drittel  ihres  früheren  Bestandes  herab- 
gedrückt. In  der  neuen  l'riedensperiode  war 
endlich  die  preußische  Herrschaft  über  ganz 
Pommern  ausgedehnt,  doch  kam  die  V.  v.  11. 
Juni  ISKi  über  die  Aulhebung  der  Wasser-  und 
Binnenzölle  dieser  Provinz  am  wenigsten  zu 
gute,  da  der  Stettiner  Lizcnt  und  der  Swine- 
münder Fürstenzoll  (in  einen  Satz  zusammen- 
gezogen; und  auch  der  Demminer  Zoll  an  der 
peene  beim  Eingänge  noch  beibehalten  wurden. 
Nachdem    die    handelsjK>litischen  Verhältnisse 


durch  den  Tarif  von  1818.  der  keine  Flaggen- 
znschläge  enthielt,  geordnet  waren,  ging  man 
auch  nicht  ohne  Energie  in  der  auswärtigen 
Schiffahrtspolitik  vor.  namentlich  in  der  Ab- 
sicht, Vergeltung  gegen  England  zu  üben,  das 
noch  immer  die  Einfuhr  einiger  wichtiger  Pro- 
dukte ans  deutschen  Häfen  verbot.  Durch 
Kabinettsordre  vom  20.  Juni  1822  wurde  mit 
Rücksicht  auf  die  üble  Lage  der  preussischeu 
Reederei  und  auf  die  ungünstige  Behandlung 
der  prenssischen  Schiffe  im  Auslände  —  wahrend 
man  in  Preussen  immer  den  Grundsatz  „einer 
massigen  Ahgabenbelegnng  fremder  Schiffe  bei 
der  Benutzung  hiesiger  Häfen  und  einer  gleichen 
Besteuerung  der  ein-  und  ausgehenden  Waren 
in  fremden  und  inländischen  Schiffen"  beobach- 
tet buhe  —  angeordnet,  dass  die  Küstenschiff- 
fahrt  von  e;nem  prenssischen  Hafen  zntn  ande- 
ren ausschliesslich  den  inländischen  Schiffen 
vorbehalten  sei  und  dass  von  den  Schiffen  der 
Nationen,  welche  die  prenssischen  nicht  vertrngs- 
mässig  oder  auf  audere  Veranlagung  den  in- 
ländischen oder  denen  der  meistbegünstigten 
Nation  gleich  behandeln,  ein  Zuschlag  zu  der 
bisherigen  Hafeiiabgabe,  der  für  vollbeladene 
Schifte  2  Thaler  für  die  Last  beim  Eingange 
und  1  Thaler  beim  Ausgange  betrug,  zu  er- 
heben sei.  Der  Ertrag  dieses  Zuschlags  sollte 
zum  Besten  der  Reederei  verwendet  werden ; 
auch  sollten  alle  Transporte  für  Rechnung  des 
Staates  vorzugsweise  inländischen  Schilfen  über- 
tragen werden.  Die  erste  Wirkung  dieser  Ver- 
ordnung war  das  Einlenken  Englands  ts.  o.  S. 
.:i4l>).  das  schon  am  2.  April  1N24  mit  Preussen 
einen  (iegens.  itigkeitsvertrag  schloss,  nach  dem 
die  Schifti*  des  anderen  Teiles  keine  anderen 
Abgaben  zu  entrichten  hatten  als  die  inländi- 
schen und  für  alle  Waren,  die  gesetzlich  auf 
Schiffen  des  einen  Landes  nach  oder  ans  dem 
anileren  ein-  (»der  ausgeführt  werden  konnten, 
dieselben  Zoll-  und  Kückvergiitungssät/.e  auch 
bei  dem  Transporte  durch  Schilfe  des  anderen 
Lande*  gelten  sollten.  Durch  eine  Kabinetts- 
ordre vom  20.  Mai  1S2(»  wurde  England  allge- 
mein auf  den  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation 
gestellt,  nachdem  es  sich  bereit  erklärt  hatte, 
unter  dieser  Bedingung  die  Vorteile  des  Ge- 
setzes 6  Georg  IV.  c.  III  (nach  welchem 
fremde  Schiffe  Landeserzeugnisse  auch  nach  den 
britischen  Kolonieen  ausführen  und  Waren  von 
dort  ausführen  konnten  1  auch  Preussen  zuzu- 
gestehen. Auch  die  übrigen  Handelsverträge 
jener  Periode  hatten  als  Hauptinhalt  die 
Gleichstellung  der  beiderseitigen  Schiffe  in  Be- 
zug auf  Schiffnhrtsahgaben  und  Zölle.  Solche 
wurden  damals  geschlossen  mit  Schweden, 
Brasilien,  den  Hansestädten  is.  o.j,  den  Ver- 
einigten Staaten  (vom  1.  Mai  1S/2.S,  ein  Meist- 
begünstigungsvertrag, der  nie  gekündigt-  wor- 
den ist  und  daher  als  gegenwärtig  noch  geltend 
angesehen  wird,  und  zwar  für  das  Deutsche 
Reich;  und  Mexico  (1S31  von  Preussen  und 
Sachsen  geschlossen;.  Der  Zollverein  in  seiner 
ersten  vorläufig  abgeschlossenen  Gestalt  11834) 
hatte  keine  andere  Küstenstrecke  als  die  preußi- 
sche, da  die  übrigen  Bundesstaaten  an  der  Ost- 
uud  Nordsee  ihm  nicht  angehörten.  Auch 
wurden  später  noch  prenssische  Schift'abrtsver- 
träge  geschlossen,  so  namentlich  der  Vertrag 
mit  den  Niederlanden  vom  3.  Juni  1S37,  der 
die  beiderseitigen  Seesen iffahrtsabgaben  (in  den 
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europüiseheu  Häfen)  gleichstellte  und  auch 
beiderseitige  Konzessionen  fm*  die  Rhchwhiff- 
fahrt  enthielt.  Besondere  Verträge,  hauptsäch- 
lich die  Schiffahrt  betreffend,  srhloss  Prcusscn 
ferner  noch  1839  mit  Griechenland,  1844  mit 
Portugal,  1846  (nach  einem  früheren  von  1818) 
mit  Dänemark.  Die  Berechtigung  zu  solchen 
selbständigen  Vereinbarungen  war  den  Einzel- 
staaten  im  Zollvereiusvertrage  von  1833  aus- 
drücklich vorbehalten  worden,  doch  sollte  jeder 
in  dieser  Art  vorgehende  Staat  den  übrigen 
Vcreinsstaaten  die  betreffenden  Verträge  vor 
der  Ratifikation  mitteilen,  auf  die  luteressen 
derselben  Rücksicht  nehmen  und  ihnen  womög- 
lich die  erlangten  Vorteile  ebenfalls  zuwenden. 
Meistens  wurde  auch  in  den  von  Prensscn  ge- 
schlossenen Vertriigen  den  Uhrigen  Staateu  der 
Beitritt,  ausdrücklich  vorbehalten.  Zollvereins- 
vertr&ge.  die  für  die  Schiffahrt  von  Bedeutung 
wäre  u,  kamen  in  der  altereu  Periode  noch  zu 
stände  mit  England  vom  2.  März  1841).  der 
Türkei  (vom  22.  Oktober  1840).  den  Nieder- 
landen (vom  31.  Dezember  1861,  mit  wesent- 
lichen Erleichterungen  der  Schiffahrtsabgaheu, 
noch  immer  in  Kraft  stehend).  —  Mit  dem 
I.Januar  1854  erfuhr  der  Zollverein  eine  wich- 
tige Erweiterung  durch  den  Beitritt  von 
Hannover  uud  Oldenburg.  Die  internationalen 
Schiffabrtsvcrhältnisse  wurden  dadurch  wenig 
berührt,  zumal  beide  Staaten  sich  England 
gegenüber  auf  deu  durch  den  preussisch-engli- 
schen  Vertrag  von  1824  gegebenen  Fuss  ge- 
stellt hatten.  Das  Uebergewieht  der  Nordsee- 
häfen, namentlich  Hamburgs,  über  die  der  Ost- 
see trat  in  der  Periode  der  Eisenhahnen  innner 
mehr  hervor,  insbesondere  wurde  Lübeck  all- 
mählich zu  einer  blossen  Filiale  von  Hamburg. 
Eine  erhebliche  Erleichterung  wurde  dem  Ost- 
seehandel durch  die  Aufhebung  des  Sundzolles 
(vom  1.  April  1867  ab)  zu  teil.  Dieser  Zoll, 
der  übrigens  nicht  nur  im  Sunde,  sondern  auch 
in  deu  beiden  Helten  erhohen  wurde,  bestand 
schon  im  13.  Jahrhundert  und  wurde  anfangs 
nur  fou  den  Schiffen,  später  aber  auch  nach 
besonderen  Tarifen  von  den  Waren  erhoben. 
Die  Hansestädte  und  die  Niederlande  erfreuten 
»ich  nach  dem  Tarife  von  1559  bedeutender 
Begünstigungen.  Bei  dem  Friedensabschlusse 
von  1645  zwischen  Holland  und  Dänemark 
wurden  die  Zollsätze  für  eine  grosse  Anzahl 
aufgezählter  Artikel  vereinbart,  und  dieser 
Tarif  (im  Jahre  1701  durch  Vertrag  mit  Hol- 
land dahin  ergänzt,  dnss  für  die  nicht  aufge- 
zählten Artikel  1  °0  des  Wertes  zu  zahlen  sei) 
blieb  auch  später  die  Norm  für  die  von  den 
Schiffen  der  vertratrsmässig  meistbegünstigten 
Staaten  zu  entrichtenden  Abgaben,  so  z.~  B. 
noch  in  der  Vereinbarung  mit  England  vom 
Jahre  1841.  Der  An* tos*  zur  Aufhebung  dieses 
lästigen  Handelshindernisses  ging  von  den  Ver- 
einigten Staaten  aus,  die  sich  weigerten,  den 
Zoll  weiter  zu  tragen,  aber  zur  Leistung  einer 
Entschädigung  an  Dänemark  bereit  waren. 
Nach  einigem  Sträuben  von  Seiten  Danemarks 
kam  zwischen  den  beteiligten  Staaten  am  14. 
Mär«  1857  ein  Vertrag  Uber  die  Ablösung  des 
Zolles  zu  stände,  wonach  Dänemark  von  den 
übrigen  Kontrahenten  eine  Entschädigung  von 
30476000  Rigsdalers  (zu  2'  ,  Markl  erhielt, 
sich  aber  dafür  verpflichtete,  in  seinen  Ge- 
wässern die  Leuchtfeuer  und  sonstigen  Schiff- 


fahrtsanstalten  in  gutem  Stande  zu  erhalten 
und  für  die  angemessene  Verbesserung  derselben 
zu  sorgen,  den  Lotsondienst  gehörig  zu  über- 
wachen, die  Lotsengebühren  nur  im  Interesse 
der  Schiffahrt  zu  erhöhen  und  fremden  wie 
einheimischen  Unternehmern  die  Schleppschiff- 
fahrt im  Sunde  und  beiden  Belten  zu  gestatten 
Von  der  Ablösungssumme  kamen  auf  Preussen 
44*H)ä7  Rigsdalers,  auf  Mecklenburg  373663 
Rigsdalers,  auf  Lübeck  102996  Rigsdalers,  auf 
Hamburg  107127  Rigsdalers,  auf  Bremen 
218875  Rigsdalers,  auf  Hannover  123387  Rigs- 
dalers, auf  Grossbritannien  10 126855  Rigsdalers, 
auf  Russland  973991)3  Rigsdalers,  auf  Schwe- 
den 1590503  Rigsdalers,  auf  Holland  1408060 
Rigsdalers.  auf  Frankreich  1219003  Rigsdalers. 
-  Ueber  den  1861  abgelösten  Stader  Zoll  s.  d. 
Art.  Elbschiffahrt  oben  Bd.  III  S.  601.  — 
Schiffahrt«-  und  Handelsverträge  nach  dem 
älteren  Typus  schloss  der  Zollverein  noch  mit 
Mexico  (10.  Juli  1855),  Bremen  (26.  Januar 
1856.  u.  a.  die  Suspension  der  Weserzölle  be- 
treffend), Uruguay  (23.  Juni  1856>,  Argentinien 
il9  September  1857).  Paraguay  (l~  August 
1860),  Chile  (1.  Februar  1862 1,  ferner  auch  mit 
Persien,  Siam.  China,  .lapau.  Eine  neue  Aera 
der  Handelsverträge  begann  dann  mit  dem 
Vertrage  mit  Frankreich  vom  2.  August 
1862.  an  den  sich  ein  Schiffahrtsvertrag  unter 
demselben  Datum  anschloss.  Nach  diesem  Ver- 
trage behielt  sich  Frankreich  vor,  solange  in 
den  Zollvereinsstaateu  auch  die  inländischen 
Schiffe  ein  Tonnengeld  entrichten  müssten,  von 
diesen  Schiffen  1  Iranc  von  der  Tonne  zu  er- 
heben; im  übrigen  wird  den  beiderseitigen 
Schiffen  die  nationale  Behandlung  zu  teil ;  in 
den  französischen  Kolonieen  erhalten  die  zoll- 
vereinsländischen  Erzeugnisse  die  Meistbegünsti- 
gung, uud  in  Algier  haben  die  direkt  aus  hei- 
matlichen Häfen  kommenden  zollvercinsländi- 
schen  Schiffe  an  Tonnengeld  nur  den  ermässigten 
Satz  von  2  Francs  zu  zahlen.  Mit  Belgien 
wurde  neben  dem  Handelsvertrag  ein  beson- 
derer, noch  geltender  Schiffahrtsvertrag  am  28. 
März  1863,  mit  England  ein  solcher  am  16. 
August  1865  abgeschlossen.  Die  Ereignisse 
von  1866  brachten  endlich  auch  Mecklenburg 
und  Schleswig -Holsteiu  in  den  Zollverein. 
Mecklenburg-Schwerin  hatte  noch  kurz  vorher 
im  Einverständnis  mit  Strelitz  einen  Schiffahrt«- 
und  Handelsvertrag  mit  Frankreich  geschlossen 
(vom  9.  Juni  1865).  in  dem  n.  a.  die  Gleich- 
stellung der  Schiffe  des  einen  Teiles  mit  denen 
des  anderen  festgesetzt  war,  während  Mecklen- 
burg damals  von  den  niehtbegünstijrteii  Flaggen 
Differentialtaxen  erhob.  Dieser  Vertrag,  der 
namentlich  auch  einen  sehr  niedrigen  Weinzoll 
zn  Gunsten  Frankreichs  festsetzte,  stand  der 
definitiven  Verschmelzung  Mecklenburgs  mit 
dem  Zollverein  einigt'  Zeit  im  Wege,  da  Frank- 
reich sich  erst  1868  zum  Aufgehen  desselben 
entschloss. 

Im  Deu  Ischen  Reiche  bilden  nach 
Artikel  ">4  der  Verfassung  die  Kauffahrtei- 
schiffe aller  Bundesstaaten  eine  einheit- 
liche Handelsmarine  und  mehrere  die  Schiff- 
fahrt  betreffende  Punkte  sind  ausdrücklich 
unter  die  Kompetenz  des  Reiches  gestellt. 
Der  protektionistischen  Sehiffahrtspolitik  hat 
sich  jedoch  das  Reich  fast  gänzlich  enthalten. 
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Es  ■werden  keine  Flaggenznschläge  oder 
sonstige  Differentialabgalton  erhoben,  und 
der  im  Jahre  1S81  aufgetauchte  Vorsehlag 
eines  Unterscheidungszolles  zu  Ungunsten 
der  indirekten  Einfuhr  hat  keinen  Anklang 
gefunden.  Nur  die  Küstenfrachlfahrt  von 
einem  deutschen  Hafen  zum  anderen  ist 
durch  das  G.  v.  22.  Mai  1881  prin- 
cipicll  ausschliesslich  den  deutschen  Schiffen 
vorbehalten,  kann  jedoch  durch  Staatsvertrag 
oder  durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zu- 
stimmung des  Bundesrates  auch  ausländischen 
Schiffen  eingeräumt  werden.  Mehreren 
Staaten  hatte  Preussen  schon  1855  auf  Grund 
der  Gegenseitigkeit  für  seine  Küsten  dieses 
Recht  zugestanden.  Von  Reichs  wegen  ist 
dies  geschehen  durch  V.  v.  24.  Dezember 
1881  zu  Gunsleu  Belgiens,  Brasiliens,  Däne- 
marks. Großbritanniens,  Italiens,  Schwedens 
und  Norwegens,  da  diese  Staaten  der  deut- 
schen Flagge  das  gleiche  Recht  zugestehen. 
Vertragsmassig  steht  das  Recht  der  Kfisten- 
falirt  nach  der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kan Kiers  von  demselben  Tage  auch  Oester- 
reich-Ungarn und  Rumänien  zu,  abgesehen 
von  Siam  und  Tonga.  Die  Niederlande 
erhielten  auf  Grund  der  bewilligten  Gegen- 
seitigkeit dieselbe  Berechtigung  durch  V.  v. 
1.  Juni  188G,  und  nach  den  Handels-  und 
Schiffahrtsverträgeu  kommt  sie  auch  mehreren 
aussereurepäischen  Staaten  vermöge  der 
allgemeinen  Meistbegünstigung  auch  in 
Sehiffahrtsangelegenhciten  zu,  was  indes  für 
die  Fahrt  an  den  deutschen  Küsten  kaum 
eine  praktische  Bedeutung  hat.  Die  nach 
dem  Frankfurter  Frieden  für  Frankreich 
geltende  Meistbegünstigung  erstreckt  sich 
nicht  auf  die  Schiffahrt,  für  diese  ist  viel- 
mehr der  Vertrag  von  1802  wieder  in  Kraft 
gesetzt  worden  und  da  Frankreich  die  fremden 
Schiffe  von  der  Küstenfahrt  ausseid  i  esst,  so 
widerfährt  seinen  Schiffen  an  den  deutschen 
Küsten  das  gleiche.  Die  vom  Reiche  in  der 
neueren  Zeit  abgeschlossenen  Handelsverträge 
sind  grösstenteils  auch  Schiffahrtsverträge: 
so  der  Vertrag  mit  Griechenland  von  1*84, 
mit  der  Türkei  von  1X90,  mit  Italien  und 
Oesterreich-Ungarn  (obwohl  dieser  nur  als 
Zoll-  und  Handelsvertrag  bezeichnet  ist)  von 
1891,  mit  Russland  von  1*94,  mit  Japan 
von  1S9G.  —  Mit  mehreren  Staaten  hat  das 
Deutsche  Reich  auch  Vertrage  Alter  die 
beiderseitige  Unterstützung  hilfsltedürftiger 
Seeleute  abgeschlossen.  So  mit  Dänemark 
(v.  31.  März  1SS5),  Frankreich  (v.  16.  Mai 
1880),  [nebst  einer  sjiäteren  Vereinbarung 
(1*85)  über  die  Auslieferung  von  Heuergut- 
haben und  Effekten  Oer  dem  einen  Lande 
angehörenden  und  auf  Schiffen  des  anderen 
angirmustert.cn  Seeleute |,  mit  Grossbritannien 
(v.  27.  Mai  1*79),  mit  Oesterreich-Ungarn 
(v.  10.  Novemlter  18*9),  mit  Schweden  und 
Norwegen  (v.  31.  Mai  1**1).    Noch  zald- 


reicher  sind  die  Vereinbarungen  über  die 
Anerkennung  der  Schiffsvermessungen,  die 
also  dadurch  auch  in  dem  anderen  Lande 
für  die  Hafengebühren  uud  die  .sonstigen 
nach  dein  Tonnengelinlte  bestimmten  Ab- 
gaben massgebend  werden ;  für  Belgien, 
Chile,  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen. 
Russland  (ausser  Finland)  ist  jene  Aner- 
kennung unbeschränkt  ausgesprochen.  Die 
Dampfschiffe  Frankreichs,  Gntssbritannieiis, 
Italiens.  Hollands,  Oesterreich-Ungarns, 
Finlands  und  der  Vereinigten  Staaten  unter- 
liegen einer  Nachmessung  in  Bezug  auf  die 
abzugsfähigen  Räume,  da  die  Bestimmung 
des  Nettoraumes  in  diesen  Ländern  mit  den 
deutschen  Vorschriften  nicht  übereinstimmt. 

Der  Zoll  auf  hölzerne  See-  und  Fluss- 
schiffe wurde  erat  durch  das  G.  v.  17.  Mai 
1870,  der  auf  eiserne  Seeschiffe  uud  zu 
Seeschiffen  gehörigen  Utensilien,  Anker, 
Dampfkessel.  Dampfmaschinen,  durch  das 
G.  v.  7.  Juli  1873  aufgehoben.  Jedoch  hatte 
Preussen  sich  1841  den  übrigen  Zollvereins- 
staaten gegenüber  vorbehalten,  in  den  preus- 
sischen  Seehäfen  Schiffe  zollfrei  oder  zu 
einem  ermässigten  Satze  zuzulassen  und  vou 
diesem  Vorbehalt  auch  Gebrauch  gemacht, 
wie  andererseits  nach  der  von  Baden  und 
Bayern  vertretenen  Interpretation  der  Rhein- 
schiffahrtsakto  von  1831  die  auf  dem  Rheine 
bleibenden,  im  Auslande  geballten  Schiffe 
zollfrei  waren.  Nach  der  Einführung  des 
Roheisen  Zolles  beantragte  Preussen  die  Ge- 
währung einer  Schiffsbauprämie  in  Form 
einer  Zollvergütung  für  das  verwendete 
Eisen  ohne  Nachweis  der  wirklichen  Einfuhr 
desselben.  Da  dieser  Vorschlag  vom  Zoll- 
verein nicht  angenommen  wurde,  bewilligte 
IYeusseti  1*4*  seinerseits  für  hölzerne«ttee- 
schiffe  derartige  Bauprämien,  die  allerdings 
die  wirkliche  Belastung  nicht  ausglichen. 
In  dem  Zollvereinsvertrag  vom  4.  April  1853 
würfle  dann  für  Seeschiffe  eine  Vergütung 
I  des  Zolles  auf  die  metallenen  SchiffsUm- 
,  materialien  gewährt,  unter  der  Voraussetzung 
I  der  wirklichen  Einfuhr  aus  dein  Auslände 
i  und  des  Nachweises  der  Verwendung,  ab- 
gesehen vou  besonderen  Bestimmungen  über 
die  nicht  speciell  nachweisbaren  metallenen 
Materialien  bei  Holzschiffen.  Auf  Fluß- 
schiffe fanden  diese  Bestimmungen  keine 
Anwendung,  uud  für  eiserne  Schiffe  dieser 
Art  blieb  auch  nach  dem  erwähnten  Gesetz 
von  1873  ein  Zoll  von  8°o  tiestehen,  der 
aber  wegen  der  Zollfreiheit  der  Schiffe  auf 
den  konventionellen  Flüssen  kaum  praktische 
Bedeutung  hatte.  Das  Zolltarifgesctz  vom 
15.  Juli  1*79  gewährte  die  Zollfreiheit  für 
alle  Schiffe  und  für  alle  Schiffsdampf- 
maschinen und  -dampfkessel.  ferner  auch 
für  alle  Materialien  (nicht  bloss  metallene) 
zum  Bau  vou  Seeschiffen,  nicht  aber 
auch  von  Flussschiffen.  Ein  18*5  im  Reiehs- 
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tag  gestellter  Antrag,  auch  den  letzteren 
die  Zollfreiheit  der  Materialien  zuzugestehen, 
ist  attgelehnt  worden,  während  die  freie  Ein- 
fuhr von  Flußschiffen  fertigstellt.  Im  allge- 
meinen sind  Prämien  und  ähnliche  direkte 
Unterstützungen  der  deutschen  Schiffahrt  nur 
iu  geringem  Masse  zugewendet  worden,  was 
indes  nicht  verhindert  hat,  dass  die  deutsche 
Handelsmarine  im  Weltverkehr  die  zweite 
Stelle  einnimmt  und  die  mit  reichlichen  Mitteln 
unterstützte  französische   Marine  in  jeder 
Hinsicht   (Übertrifft.     So  hatte   auch  der 
Walfischfang  von  Hamburg  und  Bremen  aus 
im  17.  und  18.  Jahrhundert  ohne  alle  künst- 1 
liehe  Beihilfe  eine  bedeutende  Ausdehnung  i 
erlangt,  und  noch  in  den  vierziger  und 
füufziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  nahm 
er  besonders  von  Bremen  aus  iu  Verbindung  : 
mit  dem  Robbenscldag  wieder  einen  beträcht- ; 
liehen  Aufschwung,  obwohl  die  Zollverhält- 
nisse ihm  sehr  ungünstig  waren.  In  Bremen 
musste  der  von   bremischen  Schiffen  ge- 
wonnene Thran  denselben  Zoll  zahlen  wie  I 
der  fremde,  und  bei  der  Einfuhr  nach  dem  | 
Zollvereine  mussten  die  hanseatischen  See-  j 
fisehoreierzeugnisse    ebenfalls   als   fremde ; 
verzollt    werden,    während    die  vereins- 
ländischen  frei  eingingen.    Der  Rückgang  j 
der  arktischen  Fischerei  in  der  neuesten 
Zeit  beruht  auf  allgemein  wirkenden  Ur- 
Sachen  und  kann  nicht  durch  künstliche. 
Mittel  gehemmt  werden.  In  betreff  der  von  , 
Reichs  wegen  getroffenen  Massrege] n  zuri 
Förderung  der  Hochseefischerei  s.  d.  Art. ' 
Fischerei  oben  Bd.  HI,  S.  1063  ff.    I Teber 
»Uedem Norddeutschen  Lloyd  gewährten  Sub- 
ventionen s.  d.  Art.  Dampfersubvention 
oben  Bd.  III,  S.  102.  —  Für  die  Seewarte 
und  die  mit  derselben  in  Verbindung  stehenden 
Observatorien  sind  im  Etat  der  Marinevcr- 
waltung  für  HKKI  310  705  Mark  ausgesetzt. 
Zur  Vorbereitung  für  die  Steuermanns-  und 
Schifferprüfung  giebt  es  in  Preussen  nach 
dem  Etat  von  11KM)  12  Navigationsschulen 
(in  Pillau,  Danzig,  Grabow,  Stralsund,  Harth, 
Flensburg,  At>enrade,  Altona,  Geestemünde, 
Leer,  Timmel,  Papenburg)  und  S  besondere 
Vorschulen  mit  einem  Besoldungsetat  von 
183850  Mark,  wozu  noch  die  Wohnungs- 
geldzuschüsse und  die  sacldichen  Ausgaben 
kommen.    Ausserhalb  Preussens  besteheu 
staatliche  Navigationsschulen  iu  Wustrow, 
Rostock,  Elsfleth,  Hamburg.  Bremeu  und 
Lübeck.  In  Preussen  bestand  schon  früher 
eine  Sehlde  für  Seedainpfermasehinisten  in 
Flensburg,  zu  der  1900  eine  zweite  in  Stet- 
tin gekommen  ist. 

Die  Gewerbeordnung  der  See- 
schiffahrt beruht  hauptsächlich  auf  der 
in  diesem  Augenblick  noch  geltenden  See- 
mannsordnung vom  27.  Dezember  1872.  Ein 
Deutscher  darf  nicht  vor  vollendetem  vier- 
zehnten Lebensjahre  als  Schiffsmann  zuge- 


lassen werden.  Jeder  Schiffsmann  hat  sich 
vor  einom  Seemannsamte  auszuweisen  und 
erhält  von  demselbeu  ein  Sccfahrtsbuch. 
Im  Auslande  dienen  die  Konsulate  als  See- 
mannsilmter.  Der  Heuervertrag  braucht  nicht 
schriftlich  abgeschlossen  zu  werden,  er  niuss 
aber  bei  der  Anmusterung  des  Schiffsmannes 
vor  einem  Seemannsamte  verlautUart  werden. 
Die  Anmusterungsverhandlung  wird  vom 
Seemannsamte  als  Musterrolle  ausgefertigt, 
die  eine  Reihe  von  vorgeschriebenen  An- 
gaben über  das  Schiff,  den  Schiffer  und 
jeden  Schiffsmann  enthalten,  auch  ersichtlich 
machen  muss.  was  dem  Schiffsmanne  fin- 
den Tag  an  Sj»eise  und  Trank  gebührt.  Der 
Schiffsmann,  der  sich  nach  der  Anmusterung 
dem  Antritte  oder  der  Fortsetzung  des 
Dienstes  entzieht,  kann  durch  das  Seemanns- 
amt zwangsweise  zur  Erfüllung  seiner  Pflicht 
angehallen  werden.  Der  Sohiffsinann  ist  in 
weitem  Umfange  der  Disciplinargewalt  des 
Schiffers  unterworfen,  und  für  eine  Reihe 
von  Vergehen  sind  in  der  Seemannsordnung 
besondere  Strafen  vorgesehen.  So  beispiels- 
weise: Wer  entläuft  oder  sich  verborgen 
hält,  um  sich  der  Fortsetzung  des  Dienstes 
zu  entziehen,  wird  mit  .Geldstrafe  biß  zu 
300  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei 
Monaten  bestraft,  doch  tritt  die  Verfolgung 
nur  auf  Antrag  ein;  wer  mit  der  Heuer 
entläuft,  wird  nach  §  298  des  Str.G.B.  mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Wei- 
den wiederholten  Befehlen  eines  Vorgesetzten 
den  schuldigen  Gehorsam  verweigert,  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  bestraft.  Wird 
der  Gehorsam  von  zweien  oder  mehreren 
Schiffsmännern  auf  Verabredung  gemein- 
schaftlich verweigert,  so  tritt  für  jeden  Be- 
teiligten Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre, 
für  den  Rädelsführer  aber  solche  bis  zu  drei 
Jahren  ein;  bei  mildernden  Umständen  kann 
statt  der  ersteren  Strafe  auf  Geldstrafe  bis 
zu  600  Mark,  statt  der  zweiten  auf  Gefäng- 
nis bis  zu  zwei  Jahren  erkannt  werden. 
Gewaltthätigor  Zwang  oder  Widerstand  gegen 
Vorgesetzte  wird,  wenn  von  mehreren  ge- 
meinseliaftlieh  auf  Verabredung  begangen, 
mit  Zuchthaus  oder  Gefängnis  bis  zu  fünf 
Jahren,  bei  mildernden  Umständen  mit  Ge- 
fängnis nicht  unter  drei  Monaten  U'straft. 
Beschwerden  bei  einem  Seemanusamte  auf 
Grund  unwahrer  Behauptungen  über  dio 
Seeuntüehtigkeit  des  Schiffers  oder  Mangel- 
haftigkeit des  Proviants  ziehen,  wenn  wider 
besseres  Wissen  vorgebracht,  Gefängnisstrafe 
bis  zu  drei  Monaten,  wenn  auf  Leichtfertig- 
keit beruhend,  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark 
nach  sieh.  Andererseits  wird  auch  der 
Schiffer  mit  Gefängnis  oder  G eidstrafe  be- 
droht, wenn  er  seine  Disciplinargewalt 
missbraueht,  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger 
Weise  nicht  für  genügende  Verprovianticrung 
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dos  Selüffes  sorgt,  einen  Schiffsuiann  ohne 
Genehmigung  des  Seemannsamles  im  Aus- 
lande zurücklägst.  Dazu  kommt  noch  eine 
Anzahl  Slrafbestimmungen  für  kleinere  Ver- 
gehen von  beiden  Seiten.  Wenn  das  Schiff 
in  einem  Hafen  liegt,  sind  die  Seeleute  nur 
in  dringenden  Fällen  verpflichtet,  mehr  als 
10  Stunden  täglich  zu  arbeiten.  Erweist 
sich  der  Schiffsraann  nach  Antritt  der  Reise 
zu  dorn  Dienste,  zu  dem  er  sich  verheuert 
hat,  als  untauglich,  so  kann  er,  mit  Ausschluss 
des  Steuermanns,  im  Hange  herabgesetzt 
und  die  Heuer  entsprechend  verringert 
werden.  Bleibt  das  Schiff  länger  als  zwei 
Jahre  auswärts,  so  tritt,  wenn  nichts  anderes 
ausgemacht  ist,  mit  dem  dritten  Jahre  eine 
Erhöhung  der  (uach  Zeit  bedungenen)  Heuer 
ein,  indem  der  Schiffsjunge  die  Heuer  eines 
Leichtmatrosen,  dieser  die  des  Vollmatrosen, 
dieser  und  die  übrige  Schiffsmannschaft  ein 
Fünftel  fiber  den  ursprünglichen  Betrag  er- 
hält. Im  vierten  Jahre  findet  eine  aber- 
malige Erhöhung  statt.  Für  die  während 
der  Reise  erkrankten  oder  verwundeten 
Seeleute  wird  durch  besondere  Vorschriften 
gesorgt,  ebenso  für  die  Beurkundung  der 
Todesfälle  und  für.  die  Sicherung  des  Nach- 
lasses der  Verstorbenen,  lu  einer  Anzahl 
von  besonders  aufgeführten  Fällen  kann 
ohne  Rücksicht  auf  den  Heuervertrag  der 
Schiffer  den  Scltiffsmann  entlassen.  Auch 
der  letztere  kann  in  bestimmten  Fällen 
Entlassung  fordern,  im  Auslande  jedoch 
ausser  bei  einem  Flaggenwechsel  des  Schiffes 
•  len  Dienst  nicht  ohne  Genehmigung  eines 
Seemannsamtes,  d.  h.  eines  Consulates,  ver- 
lassen. Im  Übrigen  findet  nach  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses  die  Abmusterung, 
wenn  nichts  anderes  vereinigt  ist,  vor  dem 
Seemaunsainte  des  Hafens  statt,  in  dem  das 
Schiff  liegt,  c<ler  nach  Verlust  des  Schiffes 
vor  demjenigen,  das  zuerst  angegangen 
werden  kanu.  Die  Seeninnusärater  sind  ver- 
pflichtet, die  gütliche  Beilegung  von  Streitig- 
keiten zwischen  dem  Schiffer  und  der 
Schiffsmannschaft  zu  versuchen,  insbesondere 
bei  Gelegenheit  der  Abmusterung.  Vor 
eiuem  fremden  Gerichte  darf  der  Schiffs- 
mann den  Schiffer  nicht  belangen.  Ueber 
den  Anspruch  des  Schiffsmaunes  auf  freie 
Zurück  befördern  n  g  nach  dem  Ausreisehafen 
enthält  die  Seemannsordnung  besondere 
Bestimmungen.  Eine  Ergänzung  derselben 
bildet  das  von  demselben  Tage  datierte 
Gesetz  über  die  Mitnahme  hilfsbedürftiger 
Seeleute,  nach  welchem  jedes  deutsche 
Kauffahrteischiff,  das  von  einem  ausländisc  hen 
Hafen  nach  einem  deutsehen  oder  einem 
Hafen  der  Nachbarländer  fährt,  verpflichtet 
ist,  hilfsbedürftige  deutsche  Seeleute  aus 
dem  Auslände  auf  schriftliche  Anweisung 
eines    Soemauiisamtes  (Considates)  gegen 


Entschädigung  nach  seinem  Bestimmungs- 
hafen mitzunehmen. 

Eine  Abänderung  der  Sceuiauusordnnng 
von  1872  in  verschiedenen  Punkteu  wurde  schon 
1892  namentlich  im  Interesse  der  Schiffsmann- 
schaft im  Reichstage  angeregt  und  auch  von 
der  Reichsregieruug  mit  Rücksicht  auf  die 
wesentliche  Umgestaltung  der  Sehiffahrtsver- 
hältnisse,  das  zunehmende  Uebergewieht  der 
Dampfer  über  die  Segelschiffe  nud  die  fort- 
schreitende Entwickelung  der  grossen  regel- 
mässigen Dainpferliuien  als  nötig  anerkauut. 
Der  deutsche  nautische  Vereiu  beschäftigte 
sich  eingehend  mit  dieser  Frage,  und  nachdem 
die  technische  Kommission  für  Seeschiffahrt  ihre 
vorbereitenden  Arbeiten  abgeschlossen  und  ins- 
besondere auch  Vertreter  des  untergeordneten 
seemännischeu  und  Mascbinenpersouals  vernom- 
men hatte,  wurde  im  März  1900  dem  Reichstag 
der  Entwurf  einer  neueu  Seemanusordnnng 
nebst  drei  diese  ergänzenden  Gesetzentwürfen 
vorgelegt.  Der  Entwurf  stimmt  im  grüssten 
Teil  seines  Inhalts  mit  dem  bisherigen  Gesetz 
überein,  enthält  aber  eine  Reihe  neuer,  über- 
wiegend den  Arbeitnehmern  zu  gute  kommen- 
der Bestimmungen.  So  werden  die  Schiffsoffi- 
ziere,  die  bisher  zu  den  Schiffslcuten  gerechuet 
wurden,  als  eine  höhere  Klasse  von  Angestellten 
ausgeschieden,  die  zur  Unterstützung  des 
Schiffers  bei  der  Führung  des  Schiffes  bestimmt 
sind  und  eines  staatliehen  Befähigungsnach- 
weises bedürfen.  Ausserdem  gelten  auch  die 
Acrzte,  Proviant-  und  Zahlmeister  (die  nur  auf 
den  grossen  Dampfern  vorkommen]  als  Sehiffs- 
oftiziere.  Die  Schiffsoffizicrc  sind  Vorge- 
setzte sämtlicher  Schiffsleute.  Das  Verhältnis 
zwischen  den  Offizieren  verschiedener  Dienst- 
zweige wird  von  dem  Reeder  oder  dem  Schiffer 
festgesetzt;  auf  Dampfschiffen  ist  jedoch  der 
wachthabende  Steuermann  stets  Vorgesetzter  des 
wachthabenden  Maschinisten.  Der  Schiffer  kann 
die  Ausübung  der  ihm  zustehenden  Disciplinar- 
gewalt  auf  die  Schiffsoffiziere  übertragen.  Auch 
den  weiblichen  Angestellten  (Aufwürteriuneu 
u.  s.  w.)  werden  ausdrücklich  die  Rechte  und 
Pflic  hten  des  Schiffsmannes  zugesprochen.  Dnrch 
den  Heuervertrag  können  die  Vorschriften  des 
Abschnitts  Uber  das  Vertragsverhältnis,  soweit 
nicht  anderweitige  Vereinbarung  ausdrücklich 
zugelassen  wird,  nicht  im  voraus  zum  Nachteil 
des  Schiffsuiannes  abgeändert  werden.  Die 
Musterung  auf  Zeit  (die  auf  den  grossen 
Danipterliuicn  die  Kegel  bildet)  wird  neben  der 
Musterung  für  die  Reise,  von  der  in  den  bis- 
herigen Vorschriften  fast  ausschliesslich  die 
Rede  ist,  eingehender  berücksichtigt.  Andere 
neue  Bestimmungen  betreffen  die  Regelung  der 
Arbeitszeit  im  Hafen  (übrigens  mit  Beibehaltung 
der  Normalzeit  von  zehn  Stunden),  des  Ixthne* 
für  die  Ueberstunden.  der  Ruhezeit  im  Hafen 
und  auf  der  Fahrt,  der  Verpflichtung  zur  Sonn- 
und  Feiertagsarbeit,  ferner  die  Sicherstellung 
des  Schiffsuiannes  vor  Entziehung  seines  Arbeits- 
verdienstes durch  Dritte  und  vor  Uebervortei- 
lnng  bei  der  Lohnzahlung.  Auch  die  Ansprüche 
der  Schiffsleute  in  Krkrankungsfällen  und  bei  vor- 
zeitiger Entlassung  sowie  bei  der  Rückbeförde- 
rung werden  den  heutigen  Verhältnissen  besser 
angepasst :  ebenso  die  Fälle,  in  denen  jeder  Teil 
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zur  sofortigen  Auflösung  des  Dienstverhältnisses 
berechtigt  ist.  Endlich  finden  sich  auch  ver- 
schiedene Aendernngen  in  den  Vorschriften  über 
die  Disziplinargewalt  und  den  damit  zusammen- 
hängenden Strafbestinimungen.  Die  von  dem 
Abgeordneten  Auer  18*J5  beantragte  Koalitions- 
freiheit und  die  Vertretung  der  Schiffsmann- 
schaft durch  einen  zur  Beschwerdeführung  bei 
dein  Schiffer  berechtigten  Obmann  ist 
vorauszusehen  war,  nicht  zugestanden. 
Bord  des  Schiffes  würde  die  Koalitionsfreiheit 
ohne  Zweifel  mit  den  Bestimmungen  Uber  den 
Zwang  zum  Dienstautritt,  den  unweigerlichen 
Gehorsam  im  Schiffsdienst  uud  der  vollen  Dis- 
cinlinurgewalt  des  Schiffers  bei  Widersetzlich- 
keiten und  beharrlichem  Ungehorsam  unver- 
einbar sein.  Für  die  Schiffslente  am  Lande 
alter  besteht  ebensowenig  ein  Koalitionsverbot 
wie  für  andere  Arbeiter.  Selbst  wenn  er  unter 
Heuer  vertrag  und  demnach  unter  der  Seemanns- 
ordnung steht,  ist  ihm  am  Lande  die  Beteiligung 
an  Verabredungen  und  Vereinigungen  zur  Ver- 
besserung seinerArbeitsbedingungen  nicht  grund- 
sätzlich verboten,  aber  die  Ausübung  dieser  Be- 
fugnis kann  durch  den  Schiffer  verhindert 
werden,  weil  der  Schiffsmann  ohne  dessen  Er- 
laubnis nach  der  Seemannsordnung  in  ihrer 
jetziuen  wie  in  ihrer  neuen  Fassung  das  Schiff 
nicht  verlassen  darf.  Es  würde  sich  also  darum 
handeln,  oh  dem  Schiffer  das  Kecht  verbleiben 
soll,  diese  Erlaubnis  lediglich  zu  dem  Zwecke 
zu  versageu,  die  Schiffslente  an  der  Beteiligung 
an  Vereinigungen  von  Fachgeuoßsen  zu  verhin- 
dern. —  Die  drei  übrigen  Gesetzentwürfe  betreffen 
eine  neue  Fassung  des  0.  v.  27.  Dezember  1872 
über  die  Rückbeförderung  hilfsbedürftiger  See- 
leute mit  Ergänzungen  namentlich  in  Bezug 
auf  die  Straffälligen,  die  Abänderung  und  Er- 
gänzung mehrerer  Artikel  des  Handelsgesetz- 
buchs vom  10.  Mai  1897  zum  Zwecke  der  An- 
m  den  Entwurf  der  neuen 
uud  die  Regelung  der 
Stellenvermittelung  für  Schiffsleute,  durch  wel- 
che die  Ausbeutung  derselben  durch  die  soge- 
nannten Heuerbaase  möglichst  verhindert  werden 
»oll.  Für  den  Betrieb  der  gewerbsmässigen 
Stellenvermittelung  soll  die  Erlaubnii 
höheren  Verwaltungsbehörde  erforderlich  sein, 
die  zu  versagen  ist  bei  thataachlich  nachge- 
wiesener Unzuverläissigkeit  des  Nachsuchenden 
und  wenn  derselbe  gewerbsmässig  Wohnungs- 
vermietung.  Gast-  und  Schankwirtschaft,  Klein- 
handel mit  Branntwein,  Handel  mit  Ausrüstungs- 
gegenstnnden  für  Schiffer  oder  das  Geldwechsler- 
oder Pfandlcihgeschäft  betreibt.  Die  Stellen- 
vermittler haben  nach  Vorschrift  der  Landes- 
regierungen ihre  Bücher  zu  führen  und  für  ihre 
Gebühren,  die  je  zur  Hälfte  von  dem  Reeder 
und  vom  Schiffsmann  zu  bezahlen  sind,  werden 
obrigkeitliche  Taxen  aufgestellt. 


Die  Unfallversicherung  der 

13.  Juli  1887  be 


See- 
leute ist  durch  das  G.  v, 
sonders  geregelt.    Nach  dem  Gesetz  Aber 
die  Invalidität»-  und  Altersversicherung  «sind 


Was  die  Qualifikation  der  Schiffs- 
fflhrer  und  Schiffsoffiziere  l>etrifft,  so  be- 
stimmt §  31  dor  Gewerbeordnung,  dass 
Seeschiffer,  Seestetierleute,  Maschinisten  von 
Seedampfschiffen  und  Lotsen  sich  Über  den 
Besitz  der  erforderlichen  Kenntnisse  durch 
ein  Befähigungszengnis  der  zuständigen 
wie  [  Verwaltungsbehörde  ausweisen  müssen.  Die 
An  i  näheren  Vorschriften  hat  der  Bundesrat  zu 
erlassen  und  es  ist  dies  in  betreff  der  See- 
schiffer und  Seesteuerleute  durch  die  Bekannt- 
machung vom  25.  September  1889  und  mit 
einigen  Abänderungen  durch  die  Bekannt- 
machung vom  6.  Juli  1887  und  vom  4.  März 
1895  geschehen.  Es  wird  unterschieden  zwi- 
schen Küstenfahrt.  Kleiner  Fahrt  und  Grosser 
Fahrt.  Die  erstere  wird  nicht  in  dem  engeren 
zollgesetzlichen  Sinno  gefasst,  sondern  geo- 
graphisch abgegrenzt  und  kann  sich  an  der 
russischen  Küste  bis  Windau,  an  der  hol- 
ländisch-belgischen bis  Antwerpen  erstrecken. 
Doch  werden  als  Küstenfalircr,  ausser  den 
Schleppdampfern,  nur  Segelschiffe  von 
weniger  als  200  Kubikmeter  Bruttoraum 
angesehen.  Die  Schiffer  dieser  Kategorie 
brauchen  keine  Prüfung  abzulegeu,  sondern 
erhalten  das  Befähigungszeugnis  auf  Grund 
des  Nachweises  einer  mindestens  fünfzig- 
monatlichen Fahrzeit  auf  Seefahrzeugen  nach 
vollendetem  15.  I Lebensjahre.  Als  kleine 
Fahrt  gilt  diejenige,  die  iu  Schiffen  von 
weniger  als  400  Kubikmetern  Bruttoraum 
in  einem  weiteren  Gebiete  der  Nord-  und 
Ostsee  betrieben  wird,  als  grosse  Fahrt  die- 
jenige, die  über  dieses  Gebiet  hinausgeht 
oder  mit  Schiffen  von  mehr  als  dem  eben 
angegebenen  Raumgehalte  betrieben  wird. 
Die  Zulassung  als  Seeschiffer  fftr  kleiue 
Fahrt  ist  abhängig  von  dem  Nachweis  einer 
mindestens  60  monatlichen  Fahrzeit  nach 
vollendetem  15.  Ijebensjahre  und  dem  Be- 
der  |  stehen  einer  Prüfung  vor  einer  Kommission 
(von  3  Mitgliedern),  wie  sie  an  jedem  Sitze 
einer  öffentlichen  Navigationsschule  besteht. 
Die  Prüfung  ist  eine  schriftliche,  eine 
praktische  und  eine  mündliche.  Für  die 
kleine  Fahrt  auf  Hochseefischereifahrzeugen 
genügt  nach  den  Bekanntmachungen  vom 
12.  März  1885  und  vom  15.  Juni  1888  der 
Nachweis  der  vorgeschriebenen  Fahrzeit,  ist 
also  keine  Prüfung  erforderlich.  Zur  Zu- 
lassung als  Steuermann  ist  eine  mindestens 
45  monatliche  Fahrzeit  mit  gewissen  näheren 
Bestimmungen  nach  dem  vollendeten  15. 
Lebensjahre  und  das  Bestehen  der  Steuer- 
mannsprüfung  erforderlich,  die  an  den  Sitzen 
der  öffentlichen  Navigationsschulen  vor  den 
i  aus  5  Mitgliedern  bestehenden  Kommissionen 


die  gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigten  1  stattfindet,  die  auch  die  Prüfung  der  Schiffer 


Personen  der  Schiffsbesatzung  deutscher 
Seefahrzeuge  und  von  Fahrzeugen  der 
Binnenschiffahrt  ebenfalls  vom  vollendeten 


für  grosse  Fahrt  abnehmen.  Wer  die  Be- 
fähigung als  Steuermann  besitzt,  kann  auch 
das  GewerlM»  als  Scliiffer  für  kleine  Fahrt 


Di.  Ijebensjahre  ab  versicherungspflichtig,  betreiben.  Sclüffe  von  250  und  mehr  Kubik- 

H  and  Wörterbach  der  8  tost«  Wissenschaften.  Zweite  Auflage.  VI .  H6 
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meter  Bruttoraum  müssen  auf  grosser  Fahrt 
immer  einen  Steuermann  mitführen.  -  Zur 
Prüfung  der  Schiffer  für  grosso  Fahrt  kann 
nur  zugelassen  werden,  wer  nach  der  Zu- 
lassung als  Steuermann  wenigstens  noch 
24  Monate  als  solcher  oder  als  Schiffer  für 
kleine  Fahrt  zur  See  gewesen  ist  und  die 
Ausführung  von  nautischen  Beobachtungen 
und  Herechnungcn  wäluvnd  dieser  Zeit 
nachweist.  Die  Prüfung  ist,  wie  auch  die 
Steuermann sprüfung,  eine  schriftliche,  eine 
praktische  und  eine  mündliche.  Wie  weit 
die  Offiziere  und  Deckoffiziere  der  Kriegs- 
marine als  Schiffer  oder  Steuermänner  ein- 
treten können,  ist  liesonders  festgestellt. 
Zur  Beaufsichtigung  des  Steuermanns-  und 
Schifferprüfungswesens  bestellt  der  Reichs- 
kanzler nach  Anhörung  des  Bundesratsaus- 
schusses für  Handel  und  Verkehr  die  nötige 
Anzahl  Inspektoren.  Der  Befähigungsnach- 
weis für  die  Maschinisten  der  Seedampfer 
ist  durch  das  G.  v.  11.  Juni  1878  eingeführt 
und  durch  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  30.  Juni  1879  und  mehrere 
folgende  aus  den  Jahren  188">  bis  1889  im 
Einzelnen  geregelt  worden.  Ks  werden  drei 
Klassen  von  Maschinisten  unterschieden,  für 
Küstenfahrt,  für  europäische  Fahrt  und  für 
grosse  Fahrt.  Für  alle  ist  das  Bestehen 
einer  Prüfung  nach  eiuer  bestimmten,  vom 
vollendeten  15.  Jahre  ab  gerechneten  I-iehr- 
zeit  auf  Dampfschiffen  oder  auch  teilweise 
in  einer  Maschinenwerkstätte  erforderlich. 
Diese  Lehrzeit,  beträgt  für  Maschinisten 
dritter  Klasse  18,  für  solche  zweiter  Klasse 
00  Monate,  und  für  die  Zulassung  zur  Prüfung 
der  ersten  Klasse  ist  eine  vorgängige,  minde- 
stens 24  monatliche  Dienstzeit  als  Maschiuist 
zweiter  Klasse  auf  in  Fahrt  befindlichen 
Seedampfern  erforderlich.  Maschinisten  und 
Ingenieure  von  der  Kriegsmarine  haben  be- 
sondere Berechtigungen.  Auch  für  das 
Maschinistenprüfungswesen  sind  Reiehsiu- 
spektoren  bestellt.  Dampfer  auf  grosser  Fahrt 
müssen  einen  Maschinisten  erster  Klasse  und 
mindestens  noch  einen  zweiter  Klasse. 
Dampfer  auf  europäischer  Fahrt  einen  Maschi- 
nisten zweiter  Klasse  und  mindestens  noch 
einen  dritter  Klasse  an  Bord  haben.  Für 
Schlepp-  und  Küstendamnfer  genügt  ein 
Maschinist  dritter  Klasse,  Fisoheroidampfer, 
die  sich  weiter  als  50  Seemeilen  von  der 
Küste  entfernen,  müssen  wenigstens  zwei 
Maschinisten  dritter  Klasse  haben.  Den 
Schiffein,  Steuermännern  und  Maschinisten 
kann  nach  dem  G.  v.  27.  Juli  1S77  und  v. 
11.  Juni  IS7S  durch  Spruch  des  Soeanitos 
die  Befugnis  zu  ihrem  Gewerb« 'bei  riebe 
entzogen  werden,  wenn  durch  ihr  technisches 
Verschulden  ein  Unfall  outstanden  ist.  Doch 
kann  das  Reichskanzleramt  nach  Ablauf 
eines  Jahivs  den  von  dieser  Massivgel  Be- 
troffenen jene  Befugnis  wieder  zurückgeben. 


wenn  anzunehmen  ist,  dass  sie  den  Pflichten 
ihres  Gewerbes  fernerhin  genügen  worden. 
—  Was  die  l/)tsen  betrifft,  so  wird  den- 
selben ihre  Befähigung  nur  für  das  im 
Zeugnis  angeführte  Fahrwasser  zuerkannt. 
Doch  ist  nicht  unbedingt  jedem,  der  die 

]  Befähigung  dazu  ei  werben  hat,  der  Betrieb 
des  Lotsongewerivos  gestattet,  da  nach  $  M 
der  G.O.  die  Lmdesgosetze  vorschreiben 
können,  dass  zu  diesem  Betriebe  noch  eine 

1  besondere  Genehmigung  (die  nach  S,  ftf  auch 
zurückgezogen  worden  kann)  erforderlich 
sei.   Im  übrigen  s.  d.  Art.  oben  Bd.  V.  S.  ttHi. 

Als  eine  Massregel  der  allgemeinen 
Schiffahrtspolizei  ist  das  G.  v.  27.  Juli  1877 
fll>er  die  Untersuchung  von  Seeun- 
f älleu  zu  betrachten.  Diese  Untersuchung 
ist  Sache  der  Seeämter,  deren  nach  der 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  von» 
1.  Dezemlter  1877  zwölf  mit  bestimmton 
Bezirken  errichtet  worden  sind.  Gegen- 
stand der  Untersuchung  sind  die  Seeuufälle 
deutscher  Kauffahrteischiffe  überhaupt,  und 
ausländischer  Kauffahrteischiffe,  wenn  der 
Unfall  sich  innerhalb  der  deutschen  Küsten- 
gewässer ereignet  hat  oder  wenn  die  l'nter- 
suehung vom  Reichskanzler  angeordnet  ist. 
Die  deutschen  Seemannsämter  im  Auslände 
(Konsulate)  halten,  sobald  sie  von  einem 
Unfälle  Kenntnis  erlangen,  zur  vorläufigen 
Feststellung  des  Thatbestandes  das  nötige 
Material  zu  sammeln.  Insbesondere  hat  die 
Untersuchung  sich  auch  darauf  zu  erstrecken, 
ob  der  Unfall  oder  dessen  Folgen  durch 
Verschulden  des  Schiffers,  Steuermanns. 
Lotsen  oder  Maschinisten  herbeigeführt 
worden  sei  (s.  o.).  Als  Beschwerdeinstanz 
in  den  Fällen,  wo  es  sich  für  die  Schiffer, 

I  Heuerleute  und  Maschinisten  um  die  Ent- 
ziehung der  Befugnis  zum  Gewerliebetriebe 

l  handelt,  ist  das  Oberseeamt  eingesetzt. 
Zur  Verhütung  von  Z  u  s a  m  m  e  n  s  t  ö  s  s  e  n 

1  der  Schiffe  auf  der  See  sind  internationale 
Vereinbarungen  getroffen,  die  eine  Art  von 
Seostnissenreeht  bilden.  Für  das  Deutsche 
Reich  sind  diese  Regeln  und  Bestimmungen, 
unter  Aufhebung  der  V.  v.  7.  Januar 
1SSO,  in  der  auf  Grund  des  §  11")  des 
Strafgesetzbuches  erlassenen  kaiserlichen 
V.  v.  9.  Mai  1897  enthalten.  Es  werden, 
darin  genaue  Vorschriften  gegeben  über 
die  von  den  Dampfschiffen,  Segelschiffen. 
Lotsen  fah  rzeugon.  Fischer-  und  anderen 
Booten  zu  führenden  Liehtor.  über  die  Schall- 
signale und  die  Mässigung  der  Geschwindig- 
keit bei  Nebel.  Schneefair  etc.,  über  die  Alt 
des  Ausweiehens  für  Dampf-  und  Segelschiffe 
unter  verschiedenen  Umständen.  Für  Häfen 
und  Binnengewässer,  für  Geschwader  von 
Kriegsschiffen  oder  unter  Bedeckung  fahrende 
Schiffe  bleilien  besondere  Vorschriften  vor- 
behalten. Die  V.  v.  1"».  August  1870'  giebt 
ebenfalls  auf  Grund  des  §  145  des  Straf- 
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gesetzbuches  nähere  Bestimmungen  über 
»las  Vorhalten  dos  Schiffes  nach  einem 
Zusammenstoße.  Durch  die  V.  v.  10.  Mai 
1897  ist  mit  Bezugnahme  auf  Art.  9  der 
V.  v.  9.  Mai  die  Lichter-  und  Signalführung 
der  Fiseherfahrzouge  und  Lotsendampfer  bis 
auf  weiteres  neu  geregelt.  Für  die  Klaggen- 
signale auf  hoher  See  ist  ein  internationales 


das  Bürgerliche  Gesetzbuch  beistellt.  Als 
Nationalflagge  haben  die  deutschen  Kauf- 
fahrteischiffe nur  die  18G7  eingeführte 
Bundesflagge  zu  führen.  Berechtigt  sind 
dazu  nur  diejenigen  Schiffe,  die  sich  im 
ausschliesslichen  Besitze  von  deutschen 
Reichsangehörigen  oder  deutschen  Gesell- 
schaften   oder  Genossenschaften  befinden. 


Signalbnch  angenommen.  Jedes  Schiff  er-  In  betreif  der  Nationalität  der  Mannschaft 
hitlt  bei  seiner  Registrierung  ein  Unter-!  ist  also  keine  Bedingung  gestellt,  auch  nicht 
Scheidungssignal ,  das  amtlich  bekannt  hinsichtlich  der  Herkunft  der  Schiffe,  wie 


gemacht  und  den  übrigen  Staaten  mitgeteilt 
wird.  Die  Seeschiffahrtszeichen  (I/?ucht- 
feuer,  Tonnen,  Baken  etc.)  unterliegen  der 
Aufsicht  und  der  Gesetzgebung  des  Reiches, 
und  der  Bundesrat  hat  in  der  Bekannt- 


ia  auch  fremde  Schiffe  frei  eingeführt  werden 
können.  Für  die  zur  Führung  der  Reichs- 
flagge befugten  Schiffe  sind  öffentliche 
Schiffsregister  von  den  durch  die 
Landesiresetze  zu  bestimmenden  Behörden 


machung  vom  31.  Juli  1887  betreffend  die  (in  Preussen  die  Amtsgerichte)  zu  führen, 
einheitliche  Bezeichnung  der  Fahrwasser  j  Ein  Schiff  kann  nur  in  das  Schiffsregister 
und  Untiefen  in  den  deutschen  Küstenge- 1  seines   Heimatshafens  eingetragen  weiden, 


■wässern  die  hierher  gehörenden  Einzelheiten 
genau  geregelt.  Ueber  das  Rettungs-  und 
Bergungsverfahren  bei  Schif  f  sstran- 
dungen  sind  einheitliche  Vorseliriften  in 
der  deutschen  Strandungsordnung  vom  17. 
Mai  1871  gegelxm  worden.  Die  Ausführung 
derselben  liegt  den  Strandämtern  ob, 
unter  denen  die  Strandvögte  stehen.  In 
erster  Linie  handelt  es  sich  dabei  um 
Rettung  der  gefährdeten  Menschenleben, 
ferner  aber  auch  um  die  Bergung  und  Hilfs- 
leistung in  Seenot  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuches (Art.  740—753).    Die  ersten? 


und  die  Eintragung  muss  angeben  Namen. 
Art  und  Grösse  des  Schiffes.  Zeit  und  Ort 
der  Erbauung,  oder  wenn  es  aus  einem 
anderen  knide  stammt,  den  Thatbestand  der 
Erwerbung  der  deutschen  Nationalität,  ferner 
den  Namen  und  die  nähen?  Bezeichnung 
des  Reeders  oder  der  Mitreeder,  den  Rechts- 
grund der  Erwerbung  des  Eigentums  des 
Schiffes  oder  der  einzelnen  Sehiffsjwrten, 
die  Nationalität  des  Reeders  oder  der  Mit- 
reeder, den  Tag  der  Eintragung.  Jedes 
Schiff  erhält  eine  besondere  Orclnungsnummer 
und  über  seine  Eintragung  wird  ein  Certi- 


liegt  vor,  wenn  das  Schiff  der  Verfügung  fikat  ausgestellt,  dessen  Besitz  das  Recht 
seiner  Mannschaft  entzogen  oder  von  ihr  zur  Führung  der  Bundesflagge  giebt.  Die 
verlassen  ist  und  nun  Schiff  oder  Ladung  |  L-wdesgosotze  können  gestatten,  dass  kleinere 
ganz  oder  teilweise  gerettet  werden.  Die  I  Schiffe  von  höchstens  50  Kubikmeter  Rauin- 
bei  der  Bergung  oder  Hilfsleistung  beteiligten  gehalt  die  Flagge  auch  ohne  Eintragung 
Personen  hal>en  nach  dem  H.G.B.  Anspruch  und   ohne   Besitz   des   Certifikats  fühi-en. 


auf  Belohnung.  S.  auch  Straudungs-Ordnung 
§  41.  Jn  den  Schiffahrts-  oder  Consular- 
verträgen  mit  anderen  Staaten  ist  auch  für 
die  gorechte  Beliandlung  der  Sclüffbrüehigen 
und  Strandungen  Gegenseitigkeit  ausbe- 
dungen. Das  tvubarische  mittelalterliche 
sogenannte  »Strandn;ehU  ist  überhaupt  ver- 
schwunden und  auch  der  Fiskus  hat  nur 
ein  Recht  an  dem  herrenlosen  Strandgute. 
Die    öffentlich  rechtlichen  Yer- 


Uebrigons  stellt  auf  die  Unterlassung  der 
Eintragung  der  grösseren  Schiffe  keine 
Strafe,  aber  das  mit  Strafandrohung  ver- 
bundene Verbot,  ohne  Eintragung  und  Certi- 
fikat  die  Flagge  zu  führen,  reicht  praktisch 
zur  Durchsetzung  der  Registrierung  ans. 
Ist  diese  al»er  einmal  geschehen,  so  muss 
jede  Aeiiderung  in  den  U-i  der  Eintragung 
anzugebenden  Thatsachon  angezeigt  und  in 
dem  Register  und  dem  Zertifikat  vermerkt 


hältuisse  der  Schiffe  wurden  durch  das  |  worden.  El  teil  so  ist  der  etwaige  Untergang 
G.  v.  25.  Oktober  1SG7  ül>er  die  Nationalität  des  Schiffes  oder  der  Verlust  des  Rechtes, 
der  Kauffahrteischiffe  mit  Ergänzung  durch  !  die  Flagge  zu  führen,  zum  Zwecke  der 
das  G.  v.  2*.  Juni  1873  und  einigen  Ab-  Uisohung  der  Eintragung  anzuzeigen.  Im 
Änderungen  durch  das  G.  v.  23.  Dezoml»er  j  Auslande  erworbene  Schiffe  können  vorläufig 


18S8  geordnet.  Gegenwärtig  ist  dasselbe 
teilweise  durch  das  G.  v.  22.  Juni  1899  über 
das  Flaggenreeht  der  Kauffahrteischiffe  er- 
setzt, das  indes  keine  grundsätzlichen  Aende- 
rungen  gebracht  hat,  sondern  hauptsächlich 
die  Verhältnisse  von  Gesellschaften  und 
juristischen  Personen  als  Schiffseigentümer 
den    heutigen    Bedürfnissen  entsprechend 


auf  Grund  eines  vom  Unnsul  auszustellenden 
Flaggenattestes  die  Reichsflagge  führen.  -  - 
Nach  den  ursprünglichen  Bestimmungen  des 
deutschen  Handelsgesetzbuches  über  die 
Schiffsregister  (Art.  432—138)  hatten  die 
Landesgesetze  die  Erfordern  isso  für  d;is 
Recht  zur  Führung  der  liandesflagge  auf- 
zustellen.    Früher    gab    es    in  Preussen 


genauer  regelt  und  die  nötigen  Anpassungen  ,  statt  der  Registrierung  nur  eine  aus 
an    das     neue     Handelsgesetzbuch     und ,  dem    »Beilbriefe-  (der  Bescheinigung  des 
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Schiffbauers)  hervorgegangene  amtliche 
Beurkundung  der  Rechtsverhältnisse  des 
Schiffes.  —  Nach  dem  G.  v.  15.  März  1S8H 
können  durch  kaiserliche  Verordnung  auch 
Eingeborene  der  deutschen  Schutzgebiete  in 
Beziehung  auf  das  Recht  zur  Fflhrung  der 
Reichsflagge  den  Reiehsangehörigen  gleich- 
gestellt werden,  jedoch  fallen  solche  Kolonial- 
schiffe  nicht  unter  das  Gesetz  Ober  die 
Unfallversicherung  für  Seeleute. 

Von  allgemeiner,  nicht  nur  privatrecht- 
licher, sondern  auch  öffentlichrechtlicher  und 
polizeilicher  Bedeutung  ist  auch  die  ebenfalls 
dem  Reiche  zustehende  Ortlnnng  des  Sehiff- 
vermessungsweseus.  Die  Aufsicht  über  das- 
selbe führt  das  Sehiffsverinessuugsamt  in 
Berlin :  für  die  Ausführung  der  Vermessungen 
bestehen  in  den  einzelnen  Staaten  besondere 
Behörden.  Die  erste  Schiffsvermessungs- 
ordnung  wurde  unter  dem  5.  Juli  1872  er- 
lassen, an  deren  Stelle  aber  trat  die  vom 
20.  Juni  1888,  die  einerseits  noch  genauere 
Regeln  für  das  Mossveriahren  aufstellte  und 
andererseits  zur  Bestimmung  des  Xottorauin- 
gehaltes  grössere  Abzüge  vom  Bruttoraum- 
gehalte  gestattete.  Für  die  von  den  Dampf- 
maschinen und  ihrem  Zubehör  in  Anspruch 
genommenen  Räume  durften  hiernach  aller- 
dings, wie  auch  nach  der  früheren  Bestim- 
mung, abgesehen  von  den  Schleppdampfern, 
nicht  mehr  als  50%  des  Bruttoraumes  ab- 
gezogen werden,  dagegen  wurden  für  die 
Mannschaft*-  und  Diensträume  grössere,  nach 
dem  Bruttoraume  des  Schiffes  abgestufte 
Abzüge  gestattet,  die  selbst  bei  Schiffen  von 
mehr  als  3000  cbm  Gehalt  bis  zu  6V?% 
und  bei  denen  von  50  bis  100  cbm  bis  zu 
11  cbm  gehen  konnten,  während  früher  all- 
gemein nur  5%  bewilligt  waren.  Die 
deutsche  Regel  ist  anerkanntermassen  ge- 
nauer als  die  englische,  da  sie  aber  einen 
grösseren  Nettotonnengehalt,also  einegrössere 
I Ladefähigkeit  des  Schiffes  ergieht  als  die 
letztere,  so  hatte  sie  den  Nachteil,  dass  die 
deutsche  Reederei  höhere  Tounengelder, 
Kanalabgaben  etc.  bezahlen  musste  als  die 
englische.  Daher  hat  schliesslich  auch 
Deutschland  mit  der  Schiffsvermessungs- 
ordnung  vom  1.  März  180."»  die  englische 
Regel  (s.  unten)  für  die  Bestimmung  des 
Xettogehaltcs  der  Schiffe  angenommen.  - 
Die  Masseinheit  der  Schiffsvermessung  ist 
das  Kubikmeter,  jedoch  ist  in  den  Mess- 
briefen stets  auch  die  entsprechende  Zahl 
britischer  Register-Tons  nach  dem  Verhält- 
nis 1  cbm  —  0,353  Reg.-T.  anzugeben.  Die 
in  den  älteren  Messbriefeu  angenommene 
Tonne  von  1000  Kilo  ist  gleich  2.12  cbm, 
die  Last  von  4000  Pfund  :  2.24  cbm.  die 
Last  von  5200  Pfund  _  5,52  cbm.  die  Last 
von  «iOOO  Pfund  0,37  cbm  gesetzt.  Der 
Vermessung  sind  alle  für  die  Schiffahrt  auf 
der  See  oder  den  K  üstenge wässern  bestimmten 


Fahrzeuge  unterworfen,  jedoch  bleibt  den 
Landesregierungen  überlassen,  zu  bestimmen, 
wie  weit  Fahrzeuge  von  weniger  als  50  cbm 
Bruttoraum  und  nicht  für  dauernden  Aufent- 
halt der  Mannschaft  eingerichtet,  von  der  Ver- 
messung ausgenommen  sein  sollen.  Spätere 
räumliche  Veränderungen  im  Bau  des  Schiffes 
sind  anzumelden  und  besondere  zu  vermessen. 
Die  gewöhnlichen  Gebühren  betragen  für 
jedes  angefangene  Kubikmeter  5  Pfennig, 
mindestens  aber  2  Mark.    Ueber  die  Ver- 
\  messung  wird  ein   Messbrief  ausgefertigt. 
•  der  zu  den  vom  Schiffer  mitzuführenden 
I  Schiffspapieren  gehört.  —  Wegen  der  leicht 
i  möglichen  und  nicht  selten  vorgekommenen 
i  Missbräuche  erscheint  eine  besondere  Ueber- 
-  wachung  der  zur  Beförderung  von  Aus- 
wanderern dienenden  Schiffe  erforderlich. 
,  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  wird  er  durch 
den    nach   dem   Bundesratsbesch]  uss  vom 
Ml.  Juli  18G8  bestellten  Reichskommissar 
für  das  Auswanderungswesen  (in  Hamburg) 
ausgeübt,  ausserdem  aber  bestehen  darüber 
in  Bremen  und  Hamburg  besondere  gesetz- 
liehe Vorschriften.    Wichtig  ist  besonders 
das  liamburgischo  G.  v.  14.  Januar  18N7, 
das  nicht  nur  das  Agenturwesen,  das  Logier- 
hauswesen und  die  sonstigen  Verhältnisse 
der  Auswanderung  regelt  sondern  auch  sehr 
eingehende  Bestimmungen  über  die  Ein- 
richtung und  Ausrüstung  der  Schiffe  enthält, 
namentlich  in  Bezug  auf  den  für  den  Kopf 
erforderlichen  Raum,  die  Ventilation,  die 
'.  Reinlichkeit,    die    Verprovianrierung,  die 
I  Krankenpflege,  die  Rettungsvorrichtungen  etc. 
'■  Vor  der  Abfahrt  wird  das  Schiff  mehrfachen 
:  Besichtigungen  unterworfen,  und  kein  Schiff 
mit  25  oder  mehr  Passagieren  darf  den 
,  Hafen  ohne  polizeiliche  Erlaubnis  verlassen. 
:  Die  Auswanderer  werden  vor  der  Einschiffung 
:  ärztlich    untersucht,    und  wenn    mit  an- 
j  steckenden  oder  gefährlichen  Krankheiten 
behaftet,  zurückgelialten.    Der  1802  einge- 
brachte Entwurf  eines  Reichsauswanderungs- 
gesetzes verlangt  ebenfalls  Untersuchung  der 
Auswanderorscniffe  und  der  Auswanderer 
vor  der  Einschiffung  und  giebt  dem  Bundes- 
rate die  Befugnis,  nähere  Vorschriften  über 
alle  hier  in  Frage  kommenden  Punkte  zu 
erlassen.  —  lin  übrigen  liestehen  für  die 
fortlaufende   Kontrolle  der  Beschaffenheit 
der  Handelsschiffe,  namentlich  mit  Rücksicht 
auf   die   Versicherung   derselben,  private 
Schiffsbesichtigungsinstitute,  wie 
das  früher  französische,  jetzt  internationale 
Bureau  Veritas,   der  Englische   und  der 
J  Germanische  Lloyd.    Dieselben  prüfen  und 
p  klassifizieren  die  Schiffe  nach  bestimmten 
Grundsätzen  und  liaben  dabei  sowohl  das  Inte- 
resse der  Reeder  wie  das  der  Versicherer  zu 
!  wahren. 

Wegen  der  privatre cht  liehen  Ver- 
!  hältnisse  der  Seeschiffahrt  verweisen  wir 
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auf  «las  ").  Buch  des  H.G.B.  und  erwähnen 
hier  nur  die  Bodmerei  und  die  grosse  Haverei 
als  eigentümliche  Institute  von  volkswirt- 
schaftlicher Bedeutung.  Die  erstere  (H.G.B. 
s§  1579  —  ü99)  ist  ein  Darlehensgeschäft, 
welches  der  Schiffer  als  solcher  vermöge 
der  ihm  gesotzlich  zustehenden  Befugnisse 
tinter  Zusicherung  einer  Prämie  und  unter 
Verpfändung  von  Schiff,  Fracht  und  Ladung 
oder  eines  oder  zweier  dieser  Gegenstände 
in  der  Art  eingeht,  dass  der  Gläubiger 
wegen  seiner  Ansprüche  sich  nur  an  die 
verpfändeten  (verbodmeten)  Objekte  nach 
Ankunft  an  dein  Bestimmungsorte  des 
Schiffes  halten  kann.  Die  Verbodmung  ist 
nur  unter  l>estimmten  Voraussetzungen  ge- 
stattet: die  Höhe  der  Prämie,  die  unter 
Umständen  die  Vergütung  für  ein  grosses 
Risiko  bildet,  ist  ohne  Beschränkung  der 
Uebereinkunft  der  Parteien  überlassen;  ist 
nichts  anderes  vereinbart,  so  umfasst  die 
Prämie  auch  die  Zinsen.  —  Als  grosse  oder 
gemeinschaftliche  Haverei  (avarie  grosse,  gone- 
ral  average,  H.G.B.  S?  700,  S§  70'J— 7:53)  be- 
zeichnet man  alle  Schällen,  welche  dem 
Schiffe  oder  seiner  l<adung  zum  Zwecke 
der  Kettung  beider  ans  einer  gemeinsamen 
Gefahr  von  dem  Schiffer  vorsätzlich  zugefügt 
werden,  sowie  auch  die  durch  solche  Mass- 
regeln ferner  verursachten  Schäden  und  die 
zu  demselben  Zwecke  aufgewendeten  Kosten. 
Die  grosse  Haverei  wird  von  Schiff,  Fracht 
und  Jedling  gemeinschaftlich  getragen  und 
auf  diese  Träger  nach  Verlüiltnis  des  Wertes 
und  Betragt«  derselben  vorteilt.  Die  end- 
giltige  Feststellung  und  Verteilung  der 
Schäden  (Aufmachung  der  Disjiaehe)  ei  folgt 
nach  vorausgegangener  eidlicher  Bekundung 
des  Hergangs  durch  Schiffer  und  Mannschaft 
( Verklarung)  am  Bestimmungsorte  oder  event. 
in  dem  Hafen,  wo  die  Heise  endigt,  und 
zwar  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 
durch  besondere  vom  Gericht  bestellte 
Personen  (Dispacheure):  im  Altslande  sind 
die  Coiisuln  befugt,  auf  Autrag  des  Schiffs- 
führers die  Dis|«vchc  aufzumachen. 

5.  Internationale  Verhältnisse.  In 
Bezug  auf  das  internationale  S  e  e  r  e  c  h  t 
ausser  den  bereits  in  anderem  Zusammen- 
hange lierührten  Punkten  Itesehrünken  wir 
uns  hier  auf  wenige  Bemerkungen.  Der 
(irundsatz  des  Mare  liberum,  den  Hugo 
Orotius  einst  in  Bezug  auf  den  indischen 
Handel  und  die  ausschliesslichen  Ansprüche 
Spaniens  und  Portugals  (auf  Grund  der  zu 
ihren  Gunsten  vom  Papste  vorgenommenen 
Teilung  der  Erde)  geltend  machte,  ist  trotz 
des  Widerstandes,  den  ihm  England  ent- 
gegengesetzt hat,  im  wesentlichen  zu 
allgemeiner  Anerkennung  gelangt.  Das 
offene  Meer  ist  allen  Nationen  gemeinsam 
und  untersteht  koiner  Einzelherrschaft:  als 
natioualc  Gewässer  werden  nur  anerkannt 


die  Küstenzonen  bis  zu  der  Entfernung  von 
drei  Seemeilen  (einer  Kanonenschussweite) 
vom  Lande,  die  Flussmündungen,  Haffe, 
Buchten  von  höchstens  10  Seemeilen  Breite, 
die  nur  durch  Moeresstrassen  zugänglichen 
Binnenmeere,  wenn  dieselbeu  rings  von  dem 
Gebiete  eines  und  desselben  Staates  um- 
geben sind.  So  galt  das  Schwarze  Meer 
früher  für  Eigentum  der  Türkei,  dann  als 
Kussland  und  der  Türkei  gemeinschaftlich 
gehörend.  Im  Pariser  Friedensverträge  von 
1 8.*>*i  wurde  es  für  neutral  erklärt,  in  der 
Art,  dass  es  den  Kauffahrteischiffen  aller 
Nationen  frei  geöffnet  sein,  den  Kriegsschiffen 
al>er  gänzlich  verschlossen  sein  sollte.  Nur 
Russland  und  die  Türkei  sollten  für  den 
Küstendienst  eine  beschränkte  Anzahl  kleiner 
Kriegsschiffe  halten  dürfen,  und  jeder 
Vertragsmacht  steht  es  frei,  zwei  leichte 
Kriegsfahrzeuge  an  der  Donaumündung  zur 
I  Sicherung  der  Ausführung  der  von  der 
[  intelnationalen  Douauschiffahrtskommission 
getroffenen  Anordnungen  zu  stationieren. 
Russland  schüttelte  die  ihm  auferlegten 
Beschränkungen  in  Bezug  auf  das  Halten 
i  von  Kriegsschiffen  und  die  Anlegung  mili- 
'  tärischor  Arsenale  etc.  im  Jahre  IST'»  ab, 
1  und  durch  den  londoner  Vertrag  vom  13. 
'  März  1S71  wurden  denn  auch  die  Neutralität 
des  Schwarzen  Meeres  und  die  erwähnten 
Beschränkungen  für  beide  Teile  aufgehoben, 
die  freie  Handelsschiffahrt  für  alle  Nationen 
;al>or  wieder  liestätigt.  ßos|toms,  Mnrniara- 
inecr  und  Dardanellen  sind  unzweifelhaft 
:  türkische  Gewässer:  die  Türkei  ist  aber 
i  vertragsmässig  nicht  nur  lterechtigt,  sondern 
!  verpflichtet,  die  Meerengen  fremden 
Kriegsschiffen  mit  Ausnahme  gewisser  Fälle 
zu  verschliessen.  England  hat  lange  Zeit 
die  Herrschaft  über  die  Meeresteile  zwischen 
Grosshritannien  und  Irland  (Nordkanal, 
irische  See.  St.  Georgskanal)  und  den  Kanal 
von  Bristol  in  Anspruch  genommen,  in 
neuester  Zeit  jedoch  diesen  Standpunkt  nicht 
weiter  behauptet.  Praktische  Bedeutung 
haben  die  Eigentumsrechte  an  Meere-steilen 
überhaupt  meistens  nur,  wenn  es  sich  um 
ergiebige  Fischereigebiete  handelt.  Daher 
anch  die  Streitigkeiten  zwischen  England 
und  Amerika  in  betreff  des  Behringsmeeres. 
Hussland  hatte  dieses  im  Jahre  1NJ2,  als  es 
noch  Alaska  besass,  für  innre  clausuni  erklärt, 
was  aber  gerade  von  den  Vereinigten  Staaten 
entschieden  zurückgewiesen  wurde.  Gleich- 
wohl raachen  diese  jetzt  dasselbe  Prinein 
gegen  Englnnd  geltend.  —  Der  Seeraub 
wurde  noch  in  diesem  Jahrhundert  bis  zur 
I  Eroberung  Algiers  anch  in  den  europäischen 
i  Meeren  von  seiten  der  Barbaresken  syste- 
matisch betrieben,  und  mehrere  Staaten 
Messen  sich  dazu  herl>ei.  sich  von  dieser 
Plage  durch  Tributzahlung  an  die  Raub- 
staaten zu  befreien.    Gegenwärtig  ist  die 
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Piraterie  nur  noch  in  den  ostasiatischen 
Gewässern  von  grösserer  Bedeutung.  Die 
Piraten  gemessen  keinerlei  Rechtsschutz 
und  können  ohne  Rücksicht  auf  ihre  ur- 
sprüngliche Staatsangehörigkeit  vor  die  Ge- 
nehte  jedes  Staates  gestellt  werden.  Jedoch 
können  sie,  auch  wenn  auf  ihr  Verhrechen 
Todesstrafe  steht,  auf  einem  Kauffahrtei- 
schiffe als  Gefangene  nicht  getötet  werden, 
sondern  sie  sind  an  eine  staatliche  Behörde 
abzuliefern.  Nach  einem  Vertrage  vom  20. 
Dezember  1*41  zwischen  Preussen  (durch 
Vertrag  vom  2!).  März  1879  auf  das  Deutsche 
Reich  ausgedehnt).  England,  Oesterreich  und 
Ri  issland  werden  die  den  X  e  g  e  r  s  k  1  a  v  e  n  - 
hau  de]  betreil>endeu  Schiffe  als  Piraten- 
schiffe behandelt.  Auch  Schiffe,  die  ohne 
staatlich  anerkannte  Flagge  fahren  oder 
widerrechtlich  eine  Nationalflagge  führen 
und  unter  dieser  Gewaltakte  ausführen, 
werden  als  Piratensehiffe  lietraehtet.  Der 
letztere  Grundsatz  lflsst  bei  Bürgerkriegen 
sehr  verschiedene  Auffassungen  zu.  wie  sich 
die?»  besonders  hinsichtlich  der  Kaperschiffe 
der  konföderierten  amerikanischen  Süd- 
Btaaten  gezeigt  hat.  Die  Grenzen  zwischen 
Piraterie  und  Kaperei  sind  überhaupt  oft 
schwer  zu  ziehen.  Noch  im  vorigen  Jahr- 
hundert war  es  als  zulässig  anerkannt,  dass 
Privatpersonen,  deren  Rechte  von  einer 
anderen  Nation  verletzt  worden,  auch  im 
Frieden  (nach  der  französischen  Ordonnanz 
von  1081  durch  eine  lettre  de  manpic  et 
de  represaillos)  die  Ermächtigung  erhielten, 
sich  durch  Wegnahme  fremder  Schiffe  Ent- 
schädigung zu  verschaffen.  Gegenwärtig 
-werden  solche  Repressalien  im  Frieden  nur 
noch  von  Kriegsschiffen  ausgeübt.  Kaperei 
im  Kriege,  die  nur  auf  Grund  eines  ordnungs- 
mäßigen Kaperbriefes  stattfinden  darf,  artet 
häufig  zu  Seeraub  aus.  besonders  wenn  auch 
Fremde  sich  daran  beteiligen,  die  eben  nur 
den  Zweck  des  Beutemachens  verfolgen  und 
ein  patriotisches  Interesse  nicht  einmal  als 
Vorwand  nehmen  können.  Gegenwärtig 
gilt  das  Ausstellen  von  Kaperbriefen  für 
Fremde  als  unzulässig  und  die  neutralen 
Staaten  verbieten  daher  in  der  Regel  ihren 
Angehörigen  das  Annehmen  solcher.  Wer 
einem  solchen  Verbote  seines  Heimatstaates 
zuwider  mit  dem  Kaperbriefe  des  einen 
kriegführenden  Teiles  das  Raubgewerbe 
treibt,  wird  als  Pirat  behandelt :  ebenso  gilt 
als  Pirat,  wer  von  beiden  kriegführenden 
Parteien  Kaperbriefe  annimmt,  wer  unter 
falscher  Flagge  in  Aktion  tritt  und  sonst 
die  Kriegsgebränche  ausser  acut  lässt,  wer 
sich  mit  seiner  Beute  nicht  vor  einem 
Prisengerichte  stellt.  —  Auf  dem  Pariser 
Friodonskongress  von  lSöu'  haben  übrigens 
die  Vertragsmächte  durch  die  Deklaration 
vom  IG.  April  liSf>G  die  Kaperei  (la  course) 
für  ihren  Ted  abgeschafft,  und  seitdem  ist 


die  überwiegende  Mehrzald  der  übrigen 
Staaten  dieser  Erklärung  beigetreten.  Wichtig 
ist  die  Zurückhaltung  der  Vereinigten  Staaten, 
die  nur  dann  auf  die  Kaperei  verzichten 
wollen,  wenn  überhaupt  die  Cnverlotzliehkeit 
des  Privateigentums  auf  der  See  völkerrecht- 
lich anerkannt,  also  auch  das  See  beute  r- 
recht  der  Kriegsschiffe,  abgesehen  von  der 
Kriegskontrebande.  aufgegeben  wird.  Diese 
Beseitigung  eines  mit  dem  Landkriegsrecht 
in  Widerspruch  stehenden  Zustandes  traditio- 
noller Barbarei  ist  aber  bisher  noch  nicht 
allgemein  verwirklicht  worden,  weü  inj-  die 
Interessen  der  grossen  Seemächte  entgegen- 
stehen ;  doch  liaben  sowold  vertragsmäßige 
Ausschliessungen  (so  1871  zwischen  Italien 
und  den  Vereinigten  Staaten)  als  auch  ein- 
seitige Verzichtleistungen  auf  das  Soebouter- 
recht  stattgefunden,  und  zwar  letztere  nicht 
nur  unter  der  Bedingung  der  Rociprocität 
(lS(j(i  von  seiten  Oesterreichs),  sondern  auch 
ohne  diese  ( 1 870  von  Seiten  des  Norddeutschen 
Bundes,  jedoch  wegen  der  widerrechtlichen 
Verbrennung  deutscher  Schiffe  nur  bis  zum 
Ii).  Januar  1871).  Die  Seefischereifahrzeuge 
nehmen  nach  einem  allgemein  angenommenen 
Grundsatze  eine  Ausnahmestellung  ein  und 
bleiben  von  der  Aufbringung  verschont.  Im 
übrigen  sind  die  älteren  Regeln,  nach  denen 
auf  feindlichen  Schiffen  auch  neutrales  Gut 
und  auf  neutralen  Schiffen  feindliches  Gut 
weggenommen  werden  durfte  (an  der  letzteren 
hat  England  bis  1K.M  festgehalten),  durch 
die  Pariser  Deklaration  von  IS.')«,  der  fast 
alle  Staaten  ausdrücklich  beigetreten  sind, 
lieseitigt  und  die  Grundsätze  angenommen 
worden,  dass  die  neutrale  Flagge  die  feind- 
liche Ware  decke«  mit  Ausnahme  der 
Kriegskontrebande,  und  dass  neutrale 
Ware  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande 
unter  feindlicher  Flagge  nicht  weggenommen 
werden  dürfe.  Ob  neutrale  Schiffe  ohne 
Gefahr  mit  feindlichen  Waren  Küstenhandel 
zwischen  den  nicht  blockierten  Häfen  eines 
kriegführenden  Landes  treiben  dürfen,  wenn 
dieses  sich  im  Frieden  die  Küstenschiffahrt 
vorltehält,  ist  zweifelhaft.  Was  den  Begriff 
der  Kriegskontrebande  l)etrifft,  so  ist  er  noch 
ungenügend  begrenzt  und  auch  in  den  Ver- 
trägen zwischen  einzelnen  Staaten  nicht  gleich- 
inässig  festgestellt.  Allgemein  worden  Waffen 
'  und  Munition  als  Kriegskontrebande  aner- 
I  kannt ;  alier  auch  Rohstoffe  werden  hierher 
i  gewöhnet,  wenn  sie,  wie  früher  Salpeter 
I  und  Schwefel,  voraussichtlich  zur  Anfertigung 
'  von  Kriegsbedürfuissen  dienen;  ferner 
Pferde,  Dampfmaschinen  für  Kriegsschiffe 
und  namentlich  auch  Kohlen,  wenn  sie  für 
die  Versorgung  der  feindlichen  Kriegsseliiffe 
bestimmt  sind:  auch  ljebensmittei,  wenn 
sie  für  den  l'nterhalt  der  feindlichen  Streit- 
kräfte bestimmt  sind.  Feindliches  Staate- 
eigentum geniesst  überhaupt  nicht  den  Schutz 
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der  neutralen  Flagge.  Nach  Perols  sehliesst  I  mnng  gelten  und  dadurch  das  "Visitationsrecht 
die  Bestimmung  des  Schiffes  nach  einem  I  der    kriegführenden    Staaten  aufgehoben 
neutralen  Hafen  den  Thatbcstand  der  Kriegs-  |  worden.    Indes  hat  Kngland  diese  Regel 
kontreltande  nicht  aus,  wenn  die  Absieht !  nicht  allgemein  anerkannt  und  in  dem  Ver- 
erkemdtar  ist,  Gegenstände  der  Kriegskontre-  trage  mit  Kussland  v.  17.  Juli  1801  noch 
bände  von  dort  aus  dem  Feinde  zuzuführen.  |  Itesondcre  Sicherheiten  ausbedungen.  Ueber- 
Knglische  Autoritäten  haben  sieh  allerdings 1  haupt  macht  England  in  allen  seekriegs- 
gegeu  dieses  Prineip  ausgesprochen,  in  der  •  rechtlichen  Fragen  no<  h  immer  in  hohem 
Praxis  alter  wird  es  von  England  befolgt.  '  Masse  das  Recht  des  Stärkeren  geltend  und 
wie  die  Aufbringimg  des  deutschen  Dampfers  es  wird  eine  rücksichtsvollere  Behandlung 
»Rundesrat'  (der  übrigens  gar  keine  Kriegs-  nur  solchen  neutralen  Staaten  zu  teil  weitlen 
kontrebande  geladen  halte)  im   Südafrika-  lassen,  die  ihm  nötigenfalls  mit  einer  Achtung 
nischen   Kriege   wiexler  bewiesen  hat.  —  gebietenden  Seemacht  entgegentreten  können. 
Als   Repressalie  oder  Kriegsvorbcreiturigs- 1      Schliesslich  erwähnen  wir  alseine  für 
inassieg.  l  wird  auch  das  Embargo  ange-  die    Schiffahrt    wichtige  Einrichtung,  die 
wandt,  die  Zurückhaltung  oder  vorläufige ,  auch  völkerrechtliche  Fragen  berührt,  die 
Beschlagnahme  der  in  den  Hafen  und  (ie-  (Quarantäne,    die    Verhinderung  der 
wässern    eines  Staates   sieh  aufhaltenden  |  Landung  der  Schiffe  und  die  gesundheits- 
Kauffahrteischiffe  eines  anderen  Staates  oder  [  polizeiliche  Ceherwachung  derselben  zu  dem 
auch  (Genoralombargo)  die  Zurückhaltung  Zwecke,  die  Verbreitung  ansteckender  Krank- 
aller fremden  Handelsschiffe,  die  sich  indes  heiten.  namentlich  der  Pest,  der  Cholera 
die  Neutralen  jedenfalls  nur  auf  kurze  Zeit  j  und    des    geUten    Fiebers  zu  verhindern, 
als  Polizeimassregel  gefallen  lassen  weilen.  Sie  soll  zuerst  in  Venedig  aus  Anlas»  der 
Die   Blockade   ist   wesentlich   nur  eine  furchtltaren  Epidemie  des  schwarzen  Todes* 
Kriegsiuassrogel :  die  sogenannte  Friedens-  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  eingeführt 
blockade  wird  nur  ein  machtloser  Staat  ohne  wollen  sein  und  sie  hat  überhaupt  in  den 
Kriegserklärung  hinnehmen  und  die  Stellung  Mittelmeerhäfen    hauptsächlich    ihre  Aus- 
der   Neutralen   dazu   ist   sehr  zweifelkaft.  bildung  erlangt.    Früher  dauerte  dort  diu 
Die  Blockade  besteht  in  der  Absperrung  der  Beohachtungszeit  mit  strenger  Absi>errung 
Küste  eines  feindlichen  Lindes  oder  eines  -5  Tage,  wenn  das  Schilf  ans  einem  ver- 
Itcstimmten  Teiles  dosseilten  durch  Kriegs- ,  dächtigen,  80  Tage,  wenn  es  aus  einem 
schiffe;  sie  bildet  also  eine  weitgehende  infizierten  Orte  kam,  und  00  Tage,  wenn 
Beschränkung  des  Handels  der  neutralen  '  es  die  Pest  an  Bord  hatte.    In  der  neueren 
Schiffe,    die  der   Wegnahme  unterliegen, 
wenn  sie  den  Bruch  der  Blockade  versuchen. 
Jedoch  muss  den  Neutralen  die  Bloekade- 
orklärung  bekannt  gemacht  und  den  Schiffen 
eine  Frist  für  das  Auslaufen  gewährt  werden ; 
auch  ist  die  Anzeige  der  Aufhebung  der 
Blockade  herkömmlich.  Vor  allem  aber  muss 
sie,  um  von  den  Neutralen  anerkannt  zu 
werden,  effektiv  sein.  d.  h.  durch  eine 
hinreichende  Macht  ausgeübt  werden,  so 
dass  ein  Versuch,  sie  zu  brechen,  immer 
mit  Gefahr  verbunden  ist,  wenn  er  auch 
zuweilen  gelingen  mag.    Durch  die  Pariser 
Deklaration  von  1  S<r»G  ist  diese  Bediugung 
allgemein   völkerrechtlicher  Grundsatz  ge- 
worden. —  Den  Kriegsschiffen  der  krieg- 
führenden   Parteien    steht    den  neutralen 
Handelsschiffen  gegenüber  auch  das  Recht 
der  Visitation  oder  Durchsuchung  zu, 
um  zu  ermitteln,  ob  sie  Kriegskontrebande 
«ler  Eigentum  des  feindlichen  Staates  an 
Bord  haben  oder  eine  Blockade  brechen 
wollen  oder  gehrochen  haben.    Die  Durch- 
suchung darf  auf  hoher  See  und  in  feind- 
lichen Gewässern,  nicht  aber  in  nationalen 
Gewässern  der  Neutralen  ausgeübt  werden. 
Werden  die  neutralen  Handelsschiffe  durch 
ein  Convoi  neutraler  Kriegsschiffe  geleitet, 
so  soll  dies  als  eine  Garantie  für  die  Er- 
laubtheit ihrer  Undung  und  ihrer  Bestim- 


Zeit  sind  die  Fristen  verkürzt  worden  und 
man  hat  durch  internationale  Verhandlungen 
ein  einheitliche  s  Verfahren  herzustellen  ge- 
sucht, was  aber  noch  immer  nicht  gelungen 
ist.  Im  allgemeinen  müssen  sich  die  Schiffe, 
■  die  aus  einem  verdächtigen  Hafen  kommen, 
1  mit  einem  Gcsundheits|tasse  verschen,  und 
)  manche   Staaten   verlangen  eineu  solchen 
überhaupt  von  allen  ankommenden  Schiffen. 
Den  Kriegsschiffen  sind  von  einigen  Staaten 
hinsichtlich  der  yuarantänemassregeln  be- 
sondere Vergünstigungen  bewilligt. 


II. 

Statistik. 

1.  Allgemeine«.  2.  Deutschland.  3.  Bri- 
tisches Reich.  4.  Frankreich.  5.  Andere  Länder. 
6.  Uebersichten. 

1.  Allgemeine*.  Die  Schwierigkeit 
einer  vergleichenden  internationalen  Statistik 
der  Schiffahrt  liegt  hauptsäcldich  in  der 
Verschiedenheit  der  Bestimmung  des  Tonnon- 
gchaltes  der  Schiffe  in  den  einzelnen 
Staaten  und  in  der  Verschiedenheit  der 
unteren  Grenze  der  Grösse,  bis  zu  der  die 
Schiffe  als  Bestandteile  der  Handelsmarine 
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mitgerechnet  werden.  In  der  ersteren  Be- 
ziehung ist  allerdings  in  der  neueren  Zeit 
durch  die  allgemeine  Annahme  des  eng- 
lischen (Mooraomscheu)  Vermessungssystenis 
ein  grosser  Fortschritt  zur  Oleichmassigkeit 
erzielt  worden.  Es  bleiben  jedoch  bei  der 
Bestimmung  des  Nettorauuigehalts,  nament- 
lich der  Dampfschiffe ,  noch  immer  erheb- 
liche Unterschiede  bestehen.  Im  Jahre  1873 
hat  diese  Angelegenheit  den  Gegenstand 
der  Beratungen  einer  in  Konstantinopel  ver- 
sammelten internationalen  Kommission  ge- 
bildet. Die  Tonne,  als  Gewicht  in  England 
zu  20  ('entnern  (jedoch  auch  zu  2000  Pfd. 
a.  d.  p.),  in  Deutschland  zu  1000  kg  ge- 
rechnet, ist  bei  der  Schiffsvermessung  wie- 
der zu  einem  Raummass  geworden,  was  sie 
ja  auch  ursprünglich  war.  Die  englische 
Registertonne  ist  —  100  engl.  Kubikfuss 
oder  2,83  cbm.  Nach  den  älteren  Systemen 
wurde  aber  der  Baumgehalt  der  Schiffe 
nur  sehr  summarisch  mit  Hilfe  von  wenigen 
Messungen  bestimmt  (das  preussische  Ver- 
fahren nach  der  Instruktion  von  1816  be- 
ruhte auf  5  Messungen)  unter  Annahme 
einer  typischen  Form  des  Schiffes;  nach 
dein  Moorsomschcii  System  -aber  wird  eine 
grosse  Anzahl  von  Messungen  vorgenommen, 
aus  denen  sich  auch  bei  grossen  Verschie- 
denheiten im  Bau  der  Schiffe  verhältnis- 
mässig genaue  Resultate  ableiten  lassen. 
Das  deutsche  Verfahren  nach  den  'Vor- 
schriften von  Inns  ist  übrigens  noch  ge- 
nauer als  das  englische,  da  jenes  7,  letzteres 
aber  nur  5  Abstufungen  der  Länge  des  Ver- 
messungsdecks unterscheidet.  Indes  sind 
die  durch  solche  Verschiedenheiten  der 
Methode  entstehenden  Abweichungen  der 
Ergebnisse  von  geringem  Belange:  liaupt- 
säehlich  kommt  es  darauf  an.  wie  der  für 
die  Trausportleistungsfähigkeit  des  Scliiffes 
entscheidende  Xettoraumgehalt  desselben  be- 
stimmt wird,  nämlich  derjenige,  der  nach 
Abzug  der  für  die  Unterbringung  der  Mann- 
schaft und  für  die  Xavigierung  und  Be- 
dienung des  Schiffes  erforderlichen  Räume, 
vor  allem  aber  der  Maschinen-  und  Kohlen- 
räume der  Dampfschiffe  übrig  bleibt.  — 
Die  ersteren  Räumlichkeiten .  von  denen 
schon  in  dem  eisten  Abschnitt  die  Rede 
war,  kommen  bei  Segel-  und  Dampfschiffen 
in  Betracht  und  verursachen  keim?  grossen 
Unterschiede  in  den  Messungsergebnissen, 
selbst  wenn  sie  ganz  unberücksichtigt  bleiben, 
da  sie  l»ei  grosseren  Schiffen  nur  .V-0  Pro- 
zent des  Bruttoraumes  einnehmen.  Was 
die  Dampfschiffe  l»etrifft,  so  wird  nach  der 
engliscbou  Regel  der  eigentliche  Maschinen- 
und  Kesselraum  gemessen,  und  wenn  dieser 
in  gewiss«  !!  Verhältnissen  zum  Bruttorauinc 
steht,  werden  bei  Schraubenseh iffen  32  Pro- 
zent, bei  Rätlerschiffen  37  Prozent  des  letz- 
teren abgezogen;  werden  aber  die  Grenzen 


jener  bestimmten  Verhältnisse  zum  Brutto- 
raunie  überschritten,  so  werden  zu  dem  ge- 
messenen Maschinenräume  bei  Räderschiften 
noch  75  Prozent,  bei  Schraubenschiffen  noch 
50  Prozent  zugeschlagen,  und  die  so  erhal- 
tene Summe  bildet  den  ganzen  für  Ma- 
schinen und  Kohlenbehälter  abziehl>arcn 
Raum. 

Nach  der  sogenannten  Douauregel  wird 
diese  letztere  Berechnungsalt  in  allen  Fällen 
angewandt,  jedoch  mit  der  Beschränkung, 
dass  niemals  mehr  als  50  Prozent  des 
Bruttoraumes  abgezogen  werden  können. 
Nach  der  (auch  im  Auslande  sogenannten) 
deutschen  Regel  werden  der  Maschinen- 
uud  Kesselraum,  der  Tunnel  der  Schrauben- 
welle und  die  dauernd  zur  Aufnahme  von 
Heizungsmaterial  eingerichteten  Behälter 
wirklich  gemessen  und  dieser  Raum  bis  zu 
der  oberen  Greuze  von  50  Prozent  des 
Bruttoraumes  in  Abzug  gebracht.  Die  deut- 
sche Regel  giebt  unzweifelhaft  die  genauesten 
Resultate,  und  zwar  sind  die  nach  ihr  be- 
rechneten Abzüge  kleiner  als  nach  den 
beiden  anderen  Regeln.  Nach  Kiaer  betragt 
der  Xettoraum  der  Dampfer  durchschnittlich 
nach  der  englischen  Regel  63,8  Prozent, 
nach  der  Donauregel  60,5  Prozent .  nach 
der  deutschen  aber  71,1  Prozent  des  Brutto- 
raumes. Deutschland  hat  aber,  wie  bereits 
oben  erwähnt,  diese  Regel  1805  aufgegeben 
und  die  englische  angenommen,  die  jetzt 
auch  von  Schweden  und  Dänemark  ange- 
wandt wird.  Dagegen  haben  Norwegen. 
Belgien,  Italien,  Üesterreieh-Uugarn.  Ruß- 
land und  principiell  auch  Frankreich  noch 
die  deutsche  Regel  uud  Kiaer  hat  nach  ihr 
in  seiner  internationalen  Schiffahrtsstatistik 
die  Tonnenangaben  der  übrigen  I  Binder  um- 
gerechnet, was  sich  freilich  nur  näherungs- 
weise  ausführen  Hess. 

Was  die  Tragfähigkeit  eines  Scliiffes  dem 
Gewichte  nach  betrifft,  so  rechnet  mau  durch- 
schnittlich auf  eine  Registertonne  Nettoraum 
I<ei  Segelschiffen  l1  »,  bei  Dampfschiffen 
etwa  1;;  i  Gewichtstonne  (zu  100D  kg)  Iai- 
dung  an  schweren,  d.  h.  nicht  siiorrigen 
Waren.  Bei  der  Vergleichimg  der  ljcistungs- 
fäliigkeit  der  Segel-  uud  der  Dampfschiffe 
muss  auch  beachtet  werden ,  dass  letztere 
durchschnittlich  jährlich  einen  drei-  bis  vier- 
mal grösseren  Weg  zurücklegen  als  erstere, 
dass  also  ihr  Tonnengehalt  mindestens  ver- 
dreifacht weiden  muss.  wenn  man  ihn  mit 
Rücksicht  auf  die  Trnnsportwirkung  mit 
dem  der  Segelschiffe  kommensurabel  machen 
will. 

2.  Deutschlund.  In  Preussen  wurde 
durch  die  Kabinettsordre  v.  25.  Septemt>er 
1815  die  Kost  von  4000  Berliner  Ptund  als 
Einheit  der  Schiffsmessung  vorgeschrieben, 
an  deren  Stelle  das  G.  v.  17.  Mai  1856  die 
J^ast  von  4000  Zollpfund  setzte.  In  Deutsch- 
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land  ist  seit  1872  die  englische  Register- 
tonne eingeführt.  In  der  Seeschiffahrts- 
statistik des  Deutschen  Reichs  werden  nur 
die  Schiffe  berücksichtigt,  deren  Brutto- 
raumgehalt  50  cbni  —  17,65  Registertons 
übersteigt.')  Der  Be^taud  an  solchen  und 
der  Gehalt  in  Registertons  (vor  1896  netto 
na<  h  der  deutsehen  Regel,  dann  brutto)  am 
1.  Januar  jedes  Jahres  war  folgender: 


Jahr 

Segelschiffe 

Dampfschiffe 

Zahl 

Tonnen 

Zahl 

Tonnen 

IRK» 

2318 

596  428 

1223 

1  674  S67 

1898 

2346 

579967 

117t 

1  565  848 

1897 

2396 

596241 

1 126 

1  427  918 

1896 

2388 

618417 

1068 

t  31«»  060 

1892 

2698 

704  274 

94« 

76471: 

1890 

2779 

702  810 

815 

617  911 

1888 

3094 

769818 

7'7 

47a  364 

188« 

347« 

861  844 

664 

420605 

1881 

4246 

965  767 

414 

215  758 

1876 

4426 

901  313 

3'9 

183  569 

1871 

4372 

900  361 

147 

81  994 

Weniger  als  1  Jahr  alt  waren  von  den 
Segelschiffen  66  (mit  »867  R.-T.),  Ton  den  Dampf- 
schiffen 65  (mit  133285  R.-T/t;  40-50  Jahro 
alt  waren  137  Segelschiffe  (8921  R.-T  )  und 
15  Dampfschiffe  (4583  R.-T.};  89  Segelschiffe 
(4732  R.-T.)  und  1  Dampfer  (292  R.-T.}  waren 
über  50  Jahre  alt.  Die  Dampfer  wnrcu  bis 
auf  9  ganz  aus  Eisen  und  Stahl  gebaut,  wäh- 
rend von  den  Segelschiffen  nur  4iy  aus  diesem 
Material  bestanden. 

Die  Verteilung  der  Schiffe  auf  die  Einzel- 
staaten war  folgende: 


St*at 

Preussen 

Mecklenburg 

Oldenburg 

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 


Segelschiffe 


Zahl 

1  544 

5o 
218 

1 

146 
359 


Tonnen 
91  789 
27  076 
70055 
463 
191  266 
215  779 


Dampfschiffe 
Zahl 
494 

31 

18 

26 
256 
39» 


1 onnen 

299  7 1 7 
1942t 
10  357 
14040 
478  299 
852  733 


Dir  der  selbständigen  Bewegung  nicht 
fähigen  Schleppschiffe  (1899  172  mit  46  568  T.) 
sind  nicht  mitgerechnet. 

Die  Zahl  und  der  Toiinengehalt  der  Dampf- 
schiffe hat  also  seit  1871  in  bedeutend  stärkerem 
Verhältnisse  zugenommen .  als  beides  hei  den 
Segelschiffen  zurückgegangen  ist.  Die  Stärke 
der  Besatzung  der  Segelschiffe;  sank  von  34  739 
Mann  im  Jahre  1871  auf  13  550  im  Jahre  1899. 
während  die  der  Dampfschiffe  von  4736  auf 
29  111  Mann  stieg,  sodass  im  ganzen  sich  noch 
eine  Zunahme  der  Besatzung  ersieht. 

Der  Schiffsgattnnir  nach  waren  am  1.  Januar 
1899  vorhanden:  50  Raderdampfer  (13007  R.-T. 
brutto.  6589  R.-T.  netto).  1173  Scbranben- 
dainpfer  (16615«)  R -T.  brutto,  1031802  R.-T. 
netto},  darunter  127  zu  Fischereizwecken  dienende 
Dampfer,  152  (Segel- »VolUchiffc  (278508  R  -T. 
brutto,  264679  R -T.  nettui,  217  Barken  (213275 
R.-T.  brutto,  202199  R.-T.  netto),  Schooner- 
barken  und  dreiniastige  Schooner  33  (10752  R.-T. 
brutto,  9682  R.-T.  netto},  Briggcn  23  (5457 
R.-T.  brutto.  5301  R.-T.  uetto),  andere  zweimastiire 
Schiffe  1336  (  71805  R.-T.  brutto,  60722  R.-T. 
netto;,  einmastige  Schiffe  557  (40836  R.-T.  brutto, 
34  29«  R.-T.  netto.t. 

Der  Grosse  nach  verhielten  sich  1899  die 
Schiffe  wie  foljrt : 


Unter  den  preussisehen  Dampfern  befanden 
sich  auch  vier  Rheinseeschiffe,  die  bis  Köln 
fahren. 

Im  Jahre  1899  wurden  angemustert  18748 
Vollmatrosen  (3317  im  Ostsee-,  15  431  im  Nord- 
seeirebiet}  und  2  455  unbefahrene  Schiffsjungen 
(662  im  Ostsee-,  175)3  im  Nordseegebiet  1.  In 
den  Jahren  1874  und  1875  betrugen  die  ent- 
sprechenden Zahlen  durchschnittlich  12210  und 
2318  und  sie  haben  nur  in  der  ersten  Hiilfte 
der  achtziger  Jahre  eine  rückgängige  Bewegung 
gezeigt.  Die  Monatshener  für  die  ersteren  be- 
trug bei  freier  Beköstigung  durchschnittlich  im 
Ostseegebiete  52,38,  im  Nordseegebiete  58,79  M., 
für  die  letzteren  im  Ostseegebiete  18,27.  im 
Nordseegebiete  13,35  M.  Ihren  tiefsten  Stund 
erreichte  die  Heuer  18X7:  für  Vollmatrosen  in 
der  Ostsee  39.11  M.,  in  der  Nordsee  46,21  M. 

Die  Bedeutung  des  gesamten  Seeverkehrs 
zu  Haudelszwccken  in  den  deutschen  Häfen  er- 
giebt  sich  aus  der  folgenden  [Übersicht. 

Zahl  und  Nettoraunigchalt  (in  Reg.-Tons)  der 
zu  Handelszwecken  angekommenen  Seeschiffe. 


Reg.-Tons 

Segel 

schiffe 

Dampfschiffe 

brutto 

Zahl 

Tonnen 

Zahl 

Tonnen 

unter  50 

>4«3 

43  702 

69 

2370 

50-100 

365 

25  839 

77 

5421 

100- -200 

104 

14707 

208 

30910 

200  -300 

37 

8903 

59 

14363 

300—400 

31 

10  645 

7 

13  102 

400—500 

24 

10  912 

39 

«7  635 

500-  600 

21 

• '  253 

44 

24314 

«00—1000 

66 

52  656 

192 

151  246 

1000-1400 

104 

126  031 

92 

109  968 

1400—2000 

107 

177  429 

>°3 

172096 

201 10-5000 

46 

««4341 

247 

754614 

5000  11.  mehr 

56 

377  528 

r  .  Schiffe 
Jftnr  mit  Ladung  1 

1873       39  455 

1876  80   41  645 

1890       54  834 

1898       74  954 

Abgegangene 
1873       31  040        4  185 
187680   34288  4834 
1890       46^12  9093 
1898       64187       12  010 


1000  T. 
5  601 
6430 
12  016 
16  484 


Schiffe 
im  Ballast  1000  T. 
8  549 


9405 
10041 

1 1  660 

Schiffe : 

«5643 
16  518 
18406 
23  450 


639 
7ii 
1065 
1221 

1916 
2340 
4018 
5803 


Angekommene  deutsche  Schiffe: 
1873       24  085        2  652         6  447 
1876  80    27645        2857  7076 
1890       38979        6207  7963 
1898       55  552        8  748         9  462 

Abgegangene  deutsche  Schiffe: 
1873       «0906        2225  8904 
187«  80   24276        2446  10004 
1890       35  94»        5  312  12071 
1898        50899        7660        is  193 


347 
367 
686 

779 


741 
808 
1501 
2025 


')  Alle  folgenden  Angaben  Uber  den  Tonnen- !  gehalt,  wenn  nicht  ausdrücklich  bemerkt  ist. 
gehalt  der  Schiffe  beziehen  sich  anf  den  Netto-  \  das*  es  sich  um  den  Bruttogehalt  handelt. 
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wo 


1873 

1890 
1WW 


Angekommene  fremde  Schiffe: 


•5  37o 

2949 

2  102 

292 

14  000 

3  573 

2329 

344 

'5855 

5809 

2078 

479 

19402 

7  736 

2  198 

442 

Abgegangene  fremde  Schiff« 


1873 

10134 

1  9*1 

6  739 

1175 

187«  «0 

10012 

2388 

6514 

1532 

18Ü0 

10571 

3  78' 

7  335 

25>7 

1898 

13288 

4  350 

8257 

3778 

Angekommene  deutsch«  Dampfsch 

iffe: 

187:i 

3  3*8 

I  258 

3'2 

63 

187«  80 

<  588 

1  496 

115 

1890 

17  S06 

5  °93 

1  256 

367 

32  634 

7  SOS 

1  084 

460 

Angekommene  fremde  Dampfschiffe: 

1873         4  410  1  7«;6  402  189 

187«  HO     5484  2491  471  248 

1890         8595  4966  957  4'o 

1898        1 1 073  6  749  5S3  365 


35S 

337 

506 

/OS 


Schiffe 

1873 

16  059 

6>9 

6382 

187«  HO 

21 178 

»35 

6  S90 

1890 

31 S90 

2059 

8083 

im 

4365s 

vüu  dies 

3276 

9  622 

eu  waren 

deutsche: 

im* 

4»  935 

3018 

8  752 

Von  den  im  Juhre  1898 
fremden  Schiffen  wuren  u.  a. 

mit 


britische  .    .  . 

dänische  .    .  . 

schwedische .  . 
norwegische 
niederländische 

russisc  he .    .  . 

französische .  . 

Von  den  im 
angekommenen  S< 

(1r08sbrit.11.  Irland 
Dänemark 
Schweden 
Norwegen  . 
Niederlande  . 
Husaland,  Norden 
„  Süden 
Belgien   .    .  . 
Frankreich  .  . 
Spanien  .    .  . 
Portugal  .    .  . 
Italien    .    .    .  . 
Rumänien    .    .  . 
Vereinigt  Staaten 
Brit.  Nordamerika 
Mexico    .    .    .  . 
Westind.  Inseln  . 
Brasilien .    .    .  . 
Urng.,  Argentinien 

Chile  

Oftindien  .  .  . 
China  und  Japan 


Ludum 

5  3&5 
5  °78 
4233 

1  635 
2273 

522 

8t 


1000 
T. 
4441 

860 
1  006 
695 
33i 
197 
79 


mit 
Ballast 
21 1 
1  189 
180 
114 
436 
42 
1 


1000 
T 

•95 

93 
38 

S? 
36 

16 
2 


fahre  1898  au»  dem  Ausland« 
hiffen  kamen  n.  a.  aus: 

7  797  4037 

6 135  841 

5  774  1  189 

1  488  402 

•  586  307 

>  5'2  554 

236  344 

338  206 

140  105 

152  120 

124  74 

75  75 

33  41 

1  u6  2638 

28  59 

%  8 

151  213 

188  318 

•35  253 

209  420 

50  '36 


119 

543 
109 

35 
99 
_59 

24 

42 
i 


35 

37 

— 

— 

24 

78 

- 

— 

111 

120 

-- 

— 

äfen  ki 

tuien  1898 

an : 

9273 

6  770  1 

407 

437 

828 

183 

180 

8 

4  548 

1  469 

84 

22 

2  (.89 

1  198 

90 

78 

1  995 

822 

9«; 

26 

2  961 

49S 

65 

7 

2  692 

543 

64 

12 

1  577 

547 

215 

118 

1  504 

34o 

22 

8 

1  707 

334 

3l 

" 

1  973 

188 

70 

-> 

703 

33S 

14 

2 

37o 

101 

378 

166 

2  292 

332 

'39 

8 

555 

angekommenen 


•35 
16? 

3° 
»7 
56 
32 

3i 
39 
1 


Afrika  am  mittell. 

Meer    .   .  . 
Capland  u.  Natal 
Sonst.  Afrika  (ohne 

Schutzgeb.}  .  . 

In  den  Ilanpthäfei 
Hamburg    .    .  . 
Altona    .   .  . 
Stettin  .... 
Bremerhafeu  . 
Bremen   .    .  . 

Kiel  

Lübeck  ... 
Danzigi  Neufahrw. 
Königsberg  .  .  . 
i  Rostock  .  .  .  . 
Flensburg  .  .  . 
Swinemüiide  .  . 
Memel  .... 
Geestemünde   .  . 

Im  allgemeinen  zeigt  sieb,  das«  weit  mehr 
i  Schiffe  in  Ballast  (oder  leer)  abgehen  als  an- 
kommen. Bei  den  fremden  Schiffen  ist  das 
Verhältnis  der  leeren  zu  den  beludenen  sowohl 
bei  der  Ausfahrt  als  bei  der  Ankunft  bedeutend 
ungünstiger  als  bei  den  deutschen.  Je  ent- 
fernter die  Herkunft»-  oder  Bestimmungsländer 
sind,  nm  so  seltener  sind  die  in  Ballast  fahren- 
den Schiffe.  Kei  den  einzelnen  Häfen  ist  da« 
Verhältnis  der  leer  uud  beladen  fahrenden  Schiffe 
ansserorden 1 1  ich  verschieden . 

Die  Zahl  der  verunglückten  deutschen 
Schiffe  Unit  gänzlichem  Verlust!  betrug  durch- 
schnittlich in  den  Jahren  187«  SO  11)1  mit  42289 
T..  1881  85  187  mit  61  507  T..  188«  147  mit 
4902«  T,  1887  173  mit  51  788  T.,  1S88  158 
mit  51  544  T.T  1889  11«  mit  39  05«  T.,  1890  92 
mit  34  459  T.,  1895  155  mit  «0570  T.,  1897 
74  mit  28  037  T. 

Auf  deutschen  Werften  wurden  See-Handels- 
schiffe fertiggestellt 

für  deutsche  für  fremde 

Rechnung 
Zahl        R.-T.  hr.      Zahl     R.-T.  br. 
1899        252  185105         5s  24796 

1898  151  131  365         27  23500 
Von  diesen  waren  Dampfschiffe 

1899  177  173848  45  22890 
1898         94         121  393         26  23309 

Zur  Statistik  der  früheren  Schiffahrtsver- 
hältnisse stellen  wir  nur  einige  Hauptzahlen 
zusammen.  Die  Zahl  und  der  Tonnengehalt 
der  Handelsmarine  Preussens  in  seinem  alten 
Bestände  war  (die  prenssische  Last  von  400Ü 
Pfd.  =  rund  l't  Rcg.-Tonnel 
1000 


5  1  Jahr  Schiffe 


18«8 
18«5 
18(50 
1855 
1850 
1845 


1365 

1200 
1693 
1430 

138b 


cg.-T 
300 
270 
256 
220 
211 
17« 


Jahr  Schiffe 


1840 
1835 
1830 
1825 
1820 
181« 


725 
617 

576 
705 
77« 


1000 
Reg.-T. 

'45 

108 

ll3 
87 

109 
1  »7 


Der  starke  Rückgang  der  Zahl  der  Schiffe 
im  Jahre  1865  beruht  darauf,  daas  von  diesem 
Jahre  ab  allgemein  nur  die  gemäss 
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gesetzbuch  in  das  Schiffsregister  eingetragenen  1 
Schiffe  iu  der  Statistik  berücksichtigt  wurden. 
Die  grosse  Vermehrung  im  Jahre  1845  im  Ver- 
gleich mit  1840  ist  dadurch  entHtanden.  dass 
erst  von  1842  ab  auch  die  Küstenschiffe  mit  iu 
die  Statistik  aufgenommen  wurden.  Die  Ab- 
grenzung der  Küstenschifl'e  wurde  erst  durch 
die  Kabinet  tsordre  v.  30.  Mai  1843  in  der  Art 
bestimmt,  dass  nur  Schiffe  von  höchstens  25 
Last  Tragfähigkeit  dazu  zu  rechnen  seien.  Für 
diese  wurden  die  Hafengelder  und  Schiffuhrts- 
abgaben  auf  ein  Drittel  der  sonst  geltenden 
Taxen  |"ür  die  Tonne  herabgesetzt  und  eine 
weitere  Ermässigung  fand  im  Jahre  1863  statt. 
Die  oben  mit  eingerechnete  Zahl  der  Kilsten- 
schiffe  in  diesem  Sinne  betrug  18»i0  633  mit 
822o  Last.  1855  160  mit  012O  Last.  1850  541 
mit  7469  Last. 

Im  Jahre  1805  besassen  die  preussischen 
Ostseeprovinzen  663  Schiffe  mit  70010  Last, 
wozu  aber  noch  zum  Vergleich  mit  dem  späte- 
ren Bestände  439  Schifte  mit  20  879  Last  zu 
rechnen  sind,  die  zu  dein  späteren  Regierungs- 
bezirk Stralsund  gehörten.  Die  Zahl  der  Dampf- , 
Seeschiffe  betrug  in  Preussen  18J5  19  mit  900 
Reg.-T..  1851  30  mit  1800  Reg.-T.,  1857  50 
mit  4300  Reg.-T.,  1  Sliö  .V.»  mit  5560  Reg.-T. 

Der  Bestaud  der  Reederei  Hamburgs  an 
Seeschiffen  betrug  am  1.  Jaunar  Reg.-T.  netto; 


Die  Reederei  Bremens  wies  an  Schiffen 
auf  (1898  s  o.): 


Jahr 

Segel- 

WOO 

Dampf- 

1000 

schiffe 

Reg.-T. 

schiffe 

Reg.-T 

1889 

22J 

201 

118 

124 

1885 

*  2<;o 

112 

102 

lsso 

253 

202 

67 

89 

1875 

190 

122 

49 

65 

1871 

253 

131 

27 

42 

Die  gesamte  Tonnenzahl  der  Schifte  Bremens 
betrug  1850  55  OOS;  1845  50  539:  IH4U  HS»  71 1 : 
1835  24  988 :  1830  li>  048;  1825  15  301» :  1820 
16  533;  1816  20056. 

Die  Zahl  der  in  Bremen  eingelaufenen  See- 
schiffe betrug  (1898  s.  0.1: 


Jahr 

1900 
1892 
1885 
1880 
1875 
1870 

1SJ00 
1885 
1880 
1875 


Schiffe 

726 

578 
4S1 
496 
442 
473 
i:  Itter 
430 
1S7 
128 
102 


1000 

Reg.-T 
857 
553 
319 
24b 
216 
»91 

diesen  waren 


Jahr  Schifte 


1865 
18*50 
185Ö 
1850 
1845 
1837 


678 
187 
99 
90 


1870 
18(10 
1850 
1846 


530 
483 

286 
206 
146 

Dampfschiffe 


37 
17 

2 


1000 
Reg.-T. 
»79 
140 
120 
62 
40 
26 

32 
10 

2,8 
0,6 


Jahr 

Schiffe  1000 

Schiffe 

KHK) 

beladen  Reg.-T. 

in  Ballast  Reg.-T 

1885 

952  93.4 

99 

7.5 

1880 

9' 7  57.6 

76 

4,6 

1875 

715  42.6 

44 

2,0 

1873 

to6i  40,7 

35 

In 

Bremerhaven  kamen 

au : 

1885 

108s           82 1 

173 

43.2 

1880 

1198  831 

199 

22,1 

1875 

iti2  564 

73 

•3.7 

1873 

1303  689 

49 

11,8 

In  beiden  Hafen  war  die  Zahl  der  in  Ballast 
abfahrenden  Schiffe  immer  weit  grösser  als  die 
der  unbeladen  unkommenden. 

Die  Zahl  der  Lübecker  Schiffe  betrug 

il898  s.  0.)  ; 

Jahr  Segelschiffe  Reg.-T.  Dampfschiffe  Reg.-T. 


Im  Jahre  1899  kamen  in  Hamburg  an :  be- 
laden 9851  Seeschifte  mit  7  180  255  Reg.-T.,  in 
Ballast  3461  Schiffe  mit  585  695  Reg.-T.;  es 
fuhren  ab:  beladen  10096  Schiffe  mit  5  373  072 
Reg.-T.,  in  Ballast  3240  Schiffe  mit  2  406  635 
Reg.-T.  Die  Zahl  und  Tragfähigkeit  der  be- 
laden oder  leer  angekommenen  Schiffe  betrug 
durchschnittlich  jährlich  iu  den  Perioden 


.  .     Ange-  1000 
l  enode  kommen  Reg  -T. 
1876/80    5582  2399 
1871  75    5421  2013 
186V70    5092  1261 


***  Ä  SS. 


185160 
1846  50 
1841/45 


4649  756 
3763  462 
3462  393 


Für  die  abgegangenen  Schiffe  ergeben  sich 
im  Durchschnitt  ans  mehrereu  Jahren  natürlich 
immer  annähernd  dieselben  Zahlen,  wie  für  die 
angekommenen. 

In  den  Jahren  1836—40  betrug  die  Durch- 
schnittszahl der  angekommenen  Schiffe  2735; 
1831-35  2579;  1816-20  2211;  im  Jahre  1815 
1717  (nach  Soetbeer  2003,  wobei  teilweise  der 
Altonaer  Verkehr  mitgerechnet  ist) ;  ferner  nach 
Soetbeer  im  Jahre  1803  1615:  im  Jahre  1800 
1895;  im  Jahre  1795  2107;  im  Jahre  1791  1504. 


1885  6  962  29 

1880  16  3025  27 

1871  26  4772  19 

1840  6.  8960 

Angekommene  Schiffe 

r  ,  ...  1000 

Jahr  beladen  ^ 

188."»  2127  407 

1880  2136  305 

1873  2798  291 

1864  1426  166 


iu  Ballast 

65 
165 

13 

58 


ieg.-l 
96S8 
6641 
3530 


1000 
Reg.-T. 

4,9 
6,6 

*.« 
6.6 


Im  ehemaligen  Königreich  Hannover  war 
die  Zahl  und  Tragfähigkeit  der  Seeschiffe: 

1000    .  .      c  1  •„  1000 
Reg.-T.  Jahr    ^m  Reg.-T. 
97     1855      709  « 
74     1850      708  47 


Jahr  Schiffe 


1865 
1860 


862 
809 


In  Schleswig-Holstein  war  die  Zahl 
und  (Jrösse  der  Seeschiffe  von  20  und  mehr 
(39  Reg.-T.): 

Schiffe    ß1!**™  Jahr 
Reg.-T. 

1864      563    ca.  95  1840 

1846      499         72  1834 


Jahr 


Schiffe 


460 
337 


1000 
Reg.-T. 
64 
57 


Die  Zahl  aller  gemessenen  Schiffe  (his  zu 
einer  Grösse  von  weniger  als  5  Kommerzlasten) 
betrug  1864  2553  (mit  ca.  100000  T)  und  1834 
20(59  (mit  ca.  61  000  T).  Im  Jahre  1814  belief 
sie  sich  auf  2092  mit  57  000  T. 

'  Mecklenburg-Schwerin  besass  1871 414  Segel- 
schiffe mit  101  026  Reg.-T.  und  3  Dampfschiffe 
mit  682  Reg.-T.  Im  Jahre  1853  betrug  die 
Zahl  der  Schiffe  302  mit  47  200  Reg.-T.  (da- 
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runter  5  Dampfer  mit  324  T.),  im  Jahre  1836 
276  mit  3!»  GOü  T.  Oldenburg  hatte  1871  413 
Segelschiffe  (von  mindestens  50  cbm  frei  Ge- 
halt) mit  45416  Reg.-T.  und  1  Dampfer  mit 
36  T.  Im  Jahre  1853  betrug  die  Zahl  der 
oldenburgischen  Schiffe  vou  wenigstens  25  Laut 
l37's  T.)  187  mit  21  000  Reg.-T.;  1835  waren 
die  entsprechenden  Zahlen  85  und  5400  Reg.-T. 

8.  Britischen  Reich.  Die  Zahl  und 
der  Tonnengehalt  der  unter  dem  Merehant 
Stripping  Act  registrierten  Schiffe  (also  mit 
Ausnahme  der  Schiffe  unter  15  Reg.-T.)  von 
Grossbritannien  und  Irland  (mit  Ein- 
schlags der  normannischen  Inseln)  betrug  am 
Knde  des  Jahres  (Reg.-T.  netto). 

,  ,  Segel-  1000  Dampf-  1000 

,,a,,r  schiffe  Reg.-T.  schiffe  Reg.-T 

1899  Iii 67  2247  '  9029  6917 

1895  12  617  2867  8386  6121 

1890  14181  2936  7410  ^042 

1885  17  018  3  457  6644  3  973 

1880  19938  3851  5  247  2  732 

1875  21  291  4207  4170  1940 

1870  23  189  4  578  3  '78  1  113 

1865  20069  4937  2718  824 

1860  25663  4204  2000  454 

Der  Bruttotonnengehalt  der  Segelschiffe 
war  ISO'J  2  405  000,  der  der  Dampfschiffe 
1 1  342  UOO  T.  Die  Zahlen  der  registrierten 
Schiffe,  die  in  den  einzelnen  Jahren  in  der 
heimischen  Schiffahrt  (an  der  britischen 
Küste  und  auf  der  Strecke  von  Brest  bis 
zur  Ell«*)  und  im  Kernverkehr  beschäftigt 
gewesen  sind,  mit  Ausschluss  der  für  die 
Fl  11  ss-  und  Binnenschiffahrt  verwendeten, 
waren  folgende 


Ferner  war  nach  Leone  Levi  die  gesamt« 
Tonnenzahl  der  Schiffe  des  Vereinigten  König- 
reich« : 


Jahr 
1810 
1805 
1800 


1000  T. 
2  211 
2  092 

]  OoS 


Jahr 
1795 
1790 
1785 


1000  T. 
1  426 

1  376 
SOo* 


Jahr 
17SH 
1770 
1763 


10U0  T. 
6iq» 
683* 


;<;<>' 


Schiffe 

1000  R.g.-T. 

Dampf-  , 
schiffe 

lOÜOKeg.- 

? 

48  876 

? 

44  75' 

62  83s; 

36  836 

43  602 

30  605 

59  386 

3i  862 

37061 

24  587 

668,-4 

29  074 

3'  459 

iS  310 

63311 
64728 

22  693 

24  1 14 

12  324 

21015 

20  952 

10050 

Jahr 

Segel- 

1000 

Dampf- 

1000 

schiffe 

Reg.-T. 

schiffe 

Reg.-T 

1899 

7899 

2  118 

7298 

7  129 

1K90 

11  >7o 

2894 

5  855 

5  022 

1880 

16183 

3  75o 

3  789 

2  594 

1870 

19940 

4  519 

2  240 

1  040 

1860 

19  090 

3852 

929 

399 

185ä 

17074 

3  7oi 

754 

289 

18.tO 

17  466 

3033 

426 

105 

In  den  Häfen  de*  Vereinigten  Königreichs 
kamen  aus  dein  Auslände  nnd  aus  britischen 
Besitzungen  britische  und  fremde  Schiffe  be- 
laden und  in  Bnllast  an  nnd  darunter  Dampf- 
schiffe : 


Jahr 

1899 
1890 
1885 
1880 
1875 
1872 


Auf  die  eingehenden  britischen  Schiffe  kamen 
f  1 899  32867  524  T.,  anf  die  fremden  16  011  394  T.; 
1880  kamen  auf  die  britischen  20  490512  T., 
auf  die  fremden  8  553  043  T. 

Die  Tonnenzahl  des  Küstenverkehi  > .  iler 
in  den  obigen  Zahlen  nicht  mit  einbegriffen 
ist,  betrag  für  die  beladenen  Schiffe  allein  in 
,  l(XX)  T.): 

1899   31010       1880   26023       1865  1S228 
1890    28600        1875    22044        1860    17  003 
;18S5    27167        1870  18300 

Anf  fremde  Küstenfahrer  kamen  von  den 
I  obigen  Zahlen  1899  mir  15447^  T.,  1870  8975« 
j  T,  1860  102  223  T. 

l'er  gesamte  Tonnengehalt  der  beladen  und 
|  in  Ballast  im  Vereinigten  Königreiche  einge- 
|  Inufenen  Schiffe,  mit  Ausschluss  des  Kiisten- 
verkehrs.  betrug  in  früheren  Jahren  (in  10U> 
!  Reg.-T. '1: 


1899  waren  ausschliesslich  im  Fernverkehr 
baschättigt  123«  Segelschiffe  (1700  548  T.)  und 
3665  Dampfschiffe  <«  343  31 2  T.i;  ausschliesslich 
im  heimischen  Verkehre  6458  Segelschiffe 
1397  177  T.)  und  3295  Dampfschiffe  (47«  404  T.). 
in  beiden  Zweigen  178  Segelschiffe  (20  250  T.I 
und  338  Dampfschiffe  (308  85)8  T.).  Die  Be- 
inannnng  dieser  Schiffe  bestand  mit  Einschluss 
der  Schiffsführer  ans  244  135  Personen.  Für 
die  ältere  Zeit  fügen  wir  nach  Kiaer  einige 
Daten  über  die  (Tesamtgrosse  des  Tonnenge- 
haltes der  britischen  Schiffe  und  die  darin  mit 
enthaltene  Tonnenzahl  der  Dampfschiffe  bei. 


1870 
1S65 
1860 
185ö 
1850 
1845 
1840 


(8  113 
14318 
12  173 

8  951 
7  100 
6  046 
4657 


1835 
18;«) 
1825 
1820 
181. •> 
1810 
1805 


3  3°9 

2  938 

3  102 
2678 
2649 
2  072 
1  645 


1800 
1795 
1790 
1785 
1780 
1775 
1772 


2  142* 
1  632* 
1  703* 
1  242* 

803* 
1  0S7« 

S04* 


Jahr 

H45 
840 

835 
830 


1000  Reg  -T. 

Insge-  Dampf- 

samt  schiffe 

2  759  «06,3 

2  329  74,7 

2094  41,3 

1  992  27,8 


Jahr 

1825 
1822 
1820 
1816 


101»  Reg.-T. 
Insge-  Dampf- 
samt schiffe 
2126  1 1.2 

2132  5,7 

2219  2,4 

2215  0.6 


Der  in  den  obigen  Summen  mit  enthaltene 
Tonnengehalt  der  eingelaufenen  Dampfer  allein 
betrug : 

1870  7  434  883  1865  4  625  339  18«0  2  54S  91 1 
1855  1440  891    1850  1  131  528    1845    007  7 S2 

Tonnengehalt  der  eingelaufenen  britischen 
und  fremden  Schiffe  <in  1000  T  ): 

Jahr  Britische  Fremde  Jahr  Britische  Fremde 

j  1870    12380       733  1840  3197 

!  18G0     68S9     ^284  18."«)  2180 

1850     4  700     2  400  1820    2  270 

Verhältnismässig  war  also  der  Auteil  der 
I  fremden  Schiffe  nach  der  Aufhebung  der  N'avi- 


1  460 

758 
40S 


*  Diese  Zahlen  beziehen  sich  nnr  auf  iin»ss- 
britannien. 
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Kationsgesetze  grösser  als  vorher,  was  aber 
eine  enorme  absolute  Vermehrung  der  britischen 
Schiffahrt  nicht  verhinderte. 

Tonnenzahl  der  aus  dem  Auslande  und  den 
britischen  Besitzungen  beladen  oder  in  Ballast 
eingelaufenen  oder  dorthin  abgegangenen  Schiffe 
für  die  Haupthafen  (in  KXH)  T  j: 


1880 


A  nt;ek.  Abgef.  Augek. 

Abgef. 

o4;,s 

7091 

5970 

4606 

6152 

<;666 

49«3 

4746 

5'93 

8227 

2057 

3473 

2506 

2076 

1580 

1312 

2<i8 

3643 

1879 

3274 

146t 

2152 

755 

10S7 

I42O 

1976 

326 

35» 

762 

474 

380 

272 

1646 

1476 

856 

769 

London 
Liverpool 
Cardiff 
Hull 

New-Oastle 
Glasgow 
Sbields,  Nord 
Shields,  Süd 
Southampton 

Die  grossen  Unterschiede  zwischen  den 
Zahlen  für  die  Ankunft  und  für  die  Abfahrt 
sind  wohl  daraus  zu  erklaren,  dass  viele  Schiffe 
erst  nach  einem  anderen  Hafen  des  Vereinigten 
Königreichs  abgehen  nnd  von  dort  ans  erst 
wieder  ins  Ausland  oder  nach  den  Kolonieen 
abfahren. 

Allgemein  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die 
oben  angeführten  Tonnenzahlen  für  Dampf- 
schiffe nach  der  englischen  Regel  für  die  Be- 
stimmung des  Nettogehaltes  berechnet  sind. 
Nach  der  richtigeren  deutschen  Regel  berechnet 
stelleu  sie  sich  nach  Kiaer  sämtlich  um  11' f 
Prozent  höher. 

Die  Zahl  und  Grösse  der  in  den  britischen 
Besitzungen  registrierten  Seeschiffe  betrug  am 
1.  Januar: 

in  Amerika 

Jahr  Segebseh.  1000  R.-T.  Dampfsch.  1000  R.-T. 
8495         859  688  77,7 

8628       1128  613  84,3 

7653         94«  263  43.8 

in  Afrika 
231        12,7  29  1,9 

244        25,6  3  0,3 

in  Asien 

«89        71.2         206  78,4 

877       128,8         145  41.4 

828       181,2           86  20,7 

in  Australien 

1843       201,9        1058  188,1 

«779        «94,9          545  75.3 

«657       «79,9         255  33.4 


1*91 
1886 
1871 

1891 
1*71 

lsyi 
1871 

1891 
18H0 
1871 


von  den  internationalen  Hegistertonnenziffern 
nicht  sehr  erheblich.  Bei  den  Dampfschiffen 
aber  waren  50  Tonnen  z.  B.  im  Jahre 
1875  b'5,  im  Jahre  1877  —  60,  im  Jahre 
1879  -  56,  im  Jahre  1889  wieder  58  inter- 
nationale (nach  der  deutschen  Regel  be- 
rechnete) Jieg.-T.  Nach  den  amtlichen 
französischen  Quellen  war  die  Zahl  und 
der  Gehalt  (netto)  der  Seeschiffe  bis  zu  2 
Tonnen  Gehalt  und  der  darunter  befind- 
lichen Dampfer  am  31.  Dezember: 


Jahr 

Schiffe 

1000  T. 

Dampfer 

1000  T. 

1898 

"5615 

900 

1209 

486 

1895 

15598 

887 

1212 

501 

1890 

15  111 

944 

1110 

500 

1885 

15  266 

1000 

937 

492 

1880 

15058 

933 

652 

278 

1875 

15441 

1028 

537 

205 

1870 

15  386 

1072 

457 

«5« 

1865 

1 5  259 

1008 

385 

108 

imt 

14  922 

996 

3«4 

68 

1855 

14  248 

872 

225 

45 

1845 

'3825 

661 

103 

9 

1835 

«S599 

680 

54 

6 

Im  Jahre  1837  wurde  eine  neue  Vermessungs- 
art  vorgeschrieben,  die  ungefähr  um  geringere 
Zahlen  als  die  frühere  ergab  Die  bedeutende 
Verkleinerung  im  Jahre  1845  rührt  auch  von 
zahlreichen  Streichungen  von  schon  früher  ver- 
loren gegangenen  Schiffen  l  im  Jahre  1841)  her. 

Die  ^Jahl  der  Segelschiffe  mit  30  und  weni- 
ger Tonnen  betrug  1898  12  339  mit  90928  T., 
die  der  Dampfer  dieser  Klasse  556  mit  501 1  T. 
Im  Jahre  18oö  war  die  Zahl  der  Schiffe  von 
höchstens  30  T.  8347  mit  zusammen  67  400  T. 
Die  gesamte  Schiffsbesatzung  bestand  1898  aus 
80  875  Seeleuten  und  7  33o  Maschinisten  und 
Heizern.  Die  Zahl  der  kleineren  Fischereifahr- 
zeuge von  weniger  als  2  T.  war  13  302  mit 
20048  T.  und  2« 334  Seeleuten.  In  der  sonstigen 
kleinen  Fischerei  waren  47487,  in  der  grossen 
Fischerei  9578  Mann  beschäftigt. 

Die  gesamte  Schiffsbewegung  —  Ankunft 
und  Abfahrt  —  in  allen  Häfen  Frankreichs 
unter  französischer  und  fremder  Flagge  war  in 
1000  T. 


Zu  den  britischen  Besitzungen  in  Europa 
gehörten  1891  122  Segelschiffe  (12000  t)  und 
30  Dampfschiffe  (4000  T.). 

Der  Tonnengehalt  der  Dampfschiffe  ist  von 
Kiaer.  dem  die  obigen  Zahlen  entlehnt  sind, 
nach  der  deutschen  Regel  und  dem  oben  ange- 
gebenen Verhältnisse  umgerechnet  worden. 

4.  Frankreich.  In  der  französischen 
Statistik  werden  ganz  kleine  Fahrzeuge  bis 
zu  2  Tonnen  Gehalt  mitgezählt  und  die  Ge- 
samtzahlen der  Schiffe  sind  daher  mit  den 
deutschen  und  englischen  nicht  vergleich- 
bar. Die  französische  Kaumberechnung  hat 
seit  1872  mehrfach  Veränderungen  erfahren. 
Fflr  die  Segelschiffe  sind  die  Abweichungen 


Jahr 

i  1898 
1895 
1890 
1885 
1880 


französ.  Schiffe 

beladen  in  Ballast 

8754  776 

794«  596 

861 1  644 

8412  So; 

674«  77« 


fremde  Schiffe 

beladen  in  Balla*t 

18023  5756 

14560  4818 

1 4  649  5064 

12499  4304 

12383  5 '27 


Die  folgenden  Zahlen  aus  der  früheren  Zeit 
beziehen  sich  auf  die  Gesamtzahl  der  im  äusseren 
Verkehr  beladen  nnd  in  Ballast 
Schiffe : 

Jahr   Schiffe   1000  T.   Jahr   Schiffe    1000  T. 
18«9   35036     6773      1855   25051  3555 
1865   32866      5228      1845   20195  2329 
1860   27551      4  «65      1840    18261  1890 

Die  Zahl  der  französischen  Schiffe  unter 
diesen  betrug  1869  11(525  mit  2  275  000  T., 
1860  11624  mit  1709000  T.,  1840  7548  mit 
601  000  T.    Im  kleinen  und  im  grossen  Küsten- 
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verkehr,  der  der  französischen  Flagge  vorbe- 
halten ist,  bewegten  sieb  1898  im  ganzeu  73  561 
Schiffe  (leer  und  in  Ballast)  mit  7  295  707  T. 
Im  Jahre  1880  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
70  828  nnd  4  320  000  T. 

5.  Ander«  Länder.    Die  der  Schiffszahl 
wenn  auch  nicht  dem  Tonnengehalt  nach  be- ', 
deutendst«  Handelsmarine  nächst  Kurland  ist 
in  Europa   die  norwegische,  wie  die  fol- 
gende Uebersieht  ifür  den  1.  Januar;  zeigt. 

Norwegen. 
Jahr   Segclsch.    1000  T."  Dampfsch     1000  T. 

1900     098       1053       1128  482 

1895  6453  133  s;  S59  264 

1891  6760  1503  672  203 

1886  7154  1449  5'o  "4 

1880  7823  1456  329  55 

1871  6875  99o  »'S  14 

Es  sind  alle  Fahrzeuge  von  mehr  als  4  T. 
Gehalt  mitgerechnet  (mit  Ausschluss  der  aus- 
schliesslich auf  Seeen  und  Flüssen  fahrenden). 
Schliesst  man  alle  Schiffe  von  weniger  als  50  T. 
aus,  so  erhalt  man  folgende  noch  immer  be- 
deutende Zahlen : 

Jahr   Segelsch.    1000  T.    Dampfsch.    1000  T. 
18!)1        37oo         1432         463  198 
1886       3958         1374         317  109 
1880       43S1  1374  192  52 

Zahl  und  Tonnengehalt  der  beladen  und  in 
Ballast  eingelaufenen  Schiffe: 

Norwegische  Fremde 
Jahr      Schiffe     1000  T.      Schiffe     1000  T. 

1899      7191      2086       7265  1054 

1895        6179         1748  <;6s7  S76 

1N85        6387         1507  4662  853 

1*75        6576         1269  5086  519 

Die  Schiffsbewegung  ist  also  im  Vergleich 
mit  der  Zahl  der  eigenen  Schiffe  Norwegen» 
sehr  mässig,  was  zusammenhängt  mit  dem 
starken  Ueberwiegeu  der  nur  in  grossen  Zeit- 
abständen zurückkehrenden  Segelschiffe  und 
der  geringen  Beteiligung  der  fremden  Flaggen. 

Schweden.  Zahl  und  Tonnengehalt  der 
Seeschiffe  von  mindestens  20  (Segelschiffe)  bezw. 
10  T.  (Dampfer): 

Jahr  Segelsch.  1000  T.  Dampfsch.  1000  T. 
1899       2004  291  817  266 

1890       2484  349  742  120 

1886       2635  380  6S0  98 

1871  300S  319  368  31 

Zahl  und  Tonncngehalt  der  beladen  und  in 
I  tu  Hast  eingelaufenen  Schiffe: 
189K     19154         1386        15548  6314 
18S9     17  471         1564        12  713  3086 
18S0      16343         1931  7032  1682 

1872  14239         1978         4  453  661 

Dänemark  (ausser  Island  und  Farfter). 
Zahl  und  Toiincngchalt  der  Schiffe  von  mehr 
als  4  T.: 

1899       3264  169  ;io  22  ; 

1SS6       3046  iSy  2S1  c)o 


Zahl  und  Tonncngehalt  der  beladen  un<l  in 
Ballast  eingelaufeneu  Schiffe  (nusser  der  Küsten- 
fahrt): 

1898  15  993  739         16173  2106 

1885  16427         754        10371  1005 

Oesterreich- Ungarn.  Seeschiffe,  und 
Küstenfahrer  (ausser  Fischerbarken  ctc.l: 

1899  1481  39  174  <4* 

1890  1859  141  171  ic*» 

1886  2052  211  143  94 

Au  Fischerbarken.  Liehterfahrzeugcn  etc. 
waren  1899  vorhanden  10653  Schiffe  mit  22  796  T. 
(iehalt  nnd  24  676  Mann  Besatzung.  Die  ge- 
samte Schiffsmannschaft  zählte  32  177  Mann. 

Zahl  und  Tonncngehalt  der  beladen  und  in 
Ballast  im  Hafeu  von  'Priest  ange- 
kommenen Schiffe: 
im  ganzen  österreichische 
1899      9144       2070  7263  1331 

1886      6806       1152  4758  622 

Italien.  Registrierte  Schiffe  bis  zu  einer 
unbestimmten  Grösse  abwärts  1  Segelschiffe  etwa 
bis  10  T.}: 

1899      5764         538  384  278 

1891  6442        634  290  209 

1886  7111         829  225  140 

Die  Zahl  der  Fischerfahrzeuge  betrug  An- 
fang 1900  23  578  mit  68  T 

Angekommeue  Schiffe  1898: 
Ständige  intern. 

Dampferlinien  —  —  10  854  1 1  789 
Küstendampfer- 

linieu  '5617  6268 

Freier  internat. 

Verkehr        9080      633      4  26S  4919 
Freie  Staffel- 
Kustenfahrt    57  5 1 1     2  244      6  934       4  285 

Europäisches  R  11  s  *  1  a  11  d  ohne  F  i  n  - 
land.   Seeschiffe  von  20  T.  und  mehr: 

1899       1670         145  4i°  ,S2 

1895       1733         36Ö  322  154 

1887  2614         362  357  130 

In  den  Häfen  des  europäischen  Kurland 
angekommene  Schiffe : 

russische  Sehiffe 
Jahr      Zahl        1000  T, 
1898       1  «>2  891 
1894       1426  601 


fremde 
Zahl 

9347 
10006 

Fi  11  land.  Schiffe  von  20  und 
Dampfschiffe  jedoch  auch  von  kleinere 
Jahr  Segelsch.  1000  T.  Dampfsch. 
191X)      2020  271  20 1 

18*5       1551  244  242 


S'hiffe 
1000  T. 

7857 
9152 

mehr  T.f 
111  (iehalt : 
1000  T. 

47 
16 


N  i  e  d  e  r  1  a  11  d  e.  Sehiffe  von  50  und  mehr  T  : 
!  1900        432  84  192  237 

1891         soo  127  1 18  129 

1871       14*7  3«>S  u  26 


IS») 
1890 

I 

I  1900 
!  1890 
I  1871 


Angekommene  Schiffe: 


ti8o  332  10623  9110 

1905  459  7  570  4909 

Belgien.  Seeschiffe  von  50  und  niehrT. 

6  2.7  67  106 

0  4.3  42  66 

55  19  12  8 
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Beladen  nnd  in  Ballast  angekommene  Schiffe: 

1899        765          352          7907  82S0 

im»     2308       S19       4299  2447 

1872       3052           777          3082  100S 
Spanien. 

1X99       1052          152           454  566 

Portugal. 

1899        567           70            63  60 

G  rieche  nland. 

185«       1152          23S           118  88 

R 11  ni  ü  11  i  c  n. 

1899        327            56            55  13 

Vereinigte  .Staaten. 

Handelsschiffe  von  20  und  mehr  Tonnen  brutto 

mit  Einschluss  der  die  grossen  Seeen  und  die 

Flüsse  befahrenden: 

Jahr    Segelsch.    1000  T.     Dampfsch.  1000  T. 

18!«       15891      23882          6837  2476 

1895       16  686     24232          6554  2213 

Seeschiffe  von  20  und  mehr  T.  Bruttotrehalt 

1890    13892         1709         335'  74i 

IHK»     15210         197S          3075  686 

1879     15569         2031          2470  534 

1872     13996         1973          '955  49o 


Beluden  und  in  Ba 
amerikanische 


hiffe 


»ingelanfene  Seeschiffe 


Zahl 
181(899  12  190 
189690  10766 
1889,90  11  217 
1875,76  12217 


1001»  T. 
534« 
4473 
40S3 
4712 


fremde 
Zahl 
1989s 
18  162 
22  231 
18724 


1  hiffe 
100U  T 
20  770 
14822 
18  107 
12  218 


Tonnengehalt  der  im  auswärtigen  Hnndel ,  in 
der  KUstcnfahrt,  im  Walfisch-  und  Stockfisch- 
etc.  Fang  venvendeteu  Setrel-  und  Dampfschiffe 
der  Vereinigten  Staaten  (in  1000  T.  brutto): 
Answ.  H  KUstenf.  Walfischf.  Stockfischf. 


im 

Ü37 

3965 

11 

5« 

822 

3729 

16 

69 

1890 

928 

34<J9 

'7 

6S 

1885 

1263 

289  t; 

25.2 

82,6 

1880 

13U 

2638 

38.4 

77,5 

1870 

1449 

2638 

6S,o 

'»1,5 

1800 

2397 

2645 

166.S 

162,8 

1855 

234* 

2543 

1S6.8 
146,0 

'33,5 

1850 

1440 

1798 

'5'.9 

1840 

7<>3 

1177 

'3<>-9 

'"4,3 

1830 

537 

5'7 

39-7 

97-5 

1820 

5*<3 

588 

3'',  5 

72.0 

1810 

9S1 

40  5 

3.6 

34,8 

1800 

667 

272 

3-5 

29.4 

1790 

346 

196 

32,5 

Am  Ende  der  fünfziger  Jahre  erreichte 
also  die  amerikanische  Handelsmarine  für  grosse 
Fahrt  und  Grossfischerei  ihren  Höhepunkt  und 
ist  seitdem  bedeutend  zurückgegangen .  was 
wohl  nicht  nur  zeitlieh  mit  der  l'eriode  des 
Hnchschutzzollsvstems  zusammentrifft.  Fiuen 
zweiten  Höhepunkt  wies  die  für  den  auswär- 
tigen Handel  bestimmte  Flotte  zur  Zeit  der 
Kontinentalsperre  auf. 

Japan.  Dampfer  und  europäisch  gebaute 
Segelschiffe  : 

Dampfer  Segelschiffe 

Jahr      Zahl       1U0U  T.  Zahl        1Ö0U  T. 

1H9K       7!4           48  97o  438 


An  Segelschiffen  von  japanischer  Bauart 
waren  17  7:57  mit  312  478  Tonnengehalt  vor- 
handen. 

tt.  rebersiehten.  Nach  Kiaer  belief  sieh 
die  Gesamtzahl  der  Seeschiffe  von  mehr  als 
20  T.  Gehalt  in  allen  Kulturländern  ('mit  Aus- 
nahme von  Japan.  China.  Aegypten.  Hawai)  im 
Jahre  1880  auf  82  59U  mit  einem  Gehalt  von 
20  331  600  Heg.-T 

Von  diesen  waren  Segelschiffe  61)001)  mit 
12  654  80»  T.r  Dampfschiffe  13950  mit  7  676  800 
T.  Die  Tragfähigkeit  dem  Gewichte  uach  ist 
für  die  ersteren  auf  19  Mill.  T.  von  10t»)  kg, 
für  die  letzteren  auf  mindestens  12  Mill.  T.  zu 
schätzen.  Die  Transportleistungsfähigkeit  eines 
Dampfschiffes  ist  aber  mindestens  gleich  dein 
Dreifachen  eines  Segelschiffs  von  gleichem 
Tonnengehaltc  zu  setzen,  und  somit  würde  1*86  die 
gesamte  Leistungsfähigkeit  der  Handelsmarine 
der  Erde,  auf  Segelschiffstonnen  reduziert, 
55  Mill.  T.  Gewicht  repräsentiert  haben. 

Nach  dem  Nnuticiis-Jahrbuch  betrug  der 
Tonnengehalt  der  Welthandelsrlottc  1891'  190!» 
nach  den  Registern  des  Bureaus  Veritas,  wenn 
nur  die  Dampfer  mit  mehr  als  100  und  die 
Segelschiffe  mit  mehr  als  50  T.  netto  mit- 
gerechnet werden.  28  05!»  000  T.  Von  dieser 
Summe  kamen  19  711000  T.  auf  Dampfer  und 
8  348  000  T.  auf  Segelschiffe  und  sie  repräsen- 
tiert daher  eine  Transportleistungsfähigkeit  von 
67'  ,  Mill  T.  Im  Jahre  1870  71  stellte  sich 
nach  derselben  Quelle  der  Tonnengehalt  der 
Dampfer  auf  2  793  400,  der  der  Segelschiffe  auf 
16  042  500,  die  Gesamtsumme  auf  18  835  900,  die 
Leistungsfähigkeit  auf  24 1  a  Mill.  T.  Die  Handels- 
flotten der  Hauptländer  oberhalb  der  angegebenen 
Gehaltsgrenzen  weisen  nach  dieser  Zusamuien- 
!  Stellung  folgende  Zahlen  auf  ivon  denen  einige 
mit  den  oben  angeführten  nicht  reiht  vereinbar 
sind).    Siehe  die  Tabelle  auf  folgender  Seite 

Der  Rückffaug  der  Segelllotte  tritt  überall 
stark  hervor,  am  wenigsten  in  Norwegen.  Die 
Dainpferllotle  dagegen  hat  von  1870  71  bis 
1898 ,99  nach  dem  Tonnengehalt  in  England 
um  5»W»  Prozent,  in  Frankreich  um  347.  in 
Deutschland  aber  um  1447  Prozent  zugenommen. 

Lltteratur:  Huet.  Hiftoirr  du  rommerer  >-t  de 
In  ntiririnlion  dm  anrim»,  Pari*  1710.  —  Amlcr- 
mtn,  Urnehirhlr  d't  Handel*.  Au*  drm  h'nql., 
Kitl«  177Z-177!'.  —  Heeren,  Ideern  illrr  den 
Vrrke.hr  und  dm  Handel  drr  rornehumten  Vülker 
drr  nltm  UV//,  5  Bdr.,  .1.  u.  2.  Aull.,  }Sr,~  !1. 
-  Macphertutn,  Auuuh  »/  c.mmrrre  n,-.  and 

niui'J'iliun,  4  Ilde.,  l.\,nd«n  !.<•'.',.  •'. 
flillteh,  (irfchirklliclte  IhmteUung  drt  H<md<U, 
drr  <,',  ircrlir  imd  dm  Arkri  ItOtK.«  drr  IxdriitrudtU  n 
tuttldtllreiheiidrn  Staaten  ,  3  Bde.,  Jrml  /S  t", 
For1*rtziinij  com  J.  Ilde.,  I.s $5.  —  Sfhi'it'i; 
Altijemrinr    (lexe/iirlitr  de*   Wrlthnndrt*.    ..'  Itd- ., 

/.»■.;>■  .">.i.         II'.         Umlfity,  llitbni 

mrnh'tiil  ehip/iin»  und  <>l  anrient  rammen  r,  IV 
rat..  Loudim  1*74—70.  iiohlschlHitlt.  i  ni- 
i  rmalqturliirlite  dm  H'tiidehrrehtit,  I.  I.irf.,  Stull' 
fjnrt  Is'jI.  —  t;ötz,  Dir  Vrrkrhmirrqe  im  Ih'eimlr 
dm  Welthandel»,  ISSN.  --  l/«\t/ll.  tlrtrhichle  drx 
hntntrhnndrh  im  Mittelalter,  ..'  Ilde., 
fallt  lltiimi.  IHe  W'ii  ttrhfl/ttpiditik  drr  ll'/nii- 
Huer  Knviiwinrr,  1X7*.  —  Sehaubr,  l>rr  h'-/n- 
xatat  dt?  Merrm,  l'ita  i Srhmtdirr*  t'ia  srhu  ,\qe „ 
VIII,  .'),  l-ifs.  ---  Srhanz.  Kiii/Ihrhr  IIa,,,!,/*. 
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Zahl 

Großbritannien  und  Irland   8  125 

Deutschland   1  000 

Frankreich   1  334 

Russland   2  400 

Oesterreich   157 

Italien   1  597 

Spanien   1  1 1 3 

Norwegen   2  <;82 

Vereinigte  Staaten   3  697 

187071 

Grossbritannien  und  Irland   23  165 


Segelschiffe 


Deutschland 
Frankreich  .  .  . 
Russland  .  .  . 
Oesterreich .  .  . 
Italien  .... 
Spanien  .... 
Norwegen  .  .  . 
Vereinigte  Staaten 


4320 
4968 

1  306 
852 
3  395 
3036 
3652 
7025 


1000  T. 
291 1 

S36 
279 
458 

45 
464 

"63 
'286 

6993 
1046 
892 
346 
3»8 
908 
546 
990 
2401 


Zahl 

37t>7 
878 

547 
399 
166 

254 
36J 
646 
502 

2426 
127 


Dampfschiff« 


62 

74 

86 
148 

26 
597 


1000  T 

10993 
1  626 

953 
35» 
299 
42J 
521 
628 
811 

1  652 
105 

213 
28 

44 

36 
73 
7 
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Politik  gegen  Emir  de*  Mittelalter»,  2  Bde.,  Ml. 

—  Leone  Levi,  Ilislory  of  british  commerce, 
t.  ed.,  UtSO.  —  Hott,  A  System  of  the  Shippmg 
und  Navigation  Imws  of  Great  Britain,  II  vol., 
London  1820.  —  Alien,  The  narigation  Imw* 
of  Great  Britain ,  I^mdon  1X49.  —  Lord 
Tenderden,  A  Treatise  of  Ihr  Law  relative  to 
Merchant  Shipt  and  Seamen,  Ii.  ed.  by  S.  Pren- 
tice,  Is>ndon  1881.  —  Da  l  loz ,  Repertoire  de 
Initiation,  de  droit  etc.  t.  34.  IL  Art.  Organi- 
talinn nuiritime,  1870.  —  Soetbeer ,  Uebtr 
Hamburg*  Handel,  3  Bde..  I84O—I846.  —  R. 
Ehrenberg,  Wie  würfle  Hamburg  gross T  1888. 

—  Lindemann,  /He  arktische  Fischerei  der 
deuttchen  Seestädte  16SO—1868.  (Ergänzung*- 
fehr.  Ar.  26  tu  Petermann»  Mitteilungen,  1868.) 

Sehmoller,  Studien  Uber  die  wirtschaftliche 
lUitik  Friedricht  d.  Gr.,  Jahrb.  MIT,  bes.  S. 
Wälff.  —  Derselbe,  Die  rus*i*che  Kompagnie 
in  Berlin  ;  Zeittehr.  f.  prent».  Getch.  und  Umdet- 
künde,  1883,  S.  1  ß.  —  King,  Asiatische  Han- 
deltkompagnieen  Friedrich*  d.  Gr.,  Berlin  1890. 

—  Briimer,  IHe  preustitchr  Reederei,  Zeittehr. 
d.  prent*,  stat.  Bureau»,  1870,  S.  SU  ff.  — 
Düllo,  tiebiet,  Gesch.  und  Charakter  det  See- 
handel* der  griistten  deuttchen  Ottseeplätte  seit 
der  Mitte  dietet  Jahrhunderts,  Jena  IS88.  — 
Fitger,  Schiffsbau  und  Seeschiffahrt  in  den 
leUten  Jahren,  Berlin  189S.  —  v.  Xeumann- 
Spallart,  Oesterreicht  maritime.  Entwirkelting 
und  die  Hebung  von  Triett,  Stuttgart  183S.  — 
Derselbe,  f'ebertichten  der  Wvltwirtschajt,  fort- 
gesetzt  von  Fr,  Jurimehek,  1.S85 — 1893  Berlin. 

—  ,/nifit  und  Baileer,  Die  wichtigsten  See- 
häfeu  der  Erde,  3  Bde.,  Oldenburg  1870  78.  — 
Dorn,  Lehnerl  u.  a.,  Die  wichtigsten  Seehäfen 
des  Weltverkehrs,  Wien  1.S90  (f.  —  i\  Steck, 
Versuch  Uber  Handels-  und  Schiffahrtsverträgr, 
Halle  178-J.  —  v.  Potchinger.  Die  deutsehen 
Handels-    und  Schtffahrtsrertrüge,   Berlin  189J. 

—  Leirin,  Art.  Schiff,  Schiffer  etc.  in  r.  Stengels 
Wörterbuch  des  D.  l'.-R.  --  Peret»,  Das  inter- 
nationale öffentliche  Srcrecht  der  Gegenwart, 
Berlin  188,'.  —  Baanch,  Beitrüge  ;ur  Geschichte 
drsdeutsrhen  Srvschiffbaues  und  der  Srhiffslniupoli- 
Iii:,  Hamburg  1899.  —  Mahan.  Der  Einftus*  der 
Seemacht  auf  die  Geschichte.  -'.  Aull,  der  l'rber- 
srtzung.  J  Bde.,  Berlin  1S99.  —  Sau  Heim,  Jahr- 


buch für  Deutschlands  Seeinterettrn,  Berlin  1899 
und  1900.  —  Macgregor,  t'ommcrcial  Statt*- 
tics  etc.,  V  vol.,  London  I844—S0.  —  Ktaer, 
Statistiuue  Internationale.  Navigation  maritime, 
I — V,  t'hritliania  1876—1896.  — Stenographische 
Berichte  des  Reichstags,  I.  Session,  1 898.I9O0. 
Fünfter  Anlageband.  Aktenstück  Ar.  663  (S. 
3869—4013).  -  Statistisches  Jahrlntch  für  das 
Deutsche  Reich  und  die  ausführlicheren  jähr- 
liehen Sackweise  in  der  Statistik  de*  Deutschen 
Reich*  und  in  den  Monatsheften  »eil  I884.  — 
Deutsches  Hundelstirchiv.  —  Hansa,  Deutsche 
nautische  Zeittehriff,  Hamburg.  —  Hamburgs 
Handel  und  Schiffahrt  (Jährlich).  —  Oester- 
reichisches  statistisches  Handbuch  (Jährlich).  — 
Statistical  abstraet  for  the  l'nited  A'ingdom. 
Annual  Statement  of  the  Navigation  of  Great 
Brihiin  and  Ircland.  —  Tableuu  genrral  du 
commerce  de  la  Fronte.  Annales  du  commerce 
ejrterirnr.  Expose  comparatif  (Vebersichten  über 
je  Ii  Jahre/,  seit  1.16S.  —  Annuairr  slatistigue 
de  la  France,  1899.  -  -  Morimentn  della  nari- 
t/aitone  nci  Porti  del  Regno.  —  Annnario 
statistico  Itatinno,  1900.  —  Statistical  abstraet 
for  the  l'nited  States.  —  Sjtecial  t'untulnr  Re- 
ports. Merchant  marine  of  foreiqn  muntries, 
vol.  XVI II,  Wash.  1900. 

Lexia. 


Schlachthäuser. 

1.  Geschichtliches.  2.  Ocffentliche  and 
l'rivatschlachthiiuser.  3.  Anlage,  Betrieb  und 
Verwaltung  der  Anstalten.  4.  Gesetzliche  Vor- 
schriften im  In-  und  Ausland. 

1.  Geschichtliches.  Die  Schlachtung. 
(1.  h.  die  Tutung  der  für  den  menschlichen 
Verzehr  bestimmten  Säugetiere,  mit  Aus- 
nahme natürlich  dos  "Wildes,  fand  schon  bei 
den  Körnern  in  besonderen  Anstalten,  den 
macellis,  statt  und  wurde  in  Deutschland 
während  des  Mittelalters  gleichfalls  meist 
in  den  -Kuttelhöfen«  oder  »Rütteleien«  voll- 
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zogen.  Auch  ein  eigentlicher  »Schlaeht- 
zwange,  das  Verbot  der  Schlachtungen  im 
Hause  und  die  Verweisung  an  die  hierfür 
errichteten  Anlagen,  bestand  bereits  hier  und 
da  und  wird  z.  B.  durch  das  Augsburger  Stadt- 
recht vom  Jahre  127(5  für  Schafe,  Kinder  und 
Kälber  ausdrücklich  vorgeschrieben.  Durch 
den  dreißigjährigen  Krieg  wurde  diese  Ord- 
nung der  Dinge  an  den  meisten  Stellen  zer- 
stört, und  ganz  allmählich  nur  suchte  man 
namentlich  in  Suddeutschland  den  früheren 
Gebrauch  wieder  aufzunehmen.  Indessen 
brachte  der  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
einen  neuen  Rückschlag.  Die  Beobachtung, 
dass  das  Fleisch  kranker  Tiere  für  den 
Menschen  nicht  in  j  e  d  e  m  Falle  schädlich 
sei,  verführte  zu  dem  verhängnisvollen  Fehl- 
schluss,  dass  es  überhaupt  unge fäh- 
lich sei,  und  unter  dem  Einfluss  dieses 
Irrtums  erklärte  man  eine  schärfere  Beauf- 
sichtigung der  Schlachtungen  und  der  ge- 
lieferten Ware  für  überflüssig:  während 
gerade  in  der  gleichen  Zeit  in  Frankreich 
durch  den  ersten  Napoleon  Schlachthäuser 
in  immer  grösserer  Zahl  ins  lieben  gerufen 
wurden,  verschwanden  sie  in  Deutschland 
mehr  und  mehr;  in  Proussen  verfügte  ein 
Ministerialreskript  von  1820,  es  sei  »nicht 
statthaft,  die  zünftigen  Schlächter  zu  zwingen, 
auf  den  Schlachthöfen  zu  schlachten*,  und 
1812  wurde  in  Berlin  die  letzte  derartige 
Anstalt  aufgehoben.  Aber  die  bessere  Er- 
kenntnis Hess  doch  nicht  lange  mehr  auf  sich 
wallen.  Namentlich  die  grossen  Trichinen- 
epidemieen  und  Fleischvergiftungen,  die  sich 
während  der  fünfziger  und  sechziger  Jahre 
in  Mitteldeutschland  ereigneten,  deckten  die 
schweren  Schäden  des  bisherigen 
Verfahrens  vor  den  Behörden  wie  vor 
dem  Publikum  auf  und  verursachten  so 
einen  Kuschen  und  vollkommenen  Wandel. 
In  kurzem  entstanden  nun  an  vielen  Orten 
wieder  Schlachthäuser,  und  bald  bemächtigte 
sich  auch  die  Gesetzgebung  der  Angelegen- 
heit, um  der  Errichtu  ng  von  Schlacht- 
höfen find  der  Einführung  des 
Schlacht zwanges  die  Wege  zu  ebnen. 

2.  Oeffentliche  und  Privatschlncht- 
hünser.  Ohne  Zweifel  stellt  die  Benutzung 
der  öffentlichen  Anstalten  gegenüber 
den  Haussch Dichtungen  auch  einen 
ausserordentlichen  Fortschritt  in  hy- 
gie inischer  wie  in  volkswirtschaft- 
licher Richtung  dar.  Diese  Ueberzeugung 
gründet  sich  auf  eine  ganze  Reihe  von  That- 
sachen,  unter  denen  hier  nur  die  wichtigsten 
kurz  mitgeteilt  sein  mögen. 

1.    Die    Verunreinigung  des 
Bodens,  der  Luft  und  des  Wassers, 
die  bei  der  Ausführung  der  Schlachtungen  I 
in  den  einzelnen  Häusern  ganz  un vermeid-  | 
lieh  ist,  meist  einen  sehr  hohen  ürad  er- 
reicht und  eine  starke  Belästigung  oder  so- 

llandworterbnch  der  SUaUwinsenscbaften.  Zweit« 


gar  eine  gesundheitliche  Gefährdung  der 
näheren  und  entfernteren  Umgebung  bedingt, 
hat  bei  den  Schlachthäusern  nicht  statt,  da 
hier  die  festen  und  flüssigen,  zur  Fäiünis 
neigenden  und  nicht  selten  mit  Krankheits- 
keimen behafteten  Abfallstoffe  rasch  und 
sicher  beseitigt  werden  können.  Der  Betrieb 
eines  gut  geleiteten  Schlachthauses  zeichnet 
sieh  durch  eine  geradezu  musterhafte  Sauber- 
keit aus. 

2.  Da  die  Schlachthöfe  schon  mit  Rück- 
sicht auf  die  geringeren  Grunderwerbskosten 
ihren  Platz  fast  überall  ausserhalb  der  W>- 
treffenden  Stadt  oder  Gemeinde  erhalten, 
kann  ihnen  das  Vieh  vom  Jjande  auf  dem 
kürzesten  Wege  zugetrieben  werden,  und 
die  Beschmutzung  der  Strassen 
durch  den  Transport  der  Tiere  hört  daher  auf. 

3.  Durch  die  genaue  und  sachverständige 
Koutrollein  den  Schlachthäusern  wird  ver- 
hindert, dass  gesundheitsschädliches  Fleisch 
in  den  Verkehr  gelangt.  Auch  sorgt  er- 
fahrungsgemäss  der  offene  Wettbewerb  und 
die  gegenseitige  Beaufsichtigung  der  Metzger 
für  eine  Verbesserung  in  der  Be- 
schaffenheit der  Ware,  ohne  dass  da- 
mit eine  Erhöhung  des  Preises  einhergeht. 

4.  Die  sorgfältige  Untersuchung  des  Viehs 
vor  der  Schlachtung  wirkt  der  Verbreitung 
ansteckender  Tierkrankheiten  entgegen . 

5.  Die  bei  allen  neueren  Schlachthöfen 
vorhandenen  Kühlhäuser  verhüten  die 
Verderbnis  des  Fleisches,  die  sonst  während 
der  wannen  Jahreszeit  eintritt  und  einen 
schweren  wirtschaftlichen  Verlust  für  Ver- 
käufer und  Käufer  bedeutet.  Eine  ^Frei- 
bank» erhält  auch  die  nicht  gerade  gesund- 
heitsschädliche, aber  minderwertige  Ware, 
dem  Verbrauch.  Die  sonstigen  Hilfseinrich- 
tungen ,  von  denen  noch  genauer  die  Rede 
sein  wird ,  ermöglichen  eine  vollständigere 
Ausnutzung  der  geseldaehteteu  Tiere. 

3.  Anlage.  Betrieb  und  Verwaltung 
der  Anstalten.  Begreiflieherweise  treten 
die  hier  erwähnten  und  die  sonstigen  Vor- 
züge der  Schlachthäuser  aber  nur  hervor, 
wenn  Anlage  und  Betrieb  der  An- 
stalt den  heutigen  Anforderungen  ent- 
sprechen. Der  Schlachthof  muss  also  zu- 
nächst die  nötige  Ausdehnung  besitzen 
und  auch  erweiterungsfähig  sein.  Die  er- 
forderlichen, sehr  beträchtlichen  Mengen  von 
kaltem  und  warmem  Wasser,  die  für  seine 
Reinhaltung  vor,  während  und  nach  dem 
Schlachten  unentbehrlich  sind,  müssen  jeder- 
zeit zur  Verfügung  stehen.  Besondere  Sorg- 
falt ist  auf  eine  rasche  Entfernung  und  Ver- 
nichtung des  festen  und  flüssigen  Unrats 
sowie  aller  übrigen  Abfallstoffe  zu  ver- 
wenden. 

Die  einzelnen  Abteilungen  können  nach 
dem  sogenannten  Halleu-  oder  nach  dem 
Kamm  er  system  errichtet  werden,  so  dass 

AuIUrc.   vi.  37 
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also  die  Schlachtung  entweder  in  gemein- 
samen und  nur  nach  der  Art  der  Tiere 
(Rinder.  Schweine,  Kleinvieh,  d.  h.  Schafe 
und  Kälber,  sowie  Pferde)  gesonderten 
Käumen  oder  aber  in  kleineren  und  ge- 
trennten Abschlägen  erfolgt.  Das  erste  Ver- 
fahren ermöglicht  eine  bessere  Aufsicht  und 
ist  daher  mehr  zu  empfehlen.  Die  Wan- 
dungen müssen  abwaschbar,  der  Fuss- 
boden wassert mdurch lässig  sein. 

Von  Nebenan  lagen  sind  nötig  oder 
erwünscht : 

1.  Ein  Kühlhaus,  das  die  ausge- 
schlachteten Stücke  bis  zur  Beförderung  an 
die  Verkaufsstelle  aufbewahrt  und  mehrere 
Tage,  unter  Umständen  selbst  mehrere 
Wochen  vor  der  Fäulnis  schützt.  Die  in 
den  Kühlhäusern  befindliche,  stets  erneuerte 
Luft  hat  eine  Temperatur  von  etwa  +  2—4°. 
Diese  Abkühlung  wird  jetzt  meist  so  be- 
wirkt, dass  die  Luft  über  eine  — 4— (>" 
kalte  Iiösung  von  Chlorealoium  streicht,  die 
ihrerseits  wieder  mit  zuerst  komprimierten, 
dann  plötzlich  ausgedehnten  und  vordunsteten 
Gasen,  wie  Ammoniak  oder  Kohlensäure,  in 
Berti  hrung  tritt 

2.  Ein  Freibanklokal  für  den  Verkauf 
des  minderwertigen  Fleisches. 

3.  Kochapparate,  auch  Fleisch- 
dämpfer  oder  Steril isatoreti  genannt 
(von  Beeker  A  Uli  mann,  Kohrbeck, 
Rietschel  <x  Henneberg  u.  s.  f.),  um 
von  erkrankten  Tieren  herrührende,  aber 
für  den  menschlichen  Genuss  nicht  ohne 
weiteres  verwerfliche  und  für  die  Freibank 
noch  brauchbare  (»bedingt  taugliche«  im 
Sinne  des  Floischschaugesetzes)  Waren  vor 
dem  Verkauf  der  Erhitzung  mit  Wasser- 
dampf zu  unterziehen. 

4.  Apparate,  um  Tiere  oder  Fleischteile, 
die  verdorben  oder  sonst  für  den  Verzehr 
unter  keinen  Umständen  mehr  geeignet, 
»untauglich«  sind ,  unschädlich  zu  machen 
und  der  Verarbeitung  zu  technischen 
Zwecken  (Fleischmehl,  Kadavermehl)  zuzu- 
führen (Verbrennungsöfen  nach  Kei- 
del,  Kafilldesinfektor  nach  Rietschel  A 
Henne  borg,  Tn  «ikenapparate  nach  H  a  r  t  - 
mann  u.  s.  f.). 

5.  Die  Fett-  und  Talgschmelze, 
in  «1er  finnige  und  tuberkulöse  Schweine  zu 
Speiseschnialz  ausgeschmolzen ,  namentlich 
aber  das  Eingeweidefett  von  Rindern  für 
die  Gewinnung  des  Rohmaterials  zur  Mar- 
garinebereitung verarbeitet  wird. 

G.  Die  Album infabrik:  das  In-im 
Schlachten  der  Tiere  aufgefangene  Blut 
wird  hier  zu  technischen  Zwecken  aus- 
genutzt. 

7.  Die  >  Kuttelei«  (Kaidaunen  wasche) 
und  die  Darm  sohl  ei  merei;  Reinigung 
der  Därme  und  weitere  Beliandlung  für  die 
Zwecke  der  Wurst fabrikation. 


8.  F:in  Dunghaus  für  die  Aufnahme 
des  Darminhalts  u.  s.  w. 

9.  Das  l'oli  zeischjachthaus,  in  dein 
die  vom  Tierarzt  wegen  Krankheitsverdaehtes 
beanstandeten  Stücke  unter  besonders  ge- 
nauer Aufsicht  geschlachtet  werden. 

10.  Räume  für  die  Trichinenschau. 
Ferner  sind  natürlich  unentbehrlich  ein 

Kesselhaus  mit  den  erfordei liehen  Maschinen, 
ein  Verwaltung«-  und  WohngeUiude  für  den 
Direktor  und  andere  Angestellte,  eine  Bade- 
anstalt (Brausebad)  für  die  Beamten  uud  die 

■  Schlächter  u.  s.  f.  Häufig  ist  mit  dem 
Schlachthof  auch  ein  Viehhof  verbunden, 
in  dem  die  angetriebenen  Tiere  einen  oder 
mehrere  Tage  eingestellt  werden  können, 
bis  sie  zur  Schlachtung  gelangen.  Ein 
solcher  Viehhof  mnss  getrennte  Stallungen 
für  Grossvieh,  Kleinvieh  und  Schweine, 
ausserdem  Seuchenställe  für  kranke  oder 
verdächtige  Stücke  enthalten. 

Der  Betrieb  des  Sohlachtlmuses  erfolgt 
unter  ständiger  Aufsieht  eines  oder  mehrerer 

j approbierter  Tierärzte.  Besondere  Rück- 
sicht ist  darauf  zu  nehmen,  dass  l>ei  der 
Tötung  der  Tiere  alle  unnötigen  (Quälereien 
vermieden  und  thunliehst  die  entsprechenden 
Hilfswerkzeuge,  wie  Bctäubuugsappaiate, 
Schlacht maskeu  u.  s.  f.  benutzt  werden.  Das 
ausgeschlachtete  Fleisch  soll  in  der  wannen 
Jahreszeit  sofort  in  die  Kühlzellen  geschafft 
werden.  Im  übrigen  ergeben  sich  aus  den 
Bemerkungen  über  die  Anlage  auch  schon 

j  die  erforderlichen  Seidüsse  für  die  Einzel- 

;  heiten  des  Betriebes. 

Die   technische   Verwaltung  ge- 

;  schiebt  durch  den  Direktor,  der  approbierter 
Tierarzt  sein  soll,  und  eine  Anzahl  von 
Unterbeamten.  Handelt  es  sich  um  eine 
der  betreffenden  Gemeinde  gehörige  Anstalt, 
so  liegt  die  Verwaltung  in  administra- 
tiver und  geldlicher  Beziehung  in  den 
Händen  des  Magistrats  oder  meist  einer 
gemischten  Sohlachthofdeputatioir .  Die 
thVraufsieht  steht  dem  Staate  zu  und  wird 
einmal,  wie  bei  jeder  gewerblichen  Anlag«;, 
durch  die  Gowerberäte"  und  Gewerbeiuspek- 
toren,  feiner  ater  nach  §  17  des  Gesetzes 
botreffend  die  Abwehr  und  Unterdrückung 
von  Viehseuchen  vom  2i5.  Juni  188*1  bezw. 
1.  Mai  1S94  durch,  die  Kreis-  oder  Dejvirte- 
mentstiorärzte  ausgeübt,  die  nach  Anweisung 
der  Bezirksregierung  regelmässige  Revisionen 
vorzunehmen  haben. 

Die  Schlachthäuser  können  entweder  von 
den  G  e  in  e  i  u  d  e  u  oder  von  Privaten  so- 
wie  namentlich  den  Fleischerinnungen 
errichtet  werden.  Die  Konzessionierung  der 
zweiten  Kategorie  ist  überall  von  der  Er- 
füllung bestimmter  Anforderungen  an  die 
Anlage  und  den  Betrieb  abhängig  gemacht, 
die  z.  B.  in  Prcusson  durch  ein  Reskript 
des  Handelsministers  vom  1."».  Mai  lSU.'i  /.u- 
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sainmongcfasst  und  vorgeschrieben  siud. 
Aber  auch  wenn  diesen  Bedingungen  genügt 
wird,  verdienen  doch  diu  kommunalen 
Schlachthäuser  den  entschiedenen  Vorzug, 
da  nur  sie  die  volle  Gewissheit  bieten,  dass 
die  Geschäfte  in  der  gehörigen  Weise  ge- 
handhabt worden,  und  namentlich  auch  die 
unerläßliche  Unabhängigkeit  des  I  Liters  ge- 
währleisten. Wo  noch  Innungsschlacht- 
häuser Imstohen,  was  z.  B.  in  Dresden, 
Chemnitz,  Hannover.  Stuttgart,  im  ganzen 
unter  713  mit  Schlachthäusern  versehenen 
in  6T>,  meist  im  Königreiche  Sachsen  ge- 
legenen Orten  der  Fall  ist,  sollte  auf  mög- 
lichst ltaldigc  Ucberführuug  in  kommunalen 
Besitz  hingewirkt  werden. 

Ist  die  betreffende  Gemeinde  zu  klein, 
um  ein  eigenes  Schlachthaus  errichten  und 
namentlich  bot  reihen  zu  können,  so  kann 
sie  sich  unter  Umständen  mit  einer  oder 
einigen  benachbarten  vereinigen  und  ein 
G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  Ii  a  f  t  s  s  c  h  l  a  c  Ii  t h  a  u  s  ins 
lieben  rufen.  Die  Rentabilität  der  An- 
lage wird  dadurch  gesichert,  dass  den  Ge- 
meinden, die  ein  Schlachthaus  erbauen,  in 
den  meisten  deutschon  Bundesstaaten  die 
Befugnis  eingeräumt  ist,  den  Schlacht- 
zwang vorzuschreiben,  und  dass  ferner  von 
den  Schlachtungen  Gebühren  erhoben 
werden  dürfen,  die  die  Deckung  der  Betriebs- 
kosten sowie  eine  angemessene  Verzinsung 
(5%)  und  Tilgung  (1%)  dos  Anlagekapitals 
gestatten.  Durch  das  neue  preussisehe  Ge- 
meindeabgabengesotz vom  11.  Juli  IHOiJ  ist 
in  §  1 1  sogar  die  Möglichkeit  eröffnet  worden, 
diese  Grenze  zu  übersch reiten  und,  obwohl 
die  Schlachthäuser  anerkanntermas.son  zu 
den  Anstalten  gehören,  die  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  dienen  und  deshalb  nicht  als  Kr- 
werbs-  und  Steuenpiello  für  die  Gemeinde 
benutzt  werden  können,  doch  eine  Verzinsung 
bis  zu  S°io  aus  dem  Betriebe  herauszuwirt- 
schaften. 

Ein  liesonderes  Wort  verdienen  endlich 
noch  die  sogenannten  »Grcnzschlacht- 
h  ä  u  s  e  r«.  Da  die  Beförderung  dos  lebenden 
Viehs  erheblich  teuerer  ist  als  die  des  aus- 
geschlachteten Fleisches,  da  die  Tiere  ferner 
durch  den  Transport  einen  mehr  oder  minder 
erheblichen  Verlust  an  Gewicht  und  Quali- 
tät zu  erleiden  pflegen,  da  endlich  und  na- 
mentlich die  Einfuhr  lobender  Stücke  mit 
der  Gefahr  der  Einschleppung  von  Seuchen 
verbunden  ist  und  dt-shalb  vielfach  ganz 
oder  zeitweise  untersagt  wird,  so  hat  man 
Simon  seit  mehreren  Jahren  z.  B.  an  der 
nissisch  -  sehlesisehen  und  östernichisch- 
schlesischen  Grenze  (Reuthen,  Kattowitz, 
Myslowitz,  Tarnowitz  u.  s.  f.)  Schlacht- 
häuser angelegt,  in  denen  die  aus  dem 
Nachbarstaat  herrührenden  Tiere  nach  einer 
bestimmten  kurzen  Beobachtungszeit  ge- 
schlachtet werden  und  weiter  beliebige  Ver- 


wendung finden  können.  Ohne  Zweifel  wird 
dadurch  der  Verbreitung  anstockender  Tier- 
krankheiten in  wirksamster  Weise  entgegen- 
getreten und  die  Versorgung  des  benach- 
barten Gebietes  mit  gutem  und  billigem 
Fleisch  ermöglicht.  Aber  über  diesen  U>- 
schränkten  Kreis  hinaus  wird  die  ganze  Hin- 
richtung voraussichtlich  erhebliche  Bedeu- 
tung gewinnen  nach  dem  jetzt  erfolgten  Erlass 
des  neuen  Kleisehschaugesetzes  (vgl.  d.  Art. 
Fleischbeschau  oben  Bd.  III  S.  1078 ff.), 
das  der  Einfuhr  von  Fleisch  und  Fleisch  waren 
aus  dem  Auslande  fast  uufibersteiglicho 
Schwierigkeiten  bereitet.  Da  wir  auf  die  Ver- 
sorgung mit  fremder  Ware  jedoch  bei  der  un- 
genügenden inländischen  Erzeugung  angewie- 
sen sind  und  wohl  auch  angewiesen  bleiben 
werden,  so  m  uss  ent  weder  der  gefährliche  Weg 
eines  gesteigerten  Bezugs  lobender  Tiere  be- 
schritten oder  al*T  von  den  Grenzsclüacht- 
häusem  erhöhter  Gehrauch  gemacht  werden. 

4.  Gesetzliche  Vorschriften  im  In- 
nnd  Ausland,  a)  I  n  1  a  n  d.  Eine  Kogelung 
der  ganzen  Frage  von  Reichs  wegen  be- 
steht zur  Zeit  noch  nicht.  Doch  besagt 
§  "J3  der  Reichsgewerbeordnung,  es 
solle  »der  Landesgesetzgebung  vorbehalten 
bleiben,  für  solche  Orte,  in  welchen  öffent- 
liche Schlachthäuser  in  genügendem  Um- 
fange vorhanden  sind  oder  errichtet  werden, 
die  fernere  Benutzung  bestehender  und  die 
Anlage  neuer  lYivatschläehtereion  zu  unter- 
sagen'. Von  dieser  Befugnis  hatte  vorher 
schon  Preus sen  im  umfassendsten  Masse 
Geltrauch  gemacht  durch  das  Gesetz,  be- 
treffend die  Errichtung  öffentlicher, 
ausschliesslich  zu  benutzender 
S  c  Ii  1  a  c  h  t  h  ä  u  s  e  r  vom  18.  März  18ü8,  er- 
gänzt durch  die  Novelle  vom  9.  März  1881. 
Iii  §  l  des  Gesetzes  wird  bestimmt,  dass 
in  denjenigen  Gemeindon,  in  denen  eine 
Gemeindeanstalt  zum  Schlachten  von  Vieh 
(ein  öffentliches  Schlachthaus)  errichtet  ist, 
durch  Gemeiiideheschluss  angeordnet  werden 
kann,  dass  innerhalb  eines  ganzen  Gemeinde- 
bezirks oder  eines  Teiles  desselben  (bei 
Gressstädten)  das  Schlachten  von  sämtlichen 
oder  einzelnen  Gattungen  von  Vieh  sowie 
gewisse  mit  dein  Schlachten  in  unmittel- 
Itarem  Zusammenhange  stehende,  besonders 
zu  bezeichnende  Verrichtungen,  z.  B.  das 
^einigen  und  Kochen  der  Eingeweide  oder 
das  Talgschmelzen,  ausschliesslich  in 
den  öffentlichen  Schlachthäusern  vorge- 
nommen werden  dürfe*  (Hinführung  des 
Sch  lacht  zwangs).  In  dem  Gomeindo- 
lieschluss  kann  bestimmt  werden,  >dass  das 
Verbot  der  ferneren  Benutzung  anderer 
Schlachtstätten  keine  Anwendung  find»»  Lauf 
die  im  Besitze  und  in  der  Verwaltung  von 
Innungen  oder  sonstigen  Korjx >ra tioneu  be- 
findlichen gemeinschaftlichen  Schlachthäuser, 
2.  auf  «las  nicht  gewerbsmässig  Mriebeno 
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Schlachten«.  Aus  den  früher  entwickelten 
Gründen  empfiehlt  es  sich  aber,  von  dieser 
Einschränkung  des  Schlachtzwanges  keinen 
Gebrauch  zu  machen.  Der  §  2  giebt  dann 
in  6  Absätzen  Vorschriften  Ober  die  U  n tor- 
such ung  des  Schlachtvieh«*  vor  der 
Tötung  und  des  ausgeschlachteten  Fleisches, 
die  durch  Gemeindebeschluss  nach  Errich- 
tung eines  Öffentlichen  Seidachthauses  an- 
geordnet werden  können,  jetzt  aber  durch 
das  neue  Fleisehscliaugesotz  überflüssig  ge- 
worden sind  bezw.  selbstverständliche  und 
allgemeine  Giltigkeit  erlangt  hal>en.  Wei- 
tere Vorschriften  handeln  von  den  auf  diese 
Untersuchungen  bezüglichen  Regulativen  und 
den  hierfür  zu  erhebenden  Gebühren. 

Der  nächste  §  3  beschäftigt  sich  mit  der 
Giltigkeit  der  Gemeindebeschlüsse,  die  hier- 
zu einer  Genehmigung  durch  die  Bezirks- 
regiorung  bedürfen.  Das  Verbot  der  Be- 
nutzung anderer  als  der  im  öffentlichen 
Schlochtliause  befindlichen  Schlachtstätten 
tritt  6  Monate  nach  der  Veröffentlichung  des 
genehmigten  Gemeindebeschlusses  in  Kraft, 
sofern  nicht  in  dem  Beschlüsse  selbst  eine 
längere  Frist  gesetzt  ist  Neue  Privat- 
schlachtanstalten dürfen  von  dem  Tage  dieser 
Veröffentlichung  ab  nicht  mehr  errichtet 
werden.  Nach  §  4  ist  die  Gemeinde  ver- 
pflichtet, »das  öffentliche,  ausschliesslich  zu 
benutzende  Schlachthaus  den  örtlichen  Be- 
dürfnissen entsprechend  einzurichten  und  zu 
erhalten.  Will  die  Gemeinde  die  Anstalt 
eingehen  lassen,  so  ist  der  Termin  der  Auf- 
hebung von  der  Genehmigung  des  Bezirks- 
ausschusses abhängig«  .  Der  Gemeinde  wird 
durch  §  5  die  Befugnis  erteilt,  für  die  Be- 
nutzung der  Anstalt  sowie  für  die  Unter- 
suchung des  Schlachtviehs  bezw.  des  Fleisches 
(vgl,  oben)  Gebühren  zu  erheben.  Für  den 
Gebührentarif  werden  besondere  Vor- 
schriften erlassen,  die  aber  zum  Teil  durch 
das  vorhin  erwähnte  (remeindeahgabengesetz 
abgeändert  worden  sind.  Nach  §  G  darf  die 
Benutzung  der  Anstalt  bei  Erfüllung  der 
allgemeinen  Bedingungen  niemandem  ver- 
sagt werden.  Die  folgenden  Paragraphen 
7—11  beschäftigen  sich  mit  der  Ent- 
schädigung an  die  Eigentümer  und 
Nutzungsberechtigten  der  bisherigen  und 
durch  die  Einführung  des  Sehlachtzwanges 
aufgeholiciien  Privatschlachtanstalten.  Ks  sei 
liemerkt,  dass  die  anerkannten  Ansprüche 
und  die  deshalb  von  den  Gemeinden  that- 
sftchlich  ausgezahlten  Summen  fast  überall 
ziemlieh  geringfügige  gewesen  sind.  Ijaut 
§  12  sollen  die  Bestimmungen  dos  Gesetzes 
auch  für  den  Fall  Anwendung  finden,  dass 
die  Gemeinde  das  Sehlachthaus  nicht  selbst 
errichtet,  sondern  dies  einem  anderen  Unter- 
nehmer überlädst.  Der  Gemeinde  verbleiben 
nl»'T  dann  die  vom  Gesetz  auferlegen  Ver- 
pflichtungen.   Zwischen  der  Gemeinde  und 


den  Unternehmern  musB  ausserdem  ein  be- 
sonderer Vertrag  geschlossen  werden,  der 
der  Bestätigung  des  Bezirksausschusses  unter- 
liegt. Endlich  wird  in  §  14  jede  Ueber- 
tretuug  des  Gesetzes,  also  z.  B.  die  Vor- 
nahme von  Schlachtungen  ausserhalb  des 
Schlachthauses  u.  s.  f.,  mit  Geldstrafen  bis 
zu  150  Mark  oder  mit  Haft  bedroht. 

Nach  dem  Muster  und  oft  dem  genauen 
Vorbild  des  preussischen  Gesetzes  haben 
dann  auch  viole  andere  deutsche 
Bundesstaaten  ähnliche  oder  gleiche  Ge- 
setze erlassen,  so  Oldenburg  (22.  Januar  1879), 
Anhalt  (20.  April  1878),  Braunschweig  (12. 
April  1876),  Bremen  (21.  Februar  1889), 
Hamburg  (19.  März  1894),  Lübeck  (10.  Sep- 
tember 1884),  die  sächsischen  Herzogtümer, 
ferner  Sehaumburg-Lippe,  die  beiden  Reusa 
u.  s.  f.  Im  Königreiche  Sachsen  gilt  das 
G.  v.  11.  Juli  1876,  dass  ebenfalls  und  unter 
den  nämlichen  Bedingungen  wie  Preussen 
den  Schlachtzwang  einführt  und  die  Er- 
richtung neuer  wie  auch  die  weitere  Be- 
nutzung bestehender  Privatschlächtereien 
untersagt.  Inden  süddeutschen  Staaten 
Bayern,  Württemberg  und  Baden  ist  die 
Regelung  des  Schlachtzwanges  den  Ge- 
meinden und  ortspolizeilichen  Bestimmungen 
überlassen,  auf  dieser  beschränkten  Grund- 
lage aber  tatsächlich  eine  sehr  grosse  Zahl 
von  öffentlichen  Schlachthäusern  errichtet 
worden. 

b)  Ausland.  In  Oesterreich  wurde 
schon  1850  den  grösseren  und  mittleren 
Gemeinden  aufgegeben,  öffentliche  Schlacht- 
häuser zu  bauen;  aber  erst  durch  das 
Seuchengesetz  vom  29.  Februar  1880  ist  die 
Fleischbeschau  in  denselben  Tierärzten  über- 
tragen. 1895  wurde  von  der  Regierung  die 
Errichtung  genossenschaftlicher  Schweine- 
schlachthäuser in  Wien  angeordnet.  Für 
Prag,  seine  Vorstädte  und  Nachbargemeinden 
wurde  durch  G.  v.  9.  März  1889  der 
Sehlachthauszwang  eingeführt. 

In  England  giebt  es  zur  Zeit  noch 
kein  Gesetz  ül>er  die  Errichtung  öffentlicher, 
ausschliesslich  zu  benutzender  Sehlacht- 
häuser, denn  der  Public  Health  Act  von 
1875,  durch  den  die  Fleischbeschau  sowie 
die  Beaufsichtigung  sämtlicher  Nahrungs- 
und  Genussmittel  gctvgelt  worden  ist,  stellt 
es  in  §  169  dem  Belieben  jeder  Stadtver- 
waltung anheim,  ein  öffentliches  Schlacht- 
haus anzulegen,  durch  Ortsstatut  Vorschriften 
für  dasselbe  zu  erlassen  und  Gebühren  für 
seinen  Gebrauch  zu  erheben.  Ein  Zwang 
zur  Benutzung  des  Schlachthauses  darf  je- 
doch nicht  ausgeübt  werden,  ebensowenig 
darfeine  Schliessung  der  bestehenden  Privat- 
schlachtaustaltcu  erfolgen.  Daher  kommt  es, 
dass  von  den  13S3  städtischen  Gemeinden 
Englands  nur  Sl  ein  öffentliches  Schlacht- 
haus besitzen.    Ivondon  gehört  nicht  in  diese 
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Zahl :  es  hat  etwa  600  Privatschlachtanstalten, 
aber  kein  öffentliches  Schlachthaus.  In 
Schottland  giebt  dagegen  das  Gesetz  von 
1862  den  städtischen  Gemeinden  das  Recht, 
einen  öffentlichen  Scldaehthof  mit  Sehlacht- 
zwang zu  errichten. 

Bahnbrechend  ist  die  Ordnung  der  Dinge 
in  Frankreich  gewesen.  Durch  Dekret 
vom  10.  Februar  1810  gab  Napoleon  I.  allen 
grösseren  und  mittleren  Städten  auf,  öffent- 
liche Schlachthäuser  anzulegen;  durch  ein 
zweites  Dekret  vom  15.  Oktober  1810  machte 
er  die  Errichtung  der  »etablissements  in- 
salubres,  iticommodes  et  dangereux<,  zu 
denen  auch  die  Schlachthäuser  gehörten,  von 
oiner  vorherigen  Genehmigung  der  Rehörden 
abhängig,  und  durch  Ordonnanzen  vom  14. 
Januar  ISIS  und  15.  Mai  1838  wurden  die 
Schlachthöfe  sogar  derjenigen  Gruppe  solcher 
Anstalten  zugewiesen,  die  nur  entfernt 
von  menschlichen  Wohnungen  er- 
richtet werden  dürfen.  Infolgedessen  finden 
sich  thatsäehlich  in  allen  Städten  des  Ijindcs 
öffentliche  Schlachthäuser  vor;  Paris  hat 
deren  vier,  ein  38  ha  grosses  centrales  in 
1*  Vilette,  drei  kleinere  zu  Grenelle,  Jory 
und  Fouroeanx. 

In  der  Schweiz  liest  eben  schon  seit 
mehr  als  200  Jahren  öffentliche  Schlacht- 
häuser für  Grossvich,  und  zwar  in  fast  allen 
Orten  mit  mehr  als  2<HM>  Einwohnern.  Diese 
oft  recht  mangelhaften  Anlagen  gehören  teils 
den  Gemeinden,  teils  sind  sie  Eigentum  der 
betreffenden  Fleischerinuuiig.  OeffentJiche 
Schlachthäuser  mit  Schlachtzwang  für  Gross- 
und Kleinvieh  giebt  es  erst  seit  etwa  4<> 
Jahren  in  den  grösseren  Städten,  wie  Rem. 
Basel,  Zürich,  Genf,  Jmzern  u.  s.  f.  Die  für 
den  Betrieb  giltigen  Vorschriften  sind  ent- 
weder von  dem  betreffenden  Kanton  oder 
der  Gemeinde  erlassen. 

In  Italien  bestimmt  das  Regolamento 
vom  15.  August  lS'jo.  Artt.  6—73,' das«  Ge- 
meinden mit  mehr  als  5»  »00  Einwohnern 
Schlachtliäuser  errichten  müssen,  die  unter 
Iieitung  von  Tierärzten  stehen.  Das  Gesetz 
enthält  genaue  Anordnungen  über  die  An- 
lage solcher  Anstalten. 

In  Belgien  finden  wir  in  allen  grösseren 
und  vielen  kleineren  Städten  öffentliche 
Schlachthäuser,  besonders  nachdem  die 
Fleischbeschau  durch  das  G.  v.  4.  August 
1890  eine  staatliche  Regelung  erfahren  hat. 

In  Holland  ist  durch  G.  v.  2.  Juni 
187")  den  Gemeinden  das  Recht  eingeräumt 
worden,  Verordnungen  zu  erlassen,  nach 
denen  das  Schlachten  nur  an  einem  Platze 
vorgenommen  werden  darf.  Indessen  giebt 
es  in  dem  ganzen  Luide  erst  5  öffentliche 
Schlachthöfe,  so  in  Rotterdam  und  Amster- 
dam. 

Dänemark  hat  5  öffentliche  Schlacht- 
höfe, so  in  Kopenhagen  und  Aarhus. 


In  Schweden  und  Norwegen  giebt 
es  keine  öffentlichen  Schlachthäuser. 

In  Russland  besteht  ein  Gesetz,  das 
die  Errichtung  öffentlicher  Schlachthäuser 
oder  eine  Fleischbeschau  anordnet,  bisher 
nicht.    Doch  finden  sich  Schlachthöfe  in 
einigen  grösseren  Städten,  so  in  Moskau. 
Petersburg.  Odessa,  Rewal,  Riga  und  WUna. 
Litteratnr:   Outertag,   Handbuch  der  Fleuch- 
betrhau.  J.  Auflag«,  Stuttgart  JK»ö.  —  Schwarz, 
Hau,  Einrichtung  und  Betrieb  öffentlicher  Schlacht- 
und  Viehhöfe    ,3.  Axtfl,,  Berlin  1898.  —  Georg 
Onthoff,  Anlagen  für  die  Versorgung  der  Städte 
Mit  JsrbcnrmiUeli,.    Markthalle»,  Schlachthöfe  u. 
Viehm.irkte,  Jena  «Äf.  Frankel. 


Schlacht-  and  Mahlsteuer. 

I.  Allgemeines.  1.  Einleitung.  2.  Die 
SchlachtHteucr.  3  Die  Mahlstcuer.  II.  Ge- 
setzgebung. 1.  Die  vormalige  preussiscue 
Mahl-  und  Schlaohtsteuer.  2.  Die  Härhswcbe 
Fleisch-  und  Srhlaehtsteuer.  .'<.  Die  badische 
Fleischsteiier.  4.  Württemberg,  ö.  Ocsterreüh- 
Ungam.  ö.  Die  ehemalige  italienische  Mabl- 
stener.    7.  Andere  .Staaten. 

I.  Allgemeines. 
1.  Einleitung.  Die  Nachteile  der  Auf- 
wand- und  Verbrauchssteuern  verschärfen 
!  sich  in  dem  Masse,  als  sie  Gegenstände  lic- 
t reffen,  die  mehr  oder  weniger  unumgäng- 
lich notwendige  Mittel  der  menschlichen 
1  Lebenshaltung  sind.  Dies  trifft  namentlich 
in  solchen  Fällen  zu.  in  denen  die  Mehl- 
und  Brotfrüchte  sowie  die  Fleischwaren  der 
Besteuerung  unterworfen  werden.  Die  Pflan- 
zennahrung ist  bei  weitem  die  wichtigste 
Art  aller  Nahrungsmittel,  die  für  die  Volks- 
cmährung  unentbehrlich  ist.  Eine  Auflage 
auf  dersellien  trifft  besonders  die  unteren, 
ärmeren  Volksklassen,  vornehmlich  die  ar- 
;  beitende  Bevölkerung.  Aehnlich  ungünstig 
,  liegen  die  Verhältnisse  UM  der  Fleisehsteuer. 
Wenn  auch  der  Flcischgenuss  lange  nicht 
jene  wichtige  Rolle  beim  N'ahrungswesen 
spielt  wie  Melü  und  Brot,  so  stellt  derselbe 
doch  eine  Ilauptgrundlagc  dar  und  gewinnt 
in  dem  Umfange  an  Bedeutung,  als  der 
Volkswohlstand  in  wünschenswerter  Weise 
zunimmt  und  das  Fleischwerk  zu  dn^m 
regelmässigen  Bestandteile  der  Nahrung 
auch  für  die  arbeitenden  Klassen  macht. 
Die  Bedenken  gegen  die  Besteuerung  der 
Pflanzcnnnhrung  lassen  sich  deswegen  in 
gleicher  Weise  auch  für  eine  solche  des 
Fleischkonsums  geltend  machen. 

Beide  Verbrauchsgegenstände  können 
entweder  durch  innere  Ve  rzehrungs- 
steuern  getroffen  werden,  welche  es  mit 
den  im  lnlando  erzeugten  oder  verwerteten 
Brotstoffen  und  Fleisehproduktcn  zu  thun 
haben  und  an  deren  Seite  eine  entsprechende 
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Ausgleich» ngsabgabe  (* l Tebergangsabgabe « ) 
für  die  Zufuhr  von  ausserhalb  des  Steuer- 
gebiets  tritt.  Oder  dieselbe  wird  im  Wege 
der  Zollgesetzgebung  durch  Einfuhr- 
zölle auf  die  vom  Auslande  eingebrachten 
Nahrungsstoffe  bewirkt.  In  diesem  letzteren 
Falle  können  zu  den  rein  finanziellen  Er- 
wägungen Wirtschaft b-  und  sozialpolitische 
Zwecke  hinzukommen,  ■»•eiche  schutzzöllnc- 
rischer  Natur  sind  und  auf  eine  Sicherung 
der  nationalen  Produktion  gegen  die  üeber- 
führung  des  heimischen  Marktes  mit  fremd- 
lilndischen  Waren  abzielen.  Derartige  Ge- 
sichtspunkte haben  sich  namentlich  im 
Liufe  der  letzten  Jahrzehnte  in  den  meisten 
westeuropäischen  Staaten,  mehr  oder  weniger 
konsequent.  Geltung  verschafft.  Die  ver- 
schiedenen Formen  der  Steuer  können 
dabei  sowohl  als  Staats  be  Steue- 
rung als  auch  als  Gemeindesteuern 
auftreten.  Die  Bedenken  dagegen  werden 
im  ersteren  Falle  erheblichere  sein  als  im 
letzteren,  wo  sie  zumal  iu  grösseren  und 
grossen  Städten  passende  Glieder  des  kom- 
munalen Abgabesysteins  sein  können.  Im 
folgenden  soll  die  Schlacht-  und  Mahlsteuer 
lediglich  als  Staatssteuer  in  Betracht 
gezogen  werden.  (Vgl.  im  (Ihrigen  d.  Art. 
Octroi  oben  Bd.  V  S.  1013 ff.) 

2.  Die  Schlnchtsteuer.  Unter  Schlacht- 
oder Fleischsteuern  verstellt  man  diejenigen 
inneren  Verbrauchsabgaben ,  welche  den 
Konsum  von  Fleischwerk  in  verschiedener 
Gestalt  zur  I>>istung  heranziehen.  Sie 
nehmen  in  Verbindung  mit  der  alsbald 
näher  zu  schildernden  Mahlstoner  unter  den 
Verzehmngssteuern  eine  ähnliehe  Stellung 
ein  wie  die  Kopfsteuern  unter  den  direkten 
Auflagen .  mit  welchen  sie  ähnliche  Be- 
denken gemeinsam  haben.  Sieht  man  von 
den  in  diesem  Zusammenhange  nicht  zu  er- 
örternden Vieh-  und  FleischzölJen  ab,  so 
kann  die  Schlachtsteuer  in  einer  dreifachen 
Erhebungsform  eingezogen  werden : 

1.  als  Thorsteuer,  lokaler  Zoll 
oder  Octroi  bei  Einbringung  der  steuer- 
pflichtigen Waren  in  ein  geschlossenes  Stcuer- 
gehiet,  namentlich  in  geschlossene  Orte. 
Wiewohl  diese  Art  der  Einziehung  iu  höhe- 
rem Grade  lx»i  Gemeindesteuern  vorkommt, 
so  finden  sich  doch  auch  Beispiele,  bei 
welchen  die  Staatssteuer  diese  Erhebungs- 
form wählt.  Veranlagung  und  Einziehung 
richten  sich  dann  nach  den  Grundsätzen 
iles  -Oetroisystems«  (s.  d.  Art. O  e  t  r o  i a.a.O.) ; 

'2.  als  e  i  g  e  n  1 1  i  c  h  e  S  c  h  1  a  e  h  t  s  t  e  u  e  r , 
welche  vom  Schlächter  oder  Fleischer  aus- 
zulegen ist  und  von  diesem  dann  in  den 
Fleischpreisen  auf  den  Konsumenten  über- 
wälzt wird.    Sie  ist  zu  erlegen : 

a)  vor  der  Schlachtung,  entweder 
nach  der  S  t  ü  c  k  z  a  h  1  in  Steuersätzen, 
welche  gemäss  den  verschiedenen  Gattungen 


der  auszuschlachtenden  Tiero  abgestuft  sind, 
oder  nach  verschiedenen  Gewichtsklassen 
des  Schlachtviehs.  Erstere  Methode  ist 
einfacher,  gewährt  aber  der  Ausschlachhing 
schweren  Vielis  für  Viehzüchter  und  Metz- 
ger einen  Vorzug  auf  Kosten  der  Steuer- 
kasse. 

b)  nach  der  Schlachtung  vor  der 
Zerlegung,  wobei  in  Anwesenheit,  eines  ver- 
pflichteten Wagemeisters  diejenigen  Teile 
pfundweise  ausgewogen  werden,  welche  das 
Gesetz  als  steuerpflichtig  erklärt. 

Beide  Veranlagungsformen  bedürfen  zur 
Sicherung  weiterer  Kontrollmittel.  Das 
Schlachten  bei  Nachtzeit  oder  an  gewissen 
Orten  (ausserhalb  der  Scldachthäuser),  ferner 
die  Vornahme  ohne  vorausgegangene  An- 
zeige und  Erlaubniserteilung  (Anmeldepflicht) 
ist  verboten.  Gattung  oder  Gewicht  der 
Tiere,  Zeit  und  Ort  der  Schlachtung  ist  an- 
zuzeigen, das  Hausschlachten  verboten  oder 
beschränkt.  Die  Schlachthäuser  und  Ver- 
kaufslokale  sowie  die  Aufbewahrung  von 
Fleischvorräten  sind  der  behördlichen  Auf- 
sicht unterstellt.  Endlich  werden  die  Fleisch- 
waren und  der  Fleischverkehr  der  obrig- 
keitlichen Kontrolle  unterworfen  etc.; 

3.  als  Handel ss teuer,  eine  Abgabe 
vom  Verkauf  von  Vieh,  welche  zuweilen  mit 
der  eigentlichen  Schlachtsteuer  als  Zusatz- 
auflage konkurriert. 

Gegen  die  Erhebung  der  Schlachtsteuer 
als  Staatssteuer  sprechen  eine  Reihe  von 
Gründen.  Besteuerung  des  Fleischkonsums 
ist,  weil  sie  ein  notwendiges  Nahrungsmittel 
trifft,  zu  verwerfen.  Der  Verbrauch  ist  in 
den  Städten  stärker  als  auf  dem  flachen 
Luide,  die  Steuer  wirkt  also  ungleichmässig. 
Eine  vollständige  Durchführung  scheitert  an 
der  Unmügliclikeit  eines  allgemeinen,  das 
i  ganze  Land  umfassenden  Schlachthaus- 
zwanges, insbesondere  auf  dem  Lande,  wo 
der  Kigenkonsum  hausgeschlaehteter  Tiere 
nicht  unerheblich  zu  sein  pflegt.  Eine  Kon- 
trolle des  Hausschlachtens  ist  immer  unzu- 
reichend und  dabei  sehr  lästig,  kostspielig 
und  zeitraubend.  Gewisse  Luxusfleiseharten, 
wie  Wildpret,  Geflügel,  Fische  und  Schal- 
tiere werden  stets  ungenügend  besteuert, 
während  die  Freilassung  des  Kleinviehs,  des 
Verbrauchs  auf  dem  Lande  oder  gar  eino 
Verkaufssteuer  die  Gleichmässigkeitder  Be- 
lastung von  vom  herein  aufheitern  Aus 
diesen  Gründen  scheint  es  am  besten,  die 
Steuer  auf  die  Fleischnnhrung  den  Ge- 
nieinden und  Gemeindovorhänden  als  Finanz- 
ielle zu  überlassen,  iu  denen  dann  leicht 
Thorabgalten  und  Schlachtsteuer  verbunden 
mit  obligatorischem  Schlaehthauszwang  in 
den  Städten  miteinander  konkunieren  können, 
während  die  Landgemeinden  nur  eine 
Scldachtsteuer allein  zur  Verwendung  bringen 
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können.  Aber  auch  hier  ist  sie  nicht  ohne 
Bedenken. 

3.  Die  Mahlsteuer.  Unter  Mahlsteuer 
verstellt  man  eine  innere  Verbrauchsabgabe 
von  Mehl-  und  Brotfrfichten  aller  Art,  also 
von  den  verselüedenen  Getroidearten  und 
Kölnern,  welche  im  Wege  des  Vermahlens 
zu  Mehl  oder  anderen  Mühl  waren  produkten 
verarbeitet  werden  (Sehrot,  Gries.  Graupen 
etc.).  Wiederum  von  etwaigen  Getroide- 
und  Mehl-  bezw.  Mühlwarenzöllen  abge- 
sehen, kommt  als  Erhebungsfonn  in  Betracht : 

1.  Die  Thorsteuer,  lokaler  Zoll 
«nler  Oetroi  Ud  Einbringung  der  steuer- 
pflichtigen Waren  in  geschlossene  Orte, 
«b'ren  Veranlagung  und  Erhebung  nach  den 
Grundsätzen  des  »OctroisysteniS"  erfolgt. 

2.  Die  Mahlsteuer,  welche  an  den 
I'rozoss  des  Maidens,   der  Bereitung  von 
Hrotfrüchten  und  Brotstoffeu  zu  Brot  an- 
knüpft.   Die  Abgabe  ist  zu  entrichten,  bevor 
das  Getreide  in  die  Mühle  gebracht  wird. 
Alle  Brotfrueht,   die   zum  Verinalden  be- 
stimmt ist,  muss  mit  einer  Bescheinigung; 
über  die   bezahlte   Steuer  versehen   sein :  ! 
ohne  eine  solche  darf  kein  Müller  dieselbe 
veraiVitcn.    Die  Mahlsteuer  bedarf  einer 
Reihe    von    Kontrollmassregeln    zu  ihrer 
Sicherstellung,    Hierher  gehören  vor  allem  f 
das  Verbot  von  ltandmühlen,  beweglicher 
Mahlmühlen  und  «las  Stampfen  der  Getreide-  1 
körner.    Das  Mülloreigewerbo  unterliegt  der  ' 
staatliehen   Beaufsichtigung,  der  Gewerbe- 
betrieb ist  von  einer  obrigkeitliehen  Erlaub- 
nis abhängig,  derselbe  darf  nur  in  deu  der ; 
Verwaltungsbehörde  angezeigten  und  von  ihr 
kontrollierten  lokalen  ausgeübt  werden,  die 
Vorräte  sind  in  behördlich  l*eaufsichtigteu 
Lagern  aufzultewahren  <?tt*.    An  diese  Vor- 
schriften sehliesscn  sich  weitere  filier  die 
Art  und  Weise  der  Verbringung  des  Ge- 
treides auf  die  Mühlen  hinsichtlich  der  ge- ! 
ringsten  zulässige»  Menge,  über  die  Vor- 1 
packuug,  die  Zeit,  ferner  Anordnungen  über  , 
die  Führung  von  Listen  über  all«?  abge-  j 
lieferten  Mahlfrüchte  und  ihre  Eigentümer, 
über  die  Verwiegung  jeder  Getreidepost  ete. ; 
Mitunter  bestehen  zur  Kontrollo  mechanische  i 
Zähl-  und  Wägeapparate. 

Es  lässt  sieh  nicht  leugnen,  dass  wegen  1 
der  Allgemeinheit  der  Pflanzennahrung  die 
Brot-  und  Mehlfrüehte  eiut?  der  ergiebigsten  i 
Steueronellou  sind,  eiu  Umstand,  der  die  oft  ! 
rücksichtslose  Ausbeutung  derselben  durch 
die  Steuerpolitik  erklärt.     Allein  dies  ist 
aber  auch  so  ziemlich  der  einzige  Vorzug, 
welcher  sich  dk'scr  Auflage  nachrühmen 
lässt    Ihm  steht  eine  überwiegende  Mehr- 
zahl von  Schattenseiten  gegenüber,  welche 
teils  volkswirtschaftlicher,  teils  sozialpoli- 
tischer, teils  steuertechnischer  Natur  sind. 

Zunächst  ist  gegen  die  Mahlsteuer  volks- 
wirtschaftlieh wie  stonerpolitisch  einzuwen- 


den, dass  sie  eine  ganz  n  n  g  1  e  i  c  h  m  ä  s  s  i  g  o 
Belastung  bewirkt.  Der  Brotverbrauch 
ist  an  und  für  sich  nicht  bloss  nach  Indivi- 
duen, sondern  auch  nach  Gegenden  und 
Ijand«3steilen  höchst  verschieden.  Ferner  ist 
es  fast  unmöglich,  den  Steuerfuss  für  die 
einzelnen  Getreidearten  annähernd  richtig 
abzustufen,  insbesondere  aber  werden  durch 
die  Malüsteuer  lieini  Lindwirt  grosse  Schäden 
hervorgerufen,  wenn  er  neben  der  Grund- 
steuer jene  Abgabe  für  seinen  eigenen  Brot- 
verbrauch  entrichten  soll,  während  eine  Be- 
freiung des  letzteren  eine  ungerechtfertigte 
Vergünstigung  wäre.  Als  eine  Steuer  auf 
ein  unentMirliehes  Nahrungsmittel  steigt 
die  List  nach  der  Kopfzahl  «1er  Familie  der 
steuerpflichtigen  Einzelwirtschaft  und  hat 
daher  die  Wirkung  einer  progressiven  Kopf- 
steuer. Sozialpolitisch  über  kommt  in  Be- 
tracht, dass  der  schwere  Druck  'sich  in  viel 
höherem  Grade  gegen  die  unteren  Schichten, 
namentlich  gegen  die  arbeitende  Bevölke- 
rung richtet  ids  gegen  die  oberen.  Der 
A eruiere,  der  nach  seiner  wirtschaftlichen 
ljage  viel  mehr  Schwarzbrot  uivl  andere 
aus  Mehl  zubereitete  Speisen  ireniesst  als 
Fleisch,  hat  häufig  absolut,  nicht  nur  rela- 
tiv, eine  stärkere  Steuerlast  zu  tragen  als 
der  Bessergestellte,  bei  dem  der  Fleisch- 
genuss  die  Hauptnahrung  bildet  und  der  das 
Brot  hingegen  nur  zusätzlich  verbraucht. 
Hierin  lie^t  eine  ganz  besondere  Schatten- 
seite der  Mahlsteuer. 

Auch  steuerteohnisch  sin«l  grosse  Be- 
denken zu  erheben.  Die  Erhebung  «1er  Mahl- 
steuer ist  beschwerlich,  lästig,  kostspielig 
und  ohne  grosso  Barten  nicht  durchzuführen, 
wenn  eine  grosse  Anzahl  oftmals  zerstreut 
gelegener  Mühlen  einer  steten  und  scharfen 
Kontrolle  zu  unterwerfen  ist,  wenn  wie  bei- 
spielsweise in  l'reusson  1.10000  oder  in  Italien 
40000  Mühlen  in  Betracht  kommen.  Die 
Schwierigkeit  nimmt  natürlich  in  dem  Masse 
ab,  als  der  Grossbetrieb,  besonders  dio 
Dampfinühle,  an  die  Stelle  des  Klein Wtricbcs 
tritt.  Allein  dies  ist  allgemein  einmal  nicht 
möglich,  da  auf  dem  Laude  der  Betrieb 
durch  Wasserkraft  mit  wenigen  Mühlgängen 
der  herrschende  bleiben  wird.  Ebenso  ist 
es  kaum  denkbar,  dass  «las  Verbot  von 
Handmühlen  in  landwirtschaftlichen  Be- 
trieben vollständig  durclmiffihron  ist 

Endlich  die  Thorsteuer  trifft  nur  den 
Verbrauch  des  Brotes  in  deu  Städte u,  lässt 
denjenigen  auf  dem  Linde  frei.  Da  aber 
gerade  die  Städte  der  Sitz  des  entwickel- 
teren industriellen  Lebens  zu  sein  pflegen, 
also  auch  eine  zahlreiche  Arbeiterbevölkerung 
heherb<'rgeu,  so  ist  gerade  sozialjwlitisch  dio 
Besteuerung  der  Brotfrüchte  als  eine  Art 
Kopfsteuer  der  arteiteuden  Klassen  verwerf- 
lich. Andererseits  aber  hat  der  Versuch, 
die  von  der  Maidsteuer  befreito  ländliche 
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Bevölkerung  durch  eine  andere  Steuer  ent- 
sprechend zu  belasten,  wie  in  Preussen 
durch  die  Klassensteuer,  zu  keiner  gleich- 
massigen  Belastung  geführt. 

Alles  in  allem  kann  die  Theorie  nur  die 
unbedingte  Beseitigung  jeder  Steuer  auf 
Mehl-  und  Brotfruchte  empfehlen  und  her- 
vorheben, dass  jede  andere  Steuer  besser  ist 
als  diese  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs. 

II.  Gesetzgebung. 

1.  Die  vormalige  preu&slsehe  Mahl-  und 
Schlachtsteuer.  Bis  zum  Jahre  1H1U  entrich- 
teten die  Bewohner  der  Städte  als  Hauptabgabe 
die  „Generalaccise",  eine  Steuer  vom  \erbrauch 
der  wichtigsten  Lebensmittel,  während  die  Be- 
wohner des  Landes  vornehmlich  durch  die 
Grundsteuer  ihre  Schuldigkeit  abtrugen;  sie 
wurden  nur  mittelbar  zur  Accise  herangezogen. 
Doch  war  bei  Gestattung  eines  städtischen  Ge- 
werbe« auf  dem  platten  Lande  die  sogenannte 
nFixacciseu  als  Ersatzstcucr  zu  leisten.  Das 
Edikt  vom  28.  Oktober  1810  hob  die  Unter- 
schiede zwischen  Stadt  und  Land  auf  und  unter- 
warf auch  das  platte  Lnnd  den  zum  Teil  er- 
höhten Abgaben  von  Fleisch,  Gemahl,  Bier  und 
Branntwein,  welche  bislang  nur  in  den  Städten 
besteuert  waren.  Das  Vieh  wurde  nach  der 
Stückzahl  versteuert  und  zwar  in  der  Absicht, 
von  jedem  ('entner  Fleisch  1  Thnler  als  Abgabe 
einzuziehen.  Schweinefleisch  umerlag  zu  Gunsten 
der  ärmeren  Klassen  geringeren  Steuersätzen, 
wogegen  als  Luxusgennss  Spanferkel  und 
Hammelfleisch  stärker  belastet  wurden.  Die 
allgemeine  Steuer  vom  Vermählen  des  Getreides 
betrug  '  t  Thaler  vom  Scheffel  Weizen  und  " 
Thaler  von  den  übrigen  Getreidearten.  Die 
Mahlsteuer  wurde  schon  im  folgenden  Jahre 
(Edikt  vom  7.  Oktober  1811)  auf  dem  Lande 
durch  eine  Personensteuer  ersetzt,  die  Fleisch- 
steuer auf  die  Hälfte  ermässigt. 

Durch  G.  v.  30.  Mai  1820  wurde  die  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  in  Verbindung  mit  der  neu 
einzuführenden  Klassensteuer  neu  geregelt.  Der 
Grundgedanke  bestand  darin,  in  den  132  grös- 
seren .Städten  die  Steuerp flicht  durch  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer,  dagegen  auf  dem  platten  Lande 
durch  die  Klassensteuer  erfüllen  zu  lassen.  In 
ewissen  Fällen  konnten  die  Städte  zwischen 
er  einen  oder  anderen  Steuerform  wählen. 
Die  Mahls  teuer  wurde  sowohl  von  dem 
auf  den  städtischen  .Mühlen  vermahleiien  Ge- 
treide als  auch  von  den  von  auswärt«  einge- 
brachten Produkten  erhoben,  wobei  der  Steuer- 
satz für  den  Centner  Weizen  *  a  Thaler.  für  den 
Centner  Koggen,  Gerste,  Buchweizen,  auderer 
Getreidearten  und  Hülsenfrüchte  1  »  Thaler  be- 
trug, sofern  daraus  Mehl,  Schrot,  Graupen, 
Grütze  oder  Gries  durch  eine  Mühle  bereitet 
wurde.  In  einzelnen  Städteu  bestand  für  alle 
Getreidesorten  ein  gleicher  Steuersatz.  Die 
Abgabe  war  vor  VerTiringung  des  Getreides  in 
die  Mühle  zu  erlegen,  bei  Einfuhr  von  Kraft- 
mehl,  Puder,  Graupen.  Grütze  und  Gries  in  das 
Stenergebict  war  das  1 fache,  bei  Einbringung 
von  Schrot  und  Backwerk  das  Einfache  des 
Steuersatzes  zu  entrichten. 

Die  Schlachtsteuer  betraf  die  Schlach- 
tung   von    Rindvieh,    Schafen,    Ziegen  und 


Sehweinen,  mit  Einschlags  der  Kälber,  Lämmer 
und  Ferkel  mit  einem  Steuersatz  von  1  Thaler 
für  den  (.'entner  Fleisch.  Wenn  die  Auflage 
als  Vcrwicgungssteuer  erhoben  ward,  so  wurde 
das  ganze  ausgeschlachtete  Stück  mizerachnitten 
mit  Fleisch,  Kuochen  und  Fett  gewogen.  Bei 
Erhebung  als  Stücksteuer  bestimmte  der  Finanz- 
minister  für  jede  Stadt  die  Stücksätze.  Ehler 
bloss  kommunalen  Schlacht-  und  Fleiscbstener 
konnten  in  den  Städten  Wildpret;  Geflügel  und 
Pferde  unterworfen  werden  (Kabinetts-Ordre  v. 
8.  Marz  1847,  24.  April  1848).  Die  Einfuhr  von 
frischen  gesalzeneu  oder  geräucherten  Flciach- 
|  und  Fettwaren  wurde  mit  dem  l1.,  fachen  Satze 
!  des  in  der  Stadt  ausgeschlachteten  Fleisches  be- 
j  legt.  Zahlreiche  Kontroll-  und  Sicherheitsmass- 
'  regeln  waren  zur  Sicherstellung  der  Steuerer- 
hebung erforderlich,  welche  sowohl  den  Verkehr 
zwischen  Stadt  und  Land  als  auch  die  in  der 
Nähe  von  mahl-  und  schlacbtstenerpflichtigcn 
Städten  gelegenen  Ortschaften  gewissen  steuer- 
lichen Beschränkungen  unterzogen. 

Währeud  des  Teuerungsjahres  1847  wurde 
die  Mahlsteuer  von  allen  Getreidenrten  uud 
Hülsenfrüchten  von  April  bis  August  eingestellt. 
In  den  Jahren  1854- 185K  fand  durch  "ausser- 
ordentliche Stcncrzuschläge  eine  Erhöhung  der 
Mahl-  und  Sehlachtsteuer  um  25°  „  statt,  au 
welche  sich  thataikhlich  1858  durch  Einführung 
des  leichteren  Zollcentners  (gegenüber  dem  al- 
ten preussischeu)  eine  weitere  Belastung  an- 
schloss.  Schon  1848  (V.  v.  4.  April  1848;  wurde 
provisorisch  ein  Drittel  der  staatlichen  Mahl- 
steuer den  Städten  zu  Kommnnalaufgabeu,  na- 
mentlich zur  Unterstützung  der  ärmeren  Volks- 
klassen Uberlassen  unter  Freistellung,  deu 
übrigen  Teil  der  Abgälte  durch  eine  direkte 
Steuer  nach  eigener  Wahl  aufzubringen.  1851 
wurde  (G.  v.  1.  Mai  1851 1  deu  mahl-  und 
schlachtsteuerpflichtigen  Städten  '  *  des  Roh- 
ertrages der  Mahlsteuer  für  Gemeindezweeke 
überwiesen  unter  Zulassung  der  schon  bei  Ein- 
führung dieser  Steuer  üblichen  Zuschläge.  Drei 
Jahrzehnte  vermochte  das  Interesse  der  grossen 
Städte  an  der  Anfrechterhaltuug  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  die  allgemein  geforderte  Beseiti- 
gung derselben  zu  hintertreiben.  Erst  durch 
aas  G.  v.  25  Mai  1871  wurde  diese  Auflage  in 
allen  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Städten 
der  Monarchie  zugleich  mit  Errichtung  der 
Klassensteuer  in  diesen  Städten  aufgehoben. 
Dagegen  durfte  die  Schlachtsteuer  in  solchen 
Städten  als  Gemeindeabgabe  fort  erhoben 
werden,  in  denen  es  die  Lage  des  städtischen 
Haushalts  erforderte  bezw.  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse dazu  geeignet  befunden  wurden.  Durch 
das  Kommunalabgabengesetz  v.  14.  Juli  18!>3 
ist  die  Nencinfiihruug  von  Mahl-  und  Schlacht - 
steuern  den  Gemeinden  untersagt  worden. 
(Vgl.  d.  Artt  Einkommensteuer  oben  Bd. 
III  S  381  ff.,  Kommunal  abgaben  Bd.  V  S. 
27öff,  Octroi  a.  a.  O.i 

2.  Wie  sächsische  Fleisch-  und  Schlacht- 
steuer.   In  Sachsen  wird  sowohl  eine  Schlacht- 
steuer als  eine  Uebergnngsabgabe  von  zollver- 
',  einsländischem  Fleischwcrk  erhoben  (GG.  v.  25. 
Mai  1852  und  15.  Mai  18f>7).    Die  Schlacht- 
steuer ist  eine  allgemeine  Landesstener  von 
!  Grogsvieh  und  Schweinen  nach  Stücksätzen  vor 
I  der   Schlachtung.     Schafe,    Lämmer,  Ziegen, 
Ferkel  bis  zum  Gewicht  von  10  kg  und  Kälber 


Digitized  by  Google 


Schlacht-  untl  Mahlsteucr 


585 


nnd  Jungvieh  bis  zum  Gewicht  von  62,50  kg 
sind  steuerfrei.    Die  Abgabe  beträgt  für 

I  in  Dresden,  Leipzig, 
i  r^ha««  l   Chemnitz  .   ...   21  Mark 

1.  wnsen  >  möge   Städte  und 

J  fluchen  Land  ...  18 

2.  Obriges  Kindvieh  (mit  Aus- 
schluss der  Kälber  und  Kühe 

unter  160  kg)   12  ., 

3.  Kühe  unter  150  kg  und  Jung- 
vieh von  50—150  kg     .    .    .  6  ., 

4.  Schweine   2 

Steuerpflichtig  sind  diejenigen,  welche  auf 
eigene  Rechnung  Schluchten  oder  schlachten 
lassen.  Ks  hatten  aber  für  Anmeldung  des 
steuerpflichtigen  Viehes  und  richtige  Entrichtung 
der  Steuer  die  Kuttler  oder  Aufseher  in  den 
Schluchthofen,  die  Lohuschlifchtcr  heiin  Haus- 
schlachten. Die  Steuer  ist  vor  erfolgter  Tötung 
des  Viehes  zu  erlegen.  Ihre  Rückerstattung 
erfolgt,  wenn  sie  ohne  Verbindlichkeit  entrichtet 
wurde  und  innerhalb  eines  Jahres  zurückge- 
fordert wird,  ebenso  ist  die*  der  Fall,  soweit 
bei  Viehseuchen  oder  infolge  Impfung  gegen 
Lungenseuche  Entschädigungen  gewährt  worden. 
Kinlässliche  Koutrolhnittel.  wie  Anzeigepflicht 
des  steuerpflichtigen  Viehes,  Ausstellung  von 
SehJachtscheiuen,  Führung  besonderer  Steuer- 
qtiittungsbüchcr  durch  die  Banktleischer,  (iiist- 
und Speisewirte,  Nachwiegung,  stcucramtlh  he 
Aufsicht,  Trnnsportkoutroile  etc.,  suchen  die 
Durchführung  der  Schlachtsteuer  zu  sichern. 

Von  eingeführtem  zollvcreiusliiudischen 
Fleischwcrk  ist  eine  U  e  b  e  r g a  n  g  s  a  b  g u  b  e  zn 
entrichten  und  zwar  von  frischem  Kind-  und 
Schweinefleisch  4  Mark  und  von  zubereitetem 
5  Mark  für  je  50  kg.  Zur  Kontrolle  dient  ins- 
besondere die  Verpflichtung  zur  Anmeldung 
alles  mich  Sachsen  eingeführten  Fleisch  werke* 
sofort  nach  Ankunft  des  Fleisches  am  Bestim- 
mungsorte, bei  der  Schluehtsteuereinnuhme  und 
Vorlegung  desselben  zur  Revision  unter  spe- 
cieller  Verpflichtung  der  l'ost-  und  Eisenbahn- 
Verwaltungen  für  das  durch  dieselben  einge- 
brachte Fleischwerk.  Die  Zahlung  der  Abgabe 
erfolgt  an  die  Schlnchtstcuereinnahmcn.  Die 
Fleischvorräte  solcher  Personell ,  welche  mit 
Fleischwareu  regelmässig  Handel  treiben,  können 
von  Zeit  zu  Zeit,  namentlich  bei  vorhandenem 
Verdachte  der  „Aligabenverkürzung''  von  den 
Steuerbearoten  untersucht  werden  Strafen  für 
Hinterziehung  und  Ordnungswidrigkeiten  richten 
sich  nach  den  Oruudsätzen  des  Zollstrnf  recht«. 
Eine  Ausfuhrvergütnug  wird  bei  der  sächsischen 
Schlachtsteuer  nicht  gewährt. 

Von  1865 — 1879  wurde  neben  der  Schlacht- 
steuer und  l'eberguugsubgabe  von  vereinsuns- 
ländisehem  Fleisch  werk  noch  eine  V  e  r  b  r  a  n  e  h  s  - 
abgäbe  erhoben.  Da  das  Zollgesetz  v.  15. 
September  1871*  den  Fleischzoll  auf  12  Mark  fest- 
setzte, so  war  für  letztere  kein  Raum  mehr, 
bis  das  R.G.  v.  27.  Mai  1H85  diese  Beschrän- 
kungen wieder  beseitigte.  Durch  das  sächsische 
G.  v.  15.  Dezember  1891  ist  die  Verbrauchs- 
steuer in  der  Uebergangsabgabe  in  gleichen 
Sätzen  wieder  hergestellt  worden.  Seit  18112 
wurde  die  Verbrauchssteuer  auch  auf  Kalbfleisch 
ausgedehnt,  wenn  das  ausgeschlachtete  Kalb 
die  Gewichtsgrenze  von  02,60  kg  überschreitet 


oder  die  Stücke  von  einem  solchen  herstammen, 
weshalb  Gewichtsgrenzen  der  einzelnen  Stücke 
vorgesehen  sind.  Für  die  Behandlung  der  ein- 
zelnen Vergehen  ist  das  alt«  Zollgesetz  vom 
Jahre  1838  massgebend. 

3.  Die  badische  Fleischsteuer.  Dieselbe 
ist  eine  Steuer  vom  Verbranch  des  Fleische* 
vom  Rindvieh  mit  Ausnahme  der  Milchkälber, 
welche  teils  als  Schlachtsteuer,  teils  als  Abgabe 
vom  eingeführten  Fleisch  erhoben  wird  (GG.  v. 
1835,  1844  nnd  1874  nnd  v.  20.  April  1886). 
Der  ganze  Gegenstand  ward  für  beide  Steuer- 
formen neu  geregelt  durch  G.  v.  211,  April  1880. 
Die  Steuersätze  der  Schlachtsteuer  be- 
tragen jetzt  für  einen  Ochsen  unter  200  kg  4 
Mark,  desgleichen  die  Steuer  für  ein  Rind, 
einen  Farreu  i,Farse>  oder  Kuh:  für  derartige 
Tiere  im  Gewichte  von  200—250  kg  6  Mark 
und  für  einen  Ochsen  etc.  über  250  kg  1 1  Mark. 
Kopf,  Füsse,  Eingeweide.  Haut  uud  l'nschlitt 
bleiben  für  die  Bemessung  ausser  Betracht. 
Die  Aeoise  für  Ziegen  und  Milchschweine  wurde 
1828,  für  Sehweine,  Schafe  und  Lämmer  1832 
und  für  Kalber  1862  aufgehoben.  Steuerfrei 
ist  Schlachtvieh,  das  wegen  änsserlicher  Be- 
schädigung oder  Erkrankung  geschlachtet  wer- 

!  den  inuss,  falls  der  Eigentümer  kein  Metzger 
ist.  und  Schlachtvieh,  das  auf  Anordnung  der 
Polizciliehördc  geschlachtet  wird  oder  dessen 
Fleisch  nach  der  Schlachtung  für  ungeniessbar 
erklärt   wird.     In  diesen   Fällen  erfolgt  die 
.  Rückerstattung  der  bereits  gezahlten  Steuer, 
j  Die    V  e  bergan  gsste ue  rabga  be    für  die 
'  Einfuhr  von  Fleisch  und  Fleischwaren  aus  an- 
deren Zollvercinsstaateu  beträgt  8  Pfennig  für 
je  1  kg.    Die  Abgabe  wird  gleichfalls  nur  vom 
,  Grossvieh  erhoben  und  ist  fällig  bei  Einbrin- 
i  gnug  sowohl  von  frischem  als  auch  gesalzenem, 
•  gekochtem  oder  geräuchertem  Fleische. 

4.  Württemberg.  Die  vormalige  AccUe 
vom  Verkauf  von  Vieh  i  Viehhandel*  ist  1821. 
diejenige  vom  Schlachtvieh  nnd  Fleisch  1833 
nnd  1830  stufenweise  ermässigt  und  1839  voll- 
ständig aufgehoben  worden.  Die  GO.  v.  23. 
Juli  1877.  8.  Marz  1881  und  25.  Marz  1887 
haben  den  Gemeinden  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen bis  zum  Höchstbetrag  von  0  Mark 
für  BW  kg  die  Erhebnug  einer  Flei«chst«ner 
eingeräumt. 

5.  Oesterreich-Ungarn.  In  Oesterreich 
kommt  die  Abgabe  auf  Brotfrüchte  als 
Staatssteiier  und  zwar  als  Glied  der  allgemeinen 
Verzehrungssteuer  vor  uud  wird  von  Mehl. 
Backwerk  jeder  Art,  von  Hülsenfrüchten  und 
Brotfrüohten  erhoben.  Seit  1890  ist  sie  für 
Wien  und  1891  für  Triest  aufgehoben  worden, 
sie  besteht  noch  in  den  übrigen  Städten  und  in 
den  geschlossenen  Orten  Dalmatiens.  Sie  wird 
entweder  als  Thorsteuer  oder,  wie  in  Brünn, 
Lemberg,  Graz,  Laihach.  hinsichtlich  der  Brot- 
früchtc  als  Mahlstoner  erhoben.  -  Die  staat- 
liche Fleischst  euer  ist  eingeführt  durch  das 

;  Verzehrungssteuerpatent  vom  Jahre  182J  und 
I  wurde  später  neugeordnet  (GG.  v.  16.  Juni  1877. 
I  10  Juni  1WO0  und  23.  Juni  1891).  Sie  ist  in 
j  deu  geschlossenen  Orten  ein  Glied  der  allge- 
!  meinen  Verzehnuigsstener.  die  als  Thorstcner 
j  erhoben  wird.  Auf  dem  Lande  ist  die  Fleisch- 
I  Steuer  eine  Schlaohtungsstcuer  oder  als  Ver- 
kaulsabgahe  eingerichtet.  An  Stelleder  Schlach- 
tungsabgabe und  Verkaufssteuer  kann  Abtin- 
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dnng  oder  Verpachtung  treten.  In  den  ge- 1 
schlossenen  Orten  trifft  die  Thorstener  Rind- 
vieh, «Schilfe,  Schweine,  frisches  Fleisch.  Wild- 
pret,  Fische,  Federwild.  Schaltiere  n.  s.  w.  Die  j 
Steuersätze  sind  in  Wien  und  Tricst  höher  und 
in  den  übrigen  geschlossenen  Orteu  niedriger. 
Die  Steuer  ist  fällig,  wenn  die  steuerpflichtigen 
Gegenstände  die  den  Ort  umgehende  Steuerlinie 
überschreiten.  Die  Uebcrsi  hrcitiuig  darf  unr  an 
den  Punkten  erfolgeu,  wo  Eiubebestelleu  er- 
richtet sind.  —  In  Wien,  Triest  und  in  den  ge- 
schlossenen Orten  Dalniatieus  wird  die  Abgabe 
durch  staatliche  Steuerbeaintc  erhoben.  In  den 
übrigen  7  geschlossenen  Orten  (Brünn,  Graz. 
Krakau,  Laibach.  Lemberg.  Linz.  Prag)  ist  die- 
scIIm-  verpachtet.  Auf  dem  Lande  ist  die 
Steuer  nach  Ortsklassen  und  zwar  für  Orte  mit 
Über  20(X>0  Einwohnern,  für  solche  vou  10—20000 
und  für  solche  mit  bis  10000  Einwohnern  abge- 
stuft. Zur  Steuer  sind  heranzuziehen  alle  Per- 
sonen, die  rohes  oder  zubereitetes  Fleisch  ge- 
werbsmässig verkaufen  (Fleischer.  Speisewirte 
etc.,  sowie  nicht  gewerbetreibende  Personen, 
wenn  sie  für  die  Rechnung  zweier  oder  meh- 
rerer Personen  sciilachten  oder  das  Fleisch 
frischgeschluchtetcr  Tiere  ganz  oder  teilweise 
verkauft  wird.  An  Stelle  der  fitrifmässigcn 
Bestenemng  kauu.  was  übrigens  die  Regel  ist, 
Verpachtung  oder  Abfindung  treten.  Die  Ab- 
findungsgesellschaften oder  Pächter  können  dann 
die  tariliuä-sigen  Sätze  erheben  oder  die  Ab- 
lietVruugssunime  auf  die  Pflichtigen  durch  Re- 
partition  verteilen. 

In  Ungarn  (G.  v.  2H.  Dezember  1887;  wird 
die  Fleischsteiier  teils  tarifmäßig  durch  die 
Organe  der  staatlichen  Steiierverwaltniig.  wie 
meist  in  den  geschlossenen  Städten,  teils  durch 
Abbildung  oder  Verpachtung,  wie  regelmässig 
auf  dem  Lande,  erhoben. 

ü.  Die  ehemalige  Italienische  Mahlstener. 
In  den  verschiedenen  Territorien  Italiens 
bestand  schon  von  alters  her  eine  Besteuerung 
der  Brot-  und  Mehlfruchte.  lö')2  sollten  in  Tos- 
kana die  Kunden  die  Steuer  an  die  Müller  ent- 
richten. Znr  Nach  Weisung  Uber  die  erfolgte 
Zahlung  wurden  später  zur  Verhütung  der 
Hinterziehungen  besondere  Stcueniuittungen 
(bollette)  eingeführt.  Die  Steuer,  welche  auch 
in  anderen  italienischen  Staaten  vorkam,  war 
drückend  und  lästig  und  bot  zu  zahlreichen 
Hintergehungen  und  zu  grosser  Unzufriedenheit 
Anlass,  Garibaldi  beseitigt«'  dieselbe  im  Jahre 
1860  in  Sicilien.  Alleiu  die  höchst  ungünstige 
Lüge  der  Finanzen  zwang  die  Regierung  des 
jungen  Königreichs  Italien,  die  höchst  unbe- 
liebte Mahlsteuer,  von  der  nur  noch  iu  einigen 
Provinzen  Reste  vorhanden  waren,  vom  1.  Ja- 
nuar IStJy  im  ganzen  Lande  wieder  einzuführen 
(G.  v.  7.  .luh  18<i8).  Die  Steuersätze  waren 
folgende:  für  101)  kg  Weizen  2  Lire.  Hafer  1.20 
Lire,  Mais  und  Roggen  1  Lire,  andere  Ccrealien 
nnd  Getreide  0,50  Lire.  Seit  1874  betrugen  die 
Sätze  für  Hafer  und  Gerste  1  Lire.  Indes  blieb 
da*  Ertragnis  unter  der  Hälfte  der  veran- 
schlagten :£>  Millionen  Lire.  Die  Abgabe  war 
au  den  Müller  durch  die  Kunden  zu  entrichten, 
welcher  seinerseits  an  den  Staat  eine  Bausch- 
summe  zu  bezahlen  hatte.  Die  Bemessung  der 
letzteren  geschah  auf  Grund  der  Zahl  der  Um- 
drehungen einer  Achse  bei  einer  mechanischen 
Zahlmaschiue  (contadore).    Später  wurde  dieser 


Zählappamt  durch  eine  direkte  Wiigevorrichtung 
(pesadore)  ersetzt.  Die  Einziehung  der  Auflage 
war  infolge  der  grossen  Zahl  von  Mühlen  be- 
schwerlich und  kostspielig  und  l>egründete  na- 
mentlich hei  den  unteren  Klassen  der  Bevölke- 
rung eine  steigeude  Unzufriedenheit.  Im  Jahre 
1873  wurde  das  zur  Spiritusfabrikation  verwen- 
dete Getreide  von  der  Steuer  befreit,  ferner 
wurde  die  Abgabe  fllr  die  geringeren  Getreide- 
sorten am  1.  Juli  I87y  aufgehoben,  bis  endlich 
die  ganze  Mahlstener  IHK)  84  (GG.  v.  Ii». 
Juli  1880  nnd  1.  Januar  1884)  in  Wegfall 
kam.  In  den  -geschlossenen"  Städten  wurde 
ausserdem  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen 
Verzehrnngssteuer  eine  Thorabgabe  von  1,40 
bis  2.O0  Lire  (Getreide.  Mehl.  Brot.  Teigwaren. 
Reis)  nnd  von  0,«H)  bis  1,40  Lire  (anderes  Mehl, 
erhoben.  Der  Ertrag  stieg  von  17  Millionen 
Lire  im  Jahre  ISO!*  auf  83.5  Millionen  Lire  im 
Jahre  1878,  um  1883  wieder  auf  Mfi  Millioneu 
Lire  zurückzugehen. 

7.  Andere  Staaten.  Iii  den  Nieder- 
landen wird  eine  Fleischsteuer  iu  der  Höhe 
von  10°,,  vom  Werte  der  Rinder  und  Kälber 
erhoben.  Ebenso  hat  Griechenland  eine 
nach  Ortsklassen  abgestufte  Viehsteuer,  welche 
im  Durchschnitte  Ho  Ueptu  für  Kleinvieh  und 
1  Drachme  für  iJrossvieh  beträgt. 

Die  Mehrzahl  der  übrigen  europäischen 
Staaten  besteuert  die  Brot-  und  Mehlfrüchte 
noch  in  der  Gestalt  von  Einfuhrzöllen, 
welche  nach  dem  Gewichte  bemessen  werden, 
die  Türkei  hingegen  erhebt  einen  8  igen 
Zoll  vom  Werte.  Belgien,  Dänemark,  Gross- 
britannien  und  Holland  gestatten  freie  Einfuhr 
der  (  Vrealien.  während  in  Finland  nur  einzelne 
kleinere  Zollsätze  für  Hirse.  Spelt  etc.  bestehen. 
—  Auch  auf  dem  Gebiete  des  Fleischwerks  und 
dorFlcisch  waren  erhellen  viele  curopäiscbeStaateu 
Einfuhrzölle,  welche  in  Belgien  nach  dem  leben- 
den Gewichte,  in  den  Niederlanden  und  der 
Türkei  nach  dem  Werte  und  in  anderen  Volks- 
wirtsehuftsgebiet.en  nach  der  Stückzahl  angesetzt 
werden.  In  Dänemark,  Großbritannien,  Fin- 
land und  Norwegen  ist  die  Einfuhr  zollfrei, 
ebeuso  in  Russlaud.  soweit  es  sich  um  lebende 
Tiere  handelt. 

Schliesslich  sei  noch  hervorgehoben,  das* 
die  Brot-  und  Mehlfrüchte  sowie  Fleischwerk 
verschiedener  Art  nicht  selten  Gegenstand  der 
Gemein  de  besten  er  un  g  bilden,  sei  es  als 
Mahl-  und  Schlachtsteuern,  sei  es  in  der  Form 
lokaler  Zölle  lOctroisj. 

Litterat  Ort  V.Jacob,  St»iatt>flwinzvit»en*rhu<H  II, 
f  ll.'l.  —  v.  Malchau.  Handbuch  der  Finanz- 
irirnrimc hu/t  und  Fiminzrerindtuntj ,  Stuttgart 
]Mt>.  I,  67.  —  lA*t£.  StnaLarirtrehäfUlchrr,  III, 
f  ',41.  —  Hoffmonn,  fahre  von  dm  Steuern, 
Herlin  lup),  s.  ,*/,;,  .m,  -117.  ~  Pfeiffer, 

SttitiUeinniihmrn,  Stuttgart  1X66,  II,  S.  $68—  -174. 
—  Stein,  Fi»nmiriurn*chttj'l,  .5.  Aufl.,  lAipzig 
lfSf},  II,  „J,  Ä.  ,-•;.'»— J.S6.  —  IVirth,  Xationnl- 
iikonomic,  II,  S.  404.  —  V.  Hock,  Oeffenüieh* 
Abgaben  nnd  Schulden,  Statt  gort  ItitiJt,  S. 
— •  Hau,  (tnuidudtze  der  UntinnriMrnteha/t, 
4.  Aufl..  Heidelberg  !Sr>9,  l?  4*1  und  4M.  — 
Raucher,  St/*l.  IV,  $  !/:>.  —  Prtnce-SmUh, 

Wer  trügt  die  )lnhl-  und  SchtachMeuer,  Berlin 
IS4S.  —  H'olff,    Ihr  Muhl-  und  SchlachUtcuer , 

Viert, IjahrAtchr.  f.  V.  W.  u.  A*.  Crxch.,  IS64,  II, 
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„>,  —  Hcttilck;  /irtult'ilr  tlrr  Mahl-  und  Srldacht- 
rtrurr  in  Preiwn,  Z.  dt*  k.  prrut*.  Stnt.  Ilur. 
1,4.  —  Scheffle,    Struerjuditik,  Tübiny» 
>.  401—40.1.  —  v.  Mayr.  Art.  Mihi-  und 

KhlnrhUtcirr,  in  r.  Strngrl*  W.Ii.  d.  Ifrutocht» 
VmroUuurjirrrhU,  Hd.  //,  S.  -ii-S.  M. 
r.  llrrkrl,  Art.  Muhl-  und  SehtnrhMrner  im 
W.U.  d.  V.W.,  Iii.  II,  S.  ..'l.r,—  ?HK  Schall, 
in  Si-hiinbrrif  ( .'.  A'iß./,  III,  >'.  —  I<Chr. 

in  S<h>;nl»nj  (.'..  Äiiß.i.  III,  S.  370 — 17',.  — 
'/.et  Irr,  in  SrhünUrtj  (IV.  Aufl.).  III,  S.  ',SH. 
—  ItcrfllllH,  tSrtnidm'itzr  drr  Fiminzwiiuriuirhujt , 
H-rtiii  isri,  i  f>.  —  Frtedberg.  Ihr  Uni  in,  i- 
,thr  .UnhUtrurr.  .Inhrb.  I.  Snt.  u.  Slot.  .V.  F. 
VIII,  S.  Ferrari).   7h**n  W  utnein». 

Fin  „u  /.<>>;.;.  -  .  Hertel  In:  I.n  tn»*u  *ut  uuni- 
null,  drrr  (»/«(///•«/,  011  nlfiirrKi  «  rijormnr:>i  f 
Fimizr  IS 71.  —  {'npcllarl.  I  dntzi  di  mu- 
..«Mi"  in  Ittdi'i.  Firrnzr  W,»i.  —  Zanttelti,  I 
4n;-i  liifdt  di  r<,nrini,i>,  Firrnzr  ].S7J. 

Maj-  von  Merket. 


SchlaKbetriel) 

s.  Karsten  suh  11.  Forstwirtschaft  oKpii 
11,1.  HI.  S.  11.14  ff. 


Schlettwein,  Johann  August, 

gebort  n  im  Jahre  1731  zu  Weimar,  studierte  zu 
Jena  I#ehts-  und  Kameralwissensehaftou  und  i 
erwarb  dortsclbst  die  Magisterwttrdo.  Er  erhielt 
vom  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Huden, 
weh  her  damals  mit  vielem  Eifer  »einen  be-  ; 
kannten  phvsiokratisch-volkswirts«  haftlichen  He-  | 
formbestrebuiitfen  oblag  und  sich  des  im  gleichen  | 
.Sinne  wissenschaftlich  bestrebten  Schlettwein 
als  praktischen  Organisators  bedienen  W4illte. 
unter  dem  Titel  eines  Kammer-  und  Polizeiratcs 
17(>3  eim'  Berufung  in  die  Badische  Healkauimer 
und  hielt  Vorlesungen  über  Kamerai-  und  Poli- 
zei Wirtschaft.  17K5  gründete  der  Markgraf  eine 
ökonomische  Gesellschaft,  deren  Mitglied  Schlett- 
wein war  und  gegen  Ende  der  sechziger  Jahre 
fasste  derselbe  den  Plan,  die  Einführung  des 
physiokraiischen  Systems  in  Itadon  zu  ver- 
suchen. Der  Anteil,  den  der  zum  Ilofrat  be- 
förderte Schlettwein  hierbei  nahm,  war  sehr  be- 
deutend. Seine  „Natürliche  Ordnung11  (s.  u.) 
wurde  zunächst  in  drei  Ortschaften :  Dietlingen, 
Theningen  und  Balingen  verwirklicht,  indem 
an  die  Stelle  der  bestehenden  Auflagen  eine 
einzige,  den  reinen  Krtrag  der  Grundstücke 
treffende  Steuer  treten  und  dem  Handel  eine 
angemessene  Freiheit  gewährt  werden  sollte. 
Bis  1773  wirkte  Schlettwein  als  praktischer  Be- 
amter, Schriftsteller  und  Lehrer  in  dieser  Rich- 
tung, fiel  dann  aber,  wahrscheinlich  zumeist  in- 
folge von  Intrignen,  in  Ungnade,  ging  nach 
Wien,  wiederum  nach  Karlsruhe,  jedoch  ohne 
dort  selbst  die  gewünschte  Wiederanstellnng  zu 
erhalten,  erlangte  177fi  die  Genehmigung,  an 
der  Universität  Basel  Vorlesungen  zu  halten 
und  wurde  im  folgenden  Jahre  unter  Ernennung 
zum  Regierungarate  als  Professor  der  Politik, 
der  Kaineral-  und  FinanzwUseiischaft  an  der 


hessischen  Universität  zn  Glessen  angestellt. 
Diese  Stelle  legte  er  im  Jahre  1785  nieder,  zog 
sich,  seiner  schriftstellerischen  Thätigkeit  lebend, 
auf  das  seiner  Frau  gehörige  Gut.  Beseritz  in 
Mocklenburg-Strelitz  zurück,  hielt  sich  zeit- 
weise auch  in  Greifswald  auf  und  starb  am 
24.  IV.  1802  zu  Dahlen  in  Mecklenburg.  Be- 
merkt sei  noch,  dass  die  Tochter  Schlett- 
weins die  Mutter  des  Nationalökonomen  Ifcsi- 
bertus  war. 

Unter  den  deutschen  Physiokraten  ist  Schlett- 
wein als  der  bedeutendste  zu  bezeichnen. 
Seine  physinkrntischc  Bedeutung  zeichnet  Em- 
m  i  u  g  h  a  u  s ,  der  die  beste  und  eingehendste 
Würdigung  Schlettweins  is.  u.)  verfasst  hat,  im 
Gegensatz  zu  den  Ueberschwenglichkeiteu  der 
hervorragenden  französischen  Physiokraten 
^uesnay,  Mirabeau.  Letrosne.  Dupont  de  Ne- 
mours u.a.], als  eine  inassvolle  und  vermittelnde. 
Er  rechnete  mehr  mit  den  Thatsachen  und  be- 
nutzte sie  sorgfältiger  bei  der  Begründung 
seiner  Forderungen,  i  Die  Ziffern  beispiele  Schlett- 
weins, die  er  namentlich  in  seinem  „Archiv 
|s.  u.l  bei  jeder  Beweisführung  anbringt,  sind 
allerdings  oft  höchst  willkürlich  und  ungenau.) 
Nach  Kautz  (s.  u.)  bestellt  Schlettweins  wissen- 
schaftliches  Verdienst  mich  darin,  das«  er  zwar 
die  Natur  und  den  Boden  als  die  Hauptquelle 
alles  Reichtums  und  aller  Güter  bezeichnet,  dabei 
aber  die  Produktivität  des  Arbeiters 
auch  anerkennt,  die  freie  Benutzung  des  Bodens 
empfiehlt  und  bezüglich  des  Handels  die  Be- 
hauptung äussert,  dass  derselbe  zur  Vermeh- 
rung der  wahren  Reichtümer  vielfach  mitwirke 
und  mittelbar  auch  produktiv  genannt  werden 
könne.  Roscher  hält,  nach  der  Quantität 
seiner  Leistungen  beurteilt.  Schlettwein  für  den 
wichtigsten  deutschen  Physiokraten.  Er  wirft 
ihm  seinen  Doktrinarismus  vor,  nach  welchem 
z.  B.  in  der  Fraire  der  Kornsperro  „Hungers 
sterben  unendlich  weniger  sei,  als  ungerecht 
sein".  Sticda  (siehe  d.  Art.  Z  u  n  ft  w  esen 
dieses  Handwörterbuchs )  betont  das  Eintreten 
Schlettweins  für  die  Freigebuug  der  Arbeit  in 
Deutschland.  Von  besonderem  Interesse  ist 
die  Schlott weiusche  Verbindung  der  Be  völ  ke- 
rn ngstheorie  mit  dem  Physiokratismus.  Er 
empfiehlt  frühe  Heiraten,  grosse  Volksvermeh- 
mng.  entehrende  Strafe  für  uneheliche  Kinder- 
zeugung, sogar  Bestrafung  der  Eltern  bei  ge- 
selligen Zusammenkünften  Unverheirateter 
gemischten  Geschlechts.  Iiandwirtschaft  und 
Handel  sollen  ihr  Ziel  auf  die  Beschaffung  der 
notwendigen  Existenzmittel  richten,  Luxus 
und  Luxusfubrikation  (Tabakbau  etc.).  sogar 
Bergbau  sind  nach  ihm  überflüssige  Betriebe. 
Die  Vielseitigkeit  Schlettweins  in  literarischer 
Hinsicht  hat  ihm  die  Ruhe  und  Sorgfalt  in  der 
Durchführung  seiner  nationalökonoiuischeii  De- 
finitionen fehlen  lassen.  Es  ist  nicht  schwer, 
aus  »einen  Schriften  zahlreiche  Widersprüche 
herauszusuchen,  namentlich  wenn  seine  Aus- 
führungen den  physiokratisohen  Boden  entbehren. 
Sein  Zeitgenosse,  der  scharfe  nationalökono- 
mische Beobachter  und  Statistiker  Friedrich 
Nicolai  (1733—1811)  nennt  ihu  „den  red- 
seligen Schlettwein  in  seinem  physiokratischen 
Schwindel -T  und  Vierordt  (s.  u.l  citiert  ihn 
als  den  .berüchtigten  Physiokraten *\  v.  Mias- 
kowski  sagt  über  ihn:  „Dieser  wunderliche 
Heilige,  ein  wahrer  Polyhistor,  hatte  zugleich 
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Uber  die  Dreieinigkeitslehre  und  über  natur- 
wissenschaftliche Gegenstände,  über  die  Kant- 
sche  Philosophie  und  über  die  Reinigung  der 
Schafwolle  geschrieben."  v.  Drais'  Urteil  Uber 
.Schlettwein  lautet:  „Er  hat  das  (tute  treulich 
gewollt.  Doch  prüfte  er  seine  Philosophen« 
nicht  ruhig  genug  und  wollte  zuviel  mit  ihnen 
herrschen.  Die  Sehlettweinsche  Zeit  wird  in 
dieser  Beziehung  mehr  beklagt  als  gepriesen." 
Iselin  hält  ihn  für  „einen  ziemlich  trockenen 
Schriftsteller,  aber  doch  für  einen  Mann,  der 
die  Wahrheit  liebt  und  was  er  für  Wahrheit 
hält,  sagen  darf14.  Schmitt  benner,  der 
Nachfolger  auf  dem  Lehrstuhle  Schlettweins, 
nennt  ihn  den  «.berühmten  Schlettwein". 

Von  den  Schriften  Schlettweins  staatswissen- 
schaftlichen  und  politischen  Inhaltes,  welche 
alle  mehr  oder  weniger  seine  physiokratischen 
Ansichten  darlegen,  fuhren  wir  in  chronolo- 
gischer Reihe  folgende  auf:  Dissertatio  de  con- 
fortatione  feudi  per  allodia,  Jena  1756.  —  Der 
Weg  zur  Wahrheit,  Jena  1759.  —  Metaphysik 
zum  Gebrauche  in  den  höheren  Wissenschaften, 
Jena  1759.  —  Dissertatio  de  angendo  civium 
in  publica  nuniero,  Jena  1759.  —  Schriften  zum 
Vorteil  nützlicher  Wissenschaften  und  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens,  Jena  1859  bü.  —  Die 
Universität  im  wahren  Flore,  patriotisch  abge- 
bildet, Karlsruhe  1763.  —  Kurze  Abbildung  von  \ 
dem  Flor  der  Staaten,  Karlsruhe  1763.  i 
Untersuchung  wie  die  Polizey  rühmliche  Sitten  J 
eineB  Volkes  bilden  und  erhalten  könne.  Karls- 
ruhe 1764.  —  Abhandlung  von  den  Geniein- 
heiten ;  eine  von  der  Soeietät  der  Wissenschaf- 
ten  zu  Güttingen  gekrönte  Preisschrift,  Güt- 
tingen 1764.  —  Das  Glück  des  teutschen 
Reiches,  oder  die  unsterblichen  Verdienste  des  : 
Krzhauses  Oesterreich  um  gauz  Teutschland  I 
durch  den  eingeführten  Konvcntionsinlinzfuss 
und  errichteten  Thalerhaudel  nach  der  Levante, 
Wien  1773.  —  Les  moyens  d'nrreter  la  misere 
publique  et  d'aequitter  les  deltes  des  etat.". 
Oarolsruhe  1772.  (Dieselbe  Schrift  deutsch: 
Mittel,  das  allgemeine  Elend  aufzuhalten  und 
die  Schulden  einen  Staates  zu  tilgen,  Basel  1772, 
2.  Aufl.  1773.)  —  Erläuterung  und  Verteidigung 
der  natürlichen  Ordnung  in  der  Politik,  in 
einem  Sendsehreiben  an  den  Verfasser  der  deut- 
schen Anmerkungen  über  die  französische 
Schrift :  Les  moyens  etc  ,  Karlsruhe  1772.  —  Die 
wichtigste  Angelegenheit  für  das  ganze  Publi- 
kum: oder  die  natürliche  Ordnung  in  der  Poli- 
tik überhaupt,  besonders  aber  die  allgemeine 
Freiheit  im  Handel  und  Wandel ;  die  ungestörte 
Ein-  und  Ausfuhr  des  Getreides;  die  Ordnung 
der  Vollkommenheit  in  der  Kultur  der  Lände- 
reien und  im  Verbrauch  der  Waren ;  die  zur 
Wohlfahrt  der  Staaten  einzuführende  einzige 
Auflage  auf  den  reinen  ErtrHg  der  Grundstücke 
und  die  damit  zu  verbindende  Einrichtung  des 
Frohnwesens  auseinander  gesetzet.  Karlsruhe 
1772,  2  Bde.,  2.  vermehrte  und  verbesserte  Aus- 
gabe 1776.  (In  diesem  seinem  Hauptwerke  be- 
zeichnet Schlettwein  sein  System  der  natürlichen 
Ordnung  kurz  also  (S.  19} :  „Um  ein  Land  reich 
und  mächtig  und  alle  seine  Einwohner  glück- 
lich zu  inachen,  müssen  alle  unbeweglichen  Güter 
nud  Grundstücke  des  Erdbodens  aufs  beste  be- 
nutzet ;  die  grünste  Menge  von  Nahrungsmitteln 
und  anderen  zur  Bequemlichkeit  und  Ergötz- 
lichkeit  des    menschlichen   l^ebens  dienlichen 


Produkten  gewonnen,  diese  dnreh  die  nneinge- 
schränkte  Freyheit  in  deren  Gebranch,  zum  Ge- 
nüsse der  Menschen  in  ungestörten  Umlauf  ge- 
bracht, und  in  den  für  Käufer  und  Verkäufer 
vortheilhaf testen  Preisen  erhalten  werdeu.")  — 
Die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  aus  der  wesent- 
lichen Gerechtigkeit,  den  teutschen  Reicbs- 
grundgesetzen  und  dem  wahren  Interesse  der 
Länder  vertheidigt,  Wien  1774.  —  Schriften 
für  alle  Staaten  zur  Aufklärung  der  Ordnung 
der  Natur  im  Staats-,  Regierung«-  und  Finanz- 
wesen, I.  Theil,  Karlsruhe  17  ib.  —  Von  den 
nützlichen  Wirkungen  einer  Universität  auf  den 
Nahrungstand  des  Volkes,  Basel  1776.  —  Preis- 
abhandlung von  den  Mitteln,  den  gefallenen 
Werth  der  Grundstücke  steigend  zu  machen. 
Herausgegeben  unter  dem  Pseudonym  Runde. 
Cassel  1777.  —  Vom  Wertbe  der  Güter.  Eine 
von  der  Casseler  Agrikulturgesellschaft  1777 
gekrönte  Preisschrift.  —  Evidente  und  unver- 
Fetzliche,  aber  zum  Unglück  der  Welt  meisteus 
verkannte  oder  nicht  geachtete  Grundwahr- 
heiten der  gesellschaftlichen  Ordnung  für  Kaiser, 
Könige,  Fürsten,  Grafcu  und  Herren  aller  Nati- 
onen, für  Papst,  Bischöfe.  Prälaten,  für  Lehrer 
und  Prediger  von  allen  Kirchen  und  Schulen, 
für  die  Vorsteher  aller  Republiken,  für  alle 
Minister,  Ruthe.  Amtleute,  für  alle  Soldaten, 
Klosterleute  und  Gelehrte,  für  alles  hohe  und 
niedrige  Gesinde,  für  alle  Bürger  und  Bauern, 
für  Jung  und  Alt  für  Mann  und  Weib,  zur 
Herstellung  der  wahren  Gewerbs-  und  Handels- 
Freiheit  der  Staaten.  Programm,  durch  welches 
den  Antritt  seine«  öffentlichen  Lehramtes  in  der 
Politik,  den  Kamerai-  und  Finanzwissenschaftnn 
anzeiget,  und  das  ganze  hiesige  verehrt»  Publi- 
cum zur  Anhörung  seiner  am  25sten  Oktober 
1777  Vormittags  um  10  Uhr  in  dem  juristischen 
Hörsaale  zu  haltenden  Kede  über  Enropens  be- 
vorstehenden gänzlichen  Verfall,  wenn  die 
Gcistentlmtigheit,  die  Silten  und  die  Politik 
ihren  bisherigen  Gang  fortsetzen,  einladet 
J.  A.  Schlettwein,  Giesseu.  —  Naraentafeln  der 
ausgestorbenen  eigenen  Regenten  von  Bayern, 
Leipzig  1778.  --  Grundverfassiing  der  neu  er- 
richteten ökonomischen  Fakultät  nnf  der  Uni- 
versität zu  Giessen,  Giesseu  1778.  —  (irundveste 
der  Staaten  oder  die  politische  Oekonomie, 
Giessen  1776.  (Das  zweite  Hauptwerk  Schlett- 
weins.) —  Die  Rechte  der  Menschheit  oder  der 
einzig  wahre  Grund  aller  Gesetze,  Ordnungen 
und  Verfassungen,  Giesseu  17H3,  2.  Ausgabe 
1787.  —  Einladung  zu  öffentlichen  Vorlesungen 
fürs  ganze  Publikum,  Giessen  1784.  —  Die  Ge- 
rechtigkeit iu  Absicht  auf  die  Klöster  und  auf 
ihre  inn-  und  ausländischen  Güter  und  Gefälle, 
nebst  geschieht-  und  aktenmässiger  richtiger 
Darstellung  des  wahren  Sinnes  der  sämmtlichen 
Verordnungen  des  westphälisehen  Friedens  Uber 
diesen  Gegenstand,  Giessen  1784.  Auch  angeb- 
lich 1785  in  Frankfurt  und  Leipzig  erschienen. 
(  Diese  Schrift  bestreitet  das  Recht  "der  Fürsten, 
aus  politischen  Gründen  Klöster  aufzuheben  und 
Uber  die  Guter  der  letzteren  zu  verfügen.)  -- 
Die  Gerechtigkeit  und  das  allgemeine  europä- 
ische Staatsinteresse  bei  dem  Streite  Uber  die 
Oeffnung  der  Scheide  und  des  ostiudischen  Han- 
dels für  die  österreichischen  Niederlande.  Ans 
dringendem  Wunsche  für  das  Glück  der  Völker 
freymüthig,  doch  ehrfurchtsvoll  dargestellt, 
Giessen  1785.  —  Staatsmagazin  für  Teutseh- 
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Und  zur  Ausbreitung  gründlicher,  fester  und 
pragmatischer  Kenntnisse  über  das  politische 
Interesse  der  teutschen  Staaten  und  Uber  die 
wichtigsten  Gegenstände  des  teutschen  Staats- 
und  Fttrstenrecutes,  aus  Urkunden,  Geschichte 
und  Rechtagesetzen.  I.  Bd.,  Giessen  uud  Mar- 
burg 1785.  —  Entwicklung  der  wichtigen  Ma- 
terien vom  Kircheneigentum,  vom  Reformations- 
recht der  teutschen  Bischöfe  Uber  die  Mediat- 
stiftnngen,  auch  von  dem  ihnen  zugeschriebenen 
Recht  die  Mcdiatklöster  zu  suppriroiren,  die  in 
fremden  Gebieten  liegenden  Güter  und  Gefälle 
derselben  einzuziehen  und  ihren  Universitäten 
zuzueignen;  wider  die  von  Herrn  Roth  in  der 
Mainzischen  Gegendeduktion  aufgenommenen 
Grundsätze;  nebst  einem  Anhange  über  Herrn 
Majers  Erläuterungen  des  westphälischen  Frie- 
dens Uber  die  Mediatstiftungen.  Giessen  1786. 

—  Staatskabinet,  oder  Sammlung  von  gründ- 
lichen Ausführungen,  Bedenken,  Rathschlägen 
etc.  über  die  wichtigen  Staatsangelegenheiten 
Europens  Oberhaupt,  und  des  teutschen  Reich»« 
insbesondere,  aus  Urkunden,  Geschichte,  Staats- 

reizen,  Politik,  Menschen-  und  Völkerrechte. 
Band,  Leipzig  178«  {1161).  —  Einladuugs- 
schrift  zu  öffentlichen  Vorlesuugen  üWr  wich- 
tige Gegenstände  für  die  Menschheit  und  die 
Staaten,  Greifswald  1790.  —  Die  Ungerechtig- 
keit der  Trennung  der  Niederlande  vom  Hause 
Oesterreich  und  die  Forderungen  des  europä- 
ischen Staat*-  und  Völkerrechts  wider  dieselbige. 
vorläufig  kurz  dargestellt.  (Ohne  Angabe  des 
Drnckortes)  1790.  —  Können  europäische  Mächte 
den  Niederländern  wider  das  Haus  Oesterreich 
Bey  stand  leisten?  (Ohue  Angabe  des  Druck- 
ortesj  1790.  -  Die  in  den  teutschen  Reichsge- 
setzen bestimmte  weise  Ordnung  der  Gerechtig- 
keit, zu  Dämpfung  und  Verhütung  des  Auf- 
ruhrs uud  der  Empürnug  der  Unteri hauen,  ge- 
widmet dem  Kaiser  und  Reich,  I^eipzig  1791. 

-  Die  wichtigste  Angelegenheit  für  Europa, 
oder  System  eines  festen  Friedens  unter  den 
europäischen  Staaten,  nebst  einem  Anhang  über 
einen  besonderen  Frieden  zwischen  Russland  und 
der  Pforte.  Leipzig  1791. 

Ausser  seiner  Mitarbeit  an  dem  „Hannover- 
schen Magazin-*  1764,  den  .Neuen  M iscel la- 
ue en",  Leipzig  177(5, den  I  selinscheu  „Ephe- 
me  rillen  der  Menschheit1.  Basel  1 177(1. 
St.  10,  S.  28  ff. :  Arithmetischer  Beweis  von  dem 
unvermeidlichen  Fall  der  Staaten,  wenn  die  auf 
die  Ein-  und  Ausfuhr  und  den  Umsatz  der 
Waaren  gelegten  Staatsausgaben  verpachtet 
werden;  1777,  St.  lf  8.  30ff  :  Wunsch  für  die 
Ephemerideu  der  Menschheit;  St.  S.  S.  121  ff". : 
Anmerkuugen  über  die  edle  Erstattving  im  3. 
Styck  der  Ephenieriden  und  über  die  Vcrwan- 
dclnng  der  Todesstrafen  in  Sclaverey  im  5  St. 
von  1776;  177«,  St  6,  S.  48  ff. :  lieber  die  Salz- 
monopolien  der  Regenten  und  die  Auflagen  auf 
das  Salz),  in  den  „ßcrl  iiier  ßlät  t  eru"  (Band 
2:  Briefe  an  Kant),  der  „Frankfurter 
Encyklopädie  (die  politischen  Artikel r  etc., 
gab  Schlettwein  selbst  heraus:  Archiv  für 
den  Menschen  und  Bürger  in  allen  Ver- 
hältnissen, oder  Sammlung  von  Abhandlungen, 
Vorschlägen,  Planen,  Versuchen,  Rechnungen, 
Begebenheiten,  Thaten,  Anstalten,  Verfassungen, 
Gesetzen.  Verordnungen,  Länder-,  Aeuiter-  und 
Ortsbeschreibungen,  Bllcheranzeigen  und  Kri- 
tiken, welche  das  Wohl  und  Wesen  der  Mensch- 


heit und  der  Staaten  augchen,  I. — VIII.  Band, 
Leipzig  17H0 — 17«5.  —  Als  Fortsetzung: 
Neues  Archiv  für  den  Menschen  und 
Bürger,  I— V.  Band,  Leipzig  1785—1788. 
(Sämtliche  13  Bände  enthalten  fast  ausschliess- 
lich Schlettweinsche  Arbeiten,  von  den  mitge- 
teilten Gesetzen,  Statuten  etc.  natürlich  abge- 
sehen. Von  besonderem  Interesse  sind  die  im 
ersten  Bande  enthaltenen  8  Biiefe  an  Basedow 
und  von  Salis  über  ihre  Phi  lanthropiueu. 
Auch  diese  Briefe,  sowie  die  Aufsätze  Uber  re- 
ligiöse Themata  sind  mit  physiokratischen  An- 
sichten durchflochten,  i 

Vgl.  über  Schlettwein:  R.  Zucker- 
kandl.  iu  der  „Deutscheu  Biographie-4,  Bd. 
Hl,  S.  467—471.  —  A.  Emminghaus,  Ein 
deutscher  Phvsiokrat,  in  der  Zeitschrift  „Im 
neuen  Reich-*  1873,  S.  «01—81!».  -  Derselbe, 
Karl  Friedrich  von  Badens  physiokratische  Ver- 
bindungen, Bestrebungen  uud  Versuche,  ein  Bei- 
trag znr  Geschichte  des  Phvsiokratismus,  Jahrb. 
f  Nnt.  XIX  il872\  S.  1—63.  —  Mensel,  Das 
Gelehrte  Deutschland  VII,  S.  153;  X.  S.  582; 
XI.  S.  66«;  XV,  S.  314.  -  „Göttingisebe 
Gelehrten  Anzeigen"'  17«)  (S  «02,  1905): 
178(5  (40,  1205,  1324,  1342  t;  1787  (  788.  832); 
1788  (263,  1550):  1808  (128):  1816  (1726). 
K.  H.  Rau,  Grundsätze  der  Volkswirtschafts- 
lehre «.  Ausgabe,  Leipzig  und  Heidelberg  1H6«. 
I,  S.  52  n.  53.  —  St  rieder,  Bd.  13,  S.  12  bis 
28;  Bd.  14,  S.  360.  —  Sehniitthenuer, 
Zwölf  Bücher  vom  Staate,  I.  Bd..  2.  Aufl.. 
Giessen  1H39,  S.  IV,  99,  615.  —  Carl  Frie- 
drich von  Badens  brieflicher  Verkehr  mit 
Mirabeau  und  Du  Pont.  Herausgegeben  von 
der  badischen  historischen  Kommission.  Bear- 
beitet und  eingeleitet  durch  einen  Beitrag  zur 
Vorgeschichte  der  ersten  französischen  Revo- 
lution und  der  Phvsiokratie  von  Carl  Knies, 
2  Bde.,  Heidelberg  1893.  —  v.  Schulte,  Die 
Geschichte  der  Quellen  und  Litteratnr  des 
(  anonischen  Recht*,  III.  Bd.,  Stuttgart  1880, 
S.  151.  -  Ohr.  Weidlich.  Biographische 
Nachrichten  von  den  jetztlebenden  Rechtsge- 
lehrten in  Deutschland,  Halle  178"),  Bd.  IV.  — 
Freih.  v.  Drais,  Geschichte  der  Regierung 
und  Bildung  von  Baden  unter  Karl  Friedrich, 
Karlsruhe  1816,  S.  111,  315  ff.  —  C.  F.  Ne- 
benius,  Karl  Friedrich  uud  die  Phvsiokraten. 
Karlsruhe  186«,  S.  263  ff.  -  ('.  F.  Vierordt  . 
Geschichte  der  im  Jahre  1586  zu  Durlach  er- 
öffneten und  1724  nach  Karlsruhe  verpflanzten 
Mittelschule,  Karlsruhe  1858  n.  1859,  S.  252.  - 
({.  A.  Will.  Versuch  über  die  Phvsiokratie,  S. 
25.  32.  —  Roscher,  Gesch.  d.  Nat.,  S.  4S8. 
öül.  631.  —  Derselbe,  Ad.  Smiths  System 
in  Deutschland,  Sitzungsbericht  d.  Akad.  d. 
Wiss.,  Leipzig,  1  VII  1867,  S.  8.  —  Der- 
selbe, Svst.  I,  5}  12«:  II.  8$  101,  125,  140. 
145:  III.  5}S  36,  1S2.  —  Isaak  Iseliu,  Ver- 
such über  die  gesetzliche  Ordnung.  Basel  1772. 

Derselbe.  Ephenieriden  der  Menschheit. 
VI  II.  1782,  S.  33.  Ingram  (Rusthlau,,  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaftslehre,  Tübingen 
1890,  S.  108.  -  M.  Geigel.  Volkswirtschaft- 
liche Theorieen,  Würzburg  1881.  S.  14.  —  A.  F. 
Riedel.  Nationalökonomie  oder  Volkswirtschaft. 
III.  Berlin  1842.  S  198.  Kautz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomie.  II,  Wien 
1860,  S.  360.  -  A.  v.  Miaskow  ski,  Isaak 
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Iselin.  Ei«  Beitrag  zur  Geschichte  der  volks- 
wirtschaftlichen, .sozialen  nnd  politischen  Be- 
strebungen der  Schweiz  im  XVIII.  Jahrb., 
Basel  1876.  —  Kellner,  Studien  zur  Ge- 
schieht« des  Physiokratismus,  Güttingen  1847. 
—  F.  v.  Sivers,  Johann  Georg  Schlettwein 
nnd  Schlosser,  in  Jahrb.  f.  Nat..  n.  Stat.  Bd.  XXIV 
(1K75),  S.  1— Ii").  —  v.  Wci'cli,  Baden  unter 
den  Grossherzogen  Karl  Friedrieb,  Karl  und 
Ludwig  1738  1S30,  Freyburg  1863.  -  Jour- 
nal von  und  für  Deutschland.  1786, 
Stück  2,  S.  107-  126.  (Polemik  Schlosser«  mit 
Schlettwein.)  Nicolovius.  Job.  Georg 
Schlossers  Leben  und  littcrarisches.  Wirken, 
Boun  1844.  —  Job.  Chr.  Erich  Springer, 
Ueber  da*  physiokratische  System,  Nürnberg 
1780.  —  (ig.  And r.  Will.  Versuch  über  die 
Physiokratie,  deren  Geschichte.  Litteratur.  In- 
halt und  Wert,  Nürnberg  1782.  —  Ausserdem 
die  Schriften  von  Schlosser.  Springer, 
Mauvillon.  Jos.  H.  Jung,  Necker,  Ga- 
liani,  v.  Verri.  Young,  v.  Dohm.  Stre- 


lin,  v.  Pfeiffer,  J.  ('. 


(f.Rüdiger  etc. 

Schmidt. 


Schlözer,  August  Ludwig  von, 

geh  am  5.  VII.  173ö  zu  Jagstadt,  im  ehemaligen 
fränkischen  Reichst«  rstentum  Hohenlohe,  Lfnie 
Kirchberg,  gest.  am  9.  IX.  1809  in  Göttingen, 
studierte  in  Wittenberg,  Güttiugen  und  Upsala, 
wurde  1761  Amanuensis  des  russischen  Historio- 
graphen  Prof.  Müller  in  St.  Petersburg,  1762  Ad- 
junkt der  dortigen  kaiscrl.  Akademie  der  Wissen- 
schaften und  1764  Professor  der  Geschichte  an  der 
Petersburger  Akademie  1769  folgte  er  einem  Hufe 
als  ordentlicher  Professor  der  Philosophie  nach 
Güttingen.  Nach  Achenwalls  Tode,  1772.  nahm 
er  dessen  dortigen  Lehrstuhl  für  europäische 
Geschichte  und  Statistik  iu  Besitz  und  erhielt 
1787  auch  die  ordentliche  Professur  für  Politik 
in  Göttingen. 

Schlözer  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform :  Försök  til  eu 
allniän  historia  om  handel  ooch  sjßfart  utithe  äldsta 
tider  etc.,  Stockholm  17f>8;  dasselbe  deutsch  u.  dT. : 
Versuch  einer  allgemeinen  Geschichte  der  Hand- 
lung und  Seefahrt  in  den  ältesten  Zeiten,  Rostock 
1761.  —  Neuverändertes  Russlaud,  nebst.  Bei- 
lagen dazu,  4  Bde.,  Riga  und  Mitau  1769 — 72. 
(Die  Beilagen  erschienen  unter  dem  Pseudonym 
.1.  J.  Haigold  )  —  Systeiua  politices,  Güttingen 
1773.  (l'niriss  eines  Systems  der  Staatswissen- 
schaften.) —  Briefwechsel  meist  statistischen  In- 
halts Gesammelt  und  zum  Versuch  herausgegeben, 
ebd  1775.  —  Briefwechsel  meist  historischen  und 
politischen  Inhalts.  60  Hefte  oder  10  Teile  mit 
Anhang  von  G.  C.  H.  List  und  Register  von 
E  Ekkard.  ebd.  1776  82.  (Teil  I  erschien  in  4. 
Teil  11111  in  3,  Teil  IV  VI  in  2  Auflagen.;  - 
Historische  Untersuchungen  über  Rnsslands 
Reiehsgrnndgesctze.  Gotha  1776.  —  Entwurf 
zu  einem  Reisekollegium  nebst  einer  Anzeige 
des  Zeitumrskollegii.  ebd.  1777.  Nähere  Anzeige 
des  sogenannten  Zeitungskollegii,  ebd.  171)1.  — 
Staatsanzeigen  (als  Fortsetzung  des  Brief- 
wechsels i,  72  Hefte  oder  18  Bde.  mit  3  Register- 
heften  von  F.  Ekkard,  ebd.  1782,03.  (Die  Fort- 


setzung hiervon  bildet  K.  F.  Häberlins  Staats- 
archiv.! —  Brief  nach  Eichstädt,  zur  Verteidigung 
der  Publizität  überhaupt  und  der  Schlözerscheu 
Staatsanzeigen  insbesondere,  Frankfurt  a.  M. 
178Ö.  —  Staatsgelahrtheit  nach  ihren  llaupt- 
teilen  im  Auszug  und  Zusammenhang.  2  Teile, 
Göttingen  171*3-1804:  Teil  1  a  u.  d.  T. :  Allge- 
meines Staatsrecht  nnd  Staafsverfassungslchre, 
als  Einleitung:  Encyklopädie  (der  Staatswissen- 
schaft ),  Metapolitik;  als  Anhang:  Prüfung  der 
Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrecht*  (der 
Anhang  richtet  sich  gegen  K.  F.  v.  Moser). 
Teil  II  a.  u.  d.  T.:  Allgemeine  Statistik,  Heft  1: 
Theorie  der  Statistik.  Nebst  Ideen  über  das 
Studium  der  Politik  überhaupt.  Heft  1  (einziges): 
Einleitung:  desselben  11.  Teil  in  französischer 
Uebersetzuug.  von  D.  Donuant.  Paris  1805:  das- 
selbe in  holländischer  l'ebersetzung,  (von  Henr. 
Will.  Tijdemann),  Groningen  und  Amsterdam 
1807.  —  Kritische  Sammlung  zur  Geschichte 
der  Deutschen  in  Siebenbürgen,  3  Stücke, 
1795-  97. 

Schlözer  gab  heraus:  v.  Achenwall,  Staats- 
verfassung der  europäischen  Reiche  im  Grund- 
risse, 6.  Aufl.,  Bd.  I.  Göttingen  1781.  (Der 
II.  Bd.  dieser  Aufl.,  hrsg.  v.  H.  v.  Sprengel, 
erschien  1798.)  —  (D.  Penning  und  J  Collyer), 
Neue  Erdbeschreibung  von  ganz  Amerika.  Aus 
dem  Englischen  von  A.  L.  Schlözer.  ebd.  1777. 
—  Ueber  die  oberste  Gewalt  im  Staate.  Mit 
Anmerkungen  eines  Unparteiischen  und  ein 
Versuch  über  Staatsverbindung.  Meissen  1794; 
dasselbe,  2.  Aufl.,  1809.  (Die  Veröffentlichung 
erfolgte  gemeinschaftlich  mit  |Frhr.|  F.  K. 
v.  Moser.)  —  Schlözer  war  beteiligt  an  Hollän- 
dische Staatsanzeigen,  Teil  I  (einziger),  hrsg. 
von  A.  F.  E.  Jacobi  nud  A.  F.  Luder.  Mit 
einem  Vorbericht  von  A.  L.  Schlözer,  Göttingen 
17S4.  —  Münz-,  (Jehl-  und  Bergwerkssjeschiehte 
des  russischen  Kaiserreichs  von  1700  bis  1789, 
ebd  1790.  (Von  diesem  Werke  gehören  nur  die 
I  historischeu  Daten  Schlözer  an.  i 

Schlözer,  der  bedeutendste  Schüler  nnd  un- 
:  mittelbare  Nachfolger  Achenwalls.  der  bervor- 
i  rageudste  Vertreter  der  Göttinger  statistischen 
i  Schule,  hat  den  AehenwalUchen  PragmaticNinus 
adoptiert  und  erklärt  mit  seinem  Lehrer  die 
Statistik  als  die  Wissenschaft  der  Staatsmerk- 
würdigkeiten, die  sich  auch  mit  der  politischen. 
Geographie  befasst.  soweit  diese  zur  Beleuchtung 
der  Macht-  und  Volkswohlstandsverhältnisse  der 
1  Staaten  geeignet  erscheint.  Schlözer  war  ferner 
I  der  erste,  welcher  das  System  der  Statistik  zum 
|  Raiig  einer  selbständigen  Hauptdisciplin  dieser 
Wissenschaft  erhoben  hat.  die  er  übrigens  nur 
als  einen  Teil  der  Politik  betrachtet  und  deren 
Verhältnis  zur  Politik  er  mit  dem  der  Kenntnis 
des  menschlicheu  Körpers  znr  Heilknnst  ver- 
gleicht.  Zur  Umschreibung  der  stofflichen  An- 
ordnung der  statistischen  Aufnahmen  bedient 
er  sich  der  Formel  „vires  unitae  agunt":  die 
(i rundmacht  oder  das   Mass  der  Kräfte  eines 
Staates,  also  Menschen,  Land.  Produkte,  cirku- 
lierendes  Geld,   bilden   die  vires,   deren  Ver- 
einigung sich  durch  die  Regierungsform,  Kon- 
stitution. Staatsverfassung  vollzieht,  während 
die  Aktion  oder  die  Anwendung  der  vereinigten 
Kräfte  durch  die  Staatsverwaltung  geschient. 
Schlözer  ist  bekanntlich  auch  der  Vater  der  wie 
ein  Paradoxon  klingenden  Definition:  „Geschichte 
ist  fortlaufende  Statistik,  Statistik  ist  stillstehende 


Digitized  by  Google 


Schlözer 


Ge*chichteu,  und  so  widerspruchsvoll  diest'  Sen- 
teuz  auch  filr   die  moderne  Auffassung  der 
statistischen  Wissensehaft  erscheint,  so  verleiht 
ihr  das  pragmatische  Verfahren  Sehlözers  doch 
insofern  eine  gewisse  Berechtigung,  als  derselbe 
die  Kausalität  statistisch  besehreibbarer  Zu- 
stände der  Staatenknude  aus  dem  Vergaugen- 
heitsstatus  der  Sozial-  und  Wirtschnftszuatände 
der  einzelnen  Lander  hergeleitet  wissen  will. 
Zunächst  erstreckt  sich  Schlügen*  retrospektive 
Methode    auf    das    Gcsamigebiet    der  l'nter- 
snchungen  Achenwalls,  des-sen  Bestreben  darauf 
gerichtet  gewesen,  ausser  den  vergänglichen 
auch  die  unvergänglichen  Güter,  ausser  den 
physischen  auch 'die' moralischen  Zustände  der 
Menschen  statistisch  zu  erfassen  und  zu  be- 
schreiben, alsdann  stellt  er  aber  an  die  Ge- 
schichts  Wissenschaft  die  Forderung,  nicht  ledig- 
lich   politische    und   diplninatische  Vorgänge, 
sondern  auch  die  nationalökonomiseken  Konse- 
quenzen der  Staatsaktionen  ins  Auge  zu  fassen 
und  statistisch  zu  fixieren.    Das»  die  Zahl  von 
der   Statistik    nicht  entbehrt  werden  könne, 
dieser  daher  die  politische  Arithmetik  als  Hilfs- 
wissenschaft zugesellt  werden  müsse,  verhehlte 
sich  Schlözer  keineswegs,  stimmte  aber  in  der 
Fehde  gegeu  die  sogen.  „Tabellenknechte-'  voll- 
atändig  darin  mit  ihren  Angreifern  übereiu,  dass 
die   tabellarischen    Leistungen,    weil  sie  die 
Staatskräfte  nur  nach  der  materiellen  Seite 
hin  klassifizierten  und  summierten,  auf  einer 
weit  niedrigeren  Wissenschaft  liehen  Stufe  ständen 
als  die  höhere  und  edlere  Statistik  der  Göttinger 
Schule.     Als   Bevölkeruugstheoretikcr  nimmt 
Schlözer  einen  für  seine  Zeit  ziemlich  isolierten 
Standpunkt  ein.  Popnlutionistische  Bestrebungen 
sollen  nach  ihm  stets  mit  Rücksicht  auf  schon 
bestehende   oder   noch  zu  schaffende  Boden- 
kulturen und  im  ersteren  Falle  mit  Rücksicht 
auf  die  vorhandenen  Lebensbedingungen,  nach 
Ausweis  der  Anbau-  und  Erntestatislik,  geför- 
dert oder  gehemmt  werden.    Er  erklärt  es  als 
Pflicht  des  Staates,  Massregeln  zur  Volksver- 
mehrung stets  mit  Maas  regeln  zur  Volksemähmng 
zu  verhinden,  da,  wie  er  sich  ausdrückt,  „Brot 
immer  Menschen  macht,  aber  nicht  umgekehrt". 
Als  Wirtschaftstheoriker  nimmt  Schlözer  nur 
einen  bescheidenen  Platz  in  der  Wissenschaft 
ein.    Das  inerkantilistische  Dogma,  dass  jener 
Staat,  dem  das  meiste  (»cid  vom  Auslande  zu- 
fliege, in  seinem  effektiven  Wohlstandswaehstum 
der  bevorzugteste  sei.  findet  sich  auch  bei  ihm ; 
auf  Voraussetzung  einer  Ucberproduktion  und 
daraus  hervorgegangener  üeberfnllung  der  Ab- 
satzmärkte Iftsst  der  Satz  schliessen,  wonach 
eine   gleichzeitige   Steigerung  der  ludustrie- 
erzengnisse  zweier  durch  Hnudelsfrenndsi  haft 
miteinander  verbundenen  Länder  das  Ergebnis 
der  Handelsbeziehungen  zwischen  ihnen  ver- 
ringere.  Schlözer  ist  kein  Freund  von  Fidei- 
kommißen und  ebensowenig  von  der  toten  Hand; 
ihm  wird  ferner  der  in  das  Staatsrecht  hinüber- 
fährende bedeutende  Satz  zugeschrieben:  rNnr 
derjenige  isst  eines  Anderen  Brot,  der  es  aus 
Gnade  filr  nichts  erhält  !*    Als  Pubücist  nahm 
Schlözer  länger  als  ein  Jahrzehnt  eine  achtung- ; 
gebietende  und   gefürchtete  Stellung  ein.  als 
Herausgeber    seiner  Staatsanzeigen    und  des 
historisch -politischen  Briefwechsels  gilt  er  als 
Vater  der  deutschen  Publicistik.  der  als  poli- ; 
tischer  Argus  gegen  Missbräuche  verliehener 1 


Rechte,  gegen  gesetzlose  Willkür,  besonders 
aber  gegen  Leibeigenschaft  und  geistige  luqni- 
sition  zu  Felde  zog.  der  von  Sttatseinrichlungen, 
die  ihm  reformbedürftig  schienen,  in  freimütigster 
Weise  die  wunden  Stellen  blusslegte,  der  vor- 
nehmlich den  kleinen  deutschen  Despoten,  durch 
schonungslose  Aufdeckung  der  mittelalterlichen 
Institutionen,  die  noch  in  ihren  Duodezfürsten- 
tümern  herrschten,  eiuen  oft  sehr  heilsamen 
Schrecken  eintlösste.  der  die  l'etisurfreiheif,  die 
er  für  seine  periodischen  publicistischen  Organe 
genoss.  niemals  durch  Opposition  gegen  unge- 
sunde lloheits-  und  Gewohnheitsrechte  grosser 
Machthaber  aufs  Spiel  setzte,  wenn  er  seine 
Polemik  nicht  auf  ein  statistisches  Zahlenbeweis- 
material  stützen  konnte.  In  seiner  beharrlich, 
aber  stets  erfolglos  erneuten  Propaganda  für 
die  englische  Habeaskorpusakte,  die  zum  Schutze 
der  persönlichen  Freiheit  sämtliche  Staaten  des 
Kontinents  annehmen  sollten ,  eilte  Schlözer, 
indem  er  für  verfassnngslose  Staaten  ein  grund- 
legendes Verfassungsrecht  verlangte,  seiner  Zeit 
um  verschiedene  Decenuien  voraus.  Dass  er  im 
übrigen  die  Erfolge  seiner  publicistischen  Thätig- 
keit  nicht  immer  durch  Zugeständnisse  an 
ephemere  Stimmungen  der  grossen  Masse  zu 
erkaufen  strebte,  zeigt  sich  bei  seiner  Partei- 
nahme gegen  die  aufständischen  amerikanischen 
Kolonieeii  Englands  und  bei  seiner  Bekämpfung 
des  Frei-  und  Gleichheitsevangeliums  der  Neu- 
franken. 

Vgl.  über  Schlözer:  Pütter,  Akade- 
mische Gelehrtengcschichte  von  der  l'niversität 
Göttingen,  3  Bde.,  Göttingen  und  Hannover 
ntinvl&O,  Bd.  II,  S.  IM,  Bd.  III,  S.  WO.  — 
Sehlözers  öffentliches  und  Privatleben,  von  ihm 
selbst  besch rieben ,  I.  Fragment:  Kusslaud  von 
17*51  — 17»>5,  ebd.  1802.  -  Lueder,  Kritische 
Geschichte  der  Statistik.  Göttingen  181 .,  S. iföff. 

-  Mone,  Historia  stati>ticae  adunibratn,  I.ovauii 
i Löwen >  1828,  S.  180,82.  —  t'hristian  vou 
Schlözer,  August  Ludwig  v.  Schlözers  öffent- 
liches und  Privatleben  aus  Originalurkunden, 
2  Bde.,  Leipzig  Ü-28  -  Schubert,  Handbuch 
der  allgemeinen  Staatskundl.  Bd.  I,  1,  Königs- 
berg 1835,  S.  *>2  u.  ö.  —  Döring,  A.  L  vou 
Schlözer  nach  seinen  Briefen  und  anderen  Mit- 
teilungen dargestellt,  Zeitz  ISMO.  —  Fallati, 
Einleitung  in  die  Wissenschaft  der  Statistik.  Tü- 
bingen 1M43,  S.  iy*2H3.u.ö.  —  A.  Bock,  Schlözer. 
Ein  Beitrag  zur  Literaturgeschichte  des  XVIII. 
Jahrhunderts.  Hannover  1S44.  —  Dictionnaire 
de  I' economic  polit.,  2.  Au«  ,  Paris  1854,  S.  507. 

—  v.  Mohl,  Geschichte  und  Lit ter.it ur  der 
Staatswisseuschafteu,  3  Bde.,  Erlangen  1K&5  58, 
Bd.  II,  S.  430.5!».  Jonäk.  Theorie  der  Sta- 
tistik, Wien  ISiVi.  S.  4043.  --  Biographie  uni- 
verselle ancienne  et  moderne.  Bd.  XXXVIII, 
S.  358«  I.  Paris  1803.  —  v.  Kaltenborn, 
Angnst  Ludwig  v.  Schlözer,  in  „D.  St.  W.  von 
Blnntschli  und  Brntcr",  Bd.  IX,  Stuttgart  IStiö, 
S.  241  ff.  Ad.  Wagner  in  „D.  St  W.  von 
Bluntschli  und  Brater-,  Bd.  X  (Art.  „Statistik"), 
ebd.  18T.7,  S.  410.23.  -  Waitz,  (iöttinger  Pro- 
fessoren, Gotha  1K72,  S.  2'W.  —  Roscher. 
Gesch.  d.  Nat..  München  1874.  S.  582  ft.  u.  ö.  — 
Z  e  rmel  o.  August  Ludwig  Schlözer,  ein  Pnblicist 
im  alten  Reich,  Berlin  1875.  -  Wescndonck, 
Die  Begründung  der  älteren  deutschen  Geschicht- 
schreibung durch  Gatterer  und  Schlözer,  Leipzig 
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1876.  -  Hayn,  Herder,  Bd.  I.  Berliu  1877/80, 
S.  fiülff.  —  f.  Bernavs,  Pbokion,  Berlin  1881, 
S.  7  ff   -John,  Geschichte  der  Statistik,  Bd.  I, 
Stuttgart  1884,  S.98ll4u.  ö.      Block,  Traite 
de  statistique,  2.  Au«.,  Pari«  188«,  S.  y.  IB.  22, , 
1)2,  97.  180.  —  Mavr  und  Snlvioni,  La  sta- 
tistica  e  la  vita  sociale,  Turiu  1886,  S.  XXXVII  ff. 1 
-  Weuck,  Deutschland  vor  htmdert  Jahren, , 
2  Bde..  Leipzig  1887/90.     Gabaglio,  Teoria  | 
generale  della  statistica,  2.  Aufl.,  2  Bde..  Mai- 1 
Und  1888.  Hd.  I,  S.  6972,  113,15  u.  ö.  -; 
Wres tergaa rd,  Theorie  der  Statistik ,  Jena' 
1890,  S.  246  48.  —  Frensdorf!,  August  Ludwig 
Schlözer  in  „Allgemeine  deutische  Biographie", 
Bd.  XXXI.  Leipzig  1890,  S.  567609. 

Lippen. 


Verbot  v.  6.  I.  1816  der  weiteren  Besprechung 
dea  Gegenstandes  bei  namhafter  Geld-  und 
Körperstrafe  ein  Ziel  setzte.  —  Schmalz  starb 
zu  Berlin  am  20.  V  1831. 

In  seinen  Schriften  war  Schmalz  bestrebt, 
in  anerkannter  Folgerichtigkeit  und  durch- 
dachter Gliederung  seine  staatsrechtlichen  Ideeu 
zu  vertreten,  den  Absolutismus  als  die  beute 
Verfassungsform  zu  preisen,  jedes  Repräsentativ- 
system  zu  verwerfen,  die  Lehre  von  der  Teilung 
der  Gewalten  in  legislative,  richterliche  und  exe- 
kutive als  verkehrt  nachzn weisen,  in  der  Na- 
tionalökonomie den  physiokratischen  und  anti- 


lnalthusiuniscben 


Bd.  II  dieses  Hand- 


Schlusanoten.  SchlusHscheine 

s.   Börsenrecht  und  Börsenwesen 
oben  Bd.  11  S.  979«.  Ijozw.  1023  ff. 


Schmalz,  Theodor  Anton  Heinrich, 

geboren  am  17.  II.  1760  xn  Hannover,  studierte 
von  1777  ab  Theologie,  Philologie  und  Rechts- 
wissenschaft zn  Güttingen,  woselbst  er  1785  als 
Privatdozent  lehrte,  ward  1787  in  Rinteln  ausser- 
ordentlicher, im  folgenden  Jahre  ordentlicher 
Professor  der  Rechte,  ging  als  solcher  1789  nach 
Königsberg,  wo  er  von  1792  ab  gleichzeitig  das 
Amt  eines  Assessors  der  ostpreussiseben  Kriegs- 
and Domänenkamtnerjustizdcputation  bekleidete, 
wurde  1798  zugleich  Kunsistorialrat  und  1801 
als  Kanzler  nnd  Direktor  der  l'nivcrsität  be- 
stellt. In  gleicher  Eigenschaft  und  unter  Bei- 
legung des  Charakters  eines  Geheimen  Justiz- 
rats  1803  nach  Halle  versetzt,  legte  er  infolge 
der  Kin Verleihung  dieser  Stadt  nnd  Universität 
in  das  Königreich  Westfalen  1808  seine  Funk- 
tionen nieder,  gin$  zum  König  von  Preussen 
nach  Mcmel.  um  denselben  zur  Verlegung  der 
Halleschen  Universität  nach  Berlin  zn  bewegen. 
Der  König  neigte  mehr  dem  Plane  zu,  eine 
eigene  Universität  in  Berlin  zu  gründen,  beauf- 
tragte Schmalz  einstweilen  mit  der  Abhaltung 
von  Vorlesungen  in  Berliu,  erteilte  ihm  von  1SU9 
ah  das  Amt  eines  Rates  im  Oberappellations- 
senate  des  Kammergerichts  nnd  ernanute  ihn 
darauf.  1810,  zum  ersten  Rektor  und  zum  Ordi- 
narius der  .luristenfakultät  an  der  neuen  Fricd- 
ricb-Wilhelms-Univcrsität  dortseihst.  Dnrch  eine 
1815  herausgegebene  kleine  Schrift  „lieber  po- 
litische Vereine"  is.  u.)  wurde  Schmalz,  der 
Schwager  des  Befrciungsheldcn  und  Armcc- 
organisators  Scharnhorst,  in  weuig  ehrenvolle 
Streitigkeiten  verwickelt.  Diese  Flugschrift 
trug  einen  direkt  denunziatorischen  Charakter 
gegeu  die  angeblich  in  Deutschland  bestehenden 
GeTieimbünde  und  die  Mitglieder  des  früheren 
»Tugcndbundes*.  Empört  über  diese  Verleum- 
dungen traten  Xiebuhr,  Schleiermacher.  Fr. 
Förster.  Krug.  Ludwig  Wieland,  Lüders.  Rulls, 
Koppe  n.  a.  gejren  die  Anklagen  in  die  Schranken, 
der  Streit  wurde  im  raschen  Wechsel  der  Schriften 
und  Gegenschriften  so  heftig,  das»  ein  königliches 


Wörterbuchs)  und  in  der  Jurisprudenz  den 
naturrcchtlichen  Standpunkt  zur  Geltung  zu 
bringen.  Von  manchen  anderen  Physiokraten 
weicht  er  darin  ab,  dass  er  mit  Nachdruck  für 
die  Freiheit  des  Handels  eintritt  und  sich  gegeu 
Zollschranken  ausspricht.  Bei  der  Vielseitigkeit 
seiner  Schreib-  uud  Lehrt hätigkeit  ist  es  jedoch 
kanm  überraschend,  dass  seilte  Schriften  keine 
sonderliche  Tiefe  erreichen  und  mehr  eine  äusser- 
lichc  Vereinigung  der  verschiedensten  Ansichten 
zeigen.  Roscher  (Gesch.  d.  Nat.,  S.  498 ff.) 
nennt  ihn  den  „letzten  Physiokraten"  (Anm.: 
Karl  Arnd,  180.1— 1864,  den  „allerletzten"), 
welcher  in  seinem  Urteile  über  Ad.  Smith  eine 
besondere  Verbissenheit  an  den  Tag  lege.  Wie 
Schlettwein  is.  d.),  so  wirft  auch  Schmalz  mit 
willkürlichen  Zahlen,  zum  Beweise  der  physio- 
kratischen Lehre,  „welche  als  einzig  wahre  bald 
triumphieren  werde"  (Staatswirtschaftslehre  I, 
s.  n.),  nm  sich  Von  500  Unehelichgeborenen 
soll  z.  B.  nur  einer  das  1U.  Jahr  erleben!!  (II,  51. 1 
v.  Kaiteuhorn  bezeichnet  Schmalz  als  einen 
„Vorläufer  der  neuereu  historischen  wie  philo- 
sophischen Auffassung  des  Rechts-  uud  Staat  s- 
Icbens",  hebt  auch  seine  besonderen  Verdienste  in 
betreff  des  Völkerrechts  hervor,  v.  Treitschke, 
der  ihn  als  „Schmalz  der  Dcnunziaut"  bezeichnet 
i Deutsche  Geschichte,  s.  u.),  sagt:  „In  der  Un- 
zahl seiner  staatswissenschaftlichen  Schriften 
zeigte  sich  ein  beschränkter,  harter  Kopf,  der 
die  ldeeen  der  Revolution  hasste,  ohne  doch  ihre 
Grundlage,  die  Lelire  des  Naturrechts,  wissen- 
schaftlich überwinden  zu  köunen." 

Von  den  zahlreichen  Schriften  Schmalz' 
führen  wir  in  chronologischer  Reihe  folgende 
auf:  Denkwürdigkeiten  des  Gr.  Willi,  von 
Schaumbnrg- Lippe,  Hannover  1783.  —  Disser- 
tatio  inaug  de  jure  alienandi  territoria  absque 
consensu  statnum  provincialiuui  prineipibus  Ger- 
maniae  competeute,  Rintelu  1786.  —  Nieder- 
sächsisches  Magazin.  I.  Bd.,  1  St.,  Lemgo  1787. 
(Auch  in  Koppes  jur.  Magazin  1793.)  —  Ge- 
schichte unserer  Zeiten,  a.  d.  Latein,  des  B. 
Schulz  v.  Ascherade.  Königsberg  17M0,  2  Tie. 
—  Knryklopädie  des  gemeinen  Recht»;  zum 
(Jebrauch  akademischer  Vorlesungen,  Königs- 
berg 179t).  -  Pr.  de  fundamento  suceessiouLs 
hereditariae  naturali,  Königsberg  1791.  —  Au- 
nalen  des  Königreichs  Preussen,  1  Jahrgang, 
Königsberg  1792  (mit  v.  Baczko  gemeinsam  her- 
ausgegeben) —  Das  reine  Natnrrecht,  Königs- 
berg 1792.  2.  Aurt  1795.  Handbuch  des 
römischen  Privatrechts,  für  Vorlesungen  über 
die  Justinianischen  Institutionen,  Königsberg 
1793.  2.  Autl.  Königsberg  1794.  -  Darstel- 
lung des  Niederlagsrechts  der  Stadt  Königs- 
berg, Königsberg  1793.      Annaleu  der  Rechte 
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des  Menschen,  des  Bürgers  und  der  Völker, 
2  Hefte,  Königsberg  1794.  —  Bemerkungen  zur 
Beantwortung  der  Fragen  über  das  Verhältnis 
der  Politik  zur  Moral,  Königsberg  1794.  — 
Ueber  das  Kecht  der  Stimme  bei  neuen  Konsti- 
tutionen, Königsberg  1794.  —  Die  Freiheit  des 
Bürgers.  Königsberg  1794.  —  Das  natürliche 
Staatsrecht.  Königsberg  1794.  Von  der  2.  Aufl. 
des  .reinen  Natnrrcohte"  bildete  das  „natürliche  j 
Staatsrecht"  den  2.  Teil,  Königsberg  1795.  —  | 
Das  Kecht  der  Natur,  3  Tie.  in  1  Bd.,  Königs- 
berg 1795.  —  Das  natürliche  Familien-  und 
Kirchenrecht,  Königsberg  1795.  Moralisch- 
politische  Betrachtungen  Uber  die  Ehe,  Königs- 
berg 1795.  —  Tiberius  Gracchus,  Königsberg 

1795.  —  Die  neueste  Litteratur  des  Natur-  und 
Völkerrechte,  Königsberg  1795.  —  Handbuch 
des  deutschen  Land-  u.  Lehnrechts,  Königsberg 

1796.  —  Encyklopädie  der  Kameralwisseuschaften. 
Zum  Gebranch  akademischerVorlesungen,  Königs- 
berg 1797.  Zweite  verbesserte  und  vermehrte 
Auflage,  Königsberg  1819.  —  Ueber  den  Grund 
des  Verbotes  der  Ehen  unter  nahen  Verwandten, 
Königsberg  1791.  —  Erklärung  der  Rechte  des 
Menschen  und  des  Bürgers.  Ein  Kommentar 
über  das  reine  Naturrecht  und  natürliche  Staats- 
recht, Königsberg  1798  —  Ueber  die  Freiheit 
des  Willens.  Im  r  Berliner  Archiv  der  Zeit", 
April  1799.  —  Methodologie  de*  juristischen 
.Studiums,  Königsberg  1801.  —  Ueber  bürger- 
liche Freiheit.  Eine  Rede,  Halle  1804.  —  Hand- 
buch des  deutschen  Staatsrechts,  Halle  1805  — 
Kleine  Schriften  über  Recht  und  Staat,  I.  Teil, 
Halle  1805.  —  Noch  etwas  über  Kornsperre 
(Reichsanzeiger  18U«  Nr.  63.}.  —  Grossbritau- 
niens  Staatsverfassung.  Halle  180(5.  —  Hand- 
buch der  Rechtsphilosophie,  Halle  1807.  —  Ueber 
Erbunterthänigkeit ;  ein  Kommentar  Uber  das 
königlich  prenssisehe  Edikt  vom  9.  X.  1807,  ihre 
Aufhebung  betreffend.  Berliu  1808.  -  Hand- 
buch der  Staatewirtschaft,  Berlin  1808.  ~  An- 
nalen  der  Politik,  Berlin  1809— 1813.  5  Hefte. 
—  Neue  Sammlung  merkwürdiger  Rechtefälle 
und  Entscheidungen  der  hallischen  Juristen- 
fakiiltät.  Berlin  1809,  1810.  2  Bde.  Rede  am 
Geburtsfeste  des  Königs,  Berlin  1811.  —  Ver- 
hältnis des  reinen  Naturrechts  zum  angewandten. 
Berliu  1M2.  —  Ins  natural«  in  aphorismis, 
Berlin  1812.  (Auch  ins  Russische  übersetzt  1822.) 

•  Plan  zu  Vorlesungen  über  allgemeines,  po-  i 
sitives    und    europäisches    Staaterecht,  Berlin  I 

1815.  —  Haudhuch  des  kanonischen  Rechts  und  ! 
seine  Anwendung  in  den  teutschen  evangelischen 
Kirchen,  Berlin  1H1Ö,    2.  Aufl.   Berlin  1824. 
3.   Aufl.   Berlin   1834.   —  Berichtigung  einer 
Stelle  in  der  Bredow- Vcuturinischen  Chronik 

.  für  das  Jahr  1808.  —  Ueber  politische  Vereine 
und  ein  Wort  über  Scharnhorsts  und  meine 
Verhältnisse  zu  ihnen.  Berlin  1815.  —  Ueber 
des  Herrn  B.  G.  Niebnhrs  Schrift  wider  die  mei- 
nige,  politische  Vereine  betreffend,  Berlin  1H15. 

•  Letzfes  Wort  über  ]K>litische  Vereine.  Berliu 

1816.  —  Das  europäische  Völkerrecht .  Berlin 

1817.  [  Lateinische  Ausgabe.  Berlin  1827.  ha-  I 
ÜeniM'he  Ausgabe,  Pavia  182t  l  Französische  > 
Ausgabe.  Paris  1824. i  —  Ueber  das  Urteil  eines 
Unparteiischen  über  das  Benehmen  der  Juristen-  j 
takultät  zu  Berlin  in  der  Hahilitationsangelegeu- 1 
lieit  des  Dr.  Wille.  Berlin  1817.  —  Staatswirt-  | 
sthaftsleliic  in  Briefen  an  einen  teutschen  Erb-  : 
prinzen,  Berlin  1818,  2  Teile.  (Ins  Französische  > 

Handwörterbuch  der  StaauwU*enscbaft«n.  Zweit« 


übersetzt  von  Jonffroy.)  —  Lehrbuch  des  deut- 
schen Privatrechte,  Land-  und  Lehnrecht  ent- 
haltend, Berlin  1818.  —  E.  F.  D.  V.  Ansicht  der 
landständischen  Verfassung  in  der  preußischen 
Monarchie,  Berliu  1822,  2.  Aufl.  1823.  —  Grund- 
gesetze des  deutschen  Bundes,  Berlin  1824.  — 
Das  tcuteche  Staatsrecht.  Ein  Haiidbuch  zum 
Gehrauche  akademischer  Vorlesungen,  Berlin 
1825.  —  Ueber  die  Erbfolge  in  den  sachsen- 
gothaischen  Ländern,  Berlin  182(5.  —  Die 
Wissenschaft  des  natürlichen  Rechts,  Leipzig 
1831.  Folgende  Dissertationen:  De  jure 
suffragiomm  in  civitate  constituenda  —  de  in- 
juriis  —  de  locatione  rei  frugiferae  —  de  ratione 
juris  puniendi  —  de  definitionibus  Ietorum  — 
de  Florentino  Ictu  —  de  ratione  potestatis  exe- 
entione,  quae  vocatur  —  de  usuris.  —  Die 
wesentlich  umgearbeiteten  Schriften  Schmalz' 
gab  als  „Wissenschaft  des  natürlichen  Rechte" 
Jarcke  heraus,  Leipzig  1831. 


Vgl.  über  Th.  Schmalz:  Roscher,  Smiths 
System.  S.  13.  —  Derselbe,  Syst.  I,  §  17,  19, 
152,  195;  LH,  §  23:  IV,  §  8,  9.  46,  76,  109.  - 
Derselbe,  Gesch  d.  Nat.,  S.  498.  —  Jngram 
iRoschlau).  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre, 
Tübingen  1890,  S.  108,  109.  —  Geigel,  Volks- 
wirtschaftliche Theorien,  Würzburg  1881,  S.  14. 
Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der  National- 
ökonomie Bd.  II,  Wien  18(50,  S.  485,  658,  659. 

—  Max  Wirth,  Grundlage  der  National- 
ökonomie I,  5.  Aufl.,  Köln  1881,  S.  208.  — 
Friedrich  v.  Schulte,  Die  Geschichte  der 
Quellen  und  Litteratur  des  Kanonischen  Hechts, 
III.  Bd..  Stuttgart  1880,  1.  T.  S.  339,  2.  T.  S.173. 

—  Niebuhr,  Ueber  geheime  Verbindungen  im 
preussischen  Staate  und  deren  Denunziation, 
Berlin  1815.  —  Fr.  Buch  holz,  Marginalien  zu 
der  Schrift :  Ansicht  der  ständischen  Verfassung 
der  preussischen  Monarchie,  Berliu  1822.  - 
Herders  Konversationslexikon,  Bd. 4.  —  Ernst 
Landsberg,  Deutsche  Biographic,  Bd.  31, 
S.  (»21— (527.  —  Hermann  Wage ner,  Staats- 
uud  Gesellschaftelexikon,  XVIII.  Bd.,  Berlin  1865, 
S.  331—332.  —  v.  Kaltenborn,  St.  W.  B.  von 
Bluntschli  und  Brater  IX.  S.  247-248.  Der- 
selbe, Kritik  des  Völkerrechts.  Leipzig  1847, 
S.  114  und  173.  —  Heinrich  v.  Treitschke, 
Deutsche  Geschichte- im  neunzehnten  Jahrhundert, 
II.  Teil.  Leipzig  1882.  S.  115;  III.  Teil,  Leipzig 
1884,  S.  751.  Neuer  Nekrolog  der 
Deutschen,  IX  1,  Ilmenau  183*5,  S.  438—143. 

—  P  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e  S  t  a  a  t  s  z  e  i  t  n  n  g .  1826, 
Nr.  4.  Das  gelehrte  Berlin,  1832.— 
('.  D.  Voss,  Schützers  und  Schmalzes  syste- 
matische Grundrisse  der  Politik  oder  Staate- 
kunst gegeneinander  gehalten  und  geprüft  in 
dessen  „Auserlesene  Bibliothek'',  I.  Bd.,  Leipzig 
1795,  8.  UM— 124.  —  Derselbe,  Prüfung  der 
in  den  Schmalzischen  Annalen  (s.o.)  befindlichen 
Aphorismen  über  das  Recht  der  St  inline  bey 
neuen  Konstitutionen  eines  Staats.  „A.  Biblio- 
thek-. I.  Bd..  S.  125-15«.  -  R  v.  Mob!.  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staatswissenschaften. 
11.  Bd.,  Erlangen  185(5,  S.  248.  —  Göttingi- 
sche  gelehrte  Anzeigen,  Jahrgänge 
1790  1831.  Bluntschli.  Geschieht«  des 
Allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik,  2.  Aufl., 
München  1867,  S.  577.  -  Carl  Arnd,  Die 

Auflage.  VI.  38 
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naturgemäße  Volkswirtschaft,  Hanau  184ö,  S. 
454.  —  Vgl.  auch  d.  Art.  Preis  taxen  oben 
Bd.  VI  S.  224  ff. 


Schmeitzel,  Martin, 

geb.  am  28.  V.  1679  zu  Kronstadt  in  Sieben- 
bürgen, gest.  zn  Halle  a  S.  am  30.  VII.  1747, 
studiert«  in  Jeaa,  Wittenberg,  Greifswald  und 
Halle  Geschichte  und  Staatsrecht,  habilitierte 
sich  1714  als  Privatdozent  in  Jena,  wurde  da- 
selbst 1721  ausserordentlicher  Professor  der 
Philosophie,  Geographie  und  Geschichte  und ; 
folgte  1731,  als  Ersatz  für  Gundling,  einem 
Rufe  nach  Halle  als  ordentlicher  Professor  für 
Staatsrecht  und  Geschichte. 

Schmeitzel  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Versuch  zu 
einer  Historie  der  Gelahrtheit,  Jena  1728.  — 
Einleitung  zur  Staatswissenschaft,  Halle  1732. 


S.  367.  —  Förster,  Geschichte  der  Universi- 
tät Halle,  Halle  1794.  S.  98 ff.,  145.  —  Hof f- 
bauer,  Geschichte  der  Universität  Halle,  ebd. 
1805,  S.  170.  —  Fallati,  Einleitung  in  die 
Wissenschaft  der  Statistik,  Tübingen  1843,  S. 
147  48.  —  Wappftus,  Allgemeine  Bevölke- 
rungsstatistik, Bd.  II,  Leipzig  1861.  S.  648, 
657/58.  —  John,  Geschichte  der  Statistik,  Bd. 
I,  Stuttgart  1884,  S.  7,  8,  73  n.  ö.  —  Allge- 
meine deutsche  Biographie,  Bd.  XXXI,  Leipzig 
1890,  S.  633;34. 


Schmitthenner,  Friedrich  Jacob, 


wurde  am  17.  III.  1796  zu  Oberdreis  im  Fürsten- 
tum Wied  geboren,  bezog  1813  die  Universität 
Marburg,  um  Medizin  zu  studieren,  wandte  sich 
aber  bald  dem  philosophischen  und  auch  darauf 
in  Giessen  dem  theologischen  und  philologischen 
Studium  zn.    1816  nahm  er  einen  Huf  des 
An  die  Person  Schmeitzels  knüpft  sich  für ,  Kür8ten  von  Wied  als  Rektor  nach  Dierdorf  an. 
die  Geschichte  der  Statistik  die  Inauguration  ,  Nach  knreem  Militärdienst  ward  er  Pfarrer  zu 
^"^J^"1'6^  Dreifeit  im  Nassauwehen,  darauf  1819  Prorektor 

zu  Dillenburg,  wurde  1827  in  gleicher  Eigen- 
schaft nach  Wiesbaden  versetzt  und  im  Früh- 
jahr 1828  als  Seminardirektor  nach  Idstein  be- 
fördert. Schon  im  Herbst  desselben  Jahres 
wurde  Schmitthenner  als  Professor  der  Ge- 
schichte nach  Giessen  berufen,  wodurch  sich 
ihm  ein  sehnlicher  Wunsch  erfüllte.  Seine  1830 
eröffneten  Vorlesungen  über  Staats-  und  Fi- 
uanzwissenschaften  fanden  behinderen  Beifall. 
Bei  der  neuen  Organisation  des  Schulweseus 
wurde  er  am  20.  VIII.  1832  als  Oberstudien- 


statistik,  deren  erste  Conring  1660  eröffnete 
Letzterer,  welcher  der  neuen  Disciplin  der 
„Staatsmerkwilrdigkeiteir,  oder,  wie  es  in  der 
Ankündigung  zu  seinem  Helrostfidter  Kolleg, 
1660,  heisst:  „rerniu  politicaruin  nostri  aevi 
eeleberriraas"  da«  akademische  Lektionsrecht 
erworben,  beanspruchte  für  das  Konglomerat 
seines  Lehrstoffes,  den  er  aus  deu  geschicht- 
lichen, geographischen  und  Staatxwissenschaften 
extrahierte,  auf  Grund  subjektiver  Loslösung 
von  deu  genannten  Wissenschaften,  die  Aner- 
kennung als  besonderer  Disciplin,  welcher  letz-  nil(1  Oberschulrat  sowie  als  Mitglied  der  Prtt 
tcren  jedoch  für  die  deutschen  Hochschulen  der  ;  fUIUfskommission  für  das  Justiz-  und  Regienmgs- 
bezeichncnde  prägnante und  jucht  bloss  udi-[Mi  nach  ^„„„tadt  versetzt,  kehrte  aber  im 

März  1836  mit  dem  Charakter  eines  Regierungs- 
rates als  Professor  der  Staats-  und  Kameral- 
wissenschaften  nach  Giessen  zurück,  in  welcher 
Eigenschaft  er  bis  zu  seinem  Tode  am  19.  VI. 
1850  wirkte. 

So  mannigfaltig  der  äussere  Lebensgang 
Schmitthenuers  sich  grestaltete,  so  vielseitig  war 
auch  seiue  publizistische  ThUtigkeit.  Letztere 
erstreckte  sich  namentlich  auch  auf  eine  Reihe 


lireibende  Name  fehlte.  Erst  Schmeitzel 
war  es  vorbehalten,  die  neue  Disciplin  unter 
dem  die  Bezeichnung  Staats-  oder  Staateukunde 
latinisierenden  Namen  in  die  Lektionsveraeich- 
nisse  einzuführen,  als  er  für  das  Wintersemester 
1723  24  zum  ersten  Mal  auf  einer  deutschen 
Universität  ein  Collegium  politico-statistiium  in 
Jena  ankündigte.  Der  Name,  den  Schmeitzel 
glücklichen  Griffs  für  seine  Lehre  occupierte, 


war  bekanntlich  nicht  seine Erfiudung,  aber  j  Kprachwissenschafthcher  Werke,  von  denen 
der  Bedeutung,  die  er  diesem  Namen  unterlegte,  i  Inchrere  sich  besonderer  Beachtung  erfreuten, 
und  dem  gewaltigen  Lehrstoff  den  er  darin  ^„„„cMahre,  Frankfurt  1826.  -  Teutonia 
konceutrierte  ist  es  zuzuschreiben,  dass  aus  ^  ausführliche  deutsche  Sprachlehre.  2  Bde., 
Schmeitzels  ollegium  politico-statisticuni  sich  Frankfurt  182«.  -  Kurzes  deutsches  Wörter- 
die  statistische  Disciplin  und  zwar  unter  steter ,  bucn  für  Ktvim>logie,  Synonymik  und  Orthojrra- 
Beibehaltung  des  Namens  auf  den  deutschen  v^  Darmstadt  1834/  2.  Aull.  1837.)  Von 
Hochschulen  fortentwickelt  hat.  obgleich  ein  ,  ^-«gserer  Bedeutung  sind  allerdings  die  stnats- 


endgiltigcs  Urteil  Uber  die  etymologische  Be- 
deutuug  des  Wortes  Statistik,  da  Buttes  Er- 
klärung -StaatszastaiidswissenscJiaff'  verworfen 
ist,  noch  heute  aussteht.  Von  Achenwall, 
einein  der  Schiller  Schmeitzels,  sind  die  Grund- 
züge   des   Schmcitzelschcn  Systems    für  den 


wissenschaftlichen  Werke  Schmittheuners,  welche 
in  der  Klarheit  der  Definitionen  und  im  reinen 
Stil  ihren  besonderen  Wert  erhalten.  Schmitt- 
henner steht  in  der  Nationalökonomie  auf  dein 
praktisch-historischeu  Boden,  wird  vielfach  als 
Begründer    dieser   Richtung    angesehen  und 


Lehrgang,  den  der  nachmalige  Gründer  der  uiinnit  mehr  dnen  vermittelnden  Standpunkt 
(»ottinger  statistischen  Schule  für  seine  eigeueu 
Vorlesungen  entworfen,  adoptiert  worden. 


Vgl.  über  Schmeitzel:  Drcyhaupt, 
Beschreibung,  des  Snalkreises.    Bd.  II.  Halle 

1751,  S.  710.  —  Seiwert.  Nachrichten  von  kräfte  den  Ertrag  oft  in  mehr  als  arithmeti 
den  siebenbürgi*  heu  Gelehrten,  Tressburg  1785,  schein  Verhältnis  steigert,  und  hält  die  Natio- 


zwischen  den  Lehren  Adam  Smiths  und  den 
praktischen  Fordeningen  der  neueren  Zeit  ein. 
Er  vertritt  mit  Lavergne-I'eguilhen  (s.  d.)  die 
Idee  der  „ökonomischen  Kräfte-Konjunktur", 
wonach  die  Verbindung  mehrerer  I'roduktions- 
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nalokonomie  nicht  für  ein  Aggregat  von  Privat- 
wirtschaften, sondern  für  ein  einheitliches  „or- 
ganisch-synkretisches" Ganzes. 

Koscher  erkennt  die  hübschen  Ergebnisse 
Schmitthenners  an  (Gesch.  der  N.  S.  938), 
welche  er  durch  das  Stützen  seiner  staatsrecht- 
lichen und  volkswirtschaftlichen  Erörterungen 
auf  sprachwissenschaftliche  Forschungen  erzielt. 
Er  bezeichnet  ihn  gcwissermasscn  als  ein 
Mittelglied  zwischen  Ad.  Müller  und  List  und 
führt  seine  Verdienste  um  die  Förderung  der 
Staatewissenschaft  auf  folgende  zwei  Haupt- 
punkte zurück:  das«  ihm  erstens  bei  jeder 
volkswirtschaftlichen  Specialfrage  der  lebendige 
Organismus  der  Volkswirtschaft  im  gauzen  vor 
Augen  stand  und  zweitens  auch  die  übrigen 
Seiten  des  Volkslebens  in  ihrem  Parallelismus 
gegenüber  der  Volkswirtschaft  anziehend  und 
mehr  oder  minder  verständlich  waren. 

Nach  Bluntschli  beruhen  die  allge- 
meinen Begriffe  Schmitthenners  vorzüglich  auf 
der  griechischen  Staatsphilosophie,  während 
sich  sein  historischer  Unterbau  der  Staatsver- 
fassung fast  ausschliesslich  auf  den  antiken 
römischen  Staat  sowie  auf  das  mittelalterliche 
Feudalsystem  beschränkt.  „Er  hat  dabei  die 
Sprach-  und  Rechtsaltertümer  wohl  benutzt  nnd 
manche  scharfsinnige  Bemerkung  eingestreut; 
aber  so  lehrreich  im  einzelnen  die  Darstellung 
ist,  so  verschwimmen  in  ihr  die  Bilder  ans  ver- 
schiedenen Zeiten,  so  dass  weder  der  Gegensatz 
der  Zeitalter  noch  die  organische  Einheit  der 
einzelnen  Gesamtbilder  zu  rechter  Geltung  ge- 
langen. Die  Ausführung  bleibt  so  hinter  dem 
Princip  des  Antors  zurück." 

Kautz  nennt  Schmitthenner  (II,  S.  640) 
„einen  der  genialsten  und  selbständigsten  Denker, 
die  die  deutsche  Staatswissenschaft  nnd  Natio- 
nalökonomie aufzuweisen  hat",  und  R.  v.  Moni 
rechnet  die  Schmitthennerschen  Arbeiten  „un- 
zweifelhaft zu  den  gediegensten  in  diesem  Fache" 
(Gesch.  I,  S.  «2). 

Das  staatswissenschaftliche  Hauptwerk 
Schmitthenners  trägt  den  Titel:  „Friedrich 
Schmitthenners  Zwölf  Bücher  vom  Staate  oder 
systematische  Encyklopädie  der  Staatswissen- 
schaften", I.  Band :  Grundlinien  der  Geschichte 
der  Staatswissenschaften,  der  Ethnologie,  des 
Naturrechtes  und  der  Nationalökonomie.  Zweite 
An«.,  Giessen  1839.  III.  Band:  Allgemeines 
Staatsrecht,  Giessen  1843.  Der  Rand  I  enthält 
die  Bücher  1— ö,  Band  III  das  7.  Buch,  der 
Band  II,  welcher  die  Theorie  der  Kultur,  Völ- 
kerrecht, Staatswirtschaft,  Polizei  und  Politik, 
d.  i  der  Inhalt  der  Bücher  6  und  8—12,  ent- 
halten sollte,  ist  leider  nicht  erschienen,  so  dass 
also  das  ganze  Werk  nur  unvollständig  vor- 
liegt. Die  Bezeichnung  des  I.  Bandes  als  zweite 
Aufl.  bezieht  sich  nur  auf  die  beiden  ersten 
Bücher,  welche  den  Inhalt  einer  früheren  Arbeit 
des  Verfassers  („reber  den  Charakter"  etc.  ».  u.) 
wiedergeben.  (Schmitthenners  Staats  begriff 
ist  hier  wie  folgt  ausgedrückt:  Der  Staat  stellt 
sich  als  ein  dreifaches  Svstem,  d.  i.  die  zu  eiuer 
Einheit  verbundene  Mannigfaltigkeit  der  höchsten 
öffentlichen  Institutionen  dar:  a)  als  dasjenige 
sinnlicher  Wohlfahrt  nnd  ihrer  gesamten  Be- 
dingungen, in  welchem  der  Mensch  als  Bür- 
ger die  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  ge- 
winnt; b)  als  das  der  Freiheit  und  des  Rechts, 
in  das  der  Mensch  als  Person  aufgenommen 


ist.  Die  Personen,  welche  in  den  Staat  treten, 
haben  vor  demselben  keine  geltenden  Rechte, 
wohl  aber  in  der  Rechtsfähigkeit  die  subjektive 
Bedingung  des  Recht«;  indem  der  Staat  nun 
die  objektiven  Bedingungen,  mithin  das  Recht 
selbst  giebt,  ist  er  ein  System  der  Ge- 
rechtigkeit; c)  als  dasjenige  der  Bildung, 
in  welchem  der  Mensch  ganz  eigentlich  als 
Mensch,  d.  i.  denkendes  Wesen,  sein  Be- 
stehen findet.  Jedes  einzelne  dieser  Systeme 
ist,  indem  es  als  vermittelndes  Moment  zwischen 
die  beiden  anderen  tritt,  zugleich  durch  die- 
selben bedingt,  so  das.*  eins  ohne  das  andere 
nicht  sein  känn  (synkretistisch].)  —  Von  den 
übrigen  selbständigen  Schriften  Schmitt- 
henners führen  wir  folgende  auf:  Fernando 
(Anonym),  Wiesbaden  1820.  —  Thomsons 
Jahreszeiten,  metrisch  übersetzt,  2  Bdchen., 
Zwickau  1822  (36.  und  37.  Bdchen.  der 
Zwickauer  Taschenbibliothek  der  ausländischen 
Litteratur).  —  Die  Jahreszeiten.  Ein  lyrisch- 
didaktisches Gedicht.  I.  Abt.:  Der  Frühling, 
Giessen  1829.  (In  diesen  drei  schönwissen- 
schaftlicheu  Erzeugnissen  hat  der  Autor  seine 
Ansichten  über  die  Bestimmung  des  Men- 
schen zum  Ausdruck  bringeu  wollen,  s.  „Justi", 
S.  594.)  —  Die  Geschichte  der  Teutschen.  Ein 
Lehrbuch  für  höhere  Unterrichtsanstalten,  Her- 
bora 1824,  2.  Aufl.  Cassel  1837.  —  Grundrisa 
der  politischen  und  historischen  Wissenschaften. 
I.  Bd.  Grundlinien  der  Staatswisseuschaft.  II. 
Bd.  Universalgeschichte,  Giessen  1830.  —  lieber 
den  Charakter  und  die  Aufgaben  unserer  Zeit 
in  Beziehung  auf  Staat  und  Staatswissenschaft, 

I.  Heft.  Giessen  1*32.  —  Lehrbuch  der  Welt- 
eschichte in  3  Abteilungen,  Giessen  1832.  — 
ie  Main-Weser-Eisenbahn.  Staatswirtschaft- 
liche»« Gutachten  über  die  Frage:  ob  dieselbe 
am  zweckinässigsten  Uber  Marburg  oder  über 
Fulda  zu  führen  sei.  Im  Namen  und  Auftrage 
der  Eisenbahnkomitees  in  Marburg  und  Giessen. 
Giessen  1838.  —  Fragmeute  über  Kultur-  und 
Schulwesen.  1.  Heft:  Die  Knlturverfassuug  der 
westdeutschen  Staaten  und  ihr  Thersite-J  in 
Bayern.  Giessen  1839.  —  Ueber  Pauperismus 
und  Proletariat,  Frankfurt  a.  M.  1848. 

In  Zeitschriften  veröffentlichte  Schmitt- 
hcimcr:  In  Pölitz  und  Billaus  „Jahrbüchern 
für  Geschichte  und  Politik",  1838.  Bd.  II,  S. 
221:  Die  politischen  Parteien  der  Zeit  und  das 
Verhalten  des  wahren  Staatsmannes  zu  densel- 
ben. —  1840,  Bd.  1,  S.  133:  Die  organische 
Entwicklung  des  Staates.  I.  Die  patriarcha- 
lische Monarchie.  —  Bd.  II,  S.  526:  II.  Feudal- 
monarchie. —  1841,  I.  S.  431:  Ueber  das  Wesen 
der  Staatsgewalt.  —  II,  S.  244:  Ueber  die  Ein- 
teilung der  Staatsgewalt.  —  1846,  Bd.  1,  S. 
46:  Ueber  den  Unterschied  des  Verbrechens  und 
des  Polizeivergehens  nach  der  organischen 
Staatsansicht.  —  S.  385:  lieber  die  Natur  der 
Strafen  im  Staate  namentlich  der  Polizeistrafen. 
—  In  Mosers  „Nationalökonom'.  3.  Jahrg., 

II.  Bd.,  Mannheim  1R36,  S.  486:  lieber  die  Bil- 
dung der  Polizeibeamten  im  Grossherzogturn 
Hessen.  —  Beiträge  in  Seebodes  Archiv  für 
Philologie  und  Pädagogik  und  dessen  kritischer 
Bibliothek.  —  In  der  Frankfurter  „Obcrpost- 
amtszeituug".  1848.  die  Artikelserie  „Von  der 
Lahn". 


r. 


Vgl.    über   Schmitthenner:  Bluut- 
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schli,  Geschichte  des  allgemeinen  «Staatsrechts, 
2.  Aufl.,  München  1867.  S.  605—610.  — 
Roscher,  Gesch.  d.  Xat..  S.  1)37—942. 
Derselbe.  Svst.  1,  §  42.  44,  50,  f>4,  95,  99. 
108.  116,  117,  121,  224,  253;  II,  §  173;  III, 
§  38,  82.  141.  —  Kautz,  Theorie  und  Ge- 
schiente der  Nationalökonomie  I.  Bd.,  Wien 
1858.  S.  24,  43.  167,  172.  186.  187,  204,  260, 
262,  277,  329,  351 ;  II.  Bd.,  Wien  1860,  S.  25, 
50,  55,  134,  147.  182.  225),  251,  259,  288,  402, 
410,  455,  481,  48-1.  485,  486.  614,  640,641,658, 
669,  679,  687,  692,  698.  —  R.  v.  Moni,  Eucy- 
klopädie  d.  Staat**-.,  II.  Aufl.,  Tübingen  1872, 
S.  65.  97,  110,  120,  127.  14H.  155,  192,  268, 
269,  304,  310.  -  Derselbe,  Gesch.  n.  Litt.  d. 
Staat«*.,  1.  S.  58,  62.  76,  137,  281.  —  Neuer 
Nekrolog  der  Deutschen,  1850,  1.  Teil, 
Weimar  1852,  S.  385—388.  —  H.  E.  Scriba, 
Biographisch-literarisches  Lexikon  der  Schrift- 
steller des  Grossherzogtutus  Hessen,  I.  Abt., 
Darmstadt  1831,  S.  373  ff.;  II.  Abt.,  3.  Heft, 
Darmstadt  1843,  S.  650 ff.  -  Karl  Wilh. 
Justi,  Grundlage  zu  einer  hessischen  Ge- 
lehrten-, Schriftsteller-  und  Künstlcrgoschichte, 
Marburg  1831,  S.  591» ff.  —  Herrn.  Wagen  er, 
Staats-  u.  Gescllschaftslexikon,  XVIII.  Bd., 
Berlin  1865,  S.  354  ff.  —  Glaser,  Jahr- 
bücher der  tiesellsehafts-  n.  Staatswissenschaf- 
ten, Bd.  II,  1864.  S.  224  u.  227  ff.  —  v.  Kal- 
tenborn in  St.  W.B.  v.  BlnntAchli  und 
Brater  IX,  Stuttgart  und  Leipzig  1805,  S.  249 ff. 

—  Seebodes  Archiv  für  Philologie  und  Päda- 
gogik. Bd.  I,  S.  392.  -  Frankfurter  „Ober- 
post a  in  tszei  t  un  g*  ,  1850.  Nr.  147.  Beilage. 

—  Pölitz- Bit  lau,  Jahrbücher  der  Geschichte 
und  Staatskunst,  1833,  I,  S.  253;  1838,  II,  S. 
94;  1840,  II,  S.  3»>7;  1849,  I,  S.  569.  —  F.  J. 
Bus«,  tieschichte  der  Staatswissenschaft,  Frei- 
burg und  Karlsruhe  1839,  S.  MDGIII.  - 
Wilh.  Kosegarten,  Geschichtliche  und 
systematische  Uebersieht  der  Nationalökonomie, 
Wien  1856.  -  Herrn.  Reh  in.  Die  rechtliche 
Xatur  des  Staatsdienstes  nach  deutschem  Staats- 
recht historisch-dogmatisch  dargestellt  VI. 
Kapitel:  Schniittheüner  u.  Mohl.  "In  den  Hirth- 
schen  „A  finalen  des  Deutschen  Reichs",  1884, 
S.  679—685.  -  -  Edward  Schröder  in  der 
„Deutschen  Biographie",  Bd.  32. 

Schmidt. 


Schmoller,  Gustav, 

geboren  am  24.  VI.  1838  zu  Heilbronn,  studierte 
in  Tübingen,  wurde  1864  ausserordentlicher  und 
18»>5,  an  Stelle  Eiselens,  ordentlicher  Professor 
der  Staatswisseiischaften  in  Halle,  folgte  1S72 
in  gleicher  Eigenschaft  einem  Rufe  nach  der 
reorganisierten"  Strassbnrger  Universität  und 
gehört  seit  1882  alu  Nachfolger  Adolf  Heids 
dem  Berliner  akademischen  Lehrkörper  an; 
1884  wurde  er  Mitglied  des  preußischen  Staats- 
rates. Die  preussische  Akademie  der  Wissen- 
schaften ernannte  Schmoller  am  24.  I.  1N87  zu 
ihrem  ordentlichen  Mitgliede;  im  nämlichen 
Jahre  erfolgte  sein»;  Ernennung  zum  Historio- 
graphen  für  hrandenburgische  Geschichte,  im 
Jahre  1891  seine  Wahl  zum  korrespondierenden 
Mitgliede  der  kaiserl.  russischen  Akademie  der 
Wissenschaften  in  St.  Petersburg,   1895  zum 


k.  M.  der  Kgl.  bayerischen  Akademie  der 
Wissenschaft,  1898  zu  dem  der  Kgl.  dänischen 
Gesellschaft  der  Wissenschaften;  1896  wurde 
ihm  von  der  juristischen  Fakultät  der  Universi- 
tät Breslau  der  Ehrendoktor  verliehen,  1899 
erfolgte  seine  Wahl  zum  stimmfähigen  Ritter 
des  Ordens  pour  le  merite:  seit  demselben 
Jahre  ist  er  als  Vertreter  der  Universität  Ber- 
lin Mitglied  des  preussischen  Herrenhauses.  Er 
giebt  seit  1881  das  Jahrbuch  für  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen 
Reiche,  seit  1878  die  Staats-  und  sozial  wissen- 
schaftlichen Forschungen  (bis  jetzt  80  meist  von 
seinen  Schillern  verfasste  Hefte)  heraus. 

Schmoller  veröffentlichte  von  staatswisseu- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Der 
französische  Handelsvertrag  und  seine  Gegner, 
Frankfurt  1862.  —  Zur  Geschichte  der  deut- 
schen Kleingewerbe  im  19.  Jahrhundert.  Sta- 
tistische und  nationalökouomische  Untersuchun- 
i  gen.  Halle  1870.  —  Resultate  der  Bevülkerungs- 
,  und  Moralstatistik,  Berlin  1871.  (A.  u.  d.  T. : 
"  Sammlung  gemeinverständlicher  wissenschaft- 
i  lieher  Vorträge,  herausg.  von  R.  Virchow  und 
|  F.  v.  Holtzendorff,  Heft  123.)  —  Die  Entwicke- 
!  lung  und  die  Krisis  der  deutschen  Weberei  im 
19.  Jahrhundert,  ebenda  1873.  (A.  u.  d.  T.: 
Deutsche  Zeit-  nnd  Streitfragen,  herausg.  Ton 
F.  v.  Holtzendorff  und  W.  Oncken,  Heft  25).  — 
Strassburgs  Blüte  und  die  volkswirtschaftliche 
Revolution  im  13.  Jahrhundert,  Strassburg  nnd 
London  1875  (A.  u.  d.  T.:  Quellen  un<f  For- 
schungen zur  Sprach-  und  Kulturgeschichte  der 
germanischen  Völker,  neft  6.)  -  Strassburg  zur 
Zeit  der  Zunftkämpfe  und  die  Reform  seiner 
Verfassung  und  Verwaltung  im  15.  Jahrhun- 
dert. Rede  gehalten  zur  fceier  des  Stiftungs- 
festes der  Universität  Strassburg,  1.  V.  1875. 
Mit  einem  Anhang  enthaltend  die  Reformation 
der  Stadtordnung  von  1405  und  die  Ordnung 
der  Fttnfzehner  vou  1433,  ebenda  1875.  (A.  u. 
d.  T. :  Quellen  und  Forschungen  zur  Snrach- 
und  Kulturgeschichte  der  germanischen  Völker, 
Heft  11.)  —  Ueber  einige  Grundfragen  des 
Hechts  und  der  Volkswirtschaft.  Ein  offenen 
Sendschreiben  an  Herrn  Professor  Dr.  Heinrich 
v.  Trcitsehke,  2.  Aufl..  Jena  1875  (die  1.  Anfl. 
s.  u.  b)  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.)  -  lue  Strass- 
burger  Tücher-  und  Weberzunft.  Urkunden 
und  Darstellungen  nebst  Hegesten  und  Glossar. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutscheu 
Weberei  und  des  deutschen  Gewerherechts  vom 
13.  bis  17.  Jahrhundert,  Strassburg  1879.  — 
Zur  Literaturgeschichte  der  Staats-  und  Sozial- 
wissenschaften.  Leipzig  1888  (Inhalt:  Fr.  v. 
Schillers  ethischer  und  kulturgeschichtlicher 
Standpunkt  (1863).  —  Johann  Gottlieb  Fichte 
(1861651.  —  Friedrich  List  <  1884).  —  Henry  ('. 
t'arey  1.1886).  —  Lorenz  v.  Stein  (1866).  — 
Wilhelm  Roscher  (18S8I.  —  Die  neueren  An- 
sichten Uber  Itevölkerungs-  und  Moralstatistik 
H8691.  -  Karl  Knies  118*3).  -  Albert  E.  F. 
Schaffte  (1879  88).  -  Th.  Knnck  -  Brentano 
118761.  —  Henry  George  (1882).  —  Theodor 
Hertzka.  Freihändlerischer  Sozialismus  (4886). 
—  Die  Sc  hriften  von  K.  Menger  und  \\ .  Dil- 
tliev  zur  Methodologie  der  Staats-  und  Sozial- 
wissenschaften  (1H83i.  —  Zur  Sozial-  und 
Gewerbepoliiik  der  Gegenwart.  Heden  nnd 
Aufsätze,  ebenda  1890.  (Inhalt:  Hede  zur  Er- 
öffnung der  Besprechung' über  die  soziale  Frage 
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in  Eiseuach,  den  6.  X.  187*2.  —  Der  moderne 
Verkehr  im  Verhältnis  zum  wirtschaftlichen, 
sozialen  und  sittlichen  Fortechritt  (1873).  — 
Die  soziale  Kraue  und  der  preußische  Staat 
(1874).  —  Die  Natur  des  Arbeitsvertrags  und 
der  Kontraktbruch  (1874).  —  Die  Reform  der 
Gewerbeordnung.  Rede,  gehalten  in  der  Gene- 
ralversammlung des  Vereins  für  Sozialpolitik 
am  10.  X.  1877.  —  Der  Ucbergang  Deutsch- 
lands zum  Schutzzollsystem.  Rede  iu  der 
Generalversammlung  de«  Vereins  filr  Sozial- 
politik am  21.  IV.  1879.  —  Die  Wissenschaft, 
die  Parte iprincipien  und  die  praktischen  Ziele 
der  deutschen  Politik.  Einleitende  Worte  hei 
Uebernahme  des  Jahrbuches  für  Gesetzgebung 
etc.  (1880).  —  Die  Gerechtigkeit  in  der  Volks- 
wirtschaft (188«)..  —  Das  untere  und  mittlere 
gewerbliche  Schulwesen  in  Preussen  (1881).  — 
Der  Deutsche  Verein  gegen  den  Missbrauch 
geistiger  Getränke  und  die  Krage  der  Schank- 
konzessionen (1883;.  —  Hermann  Schulze-De- 
litzsch  nud  Eduard  Lasker  41884).  —  Ein 
Mahnruf  iu  der  Wohnungsfrage  (1S87).  —  Ueber 
Wesen  und  Verfassung  der  grossen  Cnterneh- 
mungeu  (1889).  —  lieber  Gewinnbeteiligung 
1.1890).  Die  kaiserlichen  Erlasse  vom  4.  II. 
1890  im  Lichte  der  deutschen  Wirtschaftspolitik 
von  1864i.*H>.  —  Das  politische  Testament 
Friedrich  Wilhelms  I.  von  1722.  Rede,  gehalten 
zum  Geburtstag  des  Kaisers  am  27.  I.  1896. 
Berliner  Universitätsschrift  und  Beilage  der 
Allgem.  Ztg.  v.  5.  II.,  sowie  deutsche  Zeit- 
schrift für  (ieschichtswissensch.  N.  F.  I,  48  ff. 

-  Das  preußische  Handels-  und  Zollgesetz  v. 
26.  V.  1818  im  Zusammenhang  mit  der  Ge- 
schieht« der  Zeit,  ihren  Kämpfen  und  Ideeen. 
Berliner  Universitätsschrift  1898  und  Beilage 
zur  Allgem.  Ztg.  v.  8.,  9.  und  10.  VIII.  181)8. 
—  Was  verst«hen  wir  unter  dem  Mittelstände. 
Hat  er  im  19.  Jahrhundert  zu-  oder  abgenom- 
men? Verhandl.  des  8.  Evang.-soz.  Kongresses 
v.  Juui  1897,  auch  separat.  —  I'chcr  einige 
Grundfragen  der  Sozialpolitik  und  Volkswirt- 
schaftslehre (1898;.  -  Umrisse  und  Untersuchun- 
gen zur  Verfassung*-,  Verwaltungs-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte besonders  des  prenssischen 
Staates  im  17.  u.  18.  Jahrhundert  (1898). 
Gniudriss  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre, 
erster  grösserer  Teil  (1900). 

Schmoller  war  als  Mitverfasser  beteiligt  au 
folgenden  staatswissensi  baulichen  Schriften: 
Schmoller  und  J.  K.  H.  Dannenberg,  Zur  Re- 
form der  Gewerbeordnung.  Auf  der  1877er 
Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozial- 
politik erstattete  Referate.  Leipzig  187«.  — 
Acta  borussica.  Denkmäler  der  preußischen 
Staatsverwaltung  im  18.  Jahrhundert.  Heraus- 
gegeben von  der  königl.  Akademie  der  Wissen- 
schaften. Bd.  I — III:  a)  Die  einzelnen  Gebiete 
der  Verwaltung.  Die  preussische  Seidenindtistrie 
im  18.  Jahrhundert,  und  ihre  Begründung  durch 
friedlich  den  Grossen.  3  Bde..  Berlin  181)2. 
> Bd.  I  II:  Akten  bis  1768  und  Akten  seit  1769, 
bearbeitet  von  G.  Schmoller  und  0.  Hintze: 
Bd.  III:  Darstellung  von  0.  Hintze.)  b>  Die 
Behördenorganisation  und  die  allgemeine  Staats- 
verwaltung I'rcussrnsim  18.  Jahrhundert  1  u.  II. 
189211. 1898;  iu  Bd.  I  die  Einleitung  von  Schmoller 
über  Behördenorganisation.  Amtswesen  und  Be- 
amtentum im  allgemeinen  und  spiecicll  iu 
Deutschland  und  Preussen  bis  zum  Jahre  1713. 


Die  Acta  Bomssica  sind  ein  Unternehmen  der 
Berliner  Akademie,  welche»  zunächst  die  Staats- 
verwaltiuigsbehörden,  die  Getreidehandelspolitik, 
die  Münzpolitik,  später  andere  Zweige  der  Ver- 
waltung und  Volkswirtschaft  Prcusscns  im 
18.  Jahrhundert  zu  urkundlicher  Darstellung 
bringen  soll;  es  sind  bis  jetzt  fünf  Mitarbeiter 
beschäftigt,  welche  unter  Schmollers  Leitung 
stehen.  —  Delbrück,  Schmoller,  Wagner.  Die 
Stnmmsche  Hcrrcnhansrede  gegeu  die  Katbeder- 
sozialisteu  1897.  --  Schmoller,  Lenz.  Mareks.  Zu 
Bismarcks  Gedächtnis  181)9.  —  Schmoller,  Sering, 
Wagner.  Handels-  und  Machtpolitik.  2.  Bd  ,  1900. 

b)  i  n  S  a  m  in  e  1  m  e  r  k  e  n  u  n  d  Z  c  i  1 8  c  h  r  i  f- 
ten:  I  i  Württ«  mbergisebe  Jahrbücher  1862 
Heft  2,  Systematische  Darstellung  der  Ergebnisse 
der  wür'ttembert.'isehen  Gewerbeanfnahme  von 
1861.  —  2)  Mitteilungen  des  landwirtschaft- 
lichen Instituts  der  Universität  Halle  1865,  Zur 
Lehre  vom  Wert  und  von  der  (iruudreiite,  erster 
Artikel.  —  3)  In  Deutsche  Rundschau  (Berlin j :  Die, 
Entstehung  des  preussischen  Heeres  1 1640 — 1740), 
Bd.  XII,  1877.  S.  248  73.  —  4)  In  Forschungen 
zur  braudenburgischen  und  prenssischen  Ge- 
schichte, herausg.  von  lt.  Koser,  Leipzig:  Das 
brandenhurgi-vch  -  preussische  Innungswesen  vou 
1640—1806.  hauptsächlich  die  Reform  unter 
Friedrich  Wilhelm  1.,  Bd.  1,  1  und  2,  1888.  — 
Eine  Schilderuntr  Berlins  aus  dem  Jahre  1723, 
Bd  IV,  1,  1891.  —  Gedächtnisrede  auf  Heinrieh 
von  Sybel  und  Heinrich  von  Treitschke.  Bd. IX. 
2.  1897.  —  5i  In  Jahrb.  f.  (res.  u.  Verw.  (Leipzig) : 
Die  Epochen  der  prenssischen  Finanzpolitik. 
X.  F.  Jahrg.  I,  Heft  1,  1877.  —  Die  öffentlichen 
Leihhäuser  sowie  das  Pfandleih-  und  Rückkaufs- 
geschäft überhaupt,  X.  F.  Jahrg.  IV,  Heft  1, 
188)).  Zur  deutschen  Wirtschaftsgeschichte, 
X  F.  Jahrg.  IV.  Heft  2,  1880.  —  Zweck  und 
Ziele  des  Jahrbuchs,  X.  F.  Jahrg.  V,  Heft  1, 
1881.  —  Die  Gerechtigkeit  in  der  Volkswirt- 
schaft, X.  F.  Jahrg.  V,  Heft  1.  1881.  -  Mate- 
rialien zum  Arbeiterversicherungswesen.  N.  F. 
Jahrg.  V,  Heft  1,  1881  (gemeinschaftlich  mit 

H.  v.  der  Heyden-Rynseh).  --  Theorie  und  Praxis 
der  deutschen  Steuerreform  im  Reich,  Staat  und 
Gemeinde,  X.  F.  Jahrg.  V,  Heft  2  u.  3.  1881. 
—  Das  untere  und  mittlere  gewerbliche  Schul- 
wesen in  Preussen,  X.  F.  Jahrg.  V,  Heft  4, 
1881.  --  Die  amerikanische  Konkurrenz  und  die 
Lage  der  mitteleuropäischen,  besonders  der 
deutscheu  Landwirtschaft,  X.  F.  Jahrg.  VI,  Heft 

I,  1882.  —  Die  Jahresversammlung  des  volks- 
wirtschaftlichen Kongresses  und  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  im  Spätherbst  1882.  X.  F.  Jahrg. 

VII,  Heft  1.  18*3.  —  Die  neuesten  Publika- 
tionen über  die  Lage  des  prenssischen  und  deut- 
schen Bauernstandes,  X.  F.  Jahrg.  VII,  Heft  2, 
1883.  —  Zur  Methodologie  der  Staats-  und  So- 
ziahvisseuschafteu.  X.  F.  Jahrg.  VII,  Heft  3, 
188Ü.  -■-  Der  deutsche  Verein  gegeu  den  Miss- 
brauch geistiger  Getränke  und  die  Frage  der 
Schankkonzessionen,  X.  F.  Jahrg.  VII,  Heft  4, 
1883.  —  Studien  über  die  wirtschaftliche  Politik 
Friedrichs  des  Grossen  und  l'reussens  überhaupt 
von  1680  bis  1780,  Artikel  I    XII,  X.  F.  Jahrg. 

VIII,  Heft  1.  2  u.  4.  1888:  Jahrg.  X.  Heft  1,  2 
u.  3,  1886:  Jahrir.  XI,  Heft  1,  3  u.  4,  1887.  — 
Hermann  Schulze-Delitzsch  und  Eduard  Lasker, 
X.  F.  Jahrg.  VIII.  Heft  2,  1884.  -  Analekteti 
und  Randglossen  zur  Debatte  über  Erhöhung 
der  Getreidezölle,  X.  F.  Jahrg.  LX,  Heft  2.  1885. 
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—  Freihändlerischer  Sozialismus,  N.  F.  Jahrg. 
X,  Heft  3,  1886.  —  Ein  Mahnruf  in  der  Woh- 
nungsfrage, N.  F.  Jalirg.  XI,  Heft  2.  1887.  ~ 
Die  Vorschläge  zur  Beseitigung  oder  Einschrän- 
kung de»  ländlichen  Hvoothekarkredits,  N.  F. 
Jahrg.  XI,  Heft  2,  1887.  —  Die  soziale  Ent- 
wickclnug  Deutschlands  und  Englands,  haupt- 
sächlich auf  dem  platten  Laude  des  Mittelalters. 
X.  F.  Jahrg.  XII,  Heft  1,  18H8.  —  Der  Kampf 
de»  preusstschen  Königtums  um  die  Erhaltung 
des  Bauernstandes  X.  F.  Jahrg.  VII,  Heft  2. 
1888.  —  Die  Thatsachen  der  Arbeitsteilung,  N. 
F.  Jahrg.  XIII.  Heft  3,  1889.  —  Das  Wesen 
der  Arbeitsteilung  und  der  sozialen  Klassen- 
bildung, N.  F.  Jahre.  XIV.  Heft  1,  1890.  - 
Die  geschichtliche  Ent Wickelung  der  Unter- 
nehmung. Artikel  I— XI,  X.  F.  Jahrg.  XIV, 
Heft  3  u.  4.  1890;  Jahrg.  XV,  Heft  1,  3  u.  4. 
1891:  Jahrg.  XVI.  Heft  3,  1892;  Jahrg.  XVII, 
Heft  2  u.  4. 1893.  —  Xeuere  Litteratur  Uber  unsere 
handelspolitische  Zukunft.  N  F.  Jahre  XV, 
Heft  1,  1891.  —  Die  Verwaltung  des  Mass-  und 
(iewichtswesens  im  Mittelalter,  X.  F.  Jahrg. 
XVII,  Heft  1.  1893.  (Polemik  gegen  v.  Below.) 
Frau  Sidney  Webb  und  die  brittische  Genossen- 
schiiftsbewegung,  N.  F.  Jahrg.  XVII,  Heft  2. 
1893.  —  Der  deutsche  Beamtenstaat  vom  lfi. 
bis  18.  Jahrhundert.  X.  F.  Jahrg.  XVIII,  Heft 
3,  1894.  —  Einige  Worte  zum  Autrag  Kunitz, 
X.  F.  Jahrg.  XIX,  Heft  2,  1895.  -  Die  Ein- 
kommcnsveiteilung  in  alter  und  neuer  Zeit,  X. 
F.  Jahrg.  XIX.  Heft  4,  1895.  —  Die  Epochen 
der  Getreidehandels  Verfassung  und  -politik,  X. 
F.  Jahrg.  XX,  Heft  3.  1896.  —  Wechselnde 
Theorieen  und  fest-stehende  Wahrheiten  im  Ge- 
biete der  Staats-  und  Sozialwissenschaften  und 
die  heutige  deutsche  Volkswirtschaftslehre.  X. 
F.  Jahrg.  XXI,  Heft  4,  1897.  -  Die  Urge- 
schichte der  Familie,  Mutterrecht  und  Gentil- 
verfassung.  X.  F  Jahrg.  XXIII.  Heft  1.  1899. 

—  Die  englische  Handelspolitik  des  17.  und  18. 
Jahrhunderts,  X.  F.  Jahrg.  XXIII,  Heft  4.  1899. 

—  Die  Wandlungen  in  der  europäischen  Han- 
delspolitik im  19.  Jahrhundert.  X.  F.  Jahrg. 

XXIV.  Heft  1.  1900.  —  Ein  Votum  Uber  die 
politischen  Beamten,  N.  F.  Jahrg.  XXIV.  Heft 
3.  1900.  —  Ueber  die  Ausbildung  einer  rich- 
tigen Sthcidemünzpolitik  vom  14.  bis  19.  Jahr- 
hundert, X.  F.  Jahrg.  XXIV,  Heft  4,  1900.  - 
Die  englische  Gewerkvereinsentwickelung  im 
Lichte  der  Webbschen  Darstellung,  N.  F.  Jabrg 

XXV,  Heft  1, 1901.  —  6)  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. 
(Jena):  Statistisches  Uber  den  Anwachs  des  Ka- 
pitalvermögens in  Genf  (nach  de  Candolle),  Bd. 
II.  18G4,  S.  160  ff.  —  Johann  (iottlicb  Fichte. 
Eine  Studie  ans  dem  Gebiete  der  Ethik  und 
Xati.inalökonomie.Bd.  V,  1865,8.1  61.  -  Ein  Wort 
Uber  den  neuen  Organisationsplau  für  die  prens- 
sischen  Provinzial^ewerbesrhulen.  Bd.  XV,  1870, 
8.  2*>8ff.  —  Arbeitseinstellungen  und  Gcwerk- 
vereiue.  Beferat  auf  der  Eisenacher  Versamm- 
lung vom  6.  u.  7.  X.  1872  Uber  die  soziale 
Frage.  Bd.  XIX,  1872,  S.  293 ff.  -  Ueber  einige 
Grundfragen  des  Hechts  und  der  Volkswirt- 
schaft. Offenes  Sendschreiben  an  Prof.  H.  v. 
Treitschke.  Bd.  XX11I,  1874,  S.  225  349;  Bd. 
XXIV.  S.  81  ff.  -  7)  In  Preussische  Jahrbücher 
(Berlin):  Die  Arbeiterfrage,  Artikel  I— III,  Bd. 
XIV.  1864,  S.  393 ff.,  523 ff.:  Bd.  XV.  1865.  8. 
82  ff.  —  Ethische  und  ästhetische  Kultur,  Bd. 
XVI,  1865,  S.  427  ff.  —  XationalükonomUche  und 


sozialpolitische  Rückblicke  auf  Nordamerika, 
Art.  I— IV,  Bd.  XVII,  1866.  S.  38  ff.,  153  ff.. 
519  ff.,  587 ff.  —  Lorenz  Stein.  Bd.  XIX,  1867, 
S.  245  ff.  —  Die  innere  Verwaltung  des  preus- 
sischen  Staates  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  Bd. 
XXV,  1870,  S.  575 ff.;  Bd.  XXVI.  1870,  S.  1  ff. 

—  Der  preussische  Beamtenstand  unter  Fried- 
rich Wilhelm  I.,  Artikel  I — III,  Bd.  XXVI, 
1870.  S.  148  ff..  253  ff.,  538  ff.  -  Ueber  den  Ein- 
Huss  der  heutigen  Verkehrsmittel,  Bd.  XXXI, 
1873,  S.  413  ff.  —  Die  soziale  Frage  und  der 
preussische  Staat,  Bd.  XXXIII,  1874,  S.  323 ff.  - 
Ueber  die  Entwickclung  des  Grossbetriebes  und 
die  soziale  Klassenbildung,  Bd.  LXIX,  1892,  S. 
457  ff.  —  8)  In  Schriften  des  Vereins  fflr  So- 
zialpolitik (Leipzig):  Die  Natur  des  Arbeitsver- 
trags und  der  Kontraktbruch :  (int achten  Bd. 
VII,  1874,  S.  71.12».  -  Reform  der  Gewerbe- 
ordnung: Referat  bei  den  Verhandlungen  der 
V.  Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozial- 
politik vom  8.  bis  10.  X.  1877.  Bd.  XIV,  1878, 
S.  173  ff.  —  Die  preussische  Kolonisation  des 
17.  und  18  Jahrhunderts.  Bd.  XXXII,  1886, 
S.  143.  —  Ueber  innere  Kolonisation  mit  Rück- 
sicht auf  die  Erhaltung  und  Vermehrung  des 
mittleren  und  kleineren  ländlichen  Grundbe- 
sitzes. (Korreferat  auf  das  Referat  von  Sombart- 
Ermsleben  Wi  den  Verhandlungen  der  am  24.  25. 

IX.  1886  in  Frankfurt  all.  abgehalteneu  Gene- 
ralversammlung des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Bd.  XXXIII,  1887.  S.  90  ff.  —  9)  In  Sitzungs- 
berichte der  künigl.  Akademie  der  Wissen- 
schaften (Berlin):  Die  Einführung  der  französi- 
schen Begie  durch  Friedrich  den  Grossen  1766. 
Jahrg.  18K8.  I  Halbbd.,  S.  63,85.  10)  In  den  Ab- 
handlungen der  Kgl.  Akademie  der  Wissensch, 
zu  Berlin:  Gedächtnisrede  auf  Heinrich  von 
Sypel  und  Heinrich  von  Treitschke.  189«.  S.  1  ff. 

-  11 1  In  Sybels  historischer  Zeitschrift  (München): 
Die  Verwaltung  Ostpreussens  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  Vortrag,  gehalten  im  „Wissen- 
schaftlichen Verein14  zu  Berlin  am  22.  III.  1873, 
Bd.  XXX,  1873,  S.  4071.  —  12)  In  Zeitschrift 
für  preussische  Geschichte  und  Landeskunde 
(Berlin):  Das  Städtewesen  nntcr  Friedrich  Wil- 
helm 1,  Jahrg.  VIII,  1871,  S.  521-69;  Jahrg. 

X,  1873.  S.  275  333  n  537 «9;  Jahrg.  XI,  1874, 
S.  513  82:  Jahrg.  XII,  1875,  S.  353:400  und 
425  62.  —  Die  Handelssperre  zwischen  Branden- 
burg und  Pommern  im  Jahre  1562,  Jahrg.  XIX, 

1882,  S.  197  252.  —  Die  russische  Kompagnie 
in  Berlin,  1724—1738.  Ein  Beitrag  der  bran- 
denburgischen Tnchindustrie  und  des  prenssi- 
schen  Exports  im  18.  Jahrhundert,  Jahrg.  XX, 

1883,  1  116.  —  13)  In  Zeitschrift  für  Staatsw. 
(Tübingen):  Zur  Geschichte  der  nationalökono- 
mischeu Ansichten  in  Deutschland  während  der 
Beformationsperiode,  Bd.  XVI,  18«),  S.  461  716. 

Die  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem  Zu- 
sammenhang mit  den  Grundprincipien  der 
Steuerlehre,  Bd.  XIX,  1863,  S.  1  86.  —  Die  länd- 
liche Arbeiterfrage  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  norddeutschen  Verhältnisse,  Bd.  XXII, 
1866.  S.  1712:«.  —  1'eber  Schafstatistik,  Schaf- 
haltung und  Wollpreise,  Bd.  XXV,  1869,  S. 
51  ff.  —  Die  historische  Entwickelung  de« 
Fleischkonsums  sowie  der  Vieh-  und  Fleisch- 
preise in  Deutschland.  Bd.  XXVII,  1871.  S. 
284  362.  —  Die  Natur  des  Arbeitsvertrags  und 
der  Kontrakt bruch.  Bd.  XXX,  1874,  S.  449/527. 

—  Zahlreiche  BUcherbesprechnngeu  von  Schmoller 
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bind  enthalten  im  Litterarischen  Uentralblatt, 
in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat..  in  der  Berliner  LiV 
teraturzeitung,  vor  allem  aber  in  seinem  eigenen 
Jahrbuch. 

Schmoller  war  einer  der  Veranstalter  der 
am  6.  n.  7.  X.  1872  in  Eisenach  zur  Bespre- 
chung der  sozialen  Frage  zusammengetretenen 
Versammlung,  ans  welcher  die  neue  realistische 
Schule  hervorging,  und  gehörte  somit  auch  zu 
den  Begründern  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 
Als  einer  der  Hauptvertreter  der  historisch-ethi- 
sebeu  Richtung  in  der  Nationalökonomie  hat  er 
in  seiner  Streitschrift  gegen  Treitschke  (s.  o  ) 
der  mechanischen  Naturlelire  der  Volkswirt- 
schaft, welche  in  den  Händen  der  Smithscheu 
Epigonen,  der  sog.  Manchesterleute  zu  einer 
Rechtfertigung  jeder  sozialen  Ungerechtigkeit 
zu  werden  drohte,  schroffe  Opposition  gemacht 
und  damit  die  Kluft  zwischen  der  deutschen  Frei- 
handelspartei und  der  jüngeren  ethischen  Schule 
der  Nationalökonomie  erweitert.  In  seinen  Unter- 
suchungen über  die  soziale  Frage,  über  wirt- 
schaftliche Gerechtigkeit  und  soziale  Klassen- 
bildung suchte  er  auf  Grund  psychologisch-ethi- 
scher wie  wirtschaftsgeschichtlicher  Studien  den 
Gang  der  sozialen  Geschichte  und  das  Weseu 
sozialer  Institutionen  aufzuhellen  und  damit 
eine  wissenschaftliche  Grundlage  für  die  mass- 
volleu  Bozirtlreformatorisehen  Bestrebungen  der 
Gegenwart  zu  schaffen.  Die  historische  Schule 
der  deutschen  Nationalökonomie  verdankt  Schmöl- 
ln femer  eine  Reihe  vorzüglicher  Monographieen, 
welche  durch  geschichtliche  Erforschung  der 
konkreten  Verhältnisse  des  Wirtschaftslebens 
wichtige  Dokumeute  zur  Klarierung  der  Irr- 
tümer geliefert  haben,  die  der  in  ihren  Deduk- 
tionen von  realen  Verhältnissen  abstrahieren- 
den klassischen  Nationalökonomie  anhaften.  Das 
Urogramm,  nach  welchem  Schmoller  an  seine 
Leistungen  als  Wirtschaftshistoriker  herange- 
treten, wird  u.  n.  durch  folgende  Worte  aus 
seiner  Antrittsrede  in  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften beleuchtet:  „Ich  versuchte  National- 
ökonom und  Historiker  zugleich  zu  sein.  Es 
schwebte  mir  immer  die  Aufgabe  vor,  das  wirk- 
lich zu  leisten  und  zu  vollenden,  was  Hilde- 
brand, Knies  und  Roscher  in  der  deutschen 
Nationalökonomie  versucht  haben:  diese  Wissen- 
schaft gänzlich  loszulösen  von  der  Dogmatik 
der  englisch-französischen  Utilitätaphilogophie, 
sie  auf  einen  anderen  psvehologiseh  und  histo- 
risch tiefer  und  sicherer  begründeten  Boden  zu 
stellen."  — 

Vgl.  über  Schmoller:  Roscher,  Ge- 
schichte der  Nat.,  München  1874,  &  1044  u.  ö. 
—  H.  v.  Treitschke,  Der  Sozialismus  und 
seine  Gönner.  Nebst  einem  Sendschreiben  an 
Gustav  Schmoller,  Berlin  1875.  —  Ad.  Wag- 
ner, Grundlegung,  1.  Aufl.,  Leipzig  u.  Heidel- 
berg 1876,  S.  8.  —  Derselbe,  Grundlegung, 
3.  Aufl.,  Leipzig  1893,  I.  Teil,  S.  VII,  86,  45, 
52,65  u.  ö.  —  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  Bd.  34, 
S.  477  ff.,  Bd.  56,  S.  127 ff.  —  Vapereau, 
Dictionnaire  nniversel  des  contemporains,  5.  Aufl.. 
Paris  1880,  S.  1637.  -  Th.  Wouters.  De 
l'enseignement  du  droit  ä  l'etranger,  1881,  S. 
95 — 1 13.  —  E.  v.  Laveleye,  Die  sozialen 
Parteien  der  Gegenwart,  übersetzt  von  Eheberg. 
Tübingen  1884,  8.  387 ff.  —  Menger,  Die  Irr- 
tümer des  Historismus  in  der  deutschen  Na- 


tionalökonomie, Wien  1884.  -  Ingram.  His- 
tory  of  political  econoiny.  London  1888,  S.  207, 
214,  24ä.  -  Gossa,  Introduzione  allo  studio 
dell'  cconomia  polit.,  3.  Aufl.,  Mailand  1892,  S. 
100,  102,  177,  425,  .432  33,  43(5  37  n.  ö.  — 
Henri  St.  Marc,  Etüde  sur  l'enseignement 
de  l'economie  politique  dans  les  uuiversites 
d'Allemagne  et  d'Autriche.  1892.  S.  29ff.,  S. 
34ff,  S.  Ö2ff. 

Itetl. 


Schön,  Johannes, 

geboren  1802  zu  Langendorf  in  Mähren,  stu- 
dierte, zumal  unter  Anleitung  Kudlers,  in  Wien. 
Die  vielen  Anfechtungen,  welche  er  von  der 
österreichischen  CenstU  zu  erleiden  hatte,  brach- 
ten den  poetisch  und  wissenschaftlich  hoch  ver- 
anlagten jungen  Mann  1827  dahin,  nach 
Preussen  auszuwandern,  wo  er  18211  Privatdo- 
zent, 1831  ausserordentlicher  und  1836  ordent- 
licher Professor  der  Staatswissenschaften  an  der 
Breslauer  Universität  wurde,  aber  schon  1839 
starb. 

Schön  betrachtet  die  Volkswirtschaft  als  ein 
innerlich  verbundenes  organisches  Ganzes.  Er 
stellt  der  Theorie  die  Aufgabe,  das  konkrete 
Volksleben,  das  konkrete  System  der  wirtschaft- 
lichen Nationalthätigkeiten  zn  erforschen.  Die 
Politik  solle  eine  Philosophie  der  Geschichte 
sein  und  statt  der  vereinzelten  Regeln  welt- 
historische Gesellschaftsgesetze  entwickeln.  Die 
Volkswirtschaftspflege  sei  nicht«  zum  Volke 
„äusserlich  herzutretendes,  fremdes,  unnatür- 
liches". Die  Volkswirtschaft  stelle  das  ver- 
einigte ökonomische  Wirken  der  Bürger  und 
der  Regierung  dar.  Die  bürgerliche  Wirtschaft 
habe  es  mit  den  Naturgesetzen  der  bürgerlichen 
Thätigkeiten ,  die  Volkswirtschaftspflege  mit 
den  Naturgesetzen  der  Regierungsthätigkeit  in 
Rücksicht  anf  die  bürgerliche  Wirtschaft  zu 
thun;  diese  Naturgesetze  entsprängen  nach 
Schön  dem  Gemeingeiste. 

Er  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schriften:  Novae  quaedam  in  rem 
numariam  antiquae  Russiae  Observationen,  Bres- 
lau 1829.  —  Oeconomia  politica  juri  publico  et 
privato  Concors,  Vratislav.  1829.  —  Staatswissen- 
schaftliche Berechnungen  in  Bezug  auf  Vieh- 
zölle und  Quarantaine  Preusseus,  iusbes.  Schle- 
siens. (Aus  dem  „Schlcsischen  Provinzialblatt11 
abgedruckt.)  Breslau  1830.  —  Die  Staatswissen- 
schaft geschichtsphilosophisch  begründet,  Bres- 
lau 1831.  2.  durchaus  umgearb.  Aufl.  1840. 
—  Die  Grundsätze  der  Finanz.  Eine  kritische 
Entwickelung,  Breslau  1832.  —  De  rerum 
cameralium  et  politicarum  studio,  Vratislav. 

1833.  —  Allgemeine  Geschichte  und  Statistik 
der  europäischen  Civilisation,  Leipzig  1833.  Ins 
Franz.  übersetzt  von  J.  G.  H.  Dumont,  Paris 

1834.  —  De  litteratura  politica  medii  aevi, 
Vratislav.  1884.  —  Nene  Untersuchung  der 
Nationalökonomie  und  der  natürlichen  Volks- 
wirtschaftsordnung,   Stuttgart   und  TUbingeu 

1835.  -  Im  Archiv  für  polit.  Oekono- 
mie  von  Rau  I,  1835,  erschien  von  ihm: 
Ueher  Adam  Smiths  Ansicht  der  Entstehung 
der 
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Vgl.  über  Schön:  Roscher,  Gesch.  der 
Nat.  S.  934.  —  Jul.  Kautz.  Theorie  und  Ge- 
schichte der  Nationalökouomik  II,  Wien  1860, 
8.  639.  R  o  b.  v.  M  o  h  1 ,  Geschichte  und  Litte- 
ratur  der  Staatswissenschaften  I,  Erlangen  1855, 
S.  62  u.  162. 

.Jo*ef 


Schonberg,  Gustav  Friedrich  von, 

wurde  am  21.  VII.  1839  zu  Stettin  geboren, 
studierte  in  Bonn  und  Berlin  Rechts-  und 
Staatswissenschuften  uud  wurde  von  der  ju- 
ristischen Fakultät  der  letztgenannten  l'uiver- 
sität  im  Jahre  1S60  zum  Doktor  promoviert. 
Von  1860—  1865  arbeitete  er  —  zuerst  alsAns- 
kultator,  dann  als  Referendarins  —  an  den 
Gerichtshöfen  in  Stettin.  Nach  dem  Gerichts- 
assessorexamen  1865  wurde  er  zur  Vorbereitung 
auf  die  akademische  Laufbahn  beurlaubt,  und 
vom  Ministerium  im  Herbst  zum  Mitglied  des 
von  E.  Engel  und  G.  Hanssen  geleiteten  sta- 
tistischen Seminars  des  preuss.  stat.  Bureaus 
ernannt.  Nachdem  Schönberg  den  Feldzug  von 
18IK)  als  Landwehr-Artillerieoffizier  mitgemacht 
hatte  nnd  1867  zum  Doktor  der  Philosophie  in 
Halle  promoviert  worden  war.  wurde  ihm.  als 
er  im  Begriffe  stand,  sich  in  Berlin  für  Natio- 
nalökonomie zu  habilitieren,  der  Lehrstuhl  für 
Natinnulökonomie  und  Land  wirtschaftsrecht  an 
der  landwirtschaftlichen  Akademie  in  l'roskau 
angetragen.  Er  leistete  diesem  Rufe  im  Herbst 
1867  Folge.  Hier  lehrte  er  drei  Semester,  ging 
Ostern  1869  als  ordentlicher  Professor  der  Na- 
tionalökonomie nach  Basel,  folgte  im  Herbst 
1870  einem  Hufe  an  die  Universität  Freiburg. 
Ostern  1*73  an  die  Universität  Tübingen.  Die 
Staatswissfiischnftliche  Fakultät  in  Tübingen 
promovierte  ihn  1873  zum  Doktor  der  Staats- 
wissenschaften  honoris  causa,  1877  erhielt  er 
den  Fersonaladel.  1890  wurde  er  zum  Beirat 
der  Königl.  Centralstellc  für  Gewerbe  und 
Handel  und  im  Februar  1900  zum  Kanzler  der 
Universität  Tübingen  ernannt.  Als  Kanzler  ist 
er  auch  Mitglied  der  Kammer  der  Abgeordneten. 

Schön berg  veröffentlichte  an  Staat-wissen- 
schaftlichen Schriften  ai  in  Buchform:  De 
adoptione  qnalis  apud  Romanus  fuerit.  Diasert. 
inaugnr.  Bcrolini  1 8*50.  —  De  zunftarum  insti- 
tutionibus  oeconomicis  quibus  me<lio  aevo  saluti 

froducentium  provisniu  sit.    Dissert.  inaugur. 
ialis  1HG7.  —  Zur  wirtschaftlichen  Bedeutung 
des    deutschen    Zunftwesens    im  Mittelalter, 
Berliu  1868.    (Auch  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat, 
Bd.  IX.)  —  Die  Landwirtschaft  und  das  Ge- 
nossenschaftswesen. Breslau  1868.  —  Die  Land- 
wirtschaft der  Gegenwart  und  das  (Jcnossen- 
schaftsprineip,  Berlin  1869.  —  Die  Volkswirt- 1 
sebnft  der  Gegenwart   im  Leben  und  in  der  | 
Wissenschaft,    Basel    1869.  Arbeitsämter. 
Eine  Aufgabe  des  Deutschen  Reiches,  Berlin 
1871.  —  Die  Frauenfrage,  Basel  1872.  —  Die 
Volkswirtschaftslehre  t    Berlin    1873.    —  Die 
deutsche  Freihandelsschnle  und  die  Partei  der 
Eisenacher  Versammlung   vom  Oktober  1K72. , 
Tübingen  1873.     (Auch  in  der  Zeitschr.  für. 
Staatswiss.,  Bd.  29,  Jahrg.  1873  .1  —  Gutachten 
deutscher  Nationalökouomen  über  die  Reform- 1 


frage  des  deutschen  Apothekenwesens  etc.  Heft  I. 
(tutachten  des  Professcrs  Dr.  G.  Schönberg, 
Magdeburg  1873.  —  Die  sittlich-religiöse  Be- 
deutung der  sozialen  Frage,  1.  Aufl.,  Stuttgart 
1876.  2.  Aufl.  1876.  —  Zur  Handwerkerfrage, 
Heidelberg  1876.  —  Finanz  Verhältnisse  der 
Stadt  Basel  im  14.  und  15.  Jahrhundert,  Tü- 
bingen 1879.  —  Die  Sozialpolitik  des  Deutschen 
ReichB.  Tübingen  1886.  —  Volkswirtschaftliche 
Abhandlungen.  Separatabzug  aus  dem  Hand- 
buch der  politischen  Oekouomic,  Tübingen  1883, 
2.  Aufl.  1886,  3.  Aufl.  1891.  4.  Aufl.  1898. 

Ausserdem  gab  er  heraus:  Handbuch  der 
Politischen  Oekonomie,  1.  Aufl.,  2  Bi 


Tübin- 
gen 1882.  2.  Aufl.  3  Bde.,  1885.  1886,  3.  Aufl.. 
3  Bde.,  1890.  1891,  4.  Aufl.,  3  Bde.,  1896  -98, 
b)  In  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken und  zwar:  1)  In  Krockers  „Land- 
wirtschaftlichem Centralblatf :  Der 
Eisenbahn-Differentialtarif  und  die  Landwirt- 
schaft (1867).  —  2)  In  dem  „Landwirt, 
Landwirtschaftliches  Wochenblatt-' 
n.  a  :  Zur  Organisation  des  landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens  (1868).  —  Landwirt- 
schaftliches Genossenschaftswesen  am  Rhein 
(1869i.  —  3j  In  der  „Festschrift  für  die 

27.  Versa m m  1  u n g  deutscher  La n d -  u n d 
Forstwirte"  zu  Breslau:  Ein  Kulturbild  der 
Provinz  Schlesien  im  Hinblick  auf  ihre  Land- 
und  Forstwirtschaft,  die  Abschnitte:  1.  Be- 
völkerungsstatistik: 2.  Verteilung  von  Grund 
nnd  Boden.  Breslau  1869.  —  4j  In  Zeitschr. 
f.  S  t  a  a  t  s  w. :  Die  Gewcrk vereine  i  Bd.  27,  Jahrg. 
1871).    Zur  Litteratur  der  sozialen  Frage  (Bd. 

28.  Jahrg.  1872).  Zur  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiterfrage (Bd.  31.  Jahrg.  1875).  5)  In 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat  :  Die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Zunft weseus  im  Mittelalter 
(Bd.  9).  -  6,  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  stat. 
N.  F.:  Basels  Bevölkerungszahl  im  1».  Jahr- 
hnudert  (Bd.  6).  —  7)  In  Sehr.  d.  V.  für 
Sozialp.:  Referat  über  das  Lehrlings weseu 
(Bd.  11,  1875).  —  Die  Vorschriften  im  Gross- 
herzogtum Baden  über  die  Verbreitung  zum 
öffentlichen  Dienst  in  der  Justiz  und  der 
inneren  Staatsverwaltung  (Bd.  34,  1887i.  -  8) 
Iii  Meyers  K  o  n  v  e  r  s  a  t  i  o  n  s  -  L  e  x  i  k  o  n , 
3.  Aufl.,"  Art.  Fabrikgesetzgebung;  Landwirt- 
schaftliche Arbeiterfrage;  Lehrwerkstätten.  Erb- 
pacht und  Erbzinsleihe  i Jahressuppl.  Bd.  18, 
Leipzig  1880'lj.  Art.  Industrielle  Arbeiterfrage; 
Haftpflicht  der  Unternehmer;  Raiffeisensche 
Darlehnskassenvereiue  (Jahressuppl.  Bd.  19, 
Leipzig  18813.1.  Art.  Gross-  und  Kleinbetrieb 
im  Gewerbe;  Höfewesen;  Kommunismus;  So- 
zialismus; Die  Lehrlingsfrage  (Jahressuppl.  Bd. 
20.  Leipzig  1882  3).  Art,  Die  Oesterreichische 
Gewerbeordnung  von  1883  (Jahressuppl.  Bd.  21. 
1883/4).  -  9)  In  Meyers  Konversations- 
Lexikon,  4.  Aufl.,  die  grösseren  Artikel  aus 
dem  Gebiete  der  Landwirtschafts-.  Gewerbe- 
nnd  Sozialjwlitik  Leipzig  1885  -1890).  Ge- 
werbegerichte: Die  internationale  Arbeitcr- 
schutzkonfereuz  in  Berlin  i Jahressuppl.  Bd.  18, 
Leipzig  1890 l).  Arbeiterschutzgesetzgebung 
(Jahressuppl.  Bd.  19,  Leipzig  1891 2)  —  10)  In 
seinem  „Handbuch  d e r  po  1  i t  i s c h e n  O e k o - 
nomic"  die  Abhh.:  1.  Die  Volkswirtschaft. 
2.  Die  volkswirtschaftliche  Verteilung.  3.  Ge- 
werbe, erster  Teil:  Gewerbepolitik  mit  Aus- 
schluss  der   gewerblichen  Arbeiterfrage,  des 
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Schutzes  der  gewerblichen  Urheberrechte  und 
des  Schutzes  der  Gewerbe  durch  Zölle.  4.  Ge- 
werbe, zweiter  Teil:  Die  gewerbliche  Arbeiter- 
frage. 5.  Persönliche  Dienstleistungen.  —  11) 
In  diesem  Hand  wörtcrbnche  der  Staats- 
wesen sc  haften:  Arbeit,  Arbeiter.  Ar- 
beitsbureans.  Arbeitslohn  (Bd.  I,  Jena 
18Ü8).  12)  In  der  „Revue  Historique" 
1878:  G.  Jagniez,  Etudes  sur  l'industrie  et  la 
classe  industrielle  a  Paris  au  XIII«  et  au 
XIV«  siecle.  —  13)  In  „Deutsche  Revue 
(R.  Fleischer)"  i8!>8.  S.  341» ff.:  Strikerecht  und 
Strikeanrecht. 

Ausserdem  hat  Schön berg  in  verschiedenen 
Zeitschrilten,  Zeituugen  etc.  noch  mehrere 
kleinere  Aufsätze,  Littcratnrbesprechungen  etc. 
veröffentlicht,  die  hier  zu  nennen  zu  weit  führen 
würde. 

Reit. 


Schornsteinfeger. 

Da  eine  regelmässige  und  ordentliche  Keh- 
rung der  Schornsteine  wegen  der  Sicherheit 
gegen  Fouersgefahr  notwendig  ist,  so  be- 
steht ein  Interesse  des  Staates  daran,  dass 
eine  ausreichende  Zahl  befähigter  Schorn- 
steinfeger vorhanden  ist.  Das  Schornstein- 
fegergowerbe  hat  daher  in  der  Regel  zu 
l>esonderen  gesotzliehen  Vorsehriften  Ver- 
anlassung gegeU-n.  In  Deutsehland  be- 
stand naeh  den  meisten  l-mdosgeseizgebungeu 
die  Einrichtung  der  Kehrbezirke.  Kehrbo- 
zirke  sind  Bezirke,  für  welche  von  der  Ito- 
hörde  Schornsteinfeger  bestellt  wonlon,  denen 
die  ausschliessliche  Befugnis,  aber  auch  die 
Pflicht  oldiegt,  innerhalb  derselben  die 
Schornsteine  zu  fegen.  Die  Bestellung  er- 
folgt, nachdem  sich  die  Behörde  von  «ler 
Zuverlässigkeit  und  Befähigung  des  Betieffen- 
den  für  seinen  Gewerbebetrieb  überzeugt 
hat  Die  Gew.-O.  hat  diese  Zustände  be- 
stehen hissen  :  sie  bestimmt,  da^s  die  I  «indes- 
ges<'tze  die  Einriehtung  von  Kehrbezirken 
für  Schornsteinfeger  gestatten  können  '.\U). 
Infolgedessen  sind  die  Kehrbezirke  nicht  nur 
da.  wo  sie  existierten,  erhalt«-!)  worden, 
sondern  es  ist  auch  die  Möglichkeit  vor- 
lianden.  sie  da,  wo  sie  nicht  bestanden,  durch 
Laudesgesetz  für  zidassig  zu  erklären.  Dies 
ist  in  IVeiissen  geschehen  (G.  v.  24.  April 
ISSN),  weil  si«?  dort  nur  in  einem  Teile  des 
Staates  anerkannt  waren.  Auch  in  den 
meisten  anderen  Staaten  können  Kehr- 
lvezirke  eingerichtet  werden.  Wo  Kehr- 
bezirke bestellen, ist  die  höhere  Verwaltungs- 
liohörde,  soweit  Privatrechte  nicht  entgegen- 
stehen, befugt,  dieselben  aufzuhellen  oder  zu 
verändern,  ohne  dass  «ien  Bezirkssehornstein- 
fegern  ein  Widerspruchsivcht  oder  oin  An- 
spruch auf  Entschä«liguug  zusteht  (Gew.-O. 
§  39).  Für  die  Schornsteinfeger,  denen  Be- 
zirke ausschliesslich  zugewiesen  sind,  können 


Taxen  aufgestellt  werden  und  zwar,  wenn 
der  Bezirk  nur  einen  Ort  umfasst,  von  der 
Ortsiwüzeiljchöitle  im  Einverständnis  mit  der 
Gemeindebehörde,  wenn  er  aus  mehreren 
Orts<-hafteu  liesteht,  von  der  unteren  Vor- 
waltungsltehürde  (Gew.-O.  §  77).  In  Oester- 
reich liegen  die  Verhältnisse  ähnlich  wio 
in  Deutschland.  Das  Rnuclifangkehrerge werbe 
ist  konzessionspflichtig,  in  grösseren  Städten 
können  Kehrbezirke  errichtet  wenlen,  ausser- 
dem besteht  die  Möglichkeit,  für  die  Be- 
zahlung «ler  betreffenden  Oewerbtreil>onden 
Maximaltarife  festzusetzen  (Gew.-O.  g§15.  42, 
51).  Frankreich  besitzt  sehr  eingehende 
Vorschriften  über  dieKonstruktion  derSehorn- 
steine.  Die  Municii>alpolizei  hat  kraft  der 
ihr  übertragenen  feuerpolizeilichen  Funk- 
tionen (G.  v.  IG.  24.  August  171M)  Tit.  XI 
Art.  3)  für  «lie  l'nterhaltung  und  das  Fegen 
derselben  zu  sorgen.  Dagegen  l>esleht  keiner- 
lei eingehende  Gesetzgebung  über  die  Ver- 
hältnisse der  Schornsteinfeger.  In  Eng- 
land bedürfen  nach  der  neueren  Gesetz- 
gebung (tlie  chimney  sweepers  act  1S75, 
;{S  «v  :W  Viel.  c.  70)  die  Seh orn stein feger- 
meister  einer  polizeilichen  Konzession,  welche 
auf  ein  Jahr  erteilt  wird.  Aid  dieser  Kon- 
zession müssen  die  von  ihnen  l>eschüftigten 
Gehilfen.  Tagelöhner,  Lehrlinge  verzeichnet 
wenlen.  Dagegen  bedürfen  letztere  selbst 
keiuer  besonderen  Konzession.  Die  Erteilung 
der  Konzession  erfolgt  für  bestimmte  Be- 
zirke, zur  Ausübung  des  Gewerlies  in  anderen 
Bezirken  ist  eine  Ausdehnung  derselben  er- 
fonlorlich. 

Litterat ur:  f».  Meyer,  Jshrbuch  dm  ilful.nr/irit. 
Vrrirttltuwwcrhts,  Hfl.'  I,  S.  —  E. 

J.oenhiy,  Lehrbuch  >U:x  deutuchrn  Irrwilliintf»- 
rrcht»,  s.  sur,  507.  —  f.  Landmann,  <<>- 
m  rltr-nluumj  Aufl.,  bearbeitet  von  Kohmrr, 
1SU7,,  IUI.  I,  S. 

Oeorg  Meyer. 


Schröder,  Wilhelm  Freiherr  you. 

Sein  Geburtsjahr  ist  unbekannt;  er  wur 
der  Sohn  des  1KH3  verstorbenen  gothaischeu 
Kanzlers  und  Gebeimrats  Wilhelm  Freiherru 
von  Schröder,  und  trat  H574  in  österreichische 
Dienste,  wobei  ihm  als  Hauptaufgabe  die  Lei- 
tung des  „auf  dem  TidW  bei  Wien  bestehen- 
den Maunfakturhauses  nach  J.  J.  Becher  zutiel, 
was  er  auch  bis  zum  Jahre  168'?  durchführte, 
in  welcher  Zeit  das  genannte  Haus  dnreh  die 
Türken  verbrannt  wurde.  Er  wurde  dann  „Hof- 
kummt  rrat  im  Königreich  Hungaru"  wahrschein- 
lich an  der  Zipscr  Kammer,  in  welcher  Stel- 
lung <>r  ltiS'J  starb. 

Scliröder  bildet  mit  J.  J.  Becher  (s.  d.)  und 
P.  V.  v.  Hornick  [s.  d.)  das  Dreigestirn  von 
Männern,  welche  als  entschiedene  Anhänger 
des  Merkantilsystems  hauptsächlich  im  17.  Jahr- 
hundert  in  Deutschland,   besonders   aber  in 
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Oesterreich  an  dem  wirtschaftlichen  Auf- 
schwünge dieser  LUnder  arbeiteten.  Die  von 
ihnen  angewendeten  Mittel  waren  im  wesent- 
lichen die  nämlichen:  Bekämpfuug  der  zünft- 
lerischen  Missbräuehe  und  des  Zuuftmonopol.s 
durch  ein  Manufakturhaus  und  hohe  Zöllej  und 
die  Gewinnung  einer  aktiven  Handelsbilanz. 
Zur  Erreichung  dieser  Zwecke  war  natürlich 
«  in  absoluter  Fürst  an  der  Spitze  des  Staates 
gedacht.  Schröder  ist  auch  der  erste,  der  auf 
die  Macht  des  öffentlichen  Kredites  hinweist. 

Er  veröffentlichte  folgende  Schriften :  Xoth- 
weudiger  Unterricht  vom  Goldmacheu,  deneu 
Buccinatoribus,  oder  so  sich  selbst  nennenden 
foedciatis  hermeticis  auf  ihre  drey  Episteln  zur 
freundlichen  Nachricht,  1648.  (1727  in  Fr. 
Roth-Scholtzens:  Deutschland»  theatrum  cheini- 
<  uro  I.  S.  219—288.)  —  De  ministrissimo.  1(563, 
2.  Aufl.  1(571.  (Im  Jahre  1672  durch  Seriverius, 
Prior  des  Liebfrauenklostcrs  in  Magdeburg  ins 
Deutsche  übertragen  und  herausgegeben,  Leip- 
zig 1673.)  —  Fürstliche  Schatz-  und  Rent- 
kammer,  Leipzig  1686,  weitere  Ausgaben  1704, 
1713,  1718,  1744.  1752.  -  Disquisitio  politica, 
vom  absoluten  Fürston;  als  Supplement  zur 
Schatz-  und  Reutkaiumer,  1713.  —  Sämtliche 
Schriften  finden  sich  den  späteren  Ansgabcu  der 
Schatz-  und  Rentkammer  beigedruckt. 

Vgl.  über  Schröder:  Hans  J.  Hat- 
sebek.  Da«  Manufakturhaas  auf  dem  Tahor  in 
Wien.  Staats-  und  sozialwissenschaftl  For- 
schungen, hrsg.  von  Schmollcr.  VI,  1,  Leipzig 
1886.  —  Gust.  Marchet:  Studien  Uher  die 
Entwicklungsgeschichte  der  Verwaltungslehre 
iu  Deutschland  von  der  2.  Hftlftc  des  17.  bis 
Ende  des  18  Jahrhunderts,  München  1HS5.  S. 
76  und  115.  —  Roscher,  Geschichte  d.  Xat.. 
S.  294.  —  .Tul.  Kautz.  Theorie  und  Ge- 
schichte der  Nationalökonomik  II.  Wicu  1860. 
S.  291.  —  Allgem.  Deutsche  Biographie, 
Bd.  32,  Leipzig  1891,  S.  530. 

Jonef  Stommhammer. 


natsschrift,  Jahrg.  III,  1866,  Königsbert;, 
Heft  2:  Die  Zahlenverhältnisse  der  ländlichen 
zur  städtischen  Bevölkerung  nach  den  letzten 
Volkszählungen  des  preussischeu  Staates,  S. 
123  42.  -  2)  In  Archiv  für  Landeskunde  der 
prenssischen  Monarchie,  Berlin,  Bd.  II  (2.  Quar- 
tal 185(5) :  Zur  Geschichte  und  Statistik  der 
akademischen  Studien  und  gelehrten  Berufe  in 
Preuäscn  seit  1840,  S  188  ff.  —  Bd.  IV  (4.  Quar- 
tal 1856):  Statistische  Darstellung  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  der  Landwirtschaft 
nnd  des  auswärtigen  Handelsverkehrs  in  der 
Provinz  Preussen  in  den  letzten  10  Jahren,  S. 
247  63.  —  3)  In  Berliner  Kalender,  Jahrgänge 
1834,  1835  und  183(5,  Berlin:  Historisch-statisti- 
sches Gemälde  von  Ost-  und  Westnreussen  (zu- 
sammen 518  Seiten).  —4}  In  Landwirtschaftliche 
Jahrbücher  ans  Ostpreussen,  Königsberg,  Jahr- 
gang IX  (1857)  November-  und  Dezemberheft : 
Statistische  Darstellung  der  fortschreitenden 
Entwickelung  der  Landwirtschaft  und  des  aus- 
wärtigen Handelsverkehrs  in  der  Provinz 
Prcnssen  etc.  —  »)  In  Neue  Preussische  Fro- 
vinzialblätter,  Königsberg,  Bd.  I,  1846:  Die 
jährliche  Feier  von  Kants  Geburtstag,  S.  454  ff. 
—  Bd.  IV,  1847:  Maciejowski  und  seine  Be- 
mühungen um  die  älteren  polnischen  Chronisten. 
S.  59  ff.  —  Röpeils  Statistik  des  (Jonitzer  Kreises, 
S.  93  ff.  —  Bd.  IV,  1848:  Ausgrabung  von 
Münzen  in  Tabiau,  S.  76  ff.  —  Bd.  IX,  1850: 
Stellung  des  preußischen  Staates  in  der  Wah- 
rung deutscher  Interessen.  S.  312  ff.  —  Andere 
Folge  Bd.  III,  I8i3:  Die  Fortschritte  der  tech- 
nischen Kultur  in  dem  gegenwärtigen  Zeitalter, 
S.  177  ff.  —  Ueber  die  neuesten  Erweiterungen 
des  prenssischen  Staatsgebietes  seit  1816,  na- 
mentlich durch  die  Einverleibung  der  Fürsten- 
tümer Hohcnzollcrn-Hechingen  und  -Sigmarin- 
|gen,  S  414  ff.  —  Bd.  IV,  1853  :  Friedrich  Wil- 
I  heim  der  grosse  Kurfürst  als  Schützer  der  Re- 
I  ligionsfreiheit  und  die  von  ihm  gegründeten 
,  französischen  Kolonieen,  S.  54  ff.,  115  ff.  —  Bd. 
l  V,  1854 :  Immanuel  Kaut  und  seiu  Verhältnis 
zur  Provinz  Preiissen,  S.  193  ff.  —  Beitrag  zur 
Geschichte   des   Seehandels   in   der  Provinz 


Prcnssen,  S.  267  ff. 


III 


Folge,  Bd.  I,  18A8: 
s  durch  die  Russen 


Schubert,  Friedrich  Wilhelm 

geb.  am  20.  V.  1799  zu  Königsberg  iu  Ost- 
preussen, gest.  daselbst  am  21.  VII.  18(5!),  stu- 
dierte in  seiner  Vaterstadt  nnd  iu  Berlin  und 
wurde  1823  Professor  der  Geschichte  und  Staats- 
k nnde  in  Königsberg. 

Schubert  veröffentlichte  von  staatswissen- 
xchaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform: 
Prcussens  erstes  politisches  Auftreten  unter 
Friedrich  Wilhelm  dem  Grossen,  Königsberg 
1823.  —  Ostpreussens  Handel,  ebd.  182(5. 
Handbuch  der  allgemeinen  Staatsknnde  von 
Europa,  2  Abteilungen  in  7  Teilen,  ebd.  1835 
—48.  —  Die  Verfassnngsiirkuuden  und  Grund- 
gesetze der  Staaten  Europas,  der  nordamerika- 
nischen  Freistaaten  nnd  Brasiliens,  2  Bde.,  ebd. 
1848  ä0.  —  Drei  historische  uud  statistische 
Abhandlungen  aus  den  Jahren  1851/53,  ebd. 
1853.  (Souderabdmck  aus  den  „Neuen  Preussi- 
schen  Provinzialblättern".) 

b)  i  n  S  a  m  m  c  1  w  e  r  k  e  u  u  u  d  Zeit- 
schriften:   1)    In    Altpreussisehe  Mo- 


Die  Occupation  Königsbergs 
während  des  siebenjährigen  Krieges.  Zur  Er- 
innerung an  die  Zustände  unserer  Stadt  vor 
100  Jahren,  S.  153  ff.,  201  ff.  —  6)  In  Räumer, 
historisches  Tuschenbuch,  Jahrg.  IX,  Leipzig 
1838:  Immauuel  Kant  und  seine  Stellung  zur 
Politik  in  der  letzten  Hälfte  des  18.  Jahrb.  — 
7)  In  Zeitschrift  des  Vereius  für  deutsche  Sta- 
tistik, Berlin,  Jahrg.  I  (1847):  Statistische  Be- 
urteilung und  Vergleichung  einiger  früheren 
Znstande  mit  der  Gegenwart  für  die  Provinz 
Preussen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
jetzigen  Notstandes  dieser  Provinz,  S.  24  ff.  — 
Jahrg.  II  (1848^:  l'cber  die  Bedeutsamkeit  der 
Zahlenverhältnisse  der  verschiedenen  christ- 
lichen Konfessionen  in  Europa  mit  besonderer 
Beziehung  auf  den  preussischeu  Staat,  S.  291  ff.  — 
Als  einer  der  zielbewußtesten  Vertreter  der 
Achenwallschen  ethnographischen  Richtung  be- 
handelt Schubert  die  Staatsknnde  sowohl  auf 
dem  Katheder  als  in  seinen  Schriften  als  demo- 
graphische Statistik,  deren  Ergebnisse  er  aber 
nicht  nur  als  gegebene  und  nur  stofflich  xu 
verarbeitende  und  zu  gruppierende  Fakta,  son- 
dern auch  nach  der  Kausalität  ihres  Ursprunges 
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hin  beleuchtet.  Die  §§  6-11  (S.  30-76)  des 
I.  Bandes  seinen  Handbuches  der  allgemeinen 
Staatsknnde  von  Europa  iß.  o.)  enthalten  in 
pragmatisch-systematischer  Darstellung  die  erste 
vollständige,  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrh. 
reichende  Geschichte  der  Statistik. 

Auch  anf  anderen  Gebieten,  namentlich  als 
Mitherausgeber  der  Werke  Kants,  die  er  iu  Ge- 
meinschaft mit  Rosenkranz  in  12  Bünden  (I>eip- 
zig  1838  44)  veröffentliclite.  hat  Schubert  Her- 
vorragendes geleistet. 

Vgl.  Uber  Schubert:  Dufau,  Truhe  de 
statistfque,  Paris  1K40,  S.  In lß.  -  Fallati, 
Einleitung  in  die  Wissenschaft  der  Statistik, 
Tübingen  1843,  S.  208 '209.  —  Joniik,  Theorie 
der  Statistik,  Wien  18ö<>,  S.  41.  —  ,lohu,  Ge- ! 
schichte  der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884, 
S.  12,  92.  —  Meitzen,  Geschichte,  Theorie 
und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886,  S.  54. 
—  Gabaglio,  Teoria  generale  della  statistica, 
Bd.  I,  2.  Aufl.,  Mailand  1888,  S.  93,  108,  112. 
438. 

Uppert. 


Schulden. 


Schuld  ist  im  allgemeinen  die  Verpflich- 
tung zu  irgend  einer  Vermögenswert  be- 
sitzenden Leistung,  der  das  entsprechende 
Forderungsrecht  eines  anderen  gegenüber- 
steht. Im  volkswirtschaftlichen  Sinne  fasst 
man  jedoch  den  Begriff  in  der  Hegel  enger 
und  beschränkt  ihn  auf  die  Fälle,  in  denen 
die  dem  Schuldner  obliegende  Leistung  in 
der  Zahlung  von  Geld  besteht,  wie  ja 
auch  die  Bedeutung  des  Kredits  (s.  d.  Art. 
oben  Bd.  V.  S.  .'180)  in  der  Volkswirtschafts- 
lehre dieselbe  Einschränkung  erfahren  hat. 

Demnach  wird  auch  im  folgenden  nur 
auf  die  Geldschulden  Rücksicht  ge- 
nommen. Auch  nach  dem  gewöhnlichen 
Spraehgcbranche  versteht  man  unter  Schuld 
zunächst  eine  Geldschuld  ;  überdies  hat  sich 
der  ursprüngliche  Helationsbegriff  Schuld  — 
die  eine  Seite  des  Rechtsverliältnisses 
zwischen  Schuldner  und  Gläubiger  —  im 
Sprachgebrauche  gewissermassen  in  einen 
Objektsbegriff  verwandelt,  indem  man  die 
Geldsumme,  dio  zu  zahlen  ist,  etenfalls  als 
Schuld  bezeichnet. 

Was  die  Qualität  des  zu  bezahlenden 
Geldes  betrifft,  so  ist  der  Schuldner,  wenn 
nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  vereinbart 
ist,  immer  berechtigt,  das  mit  unbeschränkter 
gesetzlicher  Zahlungskraft  ausgestattete  Lan- 
desgeld, das  Währungsgeld  (und  Scheide- 
münze bis  zu  dem  gesetzlich  bestimmten 
Maximalbetrage),  nach  dem  Nominalwerte 
als  Zahlungsmittel  zu  verwenden,  was  na- 
mentlich auch  für  den  Fall  des  gesetzlichen 
Bestehens  einer  Papierwährung  gilt  (s.  d. 
Art.Papiergeld  oben  Bd.  VIS.löff.).  Der 
vertragsmässigen  Äusbedingung  besonderer 


Geldsorten,  z.  B.  Goldmünzen,  steht  gegen- 
wärtig nichts  im  Wege.  Aber  zur  Zeit  der 
missbräuchl  ich  en  M  ü  nz  versch  lechterungen 
kam  es  nicht  selten,  z.  B.  in  Frankreich« 
vor.  dass  solche  auf  bestimmte  Münzen  oder 
auch  auf  Gewichtsmengen  Gold  oder  Silber 
lautende  Verträge  verboten  wurden. 

Solche  Verbote  blieben  indes  wirkungs- 
los, und  die  Gesetzgebung  sah  sich  auch 
häufig  genötigt,  selbst  zuzugestehen,  dass 
die  in  einer  früheren  Zeit  kontrahierten 
Schulden  nicht  mit  Münzen  von  gleichem 
Nominalwerte  (z.  B.  in  Livres  und  Sols),  son- 
dern von  gleichem  Kdelmetallgehalte  zu  be- 
zahlen seien.  Namentlich  geschah  dies  im 
Interesse  der  Schuldner,  wenn  nach  einer 
Periode  der  Verringerung  der  Münzen  wieder 
ein  schwererer  Münzfuss  angenommen 
wurde  (s.  d.  Art.  Mfinzwesen  oben  Bd. 
V,  S.  90»  ff.). 

Eine  genauere  Betrachtung  der  verschie- 
denen Arten  der  Schulden  ans  dem  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkt  ist  hier  un- 
nötig, da  diese  fast  alle  in  besonderen  Ar- 
tikeln behandelt  werden.  Eine  summarische 
I lebersieht  wird  daher  an  dieser  Stelle  ge- 
nügen. Nach  der  Person  des  Schuldners 
sind  zu  unterscheiden  öffentliche  und 
private  Schulden.  Zu  den  ersteren  ge- 
hören die  Staatsschulden  (s.  d.  Art.),  dio 
Geineindeschulden  (s.  d.  Art.  Gemeinde- 
finanzen oben  Bd.IV,  S.  138  ff.)  und  die 
Schulden  anderer  öffentlicher  Körperschaften, 
wie  Provinzen.  Kreise  ete.  Die  privaten  Schul- 
den sind  teils  Gesellschaftsschulden, 
teils  individuelle  Schulden.  Die 
ersteren  nähern  sich  in  ihrer  Form  um  so 
mehr  den  öffentlichen  Schulden,  je  grösser 
und  reicher  die  sehuldnerische  Gesellschaft 
ist  und  je  mehr  sie  den  Charakter  einer 
modernen  Kapitalvereinigung  besitzt,  wie  sie 
namentlich  durch  die  Aktiengesellschaften 
und  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
dargestellt  wird.  Die  Schidd  wird  nämlich 
in  diesem  Falle  meistens  mittelst  einer 
öffentlich  zur  Zeichnung  aufgelegten  Anleihe 
(s.  d.  Art.  oben  Bd.  I,  S.  342  ff.)  aufgenommen, 
und  die  darüber  aufgestellten  Verschreibungen 
erhalten  die  Form  börsengängiger  Inhalier- 
papiere.  Wenn  der  Staat  für  die  von  einer 
Gesellschaft,  z.  B.  einer  Eisenbahngesellschaft 
ausgegebeneu  Schiddverschreibungen  eine 
Zinsgarantie  fibernimmt,  so  erhalten  diese 
Papiere  unzweifelhaft  eine  öffentlichrech  fliehe 
Bedeutung.  Die  Wichtigkeit  der  Gesellschafts- 
schulden erhellt  im  übrigen  schon  daraus, 
dass  die  rechtliche  Natur  der  verschiedenen 
Gesellschaften  im  wesentlichen  nur  durch 
die  Art  bestimmt  wird,  wie  sie  und  ihre 
Mitglieder  ihren  Gläubigern  für  ihre  Schulden 
haften.  Die  offene  Handelsgesellschaft  mit 
der  unbeschränkten  und  solidarischen  Haft- 
barkeit ihrer  meist  nur  sehr  wenig  zahl- 
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reichen  Mitglieder  bildet  deu  Uebergang  zu 
den  individuellen  Schuldnern.  Zuweilen 
sind  auch  solche,  wie  etwa  grosse  Grund- 
besitzer oder  Fabrikanten,  imstande,  öffent- 
lich Schulden  aufzunehmen  und  börsen- 
inässige  Schuldverschreibungen  auszugeben. 
Doch  sind  dies  seltene  Ausnahmen  und  im 
allgemeinen  entstehen  diese  Schulden  in 
durchaus  privater  Form  und  der  Schuldner 
sucht  meistens  ihre  Existenz  soviel  wie 
möglich  zu  verheimlichen.  Im  übrigen  ist 
in  der  neuesten  Zeit  in  den  Kulturstaaten 
der  Grundsatz  zur  .Herrschaft  gelangt,  dass 
joder  für  seine  Schulden  nur  mit  seinem 
Vermögen  und  nicht  mit  seiner  Person  hafte 
und  demnach  ist  auch  die  Schuldhaft  (s.  d. 
Art.)  der  Nachklang  der  früheren  Sehuld- 
kneehtschaft,  aufgegeben  worden. 

.  Was  die  Entstehung  der  dem 
Schuldner  obliegenden  Leistung  betrifft,  so 
ist  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt 
vor  allem  zwischen  Rückzahlungs-  und 
Auszahlungsschulden  zu  unterschei- 
den. Im  ersteren  Falle  ist  die  Schuld  da- 
durch entstanden,  dass  der  Glaubiger  ur- 
sprünglich Geld  hingegeben  hat.  das  der 
Schuldner  auf  irgend  eine  Art  zurückzahlen 
muss.  Die  bekannteste  Schuldform  dieser 
Art  ist  da*  rückzahlbare  Darlehen.  Es  ge- 
hören aber  auch  hierher  Darlehen,  die  durch 
periodisch  zu  entrichtende  Tilgungsquoten 
allmählich  zurückgezahlt  werden,  wobei  die 
periodischen,  zugleich  den  Zins  einscldiessen- 
den  Zahlungen  den  Charakter  von  Zeitrentcu 
erlangen:  ferner  auch  die  ewigen  Renten- 
schulden,  bei  denen  die  Gesamtsumme  der 
künftigen  Rentenzahlungen  mit  ihrem  nach 
den  Grundsätzen  der  Zinseszinsreehnung  t>c- 
stimmteu  gegenwartigen  Wert  das  Äqui- 
valent der  in  der  Gegenwart  vom  Glaubiger 
hingegebenen  Geldsumme  bildet. 

Als  Auszahlungsschulden  aber  kann  man 
diejenigen  Schulden  bezeichnen,  die  nicht 
durch  eine  Geldzahlung  des  Gläubigers, 
sondern  auf  andere  Art  entstanden  siud,  na- 
mentlich durch  Verkauf  einer  Sache  auf 
Kredit,  durch  Verjjachtuug  eines  Grund- 
stückes, Vermietung  eines  Hauses  oder  eines 
sonstigen  Gebrauchsgegenstandes,  Leistung 
von  Arbeit  oder  ]»ersönlichcn  Diensten, 
ferner  aber  auch  durch  einseilig  entstehende 
Verbindlichkeiten  des  Schuldners,  wie  rechts- 
kräftige Schenkungen,  Konventionalstrafen, 
Geldbussen  etc.  Auch  die  Zinsschuld  kann 
man  hierher  rechnen,  wenn  man  den  Zins 
einfach  als  eine  Vergütung  für  den  Dienst 
auffasst,  den  der  Gläubiger  dem  Sehiddncr 
durch  die  Kreditgewährung  geleistet  hat. 
In  allen  diesen  Fällen  ist  also  Geld  aus- 
zuzahlen, alier  nicht  zurückzuzahlen. 
Auf  Geld  lautende  Forderungen,  die  auf 
einen  anderen  übertragen  werden,  der  da- 
durch dem  Uebertragenden  gegen  i'd>er  Schuld- 


ner wird,  siud  dem  baren  Gelde  gleich- 
zustellen, begründen  also  Rückzaluungs- 
schulden. 

Nach  der  Fälligkeitszeit  der  Schulden 
unterscheidet  man  sie  in  langfristige 
und  kurzfristige.  Den  Grenzfall  der 
ersteren  bilden  die  ewigen  Renten,  die  als 
Äquivalent  für  dargeliehenes  Kapital  fast 
ausschliesslich  als  Staatsschulden  vorkommen, 
da  die  durch  Erwerbung  von  Grundstücken 
(Rentengütern)  entstehenden  Rentenschulden 
|  einen  anderen  Charakter  haben. 

Nach  der  andei-en  Seite  hin  bilden  die 
stets  fälligen  Bankdepositen  (s.  d.  Art. 
Bankgeschäfte  Bd.  II,  S.  132  ff.)  einen 
Grcnzfall. 

Nach  der  Art  ihrer  Sicherstelluug 
zerfallen  die  Schulden  in  Hj'potheken- 
sehulden,  Faustpfand-  oder  Lombardschuldon, 
verbürgte  Schulden  und  einfache  Personal- 
schulden,  die  ohne  besondere  Deckung  nur 
überhaupt  durch  das  Vermögen  oder  die 
Erwerbsfähigkeit  des  Schuldners  gesichert 
sind.  Die  langfristigen  Privatschulden  sind 
in  der  Regel  hypothekarisch  gesichert, 
während  dies  bei  Staatsschulden  gegenwärtig 
nur  noch  ausnahmsweise  vorkommt.  Ein 
Teil  der  kurzfristigen  Schulden  ist  durch 
Faustpfand  (namentlich  Wertpapiere),  ein 
'  anderer  Teil  durch  Bürgschaft,  insbesondere 
!  auch  durch  weehselmässigo  Mithaftung 
|  anderer  gedeckt ;  ein  grosser  Teil  aber  ist 
reine  Personalschuld,  nicht  einmal  in  der 
strengeren  Form  der  Wechselschuld  (s.  d. 
Art.  Wechsel),  sondern  formlos  wie  die 
Buchschulden  und  die  Dejwsitenschulden  der 
Banken.  In  betroff  der  Pfandbriefe  s.  d. 
Art.  Landschaften  und  Hypotheken- 
banken (oben  Bd.  V,  S.  4*»  ff.  n.  Bd.  IV. 
S.  120üff.|. 

Nach  ihrer  wirtschaftlichen  Wirkung 
endlich  sind  die  Schulden  in  produktive 
und  unproduktive  zu  teilen.  Die  ersteren 
hat  der  Schuldner  aufgenommen,  um  sein 
produktiv  ausgenutztesKapital  zu  vergn'sseru. 
Die  Verstärkung  des  stehenden  Kapitals 
setzt  die  Aufnahme  langfristiger  Schulden 
voraus,  die  in  dei  Regel,  wie  oIkmi  erwähnt, 
durch  Hypothek  zu  sichern  sind.  Teilweise 
entstehen  sie  durch  wirkliche  Gelddarlehen, 
teilweise  aber  sind  sie  gestundete  Reste  des 
Kaufpreises  von  Grundstücken.  Die  durch 
Kredit  gewonnene  Verstärkung  des  um- 
laufenden Kapitals  begründet  die  B  e  1  r  i  e  b  s  - 
oder  Geschäfts. schulden,  die  meistens 
in  der  Form  von  Buch-,  Lombard-  oder 
Wechselschuldcn  auftreten  und  in  dem  ma- 
teriellen Produktionsbetriebe  und  «lern  Waren- 
handel grösstenteils  durch  Gewährung  her- 
kömmlicher Zahlungsfristen  für  gelieferte 
Waren  entstehen,  also  soweit  nicht  Rück- 
zahlungs-, sondern  Auszahlungsschulden  sind. 
Unproduktive  Schulden  sind  solche,  die  nicht 
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zur  Ergänzung  des  Kapitals,  sondern  des 
zur  Konsumtion  beistimmten  Einkommens 
dienen.  Sie  treten  sowohl  als  Hj-potheken- 
wieals  Lombard-,  Buch-  undWeehselsehulden 
auf,  sind  in  allen  Formen  bedenklich  und 
bieten  den  eigentlichen  Nährboden  für  den 
Wu  o  h  e  r  (s.  d.  Art.)  dar. 

Auch  die  Staatsschulden  haben  teilweise 
einen  unproduktiven  Charakter;  doch  darf 
man  sie  nicht  einfach  nach  den  privatwirt- 
schaftlichen Normen  beurteilen,  denen  zufolge 
nur  diejenigen  Schulden  produktive  Bedeu- 
tunghaben, mit  deren  Hilfe  irgend  eineertrag- 
bringende  Anlage  zu  stände  gekommen  ist 
Im  staatswirtschaftlichen  Sinne  sind  vielmehr 
alle  Ausgaben  produktiv,  die  zur  allgemeinen 
Hebung  des  öffentlichen  Woldes  oder  zur 
Abwelu-  drohender  Gefahren  und  Schädi- 
gungen dienen.  Den  Betriebs-  oder  Ge- 
schäftsschnlden  entsprechen  in  der  Staats- 
wirtschaft die  schwebenden  oder  Ver- 
waltungsschulden, dio  man  den  fun- 
dierten oder  F  i  n  a  n  z  s  c  h  n  1  d  e  n  gegenüber- 
stellt und  die  namentlich  durch  Sehatzscheine 
(s.  d.  Art.  Schatzan Weisungen,  oben 
S.  51!»  ff.),  Bankvorsehüsso  oder  andere  Hilfs- 
mittel für  kurzfristige  Kreditoperationen  auf- 
genommen werden. 

Die  hier  skizzierte  Einteilung  der  Schulden 
entspricht  übrigens  durchaus  der  in  dem 
Artikel  >  Kredit«  dargelegten  Gruppierung 
der  Kreditgeschäfte,  auf  die  daher  verwiesen 
wird.  Auch  dio  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung der  Schulden  ergiebt  eich  aus  den 
entsprechenden  Erörterungen  über  den  Kredit, 
und  wir  können  uns  daher  hier  auf  wenige 
Bemerkungen  über  diesen  Punkt  beschränken. 
Es  ist  klar,  dass  die  algebraische  Summe 
von  Schulden  und  Forderungen  in  der  ganzen 
Volkswirtschaft  —  abgesehen  von  den  Be- 
ziehungen zum  Auslände  —  gleich  Null  ist, 
die  Forderungen  also,  trotz  ihres  privatwirt- 
schaftlichen Vermögenswertes,  nicht  den 
Charakter  objektiv  volkswirtschaftlicher  Güter 
besitzen.  Aber  durch  das  Nebeneinander- 
bestehen von  Forderungen  und  Schulden 
erhält  die  ganze  Güterverteilung  in  der 
Volkswirtschaft,  ihr  konkretes  Gepräge,  und 
zwar  kann  dieselbe  dadurch  mit  Kücksicht 
auf  die  objektive  "Produktion  sowohl  günstiger 
als  auch  ungünstiger  gestaltet  werden,  als 
wenn  diese  Obligationsverhältnisse  nicht  be- 
ständen. AVeun  alle  Schulden  nur  zu  pro- 
duktiven Zwecken  kontrahiert  wordeu  wären, 
so  würde  die  Gesamtwirkung  wahrscheinlich 
eine  volkswirtschaftlich  vorteühafte  sein,  da 
zu  erwarten  wäre,  dass  auf  diese  Art  die 
verfrij:l.iaren  Kapitalien  denjenigen  zur  Aus- 
nutzung filiortrageii  wonieu  seien,  die  sie 
am  wirksamsten  verweilen  konnten,  Un- 
produktive Schulden  dagegen  bilden  eine  j 
einseitige  Belastung  der  Schiddner,  denen  | 
nicht  eine  gleichzeitige  Produktion,  sondern  ; 


eine  Konsumtion  entspricht.  Sie  erzeugen 
nicht  nur  die  Vermehrung  des  arbeitslosen 
Einkommens  der  kapitalbesitzetiden  Klasse, 
sondern  lenken  das  privatwirtschaftliche 
Kapital  auch  von  derErfüllung  seiner  sozialen 
Funktion  ab,  nämlich  produktive  Unterneh- 
mungen zu  unterhalten  und  die  Entstehung 
neuer  zu  ermöglichen.  Die  öffentlichen 
Schulden  haben,  soweit  sie  nicht  zur  An- 
legung produktiver  Betnebe  gedient  haben, 
auch  wenn  sie  aus  anderen  Gründen  voll- 
berechtigt sind,  in  der  eben  erwähnten  Hin- 
sicht den  Charakter  von  konsumtiven  Schulden, 
und  sie  tragen  nicht  wenig  dazu  bei,  dem 
vor  der  Berührung  mit  dem  produktiven 
Wirtschaftsleben  zurückscheuenden  Kapital- 
vermögen ein  bequemes  Unterkommen  in 
»festverzinslichen*  Anlagen  zu  verschaffen. 
Auch  der  Charakter  der  Einzelwirtscliaft 
und  des  Einzclvermögens  wird  durch  das 
Verliältnis  von  Aktiva  und  Passiva  bei 
gleichem  Saldo  wesentlich  becinflusst.  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  dies  beim  Bankge- 
schäfte. Eine  Bank  nimmt  geschäftsmässig 
auf  der  einen  Seite  fortwährend  Schulden 
auf  und  erwirbt  auf  der  anderen  Seite 
Forderungen,  die  den  HanptteU  ihrer  Aktiva 
bilden.  Ihre  Schulden  sollen  immer  mehr 
als  gedeckt  sein,  und  je  grösser  jährlich  die 
entstehende  Summe  derselben,  um  so  grösser 
ist  der  Geschäftsbetrieb  der  Bank  und  um 
so  grösser  ilir  Gewinn.  —  So  ist  es  auch 
nicht  einerlei,  oh  z.  B.  ein  Landwirt  ein  Gut 
im  Werte  von  äiOOOO  M.  besitzt,  das  mit 
100000  M.  Schulden  belastet  ist.  oder  ob  er 
ein  schuldenfreies  Gut  von  100IMXI  M.  be- 
sitzt. Was  aber  für  ihn  vorteilliafter  ist. 
lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  sondern  ist 
nach  den  besonderen  Umständen  des  Falles 
zu  beurteilen.  Hat  er  die  Schuld  aufge- 
nommen, um  mit  Erfolg  fruchtbringende 
Meliorationen  vorzunehmen,  so  wird  er  den 
Unterschied  zwischen  der  Vermehrung  seines 
Unternehmeigewinnes  und  dem  zu  zahlenden 
Zins  als  Einkommensvermehrung  gemessen. 
Auch  wenn  die  Schuld  einen  Rest  des  Kauf- 
preises darstellt,  wird  der  Besitzer  bei 
günstiger  Lage  der  I  Landwirtschaft  vielleicht 
noch  einen  zusätzlichen  Unternehraergewinn 
ans  dem  ihm  ermöglichten  grösseren  Pro- 
duktionsl»etriebe  ziehen ;  treten  aller  un- 
günstige Konjunkturen  ein,  so  wird  er  den 
Druck  der  unveränderlichen  Zinsenlast  schwer 
empfinden  und  der  schuldenfreie  Besitzer 
des  kleineren  Gutes  wird  sich  dann  wahr- 
scheinlich in  einer  Ijesseren  Lage  befinden. 
Ist  die  Schuld  durch  schlechte  Wirtschaft, 
falsche  Spekulationen  u.  dpi.  entstanden,  so 
kommt  es  auch  nicht  selten  vor,  dass  der 
Orossbositzer  sich  ülior  seine  wirkliche 
Vermögenslage  täuscht,  fortfährt,  auf  einem 
grösseren  Fasse  zu  leben,  als  seinen  Ver- 
hältnissen entspricht,  und  daher  leichter  dem 
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völligen  Ruine  verfällt,  während  der  kleinere 
Besitzer  von  vorn  herein  an  eine  bescheidenere 
Lebenshaltung  gewöhnt  ist. 

Wegen  der  Li  Unrat  ur  verweisen  wir 
auf  die  nngefülirten  Artikel. 


Schnldhaft 

1.  Einleitung.  2.  Geschichte:  a)  Altertum, 
b)  Mittelalter,  c)  Weiterentnickel nng  in  Deutsch- 
land bis  zum  19.  Jahrhundert,  d)  Neuere  Ge- 
setzgebung. i\.  Das  geltende  Kecht  des  Deut^ 
sehen  Reiches.  4.  Legislatorische  Gesichts- 
punkte. 

1.  Einleitung.  Der  Ausdruck  Schuld- 
haft (Leibeshaft,  Pereonalhaft,  contrainte  par, 
corps,  einprisonneraent  pour  dettes,  englisch  I 
imprisonment  for  debt,  italienisch  arresto , 
personale,  holländisch  lijwsdwang)  bedeutet  I 
im  engeren  Sinne  des  Wortes  die  in  denj 
meiston  Ktilturstaaten  heute  abgeschaffte 
Einrichtung,  dass  der  Gläubiger  gegen  den 
verurteilten  Schuldner  einer  Geldsumme  die 
richterliche  Anordnung  zeitweiliger  Ein- 
sperrung durchsetzen  kann,  um  die  Zahlung 
zu  erzwingen.  Im  weiteren  Sinne  des 
Wortes  fällt  aber  unter  den  Begriff  der 
Schuldhaft  jede  Freiheitsbeschrän  kung  behufs 
Sicherung  oder  Vollstreckung  oincs  civil- 
rechtlichen  Anspruchs,  namentlich  auch  der 
sogenannte  persönliche  Sicherheitsarrest,  die 
Haft  behufs  Erzwingung  von  Handlungen 
(»execulio  ad  faciendum«)  und  die  Verhaf- 
tung des  Konkursschuldners.  Die  Schuld- 
haft im  engeren  Sinne,  die  »Geldexekutions- 
haft«, ist  wegen  der  hervorragenden  Rolle, 
die  gerade  Geldschulden  im  wirtschaftlichen 
Leben  spielen«  und  wegon  der  mehrfachen 
Eigentümlichkeiten  gerade  dieses  Exekuti- 
onsmodus  von  weit  grösserem  Intcresso  als 
die  übrigen  Anwendungen  der  Schiddhaft 
i.  w.  S.  Die  rechtsgeschiehtliche  Entwicke- 
lung  hat  sich  al>er  derart  vollzogen,  dass 
die  völlige  Ausschliessung  der  übrigen  An- 
wendungen in  dem  folgenden  Abriss  nicht 
thunlich  ist. 

2.  Geschichte,  a)  Altertum.  Bei 
allen  Völkern  des  Altertums,  semitischen 
und  arischen,  findet  sich  die  Schuldhaft  in 
Form  der  Schuld  k noch  tschaft,  und1 
zwar  in  doppelter  Weise:  einmal  als  Folge 
der  Selbstverpfändung,  dann  als  Form  den 
Urteilsvollstreckung.  Die  wirtschaftliche 
Funktion  ist  in  beiden  Fällen  der  Haupt- 
sache nach  dieselbe.  Sie  besteht  darin,  dass 
die  von  der  Rechtsordnung  zugelassene 
Möglichkeit,  den  in  der  Person  steckenden 
Wert  als  Verkehrsobjekt  zu  behandeln,  ihn 
gegen  Geld  umzusetzen,  als  Instrument  des 
Kredites  dient.    Die  Wirkung  ist,  dass 


auch  der  wirtschaftlich  Schwächste  Kredit 
finden  kann.  Alles,  was  dem  Schuldner  an 
ökonomischen  und  sozialen  Kräften  und  Be- 
ziehungen zu  Gebote  steht,  wird  Unterlage 
des  Kredites.  Die  Gefahr,  die  bürgerliche 
Existenz  zu  verlieren,  macht  nicht  uur  die 
eigenen  Mittel  des  Schuldners  mobil,  son- 
dern auch  die  seiner  Angehörigen  und 
Freunde.  Pfand  und  Bürgschaft  sind  also 
sozusagen  in  dieser  Form  der  Kreditsiche- 
rung eingeschlossen.  Damit  ist  eineseits  die 
Gefahr  leichtsinnigen  Kreditnehmens  ge- 
geben, andererseits  der  Stellung  des  Gläu- 
bigers eine  derartige  Ueberlegenheit  ver- 
liehen, dass  der  zahlungsunfähige  Schuld- 
ner, um  weiteren  Kredit  zu  erhalten,  sich 
wucherischer  Ausbeutung  und  jedwedem 
anderen  Missbraueh  zu  unterwerfen  ge- 
zwungen ist.  Diese  Folgen  sind  bekanntlich 
in  Rom  besonders  krass  hervorgetreten,  wo 
es  Jahrhunderte  lang  keine  Vermögensexe- 
kution, sondern  nur  Personalexekution  gab. 
Nirgend  sonstwo  ist  demzufolge  auch  ein 
so  energischer  und  beharrlicher  Kampf  von 
selten  der  Bedrückten  gegen  die  Härte  des 
Schuldrechts  geführt  worden.  Trotzdem  ist 
das  römische  Recht  zu  einer  förmlichen  und 
nrincipiellen  Aufhebung  der  Personalexe- 
kution  nicht  fortgescliritton.  Eine  lex  Julia 
von  Cäsar  oder  Augustus  hat  sie  insofern 
beseitigt,  als  dem  redlichen  Schuldner 
das  »flebile  adjutorium«  gegeben  wurde, 
durch  Ueberlassung  seines  Vermögens  an 
die  Gläubiger  (»cessio  bonorum«)  der  Per- 
sonalhaft zu  entgehen.  Die  Frage,  wie  weit 
darüber  hinaus  die  Schuldhaft  im  römischen 
Reiche  abgeschafft  oder  beschränkt  worden 
ist,  bildet  noch  immer  eine  Kontroverse  der 
Rechtshistoriker.  Soviel  steht  ausser  Zweifel, 
dass  die  kaiserliche  Gesetzgebung  und 
Rechtspflege  bemüht  war,  der  Schuldkuocht- 
schaft  möglichst  enge  Grenzen  zu  ziehen, 
und  dass  die  Sehuldhaft  schliesslich  de  jure 
nur  eine  Art  Bankerottstrafe  war,  dass  alier 
dennoch  thatsäehlich  die  Schuldknechtschaft 
als  Personalexekution  fort  und  fort  geübt 
wurde.  —  In  ähnlicher  Weise  blieben  auch 
die  von  Diodor  Ijerichtete  Aufhebung  der 
Personalexekution  in  Aegypten  durch  König 
Bokchoris.  im  8.  Jahrhundert  v.  Chr.. 
und  die  Beseitigung  der  Schuldhaft  durch 
die  Solonische  Gesetzgebung  vorübergehende 
Massnahmen,  die  in  Vergessenheit  kamen. 
Ueberall  gab  das  Kreditbedürfnis  der  Schuld- 
ner den  Kreditgebern  wiederum  das  schneidige 
Instrument  der  Schuldhaft  in  die  Hände, 
und  die  öffentliche  Gewalt  hatte  nicht  den 
Willen  oder  nicht  die  Macht,  seine  An- 
wendbarkeit auf  den  unredlichen  Schiddner 
zu  beschränken. 

b)  Mittelalter.  Auch  in  den  ger- 
manischen Hechten  finden  sich  als  Ent- 
stehungsarten der  Schuldknechtschaft:  froi- 
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willige  Unterwerfung  und  richterliche  Ceber- 
antwortung,  letztere  indessen,  was  bemer- 
kenswert ist,  nur  als  subsidiäres  Exekutions- 
mittel. Nur  »wenn  der  Schuldner  kein  Out 
hat,  soll  er  in  Schuld  gehen«.  Auch  wurde 
vielfach  nur  der  betrügerische  oder  leicht- 
sinnige Schuldner  der  Personalhaft  unter- 
worfen. »Thnt  er  alles,  was  er  vermag,  so 
soll  ihm  wegen  einer  solchen  Sache  sein 
Frieden  nicht  genommen  werden.«  Dio 
Grundanscliauung  bei  der  altgermanischen 
Exekutioushaft  ist  die  indirekte  Erzwingung 
der  Zahlung,  nirgend  etwa  die  Abfindung 
des  Gläubigers  durch  Preisgebung  des 
Schuldners.  Die  Ueberantwortung  »zu  Hand 
und  Halfter«  ist  nie  eine  endgiltige,  sondern 
teils  durch  das  Abverdienen,  teils  durch  den 
Nachweis  der  unverschuldeten  Zahlungsun- 
fähigkeit, teils  auch  durch  Höchstmasse  der 
Dauer  beschränkt.  Rechtssprichwörtlich 
hiess  es  daher:  >Der  Kerker  yuält,  aber 
zahlt  nicht«.  Die  Schuldhaft  diente  bloss 
als  »epreuve  de  solvabilite«.  Eine  seit  dem 
12.  Jahrhundert  aufkommende  gemilderte 
Form  der  Selbstverpfändnng  ist  das  E  i  n  - 
lager  (Einfahren,  Einreiten,  I^eistung, 
Geiselschaft,  obstagium),  d.  h.  der  Vertrag, 
wonach  der  Schuldner  oder  sein  Bürge  sich 
verpflichtet,  im  Fall  der  Nichterfüllung  allein 
oder  mit  einer  Anzahl  von  Begleitern  sich 
an  einem  bestimmten  Ort  zu  begeben  und 
dort  bis  zur  Erfüllung  zu  verweilen.  Die 
Gesetzgebung  des  Reiches  verbot  das  Ein- 
lager  in  den  Polizeiordnungen  von  1548 
und  1577. 

o)  Weiterentwiokelung  in  Deutsch- 
land bis  zum  19.  Jahrhundert.  —  Durch 
Statuten  und  Gerichtsgebrauch  wurde  unter 
dem  Einflüsse  des  kanonischen  und  des 
römischen  Rechts  in  der  Receptionszeit  das 
Anwendungsgebiet  der  Schuldhaft  mehr  und 
mehr  auf  den  Fall  der  verschuldeten 
Insolvenz,  des  Bankerottes  beschränkt, 
indem  in  anderen  Fällen  »benefieium  cessi- 
onis  bonorum«  gewährt  wurde.  Ferner  aber 
trat  seit  dem  15.  Jahrhundert  an  die  Stelle 
der  privaten  Haft  der  öffentliche 
Sehuldturm.  —  Beide  Grundsätze  wurden 
auch  durch  die  Reichspolizeiordnungen  pro- 
klamiert. Zugleich  wurde  die  Schuldturms- 
haft auf  den  Fall  des  Fluchtversuchs  des 
Bankerottierers  ausgedehnt  und  für  die  Fälle 
dos  leichtsinnigen  und  betrügerischen  Banke- 
ruttes  die  Strafe  des  Prangers,  der  Fusti- 
gation,  ja  des  I,ebens  hinziigefügt.  Hätte 
die  Geriehtspraxis  und  partikulare  Rechts- 
bildung an  diesen  Grundlagen  festgehalten, 
so  wäre  damit  die  Sehuldhaft  als  Exekuti- 
onsmittcl  beseitigt  gewesen,  und  in  der  That 
>  hatte  die  Personalkaptur  für  die  Beitreibung 
von  Geldleistungen  der  gemeinen  Meinung 
zufolge  ihre  gemeinrechtliche  Geltung  ver- 
loren«.   Aber  durch  die  partikulare  Gesotz- 


gebung  wurde  die  Exekutionshaft  in  ver- 
schiedenen Formen  und  Abstufungen  wieder 
eingeführt;  so  1572  für  Saclisen  in  Gestalt 
des  sogenannten  Schuldturm prozesses,  ferner 
in  Bayern.  Kurhessen  und  namentlich  durch 
die  österreichische  Gerichtsordnung  von  1781 
und  dio  preussische  Gerichtsordnung  von 
1793  (für  Preussen  vgl.  auch  das  merk- 
würdige, wenig  bekannte  Reskript  v.  3. 
April  1727,  Mylius,  C.  C.  M.  II.  1.  Nr. 
243).  —  Ganz  selbständig  neben  der  eben 
skizzierten  Entwickelung  vollzog  sich  die 
Herausbildung  der  Wechselexekution. 
Die  in  Italien  ausgebildeten  Grundsätze  der 
»Wechsolhaft«.  wozu  die  Ziüässigkeit  der 
Personalhaft  als  principalen  Exekutions- 
mittels gehörte,  galten  als  wesentlich  für 
den  Wechsel.  Die  vorzugsweise  Anwendung 
des  Wechsels  im  Mess-  und  Marktverkehr 
Hess  die  schleunige  und  persönliche  Exe- 
kution als  unentbehrlich  erscheinen.  So  re- 
eipierte  mau  den  rigor  cambialis  personal  is 
als  Pertinenz  des  materiellen  Wechsel- 
rechtes. Der  jüngste  Reichsabschied  §  107 
Hess  es,  »da  nicht  allein  nach  Kaufmanns- 
gebrauch, sondern  nach  aller  Rechtsgelehrten 
Meinung  in  solchen  Wechselsachen  dio  parata 
executio  stracks  Platz  haben  solle  und  inner- 
halb 24  Stunden  oder  etlieh  wonig  Tagen 
zu  geschehen  pflegt,  dabei  dergestalt  ver- 
bleiben, dass  dem  Richter  erster  Instanz  un- 
benommen sein  solle,  mit  oder  ohne  Kaution 
der  Gläubiger  die  Exekution  zu  vollziehen 
und  die  debitores  zur  Schuldigkeit  anzu- 
halten«. In  don  verschiedenen  partikularen 
Wechselordnungen  fand  der  Grundsatz 
gleichfalls  Aufnahme,  und  auch  die  allge- 
meine deutsche  Wechselordnung  (1847) 
adoptierte  die  principale  Schuldhaft,  sogar 
kumulativ  neben  der  Vermögensexekution. 
Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Wechsel- 
exekution gestaltete  sich  verschieden,  je 
nachdem  die  Wechselfähigkeit  jedem  zuer- 
kannt war,  der  sonst  verpflichtungsfähig 
war,  oder  nur  bestimmten  Klassen  von  Per- 
sonen. Die  allgemeine  Wechselfähigkeit 
inachte  es  möglich,  jeder  Schuld  durch  Ein- 
kleidung in  die  Gestalt  des  Wechsels  die 
Schuldhaft  als  Exekutionsmittel  beizugeben ; 
und  die  Erfahrung  lehrte  auch  hier  wieder, 
dass  das  Verkehrsleben  die  Tendenz  hat, 
sich  des  schärfsten  Zwangsmittels  zu  be- 
mächtigen, das  die  Rechtsordnung  in  irgend 
einer  Form  zur  Verfügung  stellt.  Was 
einstmals  durch  Selbstverkauf,  nexum.  ob- 
noxiatio.  Einlager  bewirkt  war,  erreichte  man 
nunmehr  durch  den  Wechsel.  Diese  Er- 
fahrung war  wesentlich  bestimmend  für  die 
von  den  meisten  Wechselordnungen  des  18. 
Jahrhunderts  eingeführte  Beschränkung  der 
Weehselfähigkoit  auf  Kaufloute.  Als  daun 
die  deutsche  Wechselordnung  von  1817 
wiederum  dio  allgemeine  Weehselfähigkoit 
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einführte,  drängten  sich  die  kleinen  Gewerbe- 
treibenden, Handwerker,  kurz  alle  Kredit- 
sucher ohne  Realsicherheit,  zum  Schidd- 
turm,  indem  sie  Wechselverbindlichkeiten 
eingingen. 

d)  Neuere  Gesetzgebung.    Die  fran- 
zösische Revolution  gab  den  ersten  kräf- 
tigen Anstoss  zu  der  Bewegung  gegen  die 
Schuldhaft,  welche  mit  der  Aufhebung  der 
Geldexekutionshaft  in  den  meisten  Kultur- 
staaten endete.    Durch  Dekret  vom  9.  Marz 
1793    erklärte    der    Nationalkonvent  die 
Schuldhaft  für   abgeschafft.    Aber  schon 
durch  das  G.  v.  14.  März'  1797  wurde  sie 
wieder  hergestellt.     Gleiches  wiederholte 
sich  im  Jahre  1848.    Ein  Dekret  der  provi- 
sorischen Regierung  vom  9.  März  1848  sus-  i 
pendierto  die  Personalhaft,  ein  G.  vom  13. 
Dezember  führte  sie  wieder  ein.    Aber  das  i 
Problem  verschwand  nicht  wieder  aus  der 
Oeffentlichkeit.     Die  Mehrzalü  der  nord- 
ainerikanischen    Staaten    schaffte    in  den 
dreissieer  Jahren  die  Schuldhaft  ab,  nach-; 
dem  New- York  durch  Akt  vom  2C.  April ! 
1831  vorangegangen  war.   Das  Bundesgesotz  j 
vom  28.  Februar  1839  garantierte  jedem  j 
Schuldner  Befreiung  von  der  Schuldhaft, ! 
dessen  Heimatstaat  die  Schuldhaft  nicht  ge- 
stattete.   In  England  wurde  das  schon  von 
Edmund  Burke  energisch  vertretene  Ver- 
langen nacli  Aufhebung  der  Schuld  haft  im 
Jahre  1835  von  .lohn  Campbell  und  dessen 
Gesinnungsgenossen  vor  dem  Parlamente 
verfochten.     Der  praktische   Erfolg  wurde 
nur  durch  die  aus  politischen  Gründen  er- 
folgte Auflösung  des  Parlaments  vereitelt. 
In  Deutschland  trat  namentlich  Mittermaierj 
gegen  die  Schuldhaft  auf.    In  der  säch- 
sischen Kaminer  fanden  1842 — 1845  lebhafte 
Verhandlungen  darüber  statt.    Die  deutsche 
Nationalversammlung  lehnte  den  zu  $  8  der 
Grundrechte  beantragten  Zusatz  »Die  Schuld- 
haft findet  nicht  mehr  statt«  zwar  ab,  alter 
nur  ans  redaktionellen  Gründen.    Die  fran- 
zösische Akademie  und  die  Berliner  juris- 
tische Gesellschaft  schrieben  Preisangaben  i 
über  die  gesetzgeberische  Frage  aus,  und  der  ( 
deutsche  Juristentag  setzte  sie   1803  auf 
seine  Tagesordnung.     Inzwischen  erfolgte 
die  gesetzgeberische  Initiative  in  Europa  in 
unerwarteter  Weise.    Napoleon  III.  präsen- 
tierte 1805  die  Aufhebung  der  Schuldhaft 
als  freiheitliehe  Konzession  dem  corps  legis- 
latif.  das  mit  Widerstreben  den  vorgelegen 
Gesetzentwurf  annahm.    Am  22.  Juli  ISO? 
wurde  das  die  Schuldhaft  aufhebende  Ge- 
setz publiziert. 

Du-  Initiative  Frankreichs  brach te  auch 
im  übrigen  Europa  die  Frage  in  lebhafteren 
Fluss.  Nachdem  das  proussischo  Abgeonl- 
nelenhaus  am  22.  Januar  ls(»7  die  ihm  zu- 
P'jrangcnen  Petitionen  um  Aufhebung  der1 
Schuld  hafl  durch  rebergang  zur  Tagesord- 


nung erledigt  hatte,  ersuchte  am  12.  Oktober 
1807  der  norddeutsche  Reiclistagden  Bundes- 
kanzler um  Vorlegung  eines  die  Aufhebung 
aussprechenden  Gesetzentwurfes.  Am  9. 
Mai  1K08  wurde  ein  solcher  Entwurf  dem 
Reichstage  vorgelegt  und  am  29.  Mai  be- 
reits als  Gesetz  des  norddeutschen  Bundes 
publiziert.  Ein  gleiches  Gesetz  erhielt 
Oesterreich  am  4.  Mai  1808,  das  Gross- 
herzogtnm  Hessen  .  am  7.  August  1808. 
Württemberg  am  8.  Januar  1809,  Bayern 
am  0.  April  1809,  Baden  am  12.  Februar 
1809.  —  Im  Auslande  folgten:  das  chile- 
nische G.  vom  23.  Juni  1808,  das  englische 
vom  9.  August  1809,  ein  belgisches  G.  vom 
27.  Jidi  1871,  ein  irische«  vom  0.  August 
1872,  ein  luxemburgisches  vom  10.  Februar 
1877,  für  Italien  das  G.  vom  0.  Dezember 

1877,  für  Schottland  die  GG.  vom  7.  Sep- 
tember 1880  und  18.  August  1882.  Im 
einzelnen  sind  dieso  Gesetze  und  der  durch 
sie  herbeigeführte  Rechtszustand  keineswegs 
übereinstimmend.  Vielfach  sind  auch  nach- 
tragliche Aenderungen  eingeführt,  so  z.  B. 
für  England  durch  debtors  act  v.  13.  August 

1878.  civil  imprisonment  act  v.  18.  August 
1802  und  bankruptey  act  v.  25.  August  1883. 
Die  Gesetzgebung  anderer  Rechtsgebiete  hat 
sich  mit  Milderung  der  Sehuldhaft  oder  Be- 
schränkung derselben  auf  Wechselschulden 
Itegnügt.  Eine  Darstellung  des  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  gegenwärtig  bestehenden 
Reehtszustandos  liegt  ausserhalb  des  Zweckes 
dieses  Artikels  und  ist  ohne  eingehende 
Berücksichtigung  des  Straf  rechtes .  Kon- 
kursrechtes und  des  Civil  prozesses  nicht 
möglich. 

3.  Da«  geltende  Recht  de»  Deutschen 
Reiches.  Das  norddeutsche  G.  von;  29. 
Mai  1808.  welches  durcli  die  deutsche 
Reichs  Verfassung  Reichsgesetz  wurde,  be- 
stimmt in  §  1 :  »Der  Persoualarrest  ist  als 
Exekutionsmittel  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen insoweit  nicht  melir  statthaft,  als 
dadurch  die  Zahlung  einer  Geldsumme  oder 
die  Leistung  einer  (Quantität  vertretbarer 
Sachen  oder  Wertpapiere  erzwungen  werden 
soll.«  Damit  war  die  Schuld  haft  im  engeren 
Sinne  für  da*  Gebiet  des  Reiches  aufge- 
hoben. Hinsichtlich  der  übrigen  Anwen- 
duugsfälle  des  civilrechtlicheu  Personal- 
arrestes,  insltesondere  hinsichtlich  der  -Sieher- 
heitshaft-  liess  das  Gesetz  in  $  2  ausdrück- 
lich der  Partikulargesetzgebung  freie  Hand. 
Dieser  Paragraph  wurde  al>er  durch  das 
Einführungsgesetz  zur  Rcichscivilprozess- 
ordnung  (C.i'.U.)  aufgehoben,  und  zugleich 
wurden  durch  die  am  1.  Oktober  1879  in 
Kraft  getretenen  Reichsjustizgesetzc  folgende 
Anwendungen  der  Personalhaft  einheitlich 
für  das  Reich  normiert1): 

')  Im  Text  sind  den  Purngraphcnziffcrn  dvr 
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1.  Persönlicher  Sicherheits- 
arrest. Nach  §  798  ff.  (918  ff.)  der  C.P.O. 
kann  gegen  einen  noch  nicht  verurteilten 
Schuldner  Einspeming  oder  sonstige  Be- 
schränkung der  Freiheit  verhängt  werden, 
■wenn  dies  erforderlich  ist,  um  die  gefähr- 
dete Zwangsvollstreckung  in  sein  Vermögen 
zu  sichern,  d.  h.  wenn  die  Gefahr  besteht, 
dass  der  Schuldner  seine  persönliche  Frei- 
heit zur  Vereitelung  oder  wesentlichen  Er- 
schwerung der  Zwangsvollstreckung  Ikü- 
nutzen  werde.  Der  Sicherheitsarrest  ist  da- 
her nicht  statthaft,  wenn  keine  Exekutions- 
objekte  vorhanden  sind;  aber  auch  dann 
nicht,  wenn  solche  vorhanden  sind  und  die 
Inhaftierung  des  Schuldners  nur  dem  Zwecke 
ihrer  Herbeischaffung  dienen  würde;  die 
Lage  der  Gläubiger  soll  durch  den  Arrest 
nicht  verbessert,  sondern  stets  nur  die  Ver- 
schlechterung verhindert  werden. 

2.  Inhaftierung  des  Gemein- 
Schuldners  im  Konkursverfahren. 
Nach  §  93  (101)  der  Konkursordnung  (K.O.) 
kann  das  Gericht  die  Haft  des  Geinein- 
schuldners  anordnen  a)  wenn  dieser  die  ihm 
gesetzlich  obliegenden  Pflichten  nicht  er- 
füllt, z.  B.  die  AuskunfterteUung  verweigert, 
oder  sich  ihr  durch  Flucht  entzieht,  oder 
die  Thätigkeit  des  Verwalters  behindert 
Hier  Ist  die  Haft  also  Straf-  und 
Zwangsmittel.  Die  Inhaftnahme  ist 
ferner  stattliaft  b)  wenn  sie  zur  Sicherung 
der  Masse  notwendig  erscheint,  in  diesem 
Falle  auch  wegen  Fluchtverdachtes. 

3.  Die  Haft  zur  Erzwingung 
des  Offenbarungseides  kann  nach 
782  ff.,  711,  7Ü9  C.P.O.  (901  ff..  807,  883) 
gegen  den  verurteilten  Schuldner  und  nach 
§§  ßfi.  98,  115  (72.  106,  125)  K.O.  gegen 
den  Gemeinschuldner  verllängt  werden, 
wenn  der  zur  Feststellung  der  vorhaudenen 
Exekutionsobjekte  geforderte  Eid  verweigert 
wird. 

4.  Gegen  den  zur  Vornahme  einer 
Handlung  verurteilten  Schuldner  kann 
nach  §  774  (888)  C.P.O.  durch  das  ProzeBs- 
gericht  die  Haft  verliängt  werden,  wenn  der 
Schuldner  die  Handlung  verweigert  und 
einerseits  diese  durch  einen  Dritten  nicht 
vorgenommen  werden  kann,  andererseits  ihre 
Vornahme  »ausschliesslich  vom  Schuldner 
abhängt«.  (Beispiel:  Rechnungslegung.) 
Ausgeschlossen  sind  von  dieser  Bestimmung 
die  auf  Leistung  von  Geld  oder  anderen 
Fungibilien ,  auf  Herausgabe  oder  Ueber- 
lassuug  einer  speciellen  Sache,  Räumung 
einer  unl)cweglichen  Sache  gerichteten  An- 
sprüche   sowio    der  Anspruch    auf  Ein- 


C.P.O.  nnd  der  Konkursurdnnug  von  187U  die 
entsprechenden  Zahlen  der  am  1.  Januar  19«  XJ 
in  Kraft  getretenen  Fassung  dieser  tiesetze  in 
Klammern  beigefügt. 
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gehung  der  Ehe  oder  Herstellung  des  ehe- 
lichen I^ebens,  der  Anspruch  auf  Leistung 
von  Diensten  aus  einem  Dienstvertrag  (in 
der  Fassung  von  1900  hinzugefügt),  endlich 
der  Anspruch  auf  Abgabe  einer  Willenser- 
klärung. 

5.  Ist  der  Scluüdner  zur  Unter- 
lassung einer  Handlung  oder  zur 
Duldung  einer  solchen  verurteilt  und 
liandelt  er  dieser  Verurteilung  zuwider,  so 
kann  er  nach  §  775  (890)  C.P.O.  wegen  jeder 
Zuwiderhandlung  zu  einer  Haftstrafe  verur- 
teilt werden.  — 

Die  Höchstdauer  der  Haft  ist  in  allen 
diesen  Anwendungen  für  jeden  einzelnen 
Fall  sechs  Monate. 

4.  Legislatorische  Gesichtspunkte. 
Es  fehlt  nicht  an  Stimmen,  die  der  Schuld- 
haft als  Geldexekutionsmittel  das  Wort 
reden  und  ihre  Wiedereinführung  fordern. 
Die  dafür  geltend  geraachten  Gründe  lassen 
sich  auf  vier  Gesichtspunkte  zurückführen: 
a)  Die  Schuldhaft  sei  eine  Forderung  der 
immanenten  Gerechtigkeit.  »Oui  non  liabet 
in  aere,  luat  in  corpore«,  b)  Sie  sei  für 
don  Gläubiger  ein  unentbehrliches  Mittel, 
um  don  Schuldner  zur  prompten  Zahlung 
und  eventuell  zur  Herbeischaffung  aller  ver- 
fügbaren sonstigen  Befriedigungsmittcl  zu 
veranlassen,  c)  Sie  sei  geboten  im  Inter- 
esse der  kreditsuchenden,  über  Realsicher- 
heit nicht  verfügenden  Bevölkerungsklassen, 
denen  das  schneidigste  Schtddrecht  am  ehesten 
Kredit  verschaffe,  d)  Sie  sei  geboten  im 
Interesse  der  Solidität  des  Geschäftsver- 
kehrs. Wenn  jede  wirkliche  oder  angeb- 
liche Insolvenz  den  Schuldner  mit  dem 
Uebel  der  körperlichen  Haft  bedrohe, 
würden  gewisse  frivole  Manipulationen  unter- 
bleiben, die  auf  der  Erwägung  beruhen, 
dass  Insolvenz  imd  Manifestation  keine 
Uebel  seien. 

Der  erste  Grund  beruht  teilweise  auf 
scholastischen  Erwägungen,  hängt  insbeson- 
dere mit  dem  längst  aufgegebenen  roma- 
nistischen Dogma  von  der  »persönlichen« 
Natur  der  Obligation  zusammen  und  bedarf 
heute  insoweit  nicht  mehr  der  Widerlegung. 
Sofem  aber  gemeint  ist,  dass  jede  der  Ge- 
nugthuung  des  Gläubigers  dienende  Mass- 
nahme wider  den  Scluüdner  gerecht  sei, 
liegt  darin  eine  masslose  Uebersehätzung  der 
Vermögensinteressen  gegenüber  den  sozialen 
und  ethischen  Gesichtspunkten.  Der  einge- 
sperrte Schuldner  wird  ausser  stände  gesetzt, 
seine  Pflichten  als  Bürger  und  Familicnhaupt 
zu  erfüllen.  Anstatt  Befriedigung  zu  er- 
zielen, legt  der  Gläubiger  die  Arbeitskraft 
des  Schuldners  lahm  uud  bewirkt  die  Ver- 
nichtung seiner  wirtschaftlichen  und  bürger- 
lichen Existenz.  Die  Schuldliaft  wirkt  in 
gewisser  Hinsicht  empfindlicher  als  Krimi- 
nalstrafe,  sofern  nämlich  das  Mass  nicht 
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richterlich  abgewogen  und  der  Gnadenweg 
ausgoseldossen  ist.  Darin  macht  sich  zu- 
gleich der  Widerspruch  bemerkbar,  in  dem 
die  .Schuldhaft  als  Strafe  zu  dem  aner- 
kannten Systeme  des  modernen  Strafrechts 
steht.  Der  Gläubiger  verfolgt  gegen  den 
wirklich  zaldungsunfälügcn  Schuldner  nicht 
mehr  Keinen  Geldanspruch ,  sondern  im 
besten  Falle  ein  ideales  Rechtsgut,  häu- 
figer aber  Kachsucht  und  andere  unlautere 
Motive. 

Was  den  zweiten  Gesichtspunkt  zu 
Gunsten  der  Schuldhaft  betrifft,  so  ist  nicht 
zu  leugnen,  dass  1.  in  der  drohenden 
Schuldhaft  ein  starker  Antrieb  für  den 
Schuldner  liegt,  es  nicht  zur  lusolvenz 
kommen  zu  lassen,  dass  2.  die  zur  Ausfüh- 
rung gebrachte  Schuldhaft  ein  wirksames 
Mittel  enthält,  um  verborgene  Kxekutions- 
objekte  ans  Iiicht  zu  ziehen,  und  3.  dass  da- 
durch auch  die  Mittel  des  Ehegatten,  der 
Verwandten,  der  Freunde  in  wirksamer 
Weise  herangezogen  werden.  —  Der  letzte 
Umstand  ist  kein  Argument  für,  sondern 
gegen  die  Schiddhaft,  da  es  sich  hier  um 
eiue  ungerechte  Keflexwirkung  gegen  Dritte 
handelt.  Die  zu  2.  bezeichnete  Wirkung 
wird  durch  das  Manifestaüousverfahren 
ebenso  gut  erreicht,  ausser  gegen übei  dem 
Meineid,  der  aber  erfahrungsgemäss  beim 
Offenbarungseid  selten  vorkommt  und  leicht 
entdeckt  wird.  Betreffs  des  Punktes  1. 
mangelt  es  naturgemäss  an  einer  Statistik, 
die  den  Grad  und  die  Tragweite  des  psycho- 
logischen Druckes  erkennen  Hesse.  Allge- 
meine Erfahrungen  machen  aber  unwahr- 
scheinlich, dass  neben  den  zahlreichen  und 
mächtigen  Beweggründen,  die  zur  Erhaltung 
der  eigenen  ökonomischen  Existenz  treiben, 
die  Furcht  vor  dem  Schuldgefängnis  eine 
wesentlich  verstärkte  Anspannung  der 
Kräfte  bewirke.  Auch  legen  gerade  auf 
diese  präventive  Wirkung  die  Freunde  der 
Schuldhaft  wenig  Gewicht.  Charakteristisch 
ist,  dass  1865  der  volkswirtschaftliche  Kon- 
gress  zu  Nürnberg  und  1807  die  Aeltesten 
der  Berliner  Kauf  mau  nschaft  das  Votum 
gegen  die  Schiddhaft  gerade  auf  die  Er- 
fahrung ihrer  praktischen  Wirkungslosigkeit 
und  Entl>elulichkeit  gründeten. 

Fehlgehend,  drittens,  ist  auch  die  Be- 
rufung auf  das  Kreditbedürfnis  der  kleinen 
Handels-  und  Gewerbetreibenden.  Denn  die 
Kehrseite  der  leichteren  Kreditierung  ist  die 
Beförderung  des  leichtsinnigen  Kreditgebens 
und  -nehmen».  Ein  Kredit  kraft  des  Schuld- 
gefängnisses  ist  ungesund  und  tun  so  ver- 
hängnisvoller für  den  kreditsuchenden  Teil, 

{"e  dringender  sein  Kredit bedürfnis  und  je 
iostspicliger  demzufolge  der  gewährte  Kre- 
dit ist. 

Am  einleuchtendsten  erscheint  unter  den 
Gründen  für  die  Schiddhaft  der  vierte  Ge- 


sichtspunkt, die  Berufung  auf  die  günstige 
Wirkung,  welche  sie  auf  die  Solidität  des 
Geschäftsletwns  üben  soll.  (Vgl.  Schmölder 
in  der  nachstehend  genannten  Schrift  X. 
34—36.)  In  dieser  Beziehung  kann  man 
aber  das  Bedürfnis  scharfen  Rechtsschutzes 
wold  auerkennen,  ohne  dis  Heilmittel  in  der 
Schuldhaft  zu  sehen.  Vielmehr  ist  den  hier 
fühlbaren  Missständen  teils  durch  ener- 
gischere Handhabung  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung über  Bankerott-  und  Betrug- 
strafen, teils  durch  gesetzgeberische  Er- 
weiterung des  strafrechtlichen  Schutzes  zu 
begegnen. 

Littcratur:  a)  Zur  Orie  nticrung:  I*.  171- 
tnann,  J*t  die  körpcrl.  Haft  ein  iurer1fi*«igei 
F.xekitlivtnittel  in  Viritprozetttachen  T ,  in  Hirt  <?. 
meuzcl«  deutscher  Grrichtszeilung  X.  F.  Bd.  I 
(M6),  S.  ig  ff.  —  Her  selbe,  IHc  Zukunft  der 
Schuld  haft,  Berlin  1SGS,  und  in  Hiertemenzds 
deutscher  Gerichtszeilung  Bd.  3  (1S67),  S.  i77  ff 
—  A.  Samiiely ,  l'eber  dir  Schiddhaft  mit 
Rücklicht  auf  den  neuesten  .Stand  der  Gesets- 
gebung,  in  Goldschmidts  ZeiUchr.  f.  d.  Handel*- 
recht,  Bd.  15  (1S70J,  S.  110 ff.  —  /{.  Schmölder. 
Zur  Wiedereinführung  der  Schiddhaft,  K<Un  IS.i-i. 
~-  Ferner:  Hüffler,  Sytem  de«  (Hcilprute*»- 
rechu  $  511.  —  Wetxrll,  Sy«t*m  de«  Viril, 
pruzetse«  $  SO.  ■  -  Jtenaud,  Lehrbuch  de*  Viril- 
protestrecht«  $  161*.  —  Rone  hei',  System  der 
\'olksvirtsehaft,  Bd.  1,  §  äi. 

b)  Weitere  Littcratur:  Engau , 
tradttione  debitnris  ad  manu«  errditori«,  Jena 
174>>.  ■ —  (Srattenauer,  Gründe  für  die  Auf- 
hebung de«  l'ersonalarrrste«,  Mathis'  juristische 
Monatsschrift,  Bd.  5,  l#»7,  S.  Sldff.  —  Klei», 
l'eber  die  Gelindigkeit  bei  der  Vollstreckung  der 
richterliehen  Hilfe,  Annale»  der  Gesetzgebung 
und  Rechtsgelehrtamkeil  in  den  prcu«*nrhc» 
SUialen,   Bd.  i«,   S.  2X2 ß.    —    W.  & 

Teueher,  Der  Schuldturmprozess  im  Königreich 
Sachten ,  Leipzig  1SÜ.  —  T.  Mottart , 
debittre  in  vincnlu  eonjiciendo  «ecundutii  jus 
citile  et  eommrrcii,  Lüttich  182S.  —  CrlvelH, 
l)e  la  conti  ainte  par  corp«,  consideree  natx  le* 
rapportt  de  la  morale,  de  la  religion  et  dir 
droit  naturrl  et  du  droit  civil,  Pari«  lSJa.  — 
JUtttermaler,  Jhe  persönliche  Haft  al«  Voll- 
«treckungtmittcl  im  Virilprvze«« ,  Archiv  f.  d. 
cicilittisrhe  Praxi«,  Bd.  14  (1S31),  S.  Hoff  — 
F.  lÄturenl,  Lh  la  legislatiou  «ur  la  controintr 
par  corp«,  Gent  1SJ7.  — ■  Franeke  im  Archir 
f.  d.  civilis!.  Praxis,  Bd.  (lSfO),  S.  4»4  ff.  — 
Im  (ianner,  lie  la  contrainte  par  corp»  en 
malirre  cirile,  Belgique  judiciaire,  Bd.  S,  1*44, 
S.  IG95.  Revision  de  la  legislation  «ur  la 
contrainte  jmr  corjt«.  Trurail  de  la  fomwwi-.« 
htstiture  par  le  minister  de  Ui  jutlicr  pour 
elaltvrrr  un  projei  de  loi  «ur  la  maturc,  Brüse.  ) 
lSi'i.  ■ —  1*.  B.  Hepaepe,  Befurine  de  la  h'gi«- 
lation  «ur  la  contrainte  par  corp«,  in  der  Be>  ue 
de  la  Flandre,  lajtl,  S.  117.  —  F.  Capltulne, 
CHuierrntian«  emeerunnt  le  projet  de  loi  du 
deermbre  lS^S  »ur  la  cvittrainte  par  o>rp*, 
Lattich  H*4tt.  —  A.  Ilobtneau,  Con«idrratf»>* 
«ur  la  loi  de  la  Contrainle  fiar  corp«  en  umti-r,- 
commerciaU ,  Brü*««l  MZ7.  —  »Code  de  lo 
contraiutc  par  corp*»,  Brnttel  M6ü.  La  c-onti  oiuU 
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par  Corps  au  l'.t.  tiecie,  Paris  Mtffl.  —  fJad. 
Zur  Bestimmung  der  Grenzen  zwischen  Gläubiger 
und  Schuldner  hei  Zwungtzahlung,  GrttrhoU  Bei- 
trägt, Bd.  S,  1801,  S.  -^7  ff.,  besonder»  S.  4<>6. 

—  Verhandlungen  de»  4.  deutschen  Jurittentage», 
Berlin  18CS  (Gutachten  von  Ca  I  m  und  l'r  i  m  ke  r  , 
S.  7!>ff.>.  —  II.  Reich,  Ans  der  Schuldhaß. 
Ein  Notschrei  an  untere  Getetzgeber ,  Leipzig 
1S6S.  Aus  dem  Schuldgefängnisse.  Ein  Beitrag 
zur  pretissisrhen  Kulturgeschichte,  Berlin  186$. 

—  Llepm<inn*ohn ,   Die  Verwerflichkeit  der 
Schuldhaft.     Ein   Mahnruf  an   alle  Anhänger 
wahrhaften  Hechts.  —  A.  Meyer,  Ih'c  Schuld- 
haft,  Viertel jahrtsrhr.  f.  Volkswirtschaft,  Jahr- 
gang, 1H6S,  Bd.  4.  —  n.  Lüder»,  Die  Auf- 
hebung  den  jetzigen  Syttems  der  Prrsunalsrhuld- 
haft,  Berlin  lS6r,.  —  De  Mereu,  De  l'abolüion  '  zur  Leistung. 
de  In  contminte  par  corp* ,  Brüstet  lSUfi.  —  ' 
Hirths  Annale»  des  norddeutschen  Bundes,  Bd.  I, 
18i',8,  S.  SOCff.;  Verhandlungen  des  Reichstagen  ) 
des  norddeutschen  Bunde*  18C8,  Bd.  1,  S.  l'Jlff., 
Bd.  2,  S.  serff.,  i'JSff.  —  V.  J.         Wurth,  | 
Esquisse  historique  de  la  contminte  par  rorpt, 
Gent  1868.  —  Leute,  Die  Verhandlungen  des 
norddeutschen  Reichstages  über  Aufhebung  der 


IL  Ixten  Iny,  Der  Vertragtbruch  im  deutschen 
Recht,  Stmssburg  1876,  S.  19iff.  —  J.  W. 
Planck,  D<is  deutsche  GrrichUrcrfahren  im 
Mittelalter,  Bd.  1S7>>,  S.  M8  ff  —  Kuhler. 
Shakespeare  tor  dem  Forum  der  Jurisprudenz, 
Würzburg  1883,  S.  7-»:X 

Th.  Siemeyer. 
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Art  und  Grenzen  der  Haftung 
Schuldner.«.     1.  Soziale  Bedeutung 
Die  Verpflichtung 


I. 

eiues 

der  Schnldverhältnisse 

3.  Unvollkommene  Rechtsver- 
bindlichkeiten.  4.  Unmöglichkeit  der  Leistung, 
ö.  Zahlungsunfähigkeit  II.  Die  geschul- 
dete Leistung.  1.  Einteilung  der  Leis- 
tungen. 2.  Unbestimmtheit  der  Leistung.  3. 
Alternative  Schuldverhältnisse.  4.  Erfüllungs- 
ort. 5.  Rechte  Zeit  der  Leistung  und  Verzug. 
III.  Nebenleistungen  und  Schadens- 
ersatz.   1.  Zinsen.    2.  Zwischenvorteile.  3. 


Schuldhaft,  Berlin  isr,s.  —  Derselbe  in  Gold-  Draufgabe.    4.  Vertragsstrafe.  5.  Schadenersatz. 


»ehmidts  Zeitsehr.  f.  d.  Handelsrecht,  Bd.  IS 
(1869),  S.  S5ff.  —  Waet  brock,  Lettre»  sur  la 
contminte.  par  corp*,  Gent  18GU.  —  Derselbe, 
De  l'abolition  de  la  contminte  par  corp*, 
Bnuellc*  1860.  —  V.  Lucq,  Abotition  de  la 
contminte  par  corps,  Brüssel  1871.  —  Blchon, 
De  afsrhaßng  von  den  lijfsdvang,  Utrecht  1885. 

—  Du  Üoy  tle  Bltcquy,  Quelques  mots  sur 
Ii  contminte  ;«ir  corjis,   Rerue  g^emlc,  188!*. 

—  Horten,  Die  Prrtonalerekution  in  Geschichte 
nnd  Dogma,  2  Bde.,  Wien  18H3,  18uü. 

e)  L'eber  römische»  und  griechisches 
Recht:  Wetzell  a.  a.  it.,  l'llmann  in  dem 
erstgenannten  Auftatze  S,  SO  ff.  —  Savtany, 
Ueber  das  altrömische  ScImUlrecht ,  Vermischte 
Schriften,  Bd.  2,  S.  396  ff.  — 
Virilproscss,  0.  Ausg.,  188. 


Keller,  Römischer 


in  Pnulys  Realencyklopädie.  — 
recht  und  Volksrecht,  Leipzig  1, 


IV.  Gegenseitige  Vertrüge.  1.  Eigenart 
der  gegenseitigen  Haftung.  2.  Einrede  des 
nicht  erfüllten  Vertrages.  3.  Unmöglichkeit 
der  Leistung.  4.  Verzug  bei  gegenseitigen 
Verträgen,  h.  Veränderte  Umstände.  V.  Be- 
teiligung Dritter  bei  Schuld  Verhält- 
nissen. 1.  Versprechen  der  Leistung  au  einen 
Dritten.  2.  Leistung  durch  einen  Dritten.  3. 
Anweisung.  4.  Mehrere  Schuldner.  5.  Mehrere 
Gläubiger.  VI.  Cession  und  Schnldüber- 
nahme.  1.  Sozialwirtschaftliche  Bedeutung 
der  Oessiou.  2.  Bisheriger  Gläubiger  und 
Schuldner.  3.  Der  alte  und  der  neue  Gläubiger. 
4.  Neuer  Gläubiger  und  Drittschulduer.  5. 
Sehuldiibemahme.  VII.  Eudigung  von  For- 
derungen nnd  Schulden.  \.  Erfüllung. 
2.  Oeffentliche  Hinterlegung.  3.  Erlas«.  4. 
Aufrechnung,  ö.  Vereinigung  von  Forderung 
nnd  Schuld. 


I.  Art  und  Grenzen  der  Haftung 
eines  Schuldners. 

1.  Soziale  Bedeutung  der  Sch.  Schuld- 
verhilltnisse  sind  rechtliche  Sonder- 
verbindungon  zu  gewissem  sozialen  Zu- 
sammenwirken. Die  von  den  Beteiligten  da- 
nach vorzunehmenden  Handlungen  nennen 
wir  Leistungen.  Diese  können  auch  in 
einem  Unterlassen  bestehen. 

Abzutrennen  sind  von  jenen  die  Ver- 


Art.  «n  e  rn  »10 
Mittel*.  Retchs- 

.  um,  s.  444 ff. 

d)  l'eber  die  mittelalterliehe  Eni- 
Wickelung  sowie  das  altere  gemeine 
deutsche  Recht:  S.  Stryk,  Usus  modernus 
pandectarum,  Hb.  42,  tit.  S,  $j?  7 ff.  —  Eich- 
horn, Deutsche  Staats-  und  Rechtsgesehichte 
&  S77,  4r>*!,  r-74ff.  —  Pflli/wn,  Zur  Lehre 
r<m  der  Bürgschaft  aus  dem  nordischen  Rechte, 
Zeitsehr.  f.  deutsche*  Recht,  Bd.  4,  IS40,  S.  1S4 ff. 

—  F.  A.  Blener,  Abhandlungen  aus  dem 
Gebiete  der  Rechtsgeschichte,  Leipzig  I846,  S. 
li'Jff.  —  O.  Platner,  l'eber  die  htstor.  Ent- 
icickelung  des  deutschen  Rechtes,  Marburg  18,*? ff., 
Bd.  S,  S.  Sil ß.  —  Stvbbe,  Zur  Geschichte  des  j 
deutscheu  Vertmgsrechts,  Ixipzig  M'JH,  &  178  ff.  I 

./.  Grimm.  Rechtsaltertümcr,  >.  Ausg.,  Gottingen  1  hältnisse  des  Fa  m  i 1  i  c  n  r e  c  h  t  s ,  die  denen 
isr>4,  s.  au  ff.  —  Seumann,  Geschichte  de»  des  Vermögensrechts  gegenüberstehen. 
Wuchers,  Halle  186:,,  S.  lS2ß.  —  v.  Melborn, 
Das  deutsche  /y'andrecht,  Marburg  1867.  S.  33  (f. 

—  E.  Friedender,  Das  Einlager,  Münster 
18H8.  —  Wach,  Der  italienische  Arrest pmzess, 
Uipzig  1868,  S.  lcjff.  —  Derselbe,  Der  Man,- 
fettationscid  in  Italien,  Zeitschrift  für  Rechts- 
getchirhtc,  Rd.  7,  180*,  S.  43'Jff.  —  G.Korn, 
De  jure  creditoris  in  prrtonam  debitori*  ipii 
»"Irendo  tum  est  semndum  ju*  aevi  »tedii  Grr- 
manoruvt,  Breslau  18W,  Habilitationsschrift.  — 


Ihre  Eigenart  besteht  in  dem  grundlegenden 
Sinne  persönlicher  wechselseitiger  Hingabe. 
Es  ist  der  bleibende  Inhalt  des  Verhält- 
nisses ungeteilter  Lebensgemeinschaft,  der 
beschirmenden  Autorität,  der  pietätvollen 
Unterordnung  und  bestimmenden  Fürsorge, 
welche  die  Beziehungen  der  Familie 
kennzeichnet ;  —  wogegen  im  Vermögens- 
recht  die  Einzelnen  als  a  b  s  t  r a  kte  Grösse  n 
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sich  gleich  stohend  gegenüber  ge- 
nommen werden.  In  dicsom  Sinne  konnte 
noch  vor  100  Jahren  in  der  Gesetzgebung 
(vgl.  A.L.R  II,  5).  wie  in  der  Theorie  (vgl. 
Kants  Rechtsphilosophie  §  30)  das  Ge- 
sinderecht  zum  Familienrecht  gezälüt  wer- 
den: während  es  heute  zu  den  Schuldver- 
hältnissen gehört. 

Der  obige  Begriff  des  Schiüdverhältnisses 
entstammt  dem  römischen  Recht:  Obligatio 
est  iuris  vinculum,  quo  necessitate  adstrin- 
gimur  alicuius  solvendae  rei  secundum  nos- 
trae  civitatis  iura  (pr.  I.  3,13).  Sie  ist  in 
das  frühere  gemeine  Recht  Deutschlands 
und  in  die  Laudesgesetzbücher  ttbergegangeu 
und  wird  von  dem  neuen  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch für  das  Deutsche  Reich  (GB.  241) 
vorausgesetzt. 

Dabei  treten  die  Schuld  Verhältnisse  inner- 
lialb  des  Vermögensrechts  in  Gegensatz  zu 
den  Ausschliessungerechten.  Bei 
dieseu  steht  der  Berechtigte  in  Beziehung 
zu  der  Gesamtheit  der  im  gleichen  Rechts- 
verbande Unterworfenen.  Sie  können  sich 
äussern  in  der  Ausschliessung  1.  von  der 
eigenen  Person  (hierher  auch  das  Namen- 
recht: G.B.  12);  2.  von  rechtsunterstellten 
Gegenständen  (Sachenrecht) ;  3.  von  der  Ver- 
wertung von  Geistesprodukten  (Urheber- 
und  Patentrecht).  —  Diesen  Ausschliessungs- 
rechten  entspringen  bei  Nichtachtung  ein- 
zelne Ansprüche,  deren  Inhalt  und  Art  der 
Durchführung  besonders  gesetzlich  geregelt 
ist ;  zuweilen  werden  sie  allerdings  von  der 
Gesetzgebung  in  einfacher  Verweisung  auf 
obligatorische  Ansprüche  normiert  (z.  B.  G.B. 
194.  413;  umgekehrt  292). 

Trotz  dieses  durchgreifenden  Unter- 
schiedes von  Sehuldverhältnisson  und  Aus- 
schliessungsrechten kann  ausnahmsweise 
auch  eine  bloss  obligatorische  Beziehung  von 
einem  Dritten  verletzt  werden,  so  dass 
dier-er  dem  Gläubiger  nun  verantwortlich 
ist.  Das  neuere  Recht  kennt  vier  Fälle 
dieser  Art:  1.  Schuldhaftc  Schädigung  und 
Hinderung  der  vorzuneluneuden  Leistung 
des  Schuldners  durch  einen  Dritten  ver- 
pflichtet diesen  Dritten  zum  Schade nersatz 
an  deu  Gläubiger;  z.  B.  ein  Dritter  ver- 
nichtet schuldhaft  die  Miet-  oder  Pacht- 
sache und  fügt  dadurch  dem  Mieter  oder 
Pächter  einen  Schaden  zu,  den  der  Ver- 
pächter nicht  zu  ersetzen  braucht  (G.B.  S23; 
— •  der  aufgestellte  Satz  ist  in  der  juris- 
tischen Litteratur  bestritten).  —  2.  Das 
Recht  zur  Sache,  liierunter  wird  fol- 
gender Fall  verstanden:  K  kauft  von  V  die 
Sadie  x:  ehe  x  an  K  übergeben  wird,  er- 
wirbt Z  x  zu  Eigentum;  nach  A.L.R.  war 
Z  dem  K  zur  Herausgabe  verpflichtet,  wenn 
er  den  Erwerb  wissentlich  vorgenommen 
(vgl.  Dernburg,  preuss.  Private.  1  §  1*4). 
N;ich  dem  G.B.  giebt  es  diesen  Satz  nicht: 


K  würde  dem  Z  gegenüber  kein  Recht  auf 
Herausgabe  der  von  ilim  früher  gekauften 
Sache  liabctu  (Vgl.  jedoch  G.B.  883).  — 
3.  Veräu8serungon  zum  Nachteil  der  Gläu- 
biger können  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen von  diesen  Gläubigern  dem  dritten 
Erwerber  gegenüber  augefochten  werden 
(R.G.  v.  23.  Juli  1879 ;  Konk.  Ord.  §§  29—42). 
—  4.  Der  Vermieter  und  Verleiher  oiner 
Sache,  die  an  einen  Dritten,  besonders  einen 
Aftermieter,  weitergegeben  worden  ist, 
können  bei  Beendigung  der  Miete  und  Leihe 
von  diesem  Dritten  die  Sache  herausver- 
langen, —  nicht  als  Eigentümer,  sondern 
als  solche,  die  aus  dem  Schuldverhältuisse 
dem  ersten  Mieter  und  Entleiher  gegenüber 
berechtigt  sind  (G.B.  550,  3  und  604,  4). 

Dieser  Abhandlung  ist  das  zur  Zeit  in 
Deutschland  geltende  Reichs-  und  Landes- 
recht mit  dogmengeschichtlichen  Rückblickeu 
zu  Grunde  gelegt 

Nach  diesem  ist  das  Gebiet  der  Schuld - 
Verhältnisse  sachlich  frei.  Es  steht  den 
Privaten  offen,  innerhalb  der  allgemeinen 
Grenzen  der  Vertrag-sf  reiheit  (s.  d.  Art) 
immer  wieder  neue  Geschäftsarten  zu 
schaffen.  Das  Gesetz  hat  nur  für  die  er- 
fahrungsmässig  am  meisten  vorkommenden 
Typen  von  Schuld  Verhältnissen  Einzelvor- 
sciiriften  bereit  gestellt.  Soweit  solche  in 
einem  besonderen  Falle  fehlen,  sind  sie  aus 
dem  Geiste  der  Rechtsordnung,  unter  Be- 
nutzung der  Analogie,  einzusetzen. 

Gerade  umgekehrt  sind  dingliche  Be- 
lastungen von  Gegenständen  nur  in  gesetz- 
lich gescldossener  Zahl  zulässig  (vgl.  Motive 
z.  G.B.  Hl  S.  3).  So  sind  beispielsweise 
rechtlich  unmöglich :  Hypotheken  für  andere 
Schulden  als  solche  auf  Gold;  eine  ding- 
liche Pacht;  dingliches  Wiederkaufsrecht 
u.  a.  m. 

Die  wichtigsten  Arten  einzelner  Schuld- 
verlxältnisse  sind  in  diesem  Werke  in  be- 
sonderen Artikelu  behandelt.  Von  ihnen 
allen  aber  giebt  es  allgemeine  Lehren,  deren 
Darstellung  hier  aufgenommen  werden  soll. 

2.  Die  Verpflichtung  zur  Leistung. 
Es  ist  eine  Streitfrage  der  neueren  Juris- 
prudonz:  Ob  ein  gültiges  Schuldverhältnis 
nur  dann  vorliege,  wenn  die  danach  vor- 
zunehmenden Leistungen  einen  »Vermögens- 
wert« ,  d.  h.  einen  in  Gehl  ausddagbaren 
Tauschwert  besitzen?  —  So  bei  Vorlagsver- 
trägen,  auch  wenu  dem  Verfasser  weder 
Honorar  noch  Freiexemplare  zugesagt  sind 
und  von  Geldinteresse  des  Autors  weder 
unmittelbar  noch  mittelbar  die  Rede  sein 
kann ;  bei  Schiedsverträgen ;  bei  Verträgen 
auf  Mitwirkung  in  einem  Faiuilieur.it,  der 
mit  Vennögensangelegeuhcitcu  nichts  zu 
thuu  hat  ;  bei  Abkommen  über  Unterlassung 
störenden  Geräusches  in  der  Nähe  von 
Kirchen,  Schulen,  Krankenhäusern  u.  s.  w. 
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Das  römische  Recht  erkannte  solche 
Schuldverhaltnisse  als  rechtliche  Bindungen 
nicht  an ;  nach  seinem  Prozessverfahren 
musste  die  Verurteilung  des  Pflichtigen 
stets  in  einer  Geldkonderanation  ausmünden. 
Heute  besteht  dieses  technische  Hemmnis 
nicht  mehr  (s.  C.P.O.  883  ff.).  Aus  den  all- 
gemeinen Grundsätzen  her,  von  denen  unser 
bürgerliches  Rocht  ausgeht,  ist  sich  gegen 
jene  Beschränkung  zu  erklären.  Dass  eine 
versprochene  Leistung  auf  dem  Markto  gegen 
Geld  sonst,  woher  zu  bekommen  ist,  das  ist 
für  den  Grundgedanken  unserer  austau- 
schenden Sozialwirtschaft  gleichgiltig.  Die 
Verfassor  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
wollten  denn  auch  die  Beschränkung  auf 
Geldeswert  für  die  Zulässigkeit  von  Sehuld- 
verhältnissen  nicht  aufnehmen;  aber  sie 
lehnten  sie  im  O.B.  nicht  ausdrücklich  ab, 
sondern  sie  licssen  sie  einfach  weg  (G.B. 
241;  Mot.  11,  5;  Prot  1,  279).  Cebrigens 
kennt  das  G.B.  einzelne  sichere  Sehuldver- 
hältnisse  ohne  notwendigen  Geldeswert  (vgl. 
G.B.  2373.  343). 

Für  die  Art  der  vorzunehmenden  Leis- 
tungen sagt  G.B.  242:  >Der  Schuldner  ist 
verpflichtet,  die  lieistung  so  zu  bewirken, 
wie  Treu  und  Glauben  mit  Rücksicht  auf 
die  Verkehrssitte  es  erfordern.«  Damit  hat 
das  G.B.  in  der  Richtung  seiner  grundsätz- 
lichen Stimmung,  in  dem  Wunsehe  nach 
Objektivierung  des  Rechtslebens 
bedeutsame  Stellung  genommen.  Für  die 
Wissenscliaft  ergibt  sich  die  Aufgabe,  diesen 
allgemein  gedachten  und  gefassten  Satz  in 
das  Ganze  der  Rechtsbetrachtung  einzu- 
reihen und  von  da  aus  für  die  gesicherte 
Anwendung  im  Einzelfall  bereit  zu  stellen 
(Vgl.  d.  Art.  Recht  snb  IV  oben  Bd.  VI 
S.  337  ff.) 

Sofern  aber  feststeht,  was  der  Schuldner 
zu  leisten  verpflichtet  ist,  so  ist  über  die 
Art  der  Erzwingung  an  dieser  Stelle 
an  zweierlei  zu  erinnern:  1.  Das  heutige 
Recht  kennt  keine  Pcrsonalexekntion,  ins- 
besondere keine  Schuldhaft  mehr.  R.G.  v. 
29.  Mai  1868;  E.G.  z.  C.P.O.  13  :  1  (vgl. 
aber  C.P.O.  887  ff.).  —  2.  Die  Verletzung 
einer  Vortragspflicht  zieht  regelmässig  nur 
eine  Verpflichtung  zum  Schadenersatze 
nach  sich,  aber  keine  Bestrafung.  Aus- 
nahmen finden  sich  im  St.G.B.  298  (der 
Matrose,  der  mit  der  Heuer  entläuft);  und 
329  (Nichterfüllung  von  Lieferungsverträgen 
zur  Zeit  eines  Krieges  oder  Notstandes); 
sowie  im  Preussischen  Landesrecht  im  0. 
v.  24.  April  1854  (für  Kontraktbruch  von  Ge- 
sinde, Sehiffsknechten,  ländlichen  Arbeitern, 
anch  Instituten,  die  auf  dem  Hofe  des  Guts- 
herrn angesiedelt  sind),  und  in  der  Preussi- 
schen Oesindeordnung  v.  8.  November  1810 
S.  167  ff.  (Gesinde,  das  vor  Ablauf  der  Dienst- 
ohno  Ursacho  den  Dienst  verlässt). 


3.  Unvollkommene  Rechteverbindlich- 
keiten. Im  römischen  Rechte  entstand 
eine  eigene  Art  von  Obligationen  infolge  der 
thatsächlich  so  bedeutenden  Verwendung 
von  Sklaven  innerhalb  des  bürgerlichen 
Rechtsverkehrs.  Diese  wurden  dabei  nicht 
nur  als  Boten  und  unselbständige  Gehilfen 
gebraucht,  sondern  geradezu  als  Stellver- 
treter ihrer  Herren  in  deren  Gescliäften. 
Da  nun  solche  Vertreter  von  dem  römischen 
Rechte  nur  mittelbar  zugelassen  wurden 
und  die  Rechte  und  Pflichten  an  sich  auf 
den  Kopf  des  abschliessenden  Vertreters  ge- 
stellt wurden  (der  sie  dann  auf  den  Ver- 
treteneu zu  übertragen  hatte):  so  musste 
dieses  bei  den  Sklaven,  als  mittelbaren 
Stellvertretern,  dazu  führen,  dass  die  von 
ilinen  erworbenen  Rechte  zwar  den  Herren 
ohne  weiteres  zukamen,  die  übernommeneu 
Pflichten  aber  an  sich  den  Sklaven  zur  Last 
verblieben.  Wurden  sie  später  freigelassen, 
so  mochte  der  Gläubiger  jene  Schuld  ein- 
klagen :  bis  dalün  bestand  sie  zwar  als  eine 
rechtliche,  aber  eine  vor  Gericht  nicht  ein- 
klagbare Verbindlichkeit  (naturalis  obligatio). 
—  Dieser  Begriff  wurde  dann  auch  in  an- 
deren Fällen  vom  römischen  Rechte  ange- 
wandt (Darlehen  des  Haussohnes  gegen  da* 
SC.  Macedonianum :  Haftung  des  Erben  auf 
mehr  als  Dreiviertel  der  Erbschaft  nach  der 
lex  Falcidia  u.  a.). 

Auch  sj)ätero  Gesetzgebungen  liabeu  sich 
des  Gedankens  solcher  unvollkommenen 
Rechtsverbindlichkeiten  bedient:  so  insbe- 
sondere das  Allgemeine  Landrecht  \m  Ver- 
trägen über  150  Mark,  sobald  die  gesetzlich 
nötige  Schriftform  nicht  gewahrt  war. 
Solche  Schulden  stellen  also  juristische 
Pflichten  dar  und  sind  mit  blossen  k  o  n  - 
vent  ionalen  Anforderungen  nicht  zu  ver- 
wechseln ;  aber  alle  ihre  Fälle  haben  nur 
dieses  gemeinsam,  dass  sio  gegen  den  Willen 
der  Verbundenen  k  1  a  g  e  w  e  i  s  e  n  i  c  h  - 
durchgesetzt  werden  können;  weit 
che  positiven  Wirktingen  sich  dagegen  mit 
ihnen  verbinden,  das  ist  in  den  einzelnen 
gesetzlich  anerkannten  Fällen  der  unvoll- 
kommenen Rechtsverbindlichkeiten  ver- 
schieden. 

Danach  hat  O.B.  folgende  Fälle:  1.  Die 
verjährte  Forderung.  Ihre  freiwillige  Er- 
füllung ist  keine  Scnenkung  (222;  510);  sio 
kann  mittelbar  durch  die  für  sie  weiter 
haftenden  Hypotheken  und  ifändor  durch- 
gesetzt werden  (233;  dagegen  768);  sie  ist 
immer  noch  zur  Aufrechnung  geeignet,  wenn 
Forderung  und  Gegenforderung  einmal  un- 
verjährt sich  gegenüberstanden  (390;  vgl. 
479  ;  490).  2.  Forderung  aus  Spiel  und 
Wette.  Sie  ist  nicht  einklagbar;  das  auf 
Grund  des  Spiels  oder  der  Wette  Geleistete 
kann  aber  nicht  deshalb  zurückgefordert 
werden,  weil  eine  Verbindlichkeit  nicht  bc- 
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standeu  liat  (702).  3.  Mäklerlohn  für  Hei- 
ratsvermittlung ist  el»enso  zu  behandeln 
(656).  4.  Endlich  sagt  G.B.  814  allgemein: 
Das  zum  Zwecke  der  Erfüllung  einer  Ver- 
bindlichkeit Geleistete  kann  nicht  zurückge- 
fordert werden,  wenn  die  Iieistung  einer 
sittlichen  Pflicht  oder  einer 
auf  den  Anstand  zu  n  e  h  m  e  n  d  o  n 
Rücksicht  entsprach  (vgl.  auch  .817). 

4.  Unmöglichkeit  der  Leistung.  Wenn 
die  in  Aussicht  genommene  Leistung  in  der 
gemeinten  Weise  nicht  vollzogen  werden 
kann,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  diese  Un- 
möglichkeit bereits  zur  Zeit  der  Begründung 
des  Schuldverhältnisses  vorhanden  war  oder 
erst  später  eingetreten  ist. 

Die  ursprüngliche  Unmöglichkeit 
(z.  B.  die  verkaufte  Sache  war  beim  Ver- 
tragssehlusse  ohne  Wissen  der  Kontrahenten 
schon  untergegangen)  lässt  kein  Schuld  Ver- 
hältnis entstehen  (300):  es  sei  denn,  dass 
die  Unmöglichkeit  wieder  zu  heben  ist  und 
mit  Rücksicht  hierauf  ein  Vertrag  einge- 
gangen wurde  (3<is).  Wer  bei  der  Schlies- 
sung eines  Vertrages,  der  auf  eine  unmög- 
liche Ix'istung  gerichtet  ist,  die  Unmöglich- 
keit der  Leistung  kennt  oder  kenneu  muss, 
-ist  zum  Ersätze  des  Schadens  verpflichtet, 
den  der  andere  Teil  dadurch  erleidet,  dass 
er  auf  die  Giltigkeit  des  Vertrages  vertraut 
(sog.  negatives  Vertragsinteresse) ;  nicht 
also:  des  Schadens,  den  der  andere  Teil 
dadurch  erleidet,  dass  der  Vertrag  nicht  er- 
füllt wird  (307). 

Bei  einei  nachfolgenden  Unmög- 
lichkeit kommt  es  darauf  an,  ob  der  Schuld- 
ner die  Unmöglichkeit  zu  vertreten  hat; 
dann  muss  er  Ersatz  leisten,  sonst  ist  er  frei. 
Wann  dies  zu  bejahen  ist,  muss  aus  dem 
besonderen  Rechtsverhältnis  entschieden 
werden :  Es  kommt  also  in  erster  Linie  auf 
die  Bestimmung  der  Beteiligten  an;  in 
manchen  Fällen  auf  Sonderregelung  (z.  B. 
bei  Gastwirten,  G.B.  701),  im  Zweifel  hat 
der  Schuldner  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  zu 
vertreten  (27 6 :  —  den  Vorsatz  sogar  zwingend : 
pactum  ne  dolus  praestetur  nulluni  est, 
270.  2). 

Die  aufgeführten  Rechtsgrundsätze  sind 
zunächst  nur  ffir  den  Fall  aufgestellt,  dass 
der  eine  Beteiligte  der  Gläubiger,  der  an- 
dere der  Schuldner  ist.  In  den  praktisch 
wichtigsten  Fällen  der  gegenseitigen 
Verträge  kennt  unser  Recht  besondere 
Ausgestaltungen  jener  Normen ;  worüber 
unten  sub  iV. 

5.  Zahlungsunfähigkeit  Besondere 
Beachtung  verdient  der  Fall,  dass  die  Passiva 
jemandes  seine  Aktiva  übersteigen.  Hier 
gilt: 

1.  Ks  besteht  eine  gewisse  Pflicht,  die 
Zahlungsunfähigkeit  zu  vermeiden :  einmal 
für  den  Schuldner,  mit  Strafandrohungen 


(K.O.  239—244,  an  Stelle  des  früheren  St.G.B. 
281  ff.) ;  sodann  für  dritte  Erwerter  (s.  ol>en 
I  Nr.  3). 

2.  Es  ist  üblich,  dass  ein  Schuldner,  der 
in  Zahlungsverlegenheiten  geraten  ist,  mit 
seinen  Gläubigern  verhandelt  und  zur  Ver- 
meidung eines  Konkurses  vorschlägt,  ihm 
Ausstand  zu  geben  oder  einen  Teil  seiner 
Schulden  zu  erlassen.  Frühere  Rechte 
kannten  hier  die  Möglichkeit,  dass  die  Gläu- 
biger durch  Mehrheitsbeschlüsse  von  ihnen 
oder  durch  landesherrliches  Reskript  zur 
Annahme  solcher  Vorschlage  des  Schuldners 
gezwungen  werden  konnten :  sowie  dass  der 
Schuldner  eine  »cessio  bonorum«  vornahm 
und  sich  durch  Hingabe  seines  Vermögens 
von  allen  Schulden  frei  machte  und  noch 
den  Notbedarf  für  sich  Inhalten  durfte 
(vgl.  Windscheid,  Pandekten  $  266). 
Derartige  Zwangsstundungen  (Moratorien! 
sowie  die  Rechtswohlthat  der  Güterabtre- 
tung sind  durch  die  neuere  Gesetzgebung 
für  unzulässig  erklärt  worden  (E.G.  z. 
K.O.  4:  E.G.  z.  C.PO.  14).  Möglich  ist 
nur  noch  ein  Zwangsvergleich  im  Konkurse 
(K.O.  173  ff.) 

3.  Gelingt  keine  Einigung,  so  kommt  es 
zum  Konkurse  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  V  S.  288ff.). 

4.  Eine  schwierige  gesetzgclterische 
Frage  ist:  ob  einem  zahlungsunfähigen 
Schuldner  alles  zur  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers Taugliche  genommen  worden  darf 
oder  ob  ihm  und  seiner  Familie  etwas 
unter  allen  Umständen  zu  belassen  ist. 
Unsere  Gesetzgebung  kennt  als  Regel  die 
erste  Alternative:  mit  zwei  Ausnahmen: 

a)  In  manchen  Schuldverhältnissen  be- 
steht die  Rechtswohlthat  des  Notbedarfs 
(beneficium  competenriae).  Hier  darf  der 
verklagte  Schuldner  von  der  an  sich  richtig 
stehenden  Forderung  des  Gläubigers  so  viel 
abziehen,  dass  ersterer  für  sich  und  seine 
Unterlialtsberechtigten  noch  den  standes- 
mässigen  Unterhalt  behält.  Nur  zidässig 
gegenüber    Schenkungsforderungen  (519; 

i  vgl.  .r>29) ;  bei  Ersatzforderungen  gegen  einen 
j  unzurechnungsfähigen  Beschädiger  (829) ;  und 
bei  gesetzlicher  Unterhaltspflicht  (1603;  vgl. 
j  1608). 

b)  .Manche  Sachen  des  SclnUdners  sind 
(nach  zersplitterter  kasuistischer  Regelung 
unserer  Gesetze)  der  Pfändung  entzogen 
(C.P.O.  811-813). 

II.  Die  geschuldete  Leistung. 
1.  Einteilung  der  Leistungen.  Neben 
manchen  Unterscheidungen  von  mässiger 
Tragweite,  wie  der  von  positiven  Ijeistungen 
und  Unterlassungen  (G.B.  241),  kommt 
besonders  der  Gegensatz  von  teilbaren 
und  unteilbaren  Leistungen  in  Be- 
tracht. Die  Gesetzgebung  verwendet  ihn 
mannigfach,  namentlich  in  der  Frage  der 
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Gesanitschuldcn  (s.  unten  sub  V,  4),  ohne  ihn 
selbst  zu  bestimmen.  Tertiär  ist  eine  Leistuug 
dann,  wenn  sie  in  Teile  zerlegt  werden 
kann,  die  unter  sich  und  mit  der  Gesamt- 
leistung der  Art  nach  gleich  sind ; 
z.B.GeJdzahlungen,Eigentumsverechaffungen, 
dagegen  nicht  z.  13.  Bauton. 

Bedeutsam  ist  ferner  die  Unterscheidung 
von  Haupt-  und  Nebenleistungen; 
unter  den  letzteren  treten  als  typisch  her- 
vor: Zinsen;  Zwischenvorteile;  Draufgabe; 
Vertragsstrafe  (s.  III,  1.— 4.)/  —  Und  zu 
erwähnen  die  Einteilung  in  einfache  und 
zusammengesetzte  Leistungen;  wobei 
unter  den  letzteren  die  periodisch 
wiederkehrenden  hervorzuheben  sind, 
vor  allein  die  Renten,  die  unter  den  Schuld- 
verhältnissen als  L  e  i  b  r  e  n  t  e  n  vorzukommen 
pflegen,  lieber  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
der  I^eibrenten  s.  d.  Art.  oben  Bd.  V  S.  593  ff. 
Hier  ist  vom  Standpunkte  der  neuesten  Gesetz- 
gebung dieses  nachzutragen :  Eine  Leibrente 
kann  auf  den  verschiedenartigsten  Rechts- 
grflnden  beruhen.  Gründet  sie  auf  Vertrag, 
so  i*t  nach  G.B.  761  Schriftlichkeit  der 
Srhuldnererklärungerfonlerlich.  Die  näheren 
Bedingungen  stehen  zunächst  unter  freier 
Festsetzung  der  Parteien ;  als  ergänzende 
Sätze  stellt  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  auf; 
Die  Rente  ist  für  die  Lebensdauer  des 
Gläubigers  zu  entrichten ;  der  für  die  Rente 
bestimmte  Betrag  ist  der  Jahresbetrag  der 
Rente  (759;  vgl.  814,  2.  u.  E.G.  42).  Die 
Rente  ist  im  voraus  zu  entrichten ;  eine 
OeMrento  ist  für  drei  Monate  vorauszu- 
zahlen, bei  einer  anderen  Rente  bestimmt 
sich  der  Zeitabschnitt,  für  den  sie  im  vor- 
aus zu  entrichten  ist,  nach  der  Beschaffen- 
heit und  dem  Zwecke  der  Rente;  hat  der 
Gläubiger  den  Beginn  des  Zeitabschnittes 
erlebt,  für  den  die  Rente  im  voraus  zu  ent- 
richten ist,  so  gebührt  ihm  der  volle  auf 
den  Zeitabschnitt  fallende  Betrag  (760). 

2.  Unbestimmtheit  der  Leistung.  Es 
kommt  häufig  vor,  dass  ein  Schuldverhältnis 
begründet  wird,  ohne  dass  die  danach  vor- 
zunehmenden Leistungen  beiderseits  genau 
festgelegt  sind;  so  bei  uns  häufig  in  Ver- 
trägen mit  Handwerkern,  beim  Einkehren 
im  Gasthofe  u.  a. 

Die  Gesetzgebung  hat  hier  geschwankt. 
Das  romische  Recht  war  Obligationen  mit 
unbestimmtem  Leistungsinhalt  nicht  günstig. 
Es  erkannte  sie  nur  in  einzelnen  besonderen 
Fällen  an,  z.  B.  boira  Gesellschaftsvertrage, 
und  Hess  sonst  mir  bei  bonae  fidei  actiones 
jenes  zu,  wenn  die  nähere  Bestimmung  der 
Leistung  auf  die  Entscheidung  eiues  Dritten 
gestellt  war;  wofür  sich  schon  dort  die 
richtige  Konstruktion  als  bedingte  Obli- 
gation findet.  Die  Gesetzgebung  nach  der 
Reception  dehnte  dieses  auf  alle  unbestimmt 
gebliebenen  Nebenpunkte  aus,  die  durch 


richterliches  Ermessen  objektiv  zu  ergänzen 
wären  (s.  bes.  A.L.R.  I,  5  §  71;  vgl.  I,  4 
§  108).  G.B.  315-319  hat  dieses  jetzt 
saehgemäss  abgeschlossen. 

Es  spricht  nur  von  einer  solchen  Unbe- 
stimmtheit der  Iieistung,  die  gehoben 
w  erden  k  a  n  n.  Ist  sie  gar  nicht  ver- 
besserlich,  sondern  müsste  etwas  ganz  Neues 
geschaffen  werden,  so  ist  einstweilen  noch 
kein  Scludd Verhältnis  gegeben ;  z.  B.  die 
Gründer  einer  Aktiengesellschaft  haben  sich 
vorbehalten,  das  Statut  erst  noch  zu  ent- 
werfen. 

Kann  die  Unbestimmtheit  durch  einfache 
Verbesserung  beseitigt  werden,  so  kommt 
es  darauf  an,  ob  dieses  durch  den  einen 
Vertragschliessenden  oder  durch  einen 
Dritten  geschehen  soll;  und  fernerhin:  ob 
es  nach  freiem  Belieben  oder  nach  billigem 
Ermessen  vorzunehmen  ist.  Für  das  letz- 
tere soll  nach  G.B.  315  die  Vermutung  der 
Parteiabsicht  sprechen.  Bei  mangelnder 
Ueliereinstiminnng  hat  das  Gericht  nach  ob- 
jektivem Massstabe  zu  entscheiden.  Jenes 
erste  würde  das  Oeschäft  überhaupt  ungiltig 
machen,  wenn  ein  schrankenlos  freies  Be- 
lieben obwalten  sollte  (G.B.  138;  s.  d.  Art. 
Vertragsf roiheit);  dagegen  würde  es 
in  gewissen  feston  Grenzen  giltig  sein, 
z.  B.  ein  Verkäufer  behält  sich  vor,  bei 
steigender  Konjunktur  den  Kaufpreis  bis 
zu  einem  limitierten  Maximum  zu  er- 
hohen . 

3.  Alternative  Schuldverhfiltnlsse.  Dies 
sind  Schuldverhältnisse,  die  auf  eine  Leis- 
tung dieses  oder  jenes  Inhaltes  gehen ;  wo- 
bei im  Zweifel  der  Sclnddncr  die  Wahl  hat 
(G.B.  362).  Sio  können  von  vorne  herein 
durch  Rechtsgeschäft  in  dieser  Eigenart  be- 
stimmt sein  ;  namentlich  auch  durch  Ver- 
mächtnis (G.B.  2154).  Es  ist  aber  auch 
möglich,  dass  solche  Wahlmögliclikeit  erst 
hinterher  eintritt,  besonders,  wenn  bei  gegen- 
seitigen Verträgen  nachträglich  eine  Un- 
möglichkeit der  Leistung  durch  den  Ver- 
pflichteten verschuldet  wird  und  nur  der 
Gläubiger  verschiedene  Forderungsrechte 
gegen  ihn  zur  Wahl  gestellt  bekommt  (s. 
unten  sub  IV,  3). 

Wenn  eine  solche  Wahlschuld  durch- 
geführt werden  soll,  so  muss  sie  auf  dio 
eine  Iieistung  »sich  beschränken«.  Eine 
solche  Koncentratiou  geschieht  entweder 
durch  Bestimmung  dos  Wahlberechtigten 
oder  durch  Unmöglichwerden  der  einen 
Leistung.  Letzteres  mit  der  Modifikation, 
(Iass  bei  Verschulden  des  Pflichtigen  der 
wahlberechtigte  Gläubiger  nach  seiner  Wahl 
immer  noch  anstatt  der  übrig  gebliebenen 
Iieistung  den  Wert  der  unmöglich  geworde- 
nen verlangen  kann ;  z.  B.  bei  einem  Pferde- 
handel, wooei  der  Käufer  unter  zwei  Tieren 
soll  wählen  dürfen,  geht  das  eine  Pferd 
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durch  falirlässige  Behandlung  des  Verkäu- 
fers zu  Grunde. 

Die  Wahl  des  Berechtigten  wird  durch 
einseitige  Erklärung  dem  anderen  Teile  gegen- 
über vollzogen  ;  einer  Annahme  durch  diesen 
letzteren  bedarf  es  nicht.  Die  Wahl  ist 
bindend  geschehen,  sobald  die  Erklärung  in 
den  Besitz  des  anderen  Teiles  gelangt  ist 
(G.B.  263;  130). 

Verschieden  von  dem  alternativen  Schuld- 
verhältnis ist  die  Genusobligation  oder 
Gattlingsschuld.  Hier  ist  die  vorzunehmende 
Iieistung  nicht  auf  einen  besonders  be- 
stimmten Gegenstand  gerichtet,  sondern  nur 
der  Art  nach  festgelegt:  sei  es,  dass  es 
sich  um  eine  Quantität  vertretbarer  Sachen 
handelt  (G.B.  91)  oder  dass  sonstwie  Art- 
merkmale angegelion  sind,  z.  B.  ein  zu 
einem  bestimmten  Zwecke  taugliches  Objekt 

Wer  eiue  nur  der  Gattung  nach  be- 
stimmte Sache  schuldet,  hat  eine  Sache  von 
mittlerer  Art  und  Güte  zu  leisten.  Wenn 
er  bei  t^uantitätslicferungen  aus  seinem  Ge- 
samtvorrate das  bestellte  Quantum  ausge- 
schieden und  zur  Versendung  gebracht  hat 
(G.B.  213:  »das  zur  Leistung  einer  solchen 
Sache  seinerseits  Erforderliche  gethan  hat«), 
so  beschränkt  sich  das  Schiddvcrhältnis  nur 
auf  diese  Sache. 

4.  Erfüllungsort.  Für  die  Frage,  an 
welchem  Orte  eine  ausstehende  Verpflich- 
tung zu  erfüllen  ist,  kommt  es  in  erster 
Linie  auf  Hie  besondere  Bestimmung  der 
Beteiligten  l>ei  der  Begründung  desSchuld- 
verhältnisses  an.  Fehlt  diese,  und  ist  auch 
aus  der  Natur  der  Leistung  nichts  zu  ent- 
nehmen (wie  z.  B.  bei  Arl>eiten  an  oder  in 
einem  Hause),  so  hat  die  Iieistung  an  dem 
Orte  zu  erfolgen,  an  welchem  der  Schuld- 
ner zur  Zeit  der  Entstehung  des  Schuldvcr- 
hältnisses  seinen  Wohnsitz  liatte.  Betreibt 
der  Schuldner  ein  Gewerbe  und  liat  er  in 
diesem  Betriebt*  eino  Verbindlichkeit  auf- 
genommen, so  ist  der  etwa  liesonders  vor- 
handene Ort  der  gewerblichen  Niederlassung 
der  richtige  Erfüllungsort  (G.B.  261». 

Dieses  lindert  sich  bei  Geldschulden.  Bei 
ihnen  hat  der  Schuldner  das  zu  zahlende 
Geld  auf  seine  Gefahr  und  seine  Kosten 
dem  Gläubiger  au  dessen  Wohnort  zu  ülier- 
mitteln ;  möglicherweise  tritt  auch  hier  an 
die  Stelle  des  Wohnsitzes  der  Ort  der  ge- 
werblichen Niexlerlassung  des  Gläubigers, 
entsprechend  dein  oben  bemerkten  (G.B.  270). 

Es  steht  den  Privaten  frei,  durch  be- 
sondere Bestimmungen  diese  Normen  anders 
zu  gestalten.  L'nd  es  gelten  Itesondcre  Be- 
stimmungen kraft  des  Gesetzes  in  folgenden 
Fällen:  a)  Für  Wechselschulden  (W.O.  4,  S); 
b)  für  Schuldverschreibungen  auf  den  In- 
haW  (G.B.  7517);  c)  für  Grundschulden 
(G.B.  1194);  d)  bei  Zahlungen  an  öffent- 
liche Kassen,  die  an  der  Kasse  in  Empfang 


genommen  werden  müssen  (KG.  92, 
A.G.  11). 

5.  Rechte  Zeit  der  Leistung  und  Ver- 
zug. Massgebliche  Unterlage  bietet  im 
heutigen  bürgerlichen  Recht  G.B.  271.  Es 
ist  zuvörderst  zuzusehen,  ob  für  ein  be- 
sonderes Schuldverliältnis  etwas  Eigenes  be- 
stimmt oder  dafür  aus  den  Umständen  zu 
entnehmen  ist;  anderenfalls  gilt  auch  heute 
der  Satz  der  Römer:  ipiod  sine  die  delietur, 
praesenti  die  debetur  (1.  14  D.  de  K.J.  50, 
17).  Für  einige  besonders  wichtige  Schidd- 
verhältnisse  hat  das  Gesetz  eigene  Normeu 
ergänzend  aufgestellt :  so  bei  der  Miete  und 
Pacht  (."»51 ;  581).  der  I^eihe  (604),  dem  Dar- 
lehen (609),  der  Hinterlegung  (695)  u.  a. 

Bei  der  Frage  nach  der  rechten  Zeit 
einer  schuldnerisehen  Iieistung  kommt  die 
oben  gegebene  Darlegung  über  mögliche 
Unltestimmtheit  in  dem  Schiddgrunde  be- 
sonders zur  Anwendung  (s.  oben  sub  2).  Es 
steht  alsdann  fest,  dass  jetzt  noch  nicht  zu 
zahlen  ist;  aber  der  gewährte  Aufschub  ist 
in  seiner  Dauer  unsicher.  So  wird  wold 
Zahlung  in  Aussicht  gestellt  »nach  Gelegen- 
heit», > sobald  der  Schuldner  dazu  in  der 
I«ige  sei<,  »auf  Verlangen  des  Gläubigers-, 
-in  beliebigen  Jahreszielen«,  ^nach  und 
nach«,  »baldlhunlichst«  u.  v.  a.  m.  —  Hier 
ist  nach  den  vorhin  entwickelten  Grund- 
sätzen auf  folgendes  wieder  acht  zu  haben : 
Steht  die  Zeit  ganz  schrankenlos  im  freien 
Beliehen  des  Schuldners,  so  ist  gar  keine 
rechtliche  Pflicht  vorhanden;  jener  soll 
1  laften  *si  voluerit  ,,  er  hat  nur  mit  Worten 
gespielt  (vgl.  G.B.  118i;  nur  dann,  wenn  die 
Zeit  der  Erfüllung  eines  Ve  r  m  ä c  h  t  u  i  s  s  e  s 
dem  freien  Belieben  des  Beschwerten  ülier- 
lassen  ist,  so  wird  die  l/nstung  im  Zweifel 
mit  dem  Tod  des  Beschwerten  fällig  (G.B. 
2181).  Dagegen  ist  bei  Freiheit  innerhalb 
eines  begrenzten  Zeitraumes  das  Versprechen 
giltig;  und  es  ist  ohne  jene  Begrenzung  im 
Zweifel  überhaupt  anzunehineu,  dass  der 
richtige  Zahlungstermin  nach  objektiver  Er- 
wägung zu  bestimmen  sei,  und  der  Schuldner 
nach  Treu  und  Glauben  mit  Rücksicht  auf 
die  Verkehrssitte  zu  leisten  habe  (G.B.  242; 
cf.  1.  7  pr.  D.  18,  1). 

Wenu  nach  diesen  Sätzen  die  rechte  Zeit 
der  Iieistung  festgestellt  ist,  so  kann  eine 
Abweichung  zunächst  durch  verfrühte 
Zahlung  auftreten.  Hier  erhebt  sich  die 
Frage  nach  der  Zulässigkeit  des  Abzuges 
von  Z  w  i  s  c  h  e  n  z  i  n  s  e  n  (internsurium).  Das 
G.B.  272  verneint  sie  und  lässt  auch  l*ei 
irrtümlich  verfrühter  Zahlung  keine  Rück- 
forderung von  Zinsen  zu  (813,  2). 

Wird" die  Iieistung  dagegen  verspätet, 
so  braucht  der  Gläubiger  zwar  nicht  mehr 
anzunehmen,  hat  aber  auch  an  und  für  sich 
noch  keinen  Anspruch  auf  Schadenersatz. 
Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Sache  noch 
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nicht  vor  Gericht  rechtshängig  geworden  ist 
(G.B.  291  ff.)  oder  gar  mit  rechtskräftiger 
Verurteilung  des  Schuldners  schon  geendigt 
hat  (G.B.  283). 

Anders  stellt  sich  dieses  im  Falle  des 
Verzuges.  Dieser  liegt  vor,  sobald  der 
Schuldner  nach  dem  Eintritte  der  Fälligkeit 
vom  Gläubiger  gemahnt  wird;  ist  für  die 
Leistung  eine  Zeit  nach  dem  Kalender  be- 
stimmt, so  tritt  der  Verzug  auch  ohne  Mah- 
nung ein  (dies  interpellat  pro  nomine).  In 
keinem  Falle  kommt  der  Schuldner  in  Ver- 
zug, solange  die  Leistung  infolge  eines  Um- 
standes  unterbloibt,  den  er  nicht  zu  ver- 
treten liat.  —  Nach  eingetretenem  Schuldner- 
verzug hat  der  Schuldner  dem  Gläubiger 
allen  durch  die  Verzögerung  entstandenen 
Schaden  zu  ersetzen.  Und  er  liaftet  auch 
dann,  wenn  ihm  jetzt  die  Leistung  auch  nur 
durch  leichtes  Versehen  unmöglich  wird; 
ja  sogar,  falls  dies  durch  einen  Zufall  ein- 
tritt, der  bei  rechtzeitiger  Lieferung  den 
Gläubiger  nicht  betroffen  haben  wurde.  Eine 
Geldschuld  ist  während  des  Schuldnerver- 
ziiges  mit  4%  zu  verzinsen;  so  festgesetzt 
gegen  den  Vorschlag  des  Bundesrats  auf 
Verlangen  des  Reichstags.  Eine  heftige 
juristische  Streitfrage,  die  sich  hieran  an- 
geknüpft hat.  ist  die:  ob  auch  für  solche 
Forderungen,  die  am  1.  Januar  1900,  dem 
Tage  des  Inkrafttretens  des  neuen  Rechts, 
schon  in  der  Lage  des  Verzuges  waren,  die 
jetzige  niedrige  Verzinsung  einzusetzen  habe? 
(vgl.  E.G.  170);  über  alles  dieses  s.  O.B.  284  ff. 

Endlich  kann  es  auch  einen  Verzug 
des  Gläubigers  geben;  nämlich  dann, 
wenn  der  Gläubiger  die  geschuldete  Leistung 
nicht  annimmt,  obgleich  sie  ihm  ordnungs- 
mässig  angeboten  worden  ist.  Eine  Ent- 
schädigung, dass  ihm  die  rechtzeitige  An- 
nahme nicht  möglich  gewesen,  giebt  es  für 
den  Gläubiger  nicht.  —  Durch  den  An- 
nahraeverzug  wird  der  Schuldner  nicht  frei. 
Er  kann  nur  verlangen,  dass  ihm  aller  durch  die 
Verzögerung  entstandener  Schaden  vergütet 
wird.  Auch  ein  Recht  auf!  *reisgabe  der  nicht  ab- 
genommenen Leistung  hat  der  Schuldner  nach 
unBerem  Rechte  nicht  (s.  aber  G.B.  303).  Wold 
alter  kommt  das  Recht  der  öffentlichen  Hinter- 
legung und  unter  Kaufleuten  das  des  Selbst- 
hilfeverkaufs in  Betracht  (s.  unten  sub  VII,  2). 
Stösst  dem  zu  liefernden  Gegenstand  wäh- 
rend des  Gläubigerverzuges  eine  Schädigung 
zu,  so  ist  der  Schuldner  nur  verantwortlich, 
wenn  ihn  eine  grobe  Fahrlässigkeit  trifft» 
lieber  die  mora  aeeipiendi  s.  jetzt  G.B.  293  ff. 

III.  Nebenleistungen  und  Schadenersatz. 

1.  Zinaen.  Sie  sind  eine  Vergütung  für 
den  gewährten  oder  entbehrten  Genuss  eines 
»Kapitals«  im  Rechtssinne.  Die  National- 
ökonomie hat  es  bekanntlich  versucht,  das 
Wort  Kapital  in  besonderem  Sinn  zur 


Verwendung  im  Dienste  der  Dir  eigenen 
Aufgaben  auszuprägen;  aber  nicht  in  ganz 
einheitlicher  Weise.  Bald  versteht  man  dort 
darunter  einfach  jedes  Produktions- 
mittel, jede  Sache,  die  zur  Hervorbringuug 
anderer  notwendiger,  nützlicher,  angenehmer 
Sachen  verwendet  wird,  —  was  nuu  au  sich 
eine  bloss  technologische  Betrachtung 
abgiebt;  bald  meint  man  (besonders  nach 
dem  Vorgange  vou  Marx)  damit  Privat- 
vermögen, das  zur  plan  massigen  Pro- 
duktion von  Warenmassen  bestimmt  ist.  Für 
den  juristischen  Sprachgebrauch  kommt 
Kapital  als  Summe  vertretbarer  Sachen, 
besonders  von  Geld,  vornehmlich  in  Betracht. 
Für  den  Zinsen  begriff  wird  dabei  ferner 
vorausgesetzt,  dass  es  periodische,  <|noteii- 
mässig  festgesetzte  Leistungen  gleicher  Art, 
wie  das  Kapital,  sind. 

Die  Verpflichtung  zur  Zinsenzaldungkann 
auf  allen  möglichen  Rechtsgründen  beruhen : 
Vertragsinässigo  Bindung  des  Schuldners, 
gesetzliche  Zinsenpflicht  nach  einzelnen  Be- 
stimmungen des  G.B.,  insbesondere  Verzugs- 
zinsen (s.  oben  sub  II,  5). 

Eine  Zins  Verbindlichkeit  ist  juristisch 
nach  ihrer  Entstehung  als  ein  neues  Forde- 
rungsrecht zu  ^handeln,  das  für  sich  durch- 
zuführen ist,  selbständig  eingeklagt  werden 
kann  und  das  namentlich  einer  eigeueu 
Verjährung  unterliegt  (G.B.  197;  —  224 
steht  damit  nicht  in  Widerspruch). 

Nicht  uninteressant  ist  die  Frage,  ob 
eine  Sicherheit,  die  für  die  Hauptschuld 
gegeben  ist,  auch  für  die  Zinseu  haftet.  Diis 
G.B.  ist  auf  diese  Frage  an  vier  Stellen  ein- 
gegangen. 

1.  I)er  Bürge  haftet  für  »den  jeweiligen 
Bestand  der  Hauptverbindlichkeit« ;  also  auch 
für  alle  Zinsen,  die  er  nicht  besonders  bei 
der  Verbürgung  ausgenommen  hat.  Dass 
er  für  nachträgliche  \  ertragsziusen  nicht 
ohue  weiteres  haftet,  folgt  nicht  aus  einer 
besonderen  juristischen  Natur  dieser,  sou- 
dern  aus  der  Stellung  des  Bürgen  (G.B.  707). 

2.  Kraft  einer  Hypothek  haftet  das 
Grundstück  und  kraft  des  Pfandrechts  au 
einem  in  das  Schiffsregister  eingetragenen 
Schiffe  haftet  das  letztere  für  die  bedungeneu 
und  die  gesetzlichen  Zinsen  gleichmässig ; 
und  auch  für  Zinsen  aus  nachträglichen 
Rechtsgeschäften  bis  fünf  vom  Hundert 
(G.B.  1123;  1264). 

3.  Ein  Faustpfand  haftet  für  alle  Zinsen 
zur  Zeit  der  Verpfändung ;  und  auch  für  die 
späterhin  kontrahierten  Zinsen,  falls  der  per- 
sönliche Schuldner  der  Eigentümer  des 
Pfandes  ist  (G.B.  1210). 

Was  endlich  die  sogenannten  Zinsbc- 
schränkungen  anlangt,  so  ist  der  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  eingeschlagene  Weg 
im  allgemeinen  nicht  verlassen  worden.  Er 
charakterisiert  sich  bekanntlich  dadurch,  dass 
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nicht  nur  der  Zinsbegriff,  wie  er  oben  fest- 
gestellt worden  ist,  liier  in  Betracht  kommt, 
sondern  namentlich  auch  Konventionalstrafe 
und  Vergütungen  irgendwelcher  Art;  dass 
fernerhin  der  Wucher  in  erster  Linie  als 
strafbares  Delikt  auftritt  und  sein  Vor- 
handensein durch  die  Momente  der  Aus- 
beutung und  der  U  n  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  mä  ssi  g- 
keit  nach  Massgabe  des  einzelnen  Falles 
bestimmt  wird.  Das  G.B.  hebt  das  Bundes- 
gesetz vom  14.  November  1867  auf ;  aber  es 
hat  die  Bestimmung  übernommen,  dass  bei 
höheren  Zinsen  als  sechs  vom  Hundert  ein 
ausserordentliches  (auf  Inhaberpapiere  nicht 
erstrecktes)  Kündigungsrecht  stattfindet. 
Zinseszinsen  sind  unzulässig;  für  Sparkassen, 
Kreditanstalten,  Bankhäuser  gilt  eine  Aus- 
nahme (O.B.  247  ff.). 

Im  übrigen  steht  heute  die  Frage  nach 
der  civilreehtlichen  Zulässigkeit  von  Zinsen 
unter  den  allgemeinen  Vorschriften  über 
Grenzen  der  V  e  r  t  r  a  g  s  f  r  e  i  h  e  i  t  (s.  d.  Art.) 
auf  der  Gntndtage  von  G.B.  138. 

2.  Zwischen  vorteile.  Wenn  eine  be- 
stimmte Sache  zu  leisten  ist,  so  kann  es 
sein,  dass  zwischen  der  Entstehung  der 
Verbindlichkeit  und  zwischen  der  rechten 
Zeit  der  Leistung  ein  gewisser  Vorteil  von 
der  Sache  noch  erlangt  wird;  alsdann  fragt 
es  sich:  wem  dieses  »commodum«  ge- 
bühre, ob  der  Schuldner  es  Inhalten  darf 
oder  dem  Gläubiger  ausliefern  muss? 

Vorausgesetzt  ist,  wie  bemerkt,  die 
Leistungspflicht  einer  bestimmten  Sache ; 
steht  nicht  eine  Species-,  sondern  eine 
Gattnngsschuld  in  Hede,  so  ist  für  unsere 
Frage  kein  Kaum.  Eine  fernere  Voraus- 
setzung ist  die,  dass  nicht  ein  Verzug  des 
Schuldners  (s.  oben  sub  II,  5)  vorliegt;  oder 
gar  die  fragliche  Angelegenheit  bereits  rechts- 
hängig geworden  ist 

Bei  der  Auflosung  der  Frage  sind  wir 
in  erster  Linie  auf  die  Recntserfahrung 
früherer  Zeiten  und  die  Erwägungen  der 
seitherigen  Jurisprudenz  angewiesen;  da  das 
G.B.  eine  ausgeführte  I>ehre  hierüber  nicht 
darstellt.  Nach  jenem  ist  zweierlei  zu  unter- 
scheiden : 

1.  Accessorisches  Commodum,  d.  i.  ein 
Nebenvorteil,  der  neben  die  geschuldete 
üauptsache  tritt;  welche  letztere  selbst  aber 
noch  vorliegt  und  weiter  geleistet  werden 
kann.  So  vor  allem  bei  Frfich ten  und 
Nutzungen  einer  geschuldeten  Sache. 

2.  Stellvertretendes  Commodum :  Der  ge- 
schuldete Gegenstand  geht  unter,  gerade 
infolge  des  Unterganges  entsteht  aber  ein 
anderweitiger  Vermögensvorteil,  z.  B.  ein 
Anspruch  auf  Vereicherungsgelder. 

(Die  hier  verwandten  Ausdrücke  rühren 
von  Fried r.  Mommsen  (1859)  her.) 

Im  Falle  2  sagt  G.B.  281:  Erlangt  der 
Schuldner  infolge  des  Umstandea,  welcher 


die  Leistung  unmöglich  macht,  für  den  ge- 
schuldeten Gegenstand  einen  Ersatz  oder 
Ersatzanspruch,  so  kaun  der  Gläubiger  Her- 
ausgabe des  als  Ersatz  Empfangenen  oder 
Abtretung  des  Ersatzanspruches  verlangen. 
—  Dies  wird  l>esonders  ausgel>ant  bei  gegen- 
seitigen Verträgen  (G.B.  323  ;  325;  —  s.  nuten 
sub  IV,  3).  Und  es  findet  eine  Ergänzimg 
in  G.B.  255:  Wer  für  den  Verlust  einer 
Sache  Schadenersatz  zu  leisten  hat,  ist  zum 
Ersätze  nur  gegen  Abtretung  der  Ansprüche 
verpflichtet  die  dem  Ersatzberechtigten  auf 
Grund  des  Eigentums  an  der  Sache  gegen 
Dritte  zustehen.    (Auch:  E.G.  52 ff.;  100). 

Handelt  es  sich  dagegen  um  das  unter 
1  erwähnte  Commodum,  so  wird  zu  trennen 
sein:  a)  Ein  wesentlich  verbundener  Zu- 
wachs ist  mit  herauszugeben,  wenn  nichts 
Besonderes  sonst  bestimmt  ist;  z.  B.  An- 
schwemmung, hängende  Früchte,  ange- 
schmiedete Sachen  u.  dgl.  Vgl.  G.B.  93. 
(Ersatz  wegen  Aufwendungen  ist  möglich; 
s.  z.  B.  450.)  b)  Für  selbständige  Vorteile 
dagegen,  z.  B.  getrennte  Früchte,  Schatz, 
erlegtes  Wild  giebt  es  im  G.B.  nur  Einzel- 
regelung: 446,  dagegen  2380:  2184;  81 S, 
vgl.  983  :  347  Satz  2,  487,  2130.  Besonders 
fehlen  Bestimmungen  für  Rückgabe- 
schulden,  vor  allem  für  Miete,  Pacht,  Leihe. 
Dort  sind  Zweifelsfragen  im  Sinne  des  be- 
treffenden Rechtsverhältnisses  nach  dem 
Princip  von  Treu  und  Glauben  (G.B.  242) 
zu  lösen.  In  der  besonderen  Durchführung 
der  einzelnen  Fälle  kann  die  Unterscheidung 
der  römischen  Juristen  wohl  benutzt  wer- 
den, die  den  Vorteil  »ex  re«  von  dem  »ex 
negotiatione*  trennten.  Jener  ist  ein  Nutzen, 
der  zufolge  des  Rechts  an  der  Sache  von 
selbst  dem  Berechtigten  zufällt,  wie  das 
Eigentum  an  neu  entstehenden  Früchten; 
das  zweite  ist  ein  Commodum,  das  erst 
durch  eigene  Verwertung  der  Sacho  seitens 
des  jetzigen  Besitzers  errungen  wurdo  und 
das  deshalb  im  Zweifel  mit  Fug  ihm  ver- 
bleibt. 

8.  Draufgabe,  Sie  ist  ein  Bestärknngs- 
mittel  des  Vertrages,  von  dessen  Abschhiss 
sie  ein  sicheres  Zeichen  geben  will.  Im 
besonderen  findet  sie  Anwendung  im  »Miets- 
thaler«  beim  Dingen  des  Gesindes  (E.G.  95: 
Preuss.  Ges.-0.  v.  8.  November  1810  §§  23  ff.) ; 
in  der  »Heuer«  beim  Schiffsmann  (Seem.-O. 
v.  27.  Dezember  1872  §§  37,  81).  Sie  ist 
nicht  mit  einer  Anzahlung  zu  verwechseln, 
die  nur  eine  gewisse  Vorleistung  des  zur 
Geldleistnng  Verpflichteten  ist.  Jedoch  soll 
sie  im  Zweifel  auf  die  schuldige  Leistung 
des  Hingebenden  angerechnet  werden;  una, 
falls  der  Vertrag  wieder  aufgehoben  wird, 
zurückerstattet  werden  (G.B.  337).  In  allen 
Fällen,  in  denen  der  Geber  etwa  die  ange- 
botenen Diensto  des  von  ihm  Gemieteten 
grundlos  nicht  annimmt  oder  in  denen  er 
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sonstwie  dem  Geber  einer  Draufgabe  die  Er- 
füllung des  Vertrages  schuldhaft  vereitelt 
und  nun  ersatzpflichtig  wird,  soll  auf 
die  Ersatzsumme  die  Arrha  gleichfalls  im 
Zweifel  angerechnet  werden;  verlangt  der 
Empfänger  der  Draufgabe  keinen  Ersatz,  so 
darf  er  in  den  erwähnten  Möglichkeiten  die 
Draufgabe  behalten  (G.B.  338). 

Verschieden  von  der  Draufgabe  ist  das 
Kon  gel  d.  Sein  allgemeiner  Hegriff  geht 
dahin,  dass  jemand  nur  gegen  Zahlung  einer 
bestimmten  Geldsumme  (selten  gegen  eine 
andere  Leistung)  von  einem  Vertrage  soll 
zurücktreten  dürfen:  Es  hat  zwei  Anwen- 
dungen: a)  Jemand  erlullt  ein  vertrags- 
mässiges  Rücktrittsrecht  trogen  ein  Reugeld. 
Hier  sagt  G.B.  351»,  dass  das  Reugeld  spä- 
testens mit  der  Rücktrittserklärnng  bezahlt 
werden  mnss,  widrigenfalls  d<T  Gegner  die 
angeführte  Erklärung  sds  unwirksam  zurück- 
weisen darf,  eine  unverzügliche  Nachzahlung 
des  Reugeldes  allerdings  den  vorgekommenen 
Mangel  neilt.  —  Nun  kann  als  ein  Reugeld 
dieser  Art  allerdings  auch  die  Draufgabe 
auftreten  (arrha  poenitcntialis).  Und  zwar 
entweder  so,  dass  der  Hingebende  gegen 
Vorzieht  auf  die  Draufgabe  oder  der  Em- 
pfänger gegen  Rückgabe  des  Handgeldes  soll 
zurücktreten  dürfen.  Nach  G.B.  336  gilt 
die  Draufgabe  in  Zweifel  nicht  als  Reu- 
geld, b)  Es  soll  ein  Verrragschliessender 
von  einem  gesetzlichen  Kündigungsrechte 
nur  gegen  Zahlung  eines  Reugeldes  Ge- 
brauch machen  dürfen.  Dies  findet  seine 
Hauptanwendung  bei  Miete  und  Pacht,  kommt 
alier  auch  beispielsweise  bei  dem  Darlehen 
nicht  selten  vor.  Hier  liegt  ein  Verzicht 
auf  das  gesetzliche  Kündigungsrecht  vor; 
aber  ein  Verzicht  unter  der  auflösenden 
Bedingung,  dass  der  Verzichtende  nicht  das 
bedungene  Reugeld  dem  anderen  Teile  zahle. 

4.  Vertragsstrafe:  Versprechen  des 
Schuldners,  seinem  Gläubiger  noch  eine  be- 
sondere Leistung  zu  machen,  für  den  Fall, 
dass  er  soine  Verbindlichkeit  nicht  oder  in 
nicht  gehöriger  Weise  erfüllt.  Regelmässig 
wird  die  Vertragsstrafe  in  Geld  festgesetzt 

Der  Funktion  der  Vertragsstrafe  ist  eine 
doppelte:  Sio  kann  einen  im  voraus  be- 
messenen Schadenersatz  darstellen;  vor 
allem  aber  ein  Zwangsmittel  sein,  um  den 
Schuldner  zu  ordentlicher  Erfüllung  anzu- 
halten. In  jedem  Falle  bedarf  es  zur  Giltig- 
keit  einer  Vertragsstrafe  notwendig  einer 
anderweiten,  durch  sie  zu  bestärkenden 
Haupt  Verbindlichkeit ;  sie  erscheint  immer 
als  ein  nebensächliches ,  von  einor  Haupt- 
schuld abhängiges  Geschäft,  das  mit  der 
Unwirksamkeit  des  Hauptvertrages  von 
selbst  auch  fallen  muss.  —  Im  Gegensatze 
zum  Allgemeinen  I.andrecht  ist  das  Ver- 
sprechen einer  Stiafe  für  den  Fall,  dass  die 


Eingehung  einer  Ehe  unterbleibt,  nach  G.B. 
1298  nichtig. 

Die  berühmteste  Erörterung  in  dieser 
Lehre,  betrifft  die  Frage  nach  der  zulässigen 
Höhe  einer  Konventionalstrafe.  Die  Kom- 
mission für  die  zweite  Ijßsung  des  Ent- 
wurfes eines  bürgerlichen  Gesotzbuches 
schuf  eine  scharfe  Bestimmung,  die  in  dem 
jetzigen  §  343  sich  darstellt:  Ist  eine  ver- 
wirkte Vertragsstrafe  u  n  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  - 
mä  s  s  i  g  hoch,  so  kann  sie  auf  Antrag  des 
Schuldners  durch  Urteil  auf  einen 
angemessenen  Betrag  herabgesetzt  wer- 
den. Bei  der  Beurteilung  der  Angemessen- 
heit ist  jedes  berechtigte  Interesse 
des  Gläubigers,  nicht  bloss  das  Vermögens- 
interesse in  Betracht  zu  ziehen.  Nach  der 
Entrichtung  der  Strafe  ist  die  Herabsetzung 
ausgeschlossen.  (Danach  ist  für  den  Fall 
zu  liehen  Mäklerlohnes  G.B.  655  analog  in 
der  Reichstags-Kommission  beschlossen  und 
gesetzgeberisch  festgesetzt  worden.) 

Die  neue  Bestimmung  würde  sozial- 
wirtschaftlich ihre  Hauptanwendung  im  kauf- 
männischen Verkehr  zu  finden  haben.  Es 
ist  seit  langem  beobachtet  worden,  dass  zur 
Vermeidung  ungewünschter  Konkurrenz,  be- 
sonders auch  bei  Veräueserungen  von  Fa- 
briken und  anderen  Produktionsstätten  mit 
eigenartiger  Waren herstellung  unerhört  hohe 
Strafen  für  den  Fall  irgendwelcher  beson- 
deren Geschäftskonkurrenz  festgelegt  waren. 
Dies  setzte  wiederum  den  Richter  leicht  in 
eine  Zwangslage:  indem  bei  buchstäblicher 
Durchführung  der  Vertragsstrafe  der  Ver- 
sprechende vielleicht  dem  völligen  Ruin 
entgegengebracht  wurde.  Und  so  ist  es 
nicht  unbegreiflich,  wenn  sich  Entschei- 
dungen finden,  welche  die  festgesetzte 
Strafe  —  um  jener  Konsequenz  zu  entrinnen 
—  für  den  Streitfall  konkret  vorneinen,  ohue 
es  nach  dem  gesetzten  Rechte  immer 
überzeugend  beweisen  zu  können.  Nach 
dem  citierten  Gesetze  ist  es  jetzt  anders. 
Aber  als  man  an  die  Revision  des  Handels- 
gesetzbuches kam,  erhoben  sich  gegen  G.B. 
343  zweifelnde  Stimmen;  mit  dem  Erfolge, 
dass  für  das  Handelsrecht  —  welches  im 
allgemeinen  dem  sonstigen  bürgerlichen 
Rechte  vorangeschritten  war  —  ein  Rück- 
schritt gemacht  wurde :  Eino  Vertragsstrafe, 
die  von  einem  Kaufraanne  im  Betriebe  seines 
Handelsgewerbes  versprochen  ist,  kann  nicht 
auf  Grund  von  G.B.  343  herabgesetzt  wer- 
den (H.Gb.  348).  Nur  im  Falle  ein  Hand- 
lungsgehilfe beim  Verlassen  seiner  Stellung 
die  sog.  Konkurrenzklausel  vertragsmäßig 
aufnimmt  und  durch  Konventionalstrafe  be- 
kräftigt, gilt  wieder  G.B.  343  (H.Gb.  75). 

6.  Schadenersatz.  In  der  allgemeinen 
Betrachtimg  dieser  Lehre  sind  drei  Fragen 
von  Interesse:  1.  Wolches  sind  die  Gründe, 
aus  denen  eine  Verpflichtung  zum  Ersätze 
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eines  Schadens  gesetzlich  entspringt?  2.  Was 
wird  für  den  Nachweis  des  Kausalzusammen- 
hanges zwischen  Schädigung  imd  Schaden 
von  dem  Rechte  verlangt?  3.  Wie  hoch  ist 
ein  zu  ersetzender  Scltaden  zu  liemessen? 

Zu  1.  Während  das  römische  Recht  in 
der  Regel  eine  Schuld  des  Schädigenden 
als  Voraussetzung  einer  Ersatzpflicht  for- 
derte, ist  im  neueren  Rechte  der  Gedanke 
von  der  Notwendigkeit  der  Solidarität 
aller  Rechtsgenossen  auch  in  der 
jetzigen  Lelue  dahin  von  Einfluss  gewesen, 
dass  eine  Ersatzpflicht  in  wichtigen  Fällen 
ohne  Schuld  des  Pflichtigen  aufgestellt 
wurde. 

Am  weitesten  ging  in  dieser  Hinsicht 
der  Entwurf  II  unseres  Bürgerlichen  Oesetz- 
buches, im  damaligen  §  752:  Wer  für  einen 
von  ihm  verursachten  Schaden  deshalb  nicht 
verantwortlich  ist,  weil  ihm  Vorsatz  oder 
Fahrlässigkeit  nicht  zur  Last  fällt,  hat  gleich- 
wohl den  Schaden  insoweit  zu  ersetzen,  als 
die  Billigkeit  nach  den  Umständen  des 
Falles,  insbesondere  nach  den  Verhältnissen 
der  Beteiligten,  eine  Schadloslialtung  erfor- 
dert Alan  führte  vorgekommene  Fälle  da- 
mals zur  illustrierung  an :  Ein  verwundender 
Schütze  hatte  alle  Vorsichtsmassregeln  l>e- 
obachtet;  Beseliädigung  von  Menschen  oder 
Sachen  durch  einen  Reiter,  dessen  ihm  wohl 
vertrautes  Pferd  unvorhergesehen  scheut: 
ein  auf  der  Strasse  bei  (Hätte  Ausgleitender 
reisst  eine  arme  Frau  zu  Boden,  die  sich  ver- 
letzt, während  er  dadurch  unbeschädigt 
bleibt  u.s.1.  Später  wurde  jedoch  der  Pa- 
ragraph wieder  gestrichen.  Alan  hielt  ihn 
für  »zu  unbestimmt«.  Vielleicht  ist  dieses 
l'rteil  für  den  jetzigen  Stand  der  Sozial- 
philosophie nicht  unrichtig. 

Wold  aber  sind  folgende  Einzelfälle  l»e- 
zeichnend  hervorzuheben:  a)  Haftung  von 
Unzurechnungsfähigen  nach  den  näheren 
Bestimmungen  von  Ü.B.  829  (am  meisten 
dem  eben  tasprochenen  Satze  des  Entw.  II 
sich  nähernd),  b)  Eintreten  für  Schuld  von 
Gehilfen  (278).  c)  Haftung  für  Tiere  (833); 
Wildschaden  (835).  d)  Pflicht  zu  bestimmtem 
Ersätze  (sog.  negatives  Vertragsinteresse)  bei 
ursprünglicher  Unmöglichkeit  der  Leistung 
(307).  bei  fehlgehenden  Willenserklärungen 
(122)  und  für  den  falsus  procurator,  der 
gutgläubig  handelt  (179). 

Zu  2.  Es  ist  nicht  geglückt,  nach  An- 
forderungen exakter  Wissenschaft  solche 
Satze  zu  finden  und  zu  begründen,  die  man 
in  der  Rechtspraxis  für  die  Frage  der 
Verursachung  eines  Schadens  ebenso 
verwenden  konnte,  wie  man  in  der  techni- 
schen Beherrschung  der  Natur  die  Gesetze 
der  Naturwissensehaft  verwendet.  Alan  ist 
vielmehr  bei  der  Beurteilung,  ob  ein  ent- 
standener Schaden  auf  ein  vorausgegangenes 
Verhalten  von  Alenschen  notwendig  ge- 


folgt ist,  auf  eine  diirchschnittliche  unge- 
fähre Beobachtung  in  oft  vagster  Weise  an- 
gewiesen. Nicht  selten  spielt  das  »post  hoc 
propter  hoc«  seine  verhängnisvolle  Rolle; 
und  von  einem  exakten  Beweise  dafür,  dass 
die  vorliegenden  Geschehnisse  im  Sinne 
kausaler  Gesetzmässigkeit  notwendig  in  ge- 
wisser Folge  geordnet  werden  mussteu,  und 
nicht  vielleicht  auch  in  einer  ganz  anderen 
Art  zu  begreifen  seien,  ist  bei  eiuigerraassen 
zusammengesetztemThatsachenmaterial  keine 
Rede  mehr.  Ob  man  hier  jemals  weiter 
kommen  wird,  steht  ganz  dahin. 

Völlig  mit  Recht  begnügt  sich  das  G.B. 
252  damit,  den  Gewinn,  der  durch  eine 
Schädigung  vorenthalten  worden  ist,  so 
zu  kennzeichnen :  Als  entgangen  gilt  der 
Gewinn ,  welcher  nach  dem  gewöhn- 
lichen Laufe  der  Dinge  oder  nach 
den  besonderen  Umständen,  insbesondere  nach 
den  getroffenen  Anstalten  und  Vorkehrungen 
m i t  Wa hrscheinlichkeit  erwartet  wer- 
den konnte.  —  Und  wenn  es  weiter  (254) 
den  Fall  aufgreift:  Hat  bei  der  Ent- 
stehung des  Schadens  ein  Verschulden 
des  Beschädigten  mitgewirkt,  so  hängt 
die  Verpflichtung  zum  Ersätze  »von  den 
Umständen«,  insbesondere  (!)  davon  ab, 
inwieweit  der  Schaden  vorwiegend  von 
dem  einen  oder  dem  anderen  Teile  ver- 
ursacht worden  ist,  —  so  kann  das  Recht 
eine  andere  Art  der  Feststellung  dieser 
»Verursachung»,  als  die  oben  gekenn- 
zeichnete Betrachtung  »mit  Wahrschein- 
lichkeit« in  Wahrheit  nicht  fordern; 
eben  weil  wir  Gesetze  der  Notwendig- 
keit des  Geschehens  (wie  die  der  Physik) 
für  die  sich  kreuzenden  Bethärigungen 
sozial  verbundener  Alenschen  bis  jetzt  nicht 
besitzen. 

Zu  3.  Unser  Recht  geht  davon  aus,  dass 
der  Ersatzpflichtige  in  erster  Linie  den 
früheren  Zustand  wieder  herzustellen  hat. 
Bei  Verletzung  einer  Person  oder  bei  Be- 
schädigung von  Sachen  hat  der  Berechtigte 
die  Wahl,  ob  er  für  sich  gleich  Geldersatz 
fordern  will.  Das  Recht  auf  Geldersatz 
hat  er  ferner  dann,  wenn  er  dem  Ersatz- 
pflichtigen eine  angemessene  Frist  zur  Her- 
stellung bestimmt  hat  und  diese  f nichtlos 
verlaufen  ist;  sowie  ferner  Geldentschädi- 
gung zu  leisten  ist.  wenn  die  Herstellung 
des  früheren  Zustandes  entweder  immöglich 
oder  für  den  Oeschädigten  nicht  genügend 
oder  für  den  Pflichtigen  zu  teuer  ist  (G.B. 
249  ff.). 

Die  Ausmittelung  des  Schadens  erfolgt 
nach  C.P.O.  287  ohne  gesetzliche  Beweis- 
regeln. Der  »Notstand  dos  Schäden prozesses«, 
also  die  Pflicht,  den  eingeforderten  Schaden- 
ersatz in  ganz  bestimmter  Art  zahlen  massig 
zu  belegen,  ist  seit  1879  damit  gefallen. 
Eine  Abstufung   der  Schadenersatzpflicht 
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nach  der  Grösse  des  Verschuldens  des! 
Schädigers  kennt  unser  Recht  nicht.  An- 
dererseits auch  keine  Grenze  der  Ersatz- 
pflicht  nach  oben  hin,  etwa  (wie  im  späteren 
römischen  Recht)  nur  bis  zum  doppelten 
Marktwerte  einer  zu  ersetzenden  Sache.  Es 
kann  bei  allzu  angeschwollenem  Schaden, 
insbesondere  durch  längeres  Liegenlassen 
der  Angelegenheit  durch  den  Geschädigten 
nur  eine  Remedur  aus  dem  schon  citierten 
G.B.  254  (Verschulden  des  Ersatzberechtigten) 
hergeleitet  werden.  (Eine  Besonderheit  in 
der  Begrenzung  des  Schadens  im  Postgesetz 
v.  1871  §  8—12). 

Endlich  ist  zu  bemerken,  dass  in  der 
Regel  nur  ein  in  Geld  anschlaghares 
Interesse  ersetzt  wird  (253);  nicht  ein  »Affek- 
tionsinteresse*. Es  giebt  nur  wenige  posi- 
tive Fälle,  in  denen  das  Gesetz  auch  für 
einen  Schaden,  der  nicht  Vermögenssebaden 
ist,  »eine  billige  Entschädigung«  gewährt : 
bei  Verletzung  des  Körpers,  der  Gesundheit 
sowie  im  Fallo  der  Freiheitsentziehung  (847) 
und  für  die  verführte  und  dann  verlassene 
Braut  (1300). 

IV.  Gegenseitige  Vertrage. 

1.  Eigenart  der  gegenseitigen  Haf- 
tung. Aus  einem  Schuldverhältnis  wird 
entweder  nur  der  eine  Teil  zu  einer  Leis- 
tung verpflichtet,  der  ihm  gegenüber 
Stehende  alloin  berechtigt:  einseitige 
Schuldverhältnisse,  z.  B.  Schenkungen,  De- 
liktsobligationen ;  oder  es  werden  beide  Teile 
wechselseitig  befugt  und  verbunden : ge  ge  n - 
seit  ige  Schuldverhältnisse,  z.  B.  Kauf, 
Miete,  Gesellschaft;  oder  endlich  es  wird 
zunächst  nur  der  eine  Teil  verpflichtet, 
möglicherweise  entsteht  jedoch  auch  für  ihn 
eiu  Anspruch  auf  Schadloshaltung  gegen  den 
anderen:  einseitige  Schuldverhältnisse  mit 
möglicher  Gegenseitigkeit  foder 
auch :  unvollkommen  zweiseitige  Schuldver- 
hältnisse), z.  B.  Auftrag. 

Das  Hauptinteresse  in  theoretischer  und 
praktischer  Hinsicht  verdienen  die  an 
zweiter  Stelle  genannten.  Sie  gründen  sich 
regelmässig  auf  Vertrage;  sind  aber  auch 
zuweilen  auf  Grund  allgemeiner  gesetzlicher 
Bestimmung  anzutreffen,  z.  B.  Gemeinschaft 
(G.B.  741  ff.). 

Bei  diesen  gegenseitigen  Schuldverhält- 
nissen ist  nach  dem  Gesagten  ein  Aus- 
tausch zweier  Leistungen  wesentlich ;  die 
eine  Leistung  soll  das  Aequivalent  der  an- 
deren bilden.    Dazu  ist  zu  bemerken: 

1.  Sie  unterscheiden  sich  von  einseitigen 
Schuld  Verhältnissen  unter  einer  Auf- 
lage, besonders  von  ««eichen  Schenkungen 
(donationes  sub  modo  —  G.B.  525 — 527) 
oder  Vermächtnissen  (G.B.  1040  .  2192  bis 
2106).  Die  Subsumtion  eines  Vertrages 
unter  den  einen  oder  den  anderen  Begriff 


ist  nicht  immer  leicht;  besonders  da  nicht, 
wo  es  sich  um  Vermögensübergaben  mit 
der  Auflage  der  Verpflegung  handelt  na- 
mentlich den  bäuerlichen  Gutsüberlassungs- 
verträgen. Im  Zweifel  spricht  in  diesen 
Verhältnissen  mehr  für  Einseitigkeit  unter 
der  Auflage. 

2.  Es  ist  acht  zu  haben,  ob  alle  Be- 
stimmungen in  einem  umfänglichen  Ge- 
schäft zu  einem  cinzigeu  gegenseitigen  Ver- 
trage zusammenzuziehen  sind  oder  ob  sie 
mehrere  selbständige  Geschäfte  darstellen, 
die  nicht  bloss  Aequivalentleistungen  aus- 
machen sollen.  So  bei  ausführlichen  Pacht- 
verträgen, bei  grossen  Verkäufen  u.  a. 

Noch  ist  zu  bemerken,  dass  ein  gegen- 
seitiger Vertrag  als  ein  »hinkender«  (nego- 
tium claudicans)  auftreten  kann.  Dies  liegt 
vor,  wenn  der  Bestand  des  Geschäftes  von 
dem  beliebigen  Entschlüsse  des  einen  Teiles 
abhängon  soll,  während  der  andere  Teil 
bereits  fest  gebunden  ist;  wie  dies  nament- 
lich bei  dem  Kauf  auf  Probe  oder  auf  Be- 
sicht vorkommt. 

2.  Einrede  des  nicht  erfüllten  Ver- 
trages. Bei  dem  gegenseitigen  Schuldver- 
hältnisse ist  jeder  VertragschliaHsende  zur 
Leistung  verpflichtet  jedoch  falls  er  es 
verlangt,  nur  gegen  Gegenleistung.  Dabei 
ist  vorausgesetzt  dass  über  die  Reihenfolge 
der  Leistungen  weder  durch  Vertrag  noch 
ausnahmsweise  durch  Gesetz  etwas  bestimmt 
ist  (letzteres  besonders  bei  der  Miete  551, 
Dienstvertrag  614.  Werkvertrag  641).  Ist 
nichts  darüber  bestimmt  wer  vorzuleisten 
hat,  so  ist  dio  Einrede  des  nicht  erfüllten 
Vertrages  doch  dann  unzulässig,  sobald  die 
Verweigerung  der  Gegenleistung  »nach  den 
Umständen*,  insbesondere  wegen  verhält- 
nismässiger Geringfügigkeit  des  rückständi- 
gen Teiles,  gegen  Treu  und  Glauben 
Verstössen  würde  (G.B.  320). 

Wenn  nun  hiernach  die  genannte  Ein- 
rede in  einem  besonderen  Falle  mit  Grund 
vorgebracht  wird,  so  ist  zu  unterscheiden: 
a)  der  Kläger  hat  vorzuleisten  und  kann 
erst  nachdem  fordern:  so  wird  die  Klage 
abgewiesen;  b)  es  ist  über  die  Reihen- 
folge der  Leistungen  nichts  bestimmt:  so 
wird  der  Beklagte  verurteilt,  »Zug  um 
Zug«  zu  leisten;  dem  Kläger  aber  werdcu 
die  Kosten  des  Verfahrens  zur  Last  gesetzt 
(vgl.  G.B.  322). 

Oftmals  kommen  die  Parteien  darüber 
in  Streit,  ob  die  nötige  Vorleistung  erfolgt 
sei  oder  nicht  j  und  es  fragt  sich  alsdann, 
wen  die  Beweislast  treffe:'  Darauf  ist  zu 
antworten,  dass  der  Kläger  hier  zu  beweisen 
hat.  Denn  das  Recht  der  Verweigerung 
seitens  der  Beklagten  ist  an  sich  gesetzlich 
gegeben;  macht  er  davon  Gebrauch,  so  ist 
es  Sache  des  Klügere,  darzuthun,  dass  in 
diesem  Falle  jene  Berechtigung  durch  die 
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ordentliche  Erfüllung  des  Klägers  gegen- 
standlos geworden  sei.  —  Dies  erleidet  eine 
Ausnahme  nur  dann,  wenn  der  Beklagte  die 
Erfüllung  des  Klägers  als  Erfüllung  ange- 
nommen hat  und  nun  hinterher  diese  vorge- 
nommene klägerischo  Leistung  beanstanden 
will ;  z.  B.  der  Bau  ist  von  dem  Besteller 
abgenommen  und  bezogen  worden,  in  spä- 
terer Zeit  aber,  als  er  auf  Zahluug  dos 
Jlonorare  verklagt  wird,  will  er  noch  ein- 
zelne Mängel  rügen.  Dann  ist  es  seine,  des 
Beklagten,  Sache,  das  Vorhandensein  dieser 
Fehler  zu  beweisen  (G.B.  363).  Dabei  ist 
zu  beachten:  Eine  gesetzliche  Pflicht,  eiue 
empfangene  Leistung  sofort  auf  ilire  Rich- 
tigkeit und  Oüte  zu  prüfen,  besteht  für 
Privatleute  allgemein  uicht:  Der  Gläubiger 
verliert  durch  eiue  Säumnis  sein  Rügerecht 
nicht  mehr.  Dies  steht  anders  nur  unter 
zwei  Kaufleuten  (H.G.B.  377,  —  anders  im 
alten  II.G.B.  347)  und  beim  Viehhandel  (G.B. 
485). 

3.  Unmöglichkeit  der  Leistung.  Es 

ist  zunächst  auf  die  allgemeine  I<ehre  (oben 
suhl.  4)  zu  verwehren.  Findet  eine  nach- 
folgende Unmöglichkeit  der  Leistung  bei 
gegenseitigen  Verträgen  statt,  so  treten  Be- 
sonderheiten ein,  die  sich  nach  drei  Möglich- 
keiten gruppieren  lassen. 

1.  Die  Unmöglichkeit  tritt  durch  Schuld 
des  Verpflichteten  ein ;  oder  er  hat  sie  aus- 
nahmsweise auch  zu  vertreten,  ohne  dass 
ihm  Schuld  zur  Last  fällt  (z.  B.  Gastwirte 
nach  G.B.  701).  Dann  hat  der  andere  Teil 
vier  Wahlmöglichkeiten:  a)  Er  kann  seine 
Zaldimg  zurückhalten  und  die  schon  geleis- 
tete wegen  ungerechtfertigter  Bereicherung 
zurückfordern,  b)  Ei  kann  vom  Vertrage 
zurücktreten,  gleich  als  wenu  er  nicht  ge- 
schlossen wäre,  c)  Er  kann  Schadensersatz 
wegen  der  ihm  durch  die  Schuld  des  an- 
deren Teiles  entgangeneu  Leistung  verlan- 
gen, d)  Es  steht  ihm  frei,  seinerseits  zu 
erfüllen  und  dafür  das  auf  der  anderen 
Seite  eingetroffene  stellvertretende  Conimo- 
dum  (s.  oben  sub  III,  2)  zu  begehren 
(ÜB.  325). 

2.  Die  Unmöglichkeit  ist  durch  einen 
Umstand  eingetreten,  den  keiner  der  Betei- 
ligten zu  vertreten  hat ;  z.  B.  das  verkaufte 
Tier  ist  durch  unglücklichen  Zufall  unterge- 
gangen. Dann  hat  der  Käufer  die  oben  unter 
la  und  d  angeführten  Wahlmöglichkeiten ; 
dagegen  Rücktritt  oder  Scliadenersatzrecht 
nicht  (G.B.  323). 

3.  Es  kann  auch  sein,  dass  die  Cninög- 
lichkeit  der  Leistung  nach  dem  Abschlüsse 
des  Vertrages  auf  die  Schuld  dessen  zurück- 
zuführen ist,  der  die  Leistung  zu  fordern 
l>crechtigt  war;  z.  B.  ein  Meister  sorgt 
nicht  fiir  ordnungsmässige  Schutzvorrich- 
tungen für  seine  Gesellen,  und  diese  erlei- 
den deshalb  Verletzungen,  die  sie  an  der 


Arbeit  hindern.  Hier  bleibt  der  Anspruch 
des  Verletzten  auf  die  Gegenleistung,  in 
unserem  Beispiele  auf  den  Ijohn,  besteheu ; 
allerdings  nur  solange,  als  das  Rechtsver- 
hältnis besteht  und  nicht  mit  gesetzlicher 
Frist  gekündigt  wird  (G.B.  324;  —  vgl.  dazu 
G.B.  617—619). 

4.  Verzag  bei  gegenseitigen  Ver- 
trügen.   Auch  diese  Lehre  bedeutet  eine 
[  zusätzliche  Modifikation  zu  der  allgemeinen 
I  Normierung  der  Folgen  des  Schuldnerver- 
zuges (s.  oben  sub  II,  5). 

Es  wird  danach  bei  gegenseitigen  Ver- 
trägen unterschieden,  ob  die  verspätete  Leis- 
timg für  den  Empfangsberechtigton  noch  ein 
Interesse  hat  oder  nicht. 

Liegt  orsteres  vor,  so  hat  der  Berech- 
tigte die  Wahl:  a)  nachträgliche  Erfüllung 
mit  Schadenersatz  für  die  Zeitdifferenz  zu 
verlangen ;  b)  oder  ein  Ultimatum  zu  stellen, 
in  dem  dem  Lieferungspflichtigen  nochmals 
eine  angemessene  Frist  gegeben  wird,  — 
mit  der  Androhung,  dass  nach  dem  frucht- 
losen Ablauf  der  Frist  der  Gläubiger  vom 
Vertrage  zurücktreton  werde.  Es  ist  selbst- 
verständlich, dass  er  statt  seines  Rik-k- 
trittes,  don  er  angedroht  hat,  immer  uoeh 
vollen  Schadenersatz  wegen  der  scliädi- 
gendou  Säumigkeit  des  anderen  in  Anspruch 
nehmen  darf ;  dagegen  ist  ein  Anspruch  auf 
nachträgliche  Erfüllung  nach  der  Stellung 
jenes  Ultimatums  nicht  mehr  vorhanden 
(G.B.  326,1). 

2.  Es  kann  sein,  dass  eine  verspätete 
Leistung  für  den  Empfangsberechtigten  gar 

I  kein  Interesse  mehr  hat;  z.  B.  eine  Leis- 
j  tung.  die  zwecks  Vornahme  oder  überhaupt 
auf  einer  Reise  ausbedungen  wurde.  Dmm 
I  bedarf  es  der  nochmaligen  Stellung  einer 
!  Frist  nicht.  Der  Berechtigte  liat  ohne  dieses 
i  nach  seiner  Wahl  a)  sofortiges  Rücktritts- 
;  recht  b)  oder  Anspruch  auf  vollen  Schaden- 
ersatz (G.B.  326,  2). 

3.  Eine  wichtige  Besonderheit  gilt  für 
den  Kaufvertrag :  Hat  der  Verkäufer  seiner- 
seits geliefert  und  den  Kaufpreis  gestundet, 
so  kann  er  beim  Verzuge  des  Käufers  in 
der  Zalüung  des  Kaufgeldes  vom  Kauf  ver- 
trage als  solchem  nicht  mehr  zurücktreteu ; 
sondern  nur  Zahlung  mit  Verzugszinsen  uud 
etwaigen    weiteren   Schadenersatz  geltend 

l  machen  (G.B.  454). 

4.  Wenn  eine  Leistung  im  gegenseitigen 
Vertrage  verspätet  wird,  ohne  dass  der  Ver- 
pflichtete gerade  in  Verzug  kommt,  so 
kann  der  andere  Teil  die  ihm  obliegende 
Ijeistung  einfach  zurückhalten,  die  von  ihm 
schon  vorgenommene  wegen  ungerechtfer- 
tigter Bereicherung  zurflekforderu  (in  G.B. 
nicht  besonders  gesagt;  vgl.  323.  —  Bei 
rechtskräftiger  Verurteilung:  325,  2). 

Dies  steht  anders  heim  Fixgeschäft, 
d.  i.  einem  gegenseitigen  Vertrage,  in  dem 
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vereinbart  ist,  dass  die  Leistung  des  eiuen 
Teiles  genau  zu  einer  fest  bestimmten  Zeit 
oder  innerhalb  einer  festbestimmten  Frist 
bewirkt  werden  soll.  Alsdann  ist  im  Zwei- 
fel anzunehmen,  dass  der  andere  Teil  zum 
Rücktritte  berechtigt  sein  soll,  wenn  die 
Leistung  nicht  zu  der  bestimmten  Zeit  oder 
innerhalb  der  bestimmten  Frist  erfolgt.  Da- 
nach ist  also  der  Nachweis  nicht  mehr  er- 
forderlich, dass  der  Empfangsberechtigte  an 
der  verspäteten  Lieferung  kein  Interesse 
mehr  besitzt.  Und  er  hat  drei  Wahlmög- 
lichkeiten: Ersatz,  Erfüllung,  Rücktritt  (GJi. 
3G1). 

Dabei  ist  für  den  Handelskauf  die  Ab- 
weichung festgesetzt,  dass  beim  Fixgeschäft 
die  Vermutung  dafür  spreche:  der  Forde- 
rungsberechtigte werde  beim  pünktlichen 
Ausbleiben  der  I^eistung  seines  Gegners  auf 
nachträglicher  Lieferung  nicht  bestehen. 
Will  er  diese  gegen  solche  Erwartung  doch 
haben,  so  muss  er  es  dem  anderen  Teile 
sofort  anzeigen;  thut  er  das  nicht,  so  hat 
er  jetzt  nur  die  doppelte  Wahl  zwischen 
Rücktritt  oder  Schadenersatz  (H.G.B.  370). 
—  Dagegen  liat  nach  G.B.  361  der  Gläubi- 
ger seine  drei  Wahlbefugniase  ganz  frei: 
dauert  dorn  Schuldner  dann  die  Entschei- 
dung zu  lange,  so  kann  er  wegen  des  etwa 
drohenden  Rücktrittes  dem  Gläubiger  noch 
eine  angemessene  Frist  setzen  (G.B.  355); 
wegen  der  zwei  anderen  Wahlmöglichkeiten 
dagegen  nach  den  allgemeinen  Sätzen  über 
alternative  Schulden  (G.B.  264,  2)  vorgehen 
(s.  oben  sub  II,  3). 

5.  Verandorte  Umstände.  Es  ist  eine 
schwierige  gesetzgeberische  Frage:  ob  ein 
geschlossener  Vertrag  unter  alleu  Umständen 
bedingungslos  durchzuführen  ist,  auch  wenn 
in  nicht  vorherzusehender  Weise  der  that- 
sächliche  Unterbau  des  Vertragsverhältnisses 
weggeiallen  und  eine  ganz  veränderte  Sach- 
lage gescliaf fen  worden  ist  ?  Besonders  kann 
dies  dalün  sich  ergeben,  dass  die  Vermö- 
genslage ciues  Käufers,  der  erst  nach  vol- 
lendeter Lieferung  des  Verkäufers  vertrags- 
mässig  zu  zalden  hat,  sich  zwischen  Kauf 
und  Lieferungstermin  derart  verschlechtert, 
dass  die  demnächstige  Zahlimg  kaum  noch 
ordnungsmässig  von  ihm  erwartet  werden 
darf.  Wie  steht  es  mit  den  Dienstverträgen, 
wenn  das  ganze  Etablissement  seinen  Be- 
trieb einstellen  muss;  oder  mit  einem  Ver- 
lagsvertrage bei  Konfessionswechsel  des 
Autors  oder  Konkurs  des  Verlegers ;  mit 
dem  Ankaufe  eiuer  Restauration,  wenn  der 
Käufer  die  Konzession  nicht  erhält  oder 
wegen  neuen  städtischen  Bauplanes  die 
Wirtschaft  nicht  weiter  betreiben  kann , 
u.  s.  w.? 

Das  Corpus  Juris  Civilis  band  regel-  j 
mässig  fest  und  liess  nur  in  vereinzelten  , 
Sonderfällen   wegeu  veränderter  Umstände  | 


ein  Rücktrittsrecht  zu.  Ln  gemeinen  deut- 
schen Rechte  bildete  sich  nach  der  Recep- 
tion  des  romischen  Rechtes  dio  Lelire,  dass 
jeder  Vertrag  unter  der  clausula  rebus 
s i c  st a n  t  i  b u  s  stehe ;  was  in  die  bayerische 
Gesetzgebung  aufgenommen  wurde. 

Am  gründlichsten  hat  Suarez  bei  der 
Redaktion  des  A.LRs.  das  Problem  er- 
wogen. Er  hob  dio  widerstreitenden  Auf- 
fassungen in  der  Heilighaltung  der  Verträge 
einesteils  und  ihrer  Eigenschaft  als  be- 
dingtes Mittel  zu  späteren  Zwecken  andern- 
teils  klar  hervor.  Danach  liess  A.L.R.  I,  5 
§  378  ein  Zurücktreten  vom  Vertrage  zu, 
weun  die  Erreichung  »des  Endzwecks« 
beider  Teile  beim  Vertrage  unmöglich  ge- 
worden ist ;  —  begleitet  von  vielen  einzelneu 
Gestaltungen  des  Rücktrittes  in  besonderen 
Fällen. 

Die  sonstige  Gesetzgebung  und  die 
neuere  Rechtslehre  hat  sehr  geschwankt. 

Im  G.Be.  ist  hierüber  vorhanden: 

1.  321:  Wer  aus  einem  gegenseitigen 
Vertrage  verpflichtet  ist,  kann,  wenn  nach 
dem  Abschlüsse  des  Vertrages  in  den  Ver- 
mögensverhältnissen des  anderen  Teiles 
eiue  wesentliche  Verschlechterung  eintritt, 
durch  die  der  Anspruch  auf  die  Gegen- 
leistung gefährdet  wird,  die  ihm  obliegende 
Leistung  verweigern,  bis  die  Gegen- 
leistung bewirkt  oder  Sicherheit  für 
sie  geleistet  ist  (Eine  zweckmässige  Neu- 
schöpfung von  Entw.  II.) 

2.  610:  Bestimmt  unter  der  gleichen 
Voraussetzung  ein  R  ücktritts  recht 
(nicht  bloss  Zurückbehaltungsrecht)  von 
einem  Kreditvertrage,  durch  den  die  Hin- 
gabe eines  Darlehens  versprochen  wor- 
den war. 

3.  Einseitiger  Rücktritt  ist  unter  be- 
sonderen Voraussetzungen  bei  der  Sachmiete 
und  dem  Dienstvertrage  zulässig,  nach  G.B. 
542  ff.;  554  ff.;  626;  vgl.  627  ;  619. 

4.  Sodann  greift  schliesslich  das  soeben 
(sub  IV,  3  und  4)  besprochene  Rücktrittsrecht 
wegeu  nachfolgender  Unmöglichkeit  oder 
Verzuges  bei  gegenseitigen  Verträgen  Plate. 

In  allen  diesen  Fällen  kennt  unser 
Recht  gemeinsame  Grundsätze  über  die 
Ausübung  des  Rücktrittsrechtes,  deren  wich- 
tigste diese  sind:  a)  Es  wird  ausgeübt 
durch  einseitige  Erklärung  dem  anderen 
Teile  gegeuüber.  b)  Es  wird  nicht  dadurch 
ausgeschlossen,  dass  der  Zurücktretende  das 
etwa  schon  Erhaltene  wegen  zufälligen 
Schadens  nicht  zurückgeben  kann,  c)  Der 
Rücktritt  begründet  ein  neues  gegenseitiges 
Schuld  Verhältnis  auf  Wiederherstellung  des 
beiderseitigen  früheren  Zustandes.  (G.B. 
345  ff.) 
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V.  Beteiligung  Dritter  bei  Schnldver- 
hältnissen. 

1.  Versprechen  der  Leistung  an  einen 
Dritten.  Wenn  A  dem  B  vertragsmässig 
verspricht,  dem  X  etwas  zu  leisten,  so  fragt 
es  sich:  ob  X  daraufhin  selbständig  gegen 
A  im  Wege  Rechtens  vorgehen  kann? 

Das  römische  Recht  verneinte  dies  grund- 
satzlich, Hess  jedoch  in  Einzelfällen  es  aus- 
nahmsweise zu,  so  bei  der  Bestellung  einer 
Mitgift,  die  bei  Auflösung  der  Ehe  au  einen 
Dritten  herausgegeben  werden  soll;  und  in 
»'inigen  anderen  Fällen,  in  deneu  eine  Sache 
mit  der  zuletzt  genannten  Aufgabe  hinge- 
geben wurde.  Im  neueren  Rechte  ist  durch 
Gerichtsbraueh  eine  Erweiterung  joner  Einzel- 
fälle festgestellt  worden,  fll>er  deren  Um- 
fang und  Auffassung  die  Pandektenlehre 
jedoch  in  nicht  zu  schlichtendem  Streite 
sich  befand.  Im  A.L.R.  wurde  die  eingangs 
aufgeworfene  Frage  wieder  verneint:  Der 
X  musste  dem  Vertrage  von  A  und  B  erst 
beitreten,  ehe  er  seinerseits  klagen  konnte; 
was  jedoch  das  Ober-Tribunal  für  zwei 
wichtige  Fälle  geradezu  änderte,  nämlich 
für  Gutsüberlassungen,  bei  denen  der  Ueber- 
nehmer  gewisse  Leistungen  an  seine  jüngeren 
Geschwister  versprach,  sowie  bei  Renten- 
und  Lebensversicherungen  zu  Gunsten 
Dritter. 

Die  preussische  Praxis,  welche  dies  fest- 
hielt, operierte  dabei  mit  dem  Gedanken, 
dass  die  erwähnten  Dritten  (X)  von  dem 
einen  Kontrahenten  (B)  vertreten  würden. 
Es  entsprich  dies  auch  einer  früher  ver- 
breiteten Meinung.  Sie  ist  jedoch  falsch. 
Das  Versprechen  auf  Leistung  an  einen 
Dritteu  ist  von  der  unmittelbaren  Stellver- 
tretung begrifflich  zu  scheiden.  Bei  der 
letzteren  will  der  Stellvertreter  für  sich 
gar  keine  rechtliche  Bindung  noch  Befugnis 
<G.B.  104);  bei  jeuem  ersten  wird  der  Ver- 
tragscldiessendc  selbst  berechtigt  und  ver- 
pflichtet und  neben  ihm  noch  der  Dritte 
befugt,  doch  nie  gebunden. 

Das  G.B.  32M  f.  bedeutet  hier  einen  grossen 
Fortschritt,  indem  es  als  Grundsatz  der  Zu- 
lässigkeit  des  Versprechens  auf  I^eistung 
au  einen  Dritten  aufstellt:  Derartig,  dass 
es  nur  von  den  Vcrtragschliessenden  selbst 
abhängt,  zu  bestimmen:  ob  der  Dritte  selb- 
ständig ein  Recht  erwerben  soll,  ob  dieses 
sofort  oder  nur  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen zu  entstehen  habe,  und  ob  den 
Vcrtragschliessenden  das  Recht  vorbehalten 
sein  soll,  das  Recht  des  Dritten  ohne  dessen 
Zustimmung  aufzuheben  oder  zu  ändern. 

Für  die  in  unserer  Sozialwirtschaft  so 
bedeutsam  gewordenen  Lebeusversicheruiigs- 
oder  Leibrentenverträge  ist  die  Möglichkeit 
vorgesehen,  dass  die  Zahlung  der  Versiche- 
rungssumme oder  der  Leibrente  an  einen 


Dritten  bedungen  werden  kann ;  und  dann 
soll  im  Zweifel  angenommen  werden,  dass 
der  Dritte  unmittelbar  das  Recht  erwerben 
soll,  die  I^eistung  zu  fordern.  Das  gleiche 
gilt,  wenn  bei  einer  unentgeltlichen  Zu- 
wendung dem  Bedachten  eine  Leistung  an 
einen  Dritten  auferlegt  oder  bei  einer  Ver- 
mögens- oder  Gutsübernahme  eine  Leistung 
an  einen  Dritton  zum  Zwecke  der  Abfindung 
versprochen  wird.    (G.B.  330.) 

2.  Leistung  durch  einen  Dritten.  Da 
es  sich  hier  um  freiwillige  Leistung  für 
einen  anderen  handelt,  so  könnte  es  scheinen, 
als  ob  die  Frage  von  keiner  grossen  prak- 
tischen Bedeutung  wäre.  In  der  That  finden 
sich  doch  genugsam  Fälle,  in  denen  aus 
mannigfachen  Beweggründen  solche  Zahlun- 
gen für  Dritte  stattfinden ;  z.  B.  Mietzahlung 
für  eine  verarmte  Familie  durch  einen  wohl- 
thätigen  Verein;  Einspringen  für  einen  Ver- 
wandten oder  Freund,  um  diesen  vor 
Zwangsvollstreckung  oder  sonstigen  Unan- 
nehmlichkeiten zu  bewahren. 

Dann  erheben  sich  zwei  Fragen: 

1.  Ist  eine  solche  Leistung  durch  einen 
Dritten  unbeschränkt  gütig?  Dies  ist  zu 
bejahen,  sobald  die  Leistuug  von  der  Be- 
schaffenheit ist,  dass  die  persönliche  Thätig- 
keit  dos  Schuldners  gleichgiltig  ist;  be- 
sonders also  bei  Geldzahlungen.  Die  Ein- 
willigung des  Schiddners  ist  nicht  erforder- 
lich. Ja,  er  kann  noch  nicht  einmal  durch 
seinen  Widerspruch  die  Wirksamkeit  der 
von  dem  Dritten  gemachten  Zahlung  hin- 
dern. Nur  dieses  ist  gesetzlich  beschränkend 
liinzugefügt,  dass  der  Gläubiger  die  Ijeistung 
ablehnen  kann,  wenn  der  Schuldner  wider- 
spricht, ein  Verzug  der  Annahme  also  dann 
nicht  eintritt.    (G.B.  267.) 

2.  Kann  der  Zalüende  von  dem  Schuld- 
ner später  zurückfordern?  Die  Antwort  ist 
der  Ivehre  von  der  Geschäftsführung  ohne 
Auftrag  (negotiorum  gestio)  zu  entnehmen. 
Danach  kommt  es  darauf  an,  ob  die  von 
dem  Dritten  geleistete  Zahlung  dem  Interesse 
und  dem  wirklichen  oder  dem  mutmass- 
lichen Willen  des  Schiddners  entsprach. 
Bejahendenfalls  kann  der  Zaldende  Ersatz 
der  von  ihm  gemachten  Aufwendungen  ver- 
langen. Handelte  es  sich  dagegen  etwa  um 
eine  von  dem  Schiüdner  beanstandete  Forde- 
rung, und  der  Zaldende  wusste  das  nicht, 
so  trifft  der  Schaden  denjenigen,  der  für 
den  anderen,  ohne  dessen  Auftrag,  gehan- 
delt hat,  und  hilft  ihm  sein  guter  Glaube 
nicht  zu  einer  Ersatzforderung.  Bloss  dann 
steht  dieses  anders,  wenn  ohne  die  nicht 
erbetene  Zahlung  eine  Pflicht  des  Geschäfts- 
herrn  nicht  rechtzeitig  erfüllt  werden  würde, 
deren  Erfüllung  im  öffentlichen  Interesse 
liegt  hier  also  z.  B.  Zaldung  von  Abgaben, 
Leistung  au  eiuen  Arbiter  des  Gescliäfts- 
herrn  hinsichtlich  der  zwingend  auferlegten 
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Pflichten  des  letzteren  in  Wohnung,  Ge- 
rätschaften etc.  nach  G.B.  618.  In  diesen 
Fällen,  sowie  bei  Erfüllung  einer  gesetzlichen 
Unterhaltspflicht  jemandes  kommt  dessen 
entgegenstehender  Wille  als  Hemmnis  der 
Ersatzforderung  des  unbeauftragt  zahlenden 
Dritten  nicht  in  Betracht.   (G.B.  679;  683.) 

3.  Anweisung.  Sie  ist  eine  Ermächti- 
gung, von  einem  Dritten  auf  Rechnung  des 
Anweisenden  eine  I^eistung  entgegenzu- 
nehmen. 

Im  römischen  und  gemeinen  Recht  wurde 
diese  Verkehrsmöglichkeit  an  die  Lehre 
vom  Auftrage  angeknöpft:  Der  Assignant 
gab  dem  Assignatar  ein  mandatum  aeeipiendi 
und  dem  Assignaten  in  mandatum  solvendi. 
In  dem  Kechtsleben  der  neueren  Zeit  ist 
das  gefallen.  Der  Anweisende  hat  nicht 
die  Stellung  eines  Auftraggebers ;  und  es 
kommt  insbesondere  nicht  daiauf  an,  dass 
soine  Interessen  in  erster  Linie  von  den 
beiden  anderen  unentgeltlich  gewahrt  werden 
müssten. 

Die  gesetzliche  Regelung  dieses  Insti- 
tutes ist  zur  Zeit  noch  lückenhaft.  Das 
G.B.  7N3 — 92  befasst  sich  nur  mit  Anwei- 
sungen, die  urkundlich  erteilt  werden  und 
sich  auf  die  I^eistung  von  Geld,  Wertpapie- 
ren oder  anderen  vertretbaren  Sachen  be- 
ziehen. Dazu  tritt  im  gleichen  Sinne  die 
kaufmännische  Anweisung  (H.G.B.  363);  die 
aber  nicht,  wie  im  seitherigen  Handelsrecht, 
eine  solche  ist,  die  ein  Kaufmann  ausstellt, 
sondern  eine  solche,  die  auf  eineu  Kauf- 
mann ausgestellt  ist  Sie  können  auf  Ordre 
gestellt  und  durch  Indossament  übertragen 
werden,  wenn  bei  ihnen  die  Leistung  nicht 


Anweisung  dem  Angewiesenen  gegenüber 
widerrufen,  wogegen  der  Tod  des  Anweisen- 
den ohne  Belang  ist.  Interessant  ist,  dass 
im  Falle  der  Weigerung  des  Angewiesenen, 
i  anzunehmen  oder  zu  zahlen,  der  Anweisungs- 
empfänger unverzüglich  dem  Anweisenden 
Anzeige  zu  machen  hat  Die  Rechtsfolgen 
bei  Unterlassung  dieser  Pflicht  sind  dem 
besonderen  Rechtsverhältnisse  zu  entnehmen, 
c)  Desgleichen  l>estimmt  sich  das  Rechts- 
verhältnis zwischen  dem  Anweisenden  und 
dem  Angewiesenen  aus  besonderem  Rechts- 
grunde her;  allgemein  gilt  nur  dieses,  dass 
im  Falle  einer  Anweisung  auf  Schuld  der 
Angewieseue  durch  die  Leistung  in  deren 
Höhe  von  der  Schuld  befreit  wird.  Bloss 
deshalb,  weil  jemand  der  Schuldner  eines 
anderen  ist,  braucht  er  eine  auf  ihn  ge- 
zogene Anweisung  nicht  anzunehmen  oder 
zu  erfüllen. 

4.  Mehrere  Schuldner.  Auf  jeder  Seite 
eines  Schuldverhältnisses  können  mehrere 
Personen  stehen;  wir  nehmen  zuerst  den 
Fall  mehrerer  Schuldner.  Diese  können  in 
doppelter  Art  haften:  Entweder  nach  An- 
teilen (pro  rata),  so  dass  erst  durch  die  Zu- 
sammenzählung ihrer  Leistungen  die  Ge- 
samtleistung sich  ergiebt ;  oder  »samt  und 
sonders«,  als  Gesamtschuldner  (in  soli- 
dum),  so  dass  der  Gläubiger  nach  seiner 
Wahl  jeden  der  Schuldner  auf  das  Ganze 
belangen  kann,  durch  die  Leistung  seitens 
des  einen  Schuldners  auch  alle  anderen 
dem  Gläubiger  gegenüber  befreit  werden. 

Diese  Gesamtschulden  besitzen  ein  näheres 
Interesse.  Sie  sind  im  römischen  Rechte 
bereits   ausgiebig  behandelt  und  offenbar 


von  einer  Gegenleistung  abhängig  gemacht :  damals  vielfach  angewandt  worden; 


ist.  Ueber  den  Check  s.  d.  Art.  oben  Bd. 
III  S.  20  ff. 

Soweit  das  G.B.  eine  besondere  Regelung 
vorgenommen  hat,  zeigt  sich  das  Streiten, 
die  schriftliche  Anweisung  der  oben  ge- 


alter in  der  Sozialwirtschaft  der  neueren 
Zeit  eine  ungleich  grössere  Bedeutung  er- 
langt. Während  nach  römischem  Rechte 
bei  einer  Haftung  mehrerer  im  Zweifel 
eine  Verpflichtung  nach  Anteilen  vorlag, 


nannten  Art  in  abgeschwächter  Weise i  hat  sich  das  im  heutigen  Rechte  gerade 
parallel  dem  Wechsel  zu  behandeln,  a)  Der I  umgekehrt  gestaltet  Sobald  mehrere 
Angewiesene  wird  durch  die  Annahme  Schuldner  vorhanden  sind,  haften  sie  als 
verpflichtet,  dio  durch  einen  auf  die  An-  [  Gesamtschuldner,  sofern  sie  es  nicht  beson- 
weisung  gesetzten  schriftlichen  Vermerk  er-  j  ders  andere  bestimmen.  Zwar  scheint  G.B. 
folgt.  Seine  dadurch  entstandene  Ver-  120  für  den  Fall  teilbarer  Leistungen  (s.  oben 
pflichtung  verjährt  in  drei  Jahren.    Eine  !  sub  U,  1)  die  Regel  anders  anzunehmen ;  alter 


Uebertragung  kann  durch  schriftliche  Er- 
klärung, verbunden  mit  der  Aushändigung 
der  Anweisung  an  den  Erwerlter  übertragen 
werden,  sofern  nicht  der  Anweisende  die 


schon  427  stellt  den  von  uns  gegebenen  Satz 
für  alle  Vertragsschulden  auf;  840  und  830 
für  die  obligatioues  ex  delicto  und  quasi  ex 
delicto:  1833  für  mehrere  Vormünder:  221!< 


Uebertragbarkeit  ausgeschlossen  hat  b)  Zwi- ,  für  Testamentsvollstrecker;  2058  für  Mü- 
schen dem  Anweisenden  und  dem  Anwei-  erben:  42  für  Beamte,  53  für  Liquidatoren 
sungsempfänger  gilt  der  alte  Satz:  Anwei-  j  eines  rechtsfähigen  Vereins  etc.;  -  sodass 
sung  ist  keine  Zahlung  Die  Tilgung  einer  :  G.B.  420  nur  für  mehrere  Geschäftsführer 
Schuld  des  Anweisenden  erfolgt  also  erst  ohne  Auftrag  oder  für  mehrere  Schuldner 
mit  der  vom  Angewiesenen  an  den  An- 'aus  ungerechtfertigter  Bereicherung  Über- 
weisungsempfänger bewirkton  Iieistung.  Vor  liaupt  Anwendung  finden  dürfte, 
dieser  Leistung  oder  vor  der  Annahme  des  Bei  einer  Gesamtschuld  liegt  ein  einiges 
Angewiesenen   kann   der  Anweisende  die  •  Rechtsverhältnis  vor,  aus  dem  gegen  die  ein- 

H and wörtcrlmeb  der  Staatewissenschaften.  Zweite  Auflage.   VI.  40 
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zelnen  Schuldner  selbständige  Forderungen 
entstehen.  Daratis  erklärt  es  sich,  dass  die 
mehreren  Gesamtschuldner  in  verschiedener 
Woisc  haften  können:  der  eine  unbedingt, 
der  andere  unter  einer  Bedingung  oder  Zeit- 
bestiramiuig :  mit  verschiedenen  Nebenleis- 
tungen u.  ugl.  Vor  allem  folgt  daraus  die 
Möglichkeit,  verschiedene  Endigungsgründe 
für  die  einzelnen  Schuldner  eintreten  zu 
lassen.  Mau  unterscheidet  in  dieser  Hin- 
sicht a)  objektive  Eudigungen,  das  sind  Er- 
füllung, öffentliche  Hinterlegung,  Aufrech- 
nung, und  der  Erlass  dann,  wenn  er  das  ganze 
Schuldverhältnis  aufzuheben  bestimmt  ist; 
und  b)  subjektive  Endigungen,  das  sind  alle 
übrigen  Erlöschungsgründe  von  Schulden; 
sie  wirken  also  nur  für  die  Person  des  einen 
Schuldners  und  lassen  die  übrigen  Oesamt- 
schuldner weiter  haften  (G.B.  323  bis 
325). 

Mehrere  Gesamtschuldner  stehen  nach 
GJJ.426  in  einem  gesetzlichen  Gemeinschafts- 
verhältnisse. Derjenige  von  ihnen,  der  den 
gemeinsamen  Gläubiger  abgefunden  hat, 
kann  von  den  Mitschiüdnern  Ersatz  nach 
Anteilen  verlangen.  Kann  von  eiuem  Ge- 
samtschuldner der  auf  ihn  fallende  Betrag 
nicht  erlangt  werden,  so  ist  der  Ausfall  von 
den  übrigen  zur  Ausgleichung  verpflichteten 
Schiddnern  zu  tragen. 

5.  Mehrere  Gläubiger.  Bei  diesen 
wiederholt  sich  zunächst  die  gleiche  zwie- 
fache Möglichkeit  wie  oben  sub  4 :  Sie  sind 
entweder  nach  Anteilen  oder  insgesamt  be- 
rechtigt. Des  weiteren  aber  ist  zu  schei- 
den: 

1.  Haben  mehrere  eine  teilbare  Leis- 
tung zu  fordern,  so  sind  sie  im  Zweifel  nur 
nach  Anteilen  berechtigt  (G.B.  420). 

2.  Haben  mehrere  eine  unteilbare 
Ijeistung  zu  forden),  so  tritt  an  sich  nicht 
eine  Gesamtgläuhigerscliaft ,  sondern  eine 
kollektiv  e  Berechtigung  ein :  der  Schuldner ) 
kann  nur  an  alle  gemeinschaftlich  leisten  i 
und  jeder  Gläubiger  nur  die  J»istung  an 
alle  fordern.  .Teiler  Gläubiger  kann  verlangen, 
dass  der  Schuldner  die  geschuldete  Sache 
für  alle  Gläubiger  hinterlegt  oder,  wenn  sie 
sich  nicht  zur  Hinterlegung  eignet,  an  eineu 
gerichtlich  zu  bestellenden  Verwahrer  ab- 
liefert (G.B.  432). 

3.  Gesamtgläubiger  giebt  es  hiernach  auf 
Grund  besonderer  Boredung  der  Beteiligten ; 
oder  in  einzelnen  vom  Gesetze  ausnahms- 
weise so  geregelten  Fällen,  wie  t*>i  mehreren 
unvollständig  präcisierten  Vermächtnisneh- 
mern (G.B.  2151). 

Für  die  Gesamtgläubiger  gelten  ent- 
sprechende Regeln  wie  für  Gesamtschuldner, 
was  die  verschiedenen  Arten  der  Endi^ung 
der  Kordeningen  (U.B.  42JI)  und  der  Rück- 
griff unter  den  einzelnen  GesamtglUubigerii 
anlangt  (G.B.  43U). 


VI.  Cession  und  Schul dübernahuie. 

1.  Sozialwirtxchaftliche  Bedeutung 
der  Cession.  Es  giebt  wenige  Rechteeiu- 
richtuugeu,  bei  denen  der  abhängige  Zu- 
sammenhang von  dem  Ganzen  der  Sozial- 
wirtschaft  so  deutlich  zu  erkennen  ist,  wie 
die  Abtretung  von  Forderangen.  Eine  solche 
wird  erst  möglich,  wenn  ein  Uebergang  von 
der  Naturalwirtschaft  zur  Geldwirtschaft 
stattgefunden  liat  und  die  soziale  Wirtschaft 
von  dem  Grandsatze  freier  Beteiligung  der 
Einzelnen  geleitet  wird. 

Das  ältere  römische  Recht  erkennt  keiueu 
Handel  mit  Forderungen  an.  Es  war  nur 
möglich,  durch  eine  novatio  die  seitherige 
Forderung  aufzuheben,  dadurch,  dass 
eine  nouo  Forderung  an  die  Stelle  ge- 
setzt wurde.  Wobei  man  natürlich  die  Zu- 
stimmung und  Mitwirkung  des  Schuldners 
brauchte,  und  mit  der  alton  Forderung  auch 
deren  Eigentümliclikciton  und  Nebenrechte., 
wie  Bürgschafton,  Vertragsstrafen,  grund- 
sätzlich uutergingen. 

Je  mehr  sich  die  Geld  Wirtschaft  im  alten 
Rom  ausbildete  und  Manufaktur  und  Handel 
aufblühten,  musste  man  von  jener  Besclirän- 
kung  abgehen.  Man  tliat  es  zunächst  unter 
Benutzung  bestehender  Prozesseinrichtungen, 
indem  der  Cessionar  zum  Bevollmächtigten, 
einem  procurator  in  rem  suam,  bestellt 
wunle,  der  die  Schuld  vom  Schuldner 
(nötigenfalls  klageweise)  einzog  und  für  sich 
behielt.  Und  da  eiue  gewfihuliche  Prozess- 
vollmacht  jeder  Zeit  widerniflich  war  und 
ist,  auch  mit  dem  Tode  eines  Beteiligten 
von  selbst  endet,  so  bildete  sich  gegen  Ende 
des  2.  Jahrhunderts  n.  Chi",  der  Satz,  dass 
der  procurator  in  rem  suam  ein  uuentreiss- 
baros  selbständiges  Recht  (actio  utilLs)  haben 
solle:  zuorst  für  den  Sonderfall  ausgebildet, 
dass  jemand  eine  Erbschaft  mit  ihren  aus- 
stehenden Fordeningen  in  Bausch  und  Bogeu 
erwarb :  und  dann  durch  einzelne  Kaiser- 
konstitutioneu  iu  immer  erweiterter  Weise 
für  andere  einzelne  Rechtslagen. 

Aber  schou  war  der  Höhepunkt  der 
römischen  sozialen  Entwicklung  überstiegen. 
Man  wurde  zur  Naturalwirtschaft  und  stei- 
genden Verödung  zurückgedrängt,  l'nd  wie 
dem  Gläubiger  aufgelegt  wurde,  bei  fohlen- 
dem barem  Oelde  des  Schuldners  Immo- 
bilien desselben  zwangsweise  annehmen  zu 
müssen,  so  schritt  man  stetig  zu  Be- 
schränkungen der  Cession  ausstehender 
Fordemngen,  wobei  das  berühmteste  Gesetz 
die  lex  Anastasiana  ist :  beim  Ankaufe  einer 
Forderang  auf  Gold  oder  auf  Sachen  mit 
Marktpreis  konnte  der  Erwerber  von  dem 
Schuldner  nicht  mehr  fordern,  als  er  selbst 
für  die  Forderung  gegeben  hatte;  der  l'eber- 
schuss  galt  als  getilgt. 

In  dieser  Gestalt  wurde  die  römische 
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Cessionslehre  nach  Deutschland  übernommen. 
Sie  wurde  im  17.  und  18.  Jahrhundert  in 
freier  Art  ausgestaltet  und  ist  selüiesslich 
daraus  in  unser  neues  Recht  übergegangen. 
Darnach  kann  jede  Forderung  (und  jeder 
Anspruch  aus  dinglichen  Rechten)  in  der 
Regel  durch  Vertrag  auf  einen  anderen  über- 
tragen werden;  der  Zustimmung,  ja  sogar 
der  Keuntnis  des  Drittschiddners  bedarf  es 
nicht.  Der  Vertrag  ist  formlos  giltig.  Aus- 
nahmen gelten  für  hypothekarisch  gedeckte 
Forderungen  (G.B.  1154;  aber  1190;  —  1159). 
Auch  durch  Vermächtnis  kann  eine  aus- 
stehende Forderung  jemandem  zugewandt 
werden  (G.B.  2173).  Und  es  ist  im  Wege 
«ler  Zwangsvollstreckung  möglich,  eine  For- 
derung des  Pflichtigen  pfänden  und  dem 
die  Zwangsvollstreckung  Betreibenden  über- 
weisen zu  lassen  (C.P.O.  835 ff.;  846). 

Endlich  giebt  es  eine  Reihe  von  Fällen, 
in  denen  jemandem  die  Forderung  eines 
anderen  kraft  Gesetzes  überwiesen  wird : 
a)  im  ehelichen  Güterrecht,  bei  der  allge- 
meinen und  der  Errungensehaftsgemeinseliaft 
(G.B.  1438,  1519).  b)  In  sieben  Fälleu,  in 
denen  jemand  eine  Schuld  bezahlt,  die  einen 
andern  angeht  und  eigentlich  von  diesem 
hätte  erledigt  werden  müssen.  Nämlich: 
Ein  Gesamtschuldner,  der  den  Gläubiger  be- 
zahlt und  von  dem  Mitschnldner  Ausgleichung 
verlangen  kann  (G.B.  426)  —  entsprechend 
der  Bürge  (774).  Der  Eigentümer  eines  ver- 
pfändeten Grundstückes,  der  nicht  der  j>er- 
sönliche  Schuldner  ist,  aber  den  Gläubiger 
bezahlt  (1143;  vgl.  11G4);  —  ebenso  der 
Verpfänder  eines  Faustpfandes,  der  nicht 
persönlicher  Schiddner  ist  (1225).  Ferner 
allgemein  ein  Dritter,  welcher  durch  Zwangs- 
vollstreckung des  Gläubigers  in  einen  dem 
Schuldner  gehörigen  Gegenstand  an  diesem 
letzteren  Recht  zu  verlieren  Gefahr  läuft 
und  infolgedessen  den  Gläubiger  befriedigt 
(268).  Endlich,  wenn  an  Stelle  eines  zur 
Alimentation  gesetzlich  Verpflichteten  ge- 
wisse Personen  dem  Berechtigten  den  Unter- 
halt gewähren  (1607,  1709). 

2.  Bisheriger  Gläubiger  and  Schuldner. 
Auch  das  neuzeitliche  Recht  liat  die  Ab- 
tretung von  Forderungen  nicht  ganz  unbe- 
schränkt zugelassen.  Es  kennt  drei  Arten 
von  Oessionsverboten:  1.  Eine  Forderung 
kann  nicht  abgetreten  werden,  wenn  die 
Abtretung  durch  Vereinbarung  mit  dem 
Schuldner  ausgeschlossen  ist.  2.  Jeues  kann 
ferner  nicht  geschehen,  wenn  die  Leistung 
an  einen  anderen  als  den  ursprünglichen 
Gläubiger  nicht  ohne  Veränderung  ihres  In- 
haltes geschehen  kann.  Wann  dies  vorliege, 
wird  vom  Gesetze  zuweilen  selbst  in  allge- 
meinen Kegeln  angegeben;  so  in  der  Un- 
übertragbarkeit von  Ansprüchen  der  Gesell- 
schafter gegen  einander;  bei  Delikts- 
ansprüchen;   Entschädigung    wegen  Ver- 


lttbnisbruches  u.  a.  m.  In  anderen  Fällen  ist 
es  nach  den  angegebenen  allgemeinen  Ge- 
sichtspunkten zu  entscheiden,  ob  eine  For- 
derung übertragbar  sei;  beispielsweise  zu 
verneinen  bei  Unterhaltsansprüchen,  die  sich 
nicht  schon  als  feste  Gcldforderungcn  dar- 
stellen (vgl.  G.B.  1610;  1611).  3.  Eine  For- 
derung, wolche  der  Pfändimg  entzogen  ist, 
kann  auch  nicht  durch  Privatvortrag  üter- 
tragen  werden.  Dies  zielt  zunächst  auf 
gewisse  Forderungen  auf  Gehalt  u.  dgl.,  die 
nach  C.P.O.  850—52  der  Pfändung  entzogen 
sind  wird  dann  durch  andere  Gesetze,  be- 
sonders über  die  Unzulässigkeit  der  Be- 
schlagnahme des  noch  nicht  verdienten 
Arbeitslohnes,  ergänzt,  und  findet  zuweilen 
in  Einzelbestimmungen  des  G.Bs.  Anwen- 
dung, z.  B.  in  377  (vgl.  E.G.  81).  Dabei  ist 
zu  bemerken,  dass  umgekehrt  in  allen  Fällen, 
in  denen  nach  dem  unter  1.  und  2.  Gesagten 
eine  Abtretung  unzulässig  ist,  auch  die 
Pfändung  der  Forderung  iu  der  Zwangs- 
vollstreckung nicht  gestattet  wird. 

Sofern  eino  zulässige  Abtretung  geschieht, 
so  scheidet  der  bisherige  Gläubiger  aus. 
Mit  dem  Abschlüsse  soines  Vertrages  mit 
dem  neuen  Glaubiger  tritt  der  letztere  an 
seino  Stelle.  Eine  besondere  Benachrich- 
tigung des  Drittschuldners  (denuntiatio)  ist 
zur  Wirksamkeit  der  Abtretung  nicht  erfor- 
derlich (G.B.  398). 

Dagegen  gilt  zum  Schutze  des  gutgläu- 
bigen Schuldners,  dass  der  neue  Gläubiger 
oine  Leistung,  die  der  Schuldner  nach  der 
Abtretung  an  den  bisherigen  Gläubiger  be- 
wirkt, gegen  sich  gelten  lassen  muss,  es  sei 
denn,  dass  der  Schuldner  die  geschehene 
Abtretuug  bei  der  Leistimg  an  den  bis- 
herigen Gläubiger  gekannt  hat.  Das  gleiche 
gilt  für  ein  Rechtsgeschäft,  etwa  eine 
Stundung,  das  der  Drittschuldner  nach  der 
Vornahme  der  Cession  mit  dem  bisherigen 
Gläubiger  abschliesst  (G.B.  107). 

8.  Der  alte  und  der  neue  Glaubiger. 

Es  ist  eine  allgemeine  Pflicht  jedes  Oe- 
denten einer  Forderung,  dass  er  den»  neuen 
Gläubiger  die  zur  Geltendmachung  der 
Forderung  nötige  Auskunft  erteile  und  ihm 
die  zum  Beweise  der  Forderung  dienenden 
Urkunden,  soweit  sie  sich  in  seinem  Besitze 
befinden,  ausliefere.  Ferner  hat  der  bis- 
herige Gläubiger  dem  Cessionar  auf  Ver- 
langen eine  öffentlich  beglaubigte  Urkunde 
über  die  Abtretung  auszustellen ;  die  Kosten 
hat  der  neue  Gläubiger  zu  tragen  und  vor- 
zuschiessen. 

Das  G.B.  stellt  in  402  und  403  diese 
Regeln  einfach  auf.  ohne  ein  Präjudiz  dafür 
anzugehen,  dass  der  bisherige  Gläubiger  den 
angegebenen  Pflichten  nicht  nachkommt. 
Sicherlich  kann  er  auf  deren  Erfüllung  un- 
mittelbar verklagt  werden;  wozu  er  jedoch 
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durch  die  Vei-säumnng  der  Erfüllung  jener 
Verbindlichkeiten  dem  neuen  Gläubiger 
gegenüber  verpflichtet  werde,  das  ist  nur 
aus  dem  besonderen  Rechtegnmde  herzu- 
leiten, der  der  Abtretung  der  Forderung  in 
dem  gerade  streitigen  Falle  untergelegen  hat 

Vor  allem  erhebt  sich  aber  zwischen 
Cedent  und  Cessionar  leicht  ein  Rechts- 
streit, sobald  hinterher  der  neue  Gläubiger 
wegen  mangelnder  Zahlungsfähigkeit  des 
Drittsehuldners  nicht  zu  seiner  Befriedigung 
gelangt.  Der  erste  Entwurf  des  neuen 
Gesetzbuches  wollte  den  vertragsmässigcn 
Cedenten  allgemein  nicht  für  die  Güte, 
wohl  aber  für  den  rechtlichen  Bestand  der 
abgetreteneu  Forderung  haften  lassen;  so 
dass  er  also  dem  Cessionar  schadenersatz- 
pflichtig sein  würde,  wenn  die  übertragene 
Forderung  etwa  schon  bezahlt  gewesen 
wäre  oder  auch  niemals  bestanden  hätte.  In 
den  späteren  Verhandlungen  hat  mau  dieses 
gestriehen  und  dio  Frage  der  Haftung  des 
Cedenten  in  der  Sache  dem  jeweiligen 
Rechtsverhältnisse  anheimgegeben,  aus  dem 
die  Abtretung  der  Forderung  hervorgegangen 
war.  Am  wichtigsten  ist  der  Fall  des  Ver- 
kaufes einer  Forderung,  für  den  G.B.  437 
bestimmt,  dass  der  Verkäufer  einer  Forde- 
rung nur  für  den  rechtlichen  Bestand,  nicht 
auch  für  Zaldungsfähigkeit  desDrittschuldners 
hafte.  Der  Verkäufer  eines  Wertpapiers 
haftet  auch  dafür,  dass  es  nicht  zmn  Zwecke 
der  Kiuftloserkliirung  aufgeboten  ist.  Ucber- 
nimmt  der  Verkäufer  einer  Forderung  die 
Haftung  für  die  Zahlungsfälligkeit  des  Schuld- 
ners, so  ist  die  Haftung  im  Zweifel  mir  auf 
die  Zahlungsfälligkeit  zur  Zeit  der  Haftung 
zu  beziehen. 

Falls  eine  Forderung  mehrmals  nach 
einander  abgetreten  woi-den  ist  und  eine 
Haftung  der  bisherigen  Gläubiger  nach  dem 
eben  Gesagten  gegeben  ist,  so  kann  die 
Frage  nach  dem  »springenden  Rcgress-.  auf- 
treten; also  dahin,  ob  der  letzte  Cessionar 
sich  einen  seiner  Vormänuer  aussuehon 
dürfe,  etwa  wie  ein  Indossatar  beim  Wechsel. 
Hierfür  liegt  nach  dem  geltenden  Rechte 
kein  Grund  vor. 

4.  Neuer  Gläubiger  und  Drittschuldner. 
Die  hier  vorkommenden  Fragen  werden  mass- 
geblich durch  den  Gedanken  der  Sonder- 
nachfolge bestimmt.  Die  Forderung  geht 
auf  den  Cessionar  über,  wie  sie  bei  dem 
alten  Gläubiger  war.  Der  Erwerber  hat  die 
Nehenrcchte  (G.B.  401);  und  es  stehen  ihm 
die  Einreden  gegen  den  alten  Gläubiger 
entgegen  (404).  Der  Schuldner  kann  eine 
ihm  gegen  den  bisherigen  Gläubiger  zu- 
stehende Forderung  auch  dem  neuen  Gläu- 
biger gegenüber  aufrechneu.  es  sei  denn, 
dass  er  bei  dem  Erwerb  der  Forderung  von 
der  Abtretung  Kenntnis  hatte  oder  dass 
die  Forderung  erst  nach  der  Erlangung  der 


Kenntnis  und  später  als  die  abgetretene 
Forderung  fällig  geworden  ist  (406). 

Bei  jeder  Abtretung  einer  Forderung  ist 
der  Schuldner  zur  Ixustung  an  den  neuen 
Gläubiger  nur  verpflichtet,  wenn  entweder 
der  alte  Gläubiger  ihm  die  Abtretung  schrift- 
lich anzeigt  oder  der  neue  Gläubiger  ihm 
die  Uebertragiing  der  Forderung  durch  Vor- 
lage einer  von  dem  alten  Gläubiger  ausge- 
stellten Urkunde  beweist.  Ohne  das  letztere 
kommt  er  dem  neuen  Gläubiger  gegenüber 
auch  nicht  in  Verzug;  er  kann  vielmehr 
jede  Kündigung  oder  Mahnung  des  neuen 
Gläubigers,  die  ohne  Vorlegung  einer  solchen 
Urkunde  erfolgt,  aus  diesem  letzteren  Grunde 
—  unverzüglich  —  zurückweisen  (410).  Bei 
der  Abtretung  des  Übertragbaron  Teiles 
(s.  oben  sub  VI,  2)  des  Diensteinkommeus  von 
>ülitärpersonen,Beamten,Geistlichen,  Lehrern 
ist  die  auszahlende  Kasse  durch  Aushän- 
digung einer  von  dem  bisherigen  Gläubigor 
ausgestellten,  öffentlich  beglaubigten  Urkunde 
von  der  Abtretung  zu  benachrichtigen ;  bis 
dahin  gilt  die  Abtretimg  der  Kasso  als  nicht 
bekannt  (411). 

Endlich  ist  im  uouen  Rechte  der  gut- 
gläubige Cessionar  gegenüber  eiucm  nur 
simulierenden  Schuldner  geschützt  Dass 
der  im  guten  Glauben  vorgenommene  Erwerb 
Schutz  verdieuon  kann,  steht  im  Einklang 
mit  einer  bekannten  Richtung  der  neuzeit- 
lichen Reehtsentwickelung.  Aber  man  hat 
bei  der  Ausarbeitung  des  G.Bs,  im  allge- 
meinen Teüe  keine  Vorschrift  überhaupt 
aufgestellt,  sondern  die  Auseinandersetzung 
den  besonderen  Lehren  der  einzelnen  Rechts- 
verhältnisse überlassen  (vgl.  G.B.  932,  1032, 
1207).  Für  die  hier  besprochene  Lehre 
wurde  im  Entw.  II  dem  schweizerischen 
Obligationeurecht  v.  1*83  (16,  2;  185),  2;  vgl. 
C.C.  1321)  «lieser  Satz  nachgebildet:  dass 
ein  Schuldner,  der  eine  Urkunde  über  seine 
Schuld  ausgestellt  hat,  dem  neuen  Gläubiger 
gegenüber  sich  nicht  darauf  berufen  kann, 
dass  die  Eingehung  des  Schuld  Verhältnisses 
nur  zum  Scheine  erfolgt  sei;  vorausgesetzt, 
dass  der  neue  Gläubiger  bei  der  Abtretung 
den  wahren  Sachverhalt  weder  kennt  noch 
kennen  mfisste. 

5.  Schuldübernahme,  Entsprechend  der 
Unzulässigkeit  der  Cession  war  im  römischen 
Recht  auch  in  der  Person  des  Schuldners 
die  Obligation  festgelegt;  bei  der  Erbschaft 
ging  sie  zwar  auf  die  Erben  des  Schuldners 
regelmässig  über,  unter  labenden  aber  gab 
es  keine  Uebemahme  einer  Schuld  durch 
Sondervertrag.  Nur  novatio,  in  dem  oben 
(sub  VI,  1)  besprochenen  Sinne  war  mögliolu 

Nach  der  Re<!eption  des  Wimischen  Rechtes 
bildete  sieli  in  häufiger  Anwendung  die 
Möglichkeit  der  rebernahme  einer  Schuld 
auf  einen  neuen  Schuldner  aus,  besonders 
bei  der  Veräusserung  geschäftlicher  Unter- 
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nehmungen  mit  alle»  Aktivis  und  Pas- 
sivis  sowie  beim  Erwerbe  vom  Immo- 
bilien, die  mit  Schulden  belastet  waren. 
Jedoch  erst  1853  wurde  von  Delbrück 
die  längst  geübteEinriehümgeiner  juristischen 
Konstruktion  unterzogen ;  seitdem  ist  sie  viel- 
fach in  der  rechtswisscnschaftlichcn  Litte- 
ratur  behandelt  werden.  Das  (KB.  kennt, 
darauf  fussend.  die  Möglichkeit  der  Sondor- 
nachfolgo  in  eine  Schuld  (414  ff.). 
Es  giebt  zwei  Arten : 

1.  Schuld  übernähme  durch  Vertrag  des 
Gläubigers  mit  dem  neuen  Schuldner.  Ist 
entweder  privativ  oder  kumidativ  möglich. 
Im  ersten  Falle  scheidet  der  alte  Schuldner 
aus,  und  der  neue  tritt  an  seine  Stelle.  Im 
zweiten  Falle  haftet  der  alte  Schuldner  zu- 
nächst weiter.  Man  hat  die  zweite  Möglich- 
keit als  unzulässig  bezeichnet,  weil  das  O.B. 
sie  nicht  erwähne;  es  läge  alsdann  eine 
-Bürgschaft*  vor.  Alter  es  ist  kein  Grund 
vorhanden,  weshalb  das  eigene  Institut  der 
Bürgschaft  den  Parteien  in  einem  Falle  auf- 
oktroyiert werden  soll,  in  dem  sie  selbst  es 
nicht  gemeint  hatten,  und  es  unter  die 
Formvorschrift  zu  stellen,  dass  die  Erklä- 
rung des  neuen  Schuldners  schriftlich  sein 
muss.  Daraus  aber,  dass  das  G.B.  die 
Möglichkeit  der  Schuldübernahme  in  der 
Art  der  Gesaintschuld  nicht  erwähnt  hat, 
ist  auf  ein  Verbot  dieser  Möglichkeit  nach 
G.B.  134  nicht  zu  schliesseu. 

2.  Vertrag  unter  dem  alten  und  dem 
neuen  Schuldner.  Er  kann  geschehen  als 
Erf ülluiigsübernahme,  wodurch  ein 
Rechtsverhältnis  bloss  unter  den  leiden 
Schuldnern  entsteht,  der  Gläubiger  dagegen 
nicht  gegen  den  l'ebernehmenden  auftreten 
kann  (s.  G.B.  iL'!)),  oder  als  Schuld  Über- 
nahme, wobei  nach  G.B.  41")  Zustimmung 
tles  Gläubigeis  erforderlich  ist 

Im  letzten  Falle  werden  die  Rechts- 
folgen wieder  nach  dem  Gedanken  der 
Sondernaeh folge  behandelt.  Die  Schuld  geht 
über  mit  ihren  Vorzügen,  den  Xelienrechten. 
den  Einreden  und  allen  sonstigen  Eigen- 
schaften, z.  B.  bezüglich  des  Ortes  und  der 
Zeit  der  Erfüllung.  Dagegen  erlöschen  in- 
folge der  Schuldüliernahme  die  für  die 
Forderung  bestellten  Bürgschaften  und  Pfand- 
rechte ;  doch  können  beide  Sicherheiten  diut-h 
liesondere  Einwilligung  des  damit  Be- 
schwerten weiter  dauern  (G.B.  118). 

Im  Geschäftsverkehr  ist  von  ganz  be- 
sonderer Wichtigkeit  die  Uebernahme  von 
Hypotheken,  genauer:  von  Schulden,  für  die 
eine  Hypothek  bestellt  ist.  Gewöhnlich  ge- 
schieht dieses  seitens  dessen,  der  das 
hypothekarisch  belastete  Grundstück  kauft 
oder  sonstwie  an  sich  bringt  :  es  kann  aber 
auch  durch  jemanden  geschehen,  der  nicht 
der  Erwerber  des  verpfändeten  Bodens  ist. 
a)  Im   letzten  Falle  muss  der  Gläubiger 


wieder  einwilligen ,  dass  an  die  Stelle  des 
Schuldners,  für  den  eine  Hypothek  haftet, 
ein  Fremder  die  Schuld  übernimmt.  Erteilt 
der  Gläubiger  diese  Einwilligung  (die  nicht 
aus  seinem  blossen  Stillschweigen  geschlossen 
werden  darf),  so  tritt  «las  gleiche  ein.  wie 
wenn  der  Gläubiger  auf  die  Hypothek  ver- 
zichtet hätte  (G.B.  418).  b)  Wird  dagegen 
beim  Verkauf  eines  Grundstückes  die  auf 
ihm  lastende  Hyj>othek  übernommen ,  so 
muss  zuerst  der  Erwerber  als  Eigentümer 
in  das  Grundbuch  eingetragen  weiden. 
I  Hierauf  (vorher  würde  es  unwirksam  sein) 
hat  der  Veräussercr  dem  Hypotheken- 
gläubiger die  Uebernahme  mitzuteilen.  Dies 
muss  schriftlich  geschehen  und  den  Hin- 
weis enthalten,  dass  der  Uebernehmcr  an 
die  Stelle  des  bisherigen  Schuldners  tritt, 
wenn  nicht  der  Gläubiger  die  Verweigerung 
innerhalb  sechs  Monaten  erklärt.  Sind  seit 
dem  Empfange  der  Mitteilung  sechs  Monate 
verstrichen,  so  gilt  die  Genehmigung  als 
erteilt,  wenn  nicht  der  Gläubiger  sie  dem 
Veräusserer  gegenüber  vorher  verweigert 
hat  (G.B.  -116). 

VII.  Endigung  von  Forderungen  und 
Schulden. 

1.  Erfüllung.  Das  G.B.  362  sigt :  Das 
Schuldvcrhältnis  erlischt,  wenn  die  ire- 
sehuldete  I/MStung  an  den  Gläubiger  b<- 
whkt«  wird. 

Richtiger  würde  es  heissen:  Eine  Forde- 
rung, die  aus  einem  Schuldverhältnis  ent- 
springt ,  erlischt  durch  Erfüllung.  Denn 
durch  Ucbergabe  der  Mietssache  und  sons- 
tiges Erfüllen  seiner  Vermieterpflichten  er- 
lischt nicht  das  Mietsverhältnis  als  solches. 
Wenn  also  der  Beklagte  in  einem  Prozesse 
nur  anführen  kann,  dass  er  bezahlt  habe, 
so  muss  er  einer  neuen  Klage  gegenüber 
immer  wieder  die  Verteidigung  in  der 
Sache  aufnehmen  und  kann  sich  nicht 
einfach  mit  der  Einrede  der  rechts- 
kräftigen Entscheidung  helfen. 

Das  gleiche  zeigt  sich  dann,  wenn  der 
Schuldner  mehrere  Fordeningen  an  den- 
selben Gläubiger  zu  bezahlen  hat,  die  von 
ihm  gemachte  I Leistung  aber  nicht  für  alias 
ausreicht.  Hier  wird  nach  G.B.  366,  sobald 
der  Schuldner  dem  Gläubiger  ans  meh- 
reren Schuld  Verhältnissen*  zu  gleich- 
artigen I/eistungon  verpflichtet  ist,  diejenige 
Schiüd  getilgt,  welche  er  bei  der  Leistung 
bestimmt;  trifft  er  keine  Bestimmung,  so 
wird  zunächst  die  fällige  Schuld,  unter 
mehreren  fälligen  Schulden  diejenige,  welche 
dem  Gläubiger  geringere  Sicherheit  bietet, 
unter  mehreren  gleich  sicheren  die  dein 
Schuldner  lästigere,  unter  mehreren  gleich 
lästigen  die  ältere  Schuh!  und  bei  gleichem 
Alter  jede  Schuld  verhältnismässig  getilgt 
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E<  ist  nicht  zu  t>ezweifeln,  dass  diese  Sätze 
auch  da  Anwendung  zu  fiuden  haben,  wo 
ein  Schiddner  aus  einem  und  dem- 
selben Schuld  Verhältnisse  her  mehrere 
Schulden  zti  tilgen  hat,  z.  B.  ein  Pächter 
eine  Reihe  von  Paehtrüekständen  hat. 

Dein  modernen  Rechte  ist  eine  Aus- 
gestaltung des  Rechtes  der  Quittung  zu 
eigen.  Der  zahlende  Schuldner  hat  ein 
Recht  auf  schriftliches  Empfangsbekenntnis 
des  Gläubigers  (im  Immobdiarreeht  s.  G.B. 
1  I  i  i)  und  kann  bis  zu  diesem  die  Leistung 
zurückhalten  (G.B.  368  ff.).  Die  Beweiskraft 
einer  Quittung  ist  an  den  Ablauf  einer 
Frist  nicht  gebunden,  wie  es  im  späteren 
romischen  Rechte  der  Kall  war  (exceptio 
non  numeratae  jiecuniae,  —  jetzt  E.G.  z. 
C.P.Ct.  17  ).  Der  l.'el>erbringcr  einer  Quittung 
gilt  als  ermächtigt,  die  Leistung  zu  empfangen, 
sofern  nicht  die  dem  leistenden  bekannten 
Umstände  der  Annahme  einer  solchen  Er- 
mächtigung  entgegenstehen  (G.B.  370).  Ausser 
der  Quittimg  hat  bei  der  Zahlung  der 
Gläubiger  auch  einen  etwa  ausgestellten 
Schuldschein  dem  Schuldtier  zurückzu- 
erstatten (G.B.  371). 

Oft  ereignet  es  sich,  dass  an  Stelle  der 
eigentlich  geschuldeten  Ieistung  der  Gläu- 
biger eine  andere  Ijcistung  freiwillig  an- 
nimmt (datio  in  sohlt  um.  Leistung  an  Er- 
füllungsstatt). Das  romische  Recht  der 
niedergehenden  Zeit  (s.  oben  sub  VI,  1)  kannte 
ein  beneficium  dationis  in  solutum,  wonach 
der  Gläubiger  einer  Geldforderung,  wenn 
der  Schuldner  nicht  imstande  ist,  sich  durch 
Veränsserung  von  Sachen  Geld  zu  ver- 
schaffen, Grundstücke  des  Schidduers  zum 
Taxwerte  annehmen  muss  (nov.  4  c.  3). 
Unser  heuriges  Recht  kennt  eine  derartige 
Bestimmung  nicht  (vgl.  aber  G.B.  12S2). 

Die  Ieistung  an  Erfüllungsstatt  wird 
nach  Art  eines  Kaufes  behandelt:  der 
Gläubiger  wird  so  angesehen,  als  hal»e  er 
den  an  Erfüllungsstatt  gegebenen  Gegen- 
stand durch  Verzicht  auf  seine  Forderung 
käuflieh  erworben  (G.B.  365). 

Es  ist  auch  möglich,  dass  der  Schiddner 
seinen  Gläubiger  durch  Begründung  einer 
neuen  Verbindlichkeit  bezahlen  will.  z.  B. 
statt  Geld  demnächst  Waren,  Früchte  und 
dergleichen  zu  liefern  verspricht.  Dann  ist 
dreierlei  in  Wahl:  a)  I/üstung  erfüllungs- 
halber,  z.  B.  durch  Hingabe  eines  Wechsels. 
Hier  wird  die  alte  Schuld  zu  einer  resolutiv 
bedingten,  abhängig  von  der  Zahlung  der 
neuen  Schuld.  Für  dieses  spricht  die  Ver- 
mutung nach  G.B.  364,  2.  b)  Leistung  an 
Erfüllungsstatt,  mit  sofortiger  Tilgung  der 
seitherigen  Forderung,  c)  Sehulderneuerung 
(novatio):  nach  dem  heutigen  Rechte  nur  in 
der  Weise  möglich,  dass  der  Gläubiger  durch 
Vertrag  mit  dem  Schuldner  diesem  die 
Schuld  erlässt  und  darauf  ein  abstraktes 


'  Schuldversprechen  in  schriftlicher  Form  nach 
G.B.  780  abgegeben  wird. 

2.  Oeffentliche  Hinterlegung.  Häufig 
tritt  in  rechtlichen  Angelegenheiten  das  be- 
rechtigte Interesse  auf,  die  deinoäehstige 
Tilgung  einer  Schuld  jetzt  schon  sicher  zu 
stellen  und  dem  vorzubeugen,  dass  der 
Schuldner  durch  Nichtabnahme  der  Leistung 
seitens  des  Gläubigers  benachteiligt  wird, 
oder  umgekehrt,  dass  der  Gläubiger  deshalb 
zu  Scliaden  kommt,  weil  die  geschuldete 
Leistung  durch  den  Schiddner  vereitelt  wird. 
Dem  genannten   Interesse   dienen  einmal 

i  Arrest  und  einstweilige  Verfügung 

|(C.P.O.  916)  und  sodann  die  öffentliche 
Hinterlegung  (G.B.  372).  Die  letztere 
gehört  in  unseren  jetzigen  Zusammenhang. 

Als  Quellen  des  jetzigen  Rechtes  sind 
Reichs-  und  Landesrecht  gemischt  zu  nennen. 

;  Die  Art  der  Durchführung  der  öffentlichen 

j  Hinterlegung  ist  dem  I^andesrecht  über- 
lassen (E.G.  144).     Kür  Preuasen  gilt  als 

!  Grundlage  die  Hiuterlegungsordnung  vom 
14.  März  1*79;  in  Einzelheiten  abgeändert 
durch  Ausf.-Ges.  zum  G.B.  Art.  84:  vgl. 
auch  Just.-Min.-V.  v.  26.  Dezember  1809. 

Die  Hinterlegung  kann  entweder  auf 
Betreiben  des  Gläubigers  oder  des 
Schuldners  geschehen. 

Der  erste  Fall  kommt  vor  bei  mehreren 

i  Gläubigern  auf  eine  unteilbare  Leistung  (G.B. 
432,  s.  oben  sub  V,  5)  sowie  zur  Sicherung 
des  Eigentümers  gegenüber  dem  zur  Rflck- 

;  gäbe  verpflichteten  Niessbraueher  oder  fa- 
milienrechtlieheu  N'utzniesser  (1077;  1082: 
1392:  1667:  vgl.  1814  ff.  I. 

Der  zweite  Fall  gehört  zur  Frage  der 
Erfüllung  von  Forderungen  und  Schiddeu. 
Gründe  für  die  Hinterlegung  sind  a)  Ver- 
zug des  Gläubigers,  b)  Ungewissheit  über 
die  Person  des  Gläubigers,  z.  B.  bei  Ver- 
schollenheit ,  Erbsehaftsstreitigkeiten.  Die 
Ungewissheit  des  Schuldners  darf  nicht  auf 
Fahrlässigkeit  beruhen  (G.B.  372).  c)  Drohen- 
der Verlust  eines  Rechtes  durch  eine  von 
einem  Dritton  betriebene  Zwangsvollstreckung 
(G.B.  268;  vgl.  1142). 

Die  Hinterlegung  geschieht  bei  Geld, 
Wertpapieren  und  sonstigen  Urkunden  sowie 
Kostbarkeiten  in  Natur.  Andere  Sachen 
sind  zu  versteigern,  und  es  ist  dann  der  Erlös 
zu  hinterlegen  (G.B.  377).  Sequestration  von 
Grundstücken  kennt  das  jetzige  Recht  nicht 
(Prcuss.  A.G.  84). 

Durch  die  öffentliche  Hinterlegung  ent- 
stehen drei  Rechtsverhältnisse :  a)  Zwischen 
dem  Hinterleger  und  der  Hinterlegungs- 
stelle. Der  erstere  hat  einen  der  Pfändung 
entzogenen  Anspruch  auf  Rückgabe.  Er 
kann  darauf  verzichten  und  damit  alles 
Band  zwischen  ihm  und  der  Stelle  lösen. 
Geld  geht  nach  dem  hierüber  geltenden 
Landesrecht  in  das  Eigentum  der  Stello 
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über  und  wird  in  Prcussen  mit  2  °/o  verziust 
<E.G.  145;  Preuss.  Hint.-0.  v.  14  März  1879; 
vgl.  G.B.  700).  b)  Zwischen  dem  Hinter- 
leger und  seinem  Gläubiger.  Die  Schuld 
wird  nicht  schon  durch  die  Hinterlegung 
getilgt  (abgesehen  von  Zinsen,  die  nun  nicht 
mehr  laufen).  Jenes  geschieht  aber,  sobald 
der  Schuldner  wegen  seines  Verzichtes  auf 
die  Rückgabe  oder  wegen  der  Annahme  der 
Hinterlegung  durch  den  Gläubiger  nicht 
mehr  zurückfordern  kann,  c)  Zwischen  der 
Hinterlegungsstelle  und  dem  Gläubiger.  Der 
letztere  hat  ein  gesetzliches  Forderuugsrecht 
gegen  jone.  Ks  verjährt  in  30  Jahren  und 
geht  dann  wieder  auf  den  Hinterleger  zurück. 

it.  Erlass  ist  ein  Vertrag  des  Gläu- 
bigers mit  dem  Schuldner  dahin,  dass 
letzterer  befreit  sein  soll,  ohne  geleistet  zu 
haben. 

Der  Erlaas  kann  sich  auf  das  ganze  j 
Srhuld Verhältnis  l>eziehen  oder  nur  auf  ein- 
zelne daraus  entspringende  Fortierungen 
(bes.  bei  Gesamtschuldverhältnissen  von  In- 
teresse ;  s.  G.B.  423  und  420 ;  vgl.  oben  sub  V, 
4  und  5):  er  kann  bedingungslos  sein  oder 
als  Stundung  und  unter  sonstigen  Modifi- 
kationen auftreten.  Für  alles  dieses  kommt 
es  nach  heutigem  Recht  nicht  auf  die 
Form  des  Erlassvertrages  an,  sondern  nur 
auf  seinen  Inhalt  (anders  römisches 
Rwht:  acceptilatio  und  pactum  de  uon  pe- 
tendo). 

Wie  bemerkt,  rauss  der  Erlass  a  1  s 
Vertrag  geschlossen  werden  (G.B.  397). 
Die  einseitige  Erklärung  des  Gläubigers, 
dass  er  auf  Geltendmachung  seiner  Forde- 
rung verzichten  wolle,  ist  mithin  nur  ein 
Angebot,  das  nach  den  allgemeinen  Regeln 
Alter  Vertragsschluss  behandelt  werden 
muss  (s.  d.  Art.  Vertrag  und  Vertrags- 
freiheit). 

Der  Erlassvertrag  ist  ein  »abstraktes« 
Geschäft;  d.  h.  er  wirkt  als  Tilgung  der 
Schuld,  auch  wenn  der  Rechtsgrund,  aus 
dem  er  abgeselilossen  war,  im  Erlasse  selbst 
nicht  ausgedrückt  ist.  Dieser  Rechtsgrund 
kann  recht  verschieden  sein;  vielfach  wird 
es  Schenkung  sein,  aber  auch  z.  B.  Be- 
stellung einer  Mitgift;  Zahlung  eines  Ver- 
mächtnisses: zwecks  Erfüllung  einer  Schuld 
seinerseits  verzichtet  der  Gläubiger  auf  seine 
Forderung  u.  a.  m. 

Von  besonderem  Interesse  ist  der  zuletzt 
angegebene  Fall  eines  Aufrechnungsvertrages. 
In  ihm  stellt  sich  ein  gegenseitiger  Erlass- 
vertrag dar.  War  die  eine  Forderung  des- 
halb rechtlich  nicht  begründet,  so  ist  der 
Aufrechnungsvertrag  im  ganzen  nicht  wirk- 
sam, da  er  gegenseitig  ist  und  sich  nicht 
aus  zwei  unabhängigen  Erlassverträgen  zu- 
sammensetzt In  den  Geschäftsfragen  des 
Kontokorrente«,  der  Skontration  u.  a.  findet 
unsere  Einrichtung  bedeutsame  Anwendung. 


verkannt  werden,  dass 


4.  Aufrechnung.  Im  Gegensatze  zu 
dem  zuletzt  Gesagten  ist  damit  das  Institut 
der  Zwangsau  frechnunK  gemeint 
Joder  Gläubiger  muss  sich  dabei  in  der 
Regel  gefallen  lassen,  dass  er,  statt  in.  bar, 
durch  Verrechnung  mit  einer  Gegenforde- 
rung des  Schuldners  an  ihn  bezahlt  wird. 
So  G.B.  387. 

Vorausgesetzt  ist  dabei,  dass  die  beiden 
Forderungen  auf  g  1  e  i  c  h  a  r  t  i  g  e  Leistungen 
gehen,  bes.  z.  B.  beide  am*  Gold;  andern- 
falls findet  keine  Aufrechnung,  sondern  nur 
möglicherweise  ein  Zurückbehaltungsrecht 
nach  G.B.  273  statt.  Ferner  ist  vorausge- 
setzt, dass  beide  Forderungen  fällig  sind 
und  dass  sie  keiner  rechtlicheu  Beanstan- 
dung unterliegen  und  nicht  mit  Einreden 
oehaftet  sind.  Dagegen  ist  es  gleichgütig, 
ob  die  beiden  Forderungen  an  dem  gleichen 
Orte  zu  erfüllen  seien  oder  an  verschiede- 
nen; der  aufrechnende  Teil  hat  jedoch  im 
letztgenannten  Falle  den  Schaden  zu  er- 
setzen, den  der  andere  Teil  dadurch  erleidet, 
dass  er  infolge  der  Aufrechnung  die  Leis- 
tung nicht  an  dem  bestimmten  Orte  erhält 
oder  bewirken  kann  (G.B.  301). 

Es  kann  nicht 
der  Grundsatz  der  Zwangsaufrechnung  in 
seiner  allgemeinen  Zulassung  eine  starke 
Gefahr  dahin  birgt,  dass  jemand  durch  einen 
chikanösen  Schuldner  von  der  rechtzeitigen 
Befriedigung  abgehalten  wird;  dann  näm- 
lich, wenn  die  Hauptforderung  des  Gläu- 
bigers in  sich  klar  steht,  die  abgerechnete 
Gegenforderung  dagegen  bestritten  und  in 
ihrem  Reehtsgrunde  oder  Betrage  zweifel- 
haft ist.  Diese  Beobachtung  liat  die  Gesetz- 
gebung zuweilen  dahin  geführt,  die  Zwangs- 
aufreennung  grundsätzlich  zu  verbieten,  wie 
das  ältere  römische  Recht;  zuweilen  auch 
hat  sie  die  Lehre  gezeitigt,  dass  die  Gegen- 
forderung >liquid«  sein  müsse.  Das  neu- 
zeitliche Recht  hat  endlich  den  Weg  ge- 
funden, der  hier  der  richtige  zu  sein  scheint : 
Wenn  ein  Beklagter  eine  Gegenforderung 
geltend  macht,  welcho  mit  der  in  der  Klage 
geltend  geraachten  Forderung  nicht  in  recht- 
lichem Zusammenhange  steht  80  kann  das 
Gericht  anordnen,  dass  über  die  Klage  und 
über  die  Aufrechnnog  getrennt  ver- 
handelt werde  (C.P.O.  145).  Und  wenn 
bei  einer  solchen  Aufrechnung  nur  die  Ver- 
handlung über  die  Forderung  zur  Entschei- 
dung reif  ist,  so  kann  diese  unter  Vorbe- 
halt der  Entscheidung  Über  die  Aufrechnung 
erfolgen  (C.P.O.  302). 

Die  Aufrechnung  geschieht  nach  unserem 
Rechte  durch  eine  einseitige  Willenserklä- 
rung dem  Gegner  gegenüber.  Sie  ist  nicht 
mehr  wie  im  römischen  Rechte  durch  ex- 
ceptio compensationis,  also  innerhalb  eines 
gerichtlichen  Rechtsstreites  vorzunehmen ; 
sondern  es  ist  eine  rechtsvernichtende  That- 
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sache,  der  Erfüllung  gleichstehend,  dio 
aussergerichtlich  oder  während  eines  Pro- 
zesses eingesetzt  werden  kann  (G.B.  388). 
Und  zwar  gelten,  wenn  aufgerechnet  wird, 
die  beiden  Fordeningen  als  in  dem  Augen- 
blicke erloschen,  da  sie  einander  gegen  über- 
stehen ;  von  da  ab  laufen  keine  Zinsen  mehr, 
es  kann  keiner  der  Beteiligten  mehr  in  Ver- 
zug kommen  etc.  (G.B.  389). 

In  drei  Fällen  ist  die  Zwangsaufrech- 
nung gesetzlich  ausgescldossen :  a)  gegen 
eine  Forderung  aus  einer  vorsätzlich  be- 
gangenen unerlaubten  Handlung  (G.B.  393); 
b)  soweit  die  Forderung  der  Pfändung  nicht 
unterworfen  ist  (G.B.  394 ;  vgl.  dazu  Oew.-O. 
115);  e)  gegen  eine  Forderung  des  Fiskus 
oder  kommunaler  Verbände  ist  eine  Auf- 
rechnimg nur  zulässig,  wenn  die  Leistung 
an  dieselbe  Kasse  zu  erfolgen  hat,  aus  der 
die  Forderung  des  Aufrechnenden  zu  be- 
richtigen ist  (O.B.  39:»). 

5.  Vereinigung  von  Forderung  und 
Schuld.  Wenn  sich  Forderung  und  Schuld 
in  der  Hand  einer  und  derselben  Person 
vereinigen,  so  gehen  beide  unter,  da  nie- 
mand sein  eigener  Gläubiger  oder  Schuldner 
sein  kann.  Der  wichtigste  Kall  ist  der,  dass 
Gläubiger  und  Schuldner  bei  dem  Tode 
eines  von  ihnen  durch  Erbgang  zusammen- 
fallen; es  kann  sich  aber  auch  namentlich 
bei  solchen  Schtdden  ereignen,  bei  denen 
jeder  Eigentümer  einer  bestimmten  Sache 
Schuldner  ist,  sobald  nun  der  Forderungs- 
bereehtigte  das  Eigentum  hieran  erwirbt. 

Unser  G.B.  hat  über  diese  lvohre  keine 
allgemeine  Bestimmung  <s.  aber  Entw.  I, 
291),  sondern  uiu'  Kiuzelsätze,  welche  den 
soeben  vorangestellten  tiedanken  zum  Teil 
modifizieren. 

1.  Im  Erbrechte  finden  sich  einige  Fälle, 
in  denen  eine  Forderung  der  Erltschaft 
einem  Dritten  herauszugeben  ist,  die  nach 
dem  allgemeinen  Gedanken  der  Konfusion 
infolge  des  Erbganges  erloschen  sein  würde: 
nämlich:  Itei  der  Nacherbfolge  (2143):  bei 
dem  Vermächtnis  einer  Forderung  des  Erb- 
lassers gegen  den  Erben  an  einen  Dritten 
(217")):  entsprechend  bei  dem  Verkaufe  der 
Erbschaft,  durch  den  Erben  an  einen  Dritten 
(2377);  endlich  gelten  bei  der  Anordnung 
einer  Nacldassverwaltmig  oder  des  Xach- 
lasskonkurses  die  infolge  des  Erbfalles  durch 
Vereinigung  von  Recht  und  Verbindlichkeit 
erloschenen  Rechtsverhältnisse  als  nicht  er- 
loschen. 

2.  Bei  dem  Nicssbrauehe  an  Forderungen 
wird  vom  G.B.  das  Zusammenfallen  des 
Xiessbrauchcrs  und  des  Gläubigers  der  dem 
Nutzungsrechte  unterworfenen  Forderung 
dahin  geregelt,  dass  der  Nießbrauch  als 
nicht  erloschen  gilt,  soweit  der  Gläubiger 
an  dem  Fortbestehen  des  Niessbrauche«  ein 
rechtliches  Interesse  hat  (G.B.  HJ72,  um). 


Das  gleiche  gilt  für  das  Pfandrecht  von 
Forderungen  (G.B.  1273;  1256). 

3.  Bei  den  Gesamtschiüdverhältnissen 
sagt  G.B.  425,  dass  eine  confusio  bei  mehre- 
ren Schuldnern  nur  subjektiv,  also  nur  in 
der  Person  desjenigen  wirke,  bei  dem  sich 
Recht  und  Pflicht  vereinigt :  wogegen  es  in 
429  für  mehrere  Gläubiger  die  Vereinigung 
von  Forderung  und  Schuld  in  der  Person 
des  einen  Gläubigers  als  Tilgungsgrund  für 
das  ganze  Schuld  Verhältnis  behandelt  Beides, 
anscheinend  verschieden,  führt  auf  den  ge- 
meinsamen Gedanken  zurück:  Das  Wahl- 
recht des  alternativ  Beteiligten  soll  nicht 
durch  Vereinigung  von  Forderung  und 
Schuld  erlöschen;  der  gemeinsame  Schuld- 
ner darf  immer  noch  denjenigen  Gläubiger 
wählen,  mit  dem  er  nun  konfundiert  ist;  der 
gemeinsame  Gläubiger  immer  noch  auf  den- 
jenigen Schuldner  greifen,  der  ausserhalb 
der  geschehenen  Vereinigung  steht. 

Litteratur :  Die  Lehr-  und  llaudhürher  d>*  Jhu- 
deltrnrrrhtex,  lus.  Wlnilitchetil-Klpp,  ?.  Bd., 
8.  Auß.  (19tM>);  des  prtu-gsi*rhrM  Jitchtt*,  ttt*. 
Detiiburg,  ?.  Jtd  ,  .7.  Auß.  (WJ7);  Uhrbüchrr 
de*  dtnUchen  bürtjrrlkhen  Jlrciile*  von  Co»iwK% 
Vemburg,  Bndemann,  Matthias»;  Kom- 
mentare zum  G.H.  11.  liueh  rtm  Oertmann, 
l*lank,  Schollmeyer ;  Studien  zum  G.H.  r<>» 
Stammtet',  Do*  llerht  dir  Sfhuldrrrh'iltnifKf 
in  triii'ii  tdiijemcinen  Lrhrrti  (1x97). 

It.  Stammler. 


Schulspnrkassen 

s.  Sparkassen. 


Sehulzts  Friedrich  Gottlob, 

I  jjeb.  am  28.  I.  1795  zu  Obergavernitz  bei  Meis- 
.  st  n.  jrest.  am  3.  VII.  1860  in  Jena,  studierte 
j  in  Jena  Land-  und  Staatswirtschatt,  habilitierte 
I  sich  1819  als  Dozent  und  übernahm  1821  die 
j  ausserordentliche  Profcssur  für  Land-  nud  Staatn- 
wirtM-huft  in  Jena,  woselbst  er  W2b  eine  land- 
wirtschaftliche   Lehranstalt   gründete,  deren 
Eleven  zum  grösseren  Teile  auch  au  der  Uni- 
versität immatrikuliert  waren.  183(j— 1839  war 
'  er  Vorsteher  der  18/55  von  ihm  organisierten 
'  Staats-  und  landwirtschaftlichen  Akademie  zu 
|  Eldena  bei  (ireifswald,  worauf  er  nach  Jena  als 
ordentlicher  Professor  zurückkehrte  und  sein 
früheres  landwirtschaftliches  lustitut  dort  wie- 
der ins  Leben  rief. 

Schulze  veröffentlichte  von  staatswisseu- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  De  aratri 
Kornau i  forma  et  conipositioue,  Jena  1819  (Ha- 
bilitationsschrift). -  l  eber  Papiergeld,  heson- 
ders  in  Heznjf  auf  da»  Grossherzogtuni  .Sach- 
sen-Weimar-Eisenach, oder  Beurteilung  zweier 
Pläne,  welche  für  die  Tilgung  der  Staatsschuld 
des  (irossherzoirtums  Sachsen-Weimar- Eisenach 
eiuer  hohen  Versammlung  des  Landes  vorge- 
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legt  worden  sind.  Leipzig  1824.  —  Heber  Wesen 
und  Studium  der  Wirtschafte-  nnd  Kameral- 
wissenschafteu.  vorzüglich  Ober  wissenschaft- 
liche  Begründung  der  Landwirtschaftslehre, 
auch  der  Forstwirtechafts-,  Bergbau-.  Handcls- 
lehre  und  Technologie  durch  die  Volkswirt- 
schaftslehre, Jena  182«.  —  Die  landwirtschaft- 
liche Lehranstalt  auf  der  Universität  zu  Jena, 
ebd.  1826.  —  Nachricht  von  »einer  landwirt- 
schaftlichen Lehranstalt  in  Jena  für  das  Sommer- 
halbjahr 1828.  Nebst  einer  Abhandlung  über 
den  Unterschied  «wischen  Theorie,  Praxis  und 
Handwerk  der  Landwirtschaft  ebd.  1828  — 
Antiquitäten  rusticae,  2  Teile,  ebd.  1821.29. 
(Teil  II  unter  dein  Titel:  De  online,  ex  quo 
Romani  agros  c-oluerunt  Mit  dem  Anhang :  De 
oeeonomicis  facnltatibus  in  Gerraaniae  acade- 
micts  coustitnendis,  oratio.)  Ueber  die  Selb- 
ständigkeit des  deutschen  Univcrsität«geiste* 
und  seine  Bedeutung  für  unser  Volks-  und 
Staataleben,  mit  besonderer  Beziehung  auf  das 
Studentendneil.  Kede  beim  Antritte  des  Pro- 
rektorats in  der  Aula  der  Gesamtuniversität  zu 
Jena  am  5.  VIII.  1843  gehalten,  ebd.  1843. 

—  Deutsche  Blätter  für  Landwirtschaft.  Na- 
tionalökonomie und  Politik,  Bd.  I  bis  Bd.  III, 
2  fsoweit  als  erschienen^,  ebd.  1843'69.  (In- 
halt: Bd.  1,  Heft  1  [1843J:  Das  landwirtschaft- 
liche Seminar  zu  Jena  in  seiner  Verbindung 
mit  der  dasigeu  Gesaintakademie  und  dem  gross- 
herzogl.  Kammergute  zu  Zwätzen.  Nebst  einer 
Abhandlung  über  höhere  Bildmisr  des  deutschen 
Landwirts  und  Gutsbesitzers.    Bd.  I,  Heft 

1 18451:  reber  den  deutscheu  Konihandel  und 
die  deutsche  Volksbildung  mit  besonderer  Be- 
ziehung anf  die  Sicherung  der  Annen  gegen 
Brotteueraug.  Nebst  einer  Nachric  ht  von  dem 
landwirtschaftlichen  Institnte  zu  Jena.  Bd.  I, 
Heft  4  ">  [1846]:  Thaer  oder  Liebig V  Versuch 
einer  wissenschaftlichen  Prüfung  der  Acker- 
bautheorie des  Frh.  v.  Liebig,  besonders  dessen 
Mineraldünger  betreffend.  Bd.  II,  Heft  12 
[1849]:  Die  Arbeiterfrage  uach  den  Grundsätzen 
der  deutschen  Nationalökonomie  mit  Beziehung 
auf  die  ans  Frankreich  nach  Deutschland  ver- 
pflanzten Systeme  des  Feudalismus.  Merkanti- 
lismus, Physiokratismns,  Sozialismus,  Kommu- 
nismus und  Republikanismus.  Bd.  II,  Heft  H  4 
11850]:  Die  deutsche  Zuckerfrage  mit  besonderer 
Beziehung  auf  die  Rnnkelrübenzuckerfabri- 
kation.  Nebst  einem  Aufsatze  über  den  Frei- 
herra  v.  Stein  und  seine  Bedeutung  für  Deutsch- 
lands Wiedergeburt,  Bd.  II,  Heft  5  [1852<: 
Herr  Professor  Schleiden  in  Jena  nnd  die  land- 
wirtschaftlichen Institute.  Nebst  einem  Bei- 
trage zur  Beurteilung  seiner  „Kncyklopädie  der 
gesamten  theoretischen  Naturwissenschaften  in 
ihrer  Anwendung  auf  die  Landwirtschaft".  Zur 
Abwehr  der  Schleidenschen  Angriffe  auf  jene 
Anstalten  und  auf  die  Schrift:  Thaer  oder 
Liebig  ?  Bd.  HI,  Heft  12  [18591:  Geschicht- 
liche Mitteilungen  über  da*  akademische  Stu- 
dium und  Leben  anf  dem  landwirtschaftlichen 
Institute  zu  Jena  in  den  Jahren  182«  34  und 
1838/58,  wie  auch  auf  der  kgl.  preuss.  staats- 
und  landwirtschaftlichen  Akademie  zu  Eldena 
in  den  Jahren  1884  39.  Nebst  Rüc  kblicken  auf 
Garl  Anguste  landwirtschaftliche  Wirksamkeit.) 

—  Nachricht  von  dem  landwirtschaftlichen  In- 
stitute zu  Jena  in  den  Jahren  1848,  1850,  1858 
und  185«,  4  Hefte,  Jena  und  Leipzig  184857. 


—  Nationalökonomie  oder  Volkswirtschaftslehre, 
vornehmlich  für  Land-,  Forst-  und  Staatewirte. 
Nebst  graphischen  Darstellungen  der  Getreide- 
preise in  den  Jahren  1660  bis  1865,  einem  Auf- 
satze Uber  die  Kornteueruug  der  Jahre  1853 
bis  1856  und  praktischen  Erörterungen  Uber 
Handel,  Taxation,  Papiergeld  und  Bauken,  2 
Bde.  Leipzig  1856.  —  Schulze  gab  heraus: 
Verhandlungen  des  baltischen  Vereins  für  För- 
derung der  Landwirtschaft  in  der  ersten  Ver- 
sammlung zu  Greifswald  am  6.  und  7.  August 
1838.  Greifcwald  1840. 

In  seiner  Grundrententheorie  stützt  sich 
Schulze  im  wesentlichen  auf  Smith,  stimmt  hin- 
sichtlich der  Bildung  der  Rente  mit  der  Ricardo- 
sehen  Lehre  überein,  verwickelt  sich  dann  aber 
in  bedenkliche  Verwechselungen  von  Ursache 
und  Wirkung,  wenn  er  z.  B.  die  Höhe  der 
Grundrente  von  der  Preissteigerung  der  Er- 
zeugnisse der  Ländere.ien  abhängig  macht,  da 
doch  im  Gegenteil  nicht  die  hohen  Preise  der 
Feldfriichte.  sondern  der  Minderbetrag  ihrer 
Krzeugungskostcn  oder  der  Ueljcrschuss  des  Er- 
trages Uber  die  Kosten  die  Bodenrente  steigert. 
Ebenso  irrig  ist  seine  Behauptung,  dass  das 
Pacht-  oder  Kaufgcld  der  Grundstücke  anf  die 
Bodenrente  einwirken  kann,  iudem,  umgekehrt, 
der  Preis  der  Ländereien  durch  die  Grosse  der 
Grundrente  bestimmt  wird.  Er  unterscheidet 
zwischen  nützlichem  und  unnützem  Umlauf  und 
zählt  zu  letzterem  die  Differenzgeschäfte  und 
das  Hasardspiel.  Schulze  ist  ein  gemässigter 
Auhänger  des  Currencysystems,  hat  aber  von 
der  Mission  der  Banknote,  durch  deren  Emis- 
sion der  Staat,  wie  er  annimmt,  nur  einen  ge- 
werbepol itischeu  Fonds  etabliert,  eine  eigen- 
tümliche Vorstellung,  wenn  er  verlangt  (vgl. 
seine  Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1856.  S. 
642).  dass  die  Notencirknlation  nur  dann  zu  ge- 
schehen habe,  „wenn  die  Regierung  das  volle 
Vertrauen  des  Volkes  geniesst".  Dabei  macht 
er  ausserdem  znr  Bedingung,  dass  die  staat- 
liche Emissionsstclle  aller  Orten  Wechselkasseii 
errichtet,  die  dem  Publikum  zu  jeder  Zeit  und 
ohne  Abzug  das  Papier-  in  Metallgeld  wieder 
umtauschen.  Diese  Emissiousstelle  verkörpert 
sich  ihm  für  Deutschland  in  einer  grossen  «Zen- 
tralbank. Nun  pflegt  allerdings  bei  Krisen,  wo 
die  meisten  Ausprilche  an  die  Banken  gemacht 
werden,  die  Kreditlage  des  <  entralinstitnts,  im 
Gegensatze  zu  der  schwierigen  der  kleinen 
Notenbanken,  sich  intakt  zu  erhalten,  aber 
offenbar  hat  Schulze  bei  der  von  ihm  empfoh- 
lenen reservierten  Notenausgabe  nur  die  Zeit 
der  Geld-  und  Kreditabiindanz  und  nicht  deren 
Kehrseite  im  Auge  gehabt  —  Schulzes  päda- 
gogische Erfolge,  welche  er  als  langjähriger 
Dirigeut  seiner  landwirtschaftlichen  Lehranstalt 
in  Jena  erzielt  hat,  übertreffen  bedeutend  den 
wissenschaftlichen  Nutzen  seiner  literarischen 
Leistungen.  Eine  gauze  Reihe  tüchtiger  Land- 
wirte ist  aus  seinem  Institnte  hervorgegangen, 
dauk  des  von  Anbeginn  an  von  ihm  erstrebten 
nnd  nach  Möglichkeit  —  in  Bekämpfung  des 
entgegengesetzten  Thaerschen  Princip«  —  durch- 
geführten engen  Anschlusses  an  den  Universi- 
tätsunterricht: dank  ferner  seiner  Gepflogenheit, 
in  seinen  Vorlesungen  nicht  nur  bei  der  ratio- 
nellen Landwirtschaft  zu  verweilen,  sondern 
auch  die  anthropologisch  -  humanitären  Be- 
ziehungen   des    Landwirtschaftsbetriebes  zur 
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Pflege  der  ethischen  Kultur  unter  den  Arbeitern 


Vgl.  über  Schulze:  C  o  n  t  z  e  u ,  Die  Wich- 
tigkeit der  Nationalökonomie  für  Landwirte, 
Forstmänner  und  Kaufleute,  sowie  für  Theo- 
logen. Juristen  und  Mediziner,  mit  besonderer 
Beziehung  auf  F.  G.  Schulzes  Nationalökonomie, 
Leipzig  1859.  —  Birnbaum,  Friedrich  Gott- 
lob Schulze  als  Reformator  der  Landwirtschaft. 
Ein  Nachruf.  Frankfurt  a.  M.  1860.  —  Em- 
mi u  g  h  a  u  s  und  A.  Graf)  zur  L  i  p  p  e  -  W  e  i  s  - 
senfeld,  Lehrbuch  der  allgemeinen  Landwirt- 
schaft nach  Fr.  Gottlob  Schulzes  System  und 
unter  Benutzung  des  handschriftlichen  Nach- 
lasses des  Verstorbenen  bearbeitet,  Leipzig  1863. 
—  Friedrich  Gottlob  Schulze-«  iävernitz  etc.,  ein 
Lebensbild  gezeichnet  und  als  Festgabe  darge- 
bracht von  (Prof.)  Hermann  Schulze,  o.  0. 
(Jena)  1867.  —  Roscher,  Gesch.  der  Nat, 
München  1874,  S.  90,  529, 824  n.  ö.  —  ( 1  o  n  t  z  e  n . 
Geschichte,  Litteratur  und  Bedeutung  der  Na- 
tionalökonomie, Cassel  1876,  S.  34.  41,  127.  161, 
161,  163,64.  —  Leise witz,  Friedrich  Gottlob 
Schulze,  iu  „Allgemeine  deutsche  Biographie-*, 
Bd.  XXX11,  Leipzig  1891,  S.  769  75. 

Upprrt, 


Schulze  -  Delitzsch,  Franz  Hermann, 

Politiker  und  Gründer  des  deutschen  Genossen- 
schaftswesens, ward  geboren  am  29.  VIII.  1808 
zu  Delitzsch,  Provinz  Sachsen.  Die  Verbindung 
seines  Namens  mit  seinem  Geburtsorte  geschah 
im  .lahre  1848  zur  Unterscheidung  von  Namens- 
vettern, als  Schulze  von  seiner  Vaterstadt  als 
Abgeordneter  zur  Nationalversammlung  gewählt 
wurde.  Diese  Nameusverbindung  erhielt  sich 
auch,  als  Schulze  längst  von  Delitzseh  wegge- 
zogen und  Vertreter  anderer  Wahlkreise  ge- 
worden war.  Schulze  studierte  die  Rechts- 
wissenschaften von  1826—29  in  Leipzig  und 
Halle,  trat  als  Auskultator  beim  Landgericht 
zu  Torgau  ein,  genügte  hier  seiner  Militär- 
pflicht, legte  1833  sein  zweites  Examen  ab, 
wurde  Assessor  beim  Kammergericht  in  Berlin 
nnd  lernte  dann  in  seiner  Stellung  als  stellver- 
tretender Patrimonialrichter  die  Bedürfnisse  und 
Regungen  breiter  Volksschichten,  namentlich 
des  klein-bürgerlichen  Staates  kennen.  Nach- 
dem Schulze  18H8  sein  drittes  Examen  ablegte 
und  definitiv  1841  als  Patrimonialrichter  ange- 
stellt wurde,  machte  er  längere  Reisen,  über 
welche  ausführliche  Tagebücher  Auskunft  geben 
und  den  Beweis  liefern,  dass  ihn  i  neben  dichte- 
rwehen Versuchen)  schon  damals  die  wirtschaft- 
lichen Fragen  ernstlich  beschäftigten.  1848 
wurde  Schulze  in  die  preussisebe  Nationalver- 
sammlung gewählt,  schloss  sich  hier  dem  linken 
•  Vntniin  an  und  führte  den  Vorsitz  in  der 
Kommission  cur  Prüfung  der  Notstände  im  Ar- 
beiter- und  Handwerkerstande.  Als  Mitglied 
der  Zweiten  Kammer  von  1849  war  Schulze 
einer  von  den  wegen  Steuerverweigerung  ange- 
klagten Abgeordneten  und  führte  hierbei  seine 
Verteidigung  in  so  glänzender  Weise,  dass  so- 
wohl er  als  seine  Mitangeklagten  —  bis  auf 
einen  —  freigei prochen  wurden.   Im  folgenden 


Jahre  wurde  Schulze  als  Kreisrichter  nach  der 
kleinen  Stadt  Wreschen  in  Posen  versetzt,  legte 
aber  schon  1851  infolge  eines  Konfliktes  mit  dem 
Justizminister  seine  amtliche  Stellung  nieder  und 
begab  sich  in  seine  Vaterstadt  Delitzsch  zurück. 
Hier  hatte  Schulze  bereits  im  Sommer  1849  eine 
Kranken-  und  Sterbekasse  und  eine  Rohstoff- 
a.ssociation  der  Schuhmacher  gegründet  ,  1860 
folgte  der  auf  den  Principien  der  Solidarhaft 
ruhende  erste  Vorschussverein.  Von  hier  ab  wid- 
mete sich  Schulze  unermüdlich  dem  Weiterausbau 
des  Genossenschaftswesens,  trat  als  preussischer 
Abgeordneter  (von  1861—1875)  sowie  später 
als  Reiehstagsabgeordneter  mit  Erfolg  für  die 
gesetzgeberische  Regulierung  und  Förderung  des 
Genossenschaftswesens  ein,  begründete  den 
_ Verband  deutscher  Genossenschaften",  dessen 
Anwalt  er  wurde,  leitete  als  eigeues  Organ  für 
die  Genossenschaften  die  .Innung  der  Zukunft u 
später  -Blätter  für  Genossenschaftswesen"  und 
wirkte  (1865)  mit  bei  der  Gründung  der  „deutschen 
Genossenschaftsbank-,  welche  den  Grossbankver- 
kehr  derGenossenschaften  vermitteln  sollte.  Neben 
seinergeuossenschaftlichen  und  politischenThätig- 
keit  (in  dieser  der  Fortschrittspartei  als  führendes 
Mitglied  angehörend),  wirkte  Schulze  auch  noch 
hervorragend  mit  bei  der  Gründung  und  Lei- 
tung des  „volkswirtschaftlichen  Kongresses", 
des  „National Vereins-1  nnd  der  „deutschen  Ge- 
sellschaft für  Verbreitung  von  Volksbildung-' 
und  war  in  Ergänzung  dieser  Bestrebungen 
durch  Reden  und  litterarische  Publikationen  un- 
ablässig für  die  weitere  Verbreitung  seiner  ge- 
meinnützigen Ideeeu  tliätig.  Noch  zu  seinen 
Lebzeiten  konnte  Schulze  sich  der  grossartigen 
praktischen  Ausbreitung  seiner  genossenschaft- 
lichen Anregungen  erfreuen,  sein  letzter  Jahres- 
bericht pro  1881  wies  3481  Genossenschaften  in 
Deutschland  nach,  während  ausserdem  auch  in 
Krankreich,  Italien  und  anderen  Ländern  zahl- 
reiche genossenschaftliche  Institute  nach  Schulze- 
sehem  Muster  sich  gebildet  hatten.  Es  nuiss 
als  besonders  rühmlich  hervorgehoben  werden, 
dass  Schulze  mit  dem  wachsenden  Erfolge  immer 
vorsichtiger  wurde  und  sich  bis  zu  -seinem  am 
29.  IV.  1883  erfolgten  Tode  bestrebte,  die  von 
ihm  ins  Leben  gerufenen  Institutionen  von 
Uebereilungen  und  Ausschreitungen  zurückzu- 
halten. Von  den  zahllosen  Ehrenbezeugungen, 
die  ihm  zu  teil  wurden,  ist  hervorzuheben,  dass 
ihm  1863,  kurz  nach  Verlegung  seines  Wohn- 
sitzes von  Delitzsch  nach  Potsdam,  ein  von 
seinen  Freunden  zusammengebrachtes  nationales 
Ehrengeschenk  von  160000  M.  Uberreicht  wurde. 
Von  dieser  Summe  nahm  Schulze  jedoch  nur 
einen  kleinen  Betrag  für  die  Erwerbung  eines 
eigenen  Wohnhauses  in  Anspruch  und  Überwies 
den  Hauptbetrag  einer  Stiftung  zur  Förderung 
genossenschaftlicher  Zwecke.  Die  juristische 
Fakultät  der  Universität  Heidelberg  ernannte 
Schulze  1873  zu  ihrem  Ehrendoktor.  Denk- 
mäler wurden  ihm  1891  in  Delitzsch  und  1899 
in  Berlin  errichtet. 

Was  den  Charakter  und  die  Organi- 
sation der  von  Schulze-Delitzsch  begründeten 
Genossenschaften  anlangt,  so  verweisen 
wir  hier  auf  die  von  Hans  C rüger  verfassten 
einschlägigen  Artikel  des  vorliegenden  Hand- 
wörterbuchs und  zwar  Er werbs- nnd  Wirt- 
schaf tsgenossenschaf ten  oben  Bd.  IIIS. 
734 ff.;  Konsumvereine  oben  Bd.  V  S.  333 ff.; 
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Kreditgenossenschaf ten  oben  Bd.  V  S. 
387 ff. ,  sowie  auf  den  Art  Darlehusk as- 
ten vereine  oben  Bd.  III  S.  120  von  Marchet. 

Als  Nationalükonoin  huldigte  Schulze- 
I  <<  I i t / *  b dem  Sozialliberalis  ums,  als dessen 
Führer  er  betrachtet  wird.  Er  trat  in  »einen 
Reden  und  Schriften  ein  für  unbedingte  Ge- 
werbe- und  Handelsfreiheit,  für  Freizügigkeit 
und  unbeschränkte  Konkurrenz  und  proklamiert, 
um  den  Arbeiter  unabhängiger  vom  Kapital, 
das  Kleingewerbe  leistungsfähiger  gegenüber 
der  (irossiudnstrie  zu  machen,  unablässig  das 
Princip  der  Selbsthilfe.  Er  unterscheidet 
die  durch  Aneignung  thunlichster  Bildung  zu 
Wthätigende  individuelle  und  die  soziale 
Selbsthilfe  durch  Gründung  von  Genossen- 
schatten. Er  sagt  den  Arbeitern :  „Darauf,  duss 
jeder  die  Folgen  seines  Thuns  und  Lassens 
selbst  trage  und  sie  nicht  anderen  aufbürde,  auf 
der  Selbst  Verantwortlichkeit  und  Zu- 
rechnungsfähigkeit  beruht  die  Möglich- 
keit alles  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  der 
Menschen  sowie  des  Staatsverbandes Wenn 
Lassalle  in  seiner  Schrift  „Herr  Bastiat- 
Schnlze  von  Delitzsch"  s.  n.)als  Gegner  Schulzes 
mit  der  Forderung  der  Staatshilfe  für  Pro- 
duktivgenossenschafteu  auftrat,  so  bemerkt 
Böhmcrt  („Arbeiterfrennd"  1883,  S  179)  mit 
Recht,  dass  die  beiden  Schlagworter  „Selbst- 
hilfe4 und  „Staatshilfe-  deu  Gegensatz  zwischen 
Schulze  und  Lassalle  keineswegs  richtig  aus- 
drücken. .Schulze  war  gegeu  staatliche  Geld- 
zuschüsse zur  Genossenschaft,  aber  nicht  gegen 
Staatshilfe  überhaupt,  die  er  ja  für  seine  Ge- 
uossenschaftsbewegung  gar  nicht  entbehren 
konnte.  Schulze  blieb  gerade  deshalb  Politiker 
und  Parlamentarier,  um  im  Abgeordnetenhause 
und  Reichstage  den  preussischen  Staat  und  das 
Deutsche  Reich  für  die  Förderung  der  freien 
genossenschaftlichen  Schöpfungen  zu  gewinnen. 
Schulze  war  tief  davon  durchdrungen,  dass  auch 
die  kleinen  Handwerker  nur  in  und  mit  dem 
Staate  ihre  materielle  Lage  verbessern  könnten 
und  dass  Staat,  Gemeinde,  Schule,  Kirche,  ge- 
meinnützige Gesellschaften  und  Private  harmo- 
nisch zusammenwirken  müssen,  damit  die 
Menschheit  eine  höhere  Stufe  der  Kultur  er- 
reiche. ~ 

Nach  Roscher  (Syst.  III,  g  156)  besteht 
Schalzes  Genialität  und  Erfinderverdieust  nicht 
bloss  darin,  dass  er  die  Voraussetzung  erkauute. 
unter  welcher  die  bis  dahin  für  den  Kredit  als 
Nullen  betrachteten  kapitallosen  Arbeiter,  weuu 
sie  kreditwürdig  sind,  wirkliche  kreditfähige 
Zahlen  werden  Können,  sondern  auch  in  seiner 
praktischen  Detailformnlieruug,  die  sich  auf 
tiefe  Kenntnis  der  betreffenden  Volksklassen 
stützte,  seinem  allmählich  erworbenen  Einflüsse 
auf  die  Gesetzgebung,  in  dem  Mute,  womit  er 
sich  ganz  seinem  grosseu  Zwecke  hingegeben, 
sowie  iu  der  unsäglichen  Geduld  und  Rührig- 
keit, welche  er  bei  der  Ausführung  bethätigt 
hat.  Roscher  nennt  ihn  (Gesch.  d.  Nat  S.  1028) 
den  „bedeutenden  Sozialreformator,  auf  welchen 
Deutschland  stolz  sein  kann"  und  (S.  1015  u. 
1016)  den  .Reformator  des  deutschen  Hand- 
werkerstandes*,  den  „Arzt  einer  ebenso  zahl- 
reichen wie  gefährdeten  und  darum  gefährlichen 
Volksklasse:  des  kleinen  verkümmernden,  wie 
die  meisten  fürchteten,  unrettbar  zum  Prole- 
tariat' herabsinkenden  Haudwerkertums-.  „Er 


hat  durch  Verbreitung  der  Konsumvereine  und 
Scköpfuug  der  Vorschussvereiue,  beides  gestützt 
auf  die  reine,  durch  Solidarhaft  der  Mitglieder 
verstärkte  Selbsthilfe,  deu  Verarmenden  Selbst- 
achtung, Selbstbeherrschung,  selbstthätige  Be- 
rechnung der  Zukunft  anerzogen." 

Schulze-Delitzsch  veröffentlichte  an  selb- 
ständigen Schriften  (in  chronologischer 
Reihenfolge):  Wanderbneh ,  Leipzig  1838  ;  2. 
Aufl.  Gingau  1859  (ein  Gedicht,  welches  auch 
die  politischen  und  sozialen  Verhältnisse  der 
damaligen  Zeit  beleuchtet).  —  Die  Magazinie- 
rnug.  Gniudzüge  eines  auf  Gegenseitigkeit 
zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  ge- 
gründeten neuen  Aufspeicherungssysteins.  Ein 
Boitrag  zur  Verhütung  des  Notstaudes  und  der 
Teuerung,  mit  Tabellen,  Leipzig  1847;  2.  Aus- 
gabe Leipzig  1852.  —  Mitteilungen  Uber  ge- 
werbliche und  Arbeiter- Associationen.  Zur  Be- 
antwortung vielfacher  Anfragen,  Leipzig  1850. 

—  Chronik  der  Stadt  Delitzsch  von  den  ältesten 
Zeiten  bis  zum  Anfange  des  18.  Jahrhunderts. 
Aus  dem  Nachlasse  des  Herrn  G.  L  eh  manu, 
2  Teile,  Delitzsch  1852.  —  Statut,  Kassenord- 
nuug  und  Vertrag  des  Vorschussvereins  zu  De- 
litzsch mit  seinem  Kassierer  und  Kassenkon- 
trolleur, Delitzsch  1852.  —  Revidiertes  Statut 
der  Sehuhmacher-Association  zu  Delitzsch,  De- 
litzsch 1853.  —  Associationsbuch  für  deutsche 
Handwerker  und  Arbeiter,  Leipzig  1853.  — 
Vorschussvereine  als  Volksbaukeu.  Praktische 
Anweisung  zu  deren  Gründung  uud  Einrich- 
tung. Leipzig  1855.  4.  völlig  umgearbeitete 
Auflage  unter  dem  Titel:  Vorschuss-  und  Kredit- 
vereine  als  Volksbanken.  Praktische  Anweisung 
etc.,  Leipzig  1861.  6.  Autl.  Neu  bearbeitet  von 
«'rüger,  Breslau  1897.  -  Die  arbeitenden 
Klassen  und  das  Associationswesen  in  Deutsch- 
land als  Programm  zu  einem  deutschen  Kon- 
gress,  Leipzig  1858.  2.  vermehrte  Aull.  Leipzig 
1863.  —  Jahresberichte  über  die  deutschen  Vor- 
schussvereine für  das  Jahr  1854.  Desgl.  für  die 
Jahre  1855—1858.  —  Jahresbericht  für  1859 
über  die  auf  Selbsthilfe  gegründeten  deutscheu 
Erwerbs-  uud  Wirtschaftsgenossenschaften.  Leip- 
zig 1859.  Dieselben  Jahresberichte  für  die  Zeit 
von  1860-1881  (dann  fortgesetzt  von  Schenck, 
später  von  Griiger.  Leipzig  1863-1899).  -  Ar- 
beit und  Bildung.  Ein  Vortrag  gehalten  im 
Berliner  Handwerkerverein  am  4.  II.  1861,  Ber- 
lin 1861.  —  An  die  prenssischeu  Handwerker. 
Als  Antwort  auf  viele  Fragen,  Berlin  1861.  — 
Rede  vor  der  grossen  Arbeiterversainmlnng  iu 
Berlin  im  November  1862  i  betrifft  die  Abhal- 
tung eines  ersten  deutschen  Arbeiterkongresses), 
Leipzig  1863.  —  Kapitel  zu  einem  deutscheu 
Arbeiterkatechismus.  Sechs  Vorträge  vor  dem 
Berliner  Arbeiterverein  gehalten,  Berlin  1863. 

—  Die  Arbeit.  Vortrag  gehalten  im  Berliner 
Arbeiterverein  am  4.  I.  1863,  Leipzig  1863.  — 
Das  Kapital  und  dessen  Verhältnis  zur  Arbeit. 
Vortrag  gehalten  im  Berliner  Arbeiterverein 
am  8.  und  15.  II.  1863,  Leipzig  1863.  —  Tausch, 
Wert  und  freie  Konkurrenz.  Vortrag  gehalten 
im  Berliner  Arbeiterverein  am  8.  III.  1863. 
Leipzig  1863.  —  Die  praktischen  Mittel  und 
Wege  zur  Hebung  der  arbeitenden  Klassen. 
Drei  Vorträge  gebalteu  im  Berliner  Arbeiter- 
verein, I^eipzig  1863.  —  Die  nationale  Bedeu- 
tung der  deutschen  Genossenschaften.  Vortrag 
gehalten  vor  den  Genossenschaften  Berlins  am 
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19.  III.  1865,  Berliii  1865.  -  Die  Produktivge- 
nossenschaften nnd  die  Vorschussvereine.  Fing- 
blatt für  die  Verbandlangen  des  Arbeitert&ges 
in  Stuttgart,  mit  einem  Anhange  enthaltend  die 
Beschlüsse  des  AUg.  Genossenschaftstages  am 
21. -23.  VIII.  1865  zu  Stettin,  betreffend  die 
VorechussvereinenndProduktivgenosseuschaften, 
Berlin  1865.  Die  Abschaffung  des  geschäft- 
lichen Risiko  durch  Herrn  Lassalle.  Ein  neues 
Kapitel  zum  deutschen  Arbeiterkatechismus, 
Berlin  1866.  -  Soziale  Rechte  nnd  Pflichten 
(Sammlung  gemeiuverständlisher  wissenschaft- 
licher Vorträge,  Heft  8),  Vortrag  gehalten  »m 
14.  II.  1866  zu  Berlin,  Berlin  1867.  2.  Aufl. 
Berlin  1871.  —  Das  preussische  Genossenschafts- 
gesetz  vom  27.  III.  1867  nebst  Musterstatut  für 
Vorschnss-  und  Kreditvereine,  Berlin  1867. 
2.  Aufl.  Berlin  18(57.  —  Die  Gesetzgebung  Uber 
die  privatrechtliche  Stellung  der  Erwerbs-  und 
Wirt.M  haftsgeuossenschaften  iuit  besoudererRück- 
sicht  auf  die  Haftpflicht  bei  kommerziellen  Ge- 
sellschaften, Berlin  1869.  —  Neue  Anweisung 
für  Vorsehuss-  und  Kreditvereine  zur  l'uter- 
stcllung  nnter  das  Genossenschaftsgesetz  des 
Norddeutschen  Bundes  nebst  Musterstatut  und 
Motiven.  Leipzig  1869.  —  Die  soziale  Frage. 
Zusammengestellt  au«  zwei  Vorlesuntreu  am  18. 
III.  und  2.  IV.  1869  in  Berlin  und  Köln,  Berlin 

1869.  —  Die  Gesetzgebung  Uber  Erwerbe  und 
Wirtsehaftsgenosscnschaften  inPeutsehland,  Eng- 
land und  Frankreich,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  Haftbarkeit  bei  kommerziellen  Gesell- 
schaften, Berlin  1869.  —  Rede  zur  Waldeck- 
Feier  Gehalten  am  Jahrestage  der  Frei- 
sprechung Waldecks,  3.  XII.  1869,  Berlin  1870. 
—  Der  industrielle  Grossbesitz  und  die  Arbeiter- 
bewegung mit  besonderer  liinweisung  auf  die 
Gewerkvereine.  Vortrag  gehalten  im  Saale  des 
grossen  Handwerkervereiiis  zu  Berlin  am  25.  III. 

1870,  Berlin  1870.  -  Neue  vollständige  An- 
weisung für  Vorsehuss-  und  Kreditvereine  zur 
Unterstellung  unter  die  deutschen  Genossen- 1 
sohaftsgesetze  in  den  Staaten  des  norddeutschen  • 
Bundes,  Bayern.  Baden  etc.,  nebst  Musterstatut 
und  Motiven,  Leipzig  1870.  Die  Kntwicke- 
lung  des  Genossenschaftswesens  in  Deutschland, 
Berlin  1870.  -  Briefe  an  die  italienischen  Pa- 
trioten Uber  den  deutschen  Krieg  und  seine 
Folgen,  Berlin  1871  (mit  einer  „Proinemoria  an 
die  Friedensligue  in  Paris"  vom  12.  VII.  186? 
und  einem  „Nachwort";.  —  Die  Genossenschaften 
in  einzelnen  Gewerbszweigen.  Praktische  An- 
weisung zu  ihrer  Gründung  und  Einrichtung. 
Unter  Mitwirkung  von  Dr.  F.  Schneider. 
Leipzig  1873.  -  :  Die  rheinischen  Darlehns- 
kassenvereine.  Vortrag  gehalten  am  31.  VIII. 
1874  auf  dem  deutschen  Genossenschaftstage  zu 
Bremen  (nach  stenogr.  Aufzeichnung).  Bremen 
1874.  —  Die  Gesetzgebung  zur  Verhütung  resp. 
Abkürzung  von  Konkursen  l)ei  eingetragenen 
Genossenschaften,  Leipzig  1878.  Den  Raiff- 
eisenschen  Darlehnskassen  vereinen  zur  Verstän- 
digung. Berlin  1877.  —  Nachtrag  zur  Ver- 
ständigung an  die  Förderer  und  Leiter  der 
Raiffeiscnschen  Kassen.  Leipzig  1877.  -  Ge- 
brauch  der  Wechsel  bei  den  Kreditgenossen- 
schaften, Leipzig  1879.  —  Streitfragen  im  deut- 
schen Genossensehaftsrecht,  Heft  1.  Leipzig  1880. 

Die  Raiff  eisen  sehen  Darlehnskassen  iu  der 
Rheinproviuz  und  die  Gruudkreditfrage  für  den 
ländlichen   Kleinbesitz,  Leipzig  1875.  —  Die 


Krefelder  Gewerbebank  und  die  Agitation  gegen 
die  Solidarhaft,,  Leipzig  1876.  —  Gutachten 
de«  Herrn  Reichstagsabgeordneten,  Kreisrichter 
a.  D.  Dr.  Schulze-Deütasch  zu  Potsdam  über  die 
Frage:  „Ist  zur  Begründung  der  Wecbselklag» 
im  Urkundenprozesse  gegen  den  Aceeptnnten 
des  gezogenen  resp.  deu  Aussteller  des  eigeueu 
Wechsels  auch  die  unter  urkundlichen  Beweis 
zu  stellende  Behauptung  der  Präsentation  des 
Wechsels  erforderlich?-1  (im  verneinenden 
Sinne  abgegeben).  Verhandlungen  des  fünf- 
zehnten ilentschen  Jnristentages  1880  zu  Leip- 
zig, Berlin  1880,  I.  Bd.,  S.  52—59.  -  Die  Zu- 
lassung der  beschränkten  Haft  bei  den  deut- 
sehen Genossenschaften,  Berlin  1881.  —  Material 
zur  Revision  des  Genossenschaftsgesetzes.  Nach 
dem  neuesten  Stande  der  Frage  geordnet,  Leip- 
zig 1884. 

Ferner  erschienen  folgende  Ueber- 
setzu ngen  von  Schnlzeschen  Schriften:  Vi- 
gano,  l*rof.  in  Mailand,  übersetzte  und  ver- 
öffentlichte Schnlzes  „Briefe  an  die  Italienischen 
Patrioten"  iu  der  „Gazetfa  di  Milauo",  Januar 
n.  Februar  1871.  Deila  nuioni  di  Credit« 
ossia  dclla  Bnnche  popolari.  Prima  traduzione 
sulla  «(iiarta  edizione  tedesca  per  cura  dei  dot- 
tori  A.  Hascolato,  R.  Manzato,  con  prefa- 
zioue  del  professore  L.  L  n  z  a  1 1  i ,  Venezia  1871. 
—  Cours  d  Kconomie  politiijue  a  Tusage  des 
onvriers  et  des  artisans  par  Schulze- De- 
litzsch. Traduit  et  precede  d'une  exquise 
biographique  et  d'un  aperen  sur  les  nouvelles 
doctrines  ecouomiqnes  et  leur  appiieation  par 
Benjamin  Rani  pal,  2  Bdc ,  Paris  1874. 

Iu  Zeitschriften  veröffentlichte  Schulze- 
Delitzsch,  abgesehen  von  seinen  Beiträgen  in 
der  „Innung  derZukunft"  und  den  „Blät- 
tern für  Genosseiisehafts  weseu",  fol- 
gende Abhandlungen:  In  der  „Zeitschrift 
des  (Vn  tral  Vereins  in  Preussen  für 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen1". 
Bd.  1,  Berlin  18ö9,  S.  10:  Ein  deutscher  Kon- 
gressfür die  Arbeiterfrage:  S.  95:  Die  arbeiten- 
den Klassen  und  das  Assoeiationswescn  iu 
Deutschland:  S.  244:  Die  Vorschussvereine  iu 
Hannover  (Kritik  des  Konzessionswesens,  Prin- 
eipien  der  Vorsehuss  vereinen  Bd.  II,  Berlin 
1860,  S.  37:  Rede  über  Darlehnskassen  und 
Vorschussvereine  in  Deutschland;  Bd.  III.  Ber- 
lin 1861,  S.  33:  Die  Reorganisation  der  Ber- 
liner Bezirks-Darlehnskassen  ;  S.  363:  Einleitung 
zur  „Innung  der  Zukunft",  Blätter  für  dos  Ge- 
nossenschaftswesen.—  Im  „A  rbei  t  e  r f reu  u  d", 
Bd  I.  Berlin  1863.  S.  41:  Die  gegenwärtige 
Lage  der  deutschen  Genosseuschaftsbeweguiig 
und  der  sie  betreffenden  Gesetzgebung:  Bd.  II, 
Berlin  1864,  S.  165:  Rede  am  2.  XL  1862  für 
Vertagung  eines  allgemeinen  deutschen  Ar- 
iMMterkongresses:  Bd.  III,  Berlin  1865.  S.  1: 
„Freie  Arbeit",  Vortrat?  gehalten  im  Oktober 
1865  im  Arbeiterverein  zu  Herlin;  S.  439:  Leber 
die  nationale  Bedeutung  der  deutschen  Ge- 
nossenschaften: Bd.  V.  Iterlin  1867,  S.  215: 
Wert  der  Genossenschaften  für  den  Frieden  und 
die  Menschheit  überhaupt  (Protest  gegen  das 
Verbot  des  internationalen  Korporativ kongresses 
in  Paris  seitens  der  kaiserl.  französischen  Re- 
gierung). —  In  .Westermanns  Monats- 
heften-1 1859:  Unsere  Tage.  —  In  der  „Gar- 
tenlaube" (ausser  den  auch  einen  politisch- 
sozialen C  harakter  tragenden  Gedichten  „Früh- 
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lingsboten"  ;i&53,  S.  177],  „Der  Weber"  fia53, 
S.  263],  „Das  Lied  von  den  Rosen"  (1856.  S. 
67«],  „Deutscher  Volksfrühling"  [1861.  S.  365]) 
1859,  Nr.  40:  Referat  Uber  die  Gründung  des 
National  Vereins.  —  In  der  Fleischereien  _1>  e  u  t  - 
gehen  Revue"  1*83,  S.  42-60:  Die  dent- 
schen  Abgeordnetentage  von  1862  und  1863.  — 
Verschiedene  Beiträge  in  dem  von  Rnppius  be- 
gründeten „Sonntagsblattfürjedermann 
aus  dem  Volke".  —  Zn  den  Publikationen 
Schubses  gehört  auch  sein  hintcrlasseues  sozial- 
politisches Testament,  welches  s.  Z.  u.  a. 
auch  im  „Gewerkverein"  vom  13.  VII.  1883  ab- 
gedruckt wurde. 

Vgl.  über  Hermann  Schulze' De- 
litzsch: A.  Bernstein,  Schulze-Delitzsch. 
Leben  und  Wirken,  2.  Aull.,  Berliu  1879  (mit 
Porträt).  —  Hofprediger  B.  Kogge,  Rede  am 
Sartre  de*  Reichstagsabgeordneten  Dr.  Schulze- 
Delitzsch  um  Himinelfahrtstage  den  3.  V.  1883 
gehalten,  Leipzig  1883.  —  Aufruf  zur  Er- 
richtung eines  Schulze- Delitzsch-Denkmalen,  Ber- 
lin den  15.  VI.  1883.  -  Fiebiger,  Teber  die 
Feierlichkeit  des  Abschiedes  des  Abgeordneten 
Schulze  ans  Delitzsch,  Delitzsch  1862.  —  Viktor 
Bühmcrt,  Schulze- Delitzsch  als  Arbeiterfreund 
und  Sozialrefurmer,  im  „Arboitcrfreund",  1883, 
S.  161—181.  —  Derselbe,  Die  Einweihung 
des  Schulze-Dclitzsch-Denkmals  in  Berlin,  im 
..Arheiterfreuud-  18SW,  S.  297-302.  -  Gustav 
Schmoll  er.  Uenuann  Schulze-Delitzsch  und 
Eduard  Lasker,  im  „Jahrbuch  für  Gesetzgebung 
und  Verwaltung-  VIII  11884  t,  sowie  ergänzt 
und  erweitert  in:  „Zur  Sozial-  uud  Gewerbe- 
politik der  Gegenwart",  Leipzig  1890,  S.  304 
bis  341,  sowie  im  „Grnndriss  «1er  allg.  Volks- 
wirtschaftslehre", I.  Teil,  Leipzig  1900,  S.  445 
u.  447.  -  Eheberg,  in  der  „Deutschen  Bio- 
graphie", Bd.  33.  -  Verschiedene  Artikel  in 
den  Jahrgängen  1883  u.  1884  der  „Blätter 
für  Genossenschaftswesen".  Her- 
mann Wagener,  Staats-  und  Gesellschafts- 
lexikon, 18. "Bd..  Berlin  1867,  S.  522.  -  Fer- 
dinand Lassalle,  Herr  Bastiat-Schulze  von 
Delitzsch,  der  ökonomische  Julian,  oder:  Kapital 
uud  Arbeit,  Berlin  18114.  —  Johannes  Hu  her, 
Der  Proletarier.  Drei  Vorlesungen  zur  Orien- 
tierung in  der  sozialen  Fraire,  München  1865 
(insbesondere  die  dritte  Vorlesung.  S.  91  ff.). 

—  Benjamin  Rani  pal.  Esquisse  biographi- 
qne  suivie  d'nn  aperen  snr  les  nonvelles  doctri- 
nes  Ecouomiquea  et  leur  application,  Paris  1874. 

—  A.  Malarce  in  einem  Leitartikel  des  „Jour- 
nal des  Debats"  vom  25.  V.  1883.  -  A.  Ott, 
im  ..Journal  des  Economistes',  1874,  III,  S. 
298— .'tOl.  —  Neerulogie  de  Schulze-Delitzsch 
im  „J.  d.  Fron-,  1883,  II,  S.  288  ti.  289.  - 
Nefftzer  in  dem  Pariser  ..Temps"  vom  12. 
VIII.  1867.  —  Almanach  de  la  Cooperation 
fram.aise  1893.  Paris  1892.  S.  23.  —  Arthur 
Raffalovich,  Artikel  .Schulze-Delitzsch-  in 
Sav-l'haillev.  „Nouveau  di<  tionnaire  d'Koonomie 
Politique",  Bd.  II,  S.  792.  —  Alphon  sc 
Conrtois,  Buinjues  populaires,  Paris  1890.  — 
Vigano.  Werke.  Mailand.  —  Luzatti  in  der 
..Nuova  Antologia"  vom  15.  V.  1883.  Ro- 
scher. Svst.  III,  S§  154.  15«.  157.  158,  159. 

—  Derselbe,  Gesch.  d  Nut.,  S.  1015,  1016 
11  1028  —  Crilirer  in  ..Nation-,  Bd.  12.  Nr.  5  I 

—  Handbuch  der  Nationalökonomie.  Leipzig1 


1882.  —  Braun- Wiesbaden  in  der  „Gegen- 
wart", 1883,  Nr.  20.  —  Max  Hirsch  im  ..Ge- 
werkverein- vom  4.  V.  1883  u.  1892.  Nr.  263. 
Männer  der  Zeit.  Biograpischcs  Lexikon 
der  Gegenwart,  2.  Serie,  Leipzig  1862,  Sp.  681 
bis  683.  -  Hermann  S  c  h  u  1  z  e  -  D  e  1  i  t  z  s  c  Ii , 
preusslseher  Abgeordneter,  in  Brockhaus,  .Un- 
sere Zeit".  Leipzig  1865,  S.  680-691.  — 
Herders  Konversationslexikon,  2.  Aufl.,  IV. 
Bd.,  S.  388.  -  Bernhard  Miller,  Die 
deutsche  Arbeiterbewegung-.  Eiu  Beitrag  zur 
Würdigung  der  Schulze-Delitzscheu  Genossen- 
schaften und  der  Lassalleschen  Bestrebungen, 
Leipzig  1869.  —  L.  Lull.  Die  bäuerlichen 
Darlehnskassenvereine  nach  Raiffeisen  und  die 

f gewerblichen  Kredit  vereine  nach  Schulze-De- 
ltzsch,  WQrzbnrg  1878.  —  Friedrich  Al- 
bert Lange,  Die  Arbeiterfrage.  Ihre  Be- 
deutung für  Gegenwart  und  Zukunft,  4.  Aufl.. 
Winterthur  1879.  S.  349—361,  393—398.  — 
Engen  Richter,  Die  Konsumvereine,  Berlin 
18457.  —  E.Pfeiffer,  Konsumvereine,  ihr  Wesen 
und  Wirken,  Stuttgart  1869.  —  Fr.  Xav. 
Neu  mann,  Volkswirtschaftslehre  mit  beson- 
derer Anwendung  auf  Heerwesen  und  Militär- 
verwaltung, Wien  1873,  S.  203,  428  —430.  — 
Franz  Otto,  Buch  berühmter  Kaufleute  etc., 
Leipzig  1869.  IL  Bd.,  Abschnitt:  ..Selbsthilfe 
und  (Jeuossenschaftswesen".  —  L.  J.  Gerst- 
ner.  Vergleichende  Darstellung  des  Sihulze- 
Delitzschen  Systems  und  der  Lassalleschen 
Ideeen  etc.,  Wurzburg  1866.  —  Georg  nirth. 
Freisinnige  Ansichten  der  Volkswirtschaft  und 
des  Staates,  3.  Aufl.,  Leipzig  1876,  8.  67,  90, 
3516,  408.  -  Jnl.  Lippcrt,  Schulze-Delitzsch. 
Vortrag  am  17.  X.  1883,  Laudsberg  1884.  - 
Schäffle,  Bourgeois-  und  Arbeiter-Nutioual- 
ökoinie  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Kapital- 
protit,  Kredit-  und  Produktivgeuossenschafteu, 
aus  Anlass  von  Lassalles  „ökonomischem  Julian" 
etc.  in  der  -Deutschen  Vierteljahrsschrift",  Stutt- 
gart 1864.  S.  245-358.  -  Schulze-De- 
litzsch und  Lassalle  in  der  .Deutschen  Viertel- 
iahrssebrift",  Stuttgart  1863.  S.  305-34«.  — 
Max  Wirtbs  „Arbeitgeber",  Frankfurt  a.  M. 
1859,  S.  1086,  1274  n.  1330.  —  Maurice 
Block,  l^es  progres  de  la  Science  Keonomique 
depuis  Adam  Smith,  Paris  1891).  Bd.  II,  S.  373. 
—  Glackemeyer.  Die  Kredit  vereine  nach 
Schulze-Delitzsch  und  die  Darlehnsknsseu  nach 
Raiffeisen.  Hannover  1887.  —  F.  W.  Siehulzei. 
Schulze-Delitzsch  (S.  37—62  des  „Jahrbuch  des 
Konsutuvereius  Neustadt"),  Magdeburg  188$.  — 
luder  „Oarteulaube"  1856  S.  295:  1859  S. 
580.  719  (mit  Bild):  1860  S.  .366;  1863  S.  517 
(mit  Bild),  7()4,  735;  1866  S.  249;  1H68  S.  766 
u.  832;  1874  S.  292.  586;  1879  S.  808  und  1883 
S.  342.  —  „Mitt.  d.  Ceutralvereins  f.  d.  Wohl 
d.  arb.  Klassen",  Bd.  I.  Berlin  1853  55,  S. 
189-192;  Bd.  II.  Berlin  1853-58.  S.  88.  177 
bis  190.  —  Zeit  sehr.  d.  ..Ontralverein",  Berlin 
1861,  S.  46-55  (Lette  gegen  Schulze).  -  ..Der 
Arbciterfrennd",  Bd.  I,  Berlin  1863,  S.  114 
bis  117,  33Ö :  Bd.  IV,  Berlin  1866,  S.  361-364 
(Empfehlung  des  ..Gründers  und  Anwalts  der 
deutschen  Krwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schuften  etc.  Schulze-Delitzsch"  für  eine  Be- 
lohnung seitens  der  Specialjnry  der  int.  Aus- 
stelluiiirskommission  zu  raris ),  S.  365 — 376  ( Denk- 
schrift des  ..('entralvereins  in  Pr.  f.  d.  Wohl  d. 
arb.  Klassen  ',  betreffend  das  deutsche  Genossen- 
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schaftswesen  und  dessen  (iründer,  Schulze-De- 
litzschl,  S.  463;  Bd.  V,  Berlin  1867,  S.  310; 
Bd.  XI,  Berlin  1873,  S.  144,  295,  31*2  u.  406 
(Aufsätze  von  Noll,  Held  etc.).  —  Ferner  ent- 
halten auch  die  Verhandlungen  des  preussi- 
schen  Abgeordnetenhauses,  des  Reichs- 
tages, des  Volkswirtschaftlichen  Kon- 
gresses etc.  zahlreiche  Reden  von  Schulze- 
Delitzsch  und  Mitteilungen  über  denselben. 

Schmidt, 


Schatz  syatem. 

1.  Das  Schutzsystem  im  allgemeinen.  2. 
Wirkungen.  3.  Frankreich.  4.  England,  ö. 
Deutschland.   6.  Andere  Länder. 

1.  Das  Schutzsystem  im  allgemeinen. 

Unter  Schutzsystem  verstehen  wir  das  mo- 


ihren  Anteil  an  dem  Schutzsystem,  und  so 
trat  an  die  Stelle  des  einseitigen  Industrie- 
schutzes, mochte  dieser  nun  durch  die  mer- 
kantilistische  Rücksicht  auf  die  Handelsbilanz 
oder  durch  die  Listschen  Anschauungen 
Aber  die  industrielle  Erziehung  des  Volkes 
begründet  sein,  das  Solidarschutz- 
system, das  Industrie  und  Landwirtschaft 
und  Oberhaupt  alle  I'mdiiktionsinteressen 
gleichmassig  umfassen  und  fördern  soll.  Die 
Interessensolidarität,  die  ihm  zu  Grund».» 
liegt,  kam  auch  häufig  in  den  parlamen- 
tarischen Gruppierungen  zum  Atisdruck, 
durch  die  die  Einführung  oder  Verstärkung 
protektionistischer  Massregeln  durchgesetzt 
wurde. 

Dieses  System  führt  nun  seiner  Natur 
nach  zu  weit  verwickeiteren  Bildungen  als 
das  einfache  Industrieschutzsvsteui.  Zu  den 


derne  Schutzzollsystem  in  seinem  konse-  -  Grundsätzen  des  letzteren  gehörte  nicht  nur 
i|tienten  Ausbau  mit  den  durch  die  Kollision  I  freie  Einfuhr  der  als  Rohstoffe  oder  Lebens- 


der  verschiedenen  Interessen  gebotenen  Er- 
gänzungen. Wie  das  stadtwiitschaftliche 
Schutzsystem  des  Mittelalters  sich  an  die 
Zunftorganisation  anlehnte,  so  bilden  für 
das  moderne  Staat  sj  politische  Schutzsystem 
die  Schutzzölle  den  Haupt-  und  Mittelbau; 
dem  entspricht  es  auch,  dass  dieses  System 

nur  die  äussere  Handels-  und  Verkehrs- '  zweige,  wie  namentlich  für  Wolle, 
politik  umfasst,  im  Innern  aber  möglichst ,  so  entstehenden  Gegensätze  auszu 


mittel  dienenden  ßodeoproduktc,  sondern 
sogar  Erschwerung  der  Ausfuhr  der  ein- 
heimischen Erzeugnisse  dieser  Art.  Das 
Solidaritätssystem  dagegen  verlangte  Schutz- 
zölle nicht  nur  für  Getreide,  Vieh,  Holz, 
sondern  auch  für  die  im  lulande  gewonneneu 
Rohstoffe  bedeutender  Ausf  uhrindustric- 

Ura  die 
leichen. 


grundsätzlich  l>egflnstigt.  Insbesondere  gilt 
dies  hinsichtlich  der  Arbeiterverhältnisse: 
unbeschränkte  Ausnutzung  der  Frauen-  und 
Kinderarbeit  ist  mit  der  höchsten  Entwicke- 
lung  des  Schutzsystems  sehr  wohl  vereinbar 
gewesen,  und  dieselben  Interessenten,  die 
auf  jede  Weise  Abwehr  der  auswärtigen 
Konkurrenz  verlangen,  sind  oft  die  über- 
zeugtesteu  Anhänger  des  laisser  faire  auf 


unbeschränkte  Freiheit  der  wirtschaftlichen  musste  man  Zollvergütungen  für  die 
Bewegung  uicht  nur  zulässt,  sondern  häufig  ausgeführten  Fabrikate  zu  Hilfe  nehmen. 

und  aus  diesen  Vergütungen  wurden  meistens 
eigentliche  Ausfuhrprämien,  die  mehr 
als  die  Ausgleichung  der  Wirkung  des  Zolles 
gewälirten.  Aber  auch  in  anderer  Richtung 
wurden  die  Ausfuhrprämien  zu  einem  wich- 
tigen Bestandteile  des  ausgebildeten  Schutz- 
system». Sie  knüpfen  sich  nicht  nur  an  die 
Zollrüekerstattungen,  sondern  auch  an  die  Ver- 
gütung der  inneren  Verbrauchssteuern  für 
dem  inneren  Arbeitsmarkte.  Das  moderne  I  die  damit  belasteten  Ausfuhrwaren.  Es  sind 
Schutzsystem  hat  sich  eben  parallel  mit  der  J  di»^s  hauptsächlich  Erzeugnisse  von  Gewerben, 
kapitalistischen  Produktionsweise  entwickelt  die  in  nächster  Verbindung  mit  der  Land- 
und  steht  mit  dieser  in  engem  Zusammen-  ,  wirtscliaft  stehen,  wie  namentlich  die  Rüben- 
hange. Zunächst  war  es  das  industrielle  zuckerfabrikation  und  die  Branntweinbren- 
Kapital,  das  die  Sicherung  des  gewinn-  nerei.  Häufig  waren  die  Ausfuhrprämien 
bringenden  Erfolges  seiner  Anlage  durch  '  in  dem  Mechanismus  des  Veredelungsverkehrs 
Zollschutz  verlangte. und  seine  wirtschaftliche  1  versteckt,  aber  darum  nicht  weniger  wirk- 
Bedeutung  tmd  (politische  Macht  war  gross  sain.  Ihre  Wirkung  war  zunächst  eine  Ver- 
genug,  um  seiner  Stimme  Gehör  zu  ver-  Stärkung  des  Zollschutzes  für  die  ent- 
schaften. Alter  auch  die  Ausnutzung  des  '  sprechenden  inländischen  Rohprodukte.  Wenn 
landwirtschaftlichcnGrundU'sitzes  nahm  nach  die  Ausfuhr  von  Wollfabrikaten  durc  h  ein»' 
dem  allmählichen  Verschwinden  der  mittel-  i  noch  über  die  wirkliche  Verteuerung  der- 
alterlichen  Formen  desselben  einen  mehr  und  selben  durch  den  Zoll  hinausgehende  Prämie 
mehr  ka(»italistischen  Charakter  an,  so  dass  begünstigt  wird,  so  wird  die  Nachfrage  nach 
mau  gegenwärtig  sagen  kann,  der  Grund-  Wolle  im  Inlande  verstärkt  und  dadurch  die 
besitz  bilde,  privat  wirtschaftlich  betrachtet,  Erhöhung  ihres  Preises  um  den  vollen  Zoll- 
nur  eine  besitndere  Anlageform  des  Kapital-  betrag  erleichtert.  Alter  auch  wenn,  wie 
Vermögens.  In  dem  Masse,  wie  iu  den  ein-  etwa  in  Deutschland  bei  Zucker  und  Brannt- 
zelnen  Ländern  diese  kapitalistische  Ge- ,  wein,  wegen  der  l'eberlegenheit  der  betref- 
staltung  des  Grundbesitzes  sich  entwickelte,  fenden  Produktionszweige  Schutzzölle  gänz- 
verlangtcn  die  Vertreter  desselben  ebenfalls  lieh  ülierflüssig  sind  und  praktisch  nicht  in 
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Betracht  kommen,  wirken  die  Ausfuhrprämien 
auf  eine  Entleerung  des  inneren  Marktes 
hin,  die  nicht  nur  für  diese  Produktions- 
zweige selbst,  sondern  auch  für  alle  ver- 
wandten einen  wesentlichen  Vorteil  bildet. 
Denn  je  mehr  Zucker  und  Spiritus  uuter 
günstigen  Bedingungen  erzeugt  werden  kann, 
desto  weniger  braucht  sich  die  Konkurrenz 
in  andereu  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen 
zu  steigern  und  desto  mehr  könneu  die  für 
diese  bestehenden  Schutzzölle  ihren  Einfluss 
auf  die  Preise  ausüben.  Dass  bei  besonders 
ungünstiger  Gestaltung  de6  Weltmarktes  die 
erzielte  Wirkung  von  Schutzzöllen  und  Aus- 
fuhrprämien nicht  in  der  angegebenen  Art 
erkennbar  zu  Tage  tritt,  beweist  keineswegs, 
dass  sie  nicht  vorhanden,  sondern  nur,  dass 
sie  durch  entgegengesetzt  wirkende  Faktoren 
aufgehoben  ist,  wobei  diese  letzteren  aber 
ebenfalls  einen  entsprechenden  nicht  erkenn- 
baren Teil  ihrer  Wirkungsfähigkeit  verloren 
haben. 

Die  Ausfuhrprämien  haben  aber  für  das 
Schutzsystem  eine  noch  weitere  und  allge- 
meinere Bedeutung.  Jedes  europäische  Kul- 
turland ist  gezwungen,  mag  es  auch  mit 
allen  Mitteln  nach  nationaler  Selbstgenüg- 
samkeit streben,  jährlich  für  eine  grosse 
Summe  ausländische  Waren,  teils  unentbehr- 
liche Rohstoffe,  wie  Baumwolle,  teils  zu 
allgemeinen  Bedürfnissen  gewordene  Genuss- 
mittel einzuführen.  Die  Einfuhrwaren  aber 
müssen,  soweit  das  Land  nicht  Forderungen 
an  Zinsen  und  sonstigen  Kapitalerträgnissen 
vom  Auslande  einzuziehen  hat,  im  grossen 
und  ganzen  mit  Ausfuhrwaren  bezahlt  werden, 
da  eine  fortdauernde  Saldozahlung  in  Edel- 
metall ein  un Wirtschaft liches  Ueberwiegcn 
der  nationalen  Konsumtion  über  die  Produk- 
tion anzeigen  und  nach  wenigen  Jahren  zu 
einer  Krisis  und  zur  Papiergeldwirtschaft 
führen  würde.  Bei  der  letzteren  wird  dann 
die  Ausgleichung  der  internationalen  Zah- 
lungsbilanz durch  Warenausfuhr  mittelst  der 
Bewegung  der  Wechselkurse  erzwungen  (s.  d. 
Art.  Papiergeld  oben  Bd.  VI  S.  1  ö ff.). 
Offenbar  dienen  aber  auch  die  Ausfuhrprämien 
dazu,  auf  künstlichem  Wege  im  Auslande  eine 
Zahlungsverbindlichkeit  durch  Warenausfuhr 
zu  decken,  die  sonst  entweder  in  hareni  Gelde 
hätte  erfüllt  werden  müssen  oder  bei  schon 
bestehender  Papierwährung  eine  Herab- 
drückung  des  Wechselkurses  und  dadurch 
schliesslich  obeufalls  eincAusgleichung  durch 
Waren  verursacht  haben  würde.  Wenn  z.  B. 
Deutschland  mittelst  einer  Prämienzahlung 
von  20  Millionen  Mark  eine  Zuckerausfuhr 
von  200  Millionen  Mark  veranlasst,  während 
ohne  die  Prämie  vielleicht  nur  für  PK)  Mil- 
lionen Mark  ausgeführt  werden  könnten,  so 
übt  die  letztere  offenbar  einen  selir  wesent- 
lichen Einfluss  auf  die  internationale  Zah- 
lungsbilanz aus.    Dieser  Einfluss  der  Aus- 


fuhrprämie ist  auf  ein  beschränktes  Gebiet 
ge wissermassen  lokalisiert,  während  ein  be- 
deutender Abfluss  von  Edelmetall  oder  eine 
Erhöhung  des  Preises  der  fremden  Wechsel 
auf  alle  Kreise  der  Volkswirtschaft  zurück- 
wirkt Andererseits  zeigt  diese  J/okalisierung 
desto  deutlicher,  dass  bestimmte  Einzel- 
interessen auf  Kosten  der  Gesamtheit  eine 
besondere  staatliche  Begünstigung  erhalten, 
und  es  bleibt  fraglich,  ob  die  für  diesen 
Zweck  gebrachten  Opfer  nicht  auf  andere 
Art  mit  grosserem  Vorteil  für  das  Gemein- 
wohl hätten  verwendet  werden  können. 

Neben  den  Interessen  der  Industrie  und 
der  Landwirtschaft  verlangen  aber  auch  die 
der  Schiffahrt  und  des  Handels  im 
Schutzsystem  Berücksichtigung.  Die  Aus- 
fuhrprämien kamen  auch  diesen  zu  statten, 
sofern  sie  anregend  auf  den  auswärtigen 
Handel  wirkten ;  aber  im  allgemeinen  dürfte 
doch  diese  Förderung  nicht  ausgereicht 
haben,  um  die  verkehrshemmenden  Wirkungen 
der  Schutzzölle  auszugleichen.  Unmittelbarer 
Schutz  wurde  der  Schiffahrt  durch  Zoll- 
z uschläge  auf  die  auf  fremden 
Schiffen  odor  zu  Lande  eingeführten 
Waren  gewährt,  wozu  auch  manchmal  noch 
differentiolle  Tonuengelder  kamen. 
Speciell  zur  Begünstigung  der  grossen 
Reederei  diente  die  Erschwerung  oder  das 
Verbot  der  indirekten  Einfuhr  über- 
seeischer Waren  und  zur  Entschädigung  ffir 
die  kleinere  Schiffahrt,  der  durch  solche 
Massregeln  die  Gelegenheit  zur  Mitwirkung 
an  einem  gewinnbringenden  Zwischenhandel 
mehr  oder  weniger  entzogen  wurde,  behielt 
man  dieser  die  Küstenschiffahrt  mit 
Ausschluss  der  fremden  Flaggen  vor.  Den 
Seehandelsstädten  und  dem  Handel  über- 
haupt aber  erwuchs  aus  diesem  den  Verkehr 
beschränkenden  Schiffahrtsschutze  kein  Ge- 
winn, sondern  nur  weitere  Schädigung,  und 
man  suchte  ihnen  daher  durch  liberale  Ein- 
richtung zollfreier  Niederlagen  und 
Freiheit  der  Durchfuhr  gerecht  zu 
werden.  Mit  anderen  Worten,  man  wollte 
deu  Zwischenhandel  über  das  eigene  Land 
begünstigen,  während  man  den  über  fremde 
Häfen  gehenden  abzuwehren  suchte.  Je 
mehr  linder  also  dieses  System  befolgten, 
um  so  weniger  Erfolg  war  von  dem  freien 
Niederlageverkehr  zu  erwarteu. 

Als  weiteres  Mittel  zur  Förderung  von 
Schiffahrt  und  Seohaudel  sollte  das  restrik- 
tive Kolonial system  dienen,  das  nicht 
nur  die  Schiffahrt  nach  und  von  den  Kolonieen 
ausschliesslich  der  Flagge  des  Mutterlandes 
vorbehielt,  sondern  auch  die  inländischen 
Häfen  zu  den  alleinigen  Ausgangsplätzen 
für  den  Verkehr  mit  den  Kolonien  und  zu 
ausschliesslich  berechtigten  Sta]K*lplätzen  für 
die  Erzeugnisse  der  letzteren  machte.  Nen- 
nenswerte Vorteile  konnten  die  beteiligten 
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Interessen  von  diesem  System  freilich  nur 
erwarten,  wenn  der  Kolonialbesitz  des  Landes 
bedeutend  und  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Kolonieen  günstig  war.  Aber  das  Empor- 
blflhen  derselben  wurde  gerade  durch  diese 
Absperrung  und  Ausbeutung  erschwert,  und 
diejenigen, die  dennoch  zu  einer  selbständigen 
Entwickelung  gelangten,  wurden  dem  Mutter- 
lande durch  dieses  System  entfremdet  und 
schliesslich  zum  Abfalle  bewogen.  —  Die 
unmittelbar  für  Schiffsbau  oder  für  grössere 
Fahrten  gezahlten  Prämien  wurden  häufig 
ebenfalls  mit  demSehutzsystem  in  Zusammen- 
hang gebracht,  indem  man  sie  als  Ent- 
schädigung für  die  Verteuerung  des  Schiffs- 
baues durch  die  bestehenden  Schutzzölle 
darstellte.  Auch  die  Prämien  für  die  Hoch- 
seefischerei und  den  Walfischfang  konnten 
unter  solchen  Gesichtspunkten  aufgefasst 
werden.  Die  Gewährung  von  Monopol- 
rechten an  grosse  Gesellschaften  für  den 
Handel  mit  gewissen  Gebieten  konnte  nur 
in  der  Anfangsperiode  des  grossen  Welt- 
verkehrs für  eine  Förderung  des  Handels 
gehalten  werden,  und  bei  der  fortschreitenden 
Entwickelung  der  Verkehrsmittel  und  dein 
Anwachsen  des  dem  Seehandel  sich  zu- 
wendenden Kapitals  mussteu  sich  solche 
Monopole  als  unhaltbar  erweisen. 

Ueber  die  gewöhnlichen  Hilfsmittel  deß 
Schutzsystems  hinaus  greifen  Projekte  wie 
der  Antrag  Kanitz  auf  staatliche  Monoj>oli- 
sierung  des  Getreide-Ei n-  und  Vorkaufs  (s.  den 
Art.  G  e  t  r  e  i  d  o  h  a  n  d  e  1  oben  P»d.  1 V  S.  282) 
oder  die  in  Portugal  gegenwärtig  bestehende 
Regelung  des  Getreidehandels,  der  Brod- 
fabrikation  und  der  Preise  (s.  d.  Art  Ge- 
treide /.  ö  1 1  e  oben  Bd.  1 V  S.  337 ).  A  nch  d  ie 
Handelsverträge  dienen  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  zur  Ergänzung  des  Schutz- 
systems. Unmittelbar  gilt  dies  von  den 
älteren  Verträgen,  durch  die  jeder  der  be- 
teiligten Staaten  sich  ausschliesslich  Vor- 
teile vor  anderen  Mitbewerbern  zu  sichern 
sucht  So  erhielt  England  durch  den  mit 
Portugal  1703  abgeschlossenen  sogenannten 
Methuen- Vertrag  für  seine  Wollenwareu  die 
Zulassung  zur  Einfuhr  nach  Portugal  gegen 
einen  Z(>11  von  23  °o  des  Wertes,  während 
die  gleichartigen  Fabrikate  anderer  Länder 
verboten  bliei>en.  Dafür  aber  sollten  die 
portugiesischen  Weine  in  England  ein  Drittel 
weniger  Zoll  bezahlen  als  die  französischen. 
In  den  neueren  Handelsverträgen  findet  sich 
in  der  Regel  -  -  zuweilen  mit  einigem  Be- 
scliränkungcn  —  die  Klausel  über  die  beider- 
seitige Gewälirung  der  Meistbegünstigung, 
die  für  das  protektiouistisehe  System  aller- 
dings oft  sehr  mibc^nem,  aber  doch  gegen- 
wärtig für  jedes  Luid  unumgänglich  ist 
das  eine  bedeutende  Warenausfnlir  hat  und 
durch  eine  Erschwerung  derselben  grossen 
Schaden  leiden  würde.     Eine  solche  aber 


würde  eintreten,  wenn  es  die  Meistbegüns- 
tigung in  dem  anderen  Vertragsstaate 
nicht  erlangte,  denn  selbst  ein  nur  mässiger 
Zollvorteil  kann  genügen,  um  Mitbewerbern 
aus  dritten  Ländern  eine  entschiedene  Ueber- 
legenheit  zu  verschaffen.  Wenn  aber  ein 
Staat  die  Meistbegünstigung  von  einem  an- 
deren erhalten  will,  so  kann  er  nicht  umhin, 
sie  diesem  auch  seinerseits  zu  gewähren. 
Auch  Tarifvorträge,  durch  die  gewiss?  Zölle 
herabgesetzt  und  auf  längere  Zeit  gebunden 
werden,  sind  mit  einem  Schutzsystem,  das 
auch  für  die  Förderung  der  Ausfuhr  zu 
sorgen  hat,  durchaus  vereinbar.  Allerdings 
kann  dabei  die  Solidarität  der  zu  schfltzeuden 
Interessen  leicht  eine  Störung  erfaliren,  da 
die  verschiedenen  Produktionszweige  keines- 
wegs in  gleicher  Weise  auf  die  Ausfuhr 
angewiesen  sind.  Für  die  deutsche  Land- 
wirtschaft z.  B.  kommt  diese,  abgesehen 
von  Spiritus  und  Zucker,  nur  noch  wenig  in 
Betracht,  um  so  wichtiger  aber  ist  sie  für 
die  Industrie.  Für  Fabrikate  siud  die  besten 
Märkte  die  Länder,  die  ihrerseits  noch  einen 
bedeutenden  Ueberschuss  an  landwirtschaft- 
lichen Produkten  zu  exportieren  haben.  Daher 
wird  es  der  Industrie  sehr  genehm  sein, 
wenn  sie  Zollherabsetzimgen  für  ihre  Er- 
zeugnisse gegen  Verminderung  dor  inländi- 
schen Getreidezöllo  erlangt,  während  die 
Landwirtschaft  einem  Zollkrieg  etwa  mit 
Russland  leichten  Herzens  entgegengehen 
würde.  Endlich  ist  auch  noch  darauf  hin- 
zuweisen, dass  die  mächtige  Entwickelung 
tles  industriellen  Grossbetriebs  auch  zu  einer 
Ergänzung  des  Schutzsystems  durch  p  r  i  v  a  t  e 
Organisationen  geführt  hat  die  den 
Zweck  halten,  deu  Preis  gewisser  Waren 
auf  einer  bestimmten  Höhe  zu  erhalten  und 
damit  zugleich  die  Schutzzölle  zur  vollen 
Wirkung  zu  bringen.  Wenn  dies  durch 
blosse  Vcreintiaruiig  über  Produktion  und 
Preise  im  Inlande  nicht  erreichbar  ist,  werden 
von  solchen  Verbänden  auch  private  Aus- 
fuhrprämien gewährt,  die  es  ermöglichen, 
den  inneren  Markt  zu  entlasten  und  die 
Waren  dem  Auslande  billiger  zu  hefern  als 
den  inländischen  Konsumenten. 

2.  Wirkungen.  Es  lässt  sich  offenbar 
nichts  Bestimmtes  darüber  sagen,  wie  sich 
bei  einein  so  künstlichen  System  der  Be- 
günstigungen. Betastungen  und  Entschädi- 
gungen die  Vorteile  und  Nachteile  auf  die 
einzelnen  lntcressenkreise  verteilen.  Es  ist 
überhaupt  ein  principiellcr  Einwand  gegen 
das  Schutzsystem,  dass  es  den  Staat  in  den 
Streit  der  wirtschaftlichen  Interessen  zieht, 
in  dem  eine  objektiv  richtige  Entscheidung 
überhaupt  nicht  möglich  ist  das  staatliche 
Eingreifen  vielmehr  nach  den  politischen 
Parteiverhältuissen  bald  der  einen,  bald  der 
anderen  Interessentengrup|>e  vorzugsweise 
zu  gute  kommt  immer  aber  auch  gewissen 
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Kreise»  Schaden  bringt.   Sicher  ist  naraent- ;  ist.   Eine  schlechte  Ernte  z.  B.  erzeugt  in 


lieh,  dass  diejenigen  Produktionszweige,  die 
der  ausländischen  Konkurrenz  überlegen  sind 
und  daher,  selbst  wenn  Schutzzölle  für  sie 
im  Tarife  stehen,  thatsächlich  gar  nicht  be- 
günstigt werden  können,  durch  diese  Ord- 
nung der  Dinge  geschädigt  werden.  Unver- 
kennbar ist  ferner  der  enge  Zusammenhang 
des  Systems  und  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise ,  besonders  in  der  ersten 
Periode  ihrer  Eut wickelung.  Mau  könnte 
dasselbe  sogar  als  eine  Art  von  kapitalistischem 
Sozialismus  bezeichnen,  da  es  auf  Grund  der 
anerkannten  Solidarität  aller  Unternehmer 
eine  Ausgleichung  des  Kapitalgewinnes  in 
den  verschiedenen  Produktionszweigen  er- 
strebt. Damit  stimmt  auch  die  eben  erwähnte 
Thatsaehe  überein,  dass  es  den  durch  die 
Natur  oder  andere  Umstände  besonders  be- 
günstigten Zweigen  Opfer  auferlegt.  Auch 


einem  dem  Schutzsysteme  unterstellten  Lande 
auch  für  dio  Industrie  und  die  Arbeiter- 
bevölkerung weit  grössere  Nachteile  als  in 
einem  Freihandelsgebiete.  Denn  zunächst 
erhält  die  wesentlich  auf  den  inneren  Markt 
angewiesene  gewerbliche  Bevölkerung  für 
dieselbe  Menge  ihrer  Erzeugnisse  eine  ge- 
ringere Menge  inländischer  Nahrungsmittel, 
und  wenn  man  den  Fehlbetrag  an  Getreide 
durch  vermehrte  Einfuhr  deckt,  so  kann  die 
entsprechende  Mehrausfuhr  von  Industrie- 
produkten nur  durch  ungewöhnliche  Preis- 
zugeständnisse erzwungen  werden,  da  eine 
rasche  Erweiterung  des  auswärtigen  Ab- 
satzes unter  dem  Schutzsysteme  nur  mit 
grossen  Opfern  möglich  ist.  Wenn  in  Ame- 
rika der  l»hn  durchschnittlich  höher  ist  als 
in  Europa,  so  dürfte  die  Differenz,  sofern 
sie  im  objektiven  Giiteranteil  der  Arbeit 


die  industrielle  Erziehung,  die  häufig  mit  i  besteht,  nicht  durch  das  Schutzsystem,  sou- 
nls  Zweck  des  Schutzsystems  betrachtet  wird,  j  dem  durch  die  geringere  Dichtigkeit  der 
hat  im  wesentlichen  nur  die  Bedeutung ;  Bevölkerung  und  die  Möglichkeit  des  sehr 

billigen  oder  fast  unentgeltlichen  Landerwerbs 
verursacht  sein;  teilweise  aber  ist  jene 
Differenz  nur  eine  nominelle  und  gleicht  nur 
die  Preissteigerung  der  goschützten  Industrie- 
erzeugnisse für  den  Bedarf  der  Arbeiter  aus, 
und  dieser  Teil  allein  dürfte  mit  dem  Schutz- 
systeme in  Zusammenhang  stehen.  In 
Europa  finden  wir  dio  höchsten  Löhne  in 
dem  freihändlorisehon  England,  die  niedrig- 
sten in  dem  von  hohen  Zollschranken  um- 
gebenen Russland.  Andererseits  hat  das 
Freihandelssystem  in  England  ohne  Zweifel 
eine  grosse  Abhängigkeit  der  inländischen 
Volkswirtschaft  von  den  Verhältnissen  der 
ganzen  Weltwirtschaft  erzeugt,  denn  man 
darf  sagen,  dass  jede  wirtschaftliche  Er- 


eines  Heranlockens  des  Kapitals  auf  neue, 
in  dem  Lande  bis  dahin  noch  nicht  ange- 
liaute  Gebiete  der  Unternehmung.  Konnte 
ja  selbst  der  Eisenbahnbau  in  den  meisten 
Staaten  nicht  in  Gang  gebracht  werden, 
ohue  dass  man  genötigt  gewesen  wäre,  das 
vorsichtige  Kapital  durch  Zinsgarautieen  für 
fliese  später  so  gesuchte  Art  der  Anlage  zu 
gewinnen.  Die  technische  Ausbildung  der 
Arbeiterbevölkerung  für  neue  Industriebe- 
triebe geht  meistens  mit  überraschender 
Schnelligkeit  von  statteu  und  kommt  neben 
der  Schwierigkeit  der  Herbeiziehung  des 
Kapitals  nur  wenig  in  Betracht,  zumal  man 
leicht  ausländische  Arbeiter  als  Lehrmeister 
verweuden  kann. 


Der  kapitalistische  Charakter  des  Schutz-  schütterung  in  irgend  einem  I.ande  der  Erde 
Systems  würde  nun  an  sich  nicht  aus-  ■  in  England  einen  Rückschlag  erzeugt.  Dem 
scldiesson,  dass  es  auch  der  Arbeiterklasse ;  gegenüber  aber  käme  zunächst  in  Betracht, 
zum  Vorteil  gereichen  könnte,  indem  es  eine  ;  dass  England  auch  aus  jeder  Periode  des 

'  Gedeihens  eines  anderen  I^andes  einen  Vor- 
teil zieht;  ferner  aber,  dass  England  mit 
seiner  gegenwärtigen  Volksdich- 
tigkeit  unter  dem  Schutzsysteme  wahr- 
scheinlich überhaupt  nicht  würde  existieren 
können  und  jedenfalls  fortwährend  von  noch 
schwereren  Krisen  bedroht  wäre.  Das  An- 
wachsen der  Bevölkerung  Englands  auf  ihre 
jetzige  Höhe  hat  unter  dem  Freihandels- 
systeme  stattgefunden  und  es  wäre  ohne 
die  Aufhebung  der  Kornzölle  gar  nicht 
möglich  gewesen.  Ueberhaupt  bildet  das 
Schutzsystem  von  einem  gewissen  Punkte 
ab  eine  Hemmung  für  die  Zunahme  der 
Bevölkerung.  Solange  in  dem  geschützten 
I^ande  noch  Boden  vorhanden  ist,  der  auch 
bei  dem  Freihandelspreise  des  Getreides 
noch  mit  Vorteil  neu  angebaut  werden  kann. 


dauernde  Vermehrung  der  Nachfrage  nach 
Arbeit  hervorriefe.  Selbst  wenn  etwa  die 
dadurch  entstehende  Lohnerhöhung  durch 
die  Verteuerung  der  Lebensbedürfnisse  aus- 
geglichen würde,  könnte  immerhin  eine  nach- 
haltige Vermehrung  der  Arbeitsgelegenheiten 
und  die  dadurch  gegebene  grössere  Existenz- 
sicherheit der  Arbeiter  als  ein  Gewinn  gelten. 
Aber  es  bleibt  einerseits  immer  die  Gefahr 
der  inneren  Unterproduktion  bestehen,  da 
die  Ausfuhr  trotz  aller  künstlichen  Fiirde- 
rungsmittel  immer  erschwert  bleibt,  und 
zwar  um  so  mehr,  je  mehr  das  Schutzsystem 
auch  bei  anderen  Staaten  Eingang  findet; 
und  andererseits  haben  alle  Krisen  und 
sonstigen  Störungen  in  dem  verhältnismässig 
kleiuen,  mit  Verkehrsschranken  umgebenen 
tiebiete  weit  intensivere  schädliche  Wir- 


kungen, als  wenn  eine  Ausgleichung  der-  wird  das  Schutzsystem  die  Zunahme  der 
selben  in  der  ganzen  Weltwirtschaft  möglich  Bevölkerung  vielleicht  beschleunigen.  Es 

der  SUatowtMen*ch»ft«n.  Zweite  Auflag-  VI.  41 
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bescliränkt  sich  dann  noch  auf  den  Indusrrie- 
sehutz,  da  die  Landwirtschaft  unter  solchen 
Umständen  noch  gar  kein  Bedürfnis  nach 
Schutzzöllen  empfindet.  Wenn  aber  die 
weitere  Vermehrung  der  inländischen  Ge- 
treideproduktion, wie  sie  das  fortwährende 
Wachsen  der  Volkszahl  verlangt,  nur  bei 
einem  höheren  Getreidepreise  als  dem  des 
Freihandels  lohnend  bleibt,  werden  land- 
wirtschaftliche Zolle  gefordert  und  im  aus- 
gebildeten Schutzsysteme  mich  gewährt. 
Dadurch  aller  erhöht  sich  das  Niveau  der 
Iwebensmittelpreise  gegenüber  dem  Auslande.  •  priimj( 
die  Ausfuhr  von  Fabrikaten  wird  noch  weiter  ' 
erschwert,  und  da  die  landwirtschaftliche , 
Bevölkerung  durch   die    Begrenztheit   des  j 

Bodens  in  bestimmten  Schranken  gehalten  Uber  »lie  Beschaffenheit  der  Fabrikate  angewen- 
wird.  so  kann  auch  die  Industrie,  die  für  det  (Hki'J).    Oer  Wert  dieser  gewerbepolizci- 


denn  in  der  französischen  Landwirtschaft  war 
der  kapitalistische  Betrieb  noch  nicht  dunhge- 
drangen;  sie  fühlte  auch  noch  gar  nicht  das 
Bedürfnis  eines  Zoll  Schutzes  gegen  das  Ausland, 
sondern  verlangte  vor  allem  Freiheit  der  Ge- 
treideausfuhr, die  erst  ein  Jahrhundert  nach 
Colbert  gewährt  wurde.  Fiskalische  Eingangs- 
zölle wurden  allerdings  auch  von  den  landwirt- 
schaftliehen Erzeugnissen  erhoben,  aber  für  das 
Colbertscbe  System  hatten  diese  keine  Bedeu- 
tung. Der  Zweck  desselben  war  wesentlich  der 
Industrieschutz  und  als  Mittel  wurden  ausser 


!  deu  Schutzzöllen  auch  direkte  Unterstützungen 
Fabrikationszweige    durch  Zuschüsse, 
u  und  monopolistische  Privilegien,  durch 
die  Herbeiziehung  auswärtiger  Arbeiter  und 
Aiiswandernugsverhot  für  die  französischen  Ar- 
beiter, durch  genaue  und  strenge  Vorschriften 


wird,  so  kann  auch  die  Industrie,  die  für 
deu  Absatz  ganz  überwiegend  auf  diese  an- 

Sjwiesen  ist,  ihre  Arboitorzahl  nicht  ohne 
efahr  der  ITeborproduktion  über  eine  ge- 
wisse Grenze  hinaus  vermehren.  So  kann 
also  die  Industrie,  wenn  ihr  durch  die  Na- 
turbedingungen, den  technischen  Fortsehritt, 
die  Handelslage  etc.  eine  günstige  Ent Wicke- 
lung ermöglicht  ist,  durch  das  Schutzsystem 
schon  vor  der  vollen  Ausnutzung  dieser 
Vorteile  in  ihrem  Fortsclireiten  gehemmt 

■...o«!,,.,    ,.~a   ,i„i,„„  .i^.,,,    „..,,1.   AI*  mes    u,1<1  aucn  n,er  nwn  nicht  ausnahmslos 

werden,  und  daher  wird  denn  auch   die  Au(.h     lt  (lcr  oolhertsche  Tarif  vom  18.  Sep- 
Bovolkerung.  deren  Zunahme  von  einem  ge-  j  (euib(l,.  j,;r>4  nnr  ar  di(.se  provinKcni  während 
wissen  Punkte  ab  wesentlich  nur  von  der  j  j„  ,icn  übrigen 
Industrie  abhängt,  durch  das  Schutzsystem 


gewerbepolizci- 
licbcn  Massregeln,  die  Uber  das  eigentlich  han- 
delspolitische Schutzsystem  hinausgehen,  soll 
hier  nicht  untersucht  werden;  doch  ist  bei  der 
Beurteilung  derselben  nicht  ausser  acht  zu 
lassen,  dass  in  der  damaligen  Zeit  die  Gewerbe 
von  alters  her  durch  das  Zunftwesen  an  solche 
Regelungen,  Kontrollen  und  Prüfungen  gewöhnt 
waren.  Den  inneren  Verkehr  wollte  Colbert 
von  allen  Zöllen  befreien:  doch  gelang  ihm  dies 
nur  für  die  etwa  die  Hälfte  des  Königreichs 
ausmachenden  „Provinees  des  ein«,  grosse*  fer- 


frilher  verlangsamt  oder  zum  Stillstande 
gebracht,  was  übrigens  nicht  hindert,  dass 
die  Tobel  «1er  relativen  Uebervölkerung 
ebenso  stark  hervortreten  können  wie  l>ei 
einer  weit  grösseren  absoluten  Volksziffer. 
Die  obige  Argumentation  gilt  alter  natürlich 
nur  für  iJinder  mit  so  grossartigor  industri- 
eller lycistungsfähigkeit  wie  England,  die 


(provinees  reputees  ctrangeres 
und  Etranger  effeetif)  die  alte  verwickelte  fis- 
kalische Zoll  Verfassung  bestehen  blieb.  Die 
Ausfuhrzölle  auf  Fabrikate  und  die  Einfuhr- 
zölle auf  Rohstoffe  konnte  Colbert  aus  finan- 
ziellen Gründen  nicht  aufheben,  .sondern  nur  er- 
mässigin,  später  wurden  sie  jedoch  teilweise 
beseitigt.  Die  Schutzzölle  von  1664  waren 
übriirens  von  massiger  Höhe,  einen  hoehprotek- 
tionistischen,  fast  ])rohibitiven  Charakter  trug 
erst,  der  Tarif  vom  18.  April  1667,  der  die  Zölle 


durch  Ausfuhr  von  Industrieprodukten  für ,  auf  Fabrikate  verdoppelte.  Den  Handel  der 
eine  Bevölkerung  von  gar  nicht  bestimm-  •  fronzösisehen  JH»frnjilfttae  suchte  Colbert  durch 
barer  Grösse  Lebensmittel  b.'schaffen  können. 

Im  übrigen  verweisen  wir  in  betreff  der 
Kritik  des  Freihandels-  und  des  Schutz- 
systems auf  den  Artikel  Handelspolitik 
(ölten  Bd.  IV  S.  HI.'U)  und  hinsichtlich  der  Ein- 
zelheiten der  letzteren  auf  die  Special- 

a  r  t  i  k  e  1 .  namentlich  Ausfuhrprämien,  Baum-  der  französischen  Reederei  gewährte  < 
Wollindustrie.  Einfuhrverbote,  Einfuhrzölle, 
Eisenindustrie,  Getreidehandel.  Kolonieen  und 
Kolonialpolitik,  I/üueniudustrie  <>stindische 
Handelsgesellschaften,  Schiffahrt,  Seidenin- 
dustrie, Wollindustrie,  Zollwesen.  An  dieser 
Stelle  fügen  wir  nur  noch  eine  allgemeine 
Ilebersiclit  der  Ausbildung  und  teilweise  auch 
der  Rückbildung  des  Schutzsystems  in  den 
wichtigsten  Staaten  bei. 

3.  Frankreich.  Methodisch  und  systematisch 
hnt  zm  rst  Colbert  in  Frankreich  eine  grus.«st;tat- 
liche  protektionistische  Handelspolitik  verfolgt. 
Die  Begründung  eines  vollständigen  Schutz- 
systems lag  allerdings  nicht  in  seiner  Absicht,  in  den  Kolonieen  selbst  wurde  durch  Aufhellung 


i  ein  liberales  Niederlage-  und  Transitsystem  zu 
begünstigen,  das  aber  später  wieder  aufgegeben 
wurde.  Dagegen  that  er  im  Interesse  der 
französischen  Handelsmarine  den  Seestädten 
wieder  grossen  Abbruch  durch  die  Beibehaltung 
des  von  Foncquct  eingeführten  Tonnengeldes 
für  fremde  Schiffe.    Zur  wetteren  Förderung 

Prä- 
mien nicht  nur  für  den  Bau,  sondern  aneh.  sehr 
im  Gegensatz  zu  seinen  sonstigen  Principieu, 
für  die  Einfuhr  von  Schiften.  Der  Besuch  der 
französischen  Kolonieen  wurde  1670  allen 
fremden  Schiffen  bei  Strafe  der  Konfiskation 
verboten,  und  bald  nachher  wurde  das  Absper- 
rungssystem  durch  das  Verbot  der  direkten 
Ausfuhr  der  Kolonislprodukte  in  das  Ausland 
vervollständigt.  Zur  Entschädigung  erhielten 
die  Kolonieen  ermässigte  Zollsätze  für  ihre  Er- 
zeugnisse, namentlich  hohzucker.  der  dann  ans 
dem  Mutterlande  nicht  wieder  als  solcher,  son- 
dern nur  in  raffiniertem  Zustande  (begünstigt 
durch  eine  hohe  Ausfuhrprämie)  ausgeführt 
werden  durfte.    Die  Haftinieruug  des  Zuckers 
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der  Zollbegünstignng  für  Raffinade  verhindert. 
Auch  der  Hochseefischerei,  namentlich  dem  Stock- 
tisehfange,  gewährte  Colbert  Schutzzölle  und 
manche  Erleichterungen,  wozu  in  späterer  Zeit 
auch  Prämien  kamen.  Grosse  Vorteile  für  den 
auswärtigen  Handel  erwartete  er  vou  den  pri- 
vilegierten Gesellschaften.  So  gründete  er  ausser 
einer  neuen  ostiudischen  Kompagnie  eine  west- 
indische, eine  Senegal-,  eine  Guinea-,  eine  le- 
vantinische,  eine  nordische  Gesellschaft  und  er 
unterstützte  diese  nicht  nur  durch  Bewilligung 
von  Monopolrecliten,  sondern  auch  von  Ausfuhr- 
nnd  anderen  Prämien,  unter  denen  die  fdr  den 
Negcrsklavenhandel  eine  besondere  Rolle  spielten. 
Zu  grosser  Blüte  ist  übrigens  keine  von  diesen 
Gesellschaften  gelangt. 

Was  die  weitere  Entwickeluug  de«  Colbert- 
sehen  Tarifs  betrifft,  so  wurde  der  Tarif  von 
1W>7  nach  dem  Frieden  von  Ny  in  wegen  1678 
aufgehoben,  lf>87  wiederhergestellt,  lti'J7  aber- 
mals aufgehoben,  ebenso  nach  eiuer  nochmaligen 
Erneuerung  1718  uach  dein  Frieden  vou  Utrecht. 
Indes  hatte  der  Tarif  von  lb(>4  auch  unab- 
hängig vou  den  Bestimmungen  von  16H7  man- 
che Aendeningen  im  protektiouistischen  Sinne 
erfahren,  und  zwar  wurden  die  neuen  Zollsätze, 
ebenso  wie  die  von  lli67  auch  an  der  Aussen- 
grenze  der  als  Ausland  angesehenen  Provinzen 
erhoben.  Namentlich  waren  auch  mehrere  all- 
gemeine Einfuhrverbote  erlassen  wordeu,  denen 
die  Verordnung  vom  t».  September  17<U  eine 
grosse  Anzahl  anderer  hinzufügte,  die  sich  spe- 
ciell  auf  britische  Waren  bezogen.  Dieselbe 
Verordnung  belastete  mehrere  andere  Waren- 
arten bei  englischer  Herkunft  mit  bedeutend  er- 
höhten Zollen  und  führte  verschiedene  andere 
Vergeltungsmnssregeln  ein.  Diese  fast  voll- 
ständige Handelssperre  zwischen  den  beiden 
Ländern  blieb  während  des  gröbsten  Teiles  des 
Jahrhunderts  bestehen;  sie  wurde  sogar  noch 
verschärft,  indem  man  die  Verordnung  von  1701 
dahin  interpretierte,  dass  alle  englischen  Waren, 
die  nach  derselben  nicht  ausdrücklich  ge^en 
Zollentrichtnng  zugelassen  wurden,  als  verboten 
zu  betrachten  seien.  Bis  17W>  wurden  auch 
dem  allgemeinen  Tarife  noch  einige  weitere 
Schutzzollerhöhnngeu  und  Einfuhrverbote  ein- 
gefügt. In  dem  erwähnten  Jahre  aber  brachte 
der  Handelsvertrag  mit  England  einen  vollstän- 
digen Ilmschwung  der  französischen  Handels- 
politik :  an  die  Stelle  der  Einfuhrverbote  traten 
vertragsmässige  Zölle  von  12  15  Prozent  des 
Wertes,  die  aber  in  Wirklichkeit  wegen  zu 
niedriger  Taxierung  der  Wureu  oft  mir  5— ti 
Prozent  betragen  haben  sollen.  I>ie  Textilin- 
dustrie, namentlich  in  der  Normandie,  der  Pi- 
cardie  und  der  Champagne,  wurde  durch  diese 
Neuerung  schwer  getroffen,  aber  trotz  aller 
Klagen  erhielt  auch  der  allgemeine  Tarif  vom 
15.  März  1791,  von  dem  zugleich  die  Zolleinheit 
des  ganzen  Landes  und  die  Beseitigung  aller 
Binnenzölle  datiert,  einen  relativ  freihändle- 
rischen  Charakter.  Aber  schon  1798  wurden 
infolge  des  Ausbruchs  des  Krieges  alle  eng- 
lischen Waren  wieder  verboten,  und  das  G. 
v.  10.  Brumairc  V.  führte  eine  grosse  Anzahl 
von  Artikeln  auf,  die  ohne  weitere*  als  englische 
Fabrikate  angesehen  und  daher  verboten  seien. 
Unter  Napoleon  hatte  die  französische  Handels- 
politik einen  abnorm -gewaltsamen  Charakter 
(s.  d.  Art.  Kontinentalsperreobeu  Bd.  V,  S. 


339).  Aber  auch  nach  der  dauernden  Wieder- 
herstellung des  Friedens  wurden  die  Einfuhr- 
verbote, die  ursprünglich  als  Kriegsmassregclu 
erlassen  worden  waren,  in  dem  Tarife  vom  28. 
April  18H5  allgemein  und  nicht  bloss  gegen 
England  beibehalten  Sie  betrafen  fast  alle 
wichtigen  Fabrikate  mit  Ausnahme  der  Sciden- 
uud  Leinenwaren,  die  aber  dafür  mit  enormen 
Zöllen  belastet  waren.  Zugleich  setzte  dieser 
Tarif  Zuschläge  von  10  Prozent  für  die  auf 
fremden  Schiffen  und  zu  Lande  eingeführten 
Waren  fest,  ferner  auch  Zuschläge  auf  die  in- 
direkte Einfuhr  surtaxes  d'entrepöt).  Die 
Küstenschiffahrt  blieb  ausschliesslich  der  fran- 
zösischen Flagge  vorbehalten ;  die  Absperrung 
der  Plantagekolonieen  blieb  mit  den  1784  aus 
Rücksicht  auf  Amerika  gewährten  Milderungen 
bestehen,  die  Fischereipräinien  wurden  erneuert, 
von  Monopolgesellschaften  jedoch  war  nicht  mehr 
die  Rede.  Die  Ausfuhrprämien  waren  anfangs 
nur  für  Banmwollwareu  (zur  Vergütung  des 
diese  belastenden  Finanzzolles  auf  Baumwolle) 
und  für  raffinierten  Zucker  von  Bedeutung. 
Landwirtschaftliche  Schutzzölle  waren  in  dem 
Tarife  von  181b'  noch  nicht  zu  finden,  vielmehr 
standen  die  Ausfuhrzölle  auf  Holz,  Häute  und 
andere  Rohstoffe,  die  bis  in  die  fünfziger  Jahre 
in  erheblicher  Höhe  beibehalten  wurden,  den 
landwirtschaftlichen  Interessen  entgegen.  Die 
Getreideausfuhr  war  sogar  auf  Grund  einer  V. 
v.  8.  August  1815  wahrend  einiger  Jahre  ver- 
boten. Als  aber  nach  den  hohen  Getreidepreisen 
der  Jahre  18U5— 1M8  ein  heftiger  Rückschlag 
eintrat,  der  durc  h  die  zunehmende  Konkurrenz 
des  russischen  Weizens  vom  Schwarzen  Meere 
her  noch  verstärkt  wurde,  setzteu  die  Grund- 
besitzer das  G.  v.  1H.  Juni  1819  durch,  das  mit 
den  Preisen  steigende  Getreidezölle  und  von 
einem  gewissen  Punkte  ab  ein  Einfuhrverbot 
enthielt  und  durch  das  G.  v.  4.  Juli  1821  noch  we- 
sentlich verschärft  wurde.  Zugleich  kam  jetzt 
die  Koalition  der  Grundbesitzer  mit  den  Gross- 
industriellen  zu  stände,  die  dadurch  erleichtert 
wurde,  dass  die  eisteren  zugleich  als 
Hüttenbesitzer  an  der  damals  noch  über- 
wiegend Holzkohlen  verwendenden  Eisenin- 
dustrie beteiligt  waren.  So  brachte  das  G.  v. 
27.  Juli  1822  hohe  Viehzölle,  Erhöhung  der 
schon  1820  eingeführten  Wollzölle,  Schutzzölle 
auf  Oele  und  Flachs,  andererseits  aber  hohe 
Eisenzölle  und  Erhöhung  der  Zölle  auf  Leinen- 
garn und  I/einenwaren  und  anf  die  nicht  ver- 
botenen Wollwaren.  Bald  darauf  wurden  durch 
königliche  Verordnungen  die  Wollzölle  vervier- 
facht, die  Fleischzölle  und  mehrere  industrielle 
Zölle  noch  weiter  erhöht.  Das  G.  v.  17.  Mai 
182<>  bestätigte  diese  Bestimmungen,  nur  führte 
es  für  die  Wolle  einen  Wertzoll  vou  88  Prozent 
ein  Die  Wollfabrikanten  wurden  durch  reich- 
liche Ausfuhrprämien  entschädigt.  Unter  der 
Regierung  Ludwig  Philipps  wurden  die  Ge- 
treidezölle 1880  und  1881  einigen» aasen  herab- 
gesetzt, das  Niederlage wesen  und  die  Durchfuhr 
in  liberalem  Sinne  reformiert,  mehrere  weniger 
wichtige  Einfuhrverbote  aufgeholten  iG.  v.  24. 
Mai  lh8lj,  auch  einige  Industriezölle  herabge- 
setzt G.  v.  2.  und  5.  Juli  188(i|  Die  Landwirt- 
schaft fand  jedoch  noch  eine  wirksame  Begüns- 
tigung in  der  Behandlung  des  Rübenzuckers, 
der  bis  1*87  noch  gänzlich  steuerfrei  war  und 
doch  bei  der  Ausfuhr  als  Raffinade  dieselbe  hohe 
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Prämie  (zeitweise  120  Francs  flir  100  Kilo)  ge- 
uoss  wie  der  Bohrzucker.  Eine  Verstärkung 
der  sehutzzölluerischen  Tendeuzen  zeigte  sich 
wieder  in  dem  G.  v.  6.  Mai  1841  und  der  V.  v. 
26.  Juni  1842,  namentlich  in  der  bedeutenden 
Erhöhung  der  Zölle  auf  Leinenwaren,  die  in 
dem  0.  v.  9.  Juni  11*45  beibehalten  wurde. 
Belgien  allerdings  hatte  für  seine  Leinenindustrie 
durch  den  Vertrag  v.  16.  Juni  1842  einige  Kon- 
zessionen erlangt.  Da«  zuletzt  erwähnte  Gesetz 
brachte  auch  der  Landwirtschaft  einen  ver- 
stärkten Schutz  durch  eine  bedeutende  Erhöhung 
des  Zolles  auf  Sesam-  und  andere  Oelsaraen. 
Unter  der  Febmarrepublik  fanden  keine  erheb- 
licheu  Aenderuugen  des  Zollweseus  statt.  Die 
schwierige  Lage  der  Industrie  Huchte  man  durch 
auf<seroruentliche  Ausfuhrprämien,  auch  für  Fa- 
brikate, die,  wie  Seiden-  und  Leinenwareu,  sonst 
solche  nicht  genossen,  zu  verbessern.  Napoleon  III. 
bereitete  vom  Beginne  seiner  Regierung  an  den 
LTebergang  zu  einem  mehr  freihändlerischen 
System  vor,  iudem  er  die  Getreidezölle  bis  auf 
einen  geringfügigen  Rest  suspendierte  und  die 
übrigen  landwirtschaftlichen  sowie  überhaupt 
die  Rohstoffzölle  nach  UDd  nach  herabsetzte, 
andererseits  auch  die  Ausfuhrzölle  bis  auf  einige 
mit  verminderten  Sätzen  beibehaltene  beseitigte. 
Der  gesetzgebende  Körper  war  mit  diesen  durch 
Dekrete  eingeführten  Neuerungen  keineswegs 
einverstanden,  wagte  aber  nicht,  die  nachträg- 
liche Genehmigung  derselben  (zuuächst  durch 
das  G.  v.  26.  Juli  1856)  zu  versagen.  Gegen 
das  Projekt  der  Regierung,  die  Einfuhrverbote 
durch  Zölle  von  30— 35  Prozent  des  Wertes  zu 
ersetzen,  rafft«  er  sich  jedocli  zu  ernstlichem 
Widerstande  auf,  und  der  Kaiser  führte  schliess- 
lich seinen  Reformplan  ohne  Mitwirkung  der 
Kammer  durch,  indem  er  von  dem  nach  seiner 
Verfassung  ihm  zustehenden  Rechte,  Handels- 
verträge zu  schliefen,  Gebrauch  machte.  Der 
Vertrug  mit  England  vom  23.  Jannar  1860  hob 
alle  Einfuhrverbote  für  englische  Waren  auf, 
an  deren  Stelle  Zölle  von  zunächst  höchstens 
30,  später  höchstens  25  Prozent  des  Wertes 
treten  .sollten.  Die  in  den  Tarifkonventionen 
vom  26.  Oktober  und  16.  November  1»*)  fest- 
gesetzten Zölle  blieben  jedoch  meistens  erheblich 
unter  dieser  Grenze  und  stellten  in  der  Kegel 
nicht  mehr  als  15  Prozent  des  Wertes  dar.  Durch 
eine  Reihe  weiterer  Verträge  mit  der  Klausel 
der  Meistbegünstigung  wurde  der  neue  Kon- 
ventionstarif für  die  meisten  europäischen  Staaten 
in  Kraft  gesetzt.  Aber  auch  der  Generaltarif 
erfuhr  wesentliche  Abänderungen ,  indem  die 
Rohstoftzülle  mit  Ausnahme  der  Flaggen-  und 
Eutrepotzusebläge  (von  denen  der  erstere  186ü 
ebenfalls  beseitigt  wurde)  aufgehoben  und  die 
Getreidezölle  auf  sehr  niedrige  feste  Sätze  ge- 
bracht wunlen<fürWcizcn60Centimes  für  lOOKilo 
bei  der  Einfuhr  auf  französischen  Schiffen,  unter 
fremder  nicht  vertragsmäßig  begünstigter 
Flagge  1,20  Francs).  Auch  die  Absperrung  der 
Kolonieen  wurde  aufgegeben  (G.  v.  3.  Juli  1861) 
und  nur  ein  Differentialtonnengeld  von  den 
fremden  Schiffen  gefordert.  Die  Ausfuhrprämien 
verschwanden  grösstenteils  von  selbst  infolge 
der  Aufhebung  der  Rohstoffzöllc :  soweit  sie 
wegen  Belastung  der  Halbt'abrikute  berechtigt 
blieben,  wie  bei  Zucker  und  Eisenwaren,  wurden 
sie  durch  die  Formen  des  Veredelungsverkehrs 
ersetzt,  der  die  Prämien  mehr  verdeckt.  So 


war  also  das  Solidarschutzsystem  aus  der  Res- 
taurationszeit ganzlich  verschwunden  und  es 
blieb  nur  ein  massiger  Industrieschutz  bestehen. 
Das  neue  System  kam  der  Masse  der  französischen 
Bevölkerung  als  Konsumenten  ohne  Zweifel  zu 
statten,  auch  deu  Vertretern  des  Handels  und 
gewisser  Produktionszweige.  Aber  die  Mehrheit 
der  land-  und  kapital  besitzenden  Bourgeoisie 
konnte  sich  nicht  mit  ihm  befreunden  und  ihr 
Widerspruch  nahm  mit  der  Zeit  nicht  ab,  sondern 
zu,  so  dass  schon  in  der  letzten  Zeit  des  Kaiser- 
reichs die  Erneuerung  der  demnächst  ablaufenden 
Handelsverträge  als  fraglich  erscheinen  rousste. 
Unter  der  Regierung  Thiers1  schien  die  schutz- 
zöllnerische  Partei  wieder  zu  vollem  Siege  ge- 
langen zu  sollen.  Der  Vertrag  mit  England 
wurde  am  2.  Februar  1872  gekündigt,  nach  dem 
Sturze  Thiers,  kam  jedoch  unter  dem  23.  Juli 
1873  noch  ein  neuer  Vertrag  zu  stände,  aber  nur 
bis  zum  30.  Juni  1877  und  von  da  ab  mit  ein- 
jähriger Kündigungsfrist  fortdauernd.  Auch 
die  übrigen  Verträge  wurden  nur  auf  kurze 
Fristen  verlängert,  und  mittlerweile  fanden  um- 

j  fassende  Vorarbeiten  und  Untersuchungen  für 
die  Aufstellung  eines  neuen  Generaltarifs  statt, 
der  endlich  am  7.  Mai  1881  publiziert  wurde. 
Er  enthielt  hohe  Schutzzölle,  aber  keine  handels- 
politischen Einfuhrverbote  und  ursprünglich  auch 
keine  erheblichen  landwirtschaftlichen  Zölle. 
Solche  führte  erst  das  Doppelgesetz  vom  28. 
März  1885  wieder  ein  {z.  B.  für  100  Kilo  Weizen 
3  Francs,  bei  indirekter  Einfuhr  6,60  Franca, 
tür  einen  Ochsen  25  Francs),  und  durch  die  GG. 
v.  29.  März  und  5.  April  1887  wurden  diese 
Sätze  noch  beträchtlich  erhöbt  (für  Weizen  von 
3  auf  5  Francs,  für  Ochsen  auf  38  Francs).  Die 
industriellen  Schutzzölle  des  Generaltarifs  hatten 
wenig  praktische  Bedeutung,  da  1882  mit  den 
meisten  europäischen  Staaten  wieder  neue  Han- 
delsvesträge  zu  stände  kamen  und  zwar  auf 
Grund  eines  Konventionstarifs,  der  von  dein 
früheren  nicht  allzusehr  abwich.  England  wollte 

|  ihn  gleichwohl  nicht  vertragsmäßig  annehmen, 
er  wnrde  aber  auch  diesem  Staat«  durch  da* 
G.  v.  27.  Februar  1882  freiwillig  zugestanden. 
Beim  Ablauf  der  neuen  Periode  der  Handels- 
verträge (1892j  hatte  die  Schutzzollpolitik  noch 
mehr  Boden  erobert.  Tarifverträge  sollen  fortan 
überhaupt  nicht  mehr  abgeschlossen  werden: 
Krankreich  bietet  den  anderen  Staaten  als  Ge- 
genleistung für  die  Meistbegünstigung  nur  seinen 
autouotnen  Minimaltarif  an,  wie  er  nebst  einem 
neuen  (ieneraltarif  in  dem  G.  v.  11.  Jauuar 
18*. aufgestellt  i*t.  Der  erstere  geht  meistens 
um  ein  beträchtliches  Uber  die  Sätze  des  früheren 
Konventionstarifs  hinaus,  und  anch  der  neue 
Geueraltarif  weist  zahlreiche  erhebliche  Er- 
höhungen auf.  Die  landwirtschaftlichen  Zölle 
wurden  (nach  einer  zeitweiligen  Herabsetzung 
der  Getrcidezölle  in  den  Jahren  1891/92)  zum 
Teil  noch  bedeutend  erhöht,  namentlich  die 
Zölle  auf  frisches  und  gesalzenes  Fleisch.  Das 
G.  v.  27.  Februar  1894  steigerte  überdies  den 
Weizenzoll  auf  7  Francs  und  die  Zölle  auf 
Weizenmehl  je  nach  der  Qualität  auf  11—1«; 
Francs.  Diese  Sätze  gelten  auch  im  Minimal- 
tarif.  da  dieser  für  Getreide  und  Mehl  keine 
besonder* -n  Zölle  enthält.  Der  Entrepotzuschlag 
ist  für  eine  Anzahl  von  Waren  beibehalten 
worden.  Bei  der  Einfuhr  in  die  französischen 
Kolonieen  werden  die  fremden  Waren,  soweit 
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nicht  besondere  Bestimmungen  getroffen  sind, 
ebenso  verzollt  wie  bei  der  Einfuhr  nach  Frank- 
reich, die  französischen  Waren  aber  sind  zoll- 
frei oder  nur  einem  Seeoctroi  unterworfen  und 
die  wichtigsten  Produkte  der  Kolonieen  können 
gegen  Entrichtung  der  Hälfte  des  sonst  tarif- 
roässigen  Zolles  in  das  Mutterland  eingeführt 
werden.   Von  der  Küstenschiffahrt  bleiben  die ! 
fremdeu  Schiffe  in  Frankreich  nach  wie  vor : 
ausgeschlossen,  fttr  die  grosse  Schiffahrt  werden  ! 
PrÄmien  gezahlt  und  Ausfuhrprämien,  wenn : 
anch  im  Veredelnngsverkchr  versteckt,  spielen  [ 
noch  eine  bedeutende  Rolle.   So  stellt  sich  in  j 
Frankreich  auch  gegenwärtig  das  Schutzsystem  , 
noch  immer  in  seiner  vollständigsten  Ausbil- 
dung dar. 

4.  England.  Iu  England  erlangte  das 
Schutzsystem  zu  gleicher  Zeit  wie  in  Frankreich, 
nämlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts, seine  systematische  Entwicklung, 
jedoch  tritt  es  hier  nicht  als  das  überlebte  Werk 
eine«  einzelnen  Staatsmannes  auf,  sondern  wird 
durch  das  Drängen  der  Interesseuten  ohne  me- 
thodischen Plan  zu  stände  gebracht,  Charak- 
teristisch ist  vor  allem,  dass  die  grossen  Grund- 
besitzer vermöge  ihrer  politischen  Macht  schon 
in  dieser  Periode  imstande  sind,  sich  Getreide- 
schutzzölle zu  verschaffen,  denen  sich  16S9  so- 
gar auch  Ausfuhrprämien  für  Getreide  und  Malz 
anschlössen.  Bei  grosser  Teuerung  konnte 
allerdings  die  Getreideausfuhr  auch  verboten 
werden.  Von  den  Fabrikaten  war  ein  grosser 
Teil,  sogar  mit  Androhung  der  Todesstrafe, 
gänzlich  von  der  Einfuhr  ausgeschlossen,  ein 
anderer  mit  sehr  hohen  Zöllen  belastet.  An- 
dererseits war  die  Ausfuhr  von  Wolle  bei  Strafe 
der  Deportation,  im  Rückfalle  sogar  bei  Todes- 
strafe verboten.  Die  Auswanderung  der  In- 
dustriearbeiter wurde  ebenfalls  verboten,  und 
dazu  kam  später  ein  strenges  Verbot  der  Aus- 
fuhr von  Maschinen,  das  erst  1843  aufgehoben 
worden  ist,  Der  .Schutz  der  Schiffahrt  wurde 
rück  sichtslos  durch  die  Navigationsakte  und  die 
sie  ergfinzenden  Gesetze  durchgeführt,  ebenso 
die  Absperrung  der  Kolonieen.  Grosse  Handels- 
gesellschaften erhielten  Monopole,  von  denen 
sich  einzelne  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein 
erhalten  haben.  Der  Geschäftsbetrieb  der 
fremden  Kaufleute  und  Schiffer  war  noch  im 
18.  Jahrhundert  sehr  beschrankt,  da  sie  ihre 
Waren  nicht  selbstfindig,  sondern  nur  durch 
englische  Vermittler  verkaufen  dnrften,  weshalb 
die  oben  erwähnte  französische  V.  v.  fi.  Sep- 
tember 1701  den  Engländern  in  den  französischen 
Häfen  ebenfalls  den  Maklerzwang  auflegt«.  Im 
Laufe  des  18.  Jahrhunderts  fanden  viele  Zoll- 
erhöhungen aus  finanziellen  Rücksichten  statt, 
nnd  da  diese  auch  wichtige  Rohstoffe  trafen, 
so  gaben  sie  Anlass  zur  Vermehrung  der  Aus- 
fuhrprämien. Auch  die  Seefischerei  wurde  durch 
Prämien  begünstigt.  Die  Ausfuhrzölle  auf  Fa- 
brikate wnrdcn  allmählich  abgeschafft,  für  Me- 
talle, Kohlen  und  andere  Rohstoffe  und  Halb- 
fabrikate aber  blieben  sie  bestehen.  Da-s  Nieder- 
lagewesen  war  noch  wenig  befriedigend.  Statt 
der  zollfreien  Lagerung  unter  Verschluss  bestand 
die  teilweise  Rückzahlung  des  Zolles  bei  der 
Wiederausfuhr  der  (unveränderten)  fremden 
Waren,  und  zwar  betrug  dieses  sogenannte 
„Drawback"  nur  etwa  */a  des  Zolles.  Trotzdem 
wurde   an   Drawbacks    und  Ausfuhrprämien 


(bounties)  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  mehr 
als  die  Hälfte  des  Rohertrages  der  Zölle  (17öö: 
1989865  £  von  379366«  £)  verausgabt.  Der 
„konsolidierte"  Tarif  von  1787  brachte  eine 
wesentliche  Vereinfachung  der  bis  dahiu  äusserst 
verwickelten  Formen  des  Zollwwsens  und  hob 
auch  mehrere  Einfuhrverbote  auf,  ohne  indes 
den  allgemeinen  Charakter  des  Systems  zu  be- 
rühren. Grundsätzliche  Aenderungen  der  frü- 
heren Zustände  dagegen  enthielt  der  1786  auf 
Grund  des  Handelsvertrags  mit  Frankreich  auf- 
gestellte Specialtarif,  der  nur  sehr  mässige 
Schutzzölle  beibehielt,  aber  nur  kurze  Zeit  in 
Wirksamkeit  blieb.  Nach  der  Kriegsperiode 
erkämpften  die  Grundbesitzer  ihren  letzten  Sieg 
in  dem  geradezu  prohibitiven  Korngesetz  vom 
23.  März  1815,  aber  schon  1822  erzielte  die 
nun  sich  entwickelnde  Refonubewegung  auf 
dem  Gebiete  der  Getrcidegesetzgcbnng  einen 
ersten  Erfolg,  indem  die  Preisgrenze  für  das 
Einfuhrverbot  von  Weizen  von  80  auf  70  Sehil- 
ling für  das  Quarter  (d.  h.  von  ungefähr  36  Mark 
fllr  10)  Kilo  auf  32  Mark)  herabgesetzt  wurde, 
allerdings  mit  bedeutenden  Einfuhrzöllen  hei 
höheren  Preisen.  Das  G.  v.  16.  Juli  18:28  hob 
dann  das  bedingte  Einfuhrverbot  überhaupt  auf 
und  führte  hohe  Zölle  mit  Abstufungen  nach 
den  Preisen  ein.  Die  Beschränkung  des  In- 
dustrieschutzes begann  1824  mit  der  prinei- 
piellen  Aufhebung  des  Einfuhrverbotes  gegen 
Seidenwaren,  das  vom  5.  Juli  1826  an  durch 
einen  Zoll  von  30  Prozent  des  Wertes  ersetzt 
werden  sollte.  In  demselben  Jahre  wurde  auch 
das  Verbot  der  Wollausfuhr  aufgehoben.  Einen 
wesentlichen  Fortschritt  bezeichnet  der  neue 
Generaltarif  vom  6.  Juli  182»,  der  die  meisten 
Schutzzölle  bedeutend  herabsetzte  (die,  für  Baum- 
wollzeuge  z.  B.  von  50—75  Prozent  auf  10  Pro- 
zent des  Wertes;  die  für  Wollenzenge  von  50 
auf  15  Prozent :  die  für  gewöhnliches  Porzellan 
von  75  auf  15  Prozent);  für  andere,  wie  Leinen- 
gewebe und  Glaswaren,  wurden  allmähliche 
Zollvermindeningen  während  einer  Reihe  von 
Jahren  vorgeschrieben.  Die  beibehaltenen  Ein- 
fuhrverbote hatten  fast  nur  noch  einen  polizei- 
lichen Charakter.  Die  Rohstoffzölle  wurden 
mehr  und  mehr  vermindert.  Ausfuhrprämien 
nur  noch  für  Leinen-  und  Hanfgewebe  ;bis  1834), 
Seilerwaren  (bis  1832)  und  raffinierten  Zucker 
beibehalten.  Das  G.  v.  26.  Mai  1K26  gewährte 
weitere  Ermässigungen  von  Rohsteffzöllen,  setzt« 
aber  den  Zoll  unf  Baumwollen-  und  Wollen- 
waren  wieder  auf  20  Prozent  des  Wertes.  Das 
1803  begründete  Niederlagewesen  erhielt  durch 
die  GG.  v.  12.  Mai  1823  und  v.  25.  Juli  1825 
eine  liberale  Regelung,  die  später  nur  noch 
weniger  Verbesserungen  bedurfte.  Die  Durch- 
führung der  Zollunion  mit  Irland  wurde  durch 
Gesetze  aus  den  Jahren  1823  nnd  1824  voll- 
endet. Eine  w  esentliche  Reform  der  Schiffahrts- 
gesetzgebung erfolgte  «hon  1822  und  wurde 
namentlich  1825  noch  weiter  geführt.  Der 
Handel  mit  Ostasien  wurde  1821  erleichtert, 
nachdem  schon  1814  das  Monopol  der  ostindischen 
Kompagnie  auf  den  Verkehr  mit  China  und 
den  Theehandel  beschränkt  worden  war,  welche 
Vorrechte  sie  1833  ebenfalls  verlor.  Der  direkte 
Verkehr  zwischen  den  Kolonieen  und  dem  Aus- 
lande wurde  bis  auf  wenige  Beschränkungen 
gestattet.  —  Die  Zollermässigungen  in  den  30er 
Jahren  betrafen  hauptsächlich  nur  Rohstoffe, 
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und  Geuussniittel.  In  einen  lebhafteren  Gans 
kam  «iie  Freihaudelsbewegnng  erst  seit  1839, 
nach  der  Gründung  der  Anti-Komgesetzliga, 
deren  Vertreter  von  Anfang  an  erklärten,  dass 
sie  auch  auf  die  ihnen  selbst  zu  gute  koiniuendeu 
industriellen  Schutzzölle  verzichten  wollten. 
Nachdem  das  G.  v.  9.  April  1H42  eine  Ermäs- 1 
sigung  der  Getreidczülle  gebracht,  wurde  der 
Tarif  überhaupt  dun  h  das  G.  v.  y.  Juli  d.  J.  , 
wesentlich  umgestaltet  und  zwar  im  allgemeinen  , 
nach  dem  Grundsatze,  dass  die  Rohstoffe  mit 
"»  Prozent,  die  Halbfabrikate  mit  10  Prozent, 
die  Fabrikate  mit  20  Prozent  de«  Wertes  zu 
belasten  seien.  Die  meisten  Rohstoffe  wurden 
aber  schon  durch  das  G.  v.  8.  Mai  184'»  für 
Kauz  zollfrei  erklärt.  Pas  G.  v.  2t»  Juni  1846 
endlich  gewährte  eine  abermalige  Herabsetzung 
der  beweglichen  Weizenzölle  und  bestimmte,  dass 
vom  1.  Februar  184*.)  ab  ein  minimaler  Zoll  von  1 
•Schilling  für  dastjnarter  etwa  45 Pfennig  für  KW 
Kilo  ■  treten  solle,  der  für  die  (ihrigen  Getreides rteii 
schon  sofort  eingeführt  wurde,  (ileichzeitig  wur- 
den auch  die  Zolle  auf  Vieh,  Fleisch,  Kartoffeln 
und  andere  Nahrungsmittel  und  mehrere  Roh- 
stoffe aufgehoben  und  die  industriellen  Schutz- 
zölle mit  einigen  Ausnahmen  auf  10  Prozent 
des  Wertes  herabgesetzt.  Die  noch  übrig  ge- 
bliebenen Schiffnhrtsheschräukungeu  Helen  1845) 
bis  auf  den  Vorbehalt  der  Küstenschiffahrt,  die 
er*t  1K>1  freigegeben  wurde.  Auch  den  Kolo- 
nie. Ii  wurde  jetzt  volle  Verkehrsfrciheit  gewährt. 
Der  Tarif  vom  20-  August  1853  nahm  piinci- 
picll  die  Freiheit  iler  Rohstoffe  und  Halbfabri- 
kate an  und  setzte  viele  ludustriczölle  noch 
unter  10  Prozent,  so  namentlich  die  Zölle  für 
Baumwollen-,  Wollen-  und  Leinenwaren  auf  ö 
Prozent  des  Wertes.  Auch  diese  Reste  wurden 
durch  den  Tarif  von  lH<io,  der  sich  an  den 
Handels verl rag  mit  Frankreich  aiwhloss,  be- 
seitigt und  somit  das  volle  Freihaiidelssystem 
an  die  Stelle  des  Schutzsystems  gesetzt.  Die 
schlimme"  Lage  der  Landwirtschaft  und  die 
schul  zzöllnerische  Reaktion  in  den  übrigen 
europaischen  Staaten  hat  allerdings  in  den 
letzten  Jahren  auch  in  England  wieder  eine 
kleine  Partei  ins  Leben  gerufen,  die  neue 
Schutzzölle,  mindestens  —  unter  Berufung  auf 
das  Princip  des  ..fair  trade"  gegen  dieje- 
nigen Staaten  verlangt,  die  die  englischen 
Waren  stark  belasten.  Aber  landwirtschaftliche 
Zolle,  die  bei  der  in  England  bestehenden  Ho- 
denverteilung nur  der  kleineu  Gruppe  der 
grundbesitzenden  Aristokratie  zu  gute  kämen, 
stehen  dort  mit  den  Interessen  der  weit  über- 
wiegenden Mehrheit  nicht  nur  der  Arbeiter, 
sondern  auch  der  kapitalbesitzenden  Bevölke- 
rung in  zu  grossem  Gegensätze,  als  dass  ihre 
Wiederherstellung  ernstlich  in  Frage  kommen 
könnte.  Selbst  die  Schutzzölle  der  übrigen 
Länder  können  den  Satz  nicht  aufheben,  dass 
für  einen  so  s|Kcitisch  entwickelten  Handcls- 
nnd  Industriestaat  wie  England  das  Kaufen 
auf  dem  billigsten  Markte  immer  noch  ein  Vor- 
teil bleibt,  wenn  auch  das  Verkaufen  auf  diesem 
.Markte  erschwert  wird.  Je  billiger  England 
Lebensmittel,  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  be- 
ziehen kann,  um  so  leichter  können  seine  Fabri- 
kate die  Zollschranken  anderer  Staaten  über- 
schreiten ;  und  wenn  es  gewisse  Fabrikate  nicht 
hu  billig  herstellen  kann  als  das  Ausland,  so 
thut  es  am  besten,  wenn  es  diese  von  aussen 


bezieht,  sowohl  als  Ausfuhrwaren  für  seinen 
weltumfassenden  Handel  wie  auch  für  den 
eigenen  Bedarf,  um  sich  ausschliesslich  auf  die- 
jenigen Produktionszweige  zu  beschränken,  für 
die  durch  Natur  und  Geschichte  gUnstige  Be- 
dingungen gegeben  sind.  Einigen  Ersatz  für 
die  fehlenden  Schutzzölle  finden  die  beteiligten 
Interessen  in  der  strengen  Handhabung  des 
Markenschutzgesetzes  gegen  ausländische  Waren 
und  den  durch  wirkliche  oder  angebliche 
Seuchengefahr  begründeten  Vieheinfuhrverbote.n. 
Allerdinga  aber  würde  es  für  England  ein 
grosser  Vorteil  sein,  wenn  seine  Erzeugnisse  in 
den  britischen  Kolonieen,  die  sich  in  der  neueren 
Zeit  vielfach  den  Schutzzöllen  zugewandt  haben, 
wieder  eine  bevorzugte  Stellung  erhielten.  Da- 
her die  Bestrebungen  zur  Begründung  eines 
.Greater  Britain*,  einer  Zidleinignng  aller  Teile 
des  britischen  Weltreich»,  die  namentlich  von 
der  Imperial  Federation  League  unterhalten 
werden.  Einen  gewissen  Erfolg  hat  diese  Be- 
wegung durch  da»  Entgegenkommen  Canadas 
erreicht,  das  den  englischen  Erzeugnissen  eine 
Zollermassiiruug  von  einem  Viertel  des  sonst 
geltenden  Tarifsatzes  gewährte.  Nun  hatten 
aber  Deutschland  und  Belgien  auf  Grund  ihrer 
mit  Großbritannien  geschlossenen  Handelsver- 
träge von  18fifj  und  1HG2  das  Recht,  ihre  Pro- 
dukte zu  denselben  Bedingungen  in  die  briti- 
schen Kolonieen  einzuführen,  die  für  die  eng- 
lischen Waren  gelten.  Die  britischen  Krou- 
juristen  konnten  denn  auch  nicht  umhin,  'die 
neue  Bestimmung  des  cauadischen  Tarifs  für 
unzulässig  zu  erkläret:,  t'nnada  verlangte  nun, 
dass  das  Mutterland  jene  beiden  Verträge  kün- 
düre,  und  die  britische  Regierung  hat  sich  denn 
auch  wirklich  Ende  Juni  1W'7  zu  diesem  Sehritte 
entschlossen.  Der  deutsch-englische  Handels- 
vertrag trat  demnach  am  i*Ü.  .luli  1898  ausser 
Kraft,  jedoch  erhielt  der  Bundesrat  durch 
Reichsgesetz  vom  IL  Mai  lS!!8die  Ermächtigung, 
für  England  und  seine  Kolonieen  bis  zum  30. 
Juli  1899  die  Meistbegünstigung  bestehen  zn 
lassen,  und  diese  Frist  ist  durch  zwei  Gesetze 
aus  den  folgenden  Jahren  bis  zum  30.  Juli  1901 
verlängert  worden.  In  Canada  wurde  nun  am 
13.  Juni  1898  der  Vorzugstarif  für  das  Verei- 
nigte Königreich  und  einige  Kolonieen  —  mit 
Giltigkeit  vom  1.  August  ab  —  publiziert  and 
auch  den  übrigen  Kolonieen  die  gleiche  Begüns- 
tigung gegen  entsprechende  Zugeständnisse  in 
Aussicht  gestellt.  Dagegen  wurde  deutscher- 
seits durch  Bundesrutsbeschluss  Canada  und 
später  auch  Barbados  von  der  Meistbegünstigung 
ausgeschlossen,  für  diese  Kolonieen  also  der 
Gencraltarif  in  Kraft  gesetzt.  Ein  neuer  Han- 
delsvertrag mit  England  ist  noch  nicht  zu  stände 
gekommen.  Voraussichtlich  wird  keine  andere 
Grundlage  dafür  zu  erlangen  sein  als  der  ge- 
genwartige Zustand,  bei  dem  uur  die  Kolonieen 
die  Meistbegünstigung  erhalten,  die  ihrerseits 
die  englischen  Waren  nicht  bevorzugen.  Auch 
in  Algier  und  den  übrigen  französischen  Kolo- 
nieen werden  ja  die  fremden  Erzeugnisse  un- 
günstiger behandelt  als  die  des  Mutterlandes. 
Dass  durch  einen  Zollkrieg  mit  Eugland  seibat 
irgend  ein  Vorteil  erzielt  werden  köunte,  ist 
nicht  anzunehmen:  ein  solcher  würde  wahr- 
scheinlich bewirken,  dass  Eugland  unter  der 
Losung  .fair  trade"  wenigstens  gegen  Deutsch- 
land wieder  zu  Schutzzöllen  griffe,  und 
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seit«  «1km  Projekt  eines  imperialistischen  Zoll- 
vereins befördern.  Bisher  allerdings  erscheinen 
die  •Schwierigkeiten  eines  solchen  Unternehmens 
als  kuiim  ühersteiglich.  Das  hat  sich  insbeson- 
dere gezeigt,  als  die  Premierminister  der  Kolo- 
nieen  bei  Gelegenheit  des  Jubiläums  der  Königin 
Viktoria  in  London  eine  Konferenz  über  diese 
Frage  mit  den  Ministern  Chainberlaiu  und 
Goschen  hatten.  Der  Wunsch,  die  Kolouieeu 
unabhängig  von  den  Handelsverträgen  zu 
machen,  die  England  geinerseits  mit  anderen 
.Staaten  geschlossen  hat,  war  so  ziemlich  der 
einzige  Punkt,  in  dein  die  Vertreter  der  ver- 
schiedenen Kolonieen  übereinstimmten,  im 
übrigen  aber  gehen  die  Interessen  weit  ans  ein- 
ander. England  selbst  könnte  den  Kolonieen 
nichts  bieten,  was  ihnen  von  Wert  wäre,  als 
Zölle  auf  fremde  Lebensmittel  und  Rohstoffe. 
Für  ein  solches  Zugeständnis  aber,  wenn  es 
auch  den  Grundbesitzern  sehr  erwünscht  wäre, 
dürfte  die  öffentliche  Meinung  des  Landes 
schwerlich  jemals  zu  gewinnen  sein,  da  es  den 
Interessen  der  Industrie,  des  Handels  und  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  widerspricht. 
Kin  Schritt  zur  Vereinfachung  der  Lage  ist 
allerdings  in  der  jetzt  endlich  zu  stände  ge- 
kommenen Errichtung  des  australischen  „Com- 
monwealth" zu  sehen,  denn  er  führt  zu  einer 
Znllcinigung  Australiens,  während  bisher  ein 
scharfer  Gegensatz  zwischen  der  Hochschutz- 
zoilpolitik  Victorias  und  dein  freihändlcrischen 
Neusildwales  bestaud. 

5.  Deutschland.  In  einer  eigentümlichen 
Gestalt  erscheint  das  .Schutzsystem,  da.s  unter 
Friedrich  dem  Grossen  in  Preiissen  ausgebildet 
wurde.  Es  fehlte  demselben  noch  gänzlich  die 
einheitliche  territoriale  Grundlage  ;  als  Hilfs- 
mittel dienten  ihm  weniger  die  unvollkommenen 
Greuzzolle  als  die  in  den  Städten  erhobenen 
Aceiseabgaben,  nebeii  denen  die  Binnenzölle  nur 
eine  finanzielle  Bedeutung  hatten;  überdies 
waren  die  Einrichtungen  wieder  sehr  verschieden 
im  eigentlichen  Preussen,  in  Schlesien,  in  den 
sogenannten  mittleren  Provinzen  und  in  den 
rheinisch-westfälischen  Besitzungen.  Für  Schle- 
sien versuchte  Friedrich  mehrfach  einen  beson- 
deren Handelsvertrag  mit  Oesterreich  abzu- 
schließen, und  die  wichtigsten  Fabrikate  der 
westlichen  Landesteile  wurden  sogar  von  der 
Einfuhr  nach  den  östlich  vou  der  Weser  gele- 
genen Provinzen  gänzlich  ausgeschlossen. 
Ucberhaupt  spielten  die  Einfuhrverbote  in  dem 
System  Friedrichs  eine  grosse  Holle,  was  sich 
teilweise  ans  der  Schwierigkeit  der  Hand- 
habung eines  wirksamen  Schutzes  durch  Zoll 
uud  Accise  erklärt.  Der  Zweck  des  Königs  war 
wesentlich  der  lndustricschutz  vom  merknnti- 
listisehen  Standpunkte  aus :  die  Abgaben  von 
den  landwirtschaftlichen  Produkten  waren  in 
der  Kegel  nur  fiskalischer  Natur,  die  Ausfuhr 
vieler  Rohstoffe  war  verboten  oder  erschwert. 
Neben  den  handelsjKditisehen  glaubte  Friedrich 
aber  auch  mancherlei  andere  Massregeln  zur  Er- 
ziehung und  Förderung  der  Industrie  mit  Nutzen 
anwenden  zu  können.  Er  zog  fremde  Arbeiter 
herbei,  gewährte  für  gewisse  Waren  nicht  nur 
Ausfuhrprämien,  sondern  unmittelbare  Produk- 
tionsunterstützungen, Pensionen  an  geschickte 
Meister,  Vorschüsse,  Privilegien  und  Monopole 
an  Unternehmer  neuer  Betriebe,  er  gründete 
privilegierte  Gesellschaften  zum  Teil  mit  Staats- 


!  beteiligung,  auch  staatliche  Fabrikbetriebe,  wie 
die  Seidenzwirnerei  in  Berlin  und  eigentümliche 
Anstalten,  wie  die  Manufakturkasse  und  das 
Seidetimagaziu,  die  freilich  beide  keinen  langen 
Bestand  hatten.  Dazu  kamen  ge  werbe  polizei- 
liche Massregt  in,  wie  namentlich  strenge  Regle- 
ments über  die  Beschaffenheit  und  die  Schau 
der  Webewaren.  Die  Werke  von  Schinoller  und 
Hintze  und  von  A.  Zimmermann  geben  ein 
deutliches  Bild  der  Verhältnisse  zweier  beson- 
ders wichtiger  Industriezweige  nuter  dem 
Fridericiaiiischcn  System,  von  denen  der  eine, 
die  Soidenindustrie,  durchaus  ids  da«  Erzeugnis 
einer  künstlichen  Züchtung  erseheint,  wälirend 
der  andere,  die  sehlesisc-he  Leinenindiistrie,  schon 
vor  der  Eroberung  Schlesiens  eine  Stellung  auf 
dem  Weltmärkte  gewonnen  hatte,  die  sich 
später  noch  bedeutend  hob  und  befestigte.  Die 
mit  vielen  Opfern  verbundenen  Bemühungen 
Friedrichs  zur  gesicherten  Einbürgerung  der 
Seidenindustrie  in  Brandenburg  sind  nach  seiner 
Zeit  ebenso  ohne  dauernden  Erfolg  geblieben 
wie  die  lauge  fortgesetzten  Anstrengungen  zur 
Einführung  des  Seidenbaues  in  einem  Gebiete, 
das  für  denselben  ja  nicht  absolut  ungeeignet 
sein  mag,  relativ  aber  sicherlich  hinter  den 
südlichen  Ländern  in  dieser  Beziehung  weit  zu- 
rücksteht. Um  so  bemerkenswerter  ist  es,  ilass 
die  Kre leider  Seidenindustrie  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  mehr  und  mehr  emporblühte  und 
im  gegenwärtigen  zu  einer  Weltstellung  ersten 
Ranges  fortgeschritten  ist,  obwohl  ihr  diu« 
Schutzsystem  der  östlichen  Provinzen  nicht  nur 
nicht  zu  gute  kam,  sondern  die  Einfuhrverbote 
des  letzteren  auch  auf  die  wichtigsten  Krefelder 
Fabrikate  ausgedehnt  winden.  Andererseits 
war  die  damals  wesentlich  in  einer  einzigen 
grossen  Unternehmung  koncentrierte  Krefelder 
Industrie  auch  nicht  dem  Reglement  über  die 
Seideniabrikation  unterworfen.  Von  Interesse 
ist  auch  der  geringe  Erfolg  und  das  schliess- 
liche  Millingen  der  mehrere  Jahrzehnte  hin- 
durch fortgesetzten  Bemühungen,  durch  künst- 
liche Mittel  in  Schlesien  neben  der  gewöhn- 
lichen I /einen weberei  auch  die  Damastweberei 
I  einzuführen.  Es  wurden  sächsische  Weber- 
familien mit  Staatsunterstüteung  angesiedelt, 
ein  hoher  Schutzzoll  uud  eine  bedeutende  Aus- 
fuhrprämie gewährt,  der  sächsische  Damast 
wurde  verboten,  aber  es  gelaug  nicht,  dem 
nenen  schlesischen  Fabrikate  genügenden  Ab- 
satz zu  verschaffen.  Man  bedrohte  die  Kauf- 
leute, die  den  teueren  Damast  nicht  kaufen 
wollten,  mit  militärischen  Zwangsmassregeln, 
einigen  wurden  sogar  wirklich  (17H4)  Polizei- 
.  reiter  ins  Haus  gelegt,  aber  alle*  vergebens, 
|  die  Kaufleute  bezahlten  lieber  eine  bestimmte 
Summe  zur  Unterstützung  der  notleidenden 
Weber,  als  das»  sie  die  nicht  absetzbare  Ware 
genommen  hätten.  Trotz  verschiedener  anderer 
Experimente  wollte  das  neue  Gewerbe  nicht 
gedeihen;  erst  nach  Friedrichs  Tode  soll  vorüber- 
gehend eine  Besserung  eingetreten  sein,  dann 
aber  ging  es  wieder  zurück  und  verschwand  am 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  fast  vollständig. 
Im  ganzen  waren  die  mit  dem  Fridericianischea 
I  Schutzsysteme  gemachten  Erfahrungen  schliess- 
|  lieh  wenig  günstig.  Es  entsprach  ohne  Zweifel 
dem  Gebt«  der  damaligen  Zeit,  uud  man  darf 
ihm  natürlich  nicht  ein  bloss  gedachtes  ab- 
straktes   Freihandelssystcm  gegenüberstellen, 
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das  damals  geschichtlich  gar  nicht  möglich  war. 
Es  fehlt  also  für  die  Beurteilung  desselben  die 
erfahrungsmässige  Gegenprobe,  aber  so  viel  ist 
doch  namentlich  bei  dem  Vergleich  mit  Krefeld 
ersichtlich,  dass  die  künstlichen  Schutz-  und 
Förderungsmittel  doch  nur  eine  geringe  Wir- 
knngsfähigkeit  haben  im  Vergleich  mit  den 
natürlichen  und  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Faktoren,  die  eine  in  der  Eutwickelnng  be- 
griffene Industrie  begünstigen  oder  ihr  ent- 
gegenstehen. 

Was  in  den  östlichen  preussischen  Provinzen 
hauptsächlich  fehlte,  war  Kapital,  und  diesen 
Maugel  konnten  keine  Regierungsmassregeln 
ersetzen.  Auch  der  Kleinmut  und  der  schwache 
Unternehmungsgeist  der  Kaufkntc  und  Gewerbe- 
treibenden hing  mit  ihrem  geringen  Kapitalbe- 
sitz  zusammen.  Nur  der  grosse  Kapitalist  ist 
geneigt,  sich  auf  kühne  und  weitanssehende 
Cnternehmunge»  einzulassen.  Der  Krefelder 
Seidenindustrie  kam  ausser  der  günstigeren 
Haudclslage  auch  der  grössere  Kapitalbesitz  zu 
statten.  Die  Berliner  Seidenindustrie  mag  zeit- 
weise zu  der  allmählich  entstehenden  Kapital- 
ausammlnng  mit  beigetragen  haben :  doch  lässt 
sich  ihr  Rückgang  und  ihr  Verschwinden  in 
diesem  Jahrhundert  keineswegs  dadurch  er- 
klären, dass  ihre  Unternehmer  etwa  reich  ge- 
worden seien  und  ihr  Kapital  allmählich  heraus- 
gezogen und  es  noch  vorteilhafteren  Anlagen 
zugewandt  hatten ;  ihr  Verfall  in  den  fünfziger 
und  sechziger  Jahren,  der  teilweise  auch  mit 
der  Verminderung  des  für  sie  noch  immer  nicht 
entbehrlichen  Zollschutzes  zusammenhängt,  ist 
vielmehr  ohne  Zweifel  mit  Kapitalverlusten 
verbundin  gewesen.  Auch  der  Niedergang  der 
schlesischen  Leiuenindustrie  in  unserem  Jahr- 
hundert ist  hauptsachlich  auf  Kapitalmangel 
zurückzuführen,  denn  dieser  bildet  jedenfalls 
die  Hunptursnche,  weshalb  die  Maschiuen- 
spinncrei  nicht  rechtzeitig  von  lebenskräftigen 
luternehtuungcn  energisch  in  Gang  gesetzt 
worden  ist.  So  musste  das  schlesische  Deinen 
vor  der  britischen  Kapital-  und  Maschincnmacht 
sich  nicht  nur  vom  Weltmärkte  zurückziehen, 
sondern  konnte  sich  auch  auf  dem  inneren 
Markte  nur  um  den  Preis  des  traurigsten  Elends 
der  Weberbevnlkcrnna;  behaupten.  Durch  hohe 
Schutzzölle  hätte  sich  ihre  Lage  vielleicht  noch 
eine  Zeit  lang  verbessern  hissen,  aber  volks- 
wirtschaftlich wäre  es  doch  schwerlich  wün- 
schenswert gewesen,  eine  veraltete  und  relativ 
unfruchtbare  Technik  künstlich  noch  weiter  zu 
erhalten. 

Die  geringe  Nachhaltigkeit  der  Erfolge  des 
Schutzsystems  trug  ohne  Zweifel  mit  dazu  bei, 
dass  in  der  1S07  beginnenden  Reformperiode 
die  freihändlerischen  Tendenzen  in  Preussen 
die  ()l>erhand  gewannen.  Die  Einfuhrverbote 
wurden  aufgehoben  und  zunächst  nur  ein  Zoll 
von  K' .j  Prozent  des  Warenwertes  erhoben.  Bei 
der  definitiven  Neuordnung  des  Staates  wurde 
der  Tarif  vom  2t».  Mai  1818  erlassen,  der  da- 
mals in  seiner  Art  einzig  dastand.  Er  enthielt 
keine  Einfuhrverbote  und  nur  massige  Schutz- 
zölle, die  etwa  10  Prozent  des  Wertes  der 
Waren  darstellten.  Die  Kinnenzölle  waren  schon 
vorher  aufgehoben  worden,  die  Zölle  wurden 
nur  beim  Grenzübergange  erhoben,  jedoch  bis 
1821  und  für  einigt?  Waren  noch  länger  mit 
verschiedenen  Sätzen  in  den  östlichen  und  den 


westlichen  Provinzen.  Viele  Rohstoffe,  n.  a. 
auch  Roheisen,  konnten  ganz  frei  eingehen,  und 
für  den  Scheffel  Weizen  waren  nur  18  Pfennig, 
für  Roggen  nur  6  Pfennig  zu  entrichten.  Auch 
die  Viehzölle  waren  sehr  niedrig;  von  einem 
Ochsen  z.  B.  wurden  nur  *,.'„  von  einer  Kuh  1 , 
Thaler  erhoben.  Andererseits  bestanden  für 
Rohstoffe  mehr  oder  weniger  erhebliche  Aus- 
fuhrzölle, und  der  Tarif  kennzeichnete  sich  so- 
mit als  lediglich,  wenn  auch  mit  grosser  Mässi- 
gnng  auf  den  Indnstrieschutz  berechnet.  Meh- 
rere Schutzzölle  wurden  übrigens  in  dem  Tarife 
vom  2ö  Oktober  1821  noch  weiter  herabgesetzt. 
Die  schwierige  Lage  der  Landwirtschaft  in  den 
zwanziger  Jahren  veranlasste  andererseits  eine 
massige  Erhöhung  der  Getreidezölle  (für  Wei- 
zen z.  B.  auf  Thaltr  für  den  Scheffel  i  und 
eine  bedeutende  Steigerung  der  Viehzölle,  für 
Ochsen  z.  B.  auf  5  Thaler.  an  der  russischen 
tirenze  anfangs  6  Thaler  i.V.  v.  10.  April  1823 
für  die  östlichen  Provinzen,  Tarif  vom  VJ.  No- 
vember 1824,  mit  anfangs  niedrigeren  Sätzen 
für  die  westlichen  Provinzen,  die  aber  in  dem 
Tarife  vom  HO.  Oktober  1827  wegfielen).  Im 
übrigen  erfuhren  die  Zollsätze  in  den  zwanziger 
und  dreissiger  Jahren  zwar  einige  Erhöhungen 
oder  Erniedrigungen,  aber  doch  keine  durch- 
greifenden Abänderungen,  und  auch  die  Uebcr- 
tragnng  des  Tarifs  auf  den  mit  dem  Jahre  1834 
ins  Lebe»  tretenden  grossen  Zollverein  is.  d. 
Art.)  brachte  solche  nicht  mit  sich.  Eine  leb- 
hafte sehutzzöllncrische  Bewegung  trat  im  An- 
fange der  vierziger  Jahre  auf.  Die  Zölle  auf 
Seidenzwirn.  Papier,  Handschuhe,  gewisse  Woll- 
waren, Parfümeriewaren  u.  a.  wurden  schon 
durch  den  Vereinstarif  vom  18.  Oktober  1842 
erhöht,  und  184ö  und  1846  folgten  weitere  Er- 
höhungen, namentlich  für  Eisen.  Baumwollgarne, 
Leinengarn  und  Leinenwaren.  Oesterreich  er- 
hielt durch  deu  Handelsvertrag  von  18Ö3  für 
eine  grosse  Anzahl  von  Waren  besondere  er- 
mässigte  Zölle.  Im  übrigen  fanden,  abgesehen 
von  der  Herabsetzung  der  geringen  Getreide- 
zölle und  gewisser  Viehzölle  und  der  fast  voll- 
ständigen Beseitigung  der  Ausfuhrzölle,  keine 
erheblichen  Aendeningen  statt,  bis  dnreh  «Jen 
zwischen  Preussen  und  Frankreich  schon  1862 
vereinbarten  Handelsvertrag,  der  zu  dem  Vereins- 
zolltarife vom  1.  Mai  1866  führte,  eine  ent- 
schieden freihändlerische  Wendung  eingeleitet 
wurde.  Die  Tarife  vom  25.  Mai  1868,  vom  17. 
Mai  1870.  vom  7.  Juni  1873  bewegten  sich  alle 
in  der  gleichen  Richtung,  von  den  Schutzzöllen 
blieben  nur  noch  geringe  Reste,  und  man  durfte 
erwarten,  dass  das  Deutsche  Reich  bald  zu  dem 
reinen  Finanzzolltarifsystem  gelangen  werde, 
wie  es  in  Euglaud  besteht.  Die  langduuemde 
wirtschaftliche  Stockung  jedoch ,  die  auf  die 
Ueberproduktion  der  Jahre  1872  und  1873  folgte, 
gab  der  protektionistisehen  Strömung  wieder 
neue  Kraft.  Die  Meinung,  dass  die  ungünstige 
Lage  durch  die  Freihandelspolitik  verursacht 
sei,  war  zwar  unberechtigt,  da  es  sich  um  eiue 
durch  alle  Kulturländer  ganz  unabhängig  von 
den  Zollsystemen  verbreitete  Depression  han- 
delte, aber  sie  war  plausibel  und  der  Agitation 
sehr  förderlich.  Dazu  kam  nun  der  Wechsel  in 
der  Stellung  dor  Vertreter  der  Landwirtschaft, 
die  bis  dahin  der  Froihandelspartei  angehört 
und  namentlich  zu  der  Aufhebung  der  Eisen- 
zölle eifrig  mitgewirkt  hatten.    Die  allmählich 
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fühlbar  werdende  Konkurrenz  des  überseeischen 
Weizens  rief  jetzt  in  diesen  Kreisen  ein  seit 
den  30cr  Jahren  nicht  mehr  empfundenes  Schutz- 
bedürfnis hervor,  und  es  kam  daher  gleichsam 
von  selbst  eine  handelspolitische  Interessenge- 
meinschaft zwischen  Industrie  und  Landwirt- 
schaft zu  stände,  die  mächtig  genug  war,  um 
eine  grundsatzliche  Umgestaltung  des  Tarifs 
durchzusetzen.  Die  Idee  eines  Solidarschutz- 
systems tritt  schon  im  Keime  in  dem  Briefe  des 
Reichskanzler»  an  den  Bundesrat  vom  15.  De- 
zember 1878  auf.  Es  wird  die  Rückkehr  zur 
allgemeinen  Zollpflicht  empfohlen,  wie  sie  früher, 
abgesehen  von  den  ausdrücklich  für  zollfrei  er- 
klärten Waren,  bestanden  habe.  Zugleich  sollten 
die  Schutzzölle  in  massiger  Höhe  verallgemeinert 
werden,  denn  Schutzzölle  für  einzelne  Industrie- 
zweige, zumal  wenn  sie  über  die  finanziell 
zweckinftssigste  Höbe  hinausgingeu ,  wirkten 
wie  ein  Privilegium  und  begegueten  der  Ab- 
neigung der  nicht  geschützten  Krwerbszweige. 
Ks  handele  sich  also  darum,  innerhalb  der  durch 
das  finanzielle  Interesse  gezogenen  Schranken 
der  gesamten  inlandischen  Produktion  einen 
Vorzug  auf  dem  einheimischen  Markte  zu  ge- 
währen. Die  nicht  produzierende,  sondern  nur 
konsumierende  Minderheit  der  Bevölkerung  würde 
schliesslich  in  der  allgemeinen  Hebung  des 
Wohlstandes  auch  einen  Vorteil-  finden,  indem 
dadurch  namentlich  auch  eine  Erhöhung  der 
Gehälter  möglich  werde.  Uebrigens  würden 
die  Zölle  nicht  die  gefurch tetc  Preissteigerung 
hervorrufen,  das  Ausland  werde  wenigstens 
einen  Teil,  und  bei  Waren,  die  das  Inland  in 
einer  für  den  einheimischen  Verbrauch  aus- 
reichenden Menge  und  Beschaffenheit  erzeugen 
könne,  sogar  den  ganzen  Zoll  zu  tragen  haben. 
In  dieser  letzteren  Beziehung  sei  hier  nur  die 
Bemerkung  beigefügt,  dass  es  zweifelhaft  ist, 
ob  ein  Schutz  verlangender  Produktionszweig  i 
den  inländischen  Bedarf  nicht  nur  nach  Menge  ■ 
und  Beschaffenheit  des  Produktes,  sondern  auch  , 
zu  dem  Freihandelspreise  desselben  zu1 
deckeu  vermöge :  ist  letzteres  nicht  der  Fall.  < 
so  wird  der  inländische  Preis  jedenfalls  steigen  | 
(worauf  es  ja  den  Interessenten  stets  vor  allem  i 
ankommt)  und  der  vom  Auslande  zu  tragende 
Teil  des  Zolles  wird  um  diesen  Preisaufschlag  | 
der  Verzollungseinheit  vermindert.  Die  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  auch  hinsichtlich  der 
Preisstelhuig  wirklieb  gewachsenen  oder  über- 
legenen Produktionszweige  aber,  deren  Erzeug- 
nisse also  trotz  des  ihm  gewährten  Schutzzolles 
nicht  über  den  Freihandelspreis  steigen,  haben 
von  dem  Schutze  keinen  Vorteil,  da  ihnen  der 
innere  Markt  auch  schon  vorher  genügend  ge- 
sichert war  und  die  jedenfalls  nicht  bedeutende 
Vermehrung  des  inneren  Absatzes  durch  die 
Erschwerung  der  Ausfuhr  ausgeglichen  wird; 
die  Preissteigerung  der  wirksam  geschützten 
Erzengnisse  der  weniger  leistungsfähigen  Pro- 
duktionszweige aber  gereicht  jenen  zum  Nach- 
teil. —  Oetreidezölle  wurden  in  dem  Schreiben 
des  Reichskanzlers  noch  nicht  ausdrücklich  er- 
wähnt, aber  ohne  Zweifel  sollte  sich  die  vorge- 
schlagene allgemeine  Zollpflichtigkeit  auch  auf 
die  landwirtschaftlichen  Produkte  erstrecken. 
Der  neue  Zolltarif  vom  15.  Jnli  18711  ging  in 
der  Wiederherstellung  oder  Erhöhung  der  in- 
dustriellen Schutzzölle  viel  weiter,  als  nach 
jener  Kundgebung  des  Reichskanzlers  zu  ver- 


muten gewesen  wäre;  die  Getreide-  und  Viek- 
zßlle  dagegen  wiesen  nur  sehr  massige  Sätze 
auf.  Aber  dass  die  letzteren  überhaupt  wieder 
hergestellt  wurden,  war  für  die  landwirtschaft- 
lichen Interessen  ein  grosser  Sieg,  da  es  sich 
um  die  Aufhebung  eines  fast  zu  einem  Axiom 
gewordenen  Grundsatzes  handelte.  Man  ging 
offenbar  mit  grösseren  Bedenken  an  die  Ein- 
führung eines  Getreidezolles  von  1  Mark  für 
100  Kilo  als  wenige  Jahre  später  an  die  Ver- 
dreifachung und  Verfünffachung  desselben.  Er- 
höhungen industrieller  Schutzzölle  fanden  weiter 
statt  durch  das  G.  v.  1«.  Juni  1881  (für  gewisse 
Tuch-  und  Zengwarcn)  nnd  das  G.  v.  22.  Mai 
1885  ffür  Banmwoll-  und  Leinengarne,  Leinen- 
zeuge, Seiden-  nnd  Halbseidenwaren,  Kamm- 
garn, Seilerwaren.  Steinwaren,  Matten  u.  a.). 
Das  letztere  Gesetz  erhöhte  zugleich  die  Zölle 
auf  Getreide,  Vieh,  Schmalz.  Bau-  und  Nutz- 
holz und  audere  landwirtschaftliche  Erzeugnisse. 
Es  folgte  daun  noch  eine  letzte  Mehrbelastung 
von  Getreide  und  Mühlenfahrikatcn  durch  das 
G.  v.  22.  Dezember  1887.  Die  volle  Wirkung 
der  Getreidezölle  auf  die  Preise  trat  erst  infolge 
der  schlechten  Ernte  von  1891  und  des  russi- 
schen Ausfuhrverbotes  ein.  Zeitweise  betrug 
damals  die  Differenz  der  durchschnittlichen 
Weizenpreise  in  Deutschland  und  in  England 
sogar  noch  mehr  als  50  Mark  für  die  Tonne. 
Eine  Herabsetzung  des  Zolles  auf  3,f)0  Mark 
für  1U)  kg  fand  jedoch  erst  durch  die  am 
6.  Dezember  1891  mit  Oesterreich-Ungarn  und 
Italien  abgeschlossenen  (am  1.  Februar  1892  in 
Kraft  getretenen)  Handelsverträge  statt,  die  sich 
dann  auch  auf  die  übrigen  meistbegünstigten 
Länder  ül>ertrug.  Die  genannten  Verträge 
waren  Mieder  eines  handelspolitischen  Systems, 
das  unter  der  l'apri  vischen  Verwaltung  zur 
Aufstellung  eines  Konventionstarifs  mit  zahl- 
reichen Ermässigungen  sowohl  der  industriellen 
wie  der  landwirtschaftlichen  Zölle  mit  ent- 
sprechenden Gegenleistungen  des  anderen  Teiles 
führte  und  sich  für  die  industriellen  Interessen 
unzweifelhaft  als  sehr  förderlich  erwiesen  hat.  Es 
gehören  hierher  zunächst  noch  der  Vertrag  vom 
t».  Dezember  1891  mit  Belgien,  der  Vertrag  vom 
10.  Dezember  1891  mit  der  Schweiz,  beide  eben- 
falls mit  (Jeltnug  vom  1.  Februar  1892,  der 
Vertrag  vom  21.  Oktober  181)3  mit  Rumänien, 
dem  provisorische  Vereinbarungen  schon  seit 
1892  vorangegangen  waren,  am  I.Januar  1894 
in  Kraft  getreten",  ferner  der  Vertrag  mit  Rnss- 
land,  der  erst  nach  einem  ernstlichen  Zollkriege 
am  10.  Februar  1894  zu  stände  kam.  Als  1892 
die  Ermässigung  der  Getreidezöllc  für  die  Ver- 
tragsstaaten, also  zunächst  mit  Ausschluss  Russ- 
lands, stattfand,  war  die  Ausfuhr  von  Roggen 
und  Weizen  aus  Russland  verboten,  und  eine 
(»egenmassregel  erfolgte  erst  am  1.  13.  Juni  1893 
durch  Auwendung  des  Maximaltarifs  auf  die 
deutschen  Waren,  nachdem  Unterhandlungen 
wegen  eines  Handelsvertrages  mit  Deutschland 
ohne  Erfolg  geblieben  wuren.  Deutschland  ant- 
wortete mit  Zollznschlägen  von  oO  Prozent  auf 
Grund  des  Gesetzes  von  1879  für  die  wich- 
tigsten russischen  Ausfuhrwaren,  worauf  Russ- 
laud  für  die  deutschen  Erzeugnisse  die  Sätze 
des  Maximaltarifs  um  ;"»0  Prozent  erhöhte.  Der 
deutschen  Industrie,  deren  Ausfuhr  nach  Rnss- 
land  trotz  der  hohen  Zölle  des  russischen 
Normaltarifs  sehr  bedeutend  war,  brachte  dieser 
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Konflikt  grossen  «Schaden,  olinc  das«  die  Land- 
wirtschaft von  dem  prohibitiven  Getreidesoll  von 
1,M  Mark  »'inen  entsprechenden  Vorteil  hatte. 
Denn  dcrrnssiseheWeizen.deni  der  dcutscheMarkt 
verschlossen  war,  ging  jetzt  einfach  nach  Eng- 
land und  drückte  indirekt  ebenso  auf  den  Preis 
wie  bei  der  Hinfuhr  nach  Deutschland,  der  rus- 
sische Roggen  aber  Hess  sich  bald  durch  ver- 
mehrte Einfuhr  zu  dein  Vertragszolle  aus  Ru- 
mänien, Ungarn  und  den  Vereinigten  Staaten  er- 
setzen. Der  Ahschlius  des  deutsch-russischen 
Jlandelsvertrages  lag  daher  im  allgemeinen  In- 
teresse der  Nation,  und  der  weitere  Rückgang  der 
Getreidepreise  in  den  Jahren  1S94  und  lKlJii  würde 
auch  ohne  diese  Massregel  in  gleicher  W  eise  er- 
fxlgt  sein,  zumal  durch  die  Aufhebung  des 
Identitätsnachweises  is.  den  Art.  oben  Bd.  IV 
S.  lHlöfl  i  bei  dein  Getreidetransit  die  Ein- 
wirkung des  Zolles  von  Ü.hO  Mark  auf  die  Preise 
der  früheren  des  U  Mark-Zolles  fast  gleich  ge- 
macht wurde.  Den  erwähnten  Verträgen  schloss 
sich  1893  noch  ein  Meistbegünstigungsvertrag 
mit  Serbien  an,  durch  den  auf  deutscher  Seite 
nur  einige  Zollsätze  auf  Getreide  und  landwirt- 
schaftliche Produkte  gebunden  wurden,  während 
für  Serbien  ein  vollständiger  Konventioustarif 
mit  Ermässigungen  der  Zölle  des  Geiiemltarifs 
von  1892  autgestellt  wurde.  Spanien  hatte  den 
Handelsvertrag  von  1M8*J  zum  1.  Februar  1K!>2 
•rckündigt,  und  es  wurde  zunächst  ein  Provi- 
sorium geschaffen,  während  dessen  man  zu  einer 
neuen  Vereinbarung  zu  gelangen  suchte.  Die 
Unterhandlungen  gelangten  am  8.  August  1893 
di]»lomatisch  zum  Altst  hluss.  und  der  neue  Ver- 
trag erhielt  auch  alsbald  die  Zustimmung  des 
Reichstags.  Dagegen  sties*  er  bei  der  schntz- 
zöllnerisi  hen  Partei  der  Tortes  auf  unüberwind- 
lichen Widerstand,  und  nach  längerem  Zuwarten 
setzte  das  Deutsche  Reich  endlich  am  lö.  Mai 
1*94  seinen  Genemitarif  gegen  Spanien  in  Kraft, 
womit  ein  für  beide  Länder  nachteiliger  Zoll- 
krieg eingeleitet  wurde.  Spanien  behandelte 
die  deutschen  Waren  nach  seinem  Maxiinaltarif. 
und  Deuts*  bland  erhob  H)  Prozent  Zuschlag  zu 
den  .Sätzen  des  (ieneraltarifs.  Erst  am  25.  Juli 
189»!  verständigte  man  sieh  wieder  dahin,  dass 
diese  Zuschläge  aufgehoben  wurden  und  Spanien 
auf  die  deutsche  Einfuhr  den  Minimaltarif  in 
Anwendung  brachte,  und  am  12.  Februar  1891) 
kam  ohne  förmlichen  Vertragsschlns«  eine  Ver- 
einbarung über  die  beiderseitige  Gewährung  der 
Meistbegünstigung  zu  Btande  Für  das  handels- 
politische Verhältnis  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  bleiben  die  Bestimmungen  des  Frank- 
furter Friedens  unabänderlich  in  Kraft,  l'eber 
die  deutsch-englischen  Beziehungen  s.  o.  Was 
die  Vereinigten  Staaten  betrifft,  so  gilt  theo- 
retisch der  1828  zwischen  ihnen  und  Preussen 
abgeschlossene  Meistbegünstigungsvertrag  auch 
noch  immer  für  das  Deutsche  Reich.  Die  Ameri- 
kaner legen  jedoch  die  Meistbegünstigung«- 
k lausei  auf  ihn;  eigene  Art  aus  und  wollen 
Tarifermässignngen,  die  ein  Staat  von  ihnen 
durch  Konzessionen  erlangt,  dritten,  wenn  auch 
meistbegünstigten  Staaten,  nur  gewähren,  wenn 
diese  ebenfalls  entsprechende  Zugeständnisse 
machen.  So  setzte  der  Präsident  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  Grund  der  ihm  im  Tarif 
von  189?  erteilten  Ermächtigung  die  Zolle  auf 
Branntwein,  uicht  monssierende  Weine,  Wein- 
stein und  Gemälde  für  Frankreich  herab,  das 


gewisse  Aequivalente  gewährte,  nicht  aber  zu- 
gleich für  Deutschland.  Erst  am  10.  Juni  190t) 
kam  ein  Abkommen  mit  der  Union  zu  staude, 
nach  dein  Deutschland  dieselben  Zugeständnisse 
erhielt,  während  es  seinerseits  ausdrücklich  an- 
erkannte, dass  von  den  amerikanischen  Waren 
keine  höheren  Zölle  erhoben  werden  sollen  als 
von  den  Produkten  Belgiens.  Italiens,  der 
Schweiz.  Oesterreich-Ungarns,  Rumäniens,  Ser- 
biens und  Russlands.  Zugleich  wurden  die 
Massregeln  gegen  die  Einfuhr  des  getrockneten 
amerikanischen  Obstes  wegen  der  San -Jose- 
S«  hildlaus  aufgehoben  Im  übrigen  fährt  Amerika 
fort.  Zollzuschläge  von  dem  Zucker  zu  erheben, 
der  ans  Ländern  stammt,  die  Ausfuhrprämien 
gewähren,  zu  denen  ausser  Deutsehland  auch 
Frankreich.  Belgien.  Oesterreich-Ungarn  nnd 
Russland  gehören.  Die  Zuschläge  sollen  die 
betreffenden  Prämien  gerade  ausgleichen,  doch 
bleibt  es  fraglich,  ob  diese  für  die  übrigen 
Länder  so  genau  festgestellt,  werden  können 
wie  die  ganz  offen  gewährten  deutschen  Aus- 
fuhrzuschussc.  Immerhin  kann  mau  nicht  sagen, 
dass  hier  eine  unzweifelhafte  und  absichtliche 
Verletzung  des  Princips  der  Meistbegünstigung 
vorliege,  vielmehr  wird,  wenn  die  Zollzus«  bläue 
wirklich  nur  die  verschiedenen  Ausfuhrprämien 
der  konkurrierenden  Länder  aufheben,  der  Wett- 
bewerb derselben  auf  dein  amerikanischen  Markt 
wieder  unter  gleiche  Bedingungen  gestellt.  — 
Von  den  übrigen  neueren  Handelsverträgen  sei 
hier  nur  noch  der  deutsch-japanische  vom  4. 
April  1H9».  erwähnt,  der  namentlich  deswegen 
wichtig  ist,  weil  er  die  Stellung  der  Fremden 
in  Japan  neu  regelt  uud  insbesondere  nach  seiner 
vollen  Ausführung  die  bis  dahiu  in  Japan  aus- 
geübte Gerichtsbarkeit  deutscher  Behörden  über 
Reichsaugehörige  aufliebt  und  diese  den  japani- 
schen Gerichten  überträgt.  Diese  Bestimmungen 
sind  nach  Vollendung  der  neuen  japanischen 
Gesetzbücher  am  17.  Juli  1899  in  Kraft  ge- 
treten. Die  Zölle  des  japanischen  Vertragstarifs 
sind  massig,  und  eine  Xachtragskotivention 
vom  2<>.  Dezember  1898  hat  die  ursprünglich 
angesetzten  Wertzölle  grösstenteils  in  speeifisehe 
Zölle  umgewandelt.  —  Zur  Verstärkung  der 
Kampfmittel  in  künftigen  Zollkriegen  erhöhte 
das  G.  v.  18.  Mai  1895  die  zulässigen  Zollzn- 
sehläge  von  50  auf  100  Prozent  und  gestattet 
zugleich,  auch  die  sonst  zollfreien  Waren  mit 
Kampfzölleu  bis  zu  20  Prozent  des  Wertes  zn 
belasten.  Unter  den  übrigen  handelspolitischen 
Massregeln  der  neueren  deutschen  Gesetzgebung 
ist  das  Gesetz  Uber  die  Schlachtvieh-  und 
Fleischbeschau  vom  3.  Juui  1900  hervorzuheben. 
Seiner  ursprünglichen  Anlage  nach  sollte  e« 
nnr  hygieinischen  Zwec  ken  dienen,  thatsächlich 
aber  hat  es  einen  protektionistischeu  Charakter 
erhalten,  namentlich  durch  das  unbedingte  Ver- 
bot der  Einfuhr  von  Büchsenfleisch,  Würsten 
und  gepökeltem  Fleisch  in  Stücken  von  weniger 
als  4  kg  Gewicht.  Dass  die  ausländischen,  ins- 
besondere die  amerikanischen  Fleischwaren  dieser 
Art  gesundheitsgefährlicher  seien  als  die  gleich- 
artigen deutschen  Erzeugnisse,  ist  in  keiner 
Weise  nachgewiesen ;  auch  wird  nach  Zeitungs- 
berichten noch  fortwährend  amerikanisches 
Büchsenfleisch  in  grossen  Mengen  im  Auslande 
für  die  Marine  gekauft.  Die  Fleischpreise  sind 
in  Deutschland  sehr  hoch,  und  eine  weitere 
künstliche  Steigerung  derselben  kann  nur  schli- 
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digend  auf  die  Volksernäbrnng  wirken,  [n 
Frankreich  ist  durch  diu  Vereinbarung  mit 
Amerika  vom  28.  Mai  1898  gerade  filr  Büchsen- 
fleisch und  für  verarbeitetes  und  zubereitetes 
Schweinefleisch  eine  Zollcrmässignng  gewährt 
worden.  —  Eigentliche  Ausfuhrprämien  giebt  es 
in  Deutschland  nur  für  Zucker  <s.  d.  Art.),  in- 
direkt in  geringem  Betrage  auch  noch  für 
Brauntwein  infolge  des  Fortbestehens  der  Maisch- 
hottichsteuer.  Bei  dem  Veredelungsverkehr 
(s.  d.  Art.)  wird  die  Identität  des  Materials  fest- 
gehalten :  nur  bei  Muhleufabrikaten  findet  dies 
nicht  statt,  und  es  können  daher  für  diese  durch 
zu  niedrige  Annahme  der  Ausbeute  versteckte 
Ausfuhrprämien  entstehen.  Die  bei  der  Ge- 
treideausfuhr bewilligten  Khifuhrscheiue  (s.  d. 
Art.  Identitätsnachweis  oben  Bd.  IV  S. 
1315)  haben  nur  Ihr  die  bei  der  Ausfuhr  (die 
sonst  überhaupt  nicht  möglich  wäre)  unmittel- 
bar beteiligten  Kreise,  nicht  aber  für  die  Land- 
wirtschaft im  ganzen  die  Bedeutung  einer  Aus- 
fuhrprämie Die  für  den  Ausfuhrhandel  sehr 
bequemen  gemischten  Transitlager  (von  deneu 
aus  die  Waren  auch  in  das  Inland  abgesetzt 
werden  können  i  werden  von  den  Vertretern  der 
Landwirtschaft  als  ihren  Interessen  schädlich 
bekämpft,  und  es  ist  denn  auch  durch  Bundes- 
ratsheschluss  eine  grosse  Anzahl  solcher  Lagerden 
landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  verschlossen 
worden.  Ebenso  wird  von  landwirtschaftlicher 
Seite  die  Aufhebung  der  Zollkredite  für  Ge- 
treide verlangt,  aber  konset|neuterweise  müssteu 
dann  anch  dieStcnerkredite  für  Zucker  uudBrannt- 
weiu  abgeschafft  werden.  —  In  betreff  der  Schutz- 
massregeln zu  Gunsten  der  .Schiffahrt  s.  den  Art. 
Schiffahrt  (Politik)  oben  Bd  VI  S.  539 ff. 

Was  die  weitere  Entwiekelung  in  der 
nächsten  Zukunft  betrifft,  so  scheint  es  gewiss, 
dass  die  am  Hl.  Dezember  19U3  ablaufenden 
Handelsverträge  nicht  einfach  erneuert  oder 
Htill-ichweigend  verlängert  werden  sollen,  son- 
dern dass  man  sich  von  deutscher  Seite  be- 
mühen wird,  eine  Erhöhung  der  landwirtschaft- 
lichen Zölle  durchzusetzen.  Ob  dann  aber  z.  B. 
von  Knssland  und  Oesterreich-Ungarn  die  bis- 
herigen Zollsätze  filr  die  deutschen  Iudustrie- 
erzeugnisse  und  überhaupt  neue  Tarifverträge 
zu  erlangen  sein  werden,  ist  eine  Frage,  die  in 
den  handelspolitischen  Tagesdebatteu  nicht  ge- 
nügend ins  Auge  gefasst  wird.  Die  Vor- 
bereitungen zur  Aufstellung  eines  neuen  General- 
tarifs,  der  als  Ausgangspunkt  für  die  Verhand- 
lungen dienen  soll,  sind  in  vollem  Gange,  da- 
gegen ist  es  noch  streitig,  ob  nach  französischem 
Vorbild  auch  ein  Minimaltarif  als  untere  Grenze 
für  die  Zugeständnisse  bei  Vertragsabschlüssen 
gesetzlich  festzulegen  sei.  Frankreich  wollte 
durch  die  Einführung  seines  Miuimaltarifs  die 
Bindung  seiuer  Zölle  durch  Handelsverträge 
überhaupt  beseitigen.  Thatsäehlich  hat  es  je- 
doch bei  den  wichtigeren  späteren  Handels- 
konventionen, namentlich  den  mit  Russland,  der 
Schweiz,  Italien  und  den  Vereinigten  Staaten 
vereinbarten,  Ermässigungen  gewisser  Sätze  des 
ursprünglichen  Minimaltarifs  gewährt,  die  dann 
immer  dnreh  ein  besonderes  Gesetz  in  diesen 
Tarif  aufgenommen  werden  mussten  Diese  in 
den  Konventionen  ausdrücklich  aufgeführten 
Zölle  sind  jedenfalls  als  gebunden  anzusehen. 
Aber  auch  die  übrigen  Sätze  des  Minimaltarifs 
können  schwerlich  einseitig  von  Frankreich  er- 


höht werden,  wenn  der  audere  Teil  besondere 
Zugeständnisse  gemacht  hat,  um  für  seiue  Pro- 
dukte den  Minimaltarif  in  der  Fassung  zur  Zeit 
I  des  Vertragsschlusses  zu  erlaugen ;   denn  es 
I  würde  dann  wahrscheinlich  die  Kündigung  der 
Konvention   erfolgen .   die  jederzeit  mit  eiu- 
]  jähriger  Frist  möglich  ist.    Praktisch  hat  der 
i  Minimaltarif  immerhin  die  Wirknng,  dass  er  die 
,  Bewegungsfreiheit  der  Unterhändler  beschränkt 
I  und   das   Zustandekommen    von  Tarifverein- 
I  barungen  überhaupt  erschwert.  Namentlich  wäre 
dies  im  Falle  des  Deutschen  Boichs  zu  erwarten; 
denn  wenn  die  gesetzgebenden  Faktoren  un- 
mittelbar vor  dem  Beginn  der  Verhandlungen 
ausdrücklich  festgestellt  hätten,  dass  unter  be- 
stimmte Grenzeu  nicht  hinabgegangen  werden 
i  solle,  so  wäre  ein  nachträgliches  Aufgeben  dieser 
I  Grundlage  als  ausgeschlossen   zu  betrachten, 
!  auch  auf  die  Gefahr  hin,  dass  die  l'nterhand- 
|  lungen  gänzlich  scheiterten.   -  Bei  den  enormen 
|  Schwierigkeiten,  die  durch  die  Interessengegen- 
sätze der  Verständigung  über  einfache  Handels- 
verträge entgegengestellt   werden,  kann  man 
dem  vielfach  erörterten  Plane  über  eine  mittel- 
l  europäische   oder   noch  weitergehende  Zoll- 
einigung keine  Aussicht  auf  Verwirklichung 
zuerkennen.    Der  Gedanke  hat  ja  etwas  Be- 
i  stechendes,  den  drei  grossen  „Weltreichen*  ein 
!  wenigstens  haudelspolititch  einheitliches  euro- 
i  päisches  Gebiet  gegenüberzustellen,  da»  jenem, 
I  wenn  auch  nicht  in  der  Ausdehnung,  so  doch 
j  in  der  Bevölkerung  zu  vergleichen  wäre  und 
I  jedenfalls  in  weit  höherem  Grade  sich  selbst 
I  genügen  könnte  als  jeder  der  beteiligten  Einzel- 
staaten.   Aber  jeder  Schritt  zur  Ausführung 
einer  solchen  Idee  würde  auf  unüberwindliche 
Hindernisse  stossen.  Ain  nächsten  läge  der  Plan 
einer  Zolleinigung  Deutschlands  mit  Oesterreich- 
Ungarn,    die    zwei   der  bedeutendsten  öster- 
reichischen Staatsmänner  1850  in  ihr  Programm 
aufnahmen  und,  unterstützt  von  den  deutschen 
Mittelstaaten,  Prenssen  aufzuzwingen  suchten. 
Die  politischen  Ursachen,  die  damals  diese  Be- 
strebungen vereitelten,  sind  heute  nicht  mehr 
vorhanden,  die  wirtschaftlichen  Differenzpunkte 
aber  treten  jetzt  eher  noch  stärker  hervor.  Die 
österreichische  und  besonders  die  ungarische 
Landwirtschaft  ist  mit  dem  Projekt  sehr  ein- 
verstanden, und  die  deutsehe  Industrie  hat  auch 
nichts  dagegen  eiuzuwenden;  der  Widerstand 
kommt  von  sehen  der  deutscheu  agrarischen 
Partei  und  vor  allem  der  österreichisch-ungari- 
schen Industrie.   Im  übrigen  sei  anf  die  Arbeit 
von  Franck  ein  den  Schriften  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik verwiesen  (s.  Litteraturi. 

8.  Andere  Linder.  Aus  Rücksicht  auf 
den  Kaum  müssen  wir  uns  darauf  beschränken, 
für  die  wichtigsten  übrigen  Länder  nur  die 
Hauptwendepunkte  der  Zollpolitik  summarisch 
zusammenzustellen.  In  Oesterreich  wurden 
die  Grundlagen  eines  merkaiitilistisehen  Prohi- 
bitivsvstems  schon  unter  Leopold  I.  geschaffen. 
Die  V.  v.  16.  Jannar  1059,  die  „alle  fremden 
Waren,  besonders  diejenigen,  welche  mehr  zur 
überflüssigen  Pracht  als  zur  Notwendigkeit  ge- 
braucht werden",  von  der  Einfuhr  ausschlieft, 
bezieht  sich  auf  die  Notwendigkeit,  die  schäd- 
liche Ausfuhr  des  baren  Geldes  zu  verhindern. 
Das  Einfuhrverbot  gegen  französische  Waren 
wnrde  1674  und  1689  noch  spcciell  erneuert. 
Strenge  Durchführung  dieser  sehr  allgemein  ge- 
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lialtenen  Verbote  scheint  indes  nicht  bestanden 
zu  haben.  Systematischer  wurde  das  Prohibitiv- 
system erst  unter  Karl  VI.  ausgebildet,  dabei 
jedoch  auch  das  Interesse  des  Handels  berück- 
sichtigt, indem  man  die  Durchfuhr  gegen  einen 
ermässigten  Transitzoll  zuHess  Triest  und 
Finme  wurden  schon  1719  zu  Freihäfen  erklärt. 
Mit  dieser  Massregel  hing  auch  die  Gründung 
der  orientalischen  Kompagnie  in  demselben  Jahre 
zusammen.  .Sie  erhielt  durch  kaiserliches  Pri- 
vilegium das  ausschliessliche  Hecht  des  Handels 
nach  der  Türkei,  doch  konnte  jeder  In-  und 
Ausländer  sich  mit  einer  beliebig  grossen  An- 
zahl von  Einlagequoten  zu  lüUÖ  Gulden  bei 
ihr  beteiligen.  Sie  erhielt  auch  das  Recht, 
privilegierte  Fabriken  zu  errichten,  denen  auch 
Zollbegünstigungen  gewährt  wurden.  Das  ihr 
zutiiessende  Kapital  war  indes  gering,  die 
Wiener  Stadtbank  musste  aushelfen,  und  zur 
weiteren  Verstärkung  ihrer  Mittel  wurde  eine 
Ivotterie  mit  ihr  iu  Verbindung  gebracht.  Trotz 
alledem  geriet  sie  schon  seit  1728  in  Verfall, 
und  im  Anfange  der  Regierung  Maria  Theresias 
betrieb  sie  nur  noch  ihre  Wollen warenfabrik  in 
Linz,  reber  die  bald  wieder  eingegangene 
indische  Kompagnie  von  Ostende  (1723 -1727  t 
und  die  späteren  Versuche,  den  Handel  nach 
Asien  von  Triest  ans  durch  österreichische  Gesell- 
schaften zu  betreiben,  s.  den  Art.  rO 9 1  ind  isch  e 
Handelsgesellschaften"  (oben  Bd.  V,  S. 
10141.  Auch  unter  Maria  Theresia  wurde  das 
Schutzsystem  im  mcrkantilistischen  Sinne  auf- 
recht erhalten.  Die  einheimischen  Fabriken 
suchte  man  nach  Möglichkeit  zu  heben:  Mate- 
rialien nnd  Gerätschaften,  die  in  den  Krblanden 
nicht  zu  finden  waren,  konnten  für  sie  unter 
der  Bedingung  des  Nachweises  der  wirklichen 
Verwendung  zu  ermässigten  Zöllen  oder  auch 
gauz  zollfrei  eingeführt  werden.  Die  Fabrikate 
aber  wurden  hauptsächlich  durch  Einfuhrverbote, 
nicht  durch  Zolle  geschützt.  Die  Ausfuhr  von 
Rohstoffen  und  Metallen,  an  denen  das  Land 
Uebertluss  hatte,  war  frei,  und  für  die  Er- 
schliessung neuer  Ausfuhrwege  wurden  sogar 
Belohnungen  versprochen.  Für  andere  Roh- 
stoffe jedoch,  die  weniger  reichlich  vorhanden 
waren,  bestanden  Ausfuhrverbote.  Für  die  Aus- 
fuhr inländischer  Tücher  ans  den  Erblanden 
und  aus  Siebenbürgen  wurden  Prämien  ge- 
währt. Die  Durchfuhr  wurde  erleichtert,  den 
Grossbandelshäusem  Zollkredit  gewährt,  und  in 
den  Städten  mit  Hanptjahrniärkten  wurden 
Niederlagen  erbländischcr  Waren  errichtet  und 
fremden  Kaufleutcn  nur  hier  und  zwar  nur  im 
grossen  der  Handel  gestattet.  Die  meisten 
Einfuhrverbote  galten  auch  für  die  Länder  der 
ungarischen  Krone.  Im  Übrigen  bestand  kein 
einheitliches  Zollwesen,  sondern  die  meisten 
Krouländer  hatten  einen  besonderen  Tarif.  Einen 
wesentlichen  Fortschritt  bildete  daher  die  Zoll- 
ordnung und  der  Tarif  vom  15.  Juli  1775,  der 
olle  Eingnngszölle  erhöhte,  aber  alle  Zoll- 
erhebungen zwischen  den  deutsch  -  österreichi- 
schen Erbländern  aufhob.  Die  selbständig 
bleibenden  Zollgebiete  Tirol,  Mautua,  Mailand, 
Toskana  und  Ungarn  genossen,  wie  schon  früher, 
besondere  Begünstigungen.  Durch  das  Patent 
Josephs  II.  v.  27.  August  1784  wurden  die 
absoluten  Einfuhrverbote  durch  die  „Ausser- 
handelsetzung-*  ersetzt,  bei  welcher  man  gegen 
einen  hohen  Zoll  für  den  eigenen  Bedarf  "die 


I  betreffenden  Waren  einfuhren  durfte.  Diese 
1  Massregel  traf  zuerst  etwa  2UÜ  Warenarten 
|  und  wurde  1787  auf  eine  noch  grössere  Zahl 
1  ausgedehnt.  Für  viele  andere  \\  aren  wurden 
J  durch  den  Tarif  vom  2.  Januar  1788  die  Zölle 
|  erhöht  Die  beabsichtigte  Zolleinigung  mit 
j  Ungarn  konnte  nicht  durchgeführt  werden,  da- 
gegen wurde  Galizien  (1796)  mit  dem  deutaeh- 
erblflndischen  Zollgebiete  vereinigt.  In  den 
,  Jahren  1810  bis  1812  wurde  in  vier  nach  einander 
erseheinenden  Abteilungen  ein  neuer  Tarif  er- 
lassen, der  ganz  dem  Geiste  des  Koutineutal- 
systems  entsprach  und  das  Prohibitivsystem  auf 
seinen  Höhepunkt  brachte.  Nach  der  Neuge- 
staltung des  Staates  blieben  zunächst  bis  182*> 
noch  6  ZwUchenzolllinien  bestehen,  von  denen 
später  nur  noch  die  österreichisch-ungarische 
beibehalten  wurde.  Die  Tarif reform  wurde  durch 
eine  Reihe  von  r Partialtarifen"  für  einzelne 
Warengruppen  vorgenommen,  die  in  den  Jahren 
1817 — 23  erschienen  und  später  noch  verschiedene 
Ergänzungen  und  Abänderungen  erhielten.  Im 
ganzen  ergab  sich  eine  Ermässigung  der  Einfuhr- 
wie  auch  der  Ausfuhr-  und  Durchfuhrzölle  (die 
in  ziemlich  verwickelter  Weise  durch  einen  be- 
sonderen Tarif  von  1822  geregelt  waren  i;  doch 
blieb  der  prohibitive  Charakter  des  Systems 
ungeändert.  Der  Tarif  vom  27.  Dezember  18H8 
war  im  wesentlichen  nur  eine  Zusammenfassung 
der  bereits  geltenden  Bestimmungen.  Noch 
immer  blieben  70  Warenpositionen  ausser  Handel 
gesetzt.  Vorher  war  durch  die  Zollordunng 
von  1835  n.  a.  das  Niederlagewesen  verbessert 
nnd  die  Freiheit  des  inneren  Verkehrs  erweitert 
worden.  Im  Jahre  1851  wurde  endlich  auch 
die  Zolllinie  zwischen  Oesterreich  uud  Ungarn 
aufgehoben  und  der  Tarif  vom  8.  November 
jenes  Jahres  für  das  ganze  Reich  in  Kraft  ge- 
setzt. Derselbe  bildet  zugleich  den  U ebergang 
vom  Probibitiv-  zum  Schutzzollsysteme.  Die 
,Au*serhandelsetzungen*  wurden  aufgehoben 
und  nur  wenige  Einfuhrverbote  beibehalten. 
Die  Schutzzölle  gingen  im  ganzen  nicht  über 
2(1  Prozent  des  Wertes  hinaus,  die  Ausfuhrzölle 
waren  zum  Teil  nur  nominell  und  auch  die 
Durchfuhrzölle  niedrig  bemessen.  Durch  den 
Handelsvertrag  v.  1!)  Februar  1853  wurde  für 
die  Erzeugnisse  des  Zollvereins  ein  Ausnahme- 
tarif  mit  bedeutend  herabgesetzten  Zollsatzeu 
geschaffen.  Dies  wirkte  auch  auf  den  General- 
tarif zurück,  der  in  der  Fassung  vom  5.  Dezemlier 
1853  ebenfalls  manche  nicht  unerhebliche  Zoll- 
ermässignngeu  aufweist.  Einige  weitere  Herab- 
setzungen folgten  im  Jahre  1856,  eiue  wesent- 
liche Veränderung  des  bestehenden  Zustande* 
aber  trat  erst  mit  dem  dcutsch-österreichischeu 
Handelsvertrage  v.  11.  April  18*15  ein.  Da 
dieser  nicht  mehr  wie  der  Vertrag  von  1853 
eine  Vorbereitung  für  den  Eintritt  Oesterreichs 
in  den  Zollverein  bilden  sollte,  so  enthielt  der 
neue  Vertragstarif  eine  nicht  geringe  Anzahl 
von  Zollerhebungen,  während  indes  andererseits 
auch  viele  Sätze  beträchtlich  vermindert  wurden. 
Dieser  Tarif  wurde  der  Hauptsache  nach  mit 
einigen  weiteren  Ermässigungen  auch  in  dem 
Vertrage  Oesterreichs  mit  England.  Frankreich 
und  Italien  angenommen.  Einen  weiteren  Schritt 
in  freihändlerischer  Richtung  bezeichnete  end- 
lich der  deutsch-österreichische  Vertrag  vom  9. 
März  186H,  dessen  Vorteile  natürlich  auch  allen 
vertragsmässig  meistbegünstigten  Staaten  zu 


Digitized  by  Google 


Schutzsystem 


G53 


Kitte  kamen.  Abgesehen  ron  einigen  weiteren 
Ermässigungen  des  Vertragstarifs  dnrcb  die 
Nachtragskonvention  mit  England  vom  30.  De- 
zember 1809  trat  jetzt  ein  Hubestand  bis  znm 
Ablaufe  der  Verträge  ein.  Es  gelang  aber  der 
FreihandeLspolitik  in  Oesterreich-Ungarn  eben- 
sowenig wie  in  anderen  Landern,  durch  längere 
Wirksamkeit  die  widerstrebenden  industriellen 
Interessen  zu  gewinnen:  vielmehr  trat  auch 
hier  eine  Reaktion  ein.  die  in  dem  Tarife  vom 
27.  Juni  1878  zum  Ausdrucke  kam,  der  na- 
mentlich die  Zölle  auf  Garne,  Gewebe,  Leder 
und  Lederwaren,  Glas,  Kupfer,  Kurzwaren  be- 
trächtlich erhöhte,  während  man  zugleich  es 
aufgab,  Handelsverträge  mit  Festsetzung  eines 
Konventionstarifs  zu  schliefen.  Die  bald  da- 
rauf folgende  protektionUtische  Umgestaltung 
de«  deutschen  Tarifs  wurde  von  Oesterreich- 
Ungarn  mit  weiteren  Maasregeln  im  gleichen 
Sinue  durch  TarifrevUionen  vom  25.  Mai  1882 
nnd  21.  Mai  1887  beantwortet,  die  namentlich 
auch  die  Eisen-  nud  Maschinenzölle  erhöhten. 
Der  Tarif  von  1887  führte  auch  hohe  landwirt- 
schaftliche Zölle  ein,  obwohl  man  sich  von  diesen 
für  ein  noch  immer  Getreide  ausführendes  Land 
keine  nennenswerte  praktische  Wirkung  ver- 
sprechen konnte.  In  dem  alteren  Kouvcntions- 
tarife  war  Getreide  und  Mehl  zollfrei,  tind  nach 
dem  Generaltarif  betrug  der  Zoll  für  Weizen 
nur  35  Kreuzer  (70  Pfennig)  und  für  Mehl  80 
Kreuzer  für  100  Kilo.  Der  Tarif  von  1887  aber 
erhöhte  den  Weizen-  und  Koggenzoll  auf  1.50 
<»nlden,  den  Mehlzoll  auf  3,75  Gulden  Gold:  der 
Zoll  auf  Ochsen  (im  Konventionstarife  4  Gulden) 
wurde  1882  auf  10  und  1887  auf  15  (tulden 
gebracht,  und  in  ähnlicher  Weise  stiegen  die 
Zölle  auf  sonstiges  Vieh,  Fleisch.  Käse  etc. 
Durch  den  mit  Deutschland  abgeschlossenen 
Handelsvertrag  vom  6.  Dezember  1891  erhielt 
Oesterreich-Ungarn  wieder  einen  umfassenden 
Konventionstarif  mit  zahlreichen  Zollerniässi- 
gniigen.  die  natnrgemäss  hauptsächlich  Iudus- 
trieerzengnisse  betreffen,  jedoch  auch  für  Vieh 
und  Fleisch  uicht  ganz  ausgeschlossen  blieben. 
Mit  Rumänien  führte  Oesterreich-Ungarn  längere 
Zeit  einen  Zollkrieg,  der  erst  durch  deu  Vertrag 
vom  21.  Dezember  1893  -  einen  einfachen 
Meistbegtlnstigungsvertrag,  dessen  Ratifikation 
sich  noch  sechs  Monate  verzögerte  seinem  Knde 
zugeführt  wurde.  Ein  neuer  Handelsvertrag 
mit  Serbien  trat  am  1.  Juli  1893  in  Kraft. 
Wichtiger  war  der  am  18.  Mai  1894  unterzeich- 
net«' Handelsvertrag  mit  Kussland,  durch  den 
Oestcrreich-Uugarn  seine  Zölle  für  russische 
Orealien  au  die  bestehenden  Sätze  band,  wäh- 
rend Russland  die  in  seinem  Vertrage  mit 
Dcnt-schland  festgesetzten  Zölle  auch  den 
österreichisch-ungarischen  Erzeugnissen  zuge- 
stand. 

In  Italien  folgte  die  Handelspolitik  in 
der  ersten  Lobeusperiöde  der  nationalen  Einheit 
der  Traditionen  Cavours,  der  schon  im  König- 
reich Sardinien  die  Anbahnung  eines  relativ 
freihäudlerischen  Svsteins  unternommen  und  im 
.lahre  1854  auch  schon  die  ursprünglich  sehr 
hohen  und  schon  1851  herabgesetzten  Getreide- 
zolle aufgehoben  hatte.  Der  sardinischc  Zoll- 
tarif vom  9.  Juli  wurde  sofort  auch  in  den 
annektierten  Gebieten  eingeführt  und  er  bildete 
auch  die  Grundlage  des  Tarifs  vom  27.  Juni 
1861.    Die  freihäudlerische  Tendenz  trat  noch 


mehr  hervor  in  dem  durch  den  Handelsvertrag 
mit  Frankreich  vom  17.  Januar  1863  verein- 
barten Konventionstarife ,  der  dnreh  weitere 
Meistbegünstigungsvertrage  auch  für  England, 
Deutachland  und  viele  andere  Staaten  Geltung 
erhielt.  Die  ZollerhUhnngen  durch  das  G.  v. 
28.  Juni  1866  hatten  einen  finanziellen  Zweck: 
u.  a.  wurden  jetzt  auch  wieder  Zölle  auf  Ge- 
j  treide  (75  Centimes  für  100  Kilo),  Ochsen  (lft 
Francs)  und  anderes  Vieh,  ferner  auch  eine 
Reihe  von  Ausfuhrzöllen,  namentlich  ein  hoher 
anf  Seide  eingeführt  Beim  Ablaufe  der  ersten 
Periode  der  Handelsverträge  erhob  sich  aber 
anch  in  Italien  eine  Reaktiou  gegen  den  Frei- 
handel, deren  erster  Erfolg  nach  einer  umfas- 
senden Enquete  in  dem  Tarif  vom  30.  Mai  1878 
bestand,  der  einerseits  den  finanziellen  Bedürf- 
nissen entsprach ,  andererseits  die  meisten 
Schutzzölle  vorläufig  noch  mässig  erhöhte. 
Dieser  Tarif  bildete  zugleich  die  Grundlage  für 
die  neuen  Handelsvertragsunterhandlungen.  Den 
Vertrag  mit  Frankreich  hatte  man  schon  1875 
gekündigt,  uud  nach  einem  mehrjährigen  Pro- 
visorium, 1878  sogar  von  einem  siebeninonat- 
lichen  vertragslosen  Zustande  unterbrochen,  kam 
am  3.  November  1881  ein  neuer  Handelsvertrag 
zu  stände  mit  nur  sechsjähriger  fester  Dauer, 
einem  bedeutend  verkürzten  Konventionstarife 
und  mehreren  erhöhten  Schutzzollsätzen  inner- 
halb desselben.  Auch  die  sich  anschliessenden 
Verträge  mit  anderen  Staaten  waren  nur  auf 
kurze  Dauer  berechnet  und  legten  nur  verhält- 
nismässig wenige  Zollsätze  fest.  Die  protek- 
tionistische  Umbildung  der  italienischen  Han- 
delspolitik schritt  mittlerweile  fort  und  fand 
einen  vorläufigen  Abschluss  in  dem  auf  Grund 
des  G.  v.  6.  Juli  1883  promulgierten  Tarife  vom 
9.  August  1883.  Zugleich  aber  wurde  eine 
neue  Enquete  veranstaltet,  in  der  namentlich 
auch  die  Frage  des  Agrarschutzes  in  deti 
'  Vordergrund  trat.  Das  schliesslich«  Resultat 
>  war  der  Tarif  vom  14.  Juli  1887 ,  nachdem 
■  schon  ein  G.  v.  21.  April  1887  die  Getreide- 
i  und  Mehlzölle  (erstere  von  1,40  auf  3  Lire. 
,  letztere  von  2.77  auf  5,50  Lire  für  100  Kiloi 
1  erhöht  hatte.  Weitere  Erhöhungen  folgten  1888, 
!  1894  und  1896,  so  dass  gegenwärtig  nach  einer 
I  vorübergehenden  Ermässigung  im  Jahre  1898 
|  der  Zoll  für  Weizen  nnd  Mais  7,50  Lire  und 
I  für  Mehl  12,h0  Lire  beträgt.  Auch  die  Vieh- 
uud  Holzzölle  sind  hoch  gesteigert.  In  seinem 
|  Handelsvertrage  mit  Deutschland  hat  Italien 
hinsichtlich  der  industriellen  Zölle  im  ganzen 
nur  massige  Zugeständnisse  gemacht,  doch  sind 
viele  Zollsätze  des  Generaltarifs  jetzt  vertrags- 
mäßig gebunden  und  dadurch  gegen  neue  Er- 
höhungen' geschützt.  Eine  Erneuerung  de* 
Handelsvertrages  mit  Frankreich  kam  nicht 
wieder  zu  stände;  vom  1.  März  1888  an  erhob 
Italien  von  den  französischen  Waren  noch  einen 
Zuschlag  von  50— 100  °/0  zu  den  Zollsätzen 
seines  General tarifs:  seit  1889  gab  es  seiner- 
seits diese  Kampfmassrcirel  wieder  auf,  während 
Frankreich,  das  auf  Grund  eines  G.  v.  26.  De- 
zember 1887  in  gleicher  Weise  vorgegangen 
war,  erst  später  so  weit  nachgab.  Eine  Verein- 
barung über  die  beiderseitige  Auwendung  des 
Miuiuialtarifs  mit  einzelnen  Ausnahmen  ist  erst 
1899  zu  stände  gekommen. 

In  Russlaud  begründete  Katharina  II. 
eine  verhältnismässig  liberale  Handelspolitik, 
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die  namentlich  in  dein  Tarife  von  1766.  der  nur 
wenige  Einfuhrverbote  enthielt,  zum  Ausdruck 
kam.  Unter  Paul  vollzog  sich  schon  1798  ein 
Umschwung  zum  Prohibitivsystem,  das  1810 
noch  mehr  ausbildet  wurde  und  auch  durch 
den  Tarif  vom  Hl.  März  181(i  vertreten  wurde. 
Eine  Milderung  brachte  der  Tarif  vom  20.  No- 
vember 1819,  aber  nur  auf  wenige  Jahre,  du 
schon  unter  dem  12.  März  1822  in  Russland 
ein  neuer  Tarif  erlassen  wurde,  in  dem  die 
Zahl  der  Einfuhrverbote  grösser  als  je,  wenn 
auch  andererseits  manche  zur  Förderung  der 
Industrie  dienende  Gegenstände,  wie  Jlaschinen 
und  Werkzeuge,  frei  zugelassen  wurden.  In 
den  dreissiger  Jahren  wnrde  eine  Anzahl  von 
Einfuhrverboten  aufgehoben,  die  Schutzzölle 
aber  desto  mehr  erhöht.  Der  Tarif  vom  28. 
November  1841  gewahrte  einige  Zollermässi- 
gungen, blieb  aber  durchaus  auf  dem  Boden  des 
Caueriuseheu  Systems.  Der  Ukas  vom  13.  Ok- 
tober 1850  hob  die  zolljjoli tische  Sonderstellung 
des  Königreichs  Polen  auf  und  führte  einen 
allgemeinen  Tarif  ein,  in  dem  hohe  Schutzzölle 
noch  mehr  an  die  Stelle  der  Einfuhrverbote 
traten.  Eine  Milderung  des  Prohibitivsystems 
findet  sich  erst  in  dem  Tarife  vom  28.  Mai  1857 
und  auch  der  Tarif  vom  5.  Juli  1868  gewährte 
noch  einige  Zugeständnisse  in  gleicher  Richtung. 
Bald  jedoch  trat  wieder  ein  Rückschlag  ein, 
der  eingeleitet  wurde  durch  die  am  12.  No- 
vember 1876  angeordnete  Erhebung  der  Zölle 
in  Gold  (vom  1.  Januar  1877  ab),  was  einer 
Zollerhöhnng'  von  etwa  30  %  gleichkam.  Im 
Jahre  1881  wurden  alle  Zölle  abermals  um  einen 
Zuschlag  von  10°,,,  erhöht,  eine  Massregel,  die, 
wie  auch  die  vorerwähnte,  in  erster  Linie  einen 
finanziellen  Charakter  hatte,  aber  zugleich  eine 
Verschärfung  der  bestehenden  Schutzzölle  bildete. 
Der  Tarif  vom  4.  Juni  1882  nahm  diese  Zu- 
schläge in  die  Zollsätze  auf  und  fügt«  noch 
verschiedene  Erhöhungen  hinzu.  In  den  nächsten 
Jahren  wurde  die  Revision  in  gleichem  Sinne 
fortgesetzt ,  so  dnreh  Reichsratsverfügungen 
vom  20.  Mai  1885  (hauptsächlich  Eisen,  MctjiU- 
waren  und  Maschinen  betreffend),  vom  22.  Mai 
desselben  Jahres  (Zitschlair  von  20°  „  zu  allen 
nicht  besonders  ausgenommenen  Zollsätzen), 
vom  7.  November  188V  (Zollerhebungen  für  Ge- 
würze, rohe  Baumwolle,  landwirtschaftliche 
Maschinen,  gewisse  Baumwnllwaren  und  Kurz- 
waren etc.).  Der  Ukas  vom  16.  August  1890 
nahm  das  Steigen  des  Rubelkurses,  wie  es 
früher  beim  Fallen  desselben  geschehen  war, 
als  Anlass  zu  einem  abermaligen  Aufschlag  von 
20%  auf  alle  Zölle.  Es  war  dies  die  tmiuittel- 
bare  Vorbereitung  zu  dem  Eriass  eines  neuen 
zusammenfassenden  Tarifs,  der  am  11.  Juni  1891 
erschien  und  vorläufig  wohl  einen  Kuhepunkt 
in  dem  Kevisionswerke  bezeichnet.  Er  hat  wie 
seine  Vorgänger  die  Eigentümlichkeit,  dass  der 
finanzielle  und  der  protekt ionist ische  Zweck 
ohne  die  im  westlichen  Schutzsystem  üblichen 
Rücksichten  vereinigt  sind.  Viele  der  wich- 
tigsten Rohstoffe  (z.  B.  rohe  Baumwolle  —  das 
Pud  mit  1.20  Rubel  bei  der  Einfuhr  znr  See. 
mit  1.H5  Bubel  zu  Lande  Wolle.  Seide.  Jute. 
Kali-  und  Chilisalpeter,  Schwefel.  Erze  und  na- 
mentlich auch  8  t  e  i  n  k  o  h  I  e  ii  i  werden  besteuert, 
ohne  duss  eine  Vergütung  bei  der  Ausfuhr  der 
Fabrikate  gewährt  wird.  Ks  liegt  dabei  wohl 
die  Annahme  zu  Grunde,  da«s  die  betreffenden 


russischen  Industriezweige  überhaupt  nur  für 
den  inneren  Markt  arbeiten  und  auf  eine 
nennenswerte  Ausfuhr  ihrer  Fabrikate  gar  nicht 
rechnen  können.  Ausfuhrprämien  spielen  nur 
bei  Zucker  und  Spiritus  eine  Rolle.  Zölle 
auf  Getreide,  Vieh,  rohes  Holz,  Flachs  kommen 
in  dem  Tarife  nicht  vor:  einige,  wie  die  auf 
rohe  Wolle,  rohe  Häute,  Fette,  Käse  etc.,  köuuen 
als  landwirtschaftliche  Schutzzölle  betrachtet 
werden,  im  ganzen  aber  ist  der  Tarif  der  Land- 
wirtschaft nichts  weniger  als  günstig,  da  er  «lie 
j  wichtigsten  mineralischen  Dttngstoffe.  alles  Eisen 
j  und  namentlich  die  landwirtschaftlichen  Ma- 
;  schineu  schwor  belastet.  Durch  den  Konven- 
tionstarif.  der  hauptsächlich  auf  der  Vereinba- 
rung mit  Frankreich  vom  17.  Juui  1893  und 
dem  deutsch-russischen  Vertrag  von  1894  be- 
ruht, sind  diese  wie  auch  andere  Indnstrie- 
Schutzzölle  nicht  unerheblich  ermässigt  wordeu. 

Belgien  hat  nur  massige  Schutzzölle. 
Weizen  und  Roggen  sind  zollfrei.  Mehl  aus 
diesen  Cerenlien  hat  nur  2  Francs  für  100  Kilo 
zu  entrichten.  Die  Viehzölle  sind  ebenfalls 
niedrig,  die  Zölle  auf  Fleisch  uud  Butter  da- 
gegen ziemlich  hoch.  Die  Niederlande  haben 
einen  Tarif  von  überwiegend  freihändlerischem 
Charakter.  Die  Zölle  auf  Fabrikate  betragen 
meistens  nur  6%  des  Wertes,  Getreide,  Meld 
und  Vieh  sind  zollfrei,  nur  Fleisch  Ist  ziemlich, 
Büchsenfleisch  sogar  sehr  hoch  lielastet. 

Der  erste  allgemeine  Zolltarif  der  Ver- 
leinigten Staaten  vom  4.  Juli  1789  verfolgt 
'  hauptsächlich   nur   einen  finanziellen  Zweck, 
i  wenn  er  auch  das  Princip  des  Schutzes  für  die 
einheimische  Industrie   ausdrücklich  aufstellt. 
Nur  verhältnismässig  wenige  Artikel  waren 
,  aufgezählt  und  mit  besonderen  Zollsätzen  belegt, 
die  durchschnittlich  uur  8'lt  Prozent  des  Wertes 
!  betragen,  für  die  übrigen  war  einfach  ein  all- 
1  gemeiner  Wertzoll  von  5  Prozent  augcsetxt. 
Bis  zum  Juli  1813  wurden  nicht  weniger  als 
24  weitere.  Zoütarifgesetze  erlassen ,  die  eben- 
falls durchweg  riskulischeu  Charakters  waren, 
wenn  sie  auch  eiuzelue  Zölle  auf  Industries 
erzeugnisse  erhöhten.    Den  Sieg  der  Schutz- 
zollpolitik bezeichnete  erst  der  Tarif  vom  20. 
Märe  1816,  der  eine  grosse  Anzahl  von  Fabri- 
katen   l  Leinen-,   Woll-   und  Bunmwollwaren, 
Metall  waren,  Porzellan,  Glas  etc.)  mit  25  Prozent, 
andere  (wie  I^derwaren,  Papier,  fertige  Kleider 
etc.)  mit  30  Prozent  des  Wertes  besteuerte  und 
l  ausserdem  noch  eine  grosse  Anzahl  speeifiseher 
Zölle  aufstellte.    Daran  schloss  sich  im  Jahre 
1817  auch  eine  Schiffahrtsschittzgesetzgchuug, 
die  der  euglischeu  mit  gleichen  Waffen  ent- 
gegentrat:   fremde    Waren    sollten    nur  auf 
Schiffen    der    Vereinigten   Staaten   oder  auf 
:  Schiffen  des  Produktionslaudes  oder  des  Landes 
i  der  herkömmlichen  ersten  Einschiffung  «ange- 
führt werden  dürfen,  mit  Ausnahme  jedoch  zu 
Gunsten  der  Schiffe  solcher  Länder,  die  ihrer- 
seits keine  ähnlichen  Bestimmungen  aufrecht 
erhielten.    Der  Verkehr  englischer  Schiffe  zwi- 
schen den  Vereinigten  Staaten  und  den  eng- 
j  lischen  Kolonieen  wurde  in  demselben  Umfange 
'  verboten,  wie  es  die  englische  Gesetzgebung 
gegenüber  den   amerikanischen   Schiffen  that. 
Die  fremden  Schiffe  wurden  von  der  eigent- 
lichen Küvieiifrachtfabrt  zwischen  deu  araori- 
!  kultischen  Hüten  ausgeschlossen,  jedoch  blieb  es 
ihnen  gestattet,  ohne  Ladung  oder  mit  im  Aus- 
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laude  geladenen  Waren  von  einem  Hafen  zum 
anderen  zu  fuhren.  Die  Hchutzzölluerisehe  Be- 
wegung machte  in  den  nächsten  Jahren  rasche 
Fortschritte :  so  wurden  1818  die  Eisenzölle, 
1824  und  1825  die  Zölle  auf  Woll-  und  Baum- 
wollwaren  bedeutend  erhöht;  nm  h  weiter  aber 
ging  der  Tarif  vom  19.  und  24.  Mai  1828.  der 
auch  wichtige  Rohstoffe,  wie  Wolle,  Hanf, 
Flachs  und  Kohlen  Hell  wer  belastete  und  daher 
auch  schon  für  den  Agrarsehutz  Bedeutung 
hatte,  in  den  nächstfolgenden  Jahren  mußten 
die  Protektionisten  jedoch  manche  von  ihren 
Errungenschaften  wieder  aufgeben,  und  das  Ci. 
v.  3.  März  1833,  das  Ergebnis  eines  Kompro- 
misse», schrieb  eine  sehr  langsame,  in  zwei- 
jährigen Zeitabschnitten  fortschreitende  Ver- 
minderung der  Zölle  (die  meistens  45-50 
Prozent  des  Wertes  ausmachten)  bis  zu  20  Pro- 
zent des  Wertes  vor.  Ehe  diese  Reduktion 
aber  vollständig:  durchgeführt  war,  brachte  der 
Tarif  vom  30.  August  1842  wieder  einen  neuen 
Rückschlag  im  hocbschntzzöllnerischen  Sinne. 
Nachdem  dann  aber  im  Jahre  1844  die  demo- 
kratische Partei  ans  Ruder  gekommen  war. 
wurde  das  Finauzzollprincip  wieder  in  den 
Vordergrund  gestellt,  was  indes  nicht  hinderte, 
das*  die  meisten  Fabrikate  noch  Schutzzölle 
von  26—30  Prozent  des  Wertes  behielten.  Noch 
mehr  machten  sich  die  freihändlerischen  Ten- 
denzen de.«  Südens  in  dem  Tarife  vom  3.  März 
1857  geltend,  dessen  Schutzzollsätze  nicht  über 
24  Prozent  des  Wertes  hinausgingen  und  durch- 
schnittlich nur  20  Prozent  betrugen.  Bald  aber 
verbreitete  sich .  besonders  infolge  der  Krisis 
von  1867t  unter  den  Vertretern  der  Industrie 
Unzufriedenheit,  und  es  kam  noch  vor 
dem  Ausbruche  des  Bürgerkrieges  der  soge- 
nannte Morrilltarif  vom  2.  März  1861  zu  stände, 
der  namentlich  die  Zolle  auf  Eisen  und  Wolle 
und  —  zur  Entschädigung  der  Fabrikanten  — 
auch  auf  Wollen  waren  erhöhte.  Zu  den  Zoll- 
erhöhungen während  des  Krieges  wirkte  das 
und  das  protektiouistische  Interesse 
Hie  wichtigsten  Tarifgesetze  dieser 
Periode  sind  vom  24.  Juli  1862  und  vom  30. 
Juni  1864.  Pas  letztere  hatte  namentlich  auch 
den  Zweck,  die  hoben  inneren  Steuern  durch 
entsprechende  Belastung  der  fremden  Waren 
auszugleichen.  Aber  auch  nach  dem  Kriege 
wurden  mehrere  Zölle  noch  weiter  empor- 
geschraubt,  so  1867  die  auf  Wolle  und  Wollcu- 
waren  und  1869  die  auf  Kupfererze  und  Kupfer. 
Das  Tarifgesetz  von  1870  setzte  viele  Finanz- 
zölle, ausser  diesen  aber  nur  den  Roheisen  zoll 
herab.  Erst  das  (i.  v.  6.  Juni  1872  enuässigte 
eine  grössere  Anzahl  von  Schutzzöllen  um  eiu 
Zehntel,  aber  schon  durch  das  <t.  v.  3.  Marz 
1875  wurde  diese  Reform  wieder  rückgängig 
gemacht.  Im  Jahre  1882  wurde  eine  Kom- 
mission zur  Untersuchung  der  Tariffrage  nieder- 
gesetzt, aber  das  Ergebnis  dieser  Vorbereitungen 
war  der  Tarif  vom  3.  März  1883,  der  zwar 
einige  Ermässigungen,  aber  mindestens  ebenso 
viele  Erhöhungen  von  Schutzzöllen  aufweist. 
Auch  in  der  Folgezeit  behaupteten  die  Pro- 
tektionisten ihre  Herrschaft  und  mit  dem  Mac 
Kinley-Tarife  vom  1.  Oktober  1890  errungen 
sie  einen  neuen  entscheidenden  Sieg.  Die 
Kinanzzölle  wurden  erniässigt  oder  ganz  auf- 
gehoben ,  die  Schutzzölle  für  einige  sicher- 
stellende Industriezweige,  wie  die  Eisenindustrie. 


erfuhren  ebenfalls  Verminderungen,  die  übrigen 
aber  wurden  erhöht,  sogar  noch  zum  Zwecke 
der  ..Erziehung  neuer  Industriecu1*,  wie  der 
Weissblechfabrikation.  Der  Mac  Kiiileysehen 
Tarifbill  war  eine  Zollverwaltungsbill  (vom  10. 
September  1890)  vorhergegangen,  die  sehr 
strenge  und  lästige  Vorschriften  über  die  Er- 
mittelung des  wirklichen  Wertes  der  Einfuhr- 
waren enthält  und  die  europäischen  Fabrikanten 
anfangs  kaum  weniger  beunruhigte  als  der  neue 
Tarif.  Bemerkenswert  war  in  diesem  auch  die 
Krhöhung  der  landwirtschaftlichen  Schutzzölle, 
die  sich  in  erster  Linie  gegen  die  Konkurrenz 
Canadas  richtete.  Namentlich  enthielt  er  auch 
hohe  Zölle  auf  Wolle  und  andere  Rohstoffe. 

Die  demokratische  Partei,  die  durch  die 
Wahl  t'levelands  wieder  ans  Ruder  kam,  nahm 
eine  Revision  des  Tarifs  in  Augriff  mit  der  Ab- 
sicht, die  Rohstoffzölle  zu  beseitigen  und  die 
übermässigen  Industrieschutzzölle  herabzusetzen. 
Infolge  des  Widerstandes  des  Senats  wurden 
diese  Zwecke  jedoch  in  dem  (Wilson-) Tarif  vom 
24.  August  1894  nur  unvollständig  erreicht. 
Indes  wurden  die  eigentlichen  Robstoffzölle, 
insbesondere  der  Wollzoll,  wirklich  aufgehoben 
und  die  meisten  industriellen  Zölle  erniässigt, 
wenn  diese  sich  auch  immer  noch  zwischen  25 
und  30  Prozeut  des  Wertes  bewegten  und  für 
die  wichtigsten  Waren  40  Prozent  betrugen. 
Für  die  meisten  Getreidearten  und  Mehl  war 
der  Zoll  auf  20  Prozent  gesetzt.  Wichtig  war 
die  Wiedereinführung  der  1890  abgeschafften 
Zuckerzölle,  nunmehr  in  Verbindung  mit  einem 
summarischen  Zuschlage  auf  den  durch  Aus- 
fuhrprämien begünstigten  Zucker  (s.  o.).  Nach 
dem  abermaligen  Wechsel  der  herrschenden 
Partei  beeilte  sich  der  Präsident  Mac.  Kinley. 
seine  Versprechungen  einzulösen,  und  es  trat 
schon  am  24.  Juni  1897  der  (Dingley-j  Tarif  als 
eine  teilweise  verschärfte  Auflage  des  Tarifs 
von  1890  in  Kraft.  Wolle  der  ersten  und 
zweiten  Klasse  wird  mit  11  oder  12  Cents  das 
Pfund  besteuert  und  den  Fabrikanten  dafür 
durch  bedeutend  erhöhte  Zölle  auf  Wollen  waren 
Entschädigung  geleistet,  Beibehalten  sind  je- 
doch die  Z<illenniissii.rnii»en  des  Wilsontarif.«  für 
Roheisen,  Stabeisen  und  Stahl.  Die  Zuckerzölle 
sind  neu  geregelt  mit  Beibehaltung  von  Zu- 
schlägen, welche  die  Ausfuhrprämien  der  ver- 
schiedenen Länder  gerade  ausgleichen  sollen. 

|  Von  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Zoll- 
gesetzes, die  meistens  nur  bereits  geltende  Vor- 
schriften wiederholen,  seien  hier  die  folgende» 

I  angeführt.  Alle  Waren,  die  nicht  auf  Schiffen 
der  Vereinigten  Staaten  eingeführt  werden, 
unterliegen  einem  Zuschlag  von  10  Prozent  des 

'  tarifmässigen  Zolls,  wenn  diese  Schiffe  nicht 

j  vertragsmäßig  oder  durch  Kougressakt  denen 
der  Vereinigten  Staaten  gleichgestellt  sind. 
Keine  Ware  darf  auf  anderen  Schiffen  ein- 
geführt werden  als  solchen  der  Vereinigten 
Staaten  oder  des  Produktionslandes  oder  des 
herkömmlichen  Ausfuhrlandes;  jedoch  wird  diese 
Bestimmung  nicht  auf  Länder  angewandt,  die 
nicht  den  \  ereinigten  Staaten  gegenüber  ähn- 
liche Beschränkungen  aufrecht  erhalten.  Die 
eigentliche  Küstenschiffahrt  ist  den  Schiffen  der 
Vereinigten  Staaten  vorbehalten,  wie  dies  in 
eil. ein  0.  v.  27.  Februar  1898  näher  bestimmt 
ist  Die  Einfuhr  von  Rindvieh  ist  grundsätzlich 
verboten.  Der  Schatzsekretär  kann  jedoch  dieses 
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Verbot  für  bestimmte  Länder  oder  Landesteile 
suspendieren,  wenn  keine  Gefahr  der  Ein- 
schleppung  von  Seuchen  vorhanden  ist.  Nach 
dem  G.  v.  JW.  August  181K)  über  die  hygieinische 
Regelung  des  Handeln  kann  der  Präsident  über- 
haupt beliebige  Erzeugnisse  solcher  Staaten, 
die  «einer  Ansicht  nach  Produkte  der  Vereinigten 
Staaten,  z.  B.  Vieh  oder  Fleisch,  mit  unbilliger 
Differenzierung  behandeln,  gänzlich  von  der 
Einfuhr  ansschliessen.  Die  Einfuhr  von  Waren, 
die  ganz  oder  teilweise  durch  Gefängnisarbeit 
hergestellt  sind,  ist  verboten.  Schiff baumate- 
rialien  können  unter  Kontrolle  frei  eingeführt 
werden,  wenn  sie  zum  Bau  vou  Schiffen  für 
Ausländer  oder  solcher  für  den  auswärtigen 
Handel  mit  Einschlug  des  Verkehrs  zwischen 
den  atlantischen  und  paeifisehen  Häfen  der 
Union  bestimmt  sind.  Auch  in  einigen  anderen 
Fällen  wird  Veredelungsverkehr  zugelassen.  Aus- 
fuhrwaren, die  aus  nachweislich  verzolltem 
Material  hergestellt  sind,  erhalten  Zollersatz 
mit  Abzug  von  1  Prozent :  ebenso  wird  den 
mit  einer  inneren  Verbrauchssteuer  belasteten 
Waren  bei  der  Ausfuhr  Stcnerersatz  gewährt. 
Der  Versuch  einer  wirtschaftlichen  Einigung 
der  amerikanischen  Staaten,  der  auf  einer  inter- 
nationalen amerikanischen  Konferenz  i  zusammen- 
getreten in  Washington  am  20.  Oktober  1881» 
gemacht  wurde,  hat  geringen  Erfolg  gehabt. 
Immerhin  trug  er  mit  dazu  bei.  dass  die  Zölle 
auf  Zucker,  Kaffee  und  Häute  aufgehoben  wurden, 
jedoch  mit  der  Drohung  der  Wiederherstellung 
derselben  gegen  solche  Staaten,  die  der  Union 
keine  angemessenen  Gegenleistungen  bfiten. ' 
Dadurch  ist  namentlich  zwischen  den  Vereinigten  I 
Staaten  und  Brasilien  ein  für  die  ersteren  sehr 
günstiger  Reciprocitätsvcrtrag  veranlasst  worden.  | 
Ueltorbliekt  man  die  neuere  Entwicklung 
■der  Handelspolitik  im  ganzen,  so  muss  es  auf- 1 
fallen,  dass  das  Froihandolssystcm  sich,  mit 
Ausnahme  von  England,  nirgend  wo  seilet  nach 
mehrjährigen  Versuchen  ei  ngebfirgert  hat,dass 
vielmehr  die  protektionistisehen  Interessen 
immer  wieder  mit  erneuter  Kraft  hervorge- 
treten und  wieder  zum  Siege  gelangt  sind. 
Das  beweist  unzweifelhaft,  dass  die  über- 
wiegende Mehrheit  der  Kapital  oder  Hoden 
besitzenden  Unternehmer  in  diesen  \Im- 
tlorn  im  Schutzsysteme  grössere  Vorteile 
findet  als  im  Freihandel.  Denn  es  kann 
nicht  angenommen  werden,  dass  diese 
Klassen  zwei  Jahrhunderte  hindurch  ihr 
eigenes  praktisches  Interesse  verkannt  haben 
sollten.  Das  Interesse  des  Handelskapitals 
allerdings  geht  nach  der  entgegengesetzten 
Richtung,  aber  der  Handel  hat  el>en  mir  in 
England  eine  so  hoho  Machtstellung,  dass 
er  einen  wesentlichen  Anteil  bei  der  Ent- 
scheidung hat,  und  auch  dieses  würde  nicht 
der  Fall  sein,  wenn  nicht  die  wichtigsten 
Industriezweige  Englands  vermöge  ihrer  na- 
türlichen und  geschichtlichen  Ucberlegenheit  | 
zu  einer  enormen  Ausdehnung  ihrer  Aus- 1 
fuhr  imstande  gewesen  wären.  Die  weitere 
Frage,  wie  sich  die  Masse  der  nichtlte- 
sitzenden  Bevölkerung,  die  Albeiterklasse, 
bei  dem  einen  oder  anderen  Systeme  he-. 


finde,  ist  die  vom  sozialpolitischen  Stand- 
punkte eigentlich  entscheidende,  aber  durch 
die  Notwendigkeit  der  gleichzeitigen  Be- 
rücksichtigung sehr  vielfacher  Faktoren  und 
der  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Staaten  so  verwickelt,  dass  auf  ihre  nähere 
Untersuchung  hier  nicht  eingegangen  wer- 
den kann.  Es  sei  nur  darauf  hingewiesen, 
dass  von  den  Ausgaben  einer  Arbeiterfamilie 
tiO — G."i  Prozent  auf  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittel, etwa  20  Prozent  auf  Wohnung, 
Heizung  und  andere  nicht  durch  Schutzzölle 
heeinflusste  Posten  kommen,  dagegen  nur  IT. 
bis  D»  Prozent  auf  die  Kleidung,  die  durch 
industrielle  Schutzzölle  verteuert  worden 
kann.  Es  ist  daher  erklärlich,  dass  die  Ar- 
beiter die  Industriezölle  vielfach  anders  be- 
urteilen als  die  Agrarzfille,  die  für  sie  mit 
den  inneren  Verzehrungssteuern  in  gleicher 
Linie  stehen. 

Lltteratur:  In  der  ran  dem  Verein  für  .Sozial- 
politik herausgegebenen ,  schon  bei  dem  Artikel 
ii  Handel» politik«  angeführten  Sammlung  von 
Monagmphieen  ist  seitdem  all  4-  Band  er- 
schienen :  Fuchs,  Die  HandclsptdUik  England* 
und  seiner  Kolonieen  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
IS93.  ~  .1/*  erster  Hund  einer  neuen  Serie : 
Beitrüge  zur  neunten  Handelspiditik  IteuUch- 
Utnds  r&n  Fink,  Conrad,  Franctce,  Ballod, 
1UOO;  zweiter  Hand:  Beiträge  r»n  Dade,  tfe- 
trlnn.  Itathyen,  Ballod  I9<H.  S.  ferner  : 
Schmoller,  Studien  Uber  die  wirtschaftlich'- 
Politik  Friedrich«  d.  tri:,  Jahrb.  f.  de».  «. 
Vene.  ISSf,  S.  I  .ff.  —  Dernellu-,  D>is 
preussische  Handel*-  und  Zollgesetz  eom  ?6.  Hai 
ISIS  (h'ekU/raturedrj,  Herlin  IHM'.  —  Schmol- 
ler and  lllntzc,  Die  preussuehr  Seiden- 
industrie im  1».  Jahrb.,  .1  Ilde.,  i.V.'».'.  — 
Zlmmerninnn,  Itlüte  und  Verfall  de«  leinen- 
gewerbes  in  Schlesien,  lSSö.  —  liernelbe,  Ge- 
schichte  der  prcussisch-diulsehcn  Handelspolitik, 
Oldenburg  und  Leipzig  1SU2.  —  Bamberger, 
Da*  Schreiben  des  Reichskanzlers  an  den  Bundes- 
rat etc.,  Berlin  IS7'J.  —  Sanne.  Der  Cnbdrti- 
klub  und  die  deutseke  Warenausfuhr,  Jahrb.  f. 
Xat.    t».    .SM/.    .V.  IV  (ISS.'J,'  S.    $t>'jjf.  - 

Tuch,  Schutzzoll  und  deutsche  Warenausfuhr. 
Jahrb.  f.  (ies.  u.  Vene,  MI,  .V.  i.%  f.  —  Schilffte, 
Zur  wissenschaftlichen  Orientierung  Uber  die 
neueste  Handelsjiolitik,  Zritschr.  f.  Staatsw., 
Jahrg.  lS'Ji,  Heft  1—4;  ]S!».t,  H.  I.  —  Hie 
Handelspolitik  des  Deutschen  Reiches  ran»  Frank- 
furter Frieden  bis  zur  Gegenwart,  Berlin  ISW.>. 
—  A.  IA»t,  Die  Interessen  der  deutschen  Land- 
wirtschaft im  deutsch-russischen  Handelsvertrag, 
Stuttgart  ]'.'<>•>.  —  II'.  Lötz,  Der  Schutz  der 
deutschen  Landwirtschaft  und  die  Aufgaben  der 
künftigen  Handclspolitiker ,  Berlin  100O.  — 
V.  Matlekavtt*,  Die  Zollpolitik  der  titterr.- 
ungarischen  Monarchie  nai  li*,%i)  bis  zur  Gegen- 
wart, Pest  1H7 7.  —  Ein  Zoll-  und  Handels- 
hiindnis  mit  I>etitschland.  Verhandlungen  der 
Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte ,  HV'-n 
V.im.  —  F.  M.  Mayer.  Die  Anfänge  des 
Handels  und  der  Industrie  in  Oesterreich,  Inns- 
bruck 1SS1.  —  Schmollet",  Di'  englische  Han- 
delspolitik des  17.  und  IS.  Jahrhunderts,  Jahrb. 
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/.  Ges.  u.  IVtip.  1S99,  H.  IV,  S.  lff.  —  Boume, 
Trade,  population  and  food,  London  1880.  — 
■Vir  R.  W.  Raicson,  Synopsis  of  the  Tariffs 
and  Trade  of  the  British  Empire,  Isindon  1888. 

—  Verleibe,  The  Trade  of  thr,  Britith  Empire 
from  1854  to  1888,  Ixtndon  1889.  —  Derselbe, 
Analysis  oj  maritime  Trade  of  the  i'nited 
Kingdom  1889j9l.  Wüh  referrnre  to  projtosals 
for  the  establishment  of  a  Zollverein,  1892.  — 
Dil  kr,  Problem*  of  GreaUr  Britain ,  4-  ed., 
1890.  —  Parkin,  Imperial  Federation,  the  pro- 
lUem  of  national  unity,  Ijondon  1892.  —  Arndt, 
Die  Handelsbeziehungen  Deutschland*  zu  Eng- 
land und  den  englischen  Kolonieen,  Berlin  1899. 

—  v.  Brandt,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
französischen  HandelsjMllitik  eon  Colltert  bis  zur 
Gei/en wart,  Leipzig  1890.  —  Rauswh,  Franzö- 
sische Handelspolitik  vom  Frankfurter  Frieden 
bis  zur  Tarifrrform  von  1882,  Leipzig  1900.  (In 
Schmoller*  Forschungen,  Bd.  XVII,  Heft  t.)  — 
Stringher,  La  politiea  dnganal«  negli  ultimi 
trent'  anui.  Giorn.  degli  economisti,  1889,  p. 
127 ff.  —  Stleda,  Russische  Zollpolitik,  Jahrb. 
für  Ges.  u.  Verv.,  188.1,  S.  9<>9.  —  Bayer- 
dörffer,  Der  Zolltarif  Russland*,  Jahrb.  f. 
Xat.  11.  Stat.  X.  F.  X  (1885),  S.  389 ff.  — 
Taututtg,  Protection  to  young  Industrie*  as 
applied  in  the  United  States,  Cambridge,  Mass., 
1882.  —  Fisk,  Die  handelspolitischen  und 
sonstigen  riUkerrechtUehen  Beziehungen  zwischen 
IteutschUind  und  dm  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Stuttgart  1897.  —  Borglu»,  Deutsch- 
land und  die  übrigen  Staaten,  Berlin  1899.  — 
Wernicke,  System  der  nationalen  Schutzpolitik 
nach  aussen,  Jena  1896.  —  van  der  Borght, 
Handel  und  Handelspolitik,  I*ipzig  1900.  — 
Batlnble,  The  Theoryof  international  Trade,  ton- 
don  IM).  —  v.  Powhinger,  Die  deutschen  Han- 
dels- und  Schiffahrtsiertrage,  Berlin  1893.  —  v. 
Aufnesm-Wleninger,  Die  Zölle  und  Steuern  so- 
wie  die  rertraqsmässüfen  auswärtigen  Handelsbe- 
ziehungen des  Deutschen  Reichs,  Ii.  Auß-,  fcipsig 
und  München  V.Hk).  —  Systematische  Zusammen- 
stellung der  Zolltarife  des  In-  und  Auslandes. 
Herausgegeben  vom  Reichsamt  des  Innern,  Berlin 
1898.  —  Special  t'onsulur  Rejx.rU.  Tariffs  oj 
Foreign  t  ounirics,  rol.  XVI,  Part.  1,  Europe, 
Wash.  Iß99.  —  Deutsches  Handelsarchit.  — 
Bulletin  de  Statittione  et  de  h'gislation  com- 
jHtree.  — ■  S.  auch  die  Litteraturangabrn  bei  den 
verwandten  Artikeln,  namentlich  Ei  nfu  hrr  e  r  - 
böte,  Einfuhrzölle ,  Handelspolitik, 
Sc  h  iffa  hrt. 


Schutzwälder.  Schutzwaldungen. 

s.  Forsten  sub  III,3ohen  Bd.lll.S.  1155 ff. 


Schutzzolle 

Schutzsystem  oben  1hl.  VI.  S.  GHSff. 


II  and  Wörterbuch  der  81 


Zweite 


y.  Schttz,  Karl  Wolfgang  Christoph, 

ward  geboren  1811  zn  Lauterberg  bei  Aalen 
und  trat  1835  alt«  Dozent  für  Staabswissensehaft 
in  den  Lehrkörper  der  Universität  Tübingen 
ein.  Im  Jahre  1KH7  zum  ausserordentlichen, 
1842  als  Nachfolger  List»  zum  ordentlichen 
Professor  befördert,  wirkte  Schüz  bis  Ende  April 
1875,  also  40  Jahre  lang,  an  derselben  Anstalt, 
widmete  sich  insbesondere  dem  Ausbau  und 
der  Verwaltung  der  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  und  starb  am  29.  IV.  1875.  Im  Jahre 
1865  war  ihm  vom  König  von  Württemberg  der 
Adel  verliehen  worden. 

Die  staatewisscuschaftlichen  Verdienste  rou 
Schüz'  sind  insbesondere  in  seiner  Forderung 
der  Grundeigentumstheorie  (s.  u.)  und 
in  der  Mitbegründung  der  historischen  Schule 
der  Nationalökonomie  zu  suchen.  Durch  die  iu 
Verbindung  mit  R.  v.  Mohl  von  ihm  1844  be- 
gründete rZeitschrift  für  die  gesamte 
.Staats Wissenschaft",  welche  bekanntlich 
als  die  „Tübinger  Zeitschrift"  sich  eines  wissen- 
schaftlichen Weltrufes  erfreut,  nahm  Schüz  Ge- 
legenheit, in  einer  Reihe  von  Abhaudiangen 
das  in  seinen  „Grundsätzen"  (s.  u.)  dargelegte 
nationalökonomische  System  weiter  auszubilden. 
In  diesen  Ausführungen  trat  er  der  Einseitig- 
keit der  Manchestertheorie  entgegen,  fasste  die 
Gewerbe-  und  Handelspolitik  mehr  vom  histo- 
risch-politischen Gesichtspunkte  auf,  trat  für 
eine  beschränkte  Teilbarkeit  des  privaten 
Grundbesitzes,  wie  für  eine  rationellere  Forst- 
wirtschaft ein  und  brachte  die  Armenpflege  mit 
in  den  Vordergrund  der  Öffentlichen  Beratung. 
Schüz  zeigte  sich  vielfach  als  Anhiluger  der 
Rauschen  Richtung.  -  Roscher  (.Syst.  11,  53) 
erachtet  die  Schüzschen  Erörterungen,  insbe- 
sondere diejenigen  über  die  Grundeigentums- 
frage für  sehr  umsichtig  und  vorurteilsfrei. 
Kautz  (II,  .S.  (>94)  bezeichnet  ihn  als  den  aus- 
gezeichneten und  gründlichen  Denker,  welcher 
sich  als  Anhänger  der  historischen  Richtung 
vornehmlich  insofern  um  die  Förderung  der 
Wissenschaft  verdient  gemacht,  als  er  auf  das 
ethische,  sittliche  Moment  in  der  Volks- 
wirtschaft zuerst  speciell  hingewiesen,  als  Auf- 
gabe der  Wissenschaft  die  Beachtung  auch  des 
Idealen,  des  Seinsollenden  und  Zukünf- 
tigen bezeichnet,  den  Gemeinsinn  im 
Gegensatze  zum  Eigennutz  als  das  leitende 
Frincip  der  Nationalökonomie  dargestellt  und 
die  geschichtliche  Methode  unter  Listschen 
Einflüssen  auf  die  Behandlung  besonders  der 
Frage  über  Handelspolitik  angewendet  hat.  — 
In  seiner  Stellung  zum  Bevölkerungswesen  war 
v.  Schüz  Anhänger  der  Malthusachen  Theorie. 

v.  Schüz  veröffentlichte  a)  au  selbstän- 
digen Staats  wissenschaftlichen 
Schriften:  lieber  deu  Einfluss  der  Verteilung 
des  Grundeigentums  auf  das  Volks-  uud  .Staats- 
leben, Stuttgart  und  Tübingen  1836  (die  er- 
weiterte Bearbeitung  eiuer  von  der  staatswirt- 
schaftlichen Fakultät  zu  Tübingen  ausgezeich- 
neten Preisschrift).  Ueber  die  Verteilung 
des  Grundeigentums  stellt  hier  Schüz  fol- 
gende Grundsätze  als  leiteud  auf:  1)  die  Ver- 
teilung des  Grundeigentums  soll  den  fortschrei- 
tenden Anbau  des  Bodens  begünstigen:  2}  sie 
soll  der  Vermehrung  einer  soliden  Bevölkerung, 
unter  der  sich  ein  möglichst  allgemeiner  Wohl- 
Auflage.  VI.  42 
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stand  verbreitet,  kein  Hindernis  in  den  Weg 
legen ;  3)  die  Verteilung  soll  so  beschaffen  sein, 
das*  sie  neben  der  möglich  grössten 
Freiheit  des  Einzelnen  die  Herrschaft  der 
Gesetze  des  Geineinlebens  nicht  hemmt,  sondern 
beide  so  mit  einander  ausgleicht  Freiheit 
nnd  Gesetz  -  -  wie  sie  für  eine  fortschreitende 
Entwickelune  der  Kultur  günstig  sind.  Nach 
diesen  Grundsätzen  gilt  ihhi  folgende  Gestalt 
der  Bodenverteilung  als  für  unsere  Zeit  wün- 
schenswert: 1)  öffentliches  dem  Gebrauch  jedes 
Staatsbürgers  gewidmetes  Eigentum :  Strassen, 
Kanäle  u.  dgl. :  2)  .Staatseigentum:  Waldungen, 
Domänen  (als  Musterwirtschaften) ;  3i  Eigentum 
der  Gemeinden  und  Korporationen,  namentlich 
für  Schulen  nnd  zur  temporären  Austeilung  an 
Arme;  4)  Privateigentum:  in  der  Regel  der 
freien  Disposition  des  Eigentümers  Uberlassen ; 
in  grössere  oder  mittlere  Güter  geteilt,  wo 
Boden  und  Absatz  wenig  Arbeifcwnlage  ge- 
statten; mehr  zerstückelt  in  der  Nähe  von 
Städten,  in  sehr  bevölkerten  und  fruchtbaren 
Gegenden.  Wo  aber  hei  freier  Disposition  die 
wünschenswerte  Grenze  der  Verteilung  über- 
schritten zu  werden  droht,  die  Bestimmung: 
dass  sich  eine  gewisse  Anzahl  von  Gutsbe- 
sitzern für  die  Unteilbarkeit  ihrer  Güter  zu  er- 
klären habe,  währeud  der  Rest  des  Bodens  dem 
ganz  freien  Verkehr  zu  überlassen  sei,  so  jedoch, 
dass,  wenn  eine  allzu  grosse  den  Ackerhau  hin- 
dernde Zersplitterung  der  einzelnen  Stücke  ein- 
reisten würde,  auch  die  weitere  Verteilung  ein- 
zelner Grundstücke  untersagt  wird.  —  Grund- 
sätze der  Nationalökonomie.  Nebst  einem  An- 
hange, die  Littcratur  enthaltend,  Tübingen 
1843.  (Behandelt  eingehend  die  Betriebsfor- 
men der  Gewerbe  u.  s.  w.) 

b)  in  Zeitschriften.  In  der  „Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaff' 1884,  I,  S.  132:  Das  sittliche  Moment 
in  der  Volkswirtschaft;  1844,  II,  S.  32»:  Das 
politische  Moment  in  der  Volkswirtschaft :  1844, 
IV,  S.  792:  Nekrolog  des  Professors  der  Land- 
end Forstwirtschaft  Dr.  Carl  Christian  Knaus; 
1845,  II,  S.  234:  Ueber  das  Priucip  der  Ord- 
nung in  der  Volkswirtschaft :  1846,  IV.  S.  706: 
Die  gegenwärtige  Universitätsdoktriu  in  Deutsch- 
land über  Handelsfreiheit  und  Schutzzölle.  Ar- 
tikel I;  1846,  II,  S.  305:  Artikel  II;  1847,  I, 
S.  41 :  Ueber  das  englische  Steuer-  und  Zoll- 
wesen; 1848,  I,  S.  25:  Teber  das  Verehclichungs- 
und  Uebersiedelnngsrecht  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Württemberg:  1850,  I,  S.  243:  Ueber 
das  Collcginm  illustre  zu  Tübingen,  oder  den 
staatswissenschaftlichen  Unterricht  in  Württem- 
berg, besonders  im  16.  und  17.  Jahrb.;  II.  S. 
143,  III,  S.  259:  Die  altwürttembergische  Ge- 
werbeverfassung in  den  letzten  drei  Jahrhun- 
derten; 1851,  II,  S.  350:  Ueber  die  sittlichen 
Ursachen  der  Armut  und  ihre  Heilmittel.  1852, 
IV,  S  (510:  Ueber  die  Konkurrenz  der  Privaten, 
der  Gemeinden  und  des  Staates  bei  der  Armen- 
versorgung; 1855,  II,  S.  171:  Ueber  die  Renten 
der  Grundeigentümer  und  den  angeblichen 
Konflikt  ihrer  Interessen  mit  denen  der  übrigen 
Volksklassen.  ■  In  Rau  s  Archiv  der  po- 
litischen O  e  k  o  n  o  in  i  e ,  IV,  Heidelberg  1840. 
S.  200:  Bemerkungen  über  die  Bildung  der 
Würftembergischen"  Hegiminal-  nnd  Finanzbe- 
amtew  und  über  die  staatswirtechaftliche  Fakul- 
tät zu  Tübingen. 


c)  Abhandlungen  im  Staatalexikon  von 
Rotteck  und  Wclckcr. 


Vgl.  über  v.  Schüz:  v.  Inama- Ster- 
negg in  der  Deutschen  Biographie,  Bd.  53.  S. 
151  ii.  152.  —  Augsbnrger  Allgemeine 
Zeitung,  Ausserordentliche  Beilage  vom  4. 
V.  1875.  —  Statistik  der  Universität  Tü- 
bingen, Stuttgart  1877;  S.  7,  95,  123.  — 
Roscher,  Gesch.  d.  Nat..  S.  471.  —  Der- 
selbe, Syst.  I,  §  11;  II,  53,  145.  -  Wer- 
ner Sombart  in  -Archiv  f.  Gesetzg.  u.  Nat., 
Bd.  XIV,  Berlin  1899,  S.  IG  ff.  -  Ludwig 
Elster  im  vorliegenden  Handbuch,  Bd.  II.  S". 
738.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalükouomik  (schreibt  stets  Schütz  anstatt 
Schüz),  1.  Wien  1858.  S,  4.  74,  114,  129,  157, 
10«,  171,  172,  177,  181,  212,  213,  115,  221»,  230. 
233,  235.  278,  279,  28«,  292,  301,  304,  318,  321, 
323,  327,  329,  334.  353,  358,415,439;  II,  Wien 
1800,  S.  251,  340.  386.  482,  485,  486,  014,  084. 
«87,  094,  095.  -  Karl  Walcker,  Handbuch 
der  Nationalökonomie,  II,  1883,  j*  6,  12;  V, 
1884,  §  58.  —  S.  Emele,  Der  Sozialismus. 
Rodbertns-Jagetzow,  da»  Manehestertum  und 
der  Staatssozialismus,  Sigraaringen  1885,  S.  74, 
75.  —  R.  Moser  in  Raus  Archiv  der  politi- 
schen Oekouomie,  IV,  Heidelberg  1840.  S,  209. 

—  E.  Baumstark  in  Raus  Archiv  der  poli- 
tischen Oekonomie,  N.  F.,  II.  Heidelberg  1844, 
S.  80-  85.  —  Pölitz-Bülau  in  ihren  Jahr- 
büchern 1838,  I,  S.  171  und  1844,  I,  S.  87  und 
88.  —  Maurice  Block,  l^es  Progres  de  la 
Science  Ecouomique  depuis  Adam  Smith,  Paris 
1890.  Bd.  I,  S.  63,  64;  Bd.  II,  S.  340,  344.  — 
K.  Klüpfel,  Geschichte  und  Beschreibung  der 
Universität  Tübingen,  Tübinjren  1849,  S.  468 
und  472.  —  Carl  Arnd,  Die  naturgemässe 
Volkswirtschaft,  Hanau  1845,  S.  243,  490— 193. 

—  Lette,  Aphorismen  Uber  Freiheit  der  Arbeit 
in  der  „Zeitschrift  des  Central  Vereins',  Leipzig 
1858,  I.  Heft.  S.  Gl  ff. 

Schmidt. 


Schwebende  Schuld 

s.  Schulden  obon  Bd.  VI.  S.'603ff. 


Scialoja,  Antonio, 

geh.  1817  zu  Procida  im  Neapolitanischen,  lehrte 
1840—  48  als  Professor  der  Nationalökonomie  au 
der  Universität  zu  Turin  und  war  im  Jahre 
1848  Deputierter  der  Provinz  Neapel.  Wegen 
Teilnahme  an  der  revolutionären  Bewegung  ver- 
bannt, bekleidete  er  zunächst  eiue  bescheidene 
Stelle  bei  der  Steuerverwaltung  in  Turin,  wurde 
1800  Generalsekretär  im  Finanzministerium, 
dann  Sektionschef  im  Rechnungshof,  vom  De- 
zember 1805  bis  Februar  1807  Finanzminister 
nnd  von  1872—1874  Unterrichtsminister.  1875 
wurde  er  nach  Aegypten  berufen,  um  die  Fiirnnz- 
verwaltnng  des  lindes  zu  regeln.  Er  starb  am 
14.  X.  1877  zu  Procida  bei  Neapel. 

Scialoja  ist  ein  Anhänger  des  Freiheits- 
prineipes  und  betrachtet  die  Nationalökonomie 
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als  das  Fundament  aller  sozialen  und  politischen 
Wissenschaften.  Ihn,  der  die  Anwendung  des 
Papiergeldes  verwirft,  zwang  die  Nüt;  in  seiner 
Stellung  als  Finanzminister  zur  missliebigen 
Massregel  der  Einführung  des  Papierzwangs- 
knrses  zu  schreiten. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlicben 
Schriften :  Principj  dell'  economiu  sociale,  Neapel 
1840,  2.  Aufl.  Turin  184«,  8.  Aufl.  Turin  1848. 
Ins  Französ.  übersetzt  u.  d.  T. :  Les  principe«  de 
l'economie  sociale,  exposes  selou  1' ordre  logique 
des  idees,  onvrage  coiisiderableinent  augmeute 
et  enticrement  refoudn  par  l'imteur,  traduit  et 
annote  par  M.  H.  Devillers.  Paris  1844  —  Sulla 
proprietä  dei  pnidotti  d'iiigei,'UO  e  sua  piguo- 
razione,  Neapel  1843.  —  lndustria  e  prote- 
zione,  Livorao  1843.  —  Discorso  per  l'iuaugu- 
razione  delle  catedra  d'economia  politica  nella 
regia  Universita  di  Torino,  Turin  1846.  —  Trat- 
tato  elementare  di  econoraia  sociale,  Turin  1848, 
Neapel  1850.  —  Brevi  note  sulle  tontine  e  sul 
articolo  2  del  progetto  di  legge  risguardaiite  le 
associazioni  rautue,  Turin  1853.  —  Prolnsione 
alla  prima  parre  del  Corso  di  economia  e  di 
dritto.  Turin  1853.  —  Carcstia  e  governo,  1853. 
I  bilanci  del  regno  di  Napoli  e  degli  Stati  Sardi 
con  note  e  eonfronte,  Turin  1858.  (Zuerst  er- 
schienen in  der  Zeitschrift  „11  secolo  XIX". )  — 
Su'privilegj  iu  matcria  d"  industria,  ohne  Jahr 
(aus  Maciuis  Ore  solitarie).  -  In  der  Nuova 
Antologia  erschien  von  ihm:  Sui  trattati  di 
comercio  e  sulle  convenzioni  di  navigazioue  ehe 
Italia  ha  stipulato  colla  Francia  e  cogli  altri 
Stati,  Febr  1866.  —  Dei  tribntti  dirette  e  della 
loro  sistemazione  in  Italia,  Maggio,  lnglio,  ottobre 
1867.  —  La  caiuere  di  cominercio  e  id  loro  con- 
gresso.  Novembre  1867.  —  Speranze,  timori  e 
snggerimenti  relativi  alla  riforma  della  tassa 
sull'entrata,  Giagno  1868.  —  II  congresso  delle 
camere  di  coromercio  e  l'inchiesta  indnstrialc, 
Agosto  1871.  —  II  congresso  internazionale  ma- 
rittimo  di  Napoli  e  le  inaterie  in  esso  trattato, 
Novembre  1871.   

Vgl.  über  Scialoja:  Carlo  de  Cesare, 
La  vita,  i  teropi  e  le  opere  di  A.  Scialoja,  Korn 
1879.  —  Luigi  (Jossa,  lutroduzione  allo  stu- 
dio di  economia  politica,  3  ediz.,  Miluno  1892, 
S.  516.  —  Jul.  Kautz.  Theorie  und  Geschichte 
der  Nationalökonomik  II,  Wien  1860,  S.  710.  —  i 
Journal  des  EeouomiHtes,  1877  Nov.,  S.  295.  | 


Seckendorf,  Veit  Ludwig  Ton, 

wurde  am  20.  XII.  1626  zu  Herzogenaurach 
unweit  Erlangen  geboren.  Er  wurde  Cnstus  der 
herzoglichen  Bibliothek  zu  Gotha,  ca.  1652  Hof- 
und  Justitienrat,  1656  Geheimer  Hof-  und 
Kammerrat.  1664  Kanzler.  Im  Jahre  1692 
wurde  er  Kanzler  der  nengejrründeten  Univer- 
sität Halle,  starb  aber  noch  im  selben  Jahre 
daselbst,  18.  XII.  1692. 

Seckendorf   strebt,   ebenso    wie  Horneck 
js.  d.,  oben  Bd.  IV  S.  1230),  die  Trennung 
der    volkswirtschaftlichen     Grundsätze  und 
Massregeln    von    den    kameralistischen    und  I 
politischen    an,    preist,    wie    die  National-' 


Ökonomen  iu  der  2.  Hälfte  des  17.  Jabrh.  fast 
ohne  Ausnahme,  den  Segen  der  Volksrerraehrung, 
fordert  Pflege  des  Ackerbaues  und  Gcwcrbe- 
wesens,  Ausfuhrverbote,  Abschaffung  des  Wuchers 
und  der  Monopole.  Auffallend  ist,  dass  Seckeu- 
dorf in  Bezug  auf  die  Zünfte  so  sehr  von  der 
Praxis  seines  Zeitalters  abweicht,  wahrend  er 
noch  in  der  Ausgabe  des  Fürsten  Staates  von 
16H0  die  damals  übliche  nandwerkerverfassung 
ohne  weitere  Aeusserung  schildert,  bekämpft  er 
in  den  Additionen  zur  3.  Auflage  auf  das  ent- 
schiedenste die  herkömmlichen  Gründe,  welche 
für  die  Zniiftbcschrankungeii  angeführt  werden. 

Seckeudorf  veröffentlichte  folgende  Schriften : 
Tentacher  Füratenstat.  oder  Gründliche  und  kurtze 
Beschreibung,  welcher  Gestalt  Fürstentümer, 
und  Graff-  und  Herrschaften  im  Hlg.  Römischen 
Reiche  tentscher  Nation,  welche  Landes,  fürst- 
liche und  höbe  obrigkeitliche  Regalia  haben, 
von  Rechts-  und  löblicher  Gcwonheit  wegen 
beschaffen  zu  seyu,  Regiert  mit  Ordnungen  und 
Satzungen,  Geheimen  und  Justiz  -Cantzeleien, 
Consistoriis  und  andern  hohen  und  niederen 
Gerichts  -  Instanten,  Aemptern  und  Diensten 
verfasset  und  versehen  und  wie  deroselben 
Cammer-  und  Hofsacheu  bestellt  zu  werden 
pflegen,  Frankfurt  a.  M.  1»>56.  (Später  noch  viel- 
fältig, zuletzt  1754  aufgelegt.)  Jnstitia  pro- 
tectionis  in  rivitate,  Erfnrtensi  1663.  —  Addi- 
tiones  zum  Teutschen  Fürstenstat,  1664.  —  Com- 
pendium  historiae  ecclesiasticae.  1666.  —  Repetita 
et  necessaria  defensio  justac  protection is,  1669. 
—  Tcntschcr  Christen -Staat.  Jena  16H5.  Neue 
Auflage  1693  und  1716.  —  Deutsche  Reden, 
Iveipzig  1686.  —  Ius  publicum  Romano-Germa- 
nicum.  1687.  -  Commentarius  historiens  et 
apologetiens  de  Lutherianismo.  sen  de  Reforma- 
tione,  1.  Theil,  1688.  Gänzlich  umgearbeitet  1792. 

I).  G.  Sch  reber,  Historia  vitae  ac  merit«- 
rum  Viti  Ludovici  a  Seckendorf,  hipsiac  1733.  — 
A.  Clarmond,  Lebensbeschreibungen,  Witten- 
berg 1709,  Bd.  8,  S.  165.  —  Thiele,  Zur  Cha- 
rakteristik des  tentschen  Fllrstenstaates  von  V. 
L.  v.  Seckendorff,  Duisburg  1853.  -  0.  Naae- 
mauu,  Veit  Ludwig  von  Seckendorf!.  Preußi- 
sche Jahrbücher,  Bd.  12  (B  -rlin  1863',  S.  257.  — 
W.  Roscher,  Zwei  sächsische  Staatswirte  im 
16.  u.  17.  Jahrb.:  M.  von  Ossa  und  Veit  L.  von 
Seckendorf,  Archiv  für  sächsische  Geschichte,  I, 
Leipzig  1863  —  Allgem  Deutsche  Biogra- 
ph i  e ,  Bd.  33 (Leipzitf  1891 ),  S  51 9.  —Rosche r, 
Gesch.  d  Nat,  S.  238  —  Roh.  v.  Mohl.  Gesch. 
und  Litteratnr  der  Staatswissenschaften.  Bd.  3 
l Erlangen  185H).  S.  38*.  ^  Jul.  Kautz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomie  Bd.  2 
(Wien  1860),  S.  291. 

•Jone/'  Stammhammer. 


Seehandlungsgesellschaft. 

Die  preussische  Seehandlungsgesellschaft, 
gegenwartig  eine  staatliche  Hankanstalt, 
wurde?  von  Friedrich  d.  Gr.  durch  ein  Pri- 
vilegium vom  11.  Oktober  1772  gegründet, 
um  wirklich  überseeische  Handelsgeschäfte 
zu  treiben.  Ihr  Kapital  bestand  aus  1200000 
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Thalem  in  Aktien  von  500  Thalern,  von 
denen  aber  der  König  selbst  2100  über- 
nahm, während  er  den  übrigen  10°  o  Ge- 
winn verbürgte.  Die  Gesellschaft  erhielt 
das  ausschliessliche  Recht  de«  Ankaufs  von 
spanischem,  englischem  und  französischem 
Salzo,  der  Einfuhr  desselben  auf  eigenen 
Schiffen  und  des  Verkaufs  desselben  nach 
Polen  und  Litauen,  ferner  das  ausschliess- 
liche Recht  des  Ankaufs  des  aus  Polen 
kommenden  Wachses  und  der  Ausfulir  des- 
selben nach  Spanien;  ausserdem  erhielt  sie 
Zollhoheit  für  das  polnische  Schiffsbau- 
holz, Begünstigungen  für  die  Leinenausfuhr 
und  in  Stettin  und  anderen  Häfen  geeig- 
nete Plätze  zum  Anlegen  von  Schiffswerften 
und  Magazinen.  Die  Leitung  der  Geschäfte 
lag  in  der  Hand  einer  vom  König  er- 
nannten Generaldircktion,  die  aus  einem 
unmittelbar  unter  dem  König  stehenden 
Chef  und  drei  Direktoren  (von  denen  ur- 
sprünglich oiuer  iu  Cadix  seinen  Sitz  liaben 
sollte)  bestand.  Im  Jahre  1775  wurde  die 
ebenfalls  1772  gegründete  privilegierte  Salz- 
handlungsgcsellschaft  mit  der  Seehandlung 
verschmolzen  und  177(5  das  Privilegium  der 
letzteren  bis  1796  verlängert.  Eine  aber- 
malige Verlängerung  desselben  —  bis  1808 
—  nebst  bedeutender  Erweiterung  der  Ge- 
schäftsbefugnisse der  Gesellscliaft,  aber  mit 
Aufhebung  ihres  Monopols  des  Wachshan- 
dcls  und  Herabsetzung  der  Zinsgarantie  für 
das  (um  300  000  Thaler  vermehrte)  Aktien- 
kapital fand  1794  statt.  Der  Geschäftscr- 
tmg  der  Anstalt  war  übrigens  in  ihrer 
ersten  Periode  nichts  weniger  als  glänzend, 
überdies  machte  sich  ihr  zweiter  Chef, 
v.  Görnc,  bedeutender  Veruntreuungen  schul- 
dig, die  durch  Konfiskation  seiner  Güter 
gedockt  wurden.  Tutor  Friedrich  Wilhelm  IL 
und  seinem  Nachfolger  wurde  die  Anstalt 
nicht  nur  zur  Vermittolung  von  Anleihen 
bei  ausländischen  Bankiers  verwendet,  son- 
dern ihr  Kredit  auch  unmittelbar  verwertet, 
indem  sie  gegen  4-  spater  auch  3°io-Obli- 
gntionen  ohne  besondere  Sicherstellung  von 
inländischen  Kapitalisten  grosse  Summen 
aufnahm,  deren  Betrag  1804  beinahe  25  Mill. 
Thaler  erreichte.  Da  sie  180(i  ihre  Forde- 
jungen  gegen  den  Staat  nicht  einziehen 
konnte,  musste  sie  den  Inhabern  der  Obli- 
gationen (die  1808  auf  den  Kurs  25  sanken) 
17 1  i  Mill.  Thaler  schuldig  bleiben.  Das 
Privilegium  der  Gesellschaft  wmtle  1808 
nicht  wieder  erneuert,  durch  Edikt  vom 
27.  Oktober  1810  aber  wurden  sowohl  die 
Aktien  wie  die  Obligationen  in  Staatsschuld- 
Scheine  verwandelt,  und  damit  war  die  Ge- 
sellschaftsform thatsächlich  beseitigt,  wenn 
auch  die  nunmelu*  entstandene  reine  Staats- 
anwalt noch  immer  die  Firma  »General- 
direktion  der  Seehandliingssoeietät«  führte 
und  noch  führt.    Das  Institut  betrieb  auch 


ferner  den  Salzhandel,  ohne  sonstige  Mono- 
polrechte zu  liesitzen,  und  Geld-  und 
Wechselgeschäfte  für  den  Staat  In  einer 
Kabinettsordre  vom  17.  Januar  1820  wird 
die  Seehandlung  als  ein  unabhängiges  Geld- 
und  Handelsinstitut  des  Staates  mit  unum- 
schränkter Vollmacht  und  persönlicher  Ver- 
antwortlichkeit des  Chefs  der  General- 
direktion und  mit  Haftpflicht  des  Staates 
für  ihre  Verbindlichkeiten  bezeichnet.  Als 
Betriebsfonds  wurde  ihr  das  in  ihrem  Ge- 
schäfte befindliche  Stammkapital  von  1 0351 10 
Thaleru  überlassen;  ihre  Forderungen  an 
deo  Staat  beliefen  sich  damals  auf  4  047  090 
Thaler,  wofür  sio  Staatsschuldscheine  erhielt 
Sie  gab  auch  wieder  4°  oige  Obligationen 
und  bis  1836  auch  eine  Art  Papiergeld  — 
Seehandlungskassenscheine  —  aus.  Ueber- 
haupt  diente  sie  dazu,  dem  Staate  Kapitalien 
zu  verschaffen,  solange  die  V.  v.  17.  Januar 
1820  über  die  Schliessung  des  Staats- 
I  scluddenctats  und  das  Fehlen  der  verheis- 
senen  Reichsstände  der  Annahme  unmitte- 
lbarer Staatsanleihen  entgegenstand.  Die 
1  sogenannte  zweite  englische  Anleihe  von 
1822  im  Betrage  von  3500000  «,  die  von 
der  Seeliandlung  aufgenommen  wurde,  hatte 
als  Deckung  bei  der  letzteren  24300000 
Thaler  in  noch  nicht  begebenen,  aber  in  der 
1820  festgestellten  Gesain  tschuldsumme 
mit  einbegriffenon  Staatsschuldscheinet). 
Durch  einen  Kontrakt  vom  17.  Januar  1824 
übernahm  sie  den  Bau  von  125  Meilen 
Staatschausseeen,  wodurch  sie  eine  Forderung 
gegen  den  Staat  von  12  Mill.  Thaler  erlüelt, 
die  ihr  mit  5°  o  verzinst  wurde.  Im  Jahre 
1832  wurde  sie  ermächtigt,  Prämien scheiue 
im  Betrage  von  12600000  Thalern  auszu- 
geben, die  iu  25  Jahren  zu  tilgen  waren. 
Sie  beteiligte  sich  auch  an  verschiedenen 
Konvertierungen  von  Pfandbriefen  und  städ- 
tischen Obligationen,  ferner  aber  auch  an 
industriellen.  Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
unternehmungen, weshalb  man  sie  häufig 
als  eine  Vorläuferiu  des  französischen  Credit 
mobilier  bezeichnet  hat.  In  den  zwanziger 
Jahren  kaufte  sie  zur  Hebung  der  Woll- 
preise die  Wolle  der  Domänenpächter  zum 
Marktpreise  an,  um  sie  im  Auslande  zu 
verkaufen,  wobei  die  Produzenten  den  Ge- 
winn übersehuss  erhielten.  In  Breslau  gab 
sie  1841  die  Mittel  zur  Errichtung  einer 
Kammgarnspinnerei  und  in  Wüstegiersdoif 
beteiligte  sie  sich  1842  mit  *'»  des  Gewinnes 
und  Verlustes  an  der  ersten  preussischen 
Masclünenwollenweberei.  Beide  Fabriken 
waren  nicht  einträglich  und  wurden  1819 
verkauft.  Ferner  war  sie  zeitweise  beteiligt 
an  der  Berliner  Palcntpapicrfabrik  (seit  1821), 
an  der  Oranienburger  Fabrik  chemischer 
Produkte  (seit  1823),  an  einer  Maschinen- 
bauanstalt in  Breslau  (seit  1833),  an  einem 
Zinkwalzwerk  bei  Oldau  (seit  1839),  an  einer 
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Gusswarenfabrik  in  Remscheid  (seit  1843), 
an  einer  Baumwollspinnerei  und  Weberei 
in  Eisersdorf  bei  Glatz  (seit  1838),  an 
Flachsgarnmaschinenspinnereien  in  Landes- 
hut (1843),  Erdmanosdorf  (1844)  und  Patsch- 
key, endlich  erwarb  sio  mehrere  Mflhlen- 
worke,  u.  a.  1848  die  Brombergor  Mühion. 
Von  allen  erwälinten  Unternehmungen  be- 
finden sich  gegenwärtig  nur  noch  die  Flachs- 
spinnerei in  Landeshut  und  die  Bromberger 
Mühlen  im  Besitze  der  Seehandlung.  Die 
letzteren  werfen  jetzt  eino  selir  befriedigende 
Kapitalverzinsung  ab,  bei  allen  übrigen  Be- 
trieben aber  hat  die  Seehandlung  keines- 
wegs glänzende  Geschäfte  gemacht.  Im 
Jahre  1844  gründete  sie  auch  eine  ausge- 
dehnte Dampf-  und  Schleppschiffahrt  auf 
der  Spree,  Havel  und  Elbe,  fOr  die  sie  auch 
eine  Maschinenbauanstalt  iu  Altinoabit  er- 
richtete. Auch  dieser  Schiffahrtsbetrieb 
rentierte  nicht  genügend  und  wurde  1849 
eingestellt  Im  Jahre  1848  besass  sie  auch 
noch  5  Seeschiffe,  aber  auch  die  Reederei 
war  nicht  lohnend  und  wurde  1850  aufge- 
geben. Bei  dem  Bau  der  Berlin-Anhalter 
Eisen  bahn  beteiligte  sich  die  Seehandlung 
mit  1400000  Thalern.  Auch  hatte  sie 
zahlreiche  landwirtschaftliche  Besitzungen 
erworbeD.  Auf  Grund  eines  Beschlusses 
der  zweiten  Kammer  vom  28.  Januar  1850 
hielt  sie  sich  fernerliin  von  gewerblichen 
UnU'rnehimingen  zurück  und  fuhr  mit  der 
bereits  begonnenen  Veräusserung  ilires  der- 
artigen Besitzes  sowie  auch  ilires  Grund- 
besitzes fort.  Auf  Grund  der  Kabinettsordro 
v.  25.  Februar  1834  botreibt  die  Seehand- 
lung auch  das  königliche  Leihamt  in  Berlin, 
desson  Reingewinn  für  eine  milde  Stiftung 
(Rother-Stiftung  für  unverhoiratheto  Töchter 
von  Beamten  und  Offizieren)  verwendet 
wird. 

Nach  der  Eiiifülirung  der  preussischen 
Verfassung  ist  namentlich  die  Atisgabe  von 
Seehandlungsobligatiouen  häufig  angefochten 
worden,  als  den  Bestimmungen  über  das 
Staatsschuldenwesen  widersprechend.  Auch 
wurde  mehrfach  die  Aufhebung  der  Anstalt 
vorgeschlagen,  aber  ohne  Erfolg.  Auch  ging 
die  Regierung  nicht  auf  den  Antrag  ein, 
dass  die  Budgetkommission  zu  ermächtigen 
sei,  die  Einsicht  und  Prüfung  der  Ge- 
schäftsordnung und  der  Rechnungen  der 
Seehandlung  im  einzelnen  vorzunehmen  und 
darüber  wie  über  andere  Etats  Bericht  zu 
erstatten;  dagegen  wurde  zugestanden,  dass 
der  Landesvertretung  jährlich  genaue  und 
zuverlässige  Kenntnis  über  die  Vermögens- 
lage und  den  Geschäftsbetrieb  des  Instituts 
gegeben  werde.  Daher  wird  dem  allge- 
meinen Etat  desselben  auch  ein  Verwal- 
tungsbericht über  das  vorhergegangene  Ge- 
schäftsjahr beigelegt  Durch  das  Staatshaus- 
haltsgesetz vom  11.  Mai  1899  ist  im  wesent- 


lichen die  bestehende  Praxis  gesetzlich 
—  In  ihrem  Geschäftsbetrieb  be- 
sieh die  Seehandlung  (ihre  Be- 
teiligung am  Salzhandel  hatte  schon  1845 
aufgehört)  immer  mehr  auf  das  Bankge- 
schäft, wobei  sie  namentlich  iu  den  Finanz- 
geseliäften  des  Staates  als  Vermittlerin 
zwischen  diesem  und  dem  Publikum  diente. 
Sie  übernahm  allein  oder  in  Gemeinscliaft 
mit  anderen  Bankhäusern  dio  Ausgabe  oder 
Konvertierung  von  Staatspapieron,  besorgte 
die  vorübergehende  Anlogung  zeitweilig  ver- 
fügbarer Staatsgelder,  diskontierte  Schatz- 
anweisungen etc.  Ausserdem  aber  beteiligt 
sie  sich  auch  an  anderen  Emissionen,  dis- 
kontiert Wechsel,  giebt  Lomhardvorschüsse 
etc.  Ihr  Reingewinn  fliesst  jäiiriich  in  die 
Staatskasse.  Die  früher  vorhandenen  Kapi- 
taleinlagen und  Vorschüsse  des  Staates  hat 
sie  schon  längst  zurückgezahlt  und  das 
gegenwärtig  ihr  zur  Verfügung  stehende 
Kapital  (1899  1900  34402515  Mark)  ist  aus 
ihrem  eigenen  Geschäftsgewinne  augesam- 
melt worden.  Der  an  die  Staatskasse  ab- 
geführte Gewinn  betrug  1899  1900  1  500926 
Mark:  1898  99  1  533906  Mark;  1891,92 
1 799  095  Mark ;  1889, 90  1  9K8  234  Mark ; 
1887  88  2  291  125  Mark.  Die  Verzinsung 
des  Kapitalvermögens  stellte  sich  1899  1900 
auf  4,36°  o  gegen  4,46"  o  im  Vorjahre. 

Der  gesamte  Buchumsatz  belief  sich  1898  99 
auf  3  279  859  234  Mark  und  im  folgenden  Rech- 
nungsjahr auf  4  357 863  903  Mark.  Die  Depositen 
stellten  sich  in  dem  ersten  Jahr  in  Einnahme  auf 
414,2  Mill..  in  Ausgabe  auf  391,7  Mill.  Mark, 
im  folgenden  auf  Bezw.  435,4  Millionen  und 
313,1  Millionen  Mark.  Der  Umsatz  in  Wechseln 
etc.  betrug  1898  99  27,7  Millionen  Mark  (22,0 
Millionen  an  inländischen,  5,7  Millionen  an  aus- 
ländischen) 1899/1900  dagegen  141,7  Millionen 
Mark  (138,9  Millionen  in  inländischen,  2,8  Mil- 
lionen in  ausländischen);  ausserdem  8  Millionen 
bezw.  2,6  Millionen  in  Schatxanweisungen.  Au 
Diükontzinsen  wurden  in  dem  ersten  Jtthr 
231311  Mark,  im  folgenden  1258  513  M.  ein- 
genommen. An  neuen  Lombarddarlehen  wur- 
den 1898,99  265,3  Millionen  Mark,  1899,1900 
263,4  Millionen  Mark  gewährt.  Ausserdem 
wnrden  in  diesen  beiden  Jahren  bezw.  140,5 
Millionen  und  174,2  Millionen  M.  für  Rechnung 
des  preussischen  Finanzministeriums  in  Lombard 
ausgeliehen. 

Ende  März  1899  war  der  Stand  der  Aktiva 
und  Passiva  folgender: 

Aktiva :  Mark 

Grundbesitz  3  390  914 

Betriebsfonds  des  Leihamt«  und  der 

gewerblichen  Anlagen  2  500  633 

Kassenbestande  1212723 

Effekten  30424829 

Wechsel  36  078  276 

Lombarddarleben  70  203  958 

Verzinsliche  Anlagen  für  das  Finanz- 
ministerium  85  222  6S3 

Vorschüsse  an  Behörden  und  Institute  2  163  238 
Sonstige  Debitoren  9  3838» 8 
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Mark 

Passiva : 

Schuld  auf  2\a°0  Seehandlungsobli- 

gationen   320392 

Schuld  auf  Grundbesitz   432  45° 

Tratten   53  79& 

Guthaben  des  Finanzministeriums  .  85500000 
Guthaben  von  Behörden  und  Instituten  78321  113 
Guthaben  auf  laufende  Rechnung    .  32408062 

Sonstige  Kreditoren  7608835 

Kauitakonto  34  402  5 1 5 

Reingewinn  1  533  906 

Ausserdem  ein  durchlaufender  Ponten  von 
164  246  223  Mark,  der  die  bei  der  Seehandlnng 
zur  Aufbewahrung  hinterlegten  Effekten,  Hypo- 
theken etc.  darstellt. 

Das  in  den  Bromberger  Mühlen  am  Ende 
des  Jahit'9  1898,99  angelegte  Kapital  belief 
»ich  im  ganzen  auf  1  884  452  Mark  und  ergab 
einen  Gewinn  von  133  316  Mark  oder  11,71  Proz. 
des  durchschnittlich  im  Laufe  des  Jahres 
beschäftigten  Kapitals  von  1  728  013  Mark 
(1897  98  19,65  Proz.). 

In  der  Ma.schinenspinnerei  in  I,andeshut 
waren  am  Ende  des  Jahres  1  736  045  Mark  an- 
gelegt und  der  Gewinn  betrug  71  202  Mark 
oder  4,06  Prozent  des  durchschnittlich  be- 
schäftigten Kapitals. 

In  dem  königlichen  l^eihamte  wurden  im 
Jahre  1898,99  auf  176  377  Pfänder  4  270  933 
Mark  ausgeliehen.  Das  Guthaben  der  .Seehand- 
lnng bei  demselben  betrug  am  Ende  des  Jahres 
1202  421  Mark.  Ein  Reingewinn  wurde  nicht 
erzielt,  vielmehr  musste  zur  Bestreitung  der 
Verwaltungskosten  noch  ein  Zuschnss  von  3585 
Mark  geleistet  werden  Im  Jahre  1897,98  er- 
gab sich  noch  ein  Reingewinn  von  3032  Mark, 
im  Jahre  189192  ein  solcher  von  80  283  Mark. 

Was  die  Organisation  des  Instituts  betrifft, 
so  steht  an  der  Spitze  der  Generaldirektion  der 
Sccbandlutigssocietät  ein  Präsident,  dem  zwei 
vortragende  Räte  zur  Seite  stehen.  Die  Ober- 
aufsicht führt  der  Finanzniin ister.  Durch  Kabi- 
nettsordres  von  1826  und  1827  hat  sie  besondere 
Berechtigungen  iu  Bezug  auf  die  Verpfändung 
vou  Wolle  und  den  aussergerichtlicheu  Verkauf 
von  Effekten. 

LitteratUI*:  Jahrbuch  für  die  amtliehe  SlatUtik 
ilr*  prtuMitchen  Staate«,  11.  Jahrg.,  1ÜG7,  S.  ITß. 
—  UerplllH,  (Iruwimitzr  der  l<'inan:wü>sen*chaft, 

f.  Aufl.,  1871,  S.  i76ff.  —  Krug,  Getchiehte 
<lrr  preutfirchen  Stant**ehttlden,  herausgegeben 
von  Brrgius,  Breslau  Mtfi ;  patrtm.  —  Jt.  Koch, 
Art.  Seehandluug  in  Stengel»  Wörterbuch  d.  D. 

Vene. -lt.  —  Anlagen  zum  StaaUhauthalttetat  für 
da*  Ktatsjahr  19IM,  1.  Bd.,  .Vr.  6.  —  Schicarz 
ii.  StruU,  Der  Staalshuuthalt  und  die  Finanzen 

l\r«**em>,  I.  S.  SOlff. 


Seeversicherung 

s.  Transportversicherung. 


Seide  und  Seidenindnstrie. 

I.  Seidenproduktion  (S.  662).  U.  Uebereicht 
der  neueren  Zollverhältnisse  (S.  682). 

L 

SeideuprodoktioD. 

A.  Rohseiden  Produktion.  1.  Geschicht- 
licher Ueberblick.  2.  Italien.  3.  Frankreich.  4. 
Oesterreich -Ungarn.  5.  Russland.  6.  Andere 
Staaten  Europas.  7.  China.  8.  Japan.  9.  Ost- 
indien. 10.  Andere  aussereuropäische  Staaten.  11. 
Allgemeine  l'ebersicht.  B. Seide n Industrie, 
-handel  und  -verbrauch.  12.  Frankreich. 
13.  Grossbritannien.  14.  Italien.  15.  Schweiz. 
16.  Deutsches  Reich.  17.  Oesterreich  -  Ungarn. 
18.  Andere  Staaten  Europas.  19.  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika.   20.  Japan. 

A.  Rohseidenproduktion. 

1.  Geschichtlicher  Ueberblick.  Der 

Sage  nach  soll  die  Verwertung  des  Ge- 
spinstes der  Seidenraupe  zuerst  iu  China 
um  3000  v.  Chr.  durch  die  Gemahlin  dos 
Kaisers  Hoang-ti  erfunden  und  gelehrt 
worden  sein.  Von  China  soll  sich  sodann 
die  Sei<louran|>enziicht  über  alle  lünder  der 
Erde  verbreitet  Italien.  Wahrscheinlicher  ist 
jedoch,  dass  auch  in  einigen  anderen  lindern 
Ostasiens  die  Seidenraupenzucht  sich  ur- 
sprünglich entwickelte,  so  insbesondere  in 
Indien,  wo  nicht  bloss  die  Rohseide  seit 
uralter  Zeit  produziert  wird,  sondern  auch 
eine  grössere  Anzald  verschiedener  Gattungen 
von  Gespinste  fertigenden  Itaupen  wild 
vorkommt.  Speciell  nach  Europa  und  zwar 
zuerst  nach  Konstantinopel  und  Griechen- 
land soll  die  Seidenraupe  um  555  n.  Chr. 
aus  China  gekommen  sein,  indem  christliche 
Mönche  dem  Kaiser  Justinian  von  dort 
Raupeneier  und  Maul  beerbau  msumen  ge- 
!  bracht  haben  sollen.  Neuere  Forschungen 
;  machen  es  wahrscheinlich,  dass  sich  die 
Seidenraupenzucht  von  China  schon  viel 
!  früher  nach  dem  mittleren  und  westlichen 
i  Asien  ausgebreitet  hat,  da  schon  im  2.  Jahr- 
!  hundert  v.  Chr.  China  mit  Mittelasien  Ver- 
bindungen hatte  und  iu  Chotan  unzweifel- 
haft schon  im  5.  Jahrhundert  u.  Chr.  unter 
chinesischer  Herrschaft  Seido  produziert 
wurde.  Von  da  breitete  sich  die  Seiden- 
zucht rasch  über  Baktrien  und  Balch  nach 
Merw  und  Persien  aus,  so  dass  jene  Mönche 
die  Raupeneier  ebensowohl  von  da  als  von 
China  bezogen  haben  könnten.  Ersteres  ist 
um  so  wahrscheinlicher,  als  nach  den  alten 
Berichten  die  Raupeneier  auf  mit  Stroh  und 
Spreu  gemischten  Düngerplatten  gezogen 
wurden,  was  noch  gegenwärtig  in  Trans- 
kaukasien,  nicht  aber  in  China  zu  geschehen 
pflegt.  Die  alte  Seidenzucht  ging  in  Centrai- 
asien infolge  der  nachmaligen  Völkerstürme 
ganz  unter  und  kam  erst  im  späten  Mittel- 
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alter  wieder  empor;  dagegen  erhielt  sie  sich 
wohl  in  Persien  und  Vorderasien  und  wurde 
von  da  durch  die  Araber  nach  Nordafrika 
und  im  8.  Jahrhundert  nach  Spanien  ge- 
bracht. Nach  Italien  und  zwar  zunächst 
wahrscheinlich  nach  Sicilien  kam  die  Seiden- 
raupenzucht erst  im  Anfange  des  12.  Jahr- 
hunderts unter  König  Roger  II. Von  da 
verbreitete  sie  sich  langsam  nach  Mittel- 
und  Oberitalien,  wo  Bologna,  Genua,  Florenz, 
Venedig  und  Mailand  bedeutende  Centren 
dieser  Kultur  wurden.  Gegen  Ende  des  14. 
Jahrhuuderts  war  die  Soidcnproduktion  in 
Italien  schon  ganz  allgemein.  Nach  Frank- 
reich soll  sie  aber  erst  im  14.  Jahr- 
hundert gebracht  worden  sein,  obschou  hier 
bereits  im  13.  Jahrhundert  eine  Seideu- 
industrie  bestund. 

Die  Raupenzucht  und  die  mit  ihr  ver- 
bundene Seinenindustrie  brachte  allen  diesen 
Gemeinwesen  reichen  Gowinn,  und  nicht 
zum  geringsten  Teil  beruhte  der  Reichtum 
und  die  politische  Machtstellung  der  italie- 
nischen Stadtrepubliken,  besonders  Venedigs, 
auf  dieser  Kultur.     Im  Bewusstsoin  der 


ahzog,  die  Prämien  nicht  mehr  gewährte, 
die  künstlich  Grossgezogenen  sich  selbst 
überliess.  So  ist  insbesondere  die  Soiden- 
zucht  in  Brandenburg,  welche  am  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  einen  ganz  beträcht- 
lichen Umfang  gewonnen  hat,  in  der  1.  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  völlig  eingegangen. 
Trotzdem  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  das 
Bestreben  aus  der  Zeit  der  Merkantilisten 
wieder  aufgenommen  worden,  insbesondere 
in  den  ööer  und  60 er  Jahren,  als  durch  die 
Raujtoukrankheit  die  Seidenpreise  stiegen, 
die  Gewinne  grösser  und  die  wichtigsten 
Produktionsländer  Europas  minder  leistungs- 
fähig wurden.  Was  früher  der  Staat  zu 
leisten  unternommen  und  nicht  geleistet  hat, 
das  sollte  nunmehr  dio  freie  Vereinigung, 
der  »Seidenzflchterverein«  bewirken:  und  in 
der  That,  in  einem  Punkte  hat  dieses  Vor- 
gehen etwas  voraus,  das*  nämlich  doch  nur 
dort  energischere  Versuche  gemacht  werden, 
wo  die  natürlichen,  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  sie  begünstigen.  Ein 
gutes  Beispiel  bietet  hierfür  Ungarn. 

Ist  es  wohl  auch  richticr.  dass  der  Maul- 


hohen Bedeutung   ihres   Monopolbetriebes  beerbaum  weit  über  die  Grenze  des  Wein- 

hahen   ihn  die  Gemeinwesen  stets  streng  Stockes  hinaus  gedeiht  und  dass  auch  in 

geheim  gehalten  und  schwere  Strafen  an  nördlichen  Gegenden  die  Seidenraupen,  na- 

Leib  und  lieben  wegen  Enthüllung  dieses  türlich  nicht  mehr  im  Freien,  mit  gutem 

Geheimnisses  verhängt.    Daher  kam  es,  dass  Erfolge  gezüchtet  werden  können,  so  hängt 


sich  dio  Seidenkultur  verhältnismässig  lang- 
sam verbreitete  und  dass  sich  an  manchen 
Orten  zwar  eine  Soidenindustrie  entwickelte, 
jedoch  keine  Seidenraupenzucht,  oder  dass 
letztere  erst  später  folgte,  wie  in  Frankreich. 
Spceiell  in  England,  Holland  und  am  Rhein 
entwickelte  sich  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
eine  ganz  bedeutende  Seidenindustrie.  Aller- 
dings als  man  sah,  dass  der  Gewinn  ein 
viel  grösserer  ist  wenn  man  auch  das  Roh- 
material produziert,  wurden  in  den  Industrio- 
staaten allenthalben  Versuche  gemacht,  dio 
Seidenraupenzucht  einzubürgern :  so  unter 
König  Jakob  I.  in  England,  dann  im  16. 
Jahrhundert  in  Deutschland,  um  1670  spc- 
eiell in  Bayern.  Die  grössten  Anstrengungen 
in  dieser  Beziehung  erfolgten  zur  Zeit  der 
Herrschaft  des  Merkantilsystems  im  18.  Jahr- 
hundert, als  man  unter  Maria  Theresia  in 
den  nördlichen  Ländern  Oesteireichs,  unter 
Friedrich  d.  Gr.  in  den  östlichen  Provinzen 
von  Preussen,  überhaupt  in  Deutschland, 
dann  auch  in  Russland  und  selbst  in 
Schweden  sich  bemühte,  die  Seidenkultur 
von  Staatswegen  einzubürgern.  Alle  diese 
Bemühungen  ergaben  wenig  dauernde  Re- 
sultate. Meist  schwanden  die  Kulturen  da- 
hin, sobald  der  Staat  seine  schützende  Hand 


')  Nach  Anderen  soll  die  Seidenraupensucht 
zuerst  in  Calabrien  betrieben  worden  sein  und 
zwar  schon  im  11.  Jahrhundert  oder  gar  im  9. 
(?)  Jahrhundert. 


doch  in  diesen  Gebieten  der  Erfolg  von 
einer  Menge  von  Voraussetzungen  ab,  dio 
nicht  immer  zutreffen.  Die  grössten 
Schwierigkeiten  bestehen  darin,  dass  die  aus- 
kriechenden Raupen  bloss  die  feinsten  Blatt- 
sprossen des  Maidbeerbaumes  fressen,  dass 
aber  gerade  diese  von  den  Maifrösten  gern 
zerstört  werden ;  dass  in  den  geschlossenen 
Räumen  stets  eine  gute,  gesuude  Luft  vor- 
handen sein,  dass  die  grösste  Reinlichkeit  herr- 
schen rausa  und  dass  trotzdem  hier  die  Raupen- 
kraukheiten  sich  leichter  verbreiten.  All  dies 
verlangt  bei  der  Züchtung  eine  Genauigkeit, 
Sorgfalt  und  Umsicht,  wie  man  sie  in  den 
Kreisen,  welche  gerade  am  meisten  für  diese 
Aufgabe  berufen  scheiuen,  in  der  kleinbäuer- 
lichen Bevölkerung,  selten  voraussetzen  kann, 
und  zwar  um  so  weniger,  als  durch  ungünstige 
Witterungsverhältnisse  alle  Bemühungen  zu 
schänden  werden  können.  Iu  der  That  wird 
daher  im  grossen  die  Seidenraupenzucht 

fegenwärtig  nur  in  den  südlicheren  Ländern 
Europas  und  Asiens  betrieben,  während  in 
den  nördlicheren  Teilen  minder  bedeutende 
Zuchtgebiete  vorkommen.  Nur  erstere  können 
daher  hier  eingehender  berücksichtigt  werden. 

2.  Italien.  Wie  im  Mittelalter  besitzt  auch 
gegenwärtig  Italien  unter  den  europäischen 
Staaten  weitaus  die  grösste  Seidenproauktion, 
allerdings  nicht  mehr  konkurrenzlos ;  denn  grosse 
Produktionsgebiete,  so  Frankreich,  sind  seither 
in  Europa  emporgekommen,  und  die  Znfnhr  von 
Seide  ans  den  ostasiatischen  Ländern  hat  heut- 
zutage einen  ganz  anderen  Umfang  als  in  jenen 
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Zeiten,  in  welchen  hauptsächlich  die  italienischen 
Seestädte  diese  Zufuhren  vermittelten.  Wie 
gros»  die  Seidenproduktion  damals  in  Italien 
war,  lässt  sich  schwer  bestimmen,' aber  dieselbe 
mm»  ebenso  wie  die  Industrie  hochbedeutend  ge- 
wesen sein,  fahrte  doch  Frankreich  am  Ende  des  iß. 
Jahrhunderts  Seidenwaren  im  Werte  von  4  Mil- 
lionen Livres  hauptsächlich  ans  Italien  ein.  In 
der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  vor  dem 
Auftreten  der  Seidenraupenkrankheit  wurde  eine 
mittlere  Seidencoconsernte  auf  48,6  Millionen 
Kilogramm  geschätet.  Mehr  als  die  Hälfte  hier- 
von, etwa  2ö  Millionen,  lieferte  das  Österreichische 
Lombarde- Venetien,  12  Millionen  ergab  Piemont 
und  Lignrien,  7,4  Millionen  Neapel  und  Sicilien. 
Trotz  der  Verheerungen  durch  die  Raupenkrank- 
heit in  den  60  er  Jahren  wurde  diese  Produk- 
tionszahl, wie  die  auf  S.  665  folgende  Tafel  zeigt, 
im  geeinten  Italien  zu  Beginn  der  70er  Jahre 
wiederholt  übertroffen.  Die  durchschnittliche 
Produktion  der  Jahre  1871  bis  1875  belief  sich 
auf  48,2  Millionen  Kilogramm.  Die  folgenden 
Jahre,  insbesondere  1876  und  1879,  hatten  eine 
viel  kleinere  Coconsernte.  In  den  80  er  Jahren 
besserten  sich  die  Verhältnisse  und  1886  bis 
1890  wurden  durchschnittlich  wieder  41  Millionen 
Kilogramm  geerntet.  1891  sank  die  Produktion 
unter  diese  Ziffer.  Die  Rohseidenproduktion 
Italiens  beruht  nicht  ausschliesslich  auf  der 
eigeuen  Coconsernte,  denn  vielfach  werden  Co- 
cons  zum  Abhaspeln  nach  Italien  gebracht,  so 
auch  aus  Frankreich,  aus  Südtirol  und  der 
Schweiz.  In  den  90  er  Jahren  sind  nach  der 
folgenden  Tafel  diese  Zufuhren  auf  anderthalb 
und  2  Millionen  Kilogramm  gestiefren.  Auch 
früher  waren  sie  sehr  bedeutend,  doch  lassen 
sie  sich  nicht  so  leicht  konstatieren  wie  gegen- 
wSrtig.  Die  Rohscidenproduktion  selbst  wurde 
in  den  50er  Jahren  auf  4,1  Millionen  Kilogramm 
geschätzt.  1871  bis  1876  betrug  sie  durch- 
schnittlich 3,9  und  1886  bis  1890  3,5  Millionen 
Kilogramm,  nachdem  sie  vorübergehend  (1876) 
auf  1,3  Millionen  Kilogramm  gesunken  war. 
Nach  der  folgenden,  offiziellen  Quellen  entnom- 
menen Tafel  würde  die  Rohseideproduktion 
durchschnittlich  1891  bis  1895  3,69  und  1896 
bis  1899  3.72  Millionen  Kilogramm  betragen 
haben.  Nach  dem  Annnario  Statistico  Italiano 
(190U  S.  443;  ist  aber  diese  Ziffer  zu  kleiu,  da 
schon  zu  Anfang  der  90er  Jahre  der  interne 
Konsum  grosser  war  als  der  Ueberschuss  der  in 
dieser  Art  nachgewiesenen  Produktion  über  die 
Mehrausfuhr  und  neuesten«  die  Mehrausfuhr  so- 
gar grösser  wäre  als  diese  Produktion.  Man 
schützt  daher  für  1896  bis  185*9  die  Coconspro- 
duktion  per  Jahr  um  8  Millionen  Kilogramm 
höher  und  die  Rohseideprodnktion  auf  4.47  Mil- 
lionen Kilogramm.  Die  Produktion  ist  vielleicht 
noch  etwas  grösser,  denn  gegenwärtig  ist  der 
Ertrag  von  Rohseide  ans  der  gleichen  Cocons- 
erute  viel  grösser  als  früher  infolge  der  fort- 
geschrittenen Technik  beim  Abwinden  der  Seide 
und  der  grösseren  Güte  der  Cocons,  welche  mehr 
aus  einheimischen  als  aus  estasiatischen  Raupen- 
eiern gewonnen  werden ').  Einen  ähnlichen  Fort- 


schritt zeigt  anch  das  Gewicht  der  aus  einer 
gleichen  Quantität  von  Raupeneiern  gewonnenen 
Cocons.  1880  wurden  nämlich  von  einer  Unze 
Eier  durchschnittlich  24,22  Kilogramm  Cocons 
gewonnen;  1886  aber  33,21  und  1890  bis  1899: 
§2,12,  31,70,  33,37.  46,46,  42,59,  43,78,  49,03, 
42,46,  44,25  und  42,39  Kilogramm. 

Trotz  dieser  vermehrten  Erträge  sind  die 
Coconspreise  nach  einem  längeren  Rückgang  in 
den  letzten  Jahren  gestiegen.  Der  sogenannte 
Mailänder  Mittelpreis  betrug  nämlich  nach  den 
Angaben  der  Association  des  soies  1890  4,03, 
1895  3,20,  1896  2,58,  1897  2,34,  1898  2,71  und 
1899  3,79  Lire  pro  Kilogramm  gelber  Cocons 
reiner  einheimischer  Rasse. 

Ein  sehr  grosser  Teil  der  inländischen  Pro- 
duktion wird  ins  Ausland,  insbesondere  nach 
Frankreich,  England,  in  die  Schweiz  und  nach 
Deutschland  ausgeführt.  Die  italienische  Aus- 
fuhr nmfasst  jedoch  nicht  bloss  die  nationale 
I  Produktion,  sondern  auch  Rohseide,  die  durch 
I  Verarbeitung  ausländischer  Produkte  gewonnen 
i  wurde.  Die  fremde  Rohseide  wird  zur  Bear- 
beitung in  den  Zwirnereien  und  Spinnereien  in 
wachsenden  Mengen  eingeführt.  Mit  Ausschluss 
der  vorübergehenden  Einfuhr  betrug  deren  Ein- 
fuhr durchschnittlich  1872  bis  1875  0,66,  1886 
bis  1890  0,94,  1891  bis  1895  1,50  Millionen 
Kilogramm  und  in  den  einzelnen  Jahren  von  1896 
bis  1899  1,55,  2,05,  1,77  und  2  47  Millionen 
Kilogramm.  Die  ähnlich  wachsenden  Ausfuhr- 
mengen betrugen  im  ganzen  durchschnittlich 
1871  bis  1876  3,2,  1886  bis  1890  4,8,  1891  bis 
1895  5,27  Millionen  Kilogramm  nnd  in  den  ein- 
zelnen Jahren  189«  bis  1899  5,72,  5,99,  6,80 
und  7,38  Millioneu  Kilogramm.  Der  Ueberschnss 
der  Ausfuhr,  welchen  nie  folgende  Tafel  unter 
Abrechnung  der  Ausfuhr  jener  Robseide,  die  aus 
den  zur  Verarbeitung  eingeführten  Quantitäten 
von  Cocons  und  einfacher  Rohseide  herstammt, 
darstellt,  ist  nicht  so  gleichmässig  gestiegen 
wie  die  Ausfuhr  selbst.  In  den  70  er  Jahren 
lässt  er  sogar  einen  Rückgang  bemerken;  1879 
ist  er  auf  461 400  Kilogramm  gesunken.  Seither 
ist  der  Mehrexport  bedeutend  gewachsen.  Schou 
1888  und  1891  betrug  er  mehr  als  3  Millionen 
Kilogramm.  Seit  1894  wird  diese  Ziffer  be- 
ständig Ubertroffen,  und  1898  und  18H9  ergiebt 
der  Ueberschnss  mehr  als  4  Millionen  Kilogramm. 

3.  Frankreich.  Der  nächstgrösste  Seiden- 
produzent  in  Kuropa  ist  Frankreich,  wo  die 
Seidenraupenzucht  seit  dem  14.  Jahrhundert 
besteht.  Besondere  Verdienste  um  sie  haben 
sich  König  Heinrich  IV.  und  Colbert,  Ludwigs 
XIV.  Minister,  erworben,  indem  sie  die  Anpflan- 
zung grosser  Mengen  von  Maulbeerbäumen, 
hauptsächlich   auf  Staategütern,  veranlassten 

;  und  Millionen  £  auf  Znchtprämien  verausgabten. 

!  In  der  That  erreichte  die  Coconsproduktion  und 
die  Erzeugung  von  Rohseide  aus  den  einheimi- 
schen Cocons  bereits  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, wie  die  auf  S.  666  folgende  Tafel  zeigt, 


M  1880  wurden  aus  europäischen  Samen 
bloss  11,1.  1888  aber  26,1  und  1899  40.5  Mill. 
kg  Cocons  gezogen.  In  der  letzten  Zeit  gewinnt 
die  Züchtung  der  Mischlinge  aus  weissen  und 


gelben  Cocons  das  Uebergcwicht.  Es  wurden 
nämlich  gewonnen  1893  resp.  1899  Mill.  kg  aus 
unvermischter  weisser  oder  gelber  Coconsrasse 
23,3  resp.  13,4;  aus  Kreuzungen  beider  Rassen 
19,3  resp.  27,2;  aus  1 
Rasse  4,9  resp.  1,0. 
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Rohseiden-Produktion  und  -handel  in  Italien 
in  Kilogramm. 


Jahr 


1863 
1865 
1870 
1871 
1875 
IST« 
1880 
1882 
18Kr) 
1888 
1889 
1KH) 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
189H 
1897 
lMt« 
1899 


Cocons- 
Prodnktion') 


35  620  000 
26  430  000 
47  700000 
52  095  000 

46  095  000 
15  150000 

4«  573  «89 

31  869  076 

32  266  017 

43  899  443 
34  332291 
40774410 
38  337  000 
34  033000 

47  394  000 
43653000 
42  074  000 
41  182  000 

36  726  000 
39612  000 
41  587  000 


Mehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

(-) 
von  Cocons*) 

4-    548  666 

+    33«  428 

—  234  684 

—  470600 
150  700 
160  800 

91  700 

497  3  00 
272  200 
137  500 
1  600  700 
978  600 
829400 
1  383  700 
882600 

1  157  700 

2  004  500 
1  788  600 
1  522400 

1  550800 

2  197  100 


+ 
+ 


Verbrauch 
von  Cocons1) 

36909798 
27  159984 
46518948 
50  162  2^0 

45  «8i  950 
15  480  900 
40  882  357 
33  042  285 

32  759  957 
43  °47  949 
38  791  068 

43  302  466 
40031  536 
38446  176 

49  795  954 

46  166  460 
46  752  000 

46  135  980 
40  925  940 
43  868  280 

47  762  43° 


Rohseiden 

aus  ein- 
heimischen 
Cocons*) 

2308000 
1  362  000 
3  180000 
3  473  000 
3073009 

1  010  000 

2  800000 
2  370  000 

2  457  000 

3  566  000 

2  880000 
3443000 

3  210000 

2  965  000 
3984000 
3449000 

3  132000 
3  083  000 
2916  000 

2  992  000 

3  363000 


Produktion 
aus  ein- 
heimischen 
und  fremden 
Cocons 
3  075  816 

2  263  332 

3  876  579 

4  180  187 
3  765  «62 

1  290  075 
3406863 

2  753  524 

2  729  996 

3  587  329 
3  232  589 
3  608  539 
3  335  961 

3  203  848 

4  149663 
3  847  205 
3  896  000 
3  844  665 

3  4>0  495 
3  655  690 
3  980  202 


Mehransfuhr 
von  Rohseide 

»  347  485 
389  922 
1  820553 
2678800 
1  310  100 

755  400 

756  Soo 

1  696  900 

2  572  OOO 

3  067  200 
2  527  400 

2  486  300 

3  352  300 
2973  800 

2  860  244 

3  738  250 

3  545  5»5 
3  821  760 

3  634  781 
4624451 


4292 


3i 


)  Nach  dem  Gewichte  der  frischen  Cocons. 
Nach  dem  Gewichte  der  trockenen  Cocons. 
Nach  den  Schätzungen  der  Association  de  Soie  in  Mailand. 


einen  Höhepunkt,  der  von  der  gegenwärtigen 
Produktion  nur  um  nicht  ganz  2b  %  übertroffeu 
wird.  In  deu  Wirren  der  französischen  Revo- 
lution wurde  die  Robseidcnprodnktion  fast  anf 
die  Hälfte  reduziert,  und  uur  langsam  erholte 
sie  sich  von  den  ihr  damals  zugefügten  Schäden. 
Erst  in  den  Tagen  der  Restauration  erreichte 
sie  annähernd  die  alte  Hohe,  und  in  den  20  er 
Jahren  begann  der  mächtige  Aufschwung  der 
französischen  Seidcukultur,  der  etwa  25  Jahre 
anhielt  und  bei  steigenden  Coconspreisen  die 
Produktion  anf  nahezu  das  4 fache  erhöhte;  von 
rund  430  000  Kilogramm  um  1820  auf  mehr  als 
2  Millionen  zu  Beginn  der  50  er  Jahre.  Es  war 
dies  die  glänzendste  Periode  der  Raupenzucht 
1856  bis  1857  trat  zum  ersten  Mal  die  Ranpen- 
krankheit  auf.  Die  Produktion  sank  bei  er- 
höhten Cocouspreiseu  nuter  den  3.  Teil  herab. 
1865  wurde  mit  308000  Kilogramm  Rohseide, 
einer  Produktion,  die  nicht  viel  grösser  war  als 
die  znr  Zeit  der  grossen  Revolution,  der  Tief- 
stand erreicht.    Da  bis  1863  auch  die  Cocons- 

S reise  rückgängig  waren  und  diese  sich  erst  in 
eu  schlechtesten  Jahren  1864,  18(55  hoben,  so 
erlitt  die  Nationalwirtschaft  doppelt  schwere 
Einbussen.  Das  znr  Wiederbelebung  der  .Seiden- 
raupenzucht ergriffene  Mittel,  die  Einführung 
von  ausländischen,  insbesondere  japanischen 
Raupeneiern,  hob  zunächst  die  Produktion  ausser- 
ordentlich. 1866  wurde  schon  mehr  als  eine 
Million  Kilogramm  Rohseide  gewonnen.  Aber 
bald  sank  die  Produktion  bei  im  ganzen  rück- 
gängigen Preisen,  deren  weichende  Bewegung 
durch  die   steigenden   ostasiatischen  Importe 


hervorgerufen  wurde,  neuerdings.  Zu  Beginn 
der  70er  Jahre  kam  man  so  weit,  dass  viele 
Seidenzüchter  die  Raupenzüchtung  als  unren- 
tabel aufgaben  und  sogar  viele  Maulbeerbäume 
umschlugen.  1876  ergab  daher  die  Seidenernte 
nur  156000  Kilogramm  Rohseide  bei  einem 
Preise  von  nur  o.lO  Francs  pro  Kilogramm 
Coeous.  Ende  der  70er  Jahre  hob  sich  die 
Produktion  nnd  erhielt  sich  in  den  80  er  Jahren 
auf  einer  durchschnittlichen  Höhe  von  ruud 
661000  Kilogramm  Rohseide.  In  den  ersten 
90er  Jahren  nob  Bich  die  Produktion  ganz  be- 
trächtlich uud  erreichte  1894  einen  Höbepunkt, 
von  dem  sie,  wie  folgende  Tafel  zeigt,  allerdings 
wieder  herabglitt.  Jene  Wiederherstellung  der 
Seidenraupenzucht  wurde  erzielt  durch  die 
RUckkehr  zu  der  inländischen  Raupengattung 
unter  Auwendung  der  Methode  Pasteurs,  die  es 
ermöglicht,  mit  grosser  Sicherheit  die  kranken 
Eier  auszuscheiden.  Die  Verwendung  der 
Raupeneier  einheimischer  Rasse  zur  Züchtung 
hat  seither  weitere  Fortschritte  gemacht  1889 
waren  von  254  165  Unzen  Bruteiern  234  973 
einheimische,  10908  japanische  und  8284  andere; 
1899  waren  dagegen  von  182  945  Unzen  Brut- 
eiern 175  434,  also  ca.  96°/t  einheimische,  4988 
japanische  und  2523  andere.  Mit  der  wachsen- 
den Produktion  und  den  vermehrten  Zufuhren 
sind  die  Coconspreise  in  den  80er  und  90er 
Jahren  wieder  zurückgegangen.  1898  und  1899 
sind  sie  gestiegen  und  haben  gegenwärtig,  wie 
die  folgende  Tafel  lehrt,  beilänfig  die  Höhe 
wie  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts. 
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Seidenernten  in  Frankreich. 


Im 

Jahres- 

% l\*AJMkB 

Cocon- 
preis  *) 

Roh- 
seidenpro- 

durch- 

ner kö- 

duktiou 

schnitt 

1000  kg 

Krcs 

1000  k" 

i  l'Hf — 1  (&J 

(i  fu~>0 

e  co 

1 7B1  1  TU« 

6  200 

c  1  7 

17LM)  ifartO 

— 

1HH1-  1KH7 

.4  2  CO 

i  si  i«  -1812 

C  14.7 

> 
O 

1  Ol  «_f        1  ObU 

c  200 

J  IO 

433 

irqo  1  Am) 

l  o  Hoo 

1  co 

900 

1831—1840 

11  537 

3,6° 

961 

1841—1845 

17500 

4,10 

IC.  22 

1846-1852 

24  254 

4,10 

2I09 

1853-1855 

21  770 

6,89 

1847 

18o6— 1860 

8  200 

656 

18t>l — 1866 

5  620 

6,10 
6,84 

432 

1866—1870 

u  893 

778 

1871—1875 

10060 

6,35 

657 

1876—1880 

6  555 

4,90 

630 

1881— 188o 

7  9o7 

3,90 

1886—1890 

8321 

3,92 

692 

im  Jahre 

1853 

24  000 

2 100 

1856 

7  coo 

67s 

600 

1863 

(1  coo 

4  8s 

c,oo 

^  uw 

108 

1866 

lf"U 

l6  Alft 

6  co 

1OQ0 

186!) 

8  076 

6  70 

coc 

117/1 

c  07 

711 

1876 

'  5  ^ 

1877 

1  i  400 

d  80 

872 

1879 

4.  77C 

^  IO 

Ol  ? 

1882 

0  7l6 

4.  20 

772 

1SN4 

6  107 

48l 

1888 

9  550 

3,50 

798 

1890 

7  799 

4,09 

650 

1891 

6884 

3,H 

574 

1892 

7680 

3,25 

640 

1893 

9  987 

3,<»  -5.39 

852 

1894 

10  ;84 

2,01—3.50 

896 

1896 

930« 

a,40—3.72 

780 

1896 

9319 

2.25-3.33 

784 

1897 

7760 

2,00—3,00 

620 

1898 

6893 

2,34—3.58 

55° 

1899 

6  993 

2,25-4,03 

560 

Aehnlich  wie  in  Italien  ist  auch  in  Frank- 
reich in  jüngster  Zeit  der  Ertrag  von  Cocons 
ans  der  gleichen  Quantität  von  Eiern  gestiegen. 
Es  wurden  nämlich  von  einer  Unze  (a  2o  g) 
Eier  im  Mittel  gewonnen  Cocons: 


in  den  80  er  Jahren  fortgesetzt  vermindert  und 
sogar  in  eine  Mehrausfuhr  verwandelt.  Erst 
seit  1893  ist  wieder  eine  beträchtliche  Mehr- 
einfuhr hervorgekommen.  Sie  betrug  durch- 
schnittlich per  Jahr  1871—76  1328,  1876—80 
1071,  1881-85  430.  1886-90  1,  1891-95  312, 
1896-98  627  tausend  Kilogramm.  Das  Detail 
giebt  folgende  Tafel. 


r  rauKreicn. 

Seidencocons.') 

Jahr 

Einfuhr 

A  iittf  nii  v 

Un  L  UJ1I 

Mehreinfuhr 
Mehrausfuhr( 

1000  kg 

1000  kg 

1000  kg 

1871 

«703 

283. 

1420 

1876 

1867 

803 

1064 

lt>76 

2596 

792 

1804 

18H0 

1681 

730 

'  95' 

1SM 

814 

725 

89 

1885 

5S5 

293 

292 

1886 

1174 

678 

496 

1887 

642 

493 

«49 

1888 

422 

32 

1889 

361 

952 

„59, 

1890 

163 

243 

—  80 

1891 

194 

287 

-  93 

1K'.i:> 

410 

358 

61 

1893 

1278 

300 

978 
480 

1894 

732 

2C2 

1895 

761 

626 

»35 

1896 

1307 

3' 5 

992 

1897 

1202 

463 

739 

185*8 

1 1 16 

210 

906 

1H99 

2410 

923 

1487 

1879 
1885 
1890 
1891 

im 

1893 


10,50  kg 

25.71  „ 

30.72  „ 
29,21  „ 
33,8 1  „ 
44,38  „ 


1894 
1895 
1896 
1897 

im 


43,96  kg 

43,78  „ 

42,02  „ 

39,o2  „ 

37,26  „ 

38,22  „ 


Wieder  im  Gegensatz  zu  Italien  hat  sich 
in  Frankreich  die 


')  Von  1890  ab  nach  den  Verkäufen  von 
Cocons  einheimischer  Rasse  für  Spinnereien.  — 
Von  1893  ab  die  niedrigsten  und  höchsten 
Durchschnittspreise  dieser  Art  in  den  Departe- 
ments. 


Die  Masse  der  in  den  französischen  Filanden 
produzierten  Seide  ist  demnach  besonders  früher 
grösser  gewesen  als  die  aus  der  einheimischen 
1  Cocousproduktion  zu  gewinnende  Quantität.  Man 
'1  darf  annehme,  dass  sie  in  den  beiden  letzten 
Jahresperioden  1891  bis  1895  und  1896  bis 
!  1898  die  auf  Grund  der  heimischen  Coconsernte 
I  gewonnene  Rohseidenmenge  wieder  nra  einige 
tausend  Kilogramm  (etwa  26 — 40)  jährlich  über- 
stieg. 

4.  Oesterreich-Ungarn.  In  Oesterreich 
wurde  schon  seit  sehr  Tanger  Zeit  die  Sciden- 
raupenkultnr  in  Südtirol  sowie  in  dem  Küsten- 
lande  uud  Dalmatien  betrieben.  Durch  die  Be- 
mühungen der  Kaiserin  Maria  Theresia  und  des 
Kaisers  Franz  wurde  nicht  nur  in  diesen  Län- 
dern die  Seidenkultnr  wesentlich  gehoben,  son- 
dern auch  auf  andere  Länder,  so  insbesondere 
auf  Böhmen,  Niederüsterreich,  Steiermark  und 
Krain  ausgedehnt,  doch  fasste  die  Kultur  keine 
tiefen  Wurzeln  uud  ging  rasch  zurück.  In  den 
40  er  Jahren  wurde  für  Böhmen  nur  noch  eine 
Produktion  von  672,  für  Niederösterreich  eine 
solche  von  785  Kilogramm  Seidencocons  ausge- 
wiesen. In  den  60  er  Jahren  bemühte  man  sich 
neuerdings  durch  landwirtschaftliche  Vereine  in 
den  nördlicheren  Ländern  die  Seidenzacht  zu 
heben.  In  der  That  wurden  auch  in  den  60er 
nnd  70  er  Jahren  in  Steiermark  und  Kärnten, 
dann  in  Nordtirol,  in  Mähren,  sogar  in  Schlesien 
und  Westgalizien  jährlich  je  einige  hundert 
Kilogramm  Cocons  produziert.  Auch  diese 
Kulturen  behaupteten  sich  aber  nicht  auf  die 
Dauer,  und  in  den  jüngsten  Ausweisen  des 

')  Generalhandel. 
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österreichischen  Ackerbauniinisteriums  (seit  1884) 
wird  eine  Coeonsproduktion  nur  noch  für  Tirol, 
das  Küstenland,  Dal  matien,  Krain  und  Mähren 
angegeben.  Nach  den  offiziellen  Angaben  be- 
trug übrigem  die  Coconsproduktion  in  den  öster- 
reichischen Ländern: 


Im  Jahre 
1829  n 
1831«! 
1841 

i85i 

1865 
1875 
1881 
1883 
1885 
1887 
1888 


l  080  154 
1  201  657 
1  421  737 
1  986  589 

797  229 

1  243  296 

•  577  453 

2  756  783 

1  680  1 1 1 

2  872  632 
1  956  296 


Im  Jahre 
1885) 
1890 
1891 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1809 


1  518*489 
1  420  569 
i  506  524 

1  194410 
2733712 
3  026  903 

2  027  423 
1  968  562 
1  582  790 

1  682  777 

2  1 58  205 


lieh  zugenommen,  so  daas  die  Cocon 
sich  gegenwärtig  auf  etwa  drei  Vierteile  der 
österreichischen  belauft,  während  sie  noch  1885 
kaum  den  10.  Teil  betrug. 

Seiden  -  Coconsproduk  tion  in  Ungarn 
mit  Kroatien 


Auch  in  Oesterreich  hat  sich  in  den  60  er 
nud  zu  Beginn  der  70er  Jahre,  wohl  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Haupenkrankheit  eine 
starke  Verminderung  der  Produktion  eingestellt, 
währeud  von  1878  (Produktion  2,4  Millionen 
Kilogramm)  ah  bis  1888  die  Produktion  vor- 
wiegend gute  und  teilweise  grosse  Erträge  ab- 
warf. Von  1888  bis  1892  ist  sie  rückgängig. 
In  den  Jahren  1893  Ins  1895  waren  die  Cocons- 
«  rnten  sehr  beträchtlich.  Neuestens  macht  sich 
bei  ihnen  nach  einem  vorübergehenden  Abfall 
wieder  eine  Zunahme  bemerkbar. 

In  Ungarn  wurde  gleichfalls  schon  im 
vorigen  Jahrhundert  die  Seidenknltur  betrieben. 
Bereits  1724  hat  ein  Graf  Merci  versucht,  sie 
in  der  Militärgrenze  einzuführen.   Später  war 
die  Kaiserin  Maria  Theresia  durch  Anpflanzung 
von  Maulbeerbäumen,  durch   Einführung  der 
Seidenbanlehre  als  Uuterrichtsgegcnstaud  m  der 
Schule,   durch  Errichtung   von  Verwaltuugs- 
und  Aufsichtsorganen  (1759  „Seideninspektorat",  j 
„Viceinspektoreu",  Gärtner)  bemüht,  die  Seiden- 1 
kultur  zu  hebeu.   Schon  1770  soll  ein  Erträgnis 
von  mehr  als  5000  Kilogramm  erzeugt  worden 
sein.  Später  wurden  die  Erträge  kleiner;  gleich- 
wohl wurden  in  der  MUitärgrenze  1783  26380, 
1801  wieder  64  155  Kilogramm  Cocons  geerntet,  i 
1814  bis  1818  betrug  die  Ernte  daselbst  durch- , 
schnittlich  24  834  Kilogramm  Cocons ;  1829  bis 
1840  belief  sie  sich  im  Durchschnitte  auf  95  442 
Kilogramm. 

Für  Ungarn  mit  Siebenbürgen,  Kroatien, 
Slavonien  und  der  Militnrgrenze  geben  die  offi- 
ziellen Ausweise  1841  eine  Coconsernte  von 
479  854.  1851  eine  solche  von  482  789,  1865  eine 
solche  von  340  284  Kilogramm  an. 

In  den  60  er  und  70  er  Jahren  ging  die 
Seideukultur  in  Ungarn  wie  in  seiuen  Neben- 
ländern stark  zurück.  Erst  die  direkten  Ein- 
griffe der  Regierung  halfen  der  Kultur  wieder 
empor.  Zu  Ende  der  70er  Jahre  wurde  ein 
besonderes  Landes-Seidenbau-Inspektorat  einge- 
richtet, das  mit  vielem  Erfolge  arbeitete.  Nach 
seinen  Berichten  hat  die  Zahl  der  Gemeinden 
und  Familien,  die  sich  mit  der  Seidenzucht  be- 
schäftigen, sowie  die  Produktion  von  Cocons, 
wie  folgende  Tafel  zeigt,  seit  1860  ausserordent- 


Familien 
1  059 

»3  859 
66  525 
72  118 
76  397 
66  114 
85  948 

94  8<>5 
102  077 
107  454 
86467 
79  928 


kg  Cocons 
10  131 
'76  337 
1  043  903 
1  10S446 
970  050 
873  440 
1  127  617 
1  499  845 
1  625  282 
1  330  884 
1  272331 
1  244  728 


5  Für  Südtirol  und  DalmJttien  allein.  Im 
Durchschnitt  der  Jahre  1831 — 40  wurden  da- 
selbst jährlich  1258  468  kg  Cocons  produziert. 


im  Jahre  Gemeinden 
1880  71 
1885  7st 

1890  1942 

1891  2268 

1892  2590" 

1893  2~;62 

1894  2706 

1895  2620 

1896  2^41 

1897  2697 

1898  2461 

1899  2274 

Am  intensivsten  wird  die  Seidenraupenzucht 
in  den  ungarischen  Komitaten  Bacs-Bodrog, 
Torontal  und  Tcmes.  sodann  in  dem  kroatischen 
Komitate  Szerem  betrieben,  wo  1898  454 (XX) 
resp.  241000,  14000O  und  148  000  Kilogramm 
Cocons,  also  etwa  drei  Vierteile  der  ganzen 
Ernte  des  I  indes  gewonnen  werden. 

Da  die  Coconsernte  in  Oesterreich-Ungarn 
1895  rund  3  527  (XX),  1898  2  955  Ol X)  und  18D9 
3  402  0110  Kilogramm  ergab,  so  dürfte  die  Roh- 
seidenproduktion  ans  einbeimischen  Cocons  in 
den  drei  genannten  Jahren  etwa  293000  resp. 
246  000  nud  283  (XX)  Kilogramm  betragen  haben. 
Das  Lyouer  Syndicat  des  marchands  de  soie 
schätzt  die  Produktion  der  gleichen  Jahre  bei 
Annahme  einer  kleineren  Coconsernte *)  etwas 
niedriger  auf  275  000,  244  (XX)  und  276  (XX)  Kilo- 
gramm. 

5.  Russlaud  •  hatte  in  den  50 er  und  60er 
Jahren  unseres  Jahrhunderts  infolge  der  Be- 
mühungen der  Administration  eine  nicht  unbe- 
deutende Seidenkultur  auch  in  seinen  euro- 
päischen Teilen.  Als  aber  die  Regierung  von 
den  früher  ausgeübten  Zwangs-  und  Anfmnnte- 
rungsmassnahnien  abzusehen  begann,  verfiel  die 
.Seidenkultur  im  europäischen  Russland  bald 
ganz.  Gegenwärtig  wird  sie  nur  vereinzelt  in 
den  Gouvernements  Kiew,  Podolien,  Bessarabien, 
Cherson,  Jekaterinoslaw  und  Taurien  betrieben 
und  ergiebt  wohl  nicht  viel  mehr  als  10  Pud  {—  164 
Kilogramm)  Rohseide.  Dagegen  hat  sie  sich 
im  Kaukasus,  in  Transkaukasien,  in  Turkestan, 
Chiwa  und  Buchara,  wo  sie  schon  vor  Jahrhun- 
derten eingebürgert  war.  neuestens.  nachdem 
die  Raupenkrankheit  glücklich  Uberwunden 
wurde,  wieder  kräftig  gehoben.  Für  1885  wird 
der  Coconsertrag  in  Transkaukasien  (vielleicht 
etwas  zu  hoch)  auf  360000  Pud,  im  ganzen 
russischen  Reiche  mit  Einschluss  von  Chiwa 
und  Buchara  aber  auf  730  180  Pud  geschätzt, 
was  einem  Rohseidenertrage  von  rund  40000 
Pud  oder  656000  Kilogramm  entspräche.  Nach 
Schawrow  (Gewinnung  und  Verarbeitung  der 


1  Das  Syndikat  berücksichtigt  für  Oester- 
reich nur  die  Coconsernten  von  SUdtirol,  Gtirz, 
Gradiska,  Istrien  und  Dalmatien. 

*j  Die  Seidenraupenzucht  soll  Zar  Michael  III. 
eingeführt,  Peter  der  Grosse  aber  wesentlich 
gefördert  haben. 
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Seide,  Petersburg  1890)  ist  die  Seidenproduktion 
von  Buchara  auf  265 — 280,  jene  Ton  Chiwa  auf 
46—60,  die  von  russisch  Turkestan  auf  120  bis 
130  tausend  Kilogramm  zu  schätzen.  Da«  oben  ge- 
nannt« Syndikat  nimmt  für  Kaukasien  mit  Ein- 
sen] uss  von  Transkaukasien  in  den  Jahren  1898 
und  1899  eine  Coconsproduktiou  \on  etwa  2,80 
resp.  3,75  Millionen  Kilogramm  an  ')  und  schützt 
die  Rohseidenproduktion  aus  der  Coconsernte 
dieses  Gebietes  in  den  Jahren  1893  bis  1899 
auf  200  resp.  175,  185,  250.  240.  230  und  310  tau- 
send Kilogramm.  Nur  die  grössere  Hälfte  dieser 
Produktion  wird  im  Inlairde  gewonnen,  da  ein 
grosser  Teil  der  Cocons  exportiert  wird.  Die 
Ausfuhr  aus  russisch  Turkestan  und  Centrai- 
asien giebt  die  gleiche  Quelle  für  1899  mit 
67  500  Kilogramm  Rohseide  und  127  (KX)  Kilo- 
gramm Cocons  an.  letztere  auf  31  500  Kilo- 
gramm Rohseide  umgerechnet,  ergiebt  eine  Roh- 
seideausfuhr von  rund  99  000  Kilogramm.  Da- 
nach erscheint  Schawrows  Schätzung  der  Sciden- 
prodnktion  der  genannten  Gebiete  mit  43L  bis 
470  lausend  Kilogramm  nicht  allzu  hoch. 

6.  Andere  Staaten  Europas.  In  der 
Schweiz  soll  bereits  im  Mittelalter  Seiden- 
zucht  betrieben  worden  sein.  Bekannt  ist,  dass 
im  Kanton  Zürich  vorübergehend  im  16.  Jahr- 
hundert von  einem  gewissen  Zanino  aus  Locarno, 
später  von  dem  Zürcher  Haab,  im  18.  Jahr- 
hundert von  H.  J.  Pestalozzi,  zu  Beginn  dieses 
Jahrhunderts  vom  Pfarrer  Bruch  und  in  den 
30er  Jahren  von  Studer,  ferner  im  Kanton  Stadt 
Basel  im  16.  und  17.  Jahrhundert  von  Platter 
Rohseide  produziert  wurde.  Auch  in  anderen 
Kantonen,  besonders  in  Graubunden,  Wallis, 
Waadt,  Genf,  Aargan,  St.  Gallen  und  Bern 
wurden  in  den  öOer  und  60er  Jahren  mehr  oder 
weniger  glückliche  Versuche  gemacht,  die  Seiden- 
raupenzucht einzuführen.  Dauernd  und  in 
grösserem  Umfange  wurde  und  wird  jedoch  die 
Seidenraupenzucht  nur  im  Kanton  Tessin 
betrieben.  Sie  erreichte  ihren  Höhepunkt  zwischen 
1870  und  1874,  als  die  Coconspreise  auf  6  Francs 
pro  Kilogramm  standen.  Damals  wurden  im 
Kanton  Tessiu  187  473  Kilogramm  Cocons  pro- 
duziert. Durch  den  folgenden  Preisfall  gerieten 
die  Seidenzüchter  in  Bedrängnis  und  gaben 
vielfach  die  Produktion  auf.  Hie  und  da  schlug 
man  sogar  die  Maulbeerbäume  um.  Erst  seit 
1887  beginnt  sich  die  Seidenproduktion  wieder 
zu  heben.  1888  produzierte  der  Kanton  117  010 
Kilogramm  Colons;  1889  noch  etwas  mehr. 
Auch  das  Abhaspein  der  Cocons  wird  haupt- 
sächlich im  Kanton  Tessin  betrieben.  In  der 
ganzen  Schweiz  bestanden  1890  25  Spinnereien 
für  Seide.  Die  gesamte  Rohseideuproduktion 
der  Schweiz  wird  für  das  Jahr  1890  anf  30  bis 
40  000  Kilogramm  geschätzt. 

In  Spanien  und  Portugal  wurde  die 
Seidenzucht  wahrscheinlich  von  den  Arabern 
eingeführt,  und  noch  in  der  jüngsten  Zeit  war 
sie  am  meisten  entwickelt  in  jenen  Gebieten, 
die  ihnen  am  längsten  unterworfen  waren,  in 
Valencia,  Mnrcia,  Andalusien  und  Granada.  Im 
allgemeinen  ist  jedoch  die  Produktion  keines- 
wegs im  Verhältnis  zu  den  günstigen  lokalen 
Bedingungen  ausgebildet.  Auch  die  Bemühungen 

M  Nach  den  ADnales  du  commerce  exterieur 
hätte  die  Coconsernte  im  Kaukasus  1896  5,  1897 
5,5  Millionen  Kilogramm  ergeben. 


der  Regierungen  zur  Hebung  der  Seidenraupen- 
zucht blieben  ziemlich  erfolglos.  Seit  den  60  er 
Jahren  ist  sie  infolge  des  Umsichgreifens  der 
Raupenkrankheit    auffallend  zurückgegangen. 

1898  und  1899  sollen  980000  resp.  990000  Kilo- 
gramm Cocons  gewonnen  worden  sein.  Noch  in 
den  50er  Jahren  wurde  die  Produktion  von  Roh- 
seide in  Spanien  von  Reden  auf  1,12  Millionen 
Kilogramm  und  jene  von  Portugal  auf  44000 
Kilogramm  geschätzt.  187374  soll  sie  in  Spanien 
nur  noch  130—140000  Kilogramm  betragen 
haben.  Gegenwärtig  ist  sie  fast  ganz  auf  die 
Provinzen  Murcia  und  Valencia  beschränkt.  Im 
Mittel  der  Jahre  1880  bis  1884  belief  sie  sich 
anf  rund  84000  Kilogramm.  Für  die  Jahre 
1893  bis  1899  wird  sie  mit  teilweise  reduzierten 
Beträgen,  nämlich  mit  77, 90,  100, 102,  73.  80  und 
78  tansend  Kilogramm  angegeben.  In  Portugal 
soll  die  Produktion  1885  12927  Kilogramm  Roh- 
seide betragen  haben.  Neuesteus  wird  sie  noch 
geringer,  auf  kaum  3000  Kilogramm  geschätzt. 

Auch  in  Deutschland  wurde  wiederholt 
die  Einführung  der  Seidenkultur  angestrebt,  so  in 
Preussen  unter  Friedrich  dem  Grossen  und 
neuestens  wieder  in  den  50er  und  60er  Jahren. 
Im  vorigen  Jahrhundert  brachte  man  es  bis  zu 
einer  Jahresproduktion  von  rund  7000  Kilo- 
gramm, in  den  60er  Jahren  bis  zu  einer  solchen 
von  In 000  Kilogramm').  Die  Raupenkrankheit 
und  die  Preisschwankungen  der  Cocons  haben 
auch  die  neuerlichen  Unternehmungen  scheitern 
lassen,  und  gegenwärtig  ist  die  Produktion  in 
Preitssen  sowie  in  den  anderen  Staaten,  die  wie 
Buden,  Württemberg.  Hävern  und  Sachsen  ähn- 
liche Versuche  machten,  ganz  unbedeutend,  so- 
fern überhaupt  noch  eine  "Produktion  besteht. 

Auch  indenNiederlanden,  in  Belgien, 
selbst  in  Schweden*)  wurde  und  wird  teil- 
weise noch  Seidenraupenzucht  betrieben,  doch 
entbehrt  sie  jeder  Bedeutung. 

Eine  grössere  Rohseidenproduktion  findet 
sich  auf  der  Balkanhalbinsel.  In  der  euro- 
päischen Türkei  sind  Mittelpunkte  der  Pro- 
duktion, des  Handels  und  der  Industrie  Adria- 
nopel. Dedeagatsch,  Saloniki.  Seres  und  Prisren 
in  Albanien.  In  den  80  er  Jahren  wurde  die 
Rohscidcnprodnktion  dieser  Gebiete  auf  120  bis 
135  000  Kilogramm  geschätzt.    Für  1898  und 

1899  giebt  die  Verwaltung  der  türkischen  Staats- 
schuld die  Coconsemte  der  Vilayets  Saloniki  und 
Adrianopel  mit  1  987  371  resp.  2  431  030  Kilo- 
gramm an.  Die  Rohscidenprodnktion  dieser  Ge- 
biete wird  vom  Lvoner  Setdeuhändler-Syndikat 
für  die  Jahre  1893  bis  1899  mit  250  resp.  185, 
165,  170,  115,  165  und  210  t«useud  Kilogramm 
geschätzt.  Die  Produktion  von  Seidencocons  in 
Bulgarien  mit  Ostrnmelien  hat  sich 
durch  die  Fürsorge  der  Regierung  neuesteus 
sehr  gehoben.  Während  früher  eine  mittlere 
Ernte  auf  rund  60000  Kilogramm  geschätzt 
wurde,  wird  jetzt  das  doppelte  und  dreifache 
ausgeführt.  Die  oben  geuannte  Quelle  giebt 
daher  auch  für  1898  resp.  1899  die  Coconsemte 


»)  1872  sollen  in  Preussen  2650  kg,  in  den 
anderen  deutschen  Staaten  1000  kg  Cocons  ge- 
erntet worden  sein. 

")  Vgl.  die  Mitteilungen  über  die  schwe- 
dische Seideuindustrie  in  La  Suede,  son  penple 
et  son  industrie  par  G.  Snndbarg,  Stockholm 
1900,  S.  291  ff.;  1898  gewann  man  2  kg  Seide. 
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mit  407000  und  639656.  die  Hob  seidenproduk- 
tion mit  34  000  und  42000  Kilogramm  an. 
letztere  ist  deshalb  relativ  klein,  weil  nur  etwa 
Vi  bis  V8  der  Coconsernte  im  Inlande  verbraucht 
wird,  der  Rest  hauptsächlich  nach  der  Türkei 
geht.  In  den  letzten  10  Jahren  ist  die  Co- 
cains- und  Rohseidenausfuhr  sehr  beträchtlich 
gestiegen.  Entere  betrug  1888  36667,  1890 
44  210,  1895  106668,  1898  149944  und  1899 
210097  Kilogramm.  In  den  gleichen  Jahren 
belief  sich  die  Rohseidenausfuhr  auf  6236  res». 
2793,  5094,  4793  und  8119  Kilogramm.  In 
Rumänien  hat  sich  die  Seidenkultnr  besonders 
zu  Ende  der  50  er  Jahre  entwickelt,  als  man 
dort  Seidenraupen  entdeckte,  welche  ausnehmend 
widerstandsfähig  schienen.  Damals  entfaltete 
sich  anch  ein  lebhafter  Cocons-  und  Raupeneier- 
handel,  der  aber  bald  zurückging.  Gegenwärtig 
erntet  Rumänien  jährlich  ca.  110000  Kilogramm 
Cocons.  Seine  Coconsansfuhr  betrug  1888  1789, 
1890  627,  1893  1566,  1898  121  Kilogramm. 
Rohreide  wird  nur  vereinzelt  in  wenigen  Jahren 
und  nur  in  geringen  Mengen  exportiert,  so 
1897  67  Kilogramm. 

Griechenland  betrieb  wohl  schon  sehr 
früh  die  Seidenraupenzucht,  sicher  bereits  im 
10.  oder  11.  Jahrhundert.  Seine  Seidenspinner 
und  Weber  sind  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
schon  hochberühmt.  Durch  die  Herrschaft  der 
Türken  verfiel  die  Kultur  jedoch  ganz.  Erst 
in  unserem  Jahrhundert  kam  sie  wieder  empor 
und  gewann  an  Umfang.  Auch  die  Qualität 
der  Rohseide  wurde  durch  zweckmässiger« 
Behandlung  verbessert.  In  den  50  er  Jahren 
schätzte  man  die  Produktion  sogar  auf  155  000 
Kilogramm,  zwischen  1881  und  1887  wieder 
nur  auf  20000  Kilogramm.  Auch  für  1888  bis 
1890  wurde  die  durchschnittliche  Rohseidenpro- 
duktion von  dem  Lyoner  Syndikat  mit  nur 
180U0  Kilogramm  angenommen.  Seither  ist 
aber  die  Produktion  beträchtlich  gewachsen,  und 
für  1898  und  1899  giebt  die  gleiche  Ouelle  die 
Coconserntcn  mit  480000  resp.  400  000  Kilo- 
gramm und  die  Ruhseidenerträge  mit  40000 
resp.  34  000  Kilogramm  an.  Die  Coconäausfuhr 
wuchs  von  1891  auf  1895  von  86060  auf  149  442 
Kilogramm,  fiel  aber  bis  1897  auf  22835 
Kilogramm  herab.  Die  Rohseidenausfuhr  ist 
dagegen  auch  in  der  letzten  Zeit  gewachsen. 
Sie  betrug  1891  13255,  1895  14  603  und  1897 
25355  Kilogramm. 

7.  China.  Auch  in  dem  Heimatslande  der 
Seide  ist  deren  Kultur  nicht  ohne  Zuthun  der 
Regierung  emj>orgewaehseu.  Als  die  einfluss- 
reichste Massregel  wird  jeue  Steuer  bezeichnet, 
die  seit  dem  4.  Jahrhundert  bis  in  die  neuere 
Zeit  herauf  jeder  Familie  die  Abgabe  einer  ge- 
wissen Quantität  Rohseide  und  eines  Stückes 
Seideustoff  auflegte.  Dadurch  wurde  nicht  bloss 
die  Seidenraupenzucht  geradezu  erzwungen, 
sondern  die  Regierung  kam  auch  in  den  Bcsits 
der  Hauptmasse  des  Produktes,  wodurch  der 
Seidenhandel  von  ihr  nahezu  monopolisiert  wer- 
den konnte.  Im  Interesse  dieses  Handels  wurde 
auch  die  Ausfuhr  von  Raupendem  und  Maul- 
beersamen bei  schweren  Strafen  verboten  und 
überhaupt  alles  gethan,  was  China  im  Allein- 
besitze der  Seidenkultnr  erhalten  konnte.  Wie 
gross  die  in  dieser  Weise  seit  uralten  Zeiten 
«förderte  Produktion  war  und  ist.  lässt  sich 
genau  bestimmen. 


Gewöhnlich  nimmt  man  nach  den  Berichten 
der  Vorstände  der  Zollämter  aus  dem  Jahre 
1882  für  China  eine  Produktion  von  rund  9  7* 
Millionen  Kilogramm  Rohseide  an.  Diese  Quan- 
tität, die  beiläufig  einem  Ertrage  von  120—130 
Millionen  Kilogramm  Cocons  entsprechen  würde, 
ist  aber  offenbar  zu  klein;  denn  wenn  man 
die  Ausfuhr  von  roher  und  gezwirnter  Seide, 
von  Ausschussseide,  Seidenabfallen  und  Seiden- 
cocons,  dann  von  Seide,  welche  von  den  Cocons 
der  sogenannten  wilden  Seidenspinner  gewonnen 
wurde,  wie  dies  in  folgender  Tafel  geschnh. 
zusammenrechnet,  so  geht  die  Ausfuhr  aus  den 
Vertragshäfen  allein  schon  über  diese  Menge 
hinaus. 


Im  Durch- 
schnitte 

der  Jahre 
resp.  im 
Jahre 


1870-75 
1875  -80 
1880—85 
1885—90 
1891—95 
1869 
1870 
1880 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


Chinesische 


Kilogramm 


4  735  59o 
5415  896 

5  886  004 
8  873  429 

10454  295 
3  226095 

3  378  3o3 

6  383  641 

8  82S  742 
10447  452 

9  891  554 
9748771 

10612058 

11  571641 
9  139496 

• 1  794  037 

12  014  075 

15  791  474 


Tausend 
Haikuan 
Taels 


Mill. 


19  850 
ai  973 

24  «75 
24  491 

29  8S4 

3°34» 
29325 

33  605 
38  724 
3«  672 
44461 

45  4«3 
71583 


164,80 
•39,68 
105,71 
122,16 
128,18 
«33,78 
142,82 
139,96 
129,56 
149,42 

"34,7' 
117,89 

109,55 
•29,34 
•07,37 
•34,72 
!  138,96 
219,04 


Von  dieser  ungeheueren  Exportmenge  ent- 
fällt die  Hauptmasse,  mehr  als  die  Hälfte,  in 
den  Jahren  1891  resp.  1899  5135  893  und 
8  962645  Kilogramm,  auf  rohe  und  gezwirnte 
Seide.  In  den  gleichen  Jahren  wurden  ferner 
4  699  806  und  6  073  714  Kilogramm  Ausschuss- 
seide und  Seidenabfälle,  und  nur  611 754  resp. 
765116  Kilogramm  Cocons  ausgeführt.  Schätzt 
man  somit  den  Seideuverbrauch  in  China  so 
gering  als  möglich,  in  den  80  er  Jahren  wurde 
i  er  bereits  mit  2—2,6  Millionen  Kilogramm  an- 
1  gegeben  und  seither  ist  er  wesentlich  gestiegen 
I  (Rondot  giebt  ihn  mit  5  Millionen  Kilogramm 
an),  so  wird  man  doch  bei  dieser  Ausfuhr  die 
Rohseidenproduktion  Chinas  gegenwärtig  mit 
12 — 14  Millionen  Kilogramm  annehmen  müssen. 
Die  Seidenproduktion  Chinas  muss  eben  in 
den  letzten  23  Jahren  ganz  bedeutend  zuge- 
nommen haben,  da  sich  in  dieser  Zeit  die  Aus- 
fuhr bei  rückgängigen  Preisen  auf  das  3  fache 
erhöhen  konnte.  Das  grösste  Wachstum  fällt 
auf  die  Jahre  seit  1885,  seit  welcher  Zeit  sich 


»)  Rohseide,  gezwirnte  Seide,  Ausschuss- 
seide, Seidenabfälle,  Cocons  und  sogenannte 
I  wilde  Seide. 

*)  Berechnet  nach  dem  Jahreadurchschnitts- 
knrse  des  Haikuan  Tael. 
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die  Gesamtausfuhr  von  5,ö  auf  15.8  Millionen 
Kilogramm,  also  fast  auf  das  3 fache  erhöhte. 
In  den  vorhergehenden  Jahren  gab  es  einige 
Jahre  schwerer  Bedrängnis,  so  insbesondere  1873, 
1877,  1881  bis  1885,  in  welch  letzterer  Zeit 
man  sogar  von  dem  nahen  Untergänge  des 
chinesischen  .Seidenhandels  sprach.  Die  Be- 
drängnis äusserte  sich  aber  weniger  in  der 
Verringerung  der  Gesamtau*fuhr  als  in  der  Ver- 
ringerung der  Ausfuhr  der  rohen  und  gezwirnten 
Seide.  Während  nämlich  die  Ausfuhrmcnge 
dieses  Artikels  Reit  1869  sich  kaum  verdoppelt 
hat,  stieg  jene  der  Ansscbussseide  und  Seiden- 
abfalle  in  dieser  Zeit  auf  das  20  fache,  jene  der 
sogenannten  wilden  Seide  auf  nahezu  das  vier- 
fache; denn  1869  wurden  Itereita  2  647  166  Kilo- 
gramm Rohseide  uud  gezwirnte  Seide,  aber  nur 
litt)  364  Kilogramm  Aßfall-  und  Ausschnssseide 
und  289  736  Kilogramm  wilde  Seide  und  8»  828 
Kilogramm  Cocons  ausgeführt.  Im  Zusammen- 
hange mit  der  fortschreitenden  Technik,  wo- 
durch auch  die  Verwertung  minderer  Seiden- 
qualitäten möglich  wurde,  und  im  Zusammen- 
hange mit  den  wirtschaftlichen  Krisen  in  Europa 
hat  sich  somit  ein  auffallender  Umschwung  in 
der  Zusammensetzung  der  chinesischen  Seiden- 
ausfuhr nach  der  Qualität  der  Artikel  ergeben, 
der  nicht  ohne  Bäckwirkung  auf  den  Ausfuhr- 
wert bleiben  konnte.  In  der  That  ist  dieser, 
in  Goldmark  D.  K.  W.  ausgedrückt,  von  1872 
bis  1885,  in  welchem  Jahre  die  Ausfuhr  mit  15 
Millionen  Tael  oder  81  Millionen  Mark  bewertet 
wurde,  mit  seltenen  Unterbrechungen  gefalleu. 
Erst  seither  ist  er  wiedei  gestiegen,  allerdings 
unter  grossen  Schwankungen.  Trotzdem  ist  die 
Ausfuhr  von  1895),  die  5  mal  grösser  ist  als  jene 
von  186Ü,  in  Haikuan  Taels  nur  3' »mal,  in 
D.  B.  M.   nicht  2  mal  so  hoch  bewertet  wie 


jene.  Selbstverständlich  ist  es  nicht  bloss  die 
geändert«  Warenqualität,  die  den  Gesamtaus- 
i'uhrwert  druckt,  sondern  auch  der  infolge  der 
gestiegenen  Produktionsmenge  eingetretene 
Preisfall  der  Seide  unJ  der  Rückgang  de« 
Silberpreises.  Welchen  Einfluss  diese  zu  sinken- 
den Preisen  angebotenen,  wachsenden  Export- 
inengen  auf  die  europäische  Produktion  haben 
massten,  lässt  sich  leicht  ermessen,  und  man 
begreift  deren  Rückgang  in  deu  schwächeren 
Prodnktionsgebieten. 

8.  Japan.    Auch   in  Japan,  wohin  die 
Seidenkultur  aus  China  schon  im  4.  Jahrhundert 
u.  Chr.  vorgedrungen  war,  sind  die  CocouBemten 
in  den  letzten  Decennien  ausserordentlich  ge- 
wachsen.   1889  waren  schon  217  335  Hektar  mit 
Maulbeerbäumen   bestellt.    1898  stieg:  dieses 
Areal  auf  302  800  Hektar.   Noch  in  den  «Oer 
und  70  er  Jahren  schätzte  man  die  Rohseiden- 
produktion  auf  2— 2't  Millionen  Kilogramm. 
Kreitner  nahm  für  die  Jahre  1882  bis  1884  be- 
reits einen  Mittelertrag  von  3  '/«  Millionen  Kilo- 
gramm an.   Gegenwärtig  wird  auch  diese  Ziffer 
von  dem  wirklichen  Ertrag  weit  Übertroffen. 
Das  japanische  statistische  Jahrbuch,  das  bis  in 
den  Anfang  der  90  er  Jahre  an  Stelle  der  Er- 
träge der  Seideukultur  die  Ausfubrziffem  mit 
der  Bemerkung  vorlegte,  das.«  der  inländische 
Verbranch  sehr  gross  sei,  aber  nicht  fixiert 
wurde,  bringt  gegenwärtig  ohne  weitere  Be- 
'  merknng  Ertragsziffern  der  Seidenkultur,  die 
|  die  Ausfnhrziffern  der  entsprechenden  japanischen 
I  Waren  weit  Übertreffen.   Man  wird  danach  an- 
I  nehmen  dürfen,  dass  diese  Ziffern  wenigstens 
j  annähernd  die  Produktionsresultate  darstellen. 
I  Es  beträgt  aber  nach  dieser  Quelle  die  Produk- 
j  tiou  von 


Im  Jahre 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


1898 


Seidencocons  Seidenraupeneier 

1000  1000  Stück 

Hektoliter  Cartons 

3043  3091 

3249  3334 

4073  3938 

33'4  3746 

3S31  3989 

3657  3937 

davon  auf  der  Insel  Nippon 

3467  377' 


Rohseide  Flockseide 
1000  Kilogramm 


6667 
7091 
8639 
7711 
8140 
S020 

7622 


214 
204 
232 
218 

257 
242 

22s 


Die  Rohseidenproduktion  Japans  muss  man 
danach  auf  wenigstens  8 — y  Millionen  Kilogramm 
schätzen.  Damit  stimmen  auch  die  Ausfnhr- 
angaben  ttberein.  Die  in  der  letzten  Zeit  sehr 
gewachsen  sind.  Es  wurden  nämlich  von  Ja- 
panischer Herkunft  aus  Japan  exportiert 


Im 

Jahre 
1878 
1880 
1885 
1888 
1895 
18% 
1897 
1W8 
1899 


Rohseide1)      Flockseide')  Cocons') 

1000  Kilogramm 

•i  ? 
'*  v 


1362 
2002 
2640 

3548 
5790 
4799 
6791 
4164 
6212 


190 

«75 
34 
22 

37 
221; 

14 


106 
36 
19 
50 


In  den  letzten  20  Jahren  hat  sich  somit 
1  die  Ausfuhr  von  Rohseide  auf  daa  3-  und  4  fache 
gehoben.    Jene  von  Flockseide ,  Cocons  und 
Hanpencier  int  dagegen  sehr  zurückgegangen. 
Von  Raupendem  japanischer  Provenienz  wurden 
18yö  nur  noch  820  Blatt  exportiert,  und  seit- 
|  her  ist  der  Export  noch  kleiner  geworden.  In 
!  höherem  Ma<se  als  die  Autifnhrmcngeu  ist  der 
Ausfuhrwert  gewachsen,   wie  folgende  Tafel 
zeigt,  von  etwa  38  Millionen  Mark  im  Jahre 
1880  auf  137  Millionen  Mark  im  Jahre  1899. 
Noch  bedeutender  ist  die  Zunahme  des  Ausfuhr- 
wertes in  der  Landeswährung.    Dieses  Uel»er- 
sebiessen  des  Ausfuhrwertes  kann  durch  eine 
höhere    Bewertung   der   Ausfuhrartikel,  ein 


etatistnjue  de  l'Empire  du  Japan ;  von  189.">  ab 
[  nach  dem  Annual  Return  of  the  foreign  trade 
')  Bis  1888  nach  den  Angilben  im  Resnine  of  the  Empire  of  Japan. 
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Steigen  der  Inlandspreise,  »l>er  auch  durch  die  wie  folgende  Tafel  zeigt,  zwar  an  Zahl  ab- 
Vermehrung de«  Anteile»  besserer  Qualitäten  an  nehmen,  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  sich  aber 
der  (lesamtauafuhr  herbeigeführt  worden  »ein.  so  ziemlich  behaupten. 


Im 
Jahre 


Rohseide  und 
Seidenabfälle 


Cocons,  Flock- 
seide utid 
Seidenraupen- 
eier 


KNXI 

Yen 


1000 

Mark 


1000 

Yen 


; 


1000 
Mark 


Zu- 
sam- 
men 

1000 
Mark 


im 
Jahre 


Werke 


132 


1  .i 


1880 

9897 

37  808 

33 

131 

1885 

14  169 

49  875 

99 

35o 

1889 

28877 

90095 

373 

1 165 

1890 

16431 

55  »66 

306 

1041 

1691 

31  882 

103616 

294 

955 

1892 

39  532 

1 1 5  038 

383 

1115 

1893 

30967 

80203 

625 

1618 

1894 

42564 

90235 

329 

697 

1895 

50  734 

108  570 

194 

415 

in»«; 

31  *95 

69  825 

7« 

157 

1897 

58650 

121  405 

33 

68 

1898 

44703 

92088 

98 

202 

1893 

66  702 

137406 

16 

33 

37  939 
50  225 

91  260 
56  907 

104  571 
116  153 
81  821 
90932 
108  985 
69  982 

121  473 

92  290 

«37  439 


Den  Inlandsverbrauch  Japans  hat  man  schon 
in  den  70er  Jahren  auf  mehr  als  eine  Million 
Kilogramm  Rohseide  geschätzt.  Seither  soll  er 
sehr  gestiegen  »ein,  nnd  in  der  That  ist  er  wohl 
mehr  als  doppelt  so  gross.  Nach  den  beiden 
vorhin  gegebenen  Tabellen  betrug  er  im  Durch- 
»chnitt  der  Jahre  1895  bis  1898  2,75  Millionen 
Kilogramm.  Damit  stimmt  Uberein  die  weiter 
unten  zu  erörternde  Entwickelnng  der  japanischen 
Seideuindustrie  und  Ausfuhr  von  Seidenweb- 
waren. 

9.  Ostindien.  Obschon  die  Seidenkultur  in 
Bririsch-Ostindien  seit  uralter  Zeit  einheimisch 
ist  und  im  vorigen  Jahrhundert  von  der  Ostin- 
dischen Kompagnie,  seither  von  der  indo-bri- 
tischen  Regierung  mit  vieler  Sorgfalt  gepflegt 
wurde,  so  liat  sie  doch  keinen  kräftigen  Auf- 
schwung genommen.  Gegenwärtig  wird  sie 
hauptsächlich  in  Bengalen,  in  den  Nordwest- 
und  Centraiprovinzen  und  in  Assaui  betrieben. 
Hier  bestehen  auch  neben  zahlreichen,  kleinen 
Filanden,  die  nur  für  den  Nachbarbedarf  ar- j 
beiten,  grosse  Betriebe,  über  welche  die  amt- 1 
liehe  Statistik  Ausweise  veröffentlicht  und  die, ' 

Britisch 


1882 
188« 
1KIKJ  84 
1895  89 
1898  66 


F  ilaudeu 

mit  während 
der  Saison 
beschäftigten 
Arbeitern 


12  443 
16  042 

159S5 

13918 


mit  einer 
Rohseiden- 
Produktion 
im  Wert  von 
1000  Rupien 

11887)4  416 
4440 

5  357 
4086 


Ausserdem  bestehen  noch  sogenannte  rSilk 
mills".  1898  7  an  der  Zahl  mit  2773  Arbeitern 
nnd  einer  Produktion  im  W  erte  von  1560  800 
Rupien  Obschon  die  Produktion  aller  dieser 
Betriebe  für  den  Inlandsbedarf  nicht  ausreicht, 
da  fortgesetzt  grosse  Quantitäten  fremder  Roh- 
seide nach  Indien  importiert  werden,  so  findet 
doch  auch  eine  beträchtliche  Ausfuhr  einhei- 
mischer indischer  Rohseide  (reeled  silk)  statt. 
Allerdings  unterliegt  sie  beträchtlichen  Schwan- 
kungen und  ist  gegenwärtig  trotz  einer  ge- 
wissen Zunahme  durchschnittlich  nur  etwa  so 
gross  wie  im  Jahre  1877  bis  1878,  iu  welchem 
Jahre  sie  658000  englische  Pfund  betrug.  Besser 
entwickelte  sich  die  Ausfuhr  von  Abfallseide 
(Chnssum),  die  sich  1877  bis  1878  auf  823  000 
Pfund  belief.  In  deu  90er  Jahren  ist  auch  sie 
fast  stationär.  Sehr  stark  rückgängig  ist  da- 
gegen der  Export  von  Cocons,  der  1888  bis 
1889  mit  374  567  Pfund  seinen  Höhepunkt  er- 
reicht hat. 

Bedeutend  beträchtlicher  als  die  Ausfuhr 
ist,  wie  bemerkt,  die  Einfuhr  von  Rohseide.  Sie 
betrug  1877  bis  1878  schon  an  2  Millionen  Pfund 
und  ist  später  noch  gewachsen;  erst  seit  1896 
nimmt  sie  wieder  etwas  ab.  Gleichzeitig  ist 
allerdings  anch  die  Ausfuhr  fremder  Rohseide 
rückgängig  geworden,  obschon  nicht  im  gleichen 
Betrage."  Früher  belief  sie  sieh  stets  auf  mehr 
als  01)000  Pfund,  189091  sogar  auf  145  298 
Pfund,  1894  95  ist  sie  aber  auf  95  542  und 
1898  9*)  auf  72  852  Pfund  gefallen.  Der  Ver- 
brauch fremder  Seide  im  Inlande  beträgt  dem- 
nach im  Durchschnitte  des  letzten  Quinqueunium* 
immer  noch  2,35  Millionen  Pfuud. 

-Indien. 


Ausfuhr  einheimischer 

Ausfuhr 
zusammen 
Rupien 

Im  Jahre 

Einfuhr  fremder  Rohseide 
iraw  silk) 

gehaspelter 

Seide 
(reeled  silk) 

Abfallseide 
(chussum) 

Cocons 

Pfd.  engl 

Rupien 

Pfd.  engl. 

1881/82 

1  760  595 

7  492  107 

339  322 

3015  847M 

1882/83 

2  386  ]  *o 

10741  556 

501  576 

4410415M 

1885  86 

1  732  559 

7  219  166 

35807i 

1  023  807 

56889 

3  322  510 

1890/91 

2  406  239 

11  150683 

502  603 

1  i  12  313 

145  695 

5  210687 

1891/92 

2  701  069 

12  640  030 

5 1 8  705 

1  012  254 

131  560 

5  186  271 

1892  93 

2  292  846 

10  160  800 

655  338 

1  087  <;oo 

77  395 

6 175  739 

1893/94 

2  947  595 

13  601  790 

613  330 

1  080  684 

77071 

6  980  989 

1894  95 

2  494  496 

10365  326 

510  800 

793  S92 

26  035 

5  020  087 

1895  96 

3030546 

12  329  503 

707  683 

1  072  452 

12  204 

6  421  693 

1896  97 

2  287  752 

8754878 

595  433 

898  713 

643 

5  1 16  61 1 

1897/98 

2  O49  608 

6697  717 

622  587 

1  037  701 

1  742 

5  148504 

1898  99 

2  250  866 

7  976  569 

512830 

1046  541 

4780 

4580032 

«)  Nur 

Rohseide. 
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Da  der  gesamte  Inlandsverbrauch  schwer 
geschätzt  werden  kann,  ist  es  nicht  leicht  mög- 
lich, aus  dieser  Handelsbewegung  anf  die  Ge- 
samtproduktion von  Cocons  und  Rohseide  zn- 
rUckzuschliessen.  Ein  französischer  Consulats- 
bericht  schätzt  allerdings  in  den  80  er  Jahren 
die  Rohseidenproduktion  auf  423000  Kilogramm. 
Da  jedoch  im  Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre 
von  der  indischen  Produktion  267  800  Kilogramm 
gehaspelter  Seide,  440320  Kilogramm  Abfall- 
seide und  4630  Kilogramm  Cocons  ausgeführt 
wurden,  so  muss  die  Gesamtproduktion  doch 
bedeutend  höher  und  bei  einem  nnr  massigen 
Inlandsverbranche  auf  1 — 1\»  Millionen  Kilo- 
gramm Rohseide  aller  Art  geschätzt  werden. 

10.  Andere  aussereuropäbche  Staaten. 
Minder  bedeutend  ist  die  Seidenproduktion  in 
dem  4.  grossen  ostasiatischen  Gebiete,  in  S  i  a  m , 
wo  die  Seidenkultur  schon  seit  dem  7.  Jahr- 
hundert n.  Chr.  bekannt  ist  und  ihren  Sitz  in 
den  alten  Städten  Korat  und  Battimbong  auf- 
geschlagen hat.  Neuestens  ist  sie  sehr  zurück- 
gegangen, da  sie  sich  bei  der  Billigkeit  der 
importierten  Seidenwaren  nicht  rentierte.  Die 
Seidenansfukren  Siams  ringen  fast  nur  uach 
Ostindien  und  haben  1876  30888,  1884  66105 
Kilogramm  betragen.  1892, 93  und  18413/94  belief 
sich  aber  die  Einfuhr  nach  Indien  nur  noch  auf 
11902  resp.  1993  Kilogramm  und  gegenwärtig 
ist  sie  ganz  verschwunden. 

Auch  im  übrigen  Hinterindien,  in 
Annam,  Kambodscha,  Tonkin  und  Co- 
chin china  wird  die  Seidenraupe  gezüchtet 
nnd  Rohseide  gewonnen.  Insbesondere  bestehen 
in  Hanoih,  Bacninh  und  Quinhon  Raupenzucht- 
anstalten  und  Hand  Spinnereien.  Schawrow  (a. 
a.  0.  S.  517)  schätzt  die  Rohseidenproduktion 
dieser  Länder  auf  264  000  Kilogramm,  Roudot 
aber  auf  1 064  000  Kilogramm.  Aus  Seigon 
wurden  1897  27  200  und  1898  60  000  Kilogramm 
Cocons  nnd  Seidenabfälle  exportiert.  In  Nieder- 
ländisch-Indien,  auf  Java,  Sumatra  und 
Borneo,  wo  die  Versuche  mit  der  Züchtung 
der  Seidenraupe  neuerdings  aufgenommen  wur- 
den, sollen  sie  keinen  befriedigenden  Erfolg  ge- 
habt haben.  Ebenso  siud  von  den  Philip- 
pinen, wo  schon  1503  die  Seideukultnr  einge- 
führt wurde,  keine  günstigen  Resultate  zn  ver- 
zeichnen. In  Korea  wurde  die  Seidenkultur 
von  China  aus  lauge  vor  Christi  Geburt  (1100?) 
eingeführt,  doch  ist  über  deren  Grösse  wenig 
bekannt.  Man  schätzt  die  Rohseidenproduktion 
auf  6 — 7000  Kilogramm.  Sie  dient  nur  dem 
inländischen  Bedarf«. 

Wichtiger  ist  die  Produktion  von  Seide  in 
Mittel-  und  VorderaBien.  Nach  Mittel- 
asien gelangte  sie  von  China  aus  schon  sehr 
früh.  In  Kundus,  Balch,  Herat  und  in  dem 
jetzt  russischen  M  e  r  w  blühte  sie  schon  im  10. 
Jahrhundert.  Ueberhaupt  entwickelte  sie  sich 
in  Afghanistan  besonders  kräftig.  Dagegen 
fand  sie  in  Bcludschistan  keinen  günstigen 
Boden.  Der  Rohseidenverbruuch  in  diesen  Ge- 
bieten soll  gegenwärtig  an  50  000,  die  Produk- 
tion an  25  000  Kilogramm  betragen. 

Nach  Persieu  kam  die  Seideukultnr  schon 
im  6.  Jahrhundert.  Eine  besonders  hohe  Blüte 
erreichte  sie  hier  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts, 
um  welche  Zeit  (1669)  an  2  Millionen  Kilo- 
gramm Koliseide  erzeugt  worden  sein  sollen. 
Für  1822  wird  die  Produktion  mit  360000,  für 


1850  mit  1020000,  für  1865  nach  Ausbruch  der 
Raupenkrankheit  mit  278000  Kilogramm  aus- 
geben. Seither  ist  sie  gesunken  und  wieder 
gewachsen.  Gegenwärtig  Bchätzt  man  die  Co- 
consernte  auf  5  Millionen  Kilogramm,  was  einem 
Rohseidenertrag  von  350—400000  Kilog  nimm 
entspräche,  der  nur  zur  grösseren  Hälfte  im 
Lande  gewonnen  wird.  Wegen  der  meist  sorg- 
losen Behandlung  der  Cocons  kommt  für  den 
Export  nach  Europa  übrigens  nnr  das  Produkt 
von  Gilan  und  Chorasan  in  Betracht,  während 
jenes  von  Kermans,  Jesd  nnd  Irak  im  Inland 
verwendet  wird.  1895  und  1896  wurden  200 
bis  300000  Kilogramm  trockene  Cocons  expor- 
tiert. 1899  stieg  dieser  Export  anf  534000 
Kilogramm.  Dieser  Betrag  entspricht  etwa  2 
Millionen  Kilogramm  frischer  Cocons  nnd  in 
Rohseide  einer  Summe  von  133  500  Kilogramm. 
Rechnet  man  dazu  die  direkte  Rohseidenausfuhr 
von  13  500  Kilogramm,  so  ergiebt  sich  ein  anf 
Rohseide  umgerechneter  Export  von  147000 
Kilogramm.  Für  1898  wird  der  Export  ebenso 
anf  133000  Kilogramm  berechnet. 

Von  den  Ländern  der, a  siatischenTürkei 
betreiben  insbesondere  Kleinasien,  Syrien^  Kreta 
und  Cypcrn  Seideuzncht.  In  Kleinasien  sind  die 
Mittelpunkte  der  Produktion  Brussa,  Metelin, 
Sniyma,  Samsun,  sowie  Trapezunt,  das  aller- 
dings vorwiegend  mit  persischen  Seidenwaren 
handelt.  Die  ganze  kleinasiatische  Produktion 
von  Seideucocons  wird  nach  den  Mitteilungen  der 
Verwaltung  der  türkischen  Staatsschuld  für 
1891  mit  3  426  027  Kilogramm,  für  die  Jahre 
1896  bis  1899  auf  5386  119  resp.  4  207  392, 
1 950  315  und  6  146  620  Kilogramm  angegeben. 
Die  Rohseidenproduktion,  die  fast  ganz  im  In- 
land gewonnen  wird,  wird  danach  vom  Lyoner 
Händlersyndikat  im  Jahre  1893  auf  328000, 
1894  auf  355  000  und  im  Jahre  1895  auf  300  000 
Kilogramm,  dagegen  in  den  Jahren  1896  bis 
1899  auf  4150O),  316000,  411545  und  485  775 
Kilogramm  geschätzt.  In  Syrien  ist  von  grösster 
Bedeutung  Beirut,  sodanu  Saida,  Tripolis  und 
Latakia.  Die  Coeonserote  soll  daselbst  1891 
3  492  000,  1896  bis  1899  aber  4HÖ0000  resp. 
5641000,  5350  000  und  5  200000  Kilogramm 
Cocons  ergeben  haben.  Die  hiervon  in  Syrien 
erzeugte  Seide  ist  von  vorzüglicher  Qualität  und 
wird  hoch  geschätzt.  Nach  der  oben  genannten 
Quelle  würde  die  inländische  Coconsernte  eine 
Rohseidenprodnktion  und  zwar  1890  von  390, 
1893  von  520,  1894  von  466,  1895  von  375,  1896 
bis  1899  von  420,  490,  465  und  456  tausend  Kilo- 
gramm ergeben,  wovon  jedoch  10 — 15%  aus- 
wärts speciell  in  Frankreich  und  Italien  ge- 
wonnen werden.  In  Cypern  ist  infolge  der 
1861  aufgetretenen  Ranpenkrankheit  die  Cocons- 
»roduktion  bis  auf  6000  Kilogramm  gesunken. 
Unter  der  engliscben  Herrschuft  hat  sich  die 
Seidenraupenzucht  wesentlich  gehoben.  Man  darf 
daher  derzeit  die  Coeonsernte  auf  60— 60000 
Kilogramm  schätzen.  Die  durchschnittliche 
Jahresausfnbr  betrug  in  den  Qninquennien  1878 
bis  1883,  1883  bis  1888,  1888  bis  1893  16  722 
resp.  26715  und  43  613  Kilogramm.  In  den 
Jshrcn  185)5  und  185)6  wurden  44  704  und 
54  305  Kilogramm  Cocons  ausgeführt.  Auf 
Kretu  schätzt  man  eine  Mittelernte  auf  24  000 
Kilogramm  Rohseide. 

Auch  in  Nordafrika,  in  Aegypten,  Tri- 
polis und  Marokko  wird  Rohseide  gewonnen. 
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1885  schätzte  man  den  Ertrag  von  ganz  Nord- 
afrika auf  ca.  40  000  Kilogramm.  189«  wurden 
speciell  aus  Aegypten  1732  Kilogramm  Roh- 
seide und  gezwirnte  Seide  exportiert,  dagegen 
181  519  Kilogramm  dahin  importiert.  Auch  in 
französisch  Sudan  werden  Versuche  zur 
Gewinnung  von  Seide  unternommen,  vorläufig 
ohne  namhaften  Erfolg. 

In  Amerika  erzeugen  die  Vereinigten 
Staaten  etwa«  Rohseide,  doch  ist  der  Ertrag 
relativ  klein.  In  dem  letzten  Decennium  wurde 
von  einheimischer  Produktion  nur  Abfallseide 
in  beachtenswerter  Menge  exportiert;  1890 
99  536,  1898  153886,  1899  128698  engl  Pfund. 

11.  Allgemeine  l'ebereieht  'Sau  h  den 
vorangehenden  Daten  ergiebt  sich  folgende 
Uoborsicht : 


Erntejahren  zunehmen,  wobei  noch 
heben  ist,  dass  hier  nur  die  Zufuhren  der  wich- 
tigsten Hafenplätze  in  Rechnung  gezogen  sind. 
Es  betrugen  aber  die 


Rohseidenproduktion 


in  1000  Kilogi 
Europa 


im 
Jahre 

europäischen 
Seidenernten 

außer- 
europäischen 
Zufuhren 

1000  Kilogramm 

1873 

3025 

5465 

8490 

1874 

3898 

6145 

10043 

1876 

1342 

6632 

7  974 

1878 

3425 

6000 

9  425 

1879 

i8S3 

6018 

7871 

1880 

3645 

6858 

10  503 
10048 

1883 

4216 

5832 

1885 

3336 

5982 

93«8 

1888 

4892 

6696 

Ii  588 

188!» 

3958 
4585 

7424 

11  382 

1890 

6856 

11  441 

Italien  .  . 

Frankreich  

Oesterreich-Ungarn   .   .   .  . 

Balkanstaaten  

Spanien  

Griechenland  

Schweiz  

Portugal,  europ.  Russland  etc. 

Zi 


1890 

3  443 

650 

245 
«54 

i4 
40 
4 


nm 

1899 
4  47o 
560 
283 
270 
78 
34 

J40 


4620 


5  735 


Aussereuropaische  Gebiete: 

China   11  000 

Japan   6000 

Ostindien   1  500 

Asiatisches  Russland ....  656 

Syrien,  Kleinasien     ....  571 

Persien   275 

Hinterindien   270 

<  ypern,  Kreta  u.  andere  Länder  100 


12 
8020 
1  500 
741 
936 

35° 
270 
100 


Zusammen  20372  23917 
Hauptsumme  24992  ~ 29652 

Nach  dieser  Zusammenstellung  hat  die 
Weltproduktion  von  Rohseide  seit  1890  um  ca. 
4  6OUOU0  Kilogramm,  und  seit  1885,  um  welche 
Zeit  Neumann -Spallart  diese  Produktion  auf 
17.6  Millionen  Kilogramm  schätzte,  um  etwa  12 
Millionen  Kilogramm  zugenommen.  I>a  in  dieser 
Darstellung  auch  der  inländische  Verbrauch  der 
aussereuropäischen  Staaten,  China,  Japan  n.  s.  w. 
in  Rechnung  gezogen  wurde,  stellt  diese  Ueber- 
sieht  den  Umfang  der  Reservoirs  dar,  aus  denen 
die  Industrie  schöpft  und  deren  Inhalt  auf  die 
Produktion  speciell  der  europäischen  Staaten 
drückt.  Sie  ergiebt  deshalb  auch  eine  weit 
grössere  Summe  als  andere  Uebersichteu  der 
sogenannten  Weltproduktion,  die  vor  allem  den 
Verbranch  in  Europa  im  Auge  haben  nnd  dem- 
nach nur  die  europäischen  Ernten  und  die  ausser- 
europäischen Zufuhren  zusammenstellen.  Nach 
diesem  Gesichtspunkt  sind  auch  die  fol- 
genden, der  jährlichen  Publikation  des  Lyoner 
Seidensyndikates  entnommenen  Uebersichteu  be- 
arbeitet. Sie  zeigen,  wie  die  europäischen 
Seidenernteergebnisse  unter  ausserordentlichen 
Schwankungen  dennoch  wachsen  und  die  ausser- 
europäischen Zufuhren,  besonders  iu  schwachen 

Zweit« 


Für  die  letzten  Jahre  und  speciell  für  1899, 
in  welchen  Jahren  das  genannte  Syndikat  in 
seine  Zusammenstellungen  nur  für  Persien, 
Turkestan,  China  und  Japan  Exportziffern  auf- 
genommen hat,  bringt  es  gleich  uns  wesentlich 
grössere  Ziffern.  Die  Uebersicht  für  1899  unter- 
scheidet sich  von  der  oben  gegebenen  nur  da- 
durch, dass  wir  in  letzterer  einige  hier  bei- 
seite gelassene  Gebiete  berücksichtigen,  für 
Italien  und  Oesterreich-Ungarn  die  oben  be- 
gründeten Produktionsziffern  einsetzen  und,  wie 
gesagt,  auch  bei  den  anasereuropäischen  Ge- 
bieten den  inländischen  Konsum  in  Rechnung 
zogen.  Trotz,  oder  richtiger  wegen  dieser  ver- 
schiedenen Darstellung  beträgt  danach  die  Zu- 
nahme der  sogenannten  Weltproduktion  von 
1890  anf  1899  6,2  Millionen  Kilogramm.  Diese 
enorme  Zunahme  lässt  erkennen,  wie  sehr  sich 
die  Industrie  von  Rohseide  entwickelt  haben 
muss  und  welcher  Druck  zeitweise  auf  den 
Preisen  des  Rohmateriales  lastete.  Im  folgen- 
den geben  wir  das  Detail  dieser  Zusammen- 
stellung seit  1895.')  (Siehe  die  an  erster  Stelle 
stehende  Tabelle  auf  S.  674.) 


B.  Seidenindustrie 


-handel  und 
brauch. 


12.  Frankreich.  Weitaus  die  grösste 
Seideiiindustrie  unter  allen  Staaten  Europas  be- 
sitzt gegenwärtig  Frankreich.  Im  Mittelalter 
standen  die  norditalieuischen  Stadtrepubliken, 
insbesondere  Venedig,  obenan.  Obschon  diese 
fortwährend  bemüht  waren,  jede  Konkurrenz  zu 
vernichten,  entwickelte  sich  doch  die  Seiden- 
indnstrie  in  Frankreich  so  rasch,  daas  bereits 
im  17.  Jahrhuudert  in  dem  wirtschaftlichen 
Kampfe  zwischen  Frankreich  und  England  das 
Verbot  der  Einfuhr  französischer  Seiden  waren 
nach  England  als  einer  der  schwersten  Schläge 
empfunden  wurde.  Die  Glanzperiode  der  fran- 
zösischen Seideiiindustrie  ergab  sich,  ähnlich 
wie  die  der  Rohseidenproduktion,  jedoch  erst  in 
der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts.  Ueber 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Etablissements 
dieser  Industrie  und  deren  Ausstattung  berichten 


')  Für  1893  resp.  1894  wird  die  Weltpro- 
dnktiou  mit  14  972  000  resp.  14  309000  Kilo- 
gramm angegeben. 

VI.  43 
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Roh  Seidenproduktion  in  1000  Kilogramm 

.  im  Jahre 

m  1895  1896  1897 
Europa: 

Italien   3  «32  3o83  2916 

Frankreich   780  7»4  620 

Oesterreich-Ungarn   275  294  231 

Spanien  ,   100  102  73 

Europäische  Türkei   155  170  «15 

Bulgarien  mit  Ostrumelien   3Ü  45  37 

Griechenland  .  .   .  .   4»_  4°  43 

Zusammen  4520  4518  4035 

Ansscrcuropäische  Gebiete : 

Kleinasien   300  415  316 

Svrien   375  420  490 

Kaukasus   185  250  240 

Persien  und  Turkcstau  (Ausfuhr)        ....  301)  48')  105 

China  (Ausfuhr  aus  Shanghai  und  Kanton)  .   .  3796  5576  5785 

Japan  (Ausfuhr  aus  Yokohama)   3410  2999  3507 

Indien  (Ausfuhr  aus  Calcutta) .   34°  270  291 

Zusammen  10436  9978  10734 

Huuptsurame  149S6  1449°  U7°9 

»j  I'ersien  allein. 


1898 

2992 
55° 
244 
80 
16; 

34 
40 

4105 


412 

465 
230 
'33 
6945 
3122 
275 

11582 
15087 


18119 

3363 
560 
276 

78 
210 
42 

34 
45*3 


486 

45° 
310 
246 
7705 
3542 
350 

■3°95 
17658 


die  französischen  statistischen  Jahrbücher,  aller- 
dings nicht  in  gleichartig  völlig  vergleichbarer 
Weise.  1881  werden  für  die  Erzeugung  der ; 
Rohseide  1385  Etablissemeuts  mit  4a  488  Ar- 1 
beitern  und  18628  Bassins,  für  das  Spinnen 
und  Weben  von  Seide  sowie  von  mit  Seide  ver-  j 
mengten  Rohstoffen  1081  Etablissements  mit 
99254  Arbeitern,  822120  thätigen  Spindeln, 
38 195  thätigen  mechanischen  Webstühlen  und 
81  702  Handwehstühlen  aufgezahlt.  1894  wer- 
den dagegen  angegeben  221  Cocons-Filcricn  mit 
10  468  Bassins,  270  Seideniiianden  (Filatures  de 
la  soie)  mit  13  276  Bassins,  708  Seidenspinne- 
reien mit  286  177  „tavelles"  und  1808151 
Spindeln  aller  Art,  19  Spinnereien  von  Abfall- 
seide mit  150021  Spindeln,  745  Seidenwebe- 
reien mit  28370  mechanischen  Webstühlen  nnd 
39  152  Haudwebstühlcn,  endlich  2.'18  Webereien 
von  mit  Seide  gemengten  Rohstoffen  mit  16505 
mechanischen  Webstühleu  und  9681  lland  Web- 
stühlen. Die  von  den  Filauden  bearbeitete 
(filierte)  einheimische  und  fremde  Seide  wachst 
von  Juhr  zu  Jahr.  Sie  bclief  «ich  181*2  auf  | 
727,  1895  auf  797  und  1897  auf  845  tausend 
Kilogramm. 

Für  den  Bedarf  dieser  Industrie  reicht  die , 
inländische  Rohseidenproduktion  auch  nicht  an- ; 
nähernd  aus;  80  bis  86%  ihres  Bedarfes  wer- : 
den  von  ausländischen  Rohprodukten  bestritten. 
Wie  folgende  Tafel  zeigt,  hat  Frankreich  trotz 
seiner  grossen  Ausfuhr  (speriell  bei  Rohseide 
beträgt   sie   2  bis   3  Millionen  Kilogramm) 
stets  eine   sehr  bedeutende  Mehreinfuhr  von  | 
Cocous  und  Rohseide  und  nur  von  gedrehter  1 
Seide    im    Specialhandel    eine    Mehrausfuhr. . 
Erstere  ist  5— 6mal  so  gross  wie  die  inlän- 
Rohseideuproduktion,  denn  es  betrug  die 


im         Mehreinfnhr  Mehrausfuhr 
Jahres-  tausend  Kilogramm 

durch-  inländ. 

sc,,nift  Cocous  Rt'  drehte  Roh»eil>«- 
resp.  im  ut  u  seide  'J V.™  pro- 
Jahre *e,ae  duktion 
1890—94  269  2970  137 ')  722 
1895—99  8*2  3<uo  29s  659 
1898  906  3323  335  55° 
1899*)  1487  3520  129  500 

Die  Entwickelung  dieses  grossen  Verbrauches 
von  Rohmaterial  zeigt  folgende  Tafel,  die  dem 
Comptc  rendu  des  travaur  de  la  Chambre  de 
Commerce  de  Lyon  (1891)  entnommen  und  von 
uns  bis  auf  die  jüngste  Zeit  ergänzt  wurde. 
Sie  ist  derart  abgefasst,  dass  zur  inländischen 
Rob8eidenprodnktion  die  Mehreinfuhr  an  Roh- 
seide, ferner  die  Mehreinfuhr  resp.  Mehrausfuhr 
an  gedrehter  Seide  und  Cocons  im  richtigen 
Verhältnis  hinzugerechnet  resp.  ab 
wurde.   Danach  betrug  der 


Rohseidenverbrauch 


tausend 

im  Jahres- 

tausend 

Kilo- 

durchschnitte 

Kilo- 

gramm 

resp.  i.  Jahre 

gramm 

•554 

1887-91 

3789 

2485 

1892-96 

3775  . 

3596 

1897—99 

4448 

3224 

1897 

4995 

4087 

1898 

37°5 

3825 

1899 

458« 

im  Jahres- 
durchschnitte 

1827-36 
1837—46 
1847—56 
1857-66 
1K67—76 
1877-86 


Das  grosse  Wachstum  der  französischen 
Seidenindustrie  in  den  30er  und  40er  Jahren 


Durchschnitt  für  1892-94. 
Generalhandel. 
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,  Jahrhundert«,  wodurch  Bich  in  20  Jahren 
der  Verbrauch  des  Rohmatcriale«  mehr  ab  ver- 
doppelte, ist  zu  Beginn  der  60er  Jahre  unter- 
brochen worden  im  Zusammenhange  mit  der 
Kaupenkrankheit,  die  damals  die  Rohscidenpro- 
duktion  verminderte  und  die  Rohniaterialpreise 
erhöhte.  In  den  70er  Jahren,  nach  dem  Kriege, 
ergab  sich  ein  neuerlicher  Aufschwung,  dem  in 
den  nächsten  Jahren  eine  massige  Abschwächung 
folgte,  wodurch  die  durchschnittlichen  Ver- 
hrauchsziffern  jedoch  nicht  unter  da«  Durch- 
schnittsinass  der  60er  und  GO er  Jahre  gedrückt 
wurden.  Nach  den  Hochziffern  des  Verbrauches 
von  1876  und  1881  ergaben  sich  1877  und  1886 
die  geringsten  Verbrauchszahlen.  Von  1885  bis 
1889  waren  günstige  Jahre ;  1890  trat  eine  auf- 
fallende Abschwächung  ein.  In  den  folgenden, 
ganz  besonders  aber  in  den  letzten  Jahren  er- 
gab sich  wieder  ein  gesteigerter  Verbranch. 
Prägt  sich  in  diesem  wiederholten  Wachsen 
und  Fallen  des  Verbrauches  der  Einfluss  der 
Schwankungen  in  der  wirtschaftlichen  Lage 
und  dem  Vermßgenszustande  der  Bevölkerung, 
im  Niedergange  vou  1890  speciell  der  der 
Schntzzollmassregeln  Amerikas  aus,  so  ist  die 
im  Durchschnitte  der  Jahre  1877  bis  1896  be- 
merkbare Verminderung  des  Verbrauches  auch 
auf  die  grosse  Konkurrenz  zurückzuführen,  die 
der  französischen  Industrie  durch  die  englische, 
schweizerische,  deutsche  und  amerikanische  In- 
dustrie bereitet  wurde. 

Trotz  des  grossen  inländischen  Verbrauches 
an  Seidenwaren  arbeitet  die  französische  In- 
dustrie zum  grossen  Teil  auch  für  das  Ausland. 
Und  wenn  auch  der  Ausfuhrwert  nicht  mehr 
den  Hochstand  der  60  er  Jahre  erreicht,  so  hat 
er  doch  immer  eine  sehr  bedentende,  in  der 
letzten  Zeit  wachsende  Höhe,  die  jene  der  Ein- 
fuhr um  das  5 fache  Ubertrifft. 

Der  Export  von  Seidenwaren  aus  Frank- 
reich betrug  nämlich  1860  bis  1864  586  Millionen 
Francs,  1881  bis  1885  nur  259  Millionen  Francs 
im  jährlichen  Durchschnitte.  Seither  betrug  im 
Specialhandel  mit  Seidenwaren  die 


ganzseidenen  Stoffen  pro  Kilogramm  1866  147, 
1881  128,  1891  98  Francs,  derjenige  der  ge- 
mischten Seidenstoffe  in  den  gleichen  Jahren 
«4  resp.  48  und  37  Francs.  Umgekehrt  ist  die 
Erhöhung  des  Ausfuhrwertes  in  den  letzten 
Jahren  teilweise  eine  Folge  von  Prcisbessernngen. 
Die  Jahre  1897  und  1898  haben  allerdings  nur 
teilweise  höhere  Exportpreise,  und  erst  1899 
treten  solche  fast  überall  hervor. 

Weitaus  der  grösst«  Produktions-  und 
Handelsplatz  auf  dem  Gebiete  der  Seidenindustrie 
ist  Lyon.  Es  prägt  sich  dies  sowohl  in  dem 
hohen  Werte  der  Lyoner  Produktion  als  auch 
in  der  Grösse  der  Konditionierungen,  d.  h.  der 
Ablieferungen  zum  Trocknen  und  zur  (»ewichts- 
bestimmuug  der  Seide  aus.  Nach  den  Angaben 
der  Lyoner  Handelskammer  bewertete  sich  die 
seit  i895  wieder  wachsende  Produktion  von 
Lyoner  Seidenwaren  auf 


im  Jahre 

1876 
1881 
1885 
1891 
181*2 
1893 


Mill.  Frcs. 

423.1 
378,7 
34I.S 
357,6 
383,4 
372,2 


im  Jahre 
1894 
181)5 
1896 
1897 
1898 
1899 


MOL  Frcs. 

365,4 
399,2 
399,3 
404,9 
415,0 

45  «,o 


Bis  1894  war  Lyon  für  die  Seidenkonditio- 
nierungen  der  erste  Platz,  seither  hat  ihm  Mai- 
land den  Bang  abgelaufen,  und  St.  Etienne, 
Zürich,  Krefeld  streben  rasch  empor,  so  dass 
Lyon  nicht  mehr  in  dem  Masse  wie  vor  20 
Jahren  dominiert.  Immerhin  aber  entfallen 
etwa  aller  Konditionierungen  Europas  auf 
Lyon.  Ein  BOd  dieser  Seideumarktentwickelung 
und  damit  ein  solches  von  der  Grösse  der 
Seidenindustrie  der  vier  bezeichneten  Staaten 
liefert  die  nachfolgende  Tafel.  Es  betrugen  die 
Seidenkonditionierungeu  in 


im  Jahres- 
durchschnitte 
resp.  im 
Jahre 
1886-90 
1891—95 
1886 
1890 
1896 
1897 
1898 
1899 


Einfuhr  Ausfuhr 
Millionen  Francs 


53.8 
54,7 
43.o 
63,9 
5o,3 
52,0 

5o,9 
65,4 


241,9 
242,5 
242,0 

273,9 
247,o 
270,9 
250,6 
278.3 


Der 


grosse  Rückgang  des  Ausfuhrwertes 
seit  den  60  er  Jahren  ist  nur  zum  Ted  eine 
Folge  der  geringeren  Ausfuhrmenge,  die  si 


im 

Jahre 

1880 
1885 
1890 
1894 
1895 
1896 
1897 
181*8 
1899 


Lyon 


4632 

4439 
4407 
5840 
6826 
6087 
6799 
6463 
7559 


St 

Etien-  Zürich 
ne 

tausend  Kilogramm 


Mai- 
land 


2S4S 

36i5 
4348 

5775 
6916 
6264 

7417 
7549 
8724 


813 
878 
927 
1 150 
1429 

1128 
1288 
I03I 
U91 


579 
875 
1099 
1250 

135« 
1300 
i486 
1416 
151 1 


Kre- 
feld 


434 
482 

567 
652 
796 

637 
722 

743 

753 


i:t.  Grossbritannien.    Die  seit  langem 
besteheude  grosse  Seideuindustrie  Grossbritan- 
niens hat  in  der  jüngsten  Zeit  keine  bedeutende 
Entwickelung  erkennen  lassen.    Wie  die  fol- 
gende Tafel  zeigt,  ist  seit  1874  die  Zahl  der 
Etablissements,  der  Spindeln  und  Webstühle, 
übrigens  zwischen  1887  uud  1890  sogar  mässig  j  nicht  ebenso  jene  der  Arbeiter  (deren  Zahl  allein 
erhöhte;  zum  grössten  Teil  ist  sie  eine  Folge  in  den  Jahren  1895  bis  1897  erhoben  wurde) 
der  Vermehrung  der  Ausfuhr  minderwertiger  mit    wenigen    Unterbrechungen  ruckgängig. 


len 


Artikel  überhaupt  und  sodann  eine  Folge  des 
Preisrückganges  der  gangbarsten  Ausfuhrartikel. 
So  betrug  beispielsweise  nach  den  Bewertungen 
der  französischen  Handelswertkommission  in  der 
Ausfuhr  der  mittlere  Preis  von  faconnierten 


Allerdings  darf  daraus  nicht  "auf  einen  Ruck- 
gang der  Industrie  geschlossen  werden,  da  in 
dieser  Zeit  die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Etablissements,  Spindeln  und  Webstühle  sehr 
gestiegen  ist. 

43* 
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Seidenindustrie  in  Groasbritannien  und  Irland. 


im 
Jahre 


1870 
1874 
1878 
1885 
1890 
1895 
1896 
1897 


■3  «-» 

s  a 
w 

696 
818 
706 
691 
623 


5  =  1 

940  143 
1 14  703 

842  53» 

888  104 
846  575 


Z  -S 
i> 
S~ 
=  .= 
o  o. 
G  « 

190  298 
221  708 
176  401 
174  644 
182778 


II 

*-> 

12  378 
10002 

12  546 

I  1  966 

II  464 


48  124 

45  559 
40  985  : 

42  995  j 
4«  277  1 
47  30«  ! 

46  945  I 

47  525 


Nach  den  Handelsansweisen  ist,  wie  die 
unten  folgende  Tafel  zeipt,  die  Einfuhr  des 
Rohmaterials  für  die  Seideuindustrie  in  den 


!  80  er  Jahreu  beträchtlich  grösser  gewesen  als 
.  gegenwärtig.  Auch  der  Ueberschuss  der  Ein- 
;  fuhr  Uber  die  Ausfuhr  war  bedeutender.  80 
wurden  im  Durchschnitt  der  Jahre  1885  bis 
'  1888  für  die  Seidenindustrie  jährlich  verbraucht 
59  954  Centner  Cocons  und  Seidenabfälle. 
2  167  000  Pfund  Rohseide  und  74  000  Pfund 
gedrehter  Seide.  Im  Durchschnitt  der  Jahre 
1895  bis  1898  betrugen  die  analogen  Verbrauchs- 
ziffern 56  287  Centner,  195)3000  und  421000 
Pfund.  Nur  der  Verbrauch  gedrehter  Seide  hat 
somit  zugenommen,  dieser  allerdings  beträcht- 
lich. Auch  die  Ausfuhr  von  gedrehter  und  ge- 
zwirnter Seide  sowie  von  Seidegarn  britischer 
Produktion  hat  in  der  letzten  Zeit,  wie  folgende 
Tafel  zeigt  sehr  zugenommen.  Der  Gesamt - 
verbrauch  der  Seidenindustrie,  auf  Rohseide 
reduziert,  kaun  man  danach  gegenwärtig  auf 
rund  1,71  Millionen  Kilogramm  schätzen. 


Einfuhr  von 


im 
Jahre 

Cocons  u. 
Seiden- 
abfälle 

Rohseide 

gedreht 

Seide 

engl.  Ctr. 

1000  engl.  Pfd . 

1876 

29  663 

6017 

164 

1885 

53  047 

2082 

230 

1889 

79  435 

3'23 

608 

1890 

70  634 

1961 

5f5 

1891 

77  556 

2435 

582 

1892 

46  365 

1503 

5°3 

1893 

56839 

2273 

345 

1894 

n8  469 

«437 

398 

1895 

56  435 

1586 

460 

1896 

62  923 

1698 

573 

1897 

54  774 

1806 

412 

1898 
1899 

70  821 
77  256 

2139 
2269 

378 

Groasbritanniens 


Cocons  und 
Seidenabfälle 


Ausfuhr  von 


Roh- 
seide 


ausländischer  H< 


engl.  Ctr. 


1000 


gedrehter 

Seide 

rk  unft 
engl.  Pfd. 


gedrehte  oder 
gezwirnte 
Seide  und 
Seidengarn 

engl. 
Produktion 
wo»  cn«1.  Pfd. 


7450 

3065 

50 

6459 

383 

76 

4«3 

12  270 

394 

3« 

766 
832 

II  189 

262 

124 

7  135 

78 

29 

1041 

7  397 

164 

33 

668 

7  061 

119 

39 

785 

4  738 

112 

3« 

77» 

5781 

U5 

45 

5  053 

142 

74 

787 

4  953 

.3 

54 

673 

4018 

»3 

1126 

4  o55 

«32 

18 

144« 

In  einer  gewissen  Uebereinstimmnng  mit 
dieser  Entwickelung  der  inländischen  Seidenin- 
duHtrie steht  das  Wachstum  dea  Einfuhrwertes 
fremder  Seidenwaren,  mit  dem  ein  Rückgang 
des  Exportwertes  inländischer  Waren,  wie  fol- 
gende Tafel  zeigt,  bis  etwa  1894  korrespondiert : 
seither  ist  wieder  eine  Zunahme  des  Ausfuhr- 
wertes und  der  Quantität  von  ausgeführten 
Seidenstoffen  bemerkbar. 

Grossbritanniens 
Einfuhr  von     Ausfuhr  von  britischen 
Seidenwaren  in 

1000  £     1000  Yards') 


IUI 

Jahre 


1K76 
1885 
1HH9 
1890 
1891 
1892 


1000  £ 
1 1  816 

10  269 

11  789 
1 1  3'9 
11  1S0 
1 1  412 


1795 
1958 
2506 
2229 

'745 
1655 


3944 
6016 
9619 
9^07 

6455 
5952 


im 

Jahre 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


Einfuhr  von     Ausfuhr  von  britischen 
Seidenwaren  in 

100  £       1000  Yards 
1515  6036 


1000  £ 

11  728 

12  749 

15  237 

16  699 
16  912 
16  623 
16  109 


1222 
1435 
M23 
'338 
1529 
1509 


552S 
6830 
7610 

7477 
8999 
9737 


14.  Italien.  Zu  den  Staaten  mit  grossem 
Scidenverbranche  zählt,  wie  die  vorhin  pegebene 
Uebersicht  der  Produktion  und  des  Verbrauches 
von  Rohseide  gezeigt  hat,  auch  Italien.  Ein 
Vergleich  der  Grösse  der  industriellen  Einrich- 
tungen von  1876  und  1890  lässt.  ein  beträcht- 
liches Wachstnm  <lcr  Seidenindustrie  erkennen. 
Es  gab  nämlich  nach  den  amtlichen  Berichten  1 1 
in  Italiens  Seidenindustrie 


im  Jahre 

1876 
1890 


Spindeln 
thätipe  nnthätige 


1  824  707 
1  534  849 


258461 
121  416 


mechanische  Webstühle 

thiitige  unthätige 

445  22° 
2535  107 


Iland- 
webstühle 

7  394 
124«4 


Dampf- 
motoren mit 
Pferdekräften 
6763 
8984 


')  Nur  Stoffe  iBroad  Stuffs)  von  Seide,  Satin 
und  gemischtem  Materiale. 


•)  Annuario  Statistico  1889  bis  1890,  S.  687. 
Dasselbe  1895,  S.  412.  -  Dasselbe  1900,  S. 
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Von  den  Spindeln  wurden  1890  33712  bei 
Bearbeitung  der  Abfalle  verwendet.  Von  den 
Hand  Webstühlen  waren  1Ö91  Jacquardstuhle. 
Zn  den  hier  angegebenen  Webstühlen  kommen 
noch  900  in  der  Snmtindustrie  beschäftigte. 
Von  den  Dampfmotoren  zfihlten  die  beim  Ab- 
haspeln der  Seide  verwendeten  3470,  die  in  den 
Spinnereien  verwendeten  4798,  jene  iu  den 
Webereien  718  Pferdekräfte.  In  den  Anstalten 
zum  Abwinden  der  Cocons  waren  99301,  in  den 
Spinnereien  52  751,  in  den  Webereien  20214 
Arbeiter  beschäftigt.  Iu  letzteren  sollen  1890 
Webwaren  im  Gewichte  von  675022  Kilogramm 
mit  einem  Wert«  von  55  Millionen  Lire  erzeugt 
worden  sein. 

Die  Produktion  von  Seidenwebwaren  ge- 
nügte bis  IHM)  nicht  dem  inländischen  ßedarfe 
und  obschon  beträchtliche  Mengen  im  wachsen- 
den Masse  exportiert  wurden,  war  der  Iniport 
noch  grösser.  Erst  seit  dem  Zollkrieg  mit 
Frankreich  sank  die  Einfuhr,  und  da  irleichzeitig 
die  Ausfuhr  stieg,  ergaben  sich  seither  Mehr- 
ansfuhren. 

Diese  Entwickelung  des  Handels  zeigt  fol- 
gende Tafel: 

Seidenwebwaren  aller  Art 

Mchreiufuhr 
Mehr- 
aui.fuhr 

<-) 


im  Durch- 
schnitt der 
Jahre  resp. 

im  Jahre 


Einfnhr  Ausfuhr 


1871-75 
1876-80 
1881-85 
1886— ÜO 

1890 

1891 

1892 

1S1J3 

1894 

18y5 

1896 

1897 

1898 

1899 


in  Kilogramm 

262  551 

106  272 

244410 

87  3'2 

399  432 

'48  537 

403  028 

220  398 

270  789 

262  380 

250  880 

270  101  — 

261  364 

288  428  — 

247  675 

300390  - 

232  439 

374  826  - 

282018 

447  266  — 

301  409 

507  152  — 

32$  890 

507  283 

304  218 

598  273  - 

307  391 

826912  — 

1 56  279 

157  098 
250  895 
1 28  630 

8409 

19  221 
27  064 
52  715 
'4"  387 
165  248 

205  743 
181  393 
294055 
5 '9  521 


Seit  1894  ist  auch  der  Wert  der  ausge- 
führten Seideuwebwaren  und  anderen  Produkte 
von  Seide  grösser  als  der  entsprechende  Ein- 
fuhrwert, während  in  den  70 er  und  80er  Jahren 
dieser  jenen  um  20—30  Millionen  Lire  und 
mehr  übertraf.  Es  betrug  aber  der  Mehrwert 
der  Ausfuhr  in  den  Jahren  1894  bis  1899  10,4 
resp  7,3,  11,4,  13,5,  18.1  und  36,5  Millionen  Lire. 

15.  Schweiz.  Eine  bedeutende  Seiden- 
industrie hat  auch  die  Schweiz,  deren  ältester 
Zweig,  die  Weberei,  schon  im  13.  Jahrhundert 
betrieben  wurde.  Einen  grossen  Aufschwung 
nahm  sie  in  den  50er  Jahren  unseres  Jahr- 
hunderts. Nach  den  Erhebungen  vom  Jahre 
1888  bestanden  damals  in  der  Seidenindustrie 
25  Spinnereien,  3  Abfallseideverarheitungen,  22 
Windereieu,  42  Zwirnereien,  67  Webereien,  31 
Bandfabriken,  23  Färbereien  und  14  Appreturen, 
die  zusammen  27  819  Arbeiter  beschäftigten  und 
Motoren  mit  7634  Pferdekrüften  benutzten.  Hie 
Zwirnereien  hatten  zur  Erzeugung  von  Xiih- 

473.  —  Anuali  di  Statistica.  Fase.  XXXVII 
L'Industria  della  Seta,  S.  104. 


!  seide,  Trame  und  Organzine  1885  95  860,  1891 
1  89  397  Spindeln,  wovon  am  Jahresschlüsse  85342 
resp.  78081  im  Betriebe  waren.  Die  Webereien, 
die  weit  Uber  den  Inlandsbedarf  hinaus  ar- 
beiten, beschäftigten  1885  4129  mechanische 
Stuhle,  628  Handjaquardstühle  und  15  Hand- 
sanitstühlc. 

Alle  diese  industriellen  Etablissements  ver- 
wenden vielfach  ausländisches  Rohmaterial  nnd 
arbeiten  znm  grossen  Teil  für  die  Ausfuhr.  Be- 
lehrend sind  hierfür  die  Ziffern  des  internatio- 
nalen Handels.  Bei  den  Rohmaterialien,  als 
Cocons,  Rohseide  i.Grege,  Organzin,  Trame)  und 
Seidenabfälle  (Dechets.  Peigne),  hat  die  Schweiz 
eine  bedeutende  Mehreinfnhr,  1891  2868,  1895 
3572,  1898  3419,  18«J!>  3552  tauseud  Kilogramm, 
bei  den  Fabrikaten  aller  Art  hat  sie  dagegen 
eine  noch  grossere  Mehrausfuhr,  1891  3539, 
1895  4:169.  1898  3871,  1899  4154  tansend  Kilo- 
gramm. Dementsprechend  ist  das  Handelser- 
gebnis  ein  bedeutender  Ueherschuss  des  Aus- 
fuhrwertes. Dieser  ["eberschnss  betrutr  1891 
63,51,  1895  70,62,  1898  76.78.  1899  60,53  Mil- 
lionen Kranes. 

16.  Deutsches  Reich.  Nachdem  zahlreiche 
■  Versuche,  die  Seidenindustrie  einzubürgern  nnd 

gross  zu  ziehen,  so  in  Ostprensseu,  Sachsen  nnd 
ayern  wiederholt  misslangen,  konzentriert  sich 
gegenwärtig  die  deutsche  Seidenindustrie  in 
den  Bezirken  Düsseldorf,  Freiburg  und  im  Ober- 
elsaffs, hauptsächlich  aber  in  der  Stadt  Krefeld 
und  deren  Umgebung,  wohin  sie  von  Holland 
aus  schon  im  17.  Jahrhundert  gebracht  wurde 
und  wo  sie  sich  trotz  geringer  staatlicher  Für- 
sorge glücklich  behauptete.  Wie  schon  im 
vorigen  Jahrhundert  gemessen  auch  gegeu- 
wärtitr  die  Krefelder  Erzengnisse,  insbesondere 
die  Seidensamte  eineu  Weltruf.  Hier  waren 
1768  724  1786  815  Webstühle  nnd  über  3000 
Arbeiter  beschäftigt.  Die  Zahl  der  Ende  dieses 
Jahrhunderts  thätigen  Webstühle  zeiirt  die  erste 
Tabelle  auf  der  folgenden  Seite. 

Nach  den  übrigen  dort  gegebenen  Zahlen 
hat  sich  allerdings  von  1882  bis  1895 
eine  Vermindernng  der  Anzahl  der  Betriebe 
und  der  iu  der  Seidenindustrie  beschäftigten 
Personen  ergeben;  aber  diese  Reduktion 
ist  eine  Folge  der  Koncentration  der  Betriebe 
resp.  der  Entwickelung  der  G rossbetriebe,  was 
sich  dadurch  zeigt,  dass  einerseits  hauptsächlich 
die  hausinduttriellcn  Betriebe  sich  verminderten 
—  ihre  Zahl  ping  um  22  386  zurück,  während 
jene  sämtlicher  Betriebe  um  25  712  abfiel  - 
und  dass  andererseits  die  Zahl  der  nicht  haus- 
indnstriell  beschäftigten  Personen  zunahm.  Es 
waren  nämlich  abgesehen  reu  den  hausindustriell 
Beschäftigten  in  der  Seidenindustrie  thätig  1882 
31  748,  1895  48  575  Personen.  Auf  einen 
Seideniudustrie-Hauptbctrieb  (mit  Ausschluss 
der  Hausindustriellen)  kamen  danach  1882  5  bis 
6,  1895  aber  18  bis  19  Beschäftigte. 

Die  Ausstattung  der  Gebilfcnbetricbe  (nicht 
auch  der  Alleinbetriebe)  mit  Arbeitsmaschinen 
wurde  1N95  erhoben.  Danach  hatten  die  Seiden- 
industriebetriebe, allerdings  nur  die  Geh  i  1  f  en  - 
betriebe  62  121  Spindeln,  277  779  Spulen,  21  562 
Band-,  Jaquard-  nnd  sonstige  Webstühle  mit 
Handbetrieb,  endlich  23  250  solche  Webstühle 
mit  Kraft  betrieb. 

Im  Jahre  1897  sollen  diese  industriellen 
Etablissements  von  Scbappeseide  als  Halbfabrikat 
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1890 

nie-      TT,  , 
chan.  Hand- 

Webstühle 

1895 

Z». 

Webstühle 

1897 

Zn.  Hand- 
Webstühle 

1898 

chan.  |  Hand* 
Webstühle 

1899 

cZn.  Ha»d- 
Webstühle 

für  Samt  .... 
für  Seide  .... 

2924 
2487 

7893  2551 
14600  4573 

2001 
10849 

2241 
5757 

1725  2392 
7851  6759 

1410 
8225 

1984 
7171 

«353 
7757 

Die  Zahl  der  iu  den  Fabriken  durchschnittlich  beschäftigten  Arbeiter  belief  sich  nach 
dem  Handelskammerbericht  1895  anf  2573,  1899  anf  2861.  Der  Materialverbrauch  betrug  nach 
der  gleichen  Quelle  in  den  Krefelder  Seidenfabriken: 

Rohseide  1890  476098  kg 
SehapjK!      1890  466551  kg 


1895  554685  kg 
1895  325084  kg 


1898  667  102  kg 
1898  276  747  kg 


1899  670  220  kg 
1899  303  367  kg 


In  ganz  Deutschland  wurden  1882 
Zählung  gezählt : 


resp.  1895  gelegentlich  der  Gewerbe  und  Betriebs- 


der 
Gewerbe- 
betriebe 


davon 


Haupt- 
betriebe 


bans- 
indnstrielle 
Betriebe 


In  d.  Haupt-  >  den  haus- 

betriebenbt-  industriellen 

schäftigte  Hauptbetrie- 

Personen')  Den  »«'schäft. 


')  Im  Jahresdurchschnitt  beschäftigte  Personen. 
»1  Davon  38  050  Hauptbetriebe. 
*)  Davon  15  892  Hauptbetriebe. 


Seidentrocknungs- u.  Kon-)  1882 
ditionieranstaltcn          J  1895 

4 

8 

4 
s 

55 
178 

38 

»Seidenfilanden  und  Seiden- 1  1882 
haspelanstaltcn             )  1895 

501 
140 

420 

131 

461 

104 

1  074 

232 

422 

»35 

Seiden-  undSeidenschoddy-l  1882 
Spinnereien                 f  1895 

3  443 
1458 

3204 
1  207 

3279 
I  242 

9408 
6  577 

4  722 
1858 

Seidenwebereieninkl.Samt-t  1882 
verfertignug                J  1895 

41  091 
17658 

40  041 

16859 

35  428 
»5  349 

76  264 
56082 

53  »35 
18  656 

SeidenfÄrberei,  -druckerei|  1882 
und  -appretur              |  1895 

248 
311 

235 

300 

43 

86 

3293 
6732 

67 

539 

Zusammen}  }*g 

45  287 
'9  575 

43904 

18505 

39  2ii*) 
16  782») 

90094 
69801 

58  346 
21  226 

178000  Kilogramm  im  Werte  von  2.4  Millionen 
Mark,  ferner  von  Nähseide  u.  dergl.  Ganz- 
fabrikaten 447  000  Kilogramm  im  Werte  von 
12,6  Millionen  Mark  sowie  Seidenwebwaren  im 
Werte  von  195  Millionen  Mark  erzeugt  haben. . 

Aehnlich  wie  die  Schweiz  hat  auch  das 
Deutsche  Reich  für  den  Bedarf  seiner  grossen 
Seidenindustrie  eine  bedeutende  Mehreinfuhr  an 
Ruhstoffen,  so  von  Rohseide,  Floretseide  und 
Scidenabfälleu,  die  «ich,  wie  folgende  Tafel  zeigt, 
seit  1880  mehr  als  verdoppelt  hat.  Dagegen 
hat  es  eine  grosse  Mehransfuhr  an  vielen  Haib- 
und Ganzfabrikaten.    Schon  der  Export  von 1 
gefärbter  Rohseide  und  gefärbter  Floretscide ! 
ist  grösser  als  die  Einfuhr;  ebenso  übertrifft 
die  Ausfuhr  die  Einfuhr  bei  Seidenzwirn,  hall)- , 
seidenen  Bändern ,  Zeugen ,  Tüchern ,  Shawls, ' 
Posamentierwaren,  seidenen  Bändern  u.  s.  w.  j 
Umgekehrt  ist  die  Einfuhr  von  Spitzen,  Blonden,  1 
Stickereien,  seidenen  Zeugen,  Tüchern,  Shawls, 
Gaze.  Krepp,  Flor  u.  dgl.  regelmässig  grösser  | 


als  die  Ausfuhr,  das  Endergebnis  der  Handels- 
bewegung ist  schwankend,  bis  1802  ergab  sich 
ein  allerdings  abnehmender  Mehrwert  der  Aus- 
fuhr, seither  aber  ist,  wie  die  Tafel  zeigt,  bald 
die  Einfuhr,  bald  die  Ausfuhr  höher  bewertet. 

Es  betrug  die 

Einfuhr         Ausfuhr  Mehreinfuhr 
Im     von  ungefärbter  Rohseide  und  Floret- 
Jahre  seide  (Scuappe)  sowie  von  Seidenabffillca 
tausend  Kilogramm 


IHKI) 

883 

2388 

1885 

4OOI 

1 120 

2880 

1890 

473» 

1505 

3226 

1895 

5630 

932 

400S 

1896 

5214 

730 

4484 

1897 

54»5 

8»5 

4590 

1898 

5725 

l1S 

4950 

1899 

6123 

853 

5270 
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1875 

isso 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
189« 
185)7 
18JW 
1899 

i; 


Mehreinfuhr 
Einfuhr        Ausfuhr  (— ) 

Mehrausfuhr 

von  Seide,  Halbseide  und  Seidenwaren 
aller  Art 
tausend  Mark 
94  970 

222  386 
236  939 
191  606 
l8o  412 
I  I0851 
138  7Ö1 

165  890 

166  224 
Kl  684 

>58  775 
168  840 


168  770 

148  539 
191  164 
170837 
162777 
166  042 
137  661 
1 66  4 1 2 
1 59  565 
165  541 
165  646 
176  196 


—  73800 
73  847 

45  775 
20  769 

17  635 

—  55  191 
1  040 

522 
6659 

—  13  857 

—  6871 

—  7  356 

Oesterreich-Ungarn.  Auch  in  Oester- 
reich-Ungarn ist  die  Seidenindustrie  seit  langem 
einheimisch.  Eine  wesentliche  Förderung  durch 
die  Regierung  erfnhr  sie  unter  Kaiserin  Maria 
Theresia  und  neuesten«,  als  durch  den  Verlust 
von  Lomhnrdo-Venetien  die  Beschaffung  des 
Rohmaterinles  erschwert  wurde.  Nach  den  offi- 
ziellen Tafeln  zur  Statistik  der  österreichischen 
Monarchie  bestanden  in  Oesterreich  1830  106, 
1810  121  Seidenspinnereien  und  -Webereien, 
wovon  il840)  26  in  Wien,  70  in  Tirol,  8  in 
Dalmatien  ihren  Sitz  hatten.  Ausserdem  be- 
standen in  der  Militärgrenze  1831  7,  1840  28 
solche  Unternehmungen.  Für  das  Jahr  1841 
berichtet  die  genannte  Quelle  über  778  Filanden 


mit  5352  Kesseln  in  Tirol  und  82  Filanden  mit 
1483  Kesseln  in  Ungarn.  Die  gesamte  Roh- 
seideuproduktion  in  Oesterreich  und  Ungarn 
soll  in  diesem  Jahre  an  4  Millionen  Wr.  "Pfd. 
betragen  haben.  Gegenwärtig  wird  die  Erzeu- 
gung der  Seiden-  nnd  Samtwaren  hauptsäch- 
lich von  Wiener  Firmen  betrieben,  deren  Arbeits- 
stätten sich  aber  vielfach  am  flachen  Lande  von 
1  Niederösterreich,  in  Böhmen  und  Mähren  be- 
finden. Ausserdem  bestehen  Seidenspinnereien 
und  Webereien  in  Schlesien,  Tirol  und  Vorarl- 
berg; Seidenspinnereien  auch  in  Szegsznrd, 
l'aucsova  und  Neusatz  in  Ungarn.  Nach  deu 
die  kleineren  Betriebe  ausser  acht  lassenden 
und  daher  unvollständigen  Jndnstricnachwcisen 
der  Handelskammern  besas*  Oesterreich  1890 
iresp.  1885)  33  (58)  Filanden  mit  2258  (971) 
Haspeln,  12  (15i  Seidenspinnereien  mit  52  722 
j  (53  320)  Spindeln  und  65  (107)  Webereien  mit 
1 4866  (4423)  Handwebstuhlen  und  3151  (1892) 
!  mechanischen  Webstühlen.  Die  Zahl  der  in 
diesen  grösseren  Betrieben  beschäftigten  Per- 
sonen belief  sich  1890  auf  17  324.  Die  Spindel- 
zahl in  Ungarn  wird  mit  400  angegeben. 

Auch  Oesterreich-Ungarn  hat  eiue  Mehr- 
einfuhr von  Seide  uud  Seidenabfällen,  aber  eine 
Mehrausfuhr  von  Cocons  und  von  Seiden-  und 
Halbseiden  waren.  Das  Endergebnis  dieser  Han- 
delsbewegung ist.  wie  die  folgende  Tafel  zeigt, 
ein  beträchtlicher  Mehrwert  der  Einfuhr,  der 
sich  im  Jahresdurchschnitt  des  letzten  Quin- 
uuenniums  1895  bis  1899  auf  37,71  Millionen 
Kronen  beläuft.    Es  betrug  nämlich 


tausend 


im  Jahre 

1885 

1890 

1893 

1894      1895  1896 

1897 

1898 

1899 

von  Seiden 

•  und  Halbseidenwaren 

die  Einfuhr 
die  Ausfuhr 

288,9 
382.0 

296,6 
508,3 

345-2 
556,> 

346,1       395.7  397,o 
610.3      673,7  652,3 

4i3,i 
710,1 

464,7 
665,7 

68si6 

die  Einfuhr 
die  Ausfuhr 

1016,1 
602,1 

1437,6 
663,0 

von  Seide  und  Seidenabfällen 
1746.6     1804,6     1795,5  1610,5 
599,3      7U,9      727.1  700,9 

1867,1 
747,o 

1910,8 
763,4 

2260,3 
859,o 

die  Einfuhr 
die  Ausfuhr 

2«4,4 

384,5 

'47,2 
563,6 

173,8 
601,1 

von  Cocons 

166,9       281,0      321;  ,6 
668,3       9U,6  762,2 

280,4 
701,1 

254,9 
822,5 

186,8 
818,7 

die  Einfuhr 
die  Ansfuhr 


Millionen  Kronen 
von  Cocons,  Seide,  .Seidenabfällen,  Seiden- 


und  Halbseidenwaren 


54,9o 
22,90 


66.68 
36,78 


73,24 
36,76 


64.33 
31,89 


69,59 
37,09 


65.31 
3o,94 


66,23 
32,23 


74,12 
33.36 


85,17 
38,35 


18.  Andere  Staaten  Europa«.    In  den 

übrigen  Staaten  Europas  ist  die  Seidenindustrie, 
wenn  überhaupt  vorhanden,  verhältnismässig 
wenig  entwickelt  Am  grössten  ist  sie  noch  in 
Spanien,  wo  sie  insbesondere  in  Valencia,) 
Barcelona  und  Sevilla  betriehen  wird.  Noch  der 
offiziellen  Statistik  gab  es  1878  79  59  steuer- 
zahlende Filanden  mit  2690  grösseren  und 
kleineren  Kesseln,  115  steuerzahlende  Spinne- 
reien mit  28  657  Spindeln  und  234  solche  Webe- 
reien mit  2120  Webstühlen,  wovon  nur  154  als 
mechanische  bezeichnet  werden.  Die  Produktion 
reicht  für  den  einheimischen  Betrieb  nicht  aus. 
An  Seiden  Webwaren  (Tejidos  de  Seta)  betrug 
nämlich 


im  Jahres- 
durchschnitt 
resp.  i.  Jahre 

1885-89  259432 
1890—94  194 142 
1895—99  212219 

1898  139892 

1899  294  440 


die  Einfuhr 
Mill. 


Peset. 

15,09 
10,61 

11,89 
8,09 
•6,37 


die  Ausfuhr 
Mill. 


kg 

7  93o 
19  018 
1 2  440 
14  646 
10  156 


Peset. 
0,87 
1,91 
1,28 

1,59 
1,02 


In  Kussland  wird  insbesondere  in  Moskau 
und  Umgebung,  sodann  im  Kaukasus  die  Seiden- 
fabrikation betrieben.  Nach  dem  Annuaire  sta- 
tistique  de  la  Russie  (1896)  ist  die  Zahl  der 
Seidenspinnereien  und  -Webereien  seit  1887  unter 
starken  Schwankungen,  wie  folgende  Tafel  zeigt, 
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gewachsen,  ihr  Betriebspersonal  und  der  Wert 
ihrer  Produktion  hat  aber  etwas  abgenommen. 


Etablisse- 
ment» 


mit 
Arbeitern 


mit  einer 
Pro- 
duktion 
im  Werte 
von  1000 
Rubel 


1887 

243 

17  515 

II  130 

1888 

18  242 

12  530 

1889 

253 

18  131 

12  256 

1890 

233 

16629 

II  043 

1891 

220 

14858 

9  570 

1892 

279 

15054 

10294 

davon  im 

eigentlichen 

Russland 

224 

12869 

9  272 

Weiebselgou- 

vernement 

9 

286 

424 

Kaukasus 

43 

«  854 

55' 

Sibirien  und 

Tnrkestan 

3 

45 

47 

Auch  in  Russlaud  besteht  eine  bedeutende 
Mehreinfnhr  von  Seidenstoffen.  Dabei  geht  jetzt 
die  Hauptmasse  der  Ausfuhr  über  die  asiatische 
Grenze,  während  iicuestens  an  der  europäischen 
Grenze  die  Einfuhr  grösser  ist  als  an  der  asia- 
tischen Grenze.  Ks  betrug  nämlich  in  Seiden- 
fabrikaten die 


davon  über  die      davon  Uber  die 


-c  euro- 
I  P«- 


enro- 
pä- 


Grenze 
1890—94  2641  1290 
1895     3268  1550 
1890     3674  1950 

1897  3373  2081  1291 

1898  4391  2267  2123 


asia-  s 
ti8che  1  ische') 

Grenze 


asia- 
tische 


1349  214 
1718  150 
89 
92 
»93 


1  • 


122 
14 
9 
4 
66 


91 

136 
80 
88 

114 


In  Schweden  bestanden  um  1760  69 
Seidenfabriken  mit  1015  Webstühlen  und  2448 
Arbeitern.  1845  war  ihre  Zahl  auf  18  reduziert, 
nnd  jetzt  bestehen  nur  in  Stockholm  noch  2 
Seidenfabriken,  deren  Produkte  1881  mit  907  345, 
1885  mit  669166,  1890  mit  528888,  1895  mit 
379  965  und  1898  mit  380018  Kronen  bewertet 
wnrden.  1890,  1895  nnd  1898  beschäftigten  sie 
311  resp.  205  nnd  236  Arbeiter.  Im  auswär- 
tigen Handel  ist  die  Ausfuhr  unbedeutend,  die 
Einfuhr  wächst  ziemlich  rasch  und  beträgt: 


1890 


1898 


1898 
Mill. 


1895      1896  1897 

Kilogramm 

Rohseide 
16908    17620  20027  18896 
Seiden 

110  487   83951   98494    124465  15511 
Samt-,  Seiden-,  Halbseidenbünder 
23366   29095   32629     34835    40713  1,20 

N  o  r  w  c  g  e  n  hat  keine  nennenswerte  Seiden- 
indnstrie;   auch   führt  es   nur  unbedeutende 


37817 
und  Halbseidenwaren 


i,6i 


5," 


Mengen  und  zwar  von  eingeführtem  Seidengani 
und  Seidengeweben  aus.  Dagegen  betrug  die 
rasch  wachsende  Einfuhr  von 

1886—90   1891-95   1896-99     1898  1899 
durchschnittlich  Kilogramm 
Seidengarn 

3370       4121        5091        5629  5705 
Seiden-  nnd  Hulbseidenwaren 
46288      53195      70841      78831  76890 

Auch  Dänemark  hat  nur  mit  Seidemre- 
weben  (Manufaktur- Varer  af  Silke)  einen  l>e- 
achtenswerten  Handel.    Es  betrug  aber 

in  1000  Kilogramm 
1886-90   1891-95    1896    1897  1898 
Einfuhr       141,3     «33.°      »35,9  «46,5  166,0 
Ausfuhr         11,7       12,5       13,5     15,0  21,0 

in  Millionen  Kronen 
Einfuhr        4.00      3,45       3,57    4.04  4,81 
Ausfuhr        0,33      0,34       0,36    0.41  0,60 

In  Finland  nimmt  gleichfalls  die  Ein- 
fuhr von  Seidenwaren  ersichtlich  zu.  Sie  be- 
trug in  den  Jahren  1895-  1899  1952  resp.  1841, 
2734,  3468  nnd  2655  kg  Nähseide  und  7722  resp. 
8818,  12  347,  15  959  und  12  805  kg  Seiden-  nnd 
Halbseidengewebe. 

Eine  nicht  unbeträchtliche  Scidenindustrie 
haben  die  Niederlande,  doch  genügt  sie 
keineswegs  dem  Bedarf  e'),  obschon  die  Einfuhr 
von  Seidenwaren  sich  fortgesetzt  bis  1894  ver- 
ringerte nnd  erst  seither  wieder  beträchtlich 
zunahm.  Den  Wert  der  ein-  und  ausgeführten 
Seidenwaren  zeigt  folgende  Tafel: 

Im  Jahresdurch- 
schnitte 
resp.  im  Jahre 


Einfuhr  Ausfuhr 
tausend  holl.  Guldeu 


1857-66 
1867—76 
1877—86 
1887—96 

1894 

1895 

18i*i 

1897 

1898 


3185 
1758 
894 

37' 
262 
404 
710 
1044 
1224 


117 
83 

119 
65 
87 

114 

3i 
61 

7^ 


In  Belgien  betreibt  nur  Antwerpen  eine 
beachtenswerte  Seidenindnstrie.  Im  auswärtigen 
Handel  überwiegt,  wie  folgende  Tafel  zeigt, 
allenthalben  die  Ei " 


seidenen  Spitzen 
in  diesem  Jahre 
wurde,  während 
betrug. 

Rohseide 
Einf.  Ausf. 


infuhr  ,  1898  auch  bei  den 
und  Blonden,  deren  Einfuhr 
auf  188  992  Francs  bewertet 
die  Ausfuhr  156090  Francs 


Im 
Jahre 


1885 
1890 
1894 
18H5 
1896 
1897 
18118 


208 

231 
224 

147 

no 
66 


48 
164 
140 
108 

79 
76 

56 


Seidengarn 
Einf.   Ausf.  Einf 
tausend  Kilogram: 


Seideugcwebo 
Ausf. 


82 
77 
83 
73 

95 
81 
82 


18  - 


10 
38 
58 
89 
61 
25 


179 

'95 
204 
206») 

24  >') 
266«) 


7 
20 

15 
1 1 

1*) 
15'» 
■4») 


')  Ausserdem  noch  im  Handel  mit  Fin 
Jaud  die  auf  die  Summe  fehlenden  Restbeträge.  ] 


l)  Die  Einfuhr  von  Rohseide  nnd  Abfall- 
seide betrug  1891  10223.  1898  20211  kg;  die 
Ausfuhr  hiervon  1760  resp.  2364  kg. 

*)  Ohne  Strnmpfwirkwaren,  die  bei  der  Be- 
kleidung nachgewiesen  sind. 
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19.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  In 

den  Vereinigten  Staaten  wurde  die  erste  Seiden- 
abrik  1810  in  Mansfield  i  Connecticut)  errichtet, 
aber  erst  in  den  40  er  Jahren  entwickelte  sich 
die  Industrie  zu  grösserer  Bedeutung.  In  den 
letzten  Jahrzehnten  zeigt  sie  im  Gegensatze  zu 
den  europäischen  Industrieen  eine  besonders 
kräftige  Blüte,  so  nahm  nach  den  l'ensusergeb- 
niasen  der  Wert  ihrer  Fabrikate  von  1880  auf 
1890  um  113%  zu,  wahrend  der  Wert  des  von 
ihr  verarbeiteten  Materiales  von  19,2  auf  46,4 
Millionen  Dollar  stieg.  —  1870  betrug  die 
Quantität  des  verarbeiteten  Materiales  erst 
782  944  Pfund,  1890  bereits  11 917 163  Pfund, 
ücberhaupt  hat  nacli  den  Censusergebnissen 
die  Seidenindustrie  seit  40  Jahren  sich  in  fol- 
gendem Umfange  entwickelt: 


1850 

Etablissements  67 
Arbeiter  1  723 

Spindeln  — 
Webstühle 

Investiertes  \  = 
Kapital      I  P 
derj  © 


1870 
86 
6649 


Fabrikate 


678  6231 
1  809  12  21 1 


1880  1890«) 

382  472 

31  337  5°9i3 
508  137  1  254798 

8  474  22  569 

19125  51008 

41  033  87  298 


Zusammenhängend  mit  dieser  bedeutenden 
Entwickelnng  stieg  der  Rohseidenimport  von 
ungefähr  V,  Million  Pfund  im  Jahre  1869  bis 
1870  gegen  Ende  der  70  er  Jahre  schon  auf 
1  Million  und  betrug,  fortwährend  steigend,  in 
der  neuesten  Zeit : 


25,2,  23.5  und  25,1  Millionen  Dollar.  Ueberein- 
stiinmeud  mit  dem  Wachstum  der  Industrie  und 
dem  Rückgang  der  Einfuhr  beginnt  sich  in  den 
letzten  Jahren  die  bescheidene  Ausfuhr  einiger- 
maßen zu  erhohen.  Sie  wurde  nämlich  im 
Jahresdurchschnitte  1879  80  bis  1883  84  mit  43, 
1884  85  bis  1888/89  mit  64  tausend  Dollar  bewertet 
und  belief  sich  1889/90  auf  54,  189495  bis 
185)899  auf  256,  301,  225,  297  und  291  tausend 
Dollar. 

20.  Japan.  Wie  kräftig  sich  die  japa- 
nischen Filauden  und  Seidenspinnereien  ent- 
wickeln, lässt  die  oben  angedeutete  Entwicke- 
lung  der  Rohseiden  Produktion  und  des  Roh- 
seidenverbrauches erkennen.  In  gleicher  Weise 
entfalten  sich  auch  die  Seidenwebereien.  Nach 
den  Angaben  im  Resuuie  statistique  du  Japou, 
das  die  Zahl  und  Ausstattung  der  Webereien 
leider  nicht  getrennt  nach  dem  verarbeiteten 
Material  darstellt,  soll  sich  die  Produktion  von 
Seidenzengen  und  Seidengürteln,  nicht  auch  jene 
von  Taschentüchern  in  den  letzten  12  Jahren 
fast  auf  das  lOfache  gehoben  haben.  Es  wur- 
den danach  produziert: 


Im  Jahres- 
durchschnitt Engl  Pfd. 
resp.  i.  .Jahre 
18767  -  79  80  1  878  2^4 
1880  1—84  5  306:1899 
1880—81      2  «o  103 
1885  -  86  47S4626 
1891—92      7  521  342 
185)2—93      7  422  430 


Im  Jahre    Engl.  Pfd. 


1893-  94 

1894-  95 

1895-  »H 
18!«) -97 

1897—  98 

1898-  99 


4  956  875 
7  974  810 
8000621 
6513612 
10315  162 
969.1  145 


Seidenzeuge  für 
Kleidung 
Im  im 
Jahre     1000     Werte  v. 
Stücke1)  Mill. 

Yen 

1885      1  454  3.74 
189U      4  1 54  40,50') 
1895      8gi6  41.06») 
189»!      9898  4^,82 
18J7     1 1  249  54,97 


Seidengürtel 
im 

1000  Werte  v. 
Stücke  »i  Mill. 

Yen 

152  0,29 

639  2,13 

805  5,41 

1239  8,28 

1283  8,71 


Dazu  kommt  noch  die  Einfuhr  von  Cocous, 
die  allerdings  von  320621  Pfund  im  Jahre 
1894  95  auf  13  537  Pfund  im  Jahre  1898  «.19  zu- 
rückging, ferner  die  sehr  gewachsene  Einfuhr 
von  Flockseide,  die  1880  81  326  744,  1885  86 
1  611744,  1891  92  1  121  486.  189«  97  1  479  832, 
1897,98  1  762  297  und  1898  99  1  545  701  Pfund 
betrug. 

Trotz  ihres  fortgesetzt  grösseren  Ver- 
brauches bestreitet  die  amerikanische  Seidenin- 
dustrie noch  nicht  den  ganzen  einheimischen 
Bedarf  an  Seidenwaren,  obschon  ihr  Anteil  an 
der  Beschaffung  desselben  rasch  steigt  und  1860 
13,  1870  23,  1880  40%  betragen  haben  soll. 
Die  Einfuhr  von  Seideuwaren  ist  daher  noch 
immer  sehr  gross.  1880  bis  1884  wurde  der- 
selbe im  Jahresdurchschnitte  mit  35,3  Millionen 
Dollar  bewertet.  1884,86  sank  er  auf  27.5  Mil- 
lionen, wuchs  sodann  bis  1889/90  und  1892/93 
auf  38,6!)  resp.  38,9«  Millionen  Dollar;  fiel  aber 
seither  im  Zusammenhange  mit  den  Zoller- 
hebungen 1894/95  bis  1898,  99  auf  31.2  resp.  26,7, 

l)  1891  sollen  584  Etablissements  bestanden 
haben,  doch  sollen  sich  deren  Produkte  nur  auf 
60  Millionen  Dollars  bewerten. 


Entsprechend  diesem  Wachstum  der  Industrie 
hat  sich  auch  der  auswärtige  Handel  entwickelt. 
Während  die  Einfuhr  von  Seiden-  und  Halbseideu- 
waren  1  hauptsächlich  Satntwareii)  sich  nur  auf 
wenige  Hunderttausend  Yen  belauft,  betrug  die 
Ausfuhr  von  Seidenwebwaren  aller  Art  schon 
1SSM)  3,9  Millionen  Yen,  stieg  aber  in  den  Jahren 
1895  bis  1899  auf  16  295  resp.  12  621,  13  651, 
16  816  und  21  570  tausend  Yen. 

Litteratur:  Oftuielle  statistische  Jahrbücher  und 
Jiandelsa  usteeise  der  einzelnen  Staaten.  — 
<Juatrefagen,  ATuui  sur  l'I/istoire  Je  la 
Sericnlture,  Pari*  1860.  —  Holdhau*  und 
Pam+r,  Denkschrift  über  die  Enticickelung 
der  Seidemucht  in  den  nördlichen  /Andern, 
Wien  I864.  —  Harpke,  Beiträge  rur  Geschwhte 
der  Grtcerbe  und  Erfindungen  Oesterreich»,  Wien 
187.1.  —  Ihttelaneur-KMber,  Le  Cocnn  de 
Soie,  Paris  1875.  —  Clugnet,  Geographie  de 
In  S<tie,  Lyon  1877.  —  Natalio  Rotulot, 
L'Art  de  la  Soie,  i  Bde.,  I\iris  1885—87.  (Ein 
grundlegendes  Werk,  von  welchem  F.  flujatti 
einen  gut  gearbeiteten  Aussug :  Die  Seiden- 
Produktion  der  Erde,  Wien  1890,  veranstaltet 
hat.)  —  Sehawroic,  Gewinnung,  Verarbeitung 


•)  Diese  Stücke  sind  durchschnittlich  10,23 
Meter  lang  und  38  (Zentimeter  breit. 

*)  Diese  Stücke  sind  durchschnittlich  3,79 
Meter  lang,  aber  sehr  verschieden  breit. 

*)  Dazu  noch  seidene  Taschentücher  im 
Werte  von  195000  Yen. 

4)  Dazu  noch  seidene  Taschentücher  im 
Werte  von  5  884  Yen. 
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Mark,  im  Westen  143,5  Mark  vom  Centner  zu 
zahlen.  Der  für  die  ganze  Monarchie  gleich- 
massig  (reitende  Tarif  vom  26.  Oktober  1821 
setzte  die  Eingangsabgabe  ^ r  JT*oz  seidene 
Gewebe  auf  300  Mark,  für  halbseidene  auf  löO 
Mark,  für  gezwirnte  Seide  und  gefärbte  Stick- 
seide auf  90  Murk  herab,  und  1827  und  1831 
fanden  einige  weitere  Abänderungen  der  Zoll- 
sätze statt.  In  den  Tarifen  des  Zollvereins 
sind  die  Hauptzollsätze  bisher  folgende  gewesen: 
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24 

36 
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und  Absatzbedingungen  der  Seide,  Petersburg 
1890.  (Kitte  km/uiiWc  Darstellung  in  russi- 
scher Sprache.)  -  Schmoll4*r,  Die  prenssisehe 
Seidenindustrie  im   IS.  Jahrh.,  München  189!. 

-  -  Schmoller  und  liintxe.  Die  prenssisehe 
Seidenindustrie  im  JS.  Juhrh.  und  ihre  De- 
grilnduug  durch  Friedrich  d.  Gr.,  3  Bde.,  flerlin 
1X92.  —  Annali  di  Statistica,  Serie  IV,  X>.  5.5. 
I.'Jndustria  della  Seta  in  Italia,  Roma  1891.  — 
Statistigue  de  la  Productitm  de  Ui  soie  e,n  France 
et  ä  l'Etranger.  Syndicat  de  l'uniou  des 
marchands  de  snic  de  Lyon,  1872 — IÄ  — 
Dulletin  Minister*  de  l'agritulturc,  Paris  188S 
— 1900.  —  Campte  rendu  des  Traraux  de  la 
Chambre  de  commerce,  de  Lyon,  Lyon  l'.HH)  und 
frühere  Jahrgänge.  —  Jahrbuch  des  k.  k.  Hsterr. 
Ackerbauministeriinns  je  das  II.  Heß  bis  /.«f.'«; 

-  ßir  1885—91  ein  Sammelheß  unter  dem  allg. 
Llaupttitel,  Wien  1893.  —  Statistische  Monats- 
schrift, Wien  1*96  — .  1808;  der  Artikel  M*r 
(\icconx,  Honig  und  Wachs.  —  Statistische  Mit- 
teilungen aus  dem  Gesamtgebiete  der  Ixindwirt- 
schafl,  Wien  1899,  1900.  —  Mitteilungen  tles  kgl. 
ung.  Handelsministeriums,  1. —  V.  Jahrg.,  Jinda- 
pest  1886 — 1890.  Berichte  de*  Seidenhau-Inspe.k- 
tnrates.  —  Russische  Herne  von  Hammersehmidt, 
L'H.  lfd.,  S.  SKI  (f.:  Blau,  Ilusslands  Seidenbau, 
Diersburg  1886.  -  Volkswirtschaßslerikon  der  ..  N*ch  dum  (zunächst  durch  die  Hnndclsver- 
Schcciz  ron  A.  Furrer,  Bern  1*85-189°  samt  trage  mn  Oesterreich-l ngarn  und  der  Schweiz) 
Supplement.  Art.  Seide,  Seideuindusirie.  -  vom  b.  bezw.  10.  Dezember  1891  fertg^teten 
Rese.ün  geogrtfica  y  estadistica  de  Espaüa ,  j  V  ertragstanf  sind  die  Zölle  auf  freidenwatte  und 
Madrid  1888/ -  Huatrv.  The  imperial  Ga-  ^>fJiirJ'felfSe,,,,ef  umj  Horetseide  wie  oben  24 
teurer  af  India,  ed.,  Ismdon  18S6,  VI.  vol.  |  nnd  *  Mark,  für  Zwirn  und  Rohseide  nur  140 
India.  '—  Statement  exhihiting  the  maral  and  Mttrk-  ff r ,  »V *re»  ^eI,,J  oder  Floreteeide 
material  Progress  af  India  1898-  99,  und  frühere  W!°  )'^rk  (statt  *n  Mark';  {i}r  »Cldenc  Bänder 
Jahrqünac,  London.  -  Financial  and  cmereial  oftonen  (.ewtbeu  800  Mark,  für  halbseidene 
Statistin  af  Itritish  Ind.a,  t'uln.tta  lMf-M».         M»rk.  für  Seidenbeuteltuch  AK)  Mark  (statt 

-  Report  uf  the  manufacturing  Industries  in  ■  *  **>  Mark  f«r  «iiesc  dm  Artikel  nach  dem 
the  United  State*  at  the  Censas  189«,  Washington  «-eueraltanfj.  Für  fepitzen.  Blonden  und  Micke- 
jfos    reien.  ganz  oder  teilweise  aus  .>eide,  wird 

'  der  Satz  des  Grneraltarifs  von  600  Mark  gw- 
!  bunden.  ebenso  der  vou  450  Mark  für  die  nicht 
sonst  genannteu  Waren  aus  Seide  gemischt  mit 
anderen  Spinnstoffen.    Durch  das  G.  v.  6.  März 
1899  wurde  in  deu  Tarif  von  1885  für  eine 
:  gewisse  Art  ungemusterter  Seidengewebe  ein 
,  besonderer  Zolbmtz  von  300  Mark  eingeschaltet. 
1  Cocons ,  abgehaspelte  oder  gesponnene  Seide, 
i  gekämmte,  gesponnene  oder  gezwirnte  Floret- 
Der  prenssisehe  Tarif  vom  26.  Mai  1818  >-ide  sind  auch  nach  dem  Generaltarif  in  un- 
gefärbtem Znstande  zollfrei.  Bis  zu  dem  Tarife 
von  1865  waren  diese  Rohstoffe  mit  Ausnahme 
der  Cocons  einem  Zolle  von  3  Mark  unterworfen. 
Der  Ausfuhrzoll  auf  rohe  ungefärbte  Seide  (seit 
1821  auf  7,50  Mark  für  den  Centner  gesetzt) 
wurde  schon  1833  aufgehoben. 

In  Frankreich  wurde  die  Seidenindustrie, 


II. 

Uebersicht  der  neueren  Zoll- 
Yernfiltnisse. 


behielt  für  die  Seidenwaren  einen  Verhältnis 
massig  hohen  Schutzzoll  bei.  In  deu  ostlichen 
Provinzen  wurde  für  Seideugewebe  aller  Art 
vom  Pfunde  l'/a  Groschen  an  Zoll  und  l1« 
Thaler  an  Verbrauchssteuer,  im  ganzen  also 
vom  Pfunde  4%  Mark  oder  von  dem  alten  Cent  wer 
(von  110  Pfund)  613' ,  Mark  erhoben.    Für  die 

westlichen  Provinzen  war  der  sogenannte  Zoll ,  obwohl  sie  in  ihren  meisten  Zweigen  allen  Mit- 
etwas niedriger,  nämlich  auf  2  Thaler  für  den  j  bewerbern  überlegen  war  oder  mindestens  gleich- 


Ccntuer  angesetzt,  und  die  Gesamtabgabe  stellte 
sich  daher  auf  501  Mark  für  den  Centner.  Für 
halbseidene  Waren  betrug  die  Verbrauchsabgabe 
in  beiden  Staatshälften  ' ,  Thaler  fUr  das  Pfund, 
die  Gesamtabgabe  im  Osten  238'.,,  im  Westen 
226  Mark.  Für  rohe  Seide  war  in  beiden  Ge- 
bieten ein  Eingangszoll  von  1 1  Tbaler  für  den 
Centuer,  andererseits  aber  im  Osten  ein  Aus- 
gaugszoll  von  5\,  Thaler,  im  Westen  ein  solcher 
von  IV«  Thaler  zu  entrichten.  Gezwirnte  und 
Rohseide,  gefärbt  oder  ungefärbt,  hatte  an  i 
Zoll  und  Verbrauchsabgabc  im  Osten  155,83  j 


kam,  dennoch  lange  Zeit  durch  Einfuhrverbote 
oder  enorme  Zölle  geschützt.  Selbst  der  im 
übrigen  sehr  gemässigte  Tarif  vom  15.  März 
1791  erhob  von  glatten  Seidenzeugen  1530,  von 
broschierten  3060  Francs  für  100  kg  und  hielt 
auch  das  alte  Verbot  der  von  jenseits  des  Caps, 
d.  h.  aus  Indien  kommenden  Seidenstoffe  auf- 
recht.  Durch  das  G.  v.  10  Brumaire  V  wurden 

M  Für  den  prenssiseben  Centner  von  110 
Pfund. 

*)  Von  hier  ah  ist  die  Einheit  100  kg. 
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alle  ans  Seide  mit  Beimischung  von  Leinen, 
Baumwolle  oder  Wolle  hergestellten  Zeuge  (wie 
1793  schon  die  Strumpf  wirkerwaren  aus  reiner 
und  gemischter  Seide)  gänzlich  von  der  Einfuhr 
ausgeschlossen.  Der  grundlegende  neue  Tarif 
vom  28..  April  1816  hielt  indes  das  Einfuhr- 
verbot nur  gegen  Baumwolle  oder  Wolle  oder 
falsche  Gold- "oder  Silberfftden  enthaltende  sowie 
gegen  Tülle  aufrecht  und  setzte  im  übrigen 
hohe  .Schutzzölle  fest  Die  Grundtaxe  für  glatte 
Stoffe  betrug  1600  Francs  für  100  kg,  für 
broschierte  1900  Francs,  für  solche  mit  Gold- 
uud  Silberfftden  3100  Francs,  für  Wirkwaren 
1200  Francs,  für  reinseidene  Gaze  3100  Francs, 
für  mit  Leinen  gemischte  Stoffe  1300  Francs, 
für  Seidenkrepp  (nach  dem  G.  v.  27.  März  1817) 
3400  Francs.  Zu  diesen  Sätzen  kam  noch  ein 
sogenannter  Kriegsdecime.  also  10%  Zuschlag, 
und  bei  der  Einfuhr  auf  fremden  Schiffen  oder 
zu  Lande  ein  weiterer  Zuschlag  von  10%.  Für 
nusscreuropäische,  insliesondere  indische  Seideu- 
zenge wurde  der  Grundzoll  181?)  auf  4500  Francs 
erhöht,  und  durch  das  G.  v.  7.  Juni  1820  wurde 
gegen  diese  Stoffe,  rein  oder  gewirkt,  wieder 
ein  Einfuhrverbot  erlassen,  das  1834  wenigstens 
für  rohseidene,  1836  auch  für  bedruckte  Foulard« 
aufgehoben  und  durch  Zölle  von  anfangs  1600, 
später  600—1400  Francs  (Grundtaxe]  ersetzt 
wurde.  Das  Tarifgesetz  v.  9.  Juni  l84o  brachte 
einige  Ermässigungen  von  geringer  Bedeutung; 
eine  durchgreifende  Reform  aber  knüpfte  sich 
an  den  französisch-englisehen  Handelsvertrag  von 
1860  und  den  durch  diesen  und  die  folgenden 
Verträge  vereinbarten  Konventionstarif.  Der 
Zoll  auf  Bänder  von  Seide  und  Florctseide 
wurde  auf  400  Francs  für  100  kg,  der  auf 
andere  Gewebe  dieser  Art  auf  200  Francs,  der 
auf  gemischte  Gewebe,  auch  die  bis  dahin  ver- 
botenen, auf  300  Francs  herabgesetzt,  und  zwar 
mit  Einschlnss  der  Kriegsdecimes.  Der  Kou- 
ventionstarif  von  1882  lies»  diese  Zölle  unge- 
ändert,  und  der  neue  Generaltarif  von  1881  ge- 
währte gegen  den  älteren  bedeutende  Er- 
mässigungen, indem  seine  Zölle  nur  24%  höher 
waren  als  die  des  Konventioustarifs.  Der 
Generaltarif  vom  11.  Januar  1892  griff  wieder 
bedeutend  höher,  und  durch  das  G.  v.  28.  Februar 
1899  wurde  für  fast  alle  Seidenwaren  der  all- 
gemeine Zoll  auf  den  enormen  Satz  von  1500 
Francs  (bei  indirekter  Einfuhr  1600  Francs) 
gebracht.  Der  Minimaltarif  von  1892  enthielt 
wieder  eine  grössere  Anzahl  von  Qualitäts- 
nnterscheidungen  und  infolge  davon  einige  Er- 
höhungen. Für  die  nicht  besonders  bezeichneten 
Gewelie  blieb  der  Zoll  200  Francs,  für  die  ge- 
mischten 300  Francs.  Foulards  kamen  auf  400, 
Wirkwaren  auf  400 — 800  Franc«,  Handschuh- 
wirkwaren auf  1200  Francs.  Dnrch  das  er- 
wähnte Gesetz  von  1899  wurde  der  Minimalzoll 
für  ostasiatische  Seiden  waren  auf  900  Francs, 
für  die  von  anderer  Herkunft  auf  200,  240  und 
400  Franca  gesetzt.  Italien  erhielt  für  seine 
Seidengewebe  nicht  den  Minimalsatz,  sondern 
nur  den  früher  giltigen  Satz  des  Generaltarifs, 
nämlich  600  Franc*. 

In  England  war  die  durch  G.  v.  12.  April 
1824  angeordnete  und  am  5.  Juli  1826  wirklich 
erfolgte  Aufhebung  des  Einfuhrverbotes  gegen 
Seidenwaren  einer  der  ersten  Schritte  auf  der 
Bahn  der  freihändlerischen  Reform.  Uebrigens 
blieb  der  einheimischen  Industrie  noch  immer 


ein  Schutzzoll  von  30%  des  Wertes,  und  ausser- 
dem wurden  die  bis  dahin  sehr  hohen  Zölle  auf 
rohe  und  moulinierte  Seide  bedeutend  (der 
erstere  von  3'  4  Schilling  auf  3  Pence  für  da« 
Pfund)  herabgesetzt  und  1826  noch  vor  der 
wirklichen  Aufhebung  des  Verbotes  noch  weitere 
Erleichterungen  derselben  Art  gewährt.  Zu- 
gleich wurden  statt  des  Wertzolles  entsprechende 
specitische  Zölle  für  die  verschiedenen  Seiden- 
waren festgesetzt.  Das  G.  v.  22.  Mai  1829 
lies«  neben  specifi.schen  nach  Gutdünken  der 
Zollbeamten  auch  Wertzölle  zu  und  nahm  für 
die  Zölle  auf  glatte  Stoffe  25,  auf  andere  30, 
auf  indische  Seidenzeuge  20%  des  Wertes  an. 
Die  Einfuhr  europäischer  Seidenwaren  blieb  be- 
schränkt auf  die  Häfen  von  London,  Dover  und 
Dublin  und  auf  Schiffe  von  bestimmter  Minimal- 
grösse.  Der  Tarif  vom  9.  Juli  1842  milderte 
diese  Beschränkungen  und  setzte  die  Zölle  für 
Seidenwaren  so  weit  herab,  dnss  sie  nur  20%^ 
des  Wertes  darstellten.  Der  Tarif  vom  26.  Jum 
1846  brachte  die  Verminderung  dieses  Satzes 
auf  15%,  wobei  die  Zollbehörden  immer  die 
Wahl  zwischen  dem  Wertzolle  uud  den  ent- 
sprechenden speeifischen  Zöllen  behielten.  Dnrch 
den  englisch-französischen  Handelsvertrag  von 
184KJ  würden  die  Seidenzölle  gänzlich  beseitigt. 

In  Oesterreich  waren  die  Seidenwaren 
früher  ^ausser  Handel  gesetzt",  d.  h.  sie  konnten 
nur  von  Privaten  auf  besondere  Erlaubnis  gegen 
einen  sehr  hohen  Zoll  eingeführt  werden.  Für 
feine  Waren  blieb  dieses  Handelsverbot  bei 
einem  Zolle  von  10  Gulden  für  ein  Pfund  bis 
1852  bestehen.  Von  da  ab  wurden  die  feineu 
Seideuwaren  gegen  660  Gulden,  die  geraeinen 
gegen  275  Gulden  für  100  Zollpfund  unbe- 
schräukt  zugelassen.  Schon  vom  1.  Januar  1854 
ab  wurden  diese  Sätze  im  allgemeinen  Tarife 
auf  250  und  150  Gulden  und  nach  dem  Vertrags- 
tarif für  den  deutschen  Zollverein  auf  120  und 
75  Gulden  herabgesetzt,  und  nach  dem  für 
Deutschland  und  mehrere  andere  Staaten  gelten- 
den Vertragstarif  von  1S67  erfuhr  der  letztere 
Zoll  eine  weitere  Verminderung  auf  60  Gulden. 
Die  Rückkehr  zu  erhöhtem  Zollschutze  begann 
schon  mit  dem  autonomen  Tarife  vom  27.  Juni 
1878,  durch  den  der  Zoll  für  reine  Seidengewebe 
auf  300  Gulden,  für  halbseidene  auf  150  Gulden 
für  100  K  i  1  o  gebracht  wurde ;  eine  bedeutendere 
Mehrbelastung  trat  aber  erst  durch  den  Tarif 
vom  25.  Mai  1887  ein,  der  diese  beiden  Sätze 
auf  400  und  200  Gulden  erhöhte,  worauf  der 
Tarif  vom  21.  Mai  1887  für  gewisse  Waren  noch 
weitere  Steigeningen  bis  500  und  250  Gulden 
folgen  Hess.  Für  glatte  Seidenzeu^e  jedoch 
blieb  im  Konventionstarife  ein  ermäßigter  Satz 
von  200  Gulden  bestehen.  Dieser  letztere  Zoll 
ist  auch  in  dem  Vertragstarife  von  1892  bei- 
behalten; andere  Gauzsciden waren  haben  300 
und  400  Gulden ,  Spitzen ,  Stickwaren ,  Tülle, 
Gaze  500  Gidden,  Halbseidenwaren  225  und 
(Samt)  300  Gulden  zu  entrichten.  Alle  diese 
wie  auch  die  frühereu  Zollsätze  seit  1878  be- 
zichen sich  anf  Gold  gülden  im  Werte  von 
2  Mark. 

In  Italien  betrugen  die  Zölle  nach  dem 
Konventionstarife  von  1883  für  ganzseidene 
Waren  400,  475  bis  (Samt)  650  Francs  für 
100  kg,  für  Waren  ans  Floretseide  200  bis 
250  Francs  (auch  gewirkte),  für  Spitzen  und 
Tülle  800  bis  1200  Franca,  während  die  ent- 
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sprechenden  Sätze  nach  dem  Generaltarife  500, 
600  und  800  Francs,  200  and  300  Francs,  1200 
und  1800  Francs  betrugen.  In  dem  Vertrags- 
tarife  von  1892  finden  «ich  höhere  Sätze:  für 
reine  Seidenge  webe  sind  650  und  900  Franc« 
für  100  kg,  für  gemischte  500  nnd  (gemustert) 
800  Francs,  für  gemischten  gemusterten  Samt 
1000  Francs  zu  entrichten. 

In  der  Schweiz  betragen  nach  dem  all- 
gemeinen Tarife  vom  10.  April  1891  die  Zölle 
für  reine  Seideu-  oder  Floretgewebe  nur  16 
Franc»  für  100  kg,  für  gemischte  101)  Franc«, 
für  Schal«,  Schärpen  etc.,  rein  oder  gemischt, 
150  Franc«,  für  Bänder  nnd  Pusamentierwaren, 
rein  oder  gemischt,  100  Franc»,  für  Stiekereieu 
nnd  Spitzen  180  Francs.  Der  Vertragstarif 
gewährt  nur  den  gemischten  Waren  eine  Er- 
leichterung (mit  Zöllen  von  40,  100  nnd  60 
Francs).  Die  französischen  Waren  wurden  in 
dem  1893  eröffneten  Zollkrieg  auf  Grund  des 
Bnndesgesetzes  von  1851  mit  ausserge  wohnlich 
hohen  Zöllen  —  250  bis  400  Francs  —  belastet, 
bis  185)5  ein  neues  Handelsabkommen  zu 
stände  kam. 

In  Kussland  werden  nach  dem  Tarife 
vom  11.  Juni  1891  die  gauzseideuen  Gewebe 
mit  7,60  Rubel  Gold  (nur  die  Fonlard»  mit 
ö  Rubel),  die  halbseidenen  mit  3  Rubel  für  das 
russische  Pfund  von  409,5  Gramm  besteuert. 
Durch  den  Vertragstarif  ist  der  Zoll  für  ganz- 
seidene  Strickwaren  von  7,50  auf  5  Hübet,  für 
halbseidene  von  3  auf  1,90  Rubel  herabgesetzt. 
Auch  Spitzen  babeu  eine  kleine  Ermässigung 
erhalten.  Der  M  a  x  i  m  a  1 1  a  r  i  f  setet  Zuschläge 
von  meistens  30%,  seltener  20%,  zu  den  Zöllen 
des  allgemeinen  Tarifs  fest. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hatten 
nach  dein  Tarife  von  1883  die  Seideu  waren 
einen  Zoll  von  50%  des  Wertes.  Der  (Mac 
Küiley-)  Tarif  von  1X90  hatte  diesen  Satz  für 
die  meisten  Waren  beibehalten,  ihn  jedoch  für 
Spitzen,  Stickereien  etc.  auf  60%  erhöht  und 
filr  Samte  dahin  festgestellt,  dass  15%  des 
Wertes  und  für  das  Pfund  1,50  oder  bei  einem 
Seidengehalte  von  75  und  mehr  Prozent  3.50 
Dollar  zu  bezahlen  waren.  Der  (Wilson!  Tarif 
von  1894  setzte  die  Zölle  von  5t)  und  60%  auf 
bezw.  45  und  50%  herab  und  erhob  von  den 
Samten  einfach  nur  1,50  Dollar  für  das  Pfund. 
Der  (Dingley-)  Tarif  von  1897  stellte  teils  die 
Sätze  des  Tarifs  von  1890  wieder  her,  teils  ging 
er  noch  weit  darüber  hinaus,  so  dass  die  Zölle 
für  einige  Artikel  75,  SO  und  selbst  90%  des 
Wertes  betragen. 

Ueher  die  früher  neben  den  Schutzzöllen 
nnd  Einfuhrverboten  üblichen  staatlichen  Mass- 
regeln zur  Förderung  der  Seidenindustrie,  die 
amtliche  Schau  und  Stempelung  der  Fabrikate, 
die  Prämien  etc.  s.  Sc  hm  oll  er  und  Hiutze, 
Die  prenssische  Seidenindnstrie  im  18.  Jahr- 
hundert. Als  öffentliche  Einrichtungen  ähn- 
licher Art  haben  sich  die  Seidentrocknungs- 
oder  Konditionsanstalten  in  Lvon,  St.  Eticnne, 
Paris,  Mailand,  Turin.  Zürich,  Wien,  Krefeld. 
Elberfeld  und  anderen  Seidenhandelsplätzen  er- 
halten. Da  die  Seide  im  hohen  Grade  hygro- 
skopisch ist,  so  hat  dieselbe  Masse  bei  ver- 
schiedenem Feuchtigkeitsgrade  der  Luft  ein 
merklich  verschiedenes  Gewicht  und  es  ist  daher 
bei  dem  hohen  Preise  dieses  Rohstoffes  für  den 
Handel  von  grossem  Interesse,  dass  das  wirk- 


liche Trockengewicht  desselben  sicher  fest- 
gestellt werde,  wie  es  in  jenen  Anstalten  mit 
möglichst  grosser  technischer  Sorgfalt  geschieht. 
Dieselben  sind  von  den  Handelskammern  oder 
Gemeinden  errichtet  und  werden,  auch  ohne 
dass  ihre  Mitwirkung  obligatorisch  wäre,  vom 
Handel  allgemein  benutzt. 

Lejcin. 


Seiienstener. 


Die  Seifensteuer  zählt  zu  den  untergeord- 
neten inneren  Verbrauchssteuern,  welche  in 
einzelnen  Staaten  zeitweise,  zumal  nach 
grossen  Kriegs-  und  anderen  politischen  Er- 
eignissen, infolge  des  erheblich  gesteigerten 
Finanzbedarfes  eingeführt  wurden.  Ihre 
finanzielle  und  stellerpolitische  Bedeutung 
ist  niemals  eine  hervorragende  gewesen, 
weshalb  auch   diese  Abgabe  meist  nach 

j  kürzerer  oder  längerer  Zeit  wieder  beseitigt 
wurde.  Als  Beispiele  der  Gesetzgebimg 
kommen  England,  Frankreich  und  Holland 
in  Betracht. 

1.  In  England  wurde  die Seifensteuer, 
gleichwie  eine  ganze  Keihe  ähnlicher  Abgaben, 
während  der  grossen  napoleonischen  Krie^s- 
zeit  eingeführt  und  ihre  Steuersätze  wurden 
unmittelbar  nach  dein  Kriege  mehrfach  er- 
höht. Nach  ihrer  technischen  Einrichtung 
ward  sie  den  Accisen  beigezählt  und  lieferte 

i  181")  einen  Ertrag  von  0,712  Mill.  C,  der 
allmählich  auf  1,13  Mill.  £  stieg,    im  Jahre 

i  18">3  wurde  diese  Steuer  aufgehoben. 

Ii.  In  Fran  krei  eh  waren  es  dio  Kriegs- 
ereignisso  1870  71,  welchcu  die  Seifensteuer 
ihren  Ursprung  verdankte  (G.  v.  30.  IKv.br. 
1873).  Gleichzeitig  mit  der  Stearin-  und 
Kerzen-  sowie  mit  der  allgemeinen  Oelsteuer 
eingerichtet,  wurde  sie  an  Stelle  einer  an- 
fangs geplanten  Ausdehnung  der  Salzsteuer 
auf  das  zur  Sodafabrikation  verwendete 
steuerfreie  Salz  gewählt.  Sie  l>elastete  Seife 
jeder  Art  mit  ö  Frcs.  per  100  kg.  Doch  be- 
stand eine  weitgehende  Steuerfreiheit  für 
Seife,  welche  zu  gewissen,  gesetzlich  näher 
bezeichneten  technischen  Vorgängen  hei  der 
Textilindustrie  unentbehrlich  war  (G.  v.  .". 
August  IS74).  Ebenso  war  die  zur  Ausfuhr 
ins  Ausland  bestimmte  Stufe  als  steuerfrei 
erklärt  worden,  während  die  eingeführte  eine 
Kompensationsabgabe  von  gleichfalls  ">  Frcs. 
per  100  kg  nebst  erheblichen  Zöllen  zu  ent- 
richten hatte.  Die  Einrichtungen  der  Steuer- 
technik waren  im  übrigen  die  üblichen : 
Lizenzpflicht  (20  Frcs.),  Steuererklärungen, 
Buehführuiigszwang,  E.\ercice,Verwendungs- 
kontrolle  und  insbesondere  umfängliche 
Vorschriften  für  Fabriken,  welche  zur  Ver- 
wendung steuerfreier  Seife  berechtigt  waren. 
Durch  das  Q.  v.  16.  März  1878  wurde  die 
Seifensteuer  abgeschafft,  deren  Wirksamkeit 
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vom  1.  April  des  gleichen  Jahres  an  aufhörte.  I 
Ihr  Ertrag  war  1875  5,8  Mill.  Frcs.,  1877 
Ü.2  Mill.  Frcs. 

3.  Auch  Holland  hatte  eine  Seifeu- 
steuer.  Der  Steuersatz  betrug  10  fl.  für 
100  kg,  und  der  Ertrag  belief  sich  im  Jahre 
1S89  auf  1,97  Mill.  fl.  Mit  l.Mai  1893  ist 
sie  auch  hier  beseitigt  worden. 


Selbstinteresse 
and  Methodenstreit  in  der  Wirt- 
schaftstheorie. 

I.  Egoismus  und  Altruismus.  II.  Die  Kon- 
troverse :  Egoismus  oder  Altruismus,  in  der  theo- 
retischen und  in  der  praktischen  Soziallehre. 
III.  Die  Kontroverse  und  der  Methodenstreit  in 
der  Wirtschaftstheorie.  A.  Aufgabe  der  Wirt- 
schaftstheorie und  Methode  der  Isolierung.  B. 
Deduktion  und  Induktion.  C.  Hypothese  des 
Egoismus  —  oder  Hypothese  des  wirtschaft- 


lichen Motivs  und  des 
liehen"'  l'rincjps? 


„  wirtschaf  t- 


nnd  Altruismus. 

Sagen  wir  von  einem  Individuum,  dass  es 
vom  Selbstinteresse  sich  leiten  lasse,  mit  ande- 
ren Worten,  dass  es  egoistisch  handele,  so 
soll  dies  bedeuten,  dass  das  subjektive 
Motiv  seines  Handelns  die  Forderung  des 
eigenen  Ich  sei,  die  Mehrung  des  eigenen 
Glückes,  d.  h.  die  Annäherung  an  den  von 
diesem  Individuum  subjektiv  als  Ideal  ge- 
setzten Status  der  Aussenwelt  und  Innenwelt. 

Nur  auf  das  subjektive  Motiv,  nicht  auf 
das  objektive  Ergebnis  kommt  es  an, 
um  die  h  rage,  ob  eine  Handlung  als  egoistische 
oder  altruistische  sich  darstelle,  zu  ent- 
scheiden. Jeder  Tauschakt  z.  B.  hat,  falls 
nicht  Irrtum  oder  Zwang  eingreift,  zum 
objektiven  Ergebnis  die  Förderung  beider 
Tausehi«irteien,  wenn  auch  das  Mass  auf 
l>eiden  Seiten  recht  ungleich  sein  mag.  Aber 
deshalb,  weil  Jemand  nicht  bhuss  die  Förderung 
fies  eigenen,  sondern  auch  die  eines  fremden 
Ich  durch  seine  Handlung  bewirkt,  streift 
diese  keineswegs  den  Cliarakter  einer  ego- 
istischen ab. 

Sagen  wir  von  einem  Individuum,  dass 
es  altruistisch  handle,  so  soll  dies  be- 
deuten, dass  das  subjektive  M  o  t  i  v  seines 
Handelns  nicht  die  Förderung  des  eigenen 
Ich,  sondern  die  eines  fremden  Ich  sei.  Das 
altruistische  Individuum  erstrebt  die  Meh- 
rung des  Glückes  Anderer,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  das  objektive  Ergebnis  seines 
Handelns  auf  der  Linie  liegt,  welche  zur 
Förderung  des  eigenen  Ich  führt. 

Auch  das  egoistische  Individuum 
wird  vielfach  die  Förderung  Anderer  nicht 
nur  ltewirken,  wie  oben  schon  gesagt,  son- 


dern auch  bezielen  —  letzteres  aber  nur 
soweit,  als  diese  ihm  ein  Mittel  Ist  zur 
Forderung  des  eigenen  Ich.  Für  das 
altruistische  Individuum  ist  die  För- 
derung Anderer  Selbstzweck;  welcher 
Effekt  durch  solches  Handeln  für  es  selbst 
sich  ergiebt,  gilt  ihm  gleich. 

Abweichend  bestimmt  Nohle  (Staatslehre 
Piatos,  1880  S.  7)  den  Altruismus  als  „Einrich- 
tung (des  Handelns)  nach  einem  allgemeinen 
Princip  ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Erfolg 
für  das  Subjekt".  Die  Defiuition  geht  fehl: 
was  hier  altruistisches  Handeln  lieisst,  ist 
vielmehr  die  (Jesamtheit  des  nicht-egois- 
tischen Handelns,  von  dem  das  altruistische 
nur  die  eine,  allerdings  die  in  der  Wirklichkeit 
wichtigste  Kategorie  bildet 

Der  Begriff  „nicht-egoistisch-  ist  der  wei- 
tere, „altruistisch-  der  engere.  Nicht- egoistische« 
Handeln  ist  alles  Handeln,  welches  seinen  An- 
las* und  seine  Richtschnur  in  einem  „allge- 
meinen Princip-,  in  einer  objektiven  Idee 
hat,  die  das  Subjekt  anerkennt  und  durchzu- 
führen strebt,  ohne  zu  fragen  nach  dem  „Er- 
folg für  das  Subjekt-.  Diese  objektive  Idee  — 
welche  ebensowohl  aus  der  Vernunft,  wie  aus 
einer  Offenbarung  empfangen  sein  kann,  — 
kann  nnd  wird  vielfach  ein  altruistisches  Han- 
deln zur  praktischen  Konsequenz  haben;  not- 
wendig ist  dies  aber  nicht  —  sie  schliefst  nur 
ein  egoistisches  Handeln,  ein  Handeln,  welches 
ohne  Rücksicht  auf  sie,  zum  Dienste  des  Eigen- 
wohls geschieht,  aus.  Die  konsequenten  Apostel 
des  Egoismus,  Stirner  z.  B.,  haben  —  von 
ihrem  Standpunkt  aus  ganz  mit  Recht  —  nicht 
bloss  den  Altruismus,  sondern,  weit  allgemeiner, 
den  „Idealismus",  im  Sinne  des  Obigen,  ver- 
dammt, die  Empörung  gegen  alle  „idealen 
Sparren"  gepredigt. 

Ein  Beispiel  mag  erläutern,  dass  altruisti- 
sches Handeln  und  nicht-egoistisches  Handeln 
sich  keineswegs  decken.  Wenn  Jemand  nur 
deshalb  vom  Selbstmord  absteht,  weil  er  ihn 
als  Christ  für  eine  Sünde  halt,  so  braucht  diese 
Handlungsweise  keineswegs  altruistisch  zu  sein ; 
es  ist  denkbar,  dass  bei  ihr  das  Motiv,  auderen 
Individuen  zu  nützen,  völlig  fehlt  Aber  sie 
gehört,  wenn  der  Wille  zum  Weiterleben  aus- 
schliesslich dem  Gehorsam  gegen  das  Gebot 
Gottes  entstammt,  zweifellos  zu  der  Kategorie 
der  „nicht-egoistischen". 

Somit  bietet  die  heute  vielfach  beliebte 
Gegenüberstellung  egoistischen  und  altruisti- 
schen Handelns  keine  erschöpfende  Einteilung. 
Wenn  auch  in  vielen,  vielleicht  in  den  meisten 
Fällen  das  Motiv  des  „nicht-egoistischen"  Han- 
delns in  der  Förderung  Anderer  liegen  mag. 
so  doch  nicht  in  allem.  — 


II.  Die  Kontroverse:  Egoismus 
Altruismus,  in  der  theoretischen  und  in 
der  praktischen  Soziallehre. 

Seit  Beginn  des  Denkens  über  soziales 
Geschehen  ist  die  Kontroverse  lebendig,  ob 
jener  Gegensatz  zwischen  Egoismus  und 
Altruismus,  welcher  als  begrifflicher 
unleugbar  besteht,  in  der  Wirklichkeit,  als 
thatsächlicher  sich  wiederfinde ? 
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Dass  man  objektiv,  nach  dem  äusseren 
Erfolg  des  menschlichen  Handelns,  so  klas- 
sifizieren kann,  dass  mau  «jedes  Handeln, 
welche«  den  eigenen  Vorteil  —  Egoismus, 
jedes  Handeln,  welches  den  Vorteil  Anderer 
zum  nächsten  Zwecke  hat  —  Altruismus' 
tauft  (wie  Dargun  im  Art.  Altruismus 
oben  Bd.  1  S.  2S1  formuliert),  bedarf  aller- 
dings keines  Beweises.  Ob  al>er  subjek- 
tiv, nach  ihrem  Motive,  gewisse  Handlungen, 
wie  dies  oben  geschehen,  als  egoistische, 
gewisse  andere  als  altruistische  gcstemi>e]t 
werden  dürfen,  ist  eine  der  Fragen,  über 
die  von  jeher  der  Kampf  der  (Jeister  ge- 
führt ist  und  bis  in  alle  Zukunft  dauern 
wird. 

Schon  die  griechische  Philosophie  ist  sich 
des  möglichen  Gegensatzes  der  Entscheidung 
voll  bewusst.  Dass  der  Egoismus  da  ist, 
bezweifelt  Niemand ;  aber  die  Skepsis  lienagt 
die  Annahme  des  Daseins  des  Altruismus. 
Ist  nicht  alles  Handeln,  welches  den  Vorteil 
Anderer  bezweckt,  doch  im  Kern  egoistisch? 
Die  grosse  Mehrzahl  der  Sophisten  bekennt 
sieh  zu  letzterer  Anschauung.  Auch  der 
Sokrates  der  Memorabilien  gründet  das 
scheinbar  dem  Egoismus  widersprechende 
Handeln  *fast  durchweg  auf  das  Motiv  des 
Nutzens«  (Zel  1er,  Philo»,  der  Griechen.  II, 
Hfl).  »Wir  sollen  uns  —  so  fasst  Zeller 
die  Hauptsätze  der  sokratischen  Sittenlehre 
zusammen  —  der  Enthaltsamkeit  befleissigen, 
weil  der  Enthaltsame  angenehmer  lebt  als 
der  ünenthaltsame  ;  wir  sollen  uns  abhärten,  I 
weil  der  Abgehärtete  gesunder  ist  und  weil ! 
es  ihm  leichter  wird,  Gefahren  abzuwehren,  [ 
Kuhm  und  Ehre  zu  erwerben ;  wir  sollen 
bescheiden  sein,  weil  die  Prahlerei  Schaden 
und  Scliande  bringt;  wir  sollen  uns  mit 
unseren  Geschwistern  vertragen,  weil  es 
thöricht  ist,  zum  Schaden  zu  gebrauchen, 
was  uns  zum  Nutzen  gegeben  ist;  wir  sollen 
uns  um  wahre  Freunde  bemühen,  weil  ein 
treuer  Freund  der  nützlichste  Besitz  ist ; 
wir  sollen  uns  der  Teilnahme  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten  nicht  entziehen,  weil 
das  Woldbefinden  des  (tanzen  auch  allen 
Einzelnen  zu  gute  kommt;  wir  sollen  den 
Gesetzen  gehorchen,  weil  dies  für  uns 
selbst  und  den  Staat  das  Nützlichste 
ist,  und  des  Unrechts  uns  enthalten,  weil 
es  sich  am  Ende  doch  immer  straft:  wir 
sollen  tugendhaft  leben,  weil  die  Tugend 
von  Seiten  der  Götter  dem  Menschen  die 
grössten  Vorteile  verschafft.' 

Ueberall  wird  hier  der  Egoismus  ange- 
rufen, um  ein  altruistisches  Verhalten 
zu  bewirken.  Mit  linderen  Worteu :  es  wird 
so  gerechnet,  als  ob  es  eine  altruistische 
G  e  s  i  ii  n  n  n  g ,  als  ob  es  ein  altruistisch  mo- 
tiviertes Wollen  nicht  giU«\ 

Im  Mittelalter  wird  der  Streit  weiter 


geführt.  Aber  erst  der  Rationalismus  der 
Neuzeit  spitzt  ihn  zu  vollster  Schärfe  zu. 

Während  die  Einen  (z.  B.  Helvetius) 
rundweg  das  Dasein  des  Altruismus  ver- 
;  ncinen,  so  bejahen  es  die  Anderen  —  mehr 
oder  minder  bedingt  Während  jene  als 
Triebfeder  alles  menschlichen  llandelns 
jden  so  oder  so  maskierten  Egoismus  auf- 
decken, behaupten  diese,  dass  Kgoismus  und 
Altruismus  bei  einander  wohnen  und  das 
menschliche  Handeln  bald  durch  jenes,  liald 
'durch  dieses  Motiv  beherrscht  werde  — 
wenn  sie  auch  zugebou,  dass  viele  Akte, 
welche  dem  oberflächlichen  Betrachter  als 
altruistische  erscheinen,  in  Wahrheit  aus  der 
(Quelle  des  Selbstinteresses  fliessen,  sich 
darstellen  als  »une  manicre  intelligente  de 
s'aimer  soi-meme«  (Bastiat).  — 

Neben  das  Problem,  wie  ist  der  Mensch, 
tritt  das  weitere  Problem  wie  soll  er  sein, 
was  soll  er  wollen  und  wie  soll  er  liandeln  ? 
Darf  er  dem  Triebe  nach  dem  eigenen  Vor- 
teil freies  Spiel  lassen,  ist  er  berechtigt 
Egoist  zu  sein,  oder  soll  er  den  Vorteil 
Anderer  zur  Norm  nehmen  —  darf  er  jenes, 
soll  er  dieses  unbedingt  oder  mit  gewissen 
Einschränkungen?  Strittig  wie  jene  Frage 
der  theoretischen  Soziallehre  (der  Wi>- 
senschaft,  die  das  soziale  Geschehen  be- 
trachtet, um  dessen  Ursachen  zu  erkennen) 
ist  diese  zweite,  dem  Gebiet  der  prak- 
tischen Soziallehre  (der  Wissenschaft, 
die  Sätze  aufstellen  wilL,  die  dem  mensch- 
lichen Wollen  uud  Handeln,  durch  welches 
das  soziale  Geschehen  gestaltet  wird,  als 
Kichtschuur  zu  gelten  haben)1)  augehörige 
Frage. 

Ich  habe  diese  letztere  Frage  bereits  oben 
in  dem  Artikel  „Individualismus"  (Bd.  IV, 
S.  1828  ff  i  gestreift.  Anstatt,  wie  dort  geschehen, 
zu  sagen ,  dass  Individual-  und  Sozialprincip 
sich  als  logische  Autinomieen  gegenüberstehen, 
hätte  auch  die  Formel :  Egoismus  wider  Altruis- 
mus, gewählt  werden  kennen. 

Soll  die  politische  und  wirtschaftliche  Ürd- 
uung  gemäss  dem  Individualprincip  ge- 
staltet werden,  d.  h.  die  höchstmögliche  Be- 
friedigung jede«  Individualinteresses  als  oberste 
Norm  gelten,  oder  soll  sie  gemäss  dem  Sozial- 
princip gestaltet  werden,  d.  b.  die  höchstmög- 
liche Befriedigung  des  Sozialinteresses,  des  In- 
teresses der  Gesellschaft,  als  oberste  Norm  gelten  ? 
Dieses  aut-aut  lautet,  in  anderen  Worten,  dem 
Sinne  nach  »o  ziemlich  (s.  oben)  gleich  —  »oll 
das  soziale  Leben  auf  den  egoistischen  oder 
den  altruistischen  Grundton  gestimmt  wer- 
den? 

Auch  dies  Problem,  gleichfalls  schon 
durch  die  griechische  Philosophie  gestellt, 
ist  erst  durch  den  Rationalismus  der  Neu- 


x)  Vgl.  über  diese  Bestimmung  der  Auf- 
gabe und  der  Teile  der  Sozialwissenschaft:  B. 
Dietzel,  Theoretische  Sozialökonomik,  Bd  I, 
S.  4—10. 
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zeit  (z.  B.  Stirner)  in  allen  Konsequenzen 
entwickelt  worden. 

Es  handelt  sieh  hier  wie  dort  um  Kar- 
dinalmmkte  der  Sozialwissensehaft. 

Will  die  theoretische  Soziallehn»  das 
soziale  Gewesensoin,  Sein,  Seinwerden  cau- 
saliter  erkennen,  so  muss  sie  die  Motive 
der  Menschen  kennen.  Denn  alles  soziale  Ge- 
schehen vollzieht  sieh  ja  durch  das  Medium  des 
Willens ;  um  es  ursächliehzu  ergründen, l>edarf 
es  derKenntnis  der  Reaktionen  des  mensch- 
lichen Willens  auf  Verschiebungen  des  sozialen 
Status.  Alle  Gesclüchto  —  der  einfachere 
Ausdruck  für  das,  was  ol>en  theoretische 
Soziallchre  genannt  wurde  —  ist  •angewandte 
Psychologie*.  Je  nachdem  Jemand  zngiebt 
oder  bestreitet,  dass  der  menschliche  Wille 
sowohl  egoistisch  wie  altruistisch  reagieren 
könne,  muss  das  Bild,  welches  er  vom  so- 
zialen Geschehen  gewinnt,  verschieden  aus- 
fallen. Mag  ein  bereits  abgeschlossenes 
Faktum  zur  Erforschung  anstehen  oder  die 
Vorausbestimmung  eines  künftigen  —  nicht 
stets,  aber  in  unbestimmbar  vielen  Fällen 
wird  zuvor  Klarheit  darüber  zu  scliaffen 
sein,  ob  nur  mit  dem  Egoismus  oder  auch 
mit  dem  Altruismus  der  wirkenden  Subjekte 
gerechnet  werden  müsse. 

Und  für  die  praktische  Soziallehre  — 
wenigstens  für  deren  normativen  Bestandteil, 
für  die  Ethik1)  —  ergiebt  sich  aus  der 
Entscheidung  der  Kontroverse,  ob  der  Mensch 
bei  seinein  Handeln  sich  ausschliesslich 
durch  den  Egoismus  leiten  lassen  dürfe  oder 
nicht,  der  oberste  Satz,  durch  welchen  dann 
alle  einzelnen  ethischen  Postulate  bediugt 
sind.  (Natürlich  greift  auch  in  die  praktische 
Soziallehre  jenes  theoretische  Problem  —  wie 
ist  der  Mensch  — ■  ein.  Das  Urteil  darülier, 
welche  Mittel  zur  Verwirklichung  der 
ethischen  Postulate  anzuwenden  seien, 
muss  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  Je- 
mand, wie  oben  gesagt,  bestreitet  oder  zu- 
giebt,  dass  der  menschliche  Wille  sowold 
egoistisch  wie  altruistisch  reagieren  könne.) 

Die  sozial  praktische  —  genauer : 
ethische  —  Grundnorm,  nach  welcher  die 
höchstmögliche  Befriedigung  des  Selbst inte- 
resses  jedes  einzelnen  Individuums  als  das 
oberste  Gebot  des  sozialen  Sein  sollen  s  zu 
gelten  hat,  ist  in  dem  Artikel  Individua- 
lismus a.  a.  0.  erörtert.  Hier  bliebe  nur 
die  sozial  theoretische  Kontroverse  zu 
untersuchen,  ob  da»  Selbstinteresse  die  ein- 
zige Triebkraft  des  menschlichen  Handelns 
und  damit  de6  sozialen  Geschehens  ist? 

Wie  jene  sozialpraktische,  so  ist  auch 
diese  sozialtheoretische  Frage  axiom ati- 
scher Natur:  sie  kann  mit  gleichem  Hecht 
bejaht  oder  verneint  werden.    Die  Materia- 


lien zu  ihrer  Lösung  liegen  in  Tiefen,  zu 
deren  Ergründung  die  menschliche  Vernunft 
nicht  ausreicht.  Nur  der.  welcher  -Herz  und 
Nieren  prüft«,  vermöchte  die  Antwort  zu 
geben. 

Weil  dies  so  ist,  wird  das  Denken  über 
deu  Kausalzusammenhang  der  konkreten 
sozialen  Phänomene  niemals  zu  absoluten, 
von  allen  Denkern  anerkannten  Urteilen  ge- 
langen. Uel>er  vieles  können  die  Urteile 
harmonieren,  al>er  im  grossen  und  ganzen 
muss,  infolge  der  Gabelung  der  Antwort 
auf  diese  ihre  theoretische  Kardinalfrage  — 
,  auch  aus  anderen,  hier  nicht  zu  erörternden 
'  Gründen  —  die  theoretische  Soziallehre 
immer  den  subjektiven  Stempel  derer  tragen, 
die  sie  lehren.  »Es  ist  im  Grund  der  Herreu 
eigener  Geist,  in  dem  die  Zeiten  sich  be- 
spiegeln. <  Wer  überzeugt  ist,  dass  alles 
»Denken  und  Trachten  des  menschlichen 
Herzens  böse  ist  von  Jugend  auf*,  wer  den 
Menschen  nur  vom  Selbstinteresse  bewegt 
glaubt,  muss  ttezüglich  der  Ursachen  des 
sozialen  Geschehens  zu  anderen  Schlüssen 
kommen,  als  wer  im  Menschen  ein  egoistisch- 
altruistisches  Wesen  sieht,  wer  an  die  »zwei 
Seeleu«  glaubt,  die  der  Faust  Goethes  in 
seiner  Brust  fühlt. 

Der  Beweis,  dass  neben  dem  Egoismus 
auch  der  Altruismus  als  psychische  Potenz 
im  sozialen  Geschehen  wirksam  sei,  lässt 
sich  nicht  erbringen ;  der  Beweis  des  Gegen- 
teils ebenso  wenig.    Ob  man  die  Frage  all- 
gemein, oder  in  Hinsicht  auf  einen  Einzel- 
fall stellt  —  die  Autwort  hat  für  die,  welche 
sie  nicht  glauben  wollen,  keine  zwingende 
J  Kraft.    Das  >post  hoc«  mag  die  theoretische 
I  Sozial  lehre  -   die  Wissenschaft  von  der  Ge- 
samtheit des  sozialen  Geschehens,  die  Ge- 
I  schichte  —  zweifelsfrei   darstellen ;  über 
das  »propter  hoc»  muss  immer  Streit  herr- 
schen. 

Es  fragt  sich  aber  nun,  ob  die  Teil- 
disciplinen  der  theoretischen  Soziallehre,  die 
Wissenschaften,  die  sich  nur  die  Kausal- 
analyse eines  e  i  n  z  e  1  n  e  n  Gebiets  des  so- 
zialen Geschehens,  eines  einzelnen  Zweiges 
des  menschlichen  Wollens  und  Handelns,  als 
Aufgalie  setzen,  zu  jener  Kontroverse  wie  ist 
der  Mensch,  Stellung  zu  nehmen  brauchen  ? 

Die  Frage  ist  eine  »wohl  aufzuwerfende» 
—  vor  allem  für  die  sozialwissenschaftliche 
TeUdiseiplin,  welche  als  theoretische  Sozial- 
ökonomik —  oder,  kürzer,  als  Wirtschafts- 
theorie —  bezeichnet  wird.  Der  lang- 
wierige Methodenstreit  zwischen  »Dogina- 
tikern«  und  »Historikern«  ist  in  der  Haupt- 
sache aus  dieser  Kontroverse  über  die  Motive 
des  menschlichen  Wollens  erwachsen. 


S.  5: 
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III.  Die  Kontroverse  und  der  Methoden 
streit  in  der  Wirtschaftstheorie. 

A.  Aufgabe  der  Wirtsohaftstheorie  und 
Methode  der  Isolierung. 

Kann  die  Wirtschaftstheorie  um  jenes 
fatale,  unlösbare  Bätsei,  ob  die  Meuschen  nur 
egoistisch  oder  auch  altruistisch  liandeln, 
henim  kommen?  Die  Antwort  hängt  davon 
ab,  welche  Aufgabo  man  dieser  Wissen- 
schaft stellt  welche  Ergebnisse  man  von 
ihr  verlaugt. 

Fordort  man  (mit  der  Historischen 
Sehlde),  dass  sie  eine  genaue  kausale  Ana- 
lyse der  einen  Gruppe  der  konkreten 
Phänomene,  eben  der  konkreten  Wirt- 
schaftsphänomene darbiete  —  dass  sie  die 
wirtschaftliche  Wirklichkeit  voll  und  ganz 
erkläro,  so  ist  sicher,  dass  sie  nicht  ver- 
meiden kann,  zu  jenein  Rätsel  Stellung  zu 
nehmen. 

Der  einfachste,  konkrete  Vorgang,  eine 
Preisbaisse  z.  ß.,  welche  ihren  äusseren 
Anlass  hat   in   dem  Ueberangebot  einer 
rasch  verderbenden  und  daher  nicht  wohl 
vom  Markte  zurückzuziehenden  Ware,  lässt 
sich  nicht  genau,  nicht  his  in  die  letzten 
wirkenden  Ursachen  —  die  psychischen  — 
hinein  »exakt«  erklären,  wenn  man  nicht 
die  verschiedenartigen  Motive,  unter  denen 
die   konkreten  Käufer  und  Verkäufer  han- 
deln, kennt.   Da  ist  vielleicht  ein  Käufer, 
Herr  X,  welcher  zwar  von  der  für  die  Ver- 
käufer ungünstigen   Situation  weiss,  aber 
doch  zu  höherem  Preise,  als  er  eigentlich 
zu  zahlen  nötig  hätte,  den  armen  lauten 
abnimmt  Der  Theoretiker  dieser  konkreten 
wirtschaftlichen  Erscheinung,  welcher  an- 
gewandte Psychologie  treibt   und  treiben 
musß,  wenn  er  nicht  bloss  das  post  hoc  be- 
schreiben, sondern  auch  das  proptor  hoc: 
aufklären  will,  muss  sich  fragen  —  dieser 
Herr  X,  ist  er  ein  Menschenfreund,  oder : 
ein  maskierter  Egoist,  welcher  nur  seinen 
Namen  im  Wochenbluttchen  lesen  möchte 
oder  für  seine  Wahl  zum  Landtage  Stirn-  < 
mung  und  Stimmen  gewinnen  ?  Altruismus  i 
oder  Egoismus,  Interesse  für  Andere  oder  i 
Selbstinteresse  —  die  Kontroverse  kann  in  ; 
jedem  konkreten  wirtschaftlichen  Phänomen  1 
ihr  Schlachtfeld  sich  öffnen. 

Jene  Auffassung  der  Historischen  Schule 
von  der  Aufgabe  der  Wirtschafts-; 
theorie  ist  aber  unhaltbar.  Diese  Wissen- ; 
soliaft  soll  gar  nicht  die  konkreten  Wirt- 
schaftsphänomene  beschreiben  und  sie  ur- 
sächlich bogreifen  lehren;  wer  ihr  dies 
Ziel  setzt,  vermischt  sie,  verwechselt  sie 
mit  der  Wirtschaftsgeschichte. 

Die    Wirtschaftsgeschichte  ist 
keine   selbständige  Teildiseiplin  , 
sondern  ein  Kapitel  der  allgemeinen  theo-  j 
rotischen  Soziallehre,  oder  Geschichte.    Die ! 


konkreten  Wirtschaftsphänomene  sind  un- 
löslich verschlungen  mit  den  konkreten 
Phänomenen  der  übrigen  Teilgebiete  des 
Gesellschaftslebens.  Um  die  wirtschaftlichen 
Bestände  und  Bewegungen  einer  Zeit  eines 
Volkes  voll  und  ganz  causaliter  zu  ver- 
stehen, bedarf  es  des  Unterbaues  einer  Er- 
kenntnis, welche  über  die  volle  und  ganze 
geschichtliche  Wirklichkeit  sich  ausspannt. 
Natur  und  Technik,  Staat  und  Recht 
Religion  und  Sittlichkeit  Bildung  und  Sitte 
müssen  dem  Forscherauge  offen  liegen, 
wenn  es  die  k  o  n  k  r e t  e  n  Wirtschaftsphäno- 
mene  exakt  durchdringen  will.  Es  giebt 
nur  eine  Geschichtswissenschaft,  nur  eine 
theoretische  Sozial  lehre  vom  Konkreten ;  die 
Zerlegung  derselben  in  Teildisciplinen  vom 
Konkreten  ist  grundsätzlich  zu  veraeinen. 

Der  Sozialhistoriker,  welcher  die  wirt- 
schaftlichen Partieen  aus  dem  Ganzen  des 
sozialen  Geschehens  herausschneiden  und 
unter  die  Lupe  nehmen  wollte,  würde  den 
gleichen  Fehler  begehen  wie  der  Natur- 
historiker, welcher  die  Eutstehung  und  Ge- 
stalt der  Gebirge  erklären  wollte,  ohne  die 
Ebenen  und  Gewässer  in  den  Kreis  seiner 
Betrachtung  einzuziehen. 

Die  Theorie  der  konkreten  »Erschei- 
nungsformen des  wirtschaftlichen  Lebens« 
(Schmoller),  m.  a.  W.:  die  Wirtschafts- 
geschichte, ist  ein  organisches  Glied  der 
S  o  z  i  a  1  geschiente.  Das  konkrete  wirt- 
schaftliche Geschehen  kann  nur  begriffen 
werden  im  Rahmen  der  Gesamtheit  des 
sozialen  Geschehens;  jenes  zu  »isolieren«, 
von  seinem  organischen  Zusammenhange 
mit  dem  übrigen  zu  »abstrahieren«,  geht 
schlechterdings  nicht  an. 

Darin  hat  die  Historische  Sehlde  recht; 
und  ebenso  hat  sie  —  wie  bereits 
oben  aus  dein  Beispiel  erhellt  —  darin 
recht,  dass  bei  aller  wirtscliaftsgeschieht- 
lichen  Arbeit  die  Annahme,  als  ob  die  Men- 
schen, die  auf  der  wirtschaftlichen  Bühne 
agieren,  nur  vom  wirtschaftliehen  Egoismus 
bewegt  würden  —  als  ob  sie  hier  als 
»nothing  -  but  -  economical  -  men«  handelten, 
nicht  gemacht  werden  darf.  Immer  und 
überall  ist  im  Einzelfall  zu  prüfen,  welche 
Motive  die  konkreten  Individuen,  die  »vollen 
und  ganzen  Menschen«  leiten.  Zu  gewissen 
Zeiten  mag  für  gewisse  soziale  Gruppen 
jene  Annahme  ungefähr  der  Wirklichkeit 
entsprechen  —  zu  anderen  Zeiten,  für 
andere  soziale  Gruppen  nicht.  Den  wirt- 
schaftlichen Egoismus  als  vermutlich  einzig 
wirksamen  psychischen  Kausalfaktor  zu 
»isolieren-,  von  den  übrigen  zu  »abstra- 
hieren« —  solche  Methode  wäre  grund- 
sätzlich verkehrt,  nur  in  Anwendimg  auf 
gewisse  konkrete  Situationen  weniger  ver- 
kehrt als  auf  andere.  Mag  auch,  z.  ß.  heute 
bei  uns,  der  Altruismus  wenigstens  in  «der 
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■wirtschaftlichen  SoziaJsphäre  der  Regel  nach  I  die  Wirtschaftsgeschichte  will  und  leistet? 


eine  wenig  wichtige  Rolle  spielen  —  mag 
auch  das  Sprichwort,  dass  »in  Geldsachen 
die  Gemfltlichkeit  aufhört«,  im  allgemeinen 
gelten :  es  kann  auch  einmal  anders  sein. 

Wäre  —  wie  die  Historische  Schule 
meint  —  »der  Nachweis  dessen,  was  die 
genaue  Beobachtung  des  geschichtlichen 
Ivebens  in  seiner  fortschreitenden  Entwicke- 
lung  nnd  das  psychologische  Studium  des 
(wirklichen)  Menschen  darbietet«  (Knies), 
die  einzige  Aufgabe,  welche  theore- 
tisches Forschen  über  wirtschaftliches  Ge- 
schehen sich  stellen  könnto,  so  würde  aller- 
dings die  Klassische  Schule  gefehlt  haben, 
da  sie  eine  Methode  handhabte,  mittelst 
deren  sie  diese  Aufgabe  nicht  zu  lösen 
vermochte ;  dann  würden  allerdings  die  harten 
Anklagen  gegen  die  »Naturgesetze«  der 
Ricardo  u.  s.  w.,  welche  die  wirtschaftlichen 
Vorgänge  des  »geschichtlichen  I^ebens«  nur 
unvollkommen  zum  Ausdruck  brachten,  — 
die  Nationalökonomie  des  »Egoismus«, 
zur  Gewinnung  ihrer  Lelirsätze,  mit 
konstruierten  »Marktmenschen  -  operierte,  zu- 
treffen. 

Wenigstens  die  Anhänger  der  (wie  ge- 
sagt: nicht  beweisbaren)  Auschauung,  dass 
neben  egoistischen  auch  altruistische  Mo- 
tive die  Menschen  bewegen,  müssten  die 
aus  der  Präraisse  des  im  Wirtschaftsleben 
allein  waltenden  Selbsünteresses  —  aus  der 
Annahme  des  Egoismus  als  einer  »natur- 
gesetzlich« wirkenden  Kraft,  unter  deren 
mubezwinglichem  Antrieb«  die  wirtschaft- 
lichen Entschlüsse,  Handlungen  und  Ereig- 


Trifft  jene  Auffassung  der  Historischen 
Schule  von  der  Aufgabe  nicht  zu,  so 
natürlich  ebensowenig  ihre  Auffassung  be- 
züglich der  Methode. 

Zweifellos  ist  nun,  dass  das  Endziel 
des  sozialtheoretischen  Forschens  die  Er- 
klärung, das  ursächliche  Begreifen  der 
Wirklichkeit  ist;  wenn  die  Ergebnisse  sol- 
chen Forschens  nicht  diesem  Endziel  zu 
dienen  vermögen,  so  sind  sie  »pro  nihilo«. 

Aber  damit  ist  durcliaus  noch  nicht  ge- 
sagt, dass  jede  sozialtheorotische  Arbeit  nur 
von  Wert  sei,  wenn  sie  ein  Quantum  Wirk- 
lichkeit erkläre,  —  dass  der  Fortscliritt 
sozialtheoretischer  Erkenntnis  nur  zu  ge- 
winnen sei  durch  Untersuchung  möglichst 
vieler  konkreter  Facta  und  deren  syste- 
matische Verknüpfung.  Hier  liegt  die 
»petitio  prineipii«  des  Historismus:  die 
Frage,  ob  nicht  statt  dieses  direkten 
Weges  —  des  direkten  Ix>sgehens  auf  das 
Konkrete  —  ein  indirekter  Weg  dem 
Fortschritt  sozialtheoretischer  Erkenntnis 
besser  dienen  könne,  hält  er  für  negativ 
entschiedet),  ohne  sie  erst  genauer  zu  prüfen. 

Hat  aber  nicht  die  Naturwissenschaft 
einen  solchen  indirekten  Weg  mit  grossem 
Erfolg  beschritten?  Kann  nicht,  inutatis 
mutandis,  von  der  Sozial  Wissenschaft  die 
gleiche  Taktik  zur  Erforschung  des  sozialen 
Geschehens  angewandt  weYden,  welcher  dio 
Naturwissenschaft  sich  bedient,  um  die 
Geheimnisse  der  Naturwelt  zu  erlauschen? 

Auch  für  diese  bildet  die  Erklärung 
des  Konkreten  das  Endziel  des  theoretischen 
Forschens.    Aber  sie  begeht  nicht  den  tak- 


nisse  mit  »Naturnotwendigkeit«  sich  voll- 
zogen—  gewonnenen  Lehrsätze  als  »abstrakte  tischen  Fehler,  sie  verfällt  nicht  in  die  tak- 
NebelbUder«  (Schmoller)  kennzeichnen  und  j  tische  Einseitigkeit,  zu  welcher  die  Historische 
verwerfen. 

Sofern  die  Ricardo  u.  s.  w.  in  dem 
Wahne   lebten  —   was  aber  keineswegs 


Schule  die  Wirtschaftswissenschaft  zu  ver- 
sieh müht.   Sondern :  sie  fundamen- 


so  allgemein  der  Fall  war,  wie  ihre  Gegner 
behaupteu  —  dass  derart  gewonnene  Lehr- 
sätze die  Erscheinungen  des  wirklichen 
Wirtschaftslebens  exakt  wiedergäben ;  sofern 
die   Ricardo  u.   s.  w.  —  was   sie  aber 

wiederum  keineswegs  so  allgomein  thaten,  j   -  oder  einige  wenige  —  der  in  concreto 


leiten 

tiert  das  Wissen  von  der  ganzen  Wirklich- 
keit durch  eine  Reihe  von  Teildisci- 
plinen  —  Phvsik,  Chemie,  Physiologie, 
Anatomie  etc.  Diese  Teildisciplinen  erzeugeu 
abstrakte  Lehrsätze,  formulieren  Kausal- 
reihen, »Gesetze*,  welche  immer  nur  einen 


wie  man  ihnen  vorwirft  —  dem  Irrtum 
huldigten,  als  ob  alle  wirklichen,  in  der 
wirtschaftlichen  Sozialsphäre  handelnden 
Menschen  hartgesottene  »Egoisten«  wären, 
hat  ihnen  die  Historische  Schule  eine  ver- 
diente Lektion  erteilt  —  vielleicht  zu  schul- 


waltenden Kausalfaktoreu  des  natürlichen 
Geschehens  in  Betracht  ziehen,  welche 
daher  als  »hypothetische«,  »fiktive«  Ergeb- 
nisse sich  darstellen.  Im  Zeichen  dieser 
Methode  der  Isolierung  ist  die  moderne 
Naturwissenschaft  zu  staunenswerten  Siegen 


meisterlich  im  Tone,    aber   gerecht    der  der  Erkenntnis  gelangt 


Sache  nach. 

Die  Frage  ist  aber  eben:  muss  denn 
die  Aufgabe  allen  theoretischen  Forschens 
über  wirtschaftliches  Geschehen  die  Kausal- 
analyse konkreter  Wirtschaftsphänomene 
sein  ?  Ist  es  wirklich  ein  Vorwurf  gegen 
die  Wirtschaftstheorie  der  klassischen  Schule, 
dass  sie  nicht  will  und  nicht  leistet,  was 


Gleicherweise  verfuhr,  auf  einem  Teil- 
gebiet des  sozialtheoretischen  Forschons, 
die  Klassische  Schule.  Sie  stellte  sich 
nicht  die  Aufgabe,  die  konkreten  Wirt- 
schaftsphänomene zu  beschreiben  und  ur- 
sächlich zu  begreifen  —  diese  Aufgabe  ist, 
wie  oben  gesagt,  nur  zu  lösen,  wenn  nicht 
nur    das    koukrete    wirtschaftliche  Ge- 


Handwörterbuch der  Staatewissenschaften.  Zweite  Auflage.  VI. 
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Kchehen,  sondern  die  ganze  Wirklichkeit 
des  sozialen  Geschehens  beschrieben  und 
ursächlich  begriffen  ist  Die  theoretische 
Wissenscliaft,  welche  sie  zu  begründen  ver- 
suchten, sollte  nur  eine  T  e  i  1  disciplin  sein, 
welche  die  Wirkungsweise  eines  Kausal- 
faktors des  sozialen  Geschehens  —  nämlich 
des  wirtschaftlichen  Egoismus,  richtiger 
(s.  u.)  des  wirtschaftlichen  Motivs  —  er- 
kennen, m.  a.  W.  die  Vorgänge  darstellen 
und  causaliter  analysieren  wollte,  die  diesem 
einen  entspringen.  Und  weil  diese  Teildis- 
ciplin  nur  die  specifische  Kausalität, 
die  specifische  Wirkungsweise  dieses  einen 
Kaktors  klarstellen  sollte,  mussten  ihre  Lehr- 
sätze »abstrakt«  sein,  konnten  die  konkreten 
Wirtschaftsvorgänge,  da  oben  in  diese  noch 
andere  psychische  Potenzen  eingreifen, 
nicht  mit  photographischer  Treue  malen. 
TeUs  bewusst  (Ricardo,  Say,  Thünen), 
teils  unbewusst  (Smith)  ahmten  die  Ver- 
treter der  Klassischen  Schule  das  Vorgehen 
der  Naturforscher  nach,  bezüglich  Auffassung 
der  Aufgabe  der  Teildisciplin  wie  bezüglich 
Gestaltung  ihrer  Methode. 

Niemand  hatte  den  Naturforschern  einen 
Vorwurf  daraus  gemacht,  dass  z.  B.  in  con- 
creto kein  Ding  genau  so  fällt,  wie  der  be- 
treffende abstrakte,  mittelst  der  Methode 
der  Isolierung  gewonnene  Iiehrsatz  bestimmt 
Dagegen  erhob,  nachdem  diese  Methode 
Jahrzehnte  lang  gehandhabt  war,  die  Histo- 
rische Schule  das,  wie  sie  behauptete 
und  noch  behauptet  durchschlagende  Be- 
denken, dass  die  abstrakten  Preis-,  Rente-, 
Zinsfuss-.  Lohnformeln  der  Klassiker  mit 
den  konkreten  wirtschaftlichen  Vorgängen 
nicht  übereinstimmten  —  jener  Prämisse  des 
alleinwaltenden  Egoismus  halber. 

Das  Bedenken  ist  aber  völlig  unbe- 
gründet. Jene  abstrakten  Lehrsätze  des 
Sozialökonomen  sollen  nicht  und  können 
nicht  konkrete  wirtschaftliche  Vorgänge 
genau  wiedergeben,  sie  sollen  und  können 
vielmehr  nur  Vorarbeiten  sein,  dank 
welcher  das  Verständnis  konkreter  Vorgänge 
ganz  ausserordentlich  erleichtert  wird  — 
genau  so  wertvolle  Vorarbeiten,  wie  die  ab- 
strakten Lehrsätze  der  Physiker  u.  s.  w. 

Machen  wir  uns  die  Analogie  an  einem 
Beispiel  klar. 

Der  Physiker  formuliert  in  abstracto  den 
Lehrsatz  von  der  ballistischen  Kurve  — 
ohne  welchen  kein  konkretes  Flugphänomen 
begriffen  werden  kann.  Aber  in  concreto, 
z.  B.  auf  dem  Schiessstande,  reicht  diese 
Vorarbeit  nicht  voll  aus;  eine  »causa  dis- 
turbans«  kann  eingreifen,  welche  im  Lehr- 
satz ignoriert  ist,  ignoriert  werden  musste  — 
der  Wind  kann  von  rechts  oder  links,  von  vor- 
wärts oder  rückwärts,  mit  grösserer  oder 
geringer  Gewalt  auf  das  Geschoss  wirken 
und    dessen    Flugbahn    beeinflussen;  der 


Offizier,  welcher  die  Cebung  leitet,  uiuss 
dem  Soldaten  sagen,  wie  er  sich,  in  Anbetracht 
dieses  konkreten  Umstände»,  beim  Zielen  zu 
verhalten  hat  Die  abstrakte  Vorar- 
beit wird  durch  »realistische«  Nach- 
arbeit ergänzt  und  dadurch  das  Endziel, 
das  Verständnis  des  Konkreten,  erreicht. 

Der  Sozialökonom  klassischer  Observanz 
formuliert  in  abstracto  den  Lehrsatz  von 
der  Bewegung  des  Geldwerts,  die  sogenannte 
Quantitätstheorie.  Er  erschliesst  damit  allen, 
die  an  Geldwertschwankungen  theoretisches 
(oder  praktisches)  Interesse  haben,  er- 
schliesst dem  Wirtschaftshistoriker  wie  dem 
Geschäftsmann  eine  überaus  wertvolle  Er- 
kenntnis; aber  für  den  Einzelfall  reicht  sie 
nicht  voll  aus. 

Jene  Kausalforme]  sagt,  dass  die  Erschei- 
nung A  (Vermehrung  dor  Geldmenge,  des 
Angebots  von  Geld,  ohne  gleichzeitige  Ver- 
mehrung des  Geldbedarfs,  der  Nachfrage 
nach  Geld),  wenn  die  von  ihr  betroffenen 
Wirtschaftssubjekte  bestrebt  sind,  aus  dieser 
Situation  möglichst  grossen  Vorteil  für  sich 
zu  gewinnen,  möglichst  wenig  wirtschaft- 
lichen Verlust  zu  erleiden  —  m.  a.  W. :  wenn 
sie  nur  vom  wirtschaftlichen  Motiv  (b.  n.) 
bewegt  werden  —  zur  Folge  haben  müsse 
die  Erscheinung  B  (entsprechende  Ver- 
minderung des  Geldwerts);  und  umgekehrt: 
die  Erscheinung  Ai  (Verminderung  der 
Geldmenge  u.  s.  w.)  die  Erscheinung  Bi 
(entsprechende  Steigerung  des  Geldwerts). 

Wenn  die  konkreten  Wirtschaftssub- 
jekte, auf  welche  die  Erscheinung  A  oder 
Ai  in  concreto  wirkt,  genau  der  Prämisse 
entsprechen,  welche  dem  abstraktem  Lehr- 
satz zu  Grunde  gelegt  ist  so  tritt  auch  im 
»geschichtlichen  Leben«  der  Kausalismus 
A— B,  bezüglich  Ai  —  Bi  ein.  In  der 
Regel  allerdings  wird  der  sozialwirtscliaft- 
licho  Kausalismus,  den  die  sogenannte  Qnan- 
titätstheorie  in  abstracto  formuliert,  in  der 
Wirklichkeit  ebensowenig  genau  sich  wieder- 
finden wie  die  ballistische  Kurve  der  theo- 
retischen Physik.  Dort  wie  hier  müssen  in 
concreto  alle  die  Kansalfaktoren  berück- 
sichtigt werden,  welche  beim  abstrakten 
Vorgehen  absichtlich  nicht  berücksichtigt 
wurden. 

Der  Rubelspekulant  hört  von  einer  Ver- 
mehrung der  Rubelnienge  um  2ö%;  nach  iler 
Quantitfttstheorie  müsate  diese  Vermehrung  des 
Angebots  von  Cirknlationsmitteln ,  falls  die 
Nachfrage  nach  Cirkulationsmitteln  konstant 
bleibt,  binnen  gewisser  Frist  das  Disagio  des 
Rubels  gegen  Metall  um  26,,l?  «teigern.  Darf 
er  nun  auf  diese  Theorie  hin  sich  bis  zu  diesem 
Kurse  ä  la  baisse  einlassen? 

Nicht  ohne  weiteres.  Er  wird  sich  viel- 
mehr fragen,  ob  nicht  gewisse  Kausalfakton-n, 
welche  die  Theorie  ignoriert  hat  und  ignorieren 
musste,  in  der  Wirklichkeit  das  Mass  des  Dis- 
agio hemmen,  vielleicht  die  bisherige  Disagio- 
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hohe  erhalten,  unter  Umständen  sogar  eine 
Minderung  des  IHsagio  bewirken  können? 

Wenn  z.  B.  eine  grössere  Anzahl  von 
leitenden  russischen  Finanziers  die  Rubel,  die 
sich  in  ihren  Kassen  anhäufen,  nicht  weiter- 
begeben, sondern  zinslos ,  gegen  ihren  wirt- 
schaftlichen Vorteil,  liegen  lassen,  um,  aus  pa- 
triotischen Motiven,  den  Kurssturz  zu  verhüten, 
so  ist  die  Quantitätstheorie ,  welche  auf  der 
Prämisse  erbaut  ist,  dass  die  von  der  Erschei- 
nung der  Geldmengevermehrung  betroffenen 
Wirtschaftssubjekte  nur  vom  Erwerbstrieb  ge- 
leitet werden,  durch  dies  thatsftchliche  Spiel 
eines  anderen  Triebes  im  Widerspruch  mit  der 
Wirklichkeit. 

Die  abstrakten  Lehrsätzo  der  Klassischen 
Schule  unmittelbar  für  den  Einzelfall  der 
Wirklichkeit  zu  verwerten,  geht  nicht  an. 
Zur  Erklärung  des  Konkreten  bedarf  es  — 
nicht  immer,  aber  vielfach  —  noch  der 
Heianziehung  anderer  psyelriseher  Kausal- 
faktoreu  als  des  in  diesen  Lehrsätzen  aus- 
schliesslich in  Rechnung  gestellten  wirt- 
schaftlichen Motivs;  dass  sie  in  concreto 
mitwirken  und  eine  Abweichimg  des  wirk- 
lichen von  dem  im  Lehrsatze  formtüicrten 
"Vorgänge  bewirken  können,  muss  stets  im 
Auge  behalten  werden. 

Aber  mit  allen  naturwissenschaftlichen 
Lehrsätzen  ist  es  eben  nicht  anders.  Jeder 
physikalische  Lehrsatz  z.  B.  kaun  durch  das 
Eingreifen  von  Kausalfaktoren,  welcho  im 
Ijehrsatz  ignoriert  sind,  in  mehr  oder  min- 
der grossen  Widerspruch  zu  der  Wirklich- 
keit geraten.  Und  ebensowenig  wie  der 
Offizier  auf  dem  Schießstande  die  abstrakte 
Theorie  von  der  ballistischen  Kurve  dadurch 
in  ihrer  Bedeutung  herabwürdigt,  dass  er 
sich  fragt,  ob  nicht  irgendwelche  Kausal- 
faktoren auf  die  Gestaltung  der  konkreten 
Flugbahn  influiereu,  von  denen  der  Lehr- 
satz schweigt  —  ebensowenig  kann  der 
Wert  eineß  Lehrsatzes  der  Sozialökonomik, 
z.  B.  der  Quantitatstheorie,  gemindert  wer- 
den durch  den  Vorwurf,  dass  er  abstrakt  sei, 
dass  sein  Inhalt  mit  dem  konkreten 
Vorgang  nicht  voll  sich  decke,  weil  in  ilim 
nicht  von  »allen  wesentlichen  Ursachen«, 
nicht  von  allen  psychischen  Potenzen,  unter 
deren  Druck  die  konkreten  Wirtschaftssub- 
jekte stehen,  Akt  genommen  sei. 

Zur  Erklärung  des  Konkreten  bedarf  es 
der  Berücksichtigung  »aller  wesentlichen 
Ursachen«;  aber  der  Vorwurf,  dass  diese 
im  Iiehrsatze  unterblieben  sei,  ist,  wie  oben 
gesagt,  eine  petitio  prineipii.  Die  Historische 
Schule  —  so  oft  mau  sie  auch  darauf  hin- 
gewiesen hat  —  hat  sich  bis  heute  niemals 
ernstlich  die  Frage  vorgelegt,  ob  nicht  durch 
Lehrsätze,  die  mittelst  der  Methode  der 
Isolierung  gewonnen  sind,  ob  nicht  auf 
diesem  indirekten  Wege  das  Endziel  des 
wirtschaftstheoretischen  Denkens,  die  Er- 
klärung des  wirtschaftlich  Konkreten,  min-! 


destens  ebenso  gut  erreicht  werden  könne 
als  auf  dem  direkten  Wege  der  Analyse 
möglichst  vieler  wirtschaftsgeschichtlicher 
Facta.  Sie  hat  niemals  erwogen,  dass  nur 
mittelst  jenes  indirekten  Weges  (abstrakte 
Vorarbeit,  welche  dann  kontrolliert,  bezüglich 
ergänzt  wird  durch  »realistische«  Näharbeit) 
die  speci fische  Kausalität  des  auf  Be- 
friedigung wirtschaftlicher  Bedürfnisse  ge- 
richteten Wollens  und  Handelns  klar  wer- 
den kann. 

»Wenn  eine  Wirkung  —  sagt  J.  St. 
Mill  —  von  einem  Zusammenwirken  von 
Ursachen  abhängig  ist,  so  müssen  diese  Ur- 
sachen einzeln  studiert  und  deren  Wirkungs- 
weise einzeln  erforscht  werden.«  Die  Wirt- 
schaftstheorie leugnet,  indem  sie  als  psychi- 
sche Ursache  von  Vorgängen  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  nur  das  wirtschaftliche 
Motiv  in  Betracht  zieht,  nur  dessen  Wir- 
kungsweisen studiert  und  in  ein  System 
bringt,  durchaus  nicht,  dass  andere  psychi- 
sche Ursachen  in  concreto  mit  jener  zusam- 
menwirken, vielleicht  sogar  hier  und  da 
statt  jener  wirken  können.  Sie  meint  nur, 
dass  die  Enträtselung  der  »Herzensgeheira- 
nisse  des  Verkehrs*  (Lassalle)  einfacher  und 
rascher  vor  sich  gehen  wird,  wenn  neben 
dem  direkten  Weg,  den  die  Historische 
Schule  für  den  einzig  gangbaren,  allein  er- 
folgreichen erklärt,  neben  der  unmittelbar 
auf  das  Konkrete  gerichteten  wirtschaftlichen 
Forschung  —  deren  Bedeutung  und  Not- 
wendigkeit niemand  bestreitet  —  jener  in- 
direkte Weg  beschritten  wird,  welchem 
die  Naturwissenseliaft  so  gewaltige  Errun- 
genschaften zu  danken  hat. 

Nicht  aut  —  aut  darf  es  heissen,  son- 
dern et  —  et.  Beide  Wege  führen  dem 
Endziel  zu,  der  Erklärung  des  Konkreten. 
Dass  mittelst  der  Methode  der  Isolierung 
»Grosses  geleistet*  sei,  wird  von  den 
Führern  dos  Historismus  zugestanden  —  ob 
auch  künftig  mittelst  ihrer  Grosses  geleistet 
werden  wird,  das  wird  davon  abhängen, 
ob  sieh  wieder  Männer  finden,  welche  diese 
Methode  so  virtuos  zu  liandhaben  wissen 
wie  Turgot,  Ricardo,  Thünen. 

B.  Deduktion  und  Induktion. 

Dor  Methodeustreit  hätte  sich  kaum  so 
lange  fortspinnen  und  so  schroff  gestalten 
können,  weun  dessen  Schlichtung  nicht  da- 
durch erschwert  worden  wäre,  dass  die 
Frage  betreffs  der  Berechtigung  der  Methode 
der  Isolierung  verquickt  wurde  und  bis 
heute  verquickt  wird  mit  der  von  ihr 
scharf  zu  trennenden  Frage  nach  dem  rela- 
tiven Werte  des  deduktiven  bezüglich  des 
induktiven  Verfahrene  behufs  Gewinnung 
von  wirtschaftstheoretisehen  Lehrsätzen. 

Wer  die  Methode  der  Isolierung  auf 
sozialwissenschaftlichem  Gebiete  für  berech- 
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tigt  erklärt,  sagt  damit  mir,  dass  es  zweck- 
mässig sei,  die  specifischc  Kausalität 
eines  der  in  concreto  vielfach  kombiniert 
wirkenden  Motive  menschlichen  Handelns, 
unter  Ausserbetrachtstollung  der  übrigen, 
in  einem  SvBtem  von  Lehrsätzen  zu  ent- 
wickeln, z.  Ö.  die  Bpecifische  Kausalität  des 
wirtschaftlichen  Motivs  in  der  Wirt- 
sehaftstheorie. 

Aber  darüber,  wie  diese  Lehrsätze  zu 
gewinnen,  ist  mit  dem  Bekenntnis  zur  Me- 
thode der  Isolierung  nicht  das  mindeste 
entschieden. 

Der  eine  Sozialökonom  mag  sich  z.  B. 
die  Gruudrententheorie  deduzieren  (nach  dem 
bekannten  Worte  Seniors)  beim  Spazieren- 
gehen. Wenn  nur  die  Thatsache,  d&ss  der 
Boden  von  verschiedener  natürlicher  Ergie- 
bigkeit ist,  diesem  Spaziergänger  vor  Augen 
steht  und  weiter  Privateigentum  am  Boden 
und  Vertragsfreiheit  vorausgesetzt  wird,  so 
kann  er  den  Lehrsatz  Ricardos  formulieren, 
ohne  irgendwelches  historisch-statistische  In- 
duktionsmaterial zur  Hand  zu  nehmen.  Um 
die  Kausalreihe  zu  entrollen,  genügt  die  De- 
duktion aus  dem  wirtschaftlichen  Motiv, 
dessen  specifische  Wirkungsweise  die  Wirt- 
schaftstheorie klarlegen  will  und  welches 
deshalb  hier  als  einziges,  die  Grundherren 
etc  ausschliesslich  in  ihren  Handlungen  be- 
herrsehendes,  in  Betracht  gezogen  wird. 

Diese  Theorie  kann  ebensogut  gewonnen 
werden  durch  Induktion.  Es  dürfte  heute 
schwer  sein,  zu  entscheiden,  ob  R  i  car do  sie 
an  der  Bewegung  der  Kornpreise  und  Pacht- 
renten zur  Zeit  der  Kontinentalsperre  in- 
duziert hat  oder  deduktiv  abgeleitet, 
so  wie  das  berühmte  Kapitol  der  »Princip- 
Ics*  sie  vorträgt.  Vermutlich  hat  jede  dieser 
Methoden  ihr  Teil  au  dem  Ergebnis. 

Die  Historische  Schule  ist  geneigt,  die 
Induktion  als  die  absolute  Methode  zu 
verherrlichen.  Dass  diese  Anschauung  ein- 
seitig, lässt  sich  bei  dem  beschränkten  Räume 
liier  nicht  nachweisen.  Betont  sei  nur 
erstens,  dass  kein  Vertreter  der  Methodo  der 
Isolierung  bestreiten  wird,  dass  Sätze,  welche 
deduktiv  gewonnen  sind,  womöglich 
durch  Induktion  kontrolliert  wenlen 
sollen  ;  zweitens,  ebensowenig  bestreiten  wird, 
dass  die  Induktion  mehr  als  früher  zur 
Gewinnung  neuer  Lehrsätze  angewandt 
werde.  Dass  sie  in  der  Zeit,  als  unsere 
Wissenschaft  sich  erhob ,  etwas  vernach- 
lässigt wurde,  ist  zuzugeben,  wenn  auch  in 
diesem  Punkte  die  Historische  Schule  stark 
üliertreibt.  Heute  verfügen  wir  über  ein 
weit  umfassenderes  und  ein  weit  besseres 
Material  wirtscliaftlichor  Thatsachen  als  vor 
hundert  Jahren;  wir  können  und  sollen 
diesen  Schatz  nutzen,  können  und  sollen  da 
induktiv  verfahren,  wo  die  Turgot,  Ricardo 


und  Thünen  gar  nicht  anders  als  deduktiv 
verfahren  konnten. 

Aber  so  viel  man  auch  der  Methode  der 
Induktion  einräumen  mag,  die  Methode  der 
Isolierung  wird  damit  durchaus  nicht  in 
ihrem  Recht  geschmälert.  Nach  Feststellung 
des  Kansalismus  eines  Wirtschaftsphänomens 
durch  Iuduktion  muss  immer  —  wenigstens 
in  allen  den  Fällen,  wo  der  Kausalismus  durch 
das  Walten  wirtschaftlicher  und  auch  nicht- 
wirtschaftlicher  Motive  bedingt  ist  —  der 
speeifisch  wirtschaftliche  Kausalismus 
herausgeschält,  »isoliert«  werden,  welcher 
die  Sozialökonomik  allein  angeht,  welchem 
sie  allein  in  ihrem  Lehrsatzinventar  Platz 
gönnen  kann,  d.  h.  es  muss  bestimmt  wer- 
den, was  eintreten  würde,  wenn  die  handeln- 
den Subjekte  ausschliesslich  durch  wirt- 
schaftliche Motive  bewegt  wären. 

Z.  B.  kann  an  dem  oben  erwähnten 
konkreten  Falle  der  Preisbaisse  das  Er- 

f ebnis,  dass  bei  steigendem  Angebot  der 
'reis  sinkt,  induziert  werden.  Aber  die- 
ser Lehrsatz  kommt  erst  dadurch  zu  stände, 
dass  das  in  concreto  wahrgenommene  Ein- 
greifen von  Individuen,  welche  aus  nicht- 
wirtschaftlichen Motiven  kaufen,  unberück- 
sichtigt bleibt.  Die  Wirtscliaftstheorie  will  nur 
untersuchen,  welche  Wirkung  erfolgt,  falls 
auf  ein  gegebenes  Ereignis  —  Steigen  des 
Angebots  einer  Ware  bei  gleiehbleilionder 
Nachfrage  —  die  davon  berührten  Indi- 
viduen nur  bewegt  vom  wirtschaftlichen 
Motiv  reagieren.  Sie  weiss  wohl,  dass  in 
concreto  alle  möglichen  anderen  Motive  ein- 
spielen können  —  wenn  sie  dies  aber  mit 
l>eriioksichtigen  würde,  so  müssto  sie  als 
Teildisciphn  aufhören  und  sich  zur  So- 
zialwissenschaft erweitern. 

Sofern  diese  Säuberung  des  Induktions- 
ergebnisses, diese  »Isolierung«  des  speeifisch 
wirtschaftlichen  Kansalismus  vorgenommen 
wird,  steht  die  Methode  der  Isolierung 
keineswegs  in  Widerspruch  mit  der  Me- 
thode der  Induktion,  sondern  diese  letz- 
tere bildet  einfach  ein  Vorstadium  jener. 
Mittelst  der  Methode  der  Deduktion 
kann  man  zu  dem  gleichen  Lehrsätze  von 
der  Preisbewegung  gelangen.  Nur  wird 
hier  von  vorn  herein  vom  Walten  nicht- 
wirtschaftlicher  Motive  abstrahiert;  der 
Iiehrsatz  wird  unmittelbar  in  der  Form  ge- 
wonnen, wie  ihn  die  Wirtscliaftstheorie 
braucht:  die  Isolierung  ist  schon  voll- 
zogen, während  bei  Handhabung  der  Me- 
thode der  Induktion  sie  erst  nachträg- 
lich vollzogen  werden  muss. 

Alier  der  Umstand,  dass  hier  sofort,  dort 
erst  nachträglich  isoliert  wird,  entliält  keinen 
Fingerzeig  über  den  relativen  Wert  l>eider 
Methoden  zur  Gewinnung  sozialökonomischer 
Erkenntnis.  Je  nach  dem  Problem,  dessen 
Erhellung  versucht  wird,  je  nach  der  geisti- 
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gen  Individualität  des  Denkers,  welcher  es 
behandelt,  je  nach  Quantum  und  Quäle  des 
Materials,  welches  vorliegt,  kann  bald  tlie 
Induktion,  bald  die  Deduktion  der 
bessere  Weg  sein. 

Die  methodologische  Kontrovei-se  lautet 
also  nicht  so,  wie  sie  seitens  der  Histori- 
schen Schule  fast-  immer  gestellt  wird: 
Deduktion  oder  Induktion?  Sondern  sie 
lautet:  Isolierung  des  wirtschaft- 
lichen Motivs  als  im  Lehrsatz  einzig  in 
Betracht  zu  ziehenden  psychischen  Kausal- 
faktors der  Wirtschaftsphänomene  —  und 
damit  Begründung  einer  Sozial 0 kon om ik 
als  selbständiger  Teildisciplin  der  So- 
zialwissenschaft, —  oder  Nicht- Isolierung, 
Berücksichtigung  aller  in  concreto  wal- 
tenden Motive  —  und  damit  Einschmelzung 
der  Sozialökonomik  in  die  Sozialwissenschaft. 

C.  Hypothese  des  Egoismus  —  oder 
Hypothese  des  wirtschaftlichen  Motivs 
und  des  sogenannten  „wirtschaftlichen" 
Principe  P 

Die  Schlichtung  des  Methodenstreits  ist 
weiter  noch  dadurch  erschwert  worden,  dass 
die  Methode  der  Isolierung,  wie  die  Klassiker 
sie  handhaben,  an  einem  Fehlor  leidet.  Sie  be- 
darf allerdings  der  Korrektur  —  einer  Kor- 
rektur, die  im  Vorhergehenden  schon  still- 
schweigend vollzogen  wurde,  die  aber  aus- 
drücklich hervorgehoben  und  begründet 
werden  muss. 

Den  Hauptpunkt  der  Anklageakte  der 
historischen  Schule  gegen  die  klassische 
bildet,  wie  oben  gesagt,  der  Vorwurf,  dass 
deren  Ijehrsätze  aus  der  Prämisse  vom  allein- 
waltenden Egoismus  gezogen  seien;  es 
werde  hier  von  einer  Hypothese  Gebrauch 
gemacht,  welche  durch  die  Wirklichkeit  oft 
widerlegt  werde. 

So  falsch  es  war,  die  Methode  der  Iso- 
lierung grundsätzlich  zu  negieren,  so  richtig 
wäre  es  gewesen,  die  bestimmte  Art, 
wie  hier  isoliert  wurde,  zu  bekämpfen. 
Denn  die  theoretische  Sozialökonomik  hat  als 
psychischen  Kausalfaktor,  mit  dorn  sie  aus- 
schliesslich rechnet,  nicht  das  egoistische 
Motiv,  sondern  das  wirtschaftliche 
Motiv,  in  Verbindung  mit  dem  sogenannten 
»wirtschaftlichen«  Princip,  zu  nehmen. 

H.  Kau,  Ad.  Wagner,  C.  Menger 
u.  a.  haben  allerdings  versucht,  die  Prämisse 
des  Egoismus  gegen  die  liistorische  Schule 
zu  verteidigen.  Sie  kommen,  im  Detail  aus 
einander  gehend,  darin  überein,  dass  sie  die 
Ijegitimation  dieser  Prämisse  auf  die  Be- 
hauptung stützen,  es  sei  der  Egoismus,  wenn 
anch  nicht  die  einzige  psychische  Triebkraft, 
so  doch  die  »allgemeinste  und  mächtigste« 
(Menger);  daher  dürfe,  unter  nachfolgender 
Kontrolle  in  concreto,  die  abstrakte  Theorie 
vorerst  mit  ihr  allein  operieren. 


Sie  stellen  aber  damit  die  Methode  der 
Isolierung  auf  zu  schwankende  Küsse.  Da- 
rüber, ob  wirklich  der  Egoismus  die 
«allgemeinste  und  mächtigste«  Triebkraft 
des  wirtschaftlichen  Handelns  sei,  ist  ein 
endgiltiges,  die  Gegner  solcher  Anschauung 
mit  Beweisen  überführendes  Urteil  nicht 
möglich.  Sobald  man  deu  Altruismus 
überhaupt  als  vorhanden  zugiebt,  wird  diese 
These,  auf  welche  die  Methode  gebaut  werden 
soll,  recht  brüchig.  Wer  will  von  den  ar- 
beitenden Millionen  sagen,  sie  seien  in  der 
Mehrzahl  »Egoisten*  —  wer  will  die  aus- 
zählen, welche  nicht  um  des  eigenen  Ich 
willen,  sondern  für  Weib  und  Kind  die 
Besserung  ihrer  Lage  im  Lohnkampfe  er- 
streben? Und  was  für  diese  gilt,  gilt  auch 
für  alle  übrigen  Klassen,  welche  auf  der 
wirtschaftlichen  Bülino  agieren.  Mit  jener 
realistischen  Beweisführung  kommt  man 
nicht  weit;  sie  bietet  der  Kritik  zu  breite 
Zielfläche. 

Man  braucht  aber  die  Prämisse  uicht 
'  realistisch  zu  rechtfertigen ;  es  liegt  kein 
Zwang  vor,  diese  Jahrtausende  alte  Streit- 
frage in  die  Methodologie  der  theoretischen 
Sozialokonomik  horeiuzuzerren. 

Es  handelt  sich  um  Rechtfertigung  einer 
hypothetischen  Prämisse,  deren  man  sich 
zu  bedienen  habe,  um  Lelirsätze  über  deu 
Kausalzusammenhang  der  Wirtschaftsphäno- 
mene formulieren  zu  können.  Diese  Phäno- 
mene sind  durch  menschliches  Haudelu 
vermittelt;  um  zu  bestimmen,  welches 
Phänomen  als  Wirkung  des  Ereignisses  A 
sich  abspielen  werde,  muss  bei  den  uuf  A 
reagierenden  Subjekten  eine  bestimmte  Be- 
schaffenheit des  Willens  vorausgesetzt 
werden. 

Nämlich  —  ein  ausschliesslich  durch  das 
wirtschaftliche  Motiv  (d.  h.  den  Trieb 
zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses  nach 
materiellen  Gütern,  nach  Reichtum)  geleiteter 
Wille.  Es  muss  die  Fiktion  gemacht  werden, 
als  ob  die  handelnden  Subjekte  nichts  als 
lauter  » Marktmenschen «  oder  >Wirtsehafts- 
menschen«  seien,  als  ob  sie  kein  auderes 
Interesse  hätten  als  das.  eine  gegebene 
wirtschaftlich  relevante  Situation  —  wie 
das  Ereignis  A  oder  B  oder  C  sie  geschaffen 
hat  —  zu  ihrem  wirtschaftlichen  Vorteil, 
bezüglich  zur  Vermeidung  eines  wirtschaft- 
lichen Nachteils,  auszunutzen. 

Ausser  dieser  ersten  Voraussetzung: 
Alleinwalten  des  wirtschaftlichen  Motivs,  ist 
aber  noch  eine  zweite  untiedingt  geboten; 
und  zwar  die,  dass  die  handelnden  Subjekte 
von  dem  sogenannten  »wirtschaftlichen« 
Princip  sich  leiten  lassen,  d.  h.  ihre  Hand- 
lungen so  gestalten,  dass  sie  die  wirtschaft- 
lichen Zwec  ke  —  Erlangung  wirtschaftlicher 
Vorteile,  Vermeidung  wirtschaftlicher  Nach- 
teile —  mit  geringst  möglichem  Aufwand 
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wirtschaftlicher  Mittel  zu  verwirklichen 
suchen. 

M.  a.  W. :  dass  sie  sich  leiten  lassen  durch 
das  Princip,  welches  nicht  nur  bei  der 
wirtschaftlichen,  sondern  »bei  aller  auf 
Beddrf  nishefriedigung  gerichteten  Thätigkeit« 
(All.  Wagner)  den  Menschen  beherrscht 
und  Mierrschen  muss,  sofern  er  das  Miss- 
verhältnis zwischen  der  Begrenztheit  seiner 
Mittel  und  der  Unbegrenztheit  seiner  Zwecke, 
der  Unendlichkeit  seiner  Bedürfnisse,  be- 
greift. 

Giebt  man  die  Prämisse  des  Egoismus 
auf  und  setzt  statt  dessen  die  Prämisse 
wirtschaftliches  Motiv  und  »wirtschaftliches« 
Princip,  richtiger:  Princip  allen  vernünftigen 
Thuns  —  so  vertauscht  man  eine  zur  Kritik 
vom  ethischeu  Standpunkt  reizende  Prä- 
misse mit  einer  Prämisse,  die  zu  solcher 
Kritik  keinen  Anlass  bietet  —  die  ethisch 
neutral  ist.  Die  Lehrsätze  der  Khissiker 
und  ihrer  Nachfolger  brauchen  deshalb 
keineswegs  revidiert  zu  werden  —  sie  sind, 
wenn  auch  von  »Egoismus«  oder  von»  Selbst- 
intercsse«  geredet  wird,  thatsächlich  unter 
Zugrundelegung  jener  ethisch  neutralen  Prä- 
misse gewonnen. 

In  der  englischen  Litteratur  ist  schon 
freit  längerer  Zeit  die  Prämisse  des  Egoismus 
abgedankt  worden.  Die  neueren  Schriftsteller 
vermeiden  diesen  Stein  des  Anstosses  nnd  des 
Aergeruisses  und  sprechen,  nach  dem  Vorgang 
von  J.  St.  M  i  1 1 ,  von  der  Fiktion  eines  „eco- 
nomical  man". 

Auch  hl  der  französischen  Litteratur  be- 
ginnt die  korrektere  Ausdrucksweise  sich  ein- 
zubürgern. Beanregard,  in  seinem  verbreite- 
ten „Preeis",  schreibt  allerdings,  dass  der  Wirt- 
schaf tsforscher  „d'aecord  avec  le  philosophe,  ob- 
serve  qu'cn  regle  generale,  les  hommes  font  de 
preference  ce  qu'ils  croient  conforuie  ä  leur  in- 
terft"  |S.  11),  nimmt  also  den  Egoismus,  nicht 
das  wirtschaftliche  Motiv,  zur  Prämisse.  Desto 
bemerkenswerter  ist  es,  dass  ein  Mann,  wie  Ch. 
Gide,  ein  Gegner  der  klassischen  Schule,  die 
vorzügliche  Gelegenheit,  der  „Nationalökonomie 
des  Egoismus",  welche  im  Kreise  der  deutschen 
historischen  Schule  ein  so  beliebtes  Schlagwort 
bildet,  einen  Hieb  zu  versetzen,  nngenntzt  lässt 
und  schreibt:  es  mache  die  „deduktive  Schule*' 
die  Voraussetzung  des  „wirtschaftlichen1"  Prin- 
cipe —  ,.qne  l'homme  cherchc  en  tonte  occasion 
ä  se  procurer  le  maximuin  de  satLsfaction 
poisible  avec  le  minimum  de  peine"'  (Priucipes, 

Besonders  wertvoll  ist  mir  die  Zustimmung, 
welche  meine  oben  skizzierte,  zuerst  in  meinen 
„Beitragen  zur  Methodik1"  vorgetragene,  dann 
in  meinem  Lehrbuch  der  rTheoretischen  Sozial- 
ökonomik'' (Bd.  I,  S.  78  -  85)  noch  zwingender, 
wie  ich  glaube,  begründete  Auffassung  bei  dem 
Meister  der  italienischen  Sozialökonomik, 
L.  Cossa  (vergl.  Kap.  VI  seiner  vortrefflichen 
^Introdnzione-4,  S.  87,  124)  gefunden  hat. 

Während  bei  Gide  und  anderen  es  unklar 
bleibt,  wie  sich  dies  „principe  eionomistique"1 
zum  „interet"  verhält,  es  zweifelhaft  scheint,  ob 


sie  sich  wirklich  den  Unterschied  zwischen  beiden 
Prämissen  klar  gemacht  haben,  so  betont 
Cossa  nachdrücklich,  dass  die  „legge  del  mi- 
nimo  mezzo-  (S.  88)  —  wie  er  das  „pnncipio  del 
toruaconto"  auch  bezeichnet  —  dass  das  wirt- 
schaftliche Princip  „e  un  semplice  fatto  psichico 
e  non  un  fatto  m orale,  giacche  la  legge  del 
minimo  mezzo  non  si  connette  necessariatnenfc 
col  uso  moralmente  legittimo  n£  con  quello 
illegittimo  delle  ricchezze"  (S.  124).  Er  erklärt 
sich  mit  meiner  Beweisführung  einverstanden: 
nil  prineipio  del  toniaconto  non  si  deve 
confondere  coli'  interesse  puramente  in- 
di  viduale  .  .  .  e  molto  meno  coli'  egoismo"*. 
Wie  oben  das  „wirtschaftliche"'  Princip  ein 
ethisch  neutrales  genannt  wurde,  so  bei  ihm 
„moralmente  indifferente"  (S.  125). 

Wenu  die  Erkenntnis  sich  Bahn  bricht, 
dass  die  Wirtschaftstheorie,  um  zu  ihren 
Kansalformeln  zu  gelangen,  nicht  das  Motiv 
»Egoismus«  isoliert,  als  in  der  Wirklichkeit 
potentestes,  während  sie  vom  »Altruismus«-, 
als  einem  in  der  Wirklichkeit  seltener  wal- 
tenden Motiv,  absieht  —  dass  sie  vielmehr 
vom  Vorhandensein  anderer  Motive  als  dem 
wirtschaftlichen  Motiv,  dessen  speei- 
fische  Kausalität  sie  allein  darlegen  will, 
absieht,  dies  Motiv  isoliert  und  nun  weiter 
die  Reaktionen  der  »Wirtscliaftsmenschenr 
auf  wirtscliaftlich  relevante  Ereignisse  aus 
dem  Vernunftprincip  allen  menschlichen 
Handelns,  dem  sogenannten  »wirtschaft- 
lichen«' Princip,  bestimmt,  so  ist  eine  weit 
solidere  Basis  der  Methodik  gewonnen. 

Dieser  modus  procodendi  ist  unmittel- 
bar aus  der  Aufgabe  der  theoreti- 
schen Sozia lökouomik  zu  begründen, 
während  die  Methodiker,  welche  mit  dem 
»Egoismus«  operieren,  sich  in  bedenkliche 
Schwierigkeiten  verstricken.  Nicht  bloss 
dadurch,  wie  oben  schon  angedeutet,  dass 
man  ihr  Argument,  es  sei  der  »Egoismus« 
die  «allgemeinste  und  mächtigste  Trieb- 
kraft«, immer  bestreiten  wird  und  bestreiten 
kann,  sondern  weiter  dadurch,  dass  sie  vor 
der  heiklen  Frage  stehen,  welche  andere 
Motive  denn  für  die  anderon  theoretischen 
Teildiseiplinen  der  Sozial  Wissenschaft  als 
Prämissen  zu  verwenden  seien  ?  Nimmt  man 
in  der  Wirtschaftstheorie  den  »Egoismus* 
als  Prämisse,  so  wird  die  klare  Grenzab- 
steckung dieser  Teildiseiplinen  so  lange  aus- 
stehen, bis  einmal  das  Einverständnis  über 
Wesen  und  Zahl  der  neben  dem  »Egois- 
mus'- noch  im  Menschenherzen  lebenden 
»Grundtendenzen«  (Menger),  »Grundkräfte« 
(Sax),  erzielt  sein  wird,  d.  h.  der  Methoden- 
streit wird  in  Permanenz  erklärt,  da  die 
Kontroverse,  ob  es  ausser  dem  »Egoismus« 
auch  den  »Altruismus',  giebt,  niemals  ent- 
schieden werden  kann  (s.  o.). 

Wenn  es  bei  Menger  heisst,  dass  neben 
die  theoretische  Sozialökonomik,  als  Sozial- 
theorie des  ^Eigennutzcsr,  andere  Sozial- 
theorieen  treten  sollen,  welche  »die  Ge- 
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Stallungen  des  Menschenlebens  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  flbrigen  Tendenzen  (der 
menschlichen  Psyche)  zum  Bewusstsein 
bringen  würden,  z.  B.  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  Gemein  sinn  es,  des  strengen 
Waltens  der  Recht: sidee  etc.«,  so  erhellt, 
welche  Fülle  ewigen  Streites  aus  dieser 
auf  die  ethisch  charakterisierten  Motive 
des  Willens  gestellten  Klassifikation  er- 
wachsen mflsste! 

Folgt  man  der  von  mir  vertretenen  Me- 
thodik, so  bilden  nicht  mehr  die  geheimnis- 
vollen Triebkräfte  des  Willens  Egois- 
mus, Altruismus  u.  s.  w.  — ,  sondern  die 
klar  greifbaren  Bedürfnisse  des  Menschen 
und  Zwecke  seines  Handelns  das  funda- 
mentum  divisionis  für  die  Gliederung  des 
sozialwissenschaftlichen  Gesamtstoffes  in 
Teildisciplinen.  Die  theoretische  Sozial- 
ökonomik  ist  nicht  als  Sozialtheorie  des 
^Eigennutzes-  abzuheben  von  anderen, 
die  Wirkungsweisen  des  G  e  ra  c  i  n  s  i  n  n  e  s  etc. 
beschreibenden  Teildisciplinen,  sondern  sie 
ist  die  Specialanalyse  des  einen  Gebietes 
sozialen  Geschehens,  welches  aus  dem  wirt- 
schaftlichen Motiv,  aus  dem  Bedürfnis  nach 
materiellen  Gutem,  nach  Reichtum  fliesst. 

Sie  isoliert  —  um  es  genauer  zu  er- 
kennen —  dies  wirtschaftliche  Ge- 
schehen aus  der  Gesamtheit  des  sozialen 
Geschehens.  Die  Frage,  ob  und  in  wel- 
chem Masse  das  konkrete  wirtschaftliche 
Handeln  im  Eigennutz  oder  im  Gemeinsiun 
etc.  seine  Wurzel  findet,  kümmert  sie  nicht. 

Hängt  man  die  Prämisse  des  »Egoismusr 
an  den  Nagel,  so  wird  ein  unseliges  Schlag- 
wort aus  dem  Lexikon  der  Sozialökononuk 
verbannt,  wird  so  mancherlei  Mißverständ- 
nissen, welche  mit  ihm  verwachsen  sind, 
ein  Ende  gemacht. 

Solange  die  isolierende  Theorie  den 
Egoismus«  als  Prämisse  festhält,  wird 
die  historische  Sehlde  immer  reichen  Stoff 
zur  Polemik  finden :  giebt  sie  ihn  auf,  so 
muss  die  historische  Schule  ihre  Angriffe, 
die  bisher  mit  Recht  gegen  eine  falsche 
Form  der  Isolierung  zielten,  gegen  die 
Methode  der  Isolierung  als  solche  richten. 

Die  historische  Sehlde  giebt  aber  zu 
(z.  B.  Knies,  Schmoller),  dass  die 
Wirtschaftswissenschaft  nur  »eine  Seite« 
des  Gcsellschaftslebens  erfassen  solle.  Da- 
mit ist  die  Notwendigkeit  isolierenden  und 
abstrahierenden  Verfahrens  im  Princip  an- 
erkannt. Den  Beweis,  dass  die  Lehrsätze, 
die  Kausalformeln  einer  solchen  nur  dem 
WirtiW'haftsleben  zugewandten  Wissenschaft 
mittelst  einer  anderen  Methode  zu  gewinnen 
seien  als  der  hypothetischen  Prämisso  des 
Wirtschafts  menschen,  hat  die  historische 
Sehlde  bisher  nicht  erbracht.  Sie  kann  ihn 
auch  nicht  orbringen;  denn  dass  diese  Me- 
thode gewählt  werdon  muss,  folgt  als  logische 


Konsequenz  aus  der  Aufgabe  der  theoretischen 
Sozialökonomik  als  einer  Teildisciplin  — 
man  darf  diese  nur  nicht  mit  der  wirtschafts- 
geschichtlichen Forschung  verwechseln. 

Indem  diese  Teildisciplin  sich  die  Auf- 
gabe setzt,  nur  eine  Seite,  nur  ein  Gebiet 
des  sozialen  Geschehens  darzustellen  und 
kausal  begreifen  zu  lehren;  indem  sie  des- 
halb davon  absieht,  dass  in  Wirklichkeit 
dies  wirtschaftliche  Geschehen  mit  allem 
übrigen  innig  verschlungen  ist  und  dass 
dies  wirtschaftliche  Geschehen  noch  durch 
das  Eingreifen  anderer  psychischer  Potenzen 
als  des  wirtschaftlichen  Motivs  gestaltet  wird  ; 
indem  sie  zufolge  dessen  nur  zu  hypothetisch 
richtigen  Ergebnissen  gelangt,  kann  sie 
nur  eine  Vorarbeit  liefern  im  Dienste  des 
Endziels  allen  sozialtheoretischen  For- 
gehens, des  Erkenntnisses  und  Verständ- 
nisses des  Konkreten.  Man  mag  den  Wert 
solcher  Vorarbeit  höher  oder  uiedriger  an- 
schlagen —  er  muss  ja  bald  grösser,  bald 
geringer  sein,  je  nachdem  die  Hypothese, 
mit  der  die  Wirtschaftstheorie  operiert,  durch 
die  Wirklichkeit  mehr  oder  minder  bestätigt 
wird.  Dass  aber  die  Arbeit  des  Wirtschafts- 
historikers, d.  h.  die  Arbeit,  welche  un- 
mittelbar jenem  Endziel  zustrebt,  durch 
solche  Vorarbeit  gefördert  wird,  kann  nicht 
bestritten  werden.  - 

Lltteratnrs  A)  Die,  Frage,  ob  das  Selbstinteressc. 
die  einzige  Triebkraft  menschlichen  Han- 
delns Sri  oder  nicht,  wie  die  frage,  ob  und  welche 
Schranken  ihm  gesetzt  werden  sollen  oder  gesetzt 
werden  können,  sind  oben  als  uralte  Kardinal' 
fragen  der  theoretischen  bette,  der  praktischen 
Stixiallehre  bezeichnet.  Mit  der  Erörterung  derselben 
beschäftigt  sich  eine  Übermut  umfangreiche  Litte- 
ratur.  Eine  bibliographische  Skizze,  welche  auch 
nur  das  wichtigste  hervorheben  wollte,  würtle 
doch  eine  Reihe  von  Seitrtl  füllen.  Es  muss 
daher  hier  verwiesen  werden  auf  die  I/ehrbürher 
der  Psychologie  bexw.  der  Ethik,  wie  auch 
der  Politik  und  der  Rechtsphilosophie.  Ihigegen 
mögen  einige  Schriften,  welche  diese  Probleme 
vom  sotialökonowischen  Standpunkte  aus 
betrachten,  angemerkt  werden. 

Schütz,  Das  sittliche  I^incip  in  der  Volks- 
Wirtschaft;  Tübinger  Zextschr.  f.  Staatsw.  I844. 

—  Handelet,  Du  spiritutdisme  en  econ.  polit., 
1SS9.  —  H.  Baudrillard,  Des  rapports  de 
la  morale  et  de  l'ee.  pol.,  1860.  —  H.  Bau, 
Bemerkungen  über  diu  Verhältnis  der  Volks- 
wirtschaftslehre zur  Sittenlehre,  Tübinger  Zeitschr. 
f.  StaaUw.  1870.  —  H.  Hattingen*,  Die  Volks- 
Wirtschaft  in  ihren  sittlichen  Grundlagen,  1*81. 

—  v.  Dargun,  Egoismiis  und  Altruismus  in 
der  Natümalökonomie,  1885.  —  Ausführlichere 
Erörterungen  über  die  Bedeutung  des  Selbst- 
interesses  finden  sich  ferner  bei:  Knies,  Pol. 
Oekonomie,  1883,  besonders  S.  SiS—tSS.  —  G. 
Schmoller,  Grundfragen  des  Rechts  und  der 
Volkswirtschaft,  1876,  besonder*  S.  87;  Grund- 
riss  der  Allg.  VoUcswirUcJuiflslehre,  1900,  Bd.  I. 

—  DagmengeschichÜiche  Abhandlungen:  B. 
Zeyss,  Ad.  Smith  und  der  Eigennutz,  188'J.  — 
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W.  Hasbach,  Untersuchung  über  Ad.  Smith, 
1891.  —  Derselbe,  iMrochefoucnuld  und  3Ian- 
deville,  Schmollen  Jahrb.  XIII. 

B)  Die  Fragt-,  ob  behufs  Geteinnnng  wirf- 
schaftstheorelischer  Erkenntnis  das  Selbstinteresse, 
bezüglich  das  wirtschaftliche  Motiv  und  das  sog. 
»wirtschaftliche«  Princip,  als  die  das  wirtschaft- 
liche Geschehen  ausschliesslich  beherrschende 
psychische  P>tenz  angenommen  werden  müsse 
oder  nicht,  ist  erst  jüngeren  I>atums. 

1.  Die  Kl nssiker  wenden  die  Methode  der 
Isolierung  an ,  ohne  sie  des  Näheren  zu  be- 
gründen. So  grosse  Mühe  sie  sich  geben,  um  den  I 
Nachweis,  dass  das  Jrcie  Spiel  des  Wirtschaft-  \ 
liehen  Egoismus  das  im  allgemeinen  ausreichende,  , 
die  grösstm>!gltche  Gütererzeugung  wie  gerechteste 
Güterterteilung  gewährleistende  Organisation- 
princip  der  Volkswirtschaft  sei,  so  geringe  Mühe 
um  den  Nachweis,  dass  bei  Beschreibung  und 
Kausalanalyse  wirtschaftlicher  Phänomene  mit 
der  Annahme  des  alleinwaltenden  Egoismus  — 
«in  der  sie  übrigens  keinesiregs  streng  festhalten 
legi.  :.  Ii.  Smith,  I,  S.  I5ti)  —  tu  operieren 
sei.  Xur  beiläufig  betont  Ricardo,  das*  der 
Zweck  seines  Abstrahierens  sei,  »den  Gegenstand 
su  vereinfachen"  (S.  94  der  Baumstarkschen  l'eber- 
seltung),  oder  »to  put  strong  rasest,  wie  er 
einmal  an  Matth  us  schreibt.  Und  Sag  (t'ours 
romplet;  Bd.  I,  S.  16  der  Stirnerschen  l'eber- 
Setzung):  »Dir  beste  Art,  dir  Xaiur  jedes  Hinge* 
zu  erkennen,  besteht  darin,  dass  man  es  analy- 
siert, und  alles  sieht,  wiis  sich  darin  findet,  zu- 
gleich aber  auch  weiter  nichts  sieht.« 

Die  hervorragendsten   deutschen  Theoretiker 
der  ersten  Hälfte  de»  19.  Jahrhunderts,  Rau.\ 
Hermann  und  Th  ü  nen,  merken  zwar,  dass  \ 
l>ri  den  Klassikern  eine  Doktrin  der  Methodik  ! 
fehlt;   aber  auch  sie  begnügen  sich  mit  allzu  . 
knappen    Darlegungen.      Auch    noch    in  der 
zweiten  Auflage   des   »isolierten   Staates»  (1842) 
sagt   Thünen   nur:   »ich  bitte  die  Leser  .  .  .  j 
»ich  durch  die  im  Anfang  gemachten,  von  der 
Wirklichkeit  abweichenden  Voraussetzungen  nicht 
altschrecken  zu  lassen,  und  diese  nicht  für  will- 
kürlich oder  zwecklos  zu  halten.    Sie  sind  viel- 
mehr notwendig,  um  die  Einwirkung  einer 
bestimmten  Potenz  —  von  der  wir  in  der  Wirk- 
lichkeit nur  ein  unklares  Bild  erhalten,  weil  sie 
daselbst  stets   im   Konflikt   mit  anderen  gleich- 
zeitig wirkenden  Potenzen  erscheint  —  für  sich 
darzustellen   und  zum    Erkennen   zu  bnngen.u 
»Diese  Form  der  Anschauung«  —  diese  Methode 
der  Isolierung  —  vhat  mir  im  Leben  über  so 
viele  I'unkte  Licht  und  Klarheit  gegeben,  und 
scheint   mir  einer  so  ausgedehnten  Anwendung 
fähig,  dass  ich  sie  für  das  wichtigste  in  dieser 
ganzen  Schrift  halten  (Einl.  zu  Bd.  1,  S.  VI).  I 

ü.  l'm  dir  Zeit,  da  diese  S>itze  geschrieben  I 
wurden,  Itegann  in  Deutschland  die  Fehde  der 
historischen  Schule  wider  die  klassische 
Sozialökonomik.  Wir  schon  zu  Anfang  des 
Jahrhunderts  Malthus  und  Länder  dale , 
Sismondi  und  Comic  (Philos.  positive,  IV, 
S.  19.1]}.),  bekämpfte  sie  die  «Naturgesetze«  der 
Volkswirtschaft,  welche  dir  Smith-Kicardo-Saysche 
Schule  aus  dem  wirtsehaflspeditischen  Dogma  ab- 
geleitet hattr ,  dass  bei  freier  Konkurrenz  das 
wirtschaftliche  Seihstinteresse  gezwungen  werde, 
sich,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  in 
einer  Richtung  zu  bethätigen,  welche  mit  dem 
Interesse  des  Volksganzen  sich  decken.    Aber  um 


rieles  naehdrilcJilieher  wie  jene  wandt«  sir  sich 
gegen  die  durch  abstraktes  Verfahren  gewonnenen 
wirtschaftslheoretischen  Lehrsätze  der  Klassiker. 

F.  List,  Das  nationale  System  der  politischen 
Oekonomie,  1841.  —  II'.  Roscher,  Vorlesungen 
über  Staatswirlsrhafl  nach  geschichtlicher  Methode, 
I84.I;  System  der  Volkswirtschaft,  1854,  Bd.  I. 
—  B.  HUdebrand,  Die  Nationalökonomie  der 
Gegenwart  und  Zukunft,  I848.  —  Th.  Bern- 
hardt, Versuch  der  Gründe,  die  für  kleines 
und  grosses  Grundeigentum  angeführt  werden, 
1S49.  —  K.  Knies,  Die  politische  Oekonomie 
vom  Standpunkt  der  geschichtlichen  Methode, 
1853.  — 

Xoeh  schärfer  tds  diese  ältere  tadelte  die 
neuere  historisch'-  Schule  alles  abstrakte  /W«- 
dieren ,  alles  Operieren  mit  u Egoisten«  ot/rr 
» Marktmensrhen«  behufs  Erlangung  wirtschtyts- 
theoretischer  Erkenntnis.  Der  Unterschied  zwi- 
schen der  Aufgabe  einer  Teildisciplin  von  den 
wirtsehaj'tlichen  Phänomenen,  wie  die  Klassiker 
sie  hatten  begründen  wollen,  und  der  .[ufgutte 
wirtschaftsgeschichtlicher  Forschung  wurde  von 
ihr  völlig  verwischt!  die  Frage  nach  der  Be- 
rechtigung der  Methode  der  Isolierung  mit  der 
Frage  nach  dem  relativen  Werte  des  deduktiven 
l>ezw.  des  induktiven  Verfahrens  zusammen- 
geworfen. 

Schmollet;  Zur  Litteraturgesehichtc  11.  s.  >r. 
1888  (hier  besonders  die  letzte  gegen  Menger, 
s.  u.,  gerichtete  Retension) ;  Crundriss  der  all- 
gemeinen Volkswirtschaftslehre,  1900.  —  Bren^ 
tnno,  Die  klassische  Xationaliikonomie,  7A>> ; 
Artikel  in  der  »Nation«  1897,  S.  04U — '>*-'•  - 
Ad.  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Gesehirhte 
Englands,  1881.  —  II'.  Hösbach ,  Zur  tie- 
schichte  des  Uethodcnslreitrs  in  der  ptditischen 
Oekonomie,  in  Schmollers  Jahrbuch  Bd.  XIX; 
die  klassische  Xationaliikonomie  und  ihre  Geqwr, 
ebenda  Bd.  XXVI. 

Teils  unabhängig  r»n  ihr,  teils  bceinfiutsl 
durch  dir  deutsche  historische  Schule,  erhob  tich 
auch  in  anderen  Ländern  eine  ähnliche  Rich- 
tung. So  in  England:  Cllffe  IjCSlle.  Essays 
in  ptditical  and  mural  philosophy,  1888,  S.  hi.t 
— 19S.  —  J".  K.  Ingram,  Presen!  position  and 
prospects  of  pol.  ec,  1878.  —  David  Syme, 
fhitlines  of  an  industrial  scienre,  1874-  —  -'• 
Toynbec,  Leilures  on  the  industrial  revolution 
111  England,  1887.  —  H.  M.  Votmetl ,  The 
historical  melhod  in  ethir*,  jurisprudrnce,  jml. 
ec.,  1882.  —  In  Frankre  ich:  Ifalotcski, 
De  l'application  de  In  methode  historiqne  ä 
t'elude  de  l'r'c.  jxd.  (./.  d'Econ.  18.17).  -  K. 
de  Laveleye,  I*s  tendanee*  nonvelles  de  l'Ec.11. 
pol.  (R.  d.  d.  m.  1875) ;  Les  lois  naturelles  <-< 
l'objet  de.  t'ec.  pol.  1.1.  d'Econ.  188.1).  —  Ch. 
Gide,  Irincipes  d'ec.  pol.,  I874.  —  In  Italien: 
V.  Vitsumano,  Le  scuole  eeonomiche  delUi 
Germania,  1875.  —  Messeilaglla,  L'eronomUi 
politica  in  relazinne  albi  sociologia  e  quäle 
scienza  ri  se.,  1891.  ~~  Cognettt  de'  Martll», 
Delle  attinenze  tra  l'econ.  sociale  e  la  storia, 
1865;  L'Econ.  come  scienza  autonoma,  1886.  — 
H.  Schlattarella ,  Del  metodo  in  ec  *oc, 
187.1.  —  A.  lAirla,  //»  storia  nella  scienza 
cconomica.  —  Klcca-Salerno,  Sullo  stuto 
presente  deil'  Ec.  pol.,  1892.  —  In  Holland  : 
H.  J.  Hamaker,  De  historische  School  in  de 
Staathuishoudkunde ,     1870.     —     In  Nord- 
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amerika:  R.  Ely,  An  introd.  to  /W.  Ec., 
1891.  — 

3.  Der  Vrrtueh ,  da*  Seiten*  der  Klassiker 
Vertiiumte    nachzuholen    und    dem  Verfahren, 
welche*  diese  naiv  ge handhabt  hatten,  eine  zu- 
reichende Begründung  tu  geben,  wurd*  zuerst 
in  England  gemacht:  J.  St,  Mill,   On  the 
definition*  of  jwl.  ec.  and  on  the  method  of\ 
inve*tigation    proper   to  it  (1830).      Vgl.   *ein  \ 
»System  der  deduktiven  und  induktiven  Logik«.  I 
—  X.  W.  Senior,  Four  introduetory  Itctures  j 
on  pol.  ec,  18f7.  —  Calme»,   Vhamrter  and 
logical  method  of  pol  ideal  economy,  1857. 

Dann  ruhte  die  Frage  eine  Weile;  erst  die 
A ngriffe  der  Cl  iffe  Leslie ,  Syme  u.  s.  w. 
(vgl.  oben)  zwangen  die  (jefolgschaft  der  Klassiker 
von  neuem  zur  Abwehr:  Xleholaon,  Fül.  Ec. 
a*  ei  branch  of  educatüm,  1881.  —  H.  Sidg- 
leick,  The  prinriple*  of  Fol.  Econ.,  1883.  The 
teope  and  method  of  I'bl.  Econ.,  1885.  —  .1. 
Marnhall,  The  present  position  of  Economic*, 
188':  —  Heyne*,  The  teope  and  method  of 
Pol.  econ.,  1891.  —  Veber  die  Zritschrift/Hjlemik 
vgl.  CofUta,  Introd.  S.  366. 

In  Frankreich  hielt  der  Historismus  in 
den  letzter»  Decennien  »einen  Einzug.  Auch  hier 
wurde  nun  die  Verteidigung  der  Wirtschafts- 
theorie gegen  die  Wirtschaftsgeschichte  notwendig  : 
M.  Block,  Leu  PiXHfre*  de  la  science  econ., 
18'JO.  (Bd.  I,  Kap.  I.  Im  methude.)  —  Cour- 
celle-Seneuil,  Tratte  d'fcon.  jxditique,  1801. 
tlid.  1.  IiUroduction.)  —  Lieme,  Artikel 
»methode«  im  »Xoureau  Dirtionnairc  d' Econ. 
pol.«. 

Ebenso  in  Italien.  Eine  vortreffliche, 
meisterhaft  klare  und  Coneite  Darlegung  der 
Berechtigung  der  kla**i*chen  Doktrin  von  der 
Aufgabe  und  Methode  der  Wirtschaftstheorie  gab 
T>.  Cottna ,  Introduzionr  allo  studio  dell'  ec. 
pol.  189*.  Während  er  »v  ziemlich  der  erste 
Anreger  wirtschaftshistorücher  Studien  in  »einet» 
Jxinde  gewesen  war  und  mit  grösstem  Erftdge 
»ich  bestrebt  hatte,  die  jüngeren  Kräfte  zn  einem 
organischen  Zusammenwirken  behufs  Autbau  der 
Wirtschaftsgeschichte  Italiens  zu  vereinen ,  so 
war  er  doch  von  den  «Irrtümern  des  Historis- 
mus« roll  ig  frei  geblieben.  Xeben  ihm:  Xazza.nl, 
Im  scuola  rlassicu,  in  den  Saggi  di  econ.  pol., 
1881.  —  Boecardo,  Del  metodo  e  dei  limiti 
dell'  econ.  pol.,  1883.  —  Alesttlo,  Di  alcuni 
rriteri  projtri  etc.,  1881.  —  C.  A  rtom ,  Im 
reernte  eroluzione  delUi  metodologia  (Giornale 
degli  economisti,  III).  —  Ferner  seien  noch  ge- 
nannt als  Vertreter  der  klassischen  Doktrin  in 
Xordamrrika  :  F.  A.  Walker,  /Vi/.  Econ.,  1883. 
Die  Einleitung  bietet  eine  ebenso  knappe  al* ! 
kräftige  Betceisführuny  für  die  Methode  der 
Isolierung.  —  S,  XeiVCOtnb,  X.-A.  Her.,  Oktob. 
1875.  —  L.  Laughlln,  The  study  of  Fol.  econ., 
1885.  —  ./.  Jf.  Macvanc,  Tbc  working  prin- 
riple* of  /*»/.  er.,  1890.  —  In  Holland: 
Pierson,  Leerbock  der  Staathuishoudkunde, 
I884—90.  —  H.  B.  Greven,  Oude  en  nieuwe 
Economic,  1880.  —  O.  Hey  man«,  Karacter  en 
Methode  der  Staathuishoudkunde,  1880. 

Etwa*  »päter  al*  in  England,  etwas  früher 
alt  in  Frankreich  und  Italieti  trat  wwjm  in 
Deutschland  an  die  Autgabe  heran.  So:  E. 
Pickford,  Einleitung  in  die  Wissenschaft  der 
politischen  Oekonomie ,  1800.  —  A.  lAltmon, 
l'rber  die  ethische  Auffassung  vom  Volkthau*- 


halt  (Vicrteljahrtchrift  fiir  Volkncirttehuft,  Bd. 
61).  —  Ad.  Wagner,  Art.  •'Statistik«,  Bd.  X 
(1867)  de*  St.W.B.  v.  Blunttchli  und  Brater.  — 
H.  Kau,  Bemerkungen  über  da*  Verhältnis  der 
Volkstrirtschaftslchrc  zur  Sittenlehre  (Täb.  Ztiehr. 
1870). 

Aber  erst  seit  Anfang  de*  achtziger  Jahr- 
zehnts ward  *ie  —  in  notwendiger  Reaktion 
gegen  die  ihre  Verdikte  Uber  die  »abstrakte» 
Xebentnlder«  immer  schärfer  zuspitzende,  immer 
unduldsamer  sieh  grberdrnde  historische  Schule  — 
fo»i  einer  Reihe  von  Autoren  fast  gleichzeitig 
und  mit  grösserer  Veree  wie  grösserer  Gründ- 
lichkeit als  früher  in  Angriff 

II.  Dietzel,  l'erhältnis  der  Volkswirtschafts- 
lehre zur  Sozialwirtschaftslehre,  188.';  Beitrag 
zur  Methodologie  der  theoretischen  Wirtschafts- 
wissenschaft (Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  Hd.  VIII) ; 
Beiträge  zur  Methodik  (ebenda  Hd.  X) ;  der 
Ausgangspunkt  der  Soziuhrirtschaftslehre  (Tilb. 
Ztschr.  1883).  —  €.  Menger,  l'ntertuchungrn 
über  die  Methode  der  Sozialwissenschaften,  1883; 
Irrtümer  des  Historismus,  I884.  —  E.  Sajr. 
Weten  und  Aufgabe  der  Xntionalükonomie,  I884. 

—  E,  V.  Phtllppovieh,  Aufgabe  und  Methode 
der  ptditi*chen  Oekonomie,  1886.  —  E,  Sehwieil- 
land,  L'historisme  cconominue  allemand,  1885. 

—  Ad.  Wagner,  Tüb.  Ztschr.  1883;  Syste- 
matische Xalionalökonomie  (Jahrb.  f.  Xat.  u. 
Stat.  Bd.  XII). 

Ad.  Wagner  hat  dann  in  der  3.  Auflage 
(1893)  seiner  »Grundlegung«  die  Ergebnisse  seiner 
früheren  methodologischen  Forschungen  (s.  o.) 
tummmengefasst,  zugleich  aber  deren  Kreis  be- 
deutend erweitert.  Da  ich  im  obigen  Artikel 
(vgl.  auch  meine  n Theoretische  Sozialökonomik» 
Hd.  I,  189.1)  meine  abweichende  Meinung  hin- 
sichtlich der  Pn'imi*se  des  »Egoismus«  her- 
vorhob, welche  A.  Wagner  festhält,  wäh- 
rend ich  sie  durch  die  Prämisse  des  neeono- 
mical  man«  ersetzen  will,  so  möchte  ich  hier 
betonen,  dass  mir  die*  methodologische  Gr. 
Müde  als  Ganzes  die  weitaus  bedeutendste 
Leistung  der  deutschen  Littrratur  auf  diesem 
Felde  sozialökonomischer  Arbeit  zu  sein  scheint. 
Meister  der  Deduktion  irie  der  Induktion,  die 
theoretische  S*>zinU>kanomik  wie  die  praktische, 
die  Finanzwi**en*chaft  wie  die  SUitistik  gleicher- 
weise beherrschend,  war  Ad.  Wagner  vor 
allen  Anderen  berufen,  die  methodologische  Kontro- 
verse wenn  nicht  zu  schlichten,  so  doch  sie  in 
das  Geleise  zu  bringen,  welche*  zur  Wiederaus- 
söhnung der  n Abstrakten«  und  der  »Historiker« 
führen  kann.  Seine  Ihirstellung  ist  nicht  nur 
die  umfa**end*te ,  die  einzige  bi*her ,  welche 
allen  Fragen  bezüglich  Aufgaben  und 
Methoden  der  gesamten  Wirtschaftswissen- 
schaft gerecht  wird  —  auch  die  Resultate,  zu 
denen  er  gelangt,  sind,  m.  A.  n.,  in  der  Haupt- 
sache unanfechtbar. 

Heinrich  Dietzel. 
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Ausbeutung  und  Darstellung  der  Beobachtungs- 
ergebnisse. III.  Ergebnisse  der  S.  6. 
Ueberschau.  A.  Zustandsverhältnisse. 
7.  Die  absoluten  Zahlen  der  S.  und  ihre  räum- 
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der  iSelbstmordmasse.  Subjektive  Differen- 
zierung der  Selbstmörder.  Die  Beteiligung  der 
beiden  (ieschlechter.  10.  Die  sachliche  Diffe- 
renzierung der  Selbstmordmasse.  Weitere  sub- 
jektive Differenzierung  der  Selbstmörder.  B. 
Ereignisverhältnisse.  11.  Die  allge- 
meine Selbstmordziffer.  12.  Die  neuzeitliche 
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änderungen der  Selbstmordziffer.  14.  Die  Selbst- 
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mordziffer der  einzelnen  Altersklassen.  16.  Die 
Selbstmordziffer  kombinierter  Famüienstands- 
und  Altersklassen.  17.  Die  Selbstmordziffer  der 
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nisse. 18.  Die  Selbstmordziffer  der  verschie- 
denen Berufsgruppen  und  sozialen  Schichten. 
C.  En  t  w  ickelung s  Verhältnisse.  19. 
Ueberschau  D.  Kausalitäts Verhältnisse. 
20.  Die  Selbsttuordmotive.  21.  Die  Erforscbun, 
der  Selbstmordverursachnngen  mittelst  Komb: 
nation  statistischer  Ergebnisse. 

I.  Einleitung. 

L  Vorbemerkung.  Im  folgenden  soll  eine 
zwar  knappe,  aber  doch  die  Gesamtheit  der 
wichtigeren  selbstmordstatistischen  Probleme  1 
berührende  Darstellung   gegeben   werdeu.  j 
Diese  kann  aber  eine  erschöpfende  Verwertung  ; 
des  gesamten  Ober  die  Selbstmorde  bisher ! 
vorliegenden    statistischen  Materials   nicht ; 
bieten.   Eine  solche  Aufgabe  übersteigt  die 
Ijeistungsfähigkeit  des  Privatstatistikers,  viel- 
leicht sogar  jene  eines  einzelnen  statistischen 
Amtes ;  sie  wird  voll  erst  bei  einer  auf  völker- 
rechtlicher Grundlage  beiuhenden  Organi- 
sation der  internationalen  Bevölkerungsstatis- 
tik gelost  werden  können ').    Soweit  die 
mannigfaltigen  Einzelheiten  der  selbstmonl- 
statistischen  Probleme  in  Frage  kommen, 
werde  ich  mich  deshalb  auf  Beispiele  Ik> 
sehränken,  welche  zusammenfassenden  Ar- 
beiten oder  den  laufenden  nach  der  Er- 
streckung  des  Forschungsgebietes  und  der 
Sorgsamkeit  der  Beobachtung  besonders  be- 
achtenswerten amtlichen  Veröffentlichungen 

')  Als  erste  Anregung  in  dieser  Richtung 
stellen  sich  meine  bei  der  Versammlung  des 
Internationalen  Statistischen  Instituts  in  Bern 
(August  1895)  gestellten  und  von  dieser  Ver- 
sammlung in  der  Hauptsache  gebilligten  An- 
träge betreffend  die  Herstellung  internatio- 
naler Jahresberichte  Uber  die  Bevölkerungsbe- 
wegung dar  (vgl.  meinen  Aufsatz:  .Inter- 
nationale Jahresberichte  über  die  Bevölkerungs- 
bewegung" im  II.  Halbb.  des  IV.  Jahrg.  des 
Allg.  Stat.  Archivs,  S.  467  fg.).  Leider  ist  es 
bisher  zu  einer  Verwirklichung  dieses  Projekt« 
nicht 


auf  dem  Gebiete  der  Solbstmonlstatistik  ent- 
nommen sind. 

Nur  bezüglich  der  elementaren  Frage, 
wie  die  Selbstmordhäufigkeit  —  mit  Unter- 
scheidung des  Geschlechts  —  in  der  neuereu 
Zeit  sich  gestaltet  hat  habe  ich  den  Ver- 
such gemacht,  durch  Benutzung  nicht  nur 
gedruckter  Zahlen,  sondern  durch  persön- 
liche Anfrage  bei  den  zuständigen  Stellen 
ein  möglichst  vollständiges  Material  insbe- 
sondere für  die  verschiedenen  Länder  Europas 
zusammenzubringen. 

2.  Gliederung  des  Stoffes.  Eine  er- 
schöpfende Erörterung  der  Selbstmordstatis- 
tik  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte.  In  dem 
ersten  Abschnitt  (Methode  der  Selbst- 
mord Statistik)  wird  zunächst  die  Ab- 
grenzung der  sozialen  Masse  der  Selbstmorde 
von  verwandten  Erscheinungen  oder  die 
Klarlegung  des  Thatbestandes,  dessen  Be- 
obachtung in  Frage  kommt,  zu  erörteru 
sein.  Diran  reiht  sich  die  Untersuchung 
der  bei  der  Massen beobachtung  der  Selbst- 
morde in  Betracht  kommenden  Umstände 
und  weiterhin  die  Frage  der  Ausgestaltung 
der  Beobachtung  und  dor  Art  und  Weise 
der  statistisch-technischen  Ausbeutung  und 
Darstellung  der  Beobachtungsergebnisse. 
Der  zweite  Hauptabschnitt  (Die  Ergeb- 
nisse der  Selbstmordstatistik)  zer- 
fällt gemäss  den  vier  Hauptgnippen  der 
Verhältnisse,  welche  das  Geltungsgebiet 
eigenartiger  statistischer  Gesetzmässigkeiten 
darstellen,  in  dio  Erörterung  der  auf  dem 
Gebiete  der  Selbstmordstatistik  zu  würdi- 
genden :  Zustandsverhältuisse,  Ereignisver- 
hältnisse ,  Entwickelungsverhältnisse  und 
Kausalitätsverhältnisse. >j 

II.  Methode  der  Selbstmordstatistik. 

3.  Der  Thatbestand.  Die  Elemente  der 
sozialen  Masse  menschlicher  Handlungen, 
welche  die  Selbstmordstatistik  zu  erlassen 
hat,  sind  jene  von  Erfolg  begleiteten  ein- 
zelnen Akte,  durch  welche  die  unmittelbare 
Todes  Wirkung  an  dem  Handelnden  durch 
diesen  selbst  mit  Absicht  herbeigeführt  winl. 
Dadurch  hebt  sich  der  »Selbstmord«  als 


l)  Zur  Begründung  dieser  Vierteilung  ge- 
statte ich  mir  Bezug  zu  uehmen  auf  die  Aus- 
führungen in  den  §§  54  und  55  meiner  „Theo- 
retischen Statistik"  (Statistik  und  Gesellschafts- 
lehre, Bd.  I,  S.  120  fg.,  Freiburg  und  Leipzig 
1895)  sowie  insbesondere  auf  die  weiteren  hier- 
her gehörigen  Ausführungen  in  meinem  ge- 
legentlich der  Versammlung  des  Intern.  Stat. 
Instituts  in  Bern  gehaltenen  Vortrage  -Die 
statistischen  Gesetze"  (veröffentlicht  in  der  Bei- 
lage zur  Allgemeinen  Zeitung  vom  3.  u.  4. 
September  1895  und  abgedruckt  im  Compte- 
Reudu  der  genannten  Versammlung  wie  auch 
im  Bulletin  de  l'Institut  internat.  de  statistiqne 
IX,  8,  Borne  1896). 
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l.esoudere  Erscheinung  und  zugleich  als 
Unterart  der  gewaltsamen  Todesarten  von 
der  Vielheit  solcher  einzelner  Handlungen 
ab,  welche  durch  die  Häufigkeit  und  Kon- 
stanz ihrer  Wiederholung  greifbare  Ursache 
eines  frühzeitigen  natürlichen  Todes  werden. 
Als  >Selbstt Ölung«  im  letzteren  Sinne 
kommen  in  der  Hauptsache  Genussüber- 
treibungen verschiedener  Art,  insbesondere 
Alkoholmissbrauch  und  geschlechtliche  Aus- 
schweifungen in  Betracht ;  in  weiterem  Sinne 
würde  auch  Ueberanstrengung  zu  edlen 
Zwecken  hierher  gehören.  An  eine  statis- 
tische Geaamterfassuog  der  chronischen 
Selbsttötung  in  diesem  Sinne  ist  nicht  zu 
denken;  doch  liegen  vereinzelte  Versuche 
in  alter  wie  in  neuer  Zeit  vor.1)  Dagegen 
drängt  sich  das  soziale  Bedürfnis  auf,  die 
als  Selbstmord  auftretenden  akuten  Einzel- 
falle des  beabsichtigten  vorzeitigen  Scheidens 
von  Menscheu  ans  dem  Kreis  der  Lebenden 
zu  erfassen. 

Ein  bedeutungsvoller,  statistisch  zur 
Zeit  nur  annähernd  fassbarer  Unterschied 
der  Selbstmorde  liegt  darin,  ob  man  es  mit 
einer  Handlung  geistig  Gesunder  oder  geistig 
Kranker  zu  tlniu  hat.  Als  zweifellos  werden 
zumeist  die  extremen  Fälle  nach  beiden 
Richttingen  sich  darstellen;  die  Schwierig- 
keiten tauchen  bei  der  grossen  Masse  der  in 
der  Mitte  liegenden  Fälle  auf.  Zuverlässigen 
statistischen  Nachweiß  würde  die  obligatori- 
sche Sektion  der  Selbstmörder  liefern,  wie 
solche  kürzlich  A.  Heller  befürwortet  hat. 
(Siehe  unten  Litteratur.) 

Der  soziale  Gesichtspunkt,  unter  welchem 
der  Sellnstmord  zur  statistischen  Beobachtung 
gebracht  wird,  kann  ein  verschiedener  sein. 
Der  Selbstmord  kann  erstens  als  eine  be- 
sondere Gattung  der  Todesursachen  be- 
trachtet und  im  Rahmen  einer  allgemeinen 
Todesursachenstatistik  behandelt  worden. 
Der  Selbstmord  kann  zweitens  mit  Rücksicht 
auf  das  besondere  Interesse,  das  sich  an 
dessen  Beobachtung  knüpft ,  als  b  e  s  o  n  - 
ders  beachtenswerter  sozialer  Vor- 
gang —  allenfalls  im  Zusammenhang  mit 
gleicher  Behandlung  aller  gewaltsamen 
Todesarten  —  unter  statistische  Specialbe- 
obachtung gestellt  werden.  Drittens  aber 
kann  die  Staatsgewalt  in  erster  Linie  aus 
anderem  als  statistischem  Verwaltungsinte- 


i  resse,  nämlich  vom  Standpunkt  der 
Rechtspflege  für  die  Feststellung  der 
Selbstmorde  sich  interessieren;  dieser  Fall 
liegt  am  ausgesprochensten  dann  vor,  wenn 
der  Selbstmord  bezw.  der  Selbstmordversuch 
mit  straf-  oder  tivilrechtlichon  Folgen  be- 
droht ist,  wie  dies  früher  allgemein,  heute 
beispielsweise  noch  in  England  und  Spanien 
der  Fall  ist ;  er  ist  aber  auch  dann  gegeben, 
l  wenn  die  Organe  der  öffentlichen  Rechts- 
pflege insbesondere  die  Staatsanwaltschaft, 
trotz  der  Straffreiheit  des  Selbstmordversuchs 
sich  mit  der  Prüfung  der  Selbstmord  fälle 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Wahrung  des 
öffentlichen  Interesses  wie  unter  dem  Ge- 
■  Sichtspunkte  der  Entdeckung  eines  ver- 
schleierten Verbrechens  beschäftigen. 

Wo  der  Selbstmord  die  statistische  Ver- 
1  waltung   lediglich   als   eine   Species  der 
I  Todesursachen  interessiert,  ist  eine  Berück- 
sichtigung der  misshmgenen  auf  Selbstmord 
abzielenden  Handlungen  —  der  Selbst- 
mordversuche —  grundsätzlich  ausge- 
scldossen.    Andere  liegt  die  Sache  dann, 
wenn  der  Selbstmord  als  eigenartiger  sozialer 
Vorgang  unter  specielle  statistische  Kon- 
trolle gestellt  wird.   In  diesem  Falle  knüpft 
sich  grundsätzlich  an  die  Kenntnis  auch  der 
misshmgenen  Selbstmordhandlungen  nahezu 
gleiches  Interesse  wie  an  die  Kenntnis  der 
gelungenen   Selbstmorde.    Die  Schwierig- 
keiten liegen  hier  nur  auf  dem  Gebiete  zu- 
verlässiger Durchführung  der  Beobachtung. 
In  älterer  wie  neuerer  Zeit  hat  es  an  ver- 
einzelten   Versuchen    in  dieser  Richtung 
,  nicht  gefehlt In  dem  gegenwärtigen  Zeit- 
|  alter  erhöhter  Publicität  aller  Aufsohen  or- 
regenden  Ereignisse  sollte  die  statistische  Ver- 
,  waltung  versuchen,  eine  ergänzende  Ermitte- 
j  hing  der  zur  öffentlichen  Kenntnis  gelangten 
Selbstmordversuche  allgemein  durchzuführen, 
i  Ein  unmittelbarer  ausserstatistischer  Anlass, 
die  Selbstmordversuche,  soweit  sie  zur  amt- 
lichen Kenntnis  gelangen,  festzustellen,  liegt 
da  vor,  wo  der  Selbstmord  bezw.  der  Selbst- 
mordversuch noch  als  Verbrechen  erscheint. 
In  diesem  Fall  ergiebt  sich  eine  specielle 
Statistik  der  Selbstmordversuche  als  sekun- 
därstatistisches Ergebnis  der  Handhabung 
der  Rechtspflege.    So  ißt  dies  z.  B.  heute 


')  Ana  älterer  Zeit  seien  als  Beispiel  die 
von  Snssmikh  (Göttl.  Ordnung,  II.  ßd  ,  2.  Anfl , 
S.  432)  mitgeteilten  Tabellen  Uber  die  in  Lon- 
don durch  Unglücksfälle  Umgekommenen  er- 
wähnt, welche  eine  starkbesetzte  Rubrik  „die 
sich  zu  Tode  soffen"  enthalten.  In  der  Neuzeit 
bewegen  sich  die  beispielsweise  in  der  Schweiz 
anf  breiter  Grundlage  angestellten  Versuche, 
den  Alkoholitrmus  als  Grundursache  gegebener 
Einzelerkrankungen  festzustellen,  in  gleicher 


*)  So  enthalten  z.  B.  die  vom  Präsidium  der 
k.  k.  Polizeidirektion  in  Wien  in  deren  Jahr- 
buch für  die  Jahre  1876  bis  1892  veröffentlichten 
Nachweise  auch  eine  Statistik  der  Selbstmord- 
versuche. Nach  gütiger  handschriftlicher  Mit- 
teilung der  genannten  Behörde  —  für  die  ich 
verbindlichen  Dank  zum  Ausdruck  bringe  — 
sind  in  den  8  Jahren  1893  bis  1900  neben  3189 
Selbstmorden  verzeichnet:  3663  Selbstmord  ver- 
suche. Von  diesen  6752  Selbstmorden  und  Selbst- 
mordversuchen treffen  anf  Männer  4760,  auf 
Weiber  1992.  (Das  Jahrbuch  wird  seit  1898 
nicht  mehr  in  Druck  gelegt») 
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noch  bei  den  englischen  »Criminal  statisties« 
der  Fall,  in  welchen  unter  Ziff.  81  der 
offene«««  erscheint:  ^suicide  (attempting  to 
(•ommit).« 

Die  Rücksicht  auf  den  Raum  verbietet 
übrigens  im  folgenden  auf  die  Frage  der 
Statistik  der  Selbstmordversuche  weiter  ein- 
zugehen. Ebensowenig  kann  die  Besonder- 
heit des  Selbstmords  weiter  gewürdigt  wer- 
den, die  mau  als  »privilcgierto*  Todesstrafe 
bezeichnet  hat,  und  dio  in  Stammessitten 
der  Chinesen,  Japaner,  Türken  etc.  Aus- 
druck findet. 

Dagegen  sind  ziir  Umschreibung  des  That- 
bestandes  des  Selbstmordes  noch  zwei  Mo- 
mente hervorzuheben,  welche  in  einzelnen 
Fallen  eine  Komplikation  der  selbstmörde- 
rischen. Handlung  entweder  mit  einer  gleich- 
gearteten Handlung  eines  anderen  oder  mit 
verbrecherischer  Handlung  des  Selbstmörders 
selbst  ersehen  lassen.  Dies  sind  die  Fälle 
des  gemeinsamen  Selbstmordes  und 
der  gleichzeitigen  Tötung  anderer 
Personen. 

4.  Die  Massenbeobacht  ung  der  Selbst- 
morde. Die  statistische  Erfassung  der  that- 
sächlich  sich  ereignenden  Selbstmorde  bietet 
grosse  Schwierigkeiten.  Objektive  Schwierig- 
keiten bieten  jene  Fälle,  in  welchen  ein 
Zeuge  der  Handlung  und  auch  ein  sicheres 
ludicium  etwaiger  Selbstmordabsicht  feldt 
und  nach  Massgabe  des  Leichenbefundes 
Bedenken  darüber  verbleiben,  ob  man  es  mit 
Selbstmord  oder  mit  Unglücksfall  oder  mit 
Verbrechen  zu  thun  hat,  nicht  minder  auch 
jene  Fälle,  bei  welchen  die  tödliche  Wirkung 
einer  selbstmörderischen  Handlung  infolge 
eines  dazwischen  liegenden  längeren  Krank- 
heitszustandes sich  weit  hinaussclüebt.  Hier 
hat  das  mit  der  Beobachtung  beauftragte 
Organ  nach  Massgabe  aller  Umstände  Ent- 
scheidung für  oder  gegen  Selbstmord  zu 
treffen.  Die  subjektiven  Schwierigkeiten 
liegen  darin,  dass  die  ersten  Entdecker  eines 
Falles  ein  allgemein  menschliches  oder 
auch  speciell  wirtschaftliches  Interesse  da- 
ran haben  können,  den  That bestand  zu  ver- 
schleiern und  den  Selbstmoni  als  Verun- 
glückung oder  als  eine  gewöhnliche  Todes- 
ursache erscheinen  zu  lassen.  Stammes- 
sitten, religiöse  Auffassung  und  Gesetz- 
gebung«- wie  Verwaltungsvorschriften 
schaffen  liier  eine  territorial  recht  verschie- 
dene Grundstimmung  für  leichteres  oder 
schwereres  Zugeständnis  der  wahren  That- 
sache.  welche  nicht  bloss  die  Nächsthe- 
toiligten,  sondern  mutmasslich  auch  die 
beoltachtenden  Organe  nicht  unbeeinflusst 
lässt. 

Die  offiziell  verzeichneten  und  die  that- 
sächlich  vorgekommenen  Selbstmorde  siud 
zweifellos  überall  recht  verschiedene  Massen. 
Die  offizielle  Verzeichnung  giebt  wohl  nir- 


gends den  Vollstand  der  Selbstmorde  au; 
um  wie  viel  sie  hinter  der  Wirklichkeit  zu- 
rückbleibt, das  stuft  sich  gebietsweise  nach 
Massgabe  der  die  Bevölkerung  und  die  Be- 
obachtungsorgane beherrschenden  Grund- 
stimmung einerseits  und  nach  der  Ausge- 
staltung der  statistischen  Beobachtungstech- 
nik andererseits  ab. 

Die  vorbezeichneten  Schwierigkeiten  der 
Feststellung  des  Selbstmordthatbestandes 
können  statistische  Pessimisten  zur  Bezweif- 
lung  der  Möglichkeit  der  Selbstmord  Statistik 
bringen.  Als  Vertreter  dieser  Auffassung 
in  der  Gegeuwart  ist  R.  Böckh  anzu- 
führen *). 

')  Zur  Tabelle  über  die  gewaltsamen  Todes- 
arten nach  Monaten  in  Berlin  macht  er  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  im  Statistischen  Jahr- 
buch für  die  Stadt  Berlin  die  Bemerkung,  es 
seien  in  der  Uebersicht  .auch  diesmal  die  Zahl 
derjenigen  Fälle  besonders  bezeichnet,  in  welche» 
angeblich  ein  Selbstmord  stattgefunden  hat, 
sowie  die  Zahl  der  Totschläge.  Die  Zahl  der 
angeblichen  Selbstmorde  wird  mitgeteilt,  weil 
sie  —  sogar  innerhalb  statistischer  Kreise  — 
gewünscht  wurde ;  dieselbe  ist  jedoch  notorisch 
unvollständig,  da  in  einer  Anzahl  von  Füllen 
die  Thatsache  des  Selbstmordes  nicht  bekannt 
wird,  welche  Fälle  wahrscheinlich  nicht  nur  in 
den  Rubriken  der  äusseren  Einwirkung,  son- 
dern auch  unter  solchen  Todesarten  enthalten 
sind,  welche  nicht  eine  wohldelinierte  Krank- 
beitsbezeichnnng  führen.1"  —  Diese  Absage 
eines  hervorragend  gewissenhaften  Statistikers 
an  die  Selbstmordstalistik  verdient  nähere  Be- 
achtung. Zunächst  sei  jedoch  noch  bemerkt, 
dass  die  Selbstmordstatistik  vom  Berliner  Statis- 
tischen Amt  trotz  der  grundsätzlichen  Bedenken, 
welche  deren  Leiter  wegen  der  Unvollständig- 
keit  der  Zahlen  und  deren  Unvergleichbarkeit 
mit  den  Bevölkerungszahlen  von  Berlin  hat,  mit 
besonderer  Sorgfalt  aufgestellt  wird.  Jeder 
Todesfall  wird  seit  1.  Dezember  1875  doppelt 
kontrolliert,  indem  seit  jener  Zeit  die  anf  den 
ärztlichen  Totenscheinen  beruhende  Statistik 
des  Polizeipräsidiums  auf  das  Statistische  Amt 
übergegangen  ist,  welchem  ausserdem  die  An- 
gaben der  Standesämter  zur  Verfügung  stehen. 
Die  Angabe  der  Zahl  der  Selbstmorde  begreift 
daher  solche,  bei  welchen  entweder  aut  der 
Staudesamtskarte  oder  auf  dem  polizeilichen 
(ärztlichen)  Schein  eine  Vermutung  de^  Selbst- 
mords ausgesprochen  ist.  In  allen  Fällen,  in 
denen  die  Sache  von  der  Staatsanwaltschaft  be- 
handelt wird,  erhält  das  Statistische  Amt  auch 
das  Ergebnis  der  betreuenden  Untersuchung. 
Als  Mahnung  an  die  Unvollständigkeit  der 
Nachweise  ist  die  kritische  Stellungnahme  des 
Berliner  kommunalstatistischen  Bureaus  durch- 
aus beachtenswert  Man  wird  daraus  nament- 
lich das  Gebot  grosser  Vorsicht  bei  allen  inter- 
nationalen Vergleichen  auf  dem  Gebiet  der 
Selbstmordstatistik  ableiten.  Man  darf  aber 
nicht  so  weit  gehen,  deshalb  an  der  Selbstmord- 
statistik Überhaupt  zu  verzweifeln.  Ein  ge- 
wisser Kern  von  Fällen  drängt  sich  der  Be- 
obachtung überall  mit  voller  Klarheit  auf. 
Mögen  sich  darum  auch  zweifelhafte  und  in 
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Die  Technik  der  statistischen  Beobachtung 
der  Selbstmorde  ist  durch  die  konkreten 
Einrichtungen  des  Standesregisterwesens, 
der  Totenschau,  des  polizeilichen  und  des 
staatsanwoltschaftiichen  Dienstes  bedingt. 
Wo  der  Standesbeamte  die  Todesursache, 
sei  es  auch  nur  zur  Ergänzung  des  offiziellen 
Inhalts  der  Standesregister  erfragt,  kann 
aus  den  Standesregistern  das  Urmaterial  der 
Selbstmordstatistik  entnommen  werden.  Wo 
die  Leichenschau  auf  guter  Grundlage  ein- 
gerichtet und  die  allgemeine  Ausstellung 
von  Totenscheinen,  und  zwar  thunlichst 
durch  Aerzte,  gewährleistet  ist  (wie  z.  B.  in 
Bayern),  bieten  diese  eine  zweckmässige 
Grundlage  der  Selbstmordstatistik.  Vor  dem 
.standesamtlichen  Material  hat  der  Toten- 
schein den  Vorzug,  dass  er  nicht  die  Aus- 
sage von  in  der  Kegel  mehr  oder  minder 
Beteiligten,  sondern  die  Aussage  des  unbe- 
teiligten Dritten,  des  Leicheuschauers, 
wiedergiebt.  Soweit  die  polizeilichen  Organe 
und  Staatsanwaltschaft  Kenntnis  von  vorge- 
kommenen Selbstmorden  nehmen,  bieten 
deren  Akten  den  erfordcrlichon  Anhalt  zur 
Sammlung  statistischen  Urmaterials. 

AIh  Beispiele  seien  das  preussiscke,  baye- 
rische und  französische  Verfahren  liei  der 
Sammlung  des  Urmaterials  der  Selbstmord- 
statistik kurz  erwähnt. 

Li  Prcussen  haben  seit  1.  Oktober  1868 
die  Polizeibehörden  der  einzelnen  Städte  nnd 
Landgemeinden  über  jeden  in  ihrem  Amtsbezirk 
vorgefallenen  Selbstmord  ein  besonderes  Blatt 
(Zählkarte,  mit.  14,  später  15  Fragen)  auszu- 
füllen. Die  Ausfüllung  soll  baldmöglichst  nach 
Auffindung  des  Leichnams  erfolgen.  Die  aus- 
gefüllten Zählblätter  gelangen  durch  die  Land- 
räte und  Regierungen  an  das  statistische  Bureau. 
Seit  1.  Januar  1869  ist  die  ursprünglich  den 
Civilbehördeu  mitübertragene  Lrhebung  der 
Selbstmorde  von  Militärpersonen  auf  die  Militär- 
behörden übergegangen,  ferner  seit  Anfang  1870 
die  Erhebung  der  im  Kessort  der  Berg-,  Hütten- 
und  Salinenbehörden  sowie  der  Eisenbahnver- 
waltungen vorgekommenen  Selbstmorde  diesen 
Specialbehörden  übertragen.  Auf  Grund  einer 
Vergleich  ung  der  Zählkarten  für  Selbstmorde 
mit  den  standesamtlichen  Sterbekarten  ist  das 
königliche  statistische  Bureau  bemüht,  die  Voll- 
ständigkeit   der  Nachrichten    durch  umfang- 


uoch  stärkerem  Masse  unbeobachtete  Fälle 
lagern,  so  ist  der  Selbstmord  doch  eine  sozial 
so  bedeutsame  und  klar  umschriebene  That, 
dass  die  Statistik  seiner  Erfassung  sich  nicht 
entziehen  darf,  weun  man  auch  weiss,  das«  — 
und  zwar  geographisch  und  gegebenenfalls  auch 
zeitlich  -  -  die  Zahl  der  amtlich  konstatierten 
Selbstmorde  in  einem  recht  verschiedenen  Ver- 
hältnis zur  Zahl  der  thatsäeblich  vorgekomme- 
nen Selbstmorde  steht.  Ein  ähnliches  Verhält- 
nis liegt  schliesslich  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Kriminalstatistik  bezüglich  der  nicht  entdeckten 
Verbrechen  und  der  nicht  entdeckten  Ver- 
brecher vor;  dies  rechtfertigt  aber  doch  nicht, 
an  der  " 


I  reiche  Aufklärungen  aller  zweifelhaften  An- 
gaben herbeizuführen. 

In  Bayern  bant  sich  die  Selbstmord- 
Statistik  bezüglich  der  Civilbevölkerung  auf 
I  Listen  auf,  welche  die  amtlichen  Aerzte  (Be- 
zirksärzte) über  die  in  ihrem  Bezirke  vorge- 
kommenen Selbstmorde  je  für  ein  Kalenderjahr 
aufstellen.  Zu  beachten  ist  dabei,  dass  das  ge- 
samte Material  der  Totenscheine  bei  den  amt- 
lichen Aerzten  sich  koncentriert,  da  die  Statis- 
tik der  Todesursachen  noch  heute  in  Bayern  im 
Gegensatz  zur  übrigen  Statistik  der  Bevölke- 
rungsbewegung decentralisiert,  nnd  zwar  durch 
die  Amtsärzte  aufgestellt  wird.  Ist  der  Selbst- 
mord nicht  sofort  von  Erfolg  begleitet  gewesen, 
so  konstatieren  die  Bezirksärzte,  ob  in  den 
nächsten  Tagen  der  Tod  eintritt.  Wenn  der 
Todestag  nur  2  bis  3  Tage  vom  Selbstmordakt 
fern  liegt,  so  wird  der  Fall  regelmässig  unter 
die  gelungenen  Selbstmorde  gerechnet,  andern- 
falls nicht.  Ueber  die  Selbstmorde  von  Militär- 
personen werden  dem  Statistischen  Bureau  Ver- 
zeichnisse seitens  des  Kriegsministeriums  mit- 
geteilt, 

In  Frankreich  bildet  die  Selbstmord- 
statistik einen  Bestandteil  der  dort  noch  voll- 
[  ständig  decentralisierten  Kriminalstatistik.  Der 
jährliche  „Compte  general  de  Padmiuistration 
de  la  justice  criminelle"  enthält  eine  Uebersicht 
der  zur  Kenntnis  der  Staatsanwaltschaft  ge- 
langten Selbstmorde.  Massgebend  sind  dabei 
folgende  Vorschriften.  Nach  Artikel  81  des 
Code  civil  darf  bei  offenbarem  oder  vermutetem 
gewaltsamen  Tod  die  Beerdigung  nur  erfolgen, 
wenn  vorher  seitens  der  Polizeibehörde  unter 
ärztlichem  Beistand  ein  Protokoll  aufgenommen 
ist.  Andererseits  ist  die  Staatsanwaltschaft 
nach  Artikel  22  des  Code  d'instruction  crimi- 
nelle mit  der  „recherche  et  poursuite  de  tous  les 
delits"  betraut.  Dabei  wird  der  Ausdruck 
„delit"  im  weitesten  Sinne  genommen.  Die 
Staatsanwaltschaft  erhält  die  vorgenannten  Pro- 
tokolle und  veranlasst  nähere  Prüfung,  gege- 
benenfalls gerichtliche  Untersuchung.  Bei  dieser 
Gelegenheit  wird  aus  den  Feststellungen  der 
Enquete  oder  gerichtlichen  Untersuchung  das 
Material  für  die  Selbstmordstatistik  gewonnen. 

Diese  Beispiele  zeigen,  wie  verschiedenartig 
das  Grundmaterial  der  Selbstmordstatistik  ist. 
Diese  Mannigfaltigkeit  der  BeobachtungHweise 
zeigt  sich  auch  innerhalb  des  Deutschen  Reichs 
selbst  Die  deutsche  Selbstmordstatistik  beruht 
auf  einem  Gemisch  von  standesamtlichen,  poli- 
zeilichen, amtsärztlichen  und  staatsanwaltschaft- 
lichcn  Feststellungen.  Zweifellos  ist  dieser  Um- 
stand auf  das  Mass,  in  welchem  die  wirklieh 
vorgekommenen  Selbstmorde  zur  statistischen 
Erfassung  gelangen,  vou  Einfluss.  Ausserdem 
machen  sich  geographisch  wie  zeitlich  der  ge- 
naueren Erfassung  günstigere  oder  ungünstigere 
Strömungen  geltend.  Auf  der  einen  Seite  ist 
es  namentlich  die  Zähigkeit  in  der  Geltend- 
machung von  religiösen  und  Familieninteressen, 
welche  die  Feststellung  des  Thatbestandes  er- 
schwert ;  auf  der  anderen  Seite  kommt  auch  die 
Stellungnahme  der  für  die  Fixierung  des  Ur- 
materials massgebenden  Behörde  namentlich  in- 
sofern in  Betracht,  als  es  sich  um  zweifelhatte 
,  Fälle  handelt.  Hier  kann  die  Ausschliessung 
'  solcher  Fälle  unter  Hervorhebung  der  wahr- 
scheinlichen Selbstmorde  und  der  unaufgeklärten 
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Fälle,  wie  neuerlich  in  Sachsen,  oder  die  Ein- 
beziehung derselben  unter  Hervorhebung  des 
Zweifels  (so  in  Preusscn1) )  oder  die  Einbeziehung 
ohne  Einschränkung,  wie  früher  in  Sachsen,  ge^- 
wühlt  werden.  Je  nach  dem  befolgten  Systeme 
muss  die  Selbstmordfreqnenz  eines  Landes  höher 
oder  geringer  erscheinen. 

Wäre  die  schon  vor  Jahren  angestrebte 
einheitliche  Medizinalstatistik  für  Deutschland 
zu  stände  gekommen,  so  läge  gleichartiges  Ur- 
material  für  das  gesamte  Gebiet  des  Reichs 
vor.  Zur  Zeit  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als 
die  auf  verschiedenen  Wegen  gewonnenen 
Nachweise  zur  Ermittelung  einer  Gesamtstatis- 
tik  des  Selbstmords  im  Deutschen  Reich  zu- 
sammenzufassen. Die  vom  Kaiserlichen  Statis- 
tischen Amt  in  den  Vierteljahresheften  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reiches  (zuletzt  1900  I) 
und  im  Statistischen  Jahrbuch  veröffentlichten 
Zusammenfassungen  beschränken  sich  auf  die 
Geschlechtsgliederung  und  den  Nachweis  für 
die  Staaten  bezw.  Provinzen.  Sachlich  und  ins- 
besondere geographisch,  bis  herab  zu  den 
kleineren  Verwaltungsbezirken  reichlich  ge- 
gliederte Nachweise  bietet  das  Kaiserliche  Ge- 
sundheitsamt einerseits  in  seiner  jährlichen 
Todesursachenstatistik  für  die  Orte  mit  mehr  als 
16000  Einwohnern,  andererseits  in  der  allge- 
meinen von  diesem  Amt  durch  Verständigung 
mit  der  Mehrzahl  der  Bundesregierungen  her- 
gestellten gleichfalls  jährlichen  Todesursachen- 
statistik, die  sich  z.  B.  für  1896  auf  97,4  % 
der  Reichsbevölkerung  erstreckte.  Die  Ver- 
öffentlichung und  Bearbeitung  dieser  Nachweise 
erfolgt  in  den  „Medizinal-statistischen  Mit- 
teilungen aus  dem  Kaiserlichen  Gesundheits- 
amte.'7 

Alle  diese  bei  der  Massenbeobachtung  sich 
ergebenden  Schwierigkeiten  mü&sen  nament- 
lich bei  räumlichen  Vergleichungen  —  so- 
wohl für  ganze  Länder  als  innerhalb  eines 
Landes  für  verschiedene  Gebietsteile  —  wohl 
beachtet  werden.  Bei  den  räumlichen  Ver- 
gleichen ist  der  störende  Einfluss  dieser 
Schwierigkeiten  am  stärksten.  Geringer  ist 
im  allgemeinen  die  Störung  bei  zeitlichen 
Vergleichungen;  hier  bleiben  die  meisten 
Fehlerkoeffizienten  konstant.  Doch  kann 
auch  hier  plötzlich  (bei  veränderter  Erhe- 
bungsraethode)  oder  allmählich  (infolge  ver- 
änderter Auffassung  in  der  Bevölkerung 
oder  in  den  mit  der  Thatsaehenfeststellung 
beauftragten  amtlichen  Kreisen)  eine  Ver- 
änderung in  der  Ei-fassungsschärfe  ein- 
treten. 

Als  Schlussergebnis  darf  man  verzeich- 
nen: Die  Selbstmorde  werdeu  im  allgemeinen 
nirgends  vollständig  erfasst;  die  gelegent- 
liche Falschzurechnung  blosser  Unglücks- 
fälle bleibt  hinter  der  Nichtermittelung 
wirklicher  Selbstmorde  zurück;  die  That- 
sachenfe.ststellung  hat  mit  geographisch  sehr 


»)  Von  «361  Selbstmorden  im  Jahre  1898 
sind  "224  »ls  solche  bezeichnet,  „in  denen  die 
Möglichkeit  einer  Verunglückuug"  nicht  völlig 
ausgeschlossen  ist. 


verschieden  gelagerten  Erhebungsschwierig- 
keiton  zu  kämpfen;  in  zeitlicher  Beziehung 
ist  mit  dem  Eintritt  toleranterer  Auf- 
fassungen des  Volksgefühls  und  einer 
emsigeren  Bcobachtungsthätigkeit  der  Be- 
hörden eine  Zunahme  der  Erkenntnisquote 
der  Selbstmorde  wahrscheinlich. 

5.  Die  statistisch-technische  Aus- 
beutung und  Darstellung  der  Beobaeh- 
tungsergebnisse.  Eine  befriedigende  Selbst- 
monlstatistik kann  nur  auf  Grund  centrali- 
sierter  Bearbeitung  der  in  Zählkarten  oder 
Listenform  fixierten  wohlgegliodorten  In- 
dividualbeobachtungen  stattfinden.  (So  z.  B 
in  Preussen  und  Sachsen  mittelst  solcher  Be- 
arbeitung von  Zählkarten,  in  Bayern  mittelst 
Ausbeutung  der  bezirksärztlichen  Listen). 
Nur  dann,  wenn  eine  statistische  Centrai- 
stelle freie  Hand  bezüglich  der  Kombi- 
nationen besitzt,  können  solche  in  der  für 
die  weitere  wissenschaftliche  Forschung  er- 
forderlichen Fülle  bereit  gestellt  werden. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  aus- 
giebige Berücksichtigung  des  geographischen 
Details,  wenn  auch  —  wegen  der  verhält- 
nismässig geringen  Zahl  der  beobachteten 
Fälle  —  nicht  für  jedes  einzelne  Beobach- 
tungsjahr,  so  doch  von  Zeit  zu  Zeit  im  Zu- 
sammenzug für  längere  Perioden.  Die  da- 
raus herzustellenden  genauen  Selbstmord- 
karten der  verschiedenen  Länder  sind  sehr 
lehrreich.  Versuche  solcher  Art  liegen 
z.  B.  für  England,  Frankreich,  Italien  vor: 
sie  fehlen  leider  für  die  germanischen 
Volksgebiete.  In  dieser  Richtung  wird  sich 
eine  der  nächsten  Aufgaben  der  deutschen 
Selbstmordstatistik  bewegen.  Sehr  förder- 
lich wäre  die  Heraushebung  der  Selbstmord- 
statistik aus  der  allgemeinen  Sterbliclikeirs- 

I  Statistik  und  die  Sonderveröffentlichung  der- 
|  selben.    Dann    fände  sich  auch  für  die 
i Jahresveröffentlichungen  mehr  Raum,  als 
!  bisher   der    Fall   ist.     Selbst   die  sonst 
i  trefflichen   preussischen    und    auch  baye- 
rischen Veröffentlichungen  leiden  noch  unter 
unberechtigter  »Tabellenfurcht*  sowohl  hin- 
sichtlich der  sachlichen  Kombinationen  als 
namentlich  nach  der  statistisch -geographi- 
schen Seite  hin. 

Die  übersichtliche  Materialsammlung  in- 
ternationalen Charakters  ist  bisher  gelegent- 
lichen Privatarbeiten  und  —  in  sehr  summa- 
rischer Weise  —  ■  der  Zusammonstellungs- 
arbeit  einzelner  statistischer  Aerater  über- 
lassen geblioben.  Von  der  Errichtung  eines 
internationalen  bevölkerungsstatistiscbcn  Bu- 
reaus im  Sinne  meiner  oben  sub  1.  erwähnten 
Anregung  wäre  eine  wesentliche  Verbesse- 
rung der  internationalen  SolbstmordstAtistik 
zu  erwarten. 

III.  Ergebnisse  der  Selbstmordstatistik. 

6.  l'eberscliau.  Selbstverständlich  kanu 
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nicht  davon  die  Rede  sein,  in  diesem  Auf- 
satz sämtliches  Zahlenmaterial,  das  bisher 
Oberhaupt  über  die  Selbst mordstatistik  der 
"Welt  vorliegt,  zusammenzustellen.  Ich  habe 
demgemäss,  wie  bereits  erwähnt,  meine 
Aufgabe  namentlich  darin  gesucht,  den  neu- 
zeitlichen Verlauf  der  Selbstmorderscheinung 
in  möglichst  weiter  Erstreckung  zu  ver- 
folgen. Dabei  musste  ich  mir  hinsichtlich 
der  sachlichen  Gliederung  der  Nachweise 
die  grös6te  Beschränkung  —  lediglich  Er- 
mittelung des  Gesehlechteunterschiedes  — 
auferlegen.  Die  grosse  statistisch-technische 
Arbeit,  welche  das  möglichste  Kingehen  auf 
alle  Differenzierungen  erfordert,  wird  nie- 
mals Privatsache  sein  können.  Nichts- 
destoweniger sollen  die  für  die  Selbstmord- 
Statistik  bedeutungsvollcrenDifferenzierungen 
knapp  angedeutet  und  auch,  soweit  die 
Rücksicht  auf  den  Raum  es  gestattet,  mit 
Beispielen  au«  der  Specialstatistik  einzelner 
Länder  belegt  werden. 

Das  statistische  Material,  welches  zunächst 
den  folgenden  Betrachtungen  zu  Grunde  ge- 
legt wird,  umfasst: 

1.  Die  Selbstmorde  im  üesamtgebiet  und 


in  den  einzelnen  Staaten  des  Deutschen 
Reichs  in  der  Periode  1881—1803  einer- 
seits und  in  dem  Jahrfünft  1804 — 1808  an- 
dererseits. 

2.  Die  Selbstmorde,  und  zwar  soweit 
möglich  innerhalb  der  gleichen  Zeiträume, 
in  einer  grösseren  Zahl  anderer  europäischer 
Länder. 

3.  Die  Selbstmorde  in  Japan  in  der 
Periode  1881-1893  und  im  Jahrviert  1804 
bis  1807. 

Die  unter  2.  aufgeführten  Nachweise 
konnten  nur  zum  Teil  gedruckten  Ver- 
öffentlichungen entnommen  werden  und  bin 
ich  den  Leitern  der  statistischen  Aemter, 
verschiedener  ausländischer  Staaten  und  ein- 
zelnen Regierungen  für  die  Mitteilung  hand- 
schriftlicher Nachweise  zu  Dank  verbunden. 

A.  Zufltandsverhältnisse. 

7.  Die  absoluten  Zahlen  der  8.  and 
ihre  räumliche  and  zeltliche  Verteilung. 

Für  die  oben  sub  6  angegebenen  Beobachtungs- 
gebiete  ergeben  sich  nachstehende  Hauptzahlen 
der  in  der  neneren  Zeit  beobachteten  Selbst- 
morde: 


1.  Selbstmorde  im  Deutschen  Reich  (Gesamtzahl). 


Staaten 

In  den  Jahren 
1881-1893 

In  den  Jahren  1894- 

1898 

Im 

im 
Jahret- 
dnreh- 
sclmlit 

1804 

1806 

1896 

1897 

1898 

im 
ganzen 

Im 
Jahrws- 
«Uir.ti 
schnitt 

76  087 

5853 

6630 

6  174 

6  497 

6496 

361 

32  158 

6  432 

9  745 

7<;o 

778 

749 

796 

819 

6  744 

3886 

777 

Sachsen   

»4  7»5 

««37 

1  254 

1  036 

1  182 

1  213 

1  205 

5  890 

I  178 

Württemberg  

4226 

325 

3«6 

350 

35I 

326 

359 

1  708 

342 

4  170 

3*« 

337 

337 

336 

329 

359 

1  698 

340 

Hessen  

2958 

228 

261 

274 

212 

271 

258 

1  276 

Mecklenburg-Schwerin  .  . 

1386 

107 

129 

«43 

129 

«3« 

109 

641 

:s 

Sachsen-Weimar  .... 

1  32° 

102 

104 

127 

93 

107 

97 

528 

106 

Mecklenburg-Strelitx    .  . 

329 

25 

15 

22 

23 

16 

23 

99 

20 

Oldenburg   

1  340 

103 

100 

93 

90 

126 

107 

516 

«°3 

i  721 

132 

«34 

«5' 

«53 

122 

142 

702 

140 

Sachsen-Meimngen  .   .  . 

886 

68 

88 

70 

50 

80 

r 

367 

73 

Sachsen-Alteuburg  .    .  . 
Sachsen-Coburg-Gotha  .  . 

940 

68 

63 

66 

69 

64 

330 

67 

1  106 

II 

9« 

107 

87 

98 

98 

481 

96 

Anhalt  

1  049 

81 

107 

90 

80 

I04 

100 

481 

96 

Sehwarzburg-Sondersh. .  . 

386 

30 

29 

29 

32 

26 

35 

«5« 

30 

Schwarzburg-Rudolstadt  . 

274 

21 

27 

19 

«7 

23 

29 

"«5 

23 

Waldeck  

90 

7 

9 

12 

1 1 

12 

«4 

58 

12 

Reuss  ältere  Lim-   .    .  . 

201 

»5 

i«; 

20 

■  6 

12 

72 

«4 

Reusa  jüngere  Linie    .  . 

■;82 

45 

36 

48 

43 

4« 

44 

212 

42 

Schaunibnrg-Lippe  .   .  . 

7i 

6 

7 

5 

4 

3 

8 

27 

5 

•95 

15 

12 

•4 

25 

«9 

10 

80 

16 

Lübeck  

223 

«7 

27 

25 

32 

26 

18 

128 

26 

703 

54 

57 

82 

76 

67 

77 

359 

72 

2668 

205 

284 

234 

216 

241 

1  248 

250 

Elsass-Lothringen    .    .  . 

2483 

191 

220 

243 

257 

244 

1  172 

234 

Deutsches  Reich  .... 

129924 

9994 

11  135  io5io|io888 

11  013  10835 

54  381 

10876 
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2.  Selbstmorde  in  anderen  europäischen  Ländern  (Gesamtzahl). 


l.atidrr 


Zeit  v  o  r  1894 


Beobachtungs- 
periode 


—  i 

N 

c 
& 


iE 

*  BS 


In  den  Jahren  1894  bis  1898 


181)4 


1895    1896  1897 


1898 


I 

OS 


'S  '  1899 


Luxemburg  . 
Oesterreich 
Liechtenstein  . 
Schweiz .   .  . 
Frankreich 
Niederlande 
Belgien  . 
Dänemark 
Schwedm 
Norwegen 

England  und  Wale« 
Schottland 
Irland 
Monaco  . 
Italien  . 
•Spanien  . 
Fmland  . 
Husdaud  '  i 


188193 


- 
•■ 

" 

" 
i- 
i- 


1881  87 


lOl 

48  933 
6 

8  549 
105  348 
3216] 
8965 
6  952, 
6985! 
1  672 

28  76S 
2862 
1  504 
53 

«9  553 
5053 
1  216 

35  49 


13 
3  764 
o.s 
658 
8  104 

247 
689 

535 
537 
128 
2213 
220 
116 
4 

1  <;c>4 
389 

94 

2730 


«3 
4  018 

y 

708 
9  703 
329  I 
839  I 
580] 

771 
142  | 

2729  | 

255  i 

•*\ 

»  732 

430 
101 

3042  i 


16 

3  551 

? 

650 
9263 

234 
812 

553 
742 
136 
2797 
266 
152 

V 

1874 

225 , 

«44  I 

2  986 


«5 

4 

4 

3  790 

3882 

4083 

y 

V 

V 

690 

687 

690 

9  260 

9  356 

y 

285 

271 

233 

809 

75' 

823 

507 

532 

532 

733 

761 

727 

«13 

100 

i37 

2656 

2  792 

2877 

297 

281 

262 

129 

128 

v45 

y 

y 

2  000 

>  895 

2  059 

277 

618 

y 

139 

114 

106 

2  979 

3  >o9 

3  "7 

52 
'9324 

? 

I  3425 

|37  582 
1  «352 
1  4  034 
2704 

3  734 
628 

13  8$i 
1  36' 
692 

9  560 
1  550 
604 


10 

3865 
y 

685 

9  395 
270 

807 
54' 
747 
126 
2770 
272 

l3* 
1  912 
388 
121 
3047 


242 

•> 

4S; 

y 

129 
2844 

't 

'128 


2  019 

V 

134 

3082 


Zusammen  a. 

I285  227 

21  941 

25  530 

24  401 

24  679 

25  281 

'5  795 

115686 

25  094 

Ii. 

Ungarn  

Bosnien-Herzegow.  . 

Rumänien  .... 

1881  88U.1892M3  14790 
188893  100 

18818411.1888/93  752 
188793           1  898 

M79 

•7 

75 
271 

2  349 
34 
99 
358 

2  479 

56 
7' 
390 

2  573 
52 
71 

? 

303« 
58 
89 

? 

3  «84 
67 
94 

? 

13  616 
267 
424 
748 

2723 
53 
85 
374 

3  '92 

57 
97 

V 

Zusammen  b. 

17540 

1  842 

2  840 

2996 

2  696 

3  178 

3  345 

»5  055 

3  235 

l'elerhanpt  n.  11.  b. 

302  767I23  783  128  370  27  397  27  375  (28  459 

19  1 40 

•30741 

28  329  j 

Warschau. 


Eh  fehlen  die  Angaben  für  Kurland,  das  Gouvernement  Ufa,  das  Dongebiet  und  die  Stadt 


3.  Selbstmorde  in  Japan. 


Jahre 

männlich 

weiblich 

im 
ganzen 

Jahr 

mftnnlich 

weiblich 

im 
ganzen 

a. 

1882 
1883 
1884 
1885 
188« 
1887 
18S8 
1889 
189(1 
1891 
1892 
189:5 

• 
* 

3638 
4676 

4639 

3  587 
* 

3610 
4697 
47" 

4  410 
4  587 

* 

1  965 

2  606 
2486 
2  236 

* 

2242 
2782 
2788 
2830 
2  802 

4630 
5469 
5  603 
7282 

b. 

1894 
1895 
1896 
1897 

4  625 
4  449 
4  480 

4689 

2  920 
2813 
2979 

3  QS' 

7  545 
7  262 

7  459 
7  740 

7  12«; 
5823 
5  2(6 
5852 
7  479 
7  499 
7  240 

7  389 

Zusammen 
im  Jahres- 
durchschnitt 

18243 
4561 

"  763 
294' 

30006 
7502 

Zusammen 
Im  Jahres- 
durchschnitt 

38  555 
4284 

22  737 
2  526 

76647 
6387 

im  ganzen  (a  n.  b) 
Jahres- 
durchschnitt 

56  798 
4  369 

34500 
2654 

106  653 
6  666 
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Bei  einer  Zusammenfassung  der  in  den  vorstehenden  Uebersichten  enthaltenen  und  der 
seinerzeit  (im  I.  Suppl.-Bd.  zur  ersten  Auflage  dieses  Werkes  S.  691)  für  die  einzelnen  Jahre 
der  Periode  1881  93  gegebenen  und  soweit  nötig  berichtigten  Nachweise  ergiebt  sich  in  Bezug 
auf  die  statistisch  beobachteten  Selbstmordmassen  der  neueren  Zeit  in  den  euro- 
päischen Ländern,  soweit  für  solche  von  1881  bis  1897  erschöpfende  Nachweise  vorliegen,  sodann 
für  Japan  folgendes: 


Zahl  der  Selbstmorde. 


Jahre 

i/eutscnes 

16  weitere  Staatsgebiete  in  Europa 

Japan 

wesaiin- 

Reich 

davon  in 

sumiue 

im  ganzen 

Frankreich 

Oesterreich 

1881 

906« 

18935 

6741 

3504 

rf 

28  003 

1882 

9  i°7 

19  790 

7213 

3  53o 

4630 

33  527 

1883 

10337 

20  431 

7267 

3588 

5  469 

30  237 

1884 

9865 

20  752 

7  572 

3783 

5603 

36  220 

1883 

10  191 

21  301 

7  9°2 

3891 

7  282 

38  774 

1886 

10371 

21  855 

8  187 

3837 

7  125 

39  351 

1887 

10083 

21  983 

8  202 

3844 

5823 

37  889 

1888 

9  400 

22  31 1 

8451 

3690 

S2<;6 

36967 

1889 

9647 

22  313 
22  633 

8  180 

3  733 

5852 

37  812 

1890 

9  887 

8410 

3715 

7  479 

39  999 

1891 

•0  553 

23  907 

8884 

3888 

7  499 

41  955 

ttv.t.i 

10626 

24  346 

9285 

3854 

7240 

42  212 

1893 

to  789 

24615 

9054 

4091 

7  389 

42  793 

185)4 

"  »35 

25  53° 

9703 

4018 

7  545 

44  210 

185)5 

10510 

24  401 

9263 

3  551 

7  262 

42  173 

1896 

10888 

24  679 

9  260 

3  790 

7  459 

43026 

1897 

ii  013 

25  281 

9  356 

3882 

7  740 

44034 

Zusammen 

«73  470 

385  °59 

142930 

64189 

.06653 

665  18a 

Für  1898  sind  nach  Tabelle  1  und  2a  weiter  hier  nachgewiesen  für  das  Deutsche 
Reich  »nd  die  in  Betracht  gezogeneu  europäischen  Staatsgebiete  (ohne  Krankreich  und  Spanien) 
26630  Selbstmorde,  sodann  nach  Tabelle  2  a  und  b  an  unvollständigen  Angaben  für  die  ge- 
samte Beobachtnngsperiode  bis  185)2  incl.  für  Liechtenstein  und  Monaco  und  für  vier  weitere 
europäische  Länder  29  509,  endlich  für  1899  an  vereinzelten  Angaben  noch  12  409  Selbstmorde. 
Die  vorstehend  verzeichneten  Selbstmorde  in  Europa  uud  Japan  belaufen  sich  hiernach  auf 
738  730.  Dazu  kommeu  ausweislich  der  bei  der  Korrektur  dieses  Aufsatzes  mir  zukommenden 
Veröffentlichung  des  Kaiserl.  Statistischen  Amts  (Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs  1901,  I.  Heft'»  weiter  10761  im  Jahre  1899  ermittelte  Selbstmorde  im  Deutschen  Reich1), 
so  dass  der  Gesamtbetrag  der  hier  nachgewiesenen  Selbstmorde  sich  auf  744491  erhöht. 

Hätte  Quetelet  diese  Massenzahlen  Ober  ernster  körperlicher  und  seelischer  Prozesse 
Selbstmoni  vor  sich  gehabt,  so  hätte  er  sind,  auf  welche  die  flüchtigeren  Verände- 
sicherlieh  auf  das  »Budget«,  des  Selbst-  rangen  in  den  äusseren  DrackvcrhOltnisseu 
mordes  hingewiesen.  Wir  wissen  heute,  geringeren  Einfluss  äussern, 
dass  die  Budgettheorie  nicht  lialtbar  ist. ;  Hervorgehoben  sei  schliesslich  noch,  dass 
Wohl  aber  gewinnen  wir  aus  der  That-  auf  den  zidetzt  in  Betracht  gezogenen  Be- 
sache,  dass  so  auffallende  Regelmässig- ,  obachtimgsgebieten  in  der  neueren  Zeit  ins- 
keiten  selbst  bei  kleineren  Beobachtungsge-  1  besondere  im  Laufe  des  neunten  Jahrzehnts 
bieten '-')  hervortreten .  die  Ueberzeugung,  des  vorigen  Jahrhunderts  von  der  vielfach 
dass  es  sich  bei  den  in  Frage  stehenden  behaupteten  allgemeinen  starken  Zunahme 
sozialen  Erscheinungen  um  Vorgänge  han-  des  Selbstmordes  —  selbst  wenn  man  sich 
delt,   welche  das    Produkt  schwerer  und  nur  an  die  absoluten  Zahlen  hält  und  die 

1  Davon  treffen  auf:  Preussen  6359,  Bayern  785,  Sachsen  1221,  Württemberg  346,  Baden 
351.  Hessen  222,  Mecklenburg -Schwerin  116,  Sachsen -Weimar  103.  Meeklenburg-Strelitz  29, 
Oldenburg  114,  Brannschweig  122.  Snchsen-Mciniiigen  67,  Sachseii-Altenbnrg  74,  Sachsen-Cohurg- 
(lotha  84.  Anhalt  95.  Schwarzbnrg-Sondershanseu  18.  Schwarzburg-Rndolstadt  23.  Waldeck  9, 
Renss  ii.  L.  17.  Reuss  j.  L.  49.  Schanmburg-Lippe  6,  Lippe  17.  Lübeck  27,  Bremen  60.  Hamburg 
225.  Elsass-Lothringei»  222. 

!i  In  interessanter  Weise  hat  L.  v.  Bortkiewicz  die  Selhstmordzahlcn  der  kleinen 
deutschen  Staaten  in  seiner  Schrift:  „Das  Gesetz  der  kleinen  Zahlen"  Leipzig  1898  verwertet. 

Handwörterbach  der  SUsUwlsaenschaften.  Zweite  Aufläse.  VI.  45 
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Bevölkerungszalüen  unberncksichtigt  lässt  — 
wenig  zu  bemerken  ist.  Das  neunte  Jahr- 
zehnt des  vorigen  Jahrhunderts  zeigt  keine 
auffällige  Zunahme  der  Selbstmorde ;  die 
ersten  Jahre  des  letzten  Jahrzehnts  schienen 
nach  der  a.  a.  0.  8.  691  gegebenen  Zer- 
gliederung der  Zahlen  den  Beginn  einer 
neueren  stärkeren  Steigerung  anzudeuteu, 
im  weiteren  Verlauf  des  letzten  Jahr- 
zehnts ist  jedoch  solche  als  allgemeine 
Erscheinung  nicht  nachweisbar.  Es  ergiebt 
sieh  vielmehr  bei  Gegenüberstellung  der 
Massenzahlen  von  1891—1897  gegen  jene 
von  1881 — 1893,  dass  zwar  in  einer  grösse- 
ren Zahl  von  Ländern  die  Selbstmordzahlen 
in  dauernder,  vielfach  durch  Schwankungs- 
erscheinungen unterbrochener,  Zunahme  sind, 
dass  aber  eine  solche  Zunahme  als  allge- 
mein charakteristische  Erscheinung  nament- 
lich bei  Berücksichtigung  der  Verände- 
rungen in  der  Grösse  des  Bevölkerungs- 
standes  zumal  für  die  jüngsten  Jalire  nicht 
nachgewiesen  werden  kann.  Näher  wird 
auf  diese  Frage  zweckmässig  unten  bei  der 
Betrachtung  der  Ereignishäufigkeit  des 
Selbstmordes  eingegangen. 

8.  Die  sachliche  Differenzierung  der 
SelbstmordmasHe.  Objektive  Differen- 
zierung. Die  Komprimierung  der  in  stän- 
digem Fluss  befindlichen  Bewegungsmassen 
zu  zeitlich  streng  begrenzten  Gesamtheiten 
verfolgt  u.  a.  den  Zweck,  diese  Massen  bc-[ 
züglich  der  Klarlegung  ihres  inneren  Ge- 
füges  den  in  Ruhe  befindlichen  Bestands- 
massen gleich  zu  stellen.  Nur  dadurch 
wird  die  Morphologie  auch  dieser  sozialen 
Massen  möglich. 

Dabei  ist,  soweit  es  speciell  um  die 
Selbstmorde  sich  handelt,  die  objektive 
Differenzierung  der  Thathand- 
lungen  als  solcher  und  die  subjek- 
tive Differenzierung  der  Thäter  zu  j 
unterscheiden. 

Bei  der  objektiven  Differenzierung  dor 
Selbstmorde  kommcu  drei  Untorgliede- 
rungen  in  Betracht : 

1.  Dio  abstrakt  räumliche  Diffe- 
renz i  e  r  u  n  g ,  d.  h.  die  Zusammensetzung 
der  Selbstmorde  nach  Massgabe  ihres  Vor- 
kommens nicht  in  geographisch  geschlosse- 
neu Raumabschnitten,  sondern  in  ander- 
weitig bestimmten  Raumahgrenzungen,  z.  B. 
nach  Tera]>eruturverhältnisseu  und  Höhen- 
lage, nach  Gruppen  der  Agglomeration  der 
Bevölkerung  (der  Selbstmord  in  Stadt  und 
Land  !).  Diese  räumliche  Differenzierung  ist, 
soweit  die  absoluten  Zahlen  in  Betracht 
kommen,  wegen  der  ausserordentlichen  Ver- 
schiedenheit der  einschlägigen  Raiimgruppcn 
für  sich  nicht  befriedigend  ;  dagegen  ist  diese 
Grup|>enbildung  sehr  bedeutungsvoll  als 
Grundlage  von  Kreignisberechnungen.  Solche 


kommen  unten  bei  Erwähnung  der  Selbst- 
mordhäufigkeit   in    Stand   und  I*and  zur 

Sprache. 

2.  Die  abstrakt  zeitliche  Diffe- 
renzierung, d.  h.  der  Nachweis  der 
jahreszeitlichen  Verteilung  der  Selbstmorde. 
Diese  ist  wegen  der  Notorietät  und  an- 
nähernden Gleichartigkeit  der  Gruppenbildung 
(nach  Jahreszeiten  oder  Kaleiidernionateu) 
auch  für  sich  in  Gestalt  der  absoluten 
Zahlen  von  Interesse. 

3.  Die  Dif  f  eren  zierung  der  Sei  b  st  - 
morde  nach  den  besonderen  Moda- 
litäten ihrer  VerÜbung,  ge- 
wissermassen  nach  Massgabe  der  Technik 
derselben. 

Die  jahreszeitliche  Verteilung 
der  Selbstmorde  deutet  darauf  hin, 
dass  ein  nicht  unbedeutender  Bruchteil  der- 
selben direkt  unter  dem  Ein  fluss  klimatischer 
Verhältnisse  steht  Insbesondere  tritt  der 
Ein  fluss  nicht  sowohl  der  Hitze  an  sich  als 
namentlich  des  Eintritts  höherer  Wärme- 
grade hervor.  Ein  abschliessendes  Urteil 
wird  erst  abgegeben  werden  können,  wenn 
allenthalben  der  jahreszeitliche  Verlauf  der 
Selbstmorde  in  dem  wünschenswerten  geo- 
graplüschen  Detail  nachgewiesen  ist.  K. 
Becker  hat  in  seinem  Aufsatz  über  »Die 
Jahresschwankungen  in  der  Häufigkeit  ver- 
schiedener Erscheinungen*  (Allg.  Statist. 
Archiv,  II.  Jahrg..  1.  Halbb..  S.  4ö,  Tübingen 
1892)  für  87439  in  den  Jahren  1872/85  in 
Preussen,  Sachsen,  Württemberg,  Baden  und 
Hamburg  beobachtete  Selbstmorde  folgendes 
ermittelt.  Gegenüber  dem  angenommenen 
allgemeinen  Monatsmittel  100  weist  der 
Dezember  mit  70  das  Minimum  auf:  e* 
folgen  dann  der  Reihe  nach  die  einzelnen 
Monate,  vom  Januar  angefangen,  mit  78,  85, 
90,  119,  122  bis  zum  Maximum  von  120  im 
Juni,  ferner  vom  Juli  ab  mit  121,  108,  99, 
92,  80  bis  zum  genannten  Minimum  von  70 
im  Dezember.  Eine  Teilung  der  Gesamt- 
periode in  3  Unterperioden  ergab  eine  sehr 
gleichmäßige  Wiederkehr  der  Jahreskurve 
der  Selbstmorde. 

Für  Prenstten  ergiebt  eine  Gegenüber- 
stellung der  Verteilung  von  118  338  im  Viertel- 
jahrhundert 186y  93  nachgewiesenen  Selbst- 
morden mit  einem  einzelnen  neuesten  Jahres- 
ergebnis 11898)  folgendes  (b.  die  erste  Tabelle 
auf  folgender  Seite ,i: 

Hiernach  zeigt  anch  da«  Ergebnis  de«  ein- 
zelnen zur  Vergleichnng  herangezogenen 
jüugsten  Beobachtungsjahres  einen  sehr  regel- 
mässigen Verlauf  der  jahreszeitlichen  Kurve 
der  .Selbstmorde.  Einzelne  kleinere  Abwei- 
chungen von  dem  Mittel  einer  iKugeren  .Jahres- 
reibe legen  die  nähere  Nachforschung  darüber 
nahe,  ob  nicht  «'in  Zusammenhang  dieser  Ab- 
weichungen mit  Besonderheiten  uer  meteoro- 
logischen Erscheinungen  des  einzelnen  Jahre» 
wahrscheinlich  ist.    Eine  gründliche  Spetial- 
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M  - 

•e«  s 

ff 

Hiernach  durch- 

sc 

X 
*"  ss 
4)  X 

schnittlicher 

Tagesbetrag 

Monate 

3r 

je<len  Monats 

«  5 

§> 

1 

1869/93  1898 

|£l 

Ä 

55 

nur 

,,s 

«3,9 

Februar 

408 

10.6 

«4,4 

Marz 

568 

12.4 

«8,3 

460 

589 

'5,3 

19,6 
19,6 

49» 

608 

16,. 

Juni 

490 

66  q 

16,3 

22,2 

484 

589 

15,6 

19,0 

Ausrast 

432 

605 

•3,9 

19,6 

September 

390 

499 

13-° 

16,6 

Oktober 

38l 

465 

«2,3 

«5,o 

November 

332 

45" 

io,7 

ISO 

Dezember 

292 

427 

9,4 

«3,8 

arbeit  solcher  Art  erscheint  um  so  mehr  veran- 
lasst, als  neuerlich  der  Soziologe  Dürkheim, 
von  der  aprioristisclien  Auffassung  ansehend, 
das*  der  Selbstmord  nur  durch  soziale  Momente 
bedingt  werde,  jeglichen  Einfluss  meteorolo- 
gischer Momente  leugnet  und  —  in  schwer 
glaublicher  Weise  —  die  höheren  Selbstmord- 
1  zahlen  des  Frühlings  uud  Sommers  von  der 
grösseren  Tageslange  und  der  nach  seiner  An- 
sicht daraus  sich  ergebenden  grösseren  sozialen 
Reibung  ableiten  will. 

Die  grosse  Gleichartigkeit  des  jahreszeit- 
lichen Verlaufs  der  Selbstmorde  in  den  ver- 
schiedensten Ländern  ist  schliesslich  ans  nach- 
stehenden Zahlen  ersichtlich,  welche  Bodios  Zu- 
sammenstellungen für  ein  Jahrfünft  (Ende  der 
80er  und  Anfang  der  90er  Jahre)  entnommen 
sind: 


Von  je  1200  Selbstmorden 
Monat  i 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 


treffen  auf  die  durchweg  auf  31  Tage  reduzierten  einzelnen  Monate  in 
•  ß       es  s 

hn  feC  «J  1  <r*  'S 


84 

83 

99 

«'5 
122 
128 
121 

«o3 

95 
92 

85 
73 


i 

72 

84 

97 
,  ««8 
126 

'25 
119 
106 
101 
96 
83 
73 


et 


73 
80 
104 
««S 

13 

126 
109 

97 
96 

78 

59 


78 
89 
95 
«17 
'23 
116 
119 
108 

99 
92 
103 
61 


7« 
107 

85 
121 
120 
130 
104 
104 
100 
102 

84 

72 


E 

y. 
77 

Ol 

91 
109 

«3« 

108 
106 
132 
82 
80 
76 


4) 

21 


70 
74 
92 
124 

'3' 
«34 
120 
117 

85 
101 

77 
75 


1 03 

87 
98 
109 
124 
109 
108 

»03 
««3 
86 

79 
81 


ä 
81 
58 
86 

123 
146 
127 
140 
119 
97 
85 

I5 
63 


s. 

* 


"- 


■J. 

272 

36S 


74 

76 

94 
"5 
129 
117 

12% 

123  |336 
106  I 

83  | 
79  224 
79  I 


I 


Die  Technik  des  Selbstmordes 

—  wenn  dieser  Ausdruck  gestattet  wird  — 
findet  in  der  neuzeitlichen  Selbstmordstatistik 
zunehmende  Beachtung. 

Seit  längerer  Zeit  geschieht  solches  schon 
in  Preussen  und  zwar  erstens  mittelst  Sonder- 
nachweises der  Fälle  gemeinsamen  Selbst  - 
mordes (50  nnter  6381  Fällen  im  Jahre  1898) 
und  der  mit  gleichzeitiger  Tötung 
anderer  Personen  verbundenen  Fälle  [v 
im  Jahre  1898);  zweitens  durch  sorgsame  sta- 
tistische Gliederung  des  Thatortcs  im  engsten 
Sinne  (von  6361  Selbstmorden  im  Jahre  1898 
waren  verübt  A.  im  Freien,  und  zwar  zu  Lande 
1750,  darunter  beispielsweise  im  Walde  470,  zu 
Wasser  1204,  darunter  z.  B.  in  Strömen, 
Flüssen  und  Bächen  643  —  B.  in  umschlossenen 
Räumen,  und  zwar  in  Privatgebänden  30Hn, 
darunter  1001  in  nicht  bewohnten  Räumen,  in 
öffentlichen  Gebäuden  bezw.  Anstalten  361,  da- 
runter 133  in  solchen  für  Strafe  und  Besserung 

—  C.  auf  Fahrzeugen  11);  drittens  durch  den 
Nachweis  der  Art  des  Selbstmordes. 

Die  Kegelmässigkeit  in  der  Wahl  der 
Selbstmonimittel  gehört  zu  den  bestl>egrfln- 
deten  Zustandsgesetzmässigkeiten  der  Selbst- 


mordstatistik. Es  sei  gestattet,  als  Beispiel 
die  nunmehr  auf  eiu  Vierteljahrhundert  sich 
erstreckenden  preussischen  Feststellungen 
—  und  zwar  hier  unter  Einschränkung  auf 
die  häufigsten  Arteu  der  Selbsttötung  vor- 
zuführen. 

Sehr  ins  einzelne  gehend  sind  in  den 
Jahresberichten  des  Registrar- General  für 
England  und  Wales  die  Angaben  über  die 
verschiedenen  zur  Anwendung  gebrachten  Ver- 
giftungsmittel. Der  Weg  des  Giftes  wird  übrigens 
in  England  und  Wales  viel  häufiger  als  in 
Preussen  gewählt,  z.  B.  im  Jahre  1898  von  13,2 
der  männlichen  und  29,3  Prozent  der  weiblichen 
Selbstmörder.  Auch  hier  zeigt  sich  also  bei 
grosser  zeitlicher  Konstanz  im  einzelnen  Land 
eine  erhebliche  Verschiedenartigkeit  der  Länder 
selbst.  Bei  längeren  Jahresreihen  lassen  sich 
auch  Symptome  gewisser  langsam  durchdringen- 
der zeitlicher  Entwickelungstcndeuzen  autlin- 
den, so  z.  B.  in  Prenssen  Anzeichen  einer  kleinen 
Abwendung  vom  Erhängen  und  einer  stärkeren 
Zuwendung  namentlich  bei  den  Frauen  zum 
Erschiessen. 

In  Japan  stehen  wie  in  Enropa  die 
Gliederungszahlen   des   Erhängens   an  erster 
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Von  je  100  Selbstmördern  töteten  sich  durch 
■  Erhangen, Ertränken]  Erschiessen  Vergiften 
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1884  65,0 
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41 ,2 
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1,4 

2,6 

9,7 

188665,2 

47,1 

•3.4 

36,8 
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1.6 

2,8 

8,0 

1887  65,1 

46.4 

'3,9 

37,4 

'3,2 

1,2 

2,6 

7,4 

1888  64.6 

46,5 

'3,5 

35,4 

•  3,4 

1,4 

2,3 

8,3 

1889  63^ 

44.2 

12,5 

37-6 

•5,9 

1,4 

2,7 

9,4 

1890  6 1,0 

44-2 

14,6 

38,9 

15,8 

2,1 

2,9 

7,8 

1891  6o,8 

42,9 

14,8 

38,6 

15,9 

1,4 

2,3 

8,8 

1892  62,9 

44,4 

'2,5 

37-5 

16,6 

2,4 

2,6 

9,i 

1893  64,4 

44 

»3,o 

37,3 

'5-2 

1,6 

2,5 

10,9 

1894  63,9 

42,6 

13,6 

40,2 

14,1 

1,9 

2,5 

7,4 

1895  63,4 

44,6 

12,1 

34,o 

16,0 

2,8 

3,' 

9,2 

1*96  63.3 

44,6 

12,7 

36,2 

16,0 

2,3 

2,5 

8,4 

1897 

62,2 

44,2 

14,0 

37,8 

15,8 

2,0 

2,8 

7,5 

1898 

61.3 

44,5 

14,0 

38,2 

16,2 

2,5 

3,2 

7,1 

Weiberbeteiligung  am  Selbstmord  ab.  Sollte 
in  der  verhältnismässig  stärkeren  Weiber- 
beteiligung in  England  ein  Symptom  der- 
selben Strebutigen  liegen,  welche  im  übrigen 
auf  dem  Wege  der  Emancipation  des  Weibes 
dessen  soziale  Annäherung  an  den  Manu 
vermitteln  und  die  vielleicht  auch  darin  zum 
Ausdruck  gelangen,  dass  der  Zugang  der 
Zalüen  des  letzten  Jahrfünfts  die  Weiber- 
bcteiligung  zwar  in  geringfügigem  Betrag, 
aber  doch  fast  allenthall>en  gegenüber  dem 
Befund  für  1881/93  gesteigert  hat? 

Die  von  den  europäischen  Verhältnissen 
(abgesehen  von  den  bosnischen  imd  serbi- 
schen Zahlen)  in  ausgesprochenster  Weise 
abweichende  Höhe  japanischer  Weiberbe- 
teiligung spiegelt  die  dortigen  trotz  aller 
Annäherung  an  den  Westen  doch  wesent- 
lich anders  gearteten  Kiüturverliältnissc. 

Tritt  man  näher  in  das  geographische 
Detail  der  Beteiligung  beider  Geschlechter 
am  Selbstmord  ein,  so  stösst  man  auf  viele 
beachtenswerte  Verschiedenheiten.  Ich  muss 
mir  jedoch  in  der  geographischen  Auseinan- 
derhaltung  —  zu  meinem  Bedauern  — - 
grösste  Beschränkung  auferlegen. 

Was  zunächst  die  Verteilung  der  in  den 
grösseren  deutschen  Staaten  und  üi 
Hamburg  von  1881  bis  1899  nachgewieseneu 
Selbstmorde  nach  dem  Geschlecht  anlangt,  so 
ergiebt  sich  folgendes: 


Stelle,  beispielsweise  für  1892  93  mit  64,2 
Prozent  bei  den  Männern  und  44,9  Prozent  bei 
den  Weibern.  Das  Ertränken  ist  mit  21,6 
bezw.  46,7  Prozent  vertreten.  Feuerwaffen  und 
Gift  zeigen  nur  geringe  Beträge  2,1  bezw. 
0,3  und  1,4  bezw.  1,0  Prozent.  Dagegen  sind 
als  charakteristisch  für  den  feruen  Osten  anzu- 
führen die  mit  5,3  bezw.  4,1  Prozent  vertretenen 
Selbstmorde  mittelst  schneidender  Instrumente. 

9.  Die  sachliche  Differenzierung  der 
Selbstmordniasse.  Subjektive  Differen- 
zierung der  Selbstmörder.  Die  Betei- 
ligung der  beiden  Geschlechter.  Das 
Gesamtergebnis  der  Unterscheidung  der 
Selbstmörder  nach  dem  Geschlecht  slellt 
sich,  wenn  alle  mir  seit  1881  zugänglichen 
Daten  in  Betracht  gezogen  werden,  folgender- 
maßen : 


Auf  100  männl. 

inünnl. 

weibl.  treffen  weibl. 

Selbstmörder 

Deutsches  Reich 

'54  137 

39  720 

25,8 

Frankreich  .  . 

112  324 

30  606 

27,3 

Oesterreich 

53  57o 

14687 

27,4 

Kngland  .    .  . 

36614 

12  552 

34,3 

Italien  .... 

25  063 

6  069 

24,2 

Kussland  .    .  . 

40971 

12  835 

31.3 

Sonstige  europä- 

ische Läuder 

55  252 

14631 

26.5 

Zusammen 

477  93' 

131  100 

27,4 

J.ipan  .... 

3S  555 

22  737 

59,o 

Staaten 


Anf  100  männliche 
treffen  weibliche 
Selbstmörder 

1881 90  1891  Ü4|  189598!  1899 


Preussen  .  . 
Bayern  .  . 
Sachsen  .  . 
Württemberg 
Baden .  .  . 
Hessen  .  . 
Hamburg 
Elsass-Lothr. 


Deutsches  Reich 


25.2 
23,7 
26,9 
19,6 
19,7 
30,3 
33,o 
20,4 


25.2 
26,3 
27,4 

22,4 
21,1 
26,0 

27,8 
'7,2 


26,5 

26.9 

27,0 

31-7 

30,5 

27,2 

21,1 

23,' 

18,7 

2',5 

24,2 

37.9 
26,4 

27,1 

21,4 

.8,1 

25,3   !   25,4       26,5    |  27,2 


Am  stärksten  vom  europäischen  Gesamt- 
dnrehschnitt  weicht  die  erhöhte  englische 


Befriedigenden  Einblick  in  die  geographische 
Gestaltung  der  Männer-  und  Weiberbeteiligung 
am  Selbstmord  wird  man  erst  haben,  weuu 
dieses  Verhältnis  für  die  kleinen  Verwaltungs- 
bezirke der  einzelnen  Staaten  festgestellt  und 
dadurch  die  Herstellung  einer  brauchbaren 
statistischen  Karte  ermöglicht  ist.  Das  Material 
fUr  eine  solche  Arbeit  liegt  beispielsweise,  so- 
weit, l'reussen  in  Betracht  kommt,  für  eine 
läugere  Jahresreibe  in  der  jährlich  zur  Ver- 
öffentlichung gelangenden  Tabelle  Uber  die 
Sterblichkeit  nach  Todesursachen  und  Alters- 
klassen der  Gestorbenen  vor.  Die  Nutzbar- 
machung solchen  Materials  Ubersteigt  aber  die 
Kräfte  des  Privatstatistikers ;  hier  muss  die 
amtliche  Statistik  hilfeleistend  eingreifen  Die 
;  vom  Kaiserlichen  Gesnndheitsamte  vom  Jahre 
!  1H92  ab  veröffentlichten  Nachweise  Uber  die 
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Todesursachen  —  darunter  „Selbstmord"  —  nach 
kleineren  Verwaltungsbezirken  enthalten  leider 
die  Unterscheidung  nach  dem  Geschlechte 
nicht. 

In  zeitlicher  Beziehung  zeigen  die  drei 
Perioden  1881,90  und  1891 94  und  189598  nur 
geringe  Unterschiede  der  Weiberbeteiligung 
am  Selbstmord  in  Deutschland;  doch  ist  zu- 
mal bei  Mitberückaichtigung  von  1899  ein  zu- 
erst langsames,  später  aber  beschleunigteres 
Steigen  der  Weiberbeteiligung  bemerkbar. 

Die  Weiberbeteiligung  am  Selbstmord  zeigt 
in  verschiedenen  europäischen  Län- 
dern in  den  vier  Perioden  1H81/B6,  1886  90, 
1891/H3  und  189598  folgende  Entwickelung : 

Auf  100  männliche  treffen 
weibliche  Selbstmörder 

1881  85  1886/90  1891/93  189498 

«)  Ständige 
Zunahme  der 
Weiberbetei- 
lignng 

Kussland    .  .  28,9     30,2  31.9  33-8 

b)  Zunahme 
der  Weiber- 
beteiligung 
mit  Schwau- 
knngen 

Deutsch.  Reich  24,5     26.0  25,0  26,5 

Oesterreich .  .  26,0     27,3  29,6  27,5 
England  und 

Wales.  .  33,4     33,6  34,2  33,7 

Irland    .   .  33,6     37,2  31,2  34,1 

Frankreich  .  .26,1     27,4  26,8  28,8 

Schweiz  .   .  .  17,2     20,1  18,1  19,2 

lielgien  .    .  .19.0     19,8  17,7  22,2 

Finland  .    .  .21,4     26,0  18,4  27,7 

Italien   .   .  .  23,6     23,6  22,6  25,5 

Schwefleu   .  .  28.9     28,6  38,7  49,0 

c)  Abnahme 
der  Weiber- 
beteiligung 
mit  Schwan- 
kungen 

Norwegen  .  .  27,5     27,0  28,4  26,2 

Serbien  .    .  .  54,9     5», 7  46,0  49,1 

Dänemark  .  .  28,7     26,3  28,3  28,0 
■1)  Ständige 
Abnahme 
der  Weiber- 
beteiligung 

Schottland  .  .  47,2     40,4  39,3  37.2 


Hiernach  Oberwiegt  eine ,  wenn  auch 
mässige  und  in  der  Hauptsache  unter  Schwan- 
kungen sich  vollziehende  Zunahme  der  Weiber- 
heteiligung.  Auffällig  und  eingehender  Unter- 
suchung bedürftig  ist  die  neuzeitliche  rapide 
Zunahme  der  Weiberbeteiligung  in  Schweden. 
Eine  weitere  zeitliche  Rück  Verfolgung  der  Ge- 
staltung der  Weiberbeteilignng  nnter  gleich- 
zeitiger geographischer  Verfeinerung  dieser 
Studien  wurde  voraussichtlich  zu  interessanten 
Ergebnissen  führen. 

10.  Die  sachliche  Differenzierung 
der  Selbstmordinasse.  Weitere  sub- 
jektive Differenzierung  der  Selbst- 
mörder. Alter  iler  Selbstmörder. 
Die    Ermittelung     der  Altersverhältuisse 


der  Selbstmörder  ist  für  die  Erkenntnis  der 
Morphologie  der  Selbstmonimasse  von  be- 
sonderer Wichtigkeit,  weil  —  wie  später 
dargelegt  werden  soll  —  die  Verwirk- 
lichung der  selbstmörderischen  Absichten  in 
entschiedenem  Zusammenhange  mit  der 
Altersstufe  steht,  auf  welcher  jene  Ab- 
sichten sich  regen.  Zur  vollen  Klarheit 
kann  dies  aber  durch  Darlegung  der  blossen 
Zustandsverhältnissc  der  Selbstmordmasse 
nicht  gebracht  werden :  es  ist  hierzu  viel- 
mehr die  Erweiterung  der  Forschung  auf 
das  Gebiet  der  Ereignisverhältnisse  (siehe 
nuten  sub  B)  nötig.  Streng  genommen 
gilt  dies  auch  von  dem  Geseldechtsverhält- 
nissc,  da  die  effektive  Beteiligung  beider 
Geschlechter  nicht  nur  von  dem  Masse  ihrer 
Widerstandskraft  gegen  Selbstmoniregungen, 
sondern  auch  von  der  Stäike  ihrer  Ver- 
tretung in  einer  gegebenen  Volksmasse  be- 
dingt ist.  Da  aber  im  grossen  und  ganzen 
die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  nach 
dem  Geschlecht  viel  geringere  LTnterscIüede 
zeigt  als  ihr  Aufbau  aus  den  einzelnen  Al- 
tersklassen, so  behält  auch  die  Betrachtung 
der  Männer-  und  Weiberboteiligung  an  sich 
—  ohne  Rücksicht  auf  die  Vertretung  beider 
Geschlechter  in  der  Gesamtbevölkorung 
ein  selbständiges  Interesse. 

Auch  der  Aufbau  der  Selbstmonlinasse 
nach  dem  Alter  ist  an  sich  nicht  ohne  In- 
1  toresse.    Hier  aber  muss  schon  mit  Rfiek- 
'  sieht  auf  den  bescliränkten  Raum  die  Unter- 
suchung über  die  Bedeutung  der  Alters- 
statistik der  Selbstmörder  in  der  Haupt- 
sache auf  den  folgenden  Abschnitt  (Ereig- 
!  nisverhältnisse)  beschränkt  werden.    Nur  in 
aller  Kürze  sei  folgendes  bemerkt: 

Es  ist  klar,  das»  die  jüngsten  Alters- 
klassen selbstmonlunfähig  sind  und  dass  in 
den  darauf  folgenden  Altersklassen  zunächst 
nur  wenige  Selbstmorde  zu  verzeichnen  sein 
wenlen.  Der  Altersaufbau  der  Selbstmord- 
masse m  1  iss  also  auf  schmälster  Basis  er- 
folgen. Ebenso  klar  ist  schliesslich,  dass 
die  höchsten  in  der  Gesamtzahl  ihrer  Ver- 
treter nur  sjiärlich  vertretenen  Altersklassen 
nur  ciue  kleine  Zald  von  Selbst  morden 
stellen  können.  Der  schmalen  Basis  muss 
eine  spitz  zulaufende  Krönuug  des  Selhst- 
monlaufbaus  nach  dem  Alter  entsprechen. 
Was  nun  die  Ausfüllung  des  Rahmens 
zwischen  Basis  und  Spitze  anlangt,  so  zeigt 
schon  der  Blick  auf  ein  einzelnes  Jahres- 
ergebnis beispielsweise  der  preussischen 
Statistik,  dass  nicht  etwa  vom  Alter  voller 
Selbstmordfähigkeit  an  sich  eine  dem  allge- 
meinen Bevölkorungsaufba«  entsprechende 
Abminderung  der  Selbstmorde  nach  Alters- 
klassen einstellt,  sondern  im  Gegenteil  eine 
ziemlich  lange  dauerndo  Anschwellung,  die 
erst  in  höheren  Altersklassen  eine  Abnahme 
(der  absoluten  Zahlen)  Platz  macht. 
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So  zeigt  z.  B.  die  neueste  preussische 
Selbstmordstatistik  für  1W08  folgendes  Er- 
uehnis : 

. .  Zahl  der  Selbstmörder 

Alter  mänul.    weibl.  zus. 

Von  unter  his  10  Jahren      3  3 
„    Uber  10— IT»      „        53  14  67 

„    15-20      „       2S3  145  428 


20  25 
25- -Ä) 
HO— 40 
40-50 
50— K0 
tiO— 70 


„    70  80 
r    SO  Jahren 
unbekannten  Alters 


454 
327 
847 
1004 
q6o 
662 

323 
7o 
72 


Zusammen  ^oä8 


162  616 

108  435 

217  1 064 

19K  1202 

192  II« 

159  821 

S2  405 

22  02 

 4  76 

I303  6361 


Kin  solcher  Aufbau  '1er  Solbstmonlmasse 
uai-b  dem  Alter  ist  •  so  viel  wird  im  all- 
gemeinen schon  aus  den  abfluten  Zahlen 
ersichtlich  —  nur  möglich,  wenn  die  Selbst- 
mordhäufigkeit mit  zunehmendem  Alter 
steigt  Wie  dies  sieh  thatsäehlich  ge- 
staltet, lehrt  die  Ermittelung  der  Ereig- 
nis-Gesetzmässigkciten .  welche  für  den 
Selbstmord  nach  seiner  Altcrsahstufung  sich 
enreU'ii. 

Körperliche  Verhältnisse.  Eine 
Differenzierung  der  Selbstmörder  naeli  so- 
llt a  t  o  1  o  g  i  s  e  Ii  e  n  Vor  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  u  vor- 
spricht manchen  interessanten  Aufsehluss. 
Bisher  fehlt  es  alter  an  solchen  direkten 
Nachweisen  für  di»'  Selbstmordmasse  als 
solche.  Indirekt,  d.  h.  durch  Vergloichung 
der  Selbstmordhäufigkeit  mit  den  Durch- 
sehnittsgrössenverhältnissen  der  Bevölke- 
rung hat  Morselli  für  Italien  gezeigt  dass 
die  Gruppe  mit  den  gressten  Staturen  und 
den  wenigsten  Zurückstellungen  l>ei  den 
militärischen  Aushebungen  die  höchste 
Selbst monlzil f er  hat  Insoweit  von  den 
Selbstmorden  polizeilich  bezw.  staatsanwalt- 
bchaftlic.li  Kenntnis  genommen  winl .  na- 
mentlich aber  dann,  wenn  die  obligatorische 
Sektion  der  Selbstmörder  eingeführt  wurde, 
könnte  die  Einschiebung  somatologisehor  Er- 
mittelungen keine  Schwierigkeiten  bieten. 
Damit  wfinle  der  wissenschaftlichen  For- 
schung wertvoller  Stoff  geliefert. 

Zugleich  wünle  hierdurch  eine  Verbin- 
dtuigsbrüoke  zu  einer  weiteren  wichtigen 
Differenzierung  der  Selbstmörder,  nämlich 
nach  der  Stammeszugehörigkeit,  ge- 
schlagen, welche  wahrscheinlich  von  der 
giössten  Bedeutung,  nur  noch  nicht  genügend 
statistisch  geklärt  ist 

Eine  bedeutungsvolle  Differenzierung 
«ler  Selbstmörder  ist  jene  nach  dem 
F a  m  i  1  i  e  11  s  t  a  n  d.  Bei  der  grossen  Be- 
deutung der  Altersverhältnisse  für  die  Ge- 
staltung des  Selbstmonitriebs  hat  aber  diese 
Differenzierung  nur  dann  Wert,  wenn  sie 
durchgreifend  mit  jener  nach  dem  Alter 


14 

480 

3° 
;2S 


70 
2013 

93 
3109 


kombiniert  wird.  Ijeider  ist  dies  nicht  ein- 
mal l>oi  der  im  übrigen  am  sorgsamsten 
ausgestalteten  preussiseheu  Solbstmonlstatis- 
tik  der  Fall,  bei  welcher  diese  Kombination 
vermutlich  aus  unbegründeter  Tabellenfurcht 
weggeblieben  ist.  Aus  den  Gesamtzahlen 
muss  sich  nach  der  Altersen  t  Wicke- 
lung des  Selbstmonitriebs  eine  anscheinend 
starke  Belastung  der  Verheirateton  und 
namentlich  der  Verwitweten  herausstellen. 
Als  Beispiel  mögen  die  preussiseheu  Zahlen 
für  lN'.is  dienen,  welche  zugleich  die  ein- 
schlägige Ausbeutungstechnik  im  einzelnen 
ersehen  lassen. 

Zahl  der  Selbstmörder 
mannt  weibl. 

ganzen 

Personen  von  unter  bis 

15  Jahren    ....  56 
Ledige  v.  über  15  Jahren  1 533 
davon  mit  bedürftigen 
Anverwandten  .    .  63 
Verheiratete  überhaupt  2581 
davon  mit  unversorg- 
ten Kindern  .    .    .  1420        260  1680 
Verwitwete  überhaupt  .    699        264  963 
davon  mit  unversorg- 
ten Kindern  ...    136         33  iOy 
Geschiedene  überhaupt     40  10  50 
davon  mit  unversorg- 
ten Kindern  ...     14  2  16 
Unbekannten  Familien- 
standes                       149           7  156 

Die  bisher  fehlende  sorgsame  Kombination 
von  Alter  und  Civilstand  ist  die  Ursache,  wa- 
rum über  den  Einfluss  der  Ehe  und  der  Ehe- 
lösung auf  den  Selbstraordtrieb  bisher  nur 
unsichere  und  sieh  widersprechende  Hypothesen 
vorliegen.  Die  Sache  ist  von  solcher  Bedeu- 
tung, dass  ich  eine  nachträgliche  Durcharbeitung 
der  preußischen  Selbstmordzählkarten  unter 
diesem  Gesichtspunkte  für  eine  möglichst  lange 
Reihe  Ton  Jahren  wiederholt  befürworten 
muss. 

Die  Differenzierung  nach  Beruf  und 
sozialer  Schichtung  drängt  sich,  wie 
allentlialben  in  der  Statistik,  so  insbesondere1 
auch  in  «ler  Selbstntonlstatistik  in  der  neu- 
eren Zeit  als  hervorragend  bedeutsam  in  den 
Vonlergrund.  Reichhaltiges  Material  spei- 
chert fortlaufend  die  preussische  Statistik 
auf,  ohne  dass  bisher  eine  erschöpfende  Be- 
arbeitung dieses  Materials  stattgefunden 
härte.  Die  Ausgestaltung  einer  befriedigen- 
den Berufsstatistik  der  Selbstmörder  litt 
früher  selbst  in  Breussen,  wo  die  bezüglichen 
Angaben  für  die  Sell>stmörder  in  ausgiebiger 
Weise  ausgebeutet  werden,  an  der  Mangel- 
haftigkeit der  Uebereinstirninung  der  allge- 
meinen Berufsstatistik  der  Bevölkerung  mit 
der  SpeciaJberufsstatistik  der  Selbstmörder. 
Das  ist  nunmehr,  soweit  die  Hauptgliede- 
ruug  der  Berufe  in  Frage  kommt,  gebessert ; 
doch  felüt  in  der  Selbstmordstatistik 
Preussens  noch  die  Kombination  der  Be- 
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rufsarten  mit  der  Stellung  im  Beruf  und  den 
Altersklassen. 

Sowohl  alters-  als  beruf s  statistischen 
Charakter  haben  die  Sondernaeh weise  über 
die    Schüler-Selbstmorde,    wie  sie 
beispielsweise  bei  der  preussischeu  Unter- 
riehtsvorwaltung  gesammelt  werden.  Von 
1883— 1893  waren  jährlich  zwischen  40  und 
uS  solcher  Selbstmorde  nachgewiesen.  Für 
<lie  neueren  Jahre  ergel>en  sich  nach  gütiger  | 
Mitteilung  des  Königlich  preussischeu  Herrn  t 
Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 1 
Medizinalangelegenheiten   folgende  Zahlen: 


Jahre 

1894 
1895 
18% 
1897 

im 


mänulich 

54 

39 


weiblich 

i 


10 
11 
6 


50 
5° 
45 


Eine  wesentliche  Erweitcning  des  Ein- 
blicks in  den  Zusammenhang  des  Selbst- 
mords mit  ökonomischen  Verhält- 
nissen darf  vielleicht  von  einem  künftigen 
Ausliau  der  Einkommensteuerstatistik  und 
koirespoiuuerondeii  Ermittelungen  für  die 
Selbstmörder  erwartet  werden.  Was  bis 
jetzt  an  Nachweisen  über  die  individuellen 
Vermögensverhältnisse  der  Selbstmörder  sich 
gelegentlich  unter  den  Beweggründen 
der  Selbstmorde  findet,  giebt  wenig  mehr 
als  eine  allgemeine  Indikation  ül>er  den 
Selbstmord  fördernden  Einfluss  von  Vei- 
mögonsverlusten,  zerrütteten  Vermögensver- 
hältnissen, Nahrungsverfall,  Arbeits-  und 
Erwerbslosigkeit 

Die  preußische  Statistik  liefert  in  dieser 
Hinsicht  beispielsweise  für  1893  und  1898  fol- 
gende Zahlen : 


Beweggründe  der  Selbstmorde. 


Unbekannte  Beweggründe 


Bekannt«  Beweggründe 


Darunter :  Kummer: 

1.  Vermögensvcrluste,  zerrüttete  Vermögens 
Verhältnisse  

2.  Nuhrungsverfall,  Arbeit»-  und  Erwerbs 
losigkeit  \  1898 


Jahre 

männlich 

weiblich 

zusammen 

f  1893 

1069 

224 

1293 

\  1898 

i'35 

220 

1355 

(  1893 

4066 

low 

51 10 

\  1898 

3923 

1083 

5006 

/  1893 

149 

1 1 

160 

l  1898 

159 

1 1 

170 

I  1893 

399 

29 

42S 

\  1898 

242 

22 

264 

B.  Ereignisverhältnisse. 

11.  Di«  allgemeine  Selbst mordziff er. 

Bei  der  sozialwissenschaftlichen  Betrachtung 
des  Selbstmords  interessiert  nächst  der 
Kenntnis  der  morphologischen  Verhältnisse 
am  meisten  die  Ermittelung  der  Häufigkeit 
des  Vorfalls  in  einer  gegebenen  Volksmasse 
im  ganzen  und  in  gegebenen  (Truppen  dieser 
Volksmasse  im  besonderen.  Endziel  solcher 
Forschung  ist  die  Ermittelung  von  Ereignis- 
gesetzen als  den  statistisch  geklärten  Regel- 
mässigkeiten der  Beziehungen  zwischen  einer 
gegebnen  sozialen  Mas.se  und  der  in  der- 
selben innerhalb  äusserlich  fest  begrenzter 
Frist  eingetretenen  Ereignisse.  Bei  allen 
in  den  Rahmen  dieser  Aufgabe  fallenden 
Häufigkeit«-  oder  Frequenzermittelungen,  die 
sich  auf  fb'e  Feststellung  der  Häufigkeit 
eines  Vorgangs  in  der  Bevölkerung  be- 
ziehen, kann  die  objektive  Häufigkeit 
mittelst  Beziehung  der  Ereignisse  auf  die 
Gesamtbovölkerung  oder  die  s  u  b  i  e  k  t  i  ve 
Häufigkeit  durch  Beziehung  der  Ereignisse 
nur  auf  den  des  gegebenen  Ereignisses 
fähigen  Bruchteil  der  Bevölkerung  ermittelt 
werden.  Beide  Betrachtungsweisen  sind 
berechtigt.  Die  Ausserachtlassungder  zweiten 
ist  um  so  bedenklicher,  je  schärfer  sich  die 
eines  gegebenen  Ereignisses  Fähigen  von  den 
t  nfälügen  abheben.    Letzteres  ist  bei  den 


1  Selbstmorden  nicht  iu  ausgesprochener  Weise 
j  der  Fall.    Nur  die  jugendlichsten  Alters- 
klassen   sind    selbstinordunfähig;    wo  die 
j  Grenze  liegt,  weiss  man  noch  nicht  genau : 
I  erst    eine    sorgsamere   Ausgestaltung  der 
Statistik  der  Kinderselbstmorde  wird  uns 
darüber  belehren.  Dadurch  gewinnt  die  all- 
gemeine Selbstmordziffer,  d.  h.  die  einfache 
Vergleichung  der  Zahl  der  auf  ein  Jahr 
treffenden  Selbstmorde  mit  der  mittleren 
Bevölkerungszahl,  aus  welcher  sie  herrühren, 
erhöhte  Bedeutung.   Nur  wird  man  sich  da- 
neben  noch    zu  vergegenwärtigen  halten, 
'  dass  für  Nationen  mit  grossem  Kinderbo- 
stand fwie  £.  B.  die  deutsche)  die  Solbst- 
mordziffer  sich  etwas  zu  günstig,  für  jene 
mit  geringem  Kinderbestand  dagegen  (wie 
z.  B.  für  die  französische)  etwas  zu  un- 
günstig berechnet. 

Die  Berechnung  der  Selbstmordziffer 
findet,  da  relativ  kleine  Selbstmordzahlen 
in  Frage  sind,  zweckmässig  nicht  auf  1000 
—  was  im  übrigen,  insbesondere  für  die 
allgemeinen  Sterbeziffern  üblich  ist  —  son- 
dern auf  1  (XX)  OUO  der  Bevölkerung  statt. 

12.  Die  neuzeitliche  allgemeine  Selbst- 
mordziffer in  Deutschland  und  in  ande- 
ren Landern,  a)  Deutsches  Reich. 
Ordnet  man  die  einzelnen  Staaten  des  Reichs 
nach  der  Höhe  der  Selbstmordziffer  im 
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Jahrzehnt  1881/90,  und  fügt  man  weiter  die 
Selbstmordziffer  für  1891/93  und  für  die 


Staaten  mi$0 

Sachsen- Altenburg  .    461 

Sachsen-Coburg -Gotha  .'   428 

Reu*«  jüngere  Linie   416 

Schwarzburg-Sondershausen   384 

Hamburg   370 

Sachsen   353 

Brannschweig   344 

Anhalt   331 

Sachsen- Weimar   321 

Sachsen -Meiningen   319 

Oldenburg   311 

Bremen   305 

Renss  ältere  Linie   286 

Schwarzbnrg-Rudolstadt   254 

Mecklenburg-Strelitz   248 

Hessen   236 

LHbeck   235 

Prensseu   200 

Baden   194 

Mecklenburg-Schwerin   179 

Württemberg   160 

Bayern   137 

Lippe   131 

Schaumburg-Lippc   126 

Waldeck   118 

Elsass- Lothringen   .   .   .   .   .   .   .   .  116 

Deutsches  Reich  .    '.    '.  7  .    '.    !  209 

An  den  beiden  Extremen  stehen  hiemach  I 
—  abgesehen  von  Klsass-Lothringcn  —  Staats- 
gebiete von  sehr  kleiner  Ausdehnung,  für  wel- 1 
che  auch  ein  Beobachtungszeitraum  von  10 
Jahren  anscheinend  nicht  genügend  konsoli- 
dierte Sclbstmordzifferu  ergiebt.  Immerhin  aber 
zeigt  der  Stand  der  Selbstmordziffer  in  den 
vier  zuerst  aufgeführten  und  iu  den  weiter  zu- 
nächst nach  Sachseu  folgenden  Staatsgebieten, 
dass  die  Kulmination  der  Selbstmordziffer, 
welche  im  ganzen  unter  den  grösseren  deut- 
schen Staatsgebieten  auf  Sachsen  trifft,  viel- 
seitige Ausstrahlungen  nach  sonstigen  mittel- 
nnd  norddeutschen  Gebieten  hat.  Angesichts 
des  BildeB  der  Verschiedenheit  der  Selbstmord- 
ziffer  in  verschiedenen  Teilen  Deutschlands, 
welches  sich  aus  den  vorstehenden  Durch- 
schnittsergebnissen für  die  einzelnen  Staatsge- 
biete herausstellt,  muss  das  Verlangen  nach 
weiterer  geographischer  Auflösung  der  grossen 
Durchschnitte,  vor  allem  für  Preussen.  nicht 
minder  aber  auch  für  die  übrigen  grösseren 
Staatcu  sich  besonders  dringeud  gestalten. 
Wenn  irgendwo,  so  ist  in  diesem  Falle  die  An- 
wendung der  statistisch-geographischen  Methode 
durchaus  nötig:.  Die  dazu  erforderliche  Arbeit 
übersteigt  aber  die  Kräfte  des»  Privatstatis- 
tikers.  Erst  dann,  wenn  eine  Karte  der  Selbst- 
mordziffer iu  Deutschland,  aufgebaut  auf  den 
Ermittelungen  für  die  kleinen  Verwaltungsbe- 
zirke für  eine  möglichst  lange  Jahresreihe  und 
angemessene  Untergruppen  derselben,  vorliegt, 
wird  man  den  jetzt  noch  fehlenden  Einblick  in 
die  wahre  Gestaltung  der  deutschen  Selbst- 
mordgeographie haben  nnd  damit  eine  Unter- 
lage, von  der  aus  der  Kansalitittserforschnng 
auf  diesem  Gebiete  voraussichtlich  mit  grösse- 


einzelnen  Jahre  der  Periode  1894  99  tei, 
so  ergiebt  sich  folgendes: 


189193 

375 
384 
332 
447 
382 

330 
364 
272 

3'5 
296 

259 

335 
211 

231 
292 
232 
269 
207 
212 
204 
168 
•36 
85 

201 
122 
I40 


Selbstmordziffer 
1894   1895  1896 

383  35«  363 

426  496  399 

281  366  322 

376  372  408 

337 
308 


1897 
374 


1898  1899 


430 
339 
315 
373 
3io 
381 

272  250 


275 

35o  349 

309  270 

376  272 

300  212 


298 
227 
307  215 


«  3»3 
134  293 


150 
255 
333 
212 

198 
219 
•53 
«35 
90 

173 
156 

«35 


218 
265 
303 
«95 
196 
240 
I69 
129 
104 
122 
208 
127 


191 
225 
203 

379 
202 

«93 
215 

136 
184 
96 
190 
«47 


212 


217     202  206 


301 

329 
302 

3«o 
273 
345 
3«5 
336 
329 
33o 
230 

255 
156 
256 
301 
199 
187 
217 

l5t 
«3» 

138 

7« 
206 

J54_ 

206 


342 
439 
3«6 
439 
327 
302 
312 
326 
278 
327 
275 
371 
169 

3«9 
222 
240 
204 
192 
202 

179 
168 
124 

72 
188 

239 
144 


390 
372 
346 
225 

297 
301 
264 
305 
293 
274 
2S8 

283 
236 

2,1 

279 
204 

300 
1S9 
19; 
I89 
161 
I2Q 
121 
«39 

«53 
«3« 


«99  «95 


rem  Erfolg  als  bisher  wird  näher  getreten 
werden  können. 

b)  Uebrige  Länder.  Für  diese  ergiebt 
sich,  wenn  man  sie  nach  der  Höbe  der  Sclbst- 
mordziffer  im  Jahrzehnt  1881,90  ordnet,  fol- 
gendes : 

a.„„.  „  Selbstmordziffer 
Staaten  1881  90  18919a 

301 


Monaco  .... 
Dänemark  .  .  . 
Schweiz  .... 
Frankreich4)  .  . 
Oesterreich  .  .  . 
Belgien  .... 
Schweden  .  .  . 
Ungarn1)  .... 
England  und  Wale« 
Norwegen  .  .  . 
Schottland  .  .  . 
Niederlande  .  .  . 
Liechtenstein    .  . 

Italien  

Rumänien*)  .  .  . 
Finnland  .... 
Serbien')  .... 
Luxemburg  .  .  . 
Russland  .... 
Spanien4) .... 

Irland  

Bosnien  und  Herzego 

vinas)  .... 
Japan*)  .... 


1894  98 


255 
227 
207 
161 
114 
107 
88 

77 
68 

55 
55 
53 
49 
42 
39 
38 
28 

30 
24 

23 

6 
177 


300 
248 
221 
225 
163 

130 
136 
104 
87 
63 
59 
62 

3 

% 

48 

37 
66 

33 
iS 
27 


18 
158 


238 
223 
240 
164 
127 

'52 
148 

92 
00 

65 

n 

«'3 
46 
4S 

37 
48 

3> 
22 

3« 

34 
«79 


')  188188.  »)  1887/90  bezw.  1894  Uli. 
»)  1K81  8H  und  188890.  «)  1894  97.  1889  90. 
•)  1882  90  bezw.  1894  97. 
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13.  Die  zeitlichen  Veränderungen  der 
Selbstinordzitfer.  Dio  allgemeine  Selbst- 
mordziffer im  Deutschen  Reich  ge- 
staltet  sieh  in  den  einzelnen  Jahren  der 
Periode  1881/99  folgendermassen : 
Jahre  Jahre 

1881  zoo  1890  201 

1882  109  1891  212 

1883  225  1892  212 

1884  213  1893  212 

1885  218  1894  217 
188G   220                1895  202 

1887  212  1896  206 

1888  195  1897  206 

1889  •  198  1898  199 

1899  195 

In  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  findet 
sich  hiernach  eine  zweimalige  ansteigende 
Wellenbewegung  und  zwar  starker  in  den 
80er  als  den  ÜOer  Jahren  mit  der  Kulmi- 
nation in  1883  bezw.  1894.  In  der  zweiten 
Hälfte  der  90  er  Jahre  zeigt  sieh  —  wie 
man  wohl  annehmen  darf  als  Folge  der 
günstigen  allgemeinen  Entwicklung  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  —  eine  rück- 
läufige Bewegung  der  Selbst inordhäufigkeit 

Zerlegt  man  die  Gesamtperiode  1881/98  in 
vier  Untergruppen,  so  ergiebt  sich  für  die- 
jenigen Länder,  für  welche  das  Material  zur 
Genüge  vorliegt,  hinsichtlich  der  zeitlichen  Ten- 
denz der  Selbstmord hänfigkeit  folgendes: 

Auf  1  Mill.  Einwohner 
treffen  Selbstmorde 
1881  85  188690 1891,93  1894/98 

a)  Konstante  Zu- 
nahme der  Selbst- 
mordziffer 

Ungarn  ....  75  95 ')  «°4*)  U8 
England  nnd  Wales  74  79  87  92 
Schottland    ...    53       57        59  °> 

Irland  22      24        27  3*1 

Schweden  ....   97     118      136  159 
Finland    ....    39      40       48  48 
Frankreich    .    .   .195     218      225  246«) 
Italien  49      49        56  63 

b)  Konstante.  Ab- 
nahme der  Selbst- 
mordziffer 

Norwegen ....  69  67  63  60 
Serbien     ....   38*)    37*)      37  37 

c)  Sch  wank  ung 
mit  schliesslicher 

Abnahme 

Deutsches  Reich  .  209  201  211  206 
Schweiz  ....  234  220  221  223 
Dänemark  .  .  .  249  261  248  238 
Spanien    ....   25      22        18  22«) 

d)  Schwankung 
mit  schliesslicher 

Zunahme 

Luxemburg  ...  20  37  66  48 
Oesterreich  ...  162  160  163  164 
Niederlande  .  .  53  56  62  57 
Belgien  ....  107  121  130  127 
Kussland  ....  29  31  33  31 
Japan  1548)   «59      «79  «77") 

')  1886/88.  »)  1892/93.  "»)  1881 84.  «)  1888/90. 
»I  188285.    •)  1894  97. 


Im  allgemeinen  überwiegt  hiernach  in  Eu- 
ropa in  der  neueren  nnd  auch  in  der  neuesten 
Zeit  noch  —  entgegen  der  deutschen  Entwicke- 
lung  —  eine  konstante  Znnahme  der  Selbst- 
mordziffer.  Bei  den  meisten  Staaten  kommt 
hierbei  allerdings  in  Betracht,  dass  die  Höhe 
der  Selbstmordziffer  gegen  Deutschland  erheb- 
lich zurücksteht.  Diese  Länder  sind  gewisser- 
maßen in  der  Entwickelnngsperiode,  welche 
Deutschland  schon  früher  durchgemacht  hat. 
Nur  Frankreich  zeigt  bei  einer  im  allgemeinen 
der  deutschen  Terwandten  Selbstmordhäufigkeit 
gerade  in  der  neuesten  Zeit  eine  auffällige 
Steigerung  der  Selbstmordziffer,  so  dass  es  nun- 
mehr als  selbstmordreichstes  grosseres  Land  er- 
scheint 

Eine  konstante  Abnahme  der  Selbstmord- 
ziffer ist  mit  Sicherheit  —  gewiss  zur  Befrie- 
digung der  Bekämjifer  des  Alkoholismus  — 
einigermassen  nur  für  Norwegen  nachweisbar. 

Schwankung  mit  Neigung  zur  Abnahme 
zeigt  ausser  Deutschland  einigermassen  ausge- 
sprochen nur  die  Schweiz,  in  geringerem  Hasse 
findet  sich  diese  Erscheiunng  in  Dänemark. 
Man  beachte  aber  wohl,  dass  dies  zwei  Gebiete 
mit  an  sich  recht  hohen  Selbstmordziffern  sind. 
Bei  Spanien  kommt  in  Betracht,  dass  ein  Wech- 
sel in  der  Erhebungsmethode  vorliegt  und  dass 
die  sehr  unregelmässige  Gestaltung  der  abso- 
luten Zahlen  an  sich  nicht  sonderlich  Vertrauen 
erweckend  ist. 

Auch  Japan  zeigt  in  der  Hauptsache  eine 
nicht  unerheblich  ansteigende  Sclbstmordhäntig- 
keit;  doch  ergiebt  sich  aus  der  Gestaltung  der 
oben  mitgeteilten  absoluten  Zahlen  das  Be- 
denken, ob  nicht  in  den  80  er  Jahren  die  Er- 
mittelung der  Selbstmorde  noch  unvollständiger 
war  als  seit  dem  Jahre  1890. 

14.  Die  Selbstmordziffer  in  Stadt  und 
I>and.  Wo  immer  das  selbstmordstatis- 
tische Material  nach  Stadt  und  Land  ge- 
schieden wird,  zeigt  sich  bei  der  städtischen 
Bevölkerung  eine  höhere  Selbstmordziffer. 
Leider  ist  diese  Unterscheidung  nicht  über- 
all und  nicht  überall  gleichmässig  durchge- 
führt Doch  liegen  auf  diesem  Gebiete  zu- 
sammenfassende Machweisungen  für  das 
Deutsche  Reich  insofern  vor,  als  die  Reichs- 
medizinalstatistik für  die  Städte  mit  mehr 
als  15  000  Kinwohnern  unter  den  Totlesur- 
sachen auch  die  Selbstmorde  nachweist. 

Für  diese  Städte  ergaben  sich  in  den 
Jahren  1884  98  nachstehende  Selbstmordfalle : 


1884  248  <; 

1885  2591 

1886  2700 

1887  25^ 

1888  2481 


1889  2787 

1890  2851 

1891  3224 

1892  3274 

1893  3347 


1895  3639 
1894  35«5 

1896  3766 

1897  3786 

1898  3674 


Hieraus  ergiebt  sich  für  1884  93  ein 
Jahresmittel  von  2830;  hiernach  stellt  sich 
die  Selbstmordziffer  dieser  Städte  auf  262. 
Vom  Jahre  1894  ab,  in  welchem  die  frag- 
liche Selbstmord  Ziffer  noch  268  betrug,  ist 

i  sie  in  den  vier  folgenden  Jahren  entsprechend 
der  allgemeinen  Abnahme  der  Selbstmord- 

1  häufigkeit  in  Deutschland  auf  250,  260,  254 
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und  237  gefallen  (vgl.  Statist.  Jahrb.  für  das 
Deutsche  Reich  1!HM>,  S.  217). 

In  den  proussischen  (Quellen  werken  ist 
wertvolles  Material  angehäuft.  al>er  noeh 
nicht  l»earbeitet.  Die  Rücksicht  auf  die 
Kaumverhältnisse  verbietet  jedoch  hier,  ein 
grösseres  Zahlenmaterial  daraus  vorzu- 
führen. 

Brattassevie  giebt  über  die  Srlhstmord- 
hiiurtgkeit  in  einigen  europäischen  Ontssstiidten 
für  die  drei  Perioden  1874  7«.  1871»  83,  188188 
vergleichende  Angaben,  welche  bei  Umrechnung 
auf  1  Million  Kinwohner  folgende  Sclbstmord- 
zifferu  ergeben : 

1874  79    1879.  Hfl     1884  88 

Paris  361  379  396 

Krüssel  3  so  33°  329 

Berlin  284  20S  315 

München    ....    181  198  211 

Dresden  369         347  325 

Breslau  373  391  380 

Wien  295         320  315 

Die  Thatsachc  der  grösseren  Selbstmord- 
häufigkeit in  den  Städten  steht  fest.  Was 
die  statistische  Arbeit  der  nächsten  Zeit 
noch  zu  leisten  haben  wird,  ist  erschöpfende 
und  gleichartige  Zusammenfassung  der  da- 
rüber vorliegenden  Nachweisungen.  Dabei 
wird  namentlich  genau  festzustellen  sein, 
inwiefern  Ueltereinstimmung  zwischen  dem 
Steigen  der  Bevölkorungsgrösse  und  der 
Selbstmordziffer  besteht.    Auch  die  Unter- 


suchungen über  die  Anteilnahme  der  Einge- 
borenen und  der  Zugewanderten  versprechen 
interessante  Krgebnis.sc. 

Die  städtische  Bevölkerung  ist  in  jeder 
Hinsicht  viel  ausgiebiger  differenziert  als 
die  ländliche.  Darin  finde  ich  den  Urgrund 
ihrer  höheren  Selbst  mordziffer.  Denn  auch 
die  Vermehrung  der  Selbstmorde  i.-d  eine 
Differenzicrurigserseheiniing  der  Gesellschaft. 
Was  bei  primitiven  Zuständen  iu  der  Brust 
vieler  als  gelegentlicher  schwacher  Wunsch 
des  Nichtseins  auftritt,  das  verdichtet  sich 
bei  fortschreitender  sozialer  Differenzierung 
bei  Einzelnen  bis  zur  That.  Je  mehr  der 
I)iffeivnzierun»sprozess  der  Gesellschaft, 
namentlich  durch  wirtschaftliche  und  Bil- 
dungsfortsohritte  beschleunigt  wird,  um  so 
mehr  nuiss  im  allgemeinen  die  Selbst  mord- 
tendenz  durchdringen,  sofern  nicht  gleich- 
zeitig entgegenstellende  Faktoren  Stärkung 
erfahren.  Die  TyjMJti  dieser  differenzierenden 
Kntwickelung  aber  sind  gerade  unsere  Gross- 
städte. 

15.  Die  Selbstmordziffer  der  einzelnen 
AJterskloMiten.  Nach  den  Altersklassen 
zeigt  die  Selbst  mordziffer  die  grössten 
Unterschiede.  Als  lehrreiches  Heispiel  führe 
ich  die  der  preussischen  Statistik  ent- 
nommenen Nacliweisiingen  über  die  Selbst- 
mordziffer von  10  Altersklassen  seit  dem 
Jahre  1*05»  an. 


Selbstmordt'älle  auf  je  1  Million  Lebende  der  betreffenden  Altersklassen  iu  Prenssen. 

Altersklassen : 


Jahre 

10—15 

15-20 

20— 20 

25- -3) 

30-40 

40-  50 

50-fiO 

60  70 

70—80 

80  1 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

Jahre 

mehr  J 

1860 

11 

88 

1-4 

140 

149 

246 

290 

320 

302 

1870 

1 1 

80 

125 

12S 

'33 

221 

294 

353 

296 

Sä 

1871 

12 

7» 

122 

'24 

132 

184 

280 

295 

240 

241 

1872 

'5 

81 

.64 

'3' 

141 

196 

280 

3'6 

292 

274 

1873 

18 

78 

'55 

Iis 

'3« 

'95 

274 

296 

265 

308 

1874 

9 

86 

162 

'34 

14S 

191 

303 

316 

323 

297 

1875 

12 

89 

156 
•  S4 

132 

146 

216 

295 

369 

362 

337 

187K 

16 

91 

'44 

»95 

276 

344 

410 

404 

368 

1877 

5 

110 

200 

170 

'95 

300 

420 

445 

400 

290 

1878 

5 

"5 

200 

190 

225 

325 

43« 

475 

470 

355 

1871» 

>5 

97 

203 

181 

219 

293 

410 

432 

45' 

1880 

24 

111 

229 

195 

203 

3'3 

447 

443 

4,8 

258 

1881 

22 

116 

220 

'97 

236 

3'3 

432 

45' 

492 

471 

1882 

21 

"35 

22t 

'79 

232 

.548 

442 

3»9 

458 

426 

1883 

27 

i>' 

249 

21 1 

274 

421 

545 

564 

;8i 

57' 

1884 

22 

132 

242 

20t 

247 

391 

500 

589 

538 

544 

1885 

>5 

130 

223 

203 

281 

39' 

527 

597 

537 

552 

188ß 

17 

121 

246 

222 

300 
267 

4'5 

523 
508 

,84 

558 

584 

1887 

16 

132 

232 

206 

37' 

572 

616 

1888 

22 

132 

2'5 

'97 

234 

33o 

4>5 

534 

670 

18X9 

«7 

•36 

225 

181 

227 

363 

455 

5'<> 

s22 

SiS 

1890 

22 

'33 

225 

217 

247 

375 

45S 

502 

";89 

683 

1891 

24 

141 

230 

205 

266 

386 

506 

522 

484 

573 

1892 

23 

«55 

237 

204 

244 

394 

495 

535 

496 

1893 

•9 

'45 

23' 

190 

252 

389 

505 

573 

5.8 

703 

1894 

20 

152 

214 

217 

243 

407 

530 

614 

53' 

587 

1H9Ö 

'7 

126 

218 

202 

239 

365 

466 

554 

484 

•  527 

mm 

20 

140 

3 

'93 

387 

506 

538 

55J 

604 

1897 

18 

■36 

196 

239 

400 

472 

535 

548 

593 

1898 

20 

13« 

218 

'73 

247 

37o 

457 

528 

522 

662 
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Diese  Zahlenreihen  sind  iu  dreifacher  Hin- 
sicht von  Interesse.  Sie  zeigen  erstens,  dass 
die  allgemeine  Selbstmordziffer  sich  aus  sehr  ab- 
weichenden .Sonderziffern  für  die  einzelnen 
Altersklassen  aufbaut  und  deshalb  bei  zeit- 
lichen wie  geographischen  Vcrgleichungen, 
wenn  der  Altersaufbau  der  Bevölkerung  wech- 
selt, nur  mit  einer  gewissen  Reserve  zu  be- 
nutzen ist.  Es  ist  hiernach  beispielsweise  klar, 
dass  iu  Frankreich  wegeu  des  sich  mindernden 
Kinderbestandes  die  allgemeine  Selbstmord- 
ziffer  selbst  bei  gleichbleibender  Selbstmord- 
häuflgkeit  der  selbstmordfiihigcu  Altersklassen 
steigen  mnss. 

Zweitens  lassen  die  Zahlen  eine  Regcl- 
mäs-igkeit  im  Verlaufe  der  Selbstmordhauiig- 
keit  nach  dem  Alter  in  der  Art  erkennen,  dnss, 
abgesehen  von  einem  Vorgriff  intensiveren 
Selbstmordes,  welchen  die  Altersklasse  von  20 
bis  25  Jahren  zeigt,  die  Selbstmordhäufigkeit 
bis  zum  Greiseiialter  steigt,  in  diesem  aber 
Neigung  zum  Stillstand  und  mehrfach  sogar 
zum  Rückgang  zeigt.  Der  Verlauf  dieser  Kurve 
ist  so  interessant,  dass  eine  genauere  Darlegung 
nach  einzelnen  Jahren  und  eine  weitgreifende 
Vergleichung  mit  ähulichen  Nachweisen  in  an- 
deren Liindern  erwünscht  wäre. 

Drittens  ist  aus  diesen  Zahlen  zn  ersehen,  dass 
an  der  Steigerung  der  Selbstmordziffer  im  Viertel- 
jahrhundert nach  1865)  in  Preussen  die  Alters- 
klassen 10  bis  lö  und  von  20  bis  HO  Jahren  am 
wenigsten  beteiligt  waren.  Erheblicher  war 
der  Anteil  der  Altersklasse  von  15  bis  20 
Jahren  (Frühreife)  und  jener  der  höhereu 
Altersklassen.  Setzt  man  nämlich  die  Selhst- 
mordzifferu  des  Jahrfünfts  1865*73  gleich  100, 
so  findet  man  für  das  Jahrfünft  '1885*02  bei  den 
einzelnen  Altersklassen  folgende  Verhältnis- 
zahl-n : 

Altersklassen 
10—15  Jahre  157 


15-20 

20-25  „ 

25-HO  . 

30-40  r 

40-^50  n 

50-60  . 

60—70  _ 
70—80 
uberbO 


174 

,5I 
156 

1S0 

171 
167 
189 
200 


Setzt  man,  um  die  charakteristische  Eut- 
wickelnng  im  jüngsten  Jahrfünft  (1894/98)  klar 
zu  legen ,  die  Selbstmordziffern  des  vorher- 
gehenden Jahrfünfts  (188993)  =  100.  so  findet 
man  für  1894  98  folgendes: 

Altersklassen 
10—15  Jahre  90 


15-20 
20-25 
25-30 
30-40 
40—50 
50—60 
60— 70 
70-80 
über  80 


97 
96 

99 
98 
101 
101 
105 
100 
100 


Die 


neueste  rückläufige  Bewegung 
eu  Selbstmordziffer  rührt  hiernach 


der 


schliesslich  von  der  Abnahme  der  Selbstmord- 
häufigkeit bei  den  jüngeren  und  jüngsten  Alters- 
klassen her,  während  die  höheren  Altersklassen 
in  Fortsetzung  der  seit  eiiiem  Vierteljahrhundert 
beobachteten  Tendenz  Selhstmordvermehrnng 
oder  doch  wenigstens  keinen  Rückgang  der 
Selbstmordhäutigkeit  zeigen. 

16.  Die  Selbstmordziffer  kombinierter 
Familienstand.*-  und  Altersklassen.  Wie 

oben  bemerkt,  fehlt  es  auch  bei  gut  bear- 
beitetem selbstinordstatistischen  Material 
vielfach  noch  an  der  durchgreifenden  Kom- 
bination mit  Familienstandsklassen.  Wie 
fruehtlwir  dies«1  Kombination  ist,  zeigen  die 
von  Dürkheim  (siehe  unter  Litteratur)  bei- 
gebrachten Nachweise  für  Oldenburg  und 
Frankreich,  von  denen  auf  folgender  Seite  die 
letztereu  (berechnet  aus  den  Nachweisen  für 
das  Jahrdritt  1SS9  Ol)  wiedergegeben  werden. 

Man  ersieht  liieraus,  ein  wie  hoher  „coeffi- 
cieiit  de  preservution"  sich  für  die  Verheirateten, 
zumal  bei  den  Männern,  vor  allem  gegenüber 
den  Ledigen,  dann  aber  auch  weiterhin  gegen- 
über den  Verwitweten  herausstellt.  (Bezüglich 
der  Witwen  vgl.  man  auch  Frinzing,  die 
soziale  Luge  der  Witwen  in  Deutschland,  in 
Wolfs  Zeitschrift  für  Sozial  Wissenschaft  1900 
S.  201  u.  ff.) 

17.  Die  Selbstmordziffer  der  Ange- 
hörigen der  verschiedenen  Glaubensbe- 
kenntnisse. Als  man  anfing,  selbstmord- 
statistische Studien  in  geringerer  inter- 
nationaler Ei-Streckung  anzustellen,  verfiel 
man  alsbald  auf  den  auch  [«ychologiBeh  zu- 
treffenden Gedanken,  dass  die  Zugehörig- 
keit zu  den  verschiedenen  christlichen 
Glaubensbekenntnissen  von  wesentlichem 
Einfluss  auf  die  Höhe  der  »Selbstmord- 
häufigkeit sei.  Typen,  wie  sie  l»eispiels  weise 
die  bayerisch«;  Statistik  noch  heute  bietet, 
waren  geeignet,  zu  eiuer  solchen  Annahme 
zu  führen,  sei  es,  dass  man  in  olierflüeh- 
licherer  Weise  einfach  die  Selbstmordziffern 
mehr  oder  minder  glaubenseinheiüicher  den 
verschiedenen  Konfessionen  angehöriger  Ge- 
bietsteile verglich,  od«;r  dass  man  direkt  zm- 
Ermittelung  der  Selbstmordziffer  für  die  An- 
gehörigen verselüedener  Konfessionen  schritt. 
Es  sei  hier  eingeschaltet,  dass  beispiels- 
weise nach  «lein  Mittel  «1er  Jahre  1SS4.90 
bezw.  1891  1)7  iu  Bayern  die  Selbstmord- 
ziffer der  Katholiken  93  bezw.  97,  jene  der 
Protestanten  227  bez.  211  teträgt.  Mit  der 
Theorie,  dass  der  Protestant  die  ihm  aufer- 
legte strengere  Selbstprüftmg  schwerer  be- 
stehe als  der  Katholik  und  dass  ihm  insbe- 
sondere die  durch  die  Ohrenbeichte  ge- 
botene Erleichterung  fehle,  stimmte  dann 
namentlich  die  frühzeitig  beobachtete  hohe 
sächsische  Selbstmordhäufigkeit  und  jene 
der  angrenzenden  preussischen  Gebiete  über- 
ein. Bei  weiterer  Eretreckung  der  Be- 
obachtungen kam  man  dann  (Masaryk)  zur 
Aufstellung  einer  Skala   der  Selbstmord- 
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Frankreich  1889/91. 
Selbstmorde  auf  je  1  Million  Lebende  jeder  Alters-  und  Familienstandsgruppe. 


Altersklassen 
(Jahre) 

Männer 

Weiber 

Ledige 

Verheiratete 

Ver- 
witwete 

Ledige 

Verheiratete 

Ver- 
witwete 

15-20 
20—25 
25-30 
30—40 

40_50 
50—60 
60-70 
70-80 
über  80 

•13 
237 
394 
627 

975 
•434 
1768 

1983 
1571 

500 

97 
122 
226 
340 
520 

63S 
704 
770 

* 

142 
412 
560 
721 

979 
1 166 
1288 
1154 

79 
106 

'5' 
126 

171 
204 
189 
206 
176 

33 
53 
68 
82 
106 

158 
209 
110 

333 
66 
178 

73 

199 
«7 
248 
240 

häufigkcit  nach  Konfessionen,  wonach  in 
erster  Linie  die  Protestanten,  dann  die 
Katholiken  und  endlich,  als  die  mindest 
Selbstmordgefährdeten,  die  Griechen,  standen. 

Heute  wird  man,  wenn  man  die  oben 
gebotene  weite  Uoherschau  der  internatio- 
nalen Selbstmordstatistik  beachtet,  Bedenken 
tragen,  dein  konfessionellen  Moment  eine 
allgemein  ausschlaggebende  Bedeutung  zu- 
zumessen. Das  katholische  Frankreich  ist 
heute  mit  stärkster  Selhstmordziffer  belastet, 
und  das  protestantische  Norwegen  zeigt  eine 
gegenteilige  Erscheinung.  Alles  deutet  da- 
rauf hin,  dass  ein  ganzer  Komplex  verschie- 
dener aus  der  sozialen  Differenzierung  her- 
vorgehender Ursachen  im  Zusammenhang 
mit  stammesangeborenen  Dispositionen  vor- 
zugsweise die  Solbstmordhäufigkeit  bedingt. 
Ohne  Eiufluss  ist  dabei  das  Glaubensbe- 
kenntnis sicherlich  nicht;  es  wäre  deshalb 
zu  wünschen,  dass  in  dieser  Hinsicht  ein- 
gehende detailgeographische,  die  Altersver- 
hältnisse der  Selbstmörder  der  verschiedenen 
Konfessionen  berücksichtigende  Studien  zur 
Durchführung  kämen,  namentlich  um  eine 
Antwort  auf  die  wichtige  Frage  zu  ermög- 
lichen, wie  unter  sonst  möglichst  gleichen 
sozialen  Lebensbedingungen  die  Selbstmord- 
häufigkeit nach  konfessioneller  Schichtung 
sich  gestaltet. 

18.  Die  Selhstmordziffer  der  ver- 
schiedenen Berufsgruppen  und  sozialen 
Schichten.  Diese  Selbstmordziffern  in  an- 
nähernd richtiger  Weise  zu  ermitteln  wird 
eine  Hauptaufgabe  der  amtlichen  Statistik 
des  neuen  Jahrhunderts  sein.  Vorraussetzung 
ist  eine  entschlossene  Durchführung  einer 
guten  Berufsgruppiernng  sowold  bei  dem 
Grundstock  der  Gesamtbevölkerung  als  bei 
dem  Bewegungsmoment  der  Selbstmorde. 
An  einer  Yergleichbarkeit  der  Ermittelungen 
nach  l>eiden  Richtungen  fehlt  es  zur  Zeit 
noch.  Manche  Bausteine  sind  beigeschlepnt ; 
der  Bau  will  aber  noch  nicht  gelingen.  \\  as 


auf  diesem  Gebiete  durch  geschickte  Kom- 
bination mit  recht  mangelhaftem  Material 
geleistet  werden  kann,  hat  A.  Wagner  in 
seiner  bahnbrechenden  Arbeit  gezeigt.  In 
der  Hauptsache  laufen  diese  älteren  Unter- 
suchungen darauf  hinaus,  dass  für  gewisse 
ausgelesene  Bemfsarten  eine  erhöhte  uud 
für  andere  eine  abgeschwächte  Selbstmord- 
ziffer sicher  nachgewiesen  werden  kann. 
Letzteres  ist  bei  der  landbautreibenden  (der 
sozialen  Differenzierung  weniger  verfallenen) 
Bevölkerung  der  Fall,  ersteres  in  ausge- 
sprochenster Weise  l»ei  zwei  Speeialberufs- 
gruppen,  bei  Dienstboten  und  bei  Soldaten. 
Man  hat  es  hier  mit  sozialen  Verschiebungen 
zu  thun,  welche  für  den  Einzelnen  mit  dem 
Eintritt  in  eiu  mehr  oder  minder  scharfes 
persönliches  Suboidinationsverhältni&ziigleich 
vielfach  einen  nicht  immer  freiwilligen  Orts- 
wechsel zur  Folge  haben.  Unter  dem  Druck 
beider  Verhältnisse  steigert  sich  die  Selbst- 
mordgefahr. Deutlichen  Ausdruck  findet 
dies  in  der  Extrabelastung  der  Altersklasse 
vou  20  bis  2ä  Jahren,  welche  sich  nach  der 
preussischen  Statistik  und  zwar  nicht  bloss 
beim  männlichen,  sondern  auch  beim  weib- 
lichen Oeschleehte  zeigt. 

Auf  die  Specialfrage  der  militärischen 
Selbstmorde  näher  einzugehen,  fehlt  hier  der 
Kaum.  Es  sei  nur  im  allgemeinen  daran  er- 
innert, dass  die  einschlägigen  Selbstinordzifferu 
unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Selbst- 
mordziffer  der  betreffenden  Altersklassen  jje- 
würdigt  werden  müssen.  Uebrigens  ist  die 
Selbstmordhäufigkeit  in  den  europäischen  Ar- 
tneeeu  sehr  verschieden.  Nach  einer  inter- 
nationalen Studie  von  R.  Longuet  (vorgelegt 
dem  Kongress  für  Hygieine  und  Demographie 
in  London  1891)  stand  an  der  Spitze  die  öster- 
reichische Armee  mit  122  Selbstmorden  auf 
101)000  des  Prüsenzstandes  in  der  Periode 
187587.  Für  Deutschland  sind  67  Selbstmorde 
auf  100  000  für  die  Periode  1878.88  angegeben, 
für  Italien  40  (1874  79),  für  Frankreich  29 
(1872  89) ;  in  Algier  und  Tunis,  deren  Besatzung 
dabei  nicht  berücksichtigt  ist,  steigt  dieSelbst- 
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mordxiffer  (auf  100000)  auf  63.  Für  Belgien 
siiid  24  (187^88),  für  England  23  (1881  88),  für 
Bengalen  48,  für  die  gesamte  englische  Armee 
38  (1862/70),  für  Russland  20  (187389)  Selbst- 
morde auf  100000  des  Präsenzstandes  ausge- 
wiesen. Das  österreichische  „Militärstatistische 
Jahrbuch"  gab  früher  eingehende  Nachwei- 
snngen  über  Selbstmorde  und  Selbstmordversuche. 
Nach  einer  Zusammenstellung  von  J.  Roth 
(Statist.  Monatsschrift  1892  S.  196)  betrug  die 
Jahresselbstmordziffer  auf  100000  Mann  in  der 
österreichischen  Armee  in  der  Periode  1871/75 
9ß.  in  der  Periode  187680  114,  in  der  Periode 
188185  126,  in  der  Periode  1886  90  135.  — 
Nach  dem  Militärstatistischen  Jahrbuch  für  1893 
(Wien  1894)  stellt  sich  die  Selbstmordziffer  der 
österreichischen  Armee  für  1892  auf  120,  für 
1893  auf  107,  und  die  Ziffer  der  Selbstmordver- 
suche auf  45  bezw.  36  auf  100000  des  Präsenz- 
Standes.  Der  „Statistik  der  Sanitätaverhältuisse 
der  Mannschaft  des  k.  u.  k.  Heeres  im  Jahre 
1895  bezw.  1899  (Wien  1897  bezw.  1900)  ent- 
nehme ich,  das«  die  Selbstmordziffer  1895  bezw. 
190O  86  bezw.  99  und  die  Ziffer  der  Selbstmord- 
versuche 27  bezw.  22  betrug. 

Im  allgemeinen  ergiebt  sich  ein  Zusammen- 
hang zwischen  der  geographischen  Verteilung 
der  allgemeinen  und  der  besonderen  militärischen 
Selbstmordbäufigkeit.  reberall  ist  auch  der 
militärische  Selbstmord  in  der  heiasen  Jahres- 
zeit am  häufigsten;  nur  in  Oesterreich  zeigt 
sich  in  verschiedener  Weise  noch  ein  zweite« 
mit  der  Einreibung  der  Rekruten  zusammen- 
fallendes Maximum  im  November-Dezember. 
(Man  vergleiche  hierzu  meine  Anzeige  von 
I-nngnets  Schrift  im  Allg.  Statist.  Archiv  II. 
Jahrg.  LI.  Halbb.  S.  715,  Tübingen  1892.) 

Aus  weiteren  von  Mitte  der  70  er  bis  zum 
Anfang  der  90er  Jahre  durchgeführten  inter- 
nationalen Vergleichungen  werden  im  Beiheft 
3  zum  Militär- Wochenblatt  (Berlin  1894)  Selbst- 
mordziffern auf  10  000  Mann  der  IntMarke  be- 
rechnet, die  bei  Umrechnung  auf  100  000  dieser 
Iststarke  sich  folgendenuassen  stellen: 

Ücsiterreichische  Armee  

Deutsche  „  

Italienische  „  

Franzüsische  „  

Belgische  ,.  

Englische  „  


'25,3 
63,3 
40,7 
33,3 
24,4 
20,9 


Innerhalb  de«  deutschen  Heeres  ergiebt 
«ich  nach  Armeekorps  für  die  Periode  18(6.90 
eine  Schwankung  zwischen  91,3  im  IV.  preus- 
sischeu  Armeekorps  und  55,3  im  I.  bayerischen 
Armeekorps.  —  Im  Jahre  1896,97  ist  die 
Silbstmordziffer  de«  Deutschen  Heere«  auf  44 
zurückgegangen  (Maximum  mit  74  bei  den  V. 
und  Xn.  (Kgl.  sächsischen)  —  danach  73  bei 
dem  IV.  Korps  —  Minimum  mit  4  bei  dem 
VII.  Korps  —  II.  bayerisches  Korps  47,  I. 
bayerisches  Korjw  60.  iSanitätsbericht  über  die 
Kgl.  prenss.  Armee  etc.  Berlin  1899.) 

C.  Entwiokelongsverhältnisse. 

19.  l'ebersehan.  Das  sclbstmordstatis- 
tische  Material  liegt  Iii«  jetzt  noch  nicht  in 
genügender  Reichhaltigkeit  und  Durch- 
arlieitung  vor.  um  das  Durchdringen  bis  zu 


verlasslichen  Entwicklungsgesetzen  zu  ge- 
statten. Audi  ist  das  Material  an  sich  für 
entwickelungsgesetzüche  Verfolgung  etwas 
spröde.  Das  soziale  Element  »Selbstmord« 
erschöpft  sich ,  sobald  das  Vorhaben  ge- 
lungen, zugleich  mit  seinein  Existent  werden; 
in  diesem  Sinne  ist  die  Selbstmordmasse  als 
selbständige  soziale  Masse  betrachtet  einer 
Entwickelung  überhaupt  nicht  fähig.  Nur 
wenn  es  gelänge,  in  befriedigender  Weise 
alle  aus  Selbstiuordabsichl  hervorgegangenen 
Handlungen  zu  erfassen  und  zu  zeigen,  in 
welchem  Masse  dio  Absicht  verwirklicht 
wird,  läge  Material  für  ent  wickelungsgesetz- 
liche Studien  vor.  Davon  ist  man  aber  noch 
weit  entfernt. 

Ausserdem  aber  kann  im  Rahmen  einer 
grösseren  Betrachtung  der  Selbstmord  Ge- 
genstand entwickeln  ngsgesetzl  icher  Studien 
sein.  Man  kann  die  Gesamtheiten  von  Ge- 
borenen oder  in  bestimmtem  Alter  Stehen- 
den als  solche  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
für  alle  möglichen  Selbstmordabsichten, 
also  gewissennassen  als  Gesamtheiten  von 
Selbstmordkandidaten  betrachten,  und  nach- 
weisen, wie  in  dem  allmählichen  Absterben 
dieser  Gesamtheiten  Bpeciell  der  Selbstmord 
eine  nach"  Geschlecht,  Alter,  Beruf  etc.  ab- 
gestufte typische  Bedeutung  hat.  Man  wird 
dabei  eine  streng  historische  Verfolgung  der 
Oeschicke  der  Gesamtheiten  im  Auge  haben 
können  oder  den  Ersatz  der  schwierigen 
und  langwierigen  historischen  Verfolgung 
durch  eine  abstrakte  aus  Augeublicksbildern 
für  die  verschiedenen  Generationen  ge- 
wonnene Betrachtungsweise.  Diese  ent- 
wickelungsgesetzlichen  Errrungenschaften 
über  die  Solbstmordentfaltung  setzen  eine 
bedeutende  von  der  weiteren  Ausgestaltung 
der  statistischen  Verwaltung  zu  erhoffende 
Verfeinerung  der  allgemeinen  statistischen 
Arbeiten  über  die  monschliche  Sterblichkeit 
voraus. 

D.  KausaütäU  Verhältnisse. 

20.  Die  Selbt>tmordmotive.  Die  sta- 
tistische Ursachenerforschung  kann  auf  dem 
Gebiete  des  Selbstmords  in  zwei  verschie- 
denen Weisen  erfolgen,  1.  individuell 
als  Statistik  der  Motive  der  eipzelnen  zur 
Beobachtung  kommenden  Fälle ;  2.  kollek- 
tiv als  wissenschaftliche  Kombination  aus 
den  abgeschlossenen  statistischen  Nachweisen 
über  den  Selbstmord  und  geeignetem 
anderweitigen  statistischen  Vergleichsmato- 
rial. 

Mit  Recht  hat  schon  Wagner  hervor- 
gehoben, dass  es  keine  Statistik  der  Motive, 
sondern  nur  der  Meinungen  über  Motive 
gebe.    In  diesem  sich  stark  einmischenden 

K  subjektiven  Element  liegt  eine  Schwäche 
dieses  Teiles  der  Selbstmordstatistik,  der 

:  gleichwohl  als  eine  Notwendigkeit  sich  auf- 
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drangt,  weil  die  Flage  -Warum  ^  im  Fall 
einer  so  schweren  Katastrophe  eine  der 
ersten  ist.  Dazu  kommt  weiter  die  sach- 
liche Schwierigkeit,  die  sich  daraus  ergiebt,  | 
dass  in  den  meisten  Füllen  zweierlei  zu- 
sammenwirkt: 1.  ein  laugfortdauerader  ob- 
jektiver Druck  auf  die  Persönlichkeit  und  2. 
ein  letzter  subjektiver  Antrieb  zum  Ent- 
schhiss,  wobei  auch  die  grosse  Schwierig- 
keit der  Auseinanderhaltung  physischer 
und  moralischer  Kräfte  für  das  Reifen  des 
Entschlusses  besteht.  Nur  die  von  Heller1) 
angeregte ,  oben  sub  X  bereits  erwähnte 
obligatorische  Sektion  der  Selbstmörder ' 
würde  in  letzterer  Hinsicht  Abhilfe  bringen,  i 


Der  bisherigen  Motivenstatistik  kann  man  nur 
mit  Misstrauen  entgegentreten.  Gleichwold 
zeigt  sicli  selbst  l>ei  dieser  statistischen  Fest- 
stellung bei  Einhaltung  des  einmal  festge- 
legten Beokichtungsstandpunktes  eine  fiW- 
raschende  Regelmäßigkeit. 

Die  preussisehe  Selbstmordstatistik  ist 
durch  eine  weitgehende  Kombination  gerade 
der  Nachweise  filier  die  Motive  mit  anderen 
Gliederungen  der  Selhstinordstatistik  ausge- 
zeichnet und  bietet  in  dieser  Hinsicht  wert- 
volles Studienmaterial. 

Es  sei  gestattet,  als  Beispiel  die  nach- 
stehenden Zahlen  der  preußischen  Selhst- 
inordstatistik anzuführen : 


Von  je  100  Selbstmördern  jeden  Geschlechts  legten  wegen  der 
angegebenen  Ursachen  Hand  an  sich 


ueweggrunue 

1 8'J4 

195 

189H 

1897 

181* 

m. 

w 

m. 

w. 

Hl. 

w. 

m. 

w. 

m. 

Lebensüberdruß  in 

.  all- 

8,6 

6,o 

8,0 

6,0 

8,9 

7,4 

7,9 

6,3 

8,2 

5,7 

Körperliche  Leiden 

IO,I 

•2,4 

9,9 

•°,7 

8,9 

io,7 

•0,3 

n,9 

9,9 

u,7 

Geisteskrankheiten 

23,1 

38,8 

23,1 

40,7 

24,4 

40,2 

25,4 

42,1 

24,6 

38,3 

Leidenschaften  .  . 

•  • 

2.0 

6,9 

2,4 

7,o 

2,7 

6,4 

2,4 

5.3 

2,4 

6.6 

9,7 

2,2 

9.6 

2,0 

8,8 

2,1 

9,o 

2,0 

9,5 

»,5 

°,4 

>,I 

°.s 

1,2 

°,5 

?,S 

o,4 

',2 

°,3 

o,9 

Kammer  .    .   .  . 

•4,8 

6,6 

'3,5 

7,4 

12.2 

6,0 

•2,5 

5,9 

11,6 

6,3 

Reue  und  Scham , 

Ge- 

wissensbisse  .  . 

8,4 

M 

8,6 

7,2 

8,4 

7,' 

7,7 

7,o 

8,0 

S.4 

Aerger  und  Streit . 

•  • 

2,4 

3.0 

2,2 

3,2 

2.5 

2tO 

2,5 

2,0 

2,3 

2,8 

Anderweitige  nnd  unbe- 

kannte Veranlassungen 

20,5 

'5,6. 

22,2 

'4,6 

22?7 

•7,6 

21,9 

•6,« 

23,2 

17.S 

Als  allgemeinste  Ergebnisse  werden 
seitens    der    amtlichen    Bearbeitung  der 

tjreiiKsischen  Selhstinordstatistik  folgende 
lervorgehoben.  Ungefähr  der  vierte  Teil 
der  Selbstmorde  wird  in  I'reussen  unzweifel- 
haft durch  Geisteskrankheit  verursacht,  und 
auch  von  den  anderen  ist  noch  eine  grössere 
Zahl  auf  psychologische  Ursachen,  wie 
l/?bensüberdruss,  Leidenschaften,  Trauer, 
Kummer.  Reue,  Scham,  zurückzuführen. 
Dabei  ist  weiter  zu  tiemerken,  dass  bei  dein 
weiblichen  Geschlechte  Geisteskrankheit  als 
Selbstmord  Ursache  wesentlich  häufiger  als 
bei  dem  Manne  auftritt:  ebenso  legen  die 


')  Heller  gelangt  zu  dem  Ergebnis,  dass 
nahezu  die  Hälfte  niler  Fälle  von  Selbsttötung 
nicht  den  Selbstmördern  zuzuzahlen  sei.  da  sie 
im  unfreien  Geisteszustand  gehandelt  hätten; 
der  Nachweis  der  sogenannten  Ursachen  der 
Selbstmorde  sei  wertlos,  weil  diese  nur  der 
letzte  zufällige  Anlass  zur  Selbsttötung  seien; 
die  eigentliche  Ursache  sei  die  abnorme  Reaktion 
auf  verhältnismässig  geringe  Einwirkungen ; 
diese  sei  durch  vorübergehende  oder  dauernde 

Iihysiologische  oder  pathologische  Zustände 
»edingt. 


Frauen  wegen  körperlicher  Leiden  und 
Leidenschaften,  besonders  wegen  letzterer, 
öfter  Hand  an  sich  als  die  Männer.  Bei 
diesen  hingegen  bilden  Jjebensüberdruss, 
lASter  und  Kummer  hervorragende  Beweg- 
gründe zum  Selbstmord. 

Wer  freilich  den  letzten  Ursachen  dos 
Selbstmords  nachgeht,  wird  durch  das 
preussisehe  Schema  nicht  befriedigt  sein  — 
er  möchte,  so  weit  möglich,  den  Urgrund 
der  «Zustände«  der  Persönlichkeit  kennen, 
welche  die  Selbstmordstimmung  erzeugt 
haben.  Vieles  wird  zwar  auf  diesem  Gebiete 
dunkel  bleiben ;  einiges  aber  kann ,  einer- 
seits durch  obligatorische  Sektion,  anderer- 
seits auch  durch  Verbesserung  der  statisti- 
schen Fragestellung,  aufgehellt  werden.  >'» 
insbesondere  der  Einfluss  der  Trunksucht. 
Eine  Verbesserung  der  Motivenstatistik  in 
dieser  Richtung,  vielleicht  durch  Unter- 
scheidung der  selbstmorderzeugenden  Zu- 
stände und  ihrer  hauptsächlichsten  Grund- 
ursachen ist  wünschenswert.  Einigcr- 
massen lüsst  sich  aus  dem  preussischen 
Schema  der  Einfluss  des  Alkohols  erkennen, 
wenn  man  die  unter  *l,aster«  enthaltene 
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Position  ^Trunkenheit  und  Trunksucht«  und 
die  unter  *  Geisteskrankheiten^  enthaltene 
Position  »Säuferwahnsinn «  zusammenzieht. 
Ganz  aber  kann  man  auch  so  den  Kinfluss 
des  Alkohols  nicht  ergründen ;  denn  vermut- 
lich dient  er  dazu,  noch  eine  Reihe  weiterer 
Positionen  anderer  Motive  (z.  B.  Lobens- 
überdruss)  zu  verstärken. 

Auch  die  Frage  des  Einflusses,  welchen 
die  öffentliche  Besprechung  vorgekommener 
Selbstmordanfälle,  insbesondere  in  der  Tages- 
presse, etwa  fibt^  verdient  statistische  Kon- 
rolle, i) 

21.  Die  Erforschung  der  Selbstniord- 
verarsachungen  mittelst  Kombination 
statistischer  Ergebnisse.  Das  Wesen 
dieser  Forschungen  besteht  darin,  dass  sie 
sich  von  der  Betrachtung  der  deklarierten 
individuellen  Beweggründe  abwenden  und 
festzustellen  suchen,  in  wie  fem  kollektive, 
soziale  Ursachen  im  Untergrund  der  Dinge 
selbstniordfördernd  oder  selbstmordhemmend 
wirken.  Hier  eröffnet  sich  ein  weites  Ge- 
biet wissenschaftlicher  Arbeit.  In  dessen 
Einzelheiten  materiell  hier  einzutreten,  ver- 
wehrt schon  der  Umstand,  dass  alsdann  an 
Stelle  eines  Artikels  ein  umfassendes  Buch 
zu  schreiben  wäre. 

Nur  die  Zielpunkte  der  in  dieser  Rich- 
tung sich  bewegenden  statistischen  Arbeit, 
in  welcher  Schriftsteller  wie  Wagner, 
v.  <)ettingen,  Masaryk,  Morselli,  Dürkheim 
u.  a.  vorangegangen  sind  und  deren  be- 
friedigender Abschluss  noch  in  weiter 
Ferne  steht,  können  hier  knapp  bezeichnet 
werden. 

Diese  ganze  Kausalitätsforschung  kollek- 
tiver Art  kann  in  der  Hauptsache  auf  zwei- 
erlei Weise  stattfinden.  Man  kann  erstens 
zu  Vermutungen  über  Verursachungsein- 
flüsse  dadurch  kommen,  dass  man  die  in 
Ruhe  gedachte  Selbstmord masse  in  ihrer 
eigenartigen  Differenzierung  mit  anderen 
zum  Vergleich  geeigneten  sozialen  Massen 
von  gleicliartiger  Differenzierung  vergleicht. 

»)  Sehr  beachtenswert  ist  eine  hier  ein- 
schlägige Resolution  des  MediziniRch-pharma- 
zcutischen  Bezirksvereins  Bern  vom  1K.  Jnli 
1896,  welche  lautet:  „Seit  20  Jahren  kommen 
jährlich  durchschnittlich  650  Selbstmorde  in  der 
Schwebt  vor,  eine  Zahl,  die  verhältnismässig 
nur  in  Sachsen  und  in  Dänemark  übertroffen 
wird.  Es  ist  Thatsache,  dass  in  unseren  grösse- 
ren Städten  nach  einer  mehr  oder  weniger 
langen  Pause  mehrere  Selbstmordfälle  rasch  auf- 
einander folgen,  bei  welchen  oft  die  gleiche 
Selbstmordsart  gewählt  wurde.  Das  lässt  ver- 
muten, dass  die  Suggestion,  die  der  erste  Fall 
auf  Prädisponierte  ausübt,  eiuige  der  letzteren 
zur  verzweifelten  That  treibt.  Ks  wäre  daher  \ 
xn  wünschen,  dass  die  Tagespresse  künftighin 
von  Selbstmordfällen  keine  Notiz  mehr  nehmen 
würde.  Diese  Resolution  wird  dem  schweize- 
rischen Pressverbande  zur  Kenntnis  gebracht." 


Eine  solche  geeignete  Vergleichsmasse  ist 
vor  allem  die  Gesamtlievölkorung.  Indem 
man  z.  B.  den  Geschlechts-  und  Altersauf- 
bau einerseits  des  kleinen  Haufens  der 
(  Selbstmörder,  andererseits  des  grossen 
;  Haufens  der  Gesamtltevölkcrung  vergleicht, 
gelangt  man  zur  Erkenntnis,  in  wie  weit 
die  Zugehörigkeit  zu  dem  einen  oder  an- 
deren Geschlecht  oder  zu  einer  bestimmten 
Altersklasse  selbstmordfördernd  oder  selbst- 
mordhemmend wirkt.  Gleiches  gilt  von 
allen  weiteren  individuellen  Differenzierungen 
nach  Religionszugehörigkeit,  Familienstand, 
Abstammungsverhältnisscn,  Beruf  und  sozi- 
aler Schichtung  etc.  Die  Differenzierung 
der  Vergleichsmassen  beschränkt  sich  alter 
nicht  auf  solche  individueller  Natur;  es 
können  auch  zcitlieho  und  räumliche  Be- 
]  Standsdifferenzen  dabei  in  Frage  kommen. 

So  wird  man  z.  B.  aus  dem  jahreszeit- 
i  liehen  Verhalten  der  Selhgtmordmasse  gegen- 
[  über    jahreszeitlicher   Verteilung  anderer 
Massen  (z.  B.  der  Verbrechensmassen)  oder 
aus  derenfäumlicher  Differenzierung  nach 
!  Aggloraeranonsverhältnissen    der  Bevölke- 
rung, nach   Höhenlage   und  Temperatur- 
zonen etc.  im  Gegenhalt  zur  gleichartigen 
Verteilung  der  Gesamtlievölkorung  manchen 
Kausalitätsschluss  ziehen  können. 

Der  zweite  Weg  der  kollektiven  statis- 
tischen Kausalitätsforschung  bietet  sich  bei 
einer  ihrem  Wesen  nach  als  Bewegungs- 
masse auftretenden  Erscheinung  iu  der  Art 
dar,  dass  der  konkrete  historische  Verlauf 
der  gegebenen  Erscheinungen  auf  gegebenem 
Gebiet  in  diesem  Falle  also  der  Selbst- 
morde —  mit  dem  historischen  Verlauf 
anderer  statistisch  festgehaltener  Bewegungs- 
erscheinnngen  verglichen  wird,  um  zu  er- 
sehen, in  wie  weit  sich  Parallel israou  oder 
Antagonismen  der  Erscheinungen  und  Ver- 
mutungen über  Wechselbeziehungen  ergeben. 
Hier  rollt  sich  die  Aufgabe  auf,  den  ge- 
schichtlichen Verlauf  der  Solbstmordtbätig- 
keit  der  Menschen  möglichst  weit  zu  ver- 
folgen und  festzustellen,  in  wie  weit  einzelne 
besondere  Ereignisse  besonderen  Einfluss 
zeigen  (z.  B.  Kriegsperioden  und  wirtschaft- 
liche Katastrophen)  und  in  wie  fern  die  Ge- 
staltung gewisser  Dauererscheinungen  sozi- 
aler Natur  (z.  B.  Bevölkerungsbewegungs- 
verhältnisse, Erkrankung«-,  insbesondere  lrr- 
sinnsbewegung,  wirtschaftliche  Momente, 
insbesondere  Produktions-  und  Preisgestal- 
tungen, kriminelle  Entwickelungsverhältuisse, 
Bildung»-  und  Verkehrsentwickelungen)  mit 
grösserer  oder  geringerer  Wahrscheinlich- 
keit Spuren  in  der  Selbstmordliewegung  zu- 
rücklassen. 

Einen  endgilt  igen  Abschluss  wird  diese 
vielgliederige  Arbeit  wissenschaftlicher  For- 
schung niemals  finden;  denn  die  Gesetze 
der  Selbstmonierscheinung  sind  zum  grossen 


Digitized  by  Google 


720 


Selbstmordstatistik 


Teile  nur  relativ  uad  selbst  ortlich  wie  | 
zeitlich  verschiedenartig  gestaltet.    Immer-  ' 
hin  aber  wird  sich,  je  weiter  die  Forschung . 
schreitet,  ein  um  so  festerer  Kern  beglau-  i 
bigter  Gesetzmässigkeiten  aus  der  Statistik 
der  Selbstmorde  ergeben,  sowohl  im  Siunc 
nachgewiesener  Gliederungskonstanz  als  in 
der  Richtung  gesetzmässiger  Bewegungser- 
scheinungen.   Immer  mehr  wird  man  als-  r 
dann  auch  zu  übersehen  vermögen,  in  welcher 
durch  dio  Verhältnisse  bedingten  "Weise  der 
Selbstmord  als  eine  der  düstersten  Seiten 
des  Differenzierungsprozesses  unseres  Ge- 
aellscliaftslebens  sich  entwickelt  und  welche 
Bedeutung  demselben  für  die  Beurteilung 
der  Kultur-  und  Moralkraft  eines  Volkes  bei- 
zumessen ist. 

Litt«ratar:     Alte     eimeinen  »tatittitehen 

Quellenwerke,  welchen  die  im  corttehenden 
benutzten  Stlb»lmord zahlen  entnommen  find,  hier 
aufzuführen,  unterlasse  ich,  um  *o  mehr,  aU  die 
fraglichen  Zahlen  zum  Teilt  gütigen  handtrhrift- 
liehen  Mitteilungen  der  betreffenden  statistischen  i 
Bureau»   bezw.    Regierungen    entn^bimen  sind. 
Xur  auf  drei  periodisch  erscheinende  Quellen' 
werke,  welche  der  SelbttmordttatUtik  einen  breiten 
Raum  gewähren,  »ei  hier  hingewiesen :  1.  Die 
jährliche  Veröffentlichung  de»  amtlichen  Quellen- 
Werke»  » Preu»*i»che  Statistik«   über  »Die  Sterb-  ! 
lichkeit  nach    Todesursachen   und  Alter»kl<t»*cn 
der  Ce»torbenen  »owie  die  Selbstmorde  und  die 
tiidlichen  Verunglürkungen  im  preu»»i»rhen 
Staate«;  S.  tieneralbericht  Uber  die  Sanität»- 
rerw<Uti4ng    im    Königreich    Hagem,    heran»- 1 
gegeben  t  um  Königl.  Staat»ministeriuin  de»  Innern, 
bearbeitet  im   Königl.  statistischen  Bureau,  mit  ( 
einem   besonderen    Abschnitt   über  Selbstmorde; 
3.  den  jährlich  erscheinenden  Campte,  general  de  j 
l'administration  de  In  Justice  criminelle  en  France 
et  en  Algerie,  prisente  au  President  de  In  Re- 
publique  fxir  le  (Jarde  de»  sceaus,   Minister  de 
la  Justice,  welcher  unter  nrenseignements  direna 
die  jährliche  SrlbstniordsUitistik  enthält. 

Marc  d'Etrptne,   E*sai  analutique  et  cri- 
tigue    de  StatUtique    mortuaire   romparee  etc., 
Pari»  1858,  S.  93  ff.  —  J.  E.   WappfiUH,  All- 
gemeine Bevölkerungsstatistik,   II.  Teil,  Leipzig 
186t,  S.  4°Sff.  —  A.  Wagner,  Statistik  will- 
kürlicher Handlungen,  I.   Vergleichende  Selbst- 
mordstutittik   Europa»,   nebst  einem    Ahris»  der 
Statistik  der  Trauungen  (zweiter  Teil  ron  »Die 
Gesetzmässigkeit  in   den  scheinbar  willkürlichen  i 
menschlichen  Handlungen  com  Standpunkte  der  \ 
Statistik«),  Hamburg  1864.    ~  3t.  W.  Irrohlach,  i 
Die   moralische   Statistik   und    die    menschliche  j 
Willensfreiheit,    Leipzig   1867.  ■ —   Cirkular  des 
Königl.    statittischrn    Hurtau»    an    die  Künigl. 
Regierungen  und  Dinddrost, ü  ii.  dir  Herstellung 
einer    genauen    Statistik    der  Vrrungliickungen 
und  Selbstmorde  beirrend  'Zeitschrift  des  Königl. 
preus*.  Statist.  Bureaus,  1868,  S.  ■>•..•, ff.).  —  A.  i 
ttttetelet,    Physique    sociale    ou    essai    nur    le  < 
dereloppement  des  faculte»  de  l'homme,   Tome  II, 
HrurrUes   1869,   S.  (Le*   »uicide*   et,  (es 

durls).    —    Dr.    <\    It..     Die    Selbstmorde    in  , 
Preussen    im    IV.  Quartal  1868    und    im  Jahre 
is»,9    (Zeitschrift    dr*    Königl.    prent».  Statist. 
Hureaus,  1$7<>,  S.  41  ff).      '.f.  Platter,  reber 


den  Selbttmord  in  Österreich  in  den  Jahren 
1819— 187S  (StatUtUche  Monatsschrift,  heraus- 
gegelien  von  der  k.  k.  ttatUt.  CentralkommUsion 
WTC,  S.  97 ff).  —  Brattasaevic,  Die  Selbst- 
morde  in  Oesterreich  1873 — 1877  in  Vergleichung 
zu  jenen  in  Preusten,  England,  Frankreich. 
Ruttland  und  Italien  (Statistitehc  Monatsschrift, 
IS78,  S.  439 ff.).  —  E.  Hornel! t,  II  »uieidü,, 
Saggio  di  »tatistica  morale  comparata,  Milano 
1879.  (Ein  Autzug  darau»,  vom  Verfasser  telbst 
gefertigt,  findet  »ich  in  den  Annali  di  StatUtica, 
Sei  ie  S;  Vol.  Jt,  1880,  S.  I  ff.  Eine  deutsche 
Vebcr»etsung  mit  eenchiedenen  Weglastungen, 
andererteit»  auch  Zusätzen  Morseiiis  und  einem 
Vorwort  dcssellten  ron  S.  (H.  v.  Scheel)  i»t  als 
Band  der  »Internationalen  wissenschaftlichen 
Bibliothek«  in  Leipzig  1881  ertchienen  unter  dem 
Titel :  H.  Morselli,  Der  Selbtlmord.  Ein  Kapitel 
au»  der  Moralstatistik).  —  E.  Deeaisme,  L* 
»uicide  en  Eruncc  (Journal  de  la  »ociete  de 
ttatUlique  de  Pari»,  1880,  S.  Iii  ff.).  —  A.  v. 
Oetttngen,  Veber  akuten  und  chronischen  Selbtt- 
mord.   Ein  Zeitbild,  Dorpat  und  Fellin  1881. 

—  Th.  G.  Manaryk,  Der  Selbttmord  als  soziale 
Mastenertcheinung  der  modernen  (Hrilisation, 
Wien  1881.  —  A.  Leg  Oy  t,  I*  »uicide  ancien 
et  moderne,  etude  hUtarique ,  phüo»vphiaue, 
morale  et  statistique.  Pari»  1881.  —  A.  O. 
(Oeianler),  Zur  Mornlstatittik,  l'nteriuehungen 
Uber  den  Selbttmord  (Arbeiterfreund  1882,  S. 
178 ff.).  —  A.  r.  Oeningen,  Die  Moralstatistik 
in  ihrer  Bedeutung  für  eine  .Sazialethik,  3.  roll- 
»U'lndig  umgearb.  Auflage,  Erlangen  1882,  S. 
r.trir.  —  J.  Roth,  Die  Selbttmorde  in  der  k. 
und  k.  Armee  in  den  Jahren  187S — 1890  (Sta- 
tUtUche MonaUtchrift  189S,  S.  196 ff.).  —  I*ext*. 
Art.  uMoralslatistik«  im  II.  d.  St.,  2.  Aui., 
lid.  V,  S.  8r.fi  ff.  —  &  Roaenjeld,  Der  Selbtt- 
mord im  k.  und  k.  ötteiTeichUehen  Heere.  Eine 
»tatist isrhe  Studie  (ItcuUehe  Worte  189S,  S.  449 ff'.). 

—  E.  Rehflaeh,  Der  Selbstmord,  eine  kritische 
Studie,  Berlin  1893.  —  Die  Selbstmorde  in  der 
preussUchcn  Armee  (Militär-MMcheublatt  1894, 
3.  Beiheft).  —  SrlbttmonlstatUtik  der  wichtigsten 
lAnder  Europa»  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  III. 
Folge,  Bd.  VIII,  S.  430  ff,  Jena  1894).  — 
RrattaaHeric,  Die  Selbstmorde  in  Wien  während 
der  Jahre  1854  —  1S94  (StatUtUche  MonaUtchrift 
189:,,  S.  z:,5  ff.).  —  &  Prlnxlng,  Trunksucht 
und  Selbstmord  und  deren  gegenseitige  Be- 
ziehungen, Leipzig  1S9S.  —  R.  M.  Smüh, 
Stutistic»  and  Sociologg,  Xrw-  York  1S9S,  S.  ?J8jf. 

—  O.  r.  Mayr,  Der  Selbstmord  (Intern.  Sta- 
tistische Ucbertichten  VI),  im  AHarm.  Statistischen 
Archir  IV,  Z,  Tübingen  189t),  S.  399  ff.  — 
Emile  Dürkheim,  l/r  »uicide,  etude  de  »ocio- 
loijie  (Bibliothique  de  Philotophie  contcmjtorainc), 
Iltris  1897.  —  tl~  Bodlof,  Morimento  della 
popolnzionr  in  ulcuni  stati  d' Eurojni  e  d'Anir- 
rica,  hirte  II,  StatUtica  delle  morti  ncgli  anni 
1874  —  94  (Bulletin  de  l' Institut,  intern,  de  Sta- 
tistique, Tome  X.  1,  Rome  1S97,  S.  XXXIV).  — 
l\  Pareto,  Suiridi  e  fallimenti  ((iiomnle  degli 
Economtsti,  Roma  1897).  —  Zuereher,  Die 
Selbstmorde  im  Kanton  Zürich  in  Vergleichung 
mit  der  Zahl  der  Verbrechen  (Zweitschrift  für 
schweizer.  Statistik  1898).  —  //.  A.  Kroae. 
S.  ./.,  Der  Einfiu»»  der  Kunfe**ion  auf  die 
Sittlirhkrit.  Xach  dm  ErgebnUsen  der  Statistik, 
Err.ibnrg  S.  7C  ff  —  Heller,  Zur  Lehre 
vom  Selbstmord   nach   .Mt   Sertionen  (Münchner 
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JW.r.'HVA«.,rAn>)  mm  Mr.  4S).  (RiblU-gra-  America  1860-1890.  [Diese  Abhandlang  ist 
phiicke  Xotiten  Uber  », Selbstmord«  girbt  P.  ;  gemeinsam  mit  Dr.  Ricnraond  Mayo-Smith 
lApperi  in  r.  Firck*  BeriUktrungtlehre  und  {  vertagst.     (49.  Bd.,  Leipzig  1892,  S.  1 — 74).  — 


ltriüUcrtino*j>»litik,  Uipxüj  1S9X,  S.  $62 f.) 


5)  In  Finanz  ar<  hiv:  Das  Finanzwesen  der 
Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1891  (IX.  Jahrg.. 
2.  Bd.,  I«l2r  S.  568  ff.  i 


Seligiuau,  Edwin  R.  AM 

wurde  in  New-York  am  25.  IV.  1861  geboren, 
begann  seine  Studien  am  Columbia  College, 
setzte  dieselben  in  Europa  und  zwar  in  Heidel- 
berg, Berlin,  Paris  unu  Genua  fort  und  trat, 
nach  New-York  zurückgekehrt,  im  Jahre  1882 
in  die  „Columbia  Law  Schoo!  and  School  of 
Political  Science"  ein,  wo  er  1884  den  Doktor- 
grad erwarb.  Im  Jahre  18H5  wurde  er 
Leeturer  in  Political  Economy  am  Columbia 
College,  im  Jahre  1888  Adjunct  -  Professor  und 
1891  Professor  of  Political  Economy  and  Fi- 
nance. 

Seligman  ist  seit  1H86  Mitherausgeber  der 
.Political  Science  t^uarterlv".  er  ist  beteiligt  an  | 
der  von  dem  Columbia  College  herausgegebenen  , 
Sammlung  von  .Studie«  in  History,  Economics 
and  Public  Law"  uud  war  einer  der  Mitbegrün- 
der der  „American  Economic  Association". 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  aj  in  Buchform:  The  Couti- 
nuity  of  Economic  Thonght.  Science  Economic 
Discussiou,  New-York  1886.  —  Finance  Statis-  \ 
tics  of  the  American  Commonwealth.  (American  . 
Statistical  Association  No.  8.)  Boston  1889.  —  | 
Two  chapters  on  »he  Mediaeval  Guilds  «>f  Eng- 
land. (American  Economic  Association.)  Balti- 
more 1887.  The  Siugle  Tax.  Essay  and 
Debate  with  Henry  George.  (Proceedings  of 
Social  Science  Association  No.  27.)  189U.  — 
< )a  the  Shifting  and  Incidence  of  Taxation. 
(American  Economic  Association.)  Baltimore 
1*92:  2.  Aufl.,  Chicago  und  London  185«.  — 
The  Theory  of  Progressive  Taxation.  (Ameri- 
can Economic  Association.)  1892.  —  Progres- 
sive Taxation  in  Theory  and  Practice,  2  parts, 
New-York  und  London  1894.  —  Essays  in  Taxa- 
ebd.  1895. 


Senior,  William  Nassan, 

geb.  am  26.  IX.  1790  zu  Ufflngton  in  der  eng- 
lischen Grafschaft  Berks,  gest.  am  4.  VI.  1864 
in  Oxford,  bildete  sich  auf  dem  College  zu  Eton 
zum  Juristen  aus.  wurde  1826  Professor  der 
Volkswirtschaft  in  Oxford,  1832  Mitglied  der 
Enq.uetekoinmissiou  zur  Reform  der  englischen 
Armengesetzgebung,  1836  Senatsmitglied  und 
1838  Mitglied  der  staatswissenschaftlicheu  Prü- 
fungskommission der  Londoner  Universität. 
1847  trat  er  seine  Professur  in  Oxford  wieder  all. 

Senior  veröffentlichte  von  staatswissengehaft- 
lichen  Schriften  aj  in  Buchform:  An  intro- 
duetory  leeture  on  political  economy,  delivered 
before  the  Universitr  of  Oxford.  London  1826; 
2.  Aufl..  ebd.  1827  :  3.  Aufl.  ebd.  1831:  8.  Aufl.. 
ebd.  1852;  dasselbe,  in  französischer  Ueber- 
setzung  von  J.  Arrivabene,  Paris  1836;  das- 
selbe,  in  italienischer  l'ebcrsetzung,  Lugano 
1836:  dasselbe,  in  holländischer  Uebersetzung 
von  H.  W.  Tydeman,  Leiden  1839.  —  Three 
lectures  on  the  transmission  of  the  preeious 
metals  from  conntry  to  eouutry,  aud  the  mer- 
cantüe  theory  of  wealth,  London  1828  ;  2.  Aufl., 
1830.  —  Two  lectures  on  popnlation,  delivered 
Iwfore  the  t'niversity  of  Oxford  in  1828.  To 
which  is  added  a  correspondence  between  the 
author  and  T.  R.  Maltlins.  ebd.  1829;  dasselbe, 
Neudruck,  ebd.  1831  Senior  bekämpft  in  dieser 
Schrift  die  Malthussche  l'ebcrvölkernngsdoktriu). 
—  Three  lectures  on  the  rate  of  wages, 
delivered  before  the  University  of  Oxford  in 
1830,  with  a  preface  on  the  causes  and  reme- 


dies  of  the  present  distnrbam  es.  ebd.  1830: 
2.  Aufl.,  1831.  —  Three  lectures  on  the  cost  of 


b;  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.  und  zwar :  1)  In  Political  Science 
tyuarterlv:  Owen  and  the  Christian  Socia- 
lists  (vol.  1.  No.  2,  1886).  —  Railway  Tariffs 
and  the  Interstate  Commerce  Law  (vol.  II,  No. 
2  u.  3,  1887).  [Diese  Ahhandliuig  erschien  auch 
besonders ,  New- York  1887.  |  —  The  General 
Property  Tax  (vol.  V,  No.  1,  1890).  |  Diese  Ab- 
handlung erschien  auch  besondere,  New-York 
1890.  i  —  The  Taxation  of  Corporations  (vol.  V,  j 
No.  2,  3,  4,  1890).  [Diese  Abhandlung  erschien 
auch  besonder»,  New-York  1S90.J  Bastable's 
Public  Finance  (vol.  VII,  No.  4i,  1892.  The 
Income  Tax  (vol.  IX,  No.  4i,  1894.  —  Colonial 
and  State  Income  Taxes  (vol.  X,  No.  2i,  189.). 
-  Adam's  „Science  of  Finance"  (vol.  XlV, 
No.  1  (pag.  128-1881,  1899.  —  2  t  In  Quarterly 
•lonrnal  of  Economics  (Boston):  Some  recent 
Book»  on  Local  Taxation  (1897,  Januar).  —  3) 
In  Yale  Review  (Ncw-Haven) :  Recent  Reforms  | 
in  Taxation  (vol.  III,  No.  4  n.  vol.  IX,  No.  1. 
1895.  —  4)  In  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.:  The  | 
Commercial  Policy   of  the  United  States  of  [ 

»örterlmch  der  Staauwl»»enschaften.  Zweite 


obtaining  money  and  on  some  effects  of  private 
and  governmeut  paper  money.  ebd.  1830.  —  A 
letter  to  Lord  Howiek  on  a  legal  provi>ion  for 
the  Irish  |>oor,  a  commutation  of  tithes,  and  a 
pro\ision  for  the  catholic  clergy,  ebd.  1831. 
Statement  of  the  provision  for  the  poor  and  of 
the  condition  of  the  labouring  classes  in  a  con- 
siderable  i>ortioii  of  America  and  Europe,  ebd. 
1886.  —  An  outline  of  the  science  of  political 
economy,  editio  priueeps  u.  d.  T. :  Encyelo- 
paedia  metropolitaua,  Bd.  VI,  S.  129  ff.,  ebd. 
1835:  dasselbe,  2.  Aufl.,  1851»;  neue  Ausgabe 
der  2.  Aufl.,  Glasgow  1S50:  3.  Aufl.,  London 
1854;  5.  Aufl.,  184S3  (Inhalt:  Nature  of  wealth; 
Statement  of  the  four  elemcutary  propositions 
of  the  science,  and  distributiou  of  wealth).  — 
Letters  on  the  Factory  Act  aa  it  affects  the 
cotton  mauufacture,  ebd.  1837:  2.  Aufl.,  1844. 
—  Three  lectures  on  the  value  of  monev, 
delivered  before  the  l'niversitv  of  Oxford  in 
1829.  ebd.  1810. 

b)  in  Zeitschriften:  Ii  In 
Edinburgh  Review,  Jahrg.  1843:  Ou  free  trade 
and  retaliation.  —  2)  In  Journal  of  the  Statis- 
AufltKe.  VI.  46 
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tical  Society  of  London,  Bd.  XXIII,  1860,  S. 
357  ff. :  Distinction  between  a  science  and  an 
art.  Mental  character  of  political  economy  as 
opposed  to  „material";  its  connection  with 
other  science«  only  as  affecting  „wealth". 
Application  of  statistics  both  to  matter  and 
mtnd;  illustrations  of  their  proper  scope  and 
usefulness. 

Da»  volkswirtschaftliche  System  .Seniors  be- 
fasst  sich  nnr  mit  der  Natur,  Produktion  und 
Verteilung  des  National  wohl  Standes ,  wonach 
also  der  Konsumtion  weder  eine  besondere  Ver- 
mbgensbildnngs-  noch  Aufzehnineskraft  beige- 
messen wird.  Der  Nachfragegrad  des  Tausch- 
wertes richtet  sich  bei  ihm  nach  dem  Nütilich- 
keitsgrade  des  begehrten  Sachgutes,  welcher 
letztere  wieder  von  dem  wachsenden  oder  ab- 
nehmenden Vorräte,  von  dem  dringenden  oder 
aufschiebbaren  Bedürfnisse  bestimmt  wird,  sich 
in  dem  zu  erwerbenden  Gute  eine  Befriedigung 
zu  verschaffen  oder  einer  Draugsal  zu  begegnen ; 
beim  Tauschwert  unterscheidet  er  ausserdem 
zwischen  ursprünglichen  und  gegenwärtigen 
Produktionskosten  in  der  Weise,  dass  er  nicht 
die  wirklich  aufgewendeten  Produktionskosten 
als  Bestimmungswert  des  betreffenden  Sachgutes 
annimmt,  sondern  den  Preis  nur  denjenigen 
Kosten  gleichachtet,  die  durch  Neuproduktion 
des  Gutes  zur  Zeit,  wo  es  gekauft  werden  soll, 
entstehen  würden.  Es  wird  dadurch  ein 
Gegensatz  zwischen  dem  Produzenten,  der  ein 
von  ihm  hergestelltes  Gut  abzugeben  hat,  und 
dem  Kauflustigen,  der  es  erwerben  will,  ge- 
schaffen, und  zwar  wird  der  Käufer  sein  Gebot 
nach  Massgabe  der  angenommenen  Selbsterzeu- 
gungskosten abgeben,  der  Verkäufer  dagegen 
seine  Forderung  auf  Grund  der  wirklichen  Her- 
st eUnugskosten  des  begehrten  Sachgutes  nor- 
mieren, beide  Kontrabenten  also  den  Marktpreis 
nach  oben  und  nach  unten  hin  abgrenzen. 
Seniors  Grundrententheorie  fusst  auf  der  An- 
nahme, dass  die.  Steigerung  der  Arbeitsmenge, 
bei  im  übrigen  sich  gleichbleibender  landwirt- 
schaftlicher Technik,  dem  neu  in  Angriff  ge- 
nommenen Boden  eine  geringere  Ertragbarkeit 
abgewinnt  als  dem  vorher  bearbeiteten  Boden,  |  2 
womit  er  sich  der  Grundrentenentstehnngs- 
theorie  Ricardos  anschliesst,  dessen  Bodenboni- 
tätsabnahmegesetz  dagegen  er  nur  bedingungs- 
weise annimmt.  Die  Kosten  der  Rentenpro- 
duktion äussern  sich  ihm  ausserdem  in  dem 
beschrankten  Masse  und  der  abgestuften  Mäch- 
tigkeit der  auf  die  Preisbildung  einwirkenden 
Naturkräfte,  wonach  er  in  der  Grundrente  die 
Konsequenz  eines  beschränkten  Monopols  sieht. 
—  Seine  Abstiuenztheorie  begründet  in  der 
Enthaltsamkeit  des  Kapitals,  sich  selbst  mittelst 
unmittelbarer  Vereebrnng  der  Güter  zu  opfern, 
den  kapitalistischen  Ersparnngsgewinn  (Kapi- 
talzius).  Die  Enthaltsamkeit  fruktiflziert  sich 
durch  passive  Beteiligung  an  dem  Wirken  der 
zwei  Produktionswerkzenge  Arbeit  nnd  Natur- 
kraft. Die  Grösse  der  Abstinenz  kommt  in  dem 
Ersparungsgewinn  zum  Ausdruck,  und  der  Preis 
ist  dem  Entgelte  gleich,  was  dem  Arbeiter  nnd 
Kapitalisten  für  die  von  ihnen  gebrachten  Opfer 
gebührt.  —  Die  Lohnfondstheorie  der  klassi- 
schen Nationalökonomie  erhielt  durch  Senior 
eine  wissenschaftliche  Vertiefung,  für  die  heu- 
tige Wissenschaft  gilt  sie  als  abirethan.  Adam 
Smith  und  Ricardo  hielten  an  dem  Posttilate 


fest,  dass  die  Lohnhöhe  in  einem  staatlichen 
Gemeinwesen  von  der  Kapitalsgrosse  abhänge, 
die  zn  einer  gegebenen  Zeit  zu  Lohnzahlungen 
bestimmt  sei,  Senior  dagegen  gewann  deu 
Dorchschnittslohnsatz  für  den  einzelnen  Arbeiter 
dadurch,  dass  er  die  Summe  des  während  eines 
Jahres  zur  Beschäftigung  und  damit  Bedürfnis- 
befriedigung der  gesamten  Arbeiter  eines  lindes 
bestimmten  Güter-  oder  Kapital  Vorrates  durch 
diese  Arbeiterzahl  dividierte.  IJim  gelang  es 
aber  ebensowenig  wie  seinen  Vorgängern,  eine 
annehmbare  Regel  über  die  Bildung  des  Divi- 
dende oder  des  Lohnfonds  aufzustellen,  da 
nach  ihm  dessen  Steigerung  oder  Verminderung 
von  dem  Verhältnis  der  Gesamtproduktion  der 
Güter,  die  der  Arbeiter  nicht  entbehren  kann, 
zu  solchen,  welche  bloss  für  den  Kapitalisten 
Wert  haben,  bestimmt  wird.  Weil  es  sich  hier- 
nach um  Verteilung  der  Gesamtproduktion 
zwischen  Arbeiter  nnd  Kapitalisten  handelt, 
wird  dieses  Verhältnis  von  ihm  aus  der  Grund- 
rententheorie oder  richtiger  aus  dem  Gewinne 
abstrahiert,  um  den  der  Mehrbetrag  der  Erträg- 
nisse des  schlechtesten  Bodens  mit  den  auf 
seine  Bebauung  verwendeten  Arbeitskosten 
differiert.  Auf  die  Kosten  der  aufgewendeten 
Arbeit,  welche  doch  das  Lohnfuudament  aus- 
machen, geht  Senior,  weil  er  sie  als  variaMe 
Grosse  nicht  präcisicren  kann,  nicht  näher  ein 
nnd  entzieht  dadurch  seiner  ganzen  Lohnfonds- 
theorie den  Boden.  —  Mit  der  Zehnstundenbill 
von  1847,  welche  Senior  erst  bekämpft  hatte, 
erklärte  er  sich  später  deshalb  einverstanden, 
weil,  seiner  Meinung  nach,  der  Gewinn  im  Fa- 
brikbetrieb  ausschliesslich  anf  die  „letzte  Stunde* 
koncentriert  sei,  ein  gewaltiger  Irrtum,  den 
das  Prosperieren  der  englischen  Industrie  nach 
erfolgter  Kürzung  der  Arbeitszeit  längst  doku- 
mentiert hat. 


Vgl.  Uber  Senior:  Mac  Culloch,  The 
literature  of  political  economy,  London  1845, 
S.  241/42,  3012.  -  Chevalier.  Cours  deco- 
nomie  polit.,  Bd.  III,  Paris  1850,  S.  452  63, 
548,49  u.  8.  —  Dictionnaire  d'ecouomie  polit., 
iVufl.,  Bd.  II,  ebd.  1864,  S.  610.  —  Las- 
salle, Kapital  und  Arbeit,  Berlin  1864.  S.  110. 

—  Longe,  Refutation  of  the  wages-fund- 
theorv,  2  Bde..  London  1866,  Bd.  I,  S.  105  ff.. 
308 ff.  —  Brentano,  Lehre  von  den  Lohn- 
steigerungen  etc.,  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat., 
Bd.  XVI,  Jena  1871.  S.  2fi0ff.  —  Roscher. 
Geschichte  der  Nat,  München  1874,  S.  843,  864. 

—  Pierstorff,  Unternehmergewinn,  Berlin 
1875,  S.  47 ff.  —  Walker,  Wages  question. 
New- York  1876,  S.  184,85,  323  u.  ö.  —  Bren- 
tano, Das  Arbeitsverhältnis  gemäss  dem  heu- 
tigen Recht,  Leipzig  1877,  S.  86.  —  Shad- 
well,  A  systein  of  political  economy,  London 
1877,  S.  53,  84,  104.  142,  153,  472,  607.  — 
Wagner,  Fin.,  3.  Aufl.,  Leipzig  1883,  S.  164. 
Walker,  Political  cconomv,  London  1883,  S. 
8,9,  20,21,  89/90,  313/14,  316/17  u.  ö.  —  von 
Böhm-Bawerk,  Kapitalzinstheorieen,  Inns- 
bruck 1884,  S.  317  ff.,  458  u.  ö.  —  Encyclo- 
paedia  Britannica,  9.  Aufl.,  Bd  XIX,  London 
1885,  S.  377,  Bd.  XXI,  ebd.  1886,  S.  663/64.  - 

i  Ingram,  History  of  political  economy,  el>d. 
1888,  S.  115/16,  13840  n.  ö\  -  Zuckerkandl. 
Theorie  des  Preises,  Leipzig  1889.  S  269  ff.  — 
'Gossa,  Introduzione  allo  studio  dell' 
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politica,  3.  Aufl.,  Mailand  1892,  8.  346/47  u.  0. 1  Gebiet  uicbt  überschreiten  kann,  sondern  auch 
—  T.  N.  Carver,  The  place  of  abstinence  in 'der  grösseren  Einträglichkeit  und  des  leieh- 
the  tbeory  of  interest,  in  Quarterl  v  Journal  of  \  teren  nnd  demzufolge  billigeren  Transporte* 


Economic*,  vol.  VIII,  So.  1,  Oktober  1893. 

Uppert. 


Sensale 

s.  Maklerwesen  oben  H«l.  V,  S.  076  ff 


Separation 


n.  Zusammenlegung  der  Gr  und 
stüike. 


Serra,  Antonio, 


wegen  gegenüber  den  primitiven  Bodenerzeug- 
j  niesen,  welche  letzteren  ausserdem,  worauf  er 
'  besonders  hinweist ,  von  WitterungseinflUssen 
derartig  abhängen,  dasH  ein  blosser  Agrarstaat 
durch  Missernten  zur  zeitweisen  vollständigen 
1  Einstellung  seiner  Ausfuhr  gezwungen  werden 
kann.    Da*  Serrasche  Buch  durchweht  ein  edler 
patriotischer  Heist,  in  dem  die  Trauer  um  den 
i  wirti*chaftlichen  Niedergang  der  neapolitanischen 
Provinzen  unier  der  spanischen  Herrschaft  zum 
Ausdruck  kommt,  und  im  Hinblick  auf  diese 
zerrütteten  Zustände  fordert  er  denn  auch  von 
den  Regierungen  eine  gerechte,  die  Produkti- 
vität   der    Arbeit    nnd    des  Gewerbliches 
schützende  Gesetzgebung.  Diesem  patriotischen 
I  Geiste  entspringt  auch  seine  Polemik  gegen  die 
j  Münzverschlechternngsprozednr  nnd  das  GHd- 
j  aii8fuhrverbot  etc.,  verzweifelte  Mittel,  welche 
j  Antonio  de  Santis  zur  Heilung  der  wirtschaft- 
en  Kalahnen,  •  liehen  Depression  des  neapolitanischen  Königreichs 

Thatsächlieh  hatte  übrigens  unter 


geb.   gegen    l.r»ÖO  in  Coscuza 

wurde,  unter  der  Anklage  der  Beteiligung  an  .  vorschlug. 

der  Verschwörung  l  ,ampanellas,  verhaltet  uud  '  ,iem  spanischen Regiment die  neapolitanisc  he 


im  Gefängnisse  .della  Vinria"  zu  Neapel  einge- 
kerkert.  Zur  Zeit  der  Herausgabe  seiner  .Schritt: 
Brevc  trattato  etc.  (s.  u.t,  befand  er  sich  im 
Kerker  und  es  gilt  als  erwiesen,  dass  er  den- 
selben auch  1617  Archivio  storico  italiauo, 
Bd.  IX,  s.  u.)  noch  nicht  verlassen  hatte,  vielmehr 
nach  Trinchera  Is.  u.)  darin  bis  zu  seinem  Tode  I 


Landwirtschaft  viel  weniger  zu  leiden  als  die 
Industrie  in  den  Städten,  auch  ist  nicht  zu  ver- 
gessen, das.8  es  die  Spanier  waren,  welche  da- 
mals die  Maulbeerzncht  sowie  den  Reis-  und 
Maisban  in  Italien  einführten. 

Vgl.  über  S  e  r  r  a :  G  a  1  i  a n  i .  Deila  moneta, 


verblieben  sei.  Heber  sein  Todesjahr  selbst  ist  ,  2.  Aufl..  Neapel  17«),  Nota  XXIX.  -  Salfi, 
nichts  bekannt. 

Serra  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliihe  Schrift  in  Buchform:  Breve  trattato 
delle  cause,  che  possono  far  abboudare  Ii  regni 
d'oro,  et  argento  dove  11011  sono  miniere,  <on 
applicatione  al  Hegno  di  Napoli,  3  Teile,  Neapel 
1613;  dasselbe,  Neudruck  in  dem  t'u«todischcn 
Sammelwerke:  Scrittori-<lassici  Italiaui  di  eeo- 
nomia  politica.  50  Bde.,  Mailand  1803  16.  worin 
das  Werk  die  erste  Abteilung  von  Bd.  I  des 
parte  autica  ausmacht. 

Nicht  mit  l'nrecht  wird  Serra  als  der  erste 
Wirt*chaft*theoretiker  Italiens  gefeiert,  da  er 
in  vorstehendem  Werke  als  frühester  unter  den 
staatswissenschaftlichen  Autoreu  italienischer 
Znnge  mit  einem  bestimmten  Systeme  hervor- 
trat, den  Wohlstand  eines  Landes  auf  den  aus- 
wärtigen Handel  zu  begründen  uud  die  Handels- 
politik wieder  von  den  natürlichen  oder  zufäl- 
ligen Bedingungen  abhängig  zu  machen,  welche 
ein  Land,  auf  Grund  seines  Gewerbtieisses  und 
seiner  Bodenerzeuguisse,  zur  Knltnr  der  mate- 
riellen Wohlfahrt  besonders  geschickt  macht. 
Sein  System  beruht  im  wesentlichen  auf  der  na- 
tionalen Handelsbilanz  des  Merkantilsystems, 


Eloge  di  Serra.  Mailand  1802.  —  Pecchio. 
Histoire  de  l'econoraie  polit.  en  Italic,  Paris 
183t*,  S.  70  ff.  —  Archivio  storico  italiano,  Bd. 
IX.  Florenz  1846,  S.  520.  -  Ferrara,  Prefa- 
zione  al  vol.  III  della  „Biblioteca  dell'  Econo- 
mista,  Ia  serie,  Turin  1852,  S.  LX  VIII  ff.  — 
Dictionnaire  de  leconomie  polithjue.  2.  AiiH., 
Bd.  II,  Paris  1854,  S.  610.  —  Biographie  uni- 
verselle ancienne  et  moderne,  Bd.  XXXIX,  ebd. 
1864.  S.  112,13.  —  Trinchera.  Di  Antonio 
Serra  e  del  sno  libro,  Neapel  1865.  —  Bon- 
nal,  Leconomie  politiqne  an  XVI  siede,  Paris 
1872.  —  v.  Sch  w  arzkopf ,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  nationalökononiiscben  Studien  in 
Italien  im  17.  nnd  18.  Jahrhundert,  Strassburg 
1872,  S.  5  u.  11.  —  Fornari,  Studii  sopra 
Antonio  Serra  e  Marc'  Antonio  de  Santis,  Pavia 
1879.  —  Derselbe,  Teorie  economiche  nelle 
provincie  Napolitane,  Mailand  1882,  S.  210  ff.  - 
Eucyclopaedia  Britannica,  9.  Aufl.,  London  1885, 
S.  19.  3o7. —  Gobbi,  L'econoraia  politica  negli 
scrittori  italiani  del  secolo  XVI — XVII,  Mai- 
land 1885),  S.  178 ff.  —  Cossa,  Introduzione 
allo  studio  dell'  economia  politica,  3.  Aufl.,  ebd. 
1892,  S.  199/202  n.  6\  —  Benini,  Sülle  dottrine 


deren  Gleichgewicht,  seiner  Lehre  nach,  für  ( economiche  di  Antonio  Serra.     Appunti  critici, 


Staaten,  denen  die  natürlichen  Keichtumser- 
zenger,  die  Gold-  nnd  Silberbergwerke  abgehen, 
nur  durch  den  auswärtigen  Handel  in  der  Weise 
hergestellt  werden  kann,  dass  sie  die  Edel- 
metalle, welche  ihnen  fehlen,  im  Handelsaus- 
tausche gegen  einheimische  Produkte  erlangen. 
Hinsichtlich  der  auszuführenden  Artikel  giebt 
Serra  den  Fabrikaten  vor  den  Rohprodukten  den  '  geboren 
Vorzug  und  zwar  nicht  allein  deshalb,  weil  die 
Bethätignng  des  Gewerbtieisses  in  Erzeugung 
solcher  Tauschgüter  eine  unbegrenzte  ist,  wäh- 
rend die  agrarische  Produktion  ein  gegebenes 


in  Giornale  degli  Economisti,  Agosto  e  Settem- 
bre  1892. 

Lipprrl. 


am 


Sering,  Max, 

18.  I.  1857  in  Barby,  Provinz 
Sachsen,  studierte  in  Strassburg  und  Leipzig, 
widmete  sich  dem  Justiz-  und  Verwaltungs- 
dienste im  Elsass,  wurde  1883  nach  Nordamerika 
gesandt,  um  über  die  Konknrrenzfrage  zu  be- 
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richten,  habilitierte  sich  nach  der  Rückkehr  in 
Bonn,  wurde  1885  daselbst  zum  ausserordent- 
lichen Professor  der  Staatawissenschafteu  er- 
nanut  und  gleichzeitig-  mit  der  Verwaltung  des 
ehemals  Heldschen  Ordinariat«  beauftragt, 
folgte  1889  einem  Kufe  als  ordentlicher  Pro- 
fessor au  die  landwirtschaftliche  Hochschule  in 
Berlin,  wurde  demnächst  auch  ausserordentlicher 
und  1897  ordentlicher  Professor  an  der  dortigen 
Universität. 

Sering  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
licheu  tSchrifteu  a)  in  Buchform:  Geschichte 
der  preussisch-deutsehen  Kisenzöllc  von  1818 
bis  znr  Gegenwart,  Leipzig  1882.  —  Die  land- 
wirtschaftliche Konkurrenz  Nordamerikas  in 
Gegenwart  und  Zukunft.  Landwirtschaft,  Kolo- 
nisation und  Verkehrswesen  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  Canada,  Leipzig  1887.  —  Arbeiter- 
auKPchiisse  in  der  deutschen  Industrie.  Gut- 
achten, Berichte,  Statuten,  herausgegelien  im 
Auftrage  de«  Ver.  f.  Sozialp.,  Leipzig  1890. 
Diese  Schrift  bildet  gleichzeitig  den  46.  Bd. 
der  Sehr.  d.  Vereins  f.  Sozialp.)  —  Die  Lage 
der  Landwirtschaft  in  der  östlichen  und  west- 
lichen Hälfte  der  preussischen  Monarchie.  Denk- 
schrift als  Manuskript  gedruckt.  Berlin  1891. 

Die  innere  Kolonisation  im  Östlichen 
Deutschland,  Leipzig  1893.  (Diese  Schrift  bil- 
det gleichzeitig  den  56.  Bd.  der  Sehr.  d.  Ver- 
eins f.  Sozialp.  .  —  Sering  ist  Herausgeber  u.  Mit- 
verfasser des  Sammelwerks:  Die  Vererbung  des 
ländlichen  Grundbesitzes  im  Kgr.  Preussen, 
i.  A.  des  laudw.  Ministeriums  berausgeg.,  Ber- 
lin, von  1897  -1900,  10  Bände.  —  Kr  irab  in 
Verbindung  mit  G.  Schmoller  u.  A.  Wagner, 
2  Bde.  Reden  u.  Aufsätze  über  -Handels-  und 
Machtpolitik-  (Stuttgart  1900)  heran«. 

hl  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
et«,  und  zwar:  ll  In  der  I a nd w i r tsc haf 1 1. 
Presse:  Beobachtungen  auf  einer  nordaincri- 
kaniseben  Studienreise  (1883,  1884).  Arbeiter- 
frage un<l  Kolonisation  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen Prenssens  (181)2j.  (Diese  Abhandlung 
erscliien  auch  separat  in  Buchform,  Berlin 
1892.)  2)  In  .lahrb.  f.  Xat  u.  Stat.: 
Erhebungen  über  die  Lage  des  Kleingewerbes 
in  Baden.  (Bd.  18,  1889.)  —  3)  In  .lahrb.  f. 
(ies.  und  Verw.:  Die  Landpolitik  der  Ver- 
einigten Staaten  (18841.  Die  soziale  Frage  in 
England  nud  Deutschland  (1890).  Die  Ent- 
würfe für  eine  neue  Agrargesetzgebung-  in 
Oesterreich  (1894).  Die  preußische  Agrarkou- 
terenz  1 1894).  Die  bäuerliche  Erbfolge  im  rechts- 
rheinischen Bayern  (1896;.  Die  Agrarfrage  und 
der  Sozialismus  (1899/.  —  4)  In  Handels  -  und 
Machtpolitik.  Stuttgart  1900:  Die  Handels- 
politik der  Grossstaaten  und  die  Kriegsflotte. 
—  i*\  Im  Wörterbuch  der  Volkswirt- 
schaft, hrsg.  von  L.  Elster:  die  meisten 
agrar]K>litischeu  Aufsätze.  — .  6J  In  Mittei- 
lungen der  deutschen  L  and  wirf- 
st-hafts  gesell  Schaft :  Die  nordamerikani- 
sche Schlacht viehkonkurrenz  (1890).  -  7)  In 
diesem  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissen sc  haften  die  Artikel:  Getreide- 
handel in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika:  Heimstättenrecht:  Ko- 
lonisation, innere:  Rentengüter. 

ited. 


Seuchen 

s.  Volkskrankheiten. 


Sicherheitspolizei 

s.  Polizei  oben  Bd.  V.  S.  108  ff. 


Silber  and  Silberwährnng. 

1.  Das  Silber  im  Altertum.  2.  Im  Mittelalter. 
3.  Neuere  Zeit.  4.  Das  19.  Jahrhundert.  5. 
Die  Silberent wertung. 

1.  Das  Silber  im  Altertum.  Das 

Silber  hat  vermöge  seiner  Widerstandsfähig- 
keit gegen  den  Sauerstoff  und  die  Feuchtig- 
keit der  atmosphärischen  Luft  den  chemi- 
schen Charakter  eines  odlen  Metalls,  kommt 
aber  in  der  Natur  nur  in  verltnltuisuulssig 
geringer  Menge  in  gediegenem  Zustande, 
vielmehr  durchaus  überwiegend  iu  sehr 
mannigfaltigen  Verbindungen  vor,  in  grös- 
seren Tiefen  namentlich  verbunden  mit 
Schwefel,  Arsen.  Antimon,  besonders  in  Ver- 
mischung mit  dem  Bleiglanze  (Sehwefelblei). 
in  der  oberen  Zone,  dem  sogenannten  Hut, 
hauptsächlich  mit  Chlor,  teilweise  auch  in 
Begleitung  des  Woissbleierzcs.  Die  ober- 
flächlichen Erze,  mit  denen  auch  zuweilen 
Klumpen  des  gediegenen  Metalls  vermischt 
sind,  lassen  sicli  leichter  verhütten  als  die 
mit  Schwefel  verbundenen  der  tieferen  Zone 
und  sie  sind  jedenfalls  zuerst  vom  Men- 
schen verwertet  worden.  Im  allgemeinen 
aber  setzt  die  Stlbcrgewinnung  eine  schon 
einigermassen  entwickelte  Technik  und  da- 
her einen  höheren  Kulturstand  voraus  als 
die  primitive  Gold  Wäscherei,  und  die  aus 
anderen  Gründen  wahrscheinliche  Ansicht, 
dass  die  Arier  in  der  prähistorischen  Zeit 
zuerst  nur  Gold  und  Kupfer  gekannt  und 
das  Silber  erst  spater  erluilteu  halten,  findet 
also  auch  aus  diesem  Gesichtspunkte  Be- 
stätigung. Auel»  iu  Aegypten  diente  in  der 
ältesten  Zeit  nur  Kupfer  und  Gold  als  Ver- 
mittclungsgut.  Silber  war  selten  und  stand 
gegen  Gold  in  einem  viel  höheren  Verhält- 
nisse als  in  Vonlerasien,  wo  schon  im  zwei- 
ten Jahrtausend,  wie  es  scheint,  dieses  Ver- 
hältnis gesetzlieh  auf  1  :  L>'  s  normiert  war. 
Im  assyrischen  und  babylonischen  Reiche 
wai  Silber  das  vorherrschende  Tauschmittel, 
jedoch,  wie  auch  das  Gold,  nur  iu  der  Form 
von  Barren  und  Hingen  von  bestimmtem 
Gewichte,  wie  gegenwärtig  noch  das  Sycee- 
süber  in  China.  Wahrscheinlich  haben  die 
l'hünicier  schon  vor  dem  Ende  des  zweiten 
Jahrtausends  die  spanischen  Bergwerke  aus- 
gelautet, die  dann  wohl  die  Hauphpiclle 
des  SilWiToiehtums  der  vorderasiatischen 
Iünder  wurden.  Darauf  weisen  auch  die 
biblischen  Erzählungen  hin,  in  denen  von 
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einer  grossen  Entwertung  des  Silbers  unter 
Salomon  die  Rede  ist.  Später  jedoch 
scheint  der  Silberbergbau  in  Spanien  längere 
Zeit  unterbrochen  gewesen  zu  sein,  denn 
Diodor  hebt  ausdrücklich  hervor,  das«  von 
den  spanischen  Minen,  die  er  beschreibt, 
keine  aus  älterer  Zeit  stamme,  sondern  dass 
alle  durch  dio  Habgier  der  Karthager  wah- 
rend ihrer  Herrschaft  in  Iberien,  also  erst 
nach  dem  ersten  punischen  Kriege  eröffnet 
worden  seien.  Nach  Polybius  waren  in  dem 
Minenbezirke  von  Karthagena  40000  Men- 
schen beschäftigt,  die  dem  römischen  Volko 
täglich  25000  Drachmen  einbrachten.  Dio 
orstere  Zahl  scheint  übertrieben,  die  letztere 
dagegen,  namentlich  wenn  sie  sich  auf  den 
Bruttoertrag  bezieht,  ist  massig,  da  sie  nur 
eine  Jahresproduktion  im  Werte  von  etwa 
7  Millionen  Silbermark  (Drittelthaler,  --.  iso 
kg  Feinsilber)  darstellt  Bei  Strabo  und 
Diodor  ist  auch  von  Privatbergwerkon  die 
Rede,  aus  denen  in  drei  Tagen  ein  euböi- 
sches  Talent  gefördert  wurde,  was  jährlich 
etwa  500000  Silbermark  ausmachen  würde. 
Die  Grube  von  ßebulon  soll  nach  Plinins 
zeitweise  300  Ifund  Silber  täglich  ergeben 
liaben,  jährlich  also  etwa  120000  kg  im 
Werte  von  21,6  Millionen  Silberraark.  Da 


Spanien  noch  in  der  Gegenwart  jährlich  für 
10—11  Millionen  Silbermark  Silber  liefert 
(mit  Einschluss  des  im  Auslande  aus  spa- 
nischen Erzen  gewonnenen),  so  wird  sehr 
walirschcinlich  der  durchschnittliche  Jahres- 
ertrag im  Altertum  mindestens  ebenso  gross, 
vielleicht  noch  grösser  gewesen  sein,  da  die 
Fortschritte  der  Technik  durch  die  eben- 
falls fortgeschrittene  Erschöpfung  der  besten 
Gruben  mehr  als  ausgeglichen  sein  dürfte. 

In  der  Blütezeit  Griechenlands  waren 
auch  die  Gruben  von  Laurion  von  grosser 
Bedeutung.  Allerdings  werden  sie.  was  den 
Reingewinn  der  Unternehmer  betrifft,  von 
Diodor  und  anderen  Schriftstellern  ungüns- 
tig beurteilt  und  in  einen  unvorteilhaften 
Gegensatz  zu  den  spanischen  Bergwerken 
gebracht;  aber  die  Erzförderung  und  da* 
Bruttoausbringen  von  Silber  ist  jedenfalls 
im  ganzen  sehr  beträchtlich  gewesen,  wie 
die  riesigen  Schlackenhalden  beweisen, 
die  noch  viel  Silber  enthalten  und  gegen- 
wärtig seit  einer  Reihe  von  Jahren  von 
einer  französischen  Gesellschaft  wieder  ver- 
arbeitet werden.  Diese  und  eine  neben  ihr  be- 
stehende griechische  Gesellschaft  liaben  in  der 
letzten  Zeit  jährlich  30— 36000  kg  Silber  (5,4 
bis  6,5  Millionen  Mark  nach  dem  alten  Wert) 
Silber  produziert.  Im  5.  Jahrhundert  v. 
Ohr.  scheint  die  durchschnittliche  Jahres- 
produktion nicht  ganz  soviel  betragen  zu 
liaben,  denn  der  Staat  bezog  nach  Boeckh 
aus  der  Vererbpachtung  der  Silbergruben 
jährlich  30—40  Talente  und,  da  die  Abgabe 
der  Pächter  ein    Vienmd  zwanzigstel  des 


Bruttoertrages  bildete,  so  betrug  der  letztere 
also  zwischon  3,3  und  4,4  Millionen  Silber- 
mark jälirlich.  Zur  Zeit  Xenophons  hatte 
der  Ertrag  schon  abgenommen,  und  Strabo 
berichtet,  dass  dio  Gruben  schon  seit  langer 
Zeit  aufgelassen  seien,  dass  man  atior  durch 
Verarbeitung  der  Schlacken  noch  eine  ge- 
wisse Menge  Silber  gewinne.  Silberminen 
werden  von  den  Alten  auch  erwähnt  in  Oy- 
pern,  in  Thracien,  in  Kleinasien,  sehr  un- 
bestimmt auch  im  inneren  Asien.  Gmelin 
hat  im  südlichen  Sibirien,  wie  die  Reste 
von  alten  Goldgruben,  so  auch  Spuren  eines 
Silberbergbaues  gefunden,  der  wahrschein- 
lich bis  in  das  hohe  Altertum  hinaufreicht. 
Nach  dem  Verzeichnis  über  die  Steuern 
des  persischen  Reiches  hatten  von  den 
zwanzig  Satrapicen  neunzehn  ihren  Tribut 
in  Silber  (nur  Indien  in  Gold)  zu  entrichten 
und  zwar  im  Gesamtbeträge  von  jährlich 
9540  Talenten  (richtiger  wahrscheinlich  98SO 
Talenteu).  Dies  weist  auf  einen  grossen 
Vorrat  und  eino  allgemeine  Verbreitung  des 
Silbers  iu  Vorderasien  hin,  und  es  ist  nicht 
wahrscheinlich,  dass  diese  Ansammlung 
gänzlich  durch  Vermittelung  des  Handels 
von  Westen  her  eingeführt  worden  sei.  — 
Das  in  Lydien  zeitweise  in  grosser  Menge 
gewonnene  stark  silberhaltige  Weissgold 
(Elektron)  wurde  als  solches  wie  ein  be- 
sonderes Metall  verwertet. 

Nachdem  bei  den  kleinasiatischen  Grie- 
chen und  in  Lydien  die  eigentliche  Münz- 
prägung im  7.  Jahrhundert  begonnen  hatte, 
wurde  sie  auch  vom  persischen  Reiche 
übernommen,  und  so  entstand  in  diesem 
unter  Darias  eine  offizielle  Goldwährung, 
indem  der  König  sich  allein  das  Recht  vor- 
behielt, Goldmünzen  mit  gesetzlicher  Zah- 
lungskraft zu  prägen,  während  Silberinünzen 
mit  der  Eigenscliaft  blosser  Handelsmünzcu 
auch  von  den  Statthaltern  und  abhängigeu 
Dynasten  und  Städten  geschlagen  werden 
durften.  Doch  blieb  in  einigen  Landesteileu, 
so  namentlich  iu  Syrien,  das  Silbergeld 
immer  besondere  beliebt,  und  unter  Alexander 
dem  Grossen  fand  in  Asien  wieder  ein 
Uobergang  zur  Silberwährung  statt.  In 
Griechenland  hatte  diese  von  alters  her  )>e- 
standen,  doch  war  am  Ausgange  des  5. 
Jahrhunderts  auch  viel  persisches  Gold  mit 
veränderlichem  Kurswerte  im  Umlaufe. 

In  Rom  begann  die  Silberprägung  erst 
mit  dem  Jahre  269  v.  Chr.,  nachdem  das 
Metall  aber  schon  lange  vorher  in  Barren- 
form neben  der  Kupferwährung  für  den 
grösseren  Verkehr  als  Tausohmittel  gedient 
hatte.  Die  Silberwährung  mit  dem  Denar 
als  Hauptmünze  behauptete  sich  bis  auf 
Augustus;  dann  wurden  die  Goldmünzen, 
die  schon  unter  Cäsar  in  grosser  Menge  ge- 
schlagen worden  waren,  immer  mehr  vor- 
herrschend, und  unter  Nero  wurde  der  De- 
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nar  durch  bedeutende  Verminderung  seines 
inneren  Gehaltes  in  eine  Kreditmflnze  um- 
gewandelt und  somit  der  Aurens  zum  eigent- 
lichen Wertmasse.  Ueber  die  später  folgenden 
Münzwirren  und  die  Reform  Constantins  auf 
Grundlage  der  Goldwährung  s.  d.  Artt.  Gold 
und  Goldwährung  oben  Bd.  IV,  S. 
748ff.  und  Münzwesen  oben  Bd.  V,  S. 
898  ff.,  über  die  Veränderungen  des  Wert- 
Verhältnisses  von  Gold  und  Silber  im  Alter- 
tnme  s.  d.  Art  Edelmetalle  oben  Bd. 
III,  S.  200  ff.  Zu  einer  Schätzung  des  Vor- 
rates an  Silber  im  römischen  Reiche  liegen 
keine  genugenden  Anhaltspunkte  vor.  Man 
darf  immerhin  annehmen,  dass  die  jährliche 
Produktion  in  den  letzten  sechs  Jahrhunder- 
ten v.  Clir.  durchschnittlich  mindestens  15 
Millionen  Sil  bormark  betragen  habe,  und 
man  würde  dann  bei  einem  gleichen  Ab- 
nutzuugs-  und  Verlustverhältnis,  wie  es  oben 
für  Gold  angenommen  worden  ist.  zur  Zeit 
des  Augustus  einen  Bestand  von  etwa  4400 
Millionen  Silberraark  erhalten.  Aber  es  sind 
jedenfalls  durch  die  Phönicier  schon  wäh- 
rend mehrerer  Jahrhunderte  vorher  grosse 
Mengen  Silber  in  Spanien  und  wahrschein- 
lich auch  in  anderen  Iiäudern  gewonnen 
worden ;  andererseits  jedoch  hat  auch  wahr- 
scheinlich der  Abfluss  von  Silber  nach  In- 
dien schon  längere  Zeit  vor  Augustus  be- 
gonnen, der  nach  Plinius  50  Millionen  Ses- 
terzen,  ungefähr  10  Millionen  Silbermaik 
jährlich  betragen  haben  soll.  Dieser  Ver- 
lust dürfte  indes  wohl  durch  den  Rest  je- 
nes 1>edeutenden  Mehrbestandes  aus  der  äl- 
testen Zeit  mehr  als  ausgeglichen  sein,  und 
demnach  könnte  der  Silbervorrat  im  ersten 
Jahrhundort  des  Kaisertums  immerhin  auf 
Vi 3— 5  Milliarden  Silbermark  geschätzt  wer- 
den, von  donon  aber  wahrscheinlich  der 
grössere  Teil  nicht  in  der  Form  von  Münzen, 
sondern  in  der  von  Barren,  Gefässen,  Ge- 
rfiten etc.  vorhanden  war.  In  den  beiden 
ersten  Jahrhunderten  n.  Chr.  gaben  die  spa- 
nischen Bergwerke  noch  einigen  Ertrag,  im 
3.  Jaluhundert  wurde  der  Betrieb  schon 
gi-össtenteils  eingestellt,  und  im  5.  Jahrhun- 
dert hatte  der  Bergbau  im  weströmischen 
Reiche  Überhaupt  fast  gänzlich  aufgehört. 
Auf  der  Balkanhalbinsel  und  in  Kleiuasien 
scheint  er  sich  besser  erhalten  zu  Italien, 
aber  im  ganzen  war  jedenfalls  die  Edel- 
metallgewinnung in  den  drei  Jahrhunderten, 
die  der  Karolingerzeit  vorhergingen,  auf  das 
äusserste  Minimum  gesunken,  und  selbst 
einige  Jahrhunderte  vorher  war  die  jährliche 
neue  Ausbeute  ohne  Zweifel  schon  kleiner 
als  der  Abgang  und  Verlust,  so  da<*s  der 
Gesamt  Vorrat  während  dieser  ganzen  Pe- 
riode in  Abnahme  begriffen  war.  Der  Rest, 
vielleicht  1500  Millionen  Silbermark,  befand 
sich  im  8.  Jahrhundert  jedenfalls  zum  gröss- 
ten  Teile  im  byzantinischen  und  im  Oha- 


Ii  fenreiche  und  das  ehemals  weströmisch e 
Europa  wird  nur  einen  verhältnismässig 
kleinen  Anteil  davon  besessen  haben. 

2.  Im  Mittelalter.  Da  im  fränkischen 
Reiche  die  Goldwäscherei,  wenn  auch  mit 
sehr  massigem  Ertrage,  in  jener  Zeit  ohne 
Zweifel  immer  fortgedauert  hat,  so  könnte 
es  auffallend  erscheinen,  dass  schon  unter 
Pipin  die  Silberprägung  wieder  in  den 
Vordergrund  tritt  und  die  Münzreform  un- 
ter Karl  dem  Grossen  die  Silberwährung 
als  Grundlage  hat  Man  muss  also  anneh- 
men, dass  der  Zufluss  von  Silber  in  das 
fränkische  Reich  sich  um  diese  Zeit  ver- 
mehrt habe,  und  am  nächsten  liegt  die  Ver- 
mutung, dass  es  ans  Spanien  gekommen 
sei.  wo  die  Araber  jedenfalls  den  Bergbau 
teilweise  wieder  aufgenommen  hatten.  Viel- 
leicht hat  aber  die  Ausbeutung  der  Silber- 
minen  von  Melle  {Medolus  oder  Medolum, 
später  Metallnm)  im  Poitou  schon  unter 
Pipin  begonnen,  und  jedenfalls  waren  diese 
Gruben  schon  unter  Karl  dem  Grossen  in 
Betrieb,  da  z.  B.  bei  Leblanc  mehrere  unter 
ihm  geprägte  Denare  mit  der  Aufschrift 
Medolus  oder  ähnlichen  abgebildet  sind. 
Unter  seinen  Nachfolgern  worden  diese 
immer  zahlreicher,  und  die  Bezeichnung 
scheint  später,  ebenso  wie  dio  der  Turnosen. 
auch  auf  Münzen  von  anderem  Ursprünge 
übertragen  worden  zu  sein,  weshalb  Ijcnor- 
mant  die  Worte  maillc  und  mcdaille  von 
ihr  ableitet.  Nach  und  nach  wurden  jetzt 
neue  Fundstätten  des  Silbers  erschlossen: 
so  sind  dio  Gruben  des  Leberthaies  im  Elsass 
nach  einer  von  Hanauer  erwähnten  Notiz 
aus  dorn  13.  Jahrhundert  schon  im  9. 
Jahrhundert  in  Angriff  genommen  wor- 
den und  sollen  anfangs  sehr  reiche  Erträge 

Segeben  haben,  wie  dies  bei  der  Ausbeutung 
es  »Hutes«  die  Regel  ist.  Der  Abbau  wurde 
wegen  des  starken  Wasserandranges  in  der 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  einge- 
stellt und  erst  gegen  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts wieder  aufgenommen,  worauf  er 
längere  Zeit  einen  günstigen  Erfolg  hatte 
und  nach  Sebastian  Mönster  von  1528  bis 
1545  nie  unter  6500  Mark  (Gewicht,  oder 
278000  Silbermark)  jährlieh  einbrachte.  Auch 
der  Silherbergbau  bei  M aast n finster  reicht 
schon  weit  über  das  14.  Jahrhundert  zu- 
rück. Im  Schwarzwalde  (Breisgau)  lässt  er 
sich  urkundlich  bis  zumJalire  1028  verfolgen ; 
Gothein  liält  es  sogar  für  möglich,  dass 
einige  Gruben  schon  von  den  Römern  ab- 
gebaut worden  seien.  Der  durchschnittliche 
Silberertrag  hat  indes  jedenfalls  immer  nur 
wenige  Tausend  Mark  (Gewicht)  ausgemacht 
Weit  bedeutender  war  der  Silborbergbau 
des  Harzes,  der  etwa  um  das  Jahr  970  zu- 
erst am  Rammeisborge  )>ei  Goslar  begann. 
Der  Silbcrgchalt  der  hier  geförderten  Blci- 
'  und  Kupfererze  ist  allerdings  gegenwärtig 
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sehr  klein  (*  10 — s'io  Prozent),  aber  auch 
hier  mögen  die  zuerst  in  Angriff  genommenen 
oberflächlichen  Zonen  einen  weit  grösseren 
Reichtum  besessen  haben,  wie  es  die  un- 
sichere üeberlieferung  wissen  will  Nach 
einer  solchen  unbeglaubigten  späteren  Nach- 
richt sollen  in  100  Jahren  4473000  Centner 
Silbererz    gewonnen    worden   sein.  Die 
durchschnittlich  auf  ein  Jahr  kommende 
Masse  wäre  hiernach  nur  etwa  ein  Zehntel 
der  in  neuerer  Zeit  üblichen  Förderung, 
und  wenn  der  durchschnittliche  Silbergehalt 
nicht  mehr  als  gegenwärtig  betragen  hätte, 
so  würde  sich  das  jährliche  Ausbringen  auf 
etwa  7500  Mark  Gewicht  stellen,  was  an 
sich  nicht  unglaublich  erscheint.  Neuburg 
schätzt    den   Oesamtertrag   des  Goslarer 
Bergbaues  (also  mit  Einscluuss  der  Kupfer- 
und  Bleiproduktion)  nach  dem  1243  bezahl- 
ten Kaufpreise  des  Zehnten  auf  nur  NKM) 
bis  2000  Mark  Silber.     Aber  damals  war 
die  erste  Blüte  des  Silberbergbaucs  schon 
vorüber,  wie  denn  auch  nachweislich  seit 
dem  14.  Jahrhundert,  namentlich  infolge  des 
Waaserand  ranges,   ein  weiterer  Rückgang 
eintrat  und  viele  (xruben  ganz  aufgelassen 
wurden.    Erst  seit  1407,  nachdem  die  Stadt 
Goslar  sich  in  den  alleinigen  Besitz  aller 
Gruben  gesetzt  hatte,  wurde  der  Bergbau 
wieder  lebhafter  und  allmählich  auch  sein 
Heinertrag  befriedigend.  Die  Nachricht,  dass 
Goslar  um  das  Jahr  1536  aus  seinen  Berg- 
werken und  Wäldern  84000  Gulden  Rein- 
einnahme bezogen  habe,  ist  durchaus  glaub- 
lich, lässt  aber  kein  bestimmtes  Urteil  über 
den  Rohertrag  an  Silber  zu.  Nach  Soetbeer 
hatte  dieser  am  Anfange  des  10.  Jahr- 
hunderts jährlich  etwa  4<XH)  Mark  Gewicht 
betragen.    Im  Anfange  des  15.  Jahrhun- 
derts war  im  Harz  auch  der  Silberbergbau 
um  Andreasberg  begonnen  worden,  und  noch 
früher  schon  waren  die  Gruben  von  Zeller- 
feld in  Betrieb.    Die  Silbergewinnung  aus 
dem  Mansfelder  Kupferschiefer  reicht  bis 
zum  12.  Jahrhundert  zurück.    Ihr  durch- 
schnittlicher Rohertrag  an  Silbor  scheint  mit 
12000  Mark,  wie  borichtet  wird,  nicht  zu 
hoch  veranschlagt    Die  erste  Entdeckung 
der  Silbererze  in  der  Gegend  von  Freiberg 
—  das  bald  darauf  gegründet  wurde  — 
fällt  in  das  Jahr  1167.    Ueber  den  Ertrag 
der   Freiberger   Gruben   in    der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  finden  sich 
zahlreiche  Einzelaugaben  in  dem  Urkunden- 
buche von  Ermisch.    Es  ergiebt  sich  dar- 
aus z.  B.,  dass  in  dem  Jahrzehnt  von  Mai 
1353  bis  Mai  1363  durchschnittlich  jährlich 
9694  Frager  Mark  Silber  gewonnen  wurden. 
Von  Juni  1364  bis  März  1365  erreichte  das 
Ausbringen  sogar  16423  Mark,  und  auch 
später  wurde  jener  Durchs  chnitt  noch  manch- 
mal überschritten,  so  durch  den  Ertrag  von 
11 891  Mark  von  März  1390  bis  Januar  1391. 


Zu  den  Freiberger  Gruben  kamen  seit  1471 
die  Schneeberger.  über  deren  Ertrag  bis 
1537  sich  bei  Albinns  und  anderen  ganz 
fabelhafte  Angaben  finden.  Vielleicht  sind 
sie  so  zu  erklären,  dass  die  in  den  Perioden 
von  1471 — 1501  und  von  1501—1537  vor- 
gekommenen höchsten  Jahreserträge  als 
durchschnittliche  angenommen  worden  sind. 
Im  Jahre  1472  ist  der  Ertrag  jedenfalls 
ausserordentlich  hoch  gewesen,  und  1477 
betrug  die  verteilte  Ausbeute  —  nicht  der 
Rohertrag  —  dreier  Gruben  178  000  Gulden, 
entsprechend  22250  Mark  Gewicht.  Ein 
durchschnittliches  jährliches  Ausbringen  von 
20 — 25000  Mark  wird  man  immerhin  für 
die  ersten  dreissig  Jahre  dos  Betriebs  an- 
nehmen dürfen.  Die  Gruben  von  Annaberg 
wurden  erst  in  den  letzten  Jahren  des  15. 
Jahrhunderts  eröffnet  und  lieferten  anfangs 
jährlich  etwa  10000  Mark. 

In  Tirol,  Steiermark  und  Kärnthen  ist 
wahrscheinlich  ebenfalls  schon  seit  dem  10. 
Jahrhundert  Silber  gewonnen  worden.  Grosse 
Erträge  sind  jedoch  in  Tirol  erst  in  der 
zwoiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  vorge- 
kommen; so  lieferte  1483  das  Schwazer 
Bergwerk  48OO0  Mark  Brandsilber.  Auch 
im  SalzburgLschen  gelangte  die  Silberpro- 
duktion im  15.  Jahrhundert  zu  grösserer 
Bedeutung.  Das  wichtigste  Silberproduktions- 
land in  den  drei  Jahrhunderten  des  Mittel- 
alters aber  war  Böhmen,  ganz  abgesehen 
von  den  sagenhaften  Ergebnissen  des  dor- 
tigen Bergbaues  in  der  früheren  Zeit.  Be- 
sonders reiche  Ausbeute  gewährten  die  um 
das  Jahr  1237  eröffneten  Kuttenberger  Gru- 
ben am  Ausgange  des  13.  Jahrhunderts. 
Graf  Sternberg  schätzt  ihren  jährlichen 
Durchschnittsertrag  in  der  Periode  von  1240 
bis  1278  auf  etwa  20000  Mark  Feinsilber,  von 
1278—1305  auf  40000  Mark,  von  1311  bis 
1526  auf  24000  Mark.  Auch  in  Ungarn  ist 
der  Silberbergbau,  namentlich  bei  Schemnitz, 
schon  sehr  alt.  Ueberhaupt  war  das  heutige 
Gebiet  des  Deutschen  Reichs  und  Oester- 
reich-Ungarn im  Mittelalter  die  Hauptquelle 
sowohl  des  Silbers  wie  des  Goldes.  Von 
den  übrigen  I^ändern  trug  Schweden  im  1 5. 
Jahrhundert  durchschnittlich  jährlich  nur 
etwa  2800  Mark  bei,  während  in  Norwegen 
der  Silberbergbau  vor  der  Eröffnung  der 
Gruben  am  Kongsberg  (1623)  unerheblich 
war.  In  Italien  wurde  nur  wenig  Silber 
gewonnen,  am  meisten  noch  auf  der  Insel 
Sardinien.  Etwas  erheblicher  war  wahr- 
scheinlich die  Produktion  Spaniens.  Grössere 
Bedeutung  scheint  die  Produktion  im  15. 
Jahrhundert  ausserhalb  des  erwähnten  Haupt- 
gebietes nur  auf  der  Balkanlialbinsel  be- 
sessen zu  haben,  namentlich  in  Serbien  und 
boi  Argcutaro,  nördlich  vom  Vorgebirge 
Athos. 

Geht  man  von  der  Schätzimg  Soetbeers 
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aus,  nach  der  die  gesamte  jährliche  SUber- 
produktion  Europas  im  Anfange  des  16. 
Jahrhunderts  47  000  Kilo  im  Werte  von 
8  460  0»X>  Silbennark  betrug,  so  wird  man 
von  den  früheren  Verhältnissen  eine  unge- 
fähre Vorstellung  erhalten,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  die  Jaliresproduktion  von  1450 
bis  1500  durchschnittlich  8  Millionen,  von 
1250—1450  durchschnittlich  5  Millionen,  in 
der  ersten  Hälfte  des  13.  und  im  12.  Jahr- 
hundert 3  Millionen,  im  10.  und  11.  viel- 
leicht 2  Millionen,  im  8.  und  9.  viell 
1  Million  Silbermark  dargestellt  habe. 

Alis  den  Prägungsziffern,  soweit  si< 
kannt  sind,  lässt  sich  uicht  viel  zur 
gänzung  dieser  Schätzung  ableiten. 
Frankreich  wurden  von  Mitte  April  1308  bis 
zum  20.  Februar  1310  (mit  Ostern  als  Jahres- 
anfang, also  nach  dem  heutigen  Kalender 
1311),  wie  sich  ans  dem  Inhalte  der  Münz- 
bfichsen  berechnen  lässt,  1808133  Pariser 
Mark  Königssilber  (Argent  le  Roy,  II1  *  den. 
fein),  also  rund  für  7  593000  Silbermark  in 
nicht  ganz  drei  Jahren,  geprägt  und  wahr- 
scheinlich ist  die  Gesamtsumme  der  da- 
maligen Ausmünzungen  noch  grosser  ge- 
wesen als  dieser  nachweisbare  Betrag.  Aber 
es  fand  damals  eine  Rückkehr  zum  schweren 
Mflnzfusse  und  somit  eine  I'mprägung  der 
vorhandenen  Münzen  statt,  und  es  ist  daher 
wahrscheinlich  nur  sehr  wenig  neues  Silber 
in  jener  Menge  mit  enthalten.  Vom  20. 
Februar  131t  bis  Juli  1312  wurden  wieder 
schlechtere  Münzen  geprägt  und  dazu  nach 
der  geringsten  Annahme  Ober  das  Verhält- 
nis des  Inhalts  der  Probebflchsen  zu  der 
Ausmüuzung  117  487  Mark  Kölligssilber  (: 
ungefähr  4934000  Silbermark)  verwendet 
Aber  auch  hier  liegt  hauptsächlich  nur  eine 
Umprägnng  vor,  es  wurde  einfach  der  grösste 
Teil  der  vorher  geprägten  Mailles*  und 
anderer  Münzen  von  hohem  Feingehalte  in 
die  nur  6  Deniers  feinen  »Bourgeois*  ver- 
wandelt. Iiis  zum  Jahre  1361  befand  sich 
das  französische  Münzwesen  in  einer  solchen 
fortwährenden  Veränderlichkeit,  dass  aus  den 
l*rägungeii  gar  keine  Schlüsse  auf  die  Ver- 
mehrung des  Geldbestandes  gezogen  werden 
können.  Ermittelt  man  die  nachweisbare 
Summe  der  Prägungen  in  einer  Periode,  der 
schon  mehrere  Jahre  mit  stabilen  Münz- 
verhältnisaen  vorangegangen  waren,  nämlich 
dem  siebenjährigen  Zeiträume  von  1369 


in 


bis  Ende  1375,  so  findet  man,  dass  24  160 
Mark  Königssilber  zu  der  am  meisten  ver- 
breiteten Münzsorte,  den  Blaues  von  5  De- 
niers Tourn.,  ausgeprägt  wurden.  Von 
13800  Mark  KunigsBiltar  lässt  sich  nach- 
weisen, dass  sie  in  diesem  Jahre  in  der  Ge- 
stalt von  Silbergeschirr  mler  Barren  für  die 
Prägung  dieser  Münzen  geüefert  worden 
sind;  ausserdem  sind  nachweislich  17  240 
Mark  Königssilber  in  Geschirren  oder  Brand- 


silber zum  Prägen  grösserer  Münzen,  na- 
mentlich der  grossen  Blancs  von  15  Deniers 
Tourn.  (  =  1  Sol  Par.)  verwendet  worden, 
feiner  auch  einige  hundert  Mark  für  kleine 
Münzen.  Durchschnittlich  wurden  also  jähr- 
lich etwa  6000  Mark  Feinsilber  vermünzt, 
und  diese  Ziffer  kann  auch  für  das  folgende 
Jahrhundert  und  noch  für  den  Anfang  des 
16.  als  die  der  normalen  Neuprägung  ange- 
sehen werden. 

Die  von  Kliding  gesammelten  Angaben 
über  die  Silberpräguug  in  England  im  13., 
14.  und  15.  Jahrhundert  sind  sehr  unvoll- 
ständig, wie  schon  daraus  hervorgeht,  dass 
für  einzelne  Jahre  bis  zu  150000  Pfund 
Sterl.  (3  Millionen  Silbermark),  für  andere 
nur  einige  hundert  Pfund  Sterling  und  für 
viele  Jahre  gar  keine  Prägungen  verzeichnet 
sind.  Hechnet  man  die  Zahlen  Klidings  auf 
das  im  vorigen  Jahrhundert  geltende  Pfund 
Sterling  in  Silber  lun  und  setzt  dieses  rund 
gleich  20  Silbermark,  so  ergiebt  sich  für  die 
Prägung  im  6.  Jahre  Heinrichs  III.  (1222) 
die  Summe  von  236084  Silbermark,  für  7 
Jahre  aus  der  Regierungszeit  Eduards  1. 
( 1242—1307  )  durchschnittlich  jährlich  319S70 
Silbennark,  für  8  Jahre  aus  der  Rcgierungs- 
zeit  Eduards  1.  (1307—1327)  durchschnitt- 
lich 339242  Silbermark,  für  8  Jahre  aus  der 
zweiten  Hälfte  der  Regiernngszeit  Ed uards  III. 
(nämlich  von  1345 — 1365),  nachdem  eine 
Erleichtening  des  Mflnzfusses  stattgefunden 
hatte,,  durchschnittlich  523300  Silbermark. 

Unter  Eduard  IV.  wurden  in  sieben 
Jahren  (von  1469—1475)  diirchschnittlich 
211792,  unter  Heinrich  VII.  in  12  Jahren 
(in  der  Zeit  von  1485—1503)  durchschnitt- 
lich 190  526  Silbermark  geprägt 

Im  14.  Jahrhundert  kam  in  allen  Länden» 
im  grösseren  Verkehre  die  faktische  Gold- 
wälurung  zur  Herrschaft,  was  zunäclist  durc  h 
dieMünzverschleehteningen  veranlasst  wurde 
die  aber  ihrerseits  wohl  mit  der  relativ  ge- 
ringen Silberproduktion  zusammenhingen. 
Erstindeu  letzten  Jahrzehnten  des  15.  Jahr- 
hunderts trat  in  Deutschland  wieder  ein 
Umschwung  ein,  indem  die  bedeutende  Ver- 
mehrung der  Silbergewinnung  die  Möglich- 
keit gewährte,  den  Goldgulden  in  Gestalt 
einer  Silbermfinze  von  bis  dahin  unerhörter 
Schwere  in  grösserer  Menge  auszuprägen, 
aus  der  dann  die  Thal  er  hervorgingen. 
(S.  d.  Art.  Münzwesen  oben  Bd.  V  S. 
927  ff.)  Das  Wertverhältnis  stellte  sich  im 
flaute  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  allmäh- 
lich günstiger  für  das  Sillter.  von  1:12  bis 
auf  etwa  1  : 10,6,  selbst  nachdem  seit  1470 
die  reichlichen  Zuflüsse  aus  den  deutschen 
Silbergniben  begonnen  hatten,  blieb  das  hohe 
Wertverliältnis  noch  unberührt,  wahrschein- 
lich weil  bei  der  fortschreitenden  Ent  Wicke- 
lung der  Geld  Wirtschaft  das  neue  Angel>ot 
die  vermehrte  Nachfrage  nicht  überholte. 


Digitized  by  Google 


Silber  und  Silberwährung 


720 


Zeitweise  und  lokal  jedoch  findet  man  im 
14.  Jahrhundert  für  das  WertverhJUtnis  ganz 
abnorme  Zahlen,  wie  schon  in  dem  Art 
Edelmetalle  (oben  Bd.  III  S.  262 ff.)  an 
einigen  Beispielen  gezeigt  worden  ist.  In- 
teressant ist,  dass  Luschin  von  Ebengreuth 
aus  den  päpstlichen  Heberollen  mehrere 
Falle  nachgewiesen  hat,  aus  denen  hervorzu- 
gehen scheint,  dass  in  Ungarn  in  den  Jahren 
1332 — 1337  das  Wertverhältnis  sich  zwischen 
1  :  2t»  und  1 :  24  bewegt  habe,  was  also  eine 
der  heutigen  gleichkommende  Entwertung 
des  Silbers  darstellen  wurde.  Auch  in  be- 
treff Deutschlands  ergeben  diese  Quellen  für 
dio  damalige  Zeit  mehrfach  ungewöhnlich 
niedrige  Silier  werte.  Indes  gellt  schon  aus 
der  grossen  Veränderlichkeit  dieser  Ziffern 
in  kurzen  Zeiträumen  hervor,  dass  sie  sich 
auf  eigentümliche  We  chselkursverhält- 
uisse  beziehen,  die  für  den  sonst  geltenden 
regelmässigen  relativen  Wert  der  beiden 
Edelmetalle  nicht  entscheidend  sind.  Die 
päpstlichen  Einnehmer  rechnen  z.  B.  Prager 
Groschen  zu  Kurscu  von  20,  21,  22  und  24 
auf  den  Goldgulden  um.  Dies  sind  offenbar 
Tageskm-se,  die  für  die  Einlösuug  effektiver 
Goldgnlden,  vielleicht  auch  für  auf  Gulden 
lautende  Wechsel  bezahlt  werden,  und  da- 
bei kommt  selir  in  Frage,  wie  dio  im  Ver- 
kehre umlaufenden  droschen  thatsächlich 
Iteschaffon  waren,  wie  weit  sie  also  von  dem 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Münzfusse  ab- 
wichen. Es  haudelt  sich  also  vielleicht  ein- 
fach um  ein  Goldagio  infolge  der  Münzver- 
seldoehtening,  wie  dies  auch  in  Frankreich 
trotz  aller  Verbote  durch  die  »Willkür  des 
Volkes«  immer  hervortrat. 

3.  Neuere  Zeit.  In  den  ersten  Jahr- 
zehnten des  IG.  Jahrhunderts  dauerte  die 
reichliche  Silberproduktion  in  Deutschland 
und  Oesterreich  nicht  nur  fort,  sondern  sie 
wurde  auch  noch  bedeutend  gesteigert  durch 
die  Erschliessung  neuer  (trüben  in  Böhmen, 
namentlich  durch  eleu  bedeutenden  Ertrag 
der  Joachim8thaler  Bergwerke.  Erhebliche 
Zuflüsse  aus  Amerika  lialien  vor  1533  nicht 
stattgefunden;  wenn  gleichwohl  in  allen 
Ijändern  das  Silber  jetzt  wieder  als  Wäh- 
rungsinetall  in  die  erste  Keihe  trat  und  die 
Prägung  schwerer  SilbermÜnzeu  mehr  und 
mehr  zunahm,  so  war  dies  eine  Folge  des 
Aufschwunges  der  deutsch-österreichischen 
Silberproduktion,  der  erst  etwa  seit  1570 
wieder  einer  entschieden  rückläufigen  Be- 
wegung Platz  machte.  Die  amerikanische 
Produktion  erlangte  erst  mit  der  Entdeckung 
von  Potosi  (154"»)  die  Oberhand,  der  bald 
nachher  (1548)  die  Eröffnung  der  reichen 
Minen  von  Zacatecas  in  Mexiko  folgte.  Die 
Einführung  des  Ainalgamationsverfahrene,  in 
Mexico  seit  1558,  in  Peru  seit  1571,  brachte 
daan  eine  weitero  bedeutende  Steigerung 
der  Produktion  hervor.    Ueber  die  Ausbeute 


von  Potosi  in  den  ersten  Jahren  nach  der 
Entdeckung  dieser  Mine  sind  ganz  über- 
triebene Nachrichten  in  Umlauf  gesetzt 
worden,  die  ich  an  einer  anderen  Stelle 
einer  kritischen  Erörterung  unterzogen  habe. 
Nach  meiuen  von  Soetbeer  teilweise  ab- 
weichenden Schätzungen  betrug  die  Silber- 
produktion von  Potosi  und  Bolivia  überhaupt 
in  Millionen  Piaster  (zu  4,4  Silbermark). 


1545—1555  86 
1556—1570  47 
1571    1600  227 


1601-1700  >6o 
1701—1800  280 
1545-1800  1200 


Nach  Soetbeer  betrug  die  Gesamtsumme 
1336  Millionen,  nach  Humboldt  (bis  1803» 
1370  Millionen  Piaster. 

Die  Peruanische  Silberproduktion  (nebst 
der  Kriegsbeute)  habe  ich  in  derselben  Ar- 
beit geschätzt  (in  Millionen  Piaster)  wie  folgt : 

1533— 1630     50  1771-1800  130 

1631—1770   370  1533-1800  550 

Die  Gesamtsumme  bleibt  hinter  der 
Schätzung  Sootboers  um  420  Millionen  Piaster 
zurück. 

Die  Produktion  Mexicos  nebst  der  Beute 
I  der  Eroberer  beträgt  nach  meiner  (von  der 
|  früheren  etwas  abweichenden  Scliätzung)  in 
Millionen  Piaster: 

1522-1540  4  1588-1690  4^0 

1641—1550  6  1691    1731  275 

1551—1570  30  1731—1800  1041; 

1571-1587  70  1522    1800  1870 

Die  Gesamtsumme  weicht  von  der  von 
Soetbeer  angenommenen  nur  um  eine  posi- 
tive Differenz  von  95  Millionen  Piaster  alt. 
Bei  der  Schätzung  der  obigen  Zahlen  aus 
der  Zeit  vor  1091  ist  Rücksicht  genommen 
auf  neuere  Angaben  in  amtlichen  mexi- 
canischen  Veröffentlichungen,  uach  deucn 
die  Siberprägungen  in  der  Müuze  von  Mexico 
von  1537 —1600  im  ganzen  493  482000  l*i- 
aster  l>etrngen  haben.  Nun  ist  aber  der 
königliche  Ouinto  bis  1587  in  der  Form  von 
Barren  uach  Spanien  abgeführt  worden  (so- 
weit er  nicht  in  Mexico  selbst  verausgabt 
wurde)  und  der  Wert  dessellien  hat  bis  zu 
jenem  Jahre  nachweislich  36  Millionen  Piaster 
betragen,  von  welcher  Summe  vielleicht  ein 
Zehntel  auf  Gold  kommen  mochte.  Ausser- 
dem werden  mindestens  fünf  Prozent  der 
Sillierproduktion  durch  Defraudierung  der 
Ausmünzung  entzogen  worden  sein,  und  so- 
mit dürfte  fflr  den  Gesamtbetrag  derselben 
in  jener  Periode  die  aus  der  obigen  Tabelle 
sich  ergebende  Summe  von  etwa  556  Mil- 
lionen Piaster  der  Wirklichkeit  annähernd 
entsprechen. 

Für  die  Schätzung  der  Silberproduktion 
in  Europa,  namentlich  in  Sachsen,  im  Harze 
und  in  Böhmen  und  Ungarn  liat  Soetbeer 
ein  sehr  reiclihaltiges  Material  gesammelt. 
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das  in  der  folgenden  Uebersicht  zu  einem 
grossen  Teile  ohne  weiteres  verwertet  wer- 
den konnte.  Manche  Posten  bedurften  in- 
des meiner  Ansicht  nach  einer  Veränderung, 
teils  im  positiven,  teils  im  negativen  Sinne. 
Namentlich  dürfte  nach  den  unten  folgenden 
Zalden  Ober  die  Prägungen  der  Ertrag  der 
sächsistrhen  Bergwerke  in  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  grösser  gewesen  sein, 
als  Soetbeer  annimmt. 

Der  Wert  der  Gesamtproduktion  in 
Amerika  und  Europa  betrug  iiäherungsweise 
in  Millionen  Silbermark  (also  nach  dem 
Wertverliältnis  1:15»;*  gegen  Gold): 


1501—1520 
1521-1544 
1545—  l&fiO 
1561— 15H0 
1581-1600 
1601-1620 
1621-1640 
1641-1660 


165 
295 
740 
920 
1220 
1160 
1150 
1030 


1661— 1680 
1681—1700 
1701—1720 
1721—1740 
1741-1760 
1761-1780 
1781-1800 
1801-1800 


1  020 

'  045 
1  260 
1  420 

1  880 

2  320 

3  140 

18765 


Aus  Soetbeers  Tatellen  ergiebt  sich  die 
Gesamtsumme  von  20954  Millionen  Mark. 
Die  Ursachen  der  Differenz  sind  zum  Teil 
oben  bei  der  Uebersicht  der  amerikanischen 
Produktion  angegeben,  zum  Teile  liegen  sie 
in  niedrigeren  Schätzungen  der  enro[»äischen 
Produktion.  Zu  den  bereits  erwähnten  Pro- 
dukt ionslftndern  kam  im  IS.  Jahrhundert 
auch  das  russische  Reich  (Sibirien),  das  in 
den  letzten  Jahrzehnten  desselben  durch- 
schnittlich aber  20000  Kilo  jährlich  lieferte. 
Die  SilWprägungen  nahmen  in  Deutseh- 
16.  Jahrhundert  der  wachsenden 


dtirchschnittlich  in  einem  Jahre  51 141  Mark), 
vom  September  1.188  bis  Oktober  1592 
213035  Mark  oder  durchschnittlich  jährlich 
52  259  Mark.  R  Wuttke  hat  eine  vollstän- 
digere Statistik  der  Ausmünzuugen  des  ober- 
sächsischen Kreises  nach  den  Probations- 
tagsakten  im  Staatsarchiv  zu  Dresden  ver- 
öffentlicht, der  wir  die  folgenden  Zahlen 
Ober  die  Silberprägungen  entnehmen. 


Zeit 


1572 


10. 


2,11. 
16.5. 
17.  5. 
26,5. 

11.  ;ö. 

27.4. 

23.5. 
1,5. 

12.  /9. 


laud  im 

Produktion  entsprechend  bedeutend  zu.  Schon 
in  den  drei  Jahren  1511 — 1513  prägten  die 
an  den  Probat ionstagen  hineiligten  rheini 
sehen  Forsten  36089  Mark  12  lötigen  Silben 


9.K). 
3/5. 
23.  3. 
12.,  10 
V.  10. 
1  i  275. 

zu  Albus,  ausserdem  mehr  als  2OOO0  Mark  |  23.  5. 
Billon  zu  Pfennigen  und  Hellern.  Don 
grössten  Umfang  aber  erreichten  die  Aus- 
mOnzungcu  in  dem  selbst  so  grosse  Mengen 
Silber  liefernden  obersächsischen  Kreise. 
Nach  den  in  Häbcrlins  Reichsgeschichte  zer- 
streut vorkommenden  Angaben  lietrug  die 
Summe  der  hier  ausgepn'lgten  Mark  Fein- 
silber in  den  folgenden  Jahren  nach  den 
Probationstagen  (aufangs  von  Oktolicr  zu 
Oktober,  dann  von  Mai  zu  Mai): 


17.2. 

27,10.  1572-  29.10.  1573 
29.  10.  1573-5.  11.  1574 
5  Ü.  1574  -2.11.  1575 
1575  -16/5.  1577 

1577-  7./6.  1578 

1578-  26/5.  1Ö79 

1579-  11./5.  1580 
15H0— 27.4.  1581 

1581—  23,5.  1582 

1582—  1,5.  1583 

1583—  12,-9.  1588 
1688-15,10.  1592 

15,10.  1592-1 4.,  10.  1593 
14,10.  1593-18/10.  1594 
18,10.  1594-9,10.  1595 
9,10.  1595—15,10.  1596 
15,10.  1596-18.10.  1597 
18,10.  1597-5.  10.  1599 
5,10.  1599— 10./10.  1608 
10,10.  1602-11,10.  1603 
11.  10.  1603-9,10.  1604 
1604-3/5.  1606 
1607 

1607—  12,10.  lfiOK 

1608—  7,10.  1610 
1610—1,5. 
1612—23.5. 

1614—  1.-5. 

1615-  28,4. 

1616-  1,5. 

1617-  3,5. 

1618—  2.5. 

1619—  2.11. 
1623-10,10. 


157273  87323 

1573  74  74466 

1574  75  67022 
1575/77')  99228 
1577/78  64443 
157879  7060*1 
1579  80  63119 


158081 
1581/82 

1592  93 

1593  94 
1594 95 
1595  96 
160910 


62  600 

58  135 
045 
44987 

49  954 
30000 


Vom  Mai  1583  bis  September  1588  wur- 
den 281276  Mark    fein   ausgeprägt  (also 

'j  Von  dem  Probationstage  im  November 
1575  bis  zu  dem  im  Mai  1577." 


1.5. 
28.;4. 
1,5. 
3/5. 
2,5. 
2.11. 
10.10. 
10,10. 
1.5. 
10,10. 


1612 
1614 
1615 
1616 
1617 
1618 
1619 
1623 
1624 


1624—  10/10. 

1625—  1./6. 
1628—1.5. 
1606— 1,10. 


10,10.  1662-8  7. 
8.7.  1667-27.3. 


1625 
1628 
162!» 
1662 
1667 
1680 


55M 
79i,o 
670,6 
592,4 
893,6 
580,5 
635,7 
568,3 
529,2 
566,8 
507,7 
2532.9 
1918,1 

523,5 
468,3 
405,5 
4' 5,° 
438,8 
866,2 
102 1,0 

3I',2 

309,5 

397,3 
194,6 
569,8 
684,9 
486,4 
613,4 
245.3 
290,5 
224,8 
270,6 
229,3 

955,3 
985.8 
407,9 
709,3 
286,0 

759.4 
595,9 
2628,7 


391.7 
535,3 
506,0 
408,8 
568,4 

399,5 
462,3 

375,6 
362,4 
349,6 
33«, 7 
1598,1 
1176,1 

372,5 
301,4 
268,2 
264,0 

285,5 
S7',o 
804,4 

212,3 
2IO,I 

299,9 

«94,6 
277,3 
435,9 
321,5 
337.4 
«5'.3 
149,0 
140.3 
•44,7 
■56,7 
684,6 
742,2 
282,3 
56i,3 
274,8 
686,3 
566,8 

2097,5 


70,0 

60,9 
66,0 
60,6 
»26,3 
63,«' 
4«,9 
35,9 


i«;o,8 

7i,2 
60,0 

69,4 

59,5 

50,3 
23,9 
109,2 

29,0 
32,2 

20,3 

l'1 
8,4 


ReichsmOnzordnuug 
auf  1  Mark  Fein- 


Rechnet  man  der 
gemäss  9  Reichsthaler 
silber,  so  stimmen  die  obigen  Gewichtsan- 
gaben mit  dieser  Tabelle  genügend  flberein. 
Diese  umfasst  inde«  keineswegs  die  ge- 
samten Silberprägiingen  der  Stände  des 
obersächsischen  Kreises,  sondern  die  schlech- 
ten Münzen,  namentlich  die  in  der  Kipper- 
und \Vip|>erzeit  von  1618—1623  geprägten 
sind  ausgeschlossen,  und  in  der  späteren  Zeit 
nahmen  immer  weniger  Münzherrschaftcn 
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—  in  der  Periode  von  1667 — 1680  nur  noch 
Kursachsen  und  Anhalt  —  an  den  Pro- 
bationstagen teil.  —  Den  weitaus  grossten 
Anteil  an  den  obigen  Ausmünzungen  hatte 
stete  Kursachsen,  das  von  1572 — 1602  im 

fmzen  10209997  und  von  1602—1680 
930766  Tlialer  prägte.  In  der  ereteren 
Summe  befanden  Bich  9911821,  in  der 
letzteren  6 '160 155  Reichsspeciesthaler.  Mans- 
feld  prägte  in  dem  ganzen  Zeitraum  für 
2655148,  Sachsen -Weimar  für  2205203, 
Sachsen-Coburg  für  1198256  Thaler  Silber- 
münzen und  zwar  ebenfalls  gaoz  überwiegend 
Reichsspeciesthaler.  Dagegen  ist  Kurbranden- 
burg in  der  ganzen  Tabello  nur  mit  262  842 
Tlialer,  darunter  nur  68571  Reichsspecies- 
thaler  vertreten.  Schon  aus  dioscr  Art  der 
Beteiligung  der  einzelnen  Münzstände  an 
den  Prägungen  ist  zu  schliessen,  dass  es 
sich  im  wesentlichen  um  Silber  handelte, 
das  in  dem  Gebiete  dos  Kreises  selbst,  d.  h. 
in  den  sächsischen  und  Mansfeldor  Gruben 
gewonnen  worden  war.  Demnach  würde 
das  jährliche  Atisbringen  dieser  Borgworke 
in  den  Jahren  lr>70— 80  auf  durchschnittlich 
16—  17  000  und  in  den  Jahren  1581—1600 
auf  12— 13000  kg  veranschlagt  werden 
dürfen.  Soetbeer  nimmt  für  Sachsen  in  den 
Jahren  15(51— 80  durchschnittlich  9000  kg 
und  für  die  Periode  1581—1600  7550  kg 
jährlich  an.  Für  Mansfeld  bleiben  bei  ihm 
in  dem  summarisch  beigefügten  Posten  nach 
Abzug  des  Ertrags  der  elsässisehen  Berg- 
werke nur  700  und  400  kg  jährlich  übrig, 
so  dass  also  seine  Schätzuog  im  ganzen  in 
«ler  ersten  Periode  um  6 — 7000,  in  der 
zweiten  um  4 — 5000  kg  jährlich  hinter  der 
obigen  zurückbleibt.  Da  für  die  Produktion 
der  Freiberger  Gruhen  genaue  Einzelheiten 
vorliegen,  so  wird  diese  Differenz  darauf 
zurückzuführen  sein,  dass  Soetbeer  den  Er- 
trag der  übrigen  Gruben,  fflr  die  er  keine 
festen  Anhaltspunkte  hatte,  der  Schnee- 
berger,  Annaberger,  Marienberger  und  Mans- 
felder,  für  diesen  Zeitraum  zu  niedrig  an- 
gesetzt liat. 

In  den  Jahren  1701  —  1763  wurden  in 
Sachsen  nach  einer  Tabelle  von  Engel  (Ztsehr. 
d.  sächs.  stat  Bureaus  1855)  1940208  Mark 
Feinsilber  im  Leipziger  und  Intcrimsfusse 
ausgeprägt,  also  durchschnittlich  jährlich 
3070?  Mark.  Von  1763— 1800  erstreckten 
sich  die  sächsischen  Prägungen  im  Kon- 
ventionsfuss auf  3198405  Mark  Feinsilber 
oder  durchschnittlich  jährlich  114228  Mark. 
Auch  diese  Durchschnittszahlen  übersteigen 
die  von  Soetbeer  angegebenen  Ziffern  der 
Silberproduktion  um  ein  bedeutendes,  aber 
es  ist  anzunehmen,  dass  Sachsen  als  hoch- 
entwickelter Industriestaat  im  vorigen  Jahr- 
hundert schon  bedeutende  Summen  in  frem- 
dem Silber  hereinziehen  konnte,  wie  dies  in 
betreff  des  Goldes  (von  1763— 1800  wurden 


31917000  Mark  iu  Gold  geprägt)  klar  zu 
Tage  liegt 

In  Preussen  betrugen  die  Ausprägungen 
in  Silbercourant  von  1764—1786  53972  000 
Thlr.,  von  1787—1806  (Oktober)  41 119489 
Thlr.,  ausserdem  in  der  ersten  Periode 
12  586  000  Thlr.  und  iu  der  zweiten  26  562  000 
Thlr.  in  geringhaltiger  Scheidemünze.  Deber 
die  bedeutende  gleichzeitige  Goldprägung  in 
Preussen,  wo  damals  eine  Art  von  Parallel- 
währung bestand,  s.  d.  Art.  Gold  und 
Goldwährung  (oben  Bd.  IV  S.  748 f f.). 

In  England  war  das  Münzwesen  bekannt- 
lich unter  Heinrich  VIII.  und  Eduard  V.  in 
Unordnung,  und  die  Ausmünzungen  sind  da- 
her zu  einem  grossen  Teile  nur  Umprä- 
gungen.  Dauernd  stabile  Verhältnisse  traten 
erst  unter  Elisabeth  ein,  unter  der  die  Prä- 
gungen von  Silber  die  von  Gold  noch  stark 
überwogen.  Die  Gesamtsumme  der  Silber- 
prägung l>etrug  in  Pfund  Sterling,  das  rund 
gleich  20  Silbermark  gesetzt  werden  kann, 
unter 

Elisabeth  (1558— 1602j  4  7»8s79 

Jakob  I.  (iflttt— 1625)  i  641  oos 

Karl  I.  (1626-1649)  877654s 

der  Republik  (1649— 1660)  ....  1000000 

Karl  II.  (1660—1684)  3  722  180 

Jakob  II.  (1684—1688)   5 18  316 

Wilhelm  III.  und  Maria  (1688-17011   7  093  074 

Anna  (1701— 1714)   207095 

Georg  I.  (1714-1727)   233045 

Georg  II.  (1727-1760)   304360 

Die  Prägungen  geringhaltiger  SUber- 
münzen  für  Irland  sind  nicht  mit  berück- 
sichtigt. 

Die  Silberprägung  blieb  unter  Jakob  I. 
hinter  der  Goldprägung  zurück,  erlangte  aber 
unter  Karl  I.  nochmals  ein  entschiedenes 
Uebergewicht,  und  auch  unter  der  Republik 
wurde  nur  verhältnismässig  wenig  Gold  ge- 
prägt. Unter  Karl  II.  und  Jakob  II.  über- 
wog wieder  das  Gold;  unter  Wilhelm  III. 
wurde  dann  ein  letzter  Versuch  zur  Wieder- 
herstellung der  Silberwährung  gemacht,  in- 
dem man  eine  allgemeine  Umprägung  der 
abgenutzten  alten  Münzen  veranstaltete.  Die 
Tendenz  zur  Goldwährung  blieb  jedoch  be- 
stehen, und  unter  Georg  II.  z.  B.  stieg  die 
Goldausmünzung  schou  auf  11662216  Pfund 
Sterling,  neben  welcher  Zahl  die  Silher- 
nrägting  unerheblich  orecheint.  Unter  Georg 
III.  vollends  betrug  diese  bis  1774  nur  7500 
Pfund  Sterling,  und  dann  hörto  sie  infolge 
des  die  faktische  Goldwährung  einführenden 
Gesetzes  gänzlich  auf.  —  Uobor  die  fran- 
zösischen Silberprägungen  im  18.  Jahrhundert 
s.  d.  Art.  Doppelwährung  (oben  Bd.  II 
S.  236 ff.). 

In  Kussland  wurden  von  1700—1762 
77  210791  Silberrubel  (nach  dem  neuen 
Fusse  umgerechnet)  und  von  1762 — 1801 
7954502»  Rubel  Silber  nach  dem 
Fusse  geprägt. 
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[in  allgemeinen  kann  man  sagen,  dass 
im  taufe  des  10.  Jahrhunderts  das  Silber 
auch  im  Grossvcrkehro  in  allen  Landern 
wieder  zum  Hauptwälnrnngsmetall  wurde, 
wenn  am  h  ein  verhältnismässig  grosser  Geld- 
umlauf daneben  bestand.  Im  17.  Jahrhundert 
befestigte  sich  diese  Stellung  des  Silbers 
noch  mehr,  im  18.  aber  gewann  das  Gold 
infolge  der  grossen  Zufuhr  aus  Brasilien 
wieder  bedeutend   an   Boden.    Zur  aus- 


von  1570 — 1670  immerhin  etwa  600  Mil- 
lionen Silbennark  aus  Japan  geführt  halieu. 
Wahrscheinlich  ist  aber  von  dieser  Summe 
nur  wenig  nach  Europa  gekommen,  sondern 
der  weitaus  grösste  Teil  wieder  zum  Ankauf 
chinesischer  und  indischer  Waren  verweudet 
worden,  während  die  Handelsbilanz  gegen 
Ostasien  im  ganzen  passiv  blieb.  Die  di- 
rekten Silbersendungen  nach  Indien  und 
China,  die  sich  mit  ziemlicher  Genauigkeit 


schliesslichen  Herrschaft  jedoch  gelangte  es  bis  in  das  16.  Jahrhundert  verfolgen  lassen, 
nur  in  England,  in  den  übrigen  Ländern  betragen  nach  einer  Schätzung  Soetl>eers 
wurde  im  ganzen  doch  noch  mehr  Sill»er  als  |  annäherungsweise  durchschnittlich  jährlich 
Gold  geprägt  und  das  in  den  meisten  tan-  >  und  im  ganzen  (in  Millionen  Silbermarki 
dem  bestehende  Svstem  ist  eher  als  Parallel- 
währung  (s.  d.  Art/oben  Bd.  VI  S.  38 ff.)  denn 
als  Doppelwährung  zu  bezeichnen.  —  Das 
Wert  verhält  nis  von  Gold  zu  Silber  stand  am 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  auf  etwa  12:1 
und  hob  sich  im  ganzen  stetig  bis  auf  1:V  s  :  1 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  (s.  d.  Art. 
Edelmetalle  oben  Bd.  III  S.  260 ff. |.      {zusammen  also  8580  Millionen  Silbennark. 

Was  den  in  ganz  Europa  vorhandenen  I  beinahe  die  Hälfte  der  gleichartigen  Pro- 
Silbervorrat  betrifft,  so  möchte  ich  ihn  uach  j  duktion  in  Europa  und  Amerika.  Der  ge- 
den    angegebenen    Produktion»-    und  den  !  samte  Bestand  an  gemünztem  und  verarbej- 


Periode 
1550— ltiOO 
IKOl-  KiöO 
1651-1715 
1716-1790 
1791-1809 


Durchschn. 
io 
20 

32 
40 
102 


im  ganz»  11 
500 
1000 
2080 
2960 
2040 


wahrscheinlichen  Verlustverhältnissen  am 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  auf  den  Wert  von 
12—1300  Millionen  Sillicrmark  schätzen,  von 
welcher  Summe  aber  der  grossen1  Teil  auf 


totem  Silber  in  Europa  und  Amerika  dürfte 
am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  einen  Me- 
tallwert von  ungefähr  7."iOO  Millionen  Silher- 
mark  dargestellt  haben.     Der  Vorrat  an 


den  Metallwert  des  Silbergeschirres,  der  Silbermünzen  betrug  in  Frankreich  etwa 
Kircheugoräte  etc.  kommt.  Zu  den  sonstigen  ■,  1400  Millionen,  im  Gebiete  des  heutigen 
Ursachen  des  Verlustes  an  Silber  kommt  für  |  Deutschen  Reichs  höchstens  (iOU  Millionen. 
Euroja  seit  der  Entdeckung  des  Seewegs  1  in  Oesterreich-Ungarn  etwa  500  Millionen, 
nach  Indien  noch  der  Abfluss  nach  Ostasien  in  den  übrigen  europäischen  Ländern  mit 


hinzu,  der  mittelbar  zwar  ohne  Zweifel  auch 
im  Mittelalter  einigermassen  vorlianden  war, 
aber  nunmehr  erst  eine  weltwirtschaftliche 
Bedeutung  erhielt.  Zeitweilig  allerdings 
haben  die  Portugiesen  und  Holländer  aus 
Japan  Silber  ausgeführt.    Die  allgemeinen 


Ausnahme  von  England,  das  Silbcrmüuzen 
nur  noch  als  Scheidemünzen  besass,  etwa 
1200  Millionen,  in  Amerika  etwa  40«  •  Mil- 
lionen, im  ganzen  also  ungefähr  420O  Mil- 
lionen Silbennark.  Das  geprägte  Silber  liatte 
also,  im  Gegensalze  zu  dein  am  Ausgang«' 


Angaben  Kämpfers  über  den  ungeheueren  des  Mittelalters  l>estehenden  Verhältnisse. 
Gewinn  der  Portugiesen  sind  allerdings ;  nach  dieser  Schätzung  das  Ueberge wicht 
jedenfalls  übertrieben,  aber  die  bestimmten  j  über  das  verarbeitete  erlangt,  was  mit  Rück- 
Notizen, dass  sie  im  Jahre  1030  2  350000 ,  sieht  auf  die  vorgeschrittene  Entwicklung 
Taels,  im  Jahre  1637  2142  365  Tacls,  im  der  Geld  Wirtschaft  uicht  für  unwahrscheiu- 


Jahre  16B8  1259023  Taels  in  Silber  ausge- 
fülirt  hätten,  scheinen  nicht  unglaubwürdig. 
Der  japanische  Tael  ist  nach  Meylan  (Gesell, 
des  Handels  der  Europäer  iu  Japan,  deutsch 
von  Diederich)  weniger  wert  als  der  dü- 
nesische.  nämlich  nur  1,65  holl.  Gulden, 
also  nicht  ganz  3  Silbermark.  Die  aus  ja- 
panischen Quellen  stammende,  von  Rathgeu 
erwähnte  Nachricht,  dass  die  Holländer  im 
17.  Jahrhundert  für  112  Millionen  Taels 


lieh  zu  halten  ist. 

4.  Das  19.  Jahrhundert  In  der  ei-sten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  gewann  die 
Herrscliaft  der  Sill>erwälirung  wieder  neue 
Ausdehnung  und  Befestigung.  Die  Guld- 
zufuhr  aus  Brasilien  war  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  stark  gesunken  und  ging  in  der 
Folge  noch  weiter  zurück;  übenlies  nalun 
England,  das  1816  die  reiue  Goldwährung 
in  strenger  Form  eingeführt  liatte.  den 


Silber  ausgeführt  hätten,  erscheint  ebenfalls .  grössten  Teil  des  neu  gewonnenen  Metalles 
nicht  ganz  unannehmbar,  da  den  Holländern  in  Anspruch,  und  so  wurden  die  ülnitren 


nach  Meylan  die  Sillterausfuhr  erst  1671 
verboten  würfe.  Die  Portugiesen  waren 
schon  1639  vertrieben  worden  ;  da  sie  alier 
einige  Jahrzehnte  vor  den  Holländern  den 
Handel  mit  Japan  begonnen  hatten,  so  mögen 


Staaten  von  selbst  mehr  und  mehr  auf  das 
Silber  angewiesen,  auch  wenn  sie.  wie 
Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten,  ge- 
setzlich die  Doppelwährung  besasseu.  Erst 
nach  den  grossen  Goldentdeckungen  in  Kali- 


die  Kaufleute  beider  Nationen  in  der  Zeit  j  formen  und  Australien  wurde  in  den  letz- 
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teren  Staaten  das  Gold  gewissermassen  auto- 
matisch zur  Vorherrschaft  gebracht.  Am 
Endo  der  fünfziger  Jahre  begann  dann  die 
Silbergewinnung  in  den  pacifisehen  Staaten 
der  Pnion.  die  sich  im  Laufe  von  zwei 
Jahrzehnten  zu  einer  in  keinem  anderen 
Lande  je  dagewesenen  Höhe  entwickelte  i 
und  seitdem  trotz  der  grossen  Entwertung 
des  Silbers  noch  weitere  Fortschritte  ge- 
macht hat. 

Die  gesamte  Silberproduktion  kann  man 
im  wesentlichen  in  Uebcreinstiinmung  mit 
SoeGteer  veranschlagen  auf  (Millionen  Sill>er- 
niarki: 

1801  —  IHK)    1600  1841—1850  1400 

1811-1820  970  1&51-1855  790 
1821—1830  820  1856-1860  So; 
1831-1840    1070  1861-1865  990 

Der  Rückgang  der  Produktion  in  dem 
zweiten  und  dritten  Jahrzehnt  hängt  mit 
dem  Abfalle  der  spanischen  Kolonieen  und 
den  politischen  \\  irren  in  denselben  zu- 
sammen. Die  Hälfte  der  Oesamtmenge  und 
oft  noch  mehr  wurde  in  dieser  ganzen  Pe- 
riude  von  .Mexiko  geliefert,  in  zweiter  Reihe 
kam  Peru,  in  dritter  ßolivia.  Die  jährliche 
Dup'h.schnitLsproduktion  Deutschlands  stellte  | 
sielt  im  ersten  Jahrzehnt  auf  37«0«HHti  in 
den  Jahren  1SM  —65  auf  12:«« MX«)  Silber- 
mark. 

Was  die  Silberprägnngen  betrifft,  so  be- 
trugen sie  in  Preusseu  in  100  Thalern 
(ganz  und  in  Teilstücken)  mit  Ausschluss 
der  Scheidemünzen 


Auf  Grund  der  Münzkonvention  wurde 
in  den  deutschen  Staaten  in  Silbercourant 
(Vereinstlialern,  süddeutschen  Gulden  und 
vollwertigen  Tcilstückcn)  geprägt  in  100o 
Silber  mark 


1857  13  864 

1858  25  211 

1859  83  507 

1860  88370 


1862  43  378 

1863  22  560 
1861  20907 

1865  21  562 

1866  8978 


1867  113  192 

1868  26  832 

1869  19  74* 

1870  19  515 

1871  31 92t* 


1861  82727 

Im  ganzen  705062308  Silbermark,  ausser- 
dem 10  4(50  2 14  Mark  in  Silherscheidemünzeu. 

Die  Ausprägung  von  Reichs  Scheide- 
münzen in  Silber  belief  sich  bis  Ende 
März  1900  auf  543456100  Mark,  wovon  je- 
doch 25 «32 70«  1  Mark  (hauptsächlich  die 
wieder  abgeschafften  silbernen  2'»  Pfennig- 
Stücke)  wieder  eingezogen  waren.  Zu  der 
Silbermark  oder  dem  Drittelthaler  verhält 
sich  die  Mark  in  Scheidemünze  dem  inneren 
Werte  nach  wie  0  :  10. 

<  >  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  -  V  n  g  a  r  n  prägte  von  1 85S 
bis  1«1»1  in  SUbermark 

Verein.it linier  (Vi  und  *•',) 


1807-1808  2  132 
1809-1816  31  78=; 
1817-1821    28  177 


1822—1837  20666 
1X38  -1840  4  43> 
1841-1857  «51980 


Ferner  prägten  in  Silbercourant  (1000 
Thaler;  für  die  süddeutschen  Staaten  aus 
Gulden  umgerechnet! : 

Hannover  [  1834— 57 1  17856 

Kurhessen  (1X34— 57 j  2348 

Nassau  (1838—57/  2216 

Frankfurt  (1838—57)  4  557 

Braunsdnveijr  (1835  —  57)  2996 

Hessen-Darmstadt    (1819-57)  7  373 

Baden  (1838-57;  7816 

Württemberg  (1837  -  57)  14477 

Sachsen  (1839-  57;  29567 

Bayern  (1837—57}  40588 

Durch  die  Münzkonvention  von  IN." 
wurde  für  die  beteiligten  deutschen  Staaten 
und  »Jesterreich-Ungarn  die  reine  Si!l)er- 
wührungkonsequent  durchgeführt.  Dieausser- 
halb  der  Vereinigung  bleibenden  Hundes- 
staaten Mecklenburg.  Holstein,  Hamburg. 
Lübeck  hatten  übrigens  ebenfalls  die  Silber- 
währung,  nur  Hremen  hatte  eine  auf  Pistolen, 
die  von  anderen  Staaten  (besonders  Hannover 
und  Braunschweig)  geprägt  waren,  begrün-  j 
dete  Goldwährung. 


Gulden  (»,,  ',',) 


93852459  M. 
857  494  265  .. 

Leranlinerthalrr  171662204  ,, 

Ausserdem  für  43  «94  615  Gulden  gering- 
haltige Silberscheidemünze.  Die  österreichi- 
schen Sil borprägu ngen  erreichten,  abgesehen 
von  den  Neuprägungen  in  den  ersten  Jahren 
nach  der  Einführung  des  Münzfusses  von 
1S57.  ihren  Höhepunkt  in  der  Periode  der 
beginnenden  starken  Silbeivntwertung;  sie 
betrugen  /..  P>.  in  Millionen  dulden  ö.  W. 

Jahr  n.ö.W.  Lev.Thlr.  Jahr  fl.ii.W.  Tiev.Thlr. 

1875  14.3         7,o      187U  66.7  2.3 

1876  22.2  10.6  1880  io,6  0.1 
187 1  löj  0.2  1X81  22.2  0.3 
1878    28.8          3,9      1882  7,8  0.2 

Der  starke  Zudrang  dos  anderwärts  ent- 
werteten SillH'i-s  zu  den  österrei' hisch- 
ungarischen  Münzstätten  veranlasste  1S79 
die  Aufhebung  der  Prägung  für  Privatreeh- 
nnng.  Zeitweilig  indes  war  auch  die  Silber- 
prägung für  Rechnung  der  Regierung  nicht 
unWdeutond,  wie  die  obige  Zahl  für  1SS1 
zeigt.  Auch  1*82  wurden  noch  13,9  Mil- 
lionen Gulden  o.  W.  geprägt,  in  den  fol- 
genden Jahren  aber  blieben  die  Prägungs- 
ziffern  in  6.  W.  zwischen  6  und  11  Millionen 
Gulden,  während  die  Ausmünzung  von  Le- 
vantinerthalern  wieder  einige  Male  ül>cr  den 
Wert  von  3  Millionen  Gulden  hinausging. 
Auf  Grund  des  principiell  die  Goldwährung 
annehmenden  Gesetzes  von  1892  sind  in  den 
beiden  Reichshälften  in  den  Jahren  1892  bis 
1899  an  silbernen  Scheidemünzen  17t»303(JOO 
Kronen  (zum  Nominalwert  von  85  Pfennig) 
geprägt  worden:  und  zwar  in  1-Kronen- 
stfieken.  Dazu  kamen  noch  2  184000  Kronen 
in  Fünfkronenstücken  auf  Grund  der  Kaiser- 
lichen V.  v.  22.  Septomlxu-  1899. 
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Russland  hatte  bis  zu  der  Währungs- 
reform von  1898  gesetzlich  Silberwährung. 
Infolge  der  Papiergeld  Wirtschaft  war  jedoch 
tlie  Silberprägung  verhältnismässig  gering. 
Die  Courantrubel  kamen  in  der  Landes- 
cirkulation  fast  gsir  nicht  vor  und  dienten 
hauptsäc  hlich  als  Rohstoff  zur  Verarbeitung 
und  zur  Ausfuhr  nach  China.  Wahrend  des 
orientalischen  Kriegs  gingen  sie  auch  in 
grossen  Mengen  nach  der  Balkanhalbinsel, 
was  damals  auch  eine  ungewöhnliche  Ver- 
mehrung der  Prägung  verursachte.  Der  Ab- 
fluss  narh  China  ist  seit  1880  dnn-h  die 
Kinfflhrung  einer  Prägungsgebühr  von  00 
Rubel  für  das  Pud  sehr  beeinträchtigt  wor- 
den. In»  ganzen  wurden  in  Russland  von 
1851 — 1885  rund  40 85:.' IHK)  Rubel  Xilbcr- 
«  oiirant  geprägt.  Davon  kamen  auf  die  Jahre 
1851— 1859  jährlich  zwischen  3  und  4  Mil- 
lionen Rubel,  auf  1872  1  Million,  auf  1877 
7  8S4<KM)  Rubel  und  auf  1S7S  S'118000 
Rubel,  auf  die  übrigen  .lahre  aber  immer 
nur  einige  hunderttausend  Rubel.  In  den 
folgenden  Jahren  betrugen  die  Silbercourant- 
prägungen  1880  489  G35  Rubel,  1887  510  507 
Rubel,  1888  500  022  Rubel,  1S89  1754  Rubel, 
•  1*90  91700  Rubel,  1S91  1135024  Rubel 
1892  2133010  Rubel,  1893  1  489  014  Rubel, 
1894  3007  Rubel,  1895  4  605054  Rubel.  In 
den  nächstfolgenden  Jahren  begannen  die 
Prägungen  zur  Vorbereitung  der  Wiederher- 
stellung des  Metallumlaufs: 


1896  35  723  863  Rbl. 
181)7    18515  000  „ 


18518  18724872  Rbl. 
1899   22  223  673  p 


An  geringhaltigen  Silberscheidemünzen 
(mit  der  Feinheit  :"°  1000)  wurden  von 
1880—1899  im  ganzen  115727  787  Rubel 
geprägt.  Der  gesamte  Silberundauf  soll 
nicht  mehr  als  3  Rubel  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  betragen.  Die  eigene  SUber- 
produktion  Rußlands  ist  nur  von  unter- 
geordneter Bedeutung.  Sie  betrug  z.  B. 
1880  10160  kg,  1890  13661kg,  1892  14  163 
1894  8578  kg,  1895  12  109  kg,  181)9  8112  kg. 

Holland,  das  durch  das  G.  v.  26.  Sep- 
tember 1847  die  reine  Silberwährung  an- 
nahm, nachdem  es  vorher  eine  Doppel- 
währung mit  (Iberwiegender  Silberprägung 
besessen,  prügte  von  1840-1874  in  Courant- 
silber  461  Millionen  dulden  (zu  1,70  Mark). 
Seitdem  sind  dort  die  Courantsilberprägungen 
eingestellt. 

In  den  Staaten  der  lateinischen 
Münz union  fanden  bis  zur  Einstellung 
der  Prägungen  folgende  Ausmünzungen  von 
Courantsilber  statt 


in  Frankreich 
in  Italien 
hi  Belgien 


1795-1865 
1H66  -1878 
1862—1865 
1866—1879 
1832-1865 
1866—1876 


4672  Mill.  Frcs. 
625    ,  „ 

5.6  r 
359    „  , 

>45  n  r 
350      n  - 


in  der  Schweis      1851-1865  2,sMilLFr<«. 

1866-1876        8  „ 
in  Griechenland     1866—1876      15    „  " 

An  Scheidemünzen  von  1000  Feinheit 
(mit  dem  Maximum  von  früher  6.  seit  1897 
7  Francs  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung) 
wurden  bis  1899  geprägt  in  Frankreich  310 
Millionen,  in  Belgien  34  Millionen,  in  Italien 
236  Millionen,  in  der  Schweiz  19,8  Mil- 
lionen, in  Griechenland  10,8  Millionen  Francs. 

Spanien  besitzt  nominell  die  Doppel- 
währung, hat  aber  in  der  Periode  der  SUber- 
eutwertung  aus  finanziellen  Gründen  aus- 
schliesslich auf  Staatsrechnung  eine  iniss- 
bräuch liehe,  übermässig»1!  Ausprägung  von 
innerlich  unterwertigen  Silbercourantmünzeu 
vorgenommen.  Von  der  Einführung  des 
neuen  Mfinzsvstems  (1808)  bis  zum  Ende 
des  Finanzjahres  1898  !»9  wurden  1050  Mil- 
lionen Pesetas  (Francs)  in  Fflnf|>esetastückcn 
und  220  Millionen  Pesetas  in  sUberneu 
Scheidemünzen  geprägt.  Iufolge  des  Krieges 
mit  den  Vereinigten  Staaten  erhielten  diese 
liedenklichen  Operationen  eine  besonders 
grosse  Ausdehnung,  so  dass  die  Courant- 
silberprägung  allein  im  Jahre  1898  99  auf 
212  Millionen  Pesetas  stieg.  Immerhin  hat 
sich  der  Wechselkurs  dieser  SUbermfinzen 
stets  höher  als  der  innere  Wert  derselben 
behauptet. 

Auch  Portugal  hat  bei  seiner  nui  no- 
minellen Goldwährung  in  der  neueren  Zeit 
ziemlich  viel  Silberscheidemünzen  geprägt, 
nämlich  20,0  Millionen  Milreis  (zu  5,00  Francs 
nominell)  von  1886— 1899.  Ein  Fünftel  etwa 
dieser  Summe  ist  allerdings  durch  Um- 
prägung  von  fremden  in  den  Kolonieen  um- 
laufenden Münzen  hergestellt  worden. 

Inden  drei  skandinavischen  Staa- 
ten wurden  nach  Einführung  der  Goldwäh- 
rung an  neuen  Silberscheidemünzen  in  den 
Jahren  1873—189«)  47756000  Kronen  (zu 
1,125  Mark)  geprägt,  von  deneu  24,3  Mil- 
lionen auf  Schweden,  2,1  Millionen  auf  Nor- 
wegen und  21,3  Millionen  auf  Dänemark 
kamen. 

England  prägt  bekanntlich  ebenfalls 
nur  sill>erne  Scheidemünzen,  im  ganzen  aber, 
da  es  auch  die  meisten  Kolonieen  mit  ver- 
sorgen muss,  jälu-lich  eine  nicht  unerheb- 
lieho  Menge.  Von  1810—1833  wurden  no- 
minell 9,3  Millionen  £',  von  1834—1885 
22034000  £  ausgemünzt:  dann  ferner  in 
den  Jahren 


1886  430798  * 

1887  900768  „ 

1888  799646  „ 

1889  2  178888  „ 

1890  1694  688  „ 

1891  1056528  „ 

1892  778932  „ 


1WH  108S406  t' 

1894  822492  „ 

1895  1  185007  „ 

1896  1  329570  „ 

1897  941  820  „ 

1898  1369180  „ 

1899  1  625  580  „ 


Im  ganzen  wurden  nach  dem  Münzfnss 
von  1816—1899  47,4  Millionen  £  in  Silber 
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geprägt,  davon  aber  9,3  Millionen  1*  wieder 
eingezogen  und  umgeprägt.  Ein  beträcht- 
licher Teil  dieser  Münzen  floss  nach  den- 
n  englischen  Kolonieen,  wie  Australien, 
d  u.  s.  w.  ab,  in  denen  das  englische 
Münzsystem  eingeführt  ist.  Ausserdem  wur- 
den in  I/mdon  1899  für  Canada,  Neufund- 
land, Hongkong  und  Singapore  4885000 
Dollars  und  für  Cevlon  und  Mauritius 
330000  Rupien  iu  Silber  geprägt. 

Das  wichtigste  Absatzgebiet  für  das  Silber 
ist  bekanntlich  Britisch-Indieu.  Das 
Sdbergeld  nahm  hier  von  altere  her  die 
erste  Stelle  ein,  doch  waren  früher  auch 
Goldmünzen  iu  grösserer  Menge  in  Umlauf. 
Das  G.  v.  17.  August  1835  führte  die  Kom- 
pagnie-Rupie (1,9245  Silbermark)  als  ein- 
heitliches und  alleiniges  gesetzliches  Zah- 
lungsmittel ein ;  daneben  wurdou  Gold- 
inohure  als  Handelsmünzen  geprägt,  die  aber 
zugleich  bei  den  öffentlichen  Kassen  nach 
dem  (zu  niedrigen)  Wertverhältnis  15  :  1  an- 
genommen wurden.  Als  man  aber  nach  den 
californischen  Entdeckungen  anfing,  eine 
Entwertung  des  Goldes  zu  befürchten,  wurde 
den  Mohurs  durch  ein  Dekret  der  indischen 
Regierung  vom  22.  Dezember  1852  der 
Kassenkurs  entzogen  und  damit  die  reine 
Silberwährung  in  aller  Strenge  hergestellt. 

Die  Gesamtsumme  der  indischen  SUber- 
prägung  betrug  in  KHK»  Rupien 

Finanzjahre  1000  Rup.  Finanzjahre  1000  Rup. 
1835/36—39  40  166  174  186061— 64  65  433  505 
1840/41—44  45  193401  1865'66— 69/70  366198 
1845/46—49  50  i3<494    1870/7 1-  74  75  146  ^64 

.89942     18757(^79  80  424  694 
1855/56— 59  60  475  244    1880  81-84  85  224020 

Im  ganzen  2755326070  Rupien.  In  den 
folgenden  Jahren  wurden  geprägt  (1000 
Rupien ) 

1885/86    102856  1890/91    131  63s 

1886  87     46165  1891/92  55540 

1887/88    107  8S4  1892,93  126915 

1888,89     72823  189394  48125 

1889/90  85512 

Ein  entscheidender  Schritt  geschah  durch 
das  Dekret  der  indischen  Regierung  vom 
26.  Juni  1893,  das  die  Schliessung  der 
Münzstätten  zu  Calcutta  und  Bombay  an- 
ordnete. Jedoch  erklärte  sich  die  Regierung 
l»oroit,  zu  dem  festen  Kurse  von  16  Pence 
Rupien  gegen  Gold  abzugehen,  indem  sie 
sich  vorbohielt,  zu  diesem  Zwecke  nötigen- 
falls auch  neue  Rupien  zu  prägen.  Zunächst 
aber  konnte  dieser  Kurs  überhaupt  nicht 
erreicht  werden.  Vergebens  versuchte  das 
indische  Amt  in  Ixmdon  einige  Monate  lang 
durch  Zurückhaltung  der  Council-Bills  we- 
nigstens den  Kurs  von  151  1  Pence  aufrecht 
zu  erhalten.  Im  Januar  1895  musste  man 
diesen  Versuch  aufgeben,  und  die  Council- 
Bills  sanken  dann  zeitweilig  auf  13  und  so- 


gar 123'i  Pence.  Allerdings  gelang  es,  sie 
immer  noch  wenigstens  20  Prozent  über 
dem  inneren  SUberwert  der  Rupie  zu  halten, 
aber  es  dauerte  längere  Zeit,  bis  man  die 
Rupie,  wie  in  Oesterreich  den  Silbergulden, 
vom  Silberwert  unabhängig  machen  konnte. 
Es  hing  dies  damit  zusammen,  das»  das 
Silber  nach  wie  vor  in  sehr  bedeutendem 
Masse  zur  Ausgleichung  der  curojiäisch- 
indischeu  Handelsbilanz  dient.  Dieses  Me- 
tall ist  aber  in  Indien  jederzeit  nicht  nur 
als  Umlaufsmittel.  sondern  auch  als  Schatz- 
gut gesucht  worden,  und  es  wird  nament- 
lich in  der  Form  grober  Schmucksachen, 
j  jetzt  wahrscheinlich  auch  in  Barrengestalt 
I  in  grossen  Mengen  aufgespeichert.  Die  eiu- 
I  heimische  Bevölkerung  konnte  anfangs  gar 
nicht  begreifen ,  weshalb  der  Preis  des 
I  Barrensilbers  gegen  Rupien  zurückging,  nud 
sie  glaubte  daher  ein  gutes  Geschäft  zu 
machen,  wenn  sie  recht  viel  Silber  kaufte, 
ein  Umstand,  den  die  Spekulation  eine  Zeit 
lang  auszunutzen  wnsste.  Die  Zahlen  ül>er 
die  Silberausfuhr  nach  Ostasien  folgen  unten. 
Die  Prägungen  von  Rupien  und  Teilstücken 
j  derselben  beliefen  sich  in  den  Jahren  1892  95 
bis  1 898  99  auf  26,4  Millionen  Rupien,  da- 
von waren  aber  9,3  Millionen  Umpräguugen 
von  Münzen  einiger  Nebenstaaten.  Im  Jahr 
1899' 1900  stiegen  die  Rupienprägungen  wie- 
der auf  25,3  Millionen,  da  der  Kurs  von 
16  Pence  seit  1898  aufrecht  erhalten  wer- 
den konnte  und  die  Einlösung  von  Rupien 
gegen  Sovereigns  jetzt  immer  häufiger  ver- 
langt wurde.  Durch  das  G.  v.  15.  September 

1899  wurde  ausdrücklich  bestimmt,  dass 
die  Sovereigns  unbeschränkte  gesetzliche 
Zahlungskraft  zum  Werto  von  15  Rupien 
liaben  sollte. 

Ferner  können  nach  dem  Gesotz  von 

1900  über  das  indische  Papiergeld  auch 
Silberbarren  nach  dem  festen  Wert  gegen 
Sovereigns  zur  Deckung  der  Staatsräten 
dienen;  jedoch  sollen  sie  sobald  wie  mög- 
lich zu  Rupien  geprägt  werden.  Die  Re- 
gierung giebt  Rupien  gegen  Gold  aus,  sie 
ist  aber  nicht  verpflichtet,  auch  umgekehrt 
Rupien  gegen  Gold  einzulösen,  wenn  sie 
auch  gegenwärtig  für  ihre  Noten  Gold  giebt. 
Es  besteht  also  jetzt  in  ludien  eine  Art 
Doppelwährung,  bei  der  die  Silberprägung 
nur  für  Rechnung  der  Regierung  stattfindet. 

Seit  1895  96  sind  in  der  Münze  zu 
Bombay  auch  beträchtliche  Summen  in 
britischen  Dollars  geprägt  worden,  die 
nach  den  Streits  und  nach  China  ausgeführt 
werden.  Sie  stellten  bis  1899 .'1900  einen 
Wert  von  188,4  Millionen  Rupien  dar.  Auch 
in  Hongkong  werden  Dollars  geprägt,  nach 
der  Angabe  des  amerikanischen  Münzdirek- 
tors im  Jahre  1897  nicht  weniger  als  23,8 
Millionen. 

Frankreich   prägte   für    seine  Be- 
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Sitzungen  und  Schutzgebiete  in  Hinter- 
indien  von  1885  bis  1899  42,3  Millionen 
Piaster  (bis  1895  27,215  Gramm,  spater  nur 
27  Gramm  Silber  von  900,1000  Feinheit). 

China  hat  seit  1890  angefangen,  in 
Kanton  und  einigen  anderen  Plätzen  eigene 
Silberdollars  und  Teilstflcke  derselben  zu 
prägen;  die  Gesamtsumme  dieser  Aus- 
münzungen betrug  von  1891  bis  1893  10.6 
Millionen  und  von  1894  bis  1897  .33,5  Mil- 
lionen Dollar.  Das  Hauptumlaufsmittel  im 
grosseren  Verkehre  bilden  noch  immer  die 
mexikanischen  und  andere  fremde  Dollars 
und  das  Syeeesilber. 

In  Japan  hatte  sich  die  1872  einge- 
führte Doppelwährung  bald  in  eine  that- 
säcldiche  Silberwährung  verwandelt,  die 
dann  in  Papierwährung  Überging.  Vom 
1.  April  1S71  bis  dahin  1SS8  wurden  02  Mil- 
lionen Yen  in  ganzen  Stücken  und  21,1 
Millionen  Yen  in  Teilstücken  geprägt.  In  den 
Jahren  1**8.89  bis  189097  beliefen  sieh 
die  Prägungen  auf  109.8  Millionen  Yen  in 
Ganzstückeu  und  12  Millionen  in  Teilstücken. 
Seit  der  Einführung  der  Goldwährung  durch 
das  G.  v.  8.  März  1897  wurden  nur  noch 


destens  2  und  für  höchstens  4  Millionen 
Dollars)  und  zwar  in  folgenden  Beträgen : 


1878  22  495  550 

1879  27  560  100 

1880  27  397  355 

1881  27  927  975 

1882  27  474  100 

1883  28  470  039 

1884  28136875 

1885  28  697  767 


1886"  31423886 

1887  33611710 

1888  31990833 

1889  34651811 

1890  38  043  005 
1H91  23  H62  735 

1892  6  333  245 

1893  1  455  792 


Teilstücke  als  Scheidemünzen 


»rägt. 


Sehr  bedeutend  sind  stets  die  Silber- 
prägungen  Mexico*,  das  zu  den  Silber- 
währungsländcrn  gehört.  Indes  bleibt  von 
diesen  Münzen  nur  wenig  im  Ijande,  die 
meisten  gehen  nach  Asien  oder  als  Darren 
nach  Kuropa.  In  den  letzten  Jahren  waren 
die  Prägungsziffern  etwas  kleiner  als  früher, 
nämlich  1*95  96  22.6  Millionen,  1896  97 
19,3  Millionen,  1S97  9*  21,4  Millionen. 
1*0*  99  K7  Millionen  Pesos,  während  sie 
sieh  in  dein  vorhergegangenen  Jahrzehnt 
zwischen  24  und  30  Millionen  bewegt  hatten. 
Die  Gesamtsumme  der  mexikanischen  Silbor- 
prägungeu  von  1824  bis  zum  30.  Juni  1899 
beträgt  1378170560  Pesos. 

Was  endlieh  die  Vereinigten  Staa- 
t  e  n  betrifft,  so  haben  sie  sich  im  Laufe  von 
22  Jahren  bei  einer  beschränkten  Doppel- 
währung mit  einer  Masse  von  Silbergold 


überladen,  du 


uir 


Münz wesen  dem  franzö- 


sischen sehr  ähnlich  gemacht  hat. 

Von  den  Trade  Dollars,  die  bei  der  offi- 
ziellen Einführung  der  Goldwährung  im 
Jahre  1*73  als  Mittel  zur  Erleichterung  der 
Sillieransfuhr  nach  Asien  gescliaffen  waren, 
wurden  von  1873  bis  1**3  im  ganzen 
35  965924  geprägt;  seitdem  sind  sie  einge- 
zogen worden,  da  sie,  obwohl  nicht  gesetz- 
liches Zahlungsmittel,  trotz  ihrer  inneren 
Entwertung  zu  ihrem  Nominalwerte  in  den 
inneren  Verkehr  eindrangen.  Auf  Grund 
des  G.  v.  28.  Februar  1*7*  (der  sogenannte 
Bland    Bill)   wurden   wieder  Silbordollars 


nach 


lern  al 


isse  al 


Hzhche 


Zah- 


lungsmittel geprägt   (monatlich    für  min- 


Im  ganzen  waren  am  I.  Januar  1893 
417  876  985  SilberdoUare  ausgegeben,  von 
denen  sich  aber  nieht  weniger  als  355054049 
im  Schatzamte  befanden,  die  im  Umlaufe 
grösstenteils  durch  Certifikate  (für  325,8 
Millionen  Dollars)  vertreten  waren.  Die 
Summe  der  vorhandenen  Silberscheideraünze 
war  an  demselben  Tage  77  899 000  Dollar. 
Nach  dem  G.  v.  14.  Juli  1890  (der  soge- 
nannte Shertnan  Bill)  trat  an  die  Stelle  der 
Prägungen  der  Aufkauf  von  monatlieh  41  ? 
Millionen  Unzen  SUber,  für  welche  eine  dem 
Kaufpreise  derselben  gleiche  Summe  in 
einer  besonderen  Art  von  Noten  mit  gesetz- 
licher Zahlungskraft  ausgegeben  wurde. 
Im  ganzen  wurden  bis  1894  auf  diese  Art 
168  674  6*3  Unzen  Silber  zum  Preise  von 
155  931 000  Dollars  in  Schatz noten  angekauft 
Der  auf  die  Schliessung  der  indischen  Münz- 
kassen folgende  grosse  Preissturz  des  Silbers 
veranlasste  die  Aufhebung  der  Sherman  Akte 
durch  G.  v.  1.  Novemlter  1*93,  soweit  sie 
'  deu  Ankauf  von  Silberbarren  betraf,  jedoch 
|  blieb  dem  Schatzsekrotär  die  Befugnis,  so 
viel  Silbenlollars  aus  den  vorliandenen 
Barren  ausprägen  zu  lassen,  als  er  zur  Ein- 
;  lösuug  der  Schatznoten  (die  thatsächlich  in 
!  Gold  eingelöst  wurden)  für  nötig  erachte. 
Durch  das  G.  v.  13.  Juni  1898  wurde  aus- 
drücklich vorgeschrieben,  dass  monatlich 
mindestens  1500000  Standarthlollars  auszu- 
münzen seien,  und  durch  das  G.  v.  14.  März 
190t)  erhielt  der  Schatzsokretär  auch  die 
Ermächtigung,  aus  den  Silbert>cständen  auch 
Scheidemünzen  prägen  zu  lassen,  jedoch  um- 
so weit,  dass  die  Gesamtsumme  der  im 
Umlauf  befindlichen  Münzen  dieser  Art 
nicht  mehr  als  100  Millionen  Dollar  betrage. 
In  «lern  Masse,  wie  neue  Standarddollars 
geprägt  werden,  sollen  Schatznoten  von  1890 
eingezogen  werden ;  dagegen  werden  für 
diese  l)ollars  Silbereertifikate  ausgegeben. 
Am  30.  Juni  1*09  waren  von  dem  Silber 
von  1890  nur  noch  93  583060  Unzen  übrig; 
75  091  622  Unzen  waren  zu  97  005966  Stan- 
darddollars ausgeprägt,  wobei  sieh  ein  Münz- 
cewinn  von  25*10  427  Dollars  ergeben  hatte. 
Im  ganzen  belief  sich  die  Summe  der  bis 
zu  diesem  Tage  seit  1878  geprägten  Stan- 
darddollars auf  4*0251231,  und  dieser  Be- 
trag an  überwertetem  Courantsilber  wird 
noch  nahezu  vollständig  vorhanden  sein. 
Seit  1*91  wurden  auch  grössere  Summen 
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iu  silbernen  Scheidemünzen  geprägt,  bis  I  den,  stieg  der  durchschnittliche  jährliche 
zum  30.  Juni  1899  ungef&lir  47  Millionen  Verlust  nach  Kar  marsch  sogar  auf  0,548  %. 
Dollar.   Am  1.  Januar  1901  befanden  sich  Nun  bestand  aber  noch  im  18.  Jahrhundert 


ein  grosser  Bruchteil  der  Masse  des  Silber- 
geldes aus  k  leineren  Münzen,  und  je  weiter  mau 
zurückgeht,  um  so  grösser  wiru  das  Ueber- 
gewieht  derselbcu,da  ja  überhaupt  die  Thaler- 
präguug  erst  am  Ende  des  lf>.  Jahrhunderte 
beginnt.  Ein  verhältnismässig  bedeu- 
tender Verlust  inusste  ausserdem  in  den 
früheren  Jahrhunderten  durch  die  häufigen 
Umprägungen  entstehen.  Gegenwärtig  oe- 
trägt  der  Schmelz-  und  Prägüngsverlust  in 


im  Schatzamte  im  sogenannten  Trust  Fund 
427,4  Millionen  ältere  Silberdollars,  4,5  Mil- 
lionen Silberdollars  vod  1890,  56,9  Millionen 
in  Silberbarren  von  1890,  während  sich 
422,4  Millionen  Dollar  in  Silberoeitifikaten 
und  61,2  Millionen  Dollar  in  Schatznoten 
von  1890  in  deu  Händen  des  Publikums 
befanden.  Im  General  Fund  befanden  sieh 
ausserdem  noch  1082182  Süberdollars  und 
3 S01 769  Dollar  in  Silberharren. 

Was  die  Verwendung  von  Silber  für  I  der  Münze  der  Vereinigten  Staaten  zwar 
industrielle  Zwecke  betrifft,  so  finden  kaum  mehr  als  0,01  °.o,  aber  bei  der  mi- 
die vollständigsten  Erhebungen  darüber  in  j  vollkommenen  Technik  der  früheren  Zeit 
den  Vereinigten  Staaten  statt  Die  nach-  mag  er  leicht  zehnmal  so  gross  gewesen 
gewiesene  Quautität  Silber,  die  dort  im ,  sein.  Was  die  Luxussachen  aus  Silber  be- 
Jahre 1898  für  jene  Zwecke  in  Anspruch  trifft,  so  bestehen  sie  zum  grössten  Teile 
genommen  wurde,  hatte  einen  Münzwert  aus  Gegenständen  des  unmittelbaren  Ge- 
von  10  858  545  Dollar.  Im  Jahre  1890  be- !  brauche*,  wie  löffeln,  Gabeln,  Schüsseln  etc., 
trug  die  entsprechende  Summe  9  631 7  10 .  die  schon  wegen  des  häufigen  Putzens  eiuer 
Dollar,  im  Jahre  18S3  5  556  530  Dollar.  Der;  starken  Abnutzung  unterliegen.  Die  Uhr- 
industrielle Verbrauch  des  Silbers  ist  also 1  gehäuse,  die  stets  in  der  Tasche  getragen 
seit  1890  keineswegs  mit  der  Entwertung  1  werden,  erleiden  ebenfalls  eine  bedeutende 
des  Metalls  fortgeschritten ,  wie  man  es  Abreibung.  Auch  die  zu  Stickereien  und 
hätte  erwarten  sollen.  In  Kilogramm  be-  Webereien  verwendeten  Siiberfäden  werden 
rechnet  sich  der  Silberverbrauch  für  1898 '  meistens  stark  abgenutzt  und  verlieren  auch 
auf  rund  261 000,  gegen  133  000  im  Jahre  verhältnismässig  viel  durch  häufige  Eiu- 
1NS3.  Auf  eingeschmolzenes  altes  Silber-  j  Schmelzungen.  Sie  waren  früher  allerdings 
geschirr  u.  dergl.  kamen  von  der  ersteren  wohl  verhältnismässig  mehr  im  Gebrauch 
Ziffer  8,7,  von  der  letzteren  10° o.  Für  die  als  gegenwärtig;  dagegen  hat  in  der  neu- 
übrigen Kulturvölker  schätzte  Soetbeer  den  eslen  Zeit  seit  der  Erfindung  des  galva- 
industriellen  Silberverbrauch  im  Jahre  ls^t .  nisehen  Verfahrens  der  Verbrauch  für  die 
auf  517  000  Kilo  (für  Deutschland  z.  B.  auf  ]  Versilberung,  die  schliesslich  zu  einem  fast 


UOOiiO,  für  Frankreich  auf  100 000.  für 
England  auf  90  000  Kilo),  wovon  20-25"  « 
auf  altes  Material  kommen  sollen.  Für  das 
Jahr  1898  sehätzte  der  amerikanische  Münz- 
direktor diesen  Verbrauch  für  tlie  abend- 
ländische Kulturwelt  auf  1089000  Kilo  oder 
196  Millionen  Mark  nach  dem  alten  Silber- 
preise, und  zwar  kamen  dann  auf  Deutsch- 
land 150000  Kilo,  auf  Frankreich  156000 
Kilo,  auf  England  195 000  Kilo.  Diese  Zahlen 
können  übrigens  nm-als  ungefähre  Näherungs- 
werte angesehen  werden. 

Was  die  Abnutzung  und  die  sonstigen 
endgiltigen  Verluste  au  Silber  betrifft,  so 
liegen  darüber  nur  in  betreff  der  Abreibung 
der  Münzen  unmittelbare  Beobachtungen 
vor.  Dieselben  ergeben  ziemlich  überein- 
stimmend für  schwere  Münze,  wie  Fünf- 


vollständigen Verluste  des  verwendeten 
Edelmetalles  führt,  ausserordentlich  zuge- 
nommen. Dazu  kommt  noch  der  ebenfalls 
unwiederbringliche  Silberverbrauch  der 
Photographie.  In  Amerika  werden  ungefähr 
9  Prozent  des  nachgewiesenen  industriellen 
Silberverbrauchs  für  die  Darstellung  chemi- 
scher Präjwrate  verwendet,  die  lmuptsäch- 
lich  der  Photographie  dienen.  Nach  diesem 
VerlüHtnis  würde  der  ganze  Verbrauch  in 
der  Kulturwelt  für  diesen  ZwecK  jährlich 
ungefälir  98  000  Kilo  (nach  dem  alten  Wert- 
verhältnis 17  600  000  Mark)  ausmachen.  Es 
scheint  demnach  gerechtfertigt,  die  gegen- 
wärtige Abnutzuug  des  in  Münzen  und  Ge- 
räten, Schmuck  etc.  vorhandenen  Silbers 
auf  jährlich  etwa  1  t  lVo,  also  etwas  höher 
als  die  des  Goldes  zu  schätzen.    Für  die 


frankenstücke  und  Thaler,  einen  durch-  |  früheren  Jahrhundertc  wird  man  mindestens 
schnittlichen  jährlichen  Abgang  von  0,02  •  denselbeu  Verlustsatz  annehmen  dürfen,  da 
bis  o,03  °  o;  je  kleiner  die  Münzen  aber  durch  die  damalige  Kleinheit  und  häufige  Um- 
sind, je  höher  ihr  Kupfergehalt  steigt  und  1  prägung  der  Münzen  der  verhältnismässige 


heutige  Mehrverbrauch  für  die  neuaufge- 
kommenen industriellen  Verwendungen  als 
ausgeglichen  betrachtet  werden  kann. 

5.  Die  Silberentwertimg.  Auf  die 
mehrfachen  Schwankungen  des  Wertver- 
hältnisses von  Silber  gegen  Gold,  wie  sie 

Handwörterbuch  der  Staatawiaaeiuchaften.  Zweite  Auflage.  VI.  47 


je  rascher  ihr  Umlauf  ist,  um  so  mehr  er- 
höht sich  das  Abnutzungsverhältnis.  So 
steigt  es  schon  bei  Einfrankenstücken  bis 
zu  0.16  %,  und  bei  den  alten  Hannoverschen 
4-Pfennigstücken,  die  nach  mittelalterlicher 
Art  aus  Billon  von  "'-'.jono  Feinheit  bestan- 
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im  I^aufo  der  Geschichte  vorgekommen  '  unterliegt  auch  keinem  Zweifel,  das»  diese 
sind,  ist  im  Obigen  schon  hingewiesen  und  [  münzpolitischen  Massregeln  teils  u  n  mittel - 
wegen  der  Einzelheiten   auf  den  Artikel  bar  zur  Entwertung  des  Silbers  beigetragen, 


Edelmetalle  verwiesen  worden.    An  die 
Stelle  der  früheren  langsamen  Oscillationen 
aber  ist  in  der 
wohnlich  rasche.« 

wenn  auch  zuweilen  durch  Rfickscldäge 
unterbrochenes  Sinken  getreten.  Der  Welt- 
markt für  Silber  ist  London,  und  der  Preis 
wird  dort  notiert  in  IVnce  für  die  Unze 
vou  Standard  fei  nheit  (von  11  Oz  2  dwt. 
oder  I«).  In  Paris  wird  der  jetzt  bedeu- 
tungslose Mfmzpreis  des  Kilo  Feinsi  Ibers 
218,89  Francs  (nämlich  222,22  Francs  mit 
Abzug  einer  Prilgungsgebdhr  von  IV  ?0'o) 
der  Notierung  zu  Grunde  gelegt,  indem 
man  angiebt,  um  wieviel  pro  Mille  das  Kilo 
über  (prime)  oder  unter  (perte)  diesem  Nor- 
mal  prei»;  steht.  In  Rellin  wird  Sil  Ufr  gar 
nicht  notiert,  in  Hamburg  einfach  in  Mark 
für  das  Kilo. 

Der  massgebende  Londoner  Preis  hat 
nun  seit  1870  in  den  einzelnen  Jahren  den 
.folgenden  niedrigsten  und  höchsten  Stand 
in  Pence  gezeigt: 


- 


Jahr  niedr. 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 


57  V, 
57  V* 
55' • 
46"4 
53',. 
49 
4»:/s 
5i\ 
5«% 
5° 
5° 
49* 


höchst. 
61 


59  " 
59'.. 
57% 

<8', 

55 

53',. 

52  :* 

5*Vio 
5« 

51% 


teils  früher  vorhandene  Einrichtungen  zur 
Hemmung  anderer  Ursachen  der  Preiser- 
neuesten Zeit  ein  uuge-  i  niedrignng  des  Silbers  beseitigt  haben.  Zu- 
im  ganzen  fortdauerndes, .  nächst  wuitle  in  Deutschland  «lie  Silber- 
prägung seit  1872  eingestellt  und  durch  das 
G.  v.  0.  Jidi  1873  die  Reichswähnmg  mit 
dem  Ziele  der  reinen  Goldwährung  einge- 
führt.   Dadurch  wurde  dem  Silber  nicht, 
nur  der  Absatz  bei  den  deutschen  Münz- 
stätten, der  nach  der  oben  mitgeteilten 
Taljelle  nicht  unbedeutend  war,  entzogen, 
sondern  es  begannen  seit  1873  auch  die 
Verkäufe  von  deutschem  Silber  auf  dem 
londoner  Markte.     Iiis   1880  wurden  an 
früheren  Landessilbermünzen  1  080  486  138 
Mark  eingezogen   und  von  diesem  Silber 
bis  zur  Einstellung  der  Verkäufe  im  Jahre 
1870  eine  Quantität  verkauft,  die  nach  dein 
;  früheren  Wertverhältnisse  640,4  Millionen 
1  Mark  darstellte,  alier  bei  den  gesunkenen 
1  Preisen   nur  567,2    Millionen    Mark  ein- 
:  brachte.    Der  Rest  diente,  abgesehen  vou 
jder    1888    erfolgten    Veräusserung  eines 
1  kleinen  Retrags,  zur  Herstellung  der  sil- 
I  bernen  Reichsseheidemünzen.   Ferner  aU?r 
i  bezog  Frankreich  Infi  Gelegenheit  der  Zah- 
lung der  Kriegsentschädigung  von  der  zur 
!  Goldwährung     übergehenden  Hamburger 
lliank   für    02  702  44")    Francs  (75  161  52») 
Mark)  Rarrensilber,  aus  dem  Fünffranken- 
stücke geprägt  wurden. 

In  gleichem  Sinne  wie  die  deutsch«' 
Münzreform,  wenn  auch  mit  quantitativ  weit 
geringerer  Redeutting,  wirkte  auch  der  eben- 
falls in  das  Jahr  1873  fallende  Ueliergang 
der  skandinavischen  Staaten  zur  Goldwäh- 
rung. Dänemark  verkaufte  bis  1876  Silber 
für  15  364  000  Kinnen  nominell  (ungefähr 
17  120000  Mark),  und  die  Verkäufe  Schwe- 
dens und  Norwegens  beliefen  sich  auf  etwa 
00  Millionen  Mark.  —  Weit  wichtiger  war. 


Jahr 
1885 
188(5 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
181« 
1893 
185)4 
1895 
18% 
181)7 
1898 
1899 


uiedr. 

5° 

42 

43  V, 

4>'\,, 

42 

43% 

43*  ; 

377* 

3'V* 

27 

27\|.» 

291;* 

2«; 

26% 


höchst- 
46J, 
47 

47', 
44*i,. 
44  V« 

54vs 
4*'it 
43% 
381;, 


3>";.o 

29n,o 
28  Icl0 
2S% 


Hälfte  des  Jahres  1900 
»  Preis  27  Pence.  Später 

infolge  der  chinesischen  i  dass  auch  Holland  nach  1874  keine  Courant 
Redarfs  für  Ostasien  bis 


In  der  ersten 
war  der  niedrigste 
stieg  der  Preis 
Wirren  und  des 
30  Pence,  bis  April  1001  aber  sank  er  mit 
einigen  Schwankungen  wieder  bis  27  Pence. 

Dem  früher  als  normal  geltenden  fran- 
zösischen Wert  Verhältnis  1  :  15V  .>  entsprach 
der  Londoner  Preis  von  60ls/n;  Pence.  Die 
stärksten  Abweichungen,  die  in  diesem  Jahr- 
hundert vor  1870  uach  unten  vorgekommen 
waren,  finden  sich  in  den  Jahren  1S45  und 

1847  in  dem  Preise  von  58*.*  und  im  April 

1848  in  dem  von  58 1  1  Pence;  der  stärkste 
Ausschlag  nach  olien  im  Juli  1859  ging  bis 
62  '  4  Pence. 

Der  Umschwung  der  Verliältnisse  des 
Silbermarktes  fällt  mit  den  von  mehreren 
Staaten  in  den  sechziger  Jahren  durchge- 


silbermünzen  mehr  prägte,  wenn  es  auch 
kein  Silber  zum  Verkaufe  brachte.  Die 
holländischen  Silberprägungen  waren  bis  da- 
hin sehr  bedeutend,  weil  sie  auch  Nieder- 
ländiseh-lndieri  mit  versorgten,  und  der 
Verlust  dieser  Absatzgelegenheit  musste 
dem  schon  im  Sinken  begriffenen  Metalle  noc  h 
einen  weiteren  Stoss  geben.  -  Dass  im  Jahre 
1873  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
bis  dahin  gesetzlich  bestehende  Doppel- 
währung  im  Princip  zu  Gunsten  der  Gold- 
währung aufgehoben  wurde,  war  von  ge- 
ringerer Tragweite,  da  thatsäehlich  noch 
die  Papiergeldwirtschaft  fortdauerte.  Aller- 
dings würde  ohne  das  G.  v.  12.  Februar 
1873  in  den  nächsten  Jahren  das  aus  Eu- 


ffihrten  Aenderungen  des  Münzsysteins  i  ropa  verdrängte  Sill>er  sich  in  Masse  den 
nicht  nur  zeitlich  zusammen,  sondern  es  j  Münzstätten  der  Union  zugewandt  haben. 
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Vor  allem  aber  wurde  die  Entwertung 
des  Silbers  dadurch  befördert,  dass  Frank- 
reich und  die  übrigen  Staaten  des  latei- 
nischen Münzbnndes  seit  1874  ihre  Silber- 
prägungen zuerst  beschränkten,  dann  seit 
187b  Silber  nicht  weiter  mehr  zur  Prügung 
annahmen  und  1878  die  Prägungen  ganz  ein- 
stellten, (S.d.  Art.  Doppelwährung  oben 
Bd.  III  S.  237  ff.)  Damit  wurde  dem  Silber  das 
Unterkommen  abgeschnitten,  wo  es  sich  am 
längsten  gegen  deu  Einfluss  der  deutscheu  und 
skandinavischen  Verkäufe  und  der  fortschrei- 
tenden Vermehrung  der  Produktion  hätte  be- 
haupten können,  nämlich  die  französische 
Münze.  In  den  ersten  2<»  Jahren  nach  den  cali- 
foruischen  und  australischen  Entdeckungen 
würde  das  Oold  ohne  Zweifel  bedeutend  mehr 
gegen  Silber  gesunken  sein,  als  thatsächlich  der 
Fall  war,  wenn  es  nicht  in  Frankreich  eine 
leichte  und  sichere  Verwertung  gefunden 
hatte,  während   1N00  Millionen  Francs  in 
Silber  von  dort  ohne  erheblichen  Preisauf- 
schlag bezogen  werden  konnten.  Nur  wenige 
Stimmen  erhoben  Bedenken  gegen  diesen 
Silberabfluss:  die  öffentliche  Meinung  im 
ganzen  sah  ihn  mit  Gleichgültigkeit  an  und 
betrachtete  die  enorme  Aufnahme  und  Aus- 
prägung  von   üold   (über  »JOIMJ  Millionen 
Francs)  als  einen  erfreulichen  Fortschritt. 
Dagegen    genügte  bei  dem  Beginne  der 
Silberentwertung  der  Zufluss  von  wenigen 
hundert  Millionen  Francs  in  Silber  und  der 
Gedanke  au  die  Möglichkeit  einer  wachsen- 
den Goldausfuhr,  um  sowohl  in  Frankreich 
wie  in  Belgien  Beunruhigung  hervorzurufen 
und  die  Beschränkung  der  Silberprägung  zu 
veranlassen.   Das  zeigt  nun  klar,  dass  die 
öffentliche  Meinung  in  unserer  Zeit  dem 
Golde  und  dem  Silber  nicht  in  gleicher 
Stimmung   gegen  übersteht ,    sondern  dem 
ersteren  entschieden  den  Vorzug  giebt,  und 
mit  dieser  Thatsache  muss  gerechnet  wer- 
den, selbst  wenn  sie  auf  einem  blossen  Vor- 
urteile beruhen  sollte.    Es  ist  indes  nicht 
zu  leugnen,  dass  das  Gold  tiei  den  heutigen 
kolossalen  Ziffern  der  umgesetzten  Werte 
für  den  grösseren  Verkehr  in  der  That  das 
brauchbarere    und    bequemere  Geldmetall 
bildet.    Weun  man  sagt,  Silber,  das  nicht  j 
unmittelbar  cirkuliere,  sondern  hinterlegt  ! 
durch  vollgedeckte  Noten  vertreten  werde, 
könne  dieselben  Diensto  leisten,  so  ist  dies 
nur  bis"  zu  einem  gewissen  Grade  richtig. 
Denn   auch   die  Aufspeicherung    des  bei 
gleichem  Werte  (nach  dem  alten  Verhält- 
nisse) fast  droissigmal  mehr  Raum  als  das 
Gold  einnehmenden  SUbers  ist  unbeuuein  j 
und  kostspielig,  wio  man  dies  jetzt  in  Was- 
hington erfahren  muss.    In  unruhigen  und 
kritischen  Zeiten  wird  übrigens  dem  effek-  I 
tiven  Golde  als  solchem  der  Vorzug  vor 
dem  Silber  gegeben  (wie  sich  besonders 
deutlich  1848  in  Paris  zeigte)  und  sicher-! 


i  iich  noch  mehr  vor  dem  durch  hinterlegtet} 
,  Süber  gedeckten  Papiergelde.     Im  iuter- 
i  nationalen  Verkehre  wird  auch  immer  dip 
'  Versendung    grösserer  Edelmetallmengen 
j  nötig  werden,  und  diese  ist  bei  Sill»er  ebeu- 
I  falls  objektiv  unbequemer  und  umständlicher 
.  als  bei  Gold,  wenn  auch  der  Hauptteil  der 
I  Transportkosten  nicht  nach  dem  Gewichte, 
sondern  nach  dem  Werte  der  Forderung  be- 
;  messen  wird  und  dalier  der  Unterschied  in 
dieser  Beziehung  nicht  so  gross  ist,  wie 
viele  glauben. 

Der  Einfluss  Frankreichs  auf  die  Auf- 

■  reehterlialtung  des  Goldwertes  in  den  fünf- 
j  ziger  und  sechziger  Jahren  ist  übrigens  nur 
;  tedweise  auf  die  eigentliche  specifLsche 
I  Wirkung  der  Doppelwährung  zurückzuführen. 
!  Diese  hat  nur  s< »lange  gedauert,  sils  der 
I  Mehreinfuhr  von  Gold  nach  Frankreich  eine 

wenn  auch  nicht  gleich  grosso,  so  doch  U> 
trächtliche  Mehrausfuhr  von  Silber  gegen- 
überstand und  der  Sillterpreis  merklich  über 
i  dem  Nonnalpunkte  stand,  d.  h.  bis  lSö.'i. 
i  Von   da  ab   führte  Frankreich   nicht  nur 
Gold,  sondern  auch  wieder  Silber  mehr  ein 
i  als  aus,  der  Preis  dieses  Metalls  sank  zeit- 
weise wieder  unter  jenes  sogenannte  Pari 

■  uud  die  Prägung  von  Conrantsilber  nahm 
;  seit  1*<»7  wieder  "einen  bedeutenden  Umfang 
j  an.    Frankreich  wirkte  also  von  1S(>.~»  ab 

nicht  anders  auf  deu  Goldwert  als  wie  ein 
Land  mit  reiner  Goldwährung. 

Der  eigentliche  Mechanismus  der  Doppel- 
währung dient  nur  dazu«  die  Einfuhr  des 
bil liger  werdenden  MetalL*  zu  e  r  1  e  i  c  h  t  e  r  n , 
indem  er  einen  gleichzeitigen  Abfluss  des 
anderen  bewirkt.  Die  Hauptsache  alx-r  für 
die  mögliclist  vollständige  Erhaltung  des 
Wertes  eines  Edelmetalls  bei  bedeutender 
Vermehrung  der  Produktion  desselben  ist 
dies,  dass  es  in  einem  möglichst  grossen 
Kulturgebiete  unlwschränkt  in  Münzen  ver- 
wandelt werden  kann,  die  zu  dem  schon 
früher  geltenden  Nennwerte  gesetzliche 
Zahlungskraft,  also  auch  für  die  l>ereits  vor- 
handenen Schulden  aller  Art,  besitzen. 
Natürlich  kann  trotzdem  bei  fortdauernder 
starker  Vermehning  des  Metalls  eine  all- 
mähliche Verminderung  der  Kaufkraft  des- 
selben gegen  Wareu,  also  eine  langsame  Er- 
höhung des  Preisniveaus  eintreten,  uud 
wenn  auch  das  Gold  in  den  öOer  Jahren 
dem  Silber  gegenüber  nur  eine  geringe 
Werteinbusse  erlitt,  so  unterliegt  es  doch 
keinem  Zweifel,  dass  damals  Gold  sowohl 
wie  Silber,  mit  dem  jenes  durch  die  fran- 
zösische Doppelwährung  in  näherem  Zu- 
sammenhange stand,  gegenüber  den  Waren 
im  allgemeinen  nicht  unbeträchtlich  in  ihrer 
Kaufkraft  gesunken  sind.  Fragen  wir  nun 
al>er,  wie  wreit  die  Einwirkung  der  Prägung 
gehen  inusste,  um  dem  Golde  in  jener  Pe- 
riode seine  doch  immer  nur  relative  Wert- 
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festigkeit  zu  bewahren,  so  finden  wir.  dass 
in  deu  Jahren  1851  bis  1870  einer  Goldpro- 
duktion im  Werte  von  10  90*)  Millionen 
Mark  eine  Goldprägung  in  Europa,  Amerika 
und  Australien  von  12  027  Millionen  Mark 
gegenüberstand.  Von  dieser  letzteren  Summe 
müssen  die  russischen  Prägungen  mit  un- 
gefälir  1200  Millionen  Mark  abgezogen 
werden,  da  diese  Münzen  fast  sämtlich  als 
Tiegelmaterial  nach  Westeuropa  ausgeführt 
worden  sind.  Ausserdem  fanden  jedenfalls 
noch  Umprägungen  älterer  Münzen  statt, 
immerlrin  aber  ergiebt  sich,  dass  fast  die 
ganze  Masse  des  neugewonnenen  Goldes  zu- 
nächst in  den  Münzstätten  untergebracht 
werden  musste,  um  die  Wertstabilität  dieses 
Metalls  wenigstens  dem  Silber  gegenüber] 
auuähcrnd  zu  sichern  und  seine  Wortver-j 
minderung  gegeu  andere  Wareu  zu  einer  j 
langsamen,  stetigen  und  für  die  unmittel- 
bare Beobachtung  fast  unmerklichen  zu 
machen.  Hätte  man  damals  die  Gold- 
prägungen überall  eingeschränkt  oder  ein- 
gestellt, so  würde  ganz  ohne  Zweifel  eine 
ähnliche  Wertdifferenz  zwischen  dem  Golde 
iu  der  Form  von  Münzen  mit  gesetzlicher 
Zahlungskraft  und  dein  Barrenmetall  er- 
schienen sein,  wie  sie  seit  1874  zwischen 
den  Courantsilbermünzen  und  den  Silber- 
barren in  den  Ländern  mit  hinkender  Doppel- 
währung aufgetreten  ist. 

Unzweifelhaft  hat  also  die  Einstellung 
der  Silberprägungen  in  mehreren  der  wich- 
tigsten Kidturlündcr  neben  den  deutsehen 
und  skandinavischen  Verkäufen  zur  Herah- 
drückung  des  Wertes  dieses  Metalls  wesent- 
lich beigetragen ;  gleichwohl  würde  es  sich 
von  seinem  früheren  Preise  nicht  weit  ent- 
fernt haben,  wenn  die  jährliehe  Produktion 
auf  dem  Stande  geblieben  wäre,  den  sie  im  1 
Anfange  der  fünfziger  Jahre  einnahm.  Es! 
fand  als  Geldmetall  in  Indien  und  China1 
noch  immer  ein  so  grosses  Absatzgebiet, 1 
dass  eine  l'eherladung  des    europäischen : 
Marktes  unter  jener  Voraussetzung  gar  nicht 1 
hätte  eintreten  können.  Auch  bis  zur  Gegen- 
wart war  es  keineswegs  der  Eigenschaft  als 
Geldmetall    beraubt,    es    ist    vielmehr  in 
keiner  früheren  Zeit  auch   nur  an- 
nähernd so  viel  SilW  jährlich  geprägt  oder 
auf  andere  Art  (nämlich  durch  Hinterlegung 
gegen  Papiergeld)  zum   Gelddienste  ver- 
wendet worden  als  in  den  Jaliren  1878  bis 
1893,  und  auch  seitdem  haben  noch  fort- 
während bedeutende  Ausmünzungen  statt- 
gefunden.   Wenn  wir  Mexiko  und  die  sfld-  ] 
amerikanischen  Stalten  ganz  ausschliessen, 
so    wurden  in   Europa,    den  Vereinigten 
Staaten  und  Indien  iu  den  Jahren  1S"»1  bis 
lStiO  durchschnittlich  jährlich  163  Millionen 
Mark  in  Silber  (nach  dem  alten  Wertver- 
hältnis) geprägt.    In  dem  Jahrzehnt  von 
1861  bis  1870,  als  sich  schon  die  Silber- 


Sroduktion  im  Westen  der  Vereinigten 
taaten  zu  entwickeln  begann  und  anderer- 
seits die  Baumwollnot  die  aktive  Handels- 
bilanz Indiens  ungewöhnlich  steigerte,  be- 
trug diese  Durchschnittesumme  340  Millioneu 
Mark.  Aber  auch  diese  früher  niemals  da- 
gewesene Zahl  wird  weit  Übertroffen  durch 
die  durchschnittliche  Prägungsziffer  (immer 
mit  Ausschluss  von  Mexiko  und  Südamerika) 
in  den  Jahren  1887  bis  1891 :  dieselbe  be- 
trug nicht  weniger  als  479  Millioneu  Mark 
nach  dem  alten  Silberwerte,  und  dabei  ist 
die  der  Prägung  gleichkommende  Hintor- 
legung  von  ßarreusilber  in  den  Vereinigten 
Staaten  seit  August  1890  (nach  dem  fran- 
zösischen Wertverhältnis  jährlich  für  293 
Millionen  Mark)  gar  nicht  mitgerechnet.  Die 
bedeutende  Silbereinfuhr  nach  China,  die  zu 
einem  grossen  Teile  aus  mexikanischen  Dol- 
lars besteht  und  üborhaupt  ebenfalls  als  eine 
monetäre  Verwendimg  des  Silbers  ange- 
sehen werden  muss,  ist  ebenfalls  in  keiner 
der  obigen  Durchschnittsziffern  mit  in  An- 
schlag gebracht. 

Die  nachweisbare  Gesamtprägung  von 
Silber  in  den  18  Jahren  1876  bis  1893,  also 
in  der  eisten  Periode  der  Entwertung,  be- 
trägt nach  dem  alten  Wert  Verhältnis  9800 
Millionen  Mark.  Davon  wären  etwa  40*> 
Millionen  Mark  abzuziehen,  die  aus  älteren 
Münzen  in  deutsche  nnd  skandinavische 
Scheidemünzen  umgeprägt  worden  sind; 
aber  dieser  Betrag  wird  ausgeglichen  durch 
den  monetären  Barrenvorrat  der  Vereinigten 
Staaten  auf  (»rund  des  Gesetzes  von  1890. 
Ferner  hefinden  sich  in  dieser  Summe  etwa 
2000  Millionen  Mark  mexikanische  Piaster, 
die  grösstenteils  nach  China  geflossen  sind ; 
der  Best  al»er  kann  als  Äquivalent  für  das 
nach  China  ausgefülirte  zu  Geldzwecken 
dienende  Barrensilber  angesehen  werden. 
Andererseits  aber  hat  die  Silberproduktion 
in  demselben  Zeitraum  rund  UM  KM)  Millionen 
Mark  betragen  und  wenn  nun  auch  die 
obige  Prägungsziffer  noch  einige  hundert 
Millionen  Mark  weiterer  Umprägungen 
älterer  Münzen  einsehliessen  mag,  so  darf 
man  doch  annehmen,  dass  mindestens  90°o 
der  neugewonnenen  Silberquantität  durch 
die  Münzstätten  gegangen  oder  auf  andere 
Art  zu  monetären  Zwecken  verwendet 
worden  sind.  Weit  entfernt  also,  dass  das 
Silber  nach  seiner  sogenannten  Demone- 
tisierung  seine  Verwendung  als  Geldmetall 
eingebüsst  liätte,  hat  es  vielmehr  in  stärke- 
rem Verhältnisse  als  das  Gold  in  der  Periode 
von  1851— -1870  die  Beihilfe  der  Prägung 
zur  Stützung  seines  Wertes  gefunden.  Es 
ist  ihm  allerdings  die  bequeme  Verwertung 
im  Frankensysteftie  entzogen  worden,  al»er 
dafür  wurde  ihm  die  amerikanische  Valuta 
bis  zu  einer  jährlichen  Summe  von  350 
Millionen   Francs  nutzbar  gemacht,  einer 
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Summe,  die  sechsmal  so  gross  ist  als  die 
durchschnittliche  jährliche  Silberprägnng 
Frankreichs  in  der  Periode  der  Vorherr- 
schaft des  Silbers.  Aber  allerdings,  die 
SUberaufnahme  der  Union  war,  wenn  auch 
sehr  gross,  so  doch  fest  begrenzt  und  die 
übrigen  wichtigeren  Absatzgebiete  für  das 
Silber  als  Geldstoff  gehören  nicht  dem 
Kreise  der  europäischen  Kultur  an, 
und  es  ist  daher  auch  dort  die  Verwertung 
des  Silbers  nicht  in  der  Art  und  dem  Grade 
möglich  wie  in  Europa.  Nicht  nur,  dass 
die  europäischen  Kulturprodukte  an  Mannig- 
faltigkeit und  Wert  die  der  überwiegend 
rohe  Bodenerzeugnisse  liefernden  asiatischen 
linder  weit  übertreffen,  es  bietet  sich  auch 
in  Europa  weit  mehr  Gelegenheit  zu  Kapi- 
talanlagen und  überdies  auch  zum  Ankaufe 
von  Wertpapieren  statt  Waren.  Gleichwohl 
aber  würde  bei  den  heutigen  Produktions- 
verhältnissen das  Silber  seinen  früheren 
Wert  gegen  Gold  lücht  mehr  dauernd  be- 
haupten können,  wenn  ihm  auch  alle  euro- 
päischen Staaten  ihre  Münzstätten  wieder 
zu  den  früheren  Bedingungen  eröffneten. 
Dio  zweite  Poriode  der  Silberentwertung  be- 
ginnt mit  der  Scldiessung  der  indischen 
Münzstätten  im  Juni  1893,  der  sich  im  No- 
vember die  Einstellung  der  amerikanischen 
Silberkäufe  anschloes.  Infolge  der  ersteren 
Massregel  sank  in  den  letzten  Tagen  des 
Juni  der  Silberpreis  in  Ixmdon  auf  30  Vj 
und  nach  einer  vorübergehenden  Besserung 
um  3  bis  4  Pence  sland  er  am  Jahres- 
schlüsse auf  31s.'4  Pence.  Infolge  des 
chinesisch  -  japanischen  Krieges  ging  er 
wieder  etwas  in  die  Höhe,  im  September 
1897  aber  sank  er  auf  das  Minimum  von 
233/i  Pence.  Aber  auch  in  dieser  neuesten 
Periode  war  das  Silber  keineswegs  von  der 
Prägung  und  der  Verwendung  als  Geld- 
metall ausgeschlossen,  vielmehr  finden  sich 
in  den  Tabellen  des  amerikanischen  Mflnz- 
direktors  noch  fortwälirend  auffallend  hohe 
Zahlen  für  Silberprägungen  in  allen  Welt- 
teilen, so  für  1896  159,;")  Millioneii,  für  1897 
167,8  Millionen,  1898  149,3  Millionen  Dollars, 
also  600  bis  680  Millionen  Mark  jährlich. 
Jedoch  lassen  diese  Ziffern  die  Absatzver- 
hältnisse des  Silbers  zu  günstig  erscheinen. 
Sie  schliessen  nahezu  100  Millionen  Mark 
ein.  die  jährlich  in  den  Vereinigten  Staaten 
nicht  aus  neuem  Metall,  sondern  aus  den 
Silberbeständcn  von  1890  geprägt  werden. 
Ferner  waren  die  Silberausmünzuugen  Russ- 
lands in  den  angeführten  Jahren  wegen  der 
vorbereiteten  Münzreform  aussergewöhnlich 
gross  —  80  bis  140  Millionen  Mark  — 
während  sie  nach  Erreichung  des  gesetz- 
lichen Höchstbetrags  an  Silborsebeideraünzen 

—  3  Rubel  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 

—  nur  noch  von  geringer  Bedeutung  seiu 
werden.  Auch  die  ferneren  Silberprägungen 


Deutschlands,  Oesterreich-Ungarns  (abge- 
sehen von  den  Levantiner  Thalern),  Eng- 
lands, der  Staaten  dos  lateinischen  Münz- 
buudes,  Japaus  betreffen  Scheidemünzen  und 
bleiben  daher  eng  begrenzt,  wenn  sie  auch 
in  einzelnen  Jahren  stärker  anschwellen. 
In  Europa  prägt  nur  noch  Spanien  Courant- 
silber,  und  zwar  in  stark  welchsclnden  Be- 
trägen. In  Amerika  sind  nur  die  Prägungen 
Mexicos  von  Bedeutung,  dessen  Piaster,  wie 
schon  bemerkt,  grösstenteils  nach  Ostasien 
gehen.  Die  Prägungen  Perus  und  Bolivias 
fallen  wenig  ins  Gewicht.  Das  Hauptab- 
satzgebiet für  das  Silber  als  Geldmetall  ist 
noch  immer  Ostasien.  So  wurden  1897  in 
britischen  und  chinesischen  Dollars  und 
französischen  Piastern  ungefähr  250  Millionen 
Mark  geprägt,  und  auch  für  die  nächste  Zu- 
kunft dan  man  trotz  des  Ueberganges 
Japans  zur  Goldwährung  durchschnittlich 
eine  jährliche  Silberausmünzung  für  Asien 
von  etwa  derselben  Höhe  erwarten,  zumal 
jetzt  wahrscheinlich  auch  wieder  grössere 
Summen  in  Rupien  für  Rechnung  der  eng- 
lischen Regierung  geprägt  werden.  Nimmt 
man  dazu  die  Silbcrprägungen  in  Mexiko, 
Südamerika,  Spanien  und  die  Scheidemünz- 
prägungen der  Länder  mit  Goldwahrung 
oder  beschränkter  Doppelwährung,  so  er- 
scheint die  Annahme  berechtigt,  dass  noch 
immer  von  der  jährlichen  Silberprodiiktion 
etwa  400  Millionen  Mark  nach  dem  alten 
Werte  zu  monetären  Zwecken  verwendet 
werden. 

Was  nun  dio  Grösse  der  Silberproduk- 
tion betrifft,  so  hatte  sie  sich  in  den  Jahren 
1866-1870  schon  von  198  Millionen  Mark 
auf  durchschnittlich  24«)  Millionen  Mark 
jährlich  gehoben;  im  Jahre  1871  betrug  sie 
schon  über  300  Millionen  Mark  und  in  den 
folgenden  Jahren  wies  sie  nach  dem  alten 
Wertverhältnisse  folgende  Ziffern  in  Milli- 
onen Mark  auf: 


1872 
1873 
1874 
ih7:. 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 


320 

345 
310 

340 

370 

355 
410 
414 

417 
440 


1882  480 

1883  4<K 

1884  455 

1885  510 
188t!  521 

1887  536 

1888  608 

1889  700 

1890  742 

1891  808 


I8i>2  850 

1893  930 

1894  915 

1895  930 

1896  935 

1897  1010 

1898  920 
|8i»9  960 
1900  950(?> 


Als  neues  Produktionsgebiet  ist  seit  dem 
Ende  der  achtziger  Jahre  Australien  (nament- 
lich die  Bröken  Hill  Mine  in  Neusüdwales) 
hinzugetreten,  die  durchschnittlich  jährlich 
für  65— 70  Millionen  Mark  Silber  nach  dem 
alten  Preise  liefert. 

Ein  so  genauer  Sachkenner  und  zugleich 
ein  so  eifriger  Verteidiger  des  Silbers,  wie 
Suess,  ist  der  Ansicht,  dass  die  enorme 
Ziffer,    die   die    Silberproduktion    in  den 
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letzton  Jahren  erreicht  hat,  nicht  nur  sich 
behaupten,  sondern  noch  weiter  steigen 
worde.  Was  St  Clair-Duport  schon  vor  50 
Jahren  gesagt  hat,  dass  die  amerikanische 
Süberprodnktion  keine  andere  Grenze  haben 
werde,  als  die  ihr  durch  das  immer  mehr 
fortschreitende  Sinken  des  Wertes  dieses 
Metalls  aufgezwungene,  wird,  wie  frflher 
von  Humboldt,  so  auch  wieder  von  Suess 
bestätigt,  mit  dem  Hcifügen,  dass  auch  bei 
dem  jetzigen  niedrigen  Silberpreise  jene 
Orenze  noch  nicht  erreicht  sei.  Die  Minen, 
die  den  grössten  Teil  des  Silbers  liefern, 
haben  Produktionskosten  von  20—24  Pence 
für  die  Unze,  für  mancho  aber  sind  die 
Kosten  noch  weit  niedriger.  Die  Gruben, 
die  durch  die  Preiserniedrigung  zur  Ein- 
stellung des  Betriebes  gezwungen  wurden, 
hatten  in  der  Regel  nur  wenig  zu  dem  Ge- 
samterzeugnis beigetragen.  »Jede  Hoffnung 
auf  eine  Besserung  der  Münzverhaltnisse 
durch  Rückgang  der  Silberproduktion«,  sagte 
Suess  1892,  »setzt  noch  einen  sehr  wesent- 
lichen Preisfall  des  Silbers  voraus.«  Ein 
solcher  ist  ja  seitdem  eingetreten,  aber  er 
hat  nur  den  Fortschritt  der  Produktion  über 
5  Millionen  Kilogramm  gehemmt,  sie  aber 
nicht  zurückgedrängt. 

Die  Ursache  der  enormen  Entwicklung 
der  Silborproduktion  liegt  nicht  nur  in  der 
fortwährenden  Auffindung  neuer  Gänge,  son- 
dern auch  in  Fortschritten  der  metallurgi- 
schen Technik,  durch  welche  die  Kosten 
der  Silbergewinnung  bedeutend  vermindert 
worden  sind.  Namentlich  werden  in  Colo- 
rado, Idaho  etc.  die  der  tiefen  Zone  ange- 
hörenden Schwefelverbindungen  des  Silbers, 
die  sogenannten  Dürrerze,  nicht  mehr,  wie 
früher,  dem  teuren  Aroalgamationsprozesse 
unterworfen,  sondern  nach  dem  in  Deutsch- 
land schon  lange  gebräncldichen  Verfahren 
in  Flammöfen  mit  Zuschlag  bleireicher  Sil- 
bererze, namentlich  von  Weissbleierz,  ge- 
schmolzen. Seit  eiuigeu  Jahren  sind  diese 
Zusohlagerze  mehr  und  mehr  aus  Mexiko 
bezogen  worden,  da  die  Weissbleierze  im 
Hute  der  Lagerstätten  von  Leadvillc  er- 
schöpft waren,  und  die  Zollgesetzgebung 
liaj  diese  Einfuhr  wesentlich  erschwert; 
doch  wurden  nach  Suess  im  Jahre  1891 
wieder  neue  Lager  von  Weissbleierz  bei 
Loadville  erbohrt.  Mexiko  ist  selbst  sehr 
reich  sowohl  an  Dürrerzen  wie  an  Zu- 
schlagerzen, seine  Produktion  sfähigkeit  ist 

i»raktisch  unbegrenzt,  imd  es  ist  für  das 
Endergebnis  gleichgiltig,  ob  es  seine  Erze 
ausführt  oder  sie  im  I^ande  selbst  verhüttet. 
Der  erleichterte  Transport  kommt  natürlich 
der  Verwertung  der  Erze  sowohl  in  Mexiko 
wie  in  Südamerika  sehr  zu  statten.  So 
sind  auch  die  noch  immer  unerschöpften 
Gruben  von  Potosi  in  der  neuesten  Zeit 
wieder  mit  verbesserten  Hilfsmitteln  in  An- 


I  griff  genommon  worden.  Ueberhaupt  ist 
in  Peru  und  Bolivia  noch  ausserordentlich 

Jviel  Raum  für  technische  Verbesserungen, 

I  zumal  es  bisher  auf  den  grossen  Höhen 
kein  anderes  Brennmaterial  giebt  als  den 
Dünger  der  Lamas. 

Im  allgemeinen  ist  nach  Suess  zu  er- 
warten, dass  der  Schwerpunkt  der  künftigen 
Silberproduktion  in  den  Gängen  von  Dürrerz 
hegen  werde,  die  in  Verbindung  mit  vul- 
kanischen Felsarten  auftreten,  wie  in  Mexiko. 
Bolivia,  Peru  und  Chile. 

Das  enorme  Anschwellen  der  Silber- 
produktion, die  sich  also  auf  absehbare  Zeit 
auf  der  gegenwärtigen  Höhe  erhalten  wird, 
wenn  der  Silberpreis  nicht  noch  bedeutend 

I  tiefer  sinkt,  ist  die  letzte  und  wesentliche 
Ursache  der  Entwertung  dieses  Metalls. 
Die  deutschen  Silberverkäufe  liaben  seit  21 
Jahren  aufgehört,  die  frühere  Silberprägung 
der  Franken  Staaten  ist  weit  mehr  als  aus- 
geglichen durch  die  Prägungen  Spaniens 
und  der  Vereinigten  Staaten,  und  eine 
weitere  Ursache  der  Entwertung,  die  von 
der  ersten  englischen  Silberkommission 
(1H7G)  mit  angeführt  wurde,  nämlich  die 
Abnahme  der  Silberausfuhr  nach  Indien,  ist 
ebenfalls  schon  längst  nicht  mehr  wirksam, 
vielmehr  ist  der  Abfluss  nach  Ostasien  in 
dem  letzten  Jalirzehnt  wieder  grösser  ge- 
wesen als  jemals.  In  den  siebziger  Jahren 
hatte  derselbe  allerdings  zeitweise  eine  Ver- 
minderung erfahren. 

Die  Wertangaben  lassen  wegen  der  Ver- 
änderlichkeit des  Silberpreises  die  Grösse 
der  Ausfuhr  nach  Indien  nicht  erkennen. 
In  der  folgenden  Uebersicht  sind  daher  die 
Gewichte  in  Millionen  Unzen  angeführt, 
für  die  letzten  10  Jahre  nach  der  amt- 
lichen Statistik,  für  die  erste  Reihe  ohne 
Rücksicht  auf  die  beginnende  Silberent- 
wertung nach  Umrechnung  aus  den  Wert- 
angaben in  f,  unter  der  Annahme,  dass 
1  Unze  Feinsilber  -  67  Pence. 


1870  71 

1871  72 
187278 
1873/74 
1874  75 


9,5 
28,6 

6,9 
14,8 
21,6 


1889/90 
189091 
185>1  92 
1892,93 
1893/94 


43,9 
^6,2 

54,2 

69,3 


1894/95 
1895/96 
189G  97 
1897-98 
189899 


32,6 
34,i 
37,5 
68,5 
49.2 


Es  ist  allerdings  nicht  ersichtlich,  ob  die 
offiziellen  Gewichtsangaben  sich  auf  Fein- 
silber beziehen.  Handelte  es  sich  um  Münz- 
silber, so  wären  diese  Zahlen,  um  mit  den 
ersten  vergleichbar  zu  sein,  im  Verhältnis 
von  37  :  40  zu  vermindern. 

Da  jetzt  ein  grosser  Teil  des  nach  Indien 
eingeführten  Silbers  in  Bombay  zu  Dollars 
geprägt  und  wieder  ausgeführt  wird,  so  liat 
die  Silberausfuhr  in  den  letzten  Jahren  be- 
deutend zugenommen.  Sie  betrug  (nur  zur 
See)  in  Millionen  Unzen: 
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1869/90  5,3 

1890/91  4,7 

1891/92  5,8 

1892,93  8,7 


1896/98  7,1 

189(5  97  1 1,6- 

1897.96  24,3 

189899  26,1 


Immerhin  hat  also  Indien  auch  zur  Zeit 
der  Einstellung  der  Rupienprägung  noch 
mehr  Silber  zurückgehalten  als  m  den 
siebziger  Jahren. 

Die  gesamte  Silberausfuhr  von  England 
nach  Indien,  den  Stroits  und  China,  über 
welche  die  Angaben  iu  verschiedenen 
Quelleu  einigermassen  von  einander  ab- 
weichen, betrug  nach  einer  Tabelle  des 
amerikanischen  Münzdirektors  in  Millionen 
Dollars: 

1881  19,8s      1887   23,99      1893  53,&o 

1882  27,54      1888   25,53      1894  43,67 

1883  33,44      1889   39,31       1895  29,35 

1884  39,23      1890  4M<>      1896  31,50 

1885  37,18      1891    33,65       1897  34.57 

1886  25,82      1892    54,52      1898  26,68 

Die  Zahlen  lieziehen  sich  auf  den  Han- 


sprcehende  Gowicht  war  4,0  Millionen  Unzen, 
die  als  Feinsilber  nach  dem  alten  Preise 
beiualic  6  Millionen  Dollar  daretelleu  würden. 

Bei  der  ersten  Untersuchung  über  die 
SUborent wertung  wurde  auch  die  zunehmende 
Benutzung  von  Council  Bills  zum  Ersatz 
der  Barsendungen  nach  Indien  als  eine  mit- 
wirkende Ursache  dieser  Erscheinung  hor- 
vorgehoten.  Es  sind  dies  Wechsel,  die  das 
indische  Amt  in  London,  das  an  Zinsen, 
Pensionen  und  für  andere  Zwecke  stets 
grosse  Zalüungen  in  Europa  zu  leisten  hat, 
auf  die  indische  Regierung  in  Calcutta 
zieht  und  fortwährend  in  griisseren  Posten 
verkauft.  Wer  also  in  Indien  Zahlungen 
zu  leisten  hat,  kann  zwischen  diesen  Wech- 
seln und  dem  effektiven  Silber  wählen,  und 
es  entsteht  auf  solche  All  für  das  letztere 
allerdings  eine  sehr  drückende  Konkurrenz. 
In  den  Jahren  1865—1870  bewegten  sich 
die  Summen  der  jährlich  verkauften  Council 
Bills  zwischen  41  und  68  MÜlioneu  Rupien, 
im  Finanzjahre  1870/71  aber  stiegen  sie  auf 


delswert  des  Silbers,  sind  also  nicht  den  90  Millionen,  187  1  72  auf  107  Millionen, 
Quantitäten  proportional.  1872  73  auf  147  Millionen,  1873  74  auf  143 

Dass  in  Indien  die  Entwertung  des  SU-  Millionen,  174  75  betrugen  sie  117  Millionen, 
bers  auf  die  Preise  der  gewöhnlichen  Lan-i  1S7576  137  Millionen  und  1870:77  14» 
deserzeugni8se  in  Rupien  und  die  Löhne  |  Millionen  Rupien.  Diese  Zunahme  der 
für  gewöhnliche  Arbeit  einen  steigernden  \  Council  Bills  liat  ohne  Zweifel  in  der  ersten 
Einflnss  ausgeübt  habe,  lässt  sich  nicht  mit  Periode  der  Entwertung  des  Silbers  mit 
Bestimmtheit  sagen.  Jedenfalls  fand  diese  1  dazu  beigetragen,  dieselbe  zu  verstärken, 
Steigerung  nicht  im  Verhältnis  des  Sinkens  l  aber  iu  der  Folgezeit  lässt  sich  ein  be- 
des  Rupienkurses  statt.  Die  Löhne  der  I  stimmter  Zusammenhang  zwischen  der 
qualifizierten  Arbeiter  sind  allerdings  ge-  Summe  der  Bills  und  dem  durchschnitt- 
stiegen, aber  das  ist  eine  Folge  der  in-  liehen  Preise  der  Rupien  oder  des  Bairen- 
dustriellen  Entwickcluug  des  Landes.  Auch  silbers  nicht  erkennen.  Der  durchsehnitt- 
der  Weizenpreis  staud  1897  und  1898  so  I  liehe  jährliche  Erlös  aus  den  Bills  in  Pfund 
hoch,  wie  Kaum  jemals  zuvor,  ausser  in  Sterling  hat  seit  dem  Jahre  188«.»  nicht  zu- 
Notjahren wie  1878,  aber  dies  Idng  nicht  genommen,  aber  der  entsprechende  Betrag 
mit  dem  gesunkenen  SUberpreise,  sondern !  in  Rupien  stieg  unterdes  mit  dorn  Sinken 


mit  Missernte  imd  Hungersnot  zusammen. 
Dagegen  standen  Baumwolle,  Iieinsaat,  Seide, 
Theo  und  andere  Waren  bedeutend  tiefor, 


des  Silberpreises.  Die  durch  Council  Bills 
(und  seit  1882  durch  telegraphisehe  Trans- 
fers) dargestellte  Summe  in  Rupien,  der  Er- 


als  vor  dem  Eintreten  der  Silberentwertung.  I  lös  in  Pfund  Sterling  und  der  erzielte  Durch 
Seit  1894  ist  übrigens  der  Kurs  der  Rupie  \  schnittswert  der  Rupie  in  Schilling  und 
unabhängig  vom  SUberwerte  allmählich  inlPence  betrug: 
die  Höhe  gegangen,  und  seit  1898  bleibt  er  ■ 
fest  auf  10  Pence.    Daher  kann  auch  von 
irgend  einer  Begünstigung  der  indischen 
Ausfuhr  und  einer  Erschwerung  der  Ein- 
fuhr europäischer  Waren  durch  die  Kurs- 
verhältnisse nicht  mehr  die  Rede  sein. 

Ks  gehen  auch  bedeutende  Silberquanti- 
täten von  San  Francisco  aus  nach  China 
und  Japan,  und  diese  sind  also  den  zuletzt 
angegebenen  Summen  hinzuzurechnen.  Sie 
beliefen  sich  z.  B.  im  Jahre  1888  auf 
9*97  500  Dollar,  im  Jahre  1889  auf 
12992890   Dollar,    im    Jahre    189t)  auf 

6579433  Dollar.  Für  das  Fiskaljahr  1898  99 ,  Verkäufe  seit  1893  war  durch  das  Be- 
wird diese  Ausfuhr  nur  zu  2681532  Dollar ;  streben  veranlasst,  den  festgesetzten  Kurs 
angegeben,  jetloch  ist  hier  der  Handelspreis  |  von  1  s>.  4  d.  zu  erreichen, 
des  Silbers  zu  Orunde  gelegt    Das  eut-!      Was  nun  die  nachteiligen  Folgen  der 


Jahr 

HUI.  K. 

Mill.  fc 

1  Rup. 

1881/82 

222,1 

18,41 

1  8.  8,0 

1885  8« 

«35.3 

10.29 

1  »  6,3 

r 

1891 '92 

230,8 

16,09 
16,53 

1  n  4,7 

" 

189293 

264,8 

>  f,  3,o 

1893/94 

»57,9 

9,53 

"   n  2,5 

1894/95 

3t>9,7 

16,91 

'   „  1,1 

1895/96 

3 '0,9 

17,66 

1  *  1,6 

- 

1896,97 

257,4 

'5,53 

1  „  2,5 

1897/98 
189899 

2& 

8,84 
•  8,69 

>  „  3,4 
1   n  4,0 

* 

Die  zeitweilige  starke  Beschränkung  der 
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Silberentwertung  betrifft,  so  bestehen  sie  | 
vor  allem  in  der  Erschwerung  der  Ausfuhr 
der  europäischen  Fabrikate  nach  den  SUber- 
ländern,  zu  denen  allerdings  jetzt  nach  dem 
Ausscheiden  Indiens  und  Japans  hauptsach- 
lich mir  China,  Hinterindien,  Mexiko  und 
einige  südamerikanische  Staaten  gehören. 
I)a  in  diesen  Ländern  die  Kaufkraft  des 
Silbers  gegen  gewöhnliche  Landesprodukte 
und  Arbeit  jedenfalls  nur  langsam  und  nicht 
in  demselben  Masse  sinkt  wie  der  inter- 
nationale Kurswert  desselben,  so  hat  sich 
auch  das  Nominaleinkommen  der  Masse  der 
Bevölkerung  nicht  wesentlich  erhöht,  und 
sie  kann  daher  für  die  europäischen  Er- 
zeugnisse nicht  viel  mehr  in  Silber  be- 
zahlen als  früher ;  will  aber  der  europäische 
Fabrikant  den  Preis  seiner  Ware  der  Silber- 
entwertung entsprechend  höher  halten,  so 
erleidet  er  Schaden  durch  Verminderung 
des  Absatzes.  Auch  die  starken  Schwankun- 
gen des  Silberkurses  sind  volkswirtscliaft- 
lich  scliädlich,  da  sie  ein  Element  des  Spiels 
und  der  unberechenbaren  Spekulation  in  den 
Verkehr  hineinbringen.  Der  exportierende 
Fabrikant  kann  durch  geeigneto  Operationen, 
wie  durch  Zeitgeschäfte  in  Wechseln,  sich 
selbst  allerdings  dem  Spielrisiko  entziehen, 
aber  es  muss  dann  eben  von  einem  anderen 
übernommen  werden.  Wie  die  Einfuhr 
nach  den  Silberländern  erschwert  wird,  so 
wird  die  Ausfuhr  aus  diesen  Gebieten  durch 
die  Silberentwertung  erleichtert.  Da  man 
für  die  gleiche  Summe  in  Oold  in  Europa 
jetzt  mehr  Silber  erhält  als  früher,  das 
Silber  aber  den  Hauptprodukten  jener  Iiuider 
gegenüber  annähernd  denselben  Wert  be- 
halten hat.  so  kann  man  diese  Waren  jetzt 
in  den  nach  Gold  rechnenden  Ijändern 
billiger  beziehen  als  früher.  Soweit  es  sich 
um  exotische  Produkte,  wie  Baumwolle,  | 
Thee,  Gewürze  etc.  handelt,  ist  diese  Ver- 
billigung  für  das  Abendland  ein  reiner  Ge- 
winn: wenn  die  asiatischen  Waren  aber 
mit  gleichartigen  europäischen  Erzeugnissen 
konkurrieren,  wie  Seide  und  namentlich 
Weizen,  so  haben  die  europäischen  Konsu- 
menten von  der  Preiserniodrigung  allerdings 
ebenfalls  einen  Vorteil,  aber  die  Produzenten 
werden  dadurch  geschädigt.  In  einem  Lande 
wie  England  mit  seiner  überwiegend  ge- 
werbe-  und  handeltreibenden  Bevölkerung 
und  seinem  ohnehin  mehr  und  mehr  zurück- 
gebenden Getreidebau  muss  die  Rücksicht 
auf  die  grosse  Mehrzahl  entscheiden,  auf 
dem  Kontinente  aber  und  namentlich  in 
Deutschland,  wo  noch  ein  zahlreicher  selb- 
ständiger Bauernstand  besteht,  musste  die 
Wirkung  der  Silberent Wertung  auf  den 
Weizenpreis  aus  anderen  Gesichtepunkten  j 
beurteilt  werden.  Sie  ging  aber  nur  von  | 
Britisch-Indicn  aus,  und  da  jetzt  der  Kurs 
der  Rupie  gehoben  und  befestigt  ist,  so  ist1 


|  dieße  früher  viel  erörterte  Valutafrage  prak- 
tisch gegenstandslos  geworden. 

Die  Verluste  der  Silberproduzenten  selbst 
ziehen  wir,  als  wesentlich  privatwirtschaft- 
licher Natur,  hier  nicht  in  Betracht,  zumal 
sie  grossenteüs  nur  in  der  Verminderung 
früherer  Vorzugsrenten  bestehen.  Auch  die 
Verluste  an  den  auf  Silber  lautenden  Wert- 
papieren, wie  den  indischen  und  mexikani- 
schen Staatspapieren,  treffen  nur  beschränkte 
private  Kreise. 

Eine  gemeinschädliche  Folge  des  Sinkens 
des  Silberwertes  aber  ist  die  grosse  Ver- 
minderung des  Wertes  der  Silbereouraut- 
münzen  in  den  Ländern  mit  hinkender 
Doppelwährung.  Diese  Münzen  sind  jetzt 
mit  55%  ihres  Nominalwertes  Kreditgeld, 
und  je  grösser  ihre  Menge  ist,  um  so  be- 
denklicher wird  dieser  Zustand  für  den 
Fall  einer  inneren  Krisis  oder  eines  Krieges. 
Am  ungünstigsten  ist  Frankreich  gestellt, 
das  für  mindestens  2500  Millionen  Francs 
in  Courantsilbermünzen  seines  Gepräges  ver- 
antwortlich ist  Belgien  ist  mindestens  mit 
400  Millionen  in  solchen  Münzen  belastet, 
von  denen  sich  aber  200  Millionen  in  Frank- 
reich befinden,  während  andererseits  auch 
ein  Teil  der  französischen  Fünffrankenstücke 
in  Belgien  umläuft  Der  Bestand  an 
italienischen  Fünffrankenstücken  im  Gebiete 
des  lateinischen  Münzbundes  macht  etwa 
350  Millionen  Francs  aus,  Griechenland  ist 
mit  15  Millionen,  die  Schweiz  aber  nur 
mit  10  Millionen  Francs  belastet.  Im 
ganzen  besitzen  also  die  Staaten  des  la- 
teinischen Münzbundes  für  3275  Millionen 
Francs  oder  für  mehr  als  2600  Millionen 
Mark  Courantsilber,  das  gegenwärtig  inner- 
lich kaum  1200  Millionen  Mark  wert  ist. 
In  den  Vereinigten  Staaten  betrug  der  Bo- 
|  stand  an  Silbercouraut  am  310.  Juni  1899. 
wie  schon  erwähnt,  480,3  Milionen  Dollar 
oder  2017  Millionen  Mark,  mit  einem  inneren 
Wert  von  900  Millionen  Mark.  Dazu 
kamen  für  57  Millionen  monetäre  Silber- 
barren nach  ihrem  Kosten  werte,  gegen  den 
aber  ihr  jetziger  Marktwert  erheblich  ge- 
sunken ist.  —  Deutschland  steht  ver- 
hältnismässig am  besten,  da  sein  Courant- 
sübervorrat  nach  Abstossung  von  26  Milli- 
onen Mark  in  österreichischen  Vereins- 
thalern  (die  von  Oesterreich-Ungarn  zurück- 
genommen wurden)  höclistens  noch  360 
Millionen  Mark  beträgt,  die  innerlich  nur 
160  Millionen  wort  sind.  Die  Verminde- 
rung des  Thalerbestandes  ist  freilich,  abge- 
sehen von  den  österreichischen  Münzen,  in 
der  neueren  Zeit  nur  durch  Prägung  eines 
noch  grösseren  Nominalbetrags  in  silberneu 
j  Scheidemünzen  erfolgt.  —  Die  Silbercourant- 
I  münzen  östeiTeichisch-ungarischen  Gepräges 
dürften  etwa  200  Millionen  Gulden  aus- 
1  inachen.   Die  innere  Unterwertigkeit  dieser 
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Münzen  ist  aber  nicht  nach  dem  Verloste 
gegen  das  frühere  Geldäquivalent  des  Gul- 
dens (2  Mark),  sondern  auf  Grund  des 
WiUnungsreformgesetzes  nach  der  inneren 
Wertdifferenz  gegen  die  Doppelkrone  (1,70 
Mark)  in  Gold  zu  beurteilen.  —  Der  Be- 
stand an  niederländischen  Silbercourant- 
münzen  ist  auf  etwa  350  Millionen  Gulden 
(595  Millionen  Mark)  nominell  zu  veran- 
schlagen. Von  dieser  Summe  sind  aber  nur 
etwa  150  Millionen  in  Holland  selbst,  200 
Millionen  dagegen  in  den  Kolonieen  in  Um- 
lauf.   Niederländisch-Indien  hat  schon  seit 

1875  Goldrechnung,  wenn  auch  das  wirk- 
liche Umlaufsmittel  faßt  ausschliesslich  aus 
überwerteten  Silbermünzen  besteht.  — 
Spanien  hat  durch  seine  fortdauernden 
Prägungen  seinen  Bestand  an  unterwertigem 
<  'ourantsilber  bereits  auf  beinahe  1200  Milli- 
onen Pesetas  (960  Millionen  Mark)  nominell 
gebracht,  —  Britisch-Indien  gehört  jetzt 
ebenfalls  zu  den  Ländern  mit  überwertetem 
Conrautsilber.  Von  1835  36  bis  1898  99  wur- 
den 3430  Millionen  Rupien  in  Courantmünzen 
geprägt,  und  man  darf  annehmen,  dass  von 
diesen  noch  1700  Millionen  oder  etwa  3000 
Millionen  Mark  nach  dem  alten  Werte  vor- 
handen sind. 

So  ergiebt  sieh  also  für  die  Länder  mit 
hinkender  Wälirung  in  Europa  uud  Amerika 
ein  Bestand  von  6900  Millionen  Mark  nomi- 
nell au  überwertetem  Courantsilber,  der  durch 
das  Hinzutreten  Indiens  auf  9900  Millionen 
erhöht  wird.  Dazu  kommt  nun  in  diesen 
Staaten  und  den  Gold  Währungsländern  mit 
Einschluss  von  Russland  und  Japan  eiu 
Umlauf  von  etwa  3000  Millionen  Mark  nominell 
in  meist  noch  stärker  überwerteten  silbernen 
Scheidemünzen.  In  den  lindern  mit  reiner 
Silberwährung,  wie  Mexiko,  China  und  den 
Staaten  und  Kolonieen  Hinterindiens  ist 
natürlich  eine  Ueberwertung  der  Silber- 
münzen in  dieser  Art  nicht  vorhanden ;  man 
kaun  dort  von  einer  solchen  nur  insofern 
reden,  als  das  Silber  noch  nicht  in  dem 
Masse  an  Kaufkraft  gegenüber  den  gewöhn- 
lichen Waren  verloren  hat,  wie  es  sich 
gegen  Gold  entwertet  hat.  Der  Silbervorrat 
in  Mexiko  und  den  mittel-  und  südamerika- 
nischen Staaten  wird  auf  etwa  500  Millionen 
Silbermark  geschätzt ;  für  China  und  Hinter- 
indien felüt  es  an  Anhaltspunkten  zu 
einer  auch  nur  cinigermassen  vcrlässliclien 
Schätzung. 

Die  mit  der  Silbereutwertuug  verbunde- 
nen Uebclstände  sind  ohne  Zweifel  gross 
genug,  um  auch  schwierige  und  opfervolle 
Versuche  zu  ihrer  Beseitigung  zu  recht- 
fertigen.   In  England  wurde  schon  im  März 

1876  ein  parlamentarischer  Ausschuss  zur 
Untersuchung  der  Ursachen  der  Silberent- 
wertung  eingesetzt,  der  sich  aber  in  seinem 
im  Juli  erstatteten  Bericht  auf  die  Fest- 


stellung der  Thatsachen  beschränkte.  Um 
dieselbe  Zeit  wurde  durch  Cernuschi  die 
bimetallist isehe  Bewegung  in  Gang  gesetzt, 
die  bald  eine  beachtenswerte  Stärke  er- 
langte. Vgl.  den  Art.  Doppelwährung 
Bd.  III,  S.  246  ff.  Daselbst  wird  auch 
über  die  Münzkonferenzen  von  1878,  1881 
und  1892,  die  englische  Enquete  von  1887, 
die  deutsche  Silberkommission  und  die  ent- 
scheidende Niederlage  des  Bimetallismus 
durch  die  Zurückweisung  der  amerikanisch- 
französischen  Vorschläge  seitens  der  eng- 
lischen und  indischen  Regierung  berichtet. 
Weniger  weit  als  das  bimetallistische  Pro- 
jekt gingen  andere  Vorschläge  zur  Hebung 
des  Silberwertes.  So  der,  den  Baron  A. 
Rothschild,  einer  der  englischen  Delegierten, 
1892  der  Münzkonferenz  zu  Brüssel  unter- 
breitete. 

Die  Vereinigten  Staaten  sollten  sich  hier- 
nach verpflichten,  ihre  Ankäufe  von  54 
Millionen  I  Jnzen  Silber  jährlich  fortzusetzen, 
dafür  abei  würdeu  die  europäischen  Staaten 
vorläufig  auf  fünf  Jahre  vereinbaren,  eben- 
falls jährlieh  eino  bestimmte  (Quantität  Silber, 
zunächst  etwa  für  fünf  Millionen  Pfund 
Sterling  aufzukaufen,  solange  der  Preis 
nicht  über  43  Penee  gestiegen  wäre.  Für 
dieses  Silber  sollten  dann  ebenfalls  Certi- 
fikate  ausgegeben  werden.  Vom  europäi- 
schen Standpunkte  konnte  dieser  Plan  an- 
nehmbar erscheinen,  aber  den  Vereinigten 
Staaten  wurde  dabei  ein  übermässig  grosser 
Anteil  an  den  Silberkäufen  zugewiesen,  den 
sie  nicht  dauernd  hätten  übernehmen 
können.  Thatsächlich  fand  der  Plan  aber 
auch  bei  den  europäischen  Staaten  wenig 
Anklang  und  er  ist  daher  ohne  praktische 
Folgen  geblieben.  Ein  Vorschlag  von  Uertzka 
ging  danin,  dass  Gold  und  Silber  zu  einer 
einzigen  Art  von  Geldstoff  zu  vereinigen 
sei,  etwa  1  Gewichtsteil  Gold  auf  9  Ge- 
wichtsteile Silber,  oder  dass  die  Zahlungen 
immer  in  diesem  Verhältnisse  in  goldenen 
und  silbernen  Münzen  zu  leisten  wären, 
wobei  im  übrigen  keiu  festes  Wertverhältnis 
zwischen  den  beiden  Metallen  aufzustellen 
wäre.  Abgesehen  von  den  theoretischen 
Bedenken  gegen  diesen  Plan^  hat  derselbe 
seiner  grösseren  Künstlichkeit  wegen  noch 
weniger  Aussicht  auf  praktische  Verwirk- 
lichung als  der  bimetallistische.  Julius 
Wolf  schlug  1892  zur  Verminderung  der 
Silberproduktion  die  allgemeine  Verstaat- 
lichung nebst  vertragsmassiger  Beschränkung 
des  SiJberbergbanes  vor.  In  Europa  würde 
sich  diese  Massregel  allerdings  verwirk- 
lichen lassen,  in  den  Vereinigten  Staaten 
aber  würde  sie  nach  den  dort  geltenden 

Eolitischen  Anschauungen  schwerlich  mög- 
ch  sein,  und  in  Mexiko  und  Südamerika 
würden  die  Zustände  der  Finanzen  und  der 
Verwaltung 
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Garantie  für  die  genaue  Durchführung  der  ]  die  Erfahrung  gemacht  haben  wird,  wie  ge- 
Vereinbanmg  darbieten.  Die  weiteren  Vor-  i  fährlich  es  ist,  eine  Milliarde  oder  mehr  in 
schlage  Wolfe  in  lietreff  einer  internationalen  I  Kreditraünzen  im  Umlauf  zu  haben,  die 
Girostelle,  eines  internationalen  Edelmetall-  innerlich  55 — GÜ  Prozent  unterwertig  sind. 
Clearingsystems  und  einer  internationalen  Eine  wirkliche  Reform  kann  nur  durch 
Banknote  stehen  mit  der  Silberfrage  nicht  j  finanzielle  Opfer  erreicht  werden  und  nur 
in  notwendigem  Zusammenhange,  sondern  darin  bestehen,  dass  die  Mougc  des  Silber- 


könnten  einfach  als  Mittel  zur  Geldersparung 
in  Betracht  kommen;  indes  könnten  sie 
praktische  Bedeutung  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung der  dauernden  Sicherheit  des 
Weltfriedens  erlangen.  —  Soetbeer  endlich 


geldes  in  einem  genügend  beschrankten 
Verhältnis  den  Goldmünzen  gegenüber  ge- 
halten wird  und  dass  der  Nominalwert 
der  grösseren  Silbermünzen  durch  Er- 
höhung ihres  Metallgehalts  ihrem  komraer- 


hat  in  einem  der  Brüsseler  Konferenz  vor- 1  ziellen  Wert  einigermassen  näher  gebracht 
gelegten  Memorandum  wieder  im  wesent- 
lichen den  Plan  zur  Erweiterung  der  An- 
wendung von  Silbergeld  empfohlen,  der  im 
Jahre  1881  von  dem  dänischen  Bankdirektor 
Levy  und  darauf  auch  von  dem  Reichs- 
bankpräsidenten  von  Deehend  angeregt 
worden  war:  Ersatz  der  Goldmünzen  und 
Papiergeldabschnitte  von  weniger  als  20 
Francs  durch  pine  schwere  Silbermünze, 
deren  gesetzliche  Zahlungskraft  bis  60  Francs 
oder  60  Mark  gehen  solle  und  nach  einem 
dem  jetzt  ltestehenden  nahe  kommenden 
Wertverhältnis  zu  prägen  wäre,  im  Verkehr 
übrigens  auch  durch  vollgedeckte  Certifikate 
ersetzt  werden  könnte.  Indes  würde  auf 
solche  Art  doch  nur  eine  einmalige  und 
keineswegs  sehr  bedeutende  Mehrverwendung 
von  Silber  herbeigefülirt  werden  können; 
flenn  Frankreich,  Amerika,  Deutschland  und 
die  anderen  bereits  mit  überflüssigem  Con- 
rantsilber  belasteten  Staaten  würden  doch 
kein  neues  Silber  kaufen,  sondern  nur  einen 
Teil  ihres  übermässigen  Bestandes  in  diese 
neuen  und  besseren  Scheidemünzen  um- 
prägen; nur  England  hätte  Neuprägungen 
vorzunehmen,  da  es  aber  ohnehin  schon 
einen  grossen  Vorrat  an  Scheidemünze  be- 
sitzt, so  würde  es  mit  seinem  Ankaufe 
sicherlich  nicht  über  400  Millionen  Mark 
hinausgehen,  und  das  könnte  auf  den  Silber- 
preis  nur  eine  ganz  vorübergehende  Wirkung 
ausülien. 

Denselben  Einwand  kann  man  gegen 
den  von  dem  Unterzeichneten  1804  der 
deutschen  Silberkonferenz  vorgelegten  Plan 
erheben:  Neben  den  gewöhnlichen  Scheide- 
münzen sollten  silberne  Hauptmünzen« 
nach  einem  für  das  Silber  herabgesetzten 
Wertverliältnis  uud  mit  gesetzlicher  Zahlungs- 
kraft bis  etwa  zu  1000  Mark  geprägt  wer- 
den. Eine  nachhaltige  Hebung  des  Silber- 
wertes  war  allerdings  von  einer  solchen 
Massregel  nicht  zu  erwarten,  man  wird 
sich  überhaupt  jetzt  mit  dem  Gedanken  al>- 
finden  müssen,  dass  auf  diese  überhaupt 
auf  alle  absehbare  Zeit  verzichtet  werden 
muss.  Als  um  so  nötiger  wird  sich  aber 
eine  Reform  des  thatsäclüich  vorhandenen 
Silberumlaufs  erweisen,  wenn  nämlich  ein- 
mal ein  1-and  in  einem  unglücklichen  Kriege 


wird.  Solche  grössere  Silbermünzen  mit 
einem  gegen  1 :  15l;'s  herabgesetzten  Wert- 
verhältnis sind  jetzt  in  Ja(>ao,  Russland 
und  —  mit  geringerer  Wertverschiebung  — 
in  Oesterreich-Ungarn  bereits  vorlianden. 

Lltteratur:  Gmelin,  Beiträge  zur  Geschieht 
des  Untschen  Bergbaus,  Halle  17 SA.  —  GäiZ*eh- 
mann.  Vergleichende  VelH-rsicht  der  Ausbeute 
etc.  im  Freiberqer  Recier  (1M0—MO),  lYeibcrg 
1882.  —  ErmtHch,  Irkundenbuch  der  Stadt 
Freiberg,  Leipzig  1888— 1891.  —  Hautxinger, 
Der  Kupfer'  und  Silbersegen  des  Harzet,  Berlin 
1877.  —  Xeubtirg,  Goslars  Bergbau  bis  l-'>52, 
Hannover  1892.  —  Gothrin,  Wirtschaftsge- 
schichte den  Schirttrttraldrs,  I,  Strasburg  189i, 
S.  Mix  ff.  —  Hanauer,  Etudcs  >'cnnomüpirs  tur 
l'Alsacr,  I,  S.  190 ff.  —  Graf  Stemberg,  l'm- 
riss  einer  Geschichte  der  Böhmischen  Bergwerke, 
I'rag  I8.t6l87.  —  Schmidt  v.  Bergenhold, 
Uebcrsiehtliehe  Geschichte  de*  Bergbau-  u.  Hütten- 
treten»  im  Königreich  Böhme».  —  t\  Sperges, 
TirtdUchc  Bergicerksgeschichtr ,  Wien  17(15.  — 
Wuttke,  Die  I'robu'tiousrrgister  de*  Obersächs. 
Kreiter,  Wiener  Numismatische  Zeitschrift,  Bd. 
XXI,  S.  2X7 ff.  —  F.  tle  Saulry,  tteeueil  de 
doenment*  relatifs  a  l'histoirr  de*  monnairs  frnp- 
prs  par  let  liois  de  France,  IV  vol.,  Pari*  1S79 
bis  1888.  —  lAtschin  v.  Ebengreuth,  Das 
Wertrerhältni*  der  Edelmetalle  in  Deutschland 
während  des  Mittelalters,  Brüssel  1892  {Vortrag 
auf  dem  numismatischen  Kongress).  —  Lexla, 
Beiträge  zur  Statistik  der  Edelmetalle,  Jahrb.  f. 
Xat.  u.  stat.  XXXIV  (1879),  S.  Ml  ff  —  Soet- 
beer, Edrlutetaltpraduktion  und  Wertrerhältni* 
ticischen  Gold  und  Sill>rr  seit  der  Entdeckung 
Amerikas.  Ergänzungsheft  Xr.  57  zu  J'etrr- 
manns  „Mitteilungen«,  Gotha  1879.  —  Herselbe, 
Edelmctaligeirinnung  und  \'enrrndung  in  den 
Jahren  1889—189»,  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  III. 
F.  I.  Hd.  (1891),  S.  ölS  ff.  —  Statistische  Tabellen 
zur  Währungsfrage  der  Österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  rcrjasxt  im  Finanzministerium,  Wien 
1892 ff.  —  ./.  Wolf,  Verstaatlichung  der  Silber- 
Produktion  und  andere  Vorschläge  zur  Wdhrungs- 
frage,  1892.  —  Hertzka ,  Dos  internationale 
Währungsproldem  und  dessen  IJlsung,  Lt-ipzig 
1892.  —  Suetm,  Ihc  Zukunft  des  Silbers,  Wien 
1892.  ■ —  O,  Arendt,  Ijeilfaden  der  Währung*' 
frage,  7.  Aufi.,  Berlin  lS'J-i.  —  H.  Mayer, 
Münticesen  uud  Edelmetall produktion  linsstand*, 
fcipzig  189ä.  —  Hamberger,  Die  Stichieorte 
der  Sillterleute,  Berlin  1S93.  —  Iteraelbe,  Aus- 
gewählte Beden  und  Aufsätze  idier  t!eld-  und 
Bankwesen,  hemusgeq.  r.  K.  Hrlfferich,  I.  u.  II, 
Berlin    1900.    —   EtlHtatter.    Indiens  Silber- 
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Währung,  Stuttgart  IS04.  —  O.  Heyn,  Die 
Erfolglotigkrit  einer  Hebung  de*  Silberpreise», 
Herlin  1895.  —  O.  Arendt.  l>ie  Ursacl«  der 
Silberentwertung,  Berlin  1999.  —  HetfferUsh, 
Studien  über  Geld-  und  Bankirrte»,  Berlin  190t). 
—  V,  Leo,  /He  Anklagen  gegen  die  Goldwährung 
und  die  n  Vorttige«  de»  liimetnlh-tmui,  Berlin 
1UO0.  —  Bonn.  Die  Vorgänge  auf  dem  Edel- 
metall markt  in  den  Jahren  1870 — 1.1TJ,  Stuttgart 
i:>0»,  —  Präger,  Die  Währung*-  und  Bank- 
iij'orm  in  den  Vereinigten  Staaten  ton  Amerika, 
Berlin  190O.  —  Minulet  of  Eridenre  taken  be- 
U,rr  the  Cutnmittte  ap)H>inted  to  inguire  iuto  the 
Indütn  Currency,  I.  II.,  Landau  lS9Sj!>9.  — 
Bulletin  de  Sfutuligue  et  de  legitlation  rwnpa- 
ne,  XXIV,  Hirit  1900.  —  Weitere  IJUrratur-  ! 
angaben  nirhr  hri  den  Artt.  Doppelwährung, 
Edelmetalle,  Goldwährung  «.  n.  O. 


Silo 

s.  Kornspeicher  oben  Bd.  V  S.  3.71  ff. 


SiNinondi.  Jean  Charles  Leonard 
Simonde  de, 

r«  Ii.  um  9.  V.  1773  zu  Genf,  «ext.  am  25.  VI. 
1842  auf  seinem  Landhanse  im  linken  Seenfer- 
bezirk  des  Kantons  Genf,  als  Mitglied  der  Aca- 
demic  des  sriences  mitrales  et  politiqne*  (seit 
1838),  studierte  in  Genf,  wurde  im  Jahre  1800 
Handelakammersckretär  de»  Leman  -  Departe- 
ment!«, welchen  Namen  die  Republik  Genf  seit 
ihrer  Annektierung  von  der  französischen  Re- 
publik im  Mai  1798  führte,  schlug  1803  einen 
Ruf  nach  Wilna  als  Professor  der  politischen 
Ökonomie  aus,  trat  1813  in  den  Genfer  Grossen 
Rat  als  Mitglied  ein  und  schlag  1819  eine  ihm 
an  der  Sorbonne  zu  Paris  angetragene  Profes- 
sur ans. 

Sismondi  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Ruch  form:  Ta- 
bleau  de  lagriculture  toscane,  Genf  1801 ;  das- 
selbe, in  deutlicher  Uebersetzung  von  J.  Burger. 
Tübingen  1805.  —  De  la  richesse  cominerc  iale 
ou  principe«  de  l'economie  politit|ne,  appliques 
ä  la  legislation  du  commerce.  2  Bde..  Genf  1803 
«Inhalt:  Des  capitaux.  —  Des  prix.  —  Des 
monopoles):  dasselbe,  neue  Ausgabe,  2  Bde., 
Paris  1837;  dasselbe  in  deutscher  Uebersetzuug^ 
Wien  1811.  —  Memoire  sur  le  papiermonnaie 
dans  les  Etats  autriebiens  et  des  moyens  de  le 
snpprimer,  Weimar  1810.  —  De  la  Constitution 
de  Geneve,  Genf  1815.  —  De  linteret  de  la 
Fraucc  ä  l'egard  de  la  traite  des  negres,  1.  bis 
3.  Aufl.,  ebd.  1815.  —  Xouvelles  retfexions  sur 
In  traite  des  negres,  ebd.  1815.  -  •  Nonveaux 
prineipes  d'econoraie  politique  ou  de  la  riehesse 
dans  ses  rapports  avec  la  popnlation,  2  Bde.. 
Paris  1819:  dasselbe,  2.  Aufl.,  2  Bde.,  ebd! 
1827  (Inhalt:  Objet  de  l'economie  politique  et 
origine  de  cette  scieuce.  —  Systeme  mercantile: 
Systeme  agricole :  Systeme  de  Smith.  -  Forma- 
tion et  progres  de  la  richessc.  —  De  la  riehesse 
territoriale.  —  De  la  richesse  cominerciale. 
Du  numeraire.  —  De  l'impöt.  —  De  In  popu- 


lation.  —  Eclaircissements  relatifs  ä  la  balance 
de  consommations  avec  les  produetions.  —  Exa- 
men de  la  Constitution  de  l'empire,  ebd.  1825. 

—  Etudes  nur  les  scienefia  sociales,  3  Bde.,  ebd. 
1836—38  (Bd.  I  auch  u.  d.  T.:  Ktndes  sur  les 
Constitution»  des  peuples  librea:  Bd.  II  u.  III 
n.  d.  T. :  Etudes  sur  l'economie  politique  j :  das- 
selbe, neue  Ausgabe,  3  Bde..  Brüssel  1836/37; 
desselben  Werkes  I.  Bd. :  Etudes  sur  les  Consti- 
tution etc.  Neudruck,  Aachen  und  Cüln  1837: 
desselben  I.  Bds.  deutsche  Uebersetzung  u.  d. 
T. :  Forschungen  Uber  die  Verfassungen  der 
freien  Völker,  mit  Anmerkungen  vou  A.  Schäfer, 
Frankfurt  a.  M.  18:17  und  neue  Ausgabe,  1848; 
desselbeu  Werkes  ILjUI.  Bd.:  Etudes  surl'eco- 
nomie  polit.  in  italienischer  Uebersetzung,  (a- 
polago  1840.  — 

Sismondi  veröffentlichte  ferner  eine  Reihe 
durch  Verfassung»-  und  wirtschaftsgeschichtliche 
Forschungen  mit  den  Staatswissenschnften  in 
Verbindung  stehende  historische  Schriften  als: 
Histoire  des  repnbliques  italiennes  du  moven 
äge.  16  Bde..  Zürich  1807  18;  Histoire  des  Frau- 
eäis,  31  Bde..  Paris  1821,44;  Histoire  de  la  re- 
nuissance  de  la  liberte  en  Italie.  de  ses  progres. 
de  sa  decadence  et  de  sa  chnte,  2  Bde.,  Paris 
1832:  Histoire  de  la  chute  de  l'empire  romaiu 
et  du  dedin  de  la  civilisation  de  lan  250  ä  l'an 
1000,  2  Bde..  London  1835,  welche  mehrmals 
aufgelegt  und  (mit  Ausnahme  von  „Histoire  de 
la  renaissance-)  ins  Deutsche  und  Englische 
übersetzt  sind.  -  Eine  Auswahl  von  Sismondi* 
Schriften  erschien  in  englischer  Sprache  u.  d.  T. : 
Political  econoiny  and  tue  philosophy  of  goveni- 
ment,  a  seriös  of  essays  selected  from  his  works, 
with  an  historical  notice  of  his  life  and  writings, 
by  M.  Mignet,  London  1847.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1.  in  Revue  britau- 
nique  (Paris),  Bd.  XXI:  Quelques  Observation* 
sur  la  coneurrence  commerciale  de  la  France  et 
de  l'Anglcterre,  1844.  -  2.  In  Revue  encyclo- 
pedique  (Paris),  Bd.  XII :  Observation  sur  la 
societe  et  les  moeurs  eu  Anieriqtie,  1822.  ■ 
Bd.  XXIII:  Balance  des  consommations  avec 
les  produetions.  1824.  —  Bd.  XXV:  Revue  des 
efforta  et  des  progres  des  peuples  dans  les  vingt- 
cinq  dernieres  annees.  1826.  —  Bd.  XLVIll : 
L'avenir  (septembre  1830).  1830.  —  3.  In  Re- 
vue mensuelle  d  economie  politique,  par  Th.  Fix 
(Paris).  Bd.  I:  De  la  condition  dans  laqnelle  il 
convient  de  placcr  les  negres  en  les  affranchis- 
sant,  1833.  —  Bd.  II:  *I)e  la  richesse  territo- 
riale.  —  Du  suffragc  universcl,  1834.  —  Bd.  III : 
*Du  »ort  des  ouvriers  dans  les  manufactures. 

—  ( 'onseils  d'ami  aux  patriotes  refngi6s.  —  Du 
priuee  dans  les  pavs  libres,  ou  dn  pouvoir  exe- 
entif,  18:%.  -  Bd.  IV:  Du  reveuu  social.  —  De 
l'element  aristoemtique  dans  les  pays  libres. 
18:«.  —  (Die  2  besternten  Artikel  sind  in  deut- 
scher Uebersetzung  u.  d.  T.:  „Ueber  den  Län- 
dereireichtum"  und  „Ueber  das  Schicksal  der 
Arbeiter  in  den  fabrikartigen  Manufakturen"  in 
dem  rXatinnalökonom~ ,  hrsg.  von  Mörstadt, 
Jahrg.  1,  Bd.  2  und  Jahrg.  II.  Bd.  1.  Mann- 
heim 1834  35  veröffentlicht  ! 

Sismondi  hat  die  Fruchte  seiner  histori- 
schen, staatsrechtlichen  und  volkswirtschaft- 
lichenForschuugen  in  den  vorstehend  angegebenen 
zahlreichen  Schriften  niedergelegt,  von  denen 
unter  den  sozialökonomischen  die  „nouveaux 
prineipes"  etc.  und  ..etudes  sur  l'economie  po- 
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lit,"  an  wissenschaftlicher  Bedeutung  obenan 
stehen.  In  seinen  „Nouveanx  prineipes"  hält  er 
mit  der  Bewunderung  de»  Werkes  van  Adam 
Smith  als  der  Koncentrationsdoktrin  aller  bis- 
herigen Wirtschaftssysteme  nicht  zurück,  aber 
»eine  principielle  Eebereinstimmung  mit  dem 
Meister  beschränkt  sieh  auf  den  Fundamental- 
satz, dass  Arbeit  die  alleinige  wirtschaftliche 
Güterquelle  sei,  wogegen  er  hinsichtlich  der 
Verteilung  der  durch  die  Arbeit  erzeugten 
Reichtumer  seine  eigenen  dissentierenden  An- 
schauungen in  Form  einer  entschiedenen  Ver- 
dammung der  Auswüchse  des  schrankenlosen 
Konkurrenzkampfes  vorträgt.  Seine  Polemik 
richtet  sich  gegen  den  von  Smiths  Schülern 
grossgezogenen  Individualismus,  gegen  die  den 
Arbeiter  einfach  als  Zahl  betrachtende  chrema- 
t  in  tische  Schule  und  deren  Häupter  Ricardo,  Say, 
Bastiat  etc.  Pen  Ausschluss  der  wirtschaftlich 
Schwachen  aus  dem  Verteilungsplane  der  Güter 
im  modernen  InduBtrieataate  l>ekämpft  er  bei 
aller  leidenschaftlichen  Erregung  doch  durchaus 
sachlich:  nur  zwischen  die  Zeilen  drängt  sich 
fortwährend  sein  geflügeltes  Wort  in  der  noch 
immer  offenen  Frage:  „Wie,  ist  denn  der  Reich- 
tum alles,  und  der  Mensch  ganz  und  gar  nichts?" 
Er  polemisiert  gegen  alles,  was  den  Arbeiter 
und  kleinen  Mann  in  seinem  Erwerbe  zurück- 
bringt: gegen  die  überhandnehmende  Einfüh- 
rung von  Maschinen,  die  Gründung  grosser 
Banken  und  industrieller  Aktiengesellschaften, 
durch  welche  der  Reiche  nur  in  seinem  Gewinne 
gesteigert,  der  Arbeiter  dagegen  nnr  in  seinem 
Verdienste  geschmälert  wird.  In  der  Bevölke- 
rungsfrage  verteidigt  Sismondi  gegen  Malthus 
die  Grundlosigkeit  der  Annahme,  daas  die  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  jemals  Uber  das  Maxi- 
mum der  Lebensmittelerzeugung  hinausgehen 
könne;  im  übrigen  ist  er  ein  Anhänger  von 
Malthus  in  der  Theorie.  Als  wichtigsten  Re- 
gulator der  Volksvermehrnng  erkennt  er  das 
Einkommen  in  denjenigen  Bevölkerungsschichten 
an,  die  in  sittlicher  und  materieller  Beziehung 
auf  einer  höheren  Stufe  stehen,  als  die  an  Be- 
sitz und  Bildung  gleich  dürftig  ausgestatteten 
Millionen  sorgender  und  darbender  Menschen. 
Bei  diesen  hört  die  Vorsicht,  die  Fortpnauznng 
nach  dem  Einnahmeetat  zu  regulieren,  vollstän- 
dig auf,  und  die  Reproduktion  des  Arbeiterpro- 
lotariats  wird  durch  das  wachsende  Elend  keines- 
wegs gehemmt.  Für  die  kleinen  Bauern  und 
ländlichen  Arbeiter  erwürmt  sich  Sismondi  in 
hervorragender  Weise,  er  befürwortet  die  grösat- 
möglichste  Güterzerstückelung,  um  den  bäuer- 
lichen Grundbesitz,  so  klein  er  auch  sein  mag, 
in  der  Form  von  Erbpacht-,  Renten-  uud  Patn- 
monialgütern  zu  konservieren.  Auch  vertritt 
er  den  Grundsatz,  dass  die  Sorge  um  Steigerung 
der  Erträgnisse  des  landwirtschaftlichen  Bodens 
der  n in  das  soziale  Wohlbefinden  der  landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung  hintanstehen  müsse. 
Wie  Sismondi  als  Publizist  einer  sozialen  Über- 
gangsperiode in  derselben  von  vorn  herein  eine 
exceptionelle  Stellung  einnimmt,  hat  er  auch 
hinsichtlich  seiner  allgemeinen  Charakterisierung 
als  sozialpolitischer  Schriftsteller  eine  meist  un- 
richtige, widerspruchsreiche  Würdigung  er- 
fahren. Blanqui  nennt  seine  „uouveaux  prin- 
eipes14 auf  S.  416  seiner  Histoire  d'econ.  (s.  u.) 
„le  plus  elooi"""*  ■"»'"f'"'»  w.j;. .«i~* 

Hildebrand 


„le  jilus  eloquent  manifeste  de  l'ecole  radn-ale-4, 
"und  Knies  zählen  ihn  ebenfalls  zu 


den  Sozialisten,  Mohl  's.  n.)  kennzeichnet  die 
Mittel  Sismondi»,  den  durch  die  moderne  Wirt- 
schaftsordnung Ausgebeuteten  beständiges  und 
genügendes  Einkommen  zu  verschaffen,  „als 
sehr  bedenklicher,  nämlich  nahezu  sozialistischer 
Art",  und  Julian  Schmidt  {s.  u.)  stellt  ihu  iu 
die  Mitte  zwischen  Adam  Müller  und  die  spä- 
teren Sozialisten.    Dagegen  sagt  Foumier  de 
Flaix  (s.  u.)  von  ihm:  „.Msmondi  est  demenre 
I  etranger  au  inouvement  socialiste",  und  Ingram 
bezeichnet  ihn  auf  S.  168  seiner  History  ot  |m>- 
|  lit.  economy  (s.  u.)  als  Vorläufer  der  heutigen 
!  Kathedersozialisten ,    was   hinsichtlich  seiner 
Opposition  gegen  die  moderne  Schule  der  t'hre- 
matistik  anch  zutreffen  mag.   Die  beste  neuere 
Studie  über  Sismondi,  die  der  Wesenheit  seiner 
;  Doktrin  und  der  Bedeutung  seines  Ranges  unter 
t  deu  Sozialökonomen  der  gedachten  Uebergangspe- 
riode  am  meisten  gerecht  wird,  hat  El  st  er  (s.  u.) 
geliefert.    Sismondis  Versetzung  unter  die  So- 
zialisten ist  absolut  grundlos.    Er  war  aller- 
dings der   erste  Publizist ,   welcher  die  be- 
|  stehende  Wirtschaftsordnung,  insbesondere  hin- 
j  sichtlich  der  Verteilung  der  Güter,  als  unge- 
recht und  verwerflich  dargestellt,  der  ferner 
I  für  jedes  Mitglied  der  menschlichen  Gesellschaft 
|  das  Recht  auf  Arbeit  und  die  Anwartschaft 
auf  den  uuverkttmmerten  Gennas  der  Erzeug- 
nisse dieser  A  rbeit  proklamiert  hat,  aber  das  be- 
gründet noch  keine  Zugehörigkeit  zum  Sozialis- 
mus :  er  warnt  vielmehr  nachdrücklich  vor  dem 
Glauben  an  die  Verwirklichungsmögiii  hkeit  der 
sozialistischen  Kooperativexperimente,  die  dein 
Arbeiter  zum  Feierabend  dieselben  Genüsse,  in 
denen  der  Reiche  fortwährend  schwelgt,  ver- 
sprechen.  Sismondi  hat  mit  dem  Feuereifer  des 
J  Philanthropen  eine  ergreifende  Schilderung  der 
I  sozialen  Zustände  des  Fahrikarbeiterproletariats 
i  iu  der  Intn>duktionsperiode  des  Zeitalters  des 
•  Dampfes  und  der  Maschiue  entworfen  uud  die 
Ausbeutung  des  Arbeiters  durch  den  die  kleineu 
I  Betriebe  aufsaugenden  Indnstrialismus  in  seiner 
ganzen  brutalen  Hartherzigkeit  dargestellt,  nir- 
gends aber  eine  Klassenhass  provozierende  \Veu- 
dung,  da  er  nur  das  grausame  Wirtschafts- 
I  system  selbst  und  nicht  dessen  menschliche  Sa- 
telliten angreift,  einfliessen  lassen;  dem  durch 
die  Maschine  selbst  zur  Maschine  gewordenen 
Fabrikarbeiter  möchte  er  im  Gegenteile  wieder 
menschliche  Fühlung  mit  seinem  Arbeitgeber 
verschaffen  und  in  die  frühere  persönliche  Be- 
rührung  mit   dem  Abnehmer   der  Produkte, 
seiner  Arbeit  bringen,  er  strebt  also  eine  Auf- 
hebung der   gegenseitigen  Entfremdung  und 
keine  Erweiterung  derselben  an.     Auen  Sis- 
mondi ist  für  Staatsintervention  zum  Schutze 
der  vom  Ausbentungssysteme  des  manches!  cr- 
lichcn  Wettbewerbes  Bedrängten,  aber  ihm  ge- 
nügt schon  die  Einführung  einer  exakten  Ge- 
werbepolizei, welche  die  Konzessiouieruug  neuer 
Fabrikeu  nur  im  wirklichen  Bedarfsfalle  gut- 
heisst;  ausserdem  giebt  er  der  Regierung  den 
Rat,  bei  Handelsstockungen  und  Krisen  nicht 
den  notleidenden  Industriezweigen,  sondern  deu 
bisher  darin  beschäftigten  Menschen  zu  Hilfe 
zu  kommen.    Der  Sozialismus,  wenn  er  in  Repu- 
bliken die  Staatshilfe  durch  Errichtung  von  Na- 
tionalwerkstätten  etc.  in  Anspruch  nimmt,  lässt 
sich  dagegen  weniger  billig  abspeisen.  Der 
Gedanke  an   Aufhebung  des  Privateigentums 
liegt  Sismondi  vollständig  fern,  selbst  den  Ka- 
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Idtalgewinu,  den  sogar  «He  gemässigten  Sozia- 
lsten als  widerrechtliche  Aneignung  auf  Küsten 
der  ihn  erzengenden  Arbeitskraft  ansehen,  den 
„inienx-valne,\  wie  ihn  Sismondi  nennt,  be- 
streitet dieser  enragierte  Gegner  der  Ausbeu- 
tung dem  Kapitalisten  nicht,  woraus  seine 
Nichtzugehörigkeit  zum  Sozialismus  doch  klar 
hervorgeht.  Höchstens  gesteht  er  dem  Arbeiter 
ein  über  die  einfache  Löhnung  hinausgehendes 
Recht  auf  Garantie  seiner  Existenz  seitens  des  Ar- 
beitgebers zu.  woraus  sich  als  Konsequenz  die 
Invalidität«-  und  Krankenversicherung  von  selbst 
ergiebt.  zn  deren  Organisation  er  ausserdem  die 
Fabrik herren  der  einzelnen  Gewerbe  durch  Grün- 
dumr  von  Arbeiterwohlfahrtskorporationen  auf- 
fordert. Da  Sismondi  fast  nur  in  symptoma- 
tischer und  nicht  in  prophylak tischer  Weise  das 
Missverhältuis  zwischen  Produktion  und  Ver- 
teilung, zwischen  Einkommen  und  Konsum, 
zwischen  Vermehrung  der  Giitererzenining  und 
Verringerung  der  Zahl  der  reichen  Leute  unter- 
sucht hat.  unterlässt  er.  mit  einein  bestimmten 
Refonnprogramm  hervorzutreten,  empfiehlt  aber 
vor  allen  Dingen  Aufklärung  der  öffentlichen 
Meinnng  Aber  diejenigen  Opfer,  welche  der 
ethische  Charakter  der  Volkswirtschaft  insbe- 
sondere von  den  Arbeitgebern  zu  verlangen  hat. 
Von  Sismondis  historischen  Schriften  ist  nament- 
lich seine  „Ilistoire  des  Francaisu  als  Fundgrube 
wirtschaftshistorischer,  auf  die  Specialgeschichte 
der  einzelnen  Landschaften  ausgedehnter  Daten 
zu  betrachten,  die  sich  auf  I/chnsystenie.  Stände- 
verfassuiitfcn.  Terriforialhoheit."  Schutz-  und 
Trutzbündnisse  der  Bürger  und  Hauern,  auf 
tield-.  Handels-  und  Verkehrsverhältnisse  he- 
zieheu. 


Vgl.  Uber  Sismondi:  L.  Bossi,  Necro- 
logia  de  .1.  C.  L.  Simonde  de  Sismondi.  Flo- 
renz 1842.  —  Blanqui,  Histoire  de  l'eeonomie 
polit.  en  Europe,  2.  Aufl  .  Bd.  II,  Paris  1845. 
S.  229  42.  -  Hildebraud,  Nationalökonomie. 
Bd.  1,  Frankfurt  a.  M.  1848,  S.  14U  42.  - 
Mignet,  Notice  historique  snr  la  vie  et  les 
tr.ivaux  de  M.  de  Sismondi.   (Memoire  de  l'Aea- 
deinie  des  scienecs  mor.  et  polit..  Bd.  VI),  Paris 
1850,  S.  1  29.  —  Dictionnairc  de  l'econoinie  po- 
lit,  2.  Aufl.,  ebd.  1854,  S.  61721.  —  Fragments  . 
du  Journal  et  de  la  correspondauce  de  Simonde 
de  Sismondi,  publies  par  le  pasteur  Chencviere, 
Genf  1867.  —  R.  v.  Mohl.  Geschichte  der 
Staatswisseuschaften,  Bd.  III,  Erlangen  1858, 
S.  51011.  —  Julian  Schm  id  t .  Geschichte  der 
französischen  Litteratur  seit  1789,  Bd.  I.  Leip- 
zig 1858,  S.  356,  H88ff  -  -  Uttres  inedites  de 
J.  C.  L.  de  Sismondi,  de  M.  de  Bonstetten,  de , 
Mine  de  Stael  et  de  Miue  de  Souza  a  Mme  la  | 
cointesse  d'Albany.  publice»  par  St.  Rene  Tail-  i 
laudier,  Paris  18<>3.  —  Biographie  universelle 
am  ieiine  et  moderne,  Bd.  XXXIX.  Paris  1864,  I 
S.  419  24.  -  Nouvelle  biographie  generale,  Bd.  ! 
XLIV,  ebd.  1865,  S.  14  ff.  -  Jubinal,  Napo- ! 
leon  et  M.  de  Sismondi  en  1815,  l'aris  1805. 
(Das  Buch  beschäftigt  »ich  mit  Sismondis  Par- 
teiergreifung  für  den  von  der  Insel  Elba,  ge- 
tragen vom  gUnstigen  Erfolge  seines  militäri- 
schen Pronunciameiito.  in  die  Tuilerien  zurück- 
gekehrten Napoleon.     Während  der  „hundert 
Tage-4    erschien    im   Moniteur   aus  Sismondis 
Feder  eine  Reihe  von  Briefen,  worin  dieser  die 


Additionalakte  Napoleons  zur  Konstitutions- 
charte Ludwigs  XVIII.  vom  14.  VI.  1814  als  ein 
der  liberalen  Idee  dargebrachtes  Zugeständnis 
feierte.»  —  Berens,  Dogmengeschichte  der 
Grundrente.  Leipzig  1868,  S.  99 ff.  —  Roscher , 
Geschichte  der  Nat,  München  1874.  S.  845.  - 
Lettre«  inedites  de  Simonde  de  Sismondi  ecri- 
tes  ä  sa  mere  pendant  les  cent  jours.  publ.  par 
P.  Villari  et  G.  Monod,  Pari*  1877.  —  Eisen- 
hart, Geschichte  der  Nationalökonomik.  Jena 
1881,  S.  99ff.  —  Knies.  Die  politische  Oeko- 
nomie  vom  geschichtlichen  Standpunkte,  2.  Aufl.. 
Braunschweig  188.%  S.  822,23.  —  Meyer.  Prin- 
eipien  der  gerechten  Besteuerung,  Berlin  1884, 
S.  52  54.  —  v.  Böhm- Ba werk.  Kapitalzins- 
theorieen.  Innsbruck  1884,  S.  :J65/68.  -  Ency- 
clopaedia  Britannica.  9.  Aufl.,  Bd.  XIX,  London 
1885,  S.  H83;  Bd.  XXII,  1887.  S.  99100  und 
799.  -  -  Ludwig  Elster,  Simonde  de  Sismondi. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Volkswirtschafts- 
lehre, in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F.  Bd.  XIV. 
Jena  1887.  S.  321,82.  —  Carl  Spahn.  Der 
sozialpolitische  Standpunkt  des  Schweiz.  Na- 
tionalökonomen Simonde  de  Sismondi.  Schaff- 
hausen 1886.  —  Block,  Les  progres  de  la  sci- 
ence  economique  depuis  Ad.  Smith.  Paris  1890. 
Bd.  I,  S.  5758,  465,66.  —  M  enger,  Recht  auf 
den  vollen  Arbeitsertrag.  2.  Aufl..  Stuttgart 

1891,  S.  55,  67.  83.  —  Cossa,  Introduzione 
allo  studio  dell'  economia  politica,  3.  Aufl.  Mai- 
land 1892.  S.  329 330,  405  407  u.  ö.  —  Four- 
nier  de  Flaix.  Simonde  de  Sismondi  in  „Non- 
veau  dictionnaire  d"ecoiiomie  polit..  Bd.  II,  Paris 

1892.  S.  805  810.  —  Aftalion,  Loeuvre  eco- 
nomi.iue  de  Simonde  de  Sismondi.  ebd.  1899. 
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Sklaverei 

s.  l'nfreihcit. 


Smith,  Adam. 

1.  Lebeii.Hgeschichte.  2.  System  der  Ethik. 
3.  Der  „Reichtum  der  Nationen".  4.  Verhält- 
nis zu  den  Vorgängern.  5.  Verhältnis  zur 
Gegenwart. 

Der  bekannteste  Name  in  der  Geschichte 
der  Nationalökonomie  ist  der  des  Adam  Smith. 
In  der  ganzen  bisherigen  Entwicklung  des 
Fache»  hat  kein  zweiter  Schriftsteller  auch  nur 
entfernt  so  vollständig  und  während  einer  so 
langen  Zeitdauer  die  Anschauungen  aller  Theo- 
retiker und  der  einsichtsvollsten  Männer  der 
Praxis  beherrscht.  Auch  kommt  ihm  das  un- 
bestreitbare Verdienst  zn,  das»  er  der  Erste  war, 
der  durch  die  doppelte  Leistung  einer  scharfen 
Abgrenzung  der  Disciplin  von  anderen  Wissen- 
schafteu  und  der  Behandlung  aller  ihrer  wich- 


Digitized  by  Google 


750 


Smith 


t  igsten  Fragen  das  Gebiet  der  Nationalökonomie 
und  ihren  eigentlichen  Inhalt  in  dauernder 
Weise  bestimmt  hat. 

1.  Lehensgeschichte.  Sein  Lebenslauf 
war  im  ganzen  einfach.  Er  ist  in  der  Stadt 
Kirkcnldy  in  Schottland  am  5.  Juni  1723  ge- 


England,  die  im  Oktober  1766  erfolgte,  hielt 
sich  Smith  nnr  kurze  Zeit  in  London  anf  und 
nahm  seinen  ständigen  Wohnsitz  in  seiner 
Vaterstadt  Kirkcaldy.  Hier  scheint  er  mit, 
kurzen  Unterbrechnagen,  die  zum  Teil  auch 
durch  Besuchsreisen  in  die  Nachbarschaft  zu 


hören.    Sein  Vater,  dt 

Adam  gewesen  war  und  den  er  schon  vor  der 
Gehurt  durch  den  Tod  verlor,  hatte  sich  zuerst 


Vorname  ebenfalls  seiuen  Freunden  und  zu  seinem  Schiller,  dem 


Herzog  von  Buccleugh,  herbeigeführt  wurdeu, 
bis  zum  Frühjahr  1773  geblieben  und  dann 


'  11-IMIJ  X.     U  Ul  \jU      U  u  U     A  \TKM       *  Vi*  »Vf  4  .     UllllL     CA»-  II     **  1 1 V.  »  Dl        17 1D       &IIUI        L  i.  UUIHUI         A.  1   9  KJ       gLUUV  UCU        UHU  Ti 

in  Edinburgh  als  Notar  niedergelassen,  wurde  nach  London  übergesiedelt  zu  sein.  Kurz 

itnitn     CnbwntRw      /laa     ^«>(ifnn       I   t\\t  iiiin        A  aa     fimdtO—       t*nt*  nfnv  flu»  lil/ilif  anw  \7nriKiwlrltnhntkm  /vhU/iimm 


dann  Sekretär  des  Grafen  Londun,  des  Gross' 
Siegelbewahrers  von  Schottland,  und  erhielt 
1713  oder  1714  die  Stelle  als  Zollkontrollen 
in  Kirkcaldy,  die  nur  mit  40  £  Staatsgehalt 
dotiert  war.  die  aber  auch  Gebühren  einbrachte, 
und  neben  der  er  einige  andere  Aeinter  be- 
kleidete.   Als  zweite  rrau  heiratete  er  eine 


vor  war  der  nicht  zur  Verwirklichung  gekommene 
Plan  aufgetaucht,  ihm  eine  Stelle  im  Dienste 
der  Ostindischen  Kompagnie  zu  verschaffen;  es 
handelte  sich  um  einen  Platz  in  einem  Aus- 
schu&s,  der  zur  Prüfung  der  Geschäftslage  nach 
Indien  geschickt  werden  sollte,  dessen  Absendung 
aber  dann  auf  den  Widerspruch  des  Parlaments 
geborene  Donglas  aus  Stratheury;  Adam  war  |  hin  unterblieb.  Ende  1775  Hess  Smith  in  Ixm- 
das  einzige  Kind  dieser  Ehe.  Er  empfing  eine  don  den  Druck  seines  Wrerkes  Uber  den  „Reich- 
sehr  sorgfältige  Erziehung  und  zeigte  früh  tiun  der  Nationen"  begiuneu,  das  im  März  1770 
grosse  Begabung,  besouders  ein  ungewöhnliche«  erschien.    Er  kehrte  darauf  nach  Schottland 


Gedächtnis.  Nachdem  er  die  gute  Elementar 
schnle  seiner  Vaterstadt  besucht  hatte,  kam  er 
1737  auf  die  Universität  Glasgow,  die  ihm  1740 
das  von  Snell  ««stiftete  Stipendium  verlieh, 
das  ihm  ermöglichte,  an  der  englischen 
Universität  Oxford  seine  Studien  fortzusetzen 


zurück,  war  aber  im  folgenden  Jahre  wieder  in 
London.  Anfangs  1778  wurde  er  zum  Mitglied? 
der  aus  drei  Beamten  bestehenden  obersten  Zoll- 
behörde von  Schottland  ernannt  mit  einer  Be- 
soldung, die,  wie  es  scheint,  500  t  betrug.  Er 
bezog  daneben  100     für  ein  Amt  bei  der  Ver- 


Hr  blieb  hier  etwas  Uber  sechs  Jahre  als  Schüler  waltuug  der  Salzsteuer  und  300  £  als  eine 
des  Balliol-t 'ollege  und  beschäftigte  sich  haupt- :  Pension   des  Herzogs   von  Buccleugh.  Sein 
sächlich  mit  dem  Gebiete  der  Philosophie.   Der  ;  Amtssitz  war  Edinburgh,  das  nun  bis  zu  seinein 
Plan,  den  er  eine  Zeit  lang  hegte,  sich  für  die  ' " 
englische    Kirche    auszubilden,    gab   er  auf. 
fasste  vielmehr  den  Entschluss,  in  seiner  schotti- 
schen Heimat  als  Lehrer  der  Philosophie  auf- 
zutreten.   Er  begann  damit,  dass  er  während 
der  Jahre  1748  bis  1751  in  Edinburgh  ausser- 
halb der  Universität,  an  der  diese  speciellen 
Fächer  noch  nicht  vertreten  wareu,  über  Rhe- 
torik, Aesthetik  und  Litteratnrgeschichte  Vor- 
lesungen hielt,  die  sich  eines  grossen  Erfolges 
erfreuten.    Im  Winter  1750  auf  1751  las  er 


Tode  sein  Wohnort  blieb.  In  seinem  Hause 
lebte  seine  Mutter  und  eine  Cousine,  Jone 
Douglas ,  die  auch  schon  in  Glasgow  bei  ihm 
gewesen  war.  Beide  Frauen  gingen  ihm  iiu 
Tode  voraus:  die  Mutter  starb  1784,  Fräulein 
Douglas  17^8.  Er  selbst  wurde  frühzeitig  von 
Altersbeschwerdeu  heimgesucht  und  starb  am 
17.  Juli  171*0.  Er  ist  auf  dem  Canougatekirch- 
hof  in  Edinburgh  beigesetzt.  Im  Jahre  1787 
war  er  durch  die  Wahl  zum  Rektor  der 
Universität  Glasgow  geehrt  worden.  Während 


auch  über  Wirtschaftsichre.    1748  war  er  bei 1  seiner  letzten  Lebensjahre  arbeitete  er  noch  an 


der  Herausgabe  der  gesammelten  Werke  des 
schottischen  Dichters  Hamilton  thütig,  da  der 
Verfasser  selbst  als  politischer  Flüchtling  im 
Ausland  lebte.  Im  .lanuar  1751  erhielt  er  an 
der  Universität  Olasgow  die  Professur  der  Lo- 
gik. Im  Herbst  desselben  Jahres  aber  übernahm 
er  die  Vorträge  des  erkrankten  Professors  der 
Moralphilosophie  an  derselben  Universität,  Tho- 
mas Uraigie,  und  da  dieser  schon  Anfang  De- 
zember starb,  wurde  er  sein  Nachfolger.  In 
dieser  Stellung  blieb  er  bis  zum  Beginn  des 
Jahres  1764.  Währeud  dieser  Zeit  veröffent- 
lichte er  1765)  die  „Theorie  der  moralischen 
Empfindungen44.  1761  kam  er  zum  ersten  Mal 
nach  London.  1762  ernannte 
Glasgow  zum  Doctor  Leguni 
legt«  er  seine  Professur  nieder  und  be^ab  sich 
mit  dem  jungen  Herzog  von  Buccleugh,  dessen 
weitere  Ausbildung  er  leiten  sollte,  nach  Frank- 
reich. Sie  lebten  zunächst  anderthalb  Jahre  in 
Toulouse,  machten  dann  eine  grössere  Reise 
durch  Südfrankrei«h  bis  nach  der  westlichen 
Schweiz,  hielten  sich  zwei  Monate  in  Genf  anf 
und  kamen  Ende  1765  nach  Paris.  Hier  blieben 
sie  w>ch  dreiviertel  Jahre,  und  Smith  war  in 
dieser  Zeit  in  lebhaftem  Verkehre  mit  hervor- 
ragenden Vertretern  der  französischen  Litteratur. 
besonders  mit  den  Philosophen  und  National- 
«konomen  von  Ruf.  Nach  seiner  Rückkehr  nach 


zwei  grossen  wissenschaftlichen  Darstellungen, 
an  einem  Werke  über  allgemeine  Litteratur- 
geschiehte und  an  einer  allgemeinen  Recht  s- 
und  Staatslehre;  aber  kurz  vor  seinem  Tode 
verbrannte  er  alles,  was  er  für  diese  Bücher 
niedergeschrieben  hatte. 

*2.  System  der  Ethik.  Smiths  Ruhm  be- 
.'  ruht  auf  seinein  philosophischen  Werke  „Die 


mein  pnuosopniscnen 
Theorie  der  moralischen  Empfindungen" ,  da 
während  der  Lebzeiten  des  Verfassers  in  sechs 
Auflagen  erschien  und  in  mehrere  Sprachen 
Ubersetzt  wurde,  und  auf  dem  „Reichtum  der 
Nationen-.  Beide  Werke  sind  aus  seiner  Lehr- 
tätigkeit erwachsen.  Die  Moralphilosophie,  die 
ihn  die  Universität ,'  er  in  Glasgow  vertrat,  hatte  zu  seiner  Zeit  eiueu 
Im  Februar  1764  weiteren  Umfang  angenommen,  als  ihr  in  frühe- 
ren Jahrhunderten  zukam.  Die  Ethik,  die 
Oekonomik  und  die  Politik  hatten  früher  dazu 
gehört ;  aber  in  der  Einteilung,  die  Smith  seinen 
Vorlesungeu  gab  und  die  dem  Stande  der 
Wissenschaft  seines  Zeitalters  entsprach,  setzte 
sich  das  Fach  aus  vier  Teilen  zusammen,  au* 
der  natürlichen  Theologie,  der  Ethik,  dem  Natur- 
rechte und  der  Politik.  Es  war  der  Stoff  de* 
zweiten  Teiles  der  Vorlesnng,  den  er  mit  Ueber- 
gehung  der  natürlichen  Theologie,  für  die  er 
nie  viel  Vorliebe  gehabt  zu  haben  scheint,  als 
Gegenstand  für  seine  erste  grosse  Veröffentli- 
chung wählte. 
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Seiner  eigenen  Auffassung'  gemäss  besteht 
die  Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Ethik  in 
der  Beantwortung  der  zwei  Fragen,  welches 
das  Wesen  der  Tugend  sei  und  welche  Eigen- 
tümlichkeit unserer  Natur  uns  zu  ihrer  Be- 
vorzugung oder  Anerkennung  führe.  In  Bezug 
auf  beide  Fragen  gebt  Smith  über  seine  Vor- 
gänger hinaus  Hinsichtlich  der  ersten  schliesst 
er  sich  allerdings  im  allgemeinen  denjenigen 
Philosophen  an,  die  in  der  Angemessenheit ,  in 
der  Uebereinstimmung  der  Absichten  und  Hand- 
lungen mit  den  Verhältnissen,  durch  die  sie 
hervorgerufen  werden,  das  Wesen  der  Tngeud 
erblicken.  Aber  er  hat  doch  zwei  grosse  Um- 
bildungen an  dieser  Auffassung  vollzogen.  Einer- 
seits hat  er  genauer  zu  bestimmen  versucht, 
unter  welchen  Uniständen  eine  beurteilte  Er- 
scheinung angemessen  oder  unangemessen  ist. 
und  durch  diese  Bestimmung  hat  er  dem  Be- 
griffe einen  festeren  Inhalt  uud  eine  sichere 
Anwendbarkeit  gegeben.  Er  findet  nämlich, 
dass  wir  jenes  Verhalten  eines  Fremden  für  an- 
gemessen erklären,  von  dem  wir  annehmen, 
das«  es  in  der  gleichen  Lage  auch  das  uuserige 
wäre.  Deshalb  liegt  die  Wurzel  der  Eigen- 
schaft der  Angemessenheit,  wonach  sich  die 
Tugend  bestimmt,  in  jenem  Triebe  unserer 
Natur,  vermöge  dessen  wir  nns  in  eine  fremde 
Lage  uud  die  derselben  entsprechendeu  Gefühle 
versetzen.  Diesen  Trieb  nennt  Smith  Sympathie. 
Sympathie  ist  ihm  nicht  allein  das  Mitempfinden 
mit  dem  Leid  oder  der  Freude  eines  anderen, 
sondern  die  unwillkürliche  Vergegenwärtignng, 
also  das  abgeschwächte  Mitfühlen  irgend  einer 
Empfindung,  die  in  einem  anderen  lebt,  also 
auch  seiner  Furcht,  seines  Zornes,  seiner  Er- 
kenntlichkeit. Deshulb  ist  für  Smith  dasjenige 
tugendhaft,  womit  der  Unbeteiligte  Sympathie 
empfindet.  Eine  zweite  bedeutsame  Veränderung, 
die  Smith  ander  Begriffsbestimmung  der  Tugend 
vorgenommen  hat,  besteht  darin,  dass  er  eiue 
Art  potenzierter  Tugend  unterscheidet.  Hand- 
lungen nämlich  können  nicht  bloss  tugendhaft, 
sondern  sie  köunen  mehr,  sie  können  verdienst- 
voll sein.  Das  sind  sie ,  wenn  sie  nicht  bloss 
der  Billigung,  sondern  der  Belohnimg  würdig 
erscheinen.  "Deu  Anspruch  auf  Belohnung  er- 
langen Handlungen  aber  nur  durch  die  Wir- 
kung, die  sie  hervorbringen.  Verdienstvoll  wer- 
den deshalb  Handlungen  nicht  durch  ihre  eigene 
Angemessenheit,  sondern  dadurch,  dass  bei  dem- 
jenigen, dem  sie  Nutzen  verschaffen,  ein  Gefühl 
der  Dankbarkeit  gegen  den  Handelnden  ange- 
messen ist. 

In  der  Erörterung  des  Grundes,  weshalb 
das  Gute  bevorzugt  wird,  folgt  Smith  dem 
Lehrer  seiner  Glasgower  Universitätsiahre,  Franz 
Hntcheson.  Mit  Lebhaftigkeit  erklärt  er  sich 
gegen  diejenigen  Schriftsteller,  die  den  Ursprung 
unserer  Billigung  der  Tugend  im  Verstände 
suchen,  und  entwickelt,  dass  ein  Beifall,  den 
ein  Vorgang  an  sich  und  nicht  durch  eine  von 
ihm  ausgehende  Wirkung  hervorruft,  nur  einer 
ursprünglichen  Empfindung  entstammen  kann. 
Aber  er  glaubt  auch  nicht,  wie  Hntcheson  an- 
genommen hatte,  dass  man  zur  Erklärung  einen 
abgesonderten  moralischen  Sinn  voraussetzen 
müsse,  er  meint,  die  Natur  verfahre  auch  hier 
wie  überall  mit  einer  weisen  Sparsamkeit,  indem 
als  Grundlage  für  die  moralische  Billigung  der 
bekannte  und  auch  an  sich  bedeutungsvolle  Zug 


unserer  Natur  dient,  vermöge  dessen  wir  uns 
in  die  Lage  anderer  versetzen  und  dann  zu- 
weilen ihre  Empfindungen  teilen,  zuweilen  aber 
ausser  stände  sind,  darauf  einzugehen.  Weniger 
ablehnend  als  zu  Hutchesons  Annahme  eines 
eigenen  moralischen  Sinnes  verhält  sich  Smith 
zur  Auffassung  seiues  Freundes  Huuie.  der  die 
Tugend  ans  der  Freude  erklärt,  die  wir  über 
das  Zweckmässige  empfinden.  So  hat  denn 
Smith  im  ganzen  viererlei  Gründe  der  morali- 
schen Billigung  unterschieden,  von  denen  drei 
eine  Konsequenz  unserer  Teilnahme  an  fremden 
Empfindungen  sind.  Moralische  Billigung  ent- 
steht nach  ihm  einmal  aus  Sympathie  mit  den 
Motiven  eines  anderen,  zweitens  aus  Sympathie 
mit  dem  Dankgefühle  dessen,  dem  eine  Hand- 
lung vorteilhaft  ist.  drittens  aus  dem  Bewußt- 
sein, dass  die  Kegeln,  von  denen  die  Sympathie 
beherrscht  wird,  im  vorliegenden  Kalle  zu- 
treffeu,  mit  anderen  Worten  die  Bedingungen, 
wodurch  die  Teilnahme  des  Uninteressierten 
erregt  wird,  innegehalten  wurden.  Endlich 
kann  viertens  auch  das  von  Hume  allein  be- 
rücksichtigte I'rincip  Quelle  der  moralischen 
Billigung  sein,  dass  nämlich  über  das,  was 
zweckmässig  gefunden  wird,  Befriedigung  ent- 
steht. 

Die  ..Theorie  der  moralischen  Empbu- 
dungen"  zeichnet  sich  zunächst  aus  durch  die 
grosse  Belescnheit.  die  sie  hervortreten  lässt, 
uud  durch  die  vorzügliche  Klarheit,  mit  der 
die  verschiedenen  philosophischen  Uehrmeinun- 
geu  auf  ihre  wesentliche  Eigentümlichkeit  zu- 
rückgeführt und  gegen  einander  gehalten  wer- 
den. Hohe  Wertschätzung  verdient  ohne 
Zweifel  auch  der  geistvolle  Versuch,  aus  einem 
unbestreitbaren  und  allbekannten  Principe 
unserer  Natur  scheinbar  weit  davon  abliegende 
und  schwer  zu  erklärende  Erscheinungen  ab- 
zuleiten. Aber  das  Werk  erregt  noch  höhere 
Bewunderung  durch  die  Fülle  der  Einzelaus- 
führungen über  psychologische  Vorgänge,  die 
iu  geschmackvoller  Weise  in  die  Erörterung 
des  eigentlichen  und  grossen  Problems  einge- 
fügt sind  und  sie  beleben.  Nicht  immer  mag 
die  Erklärung,  die  für  die  herangezogenen 
Thatsachen  gegeben  wird,  ganz  befriedigen 
und  bis  in  die  letzte  Tiefe  der  Aufgabe  ein- 
dringen, aber  der  grosse  Gelehrte,  der  geist- 
reiche Denker,  der  packende  Stilist  verleugnet 
sich  nur  selten.  Durch  ieue  litterarische  Me- 
thode, die  sich  nicht  an  der  Ausführung  eiues 
einzigen  Gedankens  genügen  lässt,  sondern  für 
mancherlei  Wissenswertes,  wenn  es  mit  dem 
Hanptgegcnstande  in  ungezwungene  Verbin- 
dung zu  bringen  ist,  Raum  zu  gewinnen  weiss, 
gehört  die  „Theorie  der  moralischen  Empfin- 
dungen*4 in  die  kleine  Zahl  der  philosophischen 
Schriften,  die  der  Gebildete  jedes  Zeitalters  mit 
soviel  Leichtigkeit  und  Vergnügen  als  bleiben- 
dem Vorteile  liest  und  mit  niigeschwilchtera 
1  uteresse  auch  wiederholt  zur  Hund  nehmen 
kann. 

Wie  eine  ausgesprochene  schriftstellerische 
Eigentümlichkeit  so  kommt  in  dem  philo- 
sophischen Werke  von  Smith  auch  eine  ganz 
bestimmte  Weltanschauung  zum  deutlichen 
Ausdrucke,  durch  die  das  Urteil  des  Schrift- 
stellers über  die  Probleme  der  verschiedensten 
wissenschaftlichen  Gebiete  erheblich  heeinflusst 
werden  musste.    Zwei  Züge  in  seiner  Auf- 
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fassungsweise  treten  besonders  hervor.  Einmal 
sein  hoher  Optimismus.  Ueberall  bekennt  er 
sich  zu  dem  Glauben,  das»  eine  besonders  plan- 
volle Weltordnung  in  allen  Erscheinungen  und 
wirkenden  Kräften  ihren  Ausdruck  linde,  dass 
alles  einzelne,  wenn  es  auch  an  sich  klein  oder 
unvollkommen  sein  mag,  für  die  Verwirklichung 
allgemeiner  Zwecke  bestimmt  und  an  seiner 
.Stelle  dienlich  sei,  dass  sogar  die  Stärke  der 
wirkenden  Ursachen  und  Reize  mit  ihrer  Nütz- 
lichkeit im  Verhältnis  stehe.  Mit  Vorliebe  ver- 
weilt er  namentlich  bei  der  Betrachtung  der 
Fäll«-,  in  denen  menschliche  Handlungen  anderen 
in  höherem  Masse  zu  statten  kommen  als  dem- 
jenigen, der  sie  im  Hinblick  auf  seinen  eigenen 
Vorteil  vollzogen  hat.  Im  Zusammenhange 
mit  der  Annahme  einer  in  den  Dingen  liegen- 
den natürlichen  Zweckmässigkeit  steht  die 
zweite  charakteristische  Vorstellung,  dass  näm- 
lich das  Schlimme  und  Unerfreuliche  in  einer 
Störung  besteht.  Das  Ungünstige  hat  nach 
ihm  einen  positiven  Grund,  während  das  Fehlen 
unerfreulicher  Verhältnisse  schon  einen  be- 
friedigenden Zustand  bewirkt.  Wie  er  das  in- 
dividuelle Glück  in  der  Freiheit  von  den  ernst- 
licheren Leiden,  denen  der  Mensch  ausgesetzt 
ist.  erblickt,  so  findet  er  auch  für  den  Bestand 
gedeihlicher  Organisationen  in  der  Gesellschaft 
nicht  so  sehr  ein  thätisres  Vorgehen  nötiir  als 
die  Entfernung  der  Hemmnisse,  wodurch  die 
„Bewegung  der  schön  geordneten  Triebwerke" 
aufgehalten  wird. 

3.  Der  „Reichtum  der  Nationen".  Als 
Smith  im  Oktober  1 7öl  die  Vorlesungen  seines 
Kollegen  über  Moralphilosopbie  übernehmen 
musste,  beschränkte  er  sich  zunächst  darauf, 
die  eine  Hälfte  des  Faches,  die  Naturrecht  und 
Politik  umfasste.  vorzutragen.  Darüber  hatte 
er  schon  im  vorhergehenden  Winter  vor  den 
Schülern,  die  sich  zu  seinen  Privatkursen  ein- 
fanden, gesprochen,  und  diesen  beiden  Wissens- 
zweigen bewahrt«'  er  immer  eine  besondere 
Vorliebe.  In  der  „Theorie  der  moralischen 
Empfindungen"  erklärt  er  das  Naturrecht  für 
die  wichtigste  nuter  allen  Wissenschaften  und 
an  einer  anderen  Stelle  politische  Erörterungen 
für  die  nützlichst-»' Art  spekulativer  Betrachtung. 
Kr  hatte  die  Absicht,  nach  der  Veröffentlichung 
seiner  Kthik  auch  Natnrrecht  und  Politik,  und 
offenbar  beide  zusammen  in  demselben  Werke, 
zu  bearbeiten.  Nur  ein  Teil  aber  dieses  ur- 
sprünglichen Planes  ist  in  seinem  zweiten 
grossen  Werke,  der  .Untersuchung  über  das 
Wesen  und  die  Ursachen  des  Reichtums  der 
Nationen-  zur  Ausführung  gebracht. 

Den  Unterschied  zwischen  dem  Naturrechte 
und  der  Politik  pflegte  Smith  in  seinen  Vor- 
lesungen dahin  zu  bestimmen,  dass  jeues  die 
Regeln  entwickele,  die  auf  der  Gerechtigkeit 
beruhen,  diese  dagegen,  was  die  Zweckmässig- 
keit empfehle,  oder  mit  deutlicheren  Worten, 
w  as  durch  die  Absicht,  den  Reichtum,  die  Macht 
und  die  Wohlfahrt  eines  .Staates  zu  fördern, 
seine  Erklärung  rinde.  Der  .Reichtum  der 
Nationen"  behandelt  auch  von  der  Politik  in 
diesem  Sinne  nur  einen  Teil.  Ueber  die  Wirt- 
schaftspolitik nämlich  und  einige  ihr  nahe  ver- 
wandte Gebiet«  ergalien  sich  Smith  allmählich 
soviel  neue  und  bedeutende  Einsichten,  dass 
der  Schriftsteller,  der  weit  davon  entfernt  war. 
mam  Rahmen,  in  den  er  seine  Erörterungen 


anfangs  einzuschliessen  gedachte,  zur  Haupt- 
sache und  zur  unveränderlichen  Schranke  zu 
machen,  ilie  wirtschaftlichen  Fragen  zum  eitreut- 
liehen  Gegenstände  seines  Werke«  nahm  und 
sie  durch  die  Aufschrift  als  dessen  Inhalt  be- 
zeichnete. Auch  beschränkte  er  sich  nicht 
einmal  darauf,  die  wirtschaftlichenErschi  . 
in  ihrer  Bedeutung  für  die  Politik  zu  betrachten. 
Nur  die  zweite  und  allerdings  umfangreichere 
Hälft«  seines  Werkes  ist  wirtschaftspolitisch, 
während  die  erste  die  Theorie  der  wirtschaft- 
lichen Vorgänge  als  eine  feste  Grundlage  für 
die  praktischen  Folgerungen  entwickelt.  In- 
dem die  Wirtschaftspolitik,  aus  ihrem  alten 
Zusammenhange  losgelöst,  eine  principielle  Be- 
gründung empfängt,  wird  sie  im  Verein  mit 
dieser  letzteren  zu  einer  neneu  Wissenschaft, 
zur  modernen  Nationalökonomie 

Von  den  fünf  Büchern,  in  die  der  „Reich- 
tum der  Nationen"  eingeteilt  ist.  behandelt 
das  erste  hauptsächlich  die  Lehre  vom  Werte, 
vom  Preise  und  vou  den  Einkommensarten, 
das  zweite  die  Lehre  von  der  Produktion,  das 
dritte  den  Gegensatz  zwischen  Rohproduktion 
und  Industrie  und  den  ungleichen  Verlauf,  den 
aus  natürlichen  und  gesellschaftlichen  Gründen 
ihre  historische  Entwicklung  zeigt.  Das  vierte 
Buch  enthält  die  eigentliche  Darstellung  der 
Handelspolitik,  das  fünfte  die  Finanzwissen- 
schaft. 

Das  Mass.  wonach  sich  der  Reichtum  der 
Völker  bestimmt,  ist  Smith  zufolge  der  Ge- 
samtwert der  jährlich  neu  erzengten  Güter. 
Die  Erzeugung  der  Güter  erfolgt  mit  teil- 
weiser Hilfe  der  Erde  durch  die  menschliche 
Arbeit.  Die  den  Reichtum  erzeugende  Arbeit 
in  einem  Lande  ist  von  desto  grösserem  Um- 
fange, je  mehr  Kapital  vorhanden  ist:  denn 
das  Kapital  bestimmt  die  Menge  der  produktiv 
angewandten  Arbeit.  Die  Arbeit  kann  aber 
auch  bei  gleicher  Menge  von  verschiedener  Er- 
giebigkeit sein.  Die  grösste  Steigerung  der 
Ergiebigkeit  wird  durch  die  Arbeitsteilung  be- 
wirkt. Für  den  Reichtum  des  Landes  ist  aber 
nicht  bloss  die  Menge  der  Erzeugnisse  von  Be- 
deutung, sondern  auch  ihr  Wert.  Die  Art  des 
Wertes,  die  dafür  in  Betracht  kommt,  ist  jene, 
die  durch  den  Tausch  sich  bildet  und  im  Preise 
znm  Ausdruck  kommt.  Der  Preis  ist  von 
zweierlei  Art,  Marktpreis  und  natürlicher  Preis; 
der  letztere  bildet  die  tiefere  Grundlage  und 
ist  gleich  der  durchschnittlichen  Höhe  des 
Marktpreises.  Der  Marktpreis  hängt  von  An- 
gebot und  Nachfrage  ah.  Der  natürliche  Preis 
richtet  sich  nach  "  den  Produktionskosten,  er 
muss  so  hoch  sein,  dass  die  an  der  Produktion 
beteiligten  Personen  das  Einkommen  erhalten, 
das  sie  nach  den  Zeit  Verhältnissen  für  ihre  Mit- 
wirkung erwarten  dürfen.  Dieses  Einkommen 
ist  dreifacher  Art;  je  nachdem  die  Mitwirkung 
in  Arbeitsleistung,  in  der  Lieferung  des  Kapi- 
tals oder  in  der  Ueberlassung  von  Boden  besteht : 
danach  Ist  es  entweder  Lohn,  Zins  oder  Rente. 
Der  durchschnittliche  Lohn  in  allen  Beschäf- 
tigungen ist  davon  abhängig,  ob  der  Volks- 
reichtüm  zurückgeht,  stillsteht  oder  fortschreitet ; 
in  den  einzelnen  Beschäftigungen  ist  er  haupt- 
sächlich nach  deren  Vorzügen  oder  Nachteilen 
niedrig  und  hoch.  Wie  der  Lohn  steigt  auch 
die  Rente  mit  der  Zunahme  des  Volksreichtums, 
während  der  Zins  die  entgegengesetzte  Ent- 
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wiekelnng  nimmt.  Die  Ansicht,  dass  die  Geld- 
menge den  Reichtum  ausmache,  ist  falsch. 
Das  (leid  ist  bloss  ein  Hilfsmittel  des  Aus- 
tausche». Wenn  der  Zweck  ohne  Gebrauch  von 
Geld  erreicht  werden  kann,  so  ist  es  besser, 
kein  Gold  zu  verwenden  nnd  die  Ausgabe,  die 
seine  Abnutzung  verursacht,  zu  ersparen.  Die 
Balanz  des  Handels  oder  der  Umstand,  ob  mehr 
Geld  in  das  Land  kommt  oder  daraus  weggeht, 
ist  gleichgiltig;  wichtig  ist  die  Balanz  zwischen 
Verbrauch  und  Erzeugung,  denn  dadurch  be- 
stimmt sich  die  Kapitalbildung,  von  der  die 
künftige  Gütererzeugung  abhängt.  Wie  das 
Geld,  so  ist  auch  der  Teil  des  Kapitals,  der 
nur  die  Arbeit  in  ihrer  Wirksamkeif  unter- 
stutzt, nicht  in  dem  Masse  Reichtum  wie  das 
ans  Geuussmitteln  bestehende  Jahreserzeuguis 
In  der  Wirtschaftspolitik  verteidigt  Smith 
mit  aller  Kraft  die  freieste  Bewegung  des  In- 
dividuums. Nur  die  Schranken,  welche  die  Be- 
obachtung der  Gerechtigkeit  gegen  die  Mit- 
menschen setzt,  sollen  dem  Einzelnen  in  seinem 
wirtschaftlichen  Verhalten  gezogen  sein :  davon 
abgesehen,  soll  er  seine  persönlichen  und  mate- 
riellen Kräfte  benutzen,  wie  es  ihm  gut  scheint. 
Die  Einfachheit  und  Klarheit  dieses  Grund- 
satzes trägt  dazu  bei,  ihn  dem  Schriftsteller 
empfehlenswert  erscheinen  zu  lassen :  aber  es 
besteht  doch  auch  eine  Reihe  anderer  <iründet 
die  wesentlich  mitwirkten,  Smith  zu  seiner  An- 
nahme zu  veranlassen.  Am  wichtigsten  ist 
jedenfalls,  dass  er  an  eine  zweckmässige  Ge- 
staltung, wie  sie  sich  in  der  physischen  Welt 
von  seihst  findet,  so  auch  in  der  gesellschaft- 
lichen glaubt.  Eine  weitere  Erwägung  ist  die, 
dass  sich  nach  seiuer  Auffassung  der  Reichtum  j 
des  Landes  aus  dem  der  Einzelnen  zusammen- : 
*«tzt  nnd  der  Einzelne  durch  das  Eigen- 1 
interesse  getrieben  wird,  seinen  Reichtum  zu  i 
verfrrossern.  Er  glaubte  in  dieser  Hinsicht  eine  i 
Reihe  specieller  Harmonieen  entdeckt  zu  habeu.  ■ 
So  hält  er  den  Ackerbau  für  nützlicher  als  die 
Industrie,  und  zugleich  führen  ihn  seine  Be- 
trachtungen zn  der  Ansicht,  das«  ohne  die  Ein- 
mischung des  Staates  die  vorhandenen  Mittel 
mit  Vorliebe  im  Ackerbau  angelegt  würden. 
Aehnlich  unterscheidet  er  auch  Arten  des  Handels, 
von  denen  er  den  inneren  Handel  für  produk- 
tiver als  den  auswärtigen  und  diesen  letzteren 
für  gemeinnütziger  als  den  Transport  zwischen 
fremden  Ländern  ansieht:  aber  er  meint  auch, 
dass  unwillkürlich  der  Kaufmann  dieseu  Arten 
nach  der  Reihenfolge  ihrer  Gemcinnützlichkeit 
die  verschiedeneu  Bestandteile  seines  Gesamt- 
kapitals zuwende.  Auch  Principien  der  Ge- 
rechtigkeit sind  es,  die  Smith  zur  Förderung 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  bestimmen;  er 
nimmt  namentlich  ein  natürliches  Recht  des 
Einzelnen  an.  über  seine  persönlichen  Fähig- 
keiten zum  eigenen  Vorteil  zu  verfügen.  End- 
lich misstraut  er  den  Mächten,  die  es  ge-i 
wohnlich  unternehmen,  den  gemeinschädlichen  i 
Wirkungen  des  Eigeninteresses  zu  begegnen ' 
und  ihrerseits  für  das  allgemeine  Beste  thätig] 
zu  sein.  Beim  Staate  furchtet  er,  dass  die 
Reichen  und  Vornehmen  in  ihm  den  grössten 
Einfluss  üben  und  ihn  zur  Unterdrückung  und 
nicht  zur  Unterstützung  der  Schwächeren  be- 
nutzen. Was  aber  die  Einzelnen  betrifft,  die 
für  Fremde  oder  für  das  Gemeinwesen  sorgen 
zu  wollen  vorgeben,  so  macht  er  auf  die  zahl- 
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reichen  Fälle  aufmerksam,  in  denen  unter  einem 
solchen  Schein  sich  gerade  besonders  eigensüch- 
tige und  verwerfliche  Bestrebungen  verhüllen. 

Wenn  aber  die  Grundsätze  seiner  Wirt- 
schaftspolitik in  ihrer  Entschiedenheit  sehr  weit 
gehen,  so  ist  die  Form,  in  der  er  sie  vorbringt, 
eine  durchweg  massvolle  nud  von  jeder  be- 
sonderen Schroffheit  frei.  So  scheint  er  mit 
seiner  Forderung  der  vollen  Freigebung  de« 
auswärtigen  Handels  versöhnen  zn  wollen,  in- 
dem er  seine  Anschauungen  als  eino  Utopie 
hinstellt,  auf  deren  Verwirklichung  in  abseh- 
barer Zeit  er  nicht  hofft,  oder  indem  er  zngiebt, 
dass  in  der  Benrteilnng  der  Frnge  vielleicht 
noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  als  der  wirt- 
schaftliche, von  dem  er  selbst  ausgeht,  möglich 
sei.  Auch  verschmäht  er  nicht,  eine  Milderung 
solcher  Gesetze  zu  empfehlen,  die  mit  seineu 
Anschauungen  in  Widerspruch  sind,  deren  voll- 
ständige Beseitigung  aber  die  bestehenden  Vor- 
urteile nicht  erreichbar  erscheinen  lassen.  Ohne- 
hin verliert  durch  die  ^tatsächlichen  Angaben, 
die  er  in  reicher  Menge  vorbringt,  seine  Dar- 
stellung den  Anschein  der  Einseitigkeit,  und 
die  dem  einzelnen  Fall  angepassten  Erklärungen, 
die  er  anknüpft,  können  ihn  sogar  zuweilen  der 
Missdentung  aussetzen,  als  halte  er  die  grossen 
Principien,  zu  deneu  er  im  allgemeinen  sich 
bekannt,  doch  nicht  für  ausnahmslos  giltig. 

In  der  Stcucrlehre,  die  er  eingebend  darge- 
stellt hat,  bewahrte  Smith  in  noch  höherem 
Masse  die  Zurückhaltung,  die  nicht  das  Voll- 
kommene fordert,  wenn  selbst  der  teilweise!! 
Annäherung  daran  sich  schon  grosse  Schwierig- 
keiten entgegenstellen.  Nur  die  stärksten  Ver- 
letzungen der  Gerechtigkeit  und  Zweckmässig- 
keit rügt  er  an  den  einzelnen  Steuern,  die  er 
der  Reihe  nach  behandelt,  während  seine  Ueber- 
zeugung  eigentlich  dahin  geht,  dass  auch  nach 
Vornahme  aller  empfohlenen  Veränderungen  be- 
friedigende Einrichtungen  noch  entfernt  nicht 
geschaffen  wären.  Seine  Betrachtungsweise 
bringt  ihn  zu  einer  genauen  Beschäftigung  mit 
der  Frage  der  Ueberwälzuug.  Die  Ergebnisse, 
zu  denen  er  geführt  wird,  sind  insofern  eigen- 
tümlich, als  er  in  deu  meisten  Fällen  entweder 
die  Boden besitzer  oder  die  Konsumenten  in 
dieser  ihrer  Eigenschaft  von  den  Steuern  be- 
lastet findet:  am  meisten  Beifall  giebt  er  der 
Mietsteuer,  die  gerade  gleichzeitig  auf  diese 
beiden  Personcnklasseu  fällt.  Gegen  Staats- 
anleihen hegt  er  die  mannigfachsten  Bedeuken 
und  sieht  einen  verhängnisvollen  Irrtum  darin, 
dass  die  Staaten  immer  ausgedehnteren  Gebrauch 
davon  machen.  Den  Grundbesitz  des  Staate», 
deu  er  zudem  in  dessen  Händen  für  schlecht 
bewirtschaftet  und  nneiuträglich  hält,  mochte 
er  veräussert  und  den  Erlös  zur  Schuldentilgung 
verwendet  sehen. 

4.  Verhältnis  zu  den  Vorgänger».  Der 
grössere  Teil  des  „Reichtums  der  Nationen" 
besteht  aus  Einzeluntersuchungen  über  Fragen 
der  Wirtschaftspolitik,  e«  sei  nun,  dass  die 
Massnahmen  vergangener  Zeiten  einer  Kritik 
unterzogen  oder  für  eine  Veränderung  der  noch 
in  Geltung  befindlichen  Gesetze  Ratschläge  er- 
teilt werden.  Die  tatsächlichen  Unterlagen  für 
alle  diese  Erörterungen  konnte  Smith  nur  seiner 
überaus  umfassenden  Belcsenheit  in  den  Quellen 
und  Bearbeitungen  der  Geschichte  der  Gesetz- 
gebung und  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
VI.  48 
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verdanken.  Die  betreffenden  Abschnitte  sind 
in  erfiter  Linie  Arbeiten  der  Gelehrsamkeit, 
worin  die  eigenen  bedanken  des  Schriftstellers 
nnr  das  zusammenfassende  und  ordnende  Princip 
abgeben.  Es  ist  eine  grosse  Menge  von  sicher- 
lich auch  noch  im  einzelnen  nachweisbaren 
Schriften,  denen  Smith  das  historische  uud 
legislative  Material  zn  seinen  Diskussionen  kon- 
kreter Gesetzgehungsfragen  entnommen  hat. 

Das  eigentliche  Problem  aber,  das  gelöst 
werden  muss,  um  Smiths  Bedeutung  in  der  Ge- 
schichte der  Wissenschaft  festzustellen,  betrifft 
seine  Abhängigkeit  von  früheren  Denkern,  die 
Uber  das  Wesen  wirtschaftlicher  Erscheinungen 
und  die  obersten  Grundsätze  der  wirtschaft- 
lichen Politik  Lehren  aufgestellt  haben.  Denn 
eine  abgeschlossene  Theorie  über  den  inueren 
Zusammenhang  der  wirtschaftlichen  Thatsachen 
und  die  Empfehlung  eines  grossen  wirtschaft- 
lichen Princips  bilden  die  beiden  Ruhmestitel, 
auf  denen  der  Glanz  des  Smithseben  Namens 
beruht. 

Eine  Menge  theoretischer  Sätze  war  ohne 
Zweifel  in  der  älteren  englischen  Litteratur 
niedergelegt.  Ueber  die  Lehre  vom  Gelde  und 
vom  Tausche,  über  die  Gesetze  des  Zinsfußes 
und  über  die  Ursachen  und  die  Wirkungen 
günstiger  und  ungünstiger  Zustände  der  Ar- 
beiter, über  Staatsanleihen  und  Steuerüber- 
wälzung und  viele  ähnliche  Fragen  ist  während 
des  17.  nnd  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrb. 
eine  Fülle  treffender  Bemerkungen  von  engli- 
schen Schriftstellern  ausgesprochen  worden, 
und  genauere  Untersuchungen  würden  zweifellos 
ergeben,  dass  Smith  ihnen  viele  seiner  Ein- 
sichten verdankt  Aber  zweierlei  fehlt  jenen 
früheren  Nachweisen  einer  Gesetzmässigkeit  der 
wirtschaftlichen  Erscheinungen.  Der  Versuch 
ist  nicht  gemacht,  die  verschiedenen  Lehren 
mit  einander  in  Verbindung  zu  bringen  und 
aus  einem  einheitlichen  Gesichtspunkte  aufzu- 
fassen; ausserdem  aber  entbehren  die  einzelnen 
Sätze  meistens  der  scharfen  Fassung,  wodurch 
ihre  Geltung  genau  bestimmt,  alter  auch  inner- 
halb der  festgestellten  Grenzen  als  ausnahmslos 
behauptet  wird.  Diese  beiden  neuen  Züge  sind 
für  die  Smithsche  Theorie  bezeichnend  und 
haben  ihr  den  Erfolg  verschafft,  dass  alle  spä- 
teren Forschungen  sie  zum  Ausgangspunkte 
und  zur  Grundlage  genommen  haben.  Man  wird 
deshalb  urteilen  milsseu.  dass  Smith  die  wich- 
tigste Beeinflussung  von  jenen  Schriftstellern 
erfahren  bat,  die  in  den  bezeichneten  zwei 
Hinsichten  den  Fortschritt,  der  sich  bei  ihm 
zeigt,  schon  vorher  vollzogen  haben.  Diese  Schrift- 
steller aber  sind  die  Physiokraten.  In  ihren 
Darstellungen  haben  alle  Einzelheiten  eine 
solche  Wendung  erhalten,  dass  sie  nur  wie  die 
Erläuterungen  oder  Beweise  einer  allgemeinsten 
Wahrheit  auftreten,  und  gerade  der  Geist  der 
Systematik  beherrscht  sie  so  vollständig,  dass 
er  den  stärksten  Einwurf  abgiebt  den  die  Zeit- 
genossen ihnen  entgegenhielten.  Und  ebenso 
fest,  ja  starr  ist  auch  ihre  Ueberzeugung  von 
der  Allgemeingiltigkeit  jedes  einzelnen  Lehr- 
satzes, so  dass  selbst  mehr  als  paradoxe  Folge- 
rungen, die  sich  daraus  ergeben,  ihren  Glauben 
nicht  erschüttern.  Hätte  selbst  Smith  in  der 
Sache  andere  Ansichten  gehabt  als  die  Physio- 
kraten, so  wUrde  er  schon  deshalb  von  ihnen 
abhängig  erscheinen,  weil  sie  wenigstens  die 


Form  der  Darstellung  und  die  Art  der  Ver- 
bindung, in  der  seine  Theoricen  auftreten,  vor 
ihm  angewandt  haben.  In  Wirklichkeit  aber 
ist  der  Zusammenhang  viel  enger.  Smith  hat 
die  Grundvorstcllung,  durch  die  sich  alle  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  in  Abschnitte  eines 
einheitlichen  Vorganges  umwandeln,  geradeso 
gefasst  wie  sie  von  der  Quesnayschen  Scbnle 
entwickelt  worden  war.  Der  Gedanke,  dass  der 
Reichtum  von  der  jährlichen  Reproduktion  be- 
dingt ist,  dass  er  nicht  so  sehr  in  den  vor- 
rätigen wie  in  den  immer  aufs  neue  erzeugten 
Gütern  besteht,  bildet  bei  den  Physiokrateu 
ebenso  wie  bei  Adam  Smith  die  Grundlage  aller 
einzelnen  Ausführungen  und  das  verbindende 
Glied  zwischen  diesen.  Dadurch  werden  alle 
ökonomischen  Tkatsacheu  gleichsam  zu  Phasen 
in  dem  kurzen  Lebenslaufe  der  Produkte  uud 
entsteht  zugleich  das  sichere  Kennzeichen,  nm 
jeden  Vorgang  und  jede  wirksame  Kraft  als 
vorteilhaft  oder  schädlich  nachzuweisen.  Freilich 
überwiegt  bei  den  Physiokraten  stärker  die 
I  formale  Abrundung,  bei  Smith  das  Streben, 
sachliche  Ergebnisse  zu  gewinnen,  aber  hier 
wie  dort  sind  doch  nach  jeder  der  beiden 
Richtungen  von  dem  gemeinsamen  Princip  die 
bedeutsamsten  Anwendungen  gemacht. 

Wie  in  diesem  Falle  so  ergiebt  sich  auch 
in  vielen  anderen  der  Zusammenhang,  dass  die 
j  Physiokraten  mit  einer  ihnen  besonders  eigenen 
|  logischen  Begabung  wissenschaftliche  Begriffe 
i  ausgebildet,  bestimmt  und  unterschieden  haben, 
1  die  dann  in  die  Smithsche  Darstellung  Uberge- 
I  gangen  sind  oder  doch  in  ihr  benutzt  wurden. 
•  Wohl  hat  Smith  solche  Begriffe,  wenn  er  ihnen 
i  einen  bedeutenden  Platz  in  »einer  Theorie  ein- 
räumte, zu  seinen  Zwecken  umgebildet:  aber 
man  kann  es  doch  als  unwahrscheinlich  er- 
klären, dass  er  sie  ohne  die  vorhergegangene 
Anregung  soweit  hätte  gestalten  können,  um 
daran  seine  Entwicklungen  anzuknüpfen.  So 
lässt  sich  namentlich  nachweisen,  dass  er  Lohn. 
Zins  nnd  Rente  ursprünglich  nur  als  Bestim- 
mungsgritude  und  I  mache  des  Preises  anfge- 
fasst  hat,  aber  erst  nachdem  er  mit  der  phy- 
siokratischen  Lehre  bekannt  geworden  war,  als 
Einkommensarteu  und  das  Ergebnis  der  Güter- 
verteilung erkannt  hat.  Auch  der  Kapitalbe- 
griff ist  einer  der  bedeutendsten  und  wirkungs- 
vollsten, womit  er  seine  Lehrsätze  bildet  und 
stutzt;  aber  die  Grund  Vorstellung,  die  er  vor- 
aussetzt, und  ein  guter  Teil  der  Terminologie 
findet  sich  doch  schon  bei  den  Physiokrateu. 
Dass  jede  neue  Reproduktion  abhängig  ist  vou 
der  Verwendung  der  in  der  vorhergehenden 
erzeugten  Güter,  dass  die  Güter  als  gennsslose 
Verauslagung  für  die  künftige  Herstellung 
einen  besonderen  Charakter  annehmen,  dass 
unter  solchen  Gütern  verschiedene  Arten  von 
ungleicher  Zweckbestimmung  und  ungleich 
langer  Dauer  bestehen,  —  das  sind  Grunazüge 
der  Smithschen  Kapitallehre,  die  zuerst  durch 
Quesnay  aufgestellt  worden  sind.  Im  Vergleich 
mit  dieser  Uebcrcinstimmung  erscheinen  andere 
Entlehnungen  vou  Begriffen  und  Bezeichnungen, 
wenn  sie  sich  auch  recht  schlagend  nachweisen 
lassen,  wie  es  z.  B.  bei  den  Ausdrucken  Ge- 
brauchs- und  Tauschwert  Nominal-  und  Real- 
preis, bei  der  Benenunng  der  konsumierbaren 
Güter  der  Fall  ist,  doch  von  geringerer  Trag- 
weite. 
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Was  den  Hauptsatz  seiner  Wirtschafte-  [ 
politik  betrifft,  so  ist  darin  Smith  wohl  in , 
▼ollster   Uebereinstimmung   mit  den  Physio-| 
kraten,  aber  er  hat  ihn  von  diesen  nicht  ent- . 
lehnt  Nicht  nur  dass  die  Weltanschauung,  die  »ich  j 
in  der  „Theorie  der  moralischen  Empfindungen"  r 
ausspricht^  naturgemäss  zu  jener  Forderung 
wirtschaftlicher  Freiheit  führt,  die  den  Grundton 
im  „Reichtum  der  Nationen"  bildet,  so  liegen ; 
auch  ausdrückliche  Beweise  vor,  das»  Smith  von  [ 
den  Anfängen  seiner  akademischen  Thätigkeit ; 
an  in  demselben  Geiste  gelehrt  hat.  von  dem  | 
sein  nationalökonomisches  Werk  erfüllt  ist.  Das 
wichtigste  Zeugnis  für  diese  Thatsaohe  hat 
Dngald  Stewart  in  einem  kleinen  Bruchstücke 
einer  Smithschen  Rede  aus  dem  Jahre  1755 
aufbewahrt.   Darin  findet  sich  schon  der  Aus- 
spruch, „man  solle  in  den  menschlichen  Ange- 
legenheiten nnr  die  Natur  ungehemmt  lassen, 
so  werde  sie  ihr  Ziel  erreichen  und  ihre  Absicht 
verwirklichen."    Noch  bestimmter  aber  drückt 
jenes  Fragment  sich  aus,  wenn  es  sagt,  „dass 
der  Staat  von  der  tiefsten  Barbarei  zum  nücbsten  | 
Wohlstande  geführt  werden  könne,  ohne  dass , 
dazu  in  der  Hauptsache  etwas  anderes  erfor- 1 
derlicb  sei  als  Friede,  Massigkeit  der  Steuer-  ' 
last  und  ausreichender  Rechtsschutz  :  alles  an- ; 
dere  ergebe  sich  aus  dem  natürlichen  Verlaufe 
der  Dinge  ohne  Eingreifen  der  Regierung."  j 
In  seinen  Universitätsvorlesungen  hat  er  an  den  ! 
mannigfachsten  Beispielen  den  Zuhörern  gezeigt,  j 
wie  unnötig  und  wie  schädlich  oft  in  Wirtschaft- 1 
liehen  Dingen  die  Zwangsmassnahmen  und  die 
Unterstützungen  des  Staates  sind.    „Es  ist  nicht 
zu  befürchten."  sagt  er,  „wenn  man  den  Dingen 
ihren  freien  Lauf  lässt,  dass  es  einem  Volke 
an  der  für  den  Umsatz  ihrer  Waren  nötigen 
Geldmenge  fehlt;  jedes  Ausfuhrverbot  ist  immer 
unwirksam   nnd  oft  nur  die    Ursache  einer 
stärkereu  Ausfuhr/    Der  auswärtige  Handel, 
so  lehrte  er,  könne  sich  selbst  überlassen  bleiben, 
weil  .jeder  Handel ,  der  sich  zwischen  zwei  j 
Ländern  entwickelt,  mit  Notwendigkeit  für  beide 
vorteilhaft  sein  müsse".    „Es  ist  die  beste  I'o- 1 
litik,"  heizstes  ein  anderes  Mal,  „den  Dingen  ihren 
natürlichen  Lanf  zu  lassen,  und  weder  Prämien  I 
zu  geben  noch  Zölle  zu  fordern. u   Dass  Smith  , 
in  seinen  Ueberzeugungen  bestärkt  wurde,  als 
er  sie  auch  in  Frankreich  so  nachdrücklich  ver- 
kündigt fand,  dass  er  danach  seine  Ansichten 
mit  grösserer  Sicherheit  zur  Kenntnis  der  wei- 
teren Kreise  brachte,  ist  wahrscheinlich,  wie  es 
sogar  zweifellos  ist,  dass  die  Fassung  nnd  Be- 
gründung, die  er  dem  Principe  gab,  von  dem 
physiokratischen  Einflüsse  nicht  überall  unbe- 
rührt blieb ;  aber  an  dem  Inhalte  seiner  Grund- 
anschauung  von  der  Rätlichkeit,  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  sich  selber  zu  Uberlassen, 
hat  sich  in  der  ganzen  Zeit  seit  seinem  Ein- 
tritte in  die  Mannesjahre  nichts  Wesentliches 
geändert. 

Die  Smtthsche  Finanzwissenschaft,  die  anf 
die  einzelnen  Steuern  genau  eingeht  und  sich 
mit  den  bestehenden  Einrichtungen  abzufin- 
den sucht,  unterscheidet  sich  dadurch  erheblich 
von  der  physiokratischen ,  die  ein  frei  er- 
dachtes Ideal  entwickelt.  Für  die  Art  seiner 
Behandlung  konnte  Smith  eher  in  der  englischen 
Litteratnr  Vorbilder  finden ,  und  er  liat  sie  | 
fteissig  benutzt.  Mit  den  Physiokraten  stimmt  I 
er  jedoch  in  zwei  Punkten  ~  überein,  dass  er! 


immlich  die  Auffassung  des  Finanzwesens  als 
einer  ökonomischen  Erscheinung  folgerichtig 
durchführt  und  ausserdem  der  Frage  der  Ueber- 
wälzung  einen  besouders  breiten  Raum  vorbe- 
hält, von  den  Einzelheiten  erinnert  die  Be- 
urteilung des  öffentlichen  Kredit*  sehr  au  Hume, 
während  die  berühmten  und  oft  wiederholten 
Steuerregelu,  die  ebenfalls  nicht  von  Smith  zu- 
erst aufgestellt  sind,  sich  ihrem  wesentlichen 
Inhalte  nach  um  1760  ziemlich  gleichzeitig  bei 
Mirabeau  und  Bielfeld  finden. 

5.  Verhält uls  zur  Gegenwart.  Nicht  Mo*» 
in  Bezug  anf  eine  Reihe  besonderer  Fragen, 
die  durch  spätere  Forscher  weiter  aufgeklärt 
worden  sind,  weichen  die  Anschauungen  der 
heutigen  nationalökonomischen  Wissenschaft 
von  den  im  „Reichtum  der  Nationen"  darge- 
legten Lehren  ab,  sondern  jene  hat  sich  von 
wesentlichen  Grundlagen  der  Smithschen  Theorie 
vollkommen  losgesagt. 

Hinsichtlich  der  Methode  zunächst,  durch 
die  Smith  seine  Lehrsätze  findet  und  beweist, 
besteht  kein  nennenswerter  Unterschied  zwischen 
ihm  und  seinen  Schülern  und  Nachfolgern,  die 
sich  ganz  unbestritten  des  deduktiven  Ver- 
fahrens bedienen.  Dagegen  bildet  es  die  immer 
siegreicher  dnrchdringendeUeberzeugung  unserer 
Zeit,  dass  sich  nur  mittelst  der  Erfahrung  zu- 
verlässige Erkenntnis  erlangen  nnd  erprohen 
lässt.  Bei  Smith  ist  die  Fülle  der  mitgeteilten 
historischen  Thatsachen  nnd  ans  dem  Leben  ge- 
schöpften Beobachtungen  nicht,  wie  ein  induk- 
tives Vorgehen  fordern  würde,  die  Quelle  für 
die  allgemeinen  Wahrheiten,  die  er  behauptet. 
Diese  Wahrheiten  leitet  er  vielmehr  aui  den 
Kräften  ab,  die  er  in  den  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen für  wirksam  hält  und  nach  Art 
und  Tragweite  zu  kennen  glaubt,  besonders 
ans  den  Motiven  des  menschlichen  Handelns, 
wie  er  sie  sich  vorstellt  Die  beobachteten 
Thatsachen,  deren  Einfügung  dem  Werke  soviel 
Reiz  verleiht,  sind  nur  zu  zwei  Zwecken  ge- 
sammelt. Teilweise  nämlich  dienen  sie,  um  die 
allgemeinen  Sätze,  die  aufgestellt  werden,  zu 
verauschaulicheu  und  beim  Publikum  zu  unter- 
stützen, damit  sie  desto  bereitwilligere  Annahme 
finden  und  desto  leichter  sich  einprägen.  An- 
dere sind  dazu  bestimmt,  die  Anwendung  der 
gefundenen  Theorieen  zu  zeigen,  indem  diese  letz- 
teren zur  Erklärung  oder  Beurteilung  fest- 
gestellter Erscheinungen,  sei  es  des  Erwerbs- 
lebens, sei  es  der  Wirtschaftsgeschichte  und 
Gesetzgebung  benutzt  werden.  In  den  Fällen 
der  zweiten  Art  werden  nicht  die  Lehren,  die 
in  den  Thatsachen  selbst  nnd  ihrer  Verknüpfung 
liegen,  daraus  hervorgezogen,  sondern  die  Er- 
scheinungen ihrerseits  sind  nnr  in  das  Licht 
gestellt,  das  eine  vorher  fertige  Theorie  über 
sie  verbreitet. 

Auch  jene  allgemeine  Regel,  wovon  Smiths 
praktische  Wirtscnaftslehre  beherrscht  wird, 
erscheint  der  Gegenwart  als  irrig.  Wenn  auch 
eine  Gesetzmässigkeit  in  den  wirtschaftlichen 
Erscheinungen  besteht  nnd  deshalb  jeder  Ein- 
griff noch  weitere  Veränderungen  ausser  den 
beabsichtigten  hervorruft,  so  folgt  daraus  nicht, 


dass  eine  planmässige  Regelung  unmöglich 
wäre.  Denn  die  Forschung  kann  die  Zusammen- 
hänge feststellen,  so  dass  alle  Nebenwirkungen 
der  ins  Auge  gefazsten  Maasnahmen  im  voraus 
mit  berücksichtigt  werden.   Was  aber  die  nn- 
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bewusste  Zweckmäßigkeit  betrifft,  die  sicher-  j 
lieh  deu  natürlichen  Charakterzug  einer  grossen 
Anzahl  wirtschaftlicher  Vorgänge  bildet,  so  ist 
doch  nicht  ausgeschlossen,  das«  sie  durch  die 
Mithilfe  der  menschlichen  Einsicht  noch  wesent- 
lich verstärkt  und  ausgedehnt  werden  kann. 

Die  dritte  Unvollkommenheit  der  Smithschen 
Nationalökonomie  beruht  darauf,  das»  darin  die 
wirtschaftlichen  Thatsachen  als  ganz  selbständige, 
nur  unter  «ich  bedingte  Erscheinungen  behandelt, 
ihre  Beziehungen  zu  den  übrigen  Seiten  des 
menschlichen    Lebens  gäuzlich  vernachlässigt ; 
werden.    In  Wahrheit  aber  ist  es  eine  wichtige 
Aufgabe,  nachzuweisen,  welche  Grundlagen  und  ; 
welche  Grenzen  die  wirtschaftlichen  Betrebungen  i 
selber  haben  und  wie  weit  andererseits  ihr  Ein-  j 
Auas  auf  fremde  Lebensgebiete  sich  erstreckt. 

So  genügt  denn  Smith  nicht  mehr  den  For- 
derungen an  ein  befriedigendes  nationalükono- 
mist  hes  System,  vielmehr  ist  nach  einem  solchen 
zu  streben,  dessen  Lehrsätze  hesser  begründet, 
dessen  praktische  Folgerungen  positiver  sind 
und  das  sich  auf  einer  umfassenderen  Grund- 
lage erhebt. 

Zugleich  aber  giebt  die  tiefgehende  Wir- 
kung, die  von  Smith  ausgegangen  ist,  Gelegen- 
heit, zu  erkennen,  durch  welche  Eigenschaften 
ein    Lt'hrgehände  jn   ,lCr    Entwicklung  der 
Wissenschaft  Epoche  macht.  Was  die  Smithsche 
Nationalökonomie  auszeichnet  und  ihren  ausser-  j 
ordentlichen  Erfolg  herbeigeführt  hat.  ist  der  i 
grosse  Zug  und  die  innere  Geschlossenheit,  die  , 
sich  darin  aussprechen  und  wodurch  die  reiche 
Fülle  der  durgestellten  Einzelheiten  gleichmässig 
den   Ausdruck  einer   einzigen  Wahrheit  von 
allgemeinster  Geltung  bilden.   So  wird  wohl 
auch  künftig  nur  eine  bis  zur  Einheitlichkeit 
und  Einfachheit  der  Auffassung  durchgeführte 
Theorie  die  gleiche  beherrschende  Stellung  er- 1 
langen  können,  wie  sie  das  Smithsche  System  j 
fast  ein  Jahrhundert  hindurch  behauptet  hat.  ! 

Schriften  Adam  Smiths:  .1  usser  der  » Thron/  \ 
•>/  Moral  »cnlimcnts«   (1.  Aufl.  17.',9,  (,.,   -J  roh. 
1790)   und  dem    »Inuniry  into  the   naturr  and 
rauses  of  the  icealt  h  of  nations«  (1.  und  Aufl. 
in  X  roh.  4".  1770  und  17  78,  .1.  und  4.  Aufl.  in 
■  1  roh.  J*.  1784  und  1788)  wurden  ron  Schriften  j 
dm  Smith    noch    veröffentlicht:    17 '9:    Vorredr  \ 
iu    Poems   an  seernd    occasioits ,    dir    William  < 
Hamilton   tum   Verfasser  hatten ,   alter  anonym  1 
erschienen.    I7~>ö:  im  Edinburgh  Heriew  1.  A  \ 
rerietc    of  Johnson'*   Em/lish    Dirtionuru  und 
.'.  .1  lettre  to  the  Editors.'  17dl:  Gonsideralions 
eoncerning  the  flrst  formatinn  of  languages  und 
thr  differrnt  gen  in*  of  original  and  compounded 
languages,  ah  Anhang  zur  zweiten  Auflage  drr 
Theory  of  moral  sentiments  erschienen.  1777: 
I^etter  to   Mr.   Strahan    oh    the   last    Hinein  of 
Ihtvid  Ilume.  179t :  Post  hu  motu  rssays,  published 
Inj  Dr.  Illach  und  Dr.  HutUm.    Darin  ist  ent- 
halten;   I.  Fragmente    einen    Werke*    »On  thr 
principles  which  lead  and  dire.rt  philosophiad 
inquiritt,  illuslratcd  1.  by  the  hUtory  of  astra- 
nomy,  2.  by  the  history  of  the  ancirnt  physics  '. 
and  .f.  by  the  history  of  the  anrient  logic*  and  1 
metaphysiesa .    II.   Of  the  tuiture  of  that  imi- 
Uituat  which  takes  place  in  tchat  are  ealted  the  > 
imitative    art*.     III.    Of   the    afßnity    between  < 
crrlain  English-  and  Italian  rerses.     IV.  Of  the  I 
e.ctrrnal  senses.    1S!>0:  Uctures  on  justice,  police,  , 


rcrenue  and  arnu  dclieetrd  in  the  unierrsity  of 
Glasgow  by  Adam  Smith  reported  by  a  Student 
in  1703  and  edited  with  an  introduetian  and 
notes  by  Edwin  Cannan.  Vgl.  auch  Allihme's 
Dictionary  of  English  litrrature,  II,  1871,  p. 
212ii — J8  ;  John  P.  Anderson,  Bibliographie  im 
Anhang  ron  Haldanc,  Life  of  Adam  Smith, 
X  pp. 

Litteratnr:  Inte,  den  Schriften  Uber  Adam 
Smith  sind  drti  Gruppen  :u  unterscheiden: 
I.  Allgemeinere  Werke,  besonders  Darstellungen 
drr  Geschichte  der  Nationalökonomie :  Hern  - 
Hardt,  Versuch  eiuer  Kritik  der  Gründe,  velehe 
für  grosses  und  kleines  Grundeigentum  angeführt 
werden,  184!',  bcsoiulers  S.  .II  — 07  u.  89 — 91.  — 
IHanchtni,  Itella  sciema  del  ben  eiverc  sociale 
della  economia  degli  statt',  parte  storica,  184'», 
p.  äiil—M?.  —  Blanqul.  llistoire  de  17«- 
iiomie  politigue  en  Europe,  18X7,  II,  p.  130—148. 

—  Honav,  Philosoph»  and  politicaleconomy,  189.1 
b.  ;:ch.  8.  —  Blickte,  Histury  ofririlization  in  Eng- 
land, II  (1801),  p.  };ij—4o7.  —  Cannan,  A 
hisUiry  of  thr  theories  of  prodnetion  and  dislri- 
bution  in  English  jtolitieal  economy  from  1770 
to  1848,  I8U4,  rgl.  p.  407— 408.  —  CoHHO, 
Introduzione  all»  studio  drll'  economia  politieu, 
189.',  ,..  ,l07~.tl9.  -  CouHln,  Vour*  de  Vhis- 
toir,  dr  la  philoKophie  inrnlerne,  Premiere  serie 
IV  (nour.  id.  J840/,  p.  19i—.iM,  auch  im  Aus- 
mg  in  den  Seunrrx  rt  trarauj-  de  l'arademie  des 
seienves  tnoralrs,  .\,  p.  441 — 402.  — lAühfiiifi. 
Kritische  Geschichte  drr  Nationalökonomie  und 
des  Sotialismus,  1871,  S.  l.tr,—lOX.  —  FAtscn- 
hat't,  Urschichtc  der  Xationalökonomik ,  1881. 
S.  40 — W.  —  J.  II.  Fichte,  Die  philosophi- 
schen Lehren  ,o,t  11,  cht,  SUtal  und  Sitte  in 
Deutschland.  Frankreich  und  England  ron  der 
Mitte,  des  18.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart,  18.1i>. 
S.  .'iöS — .■»,?*•.  —  Held,  Zwei  Iliichcr  zur  sozialen 
Geschichte  EngUmds,  1881,  S.  l!>4- — 17f>.  — 
HU d eltfand.  Die  Nationalökonomie  der  Gegen- 
wart und  Zukunft,  1848,  I,  S.  14 — 14-  — /*10»*«IM, 
Geschichte  der  l'olkswirtsrhaflslehre,  deutsch  ron 
Rosehlau,  18U0,  S.  117—148.  —  Jodl,  Geschichte 
der  Ethik  in  drr  neueren  Philosophie,  I,  1881, 
S.  34.1 — >.•;;.  —  Knute,  Die  gesrhichtliehc  Ent- 
irickelnng  der  National Ökonomik  und  ihrer 
Liltrratu'r,  1800,  S.  417—448.  —  (Knie*,.  Dir 
Wissenschaft  drr  Nationalökonomie  seit  Adam 
Smith  bis  auf  die  Gegenwart,  in  nDie  Gegen- 
«'«re«,  VII,  bes.  S.  m-  107.  —  Knie*. 
Die  Nationalökonomie  rom  geschichtlichen  Stand- 
punkte, S.  Aufl.,  188i,  S.  >.'.t—-'J9  u.  &4—i95. 

—  Lange.  Geschichte  des  Materialismus,  Ausg. 
in  1  Dd..  1887,  S.  717— 7SU.  —  PrHce,  A  skort 
history  of  political  eamomy  in  England  from 
Adam  Smith  to  Arnold  Toynbee,  1891,  p.  1—S4- 
■—  Ktcea-Sal+r-nOf  Storia  dellc  dottrinc  flnan- 
ziarir  in  Italia,  1881,  IL'l,  122.  —  Roncher. 
Gesch.  d.  Nat.  S.  öUJfl'.  —  Sellgman,  The 
shifling  and  incidence  of  tajeation,  ed.,  189'J, 
p.  113—117.  —  TwUi»t  View  oj  the  progrest  of 
piditienl  economy  in  Europe,  1847,  p.  159 — 194. 

—  VorMndrr,  Geschichte  der  philosophischen 
Moral,  Hechts-  und  Staatslehre  der  Engländer 
und  Franzosen,  18Ö.',  S.  493 — SU.  —  Watcker. 
Handbuch  der  Nationalökonomie,  I884,  V,  S. 
4:.-  »4. 

II.  Darstellungen  des  Lebens  oder  des  Lebens 
and  der  Werke:  John  Rae,  Life  of  Adam 
Smith,  1895.    Diese  ausgezeichnete,  des  grossen 
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Gegenstandes  rollkommen  iriirdigv  Arbrit  hat 
alle,  Ucberlieferungen  vollständig  gesammelt  und 
die  älteren  biographischen  Darstelluiujen  über- 
.flüssig  gemacht.  Der  Vollständigkeit  wegen  seien 
aber  auch  diese  hier  aufgtführt:  V.  Stetrart, 
Account  of  the  lif'e  and  writings  of  Adam  .Smith, 
in  Collected  tcorks  of  l).  Stewart  ed.  Hamilton, 
X,  p.  $—98.  —  MacCulloch,  Sketch  of  the 
Itfe  and  writings  of  Adam  Smith  in  Treatises 
and  Essays  on  suhjects  connected  tcilh  economical 
policy,  185S,  p.  44.1—4(17.  auch  sellmtiindig  er- 
schienen und  ausserdem  in  seiner  Ausgabe  des 
Wcalth  of  nations  fnew  ed.  1*70),  p.  I—XX111. 

—  Monjean  im  Dictionnaire  de  l'e'conomie  po- 
Utopie  ron  Cotfuelin,  II,  p.  622^ 628.  —  Baer, 
Adam  Smith  en  zijn  onderzoek  naar  den  rijk- 
dorn  der  rolken,  1858.  —  Lfonce 'de  Lavergne, 
Adam  Smith,  in  der  lierur  des  deus  mondes, 
2.  plr.  cid.  .'4  (18.19),  p.  89.1—  929.  —  La»j>cyre* 
im  St.W.B.  von  Muntscha  und  Brater  IX.  S. 
464  — 4SI.  —  Puynode,  Etudrs  sur  les  princi- 
paux  economistes,  1868,  p.  77 — 1.1 7.  —  A.  Oncken, 
Adam  Smith  in  der  Kulturgeschichte,  1874.  — 
Bagehot-,  Adam  Smith  as  u  prrton  in  Fort- 
nightly  rerirw,  X.  S.  XX,  1x76,  p.  IS — 42  und 
in  Bagehots  Biographical  studies,  1881,  auch 
übersetzt  im  Journal  des  ecotuanistes,  S.  serie, 
rol.  4-1,  p.  S2S — 149.  —  Saum-,  Das  t  Ott  jährige 
Jubiläum  der  Schrift  von  Adam  Smith  über  den 
Reichtum  der  Xutionen,  in  »IWuss.  Jahrbücher*, 
Bd.  ,<ts  (1870),  S.  .184— 40».  —  Inama-Stemegg, 
A.  Smith  und  die  Bedeutung  seines  Wcalth  of 
lUttions  für  die  moderne  Xutümalökouomic,  1876. 

—  Helferich,  Adam  Smith  und  sein  Werk 
über  die  Xatur  und  die  l.'rsachen  des  Reichtum* 
der  Völker,  1S77,  auch  abgedruckt  in  der  Zeitschr. 
f.  d.  ges.  StaaUwissenschaft,  Bd.  SS  (1878),  S. 
277—295.  —  r.  Studnitz,  Am  Gral*  ron  Adam 
Smith,  in  «Dir  Gegenwart»,  Jahrg.  1876,  Xr.  9. 

—  Stiepel,  Adam  Smith  im  Lichte  der  Gegen- 
wart, 1879.  —  Leaer,  Aus  der  Lebensgeschichte 
des  Adam  Smith,  in  l'ntrrsuchungrn  zur  Ge- 
schichte der  Xationaliikonomic  l,  S.  S—46.  - — 
•1.  (htcken,  Kirkcaldy,  in  der  Beilage  zur  All- 
gemeinen Zeitung,  Jahrg.  1884,  Xr.  288  it.  289. 

—  Xeurath,  Adam  Smith  im  Lichte  heutiger 
SUtais-  und  Sozialansehauung,  I8S4.  —  lH'la- 
tour,  A.  Smith,  su  vir,  ses  tracaur,  ses  doctrincs, 
18S6.  —  Haidane,  Life  of  Adam  Smith,  1887. 

—  Ingram,  in  der  t'yclopaedia  Britannira, 
9»  ed.,  XXli,  1887,  p.  109-171.  —  Ii  aIcker, 
Adam  Smith ,  der  Begründer  der  modernen 
Xationaliikonomic.  Sein  Leben  und  seine  Schriften, 
1890.  —  Courccltc-Seneull  im  Xoureau  die- 
tionnaire  de  l'economie  ptditit/ue  ron  Sau  und 
t'hailley,  1892,  II,  S.  81»  81 4.  —  Kurx  rnr  dem 
Buche  von  Rae  erschien:  A  rataloguc  of  the, 
library  of  Adam  Smith.  Kdited  trith  an  intro- 
duetion  of  James  Bonur,  1894.  Seit  der  Rae- 
sehen  Biographie  ist  zu  nennen  :  Korrespondent 
im   Scotsman   rom   20.,  21.   und  22.  März  1.S95. 

—  Itae  im  Alhenarum  mm  18.  Dezember  1895. 

—  Dieselbe  Ihtblikalion  im  Eronomic  Journal, 
März  189(1,  p.  it,r>,  ich.  —  LeMle  Stephen  im 
Dietionary  of  national  biography,  rol.  :,S  p.  S 
—10. —  Jamen  Bonar  in  Ptlgratt's  dictionary 
tf  politieul  economy,  vol.  S  p.  412 — 424. 

III.  Monographieen  Uber  das  System  oder 
einzelne  Lehren :  Bau  mann,  Adam  Smiths  all- 
gemeine  Ansichten  über  Menschen  und  mensch- 
liche   Verhältnisse,    in    »Philosophische  Monat*. 


hefte«,  XVI,  1880,  S.  S85—416.  —  Braun,  Dir 
religiösen  utul  xittlichen  Anschauungen  ron  Adam 
Smith,  in  Tlieolagische  Studien  und  Kritiken, 
Jahrg.  .11  (1878),  S.  254  —  299.  —  Cannan, 
Einleitung  zu  Smith'  Lectures  on  justice,  rrrenne 
and  arms,  p.  XI — XXXIV.  -  ■  Chevalier, 
Etüde  sur  Adam  Smith  et  l'originr  ile  la  sciener 
economüjue  im  Journal  des  economistes,  S.  serie, 
rol.  SS,  p.  s—.fö.  —  Cunnlngham,  Adam 
Smith  und  die  Merkantil isten,  in  der  Zeitschrift 
für  die  gesamte  StaaUwissenschaft,  Bd.  40  (1884), 
S.  41 — 64.  —  Demelbe,  The  progress  ./  »•«,- 
nomir  dactrine  in  England  in  the  eighteenth 
Century,  im  Economic  journal  1  (1891),  p.  7S — 
94.  —  Farrer,  Adam  Smith  (172S—l79tt), 
1881.  —  Fellbogen,  James  Struart  und  Adam 
Smith,  in  der  Zisch r.  f.  d.  ges.  Staatswissen- 
schaft,  Bd.  4.1  (1889),  S.  *18— im.  —  Iternelbe, 
Smith  und  Humr,  ebenda,  Bd.  41}  (1890),  S. 
C9.Z—71fi.  —  Itentelbe,  Smith  und  Turgot,  ein 
Beitrag  zur  Geschichte  und  Theorie  der  Xational- 
iikonomic, 1892.  —  Hasbach,  Die  philosophi- 
schen Grundlagen  der  von  Fraueois  (juesnay 
und  Adam  Smith  begründeten  ptditischen  Oeko- 
nomic,  1890.  —  Iternelbe,  l'mersachungen  älter 
Adam  Smith  und  die  Entwicklung  der  politi- 
schen Ockomanir,  1M9I.  —  Held,  Adam  Smith 
und  Quetelet,  in  den  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  IX 
(1867),  S.  249-279.  —  Leier,  Der  Begriff  des 
Reichtums  hei  Adam  Smith,  1874-  —  Cllffe 
I.euHe,  The  politieul  economy  of  Adam  Smith, 
in  Essays  in  political  and  moral  philosophy, 
1879,  p.  148 — Ultl.  —  A.  Oncken,  Adam  Smith 
und  Immanuel  Kant,  der  Einklang  und  da* 
Wrchselrerhältnis  ihrer  Lehren  über  Staat,  Sitte 
und  Wirtschaft,  1.  Abteilung :  Ethik  und  Politik, 
1877.  —  Pa*zkoictiki .  Adam  Smith  als  Moral- 
Philosoph  (Diss.),  1890.  —  Prtce,  Economic 
science  and  practice.  189(1,  essay  XII:  Adam 
Smith  and  his  relittons  to  rrteut  eonomics.  -  ■■ 
Röster,  l'eber  die  Grundlehren  der  ron  Adam 
Smith  begründeten  Volkswirtschaftslehre,  2.  Aufl., 
1871.  —  r.  Scheel.  Turgot  als  Xationalökonom, 
in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Stuatsw.,  Bd.  24  (1x68), 
S.  242—270.  —  Schubert.  Adam  Smiths  Moral- 
philosophir,  in  den  Philosophisch  n  Studien  von 
Wandt,  VI,  1891,  S.  SS2—604.  —  v.  Skar- 
zynskl,  Adam  Smith  als  Moralphilosoph  um> 
Schöpfer  der  Xationalöktaiianie ,  1878.  ■ —  WetM, 
Zu  Smiths  Wralth  of  nalions,  in  der  Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Staatsw.,  Bd.  SS  (1877),  S.  271 — 295. 
—  Zeytm,  Adam  Smith  und  der  Eigennutz,  1889. 

E.  Lcaer. 


von  Hoden,  Reichs^raf,  (Friedrich) 
Julius  (Heinrich), 

war  am  4.  XII.  1754  zu  Ansbach  geboren,  stu- 
dierte von  1771  an  in  Erlanireti,  Jena  u.  Alf- 
dorf, wurde  vom  Markgrafen  Alexander  von 
Brandenburg- Ansbach  1774  zanx  Assessor  und 
1781  zum  Gesandten  und  Geheimen  Rate  be- 
fördert. In  dieser  Stellung  verblieb  er  bis  zur 
Abtretung  von  Ansbach  und  Bayreuth  an 
Preusseu  (16.  I.  1792),  nachdem  er  bereits  1790 
infolge  seiner  persönlichen  Verdienste  in  den 
Reichsgrafenstand  erhoben,  auch  zum  Mitgliede 
der   kurfürstlich   mainzischen   Akademie  der 
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nützlichen  Wissenschaften  ernannt  worden  war, 
und  trat  dann  in  preussische  Dienste,  zog  sich 
aber  1796,  nachdem  er  mit  Erfolg  namentlich 
in  der  Regelung  der  Jagdverhältnisse  thätig 
gewesen,  ins  Privatleben  anf  sein  Gut  Sassan- 
fahrt bei  Bamberg  zurück.  Nach  litterarischem 
nnd  praktischem  dramaturgischen  Wirken  ging 
er  1805  nach  Nürnberg,  woselbst  er  seine  auf 
Anregung  des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von 
Baden  aufgenommenen  nationalökonomischen 
Studien  eifrig  fortsetzte.  Mit  diesen  seinen 
theoretischen  Bestrebungen  giugen  praktische 
Hand  in  Hand.  Er  betrieb  mit  JSrfolg  die  Er- 
richtung einer  polytechnischen  Schule  sowie  die 
einer  Sparkasse  in  Nürnberg,  während  seine 
Idee,  einen  Kreditverein  zur  Unterstützung  des 
bayerischen  Adels  zu  begründen,  nicht  zur  Aus- 
führung gelangte.  Nachdem  ihm  im  Jahre  1811 
die  Universität  Erlangen  die  Doktorwürde  ver- 
liehen, wurde  er  1813  in  die  Erlanger  tikono- 
misch-kameralistische  Socictät  aufgenommen  und 
1824  zum  Ehrenmitgliede  der  königl.  Akademie 
der  Wissenschaften  in  München  gewählt.  Vom 
Jahre  1825—1827  vertrat  Graf  Soden  den 
oberen  Mainkreis  in  der  zweiten  Kammer  des 
bayerischen  Landtages  und  starb  am  13.  VII. 
1831. 

Die  litterarische  Thätigkeit  von  Sodeus  war 
eine  ebenso  vielseitige  als  umfangreiche.  Seine 
Schriften  füllen  8U  Bände,  von  denen  9  auf 
sein  Hauptwerk  -Die  Nazional-Oekonomie"  ent- 
fallen, von  Soden  fasst  diese  Wissenschaft  mehr 
vom  materiellen  Standpunkte  auf,  wenngleich 
er  auch  deren  ethische  Seite  betont.  Er  sagt: 
„Das  Princip  der  National-Oekonomie  will  nicht, 
das«  der  Mensch  nur  existiere,  sondern  geniesse 
und  existiere,  um  zu  gemessen."  von  Soden 
stellt  die  Nationalökonomie  als  die  Grundwissen- 
schaft aller  Staatskunde  hin,  bekämpft  ent- 
schieden die  merkantilistische  Richtung,  erklärt 
sich  gegen  Ausfuhr-  und  Einfuhrverbote  und 
reu  hohe  Zölle,  ohne  dabei  das  absolute  Frei- 
udelsprincip  aufzustellen.  Er  beansprucht 
die  Priorität  für  den  Ausdruck  „National- 
Oekonomie"  und  deren  Auffassung  als  eigene 
Wissenschaft,  weist  aber  doch  in  einer  Nach- 
Kchrift  zu  Band  I  (S.  328)  seiner  „Nazional- 
Oekonomie"  darauf  hin,  dass  Professor  Jacob 
in  Halle  ,.zu  gleicher  Zeit  mit  ihm  auf  die  Idee 
gekommen  ist,  die  Niizional-Oekonomie  als  eine 
eigene  Wissenschaft  anzuerkennen."  In  Bezug 
auf  seine  Verdienste  um  die  Förderung  der 
Staatswi&senschaft  ist  wohl  Soden  von  manchen 
Seiten  überschätzt  worden.  In  dem  ..Neuen 
Nekrolog  der  Deutschen""  wird  seine  „Nazional- 
Oekonomie"  als  ein  klassisches  Werk  bezeichnet, 
-dessen  geistreiche  Ausarbeitung  ihm  den 
Rang  in  Deutschland  sichert,  welchen 
Smith  in  England  und  Say  in  Frankreich 
behaupten",  ünfeland  (Roscher.  Gesch.  d. 
Nat..  S.  666)  tadelt  Sodens  „missverständnis- 
reiche  Polemik  gegen  Smith"',  Lötz  betrachtet 
ihn  als  den  besten  Weiterbeförderer  der  Siuit  ti- 
schen Lehre,  jedoch  besitze  er  zuviel  Metaphy- 
sik, nehme  auch  zu  viel  Rücksicht  anf  den  Staat. 
Kan  bezeichnet  von  Soden  als  .voll  Geist  und 
»ehr  vielseitig,  aber  an  Logik 
mangelhaft".  Pölitz  erkennt 
durch  die  wissenschaftliche 
Volkswirtschaftslehre  von  i 
lehre  und  deren  Erhebung 


und  Systematik 
an,  dass  Sodeu 
der 


Selbständigkeit, 


gleichzeitig  mit  Jacob,  die  Fortbildung  dieser 
Wissenschaft  wesentlich  gefördert  habe,  Kautz 
(II,  486)  führt  Soden  als  den  ersten  Vertreter 
der  .sozialen  Schule"  in  Deutschland  auf,  deren 
Zweck  und  Aufgabe  dabin  geht,  die  Beseiti- 
gung der  schrankenlosen  Konkurrenz  im 
Erwerbe  und  Verkehre  anzubahnen,  die  bjdi- 
vidnalfreiheit  und  Thätigkeit,  das  Einzelinte- 
resse und  den  Privatvorteil  mit  den  höheren 
Forderungen  eines  organischen  Gesamtlebens  in 
Einklang  zu  bringen  etc.  Nach  Kautz  liegt 
Graf  Sodens  Verdienst  um  die  Entwickelung 
der  volkswirtschaftlichen  Theorie  „einerseits  in 
der  schärferen  Erfassung  des  Zusammenhangs 
zwischen  dem  sozialen  Güterleben  und  dem 
Staats-  nnd  Kulturwesen,  in  seinem  Hinweise 
auf  manch  bedeutsame  und  bisher  unbeachtet 
gebliebene  Erscheinungsgebiete  des  sozialen  und 
ökonomischen  Menschenlebens,  in  seinem  tiefe- 
ren Eingehen  auf  mehrere  der  Grundbegriff- 
der  Wissenschaft,  insbesondere  auch  der  Finanz- 
theorie, ferner  in  der  Betonung  der  immateri- 
ellen Güter,  vornehmlich  aber  in  seiner  klar 
ausgeprägten  ethischen  Richtung  etc."  Nach 
Roscher  (Gesch.  S.  674 ff.)  unterscheidet  sich 
Graf  Soden  von  allen  gleichzeitigen  National- 
ökouomen  am  auffälligsten  durch  seinen  Bil- 
dungsstandpunkt und  durch  die  auf  diesem  be- 
ruhende Form  seiner  Schriften.  Soden  war  keiu 
Gelehrter,  auch  kein  Philosoph,  „dagegen  war 
er  ein  wohlmeinender,  talentvoller,  feingebilde- 
ter und  äusserst  schreibseliger  Kavalier". 
Roscher  übt  eine  sehr  eingehende  Kritik  sowohl 
an  Sodens  eigenen  Ausführungen  als  an  dessen 
Beurteilungen  von  Smith  und  anderen  Fachge- 
lehrten und  kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  von 
Sodens  volkswirtschaftlichen  Ansichten  der 
innerste  Kern  offenbar  ans  Ad.  Smith  entlehnt 
ist  und  dass  er  (Roscher)  in  den  vielen,  zum 
Teil  recht  seltsamen,  aber  streng  festgehaltenen 
Kunstausdrücken,  die  von  Soden  vor- 
schlägt, eine  Weiterbeförderung  der 
Smithschen  Lehre  nicht  erblicken  kann. 
Als  weit  verdienstlicher  betrachtet  Roscher 
Graf  Sodens  Streben,  rdie  Staats  Wissenschaft 
in  erschöpfender  Vollständigkeit  zu  systemi- 
s  i  e  r  e  n  und  ihre  einzelnen  Zweige  scharf  gegen 
einander  abzugrenzen:  ein  echt  deutsches 
Streben,  das  wirklich  bei  Smiths  fast  mono- 
graphischer Behaudlungsweise  gar  sehr  zurück- 
tritt-. Wirklich  fortgeschritten  gegen  Ad. 
Smith  sei  v.  Soden  in  der  Lehre  von  der  Pro- 
duktivität der  Arbeiten  etc.  Im  Hinblick 
auf  die  Verdienste  Sartorius'  (s.  d.^1  bezweifelt 
Roscher  das  „eigene  Hauptverdienst"  Sodens, 
die  Nationalökonomie  von  der  Staatswissenschafts- 
lehre gesondert  zu  haben. 

Das  Hauptwerk  von  Sodeus  ist  betitelt: 
Die  N azional-Oekonomie.  Ein  philoso- 
phischer Versuch,  über  die  Quellen  des  Nazio- 
nal-Rcichthnms  und  über  die  Mittel  zu  dessen 
Beförderung,  Bd.  I— III,  Leipzig  1805-1808. 
(Die  Anregung  zur  Abfassung  dieses  Werkes 
wurde  dem  Verfasser  durch  eine  ihm  über- 
tragene Beurteilung  des  Adam  Smithschen 
Werkes  über  die  „Untersuchung  Uber  die  Natur 
und  Ursachen  des  Nazional-Reichthnms".  Bei 
aller  Würdigung  Ad.  Smiths  betrachtet  er  doch 
dessen  Ausführungen  als  einseitige,  der  logi- 
schen Ordnung  ermangelnde,  mit  Dunkelheit 
nnd  Doppelsinn  behaftete.  Di 
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Klarheit  und  systematischer  Ordnnng"  führte 
den  Verfasser  anf  die  Idee  (8.  VIII):  „Der 
Staats- Wirth »chaft  müsse  eine  eigene  Wis- 
senschaft znm  Grnnd  hegen,  welche  die 
Gesetze,  welche  Ton  jeder  Nazion,  unter  jedem 
Verhältnisse  in  Beziehung  auf  die  ganze 
Menschheit  respektiert  werden  mllssten, 
wenn  sie  den  Zweck  der  Staatswirth- 
srhaft,  nämlich  die  Bereicherung  der  Nazion, 
erfüllen  sollen,  umfasst,  die  Grunzen  der  Staats- 
Wirthschaft  bezeichnet,  nnd  die  ich  N  a  z  i  o  n  a  I  - 
Oekonomie  nenne/) 

Als  selbständige  Fortsetzungen  seines  Haupt- 
werkes erschienen:  Lehrbuch  der  Nazio- 
nal-Oekonomie.  Zum  Gebrauch  öffentlicher 
Vorlesungen  nach  dessen  System  bearbeitet, 
Leipzig  1810.  Gleichzeitig  4.  Band  der  „Na- 
zional-Oekonomie".  (Dieses  Lehrbuch  ist  ein 
Auszug  ans  der  dreibändigen  „Nazional-Oeko- 
nomie", bietet  aber  neue  Auseinandersetzungen 
und  klarere  Darstellungen  als  erstgenanntes 
Werk.  Nachdem  Verfasser  auch  hier  (Vorwort 
S.  III)  erklärt,  das«  ..es  ihm  gelungen  sei.  das 
Anerkenntniss  des  Daseins  der  National -Oeko- 
nomie als  einer  selbständigen,  bisher  in  dem 
Chaos  der  Staatswirthschaft  vergraben  gelegenen 
Wissenschaft  zu  bewirken14,  definiert  er  den  Be- 
griff derselben  (§  10)  dahin:  .Die  Nazional- 
Oekonomie  ist  die  ans  der  Anthropologie,  ans 
der  Kenntniss  des  menschlichen  Organismus  ge- 
schöpfte Kunde  der  Grundsätze :  w  ie  die  Purin 
des  Staatsvereins,  also  die  Staats- Verfassung, 
und  wie  die  Regeln,  welche  die  Staatshaus- 
baltung  zu  Bestimmung  der  Rechte  nnd  Pflich- 
ten der  Staats-Glieder,  in  strenger  Beziehung 
auf  den  gesellschaftlichen  Verein,  zn  beobachten 
hat,  beschaffen  sein  müssen,  damit  die 
größtmöglichste  Zahl  der  Glieder  desselben  den 
höchstmöglichen  Grad  physischer  Gennss- 
Vollkommenheit  nach  ethischen  Grund- 
sätzen erlangen  und  bewahren  können.  —  Die 
Gesetze  der  Nazional-Oekonomie  sind  also  das 
Prineip  der  Staats-Verwaltungs  -  F  o  r  m  und 
Staats-Haushaltnng,  und  abgezogen  von 
der  Idealisazion,  direkt  einzig  prohibitiv.  Sie 
bezeichnen  in  dieser  Eigenschaft,  was  sowohl 
in  der  Form  des  Staatsvereins,  als  in  den 
Regeln  zu  Bestimmung  der  Rechte  uud 
Pflichten  der  Staats-Glieder,  jenem  Streben 
nach  jener  Vollkommenheit  entgegen  ist.-4 
—  Hervorzuheben  dürfte  noch  v.  Sodens  Defi- 
nition des  Staatsbegriffes  sein  (§  1): 
.Staat  ist  die  zu  Einem  Zweck  vereinigte  Ge- 
sellschaft, in  Beziehung  auf  die  gesell- 
schaftliche Verwaltung;  nämlich  auf  die 
Bestimmung  der  Rechte,  die  jedes  einzelne 
Glied  der  Gesellschaft  in  strenger  Beziehung 
auf  diesen  gesellschaftlichen  Zustand  ausüben 
kann,  und  darf,  und  auf  die  Bestimmung 
der  Pflichten,  die  es,  auch  wieder  in  stren- 
ger Beziehung  auf  diesen  gesellschaftlichen  Zu- 
stand zn  erfüllen  hat.") —  Die  Staats-Fi- 
nanz- Wirthschaft  nach  den  Grundsätzen 
der  Nazional-Oekonomie,  Leipzig  1K11.  Gleich- 
zeitig 5.  Band  der  .Nazional-Oekonomie". 
(§  5:  „Die  Staats  -  F  i  n  a  n  z  •  Wirthschaft  ist  ein 
wesentlicher  Zweig  der  Staats- Haushaltung,  sie 
ist:  die  Leitung  und  Ceutrnlisirung  des  zu 
Bewahrung  und  Erhaltung  des  Staats- Vereins 
resammelten  oder  zu  sammelnden  und  zu  ver- 
Vermögens, im  Nazional-Oekono- 


mistischen  Sinne  dieses  Worts,  in  dem  es 
Stoff  nnd  Produktivkraft  vereint,  be- 
zeichnet.") —  Die  Staat  8- National -Wirth- 
schaft nach  den  Grundsätzen  der  National- 
Oekonomie,  Aarau  1816.  Gleichzeitig  8.  Bd. 
der  „Nazional-Oekonomie-.  (Die  St  N.  W.  hat 
1)  zu  wachen,  dass  in  allen  andern  (nicht 
finanziellen)  Zweigen  der  Staatshanshaltung  die 
prohibitiven  Gesetze  der  National-Oekonomie 
nicht  verletzt  werden;  2)  die  präzeptiven 
Gesetze  derselben  zu  vollziehen:  alles  also,  was 
die  Erhöhung  des  physischen  National- 
Genusses  betrifft.)  —  Die  Staats-Polizei 
nach  den  Grundsätzen  der  National-Oekonomie, 
Aarau  1817.  Gleichzeitig  7.  Bd.  der  „Nazional- 
Oekonomie".  (Der  Zweck  der  Staats-Polizei 
ist  nach  dem  Verfasser:  „Die  Beförderung  der 
Vortheile  des  (staatsbürgerlichen)  geselligen 
Beisammenseins  nnd  Beisammen wohnens,  sowie 
die  Verhütung  der  unmittelbar  ans  diesem  ge- 
selligen Beisammensein  und  Beisammenwohnen 
resnltiren  könnenden  Nachtheile.")  —  Die 
Staats-National-Bildung.  Versuch  über 
die  Gesetze  zur  sittlichen  und  geistigen  Ver- 
vollkommnung des  Volks.  Nach  den  Grund- 
sätzen der  National-Oekonomie,  Aarau  1821. 
Gleichzeitig  8.  Band  der  „Nazional-Oekonomie". 
(Die  Staats-National-Bildung  begreift 
„als  Erster  Theil  der  Staatshaushaltnng  Alles, 
was  auf  den  Kultus  der  Gottheit,  auf  Religions- 
nnd  moralischen,  sowie  geistigen  Unterricht.  Be- 
ziehunghat )—DieStaa  ts-Admin  ist  ration 
nach  den  Grundsätzen  der  National-Oekonomie, 
Aarau  1824.  Gleichzeitig  9.  Band  der  „Nazional- 
Oekonomie".  (Staats-Administration  ist  derjenige 
Zweig  der  Staatshaushaltungs  Kunst, 
welcher  die  Regeln  und  Grundsätze,  nach 
welchen  die  Gesellschaftsrechte  und  Staatsglieder 
zu  bewahren  sind  (kriegerische  und 
friedliche  [diplomatische] Sraatsverteidigung) 
und  Uber  die  Erfüllung  der  Pflichten  zu  wachen 
ist  (Staats- Polizei)  enthält.  —  Die  übrigen 
selbständigen  Schriften  v.  Sodens,  welche 
ganz  oder  teilweise  einen  staatswissenschaft- 
lichen  Charakter  tragen,  sind  folgende,  chrono- 
logisch aufgeführt:  Geist  der  Kriminalgesetze. 
1.  Bd.  Dessau  1782  ;  2.  Bd.  ebd.  1783;  3.  Bd. 
ebd.  1784.  2.  gänzlich  umgearbeitete  und  um 
den  4.  Bd.  vermehrte  Auflage  unter  dem  Titel: 
Geist  der  peinlichen  Gesetzgebung  Teutschlands, 
Frankfurt  1792.  (Preisgekrönt  von  der  Berner 
ökonomischen  Gesellschaft.)  —  Rekursschrift  an 
die  Reichsversammlung  für  Brandenburg  gegen 
Schwarzenberg,  die  Währ-Zölle  in  den  Ober- 
ämtern Crailsheim  nnd  Feuchtwang  betreffend. 
1785.  —  ( 'ameralistik  für  den  Landadel,  Hof 
1784.  —  Propositionen  bei  einem  allgemeinen 
reichswissenschaftlichen  Convent,  Träume  eines 
Patrioten,  1788.  —  Teutschland  muss  einen 
Kaiser  haben!  1788.  —  Gedächtnissrede  auf  den 
Kaiser  Joseph  den  Zweiten,  gehalten  in  der 
Freiherrlich  von  Soden'schen  Kirche  zn  Sattel- 
dorf nnd  Neidenfels.  Manuscript  für  Freunde. 
(Ohne  Druckort)  1790.  —  Betrachtungen  über 
den  deutscheu  Reichstag.  (Pseudonym  nnd 
ohne  Ortsangabe  erschienen)  1789.  —  [ 
Zeit  eines  deutschen  Zwischenreiches 
Reichsständen  au  der  Staatsverfassui 
lands  etwas  geändert,  oder  welches  eben  so  viel 
ist,  etwas  Neues  hinzugethan  werden?  Ge- 
im  Mai  1790.    (Pseudonym,  ohne 
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Ortsangabe.)  (Im  verneinenden  Sinue  vom  Ver- 
fasser erörtert.)  —  Von  den  Versuchen  den 
Erzhausen  Oesterreich,  die  deutsche  Kaiserwurde 
erblich  zu  machen  (Pseudonym  ohne  Ortsan- 
gabe), 1790.  —  Zu  weiterer  Betrachtung  hin- 
geworfene Gedanken  über  die  Frage :  Wer  kann 
Kaiser  werden?  1790.  (Plaidirt  Besonders  für 
die  Uebertragung  der  deutschen  Kaiserwürdc 
an  den  Cburfürsten  Friedrich  August  von 
Sachsen.)  —  Germaniens  Schutzgeist  an  Leopold 
den  Zweiten.  Pendant  zn  der  »Schrift  :  Deutsch- 
land muss  einen  Kaiser  haben !  (Ohne  Ortsan- 
gabe) 179U.  —  Von  dem  anmasslichen  Rechte 
eines  Reichsverwesers  Reiehsvikarintskommis- 
saricn  zu  den  deutschen  Bischofswahlen  zn 
schicken.  (Ohue  Ortsangabe)  1790.  —  Cosmo- 
politische  Briefe  über  den  verschiedenen  Ge- 
brauch de*  allgemeinen  Staatsrechtes  bei  den 
neueren  Auftritten  in  Europa  überhaupt,  und 
in  Deutschland  insbesondere,  Krankfurt  und 
Leipzig  1790.  —  Gedaukcn  die  Fordeningen 
der  Stände  des  Fränkischen  Kreises  an  die  Krone 
Frankreichs  wegen  der  während  dem  letzten 
Roichskrieg  für  die  Königlich  Französische 
Armee  geleisteten  Foiirage-  und  anderen  Xatu- 
rallieferungen  betreffend.   Mit  Beilagen  1—10, 

1792.  —  Ueber  Nürnbergs  Finanzen.  1.  Abscbn., 

1793.  —  Antrag  au  die  EigeuthUiner  im  preußi- 
schen Wildbannbezirk  in  Frauken,  eine  Ueber- 
einkunft  wegen  gänzlicher  Wegschicssung  des 
Wildprets,  1793.  —  Die  Spanier  in  Peru  und 
Mexiko.  2  Bände.  Berlin  1794  und  179(5. 
(Dieses  geschichtliche  Werk  des  Verfassers  ist 
auch  von  national-ökonomischem  luteresse,  weil 
es  die  Staats-  und  Kegierungsgeschiehtc  der 
Inkas  eingehend  behandelt.)  Älethia;  Ideen. 
Leipzig  179(5.  —  Die  Franzosen  in  Franken 
im  Jahre  171*6.  Nürnberg  1797.  —  Das  agrari- 
sche Gesetz;  Beweis  der  Notwendigkeit  eines 
Ackergesetzes  zur  Verhütung  der  Staatsura- 
wälzungen,  Augsburg  1797.  —  Die  Mythologie 
der  Christus-Religion!  Ideen  zu  deren  Verede- 
lung, Osnabrück "  1800.  (Bebandelt  namentlich 
die  moralische  Seite  der  Religion  in  ihrem  Ein- 
flnss  auf  den  politischen  Zustand  der  Gesell- 
schaft.) —  Die  Staatshaiishaltnng ,  Erlangen 
1812.  Zwey  Nazional-ökonomische  Ausführun- 
gen: 1)  Das  idealische  Getraid-Magazin ;  2)  die 
Nazionnl-Uypotheken-Bank.  Als  Anhang  zu 
Band  1  resp.  Band  2  der  Nazioual-Ockonomie, 
Leipzig  1813.  —  Johann  Philipp  Palm,  Buch- 
händler zu  Nürnberg.  Auf  Napoleons  Befehl 
hingerichtet  zu  Braunau  den  26.  August  1806. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  letztern  Jabr- 
zehnds.  Der  theilnehmenden  Menschheit  und 
insbesondere  den  edlen  Woblthäteru  gewidmet 
von  der  Palmischen  Familie,  Nürnberg  1814.  — 
Ueber  Produktensteuer,  1817.  —  Die  Theucrung 
vom  Jahr  1816.  Versuch  einer  Darstellung  der 
Quellen  dieser  Thcuerung  und  der  ohufehlbareu 
Mittel,  deren  Wiedererscheinung  auf  immer  zu 
verhüten.  Bcylagc  zum  1.  Band  der  Nazional- 
Oekonomic.  Leipzig  1817.  (Befürwortet  die  Er- 
richtung staatlicher  „idealischer"  Getreidema- 
gazine, d.  i.  Verpflichtung  der  Grundbesitzer 
und  Produzeuten  zur  Hakung  von  Vorräten.) 
—  Ueber  die  Verfassungsnrkunde  des  König- 
reich« Bayern,  Nürnberg  1818.  —  Der  bayrische 
Landtag  vom  Jahre  1819.  Mit  einer  angefügten 
Betrachtung  über  das  Münzweseu.  —  Plan  zur 
Errichtung  einer  polytechnischen  Schule,  1820. 


—  Entwurf  zu  einer  Sparkasse,  1820.  —  Der 
Maximilians-Canal.   Ueber  die  Vereinigung  der 
Donau  mit  dem  Main  und  Rhein,  Nürnberg 
1822.   Mit  Karte.  —  Entwurf  eines  allgemeinen 
Kreditvereins  für  die  grösseren  Gutsbesitzer 
im  Königreich  Bayern,  1823.  —  Ideen  über  die 
Mittel,  das  Sinken  des  Preisses  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse,  also  auch  des  Grund- 
eigentums zu  hemmen,  und  jenem  und  diesem 
Stetigkeit  zu  sichern,  Nürnberg  1825.  (Diese 
I  Schrift  entwickelt  zugleich  die  Ansichten  des 
>  Verfassers  über  das  Mttnzwcsen,  insbesondere 
über  das  Geld  als  Tauschmittel.)  —  Bemerk  un- 
!  gen  über  die  Wellmerschc  Schrift:  Was  haben 
1  wir  Bayern  von  der  jüngsten  Thronveräuderung 
•  zu  erwarten?,  Bamberg  1826.  —  Ueber  anno- 
narische  Gesetzgebung,  1827.  —  Die  Todesstrafe, 

;  i83i. 

v.  Soden  veröffentlichte  viele  Aufsätze  in 
;  den  von   ihm   selber   herausgegebenen  Zeit- 
schriften:  „Der  Französische  Merkur",  Osua- 
'  brück  1800—1804.   8  Bde.  —  „Zeitung  für 
Damen".  1803.  -  .Deutschlands  Anmalen''  des 
Jahres  1794,  I.  Bd.,  Wien  1796.  —  „Cbaroir, 
Beilage  zur  Bamberger  Politischen  Zeitung, 
,1798.        Ferner  veröffentlichte  er:  In  Gir- 
jtanners  „Politischen  Annalen",  1793. 
■  S.  87—94 :  Sollte  nicht  Teutschland  Etwas  für 
'  seine  grossen  Männer  thun  ?   Ein  patriotischer 
Vorschlag:  1794,  St.  6:   Patriotischer  Wuusch 
bei  Gelegenheit  der  Aufstellung  einer  eigeneu 
!  Reichsarme«.  —  In  Ilartlebens  .All gem. 
I  Justiz-   und    Polizei-Blättern-,  1810. 
Nr.  113:  Ein  Wort  über  Preisvermindernug  des 
Getreides  uud  des  Grund-Eigenthums  und"  über 
Papier-Münze.  —  Aufsätze  in  Wielands  „Deut- 
schem Merkur",  den  Berliner  „Ephemeriden-. 
Richhards  „Theaterkalcnder"*,  Zsckokkes  „Mis- 
cellcn",  sowia  Recensionen  in  der  „Erlanger 
Litteratnr-Zeitung"  etc. 

Vgl.    über   Julius    Graf    v.  Soden: 
Heinrich  Wilhelm  Ororae,  Ideen  veran- 
lasst durch  die  Einleitung  zur  National-Oeko- 
nomie  des  Heim  Grafen  Julius  v.  Soden.  Dem 
Letzteren  zur  Prüfung  vorgelegt.  Leipzig  1807.  — 
J  J.  F.  E.  Lötz,  Prüfung  des  von  Sodenschen 
i  Systems  in  der  ..Jenaer  Literatur-Zeitung". 
( 1812.  Stück  50  und  51  und  des  3.-7.  Teiles  "in 
der  ..Hallischen  Literatur-Zeitung",  1818.  Er- 
gänzungsblatt,   St.     126  ff.    — '  Derselbe. 
Handbuch  der  Staatswirtschaftslehre,  II.  Aufl., 

1.  Bd.  (1837),  S.  137.  —  G.  Gross  in  der 
„Deutschen  Biographic-,  Bd.  34,  S.  532  ff.  — 
Göttingischc  Gelehrte  Anzeigen.  Jahrg. 
1793,  1795.  1817,  1821—1831.  -  Nener  Ne- 
krolog der  Deutschen.  Jahrg.  1831.  I. 
Theil,  S.  624.  Ilmenau  1833.  —  Meusel.  Ge- 
lehrtes Teutschland,  5.  Aufl.,  Bd.  VII,  X,  XI, 
XV.  —  Sc hmit thenner.  Zwölf  Bücher  vom 

I  Staat,  I,  S.  145,  146.  —  Karl  Murhard, 
Ueber  Geld  uud  Münze  überhaupt  und  in  be- 
sonderer Beziehung  auf  das  Königreich  West- 
falen, Cassel  und  Marburg  1809.  (Kritik  von 
Sodens  „Nazional-Hypotheken-Bank",  s.  o.i  — 
K.  H.  L.  Pölitz.  Die  Staatswissenschaften, 

2.  Aufl.,  2.  Theil,  Leipzig  1827,  S.  51  ff.  — 
Karl  Heinrich  Rau,  Grundsätze  der  Volks- 
wirtschaftslehre, 8.  Aufl.,  I.  Bd.,  Leipzig  nnd 
Heidelberg  1868,  5.  58.  —  Derselbe,  Archiv 
der  politischen  Oekonomie,  I.  Bd..  Heidelberg 
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1&35,  S.  80.  —  Herrmann  Wagener,  Stnats- 
nnd  Gesellschafts-Lexikon,  19.  Bd.,  Beriin  1867. 

—  Ave-Lallenient,  Der  Grundriss  des 
v.  Sodensehen  Polizeisystems  {in  seinem  Werke : 
Physiologie  der  deutschen  Polizei.  Leipzig  1882. 
S.  139—150).  —  Wilhelm  Roscher.  Syst.  I, 
g§  6,  9.  51,  92,  129.  194,  212;  II.  53,  63,  135, 
190;  III,  65,  135;  IV,  8.  61.  99,  124.  -  Der- 
selbe, Gesch.  d.  Nat.,  S.  656,  668,  674,  847. 

—  Julius  Kantz.  Theorie  und  Geschichte 
der  National-Oekonomik,  Bd.  I,  Wien  1858,  & 
38,  40,  176,  289,  304.  329,  353,  360;  Bd.  II, 
Wien  1860,  S.  481,  484,  486,  622.  —  Maurice 
Block,  Les  Progrea  de  la  Science  Economique 
depuis  Adam  Smith,  Paris  1890,  Bd.  II.  S.  384, 
Karl  W aIcker,  Handbuch  der  Nationalöko- 
nomie, L  Bd.  i  Leipzig  1882).  B  97;  II.  (1883i, 
S.  6,  §§  28,  35,  57.  106 ;  V.  (1884),  §  57.  — 
Robert  v.  M oh  1,  Geschichte  und  Litteratur 
der  Staatswissenschaften.  Bd.  II.  Erlangen  1856, 
S.  359. 

Schmidt. 


Sörgel,  Ernst  August, 

geb.  am  10.  VIII.  1763  in  Schmiedehansen  hei 
t'amburg  (damals  zum  Osterland  und  zum 
Herzogtum  Sachsen-Gotha  uud  Altenburg,  jetzt, 
zu  Sachsen-Meiningen  gehörig),  gest.  am  5.  VII. 
1842  zu  Rüdersdorf,  studierte  in  Jena  Theologie 
und  Philosophie,  erwarb  die  philosophische  Ma- 
gisterwürde  in  Wittenberg  und  wurde  1793 
Pfarrer  zu  Röpsen  bei  Geni  (Ronnebnrger 
Diöcesei,  daun  1806  Pfarrer  zu  Rüdersdorf  bei 
Gera. 

Sörgel  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Ge- 
schichte der  letzten  Bauemunruhen  in  Kur- 
sachsen, Mainz  17i>2.  —  Memorial  an  Se.  kur- 
fürstliche Durchlaucht  von  Sachsen  in  betreff 
des  dem  Verderben  nahen  Manufaktur-  nnd 
Handelswesens,  Gera  1801.  —  Geschichte  nnd 
Statistik  des  spanischen  Amerika.  Teil  I  (ein- 
ziger), Ronneburg  1821.  Von  1801  bis  29.  VI. 
1802  redigierte  Sörgel  von  Röpsen  aus  die 
„Neue  privilegierte  Geraer  Zeitung-. 

In  seinem  Memorial  von  1801  über  die  un- 
günstige Lage  der  Textilindustrie  von  Kur- 
sachsen macht  sich  Sörgel  zu  einem  Vorläufer 
Lists,  indem  er  gelegentlich  des  Schutzes,  den 
er,  namentlich  England  gegenüber,  für  die  be- 
drängte einheimische  Industrie  in  Anspruch 
nimmt,  der  handelspolitischen  Maxime  Ausdruck 
giebt,  den  Handelszwang  durch  Errichtung  von 
Einfuhrzöllen  auf  englische  Textilfabrikate  und 
durch  Ausfuhrzölle  auf  sächsische  Kammgarne 
und  Wollen  bis  zum  Ablaufe  der  Kinderjahre 
der  zu  schützenden  Industrie  aufrecht  zu  er- 
halten. 

Vgl.  über  Sörgel:  Hamberger  u.  Meu- 
sel,  Gelehrtes  Deutschland,  5.  Ausgabe,  Bd. 
VII,  Lemgo  175*8,  S.  535,  Bd.  XV,  ebd.  1811, 
S.  493.  —  Kirchengalerie  des  Herzogt.  Sachsen- 
Alteuburg  (o.  J.).  —  W  est  phal,  Jubiläums- 
blatt der  Fürst!.  Reims.  Geraer  Zeitung,  Gera 
1895,  8.  9. 

Lippert. 


Soetbeer,  (Georg)  Adolf, 

ward  geboren  am  23.  XL  1814  als  Sohn  eines 
wohlhabenden  Kaufmanns  zu  Hamburg,  studierte 
Philosophie  und  Geschichte  in  Göttingen  und 
Berlin  und  promovierte  1837  in  Göttingen  mit 
einer  Schrift:  „Das  mythische  Element  in  den 
Werken  des  Euripides"  (de  mythico  argnmento 
Euripides  Snpplicnm),  nachdem  er  kurz  vorher 
seine  erste  Schrift:  „Versuch,  die  Urform  der 
Hesiodeiueken  Theogonia  nachzuweisen"  ver- 
öffentlicht hatte.  Soetbeer  kehrte  nach  seiner 
Vaterstadt  zurück,  um  dort  mehrere  Jahre  als 
Kandidat  des  höheren  Schulamts  am  Johanneum 
Unterricht  zu  erteilen,  wurde  dann  durch  einen 
Verwandten  zufallig  angeregt,  Studien  Uber  die 
Stader  Zoll  Verhältnisse  zu  machen,  deren  Er- 
gebnisse er  in  einer  Schrift  über  den  „Stader 
Zoll-'  (s.  u.)  1839  veröffentlichte.  Mit  dieser 
Schrift  begründete  Soetbeer  seinen  volkswirt- 
schaftlichen Rnf,  wurde  auf  Grund  derselben 
1840  als  Bibliothekar,  dann  1843  als  Sekretär 
und  t'onsulent  der  Hamburger  Kammerdeputa- 
tiou  (spätere  Handelskammer)  angestellt.  In 
dieser  Stellung  begründete  Soetbeer  1840—1846 
die  noch  heute  mustergiltige  Hamburgische 
Handelsstatistik  (s.  n  ),  deren  Erscheinen  (in  3 
Bänden)  ihm  die  juristische  Doktorwürde  der 
Universität  Kiel  einbrachte.  Im  Jahre  1848 
nahm  Soetbeer  am  Vorparlamente  in  Frankfurt 
teil.  Als  Kammerconsulent  wirkte  er  darauf 
1850  in  Magdeburg  und  1858  sowie  1861— 18t>3 
in  Hamburg  mit  an  den  Revisionsarbeiten  der 
Elbschiffahrtsakte,  welche  1863  zur  Beseitigung 
der  Elbzölle  (mit  Ausnahme  der  in  Wittenberge) 
führten.  Im  Jahre  1S46  war  Soetbeer  zuerst 
an  das  Studium  der  Währungsfrage  ge- 
treten, in  seiner  geschichtlich  wertvollen  „Denk- 
schrift über  Hamburgs  Münzverhältnisse"  (a.  n.). 
welcher  eine  grosse  Reihe  weiterer  Schriften 
über  Währungs-  und  Handelspolitik  folgten. 
Durch  die  mit  Anmerkungen  versehene  Ucber- 
setzung  von  John  Stuart  Mills  „Grundsätze  der 
Politischen  Oekonomie",  1850-  1852  (s.  u.j,  welche 
eine  Anzahl  Auflagen  erlebte,  bewies  er  seine 
Beherrschung  des  gesamten  volkswirtschaftlichen 
Gebietes,  welche  er  durch  seine  dauernde  Mit- 
wirkung an  den  (1859  gegründeten)  volkswirt- 
schaftlichen Kongressen  nnd  den  -deutschen 
Haudelstagen"  praktisch  bethätigte.  Seine  wisseu- 
schaftliche  Bedeutung  fand  ihre  äussere  An- 
erkennung, indem  er  1872  nach  seiner  freiwil- 
ligen Uebersiedelung  nach  Göttingeu  vou  der 
preussischen  Regierung  zum  Geheimen  Regie- 
rungsrate und  Honorarprofessor  an  der  Univer- 
sität Göttingen  ernannt  wurde,  an  welcher  er 
während  mehrerer  Semester  Vorlesungen  hielt 
und  daun  bis  zu  seinem  Ende  in  stiller  Zurück- 
gezogenheit seinen  wissenschaftlichen  Studien 
oblag.  Iu  der  Nacht  vom  22.  bis  zum  23.  X. 
1892  erlag  Soetbeer  kurz  vor  Beendigung 
78.  Lebensjahres  einem  plötzlichen  Tode. 

war  ein  Muster  au  Fleiss  und  Aus- 
daner  in  Bezug  auf  seine  litterarische  Thätig- 
keit.  Die  Zahl  seiuer  selbständigen  Schriften 
auf  den  Gebieten  der  Handels-,  Steuer-,  Ein- 
kommens-, Bank-  und  MUuzpolitik  beträgt  über 
hundert,  die  wichtigsten  derselben  sind  unten 
aufgeführt.  Ausserdem  wirkte  Soetbeer  auf- 
klärend auf  das  grosse  Publikum  durch  seine 
Mitarbeiterschaft  an  zahlreichen  Zeitungen  und 
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Fachbin  tteni  and  dadurch  vor  bereitend  und  för- 
dernd für  die  neuere  deutsche  Wirtschaftspolitik. 
Auf   dem  Gebiete   der  Währungspolitik 
darf  Soetbeer  als  die  grö&ste  Autorität  be- 
trachtet werden,  insbesondere  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Edelmetall-  und  Münzstati  stik.  Er; 
•war  der  unermüdliche  Vorkämpfer  für  die  E  i  n  - 
führnng  der  Goldwährung  in  Deutsch- 
land, welche  er  schon  1860  auf  dem  deutschen 
Handelstage  zu  Heidelberg  zuerst  forderte.  Man  i 
hat  ihn  den  Vater  der  deutschen  Goldwährung ! 
genannt,  und  ihm  ward  1873  die  Genugthuung, ' 
ihre  Annahme  in  Deutschland  zu  erleben.   Da  1 
Soetbeer  namentlich  in  seinen  letzten  Jahren 
das  fortgesetzte  Sinken  de»  «Überpreise«  für 
einen  wirtschaftlichen  Schaden  ansah,  beabsich- 
tigte er  der  Brüsseler  und  der  Chicagoer  Müuz- 
konferenz  Vorschlüge  zu  unterbreiten,  welche 
innerhalb  des  Rahmens  der  Gold  Wäh- 
rung der  Silberprägung  grösseren  Spielraum 
gestatten    sollten.     In  volkswirtschaft- 
licher Beziehuug  gehört  Soetbeer  zu  den  her- 
vorragendsten Vertretern  der  deutschen  Frci- 
han  delspartei  und  zu  den  Bekämpfern  des 
Staatssozialismns. 

Die  wichtigsten  Schriften  und  Abhandlungen 
Soetbeers  Uber  Gold-  undWährnngswesen 
sind,  chronologisch  aufgeführt,  die  folgenden: 
Denkschrift  über  Hamburgs  Münzverhältnisse. 
Hambnrg  1846.  —  Erscheint  rine  Belehnung 
auf  Gold  abwiten  der  Bank  zweckmässig  und 
unbedenklich?  Hamburg  18«).  —  Andeutungen 
in  Bezug  auf  die  vermehrte  Goldproduktion  und 
ihren  Einfluss.  Nebst  einer  lithogr.  Tabelle, 
Hamburg  1852.  Beiträge  zur  Erörterung  der 
Goldfrage.  I  VIII.  -  Zur  Goldfrage,  f—  II, 
Hamburg  1854.  —  Beiträge  und  Materialien 
zur  Beurteilung  von  Geld-  und  Bankfragen  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Hamburg.  Hamburg 

1855.  —  Denkschrift,  betreffend  die  Einführung 
der  Goldwährung  in  Deutschland  mit  besonderer 
Röcksicht  auf  die  Hamburger  Bankvaluta.  Aus- 
gearbeitet im  Auftrage  der  Kommerzdeputation 
in  Hamburg,  Hamburg  185«.  —  Das  Gold.  Eine  ; 
geschichtliche  und  volkswirtschaftliche  Skizze,  j 
(Aus  Brockhans'  Gegenwart,  Bd.  14.)  Leipzig 

1856.  —  Silberströmungen  nach  Ostasien.  —  E>ie  ] 
Fortschritte  der  Goldwährung  seit  dem  Jahre 
1848.  —  Vorschlag  zu  einer  deutschen  Gold- 
währung, Bremen  1856.  —  Die  Silberfrage  I  bis 
IV,  Bremen  1857.  —  Ueber  die  deutschen  Münz- 
verhältnisse, Bremen  1859.  —  Ansichten  auf] 
ein  gleichiuässiges  Geldwesen  in  den  Hanse-  \ 
städten  und  im  übrigen  Deutschland,  Bremen  I 
1860.  —  Zur  Frage  der  deutschen  Münzeinheit,  I 
mit  besonderer  Rücksicht  anf  die  abweichenden  j 
Währungen  in  Hamburg  und  Bremen.    Für , 
den  deutschen  Handelstag  als  Manuskript  ge- ; 
druckt,  Heidelberg,  Mai  1861.  —  Beiträge  zur, 
Geschichte  des  Geld-  und  M  Unzwesens  in  Deutsch- , 
land,  Göttingen  1861,  1862  und  1864.  —  Die 
Goldfrage  und  deren  Einfluss  auf  das  Münz-  j 
wesen  der  handeltreibenden  Länder.  (Zeit. «ehr. ! 
f.  Staatsw.,  Bd.  18.)   Tübingen  1862.  —  Gold- 1 
Währung  und  deutsche  Münzverhältnisse.  (Viertel- 1 
jahrsschrift  f.  Volksw.,  Bd.  3  u.  4.)  Berlin  1863.  | 
—  Memorandum,  betr.  die  MUnzverhältnisse  in 
Hamburg,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Scheide- 
münze, Juni  1864.  -  Der  Silberabflnss  nach 
Ostasien.     (Aus  Vicrteljahrsschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Jahrgang  II,  Bd.  1.  S.  170-192.) 


Berlin  1864.  —  Goldwährung  und  deutsche 
Münzverhältnisse.  Anlage  zu  einem  Rund- 
schreiben de«  Ausschusses  des  deutschen  Handels- 
tages, Berlin  1864.  —  Produktion  der  Edel- 
metalle während  der  Jahre  1849—1863.  (Viertel- 
jahrsschrift f.  Volksw.)  Berlin  1865.  —  Zu- 
sammenstellung der  Erklärung  von  35  deutschen 
Handelskammern  in  betreff  der  GoldausraUnzung 
in  Deutschland.  Herausgegeben  im  Auftrage 
des  bleibenden  Ausschusses  des  deutschen  Han- 
delstages, Berlin  1865.  —  Die  Hamburger 
Bank  1819—1866.  Eine  geschichtliche  Skizze. 
(Vierteljahrsschr.  f.  Volksw.)  Berlin  1866.  — 
Die  Münzveränderung  in  Schleswig-Holstein  und 
Hamburgs  Stellung  hierzu.  Hambnrg  1867. 
Lith.  —  Denkschrift,  betr.  die  deutsche  Münz- 
einigung anf  Grundlage  durchgängiger  Dezimal- 
teilung und  durch  rebergang  zur  Goldwährung. 
Den  hoheu  deutschen  Regierungen  überreicht 
vom  bleibenden  Anssrhuss  des  deutschen  Han- 
delstages, Berlin  1868:  dieselbe,  in  revidierter 
und  vervollständigter  Fassung  abgedruckt  in 
Hirths  Annalen  d.  D.  R.,  1869.  —  Bedenken 
gegen  die  sogenannte  Doppelwährung.  Der 
Üebergang  zur  Goldwährung  in  Deutschland. 
Bremen  1869.  —  Bericht  über  die  l>evorstehende 
Mlluzreform:  gegen  die  vorgeschlagene  Doppel- 
währung und  für  die  reine  Goldwähraug.  Ver- 
handlungen des  12.  Kongresses  deutscher  Volks- 
wirte zu  Lübeck  im  August  1871,  Berlin  1872. 

—  Eingabe  des  bleibenden  Ausschusses  des 
deutschen  Handelstages  an  deu  Bundesrat  des 
Deutschen  Reichs,  betr.  die  Münzreform,  vom 
17.  X  1871,  Berlin  1871.  -  Münzpolitische 
Aufsätze  1—4.  (Bremer  Handelsblatt,  Januar 
bis  April.)  Bremen  1872.  —  Die  Hamburger 
Bankvaluta  in  ihren  Beziehungen  zur  allge- 
meinen deutschen  MUnzreform.  Hamburg  1872. 

—  Statistische  Uebersichten  der  Gewinnung, 
Verteilung  und  der  gegenseitigen  Wertverhält- 
nisse  der  Edelmetalle  in  deu  Jahren  1851—1870, 
Berlin  1872.  —  Uebersicht  der  Litterarur  Uber 
die  deutsche  Münzfrage  in  den  Jahren  1869  bis 
1872,  Leipzig  1873.  —  Deutsche  Münz  Verfassung. 
Mit  Erläuterungen  versehen.  Erlangen  1874  uud 
1876.  —  Die  Wcrtrelation  der  Edelmetalle. 
Eine  wirtschaftliche  Skizze.  (Hirths  Annalen.) 
Leipzig  1875.  —  Memorandum,  betr.  Ausprä- 
gung von  Handclspiastem  ans  feinstem  Silber 
für  den  Orient.  (Preuss.  Jahrb.  Bd.  38.)  Berlin 
1876.  —  Die  Prägung  von  Handel  spiastern  aus 
feinstem  Silber,  vom  8.  I.  1878.  Nachtrag  zu 
vorstehendem  Memorandum.  Als  Mannskript 
gedruckt,  Güttingen  1878.  —  Zur  Kritik  der 
bisherigen  Schätzungen  der  Edclmetallprodnk- 
tion.  (Preuss.  Jahrb.,  Bd.  41.)  Berlin  1878.  - 
Edelmetallproduktion  und  Wertverhältnis  zwi- 
schen Gold  und  Silber  seit  der  Entdeckung 
Amerikas  bis  zur  Gegenwart.  Mit  3  Tafeln 
graphischer  Darstellungen.  Gotha  1879.  —  Die 
hauptsächlichen  l*roblerae  der  Währungsfrage. 
Eine  Denkschrift.  (Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat.  N.  F., 
Bd.  1.)  Jena  1880.  —  Die  Goldwährung  in 
Deutschland:  ihr  Ursprung  und  ihre  Beziehungen 
zur  allgemeinen  SUberfrage.  (Preuss.  Jahrb.. 
Bd.  45.)  Berlin  1880.  —  Die  Währungsfrage 
im  deutschen  Handelstage,  Berlin  1881.  —  Die 
Wirkungen  der  Silberentwertnng.  Eine  Denk- 
schrift. (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F..  Bd.  8.) 
Jena  1884.  —  Geldumlauf  in  Deutschland.  (Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F.,  Bd.  8.)    Jena  1884.  — 
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Gegenwärtiger  Stand  der  Währungsfrage  nnd 
die  Zukunft  des  Silbers.  (Vierteljahrsschr.  f. 
Volksw.  n.  Kolturgesch.,  Jahrg.  22.  Heft  2.) 
Berlin  1886.  —  Materialien  zur  Erläuterung 
und  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Edelmetall- 
Verhältnisse  und  der  Währungsfrage.  Heraus- 
gegeben vom  Vorstande  des  Vereins  zur  Wah- 
ruug  der  wirtschaftlichen  Interessen  von  Handel 
und  Gewerbe,  Berlin  1885  :  2.  vervollständigte 
Ausgabe,  Berlin  1886.  —  Graphische  Darstel- 
lungen in  Bezug  auf  die  Silberfrage.  Ange- 
fertigt auf  Grund  der  zweiten  vervollständigten 
Ausgabe  der  (vorgenannten)  ,MaterialienJ,  Berlin 
1886.  Englische  Uebersctzung,  London  1887, 
und  Washington  (Ubersetzt  von  Taussig)  1887; 
französ.  Uebersctzung,  Nancy  1889.  —  Denk- 1 
schrift,  betr.  die  Beseitigung  der  österreichischen 
Thaler  vom  10.  III.  1887.  —  Desgl.  vom  12. 
VIII.  1889.  —  Edelmetallirewinnnng  und  Ver- 
wendung in  den  Jahren  1881-1890.  (Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.  3.  F.,  Bd.  1.)  Jena  1891.  - 
Literaturnachweis  über  Geld-  nnd  Mttuzweseu. 
insbesondere  über  den  Währungsstreit  1871  bis 
1891.  Mit  geschichtlichen  und  statistischen  Er- 
läuterungen, Berlin  1892.  i  Dieser  Literatur- 
nachweis erstreckt  sich  von  der  Mitte  des 
sechzehnten  Jahrhunderts  bis  auf  die 
Gegenwart.)  —  Ausserdem  zahlreiche  Aufsätze 
über  den  Währungsstreit,  die  .Silberfrage,  die 
Geldverhiiltnisse,  die  Bnnkfrage  nnd  verwandte 
Gegenstände  im  Deutschen  Handelsblatt  1875 
bis  1883;  in  der  Hamburger  Börsenhalle  1869. 
1871,  1873.  1876--1881,  1885,  1887,  1889;  in  der 
Wiener  .Neuen  Freien  Presse"  1875—1877, 
1879—1887,  1889—1891:  in  den  „Münchener 
Neuesten  Nachrichten-'  1888  -1891);  in  dem 
.Gothaer  Alinanaeh". 

Die  übrigen,  meistens  einen  volks- 
wirtschaftlichen Charakter  tragen- 
den wichtigsten  Schriften  und  Auf- 
sätze Soetbeers  sind,  chronologisch  aufge- 
führt, folgende:  Des  Stader  Elbzolls  Ursprung, 
Fortgaug  nnd  Bestand.  Eine  publizistische  Dar- 
stellung, Hamburg  1839.  —  Hiuts  from  Ham- 
burg resp.  the  Stade  Jnly,  Hamburg  1839.  — 
E.  W.  Fischer  und  Ad.  Soetbeer,  Grie- 
chische und  römische  Zeittafeln.  In  3  Liefe- 
rungen, Altona  1840.  —  Ueber  Hamburgs  Handel, 
Hamburg  1840.  —  Statistik  des  Hamburgischen 
Handels,  1839—1841.  (Ueber  Hamburgs  Handel. 
Erste  Fortsetzung),  Hamburg  1842:  desgl.  1842 
bis  1844.  Dritter  Teil,  Hamburg  1846.  —  Einige 
Bemerkungen  über  den  am  10.  XII.  1816  der 
Bürgerschaft  vorgelegten  Entwnrf  zu  einer  revi- 
dierten Musterrolle.  Hamburg  1847.  —  Denk- 
schrift in  betreff  des  Elbverkehrs  und  der  Elb- 
zölle. (Im  Auftrage  der  Handelsvorstände  der 
Elbstädte  erfolgt.)  Hamburg  1847.  —  Entwurf 
zu  einem  Zolltarife  für  das  vereinte  Deutschland. 
Ausgearbeitet  und  mit  Motiven  versehen  in  Ge- 
mässheit  der  Beratungen  der  in  Frankfurt  a  M. 
versammelt  gewesenen  Abgeordneten  des  Hau- 
delsstaudes,  November  1848.  Frankfurt  a  M.  1848. 
—  .Schiffahrtsgesetze,  sowie  Handels-  und  Sehiff- 
fahrtaverträge  verschiedener  Staaten  im  Jahre 
1847,  Hamburg  1848.  —  Die  deutsche  Handels- 
und Zoll  Verfassung  und  das  Freihafensvstem. 
Mit  besonderer  Bücksicht  auf  Hamburg,  Frank- 
furt a  M.  1848.  —  Vermischte  volkswirtschaft- 
liche Aufsätze,  1.  Heft.  Hamburg  1850.  —  Ham- 
burger nnd  Bremer  Handels-  und  Schiffahrts- 


verkehr und  statistische  Notizen  über  den 
Leinenhandel  in  Hühners  Jahrbuch  f.  Volksw. 
n.  Stat.,  Bd.  I,  Leipzig  1852.  —  Ueber  deu 
Einfluss  der  neueren  Reformen  in  der  britischen 
Handelsgesetzgebung  auf  Deutschland  (Hübners 
Jahrbuch,  II.  Jahrg.).  —  John  Stuart  Mills 
Grundsätze  der  politischen  Oekonomie  nebst 
einigen  Anwendungen  auf  die  Gesellschafts- 
wissenschaft. Aus  dem  Englischen  mit  Zusätzen 
von  A.  Soetbeer,  2  Bde.,  Hamburg  1852.  4. 
Ausgab.-  in  3  Bdn.,  Leipzig  1881.  —  Graphische 
Darstellung  von  Schwankungen  der  Getreide- 
preise. Nebst  einem  Blatte  erläuternder  Nach- 
weisuugen,  Hamburg  1854.  —  Die  volkswirt- 
schaftliche  Bedeutung  der  Wechselkurse  und 
der  Wechselkurs  zwischen  Hamburg  nnd  London 
in  den  40  Jahren  von  1816 — 1855  ^Germania", 
Heidelberg  1856,  Nr.  12  u.  13).  —  Graphische 
Darstellung  der  Jahresdurchschnittspreise  von 
Weizen  in  England  und  Frankreich,  sowie  vou 
Weizen.  Roggen  nnd  Kartoffeln  im  preussischen 
Staate  in  den  Jahren  1816— 18Y7.  Hamburg 
1858.  —  Beiträge  zur  Statistik  der  Preise,  Ham- 
burg 1858.  —  Elbe  Tolls.  Memorandum.  With 
appendix  and  a  map,  Uamburgh,  March  1858. 

—  Sammlung  offizieller  Aktenstücke  in  Bezug 
auf  Schiffahrt  und  Handel  in  Kriegszeiten,  2  Bde., 
Hamburg  1855  und  1866;  dasselbe  Werk,  Nach- 
trag I,  II,  Hamburg  1857,  1859.  —  Neue  Samm- 
lung offizieller  Aktenstücke  in  Bezug  auf  Schiff- 
fahrt  und  Handel  in  Kriegszeiten.  1.— 3.  Heft, 
Hamburg  1859—1862.  —  Die  Elbzölle.  Akten- 
stücke und  Nachweise,  1814— 1859,  nebst  einer 
Kinleitung  über  die  Flussschiffahrtsbestimmungen 
der  Wiener  Kongressakte  und  die  Elbzollfrage, 
Leipzig  18H0.  —  Die  hamburgische  Seemanns- 
kasse und  das  Seemannshaus,  Hamburg  1863. 

—  Denkschrift  betr.  den  Abschlnss  eines  Handels- 
und  Zollvertrages  zwischen  den  Staaten  de* 
deutschen  Zollvereins  und  Russland,  Berlin  1H64. 

—  Ueber  die  Ermittelung  zutreffender  Durch- 
schnittspreise. Vierteljahrsschrift  f.  Volksw., 
Berlin  1864.  —  Denkschrift  betr  die  Mängel 
des  Fahrwassers  nnd  sonstige  Schiffahrtshinder- 
nisse  der  Elbe  von  Melnik  bis  Hamburg,  Ham- 
burg 1864.  —  Hamburger  Handelsarchiv.  Samm- 
lung der  auf  Handel  und  Schiffahrt  bezüglichen 
hamburgischen  Verträge,  Verordnungen  und  Be- 
kanntmachungen. 1.  Bd.  von  1857—1864,  2.  Bd. 
1.  Juli  1864  bis  31.  Dezember  1868,  Hamburg 
1857—1868.  —  Bestrebungen  und  Wirksamkeit 
der  Kammerdepntation  in  Hamburg  während 
der  fünfundzwanzig  Jahre  1840—1864,  Hamburg 
1865.  —  Betrachtungen  Uber  das  Staatsschuld- 
wesen  und  dessen  hinfluss  auf  die  Verteilung 
des  Volksvcrmögens.  Vierteljahrsschrift  für 
Volksw ,  Berlin  1865.  —  Rede  zur  Empfehlung 
baldiger  Herstellung  von  Mass-  und  Gewichts- 
einheit in  Deutschland  anf  Grund  des  reinen 
metrischen  Systems.  Gehalten  in  der  2.  Sitzung 
des  dritten  deutschen  Handelstages  am  16.  IX. 

1865,  Berlin  1865.  -  Denkschrift  betr.  Berück- 
sichtigung grosser  nationaler  Handelsinteressen 
bei  der  norddeutschen  Heeresverfassung.  Im 
Auftrage  der  Handelskammer  verfasst,  November 

1866.  -  Die  Hamburger  Bauk  1619-1866. 
Vierteljahrsschr.  f.  Volksw.  1866,  III.  Bd.,  S.  21 
und  1867.  II.  Bd.,  S.  1,  Berlin  1867.  -  Statis- 
tische Zusammenstellungen  in  Bezug  auf  Ein- 
fuhrzölle und  Verbrauchssteuern  in  Deutschland. 
Grossbritannien  und  Frankreich,  Hamburg  1867. 
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—  Denkschrift  der  Handelskammer  zu  Hamburg 
über  Reform  der  Zuckerbesteuernng  im  Zoll- 
vereine, Hamburg,  März  1868  (auch  abgedruckt 
in  Hürths  Anu.  etc ,  I.  Bd.  &  303,  Müncheu 
1868  >.  —  Statistischer  Auszug  und  verschiedene 
Nachweise  in  Bezug  auf  Hamburg«  Handelszu- 
stände  im  Jahre  1807.  Desgl.  im  Jahre  1868. 
Desgl.  im  Jahre  1869,  1870  und  1871.  Zusam- 
mengestellt auf  Veranlassung  der  Handels- 
kammer, Hamburg  18<!8 — 1872.  -  Bemerkungen 
zu  dein  Vorschlage  des  Herrn  £.  Langen  betr. 
Regulierung  der  Zuckerbesteueruiig  etc.,  Ham- 
burg 1869.  Lith.  Graphische  Darstellungen  in 
Bezug  auf  Wertrelation  der  Edelmetalle.  •  Mit 
Erläuterungen.  Hamburg  1869.  Dieselben,  Berlin 
1H69.  —  Memorandum  der  Handelskammer  zu 
Hamburg,  betr.  die  Ausführung  der  Bundesbe- 
kanntmachung  wegen  Prüfung  der  Seeschiffer  etc. 
vom  25.  IX.  1869,  Hamburg,  November  1869. 

—  Nachträgliche  Bemerkungen  zum  Memoran- 
dum. Dezember  1869.  —  Neues  Hamburger 
Handelsarchiv.  Sammlung  etc.  Jahrgange  18t»9, 
1870,  1871.  Herausgegeben  auf  Veranlassung 
der  Handelskammer  in  Hamburg,  Hamburg  1869 
bis  1872.  —  Petition  der  Handelskammer  an 
den  Reichstag,  betr.  Seeschifferprüfungen,  Ham- 
burg, Februar  1870.  —  Fernere  Eingabe  der 
Handelskammer  an  den  Bnndesrat,  betr.  See- 
schifferprüfuogen.  April  1870,  Hamburg  1869 
bis  1870.  —  Au  das  hohe  Zollparlament.  Peti- 
tion der  Handelskammer  in  Hamburg  betr.  Auf- 
hebung der  Ausgangsabgabe  für  Lumpen,  1870. 

Grundzüge,  betr.  Abhilfe  für  einige  haupt- 
sächliche Mäugel  beim  Güterverkehr  auf  den 
deutschen  Eisenbahnen.  (Für  die  betreffende 
Kommission  des  bleibenden  Ausschusses  des 
deutschen  llandclstagcs  als  Manuskript  gedruckt), 
Hamburg  1871.  —  Die  fünf  Milliarden.  (Heft  33 
der  „Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen".}  Berlin 
1872.  -  Notizen  zu  meinen  Vorlesungen  im 
Wintersemester  187273  über  Geschichte  der 
volkswirtschaftlichen  Reformen  in  Grossbritan- 
nien  seit  Anfang  dieses  Jahrhundert«,  Güttingen 
1872.  Als  Mauuskript  gedruckt.  —  Staatliche 
I^eibreuten-  und  Lebensversicherungseinrieh- 
tnngen  durch  Vcrmittelung  der  Postämter  (Ar- 
beiterfreund Bd.  XII,  S.  126).  Berlin  1874.  — 
Die  allgemeinen  Wirtsehaftsznstände  und  die 
Lage  der  handarbeitenden  Klassen  in  Gross- 
britaunien  ( Arbeiterfrenud  Bd.  XII.  S.  439), 
Berlin  1874.  —  Deutsche  Bankverfassung.  Ge- 
setze über  die  Ausgabe  von  Banknoten  etc. 
Hankgesetz.  Statut  der  Reichsbank.  Mit  Er- 
läuterungen versehen,  Erlangen  1S75.  Nach- 
trag, Erlangen  1881.  —  Bemerkungen  über  die 
Handelsbilanz  Deutschlands.  Births  Ann.,  Leipzig 
1876.  —  Das  Gesamteinkommen  und  dessen  Ver- 
teilung im  prenssischen  Staate  (Arbeiterfreund 
Bd.  XIII,  S.  273),  Berlin  1875.  —  Notizen  zu 
Vorträgen  über  die  Lehre  vom  Gelde  und  Kredit, 
Güttingen  1875.  Lith.  —  Dieselben,  Güttingen 
1878-  1879.  Lith.  —  Umfang  nnd  Verteilung 
des  Volkseinkommens  im  prenssischen  Staate 
1872—1878,  Leipzig  1H79.  —  Die  allgemeinen 
Wirtschaftszustände  und  die  Lage  der  hand- 
arbeitenden Klassen  in  Grosshritannien  (1879) 
(Arbeiterfreund  Bd.  XVII,  S.  251».  Berlin  1879. 

Das  Goldland  Osir.  Eine  wirtschaft^geschicht- 
liche  Untersuchung.  Viertel jahrsschr.  f.  Volksw., 
Berliu  1880.  Umfang  und  Verteilung  des 
Len  Volkseinkommens  im  Jahre  1879 


(Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat,  Bd.  XXX1Y,  S.  112)» 
Jena  1880.  —  Bericht  zum  Antrage  des  deutschen 
Handelstages,  betr.  Verbesserung  der  deutschen 
Handelsstatistik,  Berlin  1882.  —  Zur  Statistik 
der  Edelmetalle   in  den   Jahren  1876 — 1880. 
1  Jahrb.  f.  Nat.  u.  SUt.  N.  F.  Bd.  II  u.  III  (1881). 
i  —  Preusaisches  Volkseinkommen  im  Jahre  1881 
(Jahrb.  f.  Nat  u.  Stat.  N.  F.  Bd.  V,  S.  229), 
;  1882.  —  Bemerkungen  über  die  australische 
Goldnrodnktion  (Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat.  N.  F. 
I  Bd.  VII),  1883.  —  Veränderungen  in  der  Zu- 
I  sammensetzung  des  Volkseinkommens  in  Gross- 
j  britannien,  Vierteljahrsschr.  f.  Volksw.,  Jahrg. 
I  1884,  Bd.  I.  —  Die  allgemeine  Wirtschaft  liehe 
Entwicklung  in  Grossbrttannien  (S.-A.  aus  .Der 
'  Arbeiterfreundu,  22.  Jahrg.),  Berlin  1884.  — 
Deutschlands    und    Frankreichs  auswärtiger 
Handel  in  den  Jahren  1876—1885  (Jahrb.  für 
t  Nat.  u.  Stat.  N.  F.  Bd.  XVI),  1886.  —  Zur  Ein- 
kotumenstatistik   von  Preussen,  Sachsen  und 
.  Grossbritaiinien    (Viertel jahrsschr.   f.  Volksw., 
I  Jahrg.  24,  Bd.  IV  und  Jahrg.  25,  Bd.  Ij,  Berliu 
1  1888.  —  Volkseinkommen  im  preussischen  Staate 
1876  und  1888  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F. 
|  Bd.  XVI U,  S.  19),  1889.  —  Veränderungen  im 
I  Niveau  der  allgemeinen  Warenpreise  in  den 
Jahren  1881— 1889  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  N.  F. 
Bd.  21),  Jena  1890. 

Soetbeer  veröffentlichte  ausserdem  zahlreiche 
[kleinere  Aufsatze  in  der  ..Wochenschrift  für 
politische  Oekouomieu,  Hamburg  1850;  in  der 
„Germania",  Heidelberg  1856/57 ;  dem  „Deutschen 
Handelsblatt11,  Berlin;  der  „Hamburger  Borseu- 
halle",  der  Wiener  ..Neuen  freien  Presse",  dem 
„Bremer  Handelsblatte"  sowie  den  „ Güttinger 
gelehrten  Anzeigen"  1872  1877,  Stück  22, 
1879,  Stück  12  und  39).  —  Die  Thätigkeit 
Soetbeers  auf  dem  „Deutschen  Handels- 
tage' a.  Heidelberg  1861 ;  III.  Frankfurt  a^M., 
1865;  IV.  Berlin  1868;  VI.  Berlin  1874)  und 
dem  „  Vo  1  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  K  o  n  g  r  e  s  s  e* 
(II.  Frankfurt  a.M.  1859:  III.  Köhl  1860:  IV. 
Stuttgart  1861;  IX.  Hamburg  1867:  XII.  Lübeck 
|1871;  XV.  Krefeld  1874)  ist  aus  den  {meist 
'  stenographischen)Berichteii  dieser  Körperschaften 
zu  ersehen. 

Vgl.  über  Adolf  Soetbeer:  Viktor 
Böh nie rt,  Adolf  Soetbeer,  ein  echter  Volks- 
!  wirf  und  wahrer  Menschenfreund,  im  „Volks- 
iwohl",  Dresden  1892,  Nr.  44.  -  E.  Blenck, 
1  Nekrolog  in  der  „Zeitschrift  des  kgl.  preuss. 
Statist.  Bureaus",  Berlin  1892,  S.  284.  -  Wilh. 
Roscher,  Svstem  I,  95,  138;  III.  j$  37, 
38,  45,  49,  62,  75.  179;  IV,  8*  126  u.  129.  — 
Derselbe,  Gesch.  d.  Nat,  S.  1009,  1032.  — 
Kautz,  Theorie  und  Geschiebte  der  National- 
ökonomie. Bd.  II,  Wien  1860,  S.  VIII,  482,  485. 
685  und  703.  —  Ludwig  Bamberger,  Adolf 
Soetbeer,  iu  „Nation",  Bd.  X,  Nr.  5  vom  29.  X. 
1892  und  in  Bd.  IX,  Nr.  31  vom  31.  IV.  1892. 
-  „Nordwest",  Gemeinnützig  unterhaltende 
Monatsschrift,  Bremen,  Dezemberheft  1892,  S. 
537.  —  Paul  Dehn.  Adolf  Soetbeer,  in  der 
Weberschen  Illustr.  Zeitung  Nr.  2576  vom  12. 
XI.  1892  (mit  Bild).  —  „Neue  Freie  Presse" 
(Wieiii  (wohl  die  beste  Nekrologie)  vom  27.  X. 
1892.  —  .Kieler  Ztg.-  vom  26.  X.  1892.  — 
„II  amburgischer  Korr."  vom  24,  X.  1892.  — 
G.  de  Molinari  im  „Journal  de«  Economiatea". 
Paris,  V.  Serie,  Bd.  XIL  S.  336.  -  W.  Lcxis 
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in  «einen  „Kritischen  Erörterungen  Aber  die 
Währungsfrage"  (Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  1881, 
S.  102 ff.).  —  Karl  Walcker,  Hnndbnch  der 
Nat.  I,  $ft  93.  101—108:  III.  23,  100;  IV, 
§  65  nnd  V,  §S  28  n.  93.  —  Derselbe.  Grund- 
riss  der  Statistik,  Berlin  1889,  8.  17,  41,  59  u. 
79.  —  Cossa-Moormeister,  Einleitung1  in 
das  Studium  der  Wirtsc.haftslchre,  Freiburg  1880. 
S.  225  n.  226.  —  R.  v.  Mohl,  Gesch.  u.  Litt, 
der  Staatswissenschnft,  Bd.  I,  Erlangen  1855. 
S.  42H,  433,  456;  Bd.  III,  Erlangen  1858.  S.  «90. 

—  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  Bd.  XXXIV,  S. 
289— 2«.»4:  Die  bisherigen  (bis  1880  erschienenen} 
Publikationen   Ad.  Soetbeers,  Jena  1880.  — 

Hermann  in  den  Mümbener  gelehrten  An- 
zeigen, XI.  Bd.  (1840).  —  Josef  Spöttle, 
lieber  die  deutsche  Müuzrefomi  (Iuauguraldisser- 
tation  f.  d.  Universität  Leipzig),  Ansbach  1889. 

—  E.  Seyd,  Der  Hnuptirrtum  in  der  Goldwäh- 
rung. Nebst  kritischen  Bemerkungen  über  A. 
Soetbeers  Schriften,  Rudolstadt  und  Leipzig  1880. 

—  Vierteljahrsschr.  f II r  Volks w.,  Berlin 
1K71,  IV,  S.  149;  1874,  III,  S.  178.  —  Schaffte, 
Das  gesellschaftliche  System,  III.  Aufl.,  Tübingen 
1871,  Bd.  I,  S.  224.  244;  II.  S.  502.  —  Maurice 
Block,  Les  Progrcs  de  la  Science  Eeonomique 
depuis  Adam  Smith.  Paris  189U,  II.  Bd..  S.  136. 

Ooquelin  et  GniUaumin,  Dictionnaire 
de  1' Economic  politique,  Paris.  Bd.  II.  S.  650. 

Schmitt  t. 


Holidarhaft  Solidarbürgschaft 

s.  Erwerbs-  und  W i  rtsc  haf  t  s • 
gnnosseuschaf  ton 
oben  Hd.  III  X.  734  ff. 


von  Sonnenfels,  Joseph, 
Reichsfreiherr, 

wurde  geboren  1733  zu  Nikolsburg  in  Mähren 
als  Sohn  eines  jüdischen  VaterH,  Lipmann 
Perl  in.  welcher  von  1715—1725  als  Rabbiner 
in  Berlin  gewirkt  hatte,  dann  nach  Oesterreich 
ausgewandert  und  mit  seinen  Söhnen  1735  zum 
Katholizismus  übergetreten  war,  den  Namen 
Wiener  angenommen  hatte  nnd  174«  als  Magister 
der  orientalischen  Sprachen  mit  dem  Prädikate 
von  Sonnenfels  geadelt  worden  war.  Joseph 
v.  Sounenfels  beendete  174«  seine  Gyinnasial- 
studien  in  Wien,  trat  infolge  misslicher  Ver- 
mfigensverhältnbwe  seines  Vaters  1749  als  Ge- 
meiner in  das  Regiment  „Deutschmeister"  ein, 
in  welchem  er  nach  Jahresfrist  zum  Korporal 
aufrückte.  Er  benutzte  »eine  viele  freie  Zeit 
zu  eifrigen  Sprachstudien  nnd  begann  nach  ein- 
getretener Verbesserung  der  pekuniären  Ver- 
hältnisse des  Vaters  1754  das  Studium  der 
Rechtswissenschaft  an  der  Wiener  Universität. 
Im  Jahre  1758  wurde  er  zum  Adjunkt  seines 
Vaters  beim  Uebersetzen  hebräischer  Schriften 
für  die  niederösterreiebische  Regierung  ernannt, 
1761  aber  erhielt  er  die  neugeschaffene  8telle 
eines  Rechnungsführers  (Fouriers]  bei  der 
Arrierengarde.    Einflussreicbc  Männer  wurden 


anf  die  ausserordentlichen  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten Sonnenfels'  hier  aufmerksam,  durch  ihre 
Fürsprache  wurde  ihm  November  1763  die  neu- 
begründete  Professur  an  der  Wiener  Universi- 
tät für  Polizei-  und  Komeralwissenschafteu 
übertragen.  Das  nunmehr  von  Sounenfels  mit 
luntvollem  Eifer  durch  Wort  und  Schrift  inau- 
gurierte Streben  zur  Förderung  der  Aufklärung 
anf  allen  Gebieten  fand  unter  Maria  Theresia 
nnd  Josef  II.  Anerkennung  nnd  nachhaltige 
Unterstützung.  Nach  Veröffentlichung  des  1. 
Bandes  semer  .Grundsätze''  (s.  u.)  wurden  ihm 
auch  die  staat.swissenschuftlichen  Vorlesungen 
am  •  Theresianum  sowie  an  der  savoyischen 
Ritte rakadeinie  übertragen,  nach  Erscheinen 
des  II  Bandes,  1769,  wurde  ihm  der  Titel  eines 
wirklichen  Regierungsrates  zu  teil.  Am  15.  III 
1770  wurde  Sonnenfei.»  zum  Uensor  des  deut- 
schen Theaters  und  in  die  Bücherceusurkom- 
mission  berufen.  Im  Jahre  17«9  wurde  er  auch 
zum  Sekretär  der  Kupferstecherakademie.  1772 
zum  Sekretär  der  Akademie  der  bildenden 
Künste  ernannt.  Besonders  wichtig  nnd  erfolg- 
reich waren  Sonnenfels'  Bemühungen  um  Ver- 
besserung der  peinlichen  Rechtspflege.  Die  im 
Oktober  1773  erfolgte  Aufhebung  der  Intercn- 
lartortur  und  die  am  1.  I.  177«  erfolgte  gänz- 
liche Beseitigung  der  Folter  in  Oester- 
reich sind  unbestritten  auf  sein  Verdienst  zu- 
rückzuführen. Die  Kaiserin  ernannte  ihn  zum 
Titulurhofrute.  1780  zum  wirklichen  Hofrate 
und  Mitglied  der  Studienhofkommission.  Auch 
wurde  er  Referent  einer  171)1  von  Josef  11.  ein- 
gesetzten „erneuerten  Kommission  zur  Samm- 
lung der  politischen  Gesetze-  und  von  diesem 
Zeitpunkte  ab  seiner  Professur  enthoben.  Die 
Universität  ehrte  Sounenfels  dadurch,  das*  sie 
ihn  175*4  und  1796  zum  Rector  mognificus 
wählte.  18' >4  erhielt  er  durch  Verleihung  des 
Stephansordens  die  Reichsfreiherrnwürde,  180« 
wurde  er  zum  Ehrenbürger  der  Stadt  Wien. 
1811  zum  Präsidenten  der  Akademie  der  bil- 
denden Ktlmste  ernannt.  Er  starb  am  25.  IV. 
1817  zu  Wien  an  Altersschwäche.  Im  Jahre 
1867  wurde  ihm  in  Wien  eiu  Standbild  er- 
richtet. 

Sonnenfels  war  ein  rastlos  thätiges.  durch 
j  keine  Anfeindungen  lahm  zu  legendes  Werk- 
■  zeug  der  Joseph  in  ischen  Aufkliirung.  In 
jstaatswissensc haftlicher  Hinsicht  war 
|  Sonnenfels  wohl  der  beleutendste  Vertreter  der 
inerkantilistiseh-popnlationistischen  Richtung, 
aber  doch  wenig  schöpferisch  an  eigenen  Ge- 
danken, seine  Hauptwerke  stützen  sich  im 
wesentlichsten  auf  die  Ausführungen  von  Justi, 
Montesquieu,  Forbonnais  n.  a.  Am  treffendsten 
charakterisiert  ihn  Roscher  (Gesch.  d.  Nat., 
S.  536  ff.),  der  ihn  zn  den  „absolutistischen 
Eklektikern"  rechnet:  „Es  spielt  bei  ihm  die 
Forderung  des  Seinsollens  eine  viel  bedenten- 
dere  Rolle  als  die  Erklärung  des  Seins:  die 
Erteilung  praktischer  Vorschriften  ist  sowohl 
der  Masse  uach  als  auch  im  Interesse  des  Ver- 
fassers ungleich  bedeutender  als  die  wissen- 
schaftliche Analyse  der  betreffenden  Gegen- 
stände." Roscher  weist  nach,  dass  Sonnenfels 
gegen  alle  Monopole  ist,  sich  der  Gewerbe- 
freiheit nähert  und  die  Zölle  nur  als  Fak- 
tor zur  Förderung  des  Handels  betrachtet  wie- 
sen will.  Die  Gunst  oder  Ungunst  der  volks- 
wirtschaftlichen   BUanz    beurteilt  Sounenfels 
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nach  der  Zahl  der  beschäftigten  nnd  ernährten 
Menschen. 

Bei  der  Forderung  'Sonnenfels'  für  eine  aus- 
gedehnte Kenntnis  der  Bevölkerung  ist 
seine  Auffassung  von  der  Bedeutung 
der  Statistik  nicht  ohne  Interesse.  In 
»einen  „Grundsätzen "  bemerkt  er  iu  dieser 
Beziehung  (g  39,  Bd.  I),  nachdem  er  die  Sttss- 
milchsche  Methode,  aus  den  K  i  r  c  h  e  n  b  n  c  h  e  r  n 
die  Volkszahl  zu  ermitteln  oder  letztere  nach 
der  „Kornverzehr nng"  zu  schätzen,  gebüh- 
rend bemängelt  hat,  dass  mit  grosser  Znver- 
sichtlichkeit  durch  „Ueberzählungeu  oder 
jährliche  Beschreibungen"  (also  nach 
Art  der  heutigen  Volkszählungen)  die  Volks- 
menge festzustellen  sei.  Er  bezeichnet  genau 
die  Rubriken  der  Erhebungsformulare  und  die 
Methode  der  Erhebung  und  bemerkt,  dass  „der 
Regent  durch  genaue  Belehrung  der  Bürger 
über  den  Endzweck  der  Beschreibung  ihnen  die 
Furcht  vor  neuen  Steueranlagen  oder  Rekrutie- 
rung benehmen  könne." 

Sonnenfels  veröffentlichte,  chronologisch  auf- 
geführt, folgende  staatswirtschaftlichc  resp. 
«taatswissenschaftlicheAnaführungen  enthaltende 
Schriften:  v.  Sonnenfels  und  Matthias  Edler 
von  Haan:  Specimen  juris  germanici  de  reme- 
düs  iuris,  jtin  romano  incognito",  Wien  1757. 

Die  Vorrede  zu  dem  Buche  seines  Vaters 
Aloys  v.  Sonnenfels:  nControversiae  cum  Judaeis 
prodromi  libri  IV*',  Wien  1758.  —  Ankündigung 
einer  tent sehen  Gesellschaft  in  Wien,  Wien 
1761.  —  Kede  auf  Marien  Theresens,  Kaiserin, 
Künigin,  Geburtstag,  Wien  1762.  —  Einleitungs- 
rede  in  seinen  akademischen  Vorlesungen,  Wien 

1763.  —  Vom  Zusammenflusse  (welcher  durch 
den  Handel  entsteht).  Eine  Abhandlung,  Wien 

1764.  —  Betrachtungen  über  die  neuen  politi- 
schen Handlungsgrundsätze  der  Engländer, 
Wien  1764.  —  Der  Vertraute.  Eine  Wochen- 
schrift, 7  Stücke,  Wien  1766.  —  Sätze  aus  der 
Polizei-,  Handlnngs-  nnd  Finanzwissenschaft, 
Wien  1765.  —  Der  Mann  ohne  Vorurteil.  Eine 
Wochenschrift,  3  Teile,  Wieu  1765.  Neue  Auf- 
lagen ebenda  176«  und  1775.  —  Gesammelte 
Schriften,  1  Bd.,  Wien  1765.  (Davon  erschien 
nur  dieser  erste  Band  mit  obiger  „Ankündigung", 
der  „Rede  auf  M.  T.u,  „Von  der  Unzulänglich- 
keit der  alleinigen  Erfahrung  in  den  Geschäf- 
ten der  Staats  Wirtschaft.  Eine  Antrittsrede 
1763."  „  Betrachtungen  über  den  Vorzug  des 
Handelsmannes  und  die  ihm  gebührende 
Achtung'"  etc.)  —  Grundsätze  der  Polizey, 
Handlung  und  Finanzwissenschaft,  2  Teile, 
Wien  1763—1767  ;  5.  vermehrte  und  verbesserte 
Aufl.,  I.  Teil.  Wien  1786;  2.  n.  3.  Teil,  Wien 
1787;  8.  Anfl.,  Wien  1819—1822. 

Von  diesem  staatswissenschaftlicheuH  au  p  t- 
werke  v.  Sonnenfels'  erschien  ein  Auszug  von 
Fr.  X.  Moshammer,  München  1787;  3.  Aufl., 
1808.  Femer  von  W  o  I  f  g  a  n  g  B  c  k  e  eine  latei- 
nische Uebcrsetzung :  „Principia  polit.  commerc. 
et  rei  aernr.  etc ,  Pressburg  1808.  (v.  Sonnen- 
fels teilt  J7.  Aufl.,  I,  1804,  S.  18ff.j  den  End- 
zweck der  Staaten  in  vier  grosse  Haupt- 
geschäfte: die  äussere  Sicherheit,  die  innere 
Sicherheit,  die  Vervielfältigung  der  Nahrungs- 
wege und  die  Behebung  der  zum  Staatsauf- 
wande  nötigen  Einkünfte.-  „Die  Sammlung  der- 
jenigen Grundsätze,  nach  deren  Anleitung  die 
äussere  Sicherheit  der  Staaten  gehand- 


habt wird,  machet  die  Staatswissenschaft 
insbesondere   aus,   die   sog.  Politik  (die 
Staatsklugheit)  mit  inbegriffen ;  die  Grundsätze, 
die  innere  Sicherheit  zu  gründen  und  zn 
erhalten,  lehret  die  Polizeywissenschaft; 
die  Vervielfältigung  der  Nahrungs- 
wege, durch  einen  vorteilhaften  Umsatz  dessen, 
was  das  Erdreich  und  die  Aemsigkeit  hervor- 
bringen ,  lehret  die  Handlnngs  Wissen- 
schaft: die  Finauzwissenschaf t  endlich 
zeiget,  auf  welche  Weise  die  Staatseinkünfte 
auf  das  Vorteilhafteste  behoben  werden  sollen." 
|  Diesen  engen  Begriff  der  Finanzwissenschaft 
r  erweitert  Sonnenfels  in  den  späteren  Erltinte- 
\  rungen  noch  dahin,  dass  die  „Behebung"  zn- 
i  gleich  die  „geschickteste  Verwaltung"  in  sich 
'  schliesst. 

Der  Hauptgrundsatz  der  Sonnenfelssehen 
Staatstheorie  ist  die  Vermehrung  der  B  <•  - 
,völkerung.  Eine  weise  Regierung  soll  die 
Bevölkerung  auf  das  Höchste  zu  treiben  be- 
müht sein,  denn:  (I,  §  28)  „Je  grösser  die 
Menge  des  Volkes,  desto  grösser  ist  das  Mass 
des  Widerstandes,  worauf  die  äussere 
Sicherheit  beruht,  folglich  der  Hauptgrnnd- 
satz  der  Politik.  (§  29)  Je  grösser  die 
Menge  des  Volkes  ist,  auf  dessen  bereiten  Bei- 
j  stand  man  bauen  darf,  desto  weniger  hat  man 
:  von  innen  zu  fürchten,  folglich  der  Haupt- 
Igrundsatz  der  Polizei.  (§  30)  Je  mehrere 
Menschen,  desto  mehrere  Bedürfnisse,  desto 
vervielfältigter  die  Nahrungswege 
von  innen.  Je  mehrere  Hände,  desto  häufiger 
t  die  Erzeugnisse  des  Erdbaues  und  des  Fleisse*, 
der  Stoff  zur  äusseren  Vertauschung,  folglich 
der  Hauptgrundsatz  der  Handlungs Wissen- 
schaft. <§  31)  Je  mehrere  Bürger,  desto 
mehrere,  die  zum  öffentlichen  Aufwände  bei- 
tragen; desto  kleiner  der  Anteil  eines  jeden 
Mitsteuernden  insbesondere,  ohne  Verminderung 
der  öffentlichen  Einkünfte  selbst;  folglich 
der  Hauptgrundsatz  der  Finanzwissen- 
schaf t." 

Die  Bedeutung  dieses  Werkes  von  Sonnen- 
fels läast  sich  daraus  ermesseu,  das  dasselbe  bis 
in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  das  offizielle 
Lehrbuch  blieb,  nach  welchem  auf  den  öster- 
reichischen Universitäten,  Lyceen  nnd  anderen 
Hochschulen  Staats  Wissenschaften  vorgetragen 
wurden.  —  Schreiben  über  die  Herabsetzung 
der  Interessen,  Wien  1766.  ■ —  „Das  weibliche 
Orakel.  Eine  Wochenschrift",  Wien  1767.  — 
Theresia  nnd  Eleonora,  nebst  einem  Anhange. 
Eine  Wochenschrift,  Wien  1867.  2.  verbesserte 
Auflage^  Leipzig  1769  und  1775.  —  Versuche 
in  politischen  und  ökonomischeu  Ausarbeitungen 
zum  Nutzen  und  Vergnügen,  Wien  1767. 
(Enthält  n.  a.  eine  Abhandlung  über  den  Wert 
der  Maschinen.  —  Sonnenfels  betrachtet  die 
Wohlfeilheit  der  Maschinenarbeit  nur 
dann  als  wahren  Gewinn,  wenu  sie  dem  wich- 
tigeren Zwecke,  die  Beschäftigung  der  Men- 
schen zu  vermehren,  nicht  entgegentritt. 
Dies  sei  in  der  Regel  nur  bei  grossem  aus- 
wärtigen Handel  nicht  zn  befürchten.  Ganz  be- 
sonders eifert  Sonnenfels  gegen  Verminderung 
des  beschäftigten  Landvolkes  durch  Maschinen, 
was  ihn  —  nach  Roscher  —  von  den  Pbysio- 
kraten  sehr  unterscheidet)  —  Das  Bild  des 
Adels.  Eine  Rede,  Wien  1768.  —  Vorstellung 
an  den  Hof,  dass  öffentliche  Ergötzungen  den 
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guten  Sitten  nicht  zuwider  laufen  dürfen, 
Wien  1769.  —  Abhandhing  von  der  Teuerung 
in  Hauptstädten  und  dem  Mittel  derselben  ab- 
zuhelfen. Herausgegeben  von  St.  Leipzig  1769. 
Behandelt  insbesondere  die  Ueberfüllung  der 
grossen  Städte,  deren  Ursachen  und  Wirkungen.) 

—  Dasselbe  Buch  Ton  Sounenfels  selber 
herausgegeben,  Wien  1770.  (Zuerst  unter  dem 
Titel  „Leber  die  zu  vermindernde  Bevölke- 
rung der  Residenzstadt  Wien"  geschrieben).  — 
lieber  die  Liebe  des  Vaterlaudes.  Wien  1771 ; 
2.  Aufl.,  Wien  1772;  Neue  Auflage  Wien  1786. 

—  Von  der  Verwandlung  von  Domänen  in 
Bauerngüter,  Wien  1773.  —  Ueber  die  Ab- 
schaffung der  Tortur.  Zürich  1776.  Vermehrte 
Ausgabe,  Nürnberg  1782.  —  Leitfaden  in  der 
Polizeiwissenschaft,  Wien  1776.  —  Leitfaden  in 
den  Handlungswissenschaften,  Wien  1776.  — 
Politische  Abhandlungen.  Herausgegeben  von 
de  Lnca,  Wien  1777.  —  Betrachtungen  über 
die  Angelegenheiten  von  Europa,  Wien  1778. 

Erste  Vorlesung  nach  dem  Tode  Marien 
Theresiens,  Wien  1780.  -  Was  ist  vom  Bürger, 
jungen  Kaufmann  und  Künstler  zu  sagen?, 
Mannheim  1788.  —  Gesammelte  kleine  Schriften, 
6  Bände,  Leipzig  1783.  —  Entwurf  zu  einer 
Privatvereinigung  für  Männer  von  Wissen- 
schaften, Wieu  1784.  (Zielt  anf  die  Errichtung 
einer  Akademie  aller  „ausübenden",  d.  h.  nicht 
bloss  spekulativen  Wissenschaften  in  vier  Klas- 
sen :  einer  philosophischen,  physikalischen,  mathe- 
matischen und  historischen.)  —  lieber  Wucher 
und  Wuchergesetze.  Eine  Vorstellung  (an  den 
Kaiser  Joseph  II.  von  Oesterreich  gerichtet). 
Mit  Anmerkungen,  Wien  1789.  —  Ueber  die 
Aufgabe:  Was  ist  Wucher?  nnd  welches  sind 
die  besten  Mitte),  denselben  ohne  Strafgesetze 
Einhalt  zu  thnn?  Wien  1789.  Zwei  Ab- 
handlungen über  Wucher.  Wuchergesetze  und 
die  Mittel  den  Wucher  Einhalt  zu  thun,  Wien 
1790.  (Diese  vier  Schriften  über  den  Wucher  haben 
eine  gewisse  Berühmtheit  erlangt.  Sonnenfels 
schlagt  in  ihnen  massvoll  gehaltene  Zinsgesetze 
vor,  glaubt  aber,  daas  durch  Gründung  einer 
staatlichen  Leihbank,  die  auch  soliden  Grund- 
eigentümern, Handwerkern  und  Handelsleuten 
Darlehen  gegen  massige  Zinsen  vorstrecke,  dem 
Wucher  am  besten  gesteuert  werden  könne,  j 
Die  Wucherer  sind  eventuell  mit  Absprechung 
den  Adels,  de«  Amtes  und  durch  Entziehung; 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  unter  Umstän- 
den auch  mit  Prügel  zu  bestrafen.)  —  Tabellari- 
scher Entwurf  über  die  Grundsätze  der  Polizei, 
Handlung  und  Finanz,  Brünn  1791.  —  Leo- 
pold n.  politische  Gesetze  und  Verordnungen 
für  die  deutschen,  böhmischen  nnd  galizischcn 
Erblande,  Wien  1791  ff.  —  Betrachtungen  eines 
österreichischen  Staatsbürgers  au  seinen  Freund, 
veranlasst  durch  das  Schreiben  des  Herrn  v.  M. 
an  Herrn  Abbe  Sabatier  über  die  französische 
Republik,  Wien  1793.  (Von  dieser  Schrift  er- 
schien eine  italienische  Uebersetaung  von 
Sarchi,  Wien  1793.)  Oratio,  qua  Hectoris 
Muntu  in  Universitate  Vindobonensi  solenniter 
anspictatus  est  Josephus  a  Sonnenfels,  Vindo- 
honae  1741  (auch  ins  Deutsche  übersetzt).  — 
Handbuch  der  inneren  Staatsverwaltung  mit 
Rücksicht  auf  die  Umstände  und  Begriffe  der 
Zeit,  I.  Bd.  (einziger),  Wien  1798  (sollte  nach 
dem  Plane  des  Verfassers  in  6  Bänden  erschei- 
o).  —  Ueber  die  Stimmenmehrheit  bei  Krimi- 


nalnrteileu,  Wien  1802,  2.  Aufl.  1808.  -  Be- 
merkungen Uber  die  für  die  Hauptstadt 
Wieu  etc.  erlassene  neue  Gesindeordnung,  Wien 
und  Triest  1810.  —  Ueber  die  am  8.  September 
erlassenen  zwei  Patente  (Ueber  die  Verschlim- 
merung des  Kurses  des  Papiergeldes),  Wien 
1810.  —  lieber  öffentliche  Sicherheit  oder  von 
der  Sorgfalt,  die  Privatkräfte  gegen  die  Kraft 
des  Staates  in  einem  untergeordneten  Verhält- 
nisse zu  erhalten.  Ein  Nachlass.  Als  Anhang 
zum  ersten  Bande  seines  Handbuches  der  inneren 
Staatsverwaltung,  herausgegeben  von  den  Ver- 
legern Heubner  und  Volk,  Wien  1817. 

Ausserdem  veröffentlichte  von  Sonnenfels 
seine  „Gesam  melte  Schriften",  Band  I— X, 
Wien  1783—1787,  uuter  denen  sich  auch  noch 
einige  oben  nicht  angeführte  Aufsätze  von 
staatxwjssenscbaftlichem  Charakter  befinden. 
Souneufels  veröffentlichte  anch  noch  mehrere 
Abhandlungen  dieser  Art  in  Zeitschriften  (in 
dem  Journal  von  uud  für  Deutschland  1785,  der 
Berlinischen  Monatsschrift  1781,  in  Wielands 
Deutschem  Merkur  1797.  im  Deutschen  Museum 
1780—1782  etc.). 

Vergleiche  Über  Joseph  vonSonuenfels: 
Selbstbiographie  in  der  Abhandlung:  „An  mein 
Herz"  in  seinen  „Gesammelten  Schriften",  Bd. 
I,  Wien  1783.  —  Selbstbiographie  in  de  Lnca, 
Das  gelehrte  Oesterreich.  Wien  1778,  Bd.  11, 
S.  143—181.  —  Franz  Kopetzky  ,  Josef  und 
Franz  vou  Sonuenfels,  Wien  1882.  —  Wili- 
bald  Müller,  Josef  von    Sonnenfels.  Bio- 

Eaphische  Studie  aus  dem  Zeitalter  der  Auf- 
ärung  in  Oesterreich,  Wien  1882.  —  Josef 
Feil,  Sonnenfels  und  Maria  Theresia,  Wien 

1859.  —  A.  v.  Arneth.  Beaumarchais  nnd 
Souneufels,  Wien  1868.  —  Derselbe.  Die 
Wiener  Universität  und  Maria  Theresia,  Wien 
1879.  —  Sebastian  Brunner,  Die  Mysterien 
der  Aufklärung  in  Oesterreich,  Mainz  1869,  8. 
64  —  95.  Die  hier  enthaltenen  Verdächtigungen 
Sonnenfels"  widerlegt  Wanderer  im  „Wiener 
pol.  Blatt"  1869,  Nr.  182.  —  H.  Rollett, 
Briefe  von  Souneufels.  Wien  1874.  —  Mensel, 
Das  gelehrte  Teutschland,  5  Aufl.,  Bd.  VII,  S. 
539 ff.;  Bd.  X,  S.  682 ff.;  Bd.  XV,  S.  497.  — 
Heubner  und  Volke  in  ihrer  Vorrede  zu  der 
Sonnenfelsschen  Schrift :  „Ueber  öffentliche  Sicher- 
heit" (s.  o.).  —  Roscher,  Gesch.  der  Nat., 
München  1874,  S.  536—652.  —  Derselbe, 
System,  an  zahlreichen  Stellen.  —  Derselbe, 
Adam  Smiths  System  in  Deutschland  (Sitzung 
der  Akaderoio  der  Wissenschaften  1.  Juli  1869), 
S.  18.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  der  eng- 
lischen Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1851,  S. 
45.  —  Kautz,  Theorie  und  Gesch.  d.  Nat.- 
Oek.  Bd.  I,  Wien  1758,  S.  339,  442;  H,  Wien 

1860,  S.  292,  384.  —  Elster,  im  vorliegenden 
„Handwörterbuch"  oben  Bd.  II,  S.  721  ff.  — 
v.  Soden,  Die  Staatspolizei  nach  den  Grund- 
sätzen der  Nationalökonomie,  Aaran  1817,  S.  26  ff. 
—  Fr.  N  i  c  o  1  a  i .  Beschreibung  einer  Reise  durch 
Deutschland  una  die  Schweiz,  Berlin  und  Stettin 
1784,  Bd.  JJI,  S.  363,  Bd.  IV,  S.  694,  893  bis 
902.  -  Derselbe,  „Allg.  deutsche  Bibliothek", 
XIV.  Bd  ,  1770.  —  Constant  v.  Wurzbach, 
Biogr.  Lexikon  des  Kaisertums  Oesterreich,  Bd. 
35,  Wien  1877,  S.  317-343.  —  F.  Simonson, 
Josef  v.  Sonneufels  und  seine  Grundsätze  der 
Polizei,  Berlin  und  Leipzig  1886.  -  H.  M. 
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Richter.  Geistesstrüiuuiigen,  Berlin  1875,  II. 
T.,  S.  20411.  und  343  ff.  —  Horm  ay  er. 
Taschenbuch,  1841,  S.  127.  -  Gräffer,  Josefi- 
nische Curiosa,  Wieu  184H.  i\.  Bd.,  S.  91.  — 
Rudolf  Kink.  Geschichte  der  Unis,  l'niversi- 
tät  in  Wien.  Wien  1854.  Bd.  I,  S.  496  -501. 
507,  567  -68.  579.  587  88.  —  Öster- 
reichische Xn tiona  I  - E  ncy  k  Ion  ii  d ic  v. 
Griiffer  nud  Czikana,  Wieu  1837,  Bd  V,  S.  71  ff. 
—  Küttner,  (Charaktere  deutscher  Dichter 
und  Prosaisten,  1781,  S.  407.  —  Schimmer, 
Bilder  ans  der  Heimat,  Wien  1853,  S.  247  bis 
250.  —  Wer  sack,  Züge  zur  Zeichnung  der 
Verdienste  Josef  von  .Sonnenfels  um  Gelehrsam- 
keit und  Staat.  Wien  1792.  —  Ltitzow,  Ge- 
schichte der  Akademie  der  bildenden  Künste  in 
Wien.  Wien  1877. —  Wahlberg,  Gesammeitc 
kleine  Schriften,  II.  Bd..  Wieu  1877.  —  Der- 
selbe, Forschungen  zur  Geschichte  der  älteren 
österreichischen  Strafgesetzgebung  i»  Grünhuts 
Zeitschrift.  1880,  Bd.  8.  -  G.  Wolf,  Das  l'nter- 
richtswesen  iu  Oesterreich  unter  Kaiser  Josef  II.. 
Wien  1880.  —  It.  H.  Funk.  Die  Auffassung 
des  Begriffes  der  Polizei  im  vorigen  Jahrhun- 
dert, Tübinger  Zeitschrift  f.  Staats«-.  1S(»3.  Bd.  19, 
S.  489  und  Bd.  20.  S.  420.  —  Robert  Keil, 
Wiener  Freunde  1784  - 1808.  Beiträge  zur 
Jugendgeschichte  der  dentsch-österr.  Litteratur. 
Wien  1880.  —  Max  Wellner,  Böhmens 
Volkswirte  seil  hundert  Jahren,  Prag  1877,  S. 
19,  54  55,  73.  82,  83.  -  Franz  Muncker 
in  der  „Dentschen  Biographie",  Bd.  31,  Leipzig 
1892,  S.  628—635.  —  Georg  Deutsch  in  der 
Tüb.  Zeitschr.,  Bd.  44  (1888)  -.  Justi  und  Sonnen- 
fels Ein  Beitrag  zu  der  Geschichte  der  Natio- 
milokonomik  iu  Oesterreich.  —  W.  L  u  s  t  - 
kau  dl,  Sonncnfels  und  Kudlcr.  Rede  gehalten 
am  17.  Juli  1891,  Wien  1891.  -  Carl  Lud- 
wig v.  Hai ler.  Restauration  der  Staatswis- 
senschaft I.  Bd.,  Winterthnr  1816,  S.  61  und 
(52.  --  Karl  Biedermann,  1  »eutschland  im 
achtzehnten  Jahrhundert,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  Leip- 
zig 1880,  S.  131,  134;  Bd.  II,  S.  128,  469:  Bd 
III.  S.  49.  -  C.  v.  Böhm,  im  St.  W.  B.  von 
Bluntschli  u.  Brater,  Bd.  IX.  S.  549-552.  - 
v.  Malchus,  Handbuch  der  Finanzwissen- 
«chaft.  I.  T..  Stuttgart  und  Tübingen  1830, 
Einleitung  S.  2  ff.  -  Adolf  Held.  Careys 
Sozialwissenschaft  und  das  Merkautilsvstem, 
Wiirzbnrg  1866,  S.  59—62.  —  Hermann 
Wageners  Staats-  und  Gesellschaftslexikon, 
XIX.  Bd.,  Berlin  1866,  S.  380.  —  R.  v.  Mohl, 
Gcscbuhtc  u.  Litt.  d.  Staatsw.,  III.  Bd.,  Er- 
langen 1850,  S.  471.  —  Luigi  (.'ossa,  Eeo- 
uomia  Politica,  3.  ed.,  Milano  1892.  S.  186,  256. 
260—263  .  475.  —  Derselbe  (Moortueister). 
Wirtachaftslehre.  Freiburg  1890,  S.  142,  14.4; 
154.  155.  —  Jus  tili  us,  Josef  v.  Sonuenfels 
in  _D.  Xatiomd-Kalcnder",  Berlin  1891,  S.  25ff. 

ScUntUU. 


Sonntag  sarbeit. 

1.  Die  Sonntagsfrage  in  älterer  Zeit.  2. 
Die  Agitation  für  Sonntagsruhe  im  19.  Jahr- 
hundert. 3.  Umfang  und  Gründe  der  S.  in  der 
Gegenwart.  4.  Die  Belastung  der  Arbeiter  durch 
die  Thiitigkeit  am  Sonntage.  5.  Die  Verhand- 
lungen über  ein  Verbot  der  S.  im  deutschen 


Reichstage  und  das  Sonntagsgesetz  von  1891. 
6.  Die  Durchführung  der  Sountagsnihe.  7. 
Ausserdeutsche  Sonntugsgesetzgebnng. 

1.  Die  Sonntagsfrage  in  älterer  Zeil. 

Das  Problem  der  Sonntagsfeier  ist  ein  altes. 
Gleichzeitig  fast  mit  der  Entstehung  und 
Einbürgerung  einer  christliehen  Sonutags- 
sitte  zeigte  sich  auch  Widerspruch  und 
Neigung  zu  ihrer  Verneinung.  Seit  der  rö- 
misch-byzantinischen Epoche  bis  auf  die 
Gegenwart  herab  ist  es  daher  immer  wie- 
der als  Pflicht  tles  Staates  aufgefaßt  wor- 
den, die  Heilighaltung  des  Sonntages  zu 
überwachen  und  durch  Erlass  von  Ge- 
setzen grobe  Missbriluclie  unmöglich  zu 
machen. 

Das  Heidentum  bat  keinen  Sonntag. 
Weiler  die  Volker  des  klassischen-  Altertums 
noch  unsere  heidnischen  Vorfahren  kannten 
einen  in  kurzen  Zwischenräumen  regelmässig 
wiederkehrenden  Feiertag,  an  dem  alles 
Volk,  befreit  von  dem  Zwange  der  taglichen 
Arbeit,  das  Hecht  und  die  Pflicht  fühlte, 
sich  mit  höheren  und  schöneren  Dingen  zu 
beschäftigen.  Wir  treffen  den  Gebrauch  des 
Ruhetages  zuerst  bei  den  Juden  und  zwar 
interessauterweise  schon  vor  der  mosaischen 
Gesetzgebung.  Der  Verstoss  wider  das  Oe- 
Ixit  war  unter  die  schwerste  Strafe  gestellt, 
und  weitreichende  Barmherzigkeit  verlangte 
selbst  Schonung  der  Tiere. 

An  die  jüdischen  Gebrauche  schloss  sieh 
Christus  an;  alier  die  peinliche  Aengstlich- 
keit.  mit  der  die  gesetzeseifrige  Mehrheit 
des  Volkes  nach  Anweisung  der  Schrift- 
gelehrten  das  Sabbathgesetz  anffasste  und 
befolgte,  war  ihm  fremd.  Er  trat  der  bloss 
ceremonialen  Heiligung  des  Sabbaths  ent- 
gegen uud  lehrte  durch  Wort  und  Tliat 
seinen  richtigen  Gebrauch. 

Nach  dem  Tode  des  Herrn  galt  für  die 
jüdischen  Christen  in  Jerusalem  und  Pa- 
lästina durchweg  das  jüdische  Ceremonial- 
gesetz.  Als  aber  der  Christenglaube  die 
Grenzen  Palästinas  überschritt  und  sich  aus 
geborenen  Heiden  christliche  Gemeinden 
bildeten,  entstand  die  Frage,  ob  das  mosai- 
sche Gesetz  die  I^bensforni  auch  für  die 
Kirche  aus  alleu  Volkern  sein  solle.  Der 
lleidenmissionar  Paulus  verneinte  sie,  und 
so  wie  es  ihm  gelang,  seinen  Grundsätzen 
in  Bezug  auf  Mission  und  Kirchenbildung 
Anerkennung  zu  verschaffen,  so  zeigten  sich 
allmählich  in  den  kirchlichen  Kreisen,  die, 
er  beherrschte,  die  ersten  leisen  Spuren 
einer  l>esonderen  Sonntagsfeier.  Man  be- 
ging den  ersten  Wochentag  feierlich,  weil 
Christus  an  diesem  Tage  von  den  Toten 
auferstanden  war  und  sah  ihn  gleichsam  als 
ein  wöchentlich  wiederkehrendes  Osterfest 
au.  Diesen  Tag  nannten  die  Christen  nicht 
etwa  schon  Sonntag,  sondern  den  Herren  - 
tag,  d.  h.  den  Tag  Christi.  In  dem  Buche 
der  Offenbarung  (Joh.  1,  10)  tritt  die  Be- 
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Zeichnung  »der  Tag  des  Herrn«  zum  ersten 
Male  auf.  Im  Verkehr  mit  den  Heiden 
nannte  man  den  Tag  wohl  zuweilen  den 
Tag  der  Sonne.  Der  Charakter  des  Sonn- 
tags war  damals  der  eines  frohen  Feier- 
tages, an  dem  man  die  Arbeit  gerne  ruhen 
liess.  Aber  diese  Enthaltung  von  der  Ar- 
beit wird  nicht  geradezu  gefordert,  sondern 
nur  mit  Gründen  der  christlichen  Zwock- 


bücher,  Stadtrechte  und  gewerblichen  Sta- 
tuten der  einzelnen  Zünfte  selten  Bestim- 
mungen Ober  dio  Sonnlagsfeier.  Wenn  sie 
sie  aber  aufweisen,  so  sind  die  Verbote 
milde  und  Ausnahmen  zulässig.  Es  scheint, 
dass  mau  im  allgemeinen  bis  zur  Reforma- 
tion in  der  Beobachtung  des  Sonntags  lau 
war.  Man  wird  dio  Messen  besucht  und 
während  des  Gottesdienstes  sich  vermutlich 


mässigkeit  und  Wohlanständigkoit  belegt,  der  Arbeit  enthalten  liaben,  aber  man  legte 
Der  eigentliche  Zweck  dor  Sonntagsfeier  ist  |  kein  Gewicht  darauf,  den  Gewerbetreiben- 
eVien  der  Gottesdienst  der  Gemeinde,  und 
die  Auffassung,  dass  er  von  Arbeit  frei  zu 
halten  sei,  erscheint  nur  nobenhor. 


Diese  milde  Ansicht  blieb  Jahrhunderte 
hindurch  die  herrschende.  Auch  als  das 
Christentum  die  begünstigste  Religion  des 
Staateoberhauptes   wurde  und  dieses  dio 


den  die  Arbeitsruhe  einzuschärfen.  Wohl 
ermahnen  die  mittelalterlichen  Prediger  zu 
besserer  Heiligung  des  Sonntags,  aber  die 
Obrigkeit  scheint  sie  nicht  unterstutzt  zu 
liaben. 

Die  Reformatoren  hatten  keine  Veran- 
lassung, von  dieser  milden  Praxis  abzu- 


Gelegenheit  ergriff,  den  cliristlichen  Feier-  |  gehen.  Luther  ermahnte  zur  Heilignng  der 
tag  als  gesetzlichen  Ruhetag  zu  betonen,  |  Sonntage  und  Feiertage,  protestierte  indes 
wurden  noch  keine  strengeren  Massregeln  ausdrücklich  gegen  die  Ansicht,  die  den 
ergriffen.  Das  erste  Sonntagsgesetz,  vom  ,  Sonntag  auf  den  Sabbath  zurückführen  wollte. 
7.  Marz  321,  das  man  dem  Kaiser  Konstantin  Nützlichkeit  und  Zweckmässigkeit,  so  lehrte 
verdankt,  forderte  zwar,  dass  die  Richter,  er,  führen  dazu,  den  Sonntag,  obgleich  er 
die  städtischen  Bevölkerungen  und  die  Ge- '  durch  kein  göttliches  Gebot  auferlegt  ist, 
werbotreibenden  an  diesem  Tage  die  Arbeit  zu  beobachten.  Der  Sonntag  ist,  wie 
ruhen  lassen  sollten ;  aber  es  gestand  dem '  die  übrigen  kirchlichen  Feiertage,  eine 
Landvolke  die  Freiheit  zu,  in  Feld  und  kirchliche  Ordnung,  die  man  zu  halten  be- 
Weinberg thätig  sein  zu  dürfen,  um  Jahres-  .  reit  sein  soll,  die  man  aber  auch  nötigenfalls 
zeit  und  Witterung  ausnutzen  zu  können,  brechen  kann.  So  wie  er  urteilten  die  Angs- 
Die  Nachfolger  Konstantins  blieben  auf '  burger  Konfession,  ihre  Apologie,  die  deut- 


diesem  Wege,  und  eine  strengere  Auffassung 
wird  erst  seit  dem  6.  Jahrhundert  ange 


seilen  Kirchenordnungen  und  die  Verord- 
nungen evangelischer  7 )brigkeiten.  Nur  Cal- 


bahnt,  namentlich  unter  den  Karolingern, :  vin  vertrat  eine  etwa«  strengere  Auffassung, 
indem  die  Ansicht  aufkommt,  dass  man  im  j  Wahrend  des  17.  Jahrhunderts  wurde, 
Sonntage  den  alttcstamentlichen  Sabbath  be-  j  wie  es  seheint,  durch  die  im  .10  jährigen 
gehe  und  demgemäss  sich  jeglicher  Arbeit  j  Kriege  eingerissene  Verwilderung  der  Sitten 
zu  enthalten  hal>e.  In  den  Volksrechten  I  veranlasst,  eine  strengere  Kirchenzucht  an- 
der Alemannen ,  Bajuwaren  und  Friesen  i  gestrebt,  aber,  soweit  bekannt,  ein  befriedi- 
findet  man  auf  dio  Uebertretung  der  Sonn- 1  gendes  Ergebnis  nicht  erzielt  Es  kam 
tagsruhe  strenge  Strafen  gesetzt  Niemand !  immer  mehr  auf,  den  Sonntag  durch  Ver- 
darf an  diesem  Tage  niedriger  Arbeit  ob- 1  gnflgungen  aller  Art  zu  entweihen  und  an 
liegen ;  ein  freier  Mann,  der  Ochsen  an- '  ihm  der  Arbeit  wie  an  anderen  Tagen  ob- 
schirrt,  verliert  den  einen ;  ein  Sklave  wird  j  zuliegen.  In  Württemberg,  in  Bayern,  in 
gezüchtigt.  Karl  der  Grosse,  Ludwig  der  |  Brandenburg,  in  anderen  deutschen  Staaten 
Karl  der  Kalde  erweiterten  und  sträubten  sich  die  Landesregierungen  da- 


Fromm< 


verschärften  diese  Gesetzgebung.  Die  Gründe 
zu  diesem  strengeren  Vorgehen  lagen  augen- 
scheinlich darin,  dass  dio  noch  halb  im 
Heidentume  steckenden  Völker  zur  Feier 
eines  Sonntages  gezwungen  werden  mussten 
und  man  dies  nicht  anders  zu  erreichen 
wusste,  als  indem  man  alle  Arbeit  an  diesem 
Tage  unterdrückte. 

Auf  diesem  Standpunkte  beharrte  die 
römische  Kirche  des  späteren  Mittelalters 
und  machte  die  Sonntags-  und  Feiertags- 
ordnung zu  einer  Frage  des  Seelenheils. 
In  der  praktischen  Durchführung  jedoch 
verstand  man  den  Bedürfnissen  des  täg- 
lichen Lebens  Zugeständnisse  zu  machen. 
Man  war  in  betreff  der  Sonntagsfeier  liberal, 
und  dem  entsprechend  enthalten  die  Rechts-  \  wurden  verpönt. 

Handwörterbuch  der  Staattwiiaenachaften.    Zweite  Auflage.  VI. 


gegen  und  suchten  sowohl  die  Lustbarkeiten 
am  Sonntage  auf  ein  bescheideneres  Mass 
herunterzudrücken  als  auch  die  Vornahme 
von  Geschäften  einzuschränken. 

Gelang  es  so  dem  protestantischenDeutsch- 
land  nicht,  eine  angemessene  Handhabung 
der  Sonntagsruhe  durchzuführen,  so  vollzog 
sich  in  dem  reformierten  England  eine  ent- 
scheidendere Wendung.  Hier  bildeten  der 
englische  und  der  schottische  Presbyterianis- 
mus  die  strengere  Calvinsche  Lehre  aus. 
Nicht  nur,  dass  alle  Vergnügungen  unter- 
drückt wurden,  die  mit  Sonntagsarbeit  ge- 
wisser Volksklasscn,  wie  Fuhrleute,  Schiffer, 
Kellner  etc.  verknüpft  waren,  selbst  körper- 
liche Unterhaltungsspiele,  Musik  imd  lau/. 

Jegliche  Arbeit  soll  am 
49 
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Sonntage  ruhen  und  der  ganze  Tag  nur  re- 
ligiösen Betrachtungen  gewidmet  sein.  In 
der  »Lords  Day  Acte  vom  Jahre  1G8U,  die 
noch  heute  als  Grundlage  des  englischen 
Sonntagsrechtes  in  Kraft  steht,  fand  diese 
Meinung  ihren  gesetzlichen  Ausdruck.  Nach 
ihr  wird  jeder,  der  am  Sonntage  sein  ge- 
wöhnliches Berufsgeschäft  betreibt,  mit  einer 
Strafe  von  fünf  Schillingen  l>edroht  und  ist 
jede  öffentliche  Ausstellung  von  Waren  ver- 
boten. 

Die  englische  Bewegung  rief  eine  um- 
fangreiche Litteratur  hervor,  die  sich  bis 
auf  die  deutschen  lutherisch-theologischen 


lutionsjahr  1818  lenkte  die  Aufmerksamkeit 
noch  mehr  auf  die  soziale  Seite  der  Sonn- 
tagsfeier und  auch  natioualökonomischc  Ge- 
sichtspunkte kamen  zum  Vorscheine.  Der 
Gewerberat  von  Stuttgart  erklärte  es  im 
Jahre  1850  für  eine  Erfahrung  des  Arbeiter- 
lebens, dass  mit  Sonntagsheiligung  in  seclis 
Tagen  mehr  gearl>eitet  werde  als  in  sieben 
Tagen  ohne  Sonntagsruhe  und  dass  das 
Aufhören  der  Sonntagsarbeit  der  Wochen- 
arbeit zu  gute  komme.  Das  Gewerbe  der 
Buchdrucker,  die  Kongresse  der  inneren 
Mission  seit  1845).  der  Vereiu  für  Sonntag» 
heiligung,  der  1849  in  der  Provinz  Sachsen 


Kreise  und  nach  Holland  hinein  erstreckte,  j  gegründet  war,  eine  Reihe  kirchlicher  Or- 
Dort  trat  Jaau  de  l^a-badies  mit  der  Ijehre '  gane  traten  energisch  für  Sonntagsfeier  in 


auf,  dass  den  Christen  die  Feier  eines  be- 
sonderen Tages  nicht  vorgeschrieben  sei  und 
es  nicht  nötig  wäre,  die  alltägliche  Arbeit 
am  Sonntage  zu  unterbrechen  oder  auszu- 
setzen. In  Deutschland  aber  entstanden 
zwei  sieh  gegenseitig  bekämpfende  Bich- 
tungen. Die  freiere  war  durch  den  Rostocker 


die  Schranken.  Kreissyuoden  Preussens, 
Pommerns  uud  der  Mark,  rheinische  und 
westfälische,  die  oldenburgischen,  fast  alle 
bayerischen  und  westfälischen  Diözesan- 
syiKnlen  tiericteu  darüber  oder  erliessen 
Ansprachen  oder  machten  gehörigen  Orts 
Eiugaltcn  um  strengere  Gesetze.  Von  hier 
Theologen  Fecht,  den  Hallischen  Juristen  aus  pflanzte  sich  die  Bewegung  in  die  Pro- 


Stryk  und  Zinzendorf  vertreten,  die  strengere 
fand  in  Spener  ihre  hauptsüelüichste  Stütze. 
Ein  Hauptredner  erwuchs  dann  dem  Sab- 


vinzial-  und  Gencralsynoden  fort,  und  end- 
lich gaben  die  Kirchen behörden  dem  durch 
die  Kirche  gehenden  Zug  amtlichen  Aus- 
bathrigorismus  noch  in  dem  Engländer  Edu- 1  druck.  Das  bayerische  Oberkonsistorium  l>e- 
ard  Evanson,  der  sich  1792  dalun  aussprach,  i  fürworteto  die  ihm  zugehenden  Gesuche 
das«  keine  Arbeit  für  den  Sonntag  zu  ver- ,  beim  Staatsministerium,  und  der  preussische 
bieten  sei,  weil  der  Anne  durch  die  er- !  Oberkirchen  rat  verlieh  seiner  Ansicht  be- 
zwungene Sonntagsruhe  den  ilun  nötigen  redten  Ausdruck.  In  einer  Denkschrift 
Arbeitsertrag  einbüsse.  1  führte  er  aus,  dass  die  direkte  oder  indirekte 

2.  Die  Agitation  für  Sonntagsruhe  im  !  Nötigung  zur  Arbeit  am  Sonntage  durch 
19.  Jahrhundert.  War  in  älterer  Zeit  der  i  Fabrikbetriob  und  Eisenbahnverkehr,  die 
Kampf  um  die  Sonntagsruhe  meist  aus  re-  i  Sonntagsjahrmärkte.  die  Sonntagsarlteit  der 
bgiösen  Rücksichten  geführt,  so  fing  man  |  Handwerker,  der  herrschaftlichen  Dienst- 
im  19.  Jahrhundert  an,  auch  seine  soziale  I  leute  und   Tagelöhner  möglichst  beseitigt 

und  vornehmlich  den  arbeitenden  Klassen 
ihr  christliches  Anrecht  auf  die  Ruhe  am 
siebenten  Tage  geschützt  werden  müsste. 


Bedeutung  als  eines  Erholuugstages  von 
liarter  Arbeit  zu  würdigen.  In  den  >Nou- 
veaux  principe»  d  economic  politisier  verfocht 
Sismondi  die  Notwendigkeit  der  Sonntags- 


Der  Staat  solle  iu  seinen  Bureaus,  in  den 


min- 


dern Standpunkte 


an 


Arbeiter  der  Wohlthat,  sich  erholen  zu 
können,  teilhaftig  werden  sollten,  I'roudhon 
aber,  der  eine  auf  die  Sonntagsfeier  bezüg- 
liche Preisaufgnbe  der  Akademie  zu  Besan- 
con  beantwortete,  betrachtete  die  Anordnung 
des  Sonntags  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
hauslichen  und  bürgerlichen  Ijebens,  der 
Sittlichkeit  und  der  Gesundheitspflege  und 


dass  die ,  Salinen,  im  Postverkelir.  durch  Verlegung 


der  Iiand wehrübungen  und  Kontrollversamm- 
lungen  mit  gutem  Beispiele  vorangehen. 

Dem  Drucke  aller  dieser  zusammen- 
wirkenden Bestrebungen  gaben  die  deutschen 
Regierungen  vielfach  nach,  und  so  entstanden 
um  1*50  teils  neue  Sonn  tags  Verordnungen, 
teils  wurden  die  alten  neu  eingeschärft. 
Leider  geriet  alier  diese  Bewegung  bald  ins 


beklagte  in  energischen  Worten  den  Miss- '  Stocken.  Vielen  erschienen  die  Sonntags- 
brauch, der  mit  ihm  getrieben  werde.  In  Verordnungen  zu  scharf,  und  es  trat  am 
Deutschland  begann  die  Agitation  für  aus-  Ende  der  50  er  Jahre  eine  rückläufige  Be- 
gedehntere Sonntagsruhe  durch  eine  1KJ-J7  1  wegung  ein,  der  namentlich  die  kleineren 
veröffentlichte  Schrift  des  Dr.  Licbetrut :  •  deutschen  Staaten  nachgaiten.  In  grösseren 
'Der  Tag  des  Herrn  und  seine  Feier«.  Fünf  Staaten,  wie  in  Württemberg  und  Preussen, 
Jahre  sf»äter  forderten  in  Berlin  58  Geist- ,  hielt  mau  an  den  einmal  als  richtig  erkann- 
liche  in  einem  öffentlichen  Aufrufe  zur  wür- :  ten  Grundsätzen  fest.  Man  führte  die  Be- 
digeren  Feier  des  Sonntags  auf,  und  infolge- •  schränkungen  des  Festverkehrs  I8b7  in  den 
dessen  bildete  sich  der  *  Hauptverein  zur ,  neuenlings  erlangten  Provinzenein,  verbot 
Beförderung  einer  würdigen  Sonntagsfeier».,  in  dem  .lagdmlizoigosetze  von  1869  die  Ans- 
iler aber  bald  wieder  einging.    Das  Revo-  übung  der  Jagd  an  Sonn-  und  Feiertagen 
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und  schrieb  in  dein  Berg-  und  Hüttengesetze 
von  186">  vor,  dass  die  Arbeiter  an  Sonn- 
tagen regelmassig  abgelöst  würden,  also 
entweder  jeden  Sonntag  halb  oder  einen 
Sonntag  um  den  anderen  ganz  frei  liabon 
sollten. 

Besonders  verdient  machte  sich  um  die 
Sonntagsfeier  die  im  Jahre  1  SGI  in  (ienf 
gegründete  >Societe  pour  lohservation  du 
dimanche«.  Sie  fasste  das  Problem  in  po- 
sitiv christlicher  Weise  auf,  indem  sie  von 
den  Worten  Christi  ausging,  dass  der  Sab- 
bath  um  des  Menschen  willen  gemacht  sei. 
(Mark.  2.  22 — 28.)  Daraus  folgerte  sie  in 
lietrcff  der  Stiftung  eines  wöchentlichen 
Ruhetages  zwei  Wahrheiten.  Erstens  sei 
der  Sountag  eine  von  Gott  von  Anfang  der 
Welt  gegründete  Einrichtung,  als  eine  Gat»e 
seiner  dem  Menschen  für  Leib  und  Seele 
unumgänglich  nötigen  Liebe  anzusehen  und 
zweitens  von  Gott  in  der  Person  des  Adam 
dessen  Nachkommen,  den  Menschen  aller 
Zeiten,  aller  Orte  und  aller  Stände  gegeben. 
Die  aus  den  Worten  Christi  abzuleitende 
Verpflichtung,  des  Ruhetages  zu  gedenken, 
um  ihn  zu  heiligen,  habe  nichts  Jüdisches. 
Um  den  Sonntag  zu  heiligen,  brauche  man 
die  Freiheit  nicht  aufzugeben,  in  die  der 
Heiland  uns  versetzt  hal»e.  Indes  sollten 
Christen  diese  Freiheit  nicht  missbraucheu 
und  an  diesem  Tage  nicht  ilircu  gewöhn- 
lichen Arbeiten  nachgehen.  Auf  einer 
Sitzung  des  1874  in  Genf  tagenden  Vereins 
für  die  Reform  und  Kodifikation  des  Völker- 
rechts, auf  dem  1870  nach  Genf  berufenen 
internationalen  Kongress  für  Sonntagshoili- 
gung  und  in  einem  im  Anschluss  an  ihn  ge- 
gründeten internationalen  Sonntagsvereine 
wurden  diese  Grundsätze  anerkannt  und  für 
ihre  Verbreitung  Sorge  getragen.  Der  Ver- 
ein selbst  hat  ausser  der  Abhaltung  von 
Versammlungen  seine  Thätigkeit  namentlich 
darauf  erstreckt,  Schriften  über  die  Sonn- 
tagsfeier verfassen  zu  lassen  und  diese  in 
grossen  Mengen  teils  unentgeltlich,  teils  zu 
niedrigen  Preisen  verteilt.  Auch  veran- 
staltete er  eine  Preisausschreibung  über  den 
Nutzen,  den  die  Heilighaltung  des  Sonntags 
in  gesundheitlicher  Hinsicht  gewähre,  in 
der  Schweiz  hat  er  das  gesamte  staatliche 
und  soziale  Lel>en  zu  beeinflussen  gesucht, 
vor  allem  danach  gestrebt,  den  Dienst  der 
Beamten  au  den  öffentlichen  Verkehrsan- 
stalten, im  Post-,  Eiseid»ahn-  und  Tele- 
graplienbetrieb  zu  erleichtern.  Die  Gesell- 
schaft darf  sich  rühmen.  Erhebliches  ge- 
leistet und  über  der  Betonung  der  religiösen 
Seite  der  Sonntagsfrage  die  Wichtigkeit  der 
sozialen  nicht  vergessen  zu  haben. 

3.  Ilmfang  und  Grunde  der  S.  iu  der 
Gegenwart  Hält  man  Umschau,  wie  weit 
im  heutigen  Erwerbsleben  die  Sountagsarbeit 
gedrungen  ist,  so  findet  sich,  dass  Haudels- 


und  Verkehrsuntemehmnngen  mit  am  häu- 
figsten die  Sonntagsarbeit  aufweisen.  So- 
weit ferner  Daten  vorhanden  siud,  ergiebt 
sich  für  das  Verhältnis  von  Grossindustrio 
und  Handwerk  in  dieser  Beziehung,  dass 
die  erstere  am  Sonntag  relativ  melu-  Be- 
triebe, aber  relativ  weniger  Arbeiter  als  das 
letztere  beschäftigt.  Die  Reichseuuuete  über 
die  Sonntagsarbeit  wies  naih.  dass  unter 
"iOOIuG  untersuchten  Betrieben  mit  l"x82591 
Arbeitern  iu  Preussen  .">8%  aller  Betriebe 
und    42%    aller   Arbeiter  Sonntagsarbeit 
hatten.  Nach  Berufsahteilungen  auseinander 
gehalten,  kam  Sonntagsarbeit  vor: 
in  der  Grossiiidustrie  in  49,4%  der  Betriebe 
und  für  29,8%  der  Arbeiter  in  16  Re- 
gierungsbezirken ; 
im  Handwerk  in  47,1  %  der  Betriebe  und 
für  41,8%  der  Arbeiter  in  i:>  Regie- 
rungsbezirken ; 
im  Handel  und  Verkehr  iu  83%  der  Be- 
triebe und  für  77,0%  der  Arbeiter  in 
29  Regierungsbezirken. 
Oertlicli  erscheint  die  Gewohnheit  der 
Sonntagsarbeit  ganz  verschieden  stark.  Es 
gieht  in   Preussen    Regierungsbezirke,  in 
denen  nahezu  alle  grossindustriellen  Betriebe 
Sonntagsarbeit  treiben,  so  z.  B.  Posen,  an- 
dere, in  denen  dies  kaum  vorkommt,  z.  B. 
Cöln.     In  Berlin,  Cassel,  Cöln  z.  B.  er- 
scheinen die  Arbeiter  der  Grossindustrie,  iu 
Opjteln  und  Cöln  die  Handwerker  besser 
gestellt  als  in  ganz  Preussen  durchschnittlich. 

Die  Gründe,  die  in  der  Grossiii- 
dustrie zur  Sonntagsarheit  führen,  sind 
sowohl  technischer  als  wirtschaftlicher  Na- 
tur. Die  eigenartige  Produktionsweise  bringt 
es  mit  sich,  dass  jede  Unterbrechung  der 
Arbeit  eine  Schmälerung  des  Gewinnes  be- 
deutet, und  so  ist  man  in  der  Unternehmung 
unaufhörlich  thätig,  um  die  vorhandenen 
Einrichtungen  voll  auszunutzen  und  die 
ganze  BetriebsfOhruug  zu  einer  tlumlichst 
i  wirtscliaftliehen  zu  gestalten.  Um  an  den 
|  allgemeinen  Produktionskosten  zu  sparen, 
wird  die  Arbeit  über  sechs  Tag»?  ausgedehnt, 
weil  auf  diese  Weiso  der  Verlust  an  Zeit 
vermieden  wird,  der  zu  entstehen  pflegt, 
wenn  Maschinen,  Geräte  etc.  nach  melu-  oder 
weniger  langem  Stillstande  aufs  neue  in 
Bewegtuig  gesetzt  werden  sollen. 

Zunächst  ist  es  der  Bedarf  an  Wärme, 
der  die  Industrieen  auf  die  Sonntagsarbeit 
geführt  hat,  und  zwar  aus  Rücksicht  auf  das 
Fabrikat,  die  Fouerungsanlage  und  das  Brenn- 
material. Einmal  begonnene  Erhitzuugs- 
prozosse  müssen  ohno  Unterbrechung  zu 
Ende  geführt  werden,  wenn  das  Fabrikat  in 
der  gewünschten  Güte  erzielt  werden  soll. 
Bei  Ueu  Feuerungsanlagen  ruft  jede  Tempe- 
raturverüuderung,  jedes  Abkühlen  uud  An- 
wärmen erhebliche  Aenderungen  dor  An- 
lagen und  Erhitznngsapparate  hervor.  Risse 
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und  Sprünge  in  dem  umkleidenden  Mauer- 
werk und  den  Gewölben  oder  Risse  und 
Verbiegungen  der  metallenen  Teile  lassen 
sich  dann  gar  nicht  vermeiden.  Hinsicht- 
lich des  Verbrauchs  von  Brennmaterial  aber 
wird  einerseits  geltend  gemacht,  das»  es 
wirtschaftlicher  sei,  grosse,  eine  bedeutende 
Menge  von  Rohstoffen  fassende  Feuerungs- 
anlagen auf  eine  erhöhte  Temperatur 
zu  bringen,  als  diese  Temperatur  jedes- 
mal für  kleinere  Mengen  zu  erzeugen.  An- 
dererseits wird  darauf  hingewiesen,  dass 
jedes  Abkühlen  und  Wiederau  heizen  von 
Feuerungsanlagen  einen  ansehnlichen  Melir- 
verbraueh  von  Brennmaterial  l>ediuge.  Dem- 
gemäss  sind  die  Feuerungsanlagen  nicht 
selten  von  vorn  herein  auf  einen  unaufhör- 
lichen Betrieb  batilich  eingerichtet. 

Andere  Gründe  für  Sonntagsarbeit  wer- 
den dahin  geltend  gemacht,  dass  chemische, 
mitunter  auch  mechanische  Prozesse  fortge- 
führt werden  müssen  oder  der  Eintritt  ge- 
wisser chemischer  Prozesse  und  mechanischer 
Vorgänge  verhindert  werden  muss.  So  wird 
z.  B.  behauptet,  dass  bei  der  Gewinnung 
vou  Natriumsujfat  aus  Chlornatrium  und 
Maguesiimisulfat  die  Erzeugung  nur  durch 
Ausfriereu  bei  niederer  Temperatur  möglich, 
also  auf  kurze  Zeit  beschränkt  sei.  Ein 
Verbot  der  Sonntagsarbeit  würde  demnach 
einen  nicht  wieder  einzubringenden  Pro- 
duktionsausfall herbeiführen. 

Nicht  selten  sind  natürliche  Verhältnisse, 
wie  Witterung,  Jahres-  und  Tageszeit  da- 
für massgebend,  dass  am  Sonntage  die  Ar- 
beit fortgesetzt  wird.  Mit  Wasser  getriebene 
Motoren  müssen  im  Winter  auch  am  Sonu- 
ta#  in  Gang;  gebracht  werdenj  weil  sonst 
die  Gefahr  des  Einfrierens  vorliegt,  und  aus 
dem  gleichen  Grunde,  um  das  Einfrieren  von 
Wasser-  oder  Dampfleitungsröhren  zu  ver- 
hüten, müssen  Dampfkessel  geheizt  werden. 

Sonntagsarbeit  wird  ferner  aus  dem 
Grunde  vorgenommen,  um  die  Produktion 
in  der  bevorstehenden  Woche  sich  ungestört 
vollziehen  lassen  zu  köimen.  Die  Rohstoffe 
und  Halbfabrikate  müssen  für  die  Verarbei- 
tung ziigerichtot  werden.  So  mahlen  in  Pa- 
pierfabriken die  Holländer  des  Sonntags,  um 
in  den  nächsten  Tagen  die  Papiermaschine 
bescliäftigen  zu  können. 

Gelegentlich  wird  Sonntagsarbeit  damit 
begründet,  dass  an  diesem  Tage  die  Nach- 
frage nach  bestimmten  Artikeln  ausserge- 
wöhnlich  stark  zu  sein  pflegt  und  gewohn- 
heitsmässig  oder  mit  Rücksicht  auf  beson- 
dere Verhältnisse,  die  Vornahme  einzelner 
Arbeiten  sich  besonders  empfehle.  So  müs- 
sen Gas,  Wasser,  elektrisches  Licht  an  Sonn- 
tagen ebenso  wie  an  Werktagen,  ja  liäufig 
noch  mehr  verabfolgt  werden.  Die  Nach- 
frage nach  Bier,  Wein,  Eis  tritt  am  Sonntage 
eher  stärker  als  schwächer  auf. 


Von  grösserem  Gewichte  als  der  eben 
berührte  Grund  ist  der  Hinweis  darauf,  dass 
das  zur  Verwendung  gelangende  Rohma- 
terial sich  nur  eine  gewisse  Zeit  halte  und 
demnach  die  schleunige  Verwertung  des- 
selben unter  Zuhilfenahme  des  Sonntags  ge- 
boten sei.  So  namentlich  bei  der  Nahrungs- 
und Genussmittelindustrie. 

Endlich  scheint  auch  der  Umstand  wich- 
tig, dass  dio  Konkurrenz  des  Auslandes  da- 
zu drängt,  auf  Lieferungstermine,  insbeson- 
dere boi  Aiisfiibraufträgen,  selbst  wenn  sie 
in  kurzer  Zeit  erledigt  worden  müssen,  sich 
einzulassen,  die  dann  nur  mit  Hilfe  der 
Sonntagsarbeit  eingehalten  werden  können. 

So  ziemlich  dieselben  Gründe,  nur  mit  dem 
Unterschiede,  dass  (he  teclinischen  zurück- 
treten und  die  wirtseliaftlichen  eine  grössere 
Rolle  spielen,  werden  innerhalb  der  Klein- 
gewerbe für  Sonntagsarbeit  goltend  ge- 
macht. In  einer  Gruppe  von  Gewerben 
verursachen  technische  Gründe  die  Sonntags- 
arbeit. Dahin  gehören :  Gärtnerei,  Hochbau. 
Wasser-  und  Brunnenbau.  Schmalzraffine- 
rieen,  Fischpökeleien,  Molkereien,  Kürsch- 
nereien etc.  Eine  zweite  Gruppe  büdeu 
diejenigen  Gewerbe,  die  im  wesentlichen 
Reparatm-en  und  andere  Arbeiten  für  fremde 
Betriebe  ausführen.  Da  muss  im  Interesse 
des  ungestörten  Verkehrs  in  Räumen,  die 
am  Wochentage  wieder  benutzt  werden 
sollen,  mitunter  durch  elementare  Ereignisse 
veranlasst,  auch  am  Sonntage  gearbeitet 
werden.  In  einer  dritten  Gruppe  zeigen 
sieh  diejenigen  Gewerhszweige ,  in  denen 
die  Sonntagsarbeit  auf  die  Bedürfnisse  des 
täglichen  Lobens  oder  auf  gesellschaftliche 
Gründe  zurückgeführt  wird.  Zu  ihr  zählen : 
Apotheker,  Bäcker,  Konditoren,  Fleischer, 
Friseure,  Barbiere,  Inhaber  von  Barleanstalten, 
Uhrmacher,  Tisclüer  und  viele  andere.  In 
erster  Linie  sind  es  hier  dringende  Bestel- 
lungen oder  Uoberhäufungon  mit  Aufträgen, 
die  die  einzelnen  Betriebe  veranlassen,  den 
Sonntag  zu  Hilfe  zu  uehmeu. 

Im  Handel  ist  je  nach  der  verschie- 
denen Art  des  Geschäfts  die  Gewohnheit 
der  Sonntagsarbeit  nicht  gleichmässig  ver- 
breitet. Der  Warengrosshandel  kennt  sie 
verhältnismässig  selten,  beim  Kleinhandel 
ist  sie  in  den  meisten  Betrieben  üblich. 
Rücksicht  auf  Gewinn,  althergebrachte  Ge- 
wohnheit,  Druck  der  in-  und  ausländischen 
Konkurrenz,  bei  Sparkassen  und  Banken  die 
Rücksicht  auf  gewisse  Schichten  der  Be- 
völkerung, die  nur  am  Sonntage  Zeit  finden, 
ihre  Geschäfte  abzuwickeln  —  sind  die 
hauptsächlichsten  Gründe,  die  beim  ersteren 
die  Sonntagsarbeit  verschulden.  Technische 
Rücksichten  sind  massgebend  beim  Getreide- 
und  Hopfenhandel,  wo  Umschaufelungen 
vorkommen,  beim  Holzhandel,  wo  die  Gunst 
der  Witterung  benutzt  sein  will,  beim  Vieh- 
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handel.  Im  Kleinhandel  hegt  die  Veran- 
lassung zur  Sonntagsarbeit,  die  sich  haupt- 
sächlich auf  den  Ladenverkehr  beschränkt, 
zumeist  in  dorn  gegenseitigen  Wettbewerbe 
der  gleichartigen  Geschäfte.  In  der  Spo- 
dition  und  Kommission  ist  Sonntagsarbeit 
mehr  oder  weniger  in  allen  Geschäften 
üblich.  Regelmässig  fahrende  Schiffe  müs- 
sen bedient,  klimatische  und  wirtschaftliche 
Verhältnisse  ausgenutzt  werden.  Die  Hilfs- 
gewerbe des  Handels  sind  zum  Teil  auf 
Sonntagsarbeit  angewiesen,  zum  Teil  können 
sie  sie  entbehren  und  zum  Teil  verlialten 
sie  sich  ihr  gegeuüber  gleichgültig.  Aehn- 
lich  ist  das  Verhältnis  im  Vermittelungsge- 
werbe,  und  das  Versicherungsgeschäft  end- 
lich betreibt  Sonntagsarbeit  in  beschränktem 
Umfange. 

Am  häufigsten  unter  allen  Berufen  stösst 
man  auf  Sonntagsarbeit  beim  Verkehr,  und 
gerade  hier  dürfte  ihre  Abstellung  grosse 
Schwierigkeiten  bieten.  Die  Personenbeför- 
derung erleidet  nicht  nur  keine  Unter- 
brechung oder  Beschränkung  am  Sonntage, 
sondern  wird  sogar  noch  lebhafter  betrieben. 
Das  Publikum  verlangt  nach  Droschken  und 
Fiüirwerken  zu  Spaziorfahrten,  Landpartieen, 
Hochzeiten  und  Kindtaufen.  Besser  sieht 
es  mit  der  Güterbeförderung  aus,  die  Sonn- 
tagsarbeit nur  in  beschränktem  Masse  kennt. 
Eilgüter,  dringende  Sendungen,  leicht  ver- 
derbliche Waren  werden  am  Sonntage  trans- 
portiert, beim  Quartalwechsel  Möbelfuhren 
geleistet.  Beim  Wassertransport  sowohl  in 
der  See-  und  Küsten-  als  in  der  Binnen- 
schiffahrt und  Flösserei  kann  die  begonnene 
Fahrt  auf  längeren  Strecken  nicht  gut  unter-  | 
brechen  werden.  Die  Rücksicht  auf  die1 
Sicherheit  der  Passagiere,  der  I^adung,  der 
Mannscliaft  lässt  das  Anhalten  nicht  zu. 
Alle  diese  Gründe  kommen  mehr  oder 
weniger  bei  den  Eisenbahnen  ebenfalls  in 
Betracht  Werkstätten  und  Bahnunter- 
haltungsbetriebe sind  freilich  nur  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  am  Sonntage  im 
Gange,  der  ganze  Stations-,  Speditions-  und 
Fahrdienst  dagegen  regelmässig,  und  selbst 
die  Staatsbahnverwaltungen  halten  es  für 
unmöglich,  hierin  Wandel  zu  schaffen. 

4.  Die  Belastung  der  Arbeiter  durch 
die  Thätigkeit  am  Sonntage.  Lässt  sich 
auf  diese  Weise  kaum  in  Abrede  stellen, 
dass  das  Zeitalter  der  Fabriken  und  die 
Grogsartigkeit  des  modernen  Verkehrs  die 
Sonntagsarbeit  nicht  mehr  entbehrlich  er- 
scheinen lassen,  so  darf  doch  die  Rücksicht 
auf  die  Arbeiter  nicht  vergessen  werden. 
Allerdings  wird  vielfach  betont,  dass  die 
Arbeiter  am  Sonntage  freiwillig  und  gerne 
thätig  sind.  Manche  drängen  sich  zur  Sonn- 
tagsarbeit, verlangen  sie  und  beklagen  sich, 
dass  nur  die  Günstlinge  der  Werkmeister 
bei  ihrer  Verteilung  berücksichtigt  würden. 


Man  hört  von  einer  Zuwendung  der  Sonn- 
tagsarbeit und  einer  dabei  stattfindenden 
Bevorzugung,  z.  B.  von  älteren  und  ver- 
heirateten Personen.  Der  Grund  für  diese 
seltsame  Erscheinung  hegt  in  dem  niedrigen 
Lohne  oder  in  dem  zu  gewissen  Zeiten  des 
Jahres  eintretenden  Mangel  an  Verdienst. 
Das  Bedürfnis  nach  Vermehrung  seiner  Ein- 
nahmen veranlasst  den  Arbeiter,  wenn  auch 
vielleicht  murrend,  sich  der  Sonntagsarbeit 
zu  unterziehen,  die  überdies  häufig  besser 
bezahlt  wird  als  die  Werktagsarbeit  Es 
wird  etwa  für  die  Stunde  ein  höherer  Satz 
festgestellt  oder  die  nicht  den  ganzen  Tag 
ausfüllende  Arbeit  für  eine  volle  Tages- 
leistung gerechnet;  oder  es  wird  das  1' 
l'/s-,  1 2 fache  des  gewöhnlichen  I>ohnes 
gegeben. 

Immerhin  sollte  gegenüber  solcher  Recht- 
fertigung nicht  übersehen  werden,  dass 
dieser  Sonntagsverdienst  eine  natur-  und 
knlturwidrige  Einrichtung  ist,  die  aus  der 
Welt  zu  schaffen  sehr  wünschenswert  wäre. 
Auch  wenn  man  die  Auffassung  nicht  teilt, 
dass  wir  im  Sonntage  ein  göttliches  Gebot 
vor  uns  haben  und  es  Pflicht  des  Staates 
sei,  seine  Ausführung  zu  bewerkstelligen, 
lässt  sich  viel  für  dio  Sountagsfoier  und  Be- 
seitigung der  Sonntagsarbeit  sagen.  Es  giebt, 
wie  seiner  Zeit  der  Bericht  einer  Reiehstags- 
kommission  im  Jahre  1885  treffend  ausge- 
führt hat,  eine  Pflicht  der  Gottesvorelirung, 
die,  wenn  auch  im  natürlichen  Sittougesetze 
wurzelnd,  in  den  christlichen  Konfessionen 
an  die  Sonntagsfeier  gebunden  ist,  und  dieser 
Pflicht  muss  Rechnung  getragen  werden. 
Nicht  minder  aber  will  in  Betracht  gezogen 
sein,  dass  zur  Aufrechterhaltung  der  Ge- 
sundheit und  des  Befriedigtseins  an  be- 
scheidener oder  glanzvoller  Existenz  ein 
wöchentlicher  Ruhetag  gehört  Geratie  bei 
der  abstumpfenden  Wirkung  der  Fabrik- 
arbeit ist  eine  Sountagsruhe  doppelt  nötig. 
Dieses  Bedürfnis  nach  einer  Pause  kann 
aber  der  Arbeiter  oft  nicht  befriedigen,  sei 
es,  dass  or  dor  Vorschrift  des  ökonomisch 
Mächtigeren  glaubt  gehorchen  zu  sollen,  um 
etwa  seine  Stelle  nicht  aufs  Spiel  zu  sr-tzen, 
oder  dass  er,  dem  Drange  wirtschaftlicher 
Sorge  nachgebend,  in  rastloser  Tliätigkeit 
den  Unterhalt  für  sich  uud  die  Seinigen  so 
lange  zu  gewinnen  strebt,  bis  er  kraftlos 
zusammenbricht  um  sich  nicht  wieder  zu 
erheben.  Eben  die  wachsende  Ausdehnung 
der  Sonntagsarbeit  hat  die  soziale  Unzu- 
friedenheit mit  groBsziehen  helfen.  Niemals, 
meinte  gelegentlich  der  Abgeordnete  Hitze 
im  Reichstage,  werde  dem  Arbeiter  seine 
untergeordnete  Stellung  in  der  Gesellseliaft 
mehr  zum  Bewusstsein  gebracht,  als  wenn 
er  des  Sonntags  in  seinem  Kittel  zur  Fabrik 
gehen  müsse,  während  seine  Mitbürger  im 
Sonntagskleide  in  die  Kirche  wallen.  End- 
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Höh  fällt  ins  Gewicht,  dass  da,  wo  die  regel- 
mässige Ueberschreitung  der  normalen  Ar- 
beitsfrist zur  Sitte  geworden  ist.  das  Fa- 
milienleben arg  gefährdet  erscheint.  »Jetzt 
sieht  mau  seine  Kinder  kaunu,  klagt  ein 
Düsseldorfer  Kupferhüttenarbeiter.  »Der 
Arbeiter  würde  bei  einein  Verbote  der  Sonn- 
tagsarbeit einen  ganzen  Tag  soiner  Familie 
angehören^,  äussert  ein  sächsischer  Kon- 
fektionsarbeiter:  *or  wird  häusliche  Be- 
schäftigung halxm,  sich  sein  Heim  bequem 
herrichten,  wieder  lieben  lernen,  seine  Kinder 
unterweisen,  mit  ihnen  das  Gotteshaus  be- 
suchen, Spaziergänge  machen,  kurz  sich 
wieder  als  Mensch  und  nicht  als  Lohnsldave 
fühlen.« 

Der  wirtschaftliche  "Wert  der  Sonntags- 
arbeit wird  sehr  verschieden  beurteilt.  Weit 
verbreitet  ist  die  Auffassung,  dass,  wenn  es 
keine  Sonntagsarbeit  gäbe,  die  Ausnutzung 
der  Wochentage  eine  bessere  sein  würde  und 
dass  der  verkürzte  Sonntag  die  Einrichtung 
des  blauen  Montags  hervorrufe.  Man  hat 
sich  dahin  ausgesprochen,  dass  infolge  der 
grösseren  Frische  nach  der  sonntäglichen 
Ruhe  der  Arbeiter  dureh  intensivere  Thütig- 
keit  in  der  Woche  das  gleiche  Arbeits- 
quantum erzielen  würde.  Kin  Unternehmer 
der  Töpferei,  Steingut-  und  Porzellanfabri- 
kation  sprach  sich  bei  der  Enquete  über  die 
Sonntagsarbeit  im  Jahre  1885  dahin  ans, 
dass  seine  Sonntags  feiernden  Leute  bei 
gleichem  Stücklohn  mehr  veitlienten  als  die 
Arbeiter  anderer  Betriebe,  die  sich  die  Kühe 
versagten,  l.'nrl  bei  dersellten  Gelegenheit 
stellte  ein  anderer  Unternehmer  die  Be- 
hauptung auf,  dass  der  Aecordarbeiter,  wenn 
ihm  Sonntagsarlteit  und  Ueberstunden  er- 
laubt seien,  15 — 20°.'o  weniger  verdiene  als 
sonst.  Aehnlich  urteilt  man  vielfach  in  den 
Arbeiterkreis«?n  selbst.  Man  sagt,  dass  der 
Sonntagsarbeiter  um  keinen  Pfennig  weiter 
komme  als  der  Wochentagsarbeiter,  und  für 
schwere  Arbeit  in  der  Woche,  wenu  sie  gut 
geleistet  werden  soll,  die  sonntägliche  Ruhe- 
pause unentbehrlich  sei.  Kurz  es  hat  den  An- 
schein, als  ob  die  Sonntagsarlieit  wirtschaft- 
lich ihren  Zweck  nicht  selten  verfehlt  und  den 
Arbeiter  nur  schwächt,  statt  ihn  zu  fördern. 

5.  Die  Verhandlungen  über  ein  Ver- 
bot der  S.  im  deutschen  Reichstage  und 
da«  Sonntagsgosetz  von  1891.  Unter 
solchen  Umständen  wurde  der  Beruf  des 
Staates,  den  Schwachen  gegenüber  den  Aus- 
beutungsversuehen  der  Stärkeren  in  seine 
Obhut  zu  nehmen  und  durch  ein  Gesetz  die 
Sonntagsarbeit  auf  das  unentbehrliche  Mini- 
mum herunterzudrücken,  in  weitesten  Kreisen 
anerkannt.  Wiederholt  hatte  der  deutsche 
Reichstag  Gelegenheit,  seit  Beginn  der 
siebziger  Jahre  sich  mit  der  Sonntagsfrage 
zu  beschäftigen.  Schon  bei  Beratung  der 
Gewerbeordnung  von  18G9  war  die  Frage 


der  Sonntagsruhe  nicht  unerwogen  geblieben. 
Von  mehreren  Seiten  waren  Anträge  laut 
geworden,  die  regelmässige  Lohnarbeit  an 
Sonn-  und  Festtagen  zu  verbieten,  und  man 
erkannte  in  den  Verhandlungen  den  Wert 
der  Sonntagsruhe  von  allgemein  mensch- 
lichen Gesichtspunkten  aus  in  ihrer  Be- 
deutung für  die  körperliche  Erholung,  für 
das  Familienleben,  für  die  sittliche,  geistige 
und  Fachbildung  des  Arbiters  in  nachdrück- 
lichster Weise  an.  Wenu  trotzdem  die  Vor- 
schläge abgelehnt  wurden,  so  lüng  das  ein- 
mal mit  der  freiheitlichen  Richtung  der 
ganzen  Gewerbeordnung,  andererseits  wohl 
auch  damit  zusammen,  dass  man  sich  da- 
rüber nicht  klar  werden  konnte,  wie  weit 
das  Verbot  ausgedehnt  werden  müsste. 
Spätere  Versuche  der  detitschen  Gesellschaft 
der  Sonntags-  und  Arbeiterfreunde,  durch 
Petitionen  auf  den  Reichstag  einzuwirken  — 
1872  und  1875  — ,  blieben  freilich  erfolglos, 
sofern  im  Plenum  des  Reichstages  gar  nic  ht 
darüber  verhandelt  wurde.  Immerhin  trat 
eine  Veränderung  insofern  ein,  als  der  18459 
(im  §  105  der  Gew.-O.)  zugelassene  Vorbe- 
halt der  »anderweitigen  Vereinbarung  in 
DringhchkeitsfiÜleiiff  im  .bdire  1879  aufge- 
geben wurde,  so  dass  also  ein  die  Arbeiter 
zur  Sonntagsthätigkeit  verpflichtender  Ver- 
trag als  nichtig  erklärt  wurde.  Dass  die 
den  Arbeitern  hierin  gewährleistete  Freiheit 
illusorisch  sei,  weil  diese  wirtschaftlieh  viel 
zu  sehr  von  ihren  Arbeitgebern  abhängig 
sind,  übersah  man,  und  einem  in  dritter 
Lesung  gefassten  Beschlüsse  auf  ein  Verbot 
der  Sonntagsarbeit  versagte  der  Bundesrat 
seine  Zustimmung.  Grosses  Verdienst  um 
die  Förderung  der  Angelegenheit  erwarten 
sich  die  Abgeordneten  Lingens  und  Freiherr 
Göler  von  Ravensburg,  die  die  Aufmerksam- 
keit des  Reichstages  auf  die  Berufsarbeit  der 
Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnbeamten 
lenkten.  Bei  den  Verhandlungen  hierülier 
trat  die  Auffassung  des  Reichstages,  dass  es 
mit  der  Sonri tagsarbeit  so  nicht  weiter  gehen 
könne,  immer  deutlicher  hervor.  Ein  eigent- 
licher Widerspruch  gegen  die  Beschrän- 
kungen der  Sonntagsarbeit  wurde  nicht  laut. 
Es  zeigte  sich  eben  im  Reichstage  der  Nach- 
hall des  durch  alle  Kreise  und  Berufe 
gehenden  Wunsches,  den  Sonntag  wieder  zu 
gewinnen  und  zwar  nicht  einen  Sonntag  im 
puritanischen  Sinne,  sondern  einen  Ruhotag. 
der  sowohl  den  christlichen  Meuscheu  be- 
friedige als  auch  wolüanständiger  weltlicher 
Lust  Hechnuug  trüge. 

Am  20.  November  1884  wurde  von  Hert- 
ling  und  Genossen  ein  Antrag  zur  weiteren 
Ausbildung  der  Ai-beitersohutzgesetzgebung 
eingebracht,  in  dem  u.  a.  die  Arbeit  an 
Sonn-  und  Feiertagen  vorbehaltlich  einzelner 
genau  zu  bestimmender  Ausnahmen  verboten 
war.    Zusammen  mit  Vorschlägen  anderer 
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Parteien  wurde  er  in  einer  Kommission  be- 
raten, die  am  6.  Mai  1885  den  Entwurf  zu 
einem  Sonntagsgesetze  dem  Reichstage  unter- 
breitete. Dieser  erlangte  in  dreitägiger  leb-  j 
haftor  Dol>atte  noch  nicht  die  Mehrheit, 
sondern  man  vertagte  die  Abstimmung,  in- 
dem  man  beschloss,  Ermittelungen  »Iber  den 
Umfang  der  Beschäftigung  gewerblicher  Ar- 
beiter an  Sonn-  und  Festtagen  anstellen  zu 
lassen.  Dieser  Beschluss  veranlasste  die 
Ausf  flhrung  einer  eingehenden  Enquete,  deinen 
Ergebnisse  vom  Reichskanzleramte  in  3 
Händen  veröffentlicht  wurden.  Sie  hat  es 
ermöglicht,  das  im  dritten  Abschnitte  dieser 
Abhaudlung  entworfene  Bild  zu  zeichnen. 
Wahrend  der  Dauer  der  Erhebung  ruhte  das  : 
für  die  Sonntagsruhe  verbundene  Interesse 
nicht  und  im  Reichstag««  nahm  man  «lie  Ge- 
legenheit mehrfach  wahr,  sich  mit  ihr  zu 
beschäftigen.  Als  dann  die  Ergebnisse  vor- 
lagen, zögerten  die  Mitglieder  der  Uentruins- 
fraktion  nicht,  am  14.  Dezemlier  1S87  sofort 
den  lSSüer  Kommissionsantrag  aufs  neue 
einzubringen,  der  dieses  Mal  unter  einigen 
Aenderungen  mit  grosser  Majorität  ange- 
nommeii  wurde.  Indes  versagte  der  Hundes- 
rat in  seiner  Sitzung  von»  19.  November 
1888  die  Genehmigung,  indem  er  das  Be- 
dürfnis nach  gesetzlicher  Regelung  in  Ab- 
rede stellte.  Ausserdem  wollte  er  auch 
nicht  die  ihm  im  Entwürfe  flbertragene  Auf- 
gabe der  Regelung  der  Ausnahmen  vom 
Verbot  der  Sonntagsart»eit  übernehmen  (vgl. 
d.  Art.  Arbeiterschutzgesetzgebung 
oben  Bd.  I  S.  478  ff.  u.  508). 

In  der  Reichstagssessinn  von  1888  89  lag 
zwar  neuerdings  ein  Initiativgesetzentwurf,  j 
betreffend  die  Sonntagsarbeit,  vor,  aber  er ! 
blieb  unerledigt,  und  erst  in  der  Novelle  j 
vom  1.  Juni  1891  haben  die  so  lange  in  «1er 
Schwebe  gewesenen  Verhandlungen  ihren 
Absclduss  gefunden.  Die  §S,  41a,  55a, 
105a—  N>5i  der  Gew.-G.  regeln  jetzt  die 
Soiintagsarbeit.  Zu  ihrer  Aufstellung  hatte 
nunmehr  die  Regierung  selbst  veranlasst 
und  in  der  Begründung  ihrer  Vorlag«*  aus- 
drücklieh hervorgehoben,  dass  die  bisherig»* 
Bestimmung  dem  Arbeiter  die  M«">glichkeit 
nicht  genügend  sichere,  die  Sonn-  und  Fest- 
tage der  notwendigen  Ruhe  von  «1er  Wochen- 
arbeit, der  inneren  Sammlung,  der  Stärkung 
und  Erfrischung  zu  neuer  Arbeit  und  der 
Pflege  des  Familienlebens  zu  widmen.  Bei 
«ler  Abhängigkeit  der  meisten  Arbiter  und 
bei  der  Versuchung,  die  in  dem  gebotenen 
Mehrverdienste  liege,  hat«  die  t  tatsächliche 
Beschäftigung  an  Sonn-  und  Feiertagen  nicht 
gehindert  werden  können. 

Das  neue  Gesetz  hat  einmal  den  alten 
Grundsatz  festgehalten,  dass  die  Arbeiter 
zur  Thätigkeit  an  Sonn-  und  Feiertagen 
nicht  verpflichtet  werden  können.  Aber 
während  bisher  die  Arbeitsverpfliohtung  für 


alle  Arbeiten,  die  nach  ihrer  Natur  einen 
Aufschub  oder  eine  Unterbrechung  nicht  ge- 
statten, zugelassen  und  die  Entscheidung 
darüber,  welche  Arbeiten  unter  diesen  Be- 
griff fallen,  dem  Ermessen  des  Arbeitgebers 
anheimgestellt  war.  werden  jetzt  an  die 
Stelle  des  Ermessens  genaue  Vorschriften 
gesetzt.  Weiter  liat  das  Gesetz  mit  dem 
früher  oft  gehörten  Einwände,  dass  man 
durch  ein  Verbot  der  Sonntagsarbeit  das 
freie  Sclbstbcstimmungsrecht  des  Arbeiters 
antaste,  gebrochen.  Für  d«*n  grössten  Teil 
der  fiberliaupt  unter  die  Gewerbeordnung 
fallenden  Gewerbe  ist  die  Thätigkeit  an 
Sonn-  und  Festtagen  grundsätzlich  verboten 
und  nur  ausnahmsweise  in  bestimmten  Fällen 
im«!  unter  bestimmten  Kautelen  gestattet 
(§  105  b).  Hieibei  ist  das  Mindestmass  der 
zu  gewährenden  Ruhe  vorgeschrieben  worden. 
Sie  ist  auf  mindestens  24  Stunden  für  jeden 
Sonn-  und  Festtag,  auf  3t»  bei  zwei  auf- 
einanderfolgenden Sonn-  und  Festtagen  und 
auf  4S  für  das  Weihnacht«-,  Oster-  und 
Pfingstfest  bemessen.  Die  Ruhezeit  ist  von 
12  Uhr  nachts  zu  rechnen  und  mussbei  zwei 
aufeinanderfolgenden  Sonn-  und  Festtagen 
bis  (i  Uhr  abends  des  zweiten  Tages  (lauern. 
In  Betrieben  mit  regelmässiger  Tag-  und 
Nachtschicht  kann  die  Ruhezeit  frühestens 
um  6  Uhr  abends  des  vorhergehenden  Werk- 
tages, spätestens  um  0  Uhr  morgens  des 
Sonn-  oder  Festtages  beginnen,  wenn  für 
die  auf  den  Beginn  der  Ruhezeit  folgenden 
24  Stunden  der  Betrieb  ruht.  Durch  die 
letztere  Bestimmung  ist,  da  ohne  sie  sowohl 
die  Nacht  vom  Sonnabend  zum  Sonntag  als 
diejenige  vom  Sonntag  zum  Montag 
art>eitet  wenlen  könnte,  der  Grundsatz 
Sonntagsheiligung  anerkannt. 

Eine  besondere  Regelung  hat  das  Uandels- 
gewerbe  nötig  gemacht,  Gehilfen,  Lehrlinge 
und  Arb«»iter  dürfen  hier  an  Sonn-  und 
Festtagen  nicht  länger  als  5  Stunden  be- 
schäftigt werden.  Jedoch  ist  den  Gemeindon 
o«ler  weiteren  Kommunalverbäuden  die  Be- 
fugnis erteilt,  durch  statutarische  Bestim- 
mung für  alle  oder  einzelne  Zweige  des 
Handelsgewerbes  die  Beschäftigung  auf 
kürzere  Zeit  einzuschränken  oder  ganz  zu 
untersagen.  Ausserdem  ist  ül>erhaupt  der 
Gewerbebetrieb  in  offenen  Verkaufsstellen 
zu  den  Stunden,  in  denen  Gohilfen,  Ijehr- 
linge  und  Arbeiter  im  Haudel  nicht  l»eschäf- 
tigt  werden  dürfen,  verboten  (§  41a). 

Den  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens 
Rechnung  tragend,  sind  im  Gesetz  Ausnahmen 
vorgesehen.  Es  giebt:  1.  Ausnahmen,  die 
ohne  weiteres,  2.  solche,  die  auf  Grund  einer 
bundesrätlichen  Verordnung,  3.  solche,  die 
durch  Verfügung  einer  höheren,  und  4.  solche, 
die  durch  Verfügung  der  unteren  Verwal- 
tungsbehörden gestattet  sind.  Die  ersteren 
sind  im  Gesetz  selbst  (§  105  e)  genannt.  Bei 
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den  Ausnahmen  durch  den  Bundesrat  ist 
gedacht,  dass  ihre  Regelung  für  ganz 
Deutschland  eine  gleichmässige  sein  solle; 
die  Regelung  der  Ausnahmen  durch  die 
oberen  und  unteren  Verwaltungsbehörden 
wird  sich  dagegen  nach  den  Anschauungen, 
Sitten  und  Bedürfnissen  der  verschiedenen 
Oertlichkeiten  richten  müssen.  Alle  diese 
Ausnahmebefugnisse  sind  ja  an  sich  nicht 
erfreulieh,  aber  im  Interesse  der  Industrie, 
des  Publikums,  des  Gesetzes  selbst,  nicht 
zu  vermeiden.  Ihrer  missbräuchlichen  An- 
wendimg sucht  das  Gesetz  durch  Kautelen 
vorzubeugen.  Ausgenommen  von  dem  Ver- 
bote der  Sonntagsarbeit  sind  die  Gast-  und 
Schankwirtschaftsgewerbe,  Musikaufführun- 
gen, Schaustellungen,  theatralische  Vor- 
stellungen, sonstige  Lustbarkeiten  und  die 
Verkehrsgewerbe  (§  105  i). 

Bei  der  deutschen  Reichspost  wird  nach 
Verordnungen  vom  Mai  1899  dahin  gestrebt, 
die  Sonntagsruhe  im  Hinblick  auf  den 
günstigen  Einfluss,  den  sie  auf  das  körper- 
liche und  geistige  Befinden  des  Personals 
ausübt,  so  weit  auszudehnen,  als  es  sich  mit 
den  allgemeinen  Interessen  und  der  Sicher- 
heit des  Betriebes  irgend  verträgt.  Die 
anderweitige  Festsetzung  der  Schalterdienst- 
Stunden  an  den  Sonn-  und  Feiertagen  be- 
stätigt diese  Absicht.  Ueber  die  Sonntags- 
ruhe im  Güterverkehr  deutscher  Eisonbahnen 
vgl.  d.  Art.  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung oben  Bd.  I  S.  482.  In  Frankreich 
hat  die  »Liga  für  Einführung  allgemeiner 
Sonntagsruhe«  im  Februar  1899  beim  Bauten- 
minister um  die  völlige  Beseitigung  der 
Sonntagsarbeit  im  gewöhnlichen  Frachtver- 
kehr petitioniert,  indes  zur  Zeit  nichts  er- 
reichen können.  Dagegen  ist  auf  den  eng- 
lischen Eisenbahnen,  ohne  dass  der  Beginn 
der  Beschränkung  auf  ein  bestimmtes  Datum 
zurückgeführt  werden  kann,  als  Resultat 
langjähriger  Gepflogenheit  festgehalten,  dass 
an  Sonn-  mid  Feiertagen  weder  Annahme 
noch  Verabfolgung  von  Gütern  erfolgt,  mit 
Ausnahme  von  relativ  genügen  Mengen  von 
Waren,  die  dem  Verderben  ausgesetzt  sind. 
Im  Principe  streben  die  VerwalUingen  da- 
nach, die  Zahl  der  am  Sonntage  abzulassen- 
den Züge  und  namentlich  auch  der  Güter- 
züge auf  das  mögliche  Minimum  zu  be- 
schränken lind  einer  thunlichst  grossen  Zahl 
von  Angestellten  den  Sonntag  frei  zu  geben. 

Die  Novelle  trat  zunächst  nur  für  das 
Handelsgewerbe  in  Kraft  Erst  am  25.  Januar 
1895  setzte  der  Bundesrat  die  Ausnahme- 
bestimmungen für  Industrie  und  Handwerk 
fest,  so  dass  nicht  früher  als  am  1.  April 
1895  d.  h.  fast  4  Jahre  nach  dem  Erlass 
der  Novelle,  die  Sonntagsruhe  auch  im  Ge- 
werbe wirksam  geworden  ist.  Die  zuge- 
lassenen Ausnahmen  umfassen  mehr  als  80 
Betriebe  im  Bergbau-,  Hütten-  und  Salinen- 


wesen, der  Industrie  der  Steine  und  Erden, 
der  Metallverarbeitung,  der  chemischen  In- 
dustrie, der  forstwirtschaftlichen  Neben- 
produkte, Leuchtstoffe,  Fette,  Oele  und 
Firnisse,  der  Papier-  und  Leder-  und  der 
Nahrungs-  und  Geuussmittelindustrie  und 
endlich  der  »Gewerbe,  die  in  gewissen  Zeiten 
des  Jahres  zu  einer  ausserordentlich  ver- 
stärkten Thätigkeit  genötigt  sind«,  die  Her- 
stellung von  (  hokokden  und  Zuckerwaren, 
Honigkuchen  und  Biskuit;  die  Anfertigung 
von  Spielwaren,  Schneiderei  und  Schusterei 
im  handwerksmäßigen  Betriebe,  die  Putz- 
raacherei,  die  Kürschnerei  unil  die  Her- 
stellung von  Strohhüten.  VgL  die  aus- 
führlichen Bestimmungen  im  einzelnen 
a.  a.  O.  oben  Bd.  I  S.  478  ff.  Im  An- 
schlüsse an  diese  einheitliche  Regelung  sind 
in  den  verschiedenen  preussischen  Ver- 
waltungsbezirken auch  die  Vorschriften  über 
die  äussere  Heilighaltung  der  Sonn-  und 
Feiertage  einer  Revision  unterzogen  worden. 
Im  Oktober  189ü  sind  unter  Aufhebung  aller 
älteren  Bestimmungen  im  wesentlichen  über- 
einstimmende Polizeiverordnungen  nach  ge- 
meinsamem .  Muster  erlassen.  Durch  sie 
werden  öffentlich  bemerkbare  und  geräusch- 
volle Arbeiten  am  ganzen  Sonntage  unter- 
sagt, und  einzelne  Thätigkeitcn,  wie  Jagen, 
Fischen,  Versammlungen,  Aufzüge  u.  dgl.  in., 
auf  die  Zeit  nach  Schluss  des  Gottesdienstes 
bescliränkt.  Diese  Anordnungen  sind  freilich 
nicht  durch  sozial  poli tische  Rücksichten  her- 
vorgerufen, aber  sie  kommen  doch  indirekt 
gewissen  Arbeiterkategorieen  zu  gute,  für  die 
es  eine  gesetzliche  Sonntagsruhe  nicht  giebt. 

6.  Die  Durchführung  der  Sonntags- 
ruhe. Für  die  Beurteilung  der  Durchfüh- 
rung der  gewerblichen  Sonntagsruhe  bieten 
die  »Amtlichen  Mitteilungen  aus  den  Jahres- 
berichten der  Fabrikaufsichtsbeamten«  ein 
reiches  Material.  Doch  hat  es  allerdings 
seine  Schwierigkeit,  aus  den  vielfach  von 
einander  abweichenden  Darstellungen  zu 
einer  einheitlichen  für  das  ganze  Reich  rich- 
tigen Schlussfolgerung  zu  gelangen.  Im 
grossen  und  ganzen  empfängt  man  doch 
den  Eindruck,  dass  iu  der  Mehrzahl  der 
Berichte  betont  wird,  wie  man  eigentlich 
fast  überall  das  Sonntagsgesetz  konsequent 
durchführe  und  mit  seinen  Seguungen  ziem- 
lich durchweg  einverstanden  sei.  Natürlich 
hat  es,  in  den  ersten  Jahren  insbesondere, 
nicht  an  Widerstand  und  Unzufriedenheit 
gegenüber  der  Neuerung  gefehlt  und  ist 
derselbe  wohl  auch  heute  keineswegs  völlig 
gebrochen.  Auch  lässt  sich  nicht  Ieuguen, 
dass  in  gewissen  Fällen  aus  in  der  Natur 
der  Dinge  liegenden  Gründen  die  Durch- 
führung der  Sonntagsruhe  auf  besondere 
Schwierigkeiten  stösst  So  namentlich  in 
kloinen  Betrieben  und  im  Handwerk,  so  in 
der  Mühlenindustrie,  in  der  Bäckerei,  der 


Digitized  by  Google 


Sonntagsarbeit 


777 


Mälzerei,  der  Holzschloiferei,  in  Molkerei- 
betrieben, in  Ziegeleibetrieben  u.  a.  m.  Aber 
die  Aufsichtsbeamten,  die  eifrig  an  der  Ar- 
beit sind,  das  mangelhafte  Verständnis  für 
die  neue  Einrichtung  zu  fördern,  haben  doch 
die  Genugthuung,  zu  sehen,  dass  die  Hinder- 
nisse und  Schwierigkeiten  mehr  und  mehr 
überwunden  werden.  Die  in  weiten  Kreisen 
der  Unternehmer  anfänglich  bestehende  Ab- 
neigung schwindet.  Man  ist  sich  darüber 
klar,  dass  die  geringen  Belästigungen  und 
der  Zwang,  der  mit  Erfüllung  der  Vor- 
schriften verbunden  ist,  sich  mit  Rücksicht 
auf  den  guten  Zweck  der  Vorschriften  wohl 
ertragen  lässt.  In  verhältnismässig  wenigen 
Anlagen  sind  Aenderungen  der  Betriebs- 
weise nötig  gewesen,  und  die  zuerst  häufig 
vernommenen  Klagen  über  die  Undurch- 
führbarkeit  des  Gesetzes  verstummen.  Die 
Arbeiter  aber,  obwohl  Lohnausfälle  nicht 
zu  leugnen  sind,  haben  die  Sonntagsruhe 
durchweg  dankbar  begrüsst.  Als  ein 
wesentlicher  Vorteil  der  neuen  Vorschrift 
erscheint  dabei,  dass  die  Beschäftigung  der 
Arbeiter  an  Sonntagen  mit  solchen  Arbeiten, 
die  eben  so  gut  in  der  Woche  vorgenommen 
werden  können,  aufgehört  hat.  Ob  man 
trotz  derartig  günstiger  Eindrücke,  die  die 
amtlichenMitteilungen  im  wesentlichen  bieten, 
die  Reform  als  abgoscldossen  betrachten 
darf,  möchte  allerdings  fraglich  sein.  An 
Zuwiderhandlungen,  sachlichen  wie  formellen, 
fehlt  es  leider  nicht,  und  hinsichtlich  der 
Ausnahmen,  mögen  sie  von  unteren  oder 
oberen  Verwaltungsbehörden  zugelassen  sein, 
scheinen  Missgriffe  nicht  vermieden  worden 
zu  sein.  Sogar  die  Durchführung  der  vom 
Bundesrat  erlassenen  Ausnahmebestimmun- 
gen war  nicht  immer  ganz  glücklich  und 
bietet  noch  fortwährend  Anlass  zu  Zweifeln 
oder  Schwierigkeiten. 

Eine  geringere  Leistungsfähigkeit  der 
Industrie  ist  keinesfalls  eingetreten.  Und 
selbst,  wo  eine  kleinere  Einschränkung  der 
Produktion  bemerkt  worden  ist,  hat  man 
das  gegenüber  nicht  seltener  Ueberproduktion 
als  einen  Vorteil  angesehen.  Den  Arbeitern 
aber  kann  nachgerühmt  werden  auf  Grund 
der  bisherigen  Erhebungen,  dass  sie  nach 
einer  völligen  Sonntagsruhe  leistungsfähiger 
und  freudiger  zur  erneuten  Thätigkeit 
kommen,  als  wenn  sie  diese  Ruhe  nicht 
kennen.  Lohnausfälle  kommen  freilich  vor, 
aber  sie  sind  schon  oft  durch  gesteigerte 
Ijeistungsfähigkeit,  oft  durch  Lohnzulngen 
der  Arbeitgeber  ausgeglichen  worden.  Wo 
das  nicht  möglich  war,  muss  eben  die 
Ueberzeugung  von  der  physiologischen  und 
ethischen  Notwendigkeit  der  Sonntagsruhe 
trösten.  Alles  zusammengenommen  erscheint 
jetzt  im  lichte  der  neueren  Erhebungen  so- 
wohl der  Widerstand,  den  Bismarck  gegen 
das  Sonntagsgesetz  zur  Schau   trug,  als 


auch  die  Verzögerung  der  Durchfühiiing, 
die  der  Bundesrat  sich  zu  schulden  kommen 
Hess,  recht  wenig  begründet.    Und  wenn 

1  im  preussischen  Abgeordnetenhause  noch  im 
Februar  1898  Stimmen  laut  werden  konnten, 
die  eine  Revision  der  über  die  Sonntagsruhe 
erlassenen  Verordnungen  in  dem  Sinne 
forderten,  dass  die  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Bevölkerung  mehr  als  bisher  Berück- 
sichtigung fänden,  so  stiess  der  Antrag  mit 
Rocht  auf  AVidcrstand.  Eine  Einschränkung 
der  eben  gewonnenen  grösseren  Arbeitsruhe 
und  Sonntagsheil igung  würde  in  weitesten 
Kreisen  schmerzlich  empfunden  werden. 

Ob  der  Gewinn  ein  dauernder  und  eine 
allgemeine  sittliche  Hebung  des  Arbeiter- 
standes dio  Folge  des  Sonntagsgesetzes  sein 
wird,  kann  niemand   sagen.    Auch  hier 

I  drängen  sich  die  gleichen,  schon  im  Artikel 
NormalarbeitBtag  (s.oben  Bd.  V  S.  987) 
geäusserten  Befürchtungen  und  Hoffnungen 
auf.  Durch  dio  in  der  Enquete  über  die  Soun- 
tagsarbeit  gesammelten  Aussprüche  geht  ein 
pessimistischer  Zug.  Häufiger  tritt  uns  die  An- 
sicht entgegen,  dass  die  Arbeiter  durch  einen 
freien  Sonntag  Gefalir  laufen,  ihr  Geld  zu 

j  vergeuden,  sich  zu  betrinken,  sich  an  einen 
leichtsinnigen  und  liederlichen  Lebenswandel 
zu  gewöhnen,  als  die  hoffnungsfreudigere, 
dass  es  gerade  mit  Hilfe  des  freien  Sonntags 
gelingen  wird,  die  Sitten  der  Arbeiter,  wo 
es  not  tliut,  zu  verbessern.  Sicherlich  kann 
die  Gesellschaft  auf  diesem  Felde  viel  thuu, 
um  die  Einrichtungen  gesunder  und  edler 
Erholungsstätten  zum  Ersatz  des  Wirtshauses 
zu  befördern.  Durch  Volksbibliotheken, 
Mnsikvereine,  dramatische  Darstellungen, 
Deklamationsunterhaltungen  etc.  kann  das 
Erholungsbedürfnis  auf  die  richtige  Bahn 
gebracht  und  von  gefährlichen  Volkserho- 
lungen abgelenkt  werden.  Die  innere  Mis- 
sion, die  auf  diesem  Felde  bereits  so  viel 
Segensreiches  und  Grosses  im  kleinen  ge- 
stiftet, wird  sich  ferner  bewähren.  Der 
internationale  Sonntagsschutzkongress,  der 
zidetzt  im  Juli  1897  in  Brüssel  getagt  hat, 
ist,  obwohl  er  nicht  zu  einer  einstim- 
migen Erklärung  ohne  Vorbelialt  für  die 
gesetzliche  Arbeltsruhe  aller  erwachsenen 
Arbeiter  gelangt  ist,  doch  ein  nicht  gering 
zu  schätzender  Bundesgenosse. 

Nach  alle  diesem  muss  es  als  höchst 
wünschenswert  bezeichnet  werden,  dass  auch 
die  Sonntagsarbeit  im  Verkehre,  im  Eisen- 
bahn-, Post-  und  Fuhrwerksdienste,  in  Gast- 
und  Schankwirtschaften,  in  Kaffee-  und 
Bierbäusern  in  irgend  einer  Weise  gesetzlich 
geregelt  werde. 

7.  Ausserdeutsche  Sonntägige  setz- 
gebung.  Die  ausserhalb  Deutschlands  mit 
Sonntagsgesetzen  gemachten  Erfahrungen 
sprechen  mehr  für  Verbote  als  gegen  sie. 
1  n  der  Schweiz  verbietet  das  Bundesgesetz 
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vom  23.  März  1*77  die  Arbeit  a»  Sonntagen, 
Notfälle  vorbehalten,  mit  Ausnahme  der 
Etablissements,  »lie  ihrer  Natiu  naeh  un- 
unterbrochenen Betrieb  erfordern  und  hier- 
für die  Bewilligung  des  Bundesrates  er- 
halten haben.  Fabriken,  in  denen  am  Sonn- 
tage zur  Verhinderung  des  Verderl>ens  von 
Stoffen  Arbeit  erforderlieh  ist,  kr»nnen  naeh 
dem  Kreissehreihen  des  Bundesrates  vom 
21.  Mai  1880  die  Ermächtigung  dazu  er- 
halten. Es  seheint,  als  ob  das  Gesetz  mit 
im  ganzen  gutem  Erfolge  durchgeführt  wird, 
obgleich  die  Berichte  eidgenössischer  Fabrik- 
inspektoren in  dieser  Richtung  etwas  zuge- 
knöpft sind.  Eine  schärfere  Verordnung  hat 
die  Regierung  von  Luzern  im  März  1*98 
««•lassen ,  die  sich  namentlich  gegen  «las 
<  »ffenbleiben  von  Schlächterei-  und  Bäckoroi- 
gesehäften  sowie  Coiffcurlädcn  an  hohen 
Festtagen  richtet.  -  In  Oesterreich  ist 
das  durch  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung 
vom  8.  März  INS")  vorgesehene  Verbot  aller 
gewerblichen  Arbeit  (Fabriken,  Handwerk. 
Mandel)  an  Sonntagen,  abgesehen  von  Säube- 
rungs-  und  Instandhaltungsarbciton  in  den 
GoweiVlokalcn  und  au  der»  Werksvorrieh- 
tungen.  durch  das  G.  v.  10.  Januar  180."» 
vervollständigt  worden.  Heber  den  Inhalt 
desselben  vgl.  a.  a.  O.  oIhmi  Bd.  I  S.  516 
bis  517.  Von  den  Ausführungsverordnungen 
wird  behauptet,  dass  sie  zu  viel  Ausnahmen 
zulassen  und  daher  die  Sonntagsruhe  zum 
Teil  illusorisch  machen.  Die  Regierung  ist 
al>er  dabei  ermächtigt,  für  einzelne  Kato- 
gorieen  von  Gewerben,  bei  denen  eine  Unter- 
breehung  des  Betriebes  unthunlich  oder  bei 
denen  der  ununterbrochene  Betrieb  in  Hin- 
blick auf  «lie  Bedürfnisse  der  Konsumenten 
oder  des  öffentlichen  Verkehrs  erforderlich 
ist.  Ausnahmen  zu  gestatten.  In  «1er  V.  v. 
27.  April  1885  hat  sie  davon  Gebrauch  ge- 
macht und  für  47  Gewerbekategorieen  die 
SonntagsaiVit  für  die  mit  dem  kontinuier- 
lichen Betrielie  unmittelbar  zusammen- 
hängemlen  Verrichtungen  gestattet.  Die  Er- 
fahrung lehrt,  dass  mit  Hilfe  reichlicher 
Belehrung  und  Erinnerung  bei  strenger  Auf- 
sieht mit  den  unvermeidlichen  Rügen  und 
Geldbussen  die  Sonntagsruhe  in  Fabriken 
ziemlich  gut  eingehalten  wird,  weniger  im 
Kleingewerbe  und  im  Handel.  In  Ungarn 
hat  das  G.  v.  1.  November  1885  die  Sonn- 
tagsarbeit untersagt.  (Vgl.  d.  Art.  Ar- 
b  e  i  t  e  i  •  s  c  h  ii  t  z  g  e  s  e  t  z  g  e  b  u  n  g  oben  Bd.  I 
S.  522.)  In  Frankreich  wurde  ein  Sonn- 
tagsgesetz vom  18.  November  1814  nie  sehr 
strenge  durchgeführt.  Ja  eine  ministerielle 
V.  v.  20.  August  1838  empfahl  sogar  eine 
vorsichtige  Handhabung,  um  Gewerlie  und 
Handel  nicht  zu  hemmen,  und  spätere  Er- 
klärungen  der  Regierung  von»  9.  Juni  1852 
und  6.  Juli  1854  gingen  daliin.  dass,  wenn 
auch  im  Staatsdienste  die  Sonntagsrulie  be- 


obachtet würde,  «len  Bürgern  volle  Freiheit 
zu  lassen  sei,  ob  sie  dieses  Beispiel  nach- 
ahmen wollten  oder  nicht.  Am  12.  Juli 
188U  ist  «las  Gesetz  aufgeholten  worden. 
Zur  Zeit  müssen  die  in  «1er  Fabrikgesetz- 
gebung für  die  Thätigkeit  der  Kimler  und 
Mädchen  unter  21  Jahren  .geltenden  Be- 
stimmungen bezüglich  «ler  Sonntagsarbeit 
ausreichen.  In  Le  Havre  haben  neuerdings 
im  Dezember  1899  nach  fruchtlosen  Ver- 
suchen in  «len  Jahren  1896  und  1897  «lie 
Handlungsgehilfen  die  Sonntagsruhe  durch- 
gesetzt. (Vgl.  d.  Art.  A  rbeiterschutz- 
gesetzgebuug  in  Frankreich  oben 
Bd.  I  S.'54r>.)  In  England  besteht  das 
oben  erwähnte  Gesetz  von  1680  noch  zu 
Recht.  S[>äter  siu«l  einige  Ausnahmen  zu- 
gelassen worden,  z.  B.  das  Fahren  mit  Fisch- 
waren in  Ijondon  und  Westminster,  die  Boot- 
fahrt auf  der  Themse.  «Ii«-  Bäckerei  ausser- 
halb 1/mdons  bis  l1  Uhr  nachmittags. 
I/»kale  Verordnungen  von  1831  und  1845 
untersagten  gewisse  Vergnügungen  und 
Sportsübungen  am  Sonntage  oder  vor  dem 
Abondgottesilieiiste.  Unter  Georg  III.  wurde 
17*0  Ihm  hoher  Strafe  verboten,  irgend  ein 
Lokal  zum  Zweck  öffentli«:her  Unterhaltung 
oder  Verhandlung  Sonntags  entgeltlich  zu 
öffnen.  Das  Lizenzgesetz  von  1874  be- 
schränkt «lie  für  den  Kleinverkauf  be- 
rauschender Getränke  konzessionierten  Lo- 
kale in  ihrem  Betriebe  am  Sonntage.  Die 
Sonntagsruhe  bereits  durch  Schluss  der 
Fabriken  am  Sonnabend  Mittag  12  Uhr  ein- 
zuleiten, ist  im  März  1900  in  den  Baumwoll- 
spinnereien angeregt  worden.  In  Schott- 
land ist  1862  «Ii«»  Schliessung  von  Gasthöfen, 
Wirtshäusern  und  konzessionierten  Sehank- 
stätt«Mi  für  den  Sonntag  angeordnet.  Für 
das  Verbot  «tes  Offenhaltens  von  Werkstätten 
und  Läden  bezieht  man  sich  auf  frühere 
Gesetze.  Für  I  r  1  a  n  «I  sind  1 878.  für  Wa  I  e  s 
IHsi  strengere  Bestimmungen  über  «lie 
Sonntagsruhe  ergangen.  (Vgl.  den  Art.  Ar- 
bei  tersch u  t  zgeset  zgeb  u ng  i  u G ross- 
britannieu  oben  Bd.  1  S.  513.)  In  den 
Vereinigten  Staaten  besteht  fast  in 
allen  eine  der  englischen  Richtung  ähnliche 
Gesetzgebung.  Ueber  «las  Vcrljot  der  Sonn- 
tagsarlteit  durch  das  dänische  G.  v.  3. 
April  1*91  vgl.  d.  Art.  Arbeiterschutz- 
ge  setz  gebung  in  Dänemark  olw?n 
Bd.  I  S.  566.  In  Italien  un«l  Belgien 
Ivesteht  kein  Verbot  der  Sonntagsarbeit. 
Litterat ur:  .1  >be  itmruhi .  imi,  s.  m—n«. 

—  Biematzki,  H'<i*  itt  seit  dem  Jahre  1*4* 
in  De-uUrklnnd  für  dir  Stmntaysfeier  geschehen  T 
1S7H.  —  F.  Böttchei;  Ihm  Arbeitersehniz<fe*eU, 
Juhrli.  f.  y<tl.  w.  .Vto/.  .1.  F.  S.  — 54'J.  — 
f.  Botttlciy ,  H'«m  i*t  zur  Beförderung  der 
S-nntagtheitigung  teil  184$  in  Ih'uUrhlond  gn- 
tehehrn  f,  in  Sfhäfern  MttnaUnchrijl  f.  Diakonie 
uud  innere  Mission,  lid.  I,  S.  4<)S, 
441,  491.  —  G.    I.  Brö»et,  Die  SchirrUer  Ge- 
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relhrhaft  für  Snnntnqiihciligiinq ,  >•>  Schäfer* 
Monabüehrift  f.  Ihuktatir,  S.  >JS,  »S.i,  '.iu7, 
<'.;.  —  C.  Büttner,  Ihr  StmntngAruhe  im  (Je. 
werbebetrirb  und  im  IIa  ndebge  werbt,  IS'jö.  — 
Ergrbnitae  der  Erhebungen  ülirr  dir  fit- 
»chäftigung  gewerblicher  Arltrittr  an  Sonn-  unil 
Festtagen,  1**7,  J  lidr.  —  A.  Hägler,  Ihr 
Sonntag  tum  Standpunkte  der  (iftuudheitjipftege 
iiii»/  Suzialptditik,  1M?S,  —  ItinlHrhrr,  Staatt- 
und  Kirrhrnrrrurdnungrn  iibrr  dir  chrittl irhe  Sonn- 
t»tj*feirr,  iK.iU,  >  Ilde.  —  .Id.  Klotz.  Ihm  deutsche 
und lutdinrhr  S»nntag»r*cht,  VMM.  —  Lautrrburg. 
Ihr  St.nntagnarbeit  in  drn  groturn  Induttriem, 
;.vs<>.  Ltebetrut,  Her  Tag  dm  Herrn  und 
seine  t>  irr,  i.s.{7.  —  Xiemeyer,  Ihr  Sonntagt- 
ruhe nun  Standpunkt?  drr  tlritundhrittlehrc,  1S7C, 

—  thrhnenheln,  !Ht  Heiligung  dm  Sonntag* 
in  hygirinitcher  Hintichl,  l*7'i.  —  Oltlmbrifl, 
1H'  lieichteifpiefe  iibrr  dir  Siaintagttirltrit ; 
Fliegend'  Blätter  de*  muhen  Hautet,  ins»,  St. 
l—i.  —  Protulho»,  I)r  In  m'ation  du  IH- 
mtntrhr,  /.VAU   —   Rl4>t)cv,  Stiuit  und  Stint  tag, 

7.  —  K.  Hohr,    Ihr  Sonntag  tum  totutlnt 
und   tittlirheu    Stautlpitnktr    auf,    IK7'J.    —  Y. 
Ililtli(ICr,   Ihr  Stntntagtruhe  im  ticiarfirbetrirbe , 
—  Susiair  I*ru.ri*  in  ollen  Jahrgängen. 

—  ('.  SltbCMChlafl,  (irtrt;r  Iteuttchlandn  iibrr 
Siunlitgtfeirr  ;    '/.eiturhr.  f.  Staattw.    *>',,    S.  I*.',, 

—  H.  Stietheer,  hie  S»utttagttirlwit  im  l>rut- 
scheu  Reiche,  Jahrb.   /'.  .V«/.  «.  SM.  X.  F.  17, 

S.  J4I—S»?.  —  WUh.  Stietla.   Die  /,v,v/)Ä. 

emptr.tr  iibrr  Stjuntagttn beil.  im  Jahrb./.  tief.  17, 
S.  il::i—li:,< ;  IS,  S.  i7—:>.'f.  —  r.  TU..  Ihr 
tn  nelUchaft  Jiir  Ilmbachtung  tlrt  Sonntag»,  Jahrb. 
f.  Xat.  ii.  St'tt.  X.  F.,  /-',  S.  <;.;.  —  M.  IVerner, 
Ihe  Sfii nlnijurnhi    i„  Industrie   und  Handwerk, 

;.<■<;. 

»  Ith.  Stleda. 


Sozialdemokratie. 

I .  K  i  n  1  e  i  t  n  n  g :  S  o  z  i  a  1  p  o  1  i  t  i  s  <•  h  e  V  o  r  • 
bcd  i  n  g  u  n  g  e  n.  1 1.  0 e s c h  i  c h  t  e  d  c r  S o z  i al  - 
demokratie  bis  zur  Revolution  il848his 
49).  1.  Die  Babeuische  Verschwörung  (1795— 915 1. 

2.  Owens  sozialistische  Agitation  (seit  1817). 

3.  Sozialistische  Bewegungen  in  Frankreich  bis 
zur  Februarrevolution.  4.  Sozialist whe  Be- 
wegungen in  Frankreich  wiihreud  der  Revolution 
von  1848.  5.  Sozialistische  Bewegungen  in 
Belgien.  0.  Sozialistische  Regungen  in  Spanien. 
7.  Sozialistische  Bewegungen  in  Deutschland 
bis  zur  Revolution.  8.  Sozialistische  Bewegungen 
in  Deutschland  während  der  Revolutionszeit 
(1848 — 49).  9.  Sozialistische  Regungen  in  Russ- 
laud.  1Ü.  Sozialistische  Regungen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  III  .Geschichte 
der  Sozialdemokratie  seit  1860.  A.Ge- 
schichte der  deutschen  S.  1 .  Einleitendes. 
2.  Begründung  der  S.  (1863).  Der  „  Allgemeine 
deutsche  Arbeiterverein".  3  Die  ..Sozialdemo- 
kratische Arbeiterpartei".  4.  Die  r Sozialistische 
Arbeiterpartei  Deutschlands".  5.  Die  „Sozia- 
listische Arbeiterpartei"  unter  dem  Ausnahmege- 
setz. G.  Die  „Sozialdemokratische  Partei"  seit 
Aufhebung  de»  Ausnahmegesetzes.  B.  Ge- 
schichte der  S.  in  den  anderen  Ländern. 
1.  Die  internationale  Arbeiter-Association.  2. 
Oesterreith.  3.  Ungarn.  4.  Schweiz.  6.  Dänemark, 


Schweden  und  Norwegen.  6.  Holland.  7.  England. 
8.  Frankreich.  9.  Belgien.  10.  Italien.  11  Spanien 
und  Portugal.  12.  Rnssland.  13.  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  IV.  Kritik 
der  Sozialdemokratie.  1.  Die  sozialdemo- 
kratische Kritik  und  die  thutsiiehliche  soziale 
Entwicklung.  2.  Das  kommunistische  Gesell- 
schaftsideal. 3.  Die  historische  Bedeutung  der 
Sozialdemokratie. 

I.  Einleitung:  Sozialpolitische  Vor- 
bedingungen. 

Der  Sieg  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise, die  sich  seit  dem  Ende  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  fiberall  durchzusetzen 
begann,  hatte  in  der  organischen  Zusammen- 
setzung und  den  Iiobensersrheinungen  der 
Gesellschaft  Veränderungen  zur  Folge,  die 
weit  hinausreichten  ilber  eine  blosse  Um- 
gestaltung technischer  Prozesse.  Denn  die 
neue  Epoche  des  Grossbotriebs  und  der  un- 
geahnten Ausnutzung  der  Naturkrüfte  fiel  in 
ein  Zeitalter,  das  —  gezwungen  durch  die 
unwiderstehliche  Wucht  der  Ideeen  von 
Freiheit  und  Gleichheit  und  vom  Hechte, 
-das  mit  uns  geboren',  wie  überhaupt  vom 
Naturrechte  —  in  der  Politik  AssiK'iations- 
und  Pivssfreiheit  und  in  der  Volkswirt- 
schaft Gewerbcfreiheit  und  Freizügigkeit 
dem  Volke  bot. 

Die  technisch -ökonomischen  Potenzen, 
die  U'i  diesem  Umschwünge  des  Gesell- 
sehaftsleliens  wirksam  gewesen,  hatten  die 
Physiognomie  der  gewerbethütigen  Bevölke- 
rung von  Grund  ans  verändert.  Die  Zünfte 
waren  l»eseitigt ,  das  Handwerk  hatte  seine 
dominierende  Stellung  nicht  behaupten 
können,  der  Grosslietrieb  war  mächtig  ge- 
worden, seis  als  Organisation  des  Absatzes 
im  grossen  (in  der  Form  der  Hausindustrie), 
seis  als  Organisation  der  Produktion  im 
grossen  (durch  Manufakturen  und  Fabriken). 

Eine  Klasse  von  lauten  war  in  die 
Höhe  gekommen,  --  eben  jene,  die  mit 
wagender  Energie  die  neuen  Hotriebsorgani- 
sationen  eingeführt  und  sich  zu  lioitern  der 
grossen  Unternehmungen  aufgeschwungen 
hatten  :  die  Kapitalisten.  Und  mit  ihrem 
Dasein  untrennbar  verknüpft  war  die  Existenz 
des  Proletariats,  des  zahllosen  Heeres 
der  Arbeiter  des  Grossbetriebs,  denen  jeg- 
liche Hoffnung  auf  spätere  Selbständigkeit 
genommen  war,  wie  sie  früher  doch  den 
Handwerksgesellen  gew  inkt  hatte.  Und  Jahr 
um  Jahr  wurden  für  dieses  Heer  immer 
neue  Tausende  aus  dem  Volke  mobil  gemacht : 
Frauen.  Kinder  und  1  Handarbeiter.  Das  bis- 
herige patriarchalische  Arbeitsverhältnis 
zwischen  Brotherr  und  Arbeiter  musste 
schwinden.  Die  neuen  Fabrikherren,  meist 
Parvenüs  aus  den  untersten  Ständen,  kannten 
nur  zu  oft  keine  andere  Moral  als  die  des 
Geldsacks.  Verlängerung  der  Arlteitszeit, 
Einführung  der  Nachtarbeit.  Vernachlässigung 
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von  Massregeln  zum  Schutze  von  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter ;  dazu  noch  auf  der 
anderen  Seite  —  unabhängig  von  der  Schuld 
der  Kapitalisten  —  Arbeits-  und  Erwerbs- 
losigkeit vieler  Tausender :  das  waren  offen- 
sichtlich die  Folgen  des  neuen  Gewerbe- 
systems für  die  arbeitenden  Klassen. 

Aber  diese  waren  keineswegs  gewillt, 
die  ncuo  Lage  willig  zti  ertragen.  Die  Be- 
völkerungsklassen,  die  des  alten  Schutzes 
der  zünftigen  Ordnung  beraubt  und  schutz- 
los in  der  modernen  Gesellschaft  der  Ueber- 
macht  der  Kapitalisten,  den  Unbilden  des 
laisser-faire  preisgegeben  waren,  mussten 
das  Verlangen  haben,  sich  anerkannt,  ihre 
neuen  Bedürfnisse  von  der  Gesetzgebung 
gepflegt  zu  sehen.  Und  das  ist  als  der 
immanente  Kern  des  sozialen  Problems  auf- 
zufassen: die  humanen  Ideeen  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  haben  im  Verein  mit 
der  Notwendigkeit  der  wirtschaftlichen  Evo- 
lution die  niederen  Klassen  von  der  persön- 
lichen Unterordnung  emaneipiert,  ihnen  die 
persönliche  Freiheit  und  das  gleiche  formale 
Recht  wie  den  höheren  Klassen  gewahrt, 
—  aber  schon  Rodbertus  hat  mit  Recht 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  persön- 
liche Freiheit  zwar  ein  Gut  sei,  aber 
zunächst  nur  ein  negatives,  nur  das 
Glück,  nicht  von  der  Willkür  eines  In- 
dividuums abzuhängen.  Sie  ist,  dieser  An- 
schauung zufolge,  die  Basis  von  allem,  was 
eines  Menschen  würdig  ist,  —  aber  an  sich 
nur  eine  leere  Sphäre,  die  sich  nach  ihrem 
Inhalt  sehnt.  Wie  hoch  also  auch  das 
Gut  der  persönlichen  Freiheit  geschätzt 
werden  mag,  —  so  reizt  sie  doch  not- 
wendig zur  Teilnahme  an  den  Gütern  der 
heutigen  Kultur  an,  weil  sie  ganz  natürlich 
einer  solchen  Ergänzung  bedarf.  Danach 
ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Arbeiter 
den  besitzenden  Klassen  sagon  müssen: 
nhr  habt  uns  bisher  mit  der  persönlichen 
Freiheit  nur  ihre  Sorgen  geschenkt,  — 
lasst  uns  jetzt  auch  an  itiren  Freuden  teil- 
nehmen !<r 

Aber,  wie  schon  Herder  bemerkt  hat, 
die  grossen  Staatskörper  sind  hart,  ■ —  eiserne 
Tiere,  denen  die  Gefahr  nahe  ankommen 
muss,  ehe  sie  ihren  alten  Gang  ändern. 
Es  war  darum  natürlich,  dass  die  Regierungen 
den  Beschwerden  der  Arbeiter  zunächst  nicht 
entsprachen,  und  so  war  die  Folge,  dass  die 
Arbeiter  die  bestehende  Ordnung,  von  der 
sie  noch  keinen  organischen  Bestandteil 
bildeten,  in  ihrem  Sinne  umzugestalten 
suchten.  Das  musste  um  so  mehr  geschehen, 
als  jetzt,  auf  dem  Boden  dieser  angefeindeten 
neuen  Gesellschaft,  für  die  grosse  Masse 
der  produktiven,  aber  abhängigen  Bevölke- 
rung zum  ersten  Male  die  Gelegenheit  ge- 
geben war,  sich  selbständigan  der  Welt- 
geschichte mit  aktiven  Handlungen  grossen 


Stils  zu  beteiligen.  Denn  früher  hatten  jene 
Elemente  —  von  vereinzelten  Aufständen 
abgesehen  —  entweder  nur  das  passive 
Piede8tal  für  alle  Kämpfe  um  politische 
und  soziale  Macht  abgegeben  (wie  z.  B.  im 
Altertum)  oder  nur  um  bescheideue  Ver- 
besserungen ihrer  materiellen  Existenz  ringen 
können  (wie  z.  B.  im  Mittelalter). 

Es  ist  klar:  die  unmittelbare  Bedingung 
für  ein  thatkräftiges  Eingreifen  der  breiten 
Masse  in  das  politische  und  soziale  Leben 
ist  erat  dann  gegeben,  wenn  es  ihr  gestattet 
ist,  sich  für  ihre  Zwecke  planmässig  und 
dauernd  zu  organisieren.  Daher  waren  die 
arbeitenden  Klassen  im  grossen  und  ganzen 
noch  bis  vor  hundert  Jahren  in  allen  Ländern 
einflusslos,  weil  jene  Bedingung  nicht  er- 
füllt war.  Darum  konnte  es  früher  nur  zu 
vereinzelten  heftigen  Explosionen  kommen, 
die  aber  an  der  politischen  Unreife  der 
Empörer  und  an  der  Festigkeit  der  herrschen- 
den Mächte  scheitern  mussten :  so  die  Sklaven- 
aufstände  im  Altertum,  die  Erhebungen  der 
Bauern  in  England,  Frankreich  und  Deutsch- 
land im  Mittelalter.  Und  dass  diese  wild- 
leidenschaftlichen Versuche  der  Unter- 
drückten, ihre  Ketten  zu  zerbrechen .  sich 
nicht  wiederholten,  dafür  wussten  die 
herrschenden  Klassen  schon  zu  sorgen,  in- 
dem sie  nach  jedem  Siege  die  Parole  des 
»Vae  victis!«  zur  Anwendung  brachten  und 
mit  der  ganzen  Brutalität  jener  Zeiten 
fürchterlich  Strafgericht  hielten,  zum  warnen- 
den Exempel.  So  erkannte  das  Volk  seine 
Ohnmacht,  und  eingeschüchtert  und  teil- 
nahmlos gegen  alle  Politik  kehrte  der  Bauer 
hinter  den  Pflug  zurück  und  der  Arbiter 
in  die  Werkstatt. 

Wenn  so  die  privilegierten  Stände  früher 
gegen  alle  Forderungen  und  Wünsche  des 
Volkes  mit  Wall  und  Graben  sicher  ver- 
schanzt schienen ,  so  bot  der  moderne 
Staat  und  seine  Freiheit  dem  Volke  die 
Möglichkeit,  die  bis  dahin  uneinnehmbare 
Verschanzung  jetzt  fallen  zu  sehen.  Diese 
Hoffnung  und  Aussicht  mussten  die  breiten 
Massen  aus  ihrer  Lethargie  aufrütteln,  so 
dass  über  kurz  oder  lang  bei  allen  Kultur- 
völkern die  B  e  w  e g  u  n  g  der  unteren  Klassen 
so  allgemein  war  wie  früher  die  Teilnahm- 
losigkoit. 

Dio   Geschichte   dieser  Bewegung  ist 
wesentlich  massgebend  für  die  Ent Wicke- 
lung der  sozialen  Frage  geworden.  Parallel 
mit  dem  wirtschaftlichen  Fortschritt,  vor 
allem  mit  dem  Grade  der  Herausbildung 
der   Grossindustrie,    entstanden    in  allen 
|  Kulturländern  Organisationen  der  Arbeiter- 
|klasse,  die,  wie  verschieden  auch  immer 
von  einander  nach  der  Art  ihres  Gefüges 
und  nach  der  Richtung  ihrer  Ziele ,  doch 
[sämtlich    das  eine  mtt  einander  gemein 
j  hatten ,  dass  sie  den  arbeitenden  Massen 
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einen  festen  Platz  in  der  Gesellschaft,  ein 
Hecht  der  Mitbestimmung  an  der  Gestaltung 
ihrer  sozialen  Rxistenzbedinpungen  und 
Schutz  vor  den  mannigfachen  Unbilden  der 
modernen  kapitalistischen  Wirtschaftsord- 
nung sichern  wollten. 

Wir  haben  mm  hier  aber  nicht  alle 
diese  <  »rganisationen  zu  verfolgen,  sondern 
uns  einzig  auf  die  Fjitwickelungsgesehiehte 
der  spezifisch  demokratisch  -  sozialistischen 
Bewegung  zu  bescliränken. 

II.  Geschichte  der  Sozialdemokratie  bis 
zur  Revolution  (1K48-49). 

1.  Die  Babeafsche  Verschwörung  (1705 
bis  17»6).  Die  erste  moderne  sozialdemokrati- 
sche Bewegung  schloss  sich  an  die  Entwicke- 
lung  der  französischen  Revolution  an.  Diese 
hatte  versucht .  die  naturrechtlichen  Ideeen 
Ronsseans  zu  verwirklichen.  Der  Mensch  ist 
von  Natur  gut,  —  hatte  Rousseau  gelehrt; 
dieser  gute  unverdorbene  Mensch  —  hatte  aber 
Robesiiierre  ergänzt  —  war  nur  noch  durch  die 
unteren  Stände,  die  von  Luxus  und  Korruption 
unberührt  geblieben  waren,  repräsentiert.  Da- 
rum sollte  durch  Gewährung  gleicher  politi- 
scher Rechte  an  alle  Bürger  die  Herrschaft  an 
die  unteren  Stände  übergehen  und  damit  das 
Reich  der  ewigen  Gleichheit,  Tugend  und 
Gluckseligkeit  aller  anbrechen.  So  setzte  die 
neue  Konstitution  von  175)3  an  ihre  Spitze  die 
Grundsätze:    „Tons  les  hommes  sout  egaux 

1>ar  In  nature  et  par  la  loi"  und  „Le  bnt  de 
a  societe  est  le  bonhenr  commun",  und 
so  verkündete  dann  Robespierre:  „Nous  vou- 
lons  un  ordre  des  choses,  oft  toutes  les  passions 
hasse«  et  cruelles  soieut  enchainecs,  toutes  les 
passions  bienfaisantes  et  genereuses  eveillees 
par  les  lois  ....  Nous  voulons  substituer  dnns 
notre  pays  la  morale  ä  l'egoisme  la  pro- 
bite  ä  lhonneur,  les  devoirs  aux  bien- 
seames,  le  mepris  du  vice  au  mepris  du  uiol- 
heur." 

Aber  die  Wirklichkeit  zeigte  ein  ganz 
anderes  Gesicht .  und  diese  scheinen  Ideale 
blieben  unerfüllt.  Da  schien  es  vielen  Repu- 
blikanern wie  Schuppen  von  deu  Augen  zu 
fallen:  nicht  bloss  die  politische  Ungleich- 
heit mnsste  fallen,  wenn  ihr  Ziel  erreicht  wer- 
den sollte,  sondeni  auch  die  ökonomische. 
Für  diese  wurde  aber  das  P  r  i  v  a  t  e  i  g  e  u  t  n  m 
verantwortlich  gemacht ,  uud  so  sollte  auch 
ihm  zu  Leibe  gegangen  werden.  Die  Radi- 
kalsten unter  den  Republikanern  hatten  ohne- 
hin schon  von  jeher  die  Kapitalistenklasse  etwas 
argwöhnisch  betrachtet.  „Ks  wäre  ein  schlechter 
Vorteil,  —  hatte  Marats  „Ami  du  peuple" 
gelehrt  —  den  Geburtsadel  zu  besiegen,  um 
dem  Geldadel  zu  unterliegen" ;  nnd  17W1,  als 
die  Lohnarbeiter  vom  Wahlrechte  ausgeschlossen 
wurden,  hatte  er  gedroht:  die  „Günstlinge  des 
Glücks"  sollten  zittern,  dass  die  Armen,  .denen 
sie  das  aktive  Bürgerrecht  verweigern,  weil  sie 
zu  arm  sind,  endlich  vielleicht  ihrer  Armut  ein 
Ende  machen  würden,  indem  sie  jenen  das 
Ueberflüssige  nähmen".  Weiter  hatte  er  sogar 
angedeutet,  dass  „die  Gleichheit  der  Rechte 
Gleichheit  der  Genüsse  führen  müsse,  und 


dass  erst  auf  dieser  Basis  der  Gedanke 
ruhen  könne".  Aber  man  war  damals  noch 
nicht  zu  positiven  kommunistischen  Anschau- 
ungen gekommen.  Es  geschah  die«  vielmehr 
erst  unter  dem  Direktorium,  nachdem  auch  die 
demokratische  Verfassung  von  1793  beseitigt 
worden  war.  Und  zwar  scheint,  soweit  die 
Quellen  es  erkennen  lassen,  der  Schriftsteller 
Sylvain  Marechal  —  der  schon  vor  1789 
durch  die  Herausgabe  von  Mesliers  „Testa- 
ment" seinen  kommunistischen  Standpunkt 
fixiert  hatte  —  die  treibende  Kraft  gewesen  zu 
sein.  Allein  da  er  zu  starr  das  extrem-kom- 
munistische Dogma  vertrat,  zu  dem  bisher  nur 
wenige  Jünger  sich  ganz  bekannten,  und  da  er 
auch  nicht  Demagoge  genug  war,  so  trat  nicht 
er  an  die  Spitze  der  Bewegung,  sondern  Ba- 
beuf (s.  den  Art.  Bd.  II  S.  122  ff.).  Dieser 
proklamierte  als  Maximen  der  idealen  Gesell- 
schaft: Arbeitspflicht  aller;  gesetzliche  Fixie- 
rung der  Zahl  der  Arbeitsstunden :  Leitung  der 
Produktion  durch  eine  vom  Volke  gewählte 
oberste  Gewalt:  Verteilung  der  notwendigen 
Arbeiten  unter  die  einzelneu  Bürger;  Ableistung 
der  unangenehmen  Arbeiten  durch  alle 
Bürger  der  Reihe  nach;  Recht  aller  Bürger 
auf  alle  Genüsse  und  demgemäss  Verteilung  der 
Güter  —  deren  Produktion  durch  diese  Neu- 
ordnung angeblich  mächtig  gesteigert  wird  — 
unter  die  Einzelnen  gemäss  ihren  Bedürfnissen. 
Diesem  Programm  soll,  in  offenbarer  Anknüpfung 
an  die  jakobinische  Doktrin,  die  höhere  Weihe 
durch  die  Versicherung  gegeben  werden:  der 
Kommunismus  sei  der  Wille  Gottes,  die  irdische 
Glückseligkeit  die  Vorbereitung  auf  die  himm- 
lische, und  die  einzige  Triebfeder  aller  Handlun- 
gen sei  die  Tugend. 

Da  selbst  die  kühnste  Phantasie  die  Ver- 
wirklichung dieses  Ideals  nicht  von  einem 
Tage  zum  anderen  hoffen  durfte,  so  hatte  Ba- 
beuf als  Bindeglied  zwischen  der  Gegeuwart 
nnd  der  sozialen  Neuschöpfung  der  Zukunft  ein 
ganzes  System  von  Massregeln  ersonnen.  Da 
dieses  weiterhin  in  der  Geschichte  des  Sozialis- 
mus eine  grosse  Rolle  gespielt  hat,  so  sei  es 
hier  nicht  Ubergangen.  Zunächst  soll  eine 
„grosse  nationale  Gütergemeinschaft"  einge- 
richtet werden,  zu  der  n.  a.  alles  Staatseigen- 
tum, alles  Vermögen  der  „Feinde  der  Volks- 
sache" sowie  alle  Güter,  deren  Anbau  unter- 
lassen wird,  herangezogen  werden.  Jeder 
Franzose  kann  der  Gemeinschaft  beitreten, 
wenn  er  ihr  sein  Vermögen  übergiebt  und  seine 
Arbeitskraft  zur  Verfügung  stellt.  Ferner  wird 
die  Gemeinschaft  Krbin  jeder  privaten  Hinter- 
lassenschaft. Die  Mitglieder  arbeiten  gemein- 
schaftlich und  erhalten  dafür  alle  Nahrungs- 
mittel, „welche  eine  mässige  und  frugale  Küche 
bilden",  sowie  alles  andere  zum  Leben  Nötige. 
Wer  mit  Schulden  belastet  der  Gemeinschaft 
beitritt,  wird  aller  Verpflichtungen  ledig. 

Auf  der  Grundlage  dieses  Programms  ge- 
lang es  Babeuf,  eine  naeh  mehreren  Tausenden 
zahlende  Anhängerschaft  —  zumeist  Partei- 
gänger der  jakobinischen  Doktrin,  unzufriedene 
Kleinbürger  und  politische  Ideologen  aus  allen 
Ständen,  nur  zum  geringsten  Teile  Gesellen 
nnd  Arbeiter  —  um  sich  zu  scharen.  Erschreckt 
durch  den  bedrohlichen  Charakter  der  Bewegung 
schreitet  das  Direktorium  ein.  Darum  wird 
eine  geheime  Organisation  geschaffen,  die 
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«lamit  umgeht,  einen  entscheidenden  Sehlag 
vorzubereiten:  man  «lenkt  daran,  sich  durch 
••inen  Umidstreich  ilcr  Hauptstadt  zu  bemächti- 
gen, nm  das  Bauner  der  wirtschaftlichen  Gleich- 
heit  neben  dem  der  politischen  aufzupflanzen, 
—  wenn  auch  das  vorbereitete  Manifest  an 
die  Bevölkerung:  vorsichtig  mir  von  der  Wieder- 
herstellung der  gestürzten  Verfassung  von  17'.)H 
spricht,  damit  sich  alle  jakobinisch  gesinnten 
Klementc  den  Empörern  anschliessen.  Während 
mau  noch  im  geheimen  wühlt,  werden  Babeuf 
und  seine  Helfershelfer  -  schon  längst  ver- 
raten nud  polizeilich  beobachtet  —  verhaftet 
(Mai  179R).  Vor  den  Staatsgerichtshof  gestellt, 
werden  Babeuf  und  sein  Freund  Darthe,  ob- 
wohl von  der  Anklage  auf  \ Yrschwörnng  frei- 
gesprochen, wegen  Aufforderung  zur  Teilung 
des  privaten  Eigentums  zum  Tode  verurteilt, 
siebeu  Mit  verschworene  zur  Deportation.  So 
führerlos  geworden,  musste  die  junge  kommu- 
nistische Bewegung  rasch  hinsterben.  „Ein 
neuer  Akt  in  dem  Trauerspiele  der  Revolution 
war  vollendet,  um  der  Persönlichkeit  eines 
Mannes  Platz  zu  machen,  der  bald  iu  dem 
Glänze  seiner  Siege  Kepublikaiiisrans,  Freiheits- 
sinn, Kommunismus  uud  Ochlokratie  mit  Einem 
Schweigen  bedeckte."    (L.  Stein.) 

i.  Owens  sozialistische  Agitation  (seit 
1817).  In  England  entstand  die  erste  sozialis- 
tische Bewegung  nicht  im  Anschluss  an  grössere 
politische  Vorgänge,  sondern  es  war  der  An- 
blick des  unter  der  Fabrikbevölkeruug  herr- 
schenden Eb-nds  und  die  Einsicht,  üass  die 
modern«'  Produktionsform  zur  immer  weiteren 
Proletarisierung  der  grossen  Masse  der  Bevölke- 
rung dränge,  welche  einen  hochherzigen  Men- 
schenfreund veranlassten,  eine  Agitation  zu 
Gunsten  der  Arbeitersache  einzuleiten.  Sie 
zeigt  daher  aber  auch  von  Anfang  an  -  so 
Utopist iseh  die  Endziele  immer  sein  mochten  — 
einen  eminent  prakt  isc he n  Charakter,  wie 
er  für  alle  sozialen  Lebensiiusserungen  der 
angelsächsischen  Rasse  so  bezeichnend  ist.  Jener 
Philautrop  war  der  Fabrikant  Robert  Owen 
(s.  d.  Art.  Bd.V  S.  NUR  ff.),  der  —  ganz  durch- 
drungen von  dem  utilitaristischen  Principe  der 
Benthamschen  Ethik  —  zuerst  (18U1 -181(>} 
mit  sehr  gemässigten  Reformvorschlägen  für 
den  Arbeiterschutz  hervortrat,  um  später  zum 
Kommunismus  überzugehen,  als  dieser  ihm  das 
grössto  Glück  der  grüssten  Zahl  am  sichersten 
zn  verbürgen  schien.  So  forderte  er  1817,  als 
infolge  der  Handelskrise  viele  Tausende  ar- 
beitslos geworden  waren,  dass  diese  in  beson- 
deren Dörfern  zum  Zwecke  einer  organisierten 
produktiven  Beschäftigung  untergebracht  wür- 
den :  und  bald  sah  er  in  der  Verallgemeinerung 
dieses  Princips  die  Idealform  der  menschlichen 
Wirtschaft:  die  gesamte  Produktion  sollte  in 
Gemeinden  erfolgen,  wo  durch  gemeinsame 
Hstündige  Arbeit  aller  Erwachsenen  augeblich 
Ueberlluss  au  allen  Gütern  geschaffen  werden 
invisste  o.  den  Art.  Sozial  ism  u s  und  Kom- 
munismus). Um  seine  Projekte  ins  Leben 
rufen  zu  könuen,  wandte  er  sich  —  selbst 
im  weitesten  Masse  opferwillig  —  an  die 
höheren  Stände,  bei  denen  er  die  gleiche  Hu- 
manität voraussetzte.  Erst  als  dieser  Appell 
an  die  Philanthropie  von  Adel  und  Bourgeoisie 
ungehört  verhallte,  wandte  sich  Owen  auch  an 
den  Arbeiterstand,  —  ohne  indes  je  den  Klassen- 


hass  zu  schüren  oder  überhaupt  den  streng 
legalen  Weg  zu  verlassen.  Daneben  hörte  er 
nicht  auf,  immer  von  neuem  noch  die  herrschen- 
den Klassen  und  selbst  die  gekrönten  Häupter 
um  Gunst  und  Hilfe  für  seine  Bestrebungen 
anzusprechen.  —  getreu  seinem  Principe,  _dass 
Arme  und  Reiche.  Regierte  und  Regierende  im 
Grunde  nnr  ein  Interesse  hätten".  Bei  dieser 
Agitation,  die  zeitweise  sehr  lebhaft  geführt 
wurde  -  hat  doch  Owen  von  1820  -1847  öl  10 
Adressen  erlassen,  1000  öffentliche  Reden  ge- 
halten und  2000  Zeitungsartikel  geschrieben! 
—  kam  der  heftigste  Widerstand  von  Seiten  des 
Klerus,  der,  wegen  Owens  Angriffen  auf  die 
Kirche  aufs  höchste  erbittert,  die  Gegeubewe- 
gung  organisiert«'.  Aber  auch  die  eigentliche 
Volkspartei  jener  Zeit,  die  Radi  knien,  traten 
Owen  mit  aller  Entschiedenheit  entgegen ;  deun 
ihr  Ziel  war  zunächst  rein  politischer  Natur: 
die  Erweiterung  des  Wahlrechts;  und  Owen 
hatte  den  Kampf  um  dieses  politische  Recht 
für  bedeutungslos  erklärt,  da  alle  wahren  Volks- 
iuteressen  nur  durch  ökonomische  Reformen 
gefördert  wenlen  könnten. 

Allein  nicht  diese  Widerstände  waren  es, 
an  deueu  sich  die  kommunistische  Agitation 
Owens  brach,  sondern  entscheidend  für  ihren 
sehliesslichen  totalen  Misserfolg  war  der  kläg- 
liche Zusammenbruch  seiner  kommunistischen 
Kolonieen,  zu  «leren  Begründung  er  sich  hatte 
eutschliessen  müssen.  <la  der  englische  Arbeiter 
nicht  durch  «loktrinäre  Argumente,  sondern 
allein  durch  das  praktische  Experiment  zn 
Uber/engen  ist.  In  «Uesen  Kolonieen  wurde 
stets  zu  wenig  produziert,  so  dass  die  Rationen 
«ler  Koloiiisti  n  bald  auf  das  Notwendigste  re- 
duziert werden  mussten.  So  entstand  Unzu- 
friedenheit, die  schliessli«  h  die  Auflösung  der 
Ktdonieen  herbeiführte.  —  natürlich  nicht  ohne 
erhebliche  Kapitalverluste  für  Owen.  Ein 
anderer  Versuch,  durch  Errichtung  einer  ,.Ar- 
beitsbörse"  (18H2)  —  d.  h.  eines  Magazins,  das 
den  Verkauf  von  Waren  aller  Art  entspre- 
chen«! den  in  ihnen  steckenden  Arbeitsmcng«n 
vermitteln  nullte  —  misslang  ebenso:  die  Ver- 
waltung des  Magazins  machte  Kosten,  ohne, 
dass  ihnen  die  Einnahmen  auch  nur  annähernd 
entsprachen,  da  die  eingelieferten  Produkte 
nicht  verkauft  werden  konnten.  Das  Resultat 
war  das  gleiche  wie  vorbin:  die  Unternehmung 
wurde  li<|ui«liert  uud  das  Deficit  durch  Owen 

fedeckt.  -  So  waren  Owens  Projekte  der 
ächerüchkeit  anheimgefallen ,  deren  Pfeile 
stets  tödlich  wirken,  uiul  damit  war  der  Unter- 
gang des  englischen  Kommunismus  besiegelt. 
Die  Fabrikbevölkeruug  fiel  zunächst  dem 
Chartismus  (s.  diesen  Art.  oben  Bd.  II  S. 
14  ff.)  anheim  —  dessen  illegale  Ausschrei- 
tungen uud  Kämpfe  um  rein  ptditischc  Rechte 
Owen  nicht  unterstützen  mochte  — ,  und  später, 
nach  dein  Niedergänge  «les  Chartismus,  kam  die 
Ep<»chc  «ler  Herrschaft  der  Tra«les-Uuions. 

3.  Sozialistische  Bewegungen  in  Frank« 
reich  bis  zur  Februarrevolution.  In  Frank- 
reich faml  im  dritten  Jahrzehnt  dieses  Jahr- 
hunderts  eine  gnisserc  sozialistische  Bewegung 
statt,  zu  einer  Zeit,  wo  die  industrielle  Ent- 
wicklung ein  massenhaftes  Proletariat  noch 
gar  nicht  geschaffen  hatte.  Daher  ist  es  auch 
erklärlich,  dass  sie  im  wesentlichen  in  den 
höheren  Klassen  ihre  Anhänger  fand.    Die  da- 
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malige  gebildete  Jugend  stnnd  noch  ganz  unter 
ilen  Einwirkungen  der  gewaltigen  Reformen 
«ler  grossen  Revolution  und  der  wclterschUttern- 
den  Kriegsthaten  des  ersten  Napoleon :  sie  wor 

ganz  und  »rar  romantisch  angelegt,  und  die» 1  für  ihren  eigentlichen  Zweck  dabei  herauszu- 
in  einer  Zeit,  „wo  die  Geldraacht,  schon  in  der  schlagen,    Der,  welchen  die  Revolution  auf  den 
Wiege  ein  Kiese,  die  ganze  Romantik  des 
Lebens  erstickt  hatte"  (G.  Brandesi.  Sie 


sprengt.  —  Später,  1830,  als  die  liberale  Bour- 
geoisie sich  ihre  Revolution  von  den  Arbeitern 
ausfechten  lies.*,  machten  natürlich  die  „Amis 
du  peuple"  wacker  mit,  —  freilich  ohne  etwas 


ninsste  daher  instinktiv  «regen  die  herrschende 
platte  Ntttzlichkeitsnioral  Partei  nehmen  und 
sich  schwärmerisch  dem  ersten  Propheten  in 
die  Arme  stürzen,  der  den  Feldzng  gegen  jene 
predigte.  Ein  solcher  war  aber  (I828j  in 
Bazard  erstanden,  der  im  Anschlüsse  au  St 
Simons  Lehre  füi 
warb.  Erfüllung 

Religion  der  werkthätigen  Nächstenliebe  und  Scheu  kannten, 
der  gleichmässigen  Anerkennung  von  Geist  und 
Körper;  Vernichtung  aller  Klassen-  und  Stan- 
desnnterschiede ;  dieselbe  Erzichunsr  für  alle 
Kinder;  berufliche  Vorbereitung  eines  jeden 
ausschliesslich  nach  seinen  Fähigkeiten;  Auf- 
hebung des  Erbrechts,  ITebernahmo  aller  Hin- 
terlassenschaften durch  den  Staat  nml  Vertei- 
luug  derselben  an  die  jeweilig  Fähigsten  und 
Tüchtigsten.  —  das  waren  die  Heilslehren, 
welche  Bazard  und  seine  Genossen,  vor  allem 
Enfantin,  verkündeten.  Sie  fanden  rasch 
ibis  1831)  einen  nach  Tausenden  zählendeu  Au 


Thron  hob,  Louis  Philipp,  vertrat  in  erster 
der  hohen  Bourgeoisie, 


Linie  die  Interessen 

und  diese  musste  um  so  einflußreicher  sein, 
als  sich  gerade  iu  dieser  Periode  Grossindustrie 
und  Handel  mächtig  entwickelten.  Aber  jetzt 
wurde  in  Frankreich  ein  massenhaftes  indus- 
trielles Proletariat  geschaffen,  das  in  den 
schärfsten  Gegensatz  zu  den  besitzenden  Klassen 
den  Sozialismus  Proselytcn  i  treten  inusste,  weil  diese  in  ihrer  schnöden 
er  Welt  mit  einer  neuen  ;  Gier  nach  Gehl  und  Genuss  keine  Scham  und 

Unter  den  mannigfachsten 
Formen  tritt  dieser  Gegensatz  in  die  Er- 
scheinung, und  die  bürgerliche  Gesellschaft 
„mit  den  mannigfachsten  Waffen  angreifeud. 
wird  er  auch  von  ihr  bald  mit  dem  Schwerte, 
bald  mit  der  Theorie:  bald  mit  Hohn  und  Ver- 
achtung bekämpft;  aber  dennoch  ist  er  immer 
aufs  neue  vorhanden  und  kampfbereit"'  (L. 
Stein).  — 

Unmittelbar  nach  der  Jnlirevolution  traten 
die  „Ami*  du  peuple-4  als  öffentlicher  Klub  auf, 
ohne  die  polizeiliche  Erlaubnis,  welche  die 
Gesetze  für  Vereine  von  mehr  als  20  Personen 


hang,  —  der  sich  aber  noch  rascher  verlief,  als  :  vorschrieben,  eingeholt  zu  haben.    Nach  hefti 

t»   * .  —  i:   .i„  .  n. :«  ,  \  .l^i»  L'rt«, i .-w  •■■«,1  A ■  D...ri..»nnr 


fantin  die  rEmancipation  des  Fleisches-'  in 
einer  Weise  predigte,  hinter  der  sich  ein  moderner 
Astarte- Dienst  verbarg  {s.  den  Art.  Saint- 
Simon  u  u  d  S  a  i  n  t  -  S  i  m  o  n  i  s  m  u  s  obeu  S. 
4S4  ff.).  Die  letzten  Reste  der  Schule,  unter  En  - 
fantin  mit  Schande  und  Lächerlichkeit  bedeckt, 
wurden  durch  gerichtliches  Einschreiten  ausein- 
andergetrieben (1832).    So  schnell  war  die  Be 


gen  Angriffen  auf  den  Köuig  uud  die  Regierung 
schritt  man  ein.  und  wieder  traten  die  „Amis 
du  peupleu  iu  das  Dunkel  eines  geheimen 
Bundes  zurück.  Am  5.  Juni  1832  glaubten  sie 
sich  abermals  stark  genug,  um  eine  Revolution 
in  Scene  setzen  zu  können.  Wieder  wurden 
Barrikaden  gebaut;  aber  die  Regierung  war 
wohl  vorbereitet:  die  Revolte  wurde  schnell  lo- 


wegnng  vorübergeeilt  und  so  stark  war  die  Er- ,  kalisiert  und  der  Kern  der  Aufständischen  in 
nüchtcrung  des  Publikums,  dass  ihm  „von  der  j  das  Kloster  St.  Mery  gedrängt,  wo  man  sie 
ganzen  Erscheinung  nur  die  Verwunderung  ,  mit  Kartätschen  zusaninienschoss. 
blieb,  wie  man  sich  ihr  einst  hatte  zuwenden  j  Nicht  entmutigt  schlössen  sich  die  Ueber- 
können,  und  ein  neuer  Grund  zu  Misstrauen  lebenden  zu  einem  Gekeimbunde,  der  „Societe 
gegen  Neuerungen.  Ehe  ein  Jahr  verging,  des  droits  de  l'hoinme.u,  zusammen,  die 
sprach  man  von  dem  St.-Simonismns  wie  Robespierres  Erklärung  der  Menschenrechte  zum 
von    einer   laugst    verschollenen    Sache"4    (L. ,  Programm  nahm.    Auch  hier  beteiligten  sich, 


Stein).  — 

Die  erste  Beteiligung  französischer  Arbei- 
ter an  der  Politik  erfolgte  in  unserem  Jahr- 
hundert im  Anschlüsse  an  die  geheimen  Gesell- 
schaften der  Republikaner,  deren  anfänglich 
rein  politisches  Programm  sich  nach  und  nach 
in  ein  kommunistisches  umwandelte. 

Ans  den  Trümmern  der  niedergeworfenen 
karbonaristischen  Verschwörung  hatte  sich  Mitte 
der  20er  Jahre  ein  neuer  Geheimbnnd,  die 


neben  Studenten,  in  hervorragendem  Masse 
wieder  Arbeiter,  denen  man  die  Republik 
als  die  Retterin  aus  aller  ihrer  Not  hinstellte. 
„Was  die  Arbeit  betrifft"  —  erklärte  Gode- 
froy  Cavaignac,  das  anerkannte  Haupt  der 
Republikaner  (1833)  —  Tso  verlangen  wir,  dass 
sie  nicht  mehr  dem  Interesse  der  Habgierigen 
und  der  Mttssiggänger  untergeordnet  sei.  Wir 
verlangen,  dass  der  Arbeiter  nicht  mehr  von 
den  Kapitalien  ausgebeutet  werde,  dass  der 


^Societe  des  amis  du  peuple",  mit  jakobini- i  Arbeitslohn  nicht  sein  einziger  Gewinn  sei:  — 
schem  Programm  gebildet.  Ihre  Leitung  war  hauptsächlich  die  Arbeit  soll  deu  ersten  An- 
in  den   Händen  eiuer  Anzahl  junger  Leute.  Spruch  auf  die  Ausübung  politischer  Rechte 


meist  Studenten,  denen  es  gelang,  ihre  Agi- 
tation in  die  Kreise  der  Arbeiter  zu  tragen 
und  für  den  Bund  gegen  100U  Mitglieder  aus 
deren  Reihen  zu  werben.    Bei  Gelegenheit  der 


verleihen,  denn  die  Gesellschaften  leben  von  der 
Arbeit  und  nicht  vom  Eigentume."  Und 
gleichzeitig  schrieb  das  Preasorgaii  der  Partei, 
Armand    Marrasts   „Tribüne"4:    -Auf  32 


Wahicampagne  zum  Parlament,  182«,  glaubten  |  Millionen  Einwohner  hat  Frankreich  500  000 
die  Verschwörer  den  güustigen  Zeitpunkt  ge- !  Sybariteu,  eine  Million  glücklicher  Sklaven  und 
kommen,  um  ihr  Ziel  —  die  Errichtung  der  31  Millionen  Heloten.  Parias  und  grosse  Seelen, 
Republik  durch  eine  planmiissig  insceuierte  I  die  durch  ihre  Geburt  allen  Qualen  des  Körper 
Erneute  —  zu  erreichen.  Sie  bauten  Harri-  ■  und  des  Geistes  geweiht  sind.  Die  Monarchie 
kaden ;  allein  der  erhoffte  Succurs  aus  dem  kann  da»  Glück  und  die  Leiden  höchstens  von 
Volke  blieb  aus,  und  so  wurde  der  Haufe  mit  i  einem  Teile  auf  den  anderen  wälzen ;  die  Repu- 
leichter  Mühe  von  den  Truppen  auseinander  ge- 1  blik  allein  kauu  die  Quelle  des  Leideus  ver- 
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Btopfeu  und  jedem  Einzelneu  sein  Teil  dann 
und  Gltkk  geben." 

Die  „Gesellschaft  der  Menschenrechte"  wollte 
ebenfalls  durch  eine  Erneute  die  gewünschte 
Verfassungsänderung  durchsetzen.  Alleiu  bevor 
es  zum  Losschlagen  kam,  wurden  die  Rädels- 
führer verhaftet ;  trotzdem  kam  es  in  Lyon,  wo 
sich  die  Republikaner  auf  eine  grosse,  unzu- 
friedene Arbeitermasse  stützen  konnten,  und  in 
einigen  Pariser  Quartieren  zu  Revolten,  die 
aber  bald  niedergeschlagen  wurden  (1834).  Nicht 
weniger  als  2<XXf  Republikaner  wurden  verhaftet, 
—  eine  Zahl,  die  die  Bedeutung  des  Geheim- 
bnndes  erkennen  lässt. 

Da  sich  bei  diesem  Schlage  zeigte,  dass  das 
geheime  Räderwerk  der  Gesellschaft  vor  den 
Augen  der  Polizei  offen  lag,  wurde  sie  aufge- 
löst. Dare  Stelle  nahm  die  „Societe  des  fa- 
m  i 1 1  e  s"  ein,  deren  Teudenzen  aber  schon  zum 
Kommunismus  hindrängteu. 

Einer  der  Deportierten  der  Babeuf  sehen 
Verschwörung,  der  Italiener  ßuouarotti,  war 
amnestiert  worden  und  stürzte  sich  nach  seiner 
Rückkehr  bald  wieder  kopfüber  in  den  Strudel 
der  Konspirationen.  So  war  er  Karbonaro  ge- 
worden und  hatte  nachher  an  allen  den  geschil- 
derten republikanischen  Verschwörungen  teil- 
genommen. Seinen  alten  Idealen  treu,  hatte 
er  versucht,  den  Kommunismus  in  diese  Ver- 
bindungen hineinzutragen.  Allein  was  der 
Rede  des  altersschwachen  Mannes  nicht  gelang, 
das  brachte  seine  begeisterte  8  chrif t  von  Ba- 
beufs Lehre,  Heldentum  und  Martyrium  zu 
stände:  den  Arbeitern  in  den  geheimen  Klubs 
ging  die  Erkenntnis  auf,  dass  für  sie  der  Kom- 
munismus die  einzig  wahre  Konsequenz  der 
Egalität  wäre;  —  der  Znflnss  der  Studenten 
dagegen  wurde  fortan  schwächer  und  schwächer. 
Die  Führerschaft  über  diese  Kommunisten 
hatten  Blanqui  und  Barbe s,  die  bei  allen 
republikanischen  Verschwörungen  ihre  Hand 
im  Spiele  gehabt  und  bei  allen  Erneuten  im 
Vordertreffen  gestanden  hatten ;  diese  wahren 
Virtuosen  der  Konsinration  wurden  von  nun 
an  die  anerkannten  Häupter  aller  kommunisti- 
schen Verschwörungen.  Unermüdlich  trotz 
aller  Erfolglosigkeit  und  ungebeugt  trotz  aller 
Verurteilungen,  benutzten  sie  jede  Befreiung 
aus  «lern  Kerker,  um  sofort  wieder  blutige  Kom- 
plotte und  Attentate  anzuzetteln '). 

Sie  vornehmlich  hatten  auch  jene  „Societc 
des  familles"  begründet,  die  indes  bald  zusam- 
menfiel, als  die  Polizei  hinter  das  Geheimnis 
kam  und  ihre  Führer  unmittelbar  vor  Aus- 
bruch einer  Erneute  gefangen  setzte  (1835). 
Durch  eine  allgemeine  Amnestie  (1837)  befreit, 
stifteten  jene  beiden  sofort  wieder  einen  neuen 
Geheimbund,  die  „Societe  des  saisons",  — 
so  genannt,  weil  die  einzelneu  Gruppen,  in 
die  der  Bund  zerfiel,  den  Namen  von  Jahres- 
zeiten trugen.  Das  Programm  war  streng 
kommunistisch:  „Da  das  Volk,  d.  h.  die  arbei- 
tende Masse  -  verkündete  es  —  alles  hervor- 
bringt, hat  es  auch  ein  ausschliessliches  Recht 

')  Aug.  Blanqni  hat  sich  von  1827  bis 
1S70  an  13  Erneuten  beteiligt  und  ist  ver- 
schiedene Male  zum  Tode  und  zu  lebensläng- 
licher Haft  verurteilt  worden.  Viermal  amnes- 
tiert, hat  er  doch  37  Jahre  im  Gefängnis  zu- 
gebracht. 


anf  alles.  Die  Errichtung  der  Republik  ist 
weniger  ein  Zweck  als  ein  Mittel,  um  die  Güter 
von  den  Besitzern,  die  nicht  arbeiten,  auf  die 
Arbeiter,  die  nichts  besitzen,  übergehen  zu 
lassen."  Heute  dagegen  ist  .das  Los  des 
Proletariers  gleich  dem  des  Leibeigenen  und 
de«  Negers,  d.  h.  ein  langes  Gewebe  von  Elend, 
Mühe  und  Leiden."  Positive  Reformvor- 
schläge, selbst  solche,  die  schon  Babeuf  auf- 
gestellt hatte,  verstanden  diese  Mflnner  der 
That,  die  mehr  den  dämonischen  Reiz  der  Ver- 
schwörung als  ein  Ziel  für  die  Verschwörung 
suchten,  nicht  anzugeben.  —  Die  Taktik  des 
Bundes  war,  im  geeigneten  Momente  durch 
einen  geschickten  und  kühnen  Handstreich  die 
herrschende  Gewalt  kampfunfähig  zu  machen 
und  das  Volk  zur  Revolution  aufzurufen;  als 
Tirailleurgefecht  vor  der  Entscheidungsschlacht 
wurde  das  Attentat  auf  den  König  empfohlen. 
Diese  Art  des  politischen  Kampfes  ist  es,  welche 
die  Sozialisten  seitdem  als  „b  1  an quis tische 
Taktik"  zu  bezeichnen  pflegen.  Dass  indes 
diese  Taktik  nicht  Blanquis  „Erfindung"  ist, 
sondern  dass  er  nur  die  bisher  geübte  Taktik 
der  republikanischen  Verschwörungen  auf  die 
kommunistischen  übertragen  hat,  ergiebt  die 
voraufgehende  Darstellung. 

Am  12.  Mai  183»  fand  die  vorbereitete 
Schilderhebung  der  Blanquisten,  850  an  der 
Zahl,  statt ;  aber  da  im  Augenblicke  weder  ein 
politischer  noch  wirtschaftlicher  Notstand  sich 
fühlbar  machte,  blieb  der  erhoffte  Zulauf  aus 
und  die  Kelvellion  wurde  schnell  unterdrückt. 
rDie  Schilderhebnng  war  ausser  der  Situation, 
und  das  Volk  von  Paris  sträubte  sich  mit  dem 
Künstlerinstinkt  Hamlet-s  dagegen,  bei  kaltem 
Blute  und  unter  normalen  Verhältnissen  Hand- 
lungen zu  begehen,  zu  denen  es  sich  nur  all- 
znleicht  fortreisseu  lässt,  wenn  äussere  Um- 
stände und  innere  Aufregung^  ihm  die  Gewalt- 
samkeit zu  rechtfertigen  scheinen."  (K.  Hille- 
Ibra  nd.)  Ausser  dem  geschilderten  Klub  gab 
es  noch  verschiedene  andere  geheime  kommu- 
nistische Verbände.  So  gab  es  einen  Klub,  der 
durch  geheime  Zeitungen  Propaganda  für 
die  babouvistischen  Ideeen  machte.  Diese 
BlStter,  der  „Moniteur  republicain"  und  der 
„Homme  libre",  forderten  „die  Gütergemein- 
schaft so  oder  fast  so.  wie  sie  Babeuf  begriffen 
habe"  und  kündigten  deshalb  allen  Aristokraten, 
„d.  h.  den  geschickten  Schuften,  welche  die 
ehrlichen  Leute  bestahlen",  den  Krieg  bis  aufs 
Messer  an;  bis  die  „Fahne  der  Empörung  uud 
Gleichmachung  (nivellement  aufgepflanzt" 
werde,  seien  der  Königsmord,  „dies  heroische 
Werk",  und  der  Mord  der  anderen  Träger  der 
Gewalt  probate  Mittel.  —  Diese  Zeitungen  er- 
freuten sich  aber  nur  eines  kurzen  Daseins, 
denu  binnen  kaum  zwei  Jahren  hob  die  Polizei 
die  geheime  Druckerei  auf  (1839),  und  so  war 
diese  Quelle  verstopft. 

Die  Ueberbleibsel  der  zersprengten  „Societe 
des  saisous"  fanden  sich  bald  wieder  in  neuen 
Geheimbüuden  zusammen,  die  aber  —  ihrer 
Führer  Blanqui  und  Barbes  beraubt 
keineii  umfänglicheren  Verstoss  wagten,  son- 
dern in  zwei  Attentaten  auf  den  König  die 
einzigen  nnheimlichen  Lebenszeichen  von  sich 
gaben.  Den  Fanatismus  dieser  Konunnnisteu 
mag  die  Aensserung  des  Babouristen  PI  Hot 
„Aber,  wird 
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wenn  «He  Menschheit  euer  System  nicht  will? 
-  Aher,  antworte  icht  wenn  die  Pfleglinge  zu 
Bicetre  (Irrenhaus!)  keine  Sturzbäder  wollten!?1* 
Bei  dieser  Erschwerung  der  Vereinsbildnng 
ninsste  die  natürliche  Abneigung  der  Franzosen 
gegen  die  Bildung  fester  und  dauernder  Partei- 
verbände  erst  recht  dazu  führen,  "dass  eine 
bunte  Menge  von  Sekten,  entsprechend  den 
vielen  sozialistischen  Systemen  jener  Epoche, 
entstand.  Da  waren  vor  allem  die  Fourie- 
risten  unter  Con  siderant.  Dann  kam  die  i  Romane 
Schule  Buchez'.  der  den  formlosen  Vorstel- 
lungen der  Fourieristen  von  der  Heilkraft  der 
Associationen  in  der  Forderung  von  Produktiv- 
ussociationen  der  Arbeiter  festere  Gestalt  ver- 
liehen hatte.  Neben  diese  trat  die  zahlreichere 
Anhängerschaft  L  oui s  Blaues,  dessen  „Asso- 
ciationen mit  Staatskredit"  den  meisten  Beifall 
der  Menge  finden  mussten.  —  Die  extreme 
Gleichheitslehre  Babeufs  fand  eine  Fortsetzung 
in  der  Schule  t'abets,  welche  freilich  auf 
streng  legalem  Wege  ihr  Ziel  erreichen  wollte 
und  sich  auch  sonst  von  den  Roheiten  des 
Babouvismns  vorteilhaft  abhob.  Wieder  eine 
andere  Art  Kommnnisiuns,  den  .freiheitlichen", 
demzufolge  jeder  nach  seinen  Fähigkeiten  ar- 
beiten und  nach  seinen  Bedürfnissen  konsu- 
mieren sollte,  predigte  der  ehemalige  Cabetist 
D  e  z  a  m  y. 

Alle  diese  Schulen  haben  -  das  muss  um  so 
schärfer  betont  werden ,  als  es  Ubersehen  zu  i  griff  ent 
werden  pflegt  —  nicht  als  Vertreter  ausschliess- 1  sich  bei 


sonen  das  nötige  Kapital  zinslos  zur  Verfü- 
gung gestellt  wird  —  alle  wirklich  den  vollen 
Ertrag  ihrer  Arbeit  erhalten,  wodurch  jegliche 
Ausbeutung  und  Not  beseitigt  ist. 

Neben  allen  diesen  Kundgebungen  ist  die 
damals  anhebende  starke  sozialistische  Strömung 
in  der  Belletristik  zu  erwähnen,  welche  die 
Leiden  und  die  Not  des  Proletariern  mit  allen 
Mitteln  ihrer  Kunst  ergreifend  zu  schildern 
vnisste;  man  eriuuere  sich  der  sozialistischen 
E  u  g.  S  u  e  s  und  der  G  e  o  r  ge 
Sand,  ferner  der  zahllosen  Arbeiterdichtun- 
gen, in  die  der  Pariser  Ouvrier  all  sein  Trauern 
über  die  Misere  der  Gegenwart  uud  seine 
Sehnsucht  nach  Höherem  und  Edlerem 
tönen  Hess 

Das  französische  Arbeiterpublikum, 
allem  das  Pariser,  auf  das  dieser  Sprühregen 
von  Systemen  eindrang,  konnte  natürlich  nicht 
feine  Distinktioneu  machen ;  es  musste  sich 
vielmehr  in  den  Köpfen,  die  nicht  auf  ganz 
bestimmte  Principien  eingeschworen  waren,  eine 
Art  von  Durchschnittssozialismus  bilden  aus 
allerlei  kritischen  Bedenken  gegen  das  Eigen- 
i  tnm,  Anklageu  gegen  die  haute  bourgeoisie. 
Empfindungen  für  die  Arbeitemot,  Hoffnungen 
auf  eine  bessere  Zukunft,  Ansprüchen  au  den 
Staat  und  Illusionen  über  die  Heilkraft  der 
Association.  So  setzten  sich  in  der  Bevölke- 
rung Schlagworte  fest,  die  keinen  klaren  Be- 
hielten, sondern  eben  darum,  weil  jeder 
ihnen  denken  konnte,  was  ihm  beliebte, 


lieh  der  Arbeiterklasse  zu  gelten;  vielmehr  allen  gleichermaßen  als  Panacee  gegen  die 
fühlen  sie  sich  als  Vertretung  aller  unter  der  \  sozialen  Gebresten  der  Zeit  erschienen.  Die 


in 


kapitalistischen    Produktionsweise  leidenden 
Klassen,    vor   allem   ebenso   des  Klein- 
bürgertums   wie    des  Proletariats. 
Noch  viel  mehr  ist  das  der  Fall  bei  den  radi- 
kalen christlichen  Sozialisten  jener  Zeit, 
wie    Leroux,    Luroennais,  Constaut, 
Peeqiieur.  die  übrigens— bei  aller  Religiosi- 
tät  —    mit  dem  Bestehenden  nicht  minder 
tabula  rasa  machen  wollen  als 
liatisch  gesinnten  Genossen  und  diesen  auch :  Bei 
an  Heftigkeit  der  Sprache  keineswegs  nach-  j  bei 
stehen. 

Viel  bewusster  nimmt  gleichzeitig  die  In- 
teressen der  mittleren  und  der  unteren  Klassen 
Proudhon  wahr,  der  gegen  den  Kommunis- 
mus nicht  minder  wie  gegen  den  Kapitalismus 
.Stellung  nimmt  und  iin  Grunde  dahin  strebt, 
die  Errungenschaften  der  individualistischen 
Wirtschaftsordnung  zu  erhalten,  dagegen  das, 
was  diese  an  Not  und  I'nglUck  heraufgeführt 
hat,  zu  beseitigen.  Was  er  beabsichtigt, 
er  selbst  am  klarsten  in  den  Worten  ausge- 
drückt :  „Es  gilt  in  unserem  Jahrhundert,  die 
Allianz  zwischen  der  arbeitenden  Bour- 
geoisie und  der  Arbeiterklasse  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  zusammenzu- 
schmieden ;  alles  übrige  muss  verschwinden  oder 
zu  Kreuze  kriechen.  Darum  muss  man  die 
Bourgeoisie  wie  die  Lohnarbeiter  über  ihr  ge- 
meinsames Interesse  aufklären  und  ihnen 
das  Gesetz  des  Tausches  plausibel  machen,  — 
dieses  Gesetz,  das  alles  umfasst,  Ackerbau, 
Handel  und  Industrie,  und 


die  Phrase 
„dieses  Wort  - 


wichtigste  Rolle  spielte  hier 
der  „Organisation  der  Arbeit " : 
sagte  späterhin  der  republikanische  Deputierte 
Bart  he  —  hat  eine  geradezu  magische  Wir- 
kung ausgeübt.  Das  Wort  ist  von  Mund  zu 
Mund  gegangen,  von  Blatt 
der  Oeffentlichkeit  eiu 


zu  Blatt  uud  hat 
allgemeines  Echo 
gerade  durch  das 
verstärkt  worden. 


gefunden.   Sein  Erfolg  ist 
ihre  materia-  j  Unbestimmte   der  Formel 

iedem  Bankerott,  bei  jeder  Handelskrisis, 
jeder  Arbeitseinstellung,  jedesmal 


eine  Maschine  erfundeu  uud  dadurch  die  Zahl 
der  beschäftigten  Hände  verringert  wurde, 
hiess  es  alsbald  und  immer  uuf s  neue :  die  Ar- 
beit muss  organisiert  werden!" 

Bei  dieser  Stimm  uug  des  Volkes  sah  sich 
bald  auch  die  von  Ledru-R  ollin  geleitete 
demokratische  Partei  zu  Konzessionen  an  den 
Sozialismus  genötigt.  Ihr  nauptorgau,  die 
„Reforme"  (begründet  184.1),  übergab  das 
hat  j  Feuilleton  G.  Sand  uud  öffnete  L.  Blanc  bereit- 
willig ihre  Spalten  für  sozialpolitische  Artikel; 
und  auch  ihr  offizielles  soziales  Programm 
zeigte  deutlich  den  Einfluss  der  neuen  Lehren. 
„Die  Arbeiter",  hiess  es  darin,  „siud  Sklaven 
gewesen,  sie  sind  Leibeigene  gewesen;  sie  sind 
jetzt  Lohnarbeiter;  man  muss  danach  trachten, 
sie  in  den  Stand  von  Associ6s  zu  erheben.  Der 
Staat  muss  die  Initiative  ergreifen  zu  indus- 
triellen Reformen,  um  eine  solche  Organi- 
sation der  Arbeit  herbeizuführen,  welche 
die  Arbeiter  in  den  Stand  von  Associes  erhebt. 
Dem  kräftigen  und  gesunden  Bürger  schuldet 

schwachen 


das  die  Dinge  dieser 

Welt  regelt,  ohne  die  Menschen  zu  fragen,  als  |  der  Staat  Arbeit,  dem  alten  und 
wäre  es  die  Vorsehung  selber!"    Dies  Gesetz  j  Hilfe  und  Schutz." 

dea  Tausches  besteht  darin,  das*  —  unter  der  |       Trotz  dieser  mächtigen  sozialistischen  Strö- 
dass  allen  kreditwürdigen  Per-  mutig  waren  aber  an  der  Oberfläche  des 

SUatewUMiiachafton.  Zweite  Auflage.  VI.  ÖO 
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politischen  Lebens  zunächst  nur  schwache  Wellen 
sichtbar:  das  strenge  Versamralungs-  nnd  Ver- 
einsrecht und  das  an  einen  hohen  Ceusu.s  ge- 
knüpfte Wahlrecht,  welches  in  gauz  Frankreich 
nur  den  200000  reichsten  Bürgern  zukam,  ver- 
hinderten, dass  sich  in  normalen  Zeiten  die 
neuen  Ideeen  mit  elementarer  Wucht  äussern 
konnten.  Weitblickenden  Politikern  freilich 
blieb  nicht  verborgen,  was  in  den  Tiefen  der 
Volksseele,  vorging,  und  eine  düstere  Erkennt- 
nis stieg  ihnen  auf  von  dem.  was  da  kommen 
musste,  wenn  der  rechte  Anstoss  erfolgte. 
„Sehen  Sie  nicht"  -  sagte  Toc i| uev i  1 1  e  am 
27.  Januar  1H4H  in  der  Kammer  -  „das*  sich 
unter  den  arbeitenden  Klassen  nach  und  nach 
Meinungen  und  Ideeen  verbreitet  haben,  die 
nicht  allein  auf  de»  Umsturz  dieses  oder  jenes 
Gesetzes,  dieses  oder  jenes  Ministeriums,  ja 
nicht  einmal  dieser  oder  jener  Regierung  ge- 
richtet sind,  sondern  auf  den  Umsturz  der  Ge- 
se  II  sc huft  selber,  auf  die  Erschütterung  der 
Grundlagen,  auf  denen  sie  heute  beruht?  l  ud 
glauben  Sie  nicht,  dass,  wenn  solche  Meinungen 
Wurzel  fassen,  wenn  sie  sieh  fast  allgemein 
verbreiten,  wenn  sie  tief  in  die  Massen  ein- 
dringen, sie  früher  oder  später  die  furchtbarsten 
Revolutionen  herbeiführen  müssen  '  Ich  glaube, 
wir  schlafen  jetzt  eben  auf  einem  Vulkan  ein." 
Und  Ubereinstimmend  berichtete  der  wachsame 
Polizeipräfekt  der  Hauptstadt,  D  e  1  e  s  s  e  r  t , 
an  die  Regierung.  Aber  die  Regierung  — 
wollte  nicht  sehen,  denn  sie  war  zum  Unter- 
gange  reif. 

4.  Sozialist  Ische  Bewegungen  in  Frank- 
reich während  der  Revolution  von 
Im  Februar  1818  kam  das  Verhängnis.  Die 
Missernte  von  1847  und  die  in  ihrem  Gefolge, 
hereinbrechende  allgemeine  Krise  hatten  die 
Unzufriedenheit  des  —  ohnehin  schon  über  die 
Herrschaft  der  eigensüchtigen  haute  rinance 
erbitterten  —  Mittelstandes  und  des  Proletariats, 
auf  dessen  Rücken  die  Schläge  der  Krise  mit 
doppelter  Wucht  niederfielen,  aufs  höchste  ge- 
steigert. Dem  vereinten  Anstürme  beider  Klassen 
gelang  es,  Throu  und  Regierung  fast  mühelos 
umzustürzen.  Die  Republik  wurde  proklamiert. 
—  und  dieses  Mal  konnte  das  Proletariat  zu- 
nächst nicht  ganz  leer  ausgehen.  In  die  neue 
r provisorische  Regierung''  traten  Louis  Blaue 
und  der  Mechaniker  Albert  ivon  der  Schule 
Buche/:)  ein  sowie  zwei  Männer  aus  der  Partei 
der  „Rcforinc",  Ledru-Rollin  und  Flocou. 
Aber  die  Lenkung  des  Staatsschiffes  war  jetzt 
schwerer  als  je;  denn  die  eigene  Revolution 
Frankreichs  und  die  daran  sich  anschliessenden 
revolutionären  Bewegungen  auf  dein  ganzen 
Kontinente  hatten  den  wirtschaftliehen  Not- 
stand noch  um  ein  erhebliches  geschärft. 

Die  Regierung,  die  jedes  klaren  ökonomi- 
schen Programms  entbehrte,  suchte  sich  in 
ihrer  Ratlosigkeit  zu  helfen,  indem  sie  das  ..Recht 
auf  Arbeit"  (s.  den  Art.  oben  Bd.  VI  S.  341  ff.  j 
proklamierte  und  die  Beschäftigungslosen  in 
den  „Nationalwerkstiitteu'"  unterbrachte.  Weiter- 
hin wurde  eine  Kommission  eingesetzt,  die 
unter  dem  Vorsitze  L.  Blaues  und  unter  Be- 
teiligung von  Delegierten  des  Arbeiterstamms 
die  Lage  der  Arbeiter  untersuchen  und 
Vorschlüge  zu  ihrer  Hebung  machen  sollte. 
Natürlich  konnten  in  einem  Augenblicke,  wo 
der  Sozialismus  zum  ersten  Male  an  eiuer  an- 


erkannten Regierung  teil  hatte,  wo  die  Gläubi- 
gen endlich  die  ersehnte  Erfüllung  seiner  Ver- 
heissungen  erwarteten,  die  Arbeiter  nicht  durch 
die  Errichtung  einer  Studienkoinmission  zu- 
friedengestellt werden.  Und  so  konnte  Prondhon 
der  provisorischeu  Regierung  mit  Recht  das 
Wort  entgegenschleudern :  „Ni  le  travail,  ui  le 
capitul,  ni  la  propriete  ne  sont  satisfaits,  —  le 
gouvernement  n'  a  pas  su,  n'a  pas  voulu.  na 
pas  ose !" 

Im  April  fanden  die  Wahlen  zur  konsti- 
tuierenden Nationalversammlung  auf  Grund  des 
allgemeinen  Stimmrechts  statt.  Sie  ergaben 
für  die  Republikauer  zwar  die  Majorität,  für 
die  Sozialisten  unter  ihnen  aber  nur  eine 
dürftige  Minorität,  so  dass  die  beiden  Sozialisten 
aus  der  Regierung  bald  austreten  mussten.  — 
Inzwischen  wareu  die  kommunistischen  Klubs 
habonvistischer  Richtung  unter  Blanqui  und 
Bar  bes.  welche  durch  die  Revolution  aus  der 
Kerkerhaft  befreit  worden  waren,  wieder  auf 
dem  Schauplätze  erschienen.  Feindliche  Brüder 
geworden,  seitdem  Blanqui  eiuer  r  Beichte - 
über  die  geheimen  Verschworungen  vor  dem 
Ministerium  Louis  Philipps  verdächtig  war, 
blieben  beide  darin  einig,  mit  denselben  Mitteln, 
wie  früher  das  Königtum,  so  jetzt  die  „trik«*- 
lore"  Republik  zu  bekämpfen.  Am  lö.  Mai 
unternahmen  beide  Klubs  —  unter  dem  Vor- 
wattde.  zu  Gunsten  der  polnischen  Insurgenten 
demonstrieren  zu  wollen  —  einen  Handstreich 
gegen  die  Nationalversammlung,  der  aber  von 
einigen  Bataillonen  Mobil-  und  Nationalgarde 
bald  ohne  das  geringste  Blutvergiesscu  abge- 
schlagen wurde.  Blanqui  und  Barbea  wurdeu 
ergriffen  und  wanderten  wieder  einmal  ins  Ge- 
fängnis. 

Die  Krise  wollte  nicht  weichen,  und  die  Zahl 
der  in  den  Nationalwerkstätten  untergebrachten 
Erw  erbslosen  wuchs  bald  auf  115000  an.  Da  diese 
Werkstätten  aber  der  Bourgeoisie  ein  Dorn  im 
Auge  waren,  weil  sie  ihr  nur  ein  Asyl  für  Müssig- 
gänger  und  zugleich  der  Sammelplatz  für  eiue 
Insurrektiotisarmee  zu  sein  schienen  (s.  den  Art. 
X  a  t  i  o  n  a  1  w  e  r  k  s  t  ü  1 1  e  n  ,  oben  Bd.  V  S.  9ö<J  ff.  i 
so  leitete  man  am  21.  .Inni  1848  die  Auflösung 
der  Institution  ein.  Diese  Massregel  wurde  am 
23.  von  den  dort  beschäftigten  Arbeitern  mit 
eiuer  Revolte  beantwortet,  der  sich  natürlich 
die  Sozialrevolutionären  Klubs  anschlössen.  Es 
kam  zu  einer  viertägigen  furchtbaren  Strassen- 
schlacht  zwischen  dem  Proletariat  und  den  von 
Cavaignac  geführten  Nationalgarden.  Der 
Kampf,  welcher  auf  beiden  Seiten  mit  uner- 
hörter Grausamkeit  geführt  wurde,  forderte 
'Pausende  von  Opfern.  Von  den  gefangeneu 
Insurgenten  wurden  über  4(XX)  zur  lebens- 
länglichen Deportation  nach  den  überseeischen 
Kolonieen,  zur  „trockenen  Guillotine",  verur- 
teilt. 

Durch  diesen  furchtbaren  Aderlass.  bei  dem 
das  Pariser  Proletariat  10000  seiner  tapfersten 
Streiter  auf  einmal  verlor,  hatte  die  Kontre- 
revolution  leichtes  Spiel ,  zumal  der  ganze 
Sozialismus  durch  die  Ratlosigkeit  seiner  be- 
rufenen Vertreter  und  durch  das  —  ihnen  mit 
Unrecht  zur  Last  gelegte  —  verfehlte  Experi- 
ment der  Nationalwerkstiitteu  kompromittiert 
war.  Wenn  aber  Proletariat  und  Sozialismus 
kampfunfähig  waren,  wer  sollte  dann,  bei  der 
reaktionären  Gesinnung  der  oberen  Klassen  und 
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bei  der  Aengstlichkeit  des  Mittelstandes,  den  j 
Kampf  gegen  die  Reaktion  durchfechten?  Soj 
musste  der  angesichts  der  Barrikaden  der  Ar-  i 
beiterviertel  vertilgte  etat  de  siege,  wie  Girardin  j 
richtig  vorausgesagt  hatte,  zum  siege  de  l'Etat 
ftthren. 

5.  Sozialistische  Bewegungen  in  Bel- 
gien. Der  Sozialismus,  der  Frankreich  so  tief 
erfaßt  hatte,  musste  bald  auch  nach  dem 
stammverwandten  Belgien  hiuüberspielen,  dessen 
industrielle  Entwickelung  derjenigen  Frankreichs 
zum  Teil  noch  vorausgeeilt  war.  Hier  aber, 
wo  weitgehendste  Press-  und  Asswiationsfreiheit 
galt,  brauchte  er  nicht  zu  d?m  Mittel  der  gc- 
heiiueu  Verbindung  zu  greifen. 

Es  waren  die  Führer  der  belgischen  Demo- 
kratie, die  zuerst  die  Notwendigkeit  einer 
sozialen  Reform  betouten.  De  Pott  er,  von 
der  äussersten  Linken,  hatte  schon  1831,  im 
Anschlüsse  au  die  Saint-Simonistischen  Lehren 
erklärt,  eine  soziale  Revolution  müsse  der 
politischen  folgen,  um  das  Elend  des  \Tolkes  zu 
heben;  dabei  dachte  er  freilich  bloss  an  die 
Abschaffung  der  „Missbräuehe"  des  Eigentums, 
vornehmlich  durch  Beschränkung  des  Erbrechts. 
Später  nahm  dann  Jottrand,  der  Redakteur 
des  republikanischen  „l'ourricr  beige",  da*  Prin- 
eip  des  Kommunismus  an  und  trat  für  Ab- 
schaffung des  Erbrechts  und  Beteiligung  der 
Arbeiter  an  allen  Fabrikgeschäften  ein.  Eine 
specitisch  sozialistische  Partei  wurde  aber 
erst  in  den  40er  Jahren  durch  Bartels  ge- 
schaffen, der  im  Wochenblatte  der  neuen  Partei, 
dem  „De bat  social",  forderte:  Republik,  allge- 
meines Stimmrecht,  Verstaatlichung  aller  Pro- 
duktionszweige, Beschäftigung  jedes  Bürgers 
durch  den  Staat  nach  seiner  Fähigkeit  und 
Löhnung  jedes  Bürgers  nach  (Quantität  und 
Qualität  seiuer  Produktion,  Expropriation  aller 
Grundbesitzer  und  Kapitalisten  unter  Gewäh- 
rung von  Renten  auf  Lebenszeit.  Gleich- 
zeitig wurde  durch  Kots  eine  Agitation  für 
ähnliche  Prineipien  unter  die  vläniischeu  Arbei- 
ter getragen.  Indessen  hat  es  die  sozialistische 
Partei  zu  keiner  grossen  Bedeutung  bringen 
können. 

(t.  Sozialistische  Regungen  in  Spanien. 

Auch  in  das  audere  romanische  Nachbarland 
Frankreichs  drang  der  Sozialismus  ein.  Speciell 
war   es   der  Fourierisnnis ,    der  in  Spanien 
Schule  machte.     Die   Schriften   des  Meisters 
wurden  ins  Spanische    übersetzt,    auch  ver- 
schiedene fourieristische  Fressorgane  begründet. 
Eine  erhebliche  Ausbreitung  gewann  diese  Rich- 
tung namentlich  in  Andalusien.    Das  Misslingen  > 
der  praktischen  Experimente  musste  natürlich  > 
hier  wie  anderswo  schliesslich  den  Niedergang  : 
der  Schule  bewirken. 

Das  letzte  romanische  Kulturvolk,  Italien,! 
hatte  zu  jener  Zeit  nur  für  nationale  und  poli- 
tische Reformen  Sinn.    Eine  sozialistische  Agi- 
tation lässt  sich  hier  nicht  konstatieren. 

7.  Sozialistische  Bewegungen  in  Deutsch- 
land bis  zur  Revolution.  Der  französische 
Sozialismus  fand  von  Anfang  au  wie  alles,  was 
in  der  Politik  und  Littcratur  Frankreichs  vor- 
ging, in  Deutschland  Aufmerksamkeit  und  bald 
auch  rege  Teiluahme.  Vor  allem  war  es  jener 
Berliner  Salon,  in  dem  Ra hei  von  Vam- 
hagen  nach  Pariser  Muster  die  Talente  und 
Schöngeister  der  Hauptstadt  um  sich  zu  ver- 


sammeln wusste,  wo  der  Saint-Siraonismus  mit 
Interesse,  ja  Begeisterung  aufgenommen  wurde. 
Mau  verschlang  förmlich  sein  Organ,  den 
„Globc1*,  der  —  wie  Rubel  bi  einem  Briefe  ge- 
stand —  „den  gauzeu  Winter  (1831 — 1832)  ihre 
Nahrung,  Unterhaltung,  Beschäftigung,  dessen 
Ankommen  ihre  ganze  Erwartung-  war;  und 
bald  gingen  auch  aus  diesem  Kreise  verschiedene 
publizistische  Kundgebungen  für  den  Saint- 
Simouismus  hervor.  Darum  ist  es  auch  nicht 
verwunderlich,  wenn  Hörne,  der  Vorkämpfer 
der  deutschen  Demokratie,  welcher  der  Quelle 
so  uahe  war,  in  seinen  „Pariser  Briefen"  dem 
deutschen  Publikum  die  Bedeutung  des  Saint- 
Simonismus  zu  erschliesseu  suchte  und  wenn 
er  aus  einer  „Soiree  St.-Simonienueu  kommend 
schrieb:  „Es  war  mir,  als  wäre  ich  aus  der 
Winterkalte  einer  beschneiten,  nordischen  Stadt 
in  ein  Glashaus  gekommen,  wo  laue  Frühlings- 
liifte  und  Blumeudüfte  mich  empfingen.  Es 
war  etwas  aus  einer  fremden  Zone  und  aus 
einer  schöneren  Jahreszeit,"  Noch  empfäng- 
licher musste  für  die  neue  soziale  Weltreligion 
Heiues  Pocteunatur  sciu:  er  stürzte  sich  ganz 
und  gar  in  den  Strudel  der  Saint-SimoniBtischen 
Bewegung  und  brachte  deren  Haupt  Enfantin 
durch  die  Widmung  seines  Buches  „Ueber 
Deutschland"  eine  öffentliche  Huldigung  dar. 
In  seinen  Korrespondenzen  für  Deutschlands 
vornehmstes  Organ,  die  Augsburger  „Allgemeine 
Zeitung",  griff  er  dann  die  Geldaristokratie 
mit  solcher  Heftigkeit  an.  dass  Metternich  — 
erschreckt  Uber  diese  unerhörte  Sprache  gegen 
eine  der  Stützen  der  Gesellschaft  —  auf  Baron 
Cotta  eine  Pression  ausüben  Hess  und  diest-r 
Heine  das  Wort  entziehen  musste.  Hinter 
seinen  Führern  blieb  das  „Junge  Deutschland" 
natürlich  nicht  zurück;  zumal  Laubes  und 
Gutzkows  Schriften  aus  dieser  Epoche  sind 
stark  Saint-Simonistiseh  gefärbt.  Ein  klares 
soziales  Programm  freilich  findet  man  bei  ihnen 
so  wenig  wie  bei  Heiue  und  Börne. 

Der  Einfluss  dieser  Schriftsteller  konnte 
indes  nicht  ausreichen,  um  für  die  sozialisti- 
schen Ideeon  eine  nachhaltige  Propaganda  zu 
machen.  Vielmehr  war  die  Entwickelung  ana- 
log der  französischen:  republikanische.  Geheim- 
bünde aus  Mitgliedern  der  höheren  Stände, 
zumal  Studenten,  warben  in  A rb eiterkreisen, 
um  dann  schliesslich,  nach  Abstossnng  der  stu- 
dentischen Elemente,  sich  zu  sozialistischen 
Organisationen  umzubilden.  Freilich  war  die 
sozialistische  Propaganda  unter  den  deutschen 
Arbeitern  noch  schwieriger,  weil  hier  Handwerk 
und  Hausindustrie  noch  immer  vorherrschten 
und  die  Entwickelung  der  Grossindustrie  eben 
erst  begonnen  hatte.  Dazu  war  die  Vereins- 
gesetzgebung strenger  als  iu  Frankreich,  und 
die  deutsche  Polizei  wusste  ihr  Geltung  zu 
verschaffen.  Darum  wandte  sich,  mit  Rück- 
sicht auf  die  nationale  Eigentümlichkeit  des 
„Wauderns"  der  Gesellen,  die  Agitation  zu- 
nächst an  jene  —  nach  Tansenden  zählenden 
—  deutschen  Handwerksburscheu,  die  in  der 
Schweiz  und  in  Paris  und  London  weilten,  um 
nach  einigen  Jahren  in  die  Heimat  zurückzu- 
kehren. Der  Angriff  wurde  von  zwei  Seiten 
aus  begonnen:  von  Paris  und  von  der 
Schweiz  aus.  In  Paris  hatte  1832  zuerst  der 
(öffentliche)  liberale  „Deutsche  Volksverein*  eine 
grössere  Zahl   von   Arbeitern  aufget 
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Vou  der  französischen  Regierung  aufgelöst, 
stifteten  seine  Mitglieder  nun  im  geheimen  den 
republikanischen  „Bund  der  Geächteten",  der 
bald  auch  mehrere  hundert  Teilnehmer  ans  dem 
Arbeiterstande  zählte.  Demgemäss  trat  auch 
das  von  V  e  n  e  d  c  y  herausgegebene  Bundesorgan 
,.Der  Geächtete"  für  die  Arbeiter  ein.  forderte 
znnfichst  die  Sicherheit  eines  „hinlänglichen 
Auskommens"  und  bekämpfte  das  Uebcrgewicht 
der  Reichen.  ..Die  Monarchie",  —  heisst  es  im 
„Geächteten"  1.1834)  —  „die  zu  stürzen  ist, 
besteht  weder  im  Wappcuschilde  noch  in  der 
Königskrone,  sie  besteht  im  Vorrechte.  Das 
Vorrecht  aller  Vorrechte  aber  ist  der  Reichtum." 
Bald  ging  der  Bund  einem  Teile  der  Mitglieder 
in  seinen  sozialen  Forderungen  nicht  weit  ge- 
nug, und  so  fand  eine  Sezession  statt,  die 
zur  Begründung  einer  zweiten  geheimen  Ge- 
sellschaft, des  „Bundes  der  Gerechten"  führte, 
der  bereits  die  Errichtung  einer  kommunisti- 
schen Republik  anstrebte.  Den  meisten  Beifall 
fand  hier  das  System  Oabets,  für  das  der 
Leiter  des  Bundes.  Dr.  Herrmann  Ewer- 
beck, aufs  eifrigste  eintrat. 

Die  Agitation  in  der  Schweiz  anderer- 
seits ging  vou  dem  Geheimbunde  .Das  junge 
Deutschland"'  aus,  der  in  eugen  Beziehun- 
gen zu  der  Pariser  „Societe  des  droits  de 
fhomme"  stand.  Er  begann  seit  1833  sich  an 
die  reichsdeutschen  Arbeiter  daselbst  zu  wen- 
den, und  1886  bestand  bereits  die  Majorität 
der  Bnndesmitglieder  und  des  Vorstandes  aus 
Arbeitern.  Aber  noch  im  selben  Jahre  wurde 
der  Bund  nach  Veranstaltung  einer  öffentlichen 
republikanischen  Demonstration  von  der  Schwei- 
zer Regierung  auf  Reklamation  Deutschlands 
aufgelöst,  seine  Agitatoren  aus  dem  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  ausgewiesen. 

In  Deutschland  selbst  ist  in 
dieser  Periode  nur  einmal  eine  sozialdemo- 
kratische Agitation  versucht  worden.  Das  war 
in  Gi  essen  im  Jahre  1884,  wo  Georg 
Büchuer  den  hessischen  Bauern  Republik 
und  Sozialismus  predigte.  Aber  die  meisten 
Bauern  lieferten  das  ihnen  zugesteckte  sozial- 
revolutionäre  Flugblatt,  den  „Hessischen  Land- 
boten', freiwillig  au  die  Obrigkeit  ab;  eine  von 
Büchner  gestiftete  „Gesellschaft  der  Menschen- 
rechte" wurde  von  der  Polizei  gefasst  und  ihre 
meisten  Mitglieder  wurden  zu  längeren  Gefäng- 
nisstrafen verurteilt.  Büchner  selbst  flüchtete 
ins  Ausland. 

Erst  mit  Anfang  der  40er  Jahre  nahm  die 
deutsche  kommunistische  Agitation  grössere 
Dimensionen  an,  als  in  Wilhelm  Weitling 
ein  ebenso  tbütiger  wie  fanatischer  Apostel  des 
Kommunismus  die  Leitung  der  Propaganda 
übernahm.  Weitling,  als  Schueidergeselle  auf 
der  Wanderschaft  Mitglied  des  „Bundes  der 
Gerechten"  geworden,  verpflanzte  in  dessen 
Auftrage  die  kommunistische  Agitation  nach 
der  Schweiz.  Er  organisierte  die  Bewegung 
in  der  Weise,  dass  öffentliche  Arbeitervereine 
uutcr  harmlosen  Bezeichnungen  begründet 
wurrlen,  in  denen  man  die  Rekruten  für  den 
geheimen  „Bund  der  Gerechten"  warb.  Das 
Ziel  war :  die  Realisierung  der  kommunistischen 
Gesellschaft  (für  die  Weitling  ein  eigenes  Sys- 
tem aufgestellt  hatte)  auf  revolutionärem  Wege. 
Der  Kommunismus  machte  schnell  grosse  Fort- 
schritte, zumal  in  Zürich,  so  dass  (1848)  die 


dortige  Regierung,  erschreckt  durch  die  Erfolge 
der  destruktiven  Propaganda,  einschritt  Weit- 
ling wurde  verhaftet  und  alle  nichtschweize- 
rischen Sozialisten  wurden  ausgewiesen.  Nun- 
mehr wurde  der  Schwerpunkt  der  kommunisti- 
schen Agitation,  deren  Leitung  August 
Becker  (der  einstige  Genosse  Rüchners) 
übernahm,  in  die  französische  Schweix  verlegt, 
bis  auch  dort  die  Arbeitervereiue  geschlossen 
und  die  Führer  des  Landes  verwiesen  wurden 
(1846). 

Der  deutsche  Kommunismus  der  40  er  Jahn- 
beschränkte  sich  indes  keineswegs  auf  die 
Handwerksgesellen,  sondern  griff  auch  in  den 
„höheren*1  Ständen  um  sich,  in  dereu  philo- 
sophisch und  litterarisch  gebildeten  Kreisen  die 
idealistisch-doktrinäre  Richtung  jener  Zeit  einen 
empfänglichen  Boden  dafür  geschaffen  hatte. 
Im  Bannkreise  der  Feuer  nachsehen  „huma- 
nistischen" Philosophie  strebte  man  auch  im 
sozialen  Leben  „humane"  Zustände  an  und 
verdammte,  im  Anschluss  an  die  Kritik  der 
französischen  Sozialisten ,  die  herzlose  *  kapi- 
talistische Wirtschaftsordnung.  Das  positive 
Ideal  dieser  —  von  Hess  und  Grün  geleiteten 
—  Richtung  war  die  vollste  Freiheit  des  —  von 
Natur  als  edel  gedachten  —  Menschen  in  allem 

1  Thun  und  Lassen,  in  Produktion  und  Konsum- 
tion; diese  Schule  muss  also  als  anarchis- 

;  tisch  bezeichnet  werden  (s.  daher  das  Nähere  im 
Art.  Anarchismus  oben  Bd.  I  S.  304  ff.).  Sie 
gebot  in  Deutschland  Über  eine  Reihe  von  Zeit- 
schriften, die  natürlich,  wegen  der  Censur,  in 
der  Beurteilung  der  politischen  Tagesfragen  sich 

j  sehr  ..politisch-4  ausdrücken  mussten. 

Dieser  „philosophische"  Sozialismus  fand 

j  eine  Zeit  lang  auch  oeim...Bund  der  Gerechten" 

i  Eingang,  dessen  Centralleitnng  1840  —  wegen 


ler  Verfolgungen  durch  die  französische  Re- 
gierung  nach    Beteiligung   des    Bundes  am 
B 1  au q  ui sehen  Putsche  (1839)  —  nach  London 
verlegt  worden  war.    Da  aber  die  Deduktionen 
,  dieser  Art  von  Sozialismus  für  den  Arbeiter 
i  immer  etwas  Fremdartiges  haben  mussten,  so 
;  gelang  es  Marx  und  Engels,  die- 1847  in  den 
I  Bund  eiutraten.  leicht,  dieses  .System  unschäd- 
lich zu  machen.   Ihre  Principien  waren  es. 
die  von  nun  an  in  Theorie  und  Taktik  mass- 
gebend wurden.    Der  Bund  wurde  aus  einer 
Verschwörergesellschaft  in  einen  revolutionären 
Propngaiidaverein  (mit  dem  Namen:  „Bund  der 
Kommunisten")  umgewandelt,  der  nur  mit 
Rücksicht  auf  die  strenge  Vereinsgesetzgebung 
des  Kontinents  geheim  blieb.    Das  Programm 
I  des  Bundes  wurde  von  Marx  und  Engels  als 
I  ..das  kommunistische  Manifest"  herausgegeben. 
Wie    die    zukünftige   Gesellschaft  aussehen 
sollte,  wurde  darin  nicht  gesagt;    nnr  das 
nächste  Ziel  wurde  augegeben:  es  sollte  das 
Proletariat  durch  internationalen  Zusammen - 
schluss  zur  herrschenden  Klasse  erhoben  werden, 
um  dann  den  Uebergang  ins  kommunistische 
Gemeinwesen  durch  die  folgenden  —  an  Ba- 
beufs Programm  erinnernden  —  Massregeln 
vorzubereiten:   Expropriation  des  Grundeigen- 
tums  und  Verwendung   der   Grundrente  zu 
Staatsansgnben ;   Abschaffung   des  Erbrechts: 
Konfiskation  des  Eigentums  aller  Emigranten 
und  Rebellen:  gleicher  Arbeitezwang  für  alle 
nebst  Errichtung  industrieller  Armeeen. 
ders  für  den  Ackerbau  etc. 
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Auf  diesem  Standpunkte  war  der  deutsche 
Kommunismus  angelangt,  als  die  Märzrevolntion 
ausbrach. 

H.  Sozial istisehc  Bewegungen  in  Deutsch- 
land nährend  der  Revolutionszeit  (1848  bl> 
1849).  Bei  der  Revolution  der  Marz  tage  spielte 
der  deutsche  Kommunismus  nur  eine  unterge- 
ordnete Bolle;  die  Erhebung  stand  im  wesent- 
lichen unter  dem  Einflüsse  demokrati- 
scher Ideeen  nnd  erfolgte  in  einem  Augen- 
blicke, wo  Missernte  und  Gewerbskrisen  einen 
allgemeinen  Notstand  herbeigeführt  nnd  die 
Nachriebt  von  dem  geglückten  Aufstande  in 
Paris  das  Volk  mit  Siegeszuversicht  erfüllt 
hatten. 

Die  deutsche  Revolution  brachte  Pressfrei- 
beit  und  konstitutionelle  Zustände.  Jetzt 
eilten  die  emigrierten  deutschen  Kommunisten 
ins  Vaterland  zurück,  um  die  Zeit  der  allge- 
meinen Erregung  für  ihre  Zwecke  auszunutzen. 
Der  Kommunisten  bund  als  solcher  freilich 
konnte  nicht  geschlossen  auf  dem  Plane  er- 
scheinen, weil  er  in  lauter  kleine  Gruppen  sich 
zersplitterte. 

Marx  selber  ging  mit  Engels  und  anderen 
Getreuen  nach  Cßln,  wo  sie,  als  Redakteure 
der  „Neuen  Rheinischen  Zeitung",  aus  takti- 
schen Gründen  im  Bunde  mit  der  Demokratie 
den  Kampf  gegeu  die  Regierung  aufnahmen, 
ohne  indes  darüber  einen  Zweifel  aufkommen 
zu  lassen,  das«  ihnen  die  Errichtung  der  Re- 
publik nur  Mittel  zum  Zwecke  -  der  Ver- 
wirklichung des  kommunistischen  Ideals  —  sein 
sollte. 

Die  einzige  selbständige  Arbeiter- 
bewegung fand  unabhängig  vom  Kommunisten- 
bunde  statt  und  wurde  von  Stephan  Born 
organisiert,  der  zwar  früher  am  Kommunisten- 
bnndc  sich  beteiligt,  jotzt  aber  sich  von  Marx 
und  Genossen  vollkommen  emaneipiert  hatte. 
Seiner  regen  Agitation  gelang  es,  eine  Arbeiter- 
partei zu  begründen,  die  als  Bund  der  deut- 
schen Arbeitervereine  unter  dem  Namen  „Ar- 
beiterverbrüderung'1  auftrat.  Ihr  Programm  — 
das  offenbar  auf  die  daran  beteiligten  Elemente 
ans  dem  Handwerkerstände  noch  eine  gewisse 
Rücksicht  zu  nehmen  hatte  —  erstrebte:  zu- 
nächst Organisation  der  Arbeiter,  um  den  Ar- 
lteitsnnchweis,  die  Höhe  des  Lohnes  nnd  die 
Verwaltung  aller  Ersparnisse  der  Arbeiter  zu 
regeln;  dann  Staatsgesetze  über  Freizügigkeit, 
Befähigungsnachweis  für  alle  Meister,  Verbot 
übermässigen  Haltens  von  Lehrlingen,  Maxi- 
malarbcitstag  von  10  Stunden  für  die  Erwachse- 
nen, Verbot  der  Kinderarbeit,  Aufhebung  der 
indirekten  Steuern,  Einführung  einer  progres- 
siven Einkommensteuer;  rein  politisch  end- 
lich :  allgemeines  und  gleiches  Wahlrecht  für 
Reichstag,  Landtag  und  Kommune. 

Die  Thätigkeit  der  „Arbeiterverbrüderung" 
rausste  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
hauptsächlich  in  der  Unterstützung  de*  Kampfes 
der  Demokratie  gegen  die  Kontrercvolution 
bestehen,  wiewohl  es  nicht  an  einer  Reihe  von 
Verbuchen  zur  Begründung  von  Produktivasso- 
ciationen,  Konsumvereinen,  Krankenkassen  etc. 
fehlte.  Der  Bund  unterstützte  danu,  unter 
Führung  Borns,  offen  die  revolutionären  Be- 
wegungen des  Jahres  1849  und  mnsste  so  in 
die  Niederlage  der  Demokratie  verwickelt  wer- 
den.  Er  wurde  aufgelöst  (1850\  und  alle  Ver- 
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!  suche,  neue  Arbeitervereine  ins  Leben  zn  rufen, 
'  wurden  im  Keime  erstickt.  —  Natürlich  fiel 
I  gleichzeitig  auch  sonst  in  Deutschland  die 
I  sozialistische  Agiti 
zum  Opfer. 

Einige  Versuche  von  Marx  und  andereu, 
die  Agitation  vom  Auslande  her  durch  Rekon- 
stitntion  des  (geheimen)  Kommunistenbundes 
wieder  aufzunehmen,  scheiterten  an  der 
Wachsamkeit  der  Polizei;  verschiedene  in 
Deutschland  weilende  Mitglieder  des  Bundes 
wurden  ausfindig  gemacht  und  abgeurteilt 
(Cölner  Kominnnistenprozeas,  1862).  Bald  da- 
rauf ging  der  Komniunistenbund  zur  ewigen 
Ruhe  ein. 

9.  Sozialistigehe  Regungen  in  Rassland. 

Schon  seit  Katharina  II.  herrschte  in  der  russi- 
schen Gesellschaft  der  französische  Geschmack 
auf  allen  Gebieten  uud  behauptete  die  Supre- 
matie, selbst  als  später  Nikolaus  I.  das  unver- 
fälschte Moskowitertum  vor  der  Ansteckung 
durch  die  französische  wie  alle  westeuropäische 
Kultur  ängstlich  zn  bewahren  strebte.  Und  so 
kam  es,  das*  mit  der  übrigen  Litteratnr  auch 
die  sozialistische  aus  Frankreich  importiert 
wurde  und  das«  ein  Teil  der  vornehmen  Jugend 
sich  an  den  Idealen  St.-Simons,  Fouriers,  Oa- 
bets,  L.  Blancs  und  Proudhons  berauschte. 
Zwar  litt  gerade  sie  in  keiner  Weise  unter 
den  dort  geschilderten  Uebeln,  nnd  auch  sonst 
war  von  den  schlimmen  Folgen  der  „kapitalisti- 
schen Produktionsweise"'  wenig  zu  bemerken, 
dieweil  Knsslands  industrielle  Entwickclung 
noch  gar  nicht  begonnen  hatte,  —  aber  wo  waren 
diese  Voraussetzungen  für  den  Russen  auch 
nötig,  des-sen  Geuie  —  wie  einst  ein  vornehmer 
Russe  zu  General  v.  Gagern  äusserte  —  in  der 
Nachahmung  liegt,  in  der  _ Anemptindung" 
fremder  Kulturen !  Das  freilich  darf  man  nicht 
vergessen,  daas  einem  Volke,  welches  den  ge- 
meinsamen Länderbesitz  und  die  Arbeiterasso- 
ciationen  als  von  alters  her  bestehende  Insti- 
tutionen kannte,  die  sozialistische  Staatsidee 
gar  nicht  so  fremdartig  erscheinen  konnte.  So 
geschah  es,  dnss  schon  die  erste  Ankündigung 
eines  neuen  Gesellschaftszustandes  in  Frank- 
reich (im  19.  Jahrhundert)  ein  Echo  in  Russ- 
land fand.  Es  waren  speciell  Kreise  der  Mos- 
kauer studierenden  Jugend,  meist  Söhne  der 
vornehmsten  allrussischen  Familien,  welche  mit 
Begeisterung  die  Lehren  des  Saint-Simonismus 
aufnahmen  und  propagierten.  Aber  die  Polizei 
schritt  ein ,  und  verschiedene  jugendliche 
Schwärmer  wurden,  wegen  Beteiligung  an  einer 
geheimen  Gesellschaft  zu  staatsfeindlichen 
Zwecken,  auf  unbestimmte  Zeit  verbannt  (1K34). 

—  Trotzdem  lebte  in  diesen  Kreisen  das  ideale 
Interesse  für  Gesellschaftsreform  fort.  Unter 
der  Aegide  de.s  Philosophieprofessors  Stanke- 
witsch  fand  sich  Ende  der  :10  er  Jahre  die 
geistige  Elite  der  aristokratischen  Jugend  Mos- 

|  kaus  zwanglos  zusammen  nnd  delwttiert*  mit 
}  Feuereifer  über  Hegeische  Philosophie  und  ül»er 
alle  sozialen  und  Titterarischen  Probleme.  Zu 
diesem   Zirkel,   der  zwar  radikal-sozialistisch 
I  dachte,  aber  keine  Propaganda  trieb,  gehör- 
I  ten  damals  Herzen,  Ogarew.  Bakunin,  Konstan- 
tin und  Ivan  Aksakow,  Katkow,  Chomjäkcw, 

—  die  späteren  Begründer  des  Nihilismus. 
Anarchismus  und  Panslavismus. 

Eiuen  ernsteren  Charakter  hatte  die  soge- 
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uannte  Petraschewski sehe  ..  Verschwörung1*. 
Sie  war  eiue  Gesellschaft  zur  Propaganda  so- 
zialistischer Ideeeu ,  vornehmlich  derjenigen 
Fourier*  und  Proudhons,  nnd  bestand  zumeist 
au«  Gardeoffizieren  und  höheren  Beamten  in 
Petersburg  und  Moskau.  Leiter  war  Pet ra- 
se he wski,  Rat  im  auswärtigen  Amte.  184K 
wurde  diese  Gesellschaft  entdeckt,  man  verhaftete 
viele  Mitglieder  und  »teilte  sie  vor  Gericht. 
Einen  Teil  derselben  sah  man  als  blosse  ..Opfer 
der  Verführung*  an:  diese  erhielten  auf  Befehl 
des  Zaren  volle  Amnestie.  Die.  anderen.  21  an 
Zahl  -  unter  ihnen  Dostojewski,  der  spätere 
Romanschriftsteller  —  wurden  von  einer  Militär- 
kummission  wegen  einer  „den  Umsturz  der 
bestehenden  Ordnung  bezweckenden  Ver- 
schwörung" zum  Tode  verurteilt,  dann  aber 
vom  Zaren  zu  Zwangsarbeit,  oder  zur  Einstel- 
lung in  die  Armee  begnadigt  (1850). 

Erst  recht  musste  damals  der  Sozialismus 
unter  den  in  Paris  weilenden  Hussen  Anbiinger 
gewinnen.  Ihr  Wortführer  wurde  Alexander 
Herzen,  der  schon  in  den  40er  Jahren  in 
eiuer  Keihe  von  Schriften  in  französischer 
und  deutscher  Sprache  —  für  den  Sozialismus 
nnd  die  soziale  Revolution  ohne  festimirissenes 
Programm,  aber  in  deutlicher  Anlehnung  an 
Proiidhon,  eintrat. 

Eine  sozialistische  Volksbewegung  bat  es 
im  Zarenreiche  um  diese  Zeit  noch  nicht  ge- 
geben. 

10.  Soziallstische  Regungen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Die  industrielle 
Entwicklung  der  Vereinigten  Staaten,  die  in 
der  Epoche  von  1820  bis  18ö0  ihren  ersten 
grossen  Aufschwung  nahm,  unterschied  sich  von 
der  europäischen  dadurch,  dass  dort  wegen  der 
gerinnen  Bevölkerungszahl,  der  Leichtigkeit 
des  Erwerbes  von  Land  und  der  Billigkeit  der 
Lebensmittel  die  Lage  der  gewerblichen  Ar- 
beiter sich  besser  gestalten  musste  als  irgendwo 
anders.  Diese  günstigen  Verhaltnisse  und  der 
praktische  Sinn  des  "Yankee"  macheu  es  er- 
klärlich, dass  von  ilen  in  den  20er  Jahren 
autochthon  entstandenen  Arbeitervereinigungen 
nicht  phantastische  Zuknuftsideale  verfolgt  wur- 
den, sondern  nur  weitere  Vorteile  für  ihre 
augenblickliche  Lage. 

Dagegeu  suchten  eingewanderte  englische 
Oweniten  und  deutsche  Kommunisten  auf  Grund 
sozialistischer  ,.Plat formen"  Anhänger  zu  ge- 
winnen. Aber  die  Oweniten  verloren  hier 
bald,  nach  dem  völligen  Fehlschlagen  ihrer 
praktischen  Versuche,  ihren  ganzen  Anhang. 
Pud  die  deutschen  Agitatoren  —  meist 
Männer,  die  in  ihrem  Vaterlande  für  ihre  Ideeen 
nicht  hatten  wirken  können,  aber  unter  dem 
Schatten  der  freien  Institutionen  Amerikas  auf 
erfolgreiche  Propaganda  hofften  vermochten 
auch  nur  unter  den  eingewanderten  Deutschen 
einigen  Anhang  zu  gewinnen.  So  linden  wir 
1844  in  New- York  eiue  Filiale  des  europäischen 
„Bundes  der  Gerei  hten"  in  dein  Klub  „Jung- 
Amerika".  1845  bildete  sich  in  einer  Reihe  von 
Industriestädten  eine  „Sozialreform- Association-4 
mit  kommunistischem  Programm,  die  von 
Kriege  —  einem  Anhänger  des  deutschen 
„philosophischen"  Sozialismus  —  geleitet  wurde; 
sie  fiel  indes  schon  binnen  eiuem  Jahre  aus- 
einander. 1847  wurde  dann  von  WYitling 
der  .,Befreiungshuud"  gestiftet,  der  natürlich 


|  auf  sein  System  eingeschworen  war.  —  Als 
|  Weitling  —  der  1848  nach  Deutschland  zurück- 
gekehrt war  —  sich  bald  wieder  nach  Amerika 
wandte,  gelang  es  ihm  von  neuem,  eine  kom- 
munistische Arbeiterpartei  zu  begründen.  Aber 
selbst  die  zahlreichen  deutschen  Arbeitervereine 
wollten  auf  die  Dauer  nicht  mit  Anweisungen 
auf  die  Zukunft  abgespeist  seüi  und  wurden 
immer  kälter  gegen  seine  Bestrebungen,  so  dass 
sich  Weitling  schliesslich  grollend  vom  poli- 
tischen Leben  zurückzog. 

Eine  grössere  Ausdehnung  gewann  in  dieser 
Epoche  die  Fourieristische  Agitation.  Von 
Brisbane  geleitet,  der  seit  1831  für  das 
Fouriersehe  System  sich  hatte  gewinnen  lassen, 
wusste  sie  sich  bald  die  cinrlussrciche  „New- 
York  Tribüne"  dienstbar  zu  machen.  Sie  ge- 
wann immer  grösseren  Anhang  und  verfügte 
schliesslich  über  viele  Vereine  und  eine  Reihe 
vou  Zeitungen,  bis  sie,  durch  Misserfolge  mit 
Kolonieen  nach  Fonrierschem  Muster  diskredi- 
tiert, in  den  öOer  Jahren  ihr  Ende  fand. 

Ausserdem  gab  das  „freie"  Amerika  mit 
seinem  l'eberrlnss  an  Land  das  Feld  ah,  auf 
welchem  fast  sämtliche  sozialistische  Sekten 
Europas  vor  der  Welt  die  Wunder  ihrer  Lehren 
experimentell  demonstrieren  wollten.  Ihre  Ko- 
lonieen gingen  aber  fast  alle  kläglich  zu  Grunde  : 
existeuzfähig  blieben  nur  solche,  welche  mehr 
oder  weniger  zur  „kapitalistischen  Produktions- 
weise" wieder  griffen  oder  von  religiösem  Fana- 
tismus getragen  oder  aber  durch  die  faktische 
Diktatur  eines  geschickten  Organisators  zu- 
sammengehalten wurden. 


III.  Ueachiehte  der  Sozialdemokratie 
seit  1850. 

A.  Geschichte  der  deutschen  Sozial- 
demokratie. 

1.  Einleitendes.    War  es  in  der  ersten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  Frankreich. 
;  von  dein  die  treiliende  Kraft  für  die  sozial- 
,  demokratische  Bewegung  der  ganzen  Welt 
j  ausging,  so  musste  es  in  der  zweiton  Hälfte 
des  Jahrhunderts   die   führende   Rolle  an 
Deutschland  abgehen.    Das  1  'rogramm . 
das  sich  in  der  Entwickclung  der  deut- 
schen Sozialdemokratie  herausgebildet  hat, 
ist  vorbildlich  für  alle  anderen  lüuder  ge- 
worden. Dazu  aber  hat  die  kommunistische 
Bewegung  in  Deutschland  in  verhältnismässig 
kurzer  Zeit  riesige  Dimensionen  angenom- 
men; bei  den  Wahlen  von  INJKI  hat  sie  als 
die  stärkste  und  disziplinierteste  Paitei  des 
Reiches  sich  erwiesen  und  so  der  Regierung 
die  Erklärung  abgenötigt,   dass  fortan  bei 
allen  gesetzgeberischen  Massnahmen  mit  ihr 
1  zu  rechnen  sei.    »Deutschlands  Proletariat? 

—  sagte  auf  dem  Parteitage  zu  Halle  (1800) 
der  französische  Sozialistenf (ihrer  Guesdc 

—  ist  das  am  grossartigsten  organisierte, 
es  steht  an  der  Spitz«'  des  Weltproletariates 
mit  seinem  Programm ,  seiner  Organisation 
und  seinen  Erfolgen.-  •  Diese  rapide  Ent- 
wicklung steht  im  engsten  Zusammenhange 
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mit  dem  gewaltigen  Umschwünge,  der  sich  [  teressen  des  deutschen  Arbeiterstandes  und 
seit  18.r)0  in  der  gesamten  Produktionsweise  eine  wahrhafte  Beseitigung  der  Klassen- 
Deutschlands  vollzogen  hat.    Vordem  »ein  gegrnsätze  in  der  Gesellschaft  herbeigeführt 


Land  des  Handwerks  und  der  auf  Hand- 
arbeit beruhenden  Hausiudustrie,  ist  es  jetst 
ein  noch  in  fortwährender  industrieller  Um- 
wälzung begriffenes  grosses  Industrieland« 
(F.  Engels).  Es  entstand  eine  reiche  und 
mächtige  Bourgeoisie,  und  gleichzeitig  wurde 
ein  massenhaftes,  zum  Teil  schlecht  gelohntes 
Proletariat  geschaffen.  Dieses  rausste  aber 
um  so  empfänglicher  für  den  Kommunismus 
sein,  der  seine  Unzufriedenheit  in  ein  System 


werden  kann  —  verfolgt  den  Zweck,  auf 
friedlichem  und  legalem  Wege,  insbesondere 
durch  das  Gewinnen  der  öffentlichen  Ueber- 
zeugung  für  die  Herstellung  des  allge- 
meinen, gleichen  und  direkten 
Wahlrechts  zu  wirken.« 

Damit  ist  aber  die  Form  der  Taktik 
nur  gegeben,  das  Ziel  seihst  ist  nicht  näher 
gekennzeichnet.  Um  zu  einem  genaueren 
Bilde  zu  gelangen,  das  die  wesentlichen 


brachte,  als  in  keinem  Lande  der  Welt  der  Zuge  des  eigentlichen  Inhalts  der  Bewegung 
Arbeiter  gebildeter  und  zugleich  durch  eine  I  aufweist,  ranss  man  Lassalles  ^Offenes  Aut 


tiefere  soziale  Kluft  von  den  »höheren 
Klassen  geschieden  war  wie  der  deutsche. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  daher  in  der  fol- 
genden Schilderung  der  Sozialdemokratie  in 
der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  ihre 
Entwickelung  in  Deutschland  als 
dem  unbedingt  bestimmenden  Centrum  für 


wort  schreiben«  zu  Rate  ziehen,  das  die  Ideeen 
enthält,  in  deren  Bannkreise  jene  ersten 
Partisanen  des  modernen  deutschen 
Sozialismus  standen:  nämlich  die  These  des 
»ehernen  Lohntfosetzes«  und  das  Postulat 
der  Produktivassoeiationeu. 

Nach    Lassalles   ehernem  Lohnjresetze 


dir  Sozialrevolutionäre  Bewegung  der  ganzen  bleibt  der  durchschnittliche  Arbeitslohn  in 


Welt  an  die  Spitze  zu  stellen. 

2.  Begründung  der  S.  (1803) 
„Allgemeine  deutsche  Arbeiterverein". 

Aus  den  fünfziger  Jahren  sind  kommu- 
nistische Regungen  noch  nicht  zuver- 
zeichnen. Die  junge  Pflanze  der  deutschen 
Arteiterbewegung  war  unter  den  Nachwehen 
der   gescheiterten   Revolution    zu  Grunde 


gegangen.    Die  Führer  waren  nach  allen '  müssen,  schloss 


einer  auf  Privatkapital  und  freier  Konkurrenz 
Der  basierten  Volkswirts«  liaft  immer  auf  den 
notwendigen  Lebensunterhalt  reduziert, 
der  l>ei  einem  Volke  gewohnheitsmässig  zur 
Fristung  der  Existenz  und  zur  Fortpflanzung 
erforderlieh  ist.  Dies  war  für  den  Arbeiter 
das  Verhängnis,  welches  kein  Entrinnen 
kannte,  sobald  sie  in  Lohn  standen.  Also 


e,  die  Arbeiter  ihre 


Himmelsrichtungen  ins  Ausland  zerstolien,  j  eigenen  Herren  werden,  muss  das  Eta 
und  jede  politische  Organisation  von  Ar- 1  blisseinent.  für  das  sie  arbeiten,  ihr  eigenes 


heitern  wurde  unter  dem  eisernen  Regiment 
der  Reaktion  aus  Princip  im  Keime  erstickt. 
Erst  nach  Anbruch  der  »neuen  Aera<  konnte 
im  vierten  Stande  wieder  eine  sozialistische 
Bewegung  anheben.  Sie  nimmt  ihren  Aus- 
gang von  Lassalles  >>  Offenem  Antwort- 
schreiben« an  ein  Komitee  Leipzigei  Ar- 
beiter (1.  Mär/  18o.'i),  das  seine  Ansicht 
über  die  soziale  Lige  und  die  Mittel  zur 
Besserung  hatte  hören  wollen:  Diese  Bro- 
schüre leitet  politisch  die  Schilderhebuug 
«ler  deutschen  Arbeiter  gegen  die  damals 
dominierende  Fortschrittspartei  und  wirt- 
schaftlich ihre  Absage  gegen  das  ganze  predigt ,  und  so  wiederholt  nun  auch  das 
Princip  der  Selbsthilfe  ein.    Sie  enthält  die  erste  sozialistische  Programm ,  dass  es  für 


Besitztum  werden :  dann  fällt  jene  Scheidung 
zwischen  Arbeitslohn  und  Unternehmerge- 
winn  und  mit  ihr  der  blosse  Arbeitslohn 
üborliaupt  fort  und  an  seine  Stelle  tritt  als 
Vergeltung  der  Arbeit  der  Arbeitsertrag. 

Die  Organisation  in  » Produktivassoeia- 
tioneu«  konnte  aber  unter  den  bestehenden 
Verhältnissen  mir  ermöglicht  werden,  wenn 
der  Staat  das  Geld  zum  Ankaufe  der 
Etablissements  und  alles  dessen,  was  sonst 
zum  Fabrik-  und  Geschäftsbetriebe  gehörte, 
den  Arbeitern  vor  sc  hos  s.  So  hatte  schon 
Louis  Blanc  zwei  Jahrzehnte  zuvor 


Thesen  von  Lassalles  sozialem  Programm 
die  in  allen  späteren  Schriften  des  Agitators 
nur  erklärt,  begründet,  vertieft  und  ver- 
teidigt werden. 

Im  Anschlüsse  an  diese  Agitation  wird 
(am  23.  Mai  18ti3  in  Leipzig)  der  »Allge- 
meine deutsche  Arbeiterverein«  begründet,  Allgemeine  deutsche  Ar! 


den  Arbeiterstand  nur  diesen  einzigen  Weg 
aus  der  Wüste  gäbe. 

Die  0 r ga  n  i  s a  t  i o  n ,  die  dieser  Agitation 
gegeben  wurde,  war  streng  eentralistischer 
Art,  in  manchen  Stücken  der  eines  Heeres 
vergleichbar,  das  ein  Wille  beseelt.  Der 


)oitcrverein  war  als 

weicher  somit  die  erste  Organisation  der  j  solcher  über  ganz  Deutschland  verbreitet, 
modernen 


sozialdemokratischen  Partei  dar 
stellt.  Sein  offizielles  Statut  lautet  einfach: 
-Dt  A.  d.  Arbeiterverein  -  von  derUeber- 
zengnng  ausgehend,  dass  nur  durch  das 
leiche  uu 


die  Bildung  von  Zweigvereinen  nicht  ge- 
stattet. Dem  Präsidenten  stand  eine  fast 
diktatorische  Gewalt  zu:  er  ernannte  in 
allen  Orten,  in  denen  der  Verein  Mitglieder 
essen 


allgemeine,  gleiche  und  direkte  Wahlrecht •  zählte,  dessen  •Bevollmächtigte^,  er  setzte 
eine  genügende  Vertretung  der  sozialen  In-  Zeit  und  Ort  der  Generalversammhingen 
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und  Vorstandssitzungen  fest,  o  r  konnte  über 
die  Kasse  des  Vereins  nach  Belioben  dis- 
ponieren, er  konnte  schliesslich  im  Falle 
der  Dringlichkeit  ül>erhaupt  jede  Anord- 
nung treffen,  die  ihm  gut  dünkte,  nur  vor- 
behaltlich nachträglicher  Billigung  durch  den 
Vorstand. 

Eine  solche  Organisation  war  abor  nur 
möglich  unter  der  Aegide  einer  so  genialen 
Persönlichkeit,  wie  sie  Las  sali  o  repräsen- 
tierte, dessen  geistige  Ueberlegenheit,  zün- 
dende Beredsamkeit  und  gewaltige  Willens- 
energie nicht  bloss  die  neue  Lehre  zu 
schaffen  und  die  streitende  Armee  des 
sozialen  Staates  aus  dem  Boden  zu  stampfen, 
sondern  auch  seine  dauernde  Diktatur  ebenso 
unbestritten  wie  berechtigt  hinzustellen  ver- 
mochte. Nicht  zu  verwundern  ist  es  daher, 
wenn  die  ganze  Partei  von  seinem  Namen 
getragen  wurde ;  und  mit  Recht  sprach  man 
somit  von  »Lassalleanenu. 

3.  Die  „Sozialdemokratische  Arbeiter- 
partei". Der  gefährlichste  Gegner  erwuchs 
der  von  Lassalle  geschaffenen  Organisation  zu- 
nächst nicht  ans  dem  Schosse  der  „bürgerlichen" 
Parteien,  sondern  auf  dein  eigenen  Boden  der 
kritisch  negierenden  Auffassung  der  bestehenden 
Gesellschaft.  Denn  gerade  die  älteren  deutschen 
kommunistischen  Kiemente,  mit  ihrem  Ober- 
haupte Karl  Marx  in  London,  konnten  eben- 
sowenig Lassalles  Theorie  wie  sein  taktische» 
Vorgehen  billigen.  Schon  das  ganze  Princip 
und  die  Fassung  des  ehenien  Lohngesetzes 
innssteu  Karl  Marx  äusserst  missfallen,  der  seine 
pessimistische  Theorie  vom  Lohne  —  dem 
..Werte  der  Arbeitskraft'4  —  in  der  bürgerlichen 
Wirtschaftsordnung  auf  seiner  allgemeinen  Lehre 
vom  Warenwerte  und  vom  Ueberschnsse  an 
Arbeitskräften  (der. .industriellen  Reservearmee1') 
aufgebaut  hatte.  Ebenso  sehr  mnsste  der  Vor- 
schlag der  Produktivassociationen  als  der  Pa- 
nacee  gegen  alles  soziale  Elend  den  ganzen  Un- 
mut de»  kommunistischen  Denkers  heraus- 
fordern, der  zehn  Jahre  vorher  erklärt  hatte, 
dass  da»  Proletariat  sich  nicht  auf  doktrinäre 
Experimente  wie  Tauschbankeu  und  Arbeiterasso- 
ciationen  einlassen  dürfe,  sondern  die  ..alte 
Welt  mit  ihren  eigenen  grosseu  Gesanitmitteln 
umzuwälzen  suchen  müsse'-.  Nicht  minder 
skeptisch  konnte  schliesslich  der  Standpunkt 
der  Kommunisten  gegenüber  der  verhimmeln- 
den Wertschätzung  des  allgemeinen  Wahlrechts 
durch  die  Lassallcaner  sein:  denu  nicht  durch 
parlamentarische  Majoritäten  glaubte  Marx  den 
Kommunismns  znm  Siege  fuhren  zn  können, 


soudern  alles  Heil  erwartete  er  von  der  weite- 
ren wirtschaftlichen  Kntwickelnng,  der  immer 
wachsenden  Verelcndnng  der  Massen  und  der 
dadurch  notwendigen  Selbstvernichtung  der 
bürgerlichen  Gesellschaft.  Und  demgemäss  liess 
er  durch  den  Mnud  Wilhelm  Liebknechts 
den  deutschen  Arbeitern  offen  verkünden,  das« 
der  Sozialismus  einfach  eine  Machtfrage  sei.  die 
eben  deshalb  in  keinem  Parlamente  der  Welt 
zur  Lrtsnng  gebracht  werden  könne. 

Bei  Lebzeiten  Lassalles  kounten  diese  Geg- 
ner gegen  seine  allgewaltige  Persönlichkeit 
nichts  ausrichten,  aber  gleich  nach  seinem  frü- 


hen Tode  |1864)  begann  ihre  Minierarbeit.  Als 
Pionier  dazu  diente  die  im  Herbst  1864  begründete 
Internationale  Arbeit  ernssociation. 
die  zwar  in  Deutschland  nie  mehr  als  10(10  Mit- 
glieder gezählt  hat.  aber  den  Stützpunkt  ab- 
gab, von  dem  ans  die  Offensive  gegen  die  Las- 
snileauer ergriffen  werden  konnte.  Die  regu- 
lären Truppen  der  Marxisten  wurden  indessen 
erst  von  dorn  „Verbände  deutscher  Arbeiterver- 
eine" gestellt.  Das  war  der  Arbeiterbund,  der 
—  1868  von  der  Fortschrittspartei  begründet  — 
durch  die  Einwirkung  Liebknecht*,  besonders 
auf  seineu  Vorsitzenden  Angust  Bebel,  nach  und 
nach  vollständig  in  das  Fahrwasser  de*  Kom- 
inunismus gestenert  worden  war.  1868  erklärte 
sich  der  Verband  offen  für  die  Grundsätze  der 
Internationalen  und  1869  konstituierte  er  sich  in 
Gemeinschaft  mit  abgefallenen  Mitgliedern  de* 
Allgemeinen  deutscheu  Arbeitervereins  und  an- 
deren sozialistischen  Elementen  als  „sozialdemo- 
kratische Arbeiterpartei". 

Ihr  Programm,  August  1869  zu  Eisenach 
festgestellt,  ist  daher  in  speeifisch  marxistischein 
Sinne  redigiert  und  enthält  nur  einige  Konzes- 
sionen au  die  durch  Lassalles  wirksame  Agita- 
tion in  Umlnnf  gesetzten  Ideeen.  um  eine  spä- 
tere Versöhnung  mit  der  mächtigen  Fraktiou 
der  Lassalleauer  nicht  unmöglich  zu  machen. 
Das  Programm  erklärt  ausdrücklich,  dass  sich 
die  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  —  soweit 
es  die  Vercinsgesetze  gestatten  —  als  Zweig 
der  Internationalen  betrachte.  Die  Grundge- 
dauken  der  letzteren  werden  wiederholt,  und 
nur  das  ideale  Ziel  wird  noch  etwas  schärfer 
hervorgehoben.  Einzig  der  freie  Volksstaat  der 
Zukunft  -  heisst  es  hier  —  könne  das  Lohn- 
system  der  bisherigen  Wirtschaft  durch  ge- 
nossenschaftliche Arbeit  ersetzen,  die  je- 
dem Arbeiter  den  vollen  Arbeitsertrag  verbürge. 

Es  ist  hier  zum  ersten  Male,  dass  die  deut- 
sche Arbeiterpartei  eiuigen  Aufschluss  fil>er  ihr 
sozialistisches  Endziel  giebt.  Danach 
soll  im  Zuknnftsstaate  das  Einkommen  eines 

{eden  das  gauze  Erträgnis  seiner  Arbeit  ent- 
talteu,  was  natnrgemäss  nur  ueissen  kann,  den 
Arbeitswert  seines  Produktes  abzüglich  des 
Wertes  des  Kapitalersatzes  und  der  entsprechen- 
den Quote  für  die  Kosten  der  allgemeinen  so- 
zialen Verwaltung.  Aber  sonst  giebt  das 
Eisenaeher  Programm  kein  deutliches  Bild  vom 
Zuknnftsstaate,  —  und  auch  hierin  zeigt  sich 
der  dominierende  EiuÜuss  der  Marxschen  The- 
orie, welche  die  Einrichtung  und  die  specielleu 
Formen  der  kommunistischen  Gesellschaft  der 
zukünftigen  und  natürlichen,  d.  h.  nu- 
beeinflnssbaren  sozialeu  Entwickelung  flberlässt 
und  daher  konsequent  jede  Auskunft  über  die 
Details  des  Bauplanes  ablehnt. 

Dagegen  stellte  der  Eisenaeher  Kougress 
für  die  augenblicklichen  Zwecke  und  Be- 
strebungen der  Partei  ein  ausführliches  soziales 
und  politisches  Reformprogramm  fest,  entlehnt 
teils  den  Principien  des  politischen  Radikalismus, 
teils  sozialpolitischen  Lehren.  Aufhebung  des 
Koalitionsverbotes ,  Einführung  des  Normal- 
arbeitstages. Einschränkung  der  Frauen-  nnd 
Verbot  der  Kinderarbeit,  das  wareu  der  Marx- 
scheu  Lehre  entnommene  Schlagworte  für  die 
unmittelbare  soziale  Agitation.  Ferner  fordertei 
das  Eisenaeher  Programm  die  Abschaffung  aller 
indirekten  Steuern  und  die  Einführung  einer 
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einzigen  direkten  progressiven  Einkoininen-  und 
Erbschaftssteuer,  —  Postulat«,  die  von  nun  an 
die  ganze  „Finauzwissenschaft"  der  Sozialdemo- 
kratie darstellen.  Endlich  folgt«  als  Köder  für 
die  Lassalleauer  noch  der  Anspruch  auf  staat- 
liehe Förderung  des  Genossenschaftswesens  so- 
wie auf  Staatskredit  für  freie  Produktivge- 
nossensehaften  „unter  demokratischen  Garan- 
tieen",  wie  die  Marxisten  hinzufügten. 

An  die  wirtschaftlichen  Forderungen  schloss 
das  Eiseuacher  Programm  die  alten  Wünsche 
des  deutschen  politischen  Radikalismus: 
gleiches  und  direktes  Wahlreiht  aller  Männer 
vom  20.  Lebensjahre  an:  direkte  Gesetzgebung 
durch  das  Volk:  Aufhebung  aller  Vorrechte  des 
Standes,  des  Besitzes,  der  Geburt  und  der  Kon- 
fession: Volkswehr;  L'neuttreltHchkeit  des  Unter- 
richt* in  allen  öffentlichen  Bildungsanstalten ; 
Unentgeltlichkeit  der  Rechtspflege ;  absolute 
Press-  uud  Vereinsfreiheit :  endlich  Trennung 
der  Kirche  von  Staat  und  Schule. 

Die  Organisation  der  neuen  sozialdemo- 
kratischen Partei  wurde  durch  besonderes  Statut 
geregelt.  Sie  Hess  der  iudividuelleu  Initiative 
absichtlich  mehr  Spielraum  als  der  streng  cen- 
tralistische  Verein  der  Lassalleaner,  um  —  nach 
Bebels  Ausdruck  —  den  ..Autoritätsglauben, 
blinden  Gehorsam  und  Personenkultus",  wie  er 
dort  herrschte,  nicht  aufkommen  zu  lassen.  Ein 
publizistisches  Organ  der  Partei  wurde  ge- 
schaffen: der  .. Volksstaaf.  der  dann  in  Leip- 
zig unter  Liebknechts  Rcdaktiou  erschien.  Die 
Ueberwachung  der  prinzipiellen  Haltung  der 
Zeitung  und  überhaupt  die  Verwaltung  der 
Parteigeschäfte  wurde  durch  einen  „Ausschuss" 
besorgt,  der  jedes  Jahr  seine  Mitglieder  und 
seinen  Sitz  wechselte.  Die  Ueberwachung  des 
Ausschusses  versah  eine  Kontrollkommission, 
welche  wieder  in  einer  anderen  Stadt  tagte. 
Ueber  allen  eudlich  stand  der  jährlich  zu  be- 
rufende Parteikongress. 

Ueber  Strikes  und  Begründung  von  „Ge- 
w er k v erei ne n"  hatte  der  Eiseuacher  Kon- 
gresa  keinerlei  Beschlüsse  gefasst,  —  und  ge- 
rade den  Ge  werk  vereinen  war  es  vor- 
behalten, in  den  Tagen  der  Not  das 
eigentliche  Rückgrat  der  deutschen 
Arbeiterpartei  zu  bilden. 

Lassalle  hatt«  vom  Standpunkte  seines 
ehernen  I/ohngesetzes  für  Arbeitseinstellungen 
und  Gewerkvereine  nur  ein  kühles  Achselzucken 
gehabt ;  Marx  dagegen  hatte  schon  in  den  vier- 
ziger Jahren  in  den  Koalitionen  der  Arbeiter 
ein  wirksames  Mittel  zur  Stärkung  ihres 
Klassenbewusstseins  und  ihrer  Macht  erkannt. 

Der  unmittelbare  Anstoss  zur  praktischen 
Aktion  auf  diesem  Gebiete  ging  1868  von  der 
Fortschrittspartei  aus.  Sofort  schritteu  auch  die 
Leiter  des  ..Allgemeinen  deutschen  Arbeiterver- 
eins", Dr.  von  Schweitzer  und  Cigarrenar- 
beiter  Fritzsehe,  —  zunächst  freilich  ohne 
Billigung  des  noch  immer  im  Kultus  des  recht- 
gläubigen Lassalleanismus  befangenen  Vereins 
—  zur  Begründung  fachgewerblicher  Vereini- 
gungen, um  der  verhassten  bürgerlichen  Partei 
zuvorzukommen.  Schliesslich  erschien,  als 
Dritter  im  Bunde,  die  (marxistische  <  „sozialde- 
mokratische Arbeiterpartei"  auf  dem  Plane,  nm 
ebenfalls  ihren  Anteil  in  Sicherheit  zu  bringen. 
Mit  dieser  Organisierung  von  Gewerkvereinen 
hörte  die  sozialdemokratische  Partei  in  Deutsch- 


land auf,  sich  mit  der  blossen  Kritik  der  be- 
stehenden Wirtschaftsordnung  zu  begnügen  und 
nur  das  E  n  d  z  i  e  1  ihrer  Bestrebungen,  den  idealen 
Zukunftsstaat,  ins  Auge  zu  fassen,  da  sie  ein- 
gesehen hatte,  dass  sich  damit  die  Arbeiter- 
massen nicht  dauernd  revolutionieren  Hessen. 
Sie  war  jetzt  also  vielmehr  bestrebt,  unmittel- 
bar in  die  Praxis  einzugreifen,  indem  sie  den 
Arbeitern  klar  machte,  welch  grosse  Vorteile 
sie  sich  sofort  verschaffen  könnten,  wenn  sie 
sich  ihren  Berufen  nach  in  Masse  zu- 
sammenschlössen. 

4.  Die  „Sozialistisch«  Arbeiterpartei 
Deutschlands*'.  Wie  wirksam  die  gewerk- 
liche  Organisation  war,  zeigte  der  Erfolg  der 
Reichstagswahlen  des  Jahres  1874.  Obwohl  die 
Spaltung  der  Sozialdemokratie  in  die  beiden 
Lager  der  Lassalleaner  und  der  „Eisenacher" 
nicht  bloss  fortdauerte,  sondern  sogar  die  bei- 
deu  Fraktionen  zeitweise  unter  einander  eine 
ebenso  heftige  Fehde  führten  wie  gegeu  den 
gemeinsamen  Feind,  die  „bürgerliche"  Gesell- 
schaft. —  so  konnte  der  Sozialismus  dennoch 
damals  eine  glänzende  Heerschau  abhalten: 
nicht  weniger  als  'MO  000  Stimmen  waren  ihm 
zugefallen.  Marxisten  und  Ijassalleaner  hatten 
sich  als  gleich  stark  erwiesen,  und  es  war  da- 
her nat  ürlicb.dass  die  neunDeputierten,  die  damals 
in  den  Reichstag  traten,  einen  Waffenstillstand 
schlössen.  Zu  einer  Verschmelzung  beider  kam 
es  aber  noch  nicht,  und  ein  auf  dieses  Ziel  ge- 
richteter Antrag  anf  der  nächsten  Generalver- 
sammlung des  Allgemeinen  deutschen  Ar- 
beitervereins wurde  mit  grosser  Majorität  ab- 
gewiesen. 

Aber  mit  dem  Sommer  1874  begann  für  die 
Sozialdemokraten  die  Aera  harter  gerichtlicher 
und  administrativer  Verfolgung.  Auf  Grund 
des  prenssischen  Gesetzesparagraphen,  der 
die  Bildung  von  Verbänden  politischer  Ver- 
eine untersagt,  wurde  die  gerichtliche  Schlies- 
sung des  „Allgemeinen  deutschen  Arbeiterver- 
eins" nud  der  Sozialdemokratischen  Arbeiter- 
partei durchgesetzt.  Jetzt  gebot  der  Selbst- 
erhaltungstrieb den  beiden  Fraktionen,  sich  zu 
einigen  und  alle  ihre  Kräfte  ausschliesslich  auf 
den  Kampf  gegen  den  gemeinsamen  Feind  zu 
koncentrieren.  Auf  dem  Kongresse  zu  Gotha 
(22.  bis  27.  Mai  1875)  wurde  die  Vereinigung 
vollzogen.  Dabei  gewann  die  radikalere  Partei 
die  Oberhand  über  die  gemässigte :  das  neue 
Gothaer  Programm  erhielt  das  kommunistische 
Gepräge  der  marxistischen  Lehre,  und  nur  we- 
nige unbedeutende  Konzessionen  wurden  den 
Lassalleanem  zugestanden.  An  »einer  Spitze 
steht  der  Satz:  „Die  Arbeit  ist  die  Quelle  alles 
Reichtums  und  aller  Kultur".  Die  weitereu 
Schlüsse  spiegeln  freilich  nicht  ganz  den  Geist 
der  Manschen  Theorie  wieder,  die  sich  nicht 
auf  das  Princip  der  Gerechtigkeit,  stützt, 
sondern  den  Kommunismus  einfach  als  das  na- 
turnotwendige Produkt  der  bisherigen  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  der  Knltnrmensch- 
heit  auffasst  Die  kommunistische  Propaganda 
aber  konnte  anf  jenes  so  wirksame  und  lebens- 
kräftige Schlagwort,  bei  dem  das  gute  Kecht 
und  alle  Mächte  der  höheren  Sittlichkeit  zu 
Zeugen  angerufen  werden,  nicht  verzichten,  da 
die  marxistische  Idee  —  zu  blass  und  abstrakt, 
als  dass  damit  die  werbende  Agitation  im  Volke 
operieren  konnte  —  keinen  genügenden  Ersatz 
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geboten  hätte.  Daher  lautet  <lie  weitere  Argu- 
mentatiüii  des  (iothaer  Programms  echt  reehts- 
philosophisch :  da  allgemein  nutzbringende  Ar- 
beit nnr  durrh  die  Gesellschaf t  möglich 
ist,  so  gehört  der  Gesellschaft,  da»  heissf  allen 
ihren  Gliedern,  das  gesamte  Arbeitsprodukt, 
bei  allgemeiner  Arbeitspflicht,  nach  gleichem 
Rechte,  jedem  nach  seinen  vernnnftgemässen 
Bedürfnissen.  Weiter  wird  dann  Uber  die  öko- 
nomische Verfassung  dieses  vom  Principe  der 
Gerechtigkeit  vermeintlich  getragenen  Zuknnfts- 
staates  noch  gesagt:  die  Arbeitsmittel  (Boden 
und  Kapital)  müssten  Gemeingut  der  Gesell- 
schaft und  die  Gesamtarbeit  müsstc  genos- 
senschaftlich geregelt  werden  „mit  gemein- 
nutziger Verwendung  und  gerechter  Verteilung 
des  Arbeitsertrages".  Jedenfalls  ist  hier  der 
Standpunkt  des  Eisenaeher  Programms  verlassen, 
nach  welchem  das  Einkommen  eines  jeden  im 
wesentlichen  seiner  Arbeitsleistung  äqual  sein 
sollte. . 

Im  zweiten  Abschnitte  finden  wir  die 
bekannten  Grundsätze  der  „Internationale"'  wie- 
derholt: deusellicn  wird  aber  eine  radikalere 
Wendung  und  eine  schärfere,  gegen  die  ., bür- 
gerlichen" Parteien  gerichtete  Spitze  gegeben 
mit  den  Worten:  ..Die  Hefreiung  der  Arbeit 
mnss  das  Werk  der  Arbeiterklasse  sein,  der 
gegenüber  alle  anderen  Parteien  nur  eine  re- 
aktionäre Masse  sind." 

Während  mithin  das  Gothaer  Programm  in 
seinen  Hauptzügen  die  Signatur  des  interna- 
tionalen Kommunismus  im  Sinne  des  Marxschen 
Systems  trägt,  finden  sich  daueben,  um  die  zahl- 
reichen Lassallcancr  zu  befriedigen,  die  Lieb- 
lingsideecn  des  grossen  Agitators  berücksichtigt. 
Das  „eherne  Lohngesctz"  zu  zertrümmern,  wird 
als  eine  Hauptaufgabe  der  Arbeiterwelt  hinge- 
eilt, und  auch  die  PlOduktivgenossenschaften 
werden  nicht  vergessen.  Aber  diese  Produkt  iv- 
associationen  durften  mir  „unter  der  demokra- 
tischen Kontrolle  des  arbeitenden  Volkes-  be- 
gründet werden,  und  ihr  Wert  wurde  jetzt  da- 
hin bestimmt,  dass  durch  sie  die  Lösung  der 
sozialen  Frage  nur  ..angebahnt"'  würde,  und 
dass  sie  erst  dann  reellen  Wert  für  die  Ar- 
beiterklasse hätten,  wenn  sie  in  Industrie  und 
Ackerbau  „in  solchem  Umfange  ins  Leben 
gerufen  würden,  da«  aus  ihnen  die  sozialis- 
tische Organisation  der  Gesamtarbeit  entstehen 
könnte".  Was  also  Lassalle  als  schöpferisch 
belebendes  und  lieseelendes  Priucip  der  ganzen 
Arbeiterbewegung  gedacht  hatte,  das  war  jetzt 
durch  die  Klausclu  des  Gothaer  Programms  zum 
rudimentären  Organ  herabgewürdigt,  es  war 
stumpf  und  leblos  geworden,  so  dass  sein  völ- 
liges Versehwinden  nur  noch  eine  Frage  der 
Zeit  sein  konnte.  Thatsächlich  hat  auch  seit- 
dem der  Lassalleanismns  aufgehört,  eine  irgend- 
wie selbständige  Rulle  in  der  Geschichte  der 
Partei  zu  spielen. 

Weiter  wurden  als  Grundlagen  für  den 
Staat  gefordert :  gleiches  und  direktes  Wahl- 
recht aller  Staatsangehörigen  nicht  blossMänner!) 
vom  '20.  Lebensjahre  an  in  Staat  und  Gemeinde; 
direkte  Gesetzgebung  und  ebenso  Recht- 
sprechung durch  das  Volk;  Volkswehr:  unbe- 
dingte Press-,  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit :  allgemeine  und  gleiche  Volkserziehung 
durch  den  Staat:  unentgeltlicher  Unterricht; 
endlich   Erklärung  der  Religion  zur  Privat- 


sache: im  wesentlichen  ein  Mosaik  von  er- 
borgten Bausteinen  aus  den  Programmen  der 
radikalen  Demokratie. 

Innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft  wurde 
im  wesentlichen  die  Realisierung  aller  Forde- 
rungen angestrebt,  welche  bereits  das  Eisenacher 
Programm  geltend  gemacht  hatte.  Doch  er- 
scheint jetzt  der  Arbeiterschntz  viel  mehr 
gewürdigt  und  eingehender  behandelt.  Im  Eisp- 
nacher  Programm  in  den  als  „nächste  Postu- 
late"  aufgeführten  zehn  Punkten  nicht  einmal 
einen  vollständig  ausfüllend,  —  werden  jetzt 
im  entsprechenden  Teile  des  (iothaer  Programms 
von  den  vorhandenen  acht  Punkten  sechs  ihm 
ausschliesslich  gewidmet.  Unbeschränktes  Ko- 
alitionsrecht. Normalarbeitstag,  Verbot  der  Sonn- 
tags-, der  Kinder-  und  aller  die  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  schädigenden  Frauenarbeit:  Schutz- 
gesetze für  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter: 
sanitäre  Kontrolle  der  Arbeiterwohnungen:  Ueber- 
wachung  aller  industriellen  Thätigkeit  durch 
Delegierte  der  Arbeiter:  Haftpflichtgesetz;  Re- 
gelung der  Gefängnisarbeit  und  schliesslich  Ge- 
währung voller  Selbstverwaltung  an  alle  Hilfs- 
kasseu  der  Arbeiter:  das  war  der  Wunschzettel, 
den  die  deutschen  Arbeiter  dem  heutigen  Staate 
unaufhörlich  zu  präsentieren  hatten. 

Man  begann  also  auf  die  tinmittelbare  prak- 
tische Sozialreform  —  gleichviel  aus  welchen 
Gründen  —  weit  mehr  Gewicht  als  früher  zu 
legen.  Dieser  Umschwung  in  der  Taktik  er- 
wies sich  als  ein  Faktor  von  eminenter  Trag- 
weite, geeignet,  der  Partei  immer  neue  Scharen 
zuzuführen. 

Alles  in  allem  atmet  das  Gothaer  Programm 
also  ■  obgleich  es  übrigens  von  Marx  selber 
verworfen  worden  war  —  den  Geist  der  Marx- 
scheu  Theorie:  und  vou  jenen  Maitagen  des 
Jahres  1875,  in  denen  es  beraten  und  beschlossen 
wurde,  datiert  die  Alleinherrschaft  der  Marxschen 
Principieu  in  der  gesamten  radikalen  deutschen 
Arbeiterbewegung. 

.*>.  Die  sozialistische  Arbeiterpartei  unter 
dem  Ausnahmegesetz.  Bei  der  Kcichstagswahl 
vom  10.  Januar  1877  vereinigte  die  „sozialistische 
Arbeiterpartei-,  wie  der  offizielle  Name  jetzt 
lautete,  4930110  Stimmen,  d.  h.  über  !>%  aller 
abgegebenen  Voten  auf  die  Namen  ihrer  Kan- 
didaten. Kurze  Zeit  später  erfolgten  die  beiden 
Attentate  auf  den  deutschen  Kaiser:  das  erste 
hatte  einen  der  wenigen  deutscheu  Anarchisten 
zum  Urheber,  das  andere  war  ausschliesslich 
der  herostratischen  Ruhmsucht  einer  ohnehin 
verlorenen  und  verzweifelten  Existenz  ent- 
sprungen. Aber  die  öffentliche  Meinung  machte 
die  Sozialdemokraten  dafür  verantwortlich,  und  so 
kam  (Oktober  187Ki  das  Ausnahmegesetz  gegen 
„die  gemeingefährlichen  Bestrebungen41  der 
Partei  zu  stände.  Die  unnachsichtige,  drakonische 
Handhabung  desselben  erreichte  zunächst  wirk- 
lich ihren  Zweck.  Die  Phalanx  der  Partei  war 
in  der  That  gänzlich  gebrochen,  niemand  wusste 
im  Augenblicke,  was  thnn,  niemand  wagte, 
etwas  zu  thuu.  So  verriet  in  der  ersten  Zeit 
der  Geltung  des  Sozialistengesetzes  nichts,  daaa 
Uberhaupt  noch  Leben  in  der  deutschen  Sozial- 
demokratie war.  Erst  nach  und  nach  erholte 
sie  sich  langsam  wieder  und  bildete  eine  Art 
sporadischer  Organisation,  da  eine  einheit- 
liche nicht  möglich  war.  Mau  schlug.«  sich 
unter  Formen  zusammen,  welche  die  lokale 
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Konstellation  gerade  gestattete :  dort  setzte 
sieh  irgend  eine  Gruppe  von  Arbeitern  mit 
Zürich  —  dem  sozialistischen  Rom  withreud  der 
Dauer  des  Ausnahmegesetzes  —  in  Verbindung, 
um  die  Parteileitung,  den  „Sozialdemokrat", 
oder  sonstige  verbotene  Drucksachen  sich  zu 
verschaffen  und  zu  verbreiten :  eine  andere 
Gruppe  druckte  selber  im  geheimen  Flugblatter 
und  besorgte  unmittelbar  danach  ihre  Verteilung : 
eine  dritte  endlich  vereinigte  sich  zu  Thee- 
kranzeken  oder  sonstwie  anscheinend  harmlosen 
Zirkeln  —  z.  B.  Gesangverein  „Lotosblume"', 
Ver«nflgungKverein  ..Paukenschwengel'',  Ranch- 
klnb  .,Arabi  Pascha"  und  pflegte  da  der 
Propaganda. 

Erst  seit  1881  wurde  es  von  neuem  lebendig 
in  den  Reihen  der  Sozialdemokratie,  als  die 
„Vnchvereine"  der  Arbeiter  polizeilich  wieder 
gestattet  wurden :  denn  diese  gaben  vorzügliche 
bammelpnnkte  und  Werbebureaus  für  die  aktive 
Armee  der  Sozialdemokratie  ab,  wiewohl  in 
ihren  Versammlungen  kaum  je  Parteipolitik 
getrieben  wurde. 

Das«  im  Sturm  und  Dräne  des  Ausnahme- 
gesetzes die  Erörterungen  über  Fragen  des 
Parteiprogramms  gänzlich  zurücktreten  nmssten, 
versteht  sich  von  selbst.  Nur  wurde  —  in  na- 
türlicher Konsequenz  eines  Gesetzes,  das  eine 
legale  Propaganda  nnmöglich  machte  —  auf 
dem  Parteikougress  zu  Wyden  (1880)  be- 
schlossen, die  Ziele,  des  Kommunismus  ..mit 
allen  Mitteln"  zu  realisieren,  nicht  bloss,  wie 
bisher,  mit  allen  ..gesetzlichen". 

f».  Die  ^Sozialdemokratische  Partei" 
seit  Aufhebung  des  Ausnahmegesetzes. 

Wir  wenig  das  Sozialistengesetz  den  ihm 
zu  Grunde  liegenden  Zweck  erfüllt  hat 
zeigen  dir  Tliatsachen  dieser  Knoche.  Nach- 
dem die  Sozialdemokratie  sich  vom  ersten 
Schrecken  erholt  hatte,  sehritt  sie  in  un- 
aufhaltsamem Siegeszuge  vorwärts,  bis  sie 
bei  den  Reiehstagswahlen  des  Jahres  1890 
1-127  000  Stimmen  erhielt. 

So  wurde  von  Tag  zu  Tag  klarer,  dass 
das  Ausnahmegesetz  jeden  dauernd  wirk- 
samen Erfolges  ermangelte  und  für  die  Ver- 
giftung der  iiolitischeu  Moral,  wie  sie  sieh 
in  den  Gchoimbundprozesson  offenbarte,  kein 
Aeipiivalent  biete,  in  dieser  Erkenntnis  be- 
schloss  die  Hegiening,  auf  den  Gebrauch 
der  zweischneidigen  Waffe  zu  verzichten. 

Unmittelbar  nach  dem  Erlöschen  des 
Sozialistengesetzes  wurde  ein  Kongress  der 
sozialdemokratischen  Partei  nach  Halle  ein- 
berufen. 

Hersel  l>e  hatte  nicht  die  nötige  Müsse, 
eine  Revision  des  Programms  vorzunehmen, 
obwohl  es  allgemein  für  korrekturltedürftig 
befunden  wurde,  sondern  vertagte  das  auf 
den  nächsten  Kongress.  Auf  diesem,  der 
in  Erfurt  (Oktober  1891)  stattfand,  wurde 
denn  auch  ein  neues  Programm  aufgestellt. 
Aus  ihm  wurden  zunächst  die  alten  Las- 
sallosehen Schlagworte  beseitigt,  soweit 
sie  n<x-h  im  früheren  Programm  enthalten 
waren :  also  das  eherne  Lobugesetz  und  die 


Produktivgenossenschaften.  Bass  es  dahin 
kommen  musste.  auch  diese  wenigen,  noch 
sichtbaren  Spuren  Ijassalloschen  Geistes 
gänzlich  zu  verlöschen,  ergiebt  der  bisherige 
Entwicklungsgang  des  deutschen  Sozialis- 
mus in  natürlicher  Konsequenz:  zeigt  doch 
hier  jeder  Meilenstein,  wie  man  nur  in 
schnurgerader  Richtung  auf  den  Marxismus 
zuschritt,  ohne  für  irgend  eine  konkur- 
rierende Doktrin  rechts  oder  links  Sinn  und 
Blick  zu  haben.  Die  l^assallescheu  Formeln 
freilich  sind  nicht  mit  Unrecht  schon  lange 
ausser  Gebrauch  gekommen:  einst  zauber- 
kräftige Sclüagworte.  die  die  stumpfe  Gleich- 
giltigkeit  der  Massen  zu  brechen  und  das 
Proletariat  zu  elektrisieren  vermocht  haben, 
gleichen  sie  neuerdings  —  dem  Feuer  der 
Kritik  ausgesetzt  —  ausgebrannten  Schlacken, 
deren  einstmals  brauchbarer  und  wertvoller 
Inhalt  vernutzt  worden  ist. 

Das  neue  Programm  steht  also  aus- 
schliesslich auf  dem  Boden  der  Marxsehen 
liehre.  Der  einleitende  theoretische  Teil 
schildert  die  Bowejjungsgesetze  der  modernen 
Volkswirtschaft,  die  zum  Reichtum  Weniger 
und  zur  Proletarisierung  der  Massen  führt 
und  durch  die  Krisen  angeblich  erweist, 
»dass  die  Produktivkräfte  der  heutigen  Ge- 
sellschaft über  den  Kopf  gewachsen  sind, 
dass  das  Privateigentum  an  Produktions- 
mitteln unvereinbar  geworden  ist  mit  deren 
zweckentsprechender  Anwendung  und  voller 
Entwicklung.'  Daraus  wird  die  Not- 
wendigkeit der  »Verwandlung  des  kapi- 
talistischen Privateigentums  an  Produktious- 
mitteln  in  gesellschaftliches  Eigentum^  ge- 
folgert. Ueber  diese  Zukunftsgesollseliaft 
selber  wird  nichts  weiter  gesagt,  als  dass 
die  Produktion  sozialistisch  sein  soll, 
d.  h.  -für  und  durch  die  Gesellschaft  be- 
trieben <■.  So  war  glücklich  das  wenige, 
was  die  Sozialdemokraten  bisher  über  den 
Zukunftsstaat  noch  mitzuteilen  sich  herbei- 
gelassen hatten,  auch  weggefallen.  Das  alte 
Gebäude  soll  niedergerissen  werden,  Über 
die  Form  des  neuen  ist  eiugeständlieh  auch 
nicht  das  Jota  eines  Planes  festgestellt!  — 
Ks  verdient  hierbei  Erwähnung,  dass  die 
Sozialdemokraten  die  Bezeichnung  »Staat' 
für  ihr  soziales  Ideal  absichtlich  vermeiden, 
der  vielmehr  —  als  reaktionäre  Institution  — 
in  jeder  Form  aufgehoben  werden  soll. 
Auch  das  ist  eine  alte  —  schon  1844  —  von 
Marx  vorgetragene  Lehre.  Al>er  es  ist 
klar,  dass  es  sich  liier  nur  um  einen  Wort- 
streit handeln  kann.  Denn  das  Gruud- 
prineip  der  sozialistischen  Lehre  besteht 
eben  darin ,  dass  eine  fest  geregelte  und 
jederzeit  kontrollierte  und  dirigierte  Pro- 
duktion eingeführt  werden  soll,  die  au  die 
Stelle  der  jetzt  bestehenden  > planlosen <  ge- 
setzt wird.  In  den  Händen  der  zukünf- 
tigen Centralgewalt  müssen  dann  also  ganz 
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unvergleichlich  mehr  Befugnisse  ruhen  wie 
bei  der  heutigen.  Ob  man  nun  eine  soziale 
Oberleitung  mit  einer  derartig  umfassenden 
Machtfülle  »Staat*  oder  irgendwie  anders 
nennen  will,  ist  sachlich  ohne  Belang. 

Sonst  ist  an  dem  neuen  Programm  nur 
noch  bemerkenswert,  dass  die  Forderungen 
betreffs  des  Arbeiterschutzes  noch  genauer 
speeialisiert  werden,  und  ferner,  dass  die 
sofortige  »Abschaffung  aller  Gesetze,  welche 
die  Frau  in  öffentlich-  und  privatrechtlicher 
Beziehung  gegenüber  dem  Manne  benach- 
teiligen*, gefordert  wird. 

Der  siegreichen  marxistischen  Lehre 
schien  der  Erfolg  um  so  gesicherter,  als 
die  schon  in  Halle  beschlossene  Organisation 
den  Führern,  welche  ganz  und  gar  im 
marxistischen  Fahrwasser  steuern,  einen 
grösseren  Einfluss  denn  je  einräumt,  indem 
z.  B.  danach  die  Parteileitung  »die  prin- 
cipielle  Haltung  der  Parteiorgane  kontrolliert« . 
Ein  ferneres  Machtmittel  in  den  Händen 
der  Führer  wurde  durch  die  ebenfalls  in 
Halle  beschlossene  Umwandlung  des  grossen 
Tageblattes  der  Partei,  des  »Berliner  Volks- 
blattes«, zum  offiziellen  Parteiorgan  ge- 
schaffen. 

In  der  Politik  und  Taktik  der  Partei 
war  aber  ein  innerer  Widerspruch  enthalten, 
der  ihr  verhängnisvoll  werden  musste:  dort 
waren  nämlich  zwei  wesentlich  verschiedene 
Principien  zum  Ausdruck  gekommen,  —  das 
radi kal-sozialrcformatorisclue  und 
das  utopistisch-revolutionäre.  Die 
Partei  trieb,  bewusst  oder  nnbewusst,  eiu 
Doppelspiel,  indem  sie  auf  der  einen  Seite 
ehrliche  Mitarbeit  an  der  sozialen  Reform 
vorgab,  auf  der  anderen  Seite  aber  alles 
Bestehende  negierte  und  nur  unl>edingten 
Glauben  an  den  unbestimmbaren,  aber  trotz- 
dem aus  den  Trümmern  der  zerbrochenen 
alten  Ordnung  sofort  lebendig  erstehenden 
Zukunftsstaat  heischte.  Es  ist  klar,  dass 
auf  diese  Weise  in  einer  grossen  Partei  eine 
zweifache  Opposition  gegen  die  offizielle 
Leitung  hervorgerufen  werden  musste:  je 
nachdem  sich  Elemente  fanden,  die  das 
eine  Princip  ernst  nahmen  oder  das  andere. 
Nachdem  durch  die  Aufhebung  des  Sozialisten- 
gesetzes der  künstliche  Ring  gebrochen  war, 
der  alle  Elemente  der  Partei  zusammen- 
gehalten, machte  sich  zuerst  jene  Opposition 
bemerkbar,  die  an  den  revolutionären 
Charakter  der  Sozialdemokratie  anknüpfte. 
Die  Frondeurs  —  unter  Führung  des  Schrift- 
setzers Werner,  des  Tapezierers  Wildberger 
und  des  Litteraten  Wille  —  verlangten  ein 
pri  nci  ni  e n  treues  Vorgehen  im  alten 
Geiste  der  Sozialdemokratie,  die  sich  nur 
im  radikalen  Sinne  fortentwickeln  könne 
und  nicht  durch  einen  Pakt  mit  den  herr- 
schenden Klassen  die  principielle  Oppo- 
sition gegen  den  Klassenstaat  aufgeben  dürfe ; 


darum  müsse  ein  streng  revolutionär-prole- 
tarisches Vorgehen  ohne  Rücksicht  auf  den 
voraussichtlichen  Abfall  der  kleinbürgerlichen 
Schichten  von  der  Sozialdemokratie  für  die 
Taktik  der  Partei  unverrückbarer  Grundsatz 
sein.  Aber  diese  Rebellion  der  sogenannten 
»Jungen«  misslang  vollständig:  die  Führer 
wurden  noch  auf  dem  Erfurter  Kongresse 
(1891)  zum  Austritt  aus  der  Partei  gedrängt, 
und  ihr  Versuch,  eine  eigene  Fraktion  der 
»unabhängigen«  Sozialisten  zu  begründen, 
scheiterte  gänzlich  (vgl.  den  Art.  Anarchis- 
mus oben  Bd.  I,  S.  318). 

Ernster  gestaltete  sich  der  Stroit,  der 
durch  Betonung  gerade  der  sozialrefor- 
matorischen  Aufgaben  der  Partei  ent- 
fesselt wurde.  Sein  Beginn  muss  von  der 
am  1.  Juni  1891  gehaltenen  Rede  Georg 
v.  Vollmars,  des  Führers  der  bayerischen 
Sozialdemokratie,  über  »die  nächsten  Auf- 
gaben der  deutschen  Sozialdemokratie«  an 
datiert  werden.  Hier  zeigten  sich  schon 
ganz  deutlich  die  günstigen  Resultate,  welche 
das  massvolle  Vorgehen  des  Regimes  Caprivi 
gegen  die  Sozialdemokratie  hatte:  Vollmar 
erklärte  rund  und  nett,  man  müsse  nach  den 
(in  den  Februarorlassen,  1890)  gemachten 
Versprechungen  eine  ehrliche  Probe  machen, 
inwieweit  die  regierenden  Klassen  tat- 
sächlich den  Folgerungen  der  Arbeiter  ent- 
gegenkommen wollten.  Die  Sozialdemokratie 
hätte  daher  den  Standpunkt  grundsätzlicher 
|  Negation  alles  Bestehenden ,  den  sie  bisher 
[so  oft  eingenommen,  aufzugeben  und  — 
I  unter  Wahrung  ihrer  principiellen  End- 
i  ziele  —  ihre  Kraft  in  erster  Linie  auf  da*. 
|  was  unmittelbar  erreichbar  sei,  zu  koueen- 
trieren.  Auf  diese  Weise  gelauge  man  zu 
|  einem  für  eine  bestimmte  Zeit  und  Situation 
passenden  praktischen  sozialpolitischen  Ak- 
I  tionsprogramm.  Für  die  Gegenwart  könne 
man  dies  etwa  wie  folgt  formulieren:  1. 
Weiterführung  des  Arbeiterschutxes :  2.  Er- 
ringung  eines  wirklichen  Vereiniguugsreeht.s : 
3.  Ausschliessung  jeder  staatlichen  Ein- 
mischung in  die  Lohnkämpfe:  t.  gesetzliche 
Reglementierung  der  industriellen  Kartelle: 
5.  Beseitigung  der  Lebensmittelzölle.  Publi- 
kum und  Regierung  müssten  die  Ueber- 
zeugung  erhalten,  »dass  nicht  der  Vorteil 
der  bevorrechteten  Klassen  und  Kreise, 
sondern  das  Wohl  der  Allgemeinheit  das 
wahre  Staatsinteresse  sei.  Jefriedlichor, 
geordneter,  organischer  diese  Ent- 
wicklung vor  sich  geht,  desto 
besser  für  uns  und  das  Gemein- 
wesen.* Aber  damit  nicht  geniuj,  schnitt 
Vollmar  bald  danach  auch  noch  die  Agrar- 
frage in  höchst  ketzerischer  Weise  an,  in- 
dem er  die  üblichen  marxistischen  Partei- 
vorstellungen  vom  bevorstehenden  Siege  d<*s 
Grossbetriebes  in  der  Landwirtschaft  ver- 
warf und  den    selbständigen  Klein-  und 
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Mittelbetrieb  auf  absehbare  Zeit  für  wirt- 
schaftlich lebensfähig  erklärte.  Die  —  von 
Vollmar  auch  ausdrücklich  proklamierte  — 
Folgerung  daraus  war  dann  natürlich,  d&ss 
die  Sozialdemokratie  auf  ihr  altes  utopisti- 
si-hes  Agrarprogramm  Verzicht  leistete  und 
anstatt  dessen  sich  auf  die  Forderung  des 
gesetzlichen  Schutzes  von  Bauern  und  1  Hand- 
arbeitern beschränkte. 

Während  nun  diese  von  Vollmar  ein- 
geleitete reformatorische  Bewegung  nicht 
recht  in  Flus8  kommen  wollte  —  liaupt- 
süclüich  wohl,  weil  der  -neue  Kur»'  nur 
zu  hald  seine  Stellung  zur  Sozialdemokratie 
Änderte  und  diese  durch  schärfere  polizei- 
liche Verfolgung  zu  unterdrücken  plante  — , 
ist  es  ganz  neuerdings  einem  der  Theoretiker 
der  Partei,  Eduard  Bernstein,  gelungen, 
innerhalb  der  Sozialdemokratie  eine  auf  Be- 
seitigung der  marxistischen  Formeln  ge- 
richtete Strömung  hervorzurufen.  Das  ge- 
schah durch  die  an  den  marxistischen  Partei- 
prineipien  geübte  Kritik  in  der  Schrift  über 
die  Voraussetzungen  dos  Sozialismus  und 
die  Aufgaben  der  Sozialdemokratie«  (1895)). 
Iiier  tritt  Bernstein  zunächst  der  Ansicht 
entgegen,  dass  der  Zusammenbruch  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  in  Bälde  zu  er- 
warten sei  und  dass  die  Taktik  der  Partei 
durch  diese  Aussicht  bestimmt  werden  solle. 
Die  Zuspitzung  der  sozialen  Verhältnisse 
habe  sich  eben  nicht  in  der  von  Marx  an- 
gegebenen Art  vollzogen:  der  Mittelstand 
erhalte  sieh,  die  Arbeiterklasse  erhebe  sich 
zu  grösserem  Wohlstande,  erringe  überdies 
immer  mehr  Hechte  und  bewirke  sogar  eine 
Einschränkung  der  ausbeuterischen  Ten- 
denzen tles  Kapitals  durch  die  Staatsgewalt. 
Darum  dürfe  die  Sozialdemokratie  furderhin 
nicht  auf  den  grossen  Zusammenbruch  rech- 
neu ,  sondern  sie  solle  die  Arbeiterklasse 
politisch  organisieren  und  für  alle  Reformen 
im  Staate  kämpfen,  die  geeignet  seien,  die 
Arbeiterklasse  zu  heben  und  das  Staatswesen 
im  Geiste  der  Demokratie  auszubilden.  In 
diesem  Sinne  sei  die  wichtigste  Frage  der 
Taktik  einfach  die  nach  dem  besten  Wege 
zur  Erweiterung  der  politischen  und  ge- 
werblichen Rechte  der  deutschen  Arbeiter. 

Der  Umstand,  dass  Bernstein  trotz  der 
heftigen  Anfeindungen,  die  er  erfahren  hat, 
in  der  Partei  verblieben  ist  und  da*s  viele 
^Intellektuellen«  in  dieser  sich  bereits  mehr 
oiler  weniger  zu  ihm  bekannt  haben,  er- 
öffnet tröstliche  Ausblicke  in  die  Zukunft 
der  deutschen  Arbeiterbewegung.  Sollte 
wirklich  im  Laufe  der  Zeit  die  grosse  Masse 
der  Sozialdemokratie  sich  von  der  mit  Un- 
fruchtbarkeit geschlagenen  marxistischen 
Lehrmeinung  abwenden  und  auf  nationalem 
Boden  eine  ehrliche  Sozialreform  an- 
streben, so  würde  von  der  alten  vSozial- 
demokratie*   nichts  als  der  Name  übrig 


1  bleiben  und  die  Anbetnng  des  »Zukuufts- 
staats«  zur  harmlosen  Spielerei  herabsinken ! 

Die  Partei  liat  in  diesem  zuletzt  be- 
trachteten Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts 
stetig  an  Ausdehnung  zugenommen,  —  wenn 
freilich  langsamer  als  in  der  Zeit  zuvor,  so  dass 
selbst  der  offizielle  Bericht  der  Parteileitung 
an  den  sozialdemokratischen  Parteitag  sich 
gedrungen  fühlt,  sich  über  diese  bedauer- 
liche Thatsache  zu  äussern:  »Ein  so  gewal- 
tiges Wachstum,  wie  es  die  Partei  bei  den 
Wahlen  von  lh!K)  zeigte,  kann  dieses  Mal 
(1898)  nicht  konstatiert  werden.  Das  er- 
klärt sich  aber  am  besten  aus  der  Tliat- 
sache,  dass  in  einer  Reihe  von  Wahlkreisen 
die  unseren  Bestrebungen  am  meisten  zu- 
gänglichen ArbeiterwähJer  zum  grossen  Teil 
bereits  gewonnen  sind,  in  der  übrigen 
Wählerschaft  aber  unser  Anhang  langsamer 
wächst.  Wenn  trotzdem  aber  dio  Zalil  der 
sozialdemokratischen  Wählerschaft  um  ca. 
8180<)O  Stimmen  gewachsen  ist  und  auf  die 
Kandidaten  unserer  Partei  (von  denen  .">6  in 
den  Reichstag  einzogen)  iiisgesamt  21  *  Mil- 
lionen Stimmen  gefallen  sind,  so  ist  dieser 
Erfolg  um  so  höher  anzuschlagen. *.  — 

B.  Geschichte  der  Sozialdemokratie  in 
den  anderen  lündern. 

1.  Die  internationale  Arbeiter-Asso- 
ciation.  Anfang  der  sechziger  Jahre,  wo 
in  allen  Ländern  frisches  Leben  in  die  Ar- 
beiterbewegung kam ,  tauchte  der  Gedanke 
auf,  die  Interessen  des  vierten  Standes  durch 
Begründung  eines  internationalen  Ar- 
beiterbundes  zu  fördern.  Er  wurde  ver- 
wirklicht in  London  bei  Gelegenheit  eines 
grossen  —  nomiuell  zu  Gunsten  der  pol- 
nischen Unabhängigkeit  abgehalteneu  — 
Meetings  von  Arbeitern  aller  Nationen  (28. 
September  1864).  In  dem  damals  zur  Ab- 
fassung von  Programm  und  Statuten  des 
neuen  Bundes  eingesetzten  Komitee  hatten 
die  Vertreter  der  englischen  Gewerkver- 
eine die  Majorität:  neben  ihnen  sassen 
einige  Franzoseu,  Italiener,  Schweizer.  Polen 
und  die  deutschen  Kommunisten  Marx  und 
Eccarius.  Marx  —  bereits  seit  einiger  Zeit 
lüriter  den  ('oulissen  für  die  Sache  eifrig 
thätig  —  legt  dem  Komitee  eine  sogenannte 
'Inauguraladresse«  und  einen  Statutenent- 
wurf vor.  die  allseitige  Zustimmung  finden. 
Die  Innnguraladresse,  die  da«*  einführende 
Programm  repräsentiert,  gipfelt  in  dem 
Satze :  da^s,  um  das  Kapital  dem  Proletariat 
zur  Disposition  zu  stellen,  vorher  die  po- 
litische Macht  durch  die  verbündeten  Ar- 
beiterheere  aller  Länder  erobert  werden 
müsse:  dartun  sei  die  Begründung  einer 
I  »internationalen  Arbci ter- Association <=  not- 
I  Mendig,  und  in  diesem  Sinne  giebt  die 
I  Adresse  «um  Schluss  das  Losungswort  aus: 


Digitized  by  Google 


798 


Sozialdemokratie 


>Proletarier  aller  Länder,  vereinigt  Euch!- 
Donselben  Geist  atmen  die  Statuten  des 
Bundes.  Die  wirtschaftliche  Abhängig- 
keit der  Arbeiter  vom  Kapitalisten  —  heisst 
es  hier  —  ist  die  Quelle  der  Knechtschaft; 
demnach  mu88  das  Ziel  des  Proletariats  die 
Erringung  der  ökonomischen  Emanci- 
pation  sein;  und  wie  die  Wirtschaftsform 
aller  Lander  die  gleiche  Sklaverei  der 
Massen  bedeutet,  so  muss  die  ökonomische 
Befreiung  auch  auf  internationalem  Wege 
durch  Zusammenwirken  aller  unterdrückten 
Elemente  erfolgen.  Diesem  Zwecke  soll  die 
eigenartige  Organisation  des  Bundes  dienen. 
Als  oberste  Instanz  fungiert  der  jährlich 
stattfindende  Kongress  von  Abgeordneten 
der  Vereine:  er  fasst  die  entscheidenden 
Beschlüsse,  er  giebt  die  leitenden  Prineipien 
für  die  ganze  Bewegung  und  er  ernennt  die 
Mitglieder  des  Vorstandes  der  Internatio- 
nalen, des  sogenannten  Generalrats« ,  der 
die  Exekutive  des  Bundes  repräsentiert. 
Der  Generalrat  korrespondiert  über  alle  so- 
zialen und  politischen  Fragen  jedes  Ijindes 
mit  den  einzelnen  Vereinen  und  erteilt  ihnen 
die  notwendigen  Direktiven.  Der  Sitz  des 
Generalrats  —  im  Princip  jedesmal  durch 
den  Kongress  zu  bestimmen  —  ist  that- 
sächlich  immer  Ixmdon  geblieben,  wenigs- 
tens solange  der  Bund  ül)erhaupt  noch 
Leben  merken  liess. 

Die  Ziele  des  Bundes  im  einzelnen  waren 
zunächst  noch  nicht  klar  und  unzweideutig  ge- 
geben :  «lies  war  auch  nicht  gut  möglich,  da 
seine  Begründer  verschiedene  Ideale  im  Busen 
trugen  und  auch  verschiedene  —  Absichten 
mit  der  neuen  Schöpfung  verfolgten!  Die 
englischen  Gewerkvereine  kalkulierten,  dass 
der  Bund  ein  probates  Mittel  für  iltren 
eigentlichen  Zweck,  die  Erringung  besserer 
Arbeitsl>odingnngen,  sein  müsse.  Marx  seiner- 
seits hoffte  aus  der  Internationale  ein 
machtvolles  Werkzeug  schmieden  zu  kön- 
nen, das  die  ganze  bürgerliche  Kidrurwelt 
aus  den  Angeln  zu  lieben  imstande  war. 
Die  französischen  Arbeiterführer  endlich, 
die  Anhänger  Proudhons  waren,  scheinen 
sich  in  die  internationale  Bewegung  gestürzt 
zu  haben,  hauptsächlich  um  sie  als  Mittel 
zur  Organisierung  der  —  in  ihren  politi- 
schen Hechten  stark  eingeschränkten  —  fran- 
zösischen Arbeiter  zu  benutzen. 

Die  erste  Proklamation  der  Internatio- 
nalen gab  durch  die  V  übest  im  mtheit  der 
verkündeten  Principien  Veranlassung,  dass 
sich  unter  ihren  weiten  Fi tt igen  in  den 
ersteu  Jahren  Leute  aller  möglichen  sozial- 
politischen Spielarten  bargen :  deutsche  So- 
zialdemokraten und  englische  Gewerkver- 
eine, friedfertige  Proudhonisteu  und  »blan- 
quistisehe<:Tcrroristen,Anarchistcn  der  schärf- 
sten Tonart  und  lilierale  oder  kathedersozia- 
Jistisehe  Philantropen.  Eine  so  buntscheckige 


Gesellschaft  konnte  auf  die  Dauer  natürlich 
nicht  zusammengehalten  werden,  sondern 
sobald  man  Anstalten  traf,  um  den  Fang, 
den  man  mit  den  weiten  Netzen  des  Run- 
desprogramms  gemacht  hatte,  in  sicheren 
Gewahrsam  zu  bringen,  ergab  sich,  dass  all 
das  bunte  Gewimmel  disparater  Elemente 
munter  in  sein  altes  Fahrwasser  zurück- 
glitt Das  geschah  in  dem  Angenblick,  wo 
die  Internationale  zum  ersten  Male  offen  für 
die  soziale  Revolution  —  bei  Gelegenheit 
der  Pariser  Commune  —  Partei  ergriff 
(1871).  Es  erfolgte  binnen  Jahr  und  Tag 
ein  Massenaustritt  von  Trades  -  Unionisten 
und  verwandten  Elementen,  darunter  seihst 
von  Männern,  die  sich  bisher  an  der  I  Lei- 
tung des  Bundes  hervorragend  beteiligt 
hatten.  Damit  war  für  England  das  Ge- 
schick der  Internationalen  besiegelt.  In 
Frankreich  starb  gleichfalls  die  Internatio- 
nale ab,  nachdem  1S72  durch  ein  spezielles 
Gesetz  die  Beteiligung  an  jeder  internatio- 
nalen Verbindung  gegen  das  Eigenrum  unter 
strenge  Strafe  gestellt  worden  war.  Am 
schlimmsten  aber  ging  es  in  den  romani- 
schen lindern  zu,  wo  die  Anarchisten  un- 
ter Fültrung  des  Küssen  Bakuuin  die  l»i- 
tung  in  den  Sektionen  der  Internationalen 
an  sich  gerissen  hatten.  Zwar  setzte  Marx 
die  Ausstossung  Baliunins  und  seiner  Helfers- 
helfer aus  der  Internationalen  diux-h.  — 
aber  die  italienischen,  sj>anischen,  belgischen 
und  jurassischen  Sektionen  erklärten  sofort 
iliren  Austritt  aus  dem  Bunde.  •  Damit  war 
die  Internationale  thatsäclüich  desorganisiert, 
und  so  entschloss  sich  Marx,  der  sich  über 
die  wahre  Sachlage  keinerlei  Täuschung 
hingab,  dem  Bunde,  dessen  .Rückgrat  ge- 

j  brochen  war,  selber  sein  Grab  zu  schaufeln. 
Aus  diesem  Grunde  setzte  Marx  es  (1*72) 
durch,  dass  der  Generalrat  nach  New- York 
verlegt  wurde,  was,  bei  der  Bedeutung  der 
Bundescentrale,  thatsächlich  der  Auflösung 
gleichkam.  Durch  Bcschluss  vom  15.  Fe- 
bruar 1X7 «3  haben  dann  dio  letzten  Getreuen 
der  Internationalen  in  Amerika  deren  Auf- 

i  lösung  auch  formell  ausgesprochen.  — 

lieber  die  internationalen  sozialistischen 

I  Kongresse,  die  seitdem  alle  paar  Jahre 
stattfinden  —  das  letzte  Mal  im  Jalire  1900 
in  Paris  — ,  ist  eiu  Bericht  um  so  weniger 
von  nöten,  als  ihre  thatsäcldiche  Bedeutuug 
vollends  gleich  Null  ist,  indem  die  Parteien 
der  verschiedenen  Ijänder,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Kongressbeschlüsse,  stets  machen, 

iwas  ihnen  beliebt.  — 

i 

"2.  Oesterreich.  In  Oesterreich-Ungarn 
war  der  Boden  für  die  Entwicklung  der  Sozial- 
demokratie ziemlich  ungünstig.  Einmal  weist 
hier  die  (irossinduntrie  bisher  nur  üi  bestimmten 
(•egenden  bedeutende  Dimensionen  auf;  dann 
drängt  der  heftige  NationaliUitenstrcit  da« 
Interesse  an  allen  anderen  „Fragen"  zurück 
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genommen.  — 
ihrem  Verlaufe 


und  muss  so  natürlich  das  Wachstum  einer 
internationalen  Partei  sehr  verlangsamen ; 
und  endlich  hat  die  Regierung  durch  zeitweise 
rücksichtslose  Anwendung  ihrer  diskretionären 
Befugnisse  gegenüber  Presse,  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrecht der  aufkeimenden  Pflanze  der 
Sozialdemokratie  möglichst  viel  Luft  und  Licht 
Die  Bewegung  selbst  zeigt  in 
ein    wiederholtes   Auf-  und 
Niederwogen.    Die  Lassallesche  Agitation  fand 
in  Oesterreich  uur  einen  schwachen  Nachhall. 
Dagegen  erfuhr  1867.  nach  Gewährung  des  Ver- 
sammlungsrechtes, die  neue  sozialdemokratische 
Arbeiterpartei  zunächst  viel  Zulauf,  um  ihn 
freilich  bald  wieder  zu  verlieren,  als  ihr  — 
nach  ihrer  Zustimmung  zum  deutschen  Eise- 
nacher  Programm  —  vom  Minister  Giskra 
jenes  Recht  wieder  entzogen  wurde.    1871  fand 
dann  wieder,  bei  liberalerer  Auslegung  der  Asso- 
eiationsgesetze ,  ein  Aufschwung  statt,  dem  aber.  | 
unter  der  restringierenden  Politik  des  Minis- 
teriums Auersperg  (1871  bis  1870j,  alsbald 
der  Niedergang  folgte.    Unter  Taaffe  (seit' 
1879).  der  eine  mildere  Praxis  übte,  kam  auch  i 
die  Sozialdemokratie,  wieder  in  die  Höhe  und  | 
griff  jetzt,  zum  ersten  Male,  unter  den  tsche- 
chischen Arbeitern  um  sich.    Aber  in  dieser: 
Zeit  fand  durch  die  Mostsche  -Freiheit*  »1er  I 
Anarchismus  in  Oesterreich  Eingang,  und 
binnen   wenigen  Jahreu  war  fast  die  ganze 
sozialistische  Arlttiterscbaft  ins  anarchistische ; 
Lager  abgeschwenkt  (s.  d.  Art.  Anarchismus! 
oben  Bd.  I,  S.  312,1.  Nachdem  indes  die  auarchis- 1 
tische  Partei  an  den  Folgen  der  „Propaganda  . 
der  That"  zu  Grunde  gegangen  war  (18Sf)),  er- 
holte sich  die  Sozialdemokratie  langsam  wieder. 
Sie  hat  seitdem  --  von  Dr.  Viktor  Adler  in 
streng  marxistischem  Sinne  geleitet  —  immer 
grösseren   Anhang    zu    fiudeu   gewusst  und 
schliesslich  dein  Ministerium  Badeni  die  Wahl- 
reform abgerungeu,  durch  die  den  bisherigen 
vier  Wählerkurien  noch  eine  fünfte,  auf  Grund 
des  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechts  wähl- 
bare Kurie,  die  72  Mandate  zu  vergeben  hat. 
augegliedert  wurde  (1896).   Von  dieseu  erhielten 
die  Sozialdemokraten  bei  der  1897  stattfinden- 
den Reichsratswahl  vierzehn  Mandate. 

3.  Ungarn.    In  Ungarn  ist  die  Sozialdemo- 1 
kratie  durch  Massregel ungen   der  Regierung  | 
wenig  beengt,  da  das  bestehende  Press-  und . 
Associationsrecht  der  Propaganda  weiten  Spiel- 
raum gewährt,  —  aber  die  'Rückständigkeit  in 
der  industriellen  Eutwickcluug  und  die  Stärke 
der  rein  nationalen  Bewegungen  haben  der 
Ansbreitnng  der  Partei  nn  übers  teigliche  Hinder- 
nisse entgegengesetzt.     Eine  solche  existiert 
hier  seit  1SU8,  wo  eine  Arbeiterpartei  mit  dem 
I>assalleschen  Programm  gegründet  wurde.  Seit 
Anfang  der  70  er  Jahre  vollzog  auch  diese  den 
l'ebergaug  zu  mehr  marxistischen  Principien, 
ohne  dieselben  al>er  auf  die  Dauer  streng  inne- 
zuhalten. Anfangs  der  80  er  Jahre  trug  in  das 
geringe  Häuflein  auch  noch  der  Anarchismus  ( 
Verwirrung,  und  andererseits  schloss  später  ein  | 
Teil  der  Sozialdemokraten  öfters  weitgehende 
Kompromisse  mit  den  „bürgerlichen-1  Parteien. 
Die  Partei,  die  sich  zu  gleichen  Teilen  aus 
Deutschen  wie  ans  Magyaren  zusammensetzte, 
blieb  lange  Zeit  auf  die* wenigen  Indnstrieorte, 
namentlich  Bndapest,  beschränkt,  —  bis  Anfang 
der  DO  er  Jahre  die  Bewegung  plötzlich  mit 


grossem  Erfolge  in  die  Reihen  der  Landarbeiter 
anf  den  Gütern  des  magyarischen  Adels  ge- 
tragen wurde.  Seitdem  wird  sie  von  den  Be- 
hörden, die  bereit«  einige  Revolten  mit  Waffen- 
gewalt niederschlagen  mussten.  mit  allen  Mitteln, 
die  das  Gesetz  an  die  Hand  giebt,  verfolgt. 
An  den  Wahlen  zum  Parlament  kann  sich  die 
Partei  nicht  beteiligen,  da  das  Wahlrecht  an 
eine  Steuerleistung  von  zehu  Gulden  gebunden  Ist. 

4.  Schweiz.  Lehrreich  ist  die  Geschichte 
der  Sozialdemokratie  in  der  Schweiz.  Hier  hat 
sie  es  —  trotz  weitgehendster  Bewegungsfreiheit 
seit  jeher,  trotz  der  Aufnahme  so  vieler  ver- 
folgter Revolutionäre  und  Sozialisten  des  Aus- 
landes und  trotz  demokratischer  Verfassung  - 
nie  zu  grosser  Bedeutung  bringen  können. 
Die  Gründe  dafür  liegen  erstens  in  der  Er- 
schwerung der  Agitation  durch  die  mangelnde 
Kon (eiit ratio n  der  Industrie,  dann  iu  der 
Stetigkeit  der  politischen  und  sozialen  Eut  Wicke- 
lung des  Landes  und  schliesslich  in  dem  nüch- 
ternen und  aufs  Praktische  gerichteten  National- 
charakter, der  soviel  Verwandtschaft  mit  dem 
gesunden  englischen  Typus  aufweist.  Geschaffen 
im  Jahre  18155  durch  Partisanen  der  „Interna- 
tionalen Arbeiter- Association",  hat  sich  die  Sozial- 
demokratie sehr  langsam  fortentwickelt,  so  da.<s 
ihre  Parteiorganisation  gegenwärtig  nur  6000 
Mitglieder  zählt.  Wichtiger  ist  der  mit  der 
Sozialdemokratie  Hand  in  Hand  gehende  .Grütli- 
verein",  der  ausschliesslich  Schweizerbürger 
aufnimmt  und  gegenwärtig  16  000  Mitglieder 
hat.  Die  Sozialdemokratie  hat  bei  den  Wahlen 
zum  eidgenössischen  Nationalrate  (1899)  vier 
Kandidaten  durchgebracht;  auch  in  den  Kan- 
tonalparlamcnteu  und  den  städtischen  Rat- 
häusern ist  sie  trotz  allgemeinen  Stimmrecht* 
nirgendwo  zu  Bedentung  gelangt.  Andererseits 
darf  nicht  verhehlt  werden,  dass  die  Sozialdemo- 
kratie, die  in  der  Schweiz  gemässigter  auftritt 
als  iu  anderen  Ländern,  häufig  soziale  Reformen 
in  Vorschlag  gebracht  hat,  die  dann  von  der 
herrschenden  demokratischen  Partei  durchge- 
führt worden  sind. 

5.  Dänemark,,  Schweden  und  Norwegen. 
In  den  skandinavischen  Ländern  hat  von  An- 
fang an  der  Sozialismus  in  engster  Fühlung 
mit  der  deutschen  marxistischen  Fraktion  ge- 
standen und  daher  auch  ein  Programm  ange- 
nommen, das  in  den  Grundzügen  dem  deutschen 
entspricht.  Zu  grosser  Bedeutung  ist  er  nur 
in  Dänemark  gelangt,  wo  auch  die  Verhältnisse 
günstig  liegen :  fast  die  ganze  Grossindustrie 
findet  sich  um  Kopenhagen  koncentriert.  und 
auf  dem  Lande  hat  sich  der  ökonomische 
Gegensatz  zwischen  den  wohlhabenden  Bauern 
und  ihren  Tagelöhnern  stellenweise  zu  grosser 
Schärfe  entwickelt. 

Die  Agitation  begann  im  Jahre  1871  und 
wurde  damals  von  P  i  o  (früherem  Ofliziersaspi- 
ranten  und  Posteekretär  l  und  G  e  I  e  f  f  (früherem 
Lehren  geleitet.  Sie  hatte  von  Anfang  au 
guten  Erfolg,  da  sich  sogleich  angeblich  8(JOO 
Mitglieder  in  die  Parteiorganisation  aufnehmen 
Hessen.  Nach  einer  ungesetzlichen  und  in  eineu 
Krawall  ausgehenden  Demonstration  für  Aus- 
dehnung «les  Wahlrechte  und  soziale  Forde- 
rungen (1872)  wurde  aber  der  Verein  aufgelöst 
und  jene  Führer  zu  mehrjähriger  Gefängnis- 
strafe verurteilt.  Kaum  wieder  frei,  sammelten 
Pio  und  Geleff  Geld  unter  den  „Genossen",  an- 
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geblicb  zur  Gründung  einer  sozialistischen 
Kolonie  iu  Amerika,  faktisch  aber  mu  —  mit 
der  Kasse  durchzugehen.  Von  diesem  «Schlage 
erholte  sich  die  Partei  erst  nach  Jahren.  Ueber- 
dies  brachen  Zwistigkeiten  aus:  die  Mehrheit 
der  Partei  beschloss,  mit  den  Radikalliberalcn 
znsamnieuzugeheu.  während  die  Minderheit  sich 
nicht  fugte  und  darum  zur  Gründung  einer 
eigeneu  Sozialrevolutionären  Gruppe  schritt. 
Erst  im  Laufe  der  80er  Jahre  nahm  die  Partei, 
hauptsächlich  durch  das  Aufblühen  der  sozial- 
demokratischen Gewerkschaften,  von  neuem 
einen  grossen  Aufschwung  und  gewann  auch 
gerade  unter  den  Landarbeitern  einen  er- 
heblichen Anhang.  Ihre  politische  Organi- 
sation zählt  gegenwärtig  36  000  Mitglieder; 
bei  den  letzten  Wahlen  zum  Folkething  (18Ö8) 
.-etzte  die  Fraktion,  nach  einem  klugen  Kom- 
proiniss  mit  der  radikal-liberalen  Partei,  zwölf 
Kandidaten  durch. 

Nach  Norwegen  Ist  die  sozialistische 
Propaganda  von  dänischen  Agitatoren  hin- 
übergetragen worden.  Aber  ihrem  Wirken 
waren  hier  durch  die  Eigenart  des  Landes 
enge  Grenzen  gesetzt;  deuu  Orossindnstrie  exis- 
tiert fast  gar  nicht,  sondern  der  Staat  ist  fiber- 
wiegend Agrikulturstaat,  und  das  Landvolk  ist 
streng  religiös.  1874  wurde  iu  Christiania  der 
erste  sozialdemokratische  Arbeiterverein  ge- 
gründet. Obgleich  sich  iin  Laufe  der  Zeit 
natürlich  eine  etwa*  grössere  Zahl  von  An- 
hängern fand,  spielt  die  Partei  im  öffentlichen 
Leben  auch  heute  noch  keine  Rolle. 

Erheblich  mehr  Erfolge  bat  die  Partei  in 
Schweden  zu  verzeichnen.  In  den  siebziger 
Jahren  freilich,  wo  die  Industrie  noch  wenig 
entwickelt  und  die  Fabrikanlagen  über  das 
ganze  Land  zerstreut  waren,  hatte  die  Agita- 
tion noch  mit  fast  unüberwindlichen  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen.  So  kam  es,  das«  es  bis 
zum  Jahre  1879  im  ganzen  Laude  nur  einen 
einzigen  sozialdemokratischen  Arbeiterverein 
gab.  Nachdem  sich  aber  seit  dieser  Zeit  in 
Schweden  eine  erhebliche  Grossindustrie  ent- 
wickelt und  in  den  Städten  koncentriert  hatte, 
inachte  die  von  H  j  a  1  in  a  r  ß  r  a  n  t  i  n  g  geleitete 
sozialistische  Propaganda  grosse  Fortschritte. 
Zunächst  gelang  es.  die  meisten  der  ursprüng- 
lich von  den  Demokraten  gestifteten  und  ge- 
leiteten Arbeitervereine  zum  Uebertritt  zur 
Sozialdemokratie  zu  bewegen.  Dann  wurde 
1SK9  auf  einem  Kongresse  in  Stockholm  die 
sozialdemokratische  Arbeiterpartei  Schwedens, 
auf  Grund  eines  der  deutschen  Bmderpartei 
entlehnten  Programms,  offiziell  konstituiert. 
Seitdem  ist  die  Partei  kontinuierlich  gewachsen, 
so  da»  sie  gegenwärtig  4Ö00O  eingeschriebene 
Mitglieder  zählt.  Das  Wahlrecht  ist  in  Schwe- 
den für  die  Vertretung  der  Arbeiterklasse  sehr 
ungünstig  gestaltet:  nur  Leute  mit  einem  Ein- 
kommen von  mindestens  80Ü  Kronen,  die  wäh- 
rend einer  Reihe  von  Jahren  direkte  Stenern 
zahlen,  sind  wahlberechtigt,  sodass  von  1200000 
Erwachsenen  drei  Viertel  ausgeschlossen  sind. 
Darum  ist  es  den  schwedischen  Sozialdemo- 
kraten bisher  nur  in  einem  einzigen  Wahlkreise 
—  im  Stockholmer  Arbeiterqnartier  -  gelungen, 
einen  Abgeordneten  (Branting)  durchzusetzen. 
Gegenwärtig  ist  die  Sozialdemokratie  damit 
beschäftigt:  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
eine   feste   und   umfassende  gewerkschaftliche 


Organisation  auf  zurichten,  auf  politischem 
eine  Volksbewegung  zur  Erreichnng  des  allge- 
meinen Stimmrechts  zu  inscenieren. 

6.  Holland.  Iu  Holland  war  die  Grossin- 
dustrie noch  bis  vor  kurzem  wenig  entwickelt, 
vielmehr  war  die  ökonomische  Signatur  des 
Landes  durch  den  blühenden  Ackerbau  und  den 
mächtigen  Großhandel  liestimuit.  Rechnet  man 
noch  dazu  den  religiösen  Sinn  des  Volkes  und 
sein  ruhig-kaltes  Temperament,  so  wird  es  er- 
klärlich, warum  hier  der  Kommunismus  nur 
recht  langsam  Fortschritte  gemacht  hat. 

Die  Sozialdemokratie  wurde  nach  Holland 
ursprünglich  durch  belgische  Agitatoren  impor- 
tiert, die  Versammlungen  iu  Amsterdam  ab- 
hielten und  ebenda  zur  Begründung  einer  Sek- 
tion der  „Internationale"  schritten  (1868).  Nach 
und  nach  breitete  sich  die  Partei  aus  und  hatte 
schon  einige  Erfolge  zu  verzeichnen,  als  die 
Internationale  gerade  vor  deu  Augen  der  Hol- 
länder auf  dem  Haager  Kongress  (1872)  in 
Stücke  ging.  Jetet  musste  der  holländische 
Arbeiter  das  Vertrauen  zu  der  Partei,  die  hier 
vorzugsweise  als  holländischer  Zweig  der  grossen 
Internationale  aufgetreten  war,  verlieren,  und 
die  Bewegung  erlitt  somit  eine  schwere  Ein- 
busse.  Erst  seit  1876,  als  in  Domela-  Nien- 
wenhnis  eine  ungewöhnlich  geistvolle  und 
energische  Kraft  in  die  Agitation  eintrat,  kam 
wieder  frisches  Leben  in  sie.  Unter  seiner  Füh- 
rung schien  die  Partei  wirklich  zu  einer  Fraktion 
von  einiger  Erheblichkeit  anwachsen  zu  wollen, 
als  seit  Anfang  der  90  er  Jahre  ihre  Mehrheit, 
darunter  Doinela-Nienwenhuis  selber,  sich  in 
eiue  ultrarevolutioniir-sozialistischc  Richtung 
drängen  Hess.  Von  da  an  ging  der  „Sozialisteti- 
bund".  wie  ihre  Organisation  hiess,  langsam, 
aber  kontinuierlich  zurück  und  sank  schliesslich 
zu  einer  einflusslosen  Gruppe  herab. 

Gegenüber  der  Fraktion  der  „revolutionären" 
Sozialisten  wurde  im  Jahre  1894  eine  recht- 
gläubige „sozialdemokratische  Arbeiterpartei" 
begründet,  deren  Principien  sich  an  das  Pro- 
gramm der  deutschen  marxistischen  Sozial- 
demokratie anlehnen.  Dieser  Partei,  die  unter 
Leitung  VI ie gen s  und  van  Kols  eine  rührige 
Propaganda  Ix  t  reibt,  ist  es  uach  einigen  Jahren 
gelungen,  zu  Kinflusszu  gelangen:  und  gegen- 
wärtig ist  sie  für  die  Haltung  des  radikalen 
Teils  der  städtischen  und  ländlichen  Arbeiter- 
schaft ausschliesslich  massgebend.  Bei  den 
letzten  Wahlen  (1897'  sind  drei  Sozialdemo- 
kraten und  eiu  revolutionärer  Sozialist  gewählt 
worden,  obwohl  in  Holland  die  Hälfte  aller 
Bürger  vom  Wahlrecht  ausgeschlossen  ist,  In 
den  Wahlkampf  des  Jahres  1901  ziehen  die 
Sozialdemokraten  mit  grossen  —  und,  wie  es 
scheint,  nicht  ganz  unbegründeten  —  Hoffnungen. 

7.  England.  Dass  die  Hohe  der  industri- 
ollen Entwicklung  allein  für  die  Aufnahme- 
fähigkeit eines  Landes  für  den  Kommunismus 
nicht  entscheidend  ist.  beweist  die  (re- 
schichte  Englands,  de6  klassischen  Laude« 
der  -> kapitalistischen  Produktionsweise«.  Denn 
obgleich  der  Prophet  der  neuen  Lehre  solber 
mitsamt  seinen  Jüngern  auf  englischem 
Hoden  lehte  und  stritt  und  alle  Hebel  in 
Bewegung  setzte,  um  die  Trades-Unious. 
die  mächtigste  Arbeiterorganisation  der  Welt, 
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in  eine  Armee  des  Zukunftsstaates  umzu- 
wandeln, blieb  jeder  Krfolg  aus. 

Erst  Anfang  der  80er  Jahre  konnte  über- 
Itaupt  eine  englische  sozialdemokratische 
Partei  begründet  werden:  die  »Socialdemo- 
eratic  federation«  unter  Führung  des  Advo- 
katon Hyndmann.  Aus  ihr  schied  aber 
schon  nach  wenigen  Jahren  ein  Teil  der 
Mitglieder,  aus  Unzufriedenheit  mit  der 
Leitung,  aus  und  stifteto  die  »Socialist  Lea- 
gne*.  die  aber,  unter  der  Aegide  des  Dichters 
william  Morris,  bald  mit  den  Anarchisten 
gemeinsame  Sache  machte,  vor  allem  auch 
von  einer  Beteiligung  am  parlamentarischen 
lieben  nichts  wissen  wollte.  Im  streng 
marxistischen  Sinne  agitierten  daneben  Dr. 
A  v  e  1  i  n  g  und  seine  Geliebte  Eleanor 
Marx,  die  unglückliche  —  später  durch 
eigene Uand  ums  lieben  gekommene  —  Tochter 
von  Karl  Marx.  Ausserdem  giebt  es  noch 
eine  Menge  sozialistischer  Lokalvereine,  die 
ihre  eigenen  Steckenpferde  reiten.  Einen 
bedeutenden  Anhang  haben  indes  diese  I 
Gruppen  nicht  zu  sammeln  vermocht.  Ami 
energischsten  wird  die  Propaganda  immer  i 
noch  von  Hyndmann  betrieben,  der  vor' 
allem  1886  und  1887  die  grossen  Demon-j 
slrationen  der  Arbeitslosen  in  Scene  setzte. 
Seine  »Föderation«  hat  ein  Programm,  das 
weitgehende  soziale  Reformen  sowie  die 
Verstaatlichung  des  Bodens  fordert  und  die 
schrittweise  Ueberleitung  in  die  sozialistische 
Gesellschaft  in  Aussicht  nimmt.  Der  Führer 
selbst  ist  ausserhalb  seiner  Fraktiou  sehr 
unpopulär  und  wird  des  geheimen  Einver- 
ständnisses mit  den  Tories  bezichtigt,  die 
auch  seine  Waldagitation  gelegentlich  mit 
Gold  unterstützt  haben. 

Bei  den  Wahlen  von  1892  wurden  drei ! 
»unabhängige*  d.  h.  nicht  auf  den  Schultern  ' 
derTrades-Unions  stehende  Arbeit'ervertreter, 
deren,  bedeutendster  der  Schottische  Berg- 
arbeiter Keir  Hardie  ist,  ins  Parlament' 
gewählt.    Sie  haben  ein  sehr  weitgehendes 
sozialreformatorisches  Programm,  aber  kein  i 
im  kontinentalen  Sinne  Sozialdemokrat 
t  i  s  c  h  e  s.   Januar  1893  ist  dann  auf  einem  j 
Kongresse  in  Bradford,  dem  Keir  Hardie 
präsidierte,  eine  »unabhängige  Arbeiterpartei 
mit  einem  ähnlichen  Programmo  gestiftet 
worden,  in  der  sich  radikale  Sozialreformer 
und  Sozialisten  der  verschiedensten  Nuancen, 
die  Hand  zum  Bunde  geroieht  haben.  Aber 
auch  diese  Partei  hat  es  nicht  vermocht, 
sich  einen  grösseren  Einfluss  auf  die  Ar- 
beiterwelt zu  erringen.   Den  besten  Beweis 
für  die  geringe  Bedeutung  des  Sozialismus 
für  Englands  politisches  Leben  liefert  der 
Ausfall  der  neuesten  Wahlen  (Herbst  1000). 
Die  Arbeiter  haben  massenhaft  —  ebenso  j 
wie   übrigens   schon   bei   den  vorletzten ; 
Wahlen  (1895)  —  für  die  Kandidaten  der; 
konservativ  -  unionistischen    Regierung  ge- 
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stimmt;  andere  Hunderttausende  von  Ar- 
beitern votierten  schlankweg  für  die  Liberalen 
oder  Radikalen.  So  ist  es  gekommen,  dass 
von  den  670  Mitgliedern  des  Unterhauses 
nur  dreizehn  als  A  r  b  e  i  t  o  r  Vertreter  gewählt 
worden  sind  und  dass  alle  diese  —  mit 
einer  einzigen  Ausnahme  —  als  Kompromiss- 
kandidaten der  Liberalen,  Radikalen  oder 
irischen  Nationalisten  ihron  Einzug  ins 
Parlament  gehalten  haben.  Der  einzige  ohne 
solches  Kompromiss  gewählte  Arbeiterver- 
treter ist  Keir  Hardie,  der  im  walisischen 
Beigarbeiterbezirk  Mertliyr  Tydfü  über  einen 
liberalen  Gegenkandidaten  siegte.  Wie  wenig 
Fortschritte  der  englische  Sozialismus  im 
letzten  Jahrzehnt  gemacht  hat,  ist  besonders 
daraus  ersichtlich,  dass  die  beiden  sozialisti- 
schen Parteien  —  die  unabliängige  Arbeiter- 
partei und  die  sozialdemokratische  Föderation 

—  zusammen  im  Jahre  1895  64  000  Stimmen 
und  diesmal  gar  nur  50000  erhalten  liaben! 
So  hat  schliesslich  selbst  Friedrich  Engels 
erklären  müssen:  »Ich  bin  nun  doch  zu 
der  Ansicht  gekommen,  dass  die  englischen 
Arbiter  gar  nicht  daran  denken,  der  kapi- 
talistischen Wirtschaft  den  Garaus  zu  machen, 
sondern  nur  noch  darauf  bedacht  sind,  sich 
möglichst  gut  unter  ihr  zu  stellen.* 

8.  Frankreich.  Seit  18Ö0  begann  in  Frank- 
reich ein  abermaliger  mächtiger  industrieller 
Aufschwung.  Trotzdem  konnte  die  Sozial- 
demokratie nicht  rekonntituiert  werden.  Denn 
Napoleon  III.,  der  alle  Vereine  und  Versamm- 
lungen von  der  Erlaubnis  der  Regierung  ab- 
hängig machte,  hielt  mit  eiserner  Hand  die  po- 
litisch-revolutionären Bestrebungen  der  Arbeiter 
nieder,  während  er  auf  der  anderen  Seite  frei- 
lich bei  allem,  wa*  die  materielle  Verbesserung 
des  Loses  des  Arbeiterstandes  betraf,  gern  den 
Protektor  spielte.  „Die  arbeitenden  Klassen"  — 
hatte  er  schon  1844  geschrieben  •  -  „haben  nur 
ihre  Arme,  und  diesen  muss  eine  für  alle  nütz- 
liche Beschäftigung  gewährt  werden."  Dem 
entsprechend  begann  jetzt  in  Paris  die  Reihe 
der  grossen  Bauten,  durch  welche  viele  Tausende 
lohnende  Beschäftigung  fanden;  ferner  wurden 
direkte  Massregclu  zu  Gunsten  der  Arbeiter, 
wie  die  Subveutionierung  von  UuterstützungH- 
kasseu  u.  dcrgl.,  durchgeführt.  Auch  sonst  waren 
die  Evolutionen  des  Kapitals  in  der  Gründer- 
periode der  50er  Jahre  „für  die  Arbeiterbevöl- 
kerung nicht  ohne  unmittelbaren  Gewinn.  Ein 
Teil  der  deplacierten  Millionen  koncentriertc 
sich  nach  oben  in  den  Kassen  des  kapitalistischen 
Geueralstabs,  ein  anderer  aber  zerstäubte  sich 
über  die  Masse  der  Lohnarbeiter"  (Lcxis).  — 
Die  einzigen  .Sozialrevolutionären  Regungen  der 
üOer  Jahre  gingen  von  den  Blanquisten 
au»,  die,  obwohl  ihres  Oberhauptes  beraubt,  sich 
wieder  zu  einer  geheimen  Gesellschaft  „Mere 
Marianne  '  (wie  die  Republik  in  Arbeiterkreisen 
genannt  wurde)  zusammengefunden  hatten.  1856 
wagten  sie  in  Angers  einen  Putsch,  der  aber 

—  vorher  durch  agents  provocateur»  der  Polizei 
verraten  —  schnell  sein  Ende  finden  mnsste. 

—  So  schien  der  Sozialismus  vom  Erdboden 
verschwunden  zu  sein,  so  dass  LouisReybaud, 
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der  früheste  Historiker  des  Sozialismus,  damals 
schreiben  konnte :  ,,Per  Sozialismus  ist  gestorben, 
Uber  ihn  sprechen,  beisst  eine  Leichenrede 
halten." 

Gleichwohl  begann  gerade  jetzt  erst  P  r  o  u  - 
dhon  auf  die  Massen  zu  wirken,  und  zwar 
nicht  bloss  anf  den  eigentlichen  Arbeiterstand, 
sondern  auch  auf  die  Kleinbürger.  Sein  merk- 
würdiges Gesellscbaftsideal,  die  eigentümliche 
Mischung  von  Sozialismus  und  Individualismus, 
die  es  darstellte,  die  Ablehnung  aller  Centrali- 
sation  in  Politik  und  Volkswirtschaft,  endlich 
die  Gewtthrung  zinslosen  Kredits  niussten  es 
für  die  kleinen  Meister  anziehend  machen,  ohne 
dass  es  für  die  Proletarier  —  denen  es  die  Ab- 
schaffung der  Kapitalherrschaft  versprach  —  an 
Attraktionskraft  einbüßte.  „Die  Prondhonsche 
Lehre  war  eben  —  wie  Lexis  treffend  be- 
merkt —  trotz  ihres  verschwommenen  Hinter- 
grundes damals  besonders  geeignet,  als  refor- 
mierter Sozialismus  auf  die  Bühne  zu  treten: 
sie  proklamierte  die  Erhaltung  des  Privatbe- 
sitzes, die  Freiheit  der  Personen  und  der  Ver- 
träge, die  Unzweckmassigkejt  der  Strikes  und 
des  Nonnalarbeitatages,  so  das.«  die  Bourgeoisie 
keinen  Grund  zu  Befürchtungen  haben  konnte. 
—  und  andererseits  sind  die  Grundanschauungen 
Prominens  doch  auch  wieder  imstande,  weit- 
gehenden Anforderungen  des  Arbeiter-Radika- 
lismus zu  genügen."  I)cr  Proudhonismus.  unter 
dessen  Einttuss  sieh  iu  den  60er  Jahren  eine 
sehr  rege  Arbeiterbewegung  entwickelte,  trug 
das  Seinige  dazu  bei,  um  die  mittleren  und 
nutereu  Stunde  mit  Huss  gegen  das  iu  ab- 
steigender Linie  sich  entwickelnde  Empire  zu 
erfüllen.  Als  dieses,  innerlich  längst  angefault, 
im  Jahre  1870  schmählich  zusammenbrach,  be- 
kämpften die  im  Banne  jener  Lehre  stehenden 
Kleinbürger  und  Arbeiter  gemeinsam  die  eben 
aufgerichtete  Republik  der  Bourgeoisie:  so  kam 
es,  dass  die  Pariser  Communej  in  der  die  ans 
jenen  Ständen  entnommene  „Natmnalgardc"  das 
Heft  in  Händen  hatte,  sich  wider  die  Regierung 
des  Landes  zu  bewaffnetem  Widerstände  er- 
hob. Nachdem  die  „Commune"*  (s.  d.  Art.  oben  Bd. 
IU,  S.  70  ff.)  unter  Strömen  von  Blut  erstickt 
war.  wagten  die  Sozialisten,  bei  der  strengen 
Gesetzgebung  in  den  ersten  Zeiten  der  Repu- 
blik, nicht,  ihr  Haupt  zu  erheben.  Bloss  die 
niemals  Ruhe  haltenden  Blanqiiisten  gaben 
einige  Lebenszeichen  von  sich,  aber  auch  nur 
vom  Auslande  her.  Sie  wareu  inzwischen  führer- 
los geworden;  denn  Barbes  war  gestorben 
nndBlauqni  bbss  wieder  im  Gefängnis,  zu 
lebenslänglicher  Haft  verurteilt,  nachdem  er 
August  und  Oktober  1S70  gegen  die  eben  be- 
gründete Republik  seine  alte  Taktik  der  Erneu- 
ten zur  Anwendung  gebracht  hatte.  Blanquis- 
tische  Communerliichtlinge  waren  es.  die  nun 
in  dieser  Zeit  in  London  die  „Commune  revo- 
lutionnaire"  heraiisgal>en  und  nach  Frankreich 
einzuschmuggeln  versuchten,  ohne  sonderlichen 
Erfolg  freilich. 

In  Frankreich  selber  begann  sich  erst 
1S7G  wieder  die  Sozialdemokratie  zu  regen, 
indem  ein  Zirkel  junger  Studenten  —  vor  al  lem 
Doville.  Crie.  Marouck,  Labtisquicre  —  ein  radi- 
kales Blatt  mit  ausgesprochen  sozialistischem 
Programm,  die  'Droits  de  l*homnie< ,  heraus- 


gab. Zu  jenen  lauten  gesellte  sich  hald 
noch  Jules  Guesde,  der  —  nach  einigen 
anarchistischen  Seitensprüngen  —  streng- 
gläubiger Marxist  geworden  war.  Er  pro- 
pagierte den  »Kollektivismus«,  wie  er  es 
nannte,  d.  h.  eine  Theorie  nach  Art  der 
marxistischen  Parteidoktrin.  1879  konnte 
er  eine  -'kollektivistische«  Arl>eiterj»artei 
gründen,  deren  Programm  als  Endziel  die 
sozialistische  Gesellschaft  aufstellte  und  bis 
dahin  eine  Menge  radikaler  politischer  und 
sozialer  Uebergangsmassregeln  forderte.  Zu 
Gucsde  gesellte  sich  bald  ein  anderer  Kon- 
vertit des  Anarchismus,  Paul  Brousse  (s. 
den  Art.  Anarchismus  oben  Bd.  I,  S.  309). 
Nachdem  sie  eine  Zeit  lang  gemeinschaftlich 
agitiert  hatten,  gewann  Brousse  die  Ober- 
hand in  der  Partei,  und  Gucsde  wurde  1HS2 
nebst  seinem  Anhange  aus  der  Partei  hinaus- 
gedrängt. So  entstanden  jetzt  zwei  Frak- 
tionen, die  eine  unter  Brousse  als  »Föde- 
ration frauenise  des  travailleurs  socialistes 
rcvolutionnaires«,  die  andere  unter  Guesde 
als  -Parti  ouvrier«.  Die  erstero  ist  die  ge- 
mässigtere.  Ilire  Anhänger  werden  jetzt 
allgemein  als  ^Possibilrsten«  bezeichnet,  seit- 
dem Guesdes  »Egalite«  ihnen  diesen  Namen 
beigelegt  hat  als  Antwort  auf  einen  Artikel 
des  >Proletairc«,  ilires  Hauptorgans,  in  dem 
es  geueisseii  hatte:  »Wir  wollen  unsere  Be- 
strebungen in  kleineu  Dosen  verabreichen, 
um  derart,  ihre  Annahme  einem  jeden  mög- 
lich zu  macheu  (les  rendre  possibles  ).<, 
Die  Possibüisten  arbeiten  an  der  praktischen 
Sozialreform  eifrig  mit,  beteiligen  sich  rege 
au  der  Gemeindeverwaltung  und  fördern  die 
Schöpfung  nützlicher  Institutionen  sowohl 
durch  die  Kommune  (wie  z.  B.  die  Arbeits- 
Ixirsen)  als  auch  durch  Selbsthilfe  (wie  z.  B. 
Konsumvereine).  Als  1SS9  die  boulangistischo 
Bewegung  ihren  Höhepunkt  erreichte,  schlös- 
sen sich  die  Possibüisten,  ihrem  mass- 
vollen  Charakter  getreu,  mit  den  *  bürger- 
lichen« Republikanern  zusammen  zum 
Schutze  der  bedrehten  Republik,  —  wobei, 
wie  es  scheint,  die  »jiossibilistische«  Agitation 
mit  » bürgerlichem <  Oelde  unterhalten  wurde 
— ,  während  die  Marxisten  separat  vor- 
gingen. 

Im  Jahre  1890  fand  eine  neue  Spaltung 
statt,  indem  die  Possibüisten,  in  der  Haupt- 
sache  aus  persönlichen  Gründen,  in  zwei 
Fraktionen  aus  einander  gingen,  von  deuen  die 
eine  bei  Brousse  verblieb,  während  die 
andere  dem  Buchdrucker  A 1 1  e  ra  a  n  n  folgte. 
Die  Allemanisten*  betonen  bestimmte  Ideeen 
schärfer  als  die  anderen  Gruppen:  so  vor 
allem  den  Gedanken  des  Generalstrike. 
durch  den  sie  —  bei  gehöriger  Vorbereitung 
—  mit  einem  Schlage  die  kapitalistische 
Welt  aus  den  Angeln  heben  zu  können  ver- 
meinen. Schliesslich  hat  sich  noch  neben 
fliesen   Gruppen   1*81    das  »revolutionäre 
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Centralkomitee«  —  kurz  nach  dem  Tode 
Klanquis  (1880)  —  konstituiert,  das  die 
Traditionen  des  Blnm-uismus  vertritt  und, 
im  Gegensatze  zu  den  anderen  sozialistischen 
Fraktionen,  von  Konzessionen  an  den  Gegen- 
wartsstaat, von  gewerkschaftlicher  Agita- 
tion und  friedlicher  Sozialreform  nichts 
wissen  will. 

Sonst  ist  vor  allem  bemerkenswert,  dass 
die  von  Guesde  geleitete  marxistisch-sozial- 
demokratische Fraktion  (Parti  ouvrier)  sich 
durch  die  Wucht  der  Thatsachen  dazu  ge- 
nötigt sah,  sieh  in  der  Landagitation  vom 
kommunistischen  Programm  loszusagen  und 
auf  den  Hoden  des  Privateigentums  zu  stellen. 
Der  Grund  für  dieses  auffallende  Verhalten 
liegt  in  der  Thatsaehe,  dass  es  in  Frankreich 
."»  Millionen  ländliche  Eigentümer  giebt  und 
unter  ihnen  über  Millionen  Hauern,  die 
ohne  fremde  Hilfskräfte  thJltig  sind.  Um 
diese  Bauern  zu  einem  sozialistischen  Votum 
zu  bewegen,  nahmen  die  Sozialisten  die 
Principieu  des  Hauern-  und  Pächterschutzes 
in  ihr  Programm  auf. 

Die  Bedeutung  der  Sozialisten  für  das 
politische  Leiten  ist  in  Frankreich  in  konti- 
nuierlichem Steigen  begriffen.  lsS9  liatten 
ihre  verschiedenen  Gruppen  auf  ihre  Kandi- 
daten nur  170000  Stimmen  vereinigt,  1893 
dagegen  schon  598  000  und  1898  888000. 
Sie  hatten  1*89,  mit  Einschluss  der  sozia- 
listischen Radikalen,  nur  19  Deputierte  durch- 
gebracht, 1893  deren  49  und  1898  .77. 

Die  Rücksicht  auf  den  |>olitisehen  Ein- 
fluss  der  Arbeit ermassen  zwingt  die  Re- 
gierung zu  sozialen  Reformen,  die  in  erster 
Linie  die  Fortbildung  des  Arbeiterechutzes 
und  die  Gewährung  voller  Koalitionsfreiheit 
betreffen.  Seitdem  sich  die  Sozialisten  mit 
dem  Radikalismus  zum  Schutze  der  Republik 
gegen  die  Angriffe  der  militärisch-klerikalen 
Kreise  verbündet  haben,  ist  es  ihnen  auch 
gelungen,  die  von  einem  der  ihren,  Millerand, 
geleitete  Verwaltung  des  Handelsministeriums 
zu  Gunsten  der  Arl'eiterinteressen  zu  be- 
einflussen. 

Schliesslich  ist  noch  als  wichtig  hervor- 
zuheben, dass  je  melu*  der  Arbeiterstand 
praktisch  zur  Wahrnehmung  seiner  un- 
mittelbaren wirtschaftlichen  Interessen 
schritt,  desto  weniger  sich  das  Kleinbürger- 
tum durch  den  Bund  mit  dem  Proletariate 
befriedigt  fühlen  konnte.  So  ist  es  jetzt 
dahin  gekommen,  dass  die  Herrschaft  des 
PmndhonistischenGe<lankenkreises,der  früher 
die  geistigt-  Verbindung  zwischen  beiden 
Ständen  hergestellt  hatte,  immer  mehr  ge- 
schwunden ist  und  dass  die  Kleinbürger 
nunmehr  ausserhalb  der  sozialistischen 
Organisationen  ihr  Heil  suchen. 

9.  Belgien.  Belgien  hat  in  der  zweiten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  die  ««hon  früher  vor- 
handenen Keime  einer  Grossindustrie  zu 


Entwickelung  gebracht.  Da  hier  die  gewerk- 
schaftliche Organisation  bis  vor  ganz  Kurzem 
noch  bedeutungslos  war  und  ein  gesetzlicher 
Arbeiterschlitz  so  gut  wie  gar  nicht  exis- 
tiert, mussten  sich  die  schlimmen  Folgen  eines 
ungebändigten  Kapitalismus  in  besonderer 
Scharfe  einstellen:  die  Luge  der  Arbeiter  ist 
thatsäeblich  durch  schlechte  Löhne,  enorm  lange 
Arbeitszeit,  übermässige  Reranziehung  und  Ex- 
ploitierung  von  Frauen  und  Kindern,  trostlose 
Unsicherheit  des  Erwerbes  charakterisiert;  und 
in  engem  Zusammenhange  damit  steht  die 
krasse  Unbildung,  Trunksucht  und  Unsittlich- 
keit  des  Proletariats.  Dieses  verkümmerte  Pro- 
letariat erwies  sich  hinge  Zeit  für  die  moderne 
sozialdemokratische  Agitation  als  ein  sprödes 
Material.  Die  sozialistische  Bewegung  der 
10  er  Jahre  war  im  Sande  verlaufen.  Erst  1866 
wurde  wieder  eiu  radikal-sozialistischer  Verein 
begründet,  der  sich  als  Sektion  der  „ Internatio- 
nale" konstituierte.  Ein  weiterer  Schritt  ge- 
schah 1868  durch  die  Begründung  der  belgischen 
Arbeiterpartei.  Ihr  Programm,  sonst  sozialis- 
tisch, proklamierte  als  Endziel  den  Anarchis- 
mus. Dementsprechend  gehörten  auch  die  bel- 
gischen Sektionen  der  Internationale  zur  baku- 
nistischen  Minorität  des  Haager  Kongresses 
(1872),  Als  die  Arbeiter  so  den  schmählichen 
Zerfall  des  anscheinend  riesenhaften  Bundes 
sahen,  verloren  sie  das  Vertraueu  zur  Arbeiter- 
partei, die  bis  dabin  ja  vorzugsweise  als  bel- 
gischen Zweig  des  Bundes  sich  repräsentiert 
hatte.  Einige  verunglückte  Strikes  gaben  der 
Partei  den  Rest.  Es  riss  eine  wahre  Fahnen- 
flucht ein:  ganze  Vereine,  ja  Verbände  ver- 
schwanden spurlos;  andere  Vereine  wieder 
fielen  vou  der  Sache  des  Sozialismus  ab,  wollten 
von  „Zukunftsmusik"  nichts  mehr  hören  und 
beschäftigten  sich  ausschliesslich  mit  Fragen, 
deren  Lösimg  für  die  Arbeiter  unmittelbar 
praktischen  Nutzen  zu  bringen  versprach.  — 
Erst  seit  etwa  1876  kam  durch  die  Agitation 
des  inzwischen  vom  Anarchismus  zum  Marxis- 
mus bekehrten  Arztes  Dr.  de  Paepe  wieder 
frisches  Leben  in  die  Arbeiterbewegung.  Es 
gelang,  zwei  Parteigruppen  zu  stände  zu  bringen, 
die  „flämische  sozialistische  Partei1*,  welche  das 
Gothacr  Programm  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie acceptierte,  und  die  „brabantische  sozia- 
listische Partei1*  mit  einem,  wenn  auch  hiervon 
abweichenden,  so  doch  immerhin  wesentlich 
sozialdemokratischen  Programm.  1879  erfolgte 
dann  die  Vereinigung  dieser  beiden  Gruppen, 
die  zur  Begründung  der  „belgischen  sozialis- 
tischen Partei**  führte,  deren  Programm  dem- 
jenigen der  deutschen  Bruderpartei  nachgebildet 
war.  Einen  grösseren  Aufschwung  zu  nehmen 
gelang  der  Partei  indes  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  der  80er  Jahre,  unter  der  Führung  von 
A  n  s  e  e  1  e  (in  Gent)  und  V  o  1  d  e  r  s  und  Ber- 
trand (iu  Brüssel,'.  Das  Florieren  der  Partei 
hat  seinen  Grund  vornehmlich  darin,  dass  die 
belgische  sozialistische  Arbeiterpartei  mehr  als 
die  Schwesterparteien  in  anderen  Ländern  sich 
die  Schöpfung  und  Förderung  von  Gewerkver- 
einen  und  Wirtschaftsgenossenschaften  angelegen 
sein  lässt.  „In  Belgien1*  sagte  auf  dem 
Pariser  internationalen  Sozialistenkongresse  der 
belgische  Deputierte  Volders  1879)  —  „kann 
man  unmöglich  allein  auf  die  politische 
Grnppeubildung    rechnen.     Beim  geringsten 
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Storni  zerstreuen  Bich  diese  Grnppen,  die  keine 
andere  Grundlage  haben.  Dagegen  dauern  die 
durch  gemeinschaftliches  wirtschaftliches  Inter- 
esse verbundenen  Organisationen  aus.  So  die 
Fachvereine,  welche  die  Aufrechterhaltung  be- 
stimmter Tarife  und  die  Erhöhung  der  Löhne 
zum  Zwecke  haben,  so  auch  die  Kooperativge- 
nossenschaften,  welche  eine  feste  Basis  für  die 
Einigung  der  Organisationen  und  der  Mitglieder 
bilden.  Sie  aufzulösen,  ist  schwieriger,  weil 
ihre  Mitglieder  vereinigt  bleiben  zur  Erhaltung 
des  gemeinschaftlichen  Besitzes."  Bekannt  sind 
ia  auch  als  mustergiltig  von  diesen  belgischen 
Wirtschaftsgenossenschaften  der  Genter  rVoor- 
uit"  und  das  Brüsseler  „Volkshans". 

Im  Jahre  1893  erzwangen  die  Arbeiter  in 
Verbindung  mit  den  Kadikaien  durch  gross- 
artige Demonstrationen  und  einen  Gcneralstrike 
das  allgemeine  Stimmrecht,  das  freilich  nur  in 
der  Form  desnMehrstimmen''-Walilrechts  gewährt 
wurde.  Bei  deu  ersten  Wahlen,  die  danach  im 
Jahre  1894  stattfanden,  fielen  3500»)  Stimmen 
auf  sozialistische  Kandidaten,  von  denen  32 
ihren  Einzug  in  die  belgische  Kammer  halten 
konnten.  Seitdem  hat  der  Sozialismus  immer 
mehr  Anhänger  gewonnen,  so  dass  er  bei  dcu 
Wahlen  des  Jahres  1898  bereits  530  000  Stim- 
men auf  seine  Kandidaten  vereinigte  und  die 
Wahl  von  41  Abgeordneten  durchsetzte. 

10.  Italien.  In  Italien,  wo  es  eine  nam- 
hafte Industrie  bis  vor  kurzem  gar  nicht  gab, 
war  das  Verhältnis  der  Unternehmer  zu  ihren 
Arbeitern  in  Stadt  nnd  Land  keineswegs  ein 
patriarchalisches.  Die  Arbeiter  wurden  viel- 
mehr, da  sie  keine  kräftige  Organisation  ent- 
gegenzusetzen hatten,  aufs  äusserste  exploitiert, 
so  dass  die  Lage  des  Proletariats  sich  überaus 
traurig  gestaltete.  Dieses  äusserste  Mass  von 
Armut,  dazu  die  Unbildung  des  Volkes  und 
endlich  der  romanische  Natioualcharakter,  der 
mehr  zum  leidenschaftlichen  und  stürmischen, 
wenn  auch  noch  so  gefahrvollen  Angriff  als  zu 
andauernder  systematischer  Organisationsarbeit 
mit  langsam  und  allmählich  reifenden  Erfolgen 
neigt,  —  mussten  der  sozialdemokra- 
tischen Bewegung  lange  Zeit  enorme  Schwie- 
rigkeiten machen,  während  der  Weizen  des 
Anarchismus  zeitweise  blühen  mochte. 
Dieser  letztere  zog  auch  aus  einer  anderen 
Eigentümlichkeit  der  italienischen  Zustände 
Nutzen,  nämlich  aus  dem  Vorkommen  einer 
Menge  „deklassierter"  Existenzen  aus  der  Bour- 
geoisie, deren  ultimum  refugium  die  —  Politik 
ist.  Schon  Bakunin  hatte  (1872)  diese  Eigen- 
art Italiens  mit  Scharfblick  in  den  Worten  ge- 
kennzeichnet :  rIu  Italien  eidstiert ,  was  den 


anderen  Ländern  fehlt:  eine  glühende, 
gische  Jugend  ohne  jede  Stellung,  ohne  Karriere, 
ohne  Ausweg,  die  —  trotz  ihrer  Herkunft  von 
der  Bourgeoisie  —  nicht  moralisch  und  intellek- 
tuell erschöpft  ist  wie  der  bürgerliche  Nach- 
wuchs anderer  Länder." 

So  kam  es,  dass  in  Italien  zunächst  der 
(bakunistische)  Anarchismus  zu  alleiniger  Gel- 
tung kam  und  dass  die  Sozialdemokratie,  als 
sie  in  den  70  er  Jahren  aufkam,  nicht  recht  ge- 
deihen wollte.  Denn  diejenigen  Arbeiter,  die 
nichts  von  Komplotten  hören  wollten,  waren  be- 
reits von  den  (mazzinistischen)  Republikanern  ge- 
wonnen worden,  die  von  jeher  auch  sozialistisc  he 
Ziele  in  Aussicht  genommen  hatten.  Erst  seit  An- 


fang der  80er  Jahre,  als  die  Anarchisten 
sich  durch  verschiedene  Putsche  diskreditiert 
hatten  und  durch  die  scharfen  Repressivmass- 
regeln  der  Regierung  zu  Paaren  getrieben 
worden  waren,  fing  die  Sozialdemokratie  an, 
unter  der  Führung  Oostas,  eines  früheren 
Anarchisten,  eine  Rolle  zu  spielen.  Nachdem 
aber  inzwischen  die  Grossindustrie  Italiens  sich 
bedeutend  entwickelt  hat,  ist  auch  die  Arbeiter- 
bewegung des  Landes  in  den  letzten  Jahren 
mächtiger  aufgeblüht.  Die  Gewerkschaften  sind 
zu  umfassenden  Organisationen  geworden,  und 
die  Sozialdemokratie  hat  ebenfalls  zahlreiche 
Anhänger,  zumal  in  Norditalieu.  der  eigentlichen 
Industriegegend ;  doch  haben  auch  schon  Vereine 
ländlicher  Arbeiter  ihren  Beitritt  zur  Partei  er- 
klärt Das  1892  festgestellte  Programm  giebt 
die  üblichen  sozialdemokratischen  Anschauungen 
wieder,  bloss  dass  man  natürlich  den  Arbeitern 
Italiens  noch  nicht  wie  den  deutschen  Prole- 
tariern das  Postulat  der  sozialistischen  Gesell- 
schaft als  naturnotwendige  Folge  der  fernereu 
sozialen  Entwicklung  (im  Manschen  Sinne) 
darstellen  kann,  sondern  nur  als  Forderung  der 
Gerechtigkeit. 

Soziale  Aufstände,  die  1894  in  Sicilieu, 
1898  in  Mailand  stattfanden,  gaben  beide  Male 
zu  harten  Verfolgungen  der  sozialdemokratischen 
Vereine  uud  der  mit  ihnen  Hand  in  Hand  ge- 
henden Gewerkschaften  Anlass.  Bei  den  Wah- 
len des  Jahres  1896  sind  acht  sozialistische  De- 
putierte gewählt  worden ;  bei  denen  von  1897 
haben,  trotz  der  Einschränkung  des  Wahl- 
rechts, die  Sozialisten  140000  Stimmen  er- 
halteu  und  sechzehn  Abgeordnete  durchge- 
i  bracht. 

II.  Spanien.  Spanien  steht  in  seiner  in- 
dustriellen Kntwickelitng  noch  erheblich  hinter 
Italien  zurück.  Sonst  ist  Spaniens  politisch-so- 
ziales Leben  in  manchen  Stücken  principiell 
durch  die  gleichen  Eigentümlichkeiten  charak- 
terisiert wie  das  Italiens :  durch  schlimmste  Not 
der  niederen  Klassen,  krasse  Unbildung  des 
Volkes  und  Beteiligung  der  zahlreichen  de- 
klassierten Existenzen  der  Bourgeoisie  an  der 
Politik.  Hier  faud  daher  auch  seit  Ende  der 
60  er  Jahre  der  (bakunistische)  Anarchismus 
rasch  Verbreitung,  während  die  Sozialdemo- 
kratie mir  zu  geriuger  Bedeutung  kommen 
konnte.  Vorerst  freilich  wirkten  beide  Frak- 
tionen vereint  im  Kähmen  derselben  Organisation, 
der  Internationale.  Als  bei  den  revolutionären 
Bewegungen  der  Jahre  1872 — 73  die  (marxis- 
tischen) Sozialdemokraten  abzuwiegeln  versuch- 
ten, verloren  sie  den  grössten  Teil  ihrer  An- 
hänger. Nach  der  Niederlage  der  kommunalis- 
tischen  Bewegung  (1874)  wurden  Anarchisten 
und  Sozialisten  mit  der  gleichen  Härte  verfolgt. 
Damals  schlugen  die  Sozialisten  —  nach  den 
Worten  ihres  Führers,  des  Schriftsetzers  I  g  1  e  - 
sias  —  folgende  Taktik  ein:  .durch  Gewerk- 
schaften ihren  Kameraden  die  absolute  Gegner- 
schaft zwischen  den  Interessen  der  Kapitalisten 
und  deneu  der  Arbeiter  einzuprägen."  Es  gelang 
aber  erst  seit  Ende  der  70er  Jahre  wieder, 
unter  Leitung  von  Iglcsias  und  Jose  Heaa, 
eine  sozialdemokratische  Organisation  mit 
marxistischem  Programm  herzustellen,  die  in- 
dessen, solange  neben  ihr  die  anarchistische 
Arbeiterpartei  bestand,  keine  Bedeutung  er- 
langen konnte.  Erst  als  die  Organisation  der 
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Anarchisten,  die  stellenweise  mit  Attentaten  und 
Putschen  die  bestehende  Ordnung  angegriffen 
hatten,  durch  furchtbare  Verfolgungen  der  Be- 
hörden gesprengt  worden  war,  hat  die  Sozial- 
stie einigen  Einfiuss  auf  die  Arbeiter- 


welt au  gewinnen  vermocht.  Bei  den  Wahlen 
des  Jahres  1898  hat  sie  es  so,  trotz  des  be- 
schränkten Wahlrechts,  auf  20000  Stimmen 
bringen  können,  die  allerdings  nicht  ausreich- 
ten, um  einem  sozialistischen  Kandidaten  zum 
Siege  zu  verhelfen. 

12.  Russland.  Jene  revolutionären  Bewe- 
gungen in  Russland,  die  man  in  Westeuropa 
als  „nihilistische"  zu  bezeichnen  pflegt,  haben 
in  der  Hauptsache  nur  die  Jugend  der  höheren 
Stande,  die  sogenannte  „Intelligenz'',  ergriffen. 
Die  „bürgerlichen"  Klassen  in  ihrer  Ge- 
samtheit finden  in  der  Wirtschaftspolitik 
der  Regierung  ihre  eigenen  Interessen  vertreten 
und  sind  ausserdem  traditionell  an  Gehorsam 
gegen  dir  Regierung  gewöhnt,  so  dass  ihnen 
die  Verweigerung  jedes  Anteils  an  der  Regie- 
rung nicht  allzu  sehr  ans  Herz  geht.  Sie  haben 
sich  daher  meist  mit  Aeusserungen  eines  pla- 
tonischen Liberalismus  begnügt.  Die  industri- 
elle Arbeiterklasse  andererseits,  die  erst  während 
der  Epoche  von  1860— i>0  zur  Entwicklung 
gelangte,  war  —  mit  wenigen  Ausnahmen  — 
damals  zu  ungebildet  und  indifferent,  um  poli- 
tisch Stellung  zu  nehmen.  Und  der  intellektuell 
noch  tiefer  stehende  Bauer,  der  nur  Sinn  für 
seine  unmittelbarsten  Kirchturininteressen  hatte, 
war  natürlich  in  noch  minderem  Grade  als  der 
städtische  Proletarier  zur  Beteiligung  au  der 
Bewegung  zu  veranlassen.  So  war  also  in 
Kurland  in  der  Epoche  der  „nihilistischen" 
Bewegungen  nicht  eine  bestimmte  Klasse 
mit  bestimmten  materiellen  Interessen  Trägerin 
der  Unzufriedenheit,  sondern  vielmehr  die  ge- 
bildetere Jugend  und  gewisse  idealistische  Ele- 
mente der  Gesellschaft  Damit  war  der  Cha- 
rakter dieser  Bewegung  gegeben:  er  musste 
Tapferkeit  und  hingehende  Begeisterung  zeigen, 
aber  auch  phantastische  Ueberschätzung  des 
Möglichen  nnd  ungeduldiges,  folglich  unüber- 
legtes Vorwärtastürmen.  Schliesslich  aber 
musste  eine  solche  Bewegung  fehlschlagen,  ohne 
dauernde  Resultate  erzielt  zu  haben.  —  Ihre 
einzelnen  Piusen  sind  —  soweit  radikal -sozialis- 
tische Elemente  ins  Spiel  kommen  —  kurz  die 
folgenden. 

Schon  zu  Anfang  der  60  er  Jahre  beginnt 
die  „unterirdische"  Thtttigkeit  einiger  —  von 
unklaren  sozialistischen  Zielen  erfüllten  —  ge- 
heimen Gesellschaften;  bei  der  rngeschicklich- 
keit  dieser  ersten  Verschwörer  werden  aber 
ihre  Verbindungen  rasch  entdeckt  nnd  unter- 
drückt. Mit  Ende  der  60  er  Jahre  wird  dann 
unter  der  Jugend,  die  unter  dem  Einflüsse  von 
Tschernischewskys  ökonomischer  Kritik 
und  Dobroljubows  Satiren  gegen  die  poli- 
tischen und  gesellschaftlichen  Zustände  aufge- 
wachsen war,  die  Opposition  allgemein;  und 
als  Bakunins  anarchistische  Emissäre  eintreffen, 
werden  sie  in  diesen  Kreisen  mit  Begeisterung 
empfangen.  Der  Hauptgedanke  in  der  jetzt 
anhebenden  „Sozialrevolutionären"  Bewegung 
ist :  das  in  Russland  bestehende  Gemeineigentum 
der  Bauern  am  Grund  und  Boden  als  Anknüp- 
ft für  die  soziale  Reform  im  föderativ- 
en benutzen  und  somit 


Russland,  unter  Benutzung  der  in  Westeuropa 
gewonnenen  Erkenntnisse  und  Erfahrungen, 
unmittelbar  ins  gelobte  Land  des  Sozialismus 
zu  führen,  —  ohue  erst  lange  durch  ein  „ka- 
pitalistisches" Zwischenstadium  aufgehalten  zu 
werden.  Zur  Erfüllung  dieser  Theorie  gab  es 
zunächst  zwei ,  Hauptgruppen -.  die  Anar- 
chisten, die  von  18<2— 74  „ins  Volk  gingen", 
um  bei  den  Bauern  Revolten  anzuzetteln  —  sie 
hiessen  deshalb  „Putschmacher"  — ,  und  die 
„Propagandisten",  welche  durch  Propaganda 
für  den  Sozialismus  unter  den  Bauern  die  soziale 
Revolution  vorbereiten  wollten.  Beide  Gruppen 
erzielten  nur  geringe  Erfolge,  zumal  es  der 
Polizei  bald  gelang,  ihre  Thätigkeit  durch  Ver- 
haftung und  Bestrafung  der  rührigsten  „Ge- 
nossen" lahm  zu  legen.  So  wurden  diese 
Gruppen  seit  1 876  durch  die  sogenannten  „Volks- 
tümlichen" abgelöst,  deren  Programm  in  einer 
der  Bauernschaft  auf  den  Leib  zugeschnittenen 
sozialistischen  Theorie  gipfelte:  Privateigen- 
tum an  Grund  und  Boden  sollte  nicht  existieren 
dürfen,  alles  Ackerland  vielmehr  neu  nach 
rechten"  Prinzipien  unter  die  Baue 
verteilt  werden  (die  sogeuannte  „schwarze  Um- 
teilung",  d.  h.  die  Neuverteilung  des  „Schwarzen" 
[sc.  des  Landes h.  Die  Taktik  der  „Volks- 
tümlichen" war  die  der  „Ansiedelung",  d.  h.  man 
siedelte  sich  gruppenweise  in  einem  Distrikte 
an,  um  seine  Bevölkerung  für  die  Ziele  des 
Bundes  zu  gewinnen.  Aber  die  Bauern  blieben 
trotz  des  schönen  Programms  taub,  und  so 
gaben  viele  Volkstümliche  jetzt  einer  anderen 
Kampfesweise  den  Vorzug:  dem  Terroris- 
mus.  Sie  begründeten  einen  neuen  Geheim- 
bund, den  des  „Volkswillens",  der  dem  „weissen" 
Schrecken  der  Regierung  den  „roten"  Schrecken 
des  Volkes  entgegenzusetzen  sich  anschickte. 
In  ihrem  Programm  erklärten  die  Mitglieder: 
„Unserer  (theoretischen)  Grundüberzeugung  nach 
sind  wir  Sozialisten  und  Volkstümliche" ;  die 
j  Taktik  aber  sollte  sein :  durch  geheime  Ver- 
j  schwörung  gegen  die  regierenden  Gewalten  diese 
mittelst  Handstreich  zu  stürzen  und  dann  die 
j  revolutionäre  Diktatur  zum  Zwecke  der  Um- 
:  wälzung  der  sozialen  Zustände  einzuführen,  — 
j  also  die  alte  „Ii  1  a n q  u  i  s  t  i  s ch e"  Taktik.  Diese 
Partei  hatte  eine  Zeit  lang,  besonders  von  1880 
bis  1881.  durch  eine  Reihe  gelungener  „Thaten" 
thatsächiieh  Erfolge  zu  verzeichnen.  Aber  trotz 
der  Ermordung  des  Zaren  gelang  es  ihr  nicht, 

einen  S 


ihrem  Ziele  auch  nur  um  einen  Schritt 
zu  kommen.  Schliesslich  musste  der  Bund, 
welcher  nur  über  einige  hundert  kampfbereite 
Leute  verfügte,  nach  einigen  glücklichen  Griffen 
der  Polizei  verbluten  (1884).  Ein  anderer  Ge- 
heimbund, der  der  „schwarzen  Umteilung", 
welcher  eine  sozialistische  Volkspartei  mit  Be- 
|  schränkung  der  terroristischen  Mittel  auf  die 
Abwehr  zu  begründen  strebte  und  als  The- 
oretiker der  Partei  Eugen  Dühring  auf  den 
Schild  erhob,  war  schon  1880  einer  Polizei- 
campagne  erlegen.  —  Seitdem  erfolgte  der  un- 
aufhaltsame Rückgang  der  Bewegung.  Die 
„Sozialrevolutionäre"  —  wie  sich  ihre  aktiven 
Teilnehmer  selber  bezeichneten  —  waren  nie- 
mals ein  grosser  Kreis  gewesen;  nun  lagen 
viele  begraben  auf  den  Kirchhöfen,  andere 
eingekerkert  in  den  Kasematten  der  F< 
wieder  ander«:  siechten  dahin  in  Sibiriens 

und  der  Best  befand  sich  im  Exil.  Die 
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neue  Generation  der  „Intelligenz"  aber,  unter 
einem  furchtbaren  Drucke  aufgewachsen,  wollte 
zumeist  von  den  Idealen  der  frühereu  Generation 
nichts  wissen. 

Auf  diese  „nihilistische"  Periode,  die  mit 
den  80er  Jahren  zu  Ende  gegangen,  ist  jetzt 
eine  neue  Epoche  sozialistischer  Propaganda 
gefolgt,  wo  diese,  in  Anlehnung  an  die  Ziele 
und  Mittel  der  deutschen  marxistischen  So- 
zialdemokratie, sich  nicht  mehr  an  die 
„Intelligenz"  und  die  Bauern,  sondern  an  das 
Arbeiterproletariat  der  Industriecentren  wendet. 
Anfangs  wurden  unter  den  Arbeitern  geheime 
B  i  1  d  n  n  g  s  v  e  r  e  i  n  e  gegründet,  die  die  Aufgabe 
hatten ,  die  sozialistischen  Idceen  unter  den 
Massen  zu  verbreiten.  Bald  aber  ging  man 
dazu  ilher,  die  naturwüchsig  entstehende  Un- 
zufriedenheit der  rechtlosen  Arbeiterschaft  in 
der  sich  mächtig  entwickelnden  kapitalistischen 
Grossindnstrie  für  die  Zwecke  der  Partei  aus- 
zunutzen. Bei  den  Strikes,  die  seit  1894  in  Pe- 
tersburg, im  centralen  und  südlichen  Industrie- 
gebiete Russlands,  in  Littaueu  und  Polen  mas- 
senhaft ausbrachen  (obgleich  jeder  Strike  mit 
Gefängnis  bestraft  wird),  traten  die  Sozialdemo- 
kraten an  die  Spitze,  organisierten  das  Fabrik: 
Proletariat,  begründeten  Strikekassen,  druckten 
und  verteilten  Flugblätter  und  schufen  schliess- 
lich geheime  Gewerkschaften.  Band  in 
Hand  damit  ging  die  Einführung  von  Hundert- 
tausenden von  Exemplaren  sozialistischer  Pro- 
piigaiidaschrifteu,  die  in  der  Schweiz  von  Ple- 
chanow  und  seinem  streng  marxistisch  ge- 
sinnten Freundeskreise  herausgegeben  wurden. 
Polizei  und  Regicrnug  suchten  dieser  Propaganda 
durch  strengste  Bestrafung  und  Verschickung 
der  ergriffenen  Agitatoren  nach  Sibirien  Einhalt 
zu  thnn.  Aber  sie  waren,  bisher  wenigstens, 
der  Bewegung  im  ganzen  gegenüber  ohn- 
mächtig, ja  sie  haben,  durch  ihre  brutal  -  ein- 
seitige Begünstigung  der  kapitalistischen  Inte- 
ressen, die  Arbeiterschaft  nur  noch  mehr  gegen 
den  zarischen  Absolutismns  aufgebracht.  Gegen- 
wärtig sind  alle  Indnstriebezirke  Rnsslands, 
Littaueiis  und  Polens  mit  einein  ganzen  Netze 
geheimer  sozialdemokratischer  Gewerkschaften 
bedeckt,  die  in  den  Eisenbahnwerkstätten,  Berg- 
werken, mechanischen  Fabriken  und  Spinnereien 
—  gloichgiltig,  ob  darin  russisches.  ]>olnisches 
oder  jüdisches  Proletariat  beschäftigt  wird  — 
besonders  verbreitet  sind. 

13.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Seit  1850  M  das  Wirtschaftsleben  iu  den  Ver- 
einigen Staaten  eine  einheitliche  Volkswirt- 
schaft geworden,  deren  gesellschaftliche  Form 
den  Grundzttgen  derjenigen  des  westlichen 
Europa  gleicht"  (Sartorius  v.  Wnltcrs- 
hansen).  Daher  hat  die  soziale  Frage  auch 
dort  entstehen  und  eine  lebhafte  Arbeiterbe- 
wegung zur  Eutwickelung  bringen  müssen.  In 
dieser  hat  aber  die  Sozialdemokratie  bisher  nur 
eine  geringe  Bolle  gespielt.  Der  Hauptgrund 
dafür  liegt  vornehmlich  im  amerikanischen 
Volkscharakter,  der  keine  Prädisposition  für  die 
kommunistischen  Ideeen  zeigt.  Der  Sinn  des 
Amerikaners  geht  auf  die  unmittelbare  Ver- 
iHssrrnng  seiner  Lage,  auf  das  Praktische  und 
Erreichbare  und  ist  für  unbestimmte  Weltbe- 
glückungspläne  nicht  empfänglich.  ,.  Daher  sind 
die  amerikanischen  Arbeiter  der  sozialistischen 
Kritik  des  Bestehenden  leicht  zugänglich,  wäh- 


rend sie  den  Zukunftskomraunismus  mit  skep- 
tischer Vorsicht  behandeln"  (Sartorius).  So 
kommt  es,  dass  der  Charakter  der  amerikani- 
schen Arbeiterbewegung  bisher  nicht  durch  die 
Sozialdemokratie,  sondern  durch  gewerkschaft- 
liche und  andere,  von  sozialreformatorischen  Prin- 
eipien  ausgehende  Arbeiterverbände  bestimmt 
worden  ist.  Wenn  es  sich  bloss  um  die  e  i  n  h  e  i  - 
m  i  s  c  h  e ,  d.  h.  aus  Amerika  selber  stammende  Be- 
völkerung handelte,  so  wäre  Überhaupt  von  so- 
zialdemokratischen Bewegungen  fast  nichts  zu 
berichten,  da  unter  jener  Tendenzen  der  frag- 
lichen Art  niemals  festen  Fuss  haben  fassen 
können.  Die  Anhänger  der  Sozialdemokratie 
setzen  sich  vielmehr  vornehmlich  aus  einge- 
wanderten deutschen  —  und  ganz  neuerdings 
auch  aus  russisch-jüdischen  —  Proletariern  zu- 
sammen. Unter  jenen  wurde,  nach  verschiedenen 
missglückten  Anlänfen  zur  Schaffung  einer 
grösseren  Parteiorganisation,  1867  in  New- York 
die  erste  Sektion  der  „Internationalen"  unter 
dem  Präsidium  Sorges  —  eines  alten  Acht- 
undvierzigers, der  in  Amerika  Beinen  Unterhalt 
als  Musiklehrer  verdiente  —  gestiftet.  Bald 
schritt  man  auch  in  anderen  Städten  zur  Be- 
gründung von  Sektionen  der  Internationalen: 
doch  ging  das  Wachstum  der  sozialistischen 
Bewegung,  zum  Teil  infolge  innerer  Zwistig- 
keiten,  so  langsam  vor  sich,  dass  man  erst  1874 
eine  „sozialdemokratische  Partei  von  Nord- 
amerika" ins  Leben  rufeu  konnte. 

Indes  einte  diese,  obwohl  ihr  Marxisten  wie 
Las.salleaner  beigetreten  waren,  lange  nicht  alle 
sozialistischen  Elemente  des  Landes,  da  viele  Ver- 
eine trotz  gleicher  Tendenzen  sich  ihr  nicht 
anschlössen.  Erst  1876  entstand  mit  der  Schaf- 
fung der  „Arbeiterpartei  der  Vereinigten  Staaten" 
eine  Organisation,  die  fast  alle  radikal-sozialisti- 
schen Gruppen  zu  einer  Einheit  verband.  Ihr 
Programm  war  dem  zu  Gotha  beschlossenen 
der  deutschen  Sozialdemokratie  nachgebildet. 
Die  neue  Partei,  die  übrigens  bald  den  Namen 
„Sozialistische  Arbeiterpartei  Nordamerikas1*  an- 
nahm, breitete  sich,  unter  dem  Einflüsse  von 
Absatzstockungen,  Arbeitslosigkeit  und  Strikes. 
unter  den  Deutsch-Amerikanern  rasch  aus.  Aber 
seit  Anfang  der  80er  Jahre  fand  ein  starker 
Rückgang  statt,  als  neben  der  Partei  zahlreiche 
„sozial  revolutionäre"  und  anarchistische  Gruppen 
entstanden,  die  sich  eine»  grossen  Zulaufs  er- 
freuten und  Proaelyten  in  erster  Linie  unter 
den  bisherigen  Anhängern  der  Sozialdemokratie 
warneu.    Die  letztere  schrumpfte  1 


zusammen,  so  dass  sie  1H83,  nach  eigener  An- 
gabe, kaum  2000  Mitglieder  —  meist  einge- 
wanderte Deutsche  —  hatte.  Erst  mit  den 
folgenden  Jahren ,  als  wieder  wirtschaftliche 
Krisen  die  sozialen  Gegensätze  verschärften, 
nahm  die  Partei  langsam  zu;  aber  obwohl  die 
Konkurrenz  der  Sozialrevolutionäre  und  Anar- 
chisten seit  der  Chicagoer  Bombenaffäre  von  1886 
(s.  d.  Art.  Anarchismus  oben  Bd.  I.  S.  314) 
sehr  wenig  gefährlich  geworden,  ist  es  der  So- 
zialdemokratie bis  heute  nicht  gelungen,  in 
Amerika  ein  Faktor  vou  irgendwelcher  Be- 
deutung zu  werden.  Gegenwärtig  sind  die 
Sozialdemokraten  überdies  noch  in  zwei  Frak- 
tionen gespalten,  indem  seit  1897  neben  die 
alte  „Sozialistische  Arbeiterpartei"  noch  eine 
„Sozialdemokratische  Partei"  getreten  ist. 
die  im  Grunde  das  gleiche  wie  die  erstere  an- 
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strebt,  aber  —  im  Gegensatze  zar  anderen 
Fraktion  —  in  ein  freundliche«  Verhältnis  zu 
den  mächtigen  Gewerkschaften  des  Landes  zu 
treten  gewillt  ist.  Die  Bedeutungslosigkeit 
beider  Fraktionen  erhellt  klar  ans  den  folgen- 
den Daten.  Die  alte  „Sozialistische  Arbeiter- 
prtei"  hat  etwa  5000  Mitglieder.  Von  den  14 
Millionen  Wahlstimmeu  erhielt  sie  im  Jahre 
1898  nnr  82 (XX).  „Erfolgreich  war  die  Par- 
tei —  berichtet  ein  „Genosse"  resigniert  — 
während  der  letzten  zwölf  Monate  bei  der  Wahl 
eines  Stadtrat«  in  Holyoke,  Mass.,  und  eines 
Stadtrats  und  vier  Stadtverordneter  in  New- 
Britain.  Conn.  Bessere  Wahlerfolge  hatte  die 
Partei  in  den  letzten  zehn  Jahren  nicht  zu  ver- 
zeichnen." Die  viel  jüngere  „Sozialdemo- 
kratische Partei"  hat  3000  Mitglieder.  .Dire 
Hauptstärke  —  berichtet  Genosse  Dietzgen  — 
hat  sie  in  Massachusetts,  dem  ältesten  industriell 
entwickelten  Staate.  Vergangenes  Jahr  nahm 
sie  in  fünf  Staaten  an  den  Wahlen  selbstän- 
digen Anteil  und  erhielt  12500  Stimmen  mit 
dem  Erfolg,  dass  sie  zwei  Sozialdemokraten  in 
die  Staatslegislatur  von  Massachusetts  ent- 
sandte und  in  Ilaverhill,  Mass.,  den  Bürger- 
meister, je  drei  Stadträte  und  Stadtverordnete, 
einen  Steuereinschätznngsbearaten  und  einen 
Schnlrat  erwählte  und  in  Amesbnry,  Mass., 
einen  Stadtrat." 

IV.  Kritik  der  Sozialdemokratie. 

t.  Die  sozialdemokratische  Kritik  und 
die  ^tatsächliche  soziale  Entwickelung. 

Di*-  ungeheure  Vehemenz,  mit  der  der  so- 
zialistische Verstoss  gegen  die  bestehende 
Wirtschaftsordnung  in  der  ganzen  Kultur- 
welt erfolgte,  sowie  die  lange  Dauer  der 
Sozialrevolutionären  K  i  n  d  h  e  i  t  s  p  h  a  s  e 
der  Arlieiterbewegung  in  den  kontinentalen 
hindern  hat  zur  Folge  gehabt,  dass  die 
Sozialpolitik,  soweit  ihr  Studium  von  erns- 
ten, die  Notwendigkeit  der  sozialen  Reform 
erkennenden  Gelehrten  betrieben  winde, 
ein  pessimistisches  Aeussere  gewann.  Man 
glaubte,  durch  die  Anklagen  clor  Kommu- 
nisten und  fortgesetzte  Aufdeckung  ein- 
zelner —  manchmal  himmelschreiender  — 
Missstande  überzeugt,  dass  die  Lage  der 
Arbeiter  sich  immer  mehr  verschlechtern, 
dass  die  sie  heimsuchenden  Uek'lständo  sich 
immer  mehr  steigern,  da<s  (nach  den  Worten 
eines  unserer  führenden  Geister,  Adolf  Wag- 
ners) »die  Verteilung  des  Produktions- 
ertrag«; für  die  Arboitgolterklossen  immer 
günstiger,  für  die  unteren  Klassen  wenigstens 
relativ  ungünstiger  werde.« 

Dies»?  von  uns  allen  angenommene  These 
von  der  Verschlimmerung  der  Lage  der  ar- 
beitenden Klassen  hat  sich  inzwischen  als 
ein  Märchen  herausgestellt.  Zwar  haben  zu 
Anfang  <les  19.  Jahrhunderts  die  ersten 
Sturzwellen  des  siegreich  vordringenden 
Kapitalismus  viel  Ungemach  und  Elend  Atter 
das  Volk  gebracht :  Das  ist  durch  tausend- 
fältige Zeugnisse  aus  allen  Iündern  erwiesen. 
Nachdem  aber  ein  bis  zwei  Menschenalter 


seit  der  Ausbreitung  der  Grossindustrie 
vergangen,  hat  die  Welt  begonnen,  sich  auf 
den  Kapitalismus  einzurichten: 
der  soziale  Mechanismus  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  wirkt  offenltar  automa- 
tisch in  der  Richtung  einer  immer  auf- 
steigenden Lebenshaltung  der  untcrenKlassen, 

—  und  in  derselben  Richtimg  wirkt  eben- 
falls die  auf  dem  Boden  jener  Ordnung 
naturnotwendig  zu  stände  kommende  Organi- 
sation der  Arbeiter  zu  Zwecken  der  Selbst- 
hilfe  sowie  die  den  Bedürfnissen  des  Ar- 
beiterstandes dienende  ltowusstc  Staatsfür- 
sorge.  Der  auf  Erhöh tuig  des  nationalen 
Lebeosniveaus  gerichtete  Entwickelungs- 
prozess  geht,  wie  bemerkt  in  erster  Linie 
automatisch  vor  sich:  indem  nämlich  in 
jeder  Nation,  dann  Lebenskurve  aufsteigt, 
die  jährlich  zurückgelegten  (»akkumulierten«) 
Kapitalmassen,  die  zu  produktiver  Verwen- 
dung in  der  Industrie  bestimmt  sind,  immer 
und  immer  wieder  wachsen,  wodurch  eine 
progressiv  steigende  Nachfragt1  nach  Ar- 
beitern entsteht.  Wie  die  ( ieschichte  beweist, 
reicht  der  naturlicheBevölkerungszuwaehs  zur 
Deckung  dieser  Nachfrage  nicht  aus.  so  dass 
zu  diesem  Zwecke  Arbeiter  aus  den  länd- 
lichen Besehäftigungsweisen  und  sogar  aus 
dem  Auslande  herbeigescliafft  werden  müssen. 
Dieser  Vorgang  vollzieht  sich  in  einer  Volks- 
wirtschaft, wo  die  einzelnen  Kapitalisten 
sieh  bei  der  Au  Werbung  von  Arbeitern  un- 
aufhörlich gegenseitig  Konkurrenz  machen, 
erfahrungsmässig  nur  in  der  Weise,  dass 
immer  höhere I/uinangebote  gemacht  werden : 
eine  Tendenz,  die  in  der  Lohnbewegung  auf 
dem  Lande,  wo  jede  Koalition  der  Ar- 
beiter verl  toten  ist,  besonders  klar  hervor- 
tritt und  natürlich  da,  wo  die  Arbeiter  or- 
ganisiert sind,  und  die  Konkurrenz  von 
Sündern,  jugendliehen  Personen  und  Frauen 
durch  gesetzliches  Verbot  und  Maxhnal- 
arbeitstag  wesentlich  eingeschränkt  ist,  eine 
erhebliche  Verstärkung  erfährt.  Dem  ent- 
sprechend beweist  auch  die  Statistik,  dass 
sich  in  allen  Iündom  mit  fortschreitender 
Industrie  die  Ijoge  der  arbeitenden  Klassen 

—  dieselben  als  ein  grosses  Ganzes  betrachtet 

—  kontinuierlich  verltessert.  Mit  einem  geist- 
reichen Wort  kann  darum  Julius  Wolf  — 
der  dies*»  Auffassung  zuerst  und  mit  Itesonde- 
rem  Nachdruck  vertreten  hat  —  von  einem 
»Chemismus«  der  bürgerlichen  Wirtschafts- 
ordnung sprechen,  der  dahin  dränge,  ihren 
unaufhörlichen  t  e  c  h  D  i  s o  h  -  ö  k  o  n  o  in  i  - 
sehe  n  Fortschritt  selbstthätig  in  sozialen 
Fortschritt  umzusetzen. 

In  derselben  Zeit,  wo  die  Löhne  wesent- 
lich gestiegen  sind,  ist  die  tägliche  Arbeits- 
zeit in  der  gesamten  Fabrik-  und  Werkstatt- 
industrie sehr  verkürzt  worden,  teils  infolge 
der  Konkurrenz  der  Fabrikanten  unter  ein- 
ander, die  zu  Konzessionen  an  die  Arbeiter 
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führt,  teils  durch  die  energische  Selbsthilfe 
der  Arbeiter,  teils  endlich  durch  die  staat- 
liche Gesetzgebung,  die  sich  auf  diesem 
Gebiete  als  ganz  besonders  wirksam  er- 
wiesen hat. 

Von  nicht  geringer  Bedeutung  für  die 
Erhöhung  der  Lebenslage  der  arbeitenden 
Klassen  ist  die  in  grossartigem  Massstabe 
erfolgte  Ausbildung  von  Organisationen,  die 
den  Massen  die  Befriedigung  ihrer  materi- 
ellen oder  kiüturellen  Bedürfniese  erleichtern 
oder  sie  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen 
von  Unglücksf allen  sichern  sollen:  man 
braucht  bloss  an  die  obligatorische  Arbeiter- 
versicherung, die  Hilfskassen,  die  Oewerk- 
vereine  (sofern  sie  ihre  Mitglieder  gegen 
Erwerbslosigkeit  versichern),  die  Konsum- 
vereine, den  GomeindesoziaUsmus  und  die 
Institutionen,  die  dem  Volke  Bilduugs- 
material  und  {lassende  Erholuug  verschaffen 
sollen,  zu  erinuern.  Erwägt  man  schliesslich 
noch,  dass  heute  der  Arbeiter  in.  seiner 
Person  durchgängig  viel  unabhängiger  und 
auch  selbstbewusster  als  vor  einem  halben 
Jahrhundert  ist,  so  kann  man  nicht  umhin, 
zuzugestehen,  das»  die  Besserung  in  der 
Lage  des  gewöhnlichen  Arbeitsmanns  all- 
seitig ist. 

Aber  freilich  findet  diese  Aufwärtsbewe- 
gung der  Gesellseliaft  unterm  System  der 
freien  Konkurrenz  nur  statt,  indem  regel- 
mässig ein  —  wenn  auch  prozentual  abneh- 
mender —  Bruchteil  der  Gemcinscliaft  ge- 
opfert wird :  Das  ist  die  Konsequenz  der  — 
—  neben  jeneu  Wohlstandstendenzen  — 
unleugbar  vorhandenen  Elendstendenzeu,  die 
in  Form  ungünstiger  Konjunkturen,  wirt- 
schaftlicher Depressionen  und  ökonomischer 
Krisen  bestimmten  Individuen,  Distrikten 
und  Erwerbszweigen  verhängnisvoll  werden. 
Die  modernen  Konkurrenzverhältnisse,  die 
Ueberlegeuheit,  die  den  Betrieben  mit  der 
fortgeschrittenen  Technik  und  der  grössten 
Anpassungsfähigkeit  an  den  Kreis  der  Kon- 
sumenten und  an  die  1  Jaunen  der  Mode  inne- 
wohnt, bringen  immer  hier  oder  dort  einen 
Fabrikationszweig,  namentlich  aber  ganze 
Branchen  des  Handwerks  oder  der  Haus- 
industrie, zeitweise  oder  dauernd  in  schwere 
Notlagen,  die  dann  natürlich  von  den 
schlimmsten  Folgen  für  die  darin  beschäf- 
tigten Arbeiter  begleitet  sind.  Ausserdem 
ringt  der  wirtschaftliche  Konkurrenzkampf 
auf  allen  Erwcrbsgebieten  viele  nieder, 
die  psychisch,  intellektuell  oder  moralisch 
minderwertige  Existenzen  repräsentieren  und 
unter  dem  Durchschnittsmass  der  nötigen 
Leistungen  oder  der  erwarteten  Zuvorlässig- 
keit bleiben. 

Man  muss  sich  eben  zu  der  Erkenntnis 
durchringen,  die  schon  vor  einem  Viertel- 
jahrhundert von  Lexis  (in  seinem  Werke 
über  die  französischen  Gewerkvereine)  also 


formuliert  worden  ist:  »Es  wird  immer 
nur  ein  theoretisches  Postulat  der  So- 
lidaritätspolitik  der  Arbeiter  bleiben,  dass 
die  ganze  Masse  ihrer  Klasse  gleichmässig 
gehoben  werden  müsse.  Die  Arbeiterbewe- 
gung selbst  erzeugt  unwillkürlich  eine  neue 
Schichtenbildung.  Und  wenn  die  Hebung  einer 
ganzen  Schicht  gelingt,  so  ist  das  schon 
der  eigentlich  soziale  Fortschritt;  daneben 
mag  als  erreichbares  Ziel  die  fortdauernde 
Verminderung  der  untersten  Schicht  er- 
scheinen. Die  soziale  Frage  aber  verliert 
durch  diese  Auflösimg  der  Arbeiterklasse 
in  Schichten  jene  abstrakte  Einfach- 
heit, die  eine  absolute  Lösung  zu 
fordern  scheint« 

2.  Das  kommunistische  Gesellsehafte- 
ideal.  Ebensowenig  wie  die  kritischen 
Anschauungen  der  Sozialisten  halten  ihre 
positiven  Ideeen  vor  einer  vorurteilslosen 
Untersuchung  stand.  Rein  auf  seinen  ob- 
jektiven Inhalt  geprüft,  muss  der  kommu- 
nistische Idealstaat  einfach  als  ein  trügerisches 
Wahnbild  erscheinen.  Zunächst  muss  es 
schon  das  äusserste  Misstrauen  erwecken, 
dass  die  Sozialdemokratie  selber  keine 
authentische  Deklaration  über  Gestalt  und 
Wesen  dieser  kommunistischen  Gesellschaft 
zu  geben  wagt.  Das  Programm  der 
Partei  beschränkt  sich  auf  die  inhaltlose 
Erklärung,  es  würde  ein  Reich  des  Kom- 
munismus aufgerichtet  werden,  in  dorn  die 
Produktionsmittel  gesellschaftliches 
Eigentum  sein  und  die  Produktion  selber 
»für  und  durch  die  Gesellschaf U 
betrieben  werden  würde.  Ueber  die  funda- 
mentalen Principien  der  neuen  Gesellschaft 
—  also  über  die  Verteilung  von  Arbeit  und 
Einkommen  unter  ilire  Mitglieder,  wovon  ja 
deren  gesamtes  materielles  Wold  und  Wehe 
abhängt !  —  erfährt  man  im  Programm  kein 
Sterbenswörtchen.  Und  wo  sich  bisher 
Parteischriften  über  diese  Fragepunkte  ver- 
breitet liaben,  zeigen  sie  die  gänzliche  Rat- 
losigkeit der  Autoren,  wo  nicht  gar  voll- 
kommenen Unverstand.  So  weiss  die  Sclirift 
Dietzgens  über  die  »Zukunft  der  Sozial- 
demokratie« ( —  das  dritte  Heft  der  »Sozial- 
demokratischen Bibliothek«,  Berlin,  1891  — ), 
nichts  Besseres  über  die  Einkommensver- 
teilung mitzuteilen  als  die  Sätze:  »Im 
sozialistischen  Staate  werden  die  Dinge  je 
nach  Umständen,  nach  Ort  und  Zeit  und 
Land  und  Leuten  mannigfaltig  sein.  Da 
wird  für  gleichen  und  für  ungleichen  Lolin, 
anf  Zeit  und  auf  Stück,  fleissig  und  faul 
gearbeitet  werden.  Wie  kann  es  anders 
sein,  als  dass  einer  für  den  anderen  mit- 
arbeitet? Ist  es  nicht  schon  immer  gewesen? 
Nicht  nur,  dass  der  Starke  den  Schwachen, 
dass  der  Fleiss  die  Faulheit  unterstützt; 
auch  muss  der  Fleiss  noch  dem  Fleisse 
helfen.    Ic  h  weiss  nicht,  woran  ich  erkennen 
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soll,  dass  der  Handlanger,  der  die  Ziegel  im 
Schweis«?  schleppt,  mehr  verdienen  mfisste 
als  der  Maurer,  der  sie  mit  Leichtigkeit  zu- 
rechtschiebt.«  Also  die  Willkür  der  Be- 
hörden entscheidet  über  die  Einkommens- 
grösse,  die  jedem  Einzelnen  zu  teil  wird! 
Es  ist  überflüssig,  weiter  auszumalen,  welche 
Unzufriedenheit  .sich  der  grossen  Masse  der 
Bevölkerung  unter  einem  solchen  System 
bemächtigen  würde;  seine  Unnahbarkeit 
leuchtet  jedem  Unbefangenen  ein.  —  Ge- 
radezu absurd  aber  ist  es,  wenn  eine  andere 
(anonym  erschienene,  wie  mir  mitgeteilt 
wurde,  von  Kantsky  verfasste)  Parteischrift 
»Gesellschaftliches  'und  Privates  Eigentum« 
(—  das  erste  fleft  der  »Sozialdemokratischen 
Bibliothek«  — )  den  Unterthanen  des  kom- 
munistischen Znkunftsstaates  wegen  des 
Uoberflusses  an  Produkten  »die  Konsumtion 
nach  Belieben*  verspricht. 

Man  kann  natürlich  an  die  verschie- 
densten Massstäbe  als  regelnde  Prineipioii 
der  Einkommensverteilung  denken.  Indes 
selbst  mit  dem  vollkommensten  würde  die 
sozialistische  Gesellschaft  an  der  Unzuläng- 
lichkeit des  Menschenmaterials,  wie  es  nun 
einmal  heute  ist  und  für  absehbare  Zeit  sein 
wird,  bald  genug  seheitern.  Die  einzige 
Form  eines  sozialistischen  Gemeinwesens 
grossen  Stils,  die  denkbar  ist  —  will  man 
nicht  dem  entsetzlichsten  Staatskommimis- 
mus  zum  Opfer  fallen,  gegen  den  die  be- 
rüchtigtsten orientalischen  Despotieen  wahre 
Freiheitsstaaten  wären  — ,  ist  jene,  in  der 
die  Produktion  in  den  Händen  von  Arbeiter- 
associationen  liegt  (natürlich  unter  der  Ober- 
aufsicht der  Gesellschaft).  Aber  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  mit  einzelnen  solcher 
Genossenschaften  kann  man  die  Arbeiter- 
association,  als  N  o  r  in  a  1  form  der  Produktion 
gedacht,  nur  als  unpraktisch  und  unproduktiv 
bezeichnen,  solange  die  Arbeiter  nicht  ein 
sehr  bedeutendes  intellektuelles  und  mo- 
ralisches Niveau  erreicht  haben.  Solange 
nämlich  dem  Arbeiter  die  Ueberzeugnng, 
dass  sein  Interesse  völlig  identisch  Ist  mit 
dem  seiner  ganzen  Genossenschaft,  nicht  in 
Fleisch  und  Blut  fibergegangen  ist,  solange 
er  also  nicht  die  Anweisungen  der  von  ihm 
selbst  gewählten  Direktion  und  die  Ver- 
pflichtung zur  grösstmögliehen  Produktion 
freiwillig  ebenso  respektiert,  wie  heute 
dio  Peitsche  des  Hungere  ihn  zum  Gehor- 
sam gegen  den  Kapitalisten  und  zur  höchsten 
Anspannung  seiner  Kräfte  zwingt,  —  solange 
ist  die  Association  als  normale  Pro- 
duktionsform auf  die  Dauer  unhaltbar. 
Da  aber  der  heutige  intellektuelle  und  mo- 
ralische Standpunkt  der  Massen  so  tief 
unter  diesem  Niveau  steht,  dass  gar  nicht 
abzusehen  ist,  wann  sie  sich  zu  der  er- 
forderlichen Höhe  auch  nur  annähernd  auf- 
geschwungen haben  könnten,  so  muss  man 


I  die  aussichtsvolle  Durchführbarkeit  des  asso- 
ciationistischen  Princips  für  alle  absehbare 
und  unabsehbare  Zeit  leugnen.  Wenn  es 
irgendwo  zum  praktischen  Experimente  mit 
dem  Kommunismus  kommen  sollte,  so  würde 
der  Ausgang  der  gleiche  sein  wie  bisher  bei 
fast  allen  Gründungen  kommunistischer 
Kolonieen:  Willkürrogiment  der  Behörden, 
Unzufriedenheit  der  meisten  Produzenten, 
da  sie  zurückgesetzt  worden  oder  sich  zu- 
rückgesetzt glauben,  und  vor  allem  —  aus 
den  eben  ausgeführten  Gründen  —  Unfleiss 
der  grossen  Menge  der  Bevölkerung,  was 
zur  rapiden  Verringerung  des  Produktions- 
ertrages und  somit  der  auf  den  Einzelnen 
fallenden  Lebensmittelportion  führen  müsste ; 
der  baldige  Zusammenbruch  wäre  unaus- 
bleiblich. 

Gesotzt  aber  selbst,  die  sozialistische 
Gesellschaftsordnung  wäre  möglich,  so  würde 
sie  —  nach  den  Grundsätzen  dos  Selektions- 
prineips  beurteilt  —  nicht  eine  höhere  Stufe 
in  der  Evolution  der  mensclüichen  Kultur 
bodeuten,  sondern  vielmehr  ihren  Rück- 
schritt einleiten.  Denn  in  der  gegen- 
wärtigen, auf  dem  Konkurrenzprincip 
basierten  Gesellschaft  gehen  die  untüchtigen 
Elemente  aus  der  besitzlosen  oder  nur  mit 
geringem  Vermögen  ausgestatteten  Masse  der 
Bevölkerung  zu  Grunde,  weil  sie  den  Kon- 
kurrenzkampf nicht  bestehen  können.  In 
diesem  Sinne  findet  also  in  der  modernen 
Gesellschaft  fortwährend  eine  Auslese 
statt  (die  freilich  auch  leicht  gerade  idea- 
listisch gesinnte  Elemente,  sofern  sie  nicht 
mit  einem  gewissen  Masse  irdischer  Klug- 
heit ausgestattet  sind,  fortrafft).  In  der 
kommunistischen  Gesellschaft  dagegen  ster- 
ben diese  unterwertigen  Elemente  nicht 
aus,  da  sie  von  Gesellschaftswegen  gestützt 
werden  und  ihr  Leben  fristen  können,  ja  sie 
gelangen  eben  so  loicht  wie  dio  tüchtigen 
dazu,  sich  zu  verheiraten  und  Kinder  in  die 
Welt  zu  setzen.  Es  würde  also  im  Menschen- 
geschlechte  das  Princip  dor  »Panmixie«  im 
Sinne  der  Weismannscheu  Lehre  zur  Geltung 
kommen,  und  so  würde  unfehlbar  eine 
Deteriorierung  der  Rasse,  eine  Vermittel- 
mässigung  des  Typus  »Mensch«  sich  als 
Konsequenz  des  Kommunismus  ergeben. 

8.  Die  historische  Bedeutung  der 
Sozialdemokratie.  Ganz  anders  muss  die 
Beurteilung  der  Sozialdemokratie  ausfallen, 
wenn  sie  auf  ihre  sozial- historische  Be- 
deutung hin  untersucht  wird:  denn  cüese 
wird  ausserordentlich  hoch  angesclüagen 
werden  müssen.  Das  beweist  die  folgende 
Betrachtung. 

Eine  Volksbewegung,  die  sich  gegen 
etwas  Bestehendes  richtet,  muss,  um  die 
Masse  aus  ihrer  Lethargie  zu  reisseu,  ihre 
Phantasie  anrufen,  ihr  ein  lockendes  Bild 
vorgaukoln.  Nehmen  wir  an,  sie  verschmähe  , 
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diese  Mittel,  sie  schildere  bloss  das  ebjektir 
Greifbare  und  Erreichbare  ihrer  Ziele,  gebe 
daher  das  notwendig  Unvollkommene  und 
Mangelhafte  darin  gewissenhaft  zu,  gestehe 
allerhand  mögliche  Bedenkliehkeiten  der 
Umwälzung  ein,  so  wird  eine  solche  Be- 
wegung bald  in  sich  zusammensinken  müssen ; 
sie  wird,  anstatt  zu  wachsen,  ihren  Anhang 
immer  mehr  schwinden  sehen,  da  ihr  blasses 
und  schwächliches  Ideal  nicht  Attraktions- 
kraft genug  besitzt,  um  den  tragen  Durch- 
schnittsmenschen zu  vermögen,  seine  Ruho 
hinzugeben,  sich  das  Herz  zu  beschweren 
oder  wohl  gar  Opfer  an  (int  und  Blut  zu 
bringen.  Gedanken,  die  sich  bloss  an  die 
kühl  wagende  Vernunft  richten,  können 
keine  Massenbewegung  ins  I>eben  rufen, 
prallen  vielmehr  wirkungslos  an  der  mit 
dem  dreifachen  Erze  des  Egoismus  ge- 
juanzerten  Menschenbrust  ab.  Damit  also 
die  Organisation  der  Massen  geling«»,  müssen 
sie  sich  willig  Illusionen  gefangen  geben. 
Und  das  geschieht  regelmassig  nur  dann, 
wenn  chiliastischo  Hoffnungen  erregt  und 
Funnein  geprägt  werden,  die  die  Massen 
faseinieren  und  in  eine  gewaltige,  einheit- 
liche Vorwärtsliewegung  drängen.  So  wird 
die  Illusion  mit  ihren  Massenwirkungen  er- 
zeugt :  Tausende,  ja  Millionen  von  Köpfen 
werden  von  einer  Art  von  Schwärmerei  an- 
gesteckt und  sind  dann  Itereit,  von  ihrem 
Egoismus  ein  Stück  abzubrechen,  nur  um 
der  Idee  zum  Siege  zu  verhelfen:  das  an- 
scheinend unmögliche  "Werk ,  die  Menge 
divergierender  Einzelintcressen  in  ein  brau- 
sendes Meer  ausmünden  zu  lassen,  ist  ge- 
lungen !  Wahrhaft-  schützende  Dämme  da- 
gegen erweisen  sich  als  unmöglich,  vielmehr 
werden  je  nach  der  Natur  der  Bewegung 
die  Regierungen  oder  andere  Gewalten  ge- 
zwungen, ihr  durch  Umseliaffung  bestehen- 
der oder  Schöpfung  neuer  Institutionen 
Rechnung  zu  tragen.  Diese  Institutionen 
werdeu  aber  nie  das  Ideal,  das  der  Be- 
wegung vorgeschwebt  und  ihr  den  Sieg  ver- 
heissen  hat.  ganz  erfüllen,  weil  eben  solche 
Ideale  und  die  Erfordernisse  des  praktischen 
lyebens  zumeist  weit  auseinander  klaffen; 
vielmehr  wird  nur  zu  oft  zwischen  dem 
Ideal  und  den  positiven  Schöpfungen  bloss 
eine  entfernte  Aehnlichkcit  bestehen.  Dann 
werden  die  alten  Formeln  sich  entweder 
der  neuen  I^ige  anpassen  und  damit  freilich 
auch  viel  von  ihrer  dämonischen  Macht  ein- 
lassen. —  otler  aber  die  zauberkrilftigen 
Schlagworte,  die  ehedem  die  Massen  zu 
elektrisieren  vermocht,  werden  durch  das 
Feuer  der  Kritik  in  ausgebrannte  Schlacken 
verwandelt,  deren  einstmals  brauchbarer  und 
wertvoller  Inhalt  vernutzt  worden  ist.  Die 
Menschheit  aber  wird  sich  daran  machen, 
neue  Formeln,  neue  Illusionen,  neue  Sug- 
gestionswirkungen für  die  Massen  zu  ent- 


decken, weil  sie  dessen  bedarf,  um  sich 
nach  irgend  einer  Rieht  uug  vorwärts  zu  be- 
wegen. 

Daraus  ergiebt  sich  für  die  Betrachtung 
der  sozialpolitischen  Entwickelung  der 
Schluss:  l ortschritte  kommen  nur  unter 
Schein  und  Täuschung  zu  stände,  —  und 
eine  solche  Täuschung  sind  die  Ivchren  der 
Sozialdemokratie.  Sie  sind  notwendig  ge- 
wesen, um  —  mittelbar  —  die  Hebung  des 
Arbeiterstandes  herbeizuführen;  denn  sie 
haben  den  ersten  Anstoss  gegel»en  zu  den 
erfolgreichen  Selbsthilfebewegungeu  der  ar- 
beitenden  Klassen  ebenso  wie  zur  Durch- 
führung der  staatlichen  Arbciterschutzgesetz- 
gebung. 

Nachdem  aber  die  sozialistischen  Idceen 
ihren  weltgeschichtlichen  Beruf  —  in 
erster  Linie:  die  Organisierung  des  Pro- 
letariats —  längst  erfüllt  haben,  steht 
zu  hoffen,  dass  die  Kulturvölker,  die 
noch  in  einer  aufsteigenden  Entwicke- 
lung begriffen  sind,  jene  Ideeen  von  sich 
abschütteln  und  sich  auf  die  Ziele  einer 
realistischen  Sozialpolitik  beschränken  wer- 
den. Wirklich  deuten  alle  Anzeichen  darauf 
hin,  dass  im  laufe  der  Zeit  —  wie  Lexis 
schon  187!)  in  seinem  Werke  ülier  die 
französischen  Gewerk vereine  erklärt  hat  — 
>die  Arbeiter  durch  ihm  <  Organisation  dem 
Kapital  gegenüber  auf  den  Standpunkt  einer 
w  i  rkl  ichen  G  e  s  c  h  ä  f  t  s  m  ä  s  s  i  g  k  e  i  t  kom- 
men werden,  die,  von  Hass  und  I^idcnschaft 
frei,  auf  einer  vernünftigen  Berechnung  des 
praktisch  Ausführbaren  beruht*.  In  diesem 
Falle  aber  wird  sich  überall  ganz  von  selbst 
die  vollständige  Einordnung  der  Arbeiter- 
klasse in  das  Staats-  und  Gesellschaftsleben 
vollziehen:  der  vierte  Stand  wird  an  der 
Regierung  und  Verwaltung  der  modernen 
Staaten  dauernden  Anteil  erhalten,  und  die 
Rücksicht  auf  die  Arbeiterinteressen  wird 
da,  wo  sie  nicht  als  selbstverständlich  an- 
gesehen wird,  durch  den  mächtigen  Ein- 
fluss  der  Repräsentanten  des  Proletariats 
einfach  erzwungen  werden.  Von  dem  Augen- 
blick an.  wo  di\s  erreicht  ist,  wird  die  So- 
zialdemokratie nur  noch  die  Bedeutung  einer 
interessanten  Sekte  haben. 

Litteratur:  Die  >nei,ti<j*un  Schriften  jur  die 

Ge*ehichte  der  Sozialdeiimkmlie  in  der  ernten 
Hülfte  dm  neunzehnten  Jahrhundert*  *ind : 
Lorenz  Stein,  Soziali-tmu*  und  A*"»imw ni*mn« 
de*  heutiaen  Frankreich«,  Leipzig  1S4~. 
/>J»I*,  Gewerkt ereilte  in  Frankteich,  Leipzig 
M7!4.  —  Georg  Adler,  Geschichte  der  crtlcn 
tozialjeditifrhen  Arbritcrbctcctjuwj  in  Deutschland, 
Breslau  Isar».  -  Sartorlum  t:Walter*hau*cn, 
Ihr  nfdernc  Sozialismus  in  Amerika,  lierlin  Ja9<h 
JHe  irirhtiijtlcH  Schriften  für  die  Geschichte 
der  Sfii'ildeiitfkrxitie  iti  der  zireiteii  Hälfte  de« 
neunzehnten  Jahrhundert»  «ind :  ileorg  Adler, 
Die  }far>srhe  Kritik  der  l>estehenden  Vtdksvfirt- 
schaft,  Tübingen  1SST.  —  Orünberg.  Art.  »S>- 
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zialdemokratie«  im  Eiste  r  sehen  »Wörterbuch 
der  VolkswirUchaft»,  Jena  1898.  -  Hand- 
buch de*  Sozialismus,  herausgegelten  von  Steg- 
mann und  Hugo,  Zürich  1890.  —  Jäger. 
Der  moderne  Sozialismus,  Berlin  187*.  —  Leite 
»i.  n.  O.  —  Rudolf  Meyer,  Emanei- 
jxttionskampf  de*  vierten  Stande*.  ~  Bde.,  Berlin 
1*74  —  75.  —  Ohlenberg,  Der  russische  Nihil »>- 
um*,  Leipzig  1888.  —  Sartort us  r.  Walten- 
hausen  a.  a.  O.  —  Stepniak,  Das  unter- 
irdisch'  Russland,  druUch  von  Trau  liier.  — 
Thun,  tieschiehte  der  revolutionären  Bewegungen 
in  Russland,  J^eipzuj  188S. 

Daneben  ist  :u  nennen:  Mehring,  Die 
deutsche  Sozialdemokratie  (uationalliberale  Ten- 
denzschrift) ,  Bremen  187'J.  —  Sieht  rennt  zu 
nehmen  ist  die  von  demselben  Autor  zum 
Zwecke  der  Olorißziernng  der  Sozialdemokratie 
r<  r/nute  Geschichte,  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie, J  Bde.,  Stuttgart  1S98.  Vgl.  darüber  die 
beiden  kritischen  Aufsätze  Georg  Adlern,  »Zur 
t,'eseh,  der  Sozialdemokratie«  (in  der  «Zeitschrift 
für  Sozialwissensehußn,  Jahrgang  l,  1808)  und 
u  B>t  r  od  istische  tirschichtsa  uff  a  i  s  n  n  </■< 
fiii  der  »Zukunft* ,  Jahrg.  VII,  -Vi-.  XI  vom  1>>. 
Septe  mber  189»). 

Reichet  -  in  dem  vorliegenden  Artikel  be- 
nutztes —  Material  Uber  dir  tle.srh.  der  Sozial- 
drmokrutic  enthalten  :  die  »  Volkswirtschaftliche, 
t'hronik»  (Beilage  zu  t 'ultra ds  Jahrbüchern), 
Jena,  18!>8  ff.,  das  »Jahrbuch  für  Sozial- 
Wissenschaft  und  Sozialpolitik»,  3  Bde.,  Zürich 
1S7'J — -SO,  die  ».Xrne  tioclhehaft» ,  Zürich  1877 
—  71;  die  früheren  Jahrgänge  der  Stuttgarter 
nXetien  Zeil«  und  die  in  Berlin  erscheinenden, 
ausgezeichnet  redigierten  »Sozial  istiseheu 
Monatsheften  ,  —  unstreitig  die  lehrreichste 
sozialistische  Recne  der  tiegenwart.  — 

Ja  der  Kritik  der  Sozialdemokratie  lehnt 
"ich  der  vorstehende  Artikel  vornehmlich  an  iS. 
Adlers  »Zukunft  der  sozialen  frage«,  Jena 
1'JiHi.  an.  Hier  findet  sieh  auch  die  Theorie 
ober  die  Bedriitunij  der  Illusion  für  die  po- 
litische und  soziale  Entwickcfung  ausführlich 
Iwyruitdet.  Sonnt  sind  noch  wichtig:  Adolf 
Wagner ,  Dos  neue  sozialdemokratische  Bro- 
gramm,  Berlin  l.SUs,  und  J.  Wolf,  Sozialismus 
and  kapital  istische  Wirttrhathoninmig ,  Stutt- 
gart I8<r*. 

tieorg  Adler. 


Sozialismas  und  Kommunismus. 
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Marx,  e)  Dühring.  f )  Effertz.  B.  Z  n  r  Kritik1 
und  Würdigung  des  Sozialismus. 


A.  Geschichte  des  Sozialismas  und 
Koninmnistuus. 

1.  Iltd  Begriffe  Sozialismus  and  Kommu- 
nismus. Der  Agrarkommunismns  frühester 
Zeiten.  Die  Begriffe  ..Sozialismus"  und  „Kom- 
munismus" werdeu  heute  allgemein  als  gleich- 
bedeutend gebraucht.  Das  ist  ein  Thatbestand, 
den  die  Wissenschaft  einfach  hinzunehmen  hat. 
Sie  kann  demgemäas  Sozialismus  und  Kommu- 
nismus nur  gleichmässig —  im  Anschluss 
an  den  üblichen  Wortsinn  —  debitieren  als 
einen  ..Gesellschaftszustand,  bei  dem  in  weitem 
Umfange  mit  den  Mitteln  der  Gesamtheit 
(anf  der  Basis  des  Kollekti  veigentumsi  ge- 
wirtschaftet  wird".  Wie  weit  die  Gemeinwirt- 
schaft gehen  nnd  welcher  Art  sie  sein  soll,  — 
tlas  begründet  eben  den  Unterschied  zwischen 
den  verschiedenen  Theorie«!  des  Sozialismus.  — 

Wie  von  der  ueuesten  Forschung  festge- 
stellt worden  ist,  hat  ursprünglich  bei  deu 
meisten  Kulturvölkern  Gemeineigentum  au 
Grund  und  Boden  bestanden.  Gewöhnlich  hatte 
der  ganze  Stamm  oder  eine  grössere  Abteilung 
desselben  den  Boden  zu  eigen.  Die  Mitglieder 
hatten  bloss  Nutzungsrechte.  Die  Bestellung 
der  Feldcrundstlicke  war  dagegen,  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach,  nur  kurze  Zeit  eine  ge- 
meinsame: vielmehr  erhielten  die  einzelnen 
Genossen  die  Ackerstucke  schon  früh  zu  pri- 
vater Nutzung,  wahrend  die  Nutzung  von 
Wald  und  Weide  noch  auf  lange  Zeit  hinaus 
gemeinsam  blieb.  Dieser  Agrarkoinmunismns, 
„seiner  Zeit  ein  vorzügliches  Mittel  zur  Einge- 
wöhnung in  wirtschaftliche  Zucht,  haushälte- 
rische Ordnung  und  zur  Erstarknug  des  Volks" 
wird  später  „eine  die  Knlturcntwickelung  be- 
lastende Fessel"  (Buchen  berger).  Denn  er 
hinderte  die  (nach  Arbeit  und  Kapital  Verwen- 
dung) intensivere  Bodenkultur,  die  damals  sicher- 
lich das  private  Eigentum  am  Boden  voraus- 
setzte. Und  so  musste  dieser  urwüchsige  Kom- 
munismus weichen,  indem  sich  aus  den  blossen 
Nutzungsrechten  der  Einzelnen  im  Laufe  der 
Zeit  das  volle  Privateigentum  am  Boden  ent- 
wickelte (Uber  den  Agrarkoinmunismus  vgl. 
übrigens  den  Art.  Feldgemeinschaft  oben 
Bd.  III  S.  H81ff.l. 

2.  Der  antike  Sozialismus.  Die  ersten 
kommunistischen  Theorieen.  von  denen  wir 
Kunde  haben,  fallen  in  die  grosse  Zeit  Athens, 
in  das  fünfte  Jahrhundert  vor  unserer  Zeit- 
rechnung. Sie  erscheinen  als  Resultat  der  da- 
maligen Geistesströmung,  die  sich  kritisch- 
grübelud  der  Untersuchung  aller  Institutionen 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  zuwandte 
und  durch  systematische  veniunftgemäVse  Ana- 
lyse eine  positive  Anschauung  von  den  er- 
strebenswerten, „wahren"  Staats-.  Rechts-  und 
Wirtschaftsformen  zu  erlangen  suchte.  Um 
aber  diesen  Kommunismus,  der  durchaus  der 
Welt  der  Gedanken  angehört,  völlig  zu  be- 
greifen, mttsseu  wir  uns  zunächst  die  histo- 
rischeu und  politischen  Verhältnisse  Athens  iu 
jener  Epoche  vergegenwärtigen.  Die  Demo- 
kratie hatte  iu  Athen  auf  der  ganzen  Linie  ge- 
siegt :  die  Volksversammlung,  wo  alle  Bürger 
gleiche  Rechte  hatten,  war  ^tatsächlich  all- 
mächtig. Sie  gab  alle  Gesetze,  sie  bestimmte 
die  gesamte  innere  wie  äussere  Politik,  s  i  e  war 
die  wichtigste  Instanz  bei  allen  Beamteuwahleit. 
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hatte  die  Koutrolle  Uber  jeden  Beamten  und 
wachte  über  die  Ausführung  der  Gesetze.  Auch 
wirtschaftlich  stand  Rieh  da«  Volk  besser 
als  je.  Es  hatte  weniger  zu  arbeiten,  weniger 
Stenern  zu  zahlen  und  mehr  Einnahmen  als  zu- 
vor. Die  öffentlichen  Bauten  vermehrten  die 
Arbeitsgelegenheit  für  Meister  und  Gesellen, 
und  die  Beitrage  der  am  attischen  Reiche  teil- 
nehmenden Staaten  wurden  dazu  verwendet,  nm 
das  Volksregiment  zur  Wahrheit  zu  machen  und 
viele  Tansende,  zeitweilig  mehr  als  die  Hälfte 
aller  Bttrger,  als  öffentliche  Funktionäre  zu  be- 
solden. 

Trotz  ihrer  grossartigen  Schöpfungen  musste 
aber  die  athenische  Demokratie  zu  herber  Kritik 
herausfordern :  sie  verjagte  geniale  Staatsmänner 
und  Feldherren,  richtete  siegreiche  Admirale 
ungesetzlich  hin,  reichte  dem  Weisesten  der 
Zeit  den  Giftbecher,  führte  zum  Regiment  der 
schlauesten  Demagogen,  erwies  sich  auf  die 
Dauer  als  unfähig  zur  Grossmachtpolitik,  ver- 
schuldete schliesslich  den  Zusammenbruch  des 
Reichs  und  hätte  um  ein  weniges  sogar  den 
Untergang  der  Stadt  auf  dem  Gewissen  gehabt. 

Wie  das  herrschende  demokratische  System 
von  den  gebildeten  und  besitzenden  Klasseu 
empfunden  wurde,  zeigt  deutlich  die  zeit- 
genössische Litteratur,  die  sich  bald  mit  feinem 
„attischen"  Witze,  bald  mit  schneidender  Ironie, 
bald  mit  dem  lustigen  Schlage  der  Pritsche  nun 
bald  mit  dem  Donuer  sittlicher  Entrüstung  da- 

rfgen  wendet.  Hier  ist  die  aristophanische 
o ui ü die  besonders  lehrreich;  vor  allem  die 
(etwa  aus  dem  Jahre  892  summenden)  „Ekkle- 
siazusen",  d.  h.  die  Franenvolksversammluug, 
worin  die  Ausartungen  der  Demokratie  durch 
die  leibhaftige  Vorführung  eines  auf  ihren  Be- 
schluß ins  Leben  getretenen  kommunistischen 
Schlaraffenideals  gegeisselt  werden.  Auf  diese 
Weise  gelingt  es  dein  Dichter,  einmal  dem 
souveränen  Volke  seinen  brutalen  Egoismus  und 
andere  niedere  Triebe  vorzuhalten  und  mit  den- 
selben Hieben  zngleich  den  kommunistischen 
Gedanken,  die  damalige  modernste  der  „mo- 
dernen Ideeeir  —  die  anscheinend  in  Form  von 
(uns  nicht  erhaltenen)  Schilderungen  idealisierter 
ferner  Barbarenvölker  propagiert  worden  ist  — , 
in  seither  unübertroffener  Weise  zu  verspotten. 

Selbstverständlich  wandten  sich  die  durch 
Geburt  und  Besitz  hervorragenden  Klassen  mit 
aller  Schärfe  gegen  die  Demokratie:  aber  auf 
die  Dauer  mussten  solche  Bestrehungen  ohn- 
mächtig sein,  weil  die  Demokratie  viel  zu  sehr 
im  materiellen  Interesse  der  Massen  lag  und 
daher  viel  zu  fest  in  der  Volksseele  verankert 
war,  als  das«  in  Athen  —  solange  es  unab- 
hängig —  ein  auderes  Regiment  möglich  ge- 
wesen wäre. 

Dieser  Opposition  gegen  die  athenische  De- 
mokratie schlössen  sich  nun  die  Träger  der  au 
Sokrates  anknüpfenden  und  seit  dessen  Tode 
mächtig  anschwellenden  ethischen  Reform - 
bewegnng  an,  die  —  wie  in  jener  Zeit  in 
Hellas  alle  Ethik  —  ihr  Ziel  in  einem  glück- 
lichen Staats-  und  Gemeinschaftsleben  erblickt«. 
Hier  aber  mnsste  jene  Opposition  einen  ganz 
eigenartigen,  der  ueneu  Welt-  und  Lebensan- 
schannug  entsprechenden  Charakter  gewinnen ; 
denn  sie  war  —  im  Gegensatze  zu  der  früheren 
antidemokratischen  Litteratur,  die  die  Klassen- 
interessen der  Aristokratie  vertreten  hatte  — 


von  bewusstem  Eigennutz  frei,  ja  vom  höchsten 
sittlichen  Pathos  durchglüht.  Diese  sozial- 
ethische Richtung,  deren  hervorragendster  Träger 
P 1  a  t  o  ist,  konnte  sich  nicht  darauf  beschränken, 
für  die  durch  „Geburt  und  Besitz"  ausgezeich- 
neten Klassen  das  Recht  auf  Herrschaft  zu  re- 
klamieren, sondern  sie  musste  in  Anlehnung  an 
die  sok ratische  Lehre  das  Regiment  der  Sach- 
verständigsten und  moralisch  Tüchtigsten  an- 
streben. So  wird  das  Reich,  wo  die  wahrhaft 
Edelsten  und  Besten  —  die  Aristokratie  der 
Seele  und  des  Geistes  —  regieren,  das  po- 
litische Ideal  der  neuen  Richtung.  Und  in 
dessen  Ausführung  gelangt  Plato  in  seinem 
Hauptwerk  vom  Staate  [Ttoitreia  ij  xtpi  bixaiov) 
zu  einer  kommunistischen  Doktrin:  die  Re- 
gierenden —  deduziert  er  hier  —  lassen  sich, 
auch  bei  besten  moralischen  Grundsätzen,  oft 
genug  durch  ihre  privaten  Besitz-  und  Familien- 
interessen beeinflussen  und  weichen  so  von  dem 
durch  das  Princip  des  höchsten  Gemeinwohls 
wie  der  wahren  Gerechtigkeit  bestimmten  Pfade 
ab:  also  liisst  sich  eine  vollkommene  Koinzi- 
denz zwischen  den  Pflichten  der  Regierenden 
und  ihrem  thatsächlichen  Verhalten  nur  durch 
Eliminierung  der  privaten  Familie  und  des  pri- 
vaten Eigentums  erreichen.  Auf  diese  Weise 
kam  ans  Gründen  des  ethischen  Rigorismus 
ein  System  des  aristokratischen  Kom- 
munismus zu  stände,  das  den  späteren  kom- 
munistischen Doktrinen  —  auch  solchen,  die  auf 
ganz  anderen  ethischen  und  politischen  Prin- 
eipieu  beruhen  —  oft  zum  Vorbild  gedieut  hat. 

Der  Staat  —  das  ist  der  Ausgangspunkt 
der  Platonischen  Gedankenführung  —  soll  als 
die  grosse  Gemeinschaft  der  Menschen  für  die 
Tugend  und  Glückseligkeit  der  Bürger  Sorge 
tragen.  Das  kann  aber  offenbar  nur  dann  ge- 
schehen, wenn  diejenigen,  die  in  ihrer  Person 
die  Weisheit  auf  Erden  repräsentieren,  das  Re- 
giment führen.  Die  wichtigsten  Stände  sind 
ihm  die  Krieger  und  die  Kegenten:  für  sie 
werden  daher  die  tüchtigsten  Elemente  des 
Btirgerstandes  bestimmt,  die  zum  Zwecke  der 
bestmöglichen  Ausfüllung  ihrer  Berufspflichten 
einem  besonderen  Erziehungssystem  unterworfen 
werden.  Ans  dem  bereits  angeführten  Grunde 
wird  das  privat  e  Eigentum  und  die  private 
Familie  für  jene  beiden  Stände  aufgehoben; 
doch  werden  die  Frauen,  denen  ihr  alter  Wir- 
kungskreis am  häuslichen  Herd  genommen  ist, 
gleich  den  Männern  zu  allen  Berufen  und  da- 
mit auch  zu  den  obersten  Ständen  zugelassen. 
Ueber  die  Aufnahme  in  dieselben  entscheidet 
aber  —  bei  Männern  wie  Frauen  —  nicht  die 
Geburt,  sondern  die  Tauglichkeit  nach  körper- 
lichen und  geistigen  Anlagen.  Und  für  einen 
immer  vollkommeneren  Nachwuchs  wird  durch 
künstliche  Selektion  gesorgt,  indem  die  Paarung 
durch  die  Obrigkeit  in  einer  Weise  vermittelt 
wird,  dass  -die  Besten  am  häufigsten  sich  den 
Besten  vermählen  und  umgekehrt  die  Schlech- 
testen den  Schlechtesten"  (Plato),  und  indem 
ausschliesslich  die  Nachkommen  der  guten  Paare 
aufgezogen  werden.  Wie  die  private  Familie 
aufgehoben  ist,  so  auch  die  private  Kinderer- 
ziehung. Die  Kinder  werden,  ohne  dass  sie  je 
ihre  Eltern  kennen  lernen,  in  Staatsanstalten 
für  ihren  zukünftigen  Beruf  erzogen.  IMe 
Kosten  für  den  Unterhalt  der  beiden  ersten 
Stände,  die  gemeinsam  wohnen  und  verpflegt, 
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werden,  liefert  der  dritte  Stand,  d.  h.  die  breite 
Masse  des  Volkes  mit  ihren  Sklaven.  Die  Mit- 
glieder dieses  Standes,  von  jeder  politischen 
Wirksamkeit  ausgeschlossen,  widmen  sich  der  | 
Erwerbsthätigkeit  nnter  «teter  Bevormundung  | 
durch  die  Obrigkeit,  die  z.  B.  jedem  seinen  Be- 
ruf ein  für  allemal  zuweist,  aber  sie  er- 
halten Privateigentum,  Familie  und  Freiheit 
der  Lebensweise  zugestanden. 

In  der  alten  Staatsordnung  waren  im 
wesentlichen  nur  unvernünftige,  wenig  sach- 
verständige und  eigennützige  Männer  dazn  be- 
rufen, das  .Staatsruder  zu  lenken:  darum  kam 
auch  des  l'ebels  soviel  Uber  diese  Welt.  Wandel 
kann  erst  im  Staate  der  Zukunft  geschaffen 
werden,  der  von  Philosophen  geleitet  ist  als 
gerechten  und  edelmütigen  Mänuern,  die  „Grösse 
der  Penkungsart  und  Uebersicht  der  ganzen 
Zeit  und  alles  Seins-  haben.  Darum  ist  es 
notwendig,  dass  „entweder  die  Philosophen 
Könige  werden  oder  die  Könige  anfangen  zu 
philosophieren  und  somit  dieses  beides  zusam- 
menfallt :  die  Gewalt  über  den  Staat  und  die 
Philosophie".  Derart  klingt  diese  Staats-  und 
Sozialphilosophie,  etwas  melancholisch,  in  den 
Wunsch  aus:  es  möchten  doch  Söhne  von 
Königen  oder  Gewalthabern  mit  philosophischer 
Natur  sreboren  werden.  —  „Einer,  der  eiuen 
folgsamen  Staat  findet,  ist  genug,  um  alles  ins 
Werk  zu  setzen,  was  jetzt  so  nuglanblich  be- 
funden \virdu  (Plato). 

Es  sei  bemerkt,  dass  Piaton  später  selber 
eingesehen  hat,  dass  sein  Idealstaat  auf  dieser 
Knie  nicht  durchführbar  sei,  weil  den  Staubge- 
borenen viel  zu  viel  Menschlich-Allzumensch- 
liches  anhafte.    Deshalb  hat  er  in  einer  späteren 
Schrift  Uber  die  „Gesetze/'  die  Grundzüge  eines 
Staatswesens  gezeichnet,  das  sofort  durchfuhr- ! 
bar  sein  soll,  in  dein  aber  die  äussersten  kom- ! 
munistischen    Konsequenzen    Uber    Bord   ge- 1 
worfeu  sind. 

Die  Schrift  Piatos  hat  natürlich  zunächst  \ 
lebhafte  Debatten   über   das  kommunistische' 
Princip  hervorrufen  müssen ;  indessen  niusstc 1 
das  Ergebnis  ineist  ein  negatives  sein,  da  der 
Kommunismus  nicht  bloss  den  bestehenden  Ver- , 
hültnisseu,  soudern  noch  mehr  der  ganzen  Zeit- ! 
sfrömuug,  die  auf  immer  weitergehende  Atomi-  j 
sierung  der  Gesellschaft  hiudräugte,  zuwiderlief. 
So  musste  das  Interesse  für  die  Doktrin  der , 
Gemeinschaft  allmählich  schwächer  und  schwächer 
werden ,    und    nur   in    einigen  Dichtungen 
tauchte  sie  wieder  anf,  wie  z.  B.  iu  denen  des 
Enhenieros  und  Jambiilos,  die  die  kommunisti- 
schen   Gcsellschaftseinriehtungen  glücklicher 
Völker  schildern. 


Ans  Born  ist,  im  Gegensatze  zu  Hellas, 
von  keinerlei  Kundgebungen  für  den  Sozialis- 
mus zu  berichten.  Wer  dort  an  der  Voll- 
kommenheit von  Staat  und  Gesellschaft  zwei- 
felte, machte  praktischere  Refonnvorschläge, 
die  dem  Bestenenden  nud  der  menschlichen 
Natur  Rechnung  trugeu.  Aber  nicht  bloss  der 
nüchtern  praktische  Sinn  des  Römers,  sondern 
ebenso  auch  sein  ausgeprägt  Privatwirtschaft- 
lieber  Erwerbsgeist  haben  verhindert,  dass  er 
sich  von  den  Idealen  des  Kommunismus  irgend- 


Der  Sozialismus,  der  in  Hellas  nur  in  der 
Welt  der  Gedankeu  existiert  hatte,  trat  in  Is- 
rael wirklich  in  Erscheinung,  wenn  auch  nur 
innerhalb  eines  beschränkten  Kreises  von  Per- 
sonen, nämlich  beim  jüdischen  Orden  der  Es- 
s Ä e  r.  Das  hing  hier  mit  dem  Princip  der  As- 
kese zusammen,  das  —  ursprünglich  auf 
indischem  Boden  entstanden  —  nach  Westen 
gedrungen  w  ar  nud  bei  der  jüdischen  Nation 
Eingang  gefnnden  hatte.  Denn  die  Askese 
fordert  den  Verzicht  auf  irdischen  Besitz;  da 
dies  aber  im  strengen  Sinn  des  Wortes  undurch- 
führbar ist.  so  wird  der  Asket  entweder  seinen 
Lebensunterhalt  durch  Bettel  erwerbeu  oder 
aber  jenen  Verzicht  nur  auf  das  Privateigen- 
tum einschränken.  ..In  dieser  Form  wirkt  der 
asketische  Trieb  uotweudiggeineinschaftbildend ; 
er  drängt  zur  Gründung  genossenschaftlicher 
Einigungen  von  Gleichgesinnten,  in  denen  dem 
Einzelnen  seine  plrvsische  Existenz  gesichert  ist 
durch  einen  Gemeinbesitz,  bestehend  teils  aus 
den  vorher  schon  besessenen  Gütern,  die  der 
Einzelne  der  Gemeinschaft  einbringt,  teils  aus 
deneu,  die  er  als  deren  Glied  neu  erwirbt. 
Immer  aber  wird  an  dem  asketischen  Grundge- 
danken insofern  streng  festgehalten,  als  seihst 
im  Gebiete  des  Erlaubten  strengste  Enthalt- 
samkeit znr  Pflicht  gemacht  und  das  Geuuss- 
recht  des  Einzelneu  auf  das  kärglichste  Mass 
beschränkt  wird"  (Hund  es  Ragen).  So  musste 
das  Princip  der  Askese  zu  kommunistischen 
Konsequenzen  aus  Gründen  eines  extremen  sitt- 
lichen Rigorismus  führen.  Und  als  ältestes 
historisches  Beispiel  dafür  stellen  sich  uns  die 
Essäer  dar,  ein  Orden  gesetzestreuer  Israoliteu. 
die  dauarh  trachteten,  ein  besonders  sittenreines 
und  gottgefälliges  Leben  zu  führen.  Die  Or- 
ganisation der  Essäer  war  nicht  au  einen  be- 
stimmten Ort  gebannt,  sondern  sie  lebten  über 
Land  und  Städte  zerstreut  als  Ackerbauer  oder 
Handwerker.  Jeder  von  ihnen  ging  zunächst 
seinem  bürgerlichen  Berufe  nach,  gedachte  aber 
für  sich  nur  das  Notwendigste  zu  erwerben  und 
gab  alles  Uebrige  freudig  seinen  Genossen  hin. 
Es  herrschte  also  auch  hier  •-  ebenso  wie  im 
Idealstaate  Piatos  —  nicht  der  Kommunismus 
der  Produktionsmittel,  sondern  nur  der  des 
Konsums.  „Den  Reichtum  —  heisst  es  im 
Berichte  des  Josephus  —  halten  sie  für  nichts, 
hingegen  rühmen  sie  sehr  die  Gemeinschaft  der 
Güter,  und  man  findet  keinen  unter  ihnen,  der 
reicher  wäre  als  der  andere."  Dieser  kommu- 
nistische Orden  hat  mindestens  zwei  Jahrhun- 
derte bestanden,  bis  er  dann  im  Laufe  der 
wechselvolleu  Geschicke  Israels  —  aus  unbe- 
kannten Gründen  —  zu  Grunde  gegangen  ist. 

Das  Christentum,  so  wie  es  ursprünglich 
gelehrt  wurde,  hatte  unmittelbar  nichts  mit 
Kommunismus  zu  thun.  Unter  den  Armen 
im  Römerreich  entstanden,  pries  es  diejenige 
Tugendilbnng,  deren  diese  Klasse  bedurfte,  und 
das  war  das  Streben,  den  Annen  aufzu- 
helfen, mit  einem  Worte,  die  werkthätige 
Barmherzigkeit.  Nur  ausnahmsweise  ist  damals 
von  Anhängern  der  christlichen  Lehre,  die  das 
Princip  der  Askese  auf  die  Spitze  trieben,  — 
so  vom  Verfasser  des  dritten  Evangeliums  and 
der  Apostelgeschichte  —  die  Aufrichtung  eines 
asketischen    Kommunismus    ernsthaft  als 
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Ideal  angesehen  worden.  Aber  natürlich  nmsste 
der  christliche  Kommunismus  späterer  Jahrhun- 
derte gerade  an  diese  Schriftstellen  anknüpfen. 
3.  Der  christliche  Sozialismus  Im  Mittel« 

alter.  Soweit  im  Mittelalter  kommunistische 
Ideeen  in  die  Erscheinung  traten,  mussten  sie 
dnrch  die  ökonomische  und  geistige  .Signatur 
de»  Zeitalter»  den  charakteristischen  Stempel 
erhalten.  Unmöglich  konnte  hier  der  Kommu- 
nismus der  Produktion,  also  die  Asso- 
ciation der  Produzenten,  als  Ideal  auftnncheu, 
wo  man  fast  ausschliesslich  selbständige  Klein- 
betriebe vor  Augen  hatte.  Es  war  also  damals 
—  aus  denselben  Gründen  wie  im  Altertum  — 
unr  der  Kommunismus  des  Konsums  als  fas- 
zinierende Idee  möglich,  der  einmal  als  gemein- 
same Wirtschaft  vorstellbar  war.  dann  aber  in 
den  Klöstern  thatsächluhu  Existenz  hatte.  Vor 
allem  aber  mnsste  der  Kommunismus  des  Mittel- 
alters, wo  immer  er  auch  auftrat,  ein  reli- 
giöser sein.  Pie  ganze  Epoche  stand  ja  unter 
dein  herrschenden  Einflüsse  der  christlichen  Ge- 
dankenwelt, die  Geltung  für  alle  Acussemngeu 
des  menschlichen  Daseins  beanspruchte  und 
wirklich  als  regelnde  Norm  aller  Lebensver- 
hältnisse anerkannt  war.  Darum  konnte  der 
Kommunismus  hier  auch  nie  Selbstzweck, 
d.  h.  ein  ans  rein  ökonomischen  Zweckmässig- 
keitsgründen abgeleitetes  Ideal  sein,  sondern  er 
uiusste  sich  stets  als  eine  Konsequenz  religiöser 
Lehrmeinuugen,  zumal  bestimmter,  auf  Schrift- 
stellen  zurückgehender  Axiome  präsentieren. 

Zunächst  tritt  uns  der  asketische  Kommu- 
nismus als  das  Ideal  gewisser  häretischer  Sekten 
entgegen,  die  die  Materie  für  das  l'rincip  des 
Bösen  erklären:  so  der  ..Katharer".  die  seit  der 
Mitte  des  11.  Jahrhunderts  au  den  verschieden- 
sten Orten,  in  Obcritalien,  in  Sftdfrankreich  und 
am  Rhein,  auftauchen  und  erst  im  Albigenser- 
kriege  (1208— 35 j  blutig  ausgerottet  werden.  — 
ferner  der  „Apostoliker"  in  der  Lombardei,  die 
in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  das 
Leben  der  Apostel  erneuern  wollten.  Die  Apo- 
stolikcr  —  wegen  ihre»  Zulaufs  aus  den  Kreisen 
der  armen  Leute  auch  Patarener  genaunt  (pa- 
tari  =  Lumpensammler)  —  kündigen  schliess- 
lich der  Kirche  und  den  christlichen  Macht- 
habern  offen  Rebellion  an,  die  erst  nach  mehreren 
förmlichen  Kriegszügen  unterdrückt  wird  und 
mit  der  Niedermetzelung  aller  Patarener  und 
der  Verbrennung  ihres  Führers,  Dolomo,  endet. 

Wichtiger  ist  das  Auftauchen  kommunis- 
tischer Ideeen  in  der  Sekte  der  Wieder- 
täufer. In  ihrem  pantheistischen  Spiritualis- 
mus erhoben  jene  Sektierer  den  Auspruch  auf 
unmittelbare  Inspiration  dnrch  Gott  und  mochten 
nichts  von  Gesetzen,  Staat  und  Obrigkeit  wissen, 
die  nur  zur  Leitung  der  geistig  L*  n  freien  be- 
stimmt wären.  Da  nun  das  Postulat  der  As- 
kese als  notwendiges  Gebot  für  den  zur  Kom- 
munikation mit  Gott  hiustrebenden  Christen 
dazu  trat,  so  mnsste  sich  bei  den  Wiedertäufern 
häutig  genug  der  Kommunismus  als  Konse- 
quenz ergeben.  Dies  geschah  besonders  in  Thü- 
ringen, wo  der  Prediger  Thomas  Münzer  der 
Fühler  der  gegeu  die  weltlichen  und  geistlichen 
Gewalten  gerichteten  Volksbewegung  wurde. 
Leber  deren  Ziel  hat  sioh  Münzer  später  im 
peinlichen  Verhör,  wie  folgt,  geäussert :  die  Ab- 
sicht sei  gewesen,  das»  die  Christenheit  sollte 
gleich  werden,  „ist  unser  Artikel  gewest :  om- 


nia  simu)  oommunia,  d.  i.  alle  Dinge  sollen  ge- 
mein sein  «od  sollen  Jedem  nach  Notdurft 
ausgeteilt  weiden  nach  Gelegenheit".  Die 
Thüringer  Revolte  wurde  blutig  niederge- 
schlagen und  ebenso  später  der  Aufstand  der 
Wiedertäufer  zu  Münster  (1535),  der  vorüber- 
gehend zur  Wiederaufrichtung  eines  neuen  „Zion" 
mit  weitgehendem  Gemeineigentum  und  mit 
Gestattung  der  Vielweiberei  geführt  hatte. 
Mehr  Erfolg  hatten  die  Wiedertäufer  in  Mähren, 
wo  sie  mitten  im  Frieden  in  ihren  Gemeinden 
—  etwa  seit  1536  —  ein  tiefgreifendes  gemein- 
wirtschaftliches System  aufrichteten.  Em  gros- 
ser Teil  der  Mitglieder  ihrer  70  Gemeinden  (mit 
je  400— 1000  Insasseu)  arbeitete  unmittelbar 
für  die  Gemeinschaft;  was  dann  die  Ge- 
meinschaft nicht  selbst  brauchte,  wurde  von 
ihr  au  Fremde  verkauft.  Alle  Betriebe  waren 
auch  insofern  sozialistisch  organisiert,  als  sie. 
wo  nur  irgend  möglich,  einander  in  die  Hände 
arbeiten  mussten,  gemäss  den  Anweisungen  cen- 
traler Instanzen.  So  durften  die  Werkstätten 
alle  benötigten  Rohstoffe,  soweit  sie  überhaupt 
irgendwo  in  den  Gemeinden  vorrätig  waren, 
nur  von  hier  beziehen:  die  .Schlächter  z.  B. 
mussten  die  Haute  und  Felle  den  (ierbern  über- 
geben, diese  wieder  das  Halbfabrikat  den 
Schustern.  Sattlern  und  Riemern.  Wo  es  aber 
doch  nötig  ward,  die  Rohstoffe  zu  kaufen,  wie 
z.  B.  Eisen  und  feinere  Oele,  da  wurden  sie  en 
gros  für  alle.  Werkstätten  der  gleichen  Branche 
von  einem  eigeus  dafür  angestellten  Einkäufer 
besorgt.  Andere  Brüder  wieder  waren  damit 
beschäftigt,  das  Rohmaterial  jeder  einzelnen 
Werkstätte  zuzuteilen  und  schliesslich  überall 
die  gewerbliche  Arbeitsthätigkeit  zn  inspizieren 
zum  Zwecke  einer  planmäsigen  Kooperation 
aller  Betriebe  und  Branchen."  Neben  jenen, 
deren  Produkte  direkt  in  den  Besitz  der  Ge- 
meinschaft übergingen,  arbeiteten  viele  Brüder 
selbständig  für  den  Verkauf  auf  dem  Markte 
oder  traten  überhaupt  bei  fremden  Arbeitgebern 
in  Dienst.  Aber  alles,  was  sie  an  Geld  ein- 
nahmen, mnssten  sie  au  ihre  Gemeinde,  die  so- 
genannte „Haushabe".  abliefern,  die  sie  dafür 
mit  allem  zum  Leben  Notwendigen  versah.  Die 
Hanshabe  liess  durch  ihren  ..Wirf  aus  der  ge- 
meinsamen Kasse  Getreide,  Vieh,  Salz,  Wein, 
Wolle,  Hanf,  kurz  alles,  was  mau  von  auswärts 
brauchte  und  nicht  etwa  selbst  herstellen  liess, 
einkaufen  und  daun  „nach  Notdurft  an  alle  im 
Hause"  austeilen.  Es  waren  die  nach  mensch- 
lichem Ermesscu  „vernunftgemässen-1  Bedürf- 
nisse das  Primi]»,  wonach  jeder  seinen  Anteil 
an  den  Resultaten  der  Arbeit  aller  empfangen 
sollte. 

Dies  sozialistische  Gemeinwesen  hielt  sich 
drei  Menschenalter  hindurch,  und  es  sank  auch 
nur  durch  einen  Gewaltstreich  seiner  Feinde 
hin.  Nachdem  dnrch  die  Niederlage  am  Weis- 
sen Berge  die  Macht  des  böhmisch-mährischen 
Adels,  der  gegen  die  Taufgemeinden  Duldnug  ge- 
übt hatte,  gebrochen,  giug  dos  Haus  Uabs- 
burg  unnachsichtig  gegen  diese  Gemeinden  vor, 
konfiszierte  ihr  Vermögen  und  verwies  alle,  die 
der  täuferischen  Lehre  noch  anhingen,  des 
Landes. 

4.  Die  sozialistischen  „Utopieen"  der 
neneren  Zeit.  Die  eben  angeführten  sozialisti- 
schen Systeme  waren  sämtlich  auf  dem  Boden 
der  christlich-mittelalterlichen  Weltanschauung 
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erwachsen;  ein  ganz  anderes  Gesicht  zeigt  «1er  I  innegehalten  werden  kann,  findet  die  Zuweisung 
nenere  Sozialismus,  der  sich  zunächt  als  An»-  im  Turnus  statt.     Die  Monogamie   wird  in 


ist 


flnss  der  humanistischen  Weltanschauung 
präsentiert.  Das  erste  Werk  dieser  Richtung 
Thomas  Mores  „Utopia"'  (1516).  More 
sich,  wie  wohl  Mensch  und  (le- 
se haft,  Individuum  und  Staat,  wenn 
sie  vom  humanistischen  Geiste  völlig  durch- 
drungen seien,  auaseben  möchten:  und  die 
Antwort  darauf  giebt  seiue  Schilderung  des 
Staates  der  Utopier.  Die  Voraussetzung 
desselben  ist  der  gebildete,  gerechte,  heitere, 


fragt 

sells 


der  Laster  {vor  allein  des  Hochmut 
Exzessen  abholde 
gestimmte  Mens« 


uare 


allen 


;ar  psychisch  etwas  herab- 
und   die  Kouse(|iieuz  für 


Iknrien  beibehalten.  —  In  Bellum;  h  Zukunfts- 
staat arbeiten  alle  nach  bestem  Können,  doch 
haben  verschiedene  Arbeitszweige  verschiedene 
Arbeitszeiten,  indem  die  Arbeitsdauer  umge- 
kehrt proportional  der  Schwierigkeit  der  Branche 
ist.  Anf  diese  Weise  regelt  sich  ganz  von 
selbst  die  Verteilung  der  Leute  auf  die  ein- 
zelnen Berufszweige.  Die  Waren  werden  in 
die  öffentlichen  Magazine  abgeliefert,  wo  sie 
Preise  gemäss  den  zu  ihrer  Produktion  er- 
forderlichen Arhcitsqiiantitäten  erhalten.  Der 
Lohn  ist  für  alle  gleich  und  wird  in  Form  eines 
Jahreskredits  gewährt,  von  dem  der  Einzelne 


••ine  Nation,  deren  Mehrheit  aus  .solchen  In- 1  nach  Belieben  Gebrauch  machen  kann,  um  sich 
dividnen  besteht,  ist  daun  ein  gerecht  geord- .  in  den  öffentlichen  Magazinen  die  benötigten 
uetes  Gemeinwesen    mit   Geineinsamkeit    des  *  Waren  zu  verschaffen. 

Eigentums  und  vieler  Lebensgenüsse.  Der  5.  Die  kommunistischen  Systeme  als 
wirkliche  Staat  —  darüber  wur  sich  More  „praktische"  Vorschläge,  a)  17.  und  18. 
vollkommen  klar  muss  sich  von  dem  fin-  Jahrhundert.  Bei  deu  meisten  Utopieen 
gierten  idealen  mindestens  um  soviel  entfernen,  wissen  die  Leser  —  und  manchmal  auch  die 
als  sich  der  wirkliche  Mensch  von  dem  flu-  Autoren  Selber  —  nicht,  in  wieweit  die  hier 
gierten  entfernt.  Unter  der  angegebenen  Vor- 1  dargestellten  sozialistischen  Principien  als  rea- 
anssetzung  ist  der  im  wesentlichen  demokra-  lisierbar  gelten  sollen.  Das  wird  nun  seit  der 
tisch-  kommunistisch  organisierte  Idealstaat  der  [  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  anders,  wo 
Utopier  möglich,  dessen  Principien  sind:  allge- 1  neben  die  Utopieen  Theorieen  treten,  die  deu  An- 
meine Arbeitspflicht  von  sechs  Stunden  pro  1  ag  !  Spruch  auf  frühere  oder  spätere  Geltung  in  der 
für  beide  Geschlechter.  Produktion  durch  den  j  Praxis  erheben.  Den  Anfang  in  der  Reihe 
Staat,  Versorgung  aller  mit  den  notwendigen  dieser  modernen  Sozialisten  macht  Gerrard 
Lebensmitteln  ans  drn  Staatsmagazinen,  Bcibe-  Winstanly.  das  Haupt  der  „wahren  Le- 
haltung  der  Einehe,  möglichste  Freiheit  der  ^  vellers"  in  der  Zeit  der  englischen  Republik 
Lebensgestaltung  der  einzelnen  Familien,  ("ha-  (sein  Hauptwerk  .The  law  of  freedoin  in  a 
rakteristisch  ist,  dass  die  Moresche  Theorie  in  platform_or  true  magistraev  restored"  erschien 
die  Form  eines  „Staatsroinaus"  gekleidet  ist, 
der  die  Zustände  auf  einer  angeblich  im  Neuen 
Weltteil  gelegeuen  Insel  schildert.  In  dieselbe 
Form  sind  seitdem  viele  andere  Darstellungen 
von  Idealstaaten  gekleidet  worden.  Von  diesen 
Utopieen  der  folgenden  Zeiten  sind  in  erster 
Linie  zu  nennen:  Campanellas  „Sonnenstuat" 
(ca.  1620i,  Vairasscs  „Histoire  des  Sevarambes" 
1 1677),  Cabets  „Voyage  en  Jcarie"  (1840)  uud 
Bellamys  „I,ooking  Imckward"  (1888).  Cam- 
panellas ideales  Staatswesen  realisiert  Güter- 
uud  Weibergemeimu-haft.  damit  —  wie  in  Pia- 
tos Staate  —  Sonderiuteresse  und  Egoismus 
aus  der  Welt  geschafft  werden.  Auch  die  Ver- 
vollkommnung der  Menschenrasse  soll  hier,  ähn- 
lich wie  nach  deu  Vorschlägen  des  hellenischen 
Weisen,  durch  künstliche  Züchtung  bewirkt 
werden.  Die  Arbeitspflicht  ist  allgemein,  und 
zwar  beträgt  sie  vier  Stunden.  Die  Produkte 
gehören  der  Gesamtheit  und  werden  von  der 
Obrigkeit  unter  die  Einzelnen  nach  deren  Bedarf 
verteilt.  (S.  den  Art.  Campanel  I  a  oben  Bd.  III 
S.  3 ff  ).  —  Vairasse  war  zu  seiner  Utopie  aus 
ähnlichen  Motiven  gekommen.  Doch  herrscht  bei 
ihm  nur  G  U  t  e  rgemeinschaft :  die  Arbeitspflicht 


1651).  Er  geht  von  dein  naturrechtlichen 
Grundsatze  aus.  daas  der  Schöpfer  die  Erde  zur 
grossen  Schatzkammer  des  Unterhalts  filr  alle 
bestimmt  habe,  und  folgert  daraus,  dass  alle 
den  gleichen  Anspruch  auf  die  Krdengüter 
haben  und  nach  dem  Grundsätze  bandeln  sollen  : 
Thue  jedem,  was  du  willst,  dass  er  dir  thue. 
Zur  Erfüllung  dieser  Principien  ist  nötig,  das« 
der  Staat  grosse  Magazine  errichtet;  in  sie 
liefert  jeder  Mann  sein  Produkt  ab,  um  aus 
ihnen  —  ohne  specielle  Verrechnung  —  seinen 
Lebensunterhalt  in  dem  von  ihm  gewünschten 
Umfange  zu  erhalten.  Durch  obrigkeitliche 
Aufsicht  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  nie- 
mand bei  der  Produktion  unter  eine  gewisse 
Minimallcistung  herabgeht  oder  bei  der  Kon- 
sumtion zuviel  Produkte  aus  den  Magazinen 
entnimmt.  -  Viel  mehr  der  Praxis  angepasst 
sind  die  Vorschläge  von  John  Bellers,  der  in 
seinen  „Proj>osals  for  raisiug  a  colledge  of  in- 
dustry"  (1695)  den  Versuch  macht,  der  Not  der 
Armen  und  Arbeitslosen  abzuhelfen.  Danach 
sollen  Arbeitskolonieen  begründet  werden,  in 
denen  je  HUO— 5MJUU  arbeitsfähige  Arme  land- 
wirtschaftliche wie  gewerbliche  Arbeit  leisten 
gilt  für  acht  Stunden.  Die  Produktenvcrteilnug  I  und  darauf  bedacht  sein  müssen,  durch  eigene 


geschieht  durch  die  Magistrate  nach  dem  Be- 
darf der  Individuen.  —  In  Cabets  Ikarieu  ar- 
beitet jeder  sechs  Stunden  im  Winter  und  sieben 
im  Sommer.  Da  alle  von  ihrem  subjektiven 
Standpunkte  aus  sich  gleichmassig  anstrengen 
und  nur  wegen  ihrer  verschiedenen  Taleu- 
tiernng  verschiedenartig  an  der  Produktion  sich 
beteiligen,  verdienen  sie  auch  die  gleiche  Lüh- 


Produktion  den  Bedorf  aller  Teilnehmer  zu 
decken.  Bellers  erwartet,  dass  diese  Kolouioen 
um  so  grössere  Erfolge  aufzuweisen  haben 
werden,  als  durch  das  gemeinsame  Wohnen 
und  Speisen,  den  Wegfall  des  Zwischenhandels, 
das  Ineinandergreifen  aller  Funktionen  und  die 
regelmässige  Beschäftigung  aller  gesunden  Per- 
sonen mit  nützlichen  Dingen  die  Produktivität 


nung.    Deshalb  erhält  jeder  von  der  Übrigkeit  I  der  Arbeit  enorm  gesteigert  werden  würde, 
soviel  als  er  bedarf.    Nur  bei  Delikatessen  und 
Luxusartikeln,  bei  denen  dieses  Princip  nicht 
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In  Frankreich  werden  in  dieser  Epoche 
sozialistische  Vorschläge  zuerst  von  Jean  M  e  » - 
Ii  er  (geb.  1664,  gest.  als  Landpfanrer  in  der 
Champagne  1725»  oder  1733)  gemacht.  Er  hin- 
terließ ein  Werk  ,.Le  testament  de  J.  Mesner" 
im  Manuskript :  da»  zunächst  in  vielen  Ab- 
schriften cirkuherte  nnd  dann  in  verschiedenen 
Auszügen  —  vollständig  erst  im  Jahre  1864  — 
gedruckt  wurde.  Die  bestellende  Gesellschaft 
ist  —  nach  der  Kritik  des  „Testament«"  —  ein 
Produkt  der  Gewalt;  und  daher  benten  die 
herrschenden  Klassen  die  Bauern  und  Arbeiter 
aus  und  leben  überhaupt  gänzlich  auf  deren 
Kosten.  Als  Grundfehler  der  heutigen  Gesell- 
schaftsverfassnng  rauss  das  Privateigentum  be- 
trachtet werden;  denn  es  bewirkt,  dass  jeder 
sich  bemüht,  soviel  zu  erraffen,  als  er  nur  kann, 
ohne  sich  um  die  Mittel  zu  kümmern.  Daher 
gelingt  es  einem,  um  so  reicher  zu  werden,  je 
stärker,  begabter,  durchtriebener  und  gewissen- 
loser er  ist.  Auf  diese  Weise  kommt  es  dahin, 
dass  die  einen  mit  allen  möglichen  Annehm- 
lichkeiten des  Lebens  ausgestattet  sind,  wäh- 
rend die  anderen  schlecht  essen,  schlecht  woh- 
nen, sich  schlecht  kleiden,  ja  oft  vor  Hunger 
verkommen  und  vor  Kälte  erstarren.  Auch  die 
meisten  anderen  Uebel  der  modernen  Gesell- 
schaft ergeben  sich  als  Folge  des  Privateigen- 
tums: dieses  ist  schuld  an  der  Korruption, 
an  den  Kriegen,  an  den  Prozessen,  an  der  all- 
gemeinen Unzufriedenheit,  mit  einem  Worte  an 
„Betrug.  Untreue.  Gaunerei.  Ungerechtigkeit, 
Kaub,  Diebstahl,  Brandstiftung  und  Mord". 

AU  dieses  Unglück  kann  beseitigt  werden, 
wenn  die  natürliche  Gleichheit  nnter  den  Men- 
schen durch  Aufhebung;  des  Privateigentums 
und  aller  Standesuuterschiede  wiederhergestellt 
wird.  Bei  gemeinsamem  Besitze  und  (ienusse 
aller  Güter  leben  die  Menschen  glücklich  und 
friedlich.  Alle,  die  in  einer  Stadt  oder  in 
einem  Distrikte  leben,  bilden  eine  grosse  Fa- 
milie, betrachten  sich  als  Brüder  und  lieben 
demgeniäss  einander.  Alle  arbeiten  gleich  viel 
und  haben  auch  auf  gleiche  Nahrung,  Kleidung 
nnd  Wohnung  Anspruch.  An  der  Spitze  jeder 
Gemeinde  stehen  die  Weisesten  und  Edelsten. 
Alle  Gemeinden  habeu  unter  einander  einen 
Bund,  um  sich  gegenseitig  auszuhelfen.  Ihi 
die  Erde  Unterhaltsmittel  in  durchaus  genügen- 
dem Masse  liefert,  wird  jeder  bei  nicht  allzu 
anstrengender  Arbeit  soviel  haben,  als  er 
braucht.  Uebervorteilnng  des  einen  durch  den 
anderen,  Korruption,  Neid,  Prozesse  werden  auf- 
hören. Das  Paradies  auf  Erden  wird  wieder- 
hergestellt sein. 

Fortgesetzt  wurde  das  Werk  Mesliers  vom 
Schullehrer  M  o  r  e  1 1  y ,  der  im  „Code  de  la  na- 
turc"'  (175ö)  vom  radikal-naturrechtlichen  Stand- 
punkt ans  das  Privateigentum  als  den  Urgrund 
aller  Laster  verwirft  und  die  Einführung  des 
(iemeineigentums  fordert,  das  gerade  durch  die 
Verschiedenartigkeit  der  einzelnen,  auf  einander 
angewiesenen  Menschen  geboten  sei.  Die  Pro- 
duktion soll  in  Genossenschaften,  die  nach  der 
Art  der  von  ihnen  herzustellenden  Güter  ge- 
gliedert sind,  vor  sich  gehen  und  in  der  Weise 
geschehen,  dass  die  Arbeiten  nach  den  Fähig- 
keiten der  Personen  verteilt  werden;  den  Mass- 
,  stab  für  die  Verteilung  der  Produkte 
sollen  die  Bedürfnisse  der  Individuen  abgeben. 

Neben  Meslier  und  Morelly  pflegen  in  den 


Reihen  der  Sozialisten  auch  noch  Mably,  Liu- 
guet  und  Brissot  de  Warwille  genannt  zu 
werden :  mit  Unrecht,  denn  wenn  diese  Autoren 
auch  am  Privateigentum  scharfe  Kritik  ttbeu, 
so  vertreten  sie  darum  noch  in  keiner  Weise 
kommunistische  Ideale. 

Während  der  französischen  Revolution 
tauchten  mehrfach  kommunistische  Theorieen  auf. 
Das  Studium  Mesliers  uud  Morellys  musste  jetzt 
seine  Früchte  tragen,  wo  sich  herausstellte, 
dass  die  Beseitigung  der  Privilegien,  die  Auf- 
hebung der  Standesnnterschiede  und  die  Durch- 
führung der  freien  Konkurrenz  keineswegs  das 
erhoffte  Ideal  der  Gleichheit  und  des  Wohl- 
standes aller  verwirklichte.  Hier  ist  in  erster 
Linie  —  der  jüngst  erst  von  Karl  Grün berg 
wiederentdeckte  Sozialist  —  Francois 
Boissel  (Advokat)  zu  nennen.  Während  der 
Revolution  war  er  ein  rühriges  Mitglied  des 
Jakobiuerklubs,  in  dem  er  vergebens  den  Ver- 
such machte,  seine  sozialistischen  Ansichten  zur 
Geltung  zu  bringen.  Boissel  bezeichnet,  wie 
aller  Radikalismus  jener  Tage,  das  Princip  der 
Gleichheit  als  dasjenige,  das  aller  Gesell- 
schaftsgestaltuug  zu  Grunde  liegen  sollte.  Dies 
Princip  selber  wird,  wie  damals  durchgehend», 
auf  eine  naturrechtliche  Basis  gestellt :  da  nie- 
mand in  der  Natur  mehr  berechtigt  ist  als 
alle  anderen,  müssen  alle  gleichberechtigt  sein. 
Dieser  Grundsatz  der  Gleichheit  wird  aber  durch 
das  Eigentum  nnfs  schwerste  verletzt;  es  ist 
die  Folge  der  Gewalt  und  dient  als  Mittel,  die 
Besitzlosen  zu  unterwerfen.  Deshalb  muss  es 
beseitigt  werden ;  alle  Güter,  die  geschaffen 
werden,  sollen  der  Gemeinschaft  gehören  und 
unter  deren  Mitglieder  nach  Massgabe  ihrer 
Bedürfnisse  verteilt  werden. 

Von  grösserer  Bedeutung  ist  Babeuf; 
seine  Ansichten  finden  sich  im  Art.  „Sozial- 
demokratie" genauer  dargestellt  (vgl.  dort, 
oben  Bd.  VI  S.  781  und  auch  den  Art.  Babeuf 
oben  Bd.  II  S.  122/28). 

b)  19.  Jahrhundert.  Alle  diese  Systeme 
I  hatten  —  bestenfalls  —  nur  vorübergehend  Be- 
deutung gewinnen  können.  Epochemachend 
wirkten  erst  die  beiden  Hauptsysteme,  die  im 
ersten  Drittel  des  19.  Jahrhundert«  entwickelt 
wurden:  das  des  Grafen  St.-Simon  und  das  Fou- 
riers. St.-Simon  selber  ist  noch  nicht  eigent- 
lich als  Theoretiker  des  Sozialismus  zu  bezeich- 
nen (s.  den  Art.  Saint-Simon  und  Saint- 
Siinonismns  oben  Bd.  VI  S.  484 ff.). 

Der  Antagonismus  zwischen  Arbeit  nnd 
Besitz  ist  ihm  noch  nicht  klar  geworden.  Er 
fasst  vielmehr  beide  Klassen  als  „Industrielle"' 
,  (d.  h.  als  Masse  derer,  die  an  der  Schaffung 
<  materieller  Genüsse  arbeiten)  zusammen,  die  als 
1  weitans  zahlreichster  und  produktivster  Stand 
;  eigentlich    das   Staatsruder   führen  müssten, 
i  während  thataächlich  noch  immer  der  Adel,  die 
i  grossen  Grundbesitzer,  der  Klerus  und  das  hohe 
!  Beamtentum  die  Macht  hatten.   Zur  Erklärnug 
|  dieses  Faktums  dient  eine  Art  Geschichtskon- 
struktion, die  bis  auf  die  Unterwerfung  der 
Gallier  durch  die  Franken  zurückgeht,  wodurch 
diese  zu  Kriegeru  und  Herren,  jene  zu  unter- 
worfenen Arbeitern  wurden.     Der  politische 
Hintergrund  der  Zeit  macht  jenes  Princip  er- 
klärlich: wurde  doch  gerade  damals  (1815—30) 
in  Frankreich  der  Entscheidungskampf  zwischen 
den  Anhängern  des  Ancien  Regime  und  der  vom 
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Vulke  unterstützten  Bourgeoisie  durchgekämpft.  I  charakterisiert  durch  die  allgemein  anerkannte 
während  der  Klassengegensatz  zwischen  den  Autorität  bestimmter  Ideeen,  durch  Erfüllung 
hesitzenden  Ständen  und  dem  sich  erst  ent-  aller  mit  den  gleichen  Gedanken,  durch  ge- 
wickelnden Proletariat  noch  nicht  in  die  Er- 1  nieinsames  Hinarbeiten  auf  dieselben  Ziele, 
scheinung  getreten  war.  So  war  die  Lehre  St.- 1  Hier  fühlt  die  Menschheit  in  sich  das  Bewusst- 
Simon»  der  theoretische  Ausdruck  der  auf -sein  einer  Bestimmung  und  sie  kommt  daher 
strebenden  Klassen  Uberhaupt:  vieles  zur  Schaffung  dauernder  sozialer  Gebilde.  Die 
in  ihr  war  unklar  und  Hess  mancherlei  Den- ' 
tungen  zu.  anderes  wieder  war  unentwickelt  I 


und  ermangelte  der  Konsequenz.  „Auch  ist  es 
nicht  wahrscheinlich,  dass  es  diesen  Schriften 
allein  gelungen  wäre,  den  Verfasser  bekannt 
und  einflussreich  zu  machen,  wie  es  durch  die 
persönliche  Einwirkung  auf  seine  Schüler  und 
dnreh  diese  dann  namentlich  geschehen  ist"  (G. 
Cohn).  Die  Herrschaft  der  „Industriellen", 
die  St. -Simon  proklamierte,  begann  sich 
bereits  in  der  ^tatsächlichen  Entwieke- 
lnng  als  Herrschaft  des  Kapitals  durchzu- 
setzen. Wenn  sich  im  Anschlüsse  an  seine 
Lehre  eine  sozialistische  Doktrin  entwickeln 
konnte,  so  lag  das  an  seiner  rücksichtslosen 
Betonung  des  Princips  der  Gleichheit,  das 
keinerlei  Geburtsvorrecht,  sondern  nur  Arbeits- 
tüchtigkeit anerkannte,  an  seiner  steten  Rück- 
sicht auf  das  Wohl  der  grosseu  Masse  und  an 
seiner  Forderung  einer  Durchdringung  des 
praktischen  Lebens  mit  einer  vollkounueuereu 
Ethik.  Das  letztere  Princip  hing  damit  zu- 
sammen, dass  das  Wirken  St. -Simons  in  die 
Blütezeit  der  französischen  Romantik,  der 
ethischen  und  religiösen  Reformbewegung  fallt. 
Es  entsprach  nur  dem  Geiste  der  Zeit  wie  dem 
Kerne  der  mystisch-grübelnden  Natur  8t- 
Simons.  dass  sein  System  in  erster  Linie  auch 
ein  religiöses  und  moralisches  sein  wollte. 
Er  bezeichnete  es  deshalb  ausdrücklich  als 
..Neues  Christentum".  Seine  Absicht  ging  da- 
hin, die  Menschheit  mit  einer  neuen  Moral  zu 
erfüllen,  um  auf  dieser  Basis  eine  neue  politisch- 
soziale Ordnung  ins  Lehen  zu  rufen.  „In  dem 
neuen  Christentum  —  schrieb  St. -Simon  wird 


alle  Moral  unmittelbar  v< 
abgeleitet  sein  :  die  Mens< 
M-itig  als  Brüder  betracht 
Urchristeiitume  angehöri; 
rang  erhalten  und  in 
sich  als  der  Grundsatz 


>n  folgendem  Principe  -  unter  einander  muh 
•hen  sollen  sich  gegen-  wurde  der  Besiegt« 


kritische  Epoche  ist  charakterisiert  durch  Kri- 
tik an  den  überlieferten  Sätzen,  deren  Macht 
über  die  Gemüter  erschüttert  wird  durch  Ver- 
drängung des  Gemeinsinns  und  durch  Herr- 
schaft des  Individualismus.  Hier  wird  das  Be- 
stehende untergraben,  bis  schliesslich  der  Bau, 
den  frühere  Zeiten  geschaffen,  zusammenbricht. 

—  Bisher  hat  die  Weltgeschichte  zwei  grosse 
organische  und  zwei  grosse  kritische  Epochen 
gesehen.  Die  organische  Epoche  des  klassischen 
Altertums  schuf  Hellas'  Glanz  und  Roms  Grösse, 

—  die  kritische  Epoche  hebt  mit  dem  Beginne 
der  griechischen  Philosophie  an,  welche  die  alte 
Religion  und  die  alt-hellenische  Ideeenwelt 
unterwühlte,  und  mit  dem  Eindringen  des  zer- 
setzenden Individualismus  ius  römische  Reich. 
Nach  der  Auflösung  der  alten  Welt  hebt  die 
zweite  organische  Periode  mit  dem  Christen- 
tume  an:  sie  schafft  neue,  lebenskräftige 
Staatengeoilde  und  eine  nene  Kultur.  Aber 
seit  dem  15.  Jahrhundert  regt  sich  wieder  die 
Kritik;  der  Zweifel  triumphiert  überall,  die 
Welt  ist  zerrissen,  nirgendwo  ist  ein  gemein- 
sames Band  mehr  vorhanden.  Aber  diese  neue 
kritische  Periode,  die  unsägliches  Elend  herauf- 
beschworen hat.  geht  ihrem  Ende  entgegen; 
allseitig  fühlt  man  das  Bedürfnis  nach  einer 
neuen  organischen  Periode,  die  offenbar  nahe 
genug  ist:  denn  schon  ist  ihr  Verkünder  da, — 
St. -Simon. 

In  dieser  neuen  Knoche  wird  aber  auch  die 
materielle  Ordnung  eine  Reorganisation 
erfahren,  weil  nur  so  jedes  Individuum  seinen 
wahren  Platz  in  der  Gesellschaft  finden  kann. 
Ursprünglich,  als  der  Kampf  der  Individuen 


•n.  Dies  Princip,  dem 
j,  wird  eine  Verklft- 
seiner  Wiedergeburt 
darstellen:    die  Re- 


ligion mnss  die  Gesellschaft  dem  grossen  Zwecke 
der  schnellsten  Verbesserung  des  Loses  der 
ärmsten  Klasse  entgcgeufflhren."  So  war  die 
Absicht  St. -Simons,  das  Christentum  in  seiner 
sinnlichen  Seite  zu  ergänzen,  den  uralten 
Widerstreit  zwischen  Geist  und  Materie  beizu- 
legen. Leib  und  Seele  miteinander  zu  ver- 
söhnen und  damit  das  volle  irdische  Glück  her- 
beizuführen. 

Die  Idee  der  Eigeiitumsrefonn  hatte  indes 
St -Simon  fern  gelegen.  Sie  wurde  erst  von 
seinem  Schüler  Bazard  aufgenommen,  der 
auch  zugleich,  im  Auschlnss  an  einige  sozial- 
geschichtliche  Ideeen  des  Meisters,  eine  eigene 
Geschi«  htstheorie  ausarbeitete.  Dieser  Gedan- 
kenkreis ist  es  im  wesentlichen,  der  als  „St.- 
Simonismus"  bezeichnet  wird.  Danach  giebt 
es  zwei  soziale  Principien.  das  der  Selbstsucht 
oder  des  Individualismus  und  das  der  Einheit 
oder  der  Association.  Je  nachdem  dieses  oder 
jenes  Princip  vorwiegt,  sind  in  der  Geschichte 
der  Völker  organische  oder  kritische  Epochen 
zu  unterscheiden.     Die  organische  Epoche  ist 


die  roheste  Form  hatte, 
getötet.  Bald  aber  er- 
kannte der  Sieger,  dass  es  für  ihn  nutzbrin- 
gender sei.  wenn  er  dem  Gegner  das  Leben 
lasse,  nm  ihn  zu  unterwerfen.  So  ergab  sich 
als  Folge  der  Gewalt  die  „exploitation  de 
l'homme  par  rhomtue" ,  welche  seitdem  den 
Grundcharakter  der  Gesellschaft  ausmacht:  im 
Altertum  war  der  Unterworfene  Sklave,  im 
Mittelalter,  unter  dem  Einflüsse  des  Christen- 
tums, Leibeigener,  in  der  neuen  Zeit  ist  er 
on vrier  geworden,  —  gesetzlich  frei,  aber 
entblösst  von  allem  Besitz  und  den  Diktaten 
des  Reichen  unterworfen,  ist  er  „Sklave  seines 
Elends  und  seiner  Armut,  die  er  ebensowenig 
willkürlich  enden  kann,  wie  der  Leibeigene  es 
konnte".  Es  handelt  sich  also  darum,  das  Pri- 
vileg des  Reichtums  zu  beseitigen,  wie  die  Re- 
volution alle  anderen  Privilegien  gebrochen 
hat.  Deshalb  mnss  das  Erbrecht,  durch  das 
jemand  ohne  Nachweis  seiner  Würdigkeit  in 
eine  bevorzugte  Position  versetzt  wird,  aufge- 
hoben werden.  Die  Gesamtheit  soll  der 
Erbe  sein  und  die  Verteilung  der  ihr  zuge- 
flossenen Kapitalien  unter  die  Einzelnen  nach 
Massgabe  ihrer  Fähigkeit  vornehmen.  Die 
Verwaltung  der  Vermögen  soll  dagegen, 
wie  heutzutage,  eine  private  bleiben.  Daher 
die  Formel  des  St.-Simonismus:    Jedem  nach 
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seiner  Fähigkeit,  und  jeder  Fähigkeit  nach 
ihren   Werken;   —   was   also   heissen  soll: 


Jeder  soll 
der  seiner 
soll  soviel 
Leistungen 
schliesslich 
dnum  und 
ale  Gebilde 
Individuum 


an   den  Platz 


'lata  gest 
Fähigkeit  entspricht,  und 
Reichtum  erwerben,  als 
entspricht,  Auf  diese  Weise  ist 
die  Einheit  zwischen  Indivi- 
Gemeinwescn,  die  für  neue  sozi- 
so  notwendig  ist,  hergestellt :  das 
schafft  zunächst  für  sich,  indem 
aber  bei  seinem  Tode  das  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft heimfällt,  schafft  es  zugleich  für  die 
Gesamtheit.  Und  so  verkündeten  die  Anhänger 
der  neuen  Lehre  .der  erstaunten  Welt  eine 
Epoche  so  voll  Ruhm  und  Pracht,  so  herrliche 
Zeiten,  so  goldene  Saaten,  so  reiche  Früchte, 
so  glückliche  Volker,  soviel  Reichtum  und  Ab- 
wechselung, soviel  Grösse,  soviel  Geuuss,  soviel 
Harmonie,  das«  auch  der  Gleichgiltigste  Augen 
uud  Ohren  öffnete  und  sich  an  diesen  prophe- 
tischen Träumereien  berauschte"  (Louis  Rey- 
baudl 

Die  Ausgestaltung  der  Lehre  im  einzelnen 
geschah  hauptsächlich  durch  Enfantin  i's.  den 
Art.  oben  Bd.  III  S.  612),  der  alle  Gewinne,  Mieten 
und  Renten  als  Einkommensbezüge  hinstellte,  die 
nicht  auf  Arbeit  der  Besitzer,  sondern  auf  Ausbeu- 
tung der  Arbeiter  bemhten.  Die  Durchführung  des 
positiven  Princips  sollte  durch  eine  hierarchische 
Organisation  der  Gesellschaft  geschehen.  — 
Als  sich  dann  die  Schule  durch  Enfantin  zu 
der  Forderuug  der  „Emancipaüon  des  Fleiscbes" 
und  zu  anderen  unsittlichen  Entartungen  drän- 
gen Hess,  verlor  sie  schnell  ihre  Anhänger  und 
ging  zu  Grunde.  Aber  die  Ideeen  des  St.-Simo- 
nismus  lebten  weiter  und  wirkten  fort.  Sehr 
schön  sagt  Karl  Grün  von  ihm,  „der  St.-Si- 
monismus  ist  wie  eine  Samenkapsel,  die  man 
geöffnet,  deren  Hülle  verloren  gegangen,  wäh- 
rend die  einzelnen  Körner  überall  Gmnd  finden 
und  aufgehen,  eines  nach  dem  anderen/  Die 
weltgeschichtliche  Bedeutung  des  St.-Simonismus 
beruht  darin,  dass  er  die  Probleme  der  sozialen 
Frage  in  ihrer  Grösse  begriffen  und  zum  ersten 
Male  die  Augen  der  Welt  auf  sie  zu  lenken 
vermocht  hat. 

Znr  gleichen  Zeit  wie  St.-Simon,  aber  un- 
abhängig von  ihm,  arbeitete  Charles  Fou- 
rier sein  sozialistisches  System  aus  (s.  d.  Art. 
Fourier  oben  Bd.  III  S.  1886/87).  Der  Ausgangs- 
punkt seiner  Lehre  ist  ein  streng  indivi- 
dualistischer. Im  Gegensätze  zu  den 
meisten  anderen  sozialistischen  Theorieen,  die 
die  Gleichheit  aller  und  das  Glück  der  Gesamt- 
heit an  die  Spitze  stellen,  erstrebt  Fourier  in 
erster  Linie  die  Befriedigung  der  Triebe  der 
Individuen,  das  möglichst  genussreiche 
Leben  der  Einzelnen.  Alle  individuellen 
Triebe  siud,  wie  einfach  aus  ihrer  Existenz 
folgt,  von  Gott,  also  gut.  Es  ist  demgeinäss 
nur  nötig,  sie  auf  nützlichem  Felde  frei  spielen 
zu  lassen,  und  das  Ziel  wird  erreicht,  dass  der 
Mensch  immer  wünschen  und  begehren  kann 
und  dasB  die  Erde  im  stände  ist,  jeden  Wunsch 
willig  zu  erfüllen.  Wenn  heute  der  Mensch 
Begierden  hat.  die  unerfüllt  bleiben,  und  Triebe, 
die  unterdrückt  werden  müssen,  so  ist  das  — 
angesichts  der  von  Gott  gewollten  Harmonie 
zwischen  Begehren  und  Geniessen  —  ein  Uebel, 
das  ausschliesslich  auf  Rechnung  der  fehler- 
haften Organisation  der  menschlichen  Gesell- 


tellt  werden, 
jeder 


schaft  gesetzt  werden  muss.    An  allen  ge- 
schichtlichen Gesellschaftsformationen  übt  dem- 
gemäss  Fourier  scharfe  Kritik,  an  keiner  aber 
so  bittere,  wie  an  der  modernen  Gesellschaft, 
I  die  von  ihm  nur  höhnisch  als  „Civilwation"  be- 
zeichnet wird.   Die  kleinen  Betriebe  —  weis- 
sagt Fourier  schon  18(18  —  müssen  im  Kon- 
kurrenzkampf untergehen,  die  grossen  Unter- 
nehmungen allein  bleiben  bestehen,  und  eine 
kleine  Zahl  mächtiger  Kapitalisten  wird  sich 
schliesslich  zum  wahrhaften  Herrn  der  Welt 
!  machen.   Der  Handel,  der  zwischen  Produktion 
und  Konsumtion  nur  vermitteln  sollte,  hat. 
sich   zum  Herrn   der  Produzenten  gemacht, 
streicht  ungebührlich  viel  Gewinn  ein  und  be- 
schäftigt viel  zu  viel  Leute.  —  Die  Gewerks- 
thätigkeit,  wie  sie  heute  organisiert  ist,  bleibt 
nicht  minder  hinter  den  berechtigten  Anforde- 
rungen zurück.   Denn  die  Arbeit  müsste  eine 
Lust  für  den  Arbeiter  sein;  anstatt  dessen  ist 
sie  eine  Last  und  liefert  natürlich  nur  schwache 
Erträge.  —  Und  dass  auch  die  Landwirtschaft 
unproduktiv  ist,  leuchtet  ein,  wenn  man  be- 
denkt, dass  der  Boden  zerstückelt  ist  und  dass 
der  Landbau  von  armen  Bauern  ohne  Intelli- 
genz betrieben  wird.  —  Schon  besser  als  die 
„C'ivilisation"  ist  die  Epoche  des  „Garantismus", 
zu  der  jene  eigentlich  hindrängt.   Hier  wird 
dem  Einzelnen  wenigstens  seine  Existenz  ga- 
rantiert, dem  Mittelstande  wird  durch  staat- 
liche Bankorganisationen  billiger  Kredit  ver- 
schafft, und  dem  Arbeiterstande  wird  durch 
Versicherung  gegen  gewisse  Wechselfälle  des 
Lebens  geholfen.    Wird  indessen  die  Mensch- 
heit in  „Phalangen*'  organisiert,  was  unmittel- 
bar möglich  ist,  so  wird  sie  sofort  berauschen- 
den Glücks  teilhaftig.   Die  nPhaIangeu  ist  eine 
Gemeinde  von  je  20Ö0  Personen,  die  gemeinsam 
wohnen,  arbeiten  und  konsumieren,  u.  h.  soweit 
es  ihnen  passt.  Jeder  verrichtet  in  jedem  Augen- 
blicke gerade  die  Arbeit,  die  ihm  gerade  Ver- 
gnügen macht,  wodurch  sich  die  Produktivität  der 
Arbeit  angeblich  ins  Ungeheuere  steigert.  Die 
Einkommenserträge  werden  unter  die  Mitglieder 
der  Phalange  je  nach  der  geleisteten  Arbeit, 
dem  bewährten  Talente  uud  dem  eingeschosse- 
nen Kapitale  verteilt.    Die  private  Familie  ist 
aufgehoben,  an  ihre  Stelle  tritt  ein  eigenartiges 
System  freier  Liehe,   das  den  verschiedenen 
Liebhabern  der  Frau  auch  verschiedenartige 
Rechte  gewährt.  —  Das  System  Fouriers  ist 
auch  sonst  nicht  frei  von  Bizarrerieen,  Unge- 
heuerlichkeiten und  lächerlichen  Pbantasieen. 
Seinen  Gegnern,  die  diese  Thorheiten  geisselten, 
ohne  des  Wahren  in  seiner  Theorie  zu  gedenken, 
erwiderte  er:  .Wunderbarer  Despotismus,  alle 
Produktionen  eines  Schriftstellers  zu  verdammen, 
weil  einige   mangelhaft    sind!     Newton  hat 
Träumereien  über  die  Apokalypse  geschrieben ; 
er  hat  versucht  zu  beweisen,  dass  der  Papst 
der  Antichrist  sei.    Gewiss,  aas  sind  wissen- 
schaftliche Thorheiten;   aber  seine  Theorieen 
Uber  die  Anziehung  und  die  Lichtstrahlen  sind 
darum  nicht  weniger  gut  und  anerkannt.  Bei 
der  Beurteilung  jedes  Gelehrten  oder  Künst- 
lers trennt  man  das  gute  Gold  vom  falschen. 
Warum  bin  ich  der  Einzige,  bei  dem  die  Kritik 
nicht  dieser  Regel  folgen  will?"    Und  Rey- 
baud,  der  erste  Historiker  des  Sozialismus,  ist 
chevaleresk  genug,  hinzuzufügen:    „Wenn  je- 
mand sich  selbst  so  verurteilt,  so  bleibt  nichts 
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zu  sagen  Übrig :  man  zielt  nicht  auf  eine  Brust,  1 
die  sich  entblösst." 

Da«  System  Fouriers  gelangte  erst  nach 
der  Auflösung  der  St.-Simonistischen  Schule  zu 
irröwserer  Bedeutung:  hier  war  von  grossem 
Einflüsse  Victor  Considerant,  der  des 
Meisters  Lehre  von  allerlei  Unkraut  befreite 
und  zugleich  gewisse  lebenskräftige  Ideeen, 
die  für  die  volksmässige  Agitation  gut  verwert- 
bar WIM  —  wie  das  Recht  auf  Arbeit  und  die 
Arbeiterversicherung  —  in  den  Vordergrund  schob. 

Mit  einer  gewissen  Selbständigkeit,  aber 
offenbar  hu  Auschlusse  an  den  Fourieristischen 
Gedankenkreis  bewegte  sich  Theodor  De- 
zarav.  Die  Menschheit  sollte  sich  in  „Koramu- 
nalpalästen"  mit  Je  ca.  10000  Personen  orga- 
nisieren. Die  Arbeitsteilung  wird  aufs  äusserste 
getrieben ;  jeder  beteiligt  sich  da,  wo  es  ihm 
passt;  schwierige  und  widerstrebende  Arbeiten 
werden  durch  Vervollkommnung  der  Maschinen 
beseitigt.  Die  mächtigsten  Antriebe  zur  Arbeit 
sind:  das  Verlangen  nach  öffentlicher  Achtung 
und  die  Liebe  zur  Gemeinschaft,  So  wird  der 
Mensch  ganz  von  selbst,  ohne  Zwang,  arbeiten 
und  möglichst  gut  arbeiten.  Es  wird  daher 
auch  spater  keine  Regierung  nötig  sein,  son- 
dern eine  Verwaltung  genügen.  In  einer  gut 
organisierten  Gesellschaft  muss  eben  alles  von 
selbst  gehen,  weil  'bin;  die  ünzialcn  («t'M-tze 
der  direkte  Ausdruck  der  Naturgesetze  sind. 
„Wenn  die  Gemeinschaft  vollständig  in  Kraft 
steht,  wird  das  Gesetz  nur  noch  eine  einfache 
Regel  »ein,  eine  einfache  Einladung,  von  der 
die  Obrigkeit  gewi&sermaasen  das  Echo  sein 
wird."  Die  Familie  wird  von  Dezamy  negiert  : 
„Kein  zerstückeltes  Familienleben  mehr.  — 
ruft  er  aus  —  „Keine  häusliche  Erziehung! 
Keine  Herrschaft  des  Ehemannes!  Freiheit  der 
Vereinigungen !  Vollkommene  Gleichheit  beider 
Geschlechter!   Freie  Scheidung!" 

In  einer  reineren  Gestalt  erlangte  die  Asso- 
ciationsidee  durch  B  n  c  h  e  z  (Arzt,  geb.  17%  zu 
Matagne,  gest.  186ö)  weitere  Verbreitung.  Er 
drang  schon  seit  1881  darauf,  dass  die  Arbeiter 
solange  sparen  sollten,  bis  sie  sich  als  Pro- 
duktivaasociation  konstituieren  könnten.  Ein 
Teil  des  Geschäftsgewinns  sollte  dann  entweder 
zur  Erweiterung  der  alten  Association  oder  zur 
Begründung  einer  neuen  verwandt  werden,  bis 
schliesslich  nach  und  nach  alle  Arbeiter  Frank- 
reichs Herren  des  zur  Produktion  nötigen  Ka- 
pitals wären.  Dieser  Gedankengang  hat  that- 
sfichlich  —  wie  L  e  x  i  s  nachgewiesen  hat  —  zu 
einer  Reihe  praktischer  Experimente  geführt 
und  hat  sich  Uberhaupt  mit  Zähigkeit  in  den 
Köpfen  gewisser  Pariser  Arbeiterkreise  behauptet. 
Noch  mehr  Sympathie  mnsste  beim  Proletariat  der 
von  Louis  Blanc  entwickelte  Gedanke  linden, 
solche  Produktivassociationen  mit  Staatshilfe 
zu  begründen  (s.  d.  Art.  Blanc  oben  Bd.  II  S.  940). 
Denn  dann  brauchte  der  Arbeiter  sich  von  seinem 
geringen  Lohne  nichts  abzusparen,  und  überdies 
geschah  die  Emancipation  des  vierten  Standes 
mit  einem  Schlage.  Im  einzelnen  gipfelte 
Blaues  Vorschlag  darin,  dass  der  Staat  die  Ar- 
beiter, soweit  sie  es  wünschten,  in  Werkstatten 
organisierte,  die  während  des  ersten  Jahres  vom 
Staate,  später  von  den  Arbeitern  selber  ge- 
leitet werden  sollten.  Diese  „ateliers  sociaux" 
sollten  in  einem  Bunde  stehen,  sich  über  die 
Produktion  verständigen,  die  Arbeitsunfähigen 


und  Kranken  versorgen  und  solchen  Etablisse- 
ments, die  durch  Krisen  in  Bedrängnis  gerieten, 
helfeu.  Da  erwartet  wurde,  dass  die  von  Ka- 
pitalisten geleiteten  Unternehmungen  durch 
diese  Konkurrenz  bald  zum  Stillstande  gebracht 
würden,  so  stellte  das  associationistische  System 
nur  einen  Uebergangszustand  zum  reinen  Kom- 
munismus dar,  dessen  Principien  sein  sollten: 
Produktion  nach  den  Fähigkeiten,  Konsumtion 
nach  den  Bedürfnissen. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  in  dieser 
Epoche  die  christlichen  Sozialisten  ein. 
Sie  knüpfen  alle,  bewusst  oder  unbewnsst,  an 
die  Auffassung  St-Simons  an,  dass  eine  Läute- 
rung der  Menschheit  durch  Religion  und  Moral 
am  ehesten  der  künftigen  Suzialreform  den  Weg 
ebnen  müsse.  Der  bedeutendste  dieser  christ- 
lichen Sozialisten  ist  unzweifelhaft  Buchez, 
dessen  leitende  soziale  Idee  vorhin  skizziert  wor- 
den ist  Er  war  früher  St. -Simonist  gewesen, 
sah  aber  jetzt  im  richtig  verstandenen  Katholi- 
zismus das  Mittel  zur  innerlichen  Neugestaltung 
von  Leben  und  Streben  der  Menschen.  Diese 
würden  dann  die  wahre  Moral  voll  erfassen  und 
daher  alle  ihre  Kräfte  daran  setzen,  die  Gesell- 
schaft auf  eine  höhere  Kulturstufe  zu  heben.  — 
In  seinen  nationalökonomischen  Konsequenzen 
viel  weniger  klar  war  Pierre  Leroux,  eben- 
falls ein  früherer  St.-Simonist,  der  in  einem  der 
deutschen  idealistischen  Philosophie  abgelausch- 
ten Jargon  das  Aufgehen  des  einzelnen  Men- 
schen in  die  Idee  der  Menschheit  als 


hinstellte.  —  Auch  Lamennais  wandte 
mit  seiner  glühenden  Beredsamkeit  seit  1838 
der  sozialen  Richtung  zu.  Die  Ordnung  Gottes 
verlangte,  nach  seiner  Lehre,  dass  sich  alle 
Menschen  als  Brüder  betrachteten.  Daher  war 
die  heutige  Ordnung,  die  dem  widersprach,  auf- 
zulösen und  durch  eine  neue  Organisation  zu 
ersetzen,  in  der  sich  alle  als  Glieder  einer 
Familie  fühlten.  -  Etwas  deutlicher  drückte 
sich  Pecqueur  aus.  Er  wollte,  dass  der  Staat 
allen  Kindern  ohne  Ausnahme  unentgeltlich 
die  gleiche  Erziehung  zu  teil  werden  lasse  und 
dass  er  femer  alle  Staatsbürger  gegen  die 
Wechselfälle  des  Lebens  sicherstelle.  Die  eigent- 
liche Heilung  der  sozialen  Schäden  sollte  sich 
aber  auch  hier  erst  als  Konsequenz  der  Durch- 
dringung aller  mit  brüderlichem  Sinne  ergeben. 
Denn  dann  würden  alle  Wohlhabenderen  ihren 
ärmeren  Mitmenschen  jederzeit  unter  die  Arme 
greifen,  da  die  fraternite  gebiete,  „de  donner 
noB  richesses  a  nos  freres,  de  partager  avec 
eux  les  produits  de  notre  activite-.  Christliche 
Liebe  und  Hingebung  sei  allein  imstande,  die 
Unterschiede  des  Vermögens  auszugleichen. 

Aus  der  englischen  Litteratur  (der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhundert«]  ist  in  der  hier 
skizzierten  Richtung  nur  Robert  Owen  nam- 
haft zu  machen  (s  die  Artt.  Sozialdemo- 
kratie und  Owen  oben  Bd.  VI  S.  782  bezw. 
Bd.  V  S.  1046  ff.). 

6.  Der  moderne  Agrarsozlallsmus.  Eiue 
besondere  Stellung  unter  den  sozialistischen 
Reformvorschlägen  nehmen  jene  ein ,  die  das 
Gemeineigentum  bloss  an  Grund  uud  Boden 
eingeführt  uud  auch  hier  meist  noch  die  pri- 
vate Nutzuug  beibehalten  wissen  wollen. 
Denn  dass  ein  solcher  Zustand  mit  privater 
Produktion  und  privatem  Erwerbe  der  bestehen- 
den Volkswirtschaft  viel  näher  steht  als  die 
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betrachteten  sozialistischen  Gemeinwesen,  liegt 
auf  der  Hand.  Die  Vorschläge  dieser  Art  lassen 
sich  auf  Thomas  Spence  (Schnllehrer;  geb. 
ca.  1750  in  Newcastle,  gest.  1814)  zurückführen, 
derselbe  geht  Ton  dem  —  natnrrechtlich  kon- 
struierten —  Satze  aus,  das«  alle,  die  in  einem 
Lande  leben,  ein  gleiches  Anrecht  auf  den 
Boden  besitzen.  Die  Verletzung  dieses  obersten 
Principe«  habe  zur  Unterdrückung  der  Arbeiter 
geführt,  welche  sich  zu  Gunsten  der  müssigen 
Grundbesitzer  abmühen  uittssten.  Dem  abzu- 
helfen, soll  alles  Grundeigentum  den  Gemein- 
den Ubergeben  werden,  die  aber  am  besten 
thun  würden,  wenn  sie  es  nicht  selbst  bewirt- 
schafteten, sondern  an  die  Meistbietenden  (immer 
auf  7  Jahre)  verpachteten.  Die  Pachtzinsen 
sollen  zunächst  zur  Deckung  der  Steuern  und 
anderer  gemeinnütziger  Auslagen  dienen;  auf 
den  etwaigen  Rest  sollen  alle  Einwohner  den 
gleichen  Anspruch  haben.  - —  Aehnliche,  wenn 
auch  offenbar  mit  einer  gewissen  Selbständig- 
keit verfasste  Vorschläge  sind  dann  1805  von 
OharlesHall  gemacht  worden.  Der  Gedanke 
der  Bodenverstaatlichung  ist  seitdem  in  Eng- 
laud  immer  wieder  von  nenem  aufgetaucht. 
Aber  die  meiste  Förderung  kam  der  Idee  aus 
Amerika,  wo  Henry  George  in  seinem  rPro- 
gress  and  poverty"  (18791  das  klassische  Werk 
dieser  Bewegung  lieferte.  Auch  er  konstruiert 
auf  natnrmhtliehe  Weise  das  gleiche  Recht 
aller  Menschen  auf  den  Grund  und  Boden,  das 
angeblich  _so  klar  ist  wie  ihr  Recht.  Luft  zu 
atmen".  Die  Verletzung  dieses  Urrechtes  aller 
Menschen  durch  das  private  Grundeigentum 
flilirt  zur  Niederhaltung  des  Lohnes,  zu  den 
Krisen,  zum  Pauperismus.  Die  Abhilfe  wird 
geschehen,  indem  der  Staat  die  Grundrente 
durch  eine  entsprechende  Grundsteuer  konfisziert, 
wodurch  er  u.  a.  in  die  Lage  versetzt  ist,  alle 
übrigen  Stenern  aufzuheben. 

7.  Der  wissenschaftliche  Sozialismus, 
a:  Thompson  und  andere  engÜBche  8o- 
sialiBten.  Als  .wissenschaftlich"  muss  jener 
Sozialismus  bezeichnet  werden .  der  ein  na- 
tionalökonomisches System  darstellt  und 
daher  von  der  Lehre  vom  Werte  als  der  fun- 
damentalen volkswirtschaftlichen  Abstraktion 
ausgeht.  Als  erster  wissenschaftlicher  Sozialist 
in  diesem  Sinne  ist  —  wie  Anton  Menger 
nachgewiesen  hat  William  Thompson 
anzusehen  (gest.  1833).  Bei  seiner  Analyse  der 
heutigen  Volkswirtschaft  dient  ihm  als  Grund- 
lage der  Ricardosche  Satz,  dass  die  Arlieit  Ur- 
sache und  Mass  aller  Werte  sei.  Obgleich  so- 
mit der  Arbeiter  der  Schöpfer  aller  Reichtümer 
ist.  wird  er  mit  dem  notwendigen  Lebensunter- 
halte abgefunden.  Den  Rest  seines  Arbeitser- 
trages muss  er  an  die  Grund-  und  Kapitaleigen- 
ttimer  für  die  Ueberlassuug  der  Produktions- 
mittel abtreten.  Das  ist  der  Mehrwert  i'snrplns 
valne.  additional  valnet,  der  also  nur  ein 
Abzug  VOO  Arbeit sertrage  zu  Ungunsten  der 
Arbeiter  ist  und  die  Folge  der  überlegenen 
Machtstellung  der  Inhaber  der  Produktions- 
mittel. Dieses  Resultat  widerspricht  aber  dem 
Grundsätze  der  Gerechtigkeit,  der,  nach  Thomp- 
son, erfordert,  das*  das  Arbeitsprodukt  unver- 
kürzt dem  Produzenten  zufalle,  Oerechterweise 
dürfe  der  Kapitalist  vom  Arbeiter  nur  den 
Wiederersatz  der  bei  der  Produktion  ver- 
brauchten Kapitalstibstanz  beanspruchen,  und 


soweit  sich  der  Kapitalist  persönlich  an  der 
Produktion  beteilige,  dürfe  er  nur  soviel  ver- 
langen, als  dem  Einkommen  eines  qualifizierten 
Arbeiters  entspräche.  Der  Mehrwert  stelle  clem- 
gemäss  eine  Ausbeutung  des  Arbeiters  durch 
den  Kapitalisten,  einen  Raub  dar. 

Thompson  —  auf  ethischem  Gebiete  ein 
Anhänger  Benthams  —  lehnt  sich  in  seinen 
positiven  Ansichten  an  Owen  an,  indem  er  die 
Bildung  sozialistischer  Gemeinden  auf  dem 
Wege  der  Freiwilligkeit  befürwortet,  in  denen 
die  für  den  eigenen  Bedarf  notwendigen  Roh- 
produkte hergestellt  werden  sollen,  sowie  Ge- 
werbsprodukte teils  znm  eigenen  Verbrauche, 
teils  zum  Austausche.  Es  handelt  sich  also  im 
Principe  um  freiwillige  Produktivassociationen 
der  Arbeiter.  In  ihnen  sollten  alle  Mitglieder  die 
gleiche  Arbeitszeit  thätig  sein,  dafür  aber  ihre  Be- 
dürfnisse von  der  Gemeinschaft  gedeckt  erhalten. 

An  dieser  Stelle  ist  auch  die  von  Owen 
1832  ins  Leben  gerufene  Arbeitstanschbank 
<Equitable  Labour  Exchange)  zn  erwähnen.  Sie 
wollte  den  wahren  Grundsatz  alles  Austausches 
—  die  Gleichheit  von  Arbeitsprodukt  und  Ar- 
beitsertrag—  praktisch  zur  Anwendung  bringen, 
was.  bei  Gelingen  des  Experimentes,  zur  Auf- 
richtung einer  sozialistischen  Gesellschaft  mitten 
in  der  umgebenden  kapitalistischen  Volkswirt- 
schaft geführt  hätte.  Jeder  Adhärent  der  Bank 
konnte  in  ihrem  Magazine  Waren  deponieren, 
für  die  er  Arbeitsgeld  (labour  notes)  erhielt. 
Für  die  Höhe  desselben  war  entscheidend:  der 
Wert  des  Rohmaterials  und  die  d n  r  c  h  sc  h  n  i  1 1  - 
lieh  (also  nicht  etwa  vom  betr.  Deponenten) 
zur  Produktion  der  fraglichen  Ware  erforderte 
Arbeitszeit.  Mit  dem  Arbeitsgelde  konnte 
sich  dann  der  Deponent  das  entsprechende 
Quantum  anderer  Waren  in  den  Magazinen 
der  Rank  kaufen.  -  Diese  Bank  ist  bekanntlich, 
nach  anfänglichen  Erfolgen,  1834  zu  Grunde 


Im  Anschlüsse  an  die  von  Thompson  und 
Owen  entwickelten  Ideeen  entstand  in  England 
in  den  20er  und  30er  .Jahren  eine  umfangreiche 
antikapitalistische  Litteratur,  die  aber  keinen 
wesentlichen  Fortschritt  brachte. 

b)  Proudhon.  Die  britische  sozialistische 
Litteratur  fand  —  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Owenschen  Schriften  —  ausserhalb  ihres  Vater- 
landes keine  Beachtung;  und  bald  hörte  auch 
der  Engländer  auf,  sein  Interesse  einer  Litte- 
ratur zu  schenken,  der  sich  eine  praktische 
Seite  nicht  abgewinnen  Hess.  Von  um  so 
grösserer  Bedeutung  war  ein  französischer 
Autor,  dessen  kritische  Theoriecn  von  geradezu 
epochemachender  Bedeutung  für  die  Folgezeit 
wurden:  Proudhon.    Er  ist  —  wie  Pichls 


scharfsinnige  Untersuchung  konstatiert  hat  —  < 
den  englischen  Sozialisten  nicht  beeinflusst  wor- 
den, obgleich  die  Leitsätze  seines  Systems  prin- 
cipiell  mit  der  dort  entwickelten  Lehre  über- 
einstimmen. Die  Darstellung  seiner  Ansichten 
ist  bereits  in  den  Artt.  Anarchismus  oben 
Rd.  I  S.  301  ff.  und  Proudhon  oben  Bd.  VI 
S.  2H5(ff.  geschehen,  auf  die  daher  verwiesen 
wird.  Hier  muss  die  Bemerkung  genügen  dass 
er  —  ausgezeichnet  durch  Scharfsinn  der  For- 
schung, Reichtum  der  Ideeen,  Rücksichtslosig- 
keit des  Denkens  und  glänzende  und  espritvolle 
Darstellung  —  rasch  als  Sozialschnftsteller 
allerersten   Ranges   anerkannt   wurde.  Seine 
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Schriften  wurden  in  der  ganzen  Kultur«  rh 
überall,  wo  soziale  Probleme  mit  Ernst  erwogen 
wurden,  gelesen,  studiert,  angeeignet,  bewnudert 
oder  bekämpft.  Seine  kritischen  Principien 
bilden  den  Ausgangspunkt  des  Denken»  für  die 
späteren  Träger  des  wissenschaftlichen  Sozia- 
lismus. 

o)  Rodbertufl  —  lange  Zeit  wenig  be- 
achtet, erst  nach  seinem  Tode  ^1875)  durch  die 
Schriften  vornehmlich  von  Ad.  Wagner, 
Tb.  Kozak,  K.  Meyer,  M.  Wirth  und 
Ct.  Adler  als  Klassiker  des  Sozialismus  aner- 
kannt —  Knüpft  unzweifelhaft  an  die  französi- 
schen Sozialisten  an.  Seine  Geschichtakoustruk- 
tion  lehnt  sich  —  wie  H.  Dietzel  bewiesen 
hat  —  in  den  wesentlichen  Elemeuten  au  die 
oben  dargestellte  des  St. -Simonismus  an.  Und 
in  der  kritischen  Analyse  der  bestehenden  Volks- 
wirtschaft ist  er  sicherlich  von  Proudhon  beein- 
flusst  worden,  während  er  die  euglischen  Sozia- 
listen trotz  mehrfacher  sachlicher  l'ebereinstitu- 
niung  offenbar  nicht  gekannt  hat.  S.  d.  Art. 
Rodbertus  obeu  Bd.  V  S.  446ff. 

d)  Marx.  Der  tiefste  sozialistische  Denker 
ist  unzweifelhaft  Karl  Marx.  Seine  originalen 
Leistungen  kulminieren  in  seiner  .materialisti- 
schen Geschichtsthcorie"  und  in  der  Analyse 
der  „kapitalistischen  Produktionsweise."  Diese 
geschah  unzweifelhaft  im  Anschlüsse  an  gewisse 
Elemente  des  Prundhonschen  Systems,  wie  jene 
im  Anschlüsse  an  solche  der  Systeme  von  Hegel, 
Feuerbach  und  der  französischen  Sozialisten. 
Das  Hegeische  System  wurde  in  der  hier  ent- 
scheidenden Seite  von  Marx  dahin  verstanden: 
dass  an  allem,  was  je  in  der  Weltgeschichte 
wirklich  geworden  war,  die  Notwendigkeit  und 
daher  die  Existenzberechtigung  nachgewiesen 
wurde,  während  gleichzeitig  auch  die  Konse- 
quenz gezogen  wurde,  dass  alles,  was  nur  zeit- 
lichen Bedingungen  entsprach,  bei  Verände- 
rung derselben  untergehen  niusste.  Vor  der 
Hegeischen  Philosophie,  wie  Marx  sie  auffasste 
—  und  wir  geben  seine  Auffassung  nach  der 
als  declaratio  authentica  anzusehenden  Erklä- 
rung von  Engels  wieder  ,  besteht  nichts 
Endgiltiges,  Absolutes,  Heiliges.  Sie  weist 
von  allem  und  an  allem  die  Vergänglichkeit 
auf,  nnd  nichts  besteht  vor  ihr  als  der  ununter- 
brochene Prozess  des  Werdens  und  Vergehens, 
des  Aufsteigens  ohne  Ende  vom  Niederen  zum 
Höheren.  Dies  ist,  nach  Marx,  der  revolutionäre 
Charakter  der  Hegeischen  Philosophie.  Sie  hat 
allerdings  auch  eine  konservative  Seite:  sie  er- 
kennt die  Berechtigung  bestimmter  Erkenntnis- 
und  Gesellschaftsstufen  für  deren  Zeit  und  Um- 
stände an;  aber  auch  nur  so  weit.  Der  Kon- 
servatismus dieser  Anschauungsweise  ist  rela- 
tiv, ihr  revolutionärer  Charakter,  in  dem  Marx 
ihre  wahre  Bedeutung  erblickte,  ist  absolut,  das 
einzig  Absolute,  was  sie  gelten  lässt.  So  kam 
Marx  zu  der  Grnndanschaunng,  dass  die  Ge- 
schichte einen  ewigen  Prozess  des  Werdens, 
Vergehens  und  Fortschreitens  darstelle,  in  dem 
jede  einzelne  Phase  unbedingt  notwendig  und 
relativ  berechtigt  sei,  so  sehr  sie  auch 
allen  modernen  politischen  oder  moralischen 
Begriffen  widersprechen  möchte.  Während  aber 
Hegel  die  Gesetze  der  geschichtlichen  Bewegung 
aus  der  ,Selbstentwickelung  des  absoluten  Be- 
griffs" herleitete,  wurde  Marx  durch  die  Feuer- 
bach sehe  Philosophie,  die  er  ursprünglich  en- 


thusiastisch begrüsste,  zu  der  Ansicht  bekehrt, 
dass  der  Mensch  die  Ideeen  schaffe  und  dass 
nicht  die  „Idee'*  die  Geschichte  des  Menschen 
bestimme.  Zugleich  wurde  seine  ganze  Deuk- 
richtung  anf  eine  materialistische  Basis  gestellt, 
indem  er  das  Ergebnis  der  Fenerbachschen 
Forschung  annahm,  dass  die  höheren  Wesen, 
welche  unsere  religiöse  Phantasie  erschaffen 
habe,  nur  die  phantastische  Kückspiegelung 
unseres  eigenen  Wesens  seien.  Wenn  so  der 
Mensch,  unbewusst,  die  Religion  schuf,  wes- 
halb nicht  auch  alles  lndi  tische,  rechtliche, 
künstlerische  und  wissenschaftliche  Dasein  r 
Aber  welches  sind  die  Gesetze,  die  hierfür  mass- 
gebend sind?  Hier  wurde  Marx,  der  ja  seit 
1H43  in  Paris  lebte,  durch  die  französischen 
Historiker  nnd  Sozialisten  der  wichtigste  Finger- 
zeig gegeben.  Thierry,  (iuizot  und  die  andereu 
Geschichtsschreiber  der  Zeit  erklärten  deutlich 
genug,  dass  die  politische  Geschichte  Frank- 
reichs seit  dem  Mittelalter  nur  verstanden  wer- 
den könne,  wenn  man  sie  als  Kampf  zwischen 
Feadalität  und  Bourgeoisie  auffasste.  Und  dass 
seit  den  dreissiger  Jahren  die  Arbeiterklasse  als 
neuer  Kämpfer  gegen  die  bevorrechteten  Stände 
auf  dem  Plane  erschien,  lag  sonnenklar  vor 
aller  Augen.  So  wurde  damals  die  moderne 
politische  Geschichte  von  den  Sozialisten  —  von 
Fourier  und  den  Fourieristen.  von  Louis  Blanc, 
W.  Marr  u.  a.  (vgl.  G.  Adlers  Schrift  über 
Marx.  S.  214  ff.)  -  als  Konsequenz  der  Ent- 
wicklung von  Klassenkämpfen  und  somit  als 
Konsequenz  der  rein  wirtschaftlichen  Evolution, 
die  ja  für  die  Grösse,  Lage  und  Bedeutung 
einer  Klasse  entscheidend  ist,  angesehen.  All 
dieses  Gedankenmaterial  wurde  aber  zuerst 


Marx  systematisch  verarbeitet  nud  zu  einer 
Theorie  geformt  und  ferner  noch  nach  zwei 
Riehtungen  hin  mit  ganz  originellen  Zuthaten 
versehen  i  Einmal  sollte  nämlich  der  wirtschaft- 
liche Zustand  das  staatliche  Dasein  nicht  bloss 
in  der  Neuzeit  bestimmen,  sondern  erst  recht 
in  allen  früheren  Zeiten ;  —  Beweis  {wir  folgen 
wieder  der  Engelsschen  Deklaration):  Ist  der 
Staat  noch  heute,  zur  Zeit  der  grossen  Industrie 
und  der  Eisenbahnen,  im  grossen  und  ganzen 
nur  der  Reflex,  in  zusammenfassender  Forin, 
der  ökonomischen  Bedürfnisse  der  die  Produktion 
beherrschenden  Klasse,  so  musste  er  dies  angeb- 
lieh noch  viel  mehr  sein  zu  einer  Epoche,  wo 
eine  Menschengeneration  einen  weit  grösseren 
Teil  ihrer  Gesamtlebenszeit  anf  die  Befriedigung 
ihrer  materiellen  Bedürfnisse  verwenden  musste, 
also  weit  abhängiger  von  ihnen  war,  als  wir 
heute  sind.  —  Die  weitere  Idee  von  Marx  be- 
stand darin,  nicht  bloss  die  Politik,  sondern 
gleichzeitig  alle  anderen  Aeusserungen  des 
geistigen,  sozialen  und  kulturellen  Lebens  auf 
die  ökonomischen  Verhältnisse  nnd  ihre  Kur- 
Wickelung  als  einzige  kausale  Quelle  zurückzu- 
führen. Damit  ist  die  materialistische  Ge- 
schichtstheorie in  ihren  Elementen  entwickelt. 
Ihre  grossen  leitenden  Gedanken  sind  demnach 
die  folgenden.  Die  ökonomische  Verfassung 
der  Gesellschaft  ist  das  Fundament  derselben, 
während  alles  politische,  rechtliche,  litterarische 
und  religiöse  Dasein  nur  als  Ueberbau  aufzu- 
fassen ist,  und  zwar  als  ein  in  seiner  Gestal- 
tung durch  das  ökonomische  Fundament  gänz- 
lich vorgezeichneter  Ueberbau.  Die  ökonomische 
Formatiou  der  Gesellschaft  wird  aber,  seit  der 
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Auflegung  des  uralten  Gemeinbesitzes  am  Gnind 
und  Boden,  in  der  ganzen  bisherigen  Geschichte 
durch  den  Klassengegensatz  bestimmt,  nämlich 
den  Gegensatz  zwischen  beherrschten  und  herr- 
schenden Klassen.  Derselbe  hat  nicht  immer 
die  gleiche  Form;  er  ändert  sich  vielmehr  im 
Laufe  der  Zeit.  Eine  jede  ökonomische  Ver- 
fassung entwickelt  niimlich  ans  sich  heraus 
Produktivkräfte,  die  schliesslich  mit  der 
alten  Produktions  f o  r  m  und  der  alten  Form 
der  Klassenherrschaft  unvertraglich  sind ;  infolge 
hiervon  spitzt  sich  der  Klassengegensatz  in 
der  Weine  zum  Klassen  kämpf  zu,  das»  eine 
Krisis  erfolgen  rauss,  als  deren  Resultat  nur 
zweierlei  möglich  ist  :  entweder  die  Sprengung 
der  bisherigen  Gesellschaftsverfassung  und  die 
Ueberführung  derselben  in  eine  höhere  Ordnung 
durch  den  von  den  unterdrückten  Klassen  be- 
wirkten Sturz  der  bisher  herrschenden  Klassen, 
oder  aber:  der  gemeinsame  Untergang  der 
kämpfenden  Klassen.  Wie  es  aber  ursprünglich 
in  der  Geschichte  der  Menschheit  keinen  Klassen- 
kampf gegeben  hat,  so  ist  auch  dessen  Auf- 
hören in  der  Zukunft  in  Aussicht  gestellt.  Der 
Klassenkampf  hat  nämlich  jetzt  eine  Stufe  er- 
reicht, auf  der  die  ausgebeutete  und  unter- 
drückte Klasse  (das  Proletariat)  sich  nicht  mehr 
von  der  sie  ausbeutenden  und  unterdrückenden 
Klasse  (der  Bourgeoisie)  befreien  kann,  ohne 
zugleich  die  ganze  Gesellschaft  für  immer  von 
Ausbeutung,  Unterdrückung  und  Klassenkämpfen 
zu  befreien. 

Damit  mündet  die  Analyse  des  histori- 
schen Entwickelungsprozesses  in  diejenige  der 
modernen  Volkswirtschaft  aus.  Den  ersten  An- 
stoss  dazu,  diese  letztere  als  auf  Ausbeutung  des 
Arbeiters  beruhend  aufzufassen,  gab  für  Marx 
die  Proudhonsche  Eigenturaskritik,  die  seine 
Bekehrung  zum  Sozialismus  bewirkte  und  von 
ihm  damals  als  „das  wissenschaftliche  Manifest 
des  französischen  Proletariats",  als  „  erste  ent- 
schiedene, rücksichtslose  und  zugleich  wissen- 
schaftliche Prüfung  des  Privateigentums,  der 
Basis  der  Nationalökonomie"  und  als  „detail- 
lierter Nachweis,  wie  die  Bewegung  des  Kapi- 
tals das  Elend  erzenge"  gefeiert  wurde  (vgl. 
den  genauen  Nachweis  bei  G.  Adler.  Marx. 
3.  189  ff.). 

Später  hat  sich  Marx  bekanntlich  in  der 
schärfsten  Polemik  gegen  Prondhon  gefallen, 
wodurch  der  wahre  Sachverhalt  sehr  verdunkelt 
worden  ist.  Wenn  indes  Marx  die  allgemeine 
Idee,  alles  Elend  aus  der  Uebermacht  des  Kapi- 
tals und  der  Schaffung  des  Mehrwertes  herzu- 
leiten, von  Prondhon  (wie  überhaupt  seinen 
sozialistischen  Vorgängern)  übernommen  hat,  so 
zeigte  er  in  der  Ausführung  dieses  Gedankens 
hohe  Originalität  und  mächtigen  Scharfsinn. 
Ueberdies  hat  Marx  in  strenger  Konsequenz 
seiner  Umstülpung  der  Hegelscnen  Methode  — 
wodurch  an  Stelle  der  Selbsteutwickelung  der 
Idee  die  Selbstentwickelung  der  Thatsachen 
gesetzt  wurde  — ,  zu  dem  erwähnten  allge- 
meinen Gedanken  einen  neuen  von  grosser  Trag- 
weite hinzugefügt  :  dass  nämlich  die  Bewegung 
des  mehrwertsrnaffenden  Kapitals  nicht  bloss 
znm  Elend,  sondern  auch  zur  Aufhebung 
des  Elends  fahren  müsse,  indem  die  leiden- 
den Klassen  in  Bedingungen  versetzt  werden, 
die  ihnen  die  Umwälzung  der  bestehenden  <^e- 
sellsrhaftsordnune  im  kommunistischen  Sinne 


als  Notwendigkeit  auferlegen.  Diese  Mansche 
Idee  begründet  einen  wichtigen  Unterschied 
zwischen  seiner  Theorie  und  allem  sonstigen 
Sozialismus.  Denn  dieser  meint,  dass  die  that- 
sächlich  stattfindende  Aneignung  unbezahlter 
Arbeit  durch  die  Kapitalisten  hinreiche,  um 
den  Kapitalismus  zu  verdammen  und  das  Postulat 
einer  Gesellschaftsordnung,  die  den  Principien 
der  Gerechtigkeit  genüge,  aufzustellen; 
Marx  hingegen  lehnt  jede  Anwendung  der  Moral 
auf  die  Oekonomie  principiell  ab,  begründet 
vielmehr  seine  Forderungen  ausschliesslich  auf 
eine  angeblich  in  den  Dingen  selbst  liegende 
Naturnotwendigkeit. 

Bei  seiner  Analyse  der  modernen  Wirt- 
schaftsordnung deduziert  Marx  folgendertnasseu. 
Der  Wert  aller  Waren  ist  bestimmt  durch  die 
zu  ihrer  Herstellung  erforderliche  Quantität  an 
„gesellschaftlich  notwendiger"  (d.  h.  normaler) 
Arbeitszeit.  Eine  Ware,  die  12  Stunden  gesell- 
schaftlich notwendiger  Arbeit  gekostet  hat,  ist 
doppelt  soviel  wert  wie  eine  Ware,  die  6  Stun- 
den gekostet  hat.  Nun  kann  aber  in  der  mo- 
dernen Gesellschaft  nur  derjenige  Waren  pro- 
duzieren, welcher  die  erforderlichen  Produktions- 
mittel sowie  soviel  Lebensmittel  besitzt,  als  er 
zu  seiner  Existenz  bis  zum  Verkauf  der  herge- 
stellten Waren  bedarf.  Da  sich  aber  eine 
kleine  Minderheit  im  Besitz  der  vorhandenen 
Prodnktions-  und  Lebensmittel  befindet,  so  muss 
der  übrige  Teil  der  Gesellschaft  seine  einzige 
Ware,  die  Arbeitskraft,  an  die  Besitzenden  ver- 
kaufen und  dieselbe  so  in  deren  Dienst  verwen- 
den. Was  zahlt  der  Besitzende  an  den  Arbeiter 
für  die  Ueberlassung  seiner  Arbeitskraft?  Nach 
dem  Wertgesetze  ist  ihr  Wert:  die  zu  ihrer 
Herstellung  gesellschaftlich  notwendige  Arbeits- 
zeit, d.  h.  im  speciellen  Falle :  die  zur  Herstel- 
lung der  landesüblichen  Unterhaltsmittel  für 
den  Träger  der  Arbeitskraft,  den  Arbeiter,  not- 
wendige Arbeitszeit.  Wenn  aber  der  Wert  der 
Arbeitskraft  pro  Tag  z.  B.  gleich  6  Stunden  ist, 
so  kann  sie  doch  länger  im  Dienst*  sein.  Ja, 
es  muss  dies  sogar  statthaben,  weil  sonst  der 
Kapitalist  gar  kein  Interesse  daran  hätte,  sein 
Kapital  zur  Produktion  von  Waren  zu  verwen- 

I  den.  Der  We r t  der  Arbeitskraft  nnd  ihre  Ver- 
wertung im  Arbeitsprozess  sind  also  zwei  ver- 

|  schiedene  Grössen.  Una  diese  Wertdifferenz  hatte 
der  Kapitalist  im  Auge,  als  er  die  Arbeitskraft 
kaufte.  Dieses  Plus  nun.  das  der  Kapitalist 
sich  aneignet,  das,  vom  Arbeiter  geschaffen, 
eine  Beute  des  Kapitalisten  wird,  ist  der  Mehr- 
wert. Das  punctum  saliens  dieser  Lehre  wird 
in  Engels'  Deklaration,  wie  folgt,  ausgedrückt. 
„Der  Arbeiter  verkauft  dem  Kapitalisten  seine 
Arbeitskraft  für  eine  gewisse  tägliche  Summe. 
Nach  der  Arbeit  weniger  Stunden  hat  er  den 
Wert  jener  Summe  reproduziert.  Aber  sein 
Arbeitsvertrag  lautet  dahin,  dass  er  nun  noch 
eine  weitere  Reihe  von  Stunden  fortschanzen 
muss,  um  seinen  Arbeitstag  voll  zu 
Der  Wert  nun,  den  er  in  diesen 
Stunden  der  Mehrarbeit  produziert,  ist  Mehrwert, 

I  der  dem  Kapitalisten  nichts  kostet ,  trotzdem 
aber  in  seine  Tasche  fliesst."  Die  Aneignung 
unbezahlter  Arbeit  ist  das  Fundamentalprincip 

I  der   kapitalistischen   Produktionsweise,  deren 

I  Dasein  somit  von  der  Ausbeutung  des  Arbeiters 
unzertrennlich  ist.    Der  Kapitalist,  der  die  Ar- 

I  beitskraft  seines  Arbeiters  zum  vollen  Werte 
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kauft,  den  sie  als  Ware  auf  dem  Warenmärkte 
hat,  schläft  dennoch  mehr  Wert  ans  ihr  heraus, 
als  er  für  sie  bezahlt  hat. 

Da  nun  der  Mehrwert  —  nach  Marx  —  das 
einzig«  ist,  was  den  Kapitalisten  am  Produk- 
tionsprozess  interessiert,  so  wird  das  leitende 
Motiv  seiner  wirtschaftlichen  Handlungen  immer 
in  der  Vergrößerung  des  Mehrwerts  zu  suchen 
sein.  Will  man  also  die  Bewegnngsgesetze  der 
Volkswirtschaft  unter  der  Herrschaft  des  Kapi- 
talismus erforschen,  so  muss  man  die  Konse- 
quenzen festzustellen  suchen,  zn  denen  die  .Sucht 
nach  Mehrwert  unfehlbar  fuhren  muss.  Hierbei 
darf  man  nicht  übersehen,  dass  nur  jener  Teil 
des  Kapitals,  der  unmittelbar  zur  Bezahlung 
der  verwendeten  Arbeitskräfte  dient.  Mehrwert 
einbringt,  während  der  Teil  des  Kapitals,  der 
in  Produktionsmitteln  fixiert  ist,  im  Produkte 
unvermehrt  wiedererscheint.  Deshalb  heisst  der 
letztere  Kapitalteil,  der  seine  Wertgrösse  im  Pro- 
dnktionsprozess  nicht  verändert,  „konstantes" 
Kapital,  während  der  andere  Kapitalteil,  der  ausser 
seinem  eigenen  Aequivalent  noch  den  Mehrwert 
schafft,  „variables"  Kapital  heisst. 

Der  erzielte  Mehrwert  wird  nun  um  so 
grosser  sein  müssen,  je  länger  der  Arbeitstag 
ist.  Daher  geht  das  Streben  des  Kapitalisten 
dahin,  den  Arbeitstag  möglichst  zu  verlängern, 
während  natürlich  der  Arbeiter  ihn  möglichst 
kurz  haben  will.  Ueber  die  faktische  Grosse 
des  Arbeitstages  findet  mithin  ein  fortwähren- 
der Kampf  zwischen  den  beteiligten  Parteien 
statt;  der  Sieg  muss  derjenigen  Partei  anheim- 
fallen, welche  die  Uebermacht  hat:  der  Kapita- 
listenklasse. Und  so  sehen  wir  Uberall  eine 
Verlängerung  der  täglichen  Arbeitszeit  ins  Mass- 
lose, bis  die  Arbeiter  sich  gegen  die  Schlange 
ihrer  Qualen  zusammenrotten  und  als  Klasse 
ein  Staatsgesetz  erzwingen,  das  den  Arbeitstag 
beschränkt.  —  Entsprechend  lassen  sich  die  an- 
deren sozialen  Tendenzen  der  Gegenwart  be- 
stimmen. Eine  andere  Methode,  den  Mehrwert 
zu  vergrößern,  besteht  darin,  dass  ceteris  pa- 
ribus  das  variable  Kapital  vergrössert 
wird.  Denn  dann  siud  mehr  Arbeiter  beschäf- 
tigt, folglich  wächst  der  Mehrwert.  Also  wird 
schon  aus  diesem  Grunde  der  Kapitalismus  die 
Tendenz  zu  grosskapitalistischerProdnktiousweise 
haben.  —  wieder  ein  anderer  Weg  zu  jeuem 
Zwecke  besteht  in  der  Erhöhung  der  Pro- 
duktivität  der  Arbeit.  Dadurch  wird  der 
not  wendige  Lebensunterhalt  des  Arbeiters  in 
kürzerer  Zeit  als  früher  produziert,  folglich 
ist  der  Wert  der  Arbeitskraft  gesunken.  Hatte 
der  Arbeiter  z.  B.  früher  die  ersten  6  Stunden 
jedes  Arbeitstages  gebraucht,  um  bloss  das 
Aequivalent  seines  Lohnes  zu  reproduzieren,  so 
geuügen  jetzt,  bei  gesteigertem  Ertrage  der 
Arbeit,  5  Stnndeu.  Da  der  Arbeitstag  aber  des- 
halb nicht  kürzer  wird,  so  muss  sich  der  An- 
teil des  Kapitalisten  am  Produkte  des  Arbeits- 
tages, der  Mehrwert,  vergTössern.  —  Ganz  be- 
sonders wichtig  ist  die  Rolle  der  Maschinen 
unter  dem  kapitalistischen  Regime.  Sie  machen 
die  Grossindustrie  zur  Notwendigkeit,  gestatten 
die  weitgehendste  Teilung  der  Arbeit,  machen 
die  Muskelkraft  entbehrlich  und  werden  daher 
zum  Mittel,  Arbeiter  ohne  Muskelkraft  und  von 
unreifer  Körperentwickelung  zu  verwenden. 
Weiber-  und  Kinderarbeit  war  daher  das  erste 
Wort  der  kapitalistischen  Anwendung  der  Ma- 


schinerie! Und  die  Exploitation  dieser  nenen 
Arbeitskräfte  wird  bald  in  solcher  Weise  be- 
trieben, dass  ihre  furchtbare  moralische  und  in- 
tellektuelle Verkümmerung  die  Folge  ist.  In- 
dem ferner  die  Maschinerie  alle  Mitglieder  der 
Arbeiterfamilie  auf  den  Arbeitsmarkt  wirft,  ver- 
teilt sie  den  Wert  der  Arbeitskraft  des  Mannes 
—  der  früher  allein  die  ganze  Familie  er- 
nähren musste  —  Uber  seihe  ganze  Familie. 
Der  Arbeitslohn  des  Einzelnen  wird  also 
sinken,  denn  er  braucht  ja  nicht  mehr  soviel  zu 
verdienen,  nm  eine  ganze  Familie  zu  ernähren, 
da  Weib  und  Kind  auch  Verdienste  haben.  Eine 
fernere  Wirkung  der  Maschinerie  ist  die,  dass 
teils  durch  Einstellung  von  (dem  Kapital)  früher 
unzugänglichen  Schichten  der  Arbeiterklasse, 
teils  durch  Freisetzung  der  von  der  Maschine 
verdrängten  Arbeiter  eine  überschüssige  Ar- 
beiterbevölkerung geschaffen  wird,  die  sich 
allen  Forderungen  des  Kapitals  vollständig 
unterwerfen  muss.  Und  noch  eine  Menge  an- 
derer Gründe  werden  von  Marx  dafür  angeführt, 
dass  die  Entwickelung  des  Maschinenwesen-,  zur 
Vergrößerung  des  Mehrwertes,  sei  es  durch 
Verlängerung  des  Arbeitstages,  sei  es  auf  an- 
dere Weise,  führt 

Die  kapitalistische  Wirtschaftsweise  hat 
nun  die  Produzenten,  die  früher  meist  unter  ein- 
ander in  engem  Znsammenhange  gestanden 
hatten,  mehr  und  mehr  in  unabhängige,  ver- 
einzelte Warenproduzenten  verwandelt.  „Die 
Anarchie  der  gesellschaftlichen  Produktion  - 
expliziert  Engels  die  Mansche  Theorie  — 
trat  an  den  Tag  und  wurde  mehr  und  mehr 
auf  die  Spitze  getrieben.  Das  Hauptwerkzeug 
aber,  womit  die  kapitalistische  Produktions- 
weise diese  Anarchie  in  der  gesellschaftlichen 
Produktion  steigerte,  war  das  gerade  Gegenteil 
der  Anarchie:  die  steigende  Organisation  der 
Produktion  als  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  r  in  jedem 
Produktionsetablissemcnt.  Mit  diesem  Hebel 
machte  sie  der  alten  friedlichen  Stabilität  ein 
Ende.  Wo  sie  in  einen  Industriezweig  einge- 
führt wurde,  litt  sie  keine  andere  Methode  des 
Betriebes  neben  sich.  Wo  sie  sich  des  Hand- 
werks bemächtigte,  vernichtete  sie  das  alte 
Handwerk.  Das  Arbeitsfeld  wurde  ein  Kampf- 
platz. Nicht  nur  brach  der  Kampf  aus  zwischen 
den  einzelnen  Lokalproduzenten;  die  lokalen 
Kämpfe  wuchsen  ihrerseits  an  zu  nationalen, 
den  Handelskriegen  des  17.  und  18.  Jahrhun- 
derts. Die  grosse  Industrie  und  die  Herstel- 
lung des  Weltmarkts  haben  den  Kampf  uni- 
versell gemacht  nnd  gleichzeitig  ihm  eine  uner- 
hörte Heftigkeil  gegeben.  Zwischen  einzelnen 
Kapitalisten  wie  zwischen  ganzen  Iudustrieen 
und  ganzen  Ländern  entscheidet  die  Gunst  der 
natürlichen  oder  geschaffenen  Produktionabe- 
dingungen  Uber  die  Existenz.  Der  Unter- 
liegende wird  schonungslos  beseitigt.  Der 
Widerspruch  zwischen  gesellschaftlicher  Pro- 
duktion und  kapitalistischer  Aneignung  stellt 
sich  nun  dar  als  Gegensatz  zwischen  der  Or- 
ganisation der  Produktion  in  der  einzelnen 
Fabrik  und  der  Anarchie  der  Produktion  in 
der  ganzen  Gesellschaft." 

Wegen  der  Ausdehnung  des  Maschinenbe- 
triebes geht  die  fortgesetzte  Accumulation  des 
Kapitals,  d.  h.  dessen  Erhaltung  und  Vermeh- 
rung in  der  Weise  von  statten,  dass  das  kon- 
stante Maschinen- etc.)  Kapital  verhältnisnil«ig 
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mehr  wächst  als  das  variable  (unmittelbar  für 
Arbeitslohn  ausgegebene).  Diese  fortgesetzte 
Veränderung  im  Bestände  des  variablen  Kapi- 
tals und  daner  der  beschäftigten  Arbeiterzahl 
ist  verbunden  mit  heftigen  Fluktuationen  nnd 
vorübergehender  Produktion  von  Ueber- 
völkemng,  die  sich  entweder  in  der  Repulsion 
bereits  beschäftigter  Arbeiter  oder  in  der  er- 
schwerten Absorption  der  zuschüssigeu  Arbeiter- 
bevOlkerung  in  ihre  gewohnten  Äbzugakanäle 
zeigt.  Diese  Uebervölkerung  bildet  uun  eine 
disponible  industrielle  Reservearmee,  die  gerade 
geeignet  für  die  Bedürfnisse  des  Kapitals  ist, 
weil  sie  ein  sich  der  Exploitation  stets  darbieten- 
des Menschenmaterial  ist.  Bei  plötzlich  sich 
erweiternden  oder  neuen  Märkten  sind  dem  Ka- 
pital grosse  Menschenmassen  erwünscht,  die, 
ohne  anderen  Produktionszweigen  entrissen  zu 
werden,  auf  die  entscheidenden  Punkte  gewor- 
fen werden  können.  Die  Uebervölkerung  liefert 
diese  Mensehenmnssen.  Sie  macht  MMfe  KfSl  in 
Gang  der  modernen  Industrie  —  Periode  mitt- 
lerer Lebendigkeit,  Produktion  unter  Hoch- 
druck, Krise  und  Stagnation  —  möglich,  da 
dieser  Gang  auf  der  beständigen  Bildung,  grös- 
seren  oder  geringeren  Absorption  und  Weiter- 
bildung der  „industriellen  Reservearmee"  be- 
ruht. Andererseits  wird  die  Reproduktion  der 
letzteren  wieder  ausserordentlich  durch  die 
Wechselfälle  des  industriellen  Cyklus  begünstigt. 
Das  Dasein  eines  Heeres  von  Arbeitslosen  be- 
wirkt natürlich,  dass  die  beschäftigten  Arbeiter 
geneigt  sind,  allen  Diktaten  des  Kapitals  zu 
gehorchen.  Und  so  sind  die  allgemeinen  Be- 
wegungen des  Arbeitslohnes  ausschliesslich  re- 
guliert durch  die  Expansion  und  Kontraktion 
der  industriellen  Reservearmee,  die  dem  Pe- 
riodenwechsel des  industriellen  Cyklus  ent- 
sprechen. Dagegen  ist  die  Bewegung  des  Ar- 
beitslohnes nicht  bestimmt  durch  die  Bewe- 
gung der  absoluten  Anzahl  der  Bevölkerung, 
wie  gewöhnlich  angenommen  wird.  Die  Zahl 
der  Arbeitslosen  muss  übrigens  im  Laufe  der 
Zeit  immer  grösser  werden.  Denn  die  Bour- 
geoisie überwindet  die  Krisen  nnr  durch  zwei 
Massregeln :  einerseits  durch  die  erzwungene 
Vernichtung  einer  Masse  von  Produktivkräften 
(Fabriken,  die  still  stehen  etc.),  andererseits 
durch  die  Eroberung  neuer  Märkte  uud  durch 
die  gründlichere  Ausbeutung  der  alten  Märkte. 
Die  Ueberwindung  der  Krisen  geschieht  also 
dadurch,  dass  abseitigere  und  gewaltigere  Krisen 
vorbereitet  und  die  Mittel,  den  Krisen  vorzu- 
beugen, vermindert  werden. 

Damit  ist  aber  die  heutige  Gesellschafts- 
ordnung gerichtet.  Denn  jede  Gesellschaft,  die 
auf  dem  Gegensätze  einer  unterdrückenden  und 
einer  unterdrückten  Klasse  beruht,  muss  der 
letzteren  die  Bedingungen  sichern,  innerhalb 
deren  sie  wenigstens  eine  knechtische  Existenz 
fristen  kann.  Aber  der  moderne  Arbeiter  sinkt 
mit  dem  Fortschritte  der  Industrie  immer  tiefer 
unter  die  Bedingungen  seiner  eigenen  Klasse 
herab.  Der  Arbeiter  wird  zum  Pauper,  und  der 
Pauperismus  entwickelt  sich  noch  rascher  als 
Bevölkerung  und  Reichtum.  Die  Bourgeoisie 
ist  gezwungen,  den  Arbeiter  zu  ernähren,  statt 
von  ihm  ernährt  zu  werden.  Hierin  zeigt  sich, 
nach  Marx,  offen,  das»  die  Bourgeosie  unfähig 
ist,  noch  länger  die  Herrschaft  in  der  Gesell- 
schaft in  Händen  zu  haben.    Zur  * 


der  Bourgeosie  drängen  überdies  alle  Entwicke- 
lungstendenzen  der  modernen  Gesellschaft.  Die 
immanenten  Gesetze  der  kapitalistischen  Pro- 
duktion treiben,  wie  erwähnt,  cur  Centralisation 
der  Kapitalien.  Je  ein  Kapitalist  ruiniert  viele 
Kapitalisten.  Hand  in  Hand  mit  dieser  Expro- 
priation vieler  Kapitalisten  durch  wenige  ent- 
wickelt sich  die  kooperative  Form  des  Arbeits- 
prozesses auf  stets  wachsender  Stufenleiter,  die 
Verwandlung  der  Arbeitsmittel  in  nur  ge- 
meinsam verwendbare  Arbeitsmittel,  die  Ver- 
schlingung aller  Völker  in  das  Netz  des  Welt- 
marktes und  damit  der  internationale  Charakter 
des  kapitalistischen  Regimes.  Mit  der  bestan- 
dig abnehmenden  Zahl  der  Kapitalmagnaten, 
die  alle  Vorteile  dieses  Umwandlungsprozesses 
usurpieren,  wachst  die  Masse  des  Elendes,  der 
Knechtschaft,  der  Entartung,  aber  auch  die  Em- 
pörung der  stets  anschwellenden  und  durch  den 
Mechanismus  des  kapitalistischen  Produktions- 
prozesses organisierten  Arbeiterklasse.  Das 
Kapitalmonopol  wird  znr  Fessel  der  Produk- 
tionsweise, die  mit  und  unter  ihm  aufgeblüht 
ist.  Tie  Centralisation  der  Produktionsmittel 
und  die  Association  der  Arbeit  werden  schliess- 
lich unverträglich  mit  der  kapitalistischen 
Form.  Diese  wird  gesprengt,  und  die  kommunis- 
tische Gesellschaft  tritt  an  ihre  Stelle. 

Die  Macht,  die  diese  Umwälzung  vollzieht, 
wird  vom  Kapitalismus  selber  im  Proletariat 
geschaffen.    Dasselbe  vermehrt  sich  nicht  nur 
mit  der  Entwickelung  der  Industrie,  es  wird 
auch  in  grössere  Massen  zusammengedrängt; 
und  die  Herrschaft  des  Kapitals  schafft  für 
diese  Massen  eine  gemeinsame  Situation  und 
gemeinsame  Interessen.    Immer  mehr  nehmen 
Kollisionen  zwischen  dem  einzelnen  Arbeiter 
I  und  dem  einzelnen  Bourgeois  den  ( 'harakter 
I  von  Kollisionen  zweier  Klassen  au.     Die  Ar- 
j  beiter  beginnen  damit,  Koalitionen  gegen  die 
Bourgeois  zu  bilden.    Hin  und  wieder  siegen 
hier  die  Arbeiter,  aber  nur  vorübergehend.  Das 
[  Hauptresultat   ihrer  Kämpfe  ist  die  Konsti- 
|  tuiernng   der   gesamten   Arbeitcrmasse  eines 
,  Landes  als  Klasse.   Der  Klassenkampf  zwischen 
',  Bourgeoisie  und  l'roletariat  nimmt  schliesslich 
'  den  Charakter  einer  Revolution  an.  „Braucht 
|  mau  sich  übrigens  zu  wundern,  dass  eine  auf 
|  den  Klassengegensatz  begründete  Gesellschaft 
auf  den  brutalen  Widerspruch  hinausläuft,  auf 
deu  Zusammeustoss  Maun  gegen  Mann,  als 
letzte  Lösung"  (Marx).  Und  über  den  Ausgung 
kann  kein  Zweifel  sein:  der  Untergang  der 
Bourgeoisie  und  der  Sieg  des  Proletariats  sind 
gleich  unvermeidlich. 

Um  die  Wurzeln  auch  der  positiven  An- 
sichten von  Marx  klarzulegen,  sei  bemerkt,  dass 
der  bequeme  Ausweg,  über  den  Kommunismus 
der  Zukunft  keinen  Aufschlnss  zu  erteilen,  sich 
leicht  an  seine  Geschichtstheorie  anschloss. 
Wenn  die  Thatsachen  sich  von  selbst  ent- 
wickeln mnssten,  wozu  braucht  man  dann  der 
Zukunft  vorzugreifen?  Im  geeigneten  Augen- 
blicke musste  ja  die  Situation  die  ihr  ent- 
sprechenden Handlungen  und  Ideeen  der  Men- 
schen erzeugen!  —  Die  Befürwortung  speciell 
des  gesetzlichen  Maximalarbeitstages  als  des 
nächsten  Zieles  der  Arbeiterbewegung  knüpfte 
an  die  englische  .Sozialgeschicht«  an.  Diea 
Postulat  war  hier  seit  langem  die  Parole  der 
Trades-Unions  und  hatte  sich  in  der  Praxis 
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längst  aufs  glänzendste  bewährt.  Dass  Marx 
es  annahm,  hatte  vermutlich  verschiedene  Gründe : 
einmal  konnte  er  sein  Auge  nicht  vor  einer  offen- 
baren Lichtseite  der  englischen  Geschichte  ver- 
schliessen,  nnd  andererseits  —  machte  er  ge- 
rade zur  Zeit  der  Abfassung  jener  Lehre  die 
lebhaftesten  Versuche,  die  Trades-Unions  in  sein 
Lager  hinüberzuziehen.  In  England  frei- 
lich erreichte  Marx  seinen  Zweck  nicht.  In 
anderen  Ländern,  vor  allem  in  denen  deutscher 
Zunge,  ist  es  ihm  dagegen,  besonders  durch  die 
Hilfe  von  Friedrich  Engels  und  Wilhelm  Lieb- 
knecht, gelungen,  ganze,  grosse  Parteien  für 
seine  Lenre  zu  gewinnen.  —  Seit  Marx  sind 
noch  zwei  Systeme  des  wissenschaftlichen  So- 
zialismus erschienen,  die  Anspruch  auf  Beach- 
tung haben;  sie  sollen  im  folgenden  eine  Dar- 
stellung in  knappen  Umrissen  erfahren. 

e)  Dühring.  Im  strikten  Gegensätze  zu 
Marx  geht  Dühring  (s.  den  Art.  oben  Bd.  III. 
S.  253)  davon  aus,  dass  die  Politik  zu  Kon- 
sequenzen führt,  die  von  konstitutiver  Trag- 
weite für  die  wirtschaftliche  Verfassungs- 
geschichte  sind.  Denn  die  Geschichte  lehrt  uns, 
dass  die  Knechtung  nach  geschehenem  Siege 
die  ursprüngliche  lorm  gewesen  ist,  die  Men- 
schen für  andere  Menschen  zum  Werkzeug  oder 
Organ  zu  machen  und  so  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes  zu  organisieren.  Und  bis  heutigen 
Tages  sind  die  Gesellschaften  Erben  dieser  his- 
torischen Ueberlieferang  geblieben ;  denn  es 
sind  Abhängigkeiten  geschaffen  worden,  die 
auch  noch  heute,  wenn  auch  in  anderer  Form, 
fortbestehen.  Das  zeigt  sich,  sobald  mau  den 
fundamentalen  Begriff  des  Wertes  betrachtet. 
Der  Wert  eines  Dinges  besteht  nämlich  aus 
zwei  Elementen:  einmal  ist  er  abhängig  von 
den  grosseren  oder  geringeren  Hindernissen, 
welche  die  Verschiedenheit  der  Natu r Verhält- 
nisse den  auf  die  Beschaffung  der  Dinge  ge- 
richteten Bemühungen  entgegensetzt;  und  fer- 
ner ist  er  abhängig  von  dem  sozialen  Hin- 
dernis, das  sich  mit  der  Beschlagnahme  der 
Naturstoffe  nnd  der  sonstigen  Hilfsquellen  der 
Produktion  durch  einen  Teil  der  Menschen  er- 
giebt.  Auf  diese  Weise  wird  der  blosse  Be- 
sitz die  Ursache  von  Einkünften,  während  frei- 
lich in  anderen  Fällen  dir  Einkünfte  die  Ur- 
sache der  Besitzanhäufung  sind.  Historisch 
geht  der  Besitz  als  unabhängige  Thatsache  und 
als  etwas  grosscnteils  auf  frühere  Vergewalti- 
gung Zurückfuhr  bares  voran.  Ist  er  einmal 
vorhanden,  so  erweitert  er  sich  durch  die  An- 
häufung seiner  eigenen  Einkünfte  nnd  bedarf 
nicht  notwendig  neuer  Gewaltmittel^  da  die 
bloss  indirekte  Ausübung  der  durch  die  Besitz- 
positionen gegebenen  ökonomischen  Kräfte  hier- 
zu genügt.  So  verschafft  der  Besitz  Boden- 
rente und  Kapitalgewinn.  Die  Bodenrente  hat 
wesentlich  zwei  ihre  Grösse  bestimmende  Ur- 
sachen :  die  unmittelbare  Ausnutzung  der  eigenen 
ländlichen  Arbeitskraft  und  ferner  die  Verwer- 
tung der  Erzeugnisse  auf  dem  Markte  uud  die 
hiermit  verbundene  mittelbare  Besteuerung  der 
fremden  Arbeit  nnd  Industrie.  Der  Kapitalge- 
winn (d.  h.  das  ans  der  Anwendung  des  Kapi- 
tals in  einem  Unternehmen  sich  ergebende  Ein- 
kommen) besteht  aus  zwei  verschieden  zu  be- 
urteilenden Teilen :  der  eiue,  der  auf  keiner  un- 
gerecht bethätigten  Ucbermacht  beruht,  ist 
gleich  dem  sich  unter  ähnlichen  Umständen  er- 


gebenden Zinse  nicht  bloss  ökonomisch,  sozial 
und  politisch  unanfechtbar,  sondern  auch  an 
sich  moralisch  zulassig.  Der  andere  Teil  des 
Kapitalgewinnes  dagegen  beruht  auf  Macht- 
missbranch  und  deingemäss  auf  Ausbeutung. 
Da  die  besitzenden  Klassen  Gewinn  und  Beute 
möglichst  in  die  Höhe  schrauben,  bleibt  der 
Arbeitslohn,  solange  Koalitionen  der  Arbeiter 
nicht  bestehen,  leicht  so  niedrig,  dass  bloss  der 
Unterhalt  des  Arbeiters  und  seiner  Familie  ge- 
sichert ist.  Die  Folge  davon  ist,  dass  sich  die 
Produktion  in  rascherem  Verhältnis  ausdehnt 
als  die  stets  rückständige  Fähigkeit  der  Volks- 
massen zum  Einkauf  der  produzierten  Artikel. 
Die  Spekulation  nimmt  in  Ermangelung  des  na- 
türlichen und  verlässlichen  Volksabsatzes  ihre 
Zuflucht  zu  unsicheren  Auswegen,  und  die  Folge 
ist  dann  häufig  die  Krise.  —  Im  Gegensätze 
zu  der  heutigen  Ordnung  steht  die  ideale  der 
Zukunft,  in  der  die  gercchteGegenseitig- 
keit  das  leitende  Motiv  sein  wird.  Dasselbe 
ist  eiue  in  der  Wirklichkeit  innerhalb  gewisser 
Grenzen  wohlbekannte  Macht.  Ueberall,  wo 
sich  gleiche  ökonomische  Kräfte  in  gleichen 
Positionen  gegenüberstehen  oder  verbünden^  ist 
die  Befolgung  des  Grundsatzes  der  Gegenseitig- 
keit schon  heute  eine  natürliche  Wirkimg  der 
Umstände.  Was  nun  hier  zur  Geltung  kommt, 
soll  verallgemeinert  und  zum  leitenden 
!  Beweggrunde  universeller  Bestrebungen  werden. 
'  Jeder  ist  unabhängig;  nur  darf  er  andere  nicht 
|  unterdrücken  wollen.  Der  Besitz  selber  soll 
j  nicht  angegriffen  werden  nur  der  Missbrauch 
des  Besitzes  zur  Niederhaltung  des  Lohnes  oder 
zu  sonstiger  Ausraubung  des  Publikums  soll 
beseitigt  werden.  „Wucher  im  gewöhnlichen 
Sinne  ist  eine  äusserst  beschränkte  Kleinigkeit 
in  Vergleichung  mit  dem.  was  bei  jeglichem 
Geschäft  an  Trag.  Auspressnng  und  Raub  da- 
zwischentreten kann.  Derartiges  inuss  nun  ge- 
ächtet werden."  —  Als  das  Hauptmittel  zur 
Herbeiführung  dieses  sogenannten  ,.sozialitärenu 
Zustande«  sollen  die  Arbeiterkoalitionen  dienen, 
die  keine  Erfindungen  der  Theorie  sind,  sondern 
natur-  und  volkswüchsige  Rückwirknngen  gegen 
den  Druck  der  Lobnhörigkeit.  Sie  sind  der- 
artig zu  entwickeln,  dass  sie  alle  Arbeitsver- 
träge mit  den  Unternehmern  abzuschliessen 
haben.  Strikes  werden  anfangs  nicht  zu  ver- 
meiden sein ;  späterhin  indes,  wo  die  Moral  der 
leitenden  Kreise  eine  höhere  und  die  Regierung 
nicht  mehr  in  den  Händen  der  Besitzenden  sein 
wird,  kann  mau  zur  Einsetzung  von  Schieds- 
gerichten schreiten,  so  dass  der  soziale  Kampf 
aufhört. 

f)  Effert«.  Ganz  vorurteilslos  sind  alle 
sozialen  Phänomene  von  Otto  Kffertz  unter- 
sucht worden  (in  seinem  Werke  „Arbeit  und 
Boden-,  188»).  Er  will  nicht  irgend  welche 
praktischen  Vorschläge  zur  Verbesserung  der 
sozialen  Lage  machen,  sondern  sich  ausschliess- 
lich auf  die  Analyse  beschränken.  Hier  müssen 
wir  uns  damit  begnügen,  seine  Darstellung  der 
hypothetischen  sozialistischeiiGeselbjchaft  wieder- 
zugeben. Als  solche  bezeichnet  er  eine  Gesell- 
schaft mit  principiell  gleicher  Verteilung,  und 
zwar  von  Arbeitslast  auf  der  einen  Seite,  von 
Konsumtiousgütern  auf  der  anderen.  Bei  den 
letzteren  inuss  man  nun  zwischen  Nahrungs- 
mitteln und  Kulturmitteln  (Wohnung,  Klei- 
dung, Theater,  Unterricht  etc.)  unterscheiden. 
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Beide  Arteu  von  Gütern  sind  in  Hinsicht  der  I 
Produktionskosten  sehr  verschieden:  denn  die 
Nahrungsmittel  erfordern  zu  ihrer  Produktion  j 
in    der    Kf'gel    eine  unvergleichlich  grössere  ■ 

Bodenfläche  als  die  Kultnrmittel,  folglich  sind 
jene,  da  der  in  beschränkter  Menge  vorhandene 
Boden  nur  eine  beschränkte  Ausbeute  liefert, 
nnr  innerhalb  bestimmter  Grenzen  produzierter,  | 
während  die  Kultnrmittel  bei  gehöriger  Arbeit 
in  fast  beliebiger  Menge  zu  beschaffen  sind. 
Daraua  folgt,  dass  man  in  einer  sozialistischen 
Gesellschaft  jedem  ein  gleiches  Anrecht  auf  | 
jede  der  beiden  GUterarten  sichern  muss,  weil 
sonst  viele  bei  den  Nahrungsmitteln  leicht  zu 
kurz  kommen  könnten.  Wenn  man,  wie  die 
meisten  Sozialisten  wollen  —  sagt  Effertz  — 
die  geleistete  Arbeit  als  Mass  der  GenUs.se 
nähme,  so  wurden  sich  alle  um  die  Nahrungs- 
mittel drängen.  „In  einer  solchen  Gesellschaft 
wird  der  Boden  verteilt  wie  in  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  bei  einer  Premiere  die  The- 
aterbillets.  Die  Menge  wird  sich  um  Brot  an 
Bäckertüren  halben,  wie  sie  jetzt  an  Theater- 
kassen um  ein  Btllet  sich  fast  die  Hälse  bricht. 
Die  Menschen  werden  hier  zwar  viel  arbeiten: 
aber  der  grösste  Teil  der  Arbeit  wird  da- 
mit verausgabt,  das?  man  vor  Brauerei-  und 
Bäckereitüren  Queu  macht,  drückt  und  gedruckt 
wird.  Eine  solche  Verteilung  ist  also,  ich  will 
nicht  sagen  ungerecht,  sondern  logisch  absurd. 
Eine  solche  Gesellschuft  kann  nicht  einmal  auf 
dem  Papiere  existieren*  (Effcrtzi.  —  Wie  kann 
man  da  eiuen  Ausweg  finden?   Man  könnte 


sagen:  Jeder  hat  ein  gleiches  Anrecht  anf  den 
Boden :  —  in  den  produzierten  Nahrungsmitteln 
steckt  Boden  plus  Arbeit  von  etwa  2  Stunden  I 


pro  Kopf  der  arbeitenden  Bevölkerung;  —  da- 
her soll  eine  allgemeine  Arbeitspflicht  von  2 
Stunden  eingeführt  werden,  der  entsprechend 
jeder  die  Anweisung  auf  ein  Quantum  Nahrungs- 
mittel erhält,  die  er  sich  dann  in  den  öffent- 
lichen Magazinen  aussuchen  kann ;  —  wer  noch 
dazu  Kniturmittel  haben  will,  muss  ent- 
sprechend der  in  ihnen  enthaltenen  Arbeit  ex- 
tra arbeiten  (wobei  von  den  geringen,  in  den 
Kulturmitteln  enthaltenen  Bodenquantitäten  ab- 
gesehen werden  kann).  Wenn  man  sn  den 
Boden  nach  der  Gleichheit,  die  Arbeita- 
güter  aber  proportional  dem  Fleisse  verteilen 
würde,  so  würde  —  wie  Effertz  meint  —  die 
Folge  sein,  dass  die  Mehrheit  der  sozialistischen 
Staatsbürger  nur  die  zwei  Stunden  pro  Tag  ar- 
beiten würde,  die  nötig  sind,  um  die  Nahrungs- 
mittel zu  verdienen.  „Die  Faulheit  reizt  die 
meisten  Menschen  viel  mehr  wie  der  Genuss 
des  Konsums  von  Kulturmitteln.  Es  wird  nicht 
lange  dauern,  und  es  werden  in  diesem  Staate 
nur  noch  Nahrungsmittel  produziert,  die  Kultnr- 
mittelproduktion  und  damit  die  Kultur  wird  auf 
Null  reduziert  sein!"  Um  diesem  l'ebelstande 
abzuhelfen,  ist  es  unbedingt  nötig,  dass  auch 
der  in  den  Gutem  steckende  Boden  proportional 
der  geleisteten  Arbeit  verteilt  werde.  Es  wird 
ein  Normalarbeitstag  etwa  von  8  Stunden  fest- 
gesetzt. Wer  solange  gearbeitet,  erwirbt  den 
Anspruch  auf  Güter,  die  H  Stunden  Arbeit  und 
ein  bestimmtes  berechnetes  Quantum  Boden, 
und  zwar  den  Volksboden  dividiert  durch  die 
Bevölkerung,  enthalten.  Wer  nur  2  Stunden 
arbeitet,  erhält  von  beiden  nur  den  4.  Teil. 
Das  heisst  praktisch :  er  erhält  nur  den  4.  Teil  1 


der  nötigen  Nahrungsmittel,  was  nicht  angeht. 
Auch  der  faulste  Mensch  wird  gezwungen,  um 
zu  essen,  8  Stunden  zu  arbeiten,  und  hat  dnnn 
freilich  die  Kultrrrnnttel  gratis.  In  dieser  so- 
zialistischen Gesellschaft  werden  die  Tendenzen 
sein:  den  Arbeitstag  der  Individuen  so  niedrig 
zu  gestalten,  als  bei  Erhaltung  und  Förderung 
der  Kultur  möglich  ist;  —  die  Quantität  der 
Kultnrmittel  zu  steigern,  wegen  der  immer 
wachsenden  Produktivität  der  Arbeit;  —  die 
Nahrungsmittel  auf  das  zum  Leben  notwendige 
Minimum  herabzudrücken  wegen  der  fortwäh- 
renden Vermehrung  der  Bevölkerung  bei  Be- 
schränktheit der  Bodenerträge.  Ist  die  Mensch- 
heit in  diesem  Punkte  wirklich  auf  das  Existenz- 
minimum herabgedrüekt,  so  bleiben  nnr  zwei 
Möglichkeiten  Übrig:  entweder  die  Menschheit 
wird  in  irgend  einer  Weise  ihre  Zahl  konstant 
halten,  oder  es  wird  jährlich  ein  Teil  derselben 
verhungern.  „Tertium  non  datur.  Der  Grund 
liegt  in  der  Endlichkeit  des  Bodens  und  der 
Unendlichkeit  der  Menschen.  Der  Sozialismus 
wird  also  an  dem  Uebel  der  Uebervölkerung  la- 
borieren. Ich  sage  nicht,  dass  der  Sozialismus 
dieses  Uebel  erzeugt,  ich  behaupte  nnr.  dass  er 
nicht  immun  dagegen  ist"  (Effcrtzi. 

B.  Zur  Kritik  und  Würdigung  des 
Sozialismus. 

Das  goldene  Zeitalter,  das  eine  blinde  Tra- 
dition bisher  in  die  Vergangenheit  versetzt  hat. 
liegt  vor  uns,  hatte  St. -Simon  verkündet; 
und  ähnlich  lauten,  dem  Sinne  nach,  die  Ver- 
sprechungen aller  sozialistischen  Theorieen.  Auf- 
hören der  Klassenkämpfe  und  des  materiellen 
Elends,  Gleichheit  in  allen  wesentlichen  Lebens- 
beziehungen —  das  ist  das  mindeste,  was  die 
Welt  von  der  Annahme  der  neuen  Lehre  zu  er- 
warten hat,  die  so  „mit  den  edelsten  Idealeu 
des  menschlichen  Herzens,  mit  seinen  geheimsten 
Ahnungen  und  Hoffnungen  zusammenhängt" 
(Lorenz  Stein).  Trotzdem  ist  das  positive  Ideal 
nicht  das  Auszeichnendste  am  Sozialismus;  denn 
dieser  Teil  der  Lehre  hält  vor  einer  objektiven  Kri- 
tik am  wenigsten  Stand.  (S.  unsere  Kritik  des 
„Zukunftstaates*  im  Art.  Sozialdemokratie 
oben  Bd.  VT  S.  SO?  ff.).  Sicherlich  haben  so  die  So- 
zialisten viel  geirrt.  Aber  „der  Ernst  und  die 
Tiefe,  mit  der  die  Lehrer  des  Sozialismus  nach 
ihrem  Ziele  gestrebt  haben,  würden  auch  mit 
grösseren  Irrtümern  in  dieser  soviel  irrenden 
Welt  den  Denkenden  versöhnen"  (Lorenz  Stein). 
Und  ohne  reiche  Ausbeute  ist  auch  der  Sozia- 
lismus nicht  geblieben.  Seine  Kritik  war  es, 
die  von  den  reformatorischen  Theorieen 
mehr  oder  weniger  übernommen  worden  ist  und 
Erwägungen  Uber  praktische  Abhilfe  hervorge- 
rufen hat,  die  bereits  wertvolle  Frucht  zu 
tragen  beginnen.  So  war  seine  wichtigste  posi- 
tive Wirkung  freilich  eine  indirekte;  aber 
es  geht  .dem  in  die  Welt  hinansgesandten 
Worte  wie  dein  Samen,  den  der  Wind  von  einer 
Zone  zur  anderen  trägt;  er  fliegt  hin  über  die 
Meere,  und  er  keimt  fern  von  dem  Baume,  der 
ihn  erzeugt  hat"  (L.  Key  bau  d).  In  der  Wis- 
senschaft wie  im  Leben  geschehen  eben  die 
Fortschritte  nicht  in  gerader  Linie,  sondern  auf 
mannigfach  verschlungenen  Umwegen.  —  Das 
Wesentlichste,  was  der  Sozialismus  direkt  ge- 
leistet hat,  ist  seine  Kritik  der  kapitalistischen 
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Gesellschaft.  Hier  war  er  von  mächtiger  Ori- 1 
•rinalität  und  deckte  die  Uehelstände  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  rücksichtslos  nnd  mit 
grosser  Schärfe  anf.  Trotzdem  wird  man 
schwerlich  zugeben  können,  dass  irgend  eine 
sozialistische  Analyse  ein  genaues  Abbild  der 
Wirklichkeit  ergebe,  vor  allem  der  Marxismus 
nicht.  Wir  müssen  nns,  ans  räumlichen  Grün- 
den, versagen,  seine  Geschichtstheorie  zu  kriti- 
sieren, die  übrigens  auch  mit  anderen  als  so- 
zialistischen Anschauungen  vertraglich  ist,  wir 
begnügen  nns  daher  mit  einer  kurzen  Beleuch- 
tung seiner  ökonomischen  Analyse.  Zunächst 
geht  Marx  vom  Warenaustausche  der  Wirklich- 
keit aus.  „Nehmen  wir",  sagt  er,  „zwei  Waren, 
z.  B.  Weizen  und  Eisen.  Welches  immer  ihr 
Austauschverhältnis,  es  ist  stets  darstellbar  in 
einer  Gleichung,  .  .  .  z.  B.  1  Quarter  Weizen 
=  a  Centner  Eisen.  Was  besagt  die  Gleichung  ? 
Dass  ein  Gemeinsames  von  derselben 
Grösse  .  .  .  in  1  Quarter  Weizen  nnd  eben- 
falls in  a  Centner  Eisen  existiert"  Dies  Ge- 
meinsame von  derselben  Grösse,  was  in  zwei 
ausgetauschten  Waren  ipso  facto  existiert,  — 
ihr  „Wert"  genannt  —  ist,  uach  Marx,  die  zur 
Ptodnktion  geseUschaftlich-notwendige  Arbeits- 
zeit. Hätte  Marx  diese  Werttheorie  konsequent 
weiter  verfolgt,  so  hätte  er  zu  der  Theorie  ge- 
langen müssen:  Wert  der  Ware  minus  Wert 
der  znr  Schaffung  de»  Produktes  nötigen  Kosten 
ist  irleich  Gewinn  des  Warenverkäufers.  An- 
statt dessen  erklärt  Marx:  die  genannte  Diffe- 
renz sei  nicht  der  Gewinn  des  Warenverkäufers, 
sondern  der  „Mehrwert",  von  dem  Grundrente, 
Kapitalgewinn,  Handelsprofit  etc.  Teile  sind. 
Das  ist  aber,  wie  von  Marx  ausdrücklich  er- 
klärt wird,  nnr  dadurch  möglich,  dass  alle 
Waren  regelmässig  teils  über,  teils  unter 
dem  Werte  verkauft  werden.  D.  h.  also:  zwei 
sich  austauschende  Waren  enthalten  regel- 
mässig nicht  gleiche,  sondern  verschiedene 
Quantitäten  gesellschaftlich-notwendiger  Arbeit 
(oder  Wert).  Damit  widerspricht  aber  Marx 
direkt  der  als  Basis  dienenden  Werttheorie, 
welche  zwei  sich  austauschende  Waren  als  Re- 
präsentanten gleicher  Quantitäten  Arbeit 
auffasst«.  Das  ist  der  fundamentale 
Widerspruch  Marx'  mit  sieh  selbst! 

Um  die  bestehende  Gesellschaft  zu  kriti- 
sieren, geht  Marx  davon  aus,  dass  sich  nur  das 
variable  Kapital  im  Produktionsprozesse  ver- 
mehre, nicht  das  konstante.  Da  sich  nun  der 
Kapitalist  in  seinem  wirtschaftlichen  Verhalten 
angeblich  nur  durch  die  „Rate  des  Mehrwerts" 
(d  .h.  den  Mehrwert  in  seinem  Verhältnisse 
zum  aufgewandten  variablen  Kapitale)  be- 
stimmen lägst  so  berechnet  Marx,  unter  welchen 
Bedingungen  jene  Rate  möglichst  hoch  ist 
Demgemäß  entwickelt  er  die  Tendenzen  zur  Ver- 
längerung des  Arbeitstages,  zur  Einführung  von 
Haschinen  etc.  Würde  es  sich  hier  um  Kon- 
struierung eines  Schemas  zur  indirekten 
Gewinnung  von  Erkenntnissen  handeln,  so 
wäre  nichts  dagegen  einzuwenden.  Aber  Marx 
glaubt  dass  man  so  ein  getreues  Abbild  der 
wirklichen  Volkswirtschaft  erhielte.  Nun  ist 
aber  der  Kapitalist  seines  Schemas  sehr  ver- 
schieden von  dem  der  realen  Volkswirt- 
schaft: dieser  will  „Gewinn"  vom  ganzen 
Kapital,  der  imaginäre  Kapitalist  des  Man- 
schen Schemas  will  „Mehrwert"  vom  vari- 
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ablen  Kapital.  So  werden  alle  Tendenzen 
der  wirklichen  Volkswirtschaft  verzeichnet, 
bald  zu  stark,  bald  zu  schwach  angegeben, 
werden  die  Gegentendenzen  gegen  die  privat- 
kapitalistischen Velleittten  fast  nirgends  in 
Rechnung  gezogen,  und  so  ähnelt  das  Ganze, 
trotz  allen  Tietsinns  des  Autors,  einer  Karri- 
katur. 

Das  ist  der  fundamentale  Wider- 
spruch Marx'  mit  den  Thatsachen! 
die  genane  Ausführung  bei  G.  Adler,  Marx 
"132  ff.).  Die  Konsequenz  dieser  fundamen- 
talen Fehler  ist,  dass  die  Manschen  Theorieen 
von  der  Verelendung  der  Massen,  der  Auf- 
saugung des  Mittelstandes,  dem  notwendig  zu 
erwartenden  Znsammenbruche  der  bestehenden 
Gesellschaft  —  wie  im  einzelnen  durch  J.  Wolf 
statistisch  erwiesen  worden  ist  —  gänzlich  un- 
haltbar sind. 

Wenn  somit  der  Marxismus  objektiv, 
d.h.  rein  auf  den  sachlichen  Inhalt  der  vor- 
getragenen I/ehren  betrachtet  nur  eine  kolossale 
Fehlgeburt  darstellt,  so  kann  doch  seine  histo- 
rische Bedeutung  kaum  hoch  genug  veran- 
schlagt werden.  Denn  indem  der  Marxismus 
das  ausschliessliche  Klasseninteresse  gerade  des 
Proletariats  kulti vierte  nud  diesem  in  Gegen- 
wart nnd  Zukunft,  die  Hauptrolle  auf  der  Weltcu- 
btthne  zuschrieb,  lieferte  er  ihm  sein  Dogma, 
sein  Stichwort  und  das  für  aktive  politische 
Muh  «Hungen  grossen  Stils  nötige  unverwüstliche 
Selbstvertrauen.  Das  Pnncip  des  „Ueber- 
lebens  des  Passendsten"  gilt  auch  im  Reiche 
der  Gedanken:  unter  den  sozialistischen  Syste- 
men mnsste  in  jeneu  Ländern,  wo  im  letzten 
Drittel  des  abgelaufenen  Jahrhunderts  der  So- 
zialismus die  der  Situation  angemessene  Form 
der  Arbeiterbewegung  war,  dasjenige  siegen, 
welches  das  Passendste  war,  d.  h.  welches  den 

zialistischen  Be- 
Industrieproletariat  am 
"nd  so  musste  von 
all  den  konkurrierenden  Doktrinen  des  Sozia- 
lismus im  Kampfe  um  Dasein  und  Geltung  ge- 
rade der  Marxismus  als  Sieger  hervorgehen,  weil 
gerade  er  am  ehesten  das  Proletariat  fascinieren 
mnsste,  das  ja  —  ihm  zufolge  -  von  nun  an 
das  Schicksal  der  Welt  zn  tragen  hatte.  Und 
aus  demselben  Grunde  musste  gerade  diese 
Lehre  in  den  Industriestädten  die  Arbeiter- 
bataillone möglichst  rasch  mobil  machen,  weil 
sie  alle  Wünsche  des  Proletariats  zu  befriedigen 
und  seine  kühnsten  Hoffnungen  nuf  Macht  und 
Reichtum  in  Erfüllung  zu  bringen  versprach 
nnd  es  überdies  bei  augenblicklichen  Schlappen 
schnell  wiederaufzurichten  vermochte,  da  sie 
ihm  den  sicheren  Sieg  in  der  Zukunft  in  Aus- 
sicht stellte;  denn  sein  musste  ja  trotz  alledem 
schliesslich  die  Macht  nnd  das  Reich  werden. 
Und  darum  ist  die  Marxsche  Lehre  das  mäch- 
tigste Beförderungsmittel  der  Arbeiterbewegung 
geworden.  Denn  wie  Taine  ausführt:  „Wenn 
eine  Lehre  die  Menschen  hinreisst,  so  liegt  das 
weniger  an  den  Sophismen,  mit  denen  sie  operiert, 
als  an  den  Versprechungen,  die  sie  ihnen 
macht  Sie  wirkt  mehr  auf  ihr  Gefühl  ein 
als  auf  ihren  Verstand.  Ein  System  gefällt  uns 
nicht,  weil  wir  es  für  wahr  halten,  sondern  wir 
halten  es  für  wahr,  weil  es  uns  gefällt.  Poli- 
tischer oder  religiöser  Fanatismus  wurzelt  stets 
hauptsächlich   in  einem  lebhaften  Bedürfnis, 


weicnes  oas  rassenusie  war,  u. 
hauptsächlichsten  Träger  der  soa 
wegung,  das  städtische  Industrie 
meisten  ansprechen  musste.  Um 
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einer  geheimen  Leidenschaft,  einer  Ansammlung 
verborgner,  aufdringlicher  Wünsche,  denen  die 
Theorie  einen  Ausgang  gewährt." 

Nachdem  aber  all  jene  fascinierenden  Schlag- 
wörter, über  die  die  Marxsche  Doktrin  verfügt, 
gegenwärtig  durch  die  Wissenschaft  und  die 
Statistik  völlig  widerlegt  und  bis  tief  in  die 
Reihen  der  Sozialisten  hinein  bereits  als  falsch 
erkannt  worden  sind,  ist  anzunehmen,  dass  die 
Kulturvölker  Westeuropas  eines  Tages  den 
Marxismus  wie  alle  sozialistischen  Anschauungen, 
die  ihren  weltgeschichtlichen  Beruf,  die  Orga- 
nisierung des  Proletariats,  längst  erfüllt  haben, 
Ton  sich  abschütteln  und  sich  auf  die  Ziele 
einer  realistischen  Sozialpolitik  beschränken 
werden.  Und  wirklich  deuten  alle  Anzeichen 
darauf  hin.  dass  im  Laufe  der  Zeit  —  wie 
Lexis  schon  1879  in  seinem  Werk  Uber  die 
französischen  Gewerkvereinc  erklärt  hat  —  „die 
Arbeiter  durch  ihre  Organisation  dem  Kapital 
gegenüber  auf  den  Standpunkt  einer  wirklichen 
Ueschäftsmässigkeit  kommen  werden,  die, 
von  Hass  und  Leidenschaft  frei,  auf  eiuer  ver- 
nünftigen Berechnung  des  praktisch  Ausführ- 
baren beruht.-  Dann  wird  es  Zeit  sein,  dem 
Sozialismus  die  Leichenrede  zu  halten. 

• 

Lltteratnr:  /.  Die  geschichtliche  Ent- 
ir  ickcl  ung  der  sozialistischen  Idee  in  der  Ver- 
gangenheit ist  wissenschaftlich  dargestellt  aid" 
Grund  der  Quellen  in  Georg  Adler»  »Geschichte 
dt«  SozialUmu*  und  Kommunismusa,  Bd.  I  (bis 
zur  französischen  Revolution),  Leipzig  1899. 

Für  einzelne*  int  zu  vergleichen:  Ferdinand 
ItUmmler,  I*rolegomeim  zu  Piatons  Staut,  Basel 
1891.  —  llundeshagen,  Der  Kommunismus  u. 
die  asketische  Sozial  reform,  in  den  u  Theolog  liehen 
Studien  und  Kritiken« ,  Hamburg  18J5.  —  Klein- 
Wächter,  Die  Staatsromane,  Wien  1891.  — 
Mohl,  Ih'e  Staatsromune  tu  der  «Geschichte  der 
Staatswissenschaften«,  /Id.  I,  Erlangen  1855.  — 
PAhlmann,  Geschichte  des  antiken  K<immunit~ 
mim  und  Sozialismus,  2  Bde.,  München  1894  u. 
1901.  —  Rohde,  Der  griechische  Roman,  IsCtp- 
:ig  1876. 

II.  l'eber  den  modernen  Sozialismus  im 
allgemeinen  handeln:  Grünberg,  Art.  »Sozia- 
lismus u  tun  Elsterschrn  »Wörterbuch  der  Volks- 
wirtschaft*, Jena  1898.  —  Anton  Men- 
ger, Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag, 
Stuttgart  1891.  —  Sotnbart,  Sozialismus  utul 
soziale  Bewegung,  Jena  1896.  —  Ludtrig 
Stein,  Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philo- 
sophie, Stuttgart  1897. 

C'eber  den  französischen  Sozialismus  im 
19.  Jahrhundert  sind  die.  Hauptwerke :  Lejrin, 
Geiverkvereine  in  Frankreich,  Leipzig  1879.  — 
Lorenz  Stein,  Der  Sozialismus  und  Kommunis- 
mus des  heutigen  Frankreich,  Leipzig  1842. 

l'eber  den  Agrarsozialismus:  IHehl, 
Leber  Bodenbesitz  reform  oben  Bd.  IIS.  950  ff.  und 
in  Jahrb.  f.  Sat.  u.  Stat.  III.  Folge,   Bd.  III. 

l'eber  den  wissenschaftlichen  Sozialis- 
mus in  Frankreich  und  England  sind  die 
Hauptwerke:  Metig  er  a.  a.  O.  —  IHehl, 
Pmudhon,  S  Bde.,  Jena  1888 ff. 

l'eber  die  Mansche  Lehre:  G.  Adler, 
Die  Grundlagen  der  K<trl  Marrsehen  Kritik, 
Tübingen  1887.  —  Drrtelne,  Die  Geschichte 
der  ersten  sozüilp>ditisehtn  Arbeiterbewegungen 
in  Deutschland,  Breslau  1885.  —  Bernstein.  Die 


Voraussetzungen  des  Sozialismus,  Stuttgart  1899. 
—  Derselbe,  Aufsätze  in  den  »Sozialistischen  Mo- 
natsheften", Jahrg.  1900  und  1901.  —  Lejclst, 
Die  Marxsche  Kapilaltheorie ,  Jahrb.  f.  Sat.  u. 
Stal.,  Jahrg.  1885.  —  Wenckatem ,  Marx, 
Isipzig  189Ü.  —  Wolf,  Sozialismus  und 
kapitalistische  Wirtschaftsordnung,  Stuttgart  1892. 
Vgl.  dazu  Lexis'  »Kapitalismus  und  Sozialis- 
mus« im  »Deutschen  Wochenblatt«,  Ar.  28,  Jahrg. 
1898.  —  Vom  sozialistischen  Standpunkte  aus 
werden  die  marxistischen  lehren  in  zahlreichen 
Aufsätzen  der  »Sozialistischen  Monats- 
hefte« kritisiert,  die  jetzt  unzweifelhaft  die  viel- 
seitigste, und  bestrr.digierte  Sozialdemokrat isshe 
Revue  darstellen. 

l'eber  DUhring  vgl.  Priedldnder,  Der  frei- 
heitliche Sozialismus,  Berlin  1891.  —  l'eber 
Effertz  tgl.  die  Anzeige  seines  Werkes  ron  Lexis 
in  Sekundier*  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.,  Jahrg.  1891. 

III.  Zur  Kritik  des  Sozialismus  vgl.:  G. 
Adler,  Die  Zukunft  der  sozialen  Frage,  Jena 
1901.  —  Lejctt),  Gewerkvereine  in  Frankreich, 
Schlusswort,  Leipzig  1879.  —  Beinhold, 
Ih'c  bewegenden  Kräfte  der  Volkswirtschaft, 
Isipzig  1899.  —  Schmoller,  Grundris**  der 
Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1900.  —  Adolf 
Wagner,  Das  neue  sozialdemokratische  Pro- 
gramm, Berlin  1892.  —  Wolf,  Sozialismus  und 
kapitalistische  Wirtschaftsordnung,  Stuttgart  189g. 

Georg  Adler. 


Sozial-konservative  Bestrebungen. 

I.  Der  neuere  christlich-  und  ethisch-  refor- 
matorische Sozialismus  in  England  (S.  828).  IL 
Die  katholisch -sozialen  Bestrebungen  i'S.  833). 
III.  Evangelisch-soziale  Bestrebungen  ('S.  843). 


Der  neuere  christlich-  und 
ethisch  -  reformatorische  Sozialismus 
in  England. 

Der  Zug  christlich-sozialer  und  ethisch- 
sozialistischer  Bestrebungen,  seit  den 
zwanziger  Jahren  von  Krankreich  ausgehend, 
hatte  auch  England  trotz  der  Verschieden- 
heit der  sozialen  Verhältnisse  nicht  unberührt 
gelassen.  Wie  dort  bei  der  Julirevolution, 
so  hier  bei  dem  Streite  über  die  Reform- 
bill  (1830—32),  wie  dort  bei  der  Februar- 
revolution von  1848,  so  hier  bei  der  Cliar- 
tistenbewegung  und  der  Agitation  gegen  die 
Korngesetze,  waren  es  die  gleichzeitigen 
sozialreformatorischen  Ideeen  und  Entwürfe, 
die  den  politischen  Revolutionen  zur  Grund- 
lage dienten.  Man  kann  sogar  den  ethisch- 
reformatorischen  Sozialismus  von  Carlyle 
und  den  christlichen  Sozialismus,  dessen 
geistiges  Oberhaupt  F.  D.  Maurice  war, 
mit  dem  christlich-ethischen  Gedanken  eines 
St.-Simon  sowie  die  spatere  Entwickelung 
beider  mit  den  Associationsl>estrebungen 
Ijouis  Blancs  vergleichen,  besonders  da 
J.  Ludlow  dieselben  in  Frankreich  kennen 
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lernte  und  mit  seinen  Freunden  dem  Principe 
nach  in  England  einzuführen  suchte.  Der 
Vorläufer  des  deutschen  Associationswesens, 
V.  A.  Huber,  hatte  Maurice  und  Kingsley 
auf  seinen  Reisen  in  England  kennen  gelernt 
und  schildert  ersteren  in  seinen  genossen- 
schaftlichen Briefen  als  einen  »Mann,  dem 
an  inniger  Frömmigkeit,  echtem  Patriotismus, 
an  geistiger  Begabung,  vielseitiger,  freier, 
allgemeiner,  gründlicher  Bildung  »ehr  wenige, 
an  Gesinnung,  Charakter  und  Wandel  und 
namentlich  an  wahrer  Liebenswürdigkeit  als 
Frucht  des  Ebenraasses  und  der  Harmonie 
so  vieler  Gaben  und  Bestrebungen  nicht 
viele  seiner  Zeit-  und  I^ndesgenossen  gleich- 
stehen«. Und  damit  stimmt  Lujo  Brentano 
in  seiner  Schrift  über  »die  christlich-soziale 
Bewegung  in  England«  überein.  Jenen  beiden 
zur  Seite,  obgleich  nicht  in  direktem  Ver- 
kehre mit  ihnen,  stand  der  Lord  Ashley, 
späterer  Earl  of  Shaftesbury,  mit  seinen 
christlich-praktischen  Versuchen  zur  Hebuug 
der  niederen  Schichten  des  Volkes  und  der 
Fabrikgesetzgebung,  sowie  der  durch  seine 
Briefe  in  der  Times,  in  welchen  er  ein  er- 
schreckendes Bild  der  Verwahrlosung  der 
Landarbeiter  und  ihrer  Wohnungsverhältnisse 
ent  warf,  wohlbekannte  Lord  Sidney  Godolphiu 
Üsborne.  Die  gleichzeitige  Bildung  der 
Joung  England  Party  unter  Lord  Manners 
für  agTarreformatorische  Zwecke  wurde  ver- 
treten durch  den  damals  zu  litterarische m 
Rufe  gelangenden  Disraeli  in  seinem  Roman 
Couingsby  und  in  Sybil,  worin  er  die  in- 
dustrielle Krisis  kennzeichnet  und  den 
Versuch  macht,  die  Tories  als  die  einzigen 
Saviours  of  Society*  darzustellen.  (Siehe 
Schulze-Gävernitz :  Zum  sozialen  Frieden, 
IM.  I,  S.  896  ff.,  auch  Brandes  :  Benjamin 
Disraeli  Lord  Beaconsfield  ad  hoc.)  Zwischen 
die  Tories.  die  das  »landed  iutercst«,  d.  h. 
das  Interesse  der  Landlords  vertraten,  und 
die  Nachfolger  Benthams.  d.  h.  die  industriell- 
liberale  Partei  schob  Maurice,  nach  dem 
Ausspruche  Mills,  die  antintilitarisehe  und 
antimaterialistische  dritte  Partei  ein,  die  auf 
dem  Boden  des  Christentums  fusste.  In 
einem  Vereine,  ursprünglich  von  den  An- 
hängern Robert  Owens  gegründet,  trafen 
sich  Mill  und  Maurice,  um  über  soziale  und 
ökonomische  Streitfragen  zu  debattieren,  so 
das*  man  sagen  könnte,  dass  hier  der  Ver- 
bindungspunkt der  älteren  Owensehen  und 
der  neueren  von  Maurice  geleiteten  Ge- 
nossensehaftshewegung  sowie  auch  der  Aus- 
gangspunkt einer  Differenzierung  der  christ- 
lich-sozialen und  derethisch-reformatorischen 
Richtungen  zu  suchen  ist.  Wir  wollen  die- 
selben liier,  soweit  es  der  Raum  gestattet, 
in  ihren  weitere»  Verzweigungen  bis  auf 
unsere  Tage  hin  verfolgen.  Was  die  sozialen 
Verhältnisse  betrifft,  die  beiden  Bewegungen 
zu  Grunde  lagen,  so  waren  dies  die  seit  1830, 


wie  in  anderen  europäischen  1  rändern,  auf- 
tretenden Zerwürfnisse  zwischen  den  unteren 
Schichten  der  Gesellschaft  imd  der  Mittel- 
klasse, der  Kampf  zwischen  den  Kapitalisten 
und  den  verarmten  Arbeitern.  Diese  sollten 
den  ersteren  im  Kampfe  gegen  die  Land- 
aristokratie dienen  und  verhalten  ihnen  auch 
wirklich  zur  höchsten  j>olitischen  Macht  ;  im 
Jahre  1848  aber  erhob  sich  auch  in  England 
der  Arbeiterstand  gegen  seine  früheren 
Bundesgenossen,  die  Bourgeoisie,  nur  dass 
der  People's  Charter  nicht  so  weit  ging  wie 
die  Forderungen  der  kontinentalen  Sozial- 
demokratie und  an  Klarheit  und  Tiefe  hinter 
diesen  weit  zurückblieb.  Jedoch  war  man 
sich  in  England  einer  grossen  sozialen  Ge- 
fahr bewnsst;  so  sagte  Lord  Ashley  im 
Parlament:  »Die  Gefahr  ist  näher,  tiefer, 
drohender  denn  ie,  und  niemand,  der  diese 
Auslassungen  gehört  liat  und  daran  glaubt, 
hegt  die  Hoffnung,  dass  noch  zwei  Jahrzehnte 
vorübergehen  werden  ohne  tiefe  Erschütte- 
rung und  Wechsel  des  sozialen  Systems.' 
Aehnliehes  liest  man  in  einem  früher  er- 
schienenen Werke  »Perils  of  the  Nation «, 
das  Kingsley  1848 — 49  fleissig  studiert  und 
das  auf  ihn  einen  gewaltigen  Eindruck  ge- 
macht hatte.  Wie  wir  aus  seinen  Briefen 
entnehmen,  hatte  Carlyle,  der  seinen  Freund 
Irving  1820  in  Glasgow  besuchte,  daselbst 
Tausende  von  arbeitslosen  Leuten  angetroffeu. 
auf  den  Strassen  umherwandernd  und  durch 
ihre  Not  zum  äussersten  getrieben,  sowie 
«weh  Kingsley  von  sich  selbst  erzählte,  dass 
er  seine  erste  Lektion  in  der  Sozialwissen- 
schaft bei  den  Bristol  riots  erhielt,  die  er 
als  elfjähriger  Knabe  zu  beobachten  Gelegen- 
heit hatte.  Sie  beide  waren  tief  ergriffen 
von  dem  sich  zur  Zeit  ihrer  Jugend  und 
später  noch  mehr  entfaltenden  Elend  und 
kamen  durch  persönliche  Beobachtung  und 
reifliche  Ceberlegung  zu  der  ITeberzeugung. 
dass  Verbesserungsversuche,  wie  es  damals 
deren  mehrere  gab,  ohne  vorhergehende 
moralische  Reform  unmöglich  seien.  Beide 
gehen  von  derselben  Ansicht  aus,  dass  von 
der  Freiheit*  — -  »liberty  fo  starve  — 
allein  dio  Weltbeglilckung  nicht  zu  erwarten 
sei,  und  so  treten  sie  heftig  auf  gegen  den 
liberalen  Materialismus  und  die  optimistischen 
Beschönigungen  der  Zustände,  wie  sie  von 
industriellen  Fortschrittlern  versucht  wurden. 
Und  sie  thaten  dies  in  solch  energischer 
Weise,  mit  so  feurigem  Eifer  und  solcher 
Gewalt  innerer  reberzeugung,  dass  es  den 
Bestrebungen  beider  in  Wort  und  Schrift 
zuzuschreiben  ist,  dass  nicht  nur  damals, 
sondern  noch  jetzt  so  viel  für  die  Heining 
des  agrarischen  und  industriellen  englischen 
Proletariats  geschieht. 

Carlyle,  an  den  sich  Kingsley.  was  etlüseh- 
soziale  Grundsätze  betrifft,  anlehnt,  wie  er 
in  religiöser  Hinsicht  Schüler  von  Maurice 
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ist,  verlangt  mit  dem  damals  landläufigen 
Sozialismus  in  Frankreich  vor  allem  die 
Organisation  der  Arbeit,  aber  doch  auf  britische 
Weise,  d.  h.  auf  dem  Boden  des  reformierten 
Individualismus;  » zuerst  muss  jedermann 
»ich  selbst  als  Organ  ausbilden«.  Mit  Comte 
verlangt  Carlyle  >eaptaras  of  Industry«, 
unter  denen  er  jedoch  nicht  nur  Arbeitgeber, 
andern  auch  arbeitgebende  Staatsbehörden 
versteht.  Boi  den  Hauptträgern  des  staat- 
lichen Haushalts,  ja  bei  Regierten  sowohl 
wie  bei  Regierenden,  meint  er,  kommt  es 
zumeist  darauf  an,  dass  sie  es  ehrlich  meinen, 
von  der  Wahrhaftigkeit  hangt  alles  ab. 
Daher  muss  die  ganze  Staatswissenschaft 
ethisch  durchtränkt  werden.  Dor  moralische 
Charakter  der  Leiter  der  Gesellschaft  sowie 
der  Untergebenen  ist  bei  ihm  die  Hauptsache. 
So  eifert  er  in  seinem  Essay  ■> Zeichen 
der  Zeit  -  (1829)  gegen  diese  »sordid  Era 
of  ours«,  wo  es  allerlei  Gesellschaften  zur 
Besserung  der  Massen  gäbe,  die  jedoch  mit 
der  konstanten  Verscldechterting  des  National- 
charakters Hand  in  Hand  ging.  In  >Chartism« 
(1839)  richtet  er  seinen  Angriff  gegen  den 
Mammonismus,  der  die  Spaltung  zwischen 
den  höheren  und  niederen  Klasseu  zur  Folge 
hat,  indem  er  bar  Geld  als  einziges  Binde- 
mittel ansieht  und  die  l/isung  der  früheren 
moralischen  Bande,  die  sie  zusammenhielt, 
verursacht.  Als  Ersatz  für  die  verlorene 
Macht  der  Aristokratie  verlangt  er  die  Bildung 
einer  industriellen  Aristokratie:  obgleich 
selbst  dem  Volke  angehörig,  sieht  er  die  j 
Demokratie  mit  schelen  Augen  au,  er  spricht 
von  ihr  im  »konservativen  Barrikadenstil«. 
Im  >Past  and  Presen  t  (1843)  wie 
früher  in  >Characteristics*  (1831) 
spricht  er  verächtlich  von  der  zur  Mode 
gewordenen  mechanischen  Weltansicht,  ihrem 
Unglauben  und  ihrer  Verzweiflung  an  höheren 
Idealen  als  der  wahren  Ursache  des  um  sich 
greifenden  Egoismus  als  Gesellschaftstheorie, 
»das  verlumpteste  Evangelium,  das  man  je 
der  Welt  gepredigt  hat«.  Selbst  Idealist 
nach  deutscher  Alt  und  unter  dem  Einfluss 
deutscher  idealistischer  Schriftsteller  versucht 
er  die  Dollar  dynasty,  auf  Pig  Philosophy 
gebaut,  zu  stürzen  und  mit  dein  Utilitarismus 
und  Individualismus  in  der  Nationalökonomie 
und  in  dem  Gesellgchaftslel>en  aufzuräumen. 
Er  predigtEntsagung,  Selbstlosigkeit,  Glauben, 
liebe,  ermahnt  seine  Landsleute,  die  gött- 
liche Idee  in  dor  Welt  nicht  zu  übersehen 
und  durch  Selbstüberwindung  den  wahren 
Fortschritt,  das  heisst  den  moralischen,  im 
Auge  zu  behalten.  Denn  was  sei  der  Paupe- 
rismus anders  als  die  Sünde  unseres  sozialen 
Systems,  die  Folge  der  Isolierung  des  Indi- 
viduums im  Wettstreite  der  Interessen;  so 
sei  auch  in  der  Interessengemeinschaft  das 
Mittel  zu  Stichen,  die  Gesellschaft  vom  Ver- 
fall zu  retten. 


Hierin  stimmen  die  christlichen  Sozialisten 
mit  ihm  überein,  und  besonders  Charles 
Kingsley,  in  dessen  Hauptwerk  »Altou  Locke« 
Carlyles  Persönlichkeit  in  dem  Charakter 
des  Sandy  Mackay e  trefflich  gezeichnet  ist 
und  die  sozialen  Ansichten  desselben  vielfach 
zum  Ausdruck  gelangen.  Dieser  soziale 
Roman  sowie  sein  Vorgänger  »TeasU,  beide 
1848 — 49  entstanden,  dienten  der  Partei  als 
die  vortrefflichsten  Agitationsmittel,  ersterer 
in  Hinsicht  der  proletarischen  Zustande  in 
den  Städtou,  letzterer  auf  dem  Lande.  Das- 
selbe gilt  von  Saint's  Tragedy,  einem 
Trauerspiel,  worin  die  sozialen  Verhältnisse 
der  Neuzeit  und  die  Bestrebungen  christlich 
gesinnter  Weltverbesserer  sich  in  den  sozialen 
Verhältnissen  des  Mittelalters  und  den  Be- 
strebungen der  unglücklichen  heiligen  Elisa- 
beth von  Ungarn  wiederspiegeln.  Gleichen 
Zwecken  dienten  auch  mehrere  von  ihm 
abgefasste  Flugschriften  und  Aufsätze  in  den 
Organeu  der  Partei,  die  er  mit  *Parson  Lot« 
unterzeichnete  Besonders  war  es  das  Trak- 
tätclien  ^Cheap  Clothes  and  Nasty*, 
in  welchem  er  das  »Sweating  System« 
in  grellen  Farben  ausmalte  und  es  als  einen 
mit  dem  Konkurrenzwesen  eng  zusammen- 
hängenden Unfug  boschrieb.  Die  laute  An- 
klage des  letzteren  brachte  die  ganze  Streit- 
kraft der  dem  laissez-fairo  Tiuldigenden 
Presse  gegen  ihn  auf,  und  er  wurde  überall, 
besondos  im  Edinburgh  Review  von 
dem  Oekonomistcn  W.  R.  Greg  mit  dem 
jgrössten  Fanatismus  bekämpft  Aber  auf 
Andersdenkende  machte  diese  kleine  Schrift 
einen  tiefen  Eindruck  und  hatte  die  alsbaldige 
Begründung  der  Schneidenissociation  zur 
Folge.  Kiugsleys  feurige  Natur,  sein  leicht 
bewegliches  Gefühlsieben,  seine  persönliche 
Anziehungskraft  und  sein  genialer  Humor 
sowie  auch  sein  furchtloses  Auftreten  und 
seine  von  Wahrheit  und  Ernst  erfüllte  Be- 
redsamkeit brachten  die  ganze  Bewegung 
in  Schwung.  Sein  Enthusiasmus  gab  den 
Anstoss,  andere  folgten  oder  standen  ihm 
hilfreich  zur  Seite,  besonders  Thoraas  Hughes, 
E.  Vansittart  Neale  und  .lohn  Ludlow,  junge 
Advokaten,  eine  kleine  Schar,  die  J.  D. 
Maurice,  damaligem  Prediger  an  dem  Lincolns 
Inn,  folgten.  Thomas  Hughes  hat  mit  seinem 
common  6ense,  Ludlow  mit  seiner  gründ- 
lichen Kenntnis  der  sozialen  Verhältnisse 
von  Paris,  er  und  Neale  zugleich  durch  ihre 
Rechtsken  ntnis  und  letzterer  (vor  kurzem 
gestorben)  durch  aufopfernde  Selbstverleug- 
nung im  Beitragen  von  Geldmitteln  —  er 
verlor  dabei  den  grössten  Teil  seines  ansehn- 
lichen Vermögens  — ,  alle  zusammen  hatten 
dazu  beiget  lagen,  die  ersten  Versuche  des 
Kooperationswesens  in  Gang  und  später  unter 
gesetzliche  Protektion  zu  bringen.  Letzteres 
gelang  ihnen  im  Jahre  1862.  Sie  nannten 
sich  -Christian  Socialists-,  um  damit  nach 
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ihrem  Meister  Maurice  anzudeuten,  dass  es 
ihre  Absicht  sei,  das  'Unsoziale  Christentum 
und  den  un christlichen  Sozialismus^  zugleich 
auf  bessere  Wege  zu  bringen  und  die  Ge- 
sellschaft durch  das  Christentum  von  dem 
Uebel  des  einseitigen  Individualismus  zu 
erlösen.  Die  christliche  Brudergemeinde, 
sagten  sie,  soll  als  Fundament  einer  besseren 
Societät  dienen.  Mit  Dr.  Arnold,  dem  be- 
rühmten Direktor  der  Rugby  School,  dessen 
Schüler  die  meisten  von  ihnen  waren,  nehmen 
sie  an,  dass  Kirche  und  Gesellschaft  zugleich 
der  Reform  bedürftig  seien,  dass  der  ego- 
istische Grundzug  der  Zeit  die  wahre  Ursache 
des  Uebels  im  Sozialkör|)cr  sei,  dass,  um  es 
zu  heilen  und  zu  verhüten,  dass  die  immer 
weiter  um  sich  greifende  Selbstsucht  die 
Zerstörung  der  Gesellscliaft  herlteiführe,  vor 
allem  notig  sei,  das  Associationsweseu  zur 
Geltung  zu  bringen.  Wie  Carlyle,  so  machten 
Kingtdey  und  seine  Freunde  Opposition  gegen 
die  damals  so  starke  Manäiesterjuirtei,  wurden 
dafür  auch  von  den  Vertretern  des  egoistischen 
Princips  in  der  Tagespresse  und  den  Zeit- 
schriften verleumdet  und  in  den  klerikalen 
Organen  als  Sozialrevolutionäre  verketzert, 
ljald  jedoch  nach  einem  Umschwünge  in  der 
öffentlichen  Meinung  verherrlicht  und  ge- 
priesen für  ihre  Verdienste  um  die  Reform 
der  sozialen  Ideeen.  Diesem  Verbände  christ- 
lich-sozialer Männer,  welcher  im  Jahre  1850 
die  »Gesellscliaft  zur  Förderung  vou  Arbeiter- 
associationen«  bildete  und  das  Gesetz  zum 
Schulze  der  «Industria!  and  Provident  Socie- 
ties«  erwirkte,  ist  der  wunderbare  Erfolg 
der  >Grasshandelsgouossense}iaft<  (wholesale 
Society),  d.  h.  des  Verbandes  der  Konsum- 
vereine (18G4  gegründet)  zuzuschreiben,  dem 
jedoch  die  Produktivgenossenschaften  mit 
geringeren,  aber  doch  zunehmenden  Ergeb- 
nissen  zur  Seite  stehen.  Die  von  den  christ- 
lichen Sozialisten  gegründeten  Produktiv- 
associationen  gingen  nach  und  nach  alle  ein, 
und  augenblicklich,  wie  E.  V.  Neale  dem 
Schreiber  dieses  kurz  vor  seinem  Tode  ver- 
sicherte, sind  sogar  die  Grundsätze,  vou 
denen  sie  ausgingen,  und  die  Geschichte 
dieser  Bewegung  selbst  bei  den  jetzigen 
Mitgliedern  und  Anhängern  des  Kooperations- 
wesens ganz  unbekannt.  Neale  selbst  hat 
in  seiner  Jugend  in  Deutschland  studiert 
und  auch  von  den  deutschen  Universitäten 
seine  sozialen  Ideale  in  seine  Heimat  mit- 
gebracht John  Ruskin  im  Gegenteil  mag 
als  Stifter  des  englischen  Kathedersozialismus 
gelten.  Als  berühmter  Aesthetiker  und  als 
ein  Mann,  beseelt  von  tiefem  ethischen 
Ernst,  tritt  er  an  alle  sozialen  Fragen  von 
dieser  Seite  heran.  Dies  besondere  in  seinen 
vier  Essays,  die  zuerst  in  dem  Cornhill  Maga- 
zine erschienen.  Hier  bekämpfte  auch  er  die 
überlieferten  nationalökonomischen  Grund- 
auffassungen  und   sucht    den   Beweis  zu 


liefern,  dass  die  geistigen  Güter  der  Mensch- 
heit es  seien,  die  allein  Wert  besitzen,  dass 
alles,  was  produziert  wird,  nur  soweit  als 
Gut  anzusehen  ist,  als  es  zur  Erhaltung  des 
menschlichen  licbens  dient ;  dass  der  Reich- 
tum der  Besitz  des  Wertvollen  in  der  Hand 
des  Würdigen  sei,  » Possession  of  the  Valuablc 
by  the  Valiant«.  Der  Kollektivtitel,  unter 
dem  diese  Essays  erschienen:  »Unto  this 
last«,  Worte,  dem  Gleichnis  von  den  Ar- 
beitern im  Weinberge  entnommen,  soll  da- 
rauf hinweisen,  wie  in  den  ökonomischen 
Verhältnissen  alles  auf  die  Gerechtigkeit 
ankomme,  und  hierin  zeigte  sich  Ruskin  als 
Schüler  Carlyles.  In  seinem  Buche  »Poli- 
tical  Economy  of  Art  <  geht  Ruskin 
noch  weiter  in  seiner  Kritik  des  Konkurrenz- 
systems und  unterscheidet  sich  nur  wenig 
von  seinem  Meister.  Wo  das  Elend  und  die 
damit  verbundene  mondische  Entartung  in 
der  Welt  angetroffen  werden,  sagt  er,  ist 
dies  entweder  dem  Mangel  an  jeglichem 
System  in  der  Industrie  oder  dem  Vor- 
handensein von  Irrtümern  in  der  landes- 
üblichen Industrie  zuzuschreiben.  So  z.  B. 
sagt  er  prägnant  >We  manufacture  every- 
tlung  exeent  man«,  was  sagen  will,  dass 
der  Mensen  den  Maschinen  untergeordnet 
wird.  Und  so  auch  wieder  ^Government 
and  Cooperation  are  in  all  things  the  laws 
of  life;  anareby  and  competition  the  laws 
of  death«.  Was  die  praktische  Anwendung 
dieser  Principien  betrifft,  so  verlangt  er 
unter  anderem  bessere  Erziehung,  Beschäfti- 
gung der  Arbeitslosen  durch  den  Staat, 
Versorgung  im  Alter,  Wohnungsreform  sowie 
die  Nationalisierung  des  Bodens.  Sein  uto- 
pischer Versuch,  mit  der  von  ihm  gegründeten 
Guild  of  St.  George  meinen  Flecken  englischer 
Erde,  schön,  friedlich  und  fruchtbar«  anzu- 
bauen, wo  nicht*  von  den  ihm  verhassten 
Maschinen  und  Eiseubahnen  zu  sehen  ist, 
und  dies  durch  einen  Verband  zwar  nicht 
gleicher,  doch  in  der  Beziehung  gleicher 
Menschen,  dass  sie  sich  selbst  ebenso  zu 
l>essern  suchen  wie  den  Boden,  den  sie 
bearbeiten,  ist  wie  so  viele  andere  Utopieen 
in  Luft  aufgegangen ;  auch  zählt  man  wenig 
Nachfolger  seiner  Sozialtheorie.  Nichts- 
destoweniger haben  sich  seiue  Hauptgedanken 
bei  seinen  Landsleuten  mehr  oder  weniger 
eingebürgert,  besondere  bei  deuen,  die  fähig 
sind,  seine  in  besondere  edler  Sprache  ab- 
gefassten  Werke  zu  lesen  und  die,  sympa- 
thisch von  seinen  Gedanken  berührt,  seinen 
Vorlesungen  auf  der  Universität  beigewohnt 
liaben,  und  alle,  auf  die  sein  Beispiel  selbst- 
verleugnender Geldverachtung  eingewirkt 
hat.  So  hat  er  auf  die  Universitätsjugend 
einen  besonders  starken  Eindruck  gemacht, 
und  damit  hängt  auch  gewissermassen  die 
Gründung  der  University  Settlements  im 
Osten  Londons  und  andere  von  den  Hoch- 
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schulen  ausgehenden  sozialen  Meliorationsbe- 
strebungen zusammen.  So  z.  B.  die  Fabian 
Society,  die  infolge  einer  Zusammenkunft, 
wo  der  New-Vorker  Professor  Thomas  Davi- 
son,  ein  Verehrer  und  Biograph  Kosminis, 
einen  Vortrag  hielt,  gegründet  wurde,  eine 
Oesellschaft,  die  aus  vielen  Angehörigen  der 
Universität, Litteraten,. Journalisten,  Kritikern, 
Civilbeamten  u.  dergl.  besteht  und  in  der 
man  sich  dessen  rühmt,  dass  jeder  Dritte 
unter  ihnen  ein  I^ecturer  sei.  Die  Gesell- 
schaft hält  Versammlungen,  wo  man  Aber 
soziale  Probleme  debattiert,  giebt  auch  Trak- 
tate und  Flugschriften  heraus,  letztere  be- 
sonders zur  Zeit  der  Wahlen  für  das  Parla- 
ment. Im  I'arlament  sitzt  ein  Mitglied,  in 
den  County  Councils  sitzen  7,  in  den  School 
boards  3  Mitglieder,  die  der  Fabian  Society 
angehören.  Mit  Recht  mag  man  diese  Fa- 
bianer die  »roten  Jesmten«  nennen,  sie  selbst 
sind  stolz  darauf,  dass  ihnen  alle  Mittel, 
sozialistische  Ideeen  in  die  Menge  und  «the 
cultured  few<,  i.  e.  in  die  massgebenden 
Kreise  der  Gesellschaft  zu  streuen,  recht 
sind.  Gleich  dorn  »Nasmyth  Hammer«,  sagt 
einer  von  ihnen,  der  das  kleinste  und  auch 
das  grösste  unter  seinen  Schlag  nimmt,  ist 
es  ihnen  zuvörderst  darum  zu  thun,  in  jeder 
Art  dem  wissenschaftlichen  Sozialismus  im 
kleinen  und  grossen  überall  die  Wege  zu 
bahnen.  Die  1800  erschienenen  »Fabian 
essays  in  Socialisnv.  haben  einen  guten  Ab- 
satz und  werden  auch  von  Ockonomisten 
von  Fach  mit  einer  gewissen  Rücksicht  be- 
handelt. Laut  dem  letzten  Berichte  besteht 
die  Association  aus  861  Mitgliedern.  Im 
Exekutivkomitee  sitzen  n.  a.  Hubert  Bland, 
Journalist  und  Kritiker,  Edward  Pease,  einer 
Ouäkerfamilie  entsprungen,  früher  Stock- 
broker, jetzt  Sekretär  der  Gesellschaft.  B. 
Shaw,  Novellist  und  Musikkritiker,  und 
Sidney  Wehl»  -a  Walking  Encyclopaedia«, 
Journalist,  Oekonomist,  Rechtsanwalt,  Civil- 
bearater  und  Politiker,  der  Herausgeber  oben 
genannter  Fabian  Essays ;  andere  »Brain- 
workersv,  der  in  litterarischen  und  Kunst- 
kreisen wohlbekannte  Rev.  Stopfonl  Brooke, 
so  dass  die  Fabianer  mit  lAssalle  von  sich 
sagen  können,  dass  eipiipped  Avith  all  the 
culturc  of  the  age<  sie  den  wissenschaft- 
lichen Sozialismus  vertreten  und  alle  Streiter 
im  entgegengesetzten  I^ager  für  sich  zu 
gewinnen  suchen.  Ihr  Fabian  Election 
Manifest  und  The  Fabian  Municipal  Pro- 
gram unterscheidet  sich  Avenig  von  ähn- 
lichen  Schriften  der  kontinentalen  Sozial- 
demokratie. —  Die  ethisch-sozialistischen  oder, 
um  es  korrekter  auszudrücken,  die  ethisch- 
sozialen Bestrebungen,  die  von  den  Univer- 
sitäten in  direkter  Weise  und  zwar  zuerst 
von  Oxford  ausbringen,  sind  auf  den  Einfluss 
des  Neukantianers  und  Ethikers  Professor  J.  H. 
Gleen  und  seines  lierflhmten  Schülers  A. 


Toynbee  zurückzuführen.  Letzterer  hat  sich 
sein  eigenes  System  der  sozialen  Oekonomie 
des  deutschen  sogenannten  Kathedersozialis- 
mus aufgebaut  —  Er  betont  wie  sie  die 
moralisch-historische  Methode,  dies  besonders 
in  seinem  Buche  »The  Social  Revolution«, 
und  geht,  von  Henry  George  stark  beeinflusst, 
noch  weiter  in  seiner  Broschüre  »Progress 
and  Poverty«,  einer  Kritik  des  gleichnamigen 
Werkes  des  amerikanischen  Agrarreformators. 
Von  weiterem  Belange  als  seine  Theorieen 
war  jedoch  Toynbees  persönlicher  Einfluss 
auf  die  Pniversitatsjugend  und  andere  ge- 
bildete Lente^  denn  seine  eigene  Begeisterung 
für  Sozialreform  hat  ihm  viele  Nachfolger 
gebracht,  nach  seinem  Tode  wie  vorher,  und 
in  Nachahmung  seiner  eigenen  Bestrebungen 
wurde  von  anderen  die  nach  ihm  benannte 
Toynbeehall  im  Osten  Londons  gegründet. 
(Siehe  bei  Schidze-Gävernitz  loa  cit.  I,  S. 
412  ff.  die  genaue  Beschreibung.)  Gleich 
Green  und  der  seitdem  durch  ihre  religiös- 
philosopldorenden  Romane  berühmt  gewor- 
denen Mrs.  Hnmphrey  Ward,  deren  Haupt- 
gedanken von  Green  herstammen,  der 
Gründerin  der  University  Hall  Settlements  in 
Gordon  Square,  a  ci  suchte  Toynbee,  unter  Bei- 
seitelassung des  christlichen  Dogmas,  die 
christlich-sozüden  ideeen,  den  Geist  christ- 
licher Selbstverleugnung,  der  in  dem  Evange- 
lium enthalten  ist,  in  Anwendung  zu  bringen, 
um  die  Schilden,  die  der  Selbstsucht  entsprin- 
gen, mehr  durch  christliche  Liebe  als  durch 
den  christlichen  Glauben,  die  beide  verloren 
gegangen  sind,  zu  heilen,  zugleich  unter  Bei- 
hilfe der  Wissenschaft  und  Kultur,  um  das 
Volk  von  der  dasselbe  bedrohenden  Gefahr 
moralischer  Verwilderung  zu  retten.  Auf 
Grundlage  dieses  Gedankens  wurde  auch 
das  l'niversity  settlement  Aon  Oxford  aus 
zu  stände  gebracht.  Hier  wird  der  Versuch 
gemacht,  Vorlesungen  und  Unterricht  in 
Litteratur,  Kunst  und  Wissenschaft  filr  den 
Arbeiterstand  zu  organisieren,  um  denselben 
der  Geistesgüter,  die  gewöhnlieh  nur  für 
I^eute  mit  akademischer  Erziehung  zugäng- 
lich sind,  teilhaftig  werden  zu  lassen.  Die 
jungen  Leute,  welche  die  Universität  ver- 
lassen, finden  als  Residenten  in  dor  Nieder- 
lassung eine  Stätte,  wo  sie  das  Volksleben 
beobachten  können  und  in  syinjHithisohe 
Berührung  mit  den  Massen  kommen,  auch 
noch  Wohlthätigkeitszwecke  unter  denselben 
verfolgen.  Auf  diese  Weise  entsteht  eine 
Gemeinschaft  für  Bildung  und  Unterhaltung, 
für  Uebnngen  des  Körpers,  Gemütes  und 
Geistes,  welche  im  >Volks{»alast<.  die  Hebung 
der  armen  und  verbildeten  Arbeiter  mit 
allen  Hilfsmitteln  der  modernen  Kultur  in 
Gang  zu  bringen  sucht.  Das  Oxford  House. 
mit  kirchlicher  Richtung  dieselben  Ziele 
verfolgend,  legt  mehr  Gewicht  auf  Förderung 
des  Klubwesens,  nicht  unähnlich  den  von 
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de  Mnn  u.  a  in  Frankreich  begründeten  |  für  Dissentcrs  verbundene  Mansfield  Ilouse 
Cereles  des  »Oeuvre«.   So  werden  in  dem  j  und  das  Bcrmondsey  Wesleyan  Settlement 


und  Browning  Ilall  sind  ähnliehe,  von  nicht 
anglikanischen  Religionsgemeinschaften  aus- 
gehende christlich-soziale  Bestrebungen,  die 
mit  dem  in  letzter  Zeit  auch  unter  allen 
nicht  zur  Landeskirche  gehörigen  Religions- 
gemeinscliaften  zunehmenden  christlichen 
Sozialismus  zuhammenhängen.  Von  Kardinal 
Man  hing  und  seinem  Nachfolger  Kardinal 
Vaughan  mit  ihren  christlich-sozialen  Sym- 
pathieen  für  die  Arbeiterwelt  auf  katholischer 
Seite  bis  auf  die  St.  Matthäus- Gilde,  die 
ihnen  unter  den  Anglikanern  am  näclisten 
steht,  und  ebenso  auf  allen  niederen  Stufen 
des  kirchlichen  und  unkirchlichen  religiösen 
Korporationswesens  bis  auf  »General«-  Booths 
»social  scheine«  in  Verbindung  mit  der 
wahren  Kommunismus  in  geistigen  Gütern  Heilsarmee,  überall  sieht  man  Anflüge  des 
einführen,  um  dem  falschen  Kommunismus ,  ethischen  oder  christlichen  Sozialismus  in 
der  materiellen  Gütergemeinschaft  die  Spitze  mannigfachen  reforraatoriseheu  Versuchon 
abzubrechen  und  auf  diese  Weiseden  Klassen-  mit  mehr  oder  weniger  klaren  Gedanken 
zwist  zu  legen  durch  freundliche  Beziehungen  und  Motiven,  aber  vom  Feuer  christlicher 
der  Reichen  und  Armen  im  Geiste.  Hier  Liebe  und  Humanität  durchwärmt.  System- 
ist es  darauf  abgesehen,  beide  auf  dasselbe  los  in  ihren  Bemühungen,  nebeneinander, 


Oxford  House  Club,  dem  University  Clul 
und  dem  Webb-Institute  für  Knaben  Litteratur 
und  Musik  getrieben,  auch  Vergnügungen 
aller  Art  veranstaltet  werden,  wie  Schau- 
spielaufführungen,  Tauz,  Spiel  und  Ausflüge 
aufs  Land  in  den  Sommermonaten.  Alles 
natürlich  unter  Anregung  und  Ueberwachung 
der  geistlichen  Behörde  und  der  I>aien,  die 
sie  luerin  unterstützen.  Wenn  in  Toynbee 
Hall  Oarlyles  ethische  und  Ruskins ästhetische 
Prineipien  zur  Grundlage  dienen,  so  hier 
die  religiös-sozialen  Ansichten  und  Grund- 
sätze des  christlichen  Sozialismus.  Diese 
Bemühungen,  die  besten  Kulturkräfte  der 
Universität  auf  die  niedersten  sozialeu 
Schichten  einwirken  zu  lassen,  wollen  den 


Niveau  der  Erziehung  zu  stellen  und  durch 
gesellschaftlichen  Verkehr  einander  näher 
zu  bringen.    Noch  ein  anderer  kirchlicher 


untereinander,  hie  und  da  sogar  gegen- 
einander rivalisierend,  bilden  sie  ein  ver- 
worrenes Bild,  in  dem  sich  jedoch  dieselbe 


Versuch,  von  den  Universitäten  ausgehend,  christliche  Menschenliebe  abspiegelt,  ein 
ist  die  Christian  Social  Union  unter  Vorsitz  Weben  und  Streben  am  Webstuhle  der  Zeit, 


des  Bischofs  von  Durham,  frühereu  Profes- 
sors der  Theologie  iu  Cambridge.  Die  Haupt- 
ziele dieser  Verbindimg  sind :  1 )  Bewährung 
der  Autorität  des  christlichen  Gesetzes  im 
sozialen  lieben  und  Wirken ;  2)  gemeinschaft- 
liches Studium  der  sozialen  und  Ökonomisr  hen 
Probleme;  3)  ihre  praktische  I^ösung  mit 
Anerkennimg  Christi  als  Herrn  und  Königs,  [ 
durch  Uelierwindung  der  Selbstsucht  und 
durch  die  Kraft  der  Gerechtigkeit  und  Uel>e. 
In  Oxford  1889  gegründet,  hat  der  Verein 
jezt  Verzweigungen  in  mehreren  Städten 
Englands  und  Nordamerikas,  und  wie  uns 
einer  der  Sekretäre,  Herr  .1.  Carter,  brieflich 
mitteilt,  ist  die  Zahl  der  Mitglieder  in  Eng- 
land ungefähr  41* H),  wovon  Oxford  allein 
902  und  London  1433  angehören.  Aus  einer 
von  ihm  später  erhaltenen  List  of  Members 
entnehmen  wir,  dass  Amerika  und  i'anada 


von  dem  vielleicht  mehr  als  von  manchen 
anderen  Bestrebungen  die  Anbahnung  des 
sozialen  Friedens  zu  erwarten  ist. 

Litteratur:  Awner  den  bereits  genannten  Werken  : 
J.  Maurice,  Life  of  hrtderiek  DenUon  Sinn- 
rire,  i  rnl*.,  >.  Atiß.  IS.S4.  —  Charte*  Kittgttey, 
Iii*  Letter*  and  Metnorie*  of  Am  life,  edilrd  bg 
hi*  trife,  i  vol*,,  1H77.  —  T.  Hughes,  Memnir 
of  V.  Kinrf*leij  al*  Vorwort  xit  de**en  AUon 
lA>rke.  —  J.  .»/.  Ludtow,  Ührütian  .V«-wi7ji*i 
und  »jtjwnent*  (is'ih.  —  M.  Kaufmann, 
Chri*U<tnSociati*m,  JSS-S. — H.v.  Xo*HtS,J)a*Atif- 
»teiijen  de*  Arbeitemtandet  in  Knylnnd,  Jena  /MX». 
I»rjie<jr1h.  AI 


IL 

Die  katholisch-sozialen  Bestrebungen. 

\.  Deutschland,  Bischof  von  Kettder,  litte- 
rarische Bestrebungen  älterer  und  neuester  Zeit. 


932  memhers  aufzuweisen  haben.  Ihr  Haupt- 1 2.  Praktische  Bestrebungen.  3.  Oesterreich, 
orpan  ist  die  Koonomic  Review.  Vierteljahr-  4.  Schweiz.  5.  Frankreich.  6.  Belgien.  7. 
lieh  herausgegeljeti,  nebst  mehreren  Flug-  Holland. 


schriften.  Auch  wurden  Sendboten  in  mehrere 
Bezirke  geschickt,  um  durch  das  lebendige 
Wort  der  christlich  -  sozialen  Theorie  die 
Verbindung  auszubreiten.  Auch  in  Schott- 
land, besonders  unter  Mithilfe  des  verstorbenen 
Glasgower  Professors  Dr.  E.  Caird,  der  als 
bester  Vertreter  von  Kants  Iichren  l)ekannt 
ist,  giebt  es  University  Settlements,  ein 
Toynbee  House  und  eine  »Social  Union« 
nebst  anderen  ähnlichen  Verbindungen.  Die 
mit  dem  Oxforder  College  gleichen  Namens 

Handwörterbuch  der  StwkUwtMeuachmfteu 


1.  Deutschland,  Bischof  von  Ketteier, 
literarische  Bestrebungen  alterer  und 
neuester  Zeit-  Die  Beratung  der  sozialen 
Frage  wurde  schon  im  Jahre  1848  in  das 
Programm  der  ersten  Generalversammlung 
der  deutschen  Katholiken  zu  Mainz  aufge- 
nommen und  bildet  bis  heute  einen  beson- 
deren Gegenstand  der  Verhandlungen  dieser 
Versammlungen.  Namentlich  stand  die  lf». 
Generalversammlung  zu  Frankfurt  a  M.  1803 
infolge  der  Zeitverhältnisse  unter  dem 
Vi.  58 
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Zeichen  der  Arbeiterfrage.  Derselben  wur- 
den drei  eingehende  Kommissionssitzungen 
gewidmet,  während  in  der  dritten  öffent- 
lichen Versammlung  nach  der  Reihe  be- 
kannte katholische  Volksfreunde  zu  diesem 
Thema  sich  äusserten:  Gruscha,  der 
gegenwärtige  Kardinal-Erzbischof  von  Wien, 
sprach  über  den  Gesellcnverein,  Sehor- 
lemer-Alst  Aber  die  Rettung  verwahrloster 
Kinder,  Dr.  Vosen  aus  Köln  über  die  Ar- 
beiterfrage, der  Gewerberats-Sekretär  Nie. 
Schüren  aus  Aachen,  welcher  damals  im 
deutschen  Handwerkerbunde  eine  hervor- 
sagende  Stellung  einnahm,  über  Handwerker- 
korjwationen  und  der  Kapuziner  1'.  Theo- 
dosius  Florentini  über  das  Fabrikweseu 
und  die  damit  zusammenhängenden  Gefahren 
und  Bedürfnisse.  Mit  dieser  Generalver- 
sammlung kam  die  christlich  -  soziale  Be- 
wegung in  Deutschland  gleichzeitig  mit  der 
Lassalleschen  Arbeiterbewegung  in  Fluss. 

Die  Seele  dieser  Bewegung  war  der 
Bischof  von  Ketteier  von  Mainz,  wel- 
cher besonders  durch  seine  Schrift:  »Die 
Arbeiterfrage  und  das  Christentum«  (Mainz 
1863)  in  weiten  Kreisen  aufklärend  wirkte 
und  auch  den  Anstoss  zur  Gründung  der 
ersten  christlich-sozialen  Arbeitervereine  be- 
reits in  den  sechziger  .lahren  gab.  Bischof 
vou  Ketteier  blieb  bis  zu  seinem  Tode  am 
13.  Juli  1877  theoretisch  und  praktisch  auf 
dem  Gebiete  der  Arbeiterfrage  hervorragend 
thätig.  Es  lieschäftigte  ihn  damals  noch  die 
Herausgabe  einer  Schrift,  welche  unter  dem 
Titel:  Kann  ein  katholischer  Arbiter  Mit- 
glied der  sozialistischen  Arbeiteritartei  sein? 
erscheinen  sollte.  Es  war  dem  verdienten 
Bischof  zwar  nicht  mehr  möglich,  diese 
Schrift  auszuarbeiten.  Aber  die  Bruch- 
stücke, welche  neuestens  sein  Biograph 
Otto  Pfülf  (Bischof  vou  Ketteier,  3  Bde., 
Mainz  1809)  aus  dem  noch  ganz  unfertigen 
Entwurf  mitgeteilt  hat,  sind  immerhin  wert- 
voll zur  Beurteilung  der  Sozialpolitik  des 
Bahnbrechers  der  katholisch -sozialen  Be- 
strebungen in  Deutschland.  Zunächst  sind 
diese  Mitteilungen  wertvoll  zur  Kennzeich- 
nung des  Standpunktes,  den  Ketteier  der 
Sozialdemokratie  gegenüber  einnahm.  Be- 
kanntlieh stand  Bischof  von  Ketteier  dem 
anfänglichen  Auftreten  I^ss^lles  nicht  un- 
bedingt ablehnend  gegenüber^  weil  er  den 
berechtigten  Kern  der  damaligen  Arbeiter- 
bewegung nicht  verkannte.  Er  selbst  suchte 
anfänglich,  wenn  auch  anonym  und  durch 
eine  Mittelsperson  (wahrscheinlich  durch 
Aime  Hubor),  mit  Lassalle  Fühlung  zu  neh- 
men betreffs  Beteiligung  der  Arbeiter  am 
Reingewinn  durch  Teilhaberschaft.  Auch 
glaubte  er  den  katholischen  Arbeitern  den 
Beitritt  zu  dem  Allgemeinen  deutschen  Ar- 
beiterverein Lassalles  nicht  unbedingt  ver- 
wehren  zu  dürfen.     Dennoch  überzeugte 


sich  von  Ketteier  mit  dem  Fortschritt  der 
sozialdemokratischen  Bewegimg  immer  mehr 
von  deren  Gefahr,  namentlich  seitdem  die 
MarxscheRichtungdieLassalleache  vollständig 
verdrängt  hatte.  Es  ist  interessant,  wie  er  die 
noch  projektierte  Schrift  über  die  Frage,  ob  ein 
katholischer  Arbeiter  Mitglied  der  sozialisti- 
schen Arbeiterpartei  sein  könne,  motiviert. 
Er  schreibt:  »Ich  fühle  mich  um  so  mehr 
zu  ihrer  Besprechung  aufgefordert  und  fast 
verpflichtet,  weil  seit  meiner  ersten  ver- 
wandten Schrift  »»Die  Arbeiterfrage  und 
das  Christentum'»  die  Arbeiterfrage  eine 
vielfach  andere  geworden  ist.  Durch  die 
Verschmelzung  der  beiden  damals  bestehen- 
den Parteien  der  deutschen  Arbeiter  in 
Gotha  am  25.  Mai  187")  unter  dem  Namen 
der  »»Sozialistischen  Arbeiterpartei««  und 
auf  Grund  eines  einheitlichen  Programms, 
haben  die  früheren  Verbindungen  nicht  nur 
an  innerer  Kraft  und  Einheit  zugenommen, 
sondern  auch  ihren  Charakter  vielfach  wesent- 
lich verändert.  Aus  einer  Bewegung,  welche 
vorwiegend  Deutschland  im  Auge  hatte  und 
national  war,  ist  eine  entstanden,  welche 
sich  auf  die  Arbeiter  aller  Länder  erstreckt 
und  international  ist;  aus  einer  Bewegung, 
welche  hauptsächlich  eine  Reihe  praktischer 
Fordeningen  für  die  Verbesserung  des  Ar- 
toitorstandes  im  Auge  hatte,  ist  eine  ent- 
standen, welche  als  Hauptziel  eine  Umge- 
staltung aller  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
bezüglich  des  Erwerbes  und  der  Verteilung 
der  Güter  dieser  Welt,  die  sogenannte  » -'So- 
zialistische Gesellschaft«:»  anstrebt,  wahrend 
die  praktischen  Ziele  fast  ganz  in  den 
Hintergrund  treten.  Was  ich  daher  in  je- 
ner Schrift  sagte,  reicht  zur  Beurteilung  der 
jetzigen  Zustände  nicht  aus,  und  es  wäre 
sogar  falsch,  wenn  man  alles  damals  Ge- 
sagte ohne  weiteres  auf  diese  anwenden 
wollte«  (vgl.  Pfülf,  Ketteier  III.  294). 

Auch  in  anderer  Beziehung  ist  das  er- 
wähnte Fragment  von  Interesse.  Unter  dem 
Eindrucke  des  Auftretens  Lassalles  hatte 
Bischof  von  Kettcler  sich  nicht  wenig  für 
Produktivassoeiatioiien  begeistert.  Wie  er 
das  sogenannte  eherne  Lohngesetz  als  Grund 
für  die  Thatsachc  betrachtete,  dass  die  Ar- 
beiter unter  dem  freien  Walten  des  Gesetzes 
von  Angebot  und  Nachfrage  im  allgemeinen 
auf  das  unter  den  jeweiligen  Verhältnissen 
zum  Leiten  Notwendige  beschränkt  blieben, 
so  sah  er  andererseits  in  dem  Vorschlag 
der  Produktivassociation  das  Mittel,  dem 
Arbeiter  über  den  Arbeitslohn  hinaus  eiuen 
entsprechenden  Anteil  am  Reingewinn  zu 
verschaffen.  Allerdings  hat  sich  Ketteier 
in  Bezug  auf  die  Produktivassociation  keines- 
wegs unbediugt  an  Lassalle  angeschlossen. 
Insbesondere  verwarf  er  den  von  Lassalle 
geforderten  Staatskredit  als  mit  der  Ge- 
rechtigkeit unvereinbar,  wenn  er  auch  nicht 
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jede  Staatsnnterstützung  abwieß.  Er  dachte ' 
Oberhaupt  mehr  an  Partner-  oder  Teilhaber-  ; 
schaft  und  wollte  diese  zunächst  im  kleinen 
mit  Mitteln  der  christlichen  Liebe  verwirk-  | 
liehen.  Allein  die  entgegenstehenden  Schwie- 
rigkeiten und  reichliche  Erfahrungen  über- 
zeugten den  Bischof  bald,  dass  auf  diese 
Weise  ein  durchschlagender  Erfolg  für  den 
gesamten  Arbeiterstand  nicht  zu  erzielen 
sei.  Das  lenkte  seine  Aufmerksamkeit  immer 
mehr  auf  eine  allgemeine  Organisation  der 
Arbeiter,  welche  die  erste  Forderung  seines 
sozialpolitischen  Programms  wurde.  Schon 
seit  1805  fasste  von  Ketteier,  wie  Pfülf 
(Ketteier  II.  202  ff.)  aus  dessen  nachge- 
lassenen Papieren  zeigt,  die  Reorganisation 
aller  Berufsstande,  insbesondere  des  Arbeiter- 
standes ins  Auge.  Als  Grundlage  der  Or- 
ganisation des  Arbeiterstandes  tx-zeichnete 
er  schon  um  diese  Zeit  die  Gewerk- 
schaft, ehe  sonst  in  Deutschland  noch 
kaum  jemand  daran  dachte.  Und  zwar  war 
es  die  allgemeine  gewerkschaftliche  Organi- 
sation unter  staatlich  anerkannten  Kreis- 
verMnden,  Welche  er  schon  damals  erwog. 
Ausführlicher  kommt  er  auf  denselben 
Gegenstand  zurück  in  der  Skizze  zu  der 
Schrift,  welche  ihn  noch  bei  seinem  Tode 
beschäftigte  (vgl.  Pfülf.  Ketteier  III.  299  ff.). 
I'eber  die  Produktivgenossenschaften  urteilt 
er  hier  also:  »Die  sogenannten  Produk-! 
tivgenossenschaf ten  und  Partner- 
Genossenschaften  haben  als  einzelne 
Unternehmungen,  die  Lage  der  Arbeiter  zu  ver- 
wässern und  ihnen  nicht  nur  Lohn,  sondern 
Geschäftsanteil  zuzuwenden ,  ihren  Wert. 
Die  Erfolge  (waren)  leider  bisher  nur  ge- 
ring. Aber  selbst  wenn  die  Erfolge  liesscr 
wären,  so  würden  sie  nur  einem  kleinen 
Teil  der  Arbeiter  helfen  können.«.  Aehnlich 
urteilt  er  über  die  sonst  von  ihm  geschützten 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften, 
indem  er  schreibt:  »Die  sogenannten 
Schulze-Delitzsch  -  Vereine  haben 
neben  aller  Gefahr  auch  ihren  Nutzen,  aber 
soviel  steht  schon  jetzt  fest,  dass  sie  in 
keiner  Weise  im  stände  sind,  die  Gesamt- 
lage des  ArbeiterBtandes  wesentlich  zu 
bessern.«  Dazu  schienen  ihm  aber  die  Ge- 
werkschaften vornehmlich  geeignet,  über 
welche  er  sagt:  »In  den  Gewerkschaf- 
ten liegt  dagegen  wirklich  ein  Kern,  der 
wenigstens  den  Weg  zeigt,  auf  dem  eine 
allgemeine  Organisation  erstrebt  werden 
könnte.  Ob  es  möglich  ist,  sie  in  wahre 
Wirtschaftsgenossenschaften  zu  verwandeln 
und  sie  ihres  politisch-revolutionären  | nicht 
ganz  leserlichj  Charakters  zu  entledigen, 
steht  dahin.  Eine  bleibende  in  ihnen  liegende 
Wahrheit  ist  es  aber,  dass  eine  Organisation 
des  Arbeiterstandes  sich  ansclüiessen  muss 
au  die  Verschiedenheit  ihrer  Beschäftigungen. 
Im  gegebenen  Falle,  dass  die  alten  Grenzen 


gefallen,  und  jetzt  dafür  ueuc  [sich  gebildet 
hätten],  so  würde  genügen,  wenn  jeder  Ar- 
beiter verpflichtet  wäre,  sich  einem  Ge- 
werke  anzuschliessen,  das  in  seine  Arbeit 
eingreift*  Bischof  von  Ketteier  denkt  allem 
Anscheine  nach  an  obligatorische  Industrie- 
verbände mit  öffentlich  rechtlicher  Geltung, 
nicht  aber  an  staatliche  Zwangsanstalten; 
denn  er  notiert  ausdrücklich  unter  den  Be- 
denken gegen  solche  Gewerkschaften:  -Ein 
Betlenken,  dass  sie  einen  sozialistischen  Bei- 
geschmack haben.  Ein  anderes,  wenn  sie 
als  allgemeine  Staatspflicht  angesehen  wür- 
den'. Er  fordert,  dass  sie  Selbstverwaltung 
und  Kontrolle  im  rechten  Verhältnis  ver- 
binden 4.  Auch  auf  die  Kreisverbände,  welche 
nach  Art  der  englischen  Trade  Councils  alle 
Gewerke  zusammen  umfassen  sollen,  kommt 
von  Ketteier  wieder  zu  sprechen.  Er  sieht 
in  der  lokalen  Bescliränkung  der  Organi- 
sation auf  den  Kreis  ein  Gegengewicht  gegen 
politisch-revolutionäre  Bestrebungen  der  Ge- 
werkschaften. Doch  genug  über  den  un- 
fertigen und  teilweise  nicht  genau  zu  ent- 
ziffernden Entwurf.  Das  Gesagte  soll  nur 
zeigen,  wie  eingehend  Bischof  von  Ketteier 
sich  bereits  mit  der  Organisationsfrage  be- 
schäftigt hat. 

Neben  von  Ketteier  war  in  der  ersten 
Zeit  ausser  dem  Mainzer  Domkapitular  Mou- 
fang  liesonders  Nie.  Schüren  auf  dem 
Gebiete  der  sozialen  Frage  praktisch  und 
litterarisch  thätig.  Derselbe  veröffentlichte 
bereite  im  Juni  1800  eine  Schrift:  Zur  Lö- 
sung der  sozialen  Frage  (Aachen  1800).  Auch 
gab  er  den  Hauptanlass  zur  Gründung  der 
»Christlich-sozialen  Blätter  ,  welche  1808 
bis  1898  erschienen.  Zu  den  ältesten  ka- 
tholischen Schriften  über  die  soziale  Frage 
gehört  auch  die  Schrift  des  Gyinnasial- 
Oberlelirers  Theodor  Stumpf:  Die  so- 
ziale Frage  in  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart (Bonn  18G8).  Um  diese  Zeit  trat  auch 
der  mit  Bischof  von  Kcttelcr  bekannte 
Lujo  Brentano  anonym  mit  seiner  ersten 
schriftstellerischen  Leistung  hervor:  Das 
Industrial  -  Partnership  -  System  (Augsburg 
1808),  worüber  Bischof  von  Kettcler  ihm 
brieflich  seine  Freude  aussprach,  während 
Brentano  den  Bischof  von  London  aus  durch 
Brief  vom  7.  November  1808  zu  praktischen 
Versuchen  solcher  Art  aufforderte  (Pfülf  II. 
190  und  430).  In  deniselten  Jahre  über- 
reichte der  nachmals  konvenierte  Dr.  Her- 
mann Roesler,  Professor  der  Staats- 
wissenschaften in  Rostock,  dem  Bischof  seine 
Schrift:  Ueber  die  Orundlehren  der  von 
Adam  Smith  begründeten  Volkswirtschafts- 
theorie (Pfülf  II.  431  ff.). 

Aus  diesen  ersten  Anfängen  katholisch- 
sozialer Litteratur  ist  ein  ansehnlicher  Litte- 
raturzweig  erwachsen,  aus  dem  wir  nur 
einige  neuere  Werke  besonders  erwähnen. 

53» 
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Ratzinger  gab  in  neuer  Bearbeitung  her- 
aus: Die  Volkswirtschaft  in  ihren  sittlichen 
Grundlagen  (2.  Aufl.  Freibmg  189G).  Hitze 
veröffentlichte  die  bisher  als  Manuskript 
gedruckte  kleine,  aber  reichhaltige  Schrift: 
Die  Arbeiterfrage  uud  die  Bostrebiuigon  zu 
ihrer  Lösung.  Nebst  Anlage :  Die  Arbeiter- 
frage im  Lichte  der  Statistik  (Berlin  1899). 
Heinrich  Pesch  S.  J.  vollendete  die  zu 
dem  Sammelwerke :  »Die  soziale  Frage  be- 
leuchtet durch  die  Stimmen  aus  Maria- 
Laach«  gehörende  umfassende  Sclirift :  Libe- 
ralismus, Sozialismus  und  christliche  Ge- 
sellschaftsordnung (Freibnrg  1900).  Der- 
selbe veröffentlichte  in  neuer  Bearbeitung 
das  frfihcr  anonym  herausgegebene  Buch: 
Die  soziale  Befähigung  der  Kirche  (Berlin 
1899).  Von  jüngeren  katholischen  Sozial- 
politikern bethätigte  sich  litterarisch  beson- 
ders Franz  Walter  durch  die  Schriften: 
Das  Eigentum  nach  der  Lehre  des  heiligen 
Thomas  von  Aojiin  und  der  Sozialismus 
(Freiburg  1895),  Sozialpolitik  und  Moral 
(Freiburg  1899),  Die  Propheten  in  ihrem  so- 
zialen Beruf  und  das  Wirtschaftsleben  ihrer 
Zeit  (Freiburg  1900).  Erwähnt  seien  noch: 
Schaub,  die  Eigentunislehre  nach  Thomas 
von  Arilin  und  dem  modernen  Sozialismus 
(Freiburg  189S),  Weber.  Evangelium  und 
Arbeit  (Freiburg  1898);  Winterstein, 
Die  christliche  I>ehre  vom  Erdengut  (Mainz 
1898).  Das  Staatslexikon  der  Görres- 
gesollsohaft  erscheint  seit  1900  in  zweiter 
Auflage  unter  der  Redaktion  von  Julius 
Bachem. 

2.  Praktische  Bestrebungen.  Der 

Volksverein  fflr  das  katholische 
Deutschland,  Katholische  Arbei- 
tervereine und  Christliehe  Ge- 
wer k  v  e  r  e  i  n  e.  Die  parlamentarische  Ver- 
tretung des  sozialpolitischen  Programms,  wel- 
ches Bischof  von  Ketteier  in  der  Schrift : 
Die  Katholiken  im  Deutschen  Reiche  (Mainz 
1873)  aufstellte,  hat  die  Centrnmsfmktiou 
des  deutschen  Reichstages  seit  dem  Todes- 
jahre von  Kettelers  1S77  aufgenommen  und 
lieharrlich  weitergeführt,  während  die 
Förderung  der  praktischen  Sozialreform  haupt- 
sächlich von  dem  1891  auf  besondere  An- 
legung Windthorsls  gegründeten  ^Volks- 
verein  fflr  das  katholische  Deutsch- 
land* in  die  Hand  genommen  wurde.  Der 
Volksverein,  welcher  Endo  1900  über  ISoOimj 
Mitglieder  in  allen  Teilen  des  Deutschen 
Reiches  zählte,  verfolgt  neben  der  Abwehr 
der  extremen  Bestrebungen  der  Sozialdemo- 
kratie besonders  die  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen und  gesellschaftlichen  Lage  der 
einzelnen  Berufsstände,  des  Arbeiter-,  Hand- 
werker-, Bauern-  und  Kaufmannsstandes. 
Zu  diesem  Zwecke  sucht  er  zunächst  durch 
Versammlungen  und  Flugschriften  aufklärend 
und  anregend  zu  wirken.     Ungefähr  600O 


grössere  oder  kleinere  Volksversammlungen 
wurdon  bisher  in  den  verschiedensten 
Teilen  des  Deutschen  Reiches  abgehalten  und 
27 Vs  Million  Druckschriften  verbreitet.  Die 
Vereinssclirift  »Der  Volksveroin«  geht  jähr- 
lich achtmal  den  Mitgliedern  zu,  während 
eine  »Sozial -Korrespondenz*  in  der  Regel 
wöchontlich  an  250  katholische  Zeitungen 
versandt  wird.  Bei  der  Centralstelle  zu  M.- 
Gladbach  besteht  eine  sozialwissenschaft- 
liche Bibliothek  von  3500  Nummern,  welche 
von  den  Mitgliedern  des  Volksvereins  un- 
entgeltlich benutzt  werden  kann.  Im  Jahre 
1899  wurden  2934  Nummern  entliehen. 
Die  Centralstelle  eröffnete  eine  Sammlung 
zwaugsloser  Hefte  unter  dem  Titel  »Soziale 
Tagesfragen«,  von  welchen  bis  jetzt  er- 
schienen sind :  Heft  1 :  Volksbildungsbe- 
strebungen  von  Dr.  Aug.  Pieper,  1899.  Heft 
2  und  3:  Bedeutung  und  Organisation  der 
Arbeitskammern,  1899.  Heft  4:  Soziale 
Konferenzen  unter  dem  Klerus,  1899.  Heft 
5:  Die  Handwerker-Innungen  und  Genossen- 
schaften, 1899.  Heft  H  und  .7 :  Die  Inva- 
liden vereicherung,  1900.  Heft  8—11:  Die 
Thätigkeit  der  Gemeinden  auf  sozialem  Ge- 
biete. Heft  12  und  13:  Die  wichtigsten 
Agrarfragen.  Heft  14  und  15:  Mässigkeits- 
bestrebungen.  Heft  16 — 18:  Die  praktische 
Ausgestaltung  der  Handwerker-Innungen  und 
-Genossenschaften,  1901.  Diese  Broschüren 
wurden  in  12000  Exemplaren  verbreitet. 
Heft  4  wurde  an  15 (»00  Geistliche  kosten- 
lös versandt.  Der  Volksverein  liat  sich 
neben  der  Unterstützung  der  katholischen 
Arbeitervereine  besonderes  Verdienst  um  die 
Entwickelung  der  Fachorganisation  erworl>en. 
Ebenso  fördert  er  die  Handwerker-Innungen 
und  -Genossenschaften.  In  Württemberg 
wurde  ein  eigener  Handwerkeranwalt  be- 
stellt und  ein  Schwäbischer  Handwerker- 
hund gegründet,  der  Ende  1899  schon  4000 
Mitglieder  zählte.  Auch  wurde  in  Württem- 
lherg.  wo  kein  christlicher  Bauern  verein 
existiert,  ein  Bauernanwalt  des  Volksvereins 
angestellt,  welcher  einen  Verband  ländlicher 
Genossenschaften  gründete,  der  Ende  189S 
bereits  25  Genossenschaften  zählte.  Beson- 
ders hat  der  Volksverein  sich  auch  um  die 
Errichtung  und  Unterstützung  von  Volks- 
bnreaus  verdient  gemacht,  deren  bis  jetzt 
25  bestehen.  Ausserdem  hat  er  eine  so- 
ziale Auskunftsstelle  in  M.-Gladbach  er- 
richtet für  Orte,  in  deren  Nähe  kein  Volks- 
bureau  besteht.  Im  Jnlirc  1899  wurden  278 
ausführliche  schriftliche  Auskünfte  erteilt. 
Die  Centralstelle  des  Volksvereins  hat  unter 
dem  Genoralsekretär  Dr.  August  Pieper 
ihre  Kräfte  nicht  nur  dem  Ausbau  der  ka- 
tholischen Arbeitervereine,  der  Arbeiter-  und 
Handwerkerorganisation  und  der  Verbreitung 
der  Arbeiterpresse  gewidmet,  sondern  auch 
die  Förderung  der  Slässigkeitsbestrebungen, 


Digitized  by  Google 


Sozial-konservative  Bestrebungen  (Katholisch-soziale)  837 


die  Organisation  der  Charitas  sowie  die 
VolkBbüdimgsbestrebnngen  durch  Einrich- 
tung von  öffentlichen  Bibliotheken  und  Lese- 
hallen sich  angelegen  sein  lassen. 

Von  Seiten  des  Volksvoreins  wurden 
auch  seit  1802  fast  jährlich  praktisch-soziale 
Kurse  unter  der  Leitung  des  Professors  Dr. 
Hitze  abgehalten,  welche  sich  einer  stets 
steigenden  Frequenz  erfreuten.  Der  erste 
dieser  Kurse  fand  1892  in  M.-Gladbach  statt 
und  zählte  582  Teilnehmer,  die  folgenden 
1893  in  Bamberg  und  Noisse  mit  784  bezw. 
548,  1894  in  Freiburg  i.  B.  mit  732,  1895 
in  Dortmund  mit  999,  1896  in  Schwäbiseh- 
Oinünd  mit  ca.  1300  und  1808  in  Strass- 
burg  mit  1750  Teilnehmern.  Geistliche  und 
Laien,  namentlich  junge  Akademiker  aus 
allen  Berufen,  vielfach  auch  Männer  des 
praktischen  Erwerbslebens.  Landwirte,  Kauf- 
lcnte,  Handwerker  und  Arbeiter,  liaben  als 
Teilnehmer  an  diesen  sozialen  Kursen  An- 
regung und  Belehrung  geschöpft.  Von  her- 
vorragend praktischer  Bedeutung  war  der 
jüngste  Kursus,  welcher  vom  8.  bis  12.  Ok- 
tober 1900  zu  Cölu  stattfand,  wo  je  ein  Tag 
den  praktischen  Fragen  des  Handwerks  und 
der  Landwirtschaft  eigens  gewidmet  war 
(vgl.  Soziale  Praxis  X.  1.  vom  4.  Oktober 
1900). 

Auf  das  katholisch-soziale  Vereinswesen 
wollen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  näher 
eingehen.  Nur  der  katholischen  Arbeiterver- 
eine und  ihres  Verhältnisses  zu  den  clirist- 
lichcn  Gowerkvereinen  sei  kurz  gedacht. 
Immer  mehr  ist  in  den  katholischen  Ar- 
beitervereinen wie  auch  in  den  Gesellenvor- 
einen  das  Bestreben  nach  fachgenossenschaft- 
lichem Zusammensehluss  hervorgetreten.  Das 
führte  zunächst  zu  Fachabteihmgen  inner- 
halb der  Vereine  und  weiter  zur  Vereini- 
gung der  einzelneu  Fachabteil imgen  zu  grös- 
seren Verbänden.  Aber  auch  darüber  ist 
man  hinausgegangen  durch  Gründung  von 
christlichen  Gewerkvereinen,  welche  mit  den 
katholischen  Arbeitervereinen  nur  noch  in 
loser  Verbindung  stellen,  sofern  dio  katho- 
lischen Mitglieder  derselben  vielfach  auch 
Mitglieder  der  katholischen  Arbeitervereine 
sind. 

Die  Christlichen  Gewerkver- 
vereiue  sind  ausgesprochen  interkon- 
fessionell und  haben  in  ihren  Vorständen 
eine  entsprechende  Zalü  von  katholischen 
und  evangelischen  Mitgliedern.  Dennoch 
sind  es,  mit  Ausnahme  des  Gewerkvereins 
der  Zicgler  in  Iippe,  vorwiegend  katholische 
Gründungen  und  zählen  auch,  etwa  mit 
Ausnahrae  des  Bergarbeiterverbandes  des 
Siegerlandes,  welcher  5000  evangelische  Mit- 
glieder hat,  überwiegend  katholische  Mit- 
glieder. Die  christlichen  Gcwerkveroine 
sind  rasch  aufgeblüht.  Der  älteste  derselben, 
der  Gewerk verein  cliristlicher  Bergarbeiter 


Deutschlands  mit  dem  Sitz  in  Altencssen, 
wurde  1S94  gegründet.  Ende  1899  bestan- 
den bereits  40  christliche  Gewerkvereine 
mit  152615  Mitgliedern,  von  welchen  fol- 
gende die  bedeutendsten  sind  :  der  Verband 
deutscher  Eisenbahnhandwerker  mit  dem 
Sitz  in  Trier  und  24  628  Mitgliedern,  der 
Gewerkverein  christlicher  Bergarbeiter 
Deutschlands  in  Altenessen  mit  24000  Mit- 
gliedern, der  bayerische  Eisenbahnerverband 
mit  dem  Sitz  in  München  und  17  500  Mit- 
gliedern, der  niederrheinische  Verband  christ- 
licher Textilarbeiter  mit  dem  Sitz  in  Kre- 
feld und  8500  Mitgliedern,  der  Geworkvor- 
ein  christlicher  Berg-,  Eisen-  und  Metall- 
arbeiter mit  dem  Sitz  in  Eiferfeld  a.  d.  Sieg 
mit  8000  und  der  christlich-soziale  Textil- 
arbeiterverband für  M.-Gladbach  und  Um- 
gegend mit  5000  Mitgliedern.  Die  christ- 
lichen Gcwerkveroine  sind  jedoch  neuestens 
an  massgebender  Stelle  Bedenken  begegnet. 
Ueber  den  Gewerkvereinen  verlor  sich  viel- 
fach das  Interesse  für  die  katholischen  Ar- 
beitervereine, denen  vor  allem  die  religiös-sitt- 
liche Pflege  der  katholischen  Arbeiterschaft 
obliegt.  Auch  machten  sich  innerhalb  der 
christlichen  Gewerkvereine,  namentlich  auf 
dem  zweiten  Delegiertentage  zu  Frankfurt 
a.  M.  1900,  Bestret  mngen  geltend,  welche 
deu  ausgesprochen  christlichen  Charakter 
derselben  in  Frage  zu  stellen  schienen.  Das 
hat  die  in  Fulda  versammelten  preussisehen 
Bischöfe  veranlasst,  unter  dem  22.  August 
1900  ein  Hirtensehreiben  an  den  Klerus  zu 
erlassen,  welches  im  Anschluss  an  das 
Hirtensehreiben  des  preussisehen  Episkopats 
vom  23.  August  1890  und  die  päpstliche 
Eneyklika  Berum  novarum  von  1891  den 
Klerus  zur  ungeschmälerten  Förderung  der 
katholischen  Arbeitervereine  ermalmt  und 
eine  innigere  Verbindung  der  Fachorganisa- 
tionen  mit  den  Arbeitervereinen  befürwortet. 
Es  heisst  in  dem  Hirtensehreiben :  >ln  der 
Entwickelung  der  katholischen  Arbeiterver- 
eine hat  sich,  wie  überall  in  der  ar- 
beitenden Klasse,  das  Bedürfnis  zur  Bildung 
von  Fachabteilungen  geltend  gemacht. 
In  ihnen  schliessen  sich  die  Arbeiter  des- 
selben Berufes  zusammen,  um  ihre  besonderen 
Interessen  zu  schützen  und  zu  verfolgen. 
Sie  wollen  durch  geeignete  Veranstaltungen 
die  Fachbildung  fördern  und  die  ihnen  ge- 
meinsamen fachberuflichen  Angelegenheiten 
beraten.  Sie  stellen  daher  innerlialb  des 
Vereins  eine  gewerkschaftliche  Genossen- 
schaft dar,  unter  deren  besonderen  Bestre- 
bungen indes  die  gemeinsamen  Vercins- 
interessen  nicht  leiden  müssen  und  die  des- 
halb ihre  Zugehörigkeit  zu  dem  Vereine 
durchaus  nicht  aufzugeben  brauchen.  Wir 
billigen  diesen  Zug  der  heutigen  Arbeiter- 
bewegung vollkommen  und  halten  diese 
Bestrebungen  für  ganz  gerechtfertigt  und 


■ 


Digitized  by  Google 


83$ 


Sozial-konservative  Bestrebungen  (Katholisch-soziale) 


den  Interessen  des  Arbeilerstandes  entspre- 
chend. Mögen  diese  Genossenschaften  über- 
all sich  bilden,  wo  die  Verhältnisse  es  als 
zweckmässig  erseheinen  lassen,  und  mögen 
sie  von  euch,  ehrwürdige  Mitbrüder,  eifrig 
unterstützt  werden.  Kann  es  doch  nur 
wünschenswert  sein,  wenn  diese  Fachabtei- 
lungen innerlialb  der  Vereine  sich  kräftig 
entwickeln,  um  eine  starkes  Gegengewicht 
gegen  jene  gewerkschaftlichen  Vereine  zu 
bilden,  dio  unter  antichristlicher  Leitung 
stehen,  und  um  die  Arbeiterbewegung  durch 
das  Gewicht  gesunder  Principien  vor  einem 
Hinabgleiten  auf  verliängnisvolle  Bahnen  zu 
bewahren.  Wir  bitten  daher  die  Leiter  der 
Arbeitervereine,  auf  diese  wichtige  Ange- 
legenheit ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zu 
richten  und  tüchtige  Vereiusuaitglieder  für 
die  Leitung  dieser  Fachabteilungen  auszu- 
wählen. Freilich  erwaclisen  dadurch  den 
Vereinsleitern  neue  Mühe  und  neue  Ver- 
antwortlichkeit ;  aber  sie  werden  die  Vereine 
dadurch  vor  grossen  Gefahren  schützen  und 
ihre  soziale  Bedeutung  und  Wirksamkeit 
wesentlich  heben  und  kräftigen.  Die  Fach- 
abteilungen in  den  Arbeitervereinen  werden 
in  ihrer  allgemeinen  Verbreitung  zugleich 
den  Beweis  liefern,  dass  es  keiner  religiös- 
neutralen Neuschöpfungen  bedarf,  um  die 
materiellen  Interessen  der  christlichen  Ar- 
beiterschaft zu  verteidigen  und  zu  fönlern, 
sondern  dass  die  katholischen  Arbeitervereine 
befähigt  und  stark  genug  sind,  neben  der 
geistigen  Wohlfahrt  auch  die  materiellen 
Standesinteressen  ihrer  Mitglieder  zu  ver- 
treten.»; 

Dieses  Hirtenschreibcu,  wenngleich  nur  an 
deuKlerus  gerichtet,  hat  anfangs  in  deuKrcisen 
der  christlichen  Gewerkvereine  nicht  geringe 
Beunruhigung  hervorgerufen,  namentlich  seit- 
dem der  Erzbischof  von  Freiburg  i.  B.,  dem 
dio  Hohen  zollern  sehen  Priester  unterstehen, 
in  dem  Begleitschreiben  an  den  Klerus  die 
Führer  der  christlichen  Gewerkvereine  auf 
Grund  missverständlicher  Berichte  sozial- 
demokratischer Blätter  über  die  berührten  Ver- 
handlungen des  Delegiertentages  zu  Frankfurt 
sozialdemokratischer  Tendenzen  geziehen.  Da- 
rauf haben  die  katholischen  Mitglieder  des 
Centraivorstandes  des  Gewerkvereins  christ- 
licher Bergarbeiter  Deutschlands  eine  öffent- 
liche Erklärung  abgegeben,  in  welcher  es 
heisst:  »Diesen  Ausführungen  gegenüber 
betonen  wir  als  Vertreter  des  Ge  werk  Vereins 
cliristlicher  Bergarbeiter  Deutsclilands  und 
zugleich,  wie  wir  glauben,  im  Einklang  mit 
allen  anderen  christlich-gewerkschaftlichen 
Organisationen,  dass  wir  nach  wie  vor  in 
der  Behandlung  der  wirtschaftlichen  Fragen 
unseres  Standes  auf  den  christlichen  Grund- 
sätzen zu  fussen  gewillt  sind,  dass  wir  nie- 
mals einer  Lösung  der  vorgenannten  Fragen 
zustimmen  werden,  welche  gegen  die  christ- 


lichen Gesetze  der  Gerechtigkeit  und  der 
Moral  verstösst« 

Eine  ähnliche  Erklärung  beschloss  der  , 
Ausschuss  des  Gesamtverbandes  der  christ- 
lichen Gewerkvereine  Deutschlands  in  einer 
am  8.  November  1900  zu  Köln  abgehalteneu 
Sitzung,  nachdem  der  Erzbischof  von  Frei- 
burg seinerseits  bereits  beruhigende  Er- 
klärungen über  den  erwähnten  Erlass  ge- 
geben hatte. 

3.  Oesterreich.  Schon  gleichzeitig  mit 
Bischof  von  Ketteier  beschäftigte  sich  in 
Oesterreich  mit  der  sozialen  Frage  vom 
katholischen  Standpunkte  Dr.  Mi  sc  hier, 
Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Uni- 
versität Prag.  Der  k.  k.  Ministerialrat, 
Ritter  B.  von  Meyer  veröffentlichte  1868 
in  den  »Katholischen  Stimmen  aus  Oester- 
reich« eine  beachtenswerte  Broschüre:  Die 
soziale  Gefahr  der  Arbeiterfrage  und  die 
Möglichkeit  deren  Abwendung.  Am  nach- 
haltigsten hat  in  Oesterreich  Freiherr  Karl 
v  o  n  *  V  o  g  e  1  s  a  n  g  für  die  christliche  Sozial- 
reform gewirkt,  sowohl  in  dem  von  ihm 
redigierten  Wiener  »Vaterland«,  als  auch 
besonders  durch  die  von  ihm  begründete 
und  von  ihm  bis  zu  seinem  Tode  1890  her- 
ausgegebene »Monatsschrift  für  christliche 
Sozialreform«.  Nach  Vogelsangs  Tode  über- 
nahm die  Retlaktion  der  Monatsschrift  Wil- 
helm Freiherr  von  Berger,  dann  der  durch 
seine  Schrift  »Der  Klerus  und  die  soziale 
Frage«  (Innsbruck  1884)  bekannte  christlich- 
soziale Abgeordnete  Professor  Scheicher 
in  St.  Pölten:  1897  ging  die  Redaktion  an 
Vogelsangs  Tochter,  Maria  von  Vogel- 
sang, über,  welche  den  Sitz  der  Redaktion 
1899  nach  Freibung  i.  d.  Schweiz  verlegte. 
Vogelsang,  welcher  auf  dem  Standpunkte 
der  Unerlaubtheit  des  Dahrlehnszinses  stand 
und  die  alte  Zinspraxis  der  Kirche  für  eines 
der  wichtigsten  Heilmittel  gegen  die  modernen 
sozialen  Uebelstände  ansah,  fand  engere 
Auliänger  ausser  in  seiner  erwähnten  Tochter 
in  W.  Klopp,  dem  Herausgeber  von  Vogel- 
sangs sozialen  Schriften  (Die  sozialen  Lehren 
des  Freiherrn  Karl  von  \  ogelsang,  St.  Pölten 
1894),  Franz  Graf  von  Kuefstein  (Die 
Gruudzügo  der  bedeutendsten  politischen 
Parteien  und  deren  Entwicklung,  Graz  1880 ; 
Der  wirtschaftliche  Wort,  in  Theorie  und 
Praxis,  Wien  1885)  und  Karl  Schcimpf- 
lug  (Das  Recht  der  Arl>eit.  Wien  1888; 
Der  Wucher  im  Geldwesen  und  Geldvcrkehr, 
Wien  1892).  Auf  einem  mehr  den  Bedürf- 
nissen der  praktischen  Reform  angepassten 
Staudpunkte  steht  Professor  Fra  n  z  Schind- 
ler in  Wien,  welcher  nach  Vogelsangs  Tode 
die  Leitung  der  von  diesem  ins  Ijeben  ge- 
rufenen sozialen  Konferenzen  in  Wien  über- 
nahm, vielfach  auf  Katholikenvcrsammlungen 
wirkte  und  an  der  Spitze  der  sozialwissen- 
schaftlichen Sektion  der  1892  nach  dem 
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Vorbilde  der  deutschen  Görresgesellschaft 
gegründeten  Leogesellschaft  steht.  Aus 
dem  Kreise  der  genannten  sozialeu  Konfe- 
renzen ging  eine  Keihe  von  Sozialpolitikern 
der  österreichischen  christlich-sozialen  Partei 
hervor,  unter  denen  neben  dem  jetzigen 
Bürgermeister  von  Wien,  Karl  Lueger, 
insbesondere  Prinz  Alois  von  Lichten- 
stein  (Ueber  Interessenvertretung  im  Staate 
mit  besonderer  Beziehung  auf  Oesterreich. 
Wien  1875),  Albert  Gessmann  und 
Richard  Weisskirchner  (Das  Kartell- 
wesen vom  Standpunkte  der  christlichen 
Wirtschaftsauffassung  und  Die  Armenpflege 
einer  Grossstadt,  beide  Wien  1896)  zu  nennen 
sind. 

Auf  litterarischem  Gebiete  bethätigten 
sich  weiter:  J.  Albertus  (Freiherr  von 
Gruben  :  Die  Sozialpolitik  der  Kirche,  Rogens- 
burg 1881,  der  Dominikaner  Albert  Maria 
Weiss,  Soziale  Frage  und  soziale  Ordnung 
oder  Institutionen  der  Gesellscliaftslehre,  2 
Bde.  Freiburg  1892.  der  Jesuit  V  i  k  t  o  r  K  o  1  b, 
welcher  soziale  Konferenzen  veröffentlichte 
(2.  Aufl.,  Wien  1892),  und  sein  Ordensgenosse 
Bicderlack:  Die  soziale  Frage  (2.  Aufl.. 
Innsbruck  1898),der  Redomptorist  A  u  g  u  s  t  i  n 
Rössler:  Die  Fraueufrage,  Wien  1893,  dann 
der  Abgeordneto  Alfreu  Elenhoch:  Sie- 
ben Vortrage  über  die  soziale  Frage,  Linz 
1887  und  Wanderungen  durch  die  Gesell- 
schaftspolitik, Linz  1896,  Walter  Kämpfe, 
der  TJebersetzcr  und  Bearbeiter  von  Char- 
les Devas,  Grundsätze  der  Volkswirt- 
schaftslehre, Freiburg  1896.  Hauptsäclüich 
sozialwissenschaftlichen  Charakters  ist  auch 
die  von  der  Leogesellschaft  herausgegebene 
Sammlung  von  Vorträgen  und  Abhandlungen 
(1—13, 1895—1900).  Eine  besondere  Stellung 
nimmt  der  vielfach  von  Schaeffle  beeinflusste 
Freiherr  von  Weichs-Glon  in  Innsbruck 
ein,  welcher  1897  und  1898  die  Vierteljahrs- 
schrift für  Gesellschaftswissenschaft  »Das 
Leben«  (Wien  bei  Braumüller)  herausgab. 
Nachdem  bereits  H.  Pesch  S.  S.  die  reich- 
haltige Schrift:  Die  Wohlthätigkeitsanstalten 
der  christlichen  Barmherzigkeit  in  Wien 
(Freiburg  1891 )  herausgegeben,  erschien  unter 
Schindlers  Leitung  auf  Veranlassung  der 
Iieogesellschaft  das  umfassende  Werk:  Das 
soziale  Wirken  der  katholischen  Kirche  in 
Oesterreich  (Wien  seit  1896),  welches  nach 
Diözesen  bearbeitet  wird.  Die  bisher  er- 
schienenen Bäude  behandeln  die  Diözesen 
Gurk,  Seckau,  Salzburg,  St.  Pölten,  Budweis 
und  Königsgrätz.  Einen  Sammelpunkt  der 
charitativen  Bestrebungen  auf  katholischer 
Grundlage  bildete  dor  im  Mai  1900  in  Wien 
abgehaltene  erste  Kongress  der  katholischen 
Wohlthätigkeitsvereine  (Bericht,  Wien  1900). 

Den  Mittelpunkt  der  Bestrebungen  der 
österreichischen  Katholiken  auch  in  sozialer 
Beziehung  bildeten  die  allgemeinen  öster- 


reichischen Katholikentage  zu  Wien  1875  und 
1888,  Linz  1892  und  Salzburg  1896,  welche 
sich  besouders  eingeheud  sowohl  in  den 
Ausschüssen  als  auch  in  den  öffentlichen 
Versammlungen  mit  sozialen  Fragen  befassten. 
Nach  dem  Vorbild  der  praktisch  -  sozialen 
Kurse  im  Deutschen  Reiche  fand  1894  ein 
von  der  Iieogesellschaft  einberufener  Vor- 
tragskursus (Schindler,  Soziale  Vorträge 
gehalten  bei  dem  Wiener  sozialen  Vortrags- 
kurse, Wien  1895),  1899  ein  von  etwa  600 
Teilnehmern  besuchter  praktisch  -  sozialer 
Kursus  in  Wien  statt  Auf  den  Gang  der 
sozialen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in 
Oesterreich  übte  eine  Anzahl  von  Politikern 
der  katholisch-sozialen  Richtung  massgeben- 
den Einfluss.  Insbesondere  ist  die  neuere 
Arbeiterschutzgesetzgebung  sowie  die  Ar- 
beiterversicherung und  die  Gewerbegesetze 
von  1883  und  1897  zum  grossen  Teil  ein 
Werk  des  Grafen  Egbert  Belcredi,  des 
Prinzen  Alois  Lichtenstein,  von  Zal- 
lingors  und  ihrer  politischen  Freunde. 
Die  Bestrebungen  der  österreichischen  christ- 
lich-sozialen Partei  auf  sozialem  Gebiete 
lassen  sich  deutlich  an  den  Beschlüssen  des 
Wioner  Gemeinderates  seit  1896  (z.  B.  Er- 
richtung einesArbeitsvermitteliuigsamtes)  und 
des  nieder-österreiclüschen  Landtages  seit 
1896  (z.  B.  ländliche  Versicherungsanstalten, 
Ausbau  des  landwirtscltaftlichen  Genossen- 
schaftswesens, Produktivgeuosscnschaft  der 
Weber  im  Waldviertel)  verfolgen. 

4.  Schweiz.  In  der  Schweiz  entstand 
gleichzeitig  mit  der  Annahme  des  Fabrik- 
gesetzes 1877  eine  katholisch-soziale  Bewe- 
gung, hauptsächlich  auf  Anregung  des  Na- 
tionalrats Decurtins,  um  den  sich  eine 
katholische  Fraktion  im  Parlament  gruppierte. 
1887  wurden  seitens  der  Piusvereine  die 
katholischen  Arbeitervereine  ins  Leben  ge- 
rufen, welche  sich  dem  im  selben  Jahre  ge- 
gründeten allgemeinen  schweizerischen  Ar- 
beiterbund anschlössen  und  1889  sich  als 
Centraiverband  der  katholischen  Männer- 
und  Arbeitervereine  konstituierten.  Nachdem 
die  Bemühungen  Decurtins'  zur  Berufung 
einer  internationalen  Arbeiterschutzkonfereuz 
nach  Bern  1889  ohne  Erfolg  geblieben,  suchte 
er  den  schweizerischen  Arbeiterbund  für 
diese  Idoe  zu  erwärmen,  indem  er  am*  dem 
allgemeinen  Arbeitertag  zu  Biel  1893  den 
Antrag  auf  Berufung  eines  allgemeinen  inter- 
nationalen Kongresses  für  Arbeiterschutz 
stellte,  welcher  vom  23. — 28.  August  1897 
in  Zürich  abgehalten  wurde.  Auch  für  ob- 
ligatorische Berufsgenossenschaften  war  De- 
curtins im  Nationalrate  wie  im  Arbeiter- 
bunde hervorragend  thätig.  Bereits  die  Ar- 
beitertage zu  Ölten  1890  und  Biel  1893 
beschäftigten  sich  damit.  Jedoch  wurde  ein 
bezüglicher  Antrag  in  der  Volksabstimmung 
vom  4.  März  1894  verworfen.   Decurtins  ist 
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auch  vielfach  schriftstellerisch  hervorgetreten.  1 1896.  An  der  katholischen  Universität  Frei- 
Er  veröffentlichte :  Etudcs  sociales  ca-  [  bürg  i.  d.  Schwei/,  wird  die  Sozialpolitik 
tholiques  Basel  1892,  worin  er  die  Sozial- 1  eifng  gepflegt,  u.  a.  von  den  Professoren 
politik  des  Bischofs  von  Ketteier  bespricht. '  Dr.  Beck,  Dr.  l.ampert  und  Dr.  Buoraberger. 
Im  Auftrage  des  Bundesrates  verfasste  er  I  (Vgl.  Heinrich  Pesch  S.  J.,  Zur  katholisch- 
bei  der  Vorbereitung  der  1889  zu  Bern  pro-  sozialen  Bewegung  in  der  Schweiz,  Laacher 


jektierten  internationalen  Arbcitcrschutz 
konferenz  die  Schrift  :  La  question  de  la 
protection  ouvricre  internationale.  Memoire 
presente  au  Departement  Federal  de  l  ln- 
dustrie  et  de  l'Agriculture  par  le  Dr.  K.  De- 
curtins,  Conseiller  National.  Gelegentlich 
der  Einbringung  seiner  Motion  auf  Einführung 
obligatorischer  Berufsgenossenschaften  ver- 
öffentlichte er  die  kleine  Schrift:  Berufs- 
genossenschaften. Basel  189'}.  Neben  De- 
curtins  sind  in  der  katholisch-sozialen  Be- 
wegung der  Schweiz  liesonders  thätig:  der 
verdiente  Generalpräses  der  schweizerischen 
Männer-  und  Arbeitervereine,  Msgr.  Burt- 
sc her,  Pfarrer  zu  Rheinau  bei  Zürich  und 
Dr.  Beck,  Professor  der  Theologie  zu  Frei- 
burg (Schweiz),  welcher  besonders  auf  den 
Verbandstagen  des  schweizerischen  Arbeiter- 
bundes sowie  auf  dem  internationalen  Ar- 
beiterschutzkongress   zu  Zürich   1S97  als 


Stimmen  1898,  4.  und  5.  Heft.) 

5.  Frankreich.  Nachdem  die  Revolution 
mit  dem  christlich-sozialen  Vereinswesen 
gründlich  aufgeräumt  hatte,  war  es  der  Abbe 
AI  lein  and  zu  Marseille,  welcher  in  dem 
vom  ihm  1799  gegründeten  Oeuvre  de  la 
jeunesse  wieder  den  ersten  Orund  zu  einem 
solchen  legte.  Das  Werk,  welches  sich  trotz 
grosser  Schwierigkeiten  über  ganz  Frankreich 
verbreitete,  bezweckte  vornehmlich  den  re- 
ligiösen Schutz  der  verwahrlosten  Jugend, 
speciell  der  Kinder  der  arbeitenden  Klasse. 
Erat  1848  trat  der  aus  dem  Arbeiterstande 
hervorgegangene  Autodidakt  Maignen,  an- 
geregt durch  den  Vincenzverein,  der  sozialen 
Hebung  der  arbeitenden  Klasse,  speciell  der 
gewerblichen  Jugend,  näher  durch  Gründung 
eines  Ixdirlingxvercins  in  der  nie  du  Rogard 
zu  Paris.  Da  das  Werk  gelang,  so  erweiterte 
Maiguen  seinen  Plan,  indem  er  1855  auf 


Katholischer  Wortführer  auftrat.  Bereits 1  dem  Boulevard  Monparnasse  den  ersten  ka- 
1890  wurde  unter  dem  Vorsitz  von  Dr.  Karl  \  tholischen  Arbeiterverein  (cercle  ouvrier)  ins 
Eberl  e  eine  Vereinigung  katholischer  So- ,  Leben  rief,  welcher  Meister,  Gesellen  und 
zialpolitiker  der  Schweiz  zum  Studium  der  I<ehrlinge  umfasste.  An  dieses  Werk,  um 
sozialen  Frage  gegründet  (vgl.  Christlich- ,  welches  sich  bis  zum  deutsch-französischen 
soziale  Blätter  1891.  Heft  1«,  S.  513  ff.), [Kriege  die  grosse  Welt  in  Frankreich  wenig 
welche  ca.  60  Mitglieder  zählt.  E  b  er  le,  kümmerte,  knüpften  im  Jahre  1871  di*  aus 
welcher  schon  früher  die  Schrift:  Sozial- !  derGefangenschaft in  Aachen  zurückgekehrten 
politische  Fragen  der  Gegenwart,  Stans  1889, :  fianzösischen  Offiziere  Marquis  de  la  Tour 
herausgegeben,  publizierte  weiter  als  Vereins-  du  Pin  und  Graf  Albert  de  Mun  an.  um 
Schriften  der  sozialpolitischen  Vereinigung :  nach  dem  Vorbilde  der  deutschen  Arbeiter- 
Die  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  Uz-  und  Gesellenvereine  einen  Verband  katho- 


nach  1891,  zur  Beurteilung  der  Proportional- 
wahlen, Basel  1892,  Arbeit  und  lx>hn.  Stans 
1894  u.  s.  w.  Auf  Veranlassung  der  genannten 
Vereinigung  wurde  auch  die  jiopuläre  Schrift 
herausgegeben:  Kundschreiljen  Leo's  XIII 


lischer  Arbeitervereine, das  Oeuvre  des  cereles 
cathohijues  d'ouvriers,  zu  gründen.  Das 
Werk  wurde  namentlich  durch  die  Bemü- 
hungen des  beredten  Grafen  de  Mun  rasch 
populär  in  der  vornehmen  katholischen  Ge- 


über die  Arbeiterfrage.  Vorträge  von  G.  J.  i  Seilschaft,  aber  es  blieb  im  wesentlichen 
Hug,  Ingenbohl  1893.  j  bis  heute  trotz  aller  Verdienste  ein  Verband 

Im  September  1896  wurdt   dei   eisto  katholischer   Arbeiterfreunde.     Die  ganze 


Sraktisch-soziale  Kursus  für  die  Katholiken 
er  Schweiz  zu  Luzern  veranstaltet.  Es 
wurden  Vorträge  gehalten  ül>er  die  Geschichte 
der  schweizeri sehen  Arbeiterbewegung,  über 


Einrichtung  des  Werkes,  dessen  officielle 
Organe  die  Zeitschriften  1' Association  eatho- 
lique  und  la  Cori>oration  sind,  machte  es 
von  vorn  herein  wenig  geeignet,  um  die  Masse 


das  schweizerische  Arbeiterrecht,  die  Grund-  \  der  Industriearteiter  zu  gewinnen.  Das 
züge  der  Agrarökonomie,  soziales  Vereins-  \  Ideal  desselben  ist  die  konwrative  Vereini- 
wesen,  das  Verhältnis  des  Klents  zur  so-  gung  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  unter 
zialen  Frage,  über  die  christliche  Charitas,  der  Leitung  von  dirigierenden  Coraites,  d.  h. 
über  die  Arlteiterencyklikn  Leos  Xlll.    Ein  •  aus  Ehrenmitgliedern  gebildeten  Schutzvor- 


zweiter  Kursus  wurde  1898  zu  Zürich  ab- 
gehalten. 1 896  hat  der  Bischof  ß  a  1 1  a  g  1  i  a 
von  Chur  in  seinem  Seminar  eine  eigene 
Professur  für  Sozial  Wissenschaft  gegriindet 
und  dieselbe  dem  verdienten  Prälat  Dr. 
Karl  Eberle  übertragen,  welcher  auch 
einen  Leitfaden  fflr  sozialpolitische  Vorträge 


ständen  der  höheren  Klassen.  Dieser  leitenden 
Comites,  in  welchen  der  Schwerpunkt  der 
Organisation  beruht,  bestanden  1875  schon 
310,  welche  520  Arbeiterzirkel  leiteten,  zu- 
meist solche  handwerksmäßigen  Betriebs. 
Den  ausgeprägtesten  Typus  dieser  cereles 
bildet  das  1892  von  dem  Jesuiten  du  Lac 


herausgab:  Grundzüge  der  Soziologie.  Flums  in  Paris  gegründete  gemischte  Syndikat  der 
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Konfektionsarbeiterinnen  l'Aiguille.  welche*: 
in  Paris  über  1000  Mitglieder  zählt  und 
l>ereits  über  43  grosse  Städte  siel»  verbreitet 
liat.  Dasselbe  umfasst  Arbeitgeberinnen 
(jatronnos)  und  Arbeiterinnen  (ouvricres) 
unter  der  Ijeitung  von  vornehmen  Damen. 
In  dem  Vorstande  desselben  sind  die  Ge- 
schäftsinhaberinnen, Gehilfinnen  und  Arbei- 
terinnen gleichraässig  vertreten.  Auch  be- 
züglich der  kleinen  uud  mittleren  Land- 
wirtschaft hat  das  Oeuvre  viele  Erfolge  er- 
zielt durch  Errichtung  von  ländlichen  Syn- 
dikaten, Genossenschaften  und  Darlehens- 
kassen nach  Haiffeisen.  Die  letzteren,  von 
Louis  Durand  in  Frankreich  eingeführt, 
zählten  1898  bereits  509  in  Frankreich.  Nur 
auf  dem  Gebiete  der  Grossindustrie  hatte 
das  Oeuvre  seiner  ganzen  Anlage  nach  seit 
jeher  wenig  Erfolg.  Das  hat  nicht  im  Ge- 
gensatz zu  demselben,  sondern  nel>en  dem- 
selben zu  einer  ganz  neuen  Organisation  der 
französischen  Katholiken,  sjieciell  der  Ar- 
beiter der  Grossindustrie  geführt  in  der 
Democratie  chretienne,  deren  Urheber  vor- 
nehmlich der  bekannte  Grossindustrielle  Leon 
Harmel  ist,  welcher  auch  in  den  Cerclcs 
douvriere  eine  führende  Holle  einnimmt 
und  in  seiner  eigenen  Fabrik  zu  Warmeriville 
l)oi  Heinis  da*  System  der  Korporation  in 
weitestem  Masse  durchgeführt  hat.  Haupt- 
sächlich auf  dessen  Veranlassung  hin  wurde 
in  Heims  1891  der  erste  Studicnzirkel  für 
Arlteiter  errichtet  zu  dem  Zweck,  die  Ar- 
biter durch  Studium  der  wirtschaftlichen 
Fragen  für  gewerkschaftliche  Thätigkeit  auf 
christlichem  Boden  zu  befähigen.  Diese 
Cereles  detudes  sociales  fanden  unter  den 
Arboitern  grossen  Anklang.  Es  entstanden 
bald  weitere  in  Heims  und  Umgehung,  so 
dass  1893  bereits  der  erste  christliche  Ar- 
lieiterkongress  in  Reims  stattfinden  konnte, 
auf  welchem  87  Vertreter  von  verschiedenen 
Arbeitergruppen  erschienen.  Auf  dem  zweiten 
Kongress  zu  Heims  1894  wurde  der  Zusam- 
mensehlnss  der  einzelnen  Studienzirkel  und 
Fachabteilungen  zu  grösseren  Bezirksverbän- 
den sowie  die  Abhaltung  von  Regional- 
kongressen  angeregt.  Im  Norden  hatten 
sich  bereits  die  verschiedenen  Gruppen  zu 
der  Union  demoeratique  du  Nord  vereinigt. 
Dieses  Beispiel  fand  bald  Nachahmung.  In 
den  Ardennen  beschlossen  die  dort  l»e- 
stehenden  cereles  d  etudes  nach  dem  Kon- 
gress von  Charleville  1894  die  Gründung 
der  Union  demoeratique  des  Ardennes.  An- 
fang 1895  vereinigten  sich  die  Cereles  in 
Angers,  Brest,  Blois,  Nautes  u.  s.  w.  zur 
Föderation  des  travailleurs  ehret ieus  du 
Centre  et  de  l'Ouest.  In  Paris  und  Umge- 
bung wurde  im  Juli  1895  die  Union  demo- 
eratique de  Paris  gegründet.  Die  Cereles 
um  Reims  und  an  der  Manie,  die  ältesten 
von  allen,  hatten  sich  zur  Union  demoera- 


tique de  la  Marne  vereinigt.  Auf  dem 
dritten  allgemeinen  Kongress  zu  Reims  189*5, 
auf  welchem  2 13  genossenschaftliche  Gruppen 
mit  20  704  Mitgliedern  durch  500  Delegierte 
vertreten  waren,  beschloss  man  den  weiteren 
Ausbau  der  Organisation  zu  einer  nationalen 
Vereinigimg  mit  einem  Conseil  national  und 
einem  Genendsekretariat  zu  Paria.  Seitdem 
hat  sich  die  Democratie  chretienne  zu  einer 
mächtigen  politischen  Partei  entwickelt,  auf 
deren  Kongressen  jedoch  die  1896  zu  Heims 
gegründete  gewerkschaftliche  Organisation 
als  Democratie  chretienne  ouvriere  eine  selb- 
ständige Stellung  einnimmt.  Die  neue  Partei 
hat  nicht  nur  eine  selbständige  christliche 
Arbeiterpartei  geseliaffen,  sondern  auch  den 
Sinn  für  soziale  Studien  in  allen  Ständen, 
l>esonders  unter  der  Jugend,  geweckt.  Der 
ueuestens  gegründete  Verband  der  zahl- 
reichen katholischen  Jugend  Vereinigungen 
Frankreichs,  l'Association  catholique  de  la 
jeunesse  franenise,  steht  in  der  engsten  Be- 
ziehung zu  der  Democratie  chretienne,  welche 
auf  christlicher  und  republikanischer  Grund- 
lage beruht.  Auch  auf  den  Universitäten 
und  in  den  Seminarien  werden  eifrig  soziale 
Studien  gepflegt.  An  der  katholischen  Uni- 
versität zu  Lille  ist  seit  1893  in  der  ju- 
ristischen Fakultät  eine  eigene  Section  des 
seien« «s  sociales  et  politiques  eingerichtet, 
deren  Voilesungen  auch  Hospitanten  aus 
den  gebildeten  Ständen  beiwohnen  können. 
Wie  sehr  aber  der  französische  Klerus,  na- 
mentlich der  jüngere,  sich  für  soziale  Fragen 
interessiert  mag  man  daraus  ei-sehen,  dass 
diese  Fragen  iu  den  Beratungen  der  all- 
gemeinen Versammlung  des  französischen 
Klerus  zu  Bourges  1900  eine  hervorragende 
Stellung  einnahmen.  Unter  dem  18.  Januar 
1901  hat  Papst  Leo  XIII.  eine  Encyklika 
über  die  christliche  Demokratie  erlassen, 
welche  lx?i  principieller  Anerkennung  der 
unter  diesem  Namen  in  Frankreich,  wie 
auch  in  Belgien  und  Italien  zu  Tage  treten- 
den katholisch-sozialen  Bestrebungen  einer- 
seits vor  Uebergriffen  auf  das  politische 
Gebiet  und  andererseits  vor  Ausschliesslich- 
keit auf  sozialem  Gebiete  warnt.  Vielmehr 
sollen  unter  Anerkennung  der  bestehenden 
Staatsverfassung  die  verschiedenartigen  ka- 
tholisch-sozialen Bestrebungen  unter  einheit- 
licher Ix-itung  Hand  in  Hand  gehen. 

6.  Belgien.  Schon  die  Katholikenver- 
sammlungen zu  Mecheln  1863,  1864  und  1867 
traten  gleich  den  deutschen  den  sozialen 
Fragen  der  Zeit  näher.  Auf  der  Versamm- 
lung 1867  wurde  die  Resolution  gefasst,  *dass 
es  Aufgabe  der  Katholiken  sei,  zu  sorgen 
für  Errichtung  von  Schutzvereinen  für  die 
Jugend  (patronage),  für  Arbeitervereine,  für 
Gesellschaften  behufs  Erbauung  von  Arbeiter- 
wohnungen, für  Asyle  zu  Gunsten  verwahr- 
loster Kinder,  für  Unterstützung  und  Ans- 
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dehnung  der  Hilfskasseu  teociötös  de  seconre  i 
mutuel)  Spar-  und  Alterskassen,  fflr  Kassen  i 
zur  Beschaffung  einer  Mitgift  für  heirats- 
fähige Arbeiterinnen,  fflr  Lebensversiche- 
rungen zu  Gunsten  der  weniger  Bemittelten, 
fflr  Volksbanken,  Konsumvereine  und  in  be- 
schränktem Masse  fflr  Produktivgenossen- 
schaften«. Sofort  schritt  man  zur  Gründung 
von  zahlreichen  Arbeiter- und  Jugendvereinen, 
welche  sich  zu  dem  Verbände  der  Föderation 
oatholifjue  des  Oeuvres  ouvriöres  beiges  ver- 
einigten. Ihr  Organ  war  die  Monatsrevne 
l'Economie  chrötienne,  später  der  Econoraiste 
catholique.  Die  Föderation  hielt  jährlich 
Kongresse  in  den  grösseren  Städten  ab.  In- 
des beschränkten  sich  die  Beratungen  meist 
auf  Mittel  zur  sittlichen  Hebung  des  Arbeiter- 
standes, zur  Verbreitung  der  volkstflmlichen 
Presse  und  Hebung  des  Sparkassenwesens. 
An  eine  gesetzgeberische  Regelung  der  Ar- 
teitcrvorhältnisse  wurde  in  Belgien  um  so 
weniger  noch  gedacht,  weil  die  einfluss- 
reichsten Katholiken  einer  staatlichen  Inter- 
vention abgeneigt  wareu.  Erst  der  furcht- 
bare Aufstand  der  Glas-  und  Bergarbeiter 
im  Hennegau  im  Frühjahr  1886  öffnete  den 
massgebenden  Persönlichkeiten  die  Augen. 
Sofort  setzte  der  König  auf  Veranlassung 
des  Ministeriums  Beernaert  eine  Unter- 
suchungskommission ein  (commission  du  tra- 
vail),  womit  die  erfolgreiche  neuere  sozial- 
politische Gesetzgebung  Belgiens  eingeleitet 
wurde,  an  der  die  Katholiken  wesentlich  be- 
teiligt sind. 

Es  ist  ein  besonderes  Verdienst  des 
Bischofs  Doutreloux  von  Löttieh, 
in  Belgien  wie  auch  in  Frankreich  für  die 
staatliche  Aroeiterschutzgesetzgebung  Propa- 
ganda gemacht  zu  haben.  Während  der 
Bisohof  Freppel  von  Angers  mit  seiner 
Schule  die  Intervention  des  Staates  auf  den 
Rechtsschutz  und  die  Abstellung  von  Miss- 
bräuchen beschränkt  wissen  wollte,  trat 
Bischof  Doutreloux  auf  den  in  den  Jahren 
1886,  1887  und  1890  von  ihm  zu  Löttieh 
veranstalteten  sozialen  Kongressen  naehdrflek- 
lich  fflr  positiven  staatlichen  Arbeiterschutz 
ein.  Namentlich  der  Kongress  von  1890, 
an  welchem  hervorragende  katholische  So- 
zialpolitiker Deutschlands  teilnahmen,  war 
in  dieser  Hinsicht  unter  besonderer  Mitwir- 
kung des  Bischofs  Komm  von  Trier  von 
durchschlagendem  Erfolg.  In  demseü»en 
Sinne  äusserte  sich  im  folgeuden  Jahre  der 
Papst  durch  die  Encyclica  Rerum  uovarum.  j 
Seitdem  ist  die  Schule  von  Angers,  zu  welcher 
auch  Charles  Perin  uud  die  Anhänger  von 
Ix^  Play  zählten,  bedeutungslos  geworden. 
Bereits  auf  dem  ersten  Lötticher  Kongress 
lSSf»  wurde  nach  dem  Vorbilde  des  Ver- 
bandes katholischer  Arbeitgeber,  dem  »Ar- 
beiterwohl« zu  M.-Gladhach,  fflr  Belgien 
eine  ähnliche  Organisation  in  der  Union  des 


.  patrons  en  faveur  des  ouvriers  mit  eigenem 
j  Verbandsorgan  gegründet,  welchem  Verbände 
gegenwärtig  500  katholische  Industrielle 
Belgiens  augehören.  Der  Organisation  der 
Arbeiter  trat  man  aber  auch  a\if  dem  dritten 
Kongress  1890  noch  nicht  näher.  Ein  be- 
zügliches Referat  des  Sem  inarprof essore  Dr. 
Pottior  kam  nicht  zur  Behandlung.  Im  Jahre 
1891  trat  aber  unter  dessen  besonderer  Mit- 
wirkung an  Stelle  der  1867  gegründeten 
Föderation  catholique  die  Liguc  demoeratique 
beige  ins  Leben,  eine  cliristlicke  Volks-  und 
Arbeiterpartei  im  grossen  Stile,  welche  gleich 
der  Dömocratie  chrötienne  in  Frankreich  dio 
Vertretung  der  Rechte  der  Arbeiter  sowie 
die  Förderung  der  Arbeiterorganisation  auf 
ihre  Fahne  schrieb.  Die  Partei  fand  sofort 
weite  Verbreitung,  aber  auch  heftigen  Wider- 
spruch seitens  der  mehr  konservativ  ge- 
richteten Katholiken,  insbesondere  der  Ar- 
beitgeber. In  Lflttich  bildete  sich  gegenflber 
der  Union  demoeratique  eine  neue  Föderation 
catholique.  In  der  beiderseitigen  Presse  und 
besonders  bei  den  l'arlamentswahlen  spielten 
sich  heftige  Kämpfe  ab,  die  speciell  durch 
die  Beteiligung  des  radikalen  Abbe  Daens, 
welcher  nunmehr  aus  der  Partei  und  dem 
Klerus  gänzlich  ausgeschieden  ist,  vergiftet 
wurdeu.  Wiederholt  mussten  die  belgischen 
Bischöfe  und  selbst  der  Papst  vermittelnd 
eingreifen,  ohne  bis  jetzt  eine  vollständige 
Einigung  zu  erzielen.  Die  Streitigkeiten 
haben  die  Aktion  der  demokratischen  Liga 
sehr  gelähmt.  Dennoch  ist  dieselbe  bodoutend 
erstarkt  Sie  zählt  gegenwärtig  über  300 
Vereine  mit  ca.  90  (KX)  Mitgliedern.  Ausser- 
dem gehören  der  Liga  zahlreiche  einzelne 
Mitglieder  aus  allen  Ständen  au.  Zu  der 
I  besonderen  Föderation  ouvrierc  catholique 
in  Lflttich  zälüen  25  Arbeitervereine  mit 
(5000  Mitgliedern.  Eifrig  beschäftigen  sich 
die  belgischen  Katholiken  mit  sozialen  Studien. 
An  der  katholischen  Universität  Iyöwen  be- 
steht eine  staatswissenschaftliche  Abteilung 
unter  dem  Namen  Ecole  dessiences  politiques 
et  sociales  und  ein  staatswissensenaftliches 
Seminar  unter  dem  Namen  Conförence 
d'öconomie  sociale  unter  der  Leitung  des  Pro- 
fessors Dr.  Victor  Brants.  In  BrflBsel  besteht 
noben  der  wonig  thätigen  neutralen  Societö 
d'ötudes  sociales  eine  bedeutende  katholische 
Societö  d'öconomie  sociale,  deren  ständiger 
Sekretär  Professor  Brants  ist.  Dieselbe  ver- 
anstaltet neben  den  ordentlichen  Sitzungen 
1  in  Brüssel  ausserordentliche  in  der  Provinz 
sowie  wissenschaftliche  Reisen  im  In-  und 
Auslande.  Im  bischöflichen  Kolleg  von 
Binche  im  Hennegau  wurde  ein  Cercle 
d'ötudes  sociales  gegründet,  welcher  eine 
reiche  populär-wissenschaftliche  Thätigkeit 
entfaltet.  Auch  sonst  bestehen  vielfach  so- 
ziale Studieuzirkel  unter  den  Gebildeten  wie 
unter  den  Arbeitern,  namentlich  in  den 
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Seminaren  und  unter  dem  jüngeren  Klerus. 
Besondere  Sorgfalt  widmen  die  belgischen 
BischOfe  und  der  Klerus  der  religiös-sitt- 
lichen Hebung  des  stark  sozialistischen  Ar- 
beiterstandes. Von  Bischof  Doutreloux  wurde 
18945  eine  eigene  Genossenschaft  von  Ar- 
beitergeistlichen, die  sogenannte  Aumöniers 
du  travail,  gegründet,  welche  in  dem  Arbeiter- 
centrum von  Seraing  ein  grosses  Arbeiter- 
heim errichtet  haben.  Auch  wurden  seit 
1888  in  Belgien  wiederholt  geistliche  Uebun- 
gen  für  Arbeiter  veranstaltet,  an  welchen 
bis  jetzt  ca.  15000  Arbeiter  teilgenommen 
haben.  Ebenso  geistliche  Uebungen  für  Ar- 
beiterinnen, an  welchen  sich  bis  jetzt  ca. 
50«K">  beteiligten. 

7.  Holland.  Auch  die  holländischen 
Katholiken  haben  sich  seit  1888  zu  einer 
sozialpolitischen  <  irganisation  vereinigt  in 
dem  mimisch-katholischen  Volks- 
bund, welcher  sich  auf  Fachabteilungen 
aufbaut,  in  denen  möglichst  Arbeiter  und  Ar- 
beitgeber vereinigt  sind.  Das  Ideal  des 
Bundes  ist  das  alte  Oildewesen  in  zeitge- 
mässer  Form,  weshalb  er  auch  einen  wesent- 
lich religiösen  Charakter  trägt.  Er  umfasst 
sowohl  Industriearbeiter  als  auch  Hand  werker, 
Bauern  und  kleine  Geschäftsleute.  An  der 
Spitze  jeder  Vereinigung  steht  ein  geistlicher 
Aviseur.  an  der  Spitze  des  ganzen  Buudes 
ein  Centraivorstand.  Auch  dem  Gesellcn- 
und  Lehrlingswesen  widmet  der  Bund  seiue 
Aufmerksamkeit  durch  Faehschulen.  Sein 
Hauptziel  ist  die  Kooperativ-Genossenschaft, 
welche  bereits  bei  den  Handel sgärtnern  von 
Haarlem  und  Umgebung  erfolgreich  durch- 
geführt wurde.  Dieselben  verkauften  1899 
für  90  000  Gulden  Gemüse  nach  Deutschland. 
Obgleich  vornehmlich  gewerblicher  Natur, 
entbehrt  der  Volksbund  doch  nicht  des  jx>- 
litischen  Charakters  und  tritt  auf  seinen 
Kongressen  entschieden  für  staatliehen  Ar- 
beiterschutz ein.  Er  beteüigt  sich  eifrig  an 
den  staatlichen  wie  kommunalen  Wanleu 
und  sucht  auf  die  staatliehe  und  kommunale 
Sozialpolitik  möglichst  Einfluss  auszuüben. 
Wiederholt  hat  der  Bund  schon  Eingaben  an 
die  Königin  wie  an  die  Kammer  gemacht. 
So  1*91  für  Errichtung  von  Arbeitskainmern 
und  1898  bezüglich  der  Invalidenversiche- 
rung. Ein  ausführlicher  Bericht  über  den 
Nederlandsehe  Roomsch  -  Katholicko  Volks- 
bond liegt  vor  in  dem  zu  Rotterdam  er- 
schienenen Verslag  van  het  Centraal-Bestuur 
over  de  jaren  1SN8— 1894.  Auf  dem  Kon- 
gress  zu  Amsterdam  1895  waren  120  Fach- 
vereine  vertreten.  1896  erhielt  der  Vor- 
sitzende des  Bundes,  Herr  Passtoore  zu 
Amsterdam  ein  huldvolles  Schreiben  des 
Papstes.  Der  Volksbund,  welcher  vornehm- 
lich auf  Veranlassung  des  Bischofs  Bottemane 
▼on  Haarlem  gegründet  wurde,  zahlt  gegen- 


wärtig ungefähr  16000  Mitglieder,  grössten- 
teils im  Bistum  Haarlem. 

Litterat Qr:  Ausser  der  bereits  im  Test  verzeich- 
neten litteratur,  namentlich  Otto  Pfütf,  Büch»/ 
ran  Ketteier  (X  Rite.,  Mainz  1899),  »eien  hier 
noch  gewinnt:  F.  Oreiffenrath ,  Bischof 
v.  Ketteier  und  die  deutsche  Sozialreform ,  Frank- 
furt 189.t.  —  J.  Wentel,  Arbeiterschutz  und 
Centrum,  Berlin  1893.  —  Rudolf  Meyer,  Der 
Kapitalismus  fin  de  siede ,  Wien  1894.  — 
Wäntlg,  tietrerbliche  .ViUrlstandspolitik,  Leipzig 
1S98.  —  Alot»  Steinhauner,  Neuestes  mt* 
Frankreich,  Einsiedeln  1899.  —  Monicat,  ton- 
tributüm  a  l'etudc  du  moiirrmcnt  social  chrrtien, 
Ihris  1898.  —  Majt  Turmann,  Lt  drceloppe- 
ment  du  eatholicismc  social.  Pttris  1900.  —  .1. 
&  J.  Vermeerturh ,  Manuel  social.  Iai  Ugis- 
lation  et  les  oeurrcs  m  fMyiquc,  Louvain  11*00. 

Andr.  Brüll. 


III. 

Evangelisch-soziale  Bestrebungen. 

1.  Vorbemerkung.  2.  Jüngling»-  und  Jung- 
fraueuvereine.  3.  Herbergswesen.  4.  Arbeiter- 
kolonieen  und  Verpäegungsatatioueu. 

1.  Vorbemerkung.  Christlich-so- 
[ziale  Bestrebungen  sind  in  dem  Ge- 
I  biete  des  Protestantismus  neueren  Datums. 
|  Die  frühere  Zeit  kennt  dergleichen  nicht. 

Dazu  war  der  Protestantismus  zu  indivi- 
dualistisch angelegt,  zu  wenig  sozial;  auch 
Hess  die  enge  Verbindung  der  protestanti- 
schen Kirche  mit  dem  bürgerlichen  Gemein- 
wesen dafür  keinen  Kaum.  Erst  in  unserem 
Jahrhundert  sind  derartigo  Bestrebungen  in 
stets  wachsendem  Umfange  zu  Tage  getreten, 
ja  jetzt  ist  der  Protestantismus  und  iu 
erster  Linie  der  deutsche  vorangegangen. 
Was  sich  an  sozialen  Bestrebungen  in  der 
rumisch-katholischen  Kirche  findet,  ist  viel- 
fach auf  protestantische  Anregungen  zurück- 
zuführen. Die  protestantischen  Junglings- 
vereine sind  das  Vorbild  der  katholischen 
Gesellenvereine  geworden,  und  auch  in  Er- 
richtung christlicher  Herbeigen  und  Arbeiter- 
kolonieen  hat  der  Protestantismus  die  Ini- 
tiative ergriffen. 

2.  Jüngling;*-  und  Jungfrauenvereine. 
Die  älteste  hierher  gehörige  Einrichtung  ist 
die  der  Jünglingsvereine,  deren  An- 
fänge bis  ins  Ende  des  vorigen  Jahrhun- 
derts zurückgehen.  Zwar  der  vom  Pastor 
Meyenrock  1768  in  Basel  gegründete 
Verein  und  ebenso  der,  welchen  Pastor 
Dörring,  den  man  gewöhnlich  als  den 
Vater  der  JüngUngsvereme  tot  rächtet,  1824 
in  Elberfeld  stiftete,  sowie  ähnlicho  damals 
in  mehreren  Städten  ins  Leben  gerufene 
Vereine  tragen  noch  nicht  eigentlich  sozialen 
Charakter.    Sie  sind  noch  blosse  Konven- 
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tikel;  Erweckung  christlichen  Lebens,  reli- 
giöse Erbauung  und  Förderung  der  Arbeit 
für  das  Gottesreich,  namentlich  der  Heiden- 
mission, ist  ihr  einziges  Ziel.  Jünglingsver- 
oine  im  heutigen  Sinne  sind  sie  noch  nicht. 
Erst  in  dem  von  dem  Professor  Karl  von 
Hau  in  er  1825  in  Erlangen  gegründeten 
Handwerkervereine  tritt  das  soziale  Element 
auf.  Er  will  seinen  Gliedern  nicht  bloss 
religiöse  Erbauung,  sondern  auch  eine  vom 
christlichen  Geiste  getragene  Geselligkeit 
und  Gelegenheit  zur  Fortbildung  bieten. 
Bezeichnend  ist  es,  dass  dieser  Verein  nach 
kurzem  Bestehen  durch  ein  Reskript  der 
Regierung  als  bedenklich  aufgehoben  wurde, 
ein  Zeichen,  wie  wenig  Verständnis  für  der- 
artige Bestrebungen  noch  vorhanden  war. 
Im  Jahre  1834  gründete  Pastor  Mallet 
einen  Verein  in  Bremen,  der,  weil  er  ebenso 
auch  die  Pflege  der  Geselligkeit  und  die 
Fortbildung  in  den  Kreis  seiner  Bestrebun- 
gen aufnahm,  bald  grosse  Anziehungskraft 
ausübte  und  der  erste  war,  der  es  zu  einer 
grösseren  Zahl  von  Mitgliedein  brachte  und 
ein  eigenes  Heim  erwarb.  Auf  Grund  der 
von  Bremen  ausgehenden  Anregung  ent- 
standen dann  durch  ganz  Norddeutschland 
Vereine,  die  mehr  oder  minder  schon  die 
pietistische  Enge  der  Anfangszeit  abgestreift 
hatten  und  weitergellende  Ziele,  wenn  auch 
überall  in  christlichem  Geiste  verfolgten. 

Einen  wesentlichen  Fortschritt  bezeichnet 
liier  wie  ljei  allen  derartigen  Bestrebungen 
das  Jahr  1848.  Es  brachte  den  Zusammen- 
schluß der  bis  dahin  vereinzelten  Vereine. 
Schon  seit  dein  1 .  Juli  1847  hatten  diese  in 
dem  »Jünglingsboteiu  ein  gemeinsames  Or- 
gan erhalten,  und  1848  wurde  durch  den 
Pastor  Dürselen  der  »Rheinisch- westfäli- 
sche Jünglingsbund«  gestiftet,  nacli  dessen 
Vorbilde  1855  der  östliche  Bund.  In  ähn- 
licher Weise  traten  die  Jünglingsvereine 
Sachsens,  Württembergs,  Bayerns,  Nord- 
deutschlands etc.  zu  Verbänden  zusammen. 
Eine  Statistik  der  Jünglingsvereine  zu  geben, 
hat  wenig  Wert,  da  ihr  Bestand  einem 
starken  Wechsel  unterworfen  ist. 

Doch  lässt  sich  gerade  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ein  ungemein  starkes  Wachstum 
orkennen.  Der  Rheinisch-westfälische  Bund 
(jetzt  westdeutscher  genannt),  der  stärkste 
von  allen,  der  185)1  nur  etwa  15000  Mit- 
glieder mnfasste,  zählte  1900  über  35000. 
Ganz  Deutschland  hatte  1891  gegen  800 
Vereine  mit  etwa  40000  Mitgliedern,  1900 
dagegen  über  1000  Vereine  mit  melir  als 
90000  Mitgliedern.  Auch  die  innere  Or- 
ganisation ist  erstarkt.  Einer  besonders 
von  den  »christlichen  Vereinen  junger 
Männer*  ausgehenden  Anregung  zufolge 
haben  zahlreiche  Vereine  (jetzt  etwa  70) 
eigene  Sekretäre  angesttdlt,  die  ueben  den 
Bundesagenten    berufsmässig    der  Sache 


dienon,  imd  die  Jünglingsvereine  Deutsch- 
lands haben  sich  zu  einer  »nationalen  Ver- 
einigung« mit  einem  » Nationalsekretär t  zu- 
sammengeschlossen; 1900  fand  die  erste 
Deutsche  Berufsarbeiterkonferenz  in  Cassel 
statt 

Eine  grosse  Verbreitung  haben  die  Jüng- 
lingsvereine auch  in  den  ausserdoutschen 
Ländern  gefunden.  In  der  Schweiz  bestehen 
jetzt  ungefähr  481  Vereine  mit  9000  Mit- 
gliedern; in  Holland  009  Vereine  mit  11784 
Mitgliedern ;  in  Frankreich  ist  besonders  der 
Verein  in  Paris  kräftig  aufgewachsen  und 
hat  eine  grosse  Bedeutung  gewonuen.  Von 
den  skandinavischen  Ländern  ist  Norwegen 
(210  Vereine  mit  9500  Mitgliedern)  vorau- 

Sjgangen,  aber  auch  in  Schweden  und 
äneraark  bestehen  eine  Anzahl  blühender 
Vereine.  Die  an  Mitgliedern  stärksten  Ver- 
eine weisen  die  englisch  redenden  Länder, 
England  selbst  und  Amerika,  auf,  in  denen 
freilich  die  aus  Deutschland  herül>erge- 
nommene  Jünglingsvereinssache  eine  eigen- 
tümliche Umbildung  orfahrou  liat.  Im 
ganzen  bestanden  1900  in  Grossbritaunien 
und  Irland  117G  Vereine  mit  104(580  Mit- 
gliedern. Nach  Amerika  sind  die  Vereine 
1851  übertragen  und,  allerdings  stark  mit 
method istischen  Tendenzen  verquickt,  ins 
Grosse  gewachsen.  Im  Jahre  1900  zählte 
man  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Canada 
1429  Vereine  mit  228  5GM  Mitgliedern.  Eine 
Statistik,  die  das  internationale  Komitee  in 
Genf  Anfang  1900  aufgestellt  hat,  giebt  die 
Zahl  der  dem  Weltbunde  angeschlossenen 
Vereine  auf  C085  mit  401155  Mitgliedern 
an.  Dazu  kommen  noch  1225  dem  Weltbunde 
nicht  angeschlossene  Vereine  mit  29349 
Mitgliedern.  Seit  einer  Reihe  von  Jahren 
besteht  auch  eine  internationale  Konferenz 
der  Jünglingsvereine,  deren  letzte  (14.)  Ver- 
sammlung 1898  in  Basel  abgehalten  wurde. 

Während  die  ausserdeutsenen,  namentlich 
die  englischen  und  amerikanischen  Vereine 
fast  nur  religiösen  Zwecken  dienen,  auf 
religiöse  Erweckung  und  Erbauung  gerich- 
tet sind,  haben  die  deutschen  das  Programm, 
das  schon  Raumer  aufstellte:  Erbauung, 
Geselligkeit  und  Fortbildung im  ganzen 
festgehalten,  nur  dass  bald  raohr  das  eine 
bald  mehr  das  andere  dieser  drei  Stücke 
hervortritt  Dadurch  haben  sie  auch  eine, 
soziale  Bedeutung  gewonnen.  Von  den  drei 
genannten  Stücken  wird  neuerdings  in  den 
meisten  Vereinen  die  Geselligkeit  immer 
stärker  betont,  und  die  Entwicklung  der 
Vereine  geht,  wie  es  scheint,  dahin,  die 
•^Christianisierung  der  Erholung^  zum 
Hauptzwecke  der  Vereine  zu  machen.  Wird 
die  Jugend  unseres  arbeitenden  Volkes 
durch  die  heutige  Art  der  Produktion  mehr 
und  mehr  aus  jedem  Familienkreise  heraus- 
gerissen, so  wollen  die  Jünglingsvereine  ihr 
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in  gewissem  Sinne  die  Familie  ersetzen,  ihr 
in  den  Feierstunden  eine  gesunde,  von 
christlichem  Geiste  getragene  Erholung 
bieten.  Es  steht  zu  hoffen,  dass  die  deut- 
schen Jünglings  vereine  manchen  Gegenwir- 
kungen zum  Trotz  an  diesen  Bestrebungen 
festhalten  und  eben  dadurch  iu  Zukunft 
noch  eine  grossere  soziale  Bedeutung  ge- 
winnen. Wertvoll  sind  in  dieser  Beziehung 
sowohl  die  neuerdings  in  manchen  Vereinen 
getroffene  Einrichtung  von  Sparkassen  (in 
132  Vereinen),  Arbeitsnachweis  (in  34), 
Krankenkassen  u.  s.  w.  wie  die  Teilnahme 
der  Vereine  an  dem  Kampf  gegen  die 
Trunksucht  (blaues  Kreuz)  und  Unsittlichkeit 
(weisses  Kreuz). 

Sind  die  Jünglingsvereine  besonders  für 
die  Jugend  aus  dem  Handwerker-  und  Ar- 
beiterstande bestimmt,  so  haben  sich  auch 
die  jüngeren  Kaufleute  hier  und  da  zu 
ähnlichen  Vereinen  zusammengethan  oder 
es  sind  Vereine  für  die  gesellige  Unterhal- 
tung der  jungen  Männer  aus  den  gebildeten 
Kreisen  überhaupt  gestiftet  (wie  z.  B.  der 
Verein  >Excelsior  in  Hamburg)  oder  es 
ist  deu  besonderen  Bcrufsklassen  (Kellner, 
Bäcker)  eine  besondere  Fürsorge  zugewen- 
det. Erwähnenswert  sind  namentlich  die 
neuerdings  gegründeten  Soldatenheime  (Metz, 
Strassburg,  Cöln,  Diedenhofen).  Ein  we- 
sentlicher Fortschritt  liegt  endlich  darin, 
dass  man  sich  in  stärkerem  Masse  als  bisher 
der  schulentlassenen  Jugend  von  14 — IS 
Jahren  annimmt  durch  Bildung  von  eigenen 
Jugendabteiinngen  oder  Jugendvereinen  und 
Lehrlingsheimen  (in  Stuttgart,  Leipzig, 
Magdeburg,  Hannover  u.  s,  w.).  In  Berlin 
besteht  seit  11)00  auf  nur  humanitärer 
Gruudlagc  ein  » Deutscher  Centraiverein  zur 
Fürsorge  für  die  schulentlassene  Jugend  <- 
mit  weit  umfassenden  Zielen  und  einem  treff- 
lich redigiertem  Organ  >Die  Jugendfürsorge, 
Centraiorgan  für  die  gesamten  Interessen 
der  Jugendfürsorge*.  ,  heran sgegeben  von 
Franz  l'agel. 

Der  erste  katholische  Jünglingsverein, 
Gesellen  verein  genannt,  entstand  1845 
in  Elberfeld  durch  Vikar  Kolping,  dessen 
Schrift  Der  Gesellen  verein«  1849  die 
weitere  Verbreitung  auregte.  Gegenwärtig 
zählt  die  Charitas  (IV,  230)  in  Deutsch- 
land 745  Vereine  mit  etwa  125000  Mit- 
gliedern. Den  evangelischen  Herbergen  zur 
Heimat  entsprechend  wurden  Gesellen hospize 
gegründet,  deren  jetzt  etwa  200  bestehen. 
Ein  Verzeichnis  der  katholischen  Jugond- 
vereinigungen  findet  sich  Charitas  V,  269. 

Was  die  Jünglingsvereine  für  die  männ- 
liche Jugend,  das  erstreben  die  Jung- 
franeuvereine  für  die  weiblicho  Jugend 
der  dienenden  Stände,  für  die  Dienstmäd- 
chen, die  Ijadnerinnen  und  die  in  ähnlicher 
Stellung  befindlichen  jungen  Mädchen.  Sie 


gestalten  sich  vornehmlich  als  Sonntagsver- 
eine zu  dem  Zwecke,  den  jungen  Mädchen 
an  den  Sonntagen  eine  ihren  Verhältnissen 
entsprechende  gesunde  und  förderliehe  Ge- 
meinschaft zu  bieten  und  sie  vor  allerlei 
verderblicher  Geselligkeit  zu  bewahren.  Da- 
ran scliliessen  sich  auch  wohl  Zusammen- 
künfte an  einem  Abende  der  Woche,  die 
zugleich  der  Fortbildung  in  weiblichen  Ar- 
beiten dienen  sollen.  Diese  Vereine  sind 
bis  jetzt  noch  wenig  organisiert,  sie  tragen 
mehr  noch  als  die  Jünglings  vereine  einen 
fliessenden  Charakter,  so  dass  eine  Statistik 
derselben  kaum  möglich  ist.  Sie  sind  aber 
überall  im  Zunehmen  begriffen,  namentlich 
da,  wo  Gemeindeschwestern  angestellt  sind 
und  es  als  ihren  Beruf  ansehen,  die  weib- 
liche Jugend  um  sich  zu  sammeln ;  auch 
wird  neuerdings  ein  Znsammenschluss  der 
Vereine  erstrebt.  Der  Förderung  dieser 
Arbeit  dient  der  '•Vorständeverband  der 
evangelischen  Jungfrauenvereine  Deutsch- 
lands ,  der  einen  besonderen  Vereinsgeist- 
lichen  angestellt  hat  und  eine  monatlich  «-schei- 
nende Zeitschrift  »Fürsorge  für  die  weib- 
liche Jugend',  herausgiebt.  Er  hat  seinen 
Sitz  in  Berlin. 

Auch  in  der  katholischen  Kirche  finden 
sich  zahlreiche  Vereine  ähnlicher  Art  unter 
verschiedenen  Namen  und  ist  der  Mädchen- 
sohntz  ebenfalls  international  organisiert. 

3.  Herbergs wesen.  Schon  früh  haben 
die  .lüngltngsvereine  das  Bedürfnis  em- 
pfunden, ihren  Mitgliedern  ein  zeitweiliges 
Unterkommen  zu  bieten.  Bedeutung  ge- 
wann dieses  Streben  erst,  als  der  Professor 
Perthes  1856  seine  Schrift  »Das  Her- 
bergswesen  der  Handwerksgesellen«  heraus- 
gab und  schon  1854  die  erste  seinen  Ideeen 
entsprechende  »Herberge  zur  Heimat, 
in  Bonn  gründete.  Sein  Gedanke  war, 
wirkliche  Herbergen  zu  schaffen,  d.  h. 
Wirtshäuser  für  alle  wandernden  Gesellen, 
aber  Herbergen,  die  im  Unterschiede  von 
den  vielfach  heruntergekommenen  Herbergen 
der  Zünfte  nicht  nur  einerseits  den  Wan- 
dernden ein  nach  allen  Seiten  hin  gutes 
Unterkommen  gewähren,  sondern  auch  einen 
christlichen  Charakter  tragen .  von  einem 
christlichen  Hausvater  geleitet  werden  und 
eine  christliche  Hausordnung  haben,  dio 
keine  Unmässigkeit  duldet,  kein  Kartenspiel 
u.  dgl.  und  den  Gästen  gestattet,  an  den 
Hausandachten  teilzunehmen,  ohne  dass  je- 
mand dazu  gezwungen  würde.  Der  Gedanke 
fand  Anklang,  und  anfangs  langsam,  dann 
immer  rascher  erfolgte  die  Gründung  von 
Herbergen  zur  Heimat-  in  ganz  Deutsch- 
land. Bis  zum  Jahre  1862  entstanden  deren 
10,  18*3  war  die  Zahl  schon  auf  161  mit 
7901  Betten  gewachsen.  Dann  folgte  ein 
schnelleres  Wachstum  in  Verbindung  mit 
der  Entstehung  der  Arbeiterkolonieen  und 
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Verpflegungsstationen.  Einzelne  der  damals  |  Mission  in  Bielefeld  1881  den  Godauken 
entstandenen  Herbergen  sind  später  wieder  einer  Arbeiterkolonie  und  verwirklichte 


eingegangen.  Es  bestanden  1899  in  ganz 
Deutschland  457  Herbergen  zur  Heimat  mit 
rund  18000  Betten.  In  diesen  hatten  1898 
verkehrt  1654475  Personen  in  3177  511 
Schlaf nächten ,  daruuter  1622125  Durch- 
reisende und  32350  Kostgänger. 

Schon  diese  Zahlen  beweisen,  welche 
Bedeutung  die  Institution  für  die  wandernde 
Jugend  unseres  Volkes  gewonnen  hat.  Seit 
einigen  Jahren  sind  die  oinzelnen  Herbergen 
zu  Herbergsverbänden  und  diese  wioder  zu 
dem  deutschen  Herbergsvereine  zusammen- 
geschlossen.   Der  Wert  dieser  Verbände 


ihn  1882  durch  die  Gründung  von  Wilhelms- 
dorf in  der  Senne.  Die  Kolonie  sollte  ar- 
beitslosen, aber  arbeitswilligen  Männern  Ar- 
beit bieten,  um  ihnen  wieder  zu  einer  ehr- 
lichen Existenz  zu  helfen.  Aufgenommen 
;  wird ,  soweit  der  Raum  reicht  und  falls 
1  nicht  Einzelne  ihres  Verhaltens  wegen  von 
der  Aufnahme  in  die  Kolonieen  überhaupt 
ausgeschlossen  sind,  jeder,  der  siel»  der 
Hausordnung  unterwirft  Durch  seine  Ar- 
beit verdient  er  anfangs  seinen  Unterhalt 
und  die  ihm  gelieferte  Kleidung,  später  einen 
Tagelohn,  der  ihm  aber  erst  beim  Verlassen 


liegt  nicht  bloss  darin,  dass  sie  eine  gleich- 1  der  Kolonie  ausgehändigt  wird.  Durch  Zucht 
raässige  Ordnung  in  allen  Herbergen  des  und  Ordnung  sucht  mau  die  Aufgenommenen 


Verbandes  sicherstellen,  sondern  vor  allem 
darin,  dass  sie  die  Gründung  neuer  Her- 
bergen anregen  und  fördern  und  so  dem 
Ziele  zustreben,  ganz  Deutschland  mit  einein 
Netze  solcher  Herbergen  zu  umspannen  und 
damit  dem  Wandernden  die  Möglichkeit  zu 
schaffen,  überall  in  solchen  Herbergen  ein- 
zukehren, ein  Ziel,  das  in  einzelnen  Gegenden 
unseres  Vaterlandes  schon  erreicht  ist.  Wich- 
tig ist,  dass  neuerdings  mit  vielen  Herbergen  \  Provinz  Hannover; 
eine  Stellenvermittelung  verbunden  und  eine  j  Schleswig  -  Holstein ; 
Herbergssparkasse  (in  177  Herbergen)  ein- 
gerichtet ist.  Die  einzelnen  Herl»ergen  wer- 
den seitens  der  Verbände  regelmässig  visitiert. 

Weniger  zahlreich,  weil  der  Natur  der 
Sache  nach  weniger  ein  Bedürfnis,  sind  die 
Mügd  eher  bergen.  Ks  bestehen  ihrer 
gegenwärtig  132,  meist  in  den  grosseren 
Städten.  Sie  wollen  den  in  der  Stadt  einen 
Dienst  suchenden  Mädchen  sowie  denen,  die 


wieder  an  ein  regelmässiges  Leben  zu  ge- 
wöhnen, durch  christliche  Einwirkung  sie 
sittlich  zu  heben.  Dem  Bewährten  hilft  man 
zu  einem  seinen  Fähigkeiten  entsprechenden 
Fortkommen.  Kaum  je  hat  ein  Gedanke 
christlicher  Liebe  so  rasch  Boden  gefasst 
wie  der  der  Arbeiterkolonie.  Bereits  1883 
wurden  fünf  weitere  Kolonieen  nach  dem 
Muster  von  Wilhelmsdorf  eröffnet  (Kästorf, 

Kickling,  Provinz 
Fried  riehswille, 
R.-B.  Frankfurt  a.  O.,  Dorn  ah  of  in  Württem- 
berg und  S  e  y  d  a ,  R.-B.  Halle  a.  S.).  Gegen- 
wärtig bestehen  in  Deutschland  32  Arbeiter- 
kolonieen,  daruuter  29  ländliche  mit  Aeker- 
baubetrieb,  3  städtische,  (Berlin,  Magdeburg 
und  Hamburg)  mit  industriellem  Betrieb. 
Die  erste  katholische  Arbeiterkolonie  ent- 
stand 1880  in  Elkenroth,  Rheinprovinz,  dann 
folgten  Maria- Veen  in  Westfalen,  Hohenhof 


zeitweilig  ausser  Dienst  sind,  ein  Unter-  \  in  Schlesien  und  Urft,  Rheinnrovinz.  Die 
kommen  bieten,  das  sie  vor  Versuchung ;  Kolonieen  sind  zu  einem  Verbände ;  zusammen- 
seh ützt  und  ihnen  durch  das  damit  ver- 
bundene Vermietungsburean  die  Möglichkeit 
schaffen,  einen  guten  Dienst  zu  erhalten. 
Meist  nehmen  sie  auch  alleinstehende  junge 
Mädchen  als  Kostgängerinnen  auf.  Anders- 
wo sind  für  solche  eigene  Anstalten  (Fabrik- 
arbeiterin neitherttergen ,  Mädchenheime)  er- 
richtet, wie  z.  B.  eine  treffliehe  in  Stutt- 
gart.    Besonders  thätig  sind  auf  diesem 


blossen,  der  in  der  Zeitschrift  »Die  Ar- 
beiterkolonie* (seit  1898  führt  sie  den  Titel 
»Der  Wanderer«)  sein  Organ  hat  und  dafür 
Sorge  trägt,  dass  in  allen  Kolonieen  die- 
selben Grundsätze  befolgt  werden.  In  den 
32  Kolonieen  sind  gegenwärtig  3514  Plätze 
vorhanden.  Aufgenommen  wurden  in  den- 
selben seit  ihrem  Bestehen  118185  Per- 
sonen, im  Monat  August  1900  betrug  der 


Gebiete  die  Vereine  der  Freundinnen  junger  j  Bestand  1845.  Der  Aufenthalt  in  der  Kolonie, 
3Iädehen.  j  der  anfangs  kurz,  etwa  auf  drei  Monate  be- 

4.  Arbeiterkolonieen  und  Verpfle- .  messen ,  gedacht  war,  ist  allmählich  ein 
gruigastationen.  Die  Herbeigen  sind  nur '  länger  dauernder  geworden.  Dementsprechend 
für  zahlungsfällige  Gäste ;  die  Frage  musste '  ist  die  erziehliche  Seite  in  den  Kolonieen 


sich  aufdrängen,  wo  sollen  die  bleibeu,  die 
nicht  zahlen  können?  Die  Fiage  wurde 
immer  unabweisbarer,  als  mit  dem  Nieder- 
gange der  Industrie,  der  auf  die  Oründer- 

r'ode  der  siebziger  Jahre  folgte,  die  Zahl 
arbeitslos  auf  der  Laudstrasse  sich  um- 
hertreibenden  Leute  (man  schlug  ihre  Zahl 
um  1880  auf  200  <XH)  an)  immer  grösser 
wurde.  Da  entwickelte  Pastor  v  o  n  B  o  d  e  1  - 
schwingh  auf  einer  Konferenz  für  innere 


mehr  in  den  Vonlergrund  getreten,  eine 
Einteilung  in  Familien  (jüngere  und  ältere, 
tiefer  gesunkene  und  nur  arbeitslose  Männer) 
ist  meist  durchgeführt.  Durch  gerichtliches 
Erkenntnis  ist  festgestellt,  dass  durch  den 
Aufenthalt  in  einer  Kolonie  ein  Unter- 
stützungswohnsitz nicht  erworben  wird.  Der 
Plan  des-  Pastors  <  ■ronemeyer  in  Bremer- 
liafen,  die  Kolonisten  dauernd  anzusiedeln, 
ist.  nicht  durchführbar  gewesen.  Dagegen 
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hat  Pastor  von  Bodelschwingh  im  Wietings- 
moor  zwischen  Diepholz  und  Sulingen  (Prov. 
Hannover)  unter  dem  Namen  »Freistadt« 
eine  Wohlfahrtskolome  gegründet,  in  der 
bei  industrieller  Notlage  grossen  Mengen 
Arbeitsloser  Arbeit  geboten  werden  soll. 

Den  Arbeiterkolonieen  traten  ergänzend 
die  Verpflegungsstationen  zur  Seite. 
Vergeblieh  liatte  man  versucht,  die  Wander- 
bettelei durch  die  Antibettelvereine  zu  be- 
kämpfen. Dann  versuchte  man  es  iu 
Württemberg  mit  Suppenstationen,  1884  be- 
gann P.  von  Bodelschwingh  mit  der 
Errichtung  von  Verpflegungsstationen.  Er 
ging  von  dem  Gedanken  aus,  dass  es  grau- 
sam ist,  den  mittellosen  Wanderer  aufs 
Betteln  zu  verweisen  und  ihn  dann  doch 
wegen  Betteins  zu  bestrafen.  Dem  sollen 
die  Verpflegungsstationen  abhelfen.  Sie 
bieten  jedem  mittellosen  Wanderer  gegen 
von  ihm  zu  leistende  Arbeit  Nachtquartier, 
Mittag-  und  Abendbrot.  Die  Stationen  sollen 
so  angelegt  sein,  dass,  wenn  der  Reisende 
den  halben  Tag  wandert  und  den  lialben 
Tag  arbeitet,  er  jedesmal  eine  Station  er- 
reichen kann.  Ein  Wanderschein  soll  die 
Kontrolle  erleichtern.  Ein  mit  der  Station 
verbundener  Arbeitsnachweis  erleichtert  die 
Auffindimg  dauernder  Arbeit.  Mit  Hilfe  des 
deutschen  Herbergsvereins  einerseits,  der 
Regieningen  und  der  Kommunalbehörden 
andererseits  gelang  es  bald,  eine  grosse 
Zalü  von  Stationen  zu  errichten.  Im  Jahre 
1890  bestanden  in  den  deutschen  Staaten 
1057  Stationen,  die  zusammen  972490 
Mittagsportionen,  1871591  Abendportionen 
und  1980091  Nachtquartiere  verabfolgten. 
Völlig  durchgeführt  ist  die  beabsichtigte 
eleichmassige  Ordnung  allerdings  noch  nicht. 
Von  den  1957  Stationen  waren  in  Vereins- 
herbergen nntergebraeht  252,  in  Gasthäusern 
1073,  anderweit  032.  Die  Arbeitsforderung 
war  nur  auf  1110  Stationen  durchgeführt, 
Arlieitsuachweisstellen  gab  es  nur  an  1158 
Stationen. 

Dass  die  Einrichtung  der  Verpflegungs- 
stationen, um  die  sich  neben  1\  von  Bodel- 
schwingh besonders  der  Regierungsrat 
von  Massow  verdient  gemacht  hat,  von 
grossem  Segen  gewesen  ist,  wird  sich  nicht 
leugnen  lassen.  Dass  im  Jahre  1890  1936091 
arme  Reisende  eiu  unentgeltliches  Nacht- 
quartier gefunden  liaben,  ist  doeh  ein  schönes 
Stück  sozialpolitischer  Arbeit,  und  wenn  die 
Abnahme  der  Zahl  mit  Korrektionshaft  be- 
strafter Individuen  (1882  23808,  1890  8005 
in  Prcussen)  auch  gewiss  nicht  allein  auf 
Rechnung  der  Verpflegungsstationen  zu  setzen 
ist,  so  haben  diese  doch  mitgewirkt.  Anderer- 
seits liat  sich  aber  die  Einrichtung  nicht  so 
Itewährt  wie  die  der  Arbeiterkolonieen.  Sie 
ist  im  letzten  Jahrzehnt  nicht  vorwärts 
kommen ,   sondern  zurückgegangen. 


Sie 


Kosten ,  die  1890  im  ganzen  Deutschen 
Reiche  schon  1249409  Mark  betrugen, 
schwollen  an,  während  die  Kreiavertretungen 
beim  Aufhören  der  reichen  Zuflüsse  aus 
der  lex  Huene  nicht  mehr  so  geneigt  waren, 
Mittel  zu  bewilligen.  Eine  zweckmässige 
Verteilung  der  Stationen,  eine  gleichmäßige 
Ordnung  des  Betriebs  war  auf  dem  Wege 
der  Freiwilligkeit  nicht  zu  erreichen,  und 
der  Versuch,  die  Einrichtung  gesetzlich  zu 
regeln,  scheiterte  am  Widerspruch  des  Al>- 
geordnetenhauses.  Viele  Stationen  gingen 
ein;  ihre  Zahl  beträgt  jetzt  nur  noch  1287. 

Ucher  die  Art,  wie  zu  helfen  ist,  gehen 
dio  Ansichten  auseinander.  Die  einen  wollen 
die  Fürsorge  für  die  mittellosen  Wanderer 
berufsgenossenschaftlich  regeln,  die  anderen 
wollen  sie  verstaatlichen  oder  denken  doch 
daran,  dass  der  Staat  unter  Belassung  des 
Charakters  der  Freiwilligkeit  eine  geregelte 
Beihilfe  leistet.  Auch  der  Gedanke  ist  auf- 
getaucht und  wird  namentlich  im  Rheinlande 
eifrig  vertreten,  dass  Herbergen  und  Ver- 
pflegungsstationen kirchliche,  von  der  Ver- 
tretung der  Kirchengemeinde  geleitete  An- 
stalten werden  sollen.  Geschehen  mnss 
jedenfalls  etwas.  Es  ist  unmöglich,  das  un- 
bedingte Bettelverbot  in  §  301  des  Reichs- 
strafgesetzbuches festzuhalten  und  durch- 
zuführen, ohne  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht 
fortwährend  Tausende  in  die  Zwangslage 
kommen,  doch  betteln  zu  müssen.  Aller- 
dings ist  durch  §  28  des  Unterstützungs- 
wohnsitzgesetzes  theoretisch  dafür  gesorgt, 
aber  praktisch  ist  dieser  Paragraph  den 
mittellosen  Wanderern  gegenüber  bis  jetzt 
unausgeführt  geblieben. 

Lttteratur:  Jlesekiel,  Die  Mission  an  dm  Jüng- 
lingen, Berlin  ISty.  —  F.  Meyerlnyh ,  Ein 
Wort  an  und  über  Jüngling*-  und  Gc*ellenrerei»e, 
Hamburg  1858.  —  K  rummach  er,  Die  eran- 
gelischen  Jünglingsrereine  in  den  verschiedenen 
J Andern  der  Erde,  Elberfeld  1881.  —  Tiet- 
meyer, Die  Pra.cis  der  Jünglingsrereine,  Bremen 
1885.  —  J>.  v.  Oertzen,  Jh'r  Jünglingsrereinr 
in  Deutschland.  Heilt»  onn  1886.  —  t\  Hasset, 
Die  christlichen  Vereine  junger  Männer  in 
Deutschland  und  ihre  Aufgabe.  —  Der  Jüng- 
lingeverein, Monatsschrift.  Buchhandlung 
de*  ostdeutschen  Jünglingsbundes  Berlin.  — 
Dehn,  Die  kathol.  Gesellenrereine  in  Deutsch- 
land, Berlin  188?.  —  Sehilffer,  Adolf  Kolbing, 
I\tderbom  1X9}.  —  Rahlenbeck,  Fürsorge  ßlr 
die  weibliche  Jugend,  Gütersloh  1888.  —  W.  V. 
Watzdorf,  Die  Aufgabe  der  inneren  Mission 
gegenüber  der  Veneendung  veildicher  und  jugend- 
licher Arbeiter  in  Industrie  und  Getrerbe. 
Dreyen,  kl.  Bibliothek  für  innere  Mission,  Heß  V. 
—  Hasse,  IMtfaden  für  weibliche  Jugendpflege. 
Buchh.  des  ostdeutschen  Bundes,  Berlin.  — 
Perthes,  Das  Herbergmcrsen  der  Handwerks- 
gesellen, Gotha  JSSfi.  —  Zahlenberichte  der  Her- 
bergen zur  Heimat,  1891  (Arbeiterkolonie  1893, 
Febniar,  S.  Sjff.).  —  M*  Verhandlungen  der 
Konferenz  von  Hausrätern  in  Herbergen  zur 
Heimat  18  W  im  rauhen  Hause.  —  Cuno,  Die 
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Herberge  tur  Heimat,  Hau  und  Einrichtung  der- 
selben,Uipxig  1863.  —  Ein  französisches  Urteil 
Uber  unsere  Arbeitcrkolonieen  und  Herbergen  zur 
Heimat  (1'ebenieUung  des  Berichtes,  welchen  die 
rem  Stadtrate  in  liiris  entsandte  Kommission 
über  die  Herbergen  und  die  Verpflegungsstationen 
1892  erstattet  hat),  Gadderbaum  189S.  —  Droit* , 
Die  Herbergen  sur  Heimat,  Ratschläge,  Berlin 
1888.  —  Deutscher  Herbergsverein.  Hauptver- 
sammlungen und  Berichte  1887—1900.  —  Bert- 
hold,  Statistik  der  deutschen  ArbeiterkoUmiecn, 
lierlin  1891.  —  C.  v.  Mwutow ,  Statistik  der 
Verpflegungsstationen ,  Bielefeld  1891.  —  Die 
öffentliche  Fiirsurge.  für  die  unverschuldet  Ar- 
beitslosen, München  1890.  —  I».  AxenfeUl, 
Vereinshaus  mit  Hcrlterge  titr  Heimat  als  kirch- 
liche» Gemeindeinstitut.  Referat,  abgedruckt  Ar- 
Mterkoloitie ,  VIII.  Jahrg.,  1891,  S.  151.  — 
v,  MaMOir,  l'eber  Naturale  erjtflegungsstationen, 
Bielefeld  1886.  —  Derselbe,  Grundziige  für  di* 
geseUl.  Regelung  der  V.-St.,  Gadderbaum  1893, 
und  Entwurf  eines  Reichsgesetzes  1897.  —  Pro- 
tokolle des  Gcsamtcerbandes  deutscher  V.-St-, 
1892 — 99.  —  Die  deutschen  ArbeUerkolonieen 
und  ihr  Centrahorstand  (Charitas  III,  65), 
katholische  in  der  Endibcese.  C">ln  (Charitas  I, 
82,  129). 

Ö.  VMhom. 


Sozialistische  Theorie 

s.  Materialistische  Geschichts- 
auffassung oben  Bd.  V  S.  72")  ff. 


Soziologie 

.8.  Gesellschaft  und  Gesellschafts- 
wissenschaft oben  Bd.  IV  S.  201  ff. 


Spangenberg,  Cyriacus, 

am  7.  VI.  1528  zu  Nordhauseu  geboren,  bezog 
am  2.  II.  1642  die  Universität  W  Ittenberg,  wo- 
selbst er  ein  eifriger  Schüler  des  mit  »einem 
in  Eisleben  als  Superintendent  wirkenden  Vaters 
befreundeten  Reformators  Luther  war,  studierte 
neben  der  Theologie  auch  Philosophie  mit  solchem 
Erfolge,  dass  ihm  bald  die  Stelle  als  erster 
Magister  zuerkannt  wurde.  1546  erhielt  Spangen- 
berg, obwohl  noch  nicht  19  Jahre  alt,  eine 
Lehrerstelle  am  Kislebencr  Gymnasium,  neben- 
bei mit  grossem  Eifer  historische  Stndien  treibend. 
Nach  dem  Tode  seines  Vaters  trat  Spangenberg 
tlööU)  ins  geistliche  Amt  über,  wurde  1553 
Diakonus  zu  Mansfeld,  1559  Gencraldekan  und 
Hofprediger,  machte  1565  -  66  eine  Reise  nach 
Holland,  verwickelte  sich  dann  in  zahllose  theo- 
logische Streitigkeiten,  wurde  1575  als  ein 
Flacianer  abgesetzt  und  der  Stadt  verwiesen, 
ging  nach  Sangerhausen  und  floh  von  hier  1577 
nach  Strasburg.  Bis  1581  hier  ohne  Amt. 
wurde  ihm  in  diesem  Jahre  in  dem  oberhessi- 
.schen  Städtchen  Schlitz  iSchlitzscci  ein  Pfarr- 


amt übertragen,  wo  er  fast  10  Jahre  lang  wirkte, 
viele  chronikalische  und  theologische  Schriften 
veröffentlichte,  dann  aber  wieder,  wegen  seiner 
Lehre  von  der  Erbsünde,  1590  fliehen  musste. 
Spangenberg  zog  abermals  nach  Strasburg, 
ergriff  hier  mündlich  und  schriftlich  in  MUnz- 
und  Kalenderfragen  das  Wort  und  starb  dort- 
selbst  am  10.  II.  1604. 

Von  den  sehr  zahlreichen  Schriften  und 
handschriftlichen  Hinterlassenschaften  Spangen- 
bergs interessieren  den  Staatewirt  hauptsächlich 
seine  als  Anhang  zu  Friesens  ,,  Müntzspiegel J 
(ß.  u.)  veröffentlichten  Auslassungen  über  das 
Münzweseu  und  die  in  seinen  moralisierenden 
theologischen  Streitschriften:  r  Adelsspiegel', 
.Ehespiegel",  -Jagteuffel*  etc.  niedergelegten 
damaligen  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Anschauungen.  (Beispielsweise  handelt  die 
19.  Brautpredigt  seines  rEhespiegelsu  [s.  n.J 
von  dem  „Brauch  zeitlicher  Güter  ',  von  rVihe- 
zucht,  Hunden,  Nachbawrn  Viehe,  Aecker, 
Wysen .  Gärten ,  Weinbergen",  von  „Anderer 
Leute  Eckert  von  „Korn,  Getreyde  und  Für- 
käuffern  von  Getrevde",  von  rZinse,  Renthe, 
Tägliche  uotturfft,  Bawsucht,  Wolleben,  Gaste- 
reyen"  etc.).  Auch  die  umfangreichen  Chro- 
niken Spangenbergs  bieten  dadurch  manches 
Staats  wissenschaftliche  Interesse,  das»  dieselben 
viele  Detailforschungen  volkswirtschaftlicher  und 
haus  wirtschaftlicher  Natur  enthalten  und  bei- 
spielsweise sich  auf  Ehestiftuugcn,  Kaufbriefe, 
Schuldverschreibungen,  Gevatterbriefe,  Butter- 
nnd  Eierbriefe,  I^eibgeding  und  Vermahnungs- 
briefe.  Rechnungen  etc.  stutzen. 

W  i  1  h  e  1  m  R  o  s  c  h  e  r  findet  in  den  Schriften 
Spangenbergs  den  „sehr  charakteristi- 
schen Anfang  der  späteren  populär- 
t  h  e  o  1  o  g  i  s  e  h  e  u  Nationalökonomik'4 
i^Gesch.  d.  N.-O.  S.  167)  und  rechnet  Spangen- 
bergs Müuz-Traktat  (Deutsche  Nationalfikonomik 
von  der  Gräuzscheide  etc.  S.  10  ff.)  zu  den  „merk- 
würdigsten Proben  der  damaligen  tiefen  Ge- 
sunkenheit  auch  der  volkswirtschaftlichen  Ein- 
sicht .  .  .  Dieses  Büchlein,  von  einem  zu  seiner 
Zeit  recht  berühmten  Manne  herrührend,  ist  ein 
j  wahres  Meisterstück  wohlmeinenden ,  aber  un- 
wissenden und  anmasslichen  Pastorenthums"'.  — 
1  J.  B.  v  o  u  R  o  h  r  i  s.  d.  oben  Bd.  VI  S.  457  ff.)  findet 
in  den  Spangenbergischen  Chroniken,  insbesondere 
in  der  (iuerfurthiscb.cn,  Angaben  über  die  da- 
malige Verwaltung  der  Wälder  und  Gehölze. 

Von  den  Spangenbergschen  Schrif- 
iten  führen  wir  hier  auf:  Nützlicher  Traktat 
i  vom  rechten  Brauch  und  Missbrauch  der  Müntzen 
I  i  hinter  Tilemann  Friesens  Müntzspiegel,  Frauk- 
I  furt  a.  M.  1592,  S.  209-  265).   (Nach  Roschers 
Angaben  einige  Sätze:  pDas  Geld  soll  eine  Er- 
1  mahnung  und  Erinnerung  sein,  nicht  allein  zu 
gedenken  dessen,  der  die  Müntze  gesclüagen, 
der  Zeit,  wann  sie  geschlagen  und  ihres  Wertes, 
'  sondern  viel  mehr  der  Gerechtigkeit,  gleich  und 
richtig  damit  umzugehen,  und  das  Geld  zu 
geben  und  zu  nemen,  wie  wir  wollten,  das  ein 
ander  geben  oder  von  uns  nemen  sollte."  Di« 
Münze  ist  erfunden,  damit  man  „in  allerley 
Handeln  besser  zu  und  von  einander  kommen 
möchte-.   Am  naivsten  ist  die  Erklärung  des 
Münz -Gepräg  es.     Der  Ochse    auf  vielen 
Münzen:  „Ut  eine  Mahnung,  Gelt  und  Kanf- 
hundel  nicht  zu  hoch  zu  lieben,  dRss  sie  darumh 
!  den  Ackerbau  wollen  anstehen  lassen.   Ja  viel- 
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mehr  zu  bedenken,  wenn  der  Ackerban  nicht 
thct,  dass  man  auch  nicht  viel  Gelt  haben  oder 
ohne  den  Ackerbau  «las  Gelt  wenig  nütze  sein 
würde;  denn  was  hülff»'  es  einen,  wenn  er 
gleich  alle  Beutel  und  Kasten  voll  Geltes  und 
doch  kein  Korn  noch  Brot  hette!-  Das  Schaf 
auf  jüdischen  nnd  arabischen  Münzen  soll  „an 
das  einige  wäre  Schlachtlemlin,  Je«uiu  Christum, 
erinnern".  —  Der  Münzobrigkeit  soll  in 
Nutfällen  eine  „Steigerung  oder  Ringerung-  der 
Münze  erlaubt  sein,  so  viel  wie  möglich  „ohne 
merklichen  Schaden  des  gemeinen  Nutzens". 
Als  Missbranch  der  Münze  wird  zuerst  die 
obrigkeitliche  Münzverringernng  getadelt,  frei- 
lich nur  aus  dem  (Matthesiusschcn)  Grunde: 
„wenn  Schrott  und  Korn  »ich  endert,  so  endern 
sich  gemeiniglich  auch  Schlag  und  Ueberschrifft, 
und  gibt  uewe  Herrschaft."  Zu  den  weitereu 
Münzregalmissbräucben  rechnet  Spangenberg 
auch  die  zu  jeuer  Zeit  üblichen  Fimtuzqnellen : 
Regieruui?smouopole,  übermässige  Frondienste, 
Geldstrafen,  Begnadigungen  für  Geld  etc.  Unter 
den  Missbritnchen  auf  Seiten  der  Uuterthaneu 
wird  aller  Art  Habgier.  Hartherzigkeit,  Mammon- 
dienst, am  ausführlichsten  Kirchenraub,  femer  j 
Vergrabung  des  Geldes,  Knauserei  gegeu  die 
eigenen  Kinder  etc.,  Aemterkauf.  Abfasswesen; 
zuletzt  aber  nur  ganz  in  der  Kürze  das  Kippen, 
Wippen  und  Falschmünzen  erwähnt.) 

Ferner  in  chronologischer  Reihenfolge:  Von 
d«  r  Gastfreyheit,  Leipzig  1553.  Formularbüch- 
lcin  der  alten  Adamssprache,  Eisleben  1555, 
1562.  1563,  1564;  Leipzig  171i>.  (Von  Kembe 
in  11  herausgegeben ,  Dresden  1887.)  —  Zwo 
Predigten  vom  Almosen  geben,  Strassburg  1560. 

-  Jagteuflei,  Bestendiger  vnd  Wolgegründeter ' 
berieht,  wie  ferrn  die  Jagten  reehtmessig,  vnd  i 
zugelassen.  Vnd  widerumb,  warinn  sie  jetziger' 
zeit  dass  rnehrerntheils  Gottlos*,  gewaltsam,  I 
vnreebt,  vnd  verdammlicb  seind,  Vnd  derhalben  ' 
billich  vnderlassen.  oder  doch  geendert  werden 
sollen.  Eislebeu  15(i0.  1561 ;  Frankfurt  a.  M. 
15<i0.  1562  u.  1566;  Worms  lößl.  (Im  ganzen 
sind  nach  Schröder  1<I  Auflagen  erschienen.)  — 
Vom  Sauf-.  Fluch-,  Spiel-  und  TanztenfTcl,  1561. 
(Neu  herausgegeben.  I Dresden  1N86.)  —  Ehe- 
spiegel, das  ist.  Alles  was  von  dem  heylige 
Ehestaude,  nutzliches,  nötiges,  vnnd  tröstliches 
mag  gesagt  werden.  In  LXX  Braut  predigten, 
zusammen  verfasset,  Eisleben  1561,  1562;  Strass- 
burg 1563,  1567.  1578,  1589.  -  Fürstliche 
Oberherrlichkeit  .  .  .  vom  rechtmässigen  Jagen, 
Pforzheim  1561.  —  Geistliche  Wirtschaft  oder 
christliches  Wohlleben,  Eisleben  1562;  Erfurt 
1;')65,  1572.  —  Vorrede  zu  Wolfg.  Katiffmanns 
_Vom  Wucher-,  Eisleben  1565.  —  Desgl.  zu 
Atidr.  Hoppenrods  „Wider  den  Hurentenffel", 
15<i5.  Desgl.  zu  Thom.  Kosarius  „Fürsteii- 
spiegel",  1566.  -  Desgl.  zu  Zach.  Kempes 
„Mutterliebe-,  1567.  Von  Frau  Hoffart  und 
ihren  Töchtern  .  .  .  In  Westphals  „Wider  den 
Hoffahitsteuffel-.  Eisleben  1566.)  -  Adelsspiegel. 
Historischer  Bericht:  Was  Adel  sey  und  heis.se, 
woher  er  komme,  wie  mancherley  er  sey,  und 
was  denselben  ziere  und  erhalte,  auch  hingegen 
verstelle  und  schwäche.  1  Bde.,  Schmalkalden 
15*11—1)4.  —  Vom  neuen  corrigirteu  Calender. 
15JC2. 

Ferner  an  Chroniken:  Cronigk  der  Stadt 
Sangerhausen,  1855.  —  Mansfeldische  Chronica. 
Eisleben  1572.  —  Sächsische  Chronica,  Frank- 


furt a.  M.  1683,  1585.  —  Querfurtische  Chronica. 
Erfurt  1590.  —  Hennebergische  Chronica,  Strass- 
burg 1599.  (Dieselbe,  herausgegeben  von  J.  L. 
Heim,  Meiningen  1755,  1767  und  1776.) 

Vgl.  Uber  Cyriakus  Spangenberg: 
Roscher,  Die  deutsche  NationalOkonomik  an 
der  Griinzscheide  des  sechzehnten  und  sieb- 
zehnten Jahrhunderts,  Leipzig  1862,  S.  10  ff., 
82.  Derselbe,  Gesch.  d.  Nat,,  S.  167,  243. 
Derselbe,  Syst.  III.  8  40.  Christian 
Gott  lieb  Jöcher,  Compendiöses  Gelehrten- 
Lexikon,  Leipzig  1726.  Bd.  II,  Sp.  1110.  Joh. 
G  e  o  rg  L  e.  u  c  k  f  c  1  d .  Historia  Spaugenbergensis, 
oder  historische  Nachricht  von  dem  Leben,  Lehre 
nnd  Schriften  Cyr.  Spangenbergs,  Quedlinburg 
nnd  Aschersleben  1712.  (Leuckfeld  bemerkt  in 
seiner  Vorrede,  dass  bereits  Adami,  Witte, 
Fecht  und  M  (Jhse  die  ..Historia  dieses 
Mannes  aufzeichneten-.)  Edward  Schröder 
in  der  „Deutschen  Biographie-,  Bd.  XXXV,  S. 
37—41.  H.  Rembe,  Erneuerung  von  Cyr. 
Spangenhergs  Formnlarbüchlein  der  alten  Adams- 
spracbe.  Mit  Lebensbeschreibung  Spaugenhergs 
nnd  einem  Verzeichnis  seiner  Werke,  Dresden 
1887.  (Der  Verfasser  erklärt  in  der  Vorrede, 
dass  er  „in  nicht  allzulanger  Zeit  ein  grösseres, 
auf  weitgehende  bibliothekarische  und  archi- 
valisehe  Studien  gegründetes  Werk  über  Spangeu- 
bergs  Leben,  Schriften  und  Zeitgenossen  zu 
veröffentlichen  gedenke.-.)  Derselbe,  Brief- 
wechsel des  Cyr.  Spangeuberg  I,  1550—1584, 
Dresden  18c8.  Goedecke,  Grundriss  zur  Ge- 
schichte der  deutschen  Dichtung.  Bd.  II.  Dresden 
1886,  S.  174,  1114,  »63,  480.  Varreutrapp, 
Hermann  von  Wied,  Beil.,  S.  50 ff.  Hermann 
Wagener,  Staats-  nnd  Gesellschaftslcxikon, 
19.  Bd.,  Berliu  1865,  S.  406.  Samuel  Baur, 
Neues  historisch-biographisch-litterarisches  Hand- 
wörterbuch, Bd.  V,  I  lm  1810,  S.  130.  Carl 
Julius  Böttcher,  Germania  Sacra,  Leipzig 
1874,  S.  217.  220,  258.  288,  299,  704.  1237, 
1263.  Göttingische  (felehrtc  Anzeigen. 
1S22.  (Besprechung  seines  „Adelsspiegels-),  S. 
1304.  J.  B.  v.  Rohr,  Compendieuse  Hans*- 
haltungs-Bibliothek,  Uipzig  1716,  S.  2H3. 

Schmidt. 


Spanndienste 

Ha  u  e  r  n  h e  f  r  e  i  u  n  g  oben  Bd.  II  S.  im  ff. 


Sparkassen. 

1.  Begriff.  Zweck.  Rechtliche  Natur.  2. 
Geschichtliches.  3.  Volkswirtschaftliche  und 
sozialpolitische  Bedeutung.  4.  Einrichtung  und 
neuere  Reformen.  5.  Das  Kreditwesen.  6.  Ge- 
setzliche Regelung  in  verschiedenen  Ländern. 
Statistik. 

1.  Bejfriff.  Zweck.  Rechtliche  Natur. 

Sparkassen  sind  Anstalten  für  die  einheit- 
liche Verwaltung  und  verzinsliche  Anlegung 
kleiner  Geldbeträge.  Sie  halben  den  Zweck, 
durch    sichere    Aufliewahrung    und  zins- 


Handwörterbuch  der  Staatawlsscnxcbaflen.   Zweit«  Aullage.    VI.  54 
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tragende  Anlage  vou  Barerfibrigungen  den 
wirtschaftliehen  Sinn  der  Bevölkerung  zu 
heben.  Insl>esondere  sollen  sie  den  Ange- 
hörigen der  minderbemittelten  Volksklassen 
ermöglichen,  ffir  sich  und  die  Ihrigen  den 
Vermögensbesitz  zu  vermeliren  und  in  guter 
Zeit  einen  Notpfennig  ffir  schwere  Zeiten 
zu  sammeln.  Sie  heben  daher  den  mora- 
lischen Zustand  des  Volkes,  indem  durch 
sie  der  Sinn  ffir  Sparsamkeit  und  Fleiss 
geweckt  und  die  Ansammlung  von  Fonds 
für  Notfälle  befördert  wird.  Sie  kenn- 
zeichnen sich  dadurch  als  Wohlfahrtsveran- 
staltungen von  hoher  Bedeutung,  befördern 
aber  zugleich  die  Ansammlung  des  pro- 
duktiven Kapitals,  indem  sie  eine  gewaltige 
Menge  von  kleinen  ErsjKirnissen  vereinigen, 
welche  anderenfalls  in  ilirer  Zersplitterung 
dem  Verbrauch  anheimfallen  und  damit 
einer  produktiven  Verwendung  entzogen 
werden  würden.  Sie  werden  hierdurch  zu 
Kreditinstituten,  welche  in  gleicher  Weise 
wie  die  Banken  und  ahnliche  Anstalten 
zwischen  KapitalangeW  und  Nachfrage  im 
kleinen  eine  bedeutsame  Vermittelung  be- 
sorgen. Nach  dem  finanztechnischen  Sprach- 
gebrauche sind  die  Sparkassen  Depositen- 
banken, unterscheiden  sich  aber  "wesent- 
lich von  allen  anderen  Bankanstalten  da- 
durch, dass  sie  nicht  Erwerbsuuternohmungen 
sind,  sondern  dass  ihr  Zweck  ein  lediglich 
humanitärer,  auf  die  Förderung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  mittleren  und 
unteren  ßevölkerungsklassen  gerichteter  ist. 
Namentlich  wird  in  neuerer  Zeit  unter 
strenger  Erfassung  der  humanitären  Mission 
der  Sjiarkassen  ein  Haupt  wert  darauf  gelegt, 
dass  ein  möglichst  timfassender  Teil  der 
durch  die  S[wireiulagen  angesammelten  Ka- 
pitalien im  Wege  des  Kredits  jenen  Be- 
völkerungsklassen wieder  zugeführt  wird, 
aus  deren  Mitte  die  Einlagen  zusammen- 
geflossen sind. 

Die  genannten  volkswirtschaftlichen  Auf- 
galten der  Sparkassen  finden  Ausdruck  in 
den  meisten  deutschen  Sparkassenstatuten, 
oder  auch  in  den  Gesetzen,  welche  das 
Sjiarkassenwesen  einer  Regelung  unterzogen 
haben.  So  heisst  es  in  dem  heute  noch 
giltigen  Preussisehen  Sparkassenreglement 
vom  12.  Dezember  \$'AH  in  §  4  ib.:  Es  ist 
darauf  zu  sehen,  dass  die  Einrichtung  selbst 
hauptsächlich  auf  das  Bedürfnis  der 
ärmeren  Klasse,  welcher  Gelegenheit  zur 
Anlegung  kleiner  Ersparnisse  gegelien  werden 
soll ,  berechnet  und  der  Veranlassung 
zur  Ausartung  der  Anstalt  vor- 
gebeugt werde.* 

Schon  die  Hamburger  Sparkasse  von 
1787  w u nie  errichtet  »zum  Nutzen  geringer 
fleissiger  Personen  Ijciderlei  Geschlechts, 
als  Dienstboten.  Tagelöhner,  Handarbeiter, 
Seeleute  u.  s.  w.,  um  ihnen  Gelegenheit  zu 


geben,  auch  bei  Kleinigkeiten  etwas  zurück- 
zulegen.« Neuere  Gesetze,  z.  B.  das  ba- 
dische und  das  elsass-lothringische  Spar- 
kassengesetz, halien  diese  Zweckbestimmung 
zwar  nicht  im  Gesetze  selbst,  dagegen  in 
den  Motiven  oder  in  Deklarationen  (für 
Baden  Min.-Erl.  v.  23.  September  1880)  zum 
Ausdruck  gebracht. 

Die  Natur  der  Sparkassen  als  im  öffent- 
lichen Interesse  errichteter  Anstalten 
macht  erklärlich,  dass  dieselben  in  den 
meisten  I  Andern  vorwiegend  oder  aus- 
schliesslich als  Anstalten  von  Gemeinden 
und  Gemeindeverbänden  vorkommen.  Dies 
ist  namentlich  in  Preussen  und  Frankreich 
der  Fall.  In  einigen  lAndern  errichtete 
auch  der  Staat  seihst  die  Kassen,  so  in 
Oldenburg,  im  Fürstentum  Lippe  und  Heuss 
j.  in  Braunschweig,  in  Belgien,  Luxemburg, 
Rumänien,  Serbien  und  Russland  In  den 
letzten  40  Jahren  traten  hinzu  die  Post- 
sparkassen, in  Frankreich  als  Staatsanstalten, 
als  caisse8  nationales  d'epargne  bezeichnet, 
im  Gegensatz  zu  den  übrigen,  welche  caisses 
d'epargne  priveos  (onlinaires)  genannt  wer- 
den. Die  Darstellung  der  Postsparkassen, 
welche  in  einer  Reihe  von  europäischen  und 
ausseivurepäisehen  Ländern  eine  grosse  Be- 
deutung erlangt  haben,  soll  indes  nicht  in 
den  Bereich  dieser  Darstellung  gezogen 
wenlen. 

Die  Sparkassen  erscheinen  im  übrigen 
aber  als  Anstalten  d es  ö f  f  e n 1 1 i c h e n 
Rechts«  deren  Errichtung  regelmässig  von 
staatlicher  Genehmigung  abhängt  und  deren 
Betrieb  der  Staatsaufsicht  zu  unterstehen 
pflegt.  Ihre  Verfassung  ist  dabei  nach  ihrer 
besonderen  Entstehungsart  oder  allgemein 
nach  dem  Verwaltungswege  des  l>etreffen- 
den  Staates,  dem  sie  angehören,  verscliieden. 
Entweder  sind  sie.  wenigstens  in  Deutsch- 
land, nur  Abteilungen  und  besonders  ver- 
waltete Massen  des  Vermögens  der  sie 
stiftenden  und  unterhaltenden  öffentlichen 
Korporationen,  der  liandgenieinden,  Städte. 
Kreise  und  sonstigen  weitereu  Kommunal- 
verlände  oder  aber  selbständige  Ver- 
mögensmassen, eigene  juristische  Persönlich- 
keiten, auf  deren  Verwaltung  und  Nutzung 
den  Komtnunalverwaltungen  nur  gewisse  An- 
rechte zustehen.  letzteres  z.  B.  in  Baden : 
■>Die  mit  Geineindchürgschaft  versehene 
Sparkasse,  deren  Satzuugen  staatlich  ge- 
nehmigt sind,  ist  weder  eine  Privatanstalt 
noch  eine  Anstalt  der  Gemeinde  in  dem 
Siune,  dass  ihr  Vermögen  zum  Vermögen 
der  Gemeinde  gehört,  sondern  eine  öffent- 
liche Anstalt  mit  eigener  Juristischer  Per- 
sönlichkeit.« Desgleichen  die  S]jarkasse  der 
Iwmdesbank  zu  Wiesbaden  nach  den  GG.  v. 
25.  Dezember  18G0  und  20.  August  ISKi. 
Auch  in  Elsass-Lothringen  sind  die 
Sparkassen  nach  dem  G.  v.  J4.  Juli  180.*> 
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ergänzt  durch  GG.  v.  12.  Mai  und  24.  No- 
vember 1897)  selbständige  öffentliche  An- 
stalten mit  juristischer  Persönlichkeit  (Rechts- 
fähigkeit). Die  Gemeinde  tritt  durch  die 
Uebernahme  der  Bürgschaft  für  die  Spar- 
kasse nur  in  das  Verhältnis  eines  Bürgen 
mm  Hauptschiüdner. 

Trotz  der  Unterstellung  der  Sparkassen 
unter  das  öffentliche  Recht  unterliegen  sie 
jedoch  hinsichtlich  ihrer  Rechtsgeschäfte  dem 
Privatrechte.  In  Deutschland  bestimmt  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  im  Art.  99  noch  in 
«lieser  Richtung  ausdehnend,  dass  die  landes- 
gesetzlichen  Vorschriften   über  die  öffeut- 


meinden  oder  auch  vom  .Staate  garantierte  An- 
stalten bilden. 

2.  tietthichtlichea.  Nach  de  Malarce 
wurde  der  Gedanke  zur  Errichtung  von  Spar- 
kassen 16U  von  einem  Franzosen  Hugues 
De  lettre  augeregt,  welcher  eiuen  „premier 
plan  du  Mout  de  VieU  francais  consacre  ä  Dien, 
presentc  ä  la  lleync  regente  mere  du  K<»y  et 
du  Royanme1'  ausarbeitete.  Jeder,  der  (fegen 
Lohn  arbeitet«,  sollte  Einlagen  machen  können, 
die  er  nach  Bedarf  ganz  oder  zum  Teil  wieder 
zurückziehen  dürfe.  Dazu  solle  er  einen  nach 
der  Dauer  der  Einlage  bemessenen  einfachen 
Zins  „a  raison  du  deruier  six-sept  (also  ö,!»ül0) 
ab  „preseut-  erhalten.  Für  Bewirkung  der 
geforderten  Rückzahlungen  war  eine  Frist  von 


liehen  Sparkassen  unberührt  bleiben,  u n -'  f_2  Wochen  in  Aussicht  genommen.  Mit  der 
heschadet  der  Vorschriften  des  §  808  !  Kasse  sollte  eine  Leibrentenanstalt  verbunden 
des  B.G.B,  und  der  Vorschriften  des  Bürger-  werden  („Le  Mont  recevra  l'argent,  dout  il 
liehen  Gesetzbuchs  über  die  Anlegung  von 


Mündelgeld, 

Neben  diesen  öffentlichen  Sparkassen 
giebt  es  in  mehreren  lindern  auch  Spar- 
kassen, welche  rein  privater  Natur  sind  und 
ihre  Kntstehung  gemeinnützigen  Vereinen 


paiera  uue  reute  viagere  au  denier  vingt-sept 
3,7  V-  Der  Plan  von  Detestre  kam  jedoch 
nicht  zur  Ausführung. 


In  Grossbritaunien  führten  die  philan 
tropischen  Bemühungen  einzelner  um  das  Ge 
meiuwohl  besorgter  Personen  zur  weiteren  Ver- 
folgung dieses  Planes.     So  wurde  in  London 


oder  auch   einzelnen   Privaten   verdanken.  1 17«J8  von  einer  Privatgesellschaft  eine  als  Wohl- 

Hierher  gehören  insbesondere  die  Fabrik-  thätigkeitsanstalt  errichtete  Kasse  gegründet, 

Sparkassen,    welche    den    Zwecken    einer  i  IHM   entstand   sodann   die    von  Priseilla 

Fabrik  oder  überhaupt  eiuer  grösseren  Unter- !  Wake  fiel  d  errichtete  Kasse  in  Tottenham 

nehmnng  dienen  sollen.    Diese  Kassen  sind  \  ^eiJLo,udV";.  ^  dle  Serv*Dt  ^nving  bank  der 

meist  vom  Arbeitgeber  errichtet,  um  die  iad>.  I^be[,a  Don«rt".?u  ?^h'  i?1  ?..e,n!  V*" 

i  Henri  Dunkan  zu  Ruthwel  in  Schottland  be- 

se  zum  Zwecke,  die  Armut  zu 
mindern  und  die  geplante  Anweisung  entbehr- 
lich zu  machen,  deren  günstige  Erfolge  zu 
vielen  Nachahmungen  in  England  anregten, 
sowie  1814  die  durch  die  Gesellschaft  zur  Unter- 
drückung des  Betteins  gegründete  Edinburgh 
saving  Sank,  1815  Southampton.  sowie  .Still- 
organ mit  der  ersten  irischen  Kasse  (Parochial 
banki. 

In  Deutschland  sind  bereits  im  18.  Jahr- 


Arbeiter  zur  Sparsamkeit  anzuregen,  ihre  |  JrQudete  Ka 
Interessen  enger  an  die  Unternehmungen  zu 
fesseln  und  damit  auch  die  letzteren  selbst 
zu  fördern.  Gefter  sind  diese  Kassen  aber 
auch  Einrichtungen  der  Arbeiter  selbst  ohne 
Beteiligung  der  Unternehmer,  sogenannte 
Arbeiters|)arvereine  {Vereinssparkassen)  und 
erscheinen  dann  nach  ihrer  speziellen  Zweck- 
bestimmung  vielfach  als  Mietzins-,  Aus- 


steuer-, Konfirmanden-,  Alters-  u.  s.  w.  Spar-  nmujert  <Hf 


ersten  Sparkassen  ins  Leben  ge- 


kapselt. Auch  die  Schul-  und  Jugendspar-  rufen  worden,  auch  hier  infolge  der  Bestrebungen 
kassen  sind  private  Spareinrichtungen,  stehen  ,  der  oberen  Klassen,  die  Armenlasten  zu  ver 


aber  in  organischrr  Verbindung  mit  den 
öffentlichen  Sparkassen,  so  da<vs  sie  noch 
unten  besondere  Erörterung  finden  werden. 

Die  meisten  italienischen  Sparkassen 
sind  von  gemeinnützigen  Vereinen  ins  Lehen 
gerufen  worden,  deren  Mitglieder  Garantiescheine 
ausstellten  und  unentgeltlich  Dienste  leisteten ; 

die  von  denselben  begebenen  Aktien  wurden  !  unteren  Volksklassen"  eingerichtet.   S^ie  zahlte 


mindern.  17<55  wnrde  in  Brannschweig  die 
„Herzogliche  Leihkassc"  errichtet,  welcher  1778 
Hamburg  mit  einer  Kasse  folgte,  die  als  erste 
den  Namen  j.Krsparungskasse*  führte.  Dieselbe 
wnrde  von  der  dortigen  1765  gegründeten  Ver- 
sorgungsaustalt  als  „Neunte  selbständige  Kasse" 
derselben  zum  Zweck  der  „Aufsammlung  und 
Fmkiitizierung  der  kleinen   Ersparnisse  der 


i  und  nach  heimgezahlt, 
der  Reservefonds  als  Ga- 


bezw.   werden  nach 
und  es  dient  dann 
rantie.  - 

Die  1819  errichtete  „Erste  Österreich- 1 
ische  Sparkasse"  in  Wien  wurde  von 
einem  Verein  gegründet.  Die  Mitglieder  des 
Vereins  werden  entweder  zu  den  Stiftern  oder 
Beförderern  der  Anstalt  gerechnet,  welche  zu 
einem  Sicherheitsfonds  für  diese  Anstalt  eiu 
(»e^chenk  von  mindestens  300  bezw.  100  il.  bei- 
getragen haben.  Alle  sind  zur  Mitwirkung  bei 
Verfolgung  der  Vereinszwecke  verpflichtet." 

Auch  in  der  Schweiz  sind  die  Spar- 
kassen    grösstenteils  Privatunternehmungen 


anfangs  31/*.  dann  4,  spater  3',y'0,  trat  aber 
i  1814  m  Liquidation,  welche  1823  ohne  Ver- 
|  luste  tUr  die  Beteiligten  zu  Ende  geführt  wurde. 

Die  Bezeichnung  „c  aisse  d  epargne1-,  aller- 
dings für  eine  Versicherungsanstalt,  tauchte 
ziemlich  zu  gleicher  Zeit  in  Frankreich  auf. 
Hier  war  bereits  1780  eine  Gesellschaft  gebildet 
worden,  welche  untersuchen  sollte,  wie  in  an- 
gemessener Weise  für  die  Zukunft  der  ärmeren 
Klassen  gesorgt  werden  könnte.    178t!  schlug 
in  der  Proviuzialversammluiig  zu  Orlöans  La- 
voisier  die  Errichtung  einer  von  der  Provinz 
i  garantierten  Iveibrentcuanstalt  unter  dem  Namen 
•  „Caisse  d'epargne  du  peuple"  vor;  doch  drang 
von     Aktiengesellschaften ,     Genossenschaften  \  sein  Vorschlag  nicht,  durch.    Dagegen  wurde 
u.  s.  w.,  während  allerdings  andere  von  Ge- 1 1791  eine  vou  der  Nationalversammlung  ge- 
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nehmigte  Tontine  errichtet,  welche  auf  Mirabeans 
Anregung  als  „Caisse  d'eparfirne  et  de  bien- 
e"  bezeichnet  wurde.  War  diese  Anstalt 


auch  keine  .Sparkasse  im  modernen  Sinne  des 
Wortes,  so  war  die  Errichtung  einer  solchen  im 
Gesetz  vom  24.  pluviöse  an  VII  über  die  Orga- 
nisation der  Bank  von  Krankreich  vorgesehen. 
In  demselben  war  unter  den  Geschäften  der 
Bank  auch  aufgenommen:  ä  ourrir  une  caisse 
de  placements  et  d epargnes  dans  laquelle  toute 
somme  au-dessus  de  cinqnante  franc»,  sera 
recne  pour  etre  remboursee  aux  epoques  con- 
venues.  La  banque  paiera  linteret  de  ces  somuies ; 
eile  en  fournira  des  reconnaisances  an  portenr 
ou  ä  ordre."  Diese  Bestimmung  gelangte  je- 
doch nicht  zur  Ausführung. 

Auf  Hamburg  folgten  in  Deutschland  und 
außerhalb:  Oldenburg  1786  und  in  der  Schweiz 
1787  Bern .  wo  die  Regierung  mit  einem  zins- 
losen Kapital  von  40  (XX)  Livres  eine  -Diensten- 
kasse" errichtete,  1789  Genf  mit  einer  Privat- 
anstalt, 179«  Kiel,  1*01  Göttingen  und  Altona, 
180Ö  Zürich  und  18015  Lauf  in  der  Schweiz, 
1809  Basel,  wo  die  1792  errichtete  Leihkasse 
zu  einer  Sparkasse  erweitert  wurde,  1811  St. 
Gallen.  1812  Scbwyz,  Aarau,  Neuchätel,  1816 
Karlsruhe,  Schleswig,  Baden,  Philadelphia,  1817 
Glucksburg  und  Lübeck,  1818  Berlin.  Stuttgart, 
Brieg,  Apenrade,  1819  Wien.  1821  Stockholm, 
1822  Venedig,  1823  Mailand  u.  s.  w. 

Von  dieser  Zeit  ab  nahm  die  Verbreitung 
der  Sparkassen  einen  raschen  Fortgang,  der  in 
mehreren  Landern  durch  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  wesentlich  gefördert  wurde,  später- 
hin aber  vorzüglich  der  Kntwickelung  des  wirt- 
schaftlichen Verkehrs,  des  Geld-  und  Kredit- 
wesens, zu  danken  ist. 

In  Preussen  war  es  namentlich  die  Er- 
richtung der  Kreissparkassen  (Kassen  der  Kreis- 
kommunalverbitnde),  welche  das  Sparkassen- 
wesen im  allgemeinen  in  hohem  Grade  förderte. 
Man  ging  bei  der  Gründung  derselben  von  der 
Erwägung  aus,  dass  die  Kreisstande  weit  eher 
in  der  Lage  seien,  die  gesetzlich  vorgeschrie- 
bene Garantie  der  Sparkasse  zu  übernehmen, 
als  dies  bei  deu  städtischen  kleinen  Kommunen 
möglich  sei.  Als  die  erst«  Kreissparkasse  muss 
die  von  den  Kreisständen  des  Kreises  Schleu- 
siugen  1831  ins  Leben  gerufene  betrachtet  wer- 
den. Derselben  folgten  1837  die  Sparkasse  für 
den  Schweidnitzer  Kreis,  1838  die  für  den  Kreis 
Hciligenstadt  und  in  der  Periode  von  1840—1874 
die  Kreissparkassen  zu  Worbis.  Nordhauseu 
Weissenaee,  Ziegenrück,  Heiligenbeil,  Prenzlau 
mit  4  Filialen,  Dramburg.  Zieleuzig  und  Biele- 
feld. Die  eigentliche  Entwickelung  der  Kreis- 
sjwirkassen  und  die  staatliche  Fürsorge  für  die 
selben  in  Preussen  fällt  jedoch  erst  in  den 
Zeitraum  nach  1850,  als  das  damals  von  dem 
Herrn  von  Beckedorff  geleitete  Landestfkonumie- 
kollegium  und  im  Anschluss  an  dessen  An- 
regung das  Ministerium  für  die  landwirtschaft- 
lichen Angelegenheiten  durch  Cirkularverfügung 
vom  27.  April  1850  an  die  Regierungen  die 
stärkere  Verbreitung  der  Kreissparkassen  an- 
empfahl. —  Zu  jener  Zeit  nahm  die  zweite 
Kammer  der  Landesvertretung  sich  gleichfalls 
der  Sache  an.  Die  Kommission ,  welche  zur 
Untersuchung  der  zur  Zeit  bestehenden  Geld- 
uud  Kreditinstitute  des  Landes  eingesetzt  wor- 
den war,  beschäftigte  sich  auch  mit  der  Lage 


der  Sparkassen  und  Leihbankeu  und  veröffent- 
lichte am  8.  Mai  1851  ihr  Gutachten.  Demzu- 
folge erging  unter  dem  14.  Juli  1854  ein 
Ministerialerlass  betr.  die  Errichtung  von  Kreis- 
Sparkassen.  Diese  Massnahmen  haben  für  die 
spätere  Entwickelung  des  öffentlichen  Spar- 
kassenwesens in  Preussen  die  grösste  Bedeutung 
gehabt  und  den  erste u  Grund  zu  dessen  heutigem 
Stande  gelegt. 

In  neuerer  Zeit  hat  vornehmlich  die  Thä- 
tigkeit  des  im  Jahre  1884  gegründeten  deut- 
schen Sparkassen  Verbandes,  welchem  hente  bei 
weitem  die  Mehrzahl  der  Sparkassen  Deutsch- 
lands angeschlossen  ist,  auf  das  preussische  und 
das  gesamte  deutsche  Sparkassenwesen  in  vielen 
Richtungen  fördernd  eingewirkt.  Diesem  Ver- 
bände ist  namentlich  auch  die  planmässige  Or- 
ganisation von  Verbandarevisionen  durch  tech- 
nisch geschulte  Revisoren,  welche  sich  sehr  be- 
währt hat,  zu  danken. 

3.  Volkswirtschaftliche  und  sozial - 
j  politische  Bedeutung.  Trotz  dieser  fast 
anderthalb  Jahrhundert  zurückreichenden 
Entwickelung  des  Sparkassenwesens  in  den 
Kulturstaaten  hat  die  hohe  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Sparkassen  erst  in  den 
letzten  Jahrzehnten  eine  allgemeine  und  unbe- 
strittene Anerkennung  gefunden.  Noch  gegen 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  haben  die  »Times^ 
in  England  und  der  »National«  in  Frankreich 
die  Sparkassen  Partei  genommen, 
hat  den  Anstalten  den  Vorwurf  gemacht, 
dass  sie  die  Ansprüche  der  Einleger  ver- 
mehren, ohne  dass  die  gemachten  Ersparnisse 
gross  genug  wären,  dieselben  aus  ihrer  bis- 
herigen J^ige  hcrauszureissen ;  dass  sie  den 
Individualismus  befördern,  indem  sie  die 
Hände  von  Schuldner  und  Gläubiger  lockern 
und  auflösen:  dass  sie  den  Kredit  drucken 
und  die  Kapitalien  von  nützlichen  Unter- 
nehmungen zurückhalten ;  endlich  dass  sie, 
die  den  Ersparnissen  nur  eine  nützliche 
Anlage  eröffnen,  unnütz  seien,  so  lange  man 
den  ärmeren  Volksklassen  zuvor  nicht  die 
Möglichkeit  gel>e,  überhaupt  Ersparnisse  zu 
machen. 

Dagegen  ist  in  neuerer  Zeit  die  Auf- 
;  fassuiig  vorherrschend,  dass  die  individu- 
ielle  Sparsamkeit  ein  wichtiges  Heilmittel 
gegen  die  sozialen  Schäden  und  eine  ganz 
unentbehrliche  Tugend  im  wirtschaftlichen 
lieben  ist.  Mit  Ausnahme  derjenigen  Ele- 
mente, welche  das  Sparen  grundsätzlich 
bekämpfen  und  den  sitarenden  Arbeiter  mit 
den  Worten  einer  internationalen  Arbeiter- 
versammlung in  Marseille:  •-»L'ouvrior  qui 
»*pargne  est  un  traitre«  in  Acht  und  Bann 
erklart  haben,  sind  die  Regierungen  und  die 
politischen  Parteien  aller  Kulturstaaten  darin 
einig,  dass  die  Beförderung  des  Sparsinns 
eine  der  Hauptwirtschafts-Aufgaben  des 
Staates  und  geeignet  ist  der  Verarmung 
vorzulieugen,  die  Wohlliabenheit  der  breiten 
unteren  Volksschichten  zu  vermehren  und 
die    wirtschaftliche   Selbständigkeit  einer 
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immer  grösseren  Anzahl  von  Staatsangehörigen 
zu  begründen  und  zu  befestigen.  Das  Sparen 
und  die  Beförderung  des  Sparsinns  erscheinen 
demgemäss  auch  als  wirksame  Mittel,  um 
der  Ausbreitimg  der  Sozialdemokratie  ent- 
gegenzuwirken. Schon  die  Uebung  im  Sparen 
und  der  Besitz  von  Ersparnissen  übt  auf 
das  sparende  Individuum  einen  günstigen 
Einfluss  aus  und  bewahrt  dasselbe  vor 
kommunistischen  Ideeen.  Sparen  ist  ziel- 
bewuBstos  wirtschaftliches  Handeln,  sowohl 
auf  dein  Gebiete  der  Konsumtion  wie  auf 
dem  der  Produktion.  Darin  liegt  die  her- 
vorragende volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Sparthätigkeit,  welche  geradezu  als  der 
Ausgangspunkt  jeder  wirtschaftlichen  Hoch- 
kultur bezeichnet  werden  kann.  Solange 
im  eigentlichen  Sinne  dos  Wortes  nur  aus 
der  Hand  in  den  Mund  gelebt  und  nicht 
für  den  kommenden  Tag  vorgesorgt  wird, 
befindet  sich  die  Menschheit  in  einem  wirt- 
schaftlichen Rückstände.  Je  mehr  der  Ein- 
zelne sein  wirtschaftliches  Handeln  von 
Rücksichten  auf  die  Zukunft  beeinflussen 
lilsst,  um  so  höher  steht  er  auf  der  Stufen- 
leiter der  wirtschaftlichen  Civilisation. 
Domela-Nieuwenhuis  weist  in  seiner  Studie 
über  das  »Sparen«  sehr  richtig  darauf  hin, 
dass  die  hohe  kulturgeschichtliche  Bedeutung 
des  Ueberganges  zum  Ackerbau  aus  dem 
Stadium  der  Jagd  und  des  Fischfangos  nicht 
zum  wenigsten  darin  zu  suchen  ist,  dass 
durch  den  Ackerbau  mit  seinen  langen  Pausen 
zwischen  Aussaat  und  Ernte  —  im  Gegen- 
satz zur  Jagd  und  dem  Fischfang,  wo  der 
Genuas  der  Arbeit  auf  dem  Fusse  zu  folgen 
pflegt  —  die  wirtschaftlicheVorsorge  geweckt 
und  der  Spartrieb  angeregt  wird. 

Wenngleich  nun  auch  das  Sj>aren  als 
ein  vorzügliches  Mittel  betrachtet  werden 
muss,  um  der  Verarmung  vorzubeugen,  so 
sind  doch  keineswegs  die  Ersparnisse  einer 
einzelnen  Person  für  sich  immer  ausreichend, 
um  volle  Hilfe  für  Fälle  der  Not,  der  Krank- 
heit und  des  Alters  zu  bieten.  Hier  werden 
die  verschiedenen  Formen  der  I^ebensver- 
sicherung,  die  ja  auch  wesentlich  Sparzwecke 
verfolgen,  mit  grossem  Nutzen  ergänzend 
und  helfend  eintreten  können.  Auch  der 
Staat  hat  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit 
dieses  Gebiet  in  den  Bereich  seiner  Thätig- 
keit  gezogen,  indem  er  dem  Arbeiter  den 
Zwang  dazu  zur  Sicherung  vor  Verarmung 
im  Falle  der  Invalidität  und  des  Alters, 
der  Krankheit  und  des  Unfalles  reichs- 
gesotzlich  auferlegt  hat.  Ob  dieser  staat- 
liche Zwang  auf  das  freiwillige  Sparen 
der  Minderbemittelten  einen  hemmenden 
Einfluss  ausüben  wird,  ist  wohl  noch  nicht 
erkennbar,  nach  meiner  Ansicht  aber  auch 
nicht  zu  befürchten,  wie  dies  auch  die 
Sparfälugkeit  und  das  Sparen  der  Bergarbeiter 
beweist,   welche   in  ihren  Knappschaften 


bereits  seit  lange  zu  den  genannten  Zwecken 
Beiträge  zu  leisten  haben.  Auch  in  Eng- 
land scheint  die  Benutzung  der  friendly 
societies  und  Gewerksclinften  keinen  weit- 
gehenden Einfluss  auf  das  Sparwesen  aus- 
geübt zu  haben  wie  die  zunehmende 
Entwicklung  der  englischen  Postsparkassen 
annehmen  lässt. 

Neben  den  Sparkassen  wirken  auch  die 
Genossenschaften  für  die  Zwecke  der  Kapital- 
ansammlung; auch  sie  haben  zur  Beförderung 
und  Anregung  des  Sparsinns  viel  beigetragen, 
wenngleich  ihr  Endzweck  weniger  hierauf 
als  auf  die  Kapitalbeschaffung  zum  Behufe 
des  Kreditgebens  gerichtet  ist. 

4.  Einrichtung  und  neuere  Refor- 
men. Die  Einrichtungen  der  Sparkassen 
müssen  zur  Erreichung  ihres  Zweckes  so 
getroffen  sein,  dass  sie  1.  die  Spargelegen- 
heit nach  Möglichkeit  erleichtern  und  eine 
bequeme  Benutzung  derselben  bieten,  2.  den 
Spartrieb  anreizen,  3.  die  Sicherheit  der  An- 
lage gewährleisten.  Von  Bedeutung  ist 
hierbei  zunächst  die  über  Ein-  und  Aus- 
zahlungen ausgestellte  Urkunde,  deren  Form 
und  das  Reent  an  derselben.  Meisthin 
wird  für  jeden  Einleger  ein  Spar- 
kassenbuch ausgestellt,  in  welchem  die 
Einlagen  fortlaufend  vermerkt,  die  Zinsbe- 
rechnungen zugeschrieben,  dio  Rückzah- 
lungen abgeschrieben  werden.  Es  kommen 
aber  auch,  z.  B.  in  Jever,  Einlage- 
scheine  vor.  welche  aus  einem  Buche  der- 
art ausgeschnitten  werden,  dass  sie  mit  dein 
Reste  (Stumpf,  Sonche)  als  zusammenpassend 
erkannt  werdeu.  Der  Empfänger  hat  auf 
den  Ausschnitt  seines  Buches  seinen  Namen 
zu  schreiben. 

Die  Sparkassenbücher  werden  gewöhn- 
lich auf  den  Namen  ausgestellt.  Dieselben 
sind  Ausweis-  und  Einlösungs-  (Legitimati- 
ons-  und  Prilsentatiüns-)papiere ,  an  denen 
ein  selbständiges  von  dem  Forderungsrechte 
unabhängiges  und  verschiedenes  Eigentums- 
recht möglich  ist.  (Urteil  des  Reichsge- 
richts v.  2(i.  Juni  1885).  Keineswegs  ist  es 
ein  wirkliches  Inliaberpapier,  dessen  vor- 
züglichstes Merkmal  das  ist,  dass  es,  mit- 
samt dem  Anrechte  auf  das  Guthaben,  ohne 
Willen  des  Einlegers  durch  gutgläubigen 
Erwerb  einer  anderen  Person  in  deren 
Eigentum  übergehen  kann  (B.G.B.  §  793,  § 
935),  eine  rechtliche  Eigenschaft,  die  wohl 
für  umlanfsfähige  Wertpapiere,  nicht  aber 
für  Belege  über  eine  Spareinlage  passt  (K. 
Schneider,  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und 
seine  Nebengesetze  nach  ihrer  Wirkung  im 
Geschäftsbereiche  der  öffentlichen  Spark  assen 
S.  16).  Eine  Prüfung  der  Berechtigung  des 
Inhabers,  welche  allzu  umständlich  und 
kostspielig  sein  würde ,  findet  in  der 
Regel  nicht  statt.  Gegen  Verluste  durch 
Diebstahl  kann  man  sich  darum  im  wesent- 
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liehen  nur  durch  Sorgfältigkeit  in  der  Auf- 
bewahrung schützen,  lieber  Ersatz  Ton 
durch  Zufall  vernichteten  oder  verloren  ge- 
gangenen Büchern  tind  die  Fälle,  in  denen 
gerichtliches  Aufgebot  und  Amortisation  um- 
gangen  werden  können,  liaben  teils  die 
Statuten,  teils  die  Gesetzgebung  daß  Nötige 
zu  bestimmen. 

Nach  dem  für  Altprenssen  grundlegenden 
Reglement  vom  12.  Dezember  1838,  dessen 
Grundsätze  auch  in  den  neuerworbenen  Pro- 
vinzen Anwendung  finden,  wird  den  Sparkassen 
das  Recht  gegeben,  die  verbriefte  Kinlageschnld 
nicht  nur  an  den  wirklich  darauf  Berechtigten, 
sondern  auch  an  den  Niehtberechtigten  zu 
zahlen,  der  sich  durch  den  Besitz  des  Sparbaches 
als  hebnngsberechtigt  vorstellt  und  insoweit 
also  .ausweist" ,  so  dass  auch  Zahlungen  an 
ihn  das  Schuldverhältnis,  entgegen  der  sonstigen 
selbstverständlichen  Regel,  zum  Erlöschen 
bringen  und  die  Kasse  befreien. 

In  Bayern  kann  in  den  Sutzungen  bestimmt 
werden,  dass  die  Kassenvcrwaltung  die  Berech- 
tigung zur  Empfangnahme  der  Einlagen  und 
Zinsen  zu  prüfen  befngt,  aber  nicht  verpflichtet 
ist.  Nun  schliesst  der  Mangel  einer  solchen 
Verpflichtung  eine  gewisse  Gefahr  für  die  hinter- 
legten Mündelgelder  in  sich ,  da  der  Vormnnd 
ohne  Genehmigung  der  Vormundschaftsbehörde 
zur  Erhebung  schreiten  kann.  Derselben  wurde 
bislang  durch  eine  entsprechende  Eintragung 
in  den  Bächern  vorgebeugt.  Nach  dem  Inkraft- 
treten des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  soll  nach 
einer  Bestimmung  des  .Staatsministeriums  des 
Innern  daher  die  einzelne  Sparkasse  nur  dann 
zur  Anlegung  von  Mündelgeld  geeignet  erklärt 
werden,  wenn  in  den  Statuten  die  Bestimmung 
Aufnahme  gefunden  hat,  dass  zur  Erhebung 
des  Geldes  die  Genehmigung  des  Gegenvor- 
mundes oder  des  Vormundschaftsgerichres  er- 
forderlich ist. 

Der  geringste  Betrag,  zu  welchem  Ein- 
lagen angenommen  und  verzinst  werden, 
ist  möglichst  niedrig  zu  bestimmen,  damit 
der  Zweck  der  Sparkasse  vollkommen  er- 
reicht wird.  In  Deutschland  ist  er  in  der 
Kegel  auf  1  Mark,  in  Frankreich  auf  1 
Francs  festgesetzt.  Um  auch  Gelegenheit 
zum  Einleget)  von  kleinerer»  Sparsummen  zu 
schaffen,  hat  man  Sparmarken  und  Spar- 
karten eingeführt.  Marken  zu  10  oder  auch 
selbst  zu  f>  Pfennig  werden  an  bestimmten, 
möglichst  zahlreichen  Stellen,  welche  auch 
als  Pfennig-  oder  Groschen  Sparkassen  ent- 
sprechend dem  englischen  Penny-saving 
banks  bezeichnet  werden,  verkauft  und  auf 
eine  mit  einer  bestimmten  Anzahl  von  Fel- 
dern versehenen  unentgeltlich  abgegebenen 
Karte  aufgeklebt.  Sind  alle  Felder  "gefüllt, 
so  wird  die  Karte  an  die  Sparkasse  abge- 
führt, welche  hiergegen  ein  Sparkassenbuch 
ausstellt  oder  den  Eintrag  in  ein  bereits 
vorliandenes  l>emerkt  und  von  der  festge- 
setzten Zeit  ab  den  Betrag  verzinst. 

Die  Hennigsparkassen  «ind  nur  einfache 
Sammelstellen  für  die  Sparkasse.  Sie  können 
von  der  letzteren,  ebenso  auch  unabhängig  von 


derselben  errichtet  werden.  In  Deutschland 
wurde  die  Gründung  solcher  Sparkassen  durch 
den  Kaufmann  W.  Schwab  in  Darmstadt  ange- 
regt, welcher  1880  daselbst  auf  eigenes  Risiko 
und  unabhängig  von  der  Ortssparkasse  eine 
Pfennigsparkasse  errichtete.  Im  ersten  Jahre 
gingen  48000,  im  zweiten  58000  Mark  bei  der- 
selben ein.  Seit  1881  hält  die  Ortssparkasse 
in  Burgstädt  in  Sachsen  in  eiuer  Anzahl  Läden 
Sparmarken  zu  10  Pfennigen  feil  und  giebt 
Sparkarten  anentgeltlich  aus.  Dies  ahmteu 
andere  Sparkassen  bald  nach,  welche  zum  Teil 
auch  Murken  zu  60  Pfennigen  und  hoher  aus- 
gaben. Durch  die  Einführung  dieses  mit  den 
öffentlichen  Sparkassen  in  Verbindung  gesetzten 
Spannlirkensystems  sind  die  privaten  eigentlichen 
Pfennigsparkassen  mehr  and  mehr  zurückge- 
gangen. 

Die  Verzinsung  der  Einlagen 
beginnt  nach  einem  sehr  verschieden  be- 
messenen Zeitraum,  meist  vom  1.  des  da- 
rauffolgenden oder  auch,  wenn  die  Einlage 
vor  dein  15.  erfolgt,  vom  15.  desselben 
Monats.  Ebenso  lüsst  man  bei  Rücknahmen 
die  Verzinsung  von  dem  vorhergegangenen 
1.  oder  15.  ab  aufhören.  Doch  giebt  es  auch 
Kassen,  welche  die  Verzinsung  sofort  ein- 
treten hissen.  Je  nach  Ablauf  eines  Jahres 
werden  gewöhnlich  die  inzwischen  aufge- 
wachsenen und  nicht  erhobenen  Zinsen  dem 
Kapital  zugeschlagen,  sie  tragen  dann  eben- 
falls Zinsen.  Grössere,  einen  gewissen  Be- 
trag überschreitende  Guthaben  werden  viel- 
fach niedriger  verzinst,  um  eben  die  Be- 
nutzung der  Kasse  durch  kleine  Leute  mög- 
lichst zu  begünstigen,  die  durch  Wohl- 
habende aber  mittelbar  einzuschränken.  Aus 
diesem  Grunde  werden  auch  von  einer  An- 
zahl Kassen  den  Angehörigen  gewisser 
Klassen,  den  Handarbeitern,  Dienstboten 
u.  s.  w.  Zuschüsse  zum  Zins,  Zinsprämien, 
(sogenannte  Prämiensparkassen)  gewährt, 
oder  es  werden  für  regelmassige  Einzahlung 
von  Ersparnissen,  die  während  einer  gewissen 
Zeit  und  in  einer  gewissen  Mindesthöhe  ge- 
macht sind,  gewährt,  doch  sind  die  ver- 
schiedensten Formen  üblich. 

Meist  verfolgen  die  Prämien  den  Zweck, 
zum  Sparen  anzureizen.  So  gewährt  beispiels- 
weise der  Fürst  von  Stolberg- Wernigerode  bej 
den  Sparkassen  zu  Wernigerode  und  Ilsenburg 
dem  bparer,  welcher  dem  dienenden  Stande  an- 

S^hört,  am  Jahresschlus*  eine  Prämie  von  fi  Mark, 
och  werden  auch  ans  anderen  Gründen  Prämien 
verteilt  oder  es  ist  ein  kombiniertes  System 
eingerichtet,  wie  bei  der  Sparkasse  des  Kreise.« 
Teltow,  wo  seit  1882  3  Prozent  der  Zinsüber- 
schusse zu  Sparprämien  (bis  zu  30  Mark  im 
einzelnen  Falle)  an  Gesinde,  welches  während 
der  letzten  ö  Jahre  bei  derselben  Herrschaft 
diente  und  bei  der  Kreissparkasse  Spareinlagen 
hatte,  verwendet  werden.  Bei  der  Kirchspiels-, 
Spar-  und  Leihkasse  Boel  in  der  Landschaft 
Angeln  schenkt  diese  Kasse  aus  ihren  Ueber- 
schüssen  jedem  Kinde  des  Kirchspiels,  das  kon- 
firmiert wird,  ein  Sparkassenbuch  mit  einer 
Einlage  von  10  Mark  unter  der  Bedingung, 
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•las.«  es  innerhalb  der  nächsten  2  Jahre  die 
gleiche  Summe  ans  eigenen  Mitteln  beilegt 

Eine  weitere  Fortent Wickelung  der  Präniien- 
sparkassen  stellen  die  Alterssparkassen  dar. 
Dan  l'riiicip  beruht  darin,  dass  von  den  Zinseu- 
guthabeu  des  Sparers  eüi  Teil  (meist  '  t— '  u) 
auf  ein  besonderes  Konto  Ubertragen  und  ihm 
auf  diesem,  um  einen  gewissen  /nschuss  ans 
dem  jährlichen  Ueberscbuss  der  Sparkasse  ver- 
mehrt, verzinst  wird.  Dieses  Guthaben  wird 
bis  zu  einem  bestimmten  Lebensalter  (gewöhn- 
lich dem  55.  Lebensjahre)  des  Teilnehmers  als 
gespartes  behandelt  und  hierdurch  der  Zweck 
der  rechtzeitigen  Fürsorge  für  das  Alter  gegen 
das  einfache  Prämiensystem  ohne  Sperrung 
sicherer  erreicht.  In  der  Regel  werden  nur 
Arbeiter  und  Dienstboten,  auch  Handlnngs- 
und  Gewerbegehilfen  in  die  Alterssparkasse 
aufgenommen. 

Bislang  haben  die  Alterssparkassen  in  den 
^deutlichen  Sjwirkasseu  verhältnismässig  wenig 
Aufnahme  gvfundeu:  zumeist  sind  sie  Wohl- 
fahrtseinrichtungeu  geblieben,  welche  Grossin- 
dustrielle in  den  Fabrik-  und  Vereinssparkassen 
für  ihre  Arbeiter  geschaffen  haben,  doch  haben 
auch  grössere  städtische  Sparkassen  dieselben 
eingeführt  (z.  B.  Breslau  und  Frankfurt  a.  M.).  Zu 
wünschen  wäre  aber  auch,  dass  die  ländlichen 
Kassen  und  die  der  kleineren  Städte  diese  segens- 
reiche Einrichtung  ihren  Klienten  mit  der  Zeit 
mehr  zu  gute  kommen  lassen :  zu  bedenken  halten 
die  Verwaltungen  freilich  dabei,  dass  der  l'mfang 
der  Kasse  und  der  Umsatz  bei  derselben  bereits 
ein  solcher  sein  mnss,  dass  sie  derartige  ausser- 
ordentliche Zuschüsse  ohne  Gefährdung  ihrer 
Leistungsfähigkeit  gewähren  kann  —  eine  Vor- 
aussetzung, die  natürlich  in  gleicher  Weise  für 
die  einfachen  Präinienkassen  vorhanden  sein 
mnss. 

Im  Interesse  einer  erleichterten  Benutzung 
in  weiteren  Volkskreiseu  liegt  es,  wenn 
möglichst  viele,  bequem  zu  erreichende  und 
zu  gelegenen  Stunden,  womöglich  täglich, 
offenzuhaltende  Annahmestellen  der 
öffentlichen  Sitarkassen  l>estehen.  Die  Ein- 
richtuug  solcher  hat  aber,  namentlich  auf 
dem  Laude,  Schwierigkeiten,  da  es  an  Per- 
sonen inangelt,  welche  geeignet  und  U-reit 
sind,  die  Stellen  zu  verwalten.  Demgegen- 
über hat  man  darauf  hingewiesen,  dass  die 
.Spargelegenheit  dem  Sparer  entgegengehen 
■misse,  indem  dies  ein  sicheres  Mittel  sei, 
die  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  an 
ein  regelmässiges  Sparen  zu  gewöhnen.  Man 
hat  insbesondere  neuerdings  ein  A  b  h  o  1  u  n  gs- 
v erfahren  in  der  Weise  in  Vorschlag 
gebracht,  dass  kleine  Sparbetrüge  in  Höhe 
von  50  Pfennig,  1  Mark,  2  Mark  oder  4  Mark 
durch  Sparkasscnbotcn  allwöchentlich  beim 
Sparer  abgeholt  werden.  Die  Kassenboten 
«iiiittieren  über  den  Empfang  der  Sparbeträge 
durch  Sparmarken,  welche  von  den  Sparern 
in  besondere  52  Felder  enthaltende  Spar- 
markenbQcher  eingeklebt  werden.  Nach 
Sehluss  des  Sammeljahres  werden  die  wäh- 
rend desselben  eingezahlten  Spareinlagen 
mit  1.7  Prozent  von  der  Sj>arkasse  verzinst 


und  die  Sparmarkenbücher  in  Sparkassen- 
bücher umgetauscht,  auf  welche  dann  in  der 
bisher  üblichen  Weise  weitere  Spareinlagen 
eingetauscht  oder  zurückgenommen  werden 
können.  Auf  diese  Weise  winl  also  das 
Abholungsverfahren  mit  dem  Sparmarken- 
system in  Verbindung  gebracht. 

Angeregt  ist  diese  Art  des  Abholuugsver- 
j  fahrens  von  dem   Eigentümer  des  „Berliner 
Lokalanzeigers"  August  Scherl  in  Berlin,  wel- 
cher dasselbe  in  grossartigem  Umfange  in  die 
Organisation  unseres  Lokalsparkasseuwesens  ein- 
fügen will.    Kr  hat  den  an  sich  nicht  neuen 
Gedanken  des  Abholens  der  Spareinlagen  aber 
noch  in  origineller  Weise  mit  dem  Gedanken 
der  Prämiierung  der  Sparer  vereinigt :  es  sollen 
nämlich  die  Zinsen  von  1,7  Prozent  für  die 
Beträge,  die  deu  Sparkassen  durch  den  Ver- 
I  kauf  von  Sparmarken  während  eines  Jahres 
|  nach  nnd  nach  bis  zur  Eintragung  in  das  Spar- 
:  kassenbuch  zumessen,  nicht  an  die  Sparer  aus- 
gezahlt, sondern  am  Sehluss  des  betreffenden 
i  Jahre«  zu  grösseren  Summen  zusammengezogen 
i  und  als  Prämie   nnter  den  Sparern  verlost 
I  werden. 

Dieses  Scherische  Sparsystem  ist  bisher 
nicht  zur  Durchführung  gelangt,  da  es  als 
Lotterie  die  Staatsgenehmignng  iu  Preussen 
nicht  erlangt  hat. 

Dagegen  ist  das  Abholen  kleiner  Sparein- 
|  lagen  selbst  durch  Reskript  des  Prenssischen 
i  Ministers  des  Innern  vom  4.  August  1894  den 
prenssischen  Sparkassen  empfohlen  worden.  Das 
System  hat  in  mehreren  Städten  Einführung 
gefunden,  in  einzelnen,  namentlich  solchen  Süd- 
deutschlands ,  z.  B.  Karlsruhe,  Mainz  u.  s.  w., 
auch  in  Frankfurt  a.  M.  hat  es  schon  bestanden. 
Die  Einrichtung  ist  im  grossen  und  ganzen 
die  gleiche,  uur  ist  der  Zeitpunkt  des  Beginns 
der  Verzinsung  der  Spareinlagen,  welcher  sich 
an  die  Eintragung  in  das  Sparkassenbuch  knüpft, 
eiu  verschiedener. 

Dass  der  Gedanke,  die  Sparkasse  müsse 
dem  Sparer  entgegengehen,  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  ein  ausserordent- 
lich guter  und  richtiger  ist,  bedarf  kaum  eines 
Beweises,  nnd  es  ist  auch  nicht  zu  bezweifeln, 
dass,  wenn  das  Abholungsverfahren  zweckmässig 
organisiert  und  erst  einige  Zeit  in  Uebung  ist,  es 
sich  auch  in  den  Städten,  namentlich  deu  grösse- 
ren und  mittleren,  wohl  bewähren  wird.  Da- 
gegen erscheint  dasselbe  auf  dem  Lande  und 
in  verstreut  liegenden  Ortschaften  der  Kost- 
spieligkeit und  Umständlichkeit  wegen  nnter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nicht  für  durch- 
führbar. Praktisch  durchfuhrbar  nnd  von  Er- 
folg begleitet  würde  es  nur  werden  durch  die 
Mitwirkung  der  Post. 

Eine  namentlich  die  Sparkassenkreise 
Deutschlands  sehr  bewegende  Frage  ist  die 
der  Postsparkassen.  Die  Freunde  der 
Postsparkassen  halten  dieselben  für  den 
einzigen,  billigsten  und  am  schnellsten  zum 
Ziele  führenden  Weg,  um  eine  gewaltige 
Vermehrung  der  Spargelegenheit  herbeizu- 
führen und  dabei  auch  das  Abholungs- 
verfahren einzurichten.  Die  Anhänger  «Ter 
Postsparkasse  berufen  sich  zum  Nachweise 
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der  Vorzüglichkeit  ihres  Projektes  auf  die 
Ergebnisse  in  den  anderen  Kultlirstaaten, 
welche  unstreitig  geeignet  sind,  die  ihnen  zu 
Grunde  liegende  Idee  im  allgemeinen  zu 
empfehlen.  Hierbei  wird  aher  vielfach  ver- 
gessen, dass  in  den  Ländern,  welche  Post- 
sparkassen errichteten,  Voraussetzungen  vor- 
handen sind,  welche  im  Deutschen  Reiche 
teils  überhaupt  nicht,  teils  nur  ganz  ver- 
einzelt vorliegen.  Als  Gladstone  im  Jahre 
18G1  die  Postsparkassen  einführte,  hatte  eine 
Untersuchung  der  Privatsparkassen  äusserst 
gravierende  Fülle  grober  Fahrlässigkeit  und 
Untreue  in  der  Verwaltung  festgestellt. 
Solchen  Missständen  gegeuüber  mochte,  da 
England  Kommuualsparkassen  nicht  kannte, 
die  Errichtung  von  Fosts|>arkassen  eine 
zweckmässige  Reform  massregel  sein.  Da- 
gegen liat  hei  uns  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  des  Sparkassenwesens  den  Spar- 
kassen einen  anderen  Weg  gewiesen,  den 
man  künstlich  ändern  müsste,  um  zurPost- 
sjiarkasse  zu  gelangen.  Roscher,  Postspar- 
kassen  und  Jjokalsparkassen  in  Deutsclüand, 
Dresden  1HM.">.  bezeichnet  die  verbreitete 
Annahme,  dass  wir  England,  dem  Mutter- 
und  Mnsterlande  der  Postsparkassen,  oder 
anderen  lindern  mit  Postsparkassen  im 
Sparkassenweseu  nachständen,  als  durchaus 
irrig.  Die  soziale  Seite  des  Sparkassen- 
wesens ist  nach  seinen  Untersuchungen 
vielmehr  in  Deutschland  besser  bestellt  als 
in  jenen  Ländern,  indem  bei  uns  ein  grosserer 
Teil  der  Bevölkerung  an  den  Sparkassen 
sieh  beteiligt.  Die  fremden  Postsparkassen 
haben  wohl  die  Einheitlichkeit  vor  uns 
voraus,  die  deutschen  Lokalsparkassen  aber 
die  Grösse  der  Erfolge  für  sich.  Als  kapital- 
sam molmle  Institute  bilden  sie  bei  uns 
gleichzeitig  ein  wichtiges  Element  des  Kredit- 
wesens, das  berufen  ist,  auf  die  ökonomischen 
und  sozialen  Verhältnisse  fördernd  einzu- 
wirken und  die  lokalen  Bedürfnisse  der 
Darlehnsnehmer  zu  befriedigen.  Die  Spar- 
kassen sind  bei  uns  die  bedeutendsten 
Giundkreditanstalteu  und  als  solche  bemüht, 
die  kleinen  Ix?nte  den  Händen  der  Wucherer 
zu  eutreissen :  in  neuester  Zeit  haben  sie  sich 
auch  zum  Teil  mit  grossem  Erfolge  des  Per- 
sonal kre< Ii tes  angenommen.  Diese  wichtigen 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  kann  die 
Postsparkasse  niemals  in  dem  gleichen  Masse 
erfüllen.  Einzelne  Länder,  wie  England, 
Frankreich,  Oesterreich.  Holland  und  Schwe- 
den, haben  daher  überhaupt  darauf  verziehtet, 
Postsparkassengelder  gegen  Hypotheken  aus- 
zuleihen, andere,  z.  B.  Belgien,  diese  Aus- 
leihung auf  ein  Minimum  beschränkt.  Wenn 
aber  der  grössere  Teil  der  Bestände  der 
Postsparkassen  einfach  in  die  Staatskassen 
der  betreffenden  lAnder  flieset,  so  wird 
hierdurch  den  Einzelwirtschaften  nicht  nur 
der  bedeutendste  Teil  der  Sparkapitalien 


entzogen,  sondern  auch  der  Kredit  der 
Sparanstalt  in  eine  nicht  wünschenswerte 
Verbindung  mit  dem  Staatskredit  gebracht. 

Wiewohl  hiernach  auch  der  Einführung 
der  Postsparkassen  in  Deutschland  die  ge- 
wichtigsten Gründe  entgegenstehen,  so  ist 
doch  andererseits  in  neuerer  Zeit,  insbeson- 
dere auch  von  dem  vorgenannten  August 
Scherl  wiederholt  mit  Kecht  vorgeschlagen 
worden,  dass  die  Post  als  Hilfs-  und 
Vertnittelungsorgan  der  Sparkas- 
sen eintreten  solle,  wodurch  nicht  allein 
eine  immense  Vermehrung  der  Sparstellen 
sich  ergeben,  sondern  auch  das  Abholungs- 
verfaliren  von  selbst  eine  natürliche  Re- 
gelung erfahren  würde.  Es  wird  erstrebt, 
dass  die  Reiehspostatistalten  nicht  nur  An- 
nahme- und  Allszahlungsstellen  der  kom- 
munalen Sparkassen  werden,  sondern  auch, 
dass  deren  Boten  als  Abholer  der  Sparein- 
lagen thätig  werden.  Der  Vermittelungs- 
dienst  der  Post  mit  seinem  überall  hin- 
reichenden, weitverzweigten  Organismus 
würde  so  Vortreffliches  leisten  und  die  Spar- 
gelegenheit für  die  kleinen  und  kleinsten 
Sparer,  die  jetzt  Zeit  und  Mühe  scheuen 
müssen,  ihre  wenigen  Groschen  zur  Spar- 
kasse zu  tragen,  auf  das  wirksamste  steigern. 
Mit  Recht  bemerkt  Prof.  Schanz  in  Würzburg 
bei  Gelegenheit  der  Besprechung  des  Scheri- 
schen Sparsystems  in  Nr.  und  7  der  Bei- 
lagen zur  Allgemeinen  Zeitung  von  ISO."», 
dass  die  Briefboten,  welche  täglich  in  jede 
Einöde,  in  jedes  Dorf,  ja  heute  schon  zwei- 
und  dreimal  am  Tage  in  viele  Dörfer  kommen, 
die  natürlichen  Abholer  der  Spareinlagen 
sind.  Hand  in  Hand  würde  hiermit  eino 
grossartige  Vermehrung  der  Annahmestellen 
gehen.  Während  jetzt  vielleicht  die  Zald 
der  Annahmestellen  im  Deutschen  Reiche 
auf  7000  anzunehmen  ist,  würde  bei  dem 
Voriiandeusein  von  etwa  29  000  Postanstalteu 
eine  Zunahme  der  Sparstellen  um  mehr  als 
das  Vierfache  eintreten.  Wenn  alter  die 
jetzigen  Annahmestellen  nur  an  gewissen 
Tagen  oder  zu  gewissen  Stunden  geöffnet 
sind,  w (Irden  die  Postannahmestellen 
dagegen  nahezu  den  ganzen  Tag  über  offen 
stehen. 

Während  die  »Postsparkasse«  die  Cen- 
tralisation  sämtlicher  Sparkasseneinlagen  in 
der  Hand  der  Postverwaltung  anstatt  in 
den  Händen  der  Kommunen  und  deren 
Verwaltung  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr 
zur  Voraussetzung  hat.  soll  sich  die  Ver- 
mittelungsthätigkeit  der  Post  darauf 
beschränken,  dass  die  Postanstalten  lediglieh 
zur  Verbesserung  des  vielfach  mangelhaften 
Verkelirs  zwischen  den  Sparern  und  den 
bestehenden  Sparkassen  in  Funktion  treten. 
Die  Post  soll  demnach  an  ihren  Schaltern 
die  Annahme  und  Rückzahlung  der  Spar- 
summen besorgen,  das  in  jedem  Bezirk  auf- 
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kommende  Geld  den  dortigen  Sparkassen  in 
einem  vereinbarten  Geschäftsgänge  flbcr- 
liefern  imd  das  gekündigte  Geld  von  den- 
selben Sparkassen  wieder  einziehen. 

Die  Post  im  Dienste  der  kommunalen 
Sparkassen  würde  aber  auch  dem  Sparwesen 
weiter  wesentlich  nützen  durch  die  Beför- 
derung des  Uobertragbarkeitsver- 
kehrs.  Durch  diesen  soll  erreicht  werden, 
dass  die  Einlagen  eines  Sparers  ohne  erheb- 
liche Mühewaltung  und  Kosten  für  ihn  von 
dem  Ort,  welchen  er  verlässt,  an  den  Ort, 
wohin  er  zieht,  überwiesen  werden  können. 
Hei  Kassen,  welche  für  ein  ganzes  Land 
einheitlich  eingerichtet  sind,  ist  diese 
Uebertragnng  ohne  weiteres  leicht  durch- 
zuführen, so  bei  den  eigentlichen  Postspar- 
kassen sowie  auch  bei  den  französischen 
eaisses  privees.  Anders  liegt  jedoch  die 
Sache  in  Deutschland,  wo  die  Kassen  ausser- 
ordentlich verschieden  eingerichtet  und  Ge- 
setzgebung und  Statuten  ungleich  sind.  Die 
auf  die  Einrichtung  des  Uebertragbarkeits- 
verkehres  in  Deutsclüand  gerichteten  Be- 
strebungen haben  demnach  bisher  auch  nur 
ein  ungenügendes  Resultat  gehabt ;  angeregt 
wurde  der  Gedanke  1882  vom  sachsischen 
Gemeindetage  und  im  Herbst  desselben 
Jahres  auf  dein  ersten  Sparkassentage  in 
Darmstadt  weiterbehandelt,  auch  die  Bezirks- 
regierun^  von  Oberschlesien  hatte  die  Frage 
durch  die  Bildung  eines  Verbandes  der 
kommunalen  Sparkassen  weiter  verfolgt, 
endlich  hatte  auch  der  deutsche  Sjiarkassen- 
verband  derselben  sein  Interesse  geschenkt. 
In  Deutschland  würde  der  Uebertragltar- 
keitsverkehr  aber  nur  sachgemäss  organisiert 
und  einheitlich  durchgeführt  werden  können, 
wenn  die  Post  zur  Vermittlerin  der  Spar- 
kassen bestellt  und  das  Sparbuch  an  jedem 
Postschalter  des  Deutschen  Reiches  honoriert 
würfle.  Hierdurch  würde  die  wünschens- 
werte »Freizügigkeit  der  Sparkassenbücher'-, 
wie  der  Staatssekretär  von  Stephan  die 
Uebertragbarkeit  derselben  bezeichnete,  voll- 
kommen erreicht  werden. 

Bereit!»  im  Jahre  1873  war  seitens  der 
rheinisch- westfälischen  Sparkassen  mit  den  Post- 
behtfrden  über  die  Einführung  dieser  Organi- 
sation verhandelt  worden,  die  Sache  aber  an 
den  hohen  Gebühren,  welche  die  Post  verlangte 
(bis  l'.'j0,o),  gescheitert.  Später  sollen  die  Ge- 
bühren in  Bremen  und  Elsass-Lothringen  bis 
auf  \>t°'v  im  Angebot  eraässigt  worden  sein. 
Aber  auch  diese  Gebühren  haben  die  Verwal- 
tnngskosten  der  Ein-  und  Auszahlung  weit 
Überschritten. 

Unter  den  verschiedenen  Sparkassenein- 
richtungen haben  wohl  die  grösste  Be- 
deutung die  Schul-  und  Jugendspar- 
kassen gewonnen.  Dieselben  sind  im 
Gegen  satze  zu  einer  Reihe  anderer  Organi- 
sationen auf  dem  Gebiete  des  Sparwesens 
private  Einrichtungen,  welche  weder 


mit  den  öffentlichen  Sparkassen  in  organi- 
scher Verbindung  stehen  noch  auch  offiziell 
in  den  Arbeitsplan  der  Sehlde  eingefügt 
sind.    Sie  bezwecken,  in  der  Jugend  den 
Sinn  für  Sparsamkeit  zu  erwecken  und  die 
Jugend  zur  Sparsamkeit  heranzuziehen.  Die 
Pfennige,  welche  die  Kinder  geschenkt  er- 
halten oder  sich  durch  kleine  Dienstleistungen 
[  selbst  erwerben .  sollen  zu  einem  kleinen 
■  Kapital  angesammelt  werden,  über  welches 
,  sie  nach  beendeter  Schtüzeit  verfügen  können. 

Spcciell  zu  den  Jugendsparkassen  gehören 
|  die  Aussteuersparkassen,  Konfirmandenspar- 
kassen, Fortbildungssparkassen,  Kinderspar- 
kassen. Sountagsschulsjtarkassen ,    die  In- 
dustrie- oder  Fabrikschulsparkassen. 

Bei  den  Schnlsparkassen    werden  die 
Sparpfennige  vom  Lehrer  eingesammelt  und 
allwöchentlich  oder  allmonatlich  bei  einer 
j  öffentlichen  Sparkasse  l>elcgt,  doch  giebt  es 
auch  vereinzelte  Schulsparkassen,  bei  denen 
.  die  eingezahlten  Beträge  selbständig  ohne 
J  Belegung  bei  einer  öffentlichen  Sparkasse 
verwaltet  werden.    Wo  keine  öffentlichen 
Sparkassen  im  Kreise  sind,  werden  sie  auch 
wühl  bei  Raiffeisenschen  und  ähnlichen  länd- 
'  liehen  Kassen  eingelegt. 

In  Italien  können  nach  dem  G.  v.  29.  Mai 
1875  die  Ixjhrer  die  von  ihren  Schülern  ge- 
machten Einlagen  bei  den  PoBtanstalten  ein- 
zahlen, die  Post  liefert  ein  Buch,  in  welchem 
der  Gesamtbetrag  jeweilig  eingetragen  und 
Quittiert  wird;  die  Lehrer  vermerken  dann  in 
den  Sparbüchern  der  einzelnen  Schüler  die  von 
diesen  gemachten  Einlagen. 

An  mehreren  Schulen,  so  besonders  iu 
Frankreich,  erhalten  auch  Kinder  an  Stelle  von 
Belobungen  oder  gelegentlich  solcher  Marken 
bezw.  Gutschriften  (bons  poiuts  Centime*)  auf 
Kosten  der  Schule  oder  von  Vereinen  oder  aus 
den  Gewinneu,  welche  dadurch  erzielt  werden, 
;  dass  die  Einlagen  der  einzelnen  Kinder  erst 
von  der  Zeit  ab  verzinst  werden,  zu  welcher 
ihr  Gesamtgtitliaben  eine  bestimmte  Rohe  er- 
reicht, während  für  die  Gesamtsumme  aller  Ein- 
lagen schon  früher  Zinsen  gezogen  werden. 

Die  Schulsparkassen  hauen  in  den  meisten 
Kulturstaaten  eine  grossartige  Entwickelnng 
genommen.  Im  Auslände  steht  in  dieser  Rich- 
tung Frankreich,  „das  klassische  Land  der 
Schulsparkasseu1*,  an  der  Spitze,  aber  auch 
Belgien,  England,  die  Schweiz,  Luxemburg, 
Oesterreich -Ungarn,  Italien,  die  Vereinigten 
Staaten  haben  grosise  Erfolge  auf  diesem  Ge- 
]  biete  errungen. 

In  Deutschland  hat  sich  der  Pfarrer  Senckel 
in  Bohenwalde  als  „Geschäftsführer  des  deut- 
schen Vereins  für  die  Schnlsparkassen"  um  die- 
selben sehr  verdient  gemacht.  Als  grundsätz- 
lichen Irrtum  bezeichnet  er,  dass  das  Sparen 
mit  dem  Zeitpunkt  des  eigenen  Erwerbs  be- 
ginnen soll.  Werde  die  ITebuug  der  Sparsam- 
keit der  Familie  überlassen,  so  würden  nur  die 
Kinder  wirtschaftlicher  Eltern  in  dieser  Tugend 
geübt.  Uebcrnehme  die  Schule  die  Vebung,  so 
könnten  sich  daran  alle  Kinder  beteiligen.  Nur 
in  der  Schule  lasse  sich  eine  pädagogisch  rich- 
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tige  Anleitung  zum  Sparen  verwerten.  Bei  der 
Erziehung  zur  Sparsamkeit  müsse  die  sittliche 
Seite  de»  Sparen«  in  Betracht  kommen,  de 
Malarce  meint:  „Wenn  die  Sparsamkeit  eüie 
Tugend  ist  .  eiue  lobenswerte  Thätigkeit,  um 
sich  verführerischen  Bedürfnissen  aller  Art. 
deren  Befriedigung  leicht  entbehrlieh  ist .  zn 
entziehen,  wenn  eine  in  solcher  Weise  znr  Ge- 
wohnheit gewordene  Entbehrung  stärkend  auf 
das  Gemüt  wirkt,  dünn  sollte  eine  solche  mora- 
lische Gymnastik  einen  Teil  des  gesamten  Er- 
ziehungswerkes des  Menschen  bilden,  nicht  bloss 
zur  Heranbildung  des  Geistes,  sondern  auch  des 
Charakters." 

Gegen  die  Schnlsparkassen  ist  namentlich 
in  Deutschland  und  Oesterreich  viel  geeifert 
worden,  hauptsächlich  anf  Versammlungen  in 
Breslau,  1/eipzig  und  Berlin  1878,  in  Hannover 
und  Cassel  1882.  Man  machte  gegen  dieselben 
geltend,  dass  sie  mit  den  Unterrichts-  und 
Sehulzwecken  der  Schule  uuvereinbur  seien; 
die  Schulo  sei  nicht  der  geeignete  Ort.  nm  das 
Sparen  zu  lehren,  das  sei  vielmehr  der  häus- 
lichen Erziehung  zn  Uberlassen:  durch  die  ver- 
schiedenen Höhen  der  Ersparnisse  werde  der 
Neid  unter  den  Kindern  geweckt  und  dieselben 
durch  trübes  Gewöhnen  an  systematisches 
Sparen  vielleicht  gar  zum  Geiz  und  zur  Hab- 
sucht erzogen.  Der  niederösterreichische  Lehrer- 
verein bezeichnete  1875  die  Schulsparkassen  als 
unzulässig  ans  pädagogischen,  sozialen  und 
sittlichen  Gründen,  und  der  Wiener  Volksschul- 
lehrerverein erklärte:  „Die  Schnlsparkassen  ent- 
sprechen der  eigentlichen  Grundlage  des  Sparens 
nicht,  weil  das  Sparen  unter  alleu  Umständen 
den  Besitz  voraussetzt  und  die  Kinder  nicht 
erwerben,  der  durch  Aufheben  des  Schulgeldes 
glücklich  beseitigte  Kastengeist  durch  die  Schul- 
sparkassen wieder  iu  die  Schule  eingeführt  wird 
und  dadurch  Erscheinungen  unter  den  Kindern 
hervorgerufen  werden,  welche  ohne  weiteres  als 
unsittlich  bezeichnet  werden  müssen,  wie  Neid. 
Missgunst,  Heuchelei,  Diebstahl  n.  s.  w..  daher 
das  Geldsparen  der  Kinder  unter  die  rationellen 
Erziehungsmittel  nicht  gerechnet  werden  kann." 

Dagegen  sind  die  Schnlsparkassen  nach  der 
Ansicht  von  Praktikern,  denen  ich  mich  nach 
eigenen  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  an- 
schliesse,  unzweifelhaft  ein  mächtiges  Mittel 
zur  Förderung  des  Sparsinns,  sowohl  allgemein 
wie  besonders  nnter  der  Schuljugend.  Be- 
obachtungen haben  ergeben,  dass  der  durch  die 
Schulsparkassen  bei  der  Schuljugend  gepflegte 
Sparsinn  sich  bei  manchem  Sparer  auch  noch 
nach  seiner  Entlassung  ans  der  Schule  bewährt 
hat.  Aus  dem  Kreise  Hörde  in  Westfalen,  in 
welchem  die  Schnlsparkassen  seit  dem  Jahre 
1882  hestehen  und  sich  besonders  günstig  ent- 
wickelt haben,  wird  darüber  mitgeteilt,  dass 
eine  grosse  Anzahl  der  Kinder,  namentlich  auch 
derjenigen  der  besser  sitnierten  Arbeiter,  beim 
Ausscheiden  ans  der  Schule  ihre  ganze  Spar- 
einlage bei  der  Amtssparkasse  hinterlegt  habe 
und  nunmehr  von  dem  eigenen  Verdienst  weitere 
Spareinlagen  mache.  Die  Resultate ,  welche 
durch  die  Einrichtungen  der  Schillsparkassen 
im  Kreise  Hörde  erzielt  seien,  hätten  sich  als 
ttber  alle  Erwartung  günstig  erwiesen,  und  da 
durch  eine  langjährige  Erfahrung  festgestellt 
sei,  dass  alle  die  Schäden  oder  Nachteile, 
welche  von  Gegnern  derselben  angeführt  wurden, 


h  I  s 


s  eh  als  durchaus  unrichtig  herausgestellt  hätten, 
so  dürfte  es  berechtigt  sein,  diese  Einrichtung 
auch  in  weiteren  Kreisen  zur  Einführung  zu 
empfehlen.  Für  diese  Auffassung  spricht  auch 
die  hohe  Entwicklung,  welche  die  Bewegung 
in  den  meisten  Lündern  einschliesslich  Deutsch- 
land genommen  hat.  Allerdings  hat  auch  die 
Erfahrung  gelehrt,  dass  die  Einrichtung  nur 
festen  Boden  fassen  kann,  wenn  es  gelingt,  das 
volle  Interesse  der  Lehrer  für  die  Schulspar- 
kasse zu  gewinnen,  denn  die  Verwaltung  er- 
fordert eine  nicht  geringe  Mühewaltung.  Au« 
diesem  Grunde  ist  auch  die  Gewährung  einer 
müssigen  Remuneration  an  die  Lehrer  —  meist 
wird  dieselbe  nach  der  Zahl  der  Sparer  berech- 
net, etwa  für  100  Sparer  10  Mark  —  gerecht- 
fertigt. Uebrigens  erscheint  es  auch  wohl  ge- 
nügend, dies  Sparen  auf  die  älteren  Jahrgänge 
der  Schüler  zu  beschränken,  da  diese  doch  erst 
das  richtige  Verständnis  hierfür  besitzen  und 
ein  Hauptwert,  wie  das  Beispiel  von  Hörde 
zeigt,  darauf  zu  legen  ist,  dass  die  Schüler  bei 
ihrem  Eintritt  in  das  bürgerliche  Leben  einen 
kleinen  Sparfonds  besitzen.  Daher  wäre  auch 
zu  wünschen,  dass  die  Schnlsparkassen  in  den 
Fortbildung»-.  Feiertags-  nnd  Abendschulen  in 
weiterem  Umfange,  als  dies  bisher  geschehen 
ist.  zur  Einführung  gelangten,  wobei  den  Kom- 
munen, namentlich  den  grösseren  Städten,  ein 
weiteres  Feld  derThätigkeit  auf  sozialpolitischem 
Gebiete  erwaebseu  würde,  wenn  sie  diese  Schulen 
in  unmittelbare  Beziehung  mit  ihrer  Sparkasse 
brächten. 

Als  Begründerin  der  ersten  Schulsparkasse 
wird  die  oben  erwähnte  Frau  Priscilla  Wake- 
field  genannt.  1818  machte  Professor  Francoeur 
zu  Paris  Vorschläge,  um  die  Sparkasse  als 
Mittel 'der  Erziehung  nutzbar  zu  machen,  ähn- 
lich 181'J  der  Geometer  Navier.  Der  erste  Ver- 
such in  Frankreich  wurde  1834  durch  Dulai 
{gestorben  1873;  au  der  Stadtschule  zu  Le  Maus 
angestellt,  darauf  folgten  18116—40  Amiens, 
Greiioble,  Lyon,  Paris  etc.  nnd  später  auch 
Städte  in  anderen  Ländern.  Doch  gewannen 
die  Schulsparkassen  erst  eine  grossere  Ver- 
breitung, als  seit  1866  Fr.  Laurent  (geboren 
am  8.  Juli  1810  zu  Luxemburg,  gestorben  als 
Professor  des  Civilrechts  zu  Gent  um  11.  Februar 
1887)  mit  unermüdlichem  Eifer  für  sie  eintrat 
und  in  Belgien  günstige  Erfolge  erzielte.  Nuu- 
mehr  wurden  Schulsparkassen  in  grösserer  Zahl 
in  Frankreich,  England,  Italien,  Oesterreich- 
Ungarn,  Dänemark,  in  der  Schweiz  und  auch  in 
mehreren  Teilen  von  Deutschland  errichtet.  In 
Frankreich  war  insbesondere  de  Malarce  zu 
Paris  seit  1874,  iu  Deutschland  Pfarrer  Senckel 
zu  Hohenwalde  bei  Müllrose  für  sie  eifrig  tliätig. 
Derselbe  Ist  Vorsitzender  des  1880  in  Glogau 
gegründeten  „Deutschen  Vereins  für  Jugeud- 
sparkassen14  und  giebt  alljährlich  „Berichte" 
dieses  Vereins  (Frankfurt  a.  0.)  heraus.  Ziel 
dieses  Vereins  ist,  „der  vielfach  mangelhaften 
häuslichen  Erziehung  eine  zweckmässige  päda- 
gogische Ergänzung  zu  geben  nnd  namentlich 
der  Verschwendung-  auch  in  den  unteren  Volks- 
klassen und  dem  leichtsinnigen  Schuldenmachen 
entgegenzuwirken".  Die  erste  Schulsparkasse 
in  Deutschland  ist  die  Anfang  der  20er  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  in  Goslar  am  Harz  ge- 
gründete. 

18JW  zählte  man  in  Deutschland  217» 
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Schnlsparkassen ,  dazu  8  mit  Serainarübuuga- 
schulen  und  4  mit  Fortbildungsschulen  ver- 
bundene Sparkassen,  also  im  ganzen  2191  Schul- 
sparka^sen.  Davon  entfallen  auf  IVeussen  1297 
Kassen,  nämlich  1288  Scbulsparkassen ,  7  mit 
Scminarübnngsschnlen  und  2  mit  Fortbildungs- 
schulen verbundene  Sparkassen.  Auf  Deutsch- 
land ohne  Preusscn  kommen  also  891  Schul- 
sparkassen, eine  mit  Seminarübuugsschule  und 
zwei  mit  Fortbildungsschulen  verbundene  Spar- 
kassen, im  ganzen  also  894  .Sparkassen.  Von 
anderen  kleinen  .Sparkassen  sind  bekannt  ge- 
worden in  ganz  Deutschland  639  Pfennigspar- 


kassen. 135  Konfirmandensparkassen,  93  Jugend- 
sparkassen,    88   Sonntagsschutaparkassen ,  38 


Ki 
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In  Belgien  betrug 

Zahl  der  neu 
ausgegebe- 
nen Einlage- 
bücher 

1896  4  346 

1897  4  591 

1898  4  989 


Zahl  der 
Ein- 
lagren 

1 10  989 

"5  945 
«24  S44 


Betrag 
der  Ein- 
lagen 

Frcs. 
352  94] 
373  3S2 
401  007 


In  England  bestehen  nach  den  neuesten  Berichten  für  nahezu  10000  Schulen  Sparkassen. 
Die  Entwickelung  ist  in  den  einzelnen  Gegenden  eine  verschiedenartiire.  Besonders  glänzend  ist 
dieselbe  in  Manchester,  einem  der  wesentlichsten  Indusfriecentren.  Es  bestellen  dort  132  einzelne 
Schulsparkassen ,  welche  1898  20729  Konten  aufwiesen.  Hervorzuheben  ist.  dass  man  in 
England  unlängst  den  Versuch  gemacht  hat,  die  Schulsparkasse  in  unmittelbare  Verbindung 
mit  einem  Bankinstitut  zu  bringen.  Die  Bank  hatte  sich  dazu  bereit  erklärt,  für  alle  diejenigen 
Fälle,  iu  denen  die  Einlage  des  einzelnen  Kindes  die  Höhe  von  10  sh.  erreicht  hatte. 


In  Italien  betrug 

Sparende 

1*76  1 1  935 

1K80  40956 

I880  6s  062 

1888  102832 

1890  90.074 

1893  95  607 

1897  6009 


Betrag  der 
Einlagen 
Lire 
32049 
•  74  597 
37ö  345 
496  SÖ4 
382  674 

395  443 
29; 776 


In  Frankreich  wurden  gezählt 


Kassen 
1877  8033 
1881  14372 
1886  23980 

Ungarn: 

Schulen 

1876  1  s 
1*80  u"i 
1886  581 


Sparer 
1 76  000 
302  84 1 
491  160 


Einlagen  (Frcs.) 
2  984  352 
6  403  773 
1 1  934  268 


Lehrer  Schiller 


32 
222 
926 


2  621 

7  333 
28  2t;6 


Einlagen 
(Gulden) 
13  337 
54647 
113264 


In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika zählte  man  1891  209  Schulhänser 
mit  1110  Schnlklassen,  für  welche  je  eine  Kasse 
besteht.  An  denselben  beteiligten  sich  24  067 
Schiller,  etwa  4ö  Prozent  aller  Schüler,  mit 
1 40  334  Dollars. 


In  Luxemburg  betru 


die  Gesamtzahl  der 
Einlagen 

der  Totalbetrag  der- 
selben 


1898 


29966  32233 
Francs 


224  559 


242  358 


Rückzahlungen  bei  den  Spar- 
kas«en  rinden  bei   kleinen  Beträgen  sofort 

')  Hinsichtlich  der  braunschweigischen  Ge- 
setzgebung über  Schulsparkassen  s.  unter  gesetz- 
licher Regelung  und  Statistik :  „Brannschweig" 
unten  S.  867. 


Zahl  der  auf- 
nehmenden 
Lehrer 
522 
3240 

3  45' 

6  68  j 


7  23 

8  12 
6  00 


Zahl  der  von  den  Leh- 
rern aufgenommenen 
Einlagen  fLire) 
32048 
174  596 
376  344 
496  563 
382  674 

395  443 
295  776 


statt,  für  grössere  ist  meist  eine  bei  vielen 
Kassen  je  nach  der  Höhe  der  Summe  ver- 
schieden bemessene  RUckzahlungsfrist  festge- 
setzt. Jedoch  pflegen  die  Kassen  nach  Möglich- 
keit jeden  beanspruchten  Betrag  sofort  zurück- 
zuzahlen. 

Nach  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen 
ist  die  Verjährung  für  rückständige 
vertragsmässige  Zinsen  bemessen.  Nach  dem 
B.G.B.  §  197  ist  eiue  Frist  von  vier  Jahren 
festgesetzt.  Statut  oder  Gesetz  sclilicsseu  eine 
solche  Verjährung,  da  dieselbe  dem  Sinn  der 
Spareinlagen  nicht  entsprechen  würde,  für  die 
Sparkassen  aus.  Dagegen  sind  Bestimmungen 
darüber  zu  treffen,  was  mit  dem  Guthaben  zu 
geschehen  hat,  wenn  während  eine«  länger  be- 
messenen Zeitraumes  der  Einleger  in  keinerlei 
Beziehungen  zu  der  Sparkasse  getreten  ist. 

Vielfach  sind  rgesperrtc  Sparbücher" 
eingeführt.  Durch  dieselben  wird  dem  Einleger 
oder  eiuem  Dritten  für  einen  bestimmten  späteren 
Zeitpunkt  und  für  ein  bestimmtes  Ereignis  ein 
Kapital  sichergestellt  (remboursements  differes 
in  Frankreich).  Der  Einleger  begiebt  sich  des 
Rechts,  die  Einlagen  nach  Gutdünken  abheben 
zu  können,  und  die  Sparkasse  verspricht,  nur 
für  den  vorgesehenen  Fall  oder  zu  dem  ver- 
einbarten Termin  Zahlung  zu  leisten.  Die 
Sparkassen  erfüllen  hier  die  verschiedenen 
Zwecke  der  Aussteuer-,  Heirats-,  Mietzins-, 
Steuer-,  Konfirmanden-,  Militärdienst-  11.  s.  w. 
Sparkassen  und  machen  diese  entbehrlich.  Sie 
übernehmen  aber  auch  gleichzeitig  die  Funk- 
tionen von  Versicherungsanstalten,  die  zu  solchen 
Zwecken  gegründet  sind,  und  nähern  sich  der 
Lebensversicherung  mit  abgekürzter  Versiche- 
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rungszeit,  in  welcher  alle  speciellen  Versiche- 
rungszwecke  kombiniert  erscheinen. 

Das  System  der  gesperrten  Sparkassenbücher 
hat  bislang  nicht  die  wünschenswerte  Ver- 
breitung gefunden.  So  sind  x.  B.  in  Prenssen 
von  8049699  Sparbüchern,  welche  im  Rech- 
nungsjahr 1898  in  Umlanf  waren,  in  der  amt- 
lichen Statistik  nur  44006  als  gesperrte  ver- 
zeichnet. 

Um  zu  verhüten,  daas  die  Sparkasse  zu 
sehr  von  bemittelten  Klassen  benutzt  werde, 
und  damit  dieselbe  ihren  eigenen  Zweck  mög- 1 
liehst  erfülle ,  ist  bei  den  meisten  Hussen  eine  I 
obere,  nicht  zu  überschreitend  «Grenze* 
für  die  einzelne  Einlage  bezw.  das  Gesamt- 
guthaben festgesetzt.  Ist  dnrch  die  Einlagen 
diese  Grenze  bezw.  durch  Einlagen  und  Zins- 
zu  wachs  ein  noch  etwas  höher  bemessener  Be- 
trag erreicht,  so  werden  keine  Einlagen  mehr 
angenommen  und  es  hört  auch  die  Verzinsung 
auf.  Bei  einigen  deutscheu  Kassen  werden 
dann,  wie  das  in  Frankreich  allgemein  ange- 
ordnet ist,  ohne  Befragen  des  Einlegers  zins- 
tragende (pnpillariBch  sichere)  Wertpapiere  an- 
gekauft. Mittelbar  sucht  man  bei  einigen 
Kassen  den  gedachten  Zweck  dadurch  zu  er- 
reichen, dass  für  grössere  Einlagen  ein  ge- 
ringerer Zins  gezahlt  wird. 

Zur  Deckung  von  Verlusten  hat  die  Bildung 
eines  Reservefonds  zu  erfolgen,  welcher  sich 
ans  den  Zinsnberscküssen  ergiebt,  die  durch  die 
Ausleihungen  von  Kapitalien  gegenüber  den 
Sparkasseneinlagen  nach  Abzug  der  Verwaltungs- 
kosten  entstehen. 

Iu  Prenssen  ist  als  Minimalgrenze  des  Re- 
servefonds der  Satz  von  10°/o  der  Passivmasse 
festzuhalten.  Ministerialerlaß  vom  16.  November 
1877  (M.-Bl.  f.  d.  i.  Vcrw.  1870,  S.  5).  Dabei 
ist  aber  nachgelassen  und  sogar  empfohlen, 
dass  der  Reservefonds  zunächst  auf  5%  der 
Tassivmasse  angesammelt  nnd  demnächst  von 
den  ferneren  Ueberschüssen  nnr  die  eine  Hälfte 
zugeschlagen  werde,  die  andere  Hälfte  der  Jedes- 
maligen t'ebcrscbüsse  aber  zur  Befriedigung 
ausserordentlicher  Bedürfnisse  verwendet  werde 
iMin.-Erl.  v.  19.  März  1880,  2.  April  1888,  6. 
Dezember  1889  und  19.  November  1891). 

In  Preussen  ist,  wie  meist  in  Deutsch- 
land, für  die  Verwendung  dieses  Reingewinns 
zu  gemeinnützigen  Zwecken  die  Ge- 
nehmigung der  Aufsichtsbehörde  erforderlich. 
Spark.-Kegl.  v.  12.  Dezember  18H8.  §  7,  Rcskr. 
v.  20.  April  1888  (M.-Bl.  S.  1001),  die  jedoch 
auch  statutarisch  festgelegt  werden  kann.  Erl. 
v.  4.  Mai  1894  (M.-Bl.  S.  79). 

In  mehreren  Ländern  sind  die  Sparkassen 
durch  Gewährung  von  Stempelsteuerfrei- 
heit begünstigt.  Nach  dem  B.G.B.  §  1807 
kann  die  Anlage  von  Mündelgeldern  bei  einer 
inländischen  öffentlichen  Sparkasse  erfolgen, 
wenn  sie  von  der  zuständigen  Behörde  des 
Bundesstaates,  in  welchem  sie  ihren  Sitz  hat, 
hierzu  für  geeignet  erkärt  ist. 

5.  Da«  Kreditwesen.  Die  zweite  Seite 
der  Tliätigkeit  der  Sparkassen  besteht  in 
der  Anlage  und  nutzbringenden 
Verwendung  der  Sparkapitalien. 
In  dieser  Richtung  kommt  namentlich 
Deutschland  in  Betracht,  wo  man  neuer- 


dings auf  diesem  Gebiete  seitens  der  Spar- 
kassen zu  grösseren  Reformen  geschritten 
ist.  In  älterer  Zeit  beschrankte  man  sich 
auch  hier  in  der  Hauptsache  darauf,  die 
Einlagekapitalien  in  Staatspapieren  und 
sonstigen  garantierten  Inhaberpapieren  an- 
zulegen. Hiervon  ist  man  aber  längst  ab- 
gekommen, wenngleich  die  Anlagen  der 
Sparkassen  in  Deutschland  in  Inhaberpapieren 
noch  immer  sehr  l»edeuteud  sind.  Die  aus- 
schliessliche Anlage  in  diesen  Werten  fillirt 
bei  dem  grossen  Einlagenhestande  der  Sj>ar- 
kassen  zu  einer  bedenklichen  Verriuickung 
der  letzteren  mit  dem  Staatskreuite.  aus 
welchem  Grunde,  wie  schon  oben  bemerkt, 
die  Einführung  der  Postsparkassen  bei  uns 
als  sehr  gefahrbringend  zu  erachten  ist. 
Bekanntlich  ist  der  günstige  Kurs  der 
französischen  und  auch  der  englischen  Staats- 
papiere  wesentlich  auf  die  Kapitalanlagen 
der  Sparkassen  zurückzuführen,  so  dass  auch 
französische  Volkswirte  dieses  Verhältnis 
wegen  der  damit  verbundenen  Gofahren  in 
kritischen  Zeiten,  die  1848  und  1870  schon 
sehr  bemerkbar  hervorgetreten  sind,  für  sehr 
verderblich  erklärt  haben.  Nur  einen  be- 
schränkten Teil  der  Einlagen  darf  eine  sach- 
kundige SparkassenverWaitung  in  Inhaber- 

Sapieren  anlegen,  denn  ein  Uebenuass  in 
ieser  Richtung  birgt  die  Gofahr  in  sich, 
dass,  falls  die  Notwendigkeit  dor  Realisie- 
rung der  Bestände  an  die  Kasse  heran- 
tritt, dies  nur  mit  Kursverlusten  ge- 
schehen kann,  welche  in  kritischen  Zeiten 
sehr  bedeutend  sein  können.  Nicht  weni- 
ger erfordert  das  Interesse  ihrer  Bezirksin- 
sassen  und  Klienten,  dass  die  Sjiarkasseu  sich 
zu  einer  vielseitigen  Anlage  ihrer  Kapitalien 
entschliessen. 

In  Preussen  pflegen  die  Statuten  der  Kassen 
meist  hin  vorzuschreiben,  dass  sie  mindestens 
den  zehnten  Teil  des  Bestandes  in  vom  Staate 
oder  Kommunalverbäiiden  und  ähnlichen  öffent- 
lichen Korporationen  (Landschaften)  garantierten 
luhaberpapiereu  anzulegen  haben. 

Unter  allen  Umständen  bleibt  es  die 
Hauptaufgabe  der  Sparkassen,  ihre  Kapi- 
talien durch  Ausleihungen  in  ihren 
eigenen  Bezirken  fruchtbar  zu  macheu, 
nachdem  das  heutige  Wirtschaftsleben  eine 
Gestaltung  angenommen  hat,  welche  es  den 
verschiedenen  Erwerbskreisen,  insbesondere 
in  neuerer  Zeit  auch  den  Landwirten,  nur 
in  seltenen  Fällen  noch  ermöglicht,  ohne 
Zuhilfenahme  fremder  Geldmittel  zu  arbeiten. 
Freilich  gehen  die  Ansichten  darüber  nicht 
selten  auseinander,  ob  nnd  inwieweit  die 
einzelnen  Kreditarten  von  den  Sparkassen 
gepflegt  werden  sollen.  Während  sich  die- 
selben schon  lange  mit  dem  Realkredit  lv- 
fassen,  ist  man  erst  später  an  den  Betrieb 
des  Peironalkreditgescnäftes  herangegangen, 
so  dass  der  Umfang  dieses  Verkehrs  im 
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Verhältnis  zu  dorn  orsteren  noch  ein  wenig 
K*deutender  ist.  Aber  in  neuerer  Zeit 
werden  immer  mehr  Stimmen  laut,  welche 
sieh  für  die  Erweiterung  und  Ausbildung 
dieser  Geschäftsart  aussprechen;  vielfach 
haben  auch  schon  Aenderungen  in  der  Ge- 
schäftsgebarung der  Kassen  stattgefunden, 
so  dass  man  gegenwartig  von  einem  Wende- 
punkt sprechen  kann,  in  welchen  das  Spar- 
ka^senkreditwesen  in  Deutschland  ge- 
treten ist. 

Die  Hypothekenanlagen  der  deutschen 
Sparkassen  sind  auf  nahezu  3<i00  Millionen 
Mark  zu  schätzen,  so  dass  also  diese  hier- 
mit einen  Oberaus  wichtigen  Faktor  des 
Realkredites  bilden.  Sie  sind  daher  mit 
den  eigentlichen  Grundkreditanstalten  d.  h. 
den  Landschaften  und  Hypothekenbanken 
in  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Wett- 
bewerb getreten. 

Ganas  besonders  geartet  sind  die  Verhält- 
nisse im  Grosskerzogtum  Luxemburg,  wo  Dar- 
lehen auf  Hypotheken  seitens  der  Luxemburgi- 
schen Sparkasse  nur  ru  Gemeinden  und  öffent- 
liche Anstalten  gegeben  uud  auch  im  Übrigen 
Ausleihungen  nur  in  Kontokorrentanlagen  bei 
einem  sicheren  Bankhause  erfolgen  dürfen. 

Die  Geschäftsg«l»arong  der  Sparkassen 
bei  den  Hypothekenausleihungen  wird  immer 
von  dem  Gesichtspunkte  aus  geleitet  werden 
müssen,  dass  jene  die  Geldgeber  ihrer 
eigenen  Bezirke  sind,  deren  Einsassen  gie 
durch  zweckmässigen  Kredit  wirtschaftliche 
Hilfe  leisten  sollen.  Dies  bezieht  sich 
iiainentlic.li  auf  das  Ausgehen  möglichst  nur 
kleinerer  Hypotheken  bei  Landgrundstücken, 
die  Festsetzung  eines  nicht  zu  hohen  Zins- 
satzes, die  Annahme  gelegentlicher  Teil- 
zahlungen, die  Zulassung  der  Amortisations- 
hypothekeu  und  das  Ausleihen  nur  in 
dein  Sparkassenbozirke  selbst,  wodurch 
auch  die  Sicherheit  des  Kredites  gewähr- 
leistet wird. 

Was  insbesondere  die  ländlichen  Amorti- 
sationshypotheken anbetrifft,  so  legt  man  regie- 
rungsseitig fast  Uberall  in  neuerer  Zeit  beson- 
deren Wert  darauf.  dass  diese  bei  den  Spar- 
kassen in  erweitertem  Umfange  zur  Anwendung 
gelungen ,  um  die  allmähliche  Befreiung  des 
ländlichen  Grundbesitzes,  namentlich  desjenigen 
kleineren  und  mittleren  I'mfanges  von  Real- 
schulden  herbeizuführen. 

Namentlich  in  Preusseu  und  Baden  ist 
seitens  der  Aufsichtsbehörde  auf  die  Bedeutung 
der  allmählichen  Tilgung  der  ländlichen  Hypo- 
thekeiischuldeii  hingewiesen  worden. 

In  Baden  wurden  insbesondere  die  Bezirks- 
ämter durch  Minhterialerlass  v.  29.  März  18Ü4 
beauftragt.,  das  Verständnis  der  wirtschaftlichen 
Vorteile  dieser  Darlehnsform  unter  den  Krcdit- 
l»edürftigen  zu  verbreiten  nnd  ihnen  darzulegen, 
dii.-s  ercrade  mit  Rücksicht  auf  den  gegen  früher 
erheblich  geringeren  Ziusfuss  für  Darlehen  auf 
Unterpfand  die  Verpflichtung  zur  Leistnug  von 
Amortisationsbeiträgen  ohne  Ueberbürdung  ein- 


j  gegangen  werden  könne.  AehnUche  Verfügungen 
ergingen  in  Preusseu ,  wo  noch  ausdrücklich 
eine  andere  Art  der  Amortisation  der  Hypo- 
thekendarlehen als  die  gewöhnliche  der  Annui- 
täten empfohlen  wurde,  nämlich :  dass  der  Schuld- 
ner etwa  vierteljährlich  bestimmte  Abzahlungen 
auf  ein  Sparkassenbuch,  »einen  Amortisations- 
fonds macht,  welcher  bis  znr  Tilgung  des  Dar- 
lehens gesperrt  wird  uud  ans  dem  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Sparkassen  Verwaltung  Rückzah- 
lungen gemacht  werden  dürfen.  Das  Sparkassen- 
buch wird  dann  entweder  so  hoch  wie  der  Zins- 
fuss der  Hypothek  oder  doch  wenigstens  hoher 
als  die  übrigen  Sparkassenbücher  verzinst. 
Ministerialerlaß  v.  11).  Dezember  1893. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  die  Sparkassen 
täglich  ausreichende  Mittel  zur  Kuckzahlung 
der  Einlagen  in  Bereitschaft  haben  müssen, 
kann  ihr  Hypothekarkredit  nicht  ein  un- 
kündbarer sein,  während  die  Grundkredit- 
anstalten  hierin  günstiger  gestellt  sind :  Die 
Landschaften  pflegen  bei  allen  Hypotheken 
unkündbaren  Kredit  mit  Amortisation  zu 
gewähren,  während  die  Hvpothekenbanken 
für  eine  Reihe  von  Jahren  die  Kündigung 
gewohnlich  aussehliossen.  Die  Kündbarkeit 
der  Sparkassenhypotheken  wird  vielfach  un- 
günstiger beurteilt,  als  dieses  begründet 
sein  dürfte.  Denn  thatsäehlich  weiss  jeder 
Hypothekenschuldner,  dass  bei  pünktlicher 
Zinszahlung  die  Kündigung  unterbleibt. 
Auch  in  Zeiten  von  Krisen  ist  es  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  nicht  so  schlimm, 
wie  vielfach  zu  Ungunsten  der  Sparkassen 
benanntet  wird.  Wenn  diese  die  Anlagen 
vorsichtig  verteilen,  namentlich  auch  den 
Personalkredit  in  guten  Wechseln  mit  kür- 
zeren Verfallfristen,  die  leicht  realisiert 
werden  können,  pflegen,   ferner  die  Kfln- 

■  digungsfrist  für  die  Einlagen,  die  in  nor- 
malen Zeiten  nicht  inuegealten  zu  werden 
brauchen,  festhalten,  so  werden  sie  auch 

1  die  Ansprüche  befriedigen  können,  welche 
an  sie  in  bewegten  Zeiten  gestellt  werden 
und  nicht  so  leicht  ihren  Gläubigern  gegen- 

|  über  in  Verlegenheit  gerateu. 

Der  Personal  kredit  ist  im  Verhält- 
I  nis  zum  Realkredit    von  den  Sparkassen 
bisher  in  ziemlich  geringem  Umfange  ge- 

{iflegt  worden.  Hier  stehen  dieselben  den 
ienossensehaften  gegenüber  sehr  weit  zu- 
rück. Man  wird  kaum  feldgehen,  wenn 
man  die  in  dieser  Kreditart  in  Deutschland 
angelegten  Gelder  der  letzteren  auf  an- 
nähernd 1800  Millionen  Mark  annimmt, 
während  die  in  dieser  Weise  von  den  Spar- 
kassen ausgeliehenen  Kapitalien  nicht  viel 
mehr  als  500  Millionen  Mark  betragen 
werden.  Und  doch  wäre  es  sehr  wünschens- 
wert, wenn  diese  Kreditart  auch  seitens 
der  Sparkassen,  namentlich  der  ländlichen 
(Kreis-)  Sparkassen  in  grösserem  Umfange 
gepflegt  würde. 

Das  Bedürfnis  eines  umfassenden  Personal- 
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kredites  ist  allerdings  namentlich  in  der  Land- 
wirtschaft viel  später  hervorgetreten  als  das- 
jenige nach  einem  reichlichen  Bealkredit.  Das- 
selbe datiert  von  der  Zeit  ,  wo  man  von  der 
Naturalwirtschaft  zur  Geldwirtechaft  überging 
und  infolge  der  notig  gewordeneu  intensiveren 
Betriebsweise  grössere  Summen  baren  Oeldes 
zur  Anschaffung  von  besserem  toten  und  leben- 
den Inventar  sowie  zur  Erwerbung  von  Futter- 
nnd  Dnngstoffen,  Saatgut,  Arbeitskräften  n.  s.  w. 
brauchte.  Dieser  filr  die  laufenden  Betriebsans- 
gaben sowie  für  die  Deckung  von  durch  unvorher- 
gesehene Unglücksfälle  hervorgerufene  bestimmte 
Kredit  kann  nur  auf  dem  Boden  des  kapitalisti- 
schen Darlehens  aufgebracht  werden,  nicht  im 
Wege  des  Realkredites.  Es  erscheint  geradezu 
widersinnig,  wenn  vorübergehende  Kreditbe- 
durfnisse im  landwirtschaftlichen  Betriebe  durch 
Verschuldung  des  Grundbesitzes  selbst  gedeckt 
werden.  Um  aber  zu  verhindern,  dass  die  An- 
sprüche, welche  seitens  der  Landwirtschaft  in 
dieser  Richtung  naturgeinäss  gestellt  werden, 
von  Geldgebern  befriedigt  werden,  welche  den 
oft  leichtgläubigen  Landmann  ausnutzen,  müssen 
die  Sparkassen,  iusbesondere  die  ländlichen  (Kreis- 
und  Gemeinde-  etc.  Sparkassen)  die  Befriedigung 
dieses  Kredites  mit  übernehmen.  Denn  gerade 
deren  Verwaltungen  wissen,  als  die  besten  Kenner 
der  Verhältnisse  ihres  Bezirkes,  wo  Hilfe  not 
thut;  ohne  den  Genossenschaften  schädliche 
Konkurrenz  zu  machen,  können  sie  mit  den- 
selben in  einen  loyalen  Wettbewerb  zur  Be- 
friedigung der  in  Fülle  vorhandenen  Nachfrage 
treten.  Wenn  auch  im  allgemeinen  von 
den  deutschen  Sparkassen  bisher  nicht  sehr  viel 
auf  diesem  Gebiete  geleistet  ist,  so  haben  ein- 
zelne Kassen  doch  diese  Aufgabe  in  hervor- 
ragendem Masse  erkannt  und  iiireu  Geschäfts- 
betrieb anf  einen  umfassenden  Personalkredit- 
verkehr eingerichtet.  Dieses  ist  insbesondere 
im  preußischen  Saargebiete  geschehen,  wo  man 
bei  den  eigenartigen  dort  herrschenden  Wirt- 
schaf t» Verhältnissen  die  öffentlichen  Sparkassen 
als  die  geeignetsten  Organe  zur  Pflege  des 
ländlichen  Personalkredites  betrachtete  und 
deren  Einrichtungen  den  Gepflogenheiten  der 
ländlichen  Bevölkerung  angepasst  hat.  Die 
Thätigkeit  der  Sparkassen  im  Saargehiete  er- 
streckt sich  sowohl  auf  den  Betrieb  des  reinen 
Personalkredites  (Ausleihung  iregen  Schuld- 
schein) als  auch  auf  die  Uebernahme  von 
Gütcrzielern  ( Verkauf  sprotokolleu ,  Kaufschil- 
lingen. Steigerungsgelderu,  Restkaufschillingen). 
Hierbei  handelt  es  sich  nicht  um  reine  Personal- 
kreditgeschäfte, sondern  um  eine  gemischte 
Kreditform,  um  einen  Realkredit  filr  die  länd- 
lichen Grundbesitzer  in  Verbindung  mit.  Per- 
sonalkredit. Die  in  dieser  Weise  von  der  Kreis- 
sparkasse in  Saarlouis  übernommenen  Steig- 
preise betrugeu  nach  der  für  181)8  .99  aufgestell- 
ten Zusammenstellung  17311)95  Mark  iu  2  841 
Posten  und  die  Hohe  der  auf  Schuldscheine  aus- 
geliehenen Summen  1 Mark  in  Ä«8  Posten, 
der  Kealkredit  dagegen  nur  50  £47  Mark.  Die 
Kreissparkasse  in  Saarburg  hat  zur  Zeit  filr 
ca.  6  Millionen  Steigpreise  übernommen  und 
auf  Schuldschein  mit  Bürgschaft  au  U60  Schuld- 
ner 800000  Mark  ausgeliehen,  während  die  im 
Realkrcditges«  häft  ausgeliehene  Summe  1  192(1)0 
Mark  beträgt.  —  Auch  in  einzelneu  Teilen  des 
östlichen  Preusseus,  z.  B.  in  Poscu  und  West- 


preussen,  wo  das  Genossenschaftswesen  weniger 
entwickelt  ist  oder  die  vorhandenen  Organisa- 
tionen nicht  allen  Anforderungen  entsprechen, 
haben  zahlreiche  Sparkassen  günstige  Resultate 
auf  dem  Gebiete  des  Personalkredites  erzielt. 

Ferner  ist  im  Grossherzogtum  Baden  da« 
Personalkreditgeschäft  der  Sparkassen  besser 
entwickelt,  denn  im  Jahre  185)7  waren  von  an- 
nähernd 390  Millionen  Mark  Aktivansständen 
2082B492  Mark  in  Darlehen  an  Private  gegen 
Schuldschein  abgesehen  vou  der  vorerwähuten 
Anlage  in  Kaufschillingen  ausgeliehen,  wovon 
etwa  l1'..  Millionen  Mark  auf  die  Sparkassen  ohne 
Gemeindebürgschaft  entfallen.  Freilich  war 
hiermit  die  gesetzlich  zulässige  Maximalhöhe 
bei  weitem  noch  nicht  erreicht,  denn  nach 
§  14  des  badischen  Sparkassen gesetzes  vom 
9.  April  1880  kann  durch  die  Satzungen  der 
Kasse  bestimmt  werden .  dass  bis  zu  einem 
Viertel  der  Gesamtsumme  der  Aktivausstände 
in  solchen  Anlagen  verwendet  werde. 

Wenn  die  Sparkassen  mit  Erfolg  den 
l'ersonalkredit  pflegen  wollen,  müssen  sie 
I  aber  ihro  Gesohäftsgebariiug  entsprechend 
:  einrichten.    Vor  allem  ist  Vorbedingung, 
;  dass  die  Verwaltung  in  den  richtigen  Uänden 
'  ruht  ttnd  sich  nicht    in  bureaukratischer 
Manier  streng  und  starr  in  althergebrachten 
!  Formen  bewegt,  vielmehr  sich  an  die  gegen- 
wärtigen Erwerbs-  und  Verkehrsverhältnisse 
anpasst.  Wichtig  ist  sodann  auch  die  Form 
des  Geschäftes.    Diese  ist  in  den  einzelnen 
Bezirken  sehr  verschieden  und  wird  nach 
den  herrschenden  Anschauungen  und  Ge- 
wohnheiten der  Verwaltungen  und  Kredit- 
nehmer gehandhabt.    Manche  Kassen  sind 
grundsatzlich  gegen  Wechsel,  insbesondere 
|  auf  dem  I^ando.    Am  verbreitetsten  ist  der 
,  Kredit    auf  Schuldschein   mit  Bürgschaft, 
doch  auch  völlig  ungedeckter  Kredit  auf 
'Schuldschein  kommt  vor  und  ist  hier  und 
da  in  beschranktem  Umfang  auch  von  Auf- 
sichtswegen zugelassen.    Nach  meiner  Auf- 
fassung ist  die  zweckinflssigste  Form  des 
!  IVrsoiialkroditgesehäftes  der  'Wechsel,  wel- 
I  eher  von  zwei  Bürgen  mit  unterschrieben 
!  wird.  Die  Form  des  einfachen  Handseheines 
(Bürgschaftsscheines)    kann    den  Wechsel 
niemals  ersetzen,  da  der  letztere  sowohl  zu 
üarlehensl»eurkundungen  als  für  die  Beur- 
teilung der  Verpflichtung  zu  Geldzahlungen 
ganz  besonders  geeignet  ist.    Die  einfache 
Ausstollungsform.  die  strenge  Verpflichtung 
von  Person  und  Vermögen,  der  möglichste 
Ausschluss  von   Weitläufigkeiten   bei  der 
Eiuklngung   sind   lauter  Momente,  welche 
die  Einbürgerung  und   weite  Verbreitung 
des  Wechsels  als  Dokument  des  Personal- 
kreiytes  erleichtern  sollten.   Es  wird  daher 
in   nicht  seltenen   Fällen    auch  die  Aus- 
stellung eines  Wechsels  ohne  hürgschaftliche 
Verpflichtung  genügen. 

Sodann  wird  in  neuerer  Zeit  vielfach 
augestrebt,  dass  der  Kredit  der  Sparkasse 
in  der  Form  des  Kontokorrentes  (laufender 


Digitized  by  Google 


863 


Rechnung!  gegeben  wird.    Namentlich  fflr1 
den  Ijandwirt  ist  es  sehr  wichtig,  abzu- 
zahlen, wenn  er  Einnahmen  ans  der  "Wirt- 
scliaft  hat,  und  aufzunehmen,  wenn  er  Auf-  i 
Wendungen  für  dieselbe  machen  muss;  aber, 
auch  der  Handwerker  und  Gewerbetreibende  j 
welcher  einen   niedrigen  Preisstand    zum  . 
Einkauf  auszunutzen  beabsichtigt  oder  einem  I 
Lieferanten  eine  Summe  schuldet,  ist  he- 1 
nötigt,  »die  erforderlichen  Beträge  in  laufen-  1 
der  Rechnung«  zu  erhoben.    Bei  den  go- : 
wissenschaftlichen  Kassen  ist  dieser  Verkehr  I 
Hingst  eingeführt  und  hat  sich  durchaus : 
l»owährt.    Die  Sparkassen  haben  ihn  jedoch  I 
bisher  uur  wenig  gepflegt    Einen  umfang-  j 
reichen  Kontokorreutverkehr  verbunden  mit ; 
dem  Cheekgoschäft.  welcher  namentlich  von  ' 
den  Sehulze-Delitzsehschon  Vorschusskassen 
seit  einiger  Zeit  mit  grossem  Erfolge  be- 
trieben wird,  hat  die  Kürstiich  Lippische 
Sparkasse  in  Detmold.    In  dieselbe  wurden 
im  Jahre  1N96  auf  248  Quittungen  373948 
Mark  7  Pfennig  eingelegt  und  auf  U23  Checks 
419099  Mark  1  Pfennig  ausgegeben.  Nach 
dem  badischen  Sparkassengosetz  können  in 
einzelnen  besonderen  Fällen  laufende  Rech- 
nungen mit  einmaliger  und  jeweiliger  staat- 
licher    Genehmigung    begründet  wenlen. 
Hiervon    ist  in   Badeu    in  umfangreicher 
Weise  Gebrauch  gemacht,  indem  der  Per- 
sonal kredit  auf  Schuldschein  in  zahlreichen 
Füllen  zum  Kontokorrentverkehr  ausgestaltet 
worden   ist,   und  dadurch   hat    mau  den 
Klienten  der  Kasse,  namentlich  dem  Land- 
wirt, Gelegenheit  gegeben,   sich   von  der 
reWrvortoilung    des    Händlers    oder  aus 
Wueherhänden  loszumachen. 

Dem  ('heckverkehr  durch  die  S|«rkassen 
ist  man  im  allgemeinen  eist  in  neuerer 
Zeit  wolüwolleud  gegenübergelreten.  Im 
Jahn»  1890  s[irach  sich  ein  an  die  Ober- 
präsidenten gerichteter  Preussisehor  Minis- 
terialerlass  dahin  nus,  dass  keine  grund- 
sätzlichen Brenken  zu  erheben  seien,  wenn  I 
die  kommunalcu  Sparkassen  mit  der  Preussi-  | 
sehen  Centralgenossenschaftskass<»  in  Depo- 
siten- und  Checkverkehr  treten  wollten. 
Aber  auch  der  Checkverkehr  mit  Privaten  I 
((Jheck verkehr  im  engeren  Sinne)  findet 
jetzt  freundlichere  Auffassung.  So  hatte  in 
den  Grundzügen  des  Entwurfes  eines  neuen 
prenssischen  Sporkassengcsetzos  die  Bestim- 
mung Aufnahme  gefunden, dass  «für  die  Spar- 
kassen die  Eröffnung  eines  ('heck-  und  Konto- 
korrentverkehrs  mit  Gemeindtin  oder  mit 
Privatpersonen  von  der  Aufsichtsbehörde 
genehmigt  wenlen  könne«.  Nachdem  nun- 
mehr auch  durch  Gesetz  betreffend  die 
Feststellung  des  Koiehshaushaltsctats  für 
das  Rechnungsjahr  1900(5;$  b\  7)  der  Reichs- 
kanzler ermächtigt  worden,  den  P  o  stehe  e  k  - 
verkehr  einzuführen,  und  gleichzeitig  be- 
stimmt   ist,    dass      das    Postcheckwesen . 


spätestens  bis  zum  1.  April  19(15  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  geregelt  werden 
soll,  steht  zu  erhoffen,  dass  auch  den  Spar- 
kassen und  deren  Klienten  in  nicht  zu 
ferner  Zeit  diese  auf  Mobilisierung  der 
Geldkapitalien  und  Erleichterung  des  Geld- 
und  Zahlungsverkehrs  gerichtete  Einrichtung 
in  erweitertem  Umfange  zu  gute  kommen  wird. 

"Wahrend  den  genossenschaftlichen  Kassen 
die  Thäügkeit  auf  dem  Gebiete  des  Per- 
sonalkredites wesentlich  durch  ihre  provin- 
ziellen und  Landeseentralkassen  (in  Preussen 
auch  durch  die  reiitralgenossenschafts- 
kassen)  erleichtert  wird,  welche  denselben 
Mittel  zur  Befriedigung  der  an  sie  heran- 
tretenden Kreditnachfrage  geben,  sind  die 
öffentlichen  Sparkassen  in  dieser  Beziehung 
lediglich  auf  sich  selbst  angewiesen.  Frei- 
lich sind  schon  seit  längeren  Jahren  Be- 
strebungen im  Gange,  welche  darauf  ab- 
zielen, auch  für  die  Spurkassen  ein  Central- 
institut  zu  schaffen,  welches  überschüssige 
Gelder  von  den  Sparkassen  annimmt  und 
anderen  kapitalbcdürftigen  Kassen  solche 
wieder  zuführt.  Bislang  halten  aber  diese 
namentlich  von  dem  deutschen  Sj»arkassen- 
verbaude  verfolgten  Bestrebungen  zu  keinem 
Ergebnisse  geführt. 

In  einzelnen  Gebieten,  in  denen  das  ge- 
nossenschaftliche Kreditwesen  besonders 
günstig  entwickelt  ist,  wird  es  den  S|»ar- 
kassen  vielfach  schwer  wenlen,  selbst  die 
Pflege  des  Personalkredites  in  die  Hand  zu 
nehmen;  namentlich  kann  dies  öfter  dort 
zutreffen,  wo  mehr  städtische  und  gewerb- 
liche Verhältnisse  vorliegen. 

Hier  bietet  sich  den  Sparkassen  aber  Ge- 
legenheit, mittelbar  den  Personalkredit 
zu  fönlern,  indem  sie  den  Genossenschaften 
in  gewissen  Grenzen  und  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  Kredite  in  laufender  Rech- 
nung oder  vorübergehend  zur  Verfügung 
stellen  und  ihnen  dadureh  die  Möglichkeit 
der  Erweiterung  ihres  Geschäftsbetriebes 
geben.  Dieses  Bedürfnis  ist  auch  mehrfach 
hervorgetreten. 

In  Preussen  ist  diese  Frage  durch  einen 
Ministerialerlus»  vom  24.  April  1899  geregelt 
worden.  Hier  ist  die  Kreditgewährung  auf  Ge- 
nossenschaften mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht oder  Niuhs<husspflicht  beschränkt  worden. 
Die  Darlehen  dürfen  uur  gegen  Tilgungsxwang 
und  nicht  Uber  10%  der  Sparkassenbestände 
hinaus  gegebeu  werden.  Auch  müssen  die  Ge- 
nossenschaften den  Nachweis  erbringen,  dass  die 
Gesamtheit  der  Genossen  die  fünffache  Sicher- 
heit, des  verlangten  Darlehens  bieten  kanu.  — 
In  Württemberg  werden  den  Genossenschaften 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht  seitens  der  Ober- 
amtAsparkassen  auf  Grund  besonders  erteilter 
Ermächtigung  des  Ministeriums  des  Innern  Dar- 
lehen gegen  einfache  Schuldverschreibungen  ge- 
geben. Darlehen  wird  in  der  Regel  in  Hfihe 
von  100  Mark  für  dos  Mitglied  gewährt.  Die 
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Darlehensbewilligung  unterliegt," abgesehen  von  j  Kassen  hatten  meist  keinen  Reservefonds*.  Mini- 


besonderen Füllen,  der  Zustimmung  der  Amt» 
Versammlung  und  der  Genehmigung  der  Kreis 


maleinlagen  meint  15  Silbergroschen,  Maximal- 
gnthaben  24 — KXJ  Tbaler  und  unbeschrankt 


regierung.  An  der  Hand  eine*  von  den  be-  i  Erlass  eines  eigenen  Gesetzes  war  deswegen 
liehenen  Genossensehaften  je  auf  Jahresfrist  zu  notwendig  geworden,  weil  ein  G.  v.  17.  Juni 


ergänzenden  Mitgliederverzeichnisses  hat  der 
Amtsversammlungsnusschnss  die  fortdauernde 
Kreditwürdigkeit  der  ersteren  zu  prüfen. 

Nach  den  im  u  rossherzogt  um  Baden  be- 
obachteten Grundsätzen  wird  zur  Begründung 
einer  laufenden  Rechnung  oder  zur  vorüber- 
ehendeu  Anlage  verfügbarer  Kusscnbeständc 
er  Sparkassen  bei  Genossenschaften  (aber  nur 
solchen  mit  unbeschränkter  Haftpflicht)  die  staat- 


1838  verboten  hatte,  ohue  Genehmigung  des 
Königs  Inhaberpapiere  auszustellen  und  in  Um- 
lauf zu  setzen.  Eine  Kabinettsordre  vom  1«. 
April  1836  entschied  zunächst  dahin,  die  be- 
stellenden Kassen  sollten  in  der  Beibehaltung 
der  bisherigen  Form  ihrer  Bücher  nicht  ge- 
hindert werden,  doch  wurde  für  neue  die  Aus- 
stellung auf  Namen  als  obligatorisch  erklärt. 
Eine  allgemeine  Regelung  für  die  Geraeinde- 
liehe  Genehmigung  regelmässig  erteilt,  wenn  i  kassen  brachte  das_ Reglement  von  .Sparkassen 

~ weiches  hin- 


aus der  veröffentlichten  Bilanz  der  Genossen-  betreffend  vom  12.  Dezember  1838 


sehafteu  erhellt,  dass  das  Betriebskapital,  die 
vorhandenen  Reserven,  die  Art  und  Weise  des 
Geschäftsbetriebes  und  der  erzielte  Reingewinn 
sowie  die  Höhe  der  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten eine  entsprechende  Gewähr  bieten  und 
überdies  die  hinzugebende  Summe  in  einem 
angemessenen  Verhältnis  zu  der  Zahl  und  dem 
Vermögen  der  Genossenschaften  steht. 

Auch  in  Sachsen-Altenburg  wird  den  Ge- 
nossenschaften (auch  solchen  mit  beschränkter 
Haftpflicht)  seitens  der  Genicindesiwrkassen  in 
vereinzelten  Fällen  Kredit  gewährt,  freilich  nur 
gegen  Verpfändung  von  Grundstücken  oder 
Wertpapieren. 

6.  Gesetzliche  Hegelang  in  verschie- 


sichtlich  der  Zuständigkeit  der  Behörden  dnreh 
das  Zuständigkeitsgeset*  vom  1.  Angust  1883 
$jsj  52,  53t  eine  Ergänzung  erfahren  hat.  'l  Die 
Genehmigung  der  Einrichtung  und  die  Be- 
stätigung des  Statuts  steht  dem  Oberpräsidenteu 
zu:  sie  darf  nur  unter  Zustimmung  des  Pro- 
vinzialrats  versagt  werden.  Auch  soll  sie 
keiner  Gemeinde  versngt  werden,  welche  zweck- 
mässige Vorschläge  macht  und  nach  ihrer  Lage 
und  dem  geordneten  Zustande  ihres  Hanshaltes 
den  Einlegern  Sicherheit  zu  leisten  imstande  ist. 
Sollen  von  grösseren  Landesteilen  Sparkassen 
errichtet  werden,  so  ist  das  Statut  dem  Könige 
zur  Genehmigung  einzureichen.  Bei  Prüfung 
der  Vorschläge  ist  darauf  zu  sehen,  dass  1.  die 
lörig  sicher  geste 


denen  Ländern.  Statistik.  Nicht  in  allen  I  Eiulagen  gehörig  sicher  gestellt  werden.  2.  der 
lindern  ist  das  Sparkassonwesen  Gegen-  i  Kommunalhaushalt  dadurch  nicht  in  Gefahr  der 
stand  einer  eigenen  gesetzliehen  Regelung  ^.örun£  nml  'frnUtung  kommen,  3  dass  die 
geworden.  fo  al.r  Sie  Gesetzgebung  ^XXr^JZ 
damit  befasste,  war  die  Regelung  eine  sehr ,  üje  Bestimmung  der  Mindest-  und  der  Höchst- 


versehiedene.  Vorwiegend  erstreckt  sie 
sich  auf  die  öffentlichen  Kassen  von  Ge- 
meinden und  Gemeiudeverbändcn.  aber  eine 
Anzahl  von  Ländern  hat  auch  unter  staat- 
licher Garautie  stehende  Staatsspar- 
kassen eingeführt  und  zwar:  Kussland, 
Belgiea,  Rumilnien,  Serbien,  Luxemburg, 
Braunsen weig,  Reuss  j.  L..  <  »Idenburg,  teil- 
weise auch  Italien,  die  Schweiz  und  das 
Fürstentum  Liprie.  Seit  1801  sind  in 
mehreren  Ländern  die  Postsparkassen  be- 
gründet. In  einigen  Ländern  und  zwar  be- 
sonders in  Deutschland  begnügte  sich  die 
Gesetzgebimg  vielfach  damit,  allgemeine 
Normati vvorschriften  darüber  zu  erlassen. 


betrüge  für  Einlagen  und  Guthaben,  der  Kün- 
digungsfrist, des  Zinsfnsses  u.  s.  w.  ist  deu  Ge- 
meinden überlassen.  Der  Mindestbetrag  soll 
jedoch  so  niedrig  »ein,  „als  nach  den  Verhält- 
nissen der  Verwaltung  irgend  möglich  ist.  da- 
mit der  ärmsten  Klasse  die  Gelegenheit  dar- 
geboten werde,  jede  auch  noch  sogeringe  Er- 
sparnis sogleich  sicher  anzulegen,  um  sich  da- 
durch der  Versuchung  zu  überheben,  sie  ohne 
ein  dringendes  Bedürfnis  zu  verwenden.-  Vor 
der  Bestätigung  ist  nachzuweisen,  auf  welche 
Weise  die  Gelder  sicher  angelegt  werden  sollen. 
Zulässig  sind  Hypothek,  inländische  Staats- 
pariere  uud  Pfandbriefe  sowie  andere  völlig 
sichere  AnIngen.  Einlösung  eigener  Schuldobli- 
gationen, Dotierung  von  Leihanstalten.  Nach 
dem  Krlass  vom  21.  März  1867  ist  auch  die 


was  die  Satzungen  der  Kassen  alles  zu  ent-  i  Bestellung  von  Bürgschaften  gestattet:  ohne 
halten   halten,  so   über  Hechte  der    feil-  Bestellung  einer  Sicherheit  sind  Darlehen  zu- 


nehmer,   Maximal-    und    Minimaleinlagen,  i  lässig  nn  die  eigene  Gemeinde,  an  den  eigenen 

Amtsverband  bezw.  dessen  Gemeinden  sowie  an 
den  eigenen  Kreis  bezw.  die  demselben  ange- 


Kückzahlung,  Anlage  der  Gelder,  Verweil 
düng  der  l.Vberschüsse  u.  s.  w..  indem  sie 

den  Gemeinden  im  übrigen  freien  Spielraum  !  hörenden  Gemeinden,  nicht  aber  an  fremde.  Die 
belicss:  in  Frankreich  dagegen  ist  vieles  Verwendung  von  Ceberschüssen  ist,  um  einen 


hiervon  allgemein  gesetzlich  geordnet,  die 
Gemeinde  ist  fast  nur  ausführendes  Organ 
des  Staatswillens  ohue  die  den  deutschen 
Gemeinden  eingeräumte  Selbständigkeit. 

Deutschland.  Das  Sparkasseuwesen  ist 
Gegenstand  der  Landes^esetzgebnng. 

Preussen. 


Schutz  gegen  missbrfiuchliche  Ausnutzung  zu 
wirtschaftlichen  Nebenzwecken  der  Gemeinden 
zu  verhüten,  au  staatliche  Genehmigung  ge- 


'j  Vor  einigen  Jahren  waren  regierungs- 
seitig Grundzüge  zu  dem  Entwerf  eines  neuen 
preußischen  Sparkassengesetzes  aufgestellt  und 
Vor  1*38  waren  Sparkassen  j  diese  auch  dem  deutschen  Sparkassenverbande 
entstanden  und  verwaltet  worden  ohne  jegliche  |  znr  Begutachtung  zugesandt  worden.  Dieser  Ent- 
Einwirkung   der  Staatsgewalt.     Die   ältesten  i  wurf  ist  aber  bisher  nicht  weiter  verfolgt  worden. 
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blinden.  Zahl  der  Kassen  1838  86,  darunter  80 
von  Gemeinden,  1  vou  Kreisständeu ,  6  von 
Privatvereinen. 

1898  bestanden  1562  Sparkassen,  von  denen 
047  städtische,  193  Landgemeinde&parkassen,  | 
392  Kreis-  und  Amtssparkassen,  6  Provinzial- 
und  städtische  und  324  Vereins-  und  Privat- 
sparkassen waren.  Zu  den  1562  Sparkassen 
gehören  529  Filial-  und  Nebenkassen  und  2188 
Sammcl-  und  Annahmestellen.  Es  kam  eine 
S|>arstelle  auf  81.47  qkm  bezw.  auf  7718  Ein- 
wohner.   Es  war 

Zahl  der        Guthaben  anf 


Kassen 

Bücher 

Hill.  M. 

lBuchM. 

1885 

8o 

99  64; 

16 

160 

1855 

323 

423  542 

97 

229 

mö 

5i7 

9I9  5I3 

268 

291 

1875 

980 

2  209  101 

1  112 

5°3 

1885 

1  518 

4  209  453 

2  261 

535 

189(1 

'  393 

5  592  662 

3282 

587 

1898 

1  562 

8  049  599 

3287 

656 

Zahl  der 

Guthaben 

auf 

Kassen 

Konten 

Mill.  M. 

1  Buch  M. 

57 

94800 

>4 

148 

142 

475  300 

116 

244 

175 

1  472000 

339 

230 

213 

1  541  900 

360 

233 

1  783  390 

369 

263 

2  207  600 

878 

397 

Auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung  kamen 
1898  160.10  Mark  Einlage.  Als  Reservefonds 
waren  vorhanden  362636401  Mark.  Mit  diesem 
und  etwaigen  Nebeufonds  kommen  die  Spar- 
kassen ausser  ihren  Einlagen  als  Kreditanstalten 
in  Betracht.  Es  waren  im  ganzeu  zinsbar  an- 
gelegt 5641  Millionen  Mark,  davon  1720  in 
städtischen,  1414  in  ländlichen  Hypotheken. 
1554  in  Inhaberpapiercit.  IS  in  Schuldscheinen 
ohne  und  157  in  solchen  mit  Bürgschaft,  84  in 
Wechseln,  79  gegen  Faustpfand  ;  l/onibard ).  478 
bei  öffentlichen  Instituten  und  Korporationen, 
der  Best  in  anderen  Anlagen. 

Bayern  hat  keine  besonderen  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  Sparkassen.  I'rivatkasseu 
werden  als  Banken  betrachtet,  auf  die  öffent- 
lichen Kassen  rlndeu  die  betreffenden  Bestim- 
mungen der  Gemeindeordnnng  vom  29.  April 
1869.  welche  insbesondere  die  Aufnahme  von 
A niehen  regeln,  und  da« Gesetz  Uber  die  Distrikts- 
rate vom  28.  Mai  1852  Anwendung,  ausserdem 
noch  einige  Verordnungen  und  Erlasse.  Früher 
wurden  die  Gelder  der  Kassen  an  den  Staat 
abgeführt,  der  sie  jedoch  1843  zurückzahlte. 


1839 
1M!9 
1880 
1891 
181(7 


Es  war  die 

Zahl 
Kassen 
104 
260 
264 
3«7 
335 


der 

Bücher 
98  119 
279872 
320  246 
579  445 
756  931 


Guthaben 
Mill.  M. 
19.0 

50.6 
89,2 
103.2 
283.8 


auf 
1  Buch  M. 
200 
179 
279 
323 
375 


Von  den  1897  vorhandenen  Sparkassen 
waren  183  gemeindliche  und  152  Distrikts- 
anstalten. Das  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
entfallende  Sparkapital  belief  sich  auf  47.8  Mark 
Der  Durc.hschnittKziusfuss  betrug  3.1.  das  Rcin- 
vermögen  sämtlicher  Kassen  24469364  Mark, 
der  Reservefonds  21  985189  Mark  .>  7.7%  der 
Einlagen  .  Von  dem  Kapitalbestaw'.e  sind  52.2  "  „ 
in  Hypotheken  angelegt,  42%  in  Wertpapieren 
und  5.8%  in  sonstiger  Weise;  hiervon  1424943 
Mark  1—  8,1  %i  bei  den  10  Bczirksverzinsungs- 
kassen  der  Pfalz.  Letztere  sind  distriktive  An- 
stalten, welche  u.  n.  Barbestände  der  Sparkassen 
entgegennehmen    und    gegen  hypothekarische 

Handwörterbuch  der  Staatswi.wcnschaflcn.  Zweite 


Sicherheit  ausleihen  oder  auch  in  Wertpapieren 
anlegen. 

Sachsen  hat  keine  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Einrichtung  und  Verwaltung 
der  Sparkassen.  Hinsichtlich  der  Gründung 
und  Vertretung  als  Gemeindennternehmnngen 
kommen  einzelne  Vorschriften  der  revidierten 
Landgemeindeordnung,  der  revidierten  Städte- 
ordnuug  vom  24.  April  1773  und  Punkt  24  zu  8 
de»  Tarifs  zum  G.  v.  13.  November  1876  in 
Anwendung.  Im  übrigen  wird  da«  Sparkassen- 
wesen durch  reglementarische  Bestimmungen 
geregelt. 


185M 
1870 
1880 
1889 
1893 
1898 


Nach  ihrem  kommunalen  Charakter  zer- 
fielen 1893  die  Sparkassen  in  142  städtische 
und  91  Landgemeindesparkassen.  I>er  Gesamt- 
betrag der  Aktiven  beziffert«  sich  auf  7$) 595550 
Mark,  wovon  76.5 %  in  Hypotheken  und  18.1 
iu  Wertpapieren  angelegt  waren.  Der  Reserve- 
fonds betrug  35604325  Mark. 

W  U  r  1 1  e  m  b  e  r  g.  1 11  W  ü  rt  t  eraberg  besteht 
die  im  Jahre  1818  unter  höchster  Sanktion  ge- 
gründet« und  aus  dem  „Landcswohltbätigkeita- 
verein-  hervorgegangene  „Württembergische 
Sparkasse  iu  Stuttgart",  welche  für  das  ganze 
Land  bestimmt  ist  und  ausschliesslich  den 
ärmeren  Volksklassen,  insbesondere  Dienstboten, 
die  Gelegenheit  eröffnen  soll,  kleine  Ersparnisse 
mit  Sicherheit  auf  Zinsen  zu  legen  und  auf 
diese  Weise  einen  Spargroschen  für  Zeiten  der 
Not  zu  sammeln.  Ihrer  Einrichtung  liegt  ein 
Krlass  der  Centralleitnng  des  Laudcswohlthätig- 
keits Vereins  vom  12.  Mai  1818  zu  Grunde,  ihre 
Verwaltung  wird  durch  staatlich  geprüfte  und 
mehrfach  ergänzte  _Grundbcstimmungenu  ge- 
regelt. Die  Anstalt  wird  durch  ein  Kollegium 
von  16  Vorstehern  aus  verschiedenen  Ständen 
verwaltet  Diese  Vorsteher  werden  vom  König 
ernannt  und  versehen  ihr  Amt  freiwillig  und 
unentgeltlich.  Sämtliche  Vorsteher  wählen  ans 
ihrer  Mitte  je  auf  ein  Jahr  eiueii  ersten  Vor- 
steher und  einen  Stellvertreter  desselben.  Zur 
Erleichterung  des  Verkehr*  zwischen  den  Ein- 
legern und  der  Sparkasse  sind  sowohl  in  Stutt- 
gart wie  auch  in  anderen  geeigneten  Orten  des 
Landes  Agenturen  errichtet,  welche  die  Ein- 
lagen empfangen  und  au  die  Hauptstelle  in 
Stuttgart  abfuhren ,  andererseits  im  Auftrage 
der  letzteren  den  Einlegern  Zahlungen  leisten. 
Am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  1898  waren 
528  solcher  Agenturen  vorhanden. 

Unabhängig  von  der  Württembergisc.hen 
Sparkasse  und  ihren  Agenturen  haben  sich  später 
(körperschaftliche)  Bezirkssparkassen  entwickelt. 
Diese  sind  entweder  städtische  oder  Bezirks- 
sparkassen, «eiche  sich  anf  Gemeinden  eines 
Oherumtahezirks  erstrecken  und  vom  Amtsver- 
wnltnngsanssehuss  verwaltet  bezw.  beaufsichtigt 
werden.  Im  Jahre  1898  waren  59  solcher  Be- 
zirks-(<>beramts- 'Sparkassen  und  eine  städtische 
Sparkasse  'Stuttgart'  mit  1014  Annahmestellen 
vorhanden.    Für  die  Verwaltung  derselben  sind 
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ausser  den  für  die  Verwaltung  des  Amtskörper- 
schafts- bezw.  Gcmeindevermögens  bestehenden 
allgemeinen  gesetzlichen  nnd  instruktioneilen 
Vorschriften  (s.  G.  v.  21.  Mai  1891  (Reg.-Bl. 
S.  103)  und  den  Tür  jede  einzelne  Kasse  be- 
stehenden Statuten  lediglich  ministerielle  Normal- 
erlasse  massgebend.  Das  Aktivvermögen  be- 
trug Ende  1898  bei  der  Württembcrgischen 
Sparkasse  106762073  Mark,  bei  den  Oberatuts- 
sparkassen  119786226  Mark,  das  Passiv  ver- 
mögen 985««  118  Mark  bezw.  1140«4980  Mark. 
Die  Württembergische  Sparkasse  hatte  einen 
Reservefonds  von  7 196555  Mark,  die  Oberamts- 
sparkassen  einen  solchen  von  572124«  Mark. 

In  Baden  trat  mit  dem  Gesetz  betreffend 
die  Rechtsverhältnisse  und  die  Verwaltung  der 
mit  Gemeindebürgschaft  versehenen  Sparkassen 
vom  9.  April  1880  eine  gleichzeitig  verkündete 
landesherrliche  Verordnung  in  Wirksamkeit, 
welche  die  Zuständigkeit  der  Staatsbehörden  in 
Bezug  :<uf  die  in  Sparkassenangelegeuhciten  der 
Stnatsaufsichtsbehörde  zukommenden  Befugnisse 
und  obliegenden  Verpflichtungen  regelt.  Eine 
Verorduuug  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
3.  Juli  1*80  u.  V.O.BI.  Nr.  26  S.  276>  be- 
stimmt da*  Maus  der  Kosten  der  Staatsaufsicht 
über  die  mit  Gemcindebiirgschaft  verseheneu 
Sjtarkasseu  und  zwar  im  wesentlichen  dahin, 
dass  diese  Kassen  für  die  Aiihür  ihrer  Rech- 
nungen an  die  Staatskasse  eine  Oebülir  zu  ent- 
richten habeu,  welche  der  Regel  nach  in  0,3  ")t 
des  Sollbetrags  rler  Jahreseiiinahme  der  Kasse 
zu  bestcheu  bat.  Die  in  §  17  des  vorgenannten 
Gesetzes  in  Aussiebt  gestellte  Verordnung  Uber 
die  Form  der  Kassen-  und  Rechnungsführung 
bei  den  Sparkassen  erging  am  31.  Juli  1887. 
wurde  jedoch  abgeändert  durch  V.  v.  19.  Juli 
1897:  ihre  Vorschriften  sind  jenen  über  das 
Genicindcrechiinngs  wesen  insoweit  aiigeiiasst, 
als  dies  liei  der  Versehiedeuartigkeit  des  Rech- 
nungswesen* rler  Geineindeu  und  Sparkassen 
thunlich  war. 

In  Baden  bestanden  1897  126  Sparkassen 
mit  Gcmeindebürgscliaft  nnd  17  Sparkassen  ohne 
Gemeindebiirgsi'haft.  Das  Vermögen  dieser 
Kassen  betrug  395248478  Mark,  die  Passiven 
371550902  Mark.  Angelegt  waren  in  Hypo- 
theken 2Ö2  144  7H4  Mark,  in  Staatspnpieren 
40044  132  Mark,  in  Liegeiischaftskaiifschiliingen 
:14  7  28  400  Mark,  in  Darlehen  gegen  Kaustpfand 
697852  Mark  und  in  Darlehen  an  Private  gegen 
Schuldschein  20H26492  Mark,  in  solchen  an 
öffentliche  Korporationen  25X22819  Mark.  Das 
Reinvermögen  betrug  2369757«  Mark,  davon 
der  Keservefonds  19i>39769  Mark,  der  Zinsfuss 
für  die  Spareinlagen  bei  den  einzelnen  Kassen 
»— -  o- 


wird  hinsichtlich  der  Statuten  ministerielle  Ge 
nehmigung  nur  für  diejenigen  Sparkassen  er 
fordert,  welche  von  Gemeinden  garantiert  sind 
was  die  Regel  bildet.    Von  zwei  anf  das  Spar- 
kassen wesen  bezüglichen  Ministerialerlassen  Ite- 
trifft  der  eine,  unter  dem  9.  April  1862  an  die 
Kreisämter  gerichtete,  die  Statistik  der  Spar- 
kassen, während  der  andere  unterm  12.  Januar 
1886  au  dieselben  Behörden  ergangene  die  Ver- 
hältnisse und  Behandlung  der  Sparkassen  im 
allgemeinen  zum  Gegenstände  hat. 
Es  kamen 

auf  einen   Zunahme  der  Ein- 
anf  100       Ein.        läge  auf  einen 
Kin-        wohner      Einwohner  gegen 
wohner     all  Kin-     das  nächst  voraus- 
lage        gegangene  Jahr 

M.  M. 

65.01  2.78 

1 19.74  4.2  1 

206.63  7.70 


Ende 


Einleger 


187!»  112.41 
1889  180.46 
1898  212.65 


In  Mee k I e  n  bu r  g-S c  h  w  er  i  11  sind  die 
.Sparkassenverhältnisse  statutarisch  geregelt.  Von 
deu  38  Sparkassen  haben  7  selbständige,  von 
den  Kommunen  unabhängige  Verwaltung,  wäh- 
rend 31  Gemeindeaustalten  sind. 


Es  betrug 


die  Zahl  der 
Kassen 


die  durch- 

die  Hohe  der  *:"'»««'>»';. 
Einlagen      -Ei,,Iä*1'  a'" 


Hilde 


Es  war  die 

Zahl  der 

Kassen  Bücher 

1S52         44  278^5 

1874         <>o  141046 

lXN'J  IM  iq.2  7 

i8üi      132  200; 

1897        143  360397 


Guthaben  auf 

Mill.  M.  IBucl.M. 

«».0  324 

82.6  583 

155.2  805 

2;  0.0  88  2 

30S.5  060 


Hi'^M'ii  Im  ( irosslieiziigtum  Hessen,  wo 
gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Gründung 
und  Verwaltung  der  Sparkassen  nicht  bestehen. 


den  Kopf  der 
Bevölkerung 
M  M 
1H70  28  18207759  33 

1895  38  43607601  73 

Im  Jahre  1896  war  die  Höhe  der  Einlagen 
anf  45  365532  Mark  angewachsen. 

Mi  ck  I en  bur  g-S  t  re  1  i  t  z  hat  Helten  2 
städtischen  Sparkassen  noch  3  Krsparuisaii- 
stalten  als  selbständige  Institute,  deren  Verhält- 
nisse sämtlich  statutarisch  geregelt  sind. 

Kür  S  ac  h  seil- W  ei  mar  bestehen  gleich- 
falls besondere,  das  gesamte  Sparkassenweseu 
umfassende  landesgesefzliehe  Vorschriften  nicht. 
Die  ältesten  und  gross! en  Sparkassen  des  Lan- 
des sind  die  Gemeindesparkassen.  Beide  siml 
der  staatlichen  Oberaufsicht  unterworfen  uiel 
ihre  Statuten  bedürfen  der  landesherrlichen  Ge- 
nehmigung. Einer  Anzahl  von  Sparkassen  ist 
nach  der  Ministeriellen  Bekanntmachung  vi.m 
15.  Juli  1858  das  lfeeht  beigelegt,  dass  die  vmi 
ihnen  ordnuugsmässig  ausgestellten  l'rkunden 
als  öffentliche  rrkundeu  betrachtet  werden 
sollen.  Die  älteste  Vereinssparkasse  ist  die 
Weimarische,  deren  Statut  vom  10.  Juli  1849 
datiert,  welches  durch  verschiedene  Nachträge 
vom  15.  Juli  1858.  6.  Juni  1860,  25.  November 
1871.  4.  April  1*82  und  7.  Oktober  1886  abge- 
ändert bezw.  ergänzt  ist. 

Ks  betrug 

Gesamtgut  - 
haben  der 
Einlagen  M. 
iS  197  24:, 
27  0S5  372 
38  509  8 1  5 


die  Zahl  der      Zahl  der 
Kassen  Bücher 

62797 
91  216 
1 13  719 


187« 
1HKG 
1893 


1898 


23 


25 


999 


50  074  98.V 
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0 1  d  e  n  b  u  r  g.  Für  Oldenburg  besteht  das 
v.  15.  April  1865,  welches  die  Errichtung 
Kisi>iiriin<rskasüen  durch  Gemeinden  ire- 
stattet.  Es  ist  indessen  von  der  in  diesem  Ge- 
setze den  Gemeinden  erteilten  Befugnis,  Er- 
spaningskassen  einzurichten,  bisher  kein  Ge 


die  nach  dem  G.  v.  4.  April  1865  (ergänzt 
bezw.  abgeändert  durch  GG.  v.  13.  Dezember 
1875,  14.  März  1875»  und  21.  März  1K93)  be- 
stehende staatliche  Ersparungskasse  in  Olden- 
burg sowie  die  auf  dem  G.  v.  16.  April  1873 
beruhende  .leverschc  Ersparungskasse  dem  Be- 


brauch  gemacht  worden.  Anscheinend  genügen  dürfnisse  nach  öffentlichen  S|iarkassen. 


Ende 


im) 

1898 


Zahl  der 
Einleger 

100  764 
177980 
226  99S 


Betrug  der 
Einlagen 

M. 

60218880 
1 18  089  219 
189  485  140 


Barer  Kassen- 
bestand 

M 

2  Soi  7S1 

3  !65  47i 
3207  97« 


Verzinslich 
ausgeliehene 
Kapitalien 

61  233433 
122  194477 
197692511 


Reserve- 
fonds 

M. 

4991  018 
9  389  100 
14929240 


Die  staatliche  Ersparungskasse  in  Olden- 
burg ist  durch  landesherrliche  V.  v.  1.  August 
1786  begründet  und  daher  eine  der  ältesten 
Kassen  Deutschlands.  Durch  Bekanntmachung 
vom  4.  April  185)6  ist  für  dieselbe  anstatt  des  j  je 
bisherigen  vom  8.  April  1805  ein  revidiertes 
( »eschättsregulativ  erlassen. 

Es  betrug 


Kassen  mit  27  390  Teilnehmern  und  einem  Ver- 
mögensbestände von  1503514  Mark.  Auf  je 
eine  Kasse  kommen  durchschnittlich  304  Teil- 
nehmer und  von  dem  Vennögeiisbeslande  auf 


1  Ka 


sse 


Mark 


Uli 


I  auf  je  1  Teil- 


Ende 

i8«<; 

1880 
1890 
1897 
1898 


Zahl 


di> 


der  Bücher 

19312 

26371 

39  965 
52  621 

?3  845 


Höhe  der  Einlagen 
1  482  479  Kronen 
7841  0.54 

1 2  204  1S7 

1 6  844  260 

17  409  I  16 


.Mark 


Bei 


Jeversclx  ii  Kasse  waren  1855  0,13. 
185W  0,41  und  18i>2  0.39  Millionen  Mark  Spar- 
einlagen vorhanden. 

B  r  a  u  n  s  e  h  w  e  i  g.  Hier  bestanden  früher 
.lie  mit  deu  herzoglichen  Leihhausanstalten  des 
Landes  verbundenen  0  Haupt-  und  2  Nebenspar- 
kassen als  Stantssparkassen  G.  v.  20.  Dezember 
18.31.  ergänzt  durch  die  GG.  vom  20.  August 
1867,  27.  Oktober  und  24.  Dezember  1874. 
Durch  G.  v.  10.  Juni  185 »2  wurde  das  Sp.irkassen- 
weseu  neu  geregelt.  Hiernach  werdeu  für  die 
im  Anschluss  an  die  herzogliche  Leihhau«anstalt 
(nicht  des  herzoglichen  Leihhauses  in  Braun- 
schweig; und  als  Abteilung  derselben  mit  dem 
Sitze  in  Hraiiusi  hweig  bestehende  herzogliche 
Sparkasse  in  den  dazu  geeigneten  Gemeinden 
des  Herzogtums  nach  Bedarf  Sparkasse  li- 
ste IG- 11  errichtet,  der  staatliche  Charakter  der 
Sparkasse  und  die  Staatsgarantie  aber  beibe- 
halten. 

Es 


10706 

nehmer  54.9  Mark. 

S a  c hse  11- M  ei n  iu gen.  Im  Herzogtum 
1  Sachsen-Meiningen  bestehen  besondere  gesetz- 
liche Bestimmungen  hinsichtlich  des  Sparkassen- 
I  wesens  nicht,  jedoch  bedürfen  die  Gemeinden 
und  Kreise  zur  Errichtung  von  Spurkassen  der 
obrigkeitlichen  Genehmigung  und  damit  der 
Genehmigung  ihrer  Statuten.  Die  Geschäfts- 
führung und  das  Rechnungswesen  unterliegt 
der  Aufsicht  derjenigen  Behörden,  welche  die 
staatliche  Aufsicht  über  die  Gemeinden  und 
Kreise  handhaben.  Durch  Ausschreiben  des 
Staatsministeriums  vom  28.  Dezember  1865  ist 
ausserdem  allgemein  mit  herzoglicher  Geneh- 
migung zufolge  eines  Antrages  des  statistischen 
Bureaus  Vereinigter  thüringischer  Staaten  zu 
Jena  vorgeschrieben,  dass  die  Sparkassen  einen 
Bericht  über  ihre  Geschäft sergebnisse  für  jedes 
Kalenderjahr  nach  dem  im  Regierungsblatte  vom 


(!.  Januar  1860 
statten  haben. 


veröffentlichten  Formular  zn  er- 


Es 


Ende 

1893 
ISiU 
1SSI5 
185*8 


betrug 

die  Zahl 
der  1  »icher 

46941 
4S  072 
51  314 
01  237 


der  Einlagen- 
bestaud 
M. 

29714830 
31  176  1S3 

33  795  s75 
434S3  612 


durchschnitt- 
liche Einlage 
auf  1  Rudi  M. 

632 
641 

659 
740 


waren 


Kassen 


Zahl  der 
Kontroll- 
bitiher 


Guthaben 
Mi  11.  M. 


auf 

1  Buch 
M. 


1850 
1865 
1S5)3 
1896 


U 

'7 

18 


23  '43 
42  355 
40984 


Unter  dem  19. 
Braunschweig  das  l  Ii 


0.99 

4S 

2.44  58 
5« '5 

Februar  1895  wurde  für 
setz  betreffend  die  Errich- 
tung von  SchnUparkassen,  Kontirmandeiispur- 
veteinen  und  anderen  Jugendspnrkasseit  und 
Vereinen  erlassen.  Nach  demselben  ist  filr  die 
Begründung  solcher  Kassen  staatliche  Geneh- 
migung erforderlich.  Zur  Ausführung  dieses 
Gesetzes  erging  der  Staats-Miiiist.-Erl.  v.  5. 
März  1  !*>:>. 

Am  1.  April  1899  bestanden  90  Schulspar- 


Die  Zahl  der  Kassen  war  185*8  22. 

Suehseii-A  Iteubiirg.  In  Sachsen-Alten- 
I  bürg  sind  die  gemeindlichen  Sparkassen  gleich 
anderen   Geineindeaiistalten   der   Aufsieht  der 
i  Staatsbehörden  unterstellt  und  ihnen  die  lie«  lue 
,  der  milden   Stiftungen   zugestanden.     Es  be- 
I  stehen  im  Herzogtum  17  öftentliehe  Sparkassen. 
,  von  denen  die  Gemeinde-Sparkassen  in  Herms- 
dorf und   Klosterlausnitz  erst   ISU7  gegründet 
sind.    Iu  der  Stadt  Alteiibnrg  besteht  ausserdem 
neben  der  städtischen  Sparkasse  seit  1886  die 
aus  einem  früheren  Sparkasseiivercin  hervorge- 
gangene „Altenburgischc  Sparbank".  welche  nur 
ilas  reine  Sparkassengeschäft.  d.  Ii.  die  Annahme 
verzinslicher  Darlehen  gegen  Eiulagebücher  und 
die  Wiederanlegung  ihrer   (»eider  gegen  beste 
reelle  Sicherheiten  betreibt  und  alle  anderen, 
insbesondere  die  auf  I'ersoiialkredit  beruhenden 
Geldgeschäfte,  alle  \\\><  hsclgeschiifte  und  alle 
Börsenspekulationen  von  dein  »•escliäftsbctrieb 
unbedingt  aiiss,  hliesst  1$  1  des  Bankstatut* .. 
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Sparkassen 


Es  betrugen  bei  den  17  öffentlichen  Sparkassen 


l*S3 
188« 
18413 
1898 


die  Zahl  der 
Sparbücher 

52  959 
66760 
80488 
80862 


der  Bestand  der 
Einlagen 
M. 

14273712 
1977244a 
26  525  1 79 
30  827  725 


die  verzinslich  an- 


M. 

I43I2  S21 
20  175  277 
27  585  885 

3'  567  959 


der  Reservefonds 
M. 
5<o937 
633  645 
1  516702 

1460799 


Im  Jahre  1898  waren  von  den  Kapi- 
talien angelegt:  26765660  Mark  in  Hypo- 
theken, 1494903  Mark  in  Inhaberpapieren, 
12935(0  Mark  bei  Gemeinden.  301 725  Mark 
gegen  Faustpfand,  266150  Mark  anf  Schuld- 
scheine, 446118  Mark  in  sonstigen  Werten,  in 
den  Kassen  verbleiben  bar  671 149  Mark. 

S  ac  hseu-Cobn  rg-Got  ha.  Die  Ver- 
hältnisse der  4  Sparkassen  im  Herzogtum 
Coburg-Gotha  sind  durch  Starute  geregelt.  Es 
bestehen  daselbst  die  im  Jahre  1830  von  dem 
Sparkassenverein  zu  Gotha  errichtete  „Sparkasse 
im  Herzogtum  Gotha",  welche  juristische  Per- 
sönlichkeit hat  und  unter  Oberaufsicht  der 
Staatsregiernng  steht,  und  die  3  städtischen 
Anstalten  iu  Ohrdruf.  Coburg  und  Gotha.  Bei 
der  erstgenannten  Kasse  belief  sich  Ende  1898 
das  Gesamtguthabeu  der  Sparer  auf  24864130 
Mark  auf  79321  Bucher.  Im  Durchschnitt  kam 
auf  ein  Sparbuch  ein  Guthaben  von  313,46 
Mark.  Oer  «iesainti'onds  der  Kasse  betrug 
27166831  Mark,  wovon  26412319  Mark  ver- 
zinslich fest  angelegt  wareu,  und  zw:ir  waren 
2067Ö692  Mark  in  Hypotheken  und  1287  926 
Mark  iu  Gemeinden  ausgeliehen  und  56  001)  Mark 
in  Wertpapieren  augclet't. 

Anhalt.  Es  bestehen  10  öffentliche  Spar- 
kassen und  zwar  4  Kreis-  und  6  städtische 
Sparknsssen.  Dieselben  stehen  unter  staatlicher 
Oberaufsicht. 


Es  betrugen 
Zahl  der 


die 


Vol  I  A  Heserve- 

Ende     Kassen  Einlagen  ,?„  .  l'r  fonds 

M.  M.  15mher  M. 

1877  9  107S0S78  31  251       46' 459 

1887  9  25I44  4S3  67530  1512422 

1893         11  3407S419  90797  2203461 

1898         10  491)24750  3045311 

Im  Jahre  1898  wureii  u.  a.  belegt  155*  138 
Mark  auf  Schuldscheine  gegen  Bürgschaft  und 
321)060  Mark  gegen  Faustpfand. 


Iu  S  c  h  warzbnr  g-Budolst  a  d  t  gilt 
das  Statut  für  die  Sparkasse  der  Residenz 
Rudolstadt  vom  23.  Dezember  1876  nebst  2 
Nachträgen  vom  19.  Januar  1886  und  9.  Febniar 
1894  als  Normalstatut  für  die  übrigen  9  (ie- 
meindesparkassen  und  die  Bezirkssparkasse 
Königsee. 

Es  betrugen  im  Jahre  1899 
die  Zahl      die  Einlagen     der  Reservefonds 
der  BUcher  M.  M. 

34900         15805724  782976 

Es  kamen  auf  100  Einwohner  39,3  Spar- 
bücher gegen  38,3  im  Jahre  1898;  auf  ein 
'  Sparbuch  entfällt  ein  durchschnittliches  Gut- 
.  haben  von  rund  453  Mark ;  anf  1  Einwohner 
ein  Guthaben  von  178  Mark  gegen  171  Mark 
■  im  Jahre  1898. 

Schwarzburg-Sondershansen.  Die 
Verhältnisse  der  4  Sparkassen  im  Fürstentum 
Schwarzburg-Sondcrshanseii  sind  statutarisch 
««-regelt.  Dieselben  hatten  am  Schlüsse  des 
Rechnungsjahres  1884  85  im  ganzen  12 1 19  Spar- 
kassenbücher im  Umlauf  mit  einem  Kinlagegut- 
habcu  von  1875386  Mark,  dagegen  wareu 
18991900  19520BücherniiteinerEinlageusumme 
von  6  027482  Mark  im  Umlauf. 

Reuss  ä.  L.  Hier  bestehen  4  Sparkassen, 
nämlich  je  eine  in  Pohlitz  seit  dem  Jahre  1849. 
in  Zeulenroda  seit  1855.  in  Greiz  seit  1866,  in 
Frauretith  seit  1870.  In  den  3  letztgenannten 
Orten  sind  die  Sparkassen  von  den  Gemeiuden 
errichtet  und  unterstehen  daher  der  für  die  Ge- 
meindeverwaltung im  allgemeinen  gesetzlich 
angeordneten  Oberaufsicht  des  Staates;  im 
übrigen  sind  ihre  Verhältnisse  dnreh  Statuten 
^regelt.  Die  Sparkasse  in  Pohlitz  dagegen  ist 
von  einem  Vereine,  welchem  die  Rechte  der 
juristischen  Person  verliehen  sind,  gegründet 
und  die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  der- 
selben steht  nach  statutarischer  Bestimmung  der 
fürstlichen  Landesregierung  zu. 


Ks  betrugen  Ende  1899 


bei  der  Sparkas.se  in  Greiz     .  . 

m     „         „  r  Zeulenroda 

n          „  Fraureuth 

_     „          r  „  Pohlitz  .  . 


die  Zahl  der 
Spurbücher 

2091g 

6  339 
1  30S 

1  377 


die  Höhe 
der  Einlagen 
M. 

1 1  400  321 

2  927  666 
0S4653 
657  470 


das  eigene 
Vermögen  d. 
Kasse  M. 
24s  681 
134  4S8 
10  292 
7i  340 


dagegen  die  Ausleihungen 


bei  der  S|mrkasse  in  Greiz  .    .  . 

Zeulenroda 
Fraureuth  . 
Pohlitz.  .  . 


n  - 

«  r 
-  «i 


auf 
HyiMitheken 
M . 

8  57?  477 
2  427  420 

544  575 
057  S25 


in  Staats-  u.  Eisen- 
bahn-Obligationen 

2113  500 
107  914 
90  293 
23  406 


anderweitig 

M. 

717404 
436818 
5<>  000 
25  488 
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Ren. ss  g.  L.  Es  bestehen  3  Landeaspar- 
kassen  mit  2  Zweigsparkassen  und  zwar  Gera, 
Schleiz  mit  der  Zweigsparkasse  Hohenleuben 
und  Lobenstein  mit  der  Zweigsparkasse  Hirsch- 
berg. Die  Kassen  regeln  ihre  Verwaltung  nach 
dem  revidierten  Snarkasscnstatut  vom  22.  De- 
zember 1883  una  den  dasselbe  abändernden 
bezw.  ergänzenden  Gesetzen  vom  25.  Februar 
1884,  22.  Dezember  1883,  1.  .September  1886, 
27.  Juli  1889  und  2.  Mai  1890  und  haben  die 
Eigenschaft  juristischer  Personen.  Die  Landes- 
sparkasseu  sind  Spar-  und  Grundkreditanstalten 
unter  staatlicher  Garantie. 

Es  betrugen 

die  Ge- 
die  Zahl  samtein-  a'e  ^U;," 
Ende       der       lagen  leihungen 

Mcher       JA.  M. 


1893      68381   55  964  357  64686279 

1897  81724  72434613  75830935 

1898  84826    7560045  79816885 


Reserve- 
fonds 

M. 

3  692  261 
69  786 
69  55° 


Die  fürstliche  l^andessparkasse  in  Detmold 
mit  3  auswärtigen  Annahmestellen  besteht  seit. 
1804,  sie  ist  gleichfalls  ein  staatliches  Institut; 
die  jetzt  giltigen  Statuten  datieren  vom  1. 
August  1892  bezw.  6.  Mai  1895.  Die  Anstalt 
betreibt  einen  ausgedehnten  Checkverkehr, 
welcher  durch  Regulativ  vom  1.  Dezember  1883 
geregelt  ist. 


Es  betrugen 
Ende        die  EinlHßM' 

1897  10473300 
185)8  10  701  854 

die  Ausleihungen  und  zwar 


Ende 

1&97 
1898 


auf  Hypotheken 

8  075  042 
8  827  827 


der  Reservefonds 
M. 
644960 
624074 

in  Tnhaberpa- 
pieren  u.  Staats- 
sehuldsck. 

M. 
1  627  201 
i55  659 


Schaumburg-Lippe.  Von  den  7  Spar- 
kassen sind  4  Kreissparkassen  iMeinsen.  Sül- 
beck. Nordsehl  und  Hagenburg),  2  städtische 
(Bückeburg  und  Stadt hagen  errichtet  1890)  und 
eine  Interessentensparkaase  [Eilsen).  Die  Spar- 
kassen haben  juristische  Persönlichkeit  und 
stehen  unter  staatlicher  Oberaufsicht  und  Kon- 
trolle. Eigenartig  ist  die  Einteilung  der 
Kasseniuitgüeder  in  Klassen  nach  der  Art  bezw. 
der  Höhe  der  allmouatlich  zu  leistenden  Ein- 
lagen. Die  Uebersehüsse  des  Geschäftsbetriebes 
können,  soweit  sie  nicht  zur  Bildung  des  Re- 
servefonds bestimmt  sind,  zu  Zwecken  der 
Kominnualvertreter  des  Geschäftsbezirkes  der 
Sparkasse  nach  Besehluss  der  (ieneral Versamm- 
lung verwendet  werden. 


Es  betrugen 
Ende 


18H7 
1898 


die  Ausleihungen  und  zwar  in 
Ende  Hypotheken 


1897 
181)K 


Die  Übrigen  7  Sparkassen  sind  kommunale 
Anstalten.  Die  Gesam fernlagen  bei  denselben 
betrugen  Ende  1H97:  29184  701  Mark. 

Waldcck-Pyrmout  hat  5  Sparkassen, 
von  denen  3  Kreissparkassen  sind.    Von  den 
.  übrigen  ist  die  Sparkasse  in  Saehsenhausen  eine 
mit  Korporationsrechten  versehene  gemeinsame 
Gemeindesparkasse  für  14  Gemeinden  und  der 
Spar-  und  I^ihkasseverein  für  das  Fürstentum 
Pyrmont  eine  mit  Korporation? rechten  nusge- 
!  sUttete  Vereinssparkasse  (gegründet  1849)  mit 
I  Grundgesetzen  vom  13.  Dezember  188«  und  26. 
I  Juli  1887. 

Die  Kreissparkasse  zu  Arolsen  hatte  Ende 
j  1897  einen  Kinlagcubestand  von  5  254  436  Mark 
und  einen  Reservefonds  von  165970  Mark. 
,  wahrend  auf  Obligationen  4  364  691  Mark  und 
j  auf  Handscheine  968  307  Mark  ansgeliehen 
1  waren.  Bei  der  Kreissparkasse  zu  Wildungen 
die  Guthaben  der         betrugen   Ende   189«  die  Einlagen  4  138  0O6 

der  Einleger       Reservefonds  Mark,  der  Reservefonds  244  578  Mark;  auf  Obli- 
-«  M.         1  gationen   waren  ausgeliehen  3  578  992  Mark, 

12  729  372  619  45»       auf  Handscheine  520  507  Mark. 

1641*570  808764  in  dP„  freien  Hansa-StÄdt  en  Lü- 

beck, Bremeu  und  H  ainbnrg  ist  das  Spar- 
kassenwesen  sehr  günstig  entwickelt.  In 
Lüh  eck  best  eben  6  Sparkassen,  von  denen  nur 
die  beiden  Spar-  und  Anleihekassen  in  Lübeck 
und  Travemünde  und  die  mit  der  ersteren  in 
Verbindung  stehende  Lübeckische  Pfennigspar- 
kasse  obrigkeitlich  bestätigt  sind.  Die  '.Spar- 
nnd  Anleihekasse  Lübeck  ist  bereits  1817  ge- 
gründet. 

In  Bremen  bestehen  5  Sparkassen. 
Ha  in  bürg  gebührt  nach  Uraunschweig 
das    Verdienst   der  ersten   Einrichtung  einer 
eiirenen  Sparkasse  in  Deutschland.    Denn  es 
tritt  hier  1778  auf  Anregung  der  -Gesellschaft 
zur  Beförderung  der  Künste  und  nützlichen 
Gewerbe",  der  sogenannten  ..patriotischen  (ie- 
sellschaft"  nnd  insbesondere  ihrer  Mitglieder, 
des  Johann  Friedrich  Tonnies  und  des  späteren 
Senators  Johann  Arnold  Günther  die  allgemeine 
Inhaberpapicren     Versorgimgsanstalt  ins  Leben.     Dieselbe  iim- 
und  Staatsschuld-   fasste  10  Klassen.  von  denen  die  neunte,  die 
scheinen  M.      j  Erspaningsklasse,    als   die   Vorgängerin  der 
1427126       |  späteren  „Hamburger  Sparkasse  von  1827"  zu 
1  401  916        !  betrachteu  ist.    Das  Guthaben  stellte  sich 


1894 
1898 


Lippe.  Die  Verhältnisse  der  im  Fürsten- 
tum Lippe  bestehenden  9  öffentlichen  .Spar- 
kassen sind  durch  statutarische  Bestimmungen 
geregelt.  Die  älteste  Kasse  ist  die  fürstliche 
Leihekasse  in  Detmold,  welche  im  Jahre  1876 
gegründet  zu  den  ältesten  Sparkassen  Deutsch- 
lands gehört.  Sie  steht  als  staatliches  Institnt 
unter  Aufsicht  der  fürstlichen  Regierung;  ihr 
jetzt  gütiges  Statut  ist  vom  1.  August  1892, 
mit  einem  Nachtrage  vom  6.  Mai  1895. 


Es  betrugen  bei  derselben 
Ende  Einlagen 


M. 

14288567 
'5  465  259 


Reservefonds 
M. 
600  426 
597  409 


13632672 
1451t  «47 
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Ende  1884  auf  72710  Bücher  mit  45  69°  624  M. 

„  18»)  r  88878      „      „  65037480  „ 

„  1894  „  102483      r      „  79436001 

„  1897  „  121  343      n      p  102983674 

„  1898 


n  »02  483 

»  121  343 

„  128378      „      ,.     109  208  421 
1899  „  133812      r      „     110701  198 


Die  neue  Sparkasse  in  Hamburg  ist  18R4 
gegründet,  ihre  revidierten  Statuten  unter  dem 
1.  April  1887  vom  Senat  bestätigt. 

Es  betrugen 

Zahl  d.  Gläubiger  Gesamtguthaben 

Ende  Jnui  1870     1 1  304  2  443  089  M. 

„      „    1880     31936  11590783  r 

„    1890     70902  34  559066  r 

,.      ,.    1894     83903  43071489  „ 


E 1  s  a  s  s  •  L  o  t  h  r  i  n  g  e  n.  Die  Älteste  Spar- 
kasse des  Rcichslandes  ist  die  Sparkasse  zu 
Metz,  welche  am  17.  November  1819  von  der 
dortigen  Leihanstalt  gegründet  wurde  ;  erst 
1833  erfolgte  in  dem  jetzigen  Elsass-Lothringen 
die  Errichtung  einer  zweiten  Sparkasse  und 
zwar  zu  Mülhausen.  1834  bis  1K39  winden  17 
weitere  Sparkassen  nud  2  Zweiganstelten  er- 
richtet. Einzelne  dieser  Kassen  (z.  H.  Saarge- 
round.  Diedenhofen  und  Zabem)  verdanken  ihre 
Entstehung  Privatgesellschaften ,  im  Uhrigen 
dienten  vornehmlich  die  Gemeinden  der  Förde- 
rung de«  Sparkassenwesens.  Seit  Ende  der  30er 
Jahre  wurde  den  Gemeinden  allein  die  Stellung 
der  Anträge  auf  Errichtung  von  Sparkassen 
überlassen.  Die  Gesetzgebung  über  die  Spar- 
kassen ist  unter  der  deutscheu  Verwaltung  in 
dem  G.  v.  14.  Juli  1895  zusammengefaßt  und 
durch  die  GG.  v.  12.  Mai  und  24.  November 
1897  ergänzt  worden.  Die  wesentliche  Neue- 
rung der  deutschen  Gesetzgebung  gegenüber 
den  vorher  geltenden  französischen  Gesetzen 
aus  den  Jahren  1835  bis  1853  ist,  das«  die 
Sparkassen,  deren  sämtliche  Gelder  früher  an 
die  staatliche  Depositenvcrwaltung  abgeführt 
werden  mussten.  nunmehr  auch  befugt  sind, 
einen  Teil  der  Spareinlagen  in  zinstragenden 
Darlehen  anzulegen.  Voraussetzung  ist,  dass 
die  Gemeinde  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Sparkasse  in  der  Höhe  dieser  Anlagen  Bürg- 
sdiaft  übernimmt.  Die  Bürgschaftsübcrnahuie 
ist  indessen  nur  den  Gemeinden  gestattet,  deren 
jährliche  Einnahme  dauernd  den  Betrag  von 
40000  Mark  übersteigen. 

Zur  Zeit  bestehen  120  Kassen  mit  21 
Filialen. 


sowie  am  29.  Mai  1889  ein  Königlich-Groas- 
herzoglichcr  Besch! uss  da«  Reglement  der  Spar- 
kasse betreffend;  ein  Reglement  des  General- 
direktors der  Finanzen  vom  SO.  April  1890  trifft 
ausserdem  Bestimmungen  über  die  inneren  Ver- 
hältnisse der  Sparkasse.  Der  luxemburgische 
Staat  haftet  für  die  Spareinlagen  und  deren 
{jetzt  3°0). 


Es  betrug 
Zahl 

Ende  der 
Bücher 

1897  22  743 

1898  25  384 


Gesamtguthaben 
der  Einleger 

M. 

12  404914 
13878669 


Reservefonds 

M. 

751909 
828  651 


Es  war 


Ende  März  1897 

"    *  ISS! 

r  189Ü 


Zahl  der 
Kassen 

I  12 

114 

119 


Guthaben  der 
Einleger 
M. 

ioi  6.53391 
107  4S4  279 
1 1 1  412  5S2 


1897  kamen  auf  10  Einwohner  1  Sparer. 

1898  ,.       „     8         „       1  „ 


Oesterreich.1)  Die  in  Oesterreich  be- 
stehenden Privatsparkassen,  deren  älteste,  die 
1  Erste  österreichische  Sparkasse  in  Wien,  im 
Jahre  1819  eröffnet  wurde,  gliedern  sich  je 
!  nach  ihrem  Entstehen  in  Vereins-,  Gemeinde- 
:  oder  Bczirksanstalteu.  In  der  ersten  Zeit  des 
1  Entstehens  der  Privatsparkassen  erfolgte  die 
Feststellung  ihrer  Statuten  und  die  Abgrenzung 
ihrer  geschäftlichen  Thätigkeit,  namentlich  in 
Bezug  auf  die  Anlage  der  Einlagegelder,  von 
Fall  zu  Fall  nach  dem  Ermessen  der  Verwal- 
1  tnngsbehörden.  Durch  G.  v.  26.  September 
1811,  das  sogenannte  Sparkasscnregulativ.  wel- 
ches zwar  verschiedene  Modifikationen  erfahren 
,  hat.  in  seinen  wesentlichen  Bestimmungen  aber 
uoch  heute  giltig  ist,  wurde  eine  allgemein 
massgebende  Norm  für  die  Gründung  und  Ver- 
waltung der  Sparkassen  aufgestellt  nud  ver- 
öffentlicht. Diesem  Gesetz  Hegt  die  Tendenz 
zu  Grunde,  die  Sparkasseneinlagen  unter  sorg- 
fältigster Wahrung  ihrer  Sicherheit  und  Ein- 
hringlichkeit  den  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  in  mannigfachster  Richtung 
zugänglich  zu  machen.  Vereine,  welche  Kassen 
gründen,  haben  für  Verwaltungskosten  und 
etwaige  Verluste  so  lauge  Garantie  zu  leisten, 
bis  eiu  Garnntiefouds  gebildet  ist.  Die  Mini- 
maleinlageu  sollen  möglichst  niedrig  l>emessen 
werden:  für  Einzahlungen  und  Guthaben  muss 
ein  Höchstbetrag  festgesetzt  sein.  Für  die 
Geldanlagen  ist  n.  a.  die  Diskontierung  von 
Wechseln  mit  drei  bekannten  Unterschriften  zu- 
gelassen. Mit  den  Sparkassen  dürfen  Leih- 
häuser verbunden  werden,  doch  ist  die  Verwal- 
tung beider  Anstalten  von  einander  getrennt  zu 
halten.  In  den  von  der  Regierung  aufgestellten 
Musterstatuten  von  1853  und  1855  sind  als 
Mindestbetrug  für  Einzahlungen  0,25,  für  Be- 
ginn der  Verzinsung  l'/«  Gulden  festgesetzt. 
Der  Reservefonds  muss  30°/,,  der  Passivtuasse 
erreichen,  ehe  eine  anderweite  Verwendung  von 
lYberschiissen  zugelassen  wird.  Eiu  Ikkret 
vom  9.  Februar  1K57  giebt  der  Kassen verwal- 
tnng  weitergehende  Befugnisse  für  die  Anlage 
ihrer  Hehler. 


A  usk e r d e  11 1 s c h c  Staaten.  Luxem- 
burg. Die  luxemburgische  Staatssparknsse  ist 
durch  G.  v.  21.  Februar  1S5CJ  errichtet  worden; 
Ergänznngsiresetze  sind  ergangen  unter  dem 
20.  Dezember  1S58  und  am  14.  Dezember  1SH7 


1  Die  Posteparkasseu  bleiben  hier  über- 
haupt ausser  Betracht.  Vgl.  darüber  den  Art. 
Postsparkassen  oben  Bd.  VI  S.  173 ff. 
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Eh  war 

Zahl  der 

Kassen  Bücher 

1830  6 

192      923  5°9 


Guthaben    auf  Buch 
Mill.  II.  fl. 


1870 
1879 


1801 
1993 


438 
460 


149  189 
Mill. 
2,48 
2687 


286 

699 


308 
469 


'  336  538 
1  461  543,80 
Kronen 

1897      515         2993    3  432966*72 

Es  betrugen  1897  ferner:  der  Reservefonds 
271  765544,  die  Special  reserven  72675  096,  Wert 
der  Effekten  905)663  210.  die  Hypothekendar- 
lehen 2  344  996  464,  der  Wert  der  eskomptierten 
Wechsel  129  254  676,  die  Umbardeu  96  397  336 
Kronen.  Wohlthätigen  oder  gemeinnützigen 
Zwecken  wurden  von  der  Sparkasse  gewidmet 
von  1842—1897  zusammen  164  155948  Kronen. 

In  Ungarn  gab  es  im  Jahre  1894  595 
Gemeiudesparkassen  mit  einem  eigenen  Kapital- 
besitz von  1  019  562  (100  Gulden"  Kapitalbesitz 
mit  134  696  O0O  Gulden  Geschätogewinn,  die 
Summe  der  Einlagen  betrug  5  240  617  000 
Gulden,  die  Zahl  der  "Sparbücher  715064  Gnlden. 

In  Kroatien  und  Slavonien  sind  die 
Sparkassen  meist  von  Aktiengesellschaften  ge- 
gründet und  wirken  nicht  als  Woklthätigkeits- 
anstalten,  sondern  als  Erwerbsgesellschaften. 
Ihre  Rechtsverhältnisse  werden  vom  Handels- 
gesetze geregelt.  Erst  mit  dem  Jahre  1867  be- 
sinnt namentlich  in  Slavonien  eine  Reihe  von 
Sparkassengrttndungeu  seitens  der  Gemeinden. 
Ende  181*4  gab  es  in  Kroatien  und  Slavonien 
50  Sparkassen.  Es  betrugen  die  Aktiven  sämt- 
licher Kassen  1  939428  Gnlden,  die  Wechsel 
15  563  734  Gnlden.  die  Wertpapiere  3  715  465 
Gnlden,  die  Darlehen  (auch  Schuldscheine! 
430057  Gulden,'  die  Vorschüsse  (Lombard) 
451116  Gulden,  die  Hypothekendarlehen 
10  043  234  Golden,  der  Reservefonds  1  353517 
Gnlden,  die  Specialreservefonds  24S747  Gulden, 
die  Spareinlagen  28  896  773  Gulden,  das  Aktiv- 
kapital 2  000  750  Gulden. 

In  Italien  sind  infolge  der  früheren  poli- 
tischen Gestaltung  des  Laudes  die  Sparkassen 
sehr  verschieden  eingerichtet.  Im  Norden  sind 
sie  meist  mit  Wohlthätigkeitsanstaltcn  verbun- 
den, in  Mittelitulien  sind  sie  vorwiegend  Pri- 
vatanstalten, auf  den  Inseln  sind  sie  vom  Staate 
selbst  errichtet,  in  Süditalien  zeigen  dieselben 
keinen  einheitlichen  Charakter.  Nach  dem  G. 
v.  15.  Jnli  1888  (mit  Reglement  vom  4.  April 
1889!  empfangen  die  Anstalten,  welche  sich  da- 
mit befassen,  Einlagen  unter  dem  Titel  von  Er- 
sparnissen zu  sammeln  und  dieselben  einer  ent- 
sprechenden Anlage  zuzuführen,  sie  mögen  ans 
welch  einem  Anlasse  immer  in  der  in  diesem 
Gesetze  festgesetzten  Form  und  Eigenschaft 
gegründet  sein,  die  Rechte  einer  juristischen 
Person.  Die  Errichtung  unterliegt  ministerieller 
Genehmigung,  die  Geschäftsführung  staatlicher 
Aufsieht.  Als  Betriebsfonds  sollen  wenigstens 
3000  Lire  bar  eingezahlt  werden;  derselbe  darf 
weder  zum  Teil  noch  ganz  zurückerstattet 
werden,  ehe  der  vorgeschriebene  Reservefonds 
gebildet  ist.  Die  Sparkassen  kö'nnen  nach  der 
Art  anderer  Anstalten  von  wirtschaftlichem 
t'harakter  die  gleichen  Geschäfte  führen,  welche 
diesen  durch  das  Gesetz  oder  eigene  Verord- 


nungen oder  durch  die  besonderen  Satzungen 
gestattet  sind.   Die  Verwaltung  erfolgt,  abge- 
sehen vou  der  Bezahlung  des  Direktor«  und  von 
zu  bewilligenden  Präsenzgeldern  unentgeltlich, 
keine  der  an  derselben  beteiligten  Personen 
darf  der  Kasse  gegenüber  in  ein  geschäftliches 
Abhängigkeitsverhältnis  treten.  Die  Sparkassen- 
bücher können  entweder  auf  den  Namen  oder 
auf  den  Peberbringer  lauten,  allein  zahlbar  an 
den  Pebcrbringer.    Diejenigen,  welche  auf  den 
Ueberbringer  lauten,  können  mit  einem  Namen 
versehen  sein.   Das  in  einem  anf  Namen  lau- 
!  tenden  Buche  eingetragene  Guthaben  kann  auf 
|  Verlangen  des  Einlegers  gesperrt  nnd  in  jedem 
I  Falle  mit  Einwilligung  des  Namenträgers  oder 
|  infolge  gerichtlicher  Anordnung  cediert,  über- 
tragen, der  Sperrung,  der  Zwangsverwaltung 
|  und  endlich  der  Beitreibung  zur  Zahlung  der 
|  Interessen  oder  des  Kapitals  zu  Gunsten  dritter 
i  Personen  unterworfen  werden.   Die  Sparkassen 
sind  verpflichtet,  ihre  Kapitalien  nach  den  von 
'  ihnen  vorgelegten  und  genehmigten  Statuten 
!  anzulegen.   Die  Statuten  selbst  haben  genaue 
Bestimmungen  über  das  ständige  Verhältnis  be- 
züglich der  Verwendung  der  angesammelten 
Kapitalien  zu  enthalteu.   Zugelassen  sind  u.  a. 
Haudelseffekten    mit   2    I'nterschriften.  Die 
hypothekarischen  Darlehen  dürfen  in  keinem 
Falle  V«  der  Aktivmasse  übersteigen  nnd  dürfeu 
nicht  auf  mehr  als  30  Jahre  bewilligt  werden. 
Im  übrigen  ist  alles  Wesentliche  der  Regelung 
durch  die  Satzungen  überlassen. 

Es  waren  bei  den  gewöhnliehen  Sparkassen 
Zahl  der  Guthaben  auf 

Millionen    1  Buch 
Lire  Lire 
1825  11  2,7 

1855         09  94.4  — 

1870  249  >7i  217  348  611 
1880  357  958044  687  707 
1889  393  1  358672  1  139  838 
1893        395      1  457  008      1  258 

1895  402      1  588  424      1  343,7 

Zu  diesen  Kassen  kamen  noch  die  genossen- 
i  schaftlichen  Kreditanstalten,  Volksbanken  nnd 
;  Postsparkassen.     Bei  den  erstgenannten  (zu- 
|  saminen  7931  betrugen  Ende  1895  die  Zahl  der 
Bücher  374  294  und  das  Guthaben  der  Einleger 
266053  032  Lire. 

Schweiz.  Die  älteste  Sparkasse  ist  die 
1787  gegründete  rHvpothekenkasse  des  Kantons 
Bern"  in  Bern.  Bezüglich  der  für  die  Kassen 
geleisteten  Garantie  kann  man  5  Kategorieen 
unterscheiden:  Sparkassen  mit  Staatsgarantie 
,4%  aller  Knsseni,  Sparkassen  mit  Gemeinde- 
garantie  (8*',.),  Sparkassen  und  Aktien  ohne 
Staats-  oder  Gemeindegarantie  (27"  0i.  Vcreins- 
spnrkasscn  ohne  Staats-  und  Gemeindegarantie 
(o"  0 1 ,  Pri vats pa  rka s*en 
meindegarantie  (ll0o). 
Es  war 

Zahl  Zahl 
der  der 
Kassen  Einlagen 

1835  100 

1852  163 

1862  23  s, 

1872  303 

1882  487 

1896  <66 


Kassen  Bücher 


ohne  Staats-  und  Ge- 


Einlag- 


60  028 
181  172 

355  291 
542  162 
746  984 


Einlage- 
betrag anf 
100  Einw. 
Frcs. 

16789000  770 
60  367  000      2  523 
1 3 1  902  000      5  26 1 
2SSS36000  10821 
514078000  18063 


'251355     939855000  30712 
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Von  den  im  Jahre  1896  vorhandenen  566 
Sparkassen  waren  377  eigentliche  Sparkassen, 
3b  Fabriksparkassen  und  153  Schulsparkassen. 

In  R us 8 1  and  wurden  durch  G.  v.  30.  Ok- 
tober 1841  50  vom  Staate  verwaltete  »Sparkassen 
eingerichtet  und  durch  G.  v.  18(52,  18M  und 
1884  geregelt.  Seit  dein  letztgenannten  Zeit- 
punkt ist  in  dem  russischen  Sparkassenwesen 
ein  erheblicher  Umschwung  und  eine  stetige 
Fortentwickelung  eingetreten.  Während  bis 
dahin  die  Sparkassen  sich  fast  ausschliesslich  in 
den  Hauptstädten  weiter  entwickelten,  wurden 
infolge  des  G.  v.  21.  Febrnar  1884  Sparkassen 
nicht  nur  bei  den  Gouvernements-  und  Kreis- 
kassen,  sondern  auch  in  den  Umgegenden  der 
Hauptstädte  und  in  besonders  wichtigen  In- 
dustrie- und  Handelspunkten  begründet.  Dazu 
trat  die  Einrichtung  von  Postsparkassen,  indem 
iin  Jahre  188t)  afle  Post-  und  Telegraphen- 
bureans  zur  Annahme  von  Spareinlagen  er- 
mächtigt wurden.  Im  Jahre  1863  wurden  die 
Sparkassen  der  Staatebank  unterstellt  und  später 
bei  deren  Coniptoireu  und  Abteilungen  Spar- 
kassen eingerichtet.  Auf  Grund  eines  G.  v.  4. 
April  1893  wurde  der  Staatsbank  überlassen, 
nach  Uebereinkunft  mit  dem  Zolldeparteuient 
Sparkassenschalter  bei  den  Zollämtern  zu  er- 
öffnen, zu  deren  Einrichtung  zu  Beginn  des 
Jahres  1894  geschritten  wurde.  Durch  die  am 
1.  Juni  1895  Allerhöchst  bestätigten  Statuten 
wurde  das  Sparkassenwesen  einheitlicher  or- 
ganisiert: die  Sparkassen  wurden  neben  ihrer 
eigentlichen  Institution  als  Sparanstnlten  zu 
Kreditinstituten  namentlich  an  solchen  Orten 
erweitert,  welche  von  grossen  Centren  entfernt 
sind.  Indem  die  Sparkassen  sich  auf  die  cen- 
trale Reichskreditinstitntion  stützen,  werden  sie 
für  die  Staatsbank  zu  einem  Werkzeug  bei  Ein- 
führung des  Kleinkredits  für  das  Volk  und  zur 
Verroittelnng  des  Kredits  zwischen  der  Bank 
und  der  Bevölkerung.  Ueberhaupt  ist  auf  Grund 
der  leitenden  Idee  der  neuen  Statuten  den  Kassen 
der  Charakter  rein  staatlicher  Anstalten  ver- 
liehen worden  mit  Zuerteilung  der  Benennung 
Reichssparkassen.  die  als  äusserer  Ausdruck  für 
die  Garantieen  dient,  welche  die  Regierung  beim 
Umsatz  der  Sparkassen  in  Bezug  auf  die  De- 
ponenten auf  sich  nimmt.  Im  einzelnen  be- 
stimmen die  Statuten,  dass  als  Einleger,  dem 
das  Verfügungsrecht  über  die  Einlage  zusteht, 
die  Person  anerkannt  wird,  auf  deren  Namen 
die  Einlage  eingetragen  ist.  Bezüglich  der 
Einleger  und  des  von  ihnen  eingezahlten  Geldes 
enthalteu  die  Statuten  die  Forderung  der 
strengsten  Geheimhaltung.  Besondere  Be- 
achtung verdient  die  Erweiterung  des  Begriffs 
in  betreff  von  Einlagen,  die  Bedingungen  ent- 
halten, zu  denen  nach  dem  Reglement  nur  Ein- 
lagen zählten,  die  zu  Beerdigungszwecken 
dienen  sollten.  Jetzt  werden  alle  Einlagen  mit 
besonderer  Bestimmung  angenommen,  wenn  die 
Bestimmung  der  Einlage  nicht  gesetzwidrig 
ist  und  keine  Gefahr 'oder  Schwierigkeit  bezüg- 
lich deren  Ausführung  bietet.  Minderjährige 
verfügen  über  ihre  Einlagen  ohne  Beteiligung 
eines  Vormundes  oder  Kurators  auf  allg«-meiner 
Grundlage  der  Statuten.  Cm  unter  den  Fabrik- 
arbeitern ebenfalls  Einleger  heranzuziehen,  ist 
die  Bestimmung  getroffen,  auf  Grund  welcher 
der  Deponent  bei  Entrichtung  der  Einlage  die 
Person  oder  Institution  angeben  kann,  der  nach 


seinem  Tode  die  Einlage  ausgezahlt  werden 
mns9.  Bei  der  alten  Ordnung  war  für  Depo- 
nenten aus  dem  Bauernstände,  die  auf  Fabriken 
arbeiteten,  der  Uebergang  der  Einlagen  in  die 
Hände  ihrer  nächsten  Verwandten  wie  z.  B.  der 
Frauen  und  Kinder  nicht  sicher  gestellt,  ihre 
Einlagen  gingen  entgegen  der  Bestimmung  oft 
in  den  Besitz  des  Hauswirts,  de«  Ael  testen  im 
Hause,  Uber.  Dieser  Umstand  hatte  natürlich 
die  betreffenden  Personen  den  Sparkassen  fern- 
gehalten. Auch  das  Markensystem  ist  nach  den 
neuen  Statuten  zur  Einführung  gelangt.  Der 
Höchstbetrag  der  Einlage  ist  wie  früher  1000 
Rubel,  für  juristische  Personen  ist  er  auf  3000 
Rubel  erhöht  worden.  Nachdem  das  Kapital 
mit  Hiuznzählung  der  Zinsen  die  Summe  er- 
reicht, die  nicht  überschritten  werden  darf,  wird 
von  der  Kasse  auf  den  Namen  des  Einlegers 
eine  bestimmte  Anzahl  Wertpapiere  gekauft, 
falls  von  Seiten  desselben  im  Laufe  eines  Mo- 
nats nach  stattgehabter  Benachrichtigung  keine 
andere  Verfugung  getroffen  wird.  Der  Zinsfuss 
der  Einleger  wird  Allerhöchst  festgesetzt,  und 
die  Herabsetzung  desselben  tritt  nicht  früher 
in  Kraft  als  drei  Monate  nach  deren  Veröffent- 
lichung. Reichssparkassen  und  deren  Filialen 
können  nicht  nur  in  Verbindung  mit  Insti- 
tutionen der  Staatsbank,  Renteien,  Zollämtern 
und  anderen  dem  Finanzministerium  unter- 
stellten Anstalten,  solidem  auch  bei  alien  Re- 
gierung*- und  Kommunalinstitntionen  errichtet 
werden.  Auch  Privatpersonen  wird  die  Eröff- 
nung von  Sparkassen  gestattet,  falls  sie  der 
Krone  gegenüber  die  Verantwortung;  über- 
nehmen, dass  die  ihnen  anvertrauten  Summen 
unversehrt  bleiben. 


Es  betrug 

Anfang 

1895 
1896 
1897 
1898 


der  Bestand  der 
Einlagen  der  Staats- 
Sparkassen 
Millionen  Rnbel 

367,92 

49o,43 

5.0,6 

Von  dem  letztgenannten  Betrage  kamen 
66,86  Millionen  auf  die  Postsparkassen.  Ausser- 
dem lagerten  im  Jahre  1898  44.95  Millionen 
Rnbel  au  Schuldtiteln  in  Verwahrung. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1897  bestanden  420(> 
Sparkassen  und  zwar  Ceutralkassen  mit  Ab- 
teilungen 846  und  Postsparkassen  3354;  im 
Laufe  des  Jahres  wurden  154  neue  Kassen  er- 
öffnet, so  dass  die  Zahl  derselben  zum  l.Jauuar 
1898  4354  betrug.  Die  Zahl  der  Kommit- 
tenten der  Sparkassen  betrug  Anfang  Januar 
1898  2448  mit  Einlagen  in  Höhe  von  .510,6 
Millionen  Rubel.  Der  Zuwachs  für  die  5jährige 
Periode  1893—1898  betrug  in  Bezug  auf  die 
Klientel  der  Kassen  105,1  Prozent,  in  Bezug 
auf  die  Einlagen  103.8  Prozent. 

Anfang  18!«  entfällt  auf  je  29'  *  Tausend 
Einwohner  1  Sparkasse,  sie  wird  jedoch  nur  von 
523  derselben  benutzt.  Ein  Klient  der  Spar- 
kassen entfällt  auf  je  56  Eiuwohuer;  die  Zahl 
der  Klienten  beträgt  1,8  Prozent  der  Bevölke- 
rung. Pro  Kopf  der  letzteren  entfallen  3  Rubel 
21  Kopeken  Einlagen:  der  Durchschnitt  der 
Einlagen  beträgt  180  Rubel  pro  Klient. 

In   Finlund    waren   Sparkassen  bereits 
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im  Jahre  1820  bekannt;  das  Normalstatut  für 
dieselben  ist  aber  erst  im  Jahre  18%  mit  Giltig- 
keit  Ton  1896  ab  publiziert  worden:  seit  dieser 
Zeit  unterliegen  die  Verwaltungen  der  Spar- 
kassen der  Regiernngskontrolle ;  ein  besonderer 
Inspektor  beaufsichtigt  und  leitet  dieselben,  da- 
gegen erfolgte  bereits  am  24.  Mai  1886  die  Be- 
stätigung des  Statuts  für  die  (inländische  Post- 
sparkasse. Ende  1896  bestunden  161  .Sparkassen 
(32  städtische  und  125)  ländliche),  haue  Spar- 
kasse kommt  im  Verhältnis  zur  (icsamtbevölke- 
rung  auf  15  600  Einwohner.  Die  Einlagen  be- 
trugen 51922  55)7  nnländischc  Marken  (9,9% 
mehr  als  im  Vorjahre),  Charakteristisch  für 
Finland  ist.  das*  die  städtischen  Sparkassen 
kapitalistischen  Charakters  sind,  so  tlass  die 
Deponenten  sie  teilweise  als  Baukeinrichtungeu 
benutzen;  Sparkaaseneiuriebtuugen  im  eigent- 
lichen Sinne  sind  in  Eiiilaud  nur  die  Land- 
sparkassen.  Letztere  haben  auch  eine  b  e  - 
sonders  wichtige  Bedeutung  als  Institutionen 
des  Klcinkredits.  Die  nnländischeii  Sparkassen 
überhaupt  gewahrten  181)6  13187  595  tinlän- 
dische  Mark  als  Darlehen  gegen  Hy|iotheken 
und  Schuldscheine. 

Rumänien  besitzt  eine  unter  staatlicher 
Garantie  stehende  Sparkasse,  welche  fortschrei- 
tend im  Aufschwünge  begriffen  ist.  Sie  wird 
von  einer  Abteilung  des  rumänischen  Finanz- 
ministeriums geleitet  und  steht  mit  der  Staats-, 
Depositen-  nnd  Konsiguat iouskas.se  in  Verbin- 
dung, welche  die  Einladen  kostenfrei  zu  ver- 
walten hat.  Als  Lokalstellen  fungieren  die 
Steueriimtcr  und  Postämter. 

Die  Staatssparkasse  hatte  an  Einladen 


im  Jahre 
1865 
1S70 
1H75 
18H0 
1885 
1900 


Lei 
60000 
S5  000 
500  000 
I  030  000 
16  000  000 
31  060000 


Von  den  3  Bezirken  des  Landes  (die  Haupt- 
stadt miteinbegriffen)  haben  16  einen  Einlagen- 
bestand  von  mehr  als  500  (M)  Lei  uud  5  einen 
solchen  voll  mehr  als  1  Million  Lei.  An  der 
Spitze  steht  die  Hauptstadt  mit  einem  Einlage- 
kapital von  9 848 (MX)  Lei,  sodann  kommen  die 
kommerziell  belebten  Bezirke  Braila  und  Galatz 
an  der  unteren  Donau,  weiter  die  Bezirke  Kra- 
jora  und  Turn-Severiu.  die  mit  ihrer  Lage  au 
der  Donau,  die  hinsichtlich  der  Veikehrsver- 
hilltnisse  begiinstigtesten  Gegenden  der  kleineu 
Walachei  sind,  endlich  der  Bezirk  Plocsti,  der 
Sitz  der  rumänischen  Petroleiiniindnstrie.  Von 
der  Gesamtsumme  der  Einlagen  im  Betrage  von 
3,061  Milliouen  Lei  wurden  23,88  Millionen  Lei 
an  den  Hauptorteu  der  Bezirke  und  in  Bukarest 
der  Sparkasse  übergeben.  810  000  Lei  in  deu 
anderen  Städten,  wahrend  auf  das  flache  Land 
6  468000  Lei"  kommen.  Dies  ergiebt  1,5  Lei 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  —  Es  liestehen 
anch  noch  Privatinstitute .  die  Einlagen  an- 
nehmen, insbesondere  in  .hissy  und  Bukarest. 
Der  Haupt  verkehr  findet  jedoch  bei  den  staat- 
lichen Sparkassenstellen  statt,  'i 


Serbien  hatte  1897  11  GeschÄftsstcllen 
der  Staatsaparkasse  und  zwar  in  Vrauja  2, 
Kragujevac  2,  Krnsevac  2,  Xiä  2,  Smederevö  1, 
Uiice  1  und  Caöak  1. 

Es  betrug  bei  den  Staatssparkassenstellen 

die  Zahl  der  die  Höhe  der 

Einleger  Einlagen 

1897  209  4  048  056 

1896  225  4  124217 

1895  246  4  255  753 

1894  197  3  644  tu 

1893  220  3  649  369 

IN!  12  219  3  5 86  206 

1891  210  3631  U2 

1890  215  3635*05 

lss>»  334  4400484 

188S  319  4408992 

Die  Einlagen  sind  teils  zu  5°'0,  teils  zu 
3°0  verzinslich. 


Dagegen  betrug 

die  Zahl  der 
Schuldner 


IN! '7 
ISiH? 
1895 
1894 
1893 
185)2 
185)1 
185X1 
18K5I 
1888 


6  45 1 
6  762 
6802 

5  *45 

6  156 

4  744 
6  16S 

683? 
6  663 
9  695 


die  Summe  der 
Ausleihungen 
Frcs. 

2  988  4 1 4 

3  002  363 


3  '50 
2  781 


Es  betrug  durchschnittlich 
die  Aus- 
leihung 
Frcs. 

1897  403,25 
1S96  444.ot 
1895  463.16 
1894  475,83 
1893  4<>3.  >6 

1892  604,98 
1891  407.41 
1890  451.99 
1889  568.36 
1888  4'4.23 


0385 
205 
2  853  701 
2  870  03? 

2  512  881 

3  Ö8q  336 

3  787  008 

4  015  975 

das  Gut- 
haben 
Ens. 
18713.16 
18014.62 
16  919.78 

18233,94 
16  737.62 
16  663.56 
17077.40 

16890.33 
12789.36 
'3  779.43 


P  r  i  v  a  t  Sparkassen  hatte  Serbien  1897  30 
mit  einem  Einlagenbestande  von  4377 187  Francs. 
Der  Gesamtumsatz  betrug  283  238002  Francs, 
der  erzielte  Gewinn  489  800  Francs.  Die  Ver- 
zinsung bei  den  Kassen  bewegt«  sich  zwischen 
7'«  und  12";.,.  Die  älteste  Privatkasse  ist  die- 
jenige in  Valjevo  (gegr.  1871),  die  jüngste  die 
von  Morava  (für  das  Departement  von  Pozaie- 
vaci  und  von  l'zice.  beide  gegr.  1894. 

Es  lietrug 
der  Einlage- 
bestand 

1896  4518672 
1895  4253867 
1*94  5918832 


')  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  1900 
Heft  7  8  S.  5«9  590. 


der  Gesamt-  Bein- 
um satz  gewinn 
F  r  a  11  c  s 

304  953  742  476  55» 

305  S76  643  493  567 
290958447  469  149 


Bulgarien  hat  seit  dem  1.  April  1896 
die  Postsparkassen  eingeführt,  welche  sich 
dort  schnell  entwickelt  haben.    Die  gesetzliche 


Digitized  by  Google 


74 


Sparkassen 


Grundlage  zu  dieser  Maasregel  wurde  bereits 
im  Jahre  1884  gegeben:  bis  1895  wurde  dann 
nnter  dem  Vorsitze  des  bulgarischen  Bau-  und 
Verkehrsministers  Madjarow  eine  Kommission 
iu  der  Telegraphenabteilung  dieses  Ministeriums 
gebildet,  welcher  die  Aufgabe  gestellt  war. 
das  Postsparkassengesctz  zur  Durchführung  zu 
bringen. 

Dänemark.  Die  älteste  Sparkasse  (in 
Kopenhagen)  stammt  aus  dem  Jahre  1820.  Eine 
Gesetzgebung  über  die  Sparkassen  besteht  nicht, 
doch  prüft  die  Regierung  auf  Wnnsoh  die  Sta- 
tuten. 

1897  bestanden  532  Sparkassen,  von  denen 
nur  22  Zweiganstalten  bezw.  an  grössere  Kredit- 
institute angegliedert  waren.  Am  81.  Oktober  185)9 
betragen  die  Einlagen  bei  den  dänischen  Spar- 
kassen 650  458  758  Kronen.  Die  Zahl  der  Sparer 
betrug  1062  649.  Auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung kamen  rund  30t)  Kronen,  während  fast  jede 
zweite  Person  ein  Sjwirer  ist  und  demnach  ein 
Dnrchschuittsguthaben  von  rund  600  Kronen 
auf  jeden  Sparer  fällt.  Von  den  Geldern  der 
Sparkassen  waren  290  542  898  Kronen  als  Hypo- 
theken eingetragen,  65  529  296  Kronen  gegen 
Obligationen  und  Tauscbpfand  belegt  und 
170865  621  Kronen  in  öffentlichen  Papieren  an- 
gelegt. Bei  den  Sparkassen  in  Kopenhagen 
allein  waren  249035  441  Kronen  auf  864  935 
Konten  belegt.  In  Kopenhagen  fällt  demnach 
durchschnittlich  auf  jeden  Sparer  ein  Betrag 
von  ca.  700  Kronen. 

In  Norwegen  wurde  1822  die  erste  Kasse 
zu  Christiania  gegründet,  1840  war  die  Zahl 
26.  1S73  292 


selben  42 109  und  der  Einiagenbestaud  belief 
sieh  auf  47  600004  Pesetas.  Sonstige  Spar- 
kassen bestehen  in  Sagunt  (gegr.  1841).  Mataro 
(1844i,  Sevilla  (1842),  Bilbao  <1861).  Valencia 
(1878).  Letztere  hatte  1892  eine  Einlegerzahl 
von  12  281,  deren  Guthaben  sich  auf  10602779 
Pesetas  bezifferten.  Die  Sparkassen  in  Santander. 
Java,  Cordoba,  Saragossa,  Cornna,  Tarassa  haben 
Einlagen  über  eine  Million  Pesetas.  Eine  auf 
den  Balenren  1888  errichtete  Sparkasse  hatte 
Ende  1892  2806  Einleger  mit  einem  Guthaben 
derselben  von  1  064  688  Pesetas. 

In  den  Niederlanden  sind  die  Spar- 
kassen (abgesehen  von  der  Postsparkasse)  zum 
grßssten  Teil  durch  die  1874  gegründete  Ge- 
sellschaft für  öffentliche  Wohlfahrt  ins  Lehen 
gerufen  worden.  Alle  Kassen  sind  Privatan- 
stalten. Die  wichtigsten  derselben  sind  die  zu 
Amsterdam  und  Rotterdam. 
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J.2 

62 
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1880  273 
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.64 

188S  264 

297  682 

57.« 

194 

1892  246 

294  105 

57-2 

•95 

Es 


1890 
1HW2 
1894 
1897 
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Zahl 

der 
Kassen 

350 

36' 

367 

394 


Zahl 

der 
Einlagen 
470  709 

499  245 
523918 
<;8o6o6 


Betrag  der 
Einlagen 
Kronen 
194  >4i  420 
200  925  537 
217247  755 
251  614947 


1897  kamen  auf  jede  Sparbank  5 182  und 
auf  jede|  Sparkassenbuch  3,5  Einwohner,  wäh- 
rend von  dem  Gesamtguthaben  der  Sparbank- 
eiulageu  123,24  Kronen  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung entfielen.  Der  durchschnittliche  Ein- 
legerzinsfuss  betrug  3.80%,  der  Zinsfuss  für 
Darlehen  auf  lVrsouulkredit  5,06  °0. 

In  Schwedeu  sind  die  Sparkassen  Privat- 
anstnlten,  deren  erste  1813  zu  Bornio  gegründet 
wurde,  Bankgeschäfte  sind  bei  diesen  Kassen 
im  allgemeinen  ausgeschlossen. 

Es  war 
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Kr. 

1860 

151 

187675 

27.3 

'45 

1870 

'35 

354  357 

57-4 

162 

1879 

354 

754004 

136.6 

181 

1890 

38S 

1  0S9  42 1 

2817 

258 

1895 

372 

1  098  1 16 

339,3 
3*3.5 

1897 
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Iii  Spanien  ist  die  älteste  Sparkasse  die 
in  Madrid  um  17.  Februar  1839  errichtete.  Ende 
1892  betrug  die  Zahl  der  Einlagen  bei  dei- 


Belgien  hatte  früher  nur  private  Spar- 
kassen, und  zwar  1830  deren  8.  Im  Jahre  1831 
errichtete  die  Societe.  generale  ponr  favoriser 
l'industrie  nationale  eine  Kasse,  die  Grande 
hamjue  zu  Brüssel  mit  Filialen  in  anderen 
Städten.  Dieselbe  kam  später  in  finanzielle 
Verlegenheiten,  hielt  sich  aber  mit  Hilfe  der 
Regierung.  1835  errichtete  auch  die  Bank  von 
Belgien  eine  Sparkasse.  1848  musste  diese 
Kasse  liquidieren,  Ungeachtet  aller  Anstren- 
gungen der  Regierung  wollten  keine  neuen 
Kassen  entstehen.  Zwar  sah  das  Gemeindege- 
setz die  Einrichtung  von  Sparkassen  in  allen 
Gemeinden  vor,  doch  wurde  seiner  Anordnung  nur 
in  8  Städten  Folge  geleistet.  Darauf  nahm  die 
Regierung  selbst  die  Sache  in  die  Hand.  Nach- 
dem bereits  1855)  ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet 
worden  war,  kam  am  16.  März  1865  ein  Gesetz 
zu  stände,  auf  (»rund  dessen  die  unter  Staat** 
garantic  stehende  caisse  generale  de  l'epargne 
et  de  retraites  errichtet  wurde.  Minimaleinlage 
ist  1  Franc;  ein  Höchstbetrag  ist  nicht  fest- 
gesetzt. Die  Ka>se  kann,  nachdem  sie  hiervon 
die  Eigentümer  benachrichtigt  hat,  alle  Beträge, 
um  welche  ein  Guthaben  ~30<)O  Francs  über- 
steigt ,  in  belgischen  Staatspapieren  anlegen. 
Alle  5  Jahre  kann  ein  Teil  des  Reservefonds 
unter  die  Einleger,  welche  seit  wenigstens 
einem  Jahre  ein  Guthaben  an  der  Kasse  stehen 
haben,  nach  Massgabe  der  während  der  5  Jahre 
an  sie  ausgezahlten  Zinsen  verteilt  werden. 
Das  G.  v.  9.  August  1889  giebt  der  Kasse  die 
Befugnis  zum  Absehluss  gemischter  Lebensver- 
sicherungsverträge mit  Arbeitern,  nach  denen 
die  Rückzahlung  nach  einer  bestimmten  Zeit 
statthat  oder  schon  früher  bei  Eintritt  des 
Todes,  falls  dieser  vorher  erfolgt.  Auch  kann 
die  Kasse  einen  Teil  ihrer  Gelder  zu  A nieheu 
für  Arbciterwohmingen  verwenden.  Das  G.  v. 
15.  April  1884.  welches  die  Staatssparkasse  er- 
mächtigt  hatte,  den  Landwirtschuftsbesitzeni 
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unter  Haftung  der  compteires  agricoles  Darlehen 
zu  gewähren,  wurde  mit  dem  G.  v.  21.  Jnni 
1894  dahin  erweitert,  dass  auch  landwirtschaft- 
lichen Kreditvereinen  (Darlehnskassen)  von  der 


Es  war 

Ende 

1865 

1870 
1891 


Zahl  der 


stellen 
36 


Bischer 

i  «35 

144  465 
1511  000 


Staatssparkasse  unter  Haftung  einer  Central 
Darlehnskasse  ein  offener  Kredit  eröffnet  werden 
kann.  —  Die  Annahmestellen  der  Staatsspnr- 
kasse  sind  meist  Postbnrenus. 
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1898  betrug  die  Zahl  der  Einlagen  1514810 
mit  einem  Guthaben  von  54829271  Francs; 
auf  1000  Einwohner  entfielen  229  Einlagen.  Ein 
offener  Kredit  wurde  58  landwirtschaftlichen 
Darlehnskassen  in  Höhe  von  215182  Francs  ein- 
geräumt: wovon  1898  ein  Betrag  von  71544 
Francs  in  Anspruch  genommen  wurde.  Die 
Dnrlehen  zum  Bau  von  Arbeiterkäusern  er- 
reichten Ende  1898  die  Höhe  von  25125417 
Francs,  wovon  240484S9  Francs  auf  94  Kredit- 
genossenschaften und  1076927  Francs  auf  26 
Ballgesellschaften  entfallen. 

Ausserdem  bestehen  noch  4  städtische 
Kassen  (in  Alosh,  Mecbelu,  Nivelles  und  Tonrnai) 
und  4  Provinzsparkassen. 

In  En  gl  und  gehören  die  Sparkassen  in 
der  Kegel  nicht  Gemeinden  und  Vereinen;  sie 
sind  meist  von  Vertrauensmännern  (truatees)  er- 
richtet und  geleitet,  welchen  der  Bezug  einer 
Entschädigung  oder  eines  Gewinnes  aus  den 
Kassen  untersagt  i«t.  Diese  trustecs  sind  meist 
wohlhabende,  gemeiiisinnige  Geschäftsleute.  Doch 
zeichnet  sich  auch  die  englische  Geistlichkeit 
durch  rege  Anteilnahme  am  Spurkassenwesen 
aus.  181fi  bestanden  bereits  50  Saving  banks, 
welche  meist  von  Geistlichen  geleitet  wurden. 
181(5  reic  hte  George  Rose  eine  Bill  ein,  to  afford 
protection  fo  bauking  for  suving.  Dieselbe 
wurde  1817  Gesetz  für  England  und  Irland, 
1819  ausgedehnt  auf  Schottland.  Dieses  Gesetz 
regelte  zuerst  das  englische  Sparkassenwesen. 
Nach  demselben  sollen,  um  eine  möglichst 
grosse  Sicherheit  zu  bieten,  die  Spurkassengelder 
nur  in  Staatspapieren  unter  (iarantie  des  Par- 
lamentes angelegt  «erden.  Die  Kassen  sollen 
keinem  anderen  als  den  Einlegern  Gewinn 
bringen.  Die  Statuten  sind  durch  den  Friedens- 
richter zu  prüfen  und  zu  genehmigen. 

Höchstbetrag  der  Einlage  für  das  erste  Jahr 
100  t.  für  jedes  folgende  Jahr  50  C.  War 
die  Summe  von  50  i'  erreicht,  so  wurde  sie 
au  die  Bank  von  England  abgeliefert  und  in 
H  pro/entige  Beute  umgewandelt  (Zins  damals 
4.K°ui.  1828  wurde  der  Zins  herabgesetzt. 
Eine  Einzahlung  sollte  fortan  für  ein  .fuhr  30 
Lire,  ein  (Mithaben  150  Lire  nicht  überschreiten  : 
1844  erfolgte  eine  weitere  Zinsänderung;  seit 
1880  erhielten  die  Kassen  Hu „,  die  Einleger 
2,'l°„.  seit  1891  jene  2  ' 4.  diese  2",°0.  Da  sich 
in  der  Kassenverwaltnng  Missbräuchv  einge- 
stellt hatten,  wurde  1858  eine  Cntersuchutig  an- 
geordnet, welche  zum  G.  v.  28.  Juli  1863 
führte,  das  die  old  snving  banks  neu  regelte. 
Nach  derselben  nuterliegt  die  Gründung  neuer 
Kassen  der  ( ienehmigung  der  Kommissäre  der 
Stantssebnldeiitilgung.     Nur   Beamte  erhalten 


eine  Bezahlung.  Ein-  und  Auszahlungen  er- 
folgen unter  Doppelkontrolle.,  halbjährlich  hat 
eine  Revision  stattzufinden.  Die  Fälle,  in  denen 
die  tnistees  und  die  Verwalter  verantwortlich 
sein  sollten,  wurden  schärfer  umschrieben.  Die 
Sparkassenbucher  lauten  auf  Namen.  Eine 
Person  kann  nicht  mehr  als  50  *  auf  einmal 
und  150  £  überhaupt  einzahlen,  hat  sich  ein 
Guthabeu  durch  Zinsznwaehs  auf  200  £  erhöht, 
so  werden  keine  Zinsen  mehr  gezahlt.  Es  ist 
verboten,  bei  zwei  oder  mehreren  Kassen  (iut- 
haben zu  haben;  bei  Abgabe  einer  falschen  Er- 
klärung wider  besseres  Wissen  kann  der  Betrug 
des  Guthaben*  zn  Gunsten  der  Staatsschulden- 
tilgnng  konsfisziert  werden. 

Das  G.  v.  28.  Juli  1863  ist  in  einigen  Be- 
ziehungen durch  G.  v.  7.  September  1880  abge- 
ändert worden,  welches  neue  Bestimmungen 
über  Ankauf  und  Verkauf  von  Rententiteln  auf 
Rechnung  der  Einleger  traf.  Nachdem  in  der 
neueren  Zeit  mehrere  Kassen  in  missliche  Ver- 
hältnisse geraten  waren,  welche  zum  Teil  durch 
Nachlässigkeit  der  Verwaltung  verschuldet 
waren,  hat  die  Savings  Act  von  1891  (54  und 
55  Vict.  Gh.  21  <  die  bestehende  Gesetzgebung 
bezüglich  der  Kontrolle  ergänzt  und  verschärft. 
Die  Anlegung  der  Einlagen  in  Konsols  hat  aber 
trotz  dieser  Reformen  zu  Schwierigkeiten  ge- 
führt, da  die  Sclmldentilgungskoinmisvinii  bei 
dem  raschen  Zurlnss  von  Einlagen  in  Verlegen- 
heit ist,  diese  Staatspapiere  herbeizuschaffen. 

Die  Gesamtsumme  aller  Guthaben  betrug 
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Frankreich.  Die  ersten  Sparkassen 
wurden  in  Frankreich  iu  den  Jahren  1818  bis 
1821  errichtet  (1818  in  Paris.  1819  iu  Bordeaux, 
1820  in  Ronen  und  1821  in  Marseille).  Als  Be- 
gründer derselben  ist  Benjamin  Delassent  anzu- 
sehen, welcher  »ich  im  Jahre  1818  im  Verein 
mit  Jaijiies  Latitte,  damaligen  Gouverneur  der 
Bank  von  Frankreich  und  einigen  anderen 
hervorragenden  Persönlichkeiten  an  Ludwig 
XVIII.  wandte  und  um  die  Erlaubnis  bat.  eine 
Sparkasse  in  Paris  zu  errichten.  Wie  in  dem 
Königlichen  Dekret,  das  daraufhin  am  29.  Juli 
1818  erlassen  wurde,  ausgeführt  wird,  hatte  die 
Sparkasse  dazu  zu  dienen,  die  täglichen  Er- 
sparnisse von  Privatpersonen  aufzunehmen,  die 
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dann  sofort  in  den  öffentlichen  Cours  angelegt 
und  in  der  Weise  verwaltet  werdeu  sollten, 
das*  durch  das  Hinzufügen  der  monatlichen 
Zinsen  schliesslich  ein  Kapital  entsteht,  welches 
«lern  Besitzer  eine  dauernde  Rente  von  50 
Franc«  sichert. 

Dementsprechend  nahm  die  Entwickelnng 
des  Sparkassenweseus  eine  eigenartige  Richtung 
an,  indem  im  Gegensatz  zn  anderen  Ländern 
der  Staat  den  Sparkassen  sehr  bald  die  zinsbare 
Anlegung  und  Verwaltung  der  Sparkapitalien 
abnahm  und  ihnen  für  die  hinzugegebenen 
Kapitalien  einen  festen,  vou  Zeit  zu  Zeit  ver- 
änderten Zinsfuss  gewährte.  Letzterer  betrug 
zuerst  4%.  dann  5%,  dann  4,/J%,  später  wieder 
4  %  und  ist  erst  im  Laufe  der  parlamentarischen 
Verhandlungen  über  das  neue  Sparkassengesetz 
vom  Jahre  189(5  auf  3,75%  und  zuletzt  auf 
3,50%  herabgesetzt  worden.  Hierdurch  ist  das 
Sparkassen  wesen  in  die  Beziehung  zum  Staats- 
schnldenwesen  gebracht  worden.  Die  erste  ein- 
gehende gesetzliche  Regelung  des  französischen 
Sparkaasenwesens  erfolgte  durch  das  organische 
G.  v.  3.  Juni  1835,  welche«  im  Laufe  der  Zeit 
durch  weitere  GG.  v.  1837,  1845,  1851,  1853, 
1K81  und  1883  Abänderungen  erfahren  hatte. 
Diese  zu  allen  Zeiten  sehr  bedeutsame  franzö- 
sische Gesetzgebung  über  das  Sparkassen weseu 
hat  dann  nach  neunjähriger  parlamentarischer 
Beratung,  welche  wiederholt  den  Charakter 
heftigen  Kampfes  annahm ,  eine  Acnderung 
durch  das  G.  v.  21.  Juli  1895  erfahren,  welches 
im  ganzen  20  Artikel  umfasst. 

Dieses  Gesetz  sieht  ein  zweifaches  Kontroll- 
system vor :  nämlich  ein  allgemeines  kostenloses 
Oberaufsichtssystem ,  zu  dessen  Wahrnehmung 
eine  ans  20  Mitgliedern  bestehende  Kommission 
berufen  ist,  und  ein  besonderes  KoiitroHsystem. 
welches  sich  mit  der  Prüfung  der  Richtigkeit 
der  Ein-  und  Auszahlungen  bei  den  einzelneu 
Sparkassen  zu  befassen  hat  und  dessen  Kosten 
auf  den  allgemeinen  Reservefonds  zu  über- 
nehmen sind.  Die  Kontrolle  wird  durch  Beamte 
der  einzelnen  Departements  durch  die 
rechereheurs  particuliers ,  durch  die  tresoriers 
paveiir*  generanx  und  durch  die  inspecteurs 
des  linaiices  —  ausgeübt.  Im  Übrigen  sind  die 
Hanptbestimmungen  des  Gesetzes  die  folgenden: 

Art.  1.  Die  gewöhnlichen  Sparkassen  sind 
gehalten,  alle  Summen,  welche  bei  ihnen  ein- 
gelegt werden,  der  Caisse  des  depots  et  consig- 
nations  zu  überantworten.  Diese  Summen  wer- 
den von  der  Caisse  des  depots  nach  Rüekhaltnng 
der  für  den  Auszahlungsdieiist  für  notwendig 
erachteten  Betriige  —  angelegt  : 

1.  in  Wertpapieren,  welche  vom  Staat  selbst 
ausgegeben  oder  von  ihm  garantiert  sind  : 

2.  "  in  börsengängigen  und  volleingezablten 
Schuldverschreibungen  der  Departements.  (Ge- 
meinden und  Handelskammern,  in  Grund-  und 
Gemeiuschuldvcrschreibungcn  des  Credit  foncier. 

Die  nicht  eingelegten  Summen  dürfen  10% 
des  Betrages  aller  Einlagen  -  nach  dem  rück- 
liegenden 1.  Januar  jeden  Jahres  berechnet  - 
nicht  Überschreiten.  Sic  werden  teils  auf  Konto- 
korrent beim  Staatsschatz  unter  denselben  Be- 
dingungen wie  die  anderen  zinstragenden  Be- 
trage der  schwebenden  Schuld,  teils  im  Depot 
bei  der  Bank  von  Frankreich  untergebracht. 
Der  auf  Kontokorrent  beim  Staatsschatz  hin- 


I  gegebene  Teil  darf  100  Millionen  Francs  uicht 
übersteigen. 

Art.  2.  Jeder  Sparer,  dessen  Guthaben  dem 
|  Betrage  nach  genügend  ist,  um  wenigstens  eine 
I  Rente  von  10  Francs  zu  kaufen  (d.  h.  dessen 
[  Guthaben  bei  dem  jetzigen  Staude  der  Staato- 
'  rente  etwa  330—340  Franca  beträgt),  kann  den 
!  Aukauf  kostenfrei  durch  die  Sparkassen  verwal- 
1  tung  bewirken  lassen.   Ebenso  findet  der  Ver- 
kaut solcher  Rente  auf  Verlangen  des  Sparers 
statt.    In  diesem  Falle  hat  jedoch  der  Sparer 
die  Kosten  des  Verkaufes  zu  tragen  und.  wenn 
er  den  Verkaufserlös  nicht  abholt,  keine  Ver- 
zinsung zu  fordern. 

Art.  3.  Die  Aufsicht«-  und  Verwaltungs- 
räte der  Sparkassen  können  die  eingelegten  Be- 
träge auf  Sicht  zurückzahlen,  seitens  der  Sparer 
aber  können  Rückzahlungen  nur  nach  eiuer 
Frist  von  14  Tagen  verlaugt  werdeu. 

Beim  Vorliegen  höherer  Gewalt  kann  auf 
Vorschlag  des  Finanzroinisters  und  des  Handels» 
minister*  nach  Anhörung  des  Staatsrats  ein 
Dekret  erlassen  werden,  welches  die  Rückzahlung 
auf  50  Francs  für  jeden  14tägigen  Zeitraum 
beschränkt.  Ergänzungsfristen  werden  für  die 
Kassen  ausserhalb  des  festländischen  Frankreich 
durch  ein  besonderes  Dekret  bestimmt. 

Die  Bestimmungen  über  die  Rückzahlungen 
werden  durch  Aufdruck  auf  das  Sparbuch  und 
lurch  Aushang  in  den  Räumen  der  Sparkasse 
zur  Kenntnis  der  Sparer  gebracht. 

Art.  4.  Das  Konto  jedes  Sparers  darf  nicht 
Uber  den  Betrag  vou  1500  Francs  hinausgehen. 
Andernfalls  wird  es  gemäss  den  für  die  Post- 
sparkasse geltenden  Bestimmungen  auf  diesen 
Betrag  zurückgeführt.  Den  Sparkarteu,  welche 
bei  Verkündigung  des  Gesetzes  indes  bereits 
über  den  Betrag  von  1500  Francs  hinausgehen, 
wird  für  die  Znrückführung  eine  Frist  von  fünf 
Jahren,  vou  dem  auf  den  Tag  der  Verkündigung 
des  Gesetzes  folgenden  1.  Jauuar  an  gerechnet, 
bewilligt. 

Der  Gesamtbetrag  der  von  einem  Sparer 
innerhalb  eines  Kalenderjahres  bewirkten  Ein- 
lagen darf  den  Betrag  von  1500  Francs  nicht 
übersteigen.  Ausgenommen  von  den  vorstehen- 
den Bestimmungen  sind  die  Gesellschaften  und 
Anstalten  von  öffentlichem  Nutzen,  dereu  Gut- 
haben den  Meistbetrug  von  15C00  Franc«,  er- 
reichen darf. 

Art.  5.  Der  den  gewöhnlichen  Sparkassen 
seitens  der  Caisse  des  depots  et  consiguation 
zu  gewährende  Zinsfuss  richtet  sich  nach  dein 
Eltrag.  welchen  die  Weite  des  Portefeuilles 
und  des  Kontokorrents  beim  Staatsschatz,  soweit 
sie  von  den  Sparkassen  herstammen,  ergeben. 

Die  Abstufungen  dieses  Zinsfnsses  werden 
0,25%  betragen. 

Wenn  es  notwendig  ist,  deu  Zinsfuss  abzu- 
ändern, soll  die  Festsetzung  des  Zinsfnsses  noch 
vor  dem  1.  November  erfolgen. 

Art.  G.  Bei  der  Caisse  des  depots  et  con- 
signations  wird  ein  Garantie-  und  Reservefonds 
eingerichtet,  welcher  10%  des  Betrage»  aller 
.Spargelder  nicht  überschreiten  darf.  Zum  Re- 
servefonds rlies.-cn : 

1.  die  Fonds  der  schon  vorhanden''])  Reserve; 

2.  der  im  Mindestbetrage  auf  25%  des  Ge- 
samtbetrages der  Sparkassenfonds  festgesetzte 
Unterschied  zwischen  den  den  Sparkassen  in 
jedem  Jahr  gewährten  Zinsen  und  dem  Ertrage 
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der  Werte  des  Portefeuilles  nud  des  Konto- 
korrents beim  Staatsschatz; 

3.  die  Zinsen  nud  Tilgungsquoteu,  welche 
au»  dem  Reservefonds  seihst  herrühren ; 

4.  die  Zinseu  derjenigen  Sparer,  welche 
diesem  Gesetze  dadurch  zuwiderhandeln,  das« 
sie  gleichzeitig  mehrere  Sparbücher  unterhalten. 

Dem  Reservefonds  werden  auferlegt: 

1.  die  Verluste,  welche  behufs  Sicherung 
des  RückzahlungsgeschäftJä  an  Konten  lind  Zius- 
ausfftllen  entstehen : 

2.  die  Siinimen,  welche,  sei  es  endgiltig. 
sei  es  vorsehussweise .  für  Verluste  zu  zahlen 
siud,  weil  das  persönliche  Vermögen  einer  Spar- 
kasse allein  nicht  ausreicht; 

3.  die  Kosten  der  durch  dieses  Gesetz  ein- 
geführten Speeialkontrolle. 


Art. 


Die  gewöhnlic 


ien 


ivk.t 


r- 


hieltcn  von  den  ihnen  zutliessendeu  Erträgnissen 
ihrer  Anlagen  bei  der  Caisse  des  depöts  eine 
Summe  voraus,  welche  genügend  ist.  um  ilie 
ihnen  erwachsenden  Miets-  und  Verwaltungs- 
kosteu  zu  bestreiten  sowie  tun  eine  eigene 
Specialreserve  zu  bilden. 

Dies  Voraus  rauss  sich  innerhalb  der  Grenzen 
von  0.25  bis  zu  0.50  "'0  des  Gesamtbetrages  der 
Sparguthaben  halten. 

Der  den  Sparern  seitens  der  Sparkassen  zu 
gewährende  Zinsfuss  kann  nach  der  Höhe  der 
Sparkonten  abgestuft  werden.  Diejenigen  Konten, 
bei  denen  der  Umschlag  Einlagen,  Aus- 
zahlungen und  altes  Guthaben  zusammenge- 
rechnet im  Laufe  eines  Jahres  den  Betrag 
von  5tHt  Francs  nicht  ülierstiegen  hat.  können 
durch  ein  Prftmicnsystem  oder  durch  eine  Ab- 
stufung der  Zinsen  begünstigt  werden.  Die 
(iuthitbeu  der  Gesellschaften  und  Anstalten  vou 
öffentlichem  Nutzen  gehören  ohne  Rik-ksieht  auf 
ihre  Höhe  stets  zur  Kasse  der  meistbegünstigten 
Konten. 

Der  den  Sparern  als  wirkliche  Zinsen  oder 
als  Prämien  gewährte  Durchschuittsbctrug  darf 
in  keinem  Pal!«  den  von  der  t\üi»se  des  depöts 
bewilligten  Zinsenhetrag  überschreiten,  nachdem 
von  diesem  das  oben  festgesetzte  Voraus  in  Ab- 
zug gebracht  ist.  Ausgenommen  hiervon  ist 
jedoch  der  im  letzten  Absatz  des  Art.  10  vor- 
gesehene Fall. 

Die  Sparkassen  sind  ermächtigt.  Sparmarkcu 
zu  einem  1 'reise  unter  1  Franc  auszugeben 
uud  anzunehmen,  sobald  sie  den  Ret  rag  der 
Miudesteinhig«  darstellen. 

Art.  U.  .'ede  Sparkasse  muss  einen  Reserve- 
und  Garantiefouds  schaffen,  welcher  sich  zu- 
sammensetzt : 

1.  aus  der  bereits  vorhandenen  Dotation 
und  aus  Gesehenken  und  Legaten,  welche  ihm 
zugewandt  werden; 

>.  ans  dem  Ertrage,  welcher  bei  «lern  im 
voraufgellenden  Artikel  erwähnten  Voraus  — 
nach  Bestreitung  der  Miets-  uud  Verwaltungs- 
kosten      erübrigt  wird ; 

3.  aus  den  Zinsen  und  Tilgungsquoten, 
welche  aus  diesem  Reservefonds  selbst  her- 
rühren. Alle  ans  der  Geschäftsführung  der 
Sparkasse  sich  ergehenden  Verluste  müssen  aus 
diesem  Reservefonds,  welcher  das  eigene  Ver- 
mögen der  Sparkasse  bildet,  bestritten  werden. 

Art.  10.  Die  Sparkassen  sind  ermächtigt, 
ihr  persönliches  Vermögeu  wie  folgt  anzulegen  : 


1.  in  Wertpapieren ,  welche  vom  Staate 
selbst  ausgegeben  oder  von  ihm  garantiert  sind ; 

2.  in  WSrsengangigen  und  voll  eingezahlten 
Schuldverschreibungen  der  Departements,  Ge- 
ineinden und  Handelskammern : 

3.  in  Grund-  uud  Gemeindeschnldverschrei- 
bnngen  des  Credit  foncier; 

4.  für  die  Erwerbung  oder  die  Herstellung 
von  Gebäuden,  welche  für  ihren  Betrieb  not- 
wendig sind. 

Sie  kbunen  ausserdem  den  Gesamtbetrag 
ihres  persönlichen  Vermögens  und  ein  Fünftel 
des  Kapitals  dieses  Vermögens  anlegen: 

in  den  hierunter  namhaft  gemachten  Werten 
von  lokaler  Bedeutung,  vorausgesetzt,  dass  diese 
Werte  von  Anstalten  In  dem  Departement  aus- 
gegeben sind,  in  welchem  die  Kassen  ihren 
Wirkungskreis  haben,  uämlich : 

in  Schuldverschreibungen  von  Wohlthätig- 
keitsonstalten  und  anderen  Anstalten  von  öffent- 
lichem Nutzen ; 

in  Darlehen  au  Kooperativ-Kreditgesell- 
schaften  oder  unter  Gewährleistung  solcher  Ge- 
sellschaften ; 

für  die  Erwerbung  oder  die  Herstellung 
vou  billigen  Wohnungen: 

in  Hypothekendarlehen  an  Volksbautjesell- 
schaften  oder  solche  Kreditgesellschaften,  welche 
nicht  deu  Ban  der  billigen  Wohnhäuser  selbst 
ausführen ,  sondern  nur  den  Ankauf  oder  die 
Erbauung  erleichtem  wollen ,  und  in  Schuld- 
verschreibungen dieser  Gesellschaften.  Sobald 
der  Reservefonds  wenigstens  2%  der  gesamten 
Spareinlagen  beträgt,"  kann  ein  Fünftel  des 
jährlichen  Ertragnisses  des  Fonds  dazu  ver- 
wendet werden,  den  Zinsfuss  für  die  Inhaber 
derjenigen  Konten  zu  erhöhen,  bei  denen  der 
Umschlug  -  Einlagen,  Auszahlungen  und  altes 
Guthaben  zusammengerechnet  —  im  Laufe  eines 
Jahres  den  Betrag  von  500  Francs  nicht  über- 
schritten hnt. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  noch  die  im 
Art.  21  vorgesehene  Bestimmung,  nach  welcher 
die  Postsparkasse  von  dein  ihr  seitens  der  i'aissc 
des  depöts  znHiesseiiden  Ertrage  für  die  von 
ihr  zu  bestreitenden  Verwaltungskosten  etc. 
stets  eiuen  grösseren  Betrag  zurückzustellen 
hat  als  die  gewöhnlichen  Sparkassen.  Diese 
Quote  darf  uicht  unter  0,50%  betragen  und 
muss  gToss  genug  sein,  um  den  den  Sparern  zu 
gewährenden  Zinsfnss  immer  0.75%  niedriger 
zu  halten,  als  der  Zinsfnss  ist.  welcher  den  ge- 
wöhnlichen Sparkassen  seitens  der  Caisse  des 
depöts  gewährt  wird. 


Es  betrug 

die  Zahl  der 


1K15 
1*45 
1855 
lHfio 
1875 
1885 

isyi 

1807 


Kassen 

*53 
345 
3b? 

477 

5' 5 
544 
544 

545 


Bücher 

121  527 
684  220 
803  750 


die  Gut- 
haben 
Milk  Pres. 
62 

394 
272 

493 
660 
2  21 1 


1  044  703 

2  365  567 

4  937 

5  948  882  3  053 

6  772  582  3  427 

Durch  diese  Massregel  soll  den  Klagen  über 
Konkurrenz  der  Postsparkasse  vorgebeugt  wer- 
den: die  Sparer  der  Postsparkasse  werden  da- 
nach, je  nachdem  die  einzelnen  gewöhnlichen 
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Sparkassen  zum  Vergleich  kommen,  mindestens 
0,25 — 0,00%  weniger  Zinsen  erhalten  als  die 
Sparer  der  gewöhnlichen  Sparkassen. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordame- 
rika. Nach  _The  Annaal  Statistical  von  1892 
wurde  die  erste  Sparkasse  1816  in  Philadelphia 
gegründet.  Die  Gesetzgebung  ist  nach  den  ein- 
zelnen Staaten  verschieden.  Im  Jahre  1890 
waren  in  den  Vereinigten  Staaten  3  800000 
Personen,  welche  in  den  Sparbanken  des  Landes 
Depositen  hatten.  Im  Jahre  185*9  war  diese 
Zahl  auf  5  200000  gestiegen,  ein  Mehr  von  etwa 
34  °0.  Jeder  Depositar  hatte  1894  durchschnitt- 
lich' 369  «  auf  der  Bank,  1899  420  $.  Besonders 
starke  Zunahme  {über  100" 0  in  den  letzten  6 
Jahren J  weist  der  Westen  auf: 

1894  1899 
$  * 
9  379  733  20058377 
904  412  1  35$  668 

4  063  436  S  760  S23 

1  252  636  3  152  909 


Staat 

<  'olorado  .    .    .  . 

Idaho   

Montana  .  .  .  . 
Wyomig  .    .    .  . 

Summa 


15600217         33  33°77<> 
Die  Zahl  der  Depositoren  ist  fast  in  dem- 
selben Verhältnis  gestiegen:  z  B.  in  Colorado 
von  18  000  auf  31  (MM). 

Die  „Deutsche  Sparbank  der  Stadt  New- 
York",  welche  im  Jahre  1860.  ein  Jahr  nach 
ihrer  Gründung. 4069  Depositoren  und  762 588.45$ 
Ressourcen  hatte,  hatte  am  1.  Juni  18DJJ  KU  640 
Einlagen  mit  50935888  06  *  Guthaben. 

Zum  Schlüsse  möge  eine  interessante  Ver- 
gleichung  der  durchschnittlichen  Höhe  der  Ein- 
lagen pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  den  ver- 
schiedenen Ländern,  wie  sie  kürzlich  von  YV.  Fatio 
in  Je  joumal  de  statistique  snisse"  aufgestellt 
ist Platz  linden,  bei  der  jedoch  auch  die  Post- 
sparkassen mit  berücksichtigt  sind. 

Franken 

Länder  per  F.iu- 

wohner 

Dänemark  380,40 

Schweiz  .1-5,3° 

Deuts»  bland  1SS.20 

Norwegen  j  8- ,,80 

Australien  183,— 

Belgien  158.80 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika    .    .  156,10 

Oesterreich-l'ngarn  135,40 

Schweden  126.80 

Frankreich  110.90 

Grossbritannieu  103.10 

Italien  68.20 

<  'anada  50.55 

Niederlande  54. 1 5 

Portugal   12.70 

Kussland   10.25 

Spanien   S.75 


Japan 
Rumänien.  . 
Serbien  .  . 
Griechenland. 
Bulgarien  .  . 


5.05 
5.80 

3.50 
1,55 
',45 


Lltteratnr:   J/rt>»t<i>iM ,    lebe,-  s,».      t.dt, » 

im  ullgeiueinei,  ,  intln:t..„dt  r<-  über  Spnrbitten, 
Mih.t  /«  u  is.r..     -  Enget,   Ein  l.ef.icmprincip 


'  Extrait  du  ..jonrnal  de  statisti.|iie  -uisse". 
:«>••  anuee.  4<-  f.iscicule  VMM. 


für  Spnrbttten  in  der  Zeittehrijt  dtt  l'rriu*. 
ttntitt.  Bureau  t.  lx6S.  —  \'erhnndlungen  «/»■« 
H-  eolkticirttchnßlichrn  K<>nyrettr*  in  H'im  IS?.:. 

—  Lammers,  Spuren  um!  Vertirhern,  Berlin 
MM.  —  Böhmcrt,  F;rt*chritte  im  Sparbitten  - 
ircj.ru,  Herl  in  W.J,  —  Kuntzc,  SjmrbitAC,,  un-l 
Gemeindefinnmen,  Berlin  iSfii.  -  Bahrt.  Di* 
Kunlndle  und  Hilfteinrirhlnngrn  bei  Spnrbitt, u, 

Aufl.,  Leipzig  ms*.  -  Seedorff,  Die  Spm- 
bittenburhfühningt  Hnnnurer  MS7.  —  Michael. 
Sparbitten  um!  l'herkrerkehr,  Herl  in  tS'.K'.  -•- 
Spittel,  I)ir  deuttrhen  Spnrkutten,  'leren  Eid- 
ttrhung,  Einrichtung  etc.,  (intim  ISfkt.  —  Cotutt. 
Schmidt  und  Braemer,  D>t*  Spnrbitrcnirrte,, 
in  Deiiltrhl'ind,  tlerlin  1SCO,  Ilde.  —  Beitrüge 
;>ir  Stiititlik  der  Spurbitten  im  preuttitrhen 
Stnait,  llnUn  ls?0.  -  Seile,  Die  p,-eutt.  Spur- 
bissen  wich  dem  Reglement  r„„  ISIS  ttoirbeiuf, 
Liiden*cheid  IS7U.  — -  Traufmann,  Die  Sp-n-- 

bittenrerhd/lnitte    im  Eünigreirh  Sichten,  ISS.'. 

—  Thiele.  Die  tlddtitche  Spurbitte  zu  liertnt 
in  ihrer  Einrichtung  und  GetchtlfttfUhruwi  dar- 
gestellt, Berlin  ISS?.  —  Zur  Getchichlv  der  Hum- 
bniijer  Spurbifte  tun  IS^7,  Hamburg  ISS':.  — 
Heyden,    Stniittitchcit    Adrcttbnch   dtr  >/<"<■- 

bitten  Deuttrldundt ,  Kttrn  <i.  d.  R.  —  />«•»•- 
Hellte,  Die  Spurbtttcngetctzgebung  f)euttchla,,dt, 
Sammlung  der  die  Sparbit'cn  lielr.  Getelze,  Er- 
bitte,   Verordnungen,    I  erfiigiingen  ,    Etten  1S'J.J. 

—  Malchau,  Di'  Sparbitten  Eurapat,  Heidt'- 
Iteitj  und  Leipzig  ;.v.,.v.  -  11.  t\  Mangold!, 
l'eber  die  Aiili,"l"' .  Stillung  und  Einrichtung 
der  Sjmrk""e)i,  Tiiliim/en  IS',7.  ■-  Rrehn»h>:t' 
•  ihtrlilutt  und  \'trie>dtitiii,*lierirlit  der  Sji>u 't ■ 
»rhu/t  de*  ll'mhunjer  Th>->l>e-i,kt  in  Berlin  I 
II.  Sj»ir/>eri<-de  r..in  1.  .  tpril  hi*  1.  Okt'J* r  . 
Im  .ttilt,-iiie  den  Vi.rttandr*  Siedke.  Berlin  1  ■".}'■. 

von   Fenneberg,    Ally  /»<  imr    I'r-.tj>< kt»  < 

Jür  dit*  get'indr  Sffi rbitf  n-  und  Yrrtieheriiit'jf- 
ire.it  1),  iiiflu  t.  Zieet  k,  Ein)  irlititiiil  und  Bentdimin 
id/er  in  Di  iil.ieldund  lu-tlehendeu  Lehen"  t  e.-iel>,  . 
rungt-  und   Verfrifnugtuntttiltr»,    IIViWi'i'  !S.}S. 

—  Snt/ri,  Die  Ertporiiitbifue,!  de, 
Srhireiz,  Zih  i.  l,  isr,_'t.  —  f.  .1.  B.  Schlercuberg. 
Eine  l'rduii'  ti.-juirluiuk  und  eine  K»utr>-Il*j»irb'*  < 
den  X'<rddeultehi  n  Hunde-  .»/<  1  ■■Ikt-ieirl^e/ml  - 
lirliet  Bediirtnit  der  Zeit,  D<  tiwld  Isti!'.  -  ■  Sil  muri 
StnllCtl.  Die  S/utrt,tnib  it,  deuttehe  •lut",  l>iee% 
Auti/'ilie  emi  Mi  ritz   Hu  teil,  l.'ifr.ii,  IS',1'1.  - —  f*. 

Frhr.  r.  Mantcti/Jct,  gen.  Szfyir,  Jhit  S/»ire„. 

tein  Weti  n  und  teilte  riilktn  irttehitl'tlit  he  Wirknim. 
)t  mtrudt  Siimml.  mit.  '•'(•.  Aldi.  Bd.  '*;>,. I.wi  t'.'ii". 

—  Fatio,  Dir  Sp», -bitten  der  Sehn;  iz  />  7',— IS  • 

' I i.tifl ,  im  d'ihre  1SU',,  de.-gl.  im  .fuhrt  ISrK,  Bern. 

Ludu-Ig  EtHter.  Ein  V<.rs.ld-»J  ;„i-  Einfüh- 
rung der  l'.it'tpiirbitfen  in  Deuttrld»nd ,  den  i  ISS!. 

—  Heinrich  Word.  Einführung  d'i  Spne- 
bitf  11  in  der  Schireiz,  Berlin  ISS.'.  —  Itullo. 
Der  J'i  ttnjmrk'i>ti  ngetetzenl lenrf  und  die  Spue- 
b'trcnrtj'irincn,  fli midi  nlnirg  /.W  {.  —  IterHcthr. 
Wider  die  D  ultpiirbitten,  !!•  ndeidiuni  ISSj.  — 
Hemclbc.  Weg  mit  den  B-sh/uiebit-en,  Jli>< ude ,>■ 

hurg,  Berlin  iss.:.  -   Carl  Hotelier,  /»..w^h.,-- 

bitten  und  L.ibdip'irbiy.-'  n  in  l>ent\eld  >u  ' . 
Jh'tden  /,s,v...  —  Drape.  Dit  Spurbute „>ret.  1, 
in  t'iifr  l'idiutnng  für  die  Arlniterieid\lf"hi: 
t  Schriften  der  f  '•  nliiitstellt  für  .\rlirUmr\ddfnhi  ti- 
liin  ielit  11  nge n  Xr.  >)i,  Berlin  !s </.',.  —  Scherls 
Spurti/ttim  in  kurzen  Einritten,  B>  rhu  JA.'"1.  — 
A.  H.  Perrot.  S/nr-  und  D-'ilchntbuf ■»  -der 
t''.rtrfd''igi     Zur  Abhilfe    dtr    (.c!d,,.,t    unter  de,,, 
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Kleinbürger-  und  Hauerntlaude   in  Ei»i**-Luth-  I 
ringen  ilurrh  Erweiterung  und  Verbe**emng  der 
Sptirktt**en  und  zweckentsprechende  Regelung  de*  I 
ländlichen   Kreil itwmen* ,  Stnutburg  i.  E.  ISSl.  I 

—  Th.  Lovef,  Die  Bestrebungen  zur  Einführung 
den  Depn*itenbank*y*teut»  mit  (»m<-  und  Check- 
rerkehr  in  Deultchlund  und  dir  ittteiTrichitehen 
Itutttpartninken  (SrjHtnttuMrurk  au*  .Schneller* 
Jahrburh  für  timeiigcbung  etr.),  ISS.'..  —  EMer, 
Art.  Sparka**en,  Stengel*  Wärterbuch  de*  D.  V.K. 

—  MtlJ-  von  Hecket,  de*gl.  im  Wörterbuch  der 
V"lk*wirt*chuft.  - —  Ho///',  Dir  Sparkassen  in 
England,  Jahrb.  f.  Xat.  u.  St.it,,  J.  F.  ltd.  IJ, 
S.  4411.  —  Srhönborti,  Ersprung  und  gericht- 
liche Entwiekrlung  dm  Sf>nrka*»cnwr*cn*  in  ] 
Europa,  Jnhrb.  f.  t.ie*etzg.  11.  Vene,  ild.  S,  .V.  ! 
l.'.T.  —  Seitlel,  Da*  denttche  Sparku**enweren, 
ltd.  I,  llerlin  1SM.  —  Derselbe,  Ihr  l'er*..nal- 
krrdil  dm  ländlichen  K leingrundltesitze*  in  dir 
f'nn  in:  Urnen,  de*gl.  in  dm  .'Etlichen  l'rtainzen 
übt rhaupt,  in  dm  Schritten  de*  Verein*  Jür 
Sozialpolitik,  Dunker  11.  Huinbloi,  Leipzig  M.'AK. 

—  Derselbe,  Di*  Sparwesen  im  Krei*e,  Ar.  Ttl 
der  .Schriften  für  Arbt iterw<thlfnhrt*eiurichtungrn,  \ 
Hei  tin  lii'jft,  Abiehn.  IX.  —  Dernelbe,  Iii*  Spar- 
ku**cnwc»en  in  Dmtsehla nd  und  dessen  *..zial- 
politliche  und  wirtschaftliche  Itt  dentuug  ,  alt 
Manuskript  gedruckt,  llerlin  IS'.m.  —  Demelbe. 

Rapport*  reeipnuptr*  de*  t'aime*  J'cjrtrgnm  et 
de*  A**ocintions  cooptraliee*  de  credit  en  Alle-  ' 
magne  en  iniiliirr  de  credit  jmpuluirr.  Vortrug  \ 
gehalten  auf  dem  internationalen  Koiigrcx*  für  I 
V"lk*krrdit  in  l'ari*  s.~  in.  Juli  l'.ton,  als  Manu-  \ 
*kri/it  gedruckt,  Meutim  l'jna.  —  Kappcl  mann, 
Handbuch  für  I'rcn**.  S/firk>i**en,  Ijeipzig  lS'.iS. 

—  I«W  Altrock,  Du  ländliche  I'trrunalkredit 
111     der     l'r..ein:     lliiind. nliurg ,     Herl  in  l'MHi, 

—  Wilhelm!,    Die  SehnUpa ■rku**c 11 ,  Isipzig' 

--   tlr    Mainree,    Die    SrhuUfrirkats.n,  ' 
Herl  in  I*?'.:        EtirennpAek,  Die  .lugi  nd../tar-  i 
ki'sie.    Meinet    ]S7!'.    —    Sctlckel ,    Jugend-  und 
Sehuhparkassen,  Frankfurt  ■'.  it.  ISs;.  —  Der- 
neltte.  Zur  Spork"**. urrform ,  —  Her-  i 

Hellte,  Die  .Schulsparkanc ,  eine  Denkschrijt, 
llerlin  I.17S.  —  Hemelbe,  Die  Einrichtungm 
der  drulteh-ii  Schul-  und  Jugend, /etiLu.'tr», 
denn  It'-cht»errh'Htni*»er  Sfututm  etc.,  Irunk- 
furt  •>.  tt.  i.s'i.-,.  —   Heinrich  SchAer.  Wider 

die    Scfi  iiUffi  rkut/te  11  ,    Wittenticn/   ]>'.<.'.    —  Ein- 
liidnnij"cliritt     znc     toten     1 7ener<lli fecu Hindling  i 
dm    l'ei'iu*    t'i'C    Jugr  nd'jm  rku»*en    in  Iteiiiteh- 
bind,   I'ruukfurt  n.  It.  IS.*.:,      -   Seid  */mre'iiu  '  | 
Mahnungen    einen    Jugend,     und  VitlLtfrenndtn, 
uebtl  Itt  tfhrtiutjfu  und  X-n lirirhten  über  Jugend- 
•ind  /yniiiif/«/""^"*""'  S^irmnrk'U  etc.,  Ineuii.-- 
tjtilrln-u     i  "in    Verein    für    Jugi  udtji>irkii**<  n  in 
D>  nf'i rhliiud,  Awij.  A,    :.   Aull.,  trankt' n rl  ". 
IS*-!.    —    Srnckel,     f'-brr    die    Erziehung    dir  | 
Jugend  zur  S/mi ci mki  it ',  V'.etrui).  Magdeburg  lsS.i, 
--    Itemelhe,    /.ur  ge»>tzlich> <-n    Regelung   und  | 
V, neu/lang    der    Srhul»/uirkit**en,    Iltrlin    tS'.i',.  | 

—  Hitze,  I-'.iidiinng  und  t.lrga  ninatitm  der' 
Arbeitei  *juirka*rrn ,  im  Arbeit'  iifdil  lss.i,  dritter 
Jahrgang,  S.  ;."'(/.  DnitHclimttH».  .V-W-  1 
it/taiLium  11  ,  deren  Zircck>nn**igh-it  und  Ein- 
richtung, llresbin.  Schmitt,  Die  Schnh/mr- 
kat"  ,  Vttrtrtig,  Leipzig  issl.  —  -  I >e{)e „tliche 
Vrrminimlnniien  in  Sachen  der  Juaend-  und 
SehuU/>'icko.<*r  11  t  l*-m,nilcrt  C  Abdruck  '"-«  Schule 
und  Hau*,,  Hanwair  !.\,s.;.  —  Elfter,  Zur 
m  ttert  n  Si..teku,r.  ,ditteiiitnr,  in  t'uurad*  Jahrb. 


f.  Xitt.  u.  Sien.,  ls.ij.  —  Böhme,  Die  *clh- 
»Uindige  ländliche  Srhitl*f><trku**e,  Itreiun*chweig 
ISUi.  —  Zimmermann,  Sehul*parka**en,  im 
II.  Suppl-.Bd.  diejtes  Werket,  1SU7.  —  lter- 
aelbe,  Dir.  »lautliche  liegriung  der  Sehuhtpar- 
katten  im  Herzogtum  ßrannsclnreig,  in  Hirlh 
und  Sendet,  Amalien  de*  Deutsrhen  Reick*,  ]#!*>>, 
tU.  Jahrg.,  S.  iXC,  ff.  -  Berichte  de*  deutuch.n 
Verein*  für  Jugend*pnrka**en,  1—XIII  (IS'Jli), 
Frankfurt  u.  O.  —  Letrln,  Dir  SchuUpurka**r 
und  die  IMdngugik,  I\*t  IST:,.  --  WetHH,  l'eber 
Schul*parkii*»en ,  SepnrataMrurk  au*  dem  Pe*tcr 
Ltttt/d,  IST'''.  —  .Sehrfiter,  Die  Schul*parka**rn 
com  Standpunkt  der  IMdngugik  und  Xational- 
i,k'.nt,mie,  Iiudape*t  IST 7.  —  KcHHter,  Schalt- 
kfUÜein  der  Spartamkcil  »earie  die  Einführung 
der  Kinder-  und  Sehul*jnirka**en  in  Or*terreich- 
l  ugam,  Wien  1S7?.  —  Leinwetter,  Zur  Frage 
der  Schülertrerk*tälten  und  Srhut*p<irka**rn,  Wien 
IS  TS.  —  Derselbe,  4  Iii  it  rüge  tur  Frage  der 
Schul*j>arka**cn,  Wien  IST!'.  — -  HntkoiVMky, 
SrhuUpurka**en  mit  Henutznng  am  Sparmarkeu, 
IST*.  -  '  Kene*itey.  Srhnl*parka**en,  Vuitrag, 
Hudupett.  —  Eil  bog,  Erlte  r  Schul*parka*ten , 
IST'.'.  —  IIWüm,  ' ietrhirhte  der  Schuhjtark.juten 
in  I'ugttm ,  JlndapeM  1STC.  -  tirob,  f  'eber 
Kindt  r*parka**en,  in  der  *rhtreiteri*t  heu  Ztit- 
»chritt  Jür  tleinrinnützigkeit,  XIV.  Jahrg.,  .'..lieft, 
Zürich  IST».  -  Stranmer,  Die  SehnUparka*»en. 
Hern  ISSl.  iilllllnume.  Die  Schultparkn**en 
in  der  Schn.iz,  Sc/tarutatidruck  au*  der  Zeit- 
»thrift  für  *chicrizeci»cht  Slati*tik,  Item  lsss.  — 
Erbrecht,  II  ri*pariuin  et  l'rdncutiimc  il'l 
paptd..,  Verona  ISTS.  —  Vemelbe,  Im  caxtftta 
di  ruparmitt  in  Italia,  Padua  isTä.  Tritimi, 
La  ('.i**,(  di  ri*parmi:  in  Italia,  l'udua  1S7'.. 

—  IjebreeM,  II  rUparmia  müe  mui.le.  Verann 
ISS4.  —  La  cai**c  d'i'iturgnr  dun*  lee  endet 
cum  um  nale*  de  tiand,  llriucllcx  ISiiT.  —  In- 
»trntti'in*  emeernaut  le  ncrviee  dr  hl  caimr 
d'e/iargne  par  le*  lurraus  de  futtte,  Itrur'll. * 
Isb'.i.  l^egrttml,  L'ec.lt  primaire  et  la 
caixte  d'rpargnr,  l'aci*  IST4.  Enittherlte, 
L't'paigue  »culaire.  —  De  Maltirce,  Le*  *er- 
riet*  d't'ptirgne  papulain,  l'ari*  IST'.:  —  Melkte, 
Sai  ingii-bnukf.  peiiii'j  hank*  and  »ch-udlmnk*, 
tihug.ar  /,>.*;.  —  Önillan,  th,  tacinglxinkr 
in  1  Ii  ine nttirij-tchniil*,  IST''.  —  Fittich,  The  .nieing- 
bank  in  ihr  nc/wd,  h.nd'ni,  I.*7j.  —  Verttetbe, 
The  ntri.ig*-btink  in  ihr  uchiml,  Liaiib.n  IST'..  — 
Otllton,  l'eung  *aring*-bank*  a*  fHirt  af  the 
educati'.ii  tu  Ite  gti  ei,  in  puldic  elcmcntarg  fctumlt, 
/.irr;/««./  IsT'S.^ —  77«(»'}/.  Le*  ctii^e*  d't'pargni 
tculuirr*  ans  Eint*- Eni*  d'  Arne ri-pie ,  X.  i'  Vark 
ISS'J.  ■  Jahie-beriehl  des  Spar-  und  [ut'i- 
itiitzungirrrrin»  für  ArUitcr,  llra,,d<  nburg  lS4'.t. 
( Extrablatt  zu  Ar.  .'»''  tlr.*  Ilrandrnhnrgri  An- 
Zeitirr*. i  Da*  Spark"*J.entemt  11  im  Herzogtum 
Itcauntchicrig  brt reji'end ,  aiui  dem  *tatist i.iclu  n 
llurean,  lti-aun*chiceig  ISi.i..  -  -  Spar*umkt  il, 
cierz.  liutuu*t  nd  »minie  Fragen  und  Anlirurte  11 , 
lieft  ,*,  liremen  1SSO.  IlOÜlo,  Slalietigile 
int'  rna'i.'iiali    dm  .nitre*  d'rpargnr,    Ik'.iii  IST'/. 

—  A.  Prevtmt,  Manuel  d.*  cai**m  d'epargu. , 
Pn  i*  y —  Vlüal,  De*  i-«r«.«-.»  d  .'pargu. . 
Inri*  IS,  ',.  ■ —  Ihtpin,  <  'i,\*tit»<i<in,  hi*taire 
et  ae.  nir  dm  ntix*t*  d'' par-iw  d.  Franc. ,  l'ari* 
lS4j.  --  {'lltverie.  Dm  mimr*  d' epurgnm  et 
de  tiurt  ca  i**ir  Fonluiwlilcuu  Is.'.i.  —  De 
Maltirce ,  l.'i.rg.ini»atit>n  «dtiituiMrntirc  des 
ca/t.-'t  d'.'/nicgw  en  Augleterre,  .11  llelgigu.  etc.. 
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S|»arkassen— Speditionsgeschäfte 


Pari*  ls7.'.  —  Derselbe,  Le  *erriee  d'tptirgne 
fmpulaire,  Piri*  1S7'J.  —  Derselbe,  Diu- 
gnimmes  rfsumant  l'hUtoire  des  mt««*  d'epnrgne 
fraueaise*  depui*  lS.ti.  ParU  desgl.  depuis  1S50. 

—  Derselbe,  Etüde  de  le'gislation  rotnparee  *ur 
le»  eaisses  d'epargnr  pur  In  po»le,  e„  Angieterrc, 
Jletgiipic  etc.  —  Derselbe,  Xotiee  »ttr  le*  ro i**e* 
d'epnrgne  *c>dairc*,  Piri*  1S~>'>.  —  Derselbe, 
Xourelie  lui  organigue  angin  ise,  Prtri»  JS9.1.  — 
Rmieil  de*  toi*,  ordonnance*,  drcret*,  in*tructions 
et  circtilaires  concrrnant  les  rai**e*  d'cjxirgnr, 
Pithirier*  bei  ff.  Laurent.  —  Berartl- 
Varagnae,  Le*  eai**r*  d'fpargnt  en  France, 
aperen»  hi*torigur* ,  fhaijt  Itltik.  —  Wallet, 
Tratte  de  fadmiui*lrati»n  de*  mi**e*  d'e/Ktrgne 
l.s&i.  —  Jtostand,  Rfforme  den  misse*  d'epnrgne 

jrunrnhe*,  Pari*  l.s'Jl.  —  Vannaeque  et  Breton, 
Artikel  r'/targnr  in  Sog*  fh'ctionnnirc  de*  Fi- 
nnnce*  IS'JO.  Block,  .irtikel  Cai**i»  d'epargiie 
in  dessen  IHctiannaire  rlr  l'adtninistration  fran- 
cnist  IS'.'J.  Bayartl,  Jm  misse  d'epnrgne 
et  de  ^rrroyanee  de  Piri*  ,  »rigine,  hist'dre, 
l.'gislntio,,  ISIS    90,  Pari*  1SCK'.  Alphonse 

de  Cnmlolle,  Les  mitte»  d'rpargnr  de  In 
Sui»*e  mnsidcree*  en  elles-meme*  et  caiipnrrr* 
urer  teile*  d'nntre*  figs.  Heuere  1SS3.  —  Die- 
Hamm  irr  de»  ßnauce»  /midie  »'tu»  In  dirertion  de 
Jf.  Am»  .Vf.y  y«ir  Mm.  Louis  Fogot,  A.  f.nnytlley, 
Tome  Jf  E-Z,   Xnnctj  lS°f  (mi**t*  d'i'/>nrgne), 

-  Brlnlnrt,  De  V Institution  e<>mpar,'r  de» 
rai»»rs  d'rpargnr  en  Anbietern:  et  en  Francr 
f  Imp.  —  CoHta-Goldephttl,  Le*  Institution* 
de  preitenpince  <ln  Portugal.  —  Dupon  (haron 
Charles),  ffirtnirr  et  nrrnu  dt*  missrs  </' 7 'pnrgue 
rn  Fmurr.  —  Levassettr,  f.a  prr rot/n ii er  et 
/'» jnirgiie.  —  Morel,  !.'>  /mrgnr  unirnalii  re  pnttr 
garitutir  In  rieiltesse.  Ls/tuse  »ur  In  pni**anre 
dr  1'rfnirgne.  —  Derselbe  •  Les  consril*  dn 
//•■er  \'iiirrnt  on  le»  bienfaits  d,  l'e/nirgne.  — 
John  Tidd  Prall,  The'  Saring  bonk»,' haohm 
is.',f..  —  Letelns,  Hi*t-rtj  «)  mring  in  tirml 
ftrit.iin  und  trrlttnd,  J.ondnn  ISM.  Tairn- 
send,  Le*  caisre*  d'''p<ngi\e  on.r  E(nt»-['ni*.  ~ 
Laurent,   < \nij>'re »o-  »ur  1'r/mrijHe  j,st;<;.  — 

A.  Prfit'OSt,  lin^jinrt  »nr  lr*  rnitses  d'»'/tnrifiie 
rtnldie*  rn  Anglet'  rn  et  stir  l'iiistitiitiim  de* 
eni**e»  d'^nirgw  rn  lulgiipi, .  — De  Tnlllandler, 
liitidt-  dn  d*' p*tsont  nur  ftii**r*  if't'jmrgne  et 
d'assurnnrr*.  —  Arnaud ,  tiniili  de*  mi»*e» 
d'ejxirgne  et  de  bnrs  deftutnitts,  T»nr*  IS'.l.t.  — 
Jlrpoiichims.  J)e  V  I,,*tit,tti.,n*  d'unr  eni**e 
d'S/xirgnr,  llrnyeür*  tstij.  —  William  Ia-wIh. 

I  hittory  <>/  Imnk»  f»r  »nring*  in  tirmt  Hritnin 
•nid  Jrrtnnd ,  inclwliiig  n  füll  neconnt  <•/  tbe 
»rigiu  und  /irngre**  <■/  Mr.  (ilndsti.nes  linnnritil 
mroturr*  /'«;•  jtost  offier  bnuk* ,  gorrrnment 
nnnnitie*  und  goerniuient  Ufr  in»nritn<e,  lA-nd«n 
IS'iK.  —  Brouehand.  I.e»  roi**r*  d'''j*irgne 
eauti'unlrs,  f.ijun  et  piri»  IStlS.  —  A.  l'rffhart 
Farben,  Tin  Ime  relnting  !>•  tm*trt  und  j>"*l- 
„(fire  »nring  Imnk*  iritli  ante*  ,./  tleri*io„*  und 
oirnrds,  h.ud»n  IS,*.  —  f 'hartes  (irod, 
Rapport  *ur  le*  /i/'tiii'Hi*  ndres*re*  ö  In  dele- 
gali'tn  d' Attoee-Lmraiif  touehant  t'organi*ation 
de*  eaiste*  d'-'-pnrgne,  Strn*l>o,irg  tSS.;.  —  ,/enn 
Itimquet,  I.e*  eni**c*  d'i'pnrgne ,  lenr  regime 
ancirn  et  noneemi.  Aver  »»«•  prefnee  de  Pierre 
dn  Marou**"!).  (hi trage  ronteunnt  1'r.rpliration 
d,  l,i  tt„  du  .1.  firrirr  l/M.1  rrlntirr  nur  ma- 
noeurre*  destinSr*  ,)  prrtia/nncr  de*  retrait*  de 
f,n>d*   er   de  reit,    du    JO. '  juillrl   JSM ;    *nr  le 


noueean  jonetionnemmt  de*  eai**e*  d'rp/irgnr, 
Pari*  lS'Jfi.  —  Rostand,  Le  mneour»  de*  rai*»e* 
d'epargne  au  rrt'dit  agrieole ,  npplicaliint*  <'< 
l'rtnmger  et  minie*  pm'tigue*  de  realimtü.n  en 
Franre,  Pir  *,  Guillaumin  W7.  —  An  Fnrh. 
srittrhri/ten  für  da*  Sparktutrn  treten  er*eheinrn  : 
Nrue*  rolk*irirt*chaflliehr*  Finanzblatt  Die  .S;j«r- 
ka**e,  unabhängige  Zrit*rhriß  für  die  S/»irka**en 
Deutschland* ,  C.  iV.  Haarfeld,  K**en  (Ruhr/. 
ViAkstrirUehafllielie  Zeitschrift  Die  Sparku**r, 
Organ  de*  deut*rhen  Sj>"rka»*enrrrtr>tnde*,  Heran*- 
geber  Dr.  II*.  Schäfer,  Profe**t_,r  an  der  tech- 
nitchen  Jf<>ch*rhide  zu  Hannoecr.  fte*terrrichi*ch- 
1'ngaritrhe  Sjvirhuurnzcitting.  F.r*te*  au*»chlie**- 
liche»  Organ  für  internationale*  Sparkasteuirencn, 
erscheint  *eit  1S?C>  in  Wien.  Journal  für  Spar- 
ka**en,  Wien,  seit  JSS5  hera  titgegeben  ron  Jf. 
'  Rotter.  Journal  de*  eai**e*  d'rpargnr,  er*ehrinl 
1  bei  ff.  teuren!  zu  Pithirier*.  ffolletino  di 
'  notixie  »ul  credit"  r  la  Pr>icidcma.  Heran*- 
i  gegeben  com  italienischen  Aekerlianmini*terinm, 
j  Rom.  Statistiken  in  den  regelmässigen  allge- 
meinen *tati*ti*chr»  Veri'ffcntlichungen  der  ein- 
zelnen Länder,  insbesondere  auch  im  fluUetin  de 
Statistigue  et  dr  l.'gislation  cianparre ,  Pili* 
»eit  !S7*.  31.  Seidel. 


Speditionsgeschäfte. 

1.  Hejnift  uiul  Arten.  2.  Geschichte.  .1. 
Pflichten  «es  SpoUiteurs.  4.  Hechte  ilea  Spe- 
diteur«.  5.  Modifizierte  S. 

1.  Begriff  und  Arten.  Das  Spditifms- 
gesc-hilfl  ist  die  ppwerheinilssip1  lies« »rennt: 
von  üütorvcrsondnti','*-!!   für  fivmde  H.xli- 

I  ming.     Wi  r    ^ewerl»enu'Lssigr    in  eigenem 

'  Namen,  «aber  für  fremde  Kedurnng  Oiiter- 
verst>ndnngen  dnix-h   Kraehtführcr  (Eisen- 

.  bahnen ,  Fluss-  und  Binnenseesi  liiffer. 
Fraehtfnhrlente)    odor  Seeschiffer  zn  lv- 

•  soreen   übernimmt,  ist   Spediteur  (H.G.B. 

!  §  107). 

Das  SpeditionsgesohAft  geliört  zu  den 
(irundhandelsgescluiften,  und  der  S|>editeur 
ist  Kaufmann  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buchs (vgl.  Bd.  IV  S.  <K)Uff.).  Aber  nicht 
nur  auf  die  von  einem  Sjioditeur,  sondern 
auch  auf  die  von  einem  Kaufmanne,  der 
nicht  lierufsmassiger  Spediteur  ist  im  Be- 
triebe seines  auf  andere  Handelsgesclülfte 
gerichteten  Handelsgewerbes  abgeschlossenen 
Sp^litionsverträge  finden  nach  §  41"»  die 
Bestimmungen  des  4.  Abschnittes  des  ü. 
Buches  Handelstiesetzbuclis  Von  dem  Spe- 
ditionsgeschäft r  (§5*  407—415)  Anwendung. 

Dt^r  SiH'diteur  nimmt  dem  Aloender  den 
Verkelir  mit  dem  Frachtführer,  die  Aus- 
mittelung des  geeignetsten  Trans- »ort wogs 
und  der  Tinnsiiortmittel  ab  und  las.« t  für 
ihn  die  erforderlichen  I'mexpeditioneu  auf 
Zwischenstationen  liewerkstelligen.  Ganz 
abgesehen  davon,  dass  so  dem  Geschäftsun- 
kundigen, der  z.  B.  die  Adressen  der  Fracht- 
führer, die  Vorschriften  über  die  zollamt- 
liche     Behandlung      der     Güter  nicht 
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kennt,  die  Mitwirkung  dos  Spediteurs  von 
grossem  Nutzen  ist,  liegt  ein  solcher  auch 
in  den  durch  den  Sj»editeur  ermöglichten 
Frachtermässigungen  und  anderen  wirt- 
schaftlichen Vorteilen,  die  der  Spediteur 
seinen  Kunden  zu  bieten  in  der  Lage  ist. 

Der  Spediteur  führt  den  Transjwrt  nicht 
selbst  aus  (kann  dies  aber  thun,  s.  unten  sub 
">  a),  sondern  besorgt  nur  dessen  Ausführung. 

Die  Hauptaufgabe  des  Spediteurs  besteht 
in  der  Abschliessung  von  Frachtverträgen ; 
hierin  erschöpft  sich  aber  seine  Thätigkeit 
nicht,  sondern  sie  erstreckt  sich  auf  eine 
Reihe  von  NebengescMften,  so  auf  die  Ab- 
schliessung von  Speditionsverträgen  mit 
Zwischenspediteureu ,  Abschlug*  von  Ver- 
sicherungsverträgen, Abwickelung  der  zoll- 
und  stcueramtlichen  BehandlungderGüter  etc. 

Stets  handelt  der  Spediteur  zwar  im 
Auftrage  uud  für  Rechnung  seines  Auftrag- 
gebers, nicht  als  dessen  Bevollmächtigter, 
aber  im  eigenen  Namen.  Da  nur  die  Be- 
sorgung, uicht  aber  die  Vermittelung  von 
Frachtgeschäften  als  Speditionsgeschäft  an- 
gesehen wird,  ist  die  lhätigkeit  der  Fracht- 
makler, Oüterbestatter  und  Schiffsprokureure 
nicht  den  Normen  des  Speditionsrechts, 
sondern  den  »Vorschriften  über  Handels- 
mäkler« unterworfen  (§g  414.  93). 

Da*  Speditionsgeschäft  gehört  zur  Gat- 
tung der  Kommissionsgeschäfte.  Soweit  im 
Handelsgesetzbuch  Specialbestimmungen  über 
orsteres  fehlen,  kommen  deshalb  die  die 
Rechtsstellung  des  Kommissionärs  regelnden 
Grundsätze  ergänzend  zur  Anwendung.  Es 
wird  deshalb  hier  auf  den  Art,  Kommis- 
sionsgeschäfte oben  Bd.  V  S.  262  ff. 
verwiesen. 

Auch  der  Code  de  commerce  und  die 
ihm  folgenden  Handelsgesetze  betrachten  den 
Spediteur  als  Kommissionär,  zugleich  aber 
auch  als  Frachtführer.  Der  ( 'ode  de  commerce 
Itaudelt  unter  der  Uehersehrift  »Des  com- 
missionnaires  pour  les  transports  par  terre 
et  par  eau«  (Art.  97  ff.)  von  den  Speditions- 
geschäften. 

Dagegen  behandelt  das  englische  Recht 
und  das  schweizerische  Obligationsrecht 
(G.  v.  14.  Juni  1881)  den  Spediteur  als 
Frachtführer  (common  eariier)  und  unter- 
wirft ihn  den  für  diese  aufgestellten  Rechts- 
normen. Auf  dem  gleicheu  Standpunkte 
stehen  die  Handelsgesetzgebungen  Italiens 
(1R82),  Spaniens  (1885)  und  Portugals  (1888). 

Die  Abschliessung  des  Speditionsvertrags 
ist  an  keine  besondere  Form  gebunden,  doch 
wird  in  der  Regel  der  Auftrag  schriftlich 
durch  einen  Avis-  oder  Speditionsbrief  er- 
teilt. 

Der  Spediteur  ist  entweder  Absender 
oder  Empfänger,  sein  Auftraggeber  bleibt 
ausserhalb  des  Frachtverhältnisses.  Rechte 
gegen  den  Spediteur  hat  nur  dessen  Auf- 


traggelter, also  gewöhnlich  der  Versender. 
Dem  Empfänger  stehen  dann  nur  Rechte 
gegen  den  Spediteur  zu,  wenn  der  Versender 
diesen  angewiesen  hat,  das  Gut  zur  Verfügung 
des  Empfängers  zu  halten. 

Arten.  Es  kann  durch  die  Verhältnisse 
(Wechsel  der  Transportmittel,  Uoberschrei- 
tung  der  Zollgrenze)  zweckmässig  oder  not- 
wendig erscheinen,  dass  der  Spediteur  das 
Gut  nicht  unmittelbar  an  den  Empfänger 
|  versenden  lässt.  sondern  an  einen  anderen 
Spediteur,  der  an  den  Empfänger  abliefern 
oder  weiter  versenden  soll.  Dieser  heisst 
Z  wischouspediteur.  Geht  die  Sen- 
dung durch  (ho  Hände  mehrerer  Spediteure, 
t  so  heisst  der  letzte  derselben  Abrollspe- 
diteur. 

Wenn  der  Spediteur  am  Bestimmungs- 
orte die  Ablieferung  des  Gutes  an  den  Em- 
pfänger besorgen  soll,  so  heisst  er  Platz- 
spediteur. Wird  er  als  Empfänger  be- 
zeichnet, so  nennt  man  ihn  Empfangs- 
Spediteur  oder  auch  Platzspoditeur. 
Als  Unterspediteur  dagegen  bezeichnet 
man  den  Substituten  des  Spediteurs,  den 
dieser  nur  mit  Zustimmung  seines  Auftrag- 
gebers bestellen  kann. 

2.  Geschichte.  Ursprünglich  waren  es, 
nachdem  der  Kaufmann  seine  Guter  nicht 
mehr  selbst  begleitete,  Geschäftsfreunde,  die 
au  fremden  Orten  die  Interessen  des  Trans- 
portes wahrnahmen.  Mit  der  Ausdehnung 
der  auswärtigen  Geschäftsverbindungen 
konnte  man  die  vielfachen  Bemühungen, 
welche  die  Weiterführung  des  Transportes 
erforderte  (Verauslagung  des  Ungeldes, 
Wahl  der  Fuhrleute),  nicht  mehr  von  der 
Gefälligkeit  der  Freunde  beanspruchen,  son- 
dern die  hiermit  verbundene  Mühewaltung 
und  Verantwortlichkeit  führte  nach  dem  Ge- 
setze der  Arbeitsteilung  zur  Ausbildung  des 
gewerbsmässigen  Betriebes  des  Spoditions- 
handels. 

Schon  seit  dem  14.  Jahrhundert  gewinnen 
Lübeck  und  Hamburg  durch  ihren  Spedi- 
tionshandel, der  namentlich  in  Hamburg  seit 
dem  IG.  Jahrhundert  zu  grosser  Blüte  ge- 
dieh, weitreichenden  Einfluss  auf  den  Han- 
delsverkehr der  Hansa. 

Wesentlich  gefördert  wurde  der  Sj>edi- 
tionshandel  durch  die  einzelnen  Stallten, 
nicht  nur  Deutschlands,  verliehenen  Stabi- 
l-echte. Ein  solches  Stapelrecht  gewährte 
den  Einwohnern  der  begnadeten  Stadt  ent- 
weder das  Recht,  die  durchgeführten  Waren 
weiter  zu  transportieren,  indem  die  Fahr- 
zeuge hier  ausladen  mussten  (Umschlags- 
recht), oder  verpflichtete  nur  zur  Feilbietung 
der  Waren  in  der  Stadt  innerhalb  bestimm- 
ter Frist  vor  dem  Weitertransport  (jus  sta- 
pulae).  Diese  den  Transitverkehr  hemmen- 
den Sclunnken  enthielten  eine  starke  wirt- 
schaftliche Begünstigung  der  bevorrechteten 
Vi.  56 
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Stadt  gegenüber  anderen  konkurrierenden, 
da  die  auswärtigen  Versender  die  Bürger 
solcher  Städte  zur  Besorgung  der  Weiter- 
versendung ihrer  Güter  gegen  entsprechende 
Bezahlung  der  von  iluien  geleisteten  Dienste 
verwendeten.  Dieser  Transithandel  förderte 
so  das  Speditionsgeschäft,  das  sich  allmäh- 
lich zu  einem  einträglichen,  selbständigen 
Gewerbszweige  in  den  Händen  von  Einzel- 
nen und  von  Korporationen  entwickelt  hatte. 
Die  Städte  hegten  diesen  blühenden  Nah- 
rungszweig durch  mancherlei  Einrichtungen 
(Packhöfe,  Lagerhäuser,  beeidete  Gütorbe- 
statter)  und  sicherten  denselben  durch 
zweckmässige  Verordnungen.  (S.  auch  d. 
Art  Stapel  recht  S.  092  ff.) 

3.  Pflichten  des  Spediteurs,  a)  Der 
Spediteur  hat  den  Speditionsvertrag  gemäss 
der  Anweisung  seines  Auftraggebers  (be- 
sonders über  Art  und  Zeit  der  Versendung, 
Wahl  der  Verkehrsmittel,  des  Transport- 
weges, der  Frachtführer)  auszuführen,  hier- 
bei das  Interesse  des  Versenders  wahrzu- 
nehmen und  beim  Fehlen  der  Anweisung 
nach  Verkehrssitte  und  eigenem  Ermessen  zu 
verfahren,  unter  Beobachtung  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes.  Er  hat  ins- 
besondere dem  Frachtführer  die  für  den 
Transport  und  die  Verzollung  notwendigen 
Papiere  zu  übergeben. 

Nach  Code  de  commerce  Art.  96,  102 
(und  holländ.  H.G.B.  Art.  86  und  90)  muss 
der  Spediteur  Art  und  Menge  der  zur  Be- 
förderung übernommenen  Waren  und  auf 
Verlangen  auch  deren  Wert  in  sein  Journal 
eintragen  und  den  Frachtbrief  in  ein  nu- 
meriertes, paraphiertes,  in  ununterbrochener 
Reihenfolge  zu  führendes  Register  kopieren. 

b)  Die  schwierige  Haftungsfrage  ent- 
scheidet H.G.B.  §  408  im  Sinne  der  mil- 
deren Auffassuug,  indem  der  Spediteur 
nur  für  eigenes  Verschulden  haftet,  welches 
mit  Verletzung  der  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmannes  gegeben  ist  Die  An- 
wendung dieser  Sorgfalt  hat  er  zu  beweisen. 

Einer  strengeren  Auffassuug  huldigt  Code 
de  commerce  Artt.  97  ff.  und  die  ihm  fol- 
genden Gesetze,  welche  dem  Spediteur  wie 
dem  Frachtführer  eine  unbedingte  Haftpflicht  I 
bis  zur  Grenze  der  »höheren  Gewalt*  auf- 
bürden. Auf  einer  mittleren  Linie  bewegt 
sich  das  holländische  Handelsgesetzbuch 
(Art.  88),  welches  den  Spediteur  für  die 
QttfCD  sein  Verschulden  oder  seine  Unvor-  J 
sichtigkeit  herbeigeführte  Beschädigung  bezw. 
Vorlust  der  Guter  haften  lfisst. 

Die  Sorgfalt  des  ordentlichen  Kauf- 
mannes bildet  den  Massstab  der  Verant- 
wortlichkeit des  Spediteurs  für  den  ganzen 
Umfang  seines  Geschäftskreises.  Sie  zeigt 
sich  schon  bei  der  Empfangnahme  der  Ware, 
indem  der  Spediteur  gleich  dem  Kommis- 
sionär (§  388),  wenn  das  Gut  bei  der  Ab- 


lieferung sich  in  einem  äusserlich  erkenn- 
baren beschädigten  oder  mangelhaften  Zu- 
stande befindet,  den  Regress  zu  wahren,  für 
den  Beweis  dieses  Zustande«  zu  sorgen  und 
dem  Auftraggeber  unverzüglich  Nachricht  zu 
geben  hat. 

Die  Pflicht  der  kaufmännischen  Sorgfalt 
des  Spediteurs  erstreckt  sich  auch  auf  die 
Aufbewahrung  der  Waren,  falls  er  auch 
diese  auftragsmässig  übernommen  hat.  Er 
darf  nichts,  was  zur  Erhaltung  der  Waren 
dient,  ausser  acht  lassen.  Zur  Versicherung 
der  eingelagerten  oder  auf  dem  Transporte 
befindlichen  Waren  ist  er  nicht  verpflichtet, 
wenn  ihn  der  Auftraggeber  nicht  zur  Ver- 
sicherung angewiesen  hat  (H.G.B.  §  390). 
Aber  auch  ohne  solche  Anweisung  ist  er  nach 
Ijage  des  Falles  zur  Versicherung  berechtigt. 

Da  die  Hauptthätigkeit  des  Spediteurs 
in  der  Abschlicssung  von  Frachtverträgen 
besteht,  so  wird  auch  die  Haftung  für  die 
Auswahl  tauglicher  Frachtführer  oder  Zwi- 
schenspediteure durch  die  Sorgfalt  des 
ordentlichen  Kaufmannes  bestimmt  Er 
haftet  nur  für  culpa  in  eligendo.  Trifft  ihn 
kein  Verschulden  in  Auswahl  diesor  Mittels- 
personen, so  hat  er  das  dieson  zur  Last 
fallende  Verschulden  nicht  zu  vertreten.  Für 
die  Ausführung  der  Versendung  trifft  nur  diese 
Mittelsj>ersonen  die  Haftpflicht  als  Fracht- 
führer oder  Spediteur.  Die  ilun  gegen  den 
Frachtführer  zustehenden  Entschädigungsan- 
sprüche hat  der  Spediteur  seinem  Auftraggeber 
abzutreten  oder  diesem  das  auf  Grund  der- 
selben im  Prozessweg»?  Erlangte  herauszu- 
geben. Hat  der  Spediteur  dem  FrachtfÜlircr 
eigenmächtig  eine  Minderung  seiner  gesetz- 
lichen Haftungsverbindlichkeit  zugestanden, 
so  thut  er  das  auf  eigene  Gefahr. 

c)  Verjährung.  Um  eine  rasche  Ab- 
wickelung der  Wirkungen  des  Speditions- 
vertrage« herbeizuführen  und  wegen  der 
vielen  mit  Regressansprüchen  beteiligten 
Personen  ist  die  Haftung  des  Spediteurs, 
abgesehen  von  den  Fällen  des  Betrugs  und 
der  Veruntreuung,  an  eine  kurze  Verjäh- 
rungsfrist gebunden.  Es  verjähren  nämlich 
in  einem  Jahre  die  Ansprüche  gegen  den 
Spediteur  wegen  gänzlichen  Verlustes  oder 
wegen  Verminderung,  Beschädigung  oder 
verspäteter  Ablieferung  des  Gutes  und  zwar 
im  Falle  des  Verlustes  oder  der  versTÄteteu 
Ablieferung  von  dem  Tage  an,  an  welchem 
die  Ablieferung  hätte  geschehen  müssen,  in 
anderen  Fällen  von  dem  Tage  an,  an  wel- 
chem sie  geschehen  ist.  Zulässig  ist  eine 
vertragsmässige  Verlängerung  der  Verjäh- 
rungsfrist (§  114). 

4.  Rechte  des  Spediteurs,  a)  Der 
Spediteur  hat  gegen  seinen  Auftraggeber 
Anspruch  auf  Ersatz  der  Kosten,  der  Aus- 
lagen und  der  notwendigen  oder  nützlichen 
Verwendungen,    das  sind  solche,  welche 
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durch  die  übliche  Art  der  Versendung 
und  das  übliche  Mass  der  hierfür  erforder- 
lichen Aufwendungen  ihre  Rechtfertigung 
finden. 

b)  Er  ist  ferner  berechtigt,  die  bedungeno 
oder  handelsübliche  Provision,  das  Entgelt 
für  seine  Thätigkeit  zu  fortlern ;  nur  bei  Ver- 
einbarung eines  Pauschquantums  (unten  sub  5) 
fällt  dieser  Anspruch  auf  Provision  ohne 
besondere  Verabredung  hinweg.  Voraus- 
setzung der  Begründung  des  Provision san- 
spruchs  des  Spediteurs  ist  L'ebergabe  des 
Gutes  an  den  Frachtführer  oder  Verfrachter 
zur  Beförderung  (H.G.B.  §  409). 

c)  Zur  Sicherung  dieser  Fortierungen  sub 
a  und  b  sowie  der  auf  das  Gut  geleisteten 
Vorschüsse  hat  der  Spediteur  ein  gesetz- 
liches Pfandiecht  am  Speditionsgute,  solange 
er  dasselbe  im  Besitze  hat  oder  insl»esondere 
solange  er  mittelst  Konnossements,  Lade- 
scheins oder  Lagerscheins  über  dasselbe 
verfügen  kann  (§  410).  Dieses  unterscheidet 
sich  von  dem  gesetzlichen  Pfandrechte  des 
Kommissionärs  hauptsächlich  dadurch,  dass, 
während  der  Kommissionär  dasselbe  wegen 
aller  Forderungen  aus  laufender  Rechnung 
in  Kommissionsgeschäften  ausüben  kann, 
dieses  dem  Spediteur  nur  zusteht  wegen 
Forderungen  aus  dem  einzelnen  Speditions- 
geschäfte, wegen  solcher,  die  in  unmittel- 
barer Beziehung  zu  dem  konkreten  Spedi- 
tionsgute stehen,  nicht  aber  wegen  aller 
Forderungen  aus  laufender  Rechnung  im 
Speditionsgeschäfte.  Dieses  Pfandrecht  kann 
der  Spediteur  auch  gegenüber  den  übrigen 
Gläubigern  und  der  Konkiusmasse  geltend 
machen.  Geht  das  Gut  durch  die  Hand  von 
Zwischenspediteureu,  so  hat  der  Abrollspe- 
diteur (der  letzte  Spediteur)  die  Rechte  aller 
Vorgänger  auszuüben.  Portierung  und 
Pfandrecht  des  Vormannes  sowolü  des  Spe- 
diteurs wie  des  Frachtführers  geht  infolge 
gesetzlicher  Bestimmung  auf  den  Naeh- 
raann  (Spediteur)  über,  tlie  dieser  nun  kraft 
eigenen  Hechts  geltend  machen  kann,  so- 
weit er  den  Vormann  wegen  seiner  Forde- 
rung (durch  Nachnahme)  befriedigt  hat  (§  41 1). 

Neben  diosein  Pfandrechte  steht  dem 
S{)editcur,  wenn  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen (§  369)  gegeben  sind,  das  gewöhn- 
liche kaufmännische  Retentionsrecht  zu. 

Bestehen  an  demselben  Gute  mehrere 
Pfandrechte  des  Kommissionärs,  S|>editeurs, 
lies  Lagerhalters  und  Frachtführers  konkur- 
rierend, so  gehen,  falls  der  Erliis  aus  dem 
Wand  verkaufe  nicht  zur  Befriedigung  aller 
Pfandgläubiger  hinreicht,  nach  §  443  tlie 
durch  die  Versendung  oder  die  Beförderung 
des  Gutes  entstandenen  Pfandrechte  allen 
übrigen  Pfandrechten,  insbesondere  denjenigen 
für  Vorschüsse  vor. 

Unter  tlen  durch  Versendung  oder  Be- 
förderung des  Gutes  entstandenen  Pfand- 


rechten geht  das  später  entstandene  dem 
früher  entstandenen  vor.  Umgekehrt  geht 
unter  den  Pfandrechten  der  2.  Klasse,  also 
|  den  nicht  durch  Versendung  oder  Beförde- 
j  rung  des  Gutes  entstandenen,  das  früher 
!  entstandene  Pfandrecht  dem  später  entstan- 
;  denen  vor  (B.G.B.      120»,  12.77). 

d)  Der  Spediteur  hat  das   Recht  des 

1  Selbsteintritts  als  Frachtführer,  wenn  nicht 
das  Gegenteil  vereinbart  ist.  Der  Selbst- 
eintritt erfolgt  durch  eine  dahinzielende  Er- 
klärung. Er  bewirkt,  dass  der  Sj)editeur 
dann  die  Hechte  und  Pflichten  eines  Spe- 
diteurs und  zugleich  die  eines  Frachtführers 
hat    Er  kann  die  bei  Speditionsgeschäften 

j  sonst  üblichen  Kosten  sowie  die  gewöhn- 
liche Fracht  beanspruchen  (also  auch  wenn 
er   nur   niedrigere   als  die  gewöhnlichen 
Frachtsätze  zu  zahlen  hat). 

5.  Modifizierte  S.  a)  Spedition 
mit  fixeu  Spesen.  Besondere  Rechts- 
wirkungen treten  ein,  wenn  der  Spedi- 
teur mit  dem  Versender  einen  festen 
Satz  für  die  Versendungskosten  verein- 
bart hat,  z.  B.  3  Mark  pro  Doppelcentner 
(H.G.B.  §  413  Abs.  1).  Unter  Abweichung 
vom  bisherigen  Rechte  (Art.  384  des  alten 
H.G.B.)  hat  der  Spediteur  bei  Vereinbarung 
•  eines  solchen  Pauschalsatzes  nur  die  Hechte 
'  und  Pflichten  eines  Frachtführers  (vgl. 
d.  Art.  Frachtgeschäft  oben  Bd.  III 
S.  11 8»  f.),  also  auch  keinen  Anspruch  auf 
tlie  Speditionsprovision. 

b)  Sammelladungsspedition.  Sie 
liegt  vor,  wenn  der  Spediteur  die  Versen- 
dung des  Gutes  zusammen  mit  den  Gütern 
anderer  Versender  auf  Grund  eines  für 
seine  Rechnung  über  eine  Sammelladung  ge- 
schlossenen Frachtvertrages  bewirkt  (H.G.B. 
§  413  Abs.  2).  Nach  dem  alten  H.G.B. 
(Art.  383)  durfte  der  Spediteur  beim  Sam- 
melladeverkehr  die  volle  Stückgutfracht 
nebst  Provision  berechnen. 

In  dem  Entwürfe  des  neuen  Handels- 
gesotzbuchs beabsichtigte  man  die  Vorteile. 
:  die  sich  im  Eisenbahnfrachtverkehr  aus  dem 
j  bei  Sammelladungen  zur  Anwendung  koni- 
j  meudou   Wagenladungstarif   im  Vergleich 
|  zum    Stückgutstarife  ergeben ,   nicht  aus- 
sclüiesslich    dem   Spediteur  zuzuwenden, 
wenn  eine  besondere  Vereinbarung  nicht 
getroffen  war.  Gegenüber  dem  Widerspruch 
der  Interessentenkreise  hat  dann  §  413  Abs. 

2  folgenden  Ausgleich  der  Interessen  des 
Spediteurs  und  des  Versenders  hergestellt. 

Der  Spediteur  wird,  wenn  eine  Einigung 
über  einen  liestimmten  Beförderungssatz 
nicht  stattgefunden  hat,  Frachtführer  und 
erhält  keine  Provision,  wenn  er  die  Güter 
verschiedener  Versender  zu  einer  Sammel- 
ladung vereinigt  Er  bat  eine  den  Um- 
ständen nach  angemessene  Fracht,  höch- 
stens aber  die  für  die  Beförderung  des  ein- 
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/.einen  Gutes  gewöhnliche  Fracht  zu  bean- 
spruchen. Die  Angemessenheit  des  Fracht- 
satzes festzustellen  ist  im  Streitfalle  richter- 
licher Entscheidung,  die  wohl  auf  Grund 
des  Gutachtens  von  Sachverstandigen  er- 
gehen wird,  vorbehalten. 

Nach  Handelsgebrauch  hat  der  Spediteur 
der  Billigkeit  wegen  die  Beförderung  im 
Sammelverkehr  zu  wählen ,  wenn  die  Um- 
stände des  Falles  nicht  ergel>en,  dass  er 
dem  Versender  auf  eine  möglichst  schnelle 
Beförderung  ankommt  (Gutachten  der  Aeltes- 
ten  der  Berliner  Kauf  man  nscliaft  bei 
Do vc,  II.G.B.  zu  §  413). 

Litteratar:  Die  oben  Bd.  IV,   S.  aus  beim 

Art.  II  a  n  d  e  I  s  g  e  *  r  h  ü  ft  f  angeführten  Lehr- 
bücher de»  Handelsrechts   und  Kommentare  zum 

II.  ti.B.  he».  Cotta ck  S.  4SI  ff ;  Varel»  S.  699  f.  ; 
Staub  tu  407  0'.  Ferner:  Orünhut,  Das 
Recht  des  Kommissionshandel»,  Wien  1S7'J,  S. 
•'•-4  ff-  —  Itemelbe,  Makler-  und  Kommissions- 
geschäfte, in  Endeinann,  Handbuch  des  Han- 
delsrecht», Bd.  III,  S.  J6i>ff.  —  Derselbe,  Art. 
Ko  m  m  i *s  in  n  »  g  r  »  c  häftc  im  II.  d.  St.,  Bd.  V, 
S.  J6i  ff.  -  Mt.  Koeh,  Art.  •»Speditionsgeschäfte* 
in  v.  HoUtcudorff,   Rechlslerikon  (J.  Äuß.),  Bd. 

III,  S.  7 14  ff.  —  Wengler,  Beitrage  zu  der 
Ishre  vom  Spedituaisgeschufte,    < 'hemmt*  1860. 

—  Frank,  Das  Retentionsrecht  des  Spediteur». 

—  Walff,  I)a$  Speditionsgeschäft,  in  Sielten- 
haar,  Archiv  f.  deutsche*  Wech*elrecht  n.  Han- 
delsrecht, Bd.  XIII,  S.  Siiff.,  Bd.  XV III,  S. 
!7Jß.  —  Koch,  Da*  Speditionsgeschäft  in  »einer 
heutigen  llesltdt,  in  BuHCh,  Archiv  f.  Theorie 
u.  Praxis  de*  allg.  deutschen  Handelsrecht*  Bd. 
II,  S.  4i'jff.  —  Garet*,  Das  juristische  Wesen 
de*  Speditionsgeschäfts,  in  Jlartmann,  t'entrnl- 
organ  für  da*  deutsche  Handels-  und  Wechsel- 
recht,  X.  F.  Bd.  VII,  S.  xr>7ff.  —  Burehard, 
Das  Recht  der  Spedition,  Stuttgart  IXU4,  — 
Itemelbe  f  Da*  Speditionsgeschäft  des  neuen 
deutschen  II.tl.B.,  in  Eyer,  Eisenbahnrechtliche 
Entscheidungen,  Bd.  XI V  (IXUS),  S.  101  ff.,  JOS  f. 

—  K.  Kaufmann,  Die  wesentlichen  Unter- 
schiede  de*  alten  und  des  neuen  H.ti.B.,  Herl  in 
t'Mßi,  S.  1.16  ff.  --  K.  Weber,  Vergleich  der 
Haftung  des  deutschen  Spediteurs  und  des  Jran- 
zösixchen  t  ommissionaire  de  transport,  Breslau 
1SU0. 

Ed.ua  rtl  Bobenthal. 


Spekulation. 

Spekulation  ist  die  Regelung  des  ge- 
schäftlichen Verhaltens  oder  Verfahrens  nach 
der  Vorausschätzung  der  künftigen  Kon- 
junkturen, insbesondere  der  künftigen  Preis- 
gestaltung der  für  den  Spekulierenden  in 
Betracht  kommenden  Gegenstände.  Wenn 
der  Produzent  einer  Ware  seinen  I^ager- 
bestand  iu  der  Erwartung  eines  Itcsseren 
Preises  zurückhält  oder  wenn  der  Besitzer 
eines  Grundstückes,  das  er  vielleicht  ererbt 
oder  auf  andere  Art  ursprünglich  ohne 
spekulative  Absicht  erworben  hat,  dasselbe 


bei  geringem  Ertrage  Jahre  lang  liegen  lässt 
in  der  Hoffnung,  dass  es  als  Bauplatz  einen 
hohen  Wert  erhalten  werde,  so  sind  dies 
ohne    Zweifel    schon    Spekulationen.  Sie 
I  können  jedoch  als  einfache  bezeichnet 
werden,  da  nur  eine  eigentlich  durch  Spe- 
j  kulation  bedingte  Operation ,  nämlich  der 
'künftige  Verkauf,  vorkommt,  während  der 
1  Erwerb  des  zu  verkaufenden  Gegenstandes 
an  sich  keinen  spekulativen  Charakter  hat. 
Wird  dagegen  ein  Gegenstand  von  vorn 
herein  in  der  Absicht  gekauft,  ihn  nach 
einer  vermuteten  künftigen  Preissteigerung 
wieder  zu  verkaufen,  oder  wird  er  verkauft 
in  der  Absicht  nach  einer  vermuteten  künf- 
tigen   Preisemiedrigung   ein  gleichartiges 
Wertobjekt,  z.  B.  einen  Posten  bestimmter 
Staatspapiere,  zu  einem  niedrigeren  Preise 
wieder  zunickzukaufen,  so  ist  dio  Speku- 
'  lation   eine   zusammengesetzte  oder 
I  kombinierte  und  kann  allgemein  als  eine 
'Handelsspekulation  bezeichnet  werden, 
lauch  wenn  sie  nicht  gerade  von  Kauflenten 
I  unternommen  wird.   Am  schärfsten  endlich 
1  prägt  sich  der  spekulative  Charakter  in  den- 
jenigen Geschäftskombinationen  aus,  die  von 
der  Produktion  und  dem  Verraögensbesitze 
des  Unternehmers  derselben  fast  völlig  un- 
abhängig sind,  indem  der  Spekulant  Waren 
oder  Effekten  auf  Zeit,  also  zur  Abnahme 
oder  Lieferung  in  der  Zukunft  kauft  oder 
verkauft  mit  der  Absicht,  vor  dem  Verfall- 
:  termine  sich  durch  die  umgekehrte  Operation 
I  zu  decken  und  dabei  aus  der  erwarteten 
1  Preisdifferenz  einen  Gewinn  zu  erzielen. 
!  Der  S[»ekulaut  kann  also  in  diesem  Falle 
j  kaufen ,  ohne  Geld ,  und  verkaufen ,  ohne 
I  Ware  oder  Papiere  zu  besitzen ;  er  muss 
nur  imstande  sein,  wenn  er  sjch  in  seineu 
I  Voraussetzungen  getäuscht  hat.  den  ihm  aus 
der  Preisdifferenz  erwachsenden  Verlust  zu 
I  tragen. 

Die  einfache  Spekulation  des  Produzenten 
hat  keine  selbständige  Bedeuluug,  sondern 
ergiebt  sich  gewissertnasseu  von  selbst  aus 
der  Tendenz,  den  Produktionsbetrieb  mög- 
lichst vorteilhaft  zu  leiten.  Dagegen  hat 
die  Handelsspekulation  in  dem  oben  be- 
zeichneten Sinne  die  Fähigkeit,  für  sich 
allein  selbständig  in  die  Verhältnisse  des 
Marktes  und  die  Bedingungen  der  Preis- 
bildung einzugreifen,  wenn  sie  nämlich  sich 
auf  eine  genügend  grosse  Kapitalmacht  stützt, 
um  eine  bedeutende  Menge  des  Spekulatious- 
objektes  wirklich  dem  Markte  zu  entziehen 
oder  wirklich  zu  liefern.  Die  blosse  Differenz- 
spekulation dagegen  ist  zu  selbständigen 
Einwirkungen  auf  die  Preisbildung  nur  wenig 
imstande.  Wenn  sie.  wie  sich  Laien  die 
Sache  vorzustellen  pflegen,  in  der  Form  von 
Wetten  zwischen  zwei  von  vorn  herein  be- 
stimmten Personen  stattfände,  so  würde  sie 
!  überhaupt  keine  volkswirtschaftliche  Wirkung 
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haben;  wie  sie  aber  thatsächlich  an  der! 
Börse,  insbesondere  in  der  Form  de«  börsen- 
mässigen  Terminhaudels  üblich  ist,  dient 
sie  immerhin  zur  Erweiterung  des  Marktes, 
da  der  Differenzspekulant  im  allgemeinen 
bei  seinen  beiden  sieh  aufhebenden  Ge- 
schäften  verschiedenen  Personen  gegenüber- 
steht und  jede  von  diesen  vielleicht  ein 
reelles  Zeitgeschäft  beabsichtigen  kann.  Der 
Differenzspekulant  nimmt  also  dann  als 
Käufer  dem  reelle  Lieferung  beabsichtigen- 
den Verkäufer  die  Sorge  für  den  Absatz 
ab ;  da  er  die  Ware  nicht  selbst  übernehmen 
kann ,  muss  er  suchen,  einen  Käufer  für  I 
dieselbe  zu  finden,  und  wenn  dieser  eben-! 
falls  nur  auf  die  Differenz  «{»ekuliert,  so  [ 
fällt  ihm  dieselbe  Aufgabe  zu  und  so  weiter, 
nötigenfalls  mit  Prolongation  der  Abwicke- 
lungsfrist durch  Report  oder  Dej>ort,  bis 
sich  schliesslich  ein  definitiver  Abnehmer 
findet.  Wenn  aber  in  einer  ganzen  Reihe 
von  Käufen  und  Verkäufen  bis  zur  Abrechnung 
keiner  der  Beteiligten  ein  reelles  Geschäft 
beabsichtigte,  so  schliesst  sieh  der  Kreis 
zwischen  dem  Aufangs-  und  dem  Endglied, 
ohne  dass  cino  wirkliche  Lieferung  oder 
Abnahme  nötig  wird,  und  die  Abwickelung 
findet  lediglich  durch  Differenzenzahlung 
statt.  Solche  rein  spekulative  Geseliäfts- 
oykleu  können  zwar  mit  dazu  beitragen,  die 
Stimmung  des  Marktes  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  und  sie  auch  momentan  mit  be- 
einflussen ,  aber  eine  nachhaltige  Wirkung 
auf  die  Preisbewegung  können  sie  bei  dem 
Mangel  einor  reellen  Kapitalstütze  nicht 
ausüben.  Eine  gewisse  Kapitalsumme  ist 
freilich  auch  bei  dieser  Spieloperarion  ein- 
gesetzt, nämlich  so  viel  als  für  die  even- 
tuellen Differenzzahlungen  erforderlich  ist. 
Diese  Summe  kann  sogar  an  einer  grossen 
Börse  einen  bedeutenden  Gesamtbetrag  auf- 
weisen, aber  im  Vergleich  mit  den  Ziffern 
der  auf  ihrer  Grundlage  unternommenen 
Operationen  ist  sie  doch  immer  nur  klein. 

Die  volkswirtscliaftliche  Aufgabe  der 
Spekulation  ist  die  möglichst  grosse  Aus- 
gleichung der  Preise  in  der  Zeit  Dio 
Arbitrage,  d.  h.  die  Ausgleichung  der  gleich- 
zeitigen Preisverschiedenheiten  derselben 
Hanuelsgegenstände  an  verschiedenen  Orten 
ist  keine  Spekulation,  da  sie  ohne  alle  Zu- 
kunftsschätzung mit  voller  Kenntnis  der  in 
Betracht  kommenden  Umstände  zu  Werke 
geht.  Für  die  Spekulation  ist  wesentlich, 
dass  sie  ein  aleatorisches  Moment,  ein 
Spielrisiko  enthält;  jedoch  kann  das- 
selbe durch  reiche  Erfahrung,  genaue  Sach- 
kenntnis und  zuverlässig»1,  alle  Märkte  um- 
fassende Information  des  Spekulanten  be- 
deutend vermindert  werden,  und  je  mehr 
dies  der  Fall  ist,  uin  so  sicherer  wird  eines- 
teils der  privatwirtschaftliche  Erfolg  und 
um  so  nützlicher  anderenteils  die  volkswirt- 


schaftliche Wirkung  der  Spekulation.  Denn 
nützlich  ist  nur  die  die  Zukunft  richtig 
vorausschätzende  Spekulation;  diese  dient 
wirklich  zur  Milderung  der  Preisschwan- 
kungen, während  Operationen,  die  auf 
falschen  Voraussehungen  beruhen ,  dem 
wirklichen  Laufe  der  Dinge  entgegenarbeiten 
und  um  so  grössere  Ausschläge  dos  Preises 
nach  beiden  Seiten  erzeugen  können,  je  grösser 
die  hinter  ihnen  stehende  Kapitalinacht  ist. 
Das  eigentliche  Feld  der  Spekulation  sind 
solche  Waren,  deren  Angebot  von  jährlich 
wechselnden  Ernteerträgen  abhängt;  ferner 
Aktien  von  Unternehmungen,  deren  Erträge 
durch  wechselnde  Konjunkturen  bedingt  sind 
und  daher  starke  Schwankungen  auf weiseu ; 
endlich  auch  Staatepapiere ,  deren  Kurs  im 
engeren  Zusammenhange  mit  den  politischen 
Konstellationen  steht,  sowie  Wechsel  auf 
Länder  mit  Papier-  oder  Silberwährung. 
Weun  nun  die  Spekulation  z.  B.  die  Unzu- 
länglichkeit der  Ernte  richtig  vorausgesehen 
hat,  so  wird  sie  also  bei  noch  verhältnis- 
mässig niedrigem  Preise  ihre  Käufe  be- 
gonnen und  dadurch  nach  und  nach  eine 
Preissteigerung  herbeigeführt  baten;  nach 
der  ungünstigen  Ernte  sind  nun  aber  Vor- 
räte angesammelt ,  die  zwar  zu  einem  er- 
höhten Preis*-,  aber  doch  nicht  so  teuer  ver- 
kauft werden,  wie  es  wahrscheinlich  ohne 
jene  vorausschauenden  Einwirkungen  der 
Spekulation  der  Fall  gewesen  sein  würde. 
Wäre  aber  die  Vorausschätzung  falsch  ge- 
gewesen,  die  Ernte  also  günstig  ausgefallen, 
so  würde  der  ohnehin  gesunkene  Preis  noch 
weiter  durch  das  notgedrungetie  Losschlagen 
der  von  der  Spekulation  aufgespeicherten 
Lagerbestände  herabgedrflekt. 

Auch  die  Differenzspekulation  kann  in 
ihrer  thatsäclüieh  bestehenden  Gestaltung 
zur  zeitlichen  Preisausgleichung  beitragen, 
wenn  sie  richtig  operiert,  wie  sie  anderen- 
falls auch  die  Schwankungen  mit  ver- 
grössert.  Sind  z.  B.  von  einem  Wertpapiere 
in  richtiger  Voraussicht  des  künftigen  Steigeus 
desselben  gewisse  Beträge  auf  Zeit  gekauft 
worden,  so  müssen  die  Differenzspekulanten 
beim  Herannahen  des  Termins,  wenn  sie 
das  Geschäft  nicht  reportieren  lassen  wollen, 
Verkäufe  vornehmen,  wodurch  sie  ihren 
Gewinn  »realisieren«  und  zugleich  dem 
weiteren  Steigen  des  Kurses  entgegenwirken. 
Haben  sie  umgekelirt  Blankoverkäufe  auf 
Zeit  abgescldosseu  in  der  richtigen  Er- 
wartung, dass  sie  vor  dem  Termine  zu 
einem  niedrigeren  Preise  weitlen  kaufen 
können,  so  wirken  die  von  ihnen  ausgehen- 
den Deckungskäufe  —  die  Folge  des  soge- 
nannten Dicouvert  —  hemmend  auf  die 
weitere  Kursbewegimg  nach  unten  ein.  Da- 
gegen würde  boi  falscher  Voraüsrechnung 
dnreh  solche  Spekulationen  im  ersten  Falle 
die    wider   Erwarten   eingetretene  Preis- 
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erniedrigung,  im  anderen  die  Preissteigerung 
noch  bedeutend  verstärkt  werden  können. 
Volkswirtschaftlich  kommt  also  alles  darauf 
an,  dass  die  Spekulation  die  richtige  Linie 
trifft  Dasselbe  fordert  aber  auch  das  Privat- 
interesse jedes  Spekulanten,  und  es  ist  da- 
her von  vorn  herein  wahrscheinlicher,  da3S 
wenigstens  in  der  Gesamtheit  der  Speku- 
lanten die  zutreffenden  Vorausschätzungen 
vorwalten.  Solange  es  überhaupt  keine  An- 
haltspunkte für  die  Beurteilung  der  künf- 
tigen Preise  giebt,  werden  sich,  wenn  über- 
haupt spekuliert  wird,  die  Parteien  der 
^Hausse*  und  der  »Baisse«  so  ziemlich  das 
Gleichgewicht  halten  und  in  ihren  Wir- 
kungen auf  den  Markt  gegenseitig  neutrali- 
sieren. Sind  aber  überhaupt  Vorzeichen 
für  die  Zukunft  zu  entdecken,  so  werden 
diese  meistens  zuerst  von  den  mit  den  aus- 
gedehntesten Verbindungen  ausgestatteten 
Spekulanten  in  Erfahrung  gebracht,  und  dies 
sind  meistens  auch  diejenigen,  die  mit  dem 
grössten  Kapital  operieren.  Die  Kleineren 
suchen  vor  allem  zu  erfahren,  in  welchem 
Sinne  die  Grösseren  vorgehen,  um  sich  dann 
ihnen  anzuschliessen ,  und  so  ist  in  der 
Kegel  die  Mehrzal  der  Spekulationsgeschäfte, 
wenn  überhaupt  positive  Anhaltspunkte  für 
die  Voraussehungen  zu  erlangen  sind,  richtig 
eingeleitet. 

Eine  weitere  volkswirtschaftlich  nützliche ! 
IiOistung  der  Spekulation  besteht  darin,  dass  • 
sie  dem  nach  grösster  Sicherheit  strebenden  ' 
Verkehr  die  Möglichkeit  darbietet,  das  durch  , 
die  Unsicherheit  der  Zukunft  erzeugte  Risiko  \ 
abzuwälzen  und  eben  den  Spekulanten  zu 
übertragen.  Wenn  dem  Produzenten  für 
seine  Ware,  die  er  erst  nach  einigen  31  o- 
naten  auf  den  Markt  bringen  kann,  gegen- 
wärtig schon  im  Lieferungsgeschäft  ein  an- 
nehmbarer Preis  angeboten  wird,  so  kann 
er  sich  durch  Annahme  desselben  jetzt 
schon  vor  allen  künftigen  Schwankungen 
des  Marktes  unabhängig  machen.  Ebenso 
kann,  wer  Warenbestellungen  für  ein  Papier- 
währungsland übernommen  liat,  sich  dem 
Risiko  der  Kursschwankungen  entziehen, 
indem  er  die  Wechsel,  die  er  auf  die  Be- 
steller zu  ziehen  berechtigt  ist,  im  voraus 
zu  dem  in  der  Gegenwart  für  solche  Liefe- 
rungen geltenden  Kurse  verkauft.  Die 
Sjteknlation  übernimmt  also  gewissermasseu 
die  Funktion  der  Versicherung  und  sie  er- 
hält dafür  eine  zwar  schwankende,  aber  im 
ganzen  doch  positive  Vergütung.  Denn  je 
mehr  Geschäftsleute  das  Risiko  abwälzen 
wollen,  um  so  mehr  wird  der  Lieferungs- 
preis des  betreffenden  Wertobjekts  herab- 
gedrückt, und  die  Spekulation  wird  schon 
dafür  sorgen,  dass  ein  genügender  Abstand 
zwischen  wahrscheinlichem  Zukunftspreise 
und  diesem  Lieferungspreise  l«estehe.  Ueb- 
rigens  kann  auch  ein  reines  Differenzgeschäft 


mit  einem  reellen  Geschäft  zur  Sicherstellung 
des  Erfolgs  des  letzteren  verbunden  werden. 
Eiu  Müller  hat  z.  B.  eine  Quantität  Weizen 
gekauft,  die  er  jetzt  vermählen  läsat,  gleich- 
zeitig aber  dieselbe  (Quantität  auf  Zeit  ver- 
kauft Wenn  nun  der  Weizen  preis  vor  Ab- 
lauf der  Lieferungsfrist  gesunken  ist,  so 
erhält  der  Müller  durch  die  Differenz  aus 
dem  billigeren  Rückkauf  eine  Entschädigung 
für  die  Einbusso  an  seinem  Mehl,  dessen 
Preis  ja  auch  von  dem  Weizen  preis  abhängt. 
Ist  der  Preis  dagegen  gestiegen,  so  erleidet 
er  in  dem  Differenzgeschäft  allerdings  einen 
Verlust,  aber  dieser  wird  wieder  ausge- 
glichen durch  den  mit  dem  Weizenpreis 
ebenfalls  gestiegenen  Mehlpreis. 

Im  vorstehenden  ist  die  Spekulation  in 
ihrer  idealen  Wirksamkeit  dargestellt  In 
Wirklichkeit  aber  knüpfen  sich  an  sie  auch 
Missbräuche  und  Ausschreitungen,  die  mög- 
licherweise ihren  volkswirtschaftlichen  Nutzen 
oft  mehr  oder  weniger  aufwiegen.  Wenn 
allerdings  auf  die  Börsenkurse  durch  Ver- 
breitung falscher  Nachrichten  und  ähnliche 
betrügerische  Manöver  eingewirkt  wird,  so 
ist  dafür  nicht  die  Spekulation  an  sich  ver- 
antwortlich zu  raachen,  sondern  es  handelt 
sich  dann  um  gemeine,  unter  das  Straf- 
gesetz fallende  Vergehen  und  Verbrechen, 
wie  sie  bei  jeder  Art  von  Geschäften  vor- 
kommen können.  Was  man  der  Spekulation 
als  solcher  vorwirft,  ist  hauptsächlich  zweier- 
lei, erstens,  dass  sie  künstlich  Preisbewegung 
nach  oben  oder  nach  unten  erzeuge,  die 
nicht  durch  die  natürlichen  Verhältnisse  von 
Angebot  und  Nachfrage  bedingt  seien  und 
die  entweder  den  Konsumenten  oder  den 
Produzenten  oder  dem  Wertpapiere  be- 
sitzenden Publikum  schliesslich  zum  Schaden 
gereichten.  Im  Warenhandel  Ist  dieser  Vor- 
wurf bei  den  heutigen  Verkehrs-  und  Trans- 
portverhältnissen  nur  in  sehr  beschranktem 
umfange  berechtigt,  nämlich  nur  für  die- 
jenigen Waren,  deren  Produktion  von  so 
begrenzter  Ausdehnung  ist,  dass  durch  eine 
absichtliche  oder  stillschweigende  Vereini- 
gung von  Spekulanten  eine  künstliche  Leere 
auf  dem  Markte  erzeugt  werdeu  kann.  Es 
handelt  sich  also  namentlich  um  die  Bildung 
von  »Corners«  oder  Koalitionen,  wie  sie  bei 
Kupfer,  Zinn,  Quccksill>er  etc,  zeitweilig  mit 
Erfolg  in  Thätigkeit  gewesen  sind,  wobei 
aber  schliesslich  der  Rückschlag  nicht  aus- 
geblieben ist  Natürlich  können  sich  an 
Unternehmungen  dieser  Art  nur  solche 
Sjtekulanten  selbständig  beteiligen,  die  eine 
grosse  Kapitalmacht  mit  einbringen.  Der 
.Markt  der  Massenartikel  des  Wellhandels 
aber,  wie  namentlich  des  Getreides,  lä&st 
sich  selbst  durch  riesige  Kapitalvereinigungen 
nicht  nachlialtig  beherrschen,  wie  besondere 
die  Erfahrungen  in  Amerika  beweisen.  Im 
grossen  und  ganzen  bringt  die  Spekulation 
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»»ei  diesen  Waren  nur  die  ^tatsächlichen 
Bedingungen  der  Preisbildung  zur  Geltung, 
wenn  sie  auch  gewisse  Oscillationen  uin  die 
von  den  natürlichen  Umständen  vorgezeich- 
nete Linie  hervorruft.    Weit  mehr  ist  die 
gewerbsmässige  Spekulation  auf  dem  Effek- 
tenmarkte befähigt,  künstliche  Kursbe- 
wegungen, die  durch  die  richtig  beurteilteu 
tatsächlichen  Verhältnisse  nicht  gerecht- 
fertigt sind,  zu  erzeugen.   Sie  ist  nament- 
lich hier  imstande,  durch  ihr  eigenes  Vor- 
gehen das  Privat Publikum  in  der  von  ihr 
gewünschten  Richtung  weiter  zu  treiben, 
wobei  sie  sich  dann  schliesslich  auf  Kosten 
des  letzteren  mit  grossem  Gewinne  aus  der 
Sache  ziehen  kann.    Es  kommt  ihr  dabei 
zu  statten,  dass  das  Privatpublikum  in  Er- 
mangelunganderer Anhaltspunkte  dieNeigung 
hat,  Papiere,  die  im  Steigen  begriffen  sind, 
zu  kaufen,  also  die  Kurserhöhung  noch 
weiter  zu  treiben,  und  ebenso,  wenn  ein 
Sinken  der  Kurse  eintritt,  in  überstürzter 
Weise  zu  verkaufen.    Namentlich  gelingt 
es  oft  der  leitenden  Spekulation,  das  Steigen 
der  Dividende  einer  Aktiengesellscliaft  in 
gänzlich  unberechtigter  Weise  auszunutzen, 
indem  der  Kurs  auf  Grund  des  günstigen 
Ergebnisses    eines    Gescliäftsjahres  über- 
mässig emporgetrieben  wird,  wenn  auch 
nach  allen  früheren  Erfahrungen  zu  er- 
warten ist,  dass  die  günstige  Konjunktur 
keinen   dauernden   Bestand   haben  werde. 
Wenn  eine  Aktie    nur  ein  Anlagepapier 
wäre,  das  in  festen  Händen  bliebe  und 
nicht  liäufiger  den  Besitzer  wechselte,  wie 
etwa  ein  Haus  oder  ein  Landgut,  so  würde 
einfach  dio  Durchsehnittsdividendo  aus  einer 
Reihe  von  Jahren  für  ihren  Kurs  mass- 
gebend sein  und  dieser  daher  nur  geringen 
Schwankungen    unterliegen;    statt  dessen 
finden  wir,  dass  der  Kurs  der  Aktien  eines 
Bergwerks  z.  B.,  der  bei  einer  Dividende 
von  4  %  80  betragen  mag,  bei  einer  solchen 
von  12%  auf  180  steigen  kann,  wenn  die 
Spekulationswut  des  Publikums  entfesselt 
ist.    Wenn  sich  dann  aber  im  folgenden 
Jahre  wieder  nur  eino  Dividende  von  G  oder 
7  °/o  ergiebt,  so  sinkt  auch  der  Kapitalwert 
des  Papieres  wieder  in  fast  demselben  Ver- 
hältnisse, und  so  entstehen  in  weiten  Kreisen 
enorme  Verluste.    Hiermit  ist  denn  auch 
schon  der  zweite  Vorwurf  berührt,  den  man 
der  gewerbsmässig  betriebenen  Spekulation 
mit  Recht  machen  kann :  sie  verlockt  Privat- 
leute mit  kleinem  und  grossem  Vermögen 
aus  allen  Ständen  zur  Teilnahme  an  dem 
Spiele,  wozu  Urnen  dio  so  leicht  zu  be- 
nutzenden Einrichtungen  der  Börse  eine 
bequeme  Gelegenheit  darbieten.  Auf  dieses 
Herbeiziehen  des  Privatpublikums  ist  das 
Augenmerk   des  gewerbsmässigen  Speku- 
lanten vorzugsweise  gerichtet;  denn  diese 
würden  ja  überhaupt  nicht  bestellen  können, 


wenn  sio  lediglich  darauf  angewiesen  wären, 
dass  immer  mir  einer  dem  anderen  sein 
Geld  abgewinne.  Daher  kanu  eine  grössere 
Bewegung  der  Kurse  überhaupt  nicht  statt- 
finden, wenn  du*  Privatpublikum  sich  zurück- 
hält, und  darüber  wird  in  den  Börsenberichten 
oft  naiverweise  Klage  geführt.  Die  schlimmen 
Folgen  der  weiten  Verbreitung  des  Börsen- 
Spiels  haben  sich  besonders  wieder  nach 
dem  »Aufschwung-  von  1889  herausgestellt. 
Daher  machte  das  Börsengesetz  vom  5.  Juli 
1806  den  Versuch,  durch  die  Einführung 
des  Registerzwangs  für  die  Teilnehmer  an 
Börsentermingeschäften  den  Zutritt  des 
Privatpublikums  zum  Börsenspiel  zu  er- 
schweren. Diese  Massregel  hat  sich  aber 
als  unwirksam  und  in  mancher  Beziehung 
schädlich  erwiesen,  und  es  wäre  zu  em- 
pfehlen, dass  wenigstens  die  in  das  Handels- 
register eingetragenen  Kaufleute  von  diesem 
Registerzwang  befreit  würden.  Auch  führt 
die  Bestimmung  über  die  Unwirksamkeit 
von  Börsentermingeschäften  zwischen  nicht 
beiderseits  eingetragenen  Parteien  hinsicht- 
lich der  bestellten  Sicherheiten  und  abge- 
gebenen Schuldanerkenntnisse  zu  Ergelt- 
nissen, die  dem  natürlichen  Reehtsgefühl 
widersprechen.  Uebrigens  haben  auch 
früher  wohl  die  meisten  der  kleinen  Pri- 
vatkapitalisten ihre  Spekulationsgesclulfte 
nicht  in  der  Form  von  Termingescliäfton, 
sondern  von  Kassengeschäften  mit  Baukiers- 
kredit gemacht.  Im  übrigen  verweisen  wir 
auf  die  Artt.  Börsenrecht  und  Börsen- 
wesen oben  Bd.  II  S.  970  ff.  und  11*23  ff- 
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Spencer,  Herbert, 

geboreu  am  27.  IV.  1820  zu  Derb}',  Urheber 
eines  Systems  der  „synthe tischen  Philosophie 
der  einflussreichste  der  jetzt  lebenden  englischen 
Philosophen,  in  Grossbritannien  und  Nord- 
amerika vielfach  „der  Philosoph"  schlechthin 
genannt 

Einen  integrierenden  Bestandteil  seines 
philosophischen  Systems  bildet  bei  Spencer  die 
Gesellschaftsphilosophie,  Ähnlich  wie  bei  Auguste 
Comte,  von  dem  er  dafür  auch  den  von  Comte 
unglücklich  gebildeten,  aber  jetzt  unausrottbaren 
Namen  „Sociologie"  angenommen  hat.  Und 
ebenso  wie  Comte  gründet  er  seine  Sociologie 
auf  die  Definition  „die  Gesellschaft  ist  ein 
Organismus1-. 

Dieser  Satz  war  als  blosser  Vergleich  der 
wissenschaftlichen  Politik  schon  seit  Hobbes 
geläufig,  Rousseau  gründete  auf  ihn  die  Forde- 
rung der  Allmacht  seiner  demokratischen  Ge- 
sellschaft., deren  einzelne  Mitglieder  er  in  die- 
selbe völlige  Abhängigkeit  vom  Ganzen  setzt, 
die  die  einzelnen  Glieder  mit  dem  physischen 
Gesamtkürper  verbindet.  Bei  Comte  aber  wurde 
die  zu  Grunde  liegende  Anschauung  mit  einem 
Schlage  ausserordentlich  erweitert,  indem  er 
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nicht  mehr  sagte:  die  Gesellschaft  ist  gleich 
dem  menschlichen  Organismus,  auf  den  die 
Früheren  den  Vergleich  beschrankt  hatten,  son- 
dern jene  dem  Organismus  schlechthin  gleich- 
setzte. Daraus  ergab  sich  die  Folgerung,  dass, 
wie  nach  Lamarck  eine  Stufenfolge  der  tieri- 
schen Typen  mit  sehr  allmählichen  l'ebcrgängen 
besteht,  es  auch  eine  Stufenfolge  von  ver- 
schiedenen Gescllscbaftstypen  mit  allmählichen 
Uebergängen  geben  muss.  Dieser  Gedanke 
leistete  Comte  dieselben  Dienste  wie  Hegel 
seine  Ansicht  der  Geschichte  als  des  stufen- 
artigen Fortschritts  der  objektiven  Freiheit,  sie 
gab  ihm  die  Fähigkeit,  frühere  Ordnungen  der 
Gesellschaft  objektiv  nach  ihrem  eigenen  In- 
halte zu  betrachten,  so  dass  er,  obgleich  von 
seinem  „positivistischen-*  Standpunkte  ans 
Gegner  jeder  überlieferten  Religion,  das  Mittel- 
alter und  den  Katholizismus  als  ein  konse- 
quentes geistiges  und  soziales  System  zu 
würdigen  wusste.  Noch  ehe  <  omtes  philosophi- 
sches und  soziologisches  Werk  vollständig  er- 
schienen war,  entdeckte  Schleiden  die  pflanz- 
liche, Schwann  die  tierische  Zelle,  erforschten 
diese  und  andere  das  relativ  selbständige  Leben 
beider.  Die  Anschauung  von  der  Gesellschaft 
als  einem  Organismus  wurde  deshalb  für  Spencer 
nicht  mehr  bloss  eine  im  menschlichen  (leiste 
vollzogene  Analogie,  sondern  die  Erkenntnis 
einer  realen  Uebcreinstimmung,  er  durfte  nicht 
bloss  sagen:  die  Gesellschaft  ist  ein  Organis- 
mus, sondern  auch  umgekehrt :  der  Organismus 
ist  eine  Gesellschaft,  nämlich  von  Zellen.  Der 
erste  physische  Organismus  allerdings  ist  eine 
einfache  Zelle,  ohne  jede  physiologische  Arbeits- 
teilung. Ihr  entspricht  die  primitive,  durch 
keine  soziale  Arbeitsteilung,  auch  nicht  durch 
Beschränkung  der  l'aarung  in  sich  differenzierte 
Horde,  wie  sie  die  niedersten  Menschenrassen 
nach  Spencer  noch  jetzt  zeigen. 

Der  Fortschritt  der  tierischen  Organisation 
findet  nun  statt,  indem  durch  Vermehrung  der 
Zellen  sich  zwei  Zellschicbten  ausbilden,  eine 
äussere  i  Ektoderm  i,  die  die  Einflüsse  des  um- 
gebenden Mediums  teils  aufnimmt,  teils  ab- 
wehrt, und  eine  innere  (Entoderm),  die  nur  die 
nähreuden  Stoffe  aufnimmt  und  verarbeitet. 
Diesem  Vorgänge  entspricht  die  Differenzierung 
der  weiter  vorgeschrittenen  Horde  in  einen 
kriegerischen,  nach  aussen  wirkenden,  und  einen 
inneren,  durch  Arbeit  für  die  Nahruntr  sorgen- 
den Teil,  welcher  letztere  zuerst  meist  aus 
Frauen,  später  auch  aus  kriegsgefangeiien 
Sklaven  besteht.  Im  weiteren  Fortschritte  der 
physischen  Organisation  schiebt  sich  zwischen 
Ektoderm  und  Entoderm  das  Mesoderni  ein, 
ans  dem  ein  den  Nahrnugssaft  verteilendes  Oe- 
fäss  wird,  ebenso  in  einer  fortschreitenden  Ge- 
sellschaft zwischen  den  Kriegerstand  und  den 
arbeitenden  Stand  der  Handelsstand.  Wie  aber 
aus  dem  Ektoderm  nicht  bloss  die  äussere  Haut 
eutsteht,  solidem  auch  das  ganze  der  Regulie- 
rung der  Bewegungen  dienende  Nervensystem, 
so  entsteht  auch  aus  dem  Kriegerstande  ein 
allgemein  regierender  Teil,  der  Staat,  der  dieses 
Ursprung  wegen  für  Spencer  die  Wurzel  alles 
l'ebels  ist,  dessen  roher,  dem  militärischen  Ty- 
pus der  Gesellschaft  entsprechender  Zwang 
immer  mehr  durch  das  freiwillige  Zusammen- 
wirken im  industriellen  Typus  der  Gesellschaft 
zu  ersetzen  ist.    Je  mehr  nun  jedes  der  drei 


Organe,  das  ernährende,  das  verteilende,  das 
regulierende,  zu  einem  System  von  verschiede- 
nen, demselben  Endzwecke  dienenden,  aber  die 
Funktionen  specialisiercuden  Organen  aus- 
wächst, je  mehr  femer  die  drei  Systeme  mit 
einander  zur  Erhaltung  des  Lebens  zusammen- 
wirken, desto  höher  ist  die  Rangstufe  eines 
physischen  sowohl  wie  eines  sozialen  Organis- 
mus. Denn  auch  das  soziale  Leben  gehorcht 
bei  Spencer  dem  Gesetze  alles  Geschehens,  aller 
Evolution,  dem  Fortschritte  von  gleichartigen, 
in  sich  zusammenhangslosen  Gebilden  zu  solchen, 
die  aus  ungleichartigen,  aber  zusammenhängen- 
den Teilen  bestehen. 

Nach  diesen  hier  grob  skizzierten  Gesichts- 
punkten hat  Spencer  das  Material,  das  ihm  Ur- 
geschichte, Anthropologie  und  Geschichte  boten, 
mit  grossem  Sammelfteisse  geordnet,  zum  ersten 
Male  besonders  die  Thatsachen  der  beideu 
ersteren  dieser  Wissenschaften  aus  dem  Zu- 
stande der  Kompilation  in  den  eines  Systems 
erhoben  und  damit  sich  ein  nicht  geringes  Ver- 
dienst erworben.  Abgesehen  aber  von  gewissen 
Inkonsequenzen  und  l"n Vollständigkeiten .  an 
denen  seine  Durchführung  der  Analogie  leidet, 
hat  sein  System  einen  Mangel,  der  für  die 
theoretische  wie  für  die  praktische  Bedeutung 
von  weittragenden  Folgen  ist,  Das  Nerven- 
system eines  Körpers  dient  nicht  bloss  der  Re- 
gulierung der  Bewegungen,  sondern  auch  der 
Aufnahme  äusserer  Eindrücke,  der  Empfindun- 
gen und  der  Anfliewahrung  ihrer  Reste,  es  i>t 
auch  ein  Organ  des  Bewußtseins,  des  Wissens. 
Als  solchem  entspricht  ihm  in  der  Gesellschaft 
ein  Organ  des  der  Gesellschaft  gemeinsamen 
Wissens,  ihrer  gemeinsamen  Weltanschauung, 
der  Priesters tand.  Von  diesem  ist  bei  Spencer 
auch  die  Rede,  aber  nicht  in  seiner  systemati- 
schen Sociologie,  sondern  nur  in  seineu 
„Ecclesiusticnl  Institution*'',  in  denen  er  sich 
nur  beschreibend  verhält,  und  zwar  kennt  <  r 
dabei  keinen  priucipiellen  Unterschied  zwischen 
der  primitivsten  Weltanschauung,  dem  Geister- 
glauben der  Wilden,  und  den  höheren,  ein  dog- 
matisches und  moralisches  System  darstellenden 
Religioneu. 

Indessen  der  Gegensatz  von  Natur  und 
Geist,  der  —  unabhängig  von  aller  Metaphysik 
—  eine  Thutsache  der  Psychologie  ist,  beruhend 
auf  dem  Gegensatze  der  rein  natürlichen,  asso- 
ciativen,  selbst  dem  Tiere  möglichen  Verbin- 
dung der  Vorstellungen  und  der  appereeptiven, 
logischen,  nur  dem  Menschen  eigenen  Verbin- 
dung derselben,  ein  Gegensatz,  so  gross  wie  der 
zwischen  Traum  und  Wissenschaft,  macht  eiuen 
tiefen  Einschnitt  auch  in  der  Geschichte  der 
Gesellscbatt.  Diese  ist  ein  rein  natürliches 
Gebilde,  weil  anf  einem  natürlichen  Zusammen- 
hange, der  Blutsverwandtschaft,  beruhend,  nur 
bis  zum  Ende  der  bei  allen  Völkern  an  der 
Sehwelle  der  eigentlichen  Geschichte  sich  auf- 
lösenden Gentilverfassung.  In  den  Wirren,  die 
aus  jener  Auflösung  folgen,  erscheint  überall 
gleichmässig  mit  Hilfe  der  neu  erfuudenen 
Schrift  als  Rettung  die  „Gesetzgebung",  die 
erste  Anwendung  des  logischen,  knnstmässigeu 
Denkens,  der  eigentlich  geistigen  Funktionen 
auf  die  Ordnung  der  Gesellschaft,  die  damit 
aufhört,  ein  rein  natürliches  Erzeugnis  zu  sein, 
und  neben  der  natürlichen  einer  neuen,  geisti- 
gen Kausalität  unterworfen  wird.  Gleichzeitig 
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werden  die  Gottheiten  ans  sittlich  indifferenten 
Natnrgöttern  zu  sittlichen  Mächten,  deren 
■Schutze  der  Gesetzgeber  seine  Gebote  anver- 
traut. Es  tritt  zn  der  realen,  diesseitigen  eine 
zweite,  jenseitige,  transcendente  Welt  hinzu, 
die  auf  die  diesseitige  bestimmend  einwirkt. 
Die  Wissenschaft  macht  spater  aus  den  trans- 
cendenten  empirische  Ideale  und  führt  fort,  den 
u  a  t  u  r  notwendigen  Tendenzen  der  Gesellschaft 
idealuotwendige  entgegenzusetzen ,  so  dass 
ihre  wirkliche  Bewegung  in  einer  aus  beiden 
sich  ergebenden  Resultante  erfolgt. 

Von  dem  Wirkeu  des  Geistes  aber  auf  das 
soziale  Geschehen  ist  bei  Spencer  nicht  die 
Rede,  nur  die  Naturepocheu  der  Gesellschaft 
sind  richtig  dargestellt,  die  Kulturepochen  sind 
in  ihren  charakteristischen  Momenten  nicht  als 
solche  unterschieden  und  kommen  den  enteren 
gegenüber  nicht  znr  Geltung.  Znm  Teil,  aber 
nicht  systematisch  und  methodisch  genug,  ist 
hier  ergänzend  eingetreten  A.  »Schaff le  in  seinem 
„Bau  und  Lel>en  des  sozialen  Körpers". 

Spencers  Anschauung  vou  der  Gesellschaft 
als  einem  reinen  Naturwesen  ist  auch  die  Ur- 
sache, duss  er  in  allen  Fragen  der  sozialen 
Praxis  zum  Smithschen  System  „der  natürlichen 
Freiheit"  zurückgekehrt  ist,  ja  dieses  sogar 
zum  extremsten  Individualismus  und.  fast  möchte 
man  sagen,  Anarchismus  gesteigert  hat.  Er 
Ubersieht  dabei,  dass  diese  „natürliche  Freiheit" 
und  das  „Xaturrecht*  keineswegs  etwas  Ur- 
wüchsiges, sondern  sehr  künstlich»  Konstruk- 
tionen sind.  Sein  ..administrativer  Nihilismus" 
—  wie  Huxley  seine  in  der  Schrift  -The  man 
versus  the  »täte"  entwickelte  Staatstheorie  ge- 
nannt hat  —  geht  so  weit,  dass  er  seine  Aner- 
kennung der  Gesellschaft  als  eines  Organismus 
und  ihre  daraus  folgende  Solidarität  vergessend 
die  Frage  erhebt,  welches  Interesse  A  an  der 
Erziehung  der  Kiuder  des  B  habe,  auch  manche 
aus  jener  Solidarität  abgeleiteten  sittlichen  Ge- 
bote, die  er  in  seiner  Ethik  wohl  kennt,  in 
.«.  hier  Politik  nicht  berücksichtigt.  Während 
Adam  Smith  noch  in  der  Erziehung,  in  der 
Aufsicht  Uber  das  Bankwesen  und  in  manchen 
anderen  Dingen  dem  Staate  eine  positive  Thä- 
tijrkeit  beilegt  beschränkt  Spencer  ihn  tanz 
und  gar  am  die  Abwehr  des  Verbrechens. 
Wkhrend  er  selbst  noch  in  seinen  .Social  Sta- 
tics"  (1860)  aus  sittlichen  Gründen  das  Gemein- 
eigentum am  Grund  und  Bodeu  irc.fordcrt  hatte, 
gilt  ihm  jetzt  jede  Steuer  als  Eingriff  in  das 
erste  Grundrecht  des  Individuums,  die  persön- 
liche Freiheit.  N'nr  aus  seiner  einseitigen  Her- 
vorhebung der  „Natur"  lässt  sich  die  ganze 
Schroffheit  dieser  seiner  Ansichten  erklären. 

Spencers  soziologisches  System  ist  im  Keime 
enthalten  in  den  Social  Statics  (1850),  ausge- 
führt in  den  Principles  of  Nociology  (third  ed.. 
London  1885),  deren  vierten,  fünften,  sechsten 
siebenten  und  achten  Teil  die  Cereiuonial,  Po- 
litieal.  Ecolesiastiral,  Professional  und  Indus- 
trial  Institutions  bilden.  Die  ganz«  Sociologie 
ist  deutsch  erschienen  als  „Spencers  Principien 
der  Sodoloarie",  übersetzt  von  Vetter,  Stutt- 
gart 1877  -91.  Eine  sehr  populär  gehaltene 
Einleitung  in  seine  Methode  giebt:  The  study 
of  sociology.  deutsch  in  der  „Internationalen 
wissenschaftlichen  Bibliothek'',  übersetzt  von 
Marquardsen.  Einzelheiten  der  Sociologie  wer- 
den neben  anderen  Fragen  behandelt  in  seinen 


,  „Essays",  3  vols.,  zuerst  London  1883.  Auch 
geht  nuter  Spencers  Namen  eine  von  ihm  ver- 
anlasste ethnologisch  geordnete  Kompilation 
sociologischer  Thatsachen,  die  sich  aber  oft  in 
kulturgeschichtliche  Einzelheiten  verliert ,  die 
„Descnptive  Sociology",  und  zwar  vol.  1 : 
English  by  J.  Collier,  vol.  II :  Ancient  American 

j  races  by  It.  Scheppig,  vol.  III:  Lowest  Races 
by  Prof.  Duncan,  vol.  IV:  African  Raees  by 

j  Prof.  Duncan,  vol.  V :  Asiatic  Races  by  Prof. 

|  Duncan,  vol.  VI:  American  Races  by  Prof. 
Duncan,  vol.  VII :  Hebrews  and  Phoenicians  by 
R.  Scheppig.  vol.  VIII:  French  by  .1.  Collier. 

,  Seine  Ansichten  Uber  praktische  Sozialpolitik 

l  enthält  die  oben  genannte  Schrift  :  The  mau 
versus  the  State,  London  1884.  In  gewissem 
Zusammenhange  mit  Spencers  Sociologie  stehen 

|  seine  „Principle*  of  Ethics"1,  2  vols,  1892—93. 

Kritisches  zu  Spencers  Sociologie:  A. 
Schaff  le  in  „Bau  und  Leben  des  sozialen 
Körpers",  Bd.  1  und  sonst,  E.  B.  Tylor  in  der 
Zeitschrift  Mind,  vol.  II  (1877)  nur  die  Krage 
der  primitiven  Religionen  berücksichtigend,  L. 
G  u  in  p  1  o  w  i  c  7. ,  Grundriss  der  Sociologie,  188T>. 
S.  7—14,  F.  Tönnies'  kritisches  Referat  in 
den  Philosophischen  Monatsheften.  Bd.  XXV 
lS.  50-i<>)  und  Bd.  XXVIII  (S.  37-66),  speciell 
gegen  die  Schrift:  The  man  versus  the  State: 
E.  de  Laveleye,  The  state  versus  mau.  in 
Contemporary  Review,  April  1885.  Eine  aus- 
führliche Kritik  Spencers  und  der  gesamten 
von  Spencer  begründeten  einseitigen .  biolo- 
gischen Richtung  der  Sociologie,  wie  sie  beson- 
ders von  P.  von  Lilieufeld.  Schaffte,  Fonillee. 
Worms  vertreteu  wird,  giebt  P.  Barth,  Die 
Philosophie  der  Geschichte  als  Sociologie  I, 
Leipzig  1897.  S.  «1—167. 

P.  Barth. 


Spiel  nnd  Wette. 

(Spielverträge.) 

I.  Wesen  und  Begriff  de  r  Spiel  ver- 
trage. 1.  .Spielverträge  im  allgemeinen.  2. 
Spiel  und  Wette  im  besonderen.  II.  Ge- 
schichte. 1.  Rom.  2.  Deutschland.  III.  Spiel 
und  Wette  im  den  tschen  bürgerlichen 
Recht.  IV.  Das  Spiel  und  der  Staat.  V. 
Volkswirtschaft  liehe  W  ürdigung. 

I.  Wesen  und  Begriff  der  Spiel- 
vertrajre. 

Spiel  und  Wette  sind  nur  Erscheinungs- 
formen einer  Vertragskategorie,  die  ausser 
diesen  beiden  noch  andere  —  benannte  so- 
wohl wie  unbenannle  —  Verträge  umfnsst 
und  sich  durch  ganz  besondere  Merkmale 
kennzeichnet.  Diese  Merkmale  sind  jedoch 
bisher  meines  Wissens  noch  nirgends  in  ge- 
nügender Schärfe  hervorgehoben  worden, 
so  dass  eine  Wesens-  und  Begriffsbestim- 
mung von  Spiel  und  Wette  notgedrungen  von 
einer  Klarlegung  des  Gesamtbegriffes  der 
Spielverträge  ausgehen  muss.  Ein  solcher 
Gesamtbegriff  aber  ist  durch  das  B.G.U., 
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■welches  in  seinem  17.  Titel  Spiel,  Wette. 
Lotterie  (Ausspielgeschäft)  und  Differenz- 
gesehäft  behandelt  durchaus  nahegelegt,  je- 
doch der  Wissenschaft  überlassen  worden. 
In  betreff  des  Lottcrievertrages  im  besonderen 
s.  d.  Art.  Lotterie  und  Lo tteri ehe- 
st euerung  oben  Bd.  V  S.  638  ff.,  fflr  das 
Differenzgeschäft  die  Artt.  Börsen  recht 
und  Börsen  w  es en  oben  Bd.  II  S.  1003 
bezw.  S.  1036. 

1.  Spielvertriige  im  allgemeinen.  Mochte 
man  das  Spiel  betrachten,  von  welcher  Seite 
man  wollte,  so  hat  man  es  stets  in  Gegen- 
satz zur  Arbeit  gestellt  Als  Arbeit  jedoch 
kann  man  nach  dem  Sprachgebrauch  das 
bezeichnen,  was  zum  ernsten  Wirtschafts- 
kampf gehört.  Die  Negative  hiervon  trifft 
das  Wesen  des  Spieles.  Spiel  nennen  wir 
alles  das,  was  der  ernsten  Wirtschaftsthätig- 
keit,  des  Wirtschafts-  und  Ijel>ensernstes 
entbehrt,  aber  dabei  doch  die  ernste  Wirt- 
schaftsthätigkeit  gewisserinassen  nachahmt. 
Wie  das  Kind  spielt,  weil  es  nicht  in  fol- 
gerichtiger, direkter  Erfüllung  ernster 
Lebenszwecke  tliätig  ist,  so  spielt  der  Er- 
wachsene, wenn  er  nicht  folgerichtig, 
direkt  die  natürliche  Ordnung  der  Dinge 
zur  Erfüllung  seiner  ernsten  Lebenszwecke 
benutzt,  wenn  er  vom  Indiens-  und  Wirt- 
schaftsemst, von  dem  soliden  Gang  der  Kon- 
junktur, die  sich  durch  die  Arbeit  darstellt, 
absieht  und  von  einer  selbstgeschaffenen 
Kausalität  Vermögensübergänge  abhängig: 
nacht,  um  dadurch  erhöhte  Heize  am  Leben 
zu  gewinnen.  Dazu  bedarf  er  in  der  Zeit 
der  Geld  Wirtschaft  des  Geldes,  und  so 
konnte  und  musste  der  Spiel  vertrag  ein  Objekt 
der  Rechts-  und  Wirtschaf tsordnung  werden. 
Da  er  aber  sich  gesetzlicher  Kräfte  bedient 
und  auf  dem  Boden  der  Rechtsordnung 
bleibend  nur  der  Wirtschaftsordnung  einen 
Possen  spielt,  so  hat  man  ihm  zunächst  eine 
zweifelhafte  Stellung  im  Civilrechtssystem 
einräumen  und  in  ihm  eine  Zuwiderhandlung 
gegen  den  Wirtschaftsernst  rechtlich  el*>nso 
anerkennen  müssen  wie  sonst  einen  soliden 
zweckentsprechenden  Wirtschaft» Vorgang.  — 
So  ist  es  das  Wesen  des  Spielvertrages, 
dass  durch  illusorische,  selbstgesetzte  (nicht 
von  der  Natur  gegebene)  Kausalitätsbezie- 
hungen, unter  möglichster  Anlehnung  an 
den  soliden  Wirt  schaftsgang.  Vermögens- 
übergänge hervorgerufen  werden,  und  be- 
grifflich wäre  dalier  der  Spielvertrag  die- 
jenige Abmachung,  laut  welcher  vou  einem 
beliebigen  Ereignis  (im  weitesten  Sinne  ge- 
fasst)  ohne  wirtschaftsernstlichen  Hauptzweck 
ein  Vermögensvorteil  eines  Teiles  (meist, 
aber  nicht  immer,  unter  Vermögensnaehteil 
des  anderen  Teiles)  abhängig  gemacht  wird. 

2.  Spiel  und  Wette  im  besonderen.  Statt 
da»  gemeinsame  Merkmal  der  Spiel  Verträge  zu 
snchen,  hat  man  bisher  fast  nur  den  Unter- 


schied zweier  Species,  nämlich  de«  Spiels  im  i 
ren  Sinne  und  der  Wette,  monographisch  behan- 
delt, und  zwar  ans  dem  Grande,  weil  das  römische 
und  nach  ihm  das  gemeine  Recht  an  einer  scharfen 
Scheidung  beider  derart  festhielt  dass  das  Spiel 
unklagbar,  die  Wette  klagbar  sein  sollte.  Aber 
in  richtiger  Würdigung  der  essentiellen  Gleich- 
artigkeit beider  Species  hat  das  B.G.B,  recht 
daran  gethan,  sie  juristisch  gleich  zu  behandeln 
und  beiden  die  Klagbarkeit,  zu  versagen.  Da- 
mit ist  die  grosse  Kontroverse  über  den  begriff- 
lichen Unterschied  beider  zwar  noch  nicht  un- 
interessant, aber  unpraktisch  geworden.  Hier 
sei  nur  gesagt,  dass  beide  der  oben  gegebenen 
Bestimmung  des  Gesamtbegriffes  unterliegen 
und  dass  ein  Unterschied,  der  geradezu  die 
Klngbarkeit  des  einen  nnd  die  Unklagbarkeit 
des  anderen  rechtfertigte,  nicht  vorliegt,  wenn 
auch  wirklich  in  der  Wette  eine  geringere 
Gefahr  für  das  Wirtschaftsleben  liegt.  Der 
Unterschied  ist  aber  nicht  etwa  darin  zu  suchen, 
dass  beim  Spiel  die  Parteien  thätur  werden,  bei 
der  Wette  nicht  (Thöl),  dass  der  Zweck  (Er- 
holung oder  Streitentscheidung)  oder  dass  die 
Meinungsverschiedenheit  allein  im  Gegensatze 
zur  Thätigkeit  (Krügelstein)  ausschlaggebend 
sei.  sondern  darin,  dass  bei  der  Wette  eine 
Meinungsverschiedenheit  ans  wahrer  Ueber- 
zeugung  ausgetragen  wird,  also  ein  ernst- 
licher, solider  Ahlass,  ein  gewisser  Lebensernst 
vorliegt,  während  beim  Spiel  ein  solches  Fussen 
auf  dem  soliden  Boden  einer  ernstlichen  Ueber- 
zengnng  fehlt.  Hiernach  ist  Spiel  im  engeren 
Sinne  derjenige  Spielvertrag,  der  ohne  ernst- 
lichen Aulass  von  einem  beliebigen  Ereignis 
YermögensUbergängc  abhängig  macht,  während 
dies  bei  der  Wette  auf  Anlass  einer  ernstlichen 
Meinungsverschiedenheit  geschieht. 

II.  Geschichte. 

1.  Rom.  Von  einem  römischen  Spielrecht 
kann  mau  kaum  reden ;  vielmehr  scheint  es.  als 
seien  die  Römer  zu  einer  klaren  Auffassung 
über  Spielsatzungen  gar  nicht  gekommen.  Dies 
ist  ganz  erklärlich,  da  die  prozessuale  Heilig- 
keit der  Wette  eine  Verdammung  alles  Spiel- 
haften unmöglich  machte  und  da  ausserdem 
wegen  der  anfänglichen  Abneigung  der  romana 
gravitas  gegen  gewinnsüchtiges " Treiben  das 
Spiel  erst  spät  auftrat  und  ins  ('ivilrechtssystem 
schlecht  hineinpasste.  In  der  Kaiserzeit  jedoch 
ist  das  Spiel  schon  eine  öffentliche  Verderbnis. 
Bis  dahin  hatte  es  aber  auch  manche  Wand- 
lung durchzumachen  gehabt.  Anfangs  nur  auf 
Volksbelustigung  und  ambitio  gerichtet,  boten 

Gelegenheit  zum  Wetten  um  Geld  Uber  den 
Ausgang  der  Wettkämpfe;  es  kommen  eigene 
grosse  Wettrenneu  auf,  und  bei  dem  Wetuauf 
der  grünen  auriga  mit  der  blauen  wurden  sehr 
I  hohe  Summeu  gesetzt.  Inzwischen  waren  aber 
i  auch  aus  dem  Orient  die  Brettspiele  in  ver- 
schiedener Form  dudus  latruneulornm,  ludas 
duodeeim  scriptorum'u.  a.)  gekommen  und 
der  Würfel  hatte  Eingang  gefunden,  so 
diese  Spiele,  zum  Teil  mit  grossen  üb 
sich  bei  den  convivia  der  Reichen  und  in  ueu 
I'opinen  (öffentlichen  Garküchen)  breit  machten, 
ja  vielleicht  schon  in  eigenen  Spiellokalen  (vgl. 
suseeptor  =  Spielwirt).  Nun  sah  sich  der  Prätor 
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gezwungen,  dagegen  einzuschreiten :  und  weil  |  man  anf  Strasse  und  Markt,  in  Wirtshäusern 
die  geheiligte  Wette  unantastbar  war  und  er  i  und  Spielbuden,  und  vielerorts  entstehen  eigene 


;ivilrechtlich  nichts  Rechtes  anzufangen  wusste, 
so  ging  er  polizeilich  Tor,  verbot  das  Spiel  und 
entzog  ihm  einfach  die  Klagen.  Doch  da- 
von nahm  er  ausdrücklich  diejenigen  Spiele 
an«,  die  virtutis  causa  gespielt  wurden  (piluiu 
iacere,  currere,  saliri  n.  s.  wA  aber  auch  nur, 
wenn  sie  nicht  um  mehr  als  einen  solidns  oder 


Spielhäuser,  „Dobbelsrhulcn".  Die  Verbreitung 
des  Geldes  übt  grosseu  Einfluss,  professions- 
mässige  Spieler  durchziehen  Stadt  uud  Land, 
und  Spiel  wird  mit  Saufgelage  und  Unzucht 
verbunden,  so  dass,  nachdem  zunächst  einzelue 
(Konrad  von  Haslau)  gegen  das  Spiel  gewettert 
und  der  Volksmund  es  verdammt  hatte,  sich 


wenn  sie  um  das  gespielt  wurden,  qnod  in  con- !  auch  das  Recht  zum  Kampfeszug  bequemen 
vivio  vescendi  causa  ponitur  (vgl.  tr.  4  pr.  de  !  mnsste:  und  dies  thnt  es  in  zweierlei  Beziehung: 


aleat.ll,  5).  Mochte  nnn  die  Abgrenzung  nicht 
immer  mitglich  sein  und  die  grossen  Totalisator- 
wetten allen  Verboten  trotzen,  jedenfalls  finden 
wir  im  Laufe  der  Entwicklung,  dass  der  Uriitor 
überhaupt  von  allen  Spielklagen  nichts  wissen  will, 
also  trotz  des  Spielverbotes  doch  keine  condictio 
indebiti  dem  giebt,  der  eine  Spielschuld  bezahlt 
hat,  und  so  ward  das  Ganze  schon  in  Rom  zur 
Naturalobligation,  zur  Ehrenschuld.  Aber  es  I  daher  verordnet,  da 
neigt  in  der  That  mehr  zu  der  Ehrenschuld  als  |  als  ihre  Kleider  vers 
zu  der  Naturalobligation,  da  das  vou  Haus- 
söhnen  und  Sklaven  im  Spiel  Verlorene  uud 
Gezahlte  durch  den  Hausherrn  zurückgefordert, 
werden  kann,  insofern  als  eine  Ehrenschuld  hier 
nicht  vorliegen  konnte.  Im  einzelnen  geben  die 
Quellen  jedoch  wenig  Auskunft,  auch  darüber 
nicht,  ob  die  condictio  indebiti  auch  bei 
boteuen  Spielen  versagt  wurde. 


lurch  Einschränkung  der  civilrechtlichen  Wir- 
kungen des  Spiels  und  durch  Einschränkung 
der  Freiheit  zu  spielen. 

a !  Was  die  E  i  n  s  c  h  r ä  n  k  u  n  g  der  civil- 
rechtlichen  Wirkungen  anlangt,  so  wurde 
zunächst  die  persönliche  Schuldhaft  beseitigt, 
da  ja  die  Vaganten  arm  waren  und  durch  ihre 
Haft  nichts  erreicht  worden  wäre.  Es  wurde 
diese  Leute  nicht  mehr 
en  durften.  Dies  wurde 
auf  alle  unselbständigen  Personen  ausgedehnt, 
dann  auf  die  Überkleider  beschränkt,  und  die 
Beschränkung  findet  bald  Anwendung  auch  auf 


Erwachsene,  bezieht  sich  dann  aber  nicht  mehr 
auf  die  Kleider,  sondern  auf  das  Mitgebrachte. 
Bei  alledem  war  aber  nur  die  sofortige  Exe- 
kution aus  dem  Spiele  von  dieser  Einschränkung 
betroffen,  alle  Versprechen,  die  Summe  zu  zahlen, 
Wie  die  Kommentatoren  und  die  kanonis- 1  waren  gültig.  Auch  dies  musste  anders  wer- 
tische Doktrin  diese  römischen  Satzungen  im  den;  der  materielle  Grund  wurde  ganz  und  gar 


Mittelalter  verwendeten,  darüber  vgl.  Ende 
manu,  Beiträge  (s.  u.  Litteratur). 

'2.  Deutschland.    Die  Entwickelung  im 


massgebend,  und  der  Spielschuld  wurde  jegliche 
Klage  entzogen.  Weiter  ist  das  deutsche  Rei  ht 
nicht  gegangen.    Nur  ganz  vereinzelt  wird 


deutschen  Recht,  deren  genaue  Kenntnis  wir ,  auch  das  zum  Spielen  aufgenommene  Darlehn 
dem  Buche  von  Schuster  verdnnkeu.  hat  auf  beschränkt,  im  grossen  Ganzen  bleibt  es  jedoch 
die  heutige  Gestaltung  des  Spielrechtes  einen  vom  Spielrecht  unberührt,  uud  eine  Rückfordt 
grossen  Einfiuss  ausgeübt.   Zwei  Grundauffas- 
snngen  scheinen  sich  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  in  die  Gegenwart  hiueinzuzieheu.    Das  ist 
einmal  die  Scheidung  zwischen  Geschicklichkeits- 
und Glücksspielen,  von  denen  die  ersteren  meist 
ohne  Gewinn,  jedenfalls  ohne  Gewinnsucht  ge- 
spielt und  daher  später  auch  meist  als  erlaubte 
Spiele  behandelt  wurden ,  während  dann  die 

Gewinnsucht  da»  Kriterium  für  die  Unerlaubt-  licher  Natur  ist.  Taucht  auch  hier  wieder  der 
heit  abgab.    Der  zweite  Grundsatz  ist  der  dem  Gesichtspunkt  auf,  dass  Geschicklichkeitsspiele, 


rang  des  Geleisteten  ist  nach  wie  vor  unerhört, 
da  dies  der  deutschen  Worttreue  zu  arg  zu- 
wider gelaufen  wäre. 

b)  Da  aber  alles  das  noch  nicht  genügte, 
um  dem  Unheil  zu  wehren,  so  musste  man  auch 
zur  Einschränkung  der  Spielfreiheit 
greifen,  und  dies  zeigt  ganz  offensichtlich,  dass 
Uberhaupt  das  ganze  Spielrecht  rechtspolizei- 


Deutschen  Eigentümliche,  der  auch  trotz  des 
späteren  Kampfes  gegen  die  Entartung  nie 
ganz  untergegangen  ist,  die  Auffassung  der 
Spielschuld  als  einer  Ehrenschuld.  In  der  ger- 
manischen Zeit  spielte  man  um  Freiheit,  Leben, 
um  leibliche  Güter,  und  oft  genug  um  den  Mut 
zu  bethätigen,  so  dass  das  Spiel  wie  der  Kampf 
geehrt  wurde,  und  von  irgend  einem  Wider- 


wenigstens Iiis  zu  gewisser  Höhe,  erlaubt, 
Glücksspiele  dagegen  verboten  sind,  so  ist  dies 
doch  fast  nirgends  ausgesprochener  systematischer 
Grundsatz,  vielmehr  reagiert  das  Recht  nur 
aus  Erfahrung  und  von  Fall  zu  Fall.  Aus 
diesem  Grunde  zeigt  sich  auch  eine  weitgehende 
Verschiedenheit  allerwärt«.  Kein  Spiel  ist  überall 


erlaubt,  keins  überall  v 


wobei  jedoch 


stand  gegen  die  Erfüllung  der  Spiel verpfiieh- i  die  verbotenen,  die  anfangs  Ausnahmen  sind, 


tun  gen  ist  nirgends  die  Rede,  ja  das  Familien- 
haupt haftet  sogar  grundsätzlich  für  die  Spiel- 
verpflichtungen der  Hausglieder.  Gegen  diese 
Achtung  vor  dem  Spiel  trat  zunächst  die  Kirche 
auf,  die  das  Heidnische  im  Spiel  bekämpft«,  es 
aber  nur  zu  Verbotsregeln  für  die  Kleriker 
brachte.    Während  so  das  Spiel,  abgesehen  von 


später  gerade  die  Regel  werden.  Es  ist  ein 
polizeiliches  Tasten  ohne  System.  Hier  werden 
die  Spielhäuser  verboten  ^zuerst  Regensburg 
1207),  anderwärts  werden  sie  errichtet,  um  das 
Spielen  auf  bestimmte  Orte  zu  beschränken. 
Auch  Busse  wird  auferlegt,  doch  nie  an  den 
Mitspieler   (dem  gegenüber  es   kein  Unrecht 


wenigen  Gebieten,  in  Ehren  bestand,  kam  ein  I  scheint),  nur  an  die  Obrigkeit,  als  Uebertretung 
umwälzendes  Moment  von  aussen  her.  Die  einer  polizeilichen,  keiner  strafrechtlichen  Nonn, 
fahrenden  Schüler,  die  Vaganten,  die  am  Wan- !  Das  alles  begann  dann  auch  zu  wirkeu,  und 
dern  und  am  Wagnis  sich  erfreuten,  durchzogen  die  Spielwut  nimmt  ab.  Das  Spielrecht  aber 
spielend  die  Lande,  und  da  sie  uichts  besassen 
und  ausser  vom  Bettel  vom  Spiele  leben  wollten, 
so  wurde  die  Gewinnsucht  zum  treibenden  Faktor 


bleibt  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  ungefähr  das- 
selbe, wie  es  am  Ausgange  des  Mittelalters  war. 
Da  auch  das  römische  Recht  in  Bezug 
des  Spielens  und  das  Spiel  entartete.   Nun  spielt  I  auf  das  Spiel  eine  ziemlich  dehnbare  Form  gab 
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und  die  Praxin  sich  möglichst  wenig  mit  Spiel- 
st reitigkeiten  beschäftigte,  so  erscheint  ein  fein- 
gehen anf  die  späteren  Kodifikationen  überflüssig. 

III.  Spiel  und  Wette  im  deutschen 
bürgerlichen  Recht. 

Spiel  und  Wette  werden  im  B.G.B, 
grundsätzlich  gleich  behandelt.  —  Obwohl 
nun  die  Spielverträge  in  das  Oivilrechts- 
system  scluecht  passen,  müssen  sie  doch 
auch  civilrechtlien  erfasst  werden,  da  sie 
b  e  g r  i  f  f  1  i  c  h  als  Schuldverhältnis  betrachtet 
werden.  Ihrem  Wesen  entsprechend  sind 
sie  jedoch  von  den  übrigen  Schuld  Verhält- 
nissen dadurch  gesondert,  dass  sie  ein 
Schuld  Verhältnis  thatsächlieh  nicht  be- 
gründen. §  7(52:  »Durch  Spiel  und  Wette 
wird  eine  Verbindlichkeit  nicht  begründet«. 
Ein  reales  Schuldverhältnis  wird  hier  aber  in 
der  That  erst  in  dem  Augenblicke  begründet, 
in  welchem  es  untergeht;  durch  die  Er- 
füllung beseitigt  wird.  Diese  Augenblicks- 
Obligation  nennt  man  dann  Naturalobligation 
oder  »Ehrenschuld«.  Mag  auch  praktisch 
dies  aus  dem  Gesichtspunkt  herrühren,  dass 
die  Rechtsordnung  allen  Spielklagen  ihr  Ohr 
verschliessen  will,  dogmatisch  muss  es  so 
konstruiert  werden,  und  dem  entspricht  auch 
der  Satz  2  des  §  762,  dass  -  das  auf  Grund 
eines  Spieles  Geleistete  nicht  deshalb  zu- 
rückgefordert worden  kann,  weil  eine  Ver- 
bindliclikeit  (seil,  zu  erfüllen!)  nicht  be- 
standen hat,  wälirend  eine  Rückforderung 
aus  anderen  Gründen  (Betrug,  Irrtum  etc.) 
natürlich  statthaft  bleibt.  —  Wie  es  sich 
al»er  verhält,  wenn  die  Leistung  schon  vor 
Austragung  des  Spiel  vertrage»  (also  in  »Er- 
füllung« eines  bedingten  Vertrages)  gesche- 
hen ist,  kann  hier  nicht  untersucht  werden. 
Trotz  anderer  Meinung  der  Motive  (Bd.  II 
S.  VA'))  wird  Rückforderungsiecht  anzuneh- 
men sein,  und  zwar  sowohl  für  den  Fall, 
dass  die  Bedingung  nicht  eintritt,  als  auch 
für  den  Kall,  dass  die  eine  Partei  das  Spiel 
nicht  zu  Ende  führen  will.  Denn  die  Mei- 
nung des  $j  762  ist  die,  dass  nur  dieje- 
nige Rückforderung  ausgeschlossen  sei,  die 
die  gesetzlicho  Unverbindlich  keit 
des  Spiel  Vertrages  als  causa  benutzt! 
(So  auch  die  Motive  Bd.  II  S.  846.)  —  Der 
Verkehr  ist  jedoch  nur  zu  leicht  geneigt, 
eine  solche  Krfüllungsverbindlichkeit,  die 
durch  den  Spiel  vertrag  an  sich  nicht  er- 
zeugt wird,  dennoch  erzeugen  zu  wollen, 
indem  durch  einen  neueu  Vertrag  die  Spiel- 
schuld noviert  wird.  Dein  schiebt  aber  der 
Gesetzgeber  einen  Riegel  vor.  indem  er  — 
selbst  unter  Durchbrechung  der  Grundsätze 
filier  abstrakte  Schuldversprechen !  —  den 
materiellen  Reehtsgrund  ausschlnggeticnd  sein 
lässt  und  die  peremtorische  Einrede,  dass 
es  sich  um  Spielschuld  handle,  gewährt. 
(Vgl.  Prot  Bd.  Ii  S.  79!)— 801.)    Es  ist 


seinerzeit  in  der  Kommission  beantragt  wor- 
den, diese  Unklagbarkeit  nun  auch  auf  das  zum 
Zweck  des  Spiels  gegebene  Darlehn  auszu- 
dehnen. Hiergegen  wurde  jedoch  vor  allem 
betont,  dass  eine  solche  Bestimmung  zu  tief 
in  berechtigte  Interessen  des  Verkelirslebens 
eingreifen  und  eine  gefährliche  Massregel 
werden  könne,  dass  auch  ferner  das  Spiel 
nicht  als  etwas  so  Unerlaubtes  angesehen 
werden  solle,  dass  ihm  eine  solche  klagver- 
nichtende Wirkung  selbst  für  das  Darlehn 
zuerkannt  werde.  Es  bleibt  daher  der 
Wissenschaft  und  richterlichem  Ermessen 
die  Entscheidung  vorbelialten,  ob  im  kon- 
kreten Fall  das  Darlehn  in  so  enger  Be- 
rührung mit  dem  Spiele  steht,  dass  es  nach 
der  ratio  des  §  762  von  der  Klaglosigkeit 
ergriffen  werden  muss.  (Vgl.  Prot.  Bd.  II 
S.  707—99.) 

Ob  alles  das  nun  ebeuso  auf  die  ver- 
botenen Spiele  Anwendung  finde,  ist  durch- 
aus iKtstritten.  Dass  der  Spiel  vertrag,  wenn  er 
gegen  ein  gesetzliches  Verbot  verstösst  (nicht 
etwa  weil  er  unsittlich  sei),  nach  SS  i34 
und  817  nichtig  sei  und  deslialb  Rückforde- 
rung unbedingt  stattfinde,  sagen  die  Motive 
und  Entscheidungen  des  Reichsgerichts. 
Endemann  dagegen,  gestützt  auf  seine  Unter- 
suchungen und  andere  Entscheidungen, 
widerspricht  dem,  weil  es  sich  hierl»ei  nur 
um  polizeiliche  Ucbertretuugen  handle  und 
der  Gesetzgeber  absolute  Nichtigkeit  der 
verbotenen  Spiele  sicher  nicht  gewollt  habe. 
Cosack  endlich  lässt  Verträge  aus  unred- 
lichem und  gewerbsmässigem  Spiel  (Str.G.B. 
($  284)  und  dergleichen  nichtig  sein,  da- 
gegen solche,  die  nur  gegen  den  Ueber- 
tretungsparagrapheu  360,  14  und  dergleichen 
Verstössen,  nicht.  Die  Entscheidung  wird 
einstweilen  auch  hier  der  Wissenschaft  und 
richterlicher  Auslegung  überlasset)  bleiben 
müssen. 

Was  endlich  das  Ausspielgcschäft  an- 
langt, so  kann  hier  nicht  ausgemacht  wer- 
den, welche  begriffliche  Stellung  es  im 
Raiimen  der  Spielvortrage,  insbesondere  in 
Hinsicht  auf  den  Ixitterie vertrag,  einnimmt. 
Es  ist  die  sogenannte  Warenlotterie  und 
fällt  ganz  unter  die  für  Spiel  und  Wette 
geltenden  Regeln,  ausgenommen  den  Fall, 
dass  die  Ausspielung  staatlich  genehmigt 
ist ;  dann  erzeugt  der  Vertrag  eine  klagbare 
Verbindlichkeit. 

IV.  Das  Spiel  and  der  Staat. 

Aus  wirtseliafts-  und  Bittenpolizeilichen 
Rücksichten  hat  sich  der  Staat  mit  dem 
Spiele  befasst  und  in  die  Spielfreiheit  ein- 
gegriffen. Wegen  ihres  Charakters  absolut 
verbotene  Spiele  kennt  man  in  Deutschland 
nicht,  denn  weder  sind  die  Lotterieen  noch 
die  Glücksspiele  als  solche  untersagt;  ers- 
ten? (s.  d.  Art  a.  a.  0.)  werden  sogar  vuin 
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Staato  zu  fiskalischen  Zwecken  benutzt,  und 
nur  aus  diesem  Grunde  werden  die  fremden 
Lotterieen  verboten:  die  Glücksspiele  aber 
werden  nur  da  verfolgt,  wo  sie  l>esonders 
qualifiziert  auftreten,  und  zwar: 

a)  an  öffentlichen  Orten, 

b)  gewerbsmässig. 

c)  betrügerisch, 

d)  übermässig  seitens  einer  Pereon. 
ad  a).  Spielbanken  sind  in  Deutschland 

durch  das  RG.  v.  1.  Juli  1868  verboten 
und  die  letzten  am  31.  Dezember  1872  auf- 
gehoben worden.  Ferner  bestraft  der  §  28ü 
K.Str.G.B.  die  Gestattung  und  Verheimli- 
chung von  Glüekspielen  an  öffentlichen  Ver- 
sammlungsorten durch  deren  1  n  habe  r (Geld- 
strafe bis  zu  1500  Mark),  während  das  Hasard- 
spielen an  öffentlichen  Orten  (Strassen, 
Plätzen,  Wirtshättsern)  seitens  des  Spielers 
nur  eine  Uebertretung  ist  (§  300,  14,  Geld- 
strafe bis  zu  1"»0  Mark  oder  Haft),  sofern 
nicht  sogar  Polizeierlaubnis  im  einzelnen 
Fall  das  Verbot  aufhebt. 

ad  b).  Da  der  gewerbsmässige  Betrieb  be- 
sonders gefährlich  ist,  so  wird  in  ihm  der 
strafbare  Eigennutz  und  die  Verletzung 
fremder  Vermögensrechte  (ohne  das  Moment 
der  rechtswidrigen  Täuschuug  wie  l*»im  Be- 
trug) auch  besonders  gestraft,  und  zwar 
trifft  der  §  284  das  gewerbsmässige  Glücks- 
spiel als  solches  (Gefängnis  bis  zu  zwei 
Jahren,  neben  welchem  auf  Geldstrafe  von 
Hin.»  bis  zu  (><)00  Mark,  auch  auf  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  wer- 
den kann.  l>ei  Ausländern  I^andesver- 
weisung),  während  der  §  280  die  unerlaubte 
Veranstaltung  von  öffentlichen  Lotterieen 
oder  Ausspielungen  (Gefängnis  bis  zu  2 
Jahren  oder  Geldstrafe  bis  zu  3<MJ0  Mark) 
l.»estraft,  und  der  §  "rfic  der  Gew.-O.  ver- 
bietet denjenigen  Hausierhandel ,  bei  wel- 
chem Waren  im  Wege  des  Glücksspiels 
oder  der  Ausspielung  al »gesetzt  werden  sollen. 

ad  c).  Das  betrügerische  Spiel  ist  kein 
eigentlicher  Sonderbegriff.  Falschsnieinn  be- 
trachtet der  Staat  nicht  als  eine  Kategorie 
des  Spieles,  sondern  des  Betruges  und  straft 
es  aus  dieseni  Gesichtspunkte. 

ad  d).  Endlich  kann  der  Spieler,  der  infolge 
übermässigen  Spielens  durch  Vermittelung 
der  Behörde  fremde  Hilfein  Anspruch  nehmen 
muss,  nach  §301,  h  mit  Haft  liestraft  werden. 

Auch  hier  zeigt  sich  also  der  Grundsatz 
des  ganzen  Spielrechtes,  dass  von  Fall  zu  Fall 
ohne  systematische  Regclnng  nur  nach  Zweck- 
mässigkeitsgründen verfahren  wird,  daher  nur 
die  gröbsten  Erscheinungen  und  diese  nur  an 
der  Oberfläche  erfasst  werden  und  dass  das 
Hecht  wegen  der  Zwitterstellung  alles  Spie- 
lens am  liebsten  beide  Augen  zudrückt. 

Österreich  geht  weiter  als  Deutschland, 
indem  es  alle  Hasardspiele  und  ausserdem 
noch  einige  andere  ohne  Rücksicht  auf  den 


Ort  untersagt:  Italien,  England.  Holland. 
Ungarn,  Spanien  verbieten  öffentliche  Glücks- 
spiele, Gewährung  eines  Ix>kals  und  Teil- 
nahme am  Spiel,  unbedingt. 

V.  Volkswirtschaftliche  Würdigung. 

Dem  Spielrecht  igt  eine  ganz  eigenartig 
kombinierende  Stellung  zwischen  Recht  und 
Wirtschaft  eigen,  weil  die  Sätze  vom  Spiel  und 
von  der  Wette  erst  auf  Grnnd  polizeilicher  Er- 
wägungen in  das  Civilrecht  gedrungen  sind. 
Doch  wie  sie  hier  im  System  eine  recht  zwei- 
felhafte Stellung  einnehmen,  so  entspricht  dem 
auch  ihre  Stellung  im  nationalökonotnischen 
System. 

Die  gewöhnlichen  nud  grundlegenden  Rechte- 
sätze haben  sich  spontan  ans  dem  Leben  der 
Einzelnen  entwickelt.  Diese  heiligte  man  durch 
Abmachungen  und  Verträge  und  schuf  das  so- 
ziale Gemeinwesen,  in  welchem  nun  Recht  und 
Wirtschaft  ihre  besondere  soziale  Bedeutung 
gewannen.  Und  diese  Ordnung  der  Dinge 
mnssto  den  Menschen  erst  zur  vollen  Gewohn- 
heit geworden  sein,  ehe  ein  Spielen  einsetzen 
konnte,  da  dasselbe  (in  seiner  uns  hier  allein 
angebenden  Gestalt  des  wirtschaftlich  bedeut- 
samen Spiels)  sich  hinwegsetzt  über  die  soliden 
Regeln  der  sozialen  Ordnung,  ohne  jedoch  mit 
ihr  direkt  in  Widerspruch  zu  geraten!  So  ge- 
hört das  Spielen  noch  iu  das  soziale  Leben,  weil 
es  Bedürfnisse  des  Einzelnen  zn  befriedigen  im- 
stande ist  —  und  zwar  auf  Grundlage  der 
sozialen  Ordnung.  Dies  jedoch  in  Wahr- 
heit nur  scheinbar;  denn  wo  die  Arbeit  auf  ge- 
rechtem Wege  die  Mittel  zur  Bedürfnisbefrie- 
digung sich  zu  schaffen  trachtet,  tritt  hier  ge- 
wissermassen  Kurzschluss  (zwischen  Be- 
dürfnis und  Befriedigung)  ein,  durch  fehler- 
hafte (vom  Gesetz  uud  der  sozialen  Ordnung 
nicht  gewollte)  Benutzung  sonst  regel- 
rechter K  räf  te. 

Diese  „fehlerhafte*  Benutzung  regelrechter 
Kritfte  —  durch  Nachahmung,  durch  eigen- 
mächtige Satzung  von  Kausalzusammenhängen, 
die  von  der  Natur  nicht  gegeben  sind  —  konnte 
besonders  in  den  Anfängen  der  Kultur  heilsam 
wirkeu,  indem  sie  die  Meuscheu  zur  Beherr- 
schung der  Wirtschaftskräfte,  zur  überlegenen 
Freiheit  erzog  und  ganz  besonders  zu  Kombi- 
nationen befähigte,  durch  die  sie  losgelöst  von  der 
hemmenden  Materie  sich  zu  freierem  Ausblick 
und  Ausnutzung  der  vorhandeneu  Güter  empor- 
.  schwingen  konnten.  So  lernte  man  rechnen  am 
Würfelspiel,  Konjunkturen  benutzen  und  Dis- 
positionen treffen  am  Schachspiel  u.  s.  w. 

Aber  weil  diese  ganze  Spielthittigkeit  nicht 
an  dem  soliden  Gang  der  Konjunktur  klebt, 
sondern  in  freier  Illusion  arbeitet,  so  bot  sie 
für  das  Geld  einen  ergiebigen  Tummelplatz, 
und  die  dadurch  entstehenden  schädlichen  Fol- 
gen haben  die  Vorzüge  dann  meist  überwogen. 
Und  so  war  die  Obrigkeit  genötigt,  polizeilich 
gegen  das  im  Spiele  hervortretende  Unrecht 
einzuschreiten 

Diese  polizeiliche  Beschränkung  und  Be- 
aufsichtigung des  Spieles  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  hat  sich  auch  bis  heute  erhalten,  da 
es  ein  tief  eingewurzelter  Hang  des  Men- 
schen zu  sein  scheint,  den  Güterumsatz 


Idem  langsamen  Gang  der  Konjunktur  loszu- 


Digitized  by  Google 


S94 


Spiel  und  Wette— Spielkartensteuer 


lösen!  Dies  wird  begünstigt  dadurch,  dass  die 
Spielthiitigkeit  an  »ich  (ohne  den  Geldzweck) 
für  den  Einzelnen  als  Erholung,  gesundend  und  da- 
mit indirekt  auch  für  das  Gesaintwesen  förder- 
lich erscheint,  dass  ferner  in  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  das  Geld  als  Reizmittel  zu 
dieser  au  sich  förderlichen  Thätigkeit  benutzt 
werden  muss.  Allein  die  Grenze,  von  welcher  ab  das 
Geld  aus  einem  erspriesslichen  Reizmittel  zu 
verderblichstem  Selbstzweck  wird,  ist  schwer 
zu  ziehen.  In  der  Praxis  wird  es  sich  meist 
so  gestalten,  dass  die  Art  des  Spieles  als  Indi- 
cium  dafür  dient,  ob  jene  erstere  (förderliche)  oder 
die  zweite  (schädliches  Spiel kategorie  vorliegt, 
so  dass  wohl  meist  nur  die  reinen  Glücksspiele 
volkswirtschaftlich  zu  verwerfen  siud.  Die  in- 
dividuelle Freiheit  des  Einzelnen  soll  jedoch 
thnnlichst  gewahrt  bleiben,  und  da  auch  feste 
Grenzen  über  Art  und  Höhe  des  Spielens  schwer 
zu  fiuden  sind,  so  erscheint  die  Gesetzgebung 
der  Gegenwart  im  grossen  und  gauzen  sich  im 
Einverständnis  mit  diesen  Erwägungen  zu  be- 
wegen, indem  sie  mit  der  Konstruktion  der 
Spielschuld  als  einer  Ehrenschuld  noch  am 
richtigsten  die  Lösung  des  systematischen 
Zwiespaltes  dem  Gang  der  Dinge  selbst  über- 
liess  und  nur  kasuistisch  gewisse  schädliche  Mo- 
difikationen des  Glücksspiels  strafrechtlich  er- 
fasste,  da  dieses  noch  manche  Opfer  fordert 
(Harmlosenprozess)  und  dort(  wo  Spielbanken 
besteheu,  wie  in  Monaco,  die  höchste  Selbst- 
mordziffer  im  Gefolge  hat. 

* 

Litteratur:  Eine  Gesamtdarstellung  der  Spiel- 
vertrage  in  allen  einschlägigen  Beziehungen  steht 
noch  uu*  und  ist  nun  Unterzeichneten  in  Ans- 
ticht genommen.  —  Dogmatisch  von  Bedeutung  : 
Wilde,  Zvitschr.  f.  deutsches  Recht,  lld.  2  (1SS0) 
S.  ISS  f.  und  M.'  4  (l$4Sj  S.  200 ff.  —  Felix 
Bruck,  l'eber  Spiel  und  Witte,  JH**.,  G'reift- 
uald  liiM.  —  A.  KrftffeUtein,  l'eber  den  be- 
grifflichen Unterschied  rr>u  Spiel  und  Wette, 
Leipzig  18CJ.  —  J.  F.  Jeanneret,  Le  jeu,  le 
pari  et  le*  murche*  de  bour*e,  Di*s.  Berti,  Neu- 
chnUl  IS'Ji.  —  Georg  Hlrschf'eld,  l'eber  Wett- 
rennen und  Rennwetten,  Di**.  Erlangen,  Jiremen 
ISO'.).  —  Mir  die  deutsche  geschichtliche  Eni- 
Wickelung  grundlegend :  Ii.  M.  Schuster,  Da* 
Spiel,  «eine  EntH'icktl ung  und  Bedeutung  im 
deutschen  Hecht,  Wien  1S78.  —  Für  da*  römische 
und  mittelalterliche  Becht:  Fried  r.  Ende- 
mann, Beiträge  zur  Geschichte  der  Lotterie  und 
tum  heutigen  Ltitterierechte,  Di*».,  ltonn  I8S2. 
—  Für  büdoyiechc  und  begriffliche  Fragen  nutz- 
bringend :  Karl  (iroott,  Die  Spiele  der  Men- 
schen, Jena  18U9.  —  Außerdem  natürlich  die 
Jahrbücher  des  bürgerlichen  Hechts  ron  Cosack, 
Endemann  und  die  Jahrbücher  des  Pandekten- 
recht*. A.  Elster. 


Spielkartensteuer. 

1.  Allgemeines.   2.  Gesetzgebung. 

1.  Allgeineines.  Die  Spielkartensteuer 
(Spielkartenstempel)  ist  eine  Gebrauchs-  oder 
Aufwandssteuer,  welche  in  den  meisten 
Staaten  l>esteht  und  regelmässig  in  Stem- 
pel form  erhoben  wird.  Der  Stemjiel  hat 
indessen  hier  lediglieh  eine  steuertechnische 


Bedeutung  und  dient  zur  Sicherung  der 
Auflage.  Es  fehlt  derselben  daher  der  Cha- 
rakter einer  Verkehrssteuer,  nachdem  sich 
die  Veranlagung  an  die  Thatsacho  des  Ge- 
brauchs oder  Verbrauchs  von  Spielkarten 
wendet  und  nicht  einen  Vorgang  dos  Ver- 
kehrslebens zur  Grundlage  der  Besteuerung 
nimmt.  Volkswirtschaftlich  und  sozial- 
politisch ist  diese  Abgabe  wohl  zu  recht- 
fertigen und  stellt  eine  leicht  zu  tragende 
Aufwand-  und  Luxusstener  dar.  Die  Steuer- 
sätze sind  jedoch  in  massiger  Höhe  zu 
halten,  um  den  gerade  hier  leicht  zu  er- 
weckenden Anreiz  zur  Steuerhinterziehung 
zu  vermeiden  und  keinen  Anlass  zu  allzu 
grosser  Ausnützung  der  versteuerten  Karten 
zu  geben.  Andererseits  aber  will  man  ein 
Mittel  nicht  durch  eine  unverhältnismässige 
Verteuerung  im  Verkehre  hemmen,  welches 
nicht  nur  dem  Spielgeist,  sondern  ebenso 
häufig  der  Erholung,  namentlich  von  geistiger 
Anslrengung  in  Haus  und  Familie  dient. 
Die  Kontrolle  lässt  sich  dabei  auf  meist 
nicht  sehr  zahlreiche  Fabriken  beschränken 
und  wird  dadurch  erleichtert,  dass  die  ver- 
kauf sf eiligen  Spielkarten  in  gesetzlich  vor- 
geschriebener Verpackung,  durch  die  der 
Stempel  sofort,  erkennbar  ist,  dem  Ver- 
scldoiss  übergeben  werden.  Die  Steuer- 
sätze siud  passend  nach  der  Zahl  der 
Kartenblätter  abzustufen  (32,  36,  52),  womit 
eventuell  Lizenznbgabon  verbtinden  werden 
können.  Die  Einfuhr  von  Spielkarten  ist 
entweder  zu  verbieten  oder  mit  ausgleichen- 
den Zöllen  zu  belegen,  der  Gebrauch  unver- 
steuerter Karten  mit  Strafen  zu  bedrohen. 
Im  übrigen  sind  die  Einzelheiten  der  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  selir  verscliiedeD. 
An  Stelle  des  Spielkartenstempels  findet  sich 
auch  zuweilen  ein  Staats  in  onopol  der 
Herstellung,  der  Einfuhr  und  des  Verkaufs. 
So  hatte  Prenssen  noch  aus  der  älteren 
Zeit  den  Alleinhandel  mit  Spielkarten 
dem  Staate  vorbehalten.  Erst  durch  G.  v. 
IG.  Juni  183S  wurde  der  Verschlciss  frei- 
gegeben und  eine  Stempelsteuer  einge- 
rülirt.  Ebenso  l>esteht  in  G  r  i  e  c  h  e  n  1  a  nd 
seit  1.  (13.)  Februar  188"»  eine  Monopoli- 
sierung der  Herstellung,  der  Einfuhr  und 
des  Vertriebes  von  Spielkarten. 

Ihren  Ursprung  haben  die  Spielkarten- 
steuera  in  Frankreich,  wo  eine  solche  zu- 
nächst als  Ausfuhrabgalie  1581  und  seit 
1583  als  innere  Verbrauclisabg^be  vorkommt. 
Durch  das  Reglement  von  1<51  und  schou 
vorher  haben  sie  diejenige  Gestalt  em- 
pfangen, welche  heute  für  die  Gesetzgebung 
typisch  ist.  in  der  Folgezeit  hat  diese  Auf- 
lag»- in  fast  alle  Steuersysteme  Aufnahme 
gefunden. 

2.  Gesetzgebung.  1.  Deutsches  Reich 
[G.  v.  3.  .Iiili  1878  mit  Wirksamkeit  v.  1.  .1a- 
l  nuar  1879).   Die  Abgabe  beträgt  0,30  Mark  für 
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jedes  Kartenspiel  bis  36  Blätter  und  0,5(1  Mark 
für  «wiche  mit  mehr  als  36  Blätter.  Bei  den 
innerhalb  des  Reichsgebiets  hergestellten  Karten 
wird  die  Abgabe  in  der  Fabrik,  bei  den  aus  dem 
Auslande  eingeführten  neben  einem  Einfuhrzoll 
bei  der  Einfuhr  durch  Abstempelung  eines  be- 
stimmten Kartenblatts  (Herz-,  Kot-.  Coeur-Ass) 
erhoben.  Unter  amtlicher  Beaufsichtigung  zur 
Ausfuhr  bestimmte  Spielkarten  sind  abgabefrei. 
Die  Kartenfabriken  unterliegen  der  steuerlichen 
Aufsicht;  ihre  Anlage  bedarf  der  behördlichen 
Genehmigung.  Einrichtung.  Betriebsart,  Aufbe- 
wahrung und  Versendung  der  Spielkarten,  Buch- 
führung etc.  sind  durch  besondere  Vorschriften 
geregelt,  deren  Nichtbcobachtnng  mit  Einzie- 
hung dertleräte  und  Spielkarten  sowie  mit  Geld- 
strafen eventuell  bis  1500  Mark  geahndet  wird. 
Ebenso  sind  die  Verheimlichung,  unvollständige 
Angaben,  Entfernung  überzähliger  Spielkarten 
aus  der  Fabrik  oder  der  Ausschussblatter  mit 
Strafen  bedroht.  Der  Spielkartenhandel  ist  frei. 
Die  Händler  sind  jedoch  verpflichtet,  den 
Steuerbehörden  ihre  Vorräte  behufs  Prüfung 
der  Stempelung  jederzeit  auszuweisen ,  ihreu 
Gewerbebetrieb  bei  denselben  anzumelden,  ihr 
Geschäftslokal  als  Spielkartenversebleiss  äusser- 
lieh  kenntlich  zu  machen,  über  Ein-  und  Ver- 
käufe entsprechend  Buch  zu  führen  etc.  Des- 
gleichen verwirken  Geldstrafen  diejenigen  Per- 
sonen, welche  ungestempelte  Karten  veräusseni, 
verteilen,  erwerben,  in  Gewahrsam  halten,  ein- 
fuhren oder  empfangen,  ohne  dieselben  zum 
Stcmpelabdruck  vorzulegen,  oder  mit  ihnen 
spielen  etc.,  ebenso  Gastgeber,  welche  in  ihren 
Ixikalen  das  Spielen  mit  ungestempelten  Karten 
wissentlich  gestatten.  Neben  der  Geldstrafe  er- 
folgt in  allen  Fällen  Einziehuug  der  vorschrifts- 
widrigen Kartenspiele.  Erhebung  und  Ver- 
waltung des  Spielkartenstempels  erfolgt  unter 
Kontrolle  des  Keichs  durch  die  Zoll-  und  Steuer- 
behörden der  Bundesstaaten,  welche  für  die  in 
ihrem  Gebiete  erhobene  Einnahme  eine  5"'0ige 
Vergütung  erhalten.  Im  ganzen  Reich  bestan- 
den 1899— PJOO  32  Spielkartenfabriken,  die 
4937  714  Karteuspiele  zu  3ti  und  weniger 
Blättern  und  170625  zu  mehr  als  36  Blättern 
im  Inland  abgesetzt  und  versteuert  hatten. 
Die  Ausfuhr  betrug  je  348222  und  882:592. 
die  Einfuhr  je  24  286  und  17910  Spiele.  Er- 
trag 1900  1,456  Millionen  Mark.  -  2.  Frank- 
reich (GG.  v.  9.  Februar  1810,  28.  April  1816, 
4.  Mai  18H6,  7.  August  1850,  1.  September  1871, 
21.  Juni  1873).  Die  ans  dem  Aucien  Regime 
überkommene  Spielkartensteuer  wurde  1791  als 
..indirekte  Steuer"  beseitigt,  jedoch  1797  in 
Verbindung  mit  der  Stempelgesetzgebung  auf 
der  alteu  Grundlage  wieder  hergestellt  19.  Ven- 
dem.  J.  VI  und  3.  Pluviüse  Ml  und  hat  im 
Laufe  der  Zeit  mehrfache  Veränderungen,  na- 
mentlich 1872  73  eine  100" „ige  Erhöhung  er- 
fahren. Die  Spielkartensteuer  wird  in  Steinpel- 
form  erhoben.  Die  Steuersätze  betragen  seit 
1896  75  Centimes  und  1,50  Franca  für  Karten 
mit  französischen,  1,25  Francs  für  solche  mit 
fremden  Bildern.  Für  Spielkarten  zur  aus- 
schliesslichen Benutzuug  in  geschlosseneu  Ge- 
sellschaften, Clubs  etc.  werdeu  die  doppelten 
Sätze  erhoben.  Die  Herstellung  unterliegt  der 
Lizenzpflicht,  die  Fabrik  dem  Exercice  etc. 
Aldann  bestehen  eine  Reihe  von  Vorschriften 
für  Fabrikation  und  Verkauf.   Die  Fabrikation 


ist  von  vorn  herein  auf  gewisse  Orte  beschränkt, 
die  Errichtung  von  Kartenfabrikeu  ist  rechtlich 
nur  an  Orteu  mit  Direktionen  indirekter 
Steuern,  that.säcklich  nur  an  den  Haupturten 
der  Arrondisscmenta  gestattet,  wo  sich  da* 
Exercice  genügend  einrichten  lässt.  Das  Papier 
zur  Herstellung  der  Karten  (mit  „französischen 
Bildern')  muss  zu  bestimmten  l*reisen  von  der 
Steuerverwaltung  gekauft  werden.  Jedes  Spiel 
ist  von  den  Steuerbeamten  in  vorgeschriebener 
Umhüllung  und  mit  bestimmter  Bezeichnung  — 
Marke  und  Bandstreifen  mit  Trockenstempel  - 
ohne  welche  Spielkarten  nicht  im  Verkehr  sein 
dürfen,  zu  versehen.  Ebenso  bestehen  für  den 
Verkauf  scharf  kontrollierte  Be>tiiumuugen. 
Die  Händler  bedürfen  zum  Geschäftsbetriebe 
einer  besonderen  Vollmacht  der  Regie ,  sie 
unterliegen  dein  BuchfUhrungszwang  für  ihre 
Ankäufe  bei  den  Fabrikanten,  von  welchen 
direkt  gekauft  werdeu  muss,  und  für  die  täg- 
lichen Verkäufe,  und  endlich  der  Visitation  der 
Steuerverwaltuug.  Inhaber  von  Wirtschaften 
und  öffentlichen  Lokalen,  in  denen  mit  Kurten 
gespielt  wird,  müssen  über  ihre  Ankäufe  genau 
Buch  führen  und  können  visitiert  werdeu. 
Ihnen  wie  jedem  Privaten  ist  der  Verkauf  von 
Karten  mit  oder  ohne  Bandstreifen,  neuer  oder 
auch  gebrauchter  untersagt.  Die  Ausfuhr  von 
Spielkarten  ist  unbeschränkt ;  sie  geniesst  Steuer- 
freiheit, ist  von  gewissen  Beschränkungen,  wie 
der  zwangsweisen  Benutzung  von  Regiepapier, 
entbunden,  wird  aber  selbst  noch  besonders 
Uberwacht.  Die  Einfuhr  von  Spielkarten  ist 
verboten;  Zuwiderhandlungen  sind  mit  Geld- 
strafen von  1000  bis  3000  Francs  bedroht. 
Neben  Konfiskation  ist  immer  auf  1  Monat  Ge- 
fängnis bei  Fabrikation  und  Verkauf  ohne  Er- 
laubnis, auch  bei  Spiel  mit  vereinten  Karten 
in  Wirtschaften  und  dergleichen  zu  erkeunen. 
Bei  Fälschungen  und  Nachahmung  von  Mustern 
und   Marken  tritt  noch  Zwangsarbeit  hinzu. 

—  3.  Oesterreich  (G.  v.  6.  September 
1850'!  hat  einen  Verbrauchsstempel  einge- 
führt, welcher  für  planierte  oder  nur  aus 
geglättetem  Papier  verfertigte  Spielkarten  10 
Kreuzer,  im  übrigen  aber  o  Kreuzer  beträgt. 

—  4.  In  England  wurden  Spielkarten  uüd 
Würfel  einer  Stempelabgabe  unterworfen,  welche 
im  Laufe  der  Zeit  mehrfach  verändert  wurde. 
Seit  1828  betrügt  sie  für  ein  Spiel  Karten  1 
Schilling,  für  ein  Paar  Würfel  1  1".  Mit  dem 
Jahre  1862  wurde  die  Abgabe  von  Würfeln 
ganz  beseitigt  und  der  Spielkartenstempel  auf 
6  d.  herabgesetzt. 

Litteratur:  Iloß'mann,  Lehrt  von  den  Steuern, 
Herlin  IS4O,  S.  477.  —  Jacob.  Art.  »Sjiiel- 
ktirtenttrmpel«,  in  r.  Stengel*  W.B.  des  deut- 
schen Venraltungsreehts,  lid.  II,  S.  470j71.  — 
Leroy-Beautleu,  Ttaiir  de  la  scienre  d>* 
Jinance»  4.  ed.,  IKirit  ISUS,  T.  I,  S.  431.  — 
Pfeiffer,  Staatsemntihmen,  Ifta;,  II,  S.  44.1  f. 
—  Hau,  I'initm>cu*en*cfnifl ,  4-  Aufl.  ISS'J, 
H  4U-  —  Rotcher,  System  IV,  j  !«;.  — 
Schaff  le,  SteuerjKAitik,  1HS0,  S.  3t>*>.  —  Schalt, 
in  Schönbenj  III,  S.  :,14,  Aufl.  -  l  ocke. 
Die  Abynheu-AiifliKjen  und  die  Steuer,  1.1$7, 
S.  :>S(>. 

Wox  ton  Hechel. 
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Spiritushandel. 

Der  Spiritushandel  bildet  einen  wichtigen 
Zweig  des  Welthandels,  er  ist  aber  ausser- 
dem von  grosser  Bedeutung  für  die  land- 
wirtscliaftlichen  Verhältnisse  der  Spiritus 
produzierenden  Lander,  da  die  Spiritus- 
produktion ein  wichtiger  landwirtschaftlicher 
Produktionszweig  ist 

Als  Gegenstand  internationalen  Handels 
ist  lwuptsächlich  der  Kartoffclspiritus  und 
der  Getreidespiritus  anzusehen,  dazu  kommt 
noch  der  aus  Melasse  hergestellte  Spiritus, 
der  den  Hauptbestandteil  der  in  Frankreich 
hergestellten  Spiritusmengen  darstellt. 

von  Spiritus  ausführenden  Ländern  sind 
Deutschland ,  Oesterreich-Ungarn, 
Russland,  Schweden,  Frankreich 
und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amorika  zu  erwähnen;  wichtige  Einfuhr- 
länder sind  England.  Spanien,  Ita- 
lien und  die  Schweiz- 
Deutschland  hat  eine  sehr  starke 
Spiritusproduktion  und  infolgedessen  auch 
einen  lebhaften  Spiritushandel.  Das  über- 
wiegende Quantum  au  Spiritus  bleibt  jetloch 
im  Inlande,  und  nur  ein  verliältnismässig 
geringer  Teil  wird  ausgeführt. 

Der  im  Inlande  verbleibende  Teil  wird 
teils  dem  Trinkkonsum  zugeführt,  teils  für 
technische  Zwecke  steuerfrei  verwertet. 


Die  nachstehende  Tabelle  illustriert  das 
I  Verhältnis,  das  zwischen  der  gesamten 
Spiritusproduktion  und  den  einzelnen  Ver- 
wenduugsarten  in  Deutschland  in  den  Be- 
triebsjaliren  1888  89  bis  1899  1900  ge- 
herrscht hat: 


nach  Grossbritannien  .... 
Britisch-Westafrika    .  . 

der  Schweiz  

Französisch- Westafrika  . 
Portugiesisch- Westafrika 

Italien  

Spauieu  

Japan   

Bntisch-Ostindien  .  .  . 
Frankreich  


•- 
■ 

" 
- 


Verbrauch 

Be- 
triebs- 
jahr 

_Ä  - 

=*  O 
TS  S 
-  3 

Trink- 
verbrauch 

Steuerfreier 
Verbrauch 

Gesaiut- 
Export 

Millionen  Liter 

1888/89 
1889,90 
1890,^1 
1891/92 
1892/93 
1893/94 
1894  9;> 
1895i96 

1896  97 

1897  98 
189899 

1899/1900 


Von  den  aus  dem 
ausgeführten  Mengen 
gingeu  einschliesslich 
verkehr  exportierten 


272,7 

217,9 

44,13 

1  S.o  1 

3  «4.5 

226,6 

53,'4 

88,09 

296,9 

215,6 

51,91 

»9.43 

294,8 

216,2 

55,»3 

12,70 

302,9 

221,5 

60,67 

11,14 
11,48 

326.2 

222,6 
218,4 

66,44 

295,2 

71,88 

10,83 

333,4 

225,1 

80,33 

26,53 

307.6 

224,9 

86,75 

5,39 

325,4 

226.2 

88,95 

8,oS 

382,3 
365,5 

241-5 

99,io 

22.02 

238,0 

'04,74 

}6,oo 

deutschen  Zollgebiete 
von  Sprit  und  Spiritus 

der  im  Yeredelungs- 
Mengen 


1897 

IH'JK 

1899 

1900 

de 

de 

de 

de 

28  390 

24  601 

36581 

37  5" 

10728 

12448 

9901 

608S 

9981 

8832 

20028 

21  110 

u  4S0 

8654 

9  55i 

8259 

5295 

5  365 

10715 

6  453 

5819 

5  230 

5230 

4726 

4780 

5  47" 

9614 

2  258 

4  594 

348 

5089 

3  435 

4  333 

3  102 

4099 

1  3'4 

2368 
2645 

7  116 

7282 

Die  deutsche  Spirituseinfuhr  ist  infolge 
des  hohen  Zolles,  der  für  Spiritus  in  Fässern 
12"»  Mark  und  für  Spiritus  in  anderen  Um- 
schliessungen  sowie  für  Liköre  180  Mark 
pro  100  kg  beträgt,  eine  minimale,  nur 
der  Veredelungsverkehr  zeigt  überhaupt 
nennenswerte,  wenn  auch  im  Vergleich  zur 
Ausfuhr  verschwindende  Einfuhrziffern. 

Es  wurde  in  Deutschland  eingeführt: 

im  Jahre  im  yanzen  im  Veredcluntfsverkehr  ' 

1900  28363  27  5>5 

189SJ  73  473  72861 

1«)8  213426  212817 

1807  293074  294381 

Die  Technik  des  Spiritushandels  in 
Deutschland  wird  im  wesentlichen  beeiu- 
flusst  durch  die  Steuergesetzgebung. 


Der  Spiritus  unterliegt  in  Deutschland 
drei  vei-scniedenen  Steuern : 

1.  der  Maischraum-  bezw.  Materialstener. 

2.  der  Verbrauchsabgabe, 
H.  der  ßrennsteuer. 

Die  Maisch  räum  Steuer  wird  vom 
Produzenten  erhoben  bei  der  Verarbeitung 
von  Getreide  oder  Kartoffeln  in.  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  nach  dem  Inhalte 
der  Gärbottiche  und  beträgt  für  je  100 
Liter  Maischrauui  1.31  Mark.  In  Brenne- 
reien, die  andere  Materialien  verarl>eiten. 
tritt  die  Materialsteuer,  die  nach  dem  Ma- 
terialverbrauch erhoben  wird,  an  Stelle  der 
Maischraumstcuer.  In  gewerblichen  Brenne- 
reien wird  die  Maischraumsteuer  durch  einen 
Zuschlag  zur  Verbrauchsabgabe  von  20  Mark 
pro  Hektoliter  reinen  Alkohols  ersetzt. 

Die  Verbrauchsabgabe  wird  von 
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demjenigen  erhoben,  der  den  Branntwein  in 
den  freien  Verkehr  bringt.  Bis  dahin  ver- 
bleibt der  Spiritus  unter  steueramt lieber 
Kontrolle  und  kann  unversteuert  seinen  Be- 
sitzer wechseln.  Die  Verbrauchsabgabe  be- 
tragt für  eine  222  Millionen  Liter  reineu 
Alkohol  betragende  Menge,  welche  in  Deutsch- 
land jährlich  erzeugt  wird,  f>0  Mark  pro 
Hektoliter,  fflr  die  mehr  produzierten  Mengen 
sind  70  Mark  pro  Hektoliter  an  Verbrauchs- 
abgaben zu  erlegen 


und  für  beide  Arten  werden  getrennte  Notizen 
gemacht.  HO  er  Spiritus  wird  jedoch  Uiatsäch- 
lich  nur  loco  gehandelt.  Terniiuiiotierungen 
kommen  nur  für  70er  vor.  Die  Abnahme 
erfolgt  nach  Gewicht  und  die  Feststellung 
der  Starke  unter  Zugrundelegung  der  amt- 
lichen Tabellen. 

Liefert  der  Verkäufer  einen  Spiritus,  der 
mit  höherer  Verbrauchsabgaben  als  kontrakt- 
lich ausbedungen  war,  belastet  ist,  so  hat 
er  die  Differenz  dem  Käufer  sofort  zu  ver- 


Die  Brennstell  er  ist  eine  progressive ;  guten.    Im  Termingeschäft  werden  gehan- 


Produktionssteuer,  welche  von  Brennereien 
mit  über  300  Hektoliter  Jahreserzeugung 
erhoben 

Hektoliter  und  steigt  in  t>estimmten  Ab- 
stufungen bis  zu  ü  Mark  pro  Hektoliter 
welche  in  landwirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Brennereien  für  den  3000  Hektoliter, 
und  iu  Materialbrennereien  für  den  170O 
Hektoliter  übersteigenden  Teil  der  Jahres- 
erzeugung zu  zahlen  sind. 

Die  Bronusteuer  wird  nicht  der  Staats- 
kasse zugeführt,  sondern  dient  zu  Prämien, 
die  beim  Export  des  Spiritus  oder  bei  dessen 
Verwendung  zu  technischen  Zwecken  be- 
zahlt werden. 

Diese  Prämien  betragen  zunächst  6  Mark 
pro  Hektoliter  für  den  ausgeführten  Spiritus. 
Der  dann  noch  verbleibende  Rest  der  aus 
der  Brcnustener  stammenden  Sumraon  wird 
iu  der  Weise  verwandt»  dass  aus  demselben 
eine  weitere  Prämie  bis  zur  Höhe  von  eben- 
falls 6  Mark  pro  Hektoliter  für  den  zur 
Essigfabrikation  verwandten  Alkohol  gezahlt 
wird  :  bleibt  dann  noch  etwas  übrig,  so  wird 
der  Rest  zur  Prämiierung  des  mit  den*  all- 
gemeinen Donaturierungsinittel  denaturierten 


delt  (Quantitäten    von  1 
zent,  bei  einer  Qualität  von 


Million  Literpro 
mindestens  80 

n  winl.  Sie  beträgt  für  die  Erzeu-  Prozent  Tralles.  also  12500  Liter  ä  80 
bis  000  Hektoliter  50  Pfennig  pro  Prozent  Tr.  auf  dem  Hofe  des  Empfängers 

gegen  Zug  um  Zug  zu  leistende  bare  Zah- 
lung. 

Das  Mehr  oder  Weniger  als  1  Million 
Literprozont  darf  2000t*  Literprozont  nicht 
üborsteigen  und  wird  zum  amtlich  festge- 
stellten Durchschnittspreise  des  Abnahme- 
tages reguliert. 

Vom  1.  Januar  1897  sind  für  den  Spiritus- 
terminhaudel  au  der  Berliner  Börse  folgende 
Bedingungen  festgestellt : 

»1.  Während  in  den  alten  Schlussscheineu 
für  Spiritustermingeschäfto  eine  einmonat- 
liche Erfüllungsfrist  angesetzt  war,  ist  die- 
selbe durch  den  neuen  Entwurf  auf  zwei 
Monate  festgesetzt  worden. 

2.  Während  bisher  den  Abnehmern  nur 
die  Berechtigung  zustand,  über  die  Ver- 
tragsinässigkeit  der  gelieferten  Ware  das 
Urteil  der  Sachverständigen  einzuholen,  ist 
jetzt  die  vorherige  Begutachtung  jeden 
Postens  durch  die  Sachverständigen  obli- 
gatorisch gemacht. 

3.  Während  bisher  sich  die  Beurteilung 


piritns  verwandt.  Für  ausgeführten  oder 'der  Sachverständigen  sowohl  auf  die  (Quali- 
zu  technischen  Zwecken  verbrauchten  Spiri- 1  tät  des  gelieferten  Spiritus  wie  auch  der 
tus  winl  keine  Verbrauchsabgabe  erhoben  ;  Fastagen  erstreckte,  fällt  jetzt  die  (Qualitäts- 


und die  Maiscliranm&teuer  in  der  Höhe  von 
1(5  Mark  pro  Hektoliter  reinen  Alkohols  zu- 
rückvergütet. 

Die  Usancen  im  deutschen  Spi- 
ritushandel haben  seit  1887,  d.  Ii.  seit 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  betreffend  die 
Besteuerung  dos  Branntweins,  vielfach  Aende 


beurteilung  des  Spiritus  w< 

4.  Während  früher  der  zulässige  Minder- 
wert für  Gebinde  nur  auf  10  Mark  begrenzt 
war,  ist  jetzt  die  Möglichkeit,  Gebinde  von 
einem  Minderwert  bis  zu  40  Mark  zu  liefern, 
gegeben,  und  für  die  letzten  fünf  Kündi- 
gungstage ist  auch  gestattet,  unter  bestimmten 


Hingen  enaliren.  Der  früher  allgemein  Bedingungen  Gebinde  mit  einem  noch 
übliche  Spiritushandel  mit  Fass  ist  fast  voll-  grösseren  Minderwert  zu  liefern.* 
ständig  versehwunden,  nur  bei  Terminge-  Im  Locohandel  ohne  Fass  frei  Haus  oder 
Schäften  findet  zuweilen  in  Berlin  ein  Handel .  ab  Speicher  liat  die  Lieferung  bis  12  da- 
mit Fass  statt.  mittags  des  zweiten  Werktages  nach  Ab- 
Ffir  die  Handelsusancen  Deutschlands  I  schluss  gegen  bare  Zahlung  zu  geschehen, 
siud  die  Berliner  Usancen  vorbildlich,  die-  j  Die  (Qualität  muss  ebenfalls  mindestens  so 
selben  sind  für  das  Termingeschäft  folgende:  1  Prozent  Tr.  sein.     Die  Fässer  sind  inner- 

Die  Preisnotierungen  erfolgen  für  lOOoo'halb  10  Togen  wieder  zurückzuliefern. 
Literprozent.    Es  wird  hauptsächlich  un-       Die  Hamburger  Usancen  weichen  in  eini- 


versteuerter  Spiritus  gehandelt,  und  zwar 
bezieht  sich  dieser  Handel  sowohl  auf  Spiri- 
tus, der  mit  50,  als  auch  auf  solchen,  der 
mit  70  Mark  Verbrauchsabgabe  belastet  ist. 


gen  Punkten  von  den  Berliner  Usancen  ab, 
namentlich  beträgt  die  vorgeschriebene  Mi- 
nimalstärke der  zu  liefernden  Ware  in  Ham- 
burg nur  70  Prozent  statt  80  Prozent  Tr. 


Handwörterbuch  der  Staatawiaseiucbaften.  Zweite  Auflaße.  VI. 
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Die  Usancen  der  übrigen  deutschen 
Handelsplatze  lehnen  sich  in  der  Hauptsache 
an  die  Berliner  Usancen  an. 

Der  wichtigste  Spiritushandelsplatz  war 
bisher  zweifellos  Berlin,  Hamburg  kam  da- 
bei als  Ausfuhrplatz  auch  zur  Geltung.  Die 
Notierungen  an  der  Berliner  Börse  waren 
massgebend  fflr  die  Preisgestaltung  im 
ganzen  Lande.  Die  Preisbewegung  erfolgte 
meist  in  der  Weise,  dass  die  Preise  für 


Spiritus  in  den  Produktionsmonaten  ver- 
hältnismässig niedrig  gelialten  wurden,  wäh- 
rend zu  den  Zeitou,  in  denen  die  Produ- 
zenten keino  Ware  mehr  in  Händen  halten, 
die  Preise  stiegen. 

Die  nachstehende  Preistabelle  Ober  die 
ian  der  Berliner  Börse  gezahlten  Monats- 
j  durchschnittspreise  pro  Hektoliter  reinen 
Alkohols  illustriert  diese  Thatsache : 


Oktober  . 
November 
Dezember 
Januar  . 
Februar  . 
März  .  . 
April  .  . 
Mai  .  . 
Juni  .  . 
Juli  .  . 
August  . 
September 


49,  »8 
38,03 
39,<>9 
40,15 
39,73 
39,88 

39,9» 
40,26 

40,52 
41,99 
43,27 
43,92 


1897/08 
M. 
41.86 
37,43 
37,47 
39,15 
42,73 
44,37 
50,72 
54,15 
53,13 
54,o2 
54,oi 
54,o9 


181HJ97 

37,42 
37,25 
37,45 
38,27 
38,39 
38,83 
39,86 
41.20 
40,50 
41,83 

42,53 
44,39 


1895,96 
M. 
33,8 
32,8 
32,6 
32,8 
33,S 
33,3 
33,4 
33,8 
34,1 
34,7 
34,5 
37,3 


1894/96 

32,1 
3i,8 
32,1 
32,i 
32,6 
33,3 
34,5 
37,t 
39,1 
37,7 
37,o 
34,3 


1893/94 
M. 

33,3 
32,6 

3i,5 
32,6 
32,0 
30,8 

30,4 
29,1 

3i.3 
31,6 

31,3 
32,4 


1892/93 

34,  t 
32,o 
31,6 
32,5 
33,8 
35,2 
36,1 
37,8 


36.3 
34,4 
35,o 


1891/92 

5>,6 
53,  > 
51,2 
48,5 
45,7 
43,6 
41.2 
40,5 
37,4 

36,5 
36,0 
36,o 


Infolgedessen  konnten  die  Brennerei- 
besitzer an  den  Vorteilen  der  Konjnnktur- 
ausnutzung  nicht  teilnehmen  und  hatten 
überhaupt  keinen  Einfluss  auf  die  Bestim- 
mung des  Spirituspreises,  und  es  waren 
überhaupt  im  ganzen  Spiritushandel  eine 
ausserordentliche  Unsicherheit  und  beträcht- 
liche Schwankungen  sowohl  innerhalb  eines 
Jahres  als  auch  von  einem  Jahr  zum  anderen 
vorhanden. 

Um  hier  Abhilfe  zu  schaffen,  vor  allem 
aber,  um  dem  Spiritnshandel  die  für  die 
'  gesunde  Entwicklung  des  Bronnereigewerbes 
so  notwendige  Stetigkeit  zu  wahren,  wurde 
am  29.  März  1899  das  den  deutscheu 
Spiritusinarkt  heute  {«herrschende  Ver- 
wertungsuntemehmen  ins  lieben  gerufen, 
das  auf  einer  Vereinigung  des  Branntwein 
erzeugenden  Gewerbes  einerseits  und  des 
Branntwein  verwertenden  Gewerbes  anderer- 
seits beruht. 

Eine  Anzahl  von  landwirtschaftlichen  und 
gewerblichen  Brennereien,  welche  eine  Kon- 
tingentsmenge von  135  Millionen  Liter  und 
nahezu  90  Prozent  der  gesamten  Spiritus- 
produktion repräsentierte,  trat  zu  dem  »Ver- 
wertungsverbande deutscher  Spiritusfabri- 
kanten« zusammen.  Gleichzeitig  vereinigte 
sich  die  Mehrzahl  der  Betriebe  der  deutschen 
Spritindustrie,  72  an  der  Zahl,  unter  diesen 
die  grössten  und  bedeutendsten,  die  in  ihrer 
Gesamtheit  ca.  95  Prozent  der  deutschen 
Sprit  erzeugung  darstellten,  zur  »Centrale  für 
Spiritusverwertung  Gesellschaft  mit  l>e- 
sehränktcr  Haftung-. 

Dieso  lieiden  Verbände  schlössen  auf  9 
Jahre  einen  Vortrag  mit  einander  ab,  der 
auf  folgenden  Grundlagen  beruht. 


Die  dem  Verwertungsverbande  an  ge- 
hörigen Spiritusfabrikanten  verpflichten  sich, 
den  gesamten  Rohspiritus,  welcher  in  den 
ihnen  gehörigen  oder  von  ihnen  gepachteten 
Brennereien  in  der  Zeit  vom  15.  September 
1899  bis  30.  September  1908  hergestellt 
wird,  ausschliesslich  durch  die  Centrale  für 
Spiritusverwertung  verwerten  zu  lassen.  Die 
Mitglieder  des  Verwertungsverbandes  sind 
für  den  Kall  der  Veräusserong  oder  Ver- 
pachtung ihrer  Brennerei  verpflichtet,  dem 
Erwerber  oder  Pächter  den  Eintritt  in  den 
Verwertu  ngs verband  aufzuerlegen . 

Die  Centrale  für  Spiritusverwortung  über- 
nimmt es.  den  ihr  von  den  Mitgliedern  des 
Verwertungsverbandes  unter  Aufwendung 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns 
zu  verwerten ;  sie  verzichtet  für  sich  und 
namens  ihrer  Gesellschafter,  während  der 
Dauer  des  Vertrages  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  in  Rohspiritus  oder  Sprit  Handel 
zu  treiben,  ebenso  verpflichtet  sie  sich  für 
sich  und  namens  ihrer  Gesellschafter,  wäh- 
rend der  Vertragstiauer  keine  Geseliäfte  oder 
Reinigungsanstalten  zu  veräussern  oder  zu 
verpachten,  ohne  dem  Pächter  oder  Käufer 
den  Eintritt  in  den  Vertrag  aufzuerlegen. 

Die  <  'entrale  für  Spiritusverwertung  haftet 
der  Steuerbehörde  für  die  Verbrauchsab- 
gal>e,  die  auf  dem  von  den  Brennereien  ge- 
lieferten Branntwein  lastet,  sie  übernimmt 
den  Transport  der  Rohware  und  des  fertigen 
Produktes  zwischen  den  Betriebsanslalten 
der  Gesellschafter  und  dem  Bahnhofe  bozw. 
Quai  oder  Schiff  am  Orte  der  Niederlassung 
des  Gesellschafters. 

Die  Centrale  ist  verpflichtet,  den  Roh- 
spiritus, soweit  er  als  Sprit  verwertet  wird, 
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unter  Garantie  für  die  Güte  des  erziolton 
Produktes  in  den  Anstalten  ihrer  Gesell- 
schafter reinigen  zu  lassen,  sie  trägt  den 
bei  der  Reinigung  entstehenden  Schwund, 
die  Feuerversicherung  und  das  Deleredere. 

Als  Entschädigung  für  den  Verzicht  auf 
den  Spiritushandel  und  für  die  besonderen 
Verpflichtungen  erhält  die  Centrale  bezw. 
deren  Gesellsehafter  einen  Anteil  an  dem 
durch  sie  bei  der  Verwertung  des  Roh- 
spiritus erzielten  Jahresdurehsehnittserlös. 
Dieser  Anteil,  als  Reinigungsprämie  bezogen, 
wird  auf  die  Mengen  an  Branntwein,  die  im 
gereinigten  Zustande  die  Reinigungsanstalten 
verlassen  haben,  verrechnet.  Ine  Keinigungs- 
prämie  beträgt  mindestens  7,5  Prozent  des 
Durehschuittsjahreserlösos,  und  bei  einem 
Jahresdurchsehuittserlöso  von  mehr  als  45 
Mark  pro  Hektoliter  9,6  Prozent,  jedoch  nicht 
mehr  als  4,8t)  pro  Hektoliter.  Die  Reini- 
gungsprämien ernöhen  sieh  ferner,  wenn  die 
Menge  des  mit  dem  allgemeinen  Mittel 
denaturierten  Branntweins  zunimmt,  ebenso, 
wenn  die  Menge  des  gereinigten  Brannt- 
weins abnimmt,  und  ennässigeu  sich  bei 
Zunahme  dieser  Mengen.  Der  Brennerei- 
besitzer erhält  den  nach  Abzug  der  obigen 
der  Centrale  bezw.  deren  Gesellschaftern  zu- 
fallenden Entschädigungen  verbleibenden 
vollen  durchschnittlichen  Jalireserlös  aus  dem 
gelieferten  Spiritus,  und  zwar  erhalten  die 
Brenner  sofort  nach  jeder  Lieferung  eine  Ab- 
schlagszahlung; die  endgiltige  Abrechnung 
erfolgt  nach  Fertigstellung  des  jedesmaligen 
Jahresabschlusses.  Der  sich  alsdann  er- 
gebende Ueberschuss  wird  an  die  Brenner 
nach  Massgabc  der  von  ihnen  gelieferten 
Bratintweinmengen  verteilt. 

Der  Abschlagspreis  erleidet  dadurch  eine 
Modifikation,  dass  sogeuannte  Paritätsplätze 
geschaffen  wurdeu,  für  jeden  dieser  Plätze 
ist  ein  Auf-  oder  Untergeld  festgesetzt, 
welches  l*i  der  Berechnung  zu  lösten  oder 
zu  Gunsten  der  Brenner  geht.  Die  Fracht 
von  seiner  Brennerei  zu  seinem  Paritätsplatz 
hat  der  Brennereibesitzer  zu  tragen,  gleich- 
viel, ob  der  gelieferte  Spiritus  von  der 
Centrale  für  Spiritusverwertung  dorthin 
dirigiert  wird  oder  nicht. 

Die  Höhen  der  Auf-  und  Untergelder 
sehwanken  etwa  zwischen  Plus  und  Minus 
2  Mark  für  das  Hektoliter  reinen  Alkohols. 

Im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  hat  diese 
neue  Organisation  des  Spiritushandels  gut 
funktioniert,  trotz  vielfacher  Schwierigkeiten, 
mit  denen  sie  zu  kämpfen  hatte.  Diese 
Schwierigkeiten  bestanden  einmal  in  der 
Neuheit  des  ganzen  Unternehmens  und  dem 
daraus  sich  ergebenden  Mangel  an  Erfah- 
rung, sodann  aber  vor  allem  in  der  Gegner- 
schaft eines  Teiles  der  Konsumenten.  Diese 
Gegnerschaft  hatte  ihren  Mittelpunkt  an  der 
Berliner  Börse,  der  durch  das  Entstehen  des 


neuen  Verwertungsunternehraens  ein  gewinn- 
bringendes Spekulation  sobjekt  entzogen  war. 
Die  Umsätze  an  der  Berliner  Börse  waren 
auf  ein  Minimum  zurückgegangen.  In  der 
Zeit  vom  15.  Oktober  1899  bis  30.  Sep- 
tember 190t)  wechselten  an  291  Börsen  tagen 
annähernd  2 144  (HM  >  Liter  oder  für  jeden 
Börsentag  etwa  74<H>  Liter  ihren  Besitzer, 
während  die  Uentralo  für  Spiritnsverwertung 
in  derselben  Zeit  im  Durchschnitt  täglich 
etwa  900000  Liter  effektiv  abgesetzt  hat. 

Hobe,  den  schliesslichen  Verwertungspreis 
der  Centrale  bedeutend  übersteigende  Preise 
waren  das  hauptsächlich  in  Anwendung  ge- 
brachte Mittel,  um  der  Centrale  für  Spiritus- 
verwertung  die  Lieferungen  zu  entziehen. 
Man  rechnete  vor  allem  darauf,  die  ziemlich 
unbedeutende  Zahl  derjenigen  Brennereien 
an  sich  zu  ziehen,  die  ihre  Produktion  nur 
auf  1  oder  2  Jahre  dem  Verwertungsunter- 
nehmen zur  Verfügung  gestellt  hatten. 

Die  übertriebenen  Preise  sollten  daneben 
einen  Aureiz  bieten  für  Begründung  zahl- 
reicher neuer  Brennereien:  hierdurch  sollte 
für  später  eine  Ueberproduktion  mit  billigen 
Einkaufspreisen  geschaffen  werden.  Die  ge- 
schilderten Schwierigkeiten  wurden  jedoch 
ülierwunden,  und  zwar  hauptsächlich  durch 
folgende  Mittel: 

Einmal  war  die  Centrale  für  Spiritus- 
verwertung  auf  Grund  umfassender  Pro- 
duktionsschätzungeu,  die  sich  im  wesent- 
lichen als  richtig  erwiesen,  in  weit  höherem 
Grade  in  der  Lage,  die  Marktlage  zu  über- 
sehen als  der  einzelne  Händler,  und  die  in 
der  Hauptsache  in  ihren  Händen  befindliche 
Ware  stets  dahin  zu  dirigieren,  wo  sie  ge- 
braucht wurde.  Eine  weit  rationellere  Aus- 
nutzung der  vorhandenen  Transportmittel 
und  I^agerräume  war  die  Folge  davon. 

Das  hauptsächlichste  Mittel,  der  Schwierig- 
keiten Herr  zu  werden,  war  die  eigentüm- 
liche Preisstellung.  Die  Preisspannung 
zwischen  zum  Trinkverbrauch  bestimmtem 
Branntwein  einerseits  und  andererseits  sol- 
chem, der  zu  technischen  Zwecken  oder  zur 
Ausfuhr  gebraucht  wurde,  konnte  auf  dem 
freien  Markte  ausschliesslich  durch  die 
Steuervergünstigungen  bewirkt  werden,  wel- 
che dem  denaturierten  und  cxpoi-tierten 
Spiritus  gewährt  wurden,  und  konnte  sich 
auch  nicht  über  die  Höhe  dieser  Ver- 
günstigungen erheben. 

Sobald  jedoch  die  Ware  in  der  Haupt- 
sache sich  in  seiner  Hand  befand,  war  es 
möglich,  die  Preissjunnung  ül»er  das  durch 
die  Steuerverhältnisse  gegebene  Mass  hinaus 
zu  verschärfen. 

In  der  Erkenntnis,  dass  eine  Vermeh- 
rung des  Trinkkonsums  nur  in  geringem 
Masse  möglich  und  auch  aus  ethischen 
Gründen  nicht  anzustreben  sei,  dass  anderer- 
seits der  Verbrauch  an  technischem  Spiritus 
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in  ausserordentlichem  Masse 
fähig;   sei,    dass  überliaupt 


steigenings- '  Detailverkäufern  liezfiglich  eines  im  Klein- 
die  Zukunft  Handel  nicht  zu  überschreitenden  Preisauf- 


des  Spiritusfabrikationsgewerbes  auf  dem ,  Schlags. 


Vorbrauch  von  Spiritus  zu  technischen , 
Zwecken  beruhe,  liat  die  (zentrale  für  Spiritus- 


Neben  der  Forderung  des  Verbrauches 
an  technischem  Spiritus  wurde  auch  noch 


Verwertung    den   Preis    für   denatiu-ierten  eine  Forderung  der  Ausfuhr  durch  Herah- 
Spiritus  erheblich  herunter  gesetzt  und  so  i  Setzung  der  Ausfuhrpreise  bewirkt, 
eine  bedeutende  Steigerung  des  Inlandsver-  '      Auf  diese  Weise  gelang  es  im  ersten 


brauehes  an  demselben   bewirkt.     Neben  !  Betriebsjahre  1899 — llMH),    die  wachsend« 


dieser  Preisherabsetzung  wirkten  noch  andere 
Mittel  in  gleichem  Sinne,  so  besonders  die 
Schaffung  einer  eigenen  technischen  Ab- 
teilung, der  die  Aufgabe  zugefallen  ist.  die 
technischen  Grundbedingungen  des  Ver- 
brauches au  denaturiertem  Spiritus  wissen- 
schaftlich zu  prüfen  und  zu  fordern,  ferner 
die  Einrichtung  von  Läden,  in  denen  Appa- 
rate für  Benutzung  von  denaturiertem  Spiri- 
tus feilgelullten  werden,  der  Verkauf 
von  denaturiertem  Spiritus  in  versiegelten 


Produktion  unterzubringen  und  dabei  den 
wenn  auch  nicht  hohen,  so  doch  annehm- 
baren Durehschnittsjahreserlös  vou  41.5  Mark 
pro  Hektoliter  reinen  Alkohols  zu  erzielen 
und  vor  allem  eine  grössere  Stetigkeit  im 
gesamten  deutschen  Spiritushaudel  zu  be- 
wirken. 

Was  den  ausserdeutscheu  Spiri- 
tnshandel anbetrifft,  so  ist  Russland 
das  bedeutendste  Produktionsland. 

Die  Verhältuisse  des  russischen  Spiritus- 


Flaschen  oder  Kannen,  unter  Gewährleistung  :  handels  in  den  Jahren  1894  95—1890/ 190«  • 
der  Menge  und  Stärke,  und  Abkommen  mit !  werden  durch  folgende  Tabelle  illustriert : 


1H94/95 

1K95/W 

1896.97  189798 
Wedro  ä  12,3  Liter 

1898.99 

28  759  000 

30  370  000 

29  216  000     2801 1  300 
3Iilliouen  Liter 

27  844  902 

353,7 

373' 

359.4  344,5 

342.2 

Wedro  ä  12,3  Liter 
11  440  000  12845800 

Millionen  Liter 

9800000 

9908000 

12974322 

110.5 

122,0 

'40,7  «45,75 
Wedro  ä  12,3  Liter 

«59,6 

26  823  000 

28  276000 

26  695  000     25  359  400 
Millionen  Liter 

329.92 

347,8 

328,3  3H.9 
Wedro  ä  12.3  Liter 

1  827  673 

1  55S211 

2  121  819      1  504  871 
Millionen  Liter 

1  251  728 

22,48 

»9,17 

26,10  18,51 

15-40 

1899  ioon 
31  805064 

39i,2 


Produktion 


Bestände  zu  Be- 
g\nu  des 
Betriebsjahres 


Inlands- 
ver brauch 


Ausfuhr 


In  dem  in  seiner  Bedeutung  als  Pnxluktionsland  darauf  folgenden  Oesterreich - 
l'ngarn  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  in  den  Jahren  1891  92— 189(5  97  folgender- 
inassen : 


1891.92 

18921)3 

1893  m 

1894,95 

1895  TN» 

181)6 ,97 

Produktion 

hl 

hl 

hl 

hl 

hl 

hl 

Oesterreich 

1  239  674 

1  281  377 

1  252  285 

1  368  494 

1  397  780 

1  373  820 

l'ngarn 

1  098  275 

942  460 

984  3°« 

1  026  593 

Oesterreich-l'ugwrn 

2  371  750 

2  378  434 

2  350  560 

2310954 

2382081 

2  400413 

Inlands  trinkverbrauch. 

Oesterreich 

895  000 

978000 

949  OOO 

942  OOO 

952  OOO 

968000 

Ungarn 

808  000 

868000 

8t  1  000 

751  OOO 

827  OOO 

854000 

Oesterreich-Ungarn 

t  703  000 

1  846  OOO 

1  800  OOO 

1  693  OOO 

1  779000 

1  822000 

Oesterreich 

Export. 

171  000 

152  OOO 

1 20  OOO 

186  OOO 

182  OOO 

199  000 

Ungarn 

157  000 

1 19  OOO 

1 16  OOO 

55  000 

48  OOO 

47000 

Oesterreich-Ungarn 

328000 

271  OOO 

236000 

241  OOO 

230000 

246000 

Abgabefrei  für 

technische  Zwecke. 

Oesterreich 

101  000 

109  OOO 

12  2  000 

134  600 

154  900 

172  500 

Ungarn 

70  OOO 

73000 

72  ^00 

69  700 

78  500 

Oesterreich-Ungarn 

1<>2  OOO 

179  OOO 

19  5  OOO 

207  100 

224  600 

2SI  OOO 
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Ein  bedeutendes  Export-  und  Produktions- 
land  ist  auch  noch  Frankreich,  wie  fol- 
gende Tabelle  ergiebt: 

Produktion  Einfuhr 

Millionen  Liter 

6,3« 


1875 
1880 
1886 
1886 
1887 
1K88 
1889 
18«) 

i85>i 

1892 
1893 

im 

189» 

1K96 

1897 

1898 
1899 


184,9 
158,1 
186,4 

205,2 
200,5 
216^2 
234,6 
221,4 
220,8 
226.3 
247,6 
232,9 
216.5 
202,2 
220,8 
241,2 
260,0 


20,37 
22,53 
21.06 
14,61 
12,78 
13,69 
13-14 
'5,35 
14,27 
»5,47 
13,71 
13,25 
13,20 
13,47 
11,64 


Ausfuhr 

39.08 
28,78 
26,92 

27,75 
26,46 
26.44 

2s;38 
31,65 
31,49 
25.96 

2543 
26.09 
26,96 
27,21 
30,40 
28,62 
28,90 


ZtuutmmenichluMS  de»  deutschen  Bmtnerei-lif* 
teerbe-t.  —  Statistische  Materialien  iiker  dir  Jsir/r 
der  deutschen  Spiritnnndustrie  im  Jahre  K'W 
(Jahrbuch  der  Zeitschriß  für  S)>iritit*indu*trie 
11*01). 

Behrend. 


Die  ausserdeutschen  Usancen  im  Spiritus- 
handel sind  meist  nicht  wesentlich  ver- 
schieden von  den  deutschen.  Nur  das  fran- 
zösische Termingeschäft  zeigt  eigentümliche 
Abweichungen. 

Als  Lioferungsmengen  gelten  hier  je  25 
Pipcs  a  620  Liter  -  15f,  Hektoliter  ä  90 
Prozent 

Das  Jahr  wird,  wie  Rudolf  Sonndorfer 
in  »Usancen  und  Paritäten  des  Spiritus- 
handels im  Welthandel«  angiebt,  in  drei  be- 
sondere Perioden  geteilt:  - 1  premiers  mois* 
(Januar  bis  April),  »4  mois  chaudsc  (Mai  bis 
August)  und  »4  demiers  mois«  (September 
bis  Dezeml»er).  Einheit  der  Lieferungen  25 
Pipes  pro  Monat,  also  100  Pipes  pro  Peri- 
ode. Im  Laufe  der  Periode  werden  die 
Termingeschäfte  geschlossen :  »courant  du 
mois«  (pro  laufenden  Monat),  »du  j)rochain 
011  des  procliainse  (für  den  oder  die  nächsten 
Monate  der  laufenden  Periode),  und  dann 
für  die  folgenden  Perioden.  —  Ausserdem 
werden  noch  die  sogenannten  »affaires  ü 
prime*  gemacht  und  zwar  »primes  simples« 
und  «primes  donbles«.  Hei  ersteren  luit  der 
eine  der  Kontrahenten  gegen  eine  Prämie, 
die  er  zahlt,  das  Recht,  25  Pipes  pro  Mo- 
nat um  einen  im  voraus  verabredeten  Preis 
zu  liefern  oder  nicht  zu  liefern.  Bei  letzteren 
lün gegen  hat  der  eine  der  leiden  Kontra- 
henten gegen  eine  zu  bezahlende  Doppel- 
prämie das  Recht,  25  Pipes  pro  Monat  um 
einen  im  voraus  verabredeten  Preis  zu 
liefern  oder  sich  als  Nehmer  zu  erklären. 
Die  Erklärung  erfolgt  bei  beiden  Geschäften 
spätestens  am  15.,  20.  oder  25.  jeden  Mo- 
nats je  nach  Uebereinkommen. 

fiitteratnr:  Rudolf  Sonndorfer,  Usancen  und 
Paritäten  de*  Spiritushaudel*  im  Welthandel.  — 
Iterttelbe,  Technik  des  Welthandel/t.  —  Gesetz  betr. 
die  Besteuerung  de»  Hritnuttrrins  rom  Juni 
1887  bette.  10.  Juni  1S95.  —  Aktenstücke  zum 


Spittler,  Ludwig  Timotheus, 

geb.  am  10.  XI.  1752  zu  Stuttgart,  wurde  1779 
Professor  der  Philosophie  zu  Göttingen,  wo  er 
sich  als  Lehrer  der  Geschichte  grossen  Ruhm 
erwarb,  kehrte  aber  1797  als  Präsident  der  Ober- 
studiendirektion  und  Wirklicher  Geheimer  Rat 
in  »ein  Vaterland  zurück.  lHiH»  ward  er  zum 
Kurator  der  Universität  Tübingen  und  Minister 
ernannt  und  gleichzeitig  iu  den  Freiherrnstand 
erhoben.    Er  starb  am  U.  III.  IHK). 

Spittler  steht  noch  auf  dem  Standpunkte,  dem- 
zufolge die  Xationalokonomik  nur  eineu  Anhang 
der  Füianzwisseusehait  bilde;  er  vermeidet  die 
Irrtümer  der  Physiokraten ,  verhält  sich  indes 
auch  zu  den  Lehren  des  Adam  Smith  kritisch.  Die 
Entwickelmig  des  dritten  Staudes  gilt  ihm  als 
die  Hauptursache  der  europäischen  Staatenge- 
schichte. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschatt- 
lichen  wie  auch  an  historischen  Schriften,  in 
denen  vielfältige  volkswirtschaftliche  Bemer- 
kungen eingestreut  sind:  Grundriss  der  Ge- 
schichte der  christlichen  Kirche.  Güttingen  1782. 
5.  Aufl.  von  Planck  1813.  —  Geschichte  Würt- 
tembergs unter  den  Grafen  und  Herzogen,  Güt- 
tingen 1783.  —  Geschichte  des  Fürstentums 
Hannover,  Göttingen  1786.  —  Entwurf  der  Ge- 
schichte der  europäischen  Staaten,  2  Bde ,  Ber- 
lin 1793,  3.  Aufl.  von  Sartoriua  1823.  —  Ge- 
schichte der  dänischen  Revolution  1660,  Bolin 
1796.  —  Vorlesungen  über  Politik,  gehalten 
179G,  herausgegeben  von  K.  Wächter,  Stuttgart 
182».  —  Vorlesungen  über  die  Geschieht«  des 
Papsttums,  herausg.  mit  Anmerkungen  von 
Gurlitt,  Hamburg  1828.  Geschichte  der 
Kreuzrüge,  hrsg.  von  K.  Müller,  Hamburg  1827. 
—  Geschichte  der  Hierarchie  von  Gregor  VII. 
bis  auf  die  Zeit  der  Reformation,  hrsg.  von  K. 
Müller,  Hamburg  1828.  —  Seiue  sämtlichen 
Werke,  15  Hände,  gab  sein  Schwiegersohu  K. 
v.  Wächter  heraus,  Stuttgart  1827  —35. 

Vgl.  über  Spittler:  Roscher,  Gesch.  d. 
Nat.,  618.  Rob.  v.  Mohl,  Geschichte  und  Lit- 
teratur  der  StAatewissensehaften  III,  Erlangen 
1858,  S.  388. 

Jo*ef  Stummhammer. 


Sportein 

s.  Gebühren  oben  Bd.  IV  S.  19 ff. 
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Sprengstoffe. 

I.  Einleitung.  II.  Hegriff,  Bedeu- 
tung und  Arten.  III.  Die  Rechtsnormen 
Uber  S.  A.  In  Deutschland.  1.  Einzelne 
reichsrechtliche  Normen.  2.  Das  Reichsgesetz 
v. 9.  Juni  1884.  B.  Fremde  Rechtsquellen. 
8.  Oesterreich.  4.  Belgien  und  Niederlande. 
5.  England.  6.  Frankreich.  7.  Italien.  C.  In- 
ternationales Recht. 


T.  Einleitung. 

Während  die  früher  geläufige  Annahme, 
dass  der  Mönch  Berthold  Schwarz  zu 
Freiburg  i.  B.  (oder  „Meister  Berthold, 
der  schwarze"  oder  „Berthold  Anklitzer") 
um  die  Mitte  des  13.  oder  zu  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  das  „Pulver"  erfunden 
habe,  neuerdings  dahin  richtig  gestellt  wird,  er 
habe  die  Sehiesswaffen  erfunden  und  für 
dieselben  zuerst  das  Schiesspnlver  verwendet,  wo- 
gegen die  Erfindung  des  Pulvers  selbst  in  ein  un- 
entwirrbares Dunkel  gehüllt  ist,  steht  dagegen 
mit  Sicherheit  fest,  dass  die  Verwendung  des 
Schiesspulvers  als  „Treibmittel",  d.  h.  zur 
Fortschleuderung  von  Gegenständen,  insbeson- 
dere von  Geschossen  im  Kriege  bereits  Jahr- 
hunderte lang  in  Uebnng  war,  ehe  dasselbe  als 
rS  p  r  e  n  g  m  1 1 1  e  P ,  d.  h.  als  Mittel  zum  raschen 
und  plötzlichen  Anseinandcrreissen  von  Gegen- 
ständen, insbesondere  von  Erd-  und  Gesteins- 
massen Verwendung  fand.  Erst  zur  Zeit  des 
30  jährigen  Krieges  hat  in  Deutschland  eine 
Verwendung  des  Schiesspulvers  als  Sprengmittel 
für  industrielle  Zwecke  und  zwar  besonders  für 
diejenigen  des  Bergbaues  stattgefunden;  seit 
dieser  Zeit  Lst  es  nahezu  2(Ht  Jahre  lang  fast  der 
einzige  Sprengstoff  geblieben:  erst  mit  dem  Auf- 
blühen der  Chemie  um  die  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts hat  sich  auch  die  Zahl  der  Spreng- 
stoffe erheblich  vermehrt.  Dieser  Entwiekelungs- 
prozess  ist  uoch  keineswegs  zum  Abschluss  ge- 
langt; vielmehr  bringt  fast  jedes  Jahr  neue 
Entdeckungen  auf  diesem  Gebiete. 

Den  Anfang  machte  der  Engländer  Howard 
mit  der  im  Jahre  1799  erfolgten  Entdeckung 
des  Knallqnecksilbers.  dem  sich  späterhin  noch 
das  Knallsilber  und  Knallgold  anreihten.  Die- 
sen Sprengstoffen  kommt  eine  verhältnismässig 
untergeordnete  Bedeutung  zu.  Erst  um  die 
Mitte  "unsere*  Jahrhunderts  wurden  die  epoche- 
machenden Entdeckungen  auf  dem  Gebiete  des 
Spreugstoffwesens  gemacht. 

Fast  gleichzeitig  entdeckten  die  Deutschen 
Schönbeiu  (Ende  1845)  und  Böttger  (1846;  die 
Schießbaumwolle  und  der  Italiener  Sobrero 
larti  h  Sombrero  genannt)  das  Nitroglycerin  (1847). 
Letzteres  erlangte  aber  erst  im  Jahre  1868 
praktische  Bedeutung  durch  die  Erfindung  de-» 
Schweden  Nobel,  indem  es  diesem  glückte,  das 
Nitroglycerin  unter  dem  Namen  „SprengöT'  zu 
einem  brauchbaren  Sprengmittel  zu  gestalten. 
Schon  im  Jahre  1866  gelang  es  Nobel,  einen 
neuen  Sprengstoff,  das  Dynamit,  eine  Mischung 
von  Kieselguhr  mit  Nitroglycerin  herzustellen, 
ein  Sprengstoff,  der  die  Anwendung  des  Spreng- 
fils wegen  dessen  Gefährlichkeit  —  in  Europa 
wenigstens  —  gänzlich  verdrängt  hat. 

Seither  hat  sich  die  Zahl  der  Sprengstoffe 
ganz  erheblich  vermehrt  ;  eine  Aufzählung  der 
wichtigsten  wird  unten  (snb  II)  gegeben  werden. 


Seit  dem  Jahre  1884  sind  die  „Sicherheits- 
[  Sprengstoffe"  in  den  Handel  gekommen,  d.  h. 
solche  Sprengstoffe,  bei  denen  die  bei  ihrer  Ent- 
zündung entstehende  Wärmeentwickelung  auf 
ein  so  geringes  Mass  herabgesetzt  ist,  dass 
durch  ihren  Gebrauch  die  Entzündung  nnd  Ex- 
plosion der  Grubengase  in  den  Bergwerken  ver- 
mieden wird. 

II.  Begriff,  Bedentang  und  Arten. 

Ein  Sprengstoff  (Explosivstoff)  Lst  ein  Körper, 
welcher  durch  eine  plötzlich  eintretende  Verände- 
rung seiner  chemischen  Beschaffenheit  und  die 
damit  verbundene  unverhältnismässig  grosse 
Ausdehnung  seines  Volumens  geeignet  ist,  die  in 
seiner  Nähe  befindlichen  Körper  fortzuschleudern. 

Die  Bedeutung  der  Sprengstoffe  beruht  da- 
rin, dass  mittelst  Zuhilfenahme  derselben  ganz 
enorme  Kraftlei  st  ungen  erzielt  werden  können, 
die  durch  Anwendung  menschlicher  oder  maschi- 
neller Kräfte  gar  nicht  zu  erreichen  wären. 
Die  grossen  Tunnelbauten  in  der  Neuzeit  und 
der  enorme  Aufschwung,  welchen  die  Berg- 
werksindustric  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu 
verzeichnen  hat,  wären  gar  nicht  denkbar,  wenn 
die  Chemie  ihre  Sprengstoffe,  diese  „Kraftreser- 
voirs", wie  man  sie  nicht  unpassend  bezeichnen 
kann,  nicht  zur  Verfügung  gestellt  hätte.  Die 
Bedeutung  der  Sprengstoffe  für  die  Technik  der 
Neuzeit  mag  durch  die  Thatsache  beleuchtet 
sein,  dass  die  Gesamtproduktion  des  erst  im 
Jahre  1866  erfundenen  Dynamits  auf  dem  euro- 
päischen Kontinente  bereits  für  das  Jahr  1872 
auf  1525ÜUO  kg  geschätzt  wurde  und  in  Deutsch- 
land allein  im  Jahre  1890  zehn  Fabriken  4988 
Tonnen  Dynamit  herstellten;  mich  der  Gewerbe- 
und  Berufszählung  am  14.  Juni  1896  waren  so- 
gar damals  schou  im  Deutschen  Reiche  im 
Ganzen  212  Gewerbebetriebe  vorhanden,  in  denen 
durchschnittlich  16516  Personen  mit  der  Her- 
stellung von  Explosivstoffen  beschäftigt  wurden. 

Nach  ihrer  Zusammensetzung  zerfallen  die 
Sprengstoffe  in  mechanische  Gemenge  und  che- 
mische Verbiudungeu.  Zu  den  ersteren  gehört 
z.  B.  das  Schiesspulver  und  dessen  Surrogate, 
zu  den  letzteren  die  Schiessbaumwolle  und  das 
Nitroglycerin  oder  Sprengöl. 

Die  wichtigsten  Sprengstoffe  sind: 
a)  Nitroglycerin  (Sprengöl)  und  die  mit  die- 
sem hergestellten  Sprengstoffe,  wie:  Spreng- 
gelatine, Dynamit,  Gelatinedynarait ,  Litho- 
frakteur,  Dualin,  Brains  Sprengpulver,  Carbo- 
nite,  Wetterdynaniite,  Ammoncarbonit ; 

b;  Andere  Nitrokörper :  Schiessbaumwolle, 
Collodiumwolle ,  Nitrolignose,  Nitrocellulose, 
rauchschwaches  Pulver  (aus  nitriertem  Hafer- 
stroh), Uchatiuspulver  und  die  Sprengelscheu 
Explosivstoffe ; 

c:  Sicherheitssprengstofle,  nämlich  Gemenge 
von  Ammonsalpeter  mit.  organischen  Körpern, 
wie:  Roburit,  Westfalit,  Dahmenit,  Grisocetit, 
Sekurit,  Progressit,  Bellit,  Aminonit,  Köln- 
Kotterweiler  Sichcrheits-Sprengpul  ver ; 

dl  Schiesgpulver  und  dessen  Surrogate,  d.  h. 
ein  Gemenge  von  Salpeter  oder  ähnlich  wirken- 
den Sauerstoffgebern  mit  organischen  Körpern 
i„Sauerstt>ffnehniern")  und  Schwefel; 

e)  Detonatoren  (Füllung  der  Schlaghütchen, 
Sprengkapseln) :  Zündhütchen,  Knallquecksilber, 
(Knallgold,  Knallsilber);  diese  werden  nicht 
eigentlich  als  Sprengstoffe  in 


Digitized  by  Google 


Sprengstoffe 


903 


wendet,  sondern  dienen  dazu,  die  Sprengstoffe 
zum  Zerfall  und  zu  möglichst  grosser  Kraftent- 
faltung  zu  bringen.  Weitere  Sprengstoffe  s. 
unten  sub  5. 


III.  Die  Rechtsnormen  über  Sprengstoff  e. 
A.  In  Deutschland. 

1.  Einzelne  reichsrechtliche  Normen. 

Die  leiehte  Explodierbarkeit  der  Spreng- 
stoffe   und   dio   verheerenden  Wirkungen, 
welche  eine  Explosion  hervorrufen  kann, 
haben  schon  frühzeitig  eine  Reihe  von  prä- 
ventiv-polizeilichen Vorschriften  notwendig 
gemacht,  um  das  Publikum  gegen  die  durch 
Sprengstoffe    entstehenden    Gefahren  für 
Eigentum,  Gesundheit  und  Leben  zu  schützen 
und  insbesondere  zu  verhüten,  dass  Unbe- 
rufene und  Unerfahrene  mit  diesen  Stoffen 
umgehen  und  dadurch  sieh  und  andere  in 
Gefahr  bringen.    Dahin  gehören:    a)  die 
Vorschrift  des  §  16  der  R-Gew.-O.,  wonach 
es  zur  Anlegung  von  Schiesapulverfabriken 
sowie  für  Anlagen  zur  Feuerwerkerei  und 
zur  Bereitung  vou  Zündstoffen  aller  Art  be- 
sonderer behördlicher  Genehmigung  bedarf; 
b|  diejeuige  des  §  50  Nr.  6  R-Gew.-O.,  nach 
welcher    »explosive    Stoffe,  insbesondere 
Feuerwerkskörper,  Schiesspulver  und  Dyna- 
mit« vom  Ankauf  oder  Feilbieten  im  Um- 
herziehen ausgeschlossen  sind.  (Eine  Ueber- 
tretung  dieses  Verbotes  fällt  nicht  mehr 
unter  die  Straf  Vorschrift  des  §  Uli  Nr.  4 
R.-Gew.-O.,  wird  vielmehr  durch  die  viel 
strengere  Bestimmung  das  §  9  des  G.  vom 
9.  Juni  1884  —  s.  unten  sub  2  —  ge- 
ahndet); e)  weiter  ist  hierher  §  50  A  uud  B 
der  Eisenbahnverkehrsordnung  vom  26.  Ok- 
tober 1899  (R.G.Bl.  S.  557)  nebst  der  Be- 
kanntmachung vom  2.  Juli  1900  (R.G.B1.  S. 
MH)  zu  rechneu,  wonach  alle  der  Selbst- 
entzündung oder  Explosion  unterworfenen 
Gegenstände  von  der  Beförderung  mit  der 
Eisenbahn  gänzlich  ausgeschlossen  sind,  so- 
fern und  soweit  nicht  die  Anlage  B  zur 
Verkehrsordnuug  (a.  a.  O.  S.  607)  einzelno 
namentlich  bezeichnete  Sprengstoffe  unter 
gewissen  Bedingungen  zur  Beförderung  zu- 
lässt:  d) endlich  kommen  noch  §311  RSt.G.B., 
welcher  die  gänzliche  oder  teilweise  Zer- 
störung einer  Sache  durch  Gebrauch  von 
Pulver  oder  anderen  explodierenden  Stoffen 
der  Inbrandsetzung  der  Sache  gleichstellt, 
sowie  §  367  Nr.  4  und  5  R.StG.B.  in  Be- 
tracht; nach  letzteren  Vorschriften  wird  mit 
Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft 
bestraft:  aa)  wor  ohne  die  vorgeschriel>eue 
Erlaubnis  Schiessimlvor  oder  andere  explo- 
dierende Stoffe  oder  Feuerwerke  zuberextet, 
und  bb)  wer  bei  der  Aufbewahrung  oder 
bei  der  Beförderung  von  Schiessnulver  oder 
Feuerwerken  oder  bei  der  Aufbewahrung, 
Beförderung,  Verausgabung  oder  Verwen- 


i  dung  von  Sprougstoffeu  oder  anderen  explo- 
dierenden Stoffen  oder  bei  Ausübung  der 
Befugnis  zur  Zubereitung  oder  Feilhaltung 
dieser  Gegenstände  die  deshalb  ergangenen 
Verordnungen  —  vgl.  z.B.Bundesratsbeschluss 
vom  13.  iiüi  1879  —  nicht  befolgt.  Die 
letztgedachte  Vorschrift  ist  durch  das  Reichs- 
gesetz vom  9.  Juni  1884  im  wesentlichen 
ausser  Kraft  gesetzt  (R.G.E  in  St.S.  Bd.  13, 
S.  22). 

2.  Das  Reichsgesetz  vom  9.  Juni  1M84 

(R.G.B1.  S.  61).  Die  Ueberhand  nähme  der 
auf  anarchistische  Bestrebungen  zurückzu- 
führenden Dynamitattentate  zeigte  zur  Kvi- 
denz,  dass  die  bisherigen  präventiv-polizei- 
lichen Vorschriften  keiuen  ausreichenden 
Schutz  gegen  die  missbräuchliche  An- 
wendung von  Sprengstoffen  gewährten.  Die- 
ser Erkenntnis  verdankt  das  G.  vom  9.  Juni 
1884  seine  Entstehung,  das  nach  seiner 
Ueberschrift  »gegen  den  verbrecherischen 
und  gemeingefälulicheu  Gebrauch  von  Spreng- 
stoffen« gerichtet  ist.  Die  wohl' etwas  all- 
zu grosse,  aber  aus  der  Dringlichkeit  der 
Sache  erklärliehe  Mast,  mit  welcher  das  Zu- 
standekommen des  Gesetzes  betrieben  wurde, 
j  lässt  es  begreiflich  erscheinen,  dass  dasselbe 
von  technischen  uud  legislativ-politischen 
Mängeln  nicht  frei  ist  und  dass  insbesondere 
nicht  mit  Unrecht  die  Klage  laut  geworden, 
das  Gesetz  treffe  gegen  seine  Absicht  mit 
seinen  rigorosen  Strafandrohungen  auch  den 
legitimen  gewerblichen  Verkehr  in  empfind- 
licher Weise. 

Der  Inhalt  des  Gesetzes,  von  welchem 
auch  alle  in  Zukunft  neu  erfundenen  Spreng- 
stoffe l.»etroffen  werden,  lässt  sich  kurz  in 
folgenden  Sitzen  skizzieren: 

1.  Die  Herstellung,  der  Vertrieb  und  der 
Besitz  von  Sprengstoffen  sowie  die  Ein- 
führung derselben  aus  dem  Auslando  ist 
unter  Aufrechterhaltung  der  bereits  be- 
stehenden Beschränkungen  einer  ganz  schar- 
fen Kontrolle  unterworfen.  Verstösse  gegen 
diese  reichsrechtlichen,  gegen  die  von  den 
Contralbehörden  zu  erlassenden  oder  gegen 
bereits  bestehende  oder  noch  zu  erlassende 
sonstige  polizeiliche  Anordnungen  eines  je- 
den an  sich  zuständigen  Polizeiorgans  wer- 
den mit  Gefängnisstrafe  von  3  Monaten  bis 
zu  2  Jahren  geahndet,  eine  Bestimmung, 
die  vielfach  zu  unbeabsichtigten  Härten  ge- 
führt hat. 

Diesen  gewerbepolizeilichen  Be- 
schränkungen unterliegen  nicht:  a)  die 
zum  eigenen  Gebrauche  durch  Reichs-  oder 
I^udesbehördeu  von  der  zuständigen  Ver- 
waltung hergestellten,  besessenen,  eingeführ- 
ten oder  vertriebenen  Sprengstoffe ;  b)  solche 
durch  ßeschluss  des  Bundesrates  speciell 
bezeichnete  Sprengstoffe,  welche  vorzugs- 
weise als  Schiessmittel  benutzt  werden,  dies 
jedoch  nur  vorbehaltlich  abweichender  lan- 
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desrechtlieher  Vorschriften.  AIb  derartige 
von  den  gewerbepolizeilichen  Beschrän- 
kungen des  Gesetzes  liefreite  Sprengstoffe 
hat  der  Bundesrat  die  in  den  Bekannt- 
machungen des  Reichskanzlers  vom  13.  März 
1885  (R.G.B1.  S.  78)  und  vom  IG.  April 
1891  (R.G.B1.  S.  105)  aufgeführten  Stoffe 
liezeiehnet» 

2.  Neben  diesen  gewerbepolizeilichen  Be- 
schränkungen siud  eine  Reihe  von  neuen 
Verbreehensthatbeständen  eingeführt : 

a)  Die  vorsätzliche  Herbeiführung  einer 
Gefahr  für  das  Eigentum  oder  die  Gesund- 
heit oder  das  Leben  mittelst  Anwendung 
von  Spreugstoffen  ist,  auch  wenn  ein  schä- 
digender Erfolg  nicht  eintritt,  mit  Zucht- 
haus bedroht;  wird  durch  die  Handlung 
eine  schwere  Korperverletzung  verursacht, 
so  betragt  das  Mindeststraf mass  5  Jahre; 
falls  aber  der  Tod  eines  .Menschen  verur- 
sacht ist,  so  tritt  Zuchthaus  nicht  unter  10 
Jahren  oder  lebenslängliches  Zuchthaus  ein. 
Hat  der  Thäter  in  dem  letztgedaehteu  Falle 
einen  solchen  Erfolg  voraussehen  können, 
womit  anscheinend  schon  die  blosse  fahr- 
lässige Herbeiführung  des  Todes  hat  ge- 
troffen werden  sollen,  so  ist  auf  Todesstrafe 
zu  erkennen.  (Ktwas  abweichend  von  Liszt ; 
zu  weit  geht  auch  Seheiff  S.  47,  welcher 
übersieht,  dass  in  dem  von  ihm  erwähnten 
Kalle  der  Vorsatz  des  Thäters  nicht  auf 
eine  Gefährdung  gerichtet  ist.) 

b)  Wer  Sprengstoffe  herstellt,  anschafft, 
bestellt  oder  in  seinem  Besitze  hat,  in  der 
Absicht,  durch  Anwendung  derselben  die  zu 
a  erwähnten  Rechtsguter  zu  gefährden  oder 
andere  Personen  zur  Begehung  einer  solchen 
Haudlung  in  den  Stand  zu  setzen,  wird  mit 
Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  bestraft;  die 
gleiche  Strafe  trifft  denjenigen ,  welcher 
Sprengstoffe,  wissend,  das«  sie  zur  Be- 
gehung «les  zu  a  gedachten  Verbrechens  be- 
stimmt sind,  an  andere  überlässt. 

c)  Wälirend  die  zu  a  und  b  gedachten 
Strafvorschriften  auf  all  e ,  insbesondere 
auch  auf  die  gemäss  1  b  den  gowcrl ^poli- 
zeilichen Beschränkungen  nic  ht  unterliegen- 
den Sprengstoffe  (Schiessmittel)  Anwendung 
finden,  werden  diese  Schiessmittel  im  Falle 
des  {»  8  des  Gesetzes  dagegen  von  der 
Strafandrohung  nicht  betroffen.  Dieser  be- 
droht nämlich  denjenigen,  welcher  Spreng- 
stoffe herstellt,  anschafft,  bestellt,  wissent- 
lich in  seinem  Besitze  hat  oder  an  andere 
Personen  ülwrlässt  unter  Umständen,  die 
nicht  erweisen,  dass  dies  zu  einem  erlaubten 
Zwecke  geschieht,  mit  Zuchthaus  bis  zu  5 
Jahren  oder  mit  Gefängnis  nicht  unter 
einem  Jahre.  —  l.'utcr  einem  unerlaub- 
ten Zwecke  im  Sinne  dieser  Vorschrift  ist, 
wie  sich  aus  dem  Zwecke  des  Gesetzes  und 
seiner  l'oltersehrift  ergiebt,  nur  ein  ^anar- 
ehistiseher,,  d.  h.  ein  solcher  zu  verstehen, 


der  auf  Gefährdung  von  Eigentum,  Gesund- 
heit oder  Leben  abzielt  (So  jetzt  mit  Recht 
Reichsgerichtserkenntnis  in  Strafsachen,  Bd. 
11,  S.  263.) 

d)  Ein  blosses  Komplott,  d.  h.  die  blosse 
Verabredung  mehrerer  Personen  zur  Aus- 
führung einer  oder  mehrerer  der  unter  a 
geflachten  Handlungen  oder  der  Verbindung 
zur  fortgesetzten  Begehung  derselben  wird 
mit  Zuchthaus  nicht  unter  5  Jahren  (!>,  also 
schwerer  liestraft  als  die  Begehung  der 
Strafthat  selbst.  (Komplott.) 

e)  Wer  öffentlich  vor  einer  Menschen- 
menge oder  wer  durch  Verbreitung  oder 
öffentlichen  Anschlag  oder  öffentliche  Aus- 
stellung von  Scluiften  oder  anderen  Dar- 
stellungen zur  Begehung  einer  der  zu  2  a 
und  d  gedachten  Handlungen  oder  zur  Teil- 
nahme an  denselben  auffordert  oder  wer  zur 
Begehung  derselben  dadurch  anreizt  oder 
verleitet,  dass  er  sie  anpreist  oder  als  etwas 
Rühmliches  darstellt,  wird  mit  Zuchthaus 
l>estraft.  (Oeffentliche  Aufforderung  oder 
Anpreisung.) 

f)  Wer  von  dem  Vorhaben  des  unter  2  a 
erwähnten  Verbrechens  oder  von  der  da- 
selbst zu  d  gedachten  Verabredung  oder 
dem  Thatbestande  des  zu  b  bezeichneten 
Verbrechens  in  glaubhafter  Weise  Kennt- 
nis erhält,  ist  verpflichtet,  der  durch  das 
Verbrechen  bedrohten  Person  oder  der  Be- 
hörde rechtzeitig  Anzeige  zu  machen,  wid- 
rigenfalls ihn  Gefängnisstrafe  trifft.  (An- 
zeigepflicht.) 

3.  Die  zu  2  a — e  erwähnten  Hand- 
lungen können  auch  dann  bestraft  werden, 
wenn  sie  von  einem  Deutschen  oder  Aus- 
länder im  Auslande  begangen  worden,  sellist 
wenn  sie  am  Tliatorte  einer  Bestrafung  nicht 
unterliegen. 

4.  In  den  unter  2  a— e  hervorgeholxmen 
Fällen  kann  auf  Zulässigkeit  von  Polizei- 
aufsicht erkannt  weiden ;  im  Falle  1  a  und 
2  a— d  ist  die  Einziehung  der  zur  Zube- 
reitung der  Sprengstoffe  gebrauchten  oder 
bestimmten  Gegenstände»  sowie  der  im  Be- 
sitze des  Verurteilten  vorgefundenen  Vor- 
räte auszusprechen. 

B.  Fremde  RechUquellen. 

3.  Oesterreich.  Das  hier  geltende  (ie- 
i  setz  vom  27.  Mai  1885  ist  dem  Reichsgesetz 
vom  9.  Juni  ls84  offensichtlich  nachgebildet 
und  stimmt  teilweise  wörtlich  mit  dem- 
selben überein,  so  dass  es  genügt,  hier  die 
wichtigsten  Abweichungen  von  dem  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  geltenden 
Hechtszustande  kurz  zu  skizzieren : 

a)  Das  in  §  2,  1  geschilderte  Vergehen 
wird  hier  nur  mit  Arrest  von  14  Tagen  bis 
zu  0  Monaten  bestraft,  womit  Geldstrafe 
von  10  bis  3<J0  Gulden  verbunden  werden 
kann. 
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b)  Das  daselbst  unter  2  c  skizzierte  Ver- 
brechen ist  dem  österreichischen  Rechte 
unbekannt.  Dieses  bestraft  dagegen  den- 
jenigen, welcher  sich  eines  Verstosses  gegen 
die  geworbepolizeiliohen  Beschränkungen 
schuldig  macht,  mit  strengem  Arrest  von 
3  Monaten  bis  zu  3  Jahren,  womit  Geld- 
strafe von  lou  bis  1*M H »  Gulden  verbunden 
werden  kann,  sofern  Umstände  vorliegen, 
welche  eine  Gefahr  für  das  Eigentum,  die 
Gesundheit  oder  das  I>?ben  eines  anderen 
herbeizuführen  geeignet  sind. 

c)  In  den  Fällen  2  a  und  b  des  §  2  ist 
das  Mindeststraf  mass  schwerer  Kerker  auf 
die  Dauer  von  5  Jahren ;  ist  in  dem  ersten 
der  leiden  Fälle  eine  körperliche  Verletzung 
oder  eine  Beschädigung  des  Eigentums  in 
.grösserer  Ausdehnung  entstanden,  so  ist  auf 
schweren  Kerker  von  10  bis  zu  20  Jahren, 
und  ist  der  Tod  eines  Mensehen  verursacht, 
auf  lebenslänglichen   Kerker  zu  erkeunen. 

—  Das  Komplott  (oben  2  d)  wird  mit  schwe- 
rem Kerker  von  5  bis  zu  10  Jahren  Ih> 
straft. 

d)  Die  öffentliche  Aufforderung  zur  Be- 
gehung von  sogenannten  Dynamit  verbrechen, 
die  Anpreisung  derselben  —  oben  sub  2.  2c 

der  Versuch  ihrer  Rechtfertigung  sowie 
die  Erteilung  einer  Anleitung  zur  Begehung 
derselben  wird  mit  schwerem  Kerker  von 
5  bis  lo  Jahren  bedroht. 

e)  Die  Anzeigepflicht  —  oben  sub  2,  2f 

—  tritt  nur  dann  ein.  wenn  der  Anzeige- 
pflichtige dieselU'  ausüben  kann,  ohne  sich, 
seine  Angehörigen  oder  diejenigen  Personen, 
welche  unter  seinem  gesetzlichen  Schutze 
stehen,  einer  Gefahr  auszusetzen :  die  Unter- 
lassung der  Anzeige  wird  mit  Kerker  von  0 
Monaten  bis  zu  1  Jahre,  und  wenn  im  Falle 
c  der  Tod  eines  Menschen  eingetreten  ist. 
mit  schwerem  Kerker  von  1  bis  5  Jahren 
geahndet. 

f)  Bei  sogenannter  >thätiger  Reue«  des 
Schuldigen  tritt  in  den  unter  c  gedachten 
Fällen  eine  Bestrafung  desselben  nicht 
ein.  — 

Es  liisst  sich  nicht  verkennen,  das»  das 
österreichische  Gesetz  einzelne  Härten  des 
Reichsgesetzes  vom  9.  Juni  1*8-1  glücklich 
vermieden  hat. 

Für  Österreich  kommen  ferner  noch 
folgende  Rechtsnormen  in  Betracht:  a)  die 
allgemeinen  Vorschriften  über  die  Verwah- 
rung u::d  den  Gebrauch  der  Sprengstoffe 
vom  2.  Juli  1877  (R.G.B1.  Nr.  68)  und  vom 
22.  September  1883  (R.G.BI.  Nr.  15b):  b)  die 
Verordnung  vom  6.  April  1892  älter  die  An- 
legung unterirdischer  Sprengmittelmagazine 
beim  Bergbau  (Brasserts  Zeitsc  hrift  für  Berg- 
recht Bd.  33  S.  273). 

4.  Belgien  und  Niederlande,  a)  In 
Belgien  gelten  die  beiden  Sprongstoffeesetze 
vom  l.">.  Oktober  1881  und  22.  Mai  188«, 


auf  Grund  deren  ein  arretc  royal  vom  29. 
Oktober  1894,  abgeändert  durch  Verordnung 
vom  18.  Dezember  1896  (Annales  des  mines 
Bd.  II,  S.  194)  portant  rogloment  sur  les 
fabrirpies,  les  depV.ts,  le  debit,  le  transport, 
la  di'tcntion  et  1  emploi  des  poudres  explo- 
sifs  (moniteur  beige,  journal  officiel  du  8. 
November  1894,  pag.  3591)  die  Herstellung, 
den  Vertrieb  und  Gebrauch  der  Sprengstoffe 
regelt.  Für  die  Verwendung  von  Spreng- 
stoffen in  den  Bergwerken  gelten  die  König- 
lichen Verordnungen  vom  13.  Dezember  1895 
(Brasserts  Zeitschrift  Bd.  37  S.  417)  vom 
10.  Februar  1896  und  vom  30.  Oktober  189« 
(Annales  des  mines  de  Bolgüpie  Bd.  II 
(1807)  S.  188  und  Brasserts  Zeitschrift  Bd. 
38  S.  402).  b)  In  den  Niederlanden  ist 
auf  Grund  der  Königlichen  Verordnungen 
vom  28.  Juni  1877  (Staatsblatt  1877  Nr.  155) 
ülier  den  Betrieb  von  Steinkohiengrubeu 
(Ai"tt.  19 — 24)  der  Gebrauch  von  Pulver  und 
anderen  Sprengstoffen  in  diesen  Betriel >eii 
geregelt. 

5.  England.  Schoo  im  Jahre  187"»  hat 
die  englische  Gesetzgebung  durch  die  Ex- 
plosives Act  1875  (38  Vict.  Ch.  17)  den  Ver- 
kehr mit  Sprengstoffen  einer  eingehenden 
gesetzlichen  Regelung  unterworfen.  ltas 
erwähnte  umfangreiche,  in  4  Teile  und  122 
Artikel  zerfallende  Gesetz  zählt  zunächst 
die  einzelnen  Sprengstoffe  auf,  für  welch»* 
dasselbe  Platz  greift!  Sodann  enthält  es  im 
ersten  Teile  ausführliche  Vorschriften  über 
Fabrikation,  Lagerung,  Verkauf  und  Trans- 
j»ort  von  Schiesspulver ;  der  zweite  Teil  re- 
gelt in  ähnlicher  Weise  die  Behandlung  der 
übrigen  Explosivstoffe;  der  dritte  Teil  sieht 
die  Anstellung  besonderer  Inspektoren  vor, 
welche  die  Ausführung  des  Gesetzes  zu 
überwachen  haben;  im  vierten  Teile  finden 
sich  ergänzende  und  Ausnahmebestimmungen. 
Vorschriften  über  die  zur  Ergänzung  des 
Gesetzes  zulässigen  Königlichen  Verord- 
nungen sowie  die  in  englischen  Gesetzen 
Ältlichen  Begriffsbestimmungen.  ■— 

Das  Gesetz  enthält,  wie  ersichtlich,  le- 
diglich eine  gewerbepolizeiliehe  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Sprengstoffen  und  «lein- 
entsprechend verhältnismässig  milde  Strafen 
für  die  Uebcrtretung  seiner  Vorschriften. 
Infolge  »les  Missbrauchos,  welcher  insbeson- 
dere in  Irland  mit  dem  Dynamit  zwecks 
Ausführung  von  sogenannten  politischen  Ver- 
brechen getrielien  wurde,  machte  sich  schon 
alsbald  das  Bedürfnis  einer  Ergänzung  des 
Gesetzes  vom  14.  Juni  1875  durch  scharfe 
Strafbestimmungen  geltend.  So  kam  nach 
kürzester  parlamentarischer  Behandlung  das 
Gesetz  vom  10.  April  1883,  die  Explosives 
Substances  Act  1883  (46  Vict.  Ch.  3),  zu- 
stande, welches  für  die  deutsche  und  öster- 
reichische Strafgesetzgebung  vorbildlich  ge- 
wesen ist.  Dasselbe  enthält  in  9  Artikeln  teils 
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materiell  rechtliche,  teils  prozessualische  Vor-  1  stoffe  verbieten,  ohne  dass  den  Fabrikanten  oder 
schriften :  in  den  ersten  1  Artikeln  sind  Verkäufern  au»  diesem  Verbot  ein  Anspruch  auf 
ahnliehe  Thatbestände.  wie  sie  oben  sub  2  Schadenersatz  crwMclwt. 

Durch  die  Ausführungsverordnungen  des 
Präsidenten  der  Republik  vom  24.  August  1875 
—  Bulletin  269,  Xr.  4517  —  uud  vom  18.  Oktober 
1882  -  Bull.  730,  Xr.  12552  -  ist  da«  im  Vor- 
stehenden skizzierte  Verfahren  im  einzelnen  ne- 


unter 2  a.  b,  c.  d.  e  formuliert  sind,  mit 
sehr  hohen  Strafen  bedroht:  indes  ist  die 
Fassung  des  englischen  Gesetzes  eine  engere 
und  präzisere  als  die  der  deutsehen  und 


österreichischen  Gesetzgebung.  (Kine  ein-  regelt, 
gehende  Darstellung  des  durch  die  Gesetze  j  Die  zahlreichen  Dynamit  verbrechen  der 
von  1*7  ">  und  l*s3  geschaffenen  Reehtszu-  Anarchisten  habeu  sodann  in  neuester  Zeit  zu 
standus  {riebt  Brassert  in  seiner  Zeitschrift  einer  erheblichen  Abänderung  der  Am.  435  und 
für  K.>rimM-lit  lbl   »±  S    l-tl  ff  ^  i  4Jb  Jes  Lode  Pe,,al  &eföhrt,  indem  das  G.  vom 

im  H«:p*l»t  2.  April  18i*2  -  Bulletin  1458,  Xr.  24091  - 

Reiter  ist  noch  das  Gesetz  vom  10.  Sep-  holie  Zwaiigsarboitsstrafe  und  je  nach  Lage  des 
tember  INN*,  das  sogenannte  »hohlenlierg-  Falles  Todesstrafe  gegen  diejenigen  verhängt, 
Werksgesetz  von  18.S7«  ('*)  und  51  Viet.  welche  durch  Anwendung  von  Sprengstoffen 
Chap.  58)  zu  erwähnen,  welches  im  Artikel  Gefahr  für  das  Eigentum,  die  Gesundheit  oder 
49,  Vorschrift  12  eingehende  Bestimmungen  i  da*  Leben  anderer  Personen  herbeiführen  (Art. 
über  die  Anwendung  von  Sprengstoffen  in  fit*/  »>J-  ,  Daii  Auf8t5Ue»  fi,ie/  sogenannten 
Bergwerken  unter  Tage  enthüll.  Dieses  Gesetz  Honmaschine  -  engin  explosif  -  auf  einem 

i  .  ■        i-         ,    ^1  -f     ,    .     .  öffentlichen  oder  Privatwege  in  verbrechenscher 

l  atneuenl.npsehreingi^feudeAemler  ngen  Absi(.,it  wjr(,  Mopiv-ersu,.h  e|eich{fWM.ht,t 

durch  das  Ge.se  /.  vom  14.  August  ls9u  (..!)  uml  die  Bedrohung  mit  der  Begehnne  eines 
und  üO  \  lct.  (  liap.  13)  erfahren,  das  ins-  l  sogenannten  Dynamitatteutates  ebenso  geahndet 
Iwsondere  (im  Art.  0)  die  wichtige  Vor-,  wie  die  ilnr« -h  Artt.  305,  306,307  p.  unter 
sdirift  enthält,  das»  der  Staatssekretär  (des  Strafe  gestellte  Bedrohung  mit  einem  Ver- 
Innern)  diejenigen  Sprengstoffe  l*ezeichneii  brechen  wider  das  Leben.  Straffrei  bleibt  der- 
kann,  welche  in  einem  Kohlenbergwerk  als  f"'^  welcher  vor  der  Vollendung  des  Ver- 
nieht  gefährlich  für  den  Betrieb  zur  Be-  etwaigen .Anstifter  bei  der  Obrig- 

.„,♦„..„„    i .  ,„  „  i  „,    i..  („„       ».,«  *eit  anzeigt  oder  die  \erhaftuug  von  Mit- 

nutzung  zugelassen  werden  dürfen.  Auf  ,diu](li  herb,  iführt ;  aber  auch  alsdann  kann 
Grund  dieses  (ies«-tzcs  sind  die  ^e^.rllnullgen  j,lin  ^miiss  Art  ^  (i  vom  27.  Mai  1885 
des  Staatssekretärs  des  Innern  vom  1!).  De-  ej„e  zeitweilige  oder  dauernde  Aufenthaltsbe- 
zember  18JM»,  20.  Dezember  1S!.*7,  11.  Juli  schränkung  auferlegt  worden. 
1S9K  und  23.  Dezember  189N  ergangen,  wo-  Hervorzuheben  ist  endlich  noch  der  ErlHss 
nach  die  Verwendung  folgender  Sprengstoffe  ( des  Ministers  des  Innern  vom  1.  August  1890 
gestattet  ist:  Ammonit,  Amvis.  Arguspulver, '  betreffend  die  in  Bergwerken  mit  Schlagwettern 
Bellit  Xr.  1  und  Xr.  3.  Carhonit!  Carbon-  «"'1  mit  K.ihlenstauh  zu  verwendenden  Spreng- 

sloffe.  (Annale*  des  miues,  Partie  adinimsti. 
Ser.  VIII  Bd.  9.  S.  370j. 

7.  Italien.    Nach  Artt.  300,  301  des  Str. 
(i.  B.  vom  30.  Juni  1889  wird  derjenige,  welcher 
in  der  Absicht,  ganz  oder  teilweise  Gebäude 
|  oder  Baulichkeiten  irgend  einer  Art  oder  noch 
,  nicht  getrennte  Bodenprodukte  oder  Lager  oder 
!  Mengen  von  Brennmaterial  zu  zerstören,  Minen. 
8.  März  1  Torpedos  oder  andere  explodierende  Maschinen 
aufstellt  oder  entzündet,  mit  Einschließung  von 
3  bis  7  Jahren  bestraft.    Ist  die  verbrecherische 
Absicht  gegen  „zur  Wohnung  l>estimrate  oder 
öffentliche  oder  zu  öffentlichem  Gebrauche,  zu 
öffentlichem  Nutzen  oder  zur  Ausübung  eines 
Kultus  bestimmte  Gebäude  oder  gegen  Industrie- 
werkstätten, Warenlager  oder  Quellen  oder  Lager 


gelatine,  Dahmenit  A,  Elektronit  Xr.  2, 
Klephant-Brand-Schiesspulver  u.  desgleichen 
Sprengpulver  Xr.  2,  Krdl>el>onpulver,  Fav- 
ershampulver,  5  Sorten  Gelignit,  Kynit, 
X«  »bei- Artleerpulver,  Nobel-* 'arbonit,  Oxalat - 
sprengpulver,  Koburit  Nr.  3,  Westfalit. 

«.  Frankreich.  Durch  das  G. 
1875  —  Bull.  251.  Nr.  4064  —  ist  erst  die  Fa 
brikatiou  von  Dvuamit  und  Xitroglyceriu-Explo- 
sivstoffeu  für  den  Privatverkehr  freigegeben, 
aber  dabei  einer  ganzen  Reihe  von  gewcrbepoli- 
zeilichen  Beschränkungen  unterworfen,  von  denen 
die  wichtigsten  folgende  sind : 

a)  Zur  Anlegung  von  Fabriken  zwecks 
Herstellung  der  erwähnten  Sprengstoffe  bedarf  j  entzündlicher  oder  explodierender  Materien 
es  einer  Genehmigung  des  Präsidenten  der  He- ,  Werften,  Eisenbahnfahrzeuge,  Gruben,  Bcrg- 
publik,  welche  indes  nur  erteilt  wird,  wenn  idle  ;  werke  oder  Wälder"  gerichtet,  so  tritt  Ein- 
konzessionsbedingiingen  erfüllt,  insbesondere ;  Schliessung  von  5— 10  Jahren  ein.  —  Diese 
auch  eine  Sicherheit  von  50000  Francs  zur  j  Strafen  werden  unter  den  in  Artt.  327 — 330  an- 
Staatskasse eingezahlt  ist.  gegebenen  Voraussetzungen  in  dem  dort  vor- 

b)  Die  Fabrikation  ist  einer  hohen  Abgabe  |  geschriebenen  Masse  entsprechend  erhöht  oder 


(zum  Höchst  betrage  von  2  Fraucx  von  jedem  kg) 
unterworfen. 

c)  Auch  zur  Einführung  der  gedachten 
Sprengstoffe  aus  dem  Auslande  bedarf  es  einer 
Genehmigung  der  Regierung 


gesc 

herabgesetzt 

In  dem  Sicherheitspolizeigesetze  vom  30. 
Juni  1889,  Artt.  21-23  und  in  Artt  462,  469 
des  St.  0.  B.  ist  die  Anfertigung  und  der  Ver- 
trieb von  Sprengstoffen  gewissen  gewerbepoli- 


dl  Die  Regierung  kann  auf  Grund  eines ,  zeilichen  Beschränkungen  unterworfen,  deren 
Gutachtens  des  Staatsrates  jederzeit  im  Interesse  l'ebertretung  mit  Geldstrafe  oder  Haft  bedroht 
der  öffentlichen  Sicherheit  sowohl  die  Fabrika-  ist.  —  Die  gefahrbringende  Handhabung  oder 
tion  wie  den  Vertrieb  der  erwähnten  Spreng- !  eine  verbotswidrige  Aufbewahrung  von  Spreng- 
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Stoffen  ahnden  endlich  Arft.  467.  468  St.  G.  B. 
mit  Geld-  bezw.  Haftstrafe. 

C.  Internationales  Recht. 

Der  Transpurt  von  Sprengstoffen  auf  den 
Eisenbahnen  ist  durch  das  internationale  Ueber- 
eiukoimnen  vom  14.  Oktober  1890  (H.G.BI.  1892 
S.  793 1  nebst  der  Znsatzvereinbarung  vom  20. 
September  1893  (R.G  Bl.  1896,  S.  707),  vom  16. 
Juli  189ö  (R  G  Bl.  189ö  S.  46o  und  189«  S.  711) 
und  vom  16  Juni  1898  für  die  Vertragsstaaten 
Belgien,  Deutschland,  Frank reich,  Italien,  Luxem- 
burg, Niederlande,  Oesterreich  •  Ungarn.  Rnss- 
land.  Schweiz  in  Geinässheit  der  Ausftlhrungs- 
bestimniiingen  zu  jenem  l'ebereinkoromen  und 
deren  Anlage  1  (K.G  Bl.  1K92  S.  874  und  884) 
einheitlich  geregelt. 

Lltt«rat»r:  Fr.  Bofckmnnn,  Die  esplo*ircn 
Stoffe,  ihre  (>e*rliiehtr,  Fabriktition,  Eigentchof- 
Im,  I'nllung  und  proktutrhe  Anwendung  J.  Aufl., 
Wim  18'J.I.  —  IHngler*  p»lytechni*rhe«  Jmir. 
»in/.    —  Flieh* ,    Da*    XobeUrhc  Spreng- 

pulvr  Dynamit  in  falifornirn,  Hamburg  1878. 

—  O,  Hoppe,  Beiträge  zur  (letchichte  der  Er- 
findungen, Clautthul  Juso.  —  Kamontch,  Tcch- 

ni*che*  Wörterbuch ,  IUI.  -f.  I K  tterreichi*che 
Zeittuhr.  für  Berg-  und  Hiitlenweten,  ,10.  Jahrg. 

-  .1.  Srrlo.  Iluudbuch  der  llerghaukunde,  j. 
Aufl.,  llerlin  /.v.sj.  —  J.  fpmann  u.  E.  V. 
Jtlryet;  Da*  Srhiet*putver,  die  ErpUmir  korper 
und  die  Eenerverkerei,  Brnuu*rh\crig  187  i.  — 
Mtlor  Trauzl,  Die  Ej-plo*ir*toffe  der  Gegen- 
wart, Wien  1X77.  —  Zeitschrift  für  Iterg-,  Hüt- 
ten-   und  Seilinentrcten.  —  II.  Wtehelhaus, 


Wirt*chajtliche 


rhemi*eher  Arbeit, 


Iiraun»chweig  189-i.  -  .1.  M.  v.  Bieberstein,  Du* 
HA:,  wm  9.  IV  188  4,  Jini  in  ists.  —  Brntmert, 
ZeiUchrijl  für  Bergrecht,  in*beiondere  Bd.  8  bi* 
M,  19,  Jö,    >7,  St,  3*;— 41.  —  t,'erieht**aal 

Bd.  .18  (WM),  S.  1»U  iL  —  von  IJ»lt,  Lehrbuch  den 
deutlichen  Straf recht«,  10.  Aufl.,  Berlin  läOtt,  S.  49.1  ff. 

—  (hnmelmann,  D<t*  Ihfnamitgctetz  und  »eine 
Eidgen,  Dortmund  1887 '.  —  Scheifl',  Da*  Dynamit- 
gefett  rom  '.>.  VI.  1884  (*y*temuti*eh  dnnjet  teilt j, 
Berlin  1886.  -  ZeiUchrijt  für  die  getarnte  Straf- 
fecht*tri**en*chtijt,  Bd.  3—8  u.  10.  —  S.  .1.  v. 
Itomockl,  Grtrhiehtc  der  Ex pl»*ir, tafle,  Herl  in 
is:m,  Ix'M  (2  Bde.).  —  fhtear  Outlmann, 
Die  Indimtrie  der  Erplo»iv*toffet  Hraumchweig 
l.S'.i.',.  —  lierttelbe,  Schiet*-  und  Sprcngmittel, 
Htttnntchweig  1900.  —  .V.  Berthelot,  Le*  com- 
/mtition»  incendiaire*  dun*  l'antifuite  et  an 
irtoiteit  tige,  Pari*  1891  (Jterue  de*  deujc  munden). 

—  Derselbe,  Sur  la  föne  de*  mutiere*  expio- 
>ire*.  i  Bde.,  .».  Aufl.,  Puri*  1883.  -  P.  F. 
t'holon,  Tratte'  thforitjur  et  pratiipte  de*  csjdo- 
fit»  moderne*,  Ihri*  1889.  —  .1.  Maequet, 
Ej'pl»*if»  de  »i'irete,  Pari*  18'JX.  —  lefon  Go- 
ily.  Tratte  thforii/ue  et  prutique  de*  mutiere* 
rsplotive*,  Xamtir  1890.  —  Eimtler,  Jlondbook 
of  widern  erplotive»,  London  18'jo.  —  C  und  Iii 
und  Thomson,  Dietiunary  of  Erplo*ire*,  L>>n- 
di-n  189ri.  —  milougby  Wake,  Lecture*  »n 
Esptotire*,  Xew-iork  1HU7.  —  Lutz  Martlel, 
I'olront*,  E.rjdo»iro*  Modern»*  e  »tot*  npplicaeoe*, 
Liimbon  189.*,  1894!. 

il  r  II  Ii  fl  fwt>J9, 


Der  Staat. 

I.  Staat  rallgemeine  St«atslehrei  fS.  907). 
j  II.  Staat  in  nationaliikonoiniflcher  Hinsicht  (S.  940 1. 

I.  Staat  (Allgemeine  Staatslehre). 

I.  Zur  Geschichte  des  Wortes. 
II.  Kritik  der  herrschenden  Staats- 
theorieen.  1.  Einleitung.  2.  Die  Machttheorie. 
3.  Die  orgauisi  he  Staatslehre.  4.  Personlichkeits- 
theorie.  —  III.  Das  Wesen  des  Staates. 
1.  Der  Staat  ein  Rechtsverhältnis.  2.  Staat  und 
Recht.  3.  Der  Zweck  des  Staates.  4.  Die  Einheit  des 
Staates. —  IV.  Die  S  t  aa  t  sge  wal  t.  1.  Wesen 
der  Staatsgewalt.  2.  Einheit  der  Staatsgewalt 
und  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten.  :s. 
Staatsgewalt  und  Recht.  4.  Allgemeine  Funk- 
tionen der  Staatsgewalt.  5.  Gebiete  der  Staats- 
thätigkeit.  —  V.  Die  Staatsverfassung 
und  ihre  Formen.  1.  Begriff  der  Ver- 
fassung. 2.  Geschichte  der  Theorie.  3.  Klassifi- 
kation der  Staatsverfassungen.  4.  Die  Einheits- 
staaten.  •'>.  Zusammengesetzte  Staaten. 

I.  Zur  tiescliirhte  des  Worte». 

Im  Altertum  richteten  die  Denker,  welche? 
sieh  die  Erforschung  des  Staates  zur  Auf- 
gabe setzten,  iure  Aufmerksamkeit  vorzugs- 
weise auf  die  Staaten  der  griechisch-römi- 
schen Welt.    Von  den  griechischen  Stadt- 
staaten abstrahierten  Plate  und  Aristo- 
teles deu  Begriff  des  Staates  f.Wi»-.  xo'uxrin\ 
und  nur  widerwillig  und  notgedrungen  ent- 
schlossen  sie  sich  in  Ermangelung  eines 
(anderen  Ausdrucks,  das  Wort  rr«Äi»  auf  die 
|  Barbarenstaaten  anzuwenden.    (Einen  cha- 
;  rakteristischen  Beleg  hierfür  bietet  Ari s- 
1 1  o  t  e  I  e  s ,  Politik  JIM  2H0  a  33  ff,)  Ebenso 
war  für  die  römischen  Juristen  der  Staat 
als  solcher  d«*r  römische  Staat,  der  aus 
einem  Stadtstaat  zu  einem  Weltstjuit  emjior- 
^  gewachsen  war.    Das  römische  Volk  (jwt- 
:  pul  Iis),  die  Bürgerschaft  (civitas)  bildete  ein 
Gemeinwesen,  die  res  publica.  Diese 
Ausdrücke  wurflen  dann  auf  jeden  anderen 
Staat  übertragen,  so  zwar  dass  t-ivitas  jeden 
nicht  rihnischen  Staat  ohne  Rücksicht  auf 
seine  Verfassung  bezeichnete,  eine  res  publica 
aber  nur  denjenigen  Staaten  zugesprochen 
wurde,  welche  eigene,  aus  der  Wahl  des 
Volkes  hervorgehende  Magistrate  Itesassen. 
Beide  Ausdrücke  aber  wurden  gleicherweise 
auf  völlig  selbständige  Staaten  wie  auf  die 
dem  römischen  Reiche  eingegliederten  und 
|  untergeordneten    Stadtstaaten  angewandt. 
I  Nicht  der  allgemeine  Begriff  des  Staates 
i  fehlte  dem  Altertum,  sondern  nur  oin  tech- 
i  nischer,  ihn  allein  bezeichnender  Ausdruck. 
:  Dasselbe  gilt  v.on  dem  Mittelalter.    In  den 
germanischen  wie  romanischen  Volkssprachen 
allerdings  fehlte  es  auch  an  einem  Worte 
für  den  Staat  im  allgemeinen.    Sie  kennen 
nur  den  einzelnen  konkreteu  Staat,  das  Reich, 
das  Königreich,  die  Grafschaft,  die  Stadt 
u.  s.  w.    Der  Wissenschaft  aber,  die  sich 
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ausschliesslich  der  lateinischen  Sprache  be- ',  wendet  (I>es  six  livres  de  Ja  republiipie  1577). 
diente,  ist  der  allgemeine  Begriff  des  Staates  Doch  scheint  er  an  einzelnen  Stellen  seine« 
wohl  bekannt.  Er  wird  untersehiedJos  als  I  grossen  Werkes  auch  estat  in  diesem  Sinne 
civitas  oder  res  publica  bezeichnet.  Noch  zu  gebrauchen  (vgl.  z.  B.  I.  c.  8  ed.  1 58»> 
alier  ist  der  Begriff  des  Staates  nicht  all-  p.  99).  und  Montaigne  bedient  sich  in 
seitig  ausgebildet  uud  noch  nicht  gegenüber  seinen  Essais  (1580,  1588)  mehrfach  des 
dem  Begriffe  der  sich  selbstvcrwaltenden  Wortes  in  dieser  Bedeutung  (II  c.  23, 
Stadt  abgegrenzt.  So  fanden  auch  beide '  III  c.  9).  Cm  diese  Zeit,  in  der  zweiten 
Ausdrücke  civitas  wie  res  publica  auf  den  '  Hälfte  des  IG.  Jahrhunderts,  dringt  das  Wort 
Staat  wie  auf  die  Stadtgemeinden  gleich-; auch  in  die  amtliehe  Sprache  ein.  Die  Mi- 
niässig  Anwendung.  Die  Vorstellung,  dass '  nister,  die  secrotaires  du  roi,  nennen  sich 
das  im]M_'rium  mundi  des  römischen  Kaisers  soeretaires  dotat,  und  der  eonseil  du  rot 
allen  Staaten  übergeordnet  sei.  hinderte  die  führt  gleicherweise  auch  den  Titel  conseil 
Ausbildung  des  Begriffs  der  Souveränetfit  dotat.  Im  17.  Jahrhundert  ist  für  den  Be- 
und  damit  die  Vollendung  des  Staatsbogriffs. :  griff  Staat  das  Wort  etat  allein  gebräuchlich. 
Krst  im  14.  Jahrhundert,  als  die  Gewalt  des  ;  In  Deutschland  hat  die  lateinische 
römischen  Kaisers  deutscher  Nation  zu  einem  Sprache  über  ein  Jahrhundert  länger  als  in 
Schatten  herabgesunken  war,  beginnt  die  i  Italien  und  Frankreich  ihre  Herrschaft  in 
Wissenschaft  die  civitates  superiorem  non  der  gelehrten  Litteratur  behauptet.  Dem- 
lecognoscentes  von  den  dem  Staate  unter-  gemäss  wird  hier  auch  weit  später  das  Wort 
geordneten  Gemeinden  und  Ilorrschaften  zu  Staat  von  der  Sprache  aufgenommen.  Zu- 
uuterscheiden.  Jetzt  aber  wird  auch  uud  erst  erscheint  es  auf  dem  Titel  einiger  Werke 
zwar  zuerst  in  Italien,  dem  Lande  der  j  über  Staatskunst,  die  nach  dem  Vorbild 
selbständigen  Stadtherrsehafton.  das  Wort  '  Boteros  eine  Klugheitslehre  für  den  Fürsten 
ivs  publica  vorzugsweise  auf  die  Stadt- 1  und  Staatsmann  zu  geben  bezwecken,  so 
republiken  bezogen.  Erst  um  die  Wende  z.  B.  in  G.  E.  v.  Löhneys  Hof-,  Staats- 
dos Li.  uud  Li.  Jahrhunderts  bedient  sich '  und  Regierungskunst  1622  (doch  findet  sich 
die  Wissenschaft  —  und  zwar  .auch  hier  iu  dem  selir  umfangreichen  Werke,  soviel 
wieder  zuerst  iu  Italien  -  der  lindes-  ich  sehe,  der  Ausdruck  Staat  nicht).  Unter 
spräche  und  ilir  musste  sie  ein  Wort  für  dem  Einflüsse  der  vielfach  unrichtig  Ver- 
den Staatsbegriff  entnehmen.  Hierfür  bot  standeneu  Lehren  Maehiavellis  begründete 
sich  das  Wort  stato*  dar.  Schon  im  man  im  17.  Jahrhundert  mit  der  ragione  di 
Mittelalter  ward  mit  dem  Worte  vielfach  der  stato,  der  Staatsraison  oder  Staatskunst,  in 
Zustand  eines  Staates  in  seiner  Verfassung,  der  praktischen  Politik  wie  iu  der  Litteratur 
die  Verfassung  bezeichnet  (z.  B.  Daute,  die  Ijehre,  dass  das  augenblickliche  Inte- 
luferno  27,  54:  Ccsena  tra  tirannia  si  vive  resse  des  Staates  für  den  Staatsmann  allein 
e  stato  franco«).  Im  15.  Jahrhundert  ward  massgebend  sein  müsse  und  die  Politik 
dann  hiermit  insbesondere  der  herrschende  weder  an  die  Schranken  des  Hechts  noch 
Stand,  und  weiterhin  die  Organisation  der  an  die  der  Moral  gebunden  sei.  Der  Aus- 
Staatsgewalt, die  Regierung  bezeichnet  (capo  druck  Staat  selbst  erhielt  dadurch  eine  üble 
del  stato  1483  in  Venedig).  So  jag  es  nahe, ,  Nebenbedeutung,  und  V.  L.  v.  Seck  en- 
den Ausdruck  für  den  Staat  selbst  zu  vor-  dorff  verwahrt  sich  in  der  Vorrede  zu 
wenden  ,  da  cittä  der  Stadt ,  repubblica  seinem  Fürstenstaat(l  655)  dagegen,  dass 
aber  dein  Freistaate  ausschliesslich  vorbe-  er  vmit  dem  Worte  Staat  keineswegs  das 
halten  ward.  Machiavelli  verwendet  die  gemeint,  was  darunter  heutzutage  öfters  l>e- 
Worte  stato  und  repubblica  in  diesem  Sinne  griffen  werde  und  fast  eine  Untreue,  Schaud- 
nach  einem  offenLir  damals  allgemein  herr- '  that  und  Leichtfertigkeit  zu  nennen  sein 
sehenden  Sprachgebrauch.  (II  Prineijje,  wird,  die  an  etlichen  verkehrten  Orten  mit 
c  1 :  »Tutti  gli  stati  sono  o  repubbliche  o '  dem  Staat,  ratione  Status  oder  Slaatssacheu 
prineipati«.)  Durch  ihu  und  durch  das  weit- ;  entschuldigt  werden  will.*  Noch  168ö|  Vor- 
verbreitete und  einflussreiche  Buch  von  :  rede  zu  dem  Ohristenstaat)  erklärt  er,  de  r 
ßotero,  Li  ragione  di  stato  (1583),  dessen  |  Gebrauch  des  Wortes  Staat  ekele  ihn  cigent- 
luhalt,  wie  der  Verfasser  selbst  angiebt,  die  j  lieh  an,  doch  gebrauche  er  es,  weil  *er  es 
Lehre  von  den  Mitteln  a  fondare  e  con-  i  mit  keinem  tamemeren  auszuwechseln  go- 
sorvare  un  dominio  bildet,  wanl  das  Wort  ;  wusst  und  es  Bürgerrecht  in  unserer  Mutter- 
nieht  nur  in  Italien,  sondern  auch  in  F ran  k-  j  spräche  verdient  zu  haben  scheine.*:  Er 
reich  (estat  etat)  l»ald  allgemein  in  diesem  !  versteht  darunter  aber  nicht  etwa  den  Staat 
Sinne  angenommen.  Der  bedeutendste  fran-  im  heutigen  Sinn,  sondern  nur  Zustand, 
zösische  Staatsgelehrte  des  16.  Jahr-  ^  Stand,  und  er  will  das  letztere  Wort  nur 
hunderts,  J  ca  n  Bo  d  i  n ,  gebraucht  das  Wort  deshalb  nicht  gebrauchen,  weil  es  mehr  eine 
zwar  meist  noch  in  dem  Sinne  von  Ver-  jxrsöuliehe  Beschaffenheit«  bezeichne.  Doch 
fassnng  oder  Stand,  wälireud  er  für  den  ,  ward  das  Wort  mehr  und  mehr  auch  im 
Staat  das  Wort  »'«publique,  res  publica  ver-  heutigen  Sinne  gebraucht.   J.  E.  Kessler 
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in  seiner  »Reinen  und  unverfälschten  Staate- 
regul  christlicher  Staatsf  Arsten«  (1678)  unter- 
scheidet f>  Bedeutungen  des  Wortes  und 
gebraucht  es  »nach  seinem  italienischen  Ur- 
sprung für  eine  Herrschaft«.    Aber  erst  am 


gegengetreten  werden,  dass  es  einen  einheit- 
lichen Staatebegriff  in  der  Staatswissonschaft 
öberliaupt  nicht  gebe,  dass  eine  menschliche 
Gemeinschaft  im  Sinne  des  Staatsrechts 
einen  Staat  bilden  könne,  die  im  Sinne  der 


Anfang  des  IS.  Jahrhunderte  tritt  das  »Staats-  Philosophie,  der  Moral,  der  Politik  oder  der 
recht«  an  die  Stelle  des  ius  publicum  (z.  B. ,  Volkswirtschaft  kein  Staat  sei  und  umge- 
Zschakwitz.  Einleitung  zu  dem  teutseheu  |  kehrt.  Freilich  kann  man  die  verschiodeu- 
iure  publico  oder  Staatsrecht  1711),  um  sich  |  artigsten  Vorstellungen  mit  einem  und  deiu- 


dann  rasch  einzubürgern.  Die 


m 

amtlieh* 


selt>en  Worte  bezeichnen,  wie  wir  auch  heute 


Sprache  folgte  dem  nur  zögernd.     Wohl  noch  das  Wort  Staat  im  Sinne  von  Aufwand 


wurden  im  17.  Jahrhundert  die  Ausdrückt 
Status,  Status  publicum  vielfach  angewandt, 
aber  man  verstand  darunter  entweder  den 
Zustand  des  Landes  oder  dessen  Verfassung 
im  allgemeinen  oder  aber  den  Finanzzu- 

soudert 


oder  Putz  gebrauchen.  In  seiner  Anwen- 
dung auf  das  Verhältnis  eines  durch  die 
Unterordnung  unter  eine  Herrschergewalt 
vereinigten  Volkes  aber  kann  der  Begriff 
nur  ein  einheitlicher  und  zwar  nur  ein 


stand,  den  »Kammerstaat»  insbesondere.  In  :  Rechtshegri  f  f  sein.  Denn  das,  was  den 
Preussen  ward  bis  gegen  das  Ende  der  I  Staat  zum  Staat  macht,  sind  die  Rechts- 
Regiernng  Friedrichs  des  Grossen  das  normen,  durch  welcho  die  Herrschergewalt 
Wort  in  dem  heutigen  Sinne  nur  ganz  ver- 1  und  das  Volk  im  Verhältnis  der  Lieber-  und 
einzelt  gebraucht.  Noch  in  der  Obergerichts-  |  Unterordnung  verbunden  sind.  Denken  wir 
Ordnung  für  die  Altmark  von  1753  findet  uns  diese  Rechtsnormen  hinweg,  so  fällt  der 
sich  das  Wort  Republik  im  Sinne  von  Staat. !  Begriff  des  Staates  in  sieh  zusammen,  eben- 
Die  Mitglieder  des  Geheimen  Rats  Iiiessen  '  so  wie  ein  konkreter  Staat  aufhört  zu  exi- 
in  Preussen  nicht  Staatsräte,  sonderu  Etats-  stieren,  sobald  Herrscher  und  Volk  nicht 


rate,  die  Minister  uicht  Staatsminister,  son- 
dern Etatsminister.  Erst  das  A 1 1  g  o  m  e  i  n  e 
Land  recht  von  179-1  hat,  wie  es  den 
selbständigen  Begriff  des  Staates  in  seinen 
Normen  des  öffentlichen  Rechte  in  streu 


iT 


Sprache  der  Gesetze  gegeben. 

Mit  der  Ausbildung  des  modernen  Staate« 
haben  auch  sämtliche  germanische  und 
romanische  Sprachen  fflr  den  Staatshegriff 
dasselbe  Wort  sich  aneeeitrnet 


mehr  durch  geltende  Rechtsnormen  zu- 
sammengehalten werden.  Die  Personen, 
welche  Inhaber  der  Herrschergewalt  sind, 
mögen  wechseln,  der  Inhalt  der  Rechts- 
normen mag  sich  ändern  —  aber  verlieren 
Folgerichtigkeit  durchführte,  so  auch  dem  überliaupt  die  Rechtsnormen,  die  Herrscher 
Worte    Staat    volles  Börgerrecht    in    der;  und   Volk    verbinden,    ilire    Geltung,  so 

existiert  der  Staat,  weder  in  rechtlicher  uoeh 
in  politischer  noch  in  volkswirtschaftlicher 
Beziehung,  nicht  mehr.  Der  Irrtum,  der 
hiermit  nachgewiesen  ist,  beruht  darauf,  dass 
in  den  verschiedenen  Staatswissenschaften 
.  die  Anforderungen,  die  an  den  Staat,  wie 

II.  Kritik  der  herrschenden  htaat«-     er  sein  solK  in  auf  soino  <,rgaui- 

theorieen.  ^  sation,  seine  Macht  und  seine  Wirksamkeit 

1.  Einleitung.  Dieser  Einheit  der  Be-  !  gerichtet  werden,  verschiedenartige  sind  und 
Zeichnung  entspricht  aber  keineswegs  eine ,  sodann  dem  Staate,  der  diesen  Anforde- 
einheitlielie  und  allgemein  anerkannte  wissen-  i  rungen  nicht  oder  nicht  genügend  entspricht, 
schaftliche  Definition  des  Begriffes  Staat,  der  Charakter  des  Staates  Oberhaupt  abgc- 
Die  Staatslehre  teilt  mit  allen  Wissenscliaften  i  sprachen  wird. 

»las  Schicksal,  dass  ihre  letzten  und  allgo-  i  Eine  Dogmeugeschichte  des  Staatebo- 
meinsten   Begriffe,   auf  denen  die  ganze  griff s  kann  nur  innerhalb  einer  Geschichte 

Der 
erfügung 

steht,  verhindert  es.  auch  nur  im  Grundriss 
eine  solche  dem  l>eser  vorauf flliren.  Es 
muss  genügen,  hier  nur  die  wichtigsten 
Theorieen.  die  sich  heute  um  die  Herrschaft 
streiten,  in  Kürze  zu  besprechen.  Aller- 
dings über  die  Elemente,  deren  Verbindung 
oder  nach  der  Methode,  welche  ihre  Unter-  in  dem  Begriff  des  Staates  zu  geben  ist, 
suchung  leitet,  zu  von  einander  abweichen-  besteht  unter  all  diesen  Theorieen  kaum  ein 
den  Erklärungen  und  damit  auch  zu  ver-  i  Streit  In  jedem  Staate  stehen  sich  Herr- 
schiedenen  Definitionen  des  Staates  gelangt.  ■  scher  und  Iteherrschto  gegenüber,  in  der 


Wissenschaft  ruht,  der  Erkenntnis  diegrussten 
Schwierigkeiten  darbieten  und  vielleicht  für 
immer  der  vollen  Erkenntnis  sich  entziehen. 
Zu  allen  Zeiten,  seitdem  überliaupt  die 
Menschen  die  Erforschung  des  Staates  zum 
Gegenstand  ihres  Nachdenkeus  gemacht, 
sind  sie  auch  nach  der  allgemeinen  Welt- 
anschauung, von  der  sie  beherrscht  werden. 


der  Staatstheorieen  gegeben  werden, 
beschränkte  Raum,  der  hier  zur  Verl 


Vermag  demnach  die  Staatslehre  heute  noch 
nicht  eine  unanfechtbare  Definition  des 
Staates  zu  geben,  so  muss  doch  der  neuer- 
dings mehrfach  geäusserten  Ansicht  cut- 


absoluten  Monarchie,  in  der  der  Herrscher 
rechtlich  unbeschränkt  die  Herrschergewalt 
auszuüben  hat.  wie  in  der  demokratisch 
organisierten  Republik,  in  der  die  Gesamt- 
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lieit  der  volljährigen  Beherrschten  in  ihrer  I 
Organisation  zugleich  Inliaber  der  Herrschaft ' 
sind.    Auch  in  einem  Staate,  der  dem  Ideal  j 
der  sozialdemokratischen  Lehre  entspräche, 
konnte  dies  nicht  anders  sein.    Ohne  Herr- 
schaft kein  Staat.     Allgemein  wird  min  i 
weiterhin  noch  als  ein  wesentliches  Element  | 
des  Staatsbegriffs  anerkannt,  dass  die  Herr-  j 
schaff  auch  auf  einem  und    über  einen  | 
räumlich  abgegrenzten  Teil  der  Erdober- 
fläche, über  das  Staatsgebiet  ausgeübt 
werde.    Nomndenvölker  können  unter  einer 
Herrsehergewalt '  stehen  und  eiue  staatliche 
Verbindung  bilden,  aber  sofern  die  Herr- 
schaft nicht  eine  territoriale  Grundlage  hat, 
bildet  das  Herrsohaftsverhältnis  keinen  Staat. 
Strittig  ist  nur  die  Art  und  das  Wesen  der 
Vereinigung,  in  welcher  Herrscher  und  Be- 
herrschte stehen,  wenn  wir  hier  zunächst 
von  der  Streitfrage  über  die  Qualität  der 
Herrsehergewalt  absehen,  die  nur  für  den 
zusammengesetzten  Staat  von  Bedeutung  ist 
(siehe  weiter  unten). 

2.  Die  Machtthenrie.  Der  Herrscher 
ist  es,  dessen  Willen  die  Beherrschten  zu 
gehorchen  haben,  und  er  verfügt  Über  die 
äusseren  Machtmittel,  um  den  Widerstand 
gegen  soine  Gebote  zu  beugen.  Dem  olter- 
flächlichen  Beobachter  erscheint  der  Staat 
deshalb  als  eiu  thatsäehliches  üewaltverhält- 
nis,  iu  dem  der  Stärkere  dem  Schwächeren 
seinen  Willen  aufnötigt,  und  diese  oberfläch- 
liche Beobachtung  scheint  auch  bei  einer 
tieferen  Betrachtung  in  der  Geschichte  der 
Staaten  eine  Stütze  zu  finden.  Sie  weist 
zahlreiche  Fälle  auf,  in  denen  Staaten  durch 
äussere  Gewalt  gegründet  und  zerstört 
worden  sind,  in  denen  der  Herrscher  die 
Unterthanen  nur  durch  Mittel  der  physischen 
Gewalt  zur  Ausführung  seiner  willkürlichen 
Gebote  zwingt  oder  zur  Auswanderung  nötigt. 
Immer  wieder  treten  demgemäss  auch  wissen- 
schaftliche Theorieen  auf.  welche  den  Staat 
nur  für  eiu  thatsäehliches  Verhältnis  er- 
klären, in  dem  der  Stärkere  den  Schwächeren 
beherrscht.  Schon  Nato  berichtet,  dass 
spätere  Sophisten  und  die  in  der  Schule  der 
Sophisten  aufgewachsenen  athenischen  Staats- 
männer, wie  Peius,  K  ai  Ii  kies  und 
Thrasymaehus.  gelehrt  haben,  dass  derl 
Staat  nur  auf  der  Macht  beruhe.  Für  den 
Starken  sei  Recht  nur  das.  was  ihm  nütze. 

Die  wenigen  und  vielleicht  nicht  ganz  I 
zuverlässigen"  Angaben  Piatos  lassen  nicht 
erkennen,  ob  die  Vertreter  dieser  Ansichten 
sie  wissenschaftlich  zu  begründen  versucht 
oder  sie  nur  zur  Verteidigung  einer  Politik 
der  Gewalt  aufgestellt  hatten.  In  der  neueren 
Zeit  ist  der  Begründer  einer  wissenschaft- 
liehen Theorie,  die  den  Staat  nur  als  That- 
sache  und  das  Recht  nur  als  Macht  erklärt, 
Spinoza,  In  seinem  unvollendeten,  erst 
nach  seinem  Tode  (1077)  erschienenen  Trae- 


tatus  politicus  führt  er  aus,  dass  das  natür- 
liche Recht  eines  jeden  soweit  gehe  wie 
seine  Macht.  Woun  auch  der  Staat  ge- 
gründet werde  durch  Vertrag  der  Einzelnen, 
so  sei  doch  der  Einzelne  nur  soweit  durch, 
den  Vertrag  gebundon,  als  der  Vertrag  ihm 
nützlieh  sei.  Demgemäss  beruhe  auch  der 
Staat  nur  auf  der  thatsächlichen  Macht,  über 
die  er  verfüge,  und  soweit  wie  seine  Macht, 
reiche  auch  sein  Recht  Freilich  bilde  die 
Einheit  der  Geister  der  Unterthaoen  die 
Basis  der  Staatsmacht,  und  dorjenige  Staat 
sei  der  mächtigste,  der  der  Vernunft  folge. 
Es  ist  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen,  wie 
Spinoza  auf  diesem  We^e  zu  dem  Ergebnis 
gelangt,  dass  die  Freiheit  der  Endzweck  des 
Staates  sei  und  dass  in  der  demokratischen 
Republik  als  der  vollendeten  Staatsver- 
fassung dieser  Endzweek  am  sichersten  er- 
reicht werden  könne,  (c,  V.  §  0,  c.  XI. 
§  1.  Diesen  letzteren  Gedanken  hat  Spinoza 
nicht  mehr  ausgeführt,) 

Von  demselben  Ausgangspunkte  aus 
gelangte  L.  v.  Hall  er  (Restauration  der 
Staatswiesenschaften  Bd.  I  1816)  zu  ganz 
anderen  Folgerungen.  Unter  Verwertung 
der  Hilfskonstruktion  des  Vertrags  be- 
gründet er  den  Staat  auf  das  allge- 
meine Naturgesetz,  -dass  der  Ueberlegene, 
der  Mächtigere  herrsche«.  Die  Unterworfe- 
nen fügen  sich  der  Herrschaft  des  Mächtigen 
in  der  Betrachtung,  dass  diese  Macht  ihnen 
nützlich  werden  könne«.  So  sei  der  Staat 
eine  That Sache,  aber  eine  Thatsache.  die  auf 
einem  göttlichen  Gesetze  beruhe.'  Jeder 
Herrscher  sei  somit  von  Gottes  Gnaden. 
Die  Macht,  oder  was  dasselbe  besagt,  das 
Recht  des  Herrschers  findet  nur  seine 
Schranke  an  den  Machtverhältnissen  anderer 
Personen  und  an  den  Geboten  der  Sittlich- 
keit und  Religion.  Freilich  führt  Hai ler 
dann  in  uumittelltarem  Widerspruch  mit 
diesen  Sätzen  aus,  dass  die  einmal  erworbene 
Macht,  die  der  Herrscher  nur  als  sein  Recht 
und  nur  zu  seinen  Zwecken  besitze,  die  also 
sein  Privatrecht  sei,  ebenso  unverletzlich  sei 
wie  das  Privateigentum  und  ihm  von 
niemandem  entzogen  werden  dürfe.  Alter 
ebenso  wie  die  Herrschaft  des  Inhabers  der 
Staatsgewalt  ist  auch  jede  andere  Herrschaft 
des  Stärkeren  (Hier  einen  Schwächeren  von 
Gottes  Gnaden,  und  der  Herrscher  verletzt 
das  göttliche  Gebot,  wenn  er  die  Rechte 
anderer,  die  aus  ihrer  Freiheit  und  ihrem 
Eigentum  fliessen,  verletzt  H  a  1 1  e  r  müsste. 
wenn  er  folgerichtig  wäre,  zu  dem  Schlüsse 
kommen,  dass  es  Rechte  im  Gegensatz  zu 
Gewalt  überhaupt  nicht  geben  könne.  Von 
seinem  Standpunkte  aus  ist  nicht  einzusehen, 
warum  diejenigen,  die  sich  fflr  mächtiger 
erachten,  als  der  Herrscher,  diesen  nicht 
ihrer  Gewalt  unterwerfen  sollten,  um  damit 
das  angebliche  Naturgesetz  durchzuführen. 
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Indes  zieht  er  diese  Folgerung  nicht.  Doch 
muss  er.  wenn  auch  nur  widerwillig,  zu- 
gestehen, dass  die  Beherrschten,  wenn  sie 
von  dem  Hen-scher  schwer,  fortdauernd  und 
unerträglich  beleidigt  werden,  nach  Er- 
schöpfung aller  anderen  Mittel  ein  Recht 
der  Notwehr  haben,  das  er  jedoch  soviel  wie 
möglich  zu  begrenzen  sucht  (vgl.  insbesondere 
Bd.  1  S.  342 ff.;  S.  430 ff.). 

In  der  Gegenwart  ißt  M.  v.  Seydel  zu 
der  Theorie,  dass  der  Staat  nur  ein  that- 
sflchliches  Verhältnis  der  Herrscliaft  der 
Gewalt  sei,  zurückgekehrt  uud  hat  sie  in 
scharfsinniger  Weise  durchzuführen  gestiebt 
(Grundzüge  der  allgemeinen  Staatslehre  1873 ; 
ferner  in  Births  Annalen  des  Deutschen 
Reichs  1888,  S.  321  ff.).  Nach  ihm  ist  der 
Staat  die  unter  einem  Hcrrseherwillen  ver- 
einigte Gesamtheit  der  Menschen  eines 
Lande».  Diese  Vereinigung  besteht  nur 
darin,  dass  die  Beherrschten  thatsächlich 
einem  Herrscher  untergeordnet  sind.  -»Der 
Staat  ist  nur  eine  Thatsache,  und  eine  That- 
sache  ist  nicht  minder  das,  was  aus  Land 
und  Volk  ein  Staatswesen  macht,  die  Herr- 
scliaft« Die  Einheit  wird  nur  bewirkt  durch 
den  Herrscher.  Er  bildet  mit  dem  Staat 
keine  Einheit  sondern  der  Staat  ist  der  Gegen- 
stand der  Herrschaft,  der  Herrscher  ist  deren 
Inhaber,  »ähnlich  wie  man  im  bürgerlichen 
Rechte  eine  Sache  Eigentum  nennt  wenn 
sie  einen  Herrn  hat«.  Man  liat  diese  Theorie 
damit  zu  widerlegen  geglaubt,  dass  man  sie 
mit  der  Einheit  des  Staates  trotx  des 
Wechsels  der  Personen  des  Herrschers  und 
der  Beherrschten  für  unvereinbar  erklärt 
Wäre  diese  Lehre  richtig,  so  *müsstc  not- 
wendig mit  jedem  Wechsel  der  Individuen, 
die  das  Herrscliaftsorgan  bilden,  eine  andere 
Beziehung  von  Herrscher  zu  Beherrschten 
und  damit  ein  anderer  Staat  entstehen«. 
Diese  Theorie  könne  die  Einheit  des  Staates, 
die  im  Wechsel  seiner  Mitglieder,  seiner 
Organe  und  seiner  Verfassung  bestehen 
bleibe,  nicht  erklären.  Und  in  der  That  hat 
ein  Schriftsteller,  der  im  wesentlichen  auf 
dem  Boden  dieser  Theorie  steht,  dies  aner- 
kannt (Lingg),  daraus  aber  gefolgert,  dass 
eine  Einheit  des  Staates  nicht  existiere, 
sondern  mit  jedem  Wechsel  in  der  Person 
des  Herrschers  ein  neuer  Staat  entstehe. 
Folgerichtig  müsste  er  dann  freilich  auch 
mit  jedem  Wechsel  in  den  Personen  der 
Unterthanen  einen  neuen  Staat  entstehen 
lassen.  Indes  ist  dieser  Einwand  unl>ereeh- 
tigt,  uud  die  daraus  gezogenen  Folgerungen 
entbehren  der  Begründung.  Die  Einheit  des 
Staates  besteht  nicht  in  der  Identität  der 
Personen  des  Herrschers  und  der  Beherrschten, 
sondern  in  der  Identität  der  Beziehungen 
zwischen  Herrscher  und  Beherrschten,  die 
sie  zu  einem  gemeinsamen  Zwecke  ver- 
binden.   Trotz  des  Wechsels  der  Personen 


I  bleibt  dieser  Zusammenhang  bestehen,  und 
in  ihn  tritt  der  neue  Herrscher,  troton  die 
I  neuen  Staatsangehörigen  ein.     Hierin  be- 
I  steht  allein  die  Einheit  des  Staates,  uud  diese 
j  Einheit  steht  mit  der  Ijehie  Seydcls  nicht 
,  in   Widersprach.     Aber  sie  ist  unrichtig, 
weil  sie  im  Widerspruche  steht  mit  den 
I  durch  die  Erfahrung  erwiesenen  Thatsneheu. 
;  Gewiss  bedarf  der  Staat  der  Gewalt,  und 
ohne  Gewalt  giebt  es  keine  Herrschaft.  Aber 
niemals  —  auch  nicht  in  der  rohesten  und 
barbarischsten  Dcs{>otic  —  beruht  die  Herr- 
schaft des  Herrschers  allein  auf  der  Gewalt. 
Nicht  einen  Tag  könnte  eine  solche  Herr- 
schaft bestehen,  denn  die  Gewalt  der  Ge- 
samtheit der  Beherrschten  ist  immer  grösser 
als  die  Gewalt  eines  einzelnen  oder  weniger. 
(»Le  plus  fort  n'est  jamais  assez  fort  pour 
etre  toujours  le  maitre.«    Rousseau,  Uon- 
trat  social  I,  3).    Die  Herrscliaft  bedarf  der 
Gewalt,  aber  sie  beruht  nicht  auf  der  Ge- 
walt, sondern  auf  dem  Bewusstsein  ihrer 
Notwendigkeit,  von  dem  die  Beherrschten 
durchdrungen  sind.    Deshalb  ist,  wie  uoeh 
näher  auszuführen  sein  wird,  der  Staat  nicht 
ein   bloss  thatsächliches  Gewaltverhältnis, 
sondern  ein  Rechtsverhältnis.  Deshalb 
I  ist  es  auch  nicht  gerechtfertigt  —  in  Wider- 
spruch   mit  dem   allgemein  herrschenden 
Sprachgebrauch  —  mit  dem  Worte  Staat 
nur  das  Objekt  der  Herrschaft  zu  bezeichnen, 
wie  dies  von  Seydel  geschieht.    Zu  dem 
Staate  gehört  der  Herrseher  ganz  ebenso  wie 
die  Beherrschten,  zu  denen  er  in  einem 
durch  Rechtsnormen  geordneten  Verliältnis 
!  steht 

3.  Die  organische  Staatslehre.  Im 

Gegensatz  zu  dieser  Theorie,  die  sich  selbst 
i  mit  Vorliebe  als  realistische  oder  empirische 
Theorie  bezeichnet,  steht  diejenige,  welche 
den  Staat   als  einen  lebendigen  Organis- 
mus definiert.     Eine   Vorstufe  zu  dieser 
Theorie  bildet  die  Ausich t  Piatos.  dass 
der  Staat  ein  Mensch  im  grossen,  wie  der 
Mensch  ein  Staat  im  kleinen  sei.    Die  Idee 
des  Staates  ist  ihm  nur  die  gesteigerte  Idee 
i  des  Menschen.    In  dem  Staate  gehe  das 
1  Individuum  als  Teil  dessell>en   völlig  auf. 
Nur  der  ideale  Staat  könne  die  sittliche 
Harmonie,  die  Gerechtigkeit  erfüllen.  Doch 
war  Plato  der  moderne  Begriff  das  Or- 
,  ganismus  fremd.  Er  hat  zuerst  durch  Kant 
seine  wissenschaftliche  Bestimmtheit  erhalten. 
|  Organisierte  Wesen  sind  nur  Naturprodukte, 
I  in  welchen  die  Teile  ihrem  Dasein  und  ihrer 
Form  nach  durch  ihre  Beziehung  auf  das 
Ganze  möglich  sind  und  sich  zur  Einheit 
1  eines  Ganzen  dadurch  verbinden,  dass  sie 
von  einander  wechselseitig  Ursache  und  Wir- 
kung ihrer  Form  sind.    Auf  solche  Weise 
allein  ist  es  möglich,  dass  die  Idee  de.* 
Ganzen  wiederum  die  Form  und  Verbindung 
aller  Teile  bestimme.     In  einem  solchen 
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Naturprodukt  wird  ein  jeder  Teil,  so  wie 
er  nur  durch  alle  übrigen  da  ist,  auch  als 
tun  der  anderen  und  des  Ganzen  willen 
existierend,  d.  h.  als  Werkzeug  (Orgau)  ge- 
dacht. Dadurch  aber  unterscheidet  sich  das 
organisierte  Wesen,  der  <  Organismus,  von  einer 
Maschine,  dass  jeder  Teil  ein  die  anderen 
Teile  hervorbringendes  Organ  ist  und  der 
i  »rganismus  demgemäss  in  sich  bildende 
Kraft  besitzt  und  zwar  eine  solche,  die  sie 
deu  Materien  mitteilt,  welche  sie  nicht  haben 
(sie  organisiert):  also  eine  sich  fortpflanzende 
bildende  Kraft.  Dieser  Begriff  des  organi- 
sierten Wesens  ist  aber  kein  konstitutiver 
Begriff  des  Verstandes  oder  der  Vernunft, 
.sondern  nur  ein  regulativer  Begriff 
f  ür  d  ie  reflektierende  Urteilskraft. 
Das  Princip  ist  zwar  seiner  S'eranlassung 
nach  von  der  Erfahrung  abgeleitet,  aber  es 
beruht  nicht  auf  Krfahrungsgrüuden,  es  ist 
nur  eine  Maxime  d  e  r  B  e  u  r t  e  i  1  u  n  g  der 
inneren  Zweckmässigkeit  organisierter  Wesen. 
Der  Begriff  einer  solchen  ist  ein  empirisch 
Itedingter,  d.  h.  nur  unter  gewissen  in  der 
Erfahrung  gegebeuen  Bedingungen  mög- 
licher, aber  (loch  von  derselbeu  nicht  zu 
abstrahierender,  sondern  nur  nach  einem 
Vernunftprincip  in  «1er  Beurteilung  des 
Gegenstandes  möglicher  Begriff,  d.  h.  er 
ist  nur  für  die  reflektierende  Ur- 
teil s  k  r  a  f  t  r  e  g  u  1  a  t  i  v  (K ritik  der  Urteils- 
kraft §  04  ff.,  8 

In  allen  hier  in  Betracht  kommenden 
Bestandteilen  ist  dies  der  Begriff  des  Or- 
ganismus, wie  er  von  der  modernen  Natur- 
wissenschaft aufgenommen  wurde  und  ver- 
wandt wird. 

Nichts  musste  Kant  ferner  licgeu  als 
den  Staat  für  einen  Organismus  zu  erklären, 
den  Staat,  der  nach  Uim  nur  eine  Vereini- 
gung von  Menschen  unter  Rechtsgesetzen 
ist.  Wohl  aber  ist  er  es  schon  gewesen, 
welcher  darauf  hingewiesen  hat,  dass  der 
Staat,  wie  er  der  Idee  nach  sein  soll,  eine 
gewisse  Analogie  mit  dem  Organismus 
aufweist,  indem  »jedes  Glied  im  Staat  nicht 
bloss  Mittel,  sondern  zugleich  auch  Zweck 
sein  und,  indem  es  zu  der  Möglichkeit  des 
Ganzen  mitwirkt,  durch  die  Idee  des  Ganzen 
seiner  Stelle  und  Funktion  nach  bestimmt 
sein  soll    (a.  a.  O.  §  04  Note). 

Hieran  knüpfte  die  spekulative  Philo- 
sophie an,  aber  nur  um  die  erkenntuis- 
theoretischen  Sätze  zu  metaphysischen  zu 
erhel)en.  Deu  nur  für  die  reflektierende 
Urteilskraft  regulativen  Begriff  des  Organis- 
mus wandelte  Sendling  in  einen  kon- 
stitutiven und  metaphysischen  um.  Ihm  ist 
der  Organismus  als  solcher  eine  Totalität, 
d.  Ii.  ein  in  sich  beschlossenes  und  in  jeder 
Rücksicht  bestimmtes  Individuum,  in  dem 
die  Weltseele  als  die  absolute  Identität  sich 
«.ffenbare.  deren  Wesen  Kraft  sei.   Der  Staat 


aber  sei  der  Organismus  einer  in  der  Frei- 
heit selbst  erreichten  Harmonie  der  Not- 
wendigkeit und  Freiheit.  Er  ist  die  Form, 
in  der  der  absolute  Organismus  erscheint. 
Er  besteht  nicht  um  eines  bestimmten 
Zweckes  willen,  sondern  als  das  unmittel- 
bare und  sichtbare  Bild  des  absoluten  Lebens. 
Er  ist  eine  Stufe  der  Offenbarung  des  Abso- 
luten, der  Weltseele.  Der  Staat  bestehe  deshalb 
nur  um  seiner  selbst  willen,  und  seine  Wirk- 
samkeit gehe  nur  auf  Erhaltung  der  Substanz 
als  der  Form  seiner  Existenz  (vgl.  insbe- 
sondere Darstellung  meines  System»  lStH 
in  den  Sämtlichen  Werken  Abth.  1  Bd.  IV 
S.  203  ff. ;  Vorlesungen  über  die  Methode 
des  akademischen  Studiums  Bd.  V  S.  313  ff.). 

Die  Grundgedanken  des  metaphysischen 
Systems  Sendlings  finden  sich  ebenso  in 
der  Rechtsphilosophie  Hegels  wie  in  den 
philosophischen  Voraussetzungen,  von  denen 
die  rechtsh istorische  Schule  ausging, 
wieder.  Auch  nach  Hegel  offenbart  sich 
in  dem  Staate  die  absolute  Vernunft,  in  ihm 
realisiert  sich  der  objektive  Geist.  Er  ist  »der 
zu  einer  organischeu  Wirklichkeit  entwickelte 
sittliche  Geist,  die  Wirklichkeit  und  sitt- 
liche Idee  als  der  offenbare,  sieh  selbst 
deutliche,  substantielle  Wille.  Er  ist  ein 
Organismus,  d.  h.  er  ist  ein  Prozess  in  sich 
selbst,  gliedert  sich  in  sich,  setzt  Unter- 
schiede in  sich,  durch  die  er  seinen  Kreis- 
lauf macht«.  (Grundlinien  der  Philosophie 
des  Rechts  ss  257  ff.,  2(i7,  2MU 

In  der  rechtshistorischen  Schule 
aber  ward  der  Staat  aufgefasst  entweder  un- 
mittelbar als  Naturprodukt  oder  als  ein 
organisches  Wesen,  das  nicht  durch  den 
Willen  der  Einzelnen  gebildot  wird,  sondern 
diuxm  den  Volksgeist  und  in  seinem  ersten  Ur- 
sprung von  Gott  gegeben  ist  (vgl.  z.  B. 
Puchta,  Kinleitung  in  die  Rechtswissen- 
schaft §  II). 

Diese  Vorstellungen,  die  nicht  selten  in 
reine  Spielerei  ausarteten,  waren  nirgends 
klar  durchdacht  und  wissenschaftlich  be- 
gründet. Sie  waren  beweislose  Voraus- 
setzungen, die  als  Glaubenssätze  ausge- 
sprochen und  als  Glaubenssätze  angenommen 
wurden.  Diese  der  spekulativen  Philosophie 
entstammende  organische  Staatstheorie  schien 
mit  der  Auflösung  der  spekulativen  Systeme 
überwunden  zu  sein,  als  ihr  ein  einfluss- 
reichei  Vertreter  erstand  in  Gierke.  der 
gestützt  auf  umfassende  Gelelirsamkcit  zum 
ersten  Male  den  Versuch  machte,  sie  wissen- 
schaftlich zu  begründen  und  sie  nicht  durch 
metaphysische  oder  theologische  Spekulation, 
sondern  durch  methodische  Erforschung  der 
Tliatbestände  als  wahr  zu  erweisen.  Er  ver- 
wahrt sieh  dagegen,  den  naturwissenschaft- 
liehen Begriff  des  Organismus  in  die  Rechte- 
und  Staatswissenschaft  zu  übertragen  und 
zum  Massstab  eines  rechtswissenschaftlichen 
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Begriffes  zu  machen.    Der  reehtswisson- 
schaftliehe  Begriff  des  Organismus  sei  ein 
durchaus  selbständiger,  der  mit  jenem  kaum 
mehr  als  den  Namen   geroeinsam  habe. 
Wenn  dies  auch,  wie  oben  dargethan,  keines- 
wegs richtig  ist,  so  ist  doch  anzuerkennen, 
dass  Gierke  es  durchaus  vermeidet,  Er- 
fahrungssatze der  Naturwissenschaft  auf  dem 
Wege  der  Analogie  auf  den  Staat  anzu- 
wenden oder  Staat  und  Recht  aus  der  Natur- 
wissenschaft  erklären    zu  wollen.  Seine 
Theorie  greift  weit  über  den  Staat  hinaus. 
Nach  ihr  giebt  eB  neben  den  physischen 
Personen,  den  Individuen,  Verbanaspersonen, 
die  zwar  nicht  sinnlich  wahrnehmbar  sind 
wie  die  leiblich  erscheinenden  Menschen, 
die  aber  ebenso  wie  sie  wirkliche  lebendige 
Wesen  sind,  individuelle  und  soziale  l,eben&- 
centren,  von  denen  wirkende  Kraft  ausgeht, 
die  aber  nur  das  an  der  inneren  Erfahrung 
geschulte  Geistcsaupe  zu  erechauon  vermöge. 
So  wenig  wie  die  Einzelpersou  sind  sie 
Schöpfungen    des  Rechts.     Das  objektive 
Recht,  die  Rechtsnormen  verleihen  ihnen 
nur  das  Recht  der  Persönlichkeit,  die  Rechts- 
fähigkeit, ganz  ebenso  wie  auch  das  Indivi- 
duum erst  durch  das  Recht  Rechtsfähigkeit 
erhält  und  damit  Person  wird.    (In  iJlndem, 
wo  die  Sklaverei  besteht,  ist  der  Sklave 
zwar  Mensch,  aber  keine  Person.)  Eine 
solche  Verhandsporson  ist  eine  zusammen- 
gesetzte Person.    Ihre  Einheit  verwirklicht 
sich  in  einem  gesellschaftlichen  Organismus, 
d.  h.  einem  wirklichen  I/ebewesen,  dessen 
eigentümliches  lieben  mit  dem  Leben  keines 
seiner  Teile  zusammenfällt,   dessen  Teile 
selKst  wieder  Personen  sind  (dadurch  unter- 
scheidet es  sich  von  den  Naturprodukten 
als  Organismen).    Ein  solches  Ijebewesen 
entsteht  dadurch,  dass  durch  Koiicentrie- 
rung  die  in  vielen  Menschen  ein  gemein- 
sames Sein  wirkende  Einheit  sich  versellw 
ständigt.    Indem  der  Mensch  von  Haus  aus 
sein  Dasein  zugleich  als  Einzelleben  und  als 
Gemeinlehen  fühlt  und  empfindet,  vermag 
er  seinen  Willen  zu  spalten  und  dem  Be- 
reich des  Fürsiohseius  der  Kinzelwillen  ein 
Gebiet  ihrer  Verbundenheit  zum  Gemein- 
willen gegenüber  zu  stellen.    So  produziert 
er  durch  einen  konstitutiven  Akt  gesell- 
schaftliche Körper,  die  ein  dem  Individnal- 
willen  der  Glieder  gegenüber  selbständiger 
Wille  des  Ganzen  durciiherrscht  und  zu  ein- 
heitlichem Leben  befähigt.    Hierdurch  wird 
ein  von  dem  Individuum  gesonderter  Träger 
menschlicher  Willensmacht  hervorgebracht. 
Der  gesellschaftliche  Körper  ist  willens-  und 
handlungsfähig.      Er    ist    ein  lebendiges 
Wesen,  das  als  solches  will  und  handelt, 
und  soweit  er  kraft  Rechtssatzes  Person  ist, 
Rechtsfähigkeit  besitzt.    Freilich  vermag  er 
steh  in  seiner  unsinnlichen  Einheit  nur  durch 
Organe  zu  tethätigen,  die  aus  einzelnen 


Menschen  gebildet  sind.  Aber  dies  ist  nicht 
etwa  Stellvertretung,  sondern  Darstellung 
des  Ganzen  durch  den  Teil.  In  den  Lehens- 
aktionen seiner  Organe  (z.  B.  Beschluss  einer 
Versammlung,  Ausführungshandlung  eines 
Vorstands)  kommt  die  Verbandsperson  un- 
mittelbar zur  Erscheinung,  wie  die  Einzel- 
person in  der  Rede  des  Mundes  oder  der 
Bewegung  der  Hand. 

Ein  solches  lebendiges,  willens-  und 
handlungsfälliges  Wesen,  in  dem  sieh  eine 
das  Einzeldasein  überragende  Persönlichkeit 
verkörpert,  (Iis  ebenso  wahr  und  wirklich 
ist  wie  der  Einzelmensch,  ist  der  Staat. 
Er  ist  aber  nur  die  höchste  Verbandsperson, 
in  die  wiederum  Verbandspersonen  der 
verschiedensten  Art  eingegliedert  sind 
(Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes, 
wie  die  Gemeinden,  und  solche  des  Privat- 
rechts, öffentliche  Anstalten,  Stiftungen). 

Der  Staat  unterscheidet  sich  aber  nach 
Gierke  von  allen  anderen  Verbandspersonen 
1  dadurch,  dass  er  der  Träger  der  höchsten 
!  W  i  1 1  e  n  s  m  a  <•  h  t  ist,  die  nach  obenhin  durch 
;  keine  ähnliche  Macht  beschränkt  und  nach 
,  unten  lün  jeder  ähnlichen  Macht  überlegen 
ist.  Sie  unterscheidet  sich  von  jeder  anderen 
'  Macht  durch  das  speeifische  Merkmal,  dass 
i  ihre  Macht  die  Macht  schlechthin  ist.  Der 
I  Wille,  dem  eine  derartige  Macht  entspricht, 
ist  von  jedem  anderen  Willen  als  ein  sou- 
veräner, mir  durch  sich  selbst  bestimmter 
Wille  verschieden.   Ist  die  Macht  demnach 
begriffliche  Voraussetzung  des  Staats,  so 
dass  ein  Staat  ohne  Macht  kein  Staat  ist, 
so  ist  das  Recht  für  ihn  zwar  keine  be- 
griffliche Voraussetzung,   aber   ohne  das 
Recht  vermag  der  Staat  sieh  nicht  zu  voll- 
!  enden.    Das  Recht  ist  dem  Staate  eben- 
j  bürtig.    Es  ist  so  wenig  vom  Staate  wie 
!  der  Staat  vom  Rechte  gezeugt.    Gleich  der 
Staatsidee  ist  die  Rechtsidee  mit  dem  Men- 
schen geboren.    Das  positive  Recht  ist  die 
,  (icstaltung.  welche  irgend  ein  Gemeingeist, 
vor  allem  der  Volksgeist,  dieser  ur- 
sprünglichen Idee  verleiht.    Der  Staat  ist 
nur  das   gestaltende    Organ    des  Volks- 
geistes.   Der  Staat  bedarf  aber  des  Rechts 
zu  seiner  Vollendung.  Er  muss  seine  Macht 
zugleich  auf  das  Recht  zu  begründen  suchen, 
so  dass  von  dem  Volksgeiste,  d.  h.  dem 
Volksbewusstsein,  die  Thatsache  einer  be- 
stimmten Herrschaftsordnung  zugleich  als 
Rechtssatz  empfunden  wird.  (Vgl.  inshes. 
Gierke,  die  Grundbegriffe  des  Staatsrechts 
und    die    neuesten  Staatsrechtstheorieen. 
Sonderabdruck  aus  der  Zeitschrift  für  Staats- 
wissenschaft 1874 :  ferner  seine  Besprechung 
von  Laban  ds  Staatsrecht  in  dem  Jahr- 
buch für-  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Volkswirtschaft  Bd.  VII  S.  1097  ff.  und  Ge- 
nossenschaftstheorie und  die  deutsche  Recht- 
sprechung 1887.) 

VI.  68 


Digitized  by  Google 


914 


Staat 


Zugleich  hat  sich  Gicrkc  bemüht,  in 
dem  monumentalen  Werke  sDas  deutsche 
Genossenschaftsroeht*  (3  Bde.  1808— 1881) 
den  Nachweis  zu  erbringen,  dass  dieso  Ge- 
danken dem  nationalen  deutsehen  Rechte 
ureigen  seien,  von  dem  fremden  römischen 
Rechte  zwar  zurückgedrängt  worden,  aber 
niemals  ihre  Keimkraft  verloren  haben. 
Die  staunenswerte  Gelehrsamkeit,  die  Fülle 
von  Gedanken,  das  tiefe  Verständnis  ffir  die 
Entwicklung  des  Rechts  und  der  Rechts- 
ideen verleihen  dem  Werke  einen  bleibenden 
Wert,  auch  wenn  der  Grundgedanke  nicht 
als  richtig  anerkannt  werden  kann. 

Obgleich  es  diesen  bedeutsamen  Arbeiten 
Gierkes  gelungen  ist,  zahlreiche  Anhänger 
für  seine  Lehre  zu  gewinnen  und  die 
organische  Staatslehre  wieder  zu  neuem 
lieben  zu  erwecken,  so  vermag  sie  einer 
wissenschaftlichen  Prüfung  doch  nicht  stand- 
zuhalten. Wenn  Gierke  es  auch  nicht 
zugestehen  will,  so  beruht  doch  seine  ganze 
Theorie  auf  einer  transcendenten.  jenseits 
der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  liegenden 
Voraussetzung.  Er  geht  davon  aus,  dass 
es  substanziclle,  selbständige  Lebewesen 
gebe,  die  ihrer  Natur  nach  nicht  sinnlich 
wahrgenommen  werden  können,  von  denen 
alier  eiue  wirkende  Kraft  ausgehe.  Sie  seien 
für  uns  nur  wahrnehmbar  in  ihren  Wirkun- 
gen. Dies  beruht  aber  auf  einem  zwiefachen 
Irrtum.  Unsere  wissenschaftliche  Erkenntnis 
hat  unflborschreithare  Grenzen.  Ihr  sind 
nur  zugänglich  die  Gegenstände,  die  wir 
durch  unsere  Sinne  wahrzunehmen  ver- 
mögen, wenn  auch  die  Bedingungen,  tinter 
denen  sie  ^tatsächlich  walirgenommen 
werden  können,  noch  nicht  vorhanden  sind 
(wie  z.  B.  der  Aether  oder  die  im  Innen) 
der  Erde  befindlichen  Gegenstände),  und  die 
Vorgänge  unseres  Selhstbewusstseins,  Vor- 
stellungen, Gefühle,  Willensakte.  Wir  haben 
kein  Organ ,  um  andere  Gegenstände 
wissenschaftlich  zu  erkennen.  Giebt  es 
solche  Gegenstände,  so  liegen  sie  jenseits 
unseres  wissenschaftlichen  Erkennens.  Sie 
können  Gegenstände  unseres  religiösen 
Glaubens,  aber  nicht  der  Wissenscliaft  sein. 
Sie  sind  transcendent.  So  kann  es  auch 
für  die  Wissenschaft  keine  Ijebewesen 
geben,  die  der  sinnlichen  Wahrnehmung 
ihrer  Natur  nach  entzogen  sind.  Zweifellos 
nehmen  wir  die  Wirkungen  des  Staates, 
der  Gemeinde  n.  s.  w.  sinnlich  wahr.  Aber 
alle  diese  Wirkungen  gehen  aus  von  Men- 
schen, haben  ihre  alleinige  Ursache  in  den 
durch  menschlichen  Willensentschluss  ver- 
ursachten Einwirkungen  der  Menschen  auf 
die  Aussenwelt.  Für  ein  selbständiges,  von  den 
einzelnenMenschen  verschiedenes  Lebewesen, 
das  will  und  handeltest  gar  kein  Raum.  Sodann 
aber  ist  der  Wille  ein  Bewusstseinsvorgang,der 
sich  nicht  derart  spalten  lässt,  dass  durch 


I  Koneentriening  die  in  vielen  Menschen  ein 
■  gemeinsames  Sein  wirkende  Einheit  sich 
|  verselbständigen  könnte.    Es  giebt  keine 
|  »Willenssplitter,  die  von  dem  Menschen  al>- 
I  getrennt  und  liehufs  Bildimg  einer  höheren 
t  Gesaratpersönlichkeit  aus  der  Persönlichkeit 
ausgesondert  werden  können.e  (Genossen- 
I  schaftsrecht,  Bd.  II  S.  :16).    Gewiss  hat 
Gierke  recht,  wenn  er  die  Ansicht,  da<vs 
|  der  Staat  nur  eine  Fiktion  oder,  wie  man 
neuerdings  sagt,  nur  eine  Abstraktion  sei, 
auf  das  entschiedenste  bekämpft..  Gewiss 
besitzt  der  Staat  Realität,  so  gut  wie  der 
einzelne  Mensch.    Aber  der  Staat  ist  nicht 
ein  reales  Lebewesen,  eine  reale  Substanz. 
Als  solche  ist  er  kein  Gegenstand  mög- 
licher Erkenntnis,  sondern  er  ist  real  als 
ein  Verhältnis    von  Menschen  zu 
Menschen. 

4.  Persönlichkeitstheorie.  Eine  weit- 
verbreitete, in  das  .Mittelalter  zurückreichende 
Ansicht,  die  aber  erst  in  der  neueren  Zeit 
ihre  schärfere  Ausgestaltung  erhalten  hat, 
geht  dahin,  dass"  der  Staat  weder  ein 
Organismus,  ein  Lebewesen,  noch  ein 
Rechtsverhältnis  ist,  sondern  dass  er  recht- 
lich die  Persönlichkeit  ist,  die  gegen- 
über der  Vielheit  der  Beherrschten  eine 
Einheit  bilde  und  als  solche  eigene  Herr- 
schaftsrechte  zur  Durchführung  ihrer  Auf- 
gaben und  einen  selbständigen  Willen  l*1- 
sitzt.  Diese  Ansicht  empfiehlt  sich  durch 
ihre  scheinbare  Einfachheit  und  durch  die 
,  Möglichkeit,  die  sie  bietet,  den  einfachen 
Begriff  der  Persönlichkeit  des  Stiates  zur 
Grundlage  der  gesinnten  Konstruktion  des 
Staatsrechts  zu  machen.  Freilich  beruht 
dann  diese  gesamte  Konstruktion  auf  der 
Richtigkeit  dieses  Begriffes  und  stürzt  mit 
ihm  zusammen,  wenn  seine  Unrichtigkeit 
dargethan  ist.  Gerade  weil  sie  durch  ihre 
Einfachheit  besticht,  schien  es  eines  weiteren 
[Nachweises  ihrer  Richtigkeit  nicht  zu  l>e- 
dürfen,  und  erst  als  die  Vertreter  der  so- 
|  genannten  empirischen  Staatstheorie  ge- 
wichtige Angriffe  gegen  sie  unternahmen, 
suchten  ihre  Verteidiger  ihr  ein  festeres 
Fundament  zu  gelten.  Es  genügt  hier  ein 
Hinweis  auf  Labands  Staatsrecht  des 
deutschen  Reichs  (H.  Aufl.  1895)  Bd.  I 
S.  r»l  ff..  S.  8«  ff.  (vtrl.  auch  Zeitschrift  für 
Handelsrecht  Bd.  XXX  188öS.  471  ff.)  sowie 
auf  .1  e  1 1  i  n  e  k ,  System  der  subjektiven  öffent- 
lichen Rechte  (1802)  S.  20  ff.,  und  dessen  kürz- 
lich erschienene  Allgemeine  Staatslehre  (19<  Mi) 
S.  1  -19  ff.  Es  wird  ausgefülirt,  dass  es  verfehlt 
sei,  den  Begriff  der  Persönlichkeit  des 
Staates  zu  verwerfen,  weil  ihm  die  reale,  phy- 
sische Existenz  fehle,  die  nur  dem  einzelnen 
Menschen  zukomme.  Dieser  Einwand  könne 
gegen  alle  Rechtsbegriffe  ohne  Ausnahme 
erhoben  werden.  Das  Recht  sei  nur  eine 
Welt  von  Vorstellungen.  Die  Gesamtperson 
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des  Staates  sei  ein  reales  Reehtssuhjekt, 
aber  dieses  Reehtssuhjekt  sei  nur  eine  auf 
logischer  Abstraktion  beruhende  Vorstellung. 
Der  Staat  sei  ein  selbständiger  Träger  von 
Rechten  und  Pflichten,  der  von  den  ein- 
zelnen Individuen  hegrif flieh  verschieden 
sei  und  ihnen  selbständig  gegenüber  stehe. 
Als  Person  lebe  und  wein»  der  Staat  nur 
in  Gedanken.  Dio  Natur  schaffe  Menschen, 
das  Recht  Rechtssubjekte,  und  wie  das 
Recht  dem  Menschen  Persönlichkeit  ver- 
leihe, so  könne  es  auch  einer  Vorstellung 
Rechtsfähigkeit  geben.  Der  Staat  sei  des- 
halb nicht  eine  Fiktion,  die  auf  Erfundenem 
beruhe,  sondern  eine  Abstraktion.  J  el  i  ti  ek 
sucht  dies  noch  tiefer  zu  begründen.  Werde 
der  Staat  erst  durch  das  Recht  zum  Rechts- 
subjekt, so  müsse  der  Staat  wenigstens  be- 
grifflich schon  vorher  existieren.  Der  Staat 
als  solcher  ist  nach  ihm  oine  nur  in  unserer 
Vorstellung  sich  vollziehende  Einheit,  die 
darauf  beruhe,  dass  die  auf  einem  abge- 
grenzten Territorium  lebenden  Menschen 
gemeinsame,  mu'  durch  dauernde  Institutionen 
zu  versorgende  Zwecke  verfolgen,  eine 
Zweckeinheit  menscldiehcr  Individuen,  die 
in  dem  Willen  ihrer  Glieder  Organe  ihres 


eigenen  Willens  besitze.  Diese  nur  in 
unserer  Vorstellung  vorhandene  Einheit  setze 

sich  selbst  als  Rechtssubjekt,  indem  sie  ihre  j  die  Rechtsordnung  gewährleisteten 
eigene  Ordnung  schaffe.  'an  den  I^eliensgütern  auffassen 


Definition  eines  Begriffes  in  einem  Rechts- 
satz  giebt  (z.  B.  Bürgert.  Gesetzbuch  §  516 
Absatz  1),  stellt  es  nicht  einen  Begriff 
wissenschaftlich  fest,  lieber  die  Richtig- 
keit des  Begriffs  hat  der  Gesetzgeber  nicht* 
bestimmt  und  kann  der  Gesetzgeber  nichts 
bestimmen.  Darfliier  entscheidet  allein  die 
Wissenschaft.  Auch  die  Rechtssätze,  die 
Definitionen  enthalten,  sind  Willenserklärun- 
gen, die  für  alle,  an  die  die  Willenser- 
klärung sieh  richtet,  verbindlich  sind.  Sie 
sind  rechtsverbindliche  Auslegungen  anderer 
Rechtssätze. 

So  ist  zwar  der  Begriff  der  Persönlich- 
keit eine  Vorstellung,  aber  nicht  dieser  Be- 
griff hat  Persönlichkeit,  soudern  der  phy- 
sische Mensch,  dein  die  Rechtsordnimg  sie 
verleiht.  Sie  enthält  die  Rechtsnormen, 
nach  welchen  der  Mensch  Träger  vou 
Rechten  und  Pflichten  ist.  Der  als  rechts- 
fähige Person  vom  Recht  anerkannte  Mensch 
ist  der  (iegenstand  des  Begriffs.  Wie  die 
Begriffe  des  subjektiven  Rechtes  und  der 
Rechtspflicht  zu  licstimnien  seien,  ist  be- 
kanntlich sehr  stroitig  und  es  soll  liier  auf 
diese  Streitfrage  nicht  eingegangen  werden. 
Aber  mag  man  das  subjektive  Recht  als 
Willensmacht  oder  als  rechtlich  geschütztes 
Interesse  <Kler  als  den  einer  Person  durch 

Anteil 
immer  ist 


Die  Richtigkeit  dieser  Ausführungen 
kann  nicht  anerkannt  werden.  Sie  lieruhen 


es  unmöglich, 
von  Rechten 


eine 
und 


Vorstellung  zum  Träger 
Pflichten  zu  machen, 
durchweg  auf  einer  Verwechselung  des  Be-  Eine  Vorstellung  kann  nicht  nur  keinen 
griffs  mit  seinem  Gegenstand,  der  Vor- ,  Willen  haben,  sie  kann  auch  kein  Interesse, 
Stellung  mit  dem  Vorgestellten.  Die  Rechts-  j  kein  Lebensgut,  keinen  Genuss  liabeu.  Die 
begriff e    und    so    auch    der  _Begrif f   des  Vorstellung  ist  nur  ein  Bewusstseinsvorgang. 


Staates  sind 
und  leben 


so 

allerdings  nur 
Reiche 


nur  im 


Vorstellungen 
der  Gedanken. 


jr  nur  in  Uem  Individuum  sich  vollzieht, 
s  giebt  keine  Vorstellung  ausserhalb  des 
Die  Rechtsbegriffe  gehören  aber  der  Recht*-  \  Bewusstseins  der  Individuen.  Der  Inhalt 
Wissenschaft  an,  das  Recht  tiesteht  aus  der  Vorstellungen  zahlreicher  Individuen 
Rechtsnormen,  die  den  Gegenstand  der  kann  der  gleiche  sein.  Die  Vorstellung 
Rechtsbegriffe  bilden.  Wäre  der  Staat  nur  "selbst  ist  immer  nur  ein  Iudividual  Vorgang 
ein  Rechtsbegriff,  wäre  er  nur  ein  Zweck- ;  der  Einzelnen.  Pnd  der  Staat  soll  nur 
begriff,  in  welchem  eine  Meluheit  von  In- 
dividuen, weil  sio  durch  gemeinsame  Zwecke 


mit  einander  verbunden  sind,  zu  einer  Ein- 
heit zusammengefaßt  werden,  so  würde  der 
Staat  nur  ein  Vorstellungsinhalt  derjenigen 
einzelnen  Menschen  sein,  die  diesen  Begriff 
bilden;  ausserhalb  der  Vorstellung  dieser 
Mensehen  hätte  er  irgend  eine  reale  Existenz 
überhaupt  nicht.  Die  Rechtsnormen  da- 
gegen sind  Willenserklärungen,  die  für  das 
Vcrlialten  der  Menschen  massgebend  sein 
sollen.  Sie  können  das  Verhalten  der  Men- 
schen bestimmen,  sie  können  aber  nicht 
einer  mu-  im  Menschen  vorhandenen  Vor- 
stellung Rechte  und  Pflichten  geben,  dem 
Begriff  des  Staates  so  wenig  wie  dem  Be- 
griff des  Menschen  oder  dem  Begriff  einer 
Menschenmchrheit  oder  irgend  einem  anderen 
Auch  wenn   ein  Gesetzbuch  die 


eine  Vorstellung  sein?  Nun  sind  aber  die 
Vorstellungen  vom  Staate  sehr  verschieden. 
Welcho  Vorstellung  ist  denn  der  Staat? 
Wie  ist  es  denkbar,  dass  eine  Vorstellung 
Träger  von  Rechten  und  Pflichten,  dass  sie 
das  Subjekt  der  Staatsgewalt  sei? 

J  eil  ine  k  sucht  diesen  Einwänden  da- 
durch zu  tiegegnen,  dass  er  zwischen  theore- 
tischem Denken  und  praktischem  Denken 
unterscheidet.  »Unter  dem  (Gesichtspunkt 
theoretischer  Erkenntnis  sind  nur  Eiuzel- 
individuen  vorliauden,  die  sich  in  mannig- 
fachen Beziehungen  zn  einander  und  gegen- 
seitig verursachten  Zuständen  befinden.« 
Für  das  praktische  Denken  habe  aber  diese 
Erkenntnis  nicht  den  geringsten  Wert, 
Für  das  praktische  Denken  tiestehe  eine 
D  e  n  k  n  o  t  w  e  n  d  i  g  k  e  i  t ,  die  stetige,  unter 
einander  zusammenhängende  Zwecke  ver- 
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folgende  Mehrheit  von  Menschen  als  Ein- 
heit zu  erfassen.  Damit  sei  die  Existenz 
der  Personeneinheit  für  das  praktische 
Denken  erwieseu,  und  mit  derselben  Denk- 
notwendigkeit erscheine  uns  der  auf  Er- 
reichung dieser  Zwecke  gerichtete  konstante 
Wille  nicht  als  Wille  derer,  die  physisch 
wollen,  sondern  als  Wille  der  Einheit,  als 
Wille  des  Staates.  Auch  hier  liegt  ein 
zwiefacher  Irrtum  vor.  Der  Gegensatz  von 
theoretischem  Denken  und  praktischem 
Denken  bezeichnet  nicht  zwei  verschiedene 
Arten  des  Denkens,  für  welche  verschiedene 
Gesetze  bestehen,  so  zwar  dass  für  das 
theoretische  Denken  ein  Begriff  und  ein  Ur- 
teil unwahr  sein  können,  die  für  das  prak- 
tische Denken  wahr  sind.  Es  giebt  nur 
einheitliche  Denkgesetze.  Auch  das  prak- 
tische Denken  rauss  theoretisches,  wissen- 
schaftliches Denken  sein,  um  zu  allgemein 
giltigen  Urteilen,  die  das  Ziel  einer  jeden 
Wissenschaft  sind,  zu  gelangen.  Das  prak- 
tische Denken  unterscheidet  sich  von  dem 
theoretischen  nur  dadurch,  dass  es  das 
Wirkliche  inu-  soweit  zu  erkennen  sucht, 
als  dies  für  bestimmte  pi-aktisehe  Zwecke 
erforderlich  erscheint,  während  das  theo- 
retische Denken  eine  solche  Grenze  nicht 
kennt.  Aber  das  praktische  Denken  mnss 
bis  zu  diesem  Ziele  theoretisches  Denken 
sein,  sonst  ist  es  überhaupt  kein  wissen- 
schaftliches Denken.  Sodann  aber  wenn 
gesagt  wird,  dass  eine  Meluheit  von  Men- 1 
sehen  uns  mit  Denknotwendigkeit  als  Ein-  j 
heil  erscheine,  dass  der  Wille  der  einzelnen  j 
Individuen  mit  Denknotwendigkeit  als  Wille  [- 
dieser  Einheit  aufgefasst  werden  müsse,  so' 
ist  dies  irrig,  wenn  hier  eine  objektive  und 
logische  Denknotwendigkeit  gemeint  ist. ; 
Psychologisch  ist  jede  Vorstellung,  die  ge-  i 
dacht  wird,  notwendig,  mag  sie  noch  so 1 
thfiricht  sein.  Diese  Notwendigkeit  ist  damit 
gegeben,  dass  auch  unser  Denken  unter ! 
dem  Kausal  itätsgesetz  steht.  Sie  sogt  über 
die  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  der  Vor-  i 
Stellung  gar  nichts  aus.  Dass  wir  eine  | 
Mehrheit  von  Menschen  als  Einheit  uns 
vorstellen,  ist  dagegen  keine  objektive  und 
logische  Notwendigkeit.  Wir  stellen  sie 
uns  als  Einheit  vor,  nur  um  damit  einen 
bestimmten,  von  uns  seil  »st  gesetzten  Zweck 
zu  erreichen.  Diese  Einheit  ist  nur  eine 
Abstraktion,  die  wir  vornehmen,  um  die 
Gleichförmigkeit  der  Beziehungen,  die  unter 
ihnen  bestehen,  in  einem  Begriffe  zusammen- 
zufassen. Nur  sofern  wir  uns  diesen  Zweck 
setzen,  besteht  für  diese  Abstraktion  eine 
Denknotwendigkeit.  Auch  für  die  Ab- 
straktion eines  der  Gesamtheit  eigenen 
Willens,  den  wir  uns  als  Wille  der  Gesamt- 
heit, nicht  als  Wille  der  ihn  erzeugenden 
Individuen  vorstellen,  besteht  nur  diese  be- 
dingte und  subjektive  Denknotwendigkeit. 


Die  Einheit  wie  der  Gesamtwille  sind  nur 
abstrakte  Vorstellungen,  die  ausser  unserem 
Bowu8stsein  kein  Dasein  haben.  Weder  für 
das  theoretische  noch  für  das  praktische 
Denken  kommt  diesen  abstrakten  Vor- 
stellungen ausserhalb  unseres  Bewusstseins 
irgend  eine  Existenz  zu.  Die  Wissenschaft 
kann  sich  ihrer  bedienen  und  kann  sie 
nicht  entbehren,  nur  darf  sie  nie  vergessen, 
dass  sie  nur  abstrakte  Begriffe  sind  und 
dass  die  Begriffe  nicht  mit  den  Gegen- 
standen der  Begriffe  verwechselt  werden 
dürfen. 

Wenn  endlich  zur  Verteidigung  dieser 
Theorie  darauf  hingewiesen  wird,  dass  auch 
das  menschliche  Individuum  der  wissen- 
schaftlichen Betrachtung  nur  eine  ununter- 
brochene Reihenfolge  innerer  und  äusserer 
Zustande  darbiete  und  nur  teleologisch  und 
damit  subjektiv  eine  Einheit  bilde,  ganz 
ebenso  wie  dor  Staat,  so  wird  hierbei  doch 
ein  elementarer  und  fundamentaler  Unter- 
schied übersehen.  Das  Bowusstsein  der 
Einheit  des  menschlichen  Lebens  von  der 
Geburt  bis  zum  Tode,  trotzdem  das  körper- 
liche wie  das  geistige  Leben  fortwährend 
im  Flusse  sind  und  in  ihren  Bestandteilen 
sich  ändern,  ist  eine«  Gmndtliatsache  unseres 
Seelenlebens,  auch  wenn  die  Psychologie  an 
ihrer  Erklärung  sich  noch  abmüht.  Religion, 
Sittlichkeit,  Recht,  sie  haben  diese  Thatsache 
zur  Voraussetzung.  Sie  allein  ist  es.  die 
dem  Leben  des  Menschen  Wert  verleiht. 
Diese  Einheit  ist  nicht  eine  teleologische, 
sie  wird  nicht  durch  die  Vorstellung  eines 
Zweckes  gebildet,  sondern  sie  besteht  als 
eine  in  unserem  Bewusstsein  gegebene,  ganz 
unabhängig  von  jedem  Zweckgedanken 
der  erst  später  auf  dem  Wege  der  Re- 
flexion hinzutritt.  Nur  weil  der  Mensch  sich 
als  einer  Einheit  bewnsst  ist  und  als  eine 
solche  Einheit  durch  seinen  Willensent- 
schluss  auf  die  Aussenwelt  einzuwirken  ver- 
mag, hat  er  Rechte  und  Pflichten.  Dass 
auf  höherer  Kulturstufe  das  Recht  auch  dem 
Kinde,  dem  dieses  Bewusstsein  noch  fehlt, 
und  dem  Geisteskranken,  dem  dieses  Be- 
wusstsein gestört*  ist.  noch  Rechte  und 
Pflichten  zuschreibt,  die  von  anderen  Men- 
sehen auszuüben  und  zu  erfüllen  sind,  steht 
dem  nicht  entgegen.  Weil  das  Kind  be- 
stimmt ist,  das  Bewusstsein  der  Einheit  in 
sich  zu  entwickeln,  und  weil  der  Geistes- 
kranke dieses  Bewusstsein  wieder  erlangen 
kann,  deshalb  behandelt  das  Recht  sie,  wenn 
auch  nur  in  beschränktem  Umfange,  als 
rechtsfähige  Personen. 

Dieses  Bewusstsein  der  Einheit,  in  dem 
der  Mensch  sich  als  eines  einheitlichen, 
wollenden  und  handelnden  Wesens  gewiss 
ist,  macht  den  Menschen  fähig,  Träger  von 
Hechten  und  Pflichten  zn  sein.  Das  Recht, 
das  nur  ans  menschlichen  Willenserklärungen 
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besteht,  kann  einer  nur  durch  unsere  Vor- 
stellung nach  bestimmtet!  Zwecken  gebilde- 
ten und  nur  in  ihr  lebenden  Einheit  einer 
Mehrheit  von  Menschen  diese  Fähigkeit 
nicht  verteilten,  sondern  es  kann  nur  lie- 
stimmen,  welche  rechtliche  Wirkungen 
sich  an  die  Handlungen  oder  Unterlassungen 
der  einzelnen  Menschen  anknüpfen  sollen, 
es  kann  sie  nur  rechtlich  qualifi- 
zieren. 

III.  Das  Wesen  des  Staates. 

1.  Der  Staat  ein  Rechtsverhältnis.  Der 
Staat  ist  weder  ein  rein  thatsächliches  Ver- 
hältnis noch  ist  er  ein  Lebewesen,  ein  Organis- 
mus wie  der  Mensch  noch  ist  er  eine  vom 
Recht  geschaffene  Person,  die  ihr  Dasein 
nur  in  der  Vorstellung  hätte,  sondern  er  ist 
ein  reales  Rechtsverhältnis  zwischen 
dem  Herrscher  und  den  Beherrschten.  Ein 
Rechtsverhältnis  aber  ist  eine  durch  Rechts- 
normen geordnete  Beziehung  von  Menschen 
zu  Menschen,  zwischen  Berechtigten  und 
Verpflichteton  des  Inhalts,  das»  der  Be- 
rechtigte einen  Anspruch  darauf  hat,  dass 
der  Verpflichtete  ein  von  dem  Rechte  aner- 
kanntes Lebeusinteresse  (ein  Rechtsgut  im 
weiteren  Sinne),  das  nicht  immer  ein  per- 
sonliches Interesse  des  Berechtigten  zu  sein 
braucht,  durch  sein  Verhalteu  fördere  oder 
nicht  beeinträchtige.  Infolgedessen  ist  der 
Verpflichtete  dadurch  in  seiner  Willensbe- 
thätigung  rechtlich  gebunden. 

Der  Einheit  dieses  Reehtsverliältnisses 
der  staatlichen  Herrscliaft  steht  nicht  ent- 
gegen, weder  dass  melircre  Personen  In- 
haber der  Herrschergewalt  sein  können 
noch  dass  die  Zahl  der  Beherrschten  eine 
unbeschränkt  grosse  sein  kann.  Die  Einheit 
ist  vielmehr  dadurch  gegeben,  dass  alle  Be- 
herrschten in  gleicher  Weise  der  Herrscher- 
gewalt unterworfen  sind.  (Ueber  die  Ein- 
heit des  Staates  siehe  unten  sub  III,  4  S.  U21.) 
Wie  aber  immer  und  überall  eine  Einheit 
nur  dadmxdt  entsteht,  dass  wir  in  unserer 
Vorstellung  eine  Mehrheit  von  Elementen 
zu  einer  Einheit  verbinden,  so  Itestoht  auch 
die  Einheit  des  staatlichen  Horrseliaftsver- 
hältnisses  aus  einer  unbeschränkt  pressen 
Zahl  von  Einzel  verhältnisseil,  denen  allen 
gemeinsam  ist,  dass  die  lkherrschten  der 
Herrsehergewait  dos  Herrschers  rechtlich 
unterworfen  sind.  Das  Herrschaftsverhältiiis 
ist  das  einheitliche  Grundverhältni* .  aus 
dein  sich  einzelne  Hechtsverhältnisse  in  uu- 
lx.'schrflnkter  Zahl  entwickeln  können.  Gauz 
ebenso  fassen  wir  die  elterliche  Gewalt  des 
Vaters  oder  der  Mutter  als  ein  einheitliches 
Grund  verhält  nis  auf.  dem  alle  Kinder  unter- 
worfen sind  und  auf  Grund  dessen  Rechts- 
verhältnisse zwischen  den  Eltern  und  den 
Kindern  in  unlteschränktcr  Zahl  entspringen 
können. 


2.  Staat  und  Recht  Ist  der  Staat  ein 
Rechtsverhältnis,  so  setzt  er  den  Begriff  des 
Rechts  voraus.  Aber  Staat  und  Recht 
sind  Wechselbegriffe.  Auch  das  Recht  setzt 
den  Staat  (im  weiteren  Sinne  einer  staat- 
lichen Verbindung)  voraus,  wenn  wir  hier 
absehen  von  dem  nicht  staatlichen  Rechte 
solcher  Verbände,  dio  eine  eigenartige,  vom 
Staate  und  dem  staatlichen  Rechte  unab- 
hängige Autorität  besitzen,  wio  dio  Kirche. 
In  dem  Staate  hat  der  Herrscher  nicht  nur 
die  Macht  zu  herrschen,  sondern  er  hat 
auch  das  Recht  lüerzu,  wie  die  Beherrschten 
nicht  nur  der  physischen  Gewalt  des  Herr-' 
schere  sich  beugen,  sondern  auch  die  recht- 
liche Pflicht  zum  Gehorsam  Italien.  Damit 
ist  aber  gesagt,  dass  in  dem  Willen  des 
Herrschers  nicht  die  verpflichtende  Kraft 
des  Staates  liegen  kann.  Sie  liegt  auch 
nicht  etwa  in  einer  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Willenserklärung  der  Personen, 
fürwolche  das  Recht  gelten  soll,  in  einem  Ver- 
trage, wie  die  naturrechtlichen  Theorieen 
ihn  annahmen,  oder  in  einer  Anerkennung, 
wie  neuerdings  mehrfach  behauptet  wird. 
Zunächst  sind  solche  Willenserklärungen 
tliatsächlich  nicht  vorhanden,  sodann  aber  wie 
könnten  sio  verbindlich  sein,  wenn  auf  ihnen 
erst  die  Verbindlichkeit  des  Rechts  beruhen 
sollte?  Die  verpflichtende  Kraft  des  Rechts 
beruht  vielmehr  darauf,  dass  die  Menschen 
von  der  ihnen  innewohnenden  Vorstellung 
beherrscht  sind,  dass  sie  um  ihrer  selbst 
willen  in  einem  Zustand  der  Herrscliaft 
leben  müssen,  weil  sie  nur  unter  einer  Herr- 
schaft iltre  Lebensliedflrfnisse  liefriedigen 
können  und  in  ihren  Interessen  geschützt 
sind.  In  diesem  Sinne  ist  der  Mensch  ein 
Ztöov  TtouTt«6r.  Er  kann  sich  von  der  Herr- 
schaft dieser  Vorstellung  nicht  befreien, 
weil  er  ausserhalb  eines  Zustaudes  der 
Herrschaft  seine  Lebensaufgaben  nicht  zu  er- 
füllen vermag.  »Nicht  durch  die  Gewalt 
:  hängt  der  Staat  zusammen ,  sondern  das 
!  Haltende  ist  allein  das  Grund gefülü  der 
hduung,  das  alle  haben.-    (Hegel.)  Diese 


:  Vorstellung  enthält  nicht  eine  theoretische 
wissenschaftliche  Aussage,  sondern  sie  wirkt 
auf  das  Gefühl  und  den  Willen  ein,  sie  ent- 
hält ein  »normatives  Urteil-,  das  für  den 
menschlichen  Willen  ein  Sollen  bewirkt. 
Sie  erzeugt  in  dem  Menschen  das  Bewußt- 
sein der  Pflicht,  dass  er  sich  der  staatlichen 
Herrschaft  und  den  von  ihr  anerkannten 
Rechtsnormen  unterwerfen  soll,  auch  wenn 
es  für  den  Menschen  noch  höhere  Pflichten 
,  giebt  und  er  im  Kalle  eines  Widerstreits 
,  der  Pflichten  im  einzelnen  Falle  der  höheren 
Pflicht  zu  gehorchen  hat. 

Dadurch  wird  nicht  ausgeschlossen,  dass 
eiuzelne  Menschen  theoretisch  die  Notwen- 
digkeit von  Staat  und  Recht  leugnen  und 
die  Herstellung  eines  Staat-  und  rechtlosen 
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Zustandet;  austreben,  wie  dies  von  dem 
Anarcliismus  geschieht  (vgl.  den  Art. 
Anarchismus  oben  Bd.  I  S.  296ff.  und 
diu  Uebersicht  der  anarchistischen  Theorieeu 
bei  Eitzbacher,  Der  Anarchismus  1900). 
Aber  damit  ist  die  Möglichkeit  eines  solchen 
Zustandes  noch  nicht  erwiesen,  und  die 
anarchistischen  Theoretiker  haben  bisher 
noch  alle  Vorteile,  welche  Staat  und  Recht 
ihnen  darbieten,  für  sich  beansprucht. 

Auch  in  der  Erfahrung  ist  uns  ein 
solcher  Zustand  weder  aus  der  Vergangen- 
heit noch  in  der  Gegenwart  bekannt.  Wenn 
heute  wieder  auf  Grund  von  Berichten 
einzelner  Reisonden  beliauptet  wird,  dass  es 
noch  gegenwärtig  Menschen  gebe,  die  in 
einem  völlig  Staat-  und  rechtlosen  Zustand 
leben,  wie  die  Feuerländer,  die  Buschmänner, 
die  Digger  Indianer  in  den  Bergen  der 
Sierra  Nevada,  so  bedarf  es  zunächst  noch 
einer  genaueren  Untersuchung  der  Thatbe- 
stände,  um  die  Richtigkeit  dieser  Berichte 
zu  erweisen.  Sollte  sie  aber  auch  dargethan 
werden  können,  so  würde  der  obige  Satz 
doch  für  alle  diejenigen  Menschen  seine 
Geltung  Inhalten,  welche  sich  nicht  auf  der 
niedersten,  tierähnlichen  Stufe  der  Ent- 
wicklung befinden.  Jedenfalls  können  wir 
in  der  Geschichte  den  Ucbergang  einer  völlig 
Staat-  und  rechtlosen  Menschenmenge  in 
einen  staatlichen  und  rechtlichen  Zustand 
nicht  nachweisen.  Es  hat  deshalb  auch 
keinen  wissenschaftlichen  Wort,  Hypothesen 
darüber  aufzustellen,  wie  dieser*  Vorgang 
sich  vollzogen  habe  und  wie  Staat  und  Recht 
entstanden  sein  mögen. 

Mit  der  Thatsache,  dass  die  verbindliche 
Kraft  der  Herrschergewalt  wie  des  Rechts 
in  dem  Bewusstsein  der  Beherrschten  ruht, 
iusofern  dasselbe  von  der  Vorstellung  der 
Notwendigkeit  des  Staats  tuid  des  Rechts 
beherrscht  ist.  steht  es  ferner  nicht  in 
"Widerspruch,  dass  in  rechtswidrigen  und 
strafbaren  Handlungen  der  Wille  Einzelner 
sich  gegen  das  Recht  auflehnt.  Von  der  Vor- 
stellung, dass  Recht  und  Staat  notwendig 
sind,  kann  sieh  auch  der  Verbrecher  nicht 
befreien,  und.  von  den  wenigen  Theoretikern 
des  Anarchismus  abgesehen 2  will  er  sich 
davon  auch  gar  nicht  befreien.  Alle  Vor- 
teile, die  Staat  und  Recht  ihm  darbieten, 
nimmt  er  auch  für  sich  in  Anspruch.  Er 
will  durch  das  Verbrechen  keineswegs  recht- 
los werden,  sondern  er  will  nur  in  einem 
einzelnen  Kalle  zu  seinem  besonderen  Vor- 
teile die  Sehranke  des  Rechts  durchbrechen. 
Wie  der  Mensch  von  der  Voi-stollung  be- 
herrscht ist,  da<s  das  Sittengesetz  —  was 
auch  sein  Inhalt  zu  verschiedenen  Zeiten 
und  auf  verschiedenen  Kulturstufen  sein 
mag  für  ihn  verbindlich  ist  und  er  doch  | 
im  einzelneu  Falle  dem  Sitteugesetz  entgegen-  \ 
handelt,  ohne  dessen  Verbindlichkeit  zu  er-  • 


schüttern,  so  wird  auch  die  in  dem  Bewusst- 
sein aller  begründete  Herrschaft  des  Rechts 
nicht  durch  einzelne  rechtswidrige  Hand- 
lungen erschüttert.  Aber  eben  deshalb,  weil 
die  Vorstellung  von  der  Notwendigkeit  der 
Rechtsordnung  nicht  bei  allen  Menschen 
ausreicht,  um  rechtswidrige  Handlungen  zu 
verhindern,  genügt  es  nicht,  dass  der  Herrscher 
den  Herrscherwülon,  der  das  Recht  aner- 
kennt und  Rechtsnormen  erzeugt,  erklärt, 
sondern  es  müssen  ihm  Mittel  der  physi- 
schen Gewalt  zu  Gebote  stehen,  um  die 
Rechtsordnung  aufrecht  zu  erhalten  auch 
gegenüber  denjenigen,  die  sie  in  einzelnen 
Fällen  zu  durchbrechen  suchen.  Die  Vor- 
stellung, dass  Staat  und  Recht  notwendig 
sind,  verliert  dadurch  nicht  an  Starke,  dass 
sie  bei  den  meisten  Menschen  eino  unklare 
und  undeutliche  ist.  Die  Erfalirung  lelirt. 
dass  vielfach  gerade  die  unklarsten  Vor- 
stellungen die  grösste  Macht  über  das  Ge- 
fühl und  den  Willen  der  Menschen  ausüben. 
Die  Vorstellung  von  der  Notwendigkeit  der 
staatlichen  Herrschaft  entstammt  der  Er- 
fahrung und  wird  von  einem  Gescldechte 
in  immer  grösserer  Stärke  auf  das  andere 
übermittelt.  Ilire  Unklarheit  hat  aber  ver- 
ursacht, dass  bei  den  meisten  Völkern  die 
aus  ihr  sich  ergebende  Pflicht  zum  Gehor- 
sam gegen  den  Herrscher  und  gegen  das 
Recht  auf  göttlichen  Ursprung  zurück- 
geführt ward,  indem  entweder  die  Rechts- 
normen selbst  und  damit  auch  die  Herrscher- 
gewalt als  von  der  Gottheit  gegeben  aufgefasst 
wurden  oder  aber  indem  dem  Herrscher- 
geschlecht unmittelbar  göttlicher  Ursprung 
beigelegt  ward. 

3.  Der  Zweck  des  Staates.  Beruht 
aber  die  verbindliche  Kraft  des  Rechts  in 
dem  von  bestimmten  Vorstellungen  be- 
herrschten Bewusstsein  der  Beherrschten, 
so  ergiebt  sich  daraus  ein  weiteres.  Die 
staatliche  Ordnung  und  das  Recht  bestehen 
nicht  um  des  Herrschers  willen,  nicht  um 
dessen  persönliche  ljebonsgüter  zu  erhalten 
und  zu  mehren,  sondern  um  der  Be- 
herrschten willen.  Der  Zweck  der 
staatlichen  Herrschaft  sind  die  Interessen 
der  Beherrschten,  nicht  die  des  Herrsehers. 
Die  Staatsgewalt  ist  nicht  eine  Gewalt  des 
Herrn  ül>er  Sklaven.  Das  ideale  Ziel  der  recht- 
lichen Ordnung  der  Staatsgewalt  besteht 
gerade  dann,  die  Ausübimg  der  Herrschor- 
gewalt im  Interesse  der  BeheiTsehten  zu 
sichern.  Freilich  wird  dieses  Ziel  niemals 
völlig  erreicht  werden  können,  weil  die- 
jenigen, die  die  Herrschaft  ausüben,  nur 
Menschen  sind  und  weil  die  Beherrschten 
vielfach  Interessen  haben,  die  sich  gegen- 
seitig bekämpfen.  Hierin  liegt  aber  auch 
die  "Ursache  der  Revolutionen,  die  nicht 
bezwecken,  die  Staatsordnung  als  solche 
aufzuhellen,  sondern  die  nur  bezwecken,  eine 
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neue  Staatsordnung  an  die  Stelle  einor  be- 1 
stehenden  zu  setzen.  Ist  in  einer  grösseren . 
Zahl  von  Beherrschten  die  Ueberzeugung 
entstanden,  dass  der  Herrscher  die  Herrscher- 1 
gewalt  nur  zu  meinen  persönlichen  Zwecken ! 
ausbeutet  oder  dass  er  sie  im  Gegensätze  I 
zu  ihren  Interessen  ausübt,  sind  sie  der 
Ueberzeugung,  dass  inuerhalb  der  geltenden 
Staatsordnung  eine  Aenderung  nicht  herbei- 
geführt werden  kann,  glauben  sie  mächtig 
genug  zu  sein,  um  die  physischen  Gewalten, 
üher  die  der  Herrscher  verfügt,  besiegen  zu 
können,  .so  sind  die  allgemeinen  Voraus- 
setzungen vorhanden,  unter  denen  eine  Re- 
volution entstehen  kann.  Freilich  müssen  zu 
diesen  allgemeinen  Voraussetzungen  im  ein- 
zelnen Falle  noch  besondere  hinzukommen, 
die  in  der  Geistesart  des  Volkes,  der  Starke 
oder  Schwache  des  Pflichtgefühls  oder  in  den 
religiösen  Anschauungen  u.  s.  w.  liegen,  um  den 
Ausbruch  einer  Revolution  herbeizuführen. 

Wird  die  bisherige  Staatsordnung  in 
rechtswidriger,  gewalttätiger  Weise  zerstört, 
so  wird  mit  der  Zerstörung  der  alten  gleich- 
zeitig eine  neue  Staatsordnung  geschaffen, 
d.  h.  die  Personen,  welche  infolge  der 
Revolution  über  die  Gewaltmittel  des 
Herrschers  verfügen,  erlassen  die  Normen, 
nach  welchen  die  Beherrschten  dem  neuen 
Herrscher  zu  gehorchen  haben.  Dieser 
Schaffungsakt  ist  vollendet,  diese  Normen 
sind  Rechtsnormen  geworden,  sobald  die 
Beherrschten  von  der  Vorstellung  beherrscht 
werden,  dass  diese  Nonnen  für  sie  verbind- 
lich sind,  mögen  sie  damit  einverstanden 
sein  oder  nicht.  ■  Denn  diese  Vorstellung 
hängt  nicht  von  ihrora  Willensentschlns»  ub, 
sondern  wird  durch  die  Erfahrung  aufge- 
nötigt. Sie  tritt  ein.  sobald  der  Kampf  be- 
endet ist.  Während  des  Kampfes  um  die 
Herrschaft  besteht  ein  Zwisehenzustand,  in 
welchem  die  Verbindlichkeit  der  Staats- 
ordnung in  der  Schwebe  ist.  Erst  die  Ent- 
scheidung des  Kampfes  entscheidet  darüber, 
ob  die  bisherigen  Rechtsnormen  ihre  Ver- 
bindlichkeit behalten  haben  oder  ob  die  von 
den  Aufständischen  erlassenen  Normen  als 
Rechtsnormen  verbindlich  sind. 

Der  Satz,  dass  die  Herrschergewalt  nicht 
die  Literessen  des  Herrschers,  sondern  die 
Interessen  der  Beherrschten  zu  schützen  und  J 
zu  fördern  hat  bedarf  jedoch  noch  der  Aus- 
führung und  Erläuterung.  Es  ergiebt  sich  , 
sofort  die  Frage,  welches  sind  die  Interessen, 
die  Lebensgüter  der  Behen-schten,  deren 
Schutz  und  Förderung  Zweck  des  Staates 
ist  ?  Von  vorn  herein  ist  es  klar,  dass  darunter 
nicht  alle  berechtigten  und  unberechtigten 
Betreuungen  aller  Einzelnen,  die  sich  viel- 
fach widersprechen  und  bekämpfen,  ver- 
standen sein  können.  Dem  Staat  wäre  damit 
eine  unlösbare  Aufgabe  zugeschrieben.  Auch 
wird  die  lÄteung  der  gestellten  Frage  dadurch 


kaum  gefördert,  wenn  man  mit  der  Antwort 
sich  begnügt,  dass  der  Staat  die  Interessen 
der  Gemeinschaft,  des  Volke«,  im  Gegensätze 
zu  den  Interessen  der  Einzelnen  zu  schützen 
und  fördern  habe,  da  diese  Antwort  nur  eine 
andere  Formulienmg  der  Frage,  aber  keine 
Lösung  enthält.  Dasselbe  dürfte  auch  für 
die  Formulierung  gelten,  die  seit  Rousseau, 
man  kann  fast  sagen,  zur  Herrschaft  gelangt 
ist  und  in  Theorieen,  die  im  übrigen  weit 
von  einander  abweichen,  Aufnahme  gefunden 
hat.  Hiernach  hat  der  Staat  den  allge- 
meinen Willen,  den  Gemein  willen, 
la  volonte  generale,  zu  verwirklichen,  der 
nur  das  Gemeininteresse,  iuteret  commun, 
zum  Zweck  habe  und  der  zu  unterscheiden 
sei  vou  dem  Willen  aller,  der  volonte  de 
tous,  der  nur  eine  Summe  von  Einzelwillen, 
une  somme  des  volonte«  particuliores.  sei,  die 
mir  das  Eiuzoliuteresse  zum  Zweck  haben 
(Contrat  Social  II.  c.  Dieser  Gemein  wille  soll 
sich  nach  Rousseau  daraus  ergeben,  dass 
bei  der  Abstimmung  aller  Bürger  die  sich  am 
meisten  entgegenstehenden  Willen  sich  gegen- 
seitig aufheben  und  der  Gemeinwille  als 
Summe  der  Differenzen  daraus  hervorgehe. 
Das  Gemei  ninteresse  bilde  sich  aus  dem  Gegen- 
satz der  Interessen  aller  Einzelnen  (par  Oppo- 
sition ü  cehii  de  chacun).  Die  Erklärung  der 
volonte  generale  ergebe  sich  aus  der  Be- 
rechnung der  Stimmen  aller  (du  calcul  des 
voix  se  tire  la  declaration  de  la  volonte 
generale,  vgl.  Contrat  Social  II.  c.  8 ;  IV.  c.  2). 
Freilich  habe  dies  zur  Voraussetzung,  dass 
jetler  Bürger  genügend  unterrichtet  sei  und 
nur  nach  seiner  Ueberzeugung  ohne  jede 
fremde  Beeinflussung  seine  Stimme  abgebe. 
Indes  abgesehen  davon,  dass  diese  Vor- 
aussetzungen niemals  verwirklicht  worden 
könnon,  beruht  der  ganze  Gedanke  offenbar 
auf  der  willkürlichen  Annahme  Rousseaus, 
die  seiner  ganzen  Weltauffassung  zu  Gninde 
liegt,  dass  der  Mensch,  wenn  er  nur  sich 
allein  und  seiner  Natur  folgt,  gut  ist  und 
nur  das  Gute  will.  Ohue  sie  ist  der  Sitz, 
dass  das  Gemeiuinteresse  die  Summe  der 
Differenzen  aller  Einzclinteressen  sein  könne 
(II.  c.  3),  gauz  unverständlich. 

Die  oben  besprochenen  sog.  organischen 
Staatstheorieen  mussten  von  ilirem  Staud- 
punkte leicht  zu  einer  Antwort  auf  die  Frage, 
worin  das  Gemeininteresse  bestehe  und  wie 
dasselbe  sich  geltend  mache,  gelangen,  zu 
einer  Antwort,  die  eine  scheinbare  Lösung 
darbietet,  aber  auch  nur  eino  scheinbare 
Lösung,  weil  ihre  Voraussetzungen  linltlos 
sind.  Ist,  wie  sie  annohmen,  der  Staat  ein 
Lebewesen,  so  hat  er  wie  der  Mensch  einen 
eigenen  selbständigen  Willen  und  trägt  seineu 
Zweck  in  sich  selbst.  Nicht  die  Interessen 
der  Beherrschten,  sondern  sein  eigenes 
selbständiges  Interesse  zu  fördern  ist  sein 
Zweck.  (Hegel  a.a.O.  §  2"»8:  »Der  Staat 
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ist  die  Wirklichkeit  des  substantiellen  Willens, 
die  er  in  dem  zu  seiner  Allgemeinheit  er- 
hobenen besonderen  Selbstbewusstsein  liat, 
und  als  diese  substantielle  Einheit  ist  er 
absoluter,  imbewegter  Selbstzweck. «  G  i  e  r  k  e, 
Grundbegriffe  des  Staatsrechts,  S.  88 :  »Der 
Staat  wie  das  Individuum  haben  ihren 
nächsten  Zweck  in  sich  selbst.«)  Sobald 
man  jedoch  sich  bemühte,  diesen  selbständigen 
Lebenszweck  des  Staates  in  seinem  Inhalt 
darzulegen,  war  man  doch  genötigt,  auf  die 
Interessen  der  Beherrschten  zurückzugehen. 

Eine  andere,  neuerdings  vielfach  ver- 
tretene Ansicht  geht  dahin,  dass  »das  Gemein- 
interesse, der  Zweck  des  Staates  sich  decke 
mit  dem  Durchschnittsinteresse  der 
gegeuwärtigeu  und  künftigen  Staatsgenossen«. 
Dor  Gedanke  knüpft  an  die  oben  erwähnte 
Ausführung  Rousseaus  an,  der  Ausdruck 
ist  wohl  zuerst  von  Gierke  (Joh.  Althusins 
1880  S.  203)  hierauf  angewandt  worden. 
Aub  dem  Widerstreit  der  individuellen  In- 
teressen müsse  das  Durclischnittsintoresse 
gezogen  weiden,  das  demnach  den  individu- 
ellen Interessen  oft  fremd  und  feindlich 
gegen  übertreten  müsse.  Indes  ist  doch  auch 
hiermit  nur  eine  Formel  geboten,  die  einer 
Prüfung  nicht  standhalt.  Von  einem  Dureh- 
schnittsinteresse  könnten  wir  überhaupt  nur 
spreeheu,  wenn  wir  für  die  verschieden- 
artigen Interessen  der  Menschen  einen  ein- 
heitlichen Massstab  hatten,  an  dem  wir  jedes 
einzelne  Interesse  des  Individuums  im  Ver- 
hältnis zu  allen  anderen  Interessen  aller 
anderen  Individuen  messen  könnten,  und 
nicht  bloss  im  Verhältnis  zu  den  Interessen 
aller  Leitenden,  sondern  auch  zu  den  In- 
teressen aller  künftig  Lelienden,  die  wir 
noch  gar  nicht  kennen.  Soll  aber  hier  der 
Ausdruck  »Durchschnitt«  nur  in  übertragenem 
Sinne,  im  Sinne  von  Ausgleichung  ver- 
standen werden  (ein  Sprachgebrauch,  der 
freilich  nicht  zu  billigen  wäre,  da  er  den 
Gedanken  nicht  klärt,  sondern  verdunkelt), 
so  könnte  auch  dem  nicht  zugestimmt  werdeu. 
Zunächst  sind  zweifellos  die  Interessen  der 
Einzelnen  für  den  Staat  nicht  gleichwertig. 
Es  giebt  Interessen,  die  der  Staat  schlecht- 
hin zu  bekämpfen,  und  Interessen,  die  er 
schlechthin  zu  fördern  hat.  Meint  man  aber 
nur  einen  Ausgleich  berechtigter  Interessen, 
so  entstellt  wieder  die  Frage,  welche  In- 
teressen berechtigt  sind  und  nach  welchem 
Massstab  dann  eine  solche  Ausgleichung  statt- 
haben soll.  Auch  diese  Formel  stellt  dem 
Staat  eine  in  sich  widerspruchsvolle  und 
unvollziehbare  Aufgabe.  Der  Ausdruck  Oe- 
ineininteresse  ist  nur  eine  andere  Bezeich- 
nung für  das  Staat  sin  tere<se  oder  den  Staats- 
zweck, ohne  dass  uns  damit  über  den  Inhalt 
des  Staat  sinteresses  etwas  gesagt  wäre. 
Auch  wird  der  Versuch  vergeblich  sein,  den 
Zweck  des  Staates  und  damit  das  Gemein- 


intercsse,  das  sich  daraus  ergiebt,  in  einer 
wissenschaftlich  verwertbaren  Formel,  die 
gleicherweise  für  die  Staaten  aller  Zeiten 
und  aller  Völker  Geltung  habe,  zusammen- 
zufassen. Die  Aufgaben  des  Staates  werden 
zunächst  bestimmt  durch  die  aus  der  Er- 
fahrung stammenden,  aber  mit  Notwendigkeit 
alle  Einzelnen  beherrschenden  Vorstellungen, 
dass  bestimmte  Lebensbedürfnisse,  die  allen 
gemeinsam  sind,  nur  durch  eine  alle  be- 
herrschende Gewalt  befriedigt  werden  können. 
Der  Schutz  gegen  Angriffe,  die  von  aussen 
her  auf  den  Staat  gemacht  werden,  und  die 
Aufrechthaltung  einer  Rechtsordnung,  wie 
immer  sie  auch  geartet  sein  mag,  im  Innern 
sind  die  beiden  Funktionen,  die  einem  jedeu 
Staat  obliegen.  Kann  ein  Staat  diese  Auf- 
gaben, sei  es  durch  seine  eigeno  Kraft  allein, 
sei  es  durch  Verbindung  mit  auderen  Staaten, 
nicht  mehr  erfüllen,  so  geht  er  seinem 
Untergange  entgegen.  Denn  dann  schwindet 
die  Grundlage,  auf  der  dieser  Staat  ruht, 
die  Vorstellung,  dass  er  notwendig  ist.  An 
ilire  Stelle  tritt  die  Vorstellung,  dass  eine 
neue  Staatsordnung  gescliaffen  werden  müsse. 
Mit  diesen  beiden  fundamentalen  Aufgal>cn 
ist  zugleich  dem  Staat  die  weitere  gegeben, 
die  Kräfte  zu  organisieren  und  die  Mittel  zu 
beschaffen,  die  erforderlich  sind,  um  ihnen 
gerecht  zu  werden.  Sobald  aber  ein  Volk 
eine  höhere  Kulturstufe  erstiegen  hat,  l-e- 
schränkt  der  Staat  darauf  seine  Anfgalten 
nicht.  Aus  dem  Kreise  der  Beherrschten 
tritt  an  die  herrschende  Gewalt  die  Forderung 
heran,  für  ihre  {«rsönUchen  Interessen  tliätig 
zu  werden,  und  die  herrschende  Gewalt 
selbst  sucht  ihre  Thätigkeit  auszudehnen.  Die 
Geschichte  zeigt,  dass  es  keine  menschlichen 
Interessen,  kein  Gebiet  menschlicher  Tätig- 
keit giebt,  die  der  staatlichen  Einwirkung, 
der  Förderung  oder  Hemmung  durch  die 
staatliche  Gewalt  nicht  unterworfen  werden 
können.  Doch  ist  die  Ansicht,  dass  nach 
einemGesetze  der  menschlichen  Entwickelung 
der  Kreis  der  staatlichen  Thätigkeit  mit 
wachsender  Kultur  sich  immer  erweitere, 
nicht  richtig.  Wenigstens  lässt  sich  ein 
solches  Gesetz  in  unserer  bisherigen  Er- 
fahrung nicht  nachweisen.  Seine  Annahme 
beruht  auf  einer  falschen  Generalisieruug. 
Sehr  verschiedenartige  Ursachen  liaben  zu 
den  verschiedenen  Zeiten  und  bei  den  ver- 
schiedenen Völkern  darauf  eingewirkt,  die 
Thätigkeit  des  Staates  auszudehnen  oder 
einzuschränken.  Die  religiösen  und  sittlichen 
Ueberzeugungcn,  .  die  in  dem  Volke  vor- 
herrschen, vor  allem  die  geistige  Macht, 
welche  die  Idee  der  persönlichen  Freiheit 
in  dem  Volke  ausübt,  die  wirtscliaftliehen 
Bedürfnisse,  der  Einfluss  der  verschiedenen, 
sozialen  Klassen  auf  die  Herrschaft,  aber 
auch  die  Sinnesart  und  der  Charakter  des 
Herrsehers  (es  sei  nur  an  Peter  den  Grossen 
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und  Friedrich  Wilhelm  1.  erinnert),  alle  diese 
und  andere  Elemente  haben  zusammen- 
gewirkt, um  den  Kreis  der  Thätigkeit  des 
Staates  zu  bestimmen. 

Eine  ganz  andere  Frage  ist  es,  wie  weit 
der  Staat  den  Kreis  seiner  Thätigkeitausdehnen 
soll.  Vm  in  den  einzelnen  Fällen  hierüber 
eine  richtige  Entscheidung  zu  geben,  bedarf 
es  eines  obersten  leitenden  Grundsatzes,  der 
als  Norm  in  dem  Kampfe  der  widerstreitenden 
Interessen  deu  Ausschlag  zu  geben  liat 
Dieser  otterste  Grundsatz  lässt  sieh  nur  ab- 
leiten aus  der  gesamten  sittlicheu  Welt- 
anschauung, aus  dem  Ideale  des  höchsten 
Gutes,  dessen  Verwirklichung  anzustreben 
als  Aufgabe  des  Mensehengescldeehtes  an- 
erkannt wird,  und  aus  dem  Werte,  der 
der  persönlichen  Freiheit  des  Individuums  in 
diesem  Strel>en  nach  der  Verwirklichung 
des  höchsten  Gutes  beigemessen  wird.  Damit 
ist  aber  auch  gesagt,  dass  mit  der  Eutwieke- 
lung  der  ethischen  Anschauungen  sich  die 
mehr  oder  minder  klaren  Vorstellungen  Aber 
die  Aufgaben  des  Staates  verändern  (vgl. 
hierüber  auch  den  Artikel  Individualis- 
mus oben  Bd.  IV  S.  l't2S  ff.  und  den  Ar- 
tikel Kocht  oben  Bd.  VI  S.  3.« ff.).  Wie 
aber  der  hieraus  abgeleitete  oberste  Grund- 
satz auf  die  einzelnen  Thatbestände 
anzuwenden  ist,  welche  Angelegenheiten 
der  einzelne  Staat  zti  einer  bestimmten 
Zeit  in  den  Bereich  seiuer  Thätigkeit  zu 
ziehen  liat  und  welche  Massregeln  er  zu 
ergreifen  hat,  um  seinen  Anfgalten  gerecht 
zu  werden,  diese  Fragen  zu  beantworten  ist 
die  Sache  der  Wissenschaft  der  Politik,  die 
auf  die  zweckmässige  Benutzung  der  ge- 
gebenen Kräfte  unter  deu  gegebenen  Ver- 
hältnissen angewiesen  ist  (vgl.  den  folgenden 
Artikel  Staat  in  uationalökonomi- 
scher  Hinsicht). 

Wie  alier  auch  in  einer  Ixstimmten  Zeit 
bei  einem  gegebenen  Volke  die  herrschende 
Vorstellung  hierüber  sein  möge,  niemals 
ist  die  Aufgabe  des  Staates  beschränkt 
auf  die  gerade  lebenden  Personen,  schon 
deshalb  nicht,  weil  die  lebende  Generation 
eine  sich  stündlich  durch  Tod  und  Geburt 
ändernde  Grösse  ist.  Das  einzelne  Indivi- 
duum legt  sich  selbst  Opfer  auf,  arbeitet  und 
spart,  um  seine  Abkömmlinge  körperlich  imd 
geistig  für  das  Leben  heranzubilden  und  sie 
durch  ein  bis  zum  Tode  erspartes  Vermögen 
auszustatten.  Ebenso  fühlt  sich  auch  die  durch 
Sprache,  Abstammung,  gemeinsame  Schick- 
sale und  gemeinsame  sittliche  und  j>olitische 
Grundanschauungen  geeinte  Gesamtheit  der 
Beherrschten,  die  wir  als  Volk  bezeichnen, 
verpflichtet,  Opfer  auf  sich  zu  nclunen  und 
Beschränkungen  ilu-er  Freiheit  sich  zu  unter- 
werfen, um  die  Bedingungen  herzustellen, 
unter    denen    künftige'   Generationen  die 


Lebensarbeit  der  gegenwärtigen  fortführeu 
und  die  Verwirklichung  des  höchsten  Gutes 
anstreben  können.  Wie  dieses  Pflicht- 
gefühl entstanden  und  wie  es  ethisch  zu 
begründen  ist,  gehört  zu  den  schwierigsten 
Fragen  der  Psychologie  und  Ethik.  Für  die 
Staatslohre  genügt  die  Thatsache,  dass  es 
besteht  und  zu  allen  Zeiten,  die  in  dem 
Lichte  der  Geschichte  stehen,  bestanden  liat. 
Dies  Pflichtgefühl  berechtigt  den  Staat,  von 
den  Einzelnen  selbst  die  Aufopferung  des 
Lebens  zu  fordern,  um  die  staatliche  Ge- 
meinschaft zu  schützen  und  zu  erhalten. 
Inwieweit  aber  die  lebende  Genoration  dem 
Interesse  der  künftigen  dienstbar  zu  machen 
ist,  läset  sich  wiederum  nicht  durch  eino 
allgemeine  Formel  bestimmen.  Audi  hierüber 
kann  nur  die  Politik  unter  Festhaltung  des 
obersten,  in  der  Sittlichkeit  begründeten 
Grundsatzes,  dass  die  Menschheit  bestimmt 
ist,  der  Verwirklichung  des  höchsten  Gutes 
zuzustreben,  und  unter  Berücksichtigung  aller 
gegebenen  Verhältnisse  im  eiuzelnen  Fall 
die  Entscheidung  geben.  Freilich  wird  hier 
die  Entscheidung  um  so  schwieriger  sein, 
als  die  unbekannten  Verhältnisse  der  Zukunft 
in  Keehnnng  gesetzt  werden  müssen. 

4.  Die  Einheit  des  Staates.  Der 
Staat  ist  das  Rechtsverhältnis  des  Herrschers 
zu  den  Beherrschten  auf  einem  räumlich 
abgegrenzten  Gebiete,  das  auf  der  Vor- 
stellung seiner  Notwendigkeit  beruht  und 
das  den  Schutz  und  die  Beförderung  der 
Interessen  der  Beherrschten  zu  seinem 
Zwecke  liat.  Wie  alle  irdischen  Verhält- 
nisse ist  auch  das  staatliche  Verhältnis  einer 
ununterbrochenen  Veränderung  unterworfen. 
Die  Personen  des  Herrschers  und  der  Be- 
herrschten wechseln,  die  Interessen,  die  zu 
schützen  und  zu  fördern  sind,  ändern  sich, 
die  Rechtsnormen,  welche  die  Verhältnisse 
der  staatlichen  Herrschaft  regeln,  werden, 
wenn  auch  in  bald  kürzeren,  bald  längereu 
Zwischenräumen,  fort-  und  umgebildet. 
Trotz  des  Wechsels  aller  dieser  Elemente 
sind  wir  berechtigt,  das  staatliche  Herrschnfts- 
verhältnis  als  ein  dauerndes  und  einheit- 
liches aufzufassen  und  den  Staat  als  ein  im 
Wechsel  der  Zeiten  einheitliches  Individuum 
zu  bezeichnen.  Aristoteles  hatte  die 
Einheit  des  Staates  in  seiuer  Verfassung, 
d.  h.  in  deu  obersten  Rechtsnormen  über 
das  Verhältnis  des  Herrschers  zu  den  Be- 
herrschten erblickt.  »Wenn  deshalb  die 
Verfassung  eine  andere  und  verschieden- 
artige geworden,  dann  ist  auch  der  Staat 
nicht  mehr  derselbe,  gerade  wie  wir  auch 
den  komischen  und  den  tragischen  Chor 
einen  andern  nennen,  obschon  er  vielfach 
aus  denselben  Menschen  besteht--  (Politik 
III  127Gb  3  ff.)  Doch  ist  er  selbst  nicht 
frei  von  Bedenken  und  seine  Ansicht  dürfte 
kaum  die  in  Griechenland  herrsehende  ge- 
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wesen  sein.  Die  griechischen  Staaten  als 
Stadtstaaten  wurden,  wie  nicht  zu  zweifeln 
ist,  als  Einheiten  betrachtet,  so  hinge  die 
Stadt  unter  einer  selbständigen  Herrschaft 
stand.  Auch  das  römische  Reich  war  aus 
einem  Stadtstaat  erwachsen,  und  zu  allen 
Zeiten  galt  die  Bürgerschaft  der  Stadt  Rom 
als  Inhaber  der  Staatsgewalt,  auch  als 
sjiäter  deren  Ausübung  auf  den  Kaiser  über- 
gegangen war.  In  der  römischen  Bürger- 
schaft hatte  das  Reich  seine  Einheit:  Prin- 
ci|K>s  inortales.  rempublicam  aeternam 
esser  (Tacitus.  Ann.  III.  0).  Und  diese 
Auffassung  beherrschte  die  gesamte  mittel- 
alterliche Theorie,  ilie,  soweit  sie  die  Ein- 
setzung der  weltlichen  Herrscher  nicht  un- 
mittelbar auf  den  Papst  zurückführte,  das 
römische  Volk  als  den  ursprünglichen  In- 
halier  des  imperium  mundi  ansah  und  in 
ihm  das  einheitliche  Substrat  des  Reiches 
erblickte.  Noch  im  17.  Jahrhundert  war  selbst 
Hugo  Grotius  so  sehr  in  dieser  mittel- 
alterlichen Theorie  verstrickt,  dass  er  die 
römische  Stadtbürgerschaft  seiner  Zeit  für 
den  wahren  Inhaber  des  imperium  mundi 
erklärte  und  ihr  das  Rocht  zusprach,  im 
Falle  der  Verhinderung  des  Kaisers  einen 
Stellvertreter  zu  bestellen.  (De  Jure  belli 
ac  pacis  II  c.  9).  Aber  auch  soweit  man 
sich  von  diesem  Hirngespinste  befreite, 
hielt  man  die  Einheit  des  Staates  durch  die 
Einheit  des  Volkes  gegeben,  ohne  freilich 
diese  Einheit  des  Volkes  näher  zu  be- 
stimmen und  zu  begrenzen.  Von  Ulrich 
Huber  und  Pufendorf  bis  auf  He  ff  t  er 
(Völkerrecht  §  24)  ward  gelehrt,  dass,  wenn 
ein  Volk  aus  einem  Territorium  in  ein 
anderes  übersiedele,  der  Staat  mit  über- 
siedele und  seine  Identität  dadurch  nicht 
aufgehoben  werde.  Im  Deutschen  Reiche 
dagegen  beruhte  die  Einheit  der  Territorien 
darauf,  dass  sie  als  Fahnlehen  verliehen 
waren  und  als  solche  eine  lehenrechtliche 
und  damit  auch  staatsrechtliche  Einheit 
bildeten.  Damit  war  aber  gegeben,  dass 
durch  eine  jede  Teilung  des  Fahnlehens 
auch  oiu  selbständiges  Territorium  gebildet 
ward.  Vereinigte  der  Landesherr  melirore 
Territorien  in  seiner  Hand,  so  wurdeu  sie 
dadurch  allein  nicht  zu  einer  Einheit  ver- 
schmolzen. Auch  nachdem  Brandeiiburg- 
Preussen  durch  die  Thätigkeit  seiner  Fürsten 
längst  zu  einem  einheitlichen  Staat  ge- 
worden war,  galt  Preussen  formell  noch  als 
ein  Agglomerat-  von  Fürstentümern  und 
Herrschaften ,  die  nur  eiuen  gemeinsamen 
Landesherrn  hatten.  Erst  das  Allgemeine 
Landrecht  hat  endgiltig  die  Einheit  des 
Staates  anerkannt,  aber  auch  dies  Gesetz- 
buch ist  noch  erlassen  worden  für  die 
»Preussischen  Staaten',  und  in  geschicht- 
licher Erinnerung  führt  heute  noch  das 
Preussische  Gesetzblatt  den  Namen :  Gesetz- 


sammlung für  die  P  r  e  u  s  s  i  s  c  h  c  n 
Staaten. 

Der  Satz,  dass  die  Einheit  des  Staates 
iu  der  Einheit  dos  Volkes  gegeben  sei,  ent- 
hält ein  richtiges  Element,  sie  ist  al>er  in 
ihrer  Fassung  einseitig  und  deshalb  un- 
richtig.   Ist  der  Staat  das  Rechtsverhältnis 
einer  selbständigen  Herrschergewalt  zu  den 
Beherrschten  auf  einem  bestimmten  Gebiete, 
so  ist  die  Identität  des  Staates  trotz  des 
Wechsels  seiner  Elemente  dadurch  gegeben, 
dass  über  die  auf  einem  bestimmten  Ge- 
biete lebenden  Beherrschten  eine  selbstän- 
dige, d.  h.  auf  eignen  Rechtsnormen  ndiende 
Herrschergewalt  die  Herrschaft  ausübt.  Die 
Identität  des  Staates  wird  nicht  aufgehoben, 
wenn  die  Rechtsnormen,  sei  es  auf  recht- 
mässigem Wege,  sei  es  infolge  eines  Rechts- 
bruches  verändert  worden.    Trotz  «aller  Re- 
volutionen   ist    Frankreich    noch  derselbe 
!  Staat,  der  es  im  18.  Jahrhundert  war.  Die 
I  Identität  wird  auch  nicht  aufgehoben  durch 
1  Vergrösserung  oder  Verkleinerung  des  Ge- 
j  liictes,  wenn  mir  der  Ilerrschergewalt  noch 
j  ein  Gebiet  verbleibt.    Durch  die  Abtretung 
von  Elsass-Lotliringen    ist  Frankreich  so 
wenig  ein  anderer  Staat    geworden  wie 


Preussen  durch  Einverleibung  der 


im 


Jahre 


lSüb'  eroberten  Ijänder.  Werden  alter  die 
'  Rechtsnormen,  auf  denen  die  selbständige 
I  Herrschaft  beruht.-  durch  einen  fremden 
Herrscher  in  ihrer  Geltung  aufgehoben  und 
nimmt  er  die  auf  dem  Gebiete  lebenden  Be- 
herrschten und  dieses  Gebiet  in  das  in 
seinem  Staate  bestehende  Herrschaft  sverhält- 
nis  auf,  so  geht  der  Staat  unter.  Ebenso 
geht  der  Staat  unter,  wenn  an  Stelle  der 
bisherigen  einheitlichen  Ilerrschergewalt 
sich  auf  den  einzelnen  Gebietsteilen  neue 
Herrschergewalten  mit  eigenen  Rechtsnormen 
bilden  (z.  B.  Untergang  des  Weströmischen 
Reiches).  Vereinigen  sich  mehrere  Staaten 
zu  einem  Staate,  so  kann  es  zweifelhaft  sein, 
ob  dadurch  ein  neuer  Staat  entsteht  oder  ob 
einer  dieser  Staaten  die  arideren  in  sich  auf- 
nimmt. Entscheidend  hierfür  wird  es  sein, 
ob  die  in  einem  der  Staaten  geltenden  Rechts- 
normen über  das  Herrsdiaftsverhältnis  auf 
die  andern  Gebiete  ausgedehnt  werden  oder 
ob  neue  selbständige  Rechtsnormen  geschaffen 
werden.  So  ist  staatsrechtlich  trotz  de* 
Wechsels  des  Namens  das  Königreich  Italien 
nur  ein  erweitertes  Königreich  Sardinien, 
das  Deutsche  Reich  nur  der  erweiterte 
Norddeutsche  Bund. 

Die  Auffassung  des  Staates  als  einer  in 
dem  Wechsel  seiner  Elemente  fortdauernden 
Einheit.sofern  nur  die  selbständige  Herrsoher- 
gewalt  über  die  auf  dem  Gebiete  leitenden 
Beherrschten  fortdauert,  ist  sowold  für  die 
rechtliche  wie  für  die  geschichtliehe  und 
politische  Betrachtung  gerechtfertigt.  Die 
Beherrschten  sind  es.  für  welche  der  Staat 
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besteht.  Sie  bilden  im  Kauine  eine  Einheit 
durch  ihr  Zusamrnenwohnen  auf  einem  (le- 
inet, und  zeitlich,  werden  sie  zu  einer  Einheit 
zusammengefügt  durch  den  natürlichen  und 
sittlichen  Zusammenhang,  in  dem  die  auf 
einander  folgenden  Generationen  unter  sich 
stehen.  Wird  das  Staatsgebiet  ausgedehnt, 
so  nimmt  diese  Einheit  die  neuen  Mitglieder 
in  sich  auf  und  sucht  sie  sich  zu  assimilieren, 
wird  das  Staatsgebiet  verkleinert,  so  bleibt 
doch  diese  raumlich  und  zeitlich  gegebene 
Einheit  als  Kern  bestehen.  Für  fliese  Ein- 
heit hat  der  Staat  seine  Aufgaben  zu  er- 
füllen, hierfür  schafft  die  Herrsehergewalt 
ein  in  sieh  zusammenhangendes  System  von 
.Rechtenormen  und  Einrichtungen,  die  zwar 
ebenfalls  im  I«iufe  der  Zeit  sieh  um-  und 
weiterbilden,  die  aber  doch  auf  tlie  Dauer 
berechnet  sind  und  die  auch  im  Falle  einer 
1  ■  mgestal tun g  der Verfassun g,  der  Herrschaft s- 
ordnung,  nur  mehr  oder  weniger  verändert, 
nicht  aber  völlig  aufgehoben  werden.  Histo- 
risch-politisch aber  bildet  der  Staat  auch  im 
Wechsel  der  Zeiten  eine  Einheit,  weil  die 
Thätigkeit  des  Staates  nicht  nur  auf  die 
Gegenwart,  sondern  auch  auf  die  Zukunft 
wirkt  und  die  -Macht  und  der  Charakter  der 
Staatsgewalt  ebenso  durch  die  Vergangenheit 
wie  durch  die  Gegenwart  bestimmt  werden. 

Als  Individuum  hat  der  Herrscher  wie 
juder  andere  Mensch  seine  persönlichen  Be- 
dürfnisse und  seine  persönlichen  Interessen, 
zu  deren  Befriedigung  und  Förderung  er 
mit  anderen  Menschen  in  Rechtsverhältnisse 
tritt.  In  diesen  Rechtsverhältnissen  liat  er 
nach  der  Rechtsordnung  Rechte  und  Pflichten, 
wie  ein  jeder  Beherrschte,  wenn  auch  in 
der  Monarchie  dem  Monarchen  vielfach  be- 
sondere Vorrechte  eingeräumt  sind.  Aber 
sie  sind  persönliche  Rechte  und  Pflichten, 
die  ihm  um  seiner  Person  willen,  nicht  um 
der  Beherrschten  willen  zukommen  und  ob- 
liegen. Als  Inhaber  der  Herrschergewalt 
aber  hat  er  Rechte  und  Pflichten,  die  ihm 
nur  zustehen  um  der  Beherrschten  willen, 
die  von  seinen  persönlichen  Bedürfnissen 
und  Interessen  unabhängig  sind  oder  doch 
sein  sollen.  Sie  gehen  deshalb  auf  Grund 
der  Rechtsnormen  und  unabhängig  von 
seinen  Willenserklärungen  aid  denjenigen 
über,  der  ihm  in  der  Herrschaft  nachfolgt. 
Trotz  des  Wechsels  des  Subjekts  bleiben  sie 
bestehen.  Sie  sind  von  dem  Nachfolger 
ebenso  im  Interesse  der  Beherrschten,  des 
Volkes,  auszuüben  und  zu  erfüllen  wie  von 
dem  Vorgänger.  Die  Verträge,  die  der 
Herrschor  als  Herrscher  abschliesst,  werden 
durch  den  Wechsel  des  Subjekts  nicht  be- 
rührt. Die  Rechtsnormen,  die  er  erlässt. 
gelten  solange  auch  unter  seinen  Nach- 
folgern, bis  sie  geändert  werden,  die  Wir- 
kung seiner  staatlichen  Verwaltung  wird 
durch  seinen  Tod  nicht  unterbrochen.  Es  liegt 


dcslialb  nahe,  die  Gesamtheit  dieser  staat- 
lichen Rechte  und  Pflichten,  deren  Subjekt  der 
Herrscher  ist,  zusammenzufassen  und  im 
Gegensatz  zu  seinen  individuellen  Rechten 
und  Pfüchten  als  Rechte  und  Pflichten  des 
Staates  zu  bezeichnen  und  den  Staat  damit 
zu  personifizieren.  Indem  man  aber  durch 
diese  Personifikation  des  Staates,  die  nur 
ein  technisches  Hilfsmittel  ist  und  als  solches 
keinem  Bedenken  unterliegt,  sich  verleiten 
Hess,  den  Staat  selbst  für  eine  Person  zu 
erklären,  entstanden  jeno  oben  besprocheneu 
Theorieen.  die  den  Staat  als  lebeudigen  Or- 
ganismus oder  als  eine  ideale  Persönliclikeit, 
die  ein  selbständiger  Träger  von  Rechten 
und  Pflichten  sei,  auffassen.  Hinter  den 
Personen,  welche  Inhaber  der  herrschenden 
Gewalt  sind,  steht  aber  keine  audere  Person, 
als  doren  <  >rgane  oder  Stellvertreter  sie  fremde 
Rechte  und  Pflichten  auszuüben  hätten. 
Wohl  aber  vereinigt  der  Inhaber  der  Staats- 
gewalt in  sich  zwei  rechtliche  Eigenschaften, 
er  hat  eine  privatreehtliche  Eigenschaft  und 
ist  in  dieser  Subjekt  von  Privatrechten  und 
-pflichten  nnd  er  liat  eine  öffontlichrecht- 
liche  Eigenschaft  und  ist  in  dieser  Inhaber 
staatlicher  Rechte  und  Pflichten,  die  er  im 
Interesse  des  Volkes  auszuüben  hat. 

Wie  die  privatrechtliche  und  die  staats- 
rechtliche Rechtssphäre  des  Inhabers  der 
Staatsgewalt  zu  scheiden  ist,  so  kann  auch 
ein  und  dieselbe  Person  Herrscher  zweier 
verschiedener  Staaten  sein,  ohne  dass  durch 
die  Einheit  der  Person  ein  einheitliches 
Herrschaf ts Verhältnis  begründet  würde.  Ein- 
heit der  Person  des  Herrschers,  aber  Ver- 
selriedenheit  der  Herrscliaftsverhältnisse 
!  findet  sich  sowohl  in  der  Personalunion,  wie 
sie  z.  B.  zwischen  dem  Königreich  der 
Niederlande  und  dem  Grossherzogtum  Luxem- 
burg von  1814  bis  1890  bestanden  hat,  wie 
in  der  Realunion,  wie  sie  heute  noch  zwischen 
Schweden  und  Norwegen,  zwischen  Oester- 
reich und  Ungarn  besteht.  Dorsel lien  Person 
steht  zwar  die  Herrschergewalt  über  beide 
Staaten  zu,  aber  auf  Grund  verschiedener 
Rechtsverhältnisse.  Sie  ist  nach  verschie- 
denen Rechtssätzen  auszuüben,  und  der  Kreis 
der  Beherrschten,  für  deren  Interesse  die 
Staatsgewalt  liesteht  und  auszuüben  ist,  wird 
durch  verschiedene  Rechtsnormen  bestimmt. 
Dio  Staat  liehen  Rechtsspliären  sind  getrennt, 
so  dass  rechtliche  Beziehungen  des  Inhabers 
der  Staatsgewalt  über  den  einen  Staat  zu 
sich  selbst  als  Inhaber  der  Staatsgewalt  über 
den  anderen  Staat  möglich  sind.  Auf  dein 
Gebiete  des  privaten  \  ermögensrechts  sind 
derartige  Beziehungen  des  Vermögensin- 
habors  zu  sich  selbst  undenkbar.  Hier  sind 
Rechte  und  Pflichten  scharf  geschieden  und 
eine  vermögensrechtliche  lieistung,  auf  die 
der  Berechtigte  einen  Rechtsanspruch  hat, 
kann  nicht  gleichzeitig  Inhalt  seiner  Ver- 
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pflichtung  sein.  Anders  im  öffentlichen 
Recht.  Das  Recht  de«  Staatsoberhauptes  auf 
Ausübung  der  Staatsgewalt  ist  zugleich  seine 
Pflicht,  die  er  nach  Massgabe  des  Ver- 
fassungsrechts auszuüben  hat.  Ist  dieselbe 
Person  Staatsoberhaupt  verschicdenerStaaten, 
so  kann  sie  sich  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  des  einen  Staates  zu  Leis- 
tungen an  sich  selbst  als  Staat  soberliaupt 
des  anderen  Staates  verpflichten.  (Analoge 
Gestaltungen  können  auch  im  Privatrecht 
da  vorkommen,  wo  das  öffentliche  Recht 
eingreift.  Nach  englischem  Rechte  ist  der 
T  r  u  s  t  e  e  zugleich  Eigentumer  seines  Privat- 
vermögens und  Eigentümer  des  Stiftungs- 
und Pflegschaftsvcrmögens,  das  er  nur  für 
die  Zwecke  der  Stiftung  oder  Pflegschaft  zu 
verwalten  berechtigt  und  verpflichtet  ist. 
Auch  liier  sind  rechtliche  Beziehungen  des 
Truste«  zu  sich  selbst  in  seinen  verschiedenen 
Rechtssphären  möglich.)  Alier  die  Personen- 
einheit des  Inhabers  der  Staatsgewalten 
schliesst  es  aus,  dass  das  Staatsoberhaupt 
gegen  sich  selbst  Zwangsmittel  anwendet, 
um  die  Erfüllung  der  Pflichten  zu  erzwingen. 
Staaten,  dio  dasselbe  Staatsoberhaupt  haben, 
können  nicht  mit  einander  Krieg  führen  und 
nicht  gegen  einander  Zwangsmassregeln 
ausüben. 

IV.  Die  Staatsgewalt 

I.  Wesen  der  Staatsgewalt  Auf  Grund 
obiger  Erörtorungon  könuen  wir  den  Staat 
in  Kürze  als  die  rechtliche  Organisation  des 
Volkes  auf  einem  räumlich  abgegrenzten 
Gebiete  unter  einer  Hcrrschergewalt  be- 
zeichnen. Das  aber,  was  den  Staat  von  allen 
anderen  Gewaltverhältnisseu  auszeichnet  und 
charakterisiert,  ist  die  H  e  r rs c  h  e rge  w  a  1 1. 
Gewalt  Verhältnisse  unterscheiden  sich  von 
Vertragsverhältnissen  dadurch,  dass  in  diesen 
der  Schuldner  nur  zu  denjenigen  Handlungen 
oiler  Unterlassungen  verpflichtet  ist,  zu  denen 
er  in  freier  Willensbestiinmung  in  dem  Ver- 
trage sich  selbst  verpflichtet  hat.  In  dem  Ge- 
waltverhältnis aber  hat  der  Gewaltunterwor- 
feue nach  dem  Willen  des  Gewalthabers  Hand- 
lungen vorzunehmen  oder  zu  unterlassen. 
Das  GewaltverhältnLs  ist  ein  rechtliches, 
wenn  der  Gewaltunterworfene  hierzu  durch 
Rechtsnormen  verpflichtet  ist.  in  »lein  recht- 
lichen Gewaltverhältnis  ist  es  nicht  erfor- 
derlich, wie  in  dem  rein  ^tatsächlichen,  dass 
der  Gewalthaber  selbst  über  die  physischen 
Gewaltmittel  verfüge,  um  den  Unterworfenen 
zum  Gehorsam  zu  zwingen.  Die  Eltern, 
denen  die  elterliche  Gewalt  filier  die  Kinder 
zusteht,  der  Schiffer,  desseu  Gewalt  die 
Schiffsmannschaft  unterworfen  ist,  der  Lehr- 
herr, der  eine  Gewalt  über  den  Lehrling 
besitzt,  sie  können  durch  Körperschwäche 
verhindert  sein,  irgend  eine  physische  Ge- 
walt über  die  ihrer  Gewalt  Unterworfenen 


auszuüben.  Aber  die  Herrschergewalt  des 
Staates  steht  hinter  ilmeu,  um  die  Gewalt- 
unterworfenen zum  Gehorsam  zu  zwingen. 
Alle  diese  Gewaltverhältnisse  sind  nur  in- 
soweit Rechtsverhältnisse,  als  sie  vom  Staat 
anerkannt  sind  und  geschützt  werden. 

Ist  demnach  die  Staatsgewalt  nicht  die 
einzige  rechtliche  Gewalt  im  Staatsgebiete, 
so  ist  sie  doch  diejenige,  die  alle  anderen 
rechtlichen  Gewaltverltältnisse  aufrechterhält 
und  der  alle  Menschen  im  Staatsgebiete  un- 
terworfen sind.  Sie  muss  demnach  auch 
eine  thatsächliche  Gewalt  sein,  es  müssen 
ihr  die  physischen  Gewaltmittel  zu  Gebote 
stehen,  um  den  Willen  Einzelner,  der  sich 
gegen  das  Recht  auflehnt,  zu  beugen.  Diese 
Gewaltmittel  bestehen  aber  nicht  in  der 
physischen  Kraft  des  Inhabers  der  Gewalt, 
sondern  in  den  physischen  Kräften  zald- 
reicher  Personen,  in  letzter  Reihe  in  der 
physischen  Kraft  der  organisierten  Heeres- 
tnacht, welche  rechtlich  verpflichtet  sind, 
den  Willen  des  Trägers  der  Staatsgewalt 
zur  Ausführung  zu  bringen.  Beruht  demnach 
selbst  dio  physische  Macht  des  Staatsolter- 
luiuptcs  nur*  auf  Rechtsverhältnissen,  so 
würde  auch  sie  versagen,  wenn  die  Gesamt- 
heit oder  die  grosse  Mehrheit  der  Beherrsch- 
ten ihr  Widerstand  leistete.  Zu  dem  Begriff 
der  Herrschergewalt  gehört  es  zwar,  dass 
sie  auch  physische  Gewalt  ist  oder  Uir  phy- 
sische Gewaltmittel  zu  Gebote  stehen,  aber 
sie  ist  nicht  darin  begründet,  sondern  in  dem 
Bewusstsein  der  Beherrschten  von  ihrer 
Notwendigkeit  und  Verbindlichkeit,  sie  ist 
im  Rechte  begründet. 

Wie  später  noch  zu  erörtern,  sind  die 
Staaten  nach  ihrer  Verfassung  entweder  Ein- 
heitsstaaten oder  zusammengesetzte  Staaten. 
Im  Einheitsstaat  ist  die  Staatsgewalt  nicht 
nur  allen  Menschen  im  Staatsgebiete  über- 
geordnet, sondern  sie  ist  auch  selbst  keiner 
höheren  Gewalt  rechtlich  untergeordnet,  sie 
ist  souverän.  (Das  Wort,  von  dem  mittel- 
alterlichen superanus  herstammend,  liat  >eine 
heutige  staatsrechtliche  Bedeutung  insbeson- 
dere durch  J.  Bodin,  Six  livres  de  la 
republique  1  ")77  erhalten.  Doch  ist  der  Begriff 
der  Souveränetät  auch  heute  noch  vielfach 
Gegenstand  des  wissenschaftlichen  Streites.) 
In  dem  zusammengesetzten  Staate  dagegen 
sind  einem  souveränen  Staate  nicht  souveräne 
Staaten  untergeordnet  Wenn  vielfach,  zum 
Teil  in  leidenschaftlicher  Weise  (vgl.  z.  B. 
v.  Treitschke  in  den  historischen  und 
politischen  Aufsätzen  ä.  Aufl.  1HSÜ  Bd.  11 
S.  "49  ff.)  die  Ansicht,  dass  es  souveräne  und 
nichtsouveräne  Staaten  gäbe,  bekämpft  wird, 
so  steht  dies  nicht  nur  im  Widerspruch  mit 
einem  Jahrhundert  alten  Sprachgebrauche, 
sondern  auch  mit  den  Thatsachen  des  Staat s- 
lebens,  die  Herrschaftsverliältnisse  aufweisen, 
die  keine  souveräne  Staaten  sind,  sich  aber 
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durch  wesentliche  Elemente  vnn  den  einem 
Staate  untergeordneten  Gewaltverhältnissen 
unterscheiden.  Es  liegt  kein  Grund  vor, 
sie  nicht  mit  den  souveränen  Staaten 
unter  den  Begriff  des  Staates  zusammenzu- 
fassen, da  sie  mit  dem  souveränen  Staat 
ein  Element  gemeinsam  haben,  das  den 
anderen  Gewaltverhältnissen  fehlt.  Frei- 
lich, welches  dies  Element  sei,  darüber  gehen 
die  Ansichten  derer,  die  diesen  weiteren 
Begriff  des  Staates  anerkennen,  noch  vielfach 
auseinander.  Ist  die  Staatsgewalt  Herrscher- 
gewalt,  so  unterscheidet  sie  sich  von  den 
ihr  untergeordneten  Gewalten  dadurch, 
dass  sie  selbständig  ist.  Im  sou- 
veränen Staat  ist  die  Herrschergewalt  un- 
boscliräiikt  selbständig.  Sie  allein  ist  es, 
welche  rechtlich  unabhängig  von  jedem 
anderen  Gewaltinhaber  die  Staatsgewalt  aus- 
übt und  ihre  Schranke  nur  in  den  von  ihr 
sollet  gesetzten  Rechtsnormen  findet.  Für 
den  nichtsouveränen  Staat  bestimmt  der 
souveräne  Staat,  dem  er  eingegliedert  ist, 
durch  seine  Rechtsnormen  das  Gebiet  der 
staatlichen  Thfltigkeit.  auf  welchem  der 
souveräne  Staat  entweder  selbst  durch  seino 
Organe  die  staatlichen  Funktionen  ausübt 
oder  die  Thätigkeit  des  nichtsouveränen 
Staates  seiner  Staatsgewalt  unterordnet. 
Soweit  aber  diese  durch  Rechtsnonnen  ab- 
gegrenzte Zuständigkeit  des  souveränen 
Staates  nicht  reicht,  hat  der  nichtsouveräne 
Staat  eine  selbständige  Herrschergewalt  die 
der  Staatsgewalt  des  souveränen  Staates 
nicht  untergeordnet  ist.  Dieser  liat  nur 
darüber  zu  wachen,  dass  jeuer  nicht  iu  seine 
Zuständigkeit  übergreift  Hierdurch  verliert 
die  nur  in  ihrer  sachlichen  Zuständigkeit 
beschränkte  Herrsohergewalt  des  nichtsou- 
veränen  Staates  so  wenig  ihre  Selbständigkeit, 
wie  die  Selbständigkeit  eines  souveränen 
Staates  dadurch  aufgehoben  wird,  dass  alle 
anderen  souveränen  Staaten  darüber  zu 
wachen  halben,  dass  er  nicht  ihre  Rechte 
sich  anmasse.  Innerhalh  des  rechtlich  ab- 
gegrenzten Gebietes  hat  der  nichtsouveräne 
Staat  wie  der  souveräne  eine  keiner  andern 
Gewalt  unterworfene  Gewalt,  die  nur  deshalb 
nicht  souverän  Ist,  weil  eine  höhere  Gewalt 
ihr  Grenzen  zieht.  Innerhalb  dieses  Gebietes 
stehen  ihr  alle  staatliehen  Funktionen  der 
Gesetzgebimg.  Rechtsprechung  und  Verwal- 
tung in  der  gleichen  Selbständigkeit  zu  wie 
dem  souveränen  Staat.  Dadurch  unterscheidet 
sich  der  nichtsouveräne  Staat  von  den  Ge- 
meinden, Provinzen,  Kolonieen,  auch  wenu 
deren  Autonomie  und  Selbstverwaltung  noch 
so  weit  ausgedehnt  sind.  Die  englischen 
Kolonieen  in  Canada,  Südafrika  und  Australien 
halten  durch  englische  Gesetze  Verfassungen 
erhalten,  die  das  staatsrechtliche  Band,  das 
sie  mit  dem  Mntterlando  verbindet,  ausser- 
ordentlich gelockert,  aber  nicht  gelöst  habeu. 


Die  selbständige  Uerrschergewalt  aber  hat 
sich  England  vorbehalten.  Die  Zuständigkeit 
Englands,  des  King  in  Parliament,  ist  durch 
diese  Vorfassungen  nicht  beschränkt  worden. 
Sie  können  jederzeit  durch  ein  englisches 
Gesetz  zurückgenommen  oder  abgeändert 
werden.  Die  von  den  Kolonial-Parlaraenten 
beschlossenen  Gesetzentwürfe  bedürfen,  um 
Gesetze  zu  werden,  der  Sanktion  der  eng- 
lischen Krone,  die  entweder  vom  König 
selbst  oder  in  seinem  Namen  von  dem  Gou- 
verneur zu  erteilen  ist  Aber  auch  in  diesem 
letzteren  Falle  kann  der  König  in  dem 
Geheimen  Rat  (privy  Council)  binnen  zwei 
Jahren  das  Gesetz  für  nichtig  erklären.  Der 
Gouverneur,  der  die  Reichsgowalt  in  der 
Kolonie  zu  vertreten  hat,  wird  vom  Kö- 
nig ernannt.  Er  hat  die  obersten  staat- 
lichen Funktionen  in  der  Kolonie  auszuüben 
und  Ist  dafür  dem  König  wie  dem  englischen 
Parlamente  verantwortlich. 

Eine  neuerdings  mehrfach  vertretene  An- 
sicht (so  namentlich  von  Re hm ,  Allgemeine 
Staatslehre  S.  28  ff.)  geht  dahin,  dass  es 
zu  dem  Begriff  des  Staates  gehöre,  dass  ihm 
völkerrechtliche  Persönlichkeit  zukomme.  Der 
nichtsouveräne  Staat  unterscheide  sich  von 
einer  Gemeinde  u.  s.  w.  dadurch,  dass,  soweit 
sein  Verhältnis  zu  dem  souveränen  Staat 
nicht  durch  dessen  Rechtenormen  geregelt 
sei.  die  Verhältnisse  des  nicht  souveränen 
Staates  zu  dem  sonveränen  Staat  wie  zu 
allen  anderen  Staaten  unter  den  Normen  des 
Völkerrechts  stehen.  Indes  verwechselt  diese 
Ansicht,  soweit  sie  richtig  ist,  die  Wirkung 
mit  der  Ursache.  Zunächst  ist  es  nicht  er- 
forderlich, dass  der  nicht  souveräne  Staat 
zuständig  sei,  mit  fremden  Staaten  iu  Rechts- 
verhältsnisse  und  völkerrechtlichen  Verkehr 
zu  treten.  Der  souveräne  Staat  kann  diese 
Zuständigkeit  sich  vori>elialten.  Die  Staaten 
der  Nordamerikanischen  Union  können  zwar 
mit  fremden  Staaten  Verträge  schliessen, 
al>er  nur  mit  Genehmigung  des  Kongresses 
(Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  Art  1 
Sect.  10).  Eine  praktische  Bedeutung  kommt 
indes  dieser  Bestimmung  kaum  zu.  Die 
Union  allein  ist  es,  welche  die  völkerrecht- 
lichen Beziehungen  zu  anderen  Staaten  ordnet. 
Die  Aufhebung  jenes  beschränkten  Rechts 
der  einzelnen  Staaten  würde  ihren  Charakter 
als  Staaten  nicht  verändern,  wie  denn  auch 
die  Gliedstaaten  der  Republiken  Mexico, 
(Verfassung  vom  15.  Februar  1S57  Art.  III, 
112)  und  Venezuela  (Verfassung  vom 
21.  Juni  1893  Art.  77  in  Verbindung  mit 
Art.  44)  mit  fremden  Staaten  in  kernen 
völkerrechtlichen  Verkehr  treten  dürfen.  In 
Brasilien  bedürfen  sogar  die  Staaten  für 
Verträge,  die  sie  unter  einander  abschliessen. 
der  Genehmigung  des  Präsidenten  oder  des 
Kongresses  des  Gesamtstaates  (Verfassung 
vom  24.  Februar  1891  Art.  48,  65).  Ist  den 
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nichtsouveränen  Staaten  aber  das  Recht,  mit 
anderen  Staaten  in  völkerrechtlichen  Verkehr 
zu  treten,  durch  den  Gesamtstaat  nicht  ent- 
zogen, so  steht  es  ihnen  ohne  weiteres 
insoweit  zu,  als  ihre  selbständige  Herrscher- 
gewalt  reicht.  Denn  es  ist  darin  enthalten. 
Nur  ist  es,  auch  abgesehen  von  positiven 
Bestimmungen  der  Verfassung,  infolge  der 
Unterordnung  unter  den  souveränen  Staat 
beschränkt  Ihm  gegenüber  kann  ihnen  das 
Recht  der  Sclbstlülfe  (Repressalie.  Krieg) 
ebensowenig  zustehen  wie  dem  einzelnen 


]  heitlichkeitderStaatsgewalt' 


)t  sich  dieser 


Schluss  nicht.  Die  Staatsgewalt  äussert  sich 
nur  in  Willenserklärungen  und  Willensausfüh- 
rungen,  in  den  Funktionen  dos  Staates. 
Trotz  der  Einheitlichkeit  der  Staatsgewalt 
kann  das  Recht  zur  Ausübung  der  darin 
enthaltenen  Funktionen  verschiedenen  Per- 
sonen derart  zustehen,  dass  das  Recht  ohne 
Zustimmung  der  Persou,  der  es  zusteht,  ihr 
nicht  entzogen  und  nicht  geschmälert  weixleu 
kann.  Die  Staatsgewalt  kann  ihren  Funkti- 
onen nach  an  mehrere  Personen  zu  selbst- 
Bürger  ein  Recht  der  Empörung  gegeu  den  j  ständigem  Recht  verteilt  sein.  Personifiziert 

mau  den  Staat,  so  kann  mau  dies  in  der 
Formel  ausdrücken:  dem  Staat  als  Person 
steht  die  einheitliche  Staatsgewalt  allein 
zu,  aber  mehrere  Personen  haben  das  un- 
ontziehbare  Recht,  als  Organe  des  Staates 
die  verschiedenen  Funktionen  des  Staates 
selbständig  auszuüben.  Doch  liat  diese 
Formel  keinen  anderen  Inlialt  als  den  oben 
angegebenen,  der  klar  zu  Tage  tritt,  sobald 
man  von  der  technischen  Hilfskonstruktion 
der  Personifikation  des  Staates  absieht. 

Die  Lehre  von  der  Teihuig  der  Gewalten 
(Separation  des  pouvoirs),  wie  sie  Mo nt es- 


Staat.  Hat  es  der  souveräne  Staat  zu  seinci 
Aufgabe  gemacht,  das  Gebiet  des  Gosamt- 
staates  und  das  innerhalb  desselben  giltige 
Recht  zu  schützen,  wie  dies  bei  sämtlichen 
Bundesstaaten  der  Gegenwart  der  Fall  ist, 
so  kann  den  ihm  untergeordneten  Staaten 
auch  nicht  das  Recht  der  Selbsthilfe  gegen 
einander  und  gegen  fremde  Staaten  zukommen. 
Nur  wenn  der  souveräne  Staat  diese  Aufgabe 
für  die  ihm  untergeordneten  Staaten  nicht 
Übernommen  hat,  kann  ihnen  das  Recht  des 
Krieges  gegen  einander  und  gegen  fremde 
Staaten  zustehen,  wie  dies  bei  den  Tributär- 

staateu  der  Türkei  der  Fall  Ist.  Das  heilige  quieu  in  dem  Esprit  des  Lois  (1748).  an- 
Römische  Reich  deutscher  Nation  musste  knüpfend  an  die  Lehre  Lock  es  (1089).  auf- 
seiuen  nicht  souveränen  Gliedstaaten  dies  i  gestellt  und  zur  Herrschaft  gebracht  hat, 
Recht  zuerkennen,  als  es  selbst  nicht  mehr  j  steht  deshalb  nicht  im  Widerspruch  mit  den 
die  Macht  liatte.  seine  staatlichen  Aufgaben  Begriffen  des  Staates  und  der  Staatsgewalt, 
auszuführen  (Westfälischer  Friede  J. P.O.  Art.  ergiebt  sieh  aber  auch  nicht  aus  diesen  Be- 
VIII  §  2).  I  griffen.    Sie  gehört  überhaupt  nicht  der  all- 

Die  nichtsouveränen  Staaten  werden  in  gemeinen  Staatsieluv,  sondern  der  Politik 
«lern  Völkerrecht  herkömmlicher  Weise  mit  an.  Sie  ist  in  dem  Satze  begründet,  dass 
dem  allerdings  in  sich  widerspruchsvollen  die  bürgerliche  und  politische  Freiheit  der 
Ausdruck  „halbsouveräne  Staaten1-  Bürger  nur  dann  gesichert  sei,  wenn  die 
bezeichnet.  [drei  allgemeinen  Funktionen  des  Staates, 

2.  Einheit  der  Staatsgewalt  und  Lehre  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Ver- 
von  der  Teilung  der  Gewalten.  Sind  der  waltung,  nicht  einer  Persou  allein  zustehen, 
StaatggewaltalleMenschon  und alleGewaltver- ;  sondern  verschiedenen  Personen  zu  selb- 
hältnisse  auf  dem  Staatsgebiet  untergeordnet, !  ständigem  Rechte,  die  in  rechtlicher  Yer- 
so  ist  damit  schon  gesagt,  dass  es  auf  einem  !  bindung  untereinander  stehen,  um  sich 
und  demselben  Staatsgebiet  nicht  zwei  von  gegenseitig  in  den  verfassungsmässigen 
einander  unabhängige  Staatsgewalten  gebeu  Schranken  zu  halten.  Sie  stellt  eine  poli- 
kann.  Nehmen  zwei  Personen  für  sich  die  tische  Forderung  auf,  die  in  verschiedenen 
Staatsgewalt  in  Anspruch  und  suchen  sie  Formen  und  verschiedenein  Umfange  in  der 
diesen  Anspruch  zu  verwirklichen,  so  ist ,  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  ver- 
dies  ein  Kampf  um  die  Staatsgewalt,  der  wirklicht  werden  kann.  Es  beruhte  auf 
mit  der  Herstellung  einer  einheitlichen  einer  ungenügenden  Kenntnis  der  englischen 
Staatsgewalt  oder  mit  der  Anflösuug  des  Verfassung,  wenn  Montesquieu  des  Glaubens 
Staates  enden  muss.  Diese  Einheitlichkeit  war,  dass  in  dir  diese  Trenuung  der  Ge- 
cler  Staatsgewalt  ist  durch  ihren  Bogriff  |  walten  in  systematischer  Weise  durchgeführt 
selbst  gegeben.  Man  hat  hieraus  vielfach  sei.  Aber  in  ilirem  Grundgedanken  entsprach 
und  insl>esondere  in  der  deutschen  Staate-  seine  Lehre  in  der  That  dem  englischen 
recht s Wissenschaft  geschlossen,  dass  Jnliaber  |  Rechte  seiner  Zeit,  und  diese  Grundgedanken 
der  »Staatsgewalt  auch  nur  eine  Person  oder  haben  im  laufe  des  19.  Jahrhunderts  in 


eine  zu  einer  Einheit  organisierte  Personen- 
gesamtheit sein  könne,  dass  eine  Verteilung 
der  Staatsgewalt  an  mehrere  Personen  zu 
eigenem,  selbständigem  Rechte  begrifflich 
unmöglich  sei.  Man  hat  diesen  Satz  ge- 
radezu als  Axiom  bezeichnet.    Aus  der  Kin- 


dern Verfassungsrecht  aller  civilisierten 
Staaten  (mit  Ausnahme  Russlands)  Aufnahme 
gefunden. 

Auch  geht  die  Ansicht  Montesquieu* 
keineswegs  dalün,  <lass  diese  Mlrei  Ge- 
walten«   völlig  unabliängig  von  einander 
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thätig  zu  werden  haben,  vielmehr  hat  er 
wohl  erkannt,  da»»  sie  in  engstem  Zu- 
sammenhang mit  einander  stehen  und  durch 
die  Einheit  des  Staates  zu  einem  gemein- 
Kamen  Handeln  genötigt  werden  {(Ytmme 
par  le  monvemcnt  neeessaire  des  choses, 
eettes  puissancos  sont  eontraintes  daller, 
elles  seront  foreees  d  aller  de  concert.  XI 
c.  6).  Steht  die  Staategewalt  ausschliesslich 
einer  Person  zu,  wie  dies  in  der  absoluten 
Monarchie  der  Fall  ist,  oder  einer  einheit- 
lich organisierten  l'ersonengesaratheit,  wie 
in  der  reinen  Demokratie,  so  ist  die  Einheit 
des  Staates  durch  die  Einheit  des  Inhabers 
der  Staatsgewalt  verbürgt.  Ist  aber  die 
Staatsgewalt  nach  ihren  Funktionen  unter 
mehren1  Personen  verteilt,  dann  bedarf  es 
besonderer  Rechtsnormen,  um  die  Einheit 
«les  Staates  zu  sichern  und  um  zu  ver- 
hindern, dass  die  mehreren  Inhaber  der 
Staatsgewalt  nicht  in  Widerstreit  mit  ein- 
ander geraten  und  dadurch  den  Staat  der 
Gefahr  der  Verwirrung  und  Auflosung  ent- 
gegenfahren. Eine  solche  komplizierte  Staats- 
verfassung ist  auf  die  Dauer  nur  aufrecht 
zu  erhalten,  wenn  die  Inhaber  der  Staats- 
gewalt von  dem  gemeinsamen  Staatsbewußt- 
sein durchdrungen  sind  und  ültcrali  da,  wo 
ein  Zusammenwirken  erforderlich  ist,  zu 
einem  solchen  sich  vereinigen. 

3.  Staatsgew  alt  und  Recht.  Daraus, 
dass  dem   Staate    eine  eigene  Herrscher- 1 
gewalt  und   dem    souveränen  Staate  eine 
keiner  anderen  unterordnete  Gewalt  zusteht, 
glaubt  man  vielfach  die  Folgerung  ziehen 
zu  müssen,  dass  der  Staat  oder  richtiger  der 
Inhaber  der  Staatsgewalt  als  Schopfer  des 
Rechts  dem  Recht  nicht  unterworfen  sein 
könne,  oder  wenigstens  dass  der  Inhalier  der 
Staatsgewalt  nur  Rechte,  al>er  keine  Pflichten  i 
haben  könne.     Das  eine  wie  das  andere ! 
widerspricht   nicht  nur  der  überall  herr- 
schenden praktischen  Auffassung,  sondern 
ist  auch  wissenschaftlich  unrichtig.  Der 
Staat  ist  nicht  Schöpfer  des  Rechts,  sondern 
ruht  auf  dem  Recht.    Kr  ist  zwar  ein  Or- 
gan, aber  nicht  das  .alleinige  Organ  der 
Rechtshildnng.    Ist.  wie  oben  dargelegt,  die 
Verbindlichkeit  des  Rechts  U_>gründet  in  dem 
von  der  Vorstellung  seiner  Notwendigkeit 
beherrschten  Bewusstsein  der  Menschen  und 
beruht  hierauf  das  Recht  des  Herrschers  auf  i 
Ausübung  der Herrschergewalt,  so  ist  damit: 
die  oben  angegebene   Folgerung  als  irrig  I 
nachgewiesen.  Nicht  bloss  die  Beherrschten,  | 
sondern  auch  der  Herrscher  ist  dem  Rechte  j 
unterworfen .  da  er  ebenso  wie  die  Be- 
herrschten von  dem  Bewusstsein  der  Ver- 
bindlichkeit des  Rechts  erfüllt  ist.   Wie  sein 
Recht  auf  Herrschaft  zugleich  die  Pflicht 
ist,  die  Herrschaft  im  Interesse  der  Be- 
herrschten auszuüben,  so  kann  das  Recht 
in  der  Verfassung  des  Staates  dem  Herr- 


scher auch  die  Pflicht  auferlegen,  die 
Herrsehergewalt  nur  nach  bestimmten  Rechts- 
normen auszuüben.  Das  Recht  kauu  den 
Herrscher  in  der  Ausübung  der  Herrscher- 
gewalt an  die  Mitwirkung  anderer  Personen 
binden,  so  dass  er  ohne  deren  Zustimmung 
bestimmte  Herrscherakte  nicht  ausüben  kann. 

Nur  das  ergiebt  sich  aus  dem  Begriff 
der  Herrschergewalt,  dass  ihr  Inhaber  von 
einer  ihm  untergeordneten  Person  wogen 
Verletzung  der  Herrscherpflichten  nicht 
rechtlich  zur  Verantwortung  gezogen  werdeu 
kann.  Denn  dann  wäre  er  ihr  nicht  mehr 
übergeordnet.  Der  Rechtszwang  versagt 
gegenüber  dem  Inhaber  der  HerrechergewalL 
Dies  gilt  sowohl  für  die  Despotie  wie  für* 
den  ausgebildetsten  Rechtsstaat.  Das  Recht 
kann  durch  andere  Schutzmittel  möglichste 
Sicherheit  dafür  zu  gelien  suchen,  dass  der 
Inhaber  der  Staatsgewalt  seine  Pflicht  er- 
fülle, wie  z.  B.  durch  das  Institut  der 
Ministerverantwortlichkeit  durch  Errichtung 
eines  Staatsgerichtshofs  u.  s.  w.  Immer 
aber  und  in  allen  Staaten  muss  es  einen 
Punkt  geben,  wo  der  äussere  Rechtsschutz 
aufhört.  Ours  custodiet  custodes?  Der  Rechts- 
schutz ist  von  diesem  Punkte  ab.  der  mehr 
oder  wenige!"  weit  hinausgeschoben  sein 
kann,  nur  gegelten  durch  das  Bewusstsein 
des  Herrschers  und  der  Beherrschten,  dass 
das  Recht  des  Herrschers  nicht  weiter  reicht 
als  seine  Pflicht,  dass  sein  Recht  nur  seine 
Pflicht  ist.  So  wenig  wie  für  die  Be- 
herrschten giebt  es  für  den  Herrscher  ein 
Recht  des  Reehtsbruehs.  Ein  rechtmässiger 
Rechtsbruch  ist  ein  Widerspruch  iu  sich 
selbst.  Eine  Verfassung,  welche  dem 
Herrscher  oder  den  Beherrschten  das  Recht 
zusprechen  wollte,  die  Verfassung  umzu- 
stürzen, würde  den  Staat  nicht  organisieren, 
sondern  auflösen.  Der  französische  Convent, 
der  in  der  Verfassung  vom  24.  Juui  1793, 
Erklärung  der  Menschenrechte  Art  .'{"»,  die 
Empörung  (l'insurreetion)  für  das  heiligste 
der  Rechte  und  für  die  unentbehrlichste  der 
Pflichten  des  Volkes  erklärt  hatte,  hat  selbst 
in  der  blutigsten  Weise  jede  Auflehnung 
gegen  seine  Gewaltherrschaft  unterdrückt. 

Atter  das  Recht  besteht  so  wenig  wie 
der  Staat  um  seiner  selbst  willen.  Erweist 
es  sich  als  unmöglich,  iu  den  bestehenden 
Rechtsformen  den  Aufgaben  des  Staates  ge- 
recht zu  werdon,  und  erweist  es  sich  un- 
möglich, auf  rechtmässigem  Wege  das  Recht 
fortzubilden,  dann  kann  für  den  Herrscher 
wie  für  die  Beherrschten  die  Notwendigkeit 
eintreten,  das  Recht  zu  brechen,  um  neues 
Recht  zu  schaffen.  Selbst  Fr.  J.  Stahl, 
der  das  Recht  des  Herrschers  und  die 
Pflicht  zum  Gehorsam  gegen  ihn  airf  ein 
göttliches  Gebot  zu  gründen  sucht  uud 
grundsätzlich  eine  jede  Empörung  verwirft 
als  im  Widerspruch  stehend  mit  dem  Ge- 
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bot  Gottes  und  der  Sittlichkeit,  sieht  sich 
doch  genötigt  anzuerkennen,  dass  im 
äussersten  Notfall  »eine  Empörung  zwar 
keineswegs  sachlich  und  nach  sicherer  Er- 
kenntnis gerechtfertigt  sei,  aber  doch  dem 
menschlichen  Urteil  aus  dem  allgemeinen 
Gebot  entzogeu,  bloss  bei  dem  Gewissen 
der  Beteiligten  und  unter  dem  Gerichte 
Gottes  stehe«.  (Philosophie  des  Rechts  Bd.  II 
Abt.  2  &  544  f.  und  S.  556  t) 

4.  Allgemeine  Funktionen  der  Staats- 
gewalt Der  Inhaber  der  Herrschergewalt  übt 
sie  aus,  indem  er  für  die  Erfüllung  der  Staat 


liehen  Aufgaben  thätig  wird.  d.  h.  indem  er  sichern.  Währen 


die  Ordnung  des  öffentlichen  Hechts  ver- 
folgen, sind  auch  die  zu  ihrem  Schutze  be- 
stimmten Einrichttingen  verschieden.  In 
dem  Mittelpunkt  dieser  Schutzeinrichtungen 
steht  als  die  bedeutsamste  tind  wichtigste  die 
Rechtsprechung.  Sie  hat  in  ihron  ver- 
schiedenen Formen  zur  Aufgabe,  die  staat- 
liche endgiltige  Willenserklärung  zu  er- 
lassen über  den  Bestand  oder  Nicntbestand 
eines  Rechtsverhältnisses  und  der  darin  ent- 
haltenen subjektiven  Rechte  und  Pflichten 
und  sie  hat,  im  Falle  sie  deren  Bestand 
festsetzt,  die  Verwirklichung  des  Recht 


zu 


seinen  Herrscherwillcu  erklärt  und  dessen 
Verwirklichung  sichert  soweit  dies  that- 
sächlich  mit  den  dem  Herrscher  zu  Gebote 
stehenden  Machtmitteln  möglich  ist.   Wenn  .  Staates  anerkannt,  dass  der  Herrscher  nicht 
wir  von  der  Verecluedenartigkeit  der  ein- 1  persönlich  Recht  spricht,  sondern  dass  er 


noch  im  Mittelalter 
als  die  vornehmste  Pflicht  des  Herrschers 
galt,  persönlich  zu  Gericht  zu  sitzen,  ist  es 
heute  als  das  erste  Erfordernis  eines  Reehts- 


zelnen  staatlichen  Zwecke  und  dem  dadurch 
bestimmten  verschiedenartigen  Inhalt  der 
einzelnen  staatlichen  Willenserklärungen  ab- 
sehen, so  können  wir  die  staatlichen  Funk- 
tionen nach  dem  rechtlichen  Charakter,  den 
sie  in  sich  tragen,  betrachten  und  hiernach 
eine  wissenschaftlich  verwertbare  Einteilung 
der  Funktionen  der  Herrschergewalt  ge- 
winnen. Wir  können  sie  als  allgemeine 
Funktionen  des  Staates  bezeichnen,  inso- 


durch  Gesetz  die  Recht  sprechung  auf  den 
Gebieten  des  Privat-  und  Strafrechts  be- 
sonderen Behörden,  den  Gerichten,  über- 
trägt, die  die  Pflicht  haben,  ausschliesslich 
nach  Massgabe  der  Rechtsnormen  Recht  zu 
sprechen.  Der  Herrscher  hat  damit  auf  das 
Recht  verzichtet,  den  Gerichten  für  die 
Rechtsprechung  andere  Befehle  zu  erteilen 
als  solche,  die  in  den  Rechtsnormen  ent- 
halten sind.    Der  Ausbau  des  Rechtsstaates 


fern  in  ihnen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner  .  verlangt  aber  weiterhin,  dass  auch  den  sub- 
verschiedenartigen Aufgaben  und  auf  allen  jektiven  Rechten  auf  den  Gebieten  des  Ver- 
Gebieten des  staatlichen  Lebens  thätig  wird. ;  waltnngsrechts  ein  Rechtsschutz  durch  un- 


Doch  muss  hier  eine  kurze  l'ebersicht  ge- 
nügen. 

Wie  es  scheint,  war  in  den  Anfangs- 
zeiten staatlichen  Lebens,  deren  Dauer  sich 
jeder  Berechnung  entzieht,  die  einzige 
Funktion,  die  dem  Häuptling,  dem  Könige 
oblag,  die  der  Führung  im  Kampfe  zum 


abhängige  Gerichte  gegeben  werde.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ist  in 
den  Staaten  des  Festlandes,  namentlich  in 
Preussen.  das  Rechtsschutzsystem  nach 
dieser  Richtung  durch  Einführung  von  Ver- 
waltung s  g  e  r  i  c  h  t  e  n  ausgestaltet  worden, 
während  in  England  die  ordentlichen  Ge- 


Schutz gegen  Angriffe  oder  zur  Eroberung,  j  richte  soit  alters  auch  zur  Rechtsprechung 
Ungemessene  Zeiträume  hindurch  gab  es  ein  1  auf  dem  Gebiete  des  Verwaltuugsrechts  zu- 
Reeht,  das  nur  dmch  die  Sitte  und  Selbst-  ständig  sind, 
hüte  aufrechterhalten  wurde,  bevor  es  als 
Pflicht  des  Herrschers  erkannt  wurde,  unter 
den  Volksgenossen  das  Recht  zu  schützen 

Eine  langsame 


und  aufrecht  zu  halten 
Entwickelung,  deren  Spuren  sich  in  der 
Rechtsgeschichte  noch  aufweisen  lasseu, 
führte  erst  dazu,  dass  die  erstarkende  Staats- 
gewalt die  Selbsthilfe  (bis  auf  einige  Not- 
fälle) verbot  und  deu  Schutz  des  Rechts 
allein  übernahm.    Der  moderne  Staat  hat 


Je  mannigfaltiger  und  verwickelter  die 
Lel>ensverhältuisse  in  einem  Volke  werden, 
um  so  mehr  muss  der  Herrscher  auch  die 
Funktion  der  Rechtserzeugung,  der  Gesetz- 
gebung übernehmen.  Er  muss  Rechtssätze 
erlassen,  um  in  dem  Recht  die  Gerechtigkeit 
zu  verwirklichen  und  um  die  individuelle 
Freiheit,  aber  auch  die  Selbständigkeit  aller 
einzelnen  zu  sichern  und  ihnen  die  recht- 
liche und  tatsächliche  Möglichkeit  zu  geben, 


ein  umfassendes  Svstem  von  Einrichtungen  I  ihren  I^l>ensaufgaben  nachzustreben.  Er 
zum  Schutze  und*  zur  Durchführung  des  hat  veraltetes  Recht  aufzuhebeu  und  neues 
Rechts  geschaffen,  ohne  dass  es  ihm  je  ge- 
lingen könnte,  jeden  Rechtsbruch  zu  hindern 
oder  zu  sühnen.  Sie  sind  teils  dazu  be- 
stimmt, einer  jeden  Zuwiderhandlung  und 
Gefährdung  des  Rechts  vorzubeugen,  teil 


Recht  zu  schaffen.  Gesetz  und  Rechts  Ver- 
ordnung sind  die  Formen,  in  deneu  der 


Herrscher  Rechtssätze  erlässt. 

Im  Gegensatz  zur  Rechtspflege  in  dem 
dargelegten  Sinne  und  zur  Rechtserzouguug 
dazu,  die  verletzte  Rechtsordnung  wieder ,  (Gesetzgebung  in  weiterem  Sinne)  werden 


herzustellen  und  den  rechtswidrigen  Willen 
zu  beugen.  Gemäss  den  verschiedenen 
Zwecken,  die  die  I*rivatreehtsordnung  und 


alle  anderweiten  Funktionen  des  Staates  mit 
dem  vieldeutigen  Wort  Verwaltung  be- 
zeichnet.   Die  Willenserklärungen,  die  der 
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Herrscher  in  Ausführung  dieser  Funktion 
abgiebt  oder  durch  seine  Organe  abgeben 
lässt,  bezwecken  nicht  neues  Recht  zu 
schaffen  oder  Uber  den  Bestand  eines  sub- 
jektiven Rechts  eine  endgiltige  Entscheidung 
zu  geben,  sondern  sie  bezwecken  nach  Mass- 
gabe der  geltenden  Rechtsnormen  die  ander- 
weiten  Aufgaben  des  Staates  zu  erfüllen. 
Durch  Rechtsnormen  können  die  Aufgaben, 
die  der  Staat  zu  erfüllen  hat,  im  einzelnen 
bestimmt  sein.  Die  Strafgesetze,  die  be- 
stimmen, dass  die  über  den  Verbrecher 
gesetzlich  verhängten  Strafen  vollstreckt 
werden,  die  Oesetze  über  die  Gerichtsver- 
fassung, die  die  Errichtung  und  Organi- 
sation der  Gerichte  anordnen,  die  Ver- 
waltnngsgesetze,  welche  die  Ausführung 
einzelner  staatlicher  Massregeln  und  Ein- 
richtungen vorschreiben  —  sie  alle  enthalten 
Rechtsnormen,  welche  die  Aufgaben,  die  der 
Staat  in  der  Verwaltung  auszuführen  liat, 
bestimmen.  Insoweit  besteht  die  Ver- 
waltung in  der  Ausfuhrung  der  Gesetze. 
Doch  ist  heute  die  früher,  nicht  in  der 
Praxis,  aber  in  der  Theorie  herrschende 
Auffassung,  als  sei  die  Verwaltung  aus- 
schliesslich Ausführung  der  Gesetze,  allge- 
mein als  irrig  erkannt.  In  keinem  Staate 
kann  die  Gesetzgebung  derart  spocialisicrt 
soin.  dass  sie  in  Rochtsregeln  alle  Hand- 
lungen   der  Staatsverwaltung  vorschriebe. 


durch  freie  Willensentschliessuug  ihre  Leis- 
tungen dem  Staat  zur  Verfügung.  Kraft  der 
Herrschergewalt  dagegen  erülsst  der  Herr- 
scher einseitige  Willenserklärungen  (Ver- 
fügungen), die  nach  Massgabo  der  be- 
stehenden Rechtsnormen  einzelne  Rechts- 
wirkungen  hervorrufen.  Sie  sind  ihrem  In- 
halte nach  entweder  Befehle,  d.  h.  Gebote 
und  Verbote  einzelner  konkreter  Handlungen, 
oder  Ermächtigungen ,  durch  welche  der 
Herrscher  entweder  einer  Person  die  Zu- 
ständigkeit zur  Ausübung  staatlicher  Funk- 
tionen erteilt,  oder  aber  durch  welche  er  dio 
Erlaubnis  zur  Vornahme  von  Handlungen 
gewährt,  deren  Vornahme  ohne  Erlaubnis 
verboten  ist. 

Endlich  vollzieht  sich  die  staatliche 
Verwaltung  auch  dadurch ,  dass  der 
Herrscher  mit  anderen  Staaten  volker- 
rechtliche Verträge  abechliesst,  durch 
welche  er  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse 
ordnet  und  sich  Ijeistnngen  anderer  Staaten 
im  Interesse  seines  Staates  sichert,  wie  er 
auch  darin  sich  zu  Leistungen  an  andere 
Staaten  verpflichtet.  Auch  kann  der  Herr- 
scher mit  den  Beherrschten  staatsrecht- 
lich e  V  e  r  t  r  ä  g  e  abschliessen,  d urch  welcho 
Rechtsverhältnisse  des  öffentlichen  Rechts 
zwischen  dem  Herrscher  und  einzelnen 
ITnterthanen  begründet  werden.  Während 
im  Mittelalter  und  bis  zur  Ausbildung  des 


( ■oberall  verbleibt  ein  umfangreiches  Gebiet, :  modernen  Staates  die  Verfassung  der  meisten 
auf  dem  die  Staatsverwaltung  nicht  nach  |  Länder  auf  solchen  Verträgeu  beruhte  (so 
Rechtsregeln .  sondern   nach   freiem ,  aber ,  noch    heute    in    den  Grossherzogtümern 

Mecklenburg),  können  sie  in  dem  kon- 
stitutionellen Staate  der  Gegenwart  nur  noch 
ausnahmsweise  vorkommen. 

Zu  diesen  Funktionen,  die  sämtlich  darin 
ltestehen,  dass  der  staatliche  Wille  des 
Herrschers  in  den  verschiedenen  durch  das 
Recht  bestimmten  Formen  von  ihm  selbst 
oder  in  seinem  Auftrage  durch  seine  Organe 
erklärt  wird,  kommt  die  weitere  Funktion, 
dass  der  staatliche  Wille  durch  Anwendung 
physischer  Machtmittel  zwangsweise  zu 
verwirklichen  ist,  sofern  diejenigen,  an  die 
sich  die  staatliche  Willenserklärung  richtet, 
ihrer  Pflicht  zum  Gehorsam  nicht  nach- 
kommen. Es  bedarf  einer  Organisation  der 
Zwangsgewalt,    die    die  organisierte 


pf  licht  massigen  Ermessen  zu  führen  ist  und 
die  Gesetze  nur  die  Schrauke  für  diese 
Thätigkeit  bilden. 

Zur  Erfüllung  der  staatlichen  Aufgaben 
steht  dem  Herrscher  die  Staatsgewalt  zu 
Oeboto.  Im  Staat  der  Gegenwart  aVier  wer- 
den die  Aufgaben  der  Staatsverwaltung 
keineswegs  ausschliesslich  durch  Ausübung 
der  Staatsgewalt  ausgeführt.  Der  Staat  sucht 
vielmehr,  soweit  dies  thunlich  erscheint, 
seine  staatlichen  Zwecke  dadurch  zu  er- 
reichen, dass  er  in  privatreeht liehen  Ver- 
mögensverkehr mit  den  Beherrschten  tritt 
und  durch  privatrechtliche  Verträge,  die  er 
mit  ihnen  abschlicsst,  sie  zu  Iioistungon  an 
den  Staat  verpflichtet.    In  weitem  Umfang 

untersteht  die  Verwaltungsthätigkeit  des  Ileeresmacht  zu  ihrer  Grundlage  hat.  Al>er 
Staates  heute  den  Normen  des  Privat  rechts  I  nach  dem  heutigen  Rechte  hat  die  Heeres- 
nnd  befriedigt  die  Bedürfnisse  des  Staates  I  macht  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung 
in  den  Formen  des  Privatrecht*.  Dadurch  im  Staatsgebiete  nur  dann  einzuschreiten, 
tritt  der  Staat  in  die  Reihe  der  Privatunter-  wenn  die  andereu  Organe  der  Zwangsgewalt 
nehmor  ein  und  übt  als  der  mächtigste  und  den  Widerstand  nicht  überwältigen  können, 
grössto  Unternehmer  einen  tiefgreifenden  Der  Herrscher  setzt  die  Zwangsgewalt  nur 
Einfluss  auf  das  gesamte  wirtschaftliche  durch  seine  Befehle  in  Bewegung,  aber  in 
Loipen  des  Volkes  aus.  ihr  tritt  das  Wesen  der  Staatsgewalt  als 

Indessen  wird  die  Staatsverwaltung  nie-  physischer  Gewalt  in  die  Erscheinung, 
mals  in  den  Formen  des  Privatrochts  allein  In  dem  organisierten  Heere  stellt  sich  die 
ihre  Aufgaben  erfüllen  können.    Im  privat-  physische  Kraft  des  Volkes  dem  Herrscher 
rechtlichen  Verkehr  stellen  die  Beherrschten  j  zu*  Gebote,  um  die  Rechtsordnung  im  Staato 
Handwönerbach  der  Staauwlssenscbaftcn.   Zweite  Anfluge.   VI.  59 
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zu  schützen  und  um  die  Freiheit  und  Macht- 
stellung des  Staates  in  der  Gesellschaft  der 
Staaten  zu  wahren. 

5.  Gebiete  der  Staatsthätigkeit.  Auf 

allen  Gebieton,  auf  denen  der  Staat  seine 
Thätiglceit  entfaltet,  vollzieht  sie  sich  in 
diesen  allgemeinen  Funktionen.  Unter  einem 
anderen  Gesichtspunkte  können  die  Thätig- 
keiten  des  Staates  auch  geordnet  werden 
nach  den  einzelnen  Zwecken,  die  der  Staat 
zu  erfüllen  hat,  indem  sie  nach  ihrer  sach- 
lichen Zusammengehörigkeit  in  grosse  Ge- 
biete zusainmengefasst  werden.  Hier  ist  der 
unmittelbare  Zweck,  den  der  Staat  zu  er- 
reichen sucht,  das  Moment,  das  die  ein- 
zelnen Thätigkciten,  ohne  Rücksicht  auf  den 
juristischen  Charakter  der  Staatsakte,  zu 
einer  Einheit  vereinigt.  Doch  darf  hierbei 
nicht  ausser  acht  gelassen  werden,  das«  alle 
staatliclien  Aufgaben  unter  einander  auf  das 
engste  zusammenhangen  und  schliesslich 
alle  Thätigkeiteu  des  Staates  einem  sie  alle 
beherrschenden  höchsten  Zwecke  zu- 
streben sollen.  Die  Einteilung  der  staat- 
lichen Thätigkeiten  nach  iliron  Zwecken  er- 
giebt  sich  hiemach  im  wesentlichen  schon 
aus  den  obigen  Erörterungen  über  den 
Zweek  und  die  Aufgaben  des  Staates.  Die 
gesamte  staatliche  Thätigkeit  des  Herrschers 
und  seiner  Organe  wird  mit  dem  Ausdruck 
Regierung  bezeichnet  Doch  werden  mit 
diesem  Worte  auch  andere  Bedeutungen 
verbunden.  Insbesondere  versteht  man  da- 
runter die  oberste  taitung  der  gesamten 
staatlichen  Thätigkeit,  wie  sie  von  dem  Inhaber 
der  Staatsgewalt  und  den  ihm  unmittelbar 
untergeordneten  höchsten  Beamten  ausgeübt 
wird.  Die  Regierung  in  jenem  ersteren 
Sinne  aber  zerfällt  im  Staate  der  Gegenwart 
in  fünf  grosse  Gruppen,  die  wir  als  Ver- 
waltungsgebiete bezeichnen  können. 

a)  Wie  die  ursprünglichste,  so  ist  es  auch 
heute  noch  die  erste  und  wichtigste  Auf-  j 
gäbe  des  Staates,  seine  Freiheit  und  Selb- 
ständigkeit anderen  Staaten  gegenüber  zu 
waliren.  Li  der  auf  dem  Boden  einer  ge- 
meinsamen Kultur  erwachsenen  europäisch- 
amerikanischen  Staatengesel iscliaft  sind  die 
Staaten  mit  einander  in  einen  Verkehr  ge- 
treten ,  der  immer  umfassender  sich  ge- 
staltet. Die  Aufgabe  eines  jeden  Staates 
besteht  nicht  bloss  darin,  sich  in  seiner 
Macht  und  Selbständigkeit  zu  behaupten, 
sondern  auch  mitzuarbeiten  an  der  Aus- 
bildung eines  alle  Staateu  zu  eiuer  Hechts- 
gemeiuschaft  vereinenden  Völkerrechts  und 
die  Kulturinteressen  des  Volkes  auch  im 
Verkehr  mit  allen  anderen  Staaten  zu  för- 
dern. Dies  ist  das  Gebiet  der  auswär- 
tigen Verwaltung. 

b)  Innerhalb  des  Staates  ist  Herstellung 
und  Aufrechthaltung  der  Rechtsordnung  die 
wichtigste  Aufgabe  der  Herrscherge walt,  die 


sie  auf  allen  Gebieten  ihrer  Thätigkeit  zu 
erfüllen  hat.  Aber  nur  insoweit  als  der 
Staat  die  Ordnung  des  Privatrechts  und  des 
Strafrechts  herstellt  und  aufrecht  erhält, 
wird  seino  Thätigkeit  als  Rechtspflege 
oder  Justiz  bezeichnet.  Sie  wird  teils  in- 
folge ihrer  inneren  .Natur,  teils  infolge  ihrer 
besonderen  geschichtlichen  Entwickelung  als 
ein  in  sich  geschlossenes  Gebiet  der  Staats- 
thätigkeit zusammengefaßt  innerhalb  dessen 
die  Rechtsprechung,  von  der  oben  die  Rede 
war,  nur  eine  Funktion  bildet.  Gebiet 
der  Justizverwaltung. 

c)  Die  gesamte  Thätigkeit  des  Staates, 
welche  die  Förderung  der  geistigen  und  wirt- 
schaftlichen Kultur  des  Volkes  zur  unmittel- 
baren Aufgabe  hat,  ward  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert als  Polizei  bezeichnet  (vgl.  den 
Art.  Polizei  oben  Bd.  VI  S.  109).  Heute, 
nachdem  der  Ausdruck  Polizei  mit  einem 
anderen  Begriff  verbunden  worden  ist,  nennen 
wir  sie  in  Ermangelung  eines  besseren 
Namens  die  innere  Verwaltung.  Bei 
der  ausserordentlichen  Ausdehnung,  welche 
die  staatliche  Thätigkeit  gerade  auf  diesem 
Gebiete  im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts 
erhalten  hat,  wird  sie  wiederum  nach  den 
Hauptrichtungen,  in  denen  sie  thätig  wird, 
in  L  nterabteilungen  eingeteilt. 

d)  Die  Staatsmacht  ist  in  der  organisierten 
Kriegsmacht,  dem  Heere  und  der  Flotte, 
begründet.  Sie  zu  organisieren  und  zu  ver- 
walten, ist  die  Aufgabe  der  Militärver- 
waltung. 

e)  Endlich  bedarf  der  Staat  der  finan- 
ziellen Mittel,  der  Vermögensgüter.  Sie  zu 
beschaffen,  zu  verwalten  und  zu  den  staat- 
lichen Zwecken  zu  verwenden,  ist  Aufgak» 
der  Finanzverwaltung. 

V.  Die  Staats  Verfassung  und  ihre  Formen. 

1.  Begriff  der  Verfassung.  Staats- 
verfassung ist  die  Organisation  der  Staats- 
gewalt. Sie  ist  enthalten  in  den  Rechis- 
sätzen, welche  diejenigen  Personen  be- 
stimmen, die  Inhaber  der  Staatsgewalt 
sind  und  welche  bei  deren  Ausübung  mit- 
zuwirken haben,  und  in  den  Rechtssätzen, 
welche  die  Ausübung  der  allgemeinen  Funk- 
tionen des  Staates  regeln,  ihr  Inbegriff  ist 
das  Verfassnngsrecht.  (Die  Abgrenzung  nach 
unten  hin  gegenüber  dem  Verwaltungsrecht 
ist  streitig,  doch  hat  die  Frage  nur  geringe 
wissenschaftliche  Bedeutung.)  Demgemäss 
mnss  jeder  Staat  eine  Verfassung  und  ein 
Verfassungsrecht  haben. 

Von  dem  Verfassungsrecht  in  diesem 
Sinne  ist  wohl  zu  scheiden  das  Verfassungs- 
recht  als  Inbegriff  der  in  einer  Ver- 
fassungsurkunde enthaltenen  Kechts- 
sätze.  Seitdem  die  englischen  Kolonieen  in 
Nordamerika  nach  ihrer  Losreissuug  vom 
Mutterlande  ilire  Verfassungen  in  besonderen 
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Grundgesetzen  festgesetzt  liaben  und  diesem 
Beispiele  sodann  die  amerikanische  Union 
als  auch  Frankreich  gefolgt  sind,  wurden  in 
allen  Staaten  mit  Einführung  einer  kon- 
stitutionellen Verfassung  auch  Verfassungs- 
urkunden  oder,  wie  gegenwärtig  in  Frank- 
reich, doch  mehrere  unter  einander  im  Zu- 
sammenhang stehende  Vorfassungsgesetze 
erlassen,  die  sich  von  anderen  Gesetzen  da- 
durch unterscheiden,  dass  eine  Aeudemng 
nur  in  besonderen  erschwerenden  Formen 
oder  nur  durch  besondere  Organe  erfolgen 
kann.  Nur  England  hat  weder  eine  \er- 
fassungsurkunde  noch  Verfassungsgesetze  in 
dem  soeben  angegebenen  Sinn.  Die  Ver- 
fassungsurkunden aber  enthalten  zwar  das 
Verfassungsrecht  in  dem  ersten  Sinne  in 
seinen  wichtigsten  Bestimmungen,  doch 
keineswegs  immer  vollständig.  Andererseits 
sind  in  die  Verfassungsurkunden  vielfach 
Rechtsnormen  der  verschiedensten  Art,  auch 
des  Prozess-  und  Privatrechts,  aufgenommen 
worden,  um  ihnen  eine  besondere  Autorität 
zu  geben  und  ihre  Abänderung  zu  er- 
schweren. Hier  und  im  folgenden  ist  nur 
vom  Verfassungsrecht  in  dem  obigen  ersteren 
Sinne,  im  materiellen  Sinne  die  Kede. 

2.  Geschieht«  der  Theorie.  Die  Ver- 
gangenheit wie  die  Gegenwart  zeigen  uns 
eine  verwirrende  Menge  von  Verfassungen, 
die  in  bestimmte  Klassen  zu  ordnen  ein 
wissenschaftliches  Bedürfnis  ist.  Wie  unsere 
gesamte  Wissenschaft  vom  Staate  auf  die 
Griechen  zurückfülirt,  so  auch  die  Lehre 
von  den  Staatsformen.  Als  sie  anfingen,  (Iber 
den  Staat  nachzudenkeu,  inusste  ihnen  schon 
bei  oberflächlicher  Betrachtung  die  Ver- 
schiedenheit der  ihnen  bekannten  Staaten, 
je  nachdem  sie  unter  der  Herrschaft  eines 
Alleinherrschers  (Monarchie)  oder  unter  der 
eines  bevorrechtigten  Standes  (Aristokratie) 
oder  uuter  der  Herrschaft  der  gesamten 
Bürgerschaft  (Demokratie)  standen,  entgegen- 
treten. Aber  ihr  Bestreben  war  weniger 
darauf  gerichtet,  die  rechtlichen  Unterschiede 
der  verschiedenen  Staaten  tiefer  zu  er- 
gründen und  hiernach  eine  wissenschaftliche 
Klassifikation  der  Staatsformen  aufzustellen, 
als  eine  ideale  Verfassung  zu  finden,  die  für 
alle  Staaten  als  die  beste  sich  erweise. 
Schon  die  älteste  uns  ertialtene  Erörterung 
über  die  verschiedenen  Staatsformeu,  die 
Herodot  um  die  Mitte  des  5.  Jahrhunderts 
v.  Chr.  anstellte  und  die  sicherlich  an  die 
damals  verbreiteten  Ansichten  anknüpfte, 
verfolgt  dieses  Ziel  (HI  c.  85  ff.).  Auf  dem- 
selben Boden  stehen  die  weit  tiefer  ein- 
dringenden Untersuchungen,  die  Plato  (vgl. 
den  Art  Plato  oben  Bd.  XI  S.  Ul  ff.;  und 
Aristoteles  (vgl.  den  Art.  Aristoteles 
olieu  Bd.  I  S.  10-15  ff.)  der  Lehre  von  den 
Verfassungsforraen  und  der  idealen  Ver- 
fassung widmeten.    Daraus  ergab  sich  die 


Verbindung  zweier  ganz  verschiedener  Ein- 
teiJungsgründe,  die  Einteilung  der  Staaten 
nach  der  rechtlichen  Organisation  der  Staats- 
gewalt und  deren  Einteilung  nach  einem 
ethisch-politischen  Principe,  nach  dem  Grade, 
in  welchem  eine  Verfassung  geeignet  er- 
scheint, die  Idee  des  Staates  zu  verwirk- 
lichen. Aber  indem  Aristoteles  an  den 
drei  herkömmlichen  Typen  der  Verfassungen 
festhält  und  ihnen,  wie  dies  schon  Plato 
gethan  hatte,  drei  Abarten  zur  Seite  stellt, 
übersieht  er  nicht,  dass  zahlreiche  Ver- 
fassungen nicht  vollständig  einem  dieser 
Tvnen  entsprechen.  Er  führt  doshalb  aus 
(PolitVl,  lÄMia  ff.),  dass  es  ausser  den  Staaten, 
in  welchen  einer  dieser  Typen  rein  ver- 
wirklicht ist,  Staaten  giebt,  in  welchen  der 
Grundcharakter  der  Verfassung  durch  Bei- 
mischung andersartiger  Elemente  abge- 
schwächt wird.  Indes  sind  für  ihn  auch 
lüerfür  weniger  rechtliche  als  soziale  und 
et  Irische  Momente  massgel>end.  Er  liatte 
aber  damit  die  von  seinen  Nachfolgern  aus- 
gebildete I.»ehre  von  den  gemischten  Ver- 
fassungsformen begründet.  Es  war  insbe- 
sondere der  grosse  Geschichtsschreiber 
Polybios  (um  die  Mitte  dos  2.  Jahrhunderts 
v.  Chr.),  der  in  der  gemischteu  Verfassung, 
in  welcher  monarchische,  aristokratische  und 
demokratische  Elemente  sich  das  Gleich- 
gewicht halten  und  die  er  in  der  Verfassung 
Spartas  und  Roms  verwirklicht  glaubte,  die 
beste  Verfassungsform  erblickte  (Hist.  VI 
c.  3  ff.). 

Diese  nicht  sowohl  rechtlichen  als  ethisch- 
politischen Theorieen  über  die  verschiedenen 
Staatsformen  beherrschten  die  gesamte  Staats- 
lehre der  Folgezeit  und  des  Mittelalters. 
Einen  bedeutsamen  Fortschritt  verdankt  die 
Wissenschaft  erst  J.  Bodin,  der  in  seinem 
mehrfach  angeführten  Werke  über  den  Staat 
die  I'jehre  von  den  drei  Grundformen  der 
Verfassungen  aufnahm,  sie  aber  nach  einem 
einheitlichen  rechtlichen  Einteilungsgrund 
unter  Beseitigung  aller  anderen  Momente 
durchführte.  Er  war  es  abor  auch,  der  zu- 
erst aus  der  Unteilbarkeit  der  Staatsgewalt 
die  Folgerung  zog,  dass  sie  immer  nur 
einem  Subjekte,  sei  es  einer  Einzelperson, 
sei  es  einer  Personengesamtheit,  zustehen 
könne,  und  der  deshalb  die  Möglichkeit  einer 
gemischten  Verfassung  leugnete  (II  c.  1  ff.). 
Damit  war  dem  Naturrecht  die  Bahn  für 
eine  ganz  neue  Auffassung  der  Lehre  von 
den  Staatsformen  geöffnet.  Ihr  Begründer 
ist  Johannes  Althusius  (1557 — 1638). 
Wird  nach  der  seit  dem  Mittelalter  herr- 
schenden Lehre  der  Staat  begründet  durch 
einen  Vertrag  der  von  Natur  freien  und 
gleicheu  Menschen,  so  kaun  es  eine  andere 
Quelle  der  Staatsgewalt  als  den  Willen  der 
freien  Menschen  nicht  geben.  Die  Staats- 
gewalt das  Majestätsrecht,  kann  demnach 

59* 


Digitized  by  Google 


932 


Staat 


auch  nur  dem  Volke  in  seiner  Gesamtheit 
zustehen,  und  so  wenig  der  Mensch  sein 
lieben  und  seinen  Geist  auf  einen  anderen 
übertragen  kann,  so  wenig  kann  das  Volk 
sieh  der  Staatsgewalt  entäussern.  Die  Staats- 
gewalt ist  unteilbar  und  unveräusserlich. 
Ein  Vertrag,  durch  welchen  das.  Volk  sie 
auf  irgend  jemanden  übertrüge,  wäre  nichtig 
und  unverbindlich.  "Wohl  aber  hat  das 
souveräne  Volk  Bevollmächtigte  zu  bestellen, 
die  in  seinem  Namen  die  Funktionen  der 
Staatsgewalt  auszuüben  haben.  Monarclüe, 
Aristokratie  und  Demokratie  sind  demnach 
nicht  versclüedene  Formen  der  Staatsver- 
fassung, deren  es  nur  eine  geben  kann,  son- 
dern nur  der  Staatsverwaltung.  Das  Volk 
ist  in  jedem  Staate  berechtigt,  seinen  Be- 
vollmächtigten die  Ausübung  der  Staats- 
gewalt zu  entziehen,  wenn  sie  ihre  Voll- 
macht in  rechtswidriger  Weise  missbrauchen. 
Das  Volk  hat  das  ius  exauctoratiouis 
(Politiea  methodice  digesta  2.  ed.  1610  e.  18, 38. 
39.  Vgl.  Gierke,  Joh.  Althusius  und  die 
Entwiekelung  der  naturrechtliehen  Staats- 
theorieen  1880). 

Uchte  auch  zunächst  diese  l>ehre  keinen 
grossen  Einfluss  aus,  so  erlangte  sie  eine 
ausserordentliche  Bedeutung,  als  sie  nach 
anderthalb  Jahrhunderten  von  Rousseau 
wieder  aufgenommen  wurde.  (Es  ist  bisher 
nicht  beachtet  worden,  dass  Rousseau  mit 
dem  Werke  des  Althusius  bekannt  war. 
Vgl.  Lettres  eerites  de  la  montagne  VI.)  Er 
war  es,  der  durch  sein  Evangelium  von  der 
unveräusserlichen  und  unzerstörbaren  Volks- 
souveränetät  den  tiefgreifendsten  Einfluss  auf 
die  französische  Revolution  ausübte,  und 
noch  heute  ist  diese  Lehre  die  in  Frankreich 
und  den  romanischen  Ländern  herrschende. 

In  der  neueren  Zeitjst  mehrfach  die  Irf-hre 
von  den  Staatsfonnen  zum  Gegenstand  wissen- 
schaftlicher Untersuchung  gemacht  worden, 
ohne  dass  man  viel  Aber  die  griechische 
Staatslehre  hinausgekommen  wäre.  Fast 
durchweg  leiden  diese  Untersuchungen  au 
dem  Grundfehler,  dass  sie  den  Einteilungs- 
grund nicht  festhalten  und  mit  dem  recht- 
lichen Moment,  das  in  der  rechtlichen  Or- 
ganisation der  Staatsgewalt  enthalten  ist 
anderweitige  Momente  verbinden.  Die  Staaten 
und  ihre  Verfassungen  können,  wie  kaum 
der  Bemerkung  bedarf,  nach  den  vei-sehie- 
densteu  Gesichtspunkten  eingeteilt  werden 
und  eine  jede  dieser  Einteilungen  kann 
wissenschaftlich  wertvoll  sein.  Aber  die 
Voraussetzung  für  eine  richtige  Klassi- 
fikation ist  das  Festhalten  an  dem  Ein- 
teilungsgrund.  Auch  die  geistvollen  Er- 
örterungen Schleiermachers  (t'eW  die 
Begriffe  der  verschiedenen  Staatsfonnen  1811 
in  Sänuntl.  Werken.  Zur  Philosophie  Bd.  II 
S.  2-tOff.)  und  Heerens  (Ueber  die  Ent- 
stehung, Ausbildung  und  den  praktischen 


Einfluss  der  politischen  Theorieen  in  den 
Bist.  Werken  Bd.  I  S.  434 ff.;  Ideeen  über 
die  Politik,  den  Verkehr  und  den  Handel 
der  Völker  der  alten  Welt,  Hist.  Wrerke  Bd. 
X  S.  424  ff.)  sind  von  diesem  Fehler  nicht 
frei  und  tragen  mehr  einen  historisch-poli- 
tischen als  einen  rechtlichen  Cliarakter. 
Auch  beruht  es  auf  einer  Vermischung  ver- 
schiedener Einteilungsgründe,  wenn  mehr- 
fach (so  von  Waitz,  von  Treitschke 
u.  a.)  den  herkömmlichen  Formen  der  Mo- 
narchie, Aristokratie  und  Demokratie  als  eine 
vierte  die  der  Theokratie  oder,  wie 
Bluntschli  will,  die  der  Ideokratie  zur 
Seite  gestellt  wira.  Das  sogenannte  theo- 
kratische  Princip  bezieht  sich  nicht  auf  die 
Organisation  der  Staatsgewalt,  sondern  auf 
die  Begründung  und  Verbindlichkeit  der 
staatlichen  Herrschaft,  die  in  der  Theokratie 
auf  den  immittelbaren  Willen  der  Gottheit 
zurückgeführt  werdeu.  Der  Inhaber  der 
Staatsgewalt  herrscht  hier  im  Namen  und 
Auftrage  der  Gottheit  Die  Grundgesetze 
des  Staates  sind  göttliche  Gesotzc.  Ein 
solcher  Staat  trägt  sicherlich  eiuon  eigen- 
artigen Charakter,  aber  die  Theokratie  ist 
mit  jeder  Staatsverfassung  verträglich.  Auch 
die  vielfältigen  Versuche,  die  unternommen 
wurden,  unter  Beibehaltung  der  griechischen 
Dreiteilung  ihr  eine  tiefere  Begründung 
zu  geben,  indem  man  an  Stelle  der  Zahl  der 
Herrschenden,  wodurch  sie  bisher  unter- 
schieden wurden,  ein  allgemeineres  und 
inneres  l'rincip  zu  setzen  suchte,  haben  zu 
einem  l>efriedigenden  Ergebnis  nicht  ge- 
führt. Dagegen  ergab  sich  mit  Notwendig- 
keit eine  Erweiterung  der  Lehre  A-on  den 
Staatsformen,  indem  man  an  den  grossen 
Bundesstaaten  der  neueren  Zeit,  den  Ver- 
einigten Staaten  vou  Nordamerika ,  dem 
Deutschen  Reiche,  der  Schweiz  nicht  mehr 
achtlos  vorübergehen  konnte.  Waren  bis- 
her meist  nur  die  Formen  des  Einheits- 
staates in  das  Auge  gefasst  worden,  sc» 
mussten  nun  auch  die  Formen  der  zusammen- 
gesetzten Staaten  oder  der  Gesaratstaaten 
berücksichtigt  werden.  Es  musste  unter- 
sucht werden,  ob  auch  sie  sich  dem  her- 
kömmlichen Schema  einordnen  lassen. 

3.  Klassifikation  der  Staatsverfas- 
sungen. Die  Wissenschaft  kann  sich  der 
Aufgabe,  die  Staaten  nach  ihren  Verfassungen 
zu  ordnen  und  zu  klassifizieren,  nicht  ent- 
schlagen. Nicht  nur  ist  allein  dadurch  eine 
Uebersicht  zu  gewinnen,  die  für  die  Er- 
kenntnis des  Staates  als  einer  weltgeschicht- 
lichen Institution  unentbehrlich  ist,  sondern 
auch  die  Erkenntnis  des  Wesens  des  ein- 
zelnen Staates  wird  durch  eine  Vergleichuug 
seiner  Verfassung  mit  den  Verfassungen 
der  anderen  Staaten,  die  mit  ihm  wesent- 
liche Elemente  gemeinsam  haben,  gefördert. 
Eine   solche   Vergleichuug    hat  aber  eine 
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Klassifikation  der  Staaten  z»ir  Voraussetzung. 
Indes  darf  der  Wert  einer  Klassifikation  der 
Staaten  nach  ihren  Verfassungen  nicht  über- 
schätzt werden.  Zunächst  sind  wir  nicht 
berechtigt,  aus  den  durch  eine  solche  Klassi- 
fikation gefundenen  Gattungs-  und  Art- 
begriffen (Monarchie,  konstitutionelle  Mo- 
narchie u.  s.  w.)  auf  dem  Wege  der  lo- 
gischen Analyse  des  Begriffes  irgend  welche 
Schlüsse  zu  ziehen  auf  das  Verfassungs- 
recht, das  in  dein  einzelnen  Staat,  den  wir 
einem  solchen  Begriff  untergeordnet  haben, 
gilt.  Wir  können  diese  Begriffe  nicht  auf 
dem  Wege  der  Deduktion  aus  dem  allge- 
meinen Staatstiegriff  gewinnen,  sondern  nur 
auf  dem  Wege  der  Induktion  durch  genaue 
Untersuchung  der  Verfassungen  der  einzelnen 
Staateu.  Die  Verfassung  eines  jeden  Staates 
ist  aber  nur  in  den  in  ihm  geltenden  Rechts- 
normen enthalten.  Um  den  Staat  einem 
dieser  Gattungs-  und  Artbegriffe  unterordnen 
zu  können,  müssen  wir  vorher  schon  die 
Erkenntnis  seines  Verfassungsrechts  be- 
sitzen. Hierfür  kann  uns  die  Unterordnung' 
des  Staates  unter  einen  der  Gattungs-  und  j 
Artbegriffe  nichts  lehren,  was  wir  nicht  I 
schon  vorher  gewusst  hatten. 

Sodann  aber  erscheint  es  unmöglich,  | 
eine  vollständige  Klassifikation  der  Staats- J 
formen  aufzustellen,  in  welche  sich  alle, 
Staatsverfassungen  einordnen  liessen,  und 
zwar  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  es 
zahlreiche  Verfassungen  gegeben  hat  und  j 
selbst  heute  noch  giebt,  von  denen  wir  gar  ] 
keine  oder  nur  eine  oberflächliche  Kenntnis 
tjcsitzen  und  erwerben  können.  Auch  lässt 
sich  nicht  voraussehen,  welche  Staatsver- 
fassungen in  der  Zukunft  sich  bilden  werden. 
Eine  solche  absolute  Klassifikation  wäre 
nur  möglich,  wenn  sie  auf  dem  Wege  der 
analytischen  Deduktion  aus  dem  Begriffe 
des  Staates  sieh  ableiten  Hesse.  Diese 
Möglichkeit  ist  aber  nicht  gcgel>en,  weil, 
wie  oben  (S.  962  ff.)  dargelegt,  die  Staatsge- 
walt nach  ihren  verschiedenen  Funktionen 
an  verschiedene  Personen  verteilt  sein  kann 
und  die  Rechtsnormen,  nach  welchen  diese 
Verteilung  stattfindet  und  welche  ein  Zu- 
sammenwirken der  mehreren  Inhaber 
der  Staatsgewalt  normieren,  nur  in  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  bestimmt  werden. 
Es  muss  hier  genügen,  auf  die  grossen  und 
allgemeinsten  Gattungen  der  Staatsver- 
fassungen hinzuweisen  und  deren  charakte- 
ristische Züge  hervorzuheben.  Wie  früher 
schon  erwähnt,  ist  hierbei  vor  allem  zu 
scheiden  zwischen  den  Verfassungen  der 
Einheitsstaaten  und  der  zusammengesetzten 
Staaten. 

4.  Die  Einheitsstaaten.  Die  griechische 
Staatslehre  hatte  für  den  Einheitsstaat  die 
drei  Grundtypen  der  Monarchie,  der  Aristo- 
und  der  Demokratie  aufgestellt  Seit 


dem  Mittelalter  werden  aber,  wie  schon  er- 
wähnt (S.  908)  Aristokratie  und  Demokratie 
unter  dem  Begriffe  der  Republik  zusammen- 
gefasst  und  der  Monarchie  entgegengestellt. 
Ihnen  ist  allerdings  gemeinsam,  dass  in 
ihnen  Inhaber  der  Staatsgewalt  eine  recht- 
lich organisierte  Porsonenmohrheit  ist,  wäh- 
rend in  der  Monarchie  die  Staatsgewalt 
einer  Person  zusteht.  Doch  hat  die  Streit- 
frage, ob  deshalb  statt  drei  nur  zwei  Grund- 
typen der  Staatsverfassungen  aufzustellen 
seien  oder  aber  ob  die  alte  Dreiteilung  bei- 
zuhalten sei,  nur  geringe  wissenschaftliche 
Bedeutung,  da  auch  von  den  Vertretern  der 
Zweiteilung  die  Republiken  wieder  in 
Aristokratie  und  Demokratie  eingeteilt  wer- 
den. Diese  Grundtypen,  Monarchie  und 
Republik,  aristokratische  und  demokratische 
Republik  sind  da,  wo  sie  in  ihrer  Reinheit 
erscheinen,  in  ihrer  Verschiedenheit  auch 
dem  oberflächlichen  Blicke  leicht  erkennbar. 
Da,  wo  die  reinen  Grundformen  verwirk- 
licht sind,  steht  die  gesamte  ungeteilte  und 
unbeschränkte  Staatsgewalt  entweder  einer 
Einzelperson  oder  den  Ixroehtigten  Mit- 
gliedern eines  rechtlich  gesclüossenen 
Standes  oder  der  Gesamtheit  der  Ijoreeh- 
tigten  Staatsbürger  in  ihrer  Vereinigung  zu, 
so  dass  die  Inhaber  der  Staatsgewalt  in 
deren  Ausübung  nicht  an  die  Mitwirkung 
anderer  Personen  gebunden  sind.  Absolute 
Monarchieen.wie  Russland,  Aristokratieen,  wie 
die  aristokratischen  Städterepubliken  des 
Altertums  und  Mittelalters,  unmittelbare 
demokratische  Republiken,  wie  sie  heute 
noch  in  einigen  Schweizer  Kantonen  be- 
stellen, siud  scharf  und  bestimmt  von  ein- 
ander geschieden.  Aber  durch  Verteilung 
der  staatlichen  Funktionen  an  verschiedene 
Personen  oder  Personengesamtheiten  zu 
eigenem  Rechte  entstehen  die  mannig- 
faltigsten Zwischen  formen,  die  sich  bald 
mehr  der  einen,  bald  mehr  der  anderen 
Grundform  nähern  und  die  deshalb  dem 
einen  oder  dem  anderen  Gattungsbegriff 
untergeordnet  werden  können,  die  aber 
auch  auf  der  Grenzscheide  mehrererGattungen 
stehen  können,  so  diiss  sie,  je  nachdem  dem 
einen  oder  dem  anderen  Momente  mehr 
Gewicht  beigelegt  wird,  der  einen  oder  der 
anderen  Gattung  beigezählt  werden  können. 
Als  Beispiel  hierfür  sei  auf  die  Gestaltungen 
hingewiesen,  welche  die  Monarchie  in  den 
civilisierten  Staaten  der  Gegenwart  ange- 
nommen hat.  Nur inRussland  besteht  noch 
die  reine  Grundform  der  unumschränkten 
Monarchie.  Nur  hier  ist  der  Monarch 
rechtlich  noch  ganz  unbeschrankt  in  der 
Erzeugung  und  Erklärung  des  Staatswillens 
und  verfügt  rechtlich  unbeschränkt  über  die 
gesamte  Staatsmacht.  Jede  Willenserklärung 
des  Kaisers,  die  ihrem  Inhalte  nach  für 
das  Verhalten  der  Menschen  massgebend 
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sein  kann  und  die  der  Kaiser  als  staatliche 
Willenserklärung  erlässt,  ist  Gesetz.  Wenn 
der  Kaiser  selbst  bestimmt  hat,  dass  be- 
stimmte Gesetze  mir  schriftlich  zu  erlassen 
und  alle  Gesetze  vom  Senate  zu  publizieren 
sind  (Reichsgrundgesetze  Art.  "»6,  57,  G6, 
93),  so  ist  auch  dadurch  der  Kaiser  nicht 
beschränkt,  denn  er  kann  jederzeit  nicht 
nur  diese  Bestimmungen  überhaupt  auf- 
heben, sondern  sie  auch  jederzeit  für  den 
einzelnen  Fall  ausser  Kraft  setzen.  Auch  die 
Thronfolgeordming  vom  5.  April  1797  bindet 
den  Kaiser  rechtlich  nicht,  obgleich  jeder 
Prinz  sie  bei  der  Volljährigkeitserklärung 
beschwören  muss  und  bei  der  Krönung  der 
Kaiser  sich  verpflichtet,  sie  heilig  zu  halten. 
Es  werden  dadurch  nur  religiös-sittliche, 
aber  keine  rechtlichen  Verpflichtungen  des 
Kaisers  begründet»  In  allen  anderen  mo- 
narchischen Staaten  aber  ist  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  die  in  England  entstandene 
Kepräsentati Verfassung  eingeführt  worden, 
wenn  auch  in  sehr  verschiedener  Gestaltung. 
In  ihrer  Grundform  besteht  sie  darin,  dass 
der  Monarch  die  Funktion  der  Rechtser- 
zougung,  die  sogenannte  gesetzgebende  Ge- 
walt, nicht  mehr  allein  auszuüben  berechtigt 
ist,  sondern  nur  in  Gemeinschaft  mit  einer 
oder  zwei  rechtlich  verbundenen  Versamm- 
lungen, deren  Mitglieder  wenigstens  zum 
Teile  durch  die  Wahl  der  berechtigten 
Staatsbürger  gewählt  werden,  die  aber  wie 
der  Monarch  nicht  für  ihre  persönlichen 
Hechte  und  Interessen,  sondern  für  da» 
Interesse  der  Gesamtheit  thätig  zu  werden 
haben  und  in  ihren  Funktionen  nur  den  Ge- ' 
setzen  unterworfen  sind.  Die  meisten  Staaten 
sind  aus  unumschränkten  Monarchieen  durch 
Gesetz  des  absoluten  Monarchen  in  repräsen- 
tative Monarchieen  umgewandelt  worden, 
aber  der  absolute  Monarch  liat  dadurch  in 
rechtlich  unwiderruflicher  Weise  auf  die 
alleinige  Ausübung  der  Staatsgewalt  Ver- 
zicht geleistet  Indem  er  selbst  durch 
Rechtssatz  bestimmt  hat,  dass  künftighin  Ge- 
setze nur  nach  vorheriger  Zustimmung  der 
Volksvertretung  erlassen  werden  können, 
hat  er  sieh  selbst  es  rechtlich  unmöglich  ge- 
macht, Gesetze  ohne  deren  Zustimmung  zu 
erlassen.  Eine  derartige  Willenserklärung 
des  Monarchen  wäre  kein  Gesetz  und  könnte 
die  bestehenden  Gesetze  nicht  aufheben 
oder  abändern.  (Dies  gilt  auch  in  Preussen 
trotz  des  Art.  10G  der  Verfassung,  der  nur 
den  Rechtsschutz  gegen  gesetzwidrige  Ver- 
ordnungen des  Königs  abgeschwächt  liat.) 
In  der  repräsentativen  Monarchie  wird  die 
gesetzgebende  Gewalt  gemeinsam  durch  den 
Monarchen  und  die  Volksvertretung  ausge- 
übt. Allerdings  stehen  sich  beide  hierin 
nicht  völlig  gleichberechtigt  gegenülier.  In 
fast  allen  Staaten  ist  es  der  Monarch,  der 
allein  den  Akt  vollziehen  kann,  durch  den 


eine  Willenserklärung  zur  staatlichen  Willens- 
erklärung, zum  Rechtssatz  erhoben  wird, 
dem  die  S  a  n  k  t  i  o  n  der  Gesetze  zusteht  Er 
ist  es,  dessen  Willenserklärung  die  staat- 
liche Willenserklärung  ist.  Aber  er  kann 
sie  nur  crlasseu,  nachdem  die  Volksver- 
tretung nicht  nur  dem  Inhalte,  sondern  auch 
dem  Erlasse  selbst  zugestimmt  liat  (Dies 
gilt  auch  in  Schweden,  wenngleich  nach 
der  Verfassung  vom  G.  Juni  18<)9  und  der 
Reichstagsordnung  vom  22.  Juni  18(5G  der 
König  einem  Gesetzentwurf,  den  er  dem 
Reichstag  vorlegt,  im  voraus  die  Sanktion 
unter  der  Suspensivbedingung  erteilt,  dass 
der  Reichstag  dem  Gesetze  ohno  eine  jede 
Aenderung  zustimmt.  In  diesem  Falle  ist 
der  König  verpflichtet,  nach  Annahme  des 
Gesetzes  den  Befehl  zu  dessen  Publikation  zu 
erteilen.)  Der  Monarch  hat  nicht  mehr  allein, 
sondern  nur  in  Gemeinschaft  mit  der  Volks- 
vertretung die  Funktion  der  Gesetzgebung 
auszuüben.  Die  politische  Entwicklung  in 
England,  in  den  Niederlanden,  Belgien, 
Italien,  Spanien.  Rumänien  u.  s.  w.  hat 
aber  dahin  geführt,  dass  in  diesen  Staaten 
der  König  zwar  nicht  nach  formellem  Rechte 
verpflichtet  ist  aber  thatsächlich  sich  ge- 
nötigt sieht,  jeden  Gesetzentwurf,  den  die 
Volksvertretung  angenommen  hat,  zu  sank- 
tionieren. Er  kann  zwar,  wenn  er  die 
Sanktion  zunächst  nicht  erteilen  will,  die 
Wahlkaramer  auflösen.  Wird  aber  der  Ge- 
setzentwurf auch  nach  deren  Neuwahl  von 
der  Volksvertretung  angenommen,  so  ist  er 
zur  Sanktion  gezwungen.  Dies  liat  weiter- 
hin dazu  geführt-,  dass  der  Monarch  in  der 
Wahl  der  höchsten  ihm  untergeordneten 
Beamten,  welche  die  Regierung  des  Staates 
zu  leiten  haben,  in  der  ^ahl  der  Minister 
thatsäclüich  nicht  mehr  frei  ist,  sondern 
dass  er  genötigt  ist,  sie  aus  den  Führern 
der  Partei  zu  nehmen,  welche  in  der  Wahl- 
kammer der  Volksvertretung  die. Mehrheit 
besitzt  In  keinem  Staate  sind  diese  Sätze 
in  die  Verfassungsurkiinde  aufgenommen 
worden,  und  selbst  in  England  ist  es  aner- 
kannt, dass  sie  nicht  formelle  Rechtssätze 
sind.  Aber  sie  bindon  den  Monarchen 
ebenso  wie  Recht&sätze,  weil  nach  der 
Machtstellung,  die  das  Parlament  sich  er- 
rungen hat  kein  Minister  die  Staatsregierung 
zu  leiten  vermag,  der  nicht  der  jeweils 
herrschenden  Partei  angehört.  Die  that- 
sächlichen  Machtverhältnisse  finden  in  dem 
formellen  Verfassungsrecht  nicht  mehr  ihren 
Ausdruck.  Der  Monarch  ist  in  allen  diesen 
Staaten  zwar  nach  formellem  Rechte  In- 
haber der  Staatsgewalt,  aber  er  ist  ge- 
zwungen, sie  durch  Beamte  ausüben  zu 
lassen,  die  nicht  seine  Vertraueuspersonon, 
sondern  die  Führer  der  herrschenden  Partei 
sind. 

Auf  dem  Grenzgebiet  zwischen  Monarchie 
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und  Republik,  so  dass  es  zweifelliaft  seiu 
kann«  welcher  Kategorie  der  Staat  einzu- 
ordnen ist,  steht  Norwegen.  Zwar  ist 
der  Staat  im  allgemeinen  nach  dem  Vor- 
bilde der  konstitutionellen  Monarchie  organi- 
siert, so  dass  der  König  die  Staatsgewalt 
auszuüben  hat  und  nur  zur  Vornahme  ein- 
zelner Staatsakte  an  die  Zustimmung  der 
Volksvertretung,  des  Storthings,  gebunden 
ist.  Alier  nicht  nur  hat  das  Storthing  that- 
sächlieh  ein  politisches  Uebergewieht,  son- 
dern das  Grundgesetz  vom  4.  November 
1814  hat  auch  —  von  anderen  Bestim- 
mungen abgesehen  —  dem  Storthing  eine 
selbständige  Ausübung  der  gesetzgebenden 
Uewalt  fibertragen,  so  dass  unter  den  in 
dorn  Grundgesetz  angegebenen  Voraus- 
setzungen das  Storthing  ohne  Zustimmung 
und  ohue  Sanktion  des  Königs  Gesetze  er- 
lassen kann.  Dem  Könige  steht  nur  ein 
suspensives  Veto  zu,  nach  dem  Vorbilde 
dt-r  französischen  Verfassiuig  von  1791 
(Titel  III  Kap.  III  Sektion  3  Art.  2  ff.). 
Wird  ein  Gesetzentwurf,  der  von  drei 
ordentlichen  Storthingen,  die  aus  drei  ver- 
schiedenen, nach  einander  folgenden  Wahlen 
hervorgegangen  und  von  einander  durch 
wenigstens  zwei  ordentliche  Storthinge  ge- 
schieden sind,  unverändert  angenommen 
und  weigert  sieh  der  König,  diesem  Ent- 
wurf die  Sanktiou  zu  erteilen,  so  wird 
trotzdem  der  Entwurf  Gesetz,  sobald  der 
König  dem  Storthing  seine  Weigerung  mit- 
geteilt hat  oder  die  Session  geschlossen 
wird  (§  79).  Das  Storthing  kann  demnach, 
wenn  auch  nur  unter  besonders  erschweren- 
den Formen,  ohne  und  gegen  den  Willen 
des  Königs  das  Recht  des  Landes  ändern. 
Freilich  ist  es  eine  seit  langer  Zeit  be- 
strittene Frage,  die  in  Norwegen  zu  den 
heftigsten  politischen  Kämpfon  geführt  hat, 
ob  durch  ein  solches  von  dem  Storthing 
allein  erlassenes  Gesetz  auch  das  Grundge- 
setz von  1814,  auf  dem  das  Recht  des 
Königs  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt 
ruht,  abgeändert  werden  kann.  Selbst  wenn 
diese  Frage  verneint  und  damit  anerkannt 
wird,  dass  die  nach  dem  Grundgesetze  dem 
Könige  zustehenden  Rechte  nur  durch  ein 
von  ihm  erlassenes  Gesetz  abgeändert 
werden  können,  so  ist  doch  in  Norwegen 
der  König  nicht  der  alleinige  Inhaber  der 
Staatsgewalt.  Nicht  nur  ist  das  Storthing 
berufen,  bei  dem  Erlasse  von  Staatsgesetzen 
mitzuwirken,  sondern  ihm  steht  auch  eine 
selbständige,  von  dem  Könige  unabhängige 
Gewalt  zu,  den  höchsten  Willon  des  Staates 
in  der  Form  des  Gesetzos  zu  erklären. 

AVie  die  monarchische,  so  kann  auch  die 
republikanische   Staatsverfassung  in 
den   verschiedensten  Gestaltungen  ausge- 
bildet und  mit  monarchischen  Elementen,  I 
wie  die  Monarchie  mit  republikanischen,! 


durchsetzt  sein.  In  der  Republik  ist  eine 
durch  das  Recht  verbundene  Mehrheit  von 
Personen  Inhaber  der  Staatsgewalt,  die  in 
der  vom  Rechte  bestimmten  Form  den  Staats- 
willen zu  erzeugen  und  zu  erklären  hat.  Die 
republikanischen  Verfassungen  lassen  sich 
wneder  in  Aristokratieen  und  Demokra- 
tieen  scheiden,  je  nachdem  die  Staatsgewalt 
einer  Minderzahl  bevorrechteter  Staats- 
burger oder  der  Gesamtheit  der  Staatsange- 
höngen, die  politisch  berechtigt  sind, 
zusteht.  Daraus  ergiebt  sich  aber  schon,  dass 
ebenso  wie  die  Grenze  zwischen  Monarchie 
und  Republik,  so  auch  die  zwischen  Aristo- 
kratie und  Demokratie  nicht  fiberall  scharf 
zu  ziehen  ist  und  es  republikanische  Ver- 
fassungen giebt,  die  der  einen  wie  der 
anderen  Klasse  zugerechnet  werden  können. 
Die  Gesamtheit  aller  Staatsangehörigen  kann 
niemals  Iuliaber  der  Staatsgewalt  sein,  da 
naturgeraäss  die  rnmfindigen,  die  Geistes- 
kranken u.  s.  w.  ausgeschlossen  sind  und 
bisher  wenigstens  filiorall  die  Frauen  aus- 
geschlossen waren.  Nur  in  vier  der  west- 
lichen Staaten  Nordamerikas,  in  Wyoming 
seit  1890  (schon  vorher  in  dem  Territorium 
Wyoming  seit  18(59),  in  Colorado  seit 
1893  und  neuerdings  in  Utah  und  Idaho 
sind  den  Frauen  die  polirischen  Rechte 
gewährt.  Aber  hiervon  abgesehen,  sind 
auch  in  den  Dcmokratieen  nicht  immer 
alle  grossjährigen  Männer  politisch  gleich- 
berechtigt. Vielfach  sind  die  politischen 
Rechte  an  bald  mehr  bald  minder  bedeut- 
same Voraussetzungen  gebunden  und  da- 
durch das  demokratische  Princip  durch- 
brochen. Andererseits  kann  in  der  Aristo- 
kratie der  Kreis  der  Bevorrechteten  immer 
weiter  ausgedehnt  tind  der  Eintritt  in  diesen 
Kreis  derart  erleichtert  werden,  dass  die 
Aristokratie  der  Demokratie  sich  nähert 
oder  in  sie  fibergeht.  Nur  da,  wo  der 
Kreis  der  Bevorrechteten  ein  enger  und 
streng  geschlossener  istj  so  dass  gar  nicht 
oder  nur  ausnahmsweise  eine  Aufnahme 
neuer  Elemente  stattfinden  kann,  ist  die 
Aristokratie  in  ihrer  reinen  Form  vorhanden. 
Diese  Staatsform  aber  gehört  der  Ver- 
gangenheit an.  .Sie  hat  fiberall  der  Mo- 
narchie oder  der  demokratischen  Repu- 
blik den  Platz  räumen  müssen  und  nach 
menschlichem  Ermessen  wird  sie  auch  in 
absehbarer  Zukunft  nicht  wieder  erstehen. 

Die  Staatsform  der  demokratischen 
Republik,  die  im  Altertum  nur  vorüber- 
gehend in  kleinen  Stadtstaaten  Griechenlands, 
im  Mittelalter  kaum  irgendwo  verwirklicht 
war,  hat  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
ein  grosses  Gebiet  sich  erobert.  Sie  herrscht 
in  fast  ganz  Amerika,  in  Frankreich,  in  der 
Schweiz.  Wenn  auch  in  allen  diesen  Ländern 
unter  sehr  verschiedenartigen  geschichtlichen 
Bedingungen  entstanden,  so  wird  sie  doch 
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überall,  nicht  bloss  in  der  Volksanschauung, 
sondern  auch  in  der  Wissenschaft  gegründet 
auf  die  Souveränetät  des  Volkes,  die 


seiner  Verfassung  vom  15.  Oktober  1S7U 
Art.  07  genötigt,  zu  bestimmen,  dass  in  der 
Landesgcmcinde  keine  Anträge  gestellt  und 


ihrerseits  wiederum  nur  eine  Folgerung  ist ;  keine  Beratungen  stattfinden  dürfen,  sondern 
aus    der  Anschauung,  dass  jeder  Mensch  i  dass  sie  nur  über  die  Anträge,  die  von  dem 

Kantonrat  oder  aber  vor  Beginn  der  Landesge- 


von  Natur  frei  und  keiner  Gewalt  unter- 
worfen sei.  Die  Staatsgewalt  ist  hiernach 
nur  die  Gewalt  aller  Einzelnen,  der  sich 
jeder  Einzelne  unterordnet.  Das  Volk,  d.  h. 
die  Gesamtheit  aller  Staatsangehörigen  ist 
die  einzige  (Quelle  des  Staatswi Heus  und  der 


meinde  von  einer  Anzahl  Stimmberechtigter 
gestellt  werden,  abzustimmen  hat. 

Ist  diese  Form  der  unmittelbaren  Demo- 
kratie nur  in  kleinen  Gemeinwesen  durch- 
führbar, so  ist  die  andere  Form,  in  der  heute 


Staatsmacht.    Alle  Staatsorgane  sind  nur  die  in  grösseren  Staaten  die  Demokratie  ver- 
Beauftragten des  Volkes,  in  dessen  Namen  |  wirk licht  ist,  die  der  repräsentativen 
sie  die  Staatsgewalt  auszuüben  haben.    Indes  Demokratie.     Auch    sie  gründet  sieh 
gehören  diese  Anschauungen  nur  dem  Be- 
reiche der  Ideeen  au,  die  politisch  eine  grosse, 
tiefgreifende  Wirkung  ausüben  können,  die 
aber  in  einer  Verfassung  folgerichtig  nirgends 
verwirklicht  sind  und  sich  nirgends  wr- 


theoretiseh  auf  die  Volkssouveräuetät.  Ist 
die  Gesamtheit  der  Staatsbürger,  der  die 
souveräne  Gewalt  zusteht,  unfähig  zu  lernten 
und  zu  besehliesscn,  so  ist  sie  doch  fähig. 
Vertreter  zu  Itestellon,  die  in  ihrem  Namen 


wirkliehen  lassen.    Schon  der  Grundsatz, :  die  ol>erste  Gewalt  auszuüben  halten.  Das 


den  keine  Verfassung  entbehre»  kann,  dass 
bei  Abstimmungen  und  Wahlen  eine  Mehrheit 
der  Stimmen  als  Willenserklärung  der  Ge- 
samtheit rechtlich  gilt,  lässt  sich  von  diesem 
Ausgangspunkte  aus  nicht  rechtfertigen.  Dass 
nicht  alle   Staatsangehörigen  politisch  be- 


Hecht, an  der  Bestellung  dieser  Vertreter 
sich  zu  lieteiligen,  wird  hierbei  als  ein  Aus- 
fluss  der  unveräusserlichen  Freiheit  des 
Menschen  aufgefasst,  der  durch  Teilnahm«' 
an  der  Wahl  die  Gewählten  zu  Vertretern 
der  Gesamtheit  bestellt.    Doch  bilden  die>e 


reehtigt  sind  und  sein  können,  ist  schon  !  Gedanken  in  der  repräsentativen  Demokratie 
erwähnt  worden.  Aber  auch.  abgesehen  nur  die  theoretische  und  pditisi  he  Grund- 
vou  diesen  beiden  überall  notwendigen  Ab-  Inge,  ihnen  entspricht  nicht  der  rechtliche 
weiehnngen  von  dem  Principe  der  Volks- 
souveränetüt,  haben  alle  Verfassungen  der 
demokratischen  Bepubliken  vielfach  Elemente 
aufgenommen,  die  mit  diesem  Principe  nicht 
im  Einklang  stehe». 

Am  reinsten  erscheint  die  demokratische 
Republik  in  einigen  kleinen  Schweizer 
Kantonen,  die,  ursprünglich  und  zumeist 
heute  noch  bäuerliche  I^mdschafton,  ihre  Ver- 
fassungen in  ununterbrochener  Entwickelung 
ausgebildet  haben,  so  in  I  i  i,  den  beiden  l  'nter- 
walden.  den  l>eiden  Appenzell.  Glarus.  In 
ihnen  versammeln  sich  jährlich  an  einem 
Frühlingssomitag  unter  freiem  Himmel 
sämtliche  Kantonhürger  zur  Lau  des  ge- 
rn e  i  »  d  e ,  welche  die  Verfassung  abzuändern 
und  Gesetze  zu  erlassen  allein  zuständig  ist. 


Aufbau  der  Staatsverfassung.  Auch  wenn 
alle  Personen,  welche  die  Staatsgewalt  aus- 
zuüben haben  (Volksvertretung.  Präsident  <l«-r 
Republik),  von  allen  Staatsbürgern  nach 
gleichem  und  allgemeinem  Wahlrecht  gewählt 
werden,  so  ist  die  Wahl  doch  nur  die  F-rin, 
in  welcher  diejenigen  Personen,  welche 
rechtlich  Inhaber  der  Staatsgewalt  sind,  be- 
stimmt werden.  KiuReehtsverhältuis  zwischen 
den  Wählern  und  den  Gewählten  K-.-teht 
nicht.  Die  Gewählten  sind  nicht  die  Beauf- 
tragten der  Wähler,  die  ihuen  keine  Auf- 
träge zu  erteilen  haben,  die  sie  in  ihrer 
Selbständigkeit  nicht  beschränken  kömn-n 
und  denen  sie.  rechtlieh  nicht  verantwortlich 
sind.  Die  Gewählten  sind  berechtigt  um  1  ver- 
pflichtet, ausschliesslich  nach  ihrer  Pel>er- 


Aueh  hat  sie  ül>er  alle  grösseren  Ausgaben  ■  zeuguug  die  Staatsgewalt  auszuüben.  Sie 
zu  beschliessen,  die  höheren  Beamten  zu  allein  haben  Gesetze  zu  erlasse».  Sie 
wählen  u.  s.  w.  Doch  steht  der  Landes-  ,  können  selbst  die  Staatsverfassung  abändern 
gemeinde  ein  Ijudrat  oder  Kantoni-at  zur  |  und  die  Republik  in  eine  Monarchie  um- 
Seite, dessen  Mitglieder  von  den  Ge-  i  gestalten,  auch  wenn  der  Wille  der  grossen 
meinde»  gewählt  werden,  der  nicht  nur  die  !  Mehrheit  des  Volkes  dem  entgegensteht. 


Geschäfte  der  Ijandesgemeinde  vorzubereiten  1 
hat,  sondern  dem  auch  selbständige  Funk- 
tionen zustehen.  So  hat  er  das  Begnadigungs- 
recht auszuüben.  Verträge  ahzuschliessen.  in 
einigen  Kantonen,  wie  in  Tri  (Verfassung 
vom  C.  Mai  Art.  51*).  auch  einzelne 

Gesetze  zu  erlassen.  Indes  ist  diese  Ver- 
fassungsform nur  in  ganz  kleinen  Staatswesen 
durchführbar.  Schon  der  grösste  dieser 
Kantone,  Appenzell  a.  Rh.  (mit  einer  Bevöl- 
kerung von  ca.  50000  Einw.),  sah  sich  in 


Irgend  ein  rechtliches  Mittel  dies  zu  ver- 
hindern haben  die  Wälder  nicht.  So  ist 
nach  der  heutigen  Verfassung  in  Frankreich 
Inhaber  der  Staatsgewalt  die  Volksvertretung 
in  ihren  beiden  Gestaltungen  als  Parlament 
und  als  Nationalversammlung.  Innerhalb 
der  Schranken  der  Verfassung  hat  das  Par- 
lament durch  übereinstimmenden  Besch luss 
der  lieiden  Kammern,  von  denen  nur  die 
eine  nach  allgemeinem,  gleichem  und  un- 
mittelbarem Waldrecht  gewählt  wird,  deu 
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höchsten  Staatswillen  zu  erklären.  In  der 
Nationalversammlung  aber,  die  die  ein- 
heitliehe Versammlung  der  Mitglieder  der 
beiden  Kammern  ist,  hat  die  Volksvertretung 
die  Gewalt,  die  Verfassung  abzuändern  und 
umzugestalten,  ohne  an  eine  Mitwirkung  des 
Volkes  gebunden  zu  sein.  Selbst  das  Ver- 
fassungsgesetz vom  I  I.  August  1SN-1,  wo- 
nach „die  republikanische  Form  der  Staats- 
verfassung nicht  Gegenstand  eines  Antrags 
auf  Verfassungsänderung  sein  kann",  bildet 
keine  Schranke  der  oliersten  Gewalt  der 
Nationalversammlung,  da  sie  dieses  Gesitz 
jederzeit  in  den  von  der  Verfassung  vorge- 
schriebenen Können  wieder  aufheben  kann. 

Eine  Verbindung  der  Formen  der  reinen 
und  der  repräsentativen  Demokratie  ist  in 
neuerer  Zeit  in  der  Schweizer  Eidgenossen- 
schaft, in  den  meisten  Schweizer  Kantonen 
wie  in  sämtlichen  Staaten  der  Nordameri- 
kanischen Union  dadurch  eingeführt  worden, 
dass  über  Verfassungsgesetze,  in  der  Schweiz 
und  einzelnen  Staaten  der  Union  auch 
über  andere  wichtige  Gesetze  die  Gesamtheit 
der  Staatsbürger  in  allgemeiner  Abstimmung 
Beschluss  zu  fassen  hat  (sog.  Referen- 
dum). Wenn  auch  diese  Institution  in  den 
verschiedenen  Staaten  in  verschiedener  Weise 
ausgestaltet  ist ,  so  ist  doch  überall  da, 
wo  die  Verfassung  des  Staates  durch  Be- 
schluss des  Volkes  geschaffen  wird  und 
durch  Beschluss  des  Volkes  allein  abgeändert 
werden  kann,  die  Gesamtheit  der  stimm- 
ljerecht  igten  Bürger  in  der  That  Inhaberin 
der  höchsten  Gewalt.  Hier  ist  der  Grund- 
satz der  Volkssouveränetät  auch  rechtlich 
verwirklicht,  allerdings  auch  hier  nur  mit 
der  Einschränkung,  dass  die  Mehrheit  der 
stimmberechtigten  Bürger  für  das  gesamte 
Volk  den  Staatswillcu"  erklärt.  Die  durch 
Volksbeschluss  geschaffene  Verfassung  er- 
teilt sodann  den  repräsentativen  Versanim-  [  1 
hingen,  dem  Gouverneur  des  Staates  u.  s.  w. 
<Ue  Vollmacht,  diejenigen  staatlichen  Funk- 
tionen auszuüben,  deren  Ausübung  das  Volk 
sich  nicht  selbst  vorbehalten  hat.  und  jeder- 
zeit kann  das  Volk  die  Ausübung  dieser 
Funktionen  durch  eine  Aenderung  der  Ver- 
fassung wieder  an  sich  ziehen. 

5.  Zusammengesetzte  Staaten.  Die 
Staaten  können  mit  einander  in  die  mannig- 
faltigsten rechtlichen  Verbindungen  treten. 
Vom  rechtlichen  Standpunkte  aus,  der 
hier  allein  in  Betracht  kommt,  zerfallen  diese 
Verbindungen  in  zwei  scharf  von  einander  ge- 
schiedene Klassen.  Sie  können  zunächst  in  völ- 
kerrechtliche n  V  ertrags  Verhältnis- 
sen bestehen,  welche  die  Staaten  unter  einan- 
der abschliessen  und  in  welchen  jeder  Staat  nur 
zu  denjenigen  1/eistungen  verpflichtet  ist,  zu 
welchen  er  sich  durch  seine  recht  lieh  freie 
Willenserklärung  in  dem  Vertrage  verpflichtet 
hat.  Der  Staat  unterwirft  sich  in  dem  Vertrage 


nicht  einer  höheren  Gewalt,  sondern  er  ist 
nur  durch  seine  Willenserklärung  gebunden. 
Das  Verhältnis  ist  ein  rechtliches,  aus  dem 
rechtliche  Ansprüche  und  Pflichten  der 
Staaten  entspringen,  weil  die  Staaten  das 
Völkerrecht  und  den  darin  enthaltenen  Satz, 
dass  der  Staat  durch  einen  Vertrag  sich 
rechtlich  bindet,  anerkeunen.  Alle  diese 
Verhältnisse  stehen  aber  auch  unter  Völker- 
recht und  können  nach  Massgabe  des  Völker- 
rechts durch  einseitige  Willenserklärung 
eines  jeden  Beteiligten  gelöst  werden.  Zu 
diesen  völkerrechtlichen  Vertrags  Verhält- 
nissen, die  den  mannigfachsten  Inhalt  haben 
können,  gehören  auch  die  sogenannten  Real- 
u  n  i  o  n  e  n ,  in  welchen  zwei  Staaten  vertrags- 
mäßig sich  verpflichten,  ein  einheitliches 
Thronfolgerecht  in  beiden  Staaten  einzu- 
führen und  nur  gemeinsam  abzuändern,  so 
dass  jederzeit  dieselbe  Person  auf  den  Thron 
des  einen  wie  des  anderen  Staates  be- 
rufen werden  muss.  Doch  kann  sich  die 
Vereinbarung  auch  auf  die  Gemeinsamkeit 
noch  anderer  staatlicher  Einrichtungen  be- 
ziehen. So  sind  in  der  Realuniou.  die 
Oesterreich  und  Ungarn  verbindet,  ausser 
der  Thronfolgeordnung  auch  die  Bestim- 
mungen über  die  gemeinsamen  Ministerien, 
über  das  Heer,  filier  die  Delegationen  des 
österreichischen  und  ungarischen  Reichsrats 
gemeinsam.  Dagegen  besteht  liei  der  so- 
genannten Personalunion  eine  rechtlieht» 
Verbindung  der  beiden  Staaten  überhaupt 
nicht,  sondern  durch  die  gesonderten  Thron- 
folgegesetze beider  Staaten  wird  nur  in 
rechtlich  zufälliger  Weise  eine  und  dieselbe 
Person  zum  Herrscher  beider  Staaten  lierufen. 
Sie  ist  nur  eine  thatsächliche  Verbindung, 
die  sich  löst,  sobald  die  verschiedenen 
Thronfolgegesetze  verschiedene  Personen  zur 
Herrschaft  in  beiden  Staaten  I «rufen  (Eng- 
"aud  und  Hannover  1714  -bSiJT,  die  Nieder- 
lande und  Luxemburg  1NU--1890). 

VölkeiTechtlicheVertragsverhältnissesind 
ferner  die  Staaten  vereine  zur  Förderung 
ltestimmter  gemeinsamer  Kulturinteressen, 
in  denen  einzelne  Angelegenheiten  durch 
ständige  internationale  Aemter  im  Auftrage 
aller  beteiligten  Staaten  erledigt  werden 
(Weltpostverein,  internationaler  Telegraphen- 
verein u.  s.  w.).  Staatenvereine  können  aber 
auch  für  allgemeinere,  umfassendere  Zwecke 
geschlossen  werden  und  eine  ausgebildete 
Organisation  erhalteu.  Ein  solcher  völker- 
rechtlicher Staateiiverein  war  der  im  Jahre 
1S15  gegründete  Deutsche  Bund.  Ihn 
sclüossen  die  souveränen  deutschen  Staaten 
»zum  Zwecke  der  Erhaltung  der  äusseren 
und  inneren  Sicherheit  Deutschlands  und 
der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der 
deutschen  Staaten«.  Sie  verpflichteten  sieh 
untereinander,  die  äussere  und  innere  Sicher- 
heit der  Staaten  mit  gemeinsamer  Macht 
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die  Vereinigten  Staaten  von 
von  1770  bis  1787.  In  der  1 


aufrechtzuhaltcn  und  die  in  den  Bundcs- 
vert  ragen  bestimmten  Rechtsinstitute  in  ihren 
Landen  einzuführen.  Sie  verpflichteten  sich 
ferner,  gemeinsame  Orgaue  (Bundestag, 
BuudcsfeldheiT  im  Krieg)  zu  bestellen,  die 
im  Anftrago  aller  Staaten  einzelne  staatliche 
Funktionen  auszuüben  hatten.  Ändere  Staaten- 
vereine, die  einen  ähnlichen  Charakter  trugen, 
waren  die  Republik  der  vereinigten  Nieder- 
lande (1576—1794),  die  Schweizer  Eidge- 
nossenschaft bis  171)8  und  von  1815 — 1848. 

Nord-  Amerika 
Theorie  werden 
sie  in  der  Kegel  als  Staatenbünde  be- 
zeichnet In  dem  Staatenbund  kann  die 
politische  Macht  eines  oder  einzelner  Staaten 
derart  überwiegend  sein,  dass  die  anderen 
Staaten  thatsächlieh  genötigt  sind,  ihren 
Geboten  zu  gehorchen.  Dadurch  wird  die 
rechtliche  Souveränetät  der  einzelnen  Staaten 
nicht  aufgehoben.  Auch  ist  es  mit  der 
Souveränetät  der  Staaten  wohl  vereinbar, 
sowohl  dass  die  Verfassung  des  Staaten- 
bundes durch  Beschluss  der  Mehrheit  der 
Staaten  abgeändert  werden  kann  als  auch 
dass  in  den  Bundesvorträgen  die  Staaten 
den  gemeinsamen  Bundesoiganen  die  Voll- 
macht übertragen,  Rechtsnormen  zu  erlassen 
und  Befehle  zu  erteilen,  denen  die  Unterthanen 
der  Staaten  zu  gehorchen  haben.  Trotzdem 
bleibt  der  Staatenbund  ein  völkerrechtliches 
Vertragsverhältnis,  sofern  jeder  Staat  ki'aft 
seiner  Souveränetät  durch  einseitige  Willens- 
erklärung das  Vertragsverhältnis  aufzuheben 
berechtigt  ist. 

Diesen  völkerrechtlichen  Staatenverbin- 
dungen stehen  die  staatsrechtlichen 
gegenüber,  in  denen  nichtsouveräne  Staaten 
einem  souveränen  Staate  nicht  nach  Völker- 
recht, sondern  nach  Staatsrecht  untergeordnet 
sind, die  zusammengesetzten  Staaten 
oder  Staatenstaaten.  In  mannigfachen 
Formen  hat  es  solche  staatliche  Gebilde  zu 
allen  Zeiten  gegeben,  und  es  Hessen  sich 
zahlreiche  Typen  des  zusammengesetzten 
Staates  unterscheiden.  In  der  heutigen 
Staatenwelt  erscheint  der  zusammengesetzte 
Staat  hauptsächlich  in  zwei  durchaus  ver- 
schiedenen Formen.  In  der  einen  dieser 
Formen,  die  wir  mit  einem  allerdings  zu- 
nächst nur  auf  das  Türkische  Reich  ange- 
wandten Ausdruck  als  S uzerän et ä ts- 
ver hält nis  bezeichnen  können,  bildet  der 
souveräne  Staat  einen  Einheitsstaat,  der 
innerhalb  seines  Gebiets  alle  Funktionen 
des  Staates  auf  allen  Gebieten  der  Staats- 
thätigkeit  durch  seine  Organe  nach  seinen 
Rechtssätzen  ausübt.  Aber  diesem  souveränen 
Staate  sind,  nicht  durch  Vertrag,  sondern 
nach  den  von  ihm  gegebenen  Rechtssätzen  ( 
nichtsouveräne  Staaten  untergeordnet,  die  j 
nur  insoweit  die  Staatsgewalt  auszuüben 
berechtigt  sind,  als  ihnen  dies  das  Staats- 1 


rocht  des  souveränen  Staates  gestattet  Sie 
haben  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt 
des  souveränen  Staates  nicht  mitzuwirken, 
sie  sind  ihr  nur  unterworfen  und  sie  sind 
zu  den  Leistungen  an  den  souveränen  Staat 
verpflichtet,  die  er  ihnen  durch  sein  Recht 
auferlegt.  Sie  fiuden  den  Schutz  gegen 
eine  Steigerung  dieser  Lasten  wio  den  Schutz 
ihres  Fortbestandes  gegen  eine  Vernichtung 
durch  den  souvoränen  Staat  nur  in  den 
politischen  Verhältnissen  oder  in  völkerrecht- 
lichen Verträgen,  welche  andere  Staaten 
mÄ  dem  souveränen  Staat  zu  ihrem  Schutze 
abgeschlossen  haben.  Trotzdem  sind  sie 
Staaten,  wenn  und  solange  sie  eine  selb- 
ständige Ilerrschergewalt  über  ihre  Unter- 
thanen auszuüben  haben.  In  einem  solchen 
Suzeränetätsverhältnis  stehen  die  soge- 
nannten Tributärstaaten  Aegypten,  Btdgarien 
und  Samos  zu  der  Türkei,  deren  weitgehende 
Selbständigkeit  durch  Verträge  der  Türkei 
mit  den  europäischen  Grossmächteu  gesichert 
ist.  Ferner  gehört  hierher  das  Verhältnis,  in 
welchem  die  zahlreichen  indischen  nicht- 
souveränen  Staaten  zu  England  und  zu  deu 
Niederlanden  stehen. 

Durchaus  verschieden  von  diesen  Suze- 
räuetätsverhältnissen  sind  diejenigen  Formen 
des  Staatenstaats,  in  welchen  mehrere  nicht- 
souveräne Staaten  in  ihrer  organisierten  Ein- 
heit den  souveränen  Staat  bilden,  dem  sie 
als  einzelne  Staaten  untergeordnet  sind. 
Derartige  Staatenstaaten  werden  in  der 
Theorie  als  Bundesstaaten  bezeichnet, 
während  in  der  Sprache  der  Gesetze  der 
nichtsouveräne  Gliedstaat  Bundesstaat  ge- 
nannt wird  (Reichsverfassung  Art.  3.  8  u. 
s.  w.).  Charakteristische  Merkmale  dieser 
Verfassungsform  sind : 

a)  Die  Centralstaatsgewalt  ist  souverän. 
Ihr  sind  staatsrechtlich  die  Gliedstaaten  wie 
die  Unterthanen  derselben  unterworfen,  so 
dass  weder  eine  Auflösung  des  Centraistaates 
durch  übereinstimmende  Willenserklärung 
sämtlicher  Gliedstaaten  noch  der  Austritt 
eines  Gliedstaates  durch  einseitige  Willens- 
erklärung rechtlich  möglich  sind. 

b)  Die  Gebiete  der  Gliedstaaten  bilden 
das  Gebiet  des  Centraistaates,  ihre  Unter- 
thanen sind  dieUnterthanen  des  Centraistaates. 
Doch  können  zu  dem  Gebiet  dos  Central- 
staates  auch  Gebietsteüo  gehören,  die  keinem 
Gliedstaat  eingegliedert  sind  und  ausscldiess- 
lich  der  Staatsgewalt  des  Centraistaates  unter- 
stehen (Elsass-Ijothringen  und  die  deutschen 
Kolonieen,  der  Distrikt  Columbia  und  die 
Territorien  in  der  Nordamerikanischen  Union). 

c)  Die  Gliedstaaten  sind  nach  der  Ver- 
fassung des  Centraistaates  berechtigt,  an  der 
Ausübung  der  souveränen  Staatsgewalt  mit- 
zuwirken. 

d)  Der  Centralstaat  bestimmt  durch 
seine  Gesetze  diejenigen  Gebiete  der  staat- 
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Hcheu  Thätigkeit,  auf  denen  der  oder  die 
Inhaber  der  souveränen  Gowalt  sämtliche 
staatlichen  Punktionen  oder  einzelne  der- 
selben auszuüben  haben.  Die  staatlichen 
Aufgaben  sind  durchOresetze  des  Centraistaates 
zwischen  der  Centraigewalt  und  den  I,andes- 
gewalten  verteilt  Aber  auf  dem  den  Landes- 
gewalten  verbliebenen  Znstilndigkeitsgebiet 
übe»  diese  eine  selbständige  Herrschergewalt 
aus  und  sind  der  Kontrolle  des  Central  Staates 
nur  insoweit  unterworfen,  als  er  darüber  zu 
wachen  hat,  dass  sie  nicht  in  sein  Zuständig- 
keit sgebiet  übergreifen. 

Derartige  Bundesstaaten  sind  das  Deutsche 
Reich,  die  Schweizer  Eidgenossenschaft,  die 
Nordamerikanisehe  Union,  Mexico,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Venezuela,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Brasilien,  Argen- 
tinien. In  ihren  Verfassungen  sind  die  obigen 
Grundsätze  verwirklicht.  Doch  weicht  die 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Brasilien  vom  24.  Februar  1891  von  ihnen 
insofern  ab,  als  hier  die  einzelnen  Staaten 
an  der  Ausübung  der  Centralgewalt  nicht 
mitzuwirken  haben.  Hier  haben  nur  die 
stim mberechtigten  Bürger  in  jedem  Staat 
ohne  Unterschied  seiner  Bevölkerungszahl 
je  3  Mitglieder  des  Senates   zu  wählen 


New- York  im  Jahre  1900  6  Millionen  Ein- 
wohner, der  Staat  Nevada  46000  Einwohner) 
streng  durchgeführt  ist.  In  dem  Deutschen 
Reiche  dagegen  sind  Inhaber  der  souveränen 
Reichsgewalt  der  König  von  Preussen  als 
deutscher  Kaiser  und  dio  in  dem  Bundes- 
rat organisierte  Gesamtheit  aller  Gliedstaaten. 
Die  Reichsverfassung  hat  die  Funktionen 
der  souveränen  Gewalt  zu  unentziehbarem 
Rechte  an  den  Kaiser  und  an  den  Bundes- 
rat verteilt,  die  sie  unter  verfassungsmässiger 
Mitwirkung  des  Reichstags  auszuüben  haben. 
Aber  auch  in  dem  Bundesrat  selbst  kann 
gegen  den  Willen  des  Königs  von  Preussen 
ein  Beschluss  in  wichtigen  Angelegenheiten 
nicht  gefasst  werdeu.  Fast  ein  Dritteil  aller 
Stimmen  hat  er  zu  führen  (17  von  58),  gegen 
seine  Stimme  kann  weder  eine  Aenderung 
der  Verfassung  des  Reichs  beschlossen  noch 
können  die  auf  das  Militärwesen,  die  Kriegs- 
marine und  die  Reichsaligaben  bezüglichen 
Gesetze  und  Einrichtung  geändert  werden 
(Reichsverfassung  Art.  5,  6,  78).  Kanu  in 
anderen  Angelegenheiten  der  Bundesrat  auch 
gegen  die  Stimmen  Proussens  Beschluss 
fassen,  so  ist  der  politische  Einfluss  Preussens 
auf  die  Kleinstaaten  doch  ein  so  gewichtiger, 
dass  der  König  von  Preussen  dies  jederzeit  ver- 


(Art.  30).    Im  übrigen  aber  zeigen  die  Ver-  \  hindern  kann.    In  den  wenigen  Fällen,  in 
fassungen  dieser  Staaten   so  tiefgreifende  ;  denen  bisher  der  Bundesrat  gegen  die  Stimme 
Unterschiede,   dass   die  Zusammenfassung  |  Preussens  einen  Beschluss  gefasst  hat,  konnte 
unter  den  einheitlichen  Begriff  des  Bundes-  !  dies 
Staates  nur  von  einem  sehr  beschränkten 
wissenschaftlichen  Werteist.  Für  die  Bundes- 


staaten Mittel-  und  Südamerikas  war  die 
Verfassung  der  Nordamerikanischen  Union 
das  Vorbild  und  sie  bilden  mit  ihr  zusammen 
eine  Gruppe.  Von  ihnen  unterscheidet  sich 
die  Schweizer  Eidgenossenschaft,  trotz  ander- 
weiter  Verwandtschaft,  namentlich  durch  dio 
Einrichtung  des  sogenannten  Referendums, 
auf  Gruna  dessen  die  Gesamtheit  der 
Schweizer  Bürger  an  der  Ausübung  der 
höchsten  gesetzgebende  Gewalt  unmittelbar 
beteiligt  ist  (bei  Verfassungsänderungen)  oder 
sie  in  einzelnen  Fällen  selbst  auszuüben  hat, 
sowie  durch  die  Organisation  der  obersten 
Organe  des  Bundes.  Ganz  abweichend  von 
den  Verfassungen  dieser  republikanischen  Bun- 
desstaaten ist  die  des  Deutschen  Reichs. 
Sie  unterscheidet  sich  von  ihnen  nicht  nur 
dadurch,  dass  sämtliche  Gliedstaaten  (mit 
drei  geringfügigen  Ausnahmen)  Monarchieen 
sind,  während  in  jenen  nach  der  Bundes- 
verfassung die  Gliedstaaten  Republiken  sein 
müsstiii,  sondern  vor  allem  dadurch,  dass 
einem  Gliedstaate,  Preussen,  die  Stellung 
einer  Vormacht  im  Reiche  gegebon  ist, 
während  in  jenen  die  rechtliche  Gleichheit 
aller  Gliedstaaten  trotz  ihrer  ausserordent- 
lichen Verschiedenheit  an  Grösse  und  Be- 1 
völkerung  (der  Staat  Texas  hat  688340  qkm, 
der  Staat  Rhode  Island  3240  qkm ;  der  Staat  | 


dies  nur  geschehen,  weil  Preussen  sein 
politisches  Schwergewicht  nicht  in  die  Wag- 
schale legte.  Die  einheitliche  Ausübung  der 
Reichsgewalt  trotz  ihrer  Verteilung  an  Kaiser 
und  Bundesrat  ist  dadurch  gesichert,  dass 
auch  in  dem  Buudosrat  Preussen  dio  führende 
und  ausschlaggebende  Rolle  zusteht.  Trotz- 
dem ist  auch  der  preussischc  Staat  nicht 
mehr  souverän.  Auch  Preussen  ist  der 
Reichsgewalt  unterworfen,  und  wenn  auch 
gegen  den  Willen  Preussens  das  Reich  kein 
wichtiges  Gesetz  erlassen  kann,  so  kann 
doch  Preussen  sich  der  Herrschaft  der 
Reichsverfassung  und  der  Reichsgesetze 
ebensowenig  entziohon  wie  jeder  andere 
Staat  Freilich  kann  die  Zwangsgewalt  des 
Reiches  nur  ausgeübt  worden  durch  den 
Kaiser  (Art.  19),  der  sie  nicht  gegen  sich 
selbst  als  König  von  Preussen  richten  kann. 
Der  Schutz  der  Reichsverfassung  Preussen 
gegenüber  ist  gegeben  in  dem  Bewusstsein 
ihrer  Rechtsverbindlichkeit  und  Notwendig- 
keit, von  dem  der  König  von  Preussen  wie 
das  deutsche  Volk  durchdrungen  sind.  Auch 
hier  findet  das  Recht  seine  letzte  und  höchste 
Garantie  in  dem  Pflichtbewusstsciu  und  in 
der  Vaterlandsliebe. 

Littertitur:  Die  Litteratur  über  die  Grund- 
begriffe de*  Staatsrecht*  itt  «in«  uniiberxehbare. 
Sie  itt  nickt  blott  in  den  Werten  enthalten, 
welche  dir,  allgemeine  StaaUlekre  darzustellen 
auch  in  tolehen 
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positirc  Staatsrecht  einzelner  Staaten,  über  Rechts- 
philosophie, über  Politik  und  Gese.llschaftilehre. 
Veber  dir  Geschichte  der  Litteratur  und  der 
Theorieen  *ind  zu  vergleichen:  Janet,  Ifistoire 
de  In  scienee  i>olitique  2.  ml,  cd.  ISS  7.  — 
Kehtn  ,  Geschichte  der  Staalsrecbtswistevtchaß 
i  Handbuch  de»  öffentlichen  Recht*,  Einleitung»- 
band  1),  MUß.  —  v.  Mahl,  Gr*chiehte  und 
Litteratur  der  Staatstcimtutchaften ,  .{  Bde., 
ISS') — IttSM  (eine  Sammlung  werttoller  Mono- 
graphieen).  Veber   da*   Altertum  Hilden- 

brantl,  Geschichte  und  Sutern  der  Recht»-  und 
Stuat*philo*ophie,  /id.  f,  UW.  -  Vetter  das 
Mittelalter  da»  grundlegende  Werk  ran  Olerhf, 
Dar  deutsche  Grno**en*chaft*rrcht ,  Bd.  III,  Lisi. 

—  Veber  die  neuere  Zeit  Blunt*ehll ,  Ge- 
schichte de*  allgemeinen  Staatsrechts  und  der 
Pditik,  i.  Aufl.,  J.S(>7. 

.1  us  der  neueren  Litteratur  idter  die 
allgemeine  Staatslehre  find  (ausser  den  in  den, 
Text  angejahrten  Werken  und  Abhandlungen) 
herv  orzuheben :  ,f.  F.  Stahl ,  Philosophie  de* 
Recht*,  Bd.  II,  Abteilung  J,  Ihr  Staatslehre  und 
die  Principien   de*   Staatsrecht*,  4.  Aufl.,    IS 70. 

—  BlunlncliU,  Lehre  vom  modernen  Staate 
(zurrst  1S52  unter  dem  Titel  Allgemeine*  Staat*- 
recht)  I,  II,  6.  Aufl.,  Issi,  1SSÖ,  Pditik  1S7C. 

—  Seydel,  (irundtiigr  der  allgemeinen  Staats- 
lehre, 1S73.  —  lAnyy,  Empirische  Vnter- 
turhungen  zur  allgemeinen  Staatslehre,  1SW.  — 
Bomhnk,  Allgemeine  Staatslehre,  1S9<j.  — 
Belli»,  Allgemeine  Staatslehre  (Handbuch  der 
öffentlichen    Rechts,    Eiuleitungsband   II),  1SU!>. 

-  tlrlHnek,  Recht  des  madernrn  Staates,  Bd.  I, 
Allgemeine  Staatslehre,  —    It.  Schmltlt, 

Allgemeine  Staatslehre,  Bd.  I,  1'JOI  (da*  Buch 
konnte  für  «lagen  Artikel  nicht  mehr  benutzt 
.rrrdc»).  —  v.  Trelttehke.  P'litik,  Bde., 
IS'.IS.  —  Tie/gehende  VntersHchuugcn  auch  über 
dir  Grundbegriffe  de*  Staatsrecht*  finden  *ich  in 
Lnliaml.  Staatsrecht  den  Deutschen  Reichs, 
J  Bde.,  S.  Aufl.,  ISCij.  und  llilnel,  Deutsche* 
Staatsrecht,  Ild.  I,  1SUJ.  Ikizu  bäumen  :<thl- 
reiche  Miatayraphieen ,  für  dir  hier  auf  die 
reiche  Litte raturangaben  enthaltenden  Werke  ton 
Reh  tu  und  Jelli'nck  rencieseu  irenien  darf. 

Au*  der  neueren  ausländischen  Litteratur 
seien  erträhnt :  Ksiltein  ,  Elements  de  droit 
constitutionnet    et    compact',  ed.,    IS'J'K  — 

Itoutmy .  Etüde*  de  droit  constittttiannel ,  .f.  ed., 
ISU'J.  —  lUcey,  Introdiiction  to  Ihr  study  oj 
the  iaic  of  Constitution,  5.  ed..  1SU7.  —  Burg csh. 
Pditical  science  and  eompuralire  constilutional 
latr,  ■>  cot.  ( Bottun)  IS'Jl.  —  Palma,  Corso  di 
diritto  ,x.*tituzi.a,ale,  .1  col.,  3.  ed.,    lSS.t — ISS.i. 

Mgar  Loening. 


II.  Staat 
in  nutionalokononiiftcher  Hinsicht. 

1.  Der  Staat  in  den  nationalökonomischen 
Systemen.  2.  Der  Staat  als  Kategorie  der  na- 
tionalökonomischen Begriffe  und  Funktionen. 
:t.  Die  Zwecke  und  Aufgaben  de*  Staats.  4  Ent- 
wickelungstendeuz  der  öffentlichen,  besonders 
der  Staatsleistungcn,  namentlich  im  modernen 
Hecht*-  und  Kulturstaut.  ö.  Das  Vorwalten  des 
Präventivprincips  im  entwickelten  Hechts-  und 
Kulturstaate.  6.  Die  Feststellung  des  Bereichs 
der  Staat  st  kätigkeit. 


1.  Der  Staat  in  den  nationalükono- 
mischen  Systemen.  »Die  theoretischen 
Systeme  der  Nationalökonomie  sind  zugleich 
Systeme  der  —  wirtschaftlichen  -  Ver- 
waltung« sagt  L.  Stein  einmal  trottend. 
Damit,  so  können  wir  dies  Wort  auslegen, 
sind  sie  auch  Systeme  von  Lehren  iiud  For- 
derungen für  die  Stellung  des  Staats  zum 
Wirtschaftsleben  überhaupt.  Mit  der  Ent- 
wickelung  der  theoretischen  Anschauungen 
dieses  Wirtschaftslebens  entwickeln  sich 
daher  auch  immer  Anschauungen  in  der 
Wissenschaft  und  Forderungen  in  der  Praxis 
und  Politik  hinsichtlich  der  Stellung,  welche 
der  Staat  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirt- 
schaft richtigerweis*?  einzunehmen  hatte. 
Komnieu  neue  wirtseliaftstheoretisehe  An- 
schauungen zur  Geltung,  immer  in  Wechsel- 
wirkung mit  Veränderungen  der  praktischen 
Wirtschaftsverliältnisso,  der  Produktionstech- 
nik und  <  Ökonomik,  des  Verkehrswesens,  der 
sittlichen  Anschauungen  und  der  Ke<  htsau- 
schauungen,  wie  <ler  Rechtsnormen  für  Frei- 
heit und  Eigentum,  für  die  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Klassen,  schliesslich  auch 
mit  Veriltideruugen  des  ganzen  geistigen 
Lebens  und  der  Kultur.  —  so  werden  auch 
die  Lehren  und  Forderungen  bezüglich  des 
Staats-  und  Wirtschaftslebens  andere.  Alles 
ist  auch  hier  im  Fluss  der  Bewegung. 

In  der  ersten  grösseren  wissenschaft- 
lichen Periode  der  Nationalökonomie,  der 
Periode  der  vorherrschend  merkan- 
tilistischen  Richtung,  wird  in  An- 
knüpfung an  die  Ent Wickelungen  der  Praxis 
der  Staat  mit  mehr  oder  weniger  Konse>|Ueuz 
zum  beherrschenden  Faktor  der  Volkswirt- 
schaft gemacht.  Es  ist  die  Zeit  des  lt>.,  17. 
und  zum  Teil  noch,  ja  vielfach,  wenigstens 
vor  «lern  Revolutionszeitalter,  gerade  im  aus- 
geprägtesten Masse, des  1  s.  Jahrhunderts.  Hier 
ringt  sieh  in  der  ourojwuschen  Kulturwelt, 
zumal  der  west-  und  mitteleupjpäisehen.  die 
territorial-  und  staatswirtschaftliche  E|**rhe 
der  Volkswirtschaft  aus  den  Trümmern  der 
alteren  grund  herrschaftlichen  und  Stadt  wirt- 
schaftlichen hindurch,  kommt  zu  einem  g»1- 
wissen  vorläufigen  AbsehJuss,  die  Natural- 
wirtschaft weicht  immer  weiter  der  Geld- 
wirtschafl  und  der  Staat  des  Absolutismus 
übernimmt  die  umfassendsten  Aufgalien  in 
dieser  Hinsicht,  in  der  Bevölkerung*-  und  all- 
gemeinen »Landeskidtur|K)litik<-.  namentlich 
auch  die  eingreifendste  ökonomische  und 
zum  Teil  selbst  technische  Regel unc  der 
Produktion,  des  Absatzes,  des  llandels,  des 
gesamten  Verkehrs.  Vielfach  so.  dass  er 
ältere  Normen  der  kleineren  autonomen 
Körper  umgestaltet  und  weiter  bildet,  die 
Regelung  des  Agrar-  und  GewerW'reohts 
an  sich  zieht,  andererseits  so,  dass  er  neue 
Normen  für  ganz  neue  Verhältnisse  (Haus- 
industrie und  Verlegersystem.  Manufakturen. 
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auswärtigen  und  Kolonialhandel,  Banken) 
aufstellt,  private  wirtschaftliche  Unterneh- 
mungen mit  den  verschiedensten  Mitteln 
fordert,  auch  direkt  Wirtschaftsunterneh- 
mungen in  seine  Hand  nimmt  und  durch 
Ausbildung  des  Grenzzollsystems,  möglichste 
Ausdehnung  der  Zölle  auf  das  ganze  Staats- 
gebiet und  Erhebung  von  Finanz-  uud  be- 
sonders Schutzzöllen  an  der  Grenze,  durch 
teilweise  Beseitigung  innerer  Zölle  ein  ein- 
heitliches Marktgebiet  innerhalb  einer  Ausseu- 
zolllinie  als  territoriale  Basis  für  die  hei- 
mische Volkswirtschaft  zu  schaffen  sucht 
Die  nationalökonomische  Theorie  nimmt 
diese  Wirtschaftspolitik  des  zum  »modernen« 
werdenden  Staate  als  die  im  wesentlichen 
richtige  an,  sucht  sie  ihrerseits  wissen- 
schaftlich zu  begründen,  bedient  sich  dabei 
auch  der  Argumente  der  Philosophie,  der 
Roc-hts-  und  Staatslehre  der  Epoche,  ver- 
tritt wie  diese  (im  Zeitalter  Ohr.  Wolffs) 
«las  eudämonistisohe  Princip  und  giebt  so 
dem  Staate  auch  die  beherrschende  Stellung 
im  Wirtschaftsleben,  wie  er  sie  im  politi- 
schen Ijeheti  erlangt.  Die  »Wohlfahrts-  (und 
Polizci-)staatstheoric«  in  allen  ihren  Konse- 
quenzen gelangt  so  in  der  Nationalökonomie 
der  Periode  (17.,  besondere  18.  Jahrhundert), 
d.  h.  in  der  Kameralwissenschaft  und  Polizei- 
wissenscliaft,  zur  fast  unbedingten  Geltung. 
Die  Wirtschaftslehre  begeht  dabei  aber  auch 
dieselben  Fehler,  Einseitigkeiten  und  Leber- 
treibungen  wie  die  Wohlfahrtsstaatsphilo- 
sophie  und  wie  die  Praxis  der  Colbert, 
Ludwig  XIV.  und  XV.,  der  Friedrich  Wil- 
helm I.  und  Friedrich  dos  Grossen,  der  Maria 
Theresia  und  Josef  II.  Sie  kennt  fast  keine 
Grenzen  mehr  für  die  Staatsthätigkeit  auf 
volkswirtseliaftlichem  Gebiet,  für  die  Centra- 
lisation  der  wirtschaftlichen  Verwaltung  und 
deren  Leitung  von  oben,  für  die  Beschrän- 
kung der  Eiuzclfreiheit  und  der  individuellen, 
vielfach  auch  der  genossenschaftlichen  wirt- 
schaftlichen Thätigkeit.  Sie  glaubt,  dass 
der  Staat  alles  machen  kann  und  machen 
soll,  sie  vertritt,  wie  die  Politik  der  Zeit, 
die  Slaatsomnipotcnz  auch  gegenüber  Ge- 
meinden« Verbünden  und  in  betreff  deren 
bisherigen  Funktionen  auf  wirtschaftlichem 
Gebiet.  Allgemeinste  Einmischung  des  Staats 
in  die  privaten  Verhältnisse.  (Ibormässige 
Beschränkung  der  Selbstverwaltung  der  au- 
deren  öffentlichen  Körper  neben  dem  Staate, 
besonders  der  Gemeinden,  auch  der  Städte, 
findet  in  der  Theorie  vielfach  noch  Unter- 
stützung. Auch  die  Wissenschaft  macht 
sich  das  Motto  »Alles  für,  nichts  durch  das 
Volk',  zu  eigen.  »Staatshilfe,  nicht  Selbst- 
hilfe^ wird  auch  ihre  Parole. 

Hiergegen  bildet  die  zweite  grosse 
wissenschaftliche  Periode  der  Nationalöko- 
nomie, die  wohl  als  »liberal-indivi- 
dualistische« am  besten  bezeichnet  und 


zusammengefasst  werden  kann,  dio  gewaltige 
Reaktion,  zuerst  in  der  Form  der  Lehre  der 
Physiokraten,  dann  in  derjenigen  der  briti- 
schen Oekonomik,  A.  Smiths  und  seiner 
Schule,  schliesslich  in  der  extremen  Form 
der  sogenannten  Manchesterdoktrin.  Auch 
hier  sind  es  philosophische  Ideeen  (Rousseau, 
Kant),  kosmopolitische  Gesichtspunkte,  litte- 
rarische allgemeinere  Strömungen  (deutsche 
Sturm-  und  Drangperiode  der  schönen  Litte- 
ratur),  politische  Umgestaltungen  (franzö- 
sische Revolution)  und  schliesslich,  das  doch 
vielleicht  am  meisten  durchschlagende  Mo- 
ment, die  ungeheure  Umgestaltung  der  Pm- 
duktionstechnik  und  der  Technik  des  Ver- 
kehrswesens im  Zeitalter  des  Dampfes,  der 
i  maschinellen  Erfindungen,  der  naturwissen- 
schaftlichen Begründung  der  Technik,  welche 
alle  zusammen  auf  die  Ausbildung  der 
liberal-individualistischen  Wirtschaftstheorie 
einwirkten.  Die  neuen  Doktrinen  und  Korde- 
rungen treten  dann  wie  gewöhnlich  in 
Wechselwirkung  mit  den  Verhältnissen  und 
Bedürfnissen  der  Praxis  und  der  aus  diesen 
unmittelbar  sich  entwickelnden  Ideen,  Inte- 
ressen, Wüusche.  Nun  wird  die  Vielregie- 
rerei  des  Staats  des  aufgeklärten  und  un- 
aufgeklärten Absolutismus  uud  Despotismus 
angegriffen  und  verworfen,  als  praktisch 
meist  schädlich,  bestenfalls  unnütz,  als 
rineipiell  verwerflich,  weil  das  Volk  wie 
"inder  behandelnd:  beneficia  non  obtru- 
duntur.  I^aisser  faire  et  passer,  le  monde 
va  de  lui  meme.  'Man  (die  Regierung)  soll 
die  sterilen  Ausgaben  sich  selbst  überlassen« 
(Quesnav).  Der  Staat  soll  seine  Hand  vom 
Wirtschaftsleben  fortnehmen.  Der  Wohl- 
fahrtszweck des  Staats,  in  welchem  nach 
der  Doktrin  wie  nach  dem  Stielen  der 
Praxis  in  der  vorausgehenden  Periode  eigent- 
lich alle  Staatsaufgabe  aufging,  wird  nun- 
I  mehr  principicll  negiert.  Staatshilfe  auf  wirt- 
I  schaftlicliem  und  sozialem  Gebiet  wird  ver- 
worfen. Nur  der  Rechtszweck  des  Staats, 
in  enger  Begrenzung,  wird  anerkannt,  volks- 
wirtschaftlich ausgedrückt :  der  Staat  soll 
nur  »Produzent  von  Sicherheit;  sein.  Mit 
der  Gewährung  und  Garantie  persönlicher 
Freiheit,  freien  und  vollen  Privateigentums, 
der  Vertragsfreiheit,  des  Erbrechts  erschien 
die  Aufgabe  des  Staats  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  erfüllt.  Alles  übrige  war  nach 
vorherrschender  Ansicht  vom  Pebol,  nur 
Selbsthilfe  des  Einzelnen  für  sich,  allenfalls, 
aber  keineswegs  immer,  freier  Genossen- 
schaften, —  denen  die  »liberale  Theo- 
rie mit  ihrer  individualistischen  Auffassung 
lange  selbst  ablehnend  gegenüberstand  — 
^alles  für  das  Volk,  aber  auch  alles  durch 
das  Volk  allein«,  d.  h.  im  wesentlichen  dop.-h 
die  Individuen  für  sich,  wurde  die  Parole. 
Man.  d.  h.  der  Einzelne,  soll  nicht  durch 
den  Staat  zu  seinem  wirtschaftliehen  Glück 
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gezwungen  werden,  sondern  sieh  frei  be- 
wegen, Ziele  und  Wege  dazu  frei  selbst 
bestimmen  können.  Kant  und  A.  Smith 
und  ihre  beiden  Schulen  gelangen  fast  zu 
demselben  Ergebnis  bezöglich  des  Staats, 
höchstens  dass  letzterem  noch  einige 
Specialaufgaben  auf  dem  Gebiete  des  Volks- 
bildungswesens und  der  Fürsorge  fOr  die 
Herstellung  einzelner  gemeinnütziger  Ein- 
richtungen bleiben,  zu  deren  ausreichender 
Durchführung  das  privatwirtschaftliehe  In- 
teresse fehlt  oder  nicht  stark  genug  ist. 
Mächtig  von  der  Idee  der  Freiheit  getragen 
entwickeln  sich  diese  Lehren  und  Forde- 
ningen (W.  von  Humboldt!),  ohne  freilich 
jemals  in  der  Praxis,  selbst  in  den  wirt- 
schaftsfreiesten  Ländern  (England,  Amerika), 
in  ihrer  vollen  Konsequenz  zur  Durchfüh- 
rung zu  gelangen.  Aber  sie  beherrschen 
vom  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts 
bis  zur  Mitte  des  unseren  die  ökonomische 
Doktrin  in  der  Lehre  von  der  »richtigen 
Stellung  des  Staats  zur  Volkswirtschaft« 
und  geniessen  selbst  noch  bis  in  unsere 
Gegenwart  Verbreitung  und  eine  gewisse 
Geltung.  Und  dio  Praxis,  die  Staatsmänner, 
die  Parlamente,  die  Gesetzgebung,  die  Ver- 
waltung wurden  von  dieser  Doktrin  viel- 
fach entscheidend  l>eeinflusst.  Die  modernen 
Agrar-,  Gewerbe-,  Handels-,  Börsen-,  Geld-, 
Kredit-,  Bank  Verfassungen,  dio  moderne 
Arbeitsverfassung  im  allgemeinen  und  zu- 
mal auf  industriellem  Gebiete  mit  iiirein 
Grundprincip  des  »freien«  Arbeitsvertrags, 
die  ganze  Volkswirtschaftspolitik,  welche 
allen  diesen  Auffassungen  auf  den  einzelnen 
wirtschaftlichen  Gebieten  zu  Grunde  liegt, 
sind  dafür  Zeugen.  Bis  in  die  änssersten 
Uebertreibungeu  und  die  schroffsten  theore- 
tischen Zuspitzungen  entwickelt  sich  die 
liberal-individualistische  Lehre  von  der 
Stellung  und  Aufgatie  des  Staats  im  Wirt- 
schaftsleben dann  in  der  sogen.  Manchester- 
doktrin.  Diese  kennt  nur  noch  ein  »freies 
Spiel  der  Wirtschaft  liehen  Kräfte  auf  dem 
Markt«,  erwartet  nur  davon  Heil,  sieht  in 
der  Volkswirtschaft  nur  ein  Nebeneinander 
von  bloss  durch  und  auf  dem  Markt  ver- 
knüpften, im  übrigen  lediglich  für  sich 
sorgenden  Einzel  haushalten  und  weist  damit 
dem  Staat  schliesslich,  mit  dem  beissenden, 
aber  treffenden  Worte  eines  Gegners  dieser 
Auffassungen,  F.  Lassalles,  nur  noch  den 
v  Nacht  wächterdionst«  im  Wirtschaftsleben 
zu  (Britische  Manohestcrschule,  Bastiat, 
Prince-Sinith,  Deutsche  Freihandelsschule, 
freilich  unter  letzterer  viele  besonnenere 
Stimmen). 

So  war  in  Bezug  auf  den  Staat  der 
übertriebenen  » Aktion-  der  spätmerkantilisti- 
sehen  Praxis  und  der  endämonistischen 
ökonomischen  Doktrin  eine  nicht  weniger 
übertriebene  Reaktion  gefolgt.    Dass  diese 


nicht  dauernd  in  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft  zum  Siege  gelangen  konnte, 
war  dann  nur  wieder  natürlich.  Der  Um- 
schwung in  den  Rechts-,  Staats-  und  Wirt- 
schaftswissenschaften zur  sozialen  aus  der 
individualistischen,  zur  historischen  aus  der 
abstrakten,  zur  organischen  aus  der  mecha- 
nischen Auffassung ;  die  gerade  im  19.  Jahr- 
hundert immer  grösser,  schwieriger,  aber 
auch  notwendiger  werdenden  an  Jen  Staat 
herantretenden  neuen  praktischen  wirt- 
sebafts-  und  sozialpolitischen  Aufgaben,  die 
unvermeidliche  Folge  der  sich  steigernden 
Wirkung  der  Umgestaltung  der  Prodnktions- 
und  Kommunikationstechnik  und  wieder  da- 
von die  weiteren  Folgon  —  die  starke  Bo- 
völkerungsvermehrung,  dio  vermehrte  Wan- 
derungsbewegung und  lokale  Anhäufung  der 
Bevölkerung  m  Städten,  Industrie-  und  Mon- 
tanbezirken, die  Entwicklung  des  kapitalisti- 
schen Wirtschaftssystems  mit  allen  seinen 
Begleiterscheinungen,  vor  allen  des  schroffe- 
ren Gegensatzes  von  Kapital  und  Arbeit, 
die  Umgestaltung  der  Erwerbs-,  Einkommen- 
und  Vermögensverhältnisse  etc.  etc.  —  das 
alles  führte  zu  einem  Rückschlag  gegen  die 
liberal  -  individualistische  Wirtschaftstheorio 
und  zumal  gegen  deren  Lehren  von  der 
vermeintlich  richtigen,  d.  h.  lediglich  pas- 
siven Stellung  des  Staats  zum  Wirtschafts- 
leben.  Die  kritische  und  positive  sozialisti- 
sche Litteratur  wirkte  auch  hier  auf  die 
ganze  nationalökonomische  Wissenschaft  als 
gewaltiges  Ferment,  weil  sie  bei  allen  ihren 
Uebertreibuugen  den  doch  unverkennbaren 
Mangel  der  liberal-individualistischen  Theorie 
und  der  Staatspraxis  des  laisser  faire  auf 
wirtschaftlichem  und  sozialem  Gebiete  bloss- 
legte.  In  der  deutschen  Wissenschaft  und 
Praxis  war  ohnehin  auch  in  der  Penode 
der  Vorhensehaft  der  liberal-individualisti- 
schen Theorie  und  Praxis  die  alte  kameral- 
wissenschaft liehe  Tradition  und  die  ge- 
schichtlich eingebürgerte  legislative  und 
administrative  Praxis  immer  ununterbrochen 
von  Bedeutung  geblieben.  Daran  brauchte 
nur  wieder  offener  und  energischer  auge- 
knüpft zu  werden.  Von  seiten  theoretischer 
und  praktischer  Gegner,  den  Vertretern  des 
ökonomischen  Individualismus  und  Liberalis- 
mus, wurde  zwar  lebhaft  gewarnt  vor 
»Rückfall*  in  das  System  der  Vielregiererei 
des  alten  Polizoistaats  und  vor  der  anderen, 
vermeintlich  dann  notwendigen  Konsequenz, 
dem  Anschluss  an  die  Theorie  des  «-sozia- 
listischen Zukunftsstaats«  mit  seiner  voll- 
ständigen Ijcitung  des  ganzen  Wirtschafts- 
lebens, namentlich  der  ganzen  Produktion 
vom  Staate  aus.  Und  Gefahreu  dieser  Art 
lagen  auch  ohne  Zweifel  vor  für  eine  theo- 
retische und  praktische  Richtung,  welche 
im  Grunde  darauf  verzichtet,  dem  Staate 
nach  genauen  knappen  abstrakten  Formeln 
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seine  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  des  Wirt- 
schaftslebens, die  »Grenzen  für  »eine  Wirk- 
samkeit*, für  seine  *  Einmischung«  zu  ziehen, 
weil  sie  das  für  unmöglich  lullt  und  die 
Entscheidung  nur  von  Fall  zu  Fall  nach  den 
gegebenen  Verhältnissen  treffen  will.  Aber 
das  zeigt  doch  nur,  dass  in  dem  praktischen 
Problem  selbst  eben  die  eigentliche  Schwierig- 
keit liegt  und  dass  man  mit  dem  Hinweis 
auf  die  Gefahr,  zu  weit  zu  gehen,  dem 
Staate  zu  grosse  Aufgaben  zu  überweisen, 
zwar  mit  Recht  Theoretiker  wie  Gesetzgeber 
und  Staatsmänner  zur  Vorsicht  mahnt. 
Aber  damit  lässt  sich  noch  keineswegs,  wie 
die  liberal-individualistische  Doktrin  es  thun 
zu  können  wähnt,  das  »Gehenlassen«  und 
das  »freie  Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte« 
als  die  wahre  Richtschnur  für  den  Staat 
in  der  modernen  Volkswirtschaft  erweisen. 

Allmählich  ist  so  doch,  zumal  in  der 
deutschen  Wissenschaft,  aber,  zum  Teil  unter 
ihrem  Einfluss,  auch  immer  mehr  in  der- 
jenigen der  anderen  Kulturvölker,  nach  der 
Einseitigkeit  der  liberal -individualistischen 
Auffassung  der  zweiten  Periode  eine  dritte 
neue  Theorie  von  der  Stellung  des  Staats, 
zum  Wirtschaftsleben  und  damit  eine  neue  | 
nationalökonomische  Lehre  vom  Staat  zur 
Entwickelung  gelangt.  Sie  kann  nach  ihrem 
wichtigsten  Merkmal  wohl  die  soziale  ge-j 
nannt  werden. 

In  ihr  finden  sich  Berührungspunkte  mit 
der  merkantilistischen  und  auch  mit  der 
sozialistischen  Theorie  vom  Staate,  aber  die 
Einseitigkeiten  und  Ucbertreibungen  dieser 
beiden,  in  sich  verwandten  Theorieen  wer- 
den sorgsam  zu  vermeiden  gesucht.  Die 
sozialistische  Theorie  vom  -  Zukunftsstaat  * 
erscheint  gegenüber  der  hier  sogenannten 
^sozialen»  (vom  Verfasser  sonst  auch  wohl 
•* staatssozialistische «  genannten)  Theorie  als 
das  extreme  Zerrbild,  darin  ihrem  absoluten 
Gegenstück,  der  Manchestertheorie  in  deren 
Verhältnis  zur  liberal-individualistischen 
Theorie,  analog.  Der  neueste  wissenschaft- 
liche, auf  dem  Evolutionsdogina  und  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung  be- 
ruhende Sozialismus  (Marx  und  seine  Schule) 
verwirft  zwar  den  Ausdruck  und  Begriff 
:» Zukunftsstaat«  und  stellt  dem  Staate  wohl 
die  Prognose,  mit  der  Verwirklichung  des 
sozialistischen  Wirtschaftssystems  der  »ge- 
sellschaftlichen Produktionsweise«  auf  der 
Grundlage  der  ^  Vergesellschaftung«  der 
sachlichon  Produktionsmittel  werde  der  Staat 
als  solehei  überhaupt  überflüssig  und  auf- 
hören. Das  bedingt  indessen  keine  andere 
Auffassung  als  die  eben  angegebene.  Denn 
in  dieser  ganzen  sozialistischen  Doktrin  I 
handelt  es  sich  um  einen  Wortstreit. :  Das, , 
was  dieser  neueste  Sozialismus  die  ^gesell-  j 
sehaft liehe  Produktionsweise-,  nennt,  wäre  , 
eben  doch  nur  der  alles  wirtschaftliehe,  da- 


her auch  soziale  Leben  an  sich  ziehende, 
ja  förmlich  in  sich  aufsaugende  »Staat« 
in  höchster  Potenz:  der  sozialistische 
Staat,  aber  doch  eine  Einrichtung,  welche 
alle  Merkmale  des  Begriffes  »Staat«  sogar 
im  eminentesten  Masse  hätte. 

Die  neue  soziale  Lehre  von  Staat  und 
Wirtschaftsleben  hält  aber  auch  an  wich- 
tigen Grundlehren  der  liberal-individualisti- 
schen Periode  fest.  Sie  vertritt  noch  das 
Ideal,  welches  ein  klassischer  Repräsentant 
des  politischen  Liberalismus  und  Individua- 
lismus in  einem  oft  angeführten  Satze  auf- 
gestellt hat:  »Das,  worauf  die  ganze  Grösse 
des  Menschen  zuletzt  beruht,  wonach  der 
einzelne  Mensch  ewig  ringen  muss  und  was 
der,  welcher  auf  Menschen  wirken  will, 
nie  aus  den  Augen  verlieren  darf,  ist 
Eigentümlichkeit  der  Kraft  und  der 
Bildung-  (W.  v.  Humboldt).  Die  neue 
soziale  Doktrin  beruht  nur  auf  der  Annahme, 
dass  gerade  ein  vielfach  starkes  Eingreifen 
des  Staats  in  das  -freie  Spiel  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte«  unbedingt  geboten  sei, 
um  dem  Einzelnen  und  schliesslich  mög- 
lichst vielen,  wenn  es  geht,  allen  Einzelnen, 
zumal  aber  den  wirtschaftlich  uud  sozial 
Schwächeren,  die  Erfüllung  der  wirtschaft- 
lichen Bedingungen  zu  ermöglichen,  damit 
sie  dies  Humboldtsche  Ziel  eher  erreichen 
oder  sich  ihm  doch  mehr  nähern  können. 
Sie  vertritt  ein  solches  Kingreifen  aber  nicht 
in  einem  einseitigen  Eudämonismus  allein 
um  des  oder  der  Einzelnen  willen,  sondern 
gerade  um  des  Ganzen,  um  der  Nation 
willen,  um  der  Kiilturgemoiuscliaft  willen: 
das  Wohl,  das  Gedeihen,  die  günstige  Ent- 
wickelung dieses  Ganzen  und  damit  der 
Einzelnen  als  seiner  Glieder,  die  wirtschaft- 
liche, die  materielle  Hebung  auch  der  unteren 
Klassen,  nicht  bloss  um  dieser  selbst,  son- 
dern um  des  Ganzen  willen,  und  als  Vor- 
aussetzung möglichst  allgemeiner  sittlicher, 
geistiger,  kulturlicher  Hebung  —  das  ist 
das  Ziel,  welches  diese  Theorie  der  Wirt- 
scliafts-  und  Sozial jwlitik  und  dem  Staate 
als  dem  Hauptorgane  dieser  Politik  im 
Wirtschaftsleben  stellt.  Die  eigentümliche 
nationalökonomische  Ijehre  vom  Staate  in 
dieser  Theorie  ist  aus  diesen  leitenden  Ge- 
sichtspunkten zu  erklären. 

2.  Der  Staat  als  Kategorie  der 
nationalökonomischen  Begriffe  und 
Funktionen l).    Nach   einer  verbreiteten. 


')  Verf.  folgt  hier  genau  seiner  Behandlung 
des  Gegenstandes  (hie  und  da  im  Wortlant 
einzelner  Fassungen)  in  seiner  ..Grundlegung 
der  Politischen  Oekonomie*.  besonder«  3.  Aufl. 
I,  1.  Hälfte,  S  119..  149  ff-  und  I,  2.  Hälfte, 
Buch  ö  und  namentlich  Buch  6,  S.  87<)ff.r  wo- 
rauf auch  flir  hier  durch  den  beschränkten 
Raum  ausgeschlossene  Darlegungen  abweichen- 
der Auffassungen  anderer  Autoren  und  für  kri- 
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doch  nicht  unbestrittenen,  n.  E.  richtigen 
Auffassung  wird  der  Begriff  »wirtschaft- 
liches Grau  nicht  auf  körperliche  Sachen 
beschränkt,  sondern  auf  persönliche  Dienste 
und  auf  'Verhältnisse  zwischen  Porsonen 
und  Sachen«  mit  ausgedehnt.  Ein  solches 
»Verhältnis«  ist  auch  der  Staat,  es  ist  da- 
her nur  folgerichtig,  ihn  unter  den  Begriff 
des  »wirtschaftlichen  Guts*  zu  reihen. 
Nach  seiner  Funktion  in  und  für  die  Pro- 
duktion wirtschaftlicher  Güter  kann  er  auch 
unter  die  Kategorie  des  Kapitals,  mit  der 
Gesamtheit  seiner  Einrichtungen  unter  die 
stehenden  »Immntcrialkapitalion«  der  Volks- 
wirtschaft gestellt  werden  (Roscher,  K. 
Dietzel).  Nach  der  Summe  und  Art  aller 
seiner  Thätigkeiten,  nach  seiner  Gesamt- 
fuuktion  in  und  für  die  ganze  Volkswirt- 
schaft, erscheint  er  aber  vor  allem  als  eine 
eigene,  zur  Kategorie  der  Gemein  wirtschaften, 
insbesondere  der  auf  dem  Zwangsprincip 
beruhenden  öffentlichen  Gemeinwirtschaften 
»hörende  Einrichtung,  welche  die  höchste 
orm  dieser  Wirtschaften  und  damit  eine 
wahre  -Gesamtwirtschaft  des  staatlich  or- 
ganisierten Volks  darstellt.  Mehr  oder 
weniger,  aber  immer  etwas  und  mit  der 
Entwickelung  des  (modernen)  Wirtschafts- 
lebens im  ganzen  in  fortschreitend  sich 
steigerndem  Masse  wird  der  Staat  als  solche 
Wirtschaft  ein  mächtiges,  zum  Teil  be- 
herrschendes (Mied  des  ganzen  volkswirt- 
schaftlichen Organismus:  im  Produktionsge- 
biet wird  er  so  teils  Bedingung,  teils  förm- 
lich, so  l.»ei  rebernahme  materiell-wirtschaft- 
licher Zweige,  Kausalfaktor  vieler  Vorgänge, 
im  Verteilungsgehiet  als  Gesetzgeber  und 
Rechtsbildner,  als  Finanz-  und  insbesondere 
Steuergewalt  und  Finanzwirtschaft  wird  er 
so  Verl eilungsregt \ lator. 

Alles,  was  der  Staat  an  Dienstleistungen 
und  Funktionen  aller  Art  ausübt,  den  Pri- 
vatwirtschaften und  anderen  öffentlichen 
Wirtschaften  davon  zu  teil  werden  lässt,  was 
er  an  Sachgütern  gewinnt  und  zu  den  üb- 
rigen Sachgütern  der  Volkswirtschaft  hin- 
zufügt, was  er  aus  letzteren  an  Sachgütern 
und  Diensten  an  sich  heranzieht,  stellt 
immer  auch  «wirtschaftliche«  Vorgänge, 
insbesondere  solche  der  Arbeitsteilung  zwi- 
schen den  Gliedern  der  Volkswirtschaft  dar. 
Aber  diese  Verhältnisse  sind  eben  hier 
nicht  Produkte  freier  Verkehrsgestaltung, 
sondern  autoritativer  Bestimmung  des  recht- 
tische Auseinandersetzungen  damit  verwiesen 
wird.  In  diesem  Aufsätze  wird  eine  Quintessenz 
aus  jenem  Werke,  daher  werden  hier  mehr  nur 
Thesen  und  dogmatische  Behandlung,  nicht  }re- 
nanere  Beweisführung  und  Begründung  jre- 
treben.  Auch  für  die  kurz  mit  zu  berührenden 
finanziellen  Seiten  des  Staatsprobleina  sei  auf 
meine  Kinanzwissensehaft.  besonders  Bd.  I  (3. 
Ausgabe)  und  II  (2.  Ausgabe]  rer wiesen. 


lieh  und  faktisch  mit  der  eventuell  erforder- 
lichen Zwangsgewalt  zur  Durchführung  aus- 
gerüsteten, des  »souveränen«  Staats.  Aus 
dieser  Verschiedenheit  des  Durchführungs- 
prineips  bei  der  Arbeitsteilung  in  der  staat- 
lich organisierten  Volkswirtschaft  und  in 
letzterer  als  freier  Verkehrsgesellschaft  er- 
geben sich  wichtige  weitere  Folgen  und 
Unterschiede,  Vorzüge  in  einer,  Gefahren 
und  Bedenken  in  anderer  Hinsicht  für  alle 
Staatsthätigkoiten  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete, verglich'en  mit  den  Thätigkeiten  der 
jeder  Zwangsgewalt  entbelirenden  Privat- 
wirtschaften. Es  sind  deshalb  immer  Er- 
wägungen geboten,  ob,  wie,  wann  der  Staat 
etwas  übernehmen,  regulierend  eingreifen, 
die  materiellen  Mittel  zur  Durchführung 
l  seiner  Leistungen  (insbesondere  auch  im 
Wege  der  Besteuerung)  beschaffen  soll. 
Nach  einfachen  Principien,  etwa  gar  in 
knappen  Formeln  gefassten,  wozu  die  Doktrin 
immer  wieder  leicht  neigt,  lässt  sich  das 
niemals  allein  und  endgiltig  entscheiden, 
sondern  stets  nur  von  Fall  zu  Fall,  auf 
Grund  der  Untersuchung  der  massgebenden 
Umstände.  So  vollends  in  der  Praxis,  aber 
auch  die  Theorie  inuss  betonen,  dass  die 
Dinge  so  liegen. 

Die  besonderen  Schwierigkeiten  ergeben 
sich  auch  liier  daraus,  dass  die  meisten 
und  wichtigsten  öffentlichen  Leistungen  des 
Staats  immaterieller  Natur  siud,  den  einzel- 
nen Klassen  und  Individuen  des  Volks  in 
unmessbarera,  sicher  aber  doch  oft  in  un- 
gleichem Grade  zu  gute  kommen  einer 
Tauschwertschätzung  meistens  gar  nicht, 
einer  Gebrauchs  Wertschätzung  nur  nach 
vagen  Kriterien  und  subjektivem  Ermessen, 
einer  genaueren  Vergleichung  zwischen 
ihrem  Nutzen  für  das  Ganze  und  für  die 
Einzelnen  und  ihreu  Kosten  nicht  unterzogen 
werden  können.  Als  ideale  Richtschnur,  der 
man  aber  wieder  nur  auf  Grund  von  viel- 
fach unsicheren  Erwägungen  über  die  mut- 
masslichen Weiterwirkungen  öffentlicher 
Leistungen  auf  das  gesamte  Volks-  und 
Staat  sielten  folgen  kann,  lässt  sich  wohl  der 
Satz  hinstellen,  dass  die  materiellen  wirt- 
schaftlichen Kosten  der  öffentlichen  Leistun- 
gen, daher  auch  die  dafür  verwendeten 
Steuern,  im  Werte  dieser  Leistungen  für 
Volk  und  Staat  reproduziert  und  dadurch 
auch  dauernd  wirtschaftlich  möglich  ge- 
macht werden  sollen  (»Princip  der  Ro- 
produktivität*).  Als  leitender  Gesichtspunkt 
der  Kostendeckung  öffentlicher  Leistungen 
kann  ferner  der  Satz  gelten,  dass  Vorteile 
dieser  Leistungen,  welche  sich  nachweisbar 
in  ihren  Wirkungen  differenzieren,  allein 
oder  in  stärkerem  Masse  von  den  Be- 
günstigten in  Steuern,  in  Gebühren  etc.  be- 
zahlt werden  sollen ;  ebenso  solche  Leistungen, 
welche  von  Einzelnen  provoziert  oder  nötig 
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gemacht  werden,  von  diesen.  Bei  der  in 
der  Sache  selbst,  in  der  ganzen  Aufgab 
unvermeidlich  liegenden  Schwierigkeit  Art, 
Umfang,  Kosten  öffentlicher  Leistungen 
richtig  am  bestimmen,  werden  auch  von» 


Der  Rechtszweck  des  Staats  »besteht 
in  der  Fürsorge  für  das  erste  aller  Gemein- 
bedttrfnisse »)  des  menschlichen,  völkerweisen 
Zusammenlebens,  für  die  Rechtsordnung  im 
Innern   des  Staats,   des  Volks  und  der 


volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  die  |  Volkswirtschaft  und  nach  aussen  zu,  gegen 
politischen  Postulate  des  Liberalismus  be- 
treffs einer  Mitwirkung  der  Bevölkerung  in 
irgend  welchen  Vertretungsorganen  an  der 
Gesetzgebung,  an  gewissen  Kontrollen  der 
Verwaltung,  an  der  Regelung  des  Staats- 
haushaltes, an  der  Genehmigung  der  Aus- 


anuerc  Staaten,  Völker  und  Volkswirt- 
schaften. Nach  beiden  Seiten,  vor  allem 
aber  nach  aussen  zu  gerichtet,  erscheint 
der  Rechtszweck  als  (nationaler)  Macht- 
zweck :  Aufreehthaltung  der  Unabhängigkeit 
und  der  eigenen  Souveränität  von  Staat 
gaben  und  der  Bewilligung  der  Einnahmen, '  und  Volk.«  Die  richtige  Erfüllung  dieses 
besonders  der  Steuern,  der  Gebühren,  auch  Zweckes  ist  teils  die  Voraussetzung,  teils 


betreffs  einer  Gewährung  von  Rechtsschutz 
des  Einzelnen  gegen  Willkür  und  ungesetz- 
liches Vorgehen  der  Verwaltung  (Verwal- 
tuiigsrechtspflege)  Unterstützung  finden.  Da- 
durch soll,  soweit  das  unter  menschlichen 
Verhältnissen  möglich,  vermehrte  Bürgschaft 
geschaffen  werden  für  die  richtige  Bestim- 
mung und  Begrenzung  des  Staatsbereiehs, 
für  die  richtige  Decentralisation  der  Staats- 
verwaltung und  Ordnung  und  begrenzten 
Selbständigkeit  der  Selbstverwaltung,  für 
richtige  finanzielle  Gebarung  und  gerechte 
Verteilung  der  aus  der  Funktion  des  öffent- 
lichen Körpers  sich  notwendig  ergebenden 
öffentlichen  Insten  auf  die  Bevölkerung  und 
die  Einzelnen,  auch  für  die  streng  gesetz- 
müssigo  Funktion  der  Verwaltung  gegenüber 
dein  Einzelnen,  dem  Verein,  gegenüber 
»Freiheit  und  Eigentum«. 

8.  Die  Zwecke  und  Aufgaben  des 
Staats.  Die  neuere  Staatslehre,  welche 
unter  möglichster  Vermeidung  der  früheren 
Einseitigkeiten  richtige  wissenschaftliche 
Gesichtspunkte  der  Wohlfahrtsstaats-  und 
der  Rechtsstaatstheorie  zu  vereinigen  sucht, 
unterscheidet  gewöhnlieh  zwei  eigentliche 
organische  Staatszwecke,  denen  dann  Haupt- 


aie  vornehmste  Förderung  alles  wirtschaft- 
lichen Lebens  und  Verkelirs  in  der  an  das 
Staatsgebiet  zuuäclist,  als  an  ihre  territoriale 
Basis,  sich  anseldiessenden  Volkswirtschaft 
Die  neuere  geschichtliche  Entwickelung, 
welche  die  hierher  gehörenden  einzelnen 
Aufgaben,  der  Gesetzgeltung,  der  (präven- 
tiven und  repressiven)  Friedensl>ewalirung, 
des  Gerichts-,  Polizei-,  Wehrwesens,  gerade 
immer  mehr  beim  Staate  selbst  koueeutriert 
ihm  grossenteils  ausschliesslich  Überträgen, 
anderen  autonomen  öffentlichen  Körpern 
(Gemeinden  u.  s.  w.,  auch  Grundherr- 
schaften) entzogen  liat  abgesehen  von  Dele- 
gierungen auf  sie  seitens  des  Staats,  ist 
zuiu  Teil  gerade  durch  volkswirtschaftliche 
Interessen  mit  bedingt  und  mit  begünstigt 
worden  und  liat  auch  wieder  wichtige 
volkswirtschaftliche  und  finanzielle  Folgen 
gehabt  (stehendes  Berufsbeamtentum,  staat- 
liches Gerichts-,  Heerwesen,  finanzielle  Ein- 
richtungen als  Grundlage  dafür,  s.  unten 
sub  <1  und  5). 

Der  klar  erkannte  Kultur-  und  Wold- 
fahrtszweck des  modernen  Staates  »besteht 
in  der  Förderung  der  Staatsangehörigen,  in  der 
Verfolgung  ihrer  Lebensaufgaben,  ihrer  phyai- 


gruppen  von  Aufgaben  und  Leistungen  ent- 1  schen,~wirtschaftlichen.  sittlichen,  geistigen, 
sprechen :  den  Rechts-  und  Machtzweck  und  >  religiösen  Interessen,  namentlich  soweit  dabei 
den  Kultur-  und  Wohlfalirtszweck.  Sie  be-  Gemein bedürfnisse  ins  Spiel  kommen.«  Mög- 
tont dabei  aber,  dass  diese  Scheidung  auf  1  üchst  sollen  dabei  zwar  nur  die  allgemeinen 
eiuer  Abstraktion  beruht  und  nicht  äusser- 1  Entwickelungsbedingungen  der  selbsttätigen 
lieh  mechanisch  aufgefasst  und  durchgeführt  j  Einzelnen  und  ihrer  freien  Vereinigungen 
werden  darf  und  kann,  vollends  nicht  auf  verbürgt  werden :  das  ideale  Ziel  der  rich- 
den  einzelnen  Specialgebieten.  Die  National- 1  tigen  Grenzziehung  zwischen  Staats-  und 
Ökonomie  kann  diese  neuere  Lehre  von  den  .  Individualthätigkeit  auch  hier  und  gerade 
Staatszwecken  anuchmen  und  dann  von  I  hier.  Aber  im  Leben  selbst  sind  eben  diese 
ihrem  Staud  punkte  aus  mit  begründen  und  Grenzen  flüssig,  im  einzelnen  Falle  schwer 
genauer  ausfüliren  helfen,  wodurch  sie  der  \  genau  zu  ziehen,  und  gerade  hier  ist  die 


Staatslehre  einen  wesentlichen  Dienst  leistet. 
Namentlich  hat  die  Nationalökonomie  die 
Bedeutung  des  Slaats  für  das  ganze  Wirt- 
schaftsleben in  Vorbindung  mit  der  I>ehre 
von  den  Staatszwecken  darzulegen  und  zu 
zeigen,  wie  es  im  hohen  Masse  wirtschaft- 
liche Momente  sind,  welche  die  Entwicke- 
lung des  Staats,  seiner  Aufgaben  und  Leis- 
tungen, seiner  Verwaltungscinrichtung  mit 
bestimmen. 


geschichtliche  soziale  Differenzierung  der 
Bevölkern ng,  die  Verschiedenheit  von  Be- 
sitz, Einkommen,  Bildung.  Charakter,  Sitte, 


')  8.  den  Art.  (tenieinwirtsrhaft  von 
Gros»  oben  Bd.  IV,  S.  Iftöff.,  nnd  Wagner, 
Ornndl.  3.  Aufl.  I,  2.  Hälfte,  §  326  ff.  Aas- 
druck nnd  Begriff  „Gemeinbediirfnis"  strittig, 
vom  Verf.  festgehalten,  s.  eb.  auch  §  288. 

Zwei»  AulU*e.  VI.  60 
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Lebensstellung  so  bedeutend,  auch  aus  spe- 
cifischen  Ursachen  und  Bedingungen  des 
modernen  -wirtschaftlichen  Lebens,  hier  in 
besonders  deutlicher  Weise  infolge  der  Ge- 
staltung und  Entwicklung  der  Produktions- 
technik, wohl  selbst  in  Steigerung  und 
jedenfalls  in  beständiger  Veränderung  be- 
griffen. Deshalb  sind  auf  diesem  Gebiete 
des  Kultur-  und  Woldfahrtszweckes  dem 
modernen  Staate  ganz  besonders  wichtige 
und  schwierige  Aufgaben  zugewachsen  und 
wachsen  ihm  immer  weiter  zu:  »soziale  Hilfe« 
und  Förderung  zu  gewähren,  zumal  den 
sozial  und  wirtschaftlich  schwächeren  Ele- 
menten der  Bevölkerung,  den  nichts  oder 
wenig  Besitzenden,  den  im  wesentlichen  vom 
»Privateigentum  an  den  sachlichen  Produk- 
tionsmitteln* ausgeschlosseneu  und  von  dem 
in  den  Häuden  der  ^Besitzenden«  befind- 
lichen abhängigen,  den  unsicher  und  wenig 
erwerbenden,  den  aus  allen  diesen  Gründen 
in  Bildung  und  zum  Teil  in  Sitte  niedriger 
stehenden  »unteren«  Klassen.  Auch  findet 
daher  Arielfach,  weil  die  anderen  öffentlichen 
Körper  (Gemeinden,  öffentliche  Verbände) 
nicht  stark  und  leistungsfähig  genug  sind 
oder  weil  Gleichmässigkeit  und  Einheitlich- 
keit der  Einrichtungen  und  Massnalimen  ge- 
boten ist,  ein  Umsiehgreifen  der  Ktaats- 
thfttigkeit  statt  oder  neben  der  Thätigkeit 
solcher  anderer  Körper,  wenn  auch  nicht  in 
gleichem  Masse  und  nur  vereinzelt  (z.  B. 
in  Gebieten  gewissen  Unterrichts-,  Verkehrs- 
wesens) so  ausschliesslich  wie  auf  dem  Ge- 
biete des  Rechts-  und  Machtzweckes. 

In  zwei  hauptsäcldiehen  Formen  tretet» 
die  Iyeistungen  des  Staats  auf  diesem  Ge- 
biete des  Kultur-  und  Wohlfahrtszweckes 
dann  hervor:  einmal,  mehr  indirekt,  in 
Massnahmen,  Vorkehrungen,  Einrichtungen, 
welche  Hemmnisse  und  Erschwerungen  in- 
dividueller, genossenschaftlicher,  sonstiger 
korporativer  (auch  kommunaler)  Thätigkeiten 
beseitigen  oder  vermindern;  sodann,  mehr 
direkt,  in  der  Herrichtung  und  Bereitstellung 
von  Staatseinrichtungeu  und  Anstalten  zur 
unmittelbaren  Benutzung  der  Einzelnen.  Im 
ersten  Falle  bleibt  der  Privatwirtschaft  und 
eventuell  auch  kleineren  anderen  öffentlichen 
Wirtschaften  (Gemeinde,  Kreis,  Provinz)  eine 
umfassendere  eigene  Thätigkeit ;  im  zweiten 
zieht  die  staatliche  Gemeinwirtschaft  (wie 
in  engerem  Kreise  auch  die  kommunale) 
privato  Wirtschaftsgebiete  in  ihre  Sphäre 
lind  verwaltet  sie  nach  Grundsätzen,  welche 
in  ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht 
eventuell  mehr  oder  weniger  von  den  privat- 
wirtschaftlichen  abweichen.  Es  sind  zum 
Teil  wieder  technische  Gründe,  welche  auf 
die  Ausdehnung  gerade  dieser  zweiten  Form 
von  Staatsleistungen  einwirken  (Verkehrs- 
anstalten). 

Wenn  so  auch  im  ganzen  das  Gebiet  des 


Rechts-  und  Machtzwecks  das  hauptsächliche 
und  wesentlichste  auch  des  entwickelten 
Staats  bleibt,  so  tritt  doch  das  Gebiet  des 
Kultur-  und  Wohlfahrtszwecks  immer  gross- 
artiger und  ausgedehnter  daneben.  Der 
Staat  wird  nach  treibenden  Bedürfnissen  der 
Bevölkerung,  auch  der  Volkswirtschaft  spe- 
ciell,  daher  nach  innerer  gesetzmassiger  Ent- 
wickelung  immer  mehr  wahrer  »Rechts-  und 
Kulturstaat«. 

Nicht  Selbstzweck,  sondern  technische 
Mittel  zur  Verwirklichung  der  beiden  or- 
ganischen Staatszwecke  sind  die  oberste 
Handhabung  der  Staatsgewalt  (Regierung 
und  Centralleilung)  und  die  staatliche  Finanz- 
verwaltung (Staatshaushalt).  Die  Regierung 
stellt  in  der  vom  Staato  als  Ganzem  reprä- 
sentierten Gemeinwirtschaft  das  leitende 
(Rechts-  und  Wirtschafts-)Subjekt  dar.  Die 
Finanzverwaltung  ist  selbst  wieder  eine 
eigene  (Produktions-  und  Erwerbs-)Wirt8chaft 
für  sich,  wenn  sie  getrennt  von  der  ganzen 
staatlichen  Gemeinwirtschaft  gedacht  wird. 
Ihre  Aufgabe  ist  eine  speeifisch  ökonomische: 
die  Beschaffung  und  Verwendung  der  sach- 
lichen Mittel  (Geld),  welche  zur  Durchfüh- 
rung der  Staatszwecke,  also  zur  Herstellung 
der  Staatsleistungen  und  für  die  eigenen 
Bedürfnisse  der  Regierung  und  der  Finanz- 
vorwaltung  gebraucht  werden.  Mit  der  Ent- 
wicklung der  Staatsaufgaben  und  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  der  Staatszwecke  muss  da- 
her notwendig  eine  entsprechende  Entwicke- 
lung  der  Regierung  und  der  Finanzverwal- 
tung einhergehen  (grösseres,  specialisierteres, 
der  feineren  Arteitsteilnng  entsprechendes 
Behördenwesen,  Beamtentum,  grössere,  ge- 
sichertere Ausgaben  und  Einnahmen). 

4.  Entwickelnngstendenz  der  öffent- 
lichen, besonders  der  Staatsleistangen, 
namentlich  im  modernen  Rechts-  und 
Kulturstaat.  Beobachtungsmässig ,  histo- 
risch und  statistisch  nachweisbar  zeigt  sich 
im  Staate  eine  deutliche  Tendenz  zur  Aus- 
dehnung der  öffentlichen  bezw.  Staatsthätig- 
keiten  mit  dem  Fortschritt  der  Volkswirt- 
schaft und  Kultur  auf  den  Gebieten  der 
beiden  organischen  Staatszwecke.  Diese 
Ausdehnung  erscheint  als  etwas  so  Regel- 
mässiges und  lässt  sich  so  deutlich  auf 
ihre  inneren  Ursachen  und  Bedingungen 
zurückführen,  dass  es  statthaft  erscheint, 
von  einem  »Gesetz«  der  wachsenden  Aus- 
dehnung der  öffentlichen  (inkl.  kommunalen 
u.  s.  w\),  besonders  der  Staatsthätigkeiten  zu 
sprechen,  in  dem  Siune,  in  welchem  dieser 
Ausdruck  auf  dem  Gebiete  der  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Erscheinungen  gebraucht 
winl  und  wohl  auch  gebraucht  werden 
larf.1)    Nationalökonomisch  aufgefasst  be- 


')  8.  d.  Art.  Gesetz  Cim  gesellschaftlichen 
und  statistischen  Sinne)  von  L  e  x  i  s  oben  Bd.  IV,  S. 
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deutet  dieses  Gesetz  absolut  und  selbst  rela- 
tiv wachsende  Ausdehnung  der  öffentlichen, 
besonders  der  staatlichen  gemeinwirtöchaft- 
licheu  Organisationsform  neben  und  statt 
der  privat  wirtschaftlichen  innerhalb  der 
Volkswirtschaft.  Die  Ursachen  liegen  im 
Hervortreten  neuer,  vermehrter,  feinerer 
öffentlicher  Bedürfnisse,  namentlich  Ge- 
meinbedürfuisse  im  ganzen  Volksleben,  die 
Bedingungen  liegen  in  starkem  Masse  in 
Acnderungen  der  Froduktions-  und  Ver- 
kehrstechnik, welche  die  staatliche  und 
eventuell  neben  oder  auch  statt  ihrer  die 
sonstige  öffentliche,  kommunale  etc.  Funktion 
in  höherem  Grade  ermöglichen  und  wün- 
schenswert machen.  Die  Folgen  sind, 
dass  die  Einzelnen,  die  Privatwirtschaften, 
ihre  Bedürfnisbefriedigungen  in  immer 
stärkerem  Masse  durch  Vermittelung  des 
Staats  und  anderer  öffentlicher  Körper  er- 
reichen und  dafür  in  Steuern  und  Ge- 
bühren Entgelt  leisten  oder  dass  der  Staat ; 
und  diese  Körper  privatwirtschaftliche  Kr- ! 
werbstjuellen  mehr  au  sich  ziehen  und  ans 
deren  reberschüssen  mit  die  Mittel  für  die 
Deckung  der  Kosten  der  öffentlichen  Leis- 
tungen gewinnen.  Voraussetzungen  und 
wieder  Folgen  der  Entwickelung  sind  da- 
her auch  speciell  ökonomische  und  finan- 
zielle: die  privatwirtschaftlichen  Entgeltlich- 
keit snormen  werden  durch  gomeinwirtscliaft- 
liche,  der  freie  Verkehrspreis  wird  durch 
Gebühr,  Taxe.  Steuer  ersetzt.  Die  öffent- 
lichen, besonders  die  Staat sfinanzeu  dehnen 
sich  in  Einnahmen  und  Ausgaben  immer 
mehr  aus,  nehmen  neue  Formen  mit  an, 
die  Steuern  wachsen«  ,  ohne  fest  be- 
stimmbare Grenzen,  aber  die  Besteuer- 
ten, die  ganze  Bevölkerung  erhalten  den 
Gegenwert  und  regelmässig  einen  vollauf 
genügenden  Gegenwert  in  vermehrten  und 
vervollkommneten  öffentlichen  Iveistungen. 
Nur  wird  grossenteils  nicht  mit  jedem  Ein- 
zelnen über  seinen  individuellen  Empfang 
von  öffentlichen  Leistungen,  über  die  Wert- 
höhe seiner  Teilnahme  daran  und  über 
seine  individuelle  Gegenleistung  nach  «lern 
privatwirtschaftlichen  Princip  der  Wertkorre- 
spondenz von  specieller  I^eistung  und 
Gegenleistung  abgerechnet.  Das  geschieht 
nureinigermassen  im  finanziellen  Gebühren- 
wesen <<  und  in  verwandten  Füllen,  bei  <  ierichts- 
kosten ,  Verwaltungskosten ,  Schulgeldern, 
Verkehrsabgaben  nach  Tarifen  etc.  Uelier- 
wiegend  vielmehr  werden  die  öffentlichen 
Leistungen  der  Gesamtheit  des  Volkes  und 
den  Einzelnen  als  dessen  Gliedern  zur  Ver- 
fügtang gestellt  und  nach  dem  gemeinwirt- 


234  ff.,  und  meine  Ausführungen  über  „wirtschaft- 
liche Gesetze"  in  meiner  Grundlegung  3.  Aufl. 
I,  1.  HiUfte,  S.  225  ff. 


schaftlichen  Princip  der  generellen  Ent- 
geltlichkeit werden  die  Einzelnen  dann  nach 
bestimmten,  für  passend  geltenden  Normen 
zur  individuellen  Gegenleistung,  regelmässig 
zwangsweise,  verhalten,  d.  h.  sie  werden  in 
der  Kegel  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Leis- 
tungsfähigkeit besteuert.  In  der  Entwicke- 
lung,  Ausdehnung,  Vergrössenmg  der  öffent- 
lichen, ^sonders  der  Staatsfinanzen  reflek- 
tiert sich  datier  die  Ausdehnung  der  öffent- 
lichen Thütigkeiten. 

Auf  dem  Gebiete  beider  Staatszwecke 
zeigt  sich  diese  Entwickelung,  auf  dem- 
jenigen des  Rechts-  und  Machtzwecks  nur 
noch  in  schärferein  Masse,  gerade  in  be- 
treff des  Staats  selbst,  weil  es  durch  die 
geschichtliche  Entwickelung,  die  hervor- 
tretenden Bedürfnisse,  namentlich  wieder 
nach  der  schon  erwähnten  möglichsten 
Gleichmäßigkeit  der  öffentlichen  Einrich- 
tungen und  Funktionen  im  ganzen  Staats- 
gebiete, bewirkt  wird,  dass  gerade  der  Staat 
als  solcher  die  Hauptaufgaben  des  Rechts- 
schutzes im  Innern  und  nach  aussen  aus- 
schliesslich, auch  statt  anderer  öffentlicher 
Körper  und  Organe  (Gemeinden,  Grund- 
herren), welche  etwa  früher  daran  lieteiligt 
waren,  an  sich  zieht  (Heerwesen,  Gerichts- 
wesen, Polizei,  Gesetzgebung,  auswärtige 
Vertretung,  s.  unten  sub  Hl  Auf  dem 
Gebiete  des  Kultur-  und  Wohlfahrtszwecks 
liegen  nicht  dieselben  Bedürfnisse  der  Ein- 
heitlichkeit. Koncentration.  Centralisation  der 
öffentlichen  Einrichtungen  und  Funktionen 
vor,  zum  Teil  gerade  entgegengesetzte.  Da- 
her sind  hier  neben  und  mitunter  statt  des 
Staats  die  übrigen  öffentlichen  Kört  »er  stark 
mit  Leistungen  lieteiligt  und  werden  es 
immer  mehr.  Neuere  Verwaltung* 'innch- 
tungen,  wie  die  Organisation  grösserer 
Selbstverwaltnngskörper,  zwischen  Ortsge- 
meinde und  Staat,  dienen  mit  diesem  Zweck 
(..Vorbände'-,  Kreise,  Bezirke,  die  neuerdings 
sogenannten  -  Selbst verwaltungkörpcr  höherer 
<  »rdnung  |. 

Die  mit  den  Fortschritten  der  Kultur, 
wieder  zugleich  als  deren  Voraussetzung 
und  Folge,  immer  wichtiger  werdende  Ga- 
rantie ungestörter  Rechtssicherheit  im  Innern 
des  Landes,  der  Volkswirtschaft,  wie  auch 
nach  aussen  zu,  von  Land  zu  Land,  von 
Volk  zu  Volk:  die  mit  der  steigenden 
Volksdichtigkeit,  grösserer  lokaler  Koneen- 
tration  der  Bevölkerung  (Städtewesen,  In- 
dustriesitze).  mit  der  immer  entwickelteren 
Arlieitsteilung  stets  komplizierter  werden- 
den Verkehrs-,  Wirtschafts-  und  Rechts- 
verhältnisse —  das  sind  die  entscheidenden 
Momente,  welche  zu  einer  extensiv  und  in- 
tensiv gesteigerten  öffentlichen  und  insbe- 
sondere Staatsthätigkeit  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts-  und  Machtzwecks  führen.  Zu- 
gleich dieselben  Momente,  welche,  wie  unten 
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auszuführen  (sub  5),  das  Prftventivnrincip 
und  die  diesem  entsprechenden  Erorich- 
tungen  immer  melir  beherrschend  hervor- 
treten  lassen.  Die  Bedürfnisse  der  ent- 
wickelten Volkswirtschaft  namentlich  treiben 
in  diese  beiden  Richtungen  liier  hinein,  und 
immer  weiter  und  wechselwirkend  werden 
dann  die  gut  fungierenden  öffentlichen  Ein- 
richtungen und  deren  l^eistungen  wieder 
die  Voraussetzung  gerade  vieler  volkswirt- 
schaftlicher Fortschritte  und  damit  eines 
allgemein  höheren  Knlturniveaus.  Die  grosse 
Gleichartigkeit  der  Entwickelung  der  öffent- 
lichen Einrichtungen  und  Leistungen  auf 
dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks 
zeigt  deutlich,  dass  hier  allgemeine  Be- 
dürfnisse und  Entwickelungsbedingungen 
vorliegen. 

Auf  dem  Gebiete  dos  Kultur-  und  Wohl- 
fahrtszwecks ist  die  Ausdehnung  der  öffent- 
lichen, staatlichen  wie  kommunalen  und  Ver- 
handseinrichtungen und  Leistungen  ebenso 
Wirkung  und  Folge,  wie  wieder  Ursache 
und  Bedingung  von  Wirtschafts-  und  Kultur- 
fortschritten.  Nur  geht  die  Entwickelung 
zeitlich  und  örtlich  nicht  so  gleichmassig 
vor.  unterliegt  vorüliergehend  und  dauernd 
grösseren  Verschiedenheiten ,  namentlich 
auch  in  Bezug  auf  die  Verteilung  der  Ein- 
richtungen und  Leistungen  auf  Staat  (Reich), 
Verbände,  Gemeinden  oder  fflr  einen  ein- 
zelnen Zweck  fungierende  Körper.  Aber 
einen  entwickelungsgesetzmässigen  Charakter 
hat  die  Ausdehnungstendenz  doch  ebenfalls. 
Auf  dem  Gebiete  der  Saehgüteq>roduktion, 
bei  der  rechtlichen  und  ökonomischen 
Grundlage  dersclten,  den  Grundstücken, 
Gebäuden,  Kapitalien,  speciell  im  Verkehrs- 
wesen sind  es  in  besonderem  Grade  Mo- 
mente der  Kntwickelung  der  Produktions- 
technik,  Bedürfnisse  des  Grossbetriebs, 
Uebelstände  des  spekulativen  Privatkapitals 
und  der  Organisationsformen  desselben 
(Aktienweseu.  Börse),  allgemeine  klimatische, 
sauitäre,  ethische,  (»olitische  Interessen  der 
Volksgemeinschaft  und  ihres  Wohngebiets, 
—  sind  es  lauter  solche  Momente,  welche 
auch  hier  die  öffentlichen  Einrichtungen, 
Anstalten,  Leistungen  des  Staats,  der  Ver- 
bände, der  Gemeinden  an  die  Stelle  der 

!>rivatwirtschaftlichen  der  Individuen ,  der 
Srwerbsgesellschaften  treten  lassen.  Damit 
ist  dann  eine  Beibehaltung  oder  Ausdeh- 
nung »öffentlichen'.  Eigentums  (wenn  auch 
in  privatrechtlicher  Form)  an  Grundstücken, 
Gebäuden,  Verkehrsvorrichtungen,  Kapitalien 
verbunden  (Staatsforsten.  -Bergwerke,  -Ban- 
ken, -Gewerbebetriebe,  Verkehrswege,  Ver- 
kehrsanstalten, Post,  Telegraph.  Eisenbahnen. 
Versichcrungseinriehtungen.  kommunale  Ver- 
kehrs-, Markt-,  Beleuchtungs-,  Sanitätsan- 
stalten etc.).  Extensiv  und  intensiv  dann 
eine  immer  reichere  Entfaltung  öffentlicher 


Einrichtungen  und  Leistungen  auf  den  ver- 
schiedensten Specialgebieten  der  Sachgüter- 
produktion  und  des  \  erkehrswesens :  wieder 
ohne  bestimmbare  Grenzen.  Aber  doch, 
nach  bisheriger  Erfahrung  eben  immer  nur 
auf  Specialgebieten,  aus  besonderen 
Gründen,  nach  Entscheidung  von  Fall  zu 
Fall,  nicht  nach  einer  allgemeinen  Formel 
und  einem  absoluten  Princip:  ein  Hauptirr- 
tum des  Sozialismus.  Die  gewöhnlichen 
Hauptgebicte  des  wirtschaftlichen  Lebens. 
Landwirtschaft,  Gewerbe,  Handel  sind  und 
bleiben  vermutlich,  wenigstens  in  der  Haupt- 
sache und  mit  Recht,  der  üebernahme  durch 
die  staatliche,  die  kommunale  Gemeinwirt- 
schaft entrückt. 

Auf  anderen  Kulturgebieten  eine  ähn- 
liche, aber  im  ganzen  noch  ausgedehntere 
und  intensivere  Entwickelung  [in  der  Rich- 
tung, Einrichtungen,  Anstalten,  Leistungen 
auf  Staat.  Gemeinde,  Verbände  zu  über- 
nehmen, so  im  Unterrichts-,  Bildungs-, 
Schul-,  Sanitäts-,  Hilfs-,  Armen-,  Wohlthätig- 
keitswesen  etc.  Zum  Teil  wiederum,  weil 
es  sich  nach  den  beherrschenden  Ideeen  der 
Kulturwelt  um  wichtigere  Angelegenheiten 
des  Gemeinwohls,  um  l*flichten  der  Gesell- 
schaft gegen  die  sozial  und  ökonomisch 
schwächeren  Volkseleraente,  um  grosse  all- 
gemeine Interessen  des  ganzen  Volks,  um 
grössere  Sicherung  und  reichlichere  Be- 
messung der  betreffenden  Bedürfnisbefrie- 
digungen, um  grossen  Kostenaufwand  dafür, 
uro  möglichste  Zugänglichkeit  für  alle  Kreise 
und  Klassen  des  Volks,  um  die  Folgen  der 
wissenscliaftlichen  Fortschritte  auf  den  ver- 
schiedensten Ijebensgebieten.  die  Verwer- 
tung der  Ergebnisse  davon  für  die  Steige- 
rung und  bessere  Sicherung  des  Volkswohls, 
für  die  sichere  Verhütung  von  Gefahren, 
Beseitigung  von  Uebelständen  handelt.  Mit 
gesetzgeberischen,  mit  administrativen  Mass- 
nahmen, mit  finanziellen  Hilfsmitteln  tritt 
der  Staat  hier  wieder  neben  und  vor  und 
statt  der  kleineren  öffentlichen  Körper  ein. 
weil  auch  grössere  Gleichmüssigkeit  der 
Einrichtungen.  Anstalten,  Leistungen  im 
Interesse  des  Erfolges  verbürgt  werden 
muss  oder  weil  er  die  beste  Bürgschaft  der 
Ausführung  des  Notwendigen  und  der  voll- 
kommensten, vielleicht  auch  der  wohlfeilsten 
Ausführung  bietet  oder  weil  er  die  Kosten 
am  leichtesten  und  zweckmässigsten  auf- 
bringt oder  die  Verteilung  der  Kosten  auf 
die  Bevölkerung  am  richtigsten  durchführt 
(Besteuerung).  U.  a.  sind  die  naturwissen- 
schaftlichen Fortschritte  in  der  Erkenntnis 
der  Bedingungen  von  Gesundheit  und  Krank- 
heit der  Menschen,  der  Tiere,  der  Pflanzen 
in  betreff  von  Licht,  Luft.  Wasser,  Nah- 
rungsmitteln, Wohnung  etc.,  Krankheitser- 
regern, Vorkelirungsmitteln  dabei  in  vielen 
dieser  Beziehungen  von  Einfluss  darauf,  dass 
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die  Öffentlichen,  die  Staatsthätigkeiten  sich 
im  Gesamtinteresse  immer  weiter  ausdehnen, 
um  Wohlfahrtsbedingungen  dieser  Art  zu 
verbürgen. 

6.  Das  Vorwalten  des  Priiventivp  rineips 
im  entwickelten  Rechts-  und  Kultur- 
Htaute.  Wie  überall  in  der  Volkswirt- 
schaft zeigt  sich  auch  bei  der  Ausführung 
der  Staatsthätigkeiten  auf  höheren  Stufen 
des  Staatslebens  eine  steigende  Bedeutung 
des  Kapital  faktors,  besonders  auch  des 
stehenden  Kapitals,  in  Form  grosser,  fester, 
dauernder  Einrichtungen  und  Anstalten,  und, 
/.um  Teil  damit  verbunden,  der  qualifizierten 
Arbeit,  in  Form  des  berufsmässig  ausge- 
bildeten Beamtentums,  des  Soldatentums. 
Diese  Entwickdung  steht  namentlich  auf 
dem  Gebiete  der  Thätigkeiten  des  Rechts- 
und Machtzwecks,  doch  auch  in  einzelnen 
Fällen  anderer  Art,  so  im  SanitÄtsweseu, 
mit  einer  besonders  wichtigen  und  folgen- 
reichen principiellen  Aenderung  in  der 
ganzen  Methode,  nach  welcher  die  öffent- 
lichen Thätigkoiten  ausgeführt  werden,  in 
Zusammenhang.  Diese  principielle  Aende- 
rung aber  ist  wieder  durch  den  Gang  der 
Kulturentwickelung  und  durch  die  aus  dieser 
letzteren  hervorgehenden  Bedürfnisse  des 
Volkslobens,  auch  speciell  des  wirtschaft- 
lichen, bedingt  und  wird  daduich  zur  Kot- 
wendigkeit.  Es  gilt,  der  Möglichkeit  von 
Störungen  ües  i\ecntszustanaes  im  Innern 
und  nach  aussen  vorzubeugen  und  das  Ge- 
fühl der  möglichsten  Sicherung  in  dieser 
Beziehung  im  Volksbewusstsein  zu  ver- 
breiten. Das  ist  ein  civilisatorisches  Ziel 
und- vielfach  unter  den  verwickelten  Ver- 
hältnissen der  Arbeitsteilung  und  des  Ver- 
kehrs auf  den  höheren  Stufen  der  Volks- 
wirtschaft, —  in  der  industriell-merkantilen 
Phase  derselben,  zumal  bei  steigender  Be- 
deutung des  Fernabsatzes  der  heimischen 
und  des  Fernbezugs  der  fremden  Produkte, 
bei  der  wachsenden  Beteiligung  am  welt- 
wirtschaftlichen Verkehr,  bei  der  Entwicke- 
lung  der  Kreditwirtschaft  —  eine  Voraus- 
setzung des  ganzen  wirtschaftlichen  Ge- 
triebes und  seiner  ungestörten  Funktion. 
So  drangt  alles  darauf  hin.  durch  grosse, 
diesem  Zweck  dienende  Einrichtungen  und 
Veranstaltungen  Bürgschaften  für  die  ge- 
sicherte Aufrechterhaltung  des  Rechtszu- 
standes zu  schaffen,  damit  Störungen  des 
letzteren  möglichst  unterbleiben,  im  Keime 
unterdrückt  werden  und,  wenn  dies  dennoch 
nicht  völlig  gelingt,  sie  mit  um  so  grösserer 
Sicherheit  und  rasch  wieder  beseitigt  werden 
können.  Diese  überall  in  der  Kulturwelt 
nachweisbare,  daher  auch  sehr  gleichmassige 
Entwickelung  lässt  sich  in  die  Formel  fassen : 
Das  Prävenüvprineip  mit  umfassenden  Ein- 
richtungen zur  Prävention  von  Rechts- 
störungen und  anderen  Uebeln  (so  auf  dem 


Gebiete  des  Gesundheitswesens),  daher  ein 
förmliches  Prävontivsystcm  wird  immer  mehr 
zur  Durchführung  gebracht,  so  dass  das 
Repressivprincip  zurücktritt,  um  nur,  auf 
Grund  der  Präventi Verrichtungen,  nötigen- 
falls, aber  im  ganzen  doch  ausnahmsweise, 
mit  um  so  stärkerem  Nachdruck  in  Funktion 
gesetzt  zu  werden.  Auch  hier  kann  man 
wiederum,  in  dem  oben  erwähnten  Sinn 
des  Worts,  von  einem  ^Gesetz«  des  Vor- 
waltens des  Präventivprincips  im  entw  ickelten 
Rechts-  und  Kulturstaat  sprechen. 

Auf  keinem  Gebiete  der  Staatsthätigkeit 
zeigt  sich  diese  Entwickelung  wohl  gross- 
artiger und  folgenreicher,  auch  in  öko- 
nomischer und  finanzieller  Hinsicht,  als  auf 
demjenigen  des  Wehrwesens,  in  der  Ein- 
richtung der  stehenden  Heere,  zumal  bei 
dem  Princip  der  allgemeinen  Wehrpflicht, 
der  grossen  Befestigungen,  der  Kriegsflotte 
und  Dei  den  hiermit  in  Verbindung  stehen- 
den Anstalten.  Aber  auch  die  Sicherheits- 
polizei mit  ihren  grossen  Einrichtungen 
(Gendarmerie,  Schutzmannschaft),  die  ganze 
Justizorganisation  mit  ihren  stehenden,  immer 
der  Beanspruchung  gewärtigen  Gerichts- 
höfen, das  Gefängniswesen,  der  stehende 
diplomatische  und  consularische  Dienst,  und 
auf  dem  Gebieto  des  Kultur-  und  Wohl- 
fahrtszwecks vielerlei  Vorbeugungseinrich- 
tungen und  Massregeln  des  Sanitäts-.  Me- 
dizinal-, Armen-,  Hilfs-,  Wohlthätigkeits- 
wesens  sind  charakteristische  und  wichtige 
Belege  für  jenes  Gesetz. 

Grossenteils  diese  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  Präventivsystems  bedingen  dann 
auch  die  Ausführung  der  Staats-  und  sons- 
tigen öffentlichen  Thätigkeiten  durch  ijuali- 
fiziertc  Arbeiter  und  grosse  kapitalistische 
Mittel.  Mit  daher  die  eigentümliche  Or- 
ganisation des  ganzen  modernen  Staats- 
dienstes und  Beamtentums,  des  von  der 
privatwirtschaftlichen  Lohnregelung  vielfach 
principiell  abweichenden  Besoldung»-  und 
Pensions wesens  dafür,  einer  Art  von  »Sozial- 
taxen« nach  Bedarfs-  und  Leistungswert- 
skalon.  Mit  daher  die  grossen  stehenden 
Kapitalanlagen  in  den  bestimmten  Verwal- 
tungszwecken angepassten  und  bleibend  da- 
für dienenden  Gebäuden,  Grundstücken,  In- 
ventaren,  in  dem  System  der  Kriegs- 
maschinen, Waffen,  Werkzeuge,  Vorkeh- 
rungen in  den  Angriffs-  und  Verteidigungs- 
mitteln des  I^and-  und  Seekriegs,  alles 
wiederum  Dinge,  deren  Beschaffenheit  und 
Umfang  vom  Stande  der  Technik  bestimmt 
wird  und  deren  Gebrauch  ein  grosses  stehen- 
des, regelmässig,  auch  in  Friedenszeit,  ein- 
geübtes Personal  verlangt. 

Dieses  Vorwalten  das  Präventivprincips 
mit  allen  diesen  Einrichtungen  und  den  Be- 
dingungen seiner  Auwendung  hat  denn  auch 
wieder  weittragende  Folgen  für  die  Gestal- 
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tnng  der  staatlichen  Finanzwirtscliaft.  Es 
macht  einen  sehr  grossen,  im  ganzen  schon 
nach  den  Ansprüchen  der  Technik  steigen- 
den, auch  in  gewöhnlicher  ruhiger  Zeit  hoch 
verbleibenden  Finanzbedarf  notwendig  und 
dieser  wieder  eine  Gestaltung  der  Einnahmen, 
welche  eine  sichere  regelmässige  Deckung 
jenes  Bedarfs  verbürgt.  Daher  die  riesigen 
Budgets  auch  mitton  im  Frieden,  die  hohen 
Steuern,  die  wichtigen  sonstigen,  nicht- 
«teuer-rechtliehen  Einnahmen,  welche  die 
panze  Volkswirtschaft  bleibend  l>elasten,  aber 
aneh  die  Mittel  sind,  um  Kulie  und  Ord- 
nung, als  die  erste  Voraussetzung  jedes  ge- 
sunden Wirtschaftslebens  und  der  ganzen 
Volkskidtur,  zu  verbürgen,  insofern  die  volks- 
wirtschaftlichen und  kulturlichen  »Asse- 
kuranzkosten«. Die  donnoch  gelegentlich 
uötig  werdende  Rcpressivthätigkcit  steigert 
dann  freilich,  um  die  Präventiveinrichtungen 
in  die  Funktion  der  Repression  hinüber  zu 
leiten,  den  Finanzbedarf  noch  ausserordent- 
lich (moderne  grossere  Kriege!).  Aber  das 
gut  vorbereitete  in  die  Repression  über- 
gehende Präventivsystem  garantiert  auch 
grösseren  und  vor  allem  rascheren  Erfolg 
der  Repression,  damit  schnellere  Wieder- 
herstellung des  Rechtszustandes  und  der 
Rulle,  ein  volkswirtschaftliches,  soziales, 
ethisches  Postulat  ersten  Ranges,  wobei  dann 
auch  der  grosse  Kostenaufwand  in  der  Zeit 
der  Störungen  (Krieg  etc.)  doch  wegen  der 
geringeren  Dauer  massiger  bleiljen  kann.  So 
erfolgt  in  finanzieller  Hinsicht  durch  das 
Präventivsystem  nicht  sowohl,  wie  oft  zu 
allgemein  behauptet  und  beklagt  wird,  eino 
Steigerung  des  ganzen  Finanzbedarfs,  der 
Kosten  des  Staatswesens,  als.  wenigstens 
für  längere  Periodeu  wecliselnder  Volks- 
schicksale betrachtet,  eine  andere  und  im 
ganzen  eine  auch  volkswirtschaftlich  günsti- 
gere Verteilung  jenes  Bedarfs  und  der 
zu  seiner  Deckung  dienenden  Finanzmittel 
(Steuern  etc.)  auf  grössere  Zeiträume. 

Man  wird  daher  im  ganzen  das  Piä- 
ventivsystem  nicht  bloss  als  notwendige  Ent- 
wicklung, unter  menschlichen  Verhältnissen, 
wie  sie  auch  alle  heutigen  Kulturvölker  noch 
zeigen  und  vermutlich  spätere  ähnlich  zeigen 
werden,  sondern  auch  als  etwas,  zumal 
volkswirtschaftlich,  Überwiegend  Günstiges 
ansehen  dürfen.  Was  darin  fehles  liegt, 
ist  nicht  Schuld  dieses  Systems,  sondern 
derjenigen  Seiten  menschlichen  Wesens, 
welche  ein  solches  System  zur  Aufrecht- 
haltung von  Hecht.  Ruhe  uud  Ordnung  eiu- 
mal  notwendig  machen ,  wenn  nicht  für 
immer,  was  wahrscheinlich  ist,  da  man  es 
mit  historisch  uud  örtlich  wenig  wandel- 
baren Seiten  menschlichen  Wesens  zu  thun : 
liat,  so  jedenfalls  für  unabsehbar  lange  Zeit. 

6.  Die  Feststellung  des  Bereichs  der 
Staatsthätigkeit.    Dieser  Bereich  ist  ein 


historisches  Produkt,  daher  Veränderungen 
unterworfen,  wie  im  Vorausgehenden  schon 
öfters  hervorgehoben.  Aber  dennoch  lassen 
sich  einige  allgemeinere  Bedingungen  und 
Regeln  für  die  Feststellung  dieses  Bereichs 
formulieren.  So  bildet  sich  eine  gewisse 
Richtschnur,  die  dann  freilich  im  konkreten 
Falle  speeiellere  Untersuchungen  nicht  nur 
nicht  unnötig  macht,  sondern  für  ihre  praktische 
Anwendung  zur  Ergänzung  voraussetzt.  Ge- 


rade aucn  < 
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des  Staates  (Schäffle)  giebt  hier  wertvoUe 
Fingerzeige  für  die  Feststellung  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit  überhaupt  und  insbe- 
sondere auch  gegenüber  der  Thätigkeit  der 
Privatwirtscliaften  und  der  übrigen  öffent- 
lichen Körper.  Es  lassen  sich  Merkmale 
ermitteln,  deren  einzelweises  und  vollends 
deren  gemeinsames  Vorkommen  die  Ver- 
mutung erweckt,  dass  gerade  eine  Staats- 
thätigkeit angezeigt  ist.  Auch  dabei  bleibt 
im  konkreten  Falle  noch  eine  genauere  Be- 
gründung notwendig  oder  andererseits  oine 
Widerlegung  möglich.  Aber  erstere  wird 
erleichtert  und  letztere  wird  mit  Recht 
schwieriger,  wenn  jene  Vermutung  fest- 
steht, dadurch  wird  die  positive  wie  die 
negative  Entscheidung  besser  begründet. 

Die  allgemeine  Regel  für  Staatsthätig- 
keit lässt  sich  also  fassen:  »Der  Staat  hat 
diejenigen  Thätigkeiten  zur  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  seiner  Angehörigen  zu  über- 
nehmen, welche  weder  die  Privatwirt- 
schaften noch  freie  Vereine  noch  andere 
Zwangsgemeinschaften  (öffentliche  Selbst- 
verwaltungskörper) flherluiupt  oder  welche 
alle  dioso  nur  weniger  gut  oder  nur  kost- 
spieliger ausüben  können. <= 

Die  Vermutung  aber  auch  im  einzelneu 
Fall  gerade  für  eine  Staatsthätigkeit  be- 
steht besonders  alsdanu,  wenn  folgende  drei 
Bedingungen  für  die  gute  Herstellung  (Pro- 
duktion) der  betreffenden  Leistungen  und 
eine  viorte  Bedingung  für  die  Benutzung 
(Konsumtion)  dieser  Leistungen  eiuzeln  oder 
zumal  vereint  vorliegen :  möglichste  zeitliche 
Xachhaltigkeit,  räumliche  Ausdehnung  und 
Einheitlichkeit  oder  selbst  Ausschliesslich- 
keit der  erforderliehen  Thätigkeiten  in  einer 
Hand,  in  ersterer,  die  Produktion  betreffen- 
der Beziehung:  ferner  in  zweiter  die  Kon- 
sumtion botreffender  Hinsicht,  wenn  die 
Konsumtion  der  Leistung  unvermeidlich, 
nach  der  Natur  der  Sache,  eine  gemeinsame 
Vieler,  selbst  Aller  ist  oder  ohne  beson- 
dere Schwierigkeiten,  namentlich  ohne  ent- 
sprechend wachsende  Kosten,  eino  solche 
werden  kann,  die  ljeistung  überhaupt  einer 
Mehrzahl  Einzelner,  jedem  davon  in  un- 
mesfebarem  Grade,  zu  gute  kommt  (wesent- 
lich nach  Schäffle  und  Wagner). 

Gerade  an  dieser  Regel  und  an  diesen 
Bedingungen  geprüft  erscheinen  die  i 
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Hauptthätigkeiten  auf  dem  Gebiete  des 
Rechts-  und  Machtzwocks,  welche  nach  der 
geschichtlichen  Entwicklung  bei  den  Kultur- 
völkern ausschliesslich  oder  überwiegend 
vom  Staate  übernommen  sind,  auch  prin- 
cipioll  richtig  dem  Staate  übertragen:  Wehr- 
wesen, Gerichtswesen,  die  Sicherheitspolizei, 
auswärtige  Vertretung.  Aber  auch  wichtige, 
gerade  vom  modernen  Staat  beiliehaltene 
oder  neu  übernommene  Aufgaben  und  Thätig- 
keiten  auf  dem  Gebiete  des  Kultur-  und 
Wohlfalirtszwecks  lassen  sich  so  priDcipiell 
als  solche  des  Staates  erklären  und  be- 
gründen :  Staatsforstwesen,  Gesetzgebung  und 
Kontrolle  Alter  Privatforsten,  Gewässer,  Berg- 
lau, Jagd,  Fischerei;  öffentliches,  insbeson- 
dere staatliches  Wege-.  Verkehrswesen  (Post, 
Telegraph,  Eisenbahn);  Mass-  und  Gewichts-, 
Geld-  und  Münz-,  zum  Teil  Kredit-  und 
Bank-  und  Versicherungswesen;  Humani- 
tät»-. Armen-,  Uilfs-,  Sanitäts-,  Medizinal- 
wesen; Bildung»-  und  Unterrichtswescn ; 
Gesetzgebung  über  und  Unterstützung  von 
Ijandwirtschaft,  Gewerbe,  Handel,  —  alles 
Gebiete  umfassender  und  sich  ausdehnender  I 
StaatsthJltigkeit,  zum  Teil  ausschliesslic  her, 
zum  Teil  einer  nur  mit  den  übrigen  öffent- 
lichen Körpern  geteilten. 

Für  die  praktische  Durchführung  der  | 
Aufgaben  zur  richtigen  Feststellung  des  Be- 
reichs der  Staatsthätigkeit  auch  der  richtigen 
Lösung  der  dabei  mitspielenden  finanziellen 
Probleme,  ist  dann  bei  den  Kulturvölkern 
wieder  das  politische  Postulat  eiuer  Mit- 
wirkung von  Volksvertretungen  neben  der 
Regierung  auch  hier  zu  betonen.  (»Sys- 
tem der  konstitutionellen  Budgetwirtschaft«, 
Sehäffle.)  Und  zur  praktischen  Durchfüh- 
rung der  übernommenen  Staatsthätigkeiten 
selbst  ist  auf  die  Bedeutung  eines  ent- 
sprechend tüchtigen  Beamtentums  hinzu- 
weisen. Die  grossen  Fragen  der  Organi- 
sation des  Staatsdienstes,  des  Systems  der 
Besetzung  öffentlicher  Acmter,  der  Garantie 
der  sittlichen  Integrität,  teclinischen  Leis- 
tungsfähigkeit, unabhängigen  Gesinnung  und 
dennoch  richtigen  Subordination  tauchen  da- 
her hier  alle  auf.  Von  ihrer  guten  I^ösung 
hängt  diejenige  des  Problems  richtiger  Fest- 
stellung des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit, 
richtiger  Einrichtung  und  Funktion  der 
Staatsverwaltung,  richtiger  finanzieller  Ord- 
nungen und  Einrichtungen  wesentlich  mit  ab. 

So  durchdringt  denu  freilich  der  moderne 
Rochts-  und  Kulturstaat  immer  mehr  das 
ganze  Volksleben  nach  allen  dessen  Seiten, 
die  ganze  Volkswirtschaft  in  allen  ihren 
Verhältnissen.  Aber  —  er  saugt  nicht  auf, 
kann  und  soll  nicht  aufsaugen  alle  indivi- 
duelle, Vereins-  und  Selbstverwaltungs- 
thätigkeit,  die,  von  ihm  beeinflusst,  geför- 
dert, geregelt,  aber  doch  im  Gesamtiuteresse 
auch  eine  gewisse  Selbständigkeit  beliaupten 


muss.  Eine  ganz  bestimmte  Grenze  für 
die  Staatsthätigkeit  gegenüber  aller  anderen, 
der  Privaten,  der  Vereine,  der  Gescllselmfteu, 
der  grösseren  und  kleineren  Selbst  verwal- 
tungsköri>er  lässt  sich  nicht  principiell 
ziehen.  Die  richtige  Grenze  ist  nach  den 
angedeuteten  Gesichtspunkten  und  Erwä- 
gungen zu  liestimmen,  sie  ist  niemals  stabil, 
ändert  sich  und  muss  sich  ändern  mit  der 
Aenderung  der  Lebensverhältnisse  des  Volks, 
mit  der  Technik  der  Produktion,  mit  dem 
Verkehrswesen,  mit  den  Veränderungen 
der  Volks wirtecliaft  überhaupt  Aber  eine 
Grenze  ist  dennoch  da  und  wird  immer 
da  sein.  Die  »Theorie«,  auch  dio  der  Na- 
tionalökonomie, der  *Sozialökonomie«  kann 
nur  jene  Gesichtspunkte  angeben.  Die  je- 
weilig relativ  richtigste  Grenze  — , 
das  einzige  für  Menschen  Erreichbare  —  zu 
ziehen,  ist  die  Sache  des  Staatsmannes,  des 
Gesetzgebers,  der  aber  freilich  auch  wie  die 
Geschichte,  die  bestehenden  Verhältnisse  und 
Bedürfnisse,  die  Tliatsachen,  um  die  es  sich 
handelt,  so  die  Theorie,  die  Wissenschaft 
vom  Staate  und  von  der  Volkswirtschaft 
dabei  zu  berücksichtigen  hat. 

Litteratnr:  Eine  allgemeinere  Behandlung 
des  .Staut*  rom  Standpunkte  der  Xti  Ho- 
ll a 1 i> konomir  ist  noch  nicht  häufig.  Meistens 
haben  dir  Xationalükontimen  nur  einzelne  I 'unkte 
der  Staatsthätigkeit  behandelt,  bes.  in  der  prak- 
tischen Nationalökonomie  und  in  der  Finanz- 
Wissenschaft,  aber  fort  nicht  in  der  allgemeinen 
Nationalökonomie,  wo  »ich  nur  etwa  in  den  Ein- 
leitungen kurze  Bemerkungen  finden.  I/ervor- 
zuhelten  eind  die  ausgezeichneten  Erörterungen 
allgemeiner  Art  von  Schflffle,  Gesellschaftliches 
Sgstem,  Im.  2.  A.,  Kap.  SI—S4,  3.  A.,  I,  18 ff. 
II,  8$  ff.,  sozialer  Körper  passim,  bei.  III,  365  ff., 
4^7  ff.,  IV,  2l*iff.  —  Siehe  auch  lAtapcyre*, 
Abk.  Staatswirtsrhaft  im  Bluntschli'schen  Staats- 
wörterbuch. —  E.  Saxt  Grundlegung  der  theo- 
relisehen  Staatswirtschaft,  Wien  18X7.  —  «m 
Philippottich,  GrundriM  der  politischen  Oeko- 
nomie,2.  A.,  1897  j$ 27,3'J. —  Sehmstlier,  Grund- 
ritt*  der  allgem.  Volkswirtschaftslehre,  1900,  S. 
177  ff,  s.  «.  im  bes.  S.  317  ff  Eingehendere 
sonstige  Litteraturiibersicht  in  meiner  Grund- 
legung der  PAit.  Oekouomie,  S.  A.,  I,  2.  Hälfte, 
S.  870—870,  auch  S.  8f>7  ff ,  7C1—7C9.  In 
diesem  Wake  a.  tt.  O.  auch  meine  eigene  Theo- 
rie in  näherer  Ausführung.  Mehrfach,  wenn  auch 
meist  nur  kurz  und  nicht  principiell,  werden  die 
in  diesem  Artikel  berührten  Punkte  und  fragen 
in  der  Litteratur  de»  Allgemeinen  Staatsrechts 
(Iii  u  ntsr  hli ,  B.  r.  Mo  hl  u.  a.),  der  theo- 
retischen l'olitik  (Et eher,  r.  Ilollzendorff, 
v.  Trr  ilschke  u.  a.),  in  der  rechtsphilosojthi- 
sehen  Litteratur  (Stahl,  bes.  Ahrens),  auch 
in  der  Lüler<itur  des  filteren  Xaturrechts  (bes. 
Chr.  Wo  Iffj,  der  Polizeiwissenschaft  (B.  r.  Mo  h  1), 
der  Inneren  Verwaltungslehre  (L.  r.  Stein),  der 
Encgklopiidie  der  SUuitswissenschaften  (B.  r. 
Mo  hl)  mit  behandelt.  S.  auch  Lejrta,  Art. 
Staat  im  .Elstersehen  Wörterbuch  der  Volks- 
Wirtschaft.  Adolph  Wagner. 
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Staatsschulden. 

I.  Allgemeines.  1.  Der  Kredit  im  öffent- 
lichen Haushalte.  Stenern  oder  Schulden?  2. 
Die  öffentlichen  Schulden  als  Kapitalanlagen, 
n.  Die  Hauptformen  der  öffentlichen 
Schulden.  1.  Einteilung  der  Schulden.  Ueber- 
sieht.  2.  Verwaltung»-  und  Finanzschulden.  3. 
Die  schwebenden  Schulden.  4.  Die  fundierten 
•  Schulden  oder  Staatsanleihen.  5.  Innere  und 
äussere  Anleihen.  Brief-  und  Buchschnlden.  6. 
Die  Staatsschuldbncher  in  einzelnen  Ländern. 
7.  Staatsbankerott  und  Finanzkontrolle.  8.  Das 
Verwaltungsrecht  der  Staatsschulden.  III.  D  i  e 
Tilgung  der  Staatsschulden.    1.  All- 

r meines.  2.  Das  System  der  Tilgungsfonds. 
Die  that&ächlichen  Versuche  des  Tilgungs- 
fondssystems.  4.  Die  freie  Tilgung.  IV.  Ge- 
schichte und  Statistik  der  Staats- 
schulden. 1.  Die  geschichtliche  Entwickelung 
des  Staatakredita.  2.  Ueberblick  Uber  den  Stand 
der  Staatsschulden  in  vi 
3.  Statistik  der  Staataschulden 


ist  natur- 
und  kann 


1.  Der  Kredit  im  öffentlichen  Haus- 
halte.   Steuern  oder  Schulden?  Der 

Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Korper 
haben,  wie  alle  anderen  Wirtschaften,  bei 
der  Führung  ilires  Haushaltes  ausserordent- 
liche Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Zur  Deckung 
eines  solchen  ausserordentlichen  Bedarfes 
müssen  ausserordentliche  Deckungsmittel  in 
Anspruch  genommen  werden ,  die  öffent- 
lichen Körper  müssen  zur  Bestreitung  der 
ausserordentlichen  Ausgaben  auf  ausser- 
ordentliche Einnahmen  zurückgreifen.  In 
solchen  Fällen  haben  wir  es  mit  Auf  Wen- 
dungen zu  thun,  die  unperiodisch  im  Haus- 
halte auftreten.  Diesem  Thatbestande  ent- 
spricht es,  dass  diese  Ausgaben  regelmässig 
durch  solche  Einnahmen  bestritten  werden, 
die  keiner  fortlaufenden  Wiederholung  fähig 
sind.  Hier  stehen  drei  Wege  offen.  Man 
kann  1.  an  eine  ungewöhnliche  Erhöhung 
der  Steuern  und  Abgaben  denken,  an  eine 
ausserordentliche  Anspannung  der  Steuer- 
kraft der  Einzelwirtschaften,  um  die 1  Be- 
darfsdeckung zu  bewirken:  2.  eine  Ver- 
minderung der  Aktiva  durch  Veräusserung 
von  Vermögens-  oder  Eigentumsobjekten  des 
Staats  vornehmen  oder  endlich  3.  die  Passiva 
durch  Aufnahme  öffentlicher  Schulden  ver- 
mehren. Die  Wahl  eines  dieser  drei  Wege 
liängt  von  der  jeweiligen  Lage  des  Falles 
ab.    Der  zweite  Weg,  die  Veräußerung  von 

l)  Die  hier  angeführten  Thatsacheu  und 
Grundsätze  gelten  in  der  Hauptsache  mit  ent- 
sprechenden Modifikationen  für  die  Schulden 
der  öffentlichen  Körper  überhaupt.  Vergl. 
dazudie  Artt.  Gemeindefinanzen  oben  Bd.  IV 
8.  138—144  und  Reichsfinanzen  oben  Bd.  VI 
S.  366/67.  Im  übrigen  finden  sich  die  finanztech- 
nischen Gesichtspunkte  im  Art.  Anleihen 
oben  Bd.  I,  S.  342-351  ausfuhrlich  erörtert. 


Vermögen  und  Vc 
gemäss  nur 
nur  in  den 
kommen. 

Auf  Grund  dieser  Erfahrung  spitzt  sich 
das  ganze  Problem  der  Deckungsfrage  beim 
ausserordentlichen  Finanzbedarf  fast  aus- 
schliesslich auf  die  Frage  zu:  Steuern 
oder  Schulden?  ^Sollen^m  Fällen  des 

j  erhöht  oder  neue  Steuern  eingeführt  werden  ? 
Oder  erscheint  es  hier  angezeigt,  zur  Auf- 
nahrae von  öffentlichen  Schulden  zu  schreiten  ? 
In  früheren  Zeiten  war  man  der  Aufnahme 
von  Staatsschulden  in  Theorie  und  Praxis 
meist  abgeneigt  hat  man  meist  die  Lösung 
zu  Gunsten  der  Steuererhöhung  oder  -Ver- 
mehrung entschieden,  die  Anwerbung  von 
Passivkapitalien  verworfen.  Denn  das  Schul- 
denmachen galt  als  .Zeichen  einer  unsoliden 
Wirtschaft,  verschuldete  Staaten  wurden  für 
schlecht  verwaltete  Staaten  gehalten.  Diese 
Vorstellung  konnte  sich  um  so  eher  und 
leichter  festsetzen,  weil  die  Schuldaufnahmen 
ehedem  in  der  Kegel  unproduktiven  Zwecken 
dienten,  während  die  wirklich  produktiven 
Verwendungen  der  Schuldsummen  meist 
fehlton.  Es  ist  daher  nicht  zu  verwundern, 
dass  sich  diese  Thatsachen  in  den  Köpfen 
der  Theoretiker  und  Praktiker  zu  einem 
wesentlich  ungünstigen  Urteil  über  das 
Schuldproblem  verdichteten.  Die  neuere  An- 
schauungsweise hat  demgegenüber  eine  mass- 
vollere Stellung  eingenommen,  sie  hat  die 
Schuldaufnahmen  als  im  Princip  berechtigte 
Finanzoperationen  zur  Deckung  des  ausser- 
ordentlichen Bedarfs  im  öffentlichen  Haus- 
halte anerkannt.  Damit  verbindet  sich  auch 
zugleich  die  Erkenntnis,dassalle  einschlägigen 
Fragen  nicht  ein  für  allemal  absolut  und 
principiell  zu  beantworten  sind,  sondern  sich 
nur  relativ  und  von  Fall  zu  Fall  entscheiden 
lassen.  Dafür  sind  aber  massgebend  einmal 
die  Ausgaben,  wie  diese  Gflterverwendungen 
wirken,  und  sodann  die  Einnahmen,  wie  sich 
solche  Güterentziehungen  auf  das  Leben  der 
Einzelwirtschaften  äussern. 

Nach  diesen  allgemeinen  Gesichtspunkten 
wird  man  die  Stellung  des  öffentlichen 
Kredits  im  Haushalte  des  Staats  und  der 
übrigen  Körper  folgendermassen  abgrenzen 
dürfen.  Die  Aufnahrae  von  Schulden  zur 
Bestreitung  des  ausserordentlichen  Finanz- 
bedarfs ist  eine  berechtigte  Massregel  der 
Finanzverwaltung,  sie  hat  eine  durchaus 
koordinierte  Stellung  gegenüber  der  Deckung 
durch  Erhöhung  der  Steuerlast.  Dagegen 
muss  man  sich  hüten,  zu  sehr  zu  generali- 
sieren, vielmehr  ist  das  Problem  nur  relativ 
zu  entscheiden.  Dagegen  ist  als  Grundsatz 
unbedingt  festzohalten.dass  dieStaatsschulden 
j  unter  allen  Umständen  legitime  Deckungs- 
1  mittel  nur  für  die  ausserordentlichen 


Digitized  by  Google 


Staatsschulden 


953 


Ausgaben  sind.  Der  Rückgriff  auf 
Schulden  zur  Bestreitung  des  urdentlichen 
Bedarfs  ist  unbedingt  zu  verwerfen.  Denn 
ordentliche  Ausgaben  müssen  stets  durch 
ordentliche  Einnahmen  gedeckt  werden. 
Diese  Deckungsregel  ist  jedenfalls  zu  be- 
achten. 

2.  Die  öffentlichen  Schulden  als  Ka- 
pitalanlagen. Neben  der  allgemeinen  Be- 
gründung für  die  Berechtigung  der  öffent- 
lichen Schulden,  wie  sie  im  Vorausgehenden 
erörtert  wurde,  kommen  noch  zwei  Punkte 
in  Betracht:  die.Fonds,  aus  denen  die  Schuld- 
kapitalien genommen  werden,  und  die  Wir- 
kungen der  Staatsschulden  als  Kapitalan- 
lagen. 

Die  Frage  nach  den  Fonds,  aus  welchen 
der  Staatskredit  schöpft,  deckt  sich  mit  der- 
jenigen, welche  die  Wirkungen  der  Güter- 
entziehungen auf  die  Gestaltung 
der  Einzelwirtschaften  betrifft  Das 
Substrat  für  die  Aufnahme  von  öffentlichen 
Schulden  ist  Mass  und  Art  der  vorhandenen 
Kapitalien,  die  der  Placierung  in  Staats- 
schulden zugänglich  sind.  Die  Anleihen 
können  auf  diese  Weise  drei  verschiedenen 
Quellen  entstammen. 

1.  Anleihen  aus  freien  und  ver- 
fügbaren Kapitalien  der  heimischen 
Volkswirtschaft.  Solche  Anleihen 
schöpfen  aus  Kapitalien,  die  zur  Zeit  ohne 
eine  produktive  Verwendung  müssig  liegen 
und  daher  nach  einer  Verwendung  suchen. 
Die  Placierung  solcher  Kapitalbestande  in 
Staatsanleihen  kann  deshalb  gebilligt  werden, 
weil  dadurch  weder  der  Arbeiterbeschfiftigung 
Kapital  entzogen  noch  die  Produktion  ein- 
gescliränkt  noch  der  (landesübliche)  Zinsfuss 
erhöht  wird.  Solche  Fälle  kommen  vor  bei 
Kapitalausschüttung,  bei  Rückfluss  ausge- 
liehener Kapitalien,  bei  Einschränkungen 
industrieller  Produktion  u.  s.  w.,  sie  bilden 
aber  keineswegs  die  Regel,  namentlich  nicht 
in  hochentwickelten  Volkswirtschaften  mit 
ihrer  stets  steigenden  und  ausgedehnten 
Nachfrage  nach  Kapitalien  zu  produktiven 
Zwecken.  Auch  muss  man  stets  unter- 
scheiden zwischen  nur  scheinbar,  also  nur 
augenblicklich  und  vorübergehend  disponiblen 
Kapitalien  uud  solchen,  die  dauernd  und 
wirklich  für  Anleihen  zur  Verfügung  stellen. 
Trifft  ersteres  zu.  so  haben  wir  es  mit  Ka- 
pitalien der  heimischen  Volkswirtschaft  zu 
thun;  die  einer  anderweiten  produktiven 
Verwendung  im  Inland  entzogen  werden 
(s.  n.  sub  3). 

2.  Anleihen  aus  Kapitalien  frem- 
der Volkswirtschaf ten.  Diese  Form 
der  Kapitalbeschaffung,  die  »Verschuldung 
ans  Ausland«,  hat  unter  dem  Gesichtspunkte 
rein  wirtschaftlicher  Erwägungen  überwie- 
gende Vorteile.  Sie  vermehrt  zunächst  den 
Kapitalbestand  im  Inland,  ohne  den  Gang 


der  Produktion  zu  stören  oder  zu  beschränken. 
Diese  Vermehrung  kommt  der  heimischen 
Volkswirtschaft  nachhaltig  zu-  gute.  Diesen 
Lichtseiten  gegenüber  worden  aber  auch 
Bedenken  der  Verschuldung  ans  Aus- 
land abgeleitet;  Namentlich  wird  die  Hin- 
auszahlung von  Zinsen  ans  Ausland  (» Zins- 
tribut «)  aufgeführt.  Diese  Gefahr  wird  aber 
oftmals  überschätzt  Denn  bei  den  heutigen 
internationalen  Zahlungsverhältnissen,  bei 
den  erheblicheren  Differenzen  des  Zinsfußes 
zwischen  Inland  und  Ausland  sind  Verschie- 
bungen unvermeidlich.  Sie  kommen  auf  allen 
Gebieten  des  Wirtschafts-,  Kapital-  und 
Kreditverkehrs  vor  und  es  ist  nicht  einzu- 
sehen, warum  solche  Verschuldungen  beim 
Staatskredit  bedenklicher  sein  sollten  als  in 
anderen  homogenen  Fällen.  Wenn  man  be- 
dauert, dass  durch  diesen  »Zinstribut«  Teile 
des  Nationaleinkommens  nach  dem  Ausland 
abf Hessen,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dass 
der  grössere  Teil  dieses  Volkseinkommens 
nieist  erst  der  fremden  Kapitalnutzung  au 
danken  ist  ohne  sie  überhaupt  nicht  erzielt 
worden  wäre.  Das  ist  aber  entschieden  auch 
ein  Vorteil  für  die  heimische  Volkswirtschaft, 
da  die  Verfügung  über  fremde  Kapitalien 
diese  neu  befruchtet  haben.  Uaudelt  es  sich 
aber  bei  solchen  Schulden  um  direkt  un- 
produktive Anlagen  (s.  n.),  so  hat  allerdings 
eine  Zerstörung  von  Nationalkapital  statt- 
gefunden. Allein  der  dadurch  erzeugte  Drnck 
ist  weniger  fühlbar,  wenn  die  Bestreitung 
des  Aufwands  durch  auswärtige  Kapitalien 
erfolgt,  als  wenn  zu  diesem  Zwecke  heimische, 

Sroduktiv  angelegte  Kapitalien  oder  neue 
teuero  in  Anspruch  genommen  werden 
müssen.  Durch  die  Verzinsung  und  all- 
mähliche Rückzahlung  wird  die  Last-  ausser- 
dem auf  eine  Reihe  von  Jahren  verteilt  und 
dadurch  in  ihrem  Wirksam  werden  vermindert 
Dagegen  sollen  die  schädlichen  Folgen  der 
politischen  Abhängigkeit  aus  der 
Verschuldung  ans  Ausland  nicht  geleugnet 
werden.  Denn  die  wirtschaftliche  Abhängig- 
keit spiegelt  sich  in  den  politischen  Be- 
ziehungen wieder.  Allerdings  ist  sie  meist 
eine  gegenseitige  durch  homogene  Interessen. 
Hier  kommt  es  aber  vor  allem  auf  das  Mass 
der  Verschuldung  ans  Ausland  oder  an  ein- 
zelne Länder  an.  Sonach  ist  die  Wahl  von 
Anlehen  aus  ausländischen  Kapitalien  im 
ganzen  zu  empfehlen. 

3.  Anleihen  aus  produktiv  ange- 
legten Kapitalien  der  heimischen 
Volkswirtschaft.  Hier  müssen  inlän- 
dische Kapitalien  ihrer  bisherigen  Beschäfti- 
gung und  produktiven  Verwendung  entzogen 
und  in  Staatsanleihen  investiert  werden. 
Dadurch  wird  der  Produktion  Kapital  ent- 
zogen und  ihr  Gang  gestört  Die  Gefahren 
werden  um  so  grösser  sein,  je  beträchtlicher 
die  Beträge  sind,  die  von  der  Anleihe  in 
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Anspruch  genommen  werden.  Neben  dieser 
roin  volkswirtschaftlichen  Schattenseite  wird 
aber  noch  eine  finanzpolitische  wirksam. 
Der  Eigentümer  bereits  fruchttragend  unter- 
gebrachter Kapitalien  wird  sich  zu  einer 
Aenderung  der  Anlage  mir  dann  verstehon, 
wenn  er  daraus  einen  höheren  Gewinn  er- 
langen kann  als  bisher.  Cm  solche  Kapi- 
talien anzuwerben,  muss  sich  der  Staat  ent- 
schliessen,  eine  höhere  Verzinsung  zu  ge- 
währen, seinen  eigenen  Kredit  zu  verteuern. 
Die  Rückwirkungen  dieser  Erhöhung  des 
staatlichen  Zinsfusses  werden  sich  aber  dann 
leicht  zu  einer  allgemeinen  Erhöhung  des 
Zinsfusses  vordichten.  Endlich  worden  die 
arbeitenden  Klassen  durch  die  Kapitalent- 
zichungen  aus  bereits  produktiven  Anlagen 
in  Mitleidenschaft  gezogen,  weil  der  Arbei- 
terbeschäftigung der  Kapitalfonds  gekürzt 
wird.  Die  heimischen,  produktiv  angelegten 
Kapitalien  sind  als  Fonds  für  Anlehen  we- 
sentlich ungünstig  zu  beurteilen. 

Das  Problem  der  Staatsanleihen  nach 
dem  Gesichtspunkte  der  Kapitalaulagen  hin 
schliesst  aber  andererseits  die  Frage  ein, 
welche  Wirkungen  sie  als  G  ü  t  e  r  v  c  r  w  e  n  - 
düngen  für  die  Volkswirtschaft 
haben.  Daher  ist  der  spezielle  Nachweis 
der  Zulässigkeit  von  Staatsschulden  auch  j 
von  diesen  Erwägungen  bedingt.  Wenn 
Aufwendungen  gemacht  werden,  die  nur 
von  Periode  zu  Periode  erscheinen,  so  wird ! 
in  der  Regel  ein  ökonomisches  Resultat  an-  \ 
gestrebt,  das  nicht  nur  in  der  Gegenwart, 
sondern  auch  in  der  Zukunft  Wirkungen 
äussert.  Darum  scheint  es  gorecht,  zu  den 
Lasten  solcher  Anlugen  nicht  die  gegen- 
wärtige Generation  allein  heranzuziehen, 
sondern  auch  einen  Teil  auf  die  künftigen 
Geschlechter  und  ihre  Wirtschaften  zu  fiber- 
tragen. Diese  Erwägungen  werden  einesteils 
schon  dafür  entscheidend  sein,  ob  überhaupt 
die  Deckung  durch  Stenern  oder  Schulden 
am  Platze  ist,  wie  sie  andernteils  die  Form 
der  Schulden,  ihre  Dauer,  die  Art  der  Ver- 
briefung, ihre  Tilgung  u.  s.  w.  mitbestimmen. 
Die  Finanzpolitik  hat  daher  desgleichen  bei 
der  Anwerbung  von  Schidden  auf  die  Art 
der  Kapitalanlagen  Rücksicht  zu  neh- 
men.   Wir  unterscheiden: 

1.  Privat  wirtschaftlich-produk- 
tive oder  erwerbswirtschaftliche 
Kapitalanlagen.  Bei  dieser  Kategorie 
wird  durch  die  Schuldaufnahme  ein  Wert- 
objekt  fürdeu  öffentlichen  Haushalt  erworben, 
das  Renten  oder  privatwirtschaftlicho  Ein- 
kommensbezüge gewährt.  Werbendes  Ver- 
mögen dor  einen  Gattung  wird  in  werbendes 
Vermögen  der  anderen  Gattung  vertauscht, 
eine  Kapitalanlage  in  eine  andere  Kapital- 
fixierung verwandelt.  Meist  wird  dabei  um- 
laufendes Kapital  (Geld)  in  stehendes  Ka- 
pital (Erwerbseinrichtung)  umgeprägt.  Es 


handelt  sich  dabei  um  Beschaffung  von  so- 
genanntem Finanz  vermögen,  von  Vermögen, 
das  dem  Staat  odor  einem  öffentlichen  Körper 
(Geld-)  Einkünfte  bringen  Boll.  Die  Nutz- 
wirkung besteht  darin,  dass  der  Staat  durch 
den  Betrieb  einen  Ueberschuss  über  die 
Verwaltungskosten  und  die  an  die  Staats- 
gläubiger hinanszuzahlenden  Schuldzinsen 
erzielt.  Wichtigster  Fall  der  neueren  Zeit: 
Schulden  zur  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen —  für  den  Gemeindehaushalt:  Ge- 
rn ei  ndeschulden  zur  Uebernahmo  und  zum 
Betrieb  von  Elektncitäts-  oder  Gaswerken, 
von  Strassenbahnon  u.  s.  w. 

2.  Staatswirt schaftlic h-produk- 
t  ivo  Kapitalanlagen.  Sie  sind  Schuld- 
aufnahmen  zur  Durchführung  grosser  Re- 
formwerke und  anderweiter  staatswirtschaft- 
licher Leistungen.  Ihre  Produktivität  ist 
nur  eine  mittelbare.  Für  den  Staate- 
haushalt liefern  sie  keine  Renten,  sie  sind 
kein  Renten fonds  und  dalier  keine  Quelle 
von  Einkünften,  sie  befruchten  indirekt  die 
Felder  einzelwirtschaftlicher  Thätigkeit,  sie 
machen  sich  reflektierend  in  ihren  Rück- 
wirkungen auf  die  ganze  Volkswirtschaft 
fühlbar,  sio  dienen  mitunter  lediglich  höheren 
sittlichen  oder  kulturellen  Zwecken  und  In- 
teressen u.  dgl.  m.  Die  Nutzung  für  den 
Staat  ist  darin  zu  erkennen,  dass  sie  indirekt 
mitwirken  an  der  Erfüllung  der  Staats- 
aufgaben und  Staatszwecke.  Beispiele: 
Schulden  zur  Durchführung  von  Verwaltungs- 
reformen,  zu  Ablösungen  von  Zehenten  und 
Ijasten,  Wegebauten  u.  s.  w.,  Gemeinde- 
schulden  zu  Kanalisationen,  Wasserleituncen, 
zu  Bauten  und  Umbauten  im  gesundheitlichen 
Literesse  u.  a.  m. 

3.  Ausserordentliche  Kapital- 
anlagen in  Notzeiten.  Sie  werden  bedingt 
durch  abnorme  politische  und  staatliche 
Verhältnisse,  die  sich  zeitweilig  einstellen, 
sie  sind  unproduktiv,  meist  aber  unvermeid- 
lich und  unumgänglich  notwendig  zur  Erhal- 
tung der  nationalen  Selbständigkeit  oder  zur 
Kontimiierung  der  staatlichen  Funktionen 
und  müssen  trotz  ilirer  Uliproduktivität  ge- 
macht werden.  Hauntbcispiole :  Schidden 
zur  Deckung  von  Üeheits.  Kriegs-  und  Re- 
volutionsschulden. 

II.  Die  Hauptfonuen  der  öffentlichen 
Schulden. 

1.  Einteilung  der  Schaldon.  Ueber- 
sicht.  Das  thatsäcliliche  Mass  der  Schuld- 
aufnahme  hängt  von  der  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit,  von  der  Zahlungs- 
fähigkeit eines  Staates,  vom  allge- 
meinen Volkswohlstande,  von  der  geordneten 
Finanzwirtschaft,  vom  Steuersystem  und  von 
der  Steuerfähigkeit  eines  Landes  ab,  da  die 
Steuern  in  letzter  Linie  die  Quellen  bilden, 
denen  die  Zinsen  entnommen  werden  müssen. 
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Andererseits  kommt  es  hierauf  den  guten 
Willen  des  Schuldners  au,  seinen  einge- 
gangenen Verbindlichkeiten  nachzukommen. 
Denn  ein  Zwang  zur  Leistung  kann  in  der 
Kegel  gegen  den  Staat  als  Schuldner  nicht 
ausgeübt  werden.  Doch  kann  ein  interna- 
tionaler Druck  durch  ausländische  Regie- 
rungen in  dieser  Richtung  wirken.  Das 
formelle  Recht  des  Staats  zur  Aufnahme 
von  Staatsschulden  wurzelt  in  der  Souve- 
ränität des  Staate,  der  in  seiner  Dauer  als 
solcher  unbegrenzt  ist. 

Wenn  wir  das  System  der  Staatsschulden 
und  ihre  Ilauntformen  uberblicken  und  be- 
herrschen wollen,  können  wir  von  einem 
zweifachen  Einteilungsgrunde  ausgehen.  Nach 
dem  verwaltungsrechtlichen  Gesichtspunkte 
unterscheiden  wir  Verwaltungs-  undHnanz- 
sclndden  und  nach  dem  finanztechnischen 
schwebende  und  fundierte  Schtdden.  Auf 
Grund  dieser  Einteilung  lässt  sich  folgendes 
Kl&ssifikationsschema  aufstellen : 
A.  Verwaltungsrechtliche  Einteilung : 

1.  Verwaltungsschulden. 

2.  F  i  n  a  nz  s  c  h  u  1  d  e  n. 

B.  Finanztechnische  Einteilung. 
I.  Schwebende  Schulden: 
L  Verwaltungsschidden   aus  Geschäftsver- 
hältnissen und  specielleu  staatlichen  Funk- 
tionen (Depositen,  Postsparkassen  u.  s.  w.). 

2.  Schulden  aus  Ausgaberückständen. 

3.  Kurzfristige  Kreditaufnahmen  in  der  lau- 
fenden Finanzgobarung. 

II  Fundierte  Schulden  oderStaats- 
a  n  1  e  i  h  e  n : 

1.  Tilgungsschulden  oder  zurückzuzahlende 
Schulden, 

a)  nach  einem  gesetzlichen  Tilguugs- 
plane, 

b)  nach  einem  vertragsmassigen  Til- 
gungssystem. 

2.  Rentenschulden  (o  h  n  e  Tilgungs  j>  flieh  t), 

a)  unkündbare  oder  ewige  Renten 

b)  kündbare  Renten  mit  Rückzahlung 
.  des  Nomiualkapitals. 

III.  S  t  a  a  t  s  p  a  p  i  e  r  g  e  1  d : 

1.  Einlösbares  Papiergeld. 

2.  l"neinlösl>ares  Papiergeld  mit  oder  ohne 
Zwangskure. 

Vgl.  hierzu  d.  Art.  Papiergeld  oben 
Bd.  V  S.  15  ff. 

2.  Verwaltungs-  und  Finanzschulden. 

Verwaltungs Bchu Iden  nennt  man  die- 
jenigen Schulden,  welche  sich  aus  der  Wirt- 
schaftsführung der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige als  solcher,  abgesehen  von  der  Finanz- 
verwaltung, ergeben.  Diese  Schulden  sind 
der  staatlichen  Wirtschaft  durchaus  nicht 
eigentümlich,  sondern  gleicliartige  Eisohei- 
nu ngen,  wie  sie  sich  mit  Notwendigkeit  in 
jedem  Wirtseliaftsbetrieb  zeigen  und  in  diesem 
unvermeidlich  sind.  Sie  gehen  aus  mancher- 
lei Kreditverträgen  der  Verwaltungszweige 


hervor,  entstammen  dem  Empfang  von 
Gütern  und  I^eistungen  vor  der  Gegen- 
leistung, gehen  auf  allgemeine  Thatsachen 
der  Geschäftsverhältnisse  zurück  oder  wurzeln 
in  sj>eciellen  Verrichtungen  der  behördlichen 
Organe.  Zur  Aufnahme  von  Verwaltungs- 
schidden ist  keine  besondere  gesetzliche  Er- 
mächtigung erforderlich,  sondern  die  Kontra- 
hierung ergiebt  sich  unmittelbar  aus  den 
allgemeinen  verfassungsmässigen  und  ver- 
waltungsrechtlichen Kompetenzen.  Hierher 
gehören  die  verschiedenen  Geschäftsfälle  der 
Sach-  und  Dienstmiete,  die  Annahme  von 
Amtsbflrgschaften  sowie  eine  Mehrzahl  von 
specielleu  Funktionen  staatlicher  Organe, 
die  Geld  oder  Geldeswert  zur  Verwaltung, 
Verwahrung  mler  Ueberwachung  empfangen : 
gerichtliche  Depositen,  Mündel-  und  Kura- 
torialgelder,  Einnahmen  von  Postsparkassen, 
Uebernahme  und  Asservierung  von  Geld- 
beträgen, Verwaltung  von  Prämien  oder 
Beiträgen  der  öffentlichrechtlich  organi- 
sierten Versicherung  IL  a.  m.  Wichtig  ist 
bei  alledem  der  Spielraum,  der  den  staat- 
lichen Behörden  zur  Eingehung  solcher  Ver- 
bind lielikeiten  gewahrt  ist,  bezw.  die  Grenzen, 
innerhalb  deren  sie  stattliaft  ist.  Die  Ver- 
waltungsschulden müssen  von  den  Finanz- 
schulden  streng  getrennt  gehalten  werden, 
die  Eingänge  aus  jenen  dürfen  nicht  zur 
Bestreitung  von  Ausgaben  des  betreffenden 
Verwaltungszweiges  verwendet  werden,  da 
aus  einer  solchen  Vermischung  der  Gelder 
leicht  Verlegenheiten  für  die  Finanzgeba- 
rung entstehen  können  (Frankreich,  Kuss- 
land). 

Finanzschulden  sind  Schulden,  die 
von  der  Finanzverwaltung  aufgenommen 
werden.  Sie  haben  dieser  teils  dauernd 
ausserordentliche  Hilfsquellen  für  die  Be- 
streitung von  Staatsausgaben  zu  erschhessen, 
teils  die  kassengeschäftliche  Durchführung 
des  Hauslialtsetats  innerhalb  einer  Finanz- 
oder Gebarungsperiode  zu  erleichtern,  Ein- 
um! Ausgänge  momentan  auszugleichen, 
Störungen  durch  unerwartete  Minderein- 
nahmen oder  plötzliche  Mehrausgalien  gegen- 
über dem  Voranschlag  zu  beseitigen.  Jene 
sind  meist  die  fundierten,  diese  die 
schwebenden  Schulden.  Alle  Fi- 
nanzschulden  bedürfen  zu  ihrer  Aufnahme 
einer  gesetzlichen  Vollmacht,  die  der 
Finanzverwaltung  entweder  im  allgemeinen 
Finanzgesetze  selbst  oder  in  besonderen 
Specialgesetzen  erteilt  wird.  Die  kurz- 
fristigen, schwebenden  Schulden  können 
regelmässig  auf  Grund  einer  allgemeinen 
Befugnis,  für  bezeichnete  Zwecke  bis  zu 
einem  Höchstbetrago  und  innerhalb  be- 
stimmter Verfallfristen  Schatzseheine  auszu- 
geben, am  offenen  Markte  oder  durch  Ver- 
mittelung  von  Bankhäusern  angeworben 
werden.  "Sie  sind  dann  aus  den  laufenden  Eiu- 
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Rängen  wieder  zurückzuzahlen.  Bei  unvor- 
hergesehenen Ereignissen  können  solche 
Kredite  mit  Genehmigung  des  Staateober- 
haupts im  Verordnungswege  eröffnet  werden, 
vorbehaltlich  der  nachträglichen  Indemnität 
durch  die  Volksvertretung. 

3.  DI«  schwebenden  Schulden.  Die 
herrschende  Lehre  unterscheidet  schwebende 
und  fundierte  Schiüden  nach  dem  Zwecke, 
der  Zeitdauer  und  der  verwaltungsrecht- 
lichen Ordnung  der  öffentlichen  Schulden. 
Schwebende  Schulden  Bind  diejenigen,  welche 
zur  Einlösung  falliger  Zalüungsverbindlich- 
keiten  dienen,  für  die  augenblicklich  andere 
Mittel  nicht  verfügbar  sind,  kündbar  oder 
unkündbar  sind  und  jederzeit  bezw.  in 
vorausbestimmten  kurzen  Zeiträumen  zurück- 
bezahlt werden.  Ihrem  Wesen  nach  können 
die  schwebenden  Schulden  sowohl  Finanz- 
ahv  auch  Verwaltungaschulden  sein.  Ob  hier 
eine  Schuld  unter  die  schwebenden  Schulden 
einzureihen  ist,  hängt  vom  Rechtsverhältnis 
der  einzeln  en  Obligationen  ab.  Die  kurzen 
Rückzahlungsfristen  und  die  ausgedehnteren 
Kündigungsrechte  der  Gläubiger  können 
mancherlei  Verlegenheiten  für  den  Schuldner 
mit  sich  bringen.  Es  ist  daher  vom  Stand- 
punkt einer  gesunden  Finanzpolitik  eine  vor- 
sichtige Behandlung  und  massvolle  Be- 
schränkung der  schwebenden  Schulden  zu 
fordern.  Wenn  daher  diese  durch  ein- 
tretende Umstände  zu  sehr  und  zu  rasch 
anschwellen,  so  empfiehlt  es  sich,  sie  in 
eine  fundierte  Schuld  umzuwandeln.  Denn 
es  darf  als  allgemeine  Regel  gelten,  dass 
eine  grosse  schwebende  Schuld,  die  bei  allem 
Wechsel  der  konkreten  Schuldverschrei- 
bungen mangels  hinlänglicher  Tilgung  that- 
sächlich  zu  einer  stehenden  wird,  in  der 
Hauptsache  bedenklicher  ist  als  eine  selbst  viel 
höhere  fundierte  Staatsschuld,  auch  wenn 
diese  dem  Staate  mehr  Zinsen  kostet 
(Wagner). 

Der  Zweck  der  schwebenden  Schulden 
ist  ein  zweifacher.  In  dem  einen  Haupt- 
fall sind  zufällige  Ausgaberüclc- 
stände,  welche  am  Fälligkeitstermin  oder 
am  Schluss  des  Rechnungsjahres  noch  nicht 
bezahlt  sind,  die  Veranlassung  hierzu  (Zah- , 
hingen  durch  dio  Staatsschiüdenverwaltting,  i 
unerhobenu  Zinsen,  unerledigte  Kapital- 
tilgungen). Der  zweite  Hauptfall  wurzelt  in 
dorDurchsetzungderßudgetz  wecke 
oder  in  der  Finanzgebarung  gemäss 
dem  Etat.  Die  Termine  der  Eingänge  und 
die  Termine  der  Ausgänge  treffen  selten 
ganz  genau  zusammen.  Es  wäre  daher  ein 
sehr  grosser  »eiserner«  Kassenbestand  stets 
bereit  zu  halten,  um  die  Mittel  zu  den 
fälligen  Zahlungen  unbedingt  sicherzustellen. 
Solche  Maximen  pflegte  man  in  früheren 
Zeiten  zu  befolgen.  Allein  diese  Barbestände 
bleiben  oftmals  müssig  in  den  Kassen  liegen, 


der  tatsächliche.  Iiedarf  ist  oft  unberechen- 
bar und  der  Zinsverlust  daher  häufig  grösser 
als  die  Kosten  einer  schwebenden  Schuld. 
Die  neuere  Fiuauztechnik  hat  es  daher  vor- 
gezogen, diesem  Missstande  lieber  im  Wege 
der  -Kreditbeschaffung  durch  eine  schwe- 
bende Schuld  entgegenzutreten.  Die  etwaigen 
Schäden  hat  man  durch  vorsichtige  Behand- 
lung und  eine  Mehrzahl  von  Kautelen  ab- 
zuschwächen gesucht  Die  Formen  der 
Schuldaufnahme  können  dabei  verschiedene 
sein :  die  Ausstellung  von  Wechseln,  welche 
die  Finanzverwaltung  in  Zahlung  giebt  oder 
diskontieren  lässt,  offener  Kredit  oder  Konto- 
korrentkredit bei  Bankiers  oder  speciell 
durch  Verbindung  mit  den  grossen  Noten- 
oder Zettelbanken.  Dieselben  diskontieren 
oder  übernehmen  die  Schuldurkunden,  so- 
genannte »Schatzscheine«  oder  besondere  zu 
diesem  Zwecke  kreierte  Anweisungen  und 
geben  auf  diese  Kredit  oder  Vorschüsse. 
Ebenso  kann  sich  die  Finanzverwaltung  an 
den  offenen  Markt  mit  oder  ohne  Vermitte- 
lung  von  leitenden  Bankhäusern  wenden. 
Die  Verbriefung  der  schwebenden  Schulden 
ist  in  den  einzelnen  Staaten  eine  sehr  ver- 
schiedene. Die  wichtigsten  Typen  sind 
die  Schatzscheine  (Schatzan Weisungen, 
Kassenscheine,  bons  de  tresor,  Excheijuer 
Bills,  buoni  di  tessoro).  Vgl.  liierüber  den 
Art.  Schatzanweisungen,  Schatz- 
scheine oben  Bd.  VI  S.  519  ff. 

4.  Die  fundierten  Schulden  oder 
Staatsanleihen.  Man  bezeichnete  früher 
mit  dem  Ausdruck  »fundierte*  Schulden 
insbesondere  diejenigen,  für  deren  Ver- 
zinsung und  Tilgung  bestimmte  Einnahmen 
vorgesehen,  haftbar  gemacht  oder  verpfändet 
waren.  Auf  diese  Einnahmequellen  als 
Deckung  waren  die  Schulden  »fundierte, 
wie  etwa  eine  Grundschuld,  Hypothek  oder 
Ewigrente  auf  ein  Grundstück.  Den  Gegen- 
satz hierzu  bildeten  die  noch  der  Regelung 
harrenden  Schulden,  die  gleichsam  noch  in 
der  Schwebe  waren,  die  schwebenden- Schul- 
den (dette  flottante).  Die  heutige  Termino- 
logie weicht  sowohl  für  die  schwebenden 
Schulden  (s.  o.)  als  auch  für  die  fundierten 
Schiüden  von  dieser  Unterscheidung,  in  der 
sie  allerdings  ihre  historischen  Wurzeln 
hat,  ganz  wesentlich  ab. 

Fundierte  Schulden  oder  Staats- 
anleihen nennen  wir  diejenigen  Staats- 
schiüden,  die  zur  Deckung  des  ausserordent- 
lichen Finanzbedarfs,  für  specielle,  meist 
dauernde  Ausgaben  des  Staats  auf  relativ 
j  lauge  Zeit  oder  Oberhaupt  ohne  Ruckzalüungs- 
verpflichtung  aufgenommen  werden.  Die 
!  fundierten  Schulden  sind  meist  definitiv  ge- 
j  ordnet,  schwanken  verhältnismässig  wenig, 
haben  feste  Zinstennine  und  werden  syste- 
matisch nach  einem  vereinbarten  oder  frei 
gewählten  Plane  getilgt.  Ihrem  Wesen  nach 
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sind  sie  immer  Finanzschulden.  Sie  sind  es 
auch  dann,  wenn  schwebende  Schulden  in 
fundierte  umgewandelt  werden.  Die  Grund- 
lagen fflr  die  Beschaffung  der  Kapitalien 
beruhen  entweder  auf  dem  Principe  der 
Freiwilligkeit  oder  auf  dem  des  Zwanges: 
Freiwillige  Anleihen  —  Zwangsauleihen. 
Freiwillige  Anleihen  nennen  wir  solche, 
bei  denen  der  Staat  zur  Befriedigung  seiner 
Kreditbedürfnisse  freiwillige  Beziehungen  zu 
den  Kapitalisten  anknüpft,  sich  an  den  freien 
Verkehr  des  Geldmarkts  wendet,  diesem 
seine  Anerbietung  macht  nach  den  Grund- 
sätzen der  freien  Konkurrenz  und  daher  im 
allgemeinen  nach  jenen  Nonnen  handelt,  die 
für  das  Verhalten  auch  des  kreditsuchenden 
Privatmanns  massgebend  sind.  Zwangs- 
anleihen dagegen  sind  Anleihen,  bei 
welchen  der  Staat  von  allen  Klassen  der 
Bevölkerung  oder  nur  von  einzelnen  Gruppen 
derselben  zwangsweise  entgeltlichen  oder 
unentgeltlichen  Kredit  aufnimmt.  In  ihrer 
Beitreibungsform  haben  die  Zwangsanleihen 
äussere  Aehnlichkeit  mit  den  Vermögens- 
steuern, sie  setzen  eine  genaue  Katastrierung 
oder  Schätzung  der  Vermögensbestände  vor- 
aus. Man  liat  sie  daher  auch  »Steneran- 
lehen«  genannt.  Ob  üliorhaupt  und  inwie- 
weit die  Zwangsanlehen  den  Formen  des 
Öffentlichen  Kredits  einzureihen  sind,  ist 
mehr  denn  fraglich.  Sie  können  viel  eher 
als  ausserordentliche  Vermögenssteuern  be- 
zeichnet werden.  Als  regelmässige  Mittel 
zur  Organisierung  des  Staatskredits  sind  sie 
untauglich,  ila  sie  naturgeraäss  sehr  un- 
gleichmassig wirken,  bereits  produktiv  an- 
gelegte Kapitalien  ihren  Anlagen  entziehen 
und  dadurch  den  Darleihern  grosse  Opfer 
auferlegen.  In  Notzeiten  können  sie  aber 
trotz  alledem  unvermeidlich  sein.  Dagegen 
erseheinen  in  E|>oehen  ruhiger  Entwickelung. 
in  Staaten  mit  geordneten  Finanzen  und  ge- 
sichertem Staatskredit  die  freiwilligen  An- 
leihen als  die  einzigen  Mittel  und  Formen 
zur  Anwerbung  öffentlicher  Schulden. 

I  )ie  Staatsanleihen  können  verzinslich 
oder  u  n  v  e  r  z  i  n  s  1  i  c  h  sein,  auf  Eutgcltlich- 
keit  odef  Tnentgeltlichkeit  beruhen.  Die 
modernen  Staatsschulden  sind  durchgängig 
zinstragende  Schulden.  Dagegen  waren  in 
älterer  Zeit  unverzinsliche  Schuldaufnahmen 
nicht  selten.  Sie  stellten  dann  meist  den 
Preis  dar  fflr  die  Erteilung  von  Privilegien 
durch  den  Landesherrn,  von  Konzessionen, 
Vorrechten,  Ehren  und  Titeln,  für  die  Be- 
stätigung solcher  Rechtsvorzüge.  Die  l'n- 
entjreltlichkeit  des  Kredits  ist  heute  haupt- 
sächlich nur  im  Bereiche  des  Papiergeldes 
(s.  d.  Art.  Papiergeld  a.  a.  0.)  vertreten. 

Telter  die  l  nterscheidung  in  T  i  1  g  u  n  g  s  - 
schulden  und  Rentenschulden  vgl.  d. 
Art.  A  n  1  e  i  Ii  e  n  sub  6  und  9,  oben  Bd.  I S.  3 18 
und  350;  über  Lotterie-  und  Prämien- 


anleihen ebenda  sub  7  S.  349:  überZeit- 
nnd  Leibrenten  ebenda  sub  8  S.  350. 

der  Aufnahme  der 
ebenda  sub  4  und  5 
Sicherheitsbestel- 
benda  sub  3  S.  344. 


Ueber  die  Fragen 
Staatsanleihen 
S.  345—348,  über 
luug  bei  Anleihen 


Ueber  Konversionen,  Konsolida- 
tionen, Soulte,  Arrosierung  s. 
d.  Art.  Konversionen  oben  Bd.  V  S. 
343^351. 

5.  Innere  und  äussere  Anleihen. 
Brief-  und  Buchschulden.  Wir  unter- 
scheiden innere  und  äussere  Anleihen,  je 
nachdem  dieselben  den  Kapitalien  der  hei- 
mischen Volkswirtschaft  oder  denjenigen 
einer  fremden  entnommen  werden,  je  nach- 
dem der  Kapitalreichtum  des  Inlandes  er- 
heblich genug  ist,  um  die  Bedürfnisse  des 
Staatskredits  zu  nähren,  oder  ob  man  zu 
diesem  Zwecke  genötigt  ist  oder  überhaupt 
es  als  wünschenswert  betrachtet,  die  aus- 
wärtigen Kapitalistenkreise  heranzuziehen. 
Der  Grund  zur  Aufnahme  äusserer  Anleihen 
kann  somit  nicht  nur  in  dem  Kapitalmangel 
der  eigenen  Volkswirtschaft  liegen,  sondern 
auch  in  dem  Urastando  zu  suchen  sein,  dass 
der  durchschnittliche  Zinsfuss  im  Auslande 
niedriger  ist  als  im  Inland.  Die  Kosten 
und  dauernden  toasten  der  Schuldaufnahine 
werden  dadurch  verringert.  Die  ganze  Frage 
hängt  dann  für  die  Kreditpolitik  mit  unseren 
früheren  Erörterungen  zusammen,  welche 
die  Fonds  der  Güterentnahme  betrafen,  sich 
darauf  bezogen,  ob  die  Anleihen  aus  verfüg- 
baren, freien  oder  tereits  produktiv  ange- 
legten Kapitalien  der  heimischen  Volks- 
wirtschaft oder  aus  fremdem  Kapitalreichtum 
schöpfen  sollen  (vgl.  oben  sub  I,  2  S.  953). 

Die  äusseren  Anlagen  können  dann  ferner 
in  f  orinell-äussere  und  in  reell- 
äussere  Anleihen  geschieden  werden. 
Jene  Gattung  liegt  vor,  wenn  eine  aus- 
wärtige Anleihe  im  Ausland  selbst  aufge- 
nommen wird  und  an  ausländischen  Börsen- 
plätzen Einzahlungs- ,  Zinszahlung»-  und 
Ruckzahlungsstellen  hat,  diese  Form  da- 
gegen, wenn  die  Stücke  einer  forraeli- 
äusseren  Anleihe  thatsächlich  im  Besitz  des 
Auslandes  sind,  eine  reelle  Verschuldung 
ans  Ausland  besteht.  Auch  innere  Anleihen 
können  zu  reell-äusseren  werden,  wenn  ihre 
Stücke  durch  verkehrsmässige  Uebertragung 
in  das  Eigentum  auswärtiger  Gläubiger 
übergehen.  Umgekehrt  gelangen  mitunter 
I  formell-äussere  Anleihen  in  den  Besitz  in- 
■  ländischer  Kapitalisten.  Hier  entwickelt  sich 
dann  ein  umgekehrter  Prozess:  formell- 
I  äussere  Anleihen  nehmen  das  Gepräge 
'reell-innerer  Anleihen  " 
aus  dem  sie  schöpfen,  sind 
der  eigenen  Volkswirtschaft. 

Die  Unterscheidung  von  Briefschulden 
und  Buchschulden  beruht  auf  einer  Ver- 


an.  derronds, 
die  Kapitalien 
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schiedenheit  der  formalen  Begründung  des  I 
Schuldverhältnisses.  Briefschulden 
heisst  die  Beurkundung  der  Staatsschulden 
durch  Ausstellung  von  Schulddokumenten: 
Staatsschuldverschreibungen ,  Staatsschuld- 
seheiue,  Staatsobligationen,  Staatstitres.  Sie 
lauten  teils  auf  einen  bestimmton  Forderungs- 
berechtigten, Namenpapiere,  teils  auf 
jeden  Besitzer,  Trager  oder  Inhal>er,  In- 
naberpapiere. Die  letztere  Form  ist  die 
bequemere,  marktgängigere,  wird  daher  bei 
der  Kapitalisten  weit  aus  diesen  Gründen 
vorgezogen.  Jedoch  ist  im  Falle  des  Ver- 
lusts  die  Einleitung  eines  umständlichen 
Verfahrens  zur  Kraftloserklärung  der  Schuld- 
nrkunde  notwendig.  B  u  c  h  s  c  h  u  1  d  e  u  sind 
Staatsschulden,  die  zu  ihrer  Beurkundung 
in  ein  amtlich  geführtes  Buch,  das  Staats- 
schuld buch,  eingetragen  werden.  Als 
Gläubiger  gilt  hier  nur  derjenige,  dessen 
Name  in  (las  Staatsschuldbuch  eingetragen 
ist.  Die  Buchschulden  haben  den  Vorzug 
der  unbedingten  Sicherheit  und  nehmen  dem 
Glaubiger  alle  Mühen,  Sorgen  und  Kosten 
der  Aufbewahrung  der  Verbriefungsurkunden 
ab.  Dagegen  wird  die  Verfügung  über  das 
Kapital  zum  Behufe  von  Kreditgeschäften 
für  den  Gläubiger  erschwert.  Vorschriften 
regeln  den  Mindcsttatrag,  der  noch  ein- 
tragsfähig ist;  er  muss  um  so  kleiner  sein, 
je  mehr  die  Staatsschuld  eine  National  schuld  ' 
sein  soll  und  je  mehr  eine  »Demokrati- , 
siemng«  der  Staatsrenten  erstrebt  wird. 

fl.  Die  Staataschuldbücher  in  einzelnen 
Ländern.  1.  Deutsche!  Reich  und  Ein- 
zel stauten.  In  Deutschland  besteht  in  einer 
Mehrzahl  von  Staaten  die  Einrichtung  von 
Staatsschuldbüchern.  So  besteht  im  Deutschen 
Reiche  seit  G.  v.  31.  Mai  1891  ein  Staatssohuld- 
bnch.  Prcnssen  hat  diese  Institution  dnreh  G. 
v.  20.  Juli  1883  eingeführt  und  durch  die  GG. 
v.  12.  April  1886  und  8.  Juni  1891  erweitert. 
Hessen  hat  sie  durch  G.  v.  27.  März  1898  reci- 
piert.  ebenso  Hamburg,  Sachsen  (G.  v.  25.  April 
1886)  und  seit  1881  in  der  Hauptsache  und 
Wirkung  auch  Elsass-Lothringen.  Auf  Antrag 
des  Gläubigers  können  auf  Inhaber  lautende 
Schulden  in  Bmhschnlden  verwandelt  werdeu. 
Sie  lauten  dann  auf  den  Namen  der  im  Antrag 
bezeichneten  (physischen  oder  niehtphysischeuj 
Person.  Im  Schnldbuehe  sind  alle  im  Schuld- 
verhältnisse  eintretenden  Veränderungen,  Pfän- 
dungen, Löschungen  n.  s.  w.  einzutragen.  Mit 
der  Eintragung  werden  alle  Rechte  des  Inha- 
bers an  der  eingelieferten  Schuldurkunde  kon- 
sumiert. Die  Schuld  entsteht  nicht  durch  die 
Eintragung,  wie  in  Frankreich  und  England, 
sondern  sie  ist  ursprünglich  eine  Briefschnld. 
die  erst  durch  einen  Prawandlungsprozess  zu 
einer  Bucbschuld  wird.  Beide  Formen  der 
Schuld  schliessen  sich  gegenseitig  aus.  Vom 
Staatssehuldbuche  ist  eine  Abschrift  zu  nehmen 
und  getrennt  aufzubewahren.  Die  Zinszahlun- 
gen werden  durch  die  Reichs-  und  Staatskassen, 
durch  die  Reichsbank  oder  durch  die  Post  be- 
wirkt.   Im  preussischen  Staatsschuldbuch  waren 


1899  227B2  Konten  mit  einem  Kapitalbestand 
von  1292  244  450  Mark  eingetragen.  84,70  «L 
bezogen  sich  auf  die  Eintragungen  bis  50000 
Mark  und  15,30%  auf  solche  Uber  höhere  Be- 
träge. 

2.  Frankreich  hat  seit  G.  v.  24.  August 
1793  die  Einrichtung  des  Staatsschuldbnchs, 
des  Grand  Livre  de  la  France,  in  das  alle 
Schnldfordernngen  an  den  Staat  eingetragen 
werden,  wenn  sie  für  den  Staat  rechtsverbind- 
lich sein  sollen.  Seit  1878  besteht  das  Staats- 
schuldbnch  aus  zwei  Abteilungen,  von  denen 
die  eine  die  gesamten  alten,  nur  ein  Renten- 
versprechen enthaltenden  Schulden  (Rentes 
perpetuelles  reraboursables)  und  die  andere  die 
neue  für  Eisenbahnzwecke,  ein  Summenver- 
sprechen darstellende,  durch  Auslosungen  tilg- 
bare Schnld  (Rcntes  amortissables)  aufnimmt. 
Erstere  werden  zwar  nicht  ausgelost,  sind  ohne 
TilgungspÄicht  des  Staates  ausgegeben,  der  sie 
jedoch  kündigen  oder  an  der  Börse  zurückkaufen 
kann.  Die  Gläubiger  erhalten  Uber  ihre 
Rentenansprüche  eine  Bescheinigung  (extraits 
d'inscription)  als  Auszug  über  die  Eintragungen, 
der  bei  jeder  Verfügung  über  die  Ansprüche 
beizubringen  ist.  Der  Mindestbetrag,  der  ein- 
tragsfähig ist,  hat  im  Laufe  der  Zeit  öfters 
gewechselt:  1793  100  Livres,  1795  50  Livres, 
1822  10  Francs.  1848  5  Francs,  1870  3  Fraucs, 
1883  2  Francs  Rentenanspruch.  Zur  Erleichte- 
rung und  Verbreitung  des  Systems  können 
die  Generaleinnehmer  itresoriers  payenrsi  Ein- 
tragungen vollziehen  und  haben  zu  diesem  Be- 
hüte ein  Nebenbuch  (registre  special)  zu  führeu. 
Die  Renten  dieser  Nebenbücher,  deren  Auszüge 
die  gleichen  Rechtswirknngen  wie  die  des 
Grand  Livre  haben,  werden  als  Kollektiv-Ein- 
trag fcoinpte  colleetif),  nicht  im  einzelnen,  dem 
Hauptbuch  in  Paris  (Grand  Livre  de  la  France) 
zugeschrieben.  Die  Reiitencertitikate,  die  ur- 
sprünglich auf  den  Namen  (titres  nominatifsi 
lauteten  und  ohne  Coupons  ausgegeben  waren, 
werden  seit  1831  auch  auf  den  Inhaber  ausge- 
stellt uud  mit  Inhabercoupon  versehen.  Die 
fälligen  Ziusen  werden  gegen  Vorzeigung  des 
Buchanszugs  ohne  jegliche  LegitimatiousnrU- 
fung  ausbezahlt.  Die  Quittierung  geschieht 
auf  der  Rückseite  der  Inskriptionen,  wo  die 
Zinszahlungstermine  vorgedruckt  sind  und  zwar 
für  Namensrenteu  am  Orte  der  Eintragung  und 
bei  den  übrigen  Titres  nur  in  Paris  gegen  Ein- 
lieferung  der  Coupons.  Auf  Antrag  können 
die  Reuten  eines  Nebenbuchs  in  dasjenige  eines 
anderen  Departements  oder  in  das  Hauptbuch 
in  Paris  Ubertragen  und  dort  zahlbar  gemacht 
werden. 

3.  England.  Die  Verwaltung  der  eng- 
lischen Schuld  ist  der  Bank  von  England  Uber- 
tragen. Der  Nominalbetrag  der  Schuld  auf 
Namen  wird  in  das  grosse  Buch  (Great  Ledger) 
eingetragen,  das  die  Bank  führt.  Zur  Beur- 
kundung erhält  der  Gläubiger  einen  Interims- 
schein (Script  nach  erfolgter  Zahlung  an  die 
Bank.  Durch  die  Eintragung  der  Forderung 
in  das  Hauptbuch  wird  das  Schuld  Verhältnis 
zwischen  Staat  und  Gläubiger  begründet  und 
dieser  wird  dadurch  Inhaber  eines  Stock,  eines 
ülwrtragbareu  Anteils  an  der  Rentenschuld  des 
Staates.  Die  Zinsen  werden  von  der  Bank  an 
den  Gläubiger  oder  dessen  Bevollmächtigten 
ausbezahlt.    Bei  kleinen  Beträgen    wird  die 
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Zahlung  ohne  weitere  Formalitäten  geleistet, 
indem  bei  Nennung  de»  Namens  und  der 
darauf  eingetragenen  Summe  eine  an  der  Kasse 
zahlbare  Kassenanweisung  (Dividend  Warrant) 
in  Gestalt  eines  .gekreuzten  Checks"*  (Crossed 
Check  s.  d.  Art.  Check  oben  Bd.  III  S.  29—30) 
auf  die  Bank  und  ihre  Filialen  ausgestellt  wird. 
Bei  grosseren  Summen  bedarf  es  der  Vermitte- 
lung  der  Bankiers,  durch  deren  Hände  in  Eng- 
land überhaupt  der  grösste  Teil  des  üeldver- 
kehrs  geht.  Die  Quittungen  müssen  vom 
Gläubiger  und  vom  Clerk  eiues  Bankiers  oder 
.Stockmaklers,  der  die  Bürgschaft  für  die  Rich- 
tigkeit der  Persönlichkeit  übernimmt,  mit  ihren 
Unterschriften  versehen  sein.  Die  Bankiers 
reichen  die  Verzeichnisse  der  von  ihnen  abzu- 
hebenden Zinsen  nebst  ihren  Vollmachten  ein. 
worauf  ihnen  die  Zinsen  gutgeschrieben  werden. 
Die  Kunden  verfügen  dann  durch  Checks  über 
ihre  Guthaben.  Seit  1863  sind  auch  übertrag- 
bare Schuldverschreibungen  (Stock  Certificate*), 
lautend  auf  60  t*  oder  auf  ein  Mehrfaches  da- 
von von  f>0  bis  KJUU  £  und  mit  Couponbogen 
auf  5  Jahre  verschen,  eingeführt,  deren  Besitz 
Voraussetzung  zur  Geltendmachung  der  Forde- 
rung ist.  Sie  können  durch  Namenseintragung 
in  Namenpapiere  und  umgekehrt  diese  in  Inhaber- 
papiere bei  der  Bank  eingetauscht  oder  in 
Bucheintragungen  (Stockholder)  verwandelt 
werden.  Zur  Veränsserung  solcher  Eintragungen 
Stocks)  müssen  die  Stock  makler  <  Stockbroker  i 
in  Anspruch  genommen  werden.  Der  Verkäufer 
oder  ein  Bevollmächtigter  muss  persönlich  bei 
der  Bank  erscheinen,  der  Makler  hat  der  Bank 
einen  Uebertragungssehein  |  Transfer  Ticket ) 
zuzustelleu,  in  dem  Verkäufer,  Käufer  und  Be- 
trag bezeichnet  sind,  die  Uebertragung  wird  in 
einem  besonderen  Buche  (Transfer  Book)  vor- 
gemerkt und  diese  Eintragung  und  die  Quittung 
über  den  Empfang  des  Kaufpreises  i  Stock 
Receipt)  vom  Verkäufer  unterzeichnet.  Nach- 
dem so  das  Rechtsgeschäft  perfekt  geworden 
ist,  kaun  der  neue  Stockholder  die  Eintragung 
in  das  Haupthnch  beantragen. 

4.  Andere  Staaten.  In  Italien  be- 
steht gleichfalls  die  Einrichtung  der  Staats- 
schuldbücher, die  sich  an  die  französischen 
Vorbilder  aulehnen.  Eingetragene  Staatsgläu- 
biger, die  zugleich  im  Besitze  von  Postspar- 
kasseubüchertrsind.  können  auch  in  diesen  ihre 
Zinsen  als  verzinsliche  Einlagen  gutschreiben 
lassen.  Das  Staatsschuldbuchsystem  hat  auch 
Russland  angenommen.  Oesterreich- 
Ungarn  nnd  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  haben  ein  besonderes  Verfahren 
eingerichtet,  um  luhaberpapiere  in  Nameupa- 
piere  umzuschreiben  und  damit  wenigstens  ver- 
wandte Einrichtungen  wie  die  Staatsschuld- 
bücher verbunden. 

7.  Staatsbankerott  und  Finanzkon- 
trolle. Staatsbankerott  nennen  wir  den- 
jenigen Zustand,  in  welchem  der  Staat  unter 
Missachtung  und  mit  Verletzung  der  Rechte 
seiner  Gläubiger  mit  oder  ohne  ausdrück- 
liche Erklärung  seinen  Verbindlichkeiten  als 
Schuldner  gar  nicht  oder  unvollständig  nach- 
kommt. Es  ist  dies  gleichsam  der  Kon- 
kurs der  Staatsfinanzen,  der  jedoch  nicht 
die  Rechtsfolgen  hat  wie  die  Zahlungsein- 


stellung eines  Privaten.  Dort  fehlt  die 
zwingende  Gewalt,  die  hier  im  Konkursver- 
fahren durch  gerichtliche  Anordnung  dem 
privaten  Schuldner  gegenüber  ausgeübt 
Wird.  Der  Staatsbankerott  kann  auch  in 
einem  Niehtzahleu- Wollen  des  schuldneri- 
schen Staates  seine  Wurzel  halten,  ohne 
dass  die  absolute  Zahlungsfähigkeit  aufge- 
hoben wäre.  Ein  Druck  kaun  nur  durch 
fremde  Mächte,  deren  Volkswirtschaften  als 
Gläubiger  l>enachteiligt  werden,  mit  mate- 
riellen Machtmitteln  ausgeübt  werden. 

Häufiger  als  der  offen  erklärte  Staats- 
bankerott ist  die  verschleierte  (latente) 
Form  desselben.  Die  Wege  können  dabei 
sehr  verschieden  sein:  Erhebung  einseitiger 
Couponsteuern,  Zinszahlung  für  in  Metall- 
währung  aufgenommene  Schulden  in  mehr 
oder  weniger  entwerteter  Papiergeldvaluta, 
einseitig  beschlossene  Zinsherabsetzung  ohne 
gleichzeitiges  Angebot  der  Rückzahlung  der 
Schiddkapitalien,  willkürliche  Abzüge  und 
andere  mehr.  Die  offen  erklärte  oder 
formelle  Gestalt  des  Staatsbankerotts 
tritt  regelmässig  als  sogenannte  Repudia- 
tion  auf.  Hier  erklärt  der  Staat  ausdrück- 
lich, seine  Schulden  überhaupt  nicht  oder 
nur  teilweise  verzinsen  oder  tUgen  zu  wollen. 
Hierfür  gehören  insonderheit,  die  *  ausge- 
stellten* ,  »nufgeschoUrnen«  oder  »toten 
Scludden*  (dette  differee  deferred  Debts, 
deuda  deferida).  ein  Verfahren,  bei  dem 
Schulden  für  gewiss»?  Zeiten  als  unverzins- 
lich erklärt  werden,  bis  etwa  nach  Tilgung 
anderer  Anlehen  Mittel  wieder  flüssig  wer- 
den. Die  hiervon  betroffenen  Schuldscheine 
heissen  dann  »aufgeschobene  Obligationen« 
(differees.  deferred,  deferados). 

Die  Finanzkontrolle  in  diesem  Zu- 
sammenhang ist  die  international  organi- 
sierte Liquidation  von  Schuldenverbindlich- 
keiten eines  zahlungsunfähig  gewordenen 
Staates.  Dieser  Fall  kann  dann  eintreten, 
wenn  es  durch  diplomatische  oder  sonstige 
materielle  Machtmittel  gelingt,  die  Durch- 
führung eines  geordneten  Abwickelungsver- 
fahrens  zu  bewirken.  Die  internationalen 
Gläubigerkreise  selcher  Staaten,  die  durch 
Kriege,  politische  Katastrophen,  chronische 
Deficit s-  oder  sonstige  Misswirtschaft  in 
Zahlungsstockungen  geraten  sind,  suchen 
sich  zunächst  durch  Vereinbarungen  fester 
zusammenzuschliessen,  was  durch  den  inter- 
nationalen Zusammenhang  der  grossen  Höl- 
sen erleichtert  wird.  Die  so  gebildeten 
Gläubiger-Komitees  suchen  dann  auf  ihre 
heimischen  Regierungen  einzuwirken,  sie 
zu  diplomatischen  oder  sonstigen  Schritten 
zu  veranlassen.  Je  bedrängter  die  Finanz- 
lage eines  solchen  schuld uerischen  Staates 
ist,  desto  eher  ist  ein  Erfolg  eines  solchen 
Druckes  zu  erwarten.  Die  Finanznot  und 
die  Erschütterung  des  Staatskredits  ist  in 
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solchen  Fällen  so  erheblich,  dass  die  Finanz- 
verwaltung ohne  fremde  Hilfe  die  Geschäfte 
nicht  weiterführen  kann.  Sie  sieht  sich  da- 
her genötigt,  auf  die  gestellten  Bedingtingen 
einzugehen.  Die  Finanzkontrolle  kann  sich 
entweder  auf  die  Gesamtheit  der  Staats- 
schulden oder  nur  auf  einen  Teil  derselben  be- 
ziehen (totale  und  partiello  Finanz- 
kontrolle). Die  Durchführung  geschieht 
in  der  Weise,  dass  eine  Mehrzahl  von  Staats- 
einnahmen. Steuern.  Domänen.  Monopole 
aus  dem  allgemeinen  Budget  ausgeschieden 
und  einer  besonderen  Verwaltung  unter- 
stellt werden,  die  dann  mit  der  Abwickelung 
der  Geschäfte  betraut  wird  und  für  regel- 
mässige Verzinsung  und  Tilgung  dieser 
Schulden  Fürsorge  zu  treffen  hat.  Die  Ver- 
waltung wird  dann  einer  ausländischen  Kom- 
mission mit  oder  ohne  Mitwirkung  des  hei- 
mischen Staates  übetragen.  Die  Einrich- 
tung einer  Finanzkontrolle  ist  für  den  schuld- 
nerischen Staat  stets  mit  einer  teil  weisen 
Preisgabe  seiner  Souveränität  und  politischen 
Unabhängigkeit  verbunden  und  daher  der 
letzte  Rettungsanker  in  höchster  Not. 

Die  Geschichte  der  Staatsbankerotte  ist 
mit  der  Entwickelung  des  Staatskredits  als 
eine  nur  allzu  häufige  Erscheinung  eng  ver- 
knüpft. Die  meisten  Staaten  sind  davon 
heimgesucht  worden.  Beispiele  von  Repu- 
diationen  finden  wir  oftmals  in  Frankreich 
unter  Sully,  Kichelieu,  Mazarin  und  Colbeit, 
wobei  beim  Regierungswechsel  die  von  den 
vorausgegangenenRegierungon  eingegangenen 
Verpflichtungen  von  den  nachfolgenden  nicht 
anerkannt  wurden ,  unter  der  Regentschaft 
Louis  Philipps  von  Orleans  durch  den  Zu- 
sammen bn  ich  des  Iiawschen  Systems,  in  der 
Revolutionsepoche  durch  die  Assignaten- 
wirtschaft, in  Oesterreich  und  Spanien 
wiederholt  in  früheren  Jahrhunderten  etc. 
Staatsbankerotte  des  19.  Jahrhunderts  ver- 
zeichnen wir  in  Westfalen  1812,  in  Kur- 
hessen 1H14 — lHlä,  in  Schleswig-Holstein 
1850,  in  Oesterreich  1811,  181Ü.  1818,  in 
Spanien  1820,  1834,  1801,  1807.  1872,  1882, 
in  Russland  1839,  in  der  Türkei  187."»,  187G, 
1881,  in  Portugal  1837,  1852,  1892,  in  Grie- 
chenland 182G,  1893.  in  einer  Reihe  ameri- 
kanischer Staaten  1876—1 890  etc.  »Auf- 
gehobene Schulden"  insonderheit  finden  wir 
1S11  in  Oesterreich,  1814  in  Holland,  1831 
in  Spanien  und  dergleichen  mehr.  Als  Bei- 
spiele einer  Finanzkontrolle,  die  alle  den 
letzten  Jahrzehnten  angehören ,  erwähnen 
wir  die  Türkei,  Aegypten  und  Griechen- 
land. 

8.  Das  Verwaltungsrecht  der  Staats- 
schulden. An  dieser  Stelle  soll  nur  er- 
wähnt werden,  dass  die  Verwaltung  der 
Staatsschulden  in  den  meisten  Staaten  einer 
besonderen  Behörde,  der  Staatsschul- 
den Verwaltung,  unterstellt  ist.  die  sich 


meist  einer  gewissen  Selbständigkeit  er- 
freut. Daneben  pflegen  parlamentarische 
Kommissionen  als  Kontrollinstanzen  die 
Oberaufsicht  über  das  Staatsschulden wesen 
zu  führen.  Die  Geschäftsführung  der 
Staatsschuldenverwaltung  wird  häufig,  und 
zwar  in  empfehlenswerter  Weise,  verein- 
facht und  erleichtert  durch  die  Verbindung 
mit  einer  grossen  Bank,  deren  Aufgabe  in 
der  Besorgung  der  Kassengeschäfte  besteht. 
Mitunter  sind  auch  diese  Geschäfte  voll- 
ständig eiuer  Bank  fibertrageu,  die  dann 
die  ganze  Verwaltung  der  Staatsschulden 
vollzieht  (England).  Die  parlamentari- 
schen Kommissionen  haben  meist  im 
Verein  mit  dem  Obersten  Rechnungshof  da- 
rüber zu  wachen,  dass  die  Aufnahme  von 
Anleihen,  ihre  Verzinsung  und  Tilgung,  die 
Ausstellung  der  Staatsschuldverschreibungen, 
deren  Einziehung  und  Vernichtung,  die 
Ausgalte  und  die  Ausserverkehrsetzung  von 
Staatspapiergeld  nach  den  gesetzlichen  und 
verordnuugsmässigen  Vorschriften  und  An- 
ordnungen erfolgt.  Die  Verfassungs- 
kontrolle erzeugt  dann  mittelbar  ein 
grösseres  Vertrauen  zum  Staatskredit  eines 
Landes,  der  durch  solche  festen  Bürg- 
schaften gestützt  ist. 

III.  Die  Tilgung  der  Staatsschulden. 
1.  Allgemeines.  Wir  verstehen  unter 
Tilgung  der  Staatsschulden  die  völlige  oder 
teilweise  Aufhebung  der  eingegangenen 
Schuldverbindlichkeiten  durch  Rückzahlung 
des  empfangenen  Kapitals,  die  Rückerstat- 
tung aufgenommener  Darlehen.  Sie  kann 
nach  Umfang  und  Ausdehnung  schon  bei 
Eingehung  von  Verpflichtungen  gesetzlich 
oder  vertragsmässig  festgelegt  sein  oder  an- 
dererseits in  das  freie  Ermessen  des  schuld- 
nerischen Staates  gestellt  sein.  Die  Tilgung 
muss  eine  wirkliche,  sie  darf  keine  bloss 
scheinbare  sein.  Sobald  sie  nur  durch  Ver- 
stärkung des  Steuerdrucks,  durch  drückende 
leisten  oder  durch  die  Aufnahme  neuer 
Schidden  bewirkt  wird,  kann  der  Nutzen 
nach  Umständen  ein  sehr  fragwürdiger  sein. 
Für  den  Staat  und  die  Finanzverwaltung  ist 
es  am  zweckmässigsten.  wenu  er  zur  Rück- 
zahlung berechtigt  ist,  ohno  vertragsmässig 
oder  durch  Gesetz  in  bestimmter  Form  zu 
tilgen  verpflichtet  zu  sein.  Die  Gefahr  liegt 
dann  allerdings  vor.  dass  die  Tilgung  über- 
haupt unterlassen  wird  und  dieSchulden  weiter 
wachsen.  Man  kann  daher  die  neuere 
staatsrechtliche  Methode  empfehlen,  die  l>eidc 
Tilgungsformen  miteinander  verknüpft  Prin- 
eip  ist  dabei  zunächst  die  Freiwilligkeit  das 
Abscheu  von  einem  äussercu  Zwang.  Die 
Regierung  wird  aber  von  vorn  herein  ver- 
pflichtet, gewisse  Ueberschüsse  an  Ein- 
nahmen, die  die  Voranschläge  des  Budgets 
überschreiten,  wenn  und  insoweit  sie  ein- 
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treten,  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden 
(Deutsches  Reich,  Preussen). 

Bei  der  Schuldentilgung  müssen  aber  auch 
stets  die  Interessen  der  Volkswirtschaft  weit- 
gehend berücksichtigt  werden.  Die  voraus- 
sichtlichen Wirkungen  der  lleimzahlung  für 
das  Wirtschaftsleben  sind  wohl  zu  prüfen. 
Stehen  bisweilen  dem  Staate,  wie  nach 
dem  deutsch  -  französischen  Kriege  von 
1870—1871,  durch  ausserordentliche  Um- 
stünde beträchtliche  Geldmittel  und  Kapi- 
talien zu  Tilgungszwecken  zur  Verfügung, 
so  können  sich  trotz  der  finanzpolitischen 
Durchführbarkeit  grosse  Tilgungen  oft  nur 
bedingt  empfehlen.  In  vielen  Fällen  ist  zu 
l>esorgen,  dass  die  plötzlich  freigewordeuen 
und  durch  die  Tilgung  müssigen  Kapitalien 
nicht  sobald  eine  geeignete,  sichere  Anlage 
finden  uud  daher  zum  Schadeu  der  Volks- 
wirtschaft teils  unproduktiv  untergebracht, 
teils  zu  Spekulationszweeken  verwendet 
werden,  Und  umgekehrt  haben  gerade  die 
auf  einmal  freien  Kapitalien  einer  Speku- 
lationsepoche mit  all  ihren  schlimmen  Symp- 
tomen gefährlichen  Vorschub  geleistet/  Der 
Endzweck  der  Tilgung,  die  Erleichterung 
der  öffentlichen  Schuldenlast,  wird  mit- 
unter, namentlich  in  Perioden  mit  sinken- 
der Tendenz  des  Zinsfußes  wirksamer  durch 
Konvereionen  mit  Zinsreduktionen  erreicht 
Hier  bleibt  das  Schuldkapital  das  gleiche, 
die  Zinsenlast  des  öffentlichen  Haushaltes 
aber  wird  dadurch  verringert. 

Unter  den   verschiedenen  Formen  der 
Tilgung  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Til- 
gung nach  dem  System  des  Tilgungs- 
f  o  n  d  s  oder  freier  Tilg  u  n  g.  Die  letzten' 
ist  der  Regierung  in  der  Hauptsache  an- 
heimgestellt,  sie  kann  aber  dadurch  ver-  i 
stärkt  werden,  dass  von  vorn  herein  gewisse 
Einkünfte  oder  bestimmte  Uobersehüsse  be- 
zeichnet  worden,  die  zur  Schuldentilgung 1 
zu  verwenden  sind.    Häufig  wird  die  freie  1 
Tilgung  durch  die  Einrichtung  besonderer  j 
S  t  a  a  t  s  s  c  h  u  1  d  e  n  t  i  1  g  u  n  g  s  k  a  s  s  e  n  ein-  I 
heitlicher  organisiert.     Diese,  nicht  selten  j 
IVlierreste  ehemaliger  Tilgungsfonds,  sind  J 
Behörden  mit  eigener  Verwaltung,  denen 
die  Verlosung,  Einlösung  oder  der  bursen- 1 
massige  Rückkauf  der  •  Obligationen  über- 
tragen ist.    Sie  bieten  vor  allem  den  Vor- 
teil, dass  sie  ein  I m pelle  zur  Sehuldentil- 1 
gung  sind  und  diese  nicht  so  leicht  in  Ver- 
gessenheit gerät.    Im  übrigen  haben  wir  es 
hier  lediglich  zu  thuu  mit  organisatorischen 
Krauen  und  Bedürfnissen. 

2.  Das  System  der  Tilgungsfonds.  Die 
öffentlichen  Schulden  können  getilgt  werden 
durch  die  Gründung  eines  besonderen  Til- 
gungsstamms öder  Tilgungsfonds 
(Sinking  Fund,  caisse  damortissement). 
Es  wird  darunter  eine  jährliche,  feste  Do- 
tation verstanden,  die  sich  in  den  Händen 

Zweite 


der  Staatsschuldenverwaltung  befindet  und 
dazu  dient,  jährlich  einen  bestimmten  Be- 
trag von  Staatsobligationen  zurückzukaufen. 
Diese  Schuldtitel  werden  nun  aber  weiter 
verzinst  zu  Gunsten  des  Tilgungsfonds,  der 
die  jährlichen  Zinsen  aufnimmt  Durch  die 
Admassiorung  der  jährlichen  Zinsen  zum 
ursprünglichen  Fonds  der  festen  Dotation 
entsteht  ein  Vermögensstamra,  der  durch 
den  fortgesetzten  Ankauf  von  Obligationen 
und  durch  den  Empfang  der  für  diese  fäl- 
ligen Zinsen  nach  den  Grundsätzen  der 
Zinseszinsrechnung  mit  progressiver  Schnel- 
ligkeit anwachsen  sollte.  Diese  Vermögens- 
masse war  dazu  l»estimmt,  nach  genau  vor- 
ausberechnetem Fortschreiten  die  ganze 
Schuld  in  sich  aufzunehmen  und  gleichsam 
automatisch  zu  tilgen.  Der  Tilgungsfonds 
erscheint  als  selbständige  Rechtspersönlich- 
keit, welche  die  gesamte  Schuldenlast  über- 
nommen hat,  die  getilgten  Beträge  werden 
als  die  Guthaben  des  Tilgungsfonds  lie- 
trachtet,  für  die  von  diesem  solange  Zinsen 
bezogen  werden,  bis  dessen  Auflösung  nach 
Rückzahlung  der  ganzen  Schuld  erfolgt.  Die 
Urheber  des  Gedankens  waren  der  Meinimg, 
dass  ein  solcher  Tilgungsfonds  von  ursprüng- 
lich l  0  o  der  Anleihe  je  nach  der  Höhe  des 
Zinsfusses  von  3,  4  oder  5%  in  47,  42  oder 
37  Jahren  die  Schuld  abtragen  werde  und 
da<s  die  anfängliche  Dotation  um  so  ge- 
ringer sein  könnte,  je  längere  Zeit  der  Til- 
gungsplan umfasst. 

Das  System  des  Tilgungsfonds  hat  sich 
nicht  bewährt.  Man  hat  sich  dabei  über 
den  Unterschied  getäuscht ,  der  zwischen 
der  bloss  rechnungsraässigen,  auf  dem  Pa- 
pier stehenden  und  der  wirklichen  Kapita- 
lisierung besteht.  Denn  im  0  runde  bedeutet 
das  ganz«1  Verfahren  nicht  mehr  denn  eine 
Handveränderung,  es  ist  keine  thatsächliehe 
Tilgung.  Nicht  konkrete  Ueberschüsse  sind 
der  Fonds,  aus  dem  die  Heimzahlung  lie- 
stritten  wird,  sondern  nur  fiktive  Grössen. 
Die  Iiast  der  Staatsschulden  bleibt  wälirend 
der  ganzen  Tilgungspenode  die  gleiche  für 
den  Staatshaushalt.  Vollends  illusorisch 
wird  das  ganze  System,  wenn  innerhalb  der 
Tilgungsei>oche  neue  Schulden  aufgenommen 
werden.  Der  Tilgungsstamm  ist  schon  rein 
theoretisch  eine  Fiktion,  und  praktische  Er- 
fahrungen waren  fast  überall  die  gleichen. 
Sie  endeten  mit  dem  Zusammenbruch  des 
ganzen  Systems.  Kaum  jemals  ist  und  war 
ein  Staat  in  der  glücklichen  Lage,  ein  halbes 
Jahrhundert  hindurch  ohne  finanzielle  Stö- 
rungen und  Krisen  seine  Schulden  tilgen  zu 
können,  immer  wieder  haben  jiolitische  und 
wirtschaftliehen  Ereignisse  den  geregelten 
Gang  der  Schuldentilgung  unterbrochen. 
Ein  Tilgungsfonds  kann  einem  solchen  Druck 
der  Ereignisse  auf  die  Dauer  nicht  wider- 
stehen, er  wird  unrettbar  von  der  Brandung 
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augenblicklicher  Bedürfnisse  hinwegge- 
spült. 

!•  Die  i  sachlichen  Versuche  des  TH- 
gungsfondssystemH.  1.  England.  Nachdem 
schon  frfiher  in  Holland  nnd  im  Kirchenstaate 
der  Versuch  mit  einer  Art  Tilgnngsstamm  ge- 
macht worden  war,  indem  man  1  "/„  der  jähr- 
lichen Zinsen,  die  Ersparnis  einer  Konversion 
mit  Zinsherabsetzung,  zur  Schuldentilgung  ver- 
wandte ,  erscheint  das  Svsteni  des  Tilgungs- 
fonds als  eine  förmliche  Einrichtung  der 
Scbnldenverwaltung  zuerst  in  England.  Hier 
hatte  1716  Robert  Wal  pole  einen  solchen 
Fonds  eingerichtet,  der  aus  den  Ueberschüssen 
verschiedener  Kassen  gespeist  und  laut  Parla- 
mentsbeschlnss  zur  Abtragung  der  verschiedenen 
Schulden  bestimmt  wurde.  Schon  1728  wurde 
er  mit  Verzinsung  neuer  Schulden  belastet  und 
1733  mit  der  Bestreitung  einzelner  Staatsaus- 
gaben belastet.  Walpole  wollte  bei  der  Steige- 
rung des  Staatsbedarfs  die  Notwendigkeit  einer 
Erhöhung  der  herabgesetzten  Grundsteuer  ver- 
meiden. 1735  war  er  ganzlich  aufgezehrt. 
Trotz  dieses  Misserfolges  gab  Pitt  im  Jahre 
1786  einer  Anregung  Richard  Prices  statt 
und  kam  auf  den  Gedanken  eines  Tilgungsfonds 
zurück.  Dieser  ward  zunächst  mit  einer  jähr- 
lichen Einnahme  von  1000000  £  gestiftet,  und 
erst  wenn  durch  ersparte  («1er  herabgesetzte 
Zinsen,  durch  Erlöschen  von  Zeit-  und  Leib- 
renten u.  s.  w.  seine  jährlichen  Einkünfte 
4  OÜO()00  £  erreicht  haben  würden,  sollten  die 
Zinsen  der  weiter  hciroirczahlten  Obligationen 
zur  Verfügung,  des  Parlaments  stehen.  Die 
Staatsschulden  betrugen  damals  267  Millionen  t. 
1792  wurde  ausserdem  noch  bestimmt,  dass  für 
jede  neu  aufgenommene  Anleihe  1°0  ihres  Be- 
trages ausgesetzt  und  daraus  ein  zweiter,  für 
die  neuen  Schulden  getrennt  zn  führender  Til- 
gungsstamm gebildet  werden  sollte.  Dies  ge- 
schah insbesondere  im  Hinblick  auf  die  langen 
Zeit-  nnd  Leibrenten.  Doch  wurde  der  so  auf- 
gestellte Grundsatz  bei  der  grossen  Zahl  ver- 
schiedener Anleihen  nie  streng  und  konsequent 
durchgeführt.  1802  wurden  beide  Tilgungs- 
fonds zu  einem  General  Sinking  Fund  ver- 
schmolzen. Ebenso  wurde  die  Auordnnng 
wiederhergestellt,  dass  bei  Aufnahme  jeder 
neuen  Anleihe  1%  ihres  Betrages  zur  Tilgung 
anzuweisen  sei,  und  andererseits  die  Bestim- 
mung aufgehoben,  dass  die  Einkünfte  des  Fonds 
4  0001)00  t  nicht  überschreiten  dürften 

Henry  Petty  (später  Marquis  of  Lands- 
owni  stellte  1807  einen  neuen  Plan  auf,  nach 
welchem  für  die  neuen  Kriegsanleihen  10 °0 
für  Verzinsung.  Verwaltung  und  Tilgung  ver- 
wendet und  ans  den  Kriegssteuern  entnommen 
werden  sollten.  Die  hierdurch  im  Ausgabeetat 
entstehenden  Lücken  waren  durch  „Ergän- 
zungsanleihen"  iSupplementary  Ivoausl  auszu- 
füllen, von  welchen  wieder  1  °0  des  Nominal- 
kapitals oder  bei  dem  Kurse  v<  n  60  der  3pro- 
zentigen  Anleihen  1  „„  des  wirklichen  Betrages 
derselben  als  Tilirungsstamm  bestimmt  wurde. 
Schon  1808  kehrte  man  beim  Wechsel  des  Mi- 
nisteriums zu  Pitts  Grundsätzen  wieder  zurück. 
Einen  sehr  verwickelten  Plan  entwarf  1813 
Vansittart.  Ein  bestimmter  Teil  der  Ein- 
künfte der  Tilgungskasse,  soweit  er  der  bereits 
abgelösten  Schuld  von  17N6  entsprach,  sollte 


zur  Verzinsung  und  Tilgung  neuer  Anleihen 
verwendet  werden.  Die  Fond»  aller  einzelnen 
Anleihen  sollten  zu  einem  einzigen  verbunden 
und  diese  der  Zeitfolge  der  Aufnahme  nach 
getilgt  werden.  Die  durch  Tilgung  freige- 
wordenen Einkünfte  des  Tilgungsstammes  soll- 
ten frei  verfügbar  sein,  doch  musste  bei  jeder 
neuen  Aufnahme  von  Staatsschulden  zugleich 
für  den  Tilgungsfonds  gesorgt  werden.  Seit 
181!)  wurden  die  15,600  Millionen  £  Einnahmen 
des  Tilgungsfonds  auch  zur  Deckung  des  lau- 
fenden Staatsaufwands  beigezogen  und  nur  ein 
Ueberschuss  von  2  Millionen  £,  wozu  noch 
3  Millionen  t  durch  neue  Stenern  aufzubringen 
waren,  sollte  zur  Tilgung  der  Staatsschulden 
verwendet  werden.  Acht  Jahre  verfuhr  man 
nach  diesen  Normen,  bis  man  1828  den  allere- 
meinen  Grundsatz  annahm,  dass  in  Zukunft  nur 
soviel  jährlich  getilgt  werden  sollte,  als  nach 
Bestreitung  des  Staatsaufwandes  wirklich  übrig 
bleibe  (10  Geo.  IV.  c.  27).  Hiermit  war  der 
Tilgungsfonds  von  selbst  aufgelöst. 

2.  Frankreich.  Die  französische  Til- 
gungskasse  icaissc  d  amortissementl  wurde  1816 
nach  englischem  Vorbild  und  zwar  mit  einer 
jährlichen  Ausstattung  von  40  Millionen  Franc* 
uud  mit  dem  Erlös  aus  Waldverkänfeu  iG.  v. 
25.  März  1817)  gebildet,  die  1818—182!)  «8 
Millionen  Francs  lieferten.  Die  Methode  der 
Tilgung  war  die  der  englischen  Praxis.  Allein 
man  hat  dieselbe  oftmals  durchbrochen.  Bei 
Aufnahmen  der  Sprozentigen  „Milliarden-An- 
leihe 1000  Millionen  Francs)  zur  Entschädigung 
der  Emigrierten  durch  den  Finanzminister 
Villele  wurde  bestimmt  (G.  v.  L  Mai  1825  . 
dasa  die  vom  22.  Juni  1825  bis  1830  zu  tilgen- 
den Renten  in  der  Höhe  von  16,020  Millionen 
Francs  annulliert  werden  sollten.  Durch  G.  v. 
27.  28.  Juni  1833  wurden  abermals  32  Millionen 
Francs  Renten  annulliert,  somit  zusammen 
48,020  Millionen  Francs  Reuten.  Vom  L  Juni 
1816  bis  14.  Juli  1848  hat  die  Tilgungskasse 
80,!<50  Millionen  Kranes  Reuten  für  den  An- 
kaufspreis von  1645H.474  Millionen  Kranes  Ka- 
pital eingelöst.  Nach  Abzug  der  annullierten 
Kenten  besass  die  Kasse  32/J30  Mil  lionen 
Francs  eigene  Renten,  die  ein  Nominalkapital 
von  rund  860  Millionen  Kranes  darstellten,  nnd 
sodann  42,600  Millionen  Francs  in  4-  nnd  3pro- 
zentigen  Renten  aus  denjenigen  Tilguugssum- 
men.  welche  zur  Einlösung  der  5-,  4*4-  und  4- 
prozentigeu  Kenten  bestimmt  waren,  aber  wegen 
des  Leber  Pari-Knrses  derselben  nicht  verwen- 
det werden  konnten,  sondern  zur  Ansammlung 
einer  Amortisations-Reserve  benutzt  wurden. 
Die  eigenen  Einnahmen  der  AmortisationskasM- 
beliefen  sich  anf  75,400  Millionen  Francs,  wozu 
noch  der  jährliche  etatsmässige  Znschnss  der 
Staatskasse  von  t>0—  70  Millionen  Francs  kam. 
Das  Gesamteinkommen  des  Tilgungsfonds  wurde 
auf  die  einzelnen  Anleihen  nach  dem  Nennbe- 
trag verteilt.  Die  Steigerung  der  ausserordent- 
lichen Ausgaben  seit  1840,  vornehmlich  für  die 
Befestigung  von  Paris  und  für  die  Eisenbahnen, 
veranlasste  das  G.  v.  IL  Juui  1842.  wonach 
die  vorerwähnte  Aroortisatious-Reserve  von  1842 
au  mit  zur  Deckung  der  seit  1840  entstandenen 
Ausfälle  heranzuziehen  sei.  Seit  der  Februar- 
Kevolution  vom  Jahre  1848  hörte  die  Tilgung 
trrösstenteils  anf,  nnd  ein  Beschluss  der  Natio- 
nalversammlung vom  14.  Juli  1848  verfüsrte 
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die  vollständige  Einstellung  derselben.  Die 
dazu  bestimmten  Mittel  wurden  jetzt  zu  ande- 
ren Ausgabeu  verwendet  nud  im  Budget  ge- 
sondert ausgewiesen.  Die  sogenannte  Amorti- 
satioiis-fieserve  wurde  jährlich  nominell  durch 
1  %  des  Betrages  der  neu  aufgenommenen  An- 
leihen  vermehrt  und  als  durchlaufende  Ausgabe 
'depense  d'ordre)  gehalten.  Die  Amortisatiuug- 
kasse  wurde  aber  uicht  beseitigt,  sondern  blieb 
formell  fortbestehen.  Xapolepu  III.  stellte  die 
Aroortisationskasse  durch  (i.  v.  11.  Juui  18bÜ 
wieder  her,  teilte  ihr  eigene  Einnahmen  (Er- 
träge der  Staatsforsten ,  der  Eisenbahnsteuer 
und  einiger  anderer  Abgaben)  zu  nnd  belastete 
ihren  Etat  mit  neuen  Aufgaben.  Nach  dem 
deutsch-französischen  Kriege  von  1870 — 1871 
wurde  sie  formell  beseitigt.  Seitdem  führt  sie 
als)  solche  lediglich  nur  eine  nominelle  Existenz 

3.  Oesterreich-Ungarn.  Ein  Tilgungs- 
fonds wurde  1817  errichtet  (Patent  vom  ü2. 
Januar  1817),  der  mit  einem  Kapital  von  rund 
52  Millionen  tinlden  und  einer  festen  Jahres- 
dotation  von  1,5  Millionen  Gulden  ausgestattet 
wurde.  Bei  jeder  neuen  Schuldanfnahme  war 
die  Dotation  um  1°0  des  betreffenden  Anleihe- 
kapitnls  zu  erhöhen.  Nachdem  18JU  das  Stamm- 
vermögen des  Tilgungsfonds  auf  jJOy/Jti:!  Milli- 
onen Gulden  mit  einem  Zinsbeträge  voll  7,280 
Millionen  Gulden  und  der  fixe  Jahresbeitrag 
auf  7,y  Millionen  Gulden  angewachsen  waren, 
wurde,  der  jährliche  Staatsbeitrug  eingestellt, 
der  ohnehin  infolge  des  chronischen  Deficit*  im 
Staatshaushalte  nnr  durch  Aufnahme  neuer 
Schulden  beschafft  werden  konnte,  und  das  Ein- 
kommen des  Fonds  auf  die  anfallenden  Zinsen 
der  eingelösten  Obligationen,  auf  den  Kriös  für 
verkaufte  Staatsgüter  und  gelegentliche  ausser- 
ordentliche Zuschüsse,  namentlich  auf  die  lpro- 
zentigen  Beitrage  bei  küuftigen  Anlehcn,  be- 
schränkt. Falls  die  Zinseusurome  der  ueu  ein- 
gelösten Schuldverschreibungen  1  Million  Gulden 
übersteigen  würde,  so  sollten  diese  getilgt  und 
heimgezahlt  werden.  Bis  1847  hclief  sich  *ein 
Vermögen  auf  1U0.770  Millionen  Gulden  und 
auf  8,333  Millionen  Gnlden  nnd  1,8>8  Millionen 
Gulden  sonstige  Einkünfte.  Seit  1848  wurden 
die  Zuflüsse  des  Tilgungsfonds  nicht  mehr  zur 
KUckzithlnug,  sondern  zu  allgemeinen  Staats- 
ansgaben verwendet.  Durch  Patent  vom  23. 
Dezember  18öi>  wurde  dieser  Zustand  legali- 
siert, und  damit  war  der  Tilgungsfonds,  dessen 
Tilgung  nur  eine  fiktive  war,  thatsiiehlich  auf- 
gehoben. 

4.  Auch  in  anderen,  namentlich  deutschen 
Staaten  hat  man  gleichfalls  das  Svstem  des 
Tilgungsfonds  angenommen,  seine  Fehler  aber 
dadurch  zu  korrigieren  gesucht,  dass  man  das- 
selbe nicht  auf  die  ganze  Schuld,  sondern  nur 
auf  einzelne  Anleihen  angewendet  hat.  Eine 
massige  Quote  des  Aulcihebetrags  wnrde  ohne 
Zuwachs  der  Zinsen  der  getilgten  Obligationen 
znr  Tilguugssumme  bestimmt,  wodurch  allmäh- 
lich der  i  ilguugsbetrag  im  Verhältnis  zum 
Reste  der  Anleihe  stieg.  Die  Bedenken  werden 
dabei  allerdings  verringert,  aber  nicht  vollstän- 
dig beseitigt. 

4.  Die  freie  Tilgung.  Kino  freie  Til- 
gung ist  vorhanden,  wenn  der  Staat  das 
Mass  der  Heimzahlung  aufgenommener  An- 
lehnt je  nach  der  Finanzlage  von  den  ver- 


fügbaren Mitteln  oder  Ueberschüssen  des 
Staatshaushalts  abhängig  macht,  ohne  durch 
Gesetz  oder  Statut  dazu  verpflichtet  zu 
sein.  Dieser  Aufgabe  muss  eine  gewissen- 
hafte Finanzverwaltuug  stets  eingedenk  sein 
und  darf  durch  momentan  gute  Finanzlagen 
sich  von  der  Erfüllung  dieser  Pflicht  nicht 
abdrängen  lassen.  Ein  mechanischer  Zwang 
ist  dabei  nicht  erforderlich.  Hier  muss 
eine  umsichtige  Schuldpolitik,  die  es  sieh 
zum  unabänderlichen  Grundsatz  gemacht 
hat,  nur  den  wirklich  ausserordentlichen  Be- 
darf  durch  Schulden  zu  decken,  einen  wir- 
kungsvollen Schutzdauim  gegen  eine  unge- 
sunde Ueberschuldung  aufrichten.  Jn  Zeiten 
mit  sinkender  Tendenz  des  Zinsfusses  em- 
pfiehlt es  sich,  ältere,  unter  ungünstigeren 
Verhältnissen  aufgenommene  Schulden  zu 
tilgen  bezw.  sie  mit  Zinsreduktionen  zu  kon- 
vertieren. Bei  der  Durchführung  der  freien 
Tilgung  ist  eine  bestimmte  Rangordnung 
unter  den  einzelnen  Schuldgruppen  einzu- 
halten. Zuerst  sollen  die  in  .Notzeiten  auf- 
genommenen Schulden,  dann  jene  zu  Staat  s- 
wirtsehaftlich-produktiven  Zwecken  und  end- 
lich die  für  privatwirtschaftlich-produktivc 
Aulagen  aufgenommenen  Anleiten  getilgt 
werden.  Bei  den  letzteren,  namentlich  l»ci 
den  modernen  Eisenliahnscholdeti.  ist  die 
regelmässige  Absetzung  der  Sehuldkapitalien 
aus  Betriebs-  und  Eilragsfdierschfissen  wün- 
schenswert. Ebenso  ist  die  gesetzliehe 
Verstärkung  des  Tilgungsmodus 
dun  dt  eine  rechtliche  Festlegung  keineswegs 
zu  verwerfen.  Sie  durchbricht  nicht  d;is 
Prineip  der  ■■'freien*  Tilgung,  sondern  stützt 
und  ergänzt  dasse!l>o  nur  zur  ^tatsächlichen 
und  thatkräftigen  Durchfülirung  der  Tilgung 
(Deutsches  Reich,  Prenssen). 

Die  Herstellung  verfassungsmässiger  oder 
gesetzlicher  Garant ieen.  welche  die  wirk- 
liche Tilgung  sichern,  steht  nicht  mit  dem 
Grundsatz  der  Freiheit  der  Tilgung  im 
Widerspruch.  Denn  die  Tilgungsfrage  muss 
ein  organischer  Botandteil  des  Staatshaus- 
haltes sein.  Nicht  mit  Unrecht  hat  daher 
S  c  h  ä  f  f  1  e  es  als  empfehlenswert  bezeichnet, 
dass  nicht  nur  alle  ausserordentlichen  Ver- 
waitungseinnahmen ,  sondern  insbesondere 
auch  gewisse  Steuerzuschläge,  welche  die 
woldhat «iideren  Klassoii  der  Bevölkerung 
in  der  Form  von  Zuschlägen  zu  den  Ein- 
kommen-, Vermögens-  und  Luxussteuem 
treffen,  solange  die  Staatsschuld  eine  Um- 
stimmte Hohe  erreicht,  neben  der  Bestreitung 
ausserordentlicher  Ausgaben  nur  zur  Tilgung 
der  Staatsschulden  verwendet  werden.  Da- 
durch würde  ein  steter  Antrieb  zur  Schul- 
dentilgung geschaffen  werden,  diese  käme 
nicht  so  leicht  in  Vergessenheit. 

Udingens  ist  selbstredend  ein  gänzlich 
schuldenfreier  Zustand  des  Staatswesens 
unter  unseren  modernen   Verhältnissen  für 
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<lie  grossen  Kulturstaaten  nicht  möglich. 
Denn  wie  in  jeder  privaten  Kinzel Wirtschaft 
der  Kredit  ein  dauernder  Bestandteil  des 
Hetriebes  ist.  so  kann  auch  der  Staat  und 
sein'11  Wirtschaft  denselben  nicht  entbehren. 
Allerdings  ist  hier  Voraussetzung,  dass  die 
Aufwendungen  für  die  Staatsschulden  nicht 
ein  solches  Mass  überschreiten,  das  dauernd 
mit  der  Leistungsfähigkeit  des  Gemein- 
wesens unvereinbar  ist.  lu  dieser  Tlint- 
snehe,  iu  dein  organischen  Zusammenhang 
zwischen  Staatsschuldenlast  und  wirtschaft- 
liehei  Leistungsfähigkeit  ist  auch  die 
(ii'iMizo  für  die  Anspannung  des 
Staatskredits  gegeben.  Sie  ist  aber 
uaturgemüss  —  wenn  auch  für  die  einzelnen 
Staaten  verschieden —eine  relativ  festet  I rosse. 
Für  die  Schuldentilgung  kann  daher  das  Pro- 
blem nur  so  gestellt  sein,  das*  die  Grenze 
nicht  nur  nicht  fiberschritten  wird,  sondern 
dass  ein  Spielraum  für  die  eventuelle 
Krweiteruup  bleibt.  Die  Tilgung  kann  da- 
her heute  nicht  mehr  die  Bedeutung  haben, 
durch  mechanische  Massregeln.  gleichsam 
automatisch,  die  Staatsschulden  für  eine 
ferne  Zeit  überhaupt  zu  beseitigen,  sondern 
ihn'  Aufgabe  tiestellt  ausschliesslich  darin, 
den  erforderlichen  Kaum  freizumachen,  um 
neuen  Kredithodiirftiisson  die  Hahn  zu  ebnen. 
So  bleibt  dann  die  Tilgung  der  Regulator 
zwischen  der  thatsächliehen  Leistungsffihig- 
keit  eines  Staates  und  den  andrängen- 
den Ansprüchen  des  öffentlichen  Kredits. 
Diese  Funktion  möchte  ich  dann  das  aus- 
gleichende Zünglein  der  Wage  nennen,  die 
Peronnierung  eines  finanziellen 
Krholungsspielraumes  im  Staats- 
sc h  n  I  d e  n  w  e se  n. 

Die  technische  Methode,  die  für 
die  freie  Tilgung  in  Anwendung  gebracht 
wird,  kann  .-ehr  verschieden  sein.  Die  ein- 
zelnen Stücke  können  zur  Rückzahlung  ein- 
gerufen  werden  oder  sie  sind  am  offenen 
Markte,  an  der  Hörse  etc.  freihändig  anzu- 
kaufen, oder  endlich  die  Tilgung  wird  durch 
periodische  Auslosungen  der  Schuldenvcr- 
sehivihungen  (Auslosungen)  dewirkt.  Die 
Wahl  des  einen  oder  des  anderen  Weges 
hängt  von  den  jeweiligen  Umständen  ab. 
ist  durch  die  Gestaltung  der  Kurse,  durch 
die  Ltge  des  Marktes,  durch  den  Geldstand 
und  anderes  mehr  bedingt.  .Jedenfalls  aber 
ist  es  für  die  Schuldentilgung  vorteilhaft, 
wenn  sie  auch  in  dieser  Richtung  -frei-- 
ist.  sie  durch  stam-  Vorschriften  nicht 
gebunden  winl.  Daher  ist  es  notwendig,  dass 
der  Typus  «1er  Rent <>n sehn  1  den  für  die 
Anleihen  der  herrschende  geworden  ist  und 
die  Tilgungs-  oder  zurückzuzahlende  Schul- 
den jenen  das  Feld  geräumt  hahen  ( vgl.  d.  Art. 
Anleihen  IM.  1  S.  :Us  n.  >,^>i 


IV.  Geschichte  und  Statistik  der 
Staatsschulden. 

1.  Die  geschichtliche  Entwickelang  des 
Maatskredits.  Die  Geschichte  der  Staats- 
schulden zerfällt  im  allgemeinen  in  zwei  grosse 
Epochen.  Von  diesen  reicht  die  erste  bis  an 
die  Schwelle  des  18.  Jahrhunderts,  während  die 
zweite  die  Zeit  vom  1H.  Jahrhnudert  bis  zur 
(»egenwart  umfaßt. 

Die  erste  Penode  ist  gekennzeichnet  durch 
den  privatrechtliche ii  oder  ni c h r  p r i v a t - 
rechtlichen  Charakter  des  öffentlichen  Kre- 
dits. Fürst  und  Staat  waren  im  frühere» 
Mittelalter  eine  finanzpolitische  Einheit,  die 
Ausgaben  des  Landesherm  waren  mit  den 
Staats-ausgaben  vermengt.  Die  Anwerbung  von 
Schnlden  war  eine  persönliche  Ange- 
legenheit und  bedurfte  einer  besonderen 
Sic-hcrheitabestellung.  Es  wurden  Mobilien  und 
Iimnoliilien.  die  persönliche  Freiheit  des  Fürsten 
etc.  verpfändet  oder  Bürgen  und  Geiseln  ge- 
stellt. Die  Kronkleinodieu,  Edelsteine,  Reli- 
quien von  Heiligen  bildeten  häutig  die  Grund- 
lagen zn  Kreditoperatioiicn.  wie  zahlreiche 
Beispiele  der  deutschen  und  englischen  Könige 
zeigen.  Die  Schenkungen  von  Grundstücken 
und  Gruudgereehtigkeiteu  an  Kirche,  Klöster 
und  Stifter  waren  nicht  selten  Formen  der 
Schuldaufnahme.  Desgleichen  haben  sieh  manche 
Fürsten  mit  ihrer  persönlichen  Freiheit  ihren 
Gläubigern  als  haftbar  erklärt,  so  Eduard  III. 
von  England  13-UI  seinen  Brabauter  Gläubigern 
gegenüber.  Persönlich  war  der  fürstliche  Kre- 
dit auch  dadurch,  dass  der  Nachfolger  die  Ver- 
pflichtungen seines  Vorgängers  nicht  oder  mir 
bedingt  oder  nur  ans  Pietät  übernahm.  Zahl- 
reiche Kepndiationen  der  älteren  Zeit  legen  da- 
für Zeugnis  ab. 

Ein  beachtenswerter  Fortschritt  war  es  da- 
her, als  die  doch  mehr  ideale  Sicherheitsstel- 
lung durch  Kleinodien,  persönliche  Haftung 
n.  dergl.  in.  durch  reale  Sicherheiten  er- 
setzt wurde  und  damit  der  Staatskredit  eine 
materielle  Grundlage  erhielt.  Schon  im  13 
Jahrhundert  haben  in  den  norditalienischen 
Stadtstaaten  sich  die  Staatsgläubiger  zur  Siche- 
rung ihrer  Forderungen  die  Ueberlassung  von 
Staatseinkünften  ausbednngen  In  England 
verlangten  die  Kapitalisten  die  Mitverbürgung 
des  Parlamentes,  ein  Gedanke,  welcher  seit 
Heini  ich  VI.  weiter  ausgebildet  worden  ist. 
Zunächst  waren  es  vor  allem  Domänen,  ja  ganze 
l.andesteilo,  deren  Einkünfte  und  Verwaltung 
den  Gläubigern  überlassen  wurden.  Diese  hatten 
die  erforderlichen  Ausgaben  des  Pfandbezirks 
zu  bestreiten,  während  die  l Überschüsse  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  verwendet  wurden 
Die  französischen  Leibrenten  des  Mittelalter- 
waren auf  zahllose  Aemtcrverkäufe  fundiert. 
Auch  wnrdeu  die  (»ehälter  von  Beamten  auf 
Sportein  gestellt  oder  Gehaltserhöhungen  damit 
verbunden,  wogegen  die  Angestellten  eine  Art 
Zwangsanleihe,  eine  Anticipation  künftiger 
Einnahmen  an  den  Staat  zu  entrichten  hatten 
Mit  der  l'eberwindung  der  donianialen  Stufe 
und  der  Regalität  im  Finanzwesen  und  der 
Ausgestaltung  der  Steuerwirtschaft  bat  man 
Steueni  als  Pfandobjekte  gewählt.  Die  Steuern 
werden  teils  den  Gläubigern  zur  Erhebung 
übergeben,  nm  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
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von  Darlehen  zn  dienen,  teils  wird  die  Befrei- 
ung von  gewissen  Stenern  gegen  eine  Kapital- 
zahlung  verkauft.  Das  absolute  Königtum  in 
Frankreich  hat  sich  ganz  besonders  der  Gene- 
ralpächter aU  Organe  der  Negozierung  vou  An- 
leihen bedient  und  von  diesen  Vorauszahlungen 
erst  später  fälliger  Abgaben  gefordert. 

Mit  dem  18.  Jahrhundert  treten  wir  in  die 
zweite  Periode  des  Staatskredites  ein.  Ihr 
Gepräge  empfängt  sie  dadurch,  dass  die  Staats- 
schuld allmählich  den  privatrechtlicheu  Cha- 
rakter verliert  und  auf  eine  staatsrecht- 
liche uud  staatswirtschaftliche  Grund- 
lage gestellt  wird.  Schulden,  welche  im 
wesentlichen  für  Staatszweckc  aufgenommen 
wurden,  werden  als  eigentliche  Staatsschulden 
betrachtet  und  von  den  Privatechnlden  des 
Monarchen  streng  geschieden.  Die  kurzfristigen 
Schulden  der  früheren  Zeit  werden  durch  lang- 
fristige ersetzt,  welche  der  Erkenntnis  von  der 
ewigen  Daner  des  Staates  entsprechen.  Ausser- 
dem begann  man  allmählich  das  Staatsschulden- 
wesen in  die  budgetäre  Orduung  einzufügen, 
feste  Tilgnngspläue  aufzustellen,  die  Zahlungs- 
Itcdingungen  zu  erleichtern.  Das  Verhältnis 
zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  wurde  ein 
geregelteres.  Für  Staatsanieheu  begnügte  sich 
der  Gläubiger  mit  dem  landesüblichen  Ziusfnss. 
man  forderte  keine  Wucherzinsen  mehr,  der 
Staat  aber  seinerseits  verlies«  die  Kähnen  ge- 
waltsamer oder  hinterlistiger  Schmälernngen 
der  Gläubigerinteressen,  die  Zahlungseinstel- 
lungen werden  seltener,  der  Staat  ringt  sich 
zur  Erkenntnis  durch,  dass  durch  derartige 
Gewaltakte  sein  eigener  Vorteil  am  meisten 
geschädigt  werde,  seine  Zahlungsfähigkeit  und 
sein  Zahlungswillo  die  Regicrungswirtschaft 
nur  fiirdftrn  könne.  Die  Besserung  der  Grund- 
verhältnissc  des  öffentlichen  Kredits  hat  alter 
neben  den  politischen  Umständen  der  Zeiten  zu 
einer  beträchtlichen  Mehrung  der  Staatsschulden 
geführt.  Die  öffentliche  und  wissenschaftliche 
Meinung  blieb  aber  dem  staatlichen  Schulden- 
machen abgeneigt.  Eine  erheblichere  Staats- 
schuld wurde  als  Zeichen  einer  leichtsinnigen, 
unberatenen  und  schlechten  Finanzwirtschaft 
angesehen.  Der  Staatakredit  blieb  ein  uner- 
wünschtes Anskunftsmittcl  in  Notzeiten. 

Die  konstitutionelle  Aera  des  11).  Jahrhun- 
derts hat.  auch  hier  bahnbrechend  gewirkt. 
Das  Verfassungslebeu  in  den  meisten  Kultur- 
staaten hat  der  staatlichen  Schuldenverwaltung 
eine  feste  Stütze  gewährt.  Durch  das  Zusam- 
menwirken von  Kegieruug  und  Volksvertretung, 
durch  die  Publizität  der  öffentlichen  Schulden 
und  durch  die  Gewähr  parlamentarischer  Kon- 
trollen hat  sich  der  Staatskredit  überhaupt 
gefestigt.  Zur  loyaleren  Stellung  des  Staates 
gegenüber  seinen  Gläubigern  gesellte  sich  jetzt 
noch  eine  Verstärkung  des  verbrieften  Rechts. 
Ausserdem  steht  unser  Jahrhundert  im  Zeichen 
des  Kreditverkehrs.  Die  Kreditgeschäfte  und 
die  Kreditwirtschaft  haben  an  Ausdehnung  und 
Bedeutnng  gewounen.  aus  einem  ausnahms- 
weise!) und  ausserordentlichen  Hilfsmittel  des 
Wirtschaftslebens  ist  ein  konstantes  Element 
ilcs  Wirtschaftsbetriebes  geworden.  Produktion 
und  Warenabsatz  greifeu  immer  auf  den  Kredit 
zurück.  Es  bilden  sich  die  Kreditmittel  immer 
mehr  aus,  es  entsteht  eine  reiche  Zahl  von 
Kreditanstalten  zur  Erleichterung  des  Verkehrs 


und  zur  Belebung  des  Marktes.  Unter  solchen 
Umständen  bleibt  auch  die  Wirtschaft  des 
Staates  nicht  unberührt  von  den  Einflüssen  des 
Kredit  Verkehrs.  Die  steigende,  namentlich 
internationale,  Rechtesicherheit  und  das  wach- 
sende Vertrauen  auf  die  Znhlungswilligkeit  des 
Staates  als  Schuldner  trugen  zu  diesem  Ent- 
wicklungsprozeß das  ihrige  bei.  Die  Glänbi- 
gerrechte  werden  aber  auch  von  den  auswärti- 
gen Staaten  —  einzelne  Staaten  mit  erschüt- 
tertem Kredit  und  finanzieller  Notlage  ausge- 
nommen —  stets  geachtet  nnd  die  Verpflich- 
tungen auch  in  Krisen,  ja  in  Kriegszeiten 
erfüllt. 

Allerdings  haben  die  meisten  Kulturstaaten 
ihre  politische  Stellung  nnd  ihre  Machtfülle 
durch  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Schuldeulast  erkauft.  Erst  die  moderne  Auf- 
fassung vom  Wesen  des  Staates,  vou  den 
Staatszwecken  und  Staateaufgaben,  gepaart  mit 
einer  in  der  Hauptsache  tadellosen  formellen 
Schuldverwaltung,  boten  die  Möglichkeit,  we- 
sentlich produktive  Kapitalanlagen  zn  machen, 
mit  deu  geborgten  Summen  privat  wirtschaftlich 
oder  staatswirtschaftlich  Krspriessliches  zu 
unternehmen.  Damm  haben  sich  in  neuerer 
Zeit  auch  die  Ursachen  der  Schuldenanwerbung 
wesentlich  geändert.  Während  in  früheren 
Zeiten  gerade  der  Maugel  an  Mitteln  zur 
Deckung  von  Aufwendungen  des  ordentlichen 
Bedarfes  die  Aufnahme  von  Schulden  erheischte, 
ordentliche  Ausgaben  somit  durch  ausserordent- 
liche Einnahmen  bestritten  wurden,  so  hat  es 
sich  die  Gegenwart  --  bedauerlicherweise  frei- 
lich nicht  ausnahmslos  —  zum  Grundsatz  ge- 
macht, das  immerhin  zweischneidige  Instru- 
ment des  Kredites  nur  für  ausserordentliche 
Bedürfnisse  iu  Bewegung  zu  setzen  und  nament- 
lich solche  Zwecke  zu  berücksichtigen,  welche 
durch  ihre  Produktivität  der  Tilgung  zugäng- 
lich sind. 

Die  Vermittler  der  Staatsanleihen  sind  die 
grossen  Kredit-  und  Kapitalmärkte,  wo  die 
Negozicrnngen  erfolgen.  Wenn  auch  schon 
früher  der  Gläubiger  ein  Ausländer  war.  wie 
seiner  Zeit  die  Holländer  uud  Engländer  im 
Norden,  die  Venezianer  und  Lombarden  im 
Süden  Europas  die  Träger  der  Kreditopcrationeu 
fremder  Fürsten  uud  Staaten  waren,  so  war 
die  „Verschuldung  ans  Ausland"  doch  unserer 
Gegenwart  vorbehalten.  Hier  hat  die  Iuter- 
natioualität  des  Kreditverkehrs  einen  allge- 
meinen Umschwung  der  Verhältnisse  bewirkt. 
Das  Institut  der  realen  Schulduntcrpfänder  ist 
verschwunden,  Garanticen  werdeu  nur  noch 
von  Staaten  mit  sehr  erschüttertem  Staats- 
kredit und  zerrütteten  Finanzen  gefordert. 
Die  Zwaugsanlehen  siud  in  normalen  Zeiten 
in  kultivierten  Staaten  unbekannt.  Das  Ver- 
trauen zum  Staat«1  als  Schuldner  ist  ge- 
wachsen. Dafür  zeugen  die  vielfachen  Ueber- 
zeichnungen  aufgelegter  Anlchusofferteu  an 
den  grossen  Börsenplätzen,  die  zunclnneude 
Verbillignng  des  .Staatskredits  überhaupt  uud 
vor  allem  der  Umstand,  dass  manche  Staaten 
mit  sehr  schwacher  wirtschaftlicher  und  poli- 
tischer Basis  zu  noch  annehmbaren  Bedingun- 
gen Kredit  finden.  Hier  wird  leider  dem  ver- 
trauensseligen Gläubiger  sein  Vertrauen  schlimm 
vergolten. 

"Alle  diese  I  mstande  haben  den  modernen 
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Staatskredit  in  neue  Bahnen  gelenkt.  Wer 
aber  möchte  in  Abrede  stelle»,  das»  mit  diesen 
Vorteilen  sich  Tebelstände  der  verschiedensten 
Art  paaren?  Denn  es  kann  keinem  Zweifel 
unterworfen  sein,  dass  die  Erleichterung  den 
Schulden  machen«  viele,  namentlich  kleinere 
oder  weniger  leistungsfähige  Staaten  in  Ver- 
suchung geführt  hat,  sich  über  ihre  wirtschaft- 
lichen Kräfte  hinaus  zu  überschiilden.  Die 
Leichtigkeit  der  Kreditierung  hat  eine  Zer- 
rüttung der  Finanzen  herbeigeführt,  weniger 
sind  produktive  Zwecke  mit  Schulden  bezahlt 
worden  als  die  entstandenen  Deficite.  An  die 
Stelle  weiser  Sparsamkeit  ist  finanzpolitischer 
Leichtsinn  getreten,  der  durch  die  Erleichterung 
des  Schuldenmaclieus  nur  gefordert  wurde. 
Darum  bleibt  der  Staatskredit  immer  eine 1 
zweischneidige  Waffe.  Weise  und  umsichtig 1 
gehandhabt,  gereicht  er  den  Staaten  zum  Heile, 
wogegen  eine  leichtfertige  Benutzung  dieses 
Instruments  demjenigen,  der  es  handhabt, 
schweren  Schaden  zufügen  kann. 

2.    l'eberblick    über   den   Stand   der ' 
Staatsschulden  in  verschiedenen  Ländern,  j 
1 .  De  u  t  s  c  h  e  s  K  e  i  <•  h  n  n  d  E  i  n  /.  e  1  s  t  a  a  t  e  n.  1 
Nachdem  die  Schulden  des  vormaligen  Nord- 
deutschen Hundes  bis  auf  17  700  Mark  getilgt 
sind,  ist  fundierte  Schuld  im  Deutschen 


Reich  aus  zwei  Typen,  nämlich  ans  3"  und 
3  prozeutigen  Keichsanleihcn  zusammengesetzt. 
Erstere  stellen  einen  Betrag  von  1057,950 
Millionen  Mark  und  letztere  einen  solchen  von 
1240.000  Millionen  Mark  dar.  Die  schwebende 
Schuld  wird  gebildet  von  einem  uneinlüsbaren. 
zwangskurslosen  Keichspapiergeld,  den  Reiehs- 
kagseiisekeinen  mit  12»)  Millionen  Mark  und 
ans  den  jeweils  ausgegebenen  Schatzanweisun- 
g'Mi.  von  denen  im  September  1900  80,000 
Millionen  Mark  begeben  wurden.  Prenssen 
bat  für  die  alten  Landesteile  und  für  den  Ge- 
sumtstuat  seit  1866  eine  3','.»  prozeutige  konsoli- 
dierte Schuld  von  6501,190  Millionen  Mark  und 
3  prozeutige  konsolidierte  Aulchen  im  Betrage 
von  962,937  Millionen  Mark  sowie  an  Aktien 
und  Obligationen  der  vom  Staate  angekauften 
Privateisenhahnen  122.919  Millionen  Mark. 
Dazu  kommen  3,461  Millionen  Mark  der  vor- 
mals Hannoverschen  und  1.714  Millionen  Mark 
«ler  vormals  Frankfurter  Schuiden:  zusammen 
»»591,683  Millionen  Mark.  Eine  uul'nndierte 
Sehuld  ist  iü  Prenssen  heute  nicht  zu  erwäh- 
nenswerter Bedeutung  gelaugt.  Bayern. 
Nicht  soweit  wie  im  Reich  und  in  Preusseu 
ist  in  Bayern  die  Konsolidierung  der  Staats- 
schuld vorgeschritten.  Man  unterscheidet  die 
Allgemeine  Staatsschuld  mit  203.775  Millionen 
Mark,  bestehend  ans  den  Lehens-,  Dotations- 
und  Donationskapitalien  1 11.121»  Millionen  Mark), 
aus  Schulden  an  Stiftungen  und  Gemeinden 
;3'  ...prozeutige  Aulehen  mit  O.SKi  Millionen 
Mark  und  4  prozeutige  Anlehen  mit  52.674 
Millionen  Mark  ,  aus  den  4  prozeutigen  Prii- 
niienanlehcn  aus  dem  Jahre  181.6  (14,681  Milli- 
onen Mark)  und  aus  einem  31  prozeutigen  All- 
gemeinen Anlehen  1 124.474  Millionen  Mark),  und 
die  Eiseubahuschiild  mit  4  prozeutigen  Anlehen 
von  1UOO  zu  100  Millionen  Mark,  mit  3'  .  prozeu- 
tigen Anlehen  zu  1059.395  Millionen  Mark  und 
mit  3  prozeutigen  Anlehen  zu  56.01  »0  Millionen 
Mark.  Dazu  kommt  ans  dem  Jahre  1S4S  die  4  pro- 
zeutige Grundrentenablösungssihuld    zur  Ab- 


lösung der  Grnndlasteu)  mit  137,27«»  Million 
Mark  und  seit  1884  die  3'  *  prozeutige  Landes- 
Kulturrentenschuld  mit  3,727  Millionen  Mark: 
zusammen  1560,173  Millionen  Mark.  Sachsen 
hat  eiue  fundierte  Gesamtschuld  von  829,822 
Millionen  Mark.  Sie  wird  gebildet  ans  Eisen- 
bahnschnldeu  und  allgemeinen  Staatsschulden. 
Erstere  sind  3'f  prozeutige  (meist)  Eisenbahn- 
schulden  von  1852— 1868  mit  88.306  Millionen 
Mark,  3  prozeutige  Eiseubahuschuld  von  1855 
mit  9,44t)  Millionen  Mark,  3> ,.  prozeutige  Staats- 
schuldscheine  zu  Eiseubahnbauten  von  1869 
mit  36,869  Millionen  Mark,  die  Löbauer  und 
Zittaner  Eiseubahuakticn  zu  31 ;-  und  4"0  mit 
5.325  Millionen  Mark  und  die  3'  »prozeutigen 
Prioritäten  der  vormals  Leipzig  -  Dresdeuer 
Eisenbahn  mit  10,001  Millionen  Mark  Letzten* 
weisen  auf  3'  ,  prozeutige  Staat*3chnldseheine 
von  1867  mit  23,121  Millionen  Mark,  die  3  pro- 
zeutigen Rentenschnldeu  von  1876—1898  mit 
656,760  Millionen  Mark.  In  Württemberg 
beträgt  die  Eiseubahnschuld  482.736  Millionen 
Mark,  wovon  24,000  Millionen  Mark  zu  3",,. 
411.316  Millionen  Mark  zu  3' .•>,„  und  47.420 
Millionen  Mark  zn  4%  verzinslich  sind.  Die 
Allgemeine  Staatsschuld  beziffert  sich  auf  34  55* 
Millionen  Mark  zu  3'  >"„.  Die  Staatsschuld  in 
Baden  ist  eine  Eisenbahnschuld,  die  sich  auf 
333.367  Millionen  Mark  beläuft.  Hesseu  hat 
neben  unverzinslichen  Staatsschulden  von  unbe- 
deutender Höhe  drei  Typen  von  Anlehen : 
3prozentige  mit  184,135  Millionen  Mark,  3'..- 
prozeutige  mit  75.693  Millionen  Mark  und 
4  prozeutige  mit  21.514  Mark:  zusammen 
281.342  Millionen  Mark.  Die  Staatsschuld  in 
Elsass-Lothringen  besteht  aus  einer  3prozenti- 
gen  Rente  im  Betrage  zu  698  094  Mark,  2. 
Oesterreich-!'  ngarn.  Die  beiden  Reichs- 
hälften gemeinsame  Schuld  ist  zusammenge- 
setzt au*  einer  konsolidierten  Schuld  von 
5337,833  Millionen  Kronen,  einer  schwebenden 
Schuld  von  73.901  Millionen  Kronen,  wozu 
noch  Entschädigungsrenten  27,254  Millionen 
Kronen  kommen.  Die  konsolidierte  Schuld  der 
im  Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  beziffert  sich  auf  3132,0t>0  Millionen 
Kronen,  die  schwebende  Schuld  auf  31,456 
Millionen  Kronen.  Die  Staatsschulden,  die  sich 
ans  einer  Mehrzahl  von  Schnldgruppcn  zusam- 
mensetzt, erreicht  die  Summe  von  4950.449 
Millionen  Kronen.  —  3.  Frankreich.  Die 
französischen  Staatsschulden  sind  reine  Renten- 
schulden.  Der  jährliche  gesamte  Stantsaufwand 
belauft  sich  auf  1252.653  Millionen  Francs. 
Von  dieser  Summe  beanspruchen  die  3-  und 
31  .prozeutigen  konsolidierten  Schulden  692.15s 
Millionen  Francs,  die  kündbaren  Kapitalien 
319,100  Millionen  Francs,  die  Leibrentcnschuld. 
die  allerdings  auch  den  gesamten  Pensiousetat 
darstellt,  241.395  Millionen  Francs.  Das  Kapi- 
tal der  öffentlichen  Schuld  wird  mit  Ausschluss 
der  Leibrentens«  huld  folgendermassen  ange- 
geben: konsolidierte  Sehuld  22001.914  Millionen 
Francs,  3 prozeutige  zurückzuzahlende  Schuld 
3836,833  Millionen  Francs,  Annuitäten  der 
Anleihe  Morgan  189,633  Millionen  Franc». 
Zinsgnrantieen  und  Annuitäten  an  Eisenbahnen 
1313,656  Millionen  Francs.  Obligationen  für 
Vizinaiwege  und  Schulzwecke  531.154  Millionen 
Francs,  Ausgaben  für  Madagaskar  und  Siam 
SS.743   Millionen   Frams,   Annuitäten  an  die 
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Depositenkasse  87;20n"  Miliinnen  Francs,  Schulden 
für  Schulbauten  26,711  Millionen  Francs,  Me- 
li« »rationsanlehen  für  Kanäle,  Häfen  uud  Flüsse 
30.723  Millionen  Francs,  Eigenbahnannuitäten 
730.192  Millionen  Francs,  andere  Annuitäten 
K.039  Millionen  Francs.  Hierzu  kommen  noch 
die  Beträge  für  die  schwebenden  Schulden  mit 
1054.106  MiUionen  Francs,  Verbindlichkeiten 
des  Staatsschatzes  mit  kurzer  Frist  mit  37,276 
Millionen  Francs  im  Specialconto  für  die  Wirren 
in  China  mit  121,210  Milliouen  Francs.  Die 
Summen  belaufen  sich  ohne  die  drei  letzteu 
Posten  auf  29812.806  Millionen  Francs,  mit 
diesen  dagegen  auf  30  055,398  Millionen  Francs. 
—  4.  £u  tri  and.  Die  konsolidierte  Schuld  er- 
reicht hier  die  Höhe  von  534,303  Millionen  i\ 
wovon  31.357  und  491.931  Millionen  Jü  zu  2'  ,00 
und  11.015  Millionen  £  zu  2,;10<»  zu  verzinsen 
sind.  Die  Schuld  für  Irland  beziffert  sich  auf 
18,303  Millionen  €  (15.362  und  0,310  Milli- 
onen t*  zu  2'  j°0  und  2,631  Millionen  C  zu 
2',00.  Pas  (peschätzte)  Kapital  der  Annui- 
täten iZeitrenteii)  wird  anf  60,238  Millionen  £ 
angegeben.  Die  schwebende  Schuld  iTrcnsury 
Hills,  ist  mit  16.133  Millionen  t,  und  andere 
Verbindlichkeiten  des  Staatsschatzes  sind  mit 
10,186  Millionen  €  vorgetragen.  —  5.  Italien. 
Die  konsolidierten,  zu  5,  41,,  4  und  3"^  ver- 
zinslichen Renten  belaufen  sieb  auf  4<2,075 
Millionen  Lire,  die  besonders  „eingetragenen 
Schulden",  die  meist  aus  älteren  Schuldtiteln 
bestehen  und  vom  Königreich  Italien  über- 
nommen wurden,  auf  12,178  Millionen  Lire 
verschiedene  Eisenbahn-,  Bauten-  und  ähnliche 
Anleiben  anf  90,567  Millionen  Lire  und  die 
Heute  des  Heiligen  Stuhles  auf  3,225  Millionen 
Lire.  Der  Aufwand  für  die  schwebenden 
Schulden  beläuft  sich  auf  11,050  Millionen  Lire. 
Die  offiziellen  Veröffentlichungen  vermeiden 
es.  neben  dem  etatsmässigen  jährlichen  Auf- 
wand für  die  Staatsschulden  auch  das  Kapi- 
tal der  Staatsschulden  anzugehen.  Eine 
summarische  Schätzung  nimmt  rund  1480  bis 
1501)  Millionen  Lire  an.  6.  Kussland.  Die 
russischen  Staatsschulden  sind  teils  Metall-, 
teils  Papierschulden.  Die  in  Rnhel-Metall  aus- 
gefertigten Schulden  sind  dreierlei  Art  :  Aeussere 
Schuld  mit  1483.W5  Millionen  Rubel,  innere 
Schuld  mit  52,727  Millionen  Rubel  und  Eisen- 
i.almschuld  mit  1508,383  Millionen  Rubel.  Die 
in  Rubel-Papier  ausgefertigte  Schuld  ist  gleich- 
falls der  vorerwähnten  dreifachen  Gliederung 
unterworfen:  Aeussere  Schuld  mit  41.869  Milli- 
onen Rubel,  innere  Schuld  mit  2933,670  Milli- 
onen Rubel  und  Eiscuhahnschuld  mit  149,489 
Millionen  Rubel.  Das  Kapital  der  gesamten, 
russischen  Staatsschulden  beziffert  sich  somit 
auf  6170,135  Millionen  Rubel. 

3.  Statistik  der  Staatsschulden.  Eine 
wissenschaftlich  -  statistische  Vergleichnng  der 
Staatsschulden  kann  nach  einer  zweifachen  Me- 
thode verfahren.  Man  legt  derselben  entweder 
das  Kapital  der  Staatsschulden  oder 
•las  jährliche  Erfordernis  für  die  Ver- 
zinsung desselben  zu  Grunde.  Das  ersterc 
Verfahren  liefert  zwar  feste  Summen,  gestattet 
«  inen  Einblick  in  die  allgemeine  Kapitalbewe- 
gung, doch  giebt  es  kein  sicheres  statistisches 
Bild.  In  der  Regel  sind  nur  die  ..Nominal- 
kapitalien- zugänglich.    Aus  ihnen  aber  einen 


den  Staat  zu  ziehen,  würde  nur  zulässig  sein 
bei  genauer  Pari-Emission.  Wo  aber  über  oder 
unter  pari  Staatsschulden  begeben  werden,  er- 
halten wir  Zerrbilder.  Ebenso  stösst  die  Kapi- 
talvergleichung  wegen  der  Verschiedenheit  der 
Zinsfttsse  anf  Hindernisse;  denn  die  thatsäcb- 
liche  Belastung  ist  bei  gleichem  Schuldkapital 
und  verschiedenen  Zinsfüßen  eine  sehr  ver- 
schiedene für  den  Staatshaushalt.  Ebensowenig 
lässt  sich  das  „Effektivkapital'',  d.  h.  das  that- 
sächlich  ans  der  Begebung  erzielte  Kapital  ver- 
gleichen, da  hierüber  meist  gar  keine  sicheren 
Materialien  zu  erhalten  sind. 

Bessere  Resultat«  liefert  die  Vergleichnng 
des  Aufwandes  für  die  Verzinsung.  Das 
jährliche  Erfordernis  ist  zwar  auch  nicht  ganz 
genau,  da  die  Verwaltungskosten,  Papiergeld, 
Zahlungsrückstände  u.  dcrgl.  m.  nicht  erschei- 
nen. Auch  die  Etatisierung  der  Tilguugsquoten 
ist  nach  Zeiten  verschieden.  Endlich  werden 
I  mitunter  auch  die  Pensionen  nuter  den  Anf- 
!  Wendungen  für  die  Staatsschulden  gerechnet 
(Frankreich).  Scheidet  mau  soweit  als  möglich 
j  derartige  Posten  ans,  so  giebt  der  Jahresbedarf 
ider  Verzinsung  ein  annähernd  anschauliches 
I  statistisches  Bild.  Dabei  darf  aber  eines  nicht 
übersehen  werden.  Jede  solche  statistische 
|  Vergleichung  ist  von  vorn  herein  verfehlt,  wenn 
in  ihr  nicht  der  Verwendungszweck  der 
Anleihen  zum  Ausdruck  kommt  uud  so  nicht 
die  produktiven  Anlagen  von  den  unproduk- 
tiven geschieden  werden.  Hier  handelt  es  sich 
namentlich  um  die  Vergleichung  von  privat- 
wirtschaftlichen Kapitalanlagen.  Würde  bei- 
spielsweise dies  hei  den  deutschen  Einzelstaaten 
hinsichtlich  der  Eiseuba  Ii  n  schul  den  nicht 
geschehen,  so  hätte  man  für  Deutschland 
gegenüber  solchen  Staaten  ohne  derartige  pri- 
vatwirtschaftliche Einnahmequellen  ein  allzu 
ungünstiges  Bild  bekommen.  Da  nun  solche 
Schuldkategorieeu  aus  dem  Rahmen  der  Ver- 
zinsung nicht  loszutrennen  sind,  so  inuss  die 
Statistik  ciuen  indirekten  Weg  einschlagen. 
Man  stellt  nämlich  den  Bruttobeträgen  der 
Verzinsung  die  Nettobeträge  oder  l'eber- 
schüsse  der  privatwirtschaftliehen  Einnahmen 
gegenüber,  d.  h.  die  Reinerträge  der  Domänen. 
Forsten,  Eisenbahnen,  des  Lotterie-  und  Bank- 
betriehes u.  dergl.  m.  Auf  diese  Weise  gelingt 
es,  wenigstens  einigermassen,  die  auf  den  ein- 
zelnen Budgets  lastenden  Nettozahlen  der  jähr- 
lichen Verzinsung  zu  berechnen  '). 

Die  umstehende  Tabelle  zeigt  für  das  .Jahr 
l'JOO  gleichsam  die  Bilanz  zwischen  dem  Er- 
fordernis der  Verzinsung  für  die  Staatsschulden 
und  den  Nettobeträgen  oder  Ueberschtlsseu  der 
privatwirtschaftlichen  Staatseinnahmen,  woraus 
sich  diejenige  Summe  ableiten  lässt,  welche  der 
Staat  noch  auf  das  Schulderfordemis  hinzuzahlen 
mu»s.  In  dieser  Richtung  sind  die  deutschen 
Staaten  in  einer  besonders  günstigen  Lage,  da 


'i  l*m  die  Uebersicht  der  Vergleichung  zu 
;  erleichtern,  sind  die  Zahlen  in  Reichsmark 
(Millioneu  Mark)  ausgedrückt.    Für  die  l'm- 
i  rechuung  wurde  bei  der  österreichischen  Krone 
I  ein  Kurs  von  85,  bei  Francs,  Lira  und  Peseta 
ein  solcher  von  HO,  beim  Pfund  Sterling  ein 
.  solcher  von  20.  beim  Rubel  ein  solcher  von  215 
Sihluss  auf  die  Benutzung  des  Kredits  durch  I  angenommen. 
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sie  neben  der  vollständigen  Deckung  ihrer  liehe  MehrertrÄge  in  ihre : 
Schuldenlast  noch  mehr  oder  weniger  betrftcht-  können. 


Deutsches  Reich  .  . 
Preusaen  .... 

Bayern   

Württemberg  .    .  . 

■Sachsen  

Oesterreich-Ungarn  . 
Oesterreich  .... 

Ungarn  

Frankreich  .... 
Italien  ..... 

England  

Rußland  .... 


Bnittobedarf 

der 

Verzinsung 

Mill.  M. 
77,700 

272.75' 
49,394 

2U.20.» 

214,281 
129.672 
160,228 
1  002,124 
471,277 

464,332 
590,661 


Uebcrschüs*e 
der  sog.  pri- 

vatwirt- 
sehaftlichen 
Einnahmen 
Mill.  M. 

72,833 
623,045 
70.670 
26.4S1 
50.0S8 

106,804 
•55-247 

30,834 

82.460 

13,080 
482,614 


Uebcr  weitere  statistische  Notizen  über  den  Stand  der 
nauzstatiHtik  oben  Rd.  III  S.  982—1)94. 


Weniger 
oder  Mehr 
Xettobedarf 

der 
Verzinsung 

Mill.  M. 
-f  4.867 

—  350,294 

—  21,276 

—  6,277 

—  14,828 
--214,281 
--  22,768 

4,981 
971,290 
+  388,817 
J-  451,252 
+  107,947 

Staatsschuld 


abführen 


Prozentverhält- 
nis zwischen 
Ueberschüsxen 
u.  d.  Bmttohe- 
darf  der  Ver- 


vergl.  d. 


zinsung  (' 

9,37 
228.40 
143.10 
131,10 
141.80 


82,37 
96,89 

3,o8 
17,50 

2.82 
81.84 

Art. 


Fi 


Litteratur:  Xebenius,  Der  rffentiirhe  Kredit, 

Karlsruhe  1.110  H.  Aufl.  1*>Uj.  —  Fulda, 
Staatskredit,  Tübingen  1H.12.  —  ttaumstark, 
l'eber  Staatskredit,  Staatsschulden  und  Staats- 
fuiju'm;  Heidelberg  IS.i.t.  —  Dietzel,  Sgstrm 
der  Staatsanleihen,  Heidelberg  JS'.'t.  Wagner, 
(>rdnun>i  des  österreichischen  Staatshaushalts, 
Wien  1S6.S.  —  Derselbe,  Art.  »Staatsschulden« 
in  Illnntsrhlis  St.  II'.  Ii.  Hd.  10.  —  Hau,  linanz- 
,r ist)  „schuft .  ii  471—.',JO.  —  Hack.  Die  öffent- 
lichen Abgaben  und  Schulden,  Sluttg.  läCI,  ff 
S'i  —  j'i.  —  Stein,  Finanzirissensehafl,  !i.  Aufl., 
lid.  II*.  —  Koscher.  Syst.  IV,  \t  US  ff.  '— 
Cohn,  System  der  Fiminzirissenschaft,  Stutig. 
1KS0,  S.  H70.  —  Wagner,  in  Sthönlwrg  HD 
(4-  Aufl.),  S.  747.  —  Yorkc ,  Finnnzirissrw 
schuft,  Leipzig  18<>4  (Hund'  u.  fehrtmeh  der 
Staatsirissrnsr'haßrn  II,  lt.  —  Kheberff.  Finanz- 
irissenschaft,  ;>.  Aufl..  Leipzig  }S<iS,  S.  '.11  ff.  — 
yilrhaeltH,  l'eber  auswärtige  Anleihen.  Vjschr. 
f.  Vulkstr.  1M7.  —  Sasse,  Stenern  u.  Staats- 
anleihen, Z.  f.  Staatsir.  lsr,S.  —  Schaffte,  Zur 
Thnaie  der  Deckung  der  Stautsbrdiirfs,  Z.  f. 
Staatsir.  1SSJ  S.}.  —  Sattler,  Ihr  Schulden 
des  preussischen  Staats  ron  1S70—1MUO,  Finanz- 
urehir  J.S'U.  —  Derselbe,  Hie  Schulden  de» 
Deutschen  L'eiehs  bis  l.SUl,  Finnnzarrhir  1SU1. 
— •  Lehr,  Art.  »Staatsschuld) n«  im  IL  </.  St., 
1.  Aufl.,  Bd.  V.  S.  mofl:  —  Deckel,  Art. 
» An/eilten«  im  IL  d.  St.,  J.  Aufl.,  Dd.  I,  S. 
■t41  (f.  —  Derselbe,  Art,  » Staatssrh nlden«  im 
II'.'./.  V.,  IUI.  IL  S.  -,!).: -Hl  I.  —  Zelter.  Art. 
«Staatsschulden«  in  Stengel«  II'.  I'.A*. 
//-/.  //,  S.  r,p>.  —  Leroy-Iteaulieu.  Trait,' 
de  la  seimer  des  flnanres,  td„  I\ir.  1WJ. 
VÜhrer,  Hist>,irr  de  In  dette  publique  en  France, 
hir.  lS'.i',.  —  Hamilton,  An  Inguiri,  into  the 
Itisr  uml  I'rogrrss  of  Xatiimut  Dritt*.  Kdinbttrgh 
/.V/y.  —  Capps,  The  National  Debts  flnaneial 
onsidrrrd.  — Attalas.  Tin  Science  of  Finaure, 
.Xnr-Yark  ISUS,  p.  M#fl'.  —  Sttlanrtra,  I 
drldäti  pubbliei,  Törin»  l,si)'.>.  -  Hiera -Salerno. 
Tr«ria  qenende  dri  prent iti  pultbliri,  Mibnif  /.ST.''. 

I'rber  die  Thutsnehcn  der  öffentlichen  Schuhten 
bringt  insbesondere  Schanz'  Finanzarchir  (seit 
/.w;    ersehe  inend,    umfassende    M<ite,-iali<  n  und 


Aufsätze.  Vgl.  auch  dir  Artt.  Anleihen  a.  o.  <>., 
A'o  r  e  rs  io  v  e  u  Itd.  I'  .V.  Wfl.  und  Scha  t  z  - 
an  Weisungen  Hd.  17  .V.  519  fl.  in  diesem 
Hnndirärtertaich. 

„V'ur  von  Heeke!. 


Stadterweiterongen. 

1.  Khiloitunt;.  2.  Die  Bedeutung  einer 
weiträumigen  Bebauung.  H.  Baupolizeiliche  Be- 
stimmungen. 4.  Die  Aufstellung  zweckmässiger 
Bebauungspläne,  ö.  Die  Anlage  der  Strasseu 
und  I'Iätze.  B.  Die  .Schaffung  von  Baugeliimle. 
7.  Vermehrung  und  Verwaltung  des  Gemeinde- 
grundeigentums.  8.  Andere  Mittel  der  Er- 
schliessung von  Baugelände.  9.  Steuerliche  Mass- 
regeln. 

1,  Kinleitnng.  Soitdom  zuerst  Profossmr 
Baumoistor-Karlsniho  und  Bauim»istf>r 
Orth -Berlin  auf  der  ersten  Wandervor- 
sammlung  des  Verhandes  deutselier  Ait  hi- 
tekU'ii-  und  Ingen ieun ereine  am  24.  ^j>- 
tcmlKT  1871  in  Berlin  Thesen  filier  Stadt- 
erweiterungen nai.h  technischen,  wirtschaft- 
lichen und  jHjlizeilichen  Beziehungen  auf- 
stelUeii ,  hat  dies4'r  Gegenstand  infolge 
des  andauernden  starken  Einstrümens  grosser 
Massen  in  die  Städte  eine  sehr  e  r  Ii  <"  h  t  e 
sozialpolitische  Bedeutung  erlangt. 
Dennoch  fehlte  es  bis  zu  der  in  der  ersten 
Auflage  dieses  Ilandw -örterhuehes  gegebnen 
Skizze  flher  Stadterweiteningeiu  duixhans 
an  Darstellungen,  in  welchen  die  üffent- 
1  ichrecht  liehen  Seiten  der  Frage  in 
ihrem  Zusammenhange  unter  einander  und 
mit  den  Frage»  des  städtischen  (»rund- 
eigen  tu  ins.  der  Enteignung  und  der 
Baupolizei  einheitlich  Itehandelt  werden, 
während  doch  gerade  für  die  zuletzt  >t- 
wähnten.  sehr  verwickelten  und  schwierigen 
Fragen  des  städtischen  Grundeigentums  und 
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der  Baupolizei  leichter  und  sicherer  eine 
Förderung  erreichbar  erseheint,  wenn  die 
weitaus  einfacher  hegenden  Verhältnisse  des 
Stadterweitorungsgebietes  von  den  Verhält- 
nissen der  fertigen  Stadt  getrennt  erörtert 
werden. 

Inzwischen  siud  dieso  Fragen  durch 
mannigfache  Erörterungen  und  Verhand- 
lungen wesentlich  vertieft  und  geklärt  wor- 
den, so  dass  nunmehr  der  Versuch  ihrer 
Beantwortung  auf  breiterer  Grundlage  und 
in  umfassenderer  Weise  unternommen  wer- 
den kann. 

Den  Ausgangspunkt  der  hier  zu  gelten- 
den Darstellung  bildet  die  Erwägung,  dass 
die  bei  der  Stadterweiterung  sich  voll- 
ziehende Verwandlung  von  Acker- 
u  nil  Gartenland  in  Baugelände 
wegen  der  dadurch  gegebenen  Einwirkun- 
gen auf  die  Entwickelung  und  Gestaltung 
des  gesamten  Wohnungswesens  ein 
Vorgang  von  grosser  sozialpolitischer 
und  öffentlichrechllicher  Bedeu- 
tung ist,  der  deshalb  auch  öffentlichreeht- 
liehei  Regelung  bedarf,  dass  ferner  diese 
Verwandlung  sich  unter  erheblicher  Stei- 
gerung des  Grundwertes  vollzieht 
und  mithin  mit  grossen,  lediglich  dem 
Wachstum  der  Städte  entspringenden,  un- 
verdienten Gewinnen  f  li  r  die  be  - 
t  e  i  1  i  g  t  e  n  Eigentümer  verbunden 
ist.  Diese  Steigerung  des  Grund- 
wertes bedingt  aber  grosso  Gefahren 
für  eine  gedeihliehe  Entwickelung  der  bau- 
lichen und  Wohuungsvorhältnisse  im  Stadt- 
erweiterungsgeliiete.  indem  sie  zu  einer  un- 
gesunden und  sittlich  liodenklichen  Anhäu- 
fung grosser  Massen  in  Mietskasernen  sowie 
überhaupt  zu  einer  ungesunden  Entwicke- 
lung des  Wohnungsl>aues  und  des  gesamten 
Wohnungswesens  zu  führen  droht,  und  es 
bedarf  daher  der  erforderlichen  öffentlich- 
rechtlichen  Bestimmungen,  um  diesen  Wi  d  e  r- 
Stroit  zwischen  den  Interessen  der  Grund- 
eigentümer und  denen  der  gegenwärti- 
gen und  künftigen  Bevölkerung,  soweit 
das  öffentliche  Interesse  es  erfordert,  aus- 
zugleichen. Nur  wenn  es  gelingt,  solche 
öffentliehreehtliehe  Regelung  herbeizuführen, 
wird  die  Forderung  radikaler  Eingriffe  in 
das  städtische  Privateigentum  wirksam  zu- 
rückgewiesen werden  können.  Diese  öffent- 
liehrecht liehen  Massnahmen  sind  von  den 
verschiedensten  Seiten  her  in  Angriff  zu 


nehmen.   Das  allen  gemeinsame  Ziel  ist 
aber  die  Sicherstellung  einer  den  Anforde- 
'  rnngen  der  Gesundheitspflege  und  Sozial- 
politik  entsprechenden  Entwickelung  des 
I  Wohnungswesens,  soweit  diese  über- 
,  haupt  durch  Massnahmen  der  Staats-  und 
Gemeindebehörden  erreicht  werden  kann. 
Die  Frage  der  rationellsten  Gestaltung  des 
Wohnungswesens  bedarf  daher  ztinäclist  der 
Beantwortung. 

2.  Die  Bedeutung  einer  weiträumigen 
Bebauung.  Die  Entwickelung  des  städti- 
schen Wohnwesens  liat  in  Deutscldand,  ab- 
gesehen von  einigen  nord-  und  westdeut- 
schen Städten,  besonders  Lübeck  und  Bre- 
men, aus  mancherlei  Gründen  (beengter 
[  Raum  in  befestigten  Städten,  Mangel  an 
Baugelände,  hohe  Grundstückspreise  u.  a.  in.) 
|  zu  einer  immer  ausgedehnteren  Anwendung 
|  des  Baues  von  Etagenhäusern  geführt, 
welche  vielfach,  insbesondere  infolge  des 
lünzntretens  von  Flügel-  und  Hofbauten  zu 
grossen  Massenkasernen  geworden  sind.  Die 
Nachteile  dieser  Bauweise  sind  schon  von 
Julius  Fauch  er  lSfifi  in  der  Viertel  jahrs- 
schrift  für  Volkswirtschaft  und  Kulturge- 
schichte S.  109  lebendig  geschildert  und 
neuerdings  in  wiederholten  Verlundlungen 
auf  flen  Kongressen  des  d  e  u  t  s  c  h  e  n 
Vereins  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege (in  Würzburg  1S93,  in 
Magdeburg  1801,  in  Stuttgart  189:>,  in  Trier 
1900).  sowie  auch  in  verschiedenen  Auf- 
sätzen von  R.  Eberstadt  im  einzelnen 
dargelegt  worden  und  werden  weiter  unten 
kurz  zusammenzufassen  sein. 

Zunächst  ist  darauf  hinzuweisen,  dass 
die  Entwickelung  in  anderen  und  gerade  in 
wirtschaftlich  besonders  hochstehenden  Iiln- 
dern.  namentlich  in  Englaud.  Nord- 
amerika, Holland  und  Belgien  eine 
durchaus  entgegengesetzte  gewesen  ist,  in- 
dem dort  das  Einfamilienhaus  auch  in 
den  grossen  Städten  als  das  nnr  m  a  1  e 
Wohnhaus  erscheint,  welches  nur  den 
sozial  am  tiefsten  stehenden  Klassen  versagt, 
ist  Die  folgende,  von  Herrn  Direktor  Dr. 
Bleicher  zusammengestellte  und  von  mir 
auf  dem  erwähnten  Kongress  in  Magdeburg 
vorgelegte  Tabelle  über  die  Wohndichtigkeit 
in  England  und  Wales  zeigt  dies  auf 
das  schlagendste,  indem  nur  in  einer 
Hafenstadt,  Devonport,  mehr  als  2  Haushal- 
tungen durchschnittlich  auf  ein  Wohnhaus 
entfallen. 
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Namen  der  Städte 
(Urban  Sauitary  District«) 


Anf  ein  1>e- 
wuhntes  Haus 
treffen 


Be-  Haus- 
wohner  hal- 


i  S 
s 

i  * 


Namen  der  Städte 
(Urban  Sauitary  DUtriets) 


timtfen  ;  = 


1881  1891  1891 


L  England  und  Wales. 


F..  Städte  von  über  50000  bis  10000» 
E  i  n  w  o  b  n  e  r  n 

1  Devonport 

2  Plymouth 

3  Soiitb-Shields 

4  (iateshead 

5  Keadiuc  . 
<»  Hastiuc-s . 
7  NVwjiort  . 
s  Tutttnliani 
i»  Bath  .  . 

10  Birken  head 

11  St.  Helens 

12  Middelsborough 

13  Swansea  . 

14  Wican 

15  Warriugton 
1«  Walhall  . 
17  Sonthaiupton 
IS  West -Brom  wirb 

19  Northainpton 

20  Hanlev    .  . 

21  Morthyr  Tydril 

22  Wolverhamptou 
2:5  Derlir .  . 

24  York  .  . 

25  Bitrnk-y  . 
2(>  Aston  Manor 
27  (irimsbv  . 
2S  «urv  .'  . 


Anf  ein  be- 
wohntes Hau.« 
treffen 


Be- 
wohner 

1881  1891 


A.  Städte  von  über  100000  Einwo 

h  n  e  r  u. 

1  London   

7.9 

7,6 

i.7 

2  Newoa.stle-upon-Tyue    .  . 

7.2 

7-3 

hS 

3  Sunderland  

7.2 

7,o 

'•5 

4,  West  Harn  

6,7 

6,4 

',3 

.)  nriMtu  ....... 

f>  * 
°,j 

1 . 1 

»5  Cardiff  

6.8 

6.3 

1.2 

7  Brichton  

S5 

5,9 

1.3 

H  Liverpool  

5-7 

1.2 

9  l'ortsmouth  

5,6 

5.4 

1,2 

10  (rovdon   

5.7  • 

5.4 

1.1 

11  Salf'ord  

5,2 

5.' 

1,04 

12  Manchester  

5.» 

5.0 

1,04 

IM  Birmingham  

5,i 

5.° 

1,04 

14  Leicester  

4,9 

4.9 

I.Ol 

15  Bolton  

5,o 

4.9 

I.Ol 

1«  Blackburu   

5,2 

1.01 

17  Sheffield  

5.o 

4.8 

l.ül 

18  Oldham  

4,9 

4-S 

1,004 

19  Preston  

5.0 

4.8 

1,02 

20  Le.  ds  

4.8 

4.7 

I.Ol 

21  Bradford  

4,9 

4J 

I.Ol 

22  Kiucston-u|H>u-Hnll  .    .  . 

4,8 

4-7 

'.03 

23  Nottingham  

4,8 

4,7 

I.Ol 

24  Norwich  

4-4 

1.03 

Im  Durchschnitt  A 

6.5 

6,1 

••3' 

Ohne  London 

5-4 

-  2 

1.0S 

29 
30 
31 
32 
33 
34 


Haus- 
hal- 
tungen 
1891 


IpHwich  1  4,7  4,7  1,02 

Huddersfield   4.8  4,6  j  1,004 

t'oveutry   4,6 ;  4,6  1.02 

Halifax   51  '  4,5  '«>3 

Storkport   4,6  4.5  >,<>» 

Roihdale   4.6  4,3  1,006 


Im  Durchschnitt  B  1  5.6  ,  5.5 


»,«3 


(iesaintdurchschnitt  A  u.  B  1  6.2 
Ohne  London  5,4 


6,0 1  1.27 
5,3!  1.02 


Ganz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in 
Belgien,  wie  folgende  von  Herrn  J^andes- 
rat  Brandts  vorgelegte  Tabelle  zeigt: 


Namen  der  Strtdte 


An/ah! 
der 
Bewohner 


1 


Auf  ein 

be- 
wohntes 
Hau» 
treffen 

Be- 
wohner 


11,2 

io.7 

2-4 

9.4 

8,7 

2.0 

7." 

S.2 

'-7 

7.2 

7-9 

1.6  ! 

;,6 

6,7 

1.4 

6.6 

6,4 

1.3  : 

6.3 

f.J 

1,2 

6.0 

1.2 

6^o 

5-8 

1.4 

6.3 

5-7 

1.1 

5-7 

5.6 

1.04 

54 

;,6 

1.06 

5-7 

1.1 

n 

I.Ü2 

5-4  5.5 

I.OI 

5,3 

5.4 

I.02 

5,7 

1.2 

5.4 

5,3 

I.OZ 

5.4 

5,3 

'.07 

5  3 

5-3 

I.Ol 

>.o 

;.2 

1.02 

5-2 

5,i 

I.Ol 

5.o 

4-9 

I.Ol 

5-' 

4-9 

1.02 

5-> 

4.9 

1.02 

5-1 

4.0 

103 

5.3 

49 

1.02 

5.o 

4.S 

1.001 

II.  Belgien. 

Bruxelles  mit  Vororten: 


Sohaerbeek  .  . 
St.  Josse . 

Ixelles     .  .  . 

Etterbeek  .  . 

St.  Hilles  .  . 

Molenheek  St.  .1. 

Anderkrht  .  . 

Laeken    .  .  . 


176  13S 
50S26 
20  709 
44  497 

17  735 
40  289 

48  723 
32311 
25  289 


Anver* 
Liece  . 
Hand  . 
Malines 
\  "erviers 


4<>5  517 

224  012 
147660 


0.03 
7,io 
7.1 1 
6.99 
7.70 
9.14 
9.94 
8,36 
7-39 


8.45 

7.00 
7.S6 


148729  4.74 
31014  5r;i 
4.S907  10.02 


Im  Gegensatz  hierzu  zeigt  die  nach- 
sende Tabelle  für  Deutsehland  in  den 
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Namen  der  Städte 


Auf  ein  liewohntea 
Gebäude  treffen 

„       i  Haus- 

Be*     1  hal- 
wohner  ;  . 


1880  1890  1880' 1890 


A. 

1 

■  > 

\ 

■  > 

s 
i» 
1<» 
11 
12 
13 
14 

ß 

17 

i* 
19 
2<> 

211 
22' 
23 
2l! 
20 
2<! 

I 


m.  Deutsohes  Reich. 

Städte  von  über  100000  Einwohnern. 


Berlin 
Breslau  . 
Königsberg 
( 'hcuiuitz 
•Stettin  . 
Dresden  . 
Magdeburg* 
Leipzig* 
München* 
Halle  a.  d. 
Stuttgart 
I  lanzig  . 
Hamburg 
Altona*  . 
Hannover 
Elberfeld 
Barmen  . 
Strassbnrg 
Aachen  . 
Düsseldorf 
Braunschweig 
Frankfurt  a. 
Nürnberg 
Cn-feld  . 
(oln*.  . 
Bremen  . 


i  44.9j  52.6 
1  33.2 1  35,4 

27,7.  29.5' 
I  32,»  29,1 ' 

30."  27,6 

32.6  274 

26.7  27,4' 

38.6  25.41 
19,21  22.41 

21.3  21,9; 

20.4  20,9 
20,3  20,8 

16.2  20. 1 
«6,4  '9,5 
17.9  18,5 

16.3  18.2 
17,1  18.11 
17.91  17.9' 

10.7  17.51 
15,2;  17.4I 

.   ;  17.0! 

15.4  16.7 
.  16.1 

'2,7  "4,4 
«3,5  «3,9 
7,'  7.6 


10,3  12.3 
7-5|  8,2 


6,1 

7-2 

6,6 
7.5 
5,«, 
7.7l 
4-5| 
4,7! 
4,6 
43 
3.7, 
3-6; 

3.; 
3.7 

3,8| 
3,7| 
3,2 

3,2 

2.7 

'•91 


6,4 

6.7 
5-6 

6,3 
6,0 

5,4 

4,8 
4,5 
4,4 
4.5 
4,4 
30 
39 
3,9 
3-7 
3,8 
3,6 
3,9 
3.5 
3,5 
3.1 
3.o 
2.2 


Im  Durchschnitt  A    22,8  23,6  5.0 


Ohne  Berlin  19,5 
I).  Städte  von  über  50  0110 
»oh  neru. 

Posen .... 
Charlottenburg 
(  assel 


19.9  4.2  4-4 
Hjunou  Kin- 


'.i 
1'  t 
1 1 

12 
13 
Ii 

l.j 

l»; 
17 

IS 
19 
20 


Mannheim 
Frankfurt  a.  0. 
(iörlitz  . 
Mainz 
Karlsruhe 
Metz  .  . 
Kiel    .  . 
Potsdam . 
Dortmund 
Wiesbaden 
Erfurt 
Würzburg 
Essen 
Augsburg 
Darmstadt 
Duisburg 
Lübeck  . 

Im  Durchschnitt  M 
<  iosamtdurchschn.  A  11.B    22.1  22.5    4.$  5.2 
Ohne  Berlin    10.4  19.6    4.2  44 
Quellen:   Für  Deutschland  die  Wrüftent- 


5"  .6  43.8 

10. 1 

8,8 

«7>  37.o 

4^3 

7,2 

22.8  24,7 

f. 

5,2 

21,5  23.2 

4o 

4,8 

22.5  22,7 

s.i 

5.1 

23,0  22,1 

5,6 

5,7 

21.8  21.9 

4.4 

4,6 

21.0  21,9 

4.2 

4,4 

>  7-7  20.0 

4.0 

4,o 

18.7  19.7 

3.9 

4,o 

22.3  19.7 

5.o 
3,4 

4,5 

16.5  18,7 

3.8 

20.9  18.3 

4,4 

3,9 

i5o  '7.3 

3.3 

3-S 

l6,S 

34 

13, 5  16.2 

2,8 

33 

16.0 

1 

3,5 

'7.4  155 

39 

3.4 

IO.8  12.0 

2.2 

2,4 

8.7 

2,0 

19.2  18.5 

4-1 

4.0 

Besonders  bedauerlich  ist  dabei,  dass  in 
Deutschland  diese  Durchschnittszahl  im 
Steigen  begriffen  ist  (1«nü— 1890  von  5  auf 
5,3),  während  London  seit  18G0  wohl  kleiue 
Schwankungen,  aber  eher  eine  Verringerung 
der  Ziffer  zeigt  (1S66  nach  Faucher  7,7, 
1881  7.9,  1891  7,6)  und  auch  in  den 
übrigen  Städten  von  18s  l  bis  189 1  dasselbe 
Büd  erscheint. 

*  Wenn  nun  Fauch  er  dieses  System  der 
Mietskaserne  als  das  sozial  tiefer  stehende 
und  als  eine  wirtschaftliche  Krankheit  be- 
zeichnet und  entschieden  die  Ueberwindung 
derselben  und  die  Erhöhung  unseres 
Standard  of  life,  der  herabged rückten 
Form  unseres  häuslichen  I^ebeus  furtlert,  so 
kann  ilies  natürlich  nur  die  Bedeutung  der 
Aufstellung  eines  Ideales  haben,  dessen 
Verwirklichung,  soweit  o*  sich  um  neue 
Stadtteile  handelt,  anzustreben  ist,  wenn- 
gleich es  auch  hier,  wie  sich  die  Verhält- 
nisse, insbesondere  die  Boden  preise  einmal 
gestaltet  haben,  nur  unter  gressten  Schwie- 
rigkeiten und  zunächst  nur  in  geringem 
l'm fange  durchzusetzen  seit)  wird.  Trotz- 
dem ist  es  von  ausserordentlicher  Wichtig- 
keit, dies« 's  Ideal  vor  Augen  zu  haben  und 
AIkt  die  Mängel  des  Miets  kusernen- 
sy stems  volle  Klarheit  zu  gewinnen. 

Zunächst  ist  auf  die  gesundheit- 
lichen Gefahren  hinzuweisen,  welche 
die  Benutzung  der  gemeinsamen  Anlagen 
durch  eine  grosse  Zahl  von  Einwohnern  mit 
sich  bringt."  Auch  wo  die  unerlässliehe 
Forderung,  dass  jede  Wohnung  ihr  besonderes 
Klosett  haben  muss,  erfüllt  und  den  Woh- 
nungen Luft  und  Licht  genügend  gesichert 
ist.  schaffen  gemeinschaftliche  Höfe.  Treppen. 
Vorplätze  u.  a.  m.  unausgesetzt  die  Möglich- 
keit von  Kmnkheitsübertrngungeii.  Fast 
noch  bedenklicher  sind  die  sittlichen 
Uebelst  an  de.     Der    Eutwickeluug  des 


Familienlebens 
Kinder  traten 
entgegen,  die 


und    der    Erziehung  der 
ihwerwi* 
Gefahr 


gentle  Hindernisse 
moralischer  Ver- 


seuchung und  die  Gelegenheit  zu  naehl*ar- 
lichem  Streit  wächst  mit  der  Zahl  der 
Mietsgenossen.    Endlich  die  s  o  z  i  a  1  p  o  I  i  - 


lichungeij  der  betreffenden  lande^statistischen 
Organe,  Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte 
und  handschriftlicb  eingefordertes  Material:  für 
England  (  cnsns  of  England  and  Wales  isyi. 
Bemerkung:  Die  Städte  sind  geordnet  nach 
1  der  bei  den  letzten  Zählungen  ermittelten  durch- 
schnittlichen Bewohnerzahl  der  Gebäude.  Bei 
den  mit  einem  *  bezeichneten  deutschen  Städten 
beziehen  sich  die  angegebenen  Durchschnitts- 
zahlen für  1K80  und  1S90  nicht  auf  den  gleichen 
Gebiet*umfang  der  betreffenden  Städte,  da  für 
die  zwischen  1880  und  18SHJ  einverleibten  grosse- 
ren Vororte  die  Grundzahlen  für  IHN)  t'ehlen. 
Bei  den  englischen  Städten  beziehen  sich  die 
Angaben  durchweg  auf  dns  gleiche  Weichbild 
der  betreffenden  Stadt. 
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lisch  höchst  unerwünschten  Wirkungen: 
<lie  Erschwerung  der  Erwerbung  eines 
eigenen  Heims,  die  Loslösung  der  Menschen 
vom  heimatlichen  Boden,  die  dringende  Ge- 
fahr der  Ausbildung  der  Hausherren  zu 
Haustyrannen,  die  Entwickelung  des  Häuser- 
liesitz.es  zum  Spekulationsbesitz  und  in- 
folgedessen einerseits  eine  ungesunde 
Entwickelung  des  Baugewort>es  und  anderer- 
seits die  Tendenz  au  fortgesetzter  Miet- 
steigerung, um  zu  dem  entsprechend  höher 
kapitalisierten  Preise  verkaufen  zu  können, 
und  in  enger  Verbindung  damit  die  stete 
Gefahr  der  Kündigung  und  zahllose  Umzöge 
mit  ihren  Kosten  und  wirtschaftlichen  Stö- 
rungen und  Schädigungen  (vgl.  Brandts 
S.  24—27). 

Wohl  können  diese  Uebelstände  in  ge- 
wissem Umfange  beseitigt  werden,  wo  die 
Mietskasernen  hn  Besitz  von  gemeinnützigen 
Gesellschaften  oder  Baugenossenschaften 
sind  ;  indessen  wird  die  Zahl  solcher  Häuser 
immer  eine  verhältnismässig  kleine  bleiben 
und  daher  nur  in  sehr  beschränktem  Um- 
fang eine  Besserung  herbeiführen  können. 
Eine  Bekämpfung  des  Systems  bleibt  daher 
unerläßlich. 

Allerdings  ist  neuerdings  —  unter  Be- 
zug auf  Stuttgarter  Verhältnisse  —  der 
Versuch  gemacht  worden,  gegenüber  der 
weiträumigen  Beliauung  für  die  Mietska- 
sernen geltend  zu  machen,  dass  sie  ein 
billigeres  Widmen,  namentlich  der  ärmeren 
Bevölkerung  sichere.  (Rott ich,  Die  Stadt- 
erweitenmg  unter  volkswirtschaftlichem  Ge- 
sichtspunkte; A  bele,  Weiträumiger  Städte- 
bau und  Wohnungsfrage). 

Allein  dies  l>eruht ,  abgesehen  von 
anderen  zu  eihelnMideu  Einwänden  (vgl. 
Stubben  in  der  Vierteljahrsschrift  für 
öffentliche  Gesundheitspflege.  UM  10,  S.  Tüi7  ff.) 
insofern  auf  einer  Täuschung,  als  die  oben 
dargelegten  Tendenzen  zur  ständigen  Miets- 
steigerung  verkannt  sind,  welche  für  die 
1  lauer  weit  mehr  in  das  Gewicht  fallen  als 
eine  vielleicht  etwas  billigere  erste  Her- 
stellung der  Wohnungen. 

Die  w  e  i  t  r  ä  n  in  i  g  e  re  B  e  b  a  u  u  u  g 
d.  Ii.  die  Zusainmendräuguog  möglichst 
weniger  Haushaltungen  in  ein  Haus  muss 
daher  als  die  rationellste  (tcsul- 
♦  u  n  g  d  e  s  W  o  h  n  u  n  g  s  w  e  s  c  u  s  be- 
zeichnet worden .  w  e  i  1  sie  dazu  führt, 
möglichst  vielen  die  Erwerbung  eines  eige- 
nen Hauses  zugänglich  zu  inachen,  die  un- 
gesunde Spekulation  vom  Haushau  und 
llaushesitz  fern  zu  halten  und  Mietssteige- 
rungen,  Kündigungen  und  Umzüge  möglichst 
einzuschränken.  Eine  solche  Gestaltung  ist 
freilieh  nicht  melir  erreichbar,  wo  die  Grund- 
preise schon  eine  gewisse  Höhe  erreicht 
haben ;  alter  auf  weiten  Strecken  ist  sie 
heute  noch  möglich  und  sie  bleibt  möglich. 


j  wenn    es    gelingt ,     das  ungesunde 
;  S  t  e  i  g  e  n  der  Boden  preise  z  u  h  i  n  - 
\  d  e  r  n.    Die  in  dieser  Richtung  zur  Ver- 
fügung stehenden  Massnahmen  sind  daher 
vor  allem   klar  zu  stellen   und  durchzu- 
führen. 

3.  Baupolizeiliche  Bestimmungen.  In 

erster  Linie  ist  hierbei  auf  eine  zweckent- 
sprechende Regelung  der  baupolizei- 
lich e  n  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  u  Bedacht  zu 
nehmen. 

Die  für  die  älteren  Stadtteile  be- 
stimmten Baupolizeiordmmgen  können  natur- 
gemäß den  gesundheitlieh  und  sozialpoli- 
tisch zu  stellenden  Anforderungen  an  Bau 
und  Benutzung  von  Wohnhäusern  nur  in 
verhältnismässig   geringem  Grade  gerecht 
werden,  weil  der  Grund  und  Boden  mit 
Rücksicht  auf  die  hergebrachte  intensive 
Ausnutzung  desselben  sehr  hohen  Wert  er- 
langt liat  und  tief  einschneidende  Eingriffe 
in    die    Baufreiheit  deshalb  zu  schweren 
Schädigungen  der  Eigentümer  führen  müssen. 
Grosse  Mietskasernen  werden  daher  aus  den 
schon    ausgebauten   Teilen    der  grösseren 
Städte,  in  denen  sie  bestehen,  nicht  wohl 
zu  verdrängen  sein,  man  wird  sieh  vielmehr 
liescheiden  müssen,  ihre  Missstände  durch 
die  an   sie  zu    stellenden  Anforderungen 
'(Klosett  für  jede  Wohnung  etc.)  thunlichst 
|  zu  vermindern.     Dieser   Konflikt  zwi- 
schen  den    gesundheitlichen  und 
[sozialpolitischen    An  f  ordern  n  g  e  n 
einerseits    und    dem  Bodenweite 
andererseits  t»csteht  al>er  nicht  im 
S t a d  t  e  r  w  e  i  t  e  r  u  n  g s g e  b  i  e t  e ,  jedenfalls 
I  nicht  in  gleicher  Soliärto,  und  ist  um  so  ge- 
ringer, je  entfernter  das  Gebiet  von  der 
j  inneren  Stadt  liegt  und  je  mehr  es  noch 
j  den  Charakter  von  Ackerland  liat. 

Trotzdem  hatten  die  meisten  Bauord- 
nungen -  von  einigen  Ausnahmen,  insbeson- 
dere Frankfurt  a.  M.  3.  .lidi  1891,  Altona  2t». 
Januar  1**4  und  4.  August  lS'.tl.  Beniner 
Vororte  5.  Dezember  1*92  abgesehen  — 
bis  zum  Anfang  der  90er  Jahre  keine 
•nler  doch  nur  unwesentliche  Unterschiede 
in  den  baupolizeilichen  Bestimmungen  für 
die  alte  Stadt  und  das  Stadterweiteinngs- 
gebiet  gemacht,  und  da  der  Breis  des 
Grund  und  Bodens  wesentlich  mit 
durch  das  baupolizeilich  zuge- 
lassene Mass  der  A  u sn u t  /, ha r k >■  i  t 
desselben  bestimmt  wird,  so  haben 
sich,  und  gerade  infolge  der  für  alle  Teile 
des  Stadlgebietes  gleichen,  eine  weitgehende 
Ausnutzung  gestattenden  Bestimmungen, 
auch  in  den  Stadterwoiterungsgebicteu  viel- 
fach schon  hohe  Grundwerte  gebildet  und 
Mietskasernen  schlimmster  Art  entwickelt, 
welche  einer  sozialpolitisch  erwünschten 
Beliauung  auf  das  äusserste  hindernd  in 
den  Weg  treten.    Es  ist  daher  eine  der 
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dringendsten  Aufgaben  einer  ihre 
so zialpolitischeAuf gäbe  erkennen- 
den  Baupolizei  (s.d.  oben  Bd.  II  S.  r>17, 
518),  für  die  Stadterweiterungsge- 
biete besondere  Bestimmungen  zu 
erlassen  und  in  denselben  —  soweit  noch 
Ackerland  mit  niedrigen  Bodonproisen  vor- 
handen ist  —  durch  eingreifende,  den 
idealen  Anforderungen  entsprechende 
baupolizeiliche  Vorschriften  einer  derartigen 
durchaus  ungesunden  Steigerung  der 
Bodenpreise  entgegenzutreten  und 
im  übrigen  solche  Baubesehränkuugen  ein- 
zuführen, als  die  gebotene  Kilcksicht  auf 
wolderworbene  Rechte  und  vorhandene  Werte 
gestattet. 

Als  Ideal  der  Wohnungsgestal- 
tung im  Stadterwciterungsgebiete  wird 
nach  dem  oben  sub  2  Ausgeführten  -  und 
zwar  nicht  nur  für  die  Wohlhabenden,  deren 
Villenviertel  und  landhausmässig  gebaute 
Hauser  schon  jetzt  vielfach  durch  besondere 
'Bestimmungen  geschützt  sind  —  sondern 
gerade  für  die  grosse  Masse  der  Be- 
völkerung eine  weiträumige,  den 
ländlichen  Verhältnissen  sich  annähernde 
Bauweise  mit  kleinen  Häusern  für  eine 
oder  mehrere  Familien  anzustrolien  sein, 
unter  völligem  Ausschluss  der  Miets- 
kasernen mit  ihren  gesundheitlich  und 
sittlich  bedenklichen  Schäden  und  ihrer  un- 
günstigen Kinwirkung  auf  die  Gestaltung 
der  Kigentumsverhältnisse. 

Von  dieser  idealen  Gestaltung  ist  im 
Stadterweiterungsgebiet  nur  insoweit  abzu- 
lassen, als  bestehende  Grundwerte  dies  not- 
wendig machen.  In  den  äusseren  Teilen 
des  Stadtgebietes  wird  daher  regel- 
mä.-sig.  falls  dasselbe  nicht  sehr  kleinen 
Umfang  hat.  der  Bin  von  Mietskasernen 
ganz  auszuschliessen  sein,  während  in  den 
d em  S t ad t in noren  näher  gelegeneu 
Gebietsteilen  thunlichst  weitgehende 
Baubesehrunkungen  in  Bezug  auf  Haushohe, 
Zahl  der  in  einem  Maus«?  zugelassenen  Woh- 
nungen, Hofgrösse.  Hinterwohnungen,  Ab- 
stand von  der  Nachbargrenze  u.  a.  m.  fest- 
zusetzen sind.  Um  hierbei  dem  einmal 
vorhandenen  Bodenwerto  nicht  weitergehende 
Einwirkung  zu  gewähren,  als  unumgänglich 
notwendig  ist,  wird  regelmässig  eine  Ein- 
teilung des  Stadterweiterungsge- 
bietes  in  mehrere  Teile.  Z  o  n  e  n  ,  für 
welche  das  Mass  jener  Baubeschränknngen 
je  nach  der  Höhe  dos  Grundwortes  ver- 
schieden zu  bestimmen  ist,  unvermeidlich 
sein.  Die  dal>ei  unzweifelhaft  vorhandenen 
Schwierigkeiten  in  ü  s  s  e  n  behufs  Ver- 
meidung schwerer  Nachteile  überwunden 
werden. 

Uebrigons  wird  die  Frage,  inwieweit 
vorhandene  Grundwerte  zu  be- 
rücksichtigen sind,  je  nach  den  Besitz- 


verhältnissen  verschieden  zu  beantworten 
sein.  Soweit  es  sich  um  Grundstücke 
handelt,  welche  noch  in  derselben  Hand 
sind,  in  welcher  sie  einfaches 
Ackerland  waren,  wird  die  durch  die 
bisherige  sehematische  Bauordnung  ermög- 
lichte Preissteigerung  nicht  zu  berücksich- 
tigen sein ;  es  ist  ein  hierum  cessane,  über  des- 
sen Wegfall  infolge  der  Aenderung  der  öffent- 
lichrechtlichen Bestimmungen  der  Besitzer 


1  um  so  weniger  beklagen  ki 


ann,  a 


1s  sein 


siel 

Gewinn  immer  noch  erheblich  bleibt.  Aehn- 
lich  liegt  es  regelmässig  bei  Grundstücken, 
die  nicht  zu  alsbaldiger  Bebauung 
gekauft  sind  und  deren  Besitzer  deshalb 
neben  anderen  Kisikeu  ihrer  Sjtekiüation 
auch  die  Gefahr  einer  Abänderung  der  Bau- 
ordnung zu  tragen  halten.  Soweit  alter 
Grundstücke  in  Frage  sind 


Ute 


zu 


fortiger  Bebauung  gekauft  sind,  wird  hierauf 
geeignete  Rücksicht  zu  nehmen  sein,  sei  es. 
dass  man  l»ei  zahlreichem  Vorkommen  sol- 
cher Fälle  dieselben  bei  der  Zoneneinteilung 
berücksichtigt^  sei  es,  dass  mau  durch  Ueber- 
gangsbestimmungen  oder  Dispensationen  hilft. 

Nur  durch  so  abgestufte  Bauordnungen 
für  die  Stadterweiterungsgebiete,  zu  denen 
übrigens  selkstverständlich  nicht  nur  die 
eigentlich  städtischen  Feldmarken,  sondern 
auch  die  ländlichen  Umgehungen 
(Vororte)  gehören,  wird  es  möglich  sein, 
einerseits  ein  gesundes  weiträumiges  Wohnen 
zu  sichern  und  andererseits  die  durch  die 
bisherigen  schematischen  Bauordnungen  und 
die  von  ihnen  zugelassene  ungesunde  Ans- 
nutzbarkoit  geschaffenen  hohen  Bodenwerte, 
soweit  angängig,  wieder  zurückzudrängen 
und  ihre  Bildung  für  die  Zukunft  ver- 
hindern zu  helfen. 

Die  Gestallung  der  Einzelheiten,  insbe- 
sondere auch,  ob  besondere  Fabrik-  oder 
Villenviertel  vorzusehen  ist,  hängt  ganz 
von  örtlichen  Verhältnissen  ab.  Nähere 
Ausführungen  über  die  im  einzelnen  anzu- 
wendenden Massnahmen  sind  in  den  vom 
Unterzeichneten  und  R.  Bau  m  e  i  s  t  e  r  für 
den  deutschen  Verein  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  erstatteten  Berichten 
gegeben,  auf  Grund  deren  der  Verein  am 
2">.  Mai  1  S<I3  den  Besehluss  fasste.  dass 
«die  von  den  Referenten  geforderte  unter- 
schiedliche Behandlung  der  Bau- 
ordnungen für  das  Innere,  die  Aussen- 
bezirke  und  die  Umgebung  von  Städten  als 
ein  dringendes  Bedürfnis  (anzuer- 
kennen) und  den  beteiligten  Gemeindebe- 
hörden und  Staatsregierungen  (zu  empfehlen 
sei),  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  in  eine 
Revision  der  bestehenden  Bauordnungen 
und  soweit  erforderlich  der  Gesetzgebung 
selbst  einzutreten*. 

Seit  der  hierdurch  gegebenen  und  auf 
dem  Magdeburger  Kongress  des  genannten 
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Vereins  1894  wiederholten  Anregung  sind 
revidierte  Bauordnungen  zum  Zwecke  einer 
weiträumigeren  Bebauung  in  vielen  Städ- 
ten und  Bezirken  erlassen  worden.  Die 
entgegenstehenden  Schwierigkeiten  waren 
allerdings  bislang  meistens  so  gross,  dass 
die  Fortschritte  zum  Besseren  noch  recht  ge- 
ringe sind.  Es  wird  daher  immer  wieder 
auf  die  Notwendigkeit  solcher  Reformeu 
hingewiesen  werden  müssen.  Tor  allem 
ist  es  erforderlich,  solche  Reformen  durch 
anderweite,  in  derselben  Richtung  liegende 
Massnahmen,  wie  sie  unten  sub  4— ü  noch  dar- 
zulegen sind,  zu  unterstützen,  da  hier  eins 
<las  andere  bedingt  und  fördert. 

Auf  baupolizeilichem  Gebiet  ist  insbe- 
sondere auch  nötig,  dass  für  kleine 
Häuser  in  Bezug  auf  Treppen.  Mauer- 
stärken n.  a.  m.  erheblich  leichtere  Be- 
dingungen als  für  Etagenhäuser  aufge- 
stellt werden,  weil  sonst  in  ganz  unnötiger 
Weise  die  Erbauung  derselben  verteuert 
wird.  Die  langjährige  Gewöhnung  an 
Mietskasernen  hat  auch  in  dieser  Beziehung 
der  weiträumigeren  Bebauung  völlig  un- 
gerechtfertigte Schwierigkeiten  bereitet. 

4.  Die  Aufstellung;  zweckmässiger 
Bebauungspläne  ist  von  kaum  geringerer 
Bedeutung.  Während  früher  eine  schema- 
tische Aufteilung  des  der  Bebauung  zu  er- 
schliessenden  Ijindes  durch  gleichförmige 
Strassen  ohne  Rücksicht  auf  die  voraus- 
sichtliche Art  der  Bclunnung  weitaus  die  Regel 
bildete  und  auch  jetzt  noch  vielfach  üblich 
ist,  wird  neuerdings  eine  mehr  individuali- 
sierende Behandlung  von  immer  weiteren 
Kreisen  gefordert.  Nachdrücklich  hatten  R. 
Eberstadt  vom  volkswirtschaftlichen  und 
Th.  Goecke  vom  technischen  Standpunkt 
aus  darauf  hingewiesen,  dass  Fabrikviertel 
anderer  Baublocks  bedürfen  als  Wohn- 
viertel, in  diesen  wieder  grosse  Wohnungen 
anderer  als  kleiue  Wohnungen  etc.  Da] 
ferner  nach  baupolizeilicher  Vorschrift  die  i 
Strassen  breite  für  die  zulässige  Haushöhe  j 
entscheidend  ist,  ziehen  die  jetzt  üblichen 
breiten  Strassen  und  grossen  Banbloeks 
Etagenhäuser  und  Mietskasernen  mit  Hinter- 
gebäuden nach  sich,  während  Wohnstrassen 
von  i)  m  ohne  weiteres  den  Bau  kleiner 
Häuser  zur  Notwendigkeit  machen.  Diese 
Wohnstrassen  sind  zugleich  so  zu  legen, 
dass  sie  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt  sind, 
von  durchgehendem  Verkehr  erfüllt  zu 
werden,  denn  für  diesen  wären  sie  zu 
schmal;  vielmehr  sind  hierfür  besondere 
breite  Verkehrsstrassen  zu  projektieren.  Eine 
solche  individualisierende  Behandlung  be- 
hufs der  thunlichsten  Ausschliessung  der 
Hintergebäude  und  Beförderung  weiträu- 
miger Bebauung  forderte  auf  Grund  der 
technischer)  Referate  vor.  Herrn  Geh.  Baurat . 
Hinckeldeyn    und  Baupolizeiinspektor 


C lassen  auch  der  deutsche  Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  auf  dem  Magde- 
burger Kongress  1894  (s.  u.). 

Wenn  indessen  auch  der  Bebauungs- 
plan allen  diesen  Anforderungen  entspre- 
chend aufgestellt  ist,  so  ist  doch  erst  die 
Durchführung  desselben  und  die  wirk- 
liche bauliche  Erschliessung  des  Ge- 
ländes in  wichtigen  Beziehungen  ent- 
scheidend für  die  Bebauung  und  Gestaltung 
der  Wohnverhältnisse.  Insbesondere  ist 
die  Art  und  Weise  dieser  Erschliessung 
für  die  Preisbildung  bezüglich  des  Bauge- 
ländes von  ausserordentlicher  Bedeutung. 

Die  Verwandlung  von  Ackerland  in  Bau- 
land vollzieht  sich  dadurch,  dass  einerseits 
i  Strassen  und  Plätze  hergestellt  werden  und 
andererseits  der  verbleiende  Rest  de*  Ge- 
ländes für  die  Belmuung  in  bebaubaren  Zu- 
stand gesetzt  wird.  Die  Art  und  Weise, 
wie  beides  geschieht,  ist  zunächst  näher  zu 
erörtern. 

5.  Die  Anlage  der  Strassen  und 
Plätze.  Wie  für  den  Bebauungsplan  sub 
4  eine  individualisierende  Behandlung  ver- 
langt wurde,  so  ist  auch  für  die  Art  der 
Herstellung  der  Strassen  ein  gleiches  zu 
fordern.  Insbesondere  ist  es  erforderlich, 
die  für  kleine  und  billige  Häuser  und  Woh- 
nungen bestimmten  Strassen  so  billig  als 
irgend  zulässig  herzustellen.  Denn  die 
schematische  und  gleichartige  Ausstattung 
der  Verkehrs-  und  Wohnstrassen  verteuert 
letztere  ganz  unnötig  und  ersehwert  oder 
hindert  dadurch  die  weiträumige  Bebauung. 
In  gleicher  Weise  sind  die  Entwässerungs- 
anlagen den  verschiedenen  Bedürfnissen  an- 
zupassen. 

Die  Herstellung  der  Strassen  und  Plätze 
erfolgt  entweder  durch  die  Gemeinde  oder 
durch  Unternehmer  auf  Grund  von  Ver- 
trägen, welche  die  Gemeinde  mit  denselben 
abschliesst 

Die  hierbei  zu  beachtenden  Grundsätze 
sind  fast  überall  laudesgesetzlich  festgelegt, 
in  Prenssen  durch  G.  v.  2.  Juli  187.">.  In 
diesen  Gesetzen  ist  regelmässig  auch  be- 
stimmt, in  welchem  Umfange  die  Angrenzer 
einer  Strasse  zu  deren  Kosten  herangezogen 
werden  können.  Nach  dem  Preussisehen 
Gesetz  kann  die  Gemeinde  zu  den  Kosten 
der  von  ihr  angelegten  Strassen  und  Plätze 
(l.anderwerb  und  Herstellung)  die  Anlieger 
jeder  Seite  nur  bis  zu  einer  Strassenbreite 
von  13  m  zwangsweise  heranziehen.  Es 
entsteht  dann  die  Frage,  wer  die  Kosten  der 
über  26  m  hinausgehenden  Breite  der 
Strassen  und  Plätze  zu  tragen  hat.  Soweit 
nicht  andre  Träger  dieser  Strassenbaulast 
herangezogen  werden  oder  herangezogen 
werden  können,  bleibt  die  Last  natürlich  auf 
der  Gemeindekasse  d.  h.  auf  der  Gesamt- 
heit aller  Steuerzahler  haften.    Allein  diese 
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lüsung  kann  keineswegs  als  eine  befrie- 
digende angesehen  werden,  da  —  wie  oben 
«•hon  bemerkt  —  der  Umwandluugsprozess 
von  Ackerland  in  Bauland  mit  grossem  un- 
verdienten Gewinn  für  die  Besitzer  ver- 
bunden ist  und  diese  Besitzer  daher  selbst 
die  Kosten  dieser  Umwandlung  bezahlen 
sollten,  während  die  Heranziehung  der 
übrigen  Steuerzahler  nicht  nur  an  sieh  un- 
gerecht ist,  sondern  auch  erhebliche  Nach- 
teile für  die  ganze  Durchführung  der  Stadt- 
erweiterung mit  sich  bringt. 

Denn  die  Gemeinden  werdeu  hierdurch, 
um  solche  Kosten  zu  vermeiden,  veranlasst, 
einmal  schon  bei  Aufstellung  der  Bebau- 
ungspläne öffentliche  Plätze  in  weit  ge- 
ringerer Anzahl  und  Grösse  als  erforderlich 
vorzusehen  und  zweitens  mit  der  Anlage 
solcher  breiteren  Strassen  sehr  zögerlich 
vorzugehen,  zumal  wenn  sie,  wie  nach  dem 
preussi  sehen  Gesetze,  die  oft  sehr  erheb- 
lichen Zinsen  ihrer  Auslagen  für  Lander- 
werb und  Baukosten  von  den  Bauenden 
demnächst  nicht  wieder  einziehen  können. 
Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  wirken 
also  geradezu  darauf  hin,  die  Anlage  von 
Strassen  und  die  Herstellung  bebauungs- 
fähiger Grundstücke  zu  verzögern  und  da- 
durch die  Bildimg  von  Monopolpreisen  zu 
erleichtern. 

Der  einzig  richtige  Grundsatz  ist  dem- 
nach, dass  die  Kosten  der  Anlage  von 
Strassen  und  Plätzen  zum  Teil  den  Anliegern, 
zum  andern  Teil  dem  Gesamtkreise  der  an 
dem  betreffend«"-:!  Teil  der  Stadterweiternng 
Interessierten  zur  List  gelegt  werden. 

Dieser  richtige  Grundsatz  wird  auch 
in  der  Wirklichkeit  schon  durchgeführt, 
wenn  es  sich  um  die  bauliche  Erschlies- 
sung eines  grösseren,  in  einer  Hand 
befindlichen  Geländes  handelt.  In 
solchem  Falle  hat  regelmässig  der  Eigen- 
tümer das  zu  Strassen  und  Plätzen  erforder- 
liche Gelände  unentgeltlich  abzutreten  und 
die  Strasseuhaukosten  zu  zahlen ;  insbeson- 
dere ist  auch  nach  dem  preußischen  G.  v. 
2.  Juli  IS'70  die  Gemeinde  durchaus  in  der 
I^age,  durch  Vertrag  mit  dem  Unternehmer, 
der  sonst  nicht  bauen  kann,  die  Verhält- 
nisse in  dieser  rationellen  Weise  zu  regeln. 
Dabei  kann  unter  Umständen,  wenn  der  Be- 
bauungsplan etwa  ganz  besonders  grosse 
Abtretungen  erheischt  und  ein  allgemeines 
öffentliches  Interesse  konkurriert,  natürlich 
auch  ein  städtischer  Beitrag  gerechtfertigt 
sein. 

Viel  schwieriger  wird  die  Regelung  bei 
geteiltem  Grundbesitze.  Insoweit  es 
sich  hier  nur  um  die  Anlegung  einer  ein- 
zelnen Strasse  handelt,  kann  natürlich  den 
Anliegern  nicht  angesonnen  werden,  ohne 
Entgelt  alles  zur  Strasse  und  zu  den  etwa 
mit  ihr  in  Zusammenhang  stehenden  öffent- 


|  liehen  Plätzen  erforderliche  Gelände  auch 

[  dann  abzutreten,  wenn  die  Strasse,  die  etwa 
als  platzartige  Promenade  gebaut  werden 

,  soll,  uicht  nur  den  unmittelbaren  Anliegern, 
sondern  auch  allen  in  dem  betreffenden 

:  Stadtbezirke  belegenen  Grundstücken  zu  gute 
kommt  Die  Gesetze  bestimmen  daher  mit 
Recht  eine  Grenze,  bis  zu  welcher 
hin  die  Anlieger  von  der  die  Strasse 
anlegenden  Gemeinde  zu  Landabtretungen 
und  Strassenbanbeitrageii  herangezogen  wer- 
den können. 

Die  Schwierigkeit  besteht  nur  in 
der  Verteilung  der  von  den  Anliegern 
nicht  gedeckten  Kosten  auf  die 
Gesamtheit  der  Interessenten. 

An  sich  bieten  sich  hierfür  zwei  Wege, 
indem  entweder  die  Bei tragsp flicht 
sowohl  der  an  der  Strasse  Bauenden  als 
auch  der  von  der  Anlage  gewinnenden  ent- 
fernteren Grundbesitzer  anderweit  geregelt 
und  so  auf  der  Grundlage  geldwirtsehiift- 
licher  Behandlung  ein  Ausgleich  und  eiue 
gerechte  Lasten  Verteilung  herbeigeführt 
wird  oder  al*er  indem  diuch  ein  gesetz- 
lich geordnetes  U  in  -  oder  Z  u  s  a  m  m  e  n  - 
legungsverfahren  die  Grundstücke  eines 
irgendwie  abgegrenzten  Teiles  des  Stadter- 
weiterungsgel.ietes  auch  gegen  den  Willen 
Einzelner  in  eine  Masse  zusammengeworfen 
und  aus  dieser  dann  nach  Ausscheidung  der 
Strassen  und  öffentlichen  Plätze  bebauungs- 
fähige Grundstücke  gebildet  und  den  Eigen- 
tümern der  früheren  Ackergrundstücke  nach 
Massgabe  des  Wertes  derselben  zugeteilt 
werden. 

Der  erstere  Weg  ist  durch  das  neue 
preussische  Kommunalsteuergesetz  iu  ge- 
j  wissen  Beziehungen  zwar  gaugliar  gemacht 
j(§§  9,  10,  20),  das  Gebiet  der  Anwendung 
j  ist  aber  so  beschränkt  und  seine  Ausdeh- 
nung überdies  so  streitig,  dass  die  Praxis 
i  nur  in  ganz  seltenen  Fällen  davon  wird  Ge- 
brauch machen  können.    Ueberdies  bietet  er 
:  mancherlei  technische  Schwierigkeiten.  Vor 
I  allem  aber  kann  überhaupt  nur  auf  dem 
zweiten   die  Bildung  von  Bauge- 
lände in  einem  auf  deren  Preis  einwir- 
kenden ,    erheblicheren    Umfange  erreicht 
werden.    Derartige  Um legungsge setze 
sind  daher  vor  allein  nötig,  nach  gewissen 
Richtungen   überdies  eine  Zulassung  von 
Zonenenteignungeii  nach  belgischem  Muster, 
(vgl.  den  Art.  Zusammenlegung  städti- 
scher Grundstücke),  und  zwar  um  so 
mehr,  als  das  zur  Verhinderung  des  soge- 
nannten wilden  Bauens  und  seiner  übelnFolgen 
unentbehrliche  V  erbot  de  s  B  a  u  e  n  s  a  u  un- 
regulierten Strassen  ohne  solche  Er- 
gänzung durch  ein   Umlegungsgesetz  die 
Gefahr  einer  Beschränkung  der  bebaubaren 
Grundstücke  und  damit  einer  Preissteigerung 
derselben    unzweifelhaft    in  erheblichem 
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Mitsse  l>egrflndet.  Solche  einheitliche  Re- 
gulierungen grösserer  Teile  der  Stadtorwei- 
terungsgebietc  bedeuten  die  Bildung  einer 
Zwangsgenossenschaft  allerbe- 
teiligten Grundbesitzer,  von  welcher 
dann  alle  dem  Grundbesitze  uaturgemäss  ob- 
liegenden  Lasten  ebenso  zu  tragen  sind,  wie 
dies  oben  für  den  in  einer  IIa nd  befind- 
lichen Besitz  nachgewiesen  ist. 

Das  Umlegungsverfahren  beseitigt  über- 
dies die  Ungerechtigkeit,  dass  die 
in  die  projektierten  Strassen  uud 
Plätze  fallenden  Grundstücke  den 
Eigentümern  genommen  werden, 
damit  das  Ackerland  der  übrigen 
Eigentümer  in  Baugelände  verwandelt 
wird.  Eine  verhältnismässige  Entnahme  des 
zu  den  Strassen  erforderlichen  Geländes  in 
natura  und  von  a  1 1  e  n  Besitzern  unter  Ver- 
teilung des  Baulandes  gleichfalls  an  alle  Be- 
sitzer ist  offenbar  —  soweit  durchführbar 
—  allein  gerecht. 

i\.  Die  Schaffung  von  Bangelände. 
Dass  die  Anlage  von  Strassen  bei  zer- 
splittertem Grundbesitz  nicht  ohne  weiteres 
bebaubares  Gelände  schafft,  ist  oben  sub.  .">  Im> 
reits  gestreift  und  damit  zugleich  die  Not- 
wendigkeit eines  gesetzlichen  Zwangs  zu 
Um-  oder  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken begründet.  Das  Gebiet,  welches 
ohne  vorherige  Umlegimg  zur  BeWiuung  un- 
geeignet ist,  ist  namentlich  in  der  Um- 
gebung der  süd-  und  westdeutschen  Städte, 
in  denen  der  Parzellenbesitz  weitaus  ül>er- 
wiegt,  ein  sehr  grosses.  Das  Bedürfnis  nach 
Einführung  gesetzlichen  Zwanges  ist  daher, 
weil  erfahrungsgemäss  freiwillige  Zusammen- 
legungen nur  in  seltenen  Fällen  in  grosserem 
Umfange  durchführbar  sind,  gleichfalls  sehr 
gross.  Die  Bedeutung  der  Schaffung  von 
Baugelände  durch  U  m  1  e  g  u  n  g  ist  aber 
um  so  grösser,  als  es  auf  der  Grundlage 
il  e  r  freien  Konkurrenz  kein  a  u  - 
<1  e  r  e  s  M  i  1 1  e  1  g  e  g  e  n  die  Bildung  von 
Monopolpreisen  im  Grund  Stücksverkehr 
giebt  als  wirksame  Fürsorge  dahin,  dass  am 
Grundstücksmarkte  immer  ein  genügend 
starkes  Angebot  von  Baugrund- 
stücken  vorhanden  ist.  um  eine  un ver- 
hältnismässige nnd  ungesunde  Steigerung 
der  Grundwerte  zu  verhindern.  Dieser  Weg 
der  Schaffung  von  Baugelände  durch  Um- 
legung ist.  im  grossen  nnd  ganzen  ange- 
sehen, auch  ungleich  wirksamer  und  leichter 
gangh;ir  als  der  neuerdings  vielfach  vorge- 
schlagene 1 1er  E  n  t  e  i  g  n  n  n  g.  Während 
letzterer  einerseits  die  grosse  Gefahr  mit 
sich  bringt,  dass  gerade  die  Schätzungen  im 
Enteignungsverfahren  sehr  erhebliche  und 
bedenkliche  Wertsteigerungen  der  Grund- 
stürke mit  sieh  bringen  und  andrerseits  die 
Auf  wetidnng  sehr  grosserGeldmittel  erfordert, 
wenn  in  der  That  ausgedehntes  Hangelände 


erscldossen  werden  soll,  so  hat  die  Um- 
legung »den  grossen  Vorteil,  dass  jeder  Be- 
sitzer sein  Land  behalt  und  selbst  für  die 
Bebauung  nutzbar  machen  kann  und  dem- 
gemäss  Geldmittel  öffentlicher  Verbände  für 
den  Grnnderwerb  nicht  flüssig  zu  machen 
sind.  Es  soll  zwar  keineswegs  verkannt 
werden,  dass  unter  geeigneten  Umständen 
auch  eine  Enteignung  von  Gelände  zu  Bau- 
zwecken angezeigt  sein  kann.  Insbesondere 
wird  zu  prüfen  sein,  oh  nicht  der  in  früherer 
Zeit  bei  Stadterweiterungen  vielfach  ange- 
wandte Satz,  dass  Grundstücke,  welche  der 
Eigentümer  nicht  selbst  bebauen  will,  an 
Baulustige  zu  massigen  Schätzungspreisen 
abgegeben  werden  müssen,  nicht  den  mo- 
dernen Anforderungen  entsprechend  wieder 
zur  Geltung  gebracht  werden  könnte.  Allein 
in  allen  Fällen  werden  grosse  Flachen  von 
Baugelände  hierdurch  schwerlich  erscldossen 
werden. 

7.  Vermehrung  und  Verwaltung  den 
Gemeinde  -  Grundeigentums.      Da  die 

Spekulation  in  Grundeigentum  der  haupt- 
säcldichste  Grund  der  ungesunden  Steige- 
rung der  Grundwerte  ist,  liegt  es  nahe, 
durch  Vermeidung  des  Gemeinde-Grund- 
besitzes möglichst  ausgedehnte  Flächen 
der  Spekulation  zu  entziehen  und  dem- 
nächst in  rationeller  Weise  einer  idealen 
Gestaltung  der  Stadterweiterung  nutzbar  zu 
machen.  In  der  That  ist  in  vielen  Städten 
die  Anlage  neuer  glänzender  Stadtviertel, 
breiter  Riugstrassen  uud  Plätze  nur  dadurch 
möglich  gewesen,  dass  das  —  meistens  in- 
folge Hinausschiebung  der  Festungswerke  — 
frei  werdende  Gelände  stadtseitig  erworlien 
wurde.  Allein  zunächst  war  in  diesen 
Fällen  der  Erwerb  des  Geländes  insofern 
einfach,  als  es  zum  grössten  Teile  aus  einer 
Hand  erworlien  werden  konnte,  der  Hand 
des  Militärfiskus,  während  der  Erwerb  zer- 
splitterten Grundbesitzes  durch  die  Ge- 
meinde wegen  der  Schwerfälligkeit  uud  der 
Oeffentlichkeit  ihrer  Verwaltung  regel- 
mässig grosse  Schwierigkeiten  bietet  und 
dazu  auch  unter  Umständen  die  Gefahr  all- 
gemeiner Preistreiliereien  hervorrufen  oder 
steigern  kann.  Ferner  war  auch  die  b  a  n  - 
1  i  c  he  V  e  r  w  e  n  d  u  n  g  des  nach  Aus- 
scheidung der  Strassen  und  Plätze  verblei- 
benden Haugeländes  regelmässig  iusofern 
eine  einfache,  als  es  sich  dabei  um  hoch- 
wertige, weil  dem  Cent  mm  der  Stadt  nahe 
gelegene  oder  sonst  von  der  wohlhabenden 
Bevölkerung  gesuchte  Bauplätze  liandelte. 
welche  einfach  au  den  Meistbietenden  ver- 
kauft wurden,  und  wobei  die  etwa  aufer- 
legten Itaubeschränkungen  meistens  mir  dem 
Zweckt*  dienten,  elegante  Villenstrassen  zu 
schaffen.  Ebenso  war  auch  in  denjenigen 
Städten,  welche  grosse  Gelände  zum  Zweck 
der  Anlegung  von  Fabrikvierteln  in  Verbin- 
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«hing  mit  Hafen-  und  Eisenbahn-Anlagen 
erwarben,  die  Aufgabe  eine  verhältnismässig 
einfache,  weil  eng  begrenzte.  Jedenfalls 
haben  alle  diese  "Städte,  sofern  sie  nicht 
etwa,  wio  das  wohl  geschehen  ist,  dem 
Militärfiskus  zu  hohe  Preise  gezahlt  haben, 
.sieh  den  grossen  Vorteil  gesichert,  dass  sie 
selbst  die  Wertsteigerung,  welche  das  Ge- 
samtgelünde  infolge  ihrer  Anlagen  (Strassen, 
Platze.  Häfen  u.  a.  m.)  erfuhr,  wenigstens 
zu  einem  erheblichen  Teile  für  sich  behalten 
und  deshalb  —  finanziell  angesehen  — 
die  Stadterweiterung  in  sehr  günstiger  Lage 
durchführen  konnten.  Ungleich  grösser  aber 
wird  die  Aufgabe,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  städtisches  Gelände  den  verschie- 
denen Bedürfnissen  der  Bauenden  ent- 
sprechend zu  verwenden  und  namentlich 
den  mittleren  und  unteren  Klassen 
der  Bevölkerung  billiges  Bauland 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Dio  Aufgabe  er- 
weitert sich  dann  zu  der  ausserordentlich 
weit  greifenden,  in  die  verschiedensten  Ge- 
biete sich  hineineretreckenden  Aufgabe,  wio 
für  eine  Lösung  der  Wohnungs- 
frage brauchbare  und  sichere 
G  r  u  n  d  1  a  g  e  n  geschaffen  werden  können. 
Dass  ein  einfacher  Verkauf  städtischen  Ge- 
ländes zu  hilligen  Preisen  in  dieser  Hinsicht 
j,rar  keine  Bedeutung  hat,  ja  vom  Stand- 
punkt rationeller  Verwaltung  gar  nicht  zu 
rechtfertigen  ist,  liegt  auf  der  Hand,  da  in 
diesem  Fall  gar  keine  Gewähr  dafür  ge- 
geben ist,  dass  in  der  That  der  künftige 
Bewoliner  der  dem  freien  Verkehr  über- 
lassnen Häuser  von  der  billigen  Landab- 
galte irgend  welchen  Vorteil  hat.  Im  Gegen- 
teil kann  nach  vielfachen  Erfahrungen  als 
sicher  angenommen  werden,  dass  der  Vor- 
teil lediglich  dem  spekulativen  Erbauer  oder 
Besitzer  zu  gute  kommt.  Um  dies  zu  ver- 
hindern ,  würden  also  Eigen  tu msbe- 
s  e  h  r  ä  n  k  u  n  g  e  n  nötig  sein,  welche  nach 
der  einmal  bestehenden  Eingewöhnung  den 
gewöhnlichen  Bauunternehmer  vom  Erwerb 
abschrecken  und  infolgedessen  wieder  läh- 
mend auf  die  unentbehrliche  Privattliätig- 
keit  einwirken  würden.  Allerdings  würden 
solche  Beschränkungen  von  gemeinnützigen 
Gesellschaften  oder  Baugenossenschaften 
kaum  als  besonder«?  Lasten  empfunden  wer- 
den :  indessen  können  diese  wenigstens  in 
grösseren  Städten  immer  nur  einen  kleinen 
Teil  des  Bedürfnisses  an  kleinen  und  na- 


bauung  (oben  S.  969 ff.)  nicht  von  unten 
nach  oben,  sondern  nur  dadurch  möglich 
werden  kann,  dass  zuerst  die  oberen  und 
mittleren  Klassen,  in  denen  schon  vielfach 
ein  lebhaftes  Verlangen  nach  besserer  Woh- 
nungsgestaltnng  lebt,  die  Mietskasernen 
fliehen  und  kleinere  Häuser  aufsuchen  und 
damit  ein  Beispiel  und  Vorbild  auch  für  die 
unteren  Klassen  geben.  Die  Gemeinde- 
verwaltung wird  also  zu  prüfen  halten, 
durch  welche  Mittel  sie  trotz  aufeiv 
legter  Baubeschränkungen  zu  einer 
gesunden  Bebauung  städtischen  Geländes 
anreizen  kann.  In  erster  Linie  wird  hier 
in  Betracht  kommen,  das  zu  thun,  was  axich 
jetzt  im  privaten  Terrain-  und  Baugeschäft 
üblich  ist,  nämlich  dem  Baulustigen  Kredit 
zu  gewähren  odei  zu  verschaffen  und  durch 
diese  auf  gesunder  wirtschaftlicher 
Grundlage  zu  organisierende  Kre- 
ditbeschaffung dem  Bauwucher  ent- 
gegenzutreten und  das  gesunde  Baugewerbe 
zu  stärken.  Zugleich  wird  zu  prüfen  sein, 
ob  nicht  an  Stelle  des  Verkaufs  mit  Bau- 
beschränkungen zweckmässigerweise  die 
Verleihung  des  Landes  auf  Erb- 
baurecht (B.G.B.  §  1012ff.)  gesetzt  wird, 
weil  sie  einerseits  die  Notwendigkeit  einer 
Bezahlung  der  Baustello  beseitigt  und  da- 
mit den  Umfang  der  zu  beschaffenden  Bau- 
gelder vorminuert  und  andererseits  der 
Stadt  solche  Sicherheit  giebt,  dass  sie  die 
Grenzen  der  Kreditgewährung  sehr  weit 
hinaus  erstrecken  kann,  meines  Erachtens 
bis  zu  '-Vio  der  Bausumme.  In  diesem  Sinne 
sind  im  neuesten  Verwaltungsbericht  des 
Magistrats  zu  Frankfurt  a.  M.  für  1899  ein- 
gehende Erörterungen  wiedergegeben,  welche 
voraussichtlich  als  Gnindlage  praktischer 
Versuche  dienen  werden,  nachdem  mit  zwei 
gemeinnützigen  Gesellscliaften  bereits  Erb- 
bauverträge über  Gelände  der  Stadt  hezw. 
einer  städtischen  Stiftung  abgeschlossen 
sind.  Die  Ausführung  der  Einzelheiten, 
namentlich  auch  der  Bestimmungen,  welche 
nötig  sind,  um  die  in  England  hervorge- 
tretenen Mängel  des  Erbbaureehts  zu  lie- 
soitigen,  ist  an  dieser  Stelle  natürlich  aus- 
geschlossen. Es  war  nur  auf  die  Fragen 
hinzuweisen,  die  auf  diesem  Gebiete  zu 
lösen  sind.  Denn  die  vielen  und  grossen 
Schwierigkeiten,  welche  hiernach  einer 
raschen  Ausdehnung  und  einer  die  sozialen 
Aufgaben  der  Stadterweiterung  auf  dem  Ge- 


mentlich   auch  an  mittleren    Wohnungen  i  biete  der  Wohnungsfürsorge  berücksichtigeu- 


decken,  und  es  wird  also  inunor  im  Auge 
zu  belialten  sein,  dass  der  städtische  Grund 
und  Boden  auch  in  einer  den  baidustigenPrivat- 
mann  und  das  private  Baugewerbe  anziehen- 
den Weise  zur  Verfügung  gestellt  wird,  wohei 
vor  allem  zu  beachten  ist,  dass  das  Er- 
reichen eines  höheren  Standard  of  life,  d.  h. 
die  Durehfülirung  einer  weiträumigeren  Be- 


den Verwaltung  des  Gemeindegrundbesitzes 
entgegenstehen,  werden  voraussichtlich  rasche 
Fortschritte  hier  ausschliessen,  so  dringend 
erwünscht  sie  an  sich  auch  sind.  Um 
Grösseres  zu  erreichen,  mfisste  erst  eine 
aufgeklärte  öffentliche  Meinung  mit  Nach- 
druck und  Einhelligkeit  Reformforderungen 
mehr  als  bisher  geltend  machen. 


Handwörterbuch  der  Staatawiaaenw  haften.  Zweite  Auflage.  VI. 
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8.  Andere  Mittel  der  Erschliessung: 
von  Baugelände,  Unter  diesen  steht  obenan 
die  Ausbildung  des  Vorort  bah  n  v  or- 
kehr s,  sei  es  mittelst  der  gewöhnlichen 
Eisenbahnen,  sei  es  mit  Hilfe  von 
Strassen-  und  Kleinbahnen.  Indem 
dadurch  der  Kreis  lies  für  die  städtische 
Bevölkerung  zu  Wohnzwecken  zu  benutzen- 
den Gebietes  wesentlich  erweitert  und  das 
am  Markt  befindliche  Bauland  l>eträchtlich 
vermehrt  wird,  werden  der  Sjiekulntion  in 
der  That  erhebliche  Schwierigkeiten  in  Be- 
zug auf  die  Steigerung  der  Bodenpreise  be- 
reitet; dabei  kann  die  Heranziehung  der 
Grundstücke  zur  Bebauung  gleichzeitig  noch 
dadurch  gefördert  weitlen,  dass  durch  Ein- 
gemeindungen gewisse  Schwierigkeiten 
beseitigt  werden,  welche  kleine  Gemeinden 
vielfach  aus  Sorge  vor  Schul-  und  Armen- 
lasten grösseren  Ansiedelungen  städtischer 
Arlxuter  entgegenstellen.  Auch  kann  die 
Verwaltung  einer  grossen  Stallt,  welche 
selbst  da«  Vorortbahn-  und  Strassenbahn- 
wesen  in  die  Hand  genommen  hat,  durch 
zweckmässige  Verbindung  der  Bebauungs- 
pläne mit  den  Plänen  für  die  Entwickelung 
des  Bahnwesens  der  Erschliessung  von  Biu- 
gelände  wesentliche  Dienste  leisten.  Allein 
diese  gesamte  Thätigkeit  ist  insofern  doch 
eine  recht  zweischneidige,  als  beide  Mass- 
regeln, die  Bahnen  wie  die  Eingemeindun- 
gen, einer  ü!>er  reiche  Mittel  verf Agenden 
Spekulation  nur  zu  leicht  den  Anlass  gelten, 
jene  iA<on  genaunten  Schwierigkeiten  zu  be- 
kämpfen und  mit  verstärkter  Kraft  die 
preissteigernde  Wirkung  ihrer  Arbeit  in 
immer  weitere  Kreise  zu  tragen.  Diese 
und  alle  anderen  bisher  erörterten  Mass- 
nahmen zur  Erschliessung  von  Bauland  be- 
dürfen daher  dun  haus  noch  einer  Ergän- 
zung, welche  unmittelbar  und  mit  starker 
Wirkung  darauf  hinzielt,  dass  die  Preise  des 
Grund  und  Bodens,  des  baulich  erschlosse- 
nen wie  des  Ackerlandes,  in  massiger,  eine 
gesunde  Bebauung  nicht  ausschliessender 
Höhe  bleil>en. 

9.  Steuerliche  Massregeln.  Dass  der 
Grund  und  Boden  im  Stadterweiterungsge- 
biete  wie  übrigens  auch  in  zahlreichen 
Vororten  und  schnell  wachsenden  dörflichen 
Gemeinden  —  viele  Besonderheiten  bietet 
und  in  der  Entwickelung  seiner  Eigentums- 
und  Proisverhältnissc  von  einschneidendster 
Bedeutung  für  die  Gestaltung  des  Wohnungs- 
wesens und  damit  die  gesamten  sozialen 
Verhältnisse  ist,  dürfte  durch  die  vorstehen- 
den Ausführungen  zur  Genüge  dargethan 
sein.  I'nter  den  Besonderheiten  sin«! 
namentlich  zwei  hier  nochmals  hervorzu- 
heben: die  unverdienten  Gewinne, 
welche  den  Eigentümern  aus  der  Verwand- 
lung von  Ackerland  in  Bauland  und  der  da- 
bei sieh  vollziehenden,  oft  geradezu  unge- 


heuerlichen Weitsteigerung  erwachsen,  und 
die  hierauf  gestützte  Land-  und  Ha n - 
Spekulation,  welcher  die  ungesunde 
Entwickelung  unseres  Wohnungs-  und  Bau- 
wesens in  weitem  Umfange  zuzuschreiben 
ist.  Eine  gute  und  gerechte  Besteuerung 
des  Grund  und  Bodens  im  Stadt erw«  ite- 
mngsgebiot  wiitl  also  vor  allem  auf  diese 
Besonderheiten  die  nötige  Rücksicht  nehmen 
müssen.  Diese  Berücksichtigung  ist  un- 
möglich oder  doch  auf  das  üusserste  er- 
schwert, so  lange  die  Besteuerung  dieser 
Gebiete  und  der  sie  betroffenden  Rechtsge- 
schäfte ein  fach  eiuenTeil  oder  Annex  des  allge- 
meinen Staatsstenersystems  bildet  und 
deuigemäss  die  Grundsteuer  im  Stadt- 
erweiterungsgebiete wie  in  dem  abgelegen- 
sten Dorf  einfach  und  in  schematiseher 
Gleichmäßigkeit  nach  Massgabe  des  land- 
wirtschaftlichen Ertrages  umgelegt  wird 
und  die  Res i  t  z  w oe h sei a bgaben  jene 
I>andspekulationcn  ebenso  troffen  wie  den 
Ankauf  eines  landwirtschaftlichen  Anwesens. 
In  Preus sen  ist  ein  ausserordentlicher 
Fortschritt  dadurch  vollzogen,  dass  die 
G  r  u  n  d  b  e  s  i  t  z  b  e  s  t  e  u  e  r  ti  n  g  in  der  gros- 
sen Steuerreform  von  IhOI  l»:t  der  Ge- 
meinde ü  b  erwiesen  und  dieser  im 
Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1*93 
weitgehende  Freiheit  in  der  Gestaltung 
dieser  Steuern  eingeräumt  ist.  Die  weit- 
reichenden Konsequenzen  dieser 
Komm u  nalisierung  der  G  rund  be- 
sitzlos teuer  ung  fangen  freilich,  wie  es 
bei  grosseu  Veränderungen  zu  geschehen 
pflegt,  erst  langsam  an.  sich  der  Betrach- 
tung aufzudrängen  und  von  den  massgel»en- 
den  Gemeindevertretungen  gezogen  zu  wer- 
den. In  den  Studien  über  die  Weiter- 
entwickelung des  Gemeindesteuerwe>eii>" 
(Tübingen,  Ijtuppsehe  Buchhandl.)  habe  ich 
schon  lS'J-1  gerade  auf  diesen  Punkt  be- 
sonders aufmerksam  gemacht  und  muss  an 
dieser  Stelle  hierauf  verweisen.  Ein  Ver- 
such, das  Frankfurter  Grundsteuerwesen  in 
diesem  Sinne  zu  reformieren,  gelang  wesent- 
lich deshalb  nur  teilweise,  weil  die  Bedeu- 
tung solcher  Reform  in  weiteren  Kreisen 
noch  nicht  erkannt,  ja  kaum  erörtert  war. 
Inzwischen  sind  doch  wichtige  Fortschritte 
zu  verzeichnen  gewesen :  wie  in  Frankfurt 
a.  M.,  Charlottenburg  u.  a.  schon  \*'M.  ist 
in  zahlreichen  anderen  Gemeinden  später  an 
Stelle  der  Ertragssteuer  eine  Steuer  vom 
Wert  der  Grundstücke  eingeführt,  und  die 
Besi  t  z  wec  h  sei  abgäbe,  an  welche  re- 
gierungsseitig bei  der  Vorlage  des  Kommu- 
nalabgabengesetzes kaum  gedacht  war  und 
welche  auch  sjüiter  noch  vielfach  als  Kon- 
kurrentin der  staatlichen  Stempelsteuer  un- 
gern gesehen  wurde,  hat  sich  in  städtischen 
und  ländlichen  Gemeiuden  mehr  und  mehr 
eingebürgert.  Es  wird  sich  nunmehr  darum 
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handeln,  diese  beiden.  Steuern  von  der  bis- 
herigen sehematisehen  Glcichmüssigkoit  zu 
befreien  und  sie  durch  individuelle,  den 
einzelnen  Vorkommnissen  besser  angepasste 
Gestaltung  dahin  zu  entwickeln,  dass 
sie  sowohl  den  unverdienten  Wertzu- 
wachs energisch  erfassen  als  auch  die 
s  p  e  k  u  1  a  t  i  v  e  n  B  e  s  i  t  z  ä  n  d  e  r  u  n  g  e  n  u  n  d 
Erwerbungen  anders  treffen  als  den 
Kauf  eines  Grundstückes  zur  eigenen  Be- 
bauung oder  Bewirtschaftung. 

Die  Baustellensteuer,  von  der  sich 
der  Regierungsentwurf  viel  versprach,  hat 
sieh  freilieh,  wesentlich  infolge  der  verun- 
glückten Fassung  der  betreffenden  Gesetzes- 
stelle, als  undurchführbar  erwiesen ;  allein 
alles,  was  sie  leisten  sollte,  kann  auch 
durch  eine  progressiv  gestaltete 
Steuer  vom  Wert  der  Grundstücke,  er- 
reicht werden,  welche,  ohne  den  selbst- 
lernenden Gärtner  hart  zu  treffen,  doch  dein 
Spekidanten  durch  ihre  Hohe  zur  Beschrän- 
kung seiner  Land  verteuernden  Ankäufe  zu 
veranlassen  goeignet  ist. 

In  gleichem  Sinne  wird  auch  eine  ab- 
gestufte Besitz  wechselabgabe  —  bei 
welcher  die  Abstufung  der  Abgabe  z.  B. 
nat  h  der  Zeitdauer  des  Besitzes  mit  Rück- 
sicht auf  die  infolgedessen  wahrscheinliche 
grössere  oder  geringere  Gewinnsteigerung 
bestimmt  würde  —  mit  erleichternden 
Sätzen  für  den  Kauf  zu  eigenem  Gebrauch 
wirken. 

In  sehr  interessanter  Weise  ist  neuer- 
dings von  Brandts  darauf  hingewiesen, 
wie  die  unverhftltnismflssig  niedrigeren  Preise 
des  Grund  und  Bodens  in  dem  industriell 
so  hoch  entwickelten  Belgien  einerseits 
mit  der  dort  üblichen  weiträumigen  Be- 
bauung und  andererseits  mit  den  hohen, 
auf  dem  Besitzwechsel  ruhenden  l-tsten  in 
Zusammenhang  stehen.  So  ist  zu  hoffen, 
dass  die  namentlich  von  Ad.  Wagner  seil 
1872  wiederholt  geforderte  Reform  der 
Grund lM>sitzbesteuerung  sich  allmählich  mehr 
und  mehr  durchsetzt  und  auf  die  Gesun- 
dung der  Eigentums-  und  Preisverhältnisse 
des  Grundeigentums  in  den  Stadterweite- 
nmgsgebieten  heilsam  zurückwirkt.  Wie  j 
dabei  im  einzelnen  am  besten  vorzugehen , 
ist,  wird  erst  die  Erfahrung  auf  Grund  man- : 
nigfacher  und  verschiedenartiger  Versuche 
lehren  können.  Die  Mannigfaltigkeit  der 
Verhältnisse  in  den  Städten  wird  dabei  von 
besonderem  Wert  sein,  und  die  Wissen- 
schaft wird  dadurch  Anregung  und  Stoff 
erhalten,  um  die  von  ihr  bislang  sehr  stief- 
mütterlich behandelte  Lehre  von  der  kom- 
munalen direkten  und  indirekten  Grnndbe- 
sitzbesteuerung.  insbesondere  im  Stadter- 
weiterungsgel  >iete.  eingehender  zu  beliandeln. 
Litterat ur:  Deutsche  Banzeitung  1874,  S.  ■,>»:>, 
^7  ff.  —  K.  Baumeister,  Slädternr,  Urningen 


in  technischer,  Ixtupolizrilichcr  und  wirtschaft- 
licher Beziehung ,  Jlrrlin  187<>.  —  Moderne 
StädU-erweiterungcn ,  Hamburg  1887.  (Urft  7 
der  deutschen  Zeit-  und  Streit  fraqrn.)  —  J. 
Stubben,  Der  Städtebau  ,  Darmstadt  lx:>0.  — 
K.  Meun  ,  Stiidteeneritrriingen  in  rrrht/irlirr 
Iteziehung ,  Iterlin  1803.  t  llehaudelt  nur  dir 
l'ndegung  und  gewisse  Fülle  der  Enteignung. ) 
—  Adlckex.  l'ndegung  und  Xonencntciauuioi 
als  Mittel  rationeller  Städtcerirritenuif,  in  Braun* 
Archiv  für  soziale  tiesetzgebung,  18U.1,  ,V. 
44<;  ff.  —  TU.  Voeeke.  Verkehrtste**?  und 
Wohnst  nute,  in  I'reuts.  Jahrbuches ;  IUI.  7X,  S. 
8ä ff.,  7.s.".V.  —  ff.  F.berntndt,  Städtische  ll-den- 
fragen,  Iterlin  1X1*4  Cum  Teil  schon  l8f>S  in  den 
Preuss.  Jahrb.  erschienen).  —  ItrimdtH,  Auf. 
galten  ro»  Staat  und  Gemeinde  in  der  Wohnungs- 
frage. Jfr  titusgegeben  ron  einer  h'ouimiss-ion  des 
Verbandes  »Arbritemrohl«,  1897.  (Itarin  I.  die 
Arlteilrrwohnungsfrage ,  eine  Frage  des  Stadt- 
baufdans  und  der  Stadthanordnung.)  —  Ft'tede- 
rtchn.  Das  Gesetz  betr.  die  Anlegung  und  Ver- 
änderung ran  Strassen  etc.,  4.  Aufl.,  Iterlin  18U!>, 
S.  i'DX  (f.  —  Paut  Voigt,  Grundrente  und 
Wohnungsfrage  in  Iterlin  und  seinen  Vororten, 
hrrausg.  vom  Institut  f.  tlcmrinirohl  zu  Frankfurt 
a.  )(.,  /.WJ.  —  Zu  erwähnen  sind  endlich  folgende 
auf  den  Kongressen  des  Vereins  für  ofl'ent- 
liehe  Gesundheitspflege  erstattete  und  in  den 
unten  angegebenen  Jahrgangen  der  Deutschen 
Vie  rtel  ja  h  rss  ch  r  if  t  fiiroffentlirhe  Ge- 
sundheit* pfl  e  g  e  ( Urämisch  weig,  \  'irweg  u  n  d 
Sohn)  idniedmcktc  liefe  rate  über  :  IHc  hijgieinischtn 
Anforderungen  an  yeulmuten  zunächst  in  neuen 
ifuartirrrn  grosserer  Städte  von  Varrentrapp 
und  Itilfkll,  1870.  —  Die  unterschiedliche  Be- 
handlung  der  Bauordnungen  für  das  Innere,  die 
Aussenbzirkc  und  die  l  mgelrung  rnn  Städten 
ron  Adicke*  und  Baumeister,  7 .v.M.  —  Die 
Xutwcudigkcit  weiträumiger  llelmuung  bei  Städte- 
erirciterungen  und  die  rechtlichen  und  tech- 
nischen Mittel  ;n  ihrer  Ausführung  ron  Adiekes, 
Hlnrkeldeyn  und  t'ta  tuten,  189,r>.  —  Mass- 
nahmen zur  Herbeiführung  eines  gesundheitlich 
zweckmässigen  Ausbaues  der  Städte  ron  Stubben 
und  Kuehler,  189G,  und  —  Die  kleinen  Woh- 
nunger, in  Städten,  ihre  lleschaffung  und  Ver- 
besserung ron  Itetnke,  Stübben  und  Adickes, 
l'.m.  Adiekes. 


Stafford,  William. 

Weder  das  Geburts-  noch  das  Todesjahr 
kann  von  diesem  Schriftsteller  angegeben  wer- 
den, von  dessen  sonstigen  Lebensverhältnissen 
ebensowenig  etwa«  bekannt  geworden  ist.  Er 
wird  für  den  Verfasser  folgender  staatswissen- 
schaftlichen  Schrift  gehalten,  auf  deren  Titel  er 
unter  Angabe  der  Initialen  seines  Namens  sich 
als  ,.gentleniiin"  bezeichnet,  während  er  im 
Texte  sich  als  „member  of  phihmophy  morale" 
den  Lesern  vorstellt:  „A  compendious  or  briefe 
examination  of  certayne  ordinary  complainrs  of 
divers  of  our  coontrymen  in  these  our  days; 
which,  although  they  are  in  Home  part  unjust 
and  frivolons,  yet  they  are  all  by  way  of  dia- 
logiies  thronghly  debated  and  discussed  by 
W.  S.  gentleman,  London  1581,  4*\  61  Blatte 
Im  mittelbar  ursächlichen  Zusammenhange  mit 
dieser  Schrift   steht   die  Preiserschütterung, 
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welche  ungefähr  drei  Decennien  uach  der  Ent- 
deckung Amerika«  die  europäischen  Geldmärkte 
zu  beunruhigen  aunng  und  die  insbesondere  seit 
Ausbeutung  der  Minen  von  Mexiko  und  Potosi, 
infolge  des  Hebern" ubscs  an  edlen  Metallen, 
den  Wert  derselben  herabdrückte,  worauf  na- 
turgemäss  eine  Steigerung  de«  Preises  der  Ge- 
brauchsartikel eintrat.  Als  unmittelbare  Ver- 
anlassung zu  der  Schrift  nmss  die  durch  die 
allgemeine  Preissteigerung  in  eine  Notlage  ver- 
setzte Landwirtschaft  und  als  deren  Konsequenz 
die  agrarische  Umwälzung  in  England  und 
Wales  angesehen  werden,  welche  seit  Aufhebung 
der  Klöster  im  4.  Jahrzehnt  des  Ui.  Jahrhun- 
derts mit  der  alten  mittelalterlichen  gemein- 
schaftlichen Dorfwirtschaft  aufräumte.  Klagt 
aber  der  Grundbesitzer  über  teure  Zeit,  so  hat 
der  Pächter  ebenfalls  unter  deren  Drucke  zu 
leiden,  und  da  diese  beiden  die  besten  Kunden 
des  Kaufmanns  sind,  wird  die  Stimme  des 
letxtereu  in  einem  wirtschaftlichen  Kolloquium 
nicht  fehlen  dürfen.  Die  Staffordsche  Schrift, 
welche  in  Form  eines  Gespräches  verfasst  ist, 
lässt  denn  auch  als  Vertreter  der  genannten 
drei  wichtigen  Volksklassen  Englands  einen 
Landedelmann  als  Grundeigentümer,  einen  Päch- 
ter und  einen  Kaufmann,  denen  ein  Mützen- 
macher als  Vertreter  der  hauptsächlich  für  die 
Ausfuhr  thätigen  Gewerbe  sich  anschliesst.  mit 
einander  debattieren,  und  ein  Doktor  der  Theo- 
logie fasst  die  verschiedenen,  über  die  wirt- 
schaftliche Lage  geäusserten  Ansichten  und 
Verbesserungsvorschläge  zu  einem  Rcsunie  zu- 
sammen, worin  das  gereifte  Urteil  des  anonymen 
Verfassers  zum  Ausdrucke  kommt.  Der  Land- 
edelmann erscheint  in  dein  Dialoge,  solange  er 
an  dem  alten  Wirtschaftssysteme  festgehalten, 
insofern  als  ohnmächtiges  Opfer  der  Preisrevo- 
lutiou,  als  die  Preissteigerung  der  Bodenpro- 
dukte, weil  nur  zu  ausserordentlichen  Zeiten, 
bei  Missernten  und  Hungersnot  ihr  gewöhn- 
liches Niveau  überschreitend,  von  derjenigen 
der  Gewerbeerzeugnisse  bedeutend  Uberholt 
wird,  indem  einer  Erhöhung  der  Preise  des 
Rohmaterials  und  der  Löhne  ohne  weiteres  auch 
der  gesteigerte  Preisansatz  der  bezüglichen 
Gewerbeprodukte  Folge  leistet.  Der  Landedel- 
mann  hat  seine  Grundherrlichkeit  nur  dadurch 
vor  dem  Ruine  zu  schützen  gewusst,  dass  er 
den  Getreidebau  mit  der  lohnenderen  Vieh- 
weidekultur vertauscht  und  die  Arrondierung 
seines  umfau«Teicheu  Graswirtschaftsareals 
durch  Vertreibung  der  ihm  im  Wege  gestande- 
nen kleinen  Bauerngutsltesitzer  bewirkt  hat. 
Er  züchtet  jetzt  Rinder  und  Schafe  und  steht 
der  allgemeinen  Preissteigerung  nicht  mehr 
schutzlos  wie  früher  gegenüber,  indem  er  am 
Wettbewerb  der  Interessen  durch  Ausfuhr  von 
Wolle,  Fellen,  Butter  nnd  Käse  sich  mit  Nutzen 
beteiligen  kann.  Allerdings  musste  er  erst  den 
Ablauf  der  Kontrakte  abwarten,  zu  denen  er 
seine  Ländereien  verpachtet  hatte,  und  sodann 
liess  sich  voraussetzen,  dass  der  Pächter,  wie 
dies  auch  im  lualotre  nicht  ausbleibt,  treten 
die  Selbstbewirtschaftung  der  pntsherrlicben 
Bodenrtächc  durch  den  Landedelmann  die  ge- 
wichtigsten, von  der  Sorge  nm  seine  eigene  tre- 
fährdete  Existenz  eingetretenen  Bedenken  vor- 
bringen würde.  Die  bedeutende  Steigerung  der 
Kosten  des  Haushaltes  der  Grundherren  ge- 
stattete damals  nur  wenigen  reichen  Gross- 


grundbesitzern, die  bisherige  Verpachtung  ihrer 
Ländereien  fortbestehen  zu  lassen ;  in  einzelnen 
Grafschaften,  besonders  in  Essex,  Kent  und 
Northampton,  hatten  fast  sämtliche  Landedelleute 
ihre  für  Graswirtschaft  und  Viehzucht  neuein- 
gerichteten  Güter,  welcher  vorteilhaftere  Wirt- 
schaftsbetrieb eine  ansehnliche  Steigerung  der 
Grundrente  und  damit  des  Pachtzinses  zeitigte, 
dnreh  Einhegungen  (inclosurea)  umschliesseu 
lassen.  Eine  beträchtliche  Anzahl  Pflüge  der 
früher  hier  ansässig  gewesenen  und  durch  die 
inclosnres  verdrängten  kleineu  Bauern  war.  da 
das  Acker-  in  Weideland  umgewandelt,  jetzt 
zur  Unthätigkeit  verdammt,  kurz,  diese  Ein- 
hegungen machten  unter  den  Landleuten  so  böses 
Blut,  dass  der  aufgehäufte  Groll  in  dem  bluti- 
gen Bauernaufstände  zur  Explosion  kam,  der 
1549  die  Grafschaften  Norfolk  und  Suffolk  ver- 
wüstete. Ueber  Ursache  und  Abhilfe  der  bis 
zu  Ende  des  Elisabethanischen  Zeitalters  an- 
haltenden konstanten  Aufwärtsbewegung  der 
Preise  fällt  in  dem  Dialoge  noch  manch  gehalt- 
reiches Wort,  u.  a.  wird  die  Münzverschlechte- 
rung, die  erst  mit  der  Thronbesteigung  der 
Königin  Elisabeth  aufhörte,  dafür  verantwort- 
lich gemacht. 

Stafford  verwirft  in  dieser  Schrift  mit  deu 
späteren  Merkantilisten,  besonders  Hörnigk,  die 
Schädigung  der  einheimischen  Industrie  durch 
den  Bezug  von  Gebrauchsartikeln  aus  dem  Aus- 
lande, die  im  Hilande  selbst,  wenn  auch  zu 
höheren  Preisen,  produziert  werdeu,  nnd  schlägt 
vor,  das  billigere  ausländische  Fabrikat  bis  zum 
Grade  der  Konkurrenzfähigkeit  des  einheimi- 
schen, mit  Eingangszoll  zu  "belasten.  Den  Gehl 
ins  Land  bringenden,  also  Ausfuhrartikel  (na- 
mentlich iu  der  Textil-  nnd  Lederbranche)  her- 
stellenden Industriezweigen  wird  von  ihm  der 
erste  Rang  unter  den  einzelnen  Gewerben  an- 
gewiesen, und  der  englischen  Industrie  die 
Aufgabe  gestellt,  deu  ihr  damals  noch  über- 
legenen Gewerbfleiss  Frankreichs,  Hollands  und 
Deutschlands  zu  überflügeln.  Als  im  Dialoge 
der  Landedelmann  als  Vertreter  des  beschränk- 
ten wirtschaftlichen  Standpunktes  seiner  Stan- 
desgenossen sich  gegen  die  Hebung  der  vater- 
ländischen Industrie  wegen  der  eine  Gefahr  für 
die  öffentliche  Wohlfahrt  bedeutenden  starken 
Ueberhauduahme  der  gewerblichen  Arbeiter 
ausspricht,  bekämpft  Stafford  durch  den  Mund 
des  Doktors  deu  unpatriotischen  Egoismus  des 
Landedelmannes  mit  Gründen,  die  auch  in  po- 
pulationistischer  Beziehung  das  Richtige  treffen. 
Der  Mantel  der  Anonymität,  in  den  Stafford 
sich  hüllte,  ist  weder  zu  seinen  Lebzeiten  noch 
später  gelüftet.  Vermutlich  war  es  ein  dem 
Hofe  der  Königin  Elisabeth,  der  auch  die  ihm 
|  zngeschriebeue  Schrift  gewidmet  ist,  nahestehen- 
I  der  Staatsmann.  In  einem  Artikel  der  „Eiur- 
I  lish  Hisrorical  Review"  vom  April  18U1  vertritt 
I  Miss  Elisabeth  Lamond  die  Behauptung: ,  das*, 
i  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  als  Autor  der 
viel  früher  als  IbHl  geschriebenen  Schrift  Johu 
Haies.  l.r>48  Abgeordneter  für  Preston,  anzuer- 
kennen sei.  Ein  spekulativer  Buchhändler 
legte  bei  einer  neuen,  1751  veranstalteten  Aus- 
gabe der  Staffordschen  Schrift  den  Initialen 
W.  S.  den  stolzen  Namen  William  Shakespeare 
unter,  welche  grobe  litterarische  Täuschung  in 
den  Schriften:    „Farmer,  On  the  learning  of 
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Shakespeare"  und  „Wood, 
gründlich  aufgedeckt  ist. 


2.  Aufl.  Bd.  V 


Vgl.  über  Stafford:  J.  SinitL,  Chroui- 
i-on  rnsticuni-corainerciale,  Bd.  I.  London  1747 
i  enthält  Auszüge  aus  der  Staffordschcu  Schrift). 
—  Young,  Political  arithmetic,  Bd.  1,  ebd. 
1774,  Kapitel  8  (Auszüge).  —  Eden.  State  of 
rhe  poor,  Bd.  I.  ebd.  17Ü7,  S.  89,  109  110.  — 
Maepherson,  Annais 
tures  etc.,  Bd.  II,  ebd. 


Wichtigkeit  und  muss  daher  zu  den  ersten 
Aufgaben  der  Administration  gezählt  werden. 
Die  Staatsverwaltung  löst    diese    ihr  ob- 
liegende Aufgabe  entweder  dadurch,  dass 
sie  selbständig  durch  ihre  eigenen  Organe 
für  die  geordnete  Beurkundung  des  Per- 
sonenstandes Sorge  trägt,  oder  in  der  Weise, 
dass  sie  fflr  diesen  Zweck  die  überkomiueuon 
f  commerce,  manufac- ,  Einrichtungen  der  kirchlichen  Registerfüh- 
181)5,  S.  161.  —  Ear-'fjmg  benutzt  und  dieselben  ihrer  Aufsicht 
teian,  Miscellany,  12  Bde..  ebd.  180811  (Ans-  un(\  j^it,,,,»  unterwirft.    Man  kann  danach 

zwei  Systeme  der   Stnndesregistor  unter- 
das  System  der  hürger- 
registor  und  das  System  der 
kircldiehen  Register. 


züge).  —  W.  Jacob,  Historical  iuquiry  into  ( 
the  prodnetion  and  consumption  of  the  precious  '  "'V  *. 
metals,  IM.  II,  ebd.  1831,  Kapitel  20.  —  Mac  i  ^nuau''  uum,ltl1 
füll  och,  Literature  of  political  cconomy,  ebd.  ,  J^h,;u.  Stam  ms  reg 


1845.  S.  361.  —  Roscher,  Zur  Geschichte  der 
englischen  Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1851, 
S.  18  ff.  —  L  o  w  n  d  e  s .  Bibliographers'  manual  i 
<>f  English  literature,  2.  Anfl  ,  Btl.  II,  London 
1868.  —  Nasse,  t'eber  eine  Volkswirtschaft- 

hinger  Zeiu*chr.  \  IM.  XIX,  lieft  3,  18453.  S. 
369  ff.  —  Encvclopnedia  Britannica,  9.  Aufl., 
Bd.  XIX,  London  1886,  S.  366.  —  Nouveau 
dictionnaire  d'  economic  polit.,  Bd.  II,  Paris 
1892,  8.  911.  —  Pnltrrave,  Dictionaiy  of  po- 
litical cconomy  vol.  III,  London  1899, '  S.  484. 
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[.  Einleitung.  1.  Zweck  und  Bedeutung 
der  St.  im  allgemeinen.  II.  l'rsprungder 
St.  2.  Die  Kirchenbücher  vor  dem  Eingreifen 
der  Staatsgewalt.  III.  Entwicklung  desi 
staatlichen  Standesrcgist e rwesens  inj 
den  wichtigeren  Kulturstaaten.  A.  Das! 
System  de*  französischen  Rechts  ider 
i"  i  vil  s  f a  n  d  sre<r  i  s  t  e  rt  und  verwandte1 
Formen.  3. Deut.«  hland.  4.  Frankreich.  5.  Ita- 
lien, Belgien  und  Holland.  6.  Die  Schweiz,  Rum- 
änien, Ungarn,  Spanien,  Bulgarien,  Bosnien  und 
Griechenland.  7.  Großbritannien  und  Irland, 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  B.  Pas 
Svstem  der  kirchlichen  St.  8.  Allgemeine 
Charakteristik.  9.  Oesterreich.  10.  Die  nordischen 
Staaten  Rnssland,  Schweden,  Norwegen  und 
Dänemark).  11.  Portugal,  Serbien.  IV.  Be- 
sondere Bemerkungen  zu  d e m  gelten- 
den Rechte.  12.  Die  Standesbeamten.  13. 
Die  Standesnmtshczirkc.  14.  Die  Aufsichts- 
t>ebörden.  16.  Die  St.  16.  Inventarisierung 
der  St. 

II.  Einleitung. 

1.  Zweck  und  Bedeutung  der  St.  im 
allgemeinen.  Die  Standesregister  sind  öffent- 
liche Bücher,  in  welchen  die  Geburten,  Hei- 
raten, Sterbefälle  und  andere  Veränderungen 


IL  Ursprung  der  StandearegiHter. 

2.  Die  Kirchenbücher  vor  dem  Eiu- 

Dorch  die 

rechtshistorische  Forschung  ist  festgestellt, 
dass  die  Sitte  der  christlichen  Kirche,  über 
die  wichtigeren  kirchlichen  Akte,  nament- 
lich aber  über  die  Taufen,  Trauungen  und 
Begräbnisse,  Aufzeichnungen  zu  führen,  sehr 
weit  zurückreicht.  Schon  in  den  ersten 
Zeiten  der  Kirche  wurden  verschiedene 
Bücher  geführt,  welche  den  gemeinschaft- 
lichen Namen  Diptychen  trugen.  Auf 
diesen  Tafeln  wurde  im  allgemeinen  alles 
verzeichnet,  was  der  Vergessenheit  ent- 
rissen und  der  Zukunft  überliefert  werden 
sollte.  Insbesondere  finden  sich  schon  früh- 
zeitig zwei  Arten  solcher  Verzeichnisse,  • 
nämlich  Verzeichnisse  verstorbner  Bischöfe 
und  Kirchonvorstehor  und  sodann  Verzeieh- 
!  nisse.  welche  die  Namen  von  Leitenden  ent- 
hielten, die  sich  liesondere  Verdienste  um 
'die  Kirche  erworben  hatten.  Die  Namen 
'  der  in  diesen  Büchern  verzeichneten  Per- 
j  sonen  wurden  l>eim  Gottesdienste  verlesen. 
I  Seit  dem  dritten  Jahrhundert  begegnen  wir 
|  in  den  Schriften  der  Kirchenväter  auch 
Zeugnissen  über  das  Aufzeichnen  der 
Namen  der  ilotnuften.  Ebenso  alt  scheinen 
die  Totenregister  zu  sein,  die  namentlich 
iu  den  Klöstern  frühzeitig  und  mit  be- 
sonderer Sorgfalt  geführt  wurden.  Die  Er- 
richtung öffentlicher  Urkunden  beim  Ab- 
sclüuss  der  Ehe  aber  war  schon  bei  den 
Römern  gebräuchlich,  ohne  dass  jedoch  ent- 
schieden werden  kann,  ob  die  Sitte  der 
christlichen  Kirche,  die  Namen  der  Ver- 
mählten iu  ein  Buch  einzutragen,  an  den 
römischen  Brauch  angeknüpft  habe. 

Eine  allgemeine  Regelung  dieser  Auf- 
zeichnungen durch  die  Kirche  hat  indes  vor 
dem  KonzUe  von  Trient  nicht  stattgefunden, 


des  Personenstandes  mit  öffentlichem  Glauben  jja  es  lässt  sich  nicht  einmal  eine  pai  tikular- 
V'urkundet  werden.  Die  amtliche  Feststellung  rechtliche    Regelung    sicher  nachweisen. 


dieser  Thatsachen  ist  nicht  nur  für  die 
privatrechtliche  Ordnung,  sondern  auch  für 
die  gesamte  Verwaltung  von  der  grössten 


Wohl  aber  griff  Inmdts  in  der  ersten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  die  Staat.sregierung  in 
England  und  Frankreich  ein  (Verordnung 
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des  Viceregeuten  Crorawell  «aus  dem  Jahre 
1538  und  Ordonnanz  von  Villers-Ootteret 
aus  dem  Jahre  1539).  Entscheidende  Be- 
deutung haben  erst  die  Bestimmungen  des 
Konzils  von  Trient  gewonnen.  Dasselbe 
verordnete  in  aess.  XXIV  de  refonnatione 
mairimonii  e.  1  und  2,  dass  in  jeder  Pfarre 
ein  Taufbuch  und  ein  Ehebueh  geführt 
werden  sollte.  In  das  Taufbuch  war  der 
Name  des  Getauften  und  der  Taufpaten, 
in  das  Ehebuch  aber  der  Name  der  Ehe- 
gatten und  der  Eltezeugen,  ferner  der  Tag 
und  Ort  der  Ehesehiiessnug  von  dem 
Pfarrer  einzutragen. 

Die  weitere  Ausgestaltung  dieser  für 
die  katholischen  Iitnder  grundlegenden 
Nonnen  blieb  noch  geraume  Zeit  den  par- 
tikulären Kirchensatzungen  überlassen.  Nach 
und  nach  wurde  in  einzelnen  Diözesen  an- 
geordnet, dass  in  das  Taufbiich  auch  der 
Tilg  und  die  Stunde  der  Geburt,  in  das 
Ehebuch  auch  die  Namen  der  Eltern 
der  Verlobten,  und  wenn  eiuer  derselben 
verwitwet  war,  auch  der  Name  des  ver- 
storbenen Ehegatten,  endlich  die  bewirkten 
Aufgebote  und  die  erteilten  Dispensationen 
von  Ellehindernissen  eingetragen  werden 
sollten.  In  einzelnen  Diözesen  wurde  femer 
die  Führung  eines  Totenbuches  vorge- 
schrieben, in  welchem  der  Name  und  Stand 
der  Verstorbenen,  ferner  der  Tag  des 
Todes  und  des  Begräbnisses  zu  vermerken 
war.  Genauere  Vorschriften  enthielt  das 
Rituale  Roinanum  von  Papst  Paid  V.  aus 
dein  Jahre  1614,  ohne  dass  jedoch,  wie  es 
scheint,  diese  Vorschriften  sofort  allgemeine 
Verbreitung  erlangt  hätten.  Durch  dieses 
Rituale  war  insbesondere  auch  die  Führung 
von  Sterberegistern  angeordnet  worden. 

Schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  wurden 
ähnliche  Anordnungen  auch  in  den  evan- 
gelischen Laudeskirchen  getroffen.  Die- 
sell>cn  bezogen  sich  zunächst  auf  die  Tauf- 
bücher, die  anfangs  als  eine  gegen  die 
Wiedertäufer  gerichtete  Massregel  erscheinen. 
Doch  unterlagen  die  Kirchenbücher  bisher 
auch  in  den  evangelischen  Landern  als 
kirchliche  Einrichtung  zunächst  lediglich 
den  kirchlichen  Vorschriften.  Der  Einflnsa 
der  weltlichen  Gesetzgebung  machte  sich 
in  Deutschland  anfangs  wohl  nur  in  den 
Städten  bemerkbar,  weil  hier  die  Notwendig- 
keit, für  die  Angehörigkeit  zur  Stadt  und 
das  Erbrecht  eine  leichtere  Beweisführung 
zu  schaffen,  den  weitereu  Ausbau  des  In- 
stitutes, namentlich  der  Gehurts-  und 
Totenbücher,  dringend  erheischte.  Dagegen 
hatte  die  Staatsgewalt,  wie  bereits  ange- 
deutet, in  den  westlichen  Ländern  schon 
früher  begonnen,  die  kirchlichen  Bücher  zu  i 
regeln  und  weltlichen  Zwecken  dienstbar 
zu  machen. 

Dies  geschah  namentlich  in  Frankreich, 


seitdem  hier  die  Ordonnanz  von  Blois  (1579) 
die  kirchliche  Trauung  als  absolutes  Er- 
fordernis der  Eheschliessung  aufgestellt 
hatte.  Schon  damals  wurden  die  greffiers 
mit  der  Ueberwachung  der  Eheregister  be- 
traut, und  von  dieser  Zeit  an  bildete  sich 
in  Frankreich  immer  mehr  durch  könig- 
I  liehe  Verordnungen  ein  staatliches  Staudes- 
!  registerwesen  aus,  dessen  materieller  Inhalt 
hereits  zu  einem  gewissen  Abschlüsse  ge- 
langt war,  bevor  noch  die  formellen  Grund- 
lagen desselben  durch  die  französische  Re- 
volution eine  völlige  Umgestaltung  erfuhren. 
Diese  Umgestaltung  bestand  darin,  dass  das 
bürgerliche  Element  der  Standeeregister 
aus  der  Verbindung  mit  der  Kirche  voll- 
ständig gelöst  und  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  zugleich  mit  dem  Abschlüsse 
der  Ehe  bürgerlichen  Organen  üi»ertragen 
wurde.  Dieses  erste  System  der  Standes- 
register, welches  als  das  System  der  Civil- 
standsregister  oder  als  das  französische  be- 
zeichnet wird,  gilt  ausser  in  Frankreich 
(auch  in  Deutscldand,  Italien,  in  der  Schweiz, 
in  Belgion,  Holland,  Ungarn.  Rumänien  und 
mit  gewissen  Modifikationen  auch  in 
Spanien,  Bulgarien,  Bosnien  und  Griechen- 
land. In  der  Mitte  zwischen  diesem  ersten 
und  dem  zweiten  Systeme,  welches  als  das 
der  staatlich  anerkannten  Kirchenbücher  be- 
j  zeichnet  werden  kann,  steht  das  englische 
System,  dem  sich  die  Einrichtungen  der 
amerikanischen  Unionsstaaton  anreihen. 

Die  folgende  Darstellung  ist  bestimmt, 
eine  kurze  Uebersicht  über  die  Entwicklung 
dieser  beiden  Systeme  der  Standesregister 
in  deu  wichtigeren  Kulturstaaten  zu  bieten. 


III.  Entwicklung  des  staatlichen 
Standesregisterwegens  in  den  wich- 
tigeren Kulturstaaten. 

A.  Das  System  des  französischen 
Rechtes  (der  Civilstandsregister)  und 
verwandte  Formen. 

3.  Deutschland.  Das  System  der 
Civilstandsregister  gilt  zunächst  im  Umfange 
des  gesamten  Deutschen  Reiches.  Bereits 
unter  der  napoleonischen  Herrschaft  war 
die  französische  Form  der  Standesregister 
/.vir  Einführung  gelangt  in  der  preussischen 
Rheinprovinz,  in  der  bayerischen  Rheinpfalz 
und  in  Rheinhessen  und  blieb  daselbst  auch 
uach  dem  Sturze  der  französischen  Herr- 
schaft in  Geltung.  In  den  übrigen  deutschen 
1  .ändern  erhielt  sich  hingegen  die  kircliliche 
liegisterführnng,  wenngleich  dieselbe  uuter 
dem  Einflüsse  der  im  vorigen  Jahrhundert 
emporgekommenen  inflationistischen  Rich- 
tung von  Staats  wegen  näher  geregelt 
wurde.  Erst  die  deutschen  Grundrechte 
des  Jahres         stellten  für  ganz  Dentsch- 
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laml  das  Princip  der  bürgerlichen  Register- 
führung auf,  und  bald  nachher  wurden  auch 
in  einigen  kleineren  deutschen  Ländern  die 
obligatorische  Civilehe  und  die  bürgerlichen 
Standesregister  angenommen.  Die  darauf 
folgende  Reaktion  beseitigte  jedoch  zumeist 
wieder  beide  Institutionen.  Nur  insoweit 
für  die  Eheschliessung  zwischen  Christen 
und  Israeliten  und  für  die  Anhänger  der 
nicht  anerkannten  christlichen  Kirchen  die 
Form  der  fakultativen  oder  obligatorischen 
<  "ivütrauung  angeordnet  worden,  sah  sich 
die  Gesetzgebung  genötigt,  die  bürgerliche 
Registerführung  beizubehalten  oder  neu 
vorzuschreiben.  Im  einzelnen  war  der 
Rec  htszustand  in  Deutschland  in  dieser  Be- 
ziehung ein  sehr  bunter,  wie  dies  sehr  deut- 
lieh ans  der  Uetorsicht  hervorgeht,  welche 
der  Reichskanzler  dein  Reichstage  am 
21.  Mai  1N72  über  das  bis  dahin  in  Gel- 
tung befindliche  Recht  über  die  Beur- 
kundung  des  Personenstandes  vorlegte. 
Doch  hatte  in  Deutschland  das  System  der 
bürgerlichen  Standesregister  in  den  zwei 
letzten  Dezennien  wieder  an  Verbreitung 
gewonnen.  So  wurden  namentlich  in  Frank- 
furt a.  M.  die  durch  das  G.  v.  17.  Novem- 
ber ISfio  eingeführten  Civilstandsregister 
auch  in  der  Folgezeit  beibehalten.  Neu 
eingeführt  wurden  dieselben  in  Raden  durch 
ein  G.  v.  21.  Dezember  1809,  in  Prcussen 
durch  das  G.  v.  3.  Marz  1874  und  in  Ham- 
burg durch  ein  G.  v.  (5.  Februar  187:"). 
Durch  das  R.G.  v.  6.  Februar  187."»  über 
die  Beurkundung  des  Personenstandes  und 
die  Eheschliessung  endlich  wurde  die 
französische  Form  der  Standesregister  für 
ganz  Deutsclüand  reoipiert  und  dadurch  fin- 
den Umfang  des  gesamten  Deutschen 
Reiches  die  wünschenswerte  Einheit  in  der 
Beurkundung  des  Personenstandes  und  in 
der  Ehesehliessungsform  erreicht.  Seine 
weitere  Ausführung  hat  das  Reichsgesetz, 
das  mit  dem  1.  Januar  1876  in  Kraft  ge- 
treten ist,  teils  durch  die  Verordnung  des 
Bundesrates  vom  22.  Juni  1875  und  kaiser- 
liche S|K?cialverordnungen ,  teils  durch 
landesrechtliehe  Vorschriften  gefunden.  Von 
den  kaiserlichen Verord nungen  regelt  diejenige 
vom  4.  November  187")  die  Ilourkundung 
von  Sterbefallen  solcher  Militärpersoneu. 
welche  sich  an  Bord  der  in  Dienst  ge- 
stellten Schiffe  oder  anderer  Fahrzeuge  der 
Marine  befinden ;  die  V.  v.  20.  Januar  1879 
betrifft  die  Verrichtungen  der  Standesbe- 
amten in  Bezug  auf  solche  Militärpersonen, 
welche  ihr  Standquartier  nach  eingetretener 
Mobilisierung  vorlassen  haben:  mehrere  andere 
kaiserliche  Verordnungen  regeln  auf  Grund 
des  R.G.  v.  17.  April  1SS6.  betreffend  die 
Reihts Verhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete, die  Beurkundung  des  Personen- 
standes in  diesen  Gebieten.    In  Kraft  ge- 


|  blieben  sind  endlich  die  Bestimmungen  des 
I  R.G.  v.  1.  Mai  1S70  über  die  Beurkundung 
I  des  Personenstandes  und  die  Eheseh  Hessling 
von  Reichsangehörigen  im  Auslande. 

4.  Frankreich.   In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  hat  sich 
die  Staatsregiernng  seit  der  Ordonnanz  von  Blois 
[  (157!*;  oft  und  ziemlich  eingehend  mit  der  Rege- 
I  lnng  der  Standesrc«ister  beschäftigt.    Die  vor- 
1  herrschende  Tendenz,  dieselben  fiskalischen  Mass- 
!  regeln  dienstbar  zu  machen,  hinderte  indes  ihre 
|  gedeihliche  Entwickelnng.    Die  Funktion  der 
|  mit  der   l'eberwachiing   der  Eheregister  I*- 
trauten  erefners  ging  unter  Heinrich  IV.  auf 
die  neugeschaffenen  grefhers  des  insinnations 
:  ecrlesiastiques  über,  die  aber  bald  wieder  ver- 
schwanden.   Spätere  kCmitdiche  Verordnungen, 
i  insbesondere  ans  den  Jahren  1629,  1653  und 
|  1667.  schürften  den  Geistlichen  wiederholt  die 
in    der  Ordonnanz  von  Blois  ausgesprochene 
Verpflichtung  znr  Vorlage  der  Register  au  die 
grefners  ein  und  trafen  zugleich  über  Detail- 
frntren  nähere  Bestimmungen.    Die  wachsende 
Finanznot  des  französischen  Hofes  schuf  bald 
wieder  andere  Kontrollilmter,  wie  die  preffiers 
ganles  et  conservateurs  de  refistres  de  baptemes, 
mariatres  et  sipnltures  (1691)  und  die  contrö- 
leurs  des  registres  et  des  extraits  de  baptemes, 
mariages  et  sepultures  (1705),  die  aber  eben- 
falls keinen  langen  Bestand  hatten. 

Alle  diese  Verfügungen  waren  entsprechend 
dem  ihnen  zn  Grunde  liegenden  Motive  mehr 
formeller  Natur,  und  erst  die  Deklaration  vom 
9.  April  1736  traf  auch  materiell«  Bestimmungen. 
Die  Anordnungen  galten,  wiewohl  sie  zunächst 
nur  für  die  Katholiken  berechnet  waren,  auch 
für  die  Protestanten,  bis  infolge  der  Fro- 
tistantenverfolgungen  das  Standesregisterwesen 
dieser  Konfessionsgenossen  in  Unordnung  geriet, 
welcher  erst  das  Edikt  vom  28.  November  1787 
durch  Einführung  der  fakultativen  Civilehe  zn 
steuern  versuchte.  Nachdem  mittlerweile  durch 
die  in  der  französischen  Kirchenrechtswissen- 
schaft herrschend  gewordene  Trennung  von 
Sakrament  und  Kontrakt  in  der  Ehe  die  Los- 
lösung  des  bürgerlichen  Elementes  von  dem 
kirchlichen  schon  geraume  Zeit  vorbereitet  wor- 
den war,  erklärte  die  Konstitution  vom  14.  Sep- 
tember 1791,  dass  das  Gesetz  die  Ehe  nur  als 
bürgerlichen  Vertrag  betrachte  und  die  gesetz- 
gebende Gewalt  für  alle  Einwohner  de*  Staates 
die  Form  bestimmen  werde,  wie  die  Geburten, 
Heiraten  und  Todesfälle  konstatiert  und  die  da- 
rüber aufgenommenen  Akte  aufbewahrt  werden 
sollten.  Diese  grundsätzlichen  Bestimmungen 
fanden  in  dem  G.  v.  20.  September  1792  —  loi 
<mi  determiue  le  mode  de  constater  l'etat  civil 
des  citoyens  —  ihre  Ausführung.  Durch  dieses 
Gesetz,  dessen  materielle  Normen  im  wesent- 
lichen den  königlichen  Dekreten  von  1667  und 
1736  entnommen  waren,  wurde  die  Führung  der 
Civilstandsregister  eijreneu  Beamten  anvertraut, 
welche  von  den  Muuicipalbchörden  ans  ihrer 
Mitte  gewählt  werden  sollten.  Durch  ein  spä- 
teres Ü.  v.  28.  plnvids«  an  VIII  (18.  Februar 
1800)  wurde  hierauf  die  Beurkundung  des  Per- 
sonenstandes schlechthin  dem  Mairc  und  dessen 
Adjunkten  übertragen.  Diese  Vorschriften  sind 
in  den  Code  civil  als  zweiter  Titel  des  ersten 
Buches  (des  acte«  de  Tetat  civil,  Art,  34-101 
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übergegangen  nnd  bilden  mich  heute  die  Grund- 
lage des  Stundesregisterwesens  in  Frankreich. 

5.  Italien,  Belgien  nnd  Holland.  Schon 
unter  der  napoleonischen  Herrschaft  war  im  da- 
maligen Königreich  Italien  unter  dem  27. 
März  1806  das  Civilstandsrecht  des  französischen 
Code  civil  eingeführt  worden.  Obwohl  nach 
dein  Zusammenbruche  der  französischen  Herr- 
schaft das  Institut  der  obligatorischen  Civilehe 
wieder  beseitigt  wurde,  erhielt  sich  doch  in 
mehrereu  Teilen  des  Landes  (Parma  und  Pia- 
cenza.  Modenu,  Neapel)  die  bürgerliche  Register- 
führung. während  in  anderen  Staaten  | Sardinien) 
die  kirchliche  Registrierung  unter  staatlicher 
Kontrolle  wieder  hergestellt  wurde.  Durch  den 
auf  (irund  des  königlichen  Dekretes  vom  25. 
Juni  1H6.*>  publizierten  Codice  civile  siud  im 
neuen  Königreich  Italien  allgemein  zugleich  mit 
der  Civilehe  auch  die  bürgerlichen  Standes- 
register eingeführt  und  durch  das  königliche 
Ansführungsdekret  vom  16.  November  1868 
näher  geregelt  worden. 

Von  Frankreich  haben  dieCivilstandsregister 
auch  die  Königreiche  Belgien  und  Holland 
Übernommen.  In  Belgien  hatte  die  Staats- 
regiemng  es  schon  früher  nicht  an  Versuchen 
fehlen  lassen,  in  das  kirchliche  Standesregister 
grössere  Ordnung  zu  bringen  Edikte  vom  Jahre 
1611  und  vom  Jahre  1778).  Das  G.  v.  20. 
prairial  an  IV  (17.  Juni  171)0'  dehnte  sodann 
die  Bestimmungen  des  französischen  Gesetzes 
vom  211.  September  17i>2  auf  das  eroberte  Land 
aus.  Durch  die  belgische  Verfassung  des  Jahres 
1H31  (Art.  119)  wurde  das  Institut  der  Civil- 
staudsregister  neuerdings  sanktioniert.  In  Aus- 
fuhrung dieses  Artikels  der  Verfassung  hat  das 
Gemeindegesetz  die  Bestimmung  getroffen,  dass 
der  Bürgermeister  oder  ein  vom  Gemchide- 
kollegium  hierzu  deligierter  Schöffe  die  Funk- 
tionen des  Standesbeamten  zu  versehen  habe. 

In  den  Niederlanden  hatten  die  Pro- 
vinzen Holland  und  Westfriesland  schon  im  16. 
Jahrhundert  die  fakultative  t'ivilehe  eingeführt 
und  schon  vor  der  französischen  Revolution  war 
dieselbe  für  die  Reformierten  ein  allgemeines 
Kechtsinstitnt,  während  für  die  Katholiken  und 
die  Dissidenten  zumeist  die  obligatorische  Civil- 
ehe  vorgeschrieben  wurde.  Im  Zusammenhange 
damit  linden  sich  auch  schon  vor  der  fran- 
zösischen Herrschaft  Anfänge  von  Oivilstauds- 
registern.  Nach  der  Vereinigung  des  Landes 
mit  Frankreich  wurde  allgemein  die  obliga- 
torische t'ivilehe  eingeführt,  und  demzufolge 
sind  auch  hier  die  Grundsätze  der  französischen 
Kegisterführung  zur  Geltung  gelangt,  welche 
hierauf  in  dem  bürgerlichen  Gesctzbnciie  fburger- 
lijk  wetboek)  und  in  den  Gemeindegesetzen  ihre 
nähere  Regelung  gefunden  hat. 

tf.  Die  Schweiz,  Rumänien,  Ungarn, 
Spanien,  Bulgarien,  Bosnien  und  Griechen- 
land. In  den  mit  Frankreich  vereinigten  Kan- 
tonen der  Schweiz  waren  ebenfalls  die  fran- 
zösischen Civilstaudsfegister  zur  Einführung 
gelangt  und  in  einzelnen  derselben  auch  nach 
dem  Sturze  der  französischen  Herrschaft  beibe- 
halten worden.  Seit  dem  1.  Januar  1876  be- 
stehen auf  (irund  des  Bundesgesetzes  vom  24. 
Dezember  1874  die  civile  Registerführung  nnd 
die  obligatorische  t'ivilehe  zu  Recht.  Die  Be- 
stimmungen des  französischen  Code  civil  über 
diese  beiden  Institute  sind  weiter  auch  in  den 


beiden  Donaufürstentümern,  dem  jetzigen  König- 
reich Rumänien,  durch  den  Fürsten  <  'nsa  vom 
4.  16  Dezember  1864  als  geltendes  Recht  publiziert 
worden.  Ihre  nähere  Regelung  haben  die  t  ivil- 
standsregister  in  diesem  Lande  ebeufaUs  durch 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  und  durch  besondere 
Vorschriften  (insbesondere  vom  2.  Juni  1865. 
23.  Januar  1866  nnd  H.  Dezember  1866j  gefunden. 

Staatliche  StandesregiHter  besteben  auf 
Grund  des  Gesetzartikels  33  aus  dem  Jahre 
1894  auch  im  Königreiche  Ungarn,  woselbst 
zufolge  Gesetzartikels  31  aus  dem  Jahre  1S5>4 
zugleich  die  obligatorische  Civilehe  zur  Ein- 
führung gelangt  ist.  Doch  erstreckt  sich  die 
Wirksamkeit  dieser  Gesetze  nicht  auf  Kroatieu 
und  Slavonien.  Die  näheren  Anordnungen  über 
die  Führung  der  staatlichen  Matrikel  sind  dun  h 
die  Instruktion  des  Miuisters  des  Innern  vom 
29.  Juni  1895,  Z.  »iOOOO.  getroffen  worden 

In  Spanien  war  durch  das  G.  v.  IS.  Juni 
187(1  die  obligatorische  t'ivilehe  und  bürgerliche 
Registerführung  reeipiert  worden.  Da-  Dekret 
vom  9.  Februarl875  stellte  zwar  für  die  Katho- 
liken die  kirchliche  Trauung  als  Eheschliessungs- 
foriu  wieder  her,  die  Führung  der  >tande>- 
register  verblieb  jedoch  den  bürgerlichen  Be- 
hörden. Die  katholischen  Pfarrgeistlichen  sind 
verpflichtet ,  die  von  ihnen  vorgenommenen 
Trauungen  bei  den  mit  der  Führung  «1er  Mundes, 
register  betrauten  Municipalrichtero  der  Ge- 
nieinden behufs  Eintragung  in  die  bürgerlichen 
Eheregister  anzumelden.  Für  die  Angehörigen 
der  anderen  Bekenntnisse  besteht  ebenfalls 
bürgerliehe  Registerführung. 

In  Bulgarien  sind  durch  das  G.  v.  15. 
Dezember  1H92  Civilstandsregister  angeordnet 
und  ihre  Führung  durch  die  Dnrehführung-- 
vorschrift  vom  24.  März  1893  näher  normiert 
worden.  Doch  werden  nur  die  kirchlichen 
Trauungen  als  giltig  angesehen. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina 
hatten  vor  der  Occupation  dieser  Länder  duivh 
die  österreichisch-ungarischen  Truppen  nur  >lie 
katholischen  Pfarrgeistlichen  l Frauciskaner  ge- 
ordnete Matrikeln  geführt.  Hingegen  waren 
von  den  orthodoxen  Pfarrgeistliehen  Standes- 
register  verhältnismässig  selten  und  für  die 
israelitische  und  muhammedauische  Bevölkerung 
gar  keine  geführt  worden.  Durch  V.  v.  16. 
April  18K5,  Z.  81t>4,  wurde  von  der  Landes- 
regierung die  Führung  staatlicher  Geburts-  nnd 
Sterberegister  vorgeschrieben,  doch  ist  für  die 
christlichen  Konfessionen  die  kirchliche  Ehe- 
schliessnngsform  auch  weiter  in  Geltung  geblieben. 

Aehnliche  Einrichtungen  wie  in  Bulgarien 
bestehen  in  Griechenland.  Auch  hier  wer- 
den die  Standesregister  in  Gemässhcit  des  G.  v. 
2S.  Oktober,  beziehungsweise  vom  9.  November 
1856  von  bürgerlichen  Funktionären  geführt. 
Dies  gilt  auch  von  den  Eheregistem.  obgleich 
in  Griechenland  nur  die  kirchliche  Form  der 
Eheschliessung  zu  Recht  besteht.  Durch  die 
Beibehaltung  der  kirchlichen  Eheschliessiings- 
form  unterscheidet  sich  die  Civilstandsgesetz- 
gebnng  Spaniens,  Bulgariens  und  Griechenlands 
nicht  unwesentlich  von  jener  der  übrigen 
Staaten,  welche  dem  französischen  Vorbilde  ire- 
folgt,  sind.  In  diesem  Punkte  weicht  auch  die, 
Gesetzgebung  Euglands  und  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ab.  lu'e  Civilstandsgesetz- 
gebung  Englands  bat    überhaupt    eine  selb- 
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ständige  Entwickelung  genommen  und  unter- 
scheidet »ich  von  der  französischen  Buch  da- 
durch, dass  sich  die  Behördenorgunisation  nicht 
an  die  Gemeindeverwaltung,  sondern  an  die 
Verwaltung  der  Arraensprengel  anschlichst. 

7.  Großbritannien  und  Irland,  dl«  Ver- 
ein igten  Htaaten  von  Amerika.  In  Kurland 
hatte  die  Staatsregiemng,  wie  bereits  erwiUint. 
schon  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderte 
die  Führung  der  Kirchenbücher  *n  ordnen  be- 
gonnen, und  in  der  zweiten  Hülfte  demselben 
Jahrhunderts  tauchte  bereit«  der  Plan  auf.  die 
Registerführung  von  Staats  wegen  für  die 
einzelnen  Diözesen  zu  centralisieren.  Die  da- 
durch in  ihrem  Selbstbestimmnngsrechte  bedrohte 
Kirche  .«uchtc  nunmehr  die  Regelung  des  Re- 
gisterwesens selbst  in  die  Hand  zu  nehmen, 
was  durch  die  Verordnung  der  Synode  von 
Canterbnry  vom  2ö.  Oktober  1.VJ7  geschah. 
Unter  dem  Einflüsse  des  Indepcndeiitisiuus  wurde 
von  ('romwell  unter  dein  24.  August  Dwv5  für 
England  und  bald  darauf  auch  für  Schottland 
und  Irland  die  Einführung  von  Oivilstands- 
registern  dekretiert,  die  indes,  wenngleich  eine 
förmliche  Aufhebung  dieser  Gesetze  nicht  stutt- 
fand,  bald  wieder  ausser  lehmig  kamen. 
Die  englische  Gesetzgebung  des  18.  und  vom 
Beginne  des  19.  Jahrhunderts  erlies*  zahlreiche 
Bestimmungen  über  die  ordnungsmäßige  Füh- 
rung der  Kirchenbücher,  um  die  mit  den  heim- 
lichen Ehen  verbundenen  MissbriSuche  besser  be- 
kämpfen zu  können,  ohne  dass  jedoch  zunächst 
an  dem  Principe  der  kirchlichen  Register- 
fUhning  gerüttelt  worden  wäre.  Erst  als  durch 
den  Bericht  einer  Kommission,  welche  das  Par- 
lament im  Jahre  IKK»  zur  Prüfung  des  Register- 
wesens eingesetzt  hatte,  ein  höchst  unerfreu- 
licher Zustand  desselben  enthüllt  worden  war, 
sah  sich  die  Gesetzgebung  zu  einer  gründlichen 
Reform  genötigt.  'Dieselbe  erfolgte  für  Eng- 
land durch  die  als  Stat.  H  und  7  Will.  IV.  c.  8 
am  17.  August.  183(5  publizierte  Act  t'or  re- 
gistering  bearths,  deaths  and  mnrriages.  Durch 
dieses  Gesetz  wurde  das  Standesregisterwe*en 
Englands  verstaatlicht  und  in  Anlehnung  an 
die  durch  das  Stat.  4  und  ö  Will.  UV  c.  7H 
1834)  erfolgte  Neuregelung  des  Armenwesens 
die  Organe  der  neuen  Annensprengel  mit  der 
Ueherwachnng  der  neuen  Civilstandsregister 
betraut.  Die  Führung  der  Register  selbst  er- 
folgt durch  die  von  ihnen  bestellten  Registrars. 
Doch  behielten  die  Pfamreistliehen  der  Staats- 
kirche  das  Recht  zur  Führung  staatlich  aner- 
kannter Trauungsbücher.  Sie  sind  aber  ver- 
pflichtet, die  Register  nach  den  gesetzlichen 
Fonnnlarien  zu  führen  nnd  in  periodischen  Zeit- 
abschnitten Duplikate  au  da-s  gleichzeitig  er- 
richtete Registrars  Office  einzusenden,  welches 
die  mit  der  Ueherwachnng  des  gesamten  Standes- 
reiristerwesens  betraute  «  entndbehörde  bildet. 
Die  Uivilstandsbeamten  führen  nur  ergänzende 
Verzeichnisse  über  jene  Ehen .  welche  nach 
anderen  Formen  als  jenen  der  Stantskirche  ge- 
schlossen werden,  und  üben  überhaupt  riiek- 
sichtlich  der  Trauungen  nur  eiue  überwachende 
und  supplierende  Funktion.  Diese  Grundsätze 
des  englischen  Resristerwesens  sind  durch  Stat. 
7  und  8  Vict.  c.  81  vom  £>.  Angust  1844  auf 
Irland  und  dnreh  Stat.  17  und  18  Vict.  c.  SO 
vom  7.  August  18<Vl  auf  Schottland  ausge- 
dehnt 


Eine  ähnliche  Gestaltung  wie  in  England 
zeigt  im  allgemeinen  auch  das  Standesregister- 
wesen der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  obgleich  dasselbe  hier  einer  einheit- 
lichen Regelung  und  eines  festgeschlowsenen 
Behördenorganismus  entbehrt.  Die  Einrich- 
tungen zur  Führung  der  Standesregister  werden 
vielmehr  in  den  einzelnen  Unionsstaaten  von 
den  Gemeinden  nach  eigenem  Ermesseu  ge- 
troffen. Die  Führung  der  Register  erfolgt  durch 
die  Gemei ndeorgane  und  zwar  entweder  durch 
den  Genieindcsekretilr  oder  durch  die  SanitÄts- 
behörde.  In  den  grössten  Städten  existieren 
auch  eigene  Standesämter.  Den  Kirchenge- 
meinden bleibt  es  unbenommen,  für  ihre  Zwecke 
besoudere  Register  zu  führen,  doch  sind  die 
Seelsorger  sowie  alle  in  gewissen  Fällen  zur 
Trauung  befugten  bürgerlichen  Organe  ver- 
pflichtet, die  vollzogenen  Eheschliessungen  dem 
Standesbeamten  behufs  Eintragung  in  die  bürger- 
lichen Register  anzuzeigen. 

B.  Das  System  der  kirchlichen 


H.  Allgemeine  Charakteristik.  Das 

zweite  System  der  Standesregister  besteht 
darin,  dass  dieselben  zwar  gleichfalls  von 
Staats  wegen  geregelt  werden,  ihre  Füh- 
rung jedoch  in  der  Regel  den  kirchlichen 
Organen  Massen  worden  ist.  Die  kirch- 
lichen Funktionäre  erscheinen  in  dieser  ihrer 
Eigenschaft  zugleich  als  Staatsorgane,  die 
Kirchenbücher  find  ebensowohl  kirchliche 
als  staatliche  Standesregister.  Die  Geist- 
lichen sind  bald  auch  mit  der  Führung,  der 
Standesregister  für  die  Angehörigen  der 
nicht  anerkannten  christliehen  Konfessionen 
od'-n*  nicht  christlichen  Keligionsgemeindeu 
Itotraut,  bald  sind  zu  diesem  Zwecke  aus- 
hilfsweise verschiedene  staatliche  Organe 
bestellt.  Auf  dieser  Grundlage  beruhte  bis 
in  das  gegenwartige  Jahrhundert  hinein  das 
Standesregisterwesen  in  den  meisten  deut- 
schen Staaten  und  beruht  dasselbe  noch 
jetzt  in  Oesterreich,  in  den  nordischen 
Staaten,  in  Portugal  und  in  Serbien.  Doch 
ist  das  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  diesen 
Landern  nicht  ein  gleich  intensives  ge- 
wesen, vielmehr  hat  die  Staatsregienmg  in 
einigen  lindern  auf  die  Einrichtung  der 
Standesregister  bisher  nur  einen  geringen 
oder  fast  gar  keinen  Einfluss  geübt. 

0.  Oesterreich.  In  Oesterreich  hatte  die 
Institution  der  Kirchenbücher  vor  dem  Konzil 
von  Trient  eine  verhältnismässig  geringe  Ver- 
breitung erlangt.  Hingegen  sind  die  Anord- 
nungen dieses  Konzils  iu  den  Alpen-  und  den 
übrigen  deutsch-slawischen  Ländern  (abgesehen 
von  Galizicn)  ziemlich  rasch  zur  Wirksamkeit 
gekommen.  Durch  verschiedene  partikuläre  Sy- 
noden wurden  auch  hier  die  Vorschriften  der 
kirchlichen  Gesetzgebung  mehr  eingebürgert 
und  näher  normiert.  In  letzterer  Beziehung 
sind  namentlich  die  Synoden  von  Brixeu  (16<m) 
und  von  Prag(lfiÜö)  zu  erwähnen.  Die  Staats- 
gesetzgebung beginnt  die  Ordnung  der  Kirchen- 
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bücher  erst  unter  Maria  Theresia  in  den  Be- 
rtich ihrer  Thätigkeit  zu  ziehen.  (VV.  v.  6. 
Oktober  1770  und  v.  2.  März  1771:  Pateut  vom 
1U.  März  1778;  ernte  Anordnungen  ül>er  die 
Standesregistcr  der  Israeliten  vom  27.  Januar 
1766  und  vom  25.  November  177Uj.  Das  Patent 
Kaiser  Josefs  II.  vom  20.  Februar  1784  schuf 
sodann  für  die  österreichischen  Standesregister, 
die  hier  den  Namen  ..  Matriken ~  führen,  jene 
feste  Grundlage,  auf  welcher  diese  noch  heute 
beruhen.  Das  Hecht  und  die  Pflicht  zur  Füh- 
rung von  Staudesregistern  mit  voller  bürger- 
licher Beweiskraft  kam  jedoch,  abgesehen  von 
den  Israeliten,  zunächst  nur  den  Pfarrgeist- 
lichen  der  katholischen  und  der  griechisch- 
orientalischen  Kirche  zu.  Den  protestantischen 
Pastoren  war  die  Haltung  von  Registern  zum 
Privatgebrauchc  seit  dem  Toleranzpntentc  vom 
VA.  Oktober  1781  zwar  gestattet,  doch  hatten 
sie  alle  Matrikenfälle  den  katholischen  Matriken- 
führern behufs  Eintragung  in  die  katholischen 
Matriken  anzuzeigen.  Erst  durch  das  Hofdekret 
vom  26.  November  182!>  erhielten  auch  die 
evangelischen  Pfarrgeist  liehen  das  Recht  zur 
Führung  öffentlicher  Matriken,  indes  blieb  den 
katholischen  Matrikenführern  immer  noch  ein 
gewisses  Aufsichtsiecht  gewahrt.  Durch  den 
Ministerialerlass  vom  M).  Januar  184i>  wurde  dieses 
Aufsichtsrecht  beseitigt  und  den  von  der  evan- 
gelischen Geistlichkeit  unter  ihrer  alleinigen 
Fertigung  ausgestellten  Matrikenauszügeu  die 
Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden  verliehen. 
Für  die  mit  der  österreichischen  Monarchie  ver- 
einigten Gebiete  der  griechisch-orientalischen 
Kirche  bedeuten  die  Bestimmungen  des  Josefini- 
schen Patentes  eine  vollkommene  Neusehöpfung, 
da  vorher  in  diesen  Landesteilen  für  die  Ange- 
hörigen der  erwähnten  Konfession  weder  von 
kirchlicher  noch  von  staatlicher  Seite  etwas  für 
die  Kegeluug  der  Staudesregister  geschehen 
war.  Kraft  dieser  Bestimmungen  besassen  die 
vou  der  griechisch-orientalischen  Pfarrgeistlich 
keit  geführten  Kirchenbücher  volle  Beweiskraft. 
Aber  auch  für  das  Registerwesen  der  griechischen 
Katholiken  ist  durch  das  Josefinische  Patent  ein 
sehr  bedeutsamer  Fortschritt  angebahnt  wor- 
den, während  die  Führung  orduungsmässiger 
Standesregister  für  die  Angehörigen  dieses  Ritus 
vordem  eine  ziemlich  vereinzelte  Erscheinung 
gewesen  war.  Was  endlich  die  Israeliten  be- 
trifft, so  waren  die  israelitischen  Gemeindeu 
Böhmens  schon  unter  Maria  Theresia  durch  die 
bereits  erwähnte  V.  v.  27.  Januar  1766  zur 
Führung  von  Geburtsregistern  verpflichtet  wor- 
den. Das  Josefinische  Patent  schrieb  nunmehr 
auch  für  die  Israeliten  allgemein  die  Führung 
von  drei  Registern  vor.  Spätere  Vorschriften 
bezweckten  die  wirksame  Durchführung  dieser 
Anordnungen  zu  sichern  und  dehnten  zu  diesem 
Behnfe  das  Aufsichtsrecht  der  katholischen 
Pfarrgeistliehen  auch  auf  die  jüdischen  Matriken 
aus.  Diese  Kontrolle  der  israelitischen  Matriken 
durch  die  katholische  Geistlichkeit  wurde  erst 
durch  das  G.  v.  10.  Juli  1868  beseitigt,  Nach 
diesem  Gesetze  sollen  die  Matriken  der  Israeliten 
von  obrigkeitlich  bestellten  und  besonders  be- 
eideten Israeliten  geführt  werden.  Das  gleiche 
Recht  zur  Führung  staatlich  anerkauuter 
Standesregister  erhielten  sodanu  in  den  Jahren 
1877  und  I  SMO  die  Geistlichen  der  altkatholischen 
Kirche    und   der  evangelischeu  Brüderkirche 


(Herrnhuter)  zugestanden.  Die  gleiche  Eigen- 
schaft wird  auch  zuerkannt  den  Büchern  der 
armenisch -orientalischen  Kultusgeraeiude  iu 
Suczawa,  den  Registern  der  kleinrussischen 
Bauerusekte  der  Lippowaner  in  der  Bukowina 
sowie  endlich  den  Büchern  der  Mennouiten  und 
jenen  der  jüdischen  Sekte  der  Karaiten  bei 
Halicz  in  Galizien.  Doch  ist  die  nähere  Rege- 
lung der  Registcrführnng  für  diese  Genossen- 
schaften noch  nicht  erfolgt.  Sonst  besteht  in 
Gesterreich  von  dem  hier  herrschenden  Principe 
dass  die  Stnndesregister  unter  staatlicher  Auf- 
sicht von  den  Geistlichen  der  anerkannten  Kon- 
fessionen geführt  werden,  nur  eine  Ausnahme. 
Nachdem  nämlich  bereits  das  G.  ?.  25.  Mai  l£68 
die  politischen  Bezirksbehörden  mit  der  Re- 
gistrierung der  bei  ihnen  abgeschlossenen  Not- 
civilehen  betraut  hatte,  die  indes  auch  in  die 
kirchlichen  Mntriken  einzutragen  sind,  überwies 
das  G.  v.  9.  April  1870  die  Registrierung  aller 
Matrikenfälle,  die  sich  bei  den  keiner  gesetzlich 
anerkannten  Kirche  atigehörigen  Personen  er- 
eignen, gleichfalls  diesen  Behörden.  Die  in  den 
südlichen  Landesteilen  im  Gefolge  der  fran- 
zösischen Herrschaft  eingeführten  ('ivilstands- 
register  sind  hingegen  nach  dem  Sturze  dieser 
Herrschaft  wieder  beseitigt  worden. 

10.  Die  nordischen  Staaten.  Die  Form 
der  kirchlichen  Standesregister  ist  auch  die 
herrschende  in  den  nordischen  Staaten  In 
Russland  stammen  die  ersten  Anordnungen 
über  die  Regelung  des  Standesregisterwesens 
aus  dem  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts. 
Peter  der  Grosse  befahl  im  Jahre  1702  den 
Pfarrgeistliehen  von  Moskau,  wöchentlich  einen 
Ausweis  Uber  die  stattgefundenen  Taufen  und 
Begräbnisse  an  die  Kanzlei  des  Patriarchen  ein- 
zureichen. Eine  Verordnung  der  heiligen  Synode 
vom  Jahre  1724,  die  indes  sehr  lax  gehaudhaht 
wurde,  erweiterte  diese  Bestimmung  dahin,  dass 
in  allen  Diözesen  des  Reiches  fortlaufende  Re- 
gister über  die  Geburten  und  Sterbefälle  ge- 
führt werden  sollten.  Die  Form  der  Registcr- 
führnng ward  aber  erst  im  Jahre  1888  näher 
geregelt.  Noch  später,  zum  Teil  erst  iu  neuester 
Zeit,  wurde  das  Standesregisterwesen  der  nicht 
zur  orthodoxen  Kirche  gehörigen  Glaubens- 
genossen geordnet,  so  die  Registerfübrnng  für 
die  evaugelische  Konfession  (17(54),  für  die 
Katholiken  <  1826),  für  die  Muhammedancr  <  1828t. 
für  die  Israeliten  (183<V.  für  die  Altgläubigen 
oder  die  Roskolniki  (1874),  für  die  Baptisten 
(18741,  für  die  Muhammedaner  des  Kaukasus 
11872).  Die  Führung  der  Standesregister  er- 
folgt regelmässig  durch  die  Pfarrgeistlichen, 
bei  den  Muhammedanern  durch  die  Mullas. 

Im  Königreich  Polen,  beziehungsweise  im 
Grossherzogtuin  Warschau  waren  zwar  im  Jahre 
1807  zugleich  mit  dem  französischen  Code  civil 
auch  bürgerliche  Register  eingeführt  worden, 
allein  im  Jahre  1826  wurden  dieselben  durch 
den  neuen  Civilcodex  wieder  abgeschafft  und 
auch  das  Ehegesetz  vom  Jahre  18H6  hielt  an 
der  kirchlichen  Trauung  und  Registerführuug 
fest.  Bezüglich  der  nicht  christlichen  Bekennt- 
nissen angehörtgen  Personen  liegt  die  Re- 
gisterführuug im  Königreiche  Polen  regelmässig 
den  Bürgermeistern  und  Gemeindevorstäuden  ob. 
—  In  Finland  endlich  stehen  noch  die  Vor- 
schriften der  schwedischen  Kirche  in  Kraft. 

In  Schweden  sind  die  Geistlichen  durch 
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das  noch  geltende  Kircheugesctz  vom  3.  Sep- 
tember Ni8<5  zur  Führung  von  Registern  Uber 
die  Geburten,  Trauungen,  Sterbefälle  und  die 
Wohnungsveränderungen  von  Pfarre  zu  Pfarre 
verpflichtet  worden.  Diesen  Büchern  kommt 
noch  jetzt  die  Rechtskraft  bürgerlicher  Standea- 
regjster  zu.  Ausserdem  besitzen  gegenwärtig 
in  Schweden  da»  Recht  zur  Führung  staatlich 
anerkannter  Register  drei  römisch-katholische, 
eine  griechisch-orthodoxe,  zwei  anglikanisch- 
reformierte,  eine  französisch-reformierte,  eine 
lw|iti.*ii/H'he  und  fünf  israelitische  Kultus- 
trenieiiiden.  Die  Standesakte  von  Angehörigen 
anderer  Religionsbekenntnisse  werden  von  der 
lutheri>chen  Geistlichkeit  gebucht.  Bei  Civil- 
fhen  haben  die  als  Traiinngsorgnne  fungieren- 
den Civilbehörden  die  Trauung  dem  Pfarr- 
•;eistlichcn  zur  Registrierung  anzuzeigen. 

In  Norwegen  wurde  das  Standesregister- 
wesen ebenso  wie  in  Dänemark  durch  das 
Kiri  henritnal  vom  2h.  Juli  lütst  zum  ersten 
}Ial  gei-egelt.  Weitere  Bestimmungen  sind  so- 
dann für  Norwegen  durch  die  königliche  Reso- 
lution vom  13.  Juli  1877  und  das  t.'irkular  des 
Kir<  hendepartcments  vom  24.  Juli  1877  erlassen 
worden.  Die  als  bürgerliche  Standesregister 
anerkannten  Kirchenbücher  führen  die  Geist- 
lichen der  herrschenden  lutherischen  Kirche. 
Bei  diesen  müssen  auch  die  bei  Dissenteru  vor- 
kommenden Geburten  und  Sterbefiille  zur  Ein- 
tragung angemeldet  werden,  obgleich  die  Geist- 
lichen derselben  für  ihre  Zwecke  besondere 
Protokolle  zu  führen  berechtigt  sind. 

Auch  in  Dänemark  sind  die  Bestim- 
mungen des  Kirchenrituals  vom  Jahre  16Sö 
durch  neuere  Gesetze,  insbesondere  durch  ein 
Gesetz  vom  Jahre  1828.  und  durch  die  Praxis 
weiter  ausgebildet  worden.  Der  Grundsatz  der 
kirchlichen  Hcgistcrfiihrnng  blieb  jedoch  auf- 
reiht. Infolge  der  durch  das  Grundgesetz  vom 
f>.  Jnni  1849  eingeführten  Religionsfreiheit  er- 
hielten aneb  die  Geistlichen  der  übrigen  aner- 
kannten Religionsifenosseusehaften  das  Recht 
zur  Führaug  von  Staudesregistern  mit  bürger- 
licher Hechtskraft,  nämlich  die  römisch-katho- 
lische, die  reformierte,  die  methodistische  und 
die  israelitische.  Nachdem  ferner  in  Dänemark 
durch  das  G.  v.  13.  April  18.'»  1  die  Chilene  ge- 
stattet worden,  ergab  sich  auch  hier  die  Not- 
wendigkeit, für  die  Registrierung  solcher  Trau- 
untren Vorsorge  zu  treffen.  Die  zur  Trauung 
berechtigten  Civilbehörden  haben  über  die  von 
ihnen  abgeschlossenen  Chilenen  besondere  Proto- 
kolle aufzunehmen,  der  Inhalt  der  letzteren  ist 
aber  auch  in  die  Kirchenbücher  einzutragen. 

11.  Portugal,  Serbien.  In  Portugal 
lieirt  nach  dem  Dekrete  vom  3.  April  18(52 
die  Führung  der  Staudesregister  für  die  Katho- 
liken den  Pfarrgeistlichen  ob.  Für  die  Nicht- 
katliolikeu  gilt  das  Dekret  vom  28.  November 
1878.  welches  die  schon  im  Civilcodex  des  Jahres 
iNiS  anerkannte  fakultative  Chilene  näher 
regelte.  Die  Standesregister  der  Nichtkatho- 
liken  führen  die  Verwaltungsbehörden  der 
Distrikte. 

im  Königreich  Serbien  endlich  ist  die 
Führung  der  Standesregister  bisher  teils  durch 
Anordnungen  der  autokephalen  Staatskirche  ge- 
reirelt.  teils  beruht  sie  lediglich  auf  traditio- 
nellen Einrichtungen. 


!  IV.  Besondere  Bemerkungen  zn  dem 
geltenden  Rechte. 

Zur   Ergänzung   der   vorstehenden  Dar- 
i  Stellung  werden  noch  folgende  Bemerkungen 
über  einige  Detuilpunkte  hinzugefügt : 

1*2.  Die  Standesbeamten.  Als  Standes- 
beamte fungieren  in  den  Ländern  des  fran- 
zösischen Rechtes  regelmässig  die  Bürgermeister 
der  einzelnen  Gemeinden  oder  Geineiudebeainte. 
Doch  ist  dieser  Grundsatz  nicht  ausnahmslos 
durchgeführt.  Das  deutsche  RG.  v.  ti.  Februar 
187.7j  hat  es  dem  Ermessen  der  Landesbehörden 
anheimgestellt,  zu  bestimmen,  ob  die  Verwal- 
tung des  Standesamtes  den  Gemeinden  über- 
lassen werdeu  soll  oder  nicht.  Die  Bildung  der 
Standesamtsbezirke  erfolgt  durch  die  höheren 
Verwaltungsbehörden,  ohne  dass  dieselbe  sich 
an  den  Gemeiudeverband  auschliessen  muss. 
Nur  in  den  Standesamtsbezirken,  welche  den 
Bezirk  einer  Gemeinde  nicht  überschreiten,  ist 
der  Vorsteher  der  Gemeinde  ipso  iure  auch 
Standesbeamter,  sofern  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde nicht  einen  besonderen  Beamten  mit 
der  Führung  dieser  Geschäfte  betraut  {sub  4i. 
Das  schweizerische  G.  v.  24.  Dezember  1874  hat 
ilic  Bestimmungen  über  die  Ernennung  der 
CivUstaudsbeamten  überhaupt  der  Kantons- 
|  gesetzgebung  überlassen  i^Art.  3). 

In  Ungarn  sind  nach  dem  Gesetzartikel  33 
I  ex  1894  die  Matrikelführer  in  erster  Linie  in 
j  der  Hauptstadt  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  der 
I  Bezirksvorstehumren,   in  den  mit  ~Municipal- 
:  rechten  bekleideten  Städten  aus  der  Zahl  der 
|  städtischen  Beamten,  in  den  Städten  mit  ge- 
regelten Magistraten,  ferner  in  den  Gross-  und 
Kleingemeiudeu  aus  der  Reihe  der  Vorsteher  zu 
;  ernennen.    In  Ausnahmefällen  kann  auch  der 
Bezirksstuhlrichter  ernannt  werdeu.    Alle  diese 
,  öffentlichen  Funktionäre  sind  verpflichtet,  die 
Ernennung  anzunehmen.    Wo  es  aber  die  Ver- 
hältnisse motiviert  erscheinen  lassen,  kann  auch 
ein  nicht  in  einem  solchen  amtlichen  Verbände 
|  stehender  Staatsbürger,  der  24  Jahre  alt  ist, 
eine  gewisse  Bildung  nachweisen^  kann  und  Un- 
bescholteuhe.it  geniesst,  zum  Matrikenführer  er- 
nannt werden.    Dem  Minister  des  Innern  ist  es 
vorbehalten,  auch  besondere  Matrikelämter  zu 
errichteu  und  für  diese  Aemter  die  Matrikel- 
führer zu  ernennen  (g§  7  und  8). 

Gemeinsam  ist  den  genannten  Gesetz- 
gebungen die  Anordnung,  dass  die  Führung  der 
staatlichen  Staudesregister  nicht  Geistlichen  uud 
anderen  Religionsdienern  überlassen  werden 
darf.  Noch  mehr  weicht  in  Bezug  auf  die  Be- 
hördenorganisation das  englische  System  von 
dem  französischen  ab,  indem  sich  dieselbe  Über- 
haupt nicht  an  die  Gemeindeverwaltung,  son- 
dern an  die  Annensprengcl  anlehnt  und  iu  eine 
oberste  Spitze  ausläuft. 

Die  Kompetenz  der  Standesbeamten  ist 
regelmässig  lokal  begrenzt,  d.  h.  sie  umfasst 
alle  Personen  ihres  Amtösprengels.  In  Aus- 
nahmefällen bestimmt  sich  die  Kompetenz  je- 
doch durch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  ge- 
wissen Personenkreise.  Eine  solche  Ausnahme 
besteht  namentlich  für  die  Mitglieder  souveräner 
Häuser.  Für  dieselben  gelten  sowohl  in  den 
Ländern  mit  bürgerlicher  Registerführun^  als 
in  den  Staaten,  wo  das  System  der  kirchlichen 
Beurkundung  des  Personenstandes  zu  Recht 
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Gesteht,  manche  Besonderheiten.  In  Deutsch- 
land ist  im  §  72  des  K.G.  v.  6.  Februar  1875 
die  Erlassung  besonderer  Normen  für  die  Standes- 
register der  Landesherren,  ferner  für  die  Mit- 
glieder der  landesherrlichen  Familien  und  die 
fürstliche  Familie  der  Hohenzollern  vorbehalten 
worden.  In  Italien  werden  nach  Art  369  des 
l'odice  civile  die  Funktionen  des  Standesbeamten 
der  königlichen  Familie  vom  Präsidenten  des 
Senates  unter  Assistenz  des  notaio  della  corona 
vollzogen.  In  Spanien  führt  die  Standesregister  | 
der  königlichen  Familie  der  Justizministcr  durch 
die  Generaldirektio»  der  Standesregister.  In 
Griechenland  liegt  diese  Funktion  in  Gemäss- 
heit  des  G.  v.  25.  Juni  (13.  Juli)  1868  dem 
Präsidenten  des  Staatsrates  und  dem  Justiz- 
minister  ob.  In  den  Ländern  mit  kirchlicher  Re- 
gisterführung gelten  ebenfalls  zumeist  besondere 
Vorschriften  über  die  Führung  der  Standes- 
register der  souveränen  Familien.  In  Oester- 
reich äst  durch  den  Erlass  des  Kultusministers 
vom  9.  November  1853,  Z.  5017.  die  Verfügung 
getroffen,  dass  jedesmal,  wenn  ausserhalb  der 
Hof-  und  Bingpfarre  an  einem  Mitgliede  des 
kaiserlichen  Hauses  ein  Matrikenakt  vollzogen 
wird ,  von  dein  Vorstande  des  betreffenden 
Kirch euspreiigels  die  ausgestellten  Scheine  samt 
den  einschlägigen  Urkunden  im  Originale  dem 
Hof-  und  Burgjifarrcr  einzusenden  sind:  dieser 
ist  nicht  nur  Lokalpfarrer,  sondern  zugleich 
I'ersonalpfarrer  der  kaiserlichen  Familie  In 
Schweden  gehört  das  königliche  Hans  in  kirch- 
licher Beziehung  zu  einer  besonderen  Hof- 
gemeinde,  welche  auch  das  Personal  des  Hof- 
staates in  sich  begreift.  In  Portugal  endlich 
sind  im  Jahre  1837  ebenfalls  besondere  Vor- 
schriften für  die  Führung  der  Standesregister 
der  königliehen  Familie  erlassen  worden. 

Eine  ähnliche  excinpte  Stellung  nehmen 
vielfach  auch  die  Militärpersonen  und  die  An- 
gehörigen der  staatlichen  Marine  ein.    In  den 
Ländern  des  französischen  Hechtes  ist  diese 
Besonderheit    im    allgemeinen  verschwanden, 
/war  werden  auch  in  diesen  Staaten  für  die 
mobilisierten  Militärpersonen  besondere  Register 
geführt,  allein  dieselben  dienen  nur  zur  vor- 
läufigen Beurkundung  der  betreffenden  Standes- 
akte, die  sodann  in  die  heimatlichen  Standes- 
register des  Wohnortes  der  Beteiligten  einge- 
tragen werden.    Von  dieser  Art  sind  insbeson- 
dere die  Bestimmungen  des  französischen  Code 
«ivil  (Arft.  BS— 98).    In  Preussen  führten  hin- 
gegen die  Militärgeistlichen  für  die  aktiven 
Militärpersoneu  besondere  Itegistcr.    Nach  dem 
R.G.  v.  6.  Februar  187")  unterliegen  jetzt  auch 
diese  Personen  den  allgemeinen  Vorschriften. 
Nur  für  jene  Militärpersonen,  welche  ihr  Stand- 
quartier nicht  innerhalb  des  Deutschen  Reiches 
besitzen  oder  dasselbe  nach  eingetretener  Mobil-  \ 
maehung  verlassen  haben  oder  sieh  nuf  den  in 
Dienst  gestellten  Schiffeu  und  anderen  Fahr-  j 
zeugen  der  Marine  befinden,  sind  auf  Grund  des! 
§  71   des  R.G.  durch  die  bereits  erwähnten1 
kaiserlichen  VV.  v.  20.  Januar  1879  und  v.  4. 
November  1875  besondere  Anordnungen  getroffen 
worden.    Dieselben  bezwecken  jedoch  ebenfalls  1 
mir  die  vorläufige  Beurkundung  der  diese  Per-  I 
sonen  betreffenden  Standesakte  zu  sichern.    In  ] 
Oesterreich-Ungarn  bestehen  aber  noch  heute  i 
besondere  Militärmatriken  auch  in  Friedens- 
zeiten, welche  teils  von  den  Militärgeistlichen,  I 


teils  subsidiarisch  von  Civilgeistlichen  geführt 
werden.  Doch  haben  diese  Militärmatriken 
gegenwärtig  im  Bereiche  des  Königreiches 
Ungarn  nur  den  Charakter  kirchlicher  Register, 
während  die  staatliche  Evidcnzhaltung  und  Be- 
urkundung jener  Matrikelfälle,  welche  in  Ungarn 
bei  Militärpersonen  im  allgemeinen  und  speciell 
bei  solchen  Militärpersonen  ungarischer  Heimats- 
berecht.igung  vorkommen,  die  ausserhalb  de« 
Königreiches  dislociert  sind,  im  Verordnungs- 
wege besonders  geregelt  werden  89  des  Ge- 
setzartikels 33  ex  1H94i.  Besondere  Register 
für  die  Angehörigen  der  Armee  werden  im 
Friedeu  auch  in  Russland  und  in  Serbien  geführt. 

In  den  öffentlichen  Spitälern,  Gebär-  und 
Findelhäusern  und  sonstigen  Anstalten  der  Ge- 
sundheit8-  und  HnmanitätsphVge,  ferner  in  den 
Straf-  inrd  Korrektionshäusern  bestehen  regel- 
mässig zur  Verzeichnung  der  die  Anstalts- 
insassen Itet  reffenden  Standesakte  besondere  Re- 
gister. Einzelne  Civilstandsgesetze  iz.  B.  der 
t'ode  civil  im  Art.  80)  ordnen  die  Führung 
solcher  Register  ausdrücklich  an.  Dieselben 
dienen  jedoch  in  den  Landern  mit  bürgerlicher 
Registerführung  nur  zur  vorläufigen  Beurkun- 
dung der  in  den  Anstalten  vorfallenden  Standes- 
akte, namentlich  der  Sterbefälle.  Dagegen  be- 
sitzen in  den  Ländern  mit,  kirchlicher  Register- 
fühniug  die  für  diese  Institute  bestellten  be- 
sonderen Anstnltsgeistlichen  kraft  des  Her- 
kommens oder  besonderer  kirchlicher  Instruk- 
tionen öfters  das  Recht  zur  Registrierung  üh*r 
die  hei  den  Anstaltsinsassen  vorfallenden  Standes- 
akte  mit  voller  oder  beschränkter  Rechtskraft. 

Endlich  besitzen  vielfach  auch  die  diploma- 
tischen und  Consularvertreter  das  Recht  zur 
Führung  von  Statusregistern  für  die  in  ihrem 
Sprengel  sich  aufhaltenden  fremden  Staatsange- 
hörigen. In  den  Ländern  mit  bürgerlicher  Re- 
gisterfübruug  ist  diese  Befugnis  den  genannten 
Vertretern  ziemlich  allgemein  zugestanden  So 
bestimmt  für  Frankreich  der  Code  civil  Art. 
48),  dass  alle  im  Auslande  verfassteu  Urkunden 
des  Civilstandes  giltig  sind,  wenn  sie  von  den 
diplomatischen  Agenten  oder  den  Consiiln  den 
französischen  Gesetzen  gemäss  aufgenommen 
wurden.  Eine  ähnliche  Verfügung  enthält  der 
Art.  368  des  Codice  civile  für  Italien,  doch 
sollen  die  im  Auslande  aufgenommenen  Civil- 
staudsakten  auch  in  die  heimatlichen  Register 
eingetragen  werden.  Nach  dem  G.  v.  4.  Mai 
1870.  dessen  Vorschriften  durch  das  R.G.  v. 
6.  Februar  1K75  nicht  berührt  worden  sind, 
kann  der  deutsche  Reichskanzler  einem  diplo- 
matischen Vertreter  des  Reiches  für  das  ganze 
Gebiet  des  Staates,  bei  dessen  Hofe  oder  Re- 
gierung derselbe  beglaubigt  ist.  und  einem 
Reichsconsul  für  dessen  Amtsbezirk  die  allge- 
meine Ermächtigung  zur  Beurkundung  der  Ge- 
burten ,  Heiraten  und  Sterbefälle  sowie  zur 
Vornahme  der  Eheschliessung  von  Reichs.inge- 
hörigen  erteilen.  Desgleichen  kann  der  schwei- 
zerische Bnudesrat  nach  Art.  13  des  Bundesge- 
setzes vom  24.  Dezember  1874  dort,  wo  er  es 
für  angemessen  erachtet,  den  diplomatischen 
und  consularischen  Vertretern  die  Befugnis  zur 
Beurkundung  von  Standesakten  schweizerischer 
Staatsbürger  und  zur  Vornahme  der  Ehe- 
schliessnng  zwischen  Sehweizern  unter  sich 
sowie  zwischen  Schweizern  und  Ausländem  er- 
teilen.   Dagegen   bestimmte  die  Verordnung 
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des  Ministerium!«  des  Aeussern  vom  2.  Dezember 
1R57  iR.G.Bl.  Nr.  234),  womit  die  Vorschriften 
für  die  österreichischen  Consularämter  iu  der 
Türkei  iu  betreff  der  staatsbürgerlichen  Ver- 
hältnisse der  im  türkischen  Reiche  befindlichen 
österreichischen  Unterthanen  nnd  Schutzbefoh- 
lenen kund  gemacht  wurden,  ausdrücklich,  doss 
Ehesehliessungen ,  Geburten  nnd  Sterbefalle 
auch  bezüglich  der  in  der  Türkei  sich  auttml- 
tenden  österreichischen  Unterthanen  in  der 
Regel  durch  die  Zeugnisse  nnd  Registeranszüge 
der  Seelsorger  derjenigen  Religionsgemeinden, 
deueu  die  betreffenden  Unterthanen  angehiiren, 
bewiesen  werden  (s.  u.  sub  13).  Gegenwärtig  kann 
jedoch  die  ungarische  Regierang  den  diploma- 
tischen Vertretern  und  den  Cousaln  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  die  Ermächti- 
gung erteilen,  iu  ihren  Sprengein  als  Matriken- 
führer für  ungarische  Staatsangehörige  zu  fun- 
gieren (§  79  des  Gesetzartikels  33  ex  18S»4). 

13.  Die  Staudesamtsbezirke.  Die  S  tan - 
de  samt  »bezirke  fallen  in  den  Landern  des 
f ranz« isischen  Systems  regelmässig  mit  dem  Um- 
fange des  Gemeindegebietes  znsammen.  Doch 
sind  auch  hier  die  grösseren  Kommunen  regel- 
mässig in  mehrere  Standesamtsbezirke  geteilt, 
und  eoenso  könneu  kleinere  Gemeinden  sich  für 
die  Besorgung  der  standesamtlichen  Geschäfte 
einen  gemeinschaftlichen  Sekretär  halten,  wel- 
cher indes  die  Funktionen  eines  Standesbeamten 
nur  kraft  der  Delegation  der  Bürgermeister 
versieht  (vgl.  Art.  3  und  4  der  italienischen 
Ausführungsverordnung  vom  16.  November  1865). 
In  Deutscliland  ist,  wie  bereits  angedeutet 
wurde,  die  Bildung  der  Standesamtsbezirke 
durch  das  R.G.  v.  6.  Februar  1876  den  höheren 
Verwaltungsbehörden  ohne  Rücksicht  auf  den 
Geuieindeverband  übertragen  worden.  Diesen 
Behörden  kommt  es  zu,  einen  Gemeindebezirk 
als  Standesamtsbezirk  zu  erklären;  sie  können 
jedifh  auch  einen  Gemeindebezirk  in  mehrere 
Standesamtsbezirke  zerlegen,  eine  Gemeinde 
mit  anderen  Gemeinden  oder  mit  Teilen  anderer 
Gemeinden  oder  auch  Teile  verschiedener  Ge- 
meinden zu  einem  Standesamtsbezirke  vereini- 
gen. Die  landesrechtlichen  Vorschriften  Uber 
die  Bildung  der  Standesamtsbezirke  haben  bald 
mehr  Gewicht  auf  den  Anschluss  an  den  Ge- 
meiudeverband,  bald  anf  den  Zusammenhang 
mit  dem  Parochialverbande  gelegt.  In  Ungarn 
werden  die  Matrikelbezirke  vom  Minister  des 
Innern  nach  Anhörung  des  Verwaltungsausschus- 
ses des  betreffenden  Comitates  oder  sonstigen 
Municipiums  vom  Minister  des  Innern  festge- 
stellt Auf  dem  Gebiete  verschiedener  Coraitate 
(Municipien)  liegende  Gemeinden  oder  ange- 
schlossene Puszten  sollen  in  der  Regel  nicht  zu 
einem  Matrikel  bezirke  vereinigt  werden  (§  3 
des  Gesetzartikels  33  ex  1894). 

In  den  Ländern  mit  kirchlicher  Register- 
fUhrung  bildet  der  Parochial verband  uaturge- 
niäss  auch  die  Grandlage  für  die  Abgrenzung 
der  Standesamtsbezirke.  Hiermit  hängt  es  zu- 
sammen, dass  in  diesen  Ländern  die  Standes- 
amtsbezirke  der  konfessionellen  Minoritäten  oft 
sehr  ausgedehnt  sind  und  nicht  selten  mehrere 
untere  oder  auch  noch  grössere  Verwaltungsbe- 
zirke umfassen,  in  welchem  Falle  die  geist- 
lichen Registerführer  mehrfach  der  snpplieren- 
den  Mitwirkung  der  Verwaltungsbehörden  be- 
dürfen.  Da  der  Parochialverband  öfters  nicht 


mit  der  Staatsgrenze  zusammenfällt,  so  kommt 
es  auch  vor,  dass  sich  der  Sprengel  kirchlicher 
Standesamtsbezirke  ins  Ausland  erstreckt  oder 
dass  umgekehrt  ausländischen  Pfarrstellen  im 
Inlande  gelegene  Ortschaften  oder  Ortsbestand- 
teile einverleibt  sind.  Auf  diese  Anomalie  hat 
auch  das  deutsche  R.G.  v.  6.  Februar  187» 
(§  75)  Rücksicht  genommen.  Danach  bleibt 
innerhalb  solcher  Grenzpfarreien,  deren  Bezirk 
Bich  ins  Ausland  erstreckt,  das  bestehende 
Recht  über  die  Beurkundung  der  Geburten, 
Eheschliessungen  und  Sterbefälle,  für  welche 
ein  Standesbeamter  nach  den  Vorschriften  des 
deutschen  Reichsgesetzes  nicht  zuständig,  wohl 
aber  die  Zuständigkeit  des  Geistlichen  begrün- 
det ist,  fortan  in  Kraft. 

14.  Uie  Aafoichtsbehurileu.  Als  Auf- 
sichtsbehörden der  Standesregister  fungieren 
in  den  Ländern  mit  bürgerlicher  RegisterfUh- 
rung  bald  die  Gerichtsbehörden  bezw.  die 
Staatsanwaltschaften,  bald  die  Verwaltungsbe- 
hörden. Nach  dem  Code  civil  (Art.  53)  haben 
die  Prokuratoren  bei  den  Gerichten  der  1.  In- 
stauz  die  Aufsicht  zn  führen.  Das  deutsche 
R.G.  v.  6.  Februar  1875  hat  die  Bestimmung 
der  Aufsichtsbehörden  in  erster  Linie  den 
landesrechtlichen  Vorschriften  überlassen.  Nur 
in  Ermangelung  solcher  Vorschriften  wird  nach 
dem  Reichsgesetze  die  Aufsicht  von  den  unteren 
Verwaltungsbehörden  und  in  höherer  Instanz 
von  den  höheren  Verwaltungsbehörden  geführt. 
Landesrechtliche  Vorschriften,  weicht»  die  Auf- 
sichtsbehörden bestimmen,  bestehen  von  früherer 
Zeit  her  im  Gebiete  des  französischen  Rechts 
mit  Ausnahme  der  Provinz  Rhein-Hessen  und 
von  Frankfurt  am  Main  nnd  sind  seit  der 
Verkündigung  des  Reichsgesetzes  insbesondere 
in  Württemberg,  Baden  und  Hessen  erlassen 
worden. 

In  den  Ländern  mit  kirchlicher  Register- 
fuhrung  besteht  eine  doppelte  Aufsicht,  indem 
dieselbe  einerseits  von  den  übergeordneten 
geistlichen  Stelleu,  andererseits  von  den  Staats- 
behörden, und  zwar  wieder  bald  von  den  Ge- 
richtsbehörden, bald  von  den  Verwaltungsbe- 
hörden geübt  wird.  Eine  selbständige  oberste 
Aufsichtsbehörde  besitzt  nur  das  vereinigte 
Königreich  Grossbritannien  und  Irland,  wo  für 
jedes  der  drei  Länder  ein  besonderes  General- 
registeramt eingerichtet  ist.  Nicht  auf  gleicher 
Stufe  steht  die  Geueraldirektiou  der  Standesre- 

f ister  in  Spanien,  welche  nur  eine  Abteilung 
es  Justizministeriums  bildet. 

Dio  Kompetenz  der  Aufsichtsbehörden 
äussert  sich  teils  in  der  Ueberwachung  der 
Pflichteuerfüllung  der  Standesbeamten,  teils 
auch  in  einem  Verfügungsrechte  in  betreff 
nachträglicher  Eintragungen  und  Berichtigun- 
gen. Auch  in  dieser  Beziehung  gehen  die  An- 
ordnungen der  verschiedenen  Gesetzgebungen 
wieder  auseinander,  indem  ein  solches  Verfü- 
gungsrecht bald  nur  den  Gerichten,  bald  auch 
—  in  beschränkterem  Umfange  —  den  als  Auf- 
sichtsbehörden fungierenden  Verwaltungsorganen 
zusteht.  Das  Kontrollrecht  üben  die  Aufsichts- 
behörden regelmässig  bei  der  Ueberuahmc  der 
von  den  Standesbeamten  einzusendenden  Dupli- 
kate oder  beglaubigten  Abschriften.  Doch  lin- 
den sich  in  einzelnen  Gesetzgebungen  auch 
i  weitergehende  Kontrollvorschriften.  So  ordnet 
insbesondere  der  Art.  12  des  schweizerischen 
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Buudesgesetzes  vom  24.  Dezember  1874  an. 
dass  die  Kantonsregierungen  verpflichtet  sind, 
über  die  Amtsführung  der  Civilstandsheamten 
alljährlich  Insj>ektiotien  anzuordnen  und  dem 
Bundesrate,  welcher  auch  ausserordentliche  In- 
spektionen verfügen  kann,  Bericht  zu  erstatten. 
Dergleichen  verfügt  der  ungarische  Gesetzartikel 
33  ex  181*4.  dass  der  Minister  des  Innern  zur 
Ueberwachung  der  Matrikelführuug  besondere 
Matrikclinspektoren  ernennen  und  der  Justiz- 
miuister  die  Führung  der  Eheniatrikeln  von 
Zeit  zu  Zeit  speciell  untersuchen  lassen  kann 
(§§  lü  imd  92). 

15.  Die  St.  Nach  dem  Rechte  der 
meisten  Staaten  sind  für  jeden  Standesamtsbe- 
zirk jedenfalls  drei  Standesregister.  Ge- 
burts-,  Heirats-  und  SterheregUter,  zu  fuhren. 
Insbesondere  ordnen  auch  das  deutsche  R  G.  v. 
6.  Februar  1H75  ig  12)  und  das  schweizerische 
Bundesgesetz  vom  24.  Dezember  1874  (Art.  2) 
für  jeden  Standesamtsbezirk  die  Führung  dieser 
drei  Register  an.  Neben  diesen  drei  Registern 
werden  in  verschiedenen  Staaten  von  den 
Standesbeamten  noch  manche  andere  Verzeich- 
nisse geführt.  In  den  Ländern  mit  kirchlicher 
Rejristerführung  ist  häufle:  durch  die  kirchliche 
Gesetzgebung  noch  die  Führung  eines  Aufge- 
botsbmhes  und  hie  und  da  eine.-!  Uber  exainiuis 
spousorum  vorgeschrieben.  Besondere  Fried- 
hofsregister sind  ebenfalls  mitunter  üblich. 
Aufgebotsbücher  finden  sich  anch  in  den  Lin- 
dern mit  bürgerlicher  Registerführung.  Die- 
selben kennt  insbesondere  auch  der  ('wie  civil 
(Art.  63).  Desgleichen  spricht  der  Art.  5  lit.  a 
des  schweizerischen  Bundesgesetzes  vom  24. 
Dezember  1874  von  der  Eintragung  der  Ver- 
kündigungen, woraus  hervorgeht,  da*s  die  Füh- 
ruug  derselben  nach  schweizerischem  Rechte 
zulässig  ist.  I>ie  Gesetzgebung  einiger  Kantone 
(Appenzell  a.  R.,  Basel-Mudt.  Beni,  Freiburg, 
Genf,  Glnrus,  Neuenburg.  Thurgau  und  Zürich) 
hat  die  Haltung  von  Aufgebotsbüchern  aus- 
drücklich anbefohlen.  Ebenso  hat  das  öster- ' 
reiebische  G.  v.  26.  Mai  1S6S  K.G.K1.  Nr.  47) 
ihre  Führung  für  den  Fall  des  Abschlusses 
einer  Notcivilehe  vorgeschrieben.  Schon  das 
schwedische  Kirchengcsetz  vom  September  1688 
bat  ferner  ilie  Pfai  rgeistlichen  zur  Verzeich- 
nung der  Wohiiungsänderungen  von  Pfarre  zn  I 
Pfarre  verpflichtet.  In  anderen  Staaten  ist  1 
namentlich  die  Führung  von  Bürgerrechts-  nnd 
Familienregistern  üblich.  Besondere  Familien- 
registcr  bestehen  insbesondere  schon  seit  alter , 
Zeit  iu  Württemberg  für  jede  Ortsgemeinde  • 
einer  Parochie;  die  Führung  dieser  Register  ist 
durch  die  Ministerialverfügung  vom  26.  Februftr 
1876  gleichfalls  den  Standesbeamten  Ubertragen 
worden.  Der  t'odice  civile  schreibt  für  Italien 
allgemein  die  Führung  eines  besonderen  regi- 
stro  di  cittädinanza  vor,  dessen  Einrichtung  in 
der  Ausführungsverordnung  vom  15.  November 
IHi")  (Art,  44  n.)  genauer  geregelt  ist.  Auch 
durch  die  Gesetzgebung  einiger  schweizerischer 
Kantone  ist  die  Führung  von  Familien-  und 
Bürgerregistern  angeordnet  worden. 

Regelmässig  werden  in  den  Ländern  mit : 
bürgerlicher  Registerführung  alle  Standesregister 
für  den  gesamten  Umfang  des  Amtsbezirkes 
geführt.  Dadurch  ist  namentlich  ausgeschlossen, 
dass  für  die  verschiedenen  Gemeinden,  welche 
zu  einem  solchen  Sprengel  gehören,  besondere 


j  Geburt»-,   Heirats-  und  Sterbebücher  geführt 
I  werden.    In  den  Ländern  mit  kirchlicher  Re- 
I  gisterführung  kommt  hingegen  öfter  die  Ano- 
i  malie  vor.  dass  sich  mehrere  Seelsorgestellen 
■  in  die  Führung  der  einzelnen  Standesregister 
für  die  eine  oder  andere  Ortschaft  teilen  oder 
i  dass  die  Register  von  derselben  Seelsorgestelle 
für  die  eingepfarrten  Ortschaften  getrennt  ge- 
führt werden.    Als  eine  weitere  Besonderheit 
ist  für  diese  Länder  zu  verzeichnen,  dass  ein- 
zelne Seelsorgestellen,   welche  mit  einer  be- 
schränkten seelsorgcrischeu  Jurisdiktion  ausge- 
stattet sind,  auch  nur  ein  beschränktes  Recht 
zur  Führung  von  Registern  besitzen,  so  dass 
von  denselben  bald  nur  Tauf-  bezw.  Gebtirts- 
bücher,  bald  auch  Sterbebüeher  gehalten  werden, 
während  die   Führung  der  Sterbebücher  oder 
wenigstens  die  Führung  der  Traunngsbücher 
dem  Inhaber  der  nächsten  selbständigen  oder 
übergeordneten  Seelsorgestation  (Dekan)  vorbe- 
halten bleibt.    In  Ungarn  können  vom  Minister 
des  Inuern  mehrere  benachbarte  Matrikelbezirke 
zum  Zwecke  der  Führung  der  Ehematrikeln  zu 
einem  Matrikelbezirk  vereinigt  werden  (Jj  ~>  des 
Gesetzartikels  33  ex  18Ü4>. 

Auch  Inhalt  nnd  Form  der  Eintragungen 
sind  in  den  Ländern  mit  bürgerlicher  Register- 
führung regelmässig  klarer  und  besser  geregelt 
als  iu  den  Staaten  mit  kirchlicher  Registertiih- 
rung.  Von  den  Vorschriften  über  den  Inhalt 
der  Standesregister  bäugt  es  nicht  nur  ab,  was 
Uberhaupt  einen  Gegenstand  der  Eintragung 
zu  bilden  hat.  sondern  auch  was  im  einzelnen 
in  die  verschiedenen  Register  eingetragen 
werden  rouss  oder  eingetragen  werden  soll. 
Die  Grnudlage  für  die  Eintragungen  bilden 
regelmässig  die  vorgeschriebenen  Anzeigen  der 
Beteiligten,  die  eigene  amtliche  Kenntnis  des 
Standesbeamten  (insbesondere  bei  der  Ehe- 
schließung) nnd  die  Feststellungen  der  Behör- 
den. Bezüglich  der  Form  der  Eintragungen 
sind  namentlich  zu  unterscheiden  selbständige 
Eintragungen  (unter  fortlaufender  Zahl  «»der 
ohne  solche)  und  Randvermerke. 

Die  Eintragungen  l*esitzen  nur  in  Aus- 
nahmefällen eine  materielle  Wirkung.  So  z.  R. 
nach  Art.  359  des  französischen  Code  civil  be- 
züglich der  Adoption  und  nach  dem  prenssi>.hen 
G.  v.  !>.  März  1874  rücksichtlich  der  Ehesehlies- 
sung.  Regelmässig  erfolgen  jedoch  die  Eintra- 
gungen in  die  Standesregister  nur  im  Interesse 
der  öffentlichen  Ordnung  und  zur  Sicherung  des 
Beweises.  Sowohl  den  t'ivilstandsregistem  als 
den  staatlich  anerkannten  Kirchenbüchern  m>- 
wie  den  aus  beiden  Registerarten  ausgestellten 
und  von  den  Standesbeamten  beglaubigten 
Auszügen  kommt  die  Beweiskraft  öffentlicher 
Urkunden  zn.  Diese  Beweiskraft  erstreckt  sich 
regelmässig  auf  alle  Thatsachen,  welche  der 
Standesbeamte  auf  Grund  eigener  Wahrnehmnng 
oder  der  pflichtmässig  erfolgten  Anzeigen  ein- 
getragen hat,  und  ist  der  Gegenbeweis  nur 
unter  denselben  Bedingungen  und  Voraussetzun- 
gen zulässig,  unter  denen  er  gegen  öffentliche 
Urkunden  überhaupt  geführt  werden  kann.  Da 
die  neueren  l'ivilstandsgcsetze  den  Kreis  der 
That-sachen,  welche  einzutragen  sind,  ferner  die 
Form  und  den  Inhalt  der  Anzeigen  bestimmt 
haben ,  so  sind  dadurch  mancherlei  Zweifel, 
welche  in  den  Landern  der  kirchlichen  Register- 
führung öfter  in  betreff  des  Umfange»  der  Be- 
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veiskraft  bestehen,  beseitigt  w<»rden.  Dieselbe  i 
Beweiskraft  kommt  den  kirchlichen  Registern 
aueh  in  den  Ländern  mit  Givilstandsregistern 
bezüglich  jener  Thatsacheu  zu,  welche  vor  der 
Wirksamkeit  der  neuen  Civilstnudsgesetze  ein- 
getragen worden  sind,  wenn  diese  Register  in 
der  Verwahrung  der  kirchlichen  Behörden  be- 
lassen worden  sind.  Demzufolge  ist  nach  dem 
deutschen  R.G.  v.  6.  Februar  1875  (Sr  73)  den 
mit  der  Führung  der  Standesregister  bisher  be- 
traut gewesenen  It'nrrgeistlichen  die  Berechti- 
gung verblieben,  über  die  bis  zur  Wirksamkeit 
des  neuen  Gesetzes  eingetragenen  Geburten, 
Heiraten  und  Sterbefülle  Zeugnisse  mit  öffent- 
licher Beweiskraft  zu  erteilen.  Ebenso  ist  in 
Ungarn  den  von  dem  Beginn  der  Führung  der 
staatlichen  Matrikeln  gehaltenen  konfessionellen 
Matriken  und  den  ans  ihnen  erfolgten  Auszügen 
die  Beweiskraft  öffentlicher  TIrkundeu  verblieben,  j 
wie  auch  die  konfessionellen  Matrikenführer 
fernerhin  zur  Erteilung  von  Auszügen  ans 
ihnen  berechtigt  und  verpflichtet  sind  l&i  93 
und  94  des  ungarischen  Gesetzartikels  3  t  ex  1 
18«»4 ;•.  Ander»  gestaltet  sich  die  Sache  in  der 
Schweiz,  wo  nach  dem  Buudesgesetze  vom  24. 
Dezember  1874  (Art.  64)  auch  die  früheren 
kirchlichen  Register,  soweit  sie  sich  auf  Civil- 
standsakt«  beziehen,  den  bürgerlichen  Beamten 
zur  Verwahrung  übergeben  worden  sind.  Für  I 
die  Zukunft  ist  natürlich  in  den  Landern  mit ' 
Civilstandsregistem  die  Beweiskraft  der  fortge- 
führten kirchlichen  Register  nach  den  allge- 
meinen Beweisregeln  der  Prozessordnung  zu 
beurteilen.  Öffentliche  Beweiskraft  kommt 
endlich  regelmässig  auch  deu  vorläufigen  Be- 
urkundungen von  Standesakten  zu,  welche  na- 
mentlich im  Falle  von  Mobilisierungen  für  die 
Personen  des  Militärstaudes  nnd  auf  Schiffen  | 
vorgenommen  werden.  In  letzterer  Hinsicht 
i*t  ziemlich  allgemein  sowohl  für  Kriegsfahr- 
zeuge als  für  Handelsschiffe  vorgeschrieben, 
dass  über  die  daselbst  vorfallenden  .Standesakte 
durch  den  Schiffskommandanten  unter  Beziehung 
von  Zeugen  vorläufige  Beurkundungen  aufzu- 
nehmen sind,  welche  sodann  deu  heimatlichen 
Standesbeamten  durch  Vermittelung  der  Cen- 
tral- oder  der  Seebehörden  zugesendet  werden 
(Artt.  59— 61.  86  und  87  des  französischen  Code 
civil,  Artt.  381.»  und  381'.  396  des  italienischen 
Codice  civile.  §§  61—  64  des  deutschen  R.G.  v. 
6.  Februar  1875,  kaiserliche  V.  v.  4.  November  | 
1875,  Österreichische  V.  v.  25.  August  1866. 
R.G.BI.  Nr.  2 in;..  In  den  Ländern  mit  kirch- 
licher Registerführunir  haben  die  auf  Kriegs-  1 
fahrzeugen  eingeschifften  Marinekaplüne  die 
vorfallenden  (iebnrten  und  Sterbefalle  in  ihre 
Manualprotokolle  einzutragen. 

Im  Zusammenhange  mit  der  öffentlichen 
Beweiskraft  der  Standesreinster  steht  die 
Publizität  derselben.  Dieselbe  ist  durch  die 
Civilstandsgesetze  regelmässig  dahin  bestimmt, 
dass  die  Standesbeamten  verpflichtet  sind,  aus  ' 
den  Standesregistern  jedermann  gegen  Bezah- 
lung der  vorgeschriebenen  Gebühren  die  ge- 
wünschten Auszüge  zu  erteilen  (Art.  45  des 
französischen  Code  civil,  Art.  362  des  italieni- 
schen Codice  civile*.  Weiter  geht  das  deutsche 
R.G.  v.  6.  Februar  1875,  dosen  4}  16  die  Ver- 
fügung trifft,  dass  die  StnndesrcgUter  gegen 
Zahlung  der  vorgeschriebenen  Gebühren  jeder- 1 
mann  zur  Einsicht  vorgelegt  werden  müssen  i 


und  bei  Unvermögen  der  Beteiligten  die  Ein- 
sichtnahme und  Erteilung  vou  Auszügen  ge- 
bührenfrei zu  gewähren  ist. 

Hf.  Inventarisierung  der  SU  Die  mo- 
derne Verwaltung  hat  sich  nicht  darauf  zu  be- 
schränken,  die  Sicherung  des  Civilstandes  der 
Staatsbewohuer  für  die  Zukunft  anzustreben, 
sondern  sie  hat  auch  dafür  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  älteren  Register  zugänglich  gemacht 
nnd  erhalten  werden.  Zur  Sicherung  des  Be- 
standes der  älteren,  namentlich  der  früheren 
kirchlichen  Register,  ist  bisher  noch  in  wenigen 
Staaten  Genügendes  geschehen.  Nur  England 
besitzt  im  Geueralregisteramt  eiu  Centraiarchiv, 
wo  die  sämtlichen  älteren  .Standesregister,  nach- 
dem ihre  Authenticität  geprüft  worden  ist, 
niedergelegt  worden  sind  und  wo  zugleich  der 
Inhalt  der  neuen  staatlichen  Register  in  Form 
von  Duplikaten  in  Evidenz  gehalten  wird.  Da- 
iregeu  habeu  Deutschland  und  die  Schweiz  bei 
der  Neuregelung  ihres  Standesregisterwesen* 
auf  die  Durchführung  einer  ähnlichen  Einrich- 
tung verzichtet.  Mehr  geschehen  ist  in  Belgien, 
welches  bereits  seit  dem  Jahre  1865  einen  Ge- 
neralindex zu  den  älteren  Pfarrregistern  herzu- 
stellen begonnen  hat,  nachdem  hier  gleichfalls 
eine  Inventarisierung  aller  vorhandenen  Stan- 
desregister voransgegangen  war.  Eine  solche 
Verzeichnung  sämtlicher  Standesregister  ist  so- 
dann auch  in  Baden  und  nenestens  in  Oester- 
reich durchgeführt  worden. 

Litteratur:  Bezüglich  der  Geschichte  des  Standes- 
rrgUterwesen»  ist  zu  verweisen  auf  die  kann- 
nistischeii  Lehr-  und  Handbücher ,  iro  auch 
weitere  Litteratur  angeführt  ist,  auf  die  WerLe 
über  dir  Eheschliestung,  frrnrr  auf  Stein,  Ver- 
waltungslehrr  I,  S.  Xä'J  (f\  —  Eine  kurze  ('eher- 
ficht  iilier  dir  Enlwickctnng  de»  Standesregister- 
Wesens  in  den  wichtigeren  Kulturländern  ent- 
hüll die  Schrift:  lhe  Standesregister  in  Oester- 
reich,  vorläufige  Ergebnisse  der  von  der  k.  L. 
statistischen  Centralkommission  ausgeführt»  n  Er- 
hebung, Wien  ISS'.t.  — •  J'ebrr  dag  geltende  Hecht 
qrben  dir  verschiedenen  Kommentare  zu  den 
Vieilge»etzbiichern  und  den  < 'iriUtandsgesetz'n 
smrie  die  Handbücher  der  Vrrtraltuvgskunde  Auf- 
»chluss.  Vgl.  für  Deutschland:  Stengel» 
Wörterbuch  drs  deutschen  Verwaltungsrechtes  II, 
S.  .WJf.  —  Für  Italien :  Ordinameni»  dell"  »tat» 
ririle,  racrolUt  di  dispoxizioni  legislative  e  reg-.lo. 
militari,  di  istruzioni,  rirrolari,  trattati  intrr- 
nazionali  e  mudetii  di  aili  puhUicali  dal  IC> 
rembre  IXH6  a  luttu  agosto  IS&I ;  Roma  ISM.  — 
Für  die  Schweiz:  Handbuch  für  die  schweize- 
rischen t  ivilstandsbcnnitcn ,  herausgegeben  e<an 
schweizerischen  DefMitemetit  des  Innern,  Hern 
MM.  —  Für  Oesterreich :  I.  Clrtetml,  Kirchliche 
Vorschriften  und  österreichische  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen in  den  Matrikrnanaclegenheiten  etc., 
tiraz  Iri'Jl,  und  ('.  Heidt,  Malrikrnführung  nach 
den  in  Oesterreich  geltenden  kirchlichen  und 
staatlichen  Oesetzen  und  Vecrdnnngen  etc., 
3.  Aufl.,  Wien  IM?. 

Ferdinand  Schmitt. 
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1.  Ikgriff.  2.  Geschichte 
St.:  im  Gebiete  der  Haiisa,  im  Gebiete  des 
Rheins,  der  Weeer,  der  Klhe.  der  Oder  und  der 
Weichsel;  das  St.  iu  Flandern,  in  Pari«,  in 
Englaud.  3.  Volkswirtschaftliche  Würdigung 
des  St.   4.  Aufhebung  des  St. 


1.  Begriff.  Unter  deu  Beschränkungen, 
denen  in  älterer  Zeit  Handel  und  Verkehr 
vielfach  ausgesetzt  waren,  müssen  verschie- 
dene Arteu  auseinandergelialten  werden, 
wenn  sie  auch  in  der  Hauptsache  auf  das- 
selbe herauskommen.  Das  Stapelrccht  einer 
Stadt  bestand  darin,  dass  an  ihr  keine  Ware 
vorübergeführt  oder  durch  ihr  Gebiet  durch- 
gebracht werden  durfte,  ohne  eiue  gewisse 
Zeit  zum  öffentlichen  Vorkaufe  an  den  von 
ihr  zu  diesem  Zwecke  bestimmten  Plätzen 
ausgelegen  zu  haben.  Von  dem  Messrecht 
—  jus  unndinarum 
sich  darin,  dass  auf 

Messen  jeder  völlig  frei  verkehren,  beliebig 
mit  seinen  Waren  ab-  und  zugehen  konnte, 
der  vom  Stapel  Gezwungene  jedoch  diese 
Freiheit  nicht  besass.  Die  Dauer  dieser  Zeit 
war  sehr  verschieden  angesetzt,  in  Deutsch- 
land in  der  Kegel  auf  drei  Tage.  Doch 
finden  sich  auch  ausgedehntere  Termine. 
Das  Niederlagsrecht  für  Kaiisch  von  1490 
verlangte,  dass  jeder  daselbst  ankommende 
Kaufmann  sieben  Tage  lang,  den  Tag  der 
Ankunft  mitgerechnet,  Niederlage  halten 
musste;  in  Kojteuhagen  dauerte  der  Stapcl- 
zwang  acht  Tage  und  iu  Brügge  wurde  er 
1359  gar  auf  10  Tage  normiert.  Die  Städte, 
die  sich  dieses  Vorzuges  erfreuten,  hatten 
meistens  Kaufhäuser,  in  denen  die  Waren 
gelagert  werden  mussten,  und  in  Verbindung 
damit  den  sogenannten  Lagerhauszwang. 
Der  Stapelzwang  erstreckte  sich  aber  nicht 
auf  alle  Waren,  sondern  bestand  gewöhn- 
lich nur  für  die  als  »Stapelgüter«  gekenn- 
zeichneten Waren,  mitunter  auch  nur  für 
eine  einzelne  Ware ;  so  z.  B.  in  Hamburg  ur- 
sprünglich nur  für  Korn,  in  Calais  für 
Wolle,  in  Artois  für  Wein,  in  Grimma  für 
Holz.  In  dem  Stapelgesetz  für  Dordreeht 
von  1209  wird  bestimmt,  dass  »men«s  om- 
nes  vendibiles«.  insbesondere  Wein,  Korn 
und  Holz  uach  Dordreeht  geführt  werden 
sollen,  1190  aber  wurden  als  Stapelgüter 
erklärt:  Getreide,  Erbsen,  Bohnen,  Wein, 
Salz,  nolz,  Kohlen,  Kalk.  Mühlsteine, 
Hopfen,  Schmalz,  Ziegel,  Dachschindel.  Am 
Khein  rechnete  man  zu  den  Staitclgütcrn  in 
spaterer  Zeit  meistens  Kupfer,  Zinn.  IL'iute, 
Pelzwerk,  Felle,  Wolle,  Tücher,  Flachs, 
Werg,  Hanf,  Leinen,  Talg,  Wachs.  Flaumen- 
federn,  Butter,  Fettwaren.  Eisen,  Vitriol  etc. 
Den  Gegensatz  dazu  bildeten  im  Gebiete 
der  Hansa  die  sogenannten  Venthewaren 


,  kauft  werden  konnten,  ohne  dass  von  ihnen 
leine   Niederlagsabgate    entrichtet  worden 
wichtigsten  i  war.    Dahin  zählte  man  vorzüglich  Artikel 
wie  Bier,  Heringe,  Teer.  Pech,  Wagenschoss, 
Hölzer  und  Schiffsbaumaterialien.    In  Thorn 
i  wird  1403  das  Niederlagsrecht  dahin  l»e- 
stinimt,   dass  alle  Fremden   ihre  Waren 
niederlegen  und  verkaufen  müssen  'nach 
alder  gewonhet,  alzo  wach,  Uly,  ysen,  aller- 
leye  kopper  und  allerleye  eychhoraewerk. 
otter,  befir,   hermel,  lasezizen,  qwekzilbir. 
zafforan,  pfeffer,  ingeber«.    Im  übrigen  er- 
streckte sich  der  Stai*lzwang  sowohl  auf 
die  zu  Wasser  als  zu  I^ande  beförderten 
Waren,  und  man  kannte  selbst  Stapelstrasscn. 
d.  h.  Heer-  und  Landstrassen,  die  nach  der 
Stapelstadt  führten  und  schlechterdings  von 
den   Fuhrleuten   benutzt  werden  mussten. 
Nach  Heinsoldt  erforderte  der  eigentliche 
Stapel  dreierlei,  nämlich  1.  »dass  kein  Kauf- 
—   unterscheidet   es  i  mann  und  Fuhrmann  den  Umkreis»  der 
den  Jahrmärkten  und ;  Stapel  umfahren,  sondern  den  Weg,  der 

nach  der  Stadt,  so  das  Stapel-Recht  hat. 
gehet,  gleich  zu  fahren ;  2.  dass  sie  die 
Waaren  in  und  nicht  ausser  den  Riukinauern 
abladen;  3.  dass  sie  die  abgeladenen  Waaren 
binnen  einer  gewissen  Zeit  feilbiethen  sollen, 
und,  nach  vorher  bezahlten  Zoll  davon, 
solche  mit  sich  wegführen  können.^  Bei 
anderen  Schriftstellern  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts werden  in  der  Kegel  4  Punkte 
angeführt,  die  das  >würkliche  Stapel-Recht  ^ 
gewährleisten:  »1.  Die  Macht  und  Gewalt, 
die  Durclifuhre  zum  Abladen  uud  Verkauft 
anzuhalten*;  2.  behörige  Gebäude  darzu  auf- 
zuführen, worzu  ordentlich  2  Gebäude  ge- 
hörigen, als  eines,  wo  die  Waaren  nieder- 
gelegt werden  können,  welche  man  Weich-, 
Flucht-,  Kauff-  und  Packhäuser  nennet,  und 
dann  eines,  wo  diejenigen,  so  die  Waaren 
herführen,  sich  einstellen  und  mit  den 
Käuffern  einig  werden  könneu;  3.  sind 
zweyerley  Personen  nöthig,  als  einige,  denen 
das  Recht  zustehet,  die  andern  sind  die 
Fuhrleute  oder  Herren  der  Waare  4.  müssen 
die  Fuhrleute  auf  der  ordentlichen  Land- 
Strasse  bleiben,  so  nach  der  Stadt,  die  das 
Recht  hat,  zugehen,  sonsten  werden  sie  ge- 
strafft. «  Den  Ausdruck  >StapelrechU  bringt 
mau  mit  Kaufhaus  oder  Gret  in  Zusam- 
menhang. Es  gab  Kaufhäuser  ohne  Grete 
und  solche  mit  Greten,  d.  h.  mit  Stapelpn- 
vilegien  (Gradus,  Staffel).  Gradus  bedeutet 
die  Stufe  vor  dem  Altar,  wo  das  Opfer 
niedergelegt  wurde,  und  man  mag  den  Aus- 
druck Gret  zuerst  auf  die  Kaufliäuser  an- 
gewandt haben,  die  am  Fluss-  oder  Seeufer 


rbaut,  Treppen  oder  Staffeln  beim  Ausladen 
der  Waren  aufwiesen.  Grete  sind  zahlreich 
in  sülldeutschen  Städten:  Regensburg.  In- 
golstadt, Konstanz,  Geislingen,  Ulm,  SVürz- 
burg  u.  a.  nachgewiesen.    Eine  andere  Aus- 


d.  h.  Waren,  die,  wie  es  scheint,  frei  ver-  legung  knüpft  an  das  lateinische  *stabulunu 
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an,  und  stapela  würde  dann,  worauf  schon  I  rechte  in  Zusammenhang  stehende  Beschrän- 
Wenleidiagen  (de  reb.  publ.  Hans.  3,  S.  öf>8, :  kungen  sind  das   Kr  ahn  recht  (geranii, 


563)  aufmerksam  gemacht  hat,  soviel  be- !  granii  jus,  von  dem  griechischen  ytoaviov, 
<leuten,  als  Waren  auslegen  und  wieder  zu-  ein  Hebezeug,  mit  dem  die  Alten  die 
sammenbinden.    Der  Platz,  auf  dem  dieses  Ladungen  aus    den  Schiffen  entnahmen). 


geschah,  war  der  Stapel  (stabulum),  und  das 
Stapelrei  ht  war  alsdann  die  Befugnis  des 
Ortes,  einen  solchen  Platz  zu  besitzen.  Die 
»Knrtzo  historische  Nachricht  s'on  dem 
Stapel-Hecht  der  alten  Stadt  Magdeburg«, 


Nach  ihm  waren  einige  Plätze  berechtigt 
die  Waren  anzuhalten,  abladen  und  wagen 
oder  messen  zu  lassen,  um  sich  zu  verge- 
wissern, dass  in  den  zu  zahlenden  Zöllen 
keine    Betrfigereien     sich  eingeschlichen 


die  1711  erschien,  mag  also  der  Wahrheit  j  hatten.   Ferner  jus  constringendi  oder 


nahe  kommen,  wenn  sie  sagt,  das  Wort 
Stapelrecht  sei  »erst  im  XIII  secuta  temporo 
interregni  aufgekommen,  als  die  Hausse- 
Städte  die  Commercia  in  bessern  Flor  zu 
bringen,  ein  Büudniss  unter  sieh  gemacht, 
hey  welchen  Stapeln  so  viel  geheissen,  als 
Waaren  zum  feilen  Kauf  aussetzen  und  wieder 
rzusam  men  Dickel  i .  * 

Das  Niederlags-  oder  Einlage- 
recht  ist  wohl  in  der  Hauptsache  identisch 
mit  dem  Stapelrecht.  Dagegen  bedeuten 
I '  m  s  c  h  1  a  g  s  r  e  c  h  t  ( rmlnderocht)  und 
öretreeht  (jus  emporii)  verschiedene 
Grade  des  Staj^elrechts. 


jus  restringeudi,  wio  es  sich  in  Hamburg 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  nachweisen  lässt 
und  vermutlich  auch  an  anderen  Orteu  be- 
stand. Es  besagte,  dass  alle  fremden  und 
alle  oberländisehen  Schiffe  nur  in  Hamburg 
loschen  sollten.  In  Magdeburg  forderte  dio 
Sehiffsbrüderschaft  1744,  dass  die  Dresdener 
und  andere  ol>erländi&che  Schiffe  nicht  über 
Magdeburg  hinausfaliren  sollten  und  die 
Kaufmannschaft  unterstützte  diesen  Wunsch. 
Dazu  gehörte  das  Ladungsrecht,  wo- 
nach der  Schiffer  sich  in  Hamburg  nur 
dann  Rückfracht  holen  durfte,  wenn  er  sein 
Schiff  nicht  in  Ballast,  sondern  mit  Gütern 


Das  Umschlag s recht  bestand  in  der  |  nach  der  Stadt  geführt  hatte.  Hand  in 
erzwungenen  Umladung  der  vorbeigehenden  |  Hand  mit  dem  Stapel  ging  der  Strassen- 
üüter,  wobei  nur  die  Stapelgenossen  des!  zwang,  der  die  Beuutzung  bestimmter  zu 
betreffenden  Umschlagsplatzes  das  Recht ,  den  Stapelplätzen  führender  Strassen  for- 
mier Weiterbeförderung  hatten.  Es  war  mit-  derte  und  die  Rang-  oder  Reihefahrt, 
hin  ein  Recht  am  Warenverkehr  gegenüber  auch  Rört  fahrt  genannt  (na  boretale).  Nach 
dem  im  Stapelreehte  verkörperten  Reelüe  ihr  fuhren  die  Mitglieder  einer  Schiffergilde 
-am  Warenhandel.  Dass  dasselbe  (Kriele)  in  bestimmter  Reihenfolge  ab  und  nahmen 
ein  verkümmertes  Stapelrecht  darstellen  und  die  mittlerweile  zur  Beförderung  eingegan- 
zeitlieh  auf  dieses  gefolgt  sein  soll,  ist  nicht  genen  Güter  mit.  Diese  Einrichtung  bot 
recht  einleuchtend.  Jedenfalls  läge  es  näher  den  Schiffern  den  Vorteil,  dass  ihnen  ihr 
anzunehmen,  wenn  schon  in  Deutschland  '  Anteil  an  der  Schiffahrt  gesichert  war  und 
nicht  beide  Rechte  neben  einander  bestanden  'jeder  innerhalb  gewisser  Zeit,  ohne  sich  zu 


haben  sollen,  dass  das  Umschlagsmht  dem 
-Stapelrocht  vorausgegangen  ist.  Das  Grot- 
recht  wiederum  (jus  emporii)  zeigt  sieh  in 
den  Fällen,  wo  es  dem  Gaste  nicht  erlaubt 


bemühen,  seine  Fracht  bekam.  Anderenfalls 
hätte  der  Einzelne  die  Fahrt  nicht  früher 
angetreten,  als  bis  er  volle  I^adung  gefunden 
hatte,  was  den   kostbaren  Aufenthalt  am 


war,  mit  dem  Gaste  zu  handeln,  sondern ,  Stapelplatze  über  Gebühr  verlängerte.  Der 


der  Fremde  nur  an  die  Einheimischen  ver- 
kaufen und  nur  von  ihnen  kaufen  durfte. 
Nur  dioSta|>elgenosscn  hatten  eine  bestimmte 


Kaufmann  genoss  dalx*i  die  Sicherheit,  seine 
(tüter  in  gewisser  Zeit  befördert  zu  wissen, 
während  sie  sonst  Wochen  oder  Monate 


Zeit  lang  das  Recht,  die  betreffenden  Waren  i  liegen  geblieben  wären.    Die  Schattenseiten 

zu  kaufen.    Das  Stapelrecht  zwang  zum  offenbarten  sieh  erst,  als  der  Verkehr  so 

Verkaufe.   al>er  Hess  zunächst  die  Frage  lebliaft  erstarkte,   dass  der  Zwang,  seine 

offen,  an  wen,  gestattete  den  Handel  mit  Waren  einem  möglicherweise  nicht  pflicht- 

Kinheimi.schon    und    mit  Fremden.     »Wo  getreuen  Schiffer  anvertrauen  zu  müssen, 

•a-lior«,  sagt  Ahasverus  Fritsch  1600,  »das  auf   seiten   des  Kaufmannes  unangenehm 

jus  emporii  in  vollem  Flor  ist.  Ja  mag  ein  empfunden  w  urde.    Eine  der  bedeutendsten 

Erombder  wol  fremde   Waaren    zuführen,  Reihefahrten  war  die  16-19  zwischen  Amstor- 


und  muss  solche  niederlegen  und  des  < >rts 
verhandle^»  oder  verkauffen,  und  zwar  nur 
allein  den  Einwohnern.  An  solchem  Orte 
dürfen  Frembde  von  Frembden  keine 
Waaren  erhandeln  und  verkauffen.  sondern 
die  Frembden  müssen  diejenige  Waaren.  so 
sie  crliandeln  und  erkauf fen  wollen,  alleine 
von  den  Inwohnern  des  Orts  kauffen,  erlan- 
gen und  handelu.«    Andere  mit  dem  Stapel- 


lam  und  Hamburg  begründete.  Zwischen 
Hamburg  und  Berlin  wurde  sie  1700  einge- 
führt, 1712 — 17 1 4  wieder  aufgehoben.  Zwi- 
schen Magtieburg  und  Hamburg  Hess  sich 
die  regelmässige  Reihefahrt  gegen  ilie  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  auch  nicht  mehr 
halten. 

2.  Geschichte   der  wichtigsten  St. 

Die  Entstehung  des  Stapelrechts  geht  in 


Handwörterbuch  der  SUai 
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sehr  alte  Zeiten  zurück.  Schon  Athen  soll 
es  bei  den  in  seinen  Hafen  einlaufenden 
Kornschiffen  angewandt  haben.  Namentlich 
aber  stand  es  im  Mittelalter  in  Hinte.  Be- 
reits Karl  der  Grosse  hatte  in  dem  Kapitu- 
lar  von  805  für  den  Eintausch  von  Waren, 
die  von  den  Slawen  und  Avaren  nach 
Deutsclüand  gebracht  wurden,  in  Sachsen. 
Thüringen  und  Bayern  gewisse  Plätze  an 
der  Grenze  bestimmt  Man  glaubte  so  jene 
Volker  besser  überwachen ,  insbesondere 
verhindern  zu  können,  dass  verbotene 
Gegenstände,  wie  etwa  Waffen,  in  ihre 
Hände  gelangten.  Zu  diesen  Grenzörtern 
gehörten  Bartlowick  und  Magdeburg,  Halle 
und  Erfurt,  Lorsch  und  Regeusburg,  Forch- 
heim und  Bamberg  und  sie  durften  wechsel- 
seitig von  den  Kaufleuten  der  verschiedenen 
Nationen  nicht  überschritten  werden.  Es 
ist  möglich,  dass  wir  in  dieser  Massregel 
den  Anfang  des  Stapelzwanges  haben;  an- 
gelehnt hat  sich  aber  die  ganze  Einrichtung 
offonbar  an  natürlich  gegebene  Bedingungen. 
Von  jeher  folgte  der  Handel,  offenbar  zu- 
nächst dem  Laufe  der  Flüsse  entlaug,  be- 
stimmten Strassen  und  hielt  sieh  an  einzel- 
nen bevorzugten  Plätzen  gerne  auf.  So  war 
Alexandrien  der  Hauptstapelort  der  orienta- 
lischen Waren,  später,  nachdem  die  Araber 
sich  der  Küsten  Spaniens,  Aegyptens  und 
des  grössten  Teiles  von  Nordafrika  bemäch- 
tigt hatten,  Konstantinopel  der  Stapelort  für 
iudische  und  levantische  Handelsartikel. 
So  war  schon  in  den  Zeiten  Dagoberts  I. 
eiuer  der  Hauptorte,  in  dem  sich  der  nörd- 
liche lind  der  westliche  Handel  unseres 
Erdhalls  trafen,  Wyck  te  Dorstcdc,  das  an 
demjenigen  Arme  des  Rheins  unterhalb 
Arnheim  liegt,  den  man  den  ljech  oder  Leck 
nannte.  An  den  Ufern  der  Elbe  wurde  seit 
den  Ottoncn  vou  Magdeburg  ein  beträcht- 
licher Handel  mit  Getreide,  Leinewand  und 
anderen  inländischen  Erzeugnissen  getrieben. 
An  der  Weser  war  Bremen  unter  den 
sächsischen  Kaisen»  ein  sehr  thätiger  Han- 
delsplatz, und  längs  dem  Main  waren  es 
vorzüglich  Würzburg  und  Bamberg,  die  sich 
zeitig  mit  dem  Handel  beschäftigten.  Kurz, 
es  bilden  sich  eben  ganz  von  selbst  durch 
die  Gunst  der  Lage,  an  wichtigen  Strassen- 
kreuzungen,  im  Mittelpunkte  eines  grossen 
Gebiets,  bei  der  Einmündung  wichtiger 
Nebenflüsse  in  den  Hanptstrom  u.  s.  w. 

Sewisse  Verkehrsmittelpuukte,  die  man  als- 
ann  durch  Privilegien  in  die  Höhe  zu 
bringen  sich  augelegen  sein  lässt.  Nur  au 
l>estimmten  Orten,  nämlich  da,  wo  sie  den 
für  sich  und  ihr  Eigentum  so  nötigen  Schutz 
zu  finden  hoffen  konnten,  also  etwa  in  den 
königlichen  Pfalzen  und  in  den  Residenzen 
der  Bischöfe,  verweilten  die  Kaufleute  gerne 
längere  Zeit.  Hier  bot  sich  ihnen  in  den 
Kirchen  und  Kaufhäusern  eine  sichere  Stätte 


für  die  Lagerung  ihrer  Waren,  und  indem 
nun  durch  den  Zusammenfluss  derselben  für 
den  Ort  und  seine  Einwohner  sichtliche 
Vorteile  erwuchsen,  mag  man  daran  gedacht 
haben,  als  ein  ausscldiessliches  Zwangsrecht 
festhalten  zu  wollen,  was  der  aufkommenden 
Stadt  ursprünglich  freiwillig  zugefallen  war. 
In  dem  Masse,  als  neue  Städte  gegründet 
wurden  und  ältere  zu  Macht  und  Ansehen 
kamen,  schien  es  im  wohlverstandenen 
Selbstinteresse  geboten,  Schritte  zu  thun.  die 
den  eigenen  Glanz  aufrecht  zu  erhalten  be- 
stimmt waren.  So  mag  es  zu  erklären  sein, 
dass  seit  dem  Ende  des  11.  und  zu  Beginn 
des  12.  Jahrhunderts  viele  deutsche  Städte 
nach  diesen  Privilegien  strebten  und  sie 
auch  erhielten.  Göln,  Mainz,  Speier.  Trier, 
Frankfurt  a.  M.,  Minden,  Bremen.  Magde- 
burg, Hamburg,  Frankfurt  a.  0.,  Ingolstadt. 
Naumburg,  Regensburg,  Lüneburg,  Erfurt 
sind  schon  früh  solche  Hauptstapelplätze, 
und  allmählich  häufte  sich  ihre  Zahl  immer 
mehr  und  mehr.  Es  sind  nicht  mehr  die 
grösseren  Städte  allein,  sondern  auch  kleinere 
Orte,  wie  Pirna  und  Leitmeritz,  die  Stai>el- 
rechte  zu  erringen  wussten. 

Das  Stapelrecht  als  ein  Teil  des  Gäste- 
rechts  aufzufassen,  richtiger  wohl  beide- 
Einrichtungen  als  in  inniger  Verbin- 
dung mit  einander  stehend  zu  bezeichnen, 
ist  ganz  gut  angängig.  Nur  sollte  man  sie 
nicht  unter  den  Gesichtspunkt  der  Verkehrs- 
feindlichkeit bringen.  Gewiss  ist  das  Sta- 
pelrecht später  als  ein  Verkehrslündernis 
angeschen  worden  und  das  Gästerecht  hat 
man  bekämpft,  weil  es  dem  sich  ausbreiten- 
den Verkehr  enge  Schranken  zog.  Aber 
beule  Anordnungen  entspringen  ohne  Zweifel 
dem  Wunsche,  den  Verkehr  zu  heben,  Ord- 
nung in  den  bisherigen  Wirrwarr  zu  bringen. 
Mit  dem  Stapelrocht  will  man  die  natür- 
lichen Vorzüge,  die  die  Oertlichkeit  bietet, 
ausnutzen,  geht  darin  freilich  mannigfach 
viel  zu  weit.  In  dem  Gästerecht  aber 
kommt  das  Eingeständnis  zum  Vorschein, 
dass  man  den  Fremden  nicht  entbehren 
kann,  ihn  jetloch  nur  soweit  für  erwünscht 
hält,  als  seine  Interessen  sieh  mit  denen  des 
Einheimischen  vertragen.  Man  will  deu 
Gast  sich  nicht  über  den  Kopf  wachsen 
lassen,  sieh  gegen  Uebcrgriffe,  die  er  viel- 
leicht beabsichtigt  von  vorn  herein  wehren. 
Die  Entstehung  des  Gastgerichts  kann 
sicher  nicht  auf  eine  fremdenfeindliche 
Strömung  zurückgeführt  werden,  und  es  ist 
sprachlich  wie  sachlich  im  höchsten  Grade 
fraglich,  wer  auf  falschem  Weg»?  ist,  derjenige, 
der  in  dem  Wort  »Gast«  den  Ausdruck  eines 
freundlichen  Entgegenkommens  vermutetoder 
derjenige,  der  das  Gegenteil  annimmt.  Die 
Behauptung,  dass  das  Stapelrecht  nicht  im 
Einklang  mit,  sondern  im  Gegensatz  zu  den 
bisherigen  that sächlichen  Verhältnissen  ge- 
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schaffen  wird,  die  sich  auf  das  Regens- 
burger-Wiener Beispiel  beruft  (v.  Below), 
trägt  in  ihrer  Verallgemeinerung  den  Stem- 
pel der  Schiefheit  an  sich.  Denn  es  kann 
nicht  anf fallen,  dass  nach  Massgabe  der 
grösseren  Häufigkeit  der  Stapelrechte  solche 
auch  an  Orten  begründet  werden  sollten, 
dio  zunäelist  froi  geblieben  waren  und  denen 
man  die  Annehmlichkeiten  oder  Woldthatcn 
der  neuen  Anordnung  zuzuwenden  wünschte. 
Wirklich  haben  diese  kleineren  Stapel  z.  B. 
in  der  Mark  Brandenburg  niemals  eine 
grosse  Bedeutung  geliabt,  sind  nicht  viel 
mehr  als  blosse  Zollstellen  gewesen  (Prie- 
batsch).  Wenn  sich  Stapelrechte  nicht  selten 
erst  allmählich  und  unter  beständigem 
Widerspruch  der  davon  Betroffenen  ent- 
wickelt haben  (Gothoiu),  so  liegt  in  dieser 
Thatsache  noch  kein  Argument  gegen  die 
Theorie  von  der  natürlichen  Entstehung.  Es 
ist  nur  zu  erklärlich,  dass  die  neu  aufkom- 
menden Stapel  die  grosseren  und  älteren, 
wie  Steiu  sie  einmal  (S.  33)  nennt,  die  na- 
türlichen Stapel  hemmten  und  schädigten 
sowio  dass  den  verkehrenden  Kaufleuten 
selbst  nach  und  nach  die  ganze  ihre  Be- 
wegungsfreiheit so  sehr  einengende  Ein- 
richtung völlig  zuwider  werden  musste. 

Grosse  Förderung  erfuhr  das  Stapelrecht 
durch  den  Hansebund,  der  seit  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  energisch  für  die  Aus- 
dehnung des  deutschen  Haudels  eintrat.  Er 
richtete  sein  Augenmerk  darauf,  auswärtige 
Niederlassungen  ins  Loben  zu  rufen,  in 
denen  seine  Kauflouto  unter  einer  bestimm- 
ten Organisation  für  Aufrechterhaltung  und 
Erweiterung  vorhandener  Privilegien  sowio 
Erwerb  neuer  begünstigender  Vorrechte 
sorgten.  So  entstanden  die  Comptoirs  und 
Höfe  im  Osten  und  Westen,  im  Norden  und 
Süden,  in  Kurland,  in  Flandern,  in  Skandi- 
navien und  in  England.  Es  versteht  sich  j 
von  selbst,  dass  mau  bei  Anknüpfung  dieser 
Verkehrsbeziclumgou  einige  Plätze  aus- 
wählte, die  zum  Betriebe  des  Handels  be- 
sonders geeignet  erschienen,  und  sie  zu 
Niederlagen  ausersah.  Der  Stapel,  wie  er 
sich  auf  diese  Weise  allmählich  iu  Dord- 
rocht,  Brügge,  Bergen,  Stockholm,  Riga, 
Heval,  Nowgorod,  London  etc.  ausbildete, 
war  weit  davon  entfernt,  als  ein  lästiger 
Zwang  empfunden  zu  werden,  sondern 
wurde  als  eine  Erleichterung  des  Verkehrs 
aufgefasst,  den  die  Landesherren  durch  Be- 
willigung von  Freiheiten  zu  unterstützen 
sich  angelegen  sein  Hessen.  Der  Stapel  war 
der  Marktplatz  schleehtlün,  wie  z.  B.  die 
Stadt  Hameln  in  einem  Schreiten  an  den 
deutschen  Kaufmann  in  Hrflgge  13fil.  in 
dem  sie  der  Verlegung  des  Stapels,  wenn 
eine  sokho  unbedingt  erforderlich  sein  sollte, 
zustimmt,  schreibt:  »eonsentimus.  ipiod  vos 
plenum  possc  habeatis  hujus  modi  locumj 


forensem  stapel  vocatura  transferendi 
a  Brugia  ad  ahum  locum,  ubi  eommuui 
raercatori  oonvenieucius  fuerit  .  .  .  .«  Das 
»stapulam  teuere*,    >stapelrecht  houdetu, 
»ad  stapulam  duecre« ,  ;up  bringheu  ten 
stapele«  wurde  nicht  als  eine  l'nbequem- 
I  liebkeit  empfunden,  sondern  verstand  sich 
J  von  selbst  im  Interesse  der  Vereinfachung 
j  der  Geschäfte.    Wenn  Margarethe  von  Flan- 
Jdern  uud  Hennegau  1251  alle  Ausladung 
von    Waren    auf    dem    Kanal  zwischen 
Aardenburg  und  Gent  verbietet  (nullus  Sta- 
pel, nulla  exonenitio  mercium  fiat).  so  hat 
;  das  jedenfalls  nur  den  Sinn  gehabt,  dass 
t  auf  diese  Weise  der  Handel  sich  der  Beauf- 
I  sichtiguug  entzogen  hätte  und  nicht  so  an- 
genehm für  alle  Beteiligten  wie  in  der  ila- 
rauf besser  eingerichteten  Stadt  Gent  vor 
sich  gegangen  wäre.    Ebenso  handelt  es 
sich,  als  Brügge  1309,  1319,  1359  die  Ver- 
hältnisse des  Stapels  in  grossen  Ordnungen 
regelt,  stets  um  dio  Bewilligung  von  Frei- 
heiten, die  diejenigen,  welche  nach  Brügge 
kamen   und  dort  den  Stapel  an  Wachs, 
Pelzwerk,  Kupfer,  Korn  und  allen  anderen 
Gütern  halten  wollen,  geniessen  sollen  und 
die  darauf  berechnet  waren,  eine  stärkere 
Anziehungskraft  auszuüben.  Ausdrücklich 
heisst  es,  dass  die  Handelsherren  und  ihre 
]  Gehilfen  frei  sind,  sich  beliebig  lange  auf- 
zuhalten   »te  staeueu  ende  te  ghaue,  te 
vaerne  ende  te  keerno  also  langhe.  als  ziis 
te  doene  betten  ende  zi  derbinneu  bliven 
willen«:.    Weiter  wird  ihnen  das  Recht  ein- 
geräumt, zu  handeln  mit  wem  sie  wollen, 
zu  kaufen  und  zu  verkaufen  (elc  inet  andren 
iof  met  wien  dat  zi  willen),  ja  sie  waren 
nicht  einmal  gezwungen,  in  Brügge  selbst 
zu  wohnen,  sondern  konuten  behellig  nach 
einer   anderen    flandrischen    Stadt  weiter 
ziehen.   Nach  und  nach,  in  dem  Masse  als 
der  Handel  wuchs,  wurden  in  Flandern 
mehr  Orte  als  Stapel  auserseheu,  wie  denn 
z.  B.  die  preussischen  Kauflouto  1407  den 
Wunsch  äusserten,  ihr  Wageusehoss  zu  Mon- 
nekerede  (Westflandern),  ihr  Getreide  zu 
Sluys  und  zu  Aardenburg  stapeln  zu  können. 
So  wie  nun  im  Auslande  die  Stapelplätze 
sich  bildeten,  entstanden  sie  im  deutschen 
Gebiete  der  Hanse  ebenfalls,  und  hier  wird 
ohne  Zweifel  Lübeck  als  der  Vorort  von 
jeher  als  ein  Stapelplatz  c raten  Ranges  an- 
gesehen worden  sein,  an   dem  Pelzwerk, 
Wachs,  Talg,  Holz.  Tücher  u.  dergl.  zu- 
sammenströmten, um  von  hier  aus  weiter 
verschifft  oder  verführt  zu  werden.  Dabei 
bestand  kein  Verbot,  an  Lübeck  vorbei  zu 
segeln,  und  offenbar  sind  wold  die  Livlätidor 
schon   sehr  früh   durch  den  Sund  in  dio 
Nordsee  gefahren,  als  umgekehrt  die  Hol- 
länder über  Lübeck  hinaus  ostwärts  ihren 
Kurs  nahmen.    Allerdings  war  nach  altem 
Recht».-   ursprünglich  den  Livländern  nicht 
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gestattet,  die  Westsec  zu  besuchen,  aber 
dieses  war  1285  bereits  in  Vergessenheit 
geraten,  und  unter  den  9  Städten,  denen 
Philip]»  IV.  von  Frankreich  1294  einen  Frei- 
heitsbricf  ausstellte,  befand  sich  auch  Üiga. 
Die  Livländer  kehrten  sich  ebensowenig  an 
das  Herkommen  als  die  Gothländcr,  die 
auch  nicht  durch  den  Sund  in  die  Nordsee 
segeln  sollten  und  es  doch  tliaten.  Augen- 
scheinlich Hess  man  sie.  da  Uire  Mitwerbung 
keine  Itesorgnisse  erregte,  gewähren,  und  so 
hatten  die  Livländer  1366  Anteil  am  nieder- 
ländischen Comptoir. 

Wenn  auf  diese  Weise  die  freie  Bewe- 
gung des  Handels  ursprünglich  die  Grund- 
lage der  hansischen  Politik  bildete,  so 
änderte  sich  das  Verhältnis  mit  der  Zeit 
und  die  Hanse  erliess  Vorschriften,  die  auf 
seine  Beschränkung  hinausliefen.  Sie  wollte 
die  Livländer  nicht  in  die  Nordsee  und  die 
Holländer  nicht  in  die  Ostsee  kommen 
lassen,  um  den  Gewinn  des  Zwischenhan- 
dels und  der  Frachtfahrt  den  Lübeckern 
und  ihren  engeren  Genossen  vorzubehalten. 
Die  Holländer  hatten  sich  anfangs  am 
Kampfe  der  Hansestädte  gegen  Walde- 
mar III.  beteiligt,  aber  sie  zogou  geringen 
Vorteil  davon  und  versuchten  in  der  Folge 
selbst  den  Ostseehandel  auszubeuten.  Vor 
dem  15.  Jahrhundert  war  das  Erscheinen 
der  Holländer  in  der  Ostsee  etwas  Unge- 
wohntes, als  sie  später  häufiger  kamen,  be- 
reitete man  ihnen  Schwierigkeiten.  Demge- 
mäss  wandten  sie  sich  nach  »ungewohnten 
Häfen  t,,  d.  h.  nicht  liansischen  Orten,  um 
Getreide  zu  holen.  Aber  dagegen  erliess 
die  Hause  uun  sofort  die  Verfügung,  dass 
kein  Getreide  aus  dem  Sunde,  der  Elbe 
und  der  Weser  verschifft  werden  dürfe,  es 
hätte  denn  in  einer  Hansestadt  Stapel  ge- 
halten. So  kam  es,  dass  die  Holländer  im 
zweiten  Viertel  des  15.  Jahrhunderts  für 
immer  aus  der  hansischen  Gemeinschaft 
ausschieden,  dass  ihr  Ostseeverkehr  den 
Hanseaten  als  Schleichhandel  galt,  dass  man 
sich  bemühte,  sie  von  der  Ostseefahrt  ganz 
auszuschliessen,  und  ihnen  nicht  gestattete, 
in  der  Ostsee  Schiffe  erbauen  zu  lassen 
oder  zu  kaufen.  An  dieser  feindseligen 
Spannung  hatten  die  preussischen  Städte, 
die  aus  dem  Handel  und  der  Frachtschiff- 
fahrt der  Holländer  erhebliche  Vorteile  ge- 
wannen, kein  Interesse,  und  auch  die  In- 
ländischen Städte  waren  deu  Holländern  im 
Herzen  nicht  abgeneigt. 

Bereits  15o7  protestieren  die  östlichen 
Städte  gegen  die  Vorschrift,  alle  Stapelgüter 
nach  Brügge  zum  Stapel  zu  schicken. 
Unter  diesen  Umständen  begann  Lübeck  be- 
sonders streng  auf  die  alten  Vorrechte  zu 
achten.  Es  hegehrte  1519,  dass  Biga  und 
Beval  alles  Wachs  und  Pelzwerk  auf  Lübeck 
führen  sollten,  ohne  um  den  Skagen  zu 


schiffen,  und  alles  sonstige  Stapelgut  wirk- 
lich in  die  Hansestädte  oder  nach  Brügge, 
nicht  anderswohin  gebracht  werden  müsse. 
Ebenso  erklärte  es  1521  auf  dem  llansetagc. 
dass  die  Livländer  nicht  berechtigt  seien, 
durch  deu  Sund  zu  segeln,  sondern  mit 
ihren  Schiffen  nur  bis  auf  die  Trave  faliren 
konnten.  Die  gestirnte  ostseeische  Ausfuhr 
sollte  au  den  Stapel  iu  Brügge,  die  liv- 
läudische  au  den  Stapel  von  Lübeck  ge- 
fesselt sein.  Ein  Appunctamont«  vom  21. 
August  152U  verwies  die  ostseeische  Aus- 
fuhr nach  dem  Westen  (anstatt  aus  Livland. 
Preussen  oder  Schweden  durch  den  Sund 
zu  gehen)  zunächst  auf  die  Trave,  von  da 
auf  die  Elbe,  endlich  zum  Staj>el  nach 
Brügge.  Es  blieb  aber  ein  toter  Buchstabe, 
von  mehreren  Seiten,  von  Bremen,  Biga, 
Dorjuat,  Beval,  Deventer  und  Kaui|»nn  wurde 
opponiert.  Als  nun  König  Christian  H.  1531 
daran  ging,  die  drei  Kronen  seiner  Väter 
zurückzufordern,  hatte  Lübeck  das  grüsste 
Interesse,  ihn  nicht  ans  linder  zu  lassen, 
weil  von  ihm  eine  Begünstigung  der  Nieder- 
länder zu  vermuten  war.  Lübeck  erklärte 
sich  datier  bereit,  Dänemark  zu  Lande  und 
zu  Wasser  gegen  Christian  zu  unterstützen 
unter  der  Bedingung,  dass  vtlen  Holländern, 
auch  anderen  westlichen  und  östlichen 
Städten  hiufüro  keine  Staj>e]gütcr  durch  den 
Sund  zu  führen,  gestattet  sei'.  Als  solche 
Stapolgüter,  die  nicht  von  Westen  in  die 
Ostsee  geführt  wep.len  sollten,  galten  pope- 
ringische,  trikumisehe,  englische  und  hol- 
ländische ljaken,  Kramkisten,  droge  vate 
Pfeffersäcke  u.  dgl.  m.  Von  Osten  wieder- 
um nach  der  Weslsee.  sollte  nicht  verschifft 
weiden  dürfen  Wachs,  Werg.  Kupfer.  Talg, 
Thran  etc.  Nur  insoweit  machte  man  Zu- 
geständnisse, als  deu  Holländern  die  Segel- 
latiou  durch  deu  Oeivsund  und  Belt  mit 
Korn,  Poch,  Teer,  ausgenommen  die  Stapel- 
güter, in  leidlichem  .Masse  gestattet  werden 
sollte  und  Schotten,  Engländer  und  Fran- 
zosen nach  wie  vor  das  Becht  hatten,  Güter 
-ihnen  zubehöroud  auf  CertifikatC'  frei  von 
Osten  nach  Westen  und  umgekehrt  zu  ver- 
schiffen. EUmiso  sollten  auch  die  Preussen 
die  -ihnen  eigens  zugehörenden  Stajjelgüterc 
nach  England  wie  von  alters  her  führen 
können.  Bei  den  Verhandlungen  mit  Däne- 
mark kam  zur  Sprache,  ob  auch  die  Bra- 
banter,  Seeländer.  Fleminger  ebenfalls  in  das 
Verbot  hineingezogen  werden  sollten.  Lübeck 
wünschte  es  und  in  einem  zweiten  Entwürfe 
verlangte  es,  1.  dass  den  Holländern.  See- 
ländcrn  und  Brnliantcrn  verboten  würde, 
1U  Jahn»  lang,  vom  Tage  des  Vergleichs 
gei wh not.  Stapelgüter  durch  den  Sund  oder 
Belt  in  die  Ostsee  und  von  da  wiederum 
rückwärts  nach  Westen  zu  führen:  2.  den 
Lübeckern  und  Hamburgern  und  allen  öst- 
lichen Städten  nicht  gestattet  werde,  nach 
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Seeland,  Holland  etc.  zu  segeln,  mit  Aus- 
nahme von  Dauzig,  das  mit  seinen  eigenen 
Stnjielgütern  dorthin  reisen  könnte.  Wullen- 
weber, der  unter  den  Gesandton  war,  stellte 
die  Sachlage  so  dar,  als  ob  die  Holländer 
nur  die  Fracht  einbüssen  würden,  und  schlug 
den  Verkehr  überhaupt  gering  au.  In  zwei 
Schiffen  jährlich  sollten  alle  Stapelguter  von 
Westen  durch  den  Sund  und  in  vieren  von 
Osten  nach  Westen  verschifft  werden.  Dann 
hätten  sich  alter  wohl  alle  diese  Verhand- 
lungen gar  nicht  gelohnt.  Was  Wullen- 
weber vorsehwebte,  war  das  System,  wie  es 
hundert.  Jahre  spater  Oliver  Crom  well  in  der 
Schiffahrtsakto  verwirklichte.  Er  scheiterte 
mit  seinen  Vorschlägen,  weil  er  im  Interesse 
einer  Stadt.  Lübecks,  kämpfte  und  das  der 
übrigen  Hansestädte  mit  diesem  nicht  mehr 
identisch  war.  Die  Antwort,  die  Dänemark 
trab,  war  zweideutiger  Natur.  In  einem 
Vertrage  vom  19.  Juli  l">:5_',  der  allerdings 
nie  vollzogen  sein  soll,  wunleden  Lübeckern 
alles  zugestanden,  was  sie  wollten,  und  es 
scheint,  als  ob  König  Friedrich  es  lieber 
mit  den  Lübeckern  als  mit  den  Holländern 
gehalten  hätte.  Aber  gleichzeitig  gelang  es 
auch  den  letzteren,  die  den  Verkehr  auf  der 
Ostsee  für  unentbehrlich  hielten,  eine  Ver- 
ständigung mit  Dänemark  herbeizuführen. 
Sie  verpflichteten  sich,  Christian  gar  keine 
Cnterstützung  mehr  angedeihen  zu  lassen, 
und  vermochten  demgemäss  am  9.  Juli  lT/i'J 
den  älteren  Vertnig  von  \~>'2\  zu  erneuern, 
der  ihnen  die  Segellation  in  alter  Weise  ge- 
stattete. Nach  dem  Tode  Friedrichs  be- 
stätigte sein  ältester  Sohn,  nachher  Chris- 
tian III.,  den  Holländern  den  Vertrag,  «ler 
die  ungehinderte  Fahrt  durch  den  Sun»!  zu- 
sicherte. So  war  es  den  Lübeckern  nicht 
gelungen,  ihre  Stapel-  und  Sebiffahrfs- 
privilegien  gegen  die  Holländer  durchzu- 
setzen, und  auch  den  livländischen  Städten 
gegenüber,  die  bald  danach  vom  Hunde  ab- 
fielen, wurden  diese  Vorrechte  in  Kürze 
gegenstatxlslos. 

Im  Gebiete  des  Rheins  dürfte  eines 
«ler  ältesten  Privilegion  des  Stapels  das  der 
Stadt  Speyer  sein,  vielleicht  «las  älteste 
im  Deutsehen  Heiche.  Nach  L'hmanns 
speyerischer  Chronik  soll  Kaiser  Heinrich  V. 
(ll'Ki —112"»)  der  Stadt,  deren  Bürger  ihn 
ersucht  hatten,  ihre  Güter  an  der  kaiser- 
lichen Zollstätte  nicht  verzollen  zu  müssen, 
dieses  Vorrecht  zugestanden  und  die  Stapel- 
g< >reeht igkeit  zugefügt  haben.  Sie  Ircstand 
darin,  dass  alle  Stapelgüter,  insbesomlere 
gesalzene  Waren,  die  den  Rhein  hinauf- 
fuhren, an  dem  si>eyerisehen  Ufer  ausge- 
laden wenleu  mussten  und  der  sogenannte 
Uebers<  hlag  zu  zahlen  war.  Nach  Speyer 
nahmen  Worms  und  Mainz  das  gleiche 
Hecht  in  Anspruch.  Jedes  Schiff,  das  auf- 
und  abwärts  fuhr,  musste  landen  und  je 


nachdem,  wie  das  Recht  lautete,  entweder 
die  Waren  auf  städtische  Schiffe  und  Fuhr- 
werke umladen  oder  im  Kaufhause  den 
Bürgern  zum  Kauf  anbieten.  Kurfürst 
Bert  hold  von  Mainz  wusste  1 19.">  vom  Kaiser 
eine  Bestätigung  des  Mainzer  Stapels  zu  er- 
wirken, ohne  dass  es  ihm  möglich  wurde, 
seine  Durchführung  zu  erzwingen.  Erst  in 
der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  wurde  unter 
Kurfürst  Joh.  Phil,  von  Schönborn  verordnet, 
dass  ni<  «lerlän«  lischt»  und  andere  Schiffer  mit 
ihren  Fahrzeugen  den  Rhein  und  Main  nicht 
herauffahren  durften,  sondern  ihre  (tüter 
bei  Mainz  auf  einen  anderen  Boden  über- 
schlagen, sie  ausladen  und  die  Kaufhaus- 
gebühren entrichten  mussten.  Ein  Vergleich 
von  UM  suchte  Streitigkeiten  zwischen 
Mainzer  und  Strassburger  Schiffern  beizu- 
legen; in  der  Hauptsache  blieb  seit  jener 
Zeit  unier  manchen  Widersprüchen  von 
seiten  der  ührigen  rheinisch. -n  Fürsten  das 
l'mschlngsroeht  zu  .Mainz  in  Kraft. 

Wichtiger  wur«.le  das  Stapelreeht  Cölns, 
das  seine  ilerrschaft  über  «Ion  ganzen  Rh.-m- 
handel  begründet,  half.  Seine  Anfänge 
liegen  im  Dunk«du.  Linen  Höhepunkt  .seiner 
Ent  Wickelung  zeigt  das  Privileg  des  Kr/.- 
bischofs  Konrad  von  Hochstetten  von  \SM 
an.  Dasselbe  h.  stimmt  für  alle  fremden 
Kaidieute  Cöin  als  den  Kmlpunkt  ihrer 
Hatnielsfahrteii,  hat  sich  in<les  thatsäehlieh 
nie  völlig  durchführen  bissen.  In  dem  Pri- 
vileg von  lül'J,  in  «lein  Kaiser  Karl  IV.  die 
Vorrechte  der  Stadt  Cölu  bestätigt,  werden 
die  Cölner  von  allem  Zoll-  und  Stap<  lie«  lite 
im  ülirigen  Deutschland  befreit,  ei  hielten 
al»er  das  Recht,  joden,  der  von  aufwärts 
oder  von  abwärts  ankam,  nicht  weher  zu 
lassen,  sondern  ihn  zum  Einkauf  oder  Ver- 
kauf in  Cölu  zu  zwingen.  Als  Kaiser 
Friedrich  HL  im  Jahn?  117.'»  «lie  städtischen 
Privilegien  bestätigte,  geschah  auffallender- 
weise des  Stapels  nicht  mehr  Erwähnung. 
Maximilian  I.  aber,  dem  «ler  Rat  vorstellte, 
dass  sie  bei  und  vor  ihrer  Stadt  auf  «lern 
Rheine  seit  so  vielen  Jahren  einen  Stapel 
und  Aufsehlag  gehabt  hätten» ,  bestätigte  ihn 
der  Stadt  149."»  aufs  neue. 

Im  Gebiete  der  Weser  hat  Bremen,  so- 
viel bekannt,  in  «ler  älteren  Zeit  keinen  ur- 
kundlich beglaubigten  Stapel  aufzuweisen. 
Es  sind  die  Anfänge  zu  einem  solchen, 
wenn  in  dem  l.'!7b  zwischen  Hannover  und 
Bremen  abgeschlossenen  Vertrage  über  eine 
beabsichtigte  Wasserverbindung,  die  letztere 
Stadt  zur  Bedingung  machte,  dass  ein 
Drittel  von  dem  Korn,  das  auf  diesem  Wege 
nach  Bremen  gelangen  würde,  dort  biedren 
und  verkauft  werden  müsste.  Sj>ater  führte 
«las  Stapelrecht,  das  Bieinen  für  die  Gb't- 
weser  und  die  hier  stattfindend«;  Verbin- 
dung mit  «lern  I^andhandel  beanspruchte,  zu 
langwierigen  Streitigkeiten  mit  Minden.  Seit 
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1517  klaffte  Minden  auf  dem  Hansetage, 
dass  Bremen  seine  Schiffahrt  hindere.  Karl  V. 
liatte  1511  das  bremische  Stapelrecht  für 
Getreide,  Mehl  und  Bier,  1549  auch  für 
Steinkohlen  bestätigt,  indes  1552  doch  der 
Stadt  Minden  das  Beeilt  zur  freien  Durch- 
fahrt durch  Bremen  erteilt.  Dieses  Privileg 
liess  sich  Minden  1*529  von  Ferdinand  11. 
neu  bestätigen  und  im  18.  Jahrhundert  setzte 
Preussen  als  Mindens  neuer  Schutzherr  die 
abgabenfreie  Durchfahrt  durch.  In  dem 
Vergleiche  von  1769  erkannte  Bremen  end- 
lich das  Stapelrecht  Mindens  für  die  Ober- 
weser an  und  liess  Eisen,  Holz,  Quader- 
steine und  andere  stapelfreie  Waren  abgaben- 
frei vorbei.  Getreide,  Mehl.  Bier,  Wein, 
Steinkohlen  dagegen  mussten  nach  wie  vor 
3  Tage  lang  zum  Verkaufe  ausgeboten 
werden  und  durften  erst  nach  erlegter  Ab- 
gabe in  bremischen  Schiffen  weitergeführt 
werden. 

Im  Gebiete  der  Elbe  machten  sich  Ham- 
burg, Magdeburg,  Lüneburg  und  Leipzig 
gegenseitig  ihre  Staj>el  rechte  streitig.  II  a m  - 
bürg  muss  schon  sehr  früh  sein  Stapel  recht 
geltend  gemacht  haben.  Bereits  in  einem 
Schreiben  des  Mamburger  Rates  an  den 
Er/.bischof  von  Bremen  vom  16.  November 
l  lo5  geschieht  der  Einrichtung  in  einer 
Weise  Erwähnung,  die  auf  ein  hohes  Alter 
schhessen  lässt.  Ein  K  rah  n  wird  seit  1291 
erwähnt;  seine  Einnahmen  aber  lassen  nicht 
darauf  schliessen,  dass  er  lebhaft  benutzt 
wurde,  denn  sie  betrugen  im  Durchschnitte 
der  Jahre  137«» — 1  -RH»  nicht  mehr  als  17,12 
Pfund  jährlich.  Später  steigern  sie  sich 
allerdings  erheblich.  Der  Krahn  war  in  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  ver- 
lachtet und  warf  zusammen  mit  einem 
Keller,  in  dem  Bier  zum  Ausschank  gelangte, 
von  1461—76  Summen  im  Betrage  von  120 
bis  206  Pfund  jährlich  ab.  Das  Hamburger 
Stapelrecht,  vorzugsweise  Getreidestapcl,  er- 
regte zeitig  Anstoss.  Kaiser  Sigismund  ver- 
bot u.  a.  1417  der  Stadt,  die  nach  Stade 
und  weiter  segelnden  Lüneburger  zu  zwingen, 
durch  die  Norderelbe  zu  fahren  und  für 
einige  Tage  ihre  Waren  zum  Verkaufe  in 
Hamburg  auszubieten.  Urkuudlich  verbürgt 
erscheint  das  Stapelrecht,  wenigstens  für 
Getreide,  im  Recess  von  1458  (Art.  HO),  in 
dem  bestimmt  ist,  dass  das  Korn,  «las  man 
aus  den  oborländischeu  Gegenden  zur  Aus- 
fuhr nach  dem  Auslande  sende,  nur  die 
Elbe  hinunterkommen  dürfe  und  Hamburg 
berühren  müsse.  Eine  formliche  Verbriefung 
der  Stapelgerechtigkeit  erfolgte  1482  durch 
Kaiser  Friedrich  III,  dem  die  Stadt  vorge- 
stellt hatte,  dass  es  uraltes,  von  allen  Kaisern 
gebilligtes  Herkommen  sei.  kein  Getreide, 
Mehl,  Wein  oder  Bier  an  Hamburg  vorbei- 
zuführen. Diese  Güter  sollten  sämtlich  in 
der  Stadt  niedergelegt  und  verhandelt  wer- 


den. In  der  Folge  verband  sich  Hamburg 
mit  Bremen,  Stade  und  Buxtehude  1487  zur 
gegenseitigen  Verpflichtung,  nie  einen  di- 
rekten Getreidehandel  vom  Binnenlande  nach 
dem  Meere  zuzulassen,  der  den  Handel  einer 
der  4  Städte  umginge.  Ebenso  garantierten 
sich  Hamburg  und  Magtieburg  in  dem  Schiff- 
fahrts vertrage  vom  26.  Februar  1538  wcelisel- 
seitig  ihre  Niederlagsrechte  und  versprachen 
gleichzeitig,  für  Hebung  des  Schiffs-  und 
Warenverkehrs  auf  der  unteren  Elbe  thätig 
sein  zu  wollen.  Desgleichen  gelang  es 
Hamburg,  Brandenburg  gegenüber  seinen 
Stapel  aufrecht  zu  erhalten.  Nachdem  es 
1541,  1544  und  1548  seine  Stapelrechte  liatte 
bestätigen  lassen,  verstand  es  dafür  zu 
sorgen,  dass  in  der  kaiserlichen  Kanzlei  der 
Getreidestapel  auf  alle  anderen  Waren  aus- 
gedehnt wurde. 

Auch  gegeu  Lüneburg  wusste  sich 
Hamburg  zu  behaupten.  Die  Lüneburger 
nahmen  das  Recht  in  Anspruch,  dass  alles 
Bau-  und  Brennholz,  Kohlen,  Wachs,  Honig. 
Wolle  etc.  auf  ilircn  Markt  gebracht  werden 
müsse  sowie  dass  kein  fremdes  Salz  durch 
ihr  Gebiet  geführt  werden  dürfe.  Sie 
schleppten  alle  Getreideschiffe,  deren  sie 
habhaft  werden  konnten,  von  der  Elbe  nach 
ihrer  Stadt  und  zwangen  sie,  Niederlage  zu 
halten.  Magdeburg,  durch  diesen  Stapel 
ebenfalls  betroffen,  erwirkte  1574  einen 
Reicbshofratsbeschluss.  dass  die  Elbschiff- 
fahrt zwischen  Hamburg  uud  Magdeburg 
ungeliindcrt  sein  solle,  sowohl  hinab  als 
lüuauf.  Hamburg  aber  verweigerte  den 
Lüneburgern  die  freie  Vorbeifahrt  durch  die 
Süderelbe.  Ein  Ausschuss.  der  mit  der 
Untersuchung  der  Angelegenheit  betraut  war, 
verschleppte  sie  an  die  niedersächsischen 
Stände,  und  schliesslich  wurde  vor  dem 
Reichskamraergerichte  Jahrzehnte  lang  ein 
grosser  Prozess  darüber  geführt,  während 
dessen  die  Hamburger  ihr  Stapelreeht  nach 
Kräften  geltend  machten.  Hatten  schou  die 
alten  Kornordnungen  von  1571  und  1590 
bestimmt,  dass  alles  Korn,  das  die  Elbe 
herunterkam,  zur  Hälfte  in  der  Stadt  bleiben 
und  zur  anderen  Hälfte  den  Einheimischen 
behufs  weiteren  Handels  damit  überlassen 
werden  musste.  so  hielten  die  neueren  Korn- 
ordnungen von  1609,  1652  und  1684  daran 
fest  und  verordneten  3—4  Liegetage  au 
Brücken  und  Treppen.  In  den  mit  den 
Engländern  1611  und  1618  abgeschlossenen 
Handelsverträgen  wurde  festgehalten,  dass 
sie  das  Stapelrecht  zu  respektieren  hätten 
uud  das  bei  Hamburg  an  den  Elbufern  ge- 
wachsene Korn  nicht  aufkaufen  und  weg- 
führen durften.  Dem  Grossen  Kurfürsteu 
gegenüber  erklärte  man,  dass  es  unmöglich 
sei,  auf  diese  Gerechtigkeit  zu  verzichten. 
Das  Wohl  und  Wehe  der  ganzen  Stadt  hiuge 
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davon  ab ;  sollte  sie  gezwungen  sein,  sie  auf- 
zugellen, so  wäre  es  aus  rait  ihr. 

Mit  gleicher  Hartnäckigkeit  verteidigte 
Magdeburg  sein  Stapolrecht.  Von  jeher 
war  diese  Stadt  ein  wichtiger  Halteplatz  für 
Flösserei  und  Schiffahrt  gewesen.  Ihre 
Handelspolitik  giug  daliin,  in  ihrer  Nähe 
keinen  anderen  Ort  als  Handelsplatz  in  die 
Höhe  kommen  zu  lassen.  Die  Hechtsgrund- 
lage ihres  Stajiels  ist  der  Vertrag  mit  dem 
Erzbischof  Burkhard  von  1309,  dass  der- 
so!l>e  von  dem  clhabwärts  geführten  Getreide 
keine  Abgaben  erheben  dürfe  und  die  Ver- 
schiffung des  Getreides  nur  vor  der  Altstadt 
vor  sich  gehen  könne,  sowie  die  Bestätigung 
vom  Jahre  1377  durch  Karl  IV.  In  den 
Jahren  1303,  i486,  1497,  1527  musste  sie, 
so  gut  sie  konute,  ihr  Stapelrecht  gegen 
Sachsen,  Thüringen,  Böhmen,  Meissen  zu 
wahren  suchen.  Durch  den  Vertrag  mit 
Hamburg  von  1538  glaubte  sie  ihren  Getreide- 
stapel festigen  zu  können;  aber  Hamburg 
kehrte  sich  auf  die  Dauer  nicht  daran.  An 
der  Landesherrliehkeit  fand  die  Stadt  auch 
keine  rechte  Stütze.  Einer  der  Administra- 
toren. Joachim  Friedrich,  der  mit  ihr  zer- 
fallen war,  ersuchte  sogar  die  Hamburger 
Kaufleute,  überall  im  Erzstifte,  wo  es  ihnen 
be<|iiem  sei,  Getreide  aufzukaufen,  und  1598 
lud  das  Domkapitel  die  Hamburger  geradezu 
ein.  statt  in  Magdeburg  beim  Dorfe  Durben 
eine  Getreideniederlage  zu  errichten.  So 
war  eigentlich  schon  1631,  als  das  Unglück 
über  die  Stadt  hereinbrach,  ihr  Stapel  vor- 
richtet und  die  Bestrebungen  Kursachsens 
iu  Verbindung  mit  den  Administratoren  von 
1646—  66  vollendeten  nur,  was  längst  be- 
gonnen war.  Es  lialf  nichts,  dass  der  Kaiser 
1638  der  Stadt  ihre  wesentlichen  Privilegien, 
darunter  das  Stapelrecht  bestätigt  hatte  und 
dass  auch  der  grosse  Kurfürst  ihr  am  26.  Mai 
1666  die  Stapel-  und  Nicderlagsreehte  nou 
bewilligte.  Nur  das  Niederlagsgeld,  das  für 
Fremde  doppelt  so  hoch  war,  erinnerte  an 
das  alte  Staj)elrecht  Die  sächsischen  Schiffer 
und  Flösser  gingen  direkt  nach  Hamburg,  und 
es  war  eine  leere  Formalität,  wenn  sie  einen 
Hövers  unterschreiben  mussten,  der  die  An- 
erkennung des  Stapelrechts  enthielt.  Ebenso- 
wenig glückten  die  Versuche,  durch  Strasseu- 
edikte  von  1686.  1687,  1694  und  1724  den 
Landhandel  zu  zwingen,  über  die  Altstadt 
Magdeburg  zu  gehen.  Noch  einmal  tauchte 
die  Idee,  die  alten  Gerechtsame  zu  beleben, 
infolge  der  Konflikte  mit  Leipzig  auf,  und 
gerade  damals  wurde  die  Streitfrage  in  der 
Litteratur  häufig  behandelt. 

Iu  Leipzig  machte  man  eine  Stapel- 
gerechtigkeit dahin  geltend,  dass  alle  ihr 
unterworfenen  Waren,  die  15  Meilen  im 
Umkreise  von  der  Stadt  durchgeführt  wur- 
den, auf  der  ordentlichen  Heer-  und  Land- 
Strasse  nach  Leipzig  geführt,  dort  mindes- 


tens 3  Tage  zum  Verkaufe  angeboten  wer- 
den mussten  und  auch  an  keinem  anderen 
Orte  in  dem  ganzen  Umkreise  niedergelegt 
werden  durften.  Ja  es  war  sogar  Leipziger 
Bürgern  verboten,  ausserhalb  Leipzigs  in 
anderen  innerhalb  des  Bannkreises  des 
Stapel  zwangs  gelegenen  Orten  Nieder- 
lagen, d.  h.  Filialgeschäfte  zu  eröffnen. 
Zu  dieseu  Waren  gehörte  alles  Kauf- 
raannsgut,  alle  Waren,  die  ausserhalb  der 
I  kurfürstlichen  Länder  erzeugt  und  ver- 
arbeitet wurden,  weuu  sie  der  Handlung 
wegen  nach  Ijeipzig  gebracht  worden,  alle 
Waren,  die  in  Sachsen,  Meissen  und  Thü- 
ringen verarbeitet  und  über  Leipzig  geführt 
werden  sollten.  Frei  vom  Stapelzwang 
waren  nur  Esswaren,  Getreide,  wenn  es 
nicht  weiter  verhandelt  wurde,  und  Wolle, 
die  die  Tuchmacher  zu  ihrer  Verarbeitung 
in  den  kursäehsisohen  Ländern  gebrauchten. 
Von  dieser  Niederlage  sprechen  indirekt 
verschiedene  ältere  Urkunden.  Direkt  be- 
stätigt wird  ihr  Vorhandensein  in  dem  Pri- 
vileg Friedrichs  des  Sanftmütigen  von  1464 
sowie  in  den  kaiserlichen  Messprivilegien 
von  1497  und  1507.  Eine  päpstliche  Be- 
stätigung des  Stapel-  und  Niederlagsrechts 
erlangte  man  am  8.  Dezember  1514. 

Der  siebenjährige  Krieg  machte  dem 
Leipziger  Stanelrwnte  endgiltig  ein  Ende. 
Er  schädigte  den  Handel  Leipzigs  und  seine 
Messen  direkt  und  indirekt.  So  waren 
denn  unter  den  Verhandlungspunkten  des 
künftig  abzuschliessenden  Handelsvertrages, 
wio  der  Art.  6  des  Hubertusburger  Friedens 
ihn  in  Aussicht  genommen  hatte,  auch  die 
Leipziger  Stapelbefugnis  sowie  die  preus- 
sisehorseits  für  Magdeburg  und  Frankfurt  a.  0. 
verlangten  Stapelrechte  und  die  darauf  ge- 
richteten Strassenzüge.  Der  Vertrag  von 
Halle  vom  18.  Juni  1766  regelte  allerdings 
nur  die  Messverfassung,  aber  die  näheren 
Wege,  die  der  Verkehr  unter  dem  Schutze 
des  damals  in  Sachsen  gebietenden  Feindes 
gemacht  und  gefunden  hatte,  konnten  nun 
nicht  mehr  verschlossen  bleiben.  Die  Kauf- 
leute erkannten  es  selbst  an,  indem  sie  in 
einer  Eingabe  vom  8.  November  1769  er- 
klärton, dass  »das  alte  Stapelrecht  nach  Ge- 
stalt der  Dinge  in  seinem  vollen  Umfange 
nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden  könnte«. 
Und  in  einer  Vorstellung  von  1786  musste 
der  Vorstand  der  Kraraennnung  es  seufzend 
aussprechen,  dass  das  Leipziger  Stapelrecht 
nicht  mehr  bestehe. 

Im  Gebiete  der  Oder  ziehen  Frank- 
furt, Stettin  und  Breslau  mit  ihren 
Stapebrechten  die  Aufmerksamkeit  auf  sich. 
An  der  ganzon  Oder  durften  nur  au  den  3 
benannten  Städten  Kaufmannswaren  über 
den  Fluss  gehen.  In  einer  Urkunde  von  1253 
erklärte  der  Markgraf  Johann  von  Branden- 
burg für  die  Stadt  Frankfurt,    dass  die 
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Ablagerang  der  Waren,  die  gewöhnlich 
Niederlage  genannt  werde,  ihr  erhalten 
bleiben  und  nicht  anders  wohin  verlegt 
werden  solle.  Vermutlieh  hatte  die  Stadt 
schon  von  den  sehlesischen  Fürsten  das 
Niederlagsrecht  erlialten,  das  für  den  Land- 
verkehr und  die  Schiffahrt  galt.  Sie  hand- 
habte es  sehr  streng  und  lenkte  nicht  nur 
den  Verkehr  von  der  alten  Verbindungs- 
Htrasse  zwischen  Oberdeutsehland  und  Polen, 
die  über  Guben  an  der  Neis.se  führte  und 
die  Oder  bei  K rossen  überschritt,  ab,  soli- 
dem erreichte  es  auch,  das  Endziel  der 
Oderschiffahrt  zu  werden.  Nach  und  nach 
kam  die  Stallt  in  den  Besitz  des  ganzen 
preussisehen ,  neumärkisehen ,  polnischen, 
seh  lesischen  und  eines  grossen  Teiles  des 
pom morschen  Handels.  Vom  Jahre  13»  »4 
datiert  ein  neues  Privileg  des  Markgrafen 
Hermanu,  das  wohl  nur  als  eine  gesetzliche 
Bestätigung  schon  vorhandener  Einrichtungen 
anzusehen  ist.  Eine  abermalige  Bestätigung 
erfolgte  1351  durch  Markgraf  Ludwig  den 
Römer. 

Mit  der  Zeit  wurde  der  Verkehr  ein 
ausserordentlich  gehemmter,  obwohl  in  Frank- 
furt nicht  alle  Waren  niedergelegt  zu  wer- 
den brauchten.  Ans  den  Zollrogistera  von 
1324  und  13.")  h'isst  sieh  entnehmen,  dass 
von  den  zu  Wasser  ankommenden  Waren 
nur  niedergelegt  werden  mussten :  Heringe. 
Salzfisehe,  grosse  Kiepenfische  und  Thran. 
Von  den  zu  Wagen  ankommenden  Artikeln 
aber  wurden  niedergelegt  ausser  den  4  ge- 
nannten Waren  Stockfische,  Leder,  Oel, 
Feigen,  Mandeln,  Reis,  fremd.«  nnd  ein- 
heimisches Tuch,  Wein,  Honig,  Pech,  Teer. 
Hopfen,  Fleisch,  Kupfer,  Zinn.  Blei,  Stahl, 
Wolle,  Hiinf.  Leinwand  und  Holz. 

So  erklärt  es  sieh,  dass  die  Niederlags- 
rechte nicht  unverkünimort  blieben  und  die 
Stadt  sie  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts 
ganz  einhüsste.  Da  es  dementsprechend 
14S0  seinen  Anteil  zu  einer  allgemeinen 
Luulbode  nicht  aufbringen  konnte,  gestattete 
Markgraf  Johann  als  Statthalter  des  Kur- 
fürsten Albrecht  eine  Erhöhung  des  Brücken- 
zolls. Seit  14!)0  erseheint  die  Stadt  wieder 
im  Besitz  der  Niederlage.  Nach  dieser  Ver- 
ordnung durfte  kein  Kramer,  Kaufmann 
oder  Fuhrmann  aus  Polen,  Beussen,  Proussen. 
Litauen.  Masuren  oder  anderen  Ländern  und 
ausländischen  Nationen  mit  seinen  Waren 
und  Gütern  weiter  denn  bis  gen  Frankfurt  a.  0. 
und  gen  Breslau  handeln  und  fahren.  Eben- 
sowenig war  es  den  Kaufleuten  aus  deut- 
schen, welschen  oder  den  Niederlanden  ge- 
stattet, weiter  denn  gen  Frankfurt  und  Bres- 
lau zu  reisen  bei  Verlust  aller  ihrer  Güter, 
die  man  bei  ihnen  finden  würde.  Nur  die 
Kauflente,  die  in  Breslau  und  in  Schlesien 
wohnhaft  waren,  konnten  nach  Frankfurt  n.  O. 
und  dessen  Niederlage  sowie  weiter  nach 


Stettin,  Stralsund,  Lüneburg,  Lübeck,  Bra- 
bant  etc.  handeln,  fahren  und  ziehen. 

Eine  Bestätigung  der  alten  Niederlags- 
rochte  erhielten  Frankfurt  und  Breslau  in 
den  Jahren  1510  und  1511  von  Kaiser 
Maximilian  I.,  König  Wladislaus  von  Ungarn 
und  von  Böhmen,  Kurfürst  Joachim  I.  von 
Bratidenburg  nnd  dessen  Bruder  Albrecht 
sowie  den  Standen  und  Fürsten  Ober-  und 
Niederscldesiens.  Allein  die  Zeit  war  vor- 
über, wo  ein  streng  geübtes  Niederlagsrecht 
noch  von  Nutzen  sein  konnte.  Wladislaus 
selbst  brach  es,  indem  er  Gi-oss-Glogan,  das 
behauptete,  von  alters  her  die  Niederlags- 
gereehtigkeit  besessen  zu  haben,  am  5.  März. 
1511  sie  neu  bestätigte.  Frankfurt  freilich  er- 
hielt in  demselben  Jahre  vom  Kaiser  Maximi- 
lian ein  besonderes  Privileg,  wonach  die  Ein- 
wohner des  Königreichs  Polen  mit  ihren  Waren 
nicht  geradezu  auf  der  Warthe  und  Oder 
nach  Pommern,  sondern  erst  entgegengesetzt 
fünf  Meilen  von  Küstrin  aufwärts  nach 
Frankfurt  fahren  und  dann  nach  gehaltener 
Niederlage  die  Oder  hinab  nach  Stettin 
gehen  sollten.  Allein  König  Sigismund  von 
Polen  vermerkte  diese  Massregel  sehr  übel, 
weil    auf    diese   Weise    der  unmittelbare 

i  Handel    mit  Deutsehland    sehr  erschwert 

I  wurde.  So  rächte  er  sich  kurz  entschlossen, 
indem  er  am  27.  April  1511  allen  Handel 
nach  Schlesien  und  Breslau  verbot  und 
seinen  Unterthailen  empfahl,  alle  Waren  nach 
Posen  und  Kaiisch  zu  briruren,  wo  Nieder- 
lagen  seien.  Jetzt  war  es  an  Breslau,  zu 
verzagen.  Gleichzeitig  wnr  auch  der  Handel 
zwischen  Frankfurt  und  Polen  aufgehoben, 
und  diese  Stadt  richtete  daher  als  Ersatz 
ihr  Augenmerk  auf  die  Ostsee.  Sie  be- 
frachtete viele  Schiffe,  liess  sie  die  Oder 

!  hinabgehen  und  nach  gehaltener  Niederlage 
in  Stettin  den  Baum  passieren,  um  alsdann 
in   den   pommersehon   Küsten-    und  See- 

!  Städten  sich  mit  den  polnischen  Waren  zu 

!  versehen,  die  diese  aus  Danzig  geholt  hatten. 
Stettin,  das  selbst  gerne  den  Mittelpunkt  des 

I  Handels  gebildet  hätte,  fing  an,  gegen  die 
Frankfurter  sein  Niederlagsrecht  strenger 
anzuwenden  und  teilweise  ihnen  das  Vor- 

!  k-isehiffen  nach  der  See  zu  verbieten.  Ent- 
sprechend ergriff  man  in  Frankfurt  gegen 
Stettin  Massregeln.  Der  poluische  Handel 
hatte  sich  unterdessen  nach  Glogau  gewandt, 
und  nun  galt  es,  dieses  zu  Gunsten  der 
breslauscheu  Niederlage  unschädlich  zu 
machen,  was  König  Wladislaus  in  i  Briefen 
vom  2.  Februar  1512  anstrebte.  Frankfurt 
aber  liess  sich  12  Tage  s|>ater  durch  Kur- 
fürst Joachim  von  Brandenburg  seine  Nieder- 
lagsgoreehtigkeit  aufs  neue  bestätigen.  Immer- 
hin wurde  schon  im  nächsten  Jahre  durch 
den  Vortrag  des  Kurfürsten  mit  der  Hanse, 
der  den  Kaufleuten  die  Strasse  über  Frank- 

|  furt  nach  Polen  öffnete,  der  starre  Nieder- 
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lagszwang  einigermassen  gebrochen.  Noch 
weiter  aber  ging  Breslau,  indem  es  «am  2S. 
April  lölö  erklärt«,  auf  seiu  Niederlagsrecht 
gegen  Polen  Vorzieht  leisten  zu  wollen,  wo- 
raufhin der  König  noch  an  demselben 
Tag«  sein  früheres  Handelsverbot  ganz  zu- 
rücknahm. 


nung  wurde  1727  verlängert  und  1733,  wie 
es  scheint,  das  Niederlagsroeht  der  Städte 
Frankfurt  und  Stettin  von  Eisen,  Leinsamen 
und  Thran  auch  auf  Heringe  und  Fisch- 
waren ausgedehnt.  Der  bis  1743  fertig  ge- 
|  stellte  Finowkaual  änderte  den  Oderhandol 
'  sehr.    Jetzt  war  der  Weg  von  Stettin  nach 


Unterhalb  Frankfurts  hatten  Oderberg  Berlin  oder  Magdeburg  und  Hamburg  durch 


seit  mindestens  1313,  Ebcrswalde  seit  1317. 
Stettin  seit  12S3  Niederlagsrechte.  Alle 
Güter  oder  Waren,  die  von  oberhalb  oder 
unterhalb  aus  dem  Hinnenlande  die  Oder 
herab  oder  hinauf  nach  Stettin  kommen 
würden,  durften  nicht  vorübe  rgoschifft,  son- 
dern mussten  in  die  Stadt  gebracht  werden 
und  dort  Niederlage  halten.  Seit  1312  durfte 
zwischen  Stettin   und  L'eckermünde  weder 


den  Kanal  weit  kürzer  und  Frankfurt  verlor 
alle  die  Schifte.  Dazu  kam,  dass  Friedrich 
der  Grosse  mit  seiner  V.  v.  1.  Januar  1750 
dem  Oderhandel  ein  wahrhaft  königliches 
Geschenk  machte,  indem  er  auf  alle  auf 
der  Netze,  Warthe  und  Oder  bis  Stettin 
seither  erhobenen  Zölle  veiziehtete  und  allen 
stettinir>ehen  und  anderen  Kaufleuten  aus 
den    neumärkisehen   Städten    den  Handel 


in  der  Oder  noch  in  der  Jasenitz  Korn  vor-  nach  Polen  freigab  unter  der  Bedingung, 
schifft  werden.  Alle  Fahrzeuge  mussten  ihr 1  dass  die  Schiffe  von  Stettin  die  Oder  hinauf, 
Getreide  nach  Stettin  zur  weiteren  Yer- !  bei  Küstrin  in  die  Warthe  nach  Bolen,  die 
Sendung  bringen.  Mit  den  nahe  gelegenen  1  aus  Polen  aber  aus  der  Warthe  bis  Küstrin 
Städten  Oreifonhagon,  Damm,  Garz  brachen  !  hinunter  nach  Stettin  fahren  sollten,  ohne 
wegen  dieses  Stapels  wiederholt  Streitig- '  die  «  »der  nach  Frankfurt  hinauf  zu  schiffen, 
keiten  aus,  in  denen  Stettin  siegte.  Puter  diesen  Umständen  schien  es  für 

Zwischen  Stettin  und  Frankfurt  begannen  j  Frankfurt  unmöglich,  seiu  Niederlagsreeht 
wegen  der  gegenseitigen  Niederlagsreehte  aufrechtzuerhalten.  Jahrhunderte  hindurch 
Zwistigkeiten  im  Jahn-  1511.  Zu  besonders  j  hatte  es  dafür  mit  allen  \Vaff?n  gekämpft, 
lebhaftem  Ausdruck  kamen  die  Feindselig-  Kaiser,  Könige  und  Fürsten  hatten  es  ihm 
keiten  im  Jahre  1571.    Hatten  sieh  bis  da-  für  die  Ewigkeit  verbürgt,  abcrdie.se  Ewig- 


hin Stettiuer  und  Frankfurter  als  Mitglieder 
der  Hanse  nicht  unbedeutende  Zugeständ- 
nisse gemacht,  so  hörten  nun  die  meisten 
dieser  Vergünstigungen  auf.  Kurfürst  Johann 
Georg  von  Brandenburg  sj>orrte  infolge- 
dessen 1572  in  seinem  Lande  den  Stettinern 
den  Handel  in  Ab-  und  Zufuhr.  Aber  da 
diese  Sperre  sieh  in  Frankfurt  ebenfalls  er- 
heblich bemerkbar  machte,  vereinigten  sicli 
alle  neumärkischen  Städte  zur  Bitte  an  den 


keit  erwies  sich  doch  als  eine  lx-gren/.te. 
Im  Jahre  1751  errichteten  Berlin,  Breslau, 
Frankfurt ,  Magdeburg  und  Stettin  einen 
Vortrag,  in  dem  Frankfurt  nur  noch  die 
Niederlage  der  Leinsaat  sich  ausdrücklich 
vorbehielt.  Dieses  Hecht  behielt  es  trotz 
Vorstellungen  der  Stettiner  Kaufmannschaft 
noch  bis  zum  Jahre  IHK». 

Im  Gebiete  der  Wo  i  c  h  s  o  1  erwarb  Krakau 
bereits  im  Jahre  1300  das  Niederlaesreeht 


Kurfürsten,  die  Handelssperre  aufheben  zu  I  hauptsächlich  für  Kupfer,  Eisen,  Blei,  so 
wollen.    In  dem  Landtagsabschiede  vom  20. 1  dass  diese  Artikel,  wenn  sie  aus  Ungarn 


Dezember  1502  wurde  derselben  entsprochen, 
mit  der  Bedingung  jedoch,  dass  kein  Salz 
heraufgeführt  weide,  dass  nur  brandon- 
burgiscJie  Untertlmnen  und  Städte  den  Salz- 
liandel  treÜM'ii  und  jeder  Pnterschleif  der 
Ausländer  und  Stettiner  vermieden  werde. 


oder  Neu-Czandek  nach  Krakau  gebracht 
wurden,  hier  ausgestellt  und  den  Bürgern 
zum  Kaufe  angeboten  werden  mussten.  Im 
Jahre  1372  erweiterte  die  Stadt  ihr  Stapel- 
reoht  dahin,  dass  auch  die  preussisohoii 
Kaufleute,   namentlich   die  Thorner,  ihre 


So  eifrig  Frankfurt  auch  dies  Nieder-  Waren,  die  sie  nach  Krakau  brächten,  nicht 
lagsrecht  aufrecht  zu  erhalten  bemüht  war,  darüber  hinausführen  durften.  Preussischer- 
cs  konnte  den   Verfall  seiner  Privilegien 1 
nicht  hemmen.    Allerdings  erklärte  könig- 


liehe Anordnung  v.  1.  Januar  1723,  sowohl 
Stettin  wie  Frankfurt  bei  ihren  Nioderlags- 
rechten  schützen  zu  wollen,  aber  doch  än- 
derte dieselbe  das  ganze  Wesen  der  Nieder- 
lagen. Das  Hecht  wurde  auf  drei  Arten 
von  Waren  beschränkt,  die  freilich  einen 
Hanptteil  des  Oderhandels  bildeten.  Für 
alle  anderen  Arten  war  nur  ein  Viertel 


ts  wollte  man  diese  Kochte  Krakaus  nicht 
anerkennen  und  schützte  sich  dadurch,  dass 
man  Thorn  die  gleichen  verlieh. 


Thorns 

Blüte  beruhte  auf  dem  durch  die  Lage  der 
Stadt  als  vorteilhafter  Strompassage  ausge- 
übten natürlichen  Strassenzwaug  sowie  auf 
dem  lebhaften  Aktivhandel  seiner  Bürger. 
Wann  es  seine  Niederlagsreehte  zuerst  zur 
Geltung  brachte,  lässt  sich  nicht  sicher  er- 
mitteln.    Das  ihm  im  Jahre  1403  zuge- 


Prozent  des  Wertes  in  beiden  Städten  als  standeneStapelrecht  war  kein  unbeschränktes- 
Anerkennnng  des  Niederlags  rechts  zu  be- ;  es  traf  in  der  Hauptsache  nur  den  Strassen- 
zahlen.  in  Frankfurt  ausserdem  noch  der ;  verkehr,  nicht  die  auf  dem  Strem  herabge, 
Niederlagezoll.    Die  Dauer  dieser  Verord- j  führten   Waren  wie  Getreide,  Holzasche, 
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Pech.  Teer.  Vorzugsweise  gegen  Krakau 
gerichtet,  wurde  es  nicht  dauernd  durchge- 
führt. Die  Krakauer  entzogen  sich  dem 
Thoroer  dadurch,  dass  sie  ihre  Waren  nach 
den  Thorn  gegenüber  auf  polnischem  Boden 
liegenden  Stadtchen  Sehulitz  und  Bromberg 
sandten,  von  wo  die  nicht  verkauften  Waren 
auf  polnischen  Weiehselsehiffen  nach  Danzig 
und  Elbing  hinuntergingen.  Hiergegen  ver- 
suchte der  Hochmeister  in  Verbindung  mit 
den  Hansestädten  einzuschreiten.  Der  Marien- 
burger  Recoss  vom  20.  März  li'tf  verlangte, 
dass  alle  Gäste,  d.  h.  die  ausländischen 
Kaufleute,  die  von  Polen  her  ins  Land 
kamen,  ihre  Waren  in  Thorn  niederlegen  und 
dort  verkaufen  sollten.  Aber  es  scheint,  als 
ob  es  zu  einer  andauernden  Ausübung  der 
Stapelrechte  nicht  gekommen  ist,  denn  am 
30.  Juni  1448  erliess  der  Hochmeister  »off 
eyn  vorsuchen«  eine  erneute  Verordnung 
über  die  Niederlage  in  Thorn  und  drohte 
den  Uebortretoru  mit  Gefängnis. 

Danzig  eignete  sich,  in  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  Hochmeister,  seit  1413  eben- 
falls ein  umfassendes  Stapelrecht  zu,  be- 
wogen durch  die  Strenge,  mit  der  die  pol- 
nischen Städte,  namentlich  Krakau,  ihre 
Niederlags-  und  Stapelrechte  anwandten. 
Wahrscheinlich  hatte  es  aber  schon  im 
letzten  Drittel  des  14.  Jahrhunderts  einen  ; 
Stapel,  über  dessen  Ausbildung  freilich  nichts  i 
sicher  bekannt  ist.  Polen  und  Litauer  sollten 
von  nun  ab  nur  bei  Danziger  Bürgern  über- 
seeische Waren  einkaufen,  andererseits  nur 
diesen  ihre  Waren  verkaufen.  Trotz  aller 
Vorstellungen  des  Königs  von  Polen,  der 
diese  Massregel  als  einen  Bruch  des  Friedens 
von  Brzesc  bezeichnete,  hielten  die  Danziger 
an  ihr  fest,  und  als  sie  seit  1454  iu  ein 
engeres  Schutzverhältnis  zu  Polen  traten, 
bestanden  sie  erst  recht  auf  Anerkennung 
ihres  Stapels. 

Verwandt  mit  dem  deutschen  Stapel- 
rechte  waren  die  Bestimmungen,  die  für  die 
Märkte  in  einer  Anzald  flandrischer 
Städte  galten.  Auch  Paris  übte  im  12. 
Jahrhundert  insofern  ein  Stapelreeht  aus,  als 
auf  der  Seine  von  Paris  aus  und  nach 
Paris  hinein  nur  die  Mercatores  Parisienses 
Handel  treiben  durften,  eine  Bestimmung, 
die  wesentlich  gegen  die  Kaufleute  der 
Normandie  gerichtet  war.  Dagegen  ist 
wohl  der  englische  Stapel,  der  aus  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  stammt, 
mehr  als  eine  behufs  Organisation  des  Han- 
dels überhaupt  getroffene  Anordnung  auf- 
zufassen. 

Die  Verfassung  der  englischen  Stapel- 
einrichtung, wie  sie  das  Statut  Eduards  III. 
von  13f>3  und  die  Bestimmungen  über  den 
Stapel  zu  Calais  von  1303  offeubareu,  weist 
eine  eingehende  Kenntnis  der  zum  Auf- 
blühen des  Handels  erforderlichen  Bedin- 


I  gungen  nach  und  ist  in  liberalem  Geiste 
'gehalten.  Eine  ausgedehnte  Selbstverwal- 
tung war  den  Stapclkauflcuten  eingeräumt. 
'  An  jedem  Stapclplatze  wurde  eine  Stapel- 
behörde aus  den  Kreisen  der  Kaufleute 
durch  Wahlen  gebildet,  an  deren  Spitze  der 
Stapelmayor  und  zwei  Beisitzer  (Consta- 
bularii)  sich  befanden.  In  Calais  ernannte 
13(53  der  König  zunächst  2  Mayors  und  24 
Aldermen,  bestimmte  jedoch,  dass  sie  in 
Zukunft  gewählt  werden  sollten.  Diese  Be- 
hörde hatte  anfangs  sowohl  die  Stadt-  als 
die  Stapelangelegenheiten  zu  leiten,  und  erst 
13G")  wurde  die  Regierung  des  Stapels  von 
der  städtischen  Behörde  getrennt  und  einem 
speeiellcn  Mayor  nebst  Konstablen  über- 
tragen. Die  Stapcltahörde  hatte  vorzüclich, 
ähnlich  wie  in  deutschen  Stallten  die  Gast- 
gerichte, für  schnelle  und  sachverständige 
Entscheidung  oder  Beilegung  von  Streitig- 
keiten zu  sorgen,  wol>ei  als  Rechtsnormen 
die  Usancen  des  Handels,  das  >Ley  Mcr- 
chant<  galt,  dessen  der  Stapelmayor  kundig 
sein  musste.  Das  Verfahren  war  ein  sum- 
marisches, selbst  in  mehr  verwickelten  Fällen, 
z.  B.  bei  Darlehen.  Mit  Vollziehung  ge- 
wisser Formalitäten  in  Gegenwart  der  Stapel- 
behönle  wurde  diesen  eine  höhere  Sicher- 
heit verliehen.  Um  die  Stapelangelegen- 
heiten hatten  sieh  die  sonstigen  Verwaltungs- 
und Gerichtsorgane  nicht  zu  kümmern.  Die 
Ernennung  des  Beamten-  (Mäkler,  Träger) 
und  des  Dienstpersonals,  die  Marktpohzei, 
die  Aufsicht  über  den  Handel,  der  Erlass 
von  Verordnungen  in  Bezug  auf  die  Fremden, 
auf  die  Niederlassung  der  Viktualienhäudler 
und  Gastwirte  gehörten  ebenfalls  zu  den 
Attributen  der  Stapelbohörde.  Endlieh  sorgte 
dieselbe  für  Magazine  und  Wohnungsräume, 
setzte  die  Preise  fest,  unter  denen  nicht 
verkauft  werden  durfte  und  erhob  Abgaben 
zur  Bestreitung  der  entstehenden  Unkosten. 
Die  Stapler  selbst  strebten  jeweilig  eine  Er- 
weiterung ihrer  Privilegien  an.  Im  Jahre 
1127  verlangten  sie,  dass  kein  bei  ihnen 
anhängiger  Rechtsfall  vor  den  Gerichtshof 
in  Westminster  gebracht  werden  solle.  Nach 
einer  anderen  Richtung  forderten  sie  1444, 
dass  bei  der  Wahl  ihrer  Behörden  mir  die- 
jenigen stimmberechtigt  sein  sollten,  die 
wenigstens  10  Sack  Wolle  in  eigenem  Namen 
verschifften.  Indes  sie  setzten  weder  das 
eine  noch  das  andere  durch  und  die  ur- 
sprüngliche Organisation  der  Stapelgesell- 
schaft erhielt  sich  noch  lange. 

3.  Würdigung  und  rolks  wirtschaftliche 
Bedeutung  des  St.  Die  Niederlags-,  Um- 
schlug«-  und  Stanelgerechtigkeiten  der  älteren 
Zeit  hatten  flu*  die  Entwickelung  der  Städte 
die  grtwste  Wichtigkeit.  Mit  ihrer  Hilfe  ent- 
stand eiu  sehr  reger  Verkehr.  Kaufleute, 
Schiffer  und  Fuhrleute  strömten  an  dem  Orte 
zusammen.  Das  Aus-  und  Abladen  der  Waren 
bedang  eine  Menge  von  Hilfskräften  in  den 
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Trägern,  Messern,  Packern,  Wagern  etc.  nnd ! 
machte  in  den  Kaufhäusern  nnd  Krähnen  bau-  j 
liehe  Vorrichtungen  notwendig,  die  der  Stadt  \ 
Vorteile  boten.   So  wnrde  die  Stadt  erst  zu ! 
einer    ansehnlichen    Handelsstadt.     Für  die 
städtischen  Einwohner  ergab  die  Anordnung  den 
Vorteil  niedriger  Preise,  indem  die  Konkurrenz 
diese  drückte.    Auch  hatten  die  Käufer  eine 
Auswahl .  wie  nie  sonst  kaum  erreicht  worden 
wäre.   Dazu  kam,  dass  die  Weiterveraeudung 
der  Waren  allein  den  Bürgern  zustand,  dass 
sie  in  deren  eigenen  Schiflkgefässen  oder  Fahr- 
zeugen, mit  deren  Geschirr  oder  Gespann  vor 
sich  gehen  musste.    Ferner,  dass  Gast  nicht 
mit  Gast  handeln  durfte,  sondern  der  Fremde 
nur  an  den  einheimischen  Kaufmann  verkaufen  i 
und  von  diesem  kanfeu  musste,  wodurch  der 
letztere  es  in  seine  Hand  bekam,  den  Gewinn 
zu  bestimmen.   So  zeigten  sich  auf  allen  Seiten 
Vorteile,  die  die  Burger  und  die  Stadt  berei- 
cherten.  Aber  auch  die  Stadtverwaltung  oder 
die  landesherrliche  Regierung  (wie  in  England) 
kam  nicht  zu  kurz,  denn  sie  vereinnahmte  in 
der   Regel   in   den  Niederlagsgebühren,  den 
Zöllen  und  sonstigen  Abgaben  eine  erkleckliche 
Summe.     Selbst  für  die  Fremdeu  hatte  der 
Stapel  in  der  ersten  Zeit  seine  guten  Seiten. 
Sie  hatten  nicht  nötig,  weit  ins  Land  bis  an 
die  verschiedenen  Stätten  der  Produktion  vor- 
zudringen nnd  waren  sicher,  dass  sie  gute  nnd 
brauchbare  Gegenstände  erhielten.   Den  Hanse-  ■ 
ttädten  z.  B.,  die  bekanntlich  sehr  viel  flan-  '< 
drischc  Tücher  exportierten,  erschien  es  noch  j 
tun  1442,  wie  ein  Lübecker  Schreibeu  au  Ham- ' 
bürg  uud  Lüneburg  auseinandersetzt,  am  rat- 
samsten, nach  alter  Gewohnheit  alle  eingekauften 
Tücher  nach  Brügge  zum  Stapel  bringen  zu 
lassen.   Dort  bekamen  sie  dann  ihre  Zeicheu 
und  kounten  leicht  als  anf  dem  Stapel  gekaufte 
Tücher  kenntlich  gemacht  werden.   In  diesem 
Falle   schien   es   den   hansischen  Knnfleuteu 
zweckmassiger,  die  anderswo  erstandenen  Tücher 
noch  einmal  vor  der  Ausfuhr  auf  ihre  Be- 
schaffenheit untersuchen  zu  lassen,  aber  im 
allgemeinen  war  wohl  der  Nachdruck  darauf  zu 
legen,  dass  man  in  den  Stapelörtern  alles  bei- 
sammen hatte,  was  man  sonst  sich  mühsam 
hätte  zusammensuchen  müssen.   Es  musste  der 
Stapelort  die  gleiche  Bedentuug  haben,  wie 
etwa  das  HandeTsmusenm  oder  das  RohatotTlager 
in  der  Gegenwart.    Man  bekam  einen  Ueberblick 
über  die  wirtschaftliche  I*istnngsfähigkeit  des 
Landes.    Und  höchst  wahrscheinlich  wird  es. 
als  ein   weiterer  Vorzug   angesehen   werden ' 
müssen,  dass  in  Verbindung  mit  dem  Stapel 
der  f?trassenzwang  den  Handelszügen  ein  für 
allemal  ihre  unabänderliche  Richtung  vorzeich- 
nete nnd  gesetzlich  gewisse  Ruhe-  und  Ver- 
kehrsmittelpunkte schuf.   Wenn  überhaupt  für 
Wegebau  im  Mittelalter  wenig  genng  geschah, 
das  Gasthanswesen  noch  in  rohen  Formeu  sich 
bewegte,  so  war  hier  wenigstens  eher  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  etwas  für  die  Verbesserung 
der  Strassen,   deren  häufige  Benutzung  man 
kaiinte,  zu  tlmn  und  den  längere  Zeit  an  einem 
Orte  weilenden  Reisenden  gewisse  nnumgäng- 
liche  Bequemlichkeiten   zur  Beschaffung  ge- 
sunder Wohnung  und  ausreichender  Nahrung 
zu  bieten. 

Indes  derselbe  Stapel ,  der  ganz  ohne 
Zweifel  dazu  beitrug,  die  Städte  blühend  zn 


machen,  musste  in  dem  Masse,  als  Handel  nnd 
Verkehr  stiegen  und  die  Beziehungen  zum 
Auslande  lebhaftere  wnrden,  unbequem  und 
überflüssig  werden.  Ursprünglich  zur  Auf- 
nahme des  Handels  bestimmt,  wurde  die  Häufig- 
keit seines  Vorkommens,  da  weder  die  Kaiser 
noch  die  Landesherren  in  seiner  Verleihung 
Mass  hielten,  ein  Hindernis.  Der  Stapel  zer- 
schnitt auf  diese  Weise  die  Handelszüge,  die 
sich  sonst  den  wirtschaftlichen  Anforderungen 
gemäss  in  natürlichen  Linien  direkt  zwischen 
zwei  Verkehrspunkten  gebildet  hätten,  in  eine 
Menge  von  selbständigen  Bruchteilen.  Das 
wurde  aber  um  so  empfindlicher,  als  diese  sich 
gegenseitig  ihre  Vorrechte  nicht  gönnten,  sich 
befehdeten,  in  endlosen  Streitigkeiten  sich 
chikanierten  und  neckten.  Man  konnte  diese 
Zänkereien  hingeben  lassen,  wenn  sie  sich 
zwischen  Städten  verschiedener  Länder  abspiel- 
ten, wie  etwa  zwischen  Magdeburg  und  Leip- 
zig. Aber  sie  wurden  unerträglich  und  un- 
leidlich, sobald  es  sich  um  die  Begünstigung 
vou  Ortschaften  handelte,  die  alle  unter  einen 
Landesherrn  gehörten.  Es  hatte  keinen  Sinn, 
Frankfurt  etwa  auf  Kosten  Stettins  und  Bres- 
laus anwachsen  zu  lassen,  und  es  war  verkehrt, 
wenn  Stettin  dem  kleineren  Stargard  die  Mög- 
lichkeit weiterer  Entwicklung  durchaus  abge- 
schnitten wissen  wollte  oder  das  6  Meilen 
unterhalb  Magdeburg  gelegene  Genthin  ge- 
zwungen werden  sollte,  sein  Getreide  zum  Ver- 
kaufe uach  Magdeburg  zu  schleppen.  Der  Ver- 
kehr schliesst  sich  an  die  örtlichen  güustigen 
Bedingungen,  die  er  vorfindet,  an,  und  es  war 
widersinnig,  wenn  man  da,  wo  sich  Neigung 
zeigte  sie  auszunutzen,  diese  unterdrücken 
wollte  zu  Gunsten  derjenigen  Orte,  die  ältere 
oder  unter  Umständen  veraltete  Vorrechte  be- 
sassen.  Der  unaufhaltsame  Zug  des  Verkehrs,  der 
die  nächsten  Wege  sucht,  musste  sieb  gegen  die 
Unkosten  sträuben,  die  erwachsen,  wenn  z.  B. 
der  Döbclner  Fabrikant  seine  Wolle,  die  er  viel- 
leicht in  unmittelbarster  Nähe  haben  konnte, 
erst  über  Leipzig  beziehen  musste  und  anderer- 
seits seine  fertige  Ware  nur  über  Leipzig  ver- 
kaufen durfte.  Und  es  musste  böses  Blut 
machen,  wenn  man  einen  ziemlich  bedeutenden 
Weinhandel,  der  direkt  von  Frankfurt  a.  M. 
nach  Berlin  ging,  zur  Fahrt  über  Leipzig  und 
zur  Niederlage  daselbst  zwingen  wollte. 

Ueberhanpt  widersprach  das  Stapelrecht  in 
allen  seinen  Erscheinungen  den  Grundsätzen 
der  Handelsfreiheit.  Es  hinderte  den  Verkehr 
zwischen  zwei  Völkern  und  machte  die  Ein- 
mischung von  Zwischenhändlern  nötig,  die  sich 
ihre  Hilfe  tüchtig  bezahlen  Hessen.  Zu  diesen 
Provisionen  gesellten  sich  die  Unkosten  und 
Gebühren,  die  den  Handel  verteuerten.  Im 
Jahre  174»  z.  B.  wurde  verfügt,  dass  die 
Dresdner  und  anderen  kursächsischen  Schiffer 
in  Magdeburg  V4  °©  l  oirchgangsaccise  zahlen 
sollten.  Ein  Weinkärrner  aus  Thüringen  klagt« 
gegen  1730,  dass  der  Zwang,  nach  Leipzig  zn 
fahreu  und  daselbst  Weinsteuer  und  Niederlage 
zu  geben,  ihm  ausser  2  Tagen  längerer  Reise 
auf  der  Fahrt  nach  Berlin  pro  Stückfass  30 
Thaler  Mehrkosten  verursachte.  Alle  in  Leip- 
zig abgeladenen  Güter  hatten  */„  Thaler  für  je 
1U>  Thaler  Wert  an  kurfürstlicher  Accise  nnd 
3  Pfennig  vom  alten  Schock  Pfennige  städti- 
sches Wägegeld  zu  zahlen,  ungerechnet  die 
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Spesen  für  Auf-  und  Abluden,  Zehrung  u.  dgl.  m. 
In  Hamburg  wurde  darüber  geklagt,  dass  in 
jeder  neuen  Koniordnung  die  Gebühren,  die  an 
die  städtischen,  im  Kornhandel  beschäftigten 
Personen  zu  entrichten  waren,  fortwährend 
stiegen. 

Mit.  der  Abwickelung  aller  dieser  Geschäfte 
wurden  die  Fremden  lauere  aufgehalten,  waren 
wohl  auch  weitläufigen  Plackereien  ausgesetzt. 
Bei  den  Verhandlungen  über  die  Elbschiffahrt 
schütteten  die  dänischen  Ges&udicu  ihr  volles 
Herz  über  die  ihren  Angehörigen  in  Hamburg 
widerfahrende  Unbill  aus:  „Die  Holsteincr 
mildsten  für  ihr  mitgebrachtes  Korn  hohen  Zoll 
entrichten,  sowie  noch  einmal,  wenn  sie  es 
wieder  mitnähmen ;  die  Schiffer,  die  ohne  .Schein 
etwas  ausführten,  würden  nach  Willkür  am 
Geldc  ge>tratt,  der  hntnhnrgische  Tonnenboyer 
schiesse  oft  auf  die  Schilfe  los  und  beschädige 
sie,  wenn  sie  nicht  gleich  beilegten;  die  Zoll- 
Expedition  geschehe  so  langsam,  dass  oft  die 
Schiffer  Wind  und  Wetter  verpassen  müssten; 
die  Jusiiz  im  Kornhandel  werde  schlecht,  kost- 
spielig und  langsam  verwaltet  und  mit  Arresten 
sei  man  sehr  bei  der  Hand." 

Audi  litten  die  Verkäufer  der  aufgestapol-  j 
ten  Waren    unter    gedrückten    Preisen.     Die  I 
ländliche  Umgebung  konnte  nur  zu  dem  Preise  | 
in  der  Stadt  verkanten,  den  die  dortigen  Händ- 
ler miteinander  verabredeten.    In  den  Händeln 
Magdeburgs  mit  der  erzstiltisehen  Hcgierung 
von  IfilB  antwortete  die  letztere  ausdrücklich, 
das  (»etreide  käme  nicht  mehr  nach  Magdeburg, 
weil  die  Kornhändler  heimliche  Verbände  hätten,  | 
„man   dort    keine   Zuhlungsexekntion  erhalte 
und    wenn    mau   endlich  solche   erhalte,  die 
Weiber   ihre   exceptiones  und  privilegin  vor- 
schützten'.    Wenu  aber  wie   in  Calais  die 
Stapelbehörde   den   Preis    für    alle  Verkäufer 
gleich  hoch  ansetzte,  so  lief  der  fremde  Ein- 
käufer nur  zu  leicht  die  Gefahr,  übermässig  viel 
zahlen  zu  müssen. 

So  stellte  sich  denn  nach  und  nach  die 
Ueberzcuguntr  heraus,  dass  das  Stapelrecht  mit 
allen  seinen  Konsequenzen  sich  überlebt  habe. 
Schon  im  15.  Jahrhundert  wurden  die  Fesseln 
des  mittelalterlichen  Stapelverkehrs  in  Brügge 
stark  gelockert,  und  der  Stapel  von  Antwerpen, 
der  im  Ui.  .Jahrhundert  an  seine  Stelle  trat, 
gewann  allmählich  einen  anderen  Charakter. 
Verabredungen  und  Bestellungen  der  dahin 
kommenden  Kaufleute  oder  ihrer  Faktoren  ver- 
drängten den  direkten  Austausch  von  Ware 
gegen  Ware,  und  es  wurde  allmählich  üblich, 
dem  Auftraggeber  die  bestellte  Ware  zuzu- 
senden, ohne  den  Stapelplatz  zu  berühren.  So 
entwickelt  sich  die  Börse  im  Gegensatz  zum 
Stapel. 

4.  Die  Aufhebung  der  St.  Obwohl 
Jahrhunderte  hindurch  die  Kaiser  diejenigen 
gewesen  waren,  die  die  Städte  iu  ihren  Stnpel- 
nud  Niederlagsprivilegien  geschützt  oder  ihnen 
gar  solche  Rechte  überhaupt  erst  eingeräumt 
hatten,  waren  sie  auch  wieder  die  ersten,  die 
die  schädlichen  Folgen  klar  erkannten.  Die 
Wahlkapitulation  Kaiser  Ferdinands  III.  von 
1(kW5  zog  zuerst  gegen  sie  zu  Felde.  „Dieweil 
sich  aber  zuträgt,  dass  zwar  der  Name  des 
Zolles  nicht  gebraucht,  sondern  unter  dein  Vor- 
waude  einer  Niederlag,  Stapelgerechtigkeit,  oder 
sonst  von  den  auf-  und  abfahrenden  Schiffern 


und  Waren,  eben  so  viel,  als  wenn  ein  rechter 
Zoll  wäre,  erhoben  wiru,  so  sollen  alle  und 
jede,  ohne  ordentliche  Verwilligung  des  kur- 
fürstlichen Kollegii,  also  ausgebrachten  Kon- 
zessionen, unter  was  Schein  und  Namen  diesel- 
ben auch  immer  erhalten  worden,  null  und 
nichtig  sein.*  In  erster  Linie  war  es  freilich 
hier,  wie  in  späteren  Wahlkapitulationen  nach 
Ferdinand  IV.  von  16.W.  auf  die  vielen  Zoll- 
abgaben abgesehen ;  indes  der  enge  Zusammen- 
hang, in  den  mau  diese  mit  den  Stapelrechten 
brachte,  erweist,  dass  man  anfing,  auch  die 
letzteren  mit  ungünstigen  Augen  anzusehen. 
Immerhin  waren  während  des  17.  Jahrhunderts 
die  bevorrechteten  Städte  sehr  ängstlich  darauf 
bedacht,  sie  erhalten  zu  sehen,  was  die  vor- 
wärtsschreitende Zeit  ihnen  streitig  zu  machen 
drohte.  Noch  bis  tief  ins  vorige  Jahrhundert 
hinein  erachteten  die  Landesherren  es  nicht  für 
unzweckmässig,  die.  begehrten  Bestätigungen 
aufs  neue  zu  bewilligen.  In  Hamburg  fing 
mau  gegen  1700  au,  sich  vom  Stapelhandel  ab- 
zuwenden. Läugere  Zeit  erwog  man  dort  den 
Gedanken,  aus  Hamburg  ein  ..Porto  franco"  zu 
machen.  Aber  die  Trniisitourdnung  von  1713 
brachte  nur  eine  Ermässigung  der  Zölle  auf 
1  2 — 1  i  ihres  bisherigen  Betrages,  und  erst  die 
zweite  Transitoorduung  von  1727  gewährte 
völlige  Durchfnhrfreilieit  der  Waren,  von  der 
indes  einzelne  Artikel  noch  ausgeschlossen 
blieben.  Das  Getreide  erhielt  die  Vergünsti- 
gung der  Durchfnhrfreilieit  seit  171*.  InPreussen 
legte  dann  Friedrich  der  Grosse  die  Axt  an  die 
Wurzel  der  Stapclreckte  zu  Frankfurt,  Stettin 
und  Breslau. 

In  der  Litterntur  bereitete  sich  ebenfalls 
ein  Umschwung  der  Meinung  vor  Zwar  ein 
Samuel  Pufcndorf  verteidigte  in  seinem  Natnr- 
und  Völkerrechte  noch  die  Durcligangsbe- 
schrünkungen.  Die  Gesetze  der  Menschlichkeit, 
meinte  er,  legen  ans  nicht  die  Verpflichtung 
auf,  eine  fremde  Ware  passieren  zu  lassen, 
ausgenommen  etwa  Lebensmittel.  Im  (iegen- 
teile  könne  man  sehr  gute  Gründe  haben, 
fremde  Waren  anzuhalten,  sei  es  auf  dem 
Lande,  oder  an  einem  Flusse,  oder  au  einem 
Meeresanno.  Denn  abgesehen  davon,  dnss  ein 
starkes  Zusammenströmen  von  Fremden  man- 
chesmal einem  Lande  nachteilig  sein  katiu. 
muss  es  einem  Fürsten  zweckmässiger  erschei- 
nen, seinen  Untherthaneu  den  Gewinn  zuzu- 
wenden, den  sonst  die  Fremden  bei  freier 
Durchfuhr  einstreichen.  Kr  gab  zu.  da«s  es 
einen  eigentlichen  Schaden  nicht  bringe,  wenn 
man  Fremden  die  Erlaubnis  einräume,  unge- 
hindert ihre  Waren  in  andere  Läuder  zu 
führen,  aber  er  hielt  es  doch  für  klüger,  die 
Einheimischen  vor  de«  Fremden  zu  begünstigen. 
Linen  freieren  Standpunkt  nahm  Johann 
Joachim  Becher,  H>83,  ein,  wenn  er  als  das 
„vierte  Propolium.  so  dem  Handel  Sehaden 
Unit",  die  Niederlagen  bezeichnete,  obwohl  ihm 
nachgesagt  werden  muss,  dass  er  weder  in 
seiner  Kritik  bestehender  Zustände,  noch  in 
seinen  Besserungsvorschlägen  ganz  klar  ist.  Er 
unterscheidet  drei  Arten  von  Niederlagen,  näm- 
lich „der  Giiter-Stappel  und  proprie  und  impro- 
prie  dicta  die  Niederlag".  Von  dem  ersteren, 
dem  eigentlichen  Stapelrechte,  ist  er  sehr  weuig 
entzückt.  „Die  intention  ist  wohl  gut",  sagt 
er,  „aber  so  scheints,  daz  die  Stappefstädte  vor 
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den  andern  propolia  haben,  den  Handel  nit 
wenig  hindern,  und  in  der  That  grosse  Unge- 

legeuheit  machen  nnd  also  nichta  thun, 

als  nnr  die  Handlung  hindern  können."  Die 
Niederlag  proprio  dictu  „das  aber  ist  eigent- 
lich eine  Niederlag.  wenn  die  Messlcut  nuft 
den  Jahrmarkten  gewesen,  ihre  Güter  nit  alle 
verkauften  können,  aber  danuach  nicht  zurück- 
fuhren, sondern  auff  den  nechsten  Markt  da 
stehen  lassen  wollen",  sei  dem  Lande  nicht 
schädlich,  und  die  andere  Art  von  Niederlagen 
improprie  dieta  sei  die  „rechte  und  final  inteu- 
tion  dieser  Art  von  Niederlagen,  welche  man 
darum  privilegiert,  damit  man  den  Handel  er- 
hält." Dieser  letzteren  Art  redet  er  denn  auch 
das  Wort  als  einem  Hilfsmittel  gegen  das  Pro- 
]K)lium  nnd  er  denkt  sie  sich  verwirklicht  in 
einem  Stapel-  oder  Kaufhause,  in  dem  ein  jeder 
Handelsmaim  unter  Aufsicht  der  Obrigkeit 
seine  W  aren  feilhalt.  Bewusster  und  deutlicher 
verurteilen  Justi  in  seiner  Polizeiwissenschaft 
und  Uergius  in  dem  Policci-  und  Gameral- 
magazin  nach  alphabetischer  Ordnung  (1774) 
die  veraltete  Einrichtung.  Elsterer  hält  es  für 
eine  förmliche  Strassen)  üuberei.  wenn  die  Ein- 
wohner der  Stapelstadt  den  Fremden  einen 
Treis  setzen  und  sie  zwingen,  dafür  zu  ver- 
kaufen. Demi  derjenige,  der  einem  anderen 
seine  Güter  auf  der  Strasse  mit  Gewalt  ent- 
reisse  und  ihm  »inen  beliebigen  Treis  dafür 
gäbe,  sei  ebenso  förmlich  ein  Strassenräuber  als 
derjenige.  dir  sie  ohne  Entgelt  mit  Gewalt 
nähme.  Bergius  aber  erklärt  die  Stapelgerech- 
tigkeit  für  eine  nicht  zn  duldende  Unbilligkeit 
und  Ungerechtigkeit.  Die  Stadt  habe  keinen 
anderen  Verteil,  als  dass  die  Fuhrleute  und 
Schiffer  bei  ihr  etwas  verzehrten.  So  wenig 
man  einen  durchreisenden  Fremden  zwingen 
könne,  sich  einige  Tage  in  der  Stadt  aufzu- 
halten und  deren  Seltenheiten  zu  besichtigen, 
damit  er  mehr  Geld  verzehre.  m>  widersinnig 
und  der  natürlichen  Freiheit  der  Kommerziou 
nachteilig  sei  das  Stapelprivileg. 

Endlieh  hat  auch  Job.  Georg  Büsch  in 
seinen  Zusätzen  zur  theoretisch -praktischen 
Darstellung  der  Handlung  von  1711S  nur  ver- 
nichtende Worte  des  Spottes»  für  den  Ernst, 
mit  dem  die  älteren  Schriftsteller  in  weit- 
gehendem L-okalpatriütismits  die  Verteidigung 
der  Stapelreehte  einzelner  Städte  unternahmen. 

Immerhin  dauerte  es  bis  zum  Wiener  Kon- 
gresse und  den  darauffolgenden  Stromschiffahrts- 
verhandlungen, bis  in  Deutschland  sich  diese 
Ideecn  allgemeine  Anerkennung  verschafften. 
Schon  17SJS  war  in  den  Auseinandersetzungen 
zu  Rastatt  das  Mainzer  Umschlagsrecht  zur 
Sprache  gekommen  und  von  seiten  der  Reichs* 
deputation  auf  seine  Aufhebung  gedrungen 
worden.  Mau  verstand  sich  aber  damals  zu 
nichts  anderem,  als  dass  ..das  gezwungene  An- 
bieten zum  Verkauf  vou  jeder  Gattung  von 
Waren  und  Lebensmitteln  aufgehoben  sein  solle". 
So  blieb  in  den  Arft.  II  Iiis  G  des  Kheinsi  hiff- 
fahrtsoctroivertrages  von  1H04  die  Bestätigung 
des  Umschlags  für  Mainz  und  Göhl  noch  bei- 
behalten. Art  H  lautete,  rdass  die  alten  Ein- 
richtungen des  Umschlags,  das  Einlaufen  und 
Umladen  der  Fahrzenge  betreffend,  welche  in 
den  Städten  Mainz  und  Utfln  statthaben,  unter 
denen  im  gegenwärtigen  Vertrage  ausgedrück- 
ten Einschränkungen  beibehalten  werden  solle." 


Im  Art.  8  aber  wurde  unter  Anlehnung  an  den 
früheren  Wortlaut  das  Stapelrecht  beschränkt 
aufgehoben.  Er  lautete:  rSo  ist  man  überein- 
gekommen, dass  das  sogeuanntc  Stapclrecht, 
nämlich  das  gezwungene  Anbieten  zum  Ver- 
kaufe von  jeder  Gattung  von  Waren  oder 
Lebensmitteln,  während  ihrer  Station  in  den 
Häfen  von  Mainz  uud  Göln  definitiv  aufgehoben 
ist."  In  dem  5.  Art.  des  Pariser  Friedens 
wurde  dann  der  wichtige  Satz  aufgestellt,  dass, 
um  den  Verkehr  der  Völker  unter  sich  zn  er- 
leichtern und  sich  untereinander  immer  mehr 
das  Fremde  zu  benehmen,  die  wegen  der 
Schiffahrt  des  Rheins  genommenen  Verfügungen 
auch  auf  die  übrigen  Flüsse,  die  verschiedene 
Staaten  durchströmen,  ausgedehnt  werden  sollen. 

Dementsprechend  wurde  in  der  Wiener 
Kongressakte  von  181")  in  den  Artt.  1  und  l!f 
die  allgemeine  Freiheit  der  Rbcinschiffahrt  aus- 
gesprochen. Stapelrecht  (droit  d'etapc)  und  ge- 
j  zwungener  Umschlag  oder  Stationenrecht  (droit 
de  relache  forcee  et  d'echelle  ou  de  rombre 
Charge)  dürfen  nirgends  eingeführt  werden. 
Wo  sie  bestehen,  sollen  sie  soweit  fortdauern, 
als  die  Uferstanten  ohne  Rücksicht  auf  beson- 
deres Interesse  des  Ortes  oder  des  Landes  solche 
für  die  Schiffahrt  oder  den  Handel  im  allge- 
meinen für  nützlich  und  notwendig  erachten 
werden.  Der  wirklichen  Aufhebung  der  Stapel- 
nud  Ilmschlagrechte  standen  nicht  unerhebliche 
finanzielle  Schwierigkeiten  entgegen.  In  Gölu 
z.  B.  wurde  der  jährliche  direkte  Ertrag  des 
Umschlags  auf  400  tXX)  Fraucs,  in  Mainz  auf 
etwas  weniger  als  1  a  dieser  Summe  angenom- 
men. —  In  Magdeburg  wurde  das  Stapel- 
recht infolge  des  Zollgesetzes  von  1818  und  der 
Elbschiffahrtsakte  vom  22.  Juni  1821  aufge- 
hoben. Die  Stadt  erhielt  dafür  eine  staatliche 
Entschädigung  von  62000  Thalern.  —  Leipzig 
bekam  nach  dein  Eiutritt  Sachsens  in  den  Zoll- 
verein eine  dauernde  jährliche  Rente  von  46250 
Thalern.  die  sogenannte  fiskalische  Entsch&di- 
gnngsrente.  —  In  Verbindung  mit  den  Wiener 
Beschlüssen  wurde  dann  im  Zollvereiusvertrage 
von  1833  verabredet,  dass  auf  den  sogenannten 
konventionellen  Strömen  der  Verkehr  möglichst 
frei  sein,  alle  Stapel-  und  Umschlagsrecbte  im 
Vereinsgebicte  aufhören  sollen  und  niemand  zur 
Anhaltung.  Verladung  uud  Lagerung  gezwun- 
gen werden  könne.  Die.se  Bestimmungen  gingeu 
iu  alle  späteren  Zollvereinsverträge  über,  nnd 
so  war  denn  nun  der  Handel  endgiltig  von  den 
lästigen  Fesseln  jener  alten  Privilegien  befreit. 

Lltteratur :   <!.  v.  Helote,   l'ebrr  Thcnricen  der 
wirtschaftlichen    Entwickehing    der     Völker  in 
'      DeuUchland  (IIA.  ,<WJ,    N.  F.  Hd.  .10.  —  ChH- 
|     mlophorl  Be»oUH,  Th**nuru*  practica»  aurtior, 
|     jtiTJ,  S.  fiZS,  llü'J.  —  K.  Biedermann,  Ito* 
Stapel recht,   »eine   h<>ch*te  liliite   und  »ein  all- 
mählicher  Verfall,  Viert,  f.  fWiarw.,  IS.  Bd.  72, 
S.  1—21.   —   4 Jg.  Joe.   Maseovt  ei  Jacob 
Jlenr.  Born,  I)e  jure  ttnpulac  et  mmdinarum 
ciritatis.    Liptiae  di*»crtatinne*  binar,  17-1S').  — 


')  Der  eingeklammerte  Name  bedeutet  in 
|  diesem  und  in  anderen  Fällen,  wo  zwei  Au- 
■  toren  genannt  sind,  den  des  Professors,  der  die 
Disputation  leitete,  bei  der  die  genannt«  Schrift 
verteidigt  wurde.    Wo  uur  ein  Autor  genannt 
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Hauch,  Darstellung  der  Handlung,  1792,  1,  S. 
224,  2,  S.  .10.  —  Derselbe,  ZutäUc  zu  seiner 
thee,reli*ch-prakti«chen  Darsttllung  de*  Handel», 
1707—1800,  2,  S.  ISO,  3,  S.  00.  —  tCellnrlunt, 
Kurtze  historitche  Nachricht  nm  dem  SUipelreeht 
der  alten  Stadl  Magdeburg  17 41.  —  Carl  von  Dal- 
berg* Beiträge  zur  Geschichte  der  Erfurter  Hand- 
lung, 1780.  —  H.  O.  II'.  Daniels,  Vetter  da* 
Stapelrecht  tu  t'öln  und  .Waim,  I804.  —  Ri- 
chard Ehrenberg,  Die  Anfänge  de*  Ham- 
burger Freihafens,  1888.  —  F.  f.  J.  Fischer, 
Geschichte  de»  truUchen  Handel»,  178S--02,  2, 
S.  202,  4,  S.  8S7.  —  Joh.  Falke,  Die  Ge- 
schichte de»  deutschen  Handel«,  18S0.  —  Ahas- 
vert  Fritschi  Opnsrula  taria  juris  pultlici  et 
prirati,  1000,  S.  il,  J<>7.  —  Hagedorn,  I  rr-  ! 
fatsunejsgeschichle  der  Stadt  Magdeburg  bi»  tum  \ 
Ausg.  d.  13.  Jahrh.,  in  d.  Geschbl.  für  Stadt  und  1 
jAtnd  Magdeburg,  1881,  1882,  188S.  —  Hahl,  \ 
Zur  Geschichte  der  rtdksvirtschafllichrn  Idccen 
in  England  gegen  Ausgang  d.  Mittelalter»,  1803. 

—  //«•rmnfittM«  Haggaeus,  De  jure  Stapulae, 
1008.  --  Haltaus,  Glossarium  germanicum  mc- 
dii  aeri.  —  tJ.  I*.  Hauschildt,  Abhandlung 
von  dem  Staprlrreht  der  alte,,  Stadt  Magdeburg, 
1742.  —  Joh.  Andr.  llelnholdt.  W-rzugs- 
Hechte  der  Stapel-  und  Messgerechtigkeit  in  Leip- 
tig  cor  anderen   Städten   in  Teutschland,  1741. 

—  Ernst  Hasse,  Geschichte  der  Leipx.  Messen, 
IS8S.  —  F.  H.  Heller,  Die  Handrlsvege  Inner- 
Deutschlands  im  IC,  17.,  IS.  Jahrh.,  I884.  — 
4V.    Hippel),    Da»    Känigshergsrhe.  Stapelrecht, 

1701.  —  Tltcotl.  Hirsch,  Handels-  und  Ge- 
werbegeschichte Damig»,  18SS.  —  K.  F.  Kloe- 
itcn,  Beiträge  zur  Geschichte  de»  Odrrhandrls, 
I. — 8.  Stück,  1845—S2.  Joh.  Luthe.  Klitber, 
Oeffentlichc*  Hecht  des  teutschrn  Bunde*  und  der 
Bundesstaaten,  1831.  —  .W.  Kriele,  Die  Regu- 
lierung der  Elbschiffahrt  181'.*- -21,  IHM.  —  Ge- 
org Wllh.  Kühlewein,  lhi  et  superiorum 
permi*»u    jus   »tapulae    vulgo   da*  Stapel- Hecht, 

1702.  —  (Ludovlci)  et  Mich.  Fried r.  Le- 
derer, lh  Jure  »tapulae,  1008.  —  HenJ.  IjCU- 
Iter,  Di*gui»iti<>  planuria  »tapulae  Stijrtmicite, 
16SS.  —  Meleh.  Lübeck,  De  Jure  »tapulae, 
17U.  -  -  Marquard,  De  jure  mercaturum  et 
canuicrriorum  IM-,  S.  232—44.  —  Willi. 
Saudi1,  Deutsche  städtische  Getrridehandels- 
Politik  rom  Ii.— 17.  Jahrhundert,  1 880.  —  V. 
Xuhllng,  I  lm*  Handel  im  Mittelalter,  VAX),  S. 
jim:  [f.  —  Ochenkou'ttki .  Die  wirtschaftliche 
Eutn  ickrlung  England»,  187'.'.  —  Ockhurt, 
Geschichtliche  DarttcUunq  der  Gesetzgebung  des 
Rheins,  1818.  —  F.  F.  F.  Phlllppl,  Bnträejr 
zur  Geschichte  u.  Staii«ttk  der  deutschen  Mesum, 
18',7.  -  Polizcy-  und  Kamrralmagazin,  her- 
ausg.  ton  J.  H.  I..  llcrgiu»,  Bd.  8,  17  74.  — 
J'raantati»che.  Jlandluugsgrtchichtr  de*  Stadt 
Js<i>-:i<j,  1777,  S.  HU,  .','»,.  —  Frtebatsch,  Der 
märkische  Handel  am  Ansgiingr  de*  Mittelalter* 
in  Sehr.  d.  Yrr.  f.  d.  Gr»ch.  Berlin»,  Heft  .10. 
Rauprlch,  Der  Streit  um  die  Breslauer 
Sirdrrlagr ,  in  Zeitschr.  d.  Vre.  f.  Gesch.  u.  Alt. 
Schlesien»,  Bd.  27,  S.  .',4 ff.  --  R.  van  HIJ- 
ttttljk.  Geschieden!*  ran  hfl  Deutsche  »tapelrrcht, 
Jona.  —  G.  Schanz,   Englische  llandrUpeditik, 


1,  S.  327— SSI.  —  <  Schmal  Inn).  Gründliche 
Widerlegung  des  ton  der  Stadl  Leipzig  angr- 
tnassten  unbefugten  Strassenzieanges  gegen  Mag- 
deburg, 1643.  —  (Schmalz) ,  Darstellung  de» 
Niederlage- Rechts  der  Stadt  Königsberg,  1742.  — 
Gustav  Schmoller,  Studien  über  dir  wirt- 
schaftliche IWitik  Friedrich  des  Grossen  und 
Preussens  iilterhaupt  run  1080  —  1781,  in  »e,,,e„i 
Jahrbuch,  9,  lt>,  11.  —  Schottelius,  Trart.  de 
jurtbus  singularibus  et  antüfuis  in  Germania, 
fap.  26.  —  .Irl.  Soetbeer,  I>c*  Stader  EU" 
Zolles  Vrsprung,  Fartgang  und  Bestund,  1830. 
Joh.  Spclmttnn,  De  Jure  »tapulae,  1>'>07.  — 
H*.  .Stein,  Beiträge,  zur  Gesch.  der  deutschen 
Hanse,  1000.  —  Joh.  Wolfg.  Textor,  De  Jure 
»tapulae,  1073.  —  Toeche-Mitller,  Der  Fried- 
rich-Wilhelms- Kanal  und  die  Herl  in- Hamburger 
Flustschij fahrt,  1801.  —  (WlnterJ'eldt  et  Joh. 
Wolfg,  Trier,  De  .Iure  »tapulae  cirit.  Fr-inr.- 
furUinae  ad  Viadrum,  1743.  —  (Joh.  Wllh. 
Engelbrecht)  et  Joh,  Anthonlus  Winekle- 
rus,  Di**trtatio  juridica  inauguralis  de  Jurr 
»tapulae,  1711.  —  Wurm,  Eine,  deutsche  Ko- 
lonie und  deren  Abfall,  in  Allgem.  Zeitschr.  f. 
deutsche  Ge»eh.,  Bd.  .5,  6.  —  Otto  Phil.  Zep- 
per,  Discursus  juridicus  contra  Jus  aggratiandi, 
detractianis,  item  »tapulae,  1601. 

Wllh.  Stteda. 


ist.  liedt'utH  tlit-  EinklutniiH  run^r  des  Nnniens 
eine  anonyme  JScbrift,  deren  Verfasser  spiiter 
bekannt  -re worden  ist. 


Statik 

s.  Raubbau  und  Statik  oben  Bd.  IV 
S.  .'UM  ff. 


Statistik. 

I.  Allgemeines  (S.  1006).  II.  Die  amtliche 
St.  in  den  einzelnen  Staaten  (S.  1014).  III.  Die 
städtischen  statistischen  Aemter  (S.  1060). 


Allgemeines. 

1.  Wesen  und  Aufgabe  der  Statistik.  2.  Ge- 
schichtliehe Entwickeliing.   3.  Einteilung. 

1.  Wesen  und  Aufgabe  der  Statistik. 

Statistik  nennt  mau  nach  dem  gegenwärtig 
allgemein  geltenden  Spraehgebrauehe  j<'<k- 
Auskunft  Aber  Zustünde  oder  Vorgänge,  die 
darauf  beruht,  dass  beobachtete  Einzelfälle 
unter  Abstraktion  von  ihren  Verschieden- 
heiten als  gleieliartig  gezahlt  und  zu  Grupi<on 
vereinigt  werden.  So  giebt  es  eine  Statistik 
der  Gewitter.  Sonnenflecke  und  anderer 
Naturerscheinungen.  Im  engeren  Sinne  alier 
verstellt  man  unter  Statistik  die  Anwendung 
dieser  Darstellnngs-  und  Untersuchung— 
methode  auf  den  in  Staat  und  Gesell- 
schaft lebenden  Menschen,  und  im 
folgenden  fassen  wir  sie  nur  in  diesem 
Sinne  auf,  also  kurz  gesagt,  als  die  zahlen- 
mässige  Untersuchung  des  gesellschaftlichen 
Menschenlebens.  Für  die  Erforschung  der 
Natur  biotot  die  statistische  Methode  in  der 
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Regel  nur  eine  Vorbereitung,  über  die  die 
Wissenschaft  bald  liinauskommt,  indem  sie 
deu  inneren  Zusammenhang  der  anfangs 
einfach  koordinierten  Einzelerscheinungen 
entdeckt  und  diesen  nicht  selten  durch  exakte 
einfache  Grundformeln  ausdrucken  lernt. 
Die  Einzelheiten  des  Menschenlebens  aber 
weisen  mit  zunehmender  Kultur  eine  immer 
grosser  und  verwickelter  werdeude  Mannig- 
faltigkeit auf,  sie  gehen  von  mehr  oder 
weniger  selbständigen  Individualitäten  aus, 
hängen  von  gänzlich  unberechenbaren  sub- 
jektiven Neigungen  und  Motiven  ab  und 
können  daher  noch  weniger  als  Wind  und 
Wetter  auf  einfache  Formeln  gebracht  werden. 
Soweit  sie  einen  durchaus  individuellen 
Charakter  tragen,  sind  sie  historischer 
Natur  und  dalier  auch  auf  die  historische 
Darstellungsweiso  angewiesen.  Will  man 
edoch  die  nichthistorischen,  aber  die  Grund- 
agen  des  menschlichen  Gesellschafts-  und 
Gattungslebens  bildenden  Erscheinungen 
überhaupt  einer  wissenschaftlichen  Betrach- 
tung unterwerfen,  so  bietet  die  Statistik 
dazu  das  einzige  Hilfsmittel.  Da  man  nicht 
alle  Verschiedenheiten  der  Einzelerschei- 
nungen festhalten,  noch  weniger  die  inneren 
Beziehungen  dorsclben  erkennen  kann,  so 
bleibt  eben  nichts  übrig,  als  sie  nach  gewissen 
besonders  wichtigen  Merkmalen  zu  klassi- 
fizieren, die  numerische  Stärke  der  so  ent- 
stehenden Gruppen  festzustellen  und  wenigs- 
tens die  änssereu  Beziehungen  derselben 
unter  sich  durch  Berechnung  von  Verhält- 
niszahlen zu  ermitteln.  Handelt  es  sich  um 
eine  gewissermassen  statische  Dar- 
stellung, den  statistischen  Ausdruck  eines 
bestimmten  gegebenen  Zustandes,  z.  B.  der 
Verteilung  der  Bevölkerung  eines  Laities  zu 
einer  gegebenen  Zeit  nach  Geschlecht, 
Altersklassen  und  Familienstand,  so  sind  die 
entstehenden  Gruppen  ein  für  allemal  fest 
umgrenzt;  führt  man  ein  neues  Unterschei- 
dungsmerkmal ein,  z.  B.  den  Beruf  oder  die 
Konfession,  so  wird  möglicherweise  wieder 
jede  Gruppe  in  mehrere  Teilgruppen  zerlegt, 
und  so  werden  die  Eleinentargruppcu  mit 
zunehmender  Zahl  der  Unterscheidungen 
«jualitativ  immer  konkreter  und  individueller, 
zugleich  aber  immer  weniger  besetzt.  Man 
darf  also  nicht  zuweit  in  den  Unterschei- 
dungen gehen,  weil  man  sonst  den  Zweck 
verfehlt,  Ober  die  individuellen  Mannig- 
faltigkeiten lunaus  zu  einem  Ueberblicke 
des  Wesentlichen  zu  gelangen.  Handelt  es 
sich  um  die  Darstel hing  eines  gewissennassen 
dynamischen  Vorganges,  z.  B.  bestimmter, 
in  der  Zeit  fortschreitender  Zustandsände- 
rungen  einer  Bevölkerung,  so  ist  durch  an- 
gemessene Zeitahgreuzungon  gleichsam  ein 
Netzwerk  aufzustellen,  dessen  Maschen  nach 
und  nach  durch  die  Beachtungsobjekte  aus- 
gefüllt werden. 


Diese  eigentümliche  Untereuchungstne- 
thodo  durch  numerische  Gruppenbildung 
setzt  an  sich  nicht  notwendig  voraus,  dass 
die  Gesamtzahl  der  Beobachtungsobjekte  eine 
grosse  sei,  dass  es  sich  also  um  eine  soge- 
nannte Massenerscheiuung  handle. 
Abei-  bei  kleiuen  Gesamtheiten  von  Einzel- 
erscheinungen treten  die  spezifischen  Eigen- 
tümlichkeiten der  statistischen  Methode 
immer  mehr  zurück,  je  kleiner  die  Grupiien 
werden,  und  man  kommt  schliesslich  einfach 
zu  der  individuellen  Untersuchung  des  Ein- 
zelnen. Auch  weisen  kleine  Gruppen  nicht 
die  annähernd  stabilen  Verhältniszahlen  auf, 
die  erfalirungsmilssig  in  vielen  Fällen  bei 
der  Beobachtung  grosser  Gesamtheiten  be- 
merkbar werden  und  den  Gegenstand  be- 
sonderer weiterer  Untersuchungen  bilden. 
Die  Statistik  befasst  sich  daher  im  allge- 
meinen nur  mit  Mass  ener  schein  ungen 
des  staatlichen  und  gesellschaftlichen  I^ebens, 
wenn  auch  die  Art  ihrer  Gruppenbildung 
es  mit  sich  bringt,  dass  sie  in  gleiche  Linie 
mit  sehr  grossen  oft  auch  sehr  kleine  Zalüen 
stellt  Eine  statistische  Beobachtung  der  be- 
deutsamen Massenerscheinungen  innerhalb 
eines  ganzen  Staates  oder  wenigstens  eines 
grösseren  Bevölkerungskreises  lässt  sich  aber 
mit  den  Hilfsmitteln  eines  Einzelnen  und 
selbst  mit  Hilfe  einer  privaten  Vereius- 
thätigkeit  höchstens  in  einzelnen  Punkten 
befriedigend  ausführen;  im  allgemeinen  ist 
dazu  ein  organisierter  Verwaltungsapjiarat 
erforderlich,  wie  ihn  die  amtlichen  staat- 
lichen und  städtischen  statistischen  Bureaus 
darbieten.  Diese  sind  also  die  eigentlichen 
statistischen  Pioduktionsstättcn ,  und  die 
Statistik  als  Wissenschaft  hat  zu  Umstimmen, 
welche  Erhebungen  durch  diese  Organe  zu 
inachen  sind  und  in  welcher  Art  der  or- 
holiene  Stoff  zu  gruppieren  und  zu  ordnen 
ist.  Das  Wissenschaftliche  in  dieser  Auf- 
gal*?  aber  besteht  eben  darin,  dass  die 
wirklieh  bedeutsamen  statistischen  und  ge- 
sellschaftlichen Erscheinungen  richtigerkannt, 
werden,  dass  die  einzelnen  Grnr>j)en  nach 
den  wirklich  charakteristischen  .Merkmalen 
al>gegrenzt  werden,  dass  das  resultierende 
abstrakte  Zahlenbild  zugleich  den  grösst- 
möglichen  konkreten  Inhalt  bewahre,  dass 
bei  Bewegungserscheinungen  die  zeitlichen 
Bestimmungen  so  gewählt  werden,  dass  die 
fortlaufende  Beobachtung  derselben  Ge- 
samtheit möglich  wird  (s.  d.  Art.  He- 
völkeiungs Wechsel  oben  Bd.  II.  S. 
(>*!)).  Die  Erfüllung  dieser  Forderungen 
ist  keineswegs  leicht;  sie  setzt  vor  allem 
umfassende  Kenntnisse  der  Einzelheiten 
der  Erscheinungen  voraus.  Denn  wenn 
diese  Einzelheiten  auch  in  den  Schlnsszahlon 
verschwinden,  so  ist  doch  ohne  Kenntnis 
derselben  eine  richtige  Klassifikation  der 
Gesamtheit  der  Beobachtungen  nicht  mög- 
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lieh.  Daher  werden  hei  der  Aufstellung 
des  Programms  für  besonders  schwierige 
Erhellungen,  z.  B.  Gewerbezählungen,  häufig 
aueh  noch  besondere  Sachverständige  zu 
Rate  gezogen. 

Die  Grundlehre  der  Statistik  als  Wissen- 
schaft ist  also  einfach  die  Theorie  der  von 
den  statistischen  Bureaus  geübten  prak- 
tischen Thätigkeit.  Die  letzteren  sind  nach 
einem  Ausdrucke  Engels  die  statistischen 
Produzenten  und  sie  liefern  den  Stoff  schon 
in  einem  dem  allgemeinen  Bedürfnis  ent- 
sprechenden Grade  von  Verarbeitung  ab. 
Die  wissenschaftlichen  »Konsumenten«:  der 
Statistik  übernehmen  ihn  nur  teils  als 
blosses  Material  zur  erfahrungsmassigen 
Begründung  der  Lehren  anderer  Wissen- 
schaften, wie  der  Volkswirtschaftslehre,  der 
Finanzwissenschaft,  der  Soziallehn?,  der 
Hygiene,  teils  aber  auch  zu  dem  Zwecke, 
ihn  an  und  für  sich  eiuer  weiteren  genaueren 
Untersuchung  zu  unterwerfen.  Letzteres 
findet  statt  auf  dem  Gebiete  der  Bovölke- 
kerungs-  und  der  Moralstatistik,  weil  sich 
liier  eigentümliche  Regelmassigkeiten  in  den 
Zahlonverhültnissen  gewisser  Massenersehei- 
nungen  herausstellen,  die  vorläufig  nicht 
weiter  erklärt  werden  können,  sondern  ein- 
fach als  Thatsachen  hingenommen  werden 
müssen.  Hier  handelt  es  sich  vor  allem 
darum,  den  Grad  der  Stabilität  solcher 
empirischen  Verhältniszahlen  zu  bestimmen, 
was  in  rationeller  Weise  nur  mit  Hilfe  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  geschehen  kann 
(s.  d.  Art.  Gesetz  oben  Bd.  IV  S.  234). 
Man  wird  im  allgemeinen  finden,  dass 
jene  Stabilität  uach  den  Gesichtspunkten 
der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  bemessen 
durchweg  trotz  des  oft  frappierenden  äusse- 
ren Scheines  nur  eine  geringe  ist,  dass 
solche  Verhältniszahlen  keine  selbständige, 
primäre,  gewissermassen  naturgesetzliche 
Bedeutung  halten,  dass  ihr  Wert  vielmehr 
umgekehrt  darin  besteht,  dass  sie  sehr 
empfindliche  Gradmesser  für  gewisse  Zu- 
stände sind  und  jede  wesentliche  Aenderung 
der  Gmudlagen  derselben  in  ihren  Schwan- 
kungen abspiegeln.  Bestimmte  Beziehungen 
zwischen  den  Zustandsänderungeu  und  den 
Schwan  kungsgrösseii  lassen  sich  häufig 
nachweiscu,  jedoch  nicht  immer,  weil  die 
ersteren  sehr  zusammengesetzter  Art  zu  sein 
pflegen  und  oft  verschiedene,  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  auf  das  beobachtete  Zahlen- 
verhältnis einwirkende  Ursachen  zu  gleicher 
Zeit  thätig  sind.  Diese  sekundäre  Verar- 
beitung der  Ergebnisse  der  statistischen 
Beobachtung  bildet  den  höchsten  Ausläufer 
des  theoretischen  Teiles  der  Statistik,  darf 
aber  in  ihrer  gewissermassen  naturwissen- 
seliaftliehen  Bedeutung  nicht  überschätzt 
werden. 

Die    meisten    staatlichen  statistischen 


Aemter  liefern  in  der  Form  von  Jahrbüchern 
oder  ähnlichen  Veröffentlichungen  auch 
übersichtliche  Zusammenfassungen  der 
wichtigsten  Ergebnisse  auf  allen  Gebieten 
der  amtlichen  Statistik,  die  also  für  eine 
bestimmte  Zeit  eine  in  cliarakteri.-.tischeu 
Zahlenbildern  ausgedrückt-'  Darstellung  der 
jeweils  bestehendeu  staatlichen,  gesellschaft- 
lichen und  wirtschaftlichen  Zustände  geben. 
Solehe  namentlich  auch  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  in  weiteren  Kreisen  l>e- 
stimmte  Zusammenfassungen  bilden  die 
letzte  Stufe  der  Stoff  verarliei  long,  bis  zu 
der  die  statistischen  Aemter  vorzugehen 
pflegen.  Es  mag  aber  dem  Bedürfnis  des 
grösseren  Publikums  entsprochen,  dass  jene 
blossen  Zahleubilder  durch  Erläuterungen 
namentlich  auch  aus  der  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Gesetzgebung  vervollständigt, 
dass  auch  die  geographi^-heu  und  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  des  l>ot  reffenden 
Landes  mit  in  die  Darstellung  gezogen 
werden,  und  in  allem  auch  die  geschicht- 
liche Entwickelung  berücksichtigt  werde. 
So  entsteht  eine  Staats  Im- sc  Ii  re  i  bu  n  g. 
nicht  als  eine  besondere  Wissenschaft,  son- 
dern als  ein  durch  einen  besonderen  Zweck 
verbundener  Wissenskreis,  zu  dem  auch  die 
Statistik  im  heutigen  Sinne  mehr  od.  r  we- 
niger Beiträge  liefert.  Es  hat  sieh  nun  un- 
glücklicherweise so  getroffen,  dass  das 
schlecht  gebildete,  hybride  Wort  Statistik 
(von  dem  neulateinischen  Status  im  Sinne 
von  Sta;it,  durch  Vermittelnng  des  Wortes 
statista,  nicht  aber  von  stalus  im  Sinne  von 
Zustand  abgeleitet)  im  vorigen  Jahrhundert 
zuerst  auf  jene  Staatsbeschreibung  ange- 
wandt worden  ist,  und  da  nun  sjtüter  all- 
mählich eine  Verschiebung  der  Bedeutung 
dieser  Bezeichnung  zu  ihrem  heutigen  Sinne 
eintrat,  so  entstanden  dadurch  endlose  und 
überflüssige  Streitigkeiten  über  den  'Begriff 
der  Statistik*. 

2.  Geschichtliche  Entwickelung.  Solche 
Slaatsbeschreibungen  gab  es  schon  im  Alter- 
tum —  es  sei  nur  an  die  Poiitien  des 
Aristoteles  erinnert;  am  Eingange  der 
neueren  Zeit  beschrieb  Aen.-as  Silvias 
Piccolomini  die  Zustände  Deutschlands, 
Macchiavelli  die  Deutschlands  und  Frank- 
reichs; aus  dem  1<J.  und  17.  Jahrhundert 
seien  erwähnt  die  Staatsbeschreibungen 
Sansovinos  (15ti2).  die  Relazioni  universali 
Bitteres  (15S!>),  die  Kardiographie  Sebastian 
Münsters  (l"4t),  die  Weltlteschreibung  des 
Franzosen  d'Avity  (1611,  mehrfach  fortge- 
setzt), die  von  J.  van  Lact  (f  lbti))  in  zahl- 
reichen Bündchen  herausgegebeneu  Respu- 
blicae  Elzevirianae.  In  Deutschland  führte 
Coming  (+  10S1)  in  Helmstedt  seit  16R> 
diese  bis  dahin  nur  populär  behandelte 
Staats-  oder  Staatenkunde  als  akademischen 
Ijehrzweig  ein  und  suchte  ihr  daher  einen 
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streng  wissenschaftlichen  Anstrich  zu  geben, 
indem  er  sie  nach  scholastischen  Grund- 
Bitzen  in  ein  System  brachte.  Seitdem 
■w  urden  an  manchen  deutschen  Universitäten 
mehr  oder  weniger  regelmässig  ■> Collegia 
Statistical  gehalten,  so  z.  B.  Ins  zur  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  von  Bose.  0.  Schulart, 
Schmoitzel,  Walch  in  Jona,  von  Guudling  in 
Halle,  von  Beckmanu  in  Frankfurt  a  O., 
von  J.  D.  KOliler  in  Altdorf  und  Gottingen. 
Wenn  gleichwohl  Achenwall  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  I,  S.  20)  hünfig  als  »Vater  der  Statis- 
tik* |d.  h.  der  Staatsbeschreibung  als  aka- 
demischen Lehrfachs)  bezeichnet  wird,  so 
verdankt  er  dies  dem  Umstände,  dass  er 
den  Namen  Statistik  als  Substantiv  (während 
bis  dahin  nur  das  Adjektiv  *  statistisch-  ge- 
braucht worden  war)  fflr  diesen  Iymrzweig 
einführte  und  seinem  an  sich  recht  dürftigen 
Kompendium  über  die  »Staatsverfassung  der 
vornehmsten  euro}>äischcn  Reiche«  eine  Ein- 
leitung voranschickte,  in  der  er  den  Be- 
griff und  die  Aufgabe  der  Statistik  in  seinem 
Älteren  Sinne  festzustellen  suchte.  Er  de- 
finierte die  ^Staatsverfassung  als  den  »In- 
begriff der  wirklichen  Merkwürdigkeiten 
eines  Staates«  und  die  Statistik  als  die 
Ijeluv  von  der  Verfassung  eines  oder  meh- 
rerer Staaten  in  diesem  Sinne.  Man  könne 
sie  auch  als  historische  Staatslehre  im 
Gegensatz  zu  der  philosophischen  Staatslehre 
bezeichnen,  und  ihr  Zweck  sei  die  Erlan- 
gung der  Staatskenntnis.  Zahlen,  das 
eigentliche  Element  der  Statistik  im  heuti- 
gen Sinne,  kommen  in  dem  Achenwallschen 
Buche  überhaupt  nicht  vor,  und  sie  spielen 
auch  in  allen  oben  genannten  Werken  keine 
Rolle.  Erst  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, als  das  Zahlenmaterial  reichlicher 
vorhanden  und  leichter  zugänglich  geworden 
war.  nahm  es  auch  in  den  für  den  prakti- 
schen Gebrauch  bestimmten  Staatsbeschrei- 
bungen einen  grösseren  Raum  ein,  wobei 
sich  zugleich  der  Unterschied  von  Staats- 
kunde und  politischer  Geographie  allmählich 
immer  mehr  verwischte.  Büsching  wurde 
als  Begründer  einer  besonderen  Art  der 
Statistik,  uümlich  der  vergleichenden  an- 
gesehen, der  man  die  Achenwallsche  als  die 
ethnographische  oder  auch  als  die  l'niversi- 
tätsstatistik  gegenüberstellte.  Achenwalls 
Nachfolger  in  Göttingen,  Schlözer  (s.  d.  Art, 
oben  Bd.  VI  S.  591),  blieb  im  wesentlichen 
auf  dem  Standpunkte  seines  Vorgängers, 
und  die  sogenannte  Göttinger  Schule  cha- 
rakterisiert sich  überhaupt  durch  die  Auf- 
fassung der  Statistik  als  einer  historischen 
und  empirischen  Staatslehre.  Nur  aus 
diesem  Gesichtspunkte  ist  die  Heftigkeit  des 
Streites  zu  verstehen,  der  im  Anfange  dieses 
Jahrhunderts  von  den  Vertretern  dieser 
Schule  gegen  die  »Tabellonkn echte«,  die 
■gemeinen«  Zahlenstatistiker,  geführt  wurde; 
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und  so  erklärt  sich  auch  die  eigentümliche 
Verzweiflung,  in  der  Lüder  in  seiner  ^»Kri- 
tik der  Statistik  und  Politik«  dor  Statistik 
den  Absagebrief  schrieb.  Die  Auffassung 
der  Statistik  als  einer  Buchführung  über 
die  jiersönlichen  und  materiellen  Hilfsmittel 
des  Staates  galt  vom  Standpunkte  der 
»höheren  Statistiker«:  als  materialistisch  und 
gewissermassen  unsittlich,  da  die  Kräfte  des 
Staates  und  das  Heil  der  Völker  nicht  ein- 
fach nach  dem  Augenfälligen  oder  nach 
»toten  Massen«  bemessen  werden  dürften. 
|  Lüder  findet  aber,  dass  die  »höheren«  Sta- 
1  tistiker  schliesslich  doch  noch  woniger  go- 
;  leistet  hätten  als  die  von  ihnen  verachteten 
»gemeinen«  ;  es  sei  überhaupt  nicht  möglich, 
den  gegenwärtigen  Zustand  eines  Volkes, 
seine  Macht  und  sein  Glück  zu  bestimmen : 
wer  das  versuche,  steige  hinab  in  die  Tiefen 
der  Unendlichkeit;  wie  bei  den  Winden  des 
Firmaments  verstumme  auch  dort  die  Rede, 
und  im  kleinen  dunkeln  Menschengehirn  sei 
für  die  unendlichen  Vorstellungen  keine 
Stelle  zu  finden;  man  wolle  das  Glück  der 
Völker  bestimmen  und  könne  nie  einig 
werden  über  den  Begriff  der  Glückseligkeit 
etc.  Diese  tragischen  Worte  werden  offen- 
bar bedeutungslos,  wenn  man  unter  Statistik 
nicht  eine  alles  umfassende  sociologische 
Staatelehre  versteht,  sondern  einfach  das, 
was  sie  seit  der  Ausbildung  ihrer  amtlichen 
Pflegestätten  thatsächlich  ist,  die  exakte 
Erforschung  derjenigen  Seiten  des  Staats- 
und Gesellschaftslebens,  die  einer  zahlen- 
mäßigen Behandlung  zugänglich  siud.  Sie 
liefert  vor  allem  ein  wisse  nscltaftliches  zu- 
verlässiges Material  und  sie  kann  es  anderen 
Wissenschaften  überlassen,  dasselbe  zur  Be- 
antwortung wirtschaftlicher,  sozialer,  politi- 
scher, ethischer  und  anderer  Fragen  zu  ver- 
werten. Die  von  den  »höheren«  angegriffe- 
nen »geraeinen«  Statistiker  waren  die  Ver- 
fasser von  Kompendien  der  Staatskunde, 
deren  Unvollkommenheit  nicht  in  dem 
Uebermasse,  sondern  in  der  Unzulänglichkeit 
'  ihres  Zahlenmaterials  lag.  Noch  im  18.  Jahr- 
hundert wurden  in  den  meisten  Stalten  die 
i  Ergebnisse  der  amtlichen  Erhebungen  geheim 
'  gehalten ;  in  England  jedoch  führte  das 
höher  entwickelte  politische  Leben  schon 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  mehr 
und  mehr  zu  umfassenden  Veröffentlichun- 
gen von  statistischem  Material  im  modernen 
Sinne.  Erst  im  vorigen  Jahrhundert  fand 
;  dieses  Beispiel  allgemeine  Nachahmung,  und 
nunmehr  wurde  auch  die  wirklich  statisti- 
sche Grundlage  der  Staatskunde  immer 
breiter  und  sicherer.  Das  praktische  Be- 
dürfnis nach  zuverlässigen,  dem  Stande  der 
Gegenwart  entsprechenden  Staatsbeachrei- 
bnngen  war  dauernd  vorhanden,  und  so  er- 
I  schienen  denn  auch  in  den  letzten  siebzig 
Jahren  nicht  wenige  Werke,  um  es  zu  be- 
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friedigen,  und  unter  diesen  auch  manche 
von  'wissenschaftlichem  \S  erte,  wie  Schuberts 
Handbuch  der  allgemeinen  Staatskunde  von 
Eurojia,  v.  Viebalms  Statistik  des  Zollver- 
eins, Hains  Statistik  des  österreichischen 
Kaiserstaates,  Mac  Cullochs  Statistical  Ac- 
count of  the  British  Empire,  M.  Blocks 
Statistique  de  la  France  etc.  Auch  andere 
Kompendien,  wie  Kolbs  vergleichende  Sta- 
tistik und  Bracheiiis  »Staaten  Europas«  sind 
nicht  ohno  Verdienst.  Aber  immer  handelt 
es  sich  in  diesen  Werken  nur  um  eine  An- 
wendung und  Verwertung  der  Statistik, 
nicht  um  die  Statistik  an  sich  als  selbstän- 
dige Wissenschaft.  Das  wurde  auch  durch 
die  1850  erschienene  Schrift  von  Knies  zur 
allgemeinen  Anerkennung  gebracht  Die 
eigentlich  selbständige  Aufgabe  der  Statistik 
sah  Knies  in  den  von  der  sogenannten  poli- 
tischen Arithmetik  ausgehenden  exakten 
zahlenmassigen  Untersuchungen  der  Erschei- 
nungen der  menschlichen  Gesellschaft.  Diese 
Untersuchungen  haben  ihren  Ursprung  in 
England  genommen,  und  an  ihrer  Spitze 
steht  die  merkwürdige  Schrift  Oraunts  (s.  d. 
Art.  oben  Bd.  IV  S.  774)  über  die  Sterb- 
lichkeitslisten  (1662).  Betty  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  VI  S.  66)  führte  die  Bezeichnung  »|>oli- 
tische  Arithmetik«  für  diese  und  ähnliche 
Untersuchungen  ein,  legte  aber  freilich  in 
Ermangelung  von  positivem  Material  seinen 
Rechnungen  vielfach  willkürliche  Schätzun- 
gen zu  Grunde.  Die  erste  wirkliche  Sterb- 
lichkeitstabelle, von  Halley  aus  dem  von 
C.  Neumann  gelieferten  Breslauer  Material 
berechnet,  fällt  ebenfalls  noch  in  das  17. 
Jahrhundert.  Sterblichkeits-,  Versicherungs- 
und Kentenrechnungen  bildeten  auch  im 
18.  Jahrhundert  den  Hauptteil  der  politi- 
schen Arithmetik,  und  sie  gal>en  auch  zuerst 
Anlass  Zur  Anwendung  der  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung auf  die  menschlichen  Massen- 
erscheinungen. Kersseboom,  Deparcieux, 
Messance,  Mohcau,  Price  gehören  zu  den 
politischen  Arithmetikeru  in  diesem  Sinne. 
In  Deutschland  erhob  sieh  Süssmilch  zu 
einer  allgemeineren  Auffassung  der  Itevölke- 
rungsstatisüscheu  Tliatsachen ,  indem  er 
eine  durchgreifende  Gesetzmässigkeit  oder, 
wie  er  sie  als  Theologe  nannte,  eine  gött- 
liche Ordnung  in  den  » Veränderungen  des 
menschlichen  Geschlechts,  der  Geburt,  dem 
Tode  und  der  Fortpflanzung  desselben« 
nachzuweisen  suchte.  Obwohl  Süssmilchs 
Buch  mehrere  Auflagen  erlebte,  fanden  sich 
doch  lange  Zeit  keine  Nachfolger  in  der  von 
ihm  angebahnten  Richtung,  wenn  auch  die 
mathematische  Seite  der  Statistik  von  Ma- 
thematikern ersten  Hanges,  wie  ijiplaee, 
Fourier.  Poisson  mancherlei  Förderung  er-! 
hielt.  So  blieb  es  Quetelet  (s.  d.  Art.  ol»en 
Bd.  VI  S.  293)  vorbehalten ,  wieder  eine 
neue  Wendung  in  der  Auffassung  der  letz-  | 


ten  Ziele  der  Statistik  herbeizuführen,  indem 
er  in  der  Sprache  der  modernon  Natur- 
wissenschaft ähnliche  Grundsätze  aufstellte, 
wie  sie  Süssmilch  in  theologischer  Fassung 
ausgesprochen  hatte.  Es  sollte  auf  exaktem 
Woge  eine  Physik  oder  Physiologie  der 
menschlichen  Gesellschaft  geschaffen  werden, 
und  die  beobachteten  Regelmässigkeiteu  in 
den  statistischen  Zahlenverhältnissen  wurden 
wie  Ausdrücke  von  Naturgesetzen  betrachtet. 
Namentlich  trat  die  Moralstatistik  (s.  d. 
Art  obeu  Bd.  V  S.  865)  jetzt  in  den  Vorder- 
grund des  allgemeinen  Interesses,  da  sich 
an  sie  philosophische  Fragen  von  höchster 
Tragweite  knüpften.  Das  Buch  Adolf  Wag- 
ners über  die  »scheinbar  willkürlichen ■ 
Handlungen  und  die  Moralstatistik  A.  v. 
Dettingens  zeigen,  wie  ernstlich  man  sich 
noch  ein  Menschenalter  nach  dem  Erscheinen 
des  Queteletschen  Hauptwerkes  in  Deutsch- 
land mit  diesen  Probienjen  beschäftigte,  zu- 
mal nachdem  kurz  vorher  Buckle  die  Qub- 
teletscho  Naturgesetzlichkeit  dos  mensch- 
lichen Gesellschaftslebens  in  der  schärfsten, 
wenn  auch  wenig  sachverständigen  Weise 
hervorgehoben  hatte.  Das  besondere  Gebiet 
der  Untersuchung  der  Sterblichkeit  fand 
mehrere  verdienstliche  Bearbeiter,  wie  L. 
Moser,  Ph.  Fischer,  Heym,  Ad.  Bertillon: 
volle  wissenschaftliche  Strenge  aber  wurde 
in  diese  Untersuchungen  erst  durch  die  Ar- 
beiten von  Becker,  Knapp,  Zeuner  u.  a.  ge- 
bracht. Die  Theorie  der  Statistik  von  H. 
Westergaard,  der  auch  ein  grösseres  Werk 
über  Mortalität  und  Morbidität  veröffentlicht 
hat  beschäftigt  sich  namentlich  auch  mit 
der  Anwendung  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung auf  die  Statistik.  Eino  übersicht- 
liche Zusammenfassung  des  Material?,  gab 
Wappäus  in  seiner  Bevölkerungsstatistik, 
ebenso  v.  Fireks  für  die  neueste  Zeit  Mit  ein- 
dringender Systematik  behandelte  G.  v.  Mayr 
die  Bevölkerungsstatistik  im  zweiten  Teile 
seiner  Statistik  und  Gesellschaftslehre,  deren 
erster  Teil  die  theoretische  Statistik  enthält. 
Das  grosse  Werk  von  Levasseur  über  die 
französische  Bevölkerung,  das  dies*.'  nach 
allen  Seiten  und  in  ihrer  geschichtlichen 
Entwickelung  darstellt,  giebt  zugleich  bovöl- 
kerungsstatistischo  Uehersichten  für  die 
wichtigsten  übrigen  Stalten.  So  dankens- 
wert aber  auch  alle  solche  feineren,  auf  die 
Ermittelung  gesellschaftlicher  Regel-  uder 
<  icsetzmässigkeiten  gerichtete  VerarbeitungM 
des  statistischen  Materials  sein  mögen,  so 
bleibt  doch  die  wissenschaftlich  behandelte 
praktische  Statistik  der  llanptteil  der  sta- 
tistischen Wissenschaft.  Die  Anfänge  der 
zu  staatlichen  Zwecken  vorgenommenen 
statistischen  Erhebungen  reichen  weit  in 
da.s  Altertum  zurück,  uud  der  römische 
Census  stellt  bereits  eino  hochaiisge  bildete 
ständige  Einrichtung  zu  praktischen  statisti- 
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sehen  Zwecken  dar.  Im  Mittelalter  finden 
wir  in  dem  Domesday  Book  Wilhelms  des 
Eroberers,  in  dem  Erdbuche  Waldemars  II. 
und  älinliehen  Landbüchern  amtlich-statisti- 
sche Leistungen;  dazu  kommen  Volksauf- 
nahmen, namentlich  in  Städten,  die  aber 
wieder  nur  praktischen  Bedürfnissen  ent- 
sprechen und  daher  nur  gewisse  Kategorieen 
der  Bevölkerung  betreffen.  Später  kam 
noch  die  regelmässige  kirchliche  Buchfüh- 
rung über  die  Geburten,  Todesfälle  und 
Trauungen  hinzu,  die  den  Grund  zu  der  in 
der  Folgezeit  so  wichtig  gewordenen  Sta- 
tistik der  Bewegung  der  Bevölkerung  legte. 
Je  mehr  sich  dann  das  moderne  polizeistaat- 
liche Verwaltungssystem  ausbildete,  um  so 
unumgänglicher  wurde  es  für  die  Behörden, 
sich  durch  Listen  und  Tabellen  eine  über- 
sichtliche Kenntnis  der  Zustände  und  Dinge 
zu  verschaffen,  die  sie  zu  überwachen  und 
in  ihrem  Gedeihen  zu  fördern  liatten.  So 
wurde  in  Preusseu  schon  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  ein  höchst  detailliertes  Programm 
der  amtlichen  Statistik  aufgestellt,  dessen 
Ausführung  freilich  unvollkommen  blieb. 
Wissenseliaf  fliehe  Absichten  lagen  dieser 
älteren  statistischen  Praxis  gänzlich  fern ; 
ihr  Vorfahren  eigab  sieh  unmittelbar  aus 
den  Bedürfnissen  der  Verwaltung,  und  zu 
methodologischen  Untersuchungen  lag  kein 
Anlas«  vor.  Amtliche  Veröffentlichungen 
statistischer  Ergebnisse-  fanden  ausserhalb 
Englands  nicht  statt,  höchstens  gelangten 
durch  bevorzugte  Privatpersonen  einzelne 
.Mittedungen  an  die  Öffentlichkeit. 

Erst  seit  dem  Anfang»?  dieses  Jahrhun- 
derts drang  der  wissenschaftliche  Geist  nach 
und  nach  in  die  amtliche  praktische  Statis- 
tik ein,  und  zwar  hing  dies  mit  der  Grün- 
dung der  statistischen  Bureaus  zusammen, 
die  nunmehr  als  «peeielle  Organe  der  sta- 
tistischen Erhebungen  auftraten  und  als 
solche  zu  einer  sf k>< -ialisicrtcn  Technik  und 
Methodik  und  durch  deren  Anwendung  auf 
ein  speciellos  Untersuchungsgebiet  auch  zu 
dar  Erkenntnis  besonderer  wissenschaftlicher 
Aufgaben  gelangten.  Der  wissenschaftliche 
Charakter  der  zu  einer  Speeialität  geworde- 
nen amtlichen  Statistik  trat  in  Deutschland 
bald  darin  hervor,  dass  viele  lauter  von 
statistischen  Bureaus  zugleich  mit  den  deut- 
schen Hochschulen  iu  Verbindung  standen 
und  sich  eines  anerkannten  Rufes  als  Ge- 
lehrte erfreuten.  So  gehörte  der  erste  Di- 
rektor des  preussischen  statistischen  Bureaus, 
J.  G.  Hoffmann  (bis  L834),  auch  der  Ber- 
liner Universität  an  :  eben««)  auch  sein  Nach- 
folger Dieterici;  in  München  nahm  Hermann 
und  später  auch  dessen  Nachfeiger  G.  Mayr 
eine  ähnliche  Doppelstelluiig  ein.  H.  Hilde- 
brand hatte  als  Professor  der  Staats  wissen- 
N  haften  in  Jena  zugleich  die  Leitung  des 


thüringischen  statistischen  Bureaus;  Kflme- 
ün  war  Leiter  der  württembergischon  Sta- 
tistik, als  er  zum  Kanzler  der  Universität 
Tübingen  ernannt  wurde,  in  welcher  Eigen- 
!  schaft  er  auch  statistische  Vorlesungen  hielt 
Der  gegenwärtige  Direktor  des  statistischen 
Amtes,  v.  Scheel,  war  ursprünglich  Univer- 
!  sitätsprofessor,  Meitzen  hat  sich  umgekehrt 
von  dem  reichsstatistischen  Amte  der  Uni- 
versität zugewandt,  und  von  Stieda  gilt 
dasselbe;  Boeckh  vereinigt  die  Leitung  des 
statistischen  Bureaus  der  Stadt  Berlin  mit 
einer  Professur  an  der  Universität,  Knapp 
liatte  früher  eine  solche  Doppelstellung  in 
Leipzig,  wie  auch  gegenwärtig  Hasse. 
Ebenso  war  V.  Böhmort  lange  Zeit  zugleich 
Direktor  des  sächsischen  statistischen  Bu- 
)  reaus  und  Professor  an  der  technischen 
j  Hochschule  in  Dresden.  In  Oesterreich  sind 
[  v.  Inama-Stornegg  und  v.  Juraschek  von 
der  akademischen  Ijehrthätigkeit  zur  amt- 
lichen Statistik  übergegangen  und  zwar 
ohne  jene  vollständig  aufzugeben.  Mischler 
und  Kallenberg  waren  früher  in  der  amt- 
lichen Statistik  thätig.  Bodio,  der  Di- 
rektor der  italienischen  Statistik  gehörte  ur- 
sprünglich ebenfalls  dem  akademischen 
l^ehrfache  an.  Aber  auch  diejenigen  Leiter 
von  statistischen  Bureaus,  die  zu  den  Uni- 
versitäten in  keiner  näheren  Beziehung 
stehen,  verfolgen  ihre  praktischen  Aufgaben 
in  wissenschaftlichem  Geiste  und  Hefern 
zahlreiche  wertvolle  Beitiäge  zu  dem  Auf- 
bau der  Statistik  als  selbständiger  Wissen- 
schaft. Unter  diesen  muss  namentlich 
Eugel  hervorgehoben  werden,  der  insbe- 
sondere auch  durch  das  von  ihm  neben  dem 
statistischen  Bureau  begründete  Seminar 
einen  höchst  anregenden  Einfluss  auf  jünp.'re 
Fachgenossen  ausgeübt  hat.  Von  älteren 
um  die  Wissenschaft  verdienten  praktischen 
Statistikern  ausserhalb  des  Deutscheu  Reiches 
nennen  wir  hier  noch  v.  ('zornig.  Fieker, 
Moreau  de  Jonnes  (1SH4  Direktor  des  sta- 
tistischen Bureaus  im  französischen  Han- 
delsministerium), Heuschhng,  v.  Baumhauer 
(Holland).  Porter,  Maegregor,  Farr,  Berg 
(Schweden);  von  jüngeren  v.  Neumann- 
Spallart  (t  1KS8),  Keleti  (+  1892),  Körösi, 
Perozzo,  Kummer,  de  Foville,  J.  Bertillon, 
Gif fen.  Einer,  F.  A.  Walker. 

3.  Einteilung.  Betrachten  wir  schliess- 
lich noch  kurz  die  Einteilung  des  Gesamt- 
gebietes  der  Statistik,  so  bietet  sich  als 
zweckmässiger  leitender  Gesichtspunkt  die 
Unterscheidung  dar,  ob  die  menschliche 
Persönlichkeit  oder  das  menschliche  Han- 
deln selbst  oder  ob  irgend  welche  sach- 
liche Gegenstände,  die  als  Erzeugnisse 
seiner  Thätigkeit  oder  auf  andere  Art  zu 
dem  Menschen  in  Beziehung  stehen,  die 
<  »bjekte  der  statistischen  Beobachtung  bilden. 
Man  kann  also  hiernach  personalstatistischo 
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und  i^ealstatistische  Beobachtungen  unter-  Religionsbekenntnisse  und  der  Bethätiguug 


scheiden. 

Die  menschliche  Persönlichkeit  erscheint 
nun  zunilchst  als  ein  biologisches  Ob- 
jekt. Geburt  und  Tod  der  Individuen  sind 
die  letzten  Eleincnto  der  gesellscliaftlichen 
Massenei-scheinungen ;  <lie  Eheschliessung 
als  die  normale  gesellschaftliche  und  sitt- 
liche Vorbedingung  der  Fortpflanzung  ge- 
hört, ebenfalls  noch  in  diese  menschliche 
Biologie,  und  andererseits  kann  man  ihr 
auch  noch  die  auf  das  medizinisch-natur- 
wissenschaftliche Gebiet  hinübergreifende 
Krankheitsstatistik  Jinschliessen.   So  Gelän- 


des religiösen  I>ebens  (z.  B.  der  kirchlichen 
Trauungen,  Taufen  etc.)  kann  ebenfalls  zur 
Moralstatistik  gerechnet  werden ,  ebenso 
auch  die  im  ganzen  noch  wenig  ausgebildete 
statistische  Beobachtung  des  intellektuellen 
Lebens,  das  zu  der  moralischen  Entwicklung 
immer  in  naher  Beziehung  steht. 

Demograpliie  und  Moralstatistik  sind 
Zweige  der  Wissenschaft  von  grosser  Selbst- 
ständigkeit die  für  sich  und  unabhängig 
von  anderen  Wissenschaften  gepflegt  werden 
!  kßnnen.  Von  der  Statistik  des  wirt- 
schaftlichen Lebeus  lässt  sich  nicht 


gen  wir  zu  einem  wohlbegrenzten  Kreise  das  gleiche  sagen;  sie  erscheint  wesentlich 
personalstatistischer  Untersuchungen,  den; als  Hilfswissenschaft  für  die  Volkswirt- 
man  in  Deutschland  als  Bevölkerung«-  (  schaftslehre  und  Sozialpolitik.    Ihre  Aufgabe 


Statistik,  in  Frankreich  und  anderen  iJln- 
dern  aber  in  der  neueren  Zeit  (nach  dem 
Vorgange  Guillards)  als  Demographie1) 
zu  bezeichnen  pflegt.  Sie  umfasst  also  alle 
von  deu  Geburten,  Sterbefallen  und  Ehe- 
schliessungen abhängigen  statistischen  That- 
sachen,  also  auch  die  durch  diese  Ereignisse 
bedingten  Zustände  der  beobachteten  Ge- 
samtheit, wie  sie  durch  die  Volkszahl,  die 
Alters  Verteilung  der  gleichzeitig  labenden, 
die  Zahl  der  bestehenden  Ehen  etc.  cha- 
i-akterisiort  werden. 

des  Stoffes  müssen  auch  die  durch  Au? 
und  Einwanderung  entstehenden  Verände- 
rungen der  Bevölkerung  mit  berücksichtigt 
werden.  Die  Hinzunahme  der  Krankheiten 
rechtfertigt  sich  durch  die  nahe  Beziehung 
derselben  zu  der  Sterblichkeit  Die  An- 
thropometrie,  die  den  Menschen  wesent- 
lich nur  als  Naturobjekt  und  nicht  als  ge- 
sellschaftliches Wesen  l»?t  rächtet  bildet  eine 
naturwissenschaftliche  Verwertung  der  sta- 
tistischen Methode  und  gehört  nicht  mehr 
zur  Demographie.  Ebensowenig  ist  anderer- 
seits die  M  oralstatistik  mit  der  Demo- 
graphie zu  vereinigen.  Sie  bildet  vielmehr 
ebenfalls  ein  selbständiges  Gebiet  der  Per- 
sonalstatistik,  in  dem  der  Mensch  nicht  als 
den  biologischen  Prozessen  unterliegendes 
Wesen,  sondern  als  bewusste  und  mit  mo- 
ralischer Verantwortlichkeit  handelnde  Per- 
sönlichkeit zum  Gegenstande  der  Beobach- 
tung wird.  Die  Ehestatistik  und  die  Sta- 
tistik der  unehelichen  Geburten  kann  aller- 
dings auch  zur  Moralstatistik  gezogen  werden, 
jetloch  dürfte  es  im  ganzen  angemessener 
sein,  diesen  Kapiteln  ihren  Platz  in  der 
Demographie  zu  belassen.    Die  Statistik  der 

')  Kllmelin  hatte  fliese  Bezeichnung  für 
die  Staatsknude  in  dem  oben  besprochenen 
Sinne  vorgeschlagen,  jedoch  ist  dieser  Vor- 
schlag ohne  Folgen  geblieben.  Messedagliu 
und  Engel  haben  die  höchste  Stufe  der  xta- 
tistischen  Soziologie  als  D  e  in  o  1  o  g  i  e  be- 
zeichnet. 


ist,  möglichst  eingehende  Zahlenangaben 
über  die  Produktion,  die  Verteilung  und  die 
Konsumtion  der  Güter  zu  liefern,  und  sie 
hat  zu  diesem  Zwecke  sowohl  pcrsonalsta- 
tistische  wie  renlstatistisehe  Untersuchungen 
anzustellen.  Das  allgemeine  Verhältnis  der 
Personen  zur  Produktion  wird  durch  die 
Berufsstatistik  ermittelt,  wobei  sich 
zugleich  die  wirtschaftlich-soziale  Gliederung 
der  Gesellschaft  ergiebt.  Die  Verteilung 
der  Produktionskraft  auf  die  einzelnen 
Zur  Vervollständigung i  Unternehmungen  untersucht  die  land- 
wirtschaftliche und  gewerbliche 
Betriebsstatistik,  die  aus  einem  per- 
sonalstatistisehen  und  einem  realstatistischen 
Teile  besteht.  Denu  die  Betriebe  werden 
in  erster  Linie  durch  das  dazu  gehörende 
Personal  repräsentiert,  da«  wieder  in  zahl- 
reiche Kategorieen  zu  zerlegen  ist.  Nach 
diesen  Kategorieen  wäre  auch  die  Arbeits- 
zeit in  den  einzelnen  Betrieben  sowie  die 
durch  die  Art  des  Betriebes  bedingten 
regelmässigen  Artieitsstockungen  oder  Ar- 
heitsbeschrünkungen  zu  ermittelu.  Auch 
Über  die  freiwilligen  Arbeitseinstellungen 
ist  genau  Buch  zu  führen,  endlich  wären 
auch  fortlaufende  Erhebungen  über  die  Zahl 
der  ü!>erhaupt  vorliandeuen  Arl»eitslo$en 
anzustellen.  Ferner  aber  sind  auch  wichtige 
realstatistische  Fragen  zu  beantworten,  so 
namentlich  die,  welche  materiellen  Pro- 
duktionsmittel den  einzelnen  Betiiel)en  zur 
Verfügung  stehen,  also  z.  B.  welches  die 
Grösse  der  bewirtschafteten  Fläche  sei,  mit 
Unterscheidung  des  gepachteten  Landes, 
welches  die  Art  Zahl  und  Stärke  der  an- 
gewendeten Motoren  sei  etc.  Sehr  er- 
;  wünscht,  wenn  auch  nicht  leicht  durchführ- 
bar, jedoch  im  amerikanischen  Census  mehr- 
'  fach  vorgenommen,  ist  die  Erhebung  des  in 
:  jedem  Betriebe  angelegten  Gesatutkapitals 
i  der  jährlich  an  Löhneu  bezahlten  sowie 
auch  der  für  Roh-  und  Hilfsstoffe  verans- 
i  gabten  Summen.  Die  letztere  Angabe  führt 
zu  der  eigentlichen  Prod  u  k  t ion  sstat  i  s  - 
tik.  die  bisher  im  ganzen  noch  ungenügend 
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ausgebildet  ist,  jetzt  jedoch  im  Deutschen 
Reich  in  umfassender  Weise  in  Angriff  ge- 
nommeu  ist.  Im  übrigen  beschranken  sich 
die  staatlichen  Erhebungen  dieser  Art  meis- 
tens nur  auf  die  Ernteergebnisse,  die  Er- 
zeugnisse des  Bergbaues  und  der  Hütten- 
betriebe  und  die  einer  inneren  Besteuerung 
unterworfenen  Verbrauchsgegenstände.  Für 
einzelne  grössere  Industriezweige  wird  die 
Produktion  von  den  Beteiligten  selbst  er- 
mittelt, bei  der  Mehrzahl  der  (lewerbe  aber 
ist  man  lediglich  auf  unsichere  Schätzungen 
angewiesen.  Die  im  amerikanischen  Census 
für  alle  Üeworbe  angegebenen  Produktinns- 
zahlen bieten  keine  genügende  Sicherheit 
für  ihre  Zuverlässigkeit  und  beziehen  sich 
übrigens  nur  auf  den  Weil  der  Erzeugnisse, 
wahrend  das  Hauptinteresse  in  der  Fest- 
stellung der  Quantität  der  erzeugten 
Produkte  liegt.  Weit  befriedigender  ist  die 
Statistik  des  Transportwesens  ent- 
wickelt, wenigstens  soweit  es  sich  um 
Schiffahrt  und  Eisenbahnen  liandelt.  Das- 
selbe gilt  von  der  Statistik  des  aus- 
wärtigen Handels,  soweit  die  (Quan- 
titäten der  ein-  und  ausgeführten  Waren 
in  Krage  kommen,  während  die  Wertangaben 
noch  immer  mit  grosser  Unsicherheit  be- 
haftet sind,  mögen  sie  nun  auf  Deklarationen 
nder  auf  Berechnung  beruhen.  Die  amtliche 
S  t a  t i  s  t  i  k  d  e  s  B  a  n  k  -  und  Geldwesens 
ist  in  den  Vereinigten  Staaten  in  hohem 
(»ratio  ausgebildet.  In  Europa  beschränkt 
sie  sich  auf  das  Notwendigste,  doch  kann 
durch  private  Bearbeitung  des  in  den  Be- 
richten der  Aktiengesellschaften  und  ähn- 
lichen Veröffentlichungen  vorliegenden  oder 
-buch  Umfragen  erlangten  Materials  einiger- 
masson  Ersatz  geschaffen  werden,  wie  das 
Beispiel  des  englischen  -Economisti  und 
auch  deutscher  Faehblätter  zeigt.  Als 
Gegenstück  zu  der  Betriebsstatistik  darf 
aber  auch  die  Statistik  des  Untergangs  un- 
lialtbar  gewordener  Betriebe  nicht  fehlen, 
also  insbesondere  die  Statistik  der  Konkurse 
mit  den  nötigen  Einzelheiten. 

Die  Statistik  der  Verteilung 
der  Güter  hat  vor  allem  eine  soziale  Be- 
deutung; denn  die  Ungleichheiten  des  Ver- 
mögen «besitze*  und  der  Einkommensvertei- 
lung sind  ja  die  eigentliche  Quelle  der 
ganzen  sozialen  Frage.  Pei-sonalstatistisch 
wäre  also  festzustellen,  wie  viele  Personell 
Einkommen  zwischen  bestimmten  Grenzen 
in  einer  genügend  grosseu  Zahl  von  Stufen, 
wie  viele  ertragbringendes  Vermögen  in 
seinen  verschiedenen  Formen,  ebenfalls  nach 
angemessenen  Stufen  abgegrenzt,  besitzen; 
aber  auch  die  Qualität  des  Einkommens 
kann  weiter  unterschieden  werden:  wie 
viele  Personen  leben  ausschliesslich  von  j 
JxjIid,  wie  viele  ausschliesslich  von  Gehäl- 1 
lern,  von  Pensionen  oder  von  Grundbesitz  I 


oder  sonstigem  Vermögen  ?  Wie  viele  wer- 
den durch  die  Arbeiterversicherung,  durch 
die  Armenpflego  oder  private  Wohlthätigkeit 
unterlialten  ?  Die  realstatistische  Unter- 
suchung andererseits  erstreckt  sich  auf  die 
Gesamtsummen  des  Einkommens  in  »einen 
verschiedenen  Stufen  und  Quellon  und  des 
Vermögens  iu  seinen  verschiedenen  Formen, 
mit  Berechnung  der  durchschnittlichen  Kopf- 
anteile; auf  die  Gesamtsummen  und  Durch-- 
schnittsgrössen  der  jährlich  frei  werdenden 
Erbschaften,  die  jährlich  für  Versicherung, 
gemeinnützige  Zwecke,  Armenpflege  aufge- 
wendeten Summen  etc.  Die  Hauptuuelle 
für  die  Beantwortung  dieser  und  ähnlicher 
Fragen  sind  die  Steuerlisten,  und  man  wird 
z.  B.  jetzt  in  l'reussen  auf  Grund  der  ver- 
besserten Einkommensteuer  und  der  neuen 
Vermögenssteuer  zu  verliältnismässig  zuver- 
lässigen Resultaten  gelangen  können.  Wich- 
tig ist  namentlich  auch  die  Verfolgung  der 
Verandeningen  der  Einkommens-  und  Ver- 
rnögeusverteilung  in  der  Zeit,  da  ntu-  auf 
diese  Art  die  Entscheidung  der  Frage  mög- 
lich ist,  ob  der  Gegensatz  von  Arm  und 
Reich  sich  immer  mein-  verschärfe  oder  ob 
die  Schicht  der  mittleren  und  mässigen 
Einkommen,  wenn  auch  vielleicht  ans  an- 
deren Quellen  entspringend  als  früher,  im 
Zunehmen  begriffen  sei. 

Auch  die  Statistik  der  K  o  n  s  u  m  Hon 
hat  vorzugsweise  eine  soziale  Bedeutung. 
Sie  ist  wesentlich  Realstatistik  und  zeigt, 
wie  die  vorhandenen  Einkommen  zur  Be- 
scliaffung  von  Konsumtionsgütern  (Hier  auch 
zur  Vermehnuig  der  Produktions-  oder  Er- 
werbsmittel verwendet  werden.  Die  Sta- 
tistik der  Sparsamkeit,  die  auf  einer  ab- 
sichtlichen Bestreitung  der  Konsumtion  be- 
ruht, ist  wold  eben  deswegen  am  naturge- 
mässesteu  mit  der  Konsumtionsstatistik  zu 
verbinden.  In  der  letzteren  spiegelt  sich 
sowohl  der  ühortrieltene  Luxus  der  Reichen 
ab  wie  auch  die  unzulängliche  Versorgung 
der  Masse  der  Bevölkerung  nicht  mu  mit 
wünschenswerten  Kulturgütern,  sondern  teil- 
weise mit  den  Mitteln  zur  Befriedigung  der 
elementaren  Bedürfnisse  (Nahrung,  Kleidung, 
Wohnung).  Als  ein  Hauptziel  der  Konsum- 
tionsstatistik ist  die  Aufstellung  typischer 
Haushaltungsbudgets  für  alle  gesellschaft- 
lichen Stufen  zu  betrachten,  eine  Aufgabt«, 
zu  deren  Lösung  rlie  privatstatistische  Unter- 
suchung vielleicht  besser  geeignet  ist  als 
die  amtliche. 

Ein  weiteres  grosses  Gebiet  bildet  die 
Statistik  der  Verwaltung  in  Staat 
und  Gemeinde.  Hier  liandelt  es  sich 
nicht  um  die  Untersuchung  von  Massener- 
scheinungen  aus  verhältnismässig  frei  ver- 
änlerlichen  Elementen,  sondern  vielmehr 
um  die  zahlenmässige  Beschreibung  fester 
iu  gegebenen  Bahnen  arbeitender  Organi- 
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Nationen  und  deren  Wirksamkeit.  Welches 
sind  die  statistisch  nachweisbaren  Leistungen 
der  verschiedenen  Verwaltungszweige  des 
Staates?  Wie  viele  persönliche  Kräfte  werden 
in  diesem  Zweige  verwendet  und  in  welcher 
Gliederung  und  lokalen  Verteilung?  Welche 
finanziellen  Mittel  werden  für  diese  Zwecke 
aufgewendet?  Die  Finanzstatistik  bildet 
überliaupt  den  wichtigsten  Teil  der  Statistik 
der  Verwaltung.  Sie  beantwortet  nicht  nur 
die  elicn  gestellte  Frage  für  die  übrigen 
Verwaltungszweige,  sondern  sie  giebt  auch 
selbständige  Aufschlösse  über  die  wich- 
tigsten, das  Verhältnis  des  Staates  zur  Ge- 
sellschaft betreffenden  Fragen,  wie  z.  B. 
über  die  Belastung  der  verschiedenen 
Klassen  der  Bevölkerung,  über  das  sozial- 
politisch höchst  wichtige  Staatsschulden- 
wesen, über  die  zu  privatwirtsehaftlichern 
Krwerb  bestimmten  Staatsbetriebe.  Alle 
diese  Fragen  treten  auch  iH  der  Verwal- 
tungsstatistik  der  grossen  Städte  und  meis- 
tens in  noch  konkreterer  Weise  hervor. 
Auch  das  öffentliche  Unterrichts- 
wesen bildet  einen  Zweig  sowohl  der 
Staats-  wie  der  Gemeindeverwaltung,  der 
von  der  Statistik  nicht  vernachlässigt  werden 
darf.  Daneben  sind  aber  auch  die  privaten 
Unterrichtsanstalten  zu  berücksichtigen,  na- 
mentlich wenn  diese,  wie  in  Frankreich, 
unter  dem  System  der  »Unterrichtsfrei- 
heit mit  den  öffentlichen  in  einem  leb- 
haften Wettbewerb  stehen.  —  Mau  kann 
hier  endlich  auch  noch  die  politi- 
sche Statistik  anscliliessen .  deren 
Hauptquelle  die  Wahlergebnisse  und  deren 
Hauptinhalt  die  periodisch  erneuerte  Ver- 
zeichnung der  Stärke  der  verschiedenen 
Parteien  bildet.  Audi  die  Statistik  der  Zahl 
und  Verbreitung  der  die  versclüedenen  Par- 
teien vertretenden  Zeitungen  und  Zeitschrif- 
ten würde  hierher  gehören. 

Lltteratnr:  Achentrall,  Staatsverfassung  der 
heutigen  vornehmsten  europäischen  Reiche ,  2. 
Aufl.,  Böttingen  17. ii  (zuerst  174'J  als  «Abriss 
der  Staatstrissenschajt  der  europäischen  Reiche«). 

—  Sehlfaer,  Theorie  der  Statistik,  Güttingen 
I8O4.  —  Lüder,  Kritik  der  Statistik  und  Pole- 
tik,  Güttingen  IHM.  —  Motte,  Historin  Statist  i- 
cue  adumbrata,  Lovanii  1828.  —  h'allnli,  Ein- 
leitung in  die  Wissenschaft  der  Statistik,  Tü- 
bingen I843.  —  Knien,  Die  Statistik  als  selb- 
ständige Wisse, itchilft,  fasset  JUSO.  —  Jonak, 
Theorie  der  Statistik,  Wien  1SÖ6.  —  Haun- 
hofer,  Uhr-  und  Handbuch  der  Statistik,  Wien 
1871;  2.  Aufl.  18  8i.  —  Uufau,  Trailr  de  stu- 
tisti'fue,  Pari*  1840.  —  Moreau  de  Jonnett, 
Elements  de  statistique,  Paris  1847;  ü.  id.  IS.%6. 

—  Oraunt,  Aatnral  and  political  Observation«  J 
npon  the  Hills  of  Mortulity,  J^ondon  106J.  — 
Silxvmilch,  Die  göttliche  Ordnung  in  den  Ver- 
änderungen de»  menschlichen  Geschlechts,  Herl  in 
1741 ;  ,1.  Aufl.  1705.  —  Hüntel  in,  Reden  und 
Aufsätze,  Tübingen  187ö  (namentlich  die  zuerst 
186.1  in  der  Zeitschr.  f.  Staattie.  erschienene  Ab- 


handlung zur  Theorie  der  Statistik).  —  Ad. 
Wagner,  Art.  Sbitistik  im  St.  W.  B.  eon 
Hluntschli  und  Brater,  auch  separat  erschienen. 

—  Meitsen,  Geschiente,  Theorie  und  Technik 
der  Statistik,  Berlin  1886.  —  Morpurgo,  Ist 
Statisliea  e  le  scienze  sveirdi,  Firenze  1872 
(deutsch  Jena  1877).  —  GabagUo,  Storia  e 
teoria  generale  drlla  Statisliea,  Milano  1880.  — 
Block,  Traite  theorique  et  pratique  de  Sta- 
tist ique,  Paris  1878  (in  deutscher  Bearbeitung 
ron  v.  Scheel  erschienen).  —  G.  Hayr,  Die 
Gesetzmässigkeit  tun  Gesellsehaftsleben,  München 
1877.  —  Derselbe,  Statistik  und  GesellseJtafts- 
lehre,  Bd.  I  u.  II,  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig 
ISitS  u.  1897.  —  v.  Flrck»,  Brrölkerungslehre 
und  Beeolkerungsptditik,  Leipzig  1898.  —  John. 
Geschichte  der  Statistik,  I.  Teil,  Stuttgart  MS4. 

—  Weitere.  litleraturangaben  s.  unten  S.  lOSSjff.  bei 
dem  Abschnitte  über  die  amtliche  Statistik,  in  den 
Arft.  BeviSlkerungswechsel  (Hd.  II,  S.  H9G),  Ge- 
setz (Bd.  IV,  S.  S4O),  Moralstatistik  (Bd.  V, 
S.  870,71)  und  in  den  Biographieen  der  nam- 
haftesten Statistiker. 

Lejris. 


Ii. 

Die  amtliche  Statistik  in 
den  einzelneu  Staaten. 

I.  Deutschland  (S.  1014).  II.  Oesterreich- 
Ungarn  (S.  1032).  III.  Frankreich  (3.  1038).  IT. 
Großbritannien  und  Irland  (S.  1041).  V.  Italien 
(S.  1042).  VI.  RusHland  (S.  1044).  VII  Skan- 
dinavische Länder  (S.  1048).  VIII.  Schweii 
(8.  1049.)  IX.  Niederlande  (S.  1050).  X.  Bel- 
gien (S.  1051).  XI.  Spanien  (S.  1052).  XII. 
Portugal  (S.  1052).  XIII.  Balkaiilander  (S.  1053k. 

XIV.  Die  übrigen  europäischen  Länder  (S.  1053». 

XV.  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika 
(S.  1053).  XVI.  Die  Staaten  in  Central-  und  Süd- 
amerika (S.  1055).  XVII.  Die  Länder  Asiens  nnd 
Afrika«  (S.  10661.  XVIII.  Die  internationale 
Statistik  (S.  1056). 

I.  Deutschland. 

A.  Deutsches  Reich  (S.  1014).  B.  Preussen 
(S.  1022).  C.  Die  übrigen  deutschen  Länder 
(S.  1028). 

A.  Deutsches  Reich. 

Die  Statistik  des  Deutschen  Reich* 
schliesst  sich  unmittelbar  an  die  Statistik 
des  deutschen  Zollvereins  an.  Der  Um- 
fang der  letzteren  war  anfangs  bescheiden. 
Längere  Zeit  hindurch  blieb  sie  be- 
schränkt auf  die  für  die  Zollpolitik  wich- 
tige Statistik  des  Warenverkehrs  des  Ver- 
ein8gebiets  mit  dem  Zollauslnnde  und  auf 
die  für  das  Abrechnungswesen  erforder- 
lichen statistischen  Nachweisungen  über  die 
gemeinschaftlichen  Einnahmen  der  zollver- 
einten Staaten  aus  Zöllen  und  indirekten 
Steuern  und  über  die  Volkszahl  der  Staaten. 
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nach  der  die  Einnahmen  zu  verteilen  waren. 
Die  Aufstellung  der  erstgenannten  Nach- 
weise war  Sache  der  centralen  Verwaltung 
des  Zollvereins.  Zur  Feststellung  der  Ein- 
wohnerzalü  dienten  Volkszählungen  (siehe 
diesen  Artikel),  die  die  einzelnen  Staaten  in 
dreijährigem  Turnus  vornahmen  und  fflr 
deren  gleichmässige  Ausführung  sie  Vor- 
schriften über  die  Zählungsmethode  gegen- 
seitig vereinbarten.  Eine  Feststellung  der 
gewerblichen  Zustände  des  Zollinlands 
wurde  angebahnt  durch  die  Erhebungen 
von  1K46  und  18G1.  Ferner  wurden  im 
Jahre  1800  Vereinbarungen  getroffen  über 
jährliche  Ermittelungen  der  Produktion  der 
Montanindustrie,  dann  auch  Ober  geniein- 
same Statistik  der  Seeschiffahrt.  Auch  für 
diese  Nachweise  hatten  die  Einzelstaaten 
das  rrmaterial  erheben  und  bearbeiten  zu 
lassen.  Die  weiteren  Zusammenstellungen 
bewirkte  das  seit  18513  in  Berlin  bestehende 
-Centralburcau  des  Zollvereins*. 
Seine  Thätigkeit  erstreckte  sich  freilich 
bloss  auf  Herstellung  und  Drucklegung  des 
Zahlenwerks,  nicht  auch  auf  eine  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  der  statistischen  Er- 
gebnisse. Ebensowenig  wurden  die  von  ihm 
zum  Druck  gebrachten  Tabellenwerke  —  ab- 
gesehen von  einer  rebersicht  über  Waren- 
verkehr und  Zollertrag  für  dio  Jahre  1834 
bis  1857  (Berlin  1844—1859.  Keimer)  — 
veröffentlicht,  sie  waren  nur  für  den  Ge- 
brauch der  interessierten  Behörden  bestimmt, 
weiteren  Kreisen  wurden  sie  lediglich  aus 
privaten  Bearbeitungen  (z.  B.  Bienengräher, 
Statistik  des  Verkehrs  und  Vorbrauchs  im 
Zollverein  1842  bis  1804,  Berlin  1808. 
Ö.  v.  Viebahn,  Statistik  des  zollvereinten 
und  nördlichen  Deutschlands,  Berlin  1868. 
J.  Engel,  Die  deutsche  Industrie  1801  u. 
1875,  Berlin  1880)  bekannt. 

Diese  statistischen  Leistungen  genügten 
weder  quantitativ  noch  qualitativ.  Mehr- 
fach suchte  man  dem  Mangel  abzuhelfen. 
Namentlich  trafen  auf  den  internationalen 
statistischen  Kongressen  zu  Wien  im  Jahre 
1857  und  zu  Berlin  1863  die  deutschen 
Delegierten  Verabredungen  zur  Herbei- 
führung einer  gemeinsamen  deutschen  Sta- 
tistik, indessen  ohne  weiteren  Erfolg.  Erst 
auf  Anregung  des  Grossherzoglich  hessischen 
Zollvereins-Bevollmächtigten  Fabricius,  der 
im  Jahre  1868  einen  besonderen  Bericht  an 
den  Bundeskanzler  über  die  Mängel  der 
Zollvereinsstatistik  und  ihre  Abhilfe  er- 
stattete, wurde  eine  »Kommission  zur 
weiteren  Ausbildung  der  Statistik 
des  Zollvereins«  nach  Berlin  berufen. 
Sie  bestand  aus  Bevollmächtigten  fast  sämt- 
licher Bundesregieningen  und  weiteren 
Sachverständigen.  Sie  hielt  im  Laufe  des 
Jahres  1870  u.  1871  81  Sitzungen  ab. 

Das  Ergebnis  ihrer  Beratungen  —  ab- 


gedruckt im  Band  I  der  Statistik  des 
Deutschen  Reichs  1.  Reihe  —  war  eine 
Reihe  von  Vorschlägen,  die  auf  Erweiterung 
und  Vertiefung  der  gemeinsamen  Statistik 
und  zwar  nunmehr  der  des  ganzen  Reichs 
sowie  auf  Verbesserung  der  Erhebungsme- 
thoden hinzielten.  Als  Vorbedingung  ihrer 
sonstigon  Vorscldäge  empfahl  sie  zugleich 
die  Einrichtung  einer  besonderen  Reichsbe- 
hörde für  Statistik,  welche  aber  nicht  ein 
blosses  Rechnung»-  und  Redaktionsbureau, 
sondern  ein  mit  wissenschaftlichen  Kräften 
ausgestattetes  Institut  sein  solle,  das  den  ihr 
znfliessenden  statistischen  Stoff  wissen- 
schaftlich zu  bearbeiten  und  geeignet  zu 
veröffentlichen  habe. 

Die  Vorschläge  der  Kommission  fanden 
in  der  Hauptsache  dio  Zustimmung  des 
Bundesrates.  Insbesondere  wurde  im  Jahre 
1872  (23.  Juli)  an  Stelle  des  Centraibureaus 
des  Zollvereins  eine  statistische  Reichslie- 
hörde,  das  »Kaiserliehe  Statistische 
Amt«,  ins  lieben  gerufen.  Nach  der  vom 
Reichskanzler  am  23.  Juni  1872  erlassenen, 
heute  noch  in  Geltung  befindlichen  Ge- 
schäftsordnung hat  das  Amt  die  Aufgabe. 

1.  das  auf  Grund  von  Gesetzen  oder  auf 
Anordnung  des  Reichskanzlern  für  die 
Reichsstatistik  zu  liefernde  Material 
zu  sammeln,  zu  prüfen,  technisch  und 
wissenschaftlich  zu  bearbeiten  und  die 
Ergebnisse  geeignetenfalls  zu  ver- 
öffentlichen, 

2.  auf  Anordnung  des  Reichskanzlers 
statistische  Nach  Weisungen  aufzustellen 
und  über  statistische  Fragen  gutacht- 
lich zu  berichten. 

Das  Arbeitsgebiet  dieses  Amtes  war  in 
der  ersten  Zeit  noch  ziemlich  eng  begrenzt. 
Nur  das  Material  für  die  Statistik  des  Han- 
dels und  Verkehre,  der  gemeinschaftlichen 
Einnahmen  und  der  Steuer-  und  Zollver- 
waltung ging  fortlaufend  ein,  und  von  den 
grösseren  periodischen  Aufnahmen  kam  zu- 
nächst bloss  eine,  die  Volkszählung  von  1871, 
in  Betracht.  Bald  traten  jedoch  andere 
Gegenstände  hinzu,  wie  namentlich  die  Sta- 
tistik der  Bevölkerungsbewegung,  die  Er- 
hebungen über  den  Viehstand,  die  land- 
und  forstwirtschaftliche  Bodenbenutzung,  die 
Ernten  und  sonstige  Aufnahmen,  welche 
zwar  schon  früher  von  der  erwähnten  Kom- 
mission beantragt  waren,  aber  nur  in  mehr 
oder  weniger  grossen  Zwischenräumen  zur 
Ausführung  gebracht  werden  konnten.  Einen 
bedeutenden  Zuwachs  erhielten  die  Ge- 
schäfte des  Amtes  durch  die  Reform  der 
Handelsstatistik  im  Jahre  1880;  während 
vorher  von  den  Zollämtern  Uebersichten  und 
hieraus  von  den  Direktivbehörden  Haupt- 
Übersichten  anzufertigen  waren,  die  das  Sta- 
tistische Amt  durch  Zusammenfassung  zu 
bearbeiten  hatte,  wurde  das  letztere  nun- 
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mehr  beauftragt,  die  Uebersiehtcn  unmittel- 
l>ar  aus  dem  Urraaterial,  nämlich  den  An- 
schreibungen  der  Anmeldestellen  über  alle 
einzelnen  Warenposten,  anzufertigen;  fil»er- 
dies  bekamen  die  herzustellenden  Nach- 
weisungen einen  grösseren  Umfang,  und 
hinsichtlich  der  Wertermittelungen  für  die 
ein-  und  ausgeführten  Waren  musste  da- 
rauf Bedacht  genommen  -werden,  sicherere 
Grundlagen  als  bisher  für  die  Schätzungen 
zu  gowinuen.  In  der  Folgezeit  wurde  die 
Reichsstatistik  erweitert,  namentlich  durch 
die  llineinlieziehung  der  Kriminalstatistik 
seit  18N2,  der  Krankenversicherungsstatistik 
seit  188"),  durch  die  umfassenden  Berufs-  und 
Betriebszäh  hingen  18S2  und  1.S95  sowie  durch 
die  Krhebuug  filier  die  öffentliche  Armen- 
pflege im  Jahre  1885.  Dazu  kam  noch  eine 
Reihe  anderer  Arbeiten ,  die  Konkurs-, 
Strikestatistik.  die  Statistik  der  Getreide- 
preise an  deutscheu  Fruehtmäikten,  die  Er- 
hebung über  die  Verhältnisse  des  Hand- 
werks, über  die  Erweiterung  der  Versiche- 
rung auf  die  Armenpflege,  über  die  gewerb- 
liche Kinderarbeit  ausserhalb  der  Fabriken, 
die  Arbeiten  der  Kommission  ffir  Arbeiter- 
statistik. Auf  dies«.'  Weise  hat  die  Thätig- 
keit  des  Amts  sich  in  verhältnismässig 
kurzer  Zeit  zu  einem  beträchtlichen  Um- 
fange entwickelt. 

Das  Nähere  hierfilier  ei-giebt  die  fol- 
gende l'ebersicht  über  die  verschiedenen 
Zweige  der  Reichsstatistik,  in  der  bei  den 
Zweigen,  welche  dem  Statistischen  Amte  erst 
nach  seiner  Begründung  zur  Bearbeitung 
zugeteilt  sind,  ein  entsprechender  Vermerk 
gemacht  ist : 

I.  Bevölkerung.  1.  Volkszählungen 
tili  fünfjährigen  Perioden),  2.  Borufszäh- 
lungen  (1KS2  und  1895),  3.  Kheschliessungen, 
Gebuilcn  und  Sterbefälle  (jährliche  Naeh- 
weisungeii),  1.  Uoberseeische  Auswanderung 
(Jahresiibcrsiehton),  5.  Selbstmorde  (seit 
1 S95  Jahresübersichten). 

II.  Landwirtschaft.  1.  Landwirt- 
schaftliche Betriebe  (1*82  u.  1895),  2.  land- 
wirtschaftliche Bodenbenutzung  (Erhebungen 
iu  den  Jahren  1S78,  1*83  und  von  da  ab  in 
zehnjährigen  l'erioden  wiederkehrend,  neu- 
estens  19<)0),  3.  Ernten  (jälirliche  Erhe- 
bungen, seit  1*7*).  Hopfen-Anbau  und 
-Ernte  (1*!»9),  4.  Viehzählungen  (in  fünf- 
jährigen Perioden,  seit  1873.  letztmals  190«)), 
5.  Saatenstauds-  und  vorläufige  Erntenach- 
richten (monatlich  vom  Frühjahr  bis  Herbst, 
seit  1*93),  tJ.  Nachrichten  über  die  Ge- 
treidepreise an  den  deutscheu  Fruchtmärkten 
(tägliche,  wöchentliche  und  monatliche  Zu- 
sammenstellungen seit  1897). 

III.  Montanindustrie.  Produktion 
der  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten  (jälir- 
Jirhe  Erliebungen). 

IV.  G  e  w  e  r  b  e  i  m  a  II  g  e  m  eine  n  (Auf- 


nahmen über  die  gewerblichen  Betrieb, 
1875,  1882  il  1895).  —  Erhebungen  über 
Vorliältnisse  im  Handwerk  (1896).  — 
(Wegen  der  Produktion  einzelner  Gewerb— 
zweige  s.  unter  VI  II). 

V.  Dampfkessel  und  Dampfma- 
schinen (bisher  einmalige  Erhebung,  1879), 

'  sowie  D  a  m  p  f  k  e  s  s  e  1  e  x  p  1  o  s  i  o  n  e  n  |  jähr- 
liche Nach  Weisung,  seit  1*77). 

VI.  Auswärtiger  Handel.  1.  Halb- 
j  monatliche  Nachweisungen  über  Ein-  und 

Ausfuhr  von  Getreide  und  Mehl  (seit  IS'.isi. 
2.  Monatliche  Uel>ersichten  der  Ein-  und 
Ausfuhr.    3.  Jahresnachweisungen. 


VII.  Verkehr.    1.  Bi 


n  n 


n  s  c 


h  i  f  f  - 


fahrt:  a)  Beschreibendes  Verzeichnis  der 
Wasserstrassen  (bisher  zweimal  —  zuerst 
1873  —  aufgestellt),  b)  Bestand  der  Fluß- 
schiffe (1*77.  1**2  und  18*7).  c»  Verkehr 
auf  den  Wasserst  rassen  und  beobachtete 
Wasserstände  (jährlich  nachgewiesen  i.  <I> 
Statistik  des  Verkehrs  im  Kaiser-Wilheliu- 
Kanal  seit   1 S95.  —  2.  Seeschiffahrt- 

a)  Bestand  der  deutsehen  Seeschiffe.  See- 
verkehr  in  den  deutschen  Hafenplätzeu. 
Seereisen  deutscher  Schiffe.  Veniiiglückungen 
deutscher  Seeschiffe  und  Selüffsunfalle  an 
der  deutschen  Küste  (Jahresnachweisungen  t. 

b)  Anmusterungen  von  Seeleuten  (Jahre>- 
nach Weisungen,  seit  1*74). 

VIII.  Zoll-  und  St  euer  wesen.  a> 
Zollbegünstigungen  der  Weinhändler  (Jahre>- 
nachweisungen),  b)  Zuckersteuer  (Jahres- 
nachweisungen über  Produktion  von  Rüben- 
und  Stärkezncker :  Mouatsnaehweisungen 
über  Betriebsergebnisse  der  Zuckerfabriken 
etc.),  c)  Salzsteuer  (Solzcrzcugung  und 
Verbrauch  etc..  Jahresnacb Weisungen i.  \\\ 
Tabaksteuer  (Takikernto  etc.,  Jahresnach- 
weisungen), e)  Branntweinsteuer  ( Brennerei - 
betrieb  etc.,  Jahresnachweisungen);  M<<nats- 
nachweiüungen  über  Branntweinerzeugtin  sr 
nndBranntweinverbrauch,  f)  Biersteuer(  Braue- 
rei, Jahresnachweisungen),  g)  Stempelsteuer 
(Jahresnachweisungen  über  Spielkarten- 
fabriken, seit  1*7'.»  SO),  h)  Straffälle  in  Be- 
zug auf  Zölle  und  Steuern  (Jahresnach- 
weisungen ). 

IX.  Die  an  den  einzelnen  deutschen 
Börsen  zur  Einführung  gelangten  Wert- 
jiapiere  (seit  1897). 

X.  Preise.  Grosshandelspreise  wich- 
tiger Waren  (Monats-  und  Jahresnachwei- 
sungen, seit  1879). 

XI.  Reichstagswahlen  (seit  1874). 

XII.  Kriminalstatistik.  (Jahre>- 
!  nachweisungen,  seit  1882).  —  Konkurs- 
j  8  tat  i  s  t  i  k  (seit  1893). 

XIII.  Schulbildung  der  Rekruten 
(Jaliresnachweisungen,  seit  1875  76). 

XIV.  Arbeiterstatistik:  1.  Kran- 
kenversicherung der  Arbeiter  (Jahresnach- 
weisungen, seit  1*85),  2.  Zusammenstellung 
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der  ortsüblichen  Tagelöhne  (jährlich  im 
Ccntralblatt  f.  d.  D.  R.  seit  1892),  3.  Die 
Arbeiten  der  Kommission  für  Arbeitersta- 
tistik (seit  1892).  4.  Statistik  der  Strikes 
und  Aussj »errungen  (seit  181«)  Quartal-  und 
Jahresübersichteu). 

XV.  Armen weson  (1881  und  188"»). 
—  Erhebung  Ober  Einwirkung  der  Arbeiter- 
versicherung auf  die  Armenpflege  (189(5). 

Voi-stehende  Zusammenstellung  umfusst 
die  gegenwärtig  zum  Geschäftskreise  des 
Kaiserlichen  Statistischen  Amts  gehörigen 
<  legenstände,  über  welche  Veröffentlichungen 
stattfinden.  Damit  ist  aber  weder  das  volle 
Arbeitspensum  dieses  Amts  noch  der  volle 
Umfang  der  Reichsstatistik  gezeichnet. 

Zu  den  genannten  Arbeiten  des  Statis- 
tischen Reichsamts  gesellen  sich  noch  zahl- 
reiche amtliche  Aufträge,  die  zu  einer  Ver- 
öffentlichung nicht   führen.     Ferner  bean- 
sprucht eine  erhebliche  Arbeit  die  Aus- 
kunftserteilnng  an  inländische  und  fremde 
statistische  Rehörden   und  Privatpersonen. 
Resonders  wichtig  ist  endlich  die  mehr  re- 
ceptive  Aufgabe,  die  das  Amt  zu  erledigen 
hat,  um  auf  den  verschiedenen  sich  stets 
erweiternden  Gebieten  der  Statistik  auf  dem 
laufenden  zu  bleiben,  namentlich  die  Kvi- 1 
denthaltung  seiner  Kenntnis  in  Bezug  auf| 
die  statistischen  Arbeiten  der  Bundesstaaten,  i 
der    sonstigen    Kulturstaateu    sowie  der| 
Wissenschaft. 

Andererseits  giebt  es  Zweige  der  Keichs- 
statistik.  welche  anderen  Rehörden  ausser- 
halb des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts 
übertragen  sind.  Hauptsächlich  kommen 
nachstehende  Rehörden  iti  Betracht: 

I.  Auswärtiges  Amt:  Statistik 
des  auswärtigen  Handels  der  Schutzgebiete 
im  deutschen  Kolonialblatt  (seit  1890). 

IL  Reich  samt  des  Innern:  Amt- 
liche Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten 
der  Gewerbeaufsichtsbeamten  (seit  1879).  — 
Statistische  Mitteilungen  im  ^Centralhlatt 
für  das  Deutsche  Reich  *  (seit  1873),  im 
Deutschen  Handels- Archiv*  (seit  1880),  in 
den  Nachrichten  für  Handel  und  Industrie* 
und  Handelsberichte  über  das  In-  und  Aus- 
land (seit  1899). 

III.  Kaiserliches  Gesundheits- 
amt: teils  regelmässige,  teils  einmalige 
Beiträge  zur  Mcdizinal-Statistik  (Todesur- 
sachen,, Epidemieen,  Heilpersonal,  Apotheken, 
Krankenhäuser  etc.)  in  den  »Veröffent- 
lichungen des  K.G.A.  (seit  1877)  mit  zwang- 
losen Beiträgen  -»Medizinal-Statistische  Mit- 
teilungen« (seit  1892)  und  ^Arbeiten«  (seit 
188(1).  —  Ferner  Jahresbericht  über  die 
Verbreitung  von  Tierseuchen  im  Deutschen 
Reich  (seit  188G). 

IV.  Kaiserliches  Patentamt: 
Statistik  über  Geschäftsergebnisse,  Patente, 
geschützte  Muster  und    Warenzeichen  in 


»Rlatt  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichen- 
wesen«, ferner  Nachweise  filier  das  Muster- 
register im  »Deutschen  Reichsanzeiger 

V.  R  e  i  c  h  s  -  Versich er ungsamt: 
Nachweisung  der  gesamten  Rechnungsergeb- 
nisse der  Berufsgenossenschaften  und  der 
Geschäfts-  und  Rechnungsergebnisse  der 
Versicherungsanstalten  in  den  »Amtlichen 
Nachrichten  des  R.V.A.«  und  den  Reichs- 
tagsdrueksaehen  (seit  1*8")). 

VI.  Deutsche  Seewarte:  Die  Er- 
gebnisse der  einzelnen  Beobachtnngssysteme 
in  dem  *  Deutschen  meteorologischen  Jahr- 
buch- (seit  1,887). 

VII.  R  e  i  c  h  s  -  .1  u  s  t  i  z  a  m  t :  Deutsche 
Justizstatistik  —  nicht  Kriminalstatistik  — 
(seit  18X3). 

VIII.  Reichs-Eisenbahn- Amt:  Sta- 
tistik der  im  Betriebe  befindlichen  Eisen- 
l»ahnen  Deutschlands  nach  den  Angalxm  der 
Eisenbahnverwaltungen  (seit  1811  l)ez\v. 
1HS0  Sl),  dann  l'ebersiehtliche  Zusammen- 
stellung der  wichtigsten  Angaben  der  deut- 
schen Eisenbahnstatistik  nebst  erläuternden 
Bemerkungen  (seit  1*80*1).  •--  Dann 
Preussisches  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten :  Statistik  der  Güterbewegung  auf 
deutschen  Kisonlmhnon  (seit  18N3).  —  Ge- 
schäftsffihrende  Verwaltung  des  Vereins 
Deutscher  Eir*enbahoverwaItnngen :  Statis- 
tische Nachrichten  von  den  Eisenbahnen 
dieses  Vereins  (seit  lKö<l  bezw.  1878). 

IX.  Reichs- Postamt:  Statistik  der 
Deutschen  Reichspost-  und  Telegraphenver- 
waltung (seit  18)>8  bezw.  1871  j.  —  Dazu 
Genenddirektion  der  Königlich-  bayerischen 
Staatseisenhahnen  und  Direktion  der  König- 
lich bayerischen  Posten  und  Telegraphen : 
Statistische  Berichte  über  den  Betrieb  der 
Königlich  Iwyerisehen  Verkehrsanstalten  (seit 
18")1  ">2  !>oz\v.  1S82).  -  Königlich  würt- 
tem bergisches  Ministerium  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  Abteilung  für  die  Ver- 
kehrsanstalten :  Verwaltungsberichte  der 
Königlich  württembergischen  Verkehrsau- 
stalten  (seit  1879  80). 

X.  Reichs -Bank:  Statistische  Nach- 
weise im  Verwaltungsberichto  (seit  1876). 

XI.  Kriegs-Ministerium:  Ueber- 
sieht  der  Ergebnisse  des  Heeresergänaungs- 
geschäfts  im  Reichsgebiet.  —  Sanitätsbe- 
rieht  über  die  Königlich  preussische  Armee, 
das  XII.  (Königlich  sächsische)  und  das 
XIII.  (Königlich  württemliorgisehe)  Armee- 
korps (seit  1873).  —  Statistischer  Veterinär- 
Sanität  sberi  cht  über  die  preussische  Armee 
(seit  1886).  —  Statistischer  Sanitätsberieht 
über  die  Königlich  bayerische  Armee  (seit 
1874). 

XII.  Reichs- Mar  ine- Amt.  Statis- 
tischer Sanitätsbericht  über  die  Kaiserlich 
Deutsche  Marine  (seit  1872). 

Hiernach  ist  die  amtliche  Statistik,  so-  • 
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wohl  diejenige  des  Reichs  wie  die  der 
grösseren  Bundesstaaten,  bezüglich  der 
Gegenstande,  die  sie  behandelt,  von  oiner 
Centralisatiou  bei  einer  einzigen  statistischen 
Behörde;. weit  entfernt  Die  Decentralisation 
gereicht  aber  der  amtlichen  deutschen  Sta- 
tistik nicht  zum  Nachteil,  wenigstens  inso- 
weit Fachministerien  ihre  Fachstatistik  be- 
arbeiten. Uior  ist  die  Statistik  so  enge  mit 
der  Tliätigkeit  der  betreffeudeu  Verwaltungs- 
stellen verbunden  und  erfordert  zu  ihrer  er- 
folgreichen Bearbeitung  so  eingehende  tech- 
nische Kenntnisse,  dass  man  sie  nicht  ohne 
Bedenken  von  dem  Geschäftskreise  dersellteu 
losreissen  und  der  statistischen  Ceutralstelle 
zuweisen  könnte.  Die  Ergebnisse  solcher 
statistischer  Arbeiten  sind  dem  Statistischen 
Amte  übrigens  keineswegs  entzogen,  dieses 
benutzt  sie  zu  zusammenfassenden  Ar- 
beiten über  die  gesamte  Statistik  des  Staats, 
sei  es  in  besonderen  Staatsbeschreibungen 
(vgl.  die  Textbände  auf  Grund  der  Berufs- 
nnd  Gewerbezäh  hing),  sei  es  in  Jahrbüchern 
oder  dergl.  Sammelwerken,  und  rechtfertigt 
in  solcher  Weise  seine  Bezeichnung. 

Immerhin  koncentriert  sich  weitaus  das 
Hauptpensum  der  Reichsstatistik  auf  das 
Kaiserliche  Statistische  Amt 

Die  von  ihm  bearbeiteten  Statistikeu  zer- 
fallen in  Hinblick  auf  die  Art  und  Weise 
der  Erhebung  und  die  Bearbeitung 
des  Urmaterials  in  drei  Gruppen. 
Bei  der  einen  Gruppe,  die  man  als  die  Klasse 
der  eeutralisierten  Statistik  bezeichnen  kann, 
erfolgt  die  Bearbeitung  ausschliesslich  im  Sta- 
tistischen Amt  auf  Gmnd  von  Nachweisungen, 


(wie  das  bei  den  Berufe-  und  GeWerbezäh- 
lnugen  —  1895  seitens  10  Bundesstaate«  — 
und  den  Saatenstandsnachrichten  geschehen), 
während  die  übrigen  Bundesregierungen  die 
Erhebung  und  Bearbeitung  der  Ergebnisse 
für  ihr  Gebiet  durch  ihre  statistischen  Steilen 
vornehmen.  Die  zweite  und  dritte  Gruppe 
steUt  die  föderierte  Statistik  dar.  Die  der 
Reichsstatistik  fremden  Gegenstände  sind 
als  partikulare  Statistik  ganz  der  Landes- 
statistik vorbehalten  (z.  B.  Sparkassen-, 
Armen-,  Schulstatistik,  Statistik  der  Land- 
tagswahlen). 

Wie  schon  bemerkt  bedient  sich  das 
Kaiserliche  Statistische  Amt  zur  Durchfüh- 
rung gewisser  statistischer  Aufgaben  eines 
statistischen  Beirats  in  Gestalt  der  Kon- 
ferenz der  amtlichen  deutscheu 
Statistiker.  Derartige  Konferenzen  wer- 
den je  nach  Bedarf  durch  den  Direktor  des 
Kaiserlichen  Statistischen  Amts  mit  Geneh- 
migung des  Staatssekretärs  des  Innern  be- 
rufen und  regelmässig  soitens  der  einzelnen 
Bundesstaaten  durch  einen  (oder  mehrere) 
Vertreter  ihrer  amtlichen  Statistik  beschickt: 
sie  erstrecken  sich  auf  Gegenstände,  welche 
die  Reichs-  und  Landesstatistiker  gemein- 
sam angehen.  Sämtliche  Teilnehmer  haben 
ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  des  Staats, 
den  sie  vertreten,  und  auf  die  Zahl  der 
Vertreter,  die  das  Reich  und  der  einzelne 
Staat  dazu  stellt  gleiches  Stimmrecht 


Einen  weiteren  Beirat  besitzt 
arat  seit  1880  in  der  Kommission  zur 
Ermittelung  der  Handels  werte.  Sie 
wird  alljährlich  berufen,  besteht  zur  Zeit 


Zählkarten  etc.,  die  von  den  Aufnahmebe- 1  aus  01  hervorragenden  Sachverständigen  des 

'  Handels,  der  Industrio  und  der  Landwirt- 
scliaft  und  hat  zur  Aufgabe,  für  jedes  Jahr 
die  in  der  Statistik  zunächst  nur  dem  Ge- 
wicht nach  angegebene  Wareneinfuhr  und 
-ausfuhr  nach  ihrem  Werte  —  auf  Grund 
der  Warenpreise  des  betreffenden  Jahrs  — 
schätzungsweise  festzusetzen.  Die  Mit- 
glieder dor  Kommission  gehören  ihr  gröss- 
tenteils eine  Reihe  von  Jahren  an,  stehen 
in  andauernder  Verbindung  mit  dem  Statis- 
tischen Amt,  werden  mit  den  jeweils  er- 
scheinenden handelsstatistischen  Nachweisen 
auf  dem  Laufenden  gehalten  und  liefern 
bei  ihren  Schätzungsarbeiten  so  genau  den 
thatsächlichen  l-reisen  sich  anschliessende 
Ergebnisse,  als  man  es  bei  Durchschnitts- 
werten überliaupt  erwarten  kann. 

Bei  der  Bearbeitung  des  Urmaterials  und 
der  Zusammenstellung  der  Bundesstaaten- 
Tabellen  zu  Reiehsütersichten  spielen  eine 
besondere  Rollodie  mechanischen  Hilf »- 
mittel. 

Früher  wurden  die  Logarithmentafeln 
sowie  die  Rechentafeln  von  Grelle  und  das 
Zahlen  buch  von  Cario  (ausgeführt  von 
Schmidt)  —  in  den  beiden 


hörden  unmittelbar  dein  Amte  geliefert  wer- 
den: hierher  gehört  die  Statistik  des  aus- 
wärtigen Handels,  der  Zölle  und  Reichs- 
steuern,  die  Kriminal-,  Kranken  Versicherung»-, 
Konkurs-,  Strikestatistik.  Bei  der  anderen 
Gruppe,  dor  vor  allem  die  Bevölkeruugs- 
und  landwirtschaftliche  Statistik  angehört, 
erfolgt  die  Erhebung  seitens  der  statistischen 
Landescentralstellen,  die  auch  die  Ergebnisse 
bearbeiten  und  dem  Amt  gleichförmige  Ta- 
bellen zwecks  Zusammenstellung  und  wei- 
teren Bearbeitung  für  das  Reich  über- 
mitteln; die  übereinstimmende  Art  der  Er- 
hebung und  Bearbeitung  wird  hier  durch 
bundesrätliche  Festsetzung  der  Bestim- 
mungen und  Formulare  gewährleistet*  die 
lietreffenden  Bundesratsbesehlüsse  sind  zu- 
meist vorher  auf  besonderen  Konferenzen 
der  Reichs-  und  Landesstatistiker  beraten, 
was  auch  hinsichtlich  der  Ausführung  der- 
selben vielfach  geschieht  Bei  der  dritten 
Gruppe  finden  die  beiden  vorerwähnten 
Methoden  nebeneinander  Anwendung,  indem 
das  Statistische  Amt  des  Reichs  von  einer 
Reihe  von  Bundesstaaten  mit  der  Ausfüh- 
rung der  •  Erhebungsarbeiteu  betraut  wird 
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die  Multiplikationen  der  Zahlen  von  1  bis  1000 
enthalten  —  im  Kaiserlichen  Statistischen 
Amt  gern  benutzt.  Jetzt  sind  sie  durch 
die  Thomas'sche  Rechenmaschine  fast  voll- 
ständig verdrängt.  Diese  Maschine  ist  leicht 
zu  handhaben  und  rechnet  sicher  und  äus- 
serst schnell.  Sie  gestattet  Addition  und 
Subtraktion  aller  Zahlen  bis  zu  8  Stelleu 
und  ist  daher  auch  l»ei  entsprechend  fort- 
gesetzter Addition  Itezw.  Subtraktion  ein 
vorzügliches  Hilfsmittel  zur  IVisung  aller 
Mulliplikations-  und  Divisionsaufgaben. 

Die  nach  demselben  Princip  konstruierte, 
seit  einigen  Jahren  ebenfalls  im  tiebrauch 
befindliche  Rechenmaschine  »Bmnsviga< 
leistet  bei  Additions-  und  Subtraktionsauf- 
gaben dasselbe  wie  die  Thomas'sche  Ma- 
schine, muss  dagegen  bei  Subtraktionen  und 
Divisionen  hinter  dieser  zurückstehen,  weil 
die  Einstellung  des  Minuendus  bezw.  Divi- 
dende nur  auf  umständlichere  Art  bewirkt 
werden  kann. 

Des  weiteren  ist  der  I^ange  sehe  Stab- 
Rechenapparat  zu  erwähnen.  Hei  ihm  sind 
die  Produkte  der  Zalüen  von  1  bis  99  auf 
den  4  Seitenflächen  von  Stäben  ähnlich  an- 
gebracht, wie  die  Produkte  der  Zahlen  von 
1  bis  1000  in  den  Crelleschen  Rechen- 
tafeln in  Tabellenform  zusammengestellt 
sind.  Die  Produkte  vou  mehr  als  2  stelligen 
Zaldcn  erhält  man  durch  Aneinanderlegen 
der  Stäbe. 

Gern  benutzt  wird  bei  den  vielfach  vor- 
kommenden Divisionsexempelu  mit  gleichem 
Divisor  der  Kantelapparat.  Die  Division 
fuhrt  man  hierbei  im  Weg  einer  Multipli- 
kation aus.  indem  der  reeiproke  Wert  des 
Divisors  mit  dem  Dividendus  multipliziert 
wird.  Das  l-  bis  9  fache  des  reeiproken 
Wertes  wird  auf  die  Kautel  (viereckige 
Stäbe  von  ca.  20  cm  Länge,  die  mit  Schiefer- 
pappe «Hier  Papier  beklebt  sind)  übertragen, 
durch  i'ebereinanderlegen  und  Aufrechnen 
ser  bezüglichen  Kantel  erhält  man  das  ge- 
dnehte  Produkt.  Zur  Aufrechnung  werden 
die  Kantel  an  eine  hölzerne  Platte  in  deren 
sägeförmigen  Ausschnitte  gelegt,  um  eine 
richtige  Stellung  der  Ziffern  für  die  Addition 
herbeizuführen. 

Als  Special  maschinell  zur  Bearbeitung 
der  llandelsstatistik  kommen  in  Betracht 
die  Schneidemaschinen  und  Addirionsma- 
schinen.  Erstere  zerlegen  die  von  den 
Zollämtern  eingehenden  Nachweisungen  iu 
liesondere  Zahlstreifen,  die  dann  —  geord- 
net nach  liuidern  und  Waren  —  mittelst 
Additionsmaschine  mechanisch  aufgerechnet 
werden. 

Mit  der  Hollerit tischen  elektrischen  Zäld- 
masehine  sind  im  Jahre  1894  besondere 
Versuche  (in  der  Kriminalstatistik)  angestellt 
worden,  die  indessen  zu  einer  ständigen  Be- 
nutzung nicht  geführt  haben. 


Andererseits  gewinnt  mit  dem  An- 
wachsen des  Zahlen  werks  seine  Eraeliliessimg 
durch  eine  wissenschaftliche  Bear- 
beitung an  Wichtigkeit.  Erfahrungsgemäss 
bleiben  die  besteu  Erhebungen  ohne  ent- 
spreeliende  Bearlieitung  seitens  des  mit 
der  Sache  einmal  befassten  Statistikers  totes 
Material.  Um  deswillen  ist  das  Kaiser- 
liche Statistische  Amt  bemüht,  dem  fertig- 
gestellten Zahlen  werk  in  der  Regel  auch 
eine  textliche  Würdigung  uuter  Beiziehung 
von  zeitlichen  und  räumlichen  Vergleiehs- 
daten,  unter  Berücksichtigung  und  Ver- 
wertung von  Anschauungen  der  Theorie 
und  Praxis  beizufügen  und  diese  Beschrei- 
bungen und  Begutachtungen  des  gewon- 
nenen Materials  noch  durch  graphische 
Darstellungen  zu  erweitern,  die  bedeutsame 
Ergebnisse  durch  Karten  und  Diagramme 
veranschaulichen. 

Mit  den  Arbeiten  des  Kaiserlichen  Sta- 
tistischen Amts  —  den  fortlaufenden  wie  ein- 
maligen —  sind  in  der  Regel  Veröffent- 
lichungen verbunden,  die  bei  einigen  in 
umfangreichen  mehrbändigen  Werken  be- 
stehen. Gewöhnlich  erfolgt  die  Veröffent- 
lichung in  den  vom  Amt  selbst  herausge- 
gebenen Werken  und  j>eriodisehcn  Schriften 
(Verlag  von  Puttkammer  und  Mühlbrecht, 
Berlin),  nämlich 

1.  in  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs 
Hier  worden  die  jährlich  oder  soust  regel- 
mässig wiederkehrenden  umfänglichen  und 
die  wichtigen  grösseren  einmaligen  Er- 
hebungen publiziert.  Bisher  Band  1  bis  03 
der  Statistik  d.  D.  R,  Eiste  Reihe,  dann 
Neue  Folge  Band  1  bis  134, 

2.  in  den  Vierteljahrsheften  zur  Statistik 
des  Deutschen  Reichs.  Sie  berücksichtigen 
das  gesamte  Art>eitsgebiet  des  Amts  und 
enthalten  jährliche  und  gelegentliche  Statis- 
tiken geringeren  Umfaugs,  Auszüge  aus  dem 
(Juellenwerk,  vorläufige  Mitteilungen  sowie 
kürzere  anderweite  Arbeiten.  Sie  erscheinen 
seit  1892,  ihre  Vorgänger  waren  die  Monats- 
hefte zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs 
1884  bis  1891. 

3.  in  den  seit  1892  erscheinenden  Monat- 
lichen Nachweisen  über  deu  auswärtigen 
Handel  des  deutschen  Zollgebiets  nebst  An- 
gaben über  Grosshandelspreise  sowie  über 
die  Gewinnung  von  Zucker  und  Brannt- 
wein, 

4.  in  dem  seit  1880  bestehenden  Statis- 
tischen Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich. 
Hier  sind  die  wichtigsten  Ergebnisse  der 
Arbeiten  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts 
sowohl  wie  der  andrer  Behörden  und  amt- 
licher Stellen,  auch  zuverlässige  anderweite 
Statistiken,  soweit  sie  von  iülgemeiner  Be- 
deutung sind  und  sich  regelmässig  für  das 
Reich  als  Ganzes  zusammenstellen  lassen, 
in  gedrängter  Form  —  ohne  Text  —  ver- 
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öffentlich^  Regelmässig  sind  dem  Jahrbuch 
mehrere  Karten  oder  graphische  Darstel- 
lungen wichtiger  Gegenstände  beigegeben. 
Ausserdem  ermöglicht  ein  angefügter  Quellen- 
nachweis, mit  dem  eine  systematische  Ueber- 
sioht  der  Veröffentlichungen  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amts  verbunden  ist,  die 
ausführlichen  Bearbeitungen,  auch  die  nicht 
vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  aus- 
gehenden, soweit  sie  benutzt  sind,  leicht 
aufzufinden. 

Abgesehen  davon  werden  eilig  zu  ver- 
öffentlichende Nachweise  und  wichtige  Aus- 
züge (z.  Ii.  Nachweise  fiber  die  Zucker-  und 
Spiritusproduktion,  über  die  Getreidepreise 
an  deutschen  Fruehtmärkten)  durch  den 
Deutschen  Weichs-  Anzeiger  -  mitgeteilt,  fin- 
den aber  meist  nachtraglich  noch  Aufnahme 
in  die  vorgenannten  Veröffentlichungen. 
Andere  Arbeiten  gelangen  durch  andere 
Organe  zur  öffentlichen  Kenntnis,  z.  B.  die 
ortsüblichen  Tagelöhne  durch  das  l'cntral- 
blatt  für  das  Deutsche  Reich,  die  Arbeiten 
der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  durch 
die  Drucksachen  dieser  Kommission  (Carl 
Heymanns  Verlag.  Berlin). 

Der  Etat  für  die  persönlichen  und  sach- 
lichen Ausgaben  beziffert  sich  für  das  Rech- 
nungsjahr 10O1  auf  IM.i't'm  Mark  (1*72: 
0:>2so  Mark),  davon  treffen  ! WO  ISO  Mark 
auf  Besoldungen  (einschliesslich  Wohnungs- 
geldzuschüsse und  sonstige  persönliche  Ver- 
gütungen). 

Das  Personal  -  im  ganzen  über  3(Ki 
Mann  -  besteht  zur  Zeit  ( 11*01  >  aus  1  Direk- 
tor. 7  Mitgliedern,  2  Bureauvorstehern,  103 
etatmassigen  (72  expedierenden  Sekretären, 
121  Sekretariatsassistonton),  B»2  nicht  etat- 
massigen Bureanlieamten  (Diätaren  und 
1  h  i  reau  h  i  I  fsarl  >ei  t  ern ). 

Dank  seiner  gegenwärtigen  Organisation 
erfreut  sich  das  Kaiserliche  Statistische  Amt 
im  In-  wie  Ausland  eines  hohen  Ansehens. 
Das  Inland  bekundet  dies  durch  ausgiebige 
Benutzung  der  statistischen  Arbeiten  des 
Amts,  an  denen  man  neWn  der  Gründlich- 
keit die  erfolgende  Raschheit  ihrer  Ver- 
öffentlichung besonders  schätzt,  und  ferner 
durch  rege  Mitarlieit  der  interessierten  Kreise 
an  dein  weiteren  Ausbau  der  amtlichen  Statis- 
tik. Das  Ausland  nimmt  sich  vielfach  die 
Einrichtungen  der  Reichsstatistik  zum  Muster 
und  erholt  sich  mündlich  und  schriftlich 
Ratschläge.  Zu  elegischen  Betrachtungen, 
wie  sie  R.  Boeckh  in  letzter  Zeit  wieder- 
holt (z.  B.  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt 
Berlin,  25.  .lahrgang)  anstellte,  wonach  es 
scheinen  könnte,  als  oh  die  deutsche  Statistik 
in  wenig  befriedigendem  Zustande  sich  be- 
findet und  ihre  Entwicklung  im  Lauf  der 
letzten  Jahrzehnte  den  hohen  Gedanken  und 
1  Manen  der  vor  einem  halben  Jahrhundert 
sich  eifrig  um  den  Aushau  der  Statistik  ab- 


mühenden Männer  Quetelot,  Dieterici.  Hei- 
man  etc.  nur  notdürftig  entspricht,  besteht 
meines  Dafürhaltens  kein  Anlas*.  Jede  Zeit 
hat  ihre  besonderen  Aufgaben.  In  der  heu- 
tigen stehen  die  wirtschaftlichen  im  Vorder- 
grund, und  gerade  die  Wirtschaftsstatistik 
des  Reichs  (ich  erinnere  an  die  Berufs-, 
I*and wirtschafte-,  Gewerbe-,  Handelsstatisti k ) 
hat  im  I^auf  der  letzten  Jahrzehnte  ganz 
hervorragende  Fortschritte  aufzuweisen,  die 
von  niemandem,  auch  von  Boeckh  nicht,  in 
Abrede  gestellt  werden  können.  Ein  wesent- 
liches Verdienst  an  dem  Ausbau  und  dem 
heutigen  Stand  der  Reichsstatistik  gebührt 
neben  den  Mitgliedern  der  oben  erwähnten 
»Kommission  zur  weiteren  Ausbildung  der 
Statistik  des  Zollvereins-  und  nolien  den 
Vortretern  der  I*indosstatistik,  welche  auf 
den  Konferenzen  der  amtlichen  Statistiker 
thätig  waren,  vor  allem  den  bisherigen  Direk- 
toren des  Kaiserlichen  Stetistischen  Amts, 
Dr.  Becker  und  Dr.  v.  Scheel. 

Selbstredend  ist  die  Reichsstatistik  nach 
mancher  Richtung  hin  verbesserungsfähig, 
wie  denn  auch  thatsächlich  an  ihrem  An- 
bau stets  weiter  gearbeitet  wird.  <  »hne 
auf  Details  einzugehen,  möchte  ich  wenig- 
stens einige  erstrebenswerte  Ziele  an- 
deuten. 

Die  Rcichsstatistik  verdient  meiner.  Da- 
fürhaltens eine  Erweiterung  bezüglich  der 
internationalen  und  bezüglich  der  j»artiku- 
laren  Statistik. 

Je  mehr  die  Weltwirtschaft  die  ein- 
zelnen Volkswirtschaften  mit  einander  ver- 
flicht, iim  so  dringender  wird  der  Wunsch, 
in  sachgeinässer  und  weitgehender  Weise 
über  diese  Zusammenhänge  sich  orien- 
tieren zu  können :  eine  solche  Kenntnis 
der  internationalen  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse ist  für  die  heimische  Volkswirtschaft 
zweifellos  von  Vorteil.  Ansätze  zur  Pflege, 
einer  internationalen  Statistik  finden  sich  iit 
den  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen 
Statistischen  Amte  mehrfach  (z.  B.  in  der 
Arbeiterstatistik.  Bevölkerongs-,  der  Rorufs- 
und  Gewerbe-,  Handelsstatistik).  Hoffentlich 
gelingt  es,  diese  Ansätze  zu  verdichten  zu  Ver- 
öffentlichungen, die  nach  Art  des  englischen 
alljährlich  erscheinenden  Statistical  Äbsiraot 
for  the  prinoipal  and  other  foreign  couutries 
(Midlich  auch  in  deutscher  Sprache  die  in- 
ternationalen wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
soweit  sie  zahlen  massig  vergleichbar,  über- 
sichtlich zur  Darstellung  bringen. 

Bezüglich  der  partikularen  Statistik  sollte 
der  t'mstand,  dass  diese  gegenwärtig  in 
sehr  verschiedenartigen  Organen  veröffent- 
licht wird  und  ihre  zum  Teil  sehr  bemer- 
kenswerten Ergebnisse  für  die  allgemeine 
Benutzung  leicht  verloren  gehen  bezw. 
üliersehen  werden,  dazu  führen,  dass  die 
statistische  Reiehscentrale  wenigstens  ein- 
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mal  jährlich  in  ihren  Publikationen  eine 
g<>dräugte  Uebersehau  über  jene  Arbeiten 
der  Landesstatistik,  womöglich  unter  gleich- 
zeitiger Berücksichtigung  der  Städtestatistik, 
giebt. 

Was  die  eigentliche  Reichsstatistik  an- 
geht, so  wird  eiue  weitere  Verzettelung  und 
Angliederung  einzelner  Gebiete  an  beson- 
dere Stellen  thunlichst  zu  verhüten  sein. 
Namentlich  sollten,  wenn  nicht  besondere 
politische  Gründe  vorliegen,  Arbeiten  wie 
die  neue  deutsche  Prodnktionsstatistik,  die 
Veröffentlichungen  in  den  *  Nachrichten  für 
Handel  und  Industrier  von  der  statistischen 
Centrale  selbst  ausgeführt  werden.  Auch 
die  Errichtung  eines  Reichsarbeitsamts  er- 
folgt zweckmässig  in  Angliederung  an  das  be- 
stehende Kaiserliche  Statistische  Amt,  wo 
der  erforderliche  Stamm  von  geschulten 
Kräften,  litterarische  Hilfsmittel  etc.  bereits 
vorhanden  sind  und  die  gewünschte  gründ- 
lichere Pflege  der  Arbeiterstatistik  rasch 
bewirkt  werden  kann.  Ebenso  liegt  es  nahe, 
falls  eine  Reichshandelsstelle  jemals  als  amt- 
liche Stelle  in  Betracht  gezogen  werden 
sollte,  dieselbe  dem  Statistischen  Amt  an- 
zugliedern, welches  jetzt  bereits  in  weit- 
gehendem Masse  von  der  Grossindustrie  und 
dem  Grosshandel  als  Auskunftsstelle  benutzt 
wird.  Ausserdem  ist  erwägenswert,  ob  nicht 
die  Thatsache  eines  nunmehr  einheitlichen 
bürgerlichen  Rechts  im  Reich  zur  Erweite- 
rung der  Justizstatistik,  namentlich  auch 
zu  einer  Reichsstatistik  über  den  Grundstficks- 
verkehr,  über  die  Subluxationen  etc.  tienutzt 
werden  kann  und  soll.  Aehnliches  gilt  an- 
gesichts der  zunehmenden  öffentlichen  Ar- 
l.eitsvermittelungsstellen  mit  der  Einführung 
einer  Reichsstatistik  über  Arbeitsvermittelung 
und  angesichts  der  fortgesetzt  im  Vorder- 
grund stehenden  Arbeiterfragen  mit  der  Her- 
ausgabe eines  Organs,  das  dem  englischen 
i^abour  Gazette  oder  dem  französischen 
Bulletin  de  l'<  )ffice  du  Travail  oder  der  öster- 
reichischen 'Sozialen  Rundschan«  entspricht. 

Um  andrerseits  eine  möglichst  rege  und 
sachgemässe  Mitarbeit  der  verschiedenen 
Reichsressorts  und  der  Wissenschaft  an  der 
Reichsstatistik  zu  sichern,  würde  vielleicht 
die  Begründung  einer  statistischen  Central- 
koinmission  für  das  Reich  von  Nutzen  sein. 
Als  Vorbild  können  hierfür  die  in  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  bestehenden  statisti- 
schen fentralkommissionen  dienen,  als  ähn- 
liche Vorgänge  in  der  Reichsverwaltuug 
existieren  bereits  der  Beirat  für  das  Aus- 
wanderungswesen,  der  Kolonialrat,  der  Bör- 
senausschuss,  der  Reichsgesundheitsrat  etc. 
Jener  statistischen  Reichskommission  hätten 
Vertreter  der  einzelnen  Reichsämter  und 
des  Reichstags,  ausserdem  aber  Vertreter 
aus  dem  Kreise  der  Professoren  für  Natio- 
nalökonomie und  Statistik  anzugehören. 


Nachdem  eine  Verbindung  zwischen  der 
Reichs-  und  der  Landesstatistik  in  Gestalt 
der  oben  geschilderten  Konferenzen  bereits 
in  genügendem  Masse  besteht,  verbleibt  noch 
die  Krage,  ob  nicht  auch  die  städtische  Sta- 
tistik resp.  die  Vertreter  der  vorhandenen 
städtischen  statistischen  Aemter  in  ein 
organisches  Verhältnis  zur  amtlichen  Landes- 
und Reichsstatistik  gebracht  werden  sollen, 
um  auch  deren  Anregungen  und  Arbeits- 
kräfte der  gesamten  deutschen  Statistik  nutz- 
bar zu  raachen. 

Ausserdem  lohnt  sich  vielleicht  eine 
kräftigere  Mitarbeit  der  Reichsstatistik  an 
den  Aufgaben,  die  die  internationalen  statis- 
tischen Kongresse  verfolgen.  Mögen  diese  * 
Kongresse  bisher  zuweilen  auch  minder- 
wertige Bedeutung  gehabt  haben,  so  sind 
sie  doch  an  sich,  sowolü  die  hygienisch- 
demographischen  Kongresse  wie  diejenigen 
des  Internationalen  Statistischen  Instituts, 
die  beste  Gelegenheit,  die  für  verschiedene 
Zweige  der  Statistik  wünschenswerte  Ein- 
heitlichkeit in  der  Methode  ihrer  Aufnahme. 
Bearbeitung  und  Veröffentlichung  anzu- 
bahnen und  herbeizuführen.  Die  persönliche 
Vertretung  der  einzelnen  Länder  auf  solchen 
Kongressen  giebt  Gewähr,  dass  deren  Spe- 
cialwünsche respektiert  werden,  und  so  wird 
sicherlich  auch  Deutschland  bei  besserer 
Frequentierung  jener  Kongresse  seinen  Ein- 
fluss  auf  die  Gestaltung  der  internationalen 
Statistik  voll  zur  Geltung  bringen.  Dass 
im  übrigen  die  Reichsstatistik  durch  per- 
sönlichen Austausch  von  Meinungen  und 
Gedanken  im  wechselseitigen  Verkehr  mit 
den  Vertretern  der  Statistik  anderer  Nationen 
sowie  durch  Augenscheineinnahme  von  fremd- 
ländischen statistischen  Einrichtungen  wert- 
volle, durch  kein  Litteraturstudium  und  an- 
deres Mittel  ersetzbare  Eindrücke  und  An- 
regungen gewinnen  kann,  bedarf  nicht  erst 
weiterer  Ausführung. 

Natürlich  müssen  bei  den  grossen  An- 
forderungen, die  in  immer  gesteigertem 
Masse  au  die  mit  der  Pflege  der  Reichs- 
statistik betrauten  Reichsbeamten  heran- 
treten, dieselben  auch  in  persönlicher,  mate- 
rieller Hinsicht  entsprechend  gestellt  wer- 
den. Zum  mindesten  darf  ihre  Position 
nicht  schlec  hter  sein  als  die  von  Mitgliedern 
anderer  Reichsämter,  z.  B.  des  Reichs- Ver- 
sichcrungsaints.  des  Kaiserlichen  Gesund- 
heitsamts ,  und  muss  ihnen  insbesondere 
auch  Aussicht  auf  Einrücken  in  bessere 
Stellen  eröffnet  sein,  wenn  es  gelingen  soll, 
Personen  immer  wieder  zu  Mitgliedern  des 
Kaiserlichen  Statistischen  Amts  zu  gewinnen, 
die  über  das  gewöhnliche  Mass  hinaus- 
gehende volkswirtschaftliche  Bildung, Sprach- 
kenntnisse und  zugleich  sclu-iftstellerische 
Befähigung  in  sich  vereinigen  und  so  in 
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der  I-oge  sind,  den  höheren  von  der  Politik 
und  Wissenschaft  gestellten  Anfgat«en  der 
amtlichen  Statistik  zu  genügen. 

Llttcratur:  SttHütik  de«  JtcuUcfan  Reicht,  M. 
JOI  njh'r  Statistik  des  Druttchtn  Reich*  der 
Jahre.  IS'.»7«.  —  //.  von  Schrei,  Ihr  SttUiMik 
ah  Teil  dtr  \'erwalt<i»if.  Schihdicrys  Handbuch 
•Irr  politiiehen  Orkonnmir,  4.  Auß.,  Ilalhbtl., 
S,  21!) ß.  —  K.  Herker,  IUe  Orynnination  der 
tuntliehcH  StiUittik  im  I)«uUchrn  Jlrich.  Drututh« 
Rrme  W«.  Friedrich 


B.  Preussen. 

a)  Amtliche  statistische  Thiltigkeit  im  17. 
und  18.  Jahrhundert,  b)  Die  Krrichtung  and 
'äussere  E» t  wicktlung  des  Königlichen  statisti- 
schen Bureaus,  c)  Oentrulisation,  Methode  und 
Technik  der  amtlichen  preussischen  Statistik; 
snchliche  Decentralisation. 

a)  Amtliche  statistische  Thätigkeit 
im  17.  und  18.  Jahrhundert.  Die  ersten 
Anfänge  einer  amtlichen  statistischen  Thä- 
tigkeit im  brandenburgisch  -  preussiachen 
Staate  lassen  sich  mit  Sicherheit  bis  in 
die  erste  bezw.  zweite  Hälfte  des  17. 
Jahrhunderts  zurfiekverfolgen.  Ks  scheint, 
dass  es  die  1U82  herrschende  Pest,  die  da- 
malige Geissei  des  Menschengeschlechtes, 
gewesen,  welche  den  Kurfürsten  Friedrich 
W  i  1  h  e  1  m  veranlasste,  unter  dem  5.  Januar 
lt»S3  zu  bestimmen,  dass  ihm  vom  folgenden 
Jahre  ab  die  Zald  der  je  im  Vorjahre  in 
den  vier  Residenzstädten  Berlin,  Göln,  Fried- 
richswerder  und  Dorothocnstadt  Gestorbenen, 
Verheirateten  und  Geborenen  berichtet  werde, 
eine  Anordnung,  welche  von  18N4  ab  auf 
alle  Städte  und  Flecken  der  Kurmnrk.  so- 
dann aber  auf  alle  Länder  des  Kurhauses 
Brandenburg  ausgedehnt  wurde.  Die  erste 
Zusammenstellung  der  üevölkerungsbewe- 
gung  im  gleichen  Gebiet sum fange  fand  1093 
statt,  während  —  altgesehen  von  gewissen, 
bis  in  die  erste  Hälfte  jenes  Jahrhunderts 
zurückreichenden  Einzelerhebungon  als 
Anfangsjahr  der  Aufnahmen  über  den  Stand 
der  Bevölkerung  der  braudonburgiseh-prous- 
sisi'hen  Iilndcr  das  Jahr  ITH»  bezeichnet 
werden  kann.  Die  ersten  Sjnircn  wirklicher 
Volkszählungen  in  der  Kunnark  finden  sich 
mit  der  Entwicklung  der  1";iO  weiter  aus- 
gebauten, auch  die  Gomoindefinanzgebarimg 
mit  umfassenden  sogenannten  historischen 
Tabelle  in  den  Jahren  1720  bis  172:1  Wenn 
die  Zeitverhältnisse  und  das  schon  damals 
statistischen  Erhebungen  entgegengebrachte 
Misstrauen  zeitweise  unter  Friedrich 
Wilhelm  1.  eine  Einschränkung  und 
1  "nterbtvchungder  ■>  I'opulationslisfen  ( Eisten 
der  Geborenen.  Getrauten  und  Gestorbenen), 
deren  Veröffentlichung  man  für  bedenklich 
hielt,  veranlassten,  so  blieb  es  seinem  Sohne 
vorbehalten,  hier  Wandel  zu  schaffen  und 
den  Weil  einer  genauen  Kenntnis  der  that- 


sächliehen  Zustände  des  Staates  für  die  Neu- 
ordnung seiner  Verwaltung  voll  zu  erfassen. 

Friedrich  II.  liess,  angeregt  durch 
Süssmilchs  Betrachtungen  über  die  *gött- 
lichc  Ordnung  in  den  Veränderungen  des 
menschlichen  Gesclüechts  aus  der  Geburt, 
dem  Tode  und  der  Fortpflanzung  dcssellten- 
'  (zuerst  1741)  die  bis  dahin  auf  einzelne  Teile 
,  des  Staates  beschränkten,  von  ihm  wesent- 
|  lieh  erweiterten   ltevölkerungs-,  gebäude-, 
j  gemeinde-   und    gewerbestatistischen  Auf- 
!  nahmen  auf  die  gesamte  Monarchie  ausdehnen, 
i  so  dass  man  wohl  schon  in  jene  Zeit,  in.-- 
'  bosoudere  in  die  auf  den  sielten  jährigen 
i  Krieg  folgenden  Jahre,  die  Zeit  der  Gründung 
der  prenssischon  Statistik  setzen  kann.  Der 
grosse  König  übertrug  das  besondere  Interesse 
an  der  Statistik  auch  auf  seine  Nachfolger; 
das  längst  hervorgetretene  Bedürfnis  aber, 
die  von  den  verschiedenen  Verwaltungsstellen 
innerhalb  gewisser  Zeiträume  eingezogenen 
Nachrichten  über  Stand  und  Bewegung  so- 
wie auch  über  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse der  Bevölkerimg  an  einer  Stelle  zu 
sammeln,  so  dass  sie  den  Verwaltungsbehörden 
für  ihre  Zwecke  dienstbar  gemacht  werden 
konuten,  ward  erst  unter  Fried  rieh  Wil- 
helm III.  befriedigt,  nachdem  Leopold 
Krugs  im  Jahre  1S0S  erschienene,  auf  dem 
Boden  des  Adam  Smithsehen  Indnstriesysteins 
aufgebaute  Betrachtungen  über  den  National- 
reichtum des  prousstschen  Staates  und  über 
den  Wohlstand  seiner  Bewohner*  die  beson- 
dere Aufmerksamkeit  des  Königserregt  hatten. 

b)  Die  Errichtung  und  äussere  Ent- 
wickelung  des  Königlichen  statistischen 
Bureaus.  Die  Kahinettsordre  vom  2*.  Mai 
18t »5  aus  Körbelitz  (Kreis  Jcrichow  I)  ordnete 
die  Errichtung  eines  Bureaus  beim  Koinmer- 
zial-,  Fabriken-  und  Aeeiso-Depart  erneut  an. 
in  dem  alle  bei  den  verschiedenen  Behörden 
geführten  statistischen  Tabellen  vereinigt  und 
zu  einem  Ganzen  verarbeitet  werden  sollten, 
das  da  geeignet  sei,  den  Zustand  des  Natio- 
nalvermögens und  dessen  Veränderungen 
alljährlich  in  möglichster  Kürze,  Vollständig- 
keit und  Zuverlässigkeit  darzustellen,  ins- 
besondere auch  die  Stufe  des  Wohlstandes 
zu  ermitteln,  auf  welcher  die  verschiedenen 
Klassen  der  rnterthanen  ständen.  Die  Er- 
gebnisse seiner  rntersuchungen  sollte  d.is 
Banzau  in  einer  dem  Könige  vorzulegenden 
Haupttabelle  vereinigen,  welche  die  Grösse 
der  angebauten  Fläche,  die  Volksmenge,  den 
Ertragswert  der  verschiedenen  Kulturarten 
(der  Aeeker,  Forsten.  Seoen,  des  Viehstandes, 
der  Bergwerke),  den  Wert  der  Veredelung 
(Fabriken.  Manufakturen.  Schiffbau,  Hütten- 
werke) und  die  Vorteile  des  Handel*  in 
bestimmten,  den  wahren  Preisen  angeine>- 
senon  Zahlen  enthielte.  Das  Bureau  >>- -1  lt« • 
ferner  eine  Nachweisung  über  die  Kon- 
sumtion  nach  dein  Ktgebnisse  iler  Acise- 
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register  entwerfen,  die  Produktion  mit  der 
Konsumtion  vergleichen,  den  Wert  der  aus- 
gegangenen inlandischen  und  eingegangenen 
ausländischen  Produkte  und  Waren  balan- 
cieren und  dadurch  den  Zustand  der  Handels- 
bilanz des  preussischen  Staates  bestimmen. 
Es  hatte  auch  die  Veränderungen  des  Wechsel- 
kursos und  des  Diskonts,  die  Ab-  und  Zu- 
nahme der  verschiedenen  Zweige  der  In- 
dustrie, dio  Masse  der  produktiven  und  un- 
produktiven Kapitalien,  die  hypothekarischen 
Schulden,  insbesondere  die  der  landschaft- 
lichen Kreditinstitute  zu  berücksichtigen. 
Ausserdem  sollte  das  Bureau  am  Ende  jedes 
Jahres  einen  geschichtlichen  Ueberblick  ausar- 
beiten und  zu  diesem  Behufealle  bei  den  einzel- 
nen Staatsbehörden  angewandten  statistischen 
Uebersiehtsschemata  einsehen,  prüfen  und 
dem  vorliegenden  Zwecke  gemäss  einrichten, 
so  dass  allo  statistischen  Tabellen  in  allen  Pro- 
vinzen übereinstimmend  aufgestellt  würden. 

Die  grosse  Ausdehnung  der  statistischen 
Erhebungen  stiess  bald  auf  Schwierigkeiten 
bei  den  ProvinziaJbehörden :  auch  erregten 
die  Veröffentlichungen  des  Bureaus  wieder- 
um vielfach  Anstoss  und  riefen  eine  heftige 
Kritik  hervor.  Dio  Folge  war,  dass  unter 
dorn  16.  Oktober  1806  dem  Bureau  die  Ver- 
öffentlichung der  Daten  ül*>r  Population, 
ttoduktion,  Fabrikation,  Kultur,  Handel, 
Sehiffahrt  und  bürgerliche  Verfassung  der 
llnterthanen  zwar  belassen,  diejenige  über 
Privateigentum,  Geldinstitute,  Kreditsy steine, 
Staatsschulden  und  öffentliches  Einkommen 
aber  untersagt  wurde. 

Die  Arbeiten  des  statistische!»  Bureaus 
erlitten  durch  die  französische  Besitzer- 
greifung eines  grossen  Teiles  der  preussischen 
Länder  eine  fast  vollständige  Unterbrechung. 
Die  Akten  des  Bureaus  wurden  von  dessen  in- 
terimistischem Leiter,  dem  Geheimen  Finanz- 
rat von  Beguolin,  nach  Königsberg  und 
von  da  nach  Dänemark  geschafft ;  Krug  blieb 
in  Berlin  und  schuf  schriftstellerisch  weiter. 
Durch  das  Puhlikandum  vom  16.  Dezember 
1H0S,  betreffend  die  veränderte  Verfassung 
der  obersten  Staatsbehörden  der  preussischen 
Monarchie  usw..  wurde  sodann  das  statistische 
Bureau  dem  Ministerium  des  Innern  zuge- 
teilt, nachdem  inzwischen  auch  bereits  die 
Vorbereitungen  zu  seiner  Wiedereinrichtung 
getroffon  waren.  Die  neue,  unmittelbar  dem 
Staatskanzler  untergeordnete  statistische  Be- 
hörde enthielt  zwei  Abteiinngen.  eine  geo- 
graphisch-topogra[>hisc-h- kartographische  und 
eine  bevölkerungsstatistische.  Zum  Direktor 
lies  Bureaus  wurde  unter  dem  10.  Oktober 
IHK»  der  Staatsrat  Professor  Dr.  Johann 
(iottfried  Hoff  mann  (s.  oben  Bd.  IV  S. 
1227 '28)  ernannt,  welcher  die  Aufgaben  seines 
Amtes  daliin  zusamuieufasste,  »Materialien  zur 
Kenntnis  der  Kräfte  des  preussischen  Staates 
mit  möglichster  Vollständigkeit  zi 


und  dergestalt  zu  ordnen,  dass  sämtliche 
Oberbehörden  daraus  jederzeit  mit  Leichtig- 
keit eine  klare  Uebersicht  der  gegenwärtigen 
Staatskräfte  und  der  Wirkungen  erhalten 
können,  welche  einzelne  Begebenheiten  und 
Anordnungen  auf  die  Vermehrung  oder  Ver- 
minderung derselben  äussern.« 

So  umfassend  diese  Aufgaben  waren, 
ward  das  statistische  Bureau  denselben  — 
1813  zeitweise  nochmals  durch  den  wieder 
ausgekrochenen  Krieg  gehemmt  —  doch  nach 
Mnssgabe  der  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
nur  knappen  Mittel  bei  einfachster  Anord- 
nung seiner  Erhebungen  im  wesentlichen 
gerecht,  obwohl  die  Thätigkeit  Hoffmanns, 
nnter  welchem  noch  zwei  Mitglieder  —  die 
Kriegsräte,  späteren  Geheimen  Regierungs- 
räte (und  Ministerialräte  III.  Klasse)  Krug 
und  Engelhardt  —  sowie  ein  Registratur 
angestellt  waren,  zunächst  durch  gesetz- 
geberische und  diplomatische  Arbeiten  -wieder- 
holt in  Anspruch  genommen  wurde.  Er  zog 
sich  deshalb  auch  1*26  von  den  Arbeiten 
des  Staatsrates  zurück,  nachdem  inzwischen 
das  Statist ische  Bureau  1823  dem  gesamten 
Staatsministerium,  1824  wieder  dem  Ministe- 
rium des  Innern  untergeordnet  war,  das  bis 
daliin  schon  seine  Disciplinar-  und  Etats- 
saehen  bearbeitet  hatte. 

Vom  Jahre  1827  ab  beschränkte  Hoffmann 
mit  höherer  Genehmigung  seine  Beteiligung 
an  den  Biireaugeschäften  schon  wesentlich; 
1884  trat  nach  dem  Ausscheiden  Krugs 
der  Geheime  Oberregiernngsrat  Dr.  Karl 
Friedrich  Wilhelm  Dieterici  (s.  oben 
Bd.  III  S.  164/66)  als  ausersehener  Nachfolger 
Hoffmanns  in  das  Bureau  ein,  übernahm  ls;jr> 
die  von  diesem  niedergelegte  Profcssur  für 
Staits  Wissenschaften  an  der  Berliner  Uni- 
versität und  wurde,  nachdem  Hoff  mann  zu 
Gunsten  dieses  seines  Lieblingsschülers  seine 
Entlassung  genommen1),  unter  dem  29.  Juli 
1844  zum  Direktor  des  Königlichen  statisti- 
schen Bureaus  ernannt,  das  durch  die  V.  v. 
7.  Juni  1844  wegen  Anordnung  eines  Handels- 
amtes u.  s.  w.  mit  demselWn  bezw.  1848 
rmch  Auflösung  und  Umwandlung  des  letz- 
'  teren  in  das  Handelsministerium  mit  diesem 
,  verbunden  war,  bis  es  endlich  unter  dem 
10.  Juli  1848  dem  Ministerium  des  Innern 
endgiltig  einverleibt  wurde.    Im  gleichen 
Jahre  ward  auch  das  auf  Alexander  von 
j  Humboldts  Anregung  1*46  in  das  LcIm  u 
I gerufene  meteorologische  Institut 
mit   dem   statistischen  Bureau  verbunden, 
j  während  die  1S11  errichtete,  dem  damaligen 
i  Departement  für  Handel  und  Gewerbe  unter- 
geordnete, lsj,")  dem  Finanzministerium  zu- 

»wJeceoe  »Königliche  Kalenderdeputation 
ihm  I8r»8  einverleibt  wurde. 


3» 


>  Hoffmann  starb 
Lebensjahre. 


am  12.  November  1847 
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Die  Thätigkeit  des  Bureaus  unter  Hoff- 
nianri  ging,  abgesehen  von  den  eigenen 
wissenschaftlichen  Arbeiten  dieses  hervor- 
ragenden Staatswirte»,  vorzugsweise  dahin, 
•  las  im  Rahmen  des  schon  Vorhandenen 
Ermittelte  für  die  Zwecke  der  Staatsver- 
waltung zu  verwertet). 

Dieterici  suchte  den  idealen  Anschauungen 
seines  Amtsvorgängers  von  den  Aufgaben 
des  statistischen  Bureaus  nach  Kräften  ge- 
recht zu  werden.  Die  notwendige  Durch- 
dringung des  Einzelstoffes  machte  aber  die 
Beherrschuug  des  Gesamtgebietes  für  eine 
Arbeitsstelle  zur  Unmöglichkeit.  Es  war 
dies  der  Grund,  weshalb  das  statistische 
Bureau  seine  Erhebungen,  Zusammenstel- 
lungen und  Veröffentlichungen  niemals  über 
das  ganze  Gebiet  der  Staatsverwallung, 
sondern  immer  nur  über  einzelne  Zweige 
desselben  erstreckte.  An  erster  Stelle  waren 
es  der  Stand  und  die  Bewegung  der  Be- 
völkerung, sodann  die  Wohnplatzübersichten, 
die  Viehzählungen  und  die  Nachweise  der 
Preise  der  wichtigsten  Ijebensmittel  für 
Menschen  und  Tiere.  Da  «las  Bureau  aber 
die  aus  diesem  verhältnismässig  kloiuen 
Arbeitsgebiete  meist  in  Rcgierungsbezirks- 
Uebersichten  eingehenden  Tabellen  nur  zu 
prüfen  und  zu  Staatsübersichten  zu  vereinigen 
hatte,  war  seine  damalige  Thätigkeit  eine 
verhältnismässig  begrenzte.  Seine  Erweite- 
rung und  Umwandlung  aus  einer  Rechnungs- 
behörde.  die  mit  den  Aufnahmen  selbst  und 
mit  .  dem  Unnateriale  nichts  oder  nur  wenig 
zu  thun  liatte,  in  eine  Ijandescentralstelle 
von  umfassender  Bedeutung  war  Dietericis 
Nachfolger,  Dr.  Ernst  Engel1)  (s. oben  Bd. 
1D  S.  613  14),  vorbehalten,  welcher  in  seinem 
Bestreben  durch  das  in  Verbindung  mit  den 
internationalen  statistischen  Bestrebungen 
gerade  zu  Anfang  der  sechziger  Jahre  her- 
vortretende grössere  Interesse  für  Statistik, 
gleichzeitig  mit  dem  allgemeinen  staatlichen 
Aufschwünge  nach  dem  Jahre  1866,  insbe- 
sondere aber  durch  die  Vergrössemtig  des 
Staatsgebietes  nach  Einverleibung  der  Pro- 
vinzen Hannover,  Schleswig-Holstein  und 
Hessen-Nassau,  sowie  endlich  durch  den  nach 
Schaffung  des  Deutschen  Reiches  erfolgten 
Ausbau  der  Reichsstatistik  begünstigt  wurde. 
Seine  bahnbrechenden  Arbeiten  haben  die 
preussische  amtliche  Statistik  in  die  feste 

'  )  Der  Wirkliche  Geheime  Obcrregierung-s-  \ 
rat  Dr.  Dieterici  starb  am  30.  Juli  IKöi)  im  j 
nahe  vollendeten  6lJ.  Lebensjahre.    Dr.  Engel  | 
übernahm  die  Leitung  des  Bureaus  nach  einem  1 
achtmonatigen  Interimistikum,  wahrend  dessen  I 
das  älteste  Mitglied  des  Bureaus,  der  18öö  an  i 
das   Könifrliche   statistische    Bureau  berufene 
Geheime  lteirierun<israt  und  vortragende  Rat 
(f  ra f f  n n d e  r  die  Geschäfte  führte.  ( mifftinder 
trat  1873  in  den  Ruhestand  und  starb  am  ö. 
Juli  1875  im  74.  Lebensjahre. 


Gliederung  gebracht,  welche  ihr  noch  heute 
innewohnt. 

Nachdem  Dr.  Engel  im  Jahre  1882  aus 
dem  Staatsdienste  geschieden  war'),  über- 
nahm der  Verfasser  dieses  kurzen  Abrisses 
über  die  Entwicklung  der  preussischen 
amtlichen  Statistik  die  Ijeituiig  des  König- 
lich preussischen  statistischen  Bureaus. 

c)  Centralisation,  Methode  und  Tech- 
nik der  amtliehen  preussischen  Statistik ; 
sachliohe  Decentralisation.  Nach  dem 
Plane  Engels  sollte  die  auf  seinen  Antrag 
eingesetzte  statistische  Centralkouimission 
zusammen  mit  dem  statistischen  Bureau  den 
Mittelpunkt  der  statistischen  Thätigkeit  des 
preussischen  Staates  bilden,  jene  mit  der 
Aufgabe,  sich  über  die  ihr  vorgelegten  Fragen 
gutachtlich  zu  äussern  und  durch  ihre  Be- 
ratungen dazu  beizutragen,  dass  in  Ange- 
legenheiten der  Statistik  ein  einheitliches 
Zusammenwirken  zwischen  den  verscliiedenen 
Zweigen  der  Staatsverwaltung  und  dem 
statistischen  Bureau  stattfinde,  dieses  — 
seinem  hergebrachten  Wirkungskreise  nach 
—  als  ein  hauptsächlich  ausführendes  Organ. 
Neben  diesen  waren  die  Königlichen  Regie- 
rungen, denen  vorschriftsmfissig  »die  Samm- 
lung aller,  statistischen  Naclirichten,  ihr 
Ortinen  und  Zusammenstellen  zu  General- 
werkenc  oblag,  ü heraus  wichtige  Organe  für 
die  Statistik.  Hierin  musste  bei  der  ange- 
strebten C  e  n  t  r a  1  i  sa  t  i  o  u  Waudel  ge- 
scliaffen  werden,  da  letztere  vor  allern  die 
Herrschaft  über  das  Urmaterial  bedingte. 
Der  Vorteil  der  seit  dem  Jahre  1871  im 
Anschlüsse  an  die  Annahme  des  Zählkarten- 
systems eingetretenen  Centialisierung  der 
statistischen  Erhebungen  lag  und  liegt  darin, 
dass  die  Verarbeitung  des,  soweit  angängig, 
unter  Mitwirkung  der  Bevölkerung  gewon- 
nenen, von  den  Behörden  vorgeprüften  Ur- 
materials  durch  die  technisch  geschulten 
Kräfte  der  Centralstelle  rascher  und  zuver- 
lässiger sowie  auch  mit  einem  geringeren 
Kostcuauf wände  erfolgt.  In  Verbindung  mit 
bezw.  auf  dem  Boden  der  centralisierten 
Methode  tler  statistischen  Erhebung  mittelst 
individualisierter  Zählkarten  entwickelte  sich 
sodann  die  besondere  Technik  der  Aufbe- 
reitung und  Verarbeitung  des  Urmaterials. 
welche  luer  nur  eben  angedeutet  werden 
kann.  Wenn  den  offen  liegenden  Vorteilen 
der  centralisierten  Aufbereitung  des  l'rstoffes 
gegenüber  in  neuerer  Zeit  wieder  mehrfach 
auf  die  Vorzüge  der  Decentralisation  hinge- 
wiesen wird,  bei  welcher  jener  Urstoff  von 
Kräften,  welche  den  besonderen  Verhältnissen 


')  Enirel  starb  am  8.  Dezember  18%  im 
76.  Lebensjahre.  Siehe  das  Lebensbild  von  F.. 
Blenck  „Zum  Gedächtnis  an  Ernst  Enjrel*  im 
XXXVI.  Jahrirantre  der  Zeitschrift  des  KCnivl. 
preuss.  Statist.  Bureaus  (18961,  S.  231  ff. 
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«ler  einzelnen  Landesteile  näher  ständen, 
geprüft  und  aufbereitet  werden  soll,  so  kann 
drin  von  uns  nur  sehr  bedingt  in  Bezug  auf 
die  Prüfung  des  Urmaterials  zugestimmt 
werden,  während  über  die  Vorzüge  der 
einheitlichen  Aufbereitung  desselben,  nach 
den  verschiedenen  vorangedeuteten  Seiten 
hin.  für  jeden  nicht  voreingenommenen  Sach- 
kenner kaum  noch  ein  Wort  zu  verlieren 
sein  wird. 


statistischen  Bureaus.  Die  Arbeiten  des 
Königlichen  statistischen  Bureaus  zerfallen 
zunächst  in  solche,  welche  auf  Grund  der 
Urmaterialien  direkt  im  Bureau  centralisiert 
werden,  und  in  solche,  )>ei  welchen  in  diesem 
eine  Prüfung  und  weitere  Zusammenstellung 
gewisser,  von  den  Staats-  und  Gemeinde- 
behörden bereits  fertiggestellter  Uebersichten 
und  Nachweisungen  stattfindet.  Hierzu  treten 
noch  eine  Anzahl  von  sonstigen  einmaligen 


Wenn  dem  Königlichen  statistischen  l  '»V1  fortlaufenden,  auch  vertraulichen  Ar- 
Bureau  bei  seiner  Gtflndung  die  Aufgabe  l  be.lten\  die  ™liCK  Verarbeitung  in  sich  I«- 
gestellt  war,  den  statistischen  Gesamtstoff :  rei£  ^gescldossen  vorliegender  Stoffe  sowie 


für  die  Zwecke  des  Staates  zu  sammeln  und 


endlich  die  gesamte  wissenschaftliche  und 


zu  verarbeiten,  so  werden  doch  auch  noch  Verwaltungsthätigkoit  des  Bureau 


heute  verschiedene  Zweige  der  preussi  sehen 
Statistik  nicht  von  der  statistischen  Centrai- 
stelle, sondern  seitens  der  betreffenden  Ver- 


A.  Die  sogenannten  centralisierten 
Arbeiten  betreffen :  1 )  die  Volkszählungen ; 
2)  die  Bewegung  der  Bevölkerung  durch 


waltungsstellen  beamtet  und  die  Ergebnisse  ;  Gcb"rte";  Ehcseldiessungen  und  Sterbefälle; 
Upmeiers  veröffentlicht,  so  u.  a.  die  Statistik  ^   <!'e  Medizinalstatistik  mit  ihren  Lnter- 

abtedungen:  a)  der  Statistik  der  Todesur- 
sachen, b)  der  Statistik  des  Heilpersonals 
und  der  Heilanstalten,  c)  der  Statistik  der 


Bergbaues,  des  Hütten-  und  Salinen- 
wesens  sowie  der  Knappschaftsvereine  durch 
das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Arbeiten,  die  Statistik  der  Straf- 
anstalten im  Geschäftsbereiche  des  Ministe- 
riums des  Innern  durch  diese  Behörde,  die 
Geschäftsstatistik  der  Justizverwaltung  durch 
das  Justizministerium,  die  Statistik  der 
deutschen  evangelischen  Iiandeskirche  iu 
Preussen  durch  den  evangelischen  Ober- 
kitchenrat, gewisse  Zweige  der  Finanz-  und 
der  Grundeigentumsstatistik  durch  das  Fi- 
nanzministerium, die  Statistik  der  landschaft- 
lichen Kreditinstitute  und  gewisse  Teile  der 
Ijandwirtschaftsstatistik    sowie    die  Forst- 


Gebrechlichen,  d)  der  Statistik  der  Irren- 
anstalten, e)  der  Krankenhausstatistik  und  f) 
der  Statistik  der  Gewohnheitstrinker,  wo- 
neben auf  medizinalstatistischem  Gebiete  an 
grösseren  einmaligen  Arbeiten  noch  zu  nennen 
sind:  die  Untersuchung  der  Schulkinder  in 
Bezug  auf  die  Farbe  der  Haare,  Augen  und 
der  Haut,  die  Sanitätsstatistik  für  den  Be- 
richt über  den  Feldzug  1870  71,  die  Kinder- 
sterblichkeit, eine  statistische  Untersuchung 
über  das  Auftreten  des  Flecktyphus  und  des 
Rückfallfiebers,  eine  Darstellung  der  Ver- 


>tatistik  durch  das  Ministerium  für  Und- ,  breitung  der  Idioten  und  Kretinen  ein  Gut- 
achten über  die  Einführung  einer  Pockensta- 
tistik usw.  ;  4)  die  Statistik  der  Verunglückun- 
gen und  Selbstmorde;  5)  die  Statistik  der 
überseeischen  Auswanderungen ;  0)  die  Sta- 


wirtschaft,  Domänen  und  Forsten.    Die  zu- 
nächst für  1881  vom  statistischen  Bureau  be- 
arl>eitete  Strafrechtspflege-Statistik  ging  von  | 
'a  ab  auf  das  Reichs-Justizamt  und  das 1 


Kaiserliche  statistische  Amt  über.  Im  übrigen  ;  de* ^^Grundeigentums und  der  Gebäude 
hat  das  Arbeitsgebiet  des  Königlichen  statisti- 
schen Bureaus  in  den  letzten  Jahrzehnten 
eine  wenn  auch  langsame,  so  doch  stetige 
Erweiterung  erfahren. 

Daneben  treiben  die  kommunalen  Ver- 
waltungskörj>er  in  Preussen  ihre  besondere, 


<)  die  Statistik  der  Zwangsversteigerungen 
vorwiegend  land-  und  forstwirtschaftlicher 
Grundstücke;  8)  die  Statistik  der  Brände; 
9)  die  Ermittelung  der  landwirtschaftlichen 
Bodenbenutzung  einschliesslich  der  Obst- 
bäume und  des  Ernteertrages  sowie  die 
Saatenstands-  und   die  vorläufigen  Ernte- 


allerdings  etwas  »gliche  und  auf  das  not- .  nacnrichten;  10)  die  Forststatistik;'  11)  d in- 
wendigste praktische  Bedürfnis  beschränkte 
Statistik,  während  endlich  eine  Anzahl  von 
grösseren  Stadtgemeinden  im  kommunalen 


Interesse  eigene  statistische  Aemter 
errichtet  liat,  deren  Arbeitsgebiet  und  Be- 
deutung namentlich  in  dem  nunmehr  im  VIII. 
Jahrgange  vorliegenden  »Statistischen  Jähr- 
liche Deutscher  Städte  hervortritt.  Solche 
Aemter  bestehen  zur  Zeit  in  folgenden  14 
Städten  :  Altona,  Berlin,  Breslau,  Charlotten- 
burg,  Dortmund.  Düsseldorf,  Elberfeld.  Essen, 
Frankfurt  a.  M-,  Frankfurt  a.  0.,  Görlitz,  Han- 
nover, f'öln  und  Königsberg  i.  Pr. 

d)  Die  Arbeiten   des  Königlichen 

Handwörterbuch  der  StaaUwlsscnsehoftcii.   Zweite  Auflage 


Ermittelung  der  Hagelwetter,  der  Hoch- 
wasser- und  Ueberschwemmuugsschäden ; 
12)  die  Viehzählung;  13)  die  Wildabschuss- 
StatLstik;  14)  die  Berufszählung ;  15)  die 
Gewerbezälilnng ;  10)  die  Statistik  der 
Dampfkessel,  Dampfmaschinen  und  Dampf- 
fässer; 17)  die  Statistik  der  transpor- 
tablen schmalspurigen  Industrie-  und  Feld- 
eisenbahnen; IS)  die  Statistik  des  See-  und 
Flusssehiffahrtsverkehrs;  19)  die  Unterrichts- 
stattstik:  20)  die  Universitätsstatistik  sowie 
21)  die  Armenstatistik.  Die  früher  vom 
statistischen  Bureau  noch  bearljeitete  Statistik 
des  Erwerbes  und  Verlustes  der  Reichs-  und 


vi. 
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Staatsangehörigkeit  ist  vom  Jahro  1887  ab 
in  Wegfall  gekommen. 

B.  An  Arbeiten  auf  Grund  be- 
hördlicher Uebersiehten  haben  wir 
zu  nennen :  22)  die  topographischen  Arlieiten ; 
23)  die  Einkommensteuer-Statistik;  24)  die 
Gemeindefinanz-Statistik ;  25)  die  Statistik  der 
HyjHithekenbewegung;  26)  die  Statistik  der 
hy pothekarischen  v  erschuldung  des  ländlichen 
Grundbesitzes;  27)  die  Statistik  des  Eigcn- 
tumswechsels  an  Grundstöcken,  welche 
hauptsächlich  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
dienen;  28)  die  Fideikommiss-Statistik ;  29) 
die  Statistik  der  Bäder  und  Heilquellen; 
30)  die  Statistik  der  Marktpreise:  31)  die 
Statistik  der  Sjwkassen ;  32)  die  Kcligions- 
und  Kirchenstatistik;  33)  die  Darstellung  der 
Hinrichtungen  zum  Schutze  jugendlicher 
Personen  ;  34)  die  Bearbeitung  der  Kalender- 
inaterialien. 

C.  An  sonstigen  einmaligen  und 
fortlaufenden  Arbeiten  erwähneu  wir  noch: 
die  Berechnung  von  Mortalitätetafeln,  die 
Statistik  des  Versicherungswesens,  die  Ver- 
arbeitung der  Handelskammerberichte,  die 
Statistik  der  Einrichtungen  fflr  die  Wohlfahrt 
der  Arbeiter  der  grösseren  gewerblichen 
Anlagen,  die  Statistik  der  unter  staatlicher 
Aufsieht  stehenden  gewerblichen  Hilfskassen 
fflr  Arlieitnehmer,  die  Statistik  der  Aktien- 
gesellschaften, die  Ermittelung  der  Ergebnisse 
der  Tabaks-  und  Textilenquete.  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  deutschen  und 
deutsch  -  österreichischen  Eisenbahnnetzes 
nebst  Atlas  (zunächst  fflr  183S  bis  1881, 
sodann  periodisch  bis  1893  fortgeschrieben), 
die  Statistik  der  Wahlen  zum  Abgeordneten- 
liause  sowie  Untersuchungen  über  die  Statistik 
der  Arbeitslöhne. 

Der  die  wissenschaftliche  lind  allgemeine 
Verwaltungsthätigkeit  des  Königlichen  sta- 
tistischen Bureaus  mit  einschliesscnde  ge- 
sainte Geschäftsverkehr  desselben  und 
sein  Anwachsen  in  den  letzten  25  .Jahren 
wird  durch  die  nachfolgende  Zusammen- 
stellung ersichtlich  gemacht : 

1874  1884     1894  1899 

Zahl  d.  Eingänge  9734  74220   52677  106614 

„  n  Ausgänge  9902  57  259  97  309  J*3  36S 
Ein-  u.  Ausgänge 

zusammen       19636  131479  149986  189  9S2 

Im  Gesamtdtirchsehnitte  des  letzten  Vier- 
teljahrhunderts  betrug  die  Zahl  der  Ein-  und 
Ausgänge  Iis 000  jährlich.  Nach  eiuem  An- 
schwellen bis  auf  212935  im  Jahre  1895 
unter  dem  Einflüsse  der  letzteu  Berufs-  und 
Gewerbezählung  sank  dieselbe  wieder  etwas 
herab. 

e)  Einrichtungen,  welche  mit  dem 
Königlichen  statistischen  Bureau  in 
Verbindung  stohon.  Die  Vereinigung  des 
meteorologischen    Instituts   mit  dem 


Königliehen  statistischen  Bureau  wurde  im 
Jahre  1886  bei  Umwandlung  des  ersteren 
in  eino  selbständige,  dem  Kultusministerium 
unterstellten  Behörde  gelöst. 

Die  186 1  errichtete  statistische  0  e  11  - 
tralkommission  hat,  wie  schon  ange- 
deutet, die  Aufgabe,  »ein  einheitliches  Zu- 
sammenwirken sämtlicher  Zweige  der  Staats- 
verwaltung dahin  zu  vermitteln,  dass  auf 
allen  der  Statistik  zugänglichen  Gebieten  — 
sowohl  fflr  das  Bedürfnis  der  Gesetzgebung, 
der  Verwaltung  und  des  öffentlichen  Lebens 
fllterhaupt  wie  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
Anforderungen  der  Wissenschaft  —  hinsicht- 
lich  der  Grundlagen,  der  Ausdehnung  und 
der  Art  der  statistischen  Erhebungen  nach 
gleichmäßigen  Grundsätzen  methodisch  und 
planmässig  verfahren,  die  Ausführung  und 
Zuverlässigkeit  der  Erhebungen  sichergestellt 
und  die  Verarbeitung  und  Verwertung  der 
gewonnenen  Ergebnisse  in  zweckentsprechen- 
der Weise  bewirkt  werde«.  Sie  ist  zusam- 
mengesetzt aus  Kommissarien  der  einzelnen 
Ministerien  und  des  Keichsamtes  des  Innern, 
dem  Direktor  und  noch  einem  Mitgliede  des 
Königlichen  Statist  i sehen  Bureaus,  sechs  diu  ch 
Wahl  bestimmten  Mitgliedern  des  allgemeinen 
Landtages  und  solchen  statistischen  Sach- 
verständigen, welche  auf  Vorschlag  der 
Kommission  durch  den  Minister  des  Innern 
zur  Teilnahme  an  den  Arbeiten  eingeladen 
werden.  Allgemeine  und  periodische  Er- 
hebungen können  uur  nach  Anhörung  der 
statistischenCentralkommission  vorgenommen 
werden.  —  Der  im  Jahre  1862  ins  Leben 
gerufene  »  t  h  e  o  r  e  t  i  s  c ■  h  -  p  ra  k  t  i  s  c  Ii  e 
Kursus  zur  Ausbildung  in  der  amt- 
lichen Statistik^,  das  sogenannte  sta- 
tistische Seminar^  ,  hatte  den  Zweck,  statistisch 
vorbereitete  Staatsbeamte  heranzubilden.  So 
erfolgreich  dasselbe  in  den  ersten  Jahren 
seines  Bestehens  wirkte,  ward  es  doch  schon 
sehr  tiald  durch  Erweiterung  seines  Hörer- 
kreises jeuer  Hauptaufgabe  mehr  und  mehr 
entfremdet.  Seine  Zurückführung  auf  den 
ursprünglichen  Zweck  erschien  nach  den 
gemachten  Erfahrungen  unumgänglich  und 
erfolgte  im  Jahre  1888.  Nach  dem  neueu 
Geschäftsplune  geht  die  Ueberweisnng  höhe- 
rer Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  an 

I  das  Königliche  statistische  Bureau  dahin. 

durch  Belebung  des  Interesses  für  Statistik 
in  den  Kreisen  der  Verwaltnngsbeamteu 
sowie  durch  Sicherung  verständnisvoller 
Wechselbeziehungen  »wischen  dem  König- 
lichen statistischen  Bureau  und  den  zum  Zu- 
sammenwirken mit  ihm  berufenen  ProvinziaJ- 
Miördon  die  amtliche  Statistik  auf 
eine  Stufe  gesteigerter  Lebensfähigkeit  zu 
erhek-n.  Die  fraglichen  Beamten,  deren 
alljährlich  höchstens  vier  zu  einer  auf  die 

,  Datier  eines  Jahres  bemessenen  Beschäftigung 
beim  Königlichen  statistischen  Bureau '  ein- 
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berufen  werdeu,  sollen  dabei  einen  vollstän- 
digen Einblick  in  die  Organisation  und  prak- 
tische Handhabung  sowie  auch  in  die  Technik 
der  Statistik  erlialten,  wobei  Theorie  und 
Praxis  stets  Hand  in  Hand  zu  gehen  hatten. 
Zum  ersteren  Zweeke  findet  insbesondere 
auch  die  durch  einleitende  Vortrilge  vorbe- 
reitete Besichtigung  grösserer  öffentlicher 
und  privater  gewerblicher  Etablissements, 
te<:hniseher  Institute,  Krankenanstalten  usw. 
statt,  was  sich  sehr  bewahrt  hat.  Abgehalten 
wurden  seitdem  fünf  Lehrkurse  des  statisti- 
schen Seminars.  —  Zu  erwähnen  ist  endlich, 
dass  der  Direktor  des  Königlichen  statistischen 
Hureaus  auch  noch  bei  den  Beratungen  des 
t  'entraldirektoriums  der  Vermessungen  im 
preussischen  Staate  als  Kommissar  des  Mi- 
nisters des  Innern  Sit/,  und  Stimme  hat  so- 
wie an  den  Verhandlungen  des  auf  Grund 
des  Ministerialerlasses  vom  13.  Oktober  189G 
errichteten  Versicherungsbeirates  teilnimmt. 

f)  Archiv,  Bibliothek  und  mechani- 
sche Hilfsmittel  sowie  Dienstgebäude 
des  Königlichen  statistischen  Bureaus. 
Als  geistiges  und  wissenschaftliches  Küst- 
und  Handwerkszeug  dient  dem  Königlichen 
statistischen  Bureau  neben  dem  Archiv  und 
der  Plankammer  insbesondere  die  Biblio- 
thek. Die  1861  vorliandene  Büchersamm- 
lung von  etwa  22000  Bänden  ist  seitdem 
zu  einer  der  vollständigsten  Fachbibliotheken 
für  die  der  allgemeinen  und  insbesondere 
der  inneren  Verwaltungslehre  angehörigen 
Fächer,  namentlich  für  die  Staatswissen- 
schaften  und  Statistik  im  engeren  und  wei- 
teren Sinne  ohne  geographische  Beschränkung 
ausgebildet  worden.  Zur  Zeit  (1901)  zählt 
die  Bibliothek  einschliesslich  der  Zeitschriften 
gegen  160000  Bände,  welche,  unbeschadet 
tles  eigenen  Bedürfnisses  des  Bureaus,  in 
einein  besonderen  Lesezimmer  auch  dem 
grösseren  Publikum  unter  bestimmten  Be- 
dingungen zugängig  gemacht  sind. 

Als  mechanische  Hilfsmittel  hat 
das  Bureau  zur  Zeit  vierzehn  (5 — S  stellige 
Bechen  maschinell  nach  dem  Systeme 
Thomas-Burkhardt  sowie  einige  Additions- 
tafeln im  Gebrauche;  ausserdem  besitzt  es 
einen  duivh  eine  Gaskraftmnsehine  liewegten 
mechanischen  Aufzug  zur  Förderung  der 
Zälilungsmaterialien  u.  s.  w.  nach  den  öfteren 
Stockwerken  des  Dienstgebäudes  und  um- 
gekehrt. 

Das  Dienstgebäude  des  Königlichen 
statistischen  Bureaus  (Lindenstrasse  28)  ward 
von  diesem  im  Jahre  1  fS  1  .">  mietweise, 
1819  käuflich  übernommen,  im. Jahre  1807  09 
umgeUmt  und  1*71  7.".  nach  dem  Erwerbe 
•»nies  kleinen  in  die  Strassetiseite  des  Ge- 
bäudes einschneidenden  Naehbargrundstuekos 
erweitert.  Die  Grösse  des  Gesamtgrund- 
stückes betrügt  jetzt  51,39  a,  wovon  13.1"»  a 
bebaut  sind. 


g)  Die  Personal-  und 
nisse  des  Königlichen  statistischen 
Bureaus.  Das  e t  a  t  s m  ä s s i  g e  B oa  m  t  e  n  - 
personal  setzt  sich  zur  Zeit  zusammen 
aus:  11  höheren  Beamten  (Direktor,  1  Ober- 
regierungsrat, 9  Mitgliedern,  wovon  eines  im 
Nebenamte),  58  Bureau-,  1  Kanzlei-  und  4 
(Interlieamten.  Für  die  fortlaufenden  Arbeiten 
der  Ernte-,  Brand-  und  Medizinalstatistik, 
der  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung 
und  der  Dampf  kessel  werden  dauernd  H  i  I  f  s- 
kräfte  gegen  Tagelohn  beschäftigt:  ihre 
Zahl  wechselt,  beträgt  aber  mindestens  30. 
Zur  Aufbereitung  der  grossen  einmaligen 
und  wiederkehrenden  Erhebungen  (Volks- 
zäldung.  Viehzählung  usw.)  werden  ausser- 
ordentliche Hilfskräfte  gegen  Tage-  und  Stück- 
lohn beschäftigt  ;  ihre  Zahl  ist  abhängig  von 
dem  Umfange  der  Erhebungen.  Sie  Itetrug 
liei  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1890 
im  Durchschnitte  des  Jahres  1891:92  ITT», 
im  Höehsthetrage  desselben  Jahres  300,  im 
dreijährigen  Zeiträume  1890  93  überhaupt 
080,  bei  der  vorletzten  Volkszählung  vom 
2.  Dezember  1895  im  Durchschnitte  207,  bei 
der  Berufszählung  vom  5.  Juni  1882  im 
Durchschnitte  des  Jahres  1882  83  432,  im 
Höchstbetrage  des  gleichen  Jahres  540.  im 
Jahrdritt  1882-85  überhaupt  1003.  bei  der 
Berufs-  und  Gewerbezählnng  vom  14.  Juni 
181)5  in  der  Höohstzahl  1158  (ohne  die  mit- 
arbeitenden Angehörigen). 

Was  die  Etats  Verhältnisse  des  Bu- 
reaus anlangt,  so  erfordert  die  Besoldung 
der  etatsmässigen  Beamten  zur  Zeit  (1901") 
den  Betrag  von  225230  Mark;  an  sonstigen 
persönlichen  Kosten  sind  70  58.5  Mark  aus- 
geworfen. Die  sachlichen  Aussahen  belaufen 
sich  auf  1 83  590  Mark,  von  denen  552.50  Mark 
für  die  Herstellung  der  Veröffentlichungen 
und  81000  Mark  zu  Vergütungen  an  die 
Standesbeamten  für  Beschaffung  der  Mate- 
rialien zur  Bewegung  der  Bevölkerung  bezw. 
zur  Herstellung  und  Auszählung  der  Zähl- 
karten bestimmt  sind.  Die  gesamte  laufende 
Ausgabe  des  statistischen  Bureaus  betrügt 
danach  179 105  Mark.  Für  die  einmaligen 
und  wiederkehrenden  Erhebungen  werden 
je  nach  dem  Umfange  derselben  besondere 
Mittel  angewiesen.  So  stellen  sich  beispiels- 
weise die  Kosten  der  allgemeinen  Berufs- 
zählung, deren  Erstattung  durch  das  Reich 
erfolgte,  für  Preussen  1 SS2  auf  1  <  >3»>  Gl  IG  Mark. 
1S95  auf  1904322  Mark;  die  Volkszählungen 
kosteten  im  Jahre  1875  5s;$669  Mark,  Iksii 
499  G04  Mark,  1885  518420  Mark,  1890 
4SI  411  Mark,  1895  508 838  Mark;  die  Vieh- 
zählungen erforderten  1873  117  700  Mark, 
18*}  ijoooo  Mark,  1393  135  »UU  Mark, 
1807  si  255  Mark. 

h)  Die  Veröffentlichungen  des  sta- 
tistischen Bureaus.  Die  gegenwärtigen 
Veröffentlichungen  scheiden  sich  in  regol- 
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massige  mul  besondere.  Regelmässige! 
Veröffentlichungen  sind:  1)  die  »Preussisehe  I 
Statistik-,  das  eigentliche  amtliche  (^uellen- 
work  für  die  preussische  Ijandeskundo,  von 
dem  seit  1801  bis  jetzt  100  Hefte  (wovon 
verschiedene  mehrteilig)  im  Drucke  erschienen 
sind  (Royal-Quart);  2)  das  -Jahrbuch  -  (seit 
1S88  > Handbuch' )  -»für  die  amtliche  Statistik 
des  preußischen  Staates-,  von  dem  s  Rande 
(3  vom  Handbiiche)  erschienen  sind  (gross 
Ijexikon- Format);  3)  die  »Zeitschrift  des1 
Königlich  preussischen  statistischen  Bureaus " . 
herausgegeben  von  dessen  Direktor  Dr.  Ernst 
Kugel  bis  einschliesslich  l*Sl  (Jahrgänge  1 
bis  XXI).  von  da  ab  von  E.  Rlenck  (Royal-! 
<,>uart).    Rei  l'ebcrfülle  des  Stoffes  werden 
der  Zeitschrift  zwauglos  erscheinende  »Kr- 
gänzungshefte-   beigegeben,  von  denen  bis 
jetzt  Ii)  vorliegen;  4)  die  jetzt  im  XXV11. 
«lahrgang*?  stehende  »Statistische  KorresjKHi- 
denz' ,  seit  1874  gleichfalls  von  den  genannten 
Direktoren  des  Königlichen  statistischen  Ru- 
reaus  herausgegeben  (<4>uart):  5) die- Kalender- 
materialien <-   (Oktav),  welche  zerLilien  in 
a)  die    unveränderlichen  Tafeln  ,  heraus- 
gegeben von  Professor  Dr.  W.  Förster  und 
P.  Lehmann  (1891  in  neuer,  vollständig  um- 
gearbeiteter Auflage  erschienen):  b)  die '»ver- 
änderlichen TafeliK,  herausgegeben  von  W. 
Förster.  P.  Lehmann  und  E.  Rlenck  (liegen 
bereits  in  der  Ausgal>e  für  1902  vor) :  c)  das 
>Jahrmarktsverzeichuis«  und  d)  die  >  Gene- 
alogie der  europäischen  Regenten häuser*  (zu 
c  und  d  bis  1881  von  Dr.  E.  Engel,  von  da 
ab  von  E.  Rlenck  herausgegeben,  derzeit  je 
im  XXI.  Jahrgange  der  neuen  Folge  stehend). 
Mit  den  veränderlichen  Tafeln  sind  seit  1872 
astronomische  -|>opuläre  Mitteilungen-,  seit 
lss7    statistische  lleiträge«  verbunden.  Zu 
den  besonderen  Veröffentlichungen  des 
Königlichen  statistischen  Hureaus  gehören: 
das    Gemeindelexikon*,  zuletzt  auf  Grund 
der  Materialien  der  Volkszählung  vom  2.  De- 
zember 1895  usw.  bearlteitet :  das  »  Viehstands- 
lexikorif  (zuerst  fflr  18*3,  zuletzt  für  1892 
erschienen);  der  »Katalog    der  Ribliothek 
des  Rureaus;  das  -Standesamtslexikoir  ;  das 
Krankenhauslexikon  ;  das  ^  Alphabetische 
Verzeichnis  der  deutschen  Secliäfcn  sowie 
euroj)äi.scher  und  aussereiiropäischer  Hafen-. 
Anlage-  und  Küstenplätze    (bereits  in  III. 
Auflage  von  1N09  vorliegend)  und  zahlreiche 
andere  grössere  und  kleinen'  Schriften.  Der 
Vertrieb    der    Veröffentlichungen  erfolgt 
durch  eine  eigene  Verlagshandlungc 

Lilteratnr:  IHrharti  Jiörkh,  Die  ijenehirhtlirhe 
Entwirkfhinij  der  amtlichen  ,Stttti*lik  de*  prcu»*t- 
urhen  Staate»,  Herlin  l.si:.!.  -  ■  E.  Iflewr/»*,  Ikt* 
K'iuiijliche  »tittintirchc  flitrenti  in  llrrlin  brim 
Eintritte  in  Urin  neunte*  Jahnehiit,  /Icrlin  ISSZ. 
— •  ltcrttelbe,  l>n*  Königliche.  *Utti*ti*chr  Hu  reu  u 
wihrend  der  Jahre  bi*  1SM,    Herl  in  JS'J.s. 

K.  Jtlenck. 


C.  Die  übrigen  deutschen  Länder. 

1.  Bayern.  2.  Sachsen.  3.  Württemberg. 
4.  Baden."  5.  Hesaen.  6.  Oldenburg.  7.  Meck- 
lenburg-.Schwerin.  H.  Vereinigte  Thüringer 
Staaten,  i).  Die  Herzogtümer.  10.  Die  Fürsten- 
tümer. 11.  Die  Hansestädte.  12.  Die  annektierten 
1. linder.  Aufwandstabelle. 

1.  Bayern,    a)  Die  statistische  Thätig- 
keit  beginnt  1771   durch  eine  allgemeine 
Reschreibimg  des    »Real-    und  Personal- 
staudesA   und   1794  mit  einer  Volks-  und 
Viehzählung,  wobei  die  periodische  Wieder- 
holung  dieser  Erhebungen    geplant  war. 
I  Seither  folgten  gross  angelegte,  unter  Mit- 
:  Wirkung  der  lokaleu  Verwaltungsbehörden 
zu  stände  gekommene  Reiehsbesehreibungeu 
auf  Grundlage  eines  reichhaltigen  Schemas 
1809' 10  u.  s.  f.,  jährlich  von   1825  an  alle 
drei  Jahre,  seit  1833  in  grösseren  Perioden 
|  bis  1844,  von  wo  ab  die  stilistischen  Ge- 
samtberichte1) aufhören  uud  die  Ministeri.il- 
beriehte  an  deren  Stelle  treten.    Diese  Be- 
richterstattung  war  auf  das  französische 
Vorbild    der  Depirtementsbeschreibungen 
zurückzuführen,  ebenso  wie  auch  das  erste 
18W1    errichtete   topogmphisch  -  statistische 
Bureau  dem   französischen  Muster  folgte. 
Dieses  Bureau  war  jedoch  nicht  statistisch 
,  thätig,  was  vielmehr  erst  bei  dem  1813  ge- 
gründeten und  1834  reorganisierten  admi- 
nistrativ-statistischen Bureau  der  Fall  war. 
!  Dasselbe  wurde  1839/ 09  vom  Xationalöko- 
nomen  Hermann,  sodann  durch  10  Jahn: 
von  G.  v.  Mayr.  darauf  von  v.  Seydel. 
J.  Müller  und  K.  Rasp  geleitet  (derzeit 
1 M.  Proehst)  und  beruht  auf  königlichen 
I  Entschliessungen  sowie  Ministerial- Verord- 
nungen.   Während  das  seinerzeitige  topo- 
!  graphisch-statistische  Bureau  dem  Ministe- 
i  rium  des  Aeusseren  unterstand,  ist  das  der- 
i  zeit  bestehende  dem  Ministerium  des  Innern 
untorgeonlnet  die  seit  18t>9  bestehende  sta- 
tistisciieCentralkommission  tritt  wenig  hervor. 

Zu  Beginn  der  statistischen  Thätigkeit 
bildete  die  Vollständigkeit  des  verwaltungs- 
I  statistischen  Systems  die  principielle  Grund- 
I  läge  und  es  gehen  alle  Normalerlässo  bi> 
i  1H44  von  dem  Gesichtspunkte  aus.    Da  sich 
1  jedoch  die  l'n  halt  barkeit  dieses  Zustande.» 
I  zufolge  der  Nichteignung  der  lokalen  Ver- 
|  waltungsbehörde  als  Erhebungsorgane  als- 
I  Italei  herausstellte  und  das  staatliche  Amt 
der  Riesenaufgal>o  der  Aufbereitung  so  ge- 
waltiger Massenberichte  ohnmächtig  gegen- 


•i  Die  erste  vollständige  „Statistik  de* 
Reiches"  wurde  an«  den  Tabellen  der  äusseren 
Aemter  für  das  Verwaltungsjahr  1809/10  her- 
gestellt und  1S11  12  erneuert  :  die  handschrift- 
lichen Originaltahellen  füllen  438  Foliobände 
(G.  Mayr,  l'eber  die  Grenzen  der  Vergleich*- 
ur\mt  statistischer  Erhebungen  etc.,  München 
lXWi,  S.  9). 
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flberstand ,  wurden  die  periodisch  zu  er- 
stattenden Berichte  sehr  reduziert  und  ihnen 
gelegentliche  Einzelerhebungen  hinzugefugt. 
Früher  waren  in  dieser  Hinsicht  nament- 
lich zu  nennen  die  Statistik  der  Armen, 
Bettler,  Vaganten,  ferner  des  Standes  und 
der  Bewegung  der  Bevölkerung  etc.,  wäh- 
rend derzeit  die  gelegentlichen  Einzeler- 
hebungen und  die  periodischen  Erhebungen 
zusammengenommen,  verstärkt  durch  die 
unausgelöst  betriebene  Statistik  sich  wieder 
zu  einem  Gesamtgefüge  der  Verwaltungs- 
starist ik  abgerundet  luiben.  ans  welchem 
einzelne  Gebiete,  wie  das  Armenwesen, 
Gemeindeangelegenheiten,  Sparkassen,  Ge- 
sundheitswesen etc.  durch  besondere  Durch- 
bildung hervorragen.  Puter  den  ersten 
J  .eitern  des  Amtes  (Hermann,  G.  v.  Mayr) 
stand  <1ie  textliche  Durchbildung  der  Kr- 
hobungsrcsnltatc  auf  hoher  Stufe,  während 
deren  Nachfolger  durch  längere  Zeit  an- 
scheinend grundsätzlich  die  taMlarische 
Darstellung*  weise  bevorzugten.  Derzeit  ist 
dieser  Standpunkt  jedoch  verlassen  worden 
und  hat  eine  Annäherung  an  den  früher 
eingenommenen  platzgegriffen.  Die  Methode 
ist  in  umfassender  Weise  einheitlich  aus- 
gelöst. 

l'nter  G.  v.  Mayr  war  die  Anteiluahme 
der  bayerischen  Verwaltungsstatistik  an  den 
Bestrebungen  der  internationalen  Statistik 
eine  sehr  intensive  und  erfolgreiche ;  auch 
in  dieser  Hinsicht  ist  neuerdings  eine 
Wiederaufnahme  der  ehemaligen  Gepflogen- 
heit zu  liemerkon. 

Publikationen.  AU  Quellen  werke  dienen 
1.  die  Zeitschrift  de»  Kgl.  bayer.  stat.  Bureaus 
186Uff.,  für  die  Ergebnisse  der  alljährlich 
wiederkehrenden  statistischen  Erhebungen  im 
Detail  und  Vergleiche  mit  den  Vorjahren;  2. 
die  „Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs 
Bayern"  1850  ff.,  für  die  grosseren  periodisch 
wiederkehrenden  Erhebungen  (Zählungen  etc.) 
und  die  Ergebnisse  fortlaufender  Erhebungen 
in  Zusammenfassung  für  grössere  Zeitabschnitte. 
—  Ferner  sind  zu  nennen  da«  „Statistische 
Jahrbuch",  seit  1894:  ein  unvollständiger  rsta- 
tistischer  Abriss"  1876/78,  VolkszähhuigBwerke, 
Ortschaft«-  und  Geuieindevcrzeicknisse;  beson- 
dere Beachtung  verdieneu  anch  die  vornehm- 
lich der  MortalitätsstatLstik  und  ähnlichem  gewid- 
meten Beilagen  zu  uuter  1.  genannter  Zeit- 
schrift. 

b)  In  u  u  a  n  s  g  e  1  ö  s  t  e  r  Weise  wird  bei 
einigen  Behörden  verwaltungsstalistisch  ge- 
arbeitet; so  geht  die  Eiscnbahnstatistik  von 
der  GenerabUrcktion  der  Staatsoisenbahuen, 
die  Telegraphenstatistik  von  der  Direktion 
der  Posten  und  Telegraphen,  die  Justiz- 
stattsiik  vom  Staatsministerium  der  Justiz, 
die  Sanitäts-  und  Veterinärstatistik  von 
jenem  des  Innern,  die  Bi-andschadenstatistik 
von  der  Bnindversicherimgskaintner ,  die 
Heeres-  und  Heeressanitätsstatistik  vom 
Kriegsministerium  aus  u.  dgl. 


2.  Sachsen,  a)  In  Sachsen  wurde  die 
Verwaltungsstatistik  bis  zur  Mitte  des  Jahr- 
hunderts durch  den  statistischen  Verein l) 
getragen  und  an  dessen  Stelle  ein  statis- 
tisches Bureau  erst  1850  errichtet.  Es 
stand  früher  unter  E.  Engels  und  ist  seit 
187")  unter  V.  Bühmerts  1  Mitling  und 
gehört  nach  Durchbildung  und  Leistungen 
zu  den  bedeutendsten  statistischen  Stellen 
überhaupt.  Neben  tiefgreifenden  Mouo- 
graphieen  (Einkommen,  Bevölkerung,  Armen- 
pflege) wird  auch  der  Gedanke  der  syste- 
matischen Vollständigkeit  verwirklicht.  Eine 
Ceutralkommission  besteht  nicht,  dagegen 
versammeln  sich  die  im  Lande  mit  Ver- 
waltungsstatistik beschäftigten  Personen  von 
Zeit  zu  Zeit  unter  dem  Vorsitze  des  I^tndes- 
statistikers  zu  gemeinsamen  Besprechungen. 
Als  Besonderheit  der  inneron  Organisation 
sind  die  -OrtsfascikeK  und  das  »Journalisti- 
kuni t  zu  bezeichnen,  wodurch  ein  grosses 
nach  3U  Hauptrubriken  geordnetes  Materi-U 
von  gedruckten  und  uugedruckten  Belichten 
aller  Art  zur  Ergänzung  der  Bibliothek  be- 
schafft wird.  —  Die  Erhebungen  erfolgen 
im  Wesen  einheitlich  ausgelöst  mit  ausge- 
dehntester Benutzung  von  Aufnahmekarten. 

Publikationen.  Statistische  Mitteilungen 
ans  dem  Königreich  Sachsen  18öt— 185ö;  Zeit- 
schrift des  königlich  sächsischen  statistischen  Bu- 
reaus, von  185Ö  an,  dazu  Supplementbäude :  Ka- 
lender und  statistisches  Jahrbuch,  seit  1871; 
daneben  Generalübersichten  aus  1868,  1874,  1878, 
Staatshandbuch,  Zählungswerke,  Ortscliaftsver- 
zeicluiisae  etc.  Vgl.  Repvrtoriiun  der  iu  sämt- 
lichen Publikationen  des  königlieh  sächsischen 
statistischen  Bureaus  von  1831— 1886  behandelten 
Gegenstände,  Dresden  1886.  Der  „Katalog  der 
Bibliothek  des  königlich  sächsischen  statistischen 
Bureaus,  Dresden  189U"  ist  ein  wichtiges  Nach- 
schlagewerk. 

b)  Das  Ministerium  des  Innern  befasst 
sich  mit  der  Statistik  des  Unterrichts  und 
der  Strafanstalten,  das  Bergamt  mit  Berg- 
bau- und  der  Lindeskulturrat  mit  Verun- 
gltiekungsstatistik.  Ueberdies  ist  das  liandes- 
konsistorium  auf  dem  Gebiete  der  Kirchen- 
statistik  und  die  Brandversiciierimgskammer 


')  Dieser  1831  von  v.  Sc  blieben  gegrttn- 
dete  und  durch  das  Mandat  vom  11.  April  des- 
selben Jahres  sowie  die  V.  v.  1.  November  1836 
organisierte  Verein  hatte  das  Recht  zur  Be- 
nutzung amtlichen  Materiales  und  eine  gewisse 
Befugnis  über  die  staatlichen  Behörden,  wo- 
gegen ihm  die  Bearbeitung  der  wichtigsten  Ge- 
biete der  Verwaltungsstatistik  tibertragen  wurde. 
Er  stellte  sich  gleichzeitig  als  Central  verein 
einer  grossen  Anzahl  von  Zweigvereinen  und 
Kreiskomitees  dar,  welche  mit  den  lokalen  Be- 
hörden in  engster  Fühlung  standen.  1842  er- 
hielt er  eine  offizielle  Färbung  und  wurde  in 
eine  Kommission  von  Verwaltungsbeantten  um- 
gestaltet. Seiue  Publikationen  sind  18  Hefte 
„Mitteilungen"  1831—1849,  Staatshandbuch.  Ort- 
schafusverzeichnis  etc. 
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sowie  die  Staatsbahndirektion  in  Ähnlicher 
Weise  statistisch  thätig  wie  dieselben  Be- 
hörden in  Bayern. 

iL  Württemberg,  a)  Auch  in  Würt- 
temberg ging  ebenso  wie  in  Sachsen  die 
statistische  Thätigkeit  von  einem  statistischen 
Vereine1)  aus,  obgleich  schon  seit  1820  ein 
statistisches  Bureau  bestand;  dieser 
statistische  Verein  wurde  1856  mit  dem 
letzteren  verschmolzen.  Das  Bureau  unter- 
steht dem  Finanzdej>artement  und  ist  von 
einer  statistischen  Centraikommission  be- 
gleitet. Seine  Tliätigkeit  ist  heute  noch 
ganz  besonders  auf  die  Geschichte  und 
Tojiographie  des  Landes  geric  htet.  Gegen- 
wärtiger Leiter  H.  v.  Zell  er. 

I'  ii  b  1  i  k  a  t  i  o  n  e  n.  WUrttembergische  Jahr- 
bücher für  Statistik  und  Landeskunde,  seit  1818 
l>estehcnd  (Register  dazu  für  1813—1885,  Stutt- 
gart 1886);  Das  „  Königreich  Württemberg"  1863, 
1882 H4;  seit  1885  bildet  das  Statistische  Jahr- 
buch einen  Teil  der  Jahrbücher  (neuesten«  er- 
scheinen zu  denselben  Ergänzungsbände);  Hof- 
und  Staatshandbuch :  Beschreibung  de»  König- 
reichs Württemberg,  feit  1824,  in  mehr  als 
fit)  Bänden.  Kine  neue  Beschreibung  des  König- 
reiches nach  Oberamtsbezirken  181)3  ff. 

b)  Die  unausge löste  Pflege  der  Sta- 
tistik ist  sehr  intensiv.  Namentlich  ist  liier 
zu  nennen:  das  Ministerium  des  Innern: 
Sparkassen,  Braud  Versicherung,  Arbeiter- 
krankenversiehening,  Wahlen,  ijandjäger, 
Kriminaljustiz;  die  Abteilung  für  Strassen- 
nnd  Wasserhau:  Verkehr  auf  den  Staats- 
strassen ;  Ministerium  des  Kirchen-  und 
Schulwesens:  Unterricht, Krziehung, Kirchen- 
wesen; des  Aeusseren:  Verkehrsanstalten : 
der  Justiz :  Rechtspflege,  Strafanstalten ;  die 
Forstdirektion :  Forstwesen:  die  Centrai- 
stelle für  Landwirtschaft:  Getreide-  etc. 
Preise  in  Hauptorten  ;  Bergamt :  Bergwerks-, 
Salinen-,  Hüttenlietrieb,  Montanwesen  Hber- 
haupt :  das  Medizinalkollegium :  Totlesur- 
sachen, Sanitäts-  und  VetennärWrichte;  die 
< 'entralstelle  für  Gewerbe  und  Handel:  seit 
185!)  jahrlich  zusammenfassende  »Jahresbe- 
richte der  Handels-  und  Gewerbekammern 
in  Württemberg.  Mit  statistischen  An- 
hängen« ;  das  Steuerkollegium,  Abteilung 
für  direkte  Steuern :  Hagel-  und  Wasser- 
schäden: endlich  die  Korj>sintendanten : 
Preisverhältnisse  in  Garnisonstädteu. 


')  Der  „WUrttembergische  Verein  ttir 
Landeskunde"  wurde  1822  gegründet  und  mit 
dem  statistischen  Bureau  so  verbunden,  dass 
er  als  eine  Kommission  dessen  Arbeiten  fördern 
sollte ;  seine  Thätigkeit  weist  auf  M  e  m  m  i  u  g  e  r 
hin.  der  dann  auch  der  erste  Leiter  des  statis- 
tischen Bureaus  wurde.  Der  Verein  veröffent- 
lichte neben  den  tomographischen  Beschreibungen 
namentlich,  seit  1818.  die  „Jahrbücher'',  welche 
l**ide  vom  statistischen  Bureau  übernommen 
und  bis  heute  (letztere  als  Württembergische 
Jahrbücher;  fortgesetzt  wurden. 


4.  Baden,  a)  Die  Errichtung  einer  sta- 
tistischen Central  kommission  erfolgte  1830 
und  jene  des  statistischen  Amtes  tun 
Ministerium  des  Iuneren)  1852;  dasselbe 
wird  gegenwärtig  durch  Lange  geleitet. 

b)  Die  Statistik  wurde  schon  im  vierten 
und  fünften  Decennium  sehr  intensiv  in 
u  na  ungelöster  Pflege  betrieben  und  be- 
zog sich  namentlich  auf  die  Kriminal-  und 
Civiljustiz  (seit  1829,  resn.  1840),  die 
Finanzen  seit  18HÄ,  dann  in  bahnbrechender 
Weise  auf  die  Eisenbahnen  (1811  ff.)  u.  dergl. 
In  Fortsetzung  dieser  Thätigkeit  geht  heute 
die  Statistik  der  bürgerlichen  Rechtspflege 
vom  Justizministerium  und  jene  der  Eisen- 
bahnen von  der  Generaldirektion  der  Eisen- 
Uihiien  aus ;  ferner  die  Forststatistik  von  der 
Domänendirektion. 

Publikationen:  Beiträge  zur  Statistik 
der  inneren  Verwaltung  des  Grossherzogtuius 
Baden,  seit  1855;  Statistische  Mitteilungeu  über 
das  tirossherzogtuin  Baden,  186'Jff. ;  Statistisches 
Jahrbuch  desgl.;  Erhebungen  über  die  Lage 
der  Landwirtschaft  im  Grossherzogtume  Baden. 
,  1884,  4  Bände. 

5.  Hessen,  a)  Die  grossherzoglich 
hessische  Centraistolle  für  Lan- 
des Statistik  wurde  erst  im  Jahre  1861 
errichtet ;  b)  neben  derselben  ist  noch  das 
Olierkonsistorium  auf  dem  Gebiete  der 
kirchlichen  und  die  Eisenbahndirektion  durch 
Betriebsberichte  statistisch  thätig. 

Publikationen.  Beitrage  zur  Statistik 
des  Grossherzogtunis  Hessen,  seit  18t>2:  Mit- 
teilungen der  grossherzoglichen  Centralstelle 
für  die  Laudesstatistik,  seit  demselben  Jahre 
(ein  alphabetisches  Inhaltsverzeichnis  dazu  er- 
schien Därmstadt  1882);  ferner  die  landwirt- 
schaftliche Enquete  vou  1884-1886,  2  Bände. 
1887. 

6.  Oldenburg,  a)  Das  1855  errichtete, 
zuerst  von  Becker  und  dann  von  P. 
Kol  1  mann  geleitete  statistische  Amt 
nimmt  namentlich  durch  die  Reichhaltigkeit 
und  treffliche  textliche  Durcharbeitung  sei- 
ner Publikationen  eine  sehr  bevorzugte 
Stellung  ein;  b)  in  unausgelöster  Weise 
wird  nur  seitens  der  Eisenbahndirektion 
statistisch  gearbeitet. 

Publikationen.  Zu  a)  Statistische  Nach- 
richten über  das  Grossherzogtum  Oldenburg, 
seit  1857 ;  das  Herzogtum  Oldenburg,  1878  nnd 
1SÜ3,  Statistische  Beschreibung  der  Gemeinden 
(1897)  und  zahlreiche  Monographien  P.  Koll- 
uianiis;  diese  beziehen  sich  hauptsachlich  auf 

|  landwirtschaftliche  Angelegenheiten  (Erbrecht, 
Verschuldung,  Güterpreise,  Kuhkasseu  et*1..).  Zu 

I  b)  In  der  zweiten  nfilfte  des  vorigen  Jahrhunderts 
wurden  die  Hanptmomente  der  Statistik  der 
Bevölkerungsbewegung  aus  den  Kirchenbüchern 
gesammelt,  17G9  eine  Volkszählung,  1783 ff. 
Armenzählungen  durchgeführt  ;  Nachrichten  über 
versicherte  Gebäude  seit  176ti,  Uber  Sparkassen 
1786.  Von  1816  beginnen  die  Volkszählungen, 
von  1829  die  Schiftährtsansweise  u.  s.  f.  Die 

(  meisten  dieser  Nachrichten  wurden  summarisch 
im  Hofkalender  veröffentlicht. 
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7.  Mecklenburg-Schwerin.  In  Meck- 
lenburg-Schwerin besteht  ein  statistisches 
Bureau  seit  1851  (F.  Schildt). 

Die  ersten  Nachrichten  de«  Bureaus  wurden 
im  Archiv  für  Mecklenburger  Landeskunde  ver- 
öffentlicht ;  seit  1858  werden  in  zwangloser  Folge 
„Beiträge  zur  Statistik  Mecklenburgs"  ausge- 
geben. Ein  Statistisches  Handbuch  besteht  seit 
1898. 

H.    Vereinigte    Thüringer  Staaten. 

Im  .Jahre  1N64  vereinigten  sich  die  Iünder 
Sachsen-Weimar.  Sachseu-Alten- 
bnrg,  die  beiden  Schwarzburg  und  die 
beiden  Rcuss  (ferner  Sachsen-Meiningen, 
welches  wieder  ausschitMl )  zur  gemeinsamen 
Pflege  der  Statistik  und  errichteten  das 
statistische  Bureau  vereinigter 
thüringischer  Staaten  mit  dem  Sitze 
zu  Weimar,  dessen  Leitung  Hildebrand 
inne  hatte  (gegenwärtig  J.  Schmid).  Die 
oiuzelnen  dieser  Länder  entfalten  daneben 
überhaupt  keine  eigene  statistische  Thätig- 
keit.  abgesehen  von  Sachsen  -  Alteuburg 
und  in  zurückliegender  Zeit  von  Sachsen- 
Weimar. 

Statistik  Thüringens,  seit  1867  in  zwang- 
loser Folge.  —  Statistische  Mitteilungen  ans 
dem  Herzogtum  Sachsen- Alten  bürg,  1878  ff. ;  Bei- 
träge zur  Statistik  des  Grossherzogtnms  Sachscn- 
Weimar-Kisenach,  1864  ff. 

9.  Die  Herzogtümer.  In  einer  Reihe 
von  Herzogtumern  bestellen  zwar  nominell 
statistische  Aemter.  dieselben  bilden 
aber  meist  Teile  einer  Verwaltungsstelle, 
und  der  Dienst  in  ihnen  wird  vorwiegend 
nol>onamtlieh  versehen.  Diesen  Charakter 
hat  die  Verwaltungsstatistik  in  Sachs eu- 
M  e  i  n  i  n  g  e  n ,  S  a  c  h  s  e  n  -  C  o  b  u  r  g  -  G  o  t  h  a , 
Anhalt  imd  Braun  schweig.  Im  erst- 
genannten tande,  wo  die  Verwaltungs- 
statistik  bis  auf  lütiO  (Amtsbeschreibungen) 
zurückreicht,  wurden  neben  dem  Bureau 
noch  Nachrichten  über  Finanzen,  Hypothe- 
karkredit etc.  gesammelt ;  in  Coburg-Gotha 
war  deren  Pflege  namentlich  aus  Anlass 
der  Vereinigung  der  Herzogtümer  nicht  ge- 
ring und  erfolgto  die  Gründung  des  Bureaus 
lsr»8;  derselbe  staatsrechtliche  Anlass  war 
auch  für  Anhalt  massgebend,  dessen  Bureau 
1867  entstand  und  wo  überdies  justiz-  und 
kirchenstatistische  Nachrichten  vom  Land- 
gerichtspräsidenten und  vom  Konsistorium 
beigebracht  werden.  Weit  erheblicher  als 
in  diesen  Ländern  ist  die  verwaltungsstatis- 
tische Tbätigkeit  in  Braunsehweig,  dessen 
lMiVl  errichtetes  statistisches  Amt  nament- 
lich in  jüngster  Zeit  (unter  Zimmer- 
man  n)  ganz  treffliche  Erhebungen  und 
siiecicll  auch  Bearbeitungen  liefert;  über- 
dies gehen  von  der  Zoll-  und  Steucrdircktion 
die  Kommerzialnachweisungen ,  von  der 
Karamerdirektion  der  Bergwerke  die  Mon- 
tanstatistik, von  der  Oberstaatsanwaltecliaft 


die  Kriminalstatistik  und  von  der  Bau- 
direktion die  Strasscunachwcisungen  ans. 

Publikationen.  Statistik  des  Herzog- 
tums Sachsen-Meiningen  187Ü,  1882—1886. 
Mitteilungen  aas  dein  statistischen  Bureau  des 
herzoglichen  Staatsministerium»  zu  Gotha  über 
Landes-  und  Volkskunde,  1863  und  später,  seit 
1883  jährlich.  Mitteilungen  des  herzoglich 
anhal tischen  statistischen  Bureaus,  1867 ff.;  Sta- 
tistisches Jahrbuch  für  das  Herzogtum  Anhalt, 
1888.  —  Beitrüge  zur  Statistik  des  Herzogtums 
Braunschweig,  seit  1874  in  zwangloser  Folge; 
Ortüchaftsverzeichuiase ;  früher  Tabellen  über 
Bevölkerungsbewegung,  1853—1865  etc.  — 
Von  unauxgeliister  Statistik  sind  namentlich 
bezüglich  Meiningen  die  „Erhebungen"  aus 
1800— 1803  und  1825,  dann  die  topographischen 
Schriften  aus  1836—1845  zu  nennen. 

10.  Die  Fürstentümer.  In  den  Fürsten- 
tümern bestehen  statistische  Aemter  über- 
haupt nicht,  und  es  vollzieht  sich  die  Ver- 
waltungsstatistik, wenn  überhaupt,  so  durch- 
aus unausgelöst,  so  z.  B.  in  den  beiden 
Lippe  durch  die  Landesregierungen,  in 
Mceklenburg-Strelitz  hinsichtlich  der 
Reichsstatistik  desgleichen:  in  Waldeck- 
Pyrmont  durch  das  preussiseho  statistische 
Bureau  u.  s.  f. 

11.  Die  Hansestädte.  Was  die  Hanse- 
städte anbelangt,  so  steht  die  amtliche  Sta- 
tistik Hamburgs  auf  einer  hohen  Stufe  der 
Ausbildung  und  ist  auch  Bremen  und 
Lübeck  sehr  beachtenswert. 

In  Hamburg,  der  bedeutendsten  dieser 
Städte,  hat  die  Verwaltungsstatistik  auch 
ihre  beste  Pflege  gefunden.  Es  wurde  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  wirtschaftlichen 
Charakter  der  Stadt  nach  englischem  Vor- 
bilde 1847  ein  handelsstatistisches 
Bureau  (gegenwärtig  in  der  Deputation 
für  indirekte  Steuern)  konstituiert,  welches 
für  die  Herstellung  der  handelsstatistischen 
Ausweise  bestimmt  war;  die  sonstige  Sta- 
tistik wuide  unausgelöst  gcliandhabt,  bis  im 
Jahre  186G  in  der  Steuerdeputation  ein 
statistisches  Bureau  (gegenwärtig 
unter  Koch)  mit  allgemeinem  Wirkungs- 
kreise errichtet  wurde,  welches  in  mehr- 
facher Beziehung,  so  z.  B.  hinsichtlich  der 
Statistik  der  überseeischen  Auswanderung 
bedeutsam  ist.  Neben  diesen  beiden  statis- 
tischen Bureaus  ist  dann  noch  das  Medizi- 
nalbureau zu  nennen,  von  dem  die  Mortali- 
täts-  und  Morbiditätsstatistik,  ferner  das 
Mediziualins|>cktorat,  von  welchem  die  Me- 
dizinalstatistik ausgeht.  —  Das  Beispiel  des 
handel  sstat istis  che n  Amtes  wurde 
noch  im  selben  Jahre  1847  in  Bremen 
i>efolgt  (Frese),  nachdem  bis  dahin  die 
Handelshäfen  von  den  Maklern  verfasst 
worden  waren ;  doch  blieb  dieses  Bureau 
nicht  bei  seinem  engen  W'irkungskreise, 
sondern  erweiterte  ihn  allmählich  zu  dem 
eines  allgemeinen  statistischen  Amtes.  — 
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In  Lübeck  ist  dagegen  ein  ganz  anderer 
Entwicklungsgang  zu  verzeichnen ;  hier 
lag  die  statistische  Thätigkeit  lange  Zeit 
hindurch,  bis  1871,  in  den  Händen  eines 
Vereines1),  und  erst  seit  diesem  Jahre  be- 
steht ein  statistisches  Bureau  des 
Stadt-  und  Lantlamtes  Lübeck 
(Tabst.  nebenamtlich),  neben  welchem 
aber  noch  die  Jahresberichte  der  einzelnen 
Behörden,  z.  B.  für  Justiz,  Hypotheken, 
Unterricht,  Armen wesen  u.  s.  f,  in  Betracht 
kommen. 

Publikationen.  Statistik  des  Hainbur- 
gisehen  Staates.  18(57 ff.,  Statistisches  Handbuch 
für  den  Hamburger  Staat,  1874.  188(1  n.  s.  f.  in 
5 jährigen  Perioden;  Tabellarische  Ue hersichten 
des  hamburgischen  Handels,  1845  ff.  —  Jahr- 
buch für  die  amtliche  Statistik  de«  Bremischen 
Staates,  18(58-1874:  Jahrbuch  für  die  Bre- 
mische Statistik,  1875  fl*.  Statistik  des  Lü- 
beckischen Staates,  von  1871  an  in  grösseren 
Zeiträumen.  —  Vgl.  Überdies  bezüglich  Ham- 
burg, Bremen  und  Lübeck  auch  den  Abschnitt 
III.  Die  städtischen  statistischen  Aemter  unten 
S.  1(180  ff.;  daselbst  auch  die  Quellen  werke  mehr 
monographischen  Charakters. 

12.  I)ie  annektierten  Lander.  Auch 
in  den  früher  selbständig  gewesenen  deut- 
schen Staaten  wurde  die  amtliche  Statistik 
mehr  oder  weniger  gepflegt.  So  wurde  in 
Hannover  im  Jahre  1S4S  und  im  Kur- 
fürstentum« Hessen  im  Jahre  1S"»2  ein  sta- 
tistisches Bureau  errichtet,  nelien  welchem 
in  dem  letztgenannten  Lande  eine  aus  der 
Mitte  iler  40 er  Jahre  stammende  statistische 
Kommission  funktionierte.  Dagegen  bestand 
ein  organisierter  statistischer  Dienst  in 
Nassau  niemals,  jedoch  eine  ziemlich  rege 
unausgeloste  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete 
der  Verwaltung. 

Publikationen.  Zur  Statistik  des  König- 
reichs Hannover,  1850— IHM;  Zeitschrift  des 
königlich  hannoverschen  statistischen  Bureaus, 
18(!5  1887.  —  Beiträge  zur  Statistik  des  vor- 
maligen  Kurfürstentums  Hessen,    186(iff.  etc. 

Mitteilungen  aus  dem  Gebiete  der  Statistik 
des  Landes,  seit  1854  im  Nassaner  Allgemeinen 
Intelligenzblatt«. 

Anhang.  l'eber  den  statistischen 
Dienst  bei  volkswirtschaftlichen  Ver- 


l)  Der  Verein  für  Lübeckische  Statistik 
war  1841  aus  der  Gesellschaft  zur  Beförderung 
gemeinnütziger  Thätigkeit  hervorgegangen  und 
erhielt  1848  offiziellen  Charakter,  ähnlich  wie 
dies  hinsichtlich  Sachsens  und  Württembergs  be- 
merkt wurde  (Arbeiten  des  Vereins  lHöOff.,  Be- 
völkerung 1810,  Volkszählung i.  —  Dasselbe  gilt 
für  den  1836  gegründeten  uud  1857  reorgani- 
sierten Verein  für  Geographie  und  Statistik  in 
Frankfurt  a.  M.  (Mitteilungen  1839^1811; 
Zur  Statistik  Frankfurts  1848).  Diener  Verein 
veröffentlichte  in  den  späteren  Jahren,  von  der 
Stadt  subventioniert,  Arbeiten  des  1858  errich- 
teten städtischen  statistischen  Amtes,  bis  diese 
seit  18ÜOJ  ausschliesslich  durch  das  statistische 
Amt  selbst  ausgegeben  wurden. 


bänden  in  den  Staaten  des  Deutschen  Reiches 
ist  nicht  viel  zu  berichten.  Hinsichtlich  der 
landwirtschaftlichen  Interessenvertretung  ist  da« 
Statistische  Bureau  des  Bundes  der  Landwirte 
(seit  18U3)  und  hie  und  da  (z.  B.  Sachsen)  die 
Thätigkeit  der  Landeskulturräte  zu  nennen. 
Die  Handelskammern,  Syndikate,  Acltestcn- 
Kollegien  scheinen  der  Statistik  nur  in  ganz 
vereinzelten  Fällen  grössere  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden,  wie  z.  B.  oben  bezüglich  Württem- 
bergs mitgeteUt  wurde.  Dasselbe  gilt  für  die 
Ge  werk  vereine  und  Arbeitersyndikate  <z.  B. 
Nürnberg). 

Auszug  und  verschiedene  Nachweise  in  Be- 
zug auf  Hamburgs  Handelszustände  herausge- 
geben   von    der    Handelskammer  Hamburg; 
Jahresberichte  über  die  auf  Selbsthilfe  gegrün- 
deten Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenseliai- 
j  ten  (Öliger) :  Zusammenstellungen  über  Blei. 
1  Kupfer  etc.  etc.  von  der  MetallgesellscbafT  und 
■  Metallurgischen  Gesellschaft  189/.  —  Statistische 
!  Nachrichten  von  den  Eisenhahnen  des  Verein* 
i  Deutscher  Eisenbahnvcrwaltiuiji>en. 

Der  jährliche  (Je  samt  auf  wand  für  die 
I  staatliche  Verwaltungsstatistik  in  den  Ländern 
,  des  Deutschen  Reiches  beträgt,  insoweit  dieselbe 
!  sich  in  eigentlichen,  organisierten  Aeintern  v«dl- 
|  zieht  oder  doch  selbständig  bndgetiert  wird, 
i  rund  den  Betrag  von  2*,  Millionen  Mark  und 
würde  sich  noch  weit  höher  herausstellen,  wenn 
'  es  möglich  wäre,  auch  die  Kosten  der  nicht 
ausgelösten  Verwaltungsstatistik  mit  ciuzube- 
ziehen.     Ausserdem  kommt   noch  der  Betrag 
von  3'f  Millionen  Mark  für  die  Berufs-  und 
Gewerbestatistik  in  Betracht,  der  sich  auf  etwa 
4  bis  5  Jahre  verteilt.    Die  folgende  Tabelle 
ist  auf  Grund  der  Budgets  von  isy7;Uy  aufge- 
stellt.   Gegenüber  den  Etats  von  185KÜU  '2 
Millionen  Mark)  zeigt  sich  eine  beträchtliche 
Steigerung.     Uebrigens    ist   hinsichtlich  der 
ausserordentlichen  Ausgabeu  stets  darauf  Rück- 
sicht zu  nehmen,  welche  grossen  Erhebungen 
(Zählungen  et«".')  gerade  in  die  betreffende  Perii«d« 
fallen.    (S.  die  Tabelle  auf  S.  1033.) 

II.  Oesterreich-l'iigarii. 

A.  Die  Verwaltungsstatistik  bis  zur 
Neugestaltung  des  Reiches  im  Jahre 
18»>7.  B.  Die  gegenwärtige  Organisa- 
tion der  Verwaltungsstatistik.  1.  Oester- 
reich. 2.  Ungarn.  3.  Kroatieu-Slavonien.  4.  Der 
GesamtstaaC    Bosnien  und  Herzegowina. 

A.   Die  Verwaltungsstatistik   bis  zur 
Neugestaltung  des  Reiches  im 
Jahre  1867. 

Die  Rati<>nar ien  reichen  bis  in  das  V.l. 
und  14.  Jahrhundert,  I'ebersichten  ül>er  die 
Kriegsilicnstpflichtigen  lieginnen  mit  Maxi- 
milian L  und  die  Relationen  der  Gesandten 
mit  Karl  V.  Als  dann  unter  I^eopold  1.  um 
rlie  Wende  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  d»T 
Merkantilismus  in  Oesterreich  blühte,  ent- 
standen mancherlei  wirtschafts-  und  finanz- 
statistischc  Aufzeichnungen,  desgleichen 
wurden  Volkszählungen  versucht.  Ihren 
eigentlichen  Anfang  nahm  aber  die  Ver- 
waltungsstatistik erst  im  18.  Jahrhundert 
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Aufwand  der  statistischen  Landesämter  im  Deutschen  Reiche  (Mark). 


Aufwand 


ordentlicher 


Länder 


Per- 
sonal- 

auf- 
wand 


Real- 
anf- 
wand 


Zu- 
sam- 
men 


X  CS  <u 

11- 


*C  — m 

Ol 

'S-*1 


I5 
I  * 


Deutsches  Reich:  Kaiserliches  statistisches  Amt  . 

Preussen :  Königlich  preussisches  statistische«  Bu- 
reau   

Bayern :  Königlich  bayerisches  statistisches  Bureau 

Sachsen :  Statistische«  Bureau  des  königlich  säch- 
sischen Ministeriums  des  Innern ...... 

Württemberg:  Königlich  württembergisches  sta- 
tistische* Landesamt  

Baden:  G  rosaherzogliches  statistisches  Landesamt 

Hessen:  Grossherzoglich  hessische  Centralstelle 
für  die  Landesstatistik  

Mecklenburg:  Grossherzoglich  meckleuburgisches 
statistisches  Amt  in  Schwerin  

Thüringische  Staaten:  Statistisches  Bureau  ver- 
einigter thüringischer  Staaten  zu  Weimar  . 

Ohleuburg:  Grossherzoglich  oldenbitrgisches  sta- 
tistisches Bureau  

Braunschweig:  Statistisches  Bureau  des  herzog- 
lich braunschweigisch-lüueburgischen  Staats- 
miuisteriuuis  

Sachsen-Meiningcn :  Herzoglich  sachseu-meiningen- 
sthes  statistisches  Bureau  

Sachseu-Coburg-Gotha :  Statistisches  Bureau  des 
herzoglichen  Staatsministeriums  zu  Gotha  .  . 

Anhalt:  Herzoglich  anhaltisches  statistisches 
Bureau  

Waldeck-Pyrmont  

Schaumburg-Lippe  

Lippe   

Lübeck :  Statistisches  Amt  der  freien  und  Hanse- 
stadt Lübeck  

Bremen:  Bnrean  für  bremische  Statistik    .   .  . 

Hamburg:  Statistisches  Bureau  der  Steuerdepu- 
tation   

Hamburg:  Handelsstatistisches  Bureau  .    .   .  . 

Elsass-Lothringcn:  Statistisches  Bureau  des 
Ministeriums  für  Elsass-Lothringen    .   .   .  . 
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4670  189899 

18(51 
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1851 

v 
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y 

1864 

15  405 

6445 

21  850 

1898 

1855 

* 

•* 

• 
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? 

18.™ 
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1897  99 

? 

1 

-i 
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1 
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•> 

? 

1858 
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'  325 

7  35° 

1897/98 

1867 

v 

•> 

1 

•* 

? 

'■? 

? 

? 

• 

V 

■ 

f 
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5  000 

5  000 

1898  99 

1S71 

36  900 

to  000 

46  900 

1897  98 

1847 

78320 

23000  101  320 

1898 

1866 

79  000 

17  617 

96617 

1897 

1847 

12000 

2  800 

14  800 

1 

1897  98 

1872 

')  Für  die  Berufs-  und  Gewerbestatistik  von  1895  war  in  den  Etats  der  frühereu  Jahre 
und  für  1898  noch  laufend  ein  Gesamtaufwand  vou  3  500000  Mark. 

*}  Transitorische  Ausgabe  für  die  Volkszählung.    Einnahmen  9  100  Mark. 

*)  Die  Geholte  der  Kollegialniitglieder,  des  wissenschaftlichen  Hilfsarbeiters,  des  Sekretärs 
und  der  Kanzlei  werden  auf  den  allgemeinen  Etat  des  Finanzdepartements  verrechuet.  Ein- 
nahmen 8400  Mark. 

*)  Für  beide  Etatsjahre  zusammengenommen. 

*)  Gehalte  der  festangestellten  Beamten  18 100  Mark  gezahlt  aus  dem  Etat  des  Ministeriums 
des  Innern. 

*)  Das  Amt  des  Vorstandes  ist  unbesoldetes  Nebenamt. 

'■)  Für  die  Volkszählung  von  1895  sind  in  den  Etats  von  1895/96.  1896  97,  1897  98  insge- 
samt vorgesehen  50  000  Mark,  welcher  Betrag  um  ca.  8  000  Mark  überschritten  werden  wird, 
die  Kosten  für  die  Erhebungsformulare  (6  466  Mark)  werden  von  den  Gemeinden  getragen.  Für 
die  Landes-  und  Ortsbeschreibung  sind  in  den  Etats  189394  bis  1897/98  insgesamt  30  000  Mark 
vorgesehen. 

K)  Der  Aufwand  lftsst  sich  nicht  feststellen,  da  das  Bureau  organisatorisch  eigentlich  nur 
dem  Namen  nach  besteht 

")  Der  Realaufwand  ist  aus  den  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  nicht  ausRcheidbar. 

unter  Maria  Theresia  und  Joseph  II. :  1753  hebung  der  Bevölkerungsbewegung ,  1791 
•wurde  die  erste  Volkszählung,  1762  die  Er- ;  jene  der  Ernten  und  etwas  früher  jene  der 


Digitized  by  Google 


1034 


Statistik  (Amtliche,  in  den  einzelnen  Staaten) 


Handelsbewegung  angeordnet,  wobei  diel  «)  die  statistische  Central- 
Abfassung  von  Gencralstatistiken  durch  die  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  ,  welche  im  Principe  eine 
akademischen  Lehrer  vorgenommen  werden  kollegiale  Amtsführung  hat.  al>er  infolge  des 


sollte. 

3lit  dem  Jahre  1S29  begann  ein  regel- 
mässiger statistischer  Dienst,  und  zwar  zu- 
nächst unnusgelöst  im  Generalrechnungs- 
direktorium,  von  welchem  die  vollständige 
^Statistik  der  österreichischen  Monarchie«  in 
etwa  100  Zifferntafeln  (1821»  ff.)  ausging,  je- 
doch (bis  1848)  geheim  gehalten  wurde.  Die 
Auslösung  der  \  erwaltungsstatistik  fand  erst 
1840  statt,  als  eine  Direktion  der  ad- 
ministrativ e  n  S  t  a  t  i  s  t  i  k  zur  Errichtung 
gelangte,  welche,  zuerst  dem  General- 
rochnungsdirektorium  und  später  anderen 
Zentralstellen  untergeonlnct,  in  dieser  Form  l 
bis  18(53  weiterbestand  und  deren  Arbeiten 
ganz  von  dem  Geiste  ihres  Leiters,  des 
Freiherrn  v.  Czoernig  (bis  18(55)  getragen 
wurden.  Es  war  dies  eine  Glanzzeit  der 
österreichischen  Statistik,  welche  namentlich 
um  die  Zeit  des  3.  internationalen  Kon- 
gresses die  erste  Stelle  einnahm,  in  engste 
Fühlung  mit  der  Verwaltung  des  Staates 
und  mit  den  internationalen  Bestrebungen 


Prävalierens  ihres  Vorsitzenden  thatsächlich 
mehr  einer  bureauk ratischen  Einrichtung 
entspricht;  die  Beisitzer  sind  Vertreter  der 
einzelnen  Centnüstellen  sowie  des  Lehr- 
faches. In  den  ersten  zwei  Decennien 
ihres  Bestandes,  welcher  Zeit  namentlich 
Fickcr  den  Stempel  aufdrückte,  ver- 
mochte sie  sich  nicht  auf  der  früheren 
Höhe  der  österreichischen  Statistik  zu  er- 
halten, indem  sie  trotz  mancher  guter  An- 
sätze (administrativ -statistische  Vorträge, 
Ausbau  des  verwaltungsstatistischen  Systems. 
Schaffung  trefflich  bearbeiteter  Monogra- 
phieen)  in  ziffermässiger  Arbeit  erstarrte 
und  den  Zusammenhang  mit  der  Verwal- 
tung und  dem  realen  Leben  verlor.  Ein 
neuer  Aufschwung  ist  dann  seit  1881  zu 
verzeichnen  (unter  v.  Inama- Stern  egg), 
indem  die  Anforderungen  der  systematischen 
Vollständigkeit,  der  textlichen  Durcharbei- 
tung, der  Popularisierung  und  des  Zusam- 
menhanges mit  den  autonomen  statistischen 
Potenzen  gleichmässig  zur  Beachtung  ge- 


trat, im  Jahre  18G3  wurde  eine  statistische  j  langen,  und  indem  die  hervorragende  inter- 
Oentralkommission  errichtet,  die  bis  heute  nationale   Position   wieder  gewonnen  und 


fortwirkt  und  neben  welcher  die  Direk- ,  behauptet  wird, 
tion  der  administrativen  Statistik  zeitweise  namentlich  bei  < 


fortbestand.  Seit  18S4  ist  die  letztere  auf- 
gehotwn. 

Während  dieser  ganzen  Zeit  bis  18G7  l>o- 
zog  sich  die  statistische  Tliätigkeit  ent- 
sprechend der  Einheitlichkeit  der  Monarchie 
auf  den  gesamten  Staat,  wenngleich  die 
Nachrichten  über  die  ungarischen  Länder 
viel  zu  wünschen  übrig  Hessen  und  so  eine 
erhebliche  Ungleichmassigkeit  zu  konsta- 
tieren ist.  Von  1867  an  musste  der  neuen 
staatsrechtlichen  Gestaltung  auch  in  der 
Organisation  der  Verwaltungstatistik  Kech- 
nuug  getragen  werden.  *) 

B.  Die  gegenwärtige  Organisation  der 
Verwaltungsstatistik  (seit  1867). 

1.  Oesterreich,  a)  Die  staatlichen 
statistischen  Aemter.  Das  Princip 
der  Amtseinheit,  welches  ursprünglich  für 
die  österreichische  Statistik  galt  und  dem- 
zufolge deren  Aufgaben  durch  die  Direktion 
der  administrativen  Statistik,  resp.  seit  1863 
durch  die  statistische  Centnd  Kommission 
durchgeführt  wurden,  ging  im  Verlaufe  der 
Zeit  verloren,  indem  einige  Specialämter 
entstanden.  Es  bestehen  sonach 
wärtig 



')  Auch  in  Oesterreich  bestand  für  kurze 
Zeit  ein  statistischer  Verein  und  zwar  unter 


Die  Aufbereitung  erfolgt 
t  Volkszählung  von  189o. 


bei  der  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung 
seit  189"),  durch  die  Verwendung  von  elek- 
trischen Maschinen  in  bahnbrechender 
Weise,  und  es  wird  die  gesamte  Thätigkeit 
von  wissenschaftlichem  Geiste  in  hohem 
Masse  durchdrungen. 

Publikationen.  Quellenwerke  sind  die 
„Tafeln"  1828—1865.  das  statistische  Jahr- 
buch 1861  —  1881,  die  Oesterreichische  Statistik 
seit  1882.  das  statistische  Bandbuch  seit  1882, 
das  Handbtkhlein  1801-1871,  die  Mitteilungen 
aus  dem  Gebiete  der  Statistik  iari0-1874, 
]  die  statistische  Monatschrift  seit  1875.  Daneben 
I  Specialwerke:  Volkszählung  1869.  Bandelsaus- 
weise  1828  -1881,  Periodische  Presse  1875, 
Volksschulen  1870/71  und  1875/76.  Judentum 
1873,  Sanitätswesen  1873-1879,  Hypothekar- 
zinsen 1879.  Ethnographie  1855—1857  samt 
Karten,  Bndgetwescn  1862.  Ortschaftenverzeich- 
nisse und  Specinlortsrepertorien  zur  Zählung 
1869,  1880  und  1890.  —  Im  Jahre  1898  stellte 
sich  der  Aufwand  mit  127  629  Gulden,  da- 
runter 3000  Gulden  im  Extraordinarium  heraus. 

Das  statistische  Departement 
im  Ministerium  für  Handel  und 
Gewerbe  wurde  1872  errichtet  und  bis 
1892  von  H.  v.  B  r  a  c  h  e  1 1  i  geleitet 
(gegenwärtig  V.  Mataja);  seit  1877  ist  es 
von  einer  Permanenzkoramission  zur  Be- 
stimmung der  Handelswerte  begleitet.  Durch 
das  G.  v.  26.  April  1890,  mit  welchem  die 
Statistik  des  Warenverkehrs  im  modernen 


dem  Namen  Gesellschaft  für  Gesetzeskunde  und  Sinne  reorganisiert  wurde,  erhielt  dieses 
Statistik  (gegründet  1861),  vermochte  jedoch  Bureau  eine  bedeutende  Erweiterung  seines 
keine  intensive  Thätigkeit  zu  entfalten.  I  Wirkungskreises ;  neuerliche  Reform  1894. 
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Es  wird  von  demselhen  ausserdem  nament- 
lich die  Post-  und  Telegraphenstatistik  ge- 
arbeitet. Seit  1901  besteht  für  die  Statistik 
des  Waren  Verkehres  zwischen  Oesterreich 
und  Ungarn  ein  Zwischen  verkehrsta- 
tistisches Amt  mit  einer  eigenen 
Permanenzkommission  für  die  Handels- 
werte. Hinsichtlich  der  fisterreichisehen. 
österreichisch-ungarischen  und  internatio- 
nalen Eisen bali n Statistik,  welche  bis  1896 
auch  von  diesem  Departement  ausging,  ist  seit- 
her auf  den  folgenden  Punkt  (  zu  verweisen. 

•/i  In  den  Jahren  1892.  1894  uud  später 
wurde  der  Versuch  gemacht,  ein  Gesetz  über 
Arbeitstatistik  im  Reichsrate  durch  zubringen, 
was  aber  bisher  nieht  gelang  (s.  d.  Art. 
A  r  b  e  i  t  s  b  u  r  e  a  ii  s  und  arbeits- 
statistische A  e  m  t  e  r  oben  Bd.  I 
S.  970  ff.  Wohl  aber  wurde  1898  im 
Verordnungswege  im  Handelsministerium 
ein  Arbeitsstatistisches  Amt  (V. 
Mataja  wie  bei  ,v)  und  1898  ein  Arbeits- 
beirat errichtet.  Die  Wirksamkeit  des  arbeits- 
statistischen Amtes  wird  bisher  wesentlich 
durch  das  Felden  der  gesetzlichen  Grund- 
lagen beengt,  weil  die  Erzielung  der  Aus- 
künfte mittelst  Zwanges  vorläufig  ausge- 
schlossen ist;  eigentliche  grosse  arbeits- 
statistische Erhebungen  stehen  daher  noch 
aus.  während  die  Thätigkeit  mehr  eine  vor- 
bereitende, beratende,  anregende  uud  bear- 
l*oiteiulc  ist.  Der  Arlx'itsbcirat  besteht  aus 
4  Klassen  von  Mitgliedern  und  zwar  Arbeit- 
gebern. Arbeitnehmern,  theoretischen  Fach- 
männern und  Kegierungsvertretern.  Da  das 
arbeitsstatistische  Amt  und  das  statistische 
Departement  des  Handelsministeriums  sehr 
nahe  Berührungspunkte  Ixwitzen,  so  sollen 
die  Publikationen  nachstehend  für  beide 
Aemter  aufgezählt  werden. 

Publikationen:  Austria  (Zeitschrift)  seit 
1849;  Nachrichten  über  Industrie,  Handel  uud 
Verkehr,  seit  1870;  in  demselben  die  monatlichen 
Statistischen  Uebersiehtcn  betreffend  den  aus- 
wärtigen Bändel  des  üsterreichisch-uugarischeu 
Zollgebietes,  seit  1891 ;  Statistik  des  auswär- 
tigen Handels  des  Österreich-ungarischen  Zoll- 
gebietes. 1891  ff. ;  Statistische  Materialien  über 
den  österreichisch-uiigarischeu  Aussenhandel  1878 
bis  1898,  4  Bände,  1899;  Die  gewerblichen  Ge- 
nossenschaften in  Oesterreich,  2  Bände,  1895; 
Die  Arboitsvcrmittelung  in  Oesterreich,  1898. 
—  A  rbeitsstat is  tis ehes  Amt:  Arbeitsein- 
stellungen und  Aussperrungen  im  Gewerbebe- 
trielie  .jährlich  seit  189*.  vorher  1894ff.vom  handels- 
»tatistischen  Departement;  Oesterreichische  Ge- 
werhezählung  von  1897  (1899);  Soziale  Rund- 
schau (Monatschrift),  1900  ff. ;  Mitteilungen  des 
arbeitsstatistischen  Amtes,  1900  ff. ;  Sitznngspro- 
tokolle  des  ständigen  Arbeitsbeirates,  1900  ff. 
Specialschriften  über  die  Heimarbeiter  in  der 
Konfektion  (1901),  die  Arbeitsverhältnisse  hierin 
übh.  (1899),  Arbeiterschutz  bei  Submissionen 
1900  etc.  1.  Thittigkeitsberieht  1901.  Die 
Kosten  der  handelsstatistischen  Abteilung 
beliefen  sich  1891 ,  nach  der  Reform  der  Waren- 


verkehrsstatUtik,  auf  181 080  Gulden,  davon 
H9480Gulden  für  letztere;  1898  251  lOOGulden. 

Im  Jahr  1901  stellen  sich  die  Kosten  der 
drei  statistischen  Aemter  resp.  Dienste  im 
Bandeisministerium  folgendenmissen  heraus 
(Kronen:  uneingerechnet  den  Personalaufwand 
lür  das  Konceptspersonal). 


Personl.  Sachliche 
Erf. 


Zus. 


307420    181  340  488760 


112  400  384150 
96  200    1 59  080 


Erf. 

1.  Stat.  des  aus- 
wärtigen Han- 
dels .... 

2.  Zwischenver- 
kehrstatistik  .    271  750 

3.  Arbeitsstatist.  62880 

J)  Die  Statistik  über  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, Bergbau  u.  dergl.  wird  im 
Ack erbau ministerium,  jedoch  in  mehr  un- 
nusgelöster  Weise  geliamlhabt. 

Publikationen.  Statistisches  Jahrbuch 
des  k.  k.  Ackerbauministeriums,  seit  1874  ff. ; 
ferner  „Mitteilungen",  welche  heute  uicht  mehr 
fortgesetzt  werden.  —  Die  Forsten  der  Staats- 
und Fondssrüter  mit  Karten;  das  laud-  und 
forstwirtschaftliche  Versuchs wesen,  1890;  der 
land-  und  forstwirtschaftliche  Unterricht.  1890. 
—  Die  Gewässer  in  Oesterreich,  mit  Karten; 
Atlas  der  Urproduktion,  1878  etc.  —  Von  dem 
Aufwände  von  ca.  20000  Gulden  betreffen 
13  14  (XX)  Gulden  die  Entschädigungen  für  die 
Erhebungen  in  den  einzelnen  Ländern. 

*)  In  dem  1890  errichteten  Eisonbahu- 
ministeriuin  liosteht  ein  Departement 
für  Eisenbahnstatistik. 

Publikationen.  Statistische  Nachrichten 
über  die  Eisenbahnen  der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie  1896  ff.,  vorher  im  Handelsminis- 
terium (seit  1879);  Statistik  der  Lokomotiveisen- 
bahnen;  liericht  über  die  Ergebnisse  der  k.  k. 
Staatseiscnbahuverwaltung:  Hauptergebnisse  der 
österreichischen  Eisenbahnstatistik  seit  1896, 
vorher  Handelsministerium;  Länjrenverhältnisse 
und  bauliche  Anlage  der  Eisenbahnen ;  Anlage- 
kapital der  Eisenbahnen. 

f)  Seit  der  grossen  Keform  der  direkten 
Personalsteuern  in  Oesterreich  ist  auch  im 
Finanzministerium  ein  intensiverer  ge- 
regelter statistischer  Dienst  eingerichtet 
worden. 

Publikationen.  Mitteilungen  des  k.  k. 
Finanzministeriums,  1895  ff. 

b)  Die  unausgelöste  staatliche 
Statistik  in  den  einzelnen  R  c  s  - 
sortministerien.  Vom  Finanzminis- 
terium gehen  Nachweisungen  über  Ver- 
zehrungssteuern und  Tabak  (für  Oesterreich 
und  Ungarn),  dann  eine  Reihe  wertvoller 
MoDographieen  und  Tabellonwerke  über 
Steuern  überhaupt  (1857),  indirekte  (1800) 
und  direkte  Steuern  (1860),  über  Grund- 
steuer im  besonderen  (1884),  ferner  über 
Münz- und  Währungswesen  ( 1892, 1896 ff.)  etc. 
aus.  Das  Justizministerium  verfaßt  selbst 
nur  kleinere  speciello  Daten  zur  Justizver- 
waltung und  bearbeitet  die  von  der  statis- 
tischen Centraikommission  aufbereitete  Jus- 
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tizstatistik  zum  Teile.  Das  Ministerium  des 
Innern  führte  in  .seiner  früheren  Gestaltung 
als  Hofkanzlei  bis  1857  die  Volkszählungen 
durch  und  ist  gegenwärtig  vor  allem  auf 
dem  Gebiete  der  Arbeiterkranken-  und  Un- 
fallversicherung statistisch  thätig.  Die  reich- 
haltigen Nachrichten  über  die  Postsparkasse 
werden  von  dem  Handelsministerium  aus- 
gegeben. Die  unausgelöste  Statistik  tritt 
jedoch,  wenn  sie  auch  in  allen  Ministerien 
in  gewissem  Fmfange  gehandhaltt  wird,  im 
allgemeinen  der  organisierten  Form  gegen- 
über sehr  zurück. 

Von  der  nicht  ausgelosten  staatlichen 
Statistik  der  lokalen  Behörden  sind  nament- 
lich die  Berichte  der  Laudessanitätsdeparte- 
ments  zu  nennen. 

e)  D  i  e  P  r  o  v  i  n  z  i  a  I  s  t  a  t  i  s  t  i  k.  Ver- 
möge der  grossen  Selbständigkeit .  welche 
die  einzelnen  österreichischen  Länder  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  besitzen,  und 
infolge  des  grossen  Aufschwunges,  welchen 
die  Selbstverwaltung  in  dein  letzten  Men- 
schenalter genommen  hat.  liegen  die  Be- 
dingungen für  die  Ausbildung  einer  Pro- 
vinzialstatistik  in  Oesterreich  sehr  günstig. 
Allerdings  ist  diese  nicht  überall  in  organi- 
sierter Weise  erfolgt,  indem  vielmehr  die 
unausgelöste  Form,  und  zwar  die  Hand- 
habung durch  die  I^andesausschüsse  selbst, 
die  Hegel  bildet.  Das  erste  statistische 
Landesamt  wurde  Anfang  der  70er  Jahre  iu 
Letul>erg  für  G  a  1  i  z  i  e  n  errichtet,  (seither  von 
Th.  Piiat  geleitet),  darauf  folgte  1891  das 
Statistische  l>aiidesamt  »1er  Bukowina  und 
1 89il  jenes  von  Steiermark,  beide  letzt- 
genannten vom  Verfasser  organisiert,  welcher 
auch  das  steirisehe  leitet. 

In  Böhmen,  wo  schon  1857  von  der 
patriotisch  -  ökonomischen  Gesellschaft  ein 
statistisches  Bureau  gegründet  wurde,  das 
später  eine  Zeit  lang  selbständig  hervortrat, 
wurden  sodann  durch  mehrere  Decennien 
hindurch  einige  Agenden  eines  solchen  Amtes 
vom  Komitee  für  land-  und  forstwirtschaft- 
liche Statistik  des  J*andeskulturrates  resp. 
von  dem  Bureau  des  ersteren  durchgeführt ; 
zur  neuerlichen  Errichtung  eines  eigent- 
lichen statistischen  Bureaus  und  zwar  auch 
als  Lamlesaint  kam  es  erst  wieder  1898  (v.  K  o- 
ristka).  I  m  dieselbe  Zeit  (1899)  erfolgte 
die  Begründung  des  Statistischen  Landes- 
amtes von  Mähren,  das  jedoch  noch  nicht 
genügen«!  selbständig  gestellt  ist.  sowie  des 
landesstatistischen  Amtes  des  schlesischen 
I^andesausschiLsses  (B  e  r  t  h  o  l  d).  In  allen 
übrigen  Lindem  wird  allerdings  ungemeiu 
intensiv  statistisch  gearbeitet,  sowie  auch  in 
den  genannten  neben  den  Bureaus,  aber  die 
Ergebnisse  und  Resultate  dieser  Thätigkeit 
sind  viel  zu  sehr  zersplittert,  unzusammen- 
hängend und  infolge  der  verwendeten  ver- 
schiedenen Sprachen  schwer  zu  übersehen. 


entbehren  auch  im  allgemeinen  der  metho- 
disch-technischen Durchbildung,  so  dass  die 
grosse  Arlieits-  und  Geldvergeudung  hierfür 
sehr  zu  bedauern  ist.  Lange  Zeit  hindurch 
entbehrte  die  österreichische  Provinzial- 
statistik  jedes  interprovinziellen  Zusammen- 
hanges sowie  jedes  Kontaktes  mit  der 
staatlichen  Statistik.  Diesem  Mangel  wurde 
1S94  durch  die  Begründung  der  Konfe- 
renz fürLan desstatistik  und  ihres 
Permanenzkomitees  abgeholfen.  Diese  be- 
steht aus  den  Vertretern  der  I^andesstatistik 
in  den  einzelnen  Lindern  und  tagt  zeit  weis.  « 
unter  dem  Vorsitze  des  Präsidenten  der 
Statistischen  Centraikommission  in  Wien. 
Hu-  ist  der  Aufschwung  der  I,andesstnti>tik 
in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  zu  ver- 
danken sowie  die  Vereinheitlichung  und 
methodische  Verfeinerung  überhaupt.  Durch 
dies«*  Schöpfung  sowie  durch  die  seit  lSs7 
erzielte  einheitliche  Beeinflussung  und  Be- 
lebung der  österreichischen  Kommunalstatis- 
tik, deren  Resultatein  dem  <Oesterreichisehen 
Städtebuche^  (lSS7ff.)  gipfeln,  sowie  jene 
der  Konferenz  für  Land  esstat  istik  in  dem 
»Statistischen  Jahrbuche  der  autonomen 
Landesverwaltung*  (19o0ff.i  hat  die  öster- 
reichische Statistik  einen  Erfolg  erzielt,  der 
sich  dem  Zusammenwirken  der  Landes- 
und  Städtestatistiker  im  Deutschen  Reiche 
ebenbürtig  an  die  Seite  zu  stellen  vermag. 

Publikationen.  Galizien:  -Mittei- 
lungen" (WiadomoM'i),  seit.  I87B  über  Gcmeind«- 
wesen,  Landwirtschaft,  bäuerliche  Verhältnisse, 
Schulen  etc.:  Statistisches  Jahrbuch  für  Ge- 
werbe und  Handel ;  Munographieei)  über  land- 
wirtschaftliches Nebengewerbe,  Märkte.  Vieh- 
ausfuhr, Preise,  Gewerbe  etc. :  alles  dies  iu  pol- 
nischer Sprache.  —  Bukowina:  Mitteilungen 
des  statistischen  LandesaniteH  des  Herzogtums 
Bukowina.  1891  ff.  -  Steiermark:  Statistische 
Mitteilungen  Uber  Steiermark,  189U  ff.,  über 
Anueuwesen,  Spar-  und  Vorschnsskassen.  Ge- 
nossenschaften, Jahrbuch.  Grundbesitz  und 
Schulden.  Böhmen:  „Mitteilungen"  land- 
wirtschaftlichen Inhaltes,  seit  18691  Beitrage, 
zur  Forststntistik .  seit  1885:  Statistik  der 
öffentlichen  Armenpflege,  1894:  Landesasrrar- 
enqnete,  Handbuch  für  die  Kommissäre  1898; 
Gemeindeliuanzeu :  Statistische  Tafeln  über 
Aenderungen  in  der  Grundhesitzverteiluiig  1*93. 
Mitteilungen  des  statistischen  Landesamte«. 
1899  ff.  ~  Schlesien:  Statistisches  Handbuch 
für  die  Selbstverwaltung  in  Schlesien,  I.  Jahr- 

Eang,  1899.  —  Hinsichtlich  der  übrigen 
ander  sind  die  Beilagen  zu  den  Landtagspro- 
tokollen,  dann  diverse  Kinzel  berichte  über 
Stenerzus«  hliige,  Schul-,  Armenwesen  n.  dgl.  zu 
nennen.  —  Der  Ausgaben  etat  der  Latides- 
biireaus  betrug  1896  in  Galizien  4960  Gulden, 
in  der  Bukowina  1896  2649  Gulden  (beidemal 
ohne  Kanzleirealansgaben,  Miete  u.  dglJ:  in 
Böhmen:  Gesamtaufwand  (ohne  Miete;  1898 
19  4«»  Gulden;  in  Steiermark:  Gesamtaufwand 
1901  rund  5000  Gulden. 

2.  I  ngarn.    i:nmittelbar  nach  der  Kon- 
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stitnierung  des  ungarischen  Staates  im  .Lahre 
1867  wurde  auch  ein  statistischer  Dienst, 
zunächst  unausgelöst,  im  Handelsministerium 
geschaffen,  aus  welchem  1870  das  statistische 
l.andesanit  (seit  Beginn  bis  1892  von  Ke- 
1  e  t  i ,  sodann  bis  ltM»l  von  J  e  k  e  1  f  a  - 
lussy  und  jetzt  von  Vargha  geleitet) 
hervorging;  neben  diesem  besteht  ein  sta- 
tistischer I^andesrat,  der  jedoch  von  keinem 
besonderen  Belange  ist.  Die  ganze  Anlage 
des  Amtes  sowie  die  in  die  Erhebungen 
einbezogenen  Gegenstände,  endlich  auch  im 
allgemeinen  die  Methodik  und  Technik 
stimmten  besonders  in  den  ersten  Decenuien 
des  Bestandes,  aber,  abgesehen  von  Speciali- 
täten,  auch  jetzt  noch  mit  der  österreichi- 
schen Centraikommission  flberein,  nur  dass 
der  Grad  der  Ausbildung  nicht  derselbe  ist. 
Die  organisatorischen  Grundlagen  siud  je- 
doch, und  hierin  liegt  ein  bedeutsamer  Vor- 
zug der  ungarischen  Statistik,  grundsätzlich 
Gesetze.  Das  gilt  nicht  nur  bezüglich  des 
organischen  Gesetzes  von  1874,  der  Volks- 
zählungsgesetze und  des  Gesetzesartikels 
XIII:  1881  Ober  die  Warenstatistik,  sondern 
nouosteus  auch  hinsichtlich  seiner  Gesamt- 
stellung. Diese  beruht  nunmehr  auf  dem 
Ges.  Art.  XXXV:  1807  (dazu  V.O.  2  1  1808), 
durch  welches  u.  a.  bestimmt  wird,  dass 
der  Arbeitsplan  alljährlich  vom  Reichsrate 
zu  bestimmen  ist,  die  Lehrer  als  Aufnahms- 
«rganc  bezeichnet  und  die  Hilfeleistung  der 
öffentlichen  Behörden  sowie  Auskunftspflicht 
der  Bewohner  vorgeschrieben  wird.  Der 
Wirkungskreis  des  statistischen  Landes- 
amtes bezieht  sich  im  Principe  auf  das  ganze 
Gebiet  der  Länder  der  ungarischen  Krone, 
thatsächlich  al>er  fehlen  die  Angaben  über 
Kroatien  und  Slavonien  auf  vielen  Gebieten 
<les  Systems. 

Publikationen.  Közlemenyek  (Quellen- 
werk;,  1868—1874.  nunmehr  in  neuer  Folge; 
Jahrbuch  seit  1872,  Neue  Fohre  1893«.;  Volks- 
zählungen 1870,  1880,  181)0;  Warenverkehr  zwi- 
schen Oesterreich  und  Ungarn  (alles  ungarisch, 
hie  und  da  deutsche  Uebersetzuiij;en}.  Da- 
neben zahlreiche  Monographieen  Kcletis  über 
Hypotheken,  Ernährung'sverhältuisse,  Bergwerke 
u.  d«rl.  —  Etat:  Ordinariuro  1891  146160  Gul- 
den, 1898  275  495  Gulden.  Der  Volkszählungs- 
kr.  dit  (1890  200  000  Gulden)  bezieht  «ich  auch 
auf  Kroatien  (30000). 

8.  Kroatien-Slavonien.  Dieses  Land  be- 
sitzt Ungarn  gegenüber,mit  dem  es  staatsrecht- 
lich verbunden  ist,  auf  gewissen  Verwaltungs- 
Kebieten  volle  Selbständigkeit  und  hat  infolge- 
dessen auch,  und  zwar  seit  dein  G.  v.  18. 
Februar  1S7.">.  ein  eigenes  statistisches  Lan- 
desamt (seil  Beginn  von  Zoricic  geleitet), 
neUm  welchem  ein  im  Wesen  belangloser 
I  «indesrat  funktioniert.  Ein  neues  Gesetz 
in  Personalangelegenhciten  nebst  Ergän- 
zungen zum  früheren  datiert  vom  10.  Februar 
lNOr».    Die  Thätigkeit  des  Landesamtes  ist 


zwar  sachlich  beschränkt,  aber  auf  einigen 
Gebieten,  namentlich  auf  jenem  der  Bevöl- 
kerung, sehr  rühmenswert.  Leider  wird  die 
Bonutzbnrkeit  auch  dieser  Publikationen 
durch  die  Sprachschwierigkeit  sehr  lieein- 
trächtigt,  da  durchaus  die  kroatische  Sprache 
verwendet  wird. 

Publikationen.  Publikacije  {Quellen- 
werk), seit  Beginn  de«  Amtes :  Jahrbuch  1874, 
Monatschrift  seit  1899;  Volkszählung  1890. 
Ortsrepertoriuin.  —  Aufwand:  1891  12  550, 
1898  im  Ordinarium  26  972  Gulden,  im  Extra- 
ordiuarium  10000  Gulden. 

4.  Der  Gesauitstaat  Alle  Bemühungen, 
welche  nach  18U7  seitens  der  statistischen 
Centraikommission  im  Interesse  der  Schaffung 
einer  einheitlichen  Keichsstalistik  gemacht 
wurden,  verliefen  erfolglos»  und  es  bestehen 
Ansätze  zu  einer  solchen,  ohne  dass  es  zu 
einem  statistischen  Reichsamte  gekommen 
wäre,  nur  in  ganz  beschränktem  Umfange. 
Es  bestimmt  nämlich  der  Art.  X  der  Zoll- 
und  Handelsbflndnisse  zwischen  Oesterreich 
und  Ungarn,  dass  die  beiden  Staaten  das 
für  eine  Hatidelsstatistik  erforderliche  Mate- 
rial einander  zustellen  sollen,  und  zwar  geht 
die  Statistik  des  Handels  für  das  gemein- 
same Zollgebiet,  ebenso  wie  jene  der  Eisen- 
bahnen, von  Oesterreich  aus.  Dem  Bedürf- 
nisse nach  einem  Abrisse  der  Gesamtstatistik 
für  das  Gebiet  der  Monarchie  wurde  bisher 
dadurch  abgeholfen,  dass  von  Zeit  zu  Zeit 
im  Einvernehmen  der  beiderseitigen  statis- 
tischen Stellen  ein  halboffizielles  Handbuch 
ausgegeben  wurde. 

Im  Keichskriegsminislerium,  und  zwar 
im  technischen  Militärkomitee,  lie- 
steht  eine  statistische  Sektion,  wel- 
che seit  1870  statistische  Quellenwerke 
veröffentlicht.  Die  Veröffentlichung  der 
Consularherichte  erfolgt  nicht  durch  das 
Ministerium  des  Aeussern,  soudern  durch 
das  österreichische  Handelsministerium,  und 
zwar  in  der  Zeitschrift  *Austria*. 

Publikationen.  Statistisches  Handbuch 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  für 
1867—1876,  erschienen  1878,  und  für  1877—1886, 
erschienen  1888.  —  Militärstat istisches  Jahr- 
buch, seit  1870;  Statistik  der  Sanitätsverhält- 
nisse der  Mannschaft  des  k.  und  k.  Heeres;  die 
hygieinischen  Verhältnisse  der  grossen  Garnisons- 
orte  i'Monographieen);  ferner  mehrere  müitar- 
sauittttsstatistische  Werke  —  Der  Aufwand 
des  nulitttrstatistisdieu  Bureaus  betrug  1891 
18  5O0  Gulden  ö.  W. 

5.  Bosnien  und  die  Herzegowina 

besitzt  ein  statistisches  Departement 
in  der  Landesregierung. 

Publikationen.  Ortschafts-  und  Be- 
völkerungsstatistik von  Bosnien  und  der  Her- 
zegowina nach  dem  Volkszühluii^sergehuisse  von 
1885.  Sarajewo  1886;  dasselbe  aus  1890  und 
1895:  die  Bevölkerung  Bosniens  und  der  Her- 
zegowina nach  Kreisen  nnd  Konfessionen.  Wien 
1879:  Viehzählung  von  1H95  (1896);  Veterinär- 
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wesen  seit  1875)  (1899);  die  Landwirtschaft  iu 
Bosnien  nnd  Herzegowina  1899;  verschiedene 
Werke  Uher  Strasseuwesen  etc.  Der  Aufwand 
kann  nicht  festgestellt  werden,  da  die  Ausgaben 
untrennbar  im  Budget  der  Landesregierung  ein- 
gesetzt erscheinen. 

Anhang.  Das  System  der  öffentlichen 
Statistik  in  Oesterreich  wäre  unvollständig, 
wenn  nicht  auf  die  Thätigkeit  der  Han- 
dels- und  Gewerbekammern  hingewiesen 
würde,  um  so  mehr  als  diese  speciell  be- 
züglich der  Betriebs-  und  Gewerbestatistik 
als  Aufnahmsorgane  des  handelsstatistischen 
Departements  fungieren.  Ein  eigentliches 
statistisches  Bureau  besteht  in  der  Handels- 
kammer Wien  (Kiedl),  überdies  intensive 
statistische  Thätigkeit  bei  den  Kammern 
von  Brünn  und  Reichenberg,  früher  Prag. 
Die  zeitweilig  stattfindenden  Sekretärskon- 
ferenzen ermöglichen  gegenseitige  Verstän- 
digung. 

III.  Frankreich. 

A.  Der  allgemeine  Charakter  und 
die  Vorgeschichte  der  Verwaltungs- 
statistik. B.  Die  gegenwärtige  Ein- 
richtung. 

A.  Der  allgemeine  Charakter  und  die 
Vorgeschichte  der  Verwaltungs- 
statistik. 

Die  amtliche  Statistik  Frankreichs  zeigt 
einen  ganz  speeifischon  Typus,  wesentlich 
verschieden  von  den  eigentlichen  und  selb- 
ständigen statistischen  ^Aemtern«  in  Deutsch- 
land und  <  »esterreieii.    Sie  ist  im  allgemei- 1 
nen  mangelhaft  ausgelöst  und  bildet  einen  I 
steten  Begleiter  aller  einzelnen  Verwaltungs- '. 
zweige  und  der  wichtigeren  Behörden.  Sie 
verfügt   allerdings  über  einige   speeifiseh- 1 
statistische  Organe,  im  Wesen  aber  erfolgt ! 
ihre   Pflege   jeweilig  in  einer  Abteilung, ; 
einem  »btirean   der  verschiedenen  grösseren  : 
Verwaltungsstellen.    Ri  dem  1'eberwiegen  ' 
des  französischen  Idioms  und  Einflusses  in 
internationaler  Beziehung  wurde  der  Aus-  <. 
druck  -bureau  de  statistnjue«  allgemein  re- ; 
eipiert.  auch  dort,  wo  die  Organisation  in  ' 
ganz  anderer  Weise  erfolgt  war.    Erst  in  ' 
neuester  Zeit  bricht  sich  iu  solchen  Staaten  i 
die  Bezeichnung    Amt    mit  Hecht   Bahn,  j 
Die  Entwiekelung  der  französischen  Statistik 
ist  infolge  der  innigen  Verbindung  mit  den  ' 
Verwaltungsorganen  durch  die  Ausgestaltung 
dieser  letzteren  bedingt,  und  da  diese  in 
rasch  und  häufig  wechselnder  Weise  erfolgt, 
so  ist  auch  der  Entwicklungsgang  der  Ver- 
waltungsstatistik in  diesem  I^mde  ein  un- 
ruhiger  und  sprungweiser:  Unterordnung. 
Wirkungskreis.   Auslösung    und  Nichtaus- 
iösung  wechseln   fortwährend.     Ks  ist  be- 
greifiieh,  dass  damit  einerseits  eine  stetige, 
konscjueiile  und  zielbowussto  Fortbildung 


unmöglich  und  dass  andererseits  die  Ver- 
waltungsfunktion der  Statistik  auf  Kosten 
ihres  wissenschaftlichen  und  methodischen 
Inhaltes  in  den  Vordergrund  gestellt  wird, 
wenngleich  in  letztgenannter  Hinsicht  die 
Vortrefflichkeit  von  Einzelleistungen  durch- 
aus nicht  in  Abrede  gestellt  werden  soll. 
Die  organisatorischen  Grundlagen  sind,  wie- 
der ganz  im  Zusammenhange  mit  der  man- 
gelnden Auslösung,  entweder  ministerielle 
Verordnungen  oder  Verwaltungsgosetzc ;  ein 
besonderes  statistisches  Organisationsgesetz, 
und  zwar  betreffend  die  Errichtung  eines 
Amtes,  wurde  1S91  erlassen.  Die  auge- 
wendete Methode  und  Technik  entbehit  der 
inneren  Uebereiustiinmung.  Aufnahmelisten 
und  -karten  wechseln  ab,  wobei  die  Aufbe- 
reitung zumeist  in  nnausgelöster  Weise 
durch  die  staatlichen  Behörden  erfolgt  und 
auf  wichtigen  Gebieten  ein  Verfahren  Ik*o- 
bnchtet  wird,  das  nahe  an  die  Enqueten 
streift.  Die  Bearbeitung  lässt  im  allgemeinen 
an  Tiefe  zu  wünschen  übrig,  ist  jedoch, 
was  die  Darstellung  durch  Graphic«  anbe- 
langt, wohl  unübertroffen.  In»  allgemeinen 
kann  man  sagen,  dass  die  französische  Sta- 
tistik aller  dieser  Eigenarten  wegen  auf  die 
Verwaltungsstatistik  in  den  anderen  Staaten 
methodisch  ohne  Einfluss  geblieben  ist ;  da- 
gegen steht  sie  hinsichtlich  deren  Ausge- 
staltung in  internationaler  Hinsicht  an  erster 
Stelle.  Sie  war  unleugbar  von  Beginn  an 
die  treibende  Kraft  in  den  internationalen 
statistischen  Kongressen  aller  Art,  und 
namentlich  die  demographischen  Vereini- 
gungen sind  als  eine  hervorragend  franzö- 
sische Schöpfung  zu  bezeichnen.') 

Die  Verwaltungsstalistik  Frankreichs 
geht  auf  die  Berichte  der  Steuerintendauteu 
zurück,  welche  dieselben  auf  Sullys  Veran- 
lassung seit  KiöS  zu  erstatten  begannen  und 
welche  zu  Heginn  des  IS.  Jahrhunderls  als 
-Etat  de  la  France«.  1727  2S,  zusammen- 
fassend bearbeitet  wurden;  jedoch  erfolgte 
die  Bearbeitung  der  offiziellen  (Quellen  in 
diesem  Jahrhundert  vorwiegend  noch  durch 
die  private  Thätigkeit.  Krst  seit  IT'.IÖ  be- 
gannen Versuche  zur  Errichtung  eines  sta- 
tistischen Amtes,  die  durch  20  Jahre  fort- 
gesetzt wurden  und  im  wesentlichen  die 
Zusammenfassung  der  DepartoinontKstatis- 


')  Die  zu  Paris  seit  1860  bestehende 
Sodete  de  statisti^ne  de  Paris  entwickelt  eine 
bedeutende  Thätigkeit  nnd  ersetzt  auf  vielen 
< «"bieten  die  mangelnde  Vertiefung  und  Ein- 
heitlichkeit der  staatlichen  Statistik  (Journal. 
lHHOtf. :  „2ö.  Anuiversaire"  als  wichtige  (/nelle 
für  die  Kenntnis  der  Organisation  der  amtlieh'-u 
Statistik  überhaupt'.  Die  Anfänge  dieser  Yer- 
eiusgrllndung  weisen  his  IHM  zurück,  l'eber- 
dies  bestehen  mehrere  zumeist  Ältere  Previnz- 
vereine  titr  Statistik,  «tu  z.  15  in  Marseille  seit 
1827. 
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tiken  bezweckten.  Nach  1815  verlautet  von 
einer  Thäligkeit  eines  statistischen  Amtes 
nichts  mehr,  wenngleich  es  formell  weiter 
bestanden  zu  liaben  scheint  Es  steht  somit 
die  gegenwärtige  Organisation  in  keinem 
Zusammenhange  mit  diesen  früheren  Be- 
strebungen. 

B.  Die  gegenwärtige  Einrichtung. 

a)  Die  statistischen  Bureaus, 
(1.  h.  jene  statistischen  Stellen,  welche 
»bureau  oder  service  de  Statist  ique«  genannt 
werden  und  eine  grössere  Selbständigkeit 
aufweisen.  Es  ist  dabei  oft  schwierig  zu 
unterscheiden,  wo  die  Auslösung  beginnt, 
und  andererseits  unmöglich,  allen  den 
Wandlungen  zu  folgen,  welche  die  statis- 
tischen Hureaus  im  Verlaufe  der  Zeit  durch- 
gemacht haben. 

«)  Als  »stat  ist  ique  generale1  ist 
das  statistische  Bureau  im  Handelsministe- 
rium anzusehen,  das  1833  nach  dem  Vor- 
bilde des  englischen  Board  of  trade  errichtet 
wurde.  Es  hat  die  Aufgabe,  die  statis- 
tischen Ergebnisse  aller  Stellen  zusammen- 
zufassen uud  selbständig  die  Volkszählungen, 
die  Bevölkemngs-,  Armen-  und  Kranken- 
Statistik,  die  Industrieerhebungen  neben 
minder  wicht  igeu  Agenden  durchzuführen. 
Die  18.")2  errichteten  kantonalen  Kommis- 
sionen fanden  hier  ihm  Unterordnung  vom 
statistischen  Standpunkte  aus.  Seit  1892 
ist  es  zu  einer  Abteilung  des  Office  du  tra- 
vail  umgestaltet  worden. 

ß)  Die  Arbeiten  des  1825  errichteten 
Bureaus  für  Justizstatistik  von  1802 
durch  fast  dreissig  Jahre  von  Y  verlies  ge- 
leitet, in  welchem  auch  der  easier  central 
geführt  wird  und  welche  seit  mehr  als 
einem  halben  Jahrhundert  in  den  beiden 
Comptos  rendus  für  Kriminal-  und  Civil- 
justizstatistik  veröffentlicht  werden,  sind  als 
empirisches  Material  für  die  Ausbildung 
der  Moralstatistik  geradezu  grundlegend  ge- 
worden. 

;•)  Im  Ministerium  für  öffentliche  Ar- 
l>eiten  bestehen  mehrere  buivaux  de  statis- 
tique,  die  sehr  wechselnde  Schicksale  auf- 
zuweisen haben.    So  seit  1834  ein  solches 
für  Berg-  u  n d  II  fit t e n  w e s e n ,  seit  1S47 
jenes  für  Eisen  bahnst  atistik  und  seit; 
1841  ein  bureau  central  für  >Cirkulation«, , 
welches  1M78  in  das  Bureau  für  statis- 
tische Graphik  überging,  IVbei-dies' 
fungiert  seit   18"*»  eine  statistische  Cen- 
tralkommission  für  alle  Zweige  dieses  lies- : 
sorts. 

d)  Das  Unterrichtsministerium  Itesitzt  seit  I 
187(!  eine  statistische  Kommission  riebst  einem  l 
statistischen  Bureau  für  V  o  1  k  s  s  c  h  u  1  - 
u  n  t  e  r  r  i  c  h  t. 

i)  Das  bureau  de  statisti^ ue  et 


de  1  e  g  i  s  1  a  t  i  o  n  compavfe  im  Fi- 
nanzministerium   geht    in  seiuer 
Entstehung  auf  das  Jahr  1877  zurück,  und 
r)  Das  statistische  Bureau  im  Acker- 
[bauministerium  trat  18*2  an  Stelle 
I  des  sogenannten  bureau  de  statistiqne  de  sub- 
sistences,  welches  vordem  im  Handelsminis- 
terium bestanden  hatte  ;  seine  Hauptaufgabe 
liegt    in  der  Durchführung   der  grossen 
Agrarenquelen,  die  alle  10  Jahre  stattfinden 
(die  letzte  1M92),  und  der  Jahresstatisrik  auf 
diesem  Gebiete. 

ij)  Als  letztes  Bureau  reiht  sich  seit 
1801  den  vorstehenden  das  statistische 
Arbeitsamt  (office  du  travail)  im  Han- 
delsministerium an.  (Vgl.  hierüber  den  Art. 
Arbeitsbureaus  und  arbeitsstatis- 
tische Aemter  a.  a.  <>.). 

Um  der  Zersplitterung,  welche  aus 
vorstehenden  Angalten  deutlich  ersichtlich 
wird,  abzuhelfen,  wurde   1885  im  selben 
Ministerium  ein  Co n seil  superieur  de 
statistiqne  als  beratendes  Organ  für  die 
statistische     Gesamtverwaltung  errichtet, 
welcher  jedoch  die  grossen  und  principiellen 
i  organisatorischen  Mängel  der  französischen 
|  Verwaltungsstatistik  nicht  zu  beheben  ver- 
!  mag.    Dies  könnte  nur  durch  eine  Veroin- 
|  heitlichnng  der  Aemter  und   eine  streng 
durchgeführte  Auslösung  geschehen. 

Publikationen  zu  n— n)  Docu- 
menta et  Archive«  stat..  18H5— ;  das 
Quellenwerk :  Statistique  annuelle  de  la  France ; 
Ann naire  stat.,  1878  ff.  Volkszähluufrswerke, 
Betriebs-  und  ßerufszühluiur.  189ti  (181)9;:  Albuin 
de  stat.  graphique,  1889.  —  Statistiqne  de 
llndustrie  Minerale,  1871  ff.;  Bulletin  un-usucl 
nnd  Documenta  stat.  'jährlich,  beide  für  die 
Eisenbnhnstatisiik);  Bulletin  du  ministere, 
18H0  ff.  und  Albuin  de  stat.  graphique,  seit  1879 
(ans  dem  bureau  central).  —  J)  Statist.ique  de 
I  enseignement  primaire.  seit  1877  in  tjuiu- 
quennien;  (»raphica.  —  »)  Bullet.de  statistiqne 
et  de  legislation  comparec,  1877  ff.;  Atlas  de 
siatistique  finantiere,  18S1,  1SH9.  w)  Bullet, 
du  ministen?,  1882  ff.;  Stat  agricole  aniiuelle 
seit  1882  u.  «.  f.  (t)  Bulletin  du  conseil  sup. 
de  statistiqne,  seit  1885.  —  Diese  Angaben 
sind  infolge  des  steten  Wechsels  der  Organi- 
sation ganz  besonders  summarisch  gemacht. 
Der  Aufwand  aller  dieser  statistischen  Bu- 
reaus litsst  sich  nicht  feststellen,  da  er  zum  grtfs»- 
ten  Teil  in  dem  Ktat  der  Verwaltungsbehörden 
inbegriffen  ist. 

b)  Melir  als  in  den  anderen  Staaten  ist 
es  hinsichtlich  Frankreichs  erforderlich,  die 
un ausgelöste  Statistik  zur  Ergänzung 
derjenigen  der  Bureaus  in  die  Darstellung 
einzuboziehen.  Nahezu  jede  wichtigere  Ver- 
waltungsbehörde und  jede  Abteilung  dor- 
selU-n  bearbeitet  ihre  zugehörige  Statistik 
unaiisgelöst  selbst,  und  die  sogenannten 
Bureaus  dienen  häufig  nur  dem  Zwecke  der 
Zusammenfassung  und  Veröffentlichung, 
vielfach  ohne  dass  sie  eine  einschneidende 
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Tliiltigkeit  entwickeln  würden.  Insoweit 
ein  l  oberblick  Über  diese  ungemein  zer- 
splitterte Thätigkeit  der  Behörden  auf  sta- 
tistischem Gebiete  überhaupt  möglich  ist, 
d.  h.  namentlich  insofern,  als  sie  in  selb- 
ständigen Veröffentlichungen  gipfelt,  lassen 
sieh  folgende  Ressorts  und  Ressortsabtei- 
lungen sowie  I'nterbohörden  als  statistisch 
thätig  hinstellen : 

n)  Justizministerium,  Staatsrat:  Di- 
verse Veröffentlichungen  über  dessen  Thätigkeit, 
seit  1835. 

ß)  Ministerium  des  Innern.  1.  Erstes 
Bureau  der  Direktion  der  Departements- 
und  Kommunal  Verwaltung:  Jahresbe- 
richte der  Präfekturräte  in  der  Revue  generale 
^Administration,  ferner  Volkszählungen;  zur 
Veröffentlichung  dienen  das  Bulletin  des  lois 
und  besondere  ('ensuswerke  letztere  1876,  1881, 
188(5,  1891.  mm.  2.  Da«  dritte  Bureau  dieser 
Direktion  publiziert  die  Situation  nuanciere  des 
commune»  seit  1*78  jährlich,  resp.  seit  1836  in 
grösseren  Zeiträumeu;  daneben  Nachrichten 
über  die  Fiuanzen  der  Departements.  3.  Viertes 
Bureau  dieser  Direktion  :  Compte  rendu  general 
des  Operations  effectuees  par  le  Service  vicinal, 
1868  ß.  4.  Viertes  Bureau  der  Direktion  für 
Wo h  1 t h ä t i tr k e i t  undllygieine:  Jährliche 
und  monatliche  Nachrichten  über  die  Todesur- 
sachen in  den  Städten,  Epidemieen,  ärztliches 
Personal  u.  derirl.  5.  Drittes  Bureau  der  Di- 
rektion für  öffentliche  Sicherheit:  Die 
Nachrichten  über  die  Auswanderung,  welche 
seit  1857  verfasst  werden,  erscheinen  seit  1881 
in  dreijährigen  Perioden.  6.  Versichcrnngs- 
bnreau :  Rapport  sur  les  Operations  de  secours 
mutnels,  1852  ff.  7.  Erstes  Bureau  der  Direk- 
tion der  Gefängnisse:  Jahresbericht*. 
1852  ff.  8.  Abteilung  für  graphische  Statistik, 
errichtet  1881:  drei \, Albums"  aus  1881—1883. 
enthaltend  graphische  Darstellungen,  namentlich 
auch  zur  Bevölkerungsstatistik. 

v>  Finanzministerium.  1.  General- 
direktion der  Komptahilität:  Allgemeine  Doku- 
mente über  die  Finanzverwaltung,  Voranschläge, 
Rechnungsabschlüsse  u.  dergl.  2.  Generaldirek- 
tion der  Zölle:  Jahres-  und  Monatsberichte 
über  Aussenhandel  (Annales  du  commerce 
exterieur;  Tableau  generale  du  commerce;  Do- 
cumenta statistiqnes  reunis  sur  le  commerce), 
Schiffsverkehr,  Küstenschiffahrt.  3.  (ieneral- 
direktion  der  indirekten  Abgaben :  Binnenschiff- 
fahrt, bis  1881.  4.  Generaldirektion  der  direkten 
Abgaben:  Nachrichten  über  die  Bodenbewertung 
(G.  v.  9.  August  187üj  und  über  Gebäude- 
werte  (Fin.-Ges.  v.  8  August  1885  Art.  34.;  1889, 
mit  graphischen  Darstellungen.  5.  General- 
direktion  der  Staatsgewerbe :  Gesonderte  Publik, 
über  Tabak,  Pulver,  Zündhölzer.  3  Compte«. 
fi.  Münzburcau:  Jahresberichte:  eine  internatio- 
nale l.'ebersicht  aus  1XW. 

«Vi  Kriegsministerium.  1.  Direktion 
der  Infanterie,  Rekrntierunpsbiireau :  Jahresbe- 
richte.   2.  Direktion  für  Militärsanitätswesen 

v.  22.  Januar  IKfil  und  Instruktion  vom 
2t*.  September  1882):  Jahres-  und  Monatsbe- 
richte. Ferner  einige  minderwichtige  Nach- 
richten. -  Auf  Veranlassung  dieses  Ministe- 
riums werden  von  der  Pariser  statistischen  Ge- 


sellschaft seit  1889/1890  statistische  Vorträge 
im  Intendanzkursus  veranstaltet,  welche  im 
Bulletin  de  l'intendance  veröffentlicht  werden. 

«)  Marineministerium.  1.  Seit  dem 
Erlass  des  Seegesetzbuches  vom  4.  Juni  185H 
werden  jährliche  statistische  Daten  über  See- 
justiz veröffentlicht.  2.  Die  jährüche  Statistik 
der  Seefischerei  seit  1866. 

Ci  Unterrichtsministerium.  Wäh- 
rend für  die  Statistik  des  Volksschulwesens  seit 
1876  eine  eigene  Kommission  sowie  ein  statisti- 
sches Bureau  bestehen,  wird  die  Statistik  de* 
mittleren  und  höheren  Unterrichtes  unansgelöst 
betrieben.  Die  Veröffentlichungen  in  erster 
Hinsicht  beziehen  sich  auf  die  Jahre  1842,  1865. 
187«.  1887,  in  letzterer  anf  die  Jahre  1843. 
1865,  1876,  1888. 

r,)  Ministerium  für  Handel  und 
Gewerbe.  1.  Die  l'oiisularstatistik  und  Be- 
richte werdeu  in  den  Annales  du  commerce 
exterieur  (1843  ff.)  und  im  Rulletin  consulaire 
(1876  ff.)  publiziert.  2.  Direktion  für  Binnen- 
handel, mit  ihreu  Nachrichten  über  Sparkassen 
(seit  1840t,  Altersversorgungs-,  Sterbe-  und  Uu- 
fallversicherungskassen ;  Kinderarbeit  in  Fa- 
briken ;  Autorrecht  etc.  3.  Generaldirektion  der 
Posten  und  Telegraphen :  Jährliehe  und  monat- 
liche Berichte  über  Posten,  Telegraphen  und 
Postsparkasse. 

*)  Im  Ministerium  für  öffentliche 
Arbeiten  besteht  neben  den  oben  genannten 
statistischen  Bureaus  ein  unansgelöster  Dienst 
für  die  Statistik  der  Binnenschiffahrt  auf 
Flüssen  und  Kanälen,  ferner  für  das  Land- 
strassenwesen  und  den  Strassenverkehr,  worüber 
zahlreiche,  ausführliche  und  mit  vorzüglichen 
graphischen  Darstellungen  versehene  Werke  aus- 
gegeben werdeu. 

c)  Was  endlich  die  französischen  Kolo- 
nieen  anbelangt,  so  ist  zwischen  Algier 
und  den  übrigen  Kolonicen  zu  unterscheiden. 
In  Algier  selbst  besteht  schon  seit  mehr  als 
")0  Jahren  eine  unausgelüste  Statistik  der 
I^andesverwaltung,  die  Statistique  de  1"A1- 
gerie,  und  ülvertlies  veröffentlicht  das  Minis- 
terium des  Innern  seit  1883  das  Expos«''  de 
la  Situation  generale  de  l'Algerio  (früher, 
seit  1876.  Etat  aetuol  de  l'Algerie),  während 
die  bestehenden  offiziellen  Quellen  werke, 
wie  z.  B.  die  Handelsausweise  etc.  stets 
auch  auf  Algier  Bezug  nehmen.  Dagegen 
ist  das  statistische  Interesse  für  die  anderen 
oder  eigentlichen  Kolonieen,  über  welche 
die  Nachrichten  von  dem  Kolonieenmiuiste- 
rium  ausgehen,  ein  geringeres.  Hauptquellen- 
werk für  dieselben  sind  die  jährlichen  Sta- 
tistiqnes ooloiualcs  (früher  Tableaux  resp. 
Notices  statistiqnes  des  Handelsministeriums), 
welchen  noch  specielle  statistische  Ver- 
öffentlichungen, sei  es  der  Behörden  des 
Mutterlandes  oder  der  Kolonieen  treten:  in 
letzterer  Hinsicht  sind  z.  Ii.  Etat  de  Cochin- 
chine  fnincais,  Statistique  de  la  Timisie  etc. 
zu  nennen. 
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Contralstellen  und  Parlamontskommissionen 
ausgingen;  im  Jahre  1S01  wurde  die  erste 
Volkszählung  und  seither  auch  die  Erhe- 
bung der  Bevölkerungsbewegung  durchge- 
führt. TJie  Errichtung  statistischer  Bureaus 
fand  erst  seit  den  30  er  Jahren  statt. 

B.  Die  statistischen  Bureaus  des 
Mutterlandes. 

Zuerst  wurde,  und  zwar  1H32.  «)  die 
statistische  Abteilung  im  Board 
of  trade  (gegenwärtig  Giffen)  errichtet, 
welche  auch  die  allgemeinen  statistischen 
Abrisse  (Stat.  Abstraets,  seit  18">2)  verfasst 
und    so    einigerinasseu  die    Stellung  des 
Hauptamtes  einnimmt.    Es  ist  dies  diejenige 
statistische  Stelle,  welche  mehrfach  für  die 
!  kontinentale  Organisation  der  Verwaltungs- 
!  Statistik  vorbildlich  wurde,  indem  die  sta- 
tistischen Haupt-  oder  Einheitsbureaus  dem 
hng»  einen  einheitlichen  und  s,  eeifischcn  ,  Handelsministerium    unterstellt    und  auch 

hinsichtlich  des  Wirkungskreises  ähnlich 
eingerichtet  wurden.  Die  statistische  Ab- 
teilung giebt  die  Nachrichten  über  die 
Handelsbewegung  und  Schiffahrt  (Annnal 
Statements  und  Äcoounts),  Kommunikations- 
wesen, Ein-  und  Auswanderung,  Kolonieen 
(Heturns)  und  sonstige  Details  (Misoollaneous 
Statistics)  aus,  wol*?i  die  internationalen 
Vergleichenden  besondere  zu  erwähnen  sind. 
Es  ist  also  im  allgemeinen  das  Bureau  für 


IV.  Grossforitannien  und  Irland. 

A.  Allgemeiner  Charakter  und  Vorge- 
schichte. B.  Die  statistischen  Bureaus  des 
Mutterlandes.  ('.  Die  Verwaltungsstatistik  der 
Kolonieen. 

A.  Allgemeiner  Charakter  und  Vorge- 
schichte. 

Während  die  französische  Verwaltungs- 
statistik dem  Principe  der  Ausgestaltung 
der  statistischen  Funktion  bei  joder  Ver- 
waltungsbehörde folgt  um!  insofern  trotz 
aller  Zersplitterung  doch  eine  innere  Kon- 
sequenz der  Ausgestaltung  aufweist,  wird 
die  Verwaltungsstalistik  in  England,  Schott- 
land und  Irland  von  gar  keinem  einheitlichen 
Grundgedanken  l.teherrscht  und  folgt  einfach 
den  Anforderungen  des  praktischen  Bedürf- 
nisses. In  ihrer  Entstehung  zeigt  sie  aller- 
<V 

Ausgangspunkt,  sie  stand  nämlich,  sowie  die 
Verwaltung  überhaupt,  entweder  geradezu 
im  Dienste  oder  im  engsten  Zusammen- 
hange mit  dem  Parlamente,  aus  welchem 
heraus  sie  angeregt  und  hervorgerufen 
wurde.  Gegenwärtig  tritt  jedoch  auch 
dieser  für  die  früher«!  Zeit  massgcltende 
Typus  in  der  englischen  Verwaltungsstatis- 
tik nicht  mehr  so  ausschliesslich  hervor. 
Die  Statistik  ist  in  bedeutendem  Masse  un- 


ausgclöst,    die  bestehenden   Bureaus  sind  ;  Jic  wirtediaflJicho  Statistik  überhaupt;  da- 
ganz  unsystematisch,  ohne  jede  Betonung  i  tw.v_ri  »^.„v,...,  ^;..;<„.  fn„  \^„n.\JL  «,;..»_ 
?ntes  angeordnet,   und  der 


«los  Einheitsmoinentes  angeordnet,  unu  i: 
Unterschied  von  Statistik  und  Etnpiete  wird 
ganz  vernachlässigt,  wobei  die  letztere  Er- 
hebungsmethode sehr  im  Vordergrunde  steht. 
Es  wird  im  allgemeinen  nur  auf  möglichst 
rasche  übersichtliche,  ziffermassige  Orien- 
tierungen Wert  gelegt,  welche  durch  billige  j  y^j1 
Preise  den  weitesten  Interessonkreisen  zu 


'  neben  bestehen  einige  für  besondere  wirt- 
" "' '  schaftliche  Gebiete :  ,i)  d  e  s  s  t  a t  i  s  t  i  s  c  h  e  n 
Departements   im  Board  of  Cus- 
t  oms.  besonders  für  Schiffahrtsstatistik,  und 
die    D  i  r  e  k  t  i  o  u   für  Landwirt- 
schafts  Statistik  im  englischen  Board 
of  Agriculture;   (Agriculture   Heturns  for 
1h itain;    die  irländische  landwirt- 


,  ,  schaftliche  Statistik  |  General  abstracts]  wird 

ga.igl.ch  sind  (die  »Bhu-I^ks, ),  dagegen  vom  He)ri8tenimte  ^.arbeitet);  i»  die  im 
weniger  auf  ein  leferes  Eindringen  oder -auf  Jahr0  jsstj  errichtete  Abteilung  für  A  r bei  ts- 
eine  wissenschaftliche  Bearbeitung.  Dies  |  K  t  a  t  j  s  t  j  k  (lerzeil  unter  (lpIn  Namen  r^. 
hindert   nicht,   dass  von   manchen  statis 


tischen  Stellen,  wie  z.  B.  des  Libour  depart- 
ment  Erhebungen  grössten  Stiles  vorge- 
nommen werden.  Infolge,  der  Zersplitterung 
des  statistischen  Dienstes  sowie  der  Ver- 
öffentlichungen können  die  letzteren  nur 
ganz  summarisch  und  die  Kosten  der  Ver- 
waltungsstatistik überhaupt  gar  nicht  ange- 
führt werden.1) 

Die  Verwaltungsstatislik  nimmt  hier  ihren 
Ausgang  von  den  Parliaments-]xajiers,  welche 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  von  den 


•)  So  wie  in  Frankreich  hat  auch  in  Eng- 
land die  seit  1834  bestehende  Statistical  Society 
of  London  die  wichtige  Aufgabe,  Mängel  und 
bücken  der  staatlichen  Verwaltungs.statistik 
auszufüllen  (Journal,  IHMft. :  Jnbilee  Volume, 
18K5).  Neben  dieser  bestehen  noch  mehrere 
statistische  Provinzialvercine. 

Handwörterbuch  der  SUaUwisecMchafl^n. 


bour  department,  (vgl.  d.  Art.  Arbeits- 
bureaus und  a  r  b  e  i  t  s  s  t  a  t  i  s  t  i  s  c  h  e 
Aemter  oben  Band  I  S.  i)7<iff.)  im  Board 
of  trade. 

t)  Eine  weitere  Gruppe  von  statistischen 
Orgauen  sind  diejenigen  für  Bevölkerungs- 
statistik. Dieselben  bilden  Abteilungen  der 
B  e  g  i  s  t  e  r  Offices  und  sind  für  die 
Statistik  der  Bevölkerungsliewegtmg  und  für 
die  gesotzlich  geregelten,  alle  10  Jahre 
stattfindenden  Volkszählungen  bestimmt.  In 
England  steht  an  der  Spitze  dieser  seit  1S3(J 
bestehenden  Einrichtung  der  Statistical 
Superintendent  in  dem  General  Register 
Office  zu  London,  und  es  ist  da*  Lind  zum 
Zwecke  der  Civilstaudsfühning.  damit  auch 
zum  Zwecke  der  Statistik  in  Begisterhozirke 
mit  je  einem  Sii|ieriiitendent  Kegistiar  und 
i  in  Hegisterunterbezirke  mit  je  einem  Begis- 

Zwcito  Aufl»i?e.  VI.  fiö 
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trar  eingeteilt.  Gelegentlich  der  Volkszäh- 
lungen werden  dann  diese  l'nterbezirke  »och 
in  Zähll>ezirke  geteilt,  in  welchem  jeweilig 
ein  Enumerator  bestellt  wird.  Diese  Ein- 
richtung findet  sich  in  analoger  Weise  auch 
in  Schottland  seit  IHM  und  Irland  seit 
1SG3,  nur  dass  im  letztgenannten  Lande  an 
Stelle  der  Enumerators  Polizeibedionsteto 
treten.  In  England  ist  das  General  Register 
Office  dem  Local  Govcrnmont  Board,  in 
Schottland  dem  Home  Office,  in  Irland 
(G  r  i  m  s  h  a  w)  dem  Lordlieutenant  unterge- 
ordnet. Als  Publikationen  dienen  die  An- 
nual  Reports,  die  wöchentlichen  und  Monats- 
berichte für  die  Städte  und  die  Ccnsus  re- 
turns. 

Annual  Rep.  of  the  Reg.  gen.  of  births. 
deaths  and  murringes  in  England,  1K18A.  nur 
Snppl.,  desgleichen  für  Schottland,  für  Irland 
Quartcrly  returns. 

s)  Die  Justiz-  und  G  e  fä  n  gn  i  s  Sta- 
tistik geht  in  England  vom  Home  Office, 
in  Schottland  vom  Board  of  Prisons  and 
Jndicial  Statisties.  in  Irland  vom  Statistical 
Office  ans,  welch  letzteres  auch  die  Kom- 
munalstatistik pflegt,  die  in  England-Schott- 
land zumeist  dem  Local  Government  Board 
zukommt. 

Jiidir-ial  statisties  of  England  und  Wal«*; 
of  Irland ;  Rep.  011  the  .Ind.  »tat.  of  Scotland. 
Rep.  of  the  ('omni,  of  Prisons. 

rt;  Von  sonstigen  Behörden  und  Aemtern 
gehen  ans  die  Pnterriehtsstatistik  vom  lTn- 
terrichtsdopartement,  die  Finanzstatistik  vom 
I»eal  Government  Board,  die  Ko|>orts  on 
Police  für  England.  Impfstatistik  etc. 

C.  Die  Verw al tun gastatiatik  der 
Kolonieen. 

In  rebeivinstimmung  mit  der  Grösse  und 
Bedeutung  der  englischen  Kolonieen  und  der 
vielfach  grösseren  Selliständigkeit,  welche 
dieselben  liesitzen,  ist  auch  die  Verwaltungs- 
statistik in  denselben  zu  einer  grösseren 
Entwickolung  gelangt,  als  dies  im  allge- 
meinen Imh  den  Kolonieen  der  europäischen 
Staaten  zu  liemerken  ist.  Wenn  sich  auch 
immer  noch  der  eigentlichste  Zweck  der 
Kolonie«'!),  ihre  Bestimmung  als  Import- 
oder Export  gel  »iete  in  ilem  Vorwiegen  der 
Handelsstatistik  deutlich  genug  ausprägt,  so 
sind  doch  auch  die  anderen  Gebiete  des 
verwaltungsstatistischen  Systems  zur  Geltung 
gelangt  und  hie  und  da  statistische  Bureaus 
in  Kolonieen  errichtet  worlen. 

ff)  Hie  im  Jahre  1*40  in  1$  r  i  t  i  s  c  h  - 
Osti  udien  errichtete  statist.  brauch  des 
Finanz-  und  Handelsdepartemeuts  wurde  in 
der  letzten  Zeit  in  eine  Gcncraldiroktion 
der  Statistik  der  indischen  Regierung 
ump  wandelt,  neben  weleher  jedoch  die 
Zählnrigeu  selbständig  vorgenommen  werden. 

Publikationen.  Statement  c\hihiting 
the  inoral  and  material  progress  and  i'unditiou 


of  I.;  Stat.  Abstract.  r.  t.  B.  I.;  Stat.  table* 
for  Ii.  I.;  Statistics  judical  and  adniin.  for  B. 
I. ;  Prices  and  wages  in  India.  —  Ferner  Spe- 
cialwerke (Statement*  etc.)  für  Censns.  Handels- 
bewegung,  Finanzen  etc. 

ß)  In  den  7  australischen  Kolo- 
nieen wird  sehr  intensiv  statistisch  gear- 
beitet, so  namentlich  in  dem  zu  Victoria  1«- 
stehenden  statistischen  Bureau  (geleitet  von 
H.  H.  Hayter)  uud  in  den  arlwitüstatis- 
tiselion  Aemtern. 

I'ublikiitionen.  Auf  alle  7  Knlouieen 
beziehen  sich  die  Australiau  statistics  i jährlich . 
von  Hayter  und  von  t'oghlan;  ferner  des  letzt- 
genannten Statistical  Account  of  the  seven  Col. 
of  Anstr.  Bezüglich  der  einzelneu  Kolonieen 
Neu-Süd-Wales.  Neu-Seeland,  Westaustralien. 
Queensland,  Südaustralien,  Tasmania  und  Vic- 
toria, namentlich  hinsichtlich  der  zahlreichen 
Hatidbooks  und  Yearbnoks.  Bluebooks,  Statistics, 
Reports  u.  dcrgl.vgl.  St.  Bauer,  Arbeiterfragen 
und  Lohiipolitik  in  Australien,  Jahrb.  f.  Xat  u. 
Stat..  3.  F.,  2.  Bd.,  S.  7U2  ff 

vi  Für  Canada  iK-steht  seit  lss-'  im 
Ackerbauministerinm  ein  Statistisches  Bureau 
(Bureati  of  Industries):  Publikationen  :  Jahr- 
buch; Annual  and  occasional  Re]>ort;  Handel. 
Schiffahrt  etc.  Im  Jahre  BMMI  wurde  ein 
Arbeitsamt  errichtet.  Die  Provinz  tjuel««- 
besitzt  ein  eigenes  statistisches  Butean  und 
die  Provinz  Ontario  ein  Bureau  of  I,abor  seit 
liMH»  (K.  Glockling). 

i)  Hinsichtlich  der  übrigen  Kolonieen 
müssen  die  von  den  Behörden  des  Mutter- 
landes herausgegebenen  Bitte  liooks,  der 
Statistical  abstnict  for  the  colonial  and 
other  possessions  etc.  zu  Rate  gezogen 
worden. 


Y.  Italien. 

A.  Die  Einzelstaateu.  B.  Italien  (König- 
reich). 

A.  Dio  Einzclstaaton. 

1 .  Königreich  b  i  d  e  r  S  i  c  i  I  i  e  n.  Volks- 
Zählungen  fanden  hier  schon  1714  und  1747 
statt.  In  Palermo  wurde  1827  eine  Pirektiou 
der  Statistik  errichtet,  die  seit  1HH2  das  <üor- 
nale  statistieo  di  Sicilia  herausgab.  Durch  die 
1*20  eingeführten  ('ivilstandsregistcr  wurden 
die  (irundlagen  der  Statistik  der  Bewegung  der 
Bevölkerung  gegeben.  Ein  eigentliches  sta- 
tistisches Amt  wurde  IHM  in  Neapel  gegrüudct . 

2.  Das  Königreich  Sardinien  erliiclt  eine 
statisti.M  he  t'entralkouiniission  im  Jahre  IS.'M, 
und  1S41  eine  andere  spcciell  für  die  In>el  Sar- 
dinien; im  ganzen  Königreiche  wurden  vir 
1H;SS  fort  lautende  statistische  Erhebungen  iiber 
verschiedene  Zweige  des  öffentlichen  Lehens 
angestellt :  für  die  Justizstatistik  bestand  »'ine 
Specialkommission. 

IV  In  'l'oscana  trat  ein  statistisches  Amt 
im  Jahn-  1S41*  ins  Leben  (Zuoagni  «Mal- 
dini). Die  Einführimg  der  »'ivilstaudsrcgister 
geht  auf  ISIS  zurück. 
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4.  Dhs  erste  Königreich  Italien  be- 
1805  1HUH  ein   von  M.  Gioja  geleitete» 
statistisches  Amt. 

o.  In  Modena  und  f>.  in  Parma  bestun- 
den kleine  statistische  Bureau.«,  und  von  dem  1858 
gegründeten  statistischen  Amte  des  Kirchen- 
Maates  wurde  eine  Volkszählung  ((Jrisi) 
und  eine  Statistik  der  Wotalthätigkeitsanstalten 
durchgeführt. 

B.  Italien  (Königreich). 

a)    Durch  königlichen  Erlass    vom   7.  | 
Oktol*>r  1861  wurde  ein  dem  Ministerium 
der  Jjand Wirtschaft,  der  Industrie  und  des 
Handels  unterstelltes  statistisches  Central- 
amt  mit  einem  Heirat  1SÖS  errichtet;  (bis 

1872  Maestri,  hierauf  bis  189!)  L.  Rodio).  irs;-j  „,„i  Kleuco  für  18t>l  18U4.  Rom  1894), 
Nachdem  die  Reform  dieses  Amtes  schon  i  in  denselben  erscheinem  auch  die  Verhandlungen 
1872  angebahnt   worden    war.  erhielt   es  de»  Aiifsichtsrate*.  jene  der  Kommission  für 
durch  die  Dekrete  vom  10.  Februar  1878  Justizstatistik,  über  die  industriellen  Verhält- 

der  einzelnen  Provinzen.    Die  Arbeiten 

ein 
rio 

und  sind  mureiuein  reichhaltig.  Ausser  den 
Ausschuss  zur  Seite  stehen,  deren  Befugnis  jährlichen  und  periodischen  Nachweisunireii 
durch  königlichen  Heschluss  vom  9.  Januar  j  «her  die  manniirfaltigsteu  Gebiete  auch  grosse 
18X7  definitiv  geregelt  wurde.  gelegentliche  Erhebungen.  Census  lSttl,  1K71, 

Die  italienische  Statistik  erklomm,  von  j  1^81,  UHR),  die  grosse  Erhebung  über  die  La>re 
dem  Momente,  als  sie  ihre  Thätigkeit  mit  j  der  Landwirtschaft,  einzeln«-  Industrieen,  Uber 
der  Volkszählung  1801  eröffnete,  rasch  eine 


Ihre  Arbeiten  zerfallen  in  fortlaufende 
(jährlich),  periodische  (sieh  alle  10,  ">  oder 
3  Jahre  wiederholende)  und  gelegentliche 
Erhebungen. 

Neben  der  Generaldirektion  besteht  eine 
S p  e  c  i  a  1  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  f  ü  r  Justiz- 
Statistik  (seit  1S«2).  welche  zwar  nicht 
selbst  Veröffentlichungen  vornimmt,  aber 
auf  die  Fortbildung  der  einschlägigen  hoch- 
entwickelten Statistik  wesentlichen  Einfluss 
nimmt. 

Publikationen.  Annuario  Statistin» 
1878  ff. ;  die  Aunali  di  Statistiea  (1878  ff.)  mit 
dem  verschiedenartigsten,  anch  theoretischen  In- 
halte idazu  Indice  tuialitico  1871  1881,  Rom 
Kleuco 


«Uiroh  die   !>ekrete  vom    m   renrtiar  L»<n  j«»h«i»usiik,   iu>er  tue  monstrie-ien  >  ermu 
und  25.  März  1883,  den  selbständigen  Clin-  \  *****        einzelnen  Provinzen.    Die  Arbeit« 
rakter  einer  ( l  e  n  e  r  a  1  d  i  r  e  k  t  i  o  n.  wel-  j       ,  '^raldirektion   erscheinen    unter  de 
.  .   ,  ■  ,  .     .         i     ■       «.»„.r        Hainen  des  Amtes  gesondert  für  jede  Mater 

eher  ein  Aufsichtsrat    und   ein   ständiger      .    .  ,  nniremdn  rei,|lhliitiir     Answer  ,1, 


•  Stufe  der  Ausbildung  und 
ganzen  Reihe  von  Gebieten 


hoch bedeutend« 
kann  in  einer 

schlechthin  als  mustergiltig  bezeichnet  wer- 
den. Insl*esondere  ist  auch  die  Pflege  der 
graphischen  und  mathematischen  Statistik 
sowie  die  Anteilnahme  an  der  internationalen 
Statistik  eine  bedeutsame  und  einschnei- 
dende. 

Der  Aufsichtsrat  hat  die  Aufgalic,  die 
allgemeinen  Hcstim  mutigen  ülter  die  von 
den  sammelnden  Aemtern  auszuführenden 
Arbeiten  festzusetzen,  während  der  stän- 
dige Ausschuss  einberufen  wird,  um  die 

Sei" 


die  hygieiuisihen  Verhältnisse  fl88ti>,  über 
Ojiere  pie  (189i),  anthropologische  Messungen, 
liber  Höhenlage  und  Temperatur,  Rodenverhidt- 
niHse  etc.;  Studi  preparatori  per  il  IV.  Censo 
decennale,  Rom  IKitl.  18512.  Der  Auf  »und 
betragt  ruud  601)000  Lire. 

b)  Die  unausgelöste  Statistik  ist 
gleichfalls  ausserordentlich  reichhaltig.  Das 
F  i  n  a  n  z  m  i  n  i  s  t  e  r  i  u  m  veröffentlicht 
durch  die  Goueraldiroktton  der  direkten 
Steuern  die  Statistik  der  direkten  Steuern, 
durch  die  Generaldirektion  der  Zölle  die 
Erträge  der  Fabrikatioustaxen  und  giebt 
einen  monatlichen  und  jährlichen  Rerieht 
über  den   Warenverkehr:   ausserdem  ver- 


nwierigkeiten  welche  d.e  praktische  Aus-  j  öfftMltKfht  es  noch  ein  "statistisches  Jalu- 
führnng  d.eser  Ar!  reiten  darbieten  könnte,  j  budl  mit  (Ien  hauptsächlichsten  statistischen 

zu  b»»cn.  .  !  Mitteilungen  des  Finanz-  und  Sehatzmims- 

Als  lokale  Organe  dienen  die  statis- 
tischen P  r  o  v  i  n  z  i  a  1  a  u  s  s  c  h  ü  s  s  e  , 
denen  der  Pn'ifekt  präsidiert  und  welche 
aus  vom  Provinzialrat  gewählten  Mitglie- 
dern bestehen.  Diese  Ausschüsse  haben, 
gemäss  den  Instruktionen  der  Generaldirek- 
tion, die  Richtigkeit  der  von  den  einzelnen  1  demanio;  Statistica  delle  tasse  di  fubhricazinne. 
Provinzialämtorn  gelieferten  Daten  zu  prüfen.;  uü«r  Monopole  etc. 


teriums. 

Publikationen.  Rollctino  di  legislazimie 
e  stat.  doganale  e  conim.  18JS4  tf. ;  Movimcnto 
commerciale;  Statistica  del  conunercio ;  Valori 
delle  inerci.  Rollctino  meusile  sugli  istituti  di 
I  emissione :   Relazionc  snll'  amniinistrazione  del 


Der  Erlass  von  1801  hatte  auch  die  Ein- 
richtung von  Gemeindeaussehflssen  ange- 
ordnet, dieselben  wurden  aber  18*7  wieder 
aufgehoben. 

Die  statistische  Generaldirektion  hat  die 
umfassende  Aufgabe,  Daten  aus  fast  allen 
Zweigen  der  Staatsverwaltung  zu  sammeln. 


Das  Ministerium  für  Landwirt- 
s  e  h  a  f  t ,  Industrie  im  d  II  a  n  d  e  ! 
befasste,  sich  mit  der  Statistik  der  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Produkte  und  der 
Viehzucht,  der  Aktiengesellschaften  und 
Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitig- 
keit, der  edlen  Metalle  etc.  Es  veröffent- 
licht  ferner   Wochen-  und  Monatsbericht«* 


Sie  besteht  aus  einer  Abteilung  für  Revö 
kerungs-,  Verwaltungs-  und  Geriehtsstatistik  |  über  die  Preise  der  landwirtschaftlichen 
und  aus  einer  Abteilung  für  ökonomische  ,  Produkte,  über  die  Ernten,  über  Konkurse, 
und  finanzielle  Statistik.  :  über  alle  den  Handel  betreffenden  Augelegen- 
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heiten.  Aber  Kredit  und  Versicherung,  über 
die  Sparkassen  etc. 

Publikationen.  Bolletino  di  notizie 
agrarie  187Hff. ;  Kevista  del  servizio  ininerariu; 
Itulletiiio  di  notizie  commerciali ;  Annali  del 
m-tlito  e  dellu  previdenza:  Bolletino  sul  eredito 
e  Hulla  previdenza:  Statistira  delle  casse  di 
risparmio:  Bolletino  semestrale  delle  casse  di 
risparmio. 

Das  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  Riebt  die  Monatsstatistik  über 
die  Erträge  der  Eisenbahnen  heraus,  das 
Eisenbahnamt  die  .lahresstatistik.  Das 
Ministerium  der  Posten  und  Tele- 
graphen veröffentlicht  die  Berichte  über 
Post-  und  Telegraphenwosen ;  die  Statistik 
der  Gefängnisse  liefert  das  Ministerium 
des  Innern,  das  Marineministerium 
die  Statistik  über  die  Schiffahrtsvorhältnisso 
in  den  Häfen  des  Reiches,  und  dieses  fasst 
auch  in  Verbindung  mit  dem  Kriegs- 
ministerium  die  Resultate  der  Rekrutie- 
rung in  Heer  und  Marine  zusammen.  Das 
Kriegsministerium  veröffentlicht  ferner  die 
Rendite  über  die  San itäts Verhältnisse  im 
Heere. 

P  n  b  1  i  k  a  t  i  o  n  e  n.  Iielazione  sull'  eserebsio 
doli*'  strade  formte;  Annali  del  Consjglio  dflle 
tariftV  delle  strade  ferrate:  .Sülle  condizioni 
della  marina  uiercantile:  Leva  marittima:  Re- 
lazione  medico-  Statist i.a:  Statistica  sanitaria 
della  anuata;  Bolletiuo  degli  afTari  esteri  etc. 


diese  Weise  besteht  wohl  fast  ülterall  ein 
gewisser  statistischer  Dienst,  seine  Ausbil- 
dung ebenso  wie  die  l»istungen  und  Nach- 
j  richten  sind  al>er  durchaus  ungleichmassig 
I  und  letzten?  lückenhaft:  von  einer  Einheit- 
I  lichkeit  des  verwaltungsstatistischen  Systems 
muss  gleichfalls  abgesehen  werden.  Stellen- 
weise, wie  z.  B.  in  den  baltischen  I^indern. 
steht  die  Statistik  auf  sehr  hoher  Stufe,  so 
.  auch  in  einigen  Provinzen,  wo  namentlich 
]  eine  gewisse  Originalität  und  Ursprünglieh- 
Das-keit   der  Eihebnngen  zu  koustatienm  ist. 
Leider  winl  die  Renutzbarkeit  der  Verwal- 
tungsstatistik Russlands,  in  jüngster  Zeit 
auch  jener  der  <  )stseoprovinzen,  durch  die 
Spraehschwicrigkoit  sehr  beeinträchtigt,  in- 
dem nur  in  einigen  Reichspnblikationcn  Vor- 
dolmetschungen   in    französischer  Sprache 
einigermassen   üblich   sind,    wälu-end  die 
Pnmnzialstatistik  ausschliesslich  in  russisch 
veröffentlicht  winl. 

Die  ersten  administrativen  Berichte 
wurden  vou  Peter  dem  Grossen  eingeführt, 
von  einer  verwaltungsstatistischen  Thätig- 
keit  kann  aber  vorläufig  nicht  gesprochen 
werden :  erst  1H02  wurde  die  Sammlung 
statistischer  Daten  vorgeschrieben.  Dies*4 
ausschliesslich  unausgelöste  Form  dauert 
bis  zum  Beginn  dt«  zweiten  Drittels  des 
.lahrhuuderts,  von  wo  ab  die  Organisation 
ihren  Anfang  nimmt. 


Tl.  IluNslaud. 

A.  Allgemeiner  Charakter  und  Vor- 
geschichte. II.  Die  gegenwärtige  Ein- 
richtung der  Verwaltnngssratistik  in 
Ii  11  »»1  and  und  Fiuland.  1.  ltustdaiid.  2.  Die 
haitischen  Länder  im  besonderen.    3.  Fiuland. 

A.  Allgemeiner  Charakter  und  Vor- 
geschichte. 

In  dem  grossen  russischen  Reiche,  von 
dem  jedoch  rücksichtlich  der  Statistik  nur 
der  europäische  Teil  in  Betracht  kommt, 
kämpft  die  Verwaltungsstatistik  mit  den 
grüsston  Schwierigkeiten,  welche  einerseits 
in  der  enormen  Ausdehnung  des  Reiches 
und  andererseits  in  dem  niedrigen  und  ver- 
schiedenen Bildungsgrade  der  überdies  so 
vielsprachigen  Bevölkerung  ihre  rrsachon 
haben.  Es  ist  demzufolge  notwendig  ge- 
wonlen,  eine  lokale  Gliederung  des  statis- 
tischen Dienstes  einzurichten  und  überhaupt 
bei  Vornahme  der  Erhebungen  mehr  in 
freier  Weise  vorzugehen.  Die  Aufnahmen 
erfolgen  el»en  in  mannigfacher  Weise,  wie 
sieh  gerade  die  Möglichkeit  darbietet,  unter 
Benutzung  der  verschiedenartigsten  Hilfs- 
personen und  Behönlon,  die  vielfach  der 
Sehulung  entbehren.  Die  Aufbereitung  liegt 
grösstenteils  den  staatlichen  Behörden  oder 
den  lokalen  statistischen  Organen  ob.  Auf 


B.  Die  gegenwärtige  Einrichtung  der 
Verwaltungsstatistik  in  Russland 
und  Finland. 

I.  RuHsland.  a)  Die  staat  1  i che  Sta- 
tistik. Die  staatliche  Statistik  ist  derge- 
stalt eingerichtet,  das*  —  abgesehen  von 
einem  1S7">  reorganisierten  >s  t  a  t  i  s  - 
tischen  Rate,  welcher  jedoch  kein«- 
grössere  Bedeutung  zu  beanspruchen  ver- 
mag, —  ein  Hauptamt  mit  mehreren  Special  - 
ämtern  besteht,  welch  ersterem  die  lokalen 
statistischen  Stellen  untergeordnet  sind. 

ii)  Das  1>vU  im  Ministerium  des  Innern 
errichtete  Centraibureau,  welches  durch  das 
G.  v.  -1.  März  1857  in  ein  statistisches 
Centrnlkomitee  umgewandelt  wurde 
und  1*()3  seine  heutige  Einrichtung  erhielt, 
bildet  das  Hauptamt.  Es  erhält  vorwiegend 
schon  aufbereitetes  Material  und  besorgt 
dergestalt  im  allgemeinen  nur  die  Ver- 
öffentlichung und  allenfalls  die  Bearbeitung ; 
es  winl  gegenwärtig  von  Troinitzky 
(früher  von  Semen ow)  geleitet. 

Publikationen  (russisch).  Statistik  der 
Bevölkerungsbewegung,  seit  1SÖ7  in  jährlicher 
Folge;  Stati>tik  <les  Kaisertums  Kussland, 
18.V<  ft. ;  1,  russischer  Censin«  1SU7:  Statistische 
Mitteilungen  aus  Russland.  18ti8  ff.  (Abdruck 
aus  dem  Petersburger  Kalender):  Statistische 
Jahrbücher  (Wremennig  stat .);  Statistik  des 
GrundlH'sitzes  nebst  Zusammenstellung  sämt- 
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lieber  Wohnplätze  im  europäischen  Rußland 
auf  Grund  einer  Enquete  von  1877/78.  erschie- 
nen 1880—1885  in  15  Bänden:  Erntestatistik 
für  1883,87,  1886 ff.;  Die  Rodenbenutzung  im 
europäischen  Russland  im  Jahre  1881,  erschienen 
1884,  und  zahlreiche,  grössere  Perioden  um- 
fassende Monographieen  etc.  Vgl.  dazu  Apercu 
bibliographique  des  pnblications  du  Comite  cen- 
tral de  »tatistique  de  l  Enipire  de  Kussic  parues 
jusqn'au  l.  Aont  1805.  —  Der  Aufwand  für 
da«  statistische  Centraikomitee  beträgt  1001 
für  Persoualerfordernisse  44tK)3,  für  Realer- 
fordemisse  28  720,  zusammen  72  882  Rubel  und 
ist  somit  sehr  niedrig.  Die  Kosten  der  ersten 
Volkszählung  stelieu  noch  nicht  fest ;  bis  1001 
waren  4  216  000  Rubel  angewiesen,  womit  die 
Kosten  aber  noch  lange  nicht  gedeckt  sind. 

p  i  In  mohrcr  e  n  M  i  n  i  s  t  e  r  i  e  n .  so  in 
jenem  für  Finanzen  (B.  Boeff),  in  der 
Direktion  fftr  Handel  und  Gewerbe  (A. 
Blau  bis  ISO!)),  im  Ackerl>auministerium 
(Tirniriazev ),  im  Kommunikationsminis- 
terium  (J.  Borkowsky),  im  Justizministe- 
rium bestehen  statistische  Sektionen 
von  grösserer  oder  geringerer  Selhständig- 
"keit. 

Publikationen.  Annuaire  des  riuances 
rnsses :  Aperen  du  commerce  exterieur  de  la 
Rnssie  (jährlich!;  Commerce  de  la  Russie  (mo- 
natlich): Annuaire  statistique  du  Miu.  de  la 
Justice  1885 ff.;  Prix  des  marchandises  18iM)06, 
1807  ff. 

y)  Den  lokalen  Dienst  der  staatlichen 
Verwaltungsstatistik  versehen  diegouver- 
n  e  m  e  n  t  -  s  t  a  t  i  s  t  i  s  c  he  u  Komitees, 
welche  Iiis  auf  das  Jahr  1831.  in  welchem 
«las  statistische  Centraibureau  errichtet 
wurde,  zurückgehen,  und  welche  insbeson- 
dere seit  dem  für  die  ( »rgauisatkm  der  rus- 
sischen Statistik  wichtigen  Jahre  1803  eine 
iiedeiitsame  oder  wenigstens  allgemeinere 
Thätigkeit  entfalten.  Diese  Komitees  haben 
einerseits  die  Aufgabe,  als  lokale  Hilfsorgane 
«les  statistischen  Contralkomitees  zu  dienen 
und  andererseits  in  selbständiger  Weise  die 
Statistik  des  Gouvernements,  in  dem  sie 
eingesetzt,  sind,  zu  pflegen. 

Di«  Gouvemeinentskomitees  bestehen,  unter 
dem  Präsidium  der  Gouverneure,  ans  dem  Gon- 
verueuientsadelsraarschall,  dem  Vicegonvernenr 
und  sämtlichen  Chefs  der  einzelne!!  Verwaltungs- 
zweige im  Gouvernement  als  ständigen,  ferner 
aus  sämtlichen  Kreisadelsmarschilllen  und  vom 
Komitee  gewählten  Fachmännern  als  wirklichen 
Mitgliedern.  Der  Sekretär,  welcher  die  statisti- 
schen ArMten  technisch  leitet,  ist  stimmberech- 
tigtes Mitglied  de«  Komitees  und  fungiert 
meist  neben-  o«ler  ehrenamtlich.  Die  Komitees 
halten  nach  Bedarf  zu  zwanglosen  Terminen 
ihre  ordentlichen  Versammlungen  ab,  deren 
Protokolle  in  den  (offiziellen)  Gouvernements- 
zeituntren  veröffentlicht  werden.  Zu  Anfanjr 
eines  jeden  Jahres  findet  eine  allgemeine  Ver- 
sammlung statt,  in  welcher  der  Rechenschafts- 
bericht des  abgelanfeneu  Jahres  vorgelegt  wird. 

Als  Hilfsorgane  des  Centralkomitecs  haben 
diese  Gouvernemeutskomitees  den  Zweck,  den 


entsprechenden  Vorgang  für  die  Einsammlung 
der  von  der  Regierung  verlangten  und  vom 
Ceutralkomitee  genauer  bezeichneten  statisti- 
schen Daten  festzusetzen  und  die  aufgenomme- 
nen Daten  nach  gleichmässigen.  vom  Minister] um 
des  Innern  vorgeschriebenen  Formen  einer  Re- 
vision und  Aufbereitung  zu  unterziehen.  Im 
Speziellen  lietrt  ihnen  ob  1.  die  Aufstellung  von 
mehr  als  100  statistischen  Tabellen  auf  ver- 
schie«lenen  Gebieten  für  das  statistische  Ceu- 
tralkomitee. 2.  die  Abfassung  statistischer  Bei- 
lagen zu  den  Rechenschaftsberichten  der  Gou- 
verneure an  den  Czar  über  den  Zustand  ihrer 
Provinz.  3.  verschiedener  anderer  Berichte  an 
Reichsbehörden,  so  z.  B.  Uber  «len  Stand  <ler 
Ernten.  Gewerbe  etc. 

Hinsichtlich  der  selbständigen  statistischen 
Thätigkeit  haben  die  Gonverneincntskomitees 
die  Verpflichtung,  nach  Möglichkeit  Beschrei- 
bungen der  Gouvernements  zu  fördern  und 
selbst  vorzunehmen.  In  dieser  Richtung  werden 
in  ganz  freier  Folge  und  Weise  Jahrbücher  und 
andere  Werke  veröffentlicht,  welche  mitunter 
wertvolle  provinzialstatistische  Nachrichten  bie- 
ten, iu  denen  aber  meist  _ Adresskalender'  die 
Hauptrolle  spieleu  und  auch  Beitrüge  zur 
Landeskunde  überhaupt  (Sagen,  historische 
Skizzen  etc.)  enthalten  sind. 

An  sich  genommen  sind  die  gouvernement- 
statistischen  Komitees  eine  sehr  gute  Einrich- 
tung, es  hängt  jedoch  ihre  Wirksamkeit  ganz 
von  der  Individualität  des  Gouverneurs  und 
Sekretärs  ab.  Die  grösste  Schwierigkeit  ver- 
ursacht die  Aufnahme  der  Daten,  wofür,  abge- 
sehen von  der  (ieistliehkeit,  meist  nur  die 
Polizeiorgaue  und  Gemeindeverwaltungen  resp. 
Gemcindcschrciher  zu  Gebote  stehen,  denen  es 
an  Verständnis  und  Bildung  fehlt.  Die  finan- 
zielle Ausstattung  ist  zumeist  eine  unzurei- 
chende, speziell  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
Hauptperson  des  Komitees,  den  Sekretär.  - 
L  ebritrens  scheint  die  aufangs  recht  rege  Thä- 
tigkeit dieser  lokalen  statistischen  Stellen  in 
der  letzten  Zeit  nachgelassen  zu  haben.  Auf 
die  Leistungen  dieser  Komitees  im  speciellen 
soll  erst  weiter  unten  im  Zusammenhange  mit 
den  Leistungen  der  provinziellen  statistischen 
Selbstverwaltuugsbureaus  eingegangen  werden. 

b|  Die  statist  isehen  Bureaus  der 
Sem  st  wo  Verwaltungen.  Mit  Errich- 
tung der  Dandschaftsvorwahungen  durch 
das  G.  v.  1.  Januar  1804  wurden  auch  sta- 
tistische Bureaus  in  denselben  geplant  und 
seit  1871  (die  ersten  zu  Viatka  und  Tver) 
eingerichtet;  gegenwärtig  dürften  sie  etwa  in 
25  Gouvernements  bestehen.  Einen  neuen 
Anstoss  erhielten  diese  Arbeiten  durch  das 
Katastergesetz  von  1K03,  nachdem  vor 
diesem  Zeitpunkte  ein  Nachlassen  benierk- 
!>ar  war. 

Bezüglich  ihrei  gilt,  was  die  Methodik  und 
Technik  aubclaugt .  so  ziemlich  dasselbe  wie 
hinsichtlich  der  GouvernunciUsstatistik.  Auch 
bei  ihnen  ist  von  einer  festen  Organisation 
keine  Rede;  die  Aufnahme  erfolgt  entweder 
durch  die  Gemeinden  oder  besondere  Kommis- 
säre, häufig  mehr  nach  Art  von  Monographieen 
und  Enqueten.  Der  Aufgabenkreis  nmfasst 
LandeBbes<hreibuns;en,  landwirtschaftliche  und 
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bäuerliche  Monograimieen,  Schulstatistik  u.  dergl. 
Die  Leistungen  sind  jedoch  iusgcsamt  in  Betracht 
gesogen  geradezu  grandios :  so  sind  schon  1897 
im  ganzen  80497  oder  4,3  Millionen  Haushal- 
tungen und  25,59  Millionen  Bewohner  in  Form 
der"  landwirtschaftlichen  Enqueten  monogra- 
phisch beobachtet  werden.  (Zusammenfassung 
der  Resultate  der  einzelnen  Bureaus  durch 
Fortnuatow.)  Die  finanziellen  Mittel  aiud  zu- 
meist grösser  als  hei  den  GouverueroentJS- 
burcaus. 

Was  nun  die  Leistungen  sowohl 
dieser  Semst wobureaus  als  auch  die 
auf  die  Provinz  bezügliche  Thätigkoit  der 
Gou  vernementsbureaus  anbelangt,  die 
beide  im  grossen  und  ganzen  ähnliche 
Wege  gclien,  so  sind  —  abgesehen  von  den 
baltischen  Iündern,  welche  besonders  bo- 
sprochen  weiden  sollen  —  namentlich  fol- 
gende Gouvernements  zu  nennen: 

Das  seit  1870  bestehende  Moskauer  land- 
schaf  statistische  Bureau  (seit  188T>  von  N. 
K  :t  b  1  u  k  o  w  geleitet ;  Etat  1900 :  im  ( »rdinnrium 
Personalbedarf  Ml  10.  Realbedarf  1120,  zusammen 
KJ2HO,  dnza  ein  Extruordinarium  von  18000 
Rubel;  die  Lokalitaten  sind  im  Semstwobause) 
befasst  sich  mit  Schulstatistik  (aufgenommen 
durch  reisende  Beamte  und  Lehrer),  bäuerlichen 
und  G rundbesitz Verhältnissen ,  den  Zuständen 
in  den  Fabriken  etc.  Das  um  dieselbe  Zeit  er- 
richtete Bureau  in  der  T  sc  her  nitro  w  sehen 
Landschaft  i  T  s  c  h  e  r  w  i  n  s  k  i ;  Etat  8Üt  H)  Rubel) 
verfasst  namentlich  hinsichtlich  der  landwirt- 
schaftlichen und  (mindbesitzverhältnisse  in 
seltener  Weise  reichhaltige  Kreisbcschreibnngen ; 
desgleichen  das  (»ouvcniement  Tumbow.  In 
Warschau  besteht  ein  Komitee  für  die  Statistik 
der  10  Gouvernement*  von  Polen  i  Si- 
menon ko].  Von  den  Arbeiten  der  kauka- 
sischen Gouvernementskomitees  (lange  Zeit 
hindurch  v.  Seidlitz;  ist  besonders  die  lHHfi 
in  weitestein  Kähmen  vorgenommene  Volks- 
zählung und  der  seit  1855  bestehende  kauka- 
sische Kalender  zu  nennen.  Im  Übrigen  sei 
noch  auf  die  Gouvernements-  und  Lands«  ha fts- 
kouiifees  und  Bureaus  von  (herson,  Rä«an, 
Wladimir,  Charkow,  Pskow,  Ssinibirsk.  Orel, 
Kazan,  St  Petersburg.  Kostroma.  Ssemire- 
tsehinsk,  Irkutsk,  Minsk,  Nijschnij-Xowgorod, 
Saratow,  Samara,  Poltova,  Oatherinoslaw, 
Koursk,  Sinolensk.  Voronega,  Tauris.  Bcssara- 
bien.  Toitlu,  Oufa  etc.  hingewiesen. 

2.  Die  baltischen  1  minder  im  beson- 
deren. In  den  baltischen  Ländern 
Li  vi  and.  Ehstland  und  Kurland  ist 
die  Statistik  ebenso  organisiert  wie  in  allen 
übrigen  Gouvernements  und  es  stellen  sich 
die  hier  bestehenden  statistischen  Organe 
somit  eben  auch  als  statistische  Komitees 
der  Gomernenientsregierungon  oder  als  Bu- 
reaus der  Selbstverwaltung  dar,  wobei  die 
erst. Ten  ganz  in  derselben  Weise  dem  statis- 
tiM-hen  Centrallmreau  rosp.  den  Gouverne- 
)iientsi<'gierniig>'ii  untergeordnet  sind,  wie 
«lies  in  den  russischen  Staatsteilen  der  Kall 
ist.  Nichtsdestoweniger  muss.  mit  Kiick- 
sieht  auf  die  g;uiz  ausserordentlich  hoch- 


stehende Verwaltungsstatistik  dieser  drei 
linder  sowie  wegen  gewisser  Besonder- 
heiten in  der  Provinzialvcrfassung  und  -Ver- 
waltung, denselben  eine  specielle  Beachtung 
geschenkt  werden.  Dabei  soll  des  Zusam- 
menlianges  der  Sache  wegen  auch  auf  die 
Kommunal-  und  Börsenstatistik  in  diesen 
Ländern  eingegangen  werden.  Diese  beson- 
dere Hervorhebung  mag  namentlich  auch 
dadurch  gerechtfertigt  werden,  das«  seit 
1880  die  russische  Sprache  in  einigen  dieser 
bis  jüngst  durchaus  deutschen  Bureaus 
(nämlich  in  den  staatlichen)  eingeführt  wer- 
den musste,  wodurch  der  Kontakt  dieser 
Pflegestätteu  der  Statistik  mit  den  west- 
lichen verloren  zu  gehen  droht. 

a)  Livland.  «)  Da»  statistische 
Gouvernement  skomitee,  1863— 1809  von 
v.  J u ng- S t i  1  Ii n g.  dem  Begrüniler  der  liv- 
ländiseheu Statistik  geleitet,  seit  1889  von  V. 
Vogel;  nunmehr  russitiziert.  Anfwand  1901: 
Ord.  filr  Personale  145».  für  Realerforderuisse 
530  :  ausserord.  2500  Rubel.  Publikationen: 
Materialien  zu  einer  allgemeinen  Statistik  Liv- 
lands,  18t«— 1870;  Beiträge  zur  Statistik  Liv- 
lands.  1870 ;  Resultate  der  am  3.  März  18G7  in  den 
Städten  Livlauds  ausgeführten  Volkszählung. 
1S71:  Die  Geburten  und  Sterbefalle  in  Livland, 
1803— 1M72,  erschienen  1875;  ferner  einige  pri- 
vate deutsche  Arbeiten  der  Sekretäre  und  russi- 
sche Nnchschlagebilcher  seit  1880  und  seit  1899 
neuerlich  12  Lieferungen  der  Materialien  zur 
Statistik  Livlands. 

:t)  Das  statistische  Bureau  der  liv- 

.  ländischen  Ritterschaft,  errichtet  1869 
(bis  1888  von  v.  J  ung-Stilling,  seit  1889  von 

|  A.  Tobien  geleitet,  als  Abteilung  der  Kanzlei 
des  Landratkollegiunis  und  mit  der  livländiseheu 

I  t.'enlralkommission  in  Grundsteuersachen  ver- 
bunden, pflegt  die  Statistik  «1er  Agrar-  und 
Grundbesitzverhältnissc  (vor  1889,  d.  h.  vor  der 
Russifizieruug  der  Schulen  auch  die  SebulstA- 
tistik*.  Publikationen:  Die  direkten  Steuern 
der  livläudischen  Bauerngemeinden,  1875:  Bei- 
träge zur  Statistik  der  evangelisch-lutherischen 
Land  Volksschulen,  1K79.  18H4;  Beitrag  zur 
livländiseheu  Agrarstatistik,  1881;  Materialien 
zur  Kenntnis  der  Inländischen  Bauern  Verhält- 
nisse, 1883;  Materialien  zur  Kenntnis  der 
livläudischen  Agrarverhältnisse  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Knechte  und  Tagelöhner. 
lS8ö;  Ergebnisse  der  livläudischen  Volkszäh- 
lung vom  29.  Dezember  1881,  2.  und  3.  Bd.. 
1883-1880.  —  Der  Aufwand  beträgt  190t) 
für  Besoldungen  und  Löbue  2280,  für  Realer- 
fordernis 070  und  für  ausscrordentlh-hes  3000 
Kübel. 

>  >  Die  statistische  Kommission  der 
Stadt  Riga,  begründet  1866,  reorganisiert  1879. 
bis  IHSH  von  J  ung-S  t  i  II  in  g,  seit  1890  von 
A.  Tobien  geleitet,  ist  in  erster  Linie  für  Be- 
völkerungsstatistik bestimmt,  veranstaltet  aber 
auch  sonstige  Erhebungen  und  Enqueten. 
Publikationen:  Ergebnisse  d«>r  livländiseheu 
Volkszählung  vom  29.  Dezember  1881.  1.  Bd. 
und  kartographische  Darstellung.  1883—1885; 
Volkszählung  vom  3.  März  1867  in  Riga;  Riga 
1806—1870:  Monographieen,  .1.  Stillings  u. 
über  Statistik  «1er  (iebäude,  Komim 
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Schulen.  Bevölkerungsbewegung,  Gewerbezäh- 
lung  (vo«  l**'1  wnd  Infektionskrankheiten;  A. 
Tobien,  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Riga, 
1KIH,  18112  (daselbst  erschöpfende  Nachrichten 
über  die  gesamte  Statistik  Livlamta  nnd  ihre 
l.itti'ratnr,  im  1.  Teil  S.  1—571.  —  Aufwand 
IHM:  4720  Rubel,  darunter  3K00  für  den  Per- 
sonalbedarf: überdies  900  Rubel  für  die  Fah- 
rn     der  Wählerliste. 

<*}  Die  statistische  Sektion  des 
Rigaer  Börsenjtomitees.  (B.  v.  Gerneti 
errichtet  gleichzeitig  mit  der  städtischen 
statistischen  Kommission  nnd  anfänglich  mit 
dieser  verbunden,  bestimmt  fUr  Handelsstatistik. 
Publikationen:  „Beiträge  zur  Statistik  des 
Rigasc hen  Handels",  1866-1889.  in  24  Bänden, 
»«•ither  für  Handelsverkehr  zu  Wasser  und  auf 
Kisenbabnen  gesondert:  überdies  Quiuquenual- 
berichte  nnd  ein  Band  für  die  Zeit  von  25 
Jnhren.  —  Kosten  1901:  Personalbedarf  45UO, 
Realbeilarf  5500,  zusammen  10  000  Rubel. 

In  den  unter  d — <V  genannten  Bureaus  wer- 
den seit  längerer  Zeit  weibliche  Hilfskräfte  mit 
bestem  Erfolge  beschäftigt. 

b'  Khstlaud.  «j  Das  statistische 
<i  hu  verneinen  tskom  i  tee.  errichtet  gleich- 
falls 18Ö3.  wurde  seit  1865  bis  zu  seinem  Tode 
von  P.  Jordan  geleitet:  seit  1886  ninss  die  offi- 
zielle Publikation  russisch  erfolgen.  Etat:  1824 
Rubel,  von  der  Ritterschaft  und  den  Städten 
bestritten.  Publikationen:  Beitrüge  zur  Sta- 
tistik des  Gouvernements  Ebstlunds.  1867.  1871: 
die  Resultate  der  Volkszählung  in  der  Stadt  Re- 
val  vom  Iii.  November  1871.  erschienen  1874.  uud 
dasselbe  für  die  übrigen  Städte.  1875;  Statistik 
der  Wohnstellen  in  Khstland.  1879;  Ergebnisse 
der  ehstliindischen  Volkszählung  vom  29.  De- 
zember 1881.  3  Bde..  1883  84,  textliche  Bear- 
beitung 1886:  Beitrage  zur  Geographie  und 
Statistik  des  (ionvernements  Ehstland,  18K9; 
daneben  verschiedene  Abhandlungen  etc.  in  der 
offiziellen  (iouveriieiuentszeitung  und  in  Zeit- 
schriften, wie  z.  B.:  Die  Ergebnisse  der  land- 
wirtschaftlichen Statistik  von  Ehstland  1873, 
188t  >  etc. 

y i  Das  vom  R e v a  1  e r  Hörsenk omitec 
188t)  mit  Unterstützung  der  Stadt  gegründete 
h  a  u  del  ss  t  u  t  is  t  ische  Bureau  bearbeitet 
den  Handel  von  Reval  uud  Baltischport  und 
wurde  seit  der  Errichtung  von  P.Jordan  ge- 
leitet: Etat  2100  Rubel.  Es  veröffentlicht  all- 
jährlich „Beiträge  zur  Statistik  des  Handels 
von  Reval  uud  Baltischporf ;  überdies  Quin- 
quennalberichte.  —  Ein  koiniunnalstatistisches 
Bureau  besteht  in  Reval  nicht:  vgl.  jedoch: 
Kluge.  Biostatik  der  Stadt  Reval  für  1834  bis 
1862.  erschienen  1867. 

c  In  Kurland  besteht  nur  das  gou  Ver- 
ne inen  t-s  tat  is  tische  Komitee,  und  zwar 
seit  1862.  Anfangs,  bis  1870,  wurden  nament- 
lich unter  Baron  Heyking  wertvolle  Erhe- 
bungen durchgeführt,  dann  trat  ein  Stillstand 
ein;  gegenwärtig  wird  das  Komitee  russisch 
verwaltet.  Publikationen:  Statistische  Stu- 
dien über  die  landlichen  Zustände  Kurlands, 
1862:  Statistisches  Jahrbuch.  1862  f.,  1860;  Er- 
gebnisse der  knrltludischen  Volkszählung  vom 
29.  Dezember  1881,  2  Bde.,  1*84,  1*86  87, 
ferner  kleinere  Monographieen.  Im  Jahre  1888 
erschien  in  russischer  Sprache  „Das  Gouverne- 


ment Kurland",  ein  Sammelwerk  statistischer 
Daten,  1  Bd. 

Die  in  allen  drei  Ostseeländcrn  gleichzeitig 
vorgenommene  Volkszählung  vom  Jahre  1881 
ist  die  erste  eiu  grösseres  Gebiet  Russlands 
umfassende  überhaupt:  vorher  fanden  nur 
Volkszählungen  für  die  Städte  statt,  so  im  Jahre 
1871  in  Ehstland  (unter  Benützung  von  Auf- 
nahmskarten) und  1867  in  Livland. 

Ii.  Finlnnd.  Die  sehr  gute  uml  altüber- 
konimeno  Verwaltungsstatistik  Kinlands  ist 
von  derjenigen  Rnsslands  vollständig  unab- 
hängig und  zeigt,  in  Uebereinstitniming  mit 
dem  staatsrechtlichen  Zusammenhange  mit 
Schweden,  der  bis  1SÖS  dauerte,  eine  Aehn- 
lichkeit  mit  der  Statistik  dies«'«*  [jindes. 

a>  Die  statistischen  Bureaus. 
n)  Das  statistische  t'entralbureau 
wurde  1S65  als  selbständige  centrale  Be- 
hörde gegründet,  mit  der  kaiserlichen  V.  v. 
4.  November  IHM  reorganisiert  und  stand 
lange  Zeit  unter  der  Leitung  von  Igna- 
tius (seit  1*S6  Box  ström).  Daneben 
fungierte  bis  zur  B«»organisation,  ohne  Er- 
folg, eine  statistisrhe  <  entralkominission. 

Die  Publikationen  sind  finnisch  und 
schwedisch,  mit  französischem  Schlüssel :  Bidrag 
tili  Kinlands  officiela  Statistik,  seit  1865  in 
Serien,  welche  seit  der  2.  Hälfte  der  SO  er  .lahre 
auch  die  Resultate  der  unausgelösten  Verwal- 
tungsstatistik umfassen:  Statistisk  Arsbok  för 
Finland,  1878  ff.,  seit  1892  auch  in  rus*isc.her 
Sprache.  Dann  mehrere  halbofnziclle  Arbeiten, 
so  das  Statistische  Haudbuch,  1872,  1890;  „Da« 
Grossherzogtum  Finland"  etc.  —  Aufwand 
11)01:  Ordentlich  43 (MX)  Francs,  darunter  33 200 
für  deu  Personalbedarf:  ausserordentlich  12000 
Francs  tür  die  Volkszählung  in  den  grösseren 
Städten  vom  5.  Dezember  liiOO. 

,.•?)  An  Srteeialbureaus  sind  zu  nennen: 
das  statistische  Co  tun  toi  r  der  Eison- 
bahnverwaltung  für  die  Eiseul>ahnstatistik 
und  das  statistische  Comp  toi  r  des 
Zollamtes  für  die  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsstatistik,  seit  1801. 

b)  Die  unausgelöste  Statistik 
reicht  als  Provinzial-  und  Bevölkerungssta- 
tistik bis  1735  resi>.  1749  zurück,  wobei  je- 
do<-h  Veröffentlichungen  spärlich  waren. 
Zur  Zeit  der  Errichtung  des  statistischen 
Centraibureaus  und  gegenwärtig  werden 
folgende  zahlreiche  Gebiete  der  Statistik  tin- 
ausgelöst  l>earbeitet :  Sanität,  Unterricht, 
Justiz  (im  kaiserlichen  Senate  von  einem 
specielleu  Statistiker  bearbeitet).  Gefäng- 
nisse, Wälder,  lndustrieen,  Berg-  und  Hütten- 
werk«?, Eisenbahnen,  Potd-  uud  Postsparlwnk, 
L^desvermessung ,  Aichwesen.  Piloten, 
IveiK  httilrme,  Staats-.  Strassen-  und  Wasser- 
hau, Armen-,  Unfall-  und  Versicherungs- 
statistik. Die  Veröffentlichung  erfolgt  je- 
docli,  wie  bemerkt,  in  dem  offiziellen 
Quellenwerke  unter  bestimmten  Scrien- 
nummern  (wie  in  Schweden).  Im  Jahre 
1889  wurde  von  der  Regierung  ein  Arbeiter- 
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Versicherungskomitee  ernannt,  welches  nach 
Beendigung  seiner  Arbeiten  als  »Arhetare- 
försäknngskomitt'ns  Betänkande«  4  Hefte 
statistischer  und  anderer  Nachrichten  über 
Kassen,  Unfälle  etc.  herausgab. x) 

Die  Beschaffung  des  Materials  erfolgt 
auf  dem  Gebiete  der  Bevölkerungsstatistik, 
abgesehen  von  den  Volkszählungen  in  den 
Städten  von  1870,  1880  und  189t),  auf  Grund 
der  Kirchenbücher  durch  die  Geistlich- 
keit, sonst  auf  Grund  der  den  Jahres- 
berichten der  Gouverneure  beigegebenen 
Tabellen. 


VII.  Skandinavische  Länder. 

1.  Schweden.    2.  Norwegen.    3.  Dänemark. 

In  den  skandinavischen  Ländern 
S<-h\vedeii-Nor\vegen  und  Dänemark  (sowie 
auch,  wie  ljemerkt,  in  Finland)  zeigt  die 
Verwaltungsstatistik  ein  übereinstimmendes 
Gepräge.  Die  Bevölkerungsstatistik,  durch 
Vormittelung  der  Kirchenbücher  und  Seel- 
sorger, steht  als  eigentliche  Aufgabe  des 
statistischen  Amtes  ganz  im  Vordergründe, 
daneben  werden  im  allgemeinen  die  ande- 
ren Gebiete  dun  h  die  zuständigen  Verwal- 
tungsbehörden erhoben,  und  es  wird  eine 
formale  Kinlieit  in  der  ganzen  Verwaltungs- 
statistik durch  die  Veröffentlichung  mittelst 
des  (Quellen Werkes  hervorgebracht.  Die  Be- 
arbeitung dringt  selten  tiefer  ein,  dagegen 
wird  auf  einen  Zusammenhang  mit  der 
eenrraleuropüischen  Verwaltungsstatistik  und 
den  internationalen  Bestrebungen  grosser 
"Wert  gelegt.  Obgleich  die  skandinavischen 
Lander  charakteristische  .statistische  Organe, 
namentlich  die  Kommissionen,  weitaus  früher 
besessen  und  diese  in  der  Form  der  Ta- 
bellenkommission  für  Bevölkerungsstatistik 
geradezu  von  Schweden  ausgingen,  ist  den- 
noch eine  direkte  Einwirkung  dieser  Knt- 
wiokelung  auf  diejenige  in  anderen  Staaten, 
wohl  wegen  der  isolierten  Lage,  nicht  zu 
konstatieren. 

1.  Schweden.  In  diesem  Lande  ist  die 
Verwaltungsstatistik  sehr  alt.  Schon  10H> 
wurde  den  Seelsorgern  die  Führung  der 
Standesregister  obligatorisch  gemacht,  und 
seit  1730  wurden  von  ihnen  Bevölkerungs- 
daten eingesammelt.  Im  Jahre  17-49  erfolgte 
die   Einrichtung  einer  statistischen  Kom- 

')  Der  Arbeiterverein  zu  Helsiiigsfors  be- 
sitzt seit  1885  eine  permanente  Kommission  für 
Arbeiterstatistik  (unter  dem  Vorsitz  von 
Bjeltj.  welche  ISul  mit  StaatsunterstUtzung 
eine  Kiu|iiete  über  die  Arbeiterverbältnisse  iu 
der  Stadt  verunstaltete  nnd  überdies  in  den 
Jahresberichten  des  Vereins  sozialstatistische 
Nachrichten  giebt.  -  Die  geographische  Ge- 
sellschaft Finlunds  ist  auch  -statistisch  thiitig 
(Zeitschritt  Kennia). 


mission  und  1756  die  Begründung  der  unter 
dem  Einflüsse  des  berühmten  W argen tiu 
stehenden  Tabellenkommission,  des  ältesten 
statistischen  Bureaus.  Dieselbe  wurde  ISiVs 
(kgl.  Ordre  v.  22.  Juli)  in  eine  Central- 
k o  m  in  i  s s i  o  n  (Statistiska  Beredniugen)  und 
ein  statistisches  Coutralbureau  um- 
gestaltet, welche  beide  von  einander  unab- 
hängigen Organe  zusammengenommen  den 
Namen  >Statistiska  Tabellkomissionen 
führten,  und  deren  letzteVes  die  Arbeiten 
der  alten  Tabellenkommission,  nämlich  die 
Bevölkerungsstatistik  fortsetzte.  Im  Jahre 
lKSu"  erfolgte  mit  Kegleinen t  vom  22.  Oktober 
eine  Reorganisation  der  Centralkommission, 
indem  der  Name  Tabellen  komm  ission  auf 
die  beratende  Centralkommission  beschränkt 
wurde,  welche  ans  dein  Direktor  des  sta- 
tistischen Centraibureaus  als  Präsidenten 
uud  Vertretern  aller  jener  Ressorts  zu- 
sammengesetzt ist,  die  an  dem  offiziellen 
(Quellen werke  beteiligt  sind.  Das  statistische 
Centraibureau  erweiterte  seit  dem  Jahie 
seiner  Begründung,  18öS,  seinen  Wirkungs- 
kreis (Hier  die  Bevölkerungsstatistik  hinaus: 
seine  gegenwärtige  Organisation  beruht  auf 
dein  Reglement  vom  7.  November  1S79 
(Chefdirektor  seit  18S0  E.  Sidenbladii. 
seit  1901  K.  Sidenbladh). 

Das  für  die  skandinavischen  Lämbr 
charakteristische  Verhältnis  zwischen  dor 
ausgelösten  und  nicht  ausgelösten  Sta- 
tistik lässt  sich  so  angelten,  dass  jede  Cen- 
tralstello  unausgelöst  ihr  Gebiet  und  das 
Centraibureau  den  Rest  arl»eitet,  und  das* 
ferner  alle  diese  Hau]>t gebiete  des  verwal- 
tungsstatistisclien  Systems  als  rasendere 
(mit  den  Buchstaben  A— X  bezeichnete! 
Serien  in  dem  einheitlichen  txhiellenwerke 
veröffentlicht  werden. 

P«  b  I  ika  t  i  o  i)  cd.  Dieses  Quellen  werk 
trat  18Ö8  als  Bidrag  tili  S  voriges  ofticiela  Sta- 
tistik an  Stelle  der  früheren  Berichte  der  Ta- 
belleukommission  und  der  einzelnen  Central- 
stellen;  die  seit  1800  bestehende  Zeitschrift 
Statistik  tidskrift  enthält  seit  1871  im  jeweili- 
gen ersten  Jahreshefte  ein  statistisches  Jahr- 
buch. —  Der  Aufwand  des  statistischen  <en- 
tralbureaus  betrug  1900/1901  im  Ordinariiuii 
74141  Kronen,  nämlich  4H010  für  Personal-. 
28125  für  Bcalcrfordernisse ;  daneben  ein  Ex- 
traordinariutu  von  :iy 2H7  Kronen.  Die  Kosten 
sind  nicht  gross,  weil  die  gesamte  Hilfsthütig- 
keit  fllr  das  so  ausgedehnte  Gebiet  der  Bevölke- 
rungsstatistik, selbst  bei  Volkszählungen,  dunh 
die  Pastoren  ohne  Kntsch&diguug  erfolgt. 

2.  Norwegen.  Norwegens  Vei  waltiutgv 
statistik  uiiuint  auch  aus  den  Paroehiahv- 
gisteru  ihren  Ausgangspunkt.  Das  sich  mit 
der  Zeit  erweiternde  rabellenwerk  wurde 

a)  von  1S37  an  von  einer  im  Finanz- 
ininisterium  und  seit  18-43  im  Ministerium 
des  Innern  bestehenden  statistischen  Sektion 
gearbeitet.  Mit  dem  königlichen  Dekret" 
vom  21).  Juni  1S7Ü  erfolgte  die  Schaffung 
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eines  statistischen  Centraibureaus 
Hinter  K  iaer,  der  seit  1867  die  norwegische 
Statistik  leitet)  unter  Kontrolle  des  Ministers 
das  Innern.  Eine  statistische  Ceiitralkom- 
mission  besteht  nicht,  wohl  aber  zeitweilig 
zusammentretende  Konferenzen  der  Ver- 
treter der  Ressorts  mit  dem  Direktor  des 
statistischen  Centralbureaus  zu  wesentlich 
demselben  Zwecke.  Die  Statistik  dieses 
Ijaudes  steht  auf  bedeutsamer  Höhe  und 
halt  bis  heute  die  Beziehungen  zu  der  inter- 
nationalen Organisation  durch  ununter- 
brochene Thätigkeit  aufrecht. 

b)  Als  Ressorts  mit  imausgelöst  er 
Statistik  sind  zu  nennen :  das  Unterrichts- 
ministerium :  l'nterrichtswesen ;  Justizminis- 
terium :  Gefängnisse .  St raf | »rozessstat ist i k  ; 
Medizinalabtcilung  desselb«'n :  Mcdizinnl- 
und  Sanitätswesen  :  Voterinärdirektieii :  Vete- 
rinär wesi-n  und  Fleischkontrolle ;  Roichs- 
versiehenmgsantt :  Industriestatistik;  Fischo- 
reidiivkti*>n :  Fischeieistatistik ;  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten:  Gebäudeversiche- 
rung, Poststatistik:  EiscuUihndirektinu ; 
Telegraphondireklion :  Finanzministerium : 
Staatsfinanzen :  Kriegsministerium :  Rekru- 
tierung. 

Die  Resultate  dieser  Erhebungen  werden 
von  den  jeweilig  zuständigen  Ressorts  ver- 
öffentlicht, jedoch  durch  das  statistische 
Centralbureau  ausgegeben. 

V  u  h  I  i  ka  t  ion  e  n.  Norges  oftieiclh-  Sta- 
tistik, seit  18<il ;  «Iii»  dritte  Folge,  seit  188').  in 
fortlaufend  numerierten  Heften.  Seit  187H  be- 
steht ein  Jahrbuch  und  seit  1883  die  Zeitschrift 
Meddelelser.  Ein  offizieller  Katalog  über  alle 
verwaltungsstatistisehen  Arbeiten  seit  1828  er- 
schieii  1S8!»  als  „Forteirnelse".  —  Der  Auf- 
wand des  statistischen  t  'entralbiirean.s  belief 
sich  1U00  I'.IOI  im  Orditiariiun  auf  it'JvilHj  Kronen, 
wovon  ti28lH>  auf  den  Personalbedarf  entfielen: 
Extraorilinariuui :  MÜOO  Kronen,  davon  HCl ( X * I 
für  die  Volkszählung,  denn  (icsumtkosteu  auf 
3Hn<i(lO  Kronen  veranschlagt  sind.  -  Verwen- 
dung weiblicher  Hilfsarbeiter  in  ausgedehntem 
Masse  Ubli.li. 

8.  Dänemark.  Die  Verwaltungsstatistik 
in  diesem  Lande  wurde  bis  in  unaus- 

gelöster  Form  für  Zwecke  der  Verwaltungen 
gehatidhabt :  im  genannten  Jahre  wunle 
auch  hier  eine  Tabellenkommission  errichtet, 
deren  Funktionen  1S.~»0  an  das  noch  gegen- 
wärtig bestehende  statistische  Amt 
(von  M.  R  u  1)  i  n  geleitet)  übergingen.  Dieses 
Amt  erhielt  durch  das  Personalgesetz  vom 
10.  Dezember  1m9">  ilen  Namen  statistisches 
Staatshurcau.  Im  Gegensätze  zu  den  an- 
derer» skandinavischen  Ländern  ist  die  Aus- 
lösung in  gnisstem  Masse  vorgenommen 
worden,  so  dass  nur  die  Statistik  der  Kom- 
munikationsanstalten  und  (iefängnisse  den 
Zentralstellen  verblieb.  Doch  erscheint 
dessenungeachtet  die   Verschiedenheit  der 


Ressorts  im  Ouellenwerkenaeh  schwedischem 
Vorbilde  angedeutet. 

Die  Publikationen  sind  als  „Däne- 
marks Statistik'  bezeichnet,  und  zwar  ist  zu 
nennen:  Statistisk  Tabelwaerk,  seit  1835:  die 
IV.  Folge  .seit  1871b  ist  in  die  Serien  A  —  K 
geteilt;  das  Jahrbnch  iSainmcndrag].  seit  180}). 
als  Statistisk  Aarbog  18'.K>ff..  endlich  die  Zeit- 
schrift Meddelelser.  1852  ff.  —  Aufwand 
15)01  l«02:  Ordinarimu  8-1281»  Kronen,  darunter 
45380  Kronen  Personalbedarf;  Extraordinariuni 
29U00  Kronen  i  Volkszählungsrate  für  ein  Jahr 
der  ganze  Kredit  70000  Kronen). 


VIII.  Schweiz. 

1.  Die  Eidgenossenschaft.    2.  Die  Kuutoiie. 
3.  Konferenzen  und  (iisellschaft. 

Zufolge  der  Verfassungsverhältnisse,  nach 
welchen  der  Schweipunkt  der  öffentlichen 

;  Verwaltung  doch  eigentlich  in  den  zahl- 
reichen und  kleinen  Kantonen  liegt,  ist  die 
Verwaltnngsstatistik  des  Rundes  sachli<-h 
beschränkt  und  die  Statistik  in  den  Kan- 
tonen zumeist  imausgelöst.  Dessenunge- 
achtet ist  die  Höhe  der  Ausbildung  ein-- 
ganz  beachtenswerte  und  die  Pflege,  wenn 

!  auch  sehr  zersplittert ,  doch  sehr  ausge- 
breitet. 

1.  Die  Eidgenossenschaft,  a)  Statis- 
tische Erhebungen  (Volkszählungen,  Zoll- 
statistik, Viehzählungen  u.  dergl.).  welche 
ziemlich  weit  zunickt  eichen,  wurden  bis 
filier  die  Mitte  des  laufenden  Jahrhunderts 
hinaus  imausgelöst  vorgenommen ,  wobei 
allerdings  die  Statistik  durch  die  Verfassung 
von  lSli»  und  zwar  im  Ministerium  des 
Innern  gewährleistet  wurde.  Die  Errich- 
tung des  e  i  d  g  e  u  ö  s  s  i  s  «•  Ii  e  u  s  t  a  t  i  s  - 
jti  sehen  Hureaus  erfolgte  erst  mit 
I  Hundesgesetz  vom  .'51.  Januar  ISliO  sowie 
Reglement  vom  Iii.  Januar  ls»;:;;  es  wmde 
ls70  reorganisiert  (früher  von  Kummer. 
Milliet.  gegenwärtig  von  («ui  IIa  utile 
geleitet)  und  kämpft  mit  Verfassungs- 
schwierigkeiten, indem  die  staatsiveht- 
!  helle  Stellung  der  Kantone  ein  stetiger. 
Hemmnis  seiner  Hethätigung  bildet.  Der 
Wirkungskreis  ist  deshalb  wenig  umfassen«! 
(Hevölkerungs-,  Viehzählungen ,  Rekrtitie- 
'.  rnngswesen.  Unfälle),  dabei  aber  die  Durch- 
,  bildung  namentlich  iler  Sterblichkcitsstatistik 
mustergiltig.  Die  Einheitlichkeit  in  der 
« Organisation  wurd«'  dadurch  aufgehoben, 
dass  im  Jahre  IST 4  ein  statistisches 
Bureau  im  Eisen  ba  h  nd  e  na  rt  e  me  n  t 
und  1SS4  ein  solches  im  Zol  1  d  e  par  t  e  - 
m ent  .  letzteres  für  die  Warenstatistik  er- 
richtet wunle. 

P  u  b  1  i  k  a  t  i  o  u  e  n    Als  Quellen  werk  dient 
die  ..Schweizerische  Statistik",  seit  ISfiO;  Sta- 
tistisches Jahrbuch    1891  ff. ;  geograjihisch-sta- 
i  tistischer  Atlas  der  Schweiz  18U7.  —  Sehwii- 
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zerischc  Eiscnbahustatistik :  Lohnstatistik  des 
Personals  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
WM  /MM).  —  Statistik  des  Warenverkehrs  der 
Schweiz  mit  dein  Auslände:  überhaupt  der 
Ein-  und  Ausfuhr;  Schweizerische  handelssta- 
tistische Jahresberichte:  Sanitarisch-deniogra- 
jdiische  Wochenbulletins.  Aufwand  des 
eidgenössischen  Bureaus  MH  lö.ilXK»  Francs, 
dazu  Volkszählung  \'M)  fiOUK).  Viehzählung 
1571)1)  Francs.  Aufwand  der  Eisenbahn-  und 
Warenstatistik  ist  nicht  gesondert  zu  ersehen. 


die  Einnahme  aus  der  statistischen  tiebühr  150(XX> 
Francs. 

b)  Die  unausgelösto  Statistik  ist  ge- 1 
ringfügig  uiul  bezieht  sieh  im  allgemeinen  | 
nur  auf  das  Post-  und  Telographenwesen, 
Versicherungsanstalten  sowie  die  Alkohol- , 

Verwaltung;  es  fohlen  hier  eben  die  Vor- 1  lieh).  liezw.  einen  Verband  der  ainl- 
waltungsressorls.  Dafür  werden  von  Zeit .  I  iehen  Statistiker  zu  organisieren,  und 
zu  Zeit  grössere  Krhohungcn  von  Privaten  die  kantonalen  Regierungen  zur  Absendung 
unter  öffentlicher  Mithilfe  und  Autorisation  von  Delegierten  zu  veranlassen.  Als  Frücht 
über  verschiedene  wichtige  Gebiete  veran-  derselben  ist  das  Statistische  Jahrbuch  der 
staltet,  so  z.  B.  über  SfKirkassen.  Armen- 


bau. Waadt.  Agrarstatistik .  1886 ff.  Jfen- 
e  h  ä  t  e  1 ,  sachlich  ungemein  umfassend.  Glu- 
ms, Mobiliarstatistik.  S  c  h  a  f  f  h  a  u  s  e  n .  Wein- 
bau, 1858  ff. 

.'1.  Konferenzen  und  Gesellschaft. 
Iiis  in  die  jüngste  Zeit  ist  der  Einheits- 
gedanke in  der  gesamten  schweizerischen 
Statistik  nur  durch  die  1S64  in  Hern  ge- 
gründete statistische  Gesellschaft 
der  Ausgestaltung  entgegengeführt  worden, 
welche  die  gesamten  Statistiker  der  Schweiz 
vereinigt  und  für  ihre  Bestrebungen  die 
Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik 
(lStilff.)  hervorrief.  l'el>cnlies  gelang  e> 
ihr  jüngst,  K  o  n  f  e  r  e  n  z  e  n  s  c  h  w  e  i  z  e  - 
r  i  s  e  h  e  r  Statistiker  {seit  lSS'i  jäUi  - 


pflege,  Schulen,  HcrgKw,  Straf-  und  Ge- 
fäng.iiswesen,  Alpeuwirtscliaft  u.  dergl.  Be- 
sonders erwähnenswert  ist  auch  das  lSStj 
gegründete  schweizerische  A  r  b  e  i  t  c  r  - 
Sekretariat,  welches  mit  Unterstützung 


Schweiz  zu  verzeichnen.  Jedenfalls  dürfte 
durch  diese  Konferenzen ,  die  mit  der 
schweizerischen  statistischen  Gesellschaft 
vereint  tagen,  eine  Ausdehnung  des  sach- 
lichen Wirkungskreises  der  eidgenössischen 
Statistik  und  eine  Vereinheitlichung  sowie 


und   in    Fühlung   mit   der  Regierung  die  Vertiefung  der  Verwaltuugsstatistik  in  der 


Sozialstatistik  pflegt 

2.  Die  Kantone,  a)  In  drei  Kautonen, 
nämlich  in  jenen  von  Bern  (seit  lsfib*  l>ez\v. 
IS4S,  geleitet  von  Mühle  manu),  von 
Zürich  (seit  lstis,  A  eher  Ii)  und  Aar- 
gau (Naef)  Is-stehen  eigentliche  statistische 
Bureaus,  während  in  Basel -Stadt  die 
Leitung  der  Erhebungen  dem  L'niversitüts- 
statistiker  übertragen  zu  werden  pflegt. 

Publikationen.  Statistisches  Jahrbuch 
für  deu  Kauton  Bern.  1868  ff. ;  Mitteilungen  des 
kantonalen  statistischen  Bureaus  (Bern).  1883 ff. 
—  Statistische  Mitteilungen  betreffend  den  Kan- 
ton Zürich,  seit  1878.  —  Aartrauische  statisti- 
sche Mitteilungen.  1888  ff.  —  K.  Blicher  über '  i",^;t"""' 
die  Finanzen  (1878  1887!.  Bevölkerung  (1888) 
und  Wohnverhältnisse  ( 181)1»)  im  Kanten  Basel- 
Stadt. 

1>)  Ganz  im  Gegensatze  zu  der  Statistik 
der  Eidgenossensehaft  ist  die  nn  aus  ge- 
löste Verwaltungsstatistik  in  den  Kantonen 
ungemein  verbreitet  und  wird  von  den  be- 
treffenden Departements  der  kantonalen  Re- 
gierungen gepflegt;  namentlich  ist  folgendes 
hervorzuheben : 

Kanton  Z  U  rieh ,  Justiz,  1831  ff;  Stadtver- 
waltung und  Schulwesen.  Kauton  Luxer n 
iStaatsverwaltnntrsbericht \,  Milch-,  Branntwein- 
konsinu.  Käsereien,  Obstbauinzählungen.  Unter- 
richt, Justiz  und  Gefängnisse.  Armenwesen. 
Basel- Stadt,  Statistische  Mitteilungen  seit 
187t)  über  Bevölkerungsstatistik .  Schulwesen 
<1N8!)).  Bürgerfamilien  (1883:.  Justiz  etc.  Ba- 
«el-Land  I Amtsberielitc),  Justiz,  Gefängnisse, 
Konkurse,  Hypotheken,  Notariat.  Gemeindever- 
waltung und  -finanzeu,  Obstbatimzählung 
*i  ran  blinden.  Gemeindefinanzen,  Gebäude. 
Alpen.    T  h  u  r  n  a  u ,  Obstbau.  Wald-  und  Wcin- 


Schweiz  überhaupt  herbeigeführt  werden. 
Als  ein  besonderes  Verdienst  der  statis- 
tischen Gesellschaft  ist  die  eingehende 
Pflege  der  Geschichte  der  Statistik  in  der 
Schweiz  zu  bezeichnen.  M 


IX.  Die  Niederlande. 

Die  Niederlande  sind  bis  in  die  aller- 
jüngste  Zeit  einer  jener  ganz  vereinzelten 
Staaten  gewesen,  welche  ein  statistisches. 
Amt  überhaupt  nicht,  sondern  nur  eine 
durchaus  unausgelöste  Verwaltungsstatistik 
Als  erster  Organisator  der  nieder- 
ländischen Statistik  ist  Baum  hau  er  zu 
nennen. 

a)  In  den  Jahren  lS2f>— 1830  bestand 
eine  statistische  Kommission,  das  Vorbild 
der  später  so  vielfach  nachgeahmten  bel- 
gischen, und  seit  dem  Jahre  ISIS  eine  sta- 
tistische Abteilung  im  Ministerium  des 
Innern,  welche  ihren  Wirkungskreis  immer 
mehr  und  mehr  erweiterte,  so  dass  sie  that- 
säehlich,  wenn  auch  nicht  der  Form  nach, 
ein  statistisches  Bureau  darstellte ;  sie  be- 
stand bis  1878.  Auch  die  1858  errichtete 
resp.  neu  organisierte  statistische  Reichs- 
kommission konnte  sich  nicht  erhalten  und 
fand  schon  Istil  ein  Ende.  Erst  gegen 
Ende  181  »2  wurde  von  neuem  eine  statis- 
tische Cent  ralk omni ission  errichtet. 


')  Von  lukalen  statistischen  Vereinen  ist 
insbesondere  die  volkswirtschaftlich-statistisch« 
Gesellschaft  in  Basel  zu  nennen. 
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Mit  Königlicher  V.  v.  9.  Januar  1899  wurde 
neU?n  dieser,  wek'he  fortab  nur  beratende 
Funktionen  hat,  ein  Statist  i  sc  lies  Cen- 
tral bureau  (Verrijn  Stuart)  errichtet. 

Publik  a  t  i  o  n  e  n.  Statistisches  Jahrbuch 
1827;  dann  1851— 1868;  Statistisch«  Mescheiden, 
1865—1874  (als  Quellemverk  über  Bevölkerung, 
Selhstverwaltungstinanzen.  Rekrutierung  etc.): 
ferner  Bevölkerung»-  und  Sterbetafeln ;  „Bi.jdra- 
gen"  als  Fortsetzung  des  Quellenwerken.  1870 
bis  1878;  seit  1878  Statistick  van  den  loop  <ler 
Bcvolk.  —  Seit  der  Reorganisierung :  Jahrbuch: 
Bijdragen:  Maandcijfers  eu  andere  periodieke 
opgaveu.  Aufwand  11*<>1  :  a)  Statistisches 
<  entralbureau.  Personalbedarf  18325,  Rcalbe- 
dart  13550.  zusammen  31875  holländische  Gul- 
deu.  alles  im  Ordinariuiu:  b)  Statistische  Cen- 
tralkunnnissiou  1750  Cinlden  i  Realeifordernissei. 

h>  Die  Aufhebung  des  statistischen  Bu- 
ivaus  von  WS  erfolgte  unter  lebhafter 
0|i|i<i<itii>n  und  der  einseitige  Grundgedanke, 
weleher  dabei  betont  wurde,  die  staatliche 
Statistik  habe  ausschliesslich  Verwaltungs- 
/.we  ken  zu  dienen  und  müsse  deshalb  von 
den  einzelnen  Kessorts  gehandhabt  werden, 
während  jede  wissenschaftliche  dieslwzüg- 
li<'he  Thätigkeit  ausschliesslich  Sache  von 
Privaten  oder  Gesellschaften ')  sei,  wurde  in 
den  parlamentarischen  Verhandlungen  etc. 
fortwährend  bekämpft.  Es  genügt  eben 
nicht,  dass  eine  ausgedehnte  unausgelöste 
AYrwaltungsstatistik  gehandhabt  wird,  weil 
dies«.*  notwendigerweise  in  Tabellenarbeit 
aufgehen  muss,  was  in  den  letzten  Do- 
ccunien  thatsächlieh  in  den  Niederlanden 
der  Fall  war.  Von  u  nausgclöster  Sta- 
tistik, die  bis  lsl.")  zurückivicht.  ist  zu 
nennen : 

I»as  Ministerium  des  Innern:  Schulsta- 
ti-tik.  1848  ff.;  Armenstatistik  desgleichen; 
öffentliche  Arbeiten,  1850 ff.:  Staatseiscnbahn- 
bau.  1860 ff.:  Sanitätsberichte.  186«  ff. ;  Vetcri- 
nkrberiehte,  1871  ff.;  Volkszählungen  alle  11) 
Jahre,  seit.  1829:  Statistik  der  Bevölkerungsbe- 
wegniur.  1878  ff.  etc.  —  Ministerium  für 
Wasserst  ras  sei) ,  Handel  und  Gewerbe 
und  seine  Vorgänger:  Jahresbericht  über  Acker- 
bau. 1851  ff.:  Strassenbauten,  1850  ff. ;  Secschiff- 
fahrt,  Kanal-  und  Flussschiffahrt,  1877  ff.;  See- 
fischerei. 1857  ff.;  (  onsnlarberichtc;  Eisen-  und 
Trambahnen,  1861  ff. :  Posteu  und  Telegraphen, 
seit  1851  resp.  1853  und  von  1880  verbunden: 
Spar-    und  \ ersicherungsaustalten.  Justiz- 


')  Das  1884  gegründete  statistische 
Institut  der  Niederlande  (von  Be.au jon , 
darauf  von  V  e  r  r  i  i  n  -  S  t  n  a  r  t  gelei  tet)  war 
bemüht,  das  lange  Zeit  hindurch  fehlende  sta- 
tistische Amt,  sowie  die  mangelnde  Einheitlich- 
keit zu  ersetzen;  es  gab  ..Jaarcijfers14  iein  sta- 
tistisches Jahrbuch)  heraus.  Mit  Ende  185)2 
wurde,  angesichts  der  Errichtung  der  neuen 
Centralkommission.  der  statistische  Verein, 
welcher  die  Grundlage  des  statistischen  Insti- 
tutes bildete,  in  einen  Verein  für  Nationalöko- 
nomie und  Statistik  umgewandelt  und  das  sta- 
tistische Institut  aufgehoben 


!  m  i  n  i  s  t  e  r  i  u  m :  Ju 
|  fänguisse,  seit  1854. 


sstatistik,  seit  18*i0;  Ge- 
Finanzministerium: 
Bescheiden"  über  Staatsfinanzen,    seit  1861; 
!  Grundkredit,  1876  ff.;  Specialwerke  über  Grund- 
besitz, Bodenwert,  Gebiiudestener :  Warenver- 
kehr, in  2  Serien  seit  1846  resp.  1877. 

c)  Im  Jahre  ISIS  wurde  eine  lokale 
Organisation  der  Statistik  geplant,  welche 
1S.*>8  (kgl.  Dekret  v.  5.  November)  dadurch 
fester  gestaltet  wurde,  dass  bei  den  Pro- 
vinzialbchörden  statistische  Bureaus  resp. 
Abteilungen  eingerichtet  wurden,  welche 
bis  heute  noch  bestehen.  Allerdings  hat  die 
Einrichtung  nicht  den  gewünschten  Effekt 
gehabt,  um  so  mehr,  als  die  Thätigkeit 
dieser  Bureaus  lückenhaft  und  ungleich- 
förmig und  seit  1878  überdies  nur  auf  die 
administrativ  unmittelbar  wichtigen  That- 
sachen  eingeschränkt  ist  ( Veröffentlichungen 
im  Verslag  van  den  toestand  der  Provin- 
eieu ). 

d )  Was  die  K  o  1  o  n  i  e  e  n  anbelangt,  so 
bietet  der  seit  ]sr>0  alljährlich  vom  Kolonial- 
ministerium erstattete  » Koloniaal- Verslag <• 
eine  ziemlich  vollständige  Verwaltungs- 
statistik :  von  der  Regierung  in  Batavia 
geht  die  Staf.  vau  handel  en  scheepvaart 
in  Ned.  Indie,  dann  die  Statistik  des 
Unterrichtes,  der  Eisenbahnen  und  Tele- 
graphen aus. 


X.  Belgien. 

Belgiens   Verwaltungsstatistik   zeigt  in 
1  manchen  Dingen  mit  der  holländischen  eine 
leicht   erklärliehe    reherein  Stimmung,  nur 
dass  sie  die  entsprechenden  Institutionen 
ungleich  weiter  ausbildete. 

al  Unmittelbar  nach  Konstituierung  des 
Königreiches,  ls:il.  wurde  im  Ministerium 
des  Innern  eine  General  st  at  i  st  i  k  (lange 
Zeit  hindurch  Lee  maus,  jetzt  Sau  v  cur) 
eingerichtet.  Die  für  die  Entwickelung  der 
europäischen  Verwaltungsstatistik  so  wich- 
tig».' s  t  a  t  i  s  t  i  s  c  h  e  C  e  n  t  ra  1  k  o  in  m  i  s  s  i  o  n 
entstand  18-11;  sie  verdankte  ihren  Einfluss 
namentlich  ihrem  langjährigen  Präsidenten 
A.  «Juetelet,  welcher  sie  auf  dem  Inter- 
nationalen statistischen  Kongresse  zur  Gel- 
tung zu  bringen  wusste.  Ihre  Aufgabe  be- 
steht einerseits  darin,  selbständig  zu  arbeiten, 
und  andererseits  die  gesamte  sonstige  Ver- 
waltungsstatistik im  Staate  zu  vereinheit- 
|  liehen  und  zu  vertiefen. 

Publikationen.  Population.  Mouvemeut 
de  l'etat  civil,  1831—1850;  Documenta  statisti- 
ques.  mit  Unterbrechungen  1832— 186U:  Annu- 
aire  stat.,  1870  ff. ;  Statistiijue  de  la  Belgiqne. 
die  allgemeinen  Exposes  1841, 18».  1851;  1860, 
1861/1875,  1889;  Mouvement  de  l'etat  civil. 
lH67ff.:  Censuswerke  1816,  1851,  1806,  187K. 
1880,  1K90;  Schulstatistik;  Iudustrieerhebungen 
1846.  1880:  Agrarerhebungen  1846,  1856.  1866. 
1880;  endlich  audere  S])ecialwerke  über  Justiz, 
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Handel,  Staat.»-  und  Kommunaltinanzen.  Militär- 
sanität  etc. ;  Bulletin  der  statistischen  Central- 
koinuiission. 

b)  Holser  das  Office  du  travail  s. 
im  Art.  A  r  heitshureaii  s  und  arbeits- 
statis tischt*  Aemtor  oben  Bd.  I  S.  l)7f>. 

e)  Hinsichtlich  der  reichen  u  »ausge- 
lösten Statistik  ist  eine  Aehnlichkeit  mit 
den  französischen  Einrichtungen  unverkenn- 
bar; namentlich  kommen  in  Betracht: 

«)  Das  Ministerium  des  A  ensseren: 
der  Keeueil  eonsulaire  mit  den  i'oiisularberiehten 
seit  185»i. 

ß)  Das  Ministerium  für  Ackerbau, 
liewerltc  und  Ö  f  f  e  n  1 1  i  e  h  e  Arbeit  e  n  , 
resp.  dessen  Vorgänger:  Bulletin  de  l'agricul- 
ttire.  184öff. :  Agrarerhcbungeii  von  184)>,  185B, 
IHM!  und  1880;  Genossenschaften  1 S52  ff. ;  Amia- 
les  des  travaux  publique.*,  seit  1843.  und  Einzel- 
werke. 

y)  Das  Ministerium  für  K  i  s  e  n  - 
bahnen.  Posten  und  Telegraphen  :  J'hc- 
tnins  de  fer,  postes .  telcgrapheg  et  marine. 
Coniptes  rciidus".  18411  ff. 

d)  Das  Finanzministerium:  Han- 
delsausweise. 1831  ff. ;  Beamtenstatistik:  ferner 
zahlreiche  Specialwcrke  über  verschiedene  Zweite 
der  Staatstinanzcii,  Sparkassen  etc. 

*)  Das  Kricgsmiiiistrrinni:  Militärjahr- 
lnirh.  Medizinalstatistik. 

Das  Justizministerium:  Civil-  und 
Kriminaljiistiz.  seit  1840  vereint,  alle  10  Jahre; 
(Jelüiigiiisse,  seit  187n  etc. 

t,i  Das  Ministerium  des  Iuneren: 
Sanitiitsbericlite,  185!)  Ii. :  Scluilei  Zählung,  1873. 
Schulberi«  bte  früher  alle  3  Jahre,  jetzt  jähr- 
lich .lahresbudgefcä  der  Provinzen  und  <ie- 
ineiudeii  etc. 

d>  Die  Pro  vi  nzia  Ist  atistik  besteht 
in  Belgien  ebenso  wie  in  Holland  als  orga- 
nische Einrichtung,  ist  aber  wohl  auch  hier 
nicht  von  grösserer  Bedeutung.  Es  exis- 
tieren seit  1*43  lAm't  vom  »».  April»  sta- 
tistische Ppiviiizialkouiiuissioneii  .  welchen 
die  llilfsthätigkeit  zukommen  sollte  uud 
deren  Stellung  rdmlich  jener  gedacht  war, 
welche  die  statistische  <  enlralkointnissiou 
einnimmt.  Sie  besitzen  keine  eigenen  sta- 
tistischen Publikationen. 


XI.  Spanien. 

Spanien  steht  hinsichtlich  seiner  Ver- 
waltungsstatistik  ziemlich  ausserhalb  des 
allgemeinen  Kontaktes,  wenngleich  diesellte. 
auc  h  aligesehen  von  den  Erhebungen  in  der 
Zeit  der  spanischen  Macht  und  Blüte,  ziem- 
lich weit  zurückreicht:  auch  ist  ihre  Ent- 
wickelung  entsprechend  den  unruhigen 
öffentlichen  Verhältnissen  sehr  wechselnd 
gewesen.  Namentlich  war  in  der  ganzen 
ersten  Hälfte  des  11).  Jahrhunderts  ein  be- 
deutendes Zurücktreten  der  statistischen 
Thätigkeit  zu  bemerken,  welche  doch  am 
Ende  des  IS.  Jahrhunderts  gar  nicht  uner- 
heblich gewesen  war. 


a)  Von  eigentlichen  statistischen  Organen 
besteht  zunächst 

»)  Das  geographisch -statis  tische 
Institut  im  Handelsministerium  (seit  lsf>)j. 
lange  Zeit  von  Ibanez.  gegenwärtig  von 
Barra<juer  geleitet),  welches  die  Funkti- 
onen des  Hauptamtes  versieht.  Das  mit 
Dekret  vom  l.  April  1873  eingesetzte  be- 
ratende Komitee  scheint  ebensowenig  Be- 
stand gehabt  zu  liaben  wie  die  lSTo  ein- 
geführten statistischen  I'rovinzial-  und  I/>- 
kalkommis>iouen. 

Die  Publikationen  sind  hantig  «ehr 
umfangreich,  erschöpfen  sich  aber  zumeist  in 
Tabellen.  Rancgna  geograriea  y  estadistica  do 
Espagim  leine  Encvklopiidie)  188«:  Auunario. 
18öit~  18*57;  <  ensu'swerke,  181)7,  1887.  1877, 
ISfiO:  Nomeiulator  lUrtsehaftsverzeiehnisi.  18*8: 
Movimetito  de  la  poblacion.  1858  ff. ;  Einigracioii 
e  imigracion,  1HS2  {HW  1 181)1). 

j;  Das  Siiecialbureau  für  die  Mandel  s- 
und  S  c  h  i  f  f  a  h  r  t  s  s  t  a  t  i  s  t  i  k  im  Fi- 
nanzmiiiisteiium     (Jahrbuch,  Handelsaus- 

weise). 

/)  Die  Special  komm  is sie u  für  Ar- 
beitsstatistik :  Empicte  188!)— 1801  .  in  ."> 
Bänden.  Seit  ls!M  bestellt  eine  Abteilung 
für  Arbeiterstatistik  im  Ministerium  des 
Innern  <s.  oben  a,  a.  < >.  Bd.  I  S.  077). 

(\i  Die  Kommission  für  lnspektion  und 
Stutistik  des  öffentlichen  l'nter- 
r  i  c  h  t  e  s  (Quin<|iiennalbei  ichte)  in  der  Oene- 
r.ddiir'ktion  für  öffentlichen  Unterricht. 

b)  In  im  ausgelöst  er  Weise  wird 
namentlich  im  Justizministeiium  (Justiz- 
statistik) und  in  der  (ioneraldircktiou  für 
Wohlthätigkeit  und  Sanität  i  Boitin  de 
Sanidad)  statistisch  gearbeitet. 

c)  Hinsichtlich  der  Kolonieen  ist  zu 
bemerken,  dass  deren  Statistik  zumeist  von 
den  staatlichen  statistischen  Organen  des 
Mutterlandes  mit  in  Betracht  gezogen  wird. 


XII.  Portugal. 

Für  Portugal  gilt  in  mehrfacher  Be- 
ziehung ähnliches  wie  für  Spanien.  Das 
statistische  Bureau  wurde  ]S">!)  au 
Stelle  des  kurz  vorher  im  Handelsministe- 
rium zusammengesetzten  Generalrates  der 
Statistik  organisiert.  Daneben  fungiert  seit 
ISO!)  wieder  eine  statistische  (Vntralkom- 
mission  namentlich  aus  Anlass  der  Zäh- 
lungen und  des  Jahrbuches.  An  Stelle 
dieses  Bureaus  für  allgemeine  Statistik, 
welches  im  Verlaufe  der  Zeit  die  Einglie- 
derung in  die  Ministerien  wechselte,  winde 
im  Jahre  1S1IS  eine  Generaldirektion 
der  Statistik  errichtet  (Villaea).  Die 
statistische  Thätigkeit  sonst  ist  unaiisgelöst 
und  als  Milche  nicht  unerheblich. 

Publikationen.  Annuario  estadistim. 
■  1875.  1*84.  181)0;  Annacs  de  estadistica.  181« ff.: 
;  Zählungen  seit  1835,  zuletzt  11)00:  Movimento 
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da  populacao,  1887,  1890.  —  Boletiii  estadintico, 
Conaelho  das  alfandcpa*  i  Handelsau.s  weise) ; 
Eatadistica  dos  ünpostos  1885,  IS86;  Schiffahrt; 
graphisches  Albutu  der  Eisenbahnen  in  den  i'ilter- 
tsceischen  Kolonieen. 


XI II.  Die  Bnlkniiliiüder. 

1.  Rumänien.  2.  Griechenland.  3.  Serbien 
4.  Bulgarien.   5.  Türkei. 

Im  allgemeinen  haben  alle  auf  dem  Bal- 
kan neu  errichteten  Staaten  (abgesehen  von 
Montenegro)  die  Wichtigkeit  der  Verwal- 
tungsstatistik gut  erfasst  und  ihr  sofort  eine 
entsprechend*;  Organisation  gegeben,  nurdass 
dabei  manchmal  der  Entwicklung  vorge- 
griffen wurde  und  die  faktischen  Zustände 
dein  Rahmen  der  gesetzlichen  Vorschriften 
nicht  entsprechen. 

1.  Rumänien.  Die  seit  18ö{>  für  die 
beiden  Fürstentümer  bestehenden  Bureaus 
wurden  1802  vereinigt  und  mit  G.  v.  11. 
Dezember  1871  und  Reglern,  v.  21.  Mai 
1h7.'{  eine  formell  vorzügliche  Organisation 
mit  reiehoin  lokalem  Hilfsdienst  geschaffen, 
die  aber  verfrüht  war.  Seither  wechselt 
der  ausgelöste  und  unausgolöste  Betrieb 
mehrmals.  Die  zu  dieser  Zeit  errichtete 
Oentralkommission  endete  187b'  und  das 
statistische  Bureau  im  Handelsministerium 
als  Einheitsamt  1881.  Darauf  wurde  die 
Pflege  unausgelöst  und  durch  mehrere 
Specialämter  pehandhabt,  bis  es  mit  1.  Januar 
IHM  zur  Errichtung  einer  statistischen 
Genera  1  d  i re k  t  ion  (geleitet  von  Cru- 
ponski)  kam.  Diese  wurde  aus  Ersjta- 
rungsrücksichten  1800  neuerdings  in  eine 
unselbständige  Ministerialabteilung  verwan- 
delt. Derzeit  l>esteht  jedoch  wieder  eine 
Gcneraldirektion  fflr  Statistik  (C  o  1  e  s  c  u). 
Ein  statistisches  Gesetz  stand  vor  mehreren 
Jahren  in  Verhandlung,  kam  aber  nicht  zu 
stände. 

Publikationen.  Bulletin  statistic  gene- 
rnl,  lWfi  ff,,  derzeit  in  II.  Serie:  Statistica  din 
Kuiuauia,  1870  ff. :  Specialwerke  über  Bevölke- 
inngvbcweKang,  18n9ff  ;  Jusrizstatistik,  1809  ff.; 
Gefängnisse,  1803  ff.;  Unterricht,  1872  ff.:  Han- 
del, 1*79  ff.  etc. 

5i.  Griechenland.  In  Griechenland  be- 
stehen gegenwärtig  neben  dem  als  Haupt- 
amt fungierenden  statistischen  Bureau 
im  Ministerium  des  Innern  (vorwiegend 
für  Bevölkerungsstatistik)  noch  Special - 
bureaus  für  Justiz-,  dann  für  Militärstatistik 
in  den  zugehörigen  Ministerien  und  für 
Handelsstatistik  im  Finanzministerium.  Das 
erstgenannte  Bureau  geht  bis  auf  das  Jahr 
1834  zurück  (Statistiquo  de  la  Givce,  grie- 
chisch-französisch, lSGlff.;  Census  1806, 
Handelsauswei.se  etc.).  —  Noch  älter  ist  die 
Verwaltungsstatistik  von 

3.  Serbien,  in  dem  die  Volkszählungen 


bis  181ö  zurückreichen:  doch  wurde  ein 
statistisches  Bureau  erst  1802  und 
zwar  im  Finanzministerium  errichtet  (durch 
die  ganze  Zeit  und  früher  Jakschitsch). 
Derzeit  besteht  eine  statistische  Sektion  im 
Handelsministerium  mit  einer  neuestens  sehr 
lebhaften  Thätigkcit  (Jovanowitseh). 

Publikationen.  Quellen  werk  Statistique 
de  la  Serbic,  1863  ff.,  jetzt  Stat.  du  Rovauine 
deSerhie;  Jahrbuch,  ISittff.:  Census  189o;  1897, 
daxn  Materialien  zur  Statistik,  3  Bde.;  Stat. 
des  prix  des  produit*  agricoles»  1897. 

4.  Bulgarien.  In  Bulgarien  wurde  1881 
eine  Generaldirektion  der  Statistik 
errichtet,  deren  Thätigkeit  zunächst  auf 
wenige  Gebiete  beschränkt  ist,  sich  jedoch 
sachlich  auszudehnen  beginnt  (derzeit .Bug- 
tal an  off).  Ein  organisatorisches  statis- 
tisches Gesetz  regelt,  ähnlich  wie  dies  bei 
Ungarn  hervorgehoben  wurde,  die  Pflicht 
zur  Auskunfterteilung. 

Publikationen  Directum  de  le  Sta- 
tistique de  la  Principalitä  de  Bulparie.  1881  ff. 
Uber  Bevölkerungsbewegung,  Cenpus  (von  1893). 
Wohugebaude  (1894).  Kekrutennchulen,  Schiff- 
falut ;  Monvementconmiercial  (monatlich)  und  Sta- 
tistique du  commerce,  jährlieh  (die  Publikationen 
bu  1  gariürh  -französisch  i. 

5.  Türkei.  Die  Türkei,  in  welcher 
schon  1874  ein  statistisches  Bureau  erfolg- 
los versucht  wurde,  hat  dann  später  ein 
Statut  für  den  statistischen  Dienst  erhalten, 
nach  welchem  ein  statistischer  Rat  tinter 
dem  Ministerpräsidenten  eingesetzt  werdeu 
soll,  der  die  Bericht«!  der  Generalgouver- 
ueure  resp.  »leren  Provinzialbesclireibungen 
entgegenzunehmen  und  auszugsweise  zu 
veröffentlichen  hätte.  Diesem  Rate  soll  ein 
statistisches  Bureau  zur  Seite  stehen.  Auch 
dieses  Statut  scheint  nicht  ausgeführt  worden 
zu  sein. 


XIY.  Die  übrigen  europäischen 
Länder. 

In  den  übrigen  europäischen  Ländern, 
wie  z.  B.  in  Luxemburg,  Montenegro, 
Monaco  etc.  bestehen  nicht  nur  keine  sta- 
tistischen Stellen,  sondern  fehlt  zumeist  auch 
jede  statistische  Thätigkeit  überhaupt.  Im 
erstgenannten  1-ando  fand  189*)  eine  Volks- 
zählung statt,  die  als  Beilage  zum  Memorial 
veröffentlicht  wurde. 


XV.  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika. 

A.  Allgemeine i  Charakter.  B. Gegen- 
wärtige Organisation. 

A.  Allgemeiner  Charakter. 

Der  geschichtlichen  Entwicklung  zufolge 
zeigt  die  Verwaltungsstatistik  im  grossen 


1054 


Statistik  (Amtliche,  in  den  einzelnen  Staaten) 


und  ganzen  denselben  Charakter  wie  die-  j  ist  erst  die  festere  Organisierung  derselhei 
jenige  Englands.    Gegenwärtig  ist  sie  zum '  erfolgt  (Census  18!X).  Porter);  das  Bureai 
grössten  Teile  aufgelöst  und  es  stehen  ihr 
mehrere  Aemter  zur  Verfügung.    Im  allge- 
meinen auf  das  unmittelbar  praktische  Ziel 
gerichtet,  oft   in  ungeheuerlichen  Dimen- 


sionen sich  bewegend,  geht  die  amerikanische 
Statistik  hie  und  da  Wege,  die  mit  dem 
eigentlichen  Gebiete  der  Verwaltung  nur 
wenig  Zusammenhang  haben.  Die  aufge- 
wendeten Summen  und  die  Zahlen  der  ver- 
wendeten Personen  gehen  oft  ins  Riesen  liafte 
—  auch  ist  seit  dem  Census  von  1890  zum 
ersten  Mal  überhaupt  der  elektrische  Betrieb 
eingeführt  worden  —  aber  der  innere  Aus- 
bau, die  Bearbeitung  und  die  wissenschaft- 
liche Durchbildung  lassen  sehr  viel  zu  wün- 
schen übrig,  doch  ist  hervorzuhel>en,  dass 
auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsstatistik  die 
amerikanische  Statistik  bahnbrechend  wurde. 
Die  zahlreichen  Statistiker  der  Unioiis-  und 
Einzolstaatsämter  sowie  die  Hilfskräfte  sind 
bald  geschult,  bald  reine  Empiriker  und 
wechseln  häufig  ebenso  wie  die  Verwal- 
tungsorgane Überhaupt ;  die  organisatorischen 
Grundlagen  sind  «zumeist  Gesetze.1) 

B.  Gegenwärtige  Organisation. 

1)  Die  Union  besitzt  a)  einige  statis- 
tische Aemter,  ohne  dass  eines  derselben 
als  ein  eigentliches  Hauptamt  bezeichnet 
werden  konnte;  dabei  fehlt  ganz  merk- 
würdigerweise eine  bessere  Statistik  der 
Bevölkerungsbewegung.  el>enso  wie  die 
Kriminal-  und  zum  grössten  Teile  der 
Indnstriestatistik.  Die  einzelnen  Aemter 
sind 

«I  Das  Bureau  of  Statisties  im  I'nions- 
sehatzamte  für  die  Statistik  dos  Handels. 
Verkehrs  und  der  Einwanderung,  seit  180b; 
liegt  ihm  auch  die  Verfassung  der  allge- 
meinen Abrisse  ob,  weshalb  es  gewissermaßen 
das  Hauptamt  ersetzt  (gegenwärtig  von  W. 
Kord  geleitet). 

Publikationen.  Statistical  abstraet  als 
Jahrbuch.  1K7S  ff. ;  Anmial  repnrt  und  State- 
ment etc.  als  Quellemverk :  t^iiartcrly  re|N>rts. 
seit  1S7(5  au  Stell«  der  früheren  Monaraberichte; 
Summary  tuunthly  of  tinance  and  commerce; 
Importe  lannuali  on  foreign  commerce. 

<i  Das  Census  office  im  Uuionsamtc  des 
Innern  zur  Durchführung  der  seit  1700  alle 
10  Jahre  vorgenommenen  Zählungen,  welche 
sich  jedoeh  nicht  nur  auf  die  Bevölkerung, 
sondern  auf  alle  erdenklichen  Ding*-  be- 
ziehen. Bis  1S<J0  bestand. -n  nur  lose  ge- 
staltete Bureaus  für  jeden  Census.  von  da  an 

')  l»ie  American  »tatistic.il  Association 
wurde  1H.VJ  «regrüiidet  uud  besitzt  in  ihrer  seit 
1*KS  in  neuer  Serie  ausgegebenen  Zeitschrift 
ein  Oryan.  welches  <  ielc-ieiiheit  bietet,  die  auf 
•las  unmittelbarste  praktische  Interesse  ge- 
richtete amtliche  ZiffcinMatistik  zu  vertiefen. 


befaast  sich  nebenbei  auch  mit  der  Statistik 
der  Bevölkerungsbewegung.  Seit  1S!»1  l>e- 
schäftigt  sich  der  Senat  mit  dem  Plane  eines 
jtermanenten  Censusamtes. 

;•)  Das  statistische  Bureau  im 
Cnions  1  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  a  m  t  e  (.1. 
Hyde)  mit  einem  grossen  Netz  von  Aus- 
kunftsorganen.  In  demselben  Departement 
ist  auch  die  Sektion  für  auswärtigen  Handel 
statistisch  thätig  (Hitchcook). 

Publikationen:  Reports  on  the  Divi- 
sion of  statisties  of  the  V.  8.  Pcp.  of  agr..  New 
Serien:  Miscellaneous  Seriös.  181)2  ff. :  Vearbook 
of  the  V.  St.  iDep.  of  agr.).  lWHiff.  —  Die 
Bulletins  der  Scction  of  Foreign  market*. 

<V)  Das  statistische  Bureau  im 
State- Department  für  Consularstatistik, 
seit  1H80  (Consular  rejiorts,  1880  ff.). 

Das  United  States  Department 
of  Labor.  Vgl.  hierüber  den  Artikel 
Arbeitsbureaus  und  arboits.st.ati*- 
tische  A  e  in  t  e  r  a.  a.  0. 

b)  Uuausgelöst  wird  in  mehreren  Central - 
stellen  gearbeitet,  so  z.  B.  im  Depart- 
ment of  treasury  die  bekannten  inter- 
nationalen Veröffentlichungen  des  Mütiz- 
direktors  über  den  Goldbestand,  dann  über 
Geldumlauf,  Staatseinnahmen,  Zölle,  Schul- 
don, Ein-  und  Auswanderung  (Rej»ort  |an- 
nualj  of  the  Comm.  of  Immigration;  Immigr. 
and  passengers  movement  at  ports  of  I'. 
St.,  jährl.)  etc.  Die  tieological  Nurvey 
bringt  Jahresberichte  über  die  Mineralpm- 
duktion.  die  Fischkommission  über  Fischerei, 
die  Intet state  Commerce  Comtnission  üW 
Eisenltahnen,  das  Er/.iehungsbureau  im  IV- 
partement  des  Innern  ül>er  Schulen  et<\ 

2)   In    den   einzelneu   S  t  a  a  t  e  n  der 
nordamerikanisehen  Cnion  bestehen  vielfach 
statistische  Offices,  wie  /..  B.  in  Illi- 
nois, Ohio,  Minnesota,  Rhode-Island.  Indiana, 
Michigan.  Nebraska  etc.    Oder  abereswinl 
die  Verwaltungsstatistik,  namentlich  in  den 
Boards  of  Health,  unausgelöst  be- 
trieben.   Doch  ist  im  allgemeinen  die  bisher 
erreichte  Stufe  der  Knt wickelnng  nicht  zu- 
friedenstellend.   Dagegen  bestehen  in  den 
meisten  Staaten  a  r  b  e  i  t  s*s  t  a  t  i  s  t  i  >  c  he 
Aemter,  welche  aus  dem  vollen  heben 
heraus  geschaffen  wurden  und  für  die  Ar- 
beitsstatistik überhaupt  vorbildlich  geworden 
sind.  (Vgl.  über  dieselben  den  Art.  Arbeit  >- 
bnreaiis    und    arbei  t  sstat  i  st  i  >e  he 
Aemter  a.  a.  0. ;  zu  den  dort  genannten 
kommt   noch  jenes  im  Staate  Washington, 
errichtet  lsii'i.  hinzu.) 

Ks  wird  in  Nordamerika  als  ein  ent- 
schiedener .Mangel  empfunden,  dass  e>  au 
jedem   Zusammenhange    der  Verwaltungs- 

stati>tik  in  den  einzelnen  Staaten  und  di  r 

mit  der  Cnionsstütislik  fehlt.  Die  eitizitr« * 
Ausnahme  in   dieser  Richtung   bilden  dV 
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Zusammenkünfte  der  Chefs  der  arbeits-  |  daselbst  nicht  zu  bestehen  scheinen.  Dagegen 


statistischen  Aemter,  welche  regelmassig 
stattfinden  und  über  welche  Berichte  (Pro- 
ccedings  etc.)  veröffentlicht  werden. 


und 


Mexiko. 
7.  (fua- 
anderc 


XVI.  Die  Staaten  in  tentral- 
SUdamerika. 

1.  Argentinien.    2.  Brasilien.  3. 
4.  Venezuela,    n.  Uruguay.    b\  Chile 
temala.     8.  Costa  Rica..     9.  Einige 
Staaten. 

Die  übrigen  Staaten  in  Amerika  haben 
im  allgemeinen  eine  relativ  beachtenswerte 
Stufe  der  Ausbildung  in  der  VcrwalUnigs- 
statistik  crreirht  und  besitzen  zumeist  eigene 
Aemter  für  dieselbe.  Dabei  ist  ncltcn  den 
Anforderungen  der  Handelspolitik,  der  Zäh- 
lungen und  Schulverwaltung  der  hygieinisch- 
demographische  Gesichtspunkt  von  beson- 
derer Wirksamkeit ;  in  jüngster  Zeit  sind  in 
einigen  Ländern  deniographische  Sjiecial- 
btireaus  entstanden.    Zu  nennen  ist 

1.  Argentinien,  welches  nicht  nur 
eine  Generaldirektjon  der  Statistik  (seit 
18(51,  F.  Latzina)  und  ein  domographi- 
xhes  Bureau  (seit  1899.  Carraseo)  für 
die  gesamte  Republik,  sondern  auch  für 
einige  der  Provinzen  besitzt ;  in  letzter  Hin- 
sicht ist  vor  allem  Buenos.- Ay res  zu 
nennen,  deren  provinzielle  Statistik  mit  G. 
v.  .">.  Oktober  1-sss  und  Reglement  vom  2  b 
November  desselben  Jahres  neu  geregelt 
wurde  und  sehr  intensiv  arbeitet. 

2.  Brasilien.  Brasiliens  Verwaltungs- 
statistik ist  sehr  alt,  die  orste  Regelung  der 
statistisch  e  n  D  i  r e  k  t  i  o  n  erfolgte  1 87t) : 
derzeit  Dircccion  general  de  Estadistica. 
(lange  Zeit  Farinha,  jetzt  Mendcs  da 
Rocha). 

J-i.  Mexiko.  Die  Errichtung  der  Gene- 
ra ld  i  re k  t  i on  im  Volkswirtschaftsministe- 
rium erfolgte  mit  G.  v.  20.  Mai  1nn2 
(geleitet  von  Penafiel). 

4.  Venezuela.  In  Venezuela  besteht 
das  Amt   in  gleicher  t'nterordnung  seil 

1*71. 

5.  l'ruguay.  rruguay  besitzt  eine  sehr 
thätige  statistische  Gc  nera  ld  i  rek  t  ion 
seit  1870  ((ioyena)  und  eine  General- 
direktion del  Regist ro  del  Estado  civil 
(Bolle)  und 

6.  ( 'hile  ein  t '  e  n  t  r  a  1  a  m  t  ( F.  d  e  B  e  z  e). 
Ferner  haben 

7.  Guatemala  oine  Geueraldwvktion  und 

K  Costa  R.cu  ein  Natmuald-partement  iuir,a»  :,  UVh.  nLulb-tin.  Tri,«, 
<ler  Statistik  (l'erraz).  berichte.  1888  ff. :  Stutisriijne  sanitaire  de  vilb-s 

9.  In   einigen   anderen  Staaten,   so  ,1  Kgyptc;  Le  (  limat  du  dire  et  dWIcxandric. 
z.   B.   in    Peru,    Paraguay   und   Columbia,  189.V;  Naissancc  et  deees,  höpitaux,  1898. 
weiden  statistische  Publikationen  in  rege|.        2.  Japan.    In  Japan  bestellt  seit  etwa 
massiger  Folge  oder  zeitweilig  veröffentlicht,  20  Jahren  ein  statisti.« -lies  Goneralhureau  im 
wenngleich  eigentliche  statistische  Bureaus  Kaiserlichen  Kabinett,  überdies  eine  lebhaft« • 


verlautet  über  eine  Verwaltungsstatistik  in 
den  übrigen  Staaten,  so  in 

Boli via,  Ecuador,  Nicaragua,  Honduras 
(Generalditektion  der  Statistik),  S.  Salvador 
etc.  so  gut  wie  nichts. 

Publikationen.  1.  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsausweise:  l'roeedirocntos;  Schulerhebmig 
1883  1884 ;  Mouographieeii  und  halboffizielle 
Werke;  (Provinz  B.  Avrcs:)  Rcgistro  estadis- 
tico,  18ö4ff.;  Rolctin  demogr .,  1899  ff.;  Estad. 
de  las  patentes.  1894:  Jahrbuch,  1881  ff.;  (Zen- 
sus. 1881,  189ö:  Viehzählung.  1889:  Monogra- 
phieeu :  Annale*  del  Dep.  nacioual  de  hvgieue. 

—  2.  Trabalhos:  Registro  Civil,  1894  ff.;* ( Vnso. 
1890  ;1898i.  -  3.  Kstadistica  general:  Rulle- 
tino; Anuario;  unausgelöst  Estadistica  «mc.i1 
über  Handel  und  Schiffahrt,  dann  Movimento 
de  traiiHportes  liutr.  y  terrestres.  —  4  Jahrbuch. 

—  n.  Resumc  stat.,  187S;  La  Republ.  oriental 
de  IT.,  1878;  (juaderno;  H  andelsans  weise ; 
Annario  estadistico.  1883  ff. ;  Anuario  demo- 
gratico;  Memoria.  Schulstatistik;  LaKepubl.de 
IT.  ä  l'exposition  de  Pari;«,  1881».  —  6.  Sinopsis 
estadistica  i  jeographica;  Handelsausweise; 
Gefängnisse;  seit  1899  ein  Anuario.  —  7.  In- 
forme  de  la  direco.  gen.  de  estad.,  1888; 
Anuario,  1898  (f.,  Memoria  für  1893  (189V*  .  — 
8.  Anuario,  1884  ff. ;  Regiments  estadisticos, 
1892  ff. :  Iufonnes  consulares;  Doe.  varios: 
Demogr.  Monatsbulletins.  189b  ff  . ;  Haiidelsaiis- 
weise,  Census,  Schulerhebmig.  1890.  —  9.  Jahr- 
buch, 1SH4;  ff.  —  10.  Revue  inensuelle;  La 
Kepubl.  du  Paraguay,  1888.  —  11.  Estadistica. 


XVII.  Die  LHnder  Asiens  und  A/rikus. 

1.  Aegypten.  2.  Japan.  3.  China.  4.  I>ie 
übrigen  Staaten. 

Von  den  gewaltigen  und  zahlreichen 
Staaten  Asiens  und  Afrikas  sind  eigentlich 
nur  2  oder  3  zu  nennen,  welche  statistische 
Bureaus  l*>sitzen. 

1.  Aegypten.  In  Aegypten  geht  die 
unausgelöste  Statistik  bis  1S30  zurück.  Da- 
gegen vermochte»  sieh  die  lsS2  errichtete 
Generaldirektiou  der  Statistik  nicht  zu  er- 
halten. Wohl  aber  besteht  seit  lSSö  ein 
Bureau  für  Sau  i  t  il  t  s  stat  ist  i  k  (unt«r 
Fr.  Engel),  welches  in  ganz  moderner 
Weise  eingerichtet  ist.  Die  Ilandelsausweiso 
werden  von  der  Generaldirektion  der  Zölle 
veröffentlicht. 

Publikationen.  Essai  de  stat  gene- 
rale, 1879;  Le  commerce  exterieur  de  TEgyptc, 
1879  ff. ;  Monatsausweise  über  Handel  un<l 
Schiffahrt;  St.  de  In  navigatiou  par  le  C  de 
Suez,  dann  Statistitpie  de  la  nav.  dans  les  ports 
ypt.,  beides  seit  1880.  —  jSanitätsstatistische.H 

ster-  und  Jahres- 
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iniausgelöste  Statistik,  die  hinsichtlich  der  I  man  von  mannigfachen  kl< 


nie 


?n  Anregungen 


Bevölkerung  Jahrhunderte  weit-  zurückreicht, 
und  sich  u.  a.  auf  Handel,  Sanität,  Unter- 
richt etc.  bezieht. 

Publikationen.  Jahrbuch,  1880 ff.,  und 
seit  1887  ein  franz.-japan.  Resume;  Annual 
Reports  und  Retnrns  Uber  Anssenhandel,  dann 
jene  des  Oentralsanitätsdepartements,  des  Unter- 
riehtsdeparteuient-s  seit  187H). 

3.  China.  Allerdings  dürfte  wohl  an- 
genommen werden,  dass  auch  in  China,  wo 
die  statistische  Thätigkeit  am  weitesten, 
durch  Jahrtausende  zurückreicht,  verwal- 
tungsstntistiseh  gearbeitet  werde,  doch  ent- 
zieht sich  dies  begreiflicherweise  der  weiteren 
Kenntnis,  l'eber  Handel,  Zolleinnahmen 
und  sanitäre  Verhältnisse  in  Hafen- 
städten sind  wir  durch  englische  Uucllen 
orientiert. 

4.  Die  übrigen  Staaten.  Was  dann 
die  übrigen  Staaten  anbelaugt,  wie  z.  B. 


Asien,  Persien,  Siam,  Birma,  Korea  etc.  und 
in  Afrika  Tripolis,  Tunis,  Marokko,  die  süd 


absieht,  so  kann  man  als  Hauptbegrüuder 
des  Kongresses  A.  Quetelet  bezeichnen,  der 
gelegentlich  der  Londoner  Ausstellung  von 
1851  den  Gedanken  in  den  allgemeinsten 
Umrissen  propagierte.  Die  erste  Session 
fand  demzufolge  1853  in  Brüssel  statt, 
worauf  jene  zu  Paris  1855,  Wien  1857, 
London  18(50,  Berlin  IBM,  Florenz 
1867,  Haag  186»,  Petersburg  lS72nnd 
Budapest  1876  folgten.  Im  Interesse  der 
organisatorischen  Ausgestaltung  der  Zu- 
sammenkünfte wurde  eine  Permanenz- 
konimission geschaffen,  welche  1873  in 
Wien,  1874  in  Stockholm,  1876  in 
Budapest  und  1878  in  Paris  zusammen- 
trat. 

Die  Beschlüsse  des  Kongresses  hatten 
ihrer  Natur  nach   nur  eine  akademische 
Bedeutung;  erst  gelegentlich   der  letzten 
!  Session  der  Permanenzkoiumission  wurde 
der  Gedanke  einer  direkten  Beeinflussung 


'  der  Verwaltungsstatistik  der  einzelueu  Staa- 
hchen  Staaten  etc.,  so  fehlt  eine  jede  eigene  (t>n 


statistische  Thfltigkeit.  Hier  sind  es  allein 
d  ie  Con  sul  n  der  europäischen  Staa- 
ten, vor  allem  Englands,  welche  in  iliren 
Berichten  diese  bisher  fehlende  Verwaltungs- 
thätigkeit  ersetzen  und  die  erforderlichen 
Nachrichten  geben. 


XVIII.  Die  Internationale  Statistik. 

1.  Der  internationale  statistische  Kongress. 
2.  Per  (tomographische  Kongress.  3.  Das  inter- 
nationale statistische  Institut. 

Seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  ist  sei- 


Kongressbesehlüsse  ausge- 
1  sprachen.    Damit  war  aber  auch  das  Ende 
!  des  Kongresses  besiegelt,  da  sich  eine  leb- 
i  hafte  Opposition  der  wichtigsten  Regierungen 
|  gegen  diese  These  des  Pariser  Statutes  der 
Permanenzkommission  erhob.    Eine  mittel- 
bare Beeinflussung  der  staatlichen  Verwal- 
tungsstatistik   war   allerdings    in  weitem 
Masse  nicht  nur  thatsächlich  gegeben,  sondern 
auch  für  zutreffend  erkannt  worden,  da  die 
Regierungen  Delegierte  entsendeten;  über- 
dies konnte  sich  kaum  irgend  ein  statis- 
tisches Amt  dem   Gewichte  dieses  inter- 
nationalen Areopages  entziehen.  Der  Schwer- 


tens  der  Verwaltiingsstatistiker  der  Gwlanke ,  punkt  der  Thätigkeit  auf  den  Sessionen  lag 


einer  internationalen  Verständigung  ununter- 
brochen aufrecht  gehalten  und  in  den  drei 
Formen  des  Internationalen  Statis- 
tischen Kongresses,  des  Demo- 
graphischen  Kongresses  und  des 
Internationalen  Statistischen  In- 
stituts verkörpert  worden.  Insofern  kann 
thatsächlich  von  einer  internationalen  Ver- 
waltungsstatistik gesprochen  werden,  welche 
sich  allerdings  vorläufig  hauptsäcldich  nur 
als  freie  gesellschaftliche  Thätigkeit  darstellt. 
1.   Der    internationale  statistische 


nämlich  in  der  Beratung  und  Beschlussfassung 
über  die  Methodik  und  Technik  der  statis- 
tischen Erhebungen  auf  allen  Gebieten 
der  Verwaltung,  deren  zutreffende  Gestalt 
im  Wege  der  Diskussion  gefunden  werden 
sollte. 

Eine  ganz  !>csondore  und  für  ihre  Zeit 
ungeachtet  aller  Lücken  und  Unglokhmässig- 
keiten  bedeutende  I^eistung  liat  der  Kongres* 
in  der  »S  tat  is  t  itj  ue  Internationale« 
aufzuweisen,  d.  i.  in  dem  gross  angelegten, 
allerdings  unvollständig  gebliebenen  Werke 


Kongreß.  Der  internationale  statistische  I  einer  internationalen  vergleichenden  Statistik. 
Kongress,  die    weitaus   wichtigste  Haupt-  welche  auf  der  Session  im  H  aag  dergestalt 


und  eigentliche  Form  der  internationalen 
Statistik,  bestand  in  einer  Reihe  lose  zu- 
sammenhängender internationaler  Versamm- 
lungen von  Verwaltungs-  und  Privatstatis- 
tikern, welche  in  der  Zeit  von  1853  -1878 
stattfanden  und  einerseits  den  Zweck  ver- 
folgten, die  Einheitlichkeit  der  Statistik  in 
allen  Staaten  zum  Durchbräche  zu  bringen 
und  ihre  Pflege  zu  fördern,  andererseits  aber 


geplant  wurde,  dass  jeder  Staat  bestimmte 
Gebiete  aus  dem  System  der  Verwaltungs- 
statistik zur  internationalen  Behandlung  über- 
nahm, wozu  ihm  jeweilig  alle  statistischen 
Aemter  behilflich  sein  sollten.  Es  erschienen 
auch  thatsächlich  in  den  Jahren  1875—1877 
und  später  (sj»eciell  durch  Kiaer  heute  noch» 
dies«?  geplanten  Werke  teils  in  fertiger 
Gestalt,  teds  als  Programmarbeiten,  wobei 


•  in  Zusammenwirken  aller  Verwaltungssta-  !  jedoch  seitens  der  einzelnen  Verfasser  mit 
fi-tiker  der  eivilisiet  ten  Welt  planten.  Wenn  |  grosser  Willkür  vorgegangen  wurde.  Der  Plan 
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der  >Statisti<pie  Internationale*  stand  in 
eugster  Verbindung  mit  der  oIkmi  genannten 
Permaneuzkoinmission,  deren  Mitglieder  sieh 
eben  aus  den  Bearbeitern  der  erstgenannten 
zusammensetzten. 

Innerhalb  und  zum  Teile  neben  dem 
Gesamtplane  der  »Stntistiquc  Internationale« 
bestand  seit  der  Session  von  1870  eine 
fachmännische  Kommission  für 
Eisen bahnstatistik,  welche  mehrmals, 
und  zwar  spater  unabhängig  von  der  Per- 
manenzkommission, tagte ;  el»enso  stand  auch 
die  internationale  Statistik  der 
Gross  städte  ausserhalb  dieses  Kahmens, 
welche  vou  1876  bis  1S89  von  Körösi  auf 
Grund  eines  Kongressmandates  gearbeitet 
wurde. 

Die  Bedeutung  des  Kongresses  liegt 
darin,  dass  er  die  Organisierung  und  Aus- 
lösung der  Verwaltuugsstatistik  mächtig  an- 
regte, die  Methodik  und  Technik  in  derselben 
erheblich  förderte,  in  ihr  die  Einheitlichkeit 
und  Gleichförmigkeit  zum  Üurchbruch 
brachte,  einen  engen  Kontakt  aller  Verwal- 
tungsstntistiker  herbeiführte  und  so  den 
internationalen  Gedanken  in  der  Verwaltungs- 
statistik nud  damit  in  der  Verwaltung  un- 
ablässig hochhielt:  dass  dal>ei  auch  das 
wissenschaftliche  Moment  in  der  Statistik 
wesentlich  gehoben  wurde,  steht  gleichfalls 
aussei  Zweifel.  Dagegen  krankte  der  Kon- 
gress  au  einer  zu  fl richtigen  Organisation, 
an  einer  zu  grossen  Mitgliederzahl  und  einem 
Ueberwuchern  des  Laienelementes  sowio  an 
überhastetem  und  über>türztem  Vorgehen, 
was  alles  den  Erfolg  seiner  Thätigkeit  sehr 
beeinträchtigte.  Als  er  sieh  dann  mit  dem 
derzeitigen  Stande  des  internationalen  Ver- 
waltuugsrechtes  durch  die  Schaffung  einer 
über  deu  Staaten  stehenden  Pennanenzkom- 
mission  in  Widerspruch  setzte,  fand  seine 
Wirksamkeit  ein  {»lötzliches  Ende.  Jeden- 
falls aber  ist  es  ihm  gelungen,  den  Beweis 
zu  erbringen,  dass  eine  internationale  Orga- 
nisation der  Verwaltungsstatistik  notwen- 
dig sei,  und  diesem  Umstände  ist  es  zu 
danken,  dass  auch  nach  1878  die  Versuche 
zur  Herbeiführung  einer  solchen  niemals 
aufgehört  haben. 

Die    Publikationen   des  inter- 
nationalen statistischen  Kon  grei- 
sen sind  so  zahlreich,  dass  diesbezüglich  auf 
die   Darstellung  in    meinem   .Handbuch  der 
VerwaltnngMtatistik"  Bd.  I  S.  280-284  ver- 
wiesen werden  muss  und  hier  nur  eine  eintei- 1 
lende  Uebersicht  gegeben  werden  kaun.    Die- 1 
selben  zerfallen  nämlich  in  folgende  Haupt- 
gruppen: 1.  die  Comptes  rendus  der  einzelnen! 
KungressscMtoneu ;  2.  die  zu  und  während  der  ! 
Sessionen  erschienenen  Referate,  Bulletins,  vor- 
gelegten Schriften,   Programme  etc.     3.  Zu- 
sammenfassungen der  Kongressbeschlüfcse ;  von 
diesen  ist  namentlich  der  Compte  rendn  genc-  j 
ral  des  travanx  du  C.  J.  de  St.  von  v.  Semenow,  I 

Zweite 


Petersburg  1872,  zu  uennen.  5.  Die  zahlreichen 
halboftizieTlen  und  offiziellen  Berichte  der  Dele- 
gierten und  Teilnehmer  resp.  Bureauvorstönde 
in  den  einzelneu  statistischen  Zeitschriften  und 
gesondert.  ">.  Die  Comptes  reudus  der  Perraa- 
nenzkommission  sowie  der  Band  ,,ilemoiresa, 
Petersburg  1876,  und  die  Schrift  v.  Mayrs.  Die 
Organisation  der  amtlichen  Statistik  und  die 
Arbeitsthätigkeit  der  statistischen  Bureaus, 
München  1876,  welche  mit  den  Verhandlungen 
der  Permanenzkommisjrion  zusammenhängen. 
6.  Die  Schriften  der  „Statistique  internationale" 
nach  dem  Haager  Programm,  und  zwar  a)  aus- 
geführte Werke  über  Bevölkerung,  Weinbau, 
Seeschiffahrt,  Civiljustiz,  Sparkassen,  Ackerbau, 
Grossstädte,  Berg-  und  Hüttenwerke,  Noten- 
banken: b)  Programme  über  Unterricht,  Ge- 
bäude, Finanzen,  Wanderungeu,  Annenwesen, 
Gebreclien.  Die  letzte  Fortsetzung  erfuhr  diese 
Statistique  internationale  durch  Kiaers  Navi- 
gation maritime  Bd.  IV.  Kristiania  185)2 ; 
dessen  Ergänzung  bis  18%  erfolgte  iu  der 
International  Skibsfartustatistik ,  Kristiania 
185)7.   7.  Das  Bulletin  anuuel  des  finauces  des 

frande»  villes  Kßrfwis,  10  Jahrg..  18%  (für 
877)  ff.  und  das  Bulletin  hebdomadaire  de  stat. 
internat  desselben,  1878  fl.  8.  Die  Schriften 
der  internationalen  Eisenbahiikommission. 

2.  Der   deiuographische  Konjrress. 

Der  demogruphische  Kongress  nahm  187S 
seinen  Ausgang  von  deu  zahlreichen  Kon- 
gressen, die  gewöhnlich  beiden  Ausstellungen 
in  Paris  abgehalten  werden  und  verdankt 
seine  Stellung  in  der  Verwaltungsstatistik 
dem  Umstände,  dass  er  in  den  ersten  Jahren 
seines  Bestandes,  gerade  als  der  internationale 
statistische  Kongres«  zu  existieren  aufgehört 
hatte,  die  einzige  internationale  statistische 
Vereinigung  repräsentierte.  Von  der  fran- 
zösischen demographisch-medizinischen  Auf- 
fassung der  Bevölkerungsstatistik  beeinflusst, 
trat  er,  nach  der  Session  von  1878  zu 
Paris,  welche  von  A.  Bertillon  und 
Chervin  einberufen  worden  war,  in  Ver- 
bindung mit  dem  älteren  hygieinischen  Kon- 
gresse und  tagte  1882  iu  Genf,  1884  im 
Haag,  1N$"  in  Wien.  1S91  in  London. 
1894  in  Budapest,  1897  in  Madrid  und 
1900  in  Paris;  der  nächste  soll  1903  in 
Brüssel  stattfinden.  Zum  Unterschiede 
von  dem  internationalen  statistischen  Kon- 
gresse, dem  er  in  jeder  Hinsicht  weit  nach- 
steht, befasst  er  sich  nicht  nur  mit  metho- 
disch-technischen Kragen  der  Verwaltungs- 
statistik, sondern  auch  mit  rein  wissen- 
schaftlichen Untersuchungen .  wobei  Be- 
schlussfassungen nur  auf  den  erstgenannten 
Gebieten  möglich  sind.  Das  Arbeitsgebiet 
ist  schon  mit  dem  Xamen  umschrieben, 
wird  aber  nicht  streng  eingehalten;  die 
Förderung  der  Verwaltungsstatistik  durch 
die  Verhandlungen  ist  nicht  von  erheblichem 
Belange.  Dagegen  liegt  der  Gewinn  darin, 
dass  nunmehr  ein  i  n  t  e  r  n  a  t  i  o  n  a  1  e  s 
Organ  für  die  Statistik  auf  medizi- 
nischem und  hygiei  ni schein  Gebiete 
vi.  67 
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gegeben  ist,  ffir  welches  eine  allgemeine 
statistische  Vereinigung  ohnclün  niemals  als 
Autorität  anzusehen  wäre. 

Publikationen.  Die  Comptes  rendus 
finden  sich  für  die  Session  von  1878  in  den 
Anualcs  de  Demographie  intern.,  1878,  und  für 
die  späteren  in  den  allgemeinen  Comptes  Ren- 
dus der  hygieinisch-deniographischen  Gesamt- 
kongresse. *  Im  Jahre  lHHi)  fand  während  der 
Weltausstellung  zu  Paris  ein  internationaler 
hygieinisch- demographischer  Kongreß  statt, 
welcher  ausser  der  Reihe  der  eigentlichen  Kon- 
gresse dieser  Art  steht.  Der  l'ompt«  rendu 
hierüber  erschien  zu  Paris  1889. 

3.  Internationales  statistisches  Insti- 
tut   Im   Jahre   1887  trat  in  Rom  zum 
ersten  Mal  das  auf  den  Jubiläumsverxamm- 
lungen  der  Londoner  und   Pariser  statis- 
tischen  Gesellschaften    (1885)  vorwiegend 
auf    K.  X.  von    X  cum  au  n-Spallarts 
Betreiben  gegründete  internationale 
statistische  Institut  zu  einer  Ses- 
sion zusammen,  welcher  Vorgang  in  jedem 
zweiten  Jahre  stattzufinden  hat;  demgemäss 
fanden  weitere  Sessionen   1889  in  Paris, 
1891  in  Wien,  1893  in  Chicago,  1895  in 
Bern,  1897  in  St.  Petersburg  und  1899 
in  Kristiania  statt;  die  nächste  Session 
ist  1901  in  Budapest.    Dieses  internatio- 
nale statistische  Institut,  dessen  Arbeitslast 
lange  Zeit   auf  Bodios  Schultern  ruhte; 
(derzeitiger    Präsident    v.  Jnama)  hddet ! 
gegenwärtig  die  Verkörperung  des  inter- 
nationalen Gedankens  in  der  Statistik,  vor- 
nehmlich in  der  Verwaltungsstatistik.  und 
bezweckt,  die   Arbeit    des  internationalen 
statistischen    Kongresses    hinsichtlich  der 
Ausgestaltung  der  Methodik  und  Technik 
der   Statistik    fortzusetzen ,  internationale 
Werke  herauszugehen,  die  Pflege  der  Sta- 
tistik   überhaupt   zu   fördern,  einen  Vor- 
einignngspunkt  der  Statistiker  und  gleich-  ■■ 
zeitig  eine  geschlossene  Akademie  zu  bilden 
und  Einfluss  auf  die  Regierungen  in  allen 
Angelegenheiten  der  Statistik  zu  gewinnen. 
Die  eigentliche  Arbeit  vollzieht  sich  dabei, 
abgesehen    vou    der    Thätigkeit  einzelner 
Forscher  und  Praktiker,  durch  gemeinsame 
Verhandlungen   in  einer  Keihe  von  Aus- 
schüssen, welche  ffir  die  wichtigsten  Gebiete' 
der  Statistik  eingesetzt   worden  sind.    Es ; 
unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  das  Institut  \ 
es  verstanden  hat.  die  führende  Rolle  in  der  ! 
internationalen    Statistik    zu  übernehmen 
und  seinen  Beschlüssen  geistige  Autorität 
zu  verschaffen  ;  dennoch  kann  dabei  immer 
noch  fraglich  bleiben,  ob  der  Wunsch  nach 
Wiederherstellung  des    statistischen  Kon- 
gresses als  imU'reehtigt  zu  bezeichnen  wäre. 

Publikationen.  Bulletin  de  ]'Institnt 
International  de  Statistique,  Korne  188<>  ff.  In 
demselben  finden  sieb  auch  die  Comptes  rendus 
über  die  bisher  abgehaltenen  Sessionen  des  In- 
stitutes. Eiu  internationales  vergleichendes  An- 


nuaire  wurde  geplant,  ist  aber  bisher  nicht  zu 
stände  gekommen. 

Auf  Anregung  des  Internationalen  Sta- 
tistischen Instituts  wurde  1900  in  Paris 
eine  von  Staatsdelegierten  beschickte  In- 
ternationale Kommission  zur  Revision 
der  Nomenklatur  der  Todesursachen  (Klassi- 
fikation Bertillon)  abgehalten  (Proces-verbaux, 
Paris  1900). 

Quellen  und  Lltteratur  *«  den  Artikeln 

Uber  die  Organisation  der  amtlichen 
Statistik  in  den  einseltien  Staaten 
(ausgenommen  das  Deutsche  Reich  und 
J'reussen). 

a)  Zusammenfassende  Darstellun- 
gen: E.  Mlsehter,  Handbuch  der  Vervaltungs- 
statislik,  Bd.  I,  Stuttgart  189S.  —  A.  Meilsen, 
Geschichte,  Theorie  und  Technik  der  Statistik, 
Berlin  1880.  —  M.  Block,  Traite  thioritjut  et 
pratique  de  Statistique,  2.  Aufl.,  l\iris  ISSC  und 
Block-Scheel,  Handbuch  der  Statistik,  Leipzig 
1879.  —  Gabaqllo,  Tcoria  generale  della  Sta- 
tistin, 2  Bde.,  Mailand  1888.  —  II  .  Zaltmki, 
Ttoria  Stutystyki  «>  zarysie,  I.  Bd.,  Warschau 
I884.  —  .lahttoon,  Theorie  der  Statistik,  i. 
Aufl.,  Petersburg  188?  (russisch).  —  J.  Ber- 
tillon, Cour»  elementaire  de  Statistique  admi- 
nistrative, Jhiris  189.1.  —  (,'.  r.  Mayr,  Statistik 
und  Gesclhchaftstehrc,  1.  Bd.,  Freiburg  i.  B. 
1805.  Derselbe,  I>ir  Organisation  der  amtlichen 
Statistik  und  der  Aibeitsthätiykrit  der  statisti- 
schen Bureaus,  München  187f>.  —  Jf.  Böekh, 
Allgemeine  Vebersicht  der  Veröffentlichungen  aus 
der  administrativen  Statistik  der  verschiedenen 
Staaten,  Berlin  1856.  —  L*  SS'  Annirer- 
saire  de  la  Societi  de  Statistique  de  Baris 
lKt.0—1885,  Baris  18SH. —  Dell'  nrdinamento  degli 
ufflri  ccntrali  di  Statistica  in  halia  ed  in  alcuni 
altri  stati,  im  Bulletin  des  Inst.  Int.,  ISST.  —  F. 
X.  v.  Xeumann-Spnltart,  Leistungen  und 
Zielpunkte  der  amtlichen  und  wissenschaftliche* 
Statistik  in  neursUr  Zrit,  1878 — 18SS,  iu  Meyers 
Kanrcrs.-I.es.,  S.  Aufl.,  5.  Jnhrcssupplcment .  — 
Ion  offiziellen  Schriften  sind  namentlich  di* 
zahlreichen  Berichte  tu  nennen,  welche  die  Vor- 
stände der  statistischen  Aemter  gelegentlich  der 
verschiedenen  Kongresse  und  bei  sonstigen  An- 
lässen idter  den  Zustand  der  Statistik  in  ihrem 
/Milde  erstattet  haben. 

b)  Die  einzelnen  Staaten.  1.  für 
dir  Staaten  des  Deutsrhen  Reiches 
überhaupt:  v.  Heden,  Deutschland  und  das 
übrige  Kuropa,  Wiesbaden  Ititf,  S.  XIVfl'.  — 
Die  »tat.  Aemter  des  Deutschen  Reichen  «oirie 
Oesterreich- (ngarns,  im  Allgem.  Stal.  Archiv  I. 
Bd.  und  XachtrÖge  in  den  Jolgendm  Bänden. 
—  i*.  Bayern:  Geschichte  und  Einrichtung  der 
amtlichen  Statistik  in  Bayern,  München  189-i.  — 
Aclltre  Schriften  von  G.  v.  Mayr  aus  1869, 
IS?*  und  ls?6.  —  i.  Sachsen:  Engel,  Dir 
amtliche  Statistik  und  das  stnL  Bureau  des 
Königreichs  Suchst  n,  Zeitschi.  f.  Staalfir..  lS-'>', 
S.  t?4fl:  -  D-is  stal.  Bureau  für  das  K?inig- 
feich  Sachsen  in  den  ersten  30  Jahren  stiue* 
Bolchens,  Leipzig  1881.  —  I'.  Böhmert,  Das 
königlich  sächsische  stal.  Bureau  von  J.S'T-5 — IS9'>, 
ZeiUchr.  dcsi.  ISfiO,  S.  1(1.  —  4.  Württem- 
berg: v.  Zeller,  l>i>-  Arbeiten  bei  dem  statisti- 
schen   Lmidesamte,    Württ.  Jahrb.   1SM;  ältere 
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Schriften  tnsbts.  von  Blecke  au»  1873,  187C  und  | 
1870.  —  S.  Heuen:  Bericht  aber  den  Zustand 
der  Statistik  im  Grossherzogtume  Hessen,  Darm-  \ 
»ladt  1863.  —  6.  Oldenburg:   Berker,  Be- 
richt  über  den  Zustand   der  amtlichen  Statistik 
im  Grossherzogtume  Oldenburg,  ebenda  18GS.  — 
7.  Thür.  Staaten:    Uitdebrand,  Jahrb./. 
Xat.   u.  Stat.  ,t,  S.  71  fl.   —  8.  Oesterreich- 
Ungarn:  Ficker,  Skizze  einer  Geschichte  dem 
k.  k.  »tat.  Bureau*  in  den  Jahren  18!'J—18W,  \ 
in    nStat.-admin.    Vortn'igen  ,     Wien     l8t!7.    —  ; 
Kteczynsici,  Organizacya  statyttyki  «•  Austryi,  , 
MUS.  —    v.   JuraMChek,    Utbrrsichl    über    dir  , 
Wirksamkeit  der  k.  k.  stat.  < '  entrulkommission  j 
seit  ihrem  Bestände,  in  der  Stat.  Munatschr.,  8.  , 
Bd.,  S.  5H0ff.  —  Miitchler,  Art.  »Verwaltung*-  \ 
Statistik«    in    Mischler-  Vlbrichs  Oesterr.  Staats- 
Wörterbuch,  11.   Bd.,   S.   1$68 ff.  —  Gyüroy, 
Statistigue  offlcielle  de  la  Hongrie,   son  histoire  1 
et  son    d'-veloppement,    1885.   —   Bokor,  Ge- 
schichte und  Organisation  der  amtlichen  Statistik 
in  Ungarn,  Budapest  180H.  —  Zorlctc,  Drmogr. 
Arbeiten  in  den  Könige  Kroatien  und  Silicon ien, 
18X7.    —    Minchlef,    Die    Österreichische  Kon- 
ferenz für  Landesstatistik   und  ihr  Permanenz- 
koinilee,  im  Allgem.  »tat.  Arehic,    IV.  Bd..  S.\ 
S82  ff.  —  Derselbe,  Die  Organisation  der  Isin- 
desstatiltik  in  der  Bukowina,   in  der  Stat.  Mo- 
natliche, Jahrg.  1801.  —  Allgemeines  stutisti-  \ 
»ehe»  Archiv,  I.  Jahrg.,  1.  Ild.,  S.  757  ff.  —  V.  j 
Mellingen,     Die    Reorganisierung    der  Sta- 
tistik der  Ilerölkerungslteiregung  in  Oesterreich, 
Allgem.  stat.  Archir,  V.  Ild.',  s' 6$  f.  -  Schott, 
Handbuch  der  Vorschriften  über  Handeisstatistik 
und  Zolltarif tresen,    Wien   180J   u.   2.   Aufl.  -  ■ 
0.  Frankreich:   Leraimettr,   Im  statistigue 
ofjicielle  en   France.     Organisation,  truraujr  et 
publicatious  etc.    Xancy    1885.   —  Turquan, 
Manuel    de    statistigue   pratigne,    Paris-  Xancy 
1801.    —    Ducrocq,    l.a  statistigue  an  Consril 
d'Etat,   Journal  de   la    societe  de  statistigue  <le 
I\tris,  .il.  Jahrg.,   S.   Itir,  ff.   —   10.  Italien: 
BotKo,    Documcnti   statisfici  italiani,    am  Int. 
SUtt.   Kongrcss  Florenz   18'i7.  — •  Maentrt,    Le  ■ 
pubblicazioni  dcltn  Direz.  dl  stat.,  Florenz  /AfiJ>. 
—   Saggio  di  Bihliogruphia  statistica  italiuna, 
.f.  ediz.,  Born  1S89.  —  Berllllun,  Rapport  sur 
V Organisation    dr   la   direction   generali    de  sta- 
tistigue en   Italic,   Pins  1887.  —  Miüchlrr, 
Zur  Organisation    und   Methodik  der  Kriminal- 
Statistik,    Stat.   Monatsschr.,   W.    Jahrg.    —    II.  \ 
Rnssland:      Vrrsrhirdene.     Mitteilungen  11°. 
Stleila»  in  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  d.s.,  jO. 

Bd.;    in     der    Stat.    Munatschr.,    7.    und  II. 
Jahrg.;  in  der  Bussischen  Rune,  10.  Jahrg.  — 
I'.  Su'UllttZ   in   drU  Schriften   dm    IV.  Drmogr. 
Kongresses,  47.  Heft.  —  Tobten  im  Stat.  Jahrb. 
der  Stadt  Riga,  I,  1801.  ■ —  JahnnoH.  Theorie 
der  Statistik,  1.  Aufl.,  S.  ll't-171  (russisch).  — 
Insbesondere    iiiirr   die    Statistik   der  Z'intttros:[ 
BlekoiC,     Trarauj-    statistigue»    des    Zerns!  iros  1 
russes,  Paris  ixo.t.  —  Annennky.  Rapport  sur  j 
la    Stati/Hgiie   des  irmsnros,    im  Bullet.    Int.  de 
Statistigue,  Session    Ret,  rsbnrg  1>07.  —  l.a  sta- 
tistigue agrieole  du  :<  ntxtiros  en  Riismo  (offiziell) 
ebenda.  —  A.PIotnih'OIC,  Du  Conconrs  den  sociales  , 
scicntijigncs,  des  zemstirom  et  des  aduiinistrutious 
urbninrs  aur  trarauj'  statistigue*  en  Rnssir,  Pe- 
tersburg 1*07.  -  ■■  11.  S  r  h  ir  e  d  e  n  :  Journal  de  \ 
la  Soci'te   de  Statistigue  dr  Paris,  /.SA.',  Suppl. 
zum  X.  Heft.  —  lt.  Xortcegrn:  A.  X.  Kiavr 


in  den  .VeddeleUer  fra  det  stat  ist  iske  i'eutral- 
burean,  Jahrg.  18S6,  Xr.  8.  —  14-  Däne- 
mark: Statislisk  Bureaus  Historie.  Aus  An- 
las» des  HO  jähr.  Bestände»  fing.,  K>>jsenh.  1WJ. 

—  15.  Schiceiz:  Kummer,  Geschichte  der 
Statistik  in  drr  Schireiz,  Zeitschr.  für  Schweiz. 
Statistik,  Jahrg.  1.S8S,  S.  1  ff. ;  ferner  verschie- 
dene Art.  ders.  Zeitschr.  Uber  HandeUstatistik, 
Kimferenzm,  KantonalsUtlistik  etc.  —  Mühle- 
mann,  Geschichte  und  Thüligkeit  des  Statisti- 
schen Bureaus  des  Kanton  Bern  18jH  IXl'K,  Hern 
1808.  —  /rt.  Xiederlande :  Bcaujon,  La 
statistigue  offlcielle  aus  Payt  lla»,    Piris  1880. 

—  17.  Spanien:  Paeigunl,  Rapport  mr 
l'e'tat,  l' Organisation  et  le  progres  de  la  Stat.  en 
Espagne,  Madrid  187,'.  Coleria  legülatira  de 
estadistica,  lSUl.  —  Salva,  Tratado  clemental 
de  estadistica,  Madrid  18SH,  S.  J7!>  (V. ;  in  Min- 
gnrz  1/  Virente  Tratado  de  estadistica  t'ordiJm 
1808,  S.  tf:  —  IS.  Portugal:  Aminario, 
188 i.  —  Relatorio  consulta  da  reftartirao  de  esta- 
dittica,  18t:i.  —  10.  Rumänien:  Statistica  in 
Romania,  Bukarest  1800.  —  Xotife  histariguc  sur 
la  rreation  et  l'organisation  de  la  statistigue 
ofncielle,  ebenda  187S.  —  Olaneaco,  Memoire 
sur  la  slatisti'/ur  de  la  Roumanie.  —  DJuvnm, 
t  'ummunication  (beides  Schriften  des  Intern.  Stat. 
Inst.,  Wiener  Sess.).  —  J0.  Griechenland: 
Manon,  Xutice  sur  l'organisation  de  la  sta- 
tistigue ofncielle  en  Grere,  desgl.  —  2.5.  Tür- 
kei: Stat.  Monatschrift,  1801,  S.  ö'Ui.  — 
12.  Vereinigte  Staaten  von  X«rdumr- 
rika;  Joachim  a.  a.  O.  —  Kollmunn  m 
Jahrb.  f.  fies.  u.  Vrrir.,  1880,  S.  0/i  ff.,  über 
den  f'ensus.  —  It.  t*.  I'ofter,  The  tlerrnth 
census,  Xrtr-Yoik  1801.  —  T.  C,  Martin,  t'oun- 
ting  a  tuition  bg  electricUg,  Electrica!  En- 
geueer,  1801,  II.  XI.  A  permanent  census  bu- 
rean, ~>i.  t  ungress,  1.  Session,  Senate  Er.  D»c. 
1.,  Washington  1801.  —  Isert mneu r,  L'Agneul- 
Iure  nur  Etats-Unis,  Pnis  1S0J  (landu-.  Sta- 
tistik), S.-A.  —  i.i.  Brasil  ie  n:  D'  <Jitrem, 

tjiielqttr*  notrs  Sur  Iis  bureait.c  de  st'itistopie  11,1 

Biisil,  Um  1885.  —  H.  Mexiko:  Pennftet, 
Trutmjos  preliminares  yara  la  organiz.  de  la 
estad.  generul  de  la  rrpubl.  Me.rieuna,  Mexiko 
18S.J.  —  15.  Aegypten.  F.  Ellttel,  La  sta- 
tistigue sanitaire  rn  Egijpte ,  Schriften  des  VI. 
Ilijij.  br m.  Kougr.,  Heft  S7,  S.  01  ff.  —  C'i.  Ja- 
pan: Mayct,  Japanische  HrrMerungsstatistik, 
Mitteilungen  der  deutschen  Gesellschujt  für  Xu- 
tnr-  und   Völkerkunde,  thtasiens,  M.  Heft.  1888. 

ltnthgcn.  Enichnisse  der  amtlichen  llrroll:.- 
Stat.  in  Japan,  1880,  S.-A.  —  I*.  Jaitutonhi. 
<>f  the  progrrsit  of  ittalistie*  in  Japan  1808  ,S.  A. 
au»  Bull.  Int.  de  Stat.). 

r)  Zu  XVI II:  Die  Internationale  Sta- 
tistik. 1.  Der  Internationale  Statisti- 
sche Kong  res».  Die  Litteratur  über  den- 
selben ist  Sehr  spärlich:  I.anpcyrCH,  Die  Ka- 
thcdcrsuziulisteit    und  die  statistischen  Kongresse 

etc.,  Berlin  187:..  —  r.  Xeumnnn-Spnllart. 

Retinae  of  ihr  Resultats  of  Ihr  International 
Stalislicil  t'ongrrsses  etc.,  im  .labiler  Volume 
der  Statistical  Society  (1885).  —  Der  De. 
iuographisr.hr  K o  n  g  r  e  »  s.  Vrr*chirtle,<e  Mit- 
teilungen in  drr  Statistischtn  Monatsschrift  :  in 
d.  Zritsrhr  für  schweizer.  Statistik  ;  in  der  deutsch. 
Viertel jaliisrhr.  f.  öfl'entl.  i irs-und )tr itspflear  ;  nn 
Bulletin  de  i'lnst.  Int.  de  Statistigue  etc.,  zu- 
meist aus  den  jeirciliqen  Jahren  drr  Abhaltung 
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ob  es 

wünschenswert  und  zweckmässig  ist,  sta- 
tistische Bureaus  fflr  grossere  Städte  zu 
errichten,  dürfte  ihre  Erledigung  durch  das 
Vorhandensein  jener  grösseren  Anzahl  von 
Aemtern  gefunden  habeu.  Die  Errichtung 
-•  derselben  ist  als  ein  Ausfluss  der  Arbeits- 


.irr  Sektionen.  —  »Tkr  Lanctu,  Report*  »f  the  denen  Seiten  aufgeworfene  Fragt* 

intern,  «tnrjr.  <if  lojtj.  und  ilrufHjnifthy  held  Jrom 
/,vr>> — lS8rJ,  hmdoit  Jffil.  —  .1.  Du*  Institut 
International  dr  Stal  i  rtiqu«  :    F.  X,  V. 

Xcumann -Spallart,  Ein  intern,  »tut.  Jn*titvt, 

Jahrb.  f.  \at.  u.  Stat.  .V.  F.  11.  Bd.,  S.  SiOff. 
—  i>er*elbe.  FundatUm  de  V Inttilut  int. 

■  W  „tat.,  Bullet,  de**.  Tome  /.,  her.  1,  2,  S.  lg; 

dann  einige  kleiner,  Berichte  m  der  statisti-  tedung  auf  dem   Gebiete  der  städtischen 


♦cArit 

-,'hini 


MomtUehrift 
Sf**iunen. 


den  Jahren    der  ein- 


III. 


Aemterverfassung  zu  Israeliten.  Wie  die 
Staatsverwaltung,  so  hat  auch  die  Selbst- 
verwaltung eine  statistische  Funktion.  Die 
Komnmnalstatistik  gilt  als  das  wichtigste 
Gebiet  der  Statistik  der  Selbstverwaltung. 

n  i.  iii  ^  ^  *iafi  »han  Zusammenhang  von  Statistik  und  Ver- 
JM<*8taatl8Cnen8iailSll.SCnen  w;iju,n^  jst  nirgends  so  eng  wie  gerade  in 

A  e  m  t  e  r.  j  den  stadten.    Und  die  Statistik  ist  hier  eine 

A.  Allgemeines.  B.  Die  städte- 1  ebenso  notwendige  Verwaltungsthätigkeit 
statistischen  Aeinter  in  einzelnen  |  wie  jede  andere.  Sie  kann  von  den  sta- 
Staaten.  1.  l'ebersicht  der  städtischen  sta- 1  tistischen  Centraistellen  grosser  Staaten 
tisti*ehen  Aemter  in  Europa.  2.  Deutsches  i  „ic|,t  eingehend  wahrgenommen  werden. 
Kd«  h.   3.  Oesterreich-Ungarn.   4.  Schweiz.   5.  |  fj,.nn  (|iCSelben  sind  nicht  in  der  I.age,  die 

wünschenswerte  Specialbeschreibung  der 
grassstädtischen  Zustüude  und  Vorgänge 
sowie  die  für  die  städtische  Verwaltung 
erforderlichen  ins  einzelne  gehender»  sta- 
tistischen Unterlagen  zu  liefern.  Die  Or- 
gane der  Städtestatistik  stehen  den  Ver- 
hältnissen nahe,  persönliche  und  geschäft- 
liche Beziehungen  erleichtern  die  Be- 
schaffung, kritische  Sichtung  und  Kichtig- 
stellung  des  Materials.  Diese  Vorzüge  so- 
wohl wie  die  Möglichkeit  der  Anwendung 
feinerer  Methoden  und  vollkommenerer  Teeh- 
der  Mitte  des  vorigen  und  namentlich  seit !  nik  verleihen  der  Städtestatistik  ihren  eigen- 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  forderten  die :  tümlichen  Wert. 
Staatsregierungon  von  den  Stadtgemeinden 


Italien.    0.  Frankreich.    t.  .Spanien  und  Portu 
gal.    8.  Belgien.    9.  Holland.    10.  Dänemark. 
11.  Norwegen.    12.  Schweden.    13.  Kussland. 
14.  Die  übrigen  europaischen   Staaten.  15. 
Außereuropäische  Staaten. 

A.  Allgemeines. 

Die  Anfänge  der  Kommunalstatistik  sind 
iti  Zusammenstellungen  über  Geburten  und 
Sterbefälle  zu  suchen,  welche  an  der  Hand 
von  Kirchenbüchern  und  Totenregistern  in 
vielen  Städten  schon  vor  mehreren  Jahr- 
hunderten angefertigt  worden  sinl.  Seit 


Den  städtestatistischen  Aemtern  liegt  zu- 
nächst die  Pflege  der  Bevölkerungsstatistik 
(Zahlung  der  Bevölkerung,  der  Geburten, 
Sterbefälle.  Eheschliessungen,  Erkrankungen. 
Wanderungen)  sowie  die  Ausführung  der  mit 
den  allgemeinen  Volkszählungen  verbundenen 
Nebeuaufnahmen  über  Grundstücke,  Gebäude. 
Wohnungen,  Gewerbe  etc.  ob.  Ferner  gehört 
zu  ihren  Aufgaben  die  Ermittelung  der  Arbeits- 
lohne und  Lebensmittelpreise,  die  Aufstellung 
der  Statistik  über  Arbeiterversicherung  und 
Arbeitsnachweis,  die  Einteilung  der  Stadt  zu 
Wahl-  und  Verwaltungszwecken.  Uiernäcbst 
haben  sie  für  Sammlung  alles  aus  den  übrigen 
Verwaltungsstellen  crlaugbaren  statistischen 
Materials  zu  sorgen  nnd  Auszüge  aus  demselben 
herzustellen,  welche  entweder  in  einem  Jahr- 
buche oder  dem  Verwaltung« berichte  der  Stadt 
zur  Veröffentlichung  gelangen.  Sie  sollen  ferner 
allen  Hessorts  als  statistische  Berater  dienen. 
Falls  sie  mit  den  vorbezeichueten  Arbeiten 
nicht  vollbeschäftigt  sind,  empticblt  sich  die 
zeitweilige  Uebcrnahme  der  Armen-,  Schul-, 
Steuer-  oder  Baustatistik,  obwohl  die*ell>eu 
Ii  sieh  daher  mehrere  grosse  ,  ebensogut  von  den  betreffenden  Verwaltungs- 
statistischer '  H,pN,'n  ausgeführt  werden  können,  wenn  ihneu 


die  periodische  Ausfüllung  verschiedener 
statistischer  Tabellen  und  die  Städtever- 
fnssiitigeii  schrieben  die  regelmässige  Er- 
stattung von  Verwaltungsberichten  vor. 
Wissenschaftliche  Vereine  und  einzelne  Ge- 
lehrte pflegten  die  Statistik  und  Topogra- 
phie grosser  Städte.  Vor  ungefähr  30 
Jahren  erkannten  die  Leiter  grosser  Stadt- 
verwaltungen, dass  zur  Erledigung  der 
zahlreichen,  zum  Teil  komplizierten  statisti- 
schen Aufgalien.  welche  von  der  Staatsre- 
gierung gestellt  wurden ,  zur  Pflege  der 
'»rts-  und  Gemeindestatistik  und  zur  Be- 
schaffung sicherer  Grundlagen  für  die  an 
sie  herantretenden  neuen  grossen  Aufgaben 
liosondcre  Organe  notwendig  seien.  Auch 
von  aussen  traten  liezügliche  Anregungen 
an  sie  heran  nnd  zwar  von  den  landessta- 
tistischen Bureaus  und  den  Staatsregierungen 
sowie  von  den  internationalen  statistischen 
Kongressen.  In  «lern  Jahrzehnt  IHM  bis 
WO  entsehlo 

Städte  zur  Errichtung  eigener 
Bureaus.    Ihrem  Beis 
dere  Städte,  so  dass  d 


ueie  folgten  bald  an- 
ie  Zalil  solcher  Aemter 


die  Methode  der  Mtiterialgewinnung  und  -Zu- 
sammenstellung genau  bezeichnet  ist.  Dagegen 
könneu  die  Aufstellungen  von  Wähler-,  Schöffen-, 


(Bureaus),  soweit  bekannt,  in  Europa  gegen-  Impflisten,  die  Erledigung  von  Angelegenheiten 
wältig  .jIJ  beträgt.    Die  früher  von  verschie-  ,  betr.  Einquartierung,  Viehseuchen,  die  Proto- 
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kollführuug  in  den  Stadtverordnetenversamm- 
lungen etc.  als  statistische  Arbeiten  nicht  gelten. 
Bei  Ueberlastung  der  statistischen  Aemter  wäre 
es  richtiger,  solche  Arbeiten  anderen  Stellen  zu 
übertragen. 

Zur  Lösung  der  gestellten  Aufgaben  ist  den 
statistischen  Aemtern  das  erforderliche  Beamten- 
personal  vou  den  städtischen  Behörden  zur 
Verfügung  gestellt.  Fast  alle  Leiter  jener 
Aemter  haben  akademische  Bildung,  entweder 
Staatswissenschaft ,  Rechtswissenschaft  oder 
Mathematik  studiert  und  sich  spezielle  statis- 
tische Kenntnisse  erworben.  Vou  ihrer  Quali- 
fikation sind  die  Leistungen  des  Amtes  in  erster 
Reihe  abhängig.  In  den  meisten  Aemtern, 
deren  Wirkungskreis  eiuigermasseu  ausgestaltet 
ist,  sind  zur  Hilfeleistung  und  Vertretung  des 
Direktors  ebenso  vorgebildete  Assistenten  sowie 
das  erforderliche  Rechnung*-  und  Kanzleiper- 
sonal vorhanden.  Die  meisten  Aemter  sind  be- 
sonderen Deputationen  oder  Kommissionen  unter- 
stellt, welche  in  der  Regel  aus  Mitgliedern  des 
Magistrats,  der  Stadtverordnetenversammlung 
und  dem  Direktor  des  statistischen  Amtes  be- 
stehen. Ausser  in  der  Beratung  besteht  ihr 
Nutzen  darin,  dass  die  Interessen  der  Statistik 
im  Magistrats-  und  Stadtverordnetenkollegium 
besser  wahrgenommen  werden  können  als  in 
Städten,  wo  solche  statistische  Verwaltungsbe- 
hörden fehlen.  Unbedingt  notwendig  sind  solche 
.Mittelbehörden  nicht,  das  statistische  Amt  kann  j 
auch  unmittelbar  vom  Magistrat  bezw.  von  dein  < 
Vorsitzenden  desselben  ressortieren. 

Um  die  Ergebnisse  der  statistischen  Ar- 
beiten der  Verwaltung  und  Wissenschaft  wie 
überhaupt  weiteren  Kreisen  zugänglich  zu 
machen,  hat  ein  grosser  Teil  der  statistischen 
Aemter  eigene  Publikationsorgane.  Umfang- 
reichere Arbeiten  erscheinen  in  zwanglosen 
Ileften,  Auszüge  aus  dem  in-  und  ausserhalb 
der  städtischen  Verwaltung  vorfindlichen  Zahlen- 
material iu  Jahr-  oder  Huudbüchern,  Nach- 
richten über  Bevölkernngswechsel,  Witterung, 
Preise.  Thätigkeit  einzelner  Verwaltungs- 
zweige  etc.  in  Wochen-  und  Monatsberichtelt 
Auch  dienen  die  Verwaltungsberichte  der  Städte, 
deren  teilweise  Bearbeitung  und  gesamte  Re- 
daktion den  statistischen  Aemtern  iu  verschie- 
denen Städten  obliegt,  sowie  Fest-  und  andere 
Gelegeuheitsschrifteu  zur  Bekanntgabe  eines 
reichen  statistischen  Materials.  Schliesslich 
möge  auf  die  Veröffentlichungen  der  staatlichen 
statistischen  Aemter  verwiescu  sein,  in  welchen 
die  Gemeindestatistik  insofern  berücksichtigt 
wird,  als  in  manchen  Tabellen  die  Daten  für 
alle  oder  einen  Teil  der  Städte  besonders  dar- 
gestellt werden. 

Wie  es  Uberhaupt  noch  an  einer  organischen 
Verbindung  der  Statistik  der  Selbstverwaltung 
mit  teuer  des  Staates  fehlt,  so  besteht  auch 
zwischen  der  staatlichen  und  städtischen  Sta- 
tistik noch  eine  Lücke.  Dieselbe  beruht  auf 
der  mangelnden  Decentralisation  der  Statistik 
in  den  grösseren  Staaten.  —  In  einigen  Län- 
dern sind  durch  Veranstaltung  von  Konferenzen 
Beziehungen  zwischen  den  einzelnen  städtesta- 
tistischeu  Aemtern  zu  gemeinsamem  Wirken  im 
Interesse  der  vergleichenden  Städtestatistik  ge- 
schaffen worden.  —  Durch  die  i  n  t  e  r  n  a  t  i  ou  a  1  e  n 
,  statistisehenKongres.se  i  I — IX,  1853 — 76) 
und  die  internationalen  Kongresse  für  Hygieine 


und  Demographie  (1 — X,  1876— 19(30)  sind  noch 
weitere  Verbindungen  angestrebt  und  mancherlei 
Anregungen  der  Städtestatistik  zu  teil  geworden. 
Auf  dem  internationalen  statistischen  Kon- 
gress  in  Paris  (1855)  wurde  ein  Programm  für 
die  Statistik  der  grossen  Städte  von  Ch.  Dupin 
vorgelegt  und  auf  dem  Kongress  in  Florenz 
(1867)  die  Angelegenheit  durch  C'orrenti  ge- 
fördert. Aber  erst  auf  (»rund  der  Beschlüsse 
des  Kongresses  in  Petersburg  (1878)  ist  iu  die 
vergleichende  internationale  Statistik  ein  Ab- 
schnitt über  die  Statistik  der  grossen  Städte 
aufgenommen  worden.  In  der  Sitzung  der  Per- 
maneuzkomuiission  des  Kongresses,  welche  187:5 
in  Wien  stattfand,  ist  von  Körösi  ein  anderes 
Programm  für  die  Statistik  der  grossen  Städte 
vorgelegt  und  bei  der  Zusammenkunft  des  Kon- 
gresses in  Budapest  ilH76j  eine  Untersektiou 
(der  Sektion  I)  für  die  Statistik  der  grossen 
Städte  gebildet  und  beschlossen  worden:  die 
Bearbeitung  einer  Finanzstatistik  der  grossen 
Städte  und  die  Herausgabe  eines  Bulletin  für 
dieselbe ;  die  Veröffentlichung  wöchentlicher 
Bulletins  über  den  Bevüikerungswechsel.  Zu- 
folge jener  Beschlüsse  sind  von  Körösi  auf 
Kosten  der  Stadt  Budapest  veröffentlicht  worden  : 
Stntistique  internationale  des  grandes  ville«,  I. 
Section :  Monvement  de  la  population,  tome  I 
(Budapest  1876i,  mit  Berichten  von  38  Städten  ; 
II.  Section:  Statistique  des  tinances  ;Budape>t 
1H77),  mit  Berichten  von  26  Städten,  uud  das 
Bulletin  anuuel  des  tinances  des  grandes  villes, 
10  annecs  (Budapest  1877 — 5JO). 

Das  internationale  statistische 
Institut,  welches  bekanntlich  im  Juni  1SS5 
in  London  begründet  und  an  Stelle  der  Per- 
ninnenzkommission  des  internationalen  statis- 
tischen Kongresses  getreten  ist,  tagte  erstmalig 
in  Rom  (18H7).  Auf  seiner  zweiten  Tagung  in 
Paris  |1N8M'J  hat  es  auf  Antrag  von  Körösi  die 
Weiterftthrung  des  letztgeuannten  Bulletins  in 
die  Hände  des  Direktors  des  koinmunalstatis- 
tischen  Bureaus  vou  St.  Petersburg  gelegt;  die 
internationale  Mortalitütsstatistik  der  Gross- 
städte hat  Bertillon  (Paris)  übernommen,  und 
die  Geburts-  und  Heiratsstatistik  hat  Körösi 
(Budapest)  beibehalten.  Zur  Vorberatnng  über 
die  Berechnung  der  Mortalität  in  den  Gross- 
städten ist  ein  besonderes  Komitee  eingesetzt 
worden.  Auf  seiner  3.  Tagung  in  Wien  1MU) 
wurde  ein  vereinigtes  Komitee  für  die  Statistik 
der  grossen  Städte."  für  die  Sterblichkeitsstatistik 
und  die  Volkszählung  gebildet.  Auf  der  5. 
Tagung  in  Beru  ;  181)5 1  kündigte  Cheysson 
einen  Kähmen  für  Gemeindemonographieen  an. 
Auf  der  6.  .Session  in  Petersburg  (185)7)  wurde 
trotz  erheblicher  Bedenken  der  deutschen 
Städtestatistiker  beschlossen,  die  Sterblichkeits- 
ziffern  unter  Zugrundelegung  einer  ideellen 
lStandard)-Bevölkerung  zu  berechnen.  Auf  der 
Versammlung  in  Kristiania  (18U9)  wurde  die 
Frage  der  Armenstatistik  von  v.  Inama-Sternegg 
wieder  aufgenommen. 

B.  Die  städtestatistischen  Aemter  in 
einzelnen  Staaten. 

1.  Uebersicht  der  städtischen  statis- 
tischen Aemter  in  Europa.  Das  nach- 
stehende Verzeichnis  macht  keiuen  Anspruch 
auf  Vollständigkeit.  Es  ist  nicht  unmöglich. 
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dass  ausser  deu  genannten  noch  andere 
Aemter  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches 
bestehen,  (Iber  welche  Nachrichten  nicht  zur 
Hand  varcn. 


dem  Deutschen 

B  c  i  c  h  e : 
Berlin  

1865 

Hamburg  .    .    .  . 

1866 

München    .    .    .  . 
Leipzig  

1875 
1867 

Breslau  

1873 

Dresden  

1874 

Köln  a.  Rh.  .   .  . 

,  i 
1883 

Frankfurt  a.  M. .  . 

I 

1865 

Nürnberg  .    .   .  . 
Hannover  .    .   .  . 
Magdeburg  . 

1900 
1894 
1885 

Chemnitz  .   .   .  . 
Charlottenburg  .  . 

1900 
1873 
1897 

Königsberg  i.  Pr.  . 
Stuttgart  .   .   .  . 

1893 
18t« 
1867 

I 

1871 

i 

Elberfeld    .   .   .  . 
Strasburg  i.  E. .  . 

1 

,1900 
1888 

Dortmund  .  . 

Mannheim  .  . 

Essen    .  .  . 

Karlsruhe  i.  B. 

Mainz    .  .  . 

Lübeck  .  .  . 

Görlitz  .  .  . 


Tinnen  i.  V.  . 

Oesterreich 
1'iigarn: 

Wien    .    .  . 


Schwabe  bis  1874, 
Böckh  seit  1875. 
Neggniann  bis  1883, 
Koch. 
Probst. 
Knapp  bis  1874, 


(1895 

11895 

i 

jl900 
1896 

1871 
1878 

i 

1894 


1862 


Bruch  bis  1878, 
Neefs  seit  1879. 
Jannasch  bis  1877, 
v.  Bohland  Iiis  1879, 
Edelmann  bis  1893. 
Würzburger. 
Hövel  bis  1886, 
Zimmermann. 
Burniu  bis  1868,  v. 
Obernberg  bis  1890, 
Bleicher. 
Büchel. 
Kettler 
Lack  ner  bis  1890, 
Silbergleit. 
Feijr. 

Flinzera. Nebenamt). 
Hirwhberg  (im 
Nebenamt). 
Düllo. 
Rettich. 
Frese  bis  1900, 

Böhmen. 
Kluge  bis  1884, 
v.  Wobeser  bis  1898, 
Tretau. 
Landsberg. 
Büchel  bis  1895, 
Geissenherger. 
Tenius. 
Schmidt  bis  1897, 
Schott. 
Wiedfedt. 
Schäfer. 
Harig-Bembe. 

Pabst 
Tschierschky 
(im  Nebenamt). 
Münch  bis  1899, 
Dietrich  seit  1900. 


Glatter  bis  1872, 
Josephr  big  1882, 
Preyer  bis  1889, 
(hwalowsky  bis 
1893,  Sedlaczek. 


In 

Errichtet  i 
im  Jahre 

Namen  der 
bisherigen  Leiter 

n 

1870 

Erben. 

Budapest  .... 

1869 

Körösi. 

Krakau   

1884 

Kleczynski. 

Lemberg  .... 

1874 

Romanuwicz, 

Ossäre  wski- 

ßaranski. 

Fabretti,Frübbauer. 

• 

der  Schweiz: 

1893  Thomaiiu. 

1 1  a  1 1  en : 

Rom  

1862 

Silvagni.  Coccbi. 

Neapel  

G  ali  m  berti,Spatazzi. 

• 

Bann.  Rarizza. 

• 

Pezzali 

Florenz  

• 

Maggiore-Perni, 

Palermo  .... 

Torrigiäni. 

• 

Bologna  .... 

Frankreich: 

1879 

L.  A.  Benillon  bis 

Hollaud: 
Amsterdam  . 

Belgien: 
Brüssel  .   .  . 


Dänemark: 
Kopenhagen  :    .  . 

Norwegen: 
Kristiania  .... 

R  n  8  s  1  a  n  d : 
Petersburg    .    .  . 

Moskau  

Warschau  .... 
1  Riga  

Charkow  .... 
Odessa  


1883,  J.  Bertillon. 
1894  Falkenburg. 

Jaussens. 


1883  Robin  bis  1896,  Trap. 


1887 


Mastrup.Amneus 
seit  1900. 


1881    Jabnson  bis  1893, 
Pocrozuy. 
üregorieff. 
LHlyski. 
1866     v.  Jung-Stilling, 
Carlberg,  Tobien. 
181>2  Russow. 

Boriue  witsch. 


1888  Djiuritsch  bis  1891, 
Beschtitsch. 


Serbien: 
Belgrad .   .  . 


2.  Deutsches  Reich.  Im  Deutschen 
Reiche  hat  die  Städtestatistik  wahrend  der 
letzten  25  Jahre  eine  grosse  Ausbreitung 
und  Durchbildung  erfahren.  Die  zahlreichen 
Aufgaben,  welche  in  jenem  Zeiträume  so- 
wohl für  die  Reichs-  und  Staatsstatistik  als 
auch  im  Interesse  der  Stadtgemeinden  zu^ 
lösen  waren,  haben  gezeigt,  dass  die  sta-' 
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tistischen  Aemter  der  deutschen  Städto 
nicht  nur  ein  nützliches,  sondern  auch  ein 
notwendiges  Glied  in  der  Organisation  der 
Selbstverwaltung  bilden.  Für  die  Entwicke- 
lung  der  Städtestatistik  waren  die  Arbeiten 
und  Erfahrungen  der  staatlichen  statistischen 
Aemter  und  des  kaiserlichen  statistischen 
Amtes  von  Bedeutung.  Ebenso  förderlich 
würde  es  im  gegenseitigen  Interesse  sein, 
wenn  noch  andere,  mehrfach  angestrebte 
Beziehungen  zwischen  der  staatlichen  und 
städtischen  Statistik  ermöglicht  und  in 
erster  Reihe  ilic  für  den  Staat  angeordneten 
Auszählungen  des  Materials  über  Stand 
und  Bewegung  der  Bcvölkening,  Behandelte 
in  Krankenhäusern,  Vichstand  etc.  für  die  be- 
treffende Stadt  dem  städt.-statistischen  Amte 
zur  Vermeidung  doppelter  Auszählungen  des- 
selben Materials  uud  doppelter  Aufwen- 
dungen an  Zeit  und  Geld  übertragen  würden. 
Eine  in  vieler  Beziehung  vorteilhafte  Ver- 
bindung zwischen  den  einzelnen  statistischen 
Aemtern  deutscher  Städte  ist  durch  die 
erstmalig  im  Jahre  1879  zusammengetretene 
Konferenz  der  Statistiker  deut- 
sch e  r  S  t ä  d  t e  geschaffen  worden.  Dieselbe 
bildet  einen  freien  Verband  zum  Zwecke 
der  gemeinsamen  Förderung  der  Ziele  der 
Städtestatistik  und  insbesondere  der  mög- 
lichst einheitlichen  Bearbeitung  der  wich- 
tigsten Aufgaben  dieser  Statistik.  Zur 
Teilnahme  an  den  Beratungen  der  Konferenz 
sind  berechtigt  die  Vorstände  der  in  deut- 
schen Städten  eingerichteten  statistischen 
Aemter  bezw.  Bureaus  oder  deren  Stellver- 
treter sowie  die  von  deutschen  Stadtverwal- 
tungen zur  Teilnahme  ermächtigten  Per- 
sönlichkeiten. Die  Konferenz  trat  bisher 
14  mal  zusammen:  in  Berlin  1879,  Dresden 
1885,  München  1886,  Leipzig  1888.  Ham- 
burg 1889,  Breslau  189(1,  Cöln  1891,  Lübeck 
1893,  Görlitz  1894,  Frankfurt  a.  M.  1895, 
Magdeburg  1896,  Chemnitz  1897,  Königsberg 
i.  Pr.  1899,  Stiassburg  i.  E.  1900.  Die 
Verhandlungen,  über  welche  gedruckte  Pro- 
tokolle vorliegen1),  erstrockten  sich  auf  die 
Organisation  der  Konferenz,  das  Verhältnis 
der  Städte-  zur  Landesstatistik,  Anregungen 
zur  Errichtung  weiterer  statistischer  Aemter 
in  Gross-  und  Mittelstädten,  Herausgabe 
eines  statistischen  Jahrbuches,  gleichmässige 
Behandlung  der  Volkszählungen  und  Neben- 
aufnahmen (betreffend  Grundstücke,  Ge- 
bäude, Wohnungen,  Haushaltungen),  der  Be- 
rufs- und  Gewerl>ezählungen,  Fortschreibung 


')  Ausserdem  sind  die  Beschlüsse  der  fünf 
ersten  Konferenzen  von  E  Hasse  zusammenge- 
stellt and  im  Heft  SJ2  der  Mitteilungen  des 
statistischen  Amtes  der  Stadt  Leipzig  im  Jahre 
1890  veröffentlicht.  Die  Zusammenfassung  der 
Beschlüsse  der  Konferenzen  1  bis  15  wird  zur  Zeit 
von  Xeefe  vorbereitet. 


der  Bevölkerungszahlen  zwischen  zwei 
Volkszählungen ,  Bevölkemngswechsel  (Ge- 
burten, Aufgebote,  Eheschließungen,  Ge- 
storbene, Klassifikation  der  Todesursachen, 
Berechnung  von  Sterblichkeitsziffern),  Er- 
mittelungen über  die  gerichtlich  bestraften 
Personen,  Annen-,  Krankenkassen-  und 
Lohnstatistik.  Budget  der  arbeitenden  Klassen, 
Kleinhandelspreise,  Konsum,  Bezirkseintei- 
lungen,  Statistik  der  Bauthätigkeit  und  der 
Oemcindefinanzen,  Schemata  zu  städtischen 
Verwaltnngsberichten  etc.  Von  dem  oben 
genannten  Werke  »Statistisches  Jahrhuch 
deutscher  Städte*,  welches  ein  gemeinsames 
rnternehmen  der  Mitglieder  jener  Konferenz 
ist,  sind  neun  Jahrgänge  von  M.  Neefe 
(Breslau)  herausgegeben,  der  I.  im  Jahro 
1890,  der  EX.  im  Jahre  1901.  In  dem  Jahr- 
buche werden  alle  wichtigeren  Gebiete  der 
Gemeindeverwaltung,  der  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnisse  fast  aller  Städto 

j  mit  über  50000  Einwohnern  behandelt. 

a)  Organisation.  Die  statistischen 
Aemter  oder  Bureaus  sind  den  Magistraten 
(Stadträten)  oder  Oberbürgermeistern  unter- 
geordnet. In  der  Mehrzahl  von  Städten  mit 
statistischen  Aemtern  ist  eine  besondere 

I  Verwaltungsbehörde.  Deputation,  Kommission 
oder  Ausschuss  für  Statistik  eingesetzt. 
Die  meisten  derselben  sind  aus  Mitgliedern 
des  Magistrats  (l — 3)  und  der  Stadt verord- 
ncteuversamralung  (2 — 6)  zusammengesetzt. 
Der  statistische  Ausschuss  in  Dresden  be- 
steht nur  aus  Ratsmitgliedern.  Die  Direk- 
toren der  statistischen  Aemter.  welche  meist 
Mitglieder  jener  Deputationen  etc.  sind,  re- 
ferieren über  die  einzelnen  Gegenstände  der 
Tagesordnung  uud  verfassen  das  Protokoll; 
sie  haben  in  den  Sitzungen,  welche  nicht 
regelmässig,  sondern  nur  nach  Bedürfnis 
stattfinden,  teils  beschliessende  (wie  in 
München,  Breslau,  Altona),  teils  t>eratende 
Stimme  (wio  iu  Cöln  etc.).  Aufgabe  jener 
Deputationen,  Kommissionen  etc.  ist  es,  sich 
eingehende  Kenntnis  von  dem  Zustande  der 
kommunalen  Verwaltung  und  auch,  soweit 
es  möglich  ist,  der  ausserhalb  derselben 
liegenden  allgemeinen  städtischen  Verliält- 
nisse  zu  verschaffen;  zu  prüfen,  ob  die  be- 
stehenden Einrichtungen  eino  genügende 
Kenntnis  der  Zustände  ermöglichen,  und 
eventuell  auf  eine  Verbesserung  derselben 
hinzuwirken.  Dieselben  haben  sowohl  aus 
eigener  Initiative  als  auch  auf  Erfordern  des 
Magistrats  über  statistische  Einrichtungen, 
Erhebungen,  Aufstellungen  etc.  nach  Inhalt, 
Art  und  Form  zu  beraten  und  gutachtlich 
zu  beschlicssen.  Ihre  Beschlüsse  bedürfen 
vor  der  Ausführung  der  Bestätigung  des 

:  Magistrates  (Stadtrates,  Senates).    In  den 

I  Städten,  in  welchen  keine  statistische  De- 
putation besteht,  werden  die  nicht  direkt 

I  vom  statistischen  Amte  erledigten  Sachen 
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dem  mit  dem  Referate  bezw.  Deeernate  be- 
trauten Mitgliede  des  Magistrates  (Senates, 
Rates)  zur  Herbeiführung  der  Beschlussfas- 
sung vorgelegt. 

Die  zur  Ausführung  der  statistischen 
Arbeiten  eingesetzte  Verwaltung  führt 
in  den  meisten  Städten  den  Namen  »sta- 
tistisches Amt*;  in  Hamburg1),  Altona 
und  Mainz  besteht  noch  die  frühere  allge- 
meine Bezeichnung  »Bureau«:.  Die  Zeit 
ihrer  Errichtung  ist  in  der  obigen  tabella- 
rischen I'ebersieht  enthalten.  Abgesehen 
von  den  weit  früher  errichteten  handolssta- 
tistischen  Bureaus  in  Hamburg  und  Bremen 
wurde  am  frühesten  in  Berlin  ein  vorläufi- 
ges statistisches  Bureau  (18G2)  eingerichtet 
und  die  Mittel  zur  Besoldung  eines  Vor- 
stehers desselben  im  Jahre  186")  vorläufig 
auf  2  Jahn?,  von  1868  ab  auf  weitere  Jahre 
vorläufig  bewilligt.  Erst  im  Jahre  1873  er- 
folgte die  definitive  Anstellung  eines  Direk- 
tors und  eines  zweiten  Beamten.  Auch  in 
Bremen  wurde  (durch  Erweiterung  des  han- 
delsstatistischen Bureaus)  das  Bureau  für 
Bremische  Statistik  im  Jahre  1862  zunächst 
auf  ö  Jahn«  und  gegen  Ende  des  Jahres 
18G7  definitiv  eingerichtet;  seit  1901  führt 
es  die  Bezeichnung:  Bremisches  statistisches 
Amt.  Das  im  Jahre  ist;."»  gegründete  sta- 
tistische Amt  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  be- 
stand von  1869  bis  1872  als  statistische 
Sektion  der  Stadtkanzlei  und  wurde  alsdann 
wieder  selbständiges  Amt.  In  Cöln  wurde 
im  Jahre  1S76  eine  statistische  Abteilung 
des  Klassensteuerbureaus  eingerichtet,  die 
später  auch  die  Bezeichnung  statistisches 
Bureau  führte;  aber  erst  im  Jahre  1883 
wurde  ein  statistisches  Bureau  i.  e.  S.  ge- 
bildet. Den  übrigen  Aeintern  ging  ein  sol- 
ches Provisoriuni  unseres  Wissens  nicht 
voraus.  Die  Aemter  wenlen  je  von  einem 
wissenschaftlich  vorgebildeten  oliercn  Ge- 
meindebeamten (Direktor,  Vorstand)  im 
Hauptamt  geleitet,  nur  in  Chemnitz,  Plauen 
i.  V.,  Charlotten  bürg  und  Görlitz  fungieren 
die  Leiter  im  >>el>enamte.  Je  nach  der 
Grösse  des  Wirkungskreises  haben  die  Aemter 
eine  grössere  oder  geringere  Anzahl  festan- 
gestellter Beamten  (teils  wissenschaftliche, 
teils  Rechnungsbeamte)  und  Hilfsarbeiter, 
welch  letztere  bei  Volkszählungs-  und  an- 
deren ausserordentlichen  und  umfangreicheren 
Arbeiten  in  grösserer  Zahl  vorübergehend 
beschäftigt  wenlen.    Die  Aemter  sind  teils 


*)  In  Hamburg  ressortiert  «las  statistische 
Buren«,  welche?  die  allgemeine  .Stadt«-  und  zu- 
gleich StaatsstatiHtik  zu  bearbeiten  hat.  von  der 
Deputation  für  direkte  Steuern,  während  das 
handelsstatistiscbe  Bureau,  welchem  dio  Auf- 
stellung der  Statistik  des  Handels,  der  Schiffahrt 
etc.  obliejrt.  J«r  Deputation  für  indirekte  Steuern 
zugehört. 


mit  genereller,  teils  beschränkter  direkter 
Korrespoudenzbefuguis ausgestattet;  im  übri- 
gen gelten  für  die  Geschäftsfülirung  die  für 
die  Gemeindeverwaltung  und  ihre  Abteilun- 
gen bestehenden  Vorschriften.  Behufs  Er- 
languner  der  erforderlichen  Informationen 
und  Materialien  steht  das  statistische  Amt 
mit  den  einzelnen  Verwaltungsstellen  der 
betreffenden  Stadt  sowie  mit  den  übrigen 
statistischen  Aemtern  in  unmittelbarem 
Verkelir  oder  mindestens  im  Dmcksacheu- 
austausch.  Die  Aemter  unterhalten  eigene 
Bibliotheken,  in  denen  neben  der  eigentlich 
statistischen  Staats-  und  gemoindewirtsohaft- 
liche  Litteratur  gesammelt  wird. 

b)  Aufgaben.  Wie  in  der  Organisation , 
so  weichen  die  einzelnen  statistischen  Aemter 
auch  iu  Bezug  auf  ihre  Aufgaben  von  ein- 
ander ab.    Im  allgemeinen  hat  ein  städti- 
sches statistisches  Amt  die   Statistik  der 
betreffenden  Stadt  für  die  Anforderungen 
der  städtischen  Verwaltung,  der  öffentlichen 
Gesundheit  und  des  wirtscliaftliehen  und  so- 
zialen Lebens  der  Stadt  herzustellen.  Es 
hat  die  von  Reich  und  Staat  angeordneten 
statistischen  Erhebungen  auszuführen  und 
hierbei  diejenigen  Erweiterungen  vorzuneh- 
men, welche  im  Interesse  der  örtlichen 
Specialstatistik  liegen,  den  gesamten  Stoff 
wissenschaftlich  zu  bearbeiten  und  die  Re- 
sultate   zu    veröffentlichen.     In  gleicher 
Weise  hat  es  die  Nachrichten  über  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  aus  den  Crmate- 
rialien  der  Standesämter  sowie  aus  den 
ärztlichen,  polizeilichen  uud  sonstigen  Auf- 
zeichnungen zu  Itoarbeiten  und  zu  veröffent- 
lichen, auch  auf  Erhebung,  Sammlung,  Vei- 
vollständigung  und  systematische  Behand- 
lung der  statistischen  Materialien  in  den 
einzelnen  Zweigen  der  städtischen  Verwal- 
tung hinzuwirken  und  an  der  Bearbeitung 
derselben  teilzunehmen.    Endlich  liat  das- 
selbe alles  sonst  für  die  Lokalstat  ist  ik  er- 
forderliche Material,  soweit  solches  von  an- 
deren Behörden,  Instituteu,  Vereinen,  Pri- 
vaten zu  erlangen  ist,  herbeizuscliaffen  uud 
zu  bearbeiten  sowie  das  zur  Vergleichunp 
geeignete  Material  von  anderen  Städten  zu 
sammeln.    Die  vorgenannten  Aufgaben  lie- 
gen den  grösseren  Aemtern  ob,  deren  Wir- 
kungskreis bereits  ausgestaltet  ist.  Ausser 
den  regelmässigen  und  den  periodischen  Er- 
hebungen für  die  Reichs-  und  Landessta- 
tistik (Volks-,  Gewerbe-,  Viehzählungen  etc.) 
werden  von  den  städtestatistischen  Aemtern 
gelegentlich  der  allgemeinen  Volkszäh  hingen 
besondere  Ermittelungen  über  die  Grund- 
stücks-, Gebäude-  uud  Wohnimgsverhältnisso 
angestellt.    In  einigen  Städten  finden  jähr- 
liche Ermittelungen  der  leerstehenden  Woh- 
nungen (Leipzig,  Cöln,  Dresden,  Frankfurt 
a.  M.,  Halle  a,  d.  S.,  Karlsruhe,  Königsberg, 
Lübeck,  Magdeburg,  Stuttgart),  der  Bevülke- 
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mng  (Hamburg,  Chemnitz),  der  Fabrikar- 
beiter  (Leipzig,  Dresden),  des  Viehstandes 
(Breslau)  statt. 

Von  einzelnen  Aemtern  wird  femer  in 
der  Kegel  nach  rrraaterialien  laufend  bear- 
beitet die  Statistik:  der  Bautätigkeit  und 
des  Grundbesitzwechsel*;  (in  Berlin.  Leipzig, 
München,  Breslau,  Dresden,  Krankfurt  a.  M., 
Königsberg,  Görlitz),  der  örtlichen  Wande- 
rungen (Zu-,  Ab-  und  Umzöge  in  Breslau. 
Magdeburg),  der  überseeischen  Auswanderung 
(in  Hamburg,  Bremen),  der  aus  öffentlichen 
Mitteln  unterstützten  Armen  (in  München, 
Breslau,  Cöln,  Magdeburg),  Schulstatistik 
(Breslau,  Königsberg,  Magdeburg),  der  Ein- 
kommensteuer (in  Hamburg,  Breslau),  der 


Auskunftsersuchen  und  die  Erstattung  sehr 
verschiedenartiger  Berichte  ob. 

c)  Kosten.  Soweit  bezügliche  Angaben 
vorliegen,  beanspruchen  die  persönlichen 
Ausgaben  85  %.  die  sächlichen  Kosten  1 5  °/o 
der  regelmässigen  Aufwendungen  der  Aemter 
in  Deutschland.  Auf  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung berechnen  sich  an  regelmässigen 
Kosten  rund  7  Pfennige  pro  Jahr.  Die«* 
Quote  stellt  sich  für  die  einzelneu  Städte 
natürlich  sehr  verschieden,  je  nach  der 
Mannigfaltigkeit  und  dem  Umfange  der 
Arbeiten.  Aus  diesem  Grunde  sowohl  wie 
auch  infolge  des  verschiedenen  Dienstalters 
schwanken  die  Gehälter  der  Direktoren 
(zwischen  4000  uud  10000  Mark)  und  der 
heblich.    An  den  säch- 


in  Anstalten  behandelten  Kranken  (in  Leip-  «»»"gen  Beamten  erb 
zig,  Müuchen,  Breslau).  Erkrankungen  an  I  ,,I.chen  Aufwendungen  hnt>en  diejenigen  für 
ansteckenden  Krankheiton  (Berlin,  Breslau  ,'°  regelmässigen  \  eröffentlichungen  (im 
Dresden),    des    Krankenkassen  Wesens    (in  von   1"°"  l»«  Mark)  einen 

Berlin,  Breslau,  Dresden),  der  Alters-  und  Vi  \  Bcnugon  Anteil.  In  <  oln,  München. 
Invalidenrentenempfanger  (Dresden,  Magde-  j  Magdeburg  und  Chemnitz  ist  nur  ein  Teil 
bürg,  Breslau),  der  Gross-  und  Kleinhandels- 1  «'e«\  »"khliehen  Aufwendungen  im  Etat  des 
preise  (in  Berlin,  München,  Breslau.  Dres- ,  j\tanstiBcheii  Amts  eingestellt,  ein  anderer 
den,  Strasburg  i.  E.,  Altona).  Arbeitsuach- 1 Teü  ?ml  a,if  <lie  aJJppmoi»e  Verwaltung 
weis  (Frankfurt  a.  M..  Cöln).  der  ArLeits- 1  verredlnot-  Z,,r  Anschaffung  von  Büchern 
löhne  (in  Berlin.  München,  Breslau,  Karls- 1 I?r,-  ,  ,votl  allen  Aomtern  unterhaltenen 
ruhe,  Dresden),  des  Flusswasser- und  Grund-  i  "'bliotheken  smd  bestimmte  Summen  (150 
Wasserstandes  sowie  der  Niederschlagsvor-  "««""Mark)  etatiert.  Die  meisten  Aemter 
hältnisse  (in  Berlin,  Breslau,  Dresden  j  'f""^'"  «ch  in  städtischen  Gebäuden,  in 
Bremen),  des  Bestandes  der  Seeschiffe, !  'J01'  "l'$el  ."V  *ftttJmuso»  nur  von  wi»K*'ii 
Seereisen  der  Schiffe.  Warenein-  und  -aus- 
fuhr (in  Bremen,  Altona),  der  Vereinsthätig- 
keit  (in  Berlin.  München,  Breslau).  Eine 
Keihe  anderer  Arbeiten  gehört  dein  Gebiete 
der  allgemeinen  Verwaltung  an  und  ist  in 
mehreren  Stallten  vom  statistischen  Amte 
zu  erledigen  und  zwar:  die  teilweise  Auf- 
stellung und  gesamte  Redaktion  des  städti- 
schen Verwaltungsberichts  (in  Leipzig, 
Breslau,  Cöln.  Dresden,  Stuttgart,  Strass- 
burg,  Dortmund,  Karlsruhe).  Einteilung  der 
Verwaltung«-  und  insbesondere  Wahlbezirke 
(in  Leipzig,  Breslau,  Altona.  Chemnitz),  Auf- 
stellung der  Wälilerlisten  (in  Hantburg, 
Dortmund,  Lübeck.  Altona,  Karlsruhe,  Frank- 
furt a.  M),  der  Impf  listen  (in  Hamburg), 1  em%°  feinere  Aemter  treten  publizistisch 
der  Militärstammrolle  (in  Frankfurt  a.  M.), '  wrV,,MV  \myov  »»d  beschränken  ihre  Ver- 
An-  und  Abmeldung  von  Gewerbebetrieben,  «'««ntbe-hungen  auf  Beiträge  zu  den  stüdti 
Eincpiartierungsangelegenheiten 


Aemtern  wird  Miete  gezahlt.  Vou  Belang 
sind  die  ausserordentlichen  Ausgaben :  es 
wurden  z.  B.  aus  Anlass  der  Volkszählung 
im  Jahre  1S05  verausgabt  von  Berlin  173K50 
Mark,  Leipzig  2S0O0  Mark,  München  27  *)00 
Mark,  Dresden  35  0i  Kl  Mark,  Breslau  13300 
Mark;  ferner  für  die  in  demselben  Jahre 
ausgeführte  Berufs-  und  Gewerbezätdung 
von  Berlin  5240t»  Mark,  Dresden  21300 
Mark,  Breslau  720t»  Mark. 

d)  Veröffentlichungen.  Die  meisten 
Aemter  haben  ihr  eigenes  Uublikationsorgan. 
Ausser  Wochen-  und  Monatsberichten  geben 
sie  statistische  Jahrbücher  oder  periodiseho 
Mitteilungen,   Beiträge  etc.  heraus.  Nur 


sehen  Verwaltungsberichten,  zu  Gelegenhcits- 
etc.  Schriften.  Nachstehend  sind  die  we- 
sentlichen bisherigen  Veröffentlichungen  ver- 
zeichnet. 

Vom  statistischen  Amt  (bis  1882  Bureau 
geuauut)  der  Stadt  Berlin:  Berliner  Stadt- 
ilm! üciueindekalender  und  städtisches  Jahrbuch 
fQr  1867,  fortgesetzt  nuter  dem  Titel:  Berlin 
kelung   für  1868  bis  1873 
tädtisches  Jahrbuch  für 
.  tutistik  (als  Fortsetzung 

bliothck  der  städtischen  Verwaltung  (Mün-  des  vorgenannten  Werkes),  Jahrg.  I  bis  III, 
eben.  Strassburg),  Ausserdem  liegt  den  vom  IV.  bis  XXV.  Jahrg.  unter  dem  Titel: 
meisten  Aemtern  die  Erledigung  zahlreicher  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  —  Die 

I  Berliner  Volkszählung  vou  1861  (Bericht  der 


(in  Ham- 
burg), Redaktion  des  Amts-  oder  Ge- 
meindeblattes (in  Hamburg,  Breslau).  Auf- 
zeichnung und  Ausarbeitung  der  Sitzungs- 
berichte der  Stadtverordnetenversammlung 
(in  Cöln),  Aufstellung  und  Veröffent- 
lichung der  Personalnachweisnng  der  Ge- 

führung  der  städtischen  Chronik  (Breslau,  («  Bde.).  —  Berliner  sti 
Stuttgart,  Maunheim),  Verwaltung  der  Bi-  Volkswirtschaft  und  St« 
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städtischen  Centralkonimission  für  die  Volks- 
zählung erstattet  von  S.  Neninann,  2  Tie.).  — 
Die  Resultate  der  berliner  Volkszählung  von 
1864,  im  Auftrage  der  städtischen  Volkszählnngs- 
kommission  von  S.  Neumann.  —  Die  Resultate 
der  Berliner  Volkszählung  von  1867.  -  Die  Kgl. 
Haupt-  und  Residenzstadt  Berlin  in  ihren  Be- 
völkerung*-, Berufs-  und  Wohnungsverhältnissen. 
Resultate  der  Volkszählung  und  Volksbeschrei- 
bung' von  1871.  —  Die  Bevölkerung«-,  Gewerbe- 
und  Wohnungsaufnabme  von  1875  in  der  Stadt 
Berlin,  4  Hefte.  —  Die  Bevölkerungs-  und  Woh- 
nnngsaufnahme  von  1X80  in  der  Stadt  Berlin, 
3  Hefte.  —  Die  Bevölkerungs-  und  Wohnungs- 
aufiKihme  vi»u  1885.  2  Hefte.  —  Einstweilige 
Ergebnisse  der  Volkszählung  von  1890  in  der 
Stadt  Berlin.  —  Die  Bevölkerungs-  nud  Woh- 
nungsaufnabme von  181KI  in  der  Stadt  Berlin, 
2  Hefte.  —  Die  Bevölkerung»-  und  Wohnnngs- 
aufnahuie  von  181)5  in  der  Stadt  Berlin,  bis  lyüO, 
1  Heft.  —  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  der 
Stadt  Berlin  in  den  Jahren  18(59  bis  1878.  - 
Ermittelungen  über  die  Lohuverhältnisse  in 
Berlin  von  1881  bis  1893  (12  Hefte).  Statistik 
der  Ehescheidungen  in  der  Stadt  Berlin  von 
1885  bis  1894.  —  Veröffentlichungen  des  sta- 
tistischen Amtes  der  Stadt  Berlin  (Beilagen  zum 
Berliner  Koinmnualblntt ,  enthaltend  Wochen- 
nnd  Monatsberichte  Uber  Eheschliessungen,  Ge- 
burten, Sterbefälle,  Ab-  und  Zuzug.  Witterung. 
Wasserstände,  Kranke  in  städtischen  Kranken- 
häusern), seit  1873  fortlaufend  für  jedes  Jahr 
nebst  Supplementeu  betr.  speeielle  Jahrestabellen 
Uber  Bevölkerungswecbsel,  gemeldete  Infektions- 
erkrankungen ,  Arbeiter  -  Krankenversicherung, 
Verurteilungen  wegen  Bettelei,  ferner  monat- 
liche Zusammenstellungen  der  Gross-  und  Klein- 
handelspreise der  wichtigsten  Nahrungsmittel  etc. 
—  Vom  statistischen  Bureau  der  Steucrdepu- 
tation  in  Hamburg:  Statistik  des  Hamhurgi- 
schen  Staates,  ly  Hefte.  Statistisches  Haudbuch 
für  den  Hauibnrgisihcn  Staat,  4  Ausgaben  (zu- 
letzt 1891).  MonatsUbersichten  über  die  im  Ham- 
burgischen Staate  vorgekommenen  Eheschlies- 
sungen, Geburten  und  Sterbefälle,  seit  1874.  — 
Vom  statistischen  Amt  der  Stadt  Leipzig: 
Mitteilungen,  23  Hefte  (das  letzte  1892).  Be- 
völkerungswechsel in  der  Stadt  Leipzig  Jahres- 
fibersichten  seit  18yi  (!)  Hefte  aiitographiert). 
Monatliche  Nachweise  über  Bevülkernngsvor- 
gänge,  seit  1886.  Die  Stadt  Leipzig  und  ihre 
Umgebung,  geographisch  und  statistisch  be- 
schrieben (3.  Heft,  allgemeiner  Teil  des  Werks: 
Verwaltungsbericht  der  Stadt  Leipzig  für  die 
Jahre  186H  bis  1877)  1878.  Unter  wesentlicher 
Mitwirkung  desselben:  Verwaltungsbericht  des 
Rates  der  Stadt  Leipzig  für  die  Jahre  1884  bis 
1898  (14  Bde.).  Die  Ergebnisse  der  Volkszäh- 
lung von  1885,  1890  nnd  1895.  bearbeitet  vom 
statistischen  Amt,  bilden  Souderabdrückc  aus 
dem  Verwaltungsbericht.  —  Vom  statistischen 
Amt  der  Stadt  München:  Mitteilungen,  17 
Bde.  Als  besondere  Hefte  derselben  JahrcsUber- 
«ichten  für  1894ff.  MonatsübersichtenderGelmrten, 
Sterbefälle  und  Eheschliessungen,  seit  1875.  Mc- 
natsttberaichteu  der  Preise  der  wichtigsten  Le- 
bensmittel, seit  1888.  Wochenübersichten  der 
Sterhefälle,  Geburten  und  der  Kranken  in  Kran- 
kenhäusern, seit  1890.  —  Vom  statistischen  Amt 
der  Stadt  Breslau:  Brcslauer  Statistik.  20  Bde. 
Wochen-  und  Monatsberichte,  seit  1873.  Unter 


wesentlicher  Mitwirkung  desselben:  Verwal- 
tungsbericht  des  Magistrats  der  Kgl.  Haupt- 
und  Residenzstadt  Breslau  für  die  Jahre  1870 
bis  1898  (9  Bde.).  Statistische  Daten  über  die 
Stadt  Breslau,  seit  1895  jährl.  (Sonderabdrücke 
ans  dem  Adress-  und  Geschäftshandbuch  der 
Stadtl  Personalnachweisung  der  Breslauer  Ge- 
meindeverwaltung seit  181)5.  3  Ausgaben.  — 
Vom  statistischen  Bureau  (Amte)  der  Stadt 
Cöln:  Mitteilungen  über  den  Stand  und  die 
Verwaltung  der  Stadt  Cöln  (1  Heft».  Mit- 
teilungen des  statistischen  Bureaus  der  Stadt 
Cöln  (1  Heft).  Die  Volkszählung  vom  1.  De- 
zember 1890  in  der  StAdt  Cöln  a.  Rh.,  Tabellen 
und  16  Tafeln  (1  Heft  18y5).  Die  Wohnuugs- 
zählung  vom  1.  Dezember  1897  (1  Heft  auto- 
graphiert)  sowie  in  den  Verwaltungsberichten 
der  Stadt  Cöln  für  1897  und  1898.  In  den 
Verwaltungsberiehten :  die  Statistik  der  in  offener 
Armenpflege  Unterstützten  seit  1890,  der  Ar- 
beitsvermittelungen.  Monatliche  Mitteilungen 
über  die  Bewegung  der  Bevölkerung,  seit  1884. 

Vom  statistischen  Amt  der  Stadt  Dresden. 
Mitteilungen  iö  bezw.  7  Hefte  1875  bis  1877, 
desgl.  neue  Folge  i seit  1891  9  Hefte).  Stati^ 
tisches  Jahrbuch  für  die  Stadt  Dresden  (nebst 
Chronik)  1  Jahrg.  1899.  Wochen-  nnd  Monats- 
berichte, seit  1878.  Untersuchungen  zur  Vor- 
bereitung der  Dresdener  Steuerreform  il  Heft 
i.  J.  1883).  —  Vom  statistischen  Amt  der  Stadt 
Magdeburg:  Magdeburger  Statistik  (5  Hefte, 
von  1886  bis  1890)  und  seit  1895  Jlitteilungcn 
des  statistischen  Amts  der  Stadt  Magdeburg 
Nr.  1—8.  Wochen-  und  Monatsberichte  seit 
1886  bezw.  1890.  —  Vom  statistischen  Amt  der 
Stadt  Frankfurt  a.  M.:  Beiträge  (Bd.  I  nnd 
Bd  II  Heft  2)  und  als  Fortsetzung  von  1858  bis 
189U  Mitteilungen  5  Bde.).  Beiträge,  Nene 
Folge  seit  1892  (4  Hefte).  Ergänzuugsblätter 
(1—6)  zu  den  Beiträgen  im  Anhang  zum  Ver- 
wultnngshericht  des  Mairistrats.  Tabellarische 
Uebersichten  betr.  den  Civilstand,  seit  1867.  — 
Vom  statistischen  Bureau  der  Stadt  Altona: 
Jährliche  Uebersichten  über  Eheschliessungen, 
Geburten  und  Sterbefälle  (seit  lfiüil),  Monatebe- 
richte (seit  1893),  Uebersichten  über  die  defini- 
tiven Ergebnisse  der  Volkszählungen  seit  1871. 
Unter  wesentlicher  Mitwirkung  desselben:  Ver- 
waltungsberichte des  Magistrats  zu  Altona  für 
1871  bis  1880  81.  Bericht  Uber  die  Gemeinde- 
verwaltung der  Stadt  Altona  in  den  Jahren 
1863  bis  1888  (I.  Teil).  Jahresberichte  des  KgL 
Koinmerzkollegiuins  zu  Altona,  seit  1874.  — 
Vom  statistischen  Amt  der  Stadt  Chemnitz: 
Mitteilungen  (7  Hefte).  Monatlicher  Nachweis 
der  Bevölkerungsvorgänge  (seit  1890).  Die  Ty- 
phusepidemie in  Chemnitz  im  Jahre  1888  Ber- 
lin 1889).  Verschiedene  Nachweise  über  Be- 
völkerungsvorgänge. —  Vom  Bureau  für  Bre- 
mische Statistik :  Zur  Statistik  des  Bremischen 
Staats  (3  Bde);  als  Fortsetzung  hierzu:  Jahr- 
buch für  die  amtliche  Statistik  des  Bremischen 
Staats  (Jahrg.  1867  bis  1874  in  je  2  Heften); 
von  1877  bis  1900  unter  dem  Titel:  Jahrbnch 
für  Bremische  Statistik  (jährlich  in  der  Regel 
2  Hefte,  von  denen  da*  I.  die  Statistik  des 
Schiffs-  und  Warenverkehrs,  das  II.  die  allge- 
meine des  betr.  Jahres  enthält).  —  Vom  statis- 
tischen Amt  der  freien  und  Hansestadt  Lübeck. 
Statistik  des  Lübeckischen  Staates  (4  Hefte). 
Die  wichtigsten  Ergebnisse  der  Bcvölkemngs- 
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und  Wohnnngsstatistik  in  der  Stadt  Lübeck  von 
1890  und  1895.  —  Von  der  statistischen  Stelle 
der  Stadt  Görlitz:  GCrliuer  Statistik,  Monats- 
und Semesterberichte  (seit  1879).  Jahresberichte 
(seit  1886).  —  Vom  statistischen  Amt  der  Stadt 
Hannover:  Monatsberichte  (seit  18961.—  Vom 
statistischen  Amt  der  Stadt  Charl  Ottenburg: 
Charlottenburger  Statistik  (9  Hefte)  und  Mo- 
natsberichte (seit  1898).  —  Vom  statistischen 
Amt  der  Stadt  Königsberg  i-  Pr. :  Mono- 
graphieen  Ober  die  städtischen  Schulen  und  die 
städtische  Schnllast  (1895);  die  Berufskreise, 
denen  die  Eltern  der  die  Schulen  besuchenden 
Kinder  angehören  (1897);  Gebäude-  und  Woh- 
nungsverhiiltuissc  vom  1.  Dezember  1890;  Mo- 
uuts-  und  Jahresberichte  (seit  189-1).  —  Vom 
statistischen  Amt  der  Stadt  Stuttgart:  Bei- 
trüge zur  Statistik,  Heft  1  (189dj,  Monatsbe- 
richte (seit  1896),  Chronik  der  Stadt  (seit 
1898'.  Städtische  Verwaltungsberichte  liegen  von 
187*2  73  bis  1898  in  11  Bänden  vor.  die  beiden 
letzteren  unter  Mitwirkung  des  Statist.  Amts  her- 
ausgegeben. —  Vom  statistischen  Amt  der  Stadt 
Elberfeld:  Monatsberichte  (seit  1901).  —  Vom 
statistbeben  Amt  der  Stadt  Strassburg  i.  E.: 
Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  (seit  1896). 
ö  Hefte.  —  Vom  statistischen  Amt  der  Stadt 
Dortmund:  Mitteilungen  (seit  1898)  3  Heft«. 
—  Vom  statistischen  Amt  der  Stadt  Mann- 
heim: Mitteilungen,  3  Hefte.  Beiträge  zur 
Statistik  der  Stadt  (seit  1897),  6  Hefte.  Mono- 
graphie :  der  neue  Mannheimer  Industriehafen 
(1898 1;  die  bauliche  Entwicklung  von  Mann- 
heim (j900);  Monatsberichte  (seit  1898).  —  Vom 
statistischen  Amt  der  Stadt  Karlsruhe  i.  B. : 
Beitrage  zur  Statistik  der  Stadt  (seit  1897)  Nr. 
1—10.  Betriebsergebnisse  der  Krankenkassen, 
jährlich  seit  1896:  Uebersicht  Uber  die  Karls- 
ruher Bevölkerung  nach  Strasseu  von  1871— 9ö. 
Graphische  Darstellung  der  Fleischnreise  von 
1889— 18!»8.  Lohnverhältnisse  städtischer  Ar- 
beiter (1900). 

3.  Oesterreich -Ungarn.  Oesterreich- 
Ungarn  hat  bekanntlich  verhältnismässig 
wonig  grosse  Städte  und  daher  auch  nur  7 
kommunale  statistische  Aemter,  unter  denen 
diejenigen  der  Hauptstädte  Wien,  Prag 
und  Budapest  die  bedeutenderen  sind.  Aus 
Anlass  des  im  Jahre  1887  iu  Wien  ab- 
gehaltenen VI.  internationalen  Kongre  sses 
für  Hygieine  und  Demographie  und  auf 
Veranlassung  des  Präsidenten  der  k.  k. 
statistischen  Centralkommission  Dr.  v.  Inama- 
Sternegg  ist  ein  Städtetag  zur  Beratung  von 
Massregeln  zur  Forderung  der  österreichi- 
schen Kommunalstatistik  abgehalten  worden 
und  das  »Oesterreichische  Städtebuch«  ent- 
standen. Seitdem  ist  den  österreichischen 
Städten  Gelegenheit  zu  gemeinsamer  statis- 
tischer Tliätigkeit  gegeben.  Eine  zweite 
österreichische  Konferenz  für  Städtestatistik  i 
fand  im  Jahre  1898  in  Wien  statt  zur  He- 1 
ratung  über  die  weitere  Ausgestaltung  des 
österreichischen  Städtebuchs.  Von  dem  \ 
Städtebuch  sind  bislier  acht  Jahrgänge 
(1SsS7— 1900)  unter  I^itung  von  v.  Inama-j 
Sternegg  und  unter  Kedaktion  von  Mischlerj 


bezw.  Ertl.  v.  Friedenfels  und  Fuhrmann 
erschienen.  Die  Centraikommission  sorgt 
für  Aufstellung  und  Aussendung  der  Frage- 
bogen, Prüfung  und  gleichförmigere  Gestal- 
tung der  eingesandten  Einzelberichte  sowie 
für  Drucklegung  des  Werkes,  welches  zum 
Teil  recht  eingehende  Nachrichten  über 
Wohnungs-  und  Bevölkerungsverhältnisse, 
Armen-,  Unterrichts-  und  Finanzwesen, 
Konsumverhältiiisse,  Marktwesen,  im  letzten 
Jahrgänge  auch  über  Gemeindegebiet,  Be- 
leuchtungswesen, Heimatsverleihungen,  Ge- 
raoindewahlea  und  Gemeindevertretungen 
von  >>2  bezw.  30  (überhaupt  41)  Städten 
und  einer  Anzahl  Vororte  enthält. 

Ueber  die  Organisation  und  Wirksamkeit 
der  städtestatisiischeti  Aemter  in  Oester- 
reich-Ungarn sei  folgendes  bemerkt. 

a)  Organisation.  Das  städtische  statis- 
tische Bureau  in  Wieu  wurde  im  Jahre  1876 
in  ein  Magistrat  isches  Departement  verwandelt 
und  als  solches  der  Magistratsdirektiou  unmittel- 
bar unterstellt.  Seit  dieser  Verwandlung  ist 
dos  im  Jahre  1862  eingesetzte  Ucberwachungs- 
komitee,  welches  ans  dem  Bürgermeister  und 
drei  Mitgliedern  des  Gemeinderats  bestand,  auf- 
gelöst worden.  Im  Jahre  1884  ist  ein  Programm 
für  die  fachliche  Organisierung  des  Departe- 
ments für  Statistik  festgestellt  worden.  Eeber 
die  Art  und  Weise  der  Beschaffung  des  Mate- 
rials igt  im  Wege  von  Konferenzen  mit  den 
betr.  Verwaltnngsbeamten.  in  deren  Ressort  der 
zu  erörternde  Gegenstand  gehört-,  unter  dem 
Vorsitze  des  Magistratsdirektors  zu  verhandeln. 
Das  Departement  hat  eigenes  Protokoll  und 
eigene  Registratur  und  korrespondiert  direkt 
mit  den  Übrigen  statistischen  Aemtern,  ebenso 
mit  jenen  Behörden,  welche  nicht  dem  Magis- 
trate vorgesetzt  sind.  —  Das  statistische  Bureau 
der  Stadt  Prag  untersteht  unmittelbar  dem 
Präsidium  der  statistischen  Kommission  und 
dieses  dem  Präsidium  des  Stadtrats.  Der  Wir- 
kungskreis der  vielgliedrigen  Kommission  er- 
streckt sich  (seit  1881)  auch  auf  die  zu  gleichem 
Zwecke  verbündeten  Nachbargemeinden.  Das 
statistische  Bureau  ist  das  Exekutivorgan  der 
statistischen  Kommission  nnd  den  übrigen  Or- 
ganen der  Gemeindeverwaltung  beigeordnet, 
welche  letztere  die  Weisung  haben,  dem  statis- 
tischen Bureau  die  nötigen  Daten  regelmässig 
zu  fibermitteln.  ™  Das  statistische  Bureau  der 
Stadt  Budapest  ist  in  administrativen  An- 
gelegenheiten der  Unterrichtssektion  des  Magis- 
trats untergeordnet  Eine  statistische  Subsektion 
derselben  hat  wichtigere  statistische  Angelegen- 
heiten zn  studieren  und  bezüglich  deren  Er- 
ledigung Vorschlüge  zu  machen.  —  Das  statis- 
tische Bureau  der  Stadt  Krakau  ist  dem  Stadt- 
präsidenten untergeordnet.  Neben  dem  Bureau 
besteht  eine  statistische  Kommission  unter  dem 
Vorsitze  des  Stadtpräsidenten.  —  Ueber  die 
Organisation  der  statistischen  Bureaus  in 
Lemberg  und  Triest  ist  Näheres  nicht  be- 
kannt. 

b)  Aufgaben.  Das  Departement  für  Sta- 
tistik der  Stadt  Wien  hat  seine  Arbeiten  nicht 
bloss  auf  die  sämtlichen  Gebiete  der  städtischen 
Verwaltung,  sondern  auch  auf  alle  Thatsachen  und 
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Verhältnisse  auszudehnen,  welche  statistische  Be- 1 1880  in  8  Bden).  Statistisches  Handbuch  von 
ohachtungsmomente  für  die  Darstellung  des  ge-Prag,  Neue  Folge,  Jahrg.  1 — 11  (für  1881  bis 
samten  öffentlichen  Lebens  der  Stadl  Wien  dar-  1893  in  11  Bden.).  Wohnverhältnisse  vom  31. 
bieten.  Es  hat  die  gesammelten  Daten  fortzu-  Dezember  1X90  Ergebnisse  der  ausserordent- 
fnhren  und  überall  "Vergleiche  innerhalb  des  liehen  Volkszählung  vom  Dezember  1896.  Be- 
eigenen Hanshaltes  der  Gemeinde  Wien  und  mit  rieht  Uber  die  statistische  Kommission  und  das 
den  analogen  Verhältnissen  anderer  grösserer  Prager  statistische  Bureau  für  1870  bis  1895. 
.Städte  anzustellen.  Es  hat  mit  reformatorischen  Der  Verwaltungsbericht  ist  für  die  Jahre  1885 
Anregungen  an  den  Gemein derat  oder  Magistrat  bis  18öG  als  2.  Teil  der  gleichzeitigen  stati*- 
beranzutreten.  Es  fertigt  insbesondere  nach  tischen  Handbücher  für  die  Jahre  1887  bis  1890  ff. 
Lruuitci  ialien  die  Ausweise  über  Stand  und  Be-  als  selbständige  Publikation  erschienen ,  für  die 
weguug  der  Bevölkerung,  über  die  Schulen.  Jahre  1896  und  1897  nur  in  tschechischer  Sprache, 
über  die  Bewegung  in  der  Zahl  der  Gebäude  Wochenberichte  seit  1875.  Quartalsberichte  seit 
und  Wohnungen,  das  Feuerlöschwesen  und  die  1892. 

Brände,  Heimat-  nnd  Rürgerrechtsverleihuugen,  Vom  statistischen  Bureau  der  Hauptstadt 
Konfessionsänderungeii.  Viehseuchen,  Banken,  Budapest:  Mitteilungen  Ibis  18%:  28  Heftet 
Konkurse,  Theateraufführungeu.  über  die  Armeu.  enthaltend  Resultate  der  Volkszählung  von 
Es  besorgt  für  den  Verwaltungsbericht  der  1857,  1870,  1X81.  1891.  Konskriptionen  der  Be- 
Stadt die  Einsammlung  der  Materialeu.  die  ein-  völkerung  1XX6.  1X96.  Die  ßauthätigkeit  1870 
beitliche  Redigierung  der  Drucklegung.  —  Das  !  71.  72.  73  74.  75/X4,  85  95.  Die  öffentlichen 
statistische  Bureau  der  Stadt  Prag  erhebt  und  Volksschulen  in  den  Jahren  1X71,72  bis  IXXfcSi». 
bearbeitet  nach  allen  Richtungen  hin  die  auf  Untersuchungen  über  die  Einkoromen-  nnd  Hau»- 
die  Statistik  der  Stadt  Pratr  und  der  verbüu-  ziussteuer  1X70  bis  1X74  bezw.  1X76.  Die  Sterb- 
deten  Gemeinden  Bezug  nehmenden  Daten  nnd  lichkeit  in  den  Jahren  1X72  bis  1890  16  Bde.  . 
veranlasst  ihre  Veröffentlichung.  Es  sorgt  ins-  Morbiditätsstatistik  1X73  bis  1891.  Statistische» 
besondere  für  die  Vorltcrcitting  und  Vcröfleut-  Jahrbuch  ll  Jahrg..  1X73  .desgleichen.  Nene  Folge, 
lichung  des  statistischen  Jahrbuchs  und  des  1.  (IXUüi,  II.  (1*98)  Jahrgaug.  Geschichte  de» 
Verwaltungsbericht*  der  Stadt  in  beiden  Landes-  statistischen  Bureaus  für  1869  bis  1894.  Woebeu- 
sprochen.  Im  übrigen  fertigt  es  ungefähr  die  bnlletins  (seit  1X73).  Monatshefte  iseit  1X73i. 
nämlichen  Arbeiten  nach  dem  Urmatcrial  an  Ausserdem  Arbeiten  für  die  internationale  Sta- 
wie  das  Departement  für  Statistik  in  Wien.  —  tistik  vgl.  ölten.  —  Vom  statistischen  Bureau 
Einen  ähnlichen  l'tnfang  hat  der  Wirkungs-  Krakau:  Woehenberichte  und  Qjiartalsberirhto 
kreis  des  statistischen  Bureaus  der  Stadt  Buda-  i seit  1884t.  Statistik  der  Stadt  Krakau  i seit 
pest,  welches  jedoch  mit  Arbeiten  für  den  1*87:  7  Heftet.  —  Vom  statistischen  Bureau  der 
Verwaltungsbericht  nicht  in  Anspruch  genommen  Stadt  Lemberg:  6  Hefte  (von  1892  bis  1X9öi 
ist.  da  ein  solcher  Bericht  dort  nicht  erstattet  ;  nur  in  polnischer  Sprache,  ein  Baud  Miasto 
wird.  —  Da»  statistische  Bnrean  in  Krakau  Lwöw  w  Okresie  Samorzadu  1870  bis  1X95,  Wo- 
beschränkt  sich  infolge  der  kleinen  Dotation  eheuberichte  seit  1X79.  —  Das  Utficio  statistiov- 
auf  regelmässige  Bearbeitung  der  Statistik  des  anagratico  der  Gemeinde  Triest  veröffentlicht 
Standes  und  der  Bewegung  der  Bevölkerung,  seit  1872  Monatsberichte. 

der  Volksschulen,  der  Bettler,  der  Preise  etc.  4.  Schweiz.    In  der  Schweiz  existiert  nur 

ci  Veröffentlichungen.    Vom  statis-  ein  städtisches  statistisches  Bureau  und  zwar 

tischen  Bureau  bezw.  statistischen  Departement.  ,  das  statistische  Amt  der  Stadt  Zü  rie  h,  welches 

der  Stadt  Wien:  Statistik  der  Stadt  Wien  ibis  der  Verwaltungsabteilung  des  Stadtprasideuteu 

IXtJB  3  Hefte).  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  unterstellt  ist.   Eine  statistische  Deputation  oder 

Wien   (seit  1883:  10  Jahrg.;.     Verwaltungsbc-  Kommission  besteht  nicht.    Dem  Amt  ist  zn- 

richt  der  Stadt  Wien  (seit  1NV7:  15  Bde.)  Sterb-  nächst  zugewiesen:  die  Statistik  der  Bevölke- 

lichkeit    in  Wien  für  die  Jahre  1X05  69  bis  ruug.  der  Wohnungen.  Gebäude,  die  Herstellung 

1X71  7:1  1 4  Jahresberichte!.    Bewegung  der  Be-  des  Geschäftberichtes  des  Stadtrats  auf  Grund 

völkerung  in  Wien  für  die  Jahre  1X74  bis  18X2  der  Berichte  der  Vcrwaltungsabteiluugen.  Die 

(9  Heftej.  Wochenberichte  (seit  1x76;..  Monats-  weiteren  Arbeiten  Über  Finanz-,  Schul-,  Armen-, 
berichte  (seit  1x84'     Statistische  Daten   über  I  Versicherungswesen  etc.  sollen  auf  Grund  ge- 

die  Stadt  Wien,  jährl.  (seit  1X84  i.    Als  Mono-  ineiusamer  Vereinbarungen  zwischen  den  Ver- 

graphieen  sind  bisher  erschienen :  Das  Armen-  waltungsahteilungen    und    dem  statistischen 

wesen  in  Wien  und  die  Armenpflege  von  1X03  Amte  »uccessive  festgestellt  werden     Es  ver- 

bis  1872  (2  Bde.i     Statistik  der  Wahlen  für  öffeutlicht  seit  1X93  wöchentliche,  monatliche  und 

den  Gemeinderat  der  Stadt  Wien  von  1X01  bis  jährliche  Nachweise  der  Bevölkerungsvorgänge 

18X0.    Die  kommunalen  Volksschulen  in  Wien  Geschäftsberichte  des  Stadtrates  (seit  lXSOt.  Er- 

von  1^09  bis  1X79.    Ergebnisse  der  Volkszählung  gebuisse  der  Volkszählung  von  1894.  Mittci- 

vum  31.  Dezember  IHK»  |3  Bde.)    Die  Annen-  hingen  aus   den  Ergebnissen  der  Wohnuiigs- 

pHege  im  Wiener  Armenbezirke  von  1X03  bis  und    Grundstückserhebung    im    Oktober  1K10. 

1X82.    Finanz-  und  Steuerverbältnisse  der  Stadt  i  (3  Hefte i.  —  Beachtenswert  siud  die  statisti- 

Wien  von  1X61  bis  1X84.    Das  l'nterrichtsweseu  scheu  Veröffentlichungen,  welche  über  die  Stadt 

in  Wien  1S9091  > Sonde rabdrnck  aus  dem  öster-  Basel  (ausser  den  66  Verwaltungsberichten 

rei<'hischeu  Städtebuche.  3.  Jahrg.).     Die  Er-  des  Regierungsrats  an  den  grossen  Rat  desKan- 

gebnisse  der  Volkszählung  und  insbesondere  der  tons  Basel-Stadt)   vorliegen:  Statistische  Mit- 

Wohnverhältnisse  in  Wien  vom  31.  Dezember  j  teilungeti  des   Kantons   Basel-Stadt  (jährliche 

1X90  i'2  Hefte  .  Berichte    über  Givilstand.   Todesursachen,  an- 

Vom  statistisc  hen  Bureau  bezw.  der  statis-  steckende  Kraukheiteu  seit  18761.    Die  Vereine 

tischen  Kommission  der  Stadt  Prag:  Statis-  und  Stiftungen  im  Jahre  1XX1   (v.  A.  Thnnt. 

tisches  Handbüchlein  von  Prag  (für  1871  bis  Die  Bevölkerung  uaeh  der  Zählung  von  1X80 
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(vou  Kinkelin,  1884),  desgl  nach  der  Zahlung 
von  1888  (von  BUcher  18Ü0I.  Staatseinnahmen 
und  Steuerverteilung  von  1878  bis  1887  ivoti 
Bücher,  18««).  Die  Wohnungsenqnete  vom  Fe- 
bruar 1881)  ivon  Btlcher,  1891).  Erhebungen 
tibtr  Liegenschattsverkehr  von  Kozak  (181)0). 
Liegenschaftsverkehr-  und  Hypothekenkredit  im 
Wirtschaft«-  und  Hotelgewerbe  (von  Saladin. 
1900). 

5.  Italien.  In  Italien  wurden  durch 
kg).  Erlass  vom  3.  Juli  1802  in  allen  grosse- 
ren Kommunen  statistische  Bureaus  einge- 
setzt. Mit  dem  Erlass  vom  0.  Januar  1887 
wurden  die  statistischen  Kommunalbehördon 
aufgeholten  und  es  blieb  den  Kommunen 
(Hierlassen,  statistische  Lokal kommissioneu 
zu  ernennen.  In  Florenz  z.  B.  besteht  jene 
Kommission  aus  16  Mitgliedern,  der  Sindaco 
ist  Vorsitzender,  der  .Stadtsekretär  Schrift- 
führer derselben.  In  Genua  bildete  der 
statistische  Dieust  eine  Sektion  des  Officio 
di  Anagrate.  Die  Sektion  für  Statistik 
sammelt  von  den  Standes-  und  Gesund- 
heitsämtern die  numerischen  Daten  in  Be- 
zug auf  Ehesi-hliessungen,  Geburten.  Todes- 
fälle, Auswandenmg  und  verfertigt  danach 
ihre  Berichte,  welche  sie  auch  dem  Minis- 
terium liezw.  der  Geueraldirektion  für  Sta- 
tistik in  Born  monatlich  einreicht.  Die 
grösseren  Städte  veröffentlichen  monatliche 
Bulletins  über  Bevölkerungs-  und  Gesund- 
heitsverhältnisse.  Der  Generalinspektor  des 
riffentlichen  Gesundheitswesens  veröffentlicht 
über  die  ansteckenden  Krankheiten  in  den 
grösseren  Städten  Monatsberichte  (als  Bei- 
lage der  Gazetta  ufficiale  des  Ministeriums 
d«s  Innern).  Von  statistischen  Veröffent- 
lichungen einzelner  Städte  liegen  vor: 

Von  der  Direzione  comunale  di  Statistica  di 
Roma:  Auuuario  statistku  di  Koma,  anno  I 
(1885:  2  vol.,  auno  II  (18110).  Ceusimento  di 
Koma  (1872).  —  Vom  Munizipio  di  Milano 
Sczione  di  Statisdca:  Dati  statistki  a  corredo 
del  resocouto  dell'  amministrazione  comunale 
(seit  1884:  15  Jahrg.).  Bolletino  statistico  men- 
sile  (seit  1884 >  —  Vou  der  Comnne  di  Firenze: 
Bolletino  di  .Statistica  (seit  1887).  —  Von  der 
Comuiif;  di  Bologna:  Kassigna  iromensilic  an- 
nuale  del  movimento  della  popolazione  stabile 
(seit  1881). 

ii.  Frankreich.  In  Frankreich  giebt  es 
in  ilen  grösseren  Städten  Bureaus  für 
Ilygieine  und  Statistik,  die  statistische  Ver- 
öffentlichungen herausgelien  (z.  B.  Lille, 
Keims,  Ronen,  Montpellier).  Ausserdem  ist 
jede  Stallt  mit  mehr  als  20  000  Einwohnern 
gehalten,  die  Sanitätsstatistik  für  jeden  Mo 
nat  aufzustellen  und  dem  Ministerium  des 
Innern  (bezw.  der  Diroetion  de  l'assistance 
et  de  l'hygieno  publique)  einzusenden,  wel- 
ches seit  1NX.">  die  Ergebnisse  für  jene 
Städte  veröffentlicht  (Statistique  sanitaire 
des  villes  —  France  et  Algcrie  — .  Bulletin 
mensuel  compreuant  les  villes  de  plus  de 
20000  habitants).    Ein  den  gegenwärtigen 


Anforderungen  entsprechendes  statistisches 
Bureau,  welches  die  allgemeine  Statistik  zu 
bearbeiten  hat,  besteht  aber  nur  in  Baris 
(Service  de  la  Statistique  mnnicipale  de  la 
ville  de  Paris).  Dasselbe  ist  der  Präfektur 
des  Seine-Departements  unterstellt.  Ihm 
steht  die  Commissiou  de  statisti<pie  munici- 
)»alo  zur  Seite,  in  welcher  der  Seinepräfekt 
den  Vorsitz  führt.  Diese  aus  Mitgliedern 
des  .Munieipalrates,  des  Instituts,  der  Akade- 
mie für  Medizin,  Gelehrten  und  Beamten 
der  beiden  präfekturalen  Verwaltungen  zu- 
sammengesetzte Kommission  ist  beauftragt, 
über  die  Verbesserungen  zu  beraten,  die  sich 
nützlioherweise  in  den  statistischen  Erhe- 
bungen uud  den  daraus  hervorgehenden 
Veröffentlichungen  vornehmen  lassen.  Es 
hat  zwei  besondere  Aufgaben:  1.  die  von 
den  einzelnen  Verwaltungsz weigern  der  Stadt 
beschafften  statistischen  Daten  zusammen- 
zufassen und  für  ihre  periodische  Veröffent- 
lichung zu  sorgen;  2.  die  statistischen  Er- 
hebungen betreffend  Stand  und  Bewegung 
der  Bevölkerung  zu  bearbeiten. 

Veröffentlichungen  des  statistischen  Dienstes 
der  .Stadt  Paris :  Anmiaire  statistique  de  la  ville 
de  Paris  iseit-  1880.  11)  Jahrgg.).  Bulletin  heb- 
domadaire  de  statistique  mnnicipale  (seit  1880. 
20  Jahrgg.).  Tableaux  uicns'icls  de  statistique 
municipale  de  la  ville  de  Pari»  (seit  1885. 
8  Jahrgg.).  Atlas  de  statistique  graphique  de 
la  ville  de  Paris  (1888  HO  2  Bde.).  Kesultats 
statistiques  du  denombrement  de  1881,  de  1886 
et  de  181) l  pour  la  ville  de  Paris  (H  Bde.).  Ein 
vollständiges  Verzeichnis  der  Pnblikationen  ist 
auf  S.  VI  des  letztgenannten  im  Jahre  181*4 
veröffentlichten  Volkszählungswerks  enthalten. 

7.  Spanten  und  Portugal.  Vom  aynma- 
miento  (negocindo  de  estadi*tica)  de  Madrid 
wird  ein  Anuario  estadistico  demogratic«  seit 
einigen  Jahren  herausgegeben,  ebenso  ein  Bo- 
letin  scinanal  de  narimentos ,  matrimonios  y 
defuneiones.  Die  im  Anuario  enthaltenen  Ta- 
bellen werden  seit  1000  monatlich  veröffentlicht. 
—  Von  dir Muuicipalverwaltung  in  Porto  wird 
seit  1882  das  Bolletin  mensal  de  estadistien 
sanitaria  herausgegeben. 

8.  Belgien.  In  Belgien  giebt  es  kein 
kommunal-statistisches  Bureau  i.  e.  S.  Jede 
Stadtverwaltung  giebt  in  ihrem  Verwaltungs- 
beriehte,  welchen  das  Kollegium  der  Bürger- 
meister und  der  Schöffen  jährlich  auf  Grund 
des  G.  v.  :to.  März  ls.{(>  erstattet,  viel  sta- 
tistisches Material.  Die  statistische  ('entral- 
kommission  Belgiens  setzt  seit  1802  das 
von  »1er  Stadt  Brüssel  (Bureau  statistique 
sanitaire)  (seit  1870)  herausgegebene  Bulle- 
tin hebdomadaire  de  statistique  demogra- 
phi<|tte  et  sanitaire  fort.  Ausserdem  enthält 
das  von  der  Centraikommission  veröffent- 
lichte Bulletin  annuel  die  wesentlichsten 
Angilben  ül»er  Bevölkerungs  Vorgänge  aller 
logischen  Städte  mit  mehr  als"  3000  Ein- 
wohnern. 

Das  von  der  .Stadt  Brüssel  (Dr.  Janssen«.) 
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herausgegebene  Annuaire  de  In  raortalite  (seit 
1881),  fortgesetzt  unter  dem  Titel:  Aunuaire 
demographique  et  tableaux  statistiques  des  cause« 
de»  decea  (seit  1871k 

0.  Holtand.  Das  Bureau  van  Statistiek 
der  Gemeente  Amsterdam  hat  seit  der  kurzen 
Zeit  seines  Bestandes  eine  umfangreiche  Thätig- 
keit  entwickelt.  Es  veröffentlichte:  Statistische 
Mededeelingen  Nr.  1—5  (seit  I81*n),  das  Sta- 
tistische Jaarboek  (seit  18.5  t,  4  Jahrgg.,  die 
Week berieht  (seit  lHlKii  und  Statistisch  Maand- 
herieht  'seit  1834) 

10.  Dänemark.  In  Dänemark  besteht 
ein  kommunalstatistischcs  Bureau,  das  Sta- 
tistiske  Kontor  in  Kopenhagen,  welches  der 
ersten  Magistratsahtedung  zugehörig  und 
dem  Bürgermeister  unterstellt  ist.  Eine 
statistische  Deputation  existiert  nicht.  Das 
Kontor  steht  mit  den  übrigen  Abteilungen 
des  Magistrats  in  direktem  Verkehr  und 
kann  von  allen  Abteilungen  benutzt  werden. 
Zu  seinen  Aufgaben  gehört  die  Ausführung 
der  allgemeinen  Volkszählungen  und  der 
I»kalzählungen  sowie  die  Bearbeitung  des 
bezüglichen  Materials,  die  Statistik  der  Be- 
rufsverhältnisse, der  Wohnungen,  Arbeits- 
löhne, selbständige  Arbeiten  betreffend 
Armenwesen,  Wohlthätigkeits-,  Handels-  und 
Hafen wesen  etc.  Veröffentlichungen  des- 
selben : 

Tabelvaerk  til  Kjebenhavns  Statistik  (seit 
187H,  11  Btle  ).  Statistiskc  Ojdysninger  um  Sta- 
den Kjobenhavn  \d.  i.  Besinne  de  la  statbtique 
de  Copenhague.  seit  187  <»,  ö  Heft«-,  jedes  Heft 
ntnfasst  in  11  Abschnitten  die  Siatistik  von  ö 
Jahren).  Arbejdslonnen  i  Kohenhavn  i  aaret 
18112  1  Hefti,  ferner  kürzere  Mitteilungen  Uber 
die  Volkzfthlungsergelmisse  von  lsK>.  1MK). 
18115. 

II.  Norwegen.  In  Norwegen  besteht  das 
statisliske  Kontor  in  Kristiania,  welches 
znr  zweiten  Abteilung  des  Magistiats  gehört 
und  seit  18X7  unter  dem  Titel:  Statistbke 
Meodelelscr  angaaendc  Kristiania  By  ein  Jahr- 
buch ijährl.  1  Heft  i  mit  zahlreichen  Tabelleu  Uber 
Bevölkerung,  Meteorologie,  Industrie.  Handel, 
Verkehr,  Finanzen,  Wahlen.  Schulen,  Armeu- 
wesen,  Justiz  etc.  veröfteutlieht  Her  Leiter 
des  Bureaus  gab  im  Jahre  11*00  einen  wert- 
vollen historischen  Abriss  heraus:  Li  ville  ile 
Kristiania,  höh  commerce,  sa  navigution  et  son 
iiidnstrie. 

1*2.  In  Schweden  bc-teht  kein  kommunal- 
statistisches  Bureau.  Hie  Herausgabe  jährlicher 
Verwaltungsbcrichte  der  Stadt  Stockholm  mit 
zugehörigen  statistischen  Tabellen  ist  >eit  In  '.l 
eingeführt  Ausserdem  erscheinen  jahrlich  sta- 
tistische l  ebersiebten  vom  Siadt.n/.f .  iseit  1870 1. 
über  das   Armen  wesen    seit  Uber  das 

Volksscbulwesen  iseit  lS'i.i  .  Hie  hvgeinische 
Kommission  veröffentlicht  wöchentliche  Rap- 
porte  über  Krankheit*-  und  Sterbetalle  etc.  (seit 
lS7ö) 

Hi.  Knsnland.  In  Russland  haben  b 
Städte  koinniunalstatisli.-tlK'  Bureaus.  In 
allen  übrigen  tioiiventementsstädten  giebt 
e«.  dein  Ministe)  nun  des  Innern  zugehörige 
statistisch.-  Komitees,  von  welchen  auch  die 


statistischen  Daten  über  die  Municipalitäten 
zusammengestellt  werden.  —  Das  statisti- 
sche Bureau  von  St.  Petersburg  bildet 
eine  besondere  Abteilung  des  Stadtamtes, 
welche  nur  nominell  dem  Gehilfen  des 
Stadt  haupt  es  unterstellt  ist;  es  befindet  sich 
unter  unmittelbarer  Ixitung  eines  besonderen 
Beamten,  der  den  Titel  eines  •>  Verwalters 
der  statistischen  Abteilung«  hat.  Nel*?n  den 
Volkszählungen  und  den  Ermittelungen  des 
Bevölkenmgswechsels  ist  das  Bureau  beauf- 
tragt mit  der  Statistik  der  Infektionserkran- 
kungeu,  Krankenhäuser,  Unglücksfälle.  Feuer- 
schäden und  Veränderungen  im  Bestände 
der  Immobilien,  über  die  eingeführten  Men- 
gen und  1 'reise  von  Cerealien,  Vieh  und 
Fleisch  etc. 

Das  Bureau  veröffentlichte  das  „Wöchent- 
liche Bulletin*  iseit  1881)  und  da*  „Statistische 
Jahrbuch  St.  Petersburgs"  (seit  1882).  Ausser- 
dem erschienen:  die  Resultate  der  Volkszählung 
von  188i  und  IbJK)  ilO  Lieferuugeu  und  I  Atlas), 
Ergebnisse  besonderer  Erhebungen  über  Armeu- 
uud  l'uterstützungsptiege  tle84  und  18ÖU. 
2  Bde.). 

Has  statistische  Bureau  der  Stadt  Moskau 
veröffentlichte:  Rapport  sur  les  prix  normales 
pouvaut  servir  de  Läse  pour  l'evaluatiou  de* 
valeurs  locatives  des  logements  1 .1*87).  Enquet. 
sur  la  boulaugerie  (18->y  und  18V*»).  Mortalitr 
1872  81»  (lht»i>.  Reiiseignements  statistiques  sar 
l'assistance  eu  lh>'J  il8.>l).  Etablissemeuts  de 
commerce  et  d'industrie  1885  :K(  (181>2).  Monve- 
ment  de  la  populatioti,  bulletin  auuuel  (reeapi- 
tulalif)  (seit  i8S8i.  Atlas  statistique  ( Bd.  I.  1887. 
Bd  II,  181)0)  Bulletin  hebdomiulaire  (über  die 
Sterbefälle  seit  IMIHi  und  Bulletin  statistique 
meiisiiel  (seit  i888).  Enquete  sur  les  com- 
prises  de  tnnsport  par  rues  (lH'Jö.l  Etablisse- 
ments de  charcoterie  en  fslttj.  Wochen-,  .Mo- 
nats- und  andere  Berichte  werden  ferner  von 
den  statistischen  bezw.  Sanitätsbureaus  der 
Städte  Warschau  und  Odessa  veröffent- 
licht 

Das  statistische  Bureau  der  Stadt  Riga 
bearbeitet  die  Statistik  der  Bevölkeruug,  der 
Morbidität,  der  Handels-,  uewerbe-.  Steiierver- 
haltnbse,  (1er  Armenpflege,  des  Schulwesens  etc. 
Ausserdem  bat  es  die  städtischen  Wählerlisten 
und  die  rechnerische  Kontrolle  des  Verwaltungs- 
berichts  der  Stadt  zu  führen  Es  veröffent- 
lichte: Resultate  der  Volkszählung  von  18o7 
(I87()j.  Biga  in  den  Jahren  18  rfi  bis  1*70 
(I87:j>).  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  lNSl 
ilhKl;.  Resultate  der  schulstatistischen  Enquete 
von  ISN8  1 188-1  i.  Material  zur  Statistik  der 
Geburten.  SterbcfÜlle  und  Eben  von  ISSl  bis 
18S5  (I  Hi :  Statistik  <ler  Infektionskrankheiten 
von  lh>W  bis  1Ks7  1 18811.  Statistisches  Jahr- 
buch 'J  Bde.  i  lSIMt  bis  1S.»2j  Das  Armen weseti 
der  Stadt  Biga.  historisch- statistische  Studie 
von  A.  Tobien  <  IKiü).  Ausserdem  erscheinen 
wöchentliche  bezw.  monatliche  Nacliweisungcn 
in  den  „Rig.tsihen  Stadtblätiern"  über  Bcvöl- 
kerungswcchst.l ,  Lebensmittelpreise .  Erkr»n- 
kungeii.  Von  der  handclsstatistischon  Sektion 
des  Bigaer  Börsenkoinniitees  wird  seit  1SM!  je 
1  Bd  Tabellen  über  Rigas  Handel  und  Schiff- 
fahrt veröfteutlieht. 
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14.  Die  übrigen  europäischen  Staaten. 

In  den  übrigen  europäischen  Staaten  (Groß- 
britannien, Griechenland.  Türkei,  Rumänien  etc.) 
giebt  es,  soweit  uns  bekannt,  keine  besonderen 
städtestatistischen  Aeuiter.  Für  eine  Anzahl 
grösserer  Städte  derselben  werden  Wochen- 
bezw.  Monatsberichte  über  Bevölkerung»-  und 
Gesundheitsverhältuisse  in  der  Regel  von  den 
betr.  Gesnndheitsbehörden  veröffentlicht  (vgl. 
oben  Allgenieines).  Hierbei  ist  nicht  ausge- 
schlossen, dass  noch  andere  statistische  Berichte 
Uber  jene  Städte,  welche  kein  statistische»  Bu- 
reau besitzen,  regelmässig  erscheinen.  In  Lon- 
dou  z.  B.  veröffentlicht  das  Connty  Council 
jede«  Jahr  einen  Band,  welcher  alie  Details 
enthält,  die  über  die  Statistik  dieser  Stadt  vor- 
handen sind.  In  betreff  der  andern  Städte  in 
England  werden  vom  Medirai  Ot'ficer  of  Health 
die  statistischen  Daten  über  den  Gesundheits- 
zustand der  betreffenden  Stadt,  einschliesslich  der 
Tabellen  Uber  Geboreue.  Gestorbene  etc.  veröffent- 
licht. Ausserdem  enthalten  die  vom  General 
Registrar  in  England  veröffentlichten  Weekly 
rem  ms  of  births  and  deaths  in  Loudou  und  in 
82  anderen  grossen  Städten  die  Statistik  der 
Geburten,  Todesfälle,  meteorologischen  Beob- 
achtungen etc.  Jene  Daten  sind  ferner  für  83 
Städte  nnd  tili  andere  städtische  Distrikte  pro 
Quartal  enthalten  in  dem  Quarterly  return  of 
mariages,  births  aud  deaths.  Wie  in  England, 
so  erfolgen  die  entsprechenden  Veröffentlichungen 
Uber  23  .Städte  in  Irland  vom  General  Register 
Office  in  Dublin.  —  Für  Athen  und  12  andere 
Städte  Griechenlands  wird  ein  Bulletin  aunuel 
de  mortalite  von  der  ökonomischen  Sektion  im 
im  Ministerium  des  Innern  jährlich  veröffent- 
licht. 

15.  AuBsereuropäiKcbe  Staaten.  Ueber 
vollständig  „ausgelöste1*  städtestatistische  Aemter 
ausserhalb  Europas  ist  nur  von  wenigen  nähere  j 
Kenntnis  vorhanden     In  den  meisten  grossen 
Städten  der  Vereinigten    Staaten   von  Nord- , 
amerika  erscheinen  Citydokumente  mit  einem  | 
reicheu    statistischen    Material.     Ein    grosser ; 
Teil  der  statistischen  Arbeiten  wird  daselbst 
von  den  Gesundheitsämtern  geleistet.  Einen 
besonderen  Umfang  hat  das  statistische  Bureau 
der  Sta.lt  New- York,  welches  im  Jahre  IStiß 
gegründet  und  dem  städtischen  Gesundheits- 
amte unterstellt  ist.    Das  Kollegium  des  Ge- 
sundheitsamts i Board  of  Health)  besteht  aus 
4  Mitgliedern,  von  denen  zwei   vom  Bürger- 
meister ernannt  werden  und  2  (der  Geauudheits- 
beamte  des  Hafens  und  der  Präsident  des  Poli- 
zeiamts) auf  Grund  ihres  Amts  Mitglieder  sind. 
Das  Gesundheitsamt  hat  zwei  Bureaus,  das 
Sanitary  Bureau  und  das  Bureau  of  Vital  Sta- 
tisties.    Da«  letztere  registriert  die  Geburten. 
Heiraten  und  Todesfälle  und  stellt  alle  darauf  • 
bezüglichen  statistischen  Tabellen  auf.   Die  Ans-  ' 
führung  der  Volkszählung  liegt  demselben  nicht 
ob.  hierfür  sorgt  alle  Hl  Jahre  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  i  IHN),  l*90i  und  alle  10  Jahre  I 
(187Ö,  1SSÖ)  die  Regierung   des  Staates  New- j 
York.    Es  veröffentlicht  Weekly  reports  sowie 
Annual  reports  of  the  Health  Departement  of 
the  City  of  New  York.    Ebensolche  Wuchcu- 
bezw.  Monats-  und  Jahresberichte  Uber  Gesund- 
heits-  nnd  Sterblichkeitsverhältnisso.  aber  in  ge- 
ringerem  Umfange,  werden  von  den  Gesund- 
heitsämtern anderer  amerikanischer  Städte  ver- 


öffentlicht, z.  B.  für  Philadelphia,  Baltimore, 
Boston.  Chicago,  Providence,  Minneapolis,  Oak- 
land.  Das  im  Jahre  1897  begründete  statisti- 
sche Departement  der  Stadt  Boston  veröffent- 
licht wöchentlich  Citv  records,  Municipal  Re- 
gister und  seit  1K99  rfonthly  Bulletins,  welchen 
je  eine  Specialstudie  von  allgemeinem  Interesse 
beigefügt  ist.  Ausserdem  giebt  dasselbe  in 
besonderen  Heften  Uebersichten  über  die  Ein- 
nahmen nnd  Ausgaben  der  Stadt  für  grossere 
Jabresreihen  heraus.  Ein  reiches  statistisches 
Material  ist  ferner  in  den  seit  vielen  Jahren 
veröffentlichten  Annual  report  of  the  executive 
departmeut  of  the  city  of  Boston  sowie  in  den 
Mayor  s  annnal  Message  aud  the  annual  report 
of  the  departmeut  of  public  works  to  the  city 
Council  of  the  city  of  Chicago  enthalten.  In 
dieser  Stadt  ist  am  Anfang  des  Jahres  1901  in 
Verbindung  mit  der  Stadtbibliothek  ein  statis- 
tisches Bureau  errichtet,  welches  seine  ThÄtigkeit 
mit  Herausgabc  von  Monatsberichten  (nebst  An- 
hang betr.  Hauptergebnisse  der  Municipalstatistik 
für  1893  bis  19Ü0)  begonnen  hat.  In  Mexiko  be- 
steht in  jeder  Munirijmlitat  eine  statistische  Hilfs- 
deputatiou  ( junta),  welche  verpflichtet  ist.  bei  allen 
statistischen  Erhebungen  des  Staates  mitzu- 
wirken. In  den  Hauptstädten  sind  statistische 
Hilfskomitees  ijuntas  anxiliares)  eingesetzt, 
welche  die  ersten  Zusammenstellungen  des  ihnen 
von  den  einzelnen  Kommunen  zugehenden  sta- 
tistischen Materials  anfertigen.  Von  einigen 
südamerikanischen  Städten.  Rio  de  Janeiro  und 
Buenos  Aires,  liegen  monatliche  Berichte  über 
die  Sterblichkeit  vor  In  letztgenannter  Stadt 
besteht  übrigens  eine  Direceiöu  general  de 
estadistica  municipal.  welche  seit  189)  ein 
Annario  estadistico  de  la  cindad  de  Buenos 
Aires  hernnsgiebt.  —  Für  19  Städte  Unter- 
und  11  Städte  Ober  -Aegyptens  veröffent  licht 
das  statistische  Bureau  der  Verwaltung  des 
Sanitätswesens  und  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege (im  Ministerium  des  Innern)  seit  1885 
Wochen-  und  Jahresberichte  ün  französischer 
Sprache)  über  Bcvölkernngs-,  Geburts-  und 
Sterblichkeit« Verhältnisse  sowie  über  meteoro- 
logische Beobachtungen.  Besonders  eingehend 
ist  die  Berichterstattung  über  die  beiden  Gross- 
städtc  Cairo  und  Alexandrien  und  das  liesume 
Uber  Klima.  Geburts-  und  Sterblichkeitsveihält- 
nisse  der  5  Jahre  1886  bis  1890  vou  Dr  Engel 
Hey  (seit  1895  3  Hcftek  —  In  Australien 
wird  seitens  der  staatlichen  Organe  für  die 
Städtestatistik  sehr  gesorgt  und  zwar  in  Bezug 
auf  Sidney  von  dem  Kegistrar  General  Depart- 
ment und  in  Bezug  auf  Melbourne  von  dem 
Oftice  of  the  Government  Statist. 

Mtteratnr :  Hrrif,  ()  *tati$tic<>  »nmi>*jirt'try.  (  Von 
drr  Srlttfitrrriraltiini/**tttti*tik),  I'riirj  Iiis.',.  — 
Böhmer t.  Ihr  *tati*ti*rhrn  Aufijidtrn  ihr  (!r- 
mrindrlirhürden,  Zrittchr.  dr*  »ürh*.  »tot.  Hur,, 
IS.St.  —  Blttch.  En-ichlnuf)  und  Einrichtung 
dr»  nUidtinrhrn  xtnti*ti«eh«n  Bureaus  in  Umhin, 
Hn*l.  >taii,fik,  I.  Bd.  .1*7;.  —  Bleichet; 
Sohrrndiijkfil  *if*trintili*elirr  Arbi-itulrilumi  nu/ 
dem  (ithirlr  di  r  Hn  •Ukcmniji<fSt>zi<d-;Sttüi*tik, 
im   fdlrjrtiirinrn  *tati*t.    Archir,    V,  Jahrg.  Is'.i'.K 

—  Enget,  Ihr  frtnti.it  ik  im  Itimttr  dir  IVr- 
trrdtuno,  ZrilJirhr.  dr*   jimum.  *tn(.  Hur.,  ISC1. 

—  Erben .  Bericht  iil»r  den  st  jiihriijn,  Hr. 
«(and  drr  ttatint.  Kommission   und  du*  ttatirt. 
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Bureau  der  Stadt  Prag,  1805.  —  Picker,  Pro- 
<immm  zur  Ausarbeitung  einer  Specialslatislik  in 
grösseren  Kommunen,  Mitt.  aus  dem  Gebiete  der 
Stat.,  Wien  1868  u.  69.  —  HctHcher,  Stalistics 
of  the  munieijtal  Institution»  of  the  English 
totem,  Joum.  of  the,  Stat.  Society  of  London, 
IS  1,2.  —  Has»e,  Städtische  Verwaltungsbe- 
richte,  Zeitschr.  d.  preuss.  sUU.  Bur.,  1875;  Or- 
ganisation  der  amtlichen  Statistik,  Uipzig  1888; 
Denkschrift  über  die  Errichtung  stalistitcher 
Aemter  in  deutschen  Gross-  und  Mittelstädten, 
im  Protokoll  der  VIII.  Konferenz  der  Vor- 
stände statistischer  Aemter  deutscher  Städte.  — 
Hirth,  Entwurf  eines  Planes  zur  Organisation 
eines  statistische»  Bureaus  der  Stadt  Leipzig, 
Leipzig  1866.  —  Kleeynskl,  Meijskie  biura 
sUUystycznc  (Stadl,  »tat.  Bureaus),  Krakau  I884.  — 
Kluge,  l'eber  die  Errichtung  statistischer  Bu- 
reau* für  grössere  Städte,  Zeitschr.  d.  preuss. 
stat.  Bur.,  1870.  —  Kliröal,  L'eber  kommunale 
sUitislischc  Bureaus,  Zeilschr.  d.  preuss.  stat.  Bur., 
1874 :  Idees  sur  le  but  et  le  role  des  burcaur  com- 
munaujc  de  statistigue,  Annairs  de  Demogr.,  rol. 
III.  —  G\  r.  Mayr,  l'eber  kommunalste is- 
tische Verwaltung,  in  Meinem  Werke  über  Statistik 
und  Gcstllschaftslehre,  I.  Bd.  (1895),  S.  152,  I64. 

—  Reichel,  Verwattungsberiehte  der  unmittel- 
baren bäuerischen  Städte,  Zeitsrhr.  des  liayeri- 
schen  stat.  Bur.,  1876;  Statistische  Aemter  deut- 
scher Städte,  Allgem.  stat.  Archiv,  II.  Jahrg.  — 
Mt achter,   Handbuch  der  Verwallungsstatistik, 

I.  Bd.,  189i ;  Statistik  und  Sellmtrenraltung, 
AUgcm.  stat.  Archiv,  II.  Jahrg.  1892.  —  Xeau- 
mann,  Bemerkungen  zur  Statistik  der  grösseren 
Städte,  Hamburg  1879.  —  I'etcrmann,  Orts- 
statistik  oder  Gemeindestatistik,  Dresden-  MM.  — 
Schmidt,  Die  Aufgaben  städtischer  statistischer 
Bureaus,  Zeitschr.  für  schweizer.  Statistik,  1892. 

—  Stolp,  Eine  deutsche  Städte-Kunde,  Deutsehe 
Gemeindezeitung,  1864;  Vergleichende  Haushalts- 
und  Verwaltungsstatistik  der  Städte,  ebd.  1867 
und  1871;  Die  städtischen  Venraltungslvriehte 
und  deren  Behandlung,  cl>d.  1665  und  1873; 
Die  Errichtung  städtischer  statistischer  Bureaus, 
eb<l.  1871.  —   Thirrlng,    Geschichte  des  sta- 

1894- 

In  Anltrtrncht  des  knapp  bemessenen  Baumes 
mussten  wir  uns  im  Vorstehenden  auf  eine  Skiz- 
zierung der  Organisation,  Aufgaben  etc.  der 
stödtestatistischen  Aemtcr  beschränken ,  obwohl 
eine  Reihe  ron  anderer  Seite,  geleisteter  Ar- 
beiten neben  ihr  einhergehen  und  erteähnenswert 
sind,  z.  B.  die  Beiträge  zur  Finanzstatistik  der 
Gemeindini  in  I'reussen  ßir  1880;81  und  188.H84 
ron  Herrfurth,  r,  tL  Brlncken  und  r. 
Tnchojtpe;  Wachstum  und  Koncentratum  der 
Bevölkerung  de*  preussiselun  Sumtes  von  Jan- 
nasch,  in  d.  Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bur. 
1878 ;  Entwickelung  der  kommunalen  Wohnungs- 
Statistik  von  Hövel,  ebd.  IS 8 4  :  Hauptergebnisse 
der  Wohnungsstatistik  deutscher  GrtisssU'Ultr.  ron 
Xecfe,  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, IUI.  .10  (1886];  Entwickelung  der  gross- 
städtischen    Bevölkerung    im   Deutschen  Reiche 

II,  11  Brückner,  Allgem.  sUU.  Archiv,  1.  Jahrg., 
1890;  Intensität  groisstädtischcr  Menschenanhäu- 
j'ung  von  Harne,  ebd.  II.  Jahrg.,  1S92.  —  Die 
soziale  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Berlin 
ron  Hiraehberg,  1897.  —  Derselbe,  l'eber 
die  Brotpreise  in  Berlin,  in  den  Jahrb.  f.  Sat. 


u.  Stat.,  3.  Folge,  Bd.  1,  7,  9,  U  etc.;  Finanz- 
Verhältnisse  europäischer  Grossstädle  von  Ehe- 
berg, ebd.  Bd.  S;  Stadl  und  Ijand  unter  dem 
Einflüsse  der  Binnenwanderung  von  Wlrmlng- 
hauM,  ebd.  Bd.  9;  Vebersichlen  über  die  Ge- 
meindesteuern im  Königreich  Sachsen  ron  Fr. 
J.  Xeumann,  ebd.  Bd.  12;  Zur  Statistik  der 
Legitimationen  unehelicher  Kinder  von  Würz- 
burger, ebd.  Bd.  18;  Dienstholenwechsel  in 
tler  Stadt  Mannheim  ron  Schott,  ebd.  Bd.  W.- 
Kindersterblichkeit in  Stadt  und  Isindvon  Prin- 
ting,  ebd.  Bd.  20;  Die  Grundlagen  der  wärt- 
tetnbergischen  Gemeindestatistik  im  Ergänzungs- 
band 2  der  Wiirttembergischen  Jahrbücher  für 
Statistik  etc.  (1898),  eint,  die  Ergebnisse  der 
Wohnungsstatistik  für  5  Städte  Württembergs 
von  Lonch ;  Der  Zug  nach  der  Stadt  von  Kue- 
zynskl,  in  Münchener  volkswirtschaftliche  Stu- 
dien, 24.  Stück,  1897;  Die  Abminderung  der 
Sterblichkeitsziffern  Münchens  ron  K.  Singer, 
1189.1 ),  Die  Wohnungen  der  Minderbemittelten 
in  München  und  die  Schaffung  unkündltarcr  kleiner 
Wohnungen,  ron  demselben  (1899).  —  lieber  den 
EinHuss  der  Wohlhabenheit  auf  die  SterMichkeit 
in  Breslau  von  Xeefe  (1897).  —  Derselbe,  Er- 
mittelungen über  die  Lohnrerhältnisse  in  Bres- 
lau in  H.  1  der  Beiträge  zur  Sorialstat.  (1887).  - 
Die  städtische  Bevölkerung  früherer  Jahrhunderte 
v(>n  Paattche  (vgl.  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.,  JV. 
F.  5.  Bd.  (1882).  —  Strassbnrgs  Bevölkerungs- 
zahl seit  Ende  des  tr>.  Jahrhunderts  von  Ehe- 
berg (ebd.  y.  F.  7.  Bd.,  188S).  —  Die  Be- 
völkerung von  Frankfurt  a.  M.  im  14.  und  15. 
Jahrhundert  ron  Bucher  (1886).  —  Die 
Volkszahl  deutscher  StddU  zu  Ende  des  Mittel- 
alters ron  H.  v.  Jaatroir  (1886).  —  l'eber 
die  Grundlage  einer  Statistik  der  Aufgebote  ron 
Silbergleit,  im  allgem.  stat.  Archiv,  Bd.  3; 
Gemeindevermögen  und  Gemeindehaushalt  der 
Städte  Sachsens  von  Martin,  in  der  Zeitschr. 
des  Kgl.  sächs.  stat.  Bur.,  (1897);  iHc  Ver- 
mögensrerhältnisse  der  Städte  Sachsens  von 
tleiasler,  ebd.  (1898);  Vernelbe,  Die  Frucht- 
barkeits-  und  Sterblichkeitscerhältnisse  der  St€'idte 
Sachsens,  ebd.  (1894);  desgl.  ron  Ganze- 
müller, ebd.  (1897);  Finanzslatistik  der  bäue- 
rischen Gemeinden,  in  der  Zeitschr.  des  Kgl. 
bayer.  stat.  Bur.,  Jahrg.  1893,  I894,  1899; 
Sterbetafeln  für  die  Bevölkerung  preuss.  Gross- 
städte ron  JYrrfc»t  in  der  Zeitschr.  des  Kgl. 
preuss.  stat.  Bur.  (1897) ;  Die  Theater  in 
Preusscn  ron  Waikownky-Biedau,  ebd.  36. 
Jahrg. ;  l  Untersuchungen  über  Preise  von  Roggen 
und  Roggenmehl  in  rier  deutsehen  Städten  von 
Schulder,  ebd.  (1891). 

M.  Xeef  e. 


Statistische  Gebühr. 

Die  statistische  Gebühr  ist  eine  Abgabe, 
die  anstatt  des  Ein-  oder  Ausfuhrzolles  oder 
auch  lieben  solchen  Zöllen  von  den  über 
die  Laudesfn-cuzü  ein-  und  ausgehenden 
Waren  erhoben  wird,  um  die  statistischo 
Auschreibung  auch  für  die  zollfreien  Waren 
zu  sichern,  die  Kosten  der  Handelsstatistik 
zu  decken  und  vielleicht  auch  noch  einen 
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Einnahmeübersehuss  zu  ergeben.  Sie  wurde 
in  Frankreich  unter  dem  Namen  droit  de 
balance  (nämlich  balanco  de  commerce,  also 
als  Handelsbilanzgebühr)  durch  das  G.  v. 
24.  Nivose  V.  eingeführt.  15  Centimes  von 
100  Kits.  Wert  oder  50  Cent,  von  100  kg 
Gewicht,  bei  manchen  Wareu  nach  Wahl 
des  Zollpflichtigen.  Im  Gmndo  hatte  die 
Massregel  übrigens  einen  fiskalischen 
Charakter,  da  dadurch  einfach  die  bisher 
bei  der  Ein-  oder  Ausfuhr  zollfreien  Waren 
mit  eiuer  Abgabe  belegt  wurden,  während 
diese  von  zollpflichtigen  Gegenständen  nicht 
erhoben  wurde.  Der  Tarif  von  1816  hielt 
offiziell  den  Ausdruck  »droit  de  balance* 
nicht  bei,  aber  die  von  den  mindest  be- 
steuerten Waren  bei  der  Einfuhr  oder  Aus- 
fuhr erhobenen  Zölle  von  25  und  iu  einigen 
Fäl  len  10  Cent,  für  100  kg  wurden  in  der 
Praxis  noch  häufig  so  bezeichnet.  Bei  der 
Aufhebung  der  meisten  Rohstoffzölle  und 
Ausfuhrzölle  in  der  ersteu  Periode  der  Re- 
formen Napoleons  III.  wurden  diese  kleinen 
Zölle  gänzlich  beseitigt.  Eine  eigentliche 
statistische  Abgabe  mit  finanziellem  Zwecke 
wurde  dann  wieder  durch  das  G.  v.  22. 
Jauuar  1872  geschaffen.  Sic  ist  im  Grunde 
ein  Zoll,  erhielt  aber  diese  eigentümliche 
Forin,  damit  sie  grundsätzlich  von  den 
Zöllen  unterselüeden  werden  und  daher 
auch  denjenigen  Waren  auferlegt  werden 
konnte,  für  welche  vertragsmässig  festge- 
setzte Zölle  bestanden.  Sie  ist  bestimmt, 
»die  Kosten  der  Handelsstatistik  zu  be- 
streiten», ist  aber  viel  höher,  als  zu  diesem  j 
Zwecke  erforderlich  wäre,  denn  sie  beträgt  j 
10  Cent,  fflr  jedes  irgendwie  verpackte  j 
Frachtstück,  fflr  je  1000  kg  oder  1  cbm 
unverpackte  Waren  uud  für  jedes  Stflck 
Gross-  und  Kleinvieh  und  wird  ohne  Rück- 
sicht auf  Herkunft  oder  Bestimmung  sowohl 
bei  der  Einfuhr  wie  bei  der  Ausfuhr  er- 
hoben, auch  von  den  Koffern  der  Reisenden. 
Nur  das  Handgepäck  ist  frei.  Der  Ertrag 
war  nach  dem  Budget  für  1876  5  412000 
Frcs.,  nach  dem  für  11HMI  7  209000  Frcs.; 
er  hat  in  den  letzten  Jahren  nicht  mehr 
zugenommen. 

In  Deutschland  ist  eine  statistische  Ge- 
bühr durch  das  G.  Aber  die  Statistik  des 
Warenverkehrs  mit  dem  Auslande  v. 
20.  Juli  1879  eingeführt  worden.  Bei  ihr 
steht,  der  statistische  Zweck  wirklich  im 
Vordergrunde,  da  sich  herausgestellt  hatte, 
dass  die  Statistik  der  gesamten  Ausfuhr 
und  die  der  auch  nach  dem  Tarif  von  1879 
noch  immer  zahlreichen  zollfreien  Waren 
schwerlich  die  genügendo  Genauigkeit  er- 
langen könne,  wenn  den  Zollbehörden  jedes 
finanzielle  Interesse  an  der  Kontrolle  dieser 
Handelsbewegungen  fehle.  Das  erwähnte 
Gesetz  enthalt  hauptsäelüich  Vorschriften 
iu  betreff  der  Verpflichtung  zur  Anmeldiuig 


der  über  die  Grenzen  des  deutschen  Zoll- 
gebiets ein-,  aus-  und  durchgehenden  Waren 
bei  den  mit  den  Anselireibungen  für  die 
Verkohrsstatistik  beauftragten  AmtKstellen, 
nämlich  den  Zollämtern  im  Grenzbezirke 
und  den  nach  Bedürfnis  ausserdem  noch 
errichteten  Stellen.  Ausser  der  Waren- 
gattung sind  Menge,  Herkunfts-  und  Be- 
stimmungsland anzumelden.  Ausgenommen 
von  der  Aumeldungspflieht  sind  Sendungen 
zollfreier  Waren  im  Gewicht  von  höchstens 
250  Gramm  und  die  in  §  5  des  Zolltarifg. 
vom  15.  Juli  1879  als  zollfrei  bezeichneten, 
nicht  dem  eigentlichen  Handelsverkehre  an- 
gehörenden Gegenstände,  wie  Reisegerät, 
zum  eigenen  Gebrauch  bestimmte  Kleider 
etc.  Die  Anmeldung  erfolgt  durch  den 
Warenfflhrer  mittelst  Uebergabe  eines  An- 
meldescheines au  der  Anmeldestelle.  Beim 
kleinen  Grenzverkehre  genügt  mündliche 
Anmeldung.  An  Stolle  der  Anmeldung  tritt 
für  Waren,  die  nach  deu  Zoll-  und  Steuer- 
gesetzen bei  der  Ein-.  Aus-  oder  Durchfuhr 
den  Zoll-  oder  'Steuerbehörden  schriftlich 
oder  mündlich  deklarirt  werden,  die  Zoll- 
oder Steuerdeklaration,  jedoch  ist  dabei 
auch  noch  Herkunft  und  Bestimmung  der 
Waren  anzugeben.  Auch  muss  bei  der  Ab- 
fertigung zum  Eingang  in  den  freien  Ver- 
kehr auf  generelle  Deklaration  dieso  durch 
Angabe  der  Menge  und  Gattung  ergänzt 
werden.  Die  Ausstellung  des  Anmelde- 
scheines liegt  dem  Absender  ob.  Dem 
Warenfflhrer  ist  die  Vertretung  gestattet, 
öffentlichen  Transportanstalten  und  gewerbs- 
mässigen Gttterbeföitlerern  aber  nur  dann, 
wenn  der  Absender  weder  im  Zollgebiete 
noch  iu  den  Zollausschlüssen  wohnt.  Für 
diese  Transportanstalten  und  Güterbeförderer 
giebt  das  Gesetz  noch  verschiedene  genauere 
Bestimmungen. 

Die  hier  in  Rede  stehenden  Anmel- 
dungen dürfen  nur  für  die  Zwecke  der  amt- 
lichen Statistik  verwendet  werden.  Die 
statistische  Gebflhr  ist  nur  von  deu  sclirift- 
lich  anzumeldenden  Waren  zu  entrichten. 
Sie  betragt  für  verjwickte  Waren  5  Pfg.  für 
je  500  kg,  fflr  unverpackte  5  Pfg.  für 
1000  kg,  für  Steinkohlen.  Getreide,  Kar- 
toffeln, Erze,  Spinnstoffe  und  andere  be- 
sonders angegebene  oder  vom  Bundesrate 
noch  anzugebende  Rohstoffe  10  Pfg.  von 
10000  kg;  fflr  Pferde,  Maultiere,  Esel. 
Rindvieh,  Schweine.  Schafe  und  Ziegen  für 
je  5  Stück  5  Pfg.  Sonstige  lebende  Tiere 
sind  frei.  Für  Bruchteile  der  angegebenen 
Mengeneinheiten  wird  die  volle  Gebflhr  er- 
hoben. Frei  von  der  statistischen  Gebflhr 
sind  die  unter  Zollkontrolle  stehenden  oder 
die  auf  Zollniederlagen  gebrachten  sowie 
die  nach  Entrichtung  des  Eingangszolles  in 
den  freien  Verkehr  gesetzten  Waren  (die 
Gebühr  wird  also  nicht  neben  dem  Zolle 
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erhoben);  ferner  die  auf  Gnind  direkter 
Begleitpapiere  im  freien  Verkehre  durchge- 
führten oder  über  das  Ausland  wieder  in 
das  Zollgebiet  geführten  Waren,  endlich 
auch  die  Postsendungen.  Die  Gebühr  trifft 
also  nur  die  zollfrei  eingeführten  und  die 
im  freien  Verkehre  ausgeführten  Waren. 
Die  Entrichtung  erfolgt  durch  Stempel- 
marken auf  den  Anmeldescheinen.  Für  die 
Entrichtung  derselben  haftet  der  Inhaber 
der  Waren  zur  Zeit  der  Anmeldung.  Die 
Bundesstaaten  erhalten  aus  dem  Ertrage 
derselben  eine  Vergütung  für  die  durch 
die  Statistik  des  auswärtigen  Warenverkehrs 
verursachten  Kosten.  btrafbeslitnmungen 
sichern  die  Ausführung  dieser  Vorscliriften. 
Dio  statistische  Gebühr  ergiebt  auch  in 
Deutsclüand  eiueu  finanziellen  Ertrag,  wenn 
auch  bei  weitem  nicht  in  dem  Masse  wie 
in  Frankreich.  In  dorn  Budget  für  18K3  84] 
war  sie  auf  £50000  Mark  veranschlagt,  wo-  | 
von  522000  Mark  an  die  Keichskasse  fallen 
sollten ;  für  das  Jahr  1000: 1901  sind  die  ent- 
sprechenden Zahlen  999  980  und  937  OOÖ 
Mark.  In  dieser  Steigerung  kommt  der 
gi*osse  Aufschwung  des  deutschen  auswär- 
tigen Handels  zum  Ausdruck. 


Stein,  Lorenz  von, 

geboren  am  15.  XI.  1815  zu  Eckernförde  im 
ehemaligen  Herzogtum  Schleswig,  studierte  an 
den  Universitäten  zu  Kiel  und  Jena  Philosophie 
und  Rechtswissenschaft.  1840  zum  Doktor  der 
Rechte  promoviert,  wandte  sieh  .Stein  hierauf, 
unterstützt  durch  eiu  Reisestipendiuiu ,  nach 
Paris,  wo  er  zum  Studium  der  sozialen  Bewe- 
gung durch  den  Umgarn/  mit  den  bedeutendsten 
Führern  derselben  nngeregt  wurde.  Zurückge- 
kehrt, habilitierte  er  sich  an  der  Kieler  Uni- 
versität, wo  er  184G  außerordentlicher  Professor 
wurde.  Da  er  das  Recht  der  Herzogtümer 
gegen  die  dänische  Regierung  verfocht  und  an 
der  Schrift  der  9  Kieler  Professoren  über  das 
Successionsrecht  in  den  Herzogtümern  Anteil 
genommen  hatte,  wurde  er  im  Jahre  1851 
»einer  Lehrkanzel  verlustig  erklärt.  Nach 
mehrjährigem  Ringen  um  eine  Existenz  wurde 
Stein  1855  als  Professor  der  politischen  Oeko- 
nomie  nach  Wien  berufen,  in  welcher  Stellung 
er  als  glänzender  Dozent  der  Staatswissen- 
schaften  bis  zu  der  durch  die  österreichische 
Universitätsgcsetzgebung  für  die  Ausübung  der 
Professur  gezogene  Altersgrenze  (70  Jahre), 
d.  i.  his  zum  Herbste  18*5,  wirkte.  Seinen 
Lebensabend  trübten  nngünstige.  durch  verun- 
glückte industrielle  Unternehmungen  hervorge- 
rufene finanzielle  Verhältnisse.  Kr  starb  am 
2H.  IX.  1K5H)  in  seinem  Landbaus«'  zu  Weid- 
lingau  bei  Wien. 

Steins  litterarische  Thätigkcit  war  eine 
iialuzu  d:is  gesamte  Gebiet  der  Staatswissen- 
schuften  umfassende.  Kr  hat  die  Nationalöko- 
nomie, die  Gesellschaftslchre,  die  Finanzwissen- 


schaft und  alle  Zweige  der  Verwaltungslehre  in 
systematischen  Werken  bearbeitet  und  daneben 
eine  bedeutende  Anzahl  historischer,  juristischer 
und  monographischer  Arbeiten  veröffentlicht. 
Steins  Schriften  Uber  den  französischen  Sozi- 
alismus wirkten  in  Deutschland  bahnbrechend 
und  sind  seit  den  40er  Jahren  die  Hauptquelle 
für  die  Kenntnis  desselben  geworden.  Er  sieht 
in  der  sozialistischen  Bewegung  nicht  nnr  eine 
bedeutsame  geschichtliche  Erscheinung,  sondern 
den  Ausdruck  einer  gesellschaftlichen  Bewegung 
von  welthistorischer  Bedeutung. 

Wahrhaft  glänzend  waren  Steins  Leistungen 
auf  dein  Gebiete  der  Gesellschaftslehre. 
Nach  ihm  ist  die  fortschreitende  Civilisation 
der  Kulturvölker  die  Wirkung  der  im  Verlaufe 
der  Geschichte  unablässig  steigenden  Bildung 
und  Wohlhabenheit.  Die  sich  ausbreitende 
Bildung  dringt  in  immer  grösser  werdende 
Kreise  der  Bevölkerung,  erhebt  die  unteren 
Volksklassen  zu  höherer  Leistungsfähigkeit, 
aber  dann  anch  zu  höheren  Lebensansprtichen, 
wie  hinwieder  der  Reichtum  neue  Bedürfnisse 
erzeugt,  aber  zugleich  die  Mittel  zu  ihrer  Be- 
friedigung bietet. 

In  Bezug  auf  die  Finanz  wissen- 
Schaft,  welche  bisher  als  Wissenschaft  vom 
Haushalte  des  Staates  galt,  war  Steins  Streben 
vorzüglich  darauf  gerichtet,  dieselbe  durch  Ein- 
reihen der  Lehren  vom  Haushalte  der  autonomen 
Verwaltungskörper  und  der  Staatenverbände 
zu  erweitern;  auch  versuchte  er  die  Lehre  von 
den  Gebühren,  Steuern  und  Staatsschulden  in 
ihrer  Anwendung  anf  Ausländer  als  .inter- 
nationales Finanzrecht*'  zusammenzufassen  und 
der  Fiuauzwissenschnft  einzugliedern. 

Seiue  Verwaltungslehre  hat  Steiu 
selbst  als  das  umfassendste  systematische  Werk 
bezeichnet,  das  je  über  Staatswissenschaft  ge- 
schrieben worden  ist.  In  diesem  seinem  Haupt- 
werke hat  Stein  nicht  uur  das  verfassungs- 
mässige Verwaltungsrecht,  das  staatliche  und 
das  der  autonomen  Verwaltnngskörper  sondern 
auch  das  ganze  grosse  Gebiet  der  inneren  Ver- 
waltung (Bevölkerungawesen,  Polizeirecbt.  Bil- 
dungswesen, die  Presse  uud  einzelne  Teile  der 
Volks  wirtschaftspf.ege)  behandelt.  Das  Yer- 
waltungsrecbt  der  hauptsachlichsten  europaischen 
Kulturstaaten,  besonders  Englands.  Frankreichs 
und  Deutschlands  werden  hierbei  immer  in  Ver- 
gleich gezogen  und  auf  die  historische  Knt- 
wickelung  von  Staat  und  Gesellschaft  Rücksicht 
genommen. 

Trotz  der  ausserordentlichen  Vorzüge, 
welche  Stein«  Schriften  auszeichnen,  wurde 
dennoch  ihre  Wirkung  vielfältig  dadurch  be- 
einträchtigt., dass  ihre  Begriffsbestimmungen 
vor  einer  eindringenden  Kritik  bisweilen  nicht 
standhalten  und  dass  die  von  ihm  beigebrach- 
ten litternrischeu  und  ^tatsächlichen  Angaben 
nicht  immer  genau  und  zuverlässig  sind,  wie 
auch  weiterhin  die  Anwendung  von  künstlichen 
historischen  und  theoretischen  Konstruktionen 
nicht  zur  Klarheit  seiner  Arbeiten  beige- 
tragen hat. 

Stein  veröffentlichte  an  staatawisseuschaft- 
lichen  und  teilweise  auch  juristischen  Schriften 
a1  in  Buchform:  Die  Geschichte  des  däni- 
schen Ti vi l prozesses  und  das  beutige  Verfahren. 
Als  Beitrag  zu  einer  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft, Kiel  1841.  -  Der  Sozialismus  und 
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Kommunismus  des  heutigen  Frankreichs.  Ein 
Beitrag  zur  Zeitgeschichte.  Leipzig  1842.  2. 
umgcarh.  und  Terra.  Aull ,  ebenda  1848,  2  Bde. 
mit  fortlaufender  Paginieren^.  —  Die  Munici- 
palverfassnng  Frankreichs.  Leipzig  1843.  —  Ge- 
schichte des  französischen  Strafrechtes  und  Pro- 
zesses. 3.  Teil  der  von  Warnkönig  hrsg.  fran- 
zösischen Staats-  und  Rechtsgeschichte.  Basel 
1846.  —  Einleitung  in  das  ständische  Kecht  der 
Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein,  Kiel  1847. 
—  Die  sozialistischen  und  kommunistischen  Be- 
wegungen seit  der  3  französischen  Revolution. 
Anhang  zu  Steins  Sozialismus  und  Kommunis- 
mus des  heutigen  Frankreich,  Leipzig  und 
Wien  1848.  —  Denkschrift  über  die  Zollver- 
hältnisse  der  Herzogtümer  Schleswig  und  Hol- 
stein mit  besonderer  Berücksichtigung  eines  An- 
schlusses derselben  an  den  Zollverein  (aus  der 
Zeitschrift  für  deutsche  Statistik  1848,  2.-  4. 
Heft  .  Berlin  1848.  -  La  question  du  Schles- 
wig-Holstein, Paris  1848.  —  Geschichte  der  so- 
zialen Bewegung  in  Frankreich  von  1789  bis 
auf  unsere  'läge,  3  Bde.,  Leipzig  18.">0.  Bd.  1 
a.  u.  d.  T. :  Der  Begriff  der  Gesellschaft  und 
die  soziale  Geschichte  der  französischen  Revo- 
lution bis  zum  Jahre  1830.  Bd.  2  a.  u.  d.  T. : 
Die  industrielle  Gesellschaft.  Der  Sozialismus 
und  Kommunismus  Frankreichs  von  1830  bis 
1848.  Bd.  3  «.  n.  d.  T. :  Das  Königtum,  die 
Republik  und  die  Sonverfinetät  der  französischen 
Gesellschaft  seit  der  Februarrevolution  1848.  2. 
(Titel  'Auflage,  Leipzig  1855.  —  Die  Frau,  ihre 
Bildung  und  Lebensaufgabe.  1.  Auflage  1851 
(anonym),  2.  Aufl.  1853,  3.  Aud.  Unit  dem 
Namen  Steins),  Dresden  1890.  -  Rechtliches 
Gutachten  über  die  fortdauernde  Giltigkeit  der 
schleswig-holsteinischen  Staatspapiere  und  des 
Patentes  vom  7.  Juni,  die  Aufhebung  dieser 
Giltigkeit  betreffend.  nebst  Einleitung  und  spe- 
cies  facti  von  L.  II.  Simon,  Grimma  1852.  — 
Svstem  der  Staatswissenschaft,  2  Bde..  Stutt- 
gart 1852—1856  Bd.  1  a.  u.  d.  T.  :  System 
der  Statistik,  der  Populationistik  und  der 
Volkswirtschaftslehre  Bd.  2  a.  u.  d.  T.:  Die 
Gesellschaftslehre  -    Die  Grundlagen  und  Auf- 

faben  des  künftigen  Friedens,  Wien  1856.  — 
)ie  neue  Gestaltung  des  Geld-  und  Kredit- 
wesens in  Oesterreich,  Wien  1856.  —  Oester- 
reich und  der  Frierle,  Wien  1856.  --  Lehrbuch 
der  Volkswirtschaft.  Zum  Gebrauche  für  Vor- 
lesungen und  zum  Selbststudium.  Wien  1K58. 
2.  Aufl.  u.  d.  T  :  Volkswirtschaftslehre,  Wieu 
1878.  3  umgearb.  Aufl.  u  d.  T. :  Lehrbuch  der 
Nationalökonomie,  Wien  JKK7.  (Die  2.  Aufl. 
wurde  von  Lambertengbi  i  Verona  1S79|  ins 
Italienische  übersetzt,  i  —  Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaft, Leipzig  IMill.  2.  Aufl.:  Als 
Grundlage  für  Vorlesungen  und  zum  Selbst- 
studium mit  Vergleichung  der  Finnnzsystcmc 
und  Finatizgesetze  von  England,  Frankreich 
und  Deutschland.  Durchaus  umgearh.  und  sehr 
venu.  Aufl.,  Leipzig  1871.  3.  vielfach  verbess 
und  venu.  Aufl.,  Leipzig  1875.  4.  neu  bearb 
Aufl..  2  Bde.,  Leipzig  1878.  5.  Antl  2  Abtei- 
lungen in  4  Bünden,  Leipzig  1)-S."> -lS^H  -- 
Volkswirtschaftliche  Studien  über  stehende 
Heere  (Abdruck  ans  der  österr.  militär.  Zeit- 
schrift!. Wien  1861.  —  Die  Verwaltmigslehre, 
1  7.  Teil.  Stuttgart  18B5-1WW.  1.  Teil:  Die 
Lehre  von  der  vollziehenden  Gewalt,  ihr  Hecht 
und  ihr  Organismus,  1865.   2.  durchaus  Umge- 


arb. Aufl.,  1869.  2.  Teil :  Die  Lehre  von  der 
inneren  Verwaltung.  I.  Hauptgebiet:  lj  Das 
Bevölkemugswesen  und  sein  \  erwaltuugsrecht, 

1866.  3.  Teil :  Die  innere  Verwaltung.  2j 
Das  öffentliche  Gesundheitswesen,  184»?.  2. 
gänzlich  neu  bearb.  Aufl.  und  bis  auf  die 
Gegenwart    verfolgt»     Anhang:    Das  kaiserl. 

|  deutsche  Gesundheitsamt,  1882.    4.  Teil:  Die 
|  innere  Verwaltung.   3)  Das  Polizeirecht.  An- 
hang: Das  Pflegschaftawcsen  und  sein  Recht, 

1867.  5.  Teil:  Die  innere  Verwaltung.  II. 
Hauptgebiet:  Das  Bildungswesen  1)  Das  Ele- 
mentar- und  Berufsbildungswesen,    1868.  6. 

i  Teil :  Die  innere  Verwaltung.  11.  Hauptgebiet: 
Das  Bildung* wesen.  2)  Die  innere  Bildung  und 
die  Presse,  1808.  2.  Aull .  3  Bde.  1)  Das  Bil- 
dungsweseu  der  alten  Welt.  2)  Das  Bilduugs- 
1  weseu  im  Mittelalter.  3j  Die  Zeit  bis  zum  19. 
Jahrb.,  1883  1884.  7.  Teil:  Die  innere  Ver- 
waltung. III.  Hauptgebiet:  Die  wirtschaftliche 
Verwaltung  (VolkswirtschaftspflegeJ.  1.  Teil: 
'  Die  Entwährung,  Grnndentlastuug,  Ablösung, 
|  Gemeinheitsteiluug,  Enteignuug  und  das  Staats- 
!  notenrecht,  1868.  —  Handbuch  der  Vcrwal- 
i  tungslehre  und  des  Verwaltungsrechtes  mit 
Vergleichung  der  Litteratur  und  Gesetzgebung 
von  Frankreich.  England  und  Deutschland. 
Als  Grundlage  für  Vorlesungen,  Stuttgart  1870. 
2.  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortgeführte  Aufl., 
1876.  3.  vollständig  neu  bearb.  Aufl.,  3  Teile, 
1888.  —  Lehre  vom  Heerwesen.  Als  Teil  der 
Staatswissenschaften.  Stuttgart  1872.  -  Zur 
Eisenbahnrechtshilduug.  Gesammelte  Aufsätze 
aus  dem  Ccntrnlblatf  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  der  österr.-uugar.  Monarchie, 
Wieu  1872  —  Alpenrosen.  Gedichte,  Stuttgart 
1873.  —  Die  Frau  auf  dem  Gebiete  der  Natio- 
nalökonomie. 
Lesehalle  der 
Stuttgart  1874.  2.  Aufl.  1875.  6.  Aufl.  188t». 
—  Lehrfreiheit,  Wissenschaft  und  Kollcgien- 
geld, Wieu  187B.  —  Gegenwart  und  Zukunft 
der  Rechts-  und  Staatswissenschaft  Deutsch- 
lands, Stuttgart  1H7G.  —  Der  Wucher  und  sein 
Recht,  Wien  1880.  —  Die  staatswissenschaft- 
liche und  die  landwirtschaftliche  Bildung,  Bres- 
lau 1HSO.  —  Die  Frau  auf  dem  sozialen  Gebiete. 
Stuttgart  18HI».  Die  drei  Fragen  des  Grund- 
besitzes: Die  irische,  die  kontinentale  und  die 
transatlantische  Frage,  Stuttgart  1881. 
Bauerngut  und  Hufenrecht.  Gutachten,  er- 
stattet an  die  k.  k.  Ministerien  des  Ackerbaues 
und  der  Justiz.  Anhang  :  Bericht  des  Landes- 
ausschusses,  betreffend  die  Erlassung  eines 
Agrarrechtes  für  das  Herzogtum  Salzburg, 
Stuttgart  1S82.  —  Die  Landwirtschaft  in  der 
Verwaltung  und  das  Princip  der  Rechts- 
hildnng  des  Grundbesitzes.  Drei  Vorträge, 
Wien  1883. 

bl  in  Zeitschriften  und  zwar:  In  der 
Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staats  Wissen- 
schaft: Der  Begriff  der  Arbeit  und  die  Prin- 
eipien  des  Arbeitslöhne«  in  ihrem  Verhältnis 
zum  Sozialismus  und  Kommunismus.  1846.  — 
Der  Begriff  des  Freihandels  und  die  praktische 
Bedeutung  desselben.  1848  —  Die  staatswissen- 
schaftlic.he  Theorie  der  Griechen  vor  Aristoteles 
und  Piaton  und  ihr  Verhältnis  zu  dem  der  Ge- 
sellschaft, 1*53.  —  Die  organische  Auffassung 
des  Lebens  der  Gütcrwelt,  1868.  -  In  Nord 
u.  Süd,  Monatsschrift,  Breslau:  Der  amerika- 

68' 


Nach  einem  Vortrage  in  der 
deutschen  Studenten  in  Wien, 
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Stein— Steinkohlen 


nische  Sozialismus  und  Kommunismus,  1880, 
Okt.  n.  Nov.  —  Musik  und  Staatswissenschaft, 
1883.  April  u.  Mai.  —  Grosse  Stadt  und  Gross- 
stadt,  I8H0,  April.  —  In  Unsere  Zeit.  Leip- 
zig: Die  Wiihrungsfrage,  1881,  7.  Heft,  —  Die 
Organisation  der  Land-  nud  Seemacht  Chinas, 
1885.  7.  Heft.  —  In  Leonhardts  Kompass, 
Wien:  Ueber  die  wirtschaftliche  Bildung  des 
weihlichen  Geschlechtes,  I.  Jahrg.,  1868.  — 
Einige  Bemerkungen  Uber  die  Art  uud  Weise 
der  Kontrolle  bei  Erwerbsgesellschaften,  II. 
Jahrg.  1869.  —  In  Schanz*  Finanzarchiv: 
Zur  Geschichte  der  deutschen  Finanzwisseu- 
schaft  im  17.  Jabrh.,  1.  Jahrg.,  1884.  —  In  der 
Oester r.  Monatsschrift  für  den  Orient, 
Wien :  Zur  Geschichte  de«  heutigen  Finanz- 
wesens von  Japan,  1884,  Nr.  8 ff.  —  Zur  Frage 
der  ostasiati.schen  Consularjnrisdiktion .  1884. 
Nr.  1.  —  lieber  die  Settlements  in  Ostasien  und 
ihre  Rechtsverhältnisse,  1885,  Nr.  10.  —  Studie 
znr  Bcichs-  und  Reehtsgcscliichte  Japans,  1887. 
Nr.  1.  —  In  S  chmol  lers  Jahrbuch  f.  Ges. 
u.  Verw  :  Einige  Bemerkungen  über  das  inter- 
nationale Verwaltungsrecht,  VI.  Jahrg.,  1882. 
—  In  Mitteilungen  der  Gesellschaft 
tisterr.  Volkswirte:  Ueber  Staatsschulden, 
I.  Jahrg..  1888.  —  Im  Almana ch  der  kais. 
Akad.  d.  Wiss.:  Wesen  und  Aufgaben  der 
Staatswissenschaft,  1877.  —  In  den  Sitzungs- 
berichten der  kais.  Akad  d.  Wiss.: 
Die  Entwickelnng  der  Staatswissenschaft  bei 
den  Griechen,  187"!).  —  In  der  Zeitschrift  „Für 
edle  Frauen"'.  Berlin:  Das  Wesen  der 
Schönheit,  1885,  7.  n.  8.  Heft.  —  In  den  M  it- 
teilungen  des  Vereins  gegen  Verar- 
mung u.  Bettelei,  Wien:  Mietzinsmurken, 
1885.  —  In  der  AI  lgemeiucu  Zeitung, 
Augsburg-München:  Per  Landedelmann.  Eine 
gesellschaftliche  Studie,  1877,  Big.  182.  - 
Triciniium  und  IJuadrieunium,  1878,  Big.  179 
u.  180.  —  Hannibal  vom  kontinentalen  Stand- 
punkte. 1881,  Nr.  59.  —  Gewerbegesetzgebung. 
18K3,  Nr.  15.  -  Europa  und  Asien,  18S4.  Nr. 
2W— 238.  —  Zur  Börsensteuerfrage.  18S5,  Nr. 
145  u.  146.  Der  neue  Balkan,  1885  Nr.  327, 
1K86  Nr.  23.  —  Zur  neuesten  Geschichte  der 
Völkerrechtslehre,  1886,  Nr.  115  u. 
Nachklänge  zum  Wiener  Orientalistcnkongresse. 
1S86,  Nr.  305.  —  Zur  Frage  des  deutschen 
Buchhandel«,  1887,  Nr.  324.  -  In  Stengels 
Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes 
die  Artikel  „ Polizei1-  nnd  „Verwaltungsrechf, 
1888,  1889. 

Redaktion  von  Zeitschriften:  A  u  s  t  r  i  a , 
Wochenschrift  für  Volkswirtschaft  und  Statistik, 
Wien.  12—16.  Jahrg..  1860  18414.  —  Jahr- 
buch für  Gesetzkundc  und  Statistik.  Hrsg. 
vom  (Vntralarchiv  für  Gesetzgebung,  Verwaltung 
und  Statistik  Dr  L.  Stein,  Dr.  M.  v.  Stuben- 
rauch, Dr.  H.  F.  Bracheiii,  1.  (einziger)  Jahrg., 
Wien  1862.  —  < '  e  n  t  r  a  I  b  1  a  1 1  für  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffahrt.  Wien  1861  87.  —  Zeit- 
schrift für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt 
der  österr.-ungar.  Monarchie,  Wien  1888—90. 

G.  Schmoll  er,  Lorenz  Stein,  Preussische 
Jahrbücher,  Bd.  19,  Berlin  1867,  S.  245.  — 
t'arl  Menger,  Lorenz  von  Stein.  Jahrb.  f. 
Natu.  S  tat.  II  I.Folge,  1.  IM..  Jena  1891.  S  193.  - 
Lorenz  von  Stein,  Statistische  Monats- 
schrift, 16.  Jahrg.,  Wieu  1890,  S.  429.— Aug. 


v.  Miaskowski,  Lorenz  von  Stein,  Unsere 
Zeit,  Leipzig  1890,  2.  Bd.,  S..449.  —  Lorenz 
von  Stein,  Juristische  Blätter,  19.  Jahrg., 
Wien  189».  S.  463.  —  Gustav  Marchet. 
Ueber  die  Bedeutung  Lorenz  von  Steins  für  die 
Wissenschaft,  Oesterr.  Zeitschrift  für  Verwal- 
tung, 23.  Jahrg.,  Wien  1890,  S.  229. 

Jowf 


Steinkohlen. 


1.  Geschichtliches.  2.  Produktionsstatistik. 
3.  Die  Stcinkohlenvorräte. 

1.  Geschichtliches.  Manche  Anzeichen 
sprechen  dafür,  dass  schon  die  Kömer  in 
Britannien  Steinkohlen  als  Brennmaterial 
benutzt  nahen.  Jedenfalls  waren  dort  schon 
im  neunten  Jahi  hundert  Steinkohlenlager 
bekannt,  wenn  auch  der  Beginn  des  regel- 
mässigen Borgbaues  I>ei  Newcastle  erst  von 
1240  und  in  Wales  und  Schottland  erst  aus 
dem  letzten  Jahrzehnt  des  IM,  Jahrhunderts 
datiert.  Unter  Eduard  II.  jedoch  wurde  ihre 
Verwendung  als  hausliches  Brennmaterial 
in  London  verboten ,  weil  ihr  Rauch  die 
Luft  verpeste  und  gesimdhcitsschädliclie 
Wirkungen  haben  sollte,  Aehnliche  Mass- 
regeln sind  später  noch  häufig  wiederholt 
worden,  wenn  auch  ohne  nachhaltigen  Erfolg. 
So  wurde  1673  unter  Karl  II.  ein  strenges 
Gesetz  gegen  das  Rauchen  der  Schornsteine 
erlassen  und  selbst  1821  wurden  noch  die 
Besitzer  von  rauchenden  Kaminen  mit  Strafe 
bedroht,  wenn  es  nicht  möglich  sei,  da» 
Rauchen  durch  eine  Verbesserung  der  Feue- 
nuigsanlugen  zu  beseitigen,  was  nötigenfalls 
auch  gegen  den  Willen  der  Besitzer  ge- 
schehen solle.  Auch  in  der  neueren  Zeit 
sind  in  England  noch  verschiedene  gesetz- 
liche Bestimmungen  zur  Bekämpfung  der 
*smoke  miisancc«  erlassen  worden,  doch  ist 
das  alte  Vorurteil  gegen  die  Stein kohlen - 
heizung  überhaupt  natürlich  längst  ver- 
schwunden. In  Deutschland  hat  sich  das- 
selbe bis  in  die  zweite  Hälfte  des  vorletzten 
Jahrhunderts  erhalten.  In  Zwickau  wurden 
1348  die  Metallarl>eiter  gewarnt,  mit  Hilfe 
von  Steinkohlen  zu  schmieden,  weil  die 
Luft  dadurch  verdorben  würde.  In  einer 
kleinen  Schrift  von  Bfintingeu,  Silva  sub- 
terranea  (Halle  1693),  herausgegeben  »auf 
hoher  Patronen  Befehl  und  Kuriosität*,  wird 
die  Nützlichkeit  der  Steinkohlen  eingehend 
dargelegt  und  namentlich  auch  die  vielver- 
breitete Meinung  bekämpft,  dass  sie  nicht 
zum  Kochen  und  Braten  der  Sjieisen  ver- 
wendet werden  könnten,  wie  u.  a.  auch  der 
berühmte  englische  Naturforscher  Boyle  be- 
hauptet liatte.  Teils  glaubte  mau  sonder- 
barerweise, dass  sie  nicht  geuügende  Hitze 
für  diesen  Zweck  lieferten,  teils  fürchtete 
man,  dass  der  Rauch  in  die  Speisen  hineiu- 
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zöge  und  sie  ungeniessbar  mache.  Die 
letztere  Ansicht  behauptete  sich  noch  lange 
und  ward  z.  B.  noch  in  der  -Betrachtung 
der  brennbaren  Mineralien«  von  Chr.  r. 
Schulze  (Dresden  1777)  widerlegt.  Auch 
in  Frankreich  herrschte  im  achtzehnten  Jahr- 
hundert noch  eine  lebhafte  Abneigung  gegen 
die  Steinkohlenheizung  und  es  erschienen 
mehrere  Schriften,  um  die  öffentliche  Meinung 
eines  testieren  zu  telehren.  So  die  im  Auf- 
trag der  Stfindo  der  Provinz  Linguedoc 
1775  veröffentlichten  Instructions  sur  l'usage 
de  la  houille' ,  vou  Venel,  ferner  Morand, 
•  Memoire  sur  la  nature,  les  propriet»'s  et 
les  avantages  du  feu  du  Chaihon  de  Tern?« 
(Pai'is  177t.»),  de  Tilly,  Memoire  sur  l'utilitc 
etc.  du  Charten  Mineral  (Paris  1778).  Auf 
dem  enmjKlischen  Kontinent  war  daher  die 
Fönlerung  von  Stein-  und  Braunkohlen  da- 
mals noch  sehr  geringfügig.  Die  verhältnis- 
mässig grösstc  Bedeutung  hatte  sie  in 
Belgien,  wo  Gruben  bei  Lüttich  schon  seit 
dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  in  Betrieb 
waren.  Im  Zwickauer  Becken  sollen  Kohlen 
schon  seit  dem  10.  Jahrhundert  gewonnen 
worden  sein:  im  Huhrbezirk  gab  es  schon 
am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  einigen 
Steinkohlenbergbau;  dagegen  gab  es  in 
Schlesien  im  Jahre  1742  nur  3  Gruten  mit 
18  Arbeitern  und  auch  der  Steinkohlonterg- 
bau  an  der  Saar  datiert  erst  aus  der  Mitte 
des  achtzehnten  Jahrhunderts.  In  Frankreich 
begann  derselbe  im  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts tei  St.  Etienne. 

In  Englnud  wunle  die  ausgedehnte  Ver- 
wendung von  Steinkohlen  trotz  der  bestehen- 
den Vorurteile  schon  früh  durch  den  Holz- 
mangel gleichsam  erzwungen.  Schon  um 
das  Jahr  100O  sollen  jährlich  fiter  2  Millio- 
nen englische  Tonnen  gefördert  worden  sein. 
Auch  wurden  schon  in  der  ersten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts  Versuche  gemacht, 
Roheisen  in  Hochöfen  mittelst  Steinkohlen 
darzustellen.  Eine  befriedigende  Lösung 
fand  diese  Aufgabe  aber  erst  1735  mit  Hilfe 
der  Koks,  und  seitdem  war  den  Kohlen  in 
England  ein  neues,  sich  immer  mehr  er- 
weiterndes Absatzgebiet  eröffnet.  In  Preussen 
wurde  der  erste  Kokshochofen  1796  in 
Gleiwitz  angeblasen,  und  auch  in  Frank- 
reich faud  dieses  Verfahren  am  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  Aufnahme.  Jedoch  be- 
hauptete das  Holzkohleneisen  auf  dem 
Kontinent  noch  längere  Zeit  seine  Stelle, 
und  erst  in  den  vierziger  Jahren  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  gewann  hier  das 
Kokseisen  cndgiltig  die  Oberhand. 

Eine  weitere  wichtige  Ausdehnung  er- 
langte die  Verwendung  der  Steinkohlen 
durch  die  Erfindung  des  Puddolprezesses 
zur  Darstellung  des  Sehmiedeeiseus ,  die 
ebenfalls  aus  England  stammt  und  vom 
Jahre  1784  datiert.  Koch  wichtiger  aber  ffir 


die  Entwicklung  des  Kohlentedarfs  war  die 
Einfülirung  der  von  Watt  verbesserten  Dampf- 
maschine in  die  Industrie  sowie  die  Be- 
nutzung der  Darapfkraft  in  der  Schiffahrt 
und  auf  den  Eisentehnen.  Die  enorme  Steige- 
rung der  Kohlen  produktion  in  der  zweiten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  haupt- 
sächlich durch  die  Ausbildung  des  modernen 
Maschinenwesens  verursacht,  teils  unmittel- 
bar, teils  mittelbar,  indem  der  ungeheuere 
Etsentedarf  für  Maschinen  und  Schienen 
auch  den  metallurgischen  Kohlenverbrauch 
ausserordentlich  hoch  einporgetrieben  hat. 
Eine  verhältnismässig  weniger  wichtige, 
wenn  auch  keineswegs  unbedeutende  Ver- 
wendung fanden  die  Steinkohlen  endlich  in 
der  Darstellung  fies  Leuchtgases,  dessen 
praktische  Benutzung  etenfalls  aus  England 
und  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
stammt.  Was  die  gegenwärtige  Verteilung 
der  verschiedenen  Arten  des  Steinkohlcn- 
verhrauchs  betrifft,  so  giebt  Price-Williams 
darfiter  für  England  im  Jahre  18S7  die 
folgende  Schätzung  in  Prozenten  des  Gesamt- 
verbrauchs: für  die  Eisenmetallurgie  10,5  "o, 
für  sonstige  metallurgische  Zwecke  0,8  :,o, 
für  den  Bergbau  0,7  °.o.  für  den  Dampf- 
betrieb der  Industrie  23,0  u  o.  für  die  Dampf- 
schiffahrt K,4°,'o,  für  den  Eisen tehnbet rieh 
4.0  °.o,  für  Gaswerke  5i)°.o.  für  häusliche 


Heizung  15,1  "o,  für  die  Ausfuhr  17,4%, 
für  sonstige  Zwecke  1.0  °o. 

2.  Produktionsxtatistik.  Die  wich- 
tigsten statistischen  Zalüen  über  die  Pro- 
duktion und  den  Preis  der  Stein-  und  Braun- 
kohlen, die  Arbeitslöhne  etc.  sind  für  eine 
Reihe  von  Jahren  schon  in  dem  Artikel 
Bergbau  Statistik  (oteu  Bd.  II  S.  502) 
mitgeteilt,  und  wir  können  uns  dalier  hier- 
auf die  Ergänzung  derselten  für  die  neueste 
Zeit  und  auf  einige  Angaten  über  die  frühere 
Produktion  beschränken. 

Die  Menge  der  im  Deutschen  Reich 
gewonnenen  Steinkohlen  und  Braunkohlen 
betrug  (in  Millionen  Tonnen): 


Jahr 

181  »8 
1B1W 
Y.W 


Steinkohlen 
Mill.  T. 

96,3« 
ioi,64 
109,22 


Braunkohlen 
Mill.  T. 
31,65 
34.21 

ca.  39 


Davon  kamen  auf  Preussen 

18SW  94,75 
l'JOO  101.90 


28,42 

33Jo 


Ausser  Preussen  hat  nur  Sachsen  einen 
erheblichen   Stein koldenbergbau  mit  einer 
|  Fönlerung  von  4,55  Millionen  Tonnen  im 
Jahre  18Ü0.    Auf  Hävern  kamen  in  dem- 
! selten  Jahre  nur  1 101 000  Tonnen,  auf 
;  Elsass  -  Lothringen   1 07 1 000  Tonnen .  auf 
I  Baden,  die  thüringischen  Staaten  und  Scliaum- 
burg- Lippe  zusammen  nur  1  HO  000  Tonnen. 
Die  Braunkohlenförderung  ist  ausserhalb 
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Preussens  am  bedeutendsten  in  Saehsen- 
Altenhurg  (1899  1730337  Tonnen):  dann 
folgen  Anhalt  (1292142  Tonnen),  Sachsen 
(1202  318  Tonnen),  Braunschweig  (1  10OO0S 
Tonnen),  während  in  allen  übrigen  Bundes- 
staaten zusammen  nur  370  CHX»  Tonnen  ge- 
wonnen wurden. 

In  Preussen  lieferte  das  Ruhrkohlen- 
beeken  die  grßsste  Ausbeute  an  Steinkohlen, 
nämlich  00,1  Millionen  Tonnen :  auf  Übor- 
schlcsien  kommen  24,8Millionen  (1900),  auf  das 
Saarbecken  mit  Einsehluss  des  pfälzischen 
Anteils  11,1  Millionen,  auf  Niedersehlesien 

4.8  Millionen,  auf  das  Aachener  Becken  1,8 
Millionen.  Von  der  Braunkoldenproduktion 
kommen  in  Preussen  zwei  Drittel  auf  die 
Provinz  Sachsen  und  ein  Drittel  auf  Bran- 
denburg. 

Die  Durchschnittszahl  der  beschäftigten 
Arbeiter  betrug  1899  in  den  deutschen  Stein- 
kohlenbergwerken 378575,  in  den  Braun- 
kohlenwerken 44  715. 

Der  Durchschnittspreis  der  guten  fetten 
Fnrderpuddelkohle  ab  Werk  war  in  Dort- 
mund für  die  Tonne  von  1000  kg  1887 
4.4  M.;  1888  5.5  M.;  1889  7.4  M.:  1800 
9.0  M.:  1891  8,0  M.:  1892  7,3  M.;  1893 
0.5  M. ;   1894  0,9  M. :  181)5  7.4  M. :  1890  I 

7.9  M.:  1S97  8,5  M. :  1x98  8.7  M.:  189U  | 
9.0  M.;  11)00  9.9  M.    Der  Gesamtwert  der 
Stein-   und   Braunkohleuproduktion  stellte; 
sich  1899  auf  808  Millionen  Mark. 

Die  Ausfuhr  von  Steinkohlen  ans  dem  i 
Deutschen  Reiche  lietrug  1899  13943000 1 
Tonnen,  die  von  Koks  2 138000  Tonnen,  die  1 
von  Braunkohle  21 000  Tonnen.  Die  ent- '. 
spi-echeude  Einfuhr  belief  sieh  auf  0220000 
Tonnen.  403 IHM) Tonnen  und  8  017  000 Tonnen 
(aus  Österreich). 

Zur  Kennzeichnung  der  Entwiekelung 
des  prenssischen  Kohlenliergbauos  sei  hier 
iKH.-h  beigeffigt,  dass  die  gesamte  Stein- 
kohlenproduktion  des  Staates  1824  nur  1.2 
Millionen  und  1844  nur  3,1  Millionen  Tonnen 
betrug.  Im  Xaarbeekon  wurden  gefördert: 
1S10  0,095  Millionen,  1820  0,101  Millionen, 
1830  o,201  Millionen,  18-10  0.3S1  Millionen, 
1850  0,504  Millionen,  1S55  1,48  Millionen, 
1800  1,90  Millionen,  1805  2,87  Millionen 
Tonnen. 

Die  Braunkohlenproduktion  betrug  in 
Preussen  1830  erst  510000  Tonnen. 

In  Europa  bleibt  G  r o s s  b  r  i  t a  n  n  i e  n  an 
der  Spitze  der  Kohlenproduktionsländer.  Im 
achtzehnten  Jahrhundert  belief  sich  die  Pro- 
duktion auf  0—8  Millionen  Tonnen.  Im 
Jahre  18.30  betrug  sie  bereits  21  Millionen 
Tonnen  und  18."19  31.5  Millionen  Tonneu. 
In  der  neuesten  Zeit  waren  die  Produktions- 
ziffern für  Grossbritannien  und  Irland  (letz- 
teres nur  sehr  wenig  beteiligt)  folgende  (die 
englische  Tonne  zu  1010  kg): 


1897  302,13  Mill.  T. 

1898  202,05  n 


1899  220,09  Mill.  T. 

1900  225,17  „ 


Der  kleine  Rückgang  im  Jahre  1898 
wurde  durch  die  grossen  Strikes  verursacht. 

Braunkohlen  kommen  im  Vereinigten 
Königreich  nur  in  geringer  Menge  vor.  Die 
Kohlenausfuhr  betrug  in  Millionen  Tonneu 

1860  7,08  1873  12,62  1895  33,10 
1865  7,93  1880  18,72  1897  37,10 
1870    11,70         1888    26,97         11)00  46,60 

In  den  letzten  Jahren  ist  also  über  ein 
Sechstel  der  Produktion  ausgeführt  worden, 
während  diese  Quote  im  Jahre  1800  weniger 
als  ein  Elftel  und  früher  noch  weniger  l»e- 
trug.  Ausserdem  werden  bedeutende  Kohlen- 
mengen auf  britischen  Schiffen  zum  eigenen 
Verbrauch  ausgeführt,  so  8.5  Milliouen  Tonnen 
im  Jahre  1891  und  11,8  Millionen  Tonnen 
im  Jahre  19(X». 

Die  Gesatntzahl  der  im  Kohlenl>crgbau 
beschäftigten  Arbeiter  belief  sich  1870  auf 
350894  und  war  1*97  auf  0S1  G31  gestiegen. 

Frankreich,  dessen  grösste  Kohlen- 
lager das  Becken  von  Valenciennes  und  das 
I/urebeeken  bilden,  steht  mit  seiner  Jahres- 
produktion weit  hinter  Deutschland  zurück. 
Dieselbe  betrug  in  Millionen  Tonnen  (zu 
1000  kg) 

1787   6,22        1835     2,51        1885  19,^1 
1802    0,84        1844     3.73  1888 
1815   0,88        1855     6,83        181)8  31.36 
1825    1,49        1865    11.60        1890  32.92 

Die  Braunkohlen  (lignite)  sind  von  tinter- 
geordneter  Bedeutung  und  machen  nur  etwa 
der  Gesamtförderung  aus. 

Die  Zahl  der  im  Stein  kohlen  berghau  be- 
schäftigten Arbeiter  belief  sich  1870  auf 
82700.  1897  aber  auf  140  598. 

Frankreich  ist  in  bedeutendem  Masse 
auf  die  Einfuhr  von  Kohlen  angewiesen. 
Der  Wert  derselben  mit  Einschluss  der 
Koks  betrug  1895  100.8  Millionen  Francs, 
1899  aber  258.2  Millionen,  während  die  ent- 
sprechenden Ausfuhrziffern  sich  nur  auf 
19,9  und  27,1  Millionen  Francs  beliefen. 

Oesterreich- U  11  gar n  ist  hauptsäch- 
lich reich  an  Braunkohlen  (besonders  in 
Böhmen)  und  hat  in  den  letzten  Jahren  an 
solchen  fast  drei  Viertel  so  viel  produziert  wie 
das  Deutsche  Reich,  während  es  in  Bezug  auf 
die  Steinkohlen  ungünstig  gestellt  ist.  Im 
Jahre  1898  betrug  die  Ausbeute  an  letzteren 
nur  10,91  Millionen  Tonnen,  an  ersteren 
aber  21,08  Millionen  Tonnen,  zusammen  also 
32,02  Millionen  Tonnen.  In  der  Periode 
von  1870—1880  stellte  sich  die  jährliche 
Gesamtförderung  durchschnittlich  auf  14.3, 
in  den  Jahren  1881 — 1885  auf  17.2  Millionen 
Tonnen. 

Belgien  kommt  in  seinem  relativen, 
nämlich  auf  den  Flächenraum  und  die  Volks- 
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zahl  bezogenen  Kohlenreichtum  England  am 
nächsten.  Seine  Produktion  scheint  jedoch 
ihren  Höhepunkt  erreicht  zu  haben  und 
fortan  ziemlich  stationär  zu  bleiben.  Sie 
belief  sich  1889  auf  19,87  Millionen,  1890 
auf  20,30  Millionen  und  1898  auf  21,10 
Millionen  Tonnen.  Die  Zahl  der  Kohlen- 
Arbeiter  betrug  1870  92000,  im  Jahre  1897 
alter  120382. 

In  Russland  nimmt  die  Kohlenförde- 
rung —  hauptsächlich  im  Donczbecken  und 
in  Polen  —  allmählich  zu.  Sie  erreichte 
1897  mit  Kinschluss  einer  kleinen  Menge 
Braunkohlen  in»  europäischen  Gebiet  9,70 
Millionen  Tonneu.  Von  den  übrigen  euro- 
päischen Staaten  weist  nur  Spanien  eine 
cinigerinas&en  nennenswerte  Konlenproduk- 
tion  auf  (1S97  2,02  Millionen  Tonnen). 

Ausserordentlich  rasche  Fortschritte  macht 
die  Kohlenproduktion  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Sie  betrug  in  Millionen  short 
Tons  zu  2000  Pfund   -  907  kg 

1868  31,65  1878  ^7,85  1898  219,97 
1873    57,12        1883    115,21        18tW  258,54 

Von  der  für  1899  angegebenen  Menge 
kamen  53.80  Millionen  Tonnen  auf  Anthracit. 
Die  Zahl  der  im  Kohlenbergbau  beschäftigten 
Personen  (mit  Einsehluss  des  Bureauperso- 
nals) betrug  1897  397  701,  was  auf  den  Kopf 
eine  Produktion  von  457  000  kg  ergiebt,  be- 
deutend mehr  als  die  Kopfquote  nicht  nur 
für  Deutschland,  sondern  auch  für  England. 
Die  Kohleiiausfuhr  der  Vereinigten  Staaten 
ist  in  rascher  Entwickclung  begriffen  und 
erreichte  1899  bereits  5,0")  Millionen  Tonnen 
zu  1016  kg,  während  die  jährliche  Einfuhr 
nur  etwa  1  Million  Tonnen  beträgt. 

3.  Die  Steinkohlen  Vorräte.  Bei  der 
ausserordentlich  grossen  Wichtigkeit,  welche 
die  Kohlen  als  Quelle  leicht  gewinnbarer 
mechanischer  Kraft  für  die  Volkswirtschaft 
und  die  ganze  Kultur  erlangt  haben,  erhält 
auch  die  Frage  nach  der  Grösse  und  der 
möglichen  Erschöpfbarkcit  der  vorhandenen 
Kohienvorräte  ein  zunehmendes,  wenn  auch 
zunächst  nur  theoretisches  Interesse.  In 
England  wurden  Befürchtungen  in  Bezug 
auf  die  einstige  Erschöpfung  der  britischen 
Kohlenlager  schon  im  achtzehnten  Jahrhundert 
von  J.  Williams  und  Sir  J.  Sinclair,  dann 
IS  12  von  R  Bald,  und  in  den  dreissiger 
Jahren  von  dem  Geologen  Buckland  ausge- 
sprochen. Der  letztere  glaubte,  dass  der 
\orrat  nur  noch  für  400  Jahre  ausreichen 
werde.  H.  Taylor  berechnete  1829,  dass  die 
Erschöpfung  des  nordenglischen  Beckens 
von  Durham  und  Northnmberland ,  das 
gegenwärtig  mehr  als  ein  Fünftel  der  Ge- 
samtproduktion liefert,  bei  Fortdauer  der 
damaligen  Jahresförderung  in  1727  Jahren 
vollendet  sein  würde.  Da  aber  die  jetzige 
jährliche  Produktion  mehr  als  das  Zehnfache 


der  damaligen  beträgt,  so  würden  die  Zu- 
kunftsansgichten nach  dieser  sowie  auch 
nach  einer  späteren,  dasselbe  Becken  be- 
treffenden Schätzung  von  Greenwell  (1846) 
sehr  ungünstig  sein.  Im  Jahre  1863  äusserte 
sich  Sir  W.  Armstrong  in  seiner  Adresse 
an  die  Britische  Association  in  Newcastle 
in  ziemlich  pessimistischem  Sinne,  indem  er 
annahm,  dass  die  britischen  Lager  bei  Fort- 
.  dauer  der  damaligen  Jahres  fördern  ng  von 
'80  Millionen  Tonnen  zwar  noch  930  Jahre 
vorhalten  würden ,    dass  die  Erschöpfung 
iaber  schon  in  212  Jahren  eintreten  werde, 
1  wenn  die  seit  IHM  beobachtete  durchschnitt- 
liche jährliche  Zunahme  von  2V 1  Millionen 
Tonnen  dauernd  bestehen  bleibe.    Die  Mei- 
nung des  Geologen  Hidl,  dass  ein  solches 
ständiges  Anwachsen  nicht  zu  erwarten  sei, 
sondern  bei  einer  Jahresförderung  von  100 
Millionen  Tonnen  ein  Stillstand  eintreten 
werde,  erwies  sich  bald  als  unrichtig,  da 
diese  Grenze  schon  1866  erreicht  war  und 
gegenwärtig  die  zweiten  Hundert  Milliouen 
Tonnen  in  der  jährlichen  Produktion  schon 
beträchtlich  überschritten  sind.    Im  übrigeu 
schätzte  Hull  den  gesamten  nachweisbaren 
britischen  Kohlenvorrat  bis  zu  einer  Tiefe 
von  1000  Fuss  1859  auf  80U0O  und  1864 
genauer,  l*>i  einer  auf  5419  englische  Quad- 
ratmeilen (14  000  qkm)  veranschlagten  Aus- 
dehnung der  sichtbaren  Träger,  auf  83544 
Millionen  Tonnen,  die  nach  seiner  Annahme 
noch  auf  mehr  als  800  Jahre  ausreichen 
würden.    Das  1865  erschienene  ausführliche 
Werk  von  Jevons  über  die  Kohlonfrage,  das 
die  Erschöpfung  schon  bis  1970  in  Aussicht 
stellte,  trug  das  Interesse  für  den  Gegen- 
stand in  weitere  Kreise,  und  1860  wurde 
eine    königliche    Kommission    zur  Unter- 
suchung des  Gegenstandes  eingesetzt,  deren 
Bericht  erst  im  Jahre  1871  ersclüencn  ist 
Die  Gesamtziffer  des  Vorrats  ist  hiernach 
allerdings  auf  195000  Millionen  englische 
Tonnen  veranscldagt,  aber  48500  Millionen 
Tonnen  befinden  sich  in  einer  Tiefe  von 
mehr  als  4000  englische  Fuss  (1220  m),  und 
die  Kommission  glaubt,  dass  der  Abbau  in 
der  Kegel  wegen  der  Temperaturerhöhung 
über  diese  Tiofeugrenze  nicht  werdo  hinaus- 
gehen können.    Von  den  übrigeu  146500 
Millionen  Tonnen  kommen  nur  90200  Milli- 
onen auf  die  bekannten  Kohlenfelder,  die 
übrigen  befinden  sich  in  Gebieten,  in  denen 
die  Steinkohlenformation  von  jüngeren  For- 
mationen überlagert  ist.    Im  Jahre  1873 
rief  die  damalige  ungewöhnliche  Steigerung 
des  Kohlenpreises  in  England  neue  Be- 
fürchtungen   wegen   einer   nahenden  Er- 
schöpfung der  Kohlenminen  hervor.  Eine 
Kommission  erstattete  dem  Oberhause  einen 
Beliebt,  der  die  öffentliche  Meinung  zu  be- 
ruhigen suchte  und  u.  a.  auch  die  Ansicht 
aussprach,  dass  infolge  der  Entwicklung 
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der  Kohlenproduktion  in  anderen  Ländern 
die  damals  schon  bedenklich  scheinende 
Zunahme  der  Kohlenausfuhr  Englands  eine 
Hemmung  erfahren  werde.  In  Wirklichkeit 
aber  hat  sich  diese  Ausfuhr  von  1873  bis 
1900  fast  vervierfacht,  wie  die  obeu  ange- 
fülirten  Zahlen  zeigen.  Die  Erschöpfung 
der  Kohlenlager  ist  daher  auch  in  der 
neuesten  Zeit  noch  vielfach  Gegenstand  der 
Erörterung  gewesen.  Hull  hat  1807  eine 
neue  Schätzung  unternommen,  nach  der  der 
sichtbare  und  unsichtbare  Vorrat  des  Ver- 
einigten Königreichs  bis  zu  einer  Tiefe  von 
4O0O  Fuss  um  diese  Zeit  81,7  Millionen 
Tonnen  betragen  haben  soll,  Bestimmte 
Voraussagungen  für  die  Zukunft  versucht 
er  nicht,  jeuoch  ist  er  weit  weniger  opti- 
mistisch als  in  seinen  früheren  Arbeiten. 
Auch  Court  ney  zeigt  sich  besorgt,  nament- 
lich gegen  über  der  Konkurrenz  der  Ver- 
einigten Staaten,  wenn  er  auch  darauf  hin- 
weist, dass  die  britische  Kohlen  produktion 
in  den  letzten  Jahrzehnten  wTeit  weniger 
zugenommen  habe  als  in  dem  von  Jevons 
angenommenem  Verhältnisse.  Loze  hat  in 
seinem  Werke  über  die  britischen  Kohlen 
das  Material  über  die  Erechöpfungsfrage  zu- 
sammengestellt und  eine  Schätzung  versucht, 
nach  der  die  guten  und  billig  zu  fördernden 
Kohlen  schon  zwischen  1950  und  i960  ver- 
braucht sein  würden. 

R.  Nasse  legt  in  seiner  1893  erschiene- 
nen Schrift  die  von  der  Kommission  von 
1806  angenommene  Gesamtziffer  zu  Grunde 
und  setzt  voraus,  dass  die  Abnahme  der 
prozentmässigeu  Zunahme  der  Förderung, 
wie  sie  sieh  seit  1860  herausgestellt  hat, 
auch  in  Zukunft  fortdauern  werde,  wobei 
dann  etwa  im  Jahre  1930  die  Zunahme  bei 
oiner  Jahresproduktion  von  289  Millionen 
Tonnen  ülierhaupt  aufhören  werde.  Dann 
würde  sich  orgelten,  dass  von  185)0  ab  die 
Vorräte  noch  auf  068  Jahre  ausreichen 
würden.  Selbstverständlich  würde  sich  in- 
des der  Kohlenmangel  schon  lauge  vorher, 
ehe  man  wirklich  die  untersten  I^agerreste 
in  Angriff  genommen  hätte,  schon  empfind- 
lich fühlbar  machen.  Ueberhaupt  handelt 
es  sich  nicht  um  die  absolute,  sondern  um 
die  kommerzielle  Erschöpfung  der  briti- 
schen Kohlenvorräte.  Die  Ausbeutung  der- 
selben wird  schon  mehr  und  mehr  zum 
Stillstaudc  kommen,  wenn  die  Gewinnungs- 
kosten infolge  der  steigenden  Schwierig- 
keiten des  Abbaus  bei  den  meisten  Gruben 
durch  den  Preis  nicht  mehr  gedeckt  wer- 
den. Denn  der  Preis  wird  noch  lange  Zeit, 
nachdem  in  Englaud  bereits  Kohlenknapp- 
heit  füldbar  geworden  ist,  durch  die  ameri- 
kanische und  wahrscheinlich  auch  durch  die 
deutsche  Produktion  vor  einer  den  engli- 
schen Vorhältnissen  entsprechenden  Steige- 
rung bewahrt  bleiben.    Erst  wenn  auch  in 


den  konkurrierenden  Ländern  die  Produk- 
tionsverhältnisse den  englischen  ähnlich  ge- 
worden sind,  wahrscheinlich  erst  einige 
Jahrhunderte  nach  der  in  England  einge- 
tretenen Stockung,  würden  die  britischen 
Werke  auf  einem  allgemein  erhöhten  Preis- 
niveau während  eines  gewissen  Zeitraumes 
wieder  den  Wettbewerb  auf  dem  Weltmarkt 
aufnehmen  können.  Eine  vollständige 
Erschöpfung  der  Kohlenlager  wird  über- 
haupt niemals  eintreten,  da  ihre  Nutzbar- 
keit für  die  Industrie  und  für  die  Mensch- 
heit üterhaupt  davon  abhängt,  dass  der 
Preis  dieses  Brennstoffes  nicht  über  eine 
gewisse  Grenze  hinaus  geht.  Forster  Brown 
nimmt  in  einem  bei  der  Versammlung  der 
British  Association  im  Jahre  1898  gehaltenen 
Vortrage  an,  dass  die  kommerzielle  Er- 
schöpfung der  britischen  Kohlengruben  schon 
eintreten  werde,  wenn  dio  bauwürdigen 
Flötze  bis  zu  einer  Tiefe  von  2000  Fuss 
abgebaut  seien,  und  er  schätzt  den  entspre- 
chenden Kohlen vorrat  nur  auf  15  Millionen 
Tonneu.  Wenn  die  Produktion,  was  sehr 
wahrscheinlich  ist,  bis  dahin  noch  in  der 
bisherigen  Weise  fortschreiten  kann,  so  kann 
dieser  Zeitpunkt  in  50  —60  Jahren  erreicht 
werden.  Es  wäre  also  von  da  ab  eiu  an- 
dauernder Rückgang  der  englischen  Produk- 
tion zu  erwarten,  dem  unter  den  oben  an- 
gedeuteten Voraussetzungen  nach  lauger  Zeit 
vielleicht  wieder  eine  Periode  der  Hebung 
folgen  würde.  Jedenfalls  hat  die  Kohleti- 
frage  für  England  eine  grössere  Dringlich- 
keit als  für  die  anderen  grossen  Industrie- 


länder. 


Jer 


im 


April   1901  eingeführt« 


Kohlenaushdirzoll  von  1  Schilling  für  die 
Tonne  wird  jedoch  schwerlich  eiuen  erheb- 
lichen Eiufluss  auf  die  weitere  Entwicklung 
der  Dinge  ausüben.  Sein  eigentlicher  Zweck 
ist  jedenfalls  ein  rein  finanzieller  und  seine 
Bedeutung  für  das  Ausland  liegt  auf  dem 
Gebiete  der  allgemeinen  Handelspolitik,  denn 
er  bezeichnet  einen  Rückschritt  von  dem 
Programm  der  Reform periode.  Der  letzte 
Rest  des  Ausfuhrzolles  auf  Kohlen,  wie  der 
!  Ausfuhrzölle  überhaupt,  nämlich  der  noch 
|  hei  der  Ausfuhr  von  Kohlen  auf  nicht  l<e- 
!  günstigten  fremden  Schiffen  erhobene,  winde 
!  1850  aufgehoben.  Im  Handelsvertrag  mit 
Frankreich  (INGO)  verzichtete  England  aus- 
drücklich darauf,  die  Kohlenausfubr  zu  ver- 
bieten oder  mit  Zöllen  zu  belasten  und  die- 
selbe Verpflichtung  übernahmen  Wido  Teile 
in  dem  deutsch-englischen  Vertrage  von 
1805.  Da  aber  beide  Verträge  gegenwärtig 
nicht  mehr  bestehen,  sondern  durch  dio 
von  Frankrei<!h  und  (provisorisch)  vom  Deut- 
schen Reiche  einseitig  durch  die  Gesetzge- 
bung gewährte  Meistbegünstigung  ersetzt 
sind,  so  steht  von  dieser  Seite  der  engli- 
schen Zollmassregel  nichts  im  Wege 

In  Preussen  sind  auf  Veranlassung 


Digitized  by  Google 


Stehikolilen 


1081 


des  Handelsministers  im  Jahre  1890  Erhe- 
bungen Ober  die  Kohlenbestände  sowohl  in 
den  Bereehtsamgrenzen  der  gegenwartig 
vorhandenen  Bergwerke  als  auch  im  l>erg- 
freien  Felde  veranstaltet  worden,  mit  Unter- 
scheidung der  Tiefen  bis  zu  700  m,  von 
700— 1000  und  von  mehr  als  1000  m.  Es 
ergab  sich  hiemach  für  das  Ruhrbecken  ein 
Vorrat  von  30  (KM  ►  Millionen  Tonnen,  davon 
5030  Millionen  im  bergfreien  Felde  und 
11  888  Millionen  in  Tiefen  von  melir  als 
1000  m.  Kunge  war  um  dieselbe  Zeit  auf 
einem  anderen  Wege  zu  der  wenig  ab- 
weichenden Ziffer  von  34,5  Milliarden 
Tonnen  gelangt.  Dabei  ist  die  ganze  nach- 
gewiesene Ausdehnung  dei  produktiven 
Steinkohlenformation  (1923  qkm)  mit  Ein- 
schluss  des  von  der  Kreide  überlagerten 
Teiles  (1391  qkm)  beiflcksichtigt.  K.  Nasse 
glaubt  aber,  dass  mit  Rücksicht  auf  die 
wahrscheinliche  weitere  Ausdehnung  der 
Huhrkohlenablagerung  ein  Gesanitbestaiid 
von  50  Milliarden  Tonuen  angenommen 
werden  dürfe.  Sollte  sich  der  durch  einige 
Bohrungen  glaublich  gemachte  Zusammen- 
hang des  Kuhrl»eekens  mit  dem  Aachener 
als  sicher  herausstellen,  so  würde  der  Be- 
stand noch  l>edoutend  höher  anzusetzen  sein. 
In  den  bisher  verlieheneu  Feldern  des 
Aachener  Beckens  sind  nach  der  Schätzung 
von  1890  rund  1,2  Milliarden  Tonnen  vor- 
handen. Nasse  nimmt  aber  den  im  ganzen 
vorhan  denen  Vorrat  zu  1,8  Milliarden  an. 
Dagegen  hält  er  die  1891  für  den  preussi- 
schen  Teil  des  Saarbrüekeuer  Beckens  auf- 
gestellte Schätzung  des  Vorrates  an  abliau- 
fähigen  Kotüen  —  14  Milliarden  Tonnen  — 
eher  für  zu  hoch  und  er  nimmt  nach  Ab- 
ziehung  von  3600  Millionen  Tonnen,  die  auf 
Flötze  von  nur  30 — <i0  cm  Mächtigkeit 
kommen,  10.1  Milliarden  Tonnen  als  den 
nutzbaren  Inhalt  des  gauzen  Beckens  (3C0 
qkm)  mit  Einschluss  des  pfälzischen  und 
lothringischen  Anteiles  an.  Das  oberschle- 
sische  Becken  (3000  qkm),  ausgezeichnet 
durch  die  grosse  Mächtigkeit  seiner  l^ager. 
enthält  nach  der  Schätzung  von  1890  in  den 
Fletzen  von  mehr  als  50  cm  Mächtigkeit 
45  Milliarden  Tonnen  gewinnbare  Kohlen, 
von  denen  2000  Millionen  tiefer  als  1000  m 
liegen.  Im  borgfreien  Felde  stehen  von 
dieser  Oesamtmenge  15500  Millionen  Tonnen 
an.  IVber  diese  Schätzung  geht  auch  Nasse 
nicht  hinaus  und  ebenso  bleibt  er  in  betreff 
des  niederscldesischen  Beckens  bei  dem  ab- 
gerundeten Ergebnis  der  Ermittelungen  vou 
1S90,  nämlich  1  Milliarde  Tonneu,  stehen. 
Als  Kohlenvorrat  des  Königreichs  Sachsen 
ergab  eine  1K90  augestellte  amtliche  Er- 
hebung 400  Millionen  Tonnen,  und  auf  die 
übrigen  kleinen  Becken  in  Deutschland 
kommt  höchstens  ebensoviel.  Den  Braun- 
kohlenvorrat Deutschlands  schätzt  Nasse  auf 


5  Milliarden  Tonnen,  deren  Brennwert  gleich 
3  Milliarden  Steinkohle  zu  setzen  ist.  So 
gelangt  Nasse  mit  Einschluss  dieses  letzteren 
I  Betrages  zu  einer  Gesamtsumme  der  deut- 
I  sehen  Kohlen vorräte  von  11200»)  Millionen 
Tonnen.  Den  Zeitraum  bis  zur  Erschöpfung 
schätzt  er  für  die  einzelnen  Becken  besonders 
und  nimmt  dabei  nach  der  gegenwärtig  zu 
beobachtenden  Abnahme  des  Zunahmepro- 
zentes der  Produktion  zwischen  1930  und 
i960  das  Eintreten  eiuer  gleichbleibenden 
Förderung  an.  So  glaubt  er,  dass  das  Ruhr- 
becken noch  1000  Jahre,  das  Saarbecken 
noch  H70  Jahre,  das  oberschlesische  noch 
757  Jahre  vorhalten  werde,  während  die 
!  sächsischen  Lager  schon  bei  Fortdauer  der 
1  gegenwärtigen  Förderung  in  einem  Jahr- 
i  hundert  erschöpft  sein  weiden.  Indes  stellt 
der  Betrieb  des  Bergbaues  in  den  ver- 
schiedenen Bezirken  bei  den  heutigen  Ver- 
kehrsverhältnissen in  engen  Wechselbe- 
ziehungen, und  es  dürfte  daher  besser  sein,  die 
Produktion  und  den  Vorrat  Deutschlands 
im  ganzen  zu  betrachten.  Die  Maximal- 
förderung nimmt  Nasse  zu  116  Millionen 
Tonnen  an,  und  es  würde  sich  unter  dieser 
Voraussetzung  die  Erschöpfuugszeit  auf  etwa 
7M5  Jahre  stellen.  Dieser  Ziffer  ist  al>er, 
wenn  die  Braunkohlen  zu  H  5  in  Anrechnung 
gebracht  werden,  die  Produktion  schon  im 
Jahre  1900  ziemlich  nahe  gerückt,  und  es 
ist  nicht  einzusehen,  weshalb  Deutschland  bei 
fortdauernder  Entwickelnng  seiner  eigenen 
Industrie  und  dem  voraussichtlich  immer 
mehr  zunehmenden  Bedarf  für  die  Ausfuhr 
nach  Oesterreich-Ungarn,  der  Schweiz,  Ita- 
'  lien ,  Frankreich,  Holland ,  vielleicht  auch 
;  den  skandinavischen  Staaten  nicht  mindestens 
diejenige  Produktionsziffer  erreichen  sollte, 
die  England  schon  am  Ende  des  Jahrhunderts 
aufwies,  nämlich  200  Millionen  Tonnen. 
Dann  würde  sieh  also  jener  Zeitraum  nicht 
unerheblich  verkürzen.  Andererseits  aber 
hat  F.  Frech  (in  Wolfs  Zeitschrift  für  Sozial- 
wissenschaft  und  in  der  Lethaea  geognostica) 
die  deutschen  und  namentlich  die  ober- 
schlesischen  Kohlenvorräte  iu  noch  güns- 
tigerem lichte  dargestellt  als  Nasse. 

Ueber  den  Gehalt  der  Kohlenlager 
Frankreichs  ist  in  den  siebziger  Jahren 
jeino  amtliche  Untersuchung  angestellt  wor- 
!  den.  Nasse  setzt  ihn  auf  17—19  Milliarden 
|  Tonnen  au  und  hält  eine  Produktionssteige- 
i  rung  bis  zu  35  Milliarden  Tonnen  für  wahr- 
|  scheiulich.  Der  Vorrat  würde  also  für  mehr 
I  als  500  Jahre  ausreichen. 

Die  Kohlenfelder  Belgiens,  die  1340  qkm 
einnehmen,  enthalten  nach  Nasses  Schätzung 
etwa  15—16  Milliarden  Tonnen  und  würden 
bei  der  jetzigeu  Jahresförderung  noch  für 
700—800  Jahre  ausreichen.  Eine  bedeutende 
Steigerung  der  Produktion  ist  bei  der  schon 
erreichten  grossen  Tiefe  der  Gruben  und 
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den  zunehmenden  sonstigen  technischen 
Schwierigkeiten  nicht  wahrscheinlich. 

Die  unziüänglichen  Steinkohlenlager 
Oesterreich- Cngarn  s  werden  jeden- 
falls weit  eher  erschöpft  sein  als  die  grossen 
deutschen  Becken.  Nasse  halt  es  auch  für 
sehr  zweifelhaft,  dass  die  Braunkohle,  wenn 
deren  Förderung  in  der  bisherigen  AVoise 
zunehme,  dann  noch  eineu  wesentlichen  Er- 
satz bieten  könne. 

Was  Russland  betrifft,  so  wird  der 
Kohleninhalt  des  Donezbeckens  (27300  qkm) 
nur  auf  10  Milliarden  Tonnen,  der  des  ijoI- 
nischen  Beckens,  einer  Fortsetzung  des  ober- 
schlesischen  (.*>üO  qkm),  auf  7  Milliartlen 
Tonnen  geschützt.  Das  Moskauer  und  das 
nralisehc  Becken  sind  sehr  ausgedehnt,  aber 
ihre  Kohle  ist  minderwertig  und  nur  zu 
Heizzwecken  geeignet.  Auch  liefern  sie 
bisher  jahrlieh  nur  einige  hunderttausend 
Tonnen  von  der  Gesamtproduktion  von  9  ■ 
Millionen  Tonnen.  Trotz  einer  verhältnis- 
mässig bedeutenden  Einfuhr  (hauptsächlich  : 
aus  England)  kommt  in  Russland  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  nur  ein  jährlicher' 
Kohlenverbrauch  von  SO  kg,  während  er  in  , 
England  4124  kg,  in  Deutschland  1837  kg, 
in  Frankreich  9"j4  kß,  in  Oesterreich-T'ngarn 
o91  kg  betragt.  Sollte  es  sich  auch  nur  im 
bescheidensten  l'mfango  zu  einem  Industrie- 
staat entwickeln  und  etwa  die  Hälfte  der 
Kopfquote  Oesterreich-rngams  erreichen,  so 
wurden  seine  bisher  bekannten  eigenen 
Kohlenvorräte  wohl  nur  für  einige  Jahr- 
hunderte ausreichen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist 
der  Inhalt  des  pennsylvanischen  Anthraeit- 
beckens  zu  4400  Millionen  und  der  des 
pennsylvanischen  Steinkohlenbeckens  zu 
33  5<M(  Millionen  englische  Tonnen  ermittelt 
worden.  Die  gesamte  Ausdehnung  der 
Kohlenfelder  der  Union  mit  Ausnahme  der 
des  Felsengebirges  und  der  Westküste  wird 
zu  000300  qkm  berechnet,  und  nach  einer 
summarischen  Sehätzung  Nasses  dürfte  ihr 
Gehalt  etwa  G84  Milliarden  Tonnen  betragen. 
Andererseits  aber  nimmt  Nasse  an,  dass  die 
jährliche  Förderung,  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung entsprechend ,  in  1<K!»  Jahren  auf 
1134  Millionen  Tonnen  steigen  werde,  und 
der  ungeheuere  Vorrat  würde  also  von  da 
au  nur  für  550,  von  der  Gegenwart  ab  aber  j 
nur  für  050  Jahre  ausreichen.  Da  gegen- ! 
wärtig  die  Anthracitförderung  schon  54  Mil- 
lionen Tonnen  beträgt,  so  dürfte  das  penn- 
sylvanische  Authracitl>ecken  schon  in  weniger 
als  100  Jahren  erschöpft  sein. 

Die  chinesischen  Kohlen  fehler  sollen 
den  amerikanischen  an  Ausdehnung  und 
Reichtum  gleichkommen,  aber  sie  kommen 
für  die  europäische  Welt  kaum  in  Betracht, 
da  sie  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nur 
in    geringem    Masse    ausgenutzt  werden; 


sollte  aber  China  jemals  eine  Industrie  nach 
europäischer  Art  ins  Leben  rufen,  so  würde 
seinen  grossen  Vorräteu  auch  ein  ent- 
sprechend grosser  einheimischer  Verbrauch 
gegenüberstehen. 

Ein  gleich  billiges  und  bequeme«  Mittel 
zur  Gewinnung  mechanischer  Kraft  wie  die 
Kolüe  —  ein  freies  Element  mit  grosser 
Verwaudtscliaft  zu  dem  ebenfalls  freien 
Sauerstoff  —  giebt  es  nicht.  Die  Meinung, 
dass  die  Klektricität  einen  Ersate  bieten 
könne,  ist  durchaus  irrig:  denn  die  Elektrici- 
tät  muss  sell«t  entweder  durch  Aufwendung 
einer  äquivalenten  mechanischen  Kraft  oder 
einer  teueren  chemischen  Spannkraft  erzeugt 
werden.  Nur  das  Gefälle  des  Wassers  wird 
als  von  der  Natur  gegebene  Kraftquelle  ver- 
wertet werden  können,  teils  bei  den  Fällen 
der  Flüsse  und  Gebirgswässer,  teils  aber  mit 
Hilfe  vou  Vorrichtungen,  um  das  durch  die 
Flut  gehobene  Meerwasser  in  der  Höhe  auf- 
zufangen. Die  Klektricität  wird  dann  das 
Mittel  liefern,  um  von  diesen  lokalen  Sammel- 
punkten aus  die  selbst  weit  entlegenen  Be- 
triebe mit  ihrem  Kraftbedarf  zu  versorgen. 
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Stempel,  Stempelabgaben. 

I.  Allgemeines:  1.  Weseu  und  Anwen- 
dungsbereich der  St.  2.  Geschichtliches.  3.  Die 
Erhebuutfsformen  der  St.  4.  Die  Arten  der  St. 
5.  Die  Durchführung  der  St.  II.  Gesetz- 
gebung und  Statistik:  1.  Deutsches  Reich. 
2.  Preussen.  3.  Bayern,  Sachsen  und  Hessen, 
Württemberg,  Baden,  Elsass- Lothringen.  4. 
Oesterreich.  A.  Frankreich.  6.  England.  7.  An- 
dere Staaten. 

I.  Allgemeinen. 

1.  Wesen  und  Anwendungsbereich 

der  St.  Unter  Stempel  verstehen  wir  zu- 
nächst ein  Werkzeug,  mit  dem  nach  einer  ge- 
schnittenen oder  gestochenen  Platte  Abdrücke 
von  Schriftzeichen.  Worten,  Wappen,  Siegeln 
u.  s.  w.  hergestellt  werden.   Ferner  werden 
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die  durch  dieses  Verfahren  hergestellten  Ab- 
drücke selbst  als  Stempel  bezeichnet.  Im 
Finanz-  und  Steuerwesen,  wie  im  Bereiche 
der  öffentlichen  Verwaltung  überhaupt,  wer- 
den solche  Abstempelungen  vielfach  und  zu 
sehr  verschiedenen  Zwecken  angewendet, 
namentlich  dienen  sie  als  eine  bestimmte 
Erhebimg8form  der  öffentlichen  Aufläget). 
Ihre  Technik  besteht  in  der  Abstempelung 
von  Urkunden  und  sonstigen  Schriftstücken 
oder  in  der  Aufklebung  von  Stempelmarken 
auf  diese.  Man  nennt  daher  die  Stempel- 
abdrücke selltst  oder  die  Stempelmarken  kurz. 
>  Stempel«.  Unsere  folgenden  Betrachtungen 
fassen  die  Benutzung  des  Stempels  als  Form 
der  Erhebung  von  Steuern  und  Abgaben 
ausschliesslich  ins  Auge. 

Die  Entrichtung  von  öffentlichen  Auflagen 
in  Stempelform  ist  an  keine  besondere  Art 
oder  Gruppe  von  Steuern  oder  Abgalten  ge- 
bunden, sie  bildet  kein  Präjudiz  für  Charakter 
tind  Eigenart  der  auf  diese  Weise  eingezo- 
genen Forderungen  der  öffentlichen  Gewal- 
ten, sie  ist  grundsätzlich  auf  alle  oder  doch 
auf  eine  ganze  Reihe  von  Erscheinungen  des 
Abgaben  Wesens  anwendbar.  Man  hat  es  hier 
also  lediglich  mit  einer  bestimmten  Form 
der  Erhebung  zu  thun,  für  welche  die 
Frage  des  Steuergegenstandes  und  des 
Stenerprineips  belanglos  ist.  Wir  finden 
daher  die  Stein pelabgabeu  sowohl  beim  Ge- 
bfihrcnwesen  vertreten  als  auch  im  Bereiche 
der  Steuer  angewendet.  Sie  erscheinen  teils 
als  Verkehrssteuern  (s.  d.),  teils  als  Aufwand- 
und  Verbrauchssteuern,  wie  bei  den  Bier-, 
Tabak-.  Spielkarten-,  Zeitnngs-  u.  ä.  Steuern. 
Im  allgemeinen  hat  aber  die  Steuerpraxis 
doch  dazu  geführt,  die  Gebühren  und  die 
Verkehrssteuern  in  Stemjtelform  zu  erheben : 
Gebührenstempel  —  Steuerstempel.  Da  nun 
die  Gebühren  häufig  in  Stempelform  einge- 
zogen werden,  so  hat  man  mitunter  beide 
Begriffe  missbräuehlich  als  gleichbedeutend 
gebraucht  und  übersehen,  dass  der  Stempel 
nur  eine  Erhebungsforra  und  keine  bestimmte 
Abgabenform  ist.  Es  kommt  alter  bei  Stempel- 
abgaben  vor  allem  auf  Inhalt,  Zweck  und 
Absicht  des  Vorgangs  an  und  nur  diese, 
nicht  die  Art  der  Erhebung  entscheiden  über 
den  Charakter  solcher  Abgaben  als  Gebühren 
oder  Steuern. 

2.  Geschichtliches.  Die  Erfindung  des 
Stempels  als  Erhebungsform  von  Auflagen 
soll  nach  Boxhorn's  Diso,uisitiones  politicae 
(Amstel.  1  G!>3  p.  391)  eine  holländische  sein. 
Die  Generalstaaten  hatten  einen  Preis  auf 
die  Erfindung  einer  neuen,  nicht  drückenden 
und  doch  einträglichen  Abgabe  gesetzt.  Da- 
raufhin hat  ein  Holländer,  dessen  Namen  die 
Geschichte  nicht  überliefert  hat,  vorgeschlagen, 
die  Ausfertigung  von  Urkunden  durch  Auf- 
driiekung  eines  Stempels  zu  Steuerzweckon 
zu  benutzen.    Die  Abgabe  würde  niedrig 


sein,  nur  die  Begüterten  würden  davon  ge- 
troffen und  der  Ertrag  für  die  Staatskasse 
würde  erheblich  sein.  So  erscheint  die  Er- 
hebung von  Abgaben  durch  Stempelbogen 
zuerst  1624  in  Holland  als  imjtost  van  beze- 
gelde  brieven  und  erwies  sich  durch  die  Er- 
streckung  der  Steuerpflicht  auf  Vertrags- 
urkunden in  dem  verkehrsreichen  Lande  als 
eine  ergiebige  Stcuerqnellc.  Boxhorn  ist 
für  diese  Neuerung  so  eingenommen,  dass 
er  sogar  vorschlägt,  eine  jährliche  mit  einer 
Stempelabgalte  verknüpfte,  amtliche  Bestäti- 
gung aller  Schuldbriefe  zu  verlangen  und  so 
eine  Kapitalvermögenssteuer  in  Stemitelform 
zu  erheben.  Die  Verwendung  des  Stemels 
zur  Abgabenerhebung  scheint  hier  zuerst 
mit  Erfolg  versucht  worden  zu  sein,  wäh- 
rend die  Verwendung  von  Stempeln  und 
Stempelpapier  zur  I  Legitimation  von  Urkun- 
den längst  bekannt  war,  wie  eine  solche 
Charta  bereits  in  der  Novelle  44  des  Corpus 
iuris  civilis  erwähnt  wird,  allerdings  augen- 
scheinlich ohne  Stetierzweck.  Von  Holland 
aus  fand  diese  fiskalische  Einrichtung  seit 
1030  zunächst  Eingang  in  den  spanischen 
Reichen  tuid  scheint  in  Frankreich  1054 
zuerst  durch  Fompiet  eingeführt  worden  zu 
sein.  1007  wurde  hier  die  Stemjtelpflioht 
bereits  auf  alle  transactions  ausgedehnt.  Im 
17.  u.  18.  Jahrb.  sind  dann  die  meisten  Staaten 
mit  der  Einführung  der  Stem|telsteuern  nach- 
gefolgt: Dänemark  1000,  Soldes wig- Holstein 
1057,  Preussen  und  Kursachsen  1082,  Oester- 
reich 1080.  England  1094,  Russland  1099, 
Hannover  1709.  Iu  den  folgenden  Jahr- 
zehnten findeu  wir  diese  in  allen  Knltur- 
staaten  mehr  oder  weniger  entwickelt.  Die 
Besteuerung  durch  Steinpelbogen  ist  dabei 
die  ältere,  die  Verwendung  von  Stempel- 
marken die  jüngere  Methode.  In  Oesterreich 
bedient  man  sich  dieser  erst  1854,  in  Kur- 
hessen  seit  1854,  in  Frankreich  seit  1859, 
in  Preussen  seit  1802. 

3.  Die  Erhebungsfoniien  der  St.  Die 
8tetni>elabgabeti  können  in  einer  vierfachen 
Form  erhoben  werden : 

1.  durch  Stemnelbogen  oder  Blan- 
kette.  Diese  sind  weisses,  gestempeltes, 
jedoch  unbeschriebenes  Papier,  auf  dein  die 
stempelpflichtigen  Akten  niederzuschreiben 
sind.  Die  Stemmbogen  (Stenipelpapier), 
deren  Verwendung  für  bestimmte  Rechts- 
handlungen vorgeschrieben  ist,  müssen  von 
der  Steuerbehörde  oder  von  den  durch  sie 
legitimierten  Verschleissern  bezogen  werden. 
Die  Umgehung  dieser  obligatorischen  An- 
ordnungen ist  teils  mit  Strafen,  teils  mit 
den  Rechtsnachteilen  der  Ungültigkeit  l>e- 
droht.  Der  Betrag  der  Stempelabgalte  ist 
dann  im  Preise  der  Stempelbogen  mitent- 
halten. 

2.  durch  Stempelmarken.  Sie  sind 
Marken,  nach  Art  der  Briefmarken,  die  auf 
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die  Steuer-  und  abgabepflichtigen  Schrift- 
stücke, Umhüllungen  u.s.w.  aufzukleben  sind. 
Die  Stempelmarken  sind  in  verschiedenen 
Abstufungen  so  gestückelt,  dass  jede  Summe 
dadurch  leicht  dargestellt  werden  kann. 
Diese  Art  der  Erhebung  ist  einfacher  und 
zweckmassiger  und  schützt  insbesondere  den 
Abgal>epflichtigeu  vor  Verlusten,  z.  B.  durch 
Verschreiben  des  Stern  pol  papiers  etc.  etc. 
Ebenso  sind  die  Stempelmarken  leicht  zu 
verschleisscn ,  namentlich  wenn  man  die 
Postanstalten  mit  dem  Verkaufe  der  Stempel- 
marken betraut. 

3.  durch  gestern  polte  Umhüllun- 
gen (Umschläge)  oder  Bauderolen.  Diese 
dienen  zur  Umhüllung  oder  Verpackung 
von  steuerpflichtigen  Gegenständen.  Die 
Benutzung  gestempelter  Umschläge  wird 
namentlich  bei  der  Erhebung  der  Aufwand- 
steuern  in  Steinpclform  benutzt,  wie  bei  der 
Tabaksteuer,  Zfindhölzorsteuer,  Kerzensteuer 
u.  s.  w.  Im  Gebiete  der  Verkehrsbestenerung 
ist  diese  Art  des  Stempels  nicht  gebräuch- 
lich. Die  Banderolen  sind  Itei  der  Steuer- 
behörde oder  deren  Verschleissstellen  vom 
Pflichtigen  zu  kaufen  und  in  vorschrifts- 
mäßiger Weise  zu  verwenden.  In  dem 
Preise  ist  dann  zugleich  die  Abgälte  ent- 
halten. Ueber  die  Unbrauchbarmachung, 
insbesondere  zur  Verhütung  einer  mehrfachen 
Verwendung  der  nämlichen  Umhüllung,  sind 
geeignete  Vorschriften  erlassen. 

•1.  durch  direkte  Abstempelung. 
Die  Stempelpflk-ht  wird  hier  erfüllt  durch 
den  mechanischen  Aufdruck  eines  legitimier- 
ten Stempclzeichens.  eines  »Stempels«,  auf 
die  der  Auflage  unterworfenen  Gegenstände, 
z.  B.  auf  Urkunden.  Akten.  Schriftstücke, 
auf  Spielkarten,  Zeitungen  u.  dgi.  in.  Die 
Abstempelung  von  Metallen,  insonderheit  von 
Edelmetallen,  heisst  -Punzierungt.  Die  Ent- 
richtung der  Abgabe  geschieht  durch  un- 
mittelbare Zahlung  oder  Leistung  einer  Geld- 
summe, wie  bei  anderen  Steuern  und  Auf- 
lagen. Daher  hat  der  Stempel  in  erster 
Linie  den  Charakter  einer  Kontrollmassregel 
und  die  Abstempelung  dient  als  Empfangsbe- 
stätigung der  ALgaliesehuldigkoit  und  als 
Beleg  einer  I^'istung.  weniger  zur  Verein- 
fachung <les  Verfahrens. 

4.  Die  Arten  der  St.  Für  die  Art  der 

Bemessung  der  Stempelabgabon  und  zur 
Bestimmung  des  Ausmasses  der  Stempel- 
pflicht unterscheidet  man  eine  Mehrzahl  von 
Stcnifieln : 

1.  den  Fixstempel,  bei  dem  für  alle 
Abgabenfälle  ein  gleicher  Satz  besteht,  ohue 
weitere  Prüfung  des  steuerpflichtigen  Aktes. 
Er  wird  angewendet,  wo  geeignete  Merk- 
male der  Abstufung  fehlen  oder  unzweck- 
mässig sind.  Bei  Gebühren  benutzt  man 
den  Fixstempel  bei  einfachen  Leistungen 


j  und  gleichartigen  Kosten  der  amtlichen  iland- 
i  hingen. 

2.  den  Klassenstempel,  bei  dem  die 
einzelnen  Steuerfälle  nach  bestimmten  Merk- 
malen in  Klassen  eingeteilt  werden  und  dio 

,  Besteuerung  nach  Massgalte  eines  K  lassei  t- 
schemas  in  abgestuften  Sätzen  eintritt.  Bei 

I  Gebühren  geht  mau  hier  von  der  Kosten- 

j  höhe  aus,  bei  Steuern  von  der  Bedeutung 
des  Gegenstandes   oder   vom  Werte  des 

!  Steuerobjekts.    Man  beabsichtigt  auf  diese. 

i  Weise  der  Zahlungs-  und  Leistungsfähigkeit 
des  Steuerpflichtigen  näher  zu  kommen. 

3.  den  Dimensions-  oder  Kaum- 
stempel, wo  die  Abgabe  nach  der  Aus- 

!  dehnung.  dem  Umfang  und  der  Grösse  der 
die  Ix?istungspflieht  l>egrüudenden  Schrift- 
stücke, Urkunden,  Akten  u.  s.  w.  bemessen 
j  wird :  der  Gerichtsakten,  kaufmännischen 
I  Bücher,  der  Grösse  der  Zeitungen,  des  Fläehen- 
raums  der  Inserate,  Anzeigen  und  Annoncen, 
nach  der  Bogen-,  Spalten-  und  Seitenzahl 
der  Urkunden  u.  s.  f.  Zur  Verhütung  einer 
dem  fiskalischen  Interesse  widerstrebenden 
Benutzung  des  verwendeten  Papiers  oder  der 
Stempelbogen  bestimmen  ltesondero  Vor- 
schriften fürdieeinzelnen  Fälle  das  Format,  dio 
Art  der  Beschreibung,  die  Zahl  der  Zeilen  und 
Worte,  die  eine  Seite  oder  Sj»alte  enthalten 
darf,  u.  s.  w.  Auf  diese  Weise  ist  der  Dimeu- 
sionsstenipel  eine  sehr  rohe  Form  der  Be- 
messung und  ein  sehr  unzulängliches  Mittel, 
die  wirkliche  Steuerfähigkeit  eines  Aktes  zu 
würdigen,  wenn  auch  mitunter  ein  Zusam- 
menhang zwischen  den  verursachten  Kosten 
der  Amtsstelle  und  dem  Umfange  des  Aktes 
hergestellt  werden  kann. 

4.  den  Gradationsstempel,  bei  dem 
für  die  Höhe  der  Abgälte  der  Wert  des 
stempelpflichtigen  Gegenstandes  oder  des- 
jenigen Vorgangs  massgebend  ist,  über  den 
die  Urkunde  ausgefertigt  ist.  Die  Grund- 
lage der  Bemessung  kann  eine  verscJüedene 
sein.    Wir  unterscheiden  daher: 

n)  Proportional-  oder  Prozentual- 
stempel, wenn  die  Abgabe  für  alle  Sum- 
men gleich  hoch  bemessen  und  regelmässig 
daher  in  Prozenten  des  Steuerobjekts  aus- 
gedrückt ist;  und 

b)  Progressiv-  oder  wachsender 
Stempel,  wenn  die  Steuersätze  mit  der 
Grösse  des  Steuerobjekts  zunehmen  oder 
wachsen.  Von  einem  Degressiv-  oder 
Regressiv  Stempel  sprechen  wir,  wenn 
von  einer  bestimmten  Summe  ein  Maximal- 
satz des  Stemjtels  erhoben  wird  (Horizontale), 
der  für  alle  höheren  Beträge  unverändert 
bleibt,  und  die  kleineren  Wert  betrage  rück- 
schreitend relativ  entlastet  werden. 

5.  den  einfachen  Wert  Stempel  und 
den  klassifizierten  Wertstem  pel. 
Dort  richtet  sich  die  Stempelabgabe  genau 
nach  dem  Werte  der  zur  Abgabe  Pflichtigen 
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Summe  und  ist  in  Prozenten  berechnet.  I  Stempelabgahen.  Sodann  ist  die  Wahl  der 
Hier  werden  die  Steuersätze  nach  Massgabe  |  Stempelpflicht  auf  festen  Grundsätzen  auf- 
erheblich  abgerundeter,  nach  einem  Klassen-  zuViauen.  Unter  diesen  sind  anzuführen  die 
Schema  eingeteilter  Summen  erhoben.  Heide  genaue  und  richtige  Bestimmung  der  stempel- 
Arten  können  als  Unterarten  des  Gradation»-  Pflichtigen  Fälle,  die  Beschränkung  ihrer 
slem|>els  gelten,  von  <lem  sie  sich  nur  da-  Zahl,  die  Ausschliessung  solcher  Akten,  bei 
durch  unterscheiden,  dass  sie  die  Wertsumme  i  denen  aus  sachlichen  Gründen  eine  Kon- 
direkt und  nicht  im  Umweg  über  die  Aus-  i  trolle  der  Erfüllung  der  Steuerpflicht  nicht 
dehnung  der  darüber  ausgefertigten  Schrift-  j  möglich  ist,  und  ebenso  die  technisch  voll- 
stücke zum  Ziele  nehmen.  Dem  Wert-  j  kommene  Herstellung  der  Stemj>elmarken, 
stemj)el  wohnt  regelmässig  der  Stencrcha-  die  Fälschungen  der  Stemindzeieheu  unmög- 
rakter  inne.  Er  wird  da  gefordert,  wo  die  j  lieh  macht.  Der  einmal  verwendete  Stempel 
Inanspruchnahme  liehörd lieber  Thätigkeit, ;  ist  dann  durch  Entwertung  unbrauchbar  zu 
das  Merkmal  der  Gebühr,  fehlt  oder  doch  machen,  dass  ein  wiederholter  Gebrauch  ver- 
als  individuelles  Element  aufgehoben  ist.  j  hindert  wird.  Die  Entwertung  ist  nach  be- 
Auch  ist  seine  Höhe  meist  eine  solche,  dass  I  stimmten  Regeln  vorzunehmen  (Kassierung, 
die  Gebühr  tatsächlich  durch  die  Steuer  Nullifizierung,  Kaduzierung,  Obliterierung 
aufgelöst  wird,  wie  z.  B.  bei  der  Börsensteuer  von  oblinere,  beschmieren).    Sie  geschieht 


oder  teilweise  beim  Weehselstempel. 

5.  Die  Durchführung  der  St.  Die 

Stempelerhebung  ist  in  der  Hauptsache  mit 
wenig  Schwierigkeiten  verknüpft.  Die  Marken, 
Stem|>elbogen.  Stempelstreifen  u.  s.  w.  sind 
von  den  Abgabepflichtigen  an  bestimmten 
Stellen,  bei  gewissen  Aemtern  (»Stempel- 
distributionen* ),  bei  Postaustalten  oder  sons- 


teils  durch  Ünersehrift  über  die  Stempel- 
marken und  Stempelbogen,  teils  mittelst 
Dnrchstreiehung  oder  Aufdrückung  eines 
Zeichens,  teils  durch  Zerreissen  oder  Durch- 
stossen.  Die  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Vorschriften  der  Stempelsteuergesetzgebung 
werden  mit  Geldstrafen  liedroht,  mit  denen 
mitunter  auch  noch  weitere  Kechtsnachteile 


tigen  legitimierten  Versehlei ssorn  zu  erwer-  verbunden  werden.  Solche  sind  Ungiltigkeit 
ben  und  nach  Vorschrift  zu  verwenden.  Wo  des  durch  die  Urkunde  tiegründeten  Recht  s- 
die  Aufdrückung  eines  Stemjielzeiehens  ge-  geschäft<>s,  prozessuale  Nachteile,  Verlust 
fordert  ist,  kann  dies  die  betreffende  Behörde  der  Commercialität  u.a.m.  Durch  solche 
gleichfalls  leicht,  rasch  und  ohue  besondere :  vorbeugende  Mittel  soll  dann  die  richtige 


Mühewaltung  bewirken.  Die  Stemjiclabgabe 
vereinigt  daü>i  zwei  verschiedene  Akte  der 
Abgabelcißtung.  Sie  stellt  für  den  Itesteuern- 
den,  öffentlichen  Köri'ter  den  Empfang  einer 
Zahlung  dar  und  ersetzt  die  Quittung  dem 
I^eistungspf lichtigen.  Allerdings  setzt  sie 
daher  in  den  meisten  Fällen  die  Sollistbe- 
steuerung  des  Pflichtigen  voraus.  Infolge-  steuern  erhoben 
dessen  hat  der  Stem|>el  auch  mit  den  Ge-  Stempel  nach  G 
fahren  der  Hinterziehung  zu  kämpfen.  Sie 
werden  um  so  grösser  sein,  je  geringer  die 
Wahrscheinlichkeit  der  Entdeckung  ist.  Die 
Einrichtung  von  Kontrollmassregeln  ist  aus 
diesen    Gründen  unentbehrlich.    Und  sie 


Erfülhmg  der  Stempel  Vorschriften  gesichert 
werden. 


II.  Gesetzgebung  und  Statistik. 

1.  Deutsches  Reich.  Im  Deutschen 
Reiche  werden  vier  Arten  von  Stempel- 
1.  der  Spielkarten- 
v.  3.  Juli  187S  (vgl.  d.  Art. 
Spielkarten  Stempel  oben  Bd.  VI  S. 
894.95).  2.  der  Weehselstempel  nach  G. 
v.  4.  Juni  1879  (vgl.  d.  Art.  Wechsel- 
stempelabgabe), 3.  die  statistische 
Gebühr  nach  G.  v.  20.  Jiüi  1879  (vgl.  d.  Art. 
Statistische  Gebühr  oben  S.  1072  ff.), 


werden  da  am  wirksamsten  sein,  wo  die 

stempelpflichtigen  Gegenstände  leicht  mit  5.  die  Stempel  von  A  k  t  i  e  n  -,  K  u  x  e  n  -.  R  e  n 
Behörden  früher  oder  s|iäter  in  Berührung 
kommen  können,  wie  bei  Protokollen  oder 
Urkunden  über  Verkäufe,  Verträge  u.s.  w. 

Zum  Schutze  gegen  solche  Hinterziehun- 
gen können  Kontrollen,  Nachforschungen, 
allgemeine  Beaufsichtigung  u.  a.  m.  ange- 


t  e  n  -  u  n  d  Schuldverschreibungen, 
von  Kauf-  und  sonstigen  Anschaf- 
fungsgeschäften, von  Spiel  und 
Wette  und  von  Schiffahrtsurkunden 
nach  den  GG.  v.  1.  Juli  1881,  27.  Juli  ]*!»4  und 
14.  Juni  1900.  die  man  üblicherweise  und 


ordnet  werden,  die  aW>r  meist  ohne  fühlharo  in  der  Hauptsache  mit  dem  Ausdruck  -  Börsen- 
Wirkung  sein  werden.  Wirkungsvolle  Mass-  Steuer*  bezeichnet  (vgl.  d.  Art.  Börsen- 
regeln vermag  nur  eine  richtige  Steuerpo-  s  teuer  oben  Bd.  II  S.  1017  ff.).  Die  Einzel - 
litik  zu  bieten.  Hierher  zählt  vor  allem  die  !  heiten  dieser  in  Stein pelform  erhobenen  Ab- 
Niedrigkeit der  Tarifsätze,  deren  einfache  gaben  sind  a.  a.  O.  dargestellt.  Die  Einkünfte 
Anwendung  und  die  leichte  Bemessung  der  aus  ihnen  beliefen  sich  auf  folgende  Summen : 
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188Ö 

1*90 
181*5 
lbüß 
1897 
1S<»8 

1H99  (Etat) 
VM)  (Etat 


Spiel« 
karten- 
stempel 


i.i  19 
t.276 

1.438 

1,506 

«•«34 
>-534 
1.456 
1,471 


Wechsel- 
stempel- 
abgaben 

M  i  1  1 

6.628 
7.818 
8,734 
9,187 
9,947 
10.989 

9,472 
10.367 


Statistische 
Gebühr 


1  o  n  e 


11  Ha 

o,?43 
0,655 
0,832 
0.S32 

0,903 
0,942 
0,890 
o.937 


r  k 


Stempel  von  Wert- 
papieren. Kauf-  und 
Anachaffungv 
ffescbüfteu,  .spul 
un<l  Wette 
u.  s.  w. 

17.184 
26.469 

55°35 
48.350 
47,87* 
53.283 
49.s30 
53.-OS 


In  den  Ziffern  für  das  Rechnungsjahr  19Ö0 
sind  die  Steuersätze  der  Reiehsetempelab- 
gal>ennovel!e  v.  14.  Juni  liWH»  noch  nicht 
ffdilbar  geworden,  da  das  Rechnungsjahr  mit 
dem  1.  Aj>ril  beginnt,  die  Novelle  al»er  erst 
mit  1.  Juli  H>00  in  Kraft  getreten  ist. 

2.  PreuxHen.  Die  Form  der  Stempel- 
abgabeu  ist  in  Preussen  10*2  eingeführt 
worden.  1701  u.  1776  wurde  ihr  Anwenduugs- 
hereieh  wesentlich  erweitert.  Durch  G.  v. 
7.  März  1S22  ist  das  ganze  Gebiet  neuge- 
ordnet worden.  In  den  Jahren  1*07,  1*73, 
1*8-1  und  IbS'.)  wurden  verschiedene  Ver- 
änderungen des  geltenden  Rechtsstandes 
verfügt.  Durch  G.  v.  31.  Juli  1*90  wurden 
auf  den  bisherigen  Grundlagen  die  zerstreu- 
ton Gesetze  und  Verordnungen  einheitlieh 
zusammengefasst,  ward  das  Bewährte  bei- 
behalten, das  nicht  mehr  Zeitgemäße  den 
modernen  Bedürfnissen  angepaßt  und  das 
Lückenhafte  ergänzt.  Als  steuerpflichtig  wer- 
den eine  Weihe  von  U  r  k  11  n  d  e  n  über  That- 
sachen  und  Hwhtsgew-häfte  bezeichnet,  die  der 
Tarif  aufführt.  Die  Stompelpflichtigkeit  der 
Urkunde  richtet  sich  nach  ihrem  Inhalt.  Von 
der  Stempelsteuer  bestehen  eine  Anzahl  von 
sachlichen  und  persönlichen  SteuerUdreiun- 
gt-n.  Zu  der  orsteren  Grup|»e  zählen  l'rkun- 
den.  deren  Inhalt  in  Geld  geschätzt  werden 
kann  und  150  M.  nicht  übersteigt,  solche,  die 
sieh  auf  Veranlagung  öffentlicher  Steuern  und 
Abgaben,  auf  die  Heere>ergänzung  und  die 
Befreiung  vom  Heeresdienste  und  auf  Aus- 
einandersetzungen beziehen,  ferner  Urkunden 
ül»cr  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls 
erfolgten  Besitzvcrändertmgen.  Abschriften. 
Auszüge  und  Bescheinigungen  im  Bereich 
der  Katasterverwaltung  sowie  einzelne  noch 
gesetzlich  privilegierte  Fälle.  Im  Genuss 
persönlicher  Befreiungen  von  der  Stempel- 
pflichtigkcit  stehen  der  König,  die  Königin 
und  die  königlichen  Witwen,  der  Fiskus  des 
Deutschen  Weichs  und  des  prviissischen  Staats 
und  den  n  öffentliche  Anstalten  und  Kassen, 
die  mit  dein  Wechtc  der  juristischen  Personen 
ausirestatteten  deutschen  Kirchen  und  Reli- 
gionsgesellsehaften,  die  öffentlichen  Anstalten 
der  Armen-.  Kranken-,  Waisenpflege  und 
ähnliche  Vcrsorgungsanstalteu ,  die  Univer- 


sitäten und  öffentlichen  Schulen,  die  Gcmein- 
<b*n  und  Verbände  von  solchen  in  Annen-, 
Schulen-  und  Kirchenangelegenheiten  und 
Aktiengesellschaften.  Genossenschaften  und 
Gesellschaften  mit  l>esehränkter  Haftung 
mit  dem  ausschliesslichen  Zw«  ke  der  Be- 
sehaffutur  billiger  Wohnungen  für  Unbemit- 
telte.  Der  StempelpfJichtigkeit  ist  der  ge- 
meine Wert  zur  Zeit  der  Beurkundung  des 
Geschäfts  zu  Grunde  zu  legen.  Das  Gesetz 
stellt  dann  eine  Mehrzahl  von  Grundsätzen 
für  die  Berechnung  des  gemeinen  Werts  und 
namentlich  für  die  Fälle  auf,  in  denen  der 
Wert  des  Gegenstandes  von  vorn  herein  nicht 
festgestellt  oder  geschätzt  werden  kann.  Die 
Erfüllung  der  Stempelpflicht  wird  endlich 
durch  ein  System  von  Strafandrohungen  ge- 
schützt. Der  Steuertarif  umfasst  7*  Num- 
mern der  steuerpflichtigen  Fälle.  Unter 
diesen  befinden  sich  vor  allem  der  Verkehr 
mit  Immobilien,  der  Kauf  l»eweglicher  Sachen 
im  kaufmännischen  Verkehr  bei  formellen 
Verträg°m  Pacht  Verträge.  Annahme  an  Kindes- 
statt, Erbvortrage.  Familien-  und  Fideikom- 
miss-,  Gesellschafts-,  Leibrenten-.  Beuten-. 
Veisicherungs-  und  ähnliche  Verträge,  Stem- 
|>el  im  Anschluss  an  den  Schriftverkehr  mit 
Behörden  u.  s.  w.  Die  Steme  l  sind  teils 
Fixstempel,  teils  Prozentnalstemi>el,  und  ihr 
Charakter  ist  meist  derjenige  einer  St.-ner. 
Der  Ertrag  der  Stempelsteuern  war 

1*90    1*91    20.600  Mill.  Mark 

1*92- lWJä    24.700  , 

1*90—  1*97  23.000  r 

1*S»7-  1SÜS    26,000  „ 

1*98—1*99    27,000  _ 

1*99— bwo  32.000  n 
v:m-  v.nn  34,000  „ 
3.  Bayern.  Sachsen  und  Hessen.  Würt- 
temberg;. Baden.  Klsass-Lothringen.  In 

Bayern  sind  die  Stempelabgal>en  im  Ge- 
bührenge>etz  geieg.  lt  <G.  v.  I*.  August  1*79 
mit  späteren  Abänderungen  und  neuer  Tcx- 
tierunp  v.  2t).  Mai  W.t2).  Die  Gesetzgebung 
über  die  SletnpeJpfliolnigkeit  ist  hier  im 
Wahmen  der  (iebühren  enthalten.  Diese  Ab- 
gaben haU'ii  aber  nicht  alb  in  die  Eigenschaft 
von  eigentlichen  Gebühren  im  wissenschaft- 
lichen sinn,  sondern  sind  vielfach  auch 
Steuern.     Das  Gebührengesetz  bezeichnet 
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dann  auch  die  Fälle,  in  denen  die  Abgabe- 
leistung  in  der  Form  von  Stempeln  vorge- 
schrieben ist.  Ausserdem  ist  vorgesehen, 
dass  durch  Verordnung  die  Stein  pelform  als 
Modus  der  Erhebung  auch  auf  weitere  im 
Gesetze  nicht  verzeichnete  Falle  ausgedehnt 
werden  kann.  Stempelpflichtig  sind  vor  allem 
Quittungen  Ober  Zahlungen  aus  öffentlichen 
Kassen,  Urkunden  Aber  Anstellungen  und 
Beförderungen,  Zeugnisse,  einzelne  Gcrichts- 
vollzieherakten  bei  der  nicht  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit, Lombarddarlehen  u.  a.  m.  In 
Sachsen  besteht  ein  Urkundenstem]*.'! 
(G.  v.  13.  November  1870),  dessen  Fälle  im 
Gesetz  verzeichnet  sind.  Die  Stempelpflicht 
der  Urkunden  (abgesehen  von  Versicherungs- 
vertragen und  Versteigerungsprotokollen)  tritt 
aber  nur  ein,  wenn  die  Urkunde  von  einer 
öffentlichen  Behörde  oder  von  einem  Notar 
aufgenommen  oder  ausgefertigt  ist  oder  bei 
einer  Behörde  oder  einem.  Notar  vorgelegt 
oder  eingereicht  werden  soll.  Die  Abgaben 
haben  wesentlich  Gebühreneharakter.  Die 
Abgaben  haben  regelmässig  die  Form  von 
Wertstempeln,  deren  Sätze  zwischen  1  oo  vom 
Tausend  und  ,;io  Prozeut  des  Wertes  schwan- 
ken. Nur  bei  Familicnanwartschaftcu  und 
Faniilienstiftungen  beträgt  die  Steuer  3  Pro- 
zent und  geht  daher  über  das  Mass  einer 
Gebühr  hinaus.  In  Hessen  hat  die  V.  v. 
IN.  Januar  1S82  das  Stempelwesen  geordnet. 
Dasselbe  findet  Anwendung  imi  die  nicht- 
streitige  Gerichtsbarkeit  und  auf  besonders 
gekennzeichnete  Fälle.  Die  Stempelabgal>on 
haben  teils  ausschliesslich,  teils  vorwiegend 
den  Charakter  von  Geböhren.  Sie  kommen 
nur  in  Absatz,  wenn  die  betreffende  Ur- 
kunden von  einem  Beamten  oder  einer  Be- 
hörde der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  auf- 
genommen oder  ausgefertigt  werden  oder  wenn 
auf  Grund  derselben  eine  Eintragung  in  öffont- 
licheBflcheroderRegister(Hy|K>thekenbücher, 
Handelsregister  etc.  etc.)  stattfinden  soll. 

Württemberg  und  Baden  kennen  die 
Erhebung  von  Verkehrsabgabon  in  Stemr>el- 
form  nicht.  Diese  Auflagen  werden  hier 
durch  unmittelbare  Einzahlung  entrichtet. 

In  Elsass-Lothringen  wurde  zu- 
nächst die  bisherige  Stempelst euergesetz- 
gebung  französischen  Ursprungs  beibehalten 
und  im  Laufe  der  Zeit  in  mehrfacher  Hin- 
sicht verändert  und  umgestaltet. 

4.  Oesterreich.  Die  älteren,  teilweise 
ans  dem  17.  und  IN.  Jahrli.  stammenden 
Vorschriften  der  Steuererhebung  sind  in 
Oesterreich  18öi)  neu  geordnet  worden.  Die 
Grundlagen  des  Stempelwesens  gehen  teil- 
weise auf  das  Stempel-  und  Taxpatent  vom 
27.  Januar  IS  10,  dann  auf  das  Gebührengesetz 
v.  9.  Februar  ISÖO  und  auf  da«  Verbrauchs- 
stempelgesetz v.  (5.  September  lS.'O  zurück. 
Dieses  letztere,  das  vor  allem  den  Spiel- 
karten-. Kalender-  u.  Zeitungsstein  pel  regelte. 


ist  seit  dem  1 .  Januar  1900  nur  noch  imHinblick 
auf  den  S  piel  kartenstem  pel  {vgl.  d.  Art. 
Spielkartenstempel  a.  a.  0.)  geltender 
|  Rechtsstand.  Der  Kalender-  und  Zeitungs- 
i  Stempel  ist  seit  dem  1.  Januar  1900  aufge- 
r  hohen  worden.  Seit  dem  Jahre  18**0  ist  die 
i  Stempelgesetzgebung  mehrfach  durch  No- 
!  vellen  ergänzt  wordeu.  Zunächst  stand  <lie 
Nov.  v.  13.  Dezember  1802  im  Zeichen  der 
Finnnzuöte  infolge  des  italienischen  Feld- 
zuges und  erhöhte  sämtliche  Gebührensätze 
im  Ordinarium  um  25  Prozent.  Später  folgten 
Gesetze,  deren  Tendenz  in  der  umgekehrten 
Richtung,  in  der  Ermässigung  und  Erleichte- 
rung der  Belastung  bestand.  Neben  dem  G. 
v.  IM.  März  1878,  das  die  Verjährbarkeit  der 
Gebührenforderungen  l>egründete.  haben  die 
GG.  y.  29.  Februar  1S64  u.  31.  März  181)0  Er- 
mässigungen, dort  im  kaufmännischen  Inter- 
esse, hier  im  Interesse  des  bürgerlichen 
Kleingrundbesitzes,  gebracht.  Ein  G.  v. 
8.  März  1870  beschäftigte  sich  mit  dem 
Wechsel stem pel  n.  ä.  Abgaben  (vgl.  d. 
Art.  W  e  e  h  s  e  1  s  t  e  m  p  e  1  a  b  ga  b  e) ,  der  erste 
Teil  des  vorerwähnten  G.  v.  31.  März  1890 
mit  der  Gewinnsteuer  (vgl.  d.  Art.  Lot- 
te r  i  o  und  L  o  1 1  e  r  i  e  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g  oben 
Bd.  V  S.  038 ff.)  und  endlich  die  GG.  v. 
18.  September  1M92  u.  9.  März  1897  mit  der 
Börse n Steuer  (vgl.  d.  Art.  Börse n- 
steuer  a.  a.  (>.). 

Als  stempelpflichtig  werden  alle  Rechts- 
geschäfte bezeichnet,  die  nach  den  bürger- 
lichen Gesetzen  Rechte  begründen,  über- 
tragen oder  aufheben  und  zwar  in  der  Regel 
nur  dann,  wenn  eine  Urkunde  als  Beweis- 
mittel gegen  den  Aussteller  oder  Vollmacht- 
geber ausgestellt  wird.  Einzelne  Rechts- 
geschäfte sind  auch  ohne  die  Voraussetzung 
solcher  Urkunden  stempelpflichtig,  wie  die 
entgeltliche  oder  unentgeltliche  Uebertragung 
des  Eigentumsrechtes  oder  der  Dienstbar- 
keiten oder  des  Fmehtgenusses  oder  Ge- 
brauchs an  unbeweglichen  Sachen  u.  s.  w. 
Für  jedes  einzelne  Rechtsgeschäft  ist  stets 
ein  Stempel  zu  verwenden.  Unter  einem 
Stempel  dürfen  nur  mehrere  Urkunden  dann 
zusamnieugefasst  werden ,  wenn  die  Ge- 
schäfte unter  einander  in  Verbindung  stehen, 
der  Raum  dazwischen  nicht  grösser  ist  als 
zwei  Zeilen  und  der  Stemel  einen  so  hohen 
Geldbetrag  erreicht,  als  wenn  jedes  Rechts- 
geschäft auf  je  einen  ganzen  Bogen  ge- 
schrieben wäre.  Wenn  in  der  gleichen 
Rechtsurkunde  verschiedene,  nicht  kohärente 
Bestandteile  des  gleichen  Hauptgeschäftes 
beurkundet  werden,  so  ist  jedes  Geschäft 
einzeln  als  stempelpflichtig  zu  behandeln. 
Ebenso  sind  —  von  bestimmten,  gesetzlich 
zugelassenen  Fällen  abgesehen  —  alle  mehr- 
fach ausgefertigten  Exemplare  (Duplikate) 
einzeln  stempelpflichtig.  Bei  zweiseitigen 
Rechtsgeschäften  sind  der  Aussteller  uud 
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<ler  Empfänger  zu  gleichen  Teilen  zur  Stenipel- 
abgalie  verpflichtet.  In  allen  übrigen  Fällen 
ist  derjenige  stcmnelpflichtig,  zu  dessen 
Gunsten  die  Urkunde  errichtet  ist. 

Die  Erhebung  der  fälligen  Abgaben  ge- 
schieht teils  direkt,  teils  indirekt  durch 
Stempelblankette.  In  der  letzteren  Form 
sind  im  allgemeinen  zu  leisten  die  fixen 
Gebühren  und  die  SkalagebQhren  von  Rechts- 
geschäften,  bei  denen  die  Leistung  oder 
Gegenleistung  eine  schätzbare  Sache  ist  oder 
der  Geldwert  der  Leistung  oder  Gegenleistung 
in  der  Urkunde  selbst  angegeben  oder  durch 
Beziehung  auf  andere  Schriftstücke  bekannt 
ist,  und  der  Betrag  der  Abgabe,  ohne  den 
ausserordentlichen  Zuschlag.  25 fl.  nicht  über- 
steigt. Im  übrigen  tritt  die  direkte  Erhebung 
ein.  Die  Einkünfte  beliefen  sich  aus  den 
o,„m    .  Gebühren 

Äi"  fl*  Hecht«- 

abgaben  ^«chäfte 

in  Millionen  Kronen 

\Mi  37,6oo  68,000 

18Ö2  38,700  70,600 

1893  40,000  72,120 

1896  43,160  78,660 

1898  45,«o6  89,091 

1899  46,260  89,300 

1900  56,000  94,430 

5.  Frankreich.  Die  Stein j>elabgalteu  in 
Frankreich  haben  ihre  historische  Wurzel 
in  dem  droit  de  formiüe  v.  1654  auf  Perga- 
ment und  Papier  für  die  Herstellung  von 
Urkunden.  Erst  seit  dem  Edikt  v.  1671 
■wurde  die  Stemj>elung  allgemeiner  durch- 
gesetzt. Unter  Colherts  Finanzverwaltung 
hat  die  Deklaration  v.  19.  Mär/  1873  die 
Stemjielabgaben  neugeordnet,  während  die 
Verordnung  v.  22.  April  1673  einen  neuen 
Tarif  aufstellte.  1680  u.  1748  wurden  aber- 
mals neue  Tarifierungen  vorgenommen,  die 
den  Stempel  namentlich  nach  der  Grosse 
des  Blatts  abstuften.  Die  Ausdehnung  war 
indessen  keine  sehr  beträchtliche,  die  Syste- 
misierung  unvollkommen,  die  Steuersätze 
waren  niedrig.  Ausserdem  waren  die  neuen 
Grenzprovinzen  von  diesen  Auflagen  frei. 
Der  1787  von  der  Notablenversaminlung 
mustergiltig  ausgearbeitete  Entwurf  eines 
neuen  und  erweiterten  Stempelgesetzea  blieb 
nur  einen  Monat  in  Kraft,  da  das  Gesetz 
vom  König  wegen  des  Widerstands  des  Par- 
lamente wieder  zurückgenommen  wurde. 
Der  erste  Versuch  der  Revolutionsepoche, 
die  Stein |>elabgaben  neu  zu  gestalten  (GG.  v. 
12.  DezemW  1790  und  18.  Februar  1791). 
misslang.  Erst  durch  (i.  v.  3.  November  1798 
ward  für  die  Stempelgosetzgebung  die  end- 
giltige  Grundlage  gescliaffen,  auf  der  alle 
späteren  Gesetze  nur  fort  gebaut  haben,  ohne 
die  principiellen  Gedanken  zu  ändern.  Der 
Rechtsstand  erfuhr  Ergänzungen  durch  die 
GG.  v.  5.  Juni  1850,  und  Steuererhöhungen 
wurden  dureh  G.  v.  23.  August  1871  nach 


dem  deutsch-französischen  Kriege  angeordnet. 
Die  verschiedenen  Etats-  und  Finanzgesetze 
habon  seit  1862  öfters  Veränderungen  der 
Steuersätze  etc.  etc.  bewirkt  (vgl.  die  Artt. 
Börsen  Steuer,  Spielkartensteuer, 
Wechselstempel  an  gaben). 

Die  französischen  Stempelabgaben  siud 
ihrem  Charakter  nach  teils  Gebühren,  teils 
Steuern,  teils  finden  sich  in  der  gleichen 
Abgälte  beide  Elemente  gemischt  Doch  ist 
die  Eigenschaft  der  Steuer  im  allgemeinen 
die  vorherrschende.  Der  Stempel  pflichtig- 
keit  unterliegen  grundsätzlich  alle  Papiere, 
die  zu  bürgerlichen  oder  gerichtlichen  Ur- 
kunden bestimmt  sind,  sowie  alle  Schrift- 
stücke, die  vor  Gericht  vorgelegt  oder  da- 
selbst alsBeweismittel  benutzt  werden  können. 
Die  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatze  sind 
im  Gesetz  besonders  erwähnt.  Tbatsächlich 
ist  die  Steuerpf licht  beschränkter.  Denn  es 
werden  nur  die  im  Steuertarif  wirklich  auf- 
gezählten Klassen  von  Fällen  der  Stempel- 
pflicht unterworfen.  Auch  hat  sich  eine 
dem  Sinne,  aber  nicht  dem  Wortlaut  des 
Gesetzes  entsprechende  Praxis  Geltung  ver- 
schafft. Die  tarifierten  Schriftstücke  sind 
unbedingt  stempelpflichtig,  wenn  sie  im 
Inland  aufgenommen  worden  sind.  Bei  den 
im  Ausland  aufgenommenen  Dokumenten 
muss  jedenfalls  vor  ihrer  Benutzung  im  In- 
land die  Stempelpflicht  erfüllt  werden.  Die 
Stern  pclabgaben  sind  unabhängig  vom  En- 
registrement (vgl.  d.  Art.  Registrierungs- 
abgaben oben  Bd.  VI  S.  355  ff.)  zu 
:  berechnen  und  zu  bezahlen,  beide  Formeu 
'der  Vetkehrsbesleuerung  konkurrieren  daher 
;  öfters  beim  gleichen  Akt  und  bilden  dann 
|  eine  Art  Doppelbesteuerung.  Hier  wie  dort 
herrscht  eine  starke  fiskalische  Hypertrophie 
'  vor,  die  trotz  ihrer  steuorpohtischen  Be- 
rechtigung verkehrsstörend  wirkt  und  als 
i  erhebliche  Last  empfunden  wird. 

Der  Stempel  erscheint  als:  1.  Dimen- 
I  sionsstempel,  der  sich  nach  dem  Um- 
fang und  der  Grösse  dos  zu  den  stempel- 
I»f lichtigen  Schriftstücken  verwendeten  Pa- 
piers und  zwar  nach  dessen  Höhe  und  Breite 
richtet.    Es  werden  5  Sorten  Papier  mit 
5  Steuersätzen,  zu  je  0,50.  1,00,  1.50  und 
2.00  Francs  unterschieden,  wozu  nach  G.  v. 
23.  August  1871  noch  Zuschlagszehntel  kom- 
men. 2.  Special  Stempel  mit  einem  Tarif 
I  von  festen  Stempelsätzen  für  eine  Mehr- 
1  zald  von  Schriftstücken  und  Urkunden :  Ver- 
!  Sicherungsdokumente,    Cheeks,  (Quittungen, 
Schlussnoten,  Transportpapiere,  Pass-  und 
)  Jagdscheine  u.  dgl.  m.  3.  Proportional- 
st ein pel  nach  dem  Wert  des  in  der  Ur- 
:  künde  erscheinenden  Vermögensobjekts.  Er 
.  ist  abgestuft  und  trifft  insbesondere  Handels- 
!  effekten,  Wechsel,  Schuldscheine,  Börsen- 
;  papiere  (seit   1850),  wesentlich  mit  dem 
!  Charakter  eines  Emiseionsstempels  in-  und 
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ausländischer  Wertpapiere,  Aktien  und  Obli- 1  6.  England.  Die  Stemnelabgaben  in  Eng- 
tionen.  Früher  nur  auf  die  negoziablen  :  land  sind  sehr  entwickelt.  DerStempel  ist,  wie 
ertpapiere  beschränkt,  trifft  er  heute  neben  j  damals  überall,  nach  holländischem  Muster 


diesen  auch  die  nicht  negotiablen.  Die  Ab- 
gabe auf  Öffentliche  Anschläge  (Affichen), 
die  nach  den  GG.  v.  18.  Juli  1852  und 
18.  Juli  1866  einem  nach  dem  Kaum  be- 
messene nSpecialstempel  unterlagen,  liatdas  G. 
v.  16.  Dezember  1890  in  eine  jährliche  Stein  |K?1- 
abgabe  vom  om,  das  der  Anseldag  bedeckt, 
verwandelt.  Die  Abgabe  ist  auf  einem  Orts- 
klassentarif aufgebaut  und  beträgt  fflr  Orte 
mit  bis  2500  Einwohnern  0,60  Franc,  fflr 
solche  mit  bis  40000  Einwohnern  0,75  Franc, 
für  jene  mit  über  40000  Einwohnern 
1  Franc  und  für  Paris  1,50  Francs  für 
1  qm.    Zuseldäge  werden  dazu  nicht  erhoben. 

Ueber  die  Besteuerung  der  Börsenumsätze 
und  fremden  Wertpapiere  vgl.  d.  Art. 
Börsenstcuer  a.  a.  0. 

Die  Stempel  (timbres)  werden  auf  eine 
vierfache  Weise  erhoben :  1.  durch  die  Ver- 
wendung von  Stempelmarken  und 
Stern  pelpapi  er  (timbre  ordinaire);  2. 
durch  E  x  t  r a  s  t  c  m  p  e  1  u  u  g  unter  Aufdruck 
eines  Stcinpclzcichens  auf  den  eingereichten 
Papieren  vor  Benutzung  in  den  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Fällen  (timbre  extra- 
ordiuaire) ;  3.  durch  Abfindung  oder 
Abonnement  (abonnement)  an  Stelle  der 
Einzelzalüungen,  wie  bei  der 
Sicherung,  bei  der  Emission  von  Wert- 
papieren u.  s.  w.  Die  abgabepflichtigen 
Schriftstücke  werden  dann  ohne  weitere 
Kosten  mit  einem  Extrastempel  versehen; 
4.  durch  Visierung  (visa  pour  timbre). 
Sie  wird  iu  solchen  Fällen  augewendet,  in 
denen  es  nicht  möglich  ist,  einen  oder 
mehrere  Stempel  anzubringen.  Ihre  Methode 
besteht  in  der  Eintragung  in  ein  Register 
nebst  einem  Vermerk  auf  dem  visierten 
Papiere,  ferner  unter  Eintragung  ins  »Soll« 
(en  dt'-bet)  oder  unentgeltlich  (gratis)  für  ge- 
wisse Akte,  die  den  Staat  oder  den  Staats- 
schatz betreffen; 

Zur  Zahlung  des  Stempels  ist  zunächst 
■der  Aussteller  einer  Urkunde  verpflichtet 
und  sodann  derjenige,  zu  dessen  Gunsten 
sie  errichtet  ist  oder  der  Vorteil  daraus 
zieht.  Der  Ertrag  der  Stempelabgaben  ge- 
staltete sich  folgendermassen  : 


17SJ9 
1810 
1820 
1830 
1840 
1850 
1860 
1870 
1872 
1875 
1880 
1885 


Mill.  Frcs. 
20,900 
24,800 
27,000 
29,400 
37.000 
42.800 
60,600 
76,000 
'37JOO 
154,200 
147,400 
154,600 


Mill. 


1890 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


1694  eingeführt  worden.  Stempelpflichtig 
waren  eine  Reihe  von  Urkunden  über  Rechts- 
geschäfte, über  königliche  Verleihungen  von 
Land,  Aemtern  und  Würden,  über  Verträge, 
Testameute  u.  a.  ra.  und  unterlagen  einein 
sechsstufigen  Tarif.  Im  18.  Jahrhundert 
folgten  dann  zahlreiche  Vermehrungen,  Er- 
höhungen und  Veränderungen  der  Stempel- 
abgaben,  so  1710,  1711,  1714,  1757,  1776, 
1777,  1782,  1783,  1784  und  1795.  Wechsel, 
Noten,  Versicherungspolicen  wurden  1782 
— 1783  der  Stempelpfhchtigkeit  unterworfen. 
Seit  1820  wurde  der  Stempeltarif  wieder- 
holt verändert.  Der  heutige  Rechtsstaud 
geht  in  der  Hauptsache  auf  33  «Sc  34  Vict. 
c.  97/98  (10.  August  1870)  zurück.  Die 
Custom  and  Inland  Revenuo  Act  v.  1888 
hat  oinzelne  Modifikationen  gebracht  und 
besonders  den  Stempel  auf  \\  ertpapiere  er- 
höht, nachdem  1884  und  18S7  kleinere  Ab- 
änderungen vorangegangen  waren.  1894, 
1899  und  1900  hat  namentlich  die  Ausdeh- 
nung der  Stompelpflieht  auf  weitere  Kate- 
gorieon  der  Wert-  und  Börsenpapiere  weitere 
Fortschritte  gemacht.  Auch  sind  teilweise 
die  Tarifsätze  erhöht  worden.  Die  Stempel- 
form dient  in  England  auch  zur  Erhebung 
Feuerver-  der  Erbschaftssteuer  ( vgl.  d.  Art.  E  r  b  - 
'  schaftssteuer  oben  Bd.  III  S.  698 ff.),  so- 
wie mitunter  auch  einzelner  Aufwand- 
steuern, wie  z.  B.  der  Spiel  karten  Steuer. 

Die  Stempelabgaben  (Stamps  Duties) 
treffen  heute  wesentlich  die  wichtigsten 
Urkunden  und  Geschäfte  des  Mobiliar-  und 
Immobiliarverkohrs.  Namentlich  sind  in 
den  letzten  Jahren  die  Stempel  auf  Wert- 
und  Kreditpapiere  teils  erweitert,  teils  er- 
höht worden.  Die  Abgaben  sind  meist  in 
der  Form  von  Wertsteinjieln  auf  der  Grund- 
lage gradueller  oder  proportionaler  Be- 
messung (Duties  ad  valorem),  d.  h.  als 
Gradations-  und  Pro|X)rtionalstemjiel  zu  er- 
heben. Bei  einer  Anzahl  von  anderen  Ge- 
schäftsfällen kommen  aber  auch  Fix- 
stempel vor,  wie  der  »Peniiystempel«  bei 
(Quittungen.  Seit  1881  können  für  kleinere 
Beträge  auch  Post-  (Frei-)  Maiken  verwendet 
werden.  Der  finanzpolitische  Charakter  der 
britischen  Stempelabgaben  ist  in  der  Haupt- 
sache der  einer  Steuer.  Das  Gcbühren- 
element  tritt  in  den  Hintergrund.  Der  Er- 
trag der  eigentlichen  Stempelsteuern,  mit 
Ausschluss  «1er  Erbschaftssteuern,  belief  sich 
auf  folgende  Ziffern: 


Frcs. 

165,800 
159,000 
166,600 

»73,35« 
162,680 

'73,214 
175.761. 
j  92,890 
181,189 


1900  (Etat)  184,536 

1901  (Etat)  181.532 


1713 
1820 
1839 
18G0 
1885 
1895 


0,108  Mill. 
6.080  „ 
4,200  „ 
4.700  „ 

6.310  „ 


Pfd.  St. 


Zweite  Auflage.  VI. 


69 


Digitized  by  Google 


1090  Stempel,  Stempelabgaben-- Sterblichkeit  und  Sterblichkeitstafeln 


1897  6,380  Hill.  Pfd.  St. 

1898  7,667  „  „  „ 
18U9  7,770  „  „  * 
1900  8,510   r      „  „ 

7.  Andere  Staaten.  Russland  hat 
ein  ziemlich  reich  verzweigtes  Stempel- 
steucrsystom  (Ertrag  35,300  Millionen  Rubel) ; 
ebenso  liegen  die  Verhältnisse  in  ilen  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Da- 
bei ist  es  beachtenswert,  dass  hier  auch 
Aufwandsteuern  in  Stempelform  erhoben 
werden,  wie  die  Tabak-  und  die  Biersteuer 
(Ertrag  [ohne  Tabak-  und  Biersteuer|  45,073 
Millionen  Dollar).  Spanien  hat  seit  1030 
die  Stemi>elabgabcn  sehr  ausgebildet  und 
im  I^aufe  der  Zeit  vielfach  die  Steuerpflieht 
ausgedehnt  und  die  Tarife  erhöht.  Seit 
1874  hat  auch  Italien  die  frühere  einzel- 
staatliche Gesetzgebung  einheitlich  geordnet 
und  neugestaltet.  Die  Tarifsatze  wurden 
öfters  erhöht  (Ertrag  07,900  Millionen 
Lire).  Belgien  hat  die  französische 
Stenipelgesetzgebung  flbernommen  und  im 
Laufe  der  Zeit  mehrfach  verändert  1891 
fand  eine  neue  Kodifikation  statt.  Der 
Stempel  ist  hier  teils  Dimension»-,  teils 
Fix-,  teils  Proportionalstempel  (Ertrag 
7,700  Millionen  Francs).  In  den  übrigen 
Lindern  finden  wir  regelmässig  die  Stcmijcl- 
abgaben  als  Form  der  Abgabenerhebung, 
meist  im  Bereiche  der  Gebühren  und  Ver- 
kehrssteuern, als  Glieder  des  Finanz-  und 
Steuersystems  vertreten. 

Lttteratlir:  Vcber  die  Stempelsteuern  ryl.  den 
littemturnachuris  de*  Art.  u  Verkehrtsteuern«. 
Fernirr  Frietlberg,  Zur  Theorie  der  Stemjtrl- 
Stenern,  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat,,  Bd.  II,  (I87l>). 
—  Lehr,  Art.  »Stempel,  Slempelabgabenu  im 
Hnndviirtcrh.  der  Staatsw.,  1.  Aufl.,  Bd.  IV,  S. 
0J — —  .V.  r.  Meckel,  Art.  »Stempel,  Strm- 
pelabgttltrn»  in  Elstrrs  Wörterb.  d.  V.  W.,  Bd.  II, 
S.  6$4 —  t!Ji>.  —  Veiter  den  potitiven  Rechtssland 
vgl.  Jacob,  Art.  »Stempelsteuern«  (Deutschland)  ; 
Stengel*  Wörterl,,  de»  I).  V.R.  Bd.  II,  S.  .14.1  bis 
r,5t>.  —  Wlctwr,  Art.  »Grbiihrengtsetz*  (Oester- 
reich) im  Oesterr.  St.  W.B.,  Bd.  II,  S.  W.ff.  — 
Wagner,  Fin.  III  und  Ergiintungshrft  pa**im. 
(England  und  Frankreich).  —  Kaufmann,  Die 
Finanzen  Frankreich»,  Leipzig  183!.  —  Char- 
don,  Art.  »Timbre«  in  Block,  Dictionnaire  de 
V  ad  Mintitration  jrancaixr,  p.  äOlf'J—Jliiti.  — 
Salefranquc,  Art.  »Timbre«  in  Ssiy,  Diction- 
nairc dr»  fiiutnce»,  toi  II,  p.  1.500—1415. 

Ma.c  v.  Hecket. 


Sterblichkeit  und  Sterblichkeits- 
tafeln. 

1.  Sterbeziffer  2.  Begriff  der  Sterbliehkeits- 
tafel.  3.  Berechnung  der  verlebten  Zeit.  4. 
Graphische  Darstellung  der  Storblichkeitstafel. 
ö.  Berechnung  einer  Sterblichkeitstafcl  auf Grund 
der  Zahlen  der  Verstorbenen.    H.  Berechnung 


i  einer  .Sterblichkeitstafel  auf  Grund  der  Zahlen  der 
!  Verstorbenen  und  der  Geborenen.  7.  Berechnung 
1  eiuer  Sterblichkeitstafel  auf  Grund  der  Zahlen 
1  derVerstorbeuen  und  derLebendeu.  Allgemeines. 
|8.  Erste  Methode.    9.  Zweite  Methode.  10. 
Dritte  Methode.    11.  Vierte  Methode.   12.  Aus- 
gleichung der  Sterblichkeitstafelu.  13.  „Gesetze* 
der  Sterblichkeit. 

1.  Sterbeziffer.  Das  gebräuchlichste 
Verfahren  zur  numerischen  Charakterisierung 
der  Stcrbliclikeitsverhältnisse  einer  Bevölke- 
rung besteht  darin,  die  Zahl  der  Sterbefälle, 
die  sich  in  einem  bestimmten  Zeiträume  er- 
eignet haben,  zu  der  Volkszahl  in  Beziehung 
zu  bringen.  Da  aber  diese  letzte  Zahl  keine 
unveränderliche  zu  sein  braucht,  so  ergeben 
sich  in  der  Regel  verschiedene  rechnerische 
Resultate,  je  nachdem  man  die  Volkszahl 
des  Anfanges,  des  Endes  oder  der  Mitte  des 
Zeitraumes  als  Divisor  verwendet.  Die 
Forderung  der  Theorie  geht  vielmehr  dahin, 
dass  man,  statt  der  Volkszahl,  die  innerhalb 
des  Zeitraumes  von  der  Bevölkerung  ver- 
lebte Zeit  in  die  Zahl  der  Sterbefälle 
dividiert.  Auf  diese  Weise  wird  nämlich 
jeder  Einzelne,  welcher  der  betreffenden 
Bevölkerung  im  gegebenen  Zeiträume  ange- 
hört hat,  mit  einein  so  grossen  Zeitonantuui 
in  Ansatz  gebracht  als  er  thatsächlich  der 
Todesgefahr  ausgesetzt  gewesen  ist.  In 
praxi  wird  man,  wenigstens  für  sogenannte 

I  »ganze«  Bevölkerungen,  d.  h.  für  Bevölke- 
I  rungen,  die  durch  Angabc  von  Territorial- 
'  grenzen  bestimmt  werden,  nur  schätzungs- 
weise vorgehen  können,  indem  man  die  ver- 
lebte Zeit  etwa  durch  das  Produkt  aus  der 
Länge  des  Zeitraumes  und  der  Volkszahl  in 
der  Mitte  des  Zeitraumes  oder  der  halben 
Summe  der  Werte,  die  die  Volkszahl  am 
Anfange  und  am  Ende  des  Zeitraumes  hatte, 
ausdrückt. 

Das  so  oder  anders  gebildete  Verhältnis 
der  Zalü  der  Sterbefälle  zu  der  Volkszahl 
resp.  zu  der  verlebten  Zeit  wird  Sterbe- 
ziffer genannt.   In  manchen  Fällen  erweist 
sich  die  Sterbeziffer  als  zuverlässiges  Mass 
der  Sterblichkeit.   Jedoch  stellt  sie  sieh  als 
ein  zu  summarischer  Ausdruck  bei  feineren 
und  tiefer  gehenden  Forschungen  dar.  Von 
einer  näheren  Kritik  der  methodologischen 
Bedeutimg  der  Sterbeziffer  (über  deren  Ver- 
hältnis zur  mittleren  Ijobensdauer  s.  d.  Art. 
Lebensdauer  oben  Bd.  V  S.  545)  mag 
an  diesem  Orte  wohl  abgesehen  werden,  zu- 
mal da  es  niemand  in  Abrede  stellt,  dass 
!der  Statistiker  am  besten  thut,  sich  be"i 
i  Untersuchungen  über  Sterblichkeit  auf  die 
.  Berechnung  von  Sterl*?ziffern  nicht  zu  l>e- 
I  schränken,  sondern  Sterblichkeitstafeln  auf- 
1  zustellen,  die  viel  genaueren  Aufschluss  über 
die  Sterbliehkeitsvorhültnisse  einer  Bevölke- 
rung zu  geben  imstande  sind. 

2.  Begriff   der  Sterblichkeitstafel. 
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der  Regel  die  erwünschte  Unterlage  für 
solche  Berechnungen.  Ks  soll  nun  hier  ge- 
zeigt werden,  in  welcher  Weise  die  Be- 
stimmung der  verlebten  Zeit  (Vi)  vermöge 
einer  grösseren  Genauigkeit  in  den  An- 
gaben über  die  Ueberlebenden  an  Präcision 
gewinnt. 

Man  denke  sich  zu  diesem  Zwecke  zwi- 
schen die  Zahlen  U|  und  Ui  + ! .  die  zu- 


Eiue  vollständige  Sterblichkeitstafel  \  die  Ueberlebenden  einzelner  Alteremouato 
giebt  für  jedes  Altersjahr  i  an :  1.  die  Zahl  j  ins  Auge  fassen.  Die  statistischen  Nnch- 
der  aus  einer  Anzahl  C0  Neugeborener  das  I  weise  über  die  Verstorbenen  bieten  auch  in 
Alter  von  i  Jahren  Ueberlebenden,  Uj  ;  2. 
die  Zahl  der  aus  derselben  Gesamtheit  von 
Neugeborenen  im  Alter  von  i  bis  i  4*  1  ein- 
tretenden Sterbefälle ,  Di  ~  l'i  —  Uj  _u  4 
(s.d.  Art  Lebensdauer  oben  Bd.  V  S.  513 
bis  544):  3.  die  Wahrscheinlichkeit  für  den 
i-jahrigeu,  vor  der  Erreichung  des  Alters 

Di 

i  -f-  1  zu  sterben,  wi  —  j.  ;  4.  deren  ent- 
gegengesetzte Wahrscheinlichkeit,  d.  h.  die  1  nächst  als  oberer  und  unterer  Grenzwert  der 
Wahrscheinlichkeit  für  den  i-jährigen.  das  i  m  ermittelnden  Grösse  V,  angesehen  werden 
*1*  sollen,  eine  dritte  Zahl  Uj  4.  ■„  eingeschoben, 

welche  dio  Ueterlebenden  des  Alters  i  4*  \ 
ausdrückt.  Alsdann  würde  die  Unbekannte 
Vi  in  zwei  Summanden  zerlegt  werden 
können,  von  denen  der  erste  die  von  i  bis 
i  -f-  ^  und  der  zweite  dio  von  i  -(-  \  bis 
i  -f-  1  verlebte  Zeit  anzugel>en  hätte.  Für 
den  ersten  dieser  Summanden  ergeben  sich 
!  aber  aus  einer  der  früheren  analogen  Be- 
frachtung als  Grenzwerte  \  Ut-t-s  und 
|  \  U|  und  für  den  zweiten  \  l*i  _)_  t  und 
l  Ui  .  ...  Summiert  man  nun  einmal  die 
beiden  unteren  und  ein  anderes  Mal  die 
beiden  olieren  Grenzwerte,  so  erhält  man  die 
für  Vi  selbst  massgebenden  Grenzwerte,  näm- 
lich 4  (U,  f +  Ui  +  0  und  \  (U,  +  Ui 4  .  ). 
Die  Differenz  zwischen  beiden,  die  nur  noch 
4  (Ui  —  Ui  ..  ,)  beträgt,  ist  demnach  auf  die 
Hälfte  der  früheren  reduziert  worden. 
Durch  Einschiebung  von  3  Gliedern  (Uj  ^ 
Uj  ]  i„  Ui  +  «,)  zwischen  Ui  und  U1  +  1  käme 
man  auf  eine  Differenz  {  (U|  —  Uj-i) 
zwischen  beiden  Grenzwerten  etc.  Setzt 
man  n  für  die  Zahl  der  in  der  Altcrsstreeke 
i  bis  i  +  1  enthaltenen  Altersteilclieu  und 


lebto  Zeit,  cj 


7.  die  fernere  mitt- 


Alter  i  +  1  leliend  zu  erreichen,  1  —  wj 

5.  die  nach  der  Sterblichkeitstafel 

in  den  Altersgrenzen  von  i  bis  i  -f*  1  ins- 
gesamt verlebte  Zeit,  V|  ;  b.  den  Sterblieh- 
keitskoeffizionten,  der  sieh  ergiebt  aus  der 
Division  der  im  Alter  vou  i  bis  i  4"  1  Ver- 
storbenen durch  die  in  demselben  Alter  vor- 
D, 
Vi 

lere  Lebensdauer  (s.  d.  Art.  Lobensdauer 
oben  Bd.  V  S.  545)  und  8.  die  wahrschein- 
liche Lebensdauer  (ebenda  S.  545 — 54G). 

8.  Berechnung  der  verlebten  Zeit. 
Befindet  man  sich  einmal  im  Besitze  einer 
Zahlenreihe  U0.  U,,  U,  etc..  so  lassen  sieh 
die  sub  2,  3  und  4  genannten  Grössen  auf 
das  einfachste  berechnen.  Auf  Grund  der- 
selben Reihe  U0,  U„  U,  etc.  kann  lüngegen 
die  uumerische  Auswertung  einer  (irösse 
Vt  (und  folglich  auch  et)  exakt  nicht  er- 
folgen. Denn  es  wird  der  Wert  von  Vj  von 
der  Verteilung  der  Sterbefälle  Di  in  dem 
Altersspielranme  i  bis  i  -f-  1  abhängen,  wo- 
rüber die  Reihe  der  Grössen  Ut  jede  Aus- 
kunft versagt.  Würden  nämlich  sämtliche 
Sterltefälle  D|  auf  den  Anfang  der  betreffen 
den 
man 

umgekehrt:  für  den  Fall,  dass  sämtliche 
Stcrbefällo  sieh  erst  am  Schlüsse  der  Alters- 
streeke  ereigneten,  w^äre  V(  Ui-  Zwischen 
diesen  Grenzwerteu  (Ut  t  und  Uj)  wird 
also  der  wirkliche  Wert  der  Grösse  V|  zu 
suchen  sein,  und  es  liegt  nahe,  V(  _ 
4  (U|  -f  U|  i)zusetzen(vgl.d.Art.Lebens- 
dauer  oben  Bd.  V  S.  544).  letztere  Formel 
würde  indes  nur  dann  in  vollem  Masse  das 
Richtige  treffen,  wenn  sich  die  Sterbefälle  i 
Dj  über  die  AJtersstrecke  i  bis  i  -f-  1  gleich-  | 
massig  verteilten.  Als  Naherungsformel  darf 
man  sie  aber  wohl  für  alle  Altersjahre  mit 
Ausnahme  des  ersten  und  etwa  des  zweiten 
gelten  lassen.  Bei  diesen  sind  behufs  Be- 
rechnung der  verlebten  Zeit  genauere  An- 
gaben über  die  Ueberletanden  erforderlich, 
d.  h.  es  genügt  nicht,  die  letzteren  nach 
Altersjahren  zu  kennen,  sondern  man  mnss 


Ixxleutet  a  die  Länge  jedes  Teilchens  (so 
dass  na  —  1).  so  werden  sich  folgende  zur 
einjährigen  Altorsstreeke  fallen. ,  so  hätte  j  Bestimmung  der  Grösse  Vi  dienende  Un- 
offenbar  die  Gleichung  Vi  -   Uj  -j.  1  und  I  gleichungen  ergeben: 

Vj  >  —  (Uj  _„  4-  Ut„  tu  +  Uj  +  3*  +  . . .  . 


4"  1  i 


und 


»1  <  ~  (fi  +  l'i  ; 


+  (n-l)« 


4-  Ui...2a  4-  •  •  •  • 


4-  Ut     „. ,  „  ). 

Zieht  man  die  rechte  Seite  der  oberen 
Ungleichung  von  der  rechten  Seite  der 
untereu  ab,  so  erhält  man  den  Ausdruck 

n(Uj  —  Uj^i),  der.  theoretisch  gedacht, 

unter  eine  beliebig  kleine  Grösse  sinken 
kann,  weil  die  Altersstrecke  i  bis  i  4-  1  i» 
infinitum  teilbar  ist.  Damit  wäre  also  eine 
durchaus  strenge  theoretische  Lösung  der 
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Frage  nach  der  Ermittelung  der  verlebten 
Zeit  V|  geliefert. 

Die  Grösse  V|  wird  öftere  auch  unter 
einem  anderen  Gesichtspunkt  betrachtet  und 
zwar  bedient  man  sich  dabei  der  Vorstellung 
von  einer  stationären  Bevölkerung,  d.  h. 
von  einer  Bevölkerung,  worin  1.  die  Ge- 
burten sich  in  der  Zeit  gloichmässig  ver- 
teilen, mithin  so,  dass  die  Zahl  der  Geburten, 
die  auf  eine  Zeitstrecke  entfällt,  der  i^änge 
der  letzteren  proportional  ist,  und  2.  jede 
Geburtenmenge  derselben  Absterbeordnung 
unterworfen  ist.  Es  sei  in  einer  stationären 
Bevölkerung  die  jährliche  Geburtenzahl 
UlV  und  es  stelle  unsere  .Sterblichkeitstafel 
I"0,  U„  üt  etc.)  die  in  dieser  Bevölkerung 
lerrsehendo  Absterbeordnung  dar.  Alsdann 
erhält  man  für  einen  beliebigen  Zeitpunkt 
als  Zahl  der  gloiehzeitig  Lebenden  im  Alter 
von  i  bis  i  -f-  a  eine  Zahl,  die  zwischen 
a  V-i  +  a  und  a  Ui  enthalten  sein  musa 
Denn  diese  Gesamtheit  von  Lebenden  ist 
aus  einer  üeburtszeitstrecke  der  lünge  o 
hervorgegangen  und  sie  übertrifft  offenbar 
die  Zahl  derjenigen,  die,  aus  der  genannten 
Zeitstrecke  stammend,  das  Alter  i  +  a  er- 
reichen {das  ist  er  f  i  ~  «),  und  bleibt  hinter 
der  Zahl  derjenigen  zurück,  die  aus  der- 
selben Zeitstrecke  der  Geburt  das  Alter  i 
erreicht  haben  (das  ist  a  Uj).  Für  die  Zahl 
der  im  Alter  i  +  a  bis  i  -f-  2  a  liebenden 
ergeben  sich  in  analoger  Weise  aUj-i_2„ 
und  a  U|  j  „  als  unterer  und  oberer  Grenz- 
wert etc.,  und  schliesslich  gelten  als  solche 
für  die  Zahl  der  im  Alter  von  i  +  (n —  1)  a 
bis  i  -f-  1  liebenden  die  Werte  er  l'i  +  i  und 
crUj  +  (Jl_  l/n.  Summiert  man  nun  die  sämt- 
lichen n  Grössen,  die  als  untere,  und  die  n 
Grössen,  die  als  obere  Grenzwerte  auftreten, 
so  kommt  man  auf  die  Ausdrücke  des 
unteren  und  des  oberen  Grenzwertes  der  im 
Alter  von  i  bis  i  -f  1  Lebenden  und  über- 
zeugt sich,  dass  die  so  gewonnenen  Grössen 
den  für  die  Bestimmung  der  verlebten  Zeit 
(V|)  massgebenden  Grenzwerten  identisch 
sind.  Da  al*>r  bei  fortgesetzter  Teilung  der 
Altersstrecke  i  bis  i  -f-  1  die  genannten 
Grenzwerte  beliebig  nahe  aneinandergerückt 
werden  können,  so  ist  die  nach  der  Sterbe- 
tafel in  den  Altersgrenzen  i  bis  i  -f-  1  ver- 
lebte Zeit  zugleich  die  Zahl  von  liebenden 
derselben  Altersstrecke  in  einer  stationären 
Bevölkerung  mit  jährlicher  Geburtenzahl 
l'„  und  einer  der  Tafel  entsprechenden  Ab- 
sterbeordnung. Daher  auch  die  Bezeichnung 
der  Grösse  Vi  als  »Zahl  der  gleichzeitig 
Lebenden  einer  stationär  gedachten  Bevölke- 
rung  (K.  Becker). 

4.  Graphische  Darstellung  der  Sterb- 
lichkeitstafel. Sucht  man  hier  an  die  im 
Artikel  Bevölkeruugswesen:  allge- 
meine Theorie  des  Bevölkerungs- 


wechsel b  (oben  Bd.  II  S.  689—696)  ge- 
gebene graphische  Darstellung  anzuknüpfen, 
so  lassen  sich  die  Vorgänge,  die  in  einer 
Sterblichkeitstafel  zum  Ausdruck  kommen, 
in  der  auf  S.  692 — 693  angedeuteten  Weis»» 
versinnlichen,  wobei  die  Zeit-  resp.  Alters- 
abstände  0g„  g,g4,  g«glf  g,g4  etc,  und 
Oa,,  a,a,,  a.«,  etc.  (Fig.  1  S.  691)  gleich  je 
einom  Jahre  sein  sollen.  Dann  werden  die 
Zahlen  der  Schueidepuukte  von  om,  rs  etc. 
mit  den  von  Ktga  ausgehenden  Ijebeus- 
linien  oder  die  Punkteninhalte  der  Streifen 
omutUs,  rsu2n,  etc.  die  Grössen  UIf  Ut  etc. 
ausdrücken,  angenommen,  dass  die  Zahl  der 
von  gfga  ausgehenden  Lebenslinien  —  U0  ist. 
Ferner  werdeu  in  den  Punkteninhalten  der 
Quadrate  gigiom.  omrs  etc.  die  Werte  D0. 
1),  etc.  zur  Darstellung  kommen.  Schliess- 
lich würden  die  Zahlen  der  Schneidepunkte 
von  g»o,  mr.  sz  etc.  den  Werten  V  VIt  V. 
etc.  entsprechen,  aber  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  1.  die  Geburtspunkte  auf 
der  Linie  g»g»  gleichm&ssig  verteilt  sind 
und  dass  2.  jedes  Teilchen  der  auf  g»gi 
entfallenden  Geburtenmenge  derselben  Sterbe- 
folge ausgesetzt  ist.  Beide  Bedingungen 
würden  auf  der  Figur  4  im  folgenden  ihren 
Ausdruck  finden:  man  teile  den  Streifen 
PegsUtU»  durch  Linien,  die  von  g,g,  bis  n«Us 
der  Axe  OL'  j>arallol  laufen,  in  eine  sehr 
grosse  (streng  genommen :  unendlich  grosse) 
Anzahl  von  schmalen  Streifen  gleicher  Weite. 
Sieht  man  nun  zu,  wie  sich  die  l^ebens- 
linien  resp.  die  Sterbepunkte  innerhalb  jedes 
der  so  erlialtenen  Streifen  lagern,  und  findet 
man,  dass  in  dieser  Hinsicht  alle  Streifeu 
vollkommene  Gleichheit  aufweisen,  so  hat 
man  ein  Bild,  das  den  obigen  Bedingungen 
genau  entspricht.  Es  ist  olien  gezeigt 
worden,  dass  unter  diesen  Bedingungen  die 
Ausdrücke  der  verlebten  Zeit  (V  V„  Vt  etc.» 
mit  den  Zahlen  von  Lebenden  l>ei  jährlicher 
Geburtenzahl  11  ^  identisch  sind.  Es  stellen 
aber  eben  die  Schneidepunkte  von  g»o,  mr. 
sz  etc.  oder  die  Punkteninhalte  von  £»00,11». 
mra»ti,t  szitjU,  etc.  die  im  Alter  von  0  bh> 
a,  resp.  im  1.  Lebensjalire  am  Schlüsse  des 
Kalenderjahres  gtg,,  die  im  Alter  von  a,  bis 
a,  resp.  im  2.  i>ebensjahre  am  Selduss  des 
Kalenderjahres  gag«,  die  im  Alter  von  a,  bis 
a,  resp.  im  3.  Lebensjahre  am  Schlüsse  des 
Kalenderjahres  g«fr*  etc.  Lebeuden  dar. 

Der  entwickelten  Betrachtungsweise  pe- 
mäss  ist  es  möglich,  auch  in  der  Sterblich- 
keitstafel auf  Elementargesamtheiten  (s.  ol»en 
Bd.  II  S.  693  ff.)  zurückzugehen  und  zwar  durch 
Zerlegung  der  Grössen  D|  in  je  zwei  Teile. 
Fi  und  G|  ,  wobei  F0.  F„  Ft  etc.  den 
Punkteninhalten  von  p«srso,  omr,  rsz  etc.  und 
G0,  G,  etc.  den  Punkteninhalten  von  com, 
mrs  etc.  entsprechen  würden.  Alsdann  er- 
geben sich  die  Beziehungen:  1*.  —  F0  - 

-  i-„r,  —  f,  =v,.\',- 
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0,  —  U,  und  allgemein :  Ui  —  Fi  =  Y\  und 
V,  —  G|  —  U»  ~  i  oder  Fi  -  Ui  —  Vi  und 
Gj  —  Vi  —  Ui  +  |.  Dabei  muss  man  aber 
stets  darauf  bedacht  sein,  dass  man  es  hier  bloss 
mit  einem  Bilde  der  Absterbeordnung  zu 
thun  hat,  welches  den  oben  sub  1  und  2 
namhaft  gemachten  Fiktionen  entspricht.  Im 
all  gemeinen  kann  aber  ganz  davon  abgesehen 
werden,  wie  sich  die  Geburten  Ü„,  von 
denen  man  in  der  Sterkliehkeitstafel  aus- 
geht, in  der  Zeit  verteilen,  und  ebensowenig 
ist  der  allgemeine  Begriff  der  Absterbe- 
ordnung einer  Generation  an  dio  Vorstellung 
gebunden,  dass  jeder  Teil  der  ins  Auge  ge- 
fassten  ursprünglichen  Gesamtheit  von  Ge- 
borenen in  gleicher  Weise  abstirbt. 

Ist  im  vorstehenden  der  Begriff  einer 
Sterblichkeitstafel  auseinandergesetzt  worden, 
so  wird  es  sich  nunmehr  darum  handeln, 
zu  zeigen,  wie  eine  Sterblichkeitstafel  zu 
berechnen  ist. 

5.  Berechnung  einer  Sterblichkeits- 
tafel auf  Grund  der  Zahlen  der  Ver- 
storbenen. Es  sei  an  erster  Stelle  der- 
jenigen Methode  erwähnt,  die  in  nicht  ganz 
zutreffender  Weise  nach  dem  Namen  des 
englischen  Astronomen  Halley  bezeichnet 
wird,  dem  das  Verdienst  gebührt,  zuerst  den 
Versuch  gemacht  zu  haben,  aus  einem  ge- 
gebenen statistischen  Material  eine  Sterblich- 
keitstafel für  den  ganzen  Verlauf  des  mensch- 
lichen Jüchens  zu  konstruieren.  Nach  der 
sogenannten  Halleyschen  Methode  werden 
die  nach  Altersklassen  gegliederten  Sterlie- 
fälle  eines  bestimmten  Zeitraumes,  etwa 
eines  Kalenderjahres  (aus  Vereinfachungs- 
rücksichten soll  auch  bei  Schilderung  der 
anderen  Methoden  der  in  Betracht  kom- 
mende Zeitraum,  worin  die  zur  Herstellung 
der  Sterblichkeitstafel  dienenden  Geburts- 
oder Sterbefälle  liegen,  jeweils  als  Kalender- 
jahr gedacht  werden,  wenn  das  Gegenteil 
nicht  ausdrücklich  bemerkt  ist),  zur  Be- 
rechnung der  Sterblichkeitstafel  verwendet 
und  zwar  in  der  Weise,  dass  man  die  Ele- 
mente Di  der  Sterblichkeitstafel  ermittelt, 
die  den  gegebenen  Zahlen  der  in  den  ein- 
zelnen Altersjahren  Verstorbenen  projtortional 
gesetzt  werden,  wobei  die  Gesamtzahl  der 
Verstorbenen  auf  U0  reduziert  wird.  Ist  also 
Mi  die  Zahl  der  Verstorbenen  im  Alter  von 
i  bis  i  +  1  des  angegebenen  Kalenderjahres 
und  stellt  v>Mi  di0  Gesamtzahl  der  Verstor- 
benen dar,  so  wird  jedes  Dj  nach  der  Formel 

y  •  —  -~  berechnet.     Um  ein  adäquates 

graphisches  Bild  des  Verfallrens  zu  ge- 
winnen, denke  man  sich  in  Fig.  4  die  Ge- 
raden g4r  und  bis  zur  äussersten  Alters- 
grenzlinie UX'  verlängert.  Da  die  Teil- 
strecken 0a„  a,a,  etc.  je  einem  Jahre  gleich 
sind,  so  ist  der  Abstand  zwischen  OX  und 


üK.'  etwa  gleich  100  solchen  Teilstrecken  zu 
setzen.  Folglich  werden  die  Schneidepunkto 
der  verlängerten  Geraden  g«r  und  gtfi  mit 
der  verlängerten  Geraden  i'X'  auf  einer  Ent- 
fernung von  96  resp.  95  Teilstrecken  der 
Länge  Oa,  von  der  Achse  OL!  nach  links 
liegen  müssen  und  mögen  daher  in  analoger 
Weise  mit  u.*,  resp.  u^4  bezeichnet  werden. 
Bezieht  sich  also  das  bei  der  sogenannten 
Halleyschen  Methode  vorliegende  Material 
z.  B.  auf  das  Kalenderjahr  g4g»»  so  wird 
dieses  Material  in  den  I'unkteninhalten  der 
Parallelogramme  giK.iinn.  «mrs  etc.,  die  sämt- 
lich dem  schrägen  Streifen  gig-iU-»^-,*  an- 
gehören, seinen  Ausdruck  finden.  Blickt 
man  jetzt  auf  das  vorhin  entwickelte  gra- 
phische Bild  der  Absterbeordnung  einer 
Generation  zurück,  so  sieht  man  sofort,  wo- 
rauf die  sogenannte  Halley  sehe  Methode  be- 
ruht. Es  wird  nämlich  ein  Streifen  der  Art 
PsP«"iHa  durch  einen  Streifen  der  Art 
g,gsu-»8u-i>!v  ersetzt,  und  an  Stelle  der  qua- 
dratischen Gesamtheiten  gigaoni,  omrr»  etc. 
treten  die  Gesamtheiten  gig%mn,  mnrs  etc. 
ein.  Es  giebt  einen  Specialfall,  bei  dein  ein 
solches  Vorgehen  zulässig  erscheint.  Man 
stelle  sich  nämlich  vor,  dass  in  der  Fig.  4 
in  der  Form,  wie  sie  sich  l*u  der  vorhin 
angedeuteten  Ergänzung  darstellt,  sämtliche 
Streifen  der  Art  K'.>*?iu*na  von  tr-««£-»&u.««ii-M 
bis  g«£ftU|Us  sich  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Zahl  wie  auf  die  Verteilung  der  innerhalb 
derselben  gelegenen  Sterbepunkte  genau 
decken.  Dann  würden  1.  die  quadratisch 
begrenzten  Gesamtheiten  nur  von  ihrer 
Höhenlage,  nicht  aber  zugleich  von  der  Lage, 
die  sie  hinsichtlich  der  Achse  OÜ  einnehmen, 
abhängig  sein :  man  hätte  z.  B.  IM  fgsg;aoin) 
—  PJ  (p»  gi  ran),  PJ  (omrs)  -  PJ  (mn  s  v), 
und  2.  würden  die  Hauptgesamtheiten  von 
Verstorbenen  der  ersten  Art  bei  gegebener 
iJlnge  der  massgebenden  Beobachtungszeit- 
streckeu  den  llauptgesamtheiten  von  Ver- 
storbenen der  dritten  Art,  die  durch  Ge- 
biirtszeitstrccken  der  nämlichen  Länge  und 
durch  dieselben  Altersstrocken  wie  jene  be- 
grenzt sind,  identisch  sein:  man  hätte  z.  B. 
PJ  (gi  k*  um)  _  PJ  (tf,  xs  om),  was  aus  der 
Gleichung  PJ  (g.tfan)  PJ  {gzK*m)  folgt, 
oder  PJ  (mnrs)  PJ  (mnsv).  was  aus  der 
Gleichung  PJ  (mrs)  —  PJ  (snv)  sich  ergiebt. 
Sprachlich  ist  die  Bedingung,  dass  sämtliche 
Streifen  der  Art  jrjfr»u»u«  einander  vollkom- 
men gleichen,  so  zu  formulieren:  konstant 
bleibende  jährliche  Zahlen  von  Geborenen 
(während  eines  Zeitraums  von  101  Jahren, 
angenommen  dass  die  äusserste  Altersgrenze 
100  Jahre  ausmacht)  1km  gleicher  Absterbe- 
ordnung für  jede  der  in  Betracht  kommen- 
den Generationen.  Oder  man  sagt :  Die  so- 
genannte Halleysche  Methode  ist  auf  eine 
stationäre  Bevölkerung  (vgl.  den  oben  sub  3 
gegebenen  strengeren  Begriff  der  stationären 
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Bevölkerung)  berechnet.  Von  den  beiden 
-genannten  Voraussetzungen  ist  es  die  erste, 
welche  regelmassig  den  Thatsachen  in  viel 
höherem  Grade  widerspricht  als  die  zweite, 
■weil  im  allgemeinen  die  Absterbeordnung 
verhältnismässig  langsamem  Wechsel  unter- 
liegt, während  die  Zahlen  dor  Geburten  bei 
Vergleiehung  von  Kalenderjaliren,  die  um 
einen  längeren  Zeitraum  auseinanderliegen, 
sehr  beträchtliche  Differenzen  aufweisen. 
Namentlich  kommt  aber  der  Fall  häufig  vor, 
wo  die  jährlichen  Geburtenzahlen  in  Zu- 
nahme begriffen  sind,  und  dies  wird  im 
Verhältnis  zu  dem  Falle  einer  stationären 
Bevölkerung  eine  schwächere  Besetzung  der 
älteren  Altersklassen  zur  Folge  haben  (vgl. 
oben  Bd.  II  S.  693  Sp.  1  unten).  Parum  wird 
auch  in  jenem  Falle  eine  nach  der  soge- 
nannten Halleysehen  Methode  konstruierte 
Tafel  ein  ungünstigeres  Bild  der  Sterblich- 
keit liefern,  als  der  Wirklichkeit  entspricht. 
Bei  abnehmenden  jährlichen  Zahlen  von  Ge- 
burten würde  sieh  das  entgegengesetzte  Re- 
sultat herausstellen. 

6.  Berechnung  einer  Sterbllchkeits- 
tafel  auf  Grund  der  Zahlen  der  Verstor- 
benen und  der  Geborenen.    Vm  nun  den 

störenden  Einfluss  der  Zu-  oder  Abnahme 
der  jährlichen  Geburtenzalden  zu  beseitigen, 
liegt  es  nahe,  bei  Ermittelung  der  Elemente 
Dj  der  Sterbliclikeitstafel  aus  einem  Material 
über  die  Verstorbenen,  wie  das  der  soge- 
nannten Halleysehen  Methode  zu  Grunde 
liegende,  die  jeweiligen  Geburtenzahlen  zu  be- 
rücksichtigen. Letzteres  findet  in  der  Formel 

s«''ien  Ausdruck,  worin  Mi  die 

vorhin  angegebene  Bedeutung  hat  und 
Ni  die  Zahl  von  Geborenen  darstellen  soll, 
aus  denen  die  Verstorbenen  Ms  hervor- 
gegangen sind.  Da  aber  die  Gesamtheiten 
Mi  als  Hauptgesamtheiten  der  ersten  Art  aus 
je  zwei  verschiedenen  Geburtsjahren  stammen 
(s.  oben  Bd.  II  S.  093),  so  wird  Ni  kunst- 
lieh herzustellen  sein,  und  zwar  ist  es 
rechnerisch  zulässig,  N|  durch  die  halbe 
Summe  der  Geburtenzahlen  l>eider  in  Be- 
tracht kommender  Kalenderjahre  auszu- 
drücken. Ein  genaueres  Verfahren  bietet 
Knapps  Anhaltische  Methode,  auf  die 
hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann. 
Hat  man  für  alle  Altersjalire  von  i  .-.  0 

bis  i  —  io  —  1  die  Quotienten  berech- 

net,  mithin  die  Grössen  D  D„  Dt  etc.  ge- 
funden (weil  für  U0  eine  Vdiehige  Zahl  ge- 
setzt werden  kann),  so  ermittelt  man  die 
Hebel-lebenden  der  Sterblichkeitstafel  durch 
sueeessive  Subtraktionen  :  U,  =  U„  —  D„, 
l\.  =  l',  —  D„  II,  =  l\  ~  D„  etc.  Da- 
bei ist  es  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass 
man  V„  >  0  oder       <  U  erhalten  wird, 


Ua  wider- 


was  dem  Begriff  der  Grösf 
spricht.    Es  ist  nämlich  wolü  zu  beachten, 
dass  die  Bedingung  ü^,  r=  0  oder  ü0  = 

D0  -f-  D,  +  D,  +  .  .  .  D,^,  dann  nicht 
zu  bestehen  braucht,  wenn  jedes  der  Ele- 
mente Di  aus  der  Absterbeordnung  einer 
verschiedenen  Generation  berechnet  wurde, 
wie  es  liier  der  Fall  ist,  und  dass  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dass  jede  der  in  Betracht 
kommenden  Generationen  derselben  Ab- 
sterbeordnung ausgesetzt  gewesen  ist  auch 
in  diesem  Falle  die  obige  Bedingungs- 
gleichung unter  allen  Umständen  erfüllt 
werden  müsste.  Hat  also  diese  Methode  vor 
der  sogenannten  Halleyscheu  den  Vorzug, 
dass  durch  Rücksichtnahme  auf  die  Ge- 
borenen der  störende  Einfluss  des  Wechsels 
in  den  jährlichen  Geburtenzahleu  so  gut  wie 
eliminiert  wird,  so  ist  dieselbe  off eu bar  nur 
|  für  den  Fall  einer  in  der  Zeit  unveränder- 
j  liehen  Absterbeordnung  mit  Erfolg  an- 
!  wendbar. 

Einen  direkten  Gegensatz  zu  den  beiden 
,  besprochenen  Methoden  bildet  d  i  e  Methode, 
I  welche,  statt  von  den  .Sterbefällen  eines  be- 
stimmten Kalenderjahres  auszugchen .  die 
Geborenen  eines  Kalenderjahres  in  ihrem 
allmählichen  Absterben  verfolgt.  Hierzu  sind 
Hauptgesauitheiten   von  Verstorbenen  der 
dritten  Art,  die  sämtlich  demselben  Geburts- 
jalirgange  angehören,  erforderlich.  Dem  oben 
sub  4  gegebenen  graphischen  Bilde  der  Ab- 
sterbeordnung einer  Generation  gemäss  würde 
i  es  sieh  hierbei  lediglich  darum  handeln,  die 
|  Verstorbeneu  der  einzelneu  Altersklassen  auf 
i  eine  Gesamtzahl  U0  zu  reduzieren.  Mag  ein 
\  solches  Verfahren  als  das  natürlichste  und 
dem   Begriff    der   Absterbeorduung  einer 
Generation  angemessenste  erseheinen,  so 
[  stellt  es  sich  doch  bei  näherer  Prüfung  als 
i  nicht  einwandfrei  heraus.    Abgesehen  von 
,  der  praktischen  Schwierigkeit,  mit  der  in 
:  vielen  Fällen  die  Beschaffung  eines  Materials 
1  über  die  Verstorbenen,  die  mehrere  Dezennien, 
im  Grenzfall  sogar  ein  ganzes  Jahrhundert 
von  der  Gegenwart  zurückliegen,  verbunden 
sein  dürfte,  ist  die  Strenge  der  Methode  in 
den  meisten  Fällen  nur  eine  scheinbare. 
Denn  es  wird  bei  Befolgung  dieser  Methode 
—  was  übrigens  von  den  zwei  ersten  eben- 
falls gilt  —  ein  wichtiges  Moment  ganz  ver- 
nachlässigt,  nämlich  die  Eiu-  und  Aus- 
wanderungen, die  sich  innerhalb  eines  be- 
völkerton Gebietes  abzuspielen  pflegen.  Dies 
ist  auch  der  Haupteiuwand  gewesen,  den 
man  gegen  die  nach  diesem  Principe  kon- 
struierten Hermann  sehen  Sterhlichkeita- 
tafeln  für  Bayern    geltend  gemacht  hat 
Ausserdem  kam  aber  bei  letzteren  als  stö- 
render r instand  mit  liinzu,  dass  von  der 
bayerischen  Statistik  Hauptgesamtheiten  von 
Verstorbenen  der  ersten,  nicht  der  dritten 
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Art.  wie  es  die  Methode  verlangte,  verzeich- 
net wurden.  Hennann  hat  einfach  die 
erstoren,  als  waren  sie  die  richtigen,  zur 
Herstellung  der  Tafeln  verwendet,  obwohl 
er  sich  der  begangenen  ITngennuigkeit  wohl 
bewnsst  war  (vgl.  v.  Mayr,  a.  a.  Ö.,  S.  251 
bis  252). 

7.  Berechnung  einer  Sterblichkeits- 
tafel auf  Grand  der  Zahlen  der  Ver- 
storbenen und  der  Lebenden.  Allge- 
nieines. Al»er  nifht  nur  wird  durch  die 
Wandeningen  die  Berechnung  von  Sterblich- 
keitstafeln wirklicher  Generationen  so  gut 
wie  unmöglich  gemacht.  Selbst  wenn  sich 
jener  Faktor  eliminieren  Hesse,  würde  die 
Mehrzahl  der  Statistiker  (anders  G.  v.  Mayr) 
in  so  konstniierteu  Tafeln  keinen  Gewinn 
erblicken,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil 
dabei  für  jede  Altersklasse  eine  andere 
Sterbezeit  in  Betracht  kommt.  Mithin  seien, 
nach  der  herrschenden  Meinung,  die  so  ge- 
wonnenen Sterblichkeiten  aufeinanderfolgen- 
der Altersjahre  nicht  miteinander  vergleich- 
kir.  weil  ja  die  Sterblichkeit  im  allgemeinen 
Aenderungen  in  der  Zeit  unterliegt.  Die 
Aufgabe  der  Sterbliclikeitstafel  ljostehe  viel- 
mehr darin,  die  Sterhlichkeitsverhältnisse 
eines  )>estimmton  Zeitraums  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  und  diese  Aufgabe  könne  nur 
dadurch  gelöst  werden,  dass  die  in  diesem 
Zeitraum  in  verschiedenem  Lebensalter  Ver- 
storbnen jeweils  zu  den  entsprechenden 
Lebenden  in  Beziehung  gebracht  werden 
(Absterlteordnnng  einer  idealen  Generation, 
s.  ol^en  Bd.  II  S.  094.  Sp.  2).  Es  ist  sofort 
klar,  dass  bei  einer  Methode,  die  auf  diesem 
Principe  beniht,  der  Einfluss  der  Wande- 
rungen, auch  wenn  dieselben  ganz  ausser 
acht  gelassen  werden,  niemals  die  Bedeutung 
erlangen  kann  wie  bei  denjenigen  Me- 
thoden, welche  Verstorbene  mit  Geborenen 
vergleichen,  denn  dadurch,  dass  an  Stelle 
der  letzteren  die  Lebenden  treten,  rücken 
die  Gesamtheiten,  von  denen  die  eine  auf 
die  andere  bezogen  wird,  zeitlich  viel  naher 
an  einander.  Es  sollen  nun  in  folgendem 
vier  Methoden  dieser  Art  erörtert  werden. 

8.  Erste  Methode.  Die  älteste  dieser 
Methoden  geht  von  einem  statistischen  Ma- 
terial aus,  das  sich  zusammensetzt:  1.  aus 
Hauptgesamtheiten  von  Verstorbenen  der 
ersten  Art,  die  sämtlich  ein  und  demselben 
Kaien derjahr  augehören,  wie  z.  B.  PJ(mng,gvi, 
PJ  (rsmn)  u.  s.  w.  und  2.  aus  Haupt- 
gesamtheiten von  Lebenden  der  ersten 
Art,  «He  sich  sämtlich  auf  den  Anfang  des 
betreffenden  Kalenderjahres  beziehen,  wie 
PJ  (>i3  \\t  mg4),  PJ  (u4  u3  rm)  u.  s.  w.  Ver- 
schiedene Autoren  haben  geglaubt,  dass  man 
durch  einfache  Division  je  einer  von  den 
erwähnten  Gesamtheiten  von  Verstorbenen 
durch  die  entsprechende,  d.  h.  durch  die- 
selben Altersgrenzen  determinierte  Gesamt- 


heit von  liebenden  die  Sterbens  Wahrschein- 
lichkeit für  das  betreffende  Alter  erhalten 
könnte.  Demgemäss  würde  z.  B.  durch  den 
Quotienten  PJ  (rsmn):  PJ  (ns  u»  rm)  die 
Sterbonswahrscheinlichkeit  w§  bei  i  =^  a, ,  ge- 
geben. Es  ist  aber  an  sich  nicht  korrekt, 
die  Verstorbenen  PJ  (rsmn)  zu  den  laben- 
den PJ  (u}  u»  rm)  in  Beziehung  zu  setzen, 
weil  die  ersteren  nicht  sämtlich,  sondern 
nur  zum  Teil  aus  den  letzteren  hervorge- 
gangen sind.  Wie  die  Figur  zeigt  liegen 
nicht  alle  die  Sterbenunkte,  die  das  Parallelo- 
gramm rsmn  enthält,  auf  den  Lebenslinien. 
welche  die  Gerade  rm  schneiden.  Anderer- 
seits umfasst  PJ  (rsmn)  nicht  sämtliche 
Sterbefälle,  welche  die  Lebenden  PJ  fut  u4  rm) 
im  Laufe  eines  Jahres  geliefert  haben.  (Diese 
Sterbefälle  sind  vielmehr  durch  PJ  (zsrm) 
gegeben.)  Abgesehen  davon  würde  selbst 
in  dem  Fall  einer  stationären  Bevölkerung 
der  Quotient  PJ  (rsmn) :  PJ  (n,  n,  rm)  nicht  die 

Sterbenswahrscheinlichkeit  wi   -  ^'  ,  son- 

D. 

dem  den  Sterblichkeitskoeffizienten  ci  —  -y-- 

«ausdrücken.  In  diesem  Fall  würde  nämlich 
die  Gleichung  PJ  (smn)  PJ  (rom)  liestehen 
und  hieraus  PJ  (rsmn)  PJ  (rsom)  folgen. 
Nachdem  vorliin  (sub  4) Entwickelten  würden 
aber  PJ  (rsom)  der  Grösse  Dj  und  PJ  in»  ua  rm) 
der  Geisse  Vi  (Itei  i  =  »0  entsprechen.  Die 
Bedingungen,  unter  denen  die  Proportion 
PJ  (rsmn):  PJ  (u*  n,  rm)  —  Di  :  Vi  ihre 
Giltigkeit  behält,  können  auch  so  fonmdiert 
werden :  die  Erfüllungen  des  Alters  ^  müssen 
sich  über  den  Zeitraum  g»g5  gleichmässig 
verteilen,  und  aus  der  Gesamtheit  derjenigen, 
welche  in  diesem  Zeitraum  das  gesagte  Alter 
erfüllt  liaben,  muss  jedes  Teilchen  in  dem 
Altersspielraum  a,  bis  a*  derselben  Ab- 
sterbeordnung unterworfen  sein.  Sind  aber 
nun,  wie  in  dieser  Darstellung,  jener  Zeit- 
raum von  bloss  zweijähriger  und  dieser 
Altersspielraum  von  bloss  einjäliriger  Dauer, 
so  kann  man  obige  Proportion  als  Näherungs- 
formel ganz  allgemein  postuliereu,  d.  h.  un- 
abhängig davon,  ob  jene  Bedingungen  er- 
füllt sind.  Greift  man  alsdann  auf  die  vor- 
hin angeführte  Näherungsformel:  Vt  - 
4(1*1+  Uj  +  i),  die  auch  unter  die  Form 
Ui  —  Vt  4-  \  Di  gebracht  werden  kann, 
so   ergiebt   sich    näheru  ngs  weise :    W|  — 

v^TTTTT     un(i     schliesslich:      Wj  — 

PJ  (rsmn) 

PJ  (utu,  rin) -f-  l[  PJ  (rsmn). 

Ein  ähnliches  Resultat  erhält  man,  wenn 
man  auf  den  gegebenen  Fall  dasjenige  Ver- 
fahren anwendet,  dessen  man  sich  bei  der 
Berechnung  der  Sterbenswahrscheinlichkeit 
zu  bedienen  pflegt,  wo  man  es  mit  einer 


Digitized  by  Google 


1096  Sterblichkeit  und  Sterblichkeitstafeln 


Menschenmasse  zu  thun  hat,  -welche  ira 
Laufe  der  Beobachtungszeit  neue  Mitglieder 
in  sich  aufnimmt  und  einen  Teil  ihrer  Mit- 
glieder anders  als  durch  Tod  verliert  Es 
sei  A  der  Bestand  einer  Menschenmasse 
dieser  Art  am  Anfang  eines  bestimmten 
Kalenderjahres,  und  es  seien  im  Laufe  dieses 
Kalenderjahres  B  neue  Mitglieder  beige- 
treten, C  bei  Lebzeiten  ausgeschieden  und 
M  gestorlten.  Die  gesuchte  Wahrscheinlich- 
keit, im  I^aufe  eines  Jahres  zu  steriien, 
wird  dann  gewöhnlich  nach  der  Formel: 

berechnet,  welche,  streng  ge- 


A  -f  {  (B— C) 
nommen,  selbst  als  Nähernngsfonnel  an  die 
Voraussetzungen  geknüpft  ist,  dass  die  Zahl 
der  Eintritte-  und  Austrittsfalle,  die  inner- 
halb eines  beliebig  kleinen  Zeitabschnittes 
stattfinden,  der  Dinge  dieses  Zeitabschnittes 
und  die  analoge  Zahl  der  Sterbefälle  der 
jeweiligen  Zahl  (Durchschnittszahl)  der  in 
diesem  Zeitabschnitt  Lebenden  proportional 
sind.  Im  vorliegenden  Fall  hat  man  zu 
setzen :  M  -  PJ  (rsmn),  A  =  PJ  (n,  u,  rm). 
B  —  PJ  (n.^Uiiun}  und  C  —  PJ  in,  uars). 
Und  wenn  man  ferner  die  Beziehungen: 
PJ  (n,  n,  inn)  PJ  (uau,sn)  +  PJ  (smu), 
PJ  (n,  rn)  PJ  i.u,  u,  rm)  —  PJ  (rsm)  und 
PJ  (smn)  +  PJ  (rsm)  --  PJ  (rsmn)  berück- 
sichtigt, so  kommt  man  auf  die  Formel: 

PJ  (rsmn)    

"  ijPJiu,n,nn)+  PJ(  wn)  j  +  }  PJ(rsmn). 

Letztere  Formel  unterscheidet  sich  von 
der  früheren  nur  dadurch,  dass  im  Nenner 
an  Stelle  der  Zahl  der  im  Anfang  des  be- 
treffenden Kalenderjahres  im  Alter  von 
a,  bis  a.  Lebenden  der  arithmetische  Durch- 
schnitt aus  den  Zahlen  der  am  Anfang  und 
am  Schluss  desselben  Kalenderjahres  im 
nämlichen  Alter  Lebenden  getreten  ist. 
Anderweitige  Betrachtungen  führen  zu  dem 
Ergebnis,  dass  eine  noch  grössere  Genauig- 
keit erzielt  werden  kann,  -wenn  man  die  be- 
treffende Beobachtimgszoitstrocke  (g4g,0  in 
möglichst  viele  kleine  Abschnitte  von  gleicher 
Länge  einteilt,  für  jeden  dieser  Abschnitte 
die  Zahl  der  im  Alter  von  a,  bis  a,  lieben- 
den bestimmt  und  ans  diesen  Zahlen  den 
arithmetischen  Durchschnitt  zieht.  Ein  so 
gebilderter  Durchschnitt  nähert  sich,  •wenn 
man  jene  Teilung  in  infinitum  fortsetzt, 
einem  bestimmten  Grenzwert  Q,  zu  dessen 
exakter  Berechnung  es  nötig  wäre,  die  von 
der  Bevölkerung  innerhall)  des  Altersspiel- 
raums a,  bis  a,  in  der  Periode  von  g4  bis 
g,  insgesamt  verlebte  Zeit  durch  die  Länge 
dieser  Periode  zu  dividieren  (vgl.  oben  sub  1). 
So  kann  denn  auch  im  obigen  Ausdruck  von 
Wj  die  halbe  Summe  der  Zahlen  der  am 
Anfang  und  am  Schluss  des  betreffenden 
Kalenderjahres  im  gegebenen  Alter  Leben- 


den als  ein  Näherungswert  von  Q  aufge- 
fasst  werden. 

Eine  andere  Modalität  der  Bestimmung 
von  U  besteht  darin,  diese  Grösse  der  Zahl 
derjenigen  gleichzusetzen,  die  in  der  Mitte 
der  betreffenden  Beobachtungsperiode  im 
gegebenen  Alter  lebten.  Thut  man  das.  so 
empfiehlt  es  sich,  mit  Hücksicht  auf  den 
ziemlich  allgemein  herrschenden  Brauch,  die 
Volkszählung  am  Schluss  des  Kalenderjahres 
vorzunehmen,  als  Zähler  des  Bruches,  welcher 
die  gesuchte  Sterbenswahrscheinlichkeit  aus- 
drückt, die  Zahl  derer  zu  benutzen,  welche 
im  Durchschritt  einer  geraden  Zahl  von 
Kalenderjahren  gestorben  sind.  So  haben 
z.  B.  der  unten  angeführten  italienischen 
SterbJichkeitstafel  die  Ergebnisse  der  Volks- 
zählung vom  31.  Dezember  1881  und  die 
Nachweise  ül»er  die  iu  dem  12jährigen  Zeit- 
räume 1870 — 1887  vorgekommenen  Sterbe- 
fälle zur  Unterlage  gedient.  Dabei  ist  zum 
Zweck  der  Vereinfachung  der  Berechnung 
von  der  halben  Zahl  der  Verstorbenen,  die 
im  Nenner  der  betreffenden  Formel  figu- 
riert, für  die  Altersklassen  unter  00  Jahren 
altgesehen  worden,  und  erst  von  diesem  Alter 
an  hat  man  die  Korrektur,  welche  mit  fort- 
schreitendem Alter  wegen  zunehmender 
Sterblichkeit  immer  wichtiger  wird,  in  An- 
satz gebracht.  Bei  der  Berechnung  der 
ebenfalls  am  Schluss  dieses  Artikels  ange- 
führten englischen  Sterblichkeitstafel  sind 
dagegen  zur  Bestimmung  von  U,  nach  einem 
in  England  seit  \V.  Farr  eingebürgerten. 
Brauch,  die  Ergebnisse  der  zwei  Volks- 
zählungen, die  auf  den  Anfang  und  auf  das 
Ende  dm-  betreffenden  Sterbezoitjterüde 
fallen,  verwendet  worden,  woltei  angenommen 
wird,  dass  im  Laufe  einer  solchen  Periode 
die  Zahl  der  labenden  jeder  Altersklasse  in 
geometrischer  Progression  zugenommen  hat. 
Für  das  englische  Verfahren  kommt  ausser- 
dem in  Betracht,  dass  die  Verstorbenen 
nicht  nach  einjährigen,  sondern  nach  zehn- 
jährigen Altersklassen  gegeben  sind.  Es 
würde  indessen  zu  weit  führen,  wollte  mau 
hier  auf  die  Interpolationsmethoden  näher 
eingehen,  deren  man  sich  bei  dieser  Sach- 
lage liedienen  muss,  um  die  Sterltenswahr- 
scheinlichkciten  für  alle  ganzzahligen  Alters- 
werte  zu  erhalten. 

Sind  nun  solche  Sterbenswahrscheinlich- 
keiten in  der  einen  oder  der  anderen  Weise 
berechnet,  so  findet  man  die  Zahlen  der 
l*eberlel>enden.  welche  in  die  Sterblichkeits- 
tafel einzutragen  sind,  durch  suecessive 
Multiplikationen  auf  Grund  der  Formel: 
l'i-Lj  --  U-,  (1— W|  ).  Weil  aber  t*0  eine 
willkürliche  Zahl  ist,  so  würden  offenbar 
die  unmittell»ar  aus  den  statistischen  Daten 
für  alle  Altersjalire,  vom  ersten  angefangen, 
berechneten  Sterbenswahrscheinlichkeiten 
ausreichen,  um  eine  vollständige  Sterblich- 
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keitstafel  aufzustellen.  Man  pflegt  jedoch 
die  Absterbeordnnng  für  die  Altersporiode 
von  0  bis  etwa  5  Jahren  meist  anders  zu 
bestimmen,  nämlich  indem  man  die  Zahlen 
der  in  dieser  Altersporiodc  Verstorbenen  auf 
die  Zahlen  der  Geborenen  bezieht,  aus  denen 
sie  hervorgegangen  sind  (vgl.  oben  subG).  Dies 
empfiehlt  sich  vornehmlich  aus  dem  Grunde, 
weil  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Geburt 
die  aus  einer  bestimmten  Geburtenmenge 
hervorgehenden  Sterbefälle  sich  schon  inner- 
halb der  betreffenden  einjährigen  Alters- 
spielräurae  selir  ungleichmassig  verteilen 
(namentlich  im  ersten  Altersjahr)  und  des- 
wegen die  Formel  Vi  _  r,  -f  ^  Di  .  welche, 
nach  dem  vorhin  Entwickelten,  der  in  Frage 
stehenden  Methode  der  Berechnung  der 
Sterl>enswahr8cheinlichkeit  mit  zu  Grunde 
liegt,  für  diese  Altersi>eriodc  un brauch l«ar 
wird.  Ausserdem  ist  nicht  zu  vergessen, 
dass  in  den  Volkszählungsergebnissen  gerade 
die  Zahlen  der  in  den  jüngsten  Altersklassen 
Verzeichneten  am  wenigsten  zuverlässig  er- 
scheinen, während  die  Statistik  der  Geburten 
in  der  Regel  ein  viel  grosseres  Vertrauen 
verdient.  Also  erst  etwa  vom  G.  Alters- 
iahre  an  werden  die  Zahlen  der  l'eber- 
lebenden  ans  den  direkt  ermittelten  Storbens- 
wahrseheinlichkeiten  abgeleitet. 

Die  besprochene  Methode  der  Berechnung 
einer  Sterblich  keitstafel  verdankt  ihre  grosse 
Beliebtheit  —  man  bedient  sieh  derselben 
nicht  nur  in  England  und  Italien,  sondern 
auch  in  Frankreich  und  anderen  Ländern  — 
namentlich  dem  Umstände,  dass  das  sta- 
tistische Material  über  die  Verstori »enen 
grösstenteils  nach  Hauptgesamtheiten  der 
ersten  Art,  wie  es  eben  die  Methode  ver- 
langt, geordnet  vorliegt. 

9.  Zweite  Methode.  Wenn  man  hin- 
gegen iUnjr  1.  Hauptgesamtheiten  von  Ver- 
storbenen der  zweiten  Art,  wie  PJ  (snmg,}. 
IM  (zsrm)  u.  s.  w.  und  2.  Hauptgesamtheiten 
von  Lebenden  der  ersten  Art,  wie 
PJ  (ii^nitf,),  PJ  (UjUjrm;  u.  s.  w.  verfügt, 
so  kann  man,  indem  man  PJ  (snmg4)  durch 
PJ  (ua  u«  m^),  PJ  (zsrm)  durch  PJ  (u,  u,  rin) 
u.  s.  w.  dividiert,  zu  Steri>enswahrscheinlieh- 
keiten  gelangen,  die  insofern  als  korrekt  ge- 
bildete erscheinen,  als  die  hierbei  verwendeten 
Zahlen  von  Verstorbenen  aus  den  Zahlen  von 
Lebenden,  zu  denen  sie  in  Beziehung  gesetzt 
werden,  hervoigegangei)  sind  (s.  die  Figur  4, 
oben  Bd.  II  S.  G!*l).  So  berechnete  Sterl>ens- 
wahrscheinlichkeiten  gelten  aber  nicht  für  be- 
stimmte Alterswerte,  sondern  beziehen  sich 
auf  Gesamtheiten  von  Gleichzeitigen,  inner- 
halb deren  Altersunterschiede  statthalien. 
Freilich  reichen  diese  Altereunterschiede  bei 
den  hier  angenommenen  einjährigen  Ab- 
grenzungen nicht  über  ein  Jahr  hiuaus.  Da- 
her ist  es,  wenn  man  von  den  jüngsten 
Altersklassen  absieht,  im  allgemeinen  ge- 


stattet, jeden  gefundenen  Wert  der  Sterbens- 
wahrscheinlichkeit, welcher  thatsächlich 
einem  Durchschnitt  aus  verschiedenen  Alters- 
worten entspricht,  die  etwa  in  den  Grenzen 
von  i'  bis  i"  eingeschlossen  sind,  als  einen 
solchen  zu  betrachten,  welcher  einem  ein- 
zigen Alters  wert  i  —  %  (»'  +  1")  entspricht. 
Es  bietet  hierbei  einen  gewissen  \  orteil, 
wenn  die  Gesamtheiten  von  liebenden  nach 
dem  Alter  bezw.  nach  der  Geburtszeit  so 
abgegrenzt  sind,  dass  sich  für  ^  (i'  -f-  i") 
jeweils  eine  ganze  Zahl  ergiebt.  Denn  in 
diesem  Fall  können  die  ermittelten  Sterbens- 
wahrscheinlichkeiten  ohne  weiteres  in  die 
Sterblichkeitstafel  eingetragen  werden,wclche. 
wie  bekannt,  in  ihrer  ersten  Spalte  ganz- 
zahlige Alterswerte  enthält.  Fällt  also  der 
Anfang  der  lietreffenden  Boobaehtungsperiode 
auf  den  1.  Januar  irgend  eines  Jahres,  so 
müssten  die  Geburtszeitgrenzen,  welche  für 
die  entsprechenden  Gesamtheiten  von  Leben- 
den und  Verstorbenen  massgeliend  sind, 
nicht  auch  ihrerseits  auf  den  1.  Januar  ver- 
schiedener Jahre,  sondern  auf  den  1.  Juli 
dieser  Jahre  fallen,  so  dass  man  jeweils  mit 
Gesamtheiten  von  'leitenden  und  von  Ver- 
storbenen zu  thun  hätte,  die  geboren  sind 
in  der  Zeit  vom  1.  Juli  eines  gegebenen 
Jahres  bis  zum  30.  Juni  des  folgenden  Jahres. 
Eine  derartige  Abgrenzung  nach  der  Ge- 
burtszeit schlägt  für  den  uns  augenblicklich 
beschäftigenden  Fall  u.a.  Zeuner  vor  (Ab- 
handlungen S.  G2 — G3).  In  der  Praxis  der 
privaten  Mortalitätsstatistik,  wo  es  sich  um 
ein  Material  handelt,  das  sich  auf  einen  ge- 
schlossenen Personen  kreis  bezieht,  ist  es 
auch  hie  und  da  vorgekommen,  dass  dieses 
Material  nach  dem  erwähnten  Princij»  zu- 
sammengestellt worden  ist  (vgl.  H.  Z  i  m  m  er- 
mann. Beiträge  zur  Theorie  der  Dicnst- 
unfflhigkeits-  und  Sterbensstatistik,  IV.  Heft, 
Berlin  1889,  S.  3  ff.).  Die  staatliche  (und 
kommunale)  Bevölkerungsstatistik  hält  sich 
aber  konsequent  an  die  übliche  Abgrenzung 
nach  Kalenderjahren  in  betreff  sowohl  der 
Geburtszeit  (bei  den  Lebenden  und  l»ei  den 
Verstorbenen,  soweit  Hauptgesamtheiten  der 
zweiten  l»ezw.  der  dritten  Art  gebildet 
werden)  wie  der  Beobachtungszeit,  so  dass 
für  die  Altersgrenzen  i'  und  i",  nicht  aber 
für  A  (i'  i")  ganze  Zahlen  herauskommen. 
In  diesem  Fall  ist  es  üblich,  aus  ie  zwei 
angrenzenden  Sterbenswahrscheinliohkeiten. 
bei  denen  ^  (i'  +  i"}  gleich  i — ^  und  gleich 
i  +  i  ist,  den  arithmetischen  Durchschnitt 
(eventuell  unter  Berücksichtigung  der  ver- 
schiedenen Gewichte  dieser  zwei  Sterbens- 
wahrscheinlichkeiten) zu  ziehen  und  die  ge- 
suchte Sterbcnswahrscheinliehkeit  für  den 
ganzzahligen  Alterswert  i  diesem  Durch- 
schnitt gleichzusetzen.  Die  Zahlen  der 
Ueberlel>en(len  der  Sterblichkeitstafel  werden 
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<lann  in  derselben  Weise  wie  l>ei  der  ersten 
Methode  (oben  sub  8)  gefunden. 

Von  den  unten  angef (Hirten  Sterblich- 
keitstafelu  ist  die  niederländische  (von  A.  J. 
van  Pesch)  nach  der  soeben  besprochenen 
zweiten  Methode  berechnet.  Dabei  ist  je- 
doch die  Absterbeordnuug  ffir  die  Alters- 
periode von  0  bis  5  Jahren  nach  der  dritten 
Methode  (s.  unten  sub  10)  ermittelt  worden, 
weil  für  diese  Altersperiode  der  vorhin  er- 
wähnte lTebergang  von  den  direkt  berechneten 
Sterbenswahrscheinlichkeiten  zu  den  Ster- 
benswahrseheinlichkciten  für  ganzzahlige 
Alterewerte,  welcher  die  zweite  Methode 
charakterisiert,  sich  nicht  mehr  mit  der 
gleichen  Sicherheit  wie  sonst  ausführen  lüsst. 
Auch  hat  van  Pesch  die  Sterbenswahr- 
scheinlichkeiten für  die  ganzzahligen  Alters- 
werte 6  bis  88  nicht  nach  der  oben  ange- 
führten üblichen  Lebergangsmethode,  son- 
dern mit  Hilfe  eines  strengeren  Verfalirens 
abgeleitet. 

10.  Dritte  Methode.  Kino  dritte  Me- 
thode der  Berechnung  einer  Sterblichkeits- 
tafel  auf  Gnind  der  statistischen  Nachweise 
über  die  Lebenden  und  Verstorbenen  stammt 
von  K.  Becker  und  G.  Zeuner  her  und 
ist  im  wesentlichen  bereits  im  Art.  All- 
gemeine Theorie  des  Bevölkerungs- 
wechsels (oben  Bd.  1  S.  693  Sp.  2)  zur 
Sprache  gebracht  werden.  Nach  dem  dort 
Gesagten  stellt  sich  bei  dieser  Methode  das 
erforderliche  statistische  Material  dar  als 
1.  eine  Reihe  von  Hauptgesamtheiteu  von 
Verstorbenen  der  dritten  Art,  die  sämtlich 
durch  die  isochronische  Linie,  welche  dem 
Schlusszeitpuokte  eines  bestimmten  Kalender- 
jahres, wie  /..  B.  gita,,  entspricht  (die  ver- 
längerte Gerade  gi  r),  in  je  zwei  Elemontar- 
gesamtheiten  zerlegt  werden,  | diese  Haupt- 
gesamtheiten sind :  P.I  (mntfsg,),  PJ  (rsom) 
u.  s.  w.|  und  2.  eine  Reihe  von  Hauptge- 
samtheiten von  liebenden  der  zweiten  Art, 
die  sämtlich  innerhalb  einer  bestimmten 
Zeitstrecke  (des  Kalenderjahres  g»g<)  die 
Altersgrenzen  0  Jahre,  1  Jahr,  2  Jahre  u.  s.  w. 
überschreiten,  [diese  Hauptgesamtheiteu  sind : 
PJ  (a3u,gsgi "'.  PJ  (u-i  u3  om't  u.  s.  w.  |.  Welche  Art 
von  statistischer  Erhebung  notwendig  ist,  um  • 
ein  so  beschaffenes  Material  herstellen  zu  kön- 
nen, ist  im  genannten  Artikel  ausführlich  dar- , 
gethan  (sub  4,  ol»en  Bd.  II  S.  093 ff.).  Befindet 
man  sich  aber  einmal  im  Besitz  der  obigen 
zwei  Reihen,  so  lassen  sich  durch  einfache  Di- 
vision je  einer  Zahl  der  ersten  Reihe  durch 
die  entsprechende  Zahl  der  zweiten  Reihe 
[PJ  imngjffj)  durch  PJ  (n.u^gj),  PJ  (rsom) 
durch  PJ  (n.  u*  om)  u.  s.  w.J  die  Sterbenswahr- 
scheinlichkeiten w0.  w,  u.  s  w.  ermitteln, 
woraus  dann  die  Zahlen  der  Ueberlebenden 
in  der  bekannten  Weise  (s.  obeu  sub  8  und  0) 
gewonnen  weitlen  können.  Es  sei  noch  er- 
wähut,  dass  Becker  bei  der  Berechnung  der 


Sterbenswahrscheinlichkeiten  nach  dieser 
Methode  die  Wanderungen  mit  zu  berück- 
sichtigen gesucht  hat,  und  zwar  durch  An- 
bringung einer  Korrektion  im  Divisor,  deren 
numerische  Auswertung  eine  Kenntnis  von 
der  Gliederung  der  Ein-  und  Ausgewan- 
derten nach  Alters-  und  nach  Geburtsjahren 
zur  Voraussetzung  hat.  Theoretisch  ist  die 
Becker-Zeunersche  Methode  —  wenn  man 
von  den  Wanderungen  absieht  —  insofern 
unanfeehtlrar,  als  jeder  Wert  Wj  ganz  streng 
bestimmt  wird.  Jedoch  hält  man  der  Me- 
thode mit  Recht  entgegen,  dass  eine  nach 
derselben  berechnete  Sterblich keitstafel  nicht 
die  Sterblichkeit  eines  bestimmten  Kalender- 
jahres umfasst,  weil  sich  die  in  Betracht 
kommenden  Sterbefälle  vielmehr  auf  zwei 
Kalenderjahre  verteilen.  Dalwi  werden  die 
Sterbcfälle  jedes  Kalenderjahres  nicht  ganz, 
sondern  etwa  je  zur  Hälfte  in  Anrechnung 
gebracht.  Mithin  entspreche  die  Methode 
der  Fragestellung  für  den  Fall  der  Ab- 
sterbeordnung einer  idealen  Generation  nicht 
in  vollem  Masse.  Handelt  es  sich  doch  in 
diesem  Falle  darum,  zu  zeigen,  in  welcher 
Folge  eine  Anzahl  von  Neugeborenen  ab- 
sterben würde,  wenn  sie  derjenigen  Sterb- 
lichkeit ausgesetzt  wäre,  die  aus  der  Er- 
fahrung eines  bestimmten  Zeitraums 
ermittelt  worden  ist. 

Nach  der  dritten  Methode  sind  von  den 
unten  wiedergegebenen  Sterblichkeitstafeln 
die  deutsche,  sächsische  und  die  Tafel  der 
23  Versicherungsgesellschaften  berechnet 

11.  Vierte  Methode.  Eine  eigentüm- 
liche Stellung  unter  den  Methodeu  der  Be- 
rechnung einer  Sterblichkeitstafel  auf  Grund 
der  Volkszählungsergebnisse  und  der  Sta- 
tistik der  Sterbefälle  nimmt  die  Methode 
ein,  welche  den  Leiter  der  Berliner  Kom- 
mnualstatistik  R.  Böckh  zu  ihrem  Urheber 
hat  und  von  diesem  für  die  einzig  korrekte 
ausgegeben  wird.  (In  fast  jedem  Jahrgang 
des  Berliner  statistischen  Jahrbuchs  füidet 
sich  eine  Darstellung  dieser  Methode.  S. 
z.  B.  24.  Jahrgang.  Statistik  des  Jahres  1898, 
Berlin  1899.  S.  80  ff.,  oder  auch  Annales  de 
Demographie  internationale,  Jahrg.  1883. 
Vgl.  Böckh.  Sterblielikeitstafel  für  den  preußi- 
schen Staat  im  Umfange  von  1865,  in  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  St.  Bd.  XXV,  1875).  Die  Me- 
thode umfasst  stets  ein  bestimmtes  Kalender- 
jahr der  Steriiezeit  und  verlangt,  dass  die 
Lel»endcn  am  Anfange  desselben  und  die  Ele- 
mentargesamtheiten  der  während  desselben 
Verstorbenen  gegeben  sind.  Es  sei  für  das 
Jahr  (s.  oben  Bd.  U  S.  691)  eine  Sterb- 
lichkeitstafel zu  berechnen.  Böckh  geht  von 
der  Zahl  der  Geborenen  dieses  Kalender- 
jahres aus.  d.  h.  von  PJ  fgig»«^.  und  divi- 
diert dieselbe  in  IM  (g,gRni.  Den  (Quotienten 
betrachtet  er  als  einen  Wert  des  aus  den  Ele- 
menten der  Sterblielikeitstafel  gebildeten  Aus- 
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druckes      (s.  oben  sub  4).  Des  weiteren  setzt 


Böckh 


IM  (g«mn,uj 


gtmii) 


G„ 


P.T  (mns) 
PJ(mnuaii4) 


F, 


i\  ^  .von  den  Geborenen  eines  Kalenderjahres  im 

Alter  etwa  von  0  bis  1  Jahr  verlebte  Zeit 
zu  ermitteln,  ohne  die  Gesamtheit  der  Ge- 
borenen bis  zu  demjenigen  Punkte  verfolgt 
zu  haben,  wo  es  keinen  unter  ihnen  mehr 
giebt,  der  das  Alter  1  Jahr  nicht  über- 
schritten hätte  oder  vor  der  Erreichung  des- 
selben nicht  gestorben  wäre.    Hierzu  ist 

abzieht).    «VrYvi! 7    ~    v  '    pYiV".,^'  ^  mm  eine  zweijährige,  nicht  eine  einjährige 
F.]  knumu,j  \ ,      r.IIrstuu.)  BeolKielitungszeitstrecke  erforderlich.  Meint 


(der  Divisor  auf  der  linken  Seite  der  letzteren 
Gleichung  wird  so  gewonnen,  dass  man  von 
P.I  ;  irinmiU«)  die  Elcraerttargesamtheit  PJ(g4inn  i 
PJ(mrs)  G,  PJ(rsz) 


zur 


---  -.-^  und  fährt  in  dieser  Weise  1 
t« 

äussersten    Altersgrenze    fort.     Hat  man 

alier  die  numerischen  Werte  der  Grössen 

F0     G0      F,     G,      F-  .  . 

•    y  •        ,    v->    r  -  otc.  gefunden, 

so  lassen  sich,  unter  Berücksichtigung  der 
Beziehungen  Y„  U0  —  F0.  T,  =  V0  —  G0. 
V,  ^  U,  —  F, ,  IT.  =  V,  —  G,  etc.  (s.  oben 

sub  4).  nicht  nur  die  Zahlen  der  Ueberlebenden  (könnte  man  dieselbe  Betrachtung  in  betreff 
l\,  U.,  \\  etc.,  sondern  auch  die  ZahJen,  I  jeder  einzelneu  Bestimmung  der  Grossen 


man  aber  mit  Böckh  sich  im  Besitze  der  im 
Alter  von  <>  bis  1  Jahr  von  den  Geborenen 
eines  bestimmten  Kalenderjahres  verlebten 
Zeit  zu  befinden,  wenn  man  weiss,  wie 
viele  von  diesen  Geborenen  am  Scldussc 
desselben  Kalenderjahres  noch  am  lieben 
siud,  so  denkt  man  dabei  offenbar  an  eine 
Generation,  die  den  oben  genannten  Be- 
dingungen   unterliegt.     Mutatis  mutandis 


welche  die  verlebte  Zeit  ausdrücken,  V, 


V, .  V2  etc.  ohne  weiteres  ableiten. 


Und 


Fi 


und 


Gl 
Vi 


anstellen.     Die  Böckhsche 


darin  eben  sieht  Böckh  einen  grossen  Vor-  ;  Methode  ist  also,  insofern  sie  auf  der  still- 


zug  seiner  Methode,  dass  dieselbe  zu  keiner- 
lei Näherungsformeln  zu  greifen  brauche, 
um  die  verlebten  Zeiten  zu  lcrechnen.  in- 
dem sie  vielmehr  den  Weg  zeige,  die 
letzteren  exakt  zu  bestimmen,  was  bei 
keiner  der  anderen  Methoden  der  Fall  sei. 


schweigenden  Annahme  beruht,  dass  die 
Geburten  bezw.  die  Erfüllungen  eines  be- 
stimmten Alters  sich  innerhalb  jedes  Kalender- 
jahres gleichmässig  verteilen  und  dass  ausser- 
dem alle  Teile  einer  jährlichen  Geburten- 
menge in  derselben  Weise  absterben,  als 


Sieht  mau  sich  aber  das  Böckhsche  Verfahren  eine  Näherungsmethode  zu  bezeichnen.  Als 
näher  an,  so  überzeugt  man  sich  sofort, ;  solche  besitzt  sie  aber  den  Fehler,  dass  bei 


dass  dasselbe  keineswegs  ein  voraussetzungs- 
loses ist.  Man  betrachte  zuerst  die  Gleichung 


PI  («4trsn) 


1'. 


Würde  hier  F0  ledig- 


F( 

,.-  vorwie- 
l  i 

er  zweiten  und  bei 
der  Berechnung  der  Elemente 


der  Berechnung  der  Elemente 
gend  die  Sterbefäll« 


Vi 


die  der 


lieh  die  Zahl  derjenigen  bezeichnen,  die  aus 
einer  Anzahl  ü0  von  Neugeboreuen  des 
Kalenderjahres  g«^  vor  dem  Schlüsse  dieses  i € 

Kalenderjahres  gestorben  sind,  so  hätte  man  ^  Anreolinttiig  ^ebractit  werden  (vgL  die 
mit   einer  einfachen  Reduktionsformel  zu 
thun,  indem  an  die  Stelle  «1er  effektiven 
Zahl  der  Geborenen  PJfirigjMu,)  die  will 


i  i  ersten  Hälfte  des  betreffenden  Kalenderjahres 
in  Anrechnung  gebracht  werden  (vgl.  die 
Figur  oben  Bd.  11  S.  G9ö).  Zu  erwähnen  ist 
noch,  dass  Böckh  für  die  Altcrsperiode 
0—2  Jahre  die  Alsterbeordnung  nach  Alters- 
kürliche  Zahl  \\  getreten  wäre.  Soll  aber !  monaton  bestimmt  (wobei  also  die  Voraus- 
F„  zugleich  die  Differenz  zwischen  der  Zahl ,  Setzung  bezüglich  einer  gleich  massigen  Ver- 
der  Neugeborenen  IL  und  der  verlebten  Zeit  i  teilung  der  Geburten  bezw.  Alterserfüllungeu 
V.  darstellen,  wie  es  in  Böckhs  Methode !  sicu  mcht  mehr  auf  em  g»na»  Jahr,  sou- 
angeuommen  wird,  so  verliert  die  obige  (,crn  jeweils  auf  einen  Monat  erstreckt),  und 
Gleichung  ihre  allgemeine  Giftigkeit.  Es  ist  I  ausserdem  für  den  ganzen  Verlauf  der  Ab- 
vorhin  gezeigt  worden  (sub  4),  dass  unter !  Sterbeordnung  die  Wanderungen  durch  An- 
bringung gewisser  Korrektionen  mit  in  die 
Rechnung  zieht.  Doch  äudern  diese  Ver- 
feinerungen der  Methode  nichts  an  dem 


bestimmten  Voraussetzungen  (gleichmässige 
Verteilung  der  Geburten  und  unveränder- 
liche Absterbeordnung)  die  Zahl  der  am 
Schlüsse  eines  Kalenderjalires  im  Alter  von 
i  bis  i  +  1  Jahr  Lebenden  allerdings 
identisch  ist  mit  der  von  der  entsprechenden 
Generation  im  Alter  von  i  bis  i  +  1  Jahr 
verlebten  resp.  zu  verlebenden  Zeit, 
einer  auderen  Verteilung  der  Geburten  hin- 
gegen oder  bei  Wegfall  der  Voraussetzimg 
über  die  Absterbcordnung  brauchen  aber  die 
genannten  Grössen  nicht  mehr  zusammen 


Wasen  derselben  (vgl.  1.  SuppL-Bd.  der 
ersten  Auflage  dieses  Handwörterbuchs  S. 
73«  Sp.  >). 

12.  Ausgleichung  der  Sterblichkeite- 
Bei  tafeln.  Schon  Halley  war  mit  der  An- 
schauung vertraut,  dass  die  Sterblichkeits- 
verhältnisse einer  Bevölkerung,  wie  sie  die 
Sterblichkeitstafel  darstellen  soll,  sich  in  den 
Zahlen  der  thatsächlich  in  einem  bestimmten 


zufallen.    Ist  es  doch  ganz  unmöglich,  die  I  Zeitraum  Verstorbenen    nicht  vollkommen 
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treu  abspiegeln,  weil  diese  Zahlen  zu  klein 
dazu  seien.  Diese  Anschauung  in  Ver- 
bindung mit  der  anderen,  dass  die  nach  dem 
lieben  salter  geordneten  Elemente  der  Sterb- 
lichkeitstafel (bei  Halley  die  Grössen  Di)  nicht 
sprungweise  variieren  dürfen,  sondern  eine 
gewisse  Regelmässigkeit  ihres  Verlaufs  auf- 
weisen müssen,  veranlasste  Halley,  in  seine 
Sterblichkeitstafel  nicht  die  unmittelbar  ge- 
gebenen, sondern  korrigierte  oder  ausge- 
glichene Zahlen  einzustellen.  Er  bemerkt 
ausdrücklich,  dass  die  Unregelmässigkeiten, 
welche  sich  bei  den  registrierten  Zahlen 
zeigen,  der  "Wirkung  des  Zufalls  zuzu- 
schreiben seien  und  dass  sie  verschwiudeu 
würden  (»would  rectifie  themselves«),  wenn 
die  Zahl  der  Beol>aelitungsjalire  oine  viel 
grossere  wäre,  wie  z.  B.  20  anstatt  ö.  Dass 
nun  Halley  jene  Ausgleichung  in  einer 
ziemlich  rohen  Weise  und  ganz  unmethodisch 
ausgeführt  hat,  war  übrigens  sowohl  der 
Aufgabe,  die  ihm  vorschwebte,  ein  bloss  un- 
gefähr zutreffendes  (gleichsam  abgerundetes) 
Bild  von  der  Absterbeordnnng  einer  Be- 
völkerung von  der  Art  der  Einwohnerschaft 
Breslaus  zu  gewinnen,  wie  auch  den  Eigen- 
schaften des  Materials,  welches  ihm  zur 
Verfügung  stand  und  wegen  der  Kleinheit 
der  Zählen  keine  sorgfältigere  Bearbeitung 
zu  verdienen  schien,  durchaus  adäquat.  Im 
Gegensatz  zu  Halleys  Verfahrungsweise  stellt 
die  inodemo  Theorie  der  Berechnung  von 
Sterblichkeitstafeln  die  Forderung  auf,  dass 
die  Ausgleichung  (d.  h.  das  Verfahren, 
welches  darin  besteht,  die  gefundenen  Werte 
der  Sterbenswahrscheinlichkeit  oder  die  ge- 
fundenen Zahlen  der  Ueberlebeudeu  durch 
solche  zu  ersetzen,  die  einen  mehr  regel- 
mässigen Verlauf  zeigen)  immer  eine  me- 
thodische sei.  Ein  näheres  Eingehen 
auf  die  in  Frage  stehenden  Methoden  der 
Ausgleichung  verbietet  sich  hier  wegen  der 
mathematischen  Natur  dieses  Gegenstandes. 
Es  darf  aber  nicht  unerwähnt  bleil>en,  dass 
die  bei  der  Ausgleichung  von  Sterblichkeits- 
tafeln meist  erstrebte  Anlehnung  an  die 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  bezw.  an  die 
Methode  der  kleinsten  Quadrate  nur  insofern 
berechtigt  erscheint,  als  man  Grund  hat  an- 
zunehmen, dass  die  Unregelmässigkeiten,  die 
sich  in  der  Reihe  der  Werte  wj  oder  Ui  zei- 
gen, sich  aus  der  Wirkung  der  zufälligen 
Ursachen  oder  anders:  aus  der  Beschränkt- 
heit des  Beobachtungsfeldes  erklären.  Dies 
dürfte  bei  der  Bestimmung  der  Sterblich- 
keit aus  den  Erfahrungen  von  Versicherungs- 
gesellschaften in  der  Regel  zutreffen. 
Wesentlich  anders  liegt  aber  der  Fall  dort, 
wo  zur  Herstellung  einer  .Sterblichkeitstafel 
die  Daten  der  allgemeinen  Bevölkerungs- 
statistik benutzt  werden.  Diese  Daten  leiden 
nämlich  sehr  oft  an  ungenauen  (abgerun- 
deten) Altersangaben,  wodurch  mehr  oder 


weniger  stark  ausgesprochene  Unregelmässig- 
keiten bei  den  Redien  der  Werte  Wj,  Uj  oder 
Di  bedingt  werden  können,  und  es  wäre 
offenbar  unter  solchen  Umstanden  wenig 
angebracht,  an  diese  Reihen  zum  Zweck 
ihrer  Ausgleichung  vom  Standpunkte  «1er 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  (bezw.  der 
mathematischen  Theorie  der  Beobachtungs- 
fehler)  heranzutreten.  Ueberhaupt  ist  zu 
bemerken,  dass  auf  diesem  Gebiete,  wie  auf 
anderen,  der  Statistiker  sich  nicht  damit  be- 
gnügen darf,  aus  der  Schatzkammer  der 
Mathematik  fertige  Formeln  zu  entlehnen 
und  für  seine  Zwecke  nutzbar  zu  machen, 
ohne  zuvor  diese  Formeln  auf  die  Voraus- 
setzungen hin,  unter  denen  sie  abgeleitet 
sind,  sorgfältig  zu  prüfen  und  die  Flage  zu 
untersuchen,  ob  diese  Voraussetzungen  der 
zu  lösenden  statistischen  Aufgabe  und  der 
Beschaffenheit  des  einschlägigen  statistischen 
Materials  auch  thatsäcldich  entsprechen.  Von 
den  unten  angefülirten  Sterblichkeitstafeln 
sind  alle,  mit  Ausnahme  der  sächsischen, 
entweder  direkt  ausgeglichen  worden  oder 
unter  Anwendung  gewisser  Interjwlations- 
methoden  berechnet,  die  ein  ähnliches  Re- 
sultat wie  die  Ausgleichung  herbeiführeu. 

13.  „Gesetze"  der  Sterblichkeit.  Einige 
Autoren  erblicken  eine  besondere  Aufgabe, 
die  bei  der  Berechnung  von  Sterblichkeits- 
tafeln gleichsam  den  wissenschaftlichen  Al>- 
schluss  bilden  würde,  darin,  die  Absterl>e- 
ordnung  auf  eine  bestimmte  mathematische 
Formel  zu  bringen.  Das  Lebensalter,  in 
Jahren  und  Jahresteilen  ausgedrückt,  wird 
hierbei  als  unabhängige  Veränderliche  be- 
trachtet und  die  Zahl  der  Ucberlebeuden 
(oder  auch  die  Sterbenswahrschein lichkeit), 
welche  jedem  gegebenen  Alterswert  ent- 
spricht, wird  als  eine  Funktion  dieses  Alters- 
wertes dargestellt,  und  zwar  geht  man  von 
der  Voraussetzung  aus,  dass  eine  bestimmte 
allgemein  gütige  Form  oder  Gestalt  dieser 
:  Funktion  oder,  wie  man  es  anders  ausdrückt, 
j  ein  mathematisches  Gesetz  der  Sterblichkeit 
I  existiert,  dem  sich  jede  konkrete  Absterbe- 
I  Ordnung  aiipasst.  Die  Unterschiede  aber, 
welche  in  Bezug  auf  Sterblichkeit  die  ver- 
schiedenen Bevölkerungen  bezw.  Personen- 
kreise darbieten,  würden  darin  Uireu  Aus- 
druck finden,  dass  die  Konstanten,  welche 
in  der  massgebenden  mathematischen  Formel 
vorkommen,  verschiedene  numerische  Werte 
annehmen.  L.  M  ose r  (Gesetze  der  Lebens- 
dauer, 1839,  S.  139—140)  hat  z.  B.  ver- 
sucht, die  Zahl  der  Ueberlebenden  eines 
Alters  x  auszudrücken  durch  ein  Polynom, 
dessen  einzelne  Glieder  sich  darstellen  als 
Wurzeln  bestimmter  Ordnungen  aus  x.  mul- 
|  tipliziert  durch  verschiedene  numerische 
I  Koeffizienten,  welche  für  jede  Sterbliehkeits- 
I  tafel  eigens  zu  bestimmen  wären.  Da  zu- 
gleich die  Zahl  jener  Glieder,  mithin  die 
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Sterbenawahrscheinlichkeiten  für  die  einzelnen  Altersjahre. 
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Zahl  der  Unl>okannten  (d.  Ii.  der  zu  finden- 
den Koeffizienten)  eine  sehr  beschränkte 
war,  so  glaubte  Moser,  das*  es  zur  Auf- 
stellung einer  Sterblichkeitstafel  nicht  nötig 
wäre,  erst  für  alle  Älterssl ufen  die  ent- 
sprechenden Sterhenswahrscheinliehkeiten  zu 
ermitteln,  sondern  dass  man  schon  auf  Grund 
von  Benlwu  htu ngen ,  die  sieh  auf  einige 
wenige  Altersklassen  beziehen,  eine  Sterb- 
lichkeitstafel für  deu  ganzen  Verlauf  des 
menschlichen  Lebens  mittelst  seiner  Formel 
zu  berechnen  imstande  wäre.  Von  den 
anderen  Autoren,  die,  ähnlich  wie  Moser, 
ein  Gesetz  der  Sterblichkeit  entdeckt  zu 
haben  glaubten,  ist  keiner  in  den  praktischen 
Konsequenzen  so  weit  gegangen  wie  er.  und 
es  dürfte  unter  <len  modernen  Statistikern 
kaum  einer  sieh  finden,  dem  es  einfiele,  auf 


der  Annahme  eines  bestimmten  Sterblich  - 
keitsgeset/.es  ein  nach  Mosers  Art  abge- 
kürztes Verfahren  zur  Berechnung  einer 
Sterblichkeitstafel  begründen  zu  wollen, 
l'rineipiell  verharrt  aber  noch  heute  ein  Teil 
der  Fachliteratur  auf  einem  ähnlichen 
Standpunkt.  So  bezeichnet  es  z.  B.  If. 
Zimmermann  (Leber  Dienstunfähigkcits- 
und  Sterbensverhältnisse.  Berlin  1SSS,  S.  J7| 
als  letztes  Ziel  der  mathematischen  Statistik, 
Formeln  aufzufinden,  welche  die  Variationen 
der  Sterbens- (und  Invalidität  s-)  Wahrschein- 
lichkeit nach  dem  Lebensalter  ausdrücken. 
Lud  in  dem  neuesten  systematischen  Werk 
über  die  mathematische  Theene  der  Lc)>ens- 
versicherung  (IL  l'oterin  du  Motel  t 
Theorie  des  assurances  sur  la  vie.  Paris 
1N'J!>,  S.  11t»)  ist  zu  lesen:    -Es  ist  logisch 


Digitized  by  Google 


Sterblichkeit  und  Sterblichkoitstafeln 


1103 


Zahlen  der  I  eberlebenden. 


(Absterbeordnung.) 


.2  a 

Deutsche« 
Reich 

Sachsen 

Niederlande 

England 
und 

Italien 

Alter 
Jahn 

Wale* 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

in. 

w. 

m. 

w. 

0 

1000,00 

1000,00 

1000,00 

1000.00 

1000,00 

1000,00 

1000,00 

1000,00 

1 

747,27 

782.60 

696,92 

741,91 

802,82 

834.65 

838,964 

868.874 

786,90 

806,70 

2 

698,76 

732,8o 

646,9g 

691,49 

757,44 

788,86 

J2-2'.  075 

702,54 

720,39 

3 

675.57 

708,92 

626,08 

669,72 

738,54 

769.44 

772,040 

Sf,  1    1  A  1 
004,  142 

665,45 

681,71 
659,08 

4 

659,97 

692,95 

611,92 

655,12 

725.94 

756,91 

700,107 

791,973 

643,89 

5 

648,71 

681,26 

602,00 

644,90 

717.23 

748,03 

7  r  f  in* 

78l  2AA 

628.63 

642.73 

10 

620,89 

652,37 

581,13 

622,55 

69  s  ,08 

725,67 

711  177 

766  1  S  I 

594,1° 

605,18 

15 

608,92 

638.78 

573-52 

613,95 

683,89 

712,09 

726.104. 

7Cq.o62 

579,14 

587,59 

20 

592,87 

623,24 

561,89 

601,81 

667,22 

694,54 

712.555 

741,321 

561,24 

567.49 

25 

568,92 

601.74 

545,23 

582,67 

643,52 

674,59 

693,809 

724,788 

537,24 

543,6o 

30 

544.54 

575,66 

526,79 

560.14 

621,26 
598.75 

650,21 

669,279 

700,049 

514,73 

5 1 7.66 

35 

5  «8, 15 

546,85 

503,56 

535,51 

622,19 

639,645 

670,992 

493,21 

49 '.78 

40 

487,75 

515,76 

475,42 

508,90 

572.53 

59i,i7 

604,923 

638,912 

469,02 

464,39 

45 

452,72 

484,81 

442,60 

483,02 

542,68 

560,30 

564,437 

604,007 

442,01 

438.26 

50 

412,28 
365,44 

452>45 

403,62 

455.57 

507,5' 

53',29 

517.639 

564,299 

408,31 

409,08 

65 

4i3,o8 

357,40 

420,46 

465,68 

496,83 

462,981 

5l6-375 

37o,42 

376,57 

fiO 

3«  1,24 

362,93 

302,25 

374,84 

412,50 

452,69 

398,400 

457,682 

323.19 

332,29 

65 

248,02 

297,03 

238,78 

314,70 

347,67 

393,2o 

322.482 
238,632 

385,503 

269,18 

277,26 

70 

>77,50 

219.01 

168,80 

239,13 

269,13 

313.83 

299,220 

19797 

200.31 

75 

io7.43 

136,77 

101,22 

152,52 

181,55 

219,96 

153890 

204,208 

127,63 

125,69 

80 

5o,35 

65,70 

45,14 

74,08 

99,45 

125,24 

80,023 

"4,536 
48,133 

63,56 

58,69 

85 

»6,35 

22,32 

13,74 

24,85 

39,6i 

52,45 

29,866 
6,786 

24,78 

22,78 

90 

3,3o 

4,71 

2,02 

4,70 

10,40 

i3,9o 

13.418 

5,32 

4,60 

«5 

0,38 

0,56 

0.19 

0,70 

0,69 

0,92 

o,752 

2,124 

o,54 

0.41 

100 

0,02 

0,03 

O.Ol 

0,01 

0,030 

o,i57 

0.02 

0,01 

anzunehmen,  dass  die  Sterblichkeit  wie  die 
Mehrheit  der  Naturerscheinungen  einfachen 
Gesetzen  unterworfen  ist,  d.  Ii.  solchen  Ge- 
setzen, die  durch  Gleichungen  dargestellt 
■worden  können,  welche  nur  wenige  Kon- 
stanten enthalten.«  Der  Nachweis,  dass  der 
gekennzeichnete  Standpunkt  durchaus  un- 
haltbar ist,  kann  hier  dem  Leser  erspart 
bleiben.  Es  genügt  in  dieser  Beziehung  auf 
die  allgemeinen  Ausführungen  im  Art.  Ge- 
setz (oben  Bd.  IV  S.  234  ff.)  hinzuweisen. 
Handelt  es  sich  doch  auch  speciell  bei  der 
Sterblichkeit  um  eine  Massenerscheinung  des 
menschlichen  Kulturlebens,  zumal  um  eine 
solche,  die  durch  soziale  Faktoren  nach- 
gewiesenermassen  stark  beeinflusst  wird 
und  mit  jenen  »möglichst  isolierten  ein- 
fachsten physikalischen  und  chemischen 
Grunderscheinungen*  ,  welche  sich  auf  mathe- 
matische Formeln  bringen  lassen .  keine 
Analogie  hat.  |  Dieses  ablehnende  Urteil 
über  die  »Sterbliehkeitsgesctze*  trifft  die 
im  Art.  Lebensdauer  (oben  Bd.  V  S.  :"*40  ff.) 
dargelegte  Theorie  der  normalen  iA'bens- 
dauer  nicht.  Denn  obschon  jener  Theorie 
gemäss  auch  eine  bestimmte  Gestalt  der 
Absterbekurve  für  eine  gewisse  Altersstrecke 
postuliert  wird,  beruht  dies  hier  auf  an- 


nehmbaren theoretischen  Erwägungen  von 
allgemeinerer  Tragweite,  welche  mit  dem 
'  naturwissenschaftlichen Gesetzesbegriff  nichts 
gemein  haben.)  Die  Verwerfung  der  mathe- 
matischen Stcrblichkeitsgesetze  schliesst  nicht 
aus,  dass  man  gelegentlich  eine  empirische 
Absterbekurvc  durch  eine  mathematische 
Kurve  bezw.  einen  analytischen  Ausdruck 
approximiert.  Nehmen  doch  die  ausge- 
sprochensten Gegner  der  Sterblichkeitsgesetze 
(wie  z.  B.  Knapp)  keinen  Anstnss  daran,  die 
Absterbekurve  zum  Zweck  der  Sterblichkeits- 
berechnung auf  kurzen  Altersstrecken  gerad- 
linig verlaufen  zu  lassen.  Warum  sollte 
man  in  ähnlichen  Fällen  immer  an  die 
lineare  Form  der  in  Frage  stehenden  Funktion 
gebunden  sein?  Vom  priueipiellen  Stand- 
punkt aus  lässt  sich  gegen  die  Anwendung 
z.  B.  einer  transcendeiiton  Formel  sowohl 
zum  Zweck  der  Sterblichkeitsberechnung  wie 
auch  zum  Zweck  der  Ausgleichung  von 
Sterblichkeitstafeln  oder  zur  Erleichterung 
gewisser  Kechnungen  auf  dem  Gebiet  der 
Lebensversicherung  sicher  nichts  einwenden. 
Stets  aber  muss  man  dessen  eingedenk  sein, 
dass  es  sich  hierbei  lediglich  um  einen 
mathematisch-technischen  Notbehelf  handelt. 
Sofern  hingegen  den  betreffenden  Formeln 
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irgend  eine  naturjdülosophische  Bedeutung 
beizulegen  versucht  wird,  sind  die  Bestre- 
bungen, welche  auf  die  Auffindung  solcher 
Formeln  gerichtet  sind,  dazu  augethan,  die 
statistische  Forschung  auf  diesem  Gebieto 
von  ihren  wahren  Zielen  abzulenken. 

Litteraturt  Die  in  den  Litteraturangaben  tu 
den  Arft.  »Allgr meine  Theorie  des  Bevölkerung»' 
wechselt«  Bd.  II  S.  696  und  » Isbentdauer« 
Bd.  V  S.  549 — SSO  genannten  Schriften  von 
Becker,  Knapp,  Zeuner,  Lejri*,  Brosche, 
Bnrlklexclcz,  van  Pesch  sowie  die  ebenda- 
*tllt»t  (Iid.  V  S.  SSO)  angeführten  amtlichen  Ver- 
öffentlichungen der  deutlichen,  englischen  und 
itidienischrn  Statistik.  —  Datu  noch:  Deutsche 
Sterblichkeitstafeln  atu  den  Erfahrungen 
von  2.1  Lebensversicherrtngsgesellsrhaflen ,  ver- 
öffentlicht im  Auftrage  de*  Kollegium*  für  lieben»- 
eersicherungstrissensrhaft  tu  Berlin,  1SSS.  — 
H'.  Farr,  On  the  ConstruHion  of  Lifc-Table», 
I'hilosophieal  Transactions.  7*59.  —  Kummer, 
Sur  le  calcul  de*  table*  de  mortui  ite  au  moyen 
de*  resultat*  de  la  statistique  de  la  population, 
Annale»  de  dfmogmphie  internationale,  1882.  -  - 
<1.  von  Mayr,  Statistik  und  GcscUschaftslchrc, 
Bd.  II  [1897)  S.  24 i  f.  —  E.  Btaschke.  t'eber 
die  Konstruktion  von  Mortalitätstafeln,  Statistische 
Monatsschrift ,  Wien  1S94,  S.  178 ff.  -  Der- 
selbe, Die  Methoden  der  Ausgleichung  run 
Massenerscheinungrn  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Ausgleichung  v<m  Abstreite-  und 
Invalidenordnungen,  Wien  189$,  —  Eine,  von 
1*.  Uppct't  verjasste  L'ebersieht  der  Litleratur 
idter  Slerbhchkeitstafeln  findet  sich  in  A.  von 
FtrckH'  Ilrcölkerungslchre  und  Bevölkerung*- 
politik,  Leipzig  1898,  S.  474 ff.  —  Vgl.  auch  d. 
Art.  Lebensversicherung  oben  Bd.  V  S. 
:,:,7ff.  v.  Bortktewtcz. 


Steuart,  James  Denham  (Sir), 

geb.  am  21.  X.  1712  zu  Edinburg,  gest.  am  2fi. 
XI.  1780  auf  seinein  Familiensitze  Coltuess  iu 
der  schottischen  Grafschaft  Lanark,  absolvierte 
seine  Studien  in  »einer  Vaterstadt,  that  sich 
1745  als  Parteigänger  den  englischen  Kron- 
prätendenten und  letzten  Stuart,  Prinzen  Karl 
Eduard,  hervor,  flüchtete,  infolge  der  Nieder- 
lage der  Truppen  des  Prätendenten  in  der 
Schlacht  von  l'ulloden,  Uber  die  französische 
Grenze  nach  Angoulcine,  wurde  1763  amnestiert 
und  kehrte  1764  nach  England  zurück. 

Steuart  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schnftlichen  Schriften  in  Ruch  form:  An  in- 
<juirv  into  the  principles  of  political  teeonomy, 
being  an  essay  on  the  science  of  domestie  policy 
in  free  uatinus,  in  which  are  )>articulurly  con- 
sidered  population,  agriculture.  trade,  industry, 
money,  com.  intcrest,  circulations,  banks,  ex- 
change.  public  credit  and  taxes,  2  Bde.,  London 
1767:  dasselbe,  2.  Aufl.,  3  Bde.,  Dublin  1770: 
dasselbe,  Neudruck  der  2.  Aufl..  5  Bde.,  Basel 
und  Strassburg  171)6:  dasselbe,  in  französischer 
l'ebersetzung  von  Scnovert,  5  Bde.,  Paris  1789; 
dasselbe  in  deutscher  l'ebersetzuug  von  J.  U. 
Pauli.  2  Bde.,  Hamburg  1769:  dasselbe,  deutsch, 
:>  Bde.,  Tübingen  176972.  —  A  dissertation 


upon  the  doetriues  and  principles  of  money 
applied  to  the  German  coins,  London  und  Berlin 
1758.  —  The  principles  of  money  applied  to 
the  present  State  of  the  coin  of  Bengal  and  on 
paper-credit,  London  1772.  —  A  dissertation  on 
the  policy  of  grain,  ebd.  1783.  —  Plan  for 
introdneing  uniformity  in  weights  and  measures 
within  the  limita  of  the  British  Empire,  ebd. 
1790.  —  (Die  letzten  beiden  Schriften  wurden 
aus  seinem  Nachlasse  von  seinem  Neffen,  Lord 
Buchau,  veröffentlicht.)  —  Seine  gesammelten 
Werke  führen  den  Titel :  Political,  metaphvsical 
and  chronological  works.  Now  first  collected 
by  his  son  (General  .T.  Steuart),  6  Bde.,  London 
1805.   (Die  Inquiry  ist  in  Bd  I1II  enthalten.) 

Steuart  gilt  für  den  bedeutendsten  Theo- 
retiker des  Merkantilismus,  was  jedoch  daran, 
dass  die  Tage  von  dessen  Herrschaft  gezählt 
waren,  als  jener  sein  Staats  wissenschaftliches 
Hauptwerk  veröffentlichte,  nichts  mehr  änderte. 
Dasselbe  führt  den  Titel  „Inquiryu  etc.  («.  0.) 
und  erschien  in  der  Uebergangsperiode  des  ab- 
gewirtschafteten Merkantilismus  zum  Physio- 
kratismns.  dessen  Sätze  Steuart,  da  sie  ihm  für 
einen  Manufakturstaat  wie  England  von  vorn 
herein  unannehmbar  erschienen,  ohne  eingehende 
Prüfung  in  bezeichnetem  Werke  vornehm  ab- 
lehnte. Die  systematische  Darstellung  der  ge- 
samten Volkswirtschaftslehre,  wie  sie  die  „In- 
quiry1' bietet,  hatte  in  England  noch  keine 
Vorgänger  aufzuweisen;  das  Werk  stand  auf 
der  Höhe  der  volkswirtschaftlichen  Bildung  des 
damaligen  England,  und  wenn  die  Steuart* 
eigenen  wissenschaftlichen  Forschungen  ent- 
sprossenen Theoreme  auch  mit  traditionellen, 
der  merkantilistischen  Rüstkammer  entnomme- 
nen ausgedienten  Postnlaten  verquickt  waren, 
so  bezogen  sich  dieselben  doch  teilweise  auf 
Maximen,  die  damals  noch  der  Hegemonie  Eng- 
lands als  Handclsstaat  huldigten.  Gleichwohl 
i  hat  die  „Inquiry"  nicht  entfernt  die  Verbreitung 
f  in  England  gefunden  wie  der  antinierkantibU- 
tische  Sinithsche  rWealth  of  Nations",  von  dem 
das  Steuartsche  Werk  in  den  Hintergrund  ge- 
drängt wurde. 

Unter  Steuarts  Behandlung  der  wirtschaft- 
lichen Grundbegriffe  in  der  „Inquiry"  gebührt 
seiner  Preislehre,  weil  in  den  Ergebnissen  seiner 
wissenschaftlichen  Forschung  der  beschränkten 
Auffassung  seiner  Zeit  weit  vorauseilend,  die 
erste  Stelle.  Er  vertieft  die  Lehre  früherer 
Theoretiker  von  Angebot  und  Nachfrage  hin- 
sichtlich der  verschiedenartigen  Einwirkung 
dieser  zwei  Preisregulatoren ,  deren  Gleich- 
gewicht fortwährend  wechselt,  auf  die  Preise, 
weist  nach,  dass  diese,  je  nachdem  das  Angebot 
von  den  Herstellungskosten  und  die  Nachfrage 
von  der  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  sowie 
von  der  Solvenz  der  Käufer  bestimmt  wird, 
variieren,  und  entwickelt  aus  der  wirtschaft- 
lichen Grenze,  welche  dem  Getreidepreise  bei 
Kornmangel  und  dem  Preise  der  übrigen  not- 
wendigen Nahrungsmittel  bei  Missernten  gesetzt 
ist,  dass  die  Kaufkraft  des  Konsumenten,  bei 
Getreide  vornehmlich  der  arbeitenden  Klasse, 
in  Industriestaaten  von  dem  Eiukommensver- 
hältuisse,  also  dem  Arbeitslohne,  da  der  Preis 
alle  Gebrauchsgüter  beherrscht,  bestimmt  wird, 
i  Der  von  Locke  und  Hume  verbreiteten  Irrlehre 
in  Bezug  auf  Geld  und  Geldpreise  entzieht 
Steuarts  Widerlegung  den  Boden,  und  w 
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lieh  »1er  Abhängigkeit  der  Geldpreise  von  der  j 
Zunahme  der  Geldmenge  weist  er  auf  das  : 
proportionale  Verhältnis  der  Preise  in  den  durch  ' 
die  ausländische  Konkurrenz  merkantil  mit 
einander  verbundenen  Ländern  bin ,  die  nach-  [ 
haltige,  durch  Vermehrung  des  Geldes  hervor-  j 
gerufene  Preissteigerungen  verhindern.  Er  | 
Führt  ferner  aus,  dass  die  für  den  Umlauf  er- 
forderliche Geldmenge  jedes  Landes  durch  die 
Arbeitsleistung  seiner  Einwohner  reguliert  wird 
und  das«  die  im  Binnen-  oder  internationalen 
Verkehre  für  die  Üirkulation  überzählige  Geld- 
menge durch  Aufspeicherung  ausser  Konkurrenz  j 
tritt.  Steuart»  PreUtheorie ,  welche  schliess- 
lich aus  der  Arbeitsteilung  die  Tendenz  zur 
konstanten  Preisbildung  herleitet,  ist  in  ihren 
Kombinationen  nahezu  erschöpfend  und  nicht  | 
mit  Unrecht  bezeichnet  Kautz  (s.  u.)  ihren  Ver- 1 
fasser  als  Vorläufer  des  scharfsinnigen  deutschen 
Preistheoretikers  Hermann.  Die  in  dem  näm-  < 
lieben  dritten  Buche  der  „Inquirr"  in  Vorschlag  ; 
gebrachte  Einführung  einer  Rechnungswährung 
ohne  metallische  Grandlage  zeigt  dagegen  nur, 
dass  Steuart  weder  mit  den  Produktionskosten 
der  Edelmetalle  sich  eingebend  beschäftigt 
noch  deu  Gegensatz  des  Wertes  einer  Metall- 
zu  dem  einer  metallisch  ungedeckten  Rechnnngs- 
wührnng  richtig  erfasst  hat,  welchem  letzteren 
l'iiterscTieidungsmangel  seine  abenteuerliche 
Schlagschatztheorie  entstammt.  Es  befremdet 
dies  um  so  mehr  bei  einem  Geldtheoretiker,  der 
dadurch ,  dass  er  im  Wechselkurs  nur  einen 
illusorischen  Nationalwohlstandsmesser  sieht, 
beweist,  dass  er  mit  dem  altmerkantilistiscben 
Glaubensartikel,  Reichtum  decke  sich  mit  dem 
Metallvorrate  eines  Volkes,  gebrochen  bat.  Der 
Reichtum  einer  Nation  stellt  sich  ihm  vielmehr 
dar  als  der  Umlauf  nicht  nur  der  zum  Genüsse 
oder  Gebrauche  notwendigen  .Sachgüter,  sondern 
auch  der  Aequivalente  für  Dienstleistungen  und 
Rechtstitel  aller  Art,  einschliesslich  der  im- 
materiellen Güter,  durch  deren  Hinzuziehung 
Steuart*  Theorie  sich  vorteilhaft  von  Smiths 
Güterlehre  abhebt.  Als  Echo  seiner  Zeit  offen- 
bart Steuart  auch  bei  Präcisierung  der  Begriffe 
Kapital  und  Kapitalgewinn,  insbesondere  wenn 
es  sich  bei  letzterem  um  Entwickelung  des 
Leihzinses  aus  dem  ursprünglichen  Kapital- 
gewiune  handelt,  unklare  Vorstellungen.  Nur 
hinsichtlich  der  Verschiedenheit  der  Vorteile, 
welche  der  Darlehnsnehmer  aus  einem  geborgten 
Kapitale  ziehen  könne,  gelangt  er  zu  dem  rich- 
tigen Schlüsse,  das«  die  im  Zillsangebote  zum 
Ausdruck  kommende  Höhe  des  Leihzinses  je 
nach  der  Beschaffenheit  dieser  Vorteile  nach 
ol>en  oder  nach  unten  hin  tendiere.  Als  Be- 
völkeruiigstheoretiker  ist  Steuart  als  Vorläufer 
von  Malthus  anzusehen.  Der  Vorwurf,  welchen 
er  der  Armenpflege  macht,  der  starken  Ver- 
mehrung des  Proletariats  Vorschub  zu  leisten, 
trifft  mehr  die  humanitäre  Richtung,  welche  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  in  den 
englischen  Kirchspielverwaltungen  sich  in  einer 
systematischen  Züchtung  der  Bettler  und  Müssig- 
gänger  äusserte.  In  der  LandwirtBchaftalehre 
gelangt  Steuart  bei  Behandlung  der  Grundrente 
zu  Ergebnissen ,  die  dem  Wortlaute  nach  sich 
auch  auf  die  Hicardosche  Rente  anwenden  lassen, 
obgleich  dieselben  auf  Verkennung  des  eigent- 
lichen Charakters  der  Rente,  der  alles  freie 
Einkommen  untergeschoben  wird  und  auf  Unter- 
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sdiiitzung  des  auf  den  Boden  verwandten  Kapi- 
tals beruhen.  Selbst  Anklänge  an  das  Thünen- 
sche  Gesetz  von  dem  Einflüsse  der  Lage  hin- 
sichtlich der  Entfernung  der  Feldfruchtprodukte 
zum  Centraimarkte  sowie  von  der  Ordnung  der 
Ackerbauzoneu  lassen  sich  in  dem  ersten  Buche 
der  -  Inquiry",  welches  sich  mit  Bevölkerung  und 
Landwirtschaft  beschäftigt,  nachweisen,  aber 
hinsichtlich  des  Bildungsprozesses  der  Boden- 
rente, obwohl  er  deren  Wert  richtig  zu  be- 
stimmen weiss,  liegt  er  noch  in  den  Fesseln 
der  unreifen  Anschauungen  seiner  Zeit 

Durch  sämtliche  Bücher  der  „Inquiry14  zieht 
sich  die  dem  Geiste  jenes  revolutionären  Jahr- 
hunderts entsprungene  staatssozialistische  Idee 
von  der  sozialpolitischen  Berechtigung,  den 
Staat  in  seinem  Oberhaupte  oder  sonstigen  Re- 
präsentanten ausser  für  die  allgemeine  Wohl- 
fahrt des  Landes  auch  für  die  jedes  einzelnen 
Individuums,  welches  es  bewohnt,  verantwortlich 
zu  macheu.  Dieser  staatlichen  Omnipotenz  wird 
in  erster  Reihe  Ernährung,  Beschäftigung  und 
mit  dem  Fortschritte  des  Ackerbaues  mass- 
halteude  Vermehrung  der  Bevölkerung  anver- 
traut: da  aber  der  Lebensnerv  der  materiellen 
Blüte  einer  Nation  in  einem  wohlentwickelten 
Aussen handel  besteht,  mnss  der  Staatsleiter  be- 
strebt sein,  die  niedrige  Preislage  der  Ausfuhr- 
artikel, die  zum  Vorteile  der  Landwirtschaft 
meist  aus  Cerealien  bestehen  sollen,  durch 
äussersten  Druck  auf  die  Arbeitslöhne  aufrecht 
zu  erhalten,  er  hat  es  ferner  seine  Sorge  sein 
zu  lassen,  die  einheimischen  Märkte  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  zu  verschliesscn  sowie 
die  Förderung  des  Luxus  in  das  richtige  Ver- 
hältnis zu  den  vorhandenen  Luxusarbeiteru  zu 
bringen  uud  der  luxuriösen  Lebensweise  der 
Warenproduzenten,  welche  die  Wareu  verteuert, 
entgegenzuarbeiten.  Er  löst  dieses  Problem 
mittelst  der  Steuerschraube,  je  mehr  er  sie  an- 
zieht, je  schneller  wird  die  arbeitende  Klasse 
zu  ihrem  bescheidenen  Standard  of  life  zurück- 
kehren. Hinsichtlich  des  Staatsschulden wesens 
ist  Steuart  der  erste  Finanztheoretiker,  der  dein 
nach  dem  Pariser  Frieden  von  17H3  in  der 
öffentlichen  Meinung  eingetretenen  günstigen 
Umschwünge  über  Aufnahme  neuer  Staats- 
anleihen das  Wort  redete.  Betrug  auch  die 
alte  Schuld  noch  148  Millionen  £,  so  bedeutete 
doch  der  durch  den  Pariser  Frieden  England 
zugesprochene  imposante  Kolouialzu wachs:  Aca- 
dien.  Canada,  Domingo,  Tabago  uud  die  Kolo- 
nieen  am  Senegal  etc.  eine  gewaltige,  zu  neuen 
Finanzoperationen  ermunternde  Stärkung  des 
englischen  Staatskredits.  Steuarts  generelle 
Staatsschuldentheorie  beruht  auf  dem  Postulate, 
dass  derjenige  Staat,  dessen  Finanzinstitut«  das 
meiste  in  Staatsauleihen  angelegte  Geld  im 
Auslände  stehen  hätten,  ein  politisches  Ueber- 
gewicht  Uber  die  im  Schuldverhaltnisse  zu  ihm 
stehenden  ausländischen  Staaten  erlangen  müsse, 
er  empfiehlt  daher  weniger  das  Darlehennehmen 
als  -geben,  welches  letztere  er  auch  ans  dem 
wirtschaftlichen  Grunde  befürwortet,  dass  die 
Kapitalisten  des  reichen  ausleihenden  Staates 
dadurch  Gelegenheit  fänden,  ihre  im  Inlande 
stagnierenden  Kapitalien  unterzubringen.  Seine 
Steuerpolitik,  die  besonderen  Nachdruck  auf  die 
Pliege  der  Konsumtionssteuern ,  gerechte  Ver- 
teilung der  Lasten  und  Schonung  des  Existenz- 
minimums legt,  weist  einzelne  Absurditäten  auf, 
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z.  B. :  Vermehrung  der  Steuern  bei  Schonung: 
des  Nationalwohlstandes  und,  als  Ersatz  für 
sämtliche  Abgaben,  Einführung  einer  den  ge- 
samten Güterumlauf  treffenden  allgemeinen  Ver- 
äusserungssteuer. 

Steuarts  „Inquiry"  wird  als  Spiegel  der 
wirtschaftlichen  Anschauungen  Englands  in  der 
Zeit,  welche  den  Uebergang  zur  Periode  der 
klassischen  Nationalökonomie  oildet,  ihren  monu- 
mentalen Charakter  in  der  Geschichte  der 
Wissenschaft  immerdar  behaupten:  sie  ist,  wie 
Feilbogen  (s.  u.)  treffend  bemerkt,  „kein  Lehr- 
buch für  Schüler,  wohl  aber  ein  Buch  voll 
reicher  Lehren  für  den  Denker*.  .Steuart« 
Kenntnisse  in  der  politischen  und  Wirtschafts- 
geschichte Englands  überragten  diejenigen  Adain 
Smith»,  aber  die  Fülle  der  aus  dieser  Kenntnis 
gewonnenen  Begriffe  wirkte  bei  ihm  nur  ver- 
wirrend auf  Induktion  und  Synthese,  und  der 
Extrakte  seines  Forscherfleisses  bediente  er  sich 
mehr  zur  Induktion  als  zur  Deduktion,  während 
das  umgekehrte  Verfahren  ihn  vor  einzelnen 
Verstössen  gegen  die  staatswirtschaftliche  Logik 
bewahrt  hätte.  Steuart  bleibt  trotzdem  der  be- 
deutendste Vorgänger  Adam  Smiths. 

Vgl.  über  Steuart:  Lord  Buchau,  The 
life  of  J.  Steuart,  Edinburg  1780.  —  Say, 
Traite  d'economie  polit..  disconrs  prelimiuaire, 
Paris  1803,  S.  36.  —  B  U  s  c  h ,  Sämtliche  Schriften, 
16  Bde.,  Wien  1813/18,  Bd.  LX,  X,  XV.  —  A. 
W.  Rehberg,  Sämtliche  Schriften.  4  Bde., 
Hannover  1827  30,  Bd.  III,  S.  299  und  2.%. 
(Rehberg  stellt  die  ..Inquiry"  als  wissenschaft- 
liches Lehrbuch  neben  Newtons  rprincipia  philo- 
sophiae  naturalis-'.)  —  Mac  l'nlloch,  Litcra- 
ture  of  political  eeonomy,  London  1845,  S.  11. 
—  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der  Na- 
tionalökonomie Bd.  n,  Wien  1860,  S.  285  ff.  — 
Bcrens,  Dogmengeschichte  der  Grundrente, 
Leipzig  1868.  8.  33  ff.  —  Roscher,  Gesch.  der 
Nat.,  München  1874,  S.  563.  745.  757.  —  Shad- 
well.  A  system  of  political  economy.  London 
1877.  S.  66  67.  —  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen 
Geschichte  Englands.  Leipzig  1881.  S.  155.  — 
v.  Böhm -Ba werk,  Kapitalzinstheorie,  Inns- 
bruck 1884.  S.  53.  —  Enevclopaedia  Britannica, 
9.  Aufl..  Bd.  XXII,  London  1887,  S.  544.  — 
Ingram.  Historv  of  political  economv,  ebd. 
18H8,  S.  86,87  n.  ö.'  —  Z  u  c  k  e  r  k  a  n  d  1 ,  Theorie 
des  Preises.  Leipzig  1889,  S.  14« ff.  —  Feil- 
boten, James  Steuart  und  Adam  Smith  in 
„Zeitschr.  f.  Staats*.",  Bd.  XLV.  Tübingen  1«89, 
S.  218  60.  --  Cossa,  Introduzione  alio  studio 
dell'  economia  politica,  3.  Aufl.,  Mailand  1892, 
S.  255  59.  312  13  u.  ü.  —  Nonveau  dictionnaire 
deconouüe  polit..  Bd.  II.  Paris  1892,  S.  923  25. 
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Steuer. 

I.  G  rnndbegri  f  f  e.  1.  Begriff  und  Be- 
deutung. 2.  Die  Stenerquelle.  3.  Begründung  der 
.Steuerpflicht.  Aeltere  Theoricen.  4.  Fort- 
setzung. Gegenwärtige  Auffassung.  5.  Die  Aus- 
dehnung der  Steuerpdielit.  fi.  Steuerquelle  und 
Stciicrbcmessungsgruudlage.  7.  Steuerzahler, 
Steuersubjekt.    Stcuerdestinatar,  .Steuerträger. 


8.  Einzige  Steuer  nnd  Mehrheit  von  Stenern. 
II.  Einteilung  der  Steuern.  9.  Natu- 
ral- und  Geldsteuern.  10.  Ordentliche  nnd 
ausserordentliche  Steuern.  11.  Schätzungen  und 
Auflagen.  12.  Direkte  und  indirekte  Steuern. 
13.  Einteilung  der  Steuern  nach  inneren  Mo- 
menten. III.  Grundsätze  im  Steuer- 
wesen. 14.  Geschichtliche  Entwickelung  all- 
gemeiner Grundsätze.  15.  Die  Bedeutung  der 
Steuerprincipien.  A.  Grundsätze  der  Ge- 
rechtigkeit. 16.  Allgemeinheit  der  Besteue- 
rung. 17.  Gleichmäßigkeit  der  Besteuerung  nach 
älteren  Theorieen.  18.  Die  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  (Besteuerung  nach  der  Bei- 
tragsfähigkeit, Opfertheorie).  19.  Proportionalität 
nnd  Progression  der  Steuern.  20.  Weitere  Kon- 
seqnenzen der  Besteuerung  nach  der  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit.  21.  Gesetzmässigkeit 
der  Stenern.  B.  Grundsätze  der  Volks- 
wirtschaft. 22.  Volkswirtschaftliche  Quelle 
der  Stenern.  23.  Weitere  volkswirtschaftliche 
Grundsätze.  C.  Grundsätze  der  Finanz- 
wirtschaft. 24.  Beweglichkeit  der  Steuern. 
IV.  D  i  e  S  t  e  n  e  r  v  e  r  w  a  1 1  n  n  g.  25.  Die  Veran- 
lagung. 26.  Die  Erhebung  der  Steuern  V. 
Die  Steuerüberwälzung  nnd  die 
Steuerentlastungskämpfe.  A.  Die 
Steuerüberwälzung  im  engeren 
Sinne.  27.  Begriff  derselben.  28.  Dogmen- 
geschichte der  Ueberwälznngstheorie.  29.  Die 
Tragweite  der  Steuerüberwälzung.  B.  Die 
Steuerentlastungskämpfe.  "30.  Begriff 
nnd  Arten.  VI.  Geschichte  und  Statis- 
tik des  Stenerwesens  im  19.  Jahr- 
hundert. 31.  Allgemeine  l'ebersicht.  A.  Die 
deutschen  Staaten.  32. Preussen.  33 Bayern. 
34.  Sachsen.  35.  Württemberg.  36.  Baden. 
37.  Das  Deutsche  Reich.  B.  Ansserdeutsche 
Staaten.  38.  Oesterreich.  39.  Frankreich. 
40.  England. 

I.  Grundbegriffe. 

1.  Begriff  und  Bedeutung.  Das  Wort 
Steuer  kommt  her  vom  ahd.  stiura,  dem 
mhd.  stiure  und  bedeutet  sowohl  das  Steuer- 
ruder eines  Schiffes  wie  auch  Beihilfe.  Unter- 
stützung, daher  auch  Zahlungen  fQr  einen 
bestimmten  Zweck,  namentlich  für  den  Staat. 
Als  Beispiel  wird  erwähnt  Heiinstiuie  - 
Beihilfe  zur  Einrichtung  des  Hauses,  Ritter- 
stiure  =  Beihilfe  zur  Erlaugung  der  Kitter- 
wflrde.  Als  Synonyma  teils  für  Steuer  über- 
haupt, teils  für  gewisse  Arten  von  Steuern 
gebraucht  l)ezw.  gebrauchte  man  im  Deut- 
schen noch  Bede,  Abgabe,  Schoss.  Schätzung, 
Geld  z.  B.  in  der  Zusammensetzung  mit 
Herdgeld,  Ungeld  u.  dgl.,  Auflage.  Umlage, 
im  Französischen  aide,  iinpot,  imposition, 
contribntion,  im  Englischen  hilp,  tax,  duty. 
im  Italienischen  dazio,  tributo,  itnposta.  Da- 
bei «lenkt  man  entweder  an  den  Einzelnen, 
der  dem  Staate  etc.  etwas  zu  geben  hat. 
oder  an  den  Befehl  der  gesellschaftlichen 
Gewalt  oder  an  den  Massstab  der  Umlagen 
oder  an  die  Hilfe,  die  dem  ganzen  dadurch 
erwächst  ( Koscher). 

Die  Steuern  gehören  zu  den  Abgaben 
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und  lassen  sich  definieren  als  die  zum 
Zweck  der  Befriedigung  kollek- 
tiver Bedürfnisse  kraft  »öffent- 
lich er  Au  toritat  an  geordneten  Zah- 
lungen an  denStaat  und  die  übrigen 
öffentlichen  Körperschaften. 

Es  mag  aber  bei  der  Wichtigkeit  dieses 
allen  folgenden  Ausführungen  zu  Grunde 
liegenden  Begriffes  noch  auf  andere  Defini- 
tionen des  Steuerbegriffes  seitens  bekannter 
Finanztheoretiker  verwiesen  werden.  So 
definiert  Roschor  die  Steuern  als  »die 
Boiträge,  welche  die  Einzelwirtschaften  dem 
Staate,  der  Provinz,  der  Gemeinde  etc.,  über- 
haupt der  jeweilig  über  ihnen  stehenden 
Zwangsgemeinschaft  schon  wegen  ihrer 
blossen  Zugehörigkeit  leisten  müssen,  um 
den  finanziellen  Bedarf  des  Empfängers  be- 
friedigen zu  helfen«..  A.  Wagner  bezeich- 
net die  Steuern  als  »Zwangsbeiträge  der 
Einzelwirtschaften  (Einzelnen)  zur  Deckung 
der  allgemeinen  Staatsausgaben,  welche  vom 
Staate  kraft  der  Souveränität  (Finanzhoheit) 
in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Höhe  als  generelle  Entgelte  und  Kosten- 
sätze der  gesamten  Staatsleistungen  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  und  Massstäben 
eingefordert  werden«.  Wagner  fügt  aber 
bei,  dass  dies  der  Begriff  (1er  Steuern  sei, 
wenn  nur  ihr  nächster,  rein  finanzieller 
Zweck  ins  Auge  gefasst  werde.  Wenn  die 
Steuer  gleichzeitig  oder  allein  sozialpoliti- 
schen Zwecken  dienen,  d.  h.  in  diejenige 
Verteilung  des  Volkseinkommens,  welche 
im  privatwirtsehaftliehen  Konkurrenzsystem 
vor  sich  geht,  regulierend  eingreifen  solle, 
so  müsse  die  Begriffsbestimmung  etwas 
modifiziert  und  eine  Uinweisnng  auf  diesen 
zweiten  Zweck  mit  in  sie  aufgenommen 
werden.  Die  Steuern  seien  dann  Zwangs- 
beiträge der  Einzelwirtschaften  teils  zur 
Deckung  der  allgemeinen  Staatsausgaben, 
teils  zur  Herbeiführung  einer  veränderten 
Verteilung  des  Volkseinkommens.  Helfe- 
rieh  bezeichnet  die  Steuern  als  ■* Abgaben, 
welche  von  der  Obrigkeit  aus  dem  Ver- 
mögen aller  rntertlianen  gleiehinässig  er- 
hoben werden  zum  Zweck  der  Befriedigung 
der  allgemeinen  öffentlichen  Bedürfnisse, 
wenn  und  soweit  die  Einuahmeu  aus  dem 
privatrochtlichcn  Erwerb  der  Organe  der 
öffentlichen  Gewalt  und  aus  denjenigen 
öffentlichen  Geschäften  unzureichend  sind, 
bei  deren  Ausübung  besondere  Abgalten  er- 
hoben werden«:.  Schäffle  definiert  die 
Steuer  als  den  »lubegriff  aller  jener  Sach- 
güterbeiträge,  welche  einem  Gemeinwesen 
von  mitgliedlich  zugehörigen  Sonderwirt- 
schaften zur  Bestreitung  des  gemeinnützigen 
(nicht  speeiell  vergfltbaren)  Aufwandes,  ledig- 
lich nach  dem  Bereehtigungsgrund  der 
Stellung  des  Gemeinwesens  über  seinen  Mit- 
gliedern (Hoheit)  und  aus  dem  Verpflich- 


tungsgrund der  Mitglieder  als  solcher  — 
also  ohno  Rücksicht  auf  den  aus  dem  Ge- 
meinwesen gezogenen  Nutzen  und  ohne 
Rückerstattung  —  entrichtet  werden« .  X e  u  - 
mann  definiert  die  Steuer  als  »die  zur  Ge- 
winnung von  Staats-  oder  Gemeindeein- 
nahmen angeordneten  Zahlungen,  soweit  sie 
weder  Entgelte  für  specielle  Gegenleistungen 
des  Staates  oder  der  Gemeinde,  nach  Zah- 
lungen öffentlicher  Vorbände  als  solcher 
sind«. 

Allen  diesen  Definitionen  ist  gemeinsam, 
dass  sie  die  Steuern  zu  denjenigen  Ein- 
nahmen des  Staates  bezw.  der  anderen 
öffentlichen  Körperschaften  rechnen,  welche 
der  Staat  kraft  seiner  Zwangsgewalt  von 
den  seiner  Herrschaft  Unterworfenen  erhebt. 
Sie  zählen  wio  die  Gebüliren  zu  den  Ab- 
gaben ün  weitereu  Sinne  und  werden  als 
auf  staatlichem  Zwange  beruhende,  als 
staatswirtschaftliche  oder  öffent- 
liehrechtlichoEinkünfte  deu  Erwerbs- 
einkünften,  also  denjenigen  Einnahmen 
gegenübergestellt,  die  der  Staat  aus  dem 
Betriebe  von  Domänen,  Fabrik-  und  Erwerbs- 
anlagen, Handels-  und  Transportunterneh- 
mungen etc.  bezieht.  Sie  unterscheiden  sich 
aber  von  deu  Gebühren  in  unverkenn- 
barer Weise.  Während  die  Gebüliren  Ab- 
gaben «ind,  welche  als  specielles  Ent- 
gelt für  die  besondere  Inanspruchnahme 
der  Amtstätigkeit  öffentlicher  Behörden  und 
zwar  in  einer  Höhe  und  Ausdehnung  er- 
hoben werden,  die  von  der  Staatsgewalt 
nach  Massgabe  der  dem  Staate  selbst  ver- 
ursachten Kosten  oder  nach  dem  Werte  der 
Staatslcistung  einseitig  festgestellt  werden, 
handelt  es  sich  bei  deti  Steuern  um  solche 
Abgalten,  welche  ohne  eine  besondere  der- 
artige Veranlassung  für  die  allgemeinen 
Staatszwecke  überhaupt  entrichtet  werden. 

Steuern  dienen  zur  Deckung  der  öffent- 
lichen Kollektivbedürfnisse.  Wagner 
spricht  von  allgemeinen  Bedürfnissen; 
Iseumann  meint  dassell«,  wenn  er  sagt, 
dass  die  Steuer  nicht  Entgelt  für  sj>ecielle 
Gegenleistungen  soin  könne.  Damit  soll 
gesagt  werden,  dass  sie  keinen  Bezug  auf 
ein  besonderes  öffentliches  Institut  des 
Staates  bezw.  der  anderen  öffentlichen 
Körper  nehmen  darf,  dass  sie  vielmehr  den 
allgemeinen  Bedürfnissen  zu  dienen  hat. 
In  der  Steuer  liegt  die  Befriedigung  einer 
ganz  bestimmten  Kategorie  von  Bedürfnissen, 
nämlich  der  reinen  Kollek  ti  vbcd  ürf- 
nisse.  Staatsthätigkeiten  anderer  Art  er- 
fordern auch  andere  Deckungsmittel. 

Nun  wird  in  der  oben  gegebenen  zweiten 
Definition  A.  Wagners  neben  dem  finanziellen 
Zweck  der  Steuern  noch  auf  den  sozial- 
politischen Beruf  dersellien  hingewiesen. 
Sie  sollen  nicht  bloss  dem  Staate  etc.  die 
nötigen  Einkünfte  liefern,    sondern  auch 
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sozialpolitisch ,  tl.  h.  auf  eine  gerechtere  I 
Verteilung  des  Volkseinkommens  wirken.1 
Soweit  mit  dieser  Forderung  lediglich  eine ' 
stärkere  Besteuerung  der  grösseren  und 
fundierten  Einkommen  gegenüber  den  klei- 
neren und  nicht  fundierten  verlangt  wird, 
wird  man  schon  aus  (Minden  einer  ge- 
rechten Steuerverteilung,  wie  später  zu 
zeigen  sein  wird,  derselben  zustimmen 
können.  Es  handelt  sich  dann  nicht  um 
einen  der  Steuer  als  Finanztnassregel  fremden 
Zweck,  sondern  lediglich  um  die  Frage,  wie 
dio  durch  die  Staatsbedürfuisse  bedingten 
Steuern  am  gerechtesten  und  zweck- 
mässigsten  verteilt  werden.  Helferich  sagt 
richtig,  dass  der  Staat  und  die  übrigen 
öffentlichen  Gemeinschaften  wie  bei  jeder, 
anderen  Thätigkeit  so  auch  bei  Erfüllung! 
ihrer  finanzpolitischen  Aufgabe  der  Ge- 
rechtigkeit dienen  und  für  die  Erhaltung 
und  aas  Gedeihen  ihrer  Angehörigen  zn 
sorgen  haben  und  dass  die  Finanzpolitik,  weun 
man  es  so  nennen  wolle,  überhaupt  ein  Stück 
Sozialismus  in  sich  trage.  Soweit  aber  mit 
dieser  Forderung  eine  von  dem  finanziellen 
Zwecke  losgelöste  Aufgabe  des  Steuerwesens 
postidiert  werden  soll,  ist  sie  zurückzuweisen. 
Das  würde  mit  Notwendigkeit  zur  Erhebung 
von  Steuern  im  Interesse  einer  Yermögens- 
ausgleichung  auch  da  führen,  wo  sie  finan- 
ziell nicht  notwendig  sind.  Und  es  ist 
nicht  einzusehen,  warum  mit  dieser  schwie- 
rigen Aufgabe  der  Verinögensausgleichung 
gerade  dio  Finanzverwaltung  und  das  Steuer- 
wesen («traut  werden  sollen,  die  an  sich  schon 
genug  schwer  zu  lösende  Probleme  aufweisen. 

In  der  oben  erwähnten  Definition  von 
Holferich  sowie  in  manchen  anderen  hier 
nicht  weiter  (>erücksjchtigten  wird  noch  be- 
sonders der  subsidiäre  Charakter  der 
Steuern  betont,  d.  h.  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Steuern  nur  dann  zur 
Erhebung  zu  gelangen  haben,  wenn  und 
soweit  die  anderen  Einnahmen  zur  Deckung 
der  Ausgaben  der  öffentlichen  Körper  nicht 
ausreichen.  Zur  Begriffsbestimmung  der 
Steuer  scheint  die  Betonung  des  subsidiären 
Charakters  derselben  nicht  notwendig  zu 
sein.  Allerdings  soll  nicht  in  Abrede  ge- 
stellt werdeu,  dass  dieser  Zusatz  in  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  des  Staatsein- 
nahmewesens seine  Erklärung  findet  und  dass 
er  auch  heute  noch  den  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen entspricht.  ist  bekannt,  dass 
in  den  deutschen  Territorien  zur  Zeit  der 
ständischen  Verfassung  Steuern  vielfach 
Überhaupt  nicht  zu  den  regelmässigen  Ein- 
künften des  Staates  gerechnet  wurden  und 
dass  die  Stände  sich  nur  dann  zu  Steuer- 
zahlungen verpflichtet  fühlten,  wenn  die 
Einnahmen  aus  dem  Kammergute,  aus  den 
Ctt'liühron  und  ähnlichen  (Quellen  zur  Be- 
streitung  der   Staatsausgnben  nicht 


reichten  und  dass  jeder  Ueberechuss  der 
Einnahmen  über  die  Ausgaben  als  ein  Steuer- 
überschuss  angesehen  wurde.   Auch  in  den 
neuen   konstitutionellen  Staaten   fehlt  es 
nicht  an  deutlichen  Anzeichen  dafür,  dass 
man  die  Steuer  als  subsidiäre  Einnahme- 
quelle ansieht.    Wo  in  den  Verfassungen 
darauf  bezügliche  Bestimmungen  nicht  ent- 
halten sind,   drückt   sich  die  subsidiäre 
Stellung  der  Steuern  wenigstens  dadurch 
aus,  dass  sämtliche  oder  wenigstens  die 
direkten  Steuern  erst  dann  festgestellt  und 
von  der  Volksvertretung  bewilligt  werden, 
wenn  der  öffentliche  Bedarf  und  die  zu 
seiner  Deckung  bestimmten  Einnahmen  aus 
anderen  guellen  bereits  festgestellt  sind. 
Namentlich  gilt  dies  von  den  unterstaat- 
lichen Verbänden,  den  Kreisen,  Provinzen, 
am  meisten  von  den  kleineren  Gemeinden, 
von  denen  vereinzelte  auch  heute  noch  ihre 
Bedürfnisse  ohne  Steuern  befriedigen  können. 
Allein  das  sind  doch  nur  Ausnahmen.  Im 
Staatsleben  und  im  Finanzwesen  aller  grös- 
seren Gemeinden  sind  die  Steuern  entgegen 
der  früheren  Auffassung  regelmässige,  von 
Jahr  zu  Jahr  wiederkehrende  Einuahmen 
geworden,  ohne  welche  dieselben  nicht  mehr 
zu  bestehen  vermöchten.   Und  alle  anderen 
Einkünfte  bilden  selbst  in  solchen  Staaten, 
die  sich  heute  noch  einen  grossen  Bestaud 
an  Domänen  und  anderen  Erwerbseinkünften 
zu  erhalten  in  der  Lage  waren,  doch  nur 
Bruchteile  der  durch  die  Steuern  gelieferten 
Einkünfte.    Es  ist  oben  bereits  in  dem  Art. 
Finanzen  Bd.  III,  S.  902 ff.  und  Ge- 
meindefinanzen  Bd.  IV,  S.  Iu6ff.  auf 
die  enorme  Bedeutung  des  Steuerwesens  für 
das  öffentliche  lieben  der  Gegenwart  hin- 
gewiesen worden ;  es  mag  deshalb  an  dieser 
Stelle  genügen,  zu  erwähnen,  dass  in  Eng- 
land 1900  (>ei  einer  Gesamteinnahme  von 
133429380  £  die  Steuern  110032232  £,  iu 
Frankreich    1900    bei    einer  Gesamtein- 
nahme von  3492014270  Francs  die  Steuern 
3313918226  Francs,  in  Russland  1900  bei 
einer  Gesamteinnahme    von    1757  387 103 
Kübel  die  Steuern  846310  G67  Rubel  brutto 
betrugen.  In  Deutschland,  wo  noch  teilweise 
ein  grosser  Bestand  an  Erwerbseinkünften, 
namentlich  an  Forsten  und  Eisenl<ahneu, 
vorhanden  ist.  haben  die  Stenern  zwar  ge- 
ringeren Anteil  an  der  Gesamteinnahme, 
doch  betrugen  sie  ebenfalls,  wenn  man  die 
Nettosummen  berücksichtigt,  überall  in  den 
grösseren  Staaten  Über  die  Hälfte.    Es  be- 
trugen die  Steuern  (mit  den  schwer  loszu- 
lösenden Gebühren)  in  Deutschland  folgende 
Summen  (s.  die  kleine  Tabelle  auf  folg.  Seite». 

2.  Die  Steuerqoelle.  Die  (Quelle  der 
Steuern,  d.  h.  der  Güterfonds,  aus  dem  die 
Steuern  an  den  Staat  und  die  anderen 
öffentlichen  Körper  entrichtet  werden,  i>t 
ganz  allgemein  gesprochen  das  Vermögen 
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Prozent  der  GesamtdniKiliiiif 


Brutto 


32,6 
44.8 

36,8 


Netto 


53,3 
68,2 

55,8 
60,8 


Bayern 
Sachsen 
Württemberg 

der  Steuerpflichtigen.  Dabei  verstehen  wir 
unter  Vermögen  das  Vermögen  im  weitesten 
Sinne,  d.  h.  die  Summe  der  im  Eigentum 
einer  Person  befindlichen  tausch  werten  Güter. 
Aber  das  Vermögen  ist  von  sehr  verschie- 
dener wirtschaftlicher  Natur.  Es  ist  teils 
Vermögensstamm,  wie  die  im  Besitze  einer 
Person  liefindliehon  Grundstücke,  Gebäude, 
"Wertpapiere,  Fabrik-  und  Gewerbsanlagen, 
teils  besteht  es  in  denjenigen  Werten,  welche 
aus  diesem  Vermögensstamm  oder  aus  wirt- 
schaftlicher Verwertung  geistiger  und  körper- 
licher Arbeit  fliessen,  den  Erträgen  aus 
Grundbesitz  und  Gebäuden,  den  Kapital- 
renten, den  Gewerbs-  und  Handelsgewinnen, 
den  Besoldungen  und  Arl>eitslöhnen.  Die 
Gesamtheit  dieser  Ertrage  nach  Abzug  der 
auf  ihre  Erzielung  vorwendeten  Kosten,  also 
die  Gesamtheit  der  Reinertrage,  wird  vom 
Standpunkte  der  sie  beziehenden  Personen 
aus  als  Einkommen  bezeichnet.  Zum  Ein- 
kommen im  weiteren  Sinne  (Einnahme)  sind 
aber  auch  diejenigen  Wertzuwachse  der 
Einzelwirtschaft  zu  rechnen,  welche  ans 
Scheiden  ngen.zufälligenErwerbungen(Glüoks- 
gewinnen)  und  Erbschaften  herrühren. 

Dass  eine  Steuer  nicht  so  eingerichtet 
sein  darf,  dass  sie  den  Vermögensstamm  an- 
greift, ist  ohne  weiteres  klar.  Denn  damit 
würde  die  wirtschaftliche  I.ago  der  Einzelnen 
verschlechtert  werden  und  der  Staat  sich 
selbst  seiner  Steuerkräfte  berauben;  nur 
wirkliche  Notlagen  des  Staates  können  eine 
solche  Handlungsweise  vorübergehend  recht- 
fertigen. Vielmehr  kann  die  Steuer  regel- 
mässig nur  auf  diejenigen  Wertzuwachse 
sich  beziehen,  welche  verzehrt  werden  können, 
ohne  den  bisherigen  Vermögensstamm  anzu- 
greifen. Nun  wird,  da  die  Hauptsteuor 
(Einkommens-,  Ertrags-,  Aufwand  steuern  etc.) 
periodischo  Leistungen  der  Steuerpflichtigen 
sind,  in  der  Regel  als  Steueniuelle  das  Ein- 
kommen im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  perio- 
disch zugehenden  Reinerträge  bezeichnet. 
Und  das  ist  richtig  insofern,  als,  wie  bemerkt, 
diejenigen  Steuern  die  wichtigsten  sind, 
welche  von  j>eriodischen  Einkünften  erhoben 
werden.  D10  Besteuerung  wird  indessen 
auch  den  nicht  periodischen,  nicht  dauern- 
den, einmaligen  und  zufälligen  Vermögens- 
zuwachs unter  der  Bedingung  zu  erfassen 
haben,  dass  er  die  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit des  Empfängers  erhöht.  Steuern 
auf  Schenkungen,  Erbschaften  und  ander- 


weitige nicht  periodische  Bereicherungen 
können  l»erechtigt  sein,  wenn  die  Besteue- 
rung des  periodischen  Einkommens  den  Zu- 
nnmt  oder  nicht  entsprechend  trifft. 


waem 


Für  die  Regel  wird  jedoch  im  folgenden  als 
Einkommen  nur  der  periodische  ohne  Schmä- 
lernng  des  Stammvcrmögeus  verbrauch  bare 
Vermögenszuwachs  behandelt ;  er  ist  es,  der 
die  Hauptgrundlage  der  Steuerkraft  bildet. 

Nicht  selten  wird  nun  als  steuerbares 
Einkommen  das  »reine«  Einkommen  be- 
zeichnet, nämlich  nur  dasjenige  Einkommen, 
welches  dem  Eigentümer  nach  Abzug  seines 
notwendigen  sowie  seines  standesgemässeu 
Lebensbedarfs  übrig  bleibt,  sagen  wir  also 
kurz  das  freie  Einkommen.  Nun  soll  nicht 
bestritten  werden,  dass  sich,  wie  später 
noch  gezeigt  werden  soll ,  die  Berück- 
sichtigung des  Notbedarfs  in  hohem  Grade 
ompfielüt;  aber  es  ist  irrig,  gauz  allgemeiu 
das  steuerbare  Einkommen  lediglich  auf  das 
freie  Einkommen  zu  beschränken.  Abge- 
sehen davon,  dass  eine  solche  Besdiränkung 
sich  mit  dem  Wesen  der  Steuer  und  mit 
weitaus  der  Mehrzahl  der  modernen  Steuern 
nicht  vertrüge,  ist  der  Begriff  ->standes- 
gemässer  Lebensbedarf«  viel  zu  dehnbar, 
um  mit  ihm  rechnen  zu  können.  Wollte 
man  deu  Standesbedarf  berücksichtigen,  so 
würde  wenig  als  Steuerquelle  übrig  bleiben: 
denn  die  Ansicht  von  dem,  was  als  standes- 
gemässer  l>ebensunterhalt  anzuseilen  ist,  ver- 
ändert sich.  Die  Gegenwart  zeigt,  wie  rasch 
mit  der  Zunahme  der  Einkommen  das  Niveau 
jener  Bedürfnisse  wächst,  aus  denen  der 
>standesgemässe-  Lebonsuntorlialt  sich  zu- 
sammensetzt. Also  nur  das  Einkommen 
kann  als  Steuerquelle  angesehen  werden, 
aber  dieses  auch  ohne  weitere  Abzüge.  Es 
soll  aber  ausdrücklich  bemerkt  werden,  dass 
mit  diesem  Satze  zunächst  nur  die  Quelle, 
nicht  der  Massstab  der  Steuer  bezeichnet 
werden  will. 

Noch  in  einem  anderen  Sinne  kommt  der 
Begriff  »Reineinkommen« .  »reines  Ein- 
kommen« in  der  finanziellen  Praxis  des 
Steuerwesens  vor.  Es  soll  damit  das  Ein- 
kommen nach  Abzug  gewisser  Ausgaben 
für  Schuldzinsen,  gesetzliche  Versicherungs- 
beiträge, Erhebungskosten  u.  s.  w.,  die  von 
der  Steuerpflicht  ausgenommen  sind,  be- 
zeichnet werden.  So  bestimmt  l>eispiels- 
weise  das  sächsische  Einkommensteuergesetz 
§  1,  dass  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
unterliegt  »das  gesamte,  nach  den  Bestim- 
mungen des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  be- 
rechnende jährliche  reine  Einkommen  des 
Beitragspflichtigen*.  Und  §  15  Ziffer  H 
bezeichnet  als  von  dem  Einkoramen  abzu- 
ziehende Beträge:  die  Beiträge  zur  staat- 
lichen Grundsteuer  und  zur  Landesimrao- 
bilienbrandkasse ;  die  Beiträge  zur  Kranken-, 
Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversicherung, 
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zu  Witwen-,  Waisen-,  Pensions-  und  Sterbe- 
kassen; endlich  Versicherungsprämien  und 
indirekte  Abgaben,  insoweit  sie  zu  den  ge- 
schäftlichen Unkosten  zu  rechnen  sind. 

3.  Begründung  der  Steuerpflicht. 
Aeltere  Theorieen.  Bezüglich  der  alteren 
Zeit  mag  auf  den  Art  Finanzwissen- 
sehaft  (oben  Bd.  III  S.  1014 ff.)  verwiesen 
werden.  Eine  eingehendere  Beschäftigung  mit 
Steuerfragen  konnte  erst  in  einer  Zeit  ent- 
stehen, in  der  das  Steuerwesen  die  ersten 
Anfänge  uberwunden  hatte  und  seine  Öffent- 
lichrechtliche Natur  klarer  zu  Tage  trat 
Erst  mit  der  Ausbildung  der  kräftigeren 
und  leistungsfähigeren  Territorialstaaten  ent- 
standen auch  Theorieen  über  die  Notwendig- 
keit, Allgemeinheit,  rechtliche  Begründung 
der  Steuern  —  Theorieen.  die  zwar  viel 
Unreifes  und  Unklares,  aber  doch  auch 
manches  Richtige  und  Anerkennenswerte 
entlialten.  Sie  knüpfen  sich  au  die  Namen 
Botero,  Obrecht,  Besold,  Kloek, 
Henning  Arnisäus  etc.  (s.  Aber  diese 
Schriftsteller  sowie  die  Stenerlehre  jener 
Zeiten  überhaupt  meinen  Artikel  Finanz- 
wissenschaft oben  Bd.  III,  S.  lOlSff.). 
Diese  betrachteten  in  schönem  Gegen  satze  z.  B. 
zu  dem  späteren  Seckendorf,  der  die  Steuern 
nur  als  »Extraordinär-  Anlagen«  zulassen 
wollte,  welche  »die  christlichen  hohen  Obrig- 
keiten änderst  nicht  als  in  hochdringenden 
Nöten«  zu  begehren  hätten,  die  Steuern 
regelmässig  als  uralte,  allgemeine  und  not- 
wendige Lasten,  die  zum  Staate  gehörten 
wie  die  Nerven  zum  Körper  und  die  in 
dem  Wesen  des  Staates  und  der  notwen- 
digen Unterwerfung  der  Einzelnen  unter  den- 
selben iliron  Grund  und  ihre  Rechtfertigung 
fänden. 

So  sagt,  um  nur  zwei  Beispiele  anzu- 
fühlen, Henning  Arnisäus :  der  einzige  Grund 
für  die  Eintreibung  von  Steuern,  die  Errich- 
tung von  Zöllen  und  ähnlichen  Abgaben  sei 
der,  dass  anders  der  Staat  nicht  bestehen 
könne.  Und  Hippolytus  a  Collibus  sagt, 
dass  Steuern  aus  Pflicht  und  Anliänglich- 
keit  gegen  das  Vaterland  entrichtet  werden 
luüssten.  Sicher  ist,  dass  auch  diese  Schrift- 
steller nicht  zu  einer  einheitlichen  Begrün- 
dung der  Steuerpflicht  kamen  und  kommen 
konnten,  dass  bei  ihnen  die  rein  antike  An- 
schauung, nach  welcher  «He  Rechtshasis  der 
Steuerpflicht  lediglich  die  subjectio  des 
Bürgere  sei,  mit  mittelalterlich-absolutisti- 
schen Neigungen  sich  unklar  vermengte; 
aber  sie  bildeten  doch  einen  guten  Grund, 
auf  welchem  weiter  gebaut  werden  konnte, 
wenn  nicht  im  18.  Jahrhundert  die  soge- 
nannten Rechtsstaatsthcorieen  Wurzel  gefasst 
und  jene  älteren  Auffassungen  völlig  er- 
schüttert hätten. 

Es  ist  bekannt,  welch  allgemeine  und 
heftige  Reaktion  gegen  die  Auswüchse  des 


Absolutismus  und  Feudalismus  schon  von 
Hobbcs,  dann  von  Montesquieu,  Rous- 
seau und  den  Ency  klopädisten  aus- 
gegangen war.  Sie  fand  ihren  entschiedensten 
Ausdruck  in  der  Lehre  vom  Contrat  social, 
in  jener  Theorie,  welche  den  Staat  durch 
einen  Vertrag  zwischen  Unterthanen  und 
Obrigkeit  entstehen  lässt  Die  Unterthanen 
treten  nach  derselben  in  den  Vertrag  ein, 
weil  es  als  in  ihrem  wirtschaftlichen  Interesse 
gelegen  erscheint,  dieses  zu  thun.  Sie  hoffen 
dadurch,  dass  sie  dem  Staate  augehören, 
ihre  leibliche,  geistige  und  materielle  Ent- 
wicklung besser  zu  fördern,  als  wenn  sie 
ohne  solche  Verbindung  bleiben.  Ist  der 
Staat  nun  ein  solcher  Verein  von  Individuen, 
die  in  demselben  den  Rechtsschutz  und 
andere  Vorteile  zu  finden  glauben,  so  ist  es 
natürlich,  dass  sie  zu  diesem  Zwecke  eiuen 
Teil  ihrer  persönlichen  Freiheit  opfern  müssen. 
Aber  sie  werden  nicht  nur  dieses  negative 
Opfer  der  Freiheit  bringen,  sie  werden  dar- 
über Iii oaus  wohl  auch  ein  positives  Opfer 
bringen  müssen,  indem  sie  der  Aligemein- 
heit einen  Teil  ihres  Vermögens  überweisen, 
der  sozusagen  den  Preis  darstellt  mit  wel- 
chem das  Individuum  sich  die  Vorteile  er- 
kauft, die  aus  der  politischen  Vereinigung 
für  dasselbe  restdtieren.  Das  Vertragsver- 
liältnis  wird  hier  konsequentermassen  zu 
einem  Kaufgeschäft,  das  sich  nach  Mass- 
gabe des  Privatrechts  zwischen  dein  Indi- 
viduum auf  der  einen  und  dem  Staate  auf 
der  anderen  Seite  vollzieht  und  nach  wel- 
chem jeder  Teilnehmer  das  Recht  hat,  einen 
Nutzanteil  vom  Staate  zu  erhalten,  der 
seiner  eingeblachten  Quote  entspricht.  Das 
Verhältnis  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung soll  nach  der  Vertragstheorie 
zwischen  Staat  und  Unterthanen  bestehen. 
Der  Rechtsgrund  der  Steuer  liegt  hier  iu 
der  Gegenleistung,  in  den  Vorteilen,  die  der 
Staat  gewährt.  Schon  Hobbes  nannte  die 
Steuer  den  Preis  erkaufter  Sicherheit ;  schon 
Hugo  Grotius  hatte  die  Steuer  als  eine 
Gegenleistung  für  die  Leistungen  des  Staates 
erklärt  Ihm  folgend  charakterisierte  Pufen- 
dorf  die  Steuer  als  den  I/>hn,  den  man  dem 
Staate  für  den  von  ihm  gewährten  Schutz 
entrichte;  Schlözer  ging  so  weit,  jede  über 
diese  Grenzo  hinausgehende  Forderung  an 
Steuern  als  » Banditen forderuug«  zu  be- 
zeichnen. 

Solche  Ijeliren  verallgemeinerten  sich  nun. 
nachdem  die  sogenannten  Rechtsstaatstheo- 
rieen sich  die  Nationalökonomie  und  Philo- 
sophie allgemein  erobert  hatten.  Und  es 
mag  gleich  hier  bemerkt  werden,  dass  diese 
Theorie  nicht  nur  Frankreich,  Eugland  und 
Deutschland  um  die  Wende  dieses  Jahr- 
hunderts beherrschte,  sondern  dass  sie  auch 
heute  noch,  namentlich  im  Auslande,  nicht 
alle  Anhänger  verloren  hat.  Aus  der  grossen 
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Masse  verfügbarer  Belege  greife  ich  nur 
einige  heraus. 

Dass  A.  Smith  diese  Auffassung  teilte, 
geht  daraus  hervor,  dass  er  (Volkswohlstand 
Ii.  Buch,  Kap.  2,  Abteil  2)  die  Staatsgemein- 
schaft mit  einer  Pächtergenossensehaft  auf 
einer  grossen  Besitzung  vergleicht,  deren 
Mitglieder  nach  dem  \erhältnis  ihres  In- 
teresses zu  den  Ausgaben  der  Verwaltung 
beizutragen  haben.  Senior  sagt:  »Was 
wir  den  Beamten  der  Regierung  bezahlen, 
ist  die  Gegenleistung  fflr  mehr  oder  minder 
genügenden  Schutz  gegen  Gewalt  oder  Be- 
trug von  aussen  oder  im  Innern.  Das  Ge- 
schäft, obwohl  oft  unfreiwillig  und  unvorteil- 
haft, ist  doch  ei«  Tausch  und  im  grossen 
und  ganzen  ein  vorteilhafter  Tausch.«  Unter 
den  deutschen  Schriftstellern  zu  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  hat  die  individualistische 
Auffassung  wohl  am  stärksten  Bohr  (Lehre 
von  der  Wirtschaft  des  Staates)  ausgesprochen, 
wenn  er  als  den  wahren  Grund  aller  Steuer- 
pflicht den  Genuss  des  Staatsschutzes  und 
am  Effekt  der  Garantieanstalten  bezeichnet, 
v.  Jacob  sagt,  dass  jeder  nach  dem  Masse 
der  Vorteile  und  des  Vermögens,  das  er 
unter  dem  Schutz  des  Staates  geniesst,  zur 
Erhaltung  desselben  beitragen  müsse.  Na- 
mentlich aber  hat  die  deutsche  Manchester- 
schule, entsprechend  ihrer  individualistischen 
Auffassung  des  Staates  und  der  Volkswirt- 
schaft, sich  die  naturrechtliche  Begründung 
der  Steuern  angeeignet.  Nach  M.  Wirth 
(Gruudzüge  der  Nationalökonomie  Bd.  II, 
lS'iO)  erfüllt  der  Staat  als  Repräsentant  des 
Volksganzen  sowohl  im  Interesse  der  Nation 
wie  der  einzelnen  Mitglieder  derselbeu  ge- 
wisse Obliegenheiten;  er  leistet  beiden  ge- 
wisse Dienste,  welche  das  Volk  im  ganzen 
oder  seine  einzelnen  Glieder  nicht  so  gut 
verrichten  könnten  und  wofür  dieselben,  wie 
es  in  der  wirtschaftlichen  Natur  der  Sache 
liegt,  zu  einer  Vergütung  verpflichtet  sind. 
»Diese  Bezahlung  der  Dienste  des  Staates 
nennt  man  Steuern.*  Es  ist  nur  konse- 
quent, wenn  nach  dieser  Auffassung  jede 
Steuer  als  Ueliel,  die  kleinste  als  die  lieste 
und  derjenige  Finanzplan  als  der  empfehlens- 
werteste bezeichnet  wird,  der  am  wenigsten 
Ausgaben  vorsieht. 

In  der  ausländischen  Litteratur,  nament- 
lich in  der  französischen,  können  derartige 
Anschauungen,  wie  erwähnt,  heute  noch  als 
die  herrschenden  bezeichnet  werden.  Unter 
den  neueren  ist  Thiers  zu  nennen;  unter 
den  neuesten  Leroy-Beaulieu.  Und 
dass  diese  Ansicht  keine  Aussicht  hat,  so 
schnell  auszusterben,  zeigt  ein  Blick  in  die 
finanzwiBsenscliaftlicheu  Artikel  des  Journal 
des  Econoraistes. 

Bezüglich  der  Meinung,  wie  nun  diese 
Vorteile  des  Eiuzeluen  vom  Staate  und  da- 
nach die  Steuern  bemessen  werden  sollen, 


zeigen  sich  hei  den  Anhängern  dieser 
Theorie  wieder  Verschiedenheiten ;  die  einen 
wollen  die  Höhe  der  Steuer  nach  den  Ge- 
nüssen bemessen,  die  der  Staat  dem  Ein- 
zelneu verschafft  —  Geuuss-  oder  Interessen- 
theorie — ,  die  anderen  nach  der  Grösse  des 
Vermögens,  das  er  unter  dem  Schutze  des 
Staates  geniesst  —  Aequivaleuztheorie  — ; 
aber  diese  Kriterien  fflr  das  Ausmass  der 
Steuer,  von  deuen  weiter  unten  zu  handeln 
sein  wird,  sind  fflr  die  Frage  des  Rechts- 
grundes derselben,  um  den  es  sich  liier 
alleiu  liandeln  kauu,  gleichgültig.  Hier  wie 
dort  erscheint  die  Steuer  als  eine  privat- 
rechtliche Gegenleistung  für  die  Vorteüe  des 
Staates. 

Es  ist  zu  bekannt,  als  dass  es  hier  einer 
weitereu  Ausführung  bedürfte,  dass  die 
Theorie  vom  Rechtsstaate  auf  einer  unhalt- 
baren Grundlage  aufgebaut  ist :  sie  hat  einer 
anderen  Theorie  vom  letzten  Grund  und 
Zweck  des  Staates  weichen  müssen,  so  dass 
sie  heute  nur  von  einzelnen  jiolitisehen  Par- 
teien noch  geteilt  wird.  Uns  liier  mit  diesen 
zu  befassen,  hegt  keine  Veranlassung  vor. 
Es  genügt  hier  das  Irrige  der  aus  dieser 
Lehre  resultierenden  Preistheorie  nachzu- 
weisen. Der  Irrtum  liegt  darin,  dass  1)  die 
Beziehungen  zwischen  Staat  und  Individuum 
nicht,  wie  angenommen  wird,  die  von  zwei 
frei  vereinbarenden  Parteien  sind ;  denn  der 
Staat  bietet  seine  Leistungen  und  fordert 
die  Steuern  mit  autoritativer  Gewalt;  dei 
Einzelne  kann  sich  nicht,  auch  wenn  er 
wollte,  der  sozialen  Gemeinschaft  entziehen ; 
von  freieu  Entsclüiessungeu  ist  keine  Rede. 
Er  hegt  2.  darin,  dass,  selbst  die  Vertrags- 
theorie als  möglich  zugegeben,  alle  Anhalts- 
punkte fehlen,  um  den  Preis,  d.  h,  die 
Steuer  zu  bestimmen.  Dio  Leistungen  des 
Staates,  namentlich  die  allgemeinen,  wie  die 
Aufrechterhaltung  des  Friedens  und  der 
Sicherheit,  sind  nach  ihrer  ganzen  Natur 
unteilbar,  unberechenbar  und  können,  wie 
später  gezoigt  werden  wird,  nicht  allge- 
mein als  Grundlage  für  die  Bemessung  der 
auf  dio  Einzelnen  entfallenden  Steuerquoten 
dienen. 

4.  Fortsetzung.  Gegenwärtige  Auf- 
fassung. —  Wie  der  radikale  Individualis- 
mus eine  Reaktion  gegen  den  überspannten 
Polizeistaat  bildete,  so  erhob  sich  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  eine  lebhafte  Opjjosition 
gegen  den  ersteren,  die  in  der  sogenannten 
historischen  oder  organischen  Auffassung  des 
Staates  iiireu  Ausdruck  fand.  Der  Staat  ist 
nicht  durch  Vertrag  entstanden,  sondern  er 
ist.  wie  Fichte,  Schölling,  Hegel  u.a. 
zeigten,  mit  der  menschlichen  Natur  ge- 
geben. Er  erscheint  nicht  mehr  als  eine 
willkürliche,  von  dem  Willen  der  jeweils 
im  Staate  Vereinigten  abhängige  Bildung 
oder  als  ein  notwendiges  Uebel  sondern  als 
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die  unumgängliche,  von  der  Geschichte  als 
solche  erwiesene  Bedingung  und  zugleich 
als  die  höchste  Form  des  gesell  schaftlichen 
Zusammenlebens.  Mit  dem  siegreichen  Vor- 
dringen solcher  Ideeon  war  natürlich  auch 
jener  atomistisohen  Finanztheorie,  -wonach 
die  Steuern  nur  Preise  seien,  die  (h-undlage 
in  weiteren  Kreisen  entzogen.  Die  Konse- 
quenz dieser  Anschauungen  für  das  Steuer- 
wesen hat  am  entschiedensten  Julius 
Stahl  gezogen.  Nach  ihm  ist  der  Grund 
der  Steuer  lediglich  in  der  l'nterthanschaft 
zu  sehen.  Wie  der  Geldaufwand  mit  Not- 
wendigkeit im  Wesen  und  Zweck  des  Staates 
beruhe,  so  liege  auf  den  Gliedern  desselben 
die  Verpflichtung,  ihn  auch  aufzubringen. 
Wie  die  Nation  als  Ganzes  die  Mittel  zu 
ihrem  Berufe  als  Staat  hingebe,  so  müsse 
der  Einzelne  geben,  eben  weil  er  Glied  der 
Nation  sei.  Wir  wollen  die  Uebertreibungen 
dieser  Theorie,  namentlich  die  ausschliess- 
liche Begründung  der  Steuer  auf  die  Unter- 
thanschaft  schon  wegen  der  damit  verbun- 
denen misslichen  Konse« (Uenzen  nicht  aeeep- 
tioren;  aber  wir  erkennen  als  richtigen 
Kern  derselben  den  Satz  an,  dass  das  Recht 
der  Besteuerung  seine  principielle  Begrün- 
dung in  der  absoluten  Notwendigkeit  uud 
Existenzberechtigung  des  Staates  findet. 

Diese  Theorie  will  nicht,  wie  die  Ver- 
tragstheorie, zugleich  auch  ein  Mass,  eine 
Beniessiingsgrundlage  für  die  Steuer  geben. 
Der  Staat  erscheint  hier  als  absolut  berech- 
tigt. Zugleich  wird  erwartet,  dass  die  in 
dieser  Theorie  gelegene  Möglichkeit  eines 
Excesses  des  staatlichen  Herrschaftsrechts 
durch  andere  Garautieeu,  nämüch  das  Ein- 
spruchsrecht der  Volksvertretung  und  die 
naheliegenden  wirtschaftlichen  Rücksichten 
auf  die  Erhaltung  des  Volkswohlstandes, 
ihn?  richtige  Begrenzung  erfahre.  Denn  die 
Volkswirtschaft  lehrt,  dass  die  Steuer  ihre 
Grenze  findet  nicht  nur  in  den  Bedürfnissen 
des  Staates,  sondern  auch  in  der  wirtschaft- 
lichen Steuerkraft  des  Volkes.  So  folgt  die 
Steuer  wohl  aus  der  Notwendigkeit  des 
Staates  und  wird  durch  sie  begründet,  aber 
ihr  Mass  wird  durch  wirtschaftliche  Er- 
wägungen und  Argumente  der  verteilen- 
den Gerechtigkeit  bestimmt.  Sie  erscheint 
als  eine  organische  Funktion  des  Staates 
uud  ihre  Höhe  lediglich  als  die  Frage  einer 
Untersuchung  der  liedürfnisse  des  Staates 
und  der  Steuerkraft  der  Nation,  nicht  als 
Folge  eines  Preisgeschäftes  zwischen  Indivi- 
duum tind  Staat  oder  einer  willkürlichen 
Geltendmachung  des  staatlichen  Uerrschafts- 
rechtes. 

Aber  dieser  organische  Charakter  der 
Steuer  lässt  sich  auch  noch  auf  andere  Weiso 
erweisen.  Die  Notwendigkeit  und  Gerechtig- 
keit der  Steuererhebung  geht  auch  aus  dem 
hervor,  was    der  Staat  den  Unterthanen 


bietet.  Wenigstens  gilt  dies  von  dem  mo- 
dernen Staat  Die  Auffassung,  welche  zu 
einer  früheren  Zeit,  da  der  Staat  dem  Volke 
viel  kostete  und  wenig  leistete,  weil  die 
Einnahmen  mehr  den  persönlichen  Vorteilen 
des  Fürsten  als  dem  allgemeinen  Nutzen 
dienten,  im  erklärlichen  Widerspruche  ent- 
stehen konnte,  dass  nämlich  der  Fürst  eigent- 
lich das  Volk,  nicht  das  letztere  den  erstereu 
zu  unterhalten  habe,  wird  heute  auf  kein 
Verständnis  rechnen  dürfen.  Selbst  ein  ver- 
bissener Gegner  des  Staates  wird  heute  nicht 
in  Abrede  stellen  könueo,  dass  der  Staat 
ein  uuentbehrlicher  erfolgreicher  Faktor  bei 
jeder  volkswirtschaftlichen  Produktion  ist. 
Wenn  so  durch  die  Thätigkeit  des  Staates 
die  Privatwirtschaft  sich  entwickelt,  so  ist 
es  nur  logisch,  dass  der  Staat  auch  ihre 
Mitwirkung  in  der  Form  der  Steuerentrich- 
tung beansprucht.  So  erklärt  sich  auch  der 
etwas  idealistische  Satz  L.  v.  Steins,  dass 
die  wahre  Quelle  der  Steuern  in  der  repro- 
duktiven Kraft  ihrer  Verwendung  liege.  Es 
besieht  eine  ununterbrochene  Wecliselwir- 
kung  zwischen  Staat  und  Einzelwirtschaft, 
zwischen  Steuer  und  Staatsthätigkeit ;  die- 
selbe ist  notwendig,  sie  ist  logisch  und  ge- 
schichtlich begründet.  So  aufgefasst  kann 
man  dieser  Theorie  auch  nicht  mehr  den 
Vorwurf  machen,  dass  sie  die  Gefahr  einer 
Expropriation  der  Staatsangehörigen  in  sich 
berge. 

Diese  Theorie  ist  heute  von  der  Wissen- 
schaft in  Deutschland  und  Italien  ziemlich 
allgemein  angenommen;  wir  verweisen  auf 
A.  Wagner,  Roscher,  Schäffle,  Vocke,  Neti- 
mann  etc.,  von  den  Italienern  beispiels- 
weise auf  Gossa  uud  Roncali.  Kleinere 
Nuancen  dei-sell>en  sind  natürlich  anzutreffen 
und  eigentlich  in  der  Natur  der  Sache  ge- 
legen. 

Man  nennt  diese  Theorie  auch  die  Opfer- 
theorie, weil,  wie  z.  B.  Roscher  sagt,  die 
Steuer  hier  für  ihren  Träger  ein  entspre- 
chendes Opfer  an  sonst  möglichen  Sonder- 
genüssen bedeute  oder  weil  sie,  wie  andere 
meinen,  als  eine  Entbelirung  wirke,  die  sich 
als  ein  Druck  fühlbar  macht. 

Ich  kann  nicht  finden,  dass  dieser  Aus- 
druck glücklich  gewählt  sei;  er  ist  irre- 
führend und  den  Thatsachen  nicht  ent- 
sprechend. Das  Wort  »Opfer«  hat  einen 
subjektiven  Sinn.  Nun  betont  man  aller- 
dings auch  nachdrücklich,  dass  hier  unter 
Opfer  nicht  dasjenige  verstanden  werde, 
was  der  Steuerzahlende  in  seinem  Innern 
bei  der  Hingabe  der  Steuer  an  den  Staat 
empfinde,  sondern  nur  der  objektive  Ent- 
gang, der  Verzicht  auf  den  Nutzen,  den  die 
in  der  Steuer  entlialteuen  Güter  dem  Be- 
sitzer gebracht  hätten,  wenn  sie  in  seiner 
Gütersphäre  geblieben  wären.  Allein  diese 
Erklärung  thut  dem  gewöhnlichen  Sprach- 
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gebrauch  Zwang  an.  Die  Bezeichnung  scheint 
aber  aueh  deslialb  nicht  glücklich  gewählt, 
weil  sie  die  Steuer  lediglich  als  eine  Last, 
als  einen  Entgaug  auffasst  und  die  That- 
sache  verschleiert,  dass  dem  Entgang  doch 
auch  die  vom  Staate  geleisteten  materiellen 
und  immateriellen  Güter  gegen  überstehen. 
Die  Kollektivbedürfnisse,  welche  mittelst  der 
Steuer  befriedigt  werden,  sind  doch  auch 
Bedürfnisse  der  Individuen.  Dass  sie  nicht 
von  allen  als  solche  erkannt  und  anerkannt 
werden,  vermag  daran  nichts  zu  ändern. 
Die  Opfertheorie  lässt  diu« -Ii  ihren  Namen 
die  Steuer  als  ein  Uebol  erscheinen.  Aber 
die  Steuer  ist,  wie  gezeigt  wurde,  eine 
Lebensfunktion ,  weil  die  Staaten  ohne 
Steuern  einfach  nicht  existieren  können. 
Man  kann  von  der  Steuer  an  sich  nicht 
sagen.  da<s  sie  ein  Gut,  aber  auch  nicht, 
dass  sie  ein  Uel>ol  sei;  man  kann  nur  von 
W'stimmten  Stenern  oder  einem  bestimmten 
Steuersystem  sagen,  da-s  es  gut  oder  schlecht 
sei.  iJLsst  man  die  Steuer  in  den  Augen 
des  Volkes  nur  als  eine  Last,  ein  Opfer 
erscheinen,  so  zieht  das  leicht  bedenk- 
liche Konsequenzen  nach  sich.  Nämlich 
die,  dass   jeder    versuchen   wird,  dieses 

Opfer*  von  sich  abzuwälzen,  und  in  diesem 
Versuch  auch  keiu  Unrecht  erblickt.  Es 
wirkt  dies  ungefähr  so  wie  der  traurige 
Satz  des  politischen  Radikalismus,  dass  der 
Staat  ein  notwendiges  Uebel  sei,  der  auch 
Staat  und  Unterthan  als  zwei  einander  feind- 
lich gegenüberstehende  Parteien  erscheinen 
lässt,  während  sie  in  Wahrheit  dieselben 
gemeinsamen  Ziele  zu  erstreben  haben.  Man 
würde  vielleicht  besser  von  einer  Pflicht- 
theorie sprechen. 

Schliesslich  niuss  noch  erwähnt  werden, 
dass  die  Opfertheorie  nicht  nur  den  Grund 
«ler  Steuer,  sondern  auch  das  Mass  der- 
selben angeben  will.  Denn  nach  Ansicht 
der  Vertreter  dieser  Theorie  ist  eine  Steuer 
gleiehheitlich  und  gerecht,  wenn  sie  im  Ver- 
hältnisse zu  den  Opfern  steht,  die  sie  dem 
Einzelneu  auferlegt.  Ob  die  Theorie  mit 
dieser  Auffassung  recht  hat,  wird  sich  weiter 
unten  zeigen. 

5.  Die  Ausdehnung  der  Steuerpflicht 
Von  der  Frage  nach  der  Begründung  der 
Steuerpflicht  verschieden  ist  die  Frage  nach 
der  Ausdehnung  derselben  auf  die  Bevöl- 
kerung. Sie  ist  in  erster  Linie  eine  Frage 
des  formalen  Steuerrechtes,  liier  sollen 
die  Grenzen  des  staatlichen  Machtbereiches 
in  der  Anordnung  der  Steuerzahlungen  ge- 
zogen werden.  In  den  oben  angeführten 
Definitionen  sind  als  steuerpflichtig  teils  die 
'Einzelwirtschaften*  (Einzelnen),  teils  alle 

Unterthanen*  bezeichnet.  Die  erste  Be- 
zeichnung ist  mangelhaft,  denn  sie  besagt 
nicht,  w  elcho  Einzelwirtschaften:  sie  ist 
auch  um  deswillen  nicht  empfehlenswert, 


weil  die  Steuer  doch  nicht  eine  an  den 
Einzelwirtschaften,  sondern  an  den  Wirt- 
schaftssubjekteu  haftende  Pflicht  ist.  Die 
zweite  ist  geradezu  irrig,  denn  einerseits 
besteuort  kein  Staat  alle  Unterthanen  an- 
dererseits wird  in  zahlreichen  Fällen  über 
den  Kreis  der  Unterthanen  hinausgegriffen. 
Wir  haben  in  unserer  Definition  nach  dem 
Vorgange  von  Neumann  die  Personenklassen 
nicht  bezeichnet,  auf  welche  sich  die  Steuer- 
pflicht erstreckt,  weil  sich  der  Umkreis 
derselben  nur  auf  Grund  des  formalen  gel- 
tenden Rechtes  bestimmen  lässt  und  weil 
es  uns  unmöglich  erscheint,  diesen  Umkreis 
mit  kurzen  Worten,  wie  es  in  einer  Defini- 
tion geschehen  müsste,  zu  bezeichnen.  Es 
ist  dies  auch  zur  Feststellung  <les  Steuer- 
begriffes nicht  nötig.  Um  so  nötiger  ist  es 
aber  nun,  zu  untersuchen,  wie  es  mit  der 
Ausdehnung  der  Steuerpflicht  steht,  von 
welcher  Art  der  Zugehörigkeit  zu  einer 
öffentlichen  Gemeinschaft  die  Steuerpflicht 
abhängig  gemacht  wird  oder  werden  soll. 

Das  formale  Steuerrecht  ist  eine  Folge 
der  öffentlichen  Gewalt,  welche  dem  Staate 
oder  den  anderen  politischen  Verbänden 
innerhalb  eines  bestimmtes  Gehißtes  und 
über  einen  bestimmten  Kreis  von  Personen 
zukommt.  Demnach  kann  sich  das  Be- 
steuerungsrecht möglicherweise  auf  zwei 
Titel  stützen:  auf  die  Gewalt  über  das  Ge- 
biet, also  darauf,  dass  das  der  Steuerbe- 
messung zu  Grunde  liegende  Objekt  sich 
im  räumlichen  Machtbereiche  des  Staates  etc. 
befindet,  oder  auf  die  Gewalt  über  die  Per- 
son, also  darauf,  dass  die  zu  besteuernde 
Person  der  Gewalt  des  Besteuernden  unter- 
worfen ist.  Daraus  ergeben  sich  auch  die 
Grenzen,  in  denen  das  Besteuerungsrecht 
naturgemäss  sich  bewegt.  Innerhalb  des 
eigenen  Gebietes  kann  sich  die  öffentliche 
Gewalt  unbedingt  geltend  machen;  sobald 
sie  aber  darüber  hinausgreifen  will,  ist  sie 
in  ihrer  Wirksamkeit  ausserordentlich  be- 
schränkt. Sie  kann,  wofern  ihr  nicht  die 
anderen  Staaten  ihre  Mitwirkung  sichern, 
ihr  Steuerrecht  nur  gegenütter  denjenigen 
geltend  machen,  die,  obwohl  im  Auslände 
lebend,  doch  ihre  Angehörigkeit  zum  Staats- 
verbande festhalten  wollen. 

Es  ist  eben  von  der  Anknüpfung  des 
Steuerrechtes  an  die  Zugehörigkeit  zum 
räumlichen  Machtitereiche  des  Staates  die 
Rede  gewesen;  da  aber  stets  Personen  und 
nicht  Objekte  die  Steuer  entrichten,  die 
Steuerpflicht  also  eine  persönliche  ist,  so  ge- 
nügt es  bei  der  Frage  nach  dem  Umfange 
der  Steuerpflicht  lediglich  die  Personen  ins 
Auge  zu  fassen. 

G.  Schanz,  der  erst  jüngst  der  Frage 
der  Steuerpflicht  eine  eingehende  Unter- 
suchung gewidmet  hat  und  dem  wir  hier 
grossenteils  folgen,  erkennt  mit  Recht  vier 
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Möglichkeiten,  die  der  Steuergewalt  bei  der 
Bestimmung  des  Porsononkroises,  den  sie 
erfassen  will,  offen  stehen.  Sie  kann  sich 
entweder  an  die  gesamte  ortsanwesende  Be- 
völkerung halten  oder  an  die  Wohnbevöl- 
kerung, d.  h.  die  ansässige  Bevölkerung,  oder 
an  die  Staatsangehörigen,  gleichgiltig,  ob  sie 
in  oder  ausser  Landes  sich  aufhalten,  oder 
an  diejenigen,  welche  durch  irgend  eine 
wirtschaftliche  Beziehung  oder  Verflechtung 
mit  dem  In  lande  verbunden  sind.  Diese 
möglicherweise  eine  Besteuerung  begrün- 
dende wirtschaftliche  Beziehung  kann  ver- 
schieden stark  sein;  sie  kann  sich  bloss  in 
Konsumtionsakteu,  in  dem  mehr  oder  we- 
niger umfangreichen  Verbrauche  des  Ein- 
kommens oder  Vermögens  äussern  oder  in 
Erwerbsakten  oder  in  beiden  zugleich.  Jede 
dieser  vier  Möglichkeiten  kann  zur  Bestim- 
mung der  Steuerpflicht  benutzt  werden,  aber 
jede  wird  nicht  gleich  zweckmässig  sein; 
und  es  fragt  sich  demnach,  welcho  sich  am 
besten  zur  Benutzung  eignet. 

Die  rechtliche  Bevölkeruug,  an 
welche  man  in  erster  Linie  denken  zu  sollen 
glaubt,  da  ja  nur  sie  voll  und  ganz  an  den 
Staatsrechten  und  dein  Staatsschutzc  etc. 
teilnimmt,  eignet  sich  um  deswillen  nicht, 
weil  bei  der  modernen  Verkehrsentwickelung 
immer  eine  starke  Inkongruenz  zwischen 
rechtlicher  und  faktischer  Bevölkeruug  be- 
steht, die  Mischung  zwischen  beiden  eine 
lebhafte  und  unausgesetzte  ist  und  ein  grosser 
Teil  der  dem  Staatsverbande  nicht  Ange- 
hörigen von  der  Steuerleistung  befreit  bliebe, 
obwohl  ihm  in  der  Hauptsache  dieselbe  För- 
denmg  zu  teil  wird  wie  dem  Inländer.  Die 
abwesenden  Staatsangehörigen  sind  Bchwer 
zu  fassen,  sio  gemessen  auch,  so  lange  ihre 
Abwesenheit  währt,  nur  wenig  Förderung 
seitens  ihres  Heimatlandes ;  die  anwesenden 
Ausläuder  dagegen  stehen  grösstenteils  im 
Genüsse  derselben  und  sind  leicht  zu  fassen. 
Geradezu  unmöglich  ist  es,  in  Bundesstaaten 
der  Staatsangehörigkeit  einen  massgebenden 
Einfluss  auf  das  Steuerwesen  einzuräumen. 
Wo  die  Staatsangehörigkeit  so  verblasst  ist 
wie  z.  B.  in  Deutscnlaud,  wo  es  möglich 
ist,  zugleich  mehrfacher  Staatsangehöriger 
zu  werden,  da  kann  die  rechtliche  Bevöl- 
kerung nicht  mehr  als  Grundlage  benutzt 
werden. 

Ebensowenig  genügt  die  Wohnbevöl- 
kerung. Würde  man  die  Steuergesetze 
allein  auf  diese  beschränken,  wurde  man 
also  hier  den  Einzelnen  nach  seiner  ge- 
samten Ijeistungsfähigkeit  ohne  Rücksicht 
auf  die  territoriale  I^age  seiner  Einkommens- 
quelle zur  Steuer  beiziehen,  so  wurden 
allerdings,  wie  Schanz  zutreffend  bemerkt, 
die  mit  dem  Grundsätze  der  Ixnstungsfähig- 
keit  zusammenhängenden  Probleme,  wie 
Piogressinn,  Existenzminimum  etc.  |s.  unten 


Isub  18  und  19  S.  1131  IL),  sich  leicht  lösen 
lassen,  aber  es  wären  auch  nur  Einkoramen- 
und  Vermögenssteuern  möglich,  da  die  Er- 
tragssteuer auf  ausserhalb  des  Staate«  lie- 
gende Objekte  -nicht  anwendbar  ist ;  es 
würden  auch  die  Erträgnisse  den  Verhält- 
nissen nicht  entsprechen,  da  man  vielfach 
nur  auf  Selbstangaben  sich  stützen  und, 
wenigstens  soweit  es  sich  um  auswärts  ge- 
legene Einkommensquellen  handelt,  auf  Kon- 
trollen und  Zwangsmittel  verzichten  müsste. 
Ein  grosser  Missstand  wäre  ferner,  dass  bei 
Bemessung  der  Steuerpflicht  nach  der  Wohn- 
bevölkerung alle  diejenigen  Personen  steuer- 
frei blieben,  welche  zwar  nicht  im  Staate 
ansässig  sind,  aber  liier  Grundstücke,  Ge- 
bäude und  Gewerbe  besitzen. 

Die  ortsaii wosende  Bevölkerung 
umfasst  allerdings  eine  sehr  viel  grössere 
Anzahl  von  Personen.  Allein  während  die 
Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  diese  doch 
auch  vielo  Persönlichkeiten  frei  lässt,  die  in 
einer  inelir  oder  weniger  innigen  Beziehung 
zum  Gemeinwesen  stehen  • —  nämlich  die 
auswärtigen  Staatsangehörigen  und  die  Nicht- 
staat8angehörigcn,  auch  wenn  diese  aus  dem 
Inlande  ihr  Einkommen  beziehen  —  müsste 
hier  der  Versuch  gemacht  werden,  auch 
diejenigen  Personen  dem  herrschenden 
Steuersystem  zu  unterwerfen,  welche  nur 
ganz  vorübergehend  im  Staate  sich  auf- 
halten —  ein  Versuch  ebenso  schwierig  wie 
unbillig. 

Es  bleibt  noch  die  wirtschaftszuge- 
hörige Bevölkerung.    Es  wird  sich  be- 
haupten lassen,  dass  diese  die  geeignetste 
Grundlage  für  die  Besteuerung  giebt.  Da- 
nach trägt  jeder,  der  wirtschaftlich  mit  der 
Gemeinschaft  in  Beziehung  steht,  zu  den 
Aufwendungen  derselben  bei,  gleichviel,  ob 
|er  selbst  dem  Inlande  angehört  oder  nur 
seiu  Einkommen  unter  dem  Schutze  des 
Staates  geniesst  und  mehrt.    »Die  Steuer- 
\  gewalt,«  sagt  Schanz,  »findet  ilir  Genüge 
t  innerhalb  des   eigenen  Territoriums ;  nie 
1  Güter,  die  aus  diesem  hervorgehen,  sind 
zum  prinzipalen  Steuerfouds  gestempelt:  das 
ist  der  Bereich,  wo  die  Zwangs-  und  Kon- 
troll mittel  am  wirksamsten  sind,  das  ist  der 
Bereich,  über  welchen  auch  sonst  der  Ge- 
meinsehaftswille  in  der  Regel  nicht  hinaus- 
,  greift,  innerhalb  dessen  er  sich  aber  inög- 
I  liehst  voll  und  ganz  geltend  macht.«: 

Dasselbe,  was  hier  durch  den  Ausdruck 
wirtschaftszugehörige  Bevölkerung  bezeichnet 
wird,  trifft  Schäfflo  mit  dem  Namen  *mit- 
[gliedlich      zugehörige  Einzelwirt- 
|  Schäften».  Di&se  Bezeichnung,  sagt  Schäffle, 
|  »umgeht  die  Folgerung,  dass  Stenern  nur 
von  Unterthanen ,  nicht   auch  von  Ange- 
hörigen  dritter   Staaten   erhoben  werden 
dürfen.    Steuerpflichtig  ißt  jede  leistungs- 
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Einzelwirtschaft  als  solche,  welche  grösseren  derjenigen  Gemeinschaft  in  der 
auch  nur  teilweise  durch  Grundbesitz,  durch  die  Einkommensquelle  liegt 
Aktienbesitz,  durch  Benutzung  der  Trans-  In  den  thatsächliehen  Verhältnissen  zeigt 
portnnstalten  —  selbst  nur  höchst  flüchtig,  I  sich  allerdings  bis  heute  noch  wenig  Ueber- 
vorübergehend  uud  unvollständig  in  die  einstiminung;  doch  ist  es  nicht  möglich, 
Volkswirtschaft  des  steuererhebenden  Ge-  hier  auf  Einzelheiten  einzugehen.  Nur  bei- 
moinwesens  thatsächlieh  als  Mitglied  ein-  spielsweise  erwähne  ich  aus  dem  Bereiche 
tritt.--  des  direkten  Steuerwesens,  dass  in  dem 

tr      .  u        t  v  .      I  deutschen  Reichsg.  v.  18.  Mai  1870,  betr. 

Es  erinnert  nun  diese  auf  die ^Wirtschaft-  j  Jie  Doppeibesteueru ng,  die  Steuer  für  Gründ- 
liche Zugehörigkeit  aufgebaute  Begrenzung  [m(,  Gew,,rbeMrieb  sowie  für  Gehalte, 
des  T  mkreises  der  Steuerpflicht.gen  aller-  ■  Pen8ionen  und  Wartegelder  demjenigen 
dmgs   äusserhch   an    die  oben  zurflckge- 1  Staato  zu^pr0,.hcn  wird,  in  welchem  die 

welcher  die  Steuer  *?;„*       i_,„.     „„„    ,..„i„i   ,i:„ 


wiesene  Theorie,  nach 
als  Preis  für  die  Vorteüe  des  Staates  auf- 
zufassen wäre:  aber  doch  nur  äusserlich. 
Hier  handelt  es  sich  ja  nicht  um  die  Be- 
gründung des  Steuerrechts  bezw.  der  Steuer- 
pflicht, «sondern  um  die  Frage  nach  der 
zweckmäßigsten  Anwendung  dessell>en. 
Lediglich  dieFrage  derAusdehnung  derSteuer- 
pfliclit  wird  hier  von  einer  wirtschaftlichen 
Beziehung  abhängig  gemacht.  Die  Steuer 
ist  eine  wirtschaftliche  I^eistung  infolge  un- 
bedingter persönlicher  Verpflichtung.  Das 
hat  auch  keine  Konsequenzen  rücksichtlich 
der  Frage  nach  dem  Grade  der  Steuerpflicht : 
denn  nachdem  der  Umkreis  der  zu  be- 
steuernden Personen  festgestellt  ist,  kann 
diejenige  Wahl  der  Bemessung  der  Steuer- 
norm erfolgen,  welche  der  Gemeinscliaft  als 
die  zweckmäßigste  erscheint. 


ersteren  liegen  bezw.  aus  welchem  die 
letzteren  stammen.  Im  übrigen  entscheidet 
der  Wohnsitz.  Also  eine  Verbindung  der 
Besteuerung  nach  Wohnsitz,  wirtschaftlicher 
Zugehörigkeit  und  Staatsangehörigkeit.  Be- 
züglich der  Besteuerung  der  im  Auslande 
wohnenden  Staatsangehörigen  hinsichtlich 
ihres  inländischen  und  ausländischen  Ein- 
kommens halten  sich  einige  kleinere  deutsche 
Staaten  (Sachsen-Meiningen,  Lippe-Detmold, 
Schaumburg-Lippe)  voll  und  ganz  auf  den 
Standpunkt  der  rechtlichen  Zugehörigkeit 
gestellt,  andere  Staaten  (Königreich  Sachsen) 
teilweise,  wieder  andere  gar  nicht  (Bayern, 
Württemberg  etc.).  Bezüglich  der  Besteue- 
rung der  im  Inlande  wohnenden  Staats- 
angehörigen hinsichtlich  ihrer  ausländischen 
Einkünfte  haben  das  Princip  der  rechtlichen 
I  Zugehörigkeit  als  Norm  für  die  Steuerpflicht 


Auf  Einzelheiten  kann  hier  nicht  weiter  angenommen  Preussen ,  Sachsen-Meiuingen 


eingegangen  werden.  Nur  eines  soll  noch 
besonders  betont  werden.  Nicht  nur  der- 
jenige, welcher  aus  dem  Inlande  sein  Ein- 
kommen t>ezieht,  wird  zur  Steuer  heranzu- 


und  einige  kleinere  Staaten;  aber  nur  für 
die  Einkommensteuer.  Wieder  ein  anderer 
(Sachsen -Weimar)  verzichtet  auf  die  Be- 
steuerung des  ausländischen  Einkommens 


ziehen  sein,  sondern  auch  derjenige,  der  im  aus  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb,  auf  die 
Inlande  ein  Einkommen  geuiesst,  das  aus  |  der  Wartegelder  und  Pensionen  und  in  der 
ausländischen  (Quellen  flieset ;  allerdings  wird  J  Regel  auch  des  ausländischen  Dienstein- 
in  die>em  Falle  nicht  die  ganze  und  volle  kommens  etc.  etc.  Kurz  es  herrscht  eine 
Steuerpflicht,  als  deren  Repräsen tauten  man  ausserordentlich  bunte  Mannigfaltigkeit  in 


die  Einkommens-  und  Ertragssteuern  und 
wohl  auch  die  Vermögenssteuern  anzusehen 
gewohnt  ist,  in  Anwendung  kommen  können, 
sondern  es  genügt  eine  steuerliche  Erfassung, 
wie  sie  durch  die  Verbrauchssteuern  im 
engeren  Sinne  tiewirkt  wird.  Denn  diese 
treffen  schon  aus  steuertechnischen  Gründen 
die  ganze  ortsanwesende  Bevölkerung,  so- 
weit sie  am  steuerpflichtigen  Konsum  be- 
teiligt ist.  Man  kann,  wie  Schanz  thut,  aus 
den  oben  erörterten  Grundsätzen  etwa  die 
folgenden  Nonnen  ableiten:  1.  Wenn  Wohn- 
sitz bezw.  Konsumtion  und  Einkommens- 
quelle zusammenfallen,  ist  die  intensivste 
wirtscliaftliche  Zugehörigkeit  gegeben,  des- 
halb hat  auch  hier  volle  Besteuerung  einzu- 
treten.   2.  Wenn  und    insoweit  Wohnsitz 

bezw.  Konsumtion  und  Einkommensquelle 

_„   •  i  ,  |i      •  .  ,        , 1  „  *)  Mit  der  von  schanz  daran  irckiitinftcn 

auM-inanderfallen  ist  die  wirtschafüiche  Zu-  mechanischen  Regel  sowie  mit  anderen  Kinzel- 

gehongkeit  geteilt:  sie  fällt  zum  kleinereu  heiten  konnte  ich  mich  allerdings  nicht  einver- 

Teil  der  Konsumtionsgemeinschaft  zu.  zum  standen  erklären. 


der  Steuergesetzgebung  hinsichtlich  der  Be- 
messung des  Umfanges  der  Steuerpflicht.  <S. 
auch  d .  Art.  D  o  p  p  e  1  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g oben  Bd . 
III,  S.  235  ff.)  Diese  Mannigfaltigkeit  büdet 
den  besten  Beweis  dafür,  dass  die  heute 
noch  üblichen  Grundsätze  der  Besteuerung 
teüs  nach  der  Staatsangehörigkeit,  teils  nach 
dem  Wohnsitze  und  der  Ortsanwesenheit 
weder  den  Anforderungen  einer  innerlich 
begründeten  uud  wirksamen  Abgrenzung  der 
Steuergewalt  noch  auch  den  Anforderungen 
eines  internationalen  Steuerrechtseutsprechen. 
Eine  solche  zu  verwirklichen ,  scheint  die 
Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Zu- 
gehörigkeit imstande  zu  sein,  wenn  wir 
gleieh  die  Schwierigkeiten  auch  dieser  Be- 
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steuerungsnorm  keineswegs  unterschätzen. 
Dem  Siege  derselben  in  der  Praxis  wird  es 
sehr  förderlich  sein,  dass,  wie  Schanz  im 
einzelnen  nachweist,  die  »steuerliche  Praxis 
doch  schon  in  sehr  erheblichem  Masse  das 
Princip  (derselben)  teils  durchgeführt  hat, 
teils  nach  weiterer  Ausgestaltung  derselben 
ringt  und  dass  es  oft  nur  geringer  Korrek- 
turen bedürfte,  um  dem  Grundsätze  gerecht 
zu  werden. « 

6.  Steuerquelle  und  Steuerbemes- 
sungsgrundlage.  Unter  der  Steuer- 
qnelle  verstehen  wir,  wie  schon  oben  be- 
merkt wurde,  den  Fonds  von  Gütern,  aus 
welchem  die  Steuer  thatsächlich  entrichtet 
wird.  Steuerbemessuugsgrundlagc 
(Steuerobjekt)  dagegen  ist  der  Gegenstand, 
die  Handlung,  die  Thatsache,  nach  welcher 
die  Steuer  umgelegt  wird. 

Die  Steuerquelle  soll  und  wird  unter 
normalen  Umständen,  wie  gleichfalls  oben 
gezeigt  wurde,  das  Einkommen  sein;  der 
Name  der  Steuern ,  durch  welchen  zumeist 
die  Bemessungsgrundlage  tazeichnet  wird, 
ist  gleiehgiltig.  Ks  kann  eine  Steuer  Kapital- 
Steuer  heissen  und  doch  eine  Kapitalrenten-, 
also  eine  specielle  Einkommensteuer  sein. 
Steuerquelle  und  -bemessimgsgrundlage 
können,  müssen  aber  nicht  identisch  sein. 
Sie  siud  z.  B.  identisch  bei  der  Einkommen- 
steuer; hier  wird  das  Einkommen  nicht  nur 
der  Fonds  sein,  aus  dem  die  Steuer  that- 
sächlieh  entrichtet  wird,  sondern  auch  die 
Grundlage  für  die  Bemessung  der  Steuer 
bilden.  Das  gleiche  kann  man  auch,  ab- 
gesehen von  der  Verschiedenheit  des  Namens, 
von  einzelnen  Ertragssteuern  sagen,  bei  denen 
der  Ertrag,  d.  h.  ein  speeiel ler  Einkommens- 
teil, z.  B.  der  Kapitalzins,  nicht  nur  das 
specielle  Einkommen  bezeichnet,  aus  dem 
die  Steiier  entrichtet  wird,  sondern  auch 
den  Massstab  für  die  Bemessung  der  Steuer. 
Wieder  bei  anderen  Steuern  besteht  kein 
Zusammenhang  zwischen  Bemessungsgnmd- 
lage  und  Quelle,  so  z.  B.  bei  den  Vermögens- 
steuern. Hier  soll  zwar  in  der  Kegel  nach 
Absicht  des  Gesetzgebers  nur  das  Einkommen 
auf  Grund  des  Vermögensbesitzes  getroffen 
werden,  ob  aber  diese  Absicht  wirklich  er- 
reicht wird,  hängt  von  der  Höhe  der  Steuer, 
der  Art  der  Veranlagung  etc.  ab.  Das 
gleiche  gilt  von  allen  denjenigen  Steuern, 
welche  nach  der  Art  und  Grösse  des  Auf- 
wandes erhoben  werden,  den  die  Steuer- 
pflichtigen machen.  Hier  ist  als  Quelle  das 
Einkommen  gedacht,  aber  die  Bemessungs- 
grundlage  ist  z.  B.  bei  der  Hundesteuer  die 
Zahl  und  Art  der  Hunde,  bei  der  Salzsteuer 
«las  verbrauchte  Salz,  bei  der  Biersteuer  das 
Bier  bezw.  der  Rohstoff,  aus  dem  es  her- 
gestellt wird  etc. 

Enger  als  der  Begriff  der  Bemessungs- 
grundlage,  aber  zusaminenliäugcnd  mit  diesem 


ist  der  Begriff  der  Steuereinheit.  Steuer- 
einheit ist  das  nach  Zahl,  Mass,  Gewicht  etc. 
bestimmte  einzelne  Steuerobjekt,  z.  B.  bei 
der  Grundsteuer  eine  gewisse  Grösse  des 
Grundstückes  (Tagwerk,  Hektar),  bei  der 
Rentensteuer  eine  gewisse  Grösse  der  Rente, 
bei  der  Biersteuer  ein  gewisses  Quantum 
Bier  oder  ein  gewisses  Quantum  der  zur 
Bierfabrikation  benutzten  Rohmaterialien 
(Hektoliter  Malz),  bei  den  Zöllen  ein  Centner. 
Von  der  Steuereinheit  wird  der  Steuer- 
satz erhoben,  der,  wenn  sich  die  Steuer- 
einheit in  einem  Geldbetrage  ausdrücken 
lässt,  von  dem  der  Steuersatz  einen  echten 
Bruch  bildet,  als  Steuerfnss  bezeichnet 
wird.  Aus  der  Zahl  der  Steuereinheiten, 
welche  im  Besitze  einer  Person  sich  be- 
finden, und  dem  auf  die  Steuereinheit  ent- 
fallenden Satze  wird  die  Steuerschuldigkeit 
bemessen. 

7.Steuerzahler,Steuersubjekt,Steuer- 
destinatar.  Steuerträger.  Steuerzahler 
ist  derjenige,  welcher  die  Steuer  unmittel- 
bar an  die  mit  der  Erhebung  derselben  be- 
auftragte Kasse  zu  entrichten  hat,  Steuer- 
träger derjenige,  der  die  Steuer  endgiltig 
aus  seinem  Einkommen  entrichtet,  dem  sie 
dauernd  zur  Last  fällt.  Steuersubjekt 
ist  derjenige,  welcher  nach  dem  Gesetze 
zur  Zahlung  der  Steuer  verpflichtet  ist, 
Steuerdestinatar  endlich  derjenige,  der 
die  Steuer  nach  Absicht  des  Gesetzgebers 
tragen  soll. 

Zwischen  Steuerzahler  und  Steuersubjekt 
besteht  kein  wesentlicher  Unterschied;  nur 
dass  im  ersten  Worte  mehr  das  wirtschaft- 
liche, in  dem  zweiten  mehr  das  rechtliche 
Moment  zu  Tage  tritt.  Der  Unterschied 
zwischen  Steuerzahler  und  Steuerträger  da- 
gegen ist  ein  wesentlicher.  Die  Thatsache, 
dass  ein  anderer  die  Steuer  trägt  als  der- 
jenige, der  sie  an  die  Behörde  entrichtet, 
beruht  auf  dem  sogenannten  Steuerflber- 
wälzungsprozesse ,  von  dem  weiter  unten 
noch  besonders  die  Rede  sein  wird.  Hier 
nur  so  viel.  Bei  vielen  Steuern  sind  aller- 
dings Steuerzahler  bezw.  Steuersubjekt  und 
-träger  in  einer  Person  vereinigt,  so  z.  B. 
bei  der  Einkommensteuer,  bei  den  soge- 
nannten Ertragssteuern,  bei  der  Hundesteuer, 
Bedientensteuer  und  dergleichen.  In  allen 
diesen  Fällen  ist  dor  Steuerpflichtige  recht- 
lich zur  Zahlung  der  Steuer  verpflichtet; 
er  entrichtet  sie  auch  selbst  bezw.  durch 
seine  Beauftragten  an  die  betreffende  Kasse : 
er  soll  nach  Absieht  des  Gesetzgebers  die 
Steuer  endgiltig  tragen  und  er  wird  dies 
auch  in  der  Regel.  Doch  ist  auch  hier  die 
Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass  der 
gesetzlich  zur  Traguug  und  Zahlung  der 
Steuer  Verpflichtete  dieselbe  von  sich  ab 
und  auf  andere  überwälzt,  so  z.  B.,  wenn 
der  Gewerbetreibende  die  Steuer  in  seine 
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Produktionskosten  rechnet  und  es  ihm  ge- 1 
Hngt,  dieselbe  auf  den  Preis  der  Produkte ; 
zu  schlagen,  so  dass  er  zwar  Steuersubjekt,  j 
-zalücr  und  -destinatar,  aber  nicht  Steuer- 
träger ist.  Bei  anderen  Steuern  dagegen, 
namentlich  bei  den  eigentlichen  Verbranchs- 
steuern uud  den  Zöllen,  erscheinen  nach 
Ansicht  des  Gesetzgebers  Steuerzahler  bezw. 
-Subjekt  und  Steuerdestinatar  bezw.  -träger 
als  zwei  getreu nto  Personen.  Das  ist  der 
Fall  einer  gesetzlich  gewollten  Ceberwälzung. 
Diese  eben  genannten  Steuern,  z.  B.  die 
Bier-,  Branntwein-,  Rflbeu  zuckersteuer  wollen 
den  Verbrauch  der  betreffenden  steuerpflich- 
tigen Gegenstände  bezw.  das  in  demselben 
sich  dokumentierende  Einkommen  treffen. 
Da  es  aber  technisch  nicht  möglich  ist,  von 
den  Konsumenten  die  Steuer  für  jeden  ein- 
zelnen Konsumtionsakt  zur  Erhebung  zu 
bringen,  weil  die  Konsumtion  sich  auf  zahl- 
lose Köpfe  und  noch  mehr  Kousumtionsakte 
zersplittert,  so  ist  man  zu  dem  Atiswege 
gelangt,  diese  Gegenstände  gleich  bei  den 
Produzenten,  hier  also  bei  den  Brauern  und 
Fabrikanten  (bei  den  Zöllen,  bei  den  Im- 
porteuren) zu  besteuern,  deren  Anzahl  eine 
vergleichsweise  geringe  ist  und  bei  denen 
die  steuerpflichtigen  Waren  in  grossen 
Mengen  sich  sammeln,  bevor  sie  au  die 
Konsumenten  gelangen.  Man  überlässt  es 
dann  den  erstereu,  sich  von  dem  konsumieren- 
den Publikum  die  Steuern  durch  Zuschläge 
auf  die  Preise  der  Waren  wieder  ersetzen 
zu  lassen.  Wird  diese  Absicht  der  Gesetz- 
gebung erreicht,  daun  sind  Steuerzalder 
einerseits  und  -destinatar  und  -träger anderer- 
seits getrennte  Personen;  Destinatar  und 
Träger  sind  identisch.  Gelingt  es  aber  bei- 
spielsweise dem  Produzenten  nicht,  die 
Steuer  auf  den  Konsumenten  Qbcrzuwälzeu, 
so  ist  letzterer  zwar  Steuerdestinatar;  aber 
nicht  er  ist  mehr  der  Steuerträger,  sondern 
der  Steuerzalder  wird  Steuerträger. 

8.  Einzige  Steuer  und  Mehrheit  von 
Steuern.  Wiederholt  schou  seit  den  ersten 
Anfängen  fiiiauzwissenscliaftlicher  Erörte- 
rungen ist  der  Gedanke  vertreten  worden, 
den  öffentlichen  Bedarf  durch  eine  einzige 
Steuer  zu  decken,  die  freilich  je  nach  dem 
Stande  der  Volkswirtschaftslehre  und  der 
Staatsphilosophie  verschieden  bestimmt 
wurde.  Die  Steuerlehre  der  Physiokratie 
bezeichnete,  entsprechend  ihren  national- 
ökonomischen  Grundauschauuugen  von  der 
alleinigen  Produktivität  der  BcKienwirtschaft. 
die  einzige  Steuer  von  der  Grundrente  als 
die  richtigste.  Und  dieso  der  National- 
ökonomie jener  Zeit  entsprechende  Auf- 
fassung wurde  unterstützt  durch  die  dem 
Zeitalter  der  Physiokratie  eigentümliche 
Auflehnung  gegen  den  alten  Staat  und  das 
historisch  Gewordene.  Ausserdem  sprechen 
ja  für  eine  einzige  Steuer  schon  ganz  all- 


gemein deren  Einfachheit  und  die  zweifels- 
ohne viel  geringeren  Erhebungskosten.  Dieses 
Ideal  einer  einzigen  Steuer  erhielt  sich  denn 
auch  bis  in  die  Gegenwart  und  wurde  viel- 
fach ein  Programmpunkt  politischer  Parteien, 
nur  dass  man  an  Stelle  der  Grundrenteu- 
stener,  entsprechend  den  geläuterten  national- 
ökonomischen Anschauungen,  zu  einer  pro- 
gressiven allgemeinen  Einkom- 
mensteuer gelangen  zu  müssen  glaubte. 

Bei  Bourteiluug  dieses  Ideales  ist  zu- 
nächst zuzugeben,  dass,  wie  die  ganze  indi- 
vidualistische Bewegung  im  vorigen  Jahr- 
hundert, so  auch  doren  Ausdruck  im  Steuer- 
wesen sicherlich  einen  berechtigten  Kern 
auf  weist.    Es  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  die  Vielheit  von  Steuern,  wie 
sie  zu  Ende  des  18.  und  noch  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  allenthalben  bestand, 
im  I<aufe  der  Zeit  unerträglich  geworden 
war.    Es  machte  sich  in  der  Tliat  in  Eng- 
land, Frankreich,    Deutsclüand  etc.,  an- 
knüpfend an  die  verschiedenen  Staatsereig- 
nisse an  der  Wende  dieses  Jahrhunderts, 
das  Bedürfnis  geltend,  eine  Verminderung 
der  Zahl  der  Stoucrn,  eino  Vereinfachung 
des  Steuersystems  durchzufüliren.  Diese 
Vereinfachung  bezog  sich  nicht  nur  auf  die 
direkte  Einkommens-  und  Ertragsbesteuerung, 
sondern  vornehmlich  auf  die  Verbrauchs- 
und Aufwandsteuern.  Bekannt  ist  z.  B.,  dass 
der  englische  Zolltarif,  der  noch  zu  Anfang 
dieses  Jalirhuuderts  Tausende  von  Artikeln 
umfas8te,  heute,  allerdings  nicht  bloss  aus 
Bteuertechnisehen,  sondern  vorwiegend  aus 
volkswirtschaftlichen  Gründen,  auf  einige 
wenige  Tarifpositionen  reduziert  wurde.  Be- 
sonders weit  griff  die  Vereinfachung  der 
|  Steuern  in  einzelnen  Schweizer  Kantonen, 
so  namentlich  in  Zürich,  wo  wenigstens  an- 
näherungsweise die  Durchführung  einer  ein- 
zigen Steuer  versucht  wurde.    Wenn  die 
Vereinfachung  in  Deutschland  nicht  so  weit 
ging,  so  ist  sie  doch  auch  hier  immerhin 
gross  genug,  um  Beachtimg  zu  verdienen, 
i  So  trat  in  Preussen  an  Stelle  des  Lehen- 
I  ritterpferdegeldes ,   der   Kontribution ,  des 
I  Kavalleriegeldes ,  des  Hufon-  und  Giebel- 
j  Schosses,  verschiedener  anderer  Abgaben  des 
]  platten  Ijandes  einfach  die  Grund-,  Gewerbe- 
und  Klassensteuer.    Die  Aocisen  nnd  sons- 
tigen Verbrauchsabgaben,  bei  denen  geradezu 
das  Princip  herrschte,  dieselben  in  mög- 
lichster Anzahl,  aber  allerdings  in  geringen 
Sätzen    zur   Besteuerung    zu  verwenden, 
wurden  wesentlich   vereinfacht.     In  den 
älteren  sechs  bayerischen  Gebietsteilen  wur- 
den noch  um  das  Jahr  18<>0  unter  607  Be- 
nennungen zahllose  direkte  Steuern  erhoben, 
worunter  sich  allein  144  verschiedene  Grund- 
steuern befanden.    Mit  dein  Jahre  1828  be- 
stand  das  direkte  Steuersystem  nur  noch 
laus  4  Steuern. 
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Diese  allenthalben  geübten 
faehungen  der  Steuernvielheit  hat 
nirgends,  abgesehen  von  ganz  kleinen  Ge- 


meinwesen, dazu  geführt,  das  Ideal  einer 
einzigen  Steuer  auch  nur  annäherungsweise 
in  die  Praxis  zu  ütersetzen.  Selbst  der 
schweizerische  Radikalismus  muss  sich  eine 


Verein-  lein  solches  unumgänglich,  wenn  die  frag- 
jedoch  I  liehe  Steuer  das  Vielfache  der  heutigen 
direkten  Steuern  zu  erbringen  hätte.  Wollte 
man,  wie  dies  von  manchen  Befürwortern 
der  einzigen  Steuer  angestrebt  wird .  die 
Masse  des  Volkes  bis  in  den  Mittelstand 
hinein  von  ihr  ausnehmen,  so  würde  man 


Mehrheit  von  Steuern,  namentlich  auch  von ;  durch  sie  die  grossen  Einkommen  und  Ver- 


indirekten, die  in  der  Gegenwart  eher  zu 
als  abnehmen,  gefallen  lassen.  In  der  That 
hat  nicht  nur  die  Praxis  in  vorsichtiger 
lleberlegung  sich  von  diesem  Ideale  fern- 
gehalten, sondern  auch  die  Wissenseliaft 
hat,  soweit  sie  nicht  von  einseitigen  Partei- 
rücksiehten  geleitet  wird,  dasselbe  je  länger 
e  mehr  .als  unberechtigt  zurückgewiesen. 
*nd  mau  konnte  auf  dieses  Ideal  um  so 
leichter  verzichten,  als  seine  Anhänger  selbst 
es  vielfach  als  unerreichbar  bezeichneten. 
Die  Gründe,  welche  gegen  eine  einzige 
progressive  Einkommensteuer  sprechen,  sind 
namentlich  folgende : 

1.  hat  es  sich  als  durchaus  notwendig 


mfigeu  unter  der  Maske  gerechter  und  ein- 
facher Besteuerung  zertrümmern.  (SchÄffle.l 
So  ist  gegenwärtig  die  Wissenschaft  von 
diesem  Steuerideal  wieder  abgekommen  und 
liat  sich  dem  realen  Leben  genähert,  welches 
von  jeher  eine  Mehrheit  von  Steuern  als  un- 
entbehrlich bezeichnet  hat  Und  da*  Ideal 
ist  nun  nicht  mehr  eiue  einzige  Stener, 
sondern  ein  gut  gewähltes  Steuersystem, 
Die  Theorie  gab  es  mit  Recht  auf,  das  bis- 
herige Verlialten  der  Praxis  im  allgemeinen 
als  irrig  zu  erklären  und  meistern  zu  wollen : 
sie  erkannte  vielmehr  dessen  Berechtigung 
au  und  sah  von  da  ah  vielmehr  ihre  Auf- 
gabe darin,  an  dem  Bau  eines  Steuersystems 


erwiesen,  den  Steuerdruck  durch  Verteilung  mitzuwirken,   welches   den  herrschenden 
desselben  auf  mehrere  Erhebungsakte  und  Grundsätzen  entsprechen  würde, 
-arten  weniger  fühlbar  zu  machen.  Die  mit  I 

der  Steuerzahlung  verbundene  l'nlustempfin-  J  II.  Einteilung  der  Stenern, 

»hing  nimmt  in  psychologisch  erklärlicher 
Weise  zu.  je  grösser  die  Summen  sind,  die 
auf  einmal  gefordert  werden.  Nun  wird 
allerdings,  je  grösser  die  Einsicht,  der 
Patriotismus,  die  Opferfähigkeit,  je  ent- 
wickelter also  überhaupt  der  Geineinsinn  ist, 
um  so  mehr  die  Notwendigkeit  der  Steuer- 
pflicht erkannt  und  tun  so  bereitwilliger  die 
Steuerschuldigkeit  entrichtet  werden ;  aber 
die  Gegenwart  muss,  wenn  sie  die  ihr  zu- 
fallenden finanziellen  Aufgaben  erledigen 
will,  mit  den  heute  vorhandenen  Gesinnungen  j  Abgaben .  welche 
rechnen  und  wird  dabei  dem  Eindrucke  sich  |  gehler  etc.  hii  die 


0.  Natural-  und  Geldsteuern.  Pas  Steuer- 
wesen hängt  von  der  jeweiligen  politischen  und 
volkswirtschaftlichen  Verfassung  ab,  und  so 
kann  es  nicht  wunder  nehmen,  das«  auch  die 
Stenern  während  der  früheren  Zeit  des  Mittel- 
alters bei  der  geringen  Arbeits-  und  Gebranehs- 
teilnng.  dem  geringeu  Markt-  und  Geldverkehr 
jener  Zeit  vielfach  in  Naturalien  bestanden 
halieu.  Nicht  nnr  die  Tribute  z.  B.  der  Thü- 
ringer, Sachsen  etc.  bestanden  in  Naturalien, 
sondern  -auch  die  steueriibulicheii  Abgaben  der 
Grossen  de»  Reiches  an  den  König  sowie  die 
als  Zfllle.  Hafen-,  Brürkeu- 
mit  der  Erhebung  derselben 


nicht  verschliessen  können,  dass  sie  nur 1  berechtigten  Herren  und  Städte  entrichtet 
dann  zum  Ziele  kommt ,  wenn  diese  Ge- 1  werden  mussten,  konntet!  in  natura  geleistet 
sinnungen  in  nicht  allzu  fühlbarer  Weise j  weMr«le!'-  ,  ^^^h^  erwähnt  die  Wollsteuern  im 
•iiif  die  Pmlu»  stellt  «erden  !  spätmittelalterlichen    England.     Noch  im  lb. 

auf  Ii,  1  rohe  gestellt  woid  n.  Jahrhundert  gestatten  die  Bei.hsabscbiede  von 

1  Ein  weiterer  und  sehr  wesentlicher  1542  um,  ,54|  (lie  Erhebuntf  Von  Keichssteuern 
Grund  gegen  die  einzige  Einkommensteuer  i  in  natura.  Die  Geschichte  erzählt,  dass  in  da- 
liegt in  den  Mängeln  der  Steuertechnik.  |  selben  Jahrhundert  und  noch  später  die  I  nj- 
Schon  die  Konstatieruug  des  Gesamtem- I  Wandlung  von  Naturalf ronden.  persönlichen 
kommens  einer  Person  ist  sehr  schwierig.  I  Dienstleistungen  etc.  sich  nur  mit  Schv ieru:- 
Aher  es  kommt  nicht  nur  darauf  an,  die .  keiten  vollzog.  Noch  im  17.  Jahrhundert  ist 
Grösse  des  Einkommens  festzustellen.  son-  "ns,  ans   dem    damals  hochent- 

!  wickelten   Strassburg    bekannt,  ans  weichem 
lass  auch  damals  noch  ausnahms- 
weise das  Stallgeld,  die  hauptsächlichste  direkte 


■os so  ues  raiiKommens  iesizusteuen,  son 

dem  auch  die  Steuerfähigkeit,  d.  h. , , 
i      «-  ,      T-f  i  •   i-  !  hervorgeht. 

•  las  \  crhultms  des  Einkommens  zur  indi- 
viduellen 1  Leistungsfähigkeit.  Der  Tarif  eines 
Einkommensteuergesetzes  gewährt  keinen 
Einblick  in  die  individuellen  Verhältnisse 
und  gestattet  nicht,  denselben  zu  folgen. 

[i.  Eine  einzige  allgemeine  progressive 
Einkommensteuer  würde  dem  Bedarf  gegen- 
über durchaus  unzulänglich  sein.  Sie  würde 
die  kleineren  und  mittleren  Einkommen  ohne 


Steuer,  in  Wein,  Getreide  u.  dergl.  geleistet 
werden  konnte.  Boisguillebert  erklärt  sich  all- 
gemein noch  für  Naturalsteuern,  Sonnenfei» 
wünscht  wenigstens  für  fruchtbare,  aber  ireld- 
arme  Provinzen  die  Entrichtung  der  Steuer  in 
natura.  Diese  dem  modernen  Staatswesen  völlig 
widersprechende  Art  der  Stenern  erklärt  si'h 
leicht  aus  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen. 

s  nicht  nur  dem  Belasteten  bt-i  dem 


ein  sehr  kostspieliges  Einsteoerung>verfahren  Mangel  an  barem  Gehle  wesentlich  leichter  er- 
iii-lit  erreichen   können.     lud  doch  wäre  scheinen  Hessen,  sieh  seiner  Verpflichtungen 


Digitized  by  Google 


Steuer  1119 


durch  Hingabe  eines  Teils  seiner  Ware  zu  ent- 
ledigen, sondern  auch  dem  Berechtigten  ohne 
besondere  Schwierigkeiten  gestattete,  die  in 
natara  empfangenen  Güter  für  seinen  eigeuen 
Bedarf  zn  verwenden  oder  zum  weiteren  Aus- 
tausche gegen  andere  Güter  zu  benutzen.  Dass 
diese  Art  der  Steuererhebung  neben  den  sonst 
reichlich  vorhandenen  Ungerechtigkeiten  und 
Ungleichheiten  noch  neue  ins  Leben  rief,  be- 
darf bei  der  Dehnbarkeit  der  Begriffe,  um 
welche  es  sich  hier  handelt,  keiner  Ausführung. 
Es  ist  ferner  selbstverständlich,  dass  diese  Art 
öffentlicher  Einnahmen  nur  solange  erträglich 
erschien,  als  infolge  der  primitiven  Verhältnisse 
eine  Rechnungslegung  nicht  erforderlich  schien 
und  man  sozusagen  in  den  Tag  hinein  lebte. 
Sobald  das  Princip  des  kaufmännischen  Rech- 
nungswesens auch  im  Staatshaushalte  aufkam 
und  dessen  Notwendigkeit  durch  die  heillosen 
Missstände,  namentlich  die  andauernden  Schul- 
den der  Fürsten  und  Städte,  auch  plausibel  ge- 
macht worden  war,  sobald  ferner  der  Geldver- 
kehr sich  cinigermassen  entwickelt  hatte  und 
die  steigenden  Ausgaben  des  Staates,  nament- 
lich für  das  Heerwesen  und  die  neue  Beamten- 
organisation, auch  das  stete  Vorhandensein  von 
Geldmitteln  erforderten,  konnte  der  bisherige 
Zustand  in  keiner  Weise  mehr  genügen.  Na- 
türlich hat  es  auch  schon  in  frühereu  Jahr- 
hunderten Fflllo  gegeben,  in  denen  dem  Berech- 
tigten nur  mit  Geldabgaben  geholfen  war,  so 
z.  B.  bei  den  alten  Reichssteuern.  Wir  haben 
an  anderer  Stelle  bereits  erwähnt,  dass  die 
Geldsteuern  in  den  Städten  schon  im  14.  Jahr- 
hundert die  Naturalsteuern  zu  überflügeln  be- 
gannen und  dass  je  länger  je  mehr  die  Natu- 
ralabgaben vor  den  ersteren  zurücktraten.  Es 
wäre  aber  irrig,  anzunehmen,  dass  die  Natural- 
abgaben mit  einem  Male  vollständig  ver- 
schwunden seien ;  sie  haben  sich  vielmehr  bis  in 
die  neue  Zeit  erhalten;  namentlich  in  den 
engeren  Verhältnissen  der  Ortsgemeinden  pHegt 
man  auch  heute  noch  vielfach  Naturalabgaben 
und  Dienstleistungen  an  Stelle  der  sonnt  not- 
wendig werdenden  Geldumlagen  zu  erheben. 
Ja  auch  im  Staate  giebt  es  zu  Zeiten  anormaler 
Verhältnisse  Zustände ,  welche  zu  Naturalab- 
gaben drängen,  die  wenigstens  einen  den 
Stenern  analogen  Charakter  tragen.  Wir  er- 
innern an  die  Einquartieruugslast,  an  die  Natu- 
rallieferungen  im  Kriege  u.  ähnl.  Aber  sicher 
ist,  dass  derartige  Abgaben  in  natura  heute 
nur  noch  ganz  ausnahmsweise  vorkommen  und 
dass  Geldstenern  die  allgemeine  Kegel  bilden. 

Sie  finden  sich  in  der  Gegenwart  noch  in 
wenig  entwickelten  Kolonialgebieten.  So  kann 
in  Dcutsch-Ostafrika  die  Häuser-  und 
Hüttensteuer  in  Klasse  II  (Häuser  und  Hütten 
nach  Eingeborenenart)  in  Produkten  des  Lan- 
des wie  Erdnüsse,  Kokosnüsse,  Sesam  n  s.  w. 
entrichtet  werden.  Als  Schnssgeld  ist  für  jeden 
zur  Strecke  gebrachten  Elefanten  ein  Zahn  oder 
100  Rupien  zu  bezahlen  (S.  B.  v.  König,  die 
Finanzen  der  deutschen  Schutzgebiete,  in  Bei- 
träge zur  Kolonialpolitik  und  Kolonialwirtschaft 
2.  Jahrg.  Heft  ö  u.  6). 

10.  Ordentliche  und  ausserordentliche 
Stenern.  Den  Anfang  alles  Steuenveseus  hil- 
deu  ausserordentliche  Steuern  sowohl  im  klas- 
sischen Altertutue  als  im  Beginn  des  Mittel- 
alters.   Wir  verstehen  dabei  unter  ausserordent- 


lichen Steuern  zunächst  solche,  welche  nur  bei 
besonderen  Gelegenheiten,  unregelmässig,  nur 
vorübergehend  zur  Deckung  öffentlicher  Be- 
dürfnisse erhoben  werden,  unter  ordentlichen 
dagegen  regelmässige  und  fortdauernde.  Stenern 
erscheinen  zuerst  als  Beihilfen  in  Notlagen  oder 
als  ausserordentliche  Einnahmen  für  besondere 
Bedürfnisse,  namentlich  für  den  Krieg.  Der 
Mangel  an  regelmässigen  Steuern  erklärt  sich 
in  solchen  früheren  Perioden  der  Geschichte 
leicht  ans  d^n  volkswirtschaftlichen  und  allge- 
mein staatlichen  Verhältnissen,  aus  dem  ge- 
ringen Masse  der  öffentlichen  und  Getnein- 
sebaftsbedürfnisse,  die  in  der  Regel  aus  privaten 
Einkünften  bestritten  werden  können,  aus  dem 
Vorherrschen  der  Naturalwirtschaft  etc.  Bis  in 
die  neueste  Zeit  herein  behielten  in  Deutsch- 
land die  Stenern  selbst  da,  wo  sie  im  Laufe 
der  Zeit  sich  stabilisiert  hatten,  den  Charakter 
ausserordentlicher  Beihilfen.  Ja  der  Gedanke, 
dass  das  Steuerwesen  bei  guter  Regierung 
wieder  überflüssig  werden  könnte  oder  müsste, 
findet  sich  z.  B.  noch  in  dem  ..Ftirstenstaat" 
von  Seckendorf  und  selbst  bei  Justi.  Allmäh- 
lich aber,  zuerst  namentlich  in  den  Städten, 
seit  dem  17.  und  18.  Jahrhundert,  entwickelten 
sich,  zunächst  in  der  Form  von  Regalien  und 
Monopolen,  dann  aber  auch  in  der  Form  der 
direkten  Stenern,  danernde  Abgaben.  Die  mo- 
derne Zeit  zählt  die  Steuern,  wie  oben  schon 
gezeigt  wurde,  zu  den  regelmässigen  uud 
ordentlichen  Einkünften,  ja  gerade  zn  den 
wichtigsten  und  zuverlässigsten  derselben,  be- 
stimmt oder  mitbestimmt  zur  Deckung  der 
ordentlichen  Ausgaben. 

Es  kann  also  heute  die  Frage,  ob  die 
Steuern  ordentliche  oder  ausserordentliche  Ein- 
nahmen seien,  Uberhaupt  nicht  mehr  erust  auf- 
geworfen werden.  Dadurch,  dass  mit  den 
Stenern  ordentliche,  d.  h.  regelmässig  wieder- 
kehrende Staatsansgaben  bestritten  werden,  ist 
auch  ihr  Charakter  als  ordentlicher  Einnahmen 
anerkannt.  Dagegen  kann  sich  allerdings  auch 
heute  noch  die  Frage  erheben,  ob  Stenern  zur 
Deckung  eines  ausserordentlichen  Bedarfes, 
also  einmaliger  vorübergehender  Ausgaben  be- 
nutzt werden  können.  Und  eine  solche  ausser- 
ordentliche Besteuerung  kann  dann  wieder  in 
der  Weise  vollzogen  werden,  dass  entweder 
schon  bestehende  Stenern  vorübergehend  und  in 
ausserordentlicher  Weise  erhöht  oder  dass  be- 
sondere Steuern  vorübergehend  neu  eingeführt 
werden.  Praktisch  wird  der  Fall  wohl  nur  bei 
Bestreitung  von  Ausgaben  für  den  Krieg, 
Kriegskoutributionen  et«,  werden.  In  der  Regel 
wird  ein  solcher  Bedarf  ja  durch  eine  Anleihe, 
eventuell  auch  durch  Zurückgreifen  auf  einen 
Reservefonds  gedeckt.  Doch  lässt  sich  eine 
Befriedigung  desselben  durch  ausserordentliche 
Steuern  nicht  ganz  von  der  Hand  weisen :  denn 
es  könuen  Fälle  eintreten,  in  denen  die  Inan- 
spruchnahme des  Staatskredits  ganz  versagt 
oder  wenigstens  unratsam  erscheint.  Beispiele 
ausserordentlicher  Steuern  in  Kriegszeiten  sind 
auch  in  der  neuesten  Zeit  nicht  so  selten.  Ich 
erinnere  nur  an  das  von  Pitt  im  Jahre  ITHS  zur 
Deckung  der  Kriegsauseraben  durchgeführte  triplc 
assessuient,  an  das  Einkommensteuergesetz  des 
Ministers  iddington  von  1803.  So  führten  die 
mit  dem  Kriege"  verbundenen  Lasten  auch  in 
Frankreich  1870  zu  Neueiiiführung  oder  nur 
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vorübergehender  Erhöhung  schon  bestehender 
Stenern.  Ans  der  neuesten  Geschichte  erwähnen 
wir,  dass  die  Vereinigten  Staaten  die  Kosten 
de»  spanischen  Krieges,  England  diejenigen  des 
südafrikanischen  Kriege«  teilweise  durch  Steuer- 
erhebung gedeckt  haben  bezw.  decken.  Frei- 
lieb  müsste,  falls  man  Steuern  zur  Deckung 
solchen  ausserordentlichen  Bedarfs  benutzen 
will,  dann  schon  in  friedlichen  Zeiten  eine 
Bestimmung  über  Charakter  und  Art  der 
Abgaben  vorgenommen  werden,  welche  im  Falle 
der  Not  zu  erheben  wären.  Eine  Erhöhung  der 
bereit«  bestehenden  Stenern  wird,  da  es  sich 
ja  um  sehr  grosse  Summen  handelt,  nicht  immer 
durchführbar  sein,  da  alle  die  un venneidlichen 
Unvollkonimenheiten  unserer  Steuern  sich  um 
so  mehr  geltend  machen,  je  höher  diese  wind. 
Abgesehen  aber  von  solchen  extremen  Fällen 
zählen  die  Steuern  durchaus  zu  den  ordentlichen 
Einkünften  des  Staates. 

11.  Schätzungen  und  Auflagen.  Auch 
dieser  Unterschied  hat  sich  historisch  heraufge- 
bildet; schon  der  altertümliche  und  heute  selten 
gewordene  Name  „Schätzung"  erinnert  daran. 
Unter  den  ersteren  verstehen  wir  diejenigen 
Steuern,  welche  bestimmten  einzelnen  Personen 
auf  Grund  ihrer  Einkommens-  oder  Vermögens- 
verhältnisse bezw.  auf  eirund  ihrer  Persönlich- 
keit aufgelegt  werden ;  unter  den  letzteren  die- 
jenigen, welche  nach  dem  Verbrauche  oder  Auf- 
wände, den  eine  Person  macht,  dessen  Steuer- 
schuldigkeit i>estimmeu. 

Die  Schätzungen  sind  in  der  früheren  Zeit, 
namentlich  in  den  Städten  und  zwar  hier  be- 
sondere nach  der  Grösse  des  Vermögensbesitxes, 
der  von  besonderen  Organen  geschätzt  wurde 
(daher  wohl  der  Name  „Schätzung"),  erhoben 
worden. 

Aber  anch  die  verschiedenen  Formen  der 
Kopf-  und  Personalsteueni,  die  Ertragssteuern, 
früher  namentlich  die  Grundsteuern,  die  eigent- 
lichen Einkommensteuern,  wohl  auch  die  Erb- 
schaftssteuern gehören  zn  den  Schatzmigen. 
Die  Schätzungen  besteuern  den  Einzelneu  in 
bekannten  Grössen.  Dem  gegenüber  lassen  es 
die  Autlagen,  als  welche  wir  alle  Steuern  vom 
Aufwände,  also  alle  Stenern,  welche  an  die  Ver- 
wendung und  Benutzung  des  Vermögens  oder 
Einkommens  zn  Zwecken  der  Bedürfnisbefriedi- 
gung anknüpfen,  unbestimmt,  wie  viel  der  Ein- 
zelne Steuer  zu  entrichten  hat;  hier  wird  ja  die 
ständig  wechselnde  Konsumtion  als  Grundlage 
der  Steuerbemessung  angesehen.  Es  braucht 
dabei  wohl  nicht  ausdrücklich  bemerkt  zu  wer- 
den, dass  diese  beiden  Steuerarten  nicht  in 
einein  Gegensätze  zu  einander  stehen,  wie  etwa 
Geld-  und  Naturalsteuern,  sondern  dass  sie  in  den 
Steuersystemen  einander  zu  ergänzen  haben. 

12.  Direkte  und  indirekte  Steuern.  Die 

Scheidung  der  Steuern  in  direkte  und  in- 
direkte, die  schon  so  manchen  Streit  hervor- 
gerufen hat,  ist,  wie  man  mit  Sicherheit  be- 
haupten kann,  keine  unentMirliehe.  Es 
zeigt  dies  das  Beispiel  von  Kngland .  das 
sie  nicht  kennt.  Wenn  man  das  Bedürfnis 
hat.  sich  in  dem  stets  lebhaften  Streite  über 
die  Vor/fige  der  Verbrauchs-  und  Ein- 
kommens- bezw.  Ertrngsbesteuerung  kurzer 
Sehlagworte  zu  bedienen,  so  Hessen  sich 


[wohl  bessere,  die  Unterscheidung  scharfer 
I  ausdrückende  finden.  Wenn  wir  doch 
glauben,  dieser  Unterscheidung  längere  Aus- 
führungen widmen  zu  sollen,  so  geschieht 
|  dies  deshalb,  weil  nicht  bloss  im  politischen 
Alltagslel)en.  sondern  auch  in  der  Wissen- 
schaft und  im  Steuerrechte  die  Unterschei- 
dung zwischen  direkten  und  indirekten 
Steuern  das  ganze  Steuerwesen  heute  noch 
beherrscht. 

Die  erste  Unterscheidung,  meines  Wissens 
auch  diejenige,  die  historisch  am  weitesten 
zurückreicht,  knüpft  an  den  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  an  und  bezieht  sich  nur  auf 
die  Art  der  Erhebung.  Man  bezeichnet  da- 
nach in  der  geläuterten  Form,  welche  diese 
Unterscheidung  im  Laufe  der  Zeit  ange- 
nommen hat,  als  direkte  Steuer  diejenige, 
welche  von  dem  zur  Zahlung  Verpflichteten 
selbst  und  unmittelbar  an  den  Staat 
bezw.  an  die  mit  der  Steuererhebung  be- 
traute Behörde  entrichtet  wird ;  Steuerträger 
und  Steuerzahler  und  natürlich  auch  Steuer- 
subjekt sind  in  diesem  Falle  eine  und  die- 
selbe Person.  Indirekte  Steuern  dagegen 
sind  solche,  welche  seitens  des  Staates 
nicht  unmittelbar  von  demjenigen  erhoben 
werden,  den  sie  treffen  sollen,  sondern  und 
zwar  aus  den  obenerwähnten  steuertech- 
nischen Gründen  von  einer  Mittelsperson, 
der  es  dann  überlassen  bleibt,  die  Steuer 
auf  den  nach  Absicht  des  Gesetzgebers 
zur  Tragung  Verpflichteten  überzuwälzen. 
Steuerträger  und  Steuerzahler  sind  also  hier 
verschiedene  Personen.  Es  mag  ausdrück- 
lich bemerkt  werden,  dass  dabei  nicht  der 
Vorgang  bei  der  einzelnen  Steuerleistung, 
sondern  die  Regel  entscheidet,  so  dass  dem- 
nach direkte  Steuern  solche  sind,  welche 
im  allgemeinen  von  demjenigen  ent- 
richtet zu  werden  pflegen,  der  sie  schliess- 
lich trägt  bezw.  tragen  soll;  indirekte,  bei 
denen  in  der  Kegel  das  Umgekehrte  der 
Fall  ist.  So  ist  der  Zoll  nach  (lieser  Unter- 
scheidung eine  indirekte  Steuer,  weil  er  iu 
der  Regel  von  dem  gewerlismässigen  Im- 
porteur entrichtet  und  dann  im  l*reLse  auf 
die  Käufer  gewälzt  wird.  Aber  ausnahms- 
weise kann  er  wohl  auch  einmal  direkt  be- 
zahlt werden,  wenn  nämlich  der  Konsu- 
ment die  Ware  unmittelbar  vom  Auslande 
bezieht. 

Die  Begriffe  »direkt«  und  »indirekt ■ 
sind  hier  identisch  mit  «unmittelbar«  und 
»mittelbar  erhoben <  und  in  diesem  Sinne 
auch  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahr- 
hunderts in  Deutschland  vielfach  abwech- 
selnd gebraucht  worden.  Diese  Unter- 
scheidung reicht  bis  auf  Bodin,  vielleicht 
auch  noch  weiter  zurück.  Bodin  spricht  in 
seinen  SL\  livres  de  la  republiqne  (1577) 
öfter  davon,  dass  man  die  Steuer  direete- 
ment  ou  iudirectement  zahle.  Und  ähnliche 
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Unterscheidungen  finden  sich  bei  E.  Kloek  ,  Diese  Auffassung  herrscht  namentlich  in  der 


lind  seinen  Zeitgenossen.  Diese  Unter 
Scheidung  nach  der  Erhebung  ist,  wie  wir 
gleich  hier  bemerken  wollen,  in  Deutsch- 
land von  seiten  der  Wissenschaft  nie  ganz 
aufgegeben  worden,  wenn  auch  zeitweilig 
andere  Auffassungen  in  den  Vordergrund 


und  in  der  französischen  Litteratur. 
muss  aber   dieser  Scheidung  der 


Praxis 
Es 

Steuern  in  Kataster-  und  Tarifsteuern  doch 
entgegengehalten  werden,  dass  die  Praxis 
ganz  entschieden  Steuern  zu  den  indirekten 
zilhlt,  welche  nach  Namenslisten,  dauernden 


getreten  sind.  Im  Grunde  genommen  neigt  i  Dingen  und  Zustanden«   erhoben  werden. 


ihr  auch  Rau  zu.  Entschieden  vertreten 
wird  sie  von  Helferich,  Umpfenhach  und 
A.  Wagner. 

Aber  zu  allgemeinen  technischen  Aus- 
drücken scheinen  die  Bezeichnungen  direkte 
und  indirekte  Steuern  noch  im  17.  und  zu 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  nicht  geworden 
zu  sein.  Am  wenigsten  in  Deutschland,  wo 
man  damals  den  Ausdruck  Steuer  regel- 
mässig nur  für  dasjenige  gebrauchte,  was 
man  heute  etwa  direkte  Steuern  nennt  und 


So  z.  B.  werden,  wie  schon  Wagner  hervor- 
hebt, wichtige  Aufwandsteuern,  welche  auch 
die  Praxis  zu  den  indirekten  Steuern  rech- 
net, auf  Grund  von  Katastern  oder  doch 
katasterähnlichen  Einrichtungen  veranlagt 
und  erhoben.  Bei  der  Bier-,  Branntwein-, 
Rübenzucker  Steuer  und  anderen  erfolgen 
genaue  Aufnahmen  über  Zahl,  Ort,  Be- 
schaffenheit, technische  Einrichtung  der 
Produktionsbetriebe  u.  s.  w.,  Aufnahmen,  die 
auf  dem  Laufenden  gehalten  werden  tuid 


wo  man  zur  Bezeichnung  ähnlicher  Gegen-  j  demnach  Katastrierungen  darstellen,  mit- 
sätze  die  Begriffe  »Kontribution«  und  >Ac- ; unter  auch  so  genannt  werden, 
eise  (Schätzung  und  Auflage)  verwendete.  I  D»©  ersten  Spuren  der  Scheidung  in 
Die  Ausdrücke  direkt  und  indirekt  wur-  i  £ ***?ter-  und  Tarifsteuern  finden  sich,  wie 
den  dagegen  in  Frankreich  zur  Zeit  der '  Kreits  o ben  erwähnt  wortlen  ist,  schon  bei 
Physiokratie  technische  Ausdrücke,  freilich ,  Turgot;  ziemheh  deutlich  ausgesprochen  ist 
zunächst    in    schwankender  Anwendung 


Turgot  und  Dupont  de  Nemours  z.  B.  ge 
brauchen  nebeneinander  die  eben  erwähnte 
wörtliche  Unterscheidung  und  eine  andere, 
wonach  alle  Grund-  und  Personnlsteuern  als 
direkte,  die  anderen  als  indirekte  bezeichnet 
wurden.  Sonst  findet  sich  Uü  den  Physio- 
kraten  auch,  entsprechend  *  ihrem  national- 
ökonomischen  Grundbekenntnis,  die  Meinung, 
dass  die  Grundsteuer  allein  eine  direkte  sei, 
weil  nur  die  Erträge  von  Grund  und  Boden 
Roinertiüge  bildeten ,  die  übrigen  Steuern 
aber  indirekte  seien.  Jedenfalls  entstand 
durch  und  in  der  Physiokratie  schon  ein 
Kampf  über  die  beste  Auffassung  des  Unter- 
schiedes zwischen  indirekter  und  direkter 
Steuer,  der  auch  in  Deutschland,  z.  B.  von 
Schlettwein,  aufgenommen  wurde. 

An  die  der  Physiokratie  eigentümliche 
Unterscheidung,  wonach  nur  die  Grund- 
steuern direkte  Steuern  seien  —  eine  An- 
sicht, auf  die  wir  hier  nicht  weiter  einzu- 
gehen brauchen,  da  sie  auf  der  national- 
ökouomisch  längst  als  irrig  erwiesenen  Lehre 
vom  produit  net  aufgebaut  ist  — ,  alle  anderen 
indirekte,  reihte  sich  sehr  bald  eine  andere, 
ungleich  tiefere. 

Hiernach  gehören  zu  den  direkten 
Steuern  alle  diejenigen,  welche  nach  einer 
Namensliste  und  nach  dauernden 
Dingen  und  Zuständen  erhoben  wer- 
den, zu  den  indirekten  diejenigen,  welche  I  biens,  mais  dans  ce  fait  quils  sont  perens 


sie  in  einer  Instruktion  der  konstituierenden 
Versammlung  vom  8.  Januar  1799.  welche 
als  direkte  Steuer  definiert:  »Tonte  imi>o- 
sition  fonciere  ou  personnelle,  oest-ä-dire 
assise  directement  sur  les  fonds  de  terre  ou 
assise  directement  sur  les  personnes,  qui  se 
leve  par  les  voies  du  eadastre  ou  des  röles 
de  cotisation,  et  qui  passe  immediaiement 
du  contribuable  cotise  au  pereepteur  Charge 
d  en  recevoir  le  produit.«  Indirekte  Steuern 
seien  alle  Steuern  auf  Fabrikation,  Verkauf, 
Transport,  Einführung  von  Kousum-  und 
Haiidclsgegenständen.  Doch  war  noch  keines- 
wegs eine  vollkommen  glatte  Scheidung  voll- 
zogen. In  einem  Vorworte  zu  dem  Code 
des  eontrüiutions  directes,  den  die  Regierung 
im  Jahre  1811  herausgegeben,  werden  als 
direkte  Steuern  diejenigen  bezeichnet,  welche 
»se  levent  par  des  nMes  oü  les  contribuables 
sont  nominativement  cotisesc,  als  indirekte 
diejenigen,  welche  »se  pereoiveut  en  vertu 
des  tarifs,  sans  denomination  de  personnes  f. 
Diese  Scheidung  wurde  nun  in  der  Praxis 
und  in  der  Litteratur  —  ich  nenne  Baudril- 
lart, Garnier,  Parieu,  wälireud  Ijeroy-Beau- 
lieu  der  wörtlichen  Unterscheidung  (s.  o.) 
zuneigt  —  immer  mehr  ausgebildet  uud  ist 
heute  dort  die  herrschende.  So  sagt  z.  B. 
M.  Block  im  Dictionnaire  de  radmimstration 
fraiieaise:  <>Le  earactere  distinetif  des  irapöts 
directs  ne  consiste  pas  en  ce  qu  ils  atteig- 
nent  directement  les  personnes  ou  les 


gewisse  Produkte.  Oegenständeoder 
Vorgänge  ohne  Rücksicht  auf  die  Person 
besteuern.  Man  kann  diese  direkten  Steuern, 
wie  Neumann  thut.  als  Kataster-,  die 
indirekten  als  T a  r  i  f  s  t  e  u  e  r  n  bezeichnen. 

Handwörterbuch  der  StaaUwiwenscharten.  Zweite  Auflage. 


d'apres  uu  röle  nominatif  des  contribuables, 
tandis  que  les  contributions  indirectes  frap- 
pent  certains  produits  ou  eertaines  marchan- 
dises  eonsidrres,  at>straction  faite  des  contri- 
buables.- 

Vi.  71 
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Der  Unterschied  zwischen  der  wörtlichen  • 
und  der  letzteren  Auffassung  äussert  sich 
praktisch  beispielsweise  darin,  dass  nach  der 
elfteren  die  Erbschaftssteuer,  die  Besitz- 
veränderungssteuern zu  den  direkten  zählen, 
da  sie  von  dem  Steuerpflichtigen  unmittel- 
bar an  die  Steuerbehörde  entrichtet  werden, 
während  sie  nach  der  leteteren  zu  deu  in- 
direkten zu  rechnen  sind,  da  sie  nur  vorüber- 
gehende Beziehungen  zwischen  Behörde  und 
Steuerzahler  hervorrufen,  nicht  auf  Grund 
eines  Katasters  erhoben  werden. 

Was  Deutsclüand  anlangt,  so  findet  sich 
in  Preussen,  jedenfalls  infolge  französischen 
Einflusses,  schon  in  zwei  Verordnungen  von 
1808  und  1810  eine  der  französischen  ähn- 
liche Terminologie,  und  dieselbe  erhielt  sich 
in  der  Hauptsache  im  staatlichen  Finanz- 
wesen bis  zur  Gegenwart,  während  die 
Kommunalverwaltungen  vielfach  die  dem- 
nächst zu  besprechende  Unterscheidung  an- 
genommen haben.  So  zählt  man  in  Preussen 
die  Erbsehafts-  und  Schenkung1*-,  die  Hunde- 
steuer, früher  die  Kanfaccise  zu  den  indirek- 
ten Steuern.  Und  eine  ähnliche  Einteilung 
herrscht  auch  in  anderen  deutschen  Staateu, 
z.  B.  Bayern,  Württemberg,  Baden.  Hessen, 
Elsass-Lothri ngen  und  darüber  hinaus  in 
Oesterreich,  Russland,  Belgion,  Dänemark  etc. 

Was  aber  die  deutsche  Wissenschaft  an- 
betrifft, so  muss  zunächst  wieder  daran  er- 
innert werden,  dass  man  hier,  bevor  die 
Ausdrücke  direkte  und  indirekte  Steuer  sich 
einzuleben  begannen,  allgemein  von  Kontri- 
butionen und  Accisen  (Schätzungen  und  Auf- 
lagen) sprach ,  mit  denen  man  eine  der 
französischen  ähnliche  Unterscheidung  ver- 
band. Zu  den  ersteren  zählte  man  nämlich 
die  verschiedenen  Personalsteuern  jener  Zeit, 
als  Kopfschoss,  Vennögenssohoss,  dann  die 
Grund-,  Gebäude-  und  Hufenschosse,  zu  deu 
letzteren  nicht  nur  die  verschiedenen  Ver- 
brauchssteuern, sondern  auch  die  Wegegelder, 
Chaussee-  und  Postgelder,  Erbschafts-  und 
Kaufaccisen ,  Schenkungssteuern  etc.  Als 
sich  die  Bezeichnungen  direkte  und  indirekte 
Steuern  in  Deutsclüand  einbürgerten,  wendete 
man  diese  Namen  auf  die  Kontributionen 
und  die  Accisen  an,  freilich  zunächst  nicht 
ohne  Schwankungen.  Interessant  ist  be- 
sonders eine  Aenssorung.  die  Wicdorhold  in 
seiner  Littemtur  und  Geschichte  der  in- 
direkten  Steuern  von  1S20  macht  (nach 
Neumann),  worin  es  heisst,  dass  die  direkten 
Steuern  solche  seien ,  welche  auf  ein  ge- 
wisses vorher  bekanntes  Eigentum  oder  Ge- 
schäft oder  eiue  benannte  Personenklasse 
selbst  gelegt,  folglich  auf  Grund  vorgängiger 
Kataster  und  Soll-Etats  erhoben  würden. 
Allerdings  sei  dieser  Name  nicht  ganz  te- 
zeichiiend.  da  ja  auch  manche  indirekte 
Steuern  direkt  von  dem  Besteuerten  erhoben 
würden:  er  liabo  aber  jene  Ausdrucksweise 


wegen  des  in  der  Praxis  üblichen  Gebrauches 
beibehalten.  Indirekte  Steuern,  sagt  er 
weiter,  seien  so  geheissen.  weil  sie  gi^össten- 
teüs  mittelbar  oder  indirekt  gezahlt  würden ; 
im  Grunde  aber  seien  sie  solche,  welche 
auf  ungewissen  Erfolg,  ohne  Kataster  und 
ohne  vorherige  Soll-Etats  von  den  mit  der 
Staatseinrichtung  in  Berührung  kommenden 
Werfen  oder  Handlungen  erhoben  würden. 
Wie  man  sieht,  herrscht  hier  keine  klare 
Scheidung:  die  ursprüngliche  wörtliche  und 
die  französische  Auffassung  werden  neben- 
einander angewendet;  nur  scheint  der  Ver- 
fasser nach  der  zweiten  hinzuneigen.  Diese 
letztere  ist  dann  klarer  ausgesprochen  bei 
Soden,  Schmitthenner,  Dietenci  u.  a. 

In  neuester  Zeit  ist  für  diese  Unter- 
scheidung der  direkten  und  iudirekten 
Steuern  nach  ihrer  Eigenschaft  als  Kataster- 
oder Tarifsteuern  mit  viel  Wärme  und  Ge- 
schick J.  Fr.  Neumann  eingetreten.  Er  hat 
auch  den  Vorsuch,  gemacht,  den  Unterschied 
schärfer  zu  formulieren,  indem  er  sagt: 
direkte  Steuern  seien  diejenigen,  die  nach 
Massgabe  zuständlicher  Verhältnisse,  dauern- 
der Dinge,  indirekte  solche,  die  nach  Mass- 
gabe von  Vorgängen,  vori ibergehenden  Dingen 
angeordnet  sind. 

Ungefähr  die  gleiche  Unterscheidung 
findet  sich  bei  Murhard,  der  den  auch  in 
der  Gegenwart  wiederaufgenommenen  Unter- 
schied feststellt,  nach  welchem  direkte 
Steuern  dasjenige  besteuern,  was  ist,  in- 
direkte das.  was  geschieht.  »Der  Gegen- 
stand der  Besteuerung  ist  im  ersten  Fall 
etwas  Bestehendes,  eine  Sache,  eine  Person, 
eine  Befugnis  etc..  im  anderen  Falle  etwas 
Geschehendes,  eine  Handlung.«  Die  ganz 
gleiche  Definition  findet  sich  bei  J.  G.  Hoff- 
mann: er  umschreibt  sie  später,  wenn  er 
die  Steuern  einteilt .  in  solche  vom  Besitz 
i>ersönlioher  Eigenschaften,  Sachen  und 
Rechte,  das  sind  die  direkteu,  und  in  solche 
von  Handlungen,  das  sind  die  iudirekten 
Steuern.  Gegen  diese  Unteiseheidung  ist 
mit  Recht  geltend  gemacht  worden,  dass 
sie  ungeuau  im  Ausdruck  und  unklar  in 
der  Begrenzung  des  Objektes  ist:  nament- 
lich ist  an  ihr  zu  rügen,  dass  sie  als  Gegen- 
stand der  Steuer  eine  Handlung  angiebt, 
während  diese  doch  nur  die  Gelegenheit 
1  «zeichnet,  bei  welcher  eine  Steuer  erhoben 
wird.  Sie  ist  aber  auch  in  anderer  Be- 
ziehung nicht  einwandfrei. 

Die  Hoffmaunsche  Unterscheidung  in 
ihrer  zuletzt  erwähnten  Form  leitet  schon 
zu  einer  anderen  Auffassung  des  Unter- 
schiedes Aber,  die  namentlich  in  der  deut- 
schen Wissenschaft  namhafte  Vertreter  zählt. 
Es  wird  danach  der  alte  Unterschied  zwi- 
schen Schätzungen  und  Auflagen  nach  seiner 
materiellen  Seite  hin  aufgenommen:  di- 
rekte Steuern  sind  danach  solche,  welche 
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von  der  Produktion,  d.  h.  vom  Ertrage,!  Handlungen  und  Tliatsaeheu  an.  Errechnet 


Einkommen,  Vermögen,  i ndirekte  Stenern 
solche,  -welche  von  der  Konsumtion,  dem 
Aufwände,  dem  Ge-  und  Verbrauch,  erhoben 
werden.    Schon  Rau  glaubt  diese  Unter- 1  direkten  Steuern 
scheidung  wenigstens  in  Schutz  nehmen  zu  ,      Schäffle  kommt  so,  allerdings  vou 
können.    Er  meint,  wenn  man,  wie  es  oft  anderen    Gesichtspunkten    aus,    zu  einer 


ausser  den  Verbrauclissteuern  auch  die 
Luxussteuern,  die  Erbschaftssteuern,  die 
Stempel-  und  Registerabgaben  zu  den  in- 


geschehe, die  Ausdrücke  direkte  und  in 
direkte  Steuern  mit  den  Begriffen  Schät- 
zungen und  Aufwandsteuern  identifiziere, 
so  sei  dies  zwar  eine  Ungonauigkeit  des 


gleichen  Austeilung  der  Steuern.  Dass  er 
mit  den  obigen  Ausfuhrungen  nur  eine 
andere  Motivierung  für  die  von  Conrad  ver- 
tretene Unterscheidung  versucht,  im  Grunde 


Sprachgebrauchs ,  denn  wie  es  Aufwand-  I  genommen  aber  die  seinige  für  mit  dieser  ideu- 


steueru  gebe,  die  man  direkt  erhebe,  so 
liessen  sich  auch  Schätzungen  nachweisen, 
die  eine  indirekte  Erhebungsweise  halten ; 


tisch  halt,  geht  daraus  hervor,  dass  er  selbst 
in  andei-en  Stellen  seines  Werkes  als  direkte 
Steuern  diejenigen  bezeichnet,  bei  denen  der 
da  indes  bei  den  Sehatzungen  die  uuiuittel-  !  Staat  direkt  auf  die  Steuerkrafte  losgeht  und 
bare,  l*?i  den  Aufwandsteuern  die  mittel-  sie  selbst  ermittelt,  indem  er  die  Vermögen 
bare  Einziehungsart  vorherrsche,  so  Hessen  i  und  Einkommen  nach  ihrem  Bestände  bei 
sich  die  Bezeichnungen  direkt  und  indirekt  |  allen  Steuersubjekten  aufsucht,  beiuisst  und 


belastet,  und  als  indirekte  diejenigen,  bei 
welchen  Vermögen  und  Einkommen  nur 
mittelbar  in  der  lebendigen  Bcveguug  dos 
Entstehens  und  der  Verwendung  erfasst 
werden.    Gegen  die  erstgenannte  Uuter- 


statt  der  letzteren  in  Schutz  nehmen.  Hier 
wie  in  den  anderen  Füllen  der  Scheidung 
zwischen  direkten  und  indirekten  Steuern 
gilt  el»en  der  Satz:  Üeuominatio  fit  a  parte 
jiotiori. 

An  den  Unterschied  von  Produktions-  scheidung  Schflffles  hat  man  meines  Er- 
und  Aufwnndsteuer  knüpft  nun  wieder  eine  \  achtens  mit  Recht  geltend  gemacht ,  dass 
andere,  freilich  wesentlich  tiefer  gedachte  sie  mehr  eine  Charakteristik  tils  eine  präeise 
uud  klarer  formulierte  Unterscheidung.  Ich  Definition  der  in  Frage  stehenden  Steuer- 
meine die  von  Conrad,  L.  Cossa  und  ,  gattungen  gebe. 

besonders  vou  Schäffle.  Conrad  nennt  Diese  des  weitereu  auseinandergesetzten 
direkte  Steuern  solche,  bei  denen  unmittel- j  Unterscheidungen  zwischen  direkten  und 
l»ar  die  Ix'istuugsfähigkeit  festgestellt  wird,  i  indirekten  Steueru  gehen  heutzutage  neben- 
indirekte solche,  bei  denen  auf  die  letztere  1  einander  her,  uud  es  ist  nötig,  sich  jedes- 
von  den  Ausgaben  aus  geschlossen  wird.  I  mal,  wenn  man  von  diesem  Unterschiede 
Es  trifft  damit  ungefähr  die  Unterscheidung !  hört  oder  liest,  den  Einteilungsgrund,  der 
zusammen,  welche  Cossa  in  seinem  Grund-  j  in  dem  konkreten  Falle  zu  Grunde  gelegt 
riss  giebt,  wonach  diejenigen  Steuern  direkte  ]  wurde,  zu  vergegenwärtigen.  Das  grosse 
sind,  welche  das  Einkommen  und  Vermögen  ,  Publikum  freilich  erleichtert  sich  die  l'nter 


in  ihren  u  um  ittelbaren  Erscheinungen 
(Einkommen,  Ertrag  vom  Kapital,  Gewerbe 
u.  dergl.)  treffen,  indirekte  diejenigen,  welche 


scheidung  dadurch  sehr,  dass  es  vielfach 
nur  die  Ertrags-  und  Einkommensteuern  als 
direkte,  alle  übrigen  als  indirekte  ansieht. 


die  mittelbaren  Erscheinungen  desselben,  Es  wäre  wohl  das  bette,  überhaupt  diese 
wie  sie  im  Aufwand  und  Vermögensverkehr  Unterscheidung  aller  Steuern  in  indirekte 


sich  ergehen,  belasten.  Nach  dieser  letzten 
Unterscheidung  würden  beispielsweise  die 
meisten  Luxussteuern,  z.  B.  die  Bedienten-, 
die  Wagen-,  die  Hundesteuer  als  indirekte 


und  direkte  in  dem  heute  üblichen  Umfange 
aufzugeben  und  zwar  aus  dorn  einfachen 
Grunde,  weil  sie  Unvereinbares  unter  einen 
Hut  zu  bringen  sucht  und  durch  die  Gleich- 


Steueru  erscheinen,  obgleich  sie  direkt  von  I  heit  der  Bezeichnung  den  Anschein  erweckt, 
demjenigen  erhoben  werden,  den  sie  treffen  als  ob  es  sich  bei  jeder  Gattung  um  Steuer- 
sollen, und  L.  v.  Stein,  der  freilieh  wieder :  arten  liandle,  die  einander  innerlich  verwandt 
eine  etwas  andere  Auffassung  hat,  spricht 1  sind.  Nun  wird  aber  gewiss  niemand  be- 
denn  in  der  That  auch  von  direkt  erhobenen  haupten  wollen ,  dass  Erbschaftssteuer  und 
indirekten  Steuern.  Auch  die  Vermögens-  Biersteuer  oder  Besitzveränderungsstetier 
verkehrssteuern  würden  in  diesem  Falle  zu  und  Weinsteuer,  oder  Börsen-  uud  Hunde- 
den indirekten  Steuern  zu  rechnen  sein.  Steuer  eine  innere  Verwandtschaft  mitein- 
Sehäffle  endlich  hält  diejenigen  Steuern  ander  haben.  Da  aber  die  Ausdrücke  direkt 
für  direkte ,  welche  zur  Belastung  der .  und  indirekt  offenbar  so  sich  eingebürgert 
D  u  re  Ii  s  <_•  h  n  i  1 1  s  s  t  e  u  e  r  k  r a  f  t  bestimmt  liaben.  dass  sie  nicht  so  rasch  verschwinden 
sind,  diejenigen  für  indirekte,  welche  die ,  werden,  so  ist  es  wohl  am  passendsten, 
jeweilige  Leistungsfähigkeit  individuali-  diejenige  Unterscheidung  zu  verwenden, 
sierend  erfassen.  Die  indirekten  Steuern  !  welche  die  wortsinngemässe  ist  und  das  für 
schliessen  sich  deshalb  an  einzelne  Kon- 1  die  Unterscheidung  der  Steuern  unter  allen 
sumtions-,  Erwerbs-,  Sparakte,  an  einzelne ,  Umständen  zu   berücksichtigende  Moment 
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der  Ueberwälzung  ausdrückt,  die  deshalb  i  3.  Luxussteuern.  4.  Steuern  auf  den  Verbrauch, 
auch  nicht  den  Auspruch  erhebt,  da*  innere  '  &;  Steuern  auf  Akte,  d.  h.  Register  und Stempel- 
Wesen  der  betreffenden  Steuern  charakteri 


sieren  zu  wollen.  Ich  glaube  aber  mit 
A.  Wagner,  das*  diese  Unterscheidung  allein 
nicht  ausreicht,  um  besonders  dein  Unter- 
schiede, wie  er  in  der  Praxis  sich  ausge- 
bildet und  dort  ein  historisches  Recht  sich 
erworben  hat,  gerecht  zu  werden,  und  dass 
man  deshalb  einen  zweiten,  den  administrativ- 
technischen  Hegriff,  wie  er  in  der  Haupt- 
sache durch  die  Worte  Kataster-  und  Tarif- 
steuern bezeichnet  wird,  wird  Iteibclialten 
müssen.  Wir  werden  diese  iiezeichnungun 
nach  Möglichkeit  vermeiden,  sonst  in  der 
Regel  im  ersten  Sinne,  bei  Schilderung  der 
modernen  Steuersysteme  aber  im  adminis- 
trativ-technischen Sinne  gebrauchen. 

13.  Einteilung  der  Stenern  nach  Inn* 


abgalten.    Audere  französische  Schriftsteller,  so 
namentlich    Cherbnliez,    bevorzugen,  an- 
schließend an  die  in  Frankreich  noch  übliche 
Einteilung   der  allgemeinen  Volkswirtschafts- 
lehre,  eine  Dreiteilung  der  Steuern  in  solche, 
welche  die  Verteilung,  solche,  welche  den  Ent- 
lauf und  solche,  welche  den  Verbrauch  beiarten 
Eine  wirklich  wissenschaftliehe  Einteilung 
des  Steuersystem«  ist  nur  von  den  Deutschen 
und  den  diesen  sich  anschliessenden  italienischen 
l  Schriftstellern  vorgenommen  worden.    Wir  er- 
1  wähnen  hier  zuerst  die  Einteilung  E.  v.  Steins 
.  Er  stellt  drei  Gruppen  von  Steuern  auf:  1.  die 
direkten  Steuern.  2.  die  indirekten  Stenern,  3. 
die  allgemeine  Einkommensteuer.    Die  direkten 
Stenern  teilt  er  weiter  in  Ertragssteuern  (Grund-. 
Gebäude-  und  Kapitalrentensteuer  t  und  die  Er- 
werbsteuern (Steuer  auf  Ertrag  von  Gewerbe 
und  Arbeit,  auf  Enternehmergewinn  und  Ver- 


ren  Momenten.  Es  handelt  sich  schliesslich  ]  niögensverkehrj ;  die  indirekten  Stenern  in 
darum,  die  Steuern  in  systematischer  Weise  zu  i  Steuern  auf  den  Verbrauch,  in  Luxussteuern 
gruppieren,  d.  h.  eine  Einteilung  derselben  auf-  "»'1  Zölle.  Die  allgemeine  Einkommensteuer 
zustellen,  durch  welche  sie  nach  ihrer  inneren  hat  keine  I  nterabteilungen.  Es  kann  hier  nn  ht 
Natur  gegliedert  werden.  Gerade  eine  solche  weiter  auf  das  Unklare  und  namentlich  in  Ein- 
Einteilung.  mit  der  sich  eine  Uebersicht  Uber  zelheiten  Willkürliche  dieser  Einteilung  einire- 


die  wichtigsten  Steuern  der  Gegenwart  ver- 
binden lässt.  scheint  uns  die  wertvollste  zu 
sein,  nnd  von  ihr  hoffen  wir,  dass  sie  allmäh- 
lich die  streifige  nnd  unklare  Einteilung  in 
direkte  und  indirekte  Steuern  verdräugen  wird. 


Dabei  kann  man  sich  allerdings  nicht  darauf  dankt. 


gangen  werden.  Nnr  das  wollen  wir  bemerken, 
dass  bei  dersell>en  sichtbar  ganz  verschiedene 
Einteiluiigsgründe  angewendet  werden  und  sie 
ihr»1  Entstehung  wohl  nur  eiuem  unglücklichen 
Komproiniss  zwischen  Logik  und  Empirie  ver- 


beschränken .  bloss  das  in  einem  konkreten 
Lande  bestehende  Steuersystem  zu  schildern, 
sondern  es  muss  ein  System  aufgestellt  werden. 


Ungleich  tiefer  und  methodischer  ist  dir 
Einteilung  A.  Wagners.  Drei  Kriterien  sind 
es  nach  ihm.  nach  denen  die  Gruppierung  der 


welches  alle  Steuerarten  wenigstens  der  Gegen-  \  Steuern  vollzogen  werden  kann.  Das  erst* 
wart  nmfasst  und  in  logischer  Weise  unter-  j  knüpft  an  die  Quelle  der  Steuer,  das  zweite  an 
scheidet.  Zahlreich  sind  die  Systeme,  welche  die  Bemessmigsgrnndlage.  das  dritte  an  die  Art 
in  dieser  Beziehung  aufgestellt  wurden.  der  Erhebung  au.  Nach  der  ersten  Einteilung  er- 

J.  G.  Hoff  mann  legt  seiner  Einteilung  hält  mau  Steuern  auf  das  Vermögen  oder  Ka- 
der Steuern  die  zwei  oben  schon  in  anderem  pital  und  Steuern  auf  das  Einkommen ;  nach  der 
Zusammenhange  genannten  Kutegorieen  zu  zweiten:  ai  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 
Grunde;  er  spricht  erstens  von  Steuern,  welche  |  h)  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchssteuern.  <• 


dauernde  Erscheinungen  wie  das  Lehen,  das 
Eigentum,  dauernde  Genüsse,  und  zweitens  von 
solchen,  welche  nur  zufällige  nnd  vorüber- 
gehende Beziehungen  besteuern,  wie  den  Ver- 
brauch, die  Vermügensülicrgiinge  und  der- 
gleichen.   Gegenüber  dieser  Einteilung  drängt 


Personal-  und  Real-  oder  Subjekt-  und  Objekt- 
steuern, di  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern. 
e|  Ertrags-.  Verkehrs  und  Einkommensteuern: 
nach  der  dritten  direkte  und  indirekte  Steuern. 

Andere  Schriftsteller  halten  als  Haupteiu- 
tcilung  an  dem  Unterschiede  zwischen  direkten 


sich  sofort  die  Frage  auf,  wonach  denn  diese  |  und  indirekten  Steuern  fest,  bemühen  sich  aber 


„Dauer"  bemessen  werden  soll  nnd  ob  es 
möglich  ist,  dies  Moment  zu  einer  klaren  Schei- 
dung zwischen  Stenern  der  ersten  und  der  zwei- 


innerhalb  dieser  Gruppen  durch  sachliche  Mo- 
mente eine  möglichst  genaue  Einteilung  der 
Steuern  zu  bewirken,  so  z.  B.  L.  Cossa  nnd 


ten  Gruppe  zu  benutzen.    De  l'arieu  unter- 1  E.  Sax;  der  erstere  kommt  beispielsweise  ent 
scheidet  fünf  Arten  von  Steuern:  1.  Steuern  sprechend  seiner  Auffassung  von  direkt  und 
auf  Personen.  2.  Steuern  auf  Besitz  und  Kenten,  indirekt  zu  folgeuder  Einteilung: 


1.  Direkte  Steuern. 


>pecielle  Einkommensteuer 


Allgemeine  Einkommensteuer 


Immobiliarsteuer 


Mobiliars  teuer 


auf  das  Einkommen,  auf  das  Vermögen 


Gebäude,  Grundstücke:    Kapitalrente,  iiersönliches  Einkommen.  Gewerberente. 

II.  Indirekte  Steuern. 


Auf  Vermögensverkehr 


Auf  den  Aufwand 


Kauf-,  Schenkung»-,  Ergänznngssteuer.     Vcrzehrungsgegcustände,  Geträuke,  versch.  Gegenst. 
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Gegen  diese  Einteilung  spricht  der  oben 
schon  vorgebrachte  Grund,  das»  ihr  verschiedene 
Momente  zu  Grunde  liegen  und  dass  die  Haupt- 
einteilnng  in  direkte  und  indirekte  .Stenern  so 
schwankend  ist. 

Neu  mann  stellt  folgendes  Schema  auf,  das 
wir  hier  wiedergeben,  da  es  in  vieler  Beziehung 
bemerkt  zn  werden  verdient,  ohne  dass  wir 
weiter  auseinandersetzen  können,  wie  Neumaun 
zu  demselben  gelangt: 

I.  Allgemeine  direkte  Steuern: 
'  Kopfsteuern 


Subjekt-  oder  Per- 
sonalsteuem 


1.  Ertrags- 
steuern 


15.  Ob- 
jekt- 
stetieru 


Personalstenern  (von 

Erwerbsfähigen), 
Klassensteuern, 
Allgem.  Einkommeu- 
n.  Vermögenssteuern. 

Grundsteuern 
Gebäudesteuern 
Gewerbesteuern, 
Kapitalrenteust., 
Arbeitsloknstenern ; 


2.  Direkte 
Aufwand- 
Stenern 


A.  S|K>ciulergiiuzmigs- 
steuern  für  Befrei- 
ung von  gewissen 
allgemeinen  Lasten 


Wohnungsmietsteu- 
em. 

Gesindesteueru. 
Hundesteuern, 
Wagensteuern  und 
älml.  bezw.  Kom- 
plexe solcher  Steu- 
ern ( z.  B.  belgische 
Personalstencr). 

II.  Direkte  Special-  oder  Sonder- 
steuern: 

1.  Befreiung  von  per- 
sönlichen Diensten 
(Wehrstcueru ,  Re- 
luitionsgelder  etc.); 

2.  Befreiung  anderer 
Art    (Abgaben  der 
toten    Hand .  Ein- 
1 1  uart  iernii  gss  teuern 
etc.). 

B.  Spccialsteueru  im  eigenen  Sinn  (Bergwerks- 
stenern, Zettelbauksteuern  etc.). 

III.  Indirekte  Ver-  |  1.  Geträukestcuern, 
b  r  a  u  c  h  s s  t  e  u  e  r  u  [  2.  andere  Steuern. 

IV.  Indirekte    Er-(1.  von  entgeltlichen 
w  e  r  b  s  s  t  e  n  e  r  n  I  Rechtsgeschäften, 
(bezw.  Erwerbs-  u.  |  2.  von  unentgeltlichen 
Verkehrsstenern  i    '  Rechtsgeschäften. 
Schaf  fle  hält  an  der  Unterscheidung  von 

direkten  und  indirekten  Steuern  als  Haupt- 
unterscheidung fest  und  gründet  die  Steuer 
entsprechend  der  von  ihm  mit  diesen  Begriffen 
verbundenen  Merkmalen  folgendermassen : 

A.  direkte  Steuern: 

1.  Vermögenssteuern, 

2.  Einkommensteuern, 
.1.  Ertragssteuern  und 

B.  indirekte  Stenern: 

1.  Konsnmsteuern : 


a)  Verbrauchssteuern, 


Gebrauchssteuern ; 
2.  Bereicherungssteuern : 

a)  Zufallstenern  (Glücksgewinn- 
Steueru), 

b)  Verkchrssteuem, 

c)  Erbschaftssteuern. 


Wir  halten  folgende  Einteilung  für  die 
entsprechendste. 

I.  Personalstenern  (Kopfsteuern,  Klassensteuern) 
II.  Einkommensteuern:  1.  Allgemeine, 

2.  Speciclle  (Ertrags- 
steuern) 
Grandsteuer. 
Gebäudestener, 
Gewerbesteuer, 
Kapitalrenten- 

stener, 
Arbeits-  u.  Berufs- 

st*uer. 
Dividendenstcner. 
Uonponsteuer  und 
ähnliche. 

Ol.  Vermögenssteuern :  1.  Eigentliche  Vermö- 
genssteuer, 
2.  Erbschaftssteuer. 

IV.  Vermögens verkehrssteuer:  1.  Verkehrssten- 

ern  vom  un  be- 
weglichen Ver- 
mögeii. 
2.  Verkehrssteu- 
ern vom  l»e- 
weglichen  Ver- 
mögen. 

Steuer  von 
Quittungen, 
Steuer  von 
Wechseln 
et»-. 

H.  Ersatzsteuern 
: Steuern  der 
toten  Hund). 

V.  Aufwandsteuern:  1.  Verbrauchssteuern 

a)  auf  Verzehruugs- 
gegenstände  (Mehl, 
fleisch,  Salz), 

b)  auf  tietränke  (Bier, 
Wein.  Branntwein), 

c)  auf  sonstige  Ver- 
brauehsgegeustän- 
de  (Tabak,  Zucker, 
Petroleum  etc.), 

2.  Anfwandstenern  im 
engeren  Sinne :  Mo- 
biliarsteuern, Bedien- 
ten-,  Wagen-,  Pferde-, 
Hundesteuern  etc.. 

3.  Zölle. 

VI.  Specielle  Steuern  als  Ersatz  für  dem  Staate 
sonst  zu  leistende  Dienste  (Wehrsteueri. 

(Bezüglich  der  hier  genannten  einzelnen 
Gruppen  und  Arteu  verweise  ich  auf  die  ent- 
sprechenden Art.  des  nand Wörterbuchs.) 

III.  Grundsätze  des  Steuerwesens. 

14.  Geschichtliche  Entwicklung  allge- 
meiner Grundsatze.  Die  Wichtigkeit  des 
Steuerwesens  sowohl  für  den  Staat  wie  für  die 
besteuerten  Unterthanen,  die  Summe  der  Werte, 
welche  jo  länger  je  mehr  aus  den  Mitteln  der 
Unterthanen  Üiessen,  um  in  Leistungen  des 
Staates  umgewandelt  zu  werden,  hat  von  jeher 
zu  der  Frage  angeregt,  wie  das  Steuerwesen 
am  besten  zu  ordnen  sei.  Umfassendere 
Untersuchungen  über  diese  Fragen  datieren  aber 
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erst  ans  der  neuesten  Zeit.    Und  das  ist  er- 
klärlich :  denn  da  die  Steuern  in  früheren  Jahr- 
hunderten nur  als  höchst  subsidiäre  Einnahme- 
quelle de«  Staates  angesehen  wurden  und  wer- 
den konnten,  da  sie  in  vielen  Staaten  wenig- 
stens im  Verhältnis  zu  den  Einnahmen  aus  den 
Domänen   etc.    wenig:  bedeutend  waren  und 
ausserdem  nur  von  Zeit  zu  Zeit  erhoben  wurden, 
so  fehlte,  ganz  abgesehen  von  der  Unreife  der 
politischen  Verhältnisse,  die  Veranlassung  zu 
tiefer  greifenden  Untersuchungen.  Eine  unseren 
Ansichten  sich  auch  nur  nähernde  Behandlung 
des  Stenerwcscns  kann  auch  unter  den  politi- 
schen Verhältnissen,  wie  sie  im  Mittelalter  und 
bis  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  bestanden, 
nicht  erwartet  werden.     In   einer  Zeit  un- 
gleicher Standesverbältnisse,  der  Abhängigkeit 
auf  der  einen,  der  Privilegien  auf  der  anderen 
Seite,  ist  es  eine  gewöhnliche  Erscheinung,  dass 
nicht  diejenigen  die  Hauptlasten  tragen,  welche 
nach  ihren  Vorrechten  und  Vermögensverhult- 
nissen  am  ehesten  dazu  in  der  Lage  wären, 
sondern  diejenigen,  welche  nicht  die  Macht  da- 
zu haben,  diese  Lasten  von  sich  abzuweisen. 
Und  den  Schriftstellern  solcher  Zeiten  gelingt 
es  nur  schwer,  sich  von  dem  Geiste  derselben 
und  den  überlieferten  Vorurteilen  loszureissen. 
Doch  ergaben  sich  einzelne  Grundsätze  so  sehr 
aus  dem  Wesen  der  Steuern  und  aus  den  mit 
denselben  verbundenen  Wirkungen,  waren  die 
Missstände  infolge  der  Nichtbeachtung  elemen- 
tarer Grundsätze  der  Gerechtigkeit  und  der 
Volkswirtschaft  so  einleuchtend,  dass  die  Stener- 
theorie  solche  schon  früher  mehr  oder  weniger 
klar  ausgesprochen  hat.    So  hat  z.  B.  schon 
Bielefeld  (17*50)  drei  Grundsätze  für  das 
Steuerwesen  verlaugt,  nämlich  verhältnismässige 
Gleichheit,   kleinstmögliche   Belästigung  und 
Zerfahrenheit  des  Steuerwesens  und  Festsetzung 
der  für  den  Steuerzahler  bequemsten  Zeit  und 
Art  der  Erhebung.    Verri  verlangt  in  seineu 
Meditazioni  (1771)  die  Beobachtung  der  fünf 
Grundsätze:  1.  niemals  die  Armen  zu  besteuern, 
2.  möglichst  geringe  Erhebungskosten.  3.  ge- 
setzliebe Bestimmtheit,  4.  keine  Störung  des 
Güterumlaufs  und  ö.  keine  Erschwerung  in- 
dustrieller Fortschritte.     Justi  verlangt  in 
seinem  Systeme  der  Finanzwissenschaft,  dass  1. 
die  Uuterthanen  imstande  sein  müssen,  die  Ab- 
gaben zu  leisten,  2.  dass  die  Abgaben  mit  ge- 
rechter Gleichheit  erhoben  werden,  3.  dass  sie 
der  Wohlfahrt  des  Staates  und  der  Unterthanen 
nicht  schaden,  4.  dass  sie  der  Natur  des  Staates 
gemäss  einzurichten  seien,  6.  dass  sie  einen 
sicheren  und  nnbetrügliehcn  Grund  haben  und 
6.  dass   ihre  Entrichtung  leicht  und  bequem 
einzurichten  sei.    Zutreffender  sind  die  Forde- 
rungen Krelings  in  seiner  Einleitung  in  die 
Lehren  von  den  Auflagen  (1778),  der  von  einer 
guten  Steuer  verlangt,  dass  sie  den  Produk- 
tionsfonds nicht  angreife,  Bevölkerung.  Ilaudel 
nnd  Fleiss  nicht  hindere,  die  Gleichheit  der 
Staatsbürger  untereinander  beachte,  leicht  und 
ohne  grosse  Kasten  zu  erheben  sei,  in  kleinen, 
fast  unmerklichen  Beträgen  entrichtet  werde 
und  anfeinem  unverfänglichen  Grunde  beruhe  etc. 
T'nd  ähnlich  verlangt  der  ältere  Miraheau  in 
seiner  Theorie  de  l'impöt,  dass  die  Steuer  un- 
mittelbar auf  die  Quelle  der  Einkünfte  gelegt 
werde,  dass  sie  in  einem  bekannten  und  passen- 
den Verhältnisse  zu  diesen  Einkünften  stehe  und 


dass  die  Kosten  der  Erhebung  nicht  zu  gross 
seien.    (Andere  Einzelheiten  s.  in  meinem  Art. 
Finanz  wissenschaf  t  oben  Bd.  III  S.  1014ff.i 
Es  ist  erklärlich,  dass,  je  mehr  die  volks- 
wirtschaftliche Einsiebt  und  die  staatliche  Frei- 
I  heit  zunahmen,  diese  Grundsätze  immer  genauer 
;  formuliert,  schärfer  bestimmt  und  eingehender 
,  begründet  wurden  nnd  dass  auch  die  Praxis  in 
I  steigendem  Masse  nach  diesen  Grundsätzen  zu 
i  verfahren  begann.     Der  Begründer  der  mo- 
dernen Nationalökonomie,  A.  Smith,  kennzeichnet 
I  in  dieser  Beziehung  auch  den  Beginn  einer 
|  neuen  Aera  der  Finanzwissenschaft :  allerdings 
nicht  so  sehr  durch  die  Richtigkeit  und  Neu- 
heit seiner  bekannten  vier  Steuerregeln  —  denn 
jede  derselben  ist,  soviel  ich  sehe,  schon  vor 
ihm  ausgesprochen  —  aber  doch  dadurch,  das* 
die    moderne    Theorie    fast    ausnahmslos  an 
diese  anknüpft  und  sie  als  Grundlage  benutzt. 
A.  Smith  sagt:  a)  die  Unterthanen  müssen  so 
genau  wie  möglich   im  Verhältnis  zu  ihrer 
Fähigkeit  Stenern ;  b)  die  Steuer  jedes  Pflichtigen 
mnss  hinsichtlich  ihres  Betrages,  ihres  Ter- 
mines,  ihrer  Zahlungsart  gesetzlich  bestimmt, 
jeder  Willkür  entzogen  sein:  c»  jede  Stener 
mnss  zu  der  Zeit  und  in  der  Weise  erhoben 
werden,  wie  das  dem  Pflichtigen  am  besten 
passt;  d)  sie  soll  möglichst  geringe  Erhebungs- 
kosten  verursachen.     Der   erste  und  zweite 
Grundsatz  fordern  materielle  und  formale  Ge- 
rechtigkeit, der  dritte  und  vierte  geben  Klng- 
heitsregeln  der  Finanzverwaltung.    Die  schon 
früher  mit  Hecht  geforderte  Berücksichtigung 
lies  Volkswohlstandes  ist  hier  nicht  ansdrück- 
I  lieh  ausgesprochen. 

Es  würde  hier  zu  weit  fuhren,  die  Ent- 
wicklung eingehender  zu  schildern,  wclrbt 
.  diese  Steuergrundsätze  im  Laufe  des  19.  Jaur- 
I  hundert*  genommen,  und  den  Anteil  der  ein- 
zelnen Schriftsteller  daran  zu  beschreiben ;  bei 
|  Betrachtung  der  einzelnen  Grundsätze  werden 
wir  ohnedies  zahlreicher  Namen  zu  gedenken 
haben.  Die  Ausbildung  derselben  hängt  wesent- 
lich mit  der  EntwickeTung  der  politischen  Ver- 
hältnisse und  mit  den  wissenschaftlichen  Fort- 
schritten der  Staatslehre  wie  der  Volkswirtschaft 
(Aenderungen  iu  der  Auffassung  des  Staates, 
in  der  Eiukommenslehre  etc.)  zusammen.  Sie 
knüpfen  sich  zumeist  an  die  Namen  Held. 
Schmoller,  Nasse,  Neumann,  Wagner. 
Sax,  Vocke  u.  a.  Es  nmss  genügen,  zu  be- 
merken, dass  die  moderne  Theorie  unter  Be- 
rücksichtigung des  bis  dahin  wissenschaftlich 
Errungeneu  in  der  Hauptsache  drei  Gruppen 
von  Grundsätzen  aufgestellt  hat,  welche  bei  der 
Einrichtung  bezw.  Ausgestaltung  des  Steuer- 
wesens  zu  wachten  sind. 

Die  moderne  Finaiizwissenschaft  fordert  nun. 
1.  dass  die  Steuer  gerecht  sei.  Diese  Forde- 
rung ergiebt  sich  aus  dem  untrennbaren  Zu- 
sammenhange zwischen  Steuer-  und  Bürger- 
pflicht. Die  Gerechtigkeit  verlangt,  dass.  da 
die  Verpflichtung  des  Staatsbürgers,  Stenern  zu 
entrichten,  ans  der  absoluten  Notwendigkeit  des 
Staates  sich  ergiebt,  die  Besteuerung  eine  all- 
gemeine und  einheitliche  sei:  dass  jeder 
Staatsbürger  und  jeder  in  gleichem  Masse  ge- 
troffen werde  und  dass  entsprechend  dem  Wesen 
des  modernen  Verfassungsstaates  die  Stener- 
pflicht  in  Gese  tzen  genau  geregelt,  d.  b.  also, 
dass  die  Einführung  und  Erhebung  der  Stenern 
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von  WUlkUr  und  Verletzung  staatebürgerlicher 
Rechte  frei  sei. 

Sie  fordert,  2.  dass  die  Steuergesetzgebung, 
da  ja  die  Steuer  Eingrihe,  uud  zwar  oft  sehr 
bedeutender  Art,  in  Einkommen  und  Vermögen 
der  Unterthanen  macht,  so  eingerichtet  sei,  dass 
die  Volkswirtschaft  möglichst  wenig  Schaden 
nehme  und  das  volkswirtschaftliche  Leben  durch 
den  mit  der  Steuerveranlagung  und  -erhebung 
immer  verbundenen  Zwang  möglichst  wenig 
gestört  werde.  Es  wird  also  vornehmlich  Auf- 
gabe dieses  Grundsatzes  sein,  diejenige  Quelle 
zu  bezeichnen,  aus  welcher  die  Privatwirt- 
schaften dauernd  die  Steuern  entrichten  können. 

Sie  fordert.  3.  dass  das  Steuerwesen  auch 
so  geordnet  sei,  dass  es  seiueui  Zwecke,  die 
Ausgaben  des  Staates  zu  decken,  auch  that- 
sürhlich  entspricht,  d.  h.  eine  Einrichtung  des- 
selben, welche  sowohl  ein  genügendes  Ertragnis 
als  die  Möglichkeit,  dein  wachsenden  Staatsbe- 
darfe  sich  anzupassen,  gewährleistet. 

Man  kaun  diese  drei  Gruppen  von  Grund- 
sätzen bezeichnen  als  Grundsätze  der  Ge- 
rechtigkeit, Grundsätze  der  Volks- 
wirtschaft und  (irundsätze  der  Fiuanz- 
wirtschaft. 

Roscher  spricht  mit  etwas  anderer  Grup- 
pierung,  al>er   in  ähnlichem  Sinne  von  den 
Grundsätzen  der  VerhältnismäKsigkeit  oder  um- 1 
teriellen  Gerechtigkeit,  der  Ordnung  oder  for-  j 
malen   Gerechtigkeit,   der    Wirklichkeit  oder  | 
Klugheit.    A.  Wagner  stellt,  indem  er  die 
von  uns  als  Grundsätze  der  Finanzwirtschaft 
bezeichneten    Regeln   in  finanzpolitische  und 
Stcuerverwaltungsprineipien  unterscheidet,  vier 
(jruppeu  von  Grundsätzen  (9  Grundsätze  im ; 
ganzen!  auf. 

15.  Die  Bedeutung  der  Steuerpriuci- 1 
pieo.    Die  Notwendigkeit,  für  das  Steuer- ! 
wesen  allgemeine  oberste  Grundsätze  aufzu- 1 
Stollen,  welche  bei  der  Wahl  der  Steuern, ; 
bei  der  Bildung  des  Steuersystems  und  bei  | 
den  häufigen  Reformen  desselben  die  Ziele  j 
und  Richtpunkte  weisen  sollen,  ist  heute 
nicht   mehr  bestritten.     Sie   ergiebt  sich 
st-hou  aus  einer  oberflächlichen  Betrachtung 
der  thatsäcldicheu  Zustände.    Ks  ist  oben 
bereits  gezeigt  worden,  dass  es  heute  und 
wahrscheinlich  noch  auf  lange  Zeit  hinaus 
unmöglich  ist,  die  Bedürfnisse  des  Staates 
durch  eine  einzige  Steuer,  etwa  durch  eine 
einzige  allgemeine  progressive  Einkommen- 
steuer, zu  decken.   Je  mehr  es  nun  aber 
erforderlich  ist.  durch  eine  grössere  Anzahl 
von  Einzelsteuern  der  verschiedensten  Art  j 
die  Bedürfnisse  des  Staates  zu  befriedigen. ! 
um  so  notwendiger  ist  es,  diese  Vielheit , 
durch  allgemeine  Grundsätze  zu  beherrschen. 
Jede  Steuer  ist,  wio  A.  Wagner  sagt,  au  I 
diesen  Prineipieu  zu  prüfen  und  möglichst  j 
diejenige  zu  wäldeu,  welche  unter  den  ge-  i 
gebenen  Umständen  die   meiste  Aussicht  \ 
bietet,  den  hiernach  zu  stellenden  Anforde- 1 
rungen  am    besten    zu  entsprechen  oder( 
mindestens,  womit  mau  sich  nur  zu  oft  be-  i 
gnügon   muss,    am   wenigsten   zu   wider- 1 
sprechen.    Auch  heute  neigt  die  Finanz- 1 


prnxis  aus  erklärlichen  Gründen  nur  zu 
gerne  dazu,  das  Geld  da  zu  nehmen,  wo 
es  sich  findet,  wenn  dadurch  auch  die  Ge- 
reehtigkeit  verletzt  wird.  Aber  l>esonders 
früher  hat  das  systemlose  Nebeneinander- 
bestehen zahlreicher  Steuern  grobe  Verstösse 
gegen  die  Forderungen  der  Billigkeit,  gegen 
die  heute  als  richtig  anerkannten  Forderungen 
der  Gerechtigkeit  und  Volkswirtschaft  mit 
sich  gebracht,  indem  die  meisten  Staaten, 
zunächst  lediglich  durch  finanzielle  Motive 
bestimmt,  solche  Stenern  erhoben,  welche 
bequem  zu  erheben  waren  und  gute  Ein- 
nahmen versprachen.  Erst  die  neuere  Zeit 
hat  mit  Bewusstscin  der  Ziele  und  Auf- 
gaben, welche  zu  lösen  sind,  eine  möglichste 
Ausgleichung  der  Steuernvielheit  mit  den 
obersten  Principien  des  Steuerwesens  zu 
bewirken  versucht.  Au  die  Stelle  der  system- 
losen und  oft  chaotischen  Mehrheit  vou 
Steuern  ist  ein  mehr  oder  weniger  ratio- 
nelles System  derselben  getreten. 

Wie  schon  aus  dem  bisherigen  hervor- 
gehen dürfte,  sind  die  oben  aufgestellten 
Grundsätze  des  Steuerwe>ens  im  einzelnen 
freilich  nicht  absolut,  sondern  nur  relativ 
richtig,  sie  sind  nicht  logische,  sondern 
historische  Kategorieeu:  auch  ilarf  die  Theorie 
niemals  vergessen,  dass  diese  Grundsätze 
von  der  Praxis  nur  als  Zielpunkte,  auf 
welche  hingestrebt  werden  soll,  angesehen 
werden  können. 

Man  darf  namentlich  nicht  vergessen, 
dass  wie  bei  allen  staatlichen  und  wirt- 
schaftlicheu  Verhältnissen,  so  auch  beim 
Steuerweseu  es  in  hohem  Grade  wünschens- 
wert ist,  an  die  überkommenen  Verhältnisse 
anzuknüpfen.  Wir  teilen  zwar  die  Ansicht 
nicht,  welche  von  Canard  aufgestellt  worden 
ist,  dass  jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue 
schlecht  sei,  allein  wir  erkennen  an,  dass 
mittelst  der  Steuerüberwälzung  sich  vielleicht 
manches  vorhandene  Unrecht  ausgeglichen 
hat.  Auch  mögen  die  Einzelwirtschaften 
in  manchen  Fällen  sich  an  die  sehou  lange 
bestehende,  wenn  auch  mangelhafte  Steuer 
gewöhnt  haben.  Und  wir  geben  auch  zu, 
dass  selbst  die  besten  neuen  Steuern  die 
Privatwirtschaft  stören  und  einen  nament- 
lich anfangs  oft  empfindlichen  Druck  auf 
dieselbe  ausüben.  So  kann  es  oft  ratsamer 
sein,  ältere,  den  Grundsätzen  nicht  voll  ent- 
sprechende Steuerarten  beizubelialten  als 
zu  völlig  neuen,  wenn  auch  au  sich  voll- 
kommeneren Steuern  Überzugehen.  Wieder 
in  anderen  Fällen  muss  man  sich  begnügen, 
gewisse  immer  noch  uuvollkonnueue  Steuer- 
arten beizubehalten,  weil  die  von  der  Theorie 
als  erstrebenswertes  Ziel  bezeichnete  Form 
eine  höhere  Kulturstufe  des  Volkes,  grösseres 
Reehtsgefühl  etc.  verlangt.  Oder  aber  man 
ist  genötigt,  auch  heute  noch,  entgegen  den 
Forderungen  der  Wirtschaftspolitik,  Steuern 
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beizubehalten,  weleho  giusso  Erhebungs- 
kosten verursachen,  wie  das  z.  B.  bei  der 
auch  heute  noch  vorhandenen  breiten  An- 
wendung der  indirekten  Stenern  der  Kall 
ist.    Es  ist  ferner  darauf  aufmerksam  zu 


machen,  dass  diese  Grundsatze  gemäss  den  i  werden  könnt 


das«  wir  denselben  nicht  zu  beweisen 
brauchen.  Und  nur  die  Frage  macht  heute 
noch  Schwierigkeiten,  auf  welche  Weise 
dieser  Grundsatz  der  Allgemeinheit  am 
besten   auf   die  Bevölkerung  angewendet 


oben  sub  ">  über 


Aus- 


heute bestehenden  Können  des  Steuerwesens  dehnung  der  Steuerpflicht).  Die  Allgeiuein- 
nicht  auf  jede  einzelne  Steuer  für  sich  An-  |  heit  der  Besteuerung  bezieht  sich  naturge- 
wenduug  finden  können,  sondern  dass  es  i  mäss  nicht  bloss  auf  die  physischen  Per- 
bei  der  V ielgestaltigkeit  der  Interessen  und  sonen  oder  ihre  Wirtschaften,  sondern  auch 
Verhältnisse,  um  welche  es  sieh  hier  handelt,  I  auf  die  Wirtscliaften  von  juristischen  Per- 


genügen muss.  wenn  da«  Steuersystem  als 
Ganzes  nicht  zu  auffallend  gegen  die  allge- 
mein als  richtig  anerkannten  Grundsätze 
verstösst.  Auch  das  ist  zu  beachten,  dass 
nicht  jeder  einzelne  Grundsatz  für  sich  allein 
massgebend  sein  kann,  sondern  dass  es  sich 
häufig  darum  handelt,  verschiedene  derselben 
nel aneinander  zu  befolgen,  so  dass  häufig 
nur  Kompromisse  zwischen  den  einzelnen 


sonen  und  diejenigen  der  Erwerbsgesell- 
schaf ten,  Korporationen,  Vereine  etc.,  soweit 
dieselben  solche  wirtschaftliche  Ziele  ver- 
folgen, dass  dadurch  eine  wirtschaftliche 
l<eistungsfälugkeit  dersell>en  bewirkt  wird. 
Namentlich  durch  die  Aktiengesellschaften, 
die  enorme  Ausdehnung  derselben  seit  dem 
Anfang  dieses  Jahrhunderts,  die  Grösse  ihrer 
Geschäfte  und  tJewinne  etc.  hat  die  Frage 


Grundsätzen  Platz  greifen  können.  Aus  i  der  Besteuerung  fingierter  Personell  eine 
allem  diesem  geht  hervor,  dass  die  obersten  wesentliche  Bedeutung  bekommen.  Hier 
Steuerprincipien  vielfach  nur  eine  relative  :  mag  in  Bezug  auf  die  Steuerpflicht  der 
Bedeutung  besitzen:  deshalb  verlieren  sie  j  urist  ische n  Person en  in  Kürze  folgen- 
aber  doch  ihren  Wert   nicht,  sie  bleiben  ,  des  bemerkt  werden.    Dass  auch  diese  zur 

Besteuerung  heranzuziehen  sind ,  soweit 
durch  ihre  Thätigkeit  eine  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  geschaffen  wird,  wird 
nicht  bestritten  werden  können.  Den  Ver- 
brauclissteuern  entziehen  sie  sich  ihrer 
Xatur  nach  vollständig.    Von  den  Verkehrs- 


immer  Richtlinien,  nach  denen  die  Wahl 
der  einzelnen  Steuern  sowie  des  ganzen 
Steuersystems  einzurichten  ist. 

A.  Grundsätze  der  Gerechtigkeit. 
16.  Allgemeinheit  der  Besteuerung. 


An  die  Spitze  der  weiteren  Erörterungen  steuern  werden  sie  zu  befreien  sein,  wenn 
stellen  wir  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit,  sie  gemeinnützige  oder  anerkannt  öffentliche 
weil  wir  der  Meinung  sind,  dass  das  Vor-  Zwecke  verfolgen.  Dagegen  werden  alle 
langen  nach  solchen  gerade  heute  auf  das  juristischen  Personen,  soweit  sie  Krwerbs- 
allgemeinste  Verständnis  rech  neu  darf.  Frei-  geschähe  und  die  Erzielung  von  Gewinn 
lieh  begegnet  uns  hier  sofort  das  oben  be- .  erstreben,  den  übrigen  Stenern  zu  unter- 
tonte historische  Moment  dieser  Grundsätze:  |  werfen  sein.    In  der  Regel  worden  auch 

die  Kommunal körper  mit  ihren  Erwerbsein- 
künften   (Tram  bahnbetriebe    u.    dgl.)  zur 
schreitende  und  das.  was  wir  heute  in  der  '■.  Staats! Steuerung  ebenso  wie  Privatgeschäfte 
sogenannten  staatsbürgerlichen  Periode  der  i  derselben  Art   Iteizuziehen  sein.    Bei  den 
persönlichen,  jiolitischon  und  wirtscliaftlichen  Erwerbsgcsollschaften  macht  nun  al>er  die 


denn  die  Entwicklung  der  Urteil«?  über  da.« 
was  billig  und  gerecht  ist.  ist  eine  fort- 


Gleichheit  und  Freiheit  als  gerecht  be- 
zeichnen, ist  ein  anderes  als  was  die  stän- 
dische Periode  darunter  verstanden  hat. 

Das  zeigt  sich  sofort,  wenn  wir  die 
Frage  auf  werfen,  welche  Unterthanonklassen 
gel  echterweise  zur  Besteuerung  herange- 
zogen werden  sollen.    Man  spricht  in  dieser 


Frage  Schwierigkeiten,  wie  sich  die  Be- 
steuerung der  (iesellschaft  an  sich  zu  der- 
jenigen der  hezugst»erechrigteu  Mitglieder 
bezüglich  der  vou  dieser  liezogonen  Divi- 
denden u.  s.  w.  zu  verhalten  liabe.  Eine 
Besteuerung  des  Geschäftsgewinnes  einer 
Erwerbsgesellschaft  ausschliesslich  bei  dieser 


Beziehung  heute  von  dem  Grundsatz  der  unter  Freilassung  der  Mitglieder  für  die 
Allgemeinheit  der  Steuer  und  ist  geneigt,  von  ihnen  bezogeneu  (rewinnanteile  ei-scheint 
diesen  als  den  wichtigsten  unter  den  Grund-  schon  aus  steuertechnischen  Gründen  aus- 
sätzen  der  Gerechtigkeit  zu  bezeichnen. ,  gescldossen.  Aber  auch  eine  ausschliess- 
Während  in  frühereu  Jahrhunderten  nur  liehe  Besteuening  der  Mitglieder  unter 
gewisse  Klassen  der  Bevölkerung  der  Steuer  Freilassung  der  Gesellschaft  ist  nicht  ein- 
unterworfen,  andere  und  gerade  die  Steuer- ;  pfehlenswert.  Bei  solchem  Verfallren  bleiben 
kräftigeren  von  dersoll>en  vielfach  befreit  alle  im  Auslande  wohnenden  Aktionäre  einer 
waren,  erscheint  uns  heute  der  Grundsatz  inländischen  Erworbsgosellsehaft  von  der 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  d.  h.  Besteuening  frei.  Auch  kann  nur  durch 
die  Forderung,  dass  jeder,  der  überhaupt  Besteuening  der  Gesellschaft  selbst  derjenige 
dazu  imstande  ist,  ohne  Ansehen  der  Person  ]  Teil  des  Geschäftsgewinnes  getroffen  ver- 
steuern entiichte.  als  so  selbstverständlich,  den.  welcher  nicht  au  die  Mitglieder  ver- 
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teilt,  sondern  zur  Geschäftserweiterung,  zu 
Verbesserungen,  Bildung  eines  Reservefonds 
u.  s.  w.  benützt  wird.  Endlich  ist  die  Veran- 
lagung bei  der  Erwerbsgesellschaft  selbst 
sicherer  als  bei  den  einzelnen  Bezugsberech- 
tigten. Man  hat  sich  auch  in  der  Praxis 
für  die  doppelte  Besteuerung  entschieden. 
Wo  Ertragssteuern  l>ostehcn,  geselüeht  sie 
in  der  Weise,  dass  die  Gesellschaft  mit  der 
Gewerbesteuer,  die  Aktionäre  mit  der  Ein- 
kommen- oder  Kapitalrentensteuer  besteuert 
werden.  Wo  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer besteht,  kann  die  dopjKilte  Besteue- 
rung dadurch  abgeschwächt  werdeu,  dass 
ein  bestimmter  Prozentsatz  des  Aktien- 
kapitals etc.  für  die  Besteuerung  ausser 
Ansatz  bleibt. 

Aus  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  ergiebt  sich  schon  von 
selbst,  dass  eine  wirkliche  Steuerbefreiung 
einzelner  Klassen  und  Personen,  wie  sie  in 
den  ständischen  Privilegien  enthalten  war 
und  bis  in  die  netteste  Zeit  vereinzelt  sich 
erhalten  hat,  jetzt  nicht  mehr  aufrecht  er- 
halten werden  kann.  Was  wir  heute  an 
Steuerfreiheiten  noch  besitzen,  so  nament- 
lich die  Befreiung  der  Mediatisierten  von 
einzelnen  Realsteuern,  namentlich  der  Grund- 
steuer, ist  nur  lustorisch  zu  erklären,  ist 
auch  immer  als  ein  zu  beseitigender  Wider- 
spruch mit  unseren  heutigen  Ansichten  von 
der  Allgemeinheit  der  Stenerpflicht  empfun- 
den worden.  Es  genügt  zu  bemerken,  dass 
die  nach  der  deutschen  Bundesakte  vom 
Jahre  181"»  und  nach  jiartikularen  <  toset  zon 
den  ehemalig  Mediatisierten  gewährten  Be- 
freiungen l*ereits  mannigfach  verändert  und 
eingeschränkt  worden  sind :  ich  erinnere  iu 
dieser  Beziehung  nur  an  die  kürzlich  im 
proussischen  Abgeordnetenhaus  beschlossene 
Aufhebung  der  Steuerbefreiung  von  Reiehs- 
unmittelbarcn.  Dass  die  Aufhebung  solcher 
Befreiungen,  soweit  dieselUm  die  Natur 
wohlerworlienor  Hechte  haben,  nur  gegen 
Entschädigung  erfolgen  soll,  bedarf  keines 
Beweises. 

Neben  diesen  wirklichen  Steuerfreiheiten 
sind  nun  auch  scheinbare  Freiheiten  denkbar 
und  auch  heute  noch  da  und  dort  vorhan- 
den. Sie  erscheinen  hier  als  Belohnungs- 
form für  öffentliche  Verdienste,  als  Bezah- 
lung»- oder  Gehaltsform  für  öffentliche  Be- 
amte u.  dgl.  Das  ist  der  Fall  z.  B.  dann, 
wenn  Beamten,  Militärpersonon  Freiheit  von 
der  Einkommensteuer  gewähn  wird.  In 
Bayern  erklärte  man  im  Jahre  1828  bezüg- 
lich der  Besteuerung  der  Staatsdiener,  dass 
es  ^offenbar  jeder  richtigen  Theorie«  wider- 
spreche, den  Staatsbedarf  zum  Teil  durch 
direkte  ordentliche  Atiflagen  auf  den  Staats- 
bedarf selbst  zu  decken.«  Und  vor  nicht 
zu  langer  Zeit  noch  hat  der  Fürst  Bismarck 
sich  zu  Gunsten  der  Steuerfreiheit  der  Be- 


amten ausgesprochen.  Einzelne  Schriftsteller 
haben  es  sogar  als  ein  Unrecht  erklärt,  dass 
der  Staat  seinen  Dienern  durch  die  Steuern 
eiuen  Teil  des  ihnen  garantierten  Gelialts 
wieder  entziehe.  Doch  hat  die  Bewegung, 
welche  namentlich  im  Jahre  1H4S  z.  B.  in 
Prenssen  in  betreff  der  Beschränkung  der 
Freiheit  von  der  Klassen  Steuer,  aber  auch 
in  anderen  Staaten  dahin  gewirkt  Itat.  dass 
diese  scheinbaren  Freiheiten  immer  mehr 
beseitigt  werden,  einen  berechtigten  Korn. 
Scheinbare  Steuerbefreiungen  machen  nach 
aussen  leicht  den  Eindruck  von  wirklichen 
und  sind  iutolgedesson  geeignet,  Missstim- 
mungeu  hervorzurufen.  Von  einer  Unge- 
rechtigkeit gegenüber  den  Beamten  kann 
nicht  wohl  die  Rede  sein,  da  die  Gelialts- 
zahlung  und  die  Steuererhebung  aus  ver- 
schiedenen Rechtstiteln  geschieht.  Den  Ge- 
halt zahlt  der  Staat  als  Arbeitgeber,  die 
Steuer  erhebt  ei  als  Staat. 

Eine  sehr  wichtige  Frage,  die  ebenfalls 

|  mit  dem  Grundsitz  der  Allgemeinheit  im 
Steuerwesen  zusammenhängt,  ist  die  Be- 
freiung des  sogenannten  Existenz- 
in i n imums(s.d. Art.  Exi  st  en zmi  n  i m  u  m 
oben  Bd.  III,  S.  7 6«) ff.).  In  gewissem  Sinne  ist 
die  Fordeniug,  dass  derjenige  von  der  Steuer 
zu  befreien  sei,  der  nur  ein  gewisses  Min- 
desteinkommen besitzt,  welches  nach  allge- 

1  meiner  Ansicht  eben  zur  Lebenserhaltung 
ausreicht,  selbstverständlich  und  selbst  in 
früheren  Zeiten  vielfach  beachtet  worden. 
»Wo  nichts  ist,  hat  der  Kaiser  das  Recht 

,  verloren.«  Freilich  darf  man  diesen  Grund- 
satz auch  nicht  iibersjkannon  und  das  steuer- 
freie Existenzminimum  zu  hoch  greifen. 
Nicht  um  ein  Kulturminitnum  kann  es 
sich  luindeln.  sondern  nur  um  ein  Existenz- 
minimum im  engeren  Sinne.  In  der  Praxis 
kann  die  Befreiung  des  Existenzminimums 
auf  dopjH?lte  Weise  erreicht  werden,  einmal 
dadurch,  dass  man  bei  den  Verbranchs- 
steuern die  unentbehrlichen  Waren,  wie 
Salz.  Mehl,  oder  dass  man  bei  den  Personal- 
und  Realsteuern  einen  gewissen  Mindest- 
betrag des  Einkommens  oder  Ertrags  steuer- 
frei lässt:  in  ersterer  Beziehung  ist  durch 
die  z.  B.  in  Prenssen  und  Italien  erfolgte 
Aufhebung  der  Mehl-  oder  Mahlsteuer  zwar 
ein  Schritt  iu  der  Richtung  auf  Befreiung 
der  unteren  Klassen  von  den  köpfst  euer- 
artig  wirkenden  Vorzehrungssteuem  ge- 
macht worden,  alter  eine  völlige  Befreiung 
dersell>en  ist  heute  und  wohl  für  lange 
Zeit  noch  unmöglich,  da  der  Staat  auf  «las 
Krtrflgnis  von  Steuern  auf  allgemein  ver- 
brauchte Waren,  wie  Salz.  Bier,  nicht  ver- 
zichten kann  und  die  Technik  und  Einrich- 
tung der  indirekten  Steuern  persönliche  Be- 
freiungen nicht  zulässt.  Solche  Verbrauchs- 
steuern können  übrigens  den  Gedanken  der 

!  Allgemeinheit  des  Steuerwesens  auch  gegen- 


Digitized  by  Go 


1130 


Steuer 


Aber  den  unteren  Klassen  in  entsprechender 
Weise  vertreten,  wenn  sie  nicht  zu  hoch, 
und  die  übrigen  Steuern,  also  namentlich 
die  Ertrags-  und  Einkommensteuern  des 
Staates,  so  geartet  sind,  dass  sie  die  unteren 
Klassen  nicht  weiter  mehr  treffen.  Wenn 
man  von  der  Frage  des  Existenzminimums 
spricht,  so  denkt  man  auch  in  der  Regel 
nicht  an  die  indirekten  Verbrauchssteuern, 
sondern  an  die  sogenannten  direkten  Steuern 
und  unter  diesen  wieder  ganz  liesonders 
an  die  Einkommensteuern.  Zwar  kann 
auch  bei  den  Errmgssteuern  eine  Befreiung 
gewisser  Minimalbeträge,  z.  B.  ganz  kleiner 
Renten  bei  der  Kapitalrentensteuer,  kleiner 
Löhne  bei  der  Lohnsteuer  und  ähnliches, 
vorkommen,  aber  praktisch  wichtig  ist  die 
Frage  des  Existenzminimums  doch  nur  bei 
den  eigentlichen  Einkommensteuern.  Doch 
können  wir  hier  auf  weiteres  verzichten, 
da  ja  bereits  in  dem  oben  citierten  Artikel 
auch  die  Berücksichtigung  des  Existenz- 
minimums seitens  der  Steuergesetzgebung 
eingehender  dargestellt  ist. 

17.  OleichinilaHlgkeit  der  Besteuerung 
nach  ältereu  Theorleen.  Neben  der  Allge- 
meinheit der  Besteuerung  ist  es  vornehmlich 
die  Gleichheit  oder  Glcichmässigkeit  der  Be- 
steuerung im  Sinne  einer  gleichmäßigen  Ver- 
teilung der  Steuerlast  nuter  die  einzelneu  Steuer- 
pflichtigen, die  al.H  Folge  des  Priucips  der 
staatsbürgerlichen  Gleichheit  von  dem  modernen 
.Steuerwesen  gefordert  wird.  Die  Forderung 
einer  gleiehmässigen  Besteuerung  ist  ja,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  schon  vereinzelt  auch 
in  früherer  Zeit  aufgestellt  worden,  sie  er- 
scheint aber  mit  besonderem  Nachdruck,  seit 
die  französische  Revolution  die  bis  dahin  theo- 
retisch behandelte  staatsbürgerliche  Gleichheit 
in  die  Praxis  zu  übertragen  begann.  Freilich 
ist  gerade  diese  Frage  nach  der  Gleichmässig- 
keit  der  Besteuerung,  deren  Notwendigkeit,  auf 
den  ersten  Blick  so  plausibel  und  deren  Durch- 
führbarkeit so  einfach  zu  sein  scheint,  eine  sehr 
komplizierte ;  denn  es  spielen  hier  viele  staats- 
philosophische  Ansichten,  in  letzter  Linie  auch 
die  Frage  nach  dem  Stcuergrnnde,  nach  dem 
Verhältnis  des  Staatsbürgers  zum  Staate  mit 
herein.  Wenn  auch  alle  Schriftsteller  darüber 
einverstanden  sind,  dass  die  Last  der  Steuern 
eine  für  alle  gleichmässige  zu  sein  habe,  so  ist 
damit  doch  hoch  nicht  die  mindeste  Ueberein- 
stiinmung  über  die  andere  Frage  erreicht,  wie 
denn  diese  Gleichmässigkeit  verwirklicht  werden 
soll.  Und  die  Beantwortung  dieser  Frage  wird 
sehr  verschieden  ausfallen,  je  nach  dem  Stand- 
punkte des  Einzelnen  gegenüber  der  Auffassung 
von  Volkswirtschaft,  Staat  und  Steuer  Uber- 
haupt. Man  hat  in  diesem  Sinne  drei  Theoriecn 
aufgestellt,  durch  welche  man  die  Fordemug 
der  Gleichmäßigkeit  oder  der  verteilenden  Ge- 
rechtigkeit zu  verwirklichen  gesucht  hat,  näm- 
lich die  Aeqni valenz-,  die  Assekuranz- 
theorie und  die  Theorie  von  der  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähig- 
keit.  Es  wird  sich  zeigen,  dass  diese  Theo- 
rien in  engem  Zusammenhange  mit  den  ver- 
8<  liiedeiien  Theorieen  vom  Steuergrunde  stehen. 


Die  beiden  ersten  gehen  stellenweise  ineinander 
Uber,  aber  jede  hat  doch  so  viel  Eigentümliches, 
dass  sie  gesondert  betrachtet  werden  könneu. 

1.  Die  Aequivalenztheorie,  auch  In- 
teressen- oder  Gennsstheorie  geuannt  und  na- 
mentlich von  der  atomistischen  Staats-  und 
Wirtschaftslehre  zu  Ende  des  18.  und  zu  An- 
fang des  19.  Jahrhuuderts  vertreten,  wünscht 
eine  Besteuerung  der  Unterthanen  im  Verhält- 
nis zu  den  Genüssen  und  Vorteilen,  welche  der 
Einzelne  vom  Staate  geniesst.  Die  Steuer  ist 
nach  ihr  die  Gegenleistung  für  die  Leistung 
des  Staates,  der  Preis  für  die  Staatsgüter,  wie 
oben  gezeigt  wurde.  Folgerichtig  bemisst  sich 
die  Höhe  dieses  Preises  nach  der  Grösse  der 
Vorteile  und  Genüsse,  die  der  Einzelne  vom 
Staate  hat.  Hierher  gehört  namentlich  die  Auf- 
fassung Montesquieus.  A.  Smiths,  Ja- 
cobs, Bastiats.  Bei  dieser  Auffassung  wird 
eigentlich  nur  das  Gebiihrenprincip  verallge- 
meinert, indem  der  Einzelne  je  nach  den  Vor- 
teilen besteuert  werden  soll,  die  er  vom  Staate 
hat,  oder,  was  das  Gleiche  sein  dürfte,  nach 
den  Kosten,  die  er  dem  Staate  verunacht.  Es 
ist  oben  bereits  gezeigt  worden,  dass  die  Auf- 
fassung der  Steuer  als  Kaufpreis  eine  unhalt- 
bare ist.  Wir  müssen  im  allgemeinen  auch  den 
daraus  abgeleiteten  Massstab  für  die  Höhe  der 
Steuer  ablehnen.  Es  wird  bei  der  Anwendung 
dieser  Theorie  einfach  als  feststehend  ange- 
nommen, dass  der  Reiche  grössere  Vorteile,  gros- 
seren Genuss  vom  Staate  habe  als  der  Aermcre. 
Man  muss  dieses  annehmen,  weil  man  nur  auf 
diese  Weise  zu  dem  Resultate  gelangt,  das  doch 
auch  hier  in  letzter  Linie  gewünscht  wird, 
nämlich  zu  einer  Besteuerung  nach  dem  Ver- 
mögen de9  Einzelnen.  Thatsächlich  ist  aber 
dieser  Satz  nicht  allgemein  richtig.  Gerade  die 
unteren  Klassen  bedürfen  wegen  Schwäche,  Un- 
kenntnis, Armut  des  gesellschaftlichen  und 
öffentlichen  Beistandes  häufig  am  ineisten ;  sie 
würden  also  nach  dieser  Steuermaxime  verhält- 
nismässig mehr  belastet  merden  müssen  als  die 
Vermöglichen.  Sie  ist  aber  auch  praktisch 
nicht  durchführbar,  weil  die  Kosten  Tür  die 
meisten  und  gerade  die  notwendigsten  und  kost- 
spieligsten Leistungen  des  Staates,  z.  B.  der 
Aufwand  für  die  Herstellung  der  Sicherheit  im 
Inneru  und  die  Kosten  für  das  Heerwesen,  sich 
auf  die  Einzelnen  durchaus  nicht  in  genauen 
Verhältnissen  zu  ihren  Vorteilen  vom  und  ihren 
Interessen  am  Staate  repartieren  lassen. 

2.  Die  Assekuranztheorie.  Diese,  die 
mit  der  ebengenannten  Aequivalenztheorie  eini- 
germassen  im  Zusammenhange  steht,  faast  die 
Steuer  auf  als  eine  Versicherungsprämie  nur  für 
den  Vermögenssch  ntz,  welchen  der  Staat 
gewährt:  sie  hat  vor  der  erstgenannten  das 
voraus,  dass  sie  von  vorn  herein  einen  praktisch 
brauchbaren  Massstab  für  die  Verteilung  der 
Steuer  abgiebt ;  denn  in  der  praktischen  Durch- 
führung würde  eine  solche  nach  dem  Masse  des 
staatlichen  Vermögenssehutzes  abgestufte  Steuer 
eben  als  eine  Vermögensteuer  oder  eine  uach 
dem  Vermögen  bemessene  Einkommensteuer 
sich  darstellen.  Auch  so  würden  sich  viele 
Schwierigkeiten  nicht  vermeiden  lassen,  nament- 
lich die  Zusammenstellung  eines  zweckent- 
sprechenden Steuersystems  nahezu  uumöglich 
sein;  aber  durchaus  unhaltbar  ist  es.  den  Ver- 
mögensHchutz  als  Grund  der  Steuer  zu  be- 
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zeichnen ;  denn  der  Staat  übernimmt  ia  niemals 
eine  eigentliche  Versicherung  de«  Vermöge»8, 
er  ersetzt  zu  Verlust  gekommene  Vermögen 
nicht,  «andern  er  schützt  nur  da«  Privateigen- 
tum und  bestraft  die  auf  dasselbe  gerichteten 
Angriffe.  Schwerer  wiegt  noch  der  Einwand,  dass 
die  Thiitigkeit  des  Staates  sich  doch  nicht  bloss 
auf  den  Schutz  des  Vermögens  beschrankt,  son- 
dern auch  den  Schutz  der  Person  und  die  Sorge 
für  die  gesamte  geistige  und  wirtschaftliche  Wohl- 
fahrt des  Volkes  umfasst. 

IS.  I>i<»  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  (Besteuerung  nach 
der    Beitragsfähigkeit.  Opfertheorie). 

Die?*«  Theorie  vonnag  unter  den  bisher  ge- 
nannten am  meisten  der  Idee  des  modernen 
Staates  zu  entsprechen.  Der  Einzelne  er- 
scheint hier  einfach  als  ein  Glied  des 
(tanzen :  die  Begründung  der  Besteuerung 
liegt  hier  in  der  Natur  des  Staates  und  der 
Ohrigen  öffentlichen  Körper  und  in  dem 
Verhältnis  der  Besteuerten  zu  denselben. 
Hier  erscheint  die  Besteuerung  nicht  als 
eine  Gegenleistung  für  die  Genüsse  und 
Vorteile,  die  dieselben  gewähren,  sondern 
einfach  als  eine  Pflicht  des  Einzelnen,  zur 
Erfüllung  der  Existenz-  und  Fortschrittsbe- 
dingungen des  Ganzen  nach  seinen  wirt- 
schaftliehen .Mitteln  beizutragen.  A.  Wagner 
hat  deshalb  mit  Hecht  dieses  Princip  auch 
als  das  gemein  Wirtschaft  liehe  oder  staats- 
wirtschaftliche bezeichnet.  Die  Steuerlast 
soll  nach  diesem  Princip  so  verteilt  werden, 
dass  sie  den  Einzelnen  möglichst  genau  im 
Verhältnis  zu  seiner  Iicistungsfähigkeit  trifft. 

Dieses  Princip  der  Besteuerung  Dich 
der  Leistungsfähigkeit  ist .  wenigstens  in 
einzelnen  Spuren,  schon  in  der  frühesten 
Zeit  z.  B.  bei  Aristoteles  anzutreffen,  es 
findet  sich  vereinzelt  auch  im  Mittelalter, 
ist  aber  besonders  ausgebildet  worden  in 
der  Gegenwart  und  hat  liier  in  A.  Wagner 
und  J.  F.  Neu  mann  seine  entschiedensten 
Vertreter  gefunden.  Freilich  ist  dassellie 
auch  in  der  Gegenwart  nicht  unbestritten 
gehlieben.  Man  hat  namentlich  das  Be- 
denken geltend  gemacht,  dass  die  persön- 
lichen Verschiedenheiten ,  welche  die 
Leistungsfähigkeit  alterieren.  viel  zu  schwer 
kons  tat  ierbar  seien,  meist  auch  zu  sehr 
wechseln,  um  eine  zuverlässige  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  ermöglichen. 
Hierher  zählt  die  Gegnerschaft  von  Held, 
Nasse  und  Schmoller;  wieder  andere 
wie  z.  B.  Hott  eck  befürchten  wegen  der 
Dehnbarkeit  des  Begriffs  J^eistungsfähig- 
keit  eine  kommunistische,  zu  teil  weiser 
Expropriation  dei  Vermöglicheren  fohlende 
Anwendung  desselben.  Es  soll  nun  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden,  dass  dieses 
Princip  wie  alle  anderen  einseitig  und  ül»er- 
triel»en  angewendet  werden  und  dann  die 
von  demseltien  ltefürehtoten  Gefahren  mit 
sich  bringeu  kann :   aber  das  wäre  doch 


nur  dann  denkbar,  wenn  im  staatlichen 
Leben  Oberhaupt  die  kommunistische  Rich- 
tung weitgehenden  Einfluss  erlangte.  Für 
die  Gegenwart  erscheint  diese  Theorie 
schon  deshalb  als  ungefährlich,  weil  die 
Vertreter  derselben,  namentlich  Neumann, 
sich  um  eine  Formulimng  bemüht  Itaben, 
welche  alle  Bedenken  und  alle  Uebergriffe 
des  Staates  ausschliefst.  Nach  Neumann 
sollen  nämlich  die  Stenern  so  verteilt 
werden,  dass  sie  der  Befähigung  zur 
Leistung  bei  etwa  gleicher  Anstrengung 
und  etwa  gleichen  Opfern  anderen  Bedürf- 
nissen gegenüber  entsprechen.  Freilich 
zieht  das  Princip  dei  Besteuerung  nach  der 
Leistlingsfähigkeit  naturnotwendig  eine  pro- 
gressive statt  einer  proportionalen  Steuer 
nach  sich,  und  gerade  deshalb  glaubten  Rau, 
Umpfenbach .  Lerov-Beaulieu,  diesellie  ab- 
lehnen zu  sollen:  aber  es  wird  sich  später 
zeigen,  ob  die  Progression  so  bedenklich 
ist.  wie  vielfach  angenommen  wird. 

Die  Theorie  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  oder,  was  das  gleiche 
ist,  Beitragsfähigkeit  ist  auch  in  der  Haupt- 
sache identisch  mit  der  Opf ertheorie, 
von  der  oben  die  Rede  war.  Die  letztere 
wünscht  eine  Gleichheit  der  Besteuerung 
in  dem  Sinne,  dass  für  jetler  das  in  der 
Steuer  gelegene  Opfer  gleich  fühllmr  sein 
müsse ;  die  erstere  wünscht,  dass  die  Steuer 
im  Verhältnis  stehe  zur  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit.  Ks  ist  klar,  dass  mit 
beiden  Theorieen  nur  ein  ganz  allgemeines 
Princip  ausgesprochen,  aber  kein  brauch- 
barer Massstab  für  die  Verteilung  der 
Steuerlast  angegeben  ist. 

Bevor  von  diesem  weiter  die  Rede  sein 
soll,  mögen  einige  Worte  über  das  Verhält- 
nis der  verschiedenen  Steuertheorieen  in 
der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  eingefügt 

werden. 

Aus  einzelnen  Bemerkungen,  die  wir 
bisher  eingestreut  haben,  ist  ersichtlich, 
dass  die  Steiterprincipien  geschichtlich  aln. 
ge  wechselt  haben.  Darauf  ist  noch  mit 
einigen  Worten  hinzuweisen.  Die  Genuss- 
theorie wie  die  Assekuranztheorie  ent- 
sprechen früheren  Auffassungen  des  Staates 
und  der  Volkswirtschaft,  die  Besteuerung 
nach  der  Ijeistungsfähigkeit  wurzelt  in  den 
modernen  Verhältnissen;  sie  gieht  die  Rich- 
tung, in  welcher  sich  die  Steuergesetz- 
gebung heute  und  iu  der  Zukunft  bewegen 
soll.  Aber  wir  verkennen  doch  nicht,  dass 
innerhalb  gewisser  Grenzen  und  namentlich 
im  Steuerwesen  unterstaatlicher  Verbände 
auch  die  Genuss-  und  Assekuranztheorie 
nicht  ohne  praktische  Bedeutung  ist:  wir 
verkennen  ferner  nicht,  dass  die  letzteren 
im  Steuerwesen  ein  historisches  Recht  er- 
langt heben  und  infolgedessen  auch  heute 
nicht  kurzer  Hand  beseitigt  werden  können; 
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und  wir  verkennen  endlieh  nicht,  dass  der 
moderne  Staat,  um  seine  finanzielle  Ijeistungs- 
fähigkeit  nicht  zu  schädigen,  zunächst  viele 
Steuern  fioibehalten  muss,  welche  der  Opfer- 
theorie durchaus  nicht  entsprechen,  dass  er 
vielmehr  nur  bei  einzelnen  Steuern,  vor 
iülem  bei  den  Einkommensteuern,  dann 
al»er  auch  bei  den  Ertragssteuern  diese 
Theorie  einigermassen  zur  Geltung  bringen 
kann. 

Namentlich  im  Gemeindest  euerwesen 
wird  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
eine  grössere  Beachtung  verdienen ;  hier  ist 
der  Zusammenhang  zwischen  der  administra- 
tiven Thätigkeit  und  der  Forderung  der 
Interessen  einzelner  Individuen  odei  ge- 
wisser Klassen  häufig  nachweisliar.  Mit 
diesen  besonderen  Verhältnissen  ist  in 
jüngster  Zeit  der  Uobergang  gewisser  Er- 
tragsstenorn  aus  dein  Staats-  in  das  Ge- 
meindesteuerweson  motiviert  worden. 

So  bezeichnet,  wie  gesagt,  die  Steuer 
nach  der  Leist  Imgsfähigkeit  nur  die  Rich- 
tung der  modernen  Staatssteuergesotz- 
gebung,  eine  Richtung  freilich,  deren  sieg- 
hafte Kraft  Itei  den  jüngsten  Steuerreformen 
verschiedener  Länder  sich  auffällig  durch- 
gekämpft hat  und  welche  die  Zukunft  be- 
herrschen wild. 

11».  Proportionalität  und  Progression 
der  Stenern.  Es  ist  vorhin  bemerkt 
worden,  dass  mit  dem  l'rincip  der  Ix?istungs- 
fähigkeit  noch  kein  klarer  Massstab  für  die 
Verteilung  der  Steuer  gegeben  ist.  Es  ist 
nicht  gesagt.  wie  die  Gleichheit  der  Opfer 
oder  die  Grosse  der  Leistungsfähigkeit  U;- 
messen  werden  soll.  Die  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  einer  Person  liegt  ent- 
weder in  ihrer  Arbeitsfähigkeit  und  Arbeits- 
möglichkeit, also  in  der  Art  und  Höhe  des 
dadurch  bedingten  Einkommens,  oder  in 
dem  Kapital-  oder  Voimögonsbesitz  bezw. 
dem  daraus  fliessenden  Einkommen,  oder  in 
beiden  zugleich.  Da  die  Steuer  eine  wirt- 
schaftliche und  zwar  in  der  Gegenwart 
eine  Geldleistung  an  den  Staat  ist,  so  wird 
man  sagen  können,  dass  Art  und  Höhe  des 
Einkommens  im  allgemeinen  die  Leistungs- 
fähigkeit bestimmen.  Die  Steuer  wäre 
demnach  glcichheitlich,  wenn  sie  im  Ver- 
hältnis stände  zu  dem  Einkommen.  Aber 
auch  hier  sind  noch  zwei  Möglichkeiten 
vorhanden.  Die  einen  meinen,  eine  Steuer 
sei  gerecht  und  gleichmässig,  wenn  sie  im 
genauen  Verhältnis  zu  dem  Einkommen  zu- 
odor  abnimmt  wenn  sie  also  sich  zu  dem 
Einkommen  proportional  verhält;  dieauderen 
suchen  zu  beweisen,  dass  eine  Steuer,  um 
gerecht  und  gleichheitlich  zu  sein,  pro- 
gressiv sein,  d.  h.  rascher  wachsen  müsse 
als  das  Einkommen.  Man  wird  behaupten 
können,  dass  die  letztere  Ansicht  die 
herrschende  ist. 


Wir  sprechen  hier  zunächst  von  der 
progressiven  Steuer  und  den  Ver- 
suchen, diesell*-  zu  begründen,  müssen  aber 
vor  allem  darüber  Klarheit  zu  gewinnen 
suchen,  was  unter  der  Progression  ver- 
standen und  einbegriffen  werden  soll.  In 
der  Kegel  denkt  man  nämlich,  wenn  von 
Progressivsteuer  die  Rede  ist,  nur  an  die 
sog.  direkten  Steuern,  an  die  Ertrags-  und 
l>osonders  an  die  progressive  allgemeine 
Einkommensteuer.  Diese  einseitige  Berück- 
sichtigung der  Einkommensteuer  rührt,  wie 
Sax  treffend  l>emerkt,  aus  einer  Zeit  her. 
in  der  man  eben  eine  einzige  allgemeine 
Einkommensteuer  als  die  Idealsteuer  an- 
sehen zu  sollen  glaubte;  viele  der  Zahleu- 
lieispiele,  durch  welche  eine  Ziffern  massige 
Gestaltung  der  Progression  demonstriert 
werden  sollte,  haben  nur  einen  Sinn,  wenn 
man  sie  auf  die  eiuzige  Einkommensteuer 
l>ozieht.  Eine  progressive  Einkommensteuer 
aber,  die  ein  Glied  eines  l>estimmten 
Steuersystems  ist.  kann  lediglich  die  Be- 
stimmung haben,  zum  Ausgleiche  einer 
stärkeren  Belastung  der  niedrigeren  Ein- 
kommen durch  indirekte  Steuern  zu  dienen, 
um  im  Endresultate  eine  gleichheitlichere 
Steuerlast  herbeizuführen:  eine  progressive 
Einkommensteuer  dieser  Art  ist  dann  viel- 
leicht das  Mittel  zur  Herbeiführung  einer 
proportionalen  Besteuerung.  Eine  pro- 
gressive Besteuerung  im  eigentlichen  Sinne 
ist  aber  nur  dann  vorhanden,  wenn  das 
ganze  Steuersystem  eine  progressive  Ten- 
denz aufweist.  Freilich  wird  man  ein- 
wenden können,  dass  es  im  gewissen  Sinne 
berechtigt  sei,  wenn  man  Progressiv  Steuer 
und  progressive  Einkommensteuer  indenti- 
fiziert.  Man  denkt  eben  dabei  an  die  that- 
sächlichen  Verliältnisso.  welche  die  heut- 
zutage aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  ge- 
wünschte Steuerprogression  eben  nur  durch 
eine  progressive  Einkommensteuer  erreich- 
l»ar  erscheinen  lassen.  Viele  der  Steuern, 
welche  unsere  modernen  Steuersysteme 
bilden,  so  namentlich  die  meisten  Aufwand- 
Steuern,  lassen  eine  Progression  gar  nicht 
zu:  da  sie  aber  aus  finanzpolitischen 
Gründen  nicht  entbehrt  werden  können,  so 
begnügt  man  sich,  den  Gedanken  der  aus- 
gleichenden Gerechtigkeit  bei  der  Ein- 
kommen- und  vielleicht  der  oder  jener  Er- 
tragssteuer  zu  verwirklichen.  Dagegen 
wäre  ja  auch  nichts  einzuwenden,  wenn 
nicht  zu  leicht  unter  der  einseitigen  Be- 
achtung der  Einkommensteuer  zu  Zwecken 
der  Progression  die  übrigen  Steuern  und 
deren  Wirkung  übersehen  würden.  Wir 
werden  ja  in  der  Folge  auch  die  progressive 
Einkommensteuer  hauptsäcldioh  ins  Auge 
fassen :  aber  um  so  notwendiger  erscheint 
es.  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Ziel  einer 
wahren   progressiven  Besteuerung,  soweit 
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dies  überhaupt  erreichbar  ist,  nur  durch 
ein  gut  gewähltes  System  verschiedener 
Steuern  mit  progressiver  Tendenz  erreicht 
werden  kann. 

Es  ist  zuerst  die  Opfertheorie,  von  der 
oben  die  Rede  war,  welche  eine  principielle 
Begründung  der  Steuerprogression  gab.  Die 
Opfert heorie  hat,  wie  oben  bereits  ange- 
deutet wurde,  nicht  nur  die  Steuer  mit  der 
Auffassung  als  Opfer  zu  begründen  gesucht, 
sondern  damit  auch  zugleich  das  Mass  für 
eine  gerechte  Besteuerung  bezeichnen  wollen. 
Die  Anhänger  der  Opfertheorie  verlangen 
nun  von  einer  gerechten  Steuer,  dass  sie 
allen  das  gleiche  Opfer  auferlege,  für  alle 
gleich  empfindlich  sei.  Eine  proportionale 
Steuer  bedeute  aber  nicht  ein  gleiches 
Opfer  für  jeden;  sie  sei  für  den  Aermeren 
drückender  als  für  den  Reichen.  Dem 
ersteren  könne  sie  die  Befriedigung  not- 
wendiger oder  wenigstens  wichtiger  Bedürf- 
nisse unmöglich  macheu  oder  erschweren, 
während  sie  dem  zweiteu  nur  entbehrliche 
oder  überflüssige  Einkommensquoten  ab- 
fordere. Robert  Meyer,  der  die  Opfer- 
theorie zuerst  mit  der  Einkommensfrage 
verbunden  liat,  um  dadurch  Anhaltspunkte 
für  die  Begründung  und  Bemessung  der 
Steuerprogression  zu  gewinnen ,  versteht 
unter  dem  Opfer  die  Wirkimg  der  Steuer 
auf  die  Konsumtion  der  Besteuerten  und 
versucht  die  Steuerentrichtung  unter  die 
allgemeinen  Erscheinungen  der  Bedürfnis- 
liefricdigung  zu  subsumieren.  Der  Mensch 
befriedigt,  sagt  er,  die  Bedürfnisse  nach 
ihrem  Stärkegrad;  es  werden,  soweit  das 
Einkommen  reicht,  die  Bedürfnisse  von 
den  dringendsten  angefangen  befriedigt ;  je 
kleiner  das  Einkommen,  desto  mehr  — 
minder  intensive  —  Bedürfnisse  bleiben  un- 
befriedigt. Demnach  besteht  das  Opfer 
darin,  dass  infolge  der  Steuer  von  den  Be- 
dürfnissen, welche  der  Besteuerte  mit  seinem 
ungesclunälerten  Einkommen  befriedigen 
könnte,  die  mindest  dringenden  bis  zu  einer 
von  der  Höhe  der  Steuer  gezogenen  Grenze 
lunauf  von  der  Befriedigung  ausgeschlossen 
werden.  Aus  diesen  Prämissen  leitet  nun 
Meyer  die  Begründung  der  Progressivsteuer 
ab.  Er  meint,  dass  von  den  in  der  Ein- 
kommen besteuerung  gewöhnlich  in  Be- 
tracht kommenden  Quoten  von  5  bis  10°.'o 
sich  kaum  werde  sagen  lassen,  ob  das  bei 
den  verschiedenen  Einkommensgrössen  her- 
vorgerufene Opfer  gleich  oder  ungleich 
gross  sei :  dagegen  könne  die  Entscheidung 
nicht  zweifelhaft  sein,  sobald  man  an 
grössere  Einkommensabzüge,  z.  B.  *  ?  bis 
1  ;(  des  Einkommens  denke.  Wer  von  1200  fl. 
Ei ii kommeu  auf  800  oder  «00  beschränkt 
werde,  müsse  seine  Bedürfnisse  gegen  den 
früheren  Zustand  mehr  einschränken  als 
derjenige,  der  von  2400  fl.  auf  10»  »0  oder 


1200  reduziert  werde.  Ebenso  sei  es,  wenn 
man  zwar  geringere  (Quoten  als  Steuer  an- 
setze, z.  B.  10(.o,  aber  kleine  Einkommen 
mit  sehr  grossen  vergleiche.  'Insofern  uuu 
der  Schluss  gerechtfertigt  ist,  dass  auch  die 
Wirkung  einer  geringeren  Schniälerung  des 
Einkommens  verhältnismässig  dieselbe  bleibe, 
lässt  sich  beliaupten,  dass  das  Princip  der 
Opfergleichheit  die  progressive  Besteuerung 
verlange.« 

Dieser  Versuch  einer  Begründung  der 
Opfertheorie  knüpft  an  die  bekannte  Lehre 
vom  Orouznutzen  an.  Der  Nutzen 
eines  Gutes  nimmt  ihr  zufolge  mit  der  zu- 
nehmenden Grösse  des  Güterbestandes  ab. 
dessen  Teil  eben  jenes  Out  bildet.  »Jeder 
Gulden  verschafft  weniger  Genuss,  jo  grösser 
das  Einkommen  ist,  zu  welchem  er  hinzu- 
tritt, und  sein  Ausgang  bereitet  einen  um 
so  geringereu  Entgang,  je  grösser  das  Ein- 
kommen ist,  aus  dem  er  entnommen  wird, 
so  formuliert  Sax  diese  aus  der  Opfertheorie 
und  der  Mengerschen  Werttheorie  kom- 
binierte Begründung  der  Progression. 

Auf  dieser  Lehre,  die  allerdings  in  der 
von  Meyer  ihr  gegebenen  Form  und  An- 
wendung, wie  Sax  zeigt,  nicht  ganz  ein- 
wandfrei ist,  bauen  nun  andere  weiter,  so 
die  Holländer  Pierson  und  Cohen 
Stuart.  Der  erstere  gab  eine  bessere 
Formulierung  des  Begriffes  Opfergleichhcit. 
Sie  soll  nach  ihm  darin  bestehen,  dass  die 
durch  die  Steuerzahlung  jedem  entgehenden 
Geuüsse  im  gleichen  VerlüÜtnisse  zu  dem 
jedem  durch  sein  Einkommen  ermöglichten 
Gesamtgen uss  stehen  sollen.  Pierson  machte 
auch  den  Versuch,  zahlenmässig  das  Princip 
der  Progression  darzustellen.  Dieser  be- 
achtenswerte Versuch,  auf  den  lüer  nicht 
weiter  eingegangen  werden  kann,  liat  sich 
allerdings  nach  den  Ausführungen  des  an- 
deren oben  genannten  holländischen  Autors. 
Cohen  Stuart,  nicht  als  stichhaltig  erwiesen. 
Dieser,  obwohl  selbst  an  der  Opfertheorie 
festhaltend,  weist  nach,  dass  aus  dein  Satze : 
der  Grenznutzen  nimmt  mit  steigender 
Gütermenge  ab,  die  Progression  der  Steuer 
noch  nicht  abgeleitet  werden  köune.  Er 
versucht,  seinerseits  eine  mathematische 
Formel  für  die  Progression  zu  finden,  die 
in  dem  Satze  gipfelt :  Arithmetische  Steigerung 
der  Steuersätze  bei  geometrischer  der  Ein- 
kommen. Aber  auch  diese  Berechnungen 
erweisen  sich  nach  den  jüngsten  Aus- 
führungen von  Sax  nicht  als  einwandfrei. 

Ebenso  wie  aus  der  Opfertheorie  leitet 
man  eine  progressive  Steuer  auch  aus  dem 
Grundsatze  ab,  dass  die  Steuer  der 
I Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  zu  ent- 
sprechen habe;  nicht  selten  unter  Ver- 
bindung der  beiden  Theorieen,  die  ja.  wie 
schon  oben  bemerkt,  in  einander  übergehen. 
So  weist  F.  J.  Neumann,  der  auch  auf 
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diesem  Gebiete  hervorragend  thätig  -war, ;  der  Güterverwertung  einerseits,  des  (kollek- 
nach,  dass  erst  durch  Berücksichtigung  der  r  tiveu)  Egoismus  und  Altruismus  andeier- 


auferlegten  Opfer  der  Maßstab  der  Leistungs- 
fähigkeit bestimmte  Gestalt  erhalte  und  für 
das  Steuorwesen  brauchbar  werde.  Ja,  man 
wird  überhaupt  sagen  können,  dass  die 
Versuche,  aus  der  Leistungsfähigkeit  eine 
gerechte  Besteuerung  abzideiteu,  in  letzter 


seits.  Indem  die  Erfassung  der  Steuer  als 
Wertphänomeu  an  die  elementaren  Erschei- 
nungen aller  wirtschaftlichen  Thätigkeit  an- 
knüpft und  auf  solche  Weise  die  Erklärung 
der  komplizierten  staatswirtschaftlichen  Er- 
scheinung durch  Zurückrührung  auf  die 


Linie  wieder  auf  die  Opfertheorie  zuiilck-  allgemeinen  ökonomischen  Elemente 
führen.  Doch  giebt  es  auch  einige  Schrift-  winnt,  findet  sie  —  immer  unter  Beaeh- 
steller,  welche  in  der  Leistungsfähigkeit  tung  der  gleichzeitig  wirkenden  zweiten, 
einen  positiven  Massstab  für  die  Steuerver-  Ursache  —  für  die  Frage,  welche  Güter- 
teilung findeu  zu  können  glauben.  So] summe  jeder  Einzelne  an  sich  als  Steuer 
namentlich  A.  Wagner.  j  zu  widmen  in  der  Lage  ist,  eine  einheit- 

A.  Wagner  sagt,  die  Leistungsfähigkeit  |  liehe  Lösung,  was  bei  den  früheren  Steuer- 
steigt stärker  als  das  Einkommen,  weil  von  i  lehren  bekanntlich  nicht  der  Fall  war.* 
dem  letzteren  eine  immer  gi-össere  Quote  Sax  sagt,  dass  durch  die  Steuer  nur  reine 
nicht  vom  Subsistenzbedarf  in  Anspruch  ge-  Kollektivbedürfnisse  befriedigt  werdeu 
nonnnen  werde.  Wie  die  Opferthoorie  mit  dürfen  und  dass  deshalb  -die  durch  die 
dem  Grenznutzen,  so  operiert  A.  Wagner  Verbandsgewalt  erfolgende  Bestimmung  des 
mit  dem  Begriffe  des  freien  Einkommens.  |  Masses  der  Steuer  nur  dann  eine  richtige 
Die  mit  dem  ganzen  Einkommen  pro-  ]  sei,  wenn  sie  dasjenige  anordne  und  er- 
portionale  Besteuerung  ist  eine  umgekehrt 
proportionale  für  das  darin  steckende  freie 
Einkommen,  woraus  doch  regelmässig  die 
Steuern  gezalüt  werden  sollten.  Und  in 
einem  ähnlichen  Gedankengange  bewegen 
sich  L.  v.  Stein  und  Schäfflo. 


zwinge,  was  die  Verbaudsmitglietler  von 
selbst  vornehmen  würden,  wenn  sie  iu 
richtiger  Erkenntnis  der  Kollektivbedürfnisse, 
durchdrungen  von  dem  vollen  Masse  kollek- 
tivistischer Gesinnung,  wie  solches  die  je- 
weiligen Lebensverhältnisse  bedingen,  mit 
Man  hat  auch  gegen  diese  wie  gegen  j  vollständiger  Unterdrückung  des  individuellen 
die  erste  Theorie  den  Einwand   erhoben,  ]  Egoismus   handeln    würden.«.  Individual- 


dass  sie  eine  petitio  prineipii  enthalte  und 
dass  es  nicht  gelinge,  oinen  von  Willkür- 
lichkeit freien  Massstab  für  die  Progression 
aus  ihr  abzuleiten.  Als  schärfster  und 
konsequentester  Gegner  nicht  der  Progression 
aber  ihrer  Ableitung  aus  der  Opfertheorie 
oder  dem   Leistungsfähigkeitsprineip  giebt 


und  Kollektivbedürfnisse  bilden  nach  Sax 
die  Reihe  der  Bedürfnisse  der  Vorbands- 
glieder und  ordnen  sich  iu  derselben  nach 
Massgabe  ihrer  Stärke.  Jeder  wird  bereit 
sein,  zur  Befriedigung  der  Kollektivbedürf- 
nisse .  die  Staalstliätigkeiten  darstellen, 
welche  alleu  Verbandsgliedern  gleichmässig, 


sich  K.  Sax.  Nach  ihm  ist  es  überhaupt ..  ununterscheidbar  zu  gute  kommen,  so  viel 
streng  genommen  unmöglich  ,  aus  der  •  Güter  in  Gemässheit  seines  Wertstandos  zu 
Leistungsfähigkeit  an  sich  etwas  ableiten  widmen  wie  jeder  andere  in  Gemässheit 
zu  wollen.  E.  Sax  lässt  es  nicht  bei  dieser  i  s e  i  n  e  s  Wertstandes  und  event.  bis  zur 
Kritik  bewenden,  sondern  er  sucht  seiner- 1  Erschöpfung  der  üütersumme,  welche  ihm 
scits  zu  einem  positiven  Ergebnis  zu  ge-  nach  dem  Wertstande  verfügbar  ist.  v  Der 
langen ,  d.  h.  zu  einer  Auffassung  des  I  maehtbewehrte  Arm  der  Finanzgewalt  hat 
Wesens  und-  des  Mussstabes  der  Steuern,  j  also  nur  zu  verwirklichen,  was  iu  diesem 
die  unwiderleglich  die  Notwendigkeit  der  I  Sinne  die  Verbundenen  ökonomisch  wollen, 
Progression  beweisen  soll.  'und  das  ist:  unsere  resp.  Steuerleistungen 

Sax  nieint,  während  die  Steuerlehren 1  sollen  Acq  trivalente  sein c.  Die  Steuern 
bisher  au  diese  Steuerfrage  mit  einem  von  sollen  also  nicht  als  Pflichtleistung,  als 
aussen  her  geholten  Kriterium  herantraten,  i  Opfer,  als  Last,  als  Beanspruchung  der 
nämlich  mit  den  Begriffen  der  Gerechtig-  i  Leistungsfähigkeit,  sondern  als  Wertgrösson 
keit  inler  Billigkeit  oder  mit  sozial  politischen  |  aufgefasst  werden.  Die  Aequivalenz  der 
Gesichtspunkten,  müsse  man  sie  vichnclir  I  Steuer  erklärt  nach  Sax  erst  die  Opfer- 
ais eine  rein  wirtschaftliche  Massregel  umUtheorie  und  die  der  leistungsfähig  keit; 
deshalb  i-ein  ökonomisch  betrachten.  Er  be- .  denn  gleiche  Wertgrössen  bedeuten  die 
zeichnete  deshalb  si'iue  Steuerdoktriu  als  gleiche  Verlustempfindung  beim  Ausgange 
die  ökonomische.  'Die  Steuer  und  iiu- •  der  botivlfendeu  Güter  aus  dem  Besitzstände. 
Ausmass  erscheint  im  Lichte  dieser  Auf- 1  Die  ^ökonomische  Steuertheorie^  gipfelt 
fassung  als  ein  Produkt  des  Zusammen- !  also  in  dem  Satze,  dass  jeder  bereit  sei, 
wirkens  zweier  Ursachenkomplexe,  welche '  dasjenige  Güterquantum  zur  Deckung  der 


auch  bei  anderen  sozialökonomischen  Er- 
scheinungen, wie  den  Preisen,  deu  Anteilen 
in  der  (iütorverteilung  etc.,  wirksam  werden : 


Kollektivbedürfnisse  aus  seinem  Einkommen 
verwenden  zu  la>son.  welches  dem  Oütor- 
quautnm  wertgleich  ist,  das  von  anderen 
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zum  gleichen  Zwecke  entnommen  wird. 
Wenn  der  Güterwert  sieh  geuau  im  Ver- 
hältnis der  aufsteigenden  Abstufungen  des 
Einkommens  abschwächen  würde,  so  würde 
daraus  ei  u  fach  die  Pro|x>rtionalität  der 
Steuer  rieh  ergeben.  Nun  sei  aber  unbestreit- 
bar (Sax  acceptiert  hier  die  Itereits  von  den 
Vertretern  der  obengenannten  Theorieen 
festgestellten  Thatsachen),  dass  die  Inten- 
sitätsabnalime  der  Bedürfnisse  und  somit 
die  Verminderung  der  Werthöhe  bis  zu 
einem  gewissen  Punkte  rascher  fortschreite 
als  die  korrespondierende  Gütermenge  (Ein- 
kommen) zunehme.  Folglich  müssten,  da- 
mit wahre  Ae<|uivalente  zum  Vorschein 
kämen,  die  Steuersummen  der  Einzelnen 
insolange  in  stärkerem  Verhältnisse  als  im 
gleichen  Verhältnisse  der  Einkommen  an- 
wachsen. ^Atis  jener  Thatsache  folgt  eo 
ijvso,  dass  Progression  der  Steuer  einzu- 
treten halte,  und  zwar  zu  dem  Ende  und 
in  dem  Masse,  auf  dass  die  Aec|uivalenz 
der  Steuerleistungen  hergestellt  wird.« 

Es  ist  hier  nicht  die  Stelle,  auf  Einzel- 
heiten einzugehen  und  diese  verschiedenen 
Theorieen  kritisch  zu  erörtern.  Wir  können 
dies  um  so  leichter  unterlassen,  als  wir  einen 
wesentlichen  Unterschied  zwischen  den- 
selben nicht  zu  finden  vermögen.  Auch 
mit  den  Schlussfolgerungen,  die  Sax  aus 
seiner  Begründung  der  Progression  zieht, 
können  wir  einverstanden  sein.  Sicher  ist. 
dass  die  bisher  versuchten  Feststellungen 
arithmetischer  Skalen  für  die  Steuerpro- 
gression nicht  geglückt  sind,  wohl  auch 
kaum  glücken  werden,  weil  es  sich  bei 
Feststellung  derselben  doch  auch  um  Dinge 
handelt,  die  mathematisch  nicht  ausgedrückt 
werden  können.  Es  ist  sicherlich  richtig, 
was  Sax  meint,  dass  nicht  eine  schön  kon- 
struierte Progression ,  die  von  Olied 
zu  Glied  eine  regelmässige  Differenz  auf- 
weist, der  Wirklichkeit  entspräche,  sondern 
dass  nur  für  weitere  Durchschnitte  von 
Einkommensgrössen.  wie  solche  von  den  Be- 
dürfnisgruppcii  absorbiert  werden,  Fixpuuktc, 
Etappen  der  Progrossion  bezeichnet  werden 
können,  von  welchen  aus  Uebergünge  je  zu 
lieiden  angrenzenden  Stufen  mit  Rücksicht 
darauf  zu  erfolgen  haben,  dass  eine  Ab- 
nahme der  Bedürfnisintensität  auch  inner- 
halb der  einzelnen  Gruppen  stattfindet. 
Die  richtige  Steuerprogression  kann  nicht 
von  vorn  herein  festgestellt  worden,  sondern 
sie  lässt  sich  nur  experimentell  finden,  ge- 
nau so  wie  auch  das  Mass  der  Steuer  ül*er- 
haupt  nur  experimentell  gefunden  werden 
kann.  Es  ist  allerdings  richtig,  dass  man 
sich  mit  der  Progression  auf  einen 
schwankenden  Boden  begiebt,  dass  mir  all- 
gemeine Erwägungen  über  Gerechtigkeit, 
Billigkeit.  Zweckmässigkeit,  denen  immer 
etwas  Unsicheres  anhaftet,  hier  entscheiden 


können ;  aber  dadurch  wird  das  Richtige 
an  dem  Gedanken  derselben  uicht  beseitigt. 
Es  wird  Sache  der  Volksvertretung  sein, 
wie  für  die  Höhe  der  Steuer  so  auch  für 
Art.  und  Mass  der  Progression  den  richtigen 
Ausdruck  zu  finden.  Auch  wird  immerhin 
eine  ungemessene  Anwendung  der  Pro- 
gression durch  die  Rücksieht  auf  die  Steuer- 
verhältnisse anderer  iJlndcr  und  die  Mög- 
lichkeit, dort  eine  wirtschaftliche  Nieder- 
lassung zu  begründen,  erschwert  oder  ver- 
hindert werden. 

Man  wird  heutzutage,  wie  bereits  oben 
angedeutet  wurde,  kaum  von  einer  pro- 
gressiven Besteuerung  sprechen  können,  da 
die  Verbrauchssteuern  vielfach  schwerer 
auf  den  unteren  Klassen  Listen  und  auch 
wenige  direkte  Steuern  einfach  proportional 
veranlagt  sind,  sondern  nur  von  einzelnen 
progressiven  Steuern.  Um  von  den  letzterea 
einige  Beispiele  anzuführen,  so  ist  die  preus- 
sische  Einkommensteuer,  die  bayerische 
Kapitalrentensteuer,  die  bayerische  Steuer 
vom  Einkommen  der  Beamten,  progrossiv 
veranlagt;  doch  bezeichnet  man  diese  und 
ähnlich  veranlagte  Steuern  nicht  unrichtig 
auch  als  degressi  ve.  Diese  Steuern  sind 
nämlich  von  einer  gewissen  Stufengvenze 
ab  projortional  und  nur  für  die  uuter  dieser 
Stufengrenze  gelegenen  Steuereinheiten 
nimmt  die  Steuer  in  rascherem  Verhältnis 
ab  ab  das  Einkommen.  Die  Steuer  ist 
also  nicht  in  infinitum  progressiv,  sondern 
nur  bis  zu  einem  gewissen  relativ  niedrig 
bemessenen  Betrag.  In  neuerer  Zeit  spricht 
man  übrigens  auch  in  einem  anderen  Sinne 
von  der  Degressiou  und  von  degressiven 
Progrossivsteucrn  und  man  versteht  dar- 
unter Steuern,  die  zwar  progressiver  Natur 
sind,  aber  in  den  höheren  Retiägeti  weniger 
rasch  zunehmen  als  in  den  unteren. 

20.  Weitere  Konsequenzen  der  Be- 
steuerung nach  der  wirtschaftlichen 
lieistnngsfuhigkeit.  Das  Einkommen  ist 
nach  einer  bekannten  Scheidung  der  Volks- 
wirtschaf tölehre entweder  >un fundiertes,  oder 
»fundiertes«,  d.  h.  es  fliesst  entweder  nur 
aus  der  wirtschaftlichen  Verwendung  der 
Arbeitskraft,  vielleicht  in  Verbindung  mit 
geringfügigen  Kapital  Verwendungen  (Klein- 
gewerbe) oiler  aus  Besitz  bezw.  Renten. 
Man  fordert  nun  im  Interesse  einer  ge- 
rechten Verteilung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit eine  höhere  Besteuerung  des  fundierten 
Einkommens:  denn  dieses  ist,  wie  z.  B. 
A.  Wagner  kurz  sagt,  ■«■•unter  übrigens 
gleichen  Umständen  leistungsfähiger*.  Es 
bedarf  übrigens  kaum  der  Erwäluiung.  dass 
eine  eventuelle  höhere  Belastung  iles 
fundierten  Einkommens  nur  hei  den  direk- 
ten Steuern  möglich  ist.  Die  Gründe,  mit 
denen  ein  solches  Vorgehen  motiviert  wird, 
sind   in  der   Hauptsache    folgende  zwei: 
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erstens  nämlich  sagt  man,  das«  das  Renteu- 
einkommen  iu  der  Regel  -wenigstens  noeli 
die  ganze  Arbeitskraft  frei  für  den  Erwerb 
la^se.  während  dieselbe  beim  Arbeits-  und 
gewerblichen  Einkommen  ganz  oder  grosscn- 
teils  schon  absorbiert  sei,  und  zweitens, 
dass  die  Personen,  welche  kein  oder 
wenig  Vermögen,  also  in  der  Hauptsache 
nur  Arbeitsein  kommen  haben,  in  Bezug  auf 
die  Notwendigkeit  etwas  zu  ersjiaren  ganz 
anders  gestellt  seien  als  die  Besitzer  von 
Vermögen.  Jene  hätten  das  liegründcte 
Verlangen,  ja  die  Pflicht,  von  ihrem  Ein- 
kommen so  viel  zurückzulegen,  dass  die 
Ersparnisse  ausreichen,  um  den  Hinter- 
bliebenen, namentlich  den  Erwerbsbe- 
schränkten unter  diesen,  eine  gesicherte 
Lebensstellung  zu  ermöglichen;  ferner  die 
Pflicht  für  Alter,  Krankheit,  vorüliergehende 
VerdienstloBigkeit  etc.  Fürsorge  zu  treffen 
—  lauter  Verpflichtungen ,  welche  für 
Kapitalisten  etc.  nicht  oder  nicht  in  dem 
Umfange  vorhanden  sind.  Die  Bedeutuug 
dieser  und  namentlich  des  letzteren  Argu- 
ments wird  sich  nicht  verkennen  lassen. 
Jedenfalls  ist  der  Besitzer  eines  wenn  auch 
massigen  Vermögens,  mag  dasselbe  in 
irgend  welcher  Korm  bestehen,  in  ungleich 
höherem  Grade  sicher  gestellt  als  derjenige, 
der  nur  auf  den  Ertrag  seiner  Arbeit  an- 
gewiesen ist.  Doch  gilt  das  in  vollem 
Masse  nur  von  denjenigen  Arbeiterkategorieen, 
welche  nur  einen  prekären  i;ohn  beziehen, 
also  nicht  dauernd  angestellt  sind. 

Die  Richtigkeit  dieser  Argumente  wird 
auch  in  der  modernen  Steuergesetzgebung 
auf  verschiedene  Weise  anerkannt ;  am  ent- 
schiedensten da,  wo,  wie  in  Preussen,  der 
Schweiz  und  anderen  Staaten,  neben  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  eine  besondere 
Vermögenssteuer  erhoben  wird.  Wo  ein 
strenges  Ertragssteuersystem  besteht,  wird 
die  Differenzierung  der  Einkommensarten 
für  Steuerzwecke  dadurch  bewirkt,  dass  die 
Steuersätze  auf  fundierte  Einkommen  höher 
sind  als  die  auf  nicht  fundierte.  So  zahlt 
beispielsweise  nach  dem  bayerischen  Ein- 
kommensteuergesetz, welches  nur  das  Ein- 
kommen aus  geistiger  und  köq)erlichor 
Arbeit  umfasst.  ein  Steuerpflichtiger  von 
einem  Einkommen  von  750— 90o  Mark 
2  M.,  von  2000—2200  M.  12  M.,  von 
3000  —3400  M.  20  M..  von  10000—11000 
M.  150  M.  Steuer,  während  für  Kapital- 
renten in  der  gleichen  Höhe  22.50  M.  bis 
27  M..  bezw.  70—77.  105^119,35  M.  und 
350—385  M.  an  Steuern  zu  entrichten  sind. 

Endlich  verweist  man  noch  auf  eine 
Reihe  anderweitiger  Umstände,  welche  die 
I«oistungsfähigkeit  beeinflussen  können  und 
Berücksichtigung  verdienen.  Namentlich 
Neumann  hat  die  Anerkennung  derselben 
prinzipiell  zu  rechtfertigen  gesucht.  Man 


rechnet  hierzu  vor  allem  die  Zahl  der 
Kinder,  dann  Unglücksfälle.  Verschuldung 
und  dergl.  Solche  Momente  werden  denn 
auch  von  verschiedenen  Staaten  mit  allge- 
meiner Einkommensteuer  bei  dieser  berück- 
sichtigt. Preussen  berücksichtigte  sie  schon 
in  seinem  Einkommensteuergesetz  vom 
25.  Mai  1873:  nach  dem  Gesetz  vom 
24.  Juni  1891  wird  bei  Einkommen  bis 
3000  M.  für  jedes  nicht  selbständig  veran- 
lagte Kind  unter  14  Jahren  ein  Abzug  von 
50  M.  am  steuerpflichtigen  Einkommen  sre- 
stattet  und  auch  beim  Vorliandensein  von 
drei  oder  mehr  Kindern  eine  Ermässigung 
um  mindestens  eine  Steuerstufe  eintreten. 
Für  Einkommen  bis  9500  XL  kann  liei  be- 
sonderen die  I^eistungsfähigkeit  der  Steuer- 
pflichtigen wesentlich  beeinträchtigenden 
Verhältnissen  (aussergewöhnliche  Belastung 
durch  Unterhalt  und  Erziehung  der  Kinder, 
andauernde  Krankheit,  Verschuldung  u.  s. «.) 
eine  Ermässigung  um  höchstens  drei  Stufen 
stattfinden.  Nach  dem  sächsischen  Ein- 
kommensteuergesetz können  bei  denjenigen 
Beitragspflichtigen,  deren  Einkommeu  den 
Betrag  von  580o  M.  nicht  übersteigt,  be- 
sondere, die  Leistungsfälügkeit  wesentlich 
vermindernde  wirtschaftliche  Verhältnisse 
insofern  berücksichtigt  werden,  dass  den- 
selben eine  Ermässigung  der  Steuersätze 
um  höchstens  drei  Klassen,  oder  falls  sie 
einer  der  untersten  Steuerklassen  angehören, 
gänzliche  Steuerbefreiung  gewährt  wird. 
Als  Verhältnisse  dieser  Art  kommen  ledig- 
lich aussergewöhnliche  Belastung  durch 
Unterhalt  von  Kindern,  durch  Verpflichtung 
zur  Unterhaltung  armer  Angehöriger,  an- 
dauernde Krankheit  und  besondere  Unglücks- 
fälle in  Betracht. 

Bei  der  jüngsten  Steuerrevision  iu 
Bayern  hat  man  auch  l»ei  einzelnen  Ertrags- 
steuern Steuerermässigungen  in  dergleichen 
Richtung  vorgesehen,  obwohl  sich  bei  einem 
Ertragssteuersystem  wegen  der  Auflösung 
des  gesamten  Einkommens  in  seine  Haupt  - 
arten  Probleine  wie  das  oben  besprochen»- 
nicht  in  völlig  befriedigender  Weise  lösen 
lassen.  So  sind  bei  den  bei  der  sog.  Ein- 
kommensteuer Pflichtigen  Personen,  deren 
Einkommen  aus  körjierlicher  und  geistiger 
Arlie.it  und  deren  Gesamteinkommen  ein- 
schliesslich der  aus  anderen  Quellen  her- 
rührenden Einkünfte  den  Jahresbetrag  von 
5000  M.  nicht  übersteigt,  besonden*  die 
1  Leistungsfähigkeit  wesentlich  beeinträchti- 
gende Verhältnisse  dergestalt  zu  berück- 
sichtigen, dass  denselben  eine  Ermässigung 
der  Einkommensteuer  um  höelistens  drei 
Einkommensklassen,  oder  falls  sie  einer  der 
drei  untersten  Einkommensklassen  ange- 
hören, gänzliche  Steuerbefreiung  gewährt 
wird.  Als  Verhältnisse  dieser  Art  kommen 
die  gleicheu  wie  in  Sachsen  in  Betracht. 
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Dieselheu  Bestimmungen  finden  sich  in 
dem  Gewerbesteuergesetz.  Bei  der  Kapital- 
rentensteuer soll  unter  den  gleichen  Vor- 
aussetzungen Ermässigung  der  Steuer  auf 
den  näehstniedcreu  Steuersatz  bezw.  gänz- 
liche Befreiung  gewährt  werden,  falls  die 
Kapitalrente  des  Steuerpflichtigen  3000  M. 
untt  sein  Gesarateinkommen  TjOOO  M.  nicht 
fibersteigt. 

Es  ist  wohl  richtig,  da«4s,  je  hoher  die 
Steuern,  besondere  durch  die  Zusammen- 
häufung der  Staats-  und  Gemeindesteuern, 
werden,  destomehr  der  Trieb  nneh  aus- 
gleichender Gerechtigkeit  die  Forderung  er- 1  Uobor  die 
hebt,  die  Persönlichkeit  zu  berücksichtigen. 1 
damit  nicht  durch  eine  äusserlieh  gleich- 
mässige  Besteuerung  thatsächlich  grosse 
Ungleichheiten  erwachsen.  Allerdings  kann 
eine  zu  weit  gehende  Berücksichtigung 
solcher  besonderen  die  Leistungsfähigkeit 
alterierenden  Umstände  nicht  befürwortet 
werfleu.  wenn  man  nicht  das  Gefühl  der 
Selbst vemntwortlichkeit  bei  den  Einzelnen 
in  bedauerlicher  Weise  abschwächen  will. 

21.  (iesetxinassigkeit  der  Steuern. 
Die  Forderung  der  Gesetzmässigkeit  der 
Steuer  begreift  in  erster  Linie  in  sich  die 
Frage  nach  dem  formalen  Hecht 
Staatsgewalt.  Steuern  zu  erheben. 
Diese  wü'd  verschieden  beantwortet  worden 
müssen  je  nach  den  herrsehenden  Ver- 
fassungszuständen. 

In  Zeiten  politischer  Rechtlosigkeit  er- 
folgt die  Anordnung  der  Besteuerung  durch 
einseitige  Auflegung  seitens  der  Staatsgewalt. 
Hier  liegt  allerdings  die  Gefahr  eines  Ex- 
eosses  besonders  nahe:  Willkür,  Ilärte,  Un- 
gerechtigkeit.  Uebennass  stellen  sich  leicht 


haltes.  Hessen  eine  klare  Pflicht  zur  Steuer- 
zahlung nicht  aufkommen.  Wenn  und  so- 
weit die  gewöhnlichen  Einnahmen  dos  Fürsten 
aus  den  Domänen  etc.  nicht  ausreichten, 
wurden  zwar  Steuern  in  Anspruch  genommen 
und  zumeist  auch  gewährt,  aber  doch,  und 
zwar  selbst  in  solchen  Fällen ,  in  denen  es 
sich  nicht  um  persönliche  Angelegenheiten 
dos  Fürsten,  sondern  um  Staatsangelegen- 
heiten handelte,  nur  auf  Grund  der  zwischen 
der  Staatsgewalt  und  den  Ständen  verein- 
barten Abmachungen.  Das  gilt  namentlich 
vou  den  deutschen  Territorialfürstentümern. 

Gewährung  der  Steuern  wird 
zwischen  Ijuidesherrn  und  Ständen  ver- 
I  handelt,  die  Stände  wollen  nichts  von  einer 
Verpflichtung  zur  Steuerzahlung  wissen,  die 
Steuer  erscheint  als  ein  Zeichen  guten 
Willens,  der  Landesherr  dankt  für  die 
Steuer:  sie  ist  eine  vorübergehende  Hilfe; 
Umfang.  Art.  Zeitdauer,  Bedingungen  der 
Gewährung  etc.  werden  ausdrücklich  fest- 
gestellt. Einzelne  Steuern  werden  aller- 
dings als  notwendige  Stenern  angesehen, 
al>er  die  meisten  sind  freiwillige :  eine  recht- 
liche Verpflichtung  zur  Steuerleistung  besteht 
nicht.  Das  Bedürfnis  nach  Steuern  war 
der  häufigsten  Veranlasstingen ,  aus 
Landstände  zusammenberufeu  wurden, 
das  Steuerbewilliguugsrecht  wurde  eine  der 
Haupt  Ursachen  der  Ausbildung  der  land- 
ständischen Verfassung.  Eine  Menge  von 
Hechten,  die  die  Stände  allmählich  erlangten, 
so  das  Hecht,  bei  Kriegserklärungen,  Friedens- 
schlüssen. Landestoilungen,  Krbfolgestreitig- 
keiteu  mitzuwirken  oder  befragt  zu  werden, 
hängt  mit  dem  Steucrbewilligungsrecht  zu- 
sammen.    Besonders   entwickelt    ist  das 


der  leine 
denen 


ein.   Sie  werden  nur  da  vermieden,  wo  der  Steuert>ewilligungsrecht  in  England.  Schon 


Fürst  von 


Gesinnuntrt 


1  die 


werden  I  ziehtet 
wo  die 


confirmatio 
auf 


atriarehalisehen 
gegen   sein  Volk   erfüllt   ist;  sie 
andererseits  da  leicht  unerträglich, 
autonome  Steuergewalt    auf  unterworfen«: 

Völkerschaften   oder  abliängige  Provinzen  meut  im  allgemeinen  von  demselben  einen 


hartarum  von  1207  ver- 
jede  neue  Steuer  ohne  parla- 
mentarische Zustimmung,  und  das  Steuer- 
bewilligungsrecht blieb  dort,  da  das  P" 


'ana- 


angewendet wird.  Hierher  gehört  die  Be 
Steuerung  in  Despotieen  und  ähnlichen  Staats- 
verfassungen, dann  auch  in  den  absoluten 
Motiarchieen.  Dass  Ungerechtigkeit,  Will- 
kür etc.  mit  diesen  Verfassungen  und  be- 
sonders mit  den  zuletzt  genannten  nicht 
notwendig  verbunden  sind,  beweisen  die  bei 
allen  Ungleichheiten  in  der  Besteuerung 
doch  deutlich  erkennbaren  Fortschritte  des 
Steuerwesens  z.  B.  Oesterreichs,  Preussens 
und  anderer  I^änder  im  vorigen  Jahrhundert : 
dass  sie  aber  nahe  liegen,  zeigt  das  Beispiel 
Frankreichs  unter  Ludwig  XIV.— XVI. 

Während  dos  Mittelalters  bildete  sich 
dagegen  die  vertragstnässige  Regelung  mit 
einem  sehr  weitgehenden  Steuer  he  wil- 
lig ungsrecht  aus.  Die  besonderen  Staat s- 
wirtschaftlichen  Zustände  des  Mittelalters, 
die  Vermischung  des  Staats-  und  Hofhaus-  |  Stände  oder  deren  Ausschüsse  zwangen  die 

Hand»öiterbucn  der  Staat»« Iwn  »chatten.  Zweite  Annage.  VI.  72 


verständigen  Gehrauch  machte  und  Privi- 
legien der  oberen  Klassen  seltener  waren, 
auch  bis  iu  die  neuere  Zeit  im  Gebrauch. 
Noch  iu  den  Grundgesetzen  vom  Jahre  1627 
(Petition  of  rights)  und  UiSfl  (declaration  of 
rights)  wird  es  wenigstens  vorültergehend 
neu  l«okräftigt. 

Während  sich  aber  in  England  schon 
im  17.  Jahrhundert  das  parlamentarische 
Steuerwesen,  abgesehen  von  kurzen  Unter- 
brechungen, in  konsequenter,  verständiger 
Weise  ausbildete,  während  es  in  Frankreich, 
obwohl  noch  14S-1  zu  Tours  förmlich  aner- 
kannt, sich  überliaupt  nicht  recht  entwickeln 
konnte,  war  in  Deutschland  die  missbräuch- 
liche  Benutzung  der  Steuerbewilligung  seitens 
der  Stände  ein  Hauptgrund  für  den  Verfall 
dersellten  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  Die 
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Fürsten  oft  geradezu   durch   kurzsichtige  die  Strafen   für  Defraudationen  etc.,  der 
Verweigerung  notwendiger  Mittel,  sieh  über 1  Roklamntionswog  u.  a.  in  unzweifeüiafter 
deren  Willen  hinwegzusetzen.  Es  kam  dazu.  Weise  bezeichnet  werden, 
dass  infolge  des  ewigen  Landfriedens  die 

mangelnde  Zustimmung  der  Lindstände  zu      B.  Grundsätze  der  Volkswirtschaft, 
notwendigen  Steuern   durch   Spruch   der       22.  Volkswirtschaftliche  Quelle  der 

Reichsgerichte  ersetzt  werden  konnte.  Der;  Steuern.  Von  seiten  der  Volkswirtschaft 
jüngste  Reichsabsehied  von  1654  sprach  ,  wird  von  dem  Steuersystem  gefordert,  dass  es 
ganz  allgemein  die  Verpflichtung  der  Stände  !  die  volkswirtscliaftliehe  Entwickelung  nicht 
aus.  zum  Unterhalt  der  nötigen  Garnisonen  j  störe.  Nun  ist  nach  unseren  früheren  Aus- 
und  Festungen  die  nötigen  Beitrage  zu  |  führungen  als  'Quelle  der  Steuern  das  Rein- 
leisten. Im  18.  Jahrhundert  war  wenigstens  :  ein  kommen  der  steuerpflichtigen  Einzel- 
in denjenigen  Staaten,  an  deren  Spitze  that-  i  wirtschaften  zu  betrachten.  Auf  die  Dauer 
kraftige  Regenten  standen,  das  Steuerhewil-  kann  also  die  Besteuerung  nur  aus  dieser 
ligungsrecht  der  tandstände  oder  Ausschüsse  Quelle  schöpfen.  Selbstverständlich  ist  tinter 
ganz  illusorisch  geworden. 

Auch  in  der  (Gegenwart  spricht  man  von 
einem  Steuerbewilligungsrecht.  Aber  es  l»e- 
steht  ein  tiefgreifender  l'nterschied  zwischen 
diesem  und  dem  ständischen.  Die  alten  mögliehe  Rente  (der  durch  dieselbe  bewirkte 
Stände  erschienen  dem  Staate  gegenüber ;  mögliche  Genuss)  Gegenstand  der  Steuer 
als  selbstberechtigte  Korporationen,  die  mit  i  sein.    Mit  Recht  werden  bewohn-  und  ver- 


dem  steuerbaren  Einkommen  nicht  bloss  das 
in  Geld,  sondern  auch  das  in  Naturalien 
bezogene  zu  begreifen.  Ferner  kann  nicht 
nur  die  wirklieh  I>ezogene.  sondern  auch  die 


diesem  über  eventuelle  Ix'istungen  [taktieren, 
sie  waren  die  Vertreter  partikularer  In- 
teressen, die  modernen  Parlamente  dagegen 
sind  Organe  des  konstitutionellen  Staates, 
sie  halten  für  das  Gemeinwohl  zu  sorgen.  (S.  d. 
AH.  Budget  recht  oben  Bd.  II,  S.  Ilb4ff.) 
Allerdings  finden  sich  in  den  Verfassungen 
Satze,  welche  auf  ein  Steuerhewil  ligungs- 
recht derselben  hinweisen  und  eine  jährliche 
Bewilligung  des  Budgets  vorschreiben.  Allein 
es  ist  unhaltliar,  daraus  ein  absolutes  Ver- 
weigerungsrecht der  dem  Staate  notwendigen  hnupt  schädigen 
Bedürfnisse  ableiten  zu  wollen.  Das  Paria- '  betrachtet  schwf 
ment  wird  selbst  da,  wo  eine  Vereinlwrung ,  abnehmender  Steuern  nach  sich  ziehe», 
des  Budgets  zwischen  den  Kammern  oder  Schonung  des  Kapitals  eines  Volkes  ist.  wie 
den  Kammern  und  der  Regierung  nicht  ge-  schon  Rau  sagt,  eine  notwendige  Anforde- 
lingt,  von  der  verfassungsmässigen  Verpflieh- 1  rung  an  jedes  Steuersystem;  nur  wirkliche 
tung.  das  zur  Fortführung  des  Staatswesens  j  Notlagen  des  Staates  können  eine  Durch- 
erforderliche  Mass  von  Steuern  zu  bewilligen,  j  brechung  dieses  Grundsatzes  rechtfertigen, 
nicht  !»efreit.  Eine  Meinungsverschiedenheit  Man  muss  aber  hier  wohl  zwischen  einer 
zwischen  Parlament  und  Regierung  über  das  wirklichen  Besteuerung  des  Kapitals  oder 
Budget  darf  nicht  zu  einer  Auflösung  des ,  Vermögens  und  einer  nur  scheinbaren 


mietbare,  aber  vom  Besitzer  nicht  vermietete 
oder  liewohnte  Gebäude,  ebenso  ertragsfähige, 
aber  zur  Zeit  nicht  ausgenützte  Grundstücke, 
dann  zeitweise  brachliegende  Gcldkapitalien 
der  Steuer  unterworfen. 

Die  volkswirtschaftlichen  Grundsätze  ver- 
langen, dass  das  Volks  vermögen  und  das 
Vermögen  des  Einzelnen  geschout  werde. 
Ein  häufigeres  Zurückgreifen  auf  das  VoJks- 
vermögen  als  Steuerquelle  würde  dieses  ver- 
mindern, damit  deu  Volkswohlstand  ü her- 
um! auch  rein  finanziell 
ere  Nachteile  in  der  Form 


Staates  führen.  Keine  Verfassung  will  dem 
Parlament  ein  Recht  der  Steuerverweigerung 
einräumen.    Es  kann  diese  Auffassung  als 


unterscheiden. 

Eine  scheinbare  Besteuerung  des  Ver- 
mögens findet  z.  B.  da  statt,  wo  die  fle- 


die  herrschende  Staatslehre  bezeichnet  wer-  •  mcssuugsgrundlagu  der  Steuern  statt  in  dem 
den.    Im  übrigen  müssen  wir  auf  die  Ar-  :  Einkommen  in  dem  Vermögen  gesucht  wird. 


Man  geht  hier  von  der  Annahme  aus.  das 
der  Ertrag  von  Kapitalien  oder  das  Ein- 
kommen, die  man  doch  in  letzter  Linie  zu 
treffen  beabsichtigt ,  dem  Vermögen  oder 
Kapital  proportional  sei,  so  dass  man  die 
Steuer  wohl  auch  nach  den  letzteren  be- 
messen könne.  In  der  That  sind  die  meisten 
in  der  Praxis  vorgekommenen  Vennögens- 
dass  in  den  Gesetzen  die  Steuerpflicht  und  j  oder  Kapitalsteuern  nur  nominelle,  nicht 
«alle  darauf  bezüglichen  Thatsachen  bestimmt  >  reelle.  Es  geht  dies  schon  aus  der  üblichen 
und  klar  ausgesprochen  seieu.  Es  soll  also  l  Niedrigkeit  des  Steuersatzes  hervor.  S<. 
genau  und  deutlich  die  Art  der  Steuer  nach  I  waren  die  mittelalterlichen,  nach  dem  Ver- 
Subjekt,  Objekt  und  Höhe,  es  sollen  die  mögen  erhobenen  Seliatzungen  in  der  Regel. 
Methoden  der  Veranlagung  und  Erhebung,  so  die  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  ü*. 


tikel  Budget  und   namentlich  Budget 
recht  verweisen  (oben  Bd.  II,  S.  1 1  HS  ff. 
und  11(54  ff.). 

Des  weiteren  mag  in  diesem  Zusammen- 
hang noch  die  Forderung  aufgestellt  werden, 
dass  die  Steuer  auf  ge  sc  t  zulässige,  d.  h. 
den  Gesetzen  entsprechende  Weise  einge- 
führt, erhoben  und  verwendet  werde  und 
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Jahrhunderts,  z.  B.  in  Baden  und  Bayern 
erhobenen  sogenannten  Kapitalsteuern,  immer 
nur  nomiuelle  Vermögens-  und  Kapitalsteuern. 
Auch  die  durch  Gesetz  von  189.'?  in  Preussen 
durchgeführte,  in  Bremen  und  vielfach  in  der 
Schweiz  vorkommende  Vermögenssteuer  ist 
nur  eine  scheinbare.  Stouepiuolle  soll  das 
Einkommen  sein,  das  Vermögen  soll  nur  die 
Bemossungsgrumllage  bilden,  nach  welcher 
eine  Besteuerung  des  sogenannten  fundierten 
Einkommens  bewirkt  werden  soll.  Dagegeu 
giebt  es  allerdings  Steuern,  welche  als  Ver- 
mögenssteuern wirken,  wenn  dies  auch  im 
Namen  gar  nicht  ausgedrückt  ist.  Eine 
solche  ist  z.  B.  die  Erbschaftssteuer,  die  zwar 
nicht  das  Vermögen  einzelner  Familien  in 
bestimmten  Zeitabschnitten  zu  Gunsten  des 
Staates  verringert.  Indessen  lässt  sich 
diese  aus  einer  Reihe  von  anderen  Gründen, 
auf  welche  hier  nicht  eingegangen  werden 
kann,  rechtfertigen.  Eine  Vermögensbesteue- 
rung  kann  ferner  dann  eintreten,  wenn  hohe 
Vermögens  Verkehrsteuern,  namentlich  vom 
Kaufe  und  Tausche  von  Immobilien,  erhoben 
worden.  Al»er  auch  diese  sind  da  volks- 
wirtschaftlich  unbedenklich,  wo  durch  den 
Kauf  ein  Gewinn  gemacht  wird,  also  in 
Zeiten  steigender  Güter-  und  Hftuscrpreise, 
bei  günstigen  Konjunkturen  etc.  In  solchen 
Füllen  können  Einkommeusteile.  die  sich 
sehr  leicht  der  steuerlichen  Erfassung  ent- 
ziehen, noch  zur  Versteuerung  gebracht  wer- 
den. Freilich  lasst  sich  nicht  verhehlen, 
dass  diese  Steuern  viel  Willkürliches  und 
rngleichmfissiges  an  sich  haben  und  mehr 
dem  Stieben  der  Finanzverwaltung.  Ein- 
kommen zu  erzielen,  als  der  Rücksichtnahme 
auf  die  ol »ersten  Grundsätze  im  Steuerweseu 
ihre  Entstehung  verdanken.  Sie  werden 
zwar  in  «1er  Kegel  nicht  allzuschwer  em- 
pfunden, aber  sie  lassen  sich  principiell  wohl 
kaum  rechtfertigen.  Die  Steuern  von  Wech- 
seln und  Ähnliche .  die  ebenfalls  als  Ver- 
mögenssteuern erscheinen,  lassen  sich  damit 
rechtfertigen,  dass  es  sich  liier  um  die  Be- 
steuerung von  Wertdokunienten  handelt, 
mittelst  deren  grosse  Gewinne  gemacht 
werden,  die  nach  allgemeiner  Annahme 
sonst  nicht  in  genügender  Weise  zur  Ver- 
steuerung gelanget).  Andererseits  darf  aber 
nicht  übersehen  werden ,  dass  auch  eine 
nominelle  Einkommensbesteueriing  unter 
1'mstäuden  durch  Höhe  und  Art  der  Er- 
hebung den  Volkswohlstand  schwer  schä- 
digen kann. 

Das  fülirt  überhaupt  auf  die  Frage,  welche 
Höhe  die  Besteuerung  erreichen  darf,  ohne 
als  drückend  oder  volkswirtschaftlich  schäd- 
lich empfunden  zu  werden,  oder,  positiv 
ausgedrückt,  auf  die  Frage,  wodurch  eine 
Besteuerung  mehr  oder  minder  drückend 
wird.  Hier  handelt  es  sich  freilich  um  Ver- 
hältnisse, weiche  zu  verwickelter  Natur  sind, 


als  dass  sie  sich  mit  wenigen  Sätzen  er- 
ledigen liesson.  Es  kann  hier  nur  kurz  er- 
wähnt werden,  dass  man  schon  früher  den 
Versuch  gemacht  hat,  die  t^note  des  Ein- 
kommens in  Zahlen  auszudrücken,  welche 
ohne  Schädigung  des  Volkswohlstandes  er- 
hoben werden  darf.  Man  hat  sich  aber 
überzeugt,  dass  es  tinmöglich  sei,  eine  solche 
Vuote  zu  bestimmen;  denn  die  Grösse  der 
Steuerkraft  hängt  zusammen  mit  dem  Heieh- 
turae  und  der  Produktivkraft  überhaupt  und 
das  sind  bekanntlich  veränderliche  Grössen. 
Sie  können  sich  vermindern  zur  Zeit  von 
Missernteu,  Krisen  etc.  und  es  kann  dann 
eine  bis  dahin  leicht  ertragene  Steuer  vor- 
übergehend wohl  drückend  empfunden  wer- 
den, oder  aber,  und  das  ist  der  Fall  wohl 
so  ziemlich  bei  allen  eurofKiischen  Staaten 
in  diesem  Jahrhundert,  das  Volksvermögen 
nimmt  zu  und  dann  erhöht  sich  auch  dem- 
entsprechend die  Steuerkraft.  Ein  zweites 
Moment,  das  Beachtung  verdient,  ist  der 
grössere  oder  geringere  Reichtum  au  Geld. 
Auch  zur  Zeit  der  Naturalwirtschaft  konnte 
das  deutsche  Volk  seine  Bedürfnisse  sicher 
in  ausgiebiger  Weise  l»efriedigen :  aber  seine 
Fälligkeit.  Geldstenern  zu  entrichten,  war 
gering  infolge  des  Mangels  an  barem  (rekle, 
und  daher  erklärt  es  sich,  dass  wir  da  und 
dort  noch  im  17.  Jahrhundert  Naturalabgaben 
finden  und  dass  auch  heute  noch  in  den 
ländlichen  Gemeinden  manche  Bedürfnisse 
lieber  durch  Naturaldieustleistimgen  als 
durch  l'mlagen  l»efriedigt  werden.  Auch 
ander«?  Momente,  auf  die  wir  aber  Iiier 
nicht  weiter  eingehen  können,  so  z.  B.  das 
Steigen  oder  Sinken  des  Geldwertes,  der 
Rückgang  oder  Aufschwung  einzelner  I^andes- 
teile  kann  die  Steuerlast  zeitweise  hier  und 
dort  mehr  oder  weniger  drückend  erscheinen 
lassen. 

Audi  an  dieser  Stelle  möchten  wir  nicht 
unterlassen,  darauf  lünzuweisen,  dass,  wenn 
heutzutage  da  und  dort  Klagen  über  Steuer- 
druck laut  werden,  diese  nicht  in  einer 
besonders  drückenden  Höhe  der  Staatssteuern 
ihre  Erklärung  und  Rechtfertigung  finden, 
sondeni  in  der  Verschiedenheit  der  Steuern 
der  Kommunen  und  der  Kommunalverbände, 
die  allerdings  da  und  dort  eine  exorbitant«? 
und  durch  die  Art  tler  Erhebung  (Zus<mläge 
zu  den  StaaLssteuern)  besonders  fühlbare 
Höhe  erreicht  Indien.  Ich  verweise  in  dieser 
Beziehung  auf  das  in  meinem  Artikel  Ge- 
rn e  i  u  d  e  f  i  n  a  n  z  e  n  (oben  Bd.  I V  S.  1 ff.) 
Ausgeführte. 

Ueher  die  thatsäehliehe  Höhe  der  der- 
maligen Steuerlx'lastung  mag  bemerkt  wer- 
den, dass  nach  den  ungefähren  Berech- 
nungen an  Steuern  (des  Staates)  im  Jahre 
18%  US  der  einzelne  Einwohner  aufzu- 
bringen hat: 
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in  Frankreich  ....   60,95  M. 

„  England  41,64 

„  Italien  .... 


„  Oesterreich  .  .  . 
„  Vereinigte  Staaten 
„  Deutschland  .  .  . 
„  Rnsslaud  .... 


32<l$  " 
3«,8S  „ 

23,72  n 

«,3«  „ 

23.  Weitere  volkswirtschaftliche 
Grundsätze.  Eine  weitere  volkswirtschaft- 
liche Forderung  an  das  Steucrweseu  besteht 
darin,  dass  dasselbe  so  geordnet  sei,  dass 
möglichst  geringe  Störungen  in  der  Er- 
zeugung, im  Verkehr,  in  Verteilung  und 
Verbrauch  der  wirtschaftlichen  Güter  ver- 
ursacht werden.  Das  gilt  namentlich  für 
die  indirekten  Steuern,  bei  denen  Steuer- 
zahler und  Steuerträger  verschiedene  Per- 
sönlichkeiten sind,  wo  also  der  Steuerzahler, 
obwohl  nicht  er  mit  der  Steuer  getroffen 
werden  soll,  die  ganze  rnbonuemliclikeit, 
die  mit  der  Veranlagung  und  Erhebung  der 
Steuer  verbunden  ist ,  tragen  muss.  So, 
wenn  der  Bierbrauer  oder  der  Branntwein- 
brenner oder  der  Importeur  zollpflichtiger 
Waren  den  ganzen  stoueramUiehen  Kontroll- 
apparat über  sich  ergehen  lassen  muss. 
[Namentlich  bezüglich  des  Zollwesens  wird 
ein  häufiger  Wechsel  der  Finanzpolitik  leicht 
Verwirrungen  und  Schädigungen  der  Volks- 
wirtseliaft  herbeiführen.  Mit  dieser  Forde- 
rung kann  aber  selbstverständlich  nicht  die 
Beseitigung  jeder  beschränkenden  Wirkung 
der  Besteuerung  verlangt  werden ;  denn  es 
wird  unvermeidlich  sein ,  das*  sie  immer, 
sei  es  durch  die  Objekte,  welche  sie  be- 
lastet, sei  es  durch  die  Art  der  Erhebung 
und  die  Vorsic-htsrnassrcgeln.  welche  sie  er- 
fordert, der  Produktion,  dem  Verkehr,  der 
Konsumtion  gewisse  mehr  oder  weniger 
drückende  Fesseln  auferlegt. 

C.  Grundaätse  der  Finanzwirtschaft. 

24.  Beweglichkeit  der  Stenern.  Als 

erste  Forderung  der  Finanzwirtschaft  stellt 
man  gewöhnlich  den  Satz  auf,  dass  die  Steuern 
so  geartet  sein  sollen,  dass  sie  den  regel- 
mässigen Bedarf,  soweit  zu  dessen  Deckung 
die  übrigen  regelmässigen  Einnahmen  nicht 
ausreichen,  zu  befriedigen  vermögen,  dass 
sie  also  a  11  s  r  e  i  c  h  e  n  d  oder  genügend  seien. 
Doch  ist  diese  Forderung  so  selbstverständ- 
lich, dass  sie  nicht  weiter  begründet  zu 
worden  braucht.  Einiger  Worte 'bedarf  da- 
gegen die  Forderung,  dass  die  Steuern  be- 
weglich seien.  Die  Steuern  sollen  sich 
dem  Staatsbedarf  anpassen.  Da  nun,  wie 
an  einer  anderen  Stelle  nachgewiesen  worden 
ist  (oben  Bd.  11J.  S.  fl:.tlff.),  für  die  Gegen- 
wart von  einem  »Gesetz  der  wachsenden 
Ausdehuung  der  Staatsthätigkeit«  gesprochen 
werden  muss,  so  muss  die  Besteuerung  so 
eingerichtet  sein,  dass  sie  der  Erhöhung 
fähig  ist.  Allerdings  wird  schon  die  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  wie  der  Volkswirt- 


schaft eine  Zunahme  des  Steuerertrages  be- 
wirken; aber  es  handelt  sich  doch  auch  in 
gut  geleiteten  Staaten  mit  günstiger  Ent- 
wickelung  darum,  in  dem  Steuersystem  auch 
solche  Steuern  zu  besitzen,  welche  den 
wachsenden  Anforderungen  in  verlaasiger 
Weise  sich  anzupassen  vermögen.  Dass  die 
heute  bestehenden  Steuersysteme  diesen  An- 
forderungen in  genügendem  Masse  ent- 
sprächen, lässt  sich  nicht  behaupten.  Unsere 
Steuersysteme  stammen  vielfach  noch  in 
ihren  Grundzügen  aus  dem  Anfange  des 
vorigen  Jalirhunderts,  aus  einer  Zeit,  in  der 
man  nach  den  Wirren  und  Lasten  der  Kriege 
sich  der  erfreulichen  Meinung  hingeben  zu 
dürfen  glaubte,  dass  der  Finanzbedarf  nun 
nicht  mehr  wachsen,  sondern  infolge  der 
friedlichen  Aussichten  und  der  in  Angriff 
genommenen  Schuldentilgung  sich  herab- 
mindern würde.  Dali  er  erklärt  es  sich,  dass 
in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahr- 
hunderts, soweit  es  um  die  direkten  Steuern 
sich  handelte,  Steuersysteme  gebildet  wurdeu, 
welche  in  der  Hauptsache  auf  stabile,  ka- 
tastrierte  Erträge  begründet  waren.  Alle 
die  sogenannten  Ertragssteuern  liefern  zwar 
sichere  Einnahmen,  aber  sie  sind  schwer 
beweglich :  denn  wenn  sie  auch  bei  massiger 
Höhe  zufriedenstellende  Resultate  ergeben, 
so  machen  sich  doch  bei  bedeutenderen  Er- 
höhungen die  Mängel  ihrer  Veranlagung  in 
drückender  Weise  geltend.  Gerade  mit 
Bücksicht  darauf  wird  man  von  den  Steuer- 
systemen der  meisten  deutschen  Staaten 
sagen  müssen,  dass  sie  einen  zu  geringen 
Grad  von  Beweglichkeit  aufweisen.  Das 
Princip  der  Bcweglielikcit  vertritt  unter  den 
direkten  Steuern  am  besten  die  eigentliche 
allgemeine  Einkommensteuer;  sie  eignet  sich 
deshalb  sehr  zur  Ergänzimg  der  Ertrags- 
steuern. Sie  erlaubt  bei  guter  Veranlagung 
einen  wechselnden  Steuerfuss,  so  dass  auch 
plötzlich  aufsteigende  Bedarfserhöhungen 
durch  sie  gedeckt  werden  können.  In 
dieser  Weise  gebraucht  denn  auch  z.  B. 
England  seine  Einkommensteuer.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  Zunahme  des  StaatsbcdartV 
haben  auch  Steuerkontingentierungen,  wie 
eine  solche  z.  B.  in  Preussen  l>ei  der  Grund- 
steuer mit  10  Milliouen  Thaler  für  die  alten 
Provinzen  und  hei  der  Klassenfiteuer  mit 
14  Millionen  Thaler  eingeführt  war,  immer 
etwas  Missliches. 

Sehr  beweglich  sind  die  Verbrauchs- 
steuern, namentlich  diejenigen  auf  Gegen- 
stände allgemeinen  Verbrauchs.  Ihre  Erträge 

des  Stouerfusses  in 
zunehmender  Be- 
völkerung und  steigendem  Wohlstande.  S  » 
hat  beispielsweise  die  Salzsteuer  des  Deut- 
schen Reichs  ohne  Erhöhung  in  der  Zeit 
von  1874—1899  eiue  Steigerung  vou  ä3.7 
auf  MM  Millionen  Mark  erfahren.  Aber 


waclisen  ohne  Erhölnmg 
starker  Proportion  bei 
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sie  versagen  auch  leicht  in  ungünstigen 
Zeiten,  also  meist  gerade  dann,  wenn  die 
Finanzen  vermehrter  Einnahmen  bedürfen. 
In  normalen  Zeiten  vermag  auch  eine  Er- 
höhimg des  "Steuersatzes  bedeutende  Mehr- 
einnahmen zu  ergeben.  Beispielsweise  hat 
die  Branntweinsteuer  des  Deutschen  Reiches 
1886/87  36,7  Milüonen  Mark,  im  Jahre 
1888/89,  also  nach  der  Neuordnung  der- 
selben, 99,6,  1900/01  121,3  Millionen  Mark 
ertragen;  die  Zuckersteuer  in  denselben 
Jahren  15.0  bezw.  9,4,  52,0,  102,0  Millionen 
Mark.  Aber  eine  solche  Erhöhung  muss 
wohl  vorbereitet  werden,  ist  schon  aus  einer 
Reihe  von  anderen  Gründen,  namentlich 
volkswirtschaftlicher  Natur,  nicht  sofort 
durchzuführen  und  kann  deshalb  zur  Be- 
friedigung plötzlich  auftretender  Mehraus- 
gaben nicht  benutzt  werden.  Im  übrigen 
ist  auf  das  zu  verweisen,  was  oben  über 
die  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Steuern  ausgeführt  wurde. 

IV.  Die  Steuerverwaltung. 

25.  Die  Veranlagung:.  Es  Igt  Aufgabe  der 
Stenerverwoltung.  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
durch  den  Willen  des  Gesetzgebers  begründete 
Steuerpflicht  zur  Verwirklichung  gebracht  und 
die  zur  Bestreitung  des  öffentlichen  Aufwandes 
von  der  Bevölkerung  geschuldeten  Betrüge  in 
geeigneter  und  gesetzentsprechender  Weise  er- 
hoben werden.  Die  Aufgabe  der  Steuerverwal- 
tung bezieht  sich  also  auf  die  Veranlagung 
und  auf  die  Erhebung. 

Was  zuerst  die  Veranlagung  betrifft,  so 
versteht  man  darunter  die  F  e  s  t  s  t  e  1 1  u  n  g  der 
Grundlagen  der  Besteuerung.  Die 
Grundlagen  jeder  Besteuerung  sind  nun  die  Be- 
-timmungen  über  da«  Steuersubjekt,  das 
3 1  e  u  e  r  o  b  j  e  k  t ,  die  S  t  e  n  e  r  e  i  n  h  e  i  t  und  den 
Steuersatz.  Auf  ihrer  Verschiedenheit  be- 
ruht der  Unterschied  der  Stenern  für  die  Ver- 
waltung. Jede  Steuergattung  (Ertrags-,  Ein- 
kommen-, Vermögenssteuer  etc.l  weist  eine 
andere  Steuerveranlagung  auf  und  jede  einzelne 
Steuer  wieder.  Namentlich  tritt  hier  sofort  der 
Unterschied  zwischen  den  direkten  und  den 
indirekten  Steuern  (im  Wortsinne)  hervor.  Die 
indirekte  Besteuerung  ist  eben  ein  Mittel  der 
Steuerverwaltung,  das  diese  benutzt,  um  die 
Schwierigkeiten  zu  vermindern,  welche  eine 
direkte  Veranlagung  und  Erhebung  bereiten 
würde.  Auch  die  Unterscheidung  zwischen 
Kataster-  und  Tarifsteuern  (direkten  und  in- 
direkten Steuern  in  diesem  Sinne)  ist  bei  Be- 
trachtung der  Veranlagung  von  besonderer  Be- 
deutung. Bei  der  ersteren  erfolgt  die  regel- 
mässige Veranlagung  in  bestimmten  Zeiträumen 
gleichzeitig  für  die  Gesamtheit  der  Steuer- 
pflichtigen, während  sie  bei  den  letzteren  zu 
sehr  unregelmäßigen  Zeiten  geschieht. 

a)  Bezüglich  der  Feststellung  der  Steuer- 
ohjekte  muss  in  der  Hauptsache  auf  das  bei 
den  einzelnen  Steuern  Bemerkte  verwiesen  wer- 
den. Es  ist  hier  nicht  möglich,  auf  Einzel- 
heiten einzugehen,  da  die  meisten  Stenern  be- 
sondere Einrichtungen  erfordern.  Nur  folgendes 
mag  bemerkt  werden.    Die  Feststellung  der 


Stcnerobjekte  wird  vielfach  schwieriger,  ie  ver- 
wickelter die  Erwerbs-  und  Besitz  Verhältnisse 
werden  und  je  mehr  der  Versuch  gemacht  wird, 
statt  einfacher  Wertgrössen,  Sachgüter  und  Ver- 
hältnisse komplizierte  Wertgrössen,  die  Qualität 
oder  sonstige  differenzierende  Eigenschaften  etc. 
zu  berücksichtigen.  Hier  handelt  es  sich  dann 
um  eine  möglichst  genaue  Bestimmung  des 
Stenerobjektes  nach  Begriff,  Umfang,  Inhalt. 
Die  Wünsche  der  Steuerverwaltung  und  die 
Forderungen  der  Gerechtigkeit  im  Steuerwesen 
treten  hier  häufig  in  Konflikt.  Die  Steuerver- 
waltung muss  Einfachheit  der  Steuerobjekte 
und  Steuereinheiten  wünschen,  die  Gerechtig- 
keit aber  fordert  eine  eingehende  Berücksichti- 
g  derselben,  eiue  Beachtung  derjenigen 
omente,  aus  deuen  die  grössere  <>der  geringere 
Steuerfähigkeit  der  Einzelneu  festgestellt  wer- 
den kann.  Während  man  sieh  bei  deu  ein- 
facheren Erwerbs-  und  Besitzverhältnissen 
früherer  Wirtschaftsperioden  mit  einfachen 
Steuerobjekten  und  -emheiten  begnügen  konnte 
und  mnsste,  also  mit  der  Kopfzahl,  der  Familieu- 
zahl,  mit  der  Zahl  der  Wirtschaften,  der  Grösse 
der  Grundstücke,  Zahl  oder  Gewicht  der  zoll- 
pflichtigen Waren  etc..  verlaugt  man  heute 
nicht  nur  bei  den  Einkommen-  und  Ertrags-, 
sondern  besonders  auch  bei  den  Verbrauchs- 
steuern eine  immer  grössere  Spezialisierung  der 
Steuerobjekte.  Die  immer  mehr  beac  htete  That- 
sache,  dass  der  Verbranch  der  besseren  Quali- 
täten der  stener-  nnd  zollpflichtigen  Waren  in 
der  Regel  auf  ein  höheres  Einkommen  hinweist, 
hat  zu  der  Forderung  geführt,  die  Höhe  der 
Steuern  nach  Sorten  und  Qualitäten  abzustufen. 
Es  ist  einer  der  wesentlichsten  Gründe  zu 
Gunsten  des  Tabakmonopols,  dass  nur  durch 
dasselbe  eine  der  Qualität  entsprechende  Be- 
steuerung bewirkt  werden  könne.  Allerdings 
hat  die  Steuertechnik  in  dieser  Beziehung  schon 
bedeutende  Fortschritte  gemacht:  die  Stener- 
kataster  sind  —  wenn  mau  von  den  Mängeln 
absieht,  die  mit  allen  Ertragssteuern  verbunden 
zu  sein  pflegen  —  immer  sorgfältiger  und  ein- 
gehender gebildet,  die  amtlichen  und  soustigen 
Schätzungen  und  Berechnungen  der  Einkommen 
und  Vermögen  sind  zuverlässiger  geworden,  die 
Verbniuchsbesteuernng  hat  vielfach  den  Ueber- 
gang  von  der  Rohstoff-  zur  Fabrikatsteuer  an- 
gebahnt oder  vollzogen,  an  Stelle  der  (iewichts- 
uud  Stückzölle  sind  da  und  dort  Wertzölle  ge- 
treten etc.,  aber  es  wird  sich  nicht  verkennen 
lassen,  dass  die  Steuertechnik  auch  heute  noch 
weit  davon  entfernt  ist.  allen  Anforderungen  zu 
entsprechen.  Namentlich  bleibt  die  breite  An- 
wendung der  Quantitätsbesteuerung  immer  ein 
schwerer  Mangel  der  Verbrauchsbesteuernng; 
freilich  ist  die  Beibehaltung  derselben  vielfach 
durch  die  Unmöglichkeit  geboten,  die  Qualität 
der  Steuerobjekte  nach  einfachen,  leicht  kon- 
statierbaren Merkmalen  festzustellen. 

b)  Was  dann  die  Steuersubjekte  anbe- 
trifft, so  muss  auch  hier  betont  werden,  dass 
die  auf  diese  bezüglichen  Bestimmungen  eben- 
falls viele  Verschiedenheiten  je  nach  Stener- 
gattung  und  Stenerart  aufweisen.  Auch  hier 
kann  deshalb  nur  von  allgemeinen  Bestim- 
mungen und  Thatsachen  die  Rede  sein;  im 
übrigen  ist  auf  die  Angaben  bei  deu  einzelnen 
Steuern  zu  verweisen. 

Die  Gesetzgebung  hat   nicht  nur  festzu 
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stellen,  wer  rechtlich  znr  Steuerzahlung  ver- 
pflichtet ist,  sondern  auch,  inwieweit  der  Ein- 
zelne die  Steuerbehörde  bei  der  Eruieruug  seiner 
Stenerschuldigkeit  zu  unterstützen  hat.  .Gerade 
die  letztere  Frage  führt  auf  Probleme,  die  sich 
nicht  immer  leicht  lösen  lassen.  Die  Mitwirkung 
der  Steuerpflichtigen  selbst  bei  der  Steuerver- 
anlagung, die  namentlich  bei  den  Einkommen-, 
Verniügeus-  und  bei  einzelnen  Ertragsstcuern 
von  grosser  Bedeutung  ist,  geschieht  durch 
Deklarationen  oder  Fassionen  derselben 
Uber  die  Grösse  ihres  Einkommens.  Vermögens. 
Ertrages  oder  andere  Thatsaeheu,  aus  denen  ein 
Schluss  auf  diese  gezogen  werden  kann :  so 
z.  B.  bei  der  Gewerbesteuer  über  die  Zahl  der 
Gehilfen,  über  die  Menge  der  verarbeiteten  Roh- 
stoffe etc.  Solche  Deklarationen  sind  unent- 
behrlich :  die  amtliche  Schützling  allein  genügt 
nicht.  Davon  hat  man  sich  je  länger  je  mehr 
überzeugt.  Unter  den  Bestimmungen  des 
preußischen  Einkommensteuergesetzes  vom  Jahre 
1851  befindet  sieh  auch  eine,  welche  Jedes 
lästige  Eindringen  in  die  Vermögens-  und  Ein- 
koinmcusverlialtuisM'  der  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen" verbietet.  Dagegen  heisst  es  in  den 
Motiven  zu  der  neuen  preussischen  Einkommen- 
steuer, dass  sich  die  für  die  Steuerveranlagung 
erheblichen  Thatsacheii  nicht  ohne  gründliche 
Prüfling  ermitteln  Hessen:  das«  es  im  Interesse 
der  gleichen  Verteilung  der  Lasten  und  des 
sozialen  Ericdens  gelegen  sei,  Einrichtungen  zu 
treffen,  welche  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
unentbehrlich  sind  für  eine  zutreffende  Er- 
mittelung des  Einkommens.  Als  solche,  freilich 
nicht  als  einzige,  sei  die  Verpflichtung  zur 
Selbstangabe  des  Einkommens  anzusehen.  Nun 
wird  sich  wohl  ant  Grund  der  Erfahrungen,  die 
man  mit  den  Einsehätznngskonimissionen  machte 
—  ich  erinnere  nur  an  die  aus  dem  Bochumer 
Steuerprozess  bekannten  Thatsachen  — .  sagen 
lassen,  dass  man  mit  Einschätzungen  allein 
nicht  auskommen  kann,  dass  man  dieselben 
durch  Selbstaugaben  der  Pflichtigen  ergänzen 
und  teilweise  wohl  auch  ersetzen  innss.  aber  es 
fragt  sich  nur.  inwieweit  dies  ohne  Scbadeu 
geschehen  kann.  d.  h.  inwieweit  die  Selbstan- 
gabe  zu  zuverlässigen  Resultaten  führt.  Wenn 
mau  gegen  die  Deklarationen  vorbringt,  dass  es 
für  manchen  .Steuerpflichtigen  sehr  schwierig, 
ja  geradezu  unmöglich  sei,  sein  Jahreseinkommen 
zu  fatieren,  weil  er  es  nicht  festzustellen  ver- 
möge —  man  denkt  dabei  namentlich  an  die 
Landwirte  und  die  kleinen  Handwerker  — ,  so 
ist  einer  solchen  Behauptung  gegenüber  zu 
sagen,  dass  die  besser  situierten  Klassen  sicher- 
lich bei  gutem  Willen  in  der  Lage  siud,  ihr 
Einkommen  zu  bestimmen,  und  dass  es  bei  den 
kleineren  Landwirten  und  Handwerkern  sich 
nicht  darum  handeln  kann,  ihr  Einkommen  ge- 
nau auf  den  lfennig  zu  bestimmen,  sondern 
lediglich  es  insoweit  festzustellen,  als  zur  Ein- 
reibung in  eine  der  Steuerklassen  erforderlich 
ist.  Diesen  Anforderungen  vermag  man  auch 
ohne  eigentliche  Buchführung  nur  mittelst  Er- 
trags- und  Yerbriiiichseriuitteluugen  einiger- 
maßen zu  entsprechen.  Gerade  für  diese  Klasseu 
würde  der  Deklaratioiiszwnng  auch  insofern  von 
grossem  Nutzen  sein,  als  er  zu  deu  Anfängen 
einer  geordneten  Rechnungsführung  veranlassen 
würde,  ohne  welche  je  langer  je  mehr  auch  der 
kleinere  Landwirt  nicht  mehr  auskommt.  Eine 


weitere  Frage  ist  die.  welchen  Charakter  die 
Verpflichtung  zur  Selbstangabe  haben,  ob  sie 
dem  Gewissen  des  Einzelnen  überlassen  oder  zu 
einer  durch  gesetzliche  Strafen  erzwungeneu 
Rechtspflicht  gemacht  werden  sgll.  Dass  man 
mit  dem  ersteren  allein  heute  noch  keinen  Er- 
folg hat,  ist  bekannt.  Das  Stenergewissen  hat 
durchaus  nicht  den  erforderlichen  Grad  von 
Empfindlichkeit  ;  die  öffentliche  Moral  stärkt  e* 
nicht,  denn  diese  beurteilt  die  Steuerdefraudatiou 
ungleich  milder  als  ein  privatrechtliches  Ver- 
mögensdelikt. Ein  obrigkeitlicher  Zwang,  ver- 
schärft durch  wirksame  Strafen  uud  geeignete 
Kontrollmassregeln.  wird  deshalb  uiebt  entbehrt 
werden  können.  Nur  durch  nüchterne  Berück- 
sichtigung der  menschlichen  Schwächen  und 
Fehler  und  eine  geeignete  Korrektur  derselben 
durch  wirksame  Kontrollen  und  Strafen  werden 
brauchbare  Resultate  erzielt  und  kann  ein 
Steuergewissen  erzogen  werden.  Das  wird  nur 
durch  Jahrzehnte  lang  fortgesetzte  konsequent*- 
Bemühungen  gelingen.  Deklaration  ohne  Kon- 
trolle ist  wertlos.  Jedenfalls  warnen  die  auch 
in  der  Gegeuwart  noch  zu  machenden  Erfah- 
rungen vor  einer  optimistischen  Auffassung  der 
Selbstengabe.  In  Bayern  hat  sich  bei  Gelegen- 
heit der  Steuerrevisioneu  im  Jahre  1881  ge- 
zeigt, dass  die  Defraudation  gerade  von  seiten 
der  sogenannten  gebildeten  Klassen  in  einem 
enormen  Umfange  geübt  wird.  Es  wurde  da- 
mals bekannt,  dass  in  der  Abteilung  II  der 
Einkommensteuer  (die  liberalen  Berufe  um- 
fassend) im  ganzen  Königreiche  nur  182  Per- 
sonen ein  Eiukommeu  zwischen  3450  und  4250 
Mark  fatiert  hatten,  während  bei  der  Bcsoldungs- 
steuer  in  der  Eiukommensklasse  3530  bis  36üi) 
Mark  es  18456  Personen  waren.  Nur  19  Per- 
sonen hatten  ein  Einkommen  von  8500—  102UO 
fatiert.  Ob  freilich  die  vielfach  üblichen  Kon- 
trollen und  Strafen  genügen,  um  zu  brauch- 
baren Resultaten  zu  gelangen,  ist  mehr  als 
fraglich.  Eine  wirklich  wirksame  Kontrolle 
könnte  wohl  nur  durch  eine  allgemeine  Erb- 
schaftssteuer geübt  werden. 

c)  Was  endlich  die  Feststellung  des  auf  die 
Steuereinheit  entfallenden  Steuersatzes  an- 
langt, so  handelt  es  sich  hier  um  deu  Unter- 
schied zwischen  Repartitions-  (Koutin- 
gentierungs-i  und  Quotitätssteuern. 
Bezüglich  derselben  ist  aber  auf  die  besonderen 
Artikel  oben  Bd.  VI  S.  422  23  und  Bd.  VI  S. 
408  99  zu  verweisen. 

2tt.  Die  Erhebung  der  Stenern.  —  Be- 
züglich der  Erhebung  der  Steuern  sind 
mehrere  Systeme  zu  unterscheiden.  Die  Steuer- 
erhebung kann  entweder  verpachtet  oder  auf 
dem  Wege  der  Repartierung  oder  endlich  durch 
deu  Staat  in  eigener  Regie  bewirkt  werden. 

Steuerverpachtnugen  sind  in  deu 
antiken  Staaten  und  in  Frankreich  vor  der  Re- 
volution sehr  beliebt  gewesen.  Gewissermaßen 
notwendig  sind  sie  da.  wo  die  Staatsverwaltung, 
wie  heute  noch  in  orientalischen  Staaten,  eine* 
zuverlässigen  und  brauchbaren  Beamtenmaterials 
entbehren  niuss.  Heute  wird  die  Stcuernucht. 
wenigstens  was  die  direkten  Steuern  anlaugt, 
mit  Recht  allgemein  verworfen;  sie  ist  aller- 
dings die  billigste  Art  der  Erhebung,  da  sie 
fast  nur  Reinertrüge  liefert,  und  vermag  auch 
in  normalen  Zeiten  sichere  Beträge  zu  geben: 
aber  sie  macht  die  Steuererhebung,  deren  Zweck 
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doch  nur  die  Befriedigung  staatlicher  Bedürf- 
nisse sein  soll,  zu  einem  bewerbe.  Sie  wider- 
spricht dem  im  Begriff  des  Staates  begründeten 
Wesen  der  Steuern.  Die  direkten  und  natür- 
lichen Beziehungen  zwischen  Staat  und  Steuer- 
zahler werden  von  Mittelspersonen  unterbrochen, 
die  mit  der  Erhebung  der  Steuern  ihre  eigenen 
geschäftlichen  luteressen  verfolgen.  Die  Ge- 
schichte erzählt  von  der  rücksichtslosen  Härte 
der  Pächter  gegen  die  Steuerzahler,  von  ihrer 
Bereicherung  auf  Kosten  derselben,  von  ihrer 
Ungerechtigkeit  und  Parteilichkeit,  von  dem 
Haas  der  Bevölkerung  treuen  dieselben.  Die 
Geschichte  Bnsslands  weist  schreckliche  Scenen 
des  Aufruhrs  und  Racheakte  gegen  die  Pachter 
auf.  Die  Misswirtsehaft  der  französischen 
Pächter  war  eiuer  der  Gründe  der  Revolution. 
Die  französischen  Könige  haben  wegen  des  all- 
gemeinen Hasses  gegen  die  Pächter  selbst  bei 
ganz  ungerechten  Verfolgungen  derselben  auf 
den  Beifall  des  Volkes  rechnen  können. 

Die  Gegenwart  hat.  wie  gesagt,  das  Pacht- 
system allgemein  verworfen;  doch  giebt  es  auch 
heute  noch  Fälle,  in  denen  dasselbe  als  zulässig 
bezeichnet  werden  kann.  Das  ist  der  Fall  z  B. 
bei  denjenigen  Steuern,  deren  Erhebung  mit 
einem  technischen  Betriebe  verbunden  ist,  bei 
denen  also  an  sieh  die  Beziehungen  zwischen 
Staat  und  Steuerzahler  nicht  unmittelbarer 
Natur  sind.  Darnnf  hat  man  wohl  auch  schon 
früher  geachtet,  indem  man  die  Verpachtung 
vorwiegend  auf  die  indirekten  Steuern  anwandte. 
Heute  finden  wir  namentlich  solche  Steuern 
verpachtet,  welche  durch  monopolistischen  Ge- 
werbebetrieb erhoben  werden,  so  namentlich  das 
Tabakmouopol  z.B.  in  der  Türkei).  Eine  Ver- 
pachtung indirekter  Stenern  kann  auch  vorüber- 
gehend da  empfohlen  werden,  wo  es  sich  um 
die  Neueinführung  indirekter  Steuern  und  Zölle 
in  einem  dafür  nicht  vorbereiteten  Staatswesen 
bandelt.  So  meint  Hntne,  dass  bei  Zöllen  die 
Verpachtung,  obwohl  sie  an  sich  schlechter  sei, 
immer  der  Eigenverwaltung  voranzugehen  habe. 
Selbst  Fr.  List  glaubt  u»>ch,  dass  es  bei  Be- 
gründung eines  deutschen  Zollvereins  sich  em- 
pfehlen würde,  die  Zölle  zu  verpachten.  Es 
kann  ferner  bei  den  indirekten  Stenern  städti- 
scher Gemeinwesen  die  Verpachtung  angezeigt 
oder  wenigstens  unbedenklich  sein.  So  sind  in 
Frankreich  heute  noch  viele  Kommunalsteuern 
verpachtet.  Aber  auch  in  diesen  Fällen  scheint 
die  Verpachtung  uur  dann  ratsam  zu  sein, 
wenn  die  zu  erhebenden  Abgaben  jedem  will- 
kürlichen Vorgehen  seitens  der  Pächter  ent- 
zogen, die  Steuern  genau  tarifiert  und  weiter- 
gehende Einmischungen  in  Privatverhältnissc 
nicht  erforderlich  sind. 

Ein  anderes  System  der  Steuererhebung  be- 
steht in  der  Erhebung  der  Steuer  durch  gewisse 
politische  Verbände  oder  Körperschaften,  denen 
es  dann  überlassen  bleibt,  die  Steuern  auf  ihre 
Untergeben  en  zu  verteilen  und  von  diesen  bei- 


zutreiben. Man  spricht  hier  von  einem  rRe- 
partiersystem"  (Roscher).  Diese  Art  der  Re- 
partitiou  entspricht  ebenfalls  einfachen  Verhält- 
nissen, Zeiten,  in  denen  die  Finanzverwaltung 
noch  wenig  Technik  und  Erfahrung,  die  Staats- 
gewalt wenig  Entschlossenheit  aufweist.  Sie 
begegnet  uns  besonders  in  dem  „Subkollek- 
tationsrechteu  der  Reichsstäude  im  alten  Deut- 
schen Reiche  und  iu  den  diesem  entsi 


Rechten  der  Stände  in  den  Territorien.  Hier 
wurden  in  der  Regel  die  auf  den  Landtagen 
bewilligten  Summen  nach  einem  festen  Verhält- 
nis unter  die  einzelnen  Stände  oder  Kurien 
verteilt  und  es  blieb  diesen  überlassen,  die 
Steuern  auf  die  Einzelnen  umzulegen.  Neben 
den  Mängeln  der  staatlichen  Finanzverwaltuug 
lässt  sich  die  lange  Beibehaltung  dieses  Systems 
namentlich    auch   aus  dem  Unabhäugigkeits- 
drange  der  verschiedenen  politischen  Stände  er- 
klären, die  mit  Erfolg  bestrebt  waren,  Eingriffe 
des  Fürsten  nach  Möglichkeit  von  sich  abzu- 
halten.    In  anderen   Ländern  mit  frühzeitig 
stark  centralisierter  Gewalt,  z.  B.  in  Frankreich 
unter  (olbert.  scheint  mau  das  Repartiertem 
als  ein  Mittel  betrachtet  zu  haben,  um  den 
Widerwillen  gegen  die  Steuern  vom  Staate  auf 
die   erhebenden    Zwischenglieder  abzuwälzen. 
Auch  bei  Kriegskontribntionen   ist  die  Mass- 
regel der  Repartierung  aus  naheliegenden  Grün- 
den üblich;  der  siegreiche  Heerführer  legt  dem 
I  feindlichen  Lande  oder  Provinzen,  Städten  etc. 
I  desselben  die  Lieferung  einer  Geldsumme  auf, 
1  Uberlässt  es  aber  diesen,  die  Verteilung  auf  die 
Einzelnen  vorzunehmen.   Diese  ältere  Form  der 
Repartition  verträgt  sich  aber  gleichfalls  nicht 
mehr  mit  unserem  moderneu  Staatswesen;  des- 
!  halb  finden  wir  sie  meistens  nur  da  (in  der 
Form  von  Matriknlarbciträgen),  wo  die  beson- 
dere Natur  von  Staatenbünden  oder  Bundes- 
staaten dieselbe  als    bequemes  Anshilfsmittel 
verlangt.    Auch  in  solchen  Ländern  wird  das 
I  Repartiersystem  in  der  Gegenwart  sich  erhalten, 
in  denen  in  gewisser  Beziehung  die  mittelalter- 
liche Unreife  der  Verwaltung  fortdauert.   So  ist 
!  es  bekannt,  dass  die  russische  Kopfsteuer,  der 
i  Obrok.  bis  in  die  jüngste  Zeit  auf  die  Pro- 
|  vinzen  und  Gemeinden  repartiert  und  von  deu 
[  letzteren  auf  die  Einzelnen  nach  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit umgelegt  wurde. 

Die  heute  übliche  Art  der  Steuererhebung 
ist  die  iu  eigener  Regie  des  Staates,  d.  h.  die 
Erhebung  der  Steuern  durch  staatliche  Beamte. 
Sie  entspricht,  wie  Roscher  mit  Recht  bemerkt, 
am  meisten  den  Grundsätzen  der  Arbeitsteilung, 
also  auch  der  Centralisation  sowie  dem  Geiste 
des  sozialrechtlichen  Polizei-  oder  Verfassungs- 
staates. Man  hat  dabei  versucht,  die  Beamten, 
und  namentlich  die  unteren,  um  ihr  Interesse 
an  einer  möglichst  vollständigen  Steuerabliefe- 
rung zu  heben,  teilweise  in  Quoten  derselben 
zu  besolden.  Das  ist  der  Fall  z.  B.  bei  deu 
Lokalsteuereinnekmern  in  Preusseu  und  in 
Frankreich.  Freilich  wird  es  dann  nötig  sein, 
sich  gegen  Uebergriffc  derselben  durch  wirk- 
same Kontrollmassregeln,  durch  Kautionsstel- 
lungen und  dgl.  zu  sichern  und  die  Steuer- 
pflichtigen gegen  unrichtige  Steuererhebungen 
zu  schützen. 

Wenn  wir  so  das  System  der  Selbstverwal- 
tung als  das  der  Gegenwart  entsprechendste 
bezeichnen,  so  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass 
nicht  auch  heute  noch  in  besonderen  Fällen  die 
Repartierung  der  Steuern  und  ihre  Erhebung 
durch  die  politischen  Körperschaften  oder  die 
Anwendung  des  Pachtsystems  möglich  oder  em- 
pfehlenswert wäre.  Nur  rauss  das  " 
durchaus  vorherrschend  sein. 
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V.  Die  Steuerüberwälzung  und  die 
Steuerentliu*tungskämpfe. 

A.  Die  Steuerüberwälzung  im  engeren 
Sinne. 

27.  Begriff  derselben.  Unter  der 
Ueberwälzung  der  Steuern  verstehen  wir 
nach  dem  \  organge  von  Kau  und  beson- 
ders von  Kaizl  die  im  Wege  des  privat- 
wirtschaftlichen  Tausch verkehrs 
erfolgende  Uebertragung  einer  Steuerlast 
seitens  der  Steuerzahler  auf  andere.  Wenn 
wir  die  Ueberwälzung  nur  auf  dem  Wege 
des  privatwirtschaftlichen  Tauschverkehrs 
sich  vollziehen  lassen,  so  schliesscn  wir 
eine  Reihe  von  auf  anderem  Wege  sich 
vollziehenden  Entlastungskämpfen  von  diesem 
Begriffe  aus.  Von  den  letzteren  soll  später 
die  Rede  sein.  Dagegen  verstehen  wir  mit 
Scliäffle  und  Kaizl  unter  Ucberwälzung 
nicht  bloss  die  Uebertragung  einer  ein- 
maligen gegenwärtigen  Steuer,  sondern  auch 
die  einer  zukünftigen,  welche  dadurch  ge- 
schieht, dass  der  kapitalisierte  Betrag  der 
Steuer  von  dem  Preise  einer  Erwerbsquelle 
in  Abzug  gebracht  wird. 

Die  Ueberwfdzung  kann  im  Verkehr 
nun  als  Fortwill  zu  ng  oder  als  Rück- 
wälzung auftreten.  Die  Fortwälzung  ge- 
schieht im  Preiszuschlag,  in  <ler  Leber- 
tragung  der  Steuerlast  auf' den  Nachmann 
im  Verkehre.  So  wenn  bei  den  indirekten 
Steuern  der  als  Steuerzahler  fungierende 
Produzent  oder  Händler  die  Steuer  durch 
Erhöhung  des  Preises  auf  den  Konsumenten 
wälzt.  Die  Rückwälzung  äussert  sich  im 
Preisabschlag,  in  der  Ueltertragung  der 
Steuerlast  auf  den  Vormann  im  Verkehr. 
So  in  dem  oben  erwähnten  Falle,  dass  eine 
stabile  Ertragssteuer  (Grundsteuer)  durch 
Abzug  des  kapitalisierten  Steuerbetrages 
vom  Kaufpreise  auf  den  Verkäufer  über- 
tragen wird. 

Mau  wird  nun  zunächst  zwei  Arteu  von 
Ucberwälzung  zu  unterscheiden  haben,  eine 
gewollte  und  eine  nicht  gewollte. 
Die  von  seiten  der  Steuergesetzgebung  ge- 
wollte Ueberwälzung  gründet  auf  Steuer- 
technischen  Motiven.  Solche  bestimmen 
die  Steuergewalt,  wie  oben  bereits  in  an- 
derem Zusammenhange  bemerkt  worden 
ist,  gewisse  Steuern  nicht  unmittelbar  von 
demjenigen,  welchen  sie  endgiltig  treffen 
sollendem  Steuerträger  oder  -destinatar),  son- 
dern von  einer  kleinen  ZahlvonMittelspersonen 
unter  der  Voraussetzung  zu  erheben,  dass 
sich  diese  den  Steuervorschuss  im  Preise 
der  Produkte  von  den  Abnehmern  der 
steuerpflichtigen  Waren  vergüten  lassen. 
Diese  Mittelspersonen  erscheinen  dann  als 
gezwungene  Steuereinnehmer  mit  eigenem 
Risiko,    welche    die    Steuergewalt  nicht 


mit  der  öffentlichrechtlichen  Befugnis  zur 
zwangsweisen  Einhebung  ausrüstet,  sondern 
bloss  mit  dem  Wunsche  begleitet,  dass  sie 
die  Steuern  durch  privatrechtliche  Akte  im 
privatreehtliehen  "Verkehr,  das  ist  eben 
durch  die  Ucberwälzung,  ersetzt  erhalten 
mögen  (Kaizl).  Hier  gehört  also  die  l'eber- 
wälzung in  den  Steuerplan  und  bildet  die 
Voraussetzung  für  den  richtigen  Erfolg  der 
Steuer.  Gegenüber  dieser  gewollten  Steuer- 
überwälzung giebt  es  nun  eine  nicht  ge- 
wollte, die  dann  eintritt,  wenn  durch  Vor- 
gänge wirtschaftlicher  Natur  der  nach  Ab- 
sicht der  Gesetzgebung  zur  Steuertragung 
Verpflichtete  (der  Steuer« lestinatar)  dieselbe 
auf  einen  anderen  überwälzt.  Eine  nicht 
gewollte  Ueberwälzung  wird  selbstverständ- 
lich den  Steuerplan  durchkreuzen  und  kann 
möglicherweise  —  eine  möglichst  gerechte 
Verteilung  der  Steuerlast  auf  Grund  der 
Steuergesetze  vorausgesetzt  —  eine  an  sieh 
gerechte  Steuer  ungerecht  machen.  Es  ist 
Sache  der  Steuerpolitik,  die  Besteuerung 
derartig  einzurichten,  dass  die  indirekten 
Steuern  wirklich  zu  indirekteu  werdeu. 
d.  h.  übergewälzt  werden  können,  und  dass 
andererseits  die  direkten  Steuern  auf  dem- 
jenigen liegen  bleiben,  den  sie  treffen  sollen. 

Die  Frage  ist  nun,  inwieweit  das  t tat- 
sächliche lieben  den  gesetzgeberischen  Vor- 
aussetzungen entspricht,  d.  Ii.  inwieweit  die 
indirekten  Stenern  wirklich  übergewälzt 
werden  und  die  direkten  wirklich  auf  dem 
Steuerpflichtigen  liegen  bleiben.  In  dieser 
Beziehung  stehen  sich  mannigfache  An- 
sichten gegenüber. 

Bevor  aber  auf  die  Untersuchung  kon- 
kreter Verhältnisse  eingegangen  werden 
kann,  soll  ein  kurzer  Ueberblick  über  die 
Dogmengeschiehte  der  Steuerüberwälzung 
vorausgeschickt  werden. 

28.  Dogmengeschichte  der  l'eber- 
wälzungstheorie.  Zunächst  giebt  es 
Nationalökonomen,  welche  die  Ucberwälzung 
der  meisten  oder  aller  Steuer  für  möglich, 
ja  geradezu  für  notwendig  halten.  Dies«1 
Ansieht  knüpft  in  ihrer  ersten  Form  an 
zwei  Grundlehren  der  A.  Smithschen 
Nationalökonomie,  nämlich,  dass  nur  die 
Reinerträge  die  Besteuerung  vertragen  und 
dass  die  Gewinne  in  den  Privatwirtschaften 
nach  Ausgleich  streben.  Daraus  wurde  ge- 
schlossen, dass  Steuern,  welche  Personen 
ohne  Reineinkommen  treffen,  oder  solche, 
welche  die  Erträge  (abgesehen  von  der 
Grundrente)  ungleichmässig  belasten,  der 
Uelierwillzuug  unterliegen.  Die  notwendige 
Folge  einer  diesen  Grundlehren  wider- 
sprechenden Besteuerung  wäre  die  Ueber- 
wälzung durch  Verminderung  des  Angebots 
und  Steigerung  der  Preise.  Wenn  sich 
auch  diese  Ueberwälzung  nicht  sofort  voll- 
ziehe, so  wirke  sie  doch  in  zuverlässiger 
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"Wei6e  und  führe  schliesslich  zn  einer  ge- 
rechten Verteilung. 

Diese  Lehre  wurde  begründet  von  A. 
Smith,  fortgebildet  von  Ricardo  und, 
allerdings  mit  mannigfachen  Modifikationen, 
von  Canard.  Dieser  Glaube  an  die  Un- 
fehlbarkeit der  Ueberwälzung  "wird  auch 
von  Say  und  anderen  englischen  und  fran- 
zösischen Schriftstellern  geteilt,  nur  dass 
Say  nichts  von  der  absolut  ausgleichenden 
Wirkung  derselben  wissen  will,  sondern 
vielmelu"  behauptet,  dass  die  Steuern  die- 
jenigen endgiltig  helasten,  welche  sich  den- 
selben nicht  entziehen  könnten;  jeder  strebe 
zwar  mit  allen  Kräften  danach,  die  unan- 
genehm empfundene  I^ast  der  Steuer  auf 
andere  zu  übertragen,  aber  diese  Kräfte 
seien  eben  sehr  verschieden. 

Ungleich  tiefer  in  der  Analyse  dieser 
Frage  ging  die  deutsche  Finanzwissenschaft, 
namentlich  seit  Jacob.  Auch  dieser  nimmt 
zwar  an,  dass  die  Steuern  nur  auf  den 
Reinerträgen  liegen  können,  und  billigt  Ver- 
brauchssteuern von  allgemeinen  Lebens- 
mitteln nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
jeder  im  Staate  ein  reines  Einkommen  halte, 
al>er  er  glaubt  uicht  an  ilie  Leichtigkeit 
und  Zuverlässigkeit  der  Ueberwälzung  und 
bezeichnet  es  als  eine  schlechte  Maxime  der 
Finanzpolitik,  die  Gerechtigkeit  und  Willig- 
keit der  Besteuerung  dieser  »stillen  und 
geheimen  Verteilung«  zu  überlassen.  Jacob 
fordert  deshalb,  dass  jeder  von  vorn  herein 
unmittelbar  im  Verhältnis  zu  seinem  reinen 
Einkommen  besteuert  werden  solle.  Und 
in  ähnlicher  Weise  wenden  sich  Lötz  und 
Fidda  gegen  den  Optimismus  der  Smith- 
schen  Richtung.  Raus  Verdienst  in  der 
Behandlung  des  Ueberwälzungsproplems  be- 
steht vornehmlieh  darin,  dass  er  dasselbe 
in  höherem  Grade,  als  vor  ihm  geschehen 
war,  bis  in  die  Einzelheiten  des  praktischen 
l,ebens  verfolgt«^,  und  vorurteilslos  die 
Kasuistik  zu  Rate  zog.  Er  wie  auch 
Hclferich  in  seiner  schönen  Untersuchung 
über  die  badische  Kapitalsteuer  stehen  zwar 
auf  dem  alten  Lehrsatze  der  jxditischen 
Oekonomie,  der  in  der  Zwischenzeit  von 
Hermann  wesentlich  vertieft  worden  war, 
dass  der  Gewinn  in  den  einzelnen  Ge- 
werben nach  Ausgleich  strebe  und  dass  der 
Verkehr  jederzeit  das  Bestreben  zeige, 
Steucningleichheiten  wieder  auszugleichen, 
aber  Wide  sind  weit  entfernt  von  dem 
Optimismus  Canards  und  berücksichtigen 
wolü  die  Thatsache,  dass  dio  Verhältnisse 
des  wirklichen  I^eltens  die  Möglichkeit  der 
Ueberwälzung  in  hohem  Masse  beeinflussen. 
<  »bwohl  sich  noch  eine  ziemliche  Reihe  von 
Schriftstellern  um  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts mit  der  Ueberwälzungslehre  be- 
schäftigte und  in  Einzelheiten  l»esserte  und 
ergänzte  —    ich  nenne  Prinee-Smith 


und  Hock  — ,  so  machte  dieselbe  doch 
keine  wesentlichen  Fortschritte,  bis  S  c  h  ä  f  f  1  e 
und  Schmoller  den  Hermnnnschen  Ein- 
kommensbegriff für  diese  Frage  nutzbar 
machten.  Denn  Jacob  und  Rau  und  die 
übrigen  standen  in  der  Hauptsache  doch 
wie  Smith  und  seine  Anhänger  auf  dem 
Princip  der  Besteuerung  nach  dem  reinen 
Einkommen  und  suchten  von  diesem  aus 
die  Ueberwälzung  zu  begreifen.  Die  Theorie 
der  Besteuerung  nach  dem  reinen  Ein- 
kommen im  Sinne  der  Smithschen  National- 
ökonomie setzt  voraus,  dass  alle  diejenigen 
Steuern,  welche  gerade  das  reine  Einkommen 
treffen,  der  Ueliorwälzung  anheimfallen. 
Deshalb  vornehmlich  hat  man  der  Ueber- 
wälzung bisher  eine  zu  grosse  Bedeutung 
beigelegt.  Nun  soll  aber  die  Steuer  nicht 
nach  dem  sogenannten  reinen  Einkommen 
d.  i.  nach  Ueberschüssen,  sondern  nach 
dem  Einkommen  im  Sinne  Hermanns  auf- 
gelegt werden :  es  kommt  nicht  so  sehr  auf 
die  einzelne  Steuer  an  als  darauf,  dass  die 
Gesamtsumme  der  verschiedenen  von  dem 
Einzelnen  zu  entrichtenden  Steuern  unge- 
fälir  seinem  Einkommen  entspreche.  Man 
darf  die  Ueberwälzung  wegen  ihres  Unge- 
wissen und  unbestimmbaren  Charakters 
nicht  zum  Prineip  der  Steuerlehre  machen, 
sondern  man  muss  sich  bemühen,  die 
Steuern  von  vorn  herein  im  Sinne  einer  ge- 
rechten Belastung  der  Eiuzeleinkommen 
aufzulegen. 

Es  ist  klar,  dass  nach  dieser  Auffassung 
Schmollers  die  Ueberwälzung  die  hohe  Be- 
deutung, die  geheime,  sozusagen  fatalistische 
Wirksamkeit  verliert,  die  ihr  Smith  und 
Ricardo  lieimassen.  Der  ebenso  bequeme 
als  bedenkliche  Grundsatz  Canards,  dass 
jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue  Steuer 
sehlecht  sei,  der  nur  aus  seiner  Stellung 
zur  Ueberwälzungstheorie  erklärlich  wird, 
wird  damit  beseitigt;  der  Finauzpraxis  wie 
der  Wissenschaft  wird  die  Pflicht  auferlegt, 
auf  eine  solche  Einrichtung  der  Besteuerung 
von  vom  herein  hinzuwirken,  wie  sie  den 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  entspricht. 

Tu  Bezug  auf  die  Kritik  der  älteren 
l Tober wälznngstheorie  leistete  A.  Held  Be- 
merkenswertes, indem  er  namentlich  nach- 
wies, dass  wegen  der  an  sich  schon  vor-, 
handeuen  Ungleichheit  der  Gewinne  die 
Ueberwälzung  der  Steuer  nicht  allgemein 
eintreten  und  dass  namentlich  die  Lohn- 
steuer in  der  Regel  nicht  übergewälzt 
werden  könne.  Noch  grösser  ist  das  Ver- 
dienst A.  Wagners.  Er  bekämpft  in 
Konsequenz  seiner  Auffassung  der  Volks- 
wirtschaft überhaupt  noch  energischer  die 
optimistische  Blusion  der  Theorie:  er  geht 
von  dem  Gedanken  aus,  dass  die  Ueber- 
wälzung auch  die  Ungleichheit  der  Be- 
steuerung steigern   oder  eine  vorhandene 
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Gleichmassigkeit  aufhel>en  könne:  der  •wirt- 
schaftlich Schwächere  vermöge  die  ihm 
auferlegte  Steuer  nicht  abzuwälzen,  ja  er- 
halte von  wirtschaftlich  Stärkeren  sogar 
weitere  Steuern  zugewälzt.  In  der  weit- 
gehenden Verwertung  dieses  Satzes  und  in 
einer  Ausbildung  der  Begriffe:  Ab-,  Fort-, 
Rück-,  Weitcrwälzung  (nach  dein  Vorgange 
Hocks)  liegt  Wagners  Verdienst.  Endlich 
ist  noch  derjenigen  Untersuchungen  zu  ge- 
denken, welche  Sehäff le  in  seinen  Grund- 
sätzen der  Steueri»olitik  Ober  die  Über- 
wälzung der  Steuern  aufstellt.  Schaffte 
prüft  namentlich  die  Ertragssteuer  mit  Rück- 
sicht auf  die  Frage  der  Ueberwälzung  und 
bezeichnet  hier  als  llanpti|uelle  der  letzteren 
die  verfehlte  Anlage  der  alten  Ertragssteuern, 
welche  nicht  nach  den  wirklichen  Erträgen, 
sondern  nur  nach  durchschnittlichen  er- 
hoben werden,  und  empfiehlt  schon  aus 
Gründen  der  Beseitigung  der  Ueborwälzung 
die  Ueberleitnng  der  Ertragssteuern  in 
Partialeinkommensteuern.  Des  weiteren 
unterscheidet  Schaffte  in  zutreffender  Weise 
die  eigentliche  Steuerüberwälzung  von  den 
sonstigen  Steuerentlastungskämpfen  und 
lenkt  besonders  die  Aufmerksamkeit  auf 
den  bis  dahin  wenig  tieachteten  Begriff  der 
Steueramortisation,  d.  h.  auf  die  Thatsaohe. 
dass  nicht  nur  die  einmalige,  sondern  auch 
die  wiederkehrende  Steuerlast  durch  Abzug 
des  kapitalisierten  Stouerbetrages  vom 
Werte  des  Steuerobjektes  übertragen  werden 
könne. 

1'nter  den  neuesten  Schriftstellern  über 
das  I'eberwälzungsproblem  sind  zu  nennen: 
Kaizl,  der  unsere  Kenntnisse  über  das- 
selbe besonders  durch  Verbindung  desselben 
mit  der  Einkommensteuer  förderte,  dann 
v.  Falck,  endlich  S c h a n z ,  dem  das  Ver- 
dienst gebührt,  das  Problem  an  einem  kon- 
kreten Fall  geprüft  zu  haben. l) 

29.  Die  Tragweite  der  Steuerüber- 
wälzung. Aus  dieser  Uebersicht  über  die 
Dogmengeschichte  erhellt,  dass  das  Vor- 
kommen von  Steuerüberwälzungen  allseitig 
angenommen  wird;  die  Meinungen  gehen 
aber  weit  auseinander  über  Begründung, 
Tragweite,  Wirkung  derselben.  Während 
die  älteren  Schriftsteller,  ausgehend  von 
der  Lehre  der  Besteuerung  der  Uebor- 
schusse,  eine  Uelierwälzung  der  meisten 
Steuern  voraussetzten  und  von  dieser  sich 
eine  gerechte  Verteilung  auch  ursprüng- 
lich selüecht  verteilter  Steuern  versprachen, 


')  Die  eingehende  und  »orjrfaltige  Abhnnd- 
luug  von  Et.  Laspeyres  „Statistische  Unter- 
suchungen zur  Frauke  der  Steuerüberwälzung, 
geführt  an  der  tieschichte  der  preußischen 
Mahl-  und  Schlachtatener".  deren  1.  Teil  .soeben 
im  Finanzarchiv  XVIII,  Bd.  1,  erschienen  ist. 
konnte  nicht  mehr  benutzt  werden. 


i  stellen  die  neueren  zwar  Uel>erwälzungs- 

Srozesse  nicht   in   Abrede,  glauben  aber, 
ass  dieselben  sich  vielfach  nach  Analogie 
der  sonst  im  wirtschaftlichen  Ijeben  sich 
j  vollziehenden  Preiskämpfe  erledigen,  als».» 
i  nicht  selten  auch  eine   ungünstige  Ver- 
1  teilung  der  Steuern  bewirken,  und  leiten 
,  daraus  für  die  Finanzverwaltung  die  For- 
I  derung  ab,  schon  bei  der  Einführung  von 
,  Steuern  die  Möglichkeit  solcher  ungünstigen 
Vorgänge  zu  erwägen  und  die  Steuern  so  ein- 
zurichten, dass  sie  nach  Möglichkeit  dahin 
fallen,  wohin  sie  nach  Absicht  der  Steuer- 
gesetzgebung fallen  sollen. 

Nun  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
rlass  die  Ueborwälzung  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  die  Tendenz  hat,  auf  eine 
bessere  Verteilung  ungleich  massiger  Steuern 
hinzuwirken,  nämlich  in  denjenigen  Fällen, 
in  denen  im  privatwirtsehaftlichen  Verkehr 
eiuo  Ausgleichung  der  Gewinne  erwartet 
werden  darf.  Diese  kann  sich  unter  der 
Voraussetzung  freier  Konkurrenz  durch 
Ausdehnung  oder  Einschränkung  der  Unter- 
nehmungen und  des  Angebots  und  der 
Nachfrage  und  der  daraus  folgenden  Beein- 
flussung der  Preise  ergeben.  Entspricht 
hier  eine  Steuer  den  thatsächliehen  Ge- 
winnen nicht,  so  wird  in  der  wirtschaft- 
lichen Welt  sich  das  Bestreben  geltend 
machen,  eben  durch  die  auf  Gewinnaus- 
gleichung  hinwirkenden  Verkehrsvorgänge 
eine  gerechtere  Verteilung  derselben  herbei- 
zuführen. Aber  das  setzt,  wie  bemerkt, 
eine  wirklich  freie  Konkurrenz,  d.  h.  Gleich- 
heit der  Kräfte,  und  die  von  der  älteren 
Theorie  in  allzu  optimistischer  Weise  als 
sicher  angenommeue  Fälligkeit  der  Wirt- 
schaften voraus,  die  Unternehmungen  jeder- 
zeit nach  den  Schwankungen  der  Gewinne 
ausdehnen  oder  einschränken.  Kapital  und 
Arbeit  beliebig  heranziehen  oder  anderweitig 
verwenden  zu  können.  Es  erscheineu  dem- 
nach bei  dem  Ueberwälzungsprozess  und 
speciell  mit  Rücksicht  auf  die  Fortwälzung 
diejenigen  Unternehmungen  als  begünstigt, 
welche  vorwiegend  mit  umlaufendem 
Kapital  arbeiten,  während  diejenigen,  welche 
vornehmlich  mit  stehendem  oder  nur  zu 
bestimmten  Zwecken  dienendem  Kapital 
produzieren,  von  demselben  keinen  Gebrauch, 
machen  können.  Ebenso  sind  diejenigen 
Produzenten  bezüglich  der  Fortwälzung  in 
schwierigerer  Lage,  deren  Waren  durch 
fremde  Zufuhr  und  durch  Surrogate  ersetzt 
oder  ohne  wesentliche  Schädigung  aus  der 
BoxUu-fnisbefricdigung  entfernt  werden 
können.  Auch  die  Frage,  ob  die  Produzenten 
durch  gemeinsames  Vorgehen  und  Rege- 
lung des  Augetxrtes  die  Preise  zu  beein- 
flussen in  der  Lage  sind,  endlich  die  Frage, 
in  welchen  persönlichen  Verhältnissen  die 
Steuerzahler  sich  befinden,  ob  diese  ihnen 
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eineu  Ucbergang  von  einer  Beschäftigung ,  den  Steuerdruck  erkennt,  wie  gross  seine 


zur  anderen,  Einschränkung  des  Angebotes 
etc.  gestatten,  wird  die  Ueberwälzung  be- 
einflussen. Bezüglich  der  Rückwälzung  der 
'■  Steuer  wird  vornehmlich  das  Umgekehrte 
1  gelten,  sie  wird  um  so  leichter  und  voll- 
ständiger sieh  vollziehen,  je  mehr  die  Nach- 
frage sich  gegen  eine  Preiserhöhung  em- 
pfindlich zeigt,  je  eher  es  gelingt,  dein 
steuerten  Bedürfnis  zu  eutsagen,  die 
dfu-fnistafriedigungsnüttel  durch 
nicht  besteuerte  zu  ersetzen.  Ferner  wird 
sich,  wie  A.  Wagner  zutreffend  hervorhebt, 
mitunter  nur  dadurch  eine  Ausgleichung 
der  Gewinne  und  der  Besteuerung  voll- 
ziehen, dass  der  betreffende  Verkehrsprozess 
zu  definitiven  Wcrteinbnssen  oder  Wert- 
herabsetzungen besonders  der  stehenden 
Kapitalien  um  den  Betrag  der  kapitalisierten 
Steuern  führt  und  alsdann  diese  reduzierten 
Kapital  werte  der  Berechnung  zu  Grunde 
gelegt  werden.  So  kann  es  namentlich  bei 
einzelnen  Ertragssteiiern  kommen.  Schon 
aus  dem  bisher  Aufgeführten  ist  ersichtlich, 
dass  in  einer  grossen  Anzald  von  Fällen 
die  Ueberwälzung  geradezu  auf  ungleichere 
Verteilung  der  Steuern  hinwirken  wird. 
Vielfach  vermögen  die  wirtschaftlich 
Schwächeren,  die  im  Konkurrenz-  und 
Preiskampf  an  sieh  benachteiligt  erscheinen, 
die  sie  in  ungerechter  Weise  belastenden 
Steuern  nicht  überzuwälzen,  sondern  haben 
noch  gelegentlich  die  Steuern  anderer  mit- 
zutragen.    Die  Lohnarbeiter,  die  kleinen 


Opferlust  für  den  Staat,  wie  gross  sein 
Egoismus,  wie  seine  wirtschaftliche  Stellung 
ist.  wie  weit  seine  Macht  und  Fähigkeit 
reicht,  die  Steuern  abzustossen  etc. 

Mit  absoluter  Sicherheit  geht  aus  solchen 
Untersuchungen  nur  das  eine  hervor,  dass 
sich  eine  Bürgschaft  dafür,  dass  durch  Ueber- 
be- 1  wälzung  eine  nachteilige  und  ungleich- 
Be- 1  massige  Besteuerung  sich  richtig,  wenn  auch 
andere,  i  erst  in  längeren  Zeiträumen,  verteile,  nicht 
gehen  lässt :  dass  vielmehr  an  die  Finanz- 
verwaltung die  dringende  Aufforderung  zu 
richten  ist,  die  Besteuerung  von  vorn  herein 
so  einzurichten,  dass  sie  den  Grundsätzen 
der  Gerechtigkeit  und  Volkswirtscliaft  ent- 
spricht. Je  mehr  sich  die  Belastung  der* 
Steuerpflichtigen  durch  die  direkten,  even- 
tuell durch  die  auf  den  Destinatar  fortge- 
wälzten indirekten  Steuern  der  Gleichmäßig- 
keit nähert,  desto  mehr  Garantieen  sind  da- 
für vorbinden,  dass  die  Steuern  wirklich 
von  denen  dauernd  getragen  werden,  die  sie 
treffen  sollen  (Kaizl). 

Was'spccicll  die  indirekten  Steuern  an- 
langt, so  ist  bei  diesen  wohl  die  nicht  ge- 
wollte Feher-  und  Rückwälzung  häufiger 
als  bei  den  direkten.  Die  l'eberwälzuug 
der  Steuer  vom  Produzenten  zum  Konsu- 
menten, die  hier  vorgenommen  werden  muss. 
wenn  die  Stouer  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers verwirklichen  soll,  bietet  immer 
Hindernisse  und  Reibungen.  Sein*  gut  weist 
Kaizl   nach,  dass  die  indirekten  Steuern 


Gewerbetreibenden,   dann  alle   diejenigen,  einen  lebhaften  Widerstivit  der  steuerpoli- 


welche  mit  festem  Gehalt  angestellt  sind, 
befinden  sich  entgegen  den  Ansichten 
Smiths  und  Ricardos  im  Ueberwälzungs- 
kampf  zumeist  in  einer  erschwerten  I^age. 

Nun  ist  freilich  in  dieser  Beziehung 
Kaizl  bis  zu  einem  gewissen  Grade  recht 


tischen  Principien  aufweisen:  je  mehr  die 
Steuer  erbringen  soll,  je  mehr  sie  also  Gegen- 
stände des  allgemeinen  notwendigen  Kon- 
sums erfasst,  desto  eher  wird  sie  über- 
gewälzt werden,  aber  desto  ungerechter  und 
ungleichmäßiger  wird  sie  im  Verhältnis  zum 


zu  geben,  wenn  er  meint,  dass  eine  gleich-  |  Einkommen ;  je  mehr  sie  sich  dagegen  auf 
mässige  Besteuerung   des   Einkommens  entbehrliche  Bedürfnisgegenstände  erstreckt 


eine  Ueberwälzung  durch  Preisverschie- 
bungen  nicht  bewirke,  da  in  diesem  Falle 
die  wirtschaftlichen  Pasitionen  der  Kontri- 
buenten alle  gleichmäßig  verändert  werden, 


und  der  Selbstentlastung  und  Selbstbelastung 
des  Einzelnen  nach  Massgabe  des  Einkommens 
zugänglich  ist,  desto  geringer  und  unsicherer 
drohen  ihre  Erträge  zu  werden,  alter  desto 


also  untereinander  gleich  bleiben  und  eher  bleibt  sie  auf  dem  Produzenten  liegen, 
keinem  ein  Anhaltspunkt  gegeben  werde,  [  Freilich  vermag  die  Gesetzgebung  durch  die 
sich  auf  Kosten  des  anderen  schadlos  zu  ;  Art  der  Veranlagung  die  Ueberwälzung  bei 


halten,  dass  vielmehr  nur  ungleichmäßige  t  den  Verbrauchssteuern  zu  erleichtern.  Denn 
Steuern  diesen  Erfolg  herbeiführten.  Allein 
das  wird  sich  doch  nicht  unter  allen  Um- 
ständen behaupten  lassen.  Sicher  haben 
die  Steuerzahler,  mag  es  sich  um  gleich- 
massige  oder  ungleichmässige  Steuern  han- 


lie  wirkliche  Ueberwälzung  bis  auf  den 
Konsumenten  wird  im  allgemeinen  um  so 
vollständiger  erreicht  werden,  je  näher  die 
Steuererhebung  an  den  Konsumtionsakt  ge- 
rückt ist.    Umgekehrt,  jo  weiter  Steuer- 


dcln.  das  Bestrel>en,  die  in  der  Steuer  lie- ,  erhebung  und  Verbrauch  von  einander  ent- 


gende  Schmälerung  ihres  Einkommens  von 
sich  abzuwälzen,  indem  sie  durch  Erhöhung 
der  Preise  ihrer  Produkte  das  Einkommen 
anderer  schmälern.  Inwiefern  dies  gelingt, 
lässt  sich  nicht  allgemein  bestimmen,  hängt 
vielmehr  davon  ab.  wie  weit  der  Einzelne 


fernt  sind,  desto  grösser  wird  die  Möglich 
keit  von  Störungen  der  Ueberwälzung,  desto 
näher  liegt  die  Gefahr,  dass  diesell*»  in 
mangelliafter  Weise  sich  vollzieht.  Steuer- 
veränderungen,  namentlich  zu  Zeiten  einer 
den    betreffenden    Gewerben  ungünstigen 
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Konjunktur,  können  gleichfalls  die  Ueber- 
wälzung  verhindern  oder  erschweren. 

B.  Die  Steuerentlaatungskämpfe. 

30.  Begriff  und  Arten.  Abgesehen  von 
der  Steuerüberwälzung  im  engeren  Sinne 
fehlt  es  nun  im  wirtschaftlichen  Leben  nicht 
an  zahlreichen  anderen  Vorgängen  und  Hand- 
lungen, durch  welche  einzelne  Klassen  oder 
Personen  eine  Entlastung  vou  den  sie  treffen- 
den Steuern  herbeizuführen  bemüht  sind. 

Das  kann,  wie  namentlich  Schaff le 
ausführt,  geschehen  1.  dadurch,  dass  gewisse 
Klassen  der  Bevölkerung  ihren  Einfluss  auf 
die  Staatsgewalt  dazu  benutzen,  um  sich 
offene  oder  versteckte,  thatsächliche  oder 
förmliche  Steuerprivilegien  zu  verschaffen, 
so  dass  den  übrigen  Steuerzahlern  eiue  desto 
grössere  I*ast  erwächst.  Dieser  Klassen- 
widerstand wird  immer  vo»  den  stärkeren 
politischen  Schichten,  die  jeweils  den  Staat 
beherrschen,  ausgehen.  Namentlich  haben 
die  alten  Stände  ihren  Einfluss  zur  Ab- 
wälzung der  Steuerlasten  benutzt.  Aber 
Schäffle  hat  recht,  wenn  er  betont,  dass 
auch  der  Parlamentarismus  der  liberalen 
Epoche  einer  verwerflichen  Steueropposition 
fähig  sei  und  dass  dies  tief  im  Charakter 
einer  einseitig  privatwirtschaftlichen  Epoche 
der  materiellen  Interessen  begründet  liege. 
Deshalb  empfiehlt  Schäffle  gegenüber  der 
Thatsache.  dass  die  Steuerpolitik  auch  »dem 
zugeknöpften  Beutel  der  herrschenden  Klas- 
sen *■  den  notwendigen  Bedarf  abriugeu  müsse, 
neb»en  sonstigen  Steuern  eine  Verbrauchs- 
1  «Steuerung,  welche  einigermassen  auch  »lie 
Wohlhabenden  sicher  heranzieht,  und  eine 
Besitzwechselbesteuerung,  die  keiuen  kom- 
jiakten  Widerstand  herausfordert,  weil  sie 
nie  alle  Steuerträger  auf  einmal,  sondern 
stets  nur  einzelne  in  ungleichen  und  zu- 
fälligen Intervallen  trifft. 

Der  Eutlastungskampf  vollzieht  sich  1.  in 
den  verschiedenen  Formen  der  Steuer- 
hinterziehung, in  falschen  Deklara- 
tionen, in  Verschweigung  steuerpflichtiger 
Beträge,  in  Bestechung  der  Steuerbehörden, 
im  Schmuggel  etc. 

Auch  in  diesen  Vorgängen  vollzieht  sich 
die  l'ebcrtragung  eines  Teils  der  Steuerlast 
von  den  sich  unrechtmässige!  weise  Ent- 
lastenden auf  andere.  Hinterziehungen  er- 
scheinen in  letzter  Linie  nicht  als  eine  Ver- 
kürzung des  Staates,  der  unter  allen  Um- 
ständen die  ihm  notwendigen  Steuersummen 
aufzubringen  weiss,  als  vielmehr  als  ein  Un- 
recht gegen  die  übrigen  Steuerzahler,  die 
nun  ihrerseits  auch  für  die  defraudierten 
Beträge  aufzukommen  haben.  Es  ist  schon 
an  anderen  Stellen  darauf  aufmerksam  ge- 
macht worden,  dass  der  Staat  der  freilich 
unausrottbaren  Neigung  zu  Schmuggel  und 
Defraudation   durch  die  Art   dos"  Steuer- 


systems und  die  Wahl  der  Veranlagung 
wenigstens  einigermassen  entgegentreten 
kann.  Schäffle  hat  wohl  recht,  wenn  er  darauf 
aufmerksam  macht,  dass  die  innerste  Natur 
der  Volkswirtschaft  in  der  heutigen  Steuer- 
epoche der  Hinterziehung  zu  Hilfe  komme: 
denn  der  Staat  übersieht  keine  einzige  der 
Steuerkräfte  genau  und  ganz,  auch  ist  die 
grosse  Mehrzahl  der  Steuerkräfte  so  klein, 
dass  die  genaue  Einschätzung  einer  jeden 
gar  nicht  möglich  ist.  Oft  sind  auch  die 
stärksten  Steuerkräfte,  so  das  bewegliche 
Kentenkapital,  Spekulations-  und  Glücksge- 
wiune  etc.  gar  nicht  fiudbar.  Hier  helfen 
nur  höhere  Strafen  gegen  Defraudationen 
und  die  in  der  Form  einer  Erbschaftssteuer 
oder  ähnlicher  Ergänzungssteuern  geübten 
Kontrollen. 

Die  dritte  Form  des  Entlastungskampfes 
erscheint  in  dem  Vorgange,  dass  die  Be- 
steuerten infolge  grösserer  Produktionsthätig- 
keit,  die  zumeist  durch  die  Besteuerung 
seihst  veranlasst  wird,  die  Steuer  ganz  oder 
teilweise  einbringen.  Wir  möchten  diesen 
Prozess  nach  dem  Vorgange  A.  Wagners 
als  Abwälzung  bezeichnen.  Diese  unter- 
scheidet sich  von  der  eigentlichen  Ueber- 
wälzung  und  von  den  sonstigen  Entlastungs- 
kämpfen dadurch,  dass  Steuerzalüer  und 
Steuerträger  erleichtert  werden .  ohne  dass 
andere  Steuerträger  die  Kosten  zu  tragen 
haben.  Von  dieser  Form  der  Steuerent- 
lastung sagt  schon  Kau,  dass  hier  die  Be- 
steuerten keinen  anderen  Nachteil  von  der 
Steuer  haben,  als  dass  sie  mehr  Zeit  und 
Kraft  aufwenden  müssen. 

Denkbar  und  möglich  ist.  dass  die  Ge- 
samtbesteuerung, namentlich  wenn  sie  hoch 
und  fühlbar  ist,  also  etwa  in  der  Form  hoher 
Vermögenssteuern  geschieht,  das  ganze  Volk 
zur  Abwälzung  durch  gesteigerte  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  antreibt,  aber  praktisch  be- 
deutungsvoller sind  jedenfalls  die  Fälle,  in 
denen  die  Abwälzung  durch  einzelue  Stenern 
oderVoranlagungsarten  provoziert  wird.  Und 
hier  lässt  sich  vielfach  nicht  bloss  die  That- 
sache, sondern  auch  Art  und  Umfang  der 
Abwälzung  konstatieren.  Diese  Abwälzung 
kann  geschehen  durch  Verbesserung  und 
Vermehrung  der  Produkte  bei  gleichbleiben- 
dem Aufwand  von  Kapital  und  Arbeit  oder 
durch  Verminderung  «er  Produktionskosten 
bei  gleicher  Anzahl  und  Güte  der  Produkte. 
Als  Beispiele  raögeu  namentlich  diejenigen 
indirekten  Verbrauchssteuern  dienen,  bei 
denen  die  Steuern  vom  Produzenten  nach 
dem  Kohstoffe  oder  nach  Betriebsmerkinaleu 
erhol»en  werden,  so  namentlich  die  Brannt- 
wein-, Zucker-  und  Bierbesteuerung.  Hier 
gelanges  den  Produzenten  nicht  selten,  durch 
Anwendung  verbesserter  Apparate  und  Ma- 
schinen mehr  Fabrikate  aus  den  Rohstoffen 
etc.  herzustellen,  als  die  Steuergewalt  an- 
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genommen  hatte,  mithin  einen  Teil  derselben 
steuerfrei  zu  produzieren,  was  eine  Herab- 
setzung der  Steuer  im  Verhältnis  zu  dem 
steuerfrei  produzierten  Quantum  bewirkte. 
Auch  bei  Ertragssteuern  mit  stabiler  Ka- 
tasterveranlagung, namentlich  bei  der  Grund- 
steuer, wird  eine  mehr  oder  weniger  be- 
deutende Steuerabwälzung  dadurch  bewirkt 
werden  können,  dass  der  Wirtscliafter  den 
wirklichen  Krtrag  durch  besondere  Tüchtig- 
keit und  Anstrengung,  durch  Meliorationen 
u.  dgl.  über  den  von  der  Steuergcwalt  fest- 
gesetzten hinaus  zu  steigern  vermag. 

Von  dieser  Abwälzung  hat  die  Volks- 
wirtschaft als  Ganzes  unbestreitbaren  Vor- 
teil :  doch  nehmen  die  einzelnen  Besteuerten 
in  verschiedenem  Masse  daran  teil.  Zu- 
nächst fragt  es  sich,  ob  Kosten  und  Preise 
der  Produkte  sich  proportional  verändern 
oder  uicht  und  wie  die  durch  die  Fort- 
schritte der  Produktion  ermöglichten  Vor- 
teile auf  die  einzelnen  Grupjwn  Produzenten 
und  Konsumenten  sich  verteilen.  Was  dann 
sj>eoioll  die  Abwälzung  indirekter  Steuern 
anlangt,  so  gelingt  sie  nicht  allen  Produ- 
zenten in  gleichem  Masse;  sie  gelingt  nur 
oder  sie  gelingt  wenigstens  in  höherem 
Masse  den  tüchtigeren  und  fleissigercu  Produ- 
zenten, besonders  aber  den  kapitalkräftigeren, 
welche  durch  ihr  Kapital  in  die  Lage  ge- 
setzt sind,  alle  Verbesserungen  der  Technik 
sich  zu  nutze  zu  machen.  Die  Besteuerung 
der  Rohstoffe  oder  der  Produkte  gleich  beim 
Beginne  der  Produktion  begünstigt  also  mehr 
oder  weniger  die  Grossbetriebe  und  fuhrt 
zu  ungleicher  Belastung.  Die  kleineren 
Produzenten  können  leicht  in  die  l<age 
kommen,  einen  Teil  der  Steuer,  die  sie  auf 
die  Konsumenten  wälzen  sollten ,  auf  sich 
zu  nehmen,  tun  die  Preiskonkurrenz  mit 
den  grösseren  Produzeuten  bestehen  zu 
können.  Diese  Missverhältnisse  hat  man  in 
der  neueren  Zeit  wiederholt  im  Stenerrecht 
berücksichtigt,  so  wenn  z.  B.  nach  dein 
deutschen  Branntweinsteuergesetz  von  18S7, 
bezw.  der  Novelle  vom  S.  Juni  1891 ,  die 
landwirtschaftlichen  Brennereien  eine  Kon- 
tingentsbegünstigung  und  Erweiterung  des 
Spielraumes  der  Bronnperiode  oder  wenn 
die  der  Materialsteuer  unterliegenden  Obst- 
brennereien Ermässigungen  zugebilligt  er- 
hielten, so  auch,  wenn  uaeh  der  Neuregu- 
lierung des  bayerischen  Malzaufschlags  vom 
8.  Dezemltor  1889  die  Brauer  für  den  Hekto- 
liter Malz  durchschnittlich  0  Mark,  diejenigen 
dagegen,  welche  mehr  als  10000  Hektoliter 
Malz  verwenden,  einen  Zuschlag  von  je 
25  Pfennig  für  jeden  weiteren  Hektoliter 
bis  zu  40000  Hektoliter,  und  diejeuigeu,  die 
mehr  als  40  000  Hektoliter  verarbeiten,  einen 
Zuschlag  von  50  Pfennig  für  jeden  die 
Menge  von  40  000  Hektoliter  übersteigenden 
Hektoliter  zu  entrichten  haben.   Auch  die 


Abwälzung  stabiler  Ertragssteueru ,  so  er- 
wünscht sie  für  denjenigen  ist,  dem  sie  ge- 
lingt, kann  dadurch  Bedenken  erwecken, 
dass  durch  diese  Art  der  Abwälzung  Uu- 
gleichmässigkeiten  in  der  Gesamtbesteuerung 
entstehen.  Im  übrigen  hat  freilich  von 
dieser  Art  des  Steuerentlastungskampfes,  wie 
oben  bereits  bemerkt  wurde,  die  Volkswirt- 
schaft unverkennbare  Vorteile. 

VI.  Geschichte  und  Statistik  des  Steuer- 
wesens im  19.  Jahrhundert. 

31.  Allgemeine  Uebersicht.  Ueberblickt 
man  das  Steuerweseu  der  grosseren  modernen 
Staaten  Europas,  so  wird  man  rinden,  das«  die 
Verschiedenheit  desselben  trotz  der  seit  einiger 
Zeit  »ich  geltend  machenden  nivellierenden  Be- 
strebungen ausserordentlich  gross  ist.  Die 
Gründe  sind  zum  Teil  historischer  Natur  und 
an  anderer  Stelle  bereits  nachgewiesen  worden. 
(S.  meinen  Art.  Finanzen  oben  Bd.  III  8. 
902  ff.)  Hier  handelt  es  sich  nnr  um  die  Kon- 
statierung derjenigen  Verschiedenheiten,  welche 
auch  heute  noch  die  Gesetzgebungen  durch- 
zieheu.  Da  füllt  uainentlich  nun  die  verschie- 
dene Ausdehnung  der  direkten  und  der  in- 
direkten Stenern  auf.  Es  muss  aber,  weun  wir 
diese  Verschiedenheit  hier  nicht  bloss  durch 
Worte,  sondern  auch  durch  Zahlen  zu  konsta- 
tieren deu  Versuch  machen,  auch  an  dieser 
Stelle  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dos.-« 
der  Begriff  der  direkten  und  der  indirekten 
Stenern  sehr  schwankt,  nicht  nur  in  der  Theorie, 
sondern  auch  im  Staatsvoranschlagswesen.  Die 
Berechnung  int  auch  wegen  der  verschiedenen 
Anlage  der  Budgets  sehr  schwierig,  so  dass 
selbst  ganz  verlässige  Statistiker  zu  verschie- 
deneu Resultaten  kommen.  Deshalb  muss  aus- 
drücklich bemerkt  werden,  dass  hier,  um  we- 
nigstens einige  zahlenmäßige  Vergleiche  zu  er- 
möglichen, der  Begriff  der  indirekten  Stenern 
im  weitesten  Siuue  genommen  ist. 

Bei  dem  Vergleiche  der  Staatavoranschliige 
I  der  einzelnen  wichtigeren  Staaten  findet  man 
I  eine   auffallende   Aebnlichkeit   zwischen  den 
I  Finanzverhältnissen  Frankreichs  uud  Englands, 
l  Hier  wie  dort  überwiegt  das  Einkommen  aus 
indirekten  Stenern  weit  das  aus  direkten.  In 
Frankreich  verhalten  sich  die  direkten  zu  den 
indirekten  Steuern  wie  1 : 4,79.  in  England  wie 
1 : 3,64.    Den  Gegensatz  dazu  bilden  Preussen 
und  Italien  mit  einem  Verhältnis  von  1 : 2, 
bezw.  1  : 1,55).  Die  Mitte  zwischen  diesen  Staaten 
halten  Oesterreich  und  Russland  mit  einem  Ver- 
hältnis von  1:2,73  und  1:2,95. 

A.  Die  deutschen  Staaten. 

32.  Preussen.  Preussen  hatte  zu  Anfang 
dieses  Jahrhundert*  mit  besonderen  Schwierig- 
keiten in  Bezug  auf  die  Herstellung  eines 
zweckentsprechenden  Steuersysteros  zu  kämpfen. 
Diese  lagen  einmal  in  der  Unfertigkeit  der  po- 
litischen Zustände,  zum  anderen  m  den  über- 
lieferten historischen  Verhältnissen.  Die  direkte 
Besteuerung  hat  nach  mancherlei  Versuchen 
seit  den  Katastrophen  von  1806  1807  am  30. 
Mai  1820  einen  ersten  Abschlnss  erfahren  da- 
durch, dass  neben  den  alten  Realstenern,  der 
Grund-,  Gebäude-  und  einer  eben  neugestalteten 
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Gewerbesteuer,  eine  allgemeine  Personalstener 
in  der  Form  einer  Klassensteuer  eingeführt 
wurde.  Diese  direkte  Besteuerung  steht  iedoch 
in  einem  so  engen  Zusammenhange  mit  der  in- 
direkten, namentlich  bis  zum  Jahr  1873,  dass 
wir  sie  wenigsten»  teilweise  zusammen  be- 
trachten müssen.  Durch  die  Edikte  vom  27. 
und  28.  Oktober  1810,  durch  welche  die  bis  da- 
hin bestehenden  Privilegien,  Befreiungen,  lo- 
kalen Verschiedenheiten  in  der  Hauptsache  auf- 
gehoben wurden,  wurde  nämlich  ein  allgemeines, 
Stadt  und  Land  gleichmäßig  umfassendes  System 
vou  Verbrauchssteuern  eingerichtet,  darunter 
eine  Mahlaccise  von  Getreide.  Da  aber  diese 
und  namentlich  die  Mahlsteuer  auf  dem  Lande 
Crossen  Schwierigkeiten  unterlag,  so  führte  ein 
Edikt  vom  7.  September  1811  eine  grundsätz- 
liche Unterscheidung  bezüglich  dieser  Steuern 
herbei,  wonach  das  Verbrauehsstenersystem  mir 
in  den  grösseren  Stitdten  in  etwas  veränderter 
Form  aufrecht  erhalten  blieb,  während  in  den 
kleineren  Städten  und  auf  dem  platten  Lande 
eiue  Personalsteuer  in  Form  einer  Kopfsteuer 
eingeführt  wurde.  Xach  den  oben  erwähnten 
Gesetzen  vom  30.  Mai  1820  wurde  in  den  grös- 
seren Städten  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
weitergeführt,  in  den  kleineren  die  Personal- 
stener,  allerdings  in  der  verbesserten  Form  einer 
Klasaeusteuer,  eingeführt.  Diese  Klassensteuer 
war  bekanntlich  keine  eigentliche  Einkommen- 
steuer, hatte  nur  wenige  Klassen,  richtete  sich 
nur  ganz  allgemein  nach  den  äusseren  Lebens- 
verhältnissen etc.  und  traf  namentlich  die  oberen 
Klassen  entfernt  nicht  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Leistungsfähigkeit.  Wir  übergehen  hier  die 
Versuche,  welche  wiederholt  zur  Verbesserung 
der  Klassensteuer  gemacht  wurden,  da  dieselben 
an  einer  anderen  Stelle  (oben  Bd.  III.  S.  384  ff.) 
eindrehend  geschildert  wurden.  Nach  verschie- 
denen vergeblichen  Anläufen  kam  es  endlich  im 
Jahre  18öl  (Gesetz  vom  1.  Mai  1851 1  zu  einem 
prineipiell  und  praktisch  sehr  wichtigen  Ge- 
setze, das  mit  Recht  ab?  eine  Etappe,  in  der 
Entwickelung  des  preussischen  Steuerwesens 
betrachtet  wird.  I»amals  wurde  die  Personal- 
und  Einkommensteuer  wenigstens  für  die  wohl- 
habenden Klassen  der  Bevölkerung  zu  einer 
wirklich  allgemeinen  und  zwar  auch  in  den 
grosseren  Städten,  indem  die  durch  dieses  Ge- 
setz eingeführte  sogenannte  klassifizierte  Ein- 
kommensteuer alle  Jahreseinkommen  physischer 
Personen  von  10U0  Thalern  ab  umfasste.  Für 
Steuerpflichtige  mit  geringerem  Einkommen 
blieb  zwar  in  den  grösseren  Städten  noch  die 
Mahl-  und  Schlachtsteuer,  in  den  kleineren 
Srädten  und  auf  dem  Lande  die  Klassensteuer 
bestehen,  aber  doch  war  durch  dieses  Gesetz 
das  Frincip  der  direkteu  Staatsbesteuerung 
gegenüber  «er  Verbrnuchsbestcuerung  einerseits 
und  das  Princip  der  Einkommen-  gegenüber  der 
Krtragsbesteuerung  andererseits  in  erheblichem 
Masse  gefordert.  Die  übrigen  direkten  Steuern 
blieben  in  ihrem  alten  Zustande  und  erst  zu 
Anfang  der  60er  Jahre  ging  mnn  daran,  auch 
die  zurückgebliebene  Realbesteuerung  den  ver- 
änderten Verhältnissen  entsprechend  umzuge- 
stalten. Durch  zwei  Gesetze  vom  21.  Mai  1861 
wurde  zunächst  die  Grundsteuer  und  die  Ge- 
händesteuer  reformiert.  Bei  der  erstcren  wur- 
den die  alten  Steuerfreiheiten  des  privilegierten 
Grundbesitzes  im  Osten  beseitigt,  eine  allge- 


meine gleichartige  Grundsteuer  auf  Grund 
neuen  Katasters  durchgeführt,  die  letztere  wurde 
von  der  ersteren  getrennt  und  auf  eigene  Füs*e 
gestellt.  Das  geschah  allerdings,  wie  A.  Wagner 
erst  jüngst  hervorhob,  zu  einer  Zeit,  als  man 
an  der  steuerpolitischen  Richtigkeit  und  an  der 
stenertechnisehen  Vorzüglichkeit  der  allgemeinen 
Grundsteuer,  zumal  für  ein  grosses  Staatsgebiet 
mit  verschiedenen  wirtschaftlichen,  technischen 
und  historischen  Verhältnissen,  irre  zu  werden 
begann ;  aber  die  Mängel  der  Personalbesteuerung 
wurden  damals  doch  sehr  stark  empfunden  und 
erschienen  vielfach  als  unüberwindlich.  Das 
Interesse  der  Finanzverwaltung  wurde  dabei 
durch  eine  kleine  Erhöhung  des  Ertrages  der 
Grundsteuer  und  durch  die  Einführung  der 
neuen  Gebäudesteuer  berücksichtigt. 

Da«  Gesetz  über  die  Gewerbesteuer  blieb 
vorerst  in  dem  Zustande  vom  Jahre  1820. 

Ein  weiterer  Schritt  in  der  Reform  der 
direkten  Staatsbesteuerung,  der  z.  T.  durch  die 
grossen  politischen  Ereignisse  der  Jahre  1864. 
1866,  1870  und  1871,  z.  T.  durch  die  damit 
verknüpften  Foltren  für  den  Staatshaushalt  der 
Einzelstaateu ,  namentlich  den  U  ebergang  der 
indirekten  Steuern  an  das  Reich,  z.  T.  durch 
die  gewaltige  Entwickelung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens,  z.  T.  endlich  durch  die  in  den 
60ei  Jahren  rasch  um  sich  greifende  freihänd- 
lerische Agitation  gegen  die  Verbrauchssteuern 
veranlasst  war.  geschah  durch  GG.  vom  25.  Mai 
1873.  Damals  wurde  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer als  Staatssteuer  und  die  Mahlstener  auch 
als  Kommunalsteuer  gänzlich  aufgehoben  und 
die  direkte  Besteuerung  mit  wenigen  Ausnahmen 
zur  alleinherrschenden  gemacht.  An  ihrer  Stelle 
wurde  auch  in  den  grösseren  Städten  die  in 
einigeu  Punkten  geänderte  Klassensteuer  ein- 
geführt. Bei  der  klassifizierten  Einkmnmen- 
steuer  erfolgten  nur  geringfügige  Aendernugeu. 

Obwohl  nun  die  Einkommen-  und  Klassen- 
stener,  namentlich  durch  die  oft  sehr  bedeuten- 
den Zuschläge  grösserer  Kommunen  zu  der- 
selben, drückend  empfunden  wurde  und  manche 
Angriffe  hervorrief,  blieb  es  doch  bis  zum  Jahr* 
18H3  bei  der  bisherigen  Besteuerung.  Erst  im 
Jahre  1883  wurde  namentlich  infolge  der  Reichs- 
steuerpolitik vom  Jahre  1879  ein  weiterer  Schritt 
gemacht.  Diese  Aenderungen  erklären  sich  aus 
dem  seit  dem  Jahre  1880  beliebten  steuerpoli- 
tischen Systeme  der  sogenannten  Verwendungs- 
gesetze, wonach  die  durch  die  Entwickelung 
der  Zölle  und  der  indirekten  Stenern  im  Reiche 
bewirkten  Mehreinnahmen  (wenn  Reich  und 
Staat  zusammengefaßt  werden)  nicht  zur  Ver- 
mehrung der  öffentlichen  Einkünfte,  sondern  zur 
Milderung  der  direkten  Steuern  herangezogen 
werden  sollten.  Infolge  dieser  Einrichtung 
sollen  nach  einem  G.  vom  16.  Juli  1880  die  dem 
preussischen  Staate  aus  dem  Ertrage  der  Zölle 
und  der  Tabaksteuer  oder  infolge  weiterer 
Steuerreformen  des  Reichs  jährlich  zn  über- 
weisenden Geldsummen  zum  Erlasse  eines  ent- 
sprechenden Betrages  an  der  Einkommen-  und 
Klassenstener  verwendet  werden,  insoweit  da- 
rüber nicht  in  Uebereinstimmung  mit  der  Lan- 
desvertretung behufs  Deckung  der  Staatsau.*- 
gaben  oder  Ueberweisung  eines  Teils  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  an  die  Kommunal verbäude 
anderweit  Verfügung  getroffen  ist.  Ein  G.  v. 
10.  März  1881  führte  in  der  That 
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Erlaus  ein.  der  dann  durch  G.  v.  26.  März  1883  [  eingewirkt  und  dort  die  Anregung  zu  Reformen 
etwa*  eingeschränkt  wurde.  Ein  neue»  Gesetz  gegeben  hat.  Wichtig  ist  aber  ausserdem  be- 
sollte noch  zu  Ende  des  Jahres  1883  principielle  :  Binders  der  Weg,  den  Preussen  in  der  Reform 
Aendcrungen  an  der  Einkommensteuer  vor-  j  der  direkten  Steuern  eingeschlagen  hat,  indem 
nehmen;  es  kam  aber  trotz  der  Anerkennung  \  es  in  entschiedener  Weise  den  Uebergang  zur 
der  Notwendigkeit  einer  durchgreifenden  Aende-  ;  Personal-  oder  Snbjektbesteuerung  vullzogeu 
rung  der  Personalbesteuerung  nicht  zn  einer  und  von  dein  Principe  der  Ertragsbesteuerung 


solchen.  Die  Reform  der  Klassen-  und  Ein- 
kommensteuer blieb  dann  infolge  einer  Reihe 
von  Verhaltnissen,  mit  denen  wir  uns  hier  nicht 
weiter  befassen  können,  liegen,  und  erst  im 
.Jahre  1891  wurde  ein  weiterer  bedeutungsvoller 
Sehritt  in  der  Fortbildung  des  preußischen 
Steuerwesens  gemacht. 

Dass  eine  Steuerreform,  und  zwar  nicht 
nur  der  Staats-,  sondern  auch  der  Gemeinde- 
steuern dringend  notwendig  sei.  wurde  von  allen 
Seiten  anerkannt.  Die  Gründe  waren  nament- 
lich folgende:  Zunächst  sollte  die  von  allen 
Seiten  angenommene  Ueberlastnng  der  unteren 
Klassen  durch  die  Verbrauchssteuern  und  Zölle 
des  Reichs  einigermassen  paralysiert  werden 
durch  eine  entsprechende  Mehrbelastung  der 
wohlhabenderen  Klassen  mit  direkten  Steuern. 
Man  war  wohl  allgemein  darilber  einig,  dass  die 
Herstellung  einer  gleichmässigereu  Steuerbe- 
lastuug  nur  durch  Aenderungeu  an  der  Ein- 
kommensteuer bewirkt  werden  könne:  man  war 
ferner  darüber  einig,  dass  die  bestehende  Ge- 
setzgebung über  diese  Steuern,  vornehmlich  das 
Veranlagung» verfahren  der  Klasseu-  und  Ein- 
kommensteuer, viele  Mängel  enthalte;  nament- 
lich hielt  man  dafür,  das»  die  Zinsen  und  Divi- 
denden des  beweglichen  Kapitals  nicht  im  ent- 
sprechenden Verhältnisse  getroffen  würden.  Es 
kam  ferner  dazu,  dass  diese  t'ebelstäude  durch 
manche  provinzielle  und  lokale  Verschiedenheiten 
der  Resitz-  und  Krwerbsverhtfltnisse.  dann  durch 
das  nngleiehmässige  Vorgehen  der  Veranlagungs- 
organe vielfach  gesteigert  wurden,  endlich, 
dass  durch  das  herrschende  System  der  kommu- 
nalen Zuschläge  zu  den  Staatssteuerquoten  die 
Ungleichheit  des  Druckes  noch  empfindlicher 
gemacht  wurde.  So  war  eine  Steuerreform  auch 
ohne  die  Nötigung  eines  steigendeu  Redarfs 
dringend  notwendig  geworden.  Iu  der  That 
wurde  es  von  seiten  des  Finanzministers  Miqnel 
als  der  einzige  Zweck  dieser  Reform  betont, 
dass  es  sich  bei  derselben  niu  bessere,  gerechtere 
Verteilung  der  Steuerlast  unter  den  Pflichtigen, 
nicht  um  Beschaffung  von  Mehrerträgeu  für  den 
Staat  handle.  Mag  diese  Ansicht  vielleicht  auch 
etwas  zu  idealistisch  sein,  die  für  die  Eutwicke- 
luug  des  Steuerwesens  wichtige  Thatsache  bleibt 
doch  bestehen,  dass  durch  das  neue  Einkommen- 
steuergesetz vom  24.  Juni  185)1  ein  wesent- 
licher Fortschritt  in  der  Annäherung  an  die 
obersten  Grundsätze  im  Steuerwesen  gemacht 
wnrde.  Auf  das  Gesetz  im  einzelnen  einzu- 
gehen, ist  hier  keine  Veranlassung ;  es  ist  oben  Rd 


sich  weggewendet  hat. 

Diese  Reform  d>r  Einkommensteuer  und 
des  gesamten  Steuerwesens  Uberhaupt  erhielt 
ihren  Abschlnss  durch  drei  weitere  Gesetze 
des  Jahres  1893.  Von  diesen  bestimmte  das 
erste,  dass  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuern als  Staatssteuern  ausser  Hebung  ge- 
setzt und  die  Rergstener  aufgehoben  werde. 
Das  zweite  führte  als  neue  Staatssteuer  eine 
Vermögenssteuer  (..Ergänzungsstener";  ein.  Das 
dritte  ordnete  das  Komraunalstenerwesen,  indem 
es  die  von  dem  Staate  freigegebenen  Steuer- 
quellen  den  Kommunen  überwies  und  die  Ge- 
meindeeinkommensteuer regelte.  Auf  diese  Ge- 
setzgebung hier  einzugehen,  verbietet  sich  durch 
den  Zweck  dieser  Uebersieht:  aber  es  muss 
ausdrücklich  konstatiert  werden,  dass  diese 
neueste  Entwickelung  des  Steuerwesens  in 
Preusseu  trotz  einiger  nicht  unerheblicher 
Mängel,  namentlich  in  der  Regelung  des  Ge- 
meindeeinkommeusteuerwesens,  einen  erheblichen 
Fortschritt  in  der  Verwirklichung  der  im  Stener- 
wesen  als  richtig  anerkannten  Grundsätze  be- 
wirkt hat. 

Bezüglich  der  übrigen  in  Preussen  bestehen- 
den Stenern  seien  nur  die  Erbschaftsstenern, 
die  verschiedenen  Stempelsteuern  und  die 
Hundesteuer  als  die  wichtigsten  erwähnt,  t'eber 
ihre  Veranlagung  etc.  verweise  ich  auf  die  be- 
sonderen Artikel. 

In  der  auf  S.  1152  folgenden  statistischen 
Tabelle  »oll  schliesslich  eine  Uebersieht  Uber  die 
Erträgnisse  der  preussisehen  Stenern  im  19. 
Jahrhundert  gegeben  werden,  Ueber  sonstige, 
Steuern  des  preussisehen  Staates  und  deren  Er- 
trägnisse s.  Finanzstatistik  obeu  Bd.  III 
S.  983  f. 

3:1.  Bayern.  Im  Gegensatze  zu  dem  von 
uns  bei  Betrachtung  des  preussisehen  Steuer- 
wesens eingeschlagenen  Verfahren  empfiehlt  es 
sich,  für  Bayern  uud  die  übrigen  deutschen 
Staaten  die  direkten  und  indirekten  Stenern 
gesondert  zu  besprechen.  Wir  sprechen  zunächst 
von  den  ersteren. 

Noch  .zur  Zeit  des  Erlasses  der  bayerischen 
Verfassung,  im  Jahre  1818,  zerfiel  da.«  Land, 
was  die  Gesetzgebung  über  die  direkten  Steuern 
anlangt,  in  eine  Mehrzahl  von  Rechtsgebieten. 
Das  Gebiet  des  bayerischen  Rechts  umfasste 
die  fi  älteren  Provinzen,  iu  welchen  als  direkte 
Stenern  die  Rustikal-  oder  Grundsteuer,  die 
Domiuikal-,  die  Hans-,  die  Gewerbe-,  die  Fa- 
milien- und  die  Zugviehsteuer  erhoben  wurden. 
III,  S.  394  ff.  geschildert  worden.    Um  so  mehr  j  Im  Rheinkreise  dagegen  und  in  Unterfrauken 


aber  möchten  wir  hier  kurz  auf  die  Bedeutung 
desselben  für  die  Geschichte  des  Steuerwesens 
hinweisen.  Preussen  war  in  seiner  staatlichen 
direkten  Besteuerung  längere  Zeit  hinter  klei- 
neren deutschen  Staaten,  besonders  Sachsen, 
Raden  und  Hessen  zurückgeblieben,  und  es  ist 
flir  ganz  Deutschland  wichtig,  wie  A.  Wagner 
mit  Recht  bemerkt,  dass  Preussen  das  Versäumte 


«•standen,  teilweise  anschliessend  an  die  fran- 
zösische Gesetzgebung,  die  Grundsteuer  und 
die  mit  ihr  verbundene  Häusersteuer,  die  Thür- 
und  Fenstersteuer,  die  Gewerbesteuer  und  die 
Personal-  und  Mobiliarsteuer.  Ein  neuer  Ab- 
schnitt in  der  Entwickelung  des  bayerischen 
Steuerwesens  beginnt  mit  dem  Jahre  1828.  Es 
wurden  damals  dem  Landtage  fünf  Gesetzent- 


nachholte  und  durch  seine  Gesetzgebung  nun  1  würfe  vorgelegt,  welche  die  Grund-,  die  Haus-, 
auch  wieder  auf  die  übrigen  deutschen  Staaten  die  Gewerbe-  "und  Erwerbssteuer  und  die  Er- 
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Ertrag  der  preussi sehen  direkten  Staatssteuern  nebst  der 

Mahl-  und  Schlachtateuer. 


Nac  h  A   Wagner,  Finniizan  Iii v.  VIII.  Jahrg.  S.  5M.'i    (Voranschlag.  Soll.' 
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hebiing  der  direkten  Staatsauflagen  betrafen,  kennbar,  dein  aber  eine  gewisse  Grösse  de< 
Diese  Vorlage  führte  zu  den»  G.  v  15.  August  j  Stils  nicht  abzusprechen  ist.  ein  Bruchstück 
1828,  betreffend  die  allgemeine  (Grundsteuer,  ■  Erst  nach  Jahrzehnten  wagte  man  sich  unter 

ein  Gesetz,  welches  in  seinen  allgemeinen  Be-  deni  Drucke  der  Not  an  die  damals  ungeK*; 

Stimmungen  auch  heute  noch  gilt.    Es  besteuert  gebliebene  Aufgabe. 

auf  Grund  eines  Katasters  im  wesentlichen  den  Das  war  der  Fall  im  Jahre  1848.  Die  Ab- 
Rohs tenerert rag  bezw.  die  Ertragfähigkeit  der  Iiisungsgesetzgebung  und  die  damals  geplante 
Grundstücke.  Am  gleichen  Tage  kam  auch  die  aber  allerdings  nicht  durchgeführte  Anfhcbiuiir 
Hausstencr  zn  stände.  Die  übrigen  Gesetzeut-  des  Lottos  stellten  erhebliche  Ausfälle  in  Aus- 
würfe, die  in  mehrfacher  Beziehung  von  Inte-  sieht.  An  eine  einfache  Erhühuug  der  bis  dahin 
resse  sind,  wurden  nicht  erledigt.  Die  Be-  bestehenden  Steuern  konnte  bei  der  Thatsache. 
Steuerung  der  Kapitalien  wurde  auch  hier  wie  dass  die  (»rund-.  Dominikal-  und  Haussteuer 
anderwärts  deshalb  als  bedenklich  erklärt,  weil  etwa  5  Millionen  Gulden  ertrugen,  während  die 
dadurch  die  Kapitalien  entweder  ins  Ausland  Personal-,  Familien-,  Besoldung*-  und  Mobiliar- 
getrieben oder  von  nutzbringender  Verwendung  Steuer  nur  etwa  360000  Gulden  erbrachte, 
zurückgeschreckt  würden,  weil  sie  •  leicht  zü  nicht  wohl  gedacht  werden.  Und  »o  braelitr 
hinterziehen  sei  und  gehässige  Vermögenser-  die  »Staatsregierung  im  Landtage  zwei  Gesetz- 
mittelungen  voraussetze.  Von  der  Besteuerung  entwürfe  Uber  die  Einkommen-  und  KapiUl- 
von  .Staatspapieren  wurde  noch  besonders  eine  Steuer  ein,  welche  nneh  unter  dem  4.  Mai  l?*4-s 
Minderung  des  Staatskredita  befürchtet.  Ferner  zu  Gesetzen  gemacht  wurden.  Jedoch  sollten 
wurde  die  Besteuerung  der  Apanagen.  Staats-  sie  nur  probeweise  für  das  Rechnungsjahr 
dienerbesoldnngen  und  anderer  ähnlicher  Be-  1848,49  gelten,  da  die  Regierung  sich  schenk, 
zlige  mit  der  Motivierung  abgelehnt,  dass  .es  „im  Drange  des  Augenblicks-,  wie  sie  sagte 
offenbar  jeder  richtigen  Theorie  widerspräche,  „einen  Neubau  dea  Steuersystems  vorzunehmen" 
den  Staatsbedarf  z.  T.  durch  direkte  ordent-  Während  die  Kapitalsteuer  im  allgemeinen  die 
liehe  Auflagen  auf  den  Staatsbedarf  selbst  zu  Grundzüge  analoger  Stenern  in  anderen  Staaten 
decken",  dass  eine  Sckmfilcrung  der  Besoldun-  aufwies,  war  die  Einkommensteuer  als  eine  «Il- 
gen etc.  besser  ,.dnrch  den  Besoldungsstrich  gemeine  subjektive  Besteuerung  gedacht:  es 
selbst  statt  auf  dein  Wege  der  Steuerperception  sollte  jedes  reine  Einkommen  ohne  Unterschied, 
erzielt  werden  könnte".  So  blieb  es  denn  in  ob  es  von  einer  der  übrigen  Steuergattnngen 
dieser  Beziehung  beim  Alten  und  das  von  der  schou  getroffen  wird  oder  nicht,  der  allgemeinen 
Regierung  im  Anschlug  an  einen  Versuch  vom  Einkommensteuer  unterliegen.  Auf  Grund  der 
Jahre  1811)  geplante  Werk  der  Steuerreform,  mit  diesen  Gesetzen  gemachten  Erfahrungen, 
bei  welchem,  wie  M.  Seydel  bemerkt,  ein  viel-  denen  allerdings  schon  wegen  der  Kürze  der 
facher  Anschlnss  an  französische  Muster  unver-  Zeit  eine   besondere  Beweiskraft  nicht  inne- 
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wohnen  konnte,  wurde  nun  dem  Landtage  im 
Jahre  1849;50eine  neue  Gesetzesvorlage  gemacht, 
welche  am  11.  Juli  1850  zum  Gesetze  erhoben 
wurde.  Die  Kapital-  oder,  wie  sie  jetzt  hiess, 
Kapitalrentensteuer  blieb  im  wesentlichen,  wie 
sie  war:  bei  der  Einkommensteuer  wurde  eine 
andere  Progression  eingeführt.  Im  Jahre  1852 
wurde  auch  die  Neugestaltung  der  Gewerbe- 
steuer in  Angriff  genommen.  Die  Grundlagen 
des  alten  Stenertanfs  vom  15.  April  1814.  der 
sich  nur  auf  die  konzessionierten  Steuern  be- 
zogen hatte,  waren  durch  die  grossen  Umwäl- 
zungen im  Gewerbebetriebe,  durch  den  Zollver- 
ein, durch  die  veränderte  Gewerbeorganisation 
in  der  Zwischenzeit  völlig  unhaltbar  geworden. 
Das  Gewerbesteuergesetz  vom  28.  Mai  1852, 
durch  welches  auch  der  Verschiedenheit  in  den 
Provinzen  ein  Ende  gemacht  werden  sollte, 
suchte  diesen  neuen  Verhältnissen  gerecht  zu 
werden.  Es  unterwarf  alle  Gewerbe  der  Be- 
steuerung nach  einer  Normal-  und  Betriebsau- 
lage  und"  einer  in  30  Steuerklassen  und  4  Steuer- 
sätze geteilten  Steuerskala.  Damit  ist  die 
bayerische  Steuergesetzgebung  in  der  Haupt- 
sache abgeschlossen.  Die  im  Jahre  1856  vorge- 
nommenen Reformen  und  Revisionen  änderten 
nichts  an  der  Grundlage  derselben.  Nur  die 
Einkommensteuer  erlitt  durch  G.  v.  31.  Mui 
1856  eine  tief  ergreif  ende  Umgestaltung.  Die 
allgemeine  progressive  Einkommensteuer  hatte 
sich  ans  Gründen,  welche  uns  hier  nicht  be- 
schäftigen können,  nicht  bewährt,  und  die  Hoff- 
nung anf  eine  Besserung  der  Verhältnisse  in 
der  Zukunft  war  so  gering,  dass  man  sich  ent- 
«rhloss,  sie  fallen  zu  lasseu  und  eine  sogenannte 
speeielle  Einkommensteuer  an  deren  Stelle  zu 
.setzen.  Dieselbe  will  jeden  Ertrag  aus  Arbeit, 
geschieden  iu  3  grosse  Abteilungen,  jede  Ab- 
teilung in  mehreren  Abstufungen  und  Klassen, 
treffen.  Andere  minder  wichtige  Detailgesetze 
übergehen  wir  hier  und  bemerken  nur  nochr 
ditss  die  im  Laufe  der  Jahre  infolge  der  bei 
den  einzelnen  Steuerarten  herrschenden  Ver- 
schiedenheit des  Besteuerungsmasastabes  und 
des  Anlage  Verfahrens  immer  mehr  hervortre- 
tenden Ungleichheiten  die  Regierung  veran- 
lassten. Eude  des  Jahres  1879  vier  Gesetzent- 
würfe Uber  die  Einkommensteuer,  Kapitalrenten- 
steuer, die  Gewerbesteuer  und  über  einige  Ab- 
änderungen des  Grund-  und  Hanssteuergesetzes 
der  Abgeordnetenkammer  vorzulegen.  Der 
Grundgedanke,  auf  welchem  das  küuftige 
Steuersystem  beruhen  «»Ute,  war  der  in  Bayern 
schon  wiederholt  aufgetauchte,  nämlich  das 
Ertragssteuersystem  durch  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer zu  ergänzen.  Obwohl  nun  für 
eine  derartige  Reform  ausreichende  Gründe 
sprachen  und  die  Motivierung  durch  die  Re- 
gierung eine  eingehende  und  übezeugende  war, 
konnte  sich  der  Landtag  doch  nicht  zu  einer 
Wiederaufnahme  der  im  Jahre  1828  und  1866 
gewheiterten  Versuche  entschliessen ,  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  wurde  abgelehnt  und 
nur  eine  Reihe  von  kleineren  Reformen  an  den 
bestehenden  Gesetzen  unterm  19.  Hai  1881  her- 
beigeführt, von  denen  die  an  dem  Gewerbe- 
steuergesetze  vorgenommenen  als  die  erheb- 
lichsten erscheinen.  Und  so  ist  die  Steuerge- 
setzgebung vom  Jahre  1881  nur  als  eine  Weiter- 
bildung des  bestehenden  Rechts  anzusehen. 
Die  Reformbestrebungen  kamen  damit  nicht 


zur  Ruhe.  Am  22.  Mai  1894  wurde  iu  der  Ab- 
geordnetenkammer der  Antrag  gestellt,  die 
Staatsregierung  möge  die  Frage  der  Einfüh- 
rung einer  allgemeinen  direkten  progressiven 
Einkommensteuer,  verbunden  mit  einer  Ver- 
mögenssteuer prüfen  und  eventuell  dem  Land- 
tage eine  diesbezügliche  Vorlage  machen. 
Sollte  die  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  eiuer 
progressiven  Einkommensteuer  nicht  möglich 
sein,  so  mögen  Vorlageu  Uber  Abänderung  der 
uachgenannten  Steuergesetze  gemacht  werden, 
dahin  gehend,  dass  F.  bei  der  Kapitalrenten- 
steuer der  Steuersatz  bei  den  höhereu  Jahres- 
renteu  entsprechend  gesteigert,  dagegen  für 
Personen,  deren  Gesamteinkommen  und  Jahres- 
renten gewisse  Beträge  nicht  übersteigen  (ins- 
besondere für  erwerbsunfähige  Personen,  Wit- 
wen, minderjährige  Waisen)  weiter  ermässigt 
wird,  Ausländer  aber,  falls  sie  in  Bayern  der 
Kapitalrentensteuer  unterliegen,  mit  ihren  ge- 
samten Kapitalrenten  zur  Steuer  herangezogen 
werden ;  2.  die  Einkommensteuer  im  Gegeuhalte 
wir  jeuigen  Skala  in  den  mittleren  und  höheren 
Sätzen  allmählich  ansteigend  erhöht,  die  Steuer- 
j  befreiuug  der  Ausländer  aber,  soweit  zulässig, 
beseitigt  werde;  3.  bei  den  Gewerben  eine  Be- 
|  Steuerung  nach  dem  Ertrage  mit  progressiv 
I  aufsteigenden  Sätzen  thunlichst  allgemein  au- 
I  gewendet  und  lediglich  für  kleinere  Gewerbe 
I  eine  Steueranlage  nach  festen  Sätzen  erfolgen, 
der  Betrieb  des  Bergbaues  aber,  an  Stelle  der 
:  Einkommensteuer,  der  Gewerbesteuer  unter- 
,  worfen  werde.  Endlich  möge  die  Staats- 
regierung für  die  nächste  Finanzperiode  nach 
Massgabe  der  verfügbaren  Mittel  iu  erster  Linie 
eine  Ermässigung  der  Grundsteuer  und  der 
Miethaussteuer  herbeiführen.  Nachdem  die  An- 
träge auf  Einführung  der  allgemeinen  Ein- 
kommen- und  der  Vermögenssteuer  sowie  auf 
Ermässigung  der  Grund-  und  Miethaussteuer 
seitens  der  Reichsratskammer  abgelehnt  worden 
wareu,  wurden  im  Herbste  1897  seitens  der 
Regierung  4  Gesetzentwürfe  über  Abänderung 
der  Einkommen-,  Kapitalrenten-,  Gewerbesteuer 
und  der  Besteuerung  des  Gewerbes  im  Umher- 
ziehen den  Kammern  in  Gemässheit  der  oben 
erwähnten  Direktiven  vorgelegt,  die  nach  laugen 
Verhandlungen  und  mit  manuigfachen  Aende- 
rnngen  im  einzelnen  unterm  9.  Juni  1899  (mit 
Ausnahme  des  Gesetzes  Uber  Besteuerung  des 
Gewerbebetriebes  im  Umherziehen,  das  bereits 
unterm  18.  November  1897  publiziert  wurde) 
(iesetzeskraft  erhielten.  Die  wesentlichen  Er- 
gebnisse der  letzten  bayerischen  Steuerreform 
sind  die  folgenden. 

Am  einschneidendsten  wurde  von  der  Re- 
vision das  Gewerbesteuergesetz  getroffen: 
An  Stelle  der  Besteuerung  nach  Merkmalen  ist 
nun  bei  einer  ziemlich  grossen  Anzahl  von  Ge- 
werbekategorieen  die  nach  dem  wirklichen  Er- 
trag, an  der  Stelle  der  prozentualen  Besteue- 
rung mit  *,4  bis  Vit,  nnter  Umständen  bis  21'* 
des  Ertragsanschlages  ist  eine  nach  der  Höbe 
des  Ertrages  in  ihren  Sätzen  allmählich  an- 
steigende Klassenskala  mit  einem  Maximal- 
prozent von  31;,  getreten;  der  Begriff  des 
steuerbaren  Ertrages  ist  definiert  worden;  bei 
Bemessung  der  Normalanlage  ist  an  Stelle  der 
Bevölkerungszahl  des  Betriebsortes  der  grössere 
oder  geringere  Umfang  des  Geschäftsbetriebs 
zu  Grunde  gelegt.,  der  Betrieb  des  Bergbaues 
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int  der  Gewerbesteuer  unterstellt,  der  Gewerbe- 
tarif ist  ergänzt,  für  die  Konsum-,  Vorsehuss- 
nnd  Kreditvereine  Bind  besondere  Bestimmungen 
getroffen,  Filialgesehäfte  und  Warenhäuser  sind 
einer  erhöhten  Steuer  unterworfen  worden.  Bei 
der  Einkorn  mens  teuer  sind  die  bisherigen 
Abteilungen  II  und  III  zu  einer  vereinigt 
worden  unter  Bestimmung  einer  gemeinsamen 
allmählich  ansteigenden  Klnssenskala  bis  zu 
einem  Höchstbetrag  von  2'/t  Prozeut.  Bei  der 
Kapitalrentenstener  wurde  die  Progression 
bis  4  Prozent  weitergeführt,  die  Steuerfreiheit 
kleiner  Renten  etwas  erweitert.  Allen  drei  Ge- 
setzen ist  eigentümlich,  dass  die  Steuerbe- 
freiungen etwas  ausgedehnt  werden  und  zwar 
unter  Berücksichtigung  des  Gesamteinkommens 
des  Steuerpflichtigen  nnd  dass  aussergewöhn- 
liche,  die  Leistungsfähigkeit  des  Pflichtigen  be- 
einträchtigende Verhältniese  durch  Steuerer- 
mässigungen berücksichtigt  werden.  Andere 
Neuerungen  beziehen  sich  auf  das  Anlage-  und 
Rechtsmittelverfahren,  die  Strafnormen,  die  Be- 
handlung der  Ab-  und  Zugänge,  der  Nach- 
holnngen. 

Das  Wesentliche  an  der  bayerisoheu  Stener- 
revision  besteht  darin,  das»  der  Versuch  ge- 
macht wird,  die  Ertragsstenern  mit  einkommen- 
steuerartigen Momenten  zu  durchsetzen.  Dass  dies 
nicht  das  letzte  Wort  in  der  Entwicklung  des 
bayerischen  direkten  Steuerwesens  sein  kann, 
dürfte  nicht  zweifelhaft  sein.  Unter  allen  Um- 
ständen ist  aber  nunmehr  eine  Reform  der 
Grund-  nnd  der  Gebändestener  im  Sinne  der 
oben  abgeschlossenen  Revision  der  drei  übrigen 
Ertragsstenern  unaufschiebbar  geworden. 

Bezüglich  der  Uhrigen  Steuern  Bayerns  ist 
zu  bemerken,  dass  die  indirekten  Steuern  mit 
Ausnahme  des  sehr  einträglichen  Malzauf- 
Schlages  an  das  Reich  Ubergegangeu  sind,  dass 
von  den  sonstigen  Stenern  nur  eine  Erbschafts- 
steuer, eine  Steuer  vom  Vermögensverkehre 
'  „  Besitzvcrändcrungsgebühra)  sowold  mit  unbe- 
weglichem als  mit  beweglichem  Vermögen  uud 
eine  Hundesteuer  erhobeil  wird. 

Ueber  das  Erträgnis  der  Steuern  im  König- 
reiche Bavern  nach  dem  Voranschläge  für 
1900  01  unterrichtet  die  folgende  Tabelle. 


Einnahmen 


Erbschaftssteuer, 
Gebühren  undStem- 
pelabgaben,  dann 
Strafen 

Erbschaftssteuer 

Gebühren-  nnd  Stempel- 
abgaben 

Strafen   

Summa 

lud  irekte  Stenern 

Malzaufschlag 
j  Vergütungen     aus  der 
I    Reichskasse  für  die  Er-  j 
hebung  etc.  der  Zölle 
und  Steuern 

Hafengefälle  u.  Zollneben- 
einnahmen 

Hundesteuer 

Gemischte  Einnahmen 


i  300000 
94  39?  oco 

753000 


27  448  200 
43085400 

3921600 

94  950 
1  850000 
361  630 


Summa 


49  265  950 


Steuern  im  Königreiche  Bavern 
dem  Voranschlage  190001. 
(Bruttozahlen.) 


nach 


Einnahmen 


Direkte  Steuern 
Grundsteuer 
Haussteuer,  davon 

Arealhaussteuer 

Miethaussteuer 
Gewerbesteuer,  davon 

Gewerbesteuer 

Steuer  v.  Gewerbetriebe 
im  Umherziehen 
Kapital  rentenstcuer 
Einkommensteuer 


Summa 


754000 
6  064  000 

K 

9  800  000 

I 

200  OOO 
55OOOOÜ 
29OOOOO 


1 1  471  OOO 

6813000 


6  718000 


3668900 


34.  Sachsen.  Zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts bestand  in  Sachsen  eine  Reihe  von 
Steuern,  welche  zum  Teil  aus  wesentlich  früherei 
;  Zeit  stammten,  so  die  erbländischen  Personen- 
'steuern,  die  yuatemberstenern ,  die  Stempel- 
gelder von  Fabrikaten  etc.  Diese  wurden  sämt- 
lich durch  G.  v.  22.  November  1834  aufgehoben 
und  durch  eine  einheitliche  Gewerbe-  und  Per- 
'  sonalstencr  ersetzt.  Der  Gewerbesteuer  wurden 
alle  Personen  unterworfen,  welche  Handel,  Fabri- 
kation, Handwerk,  endlich  diejenigen,  welche 
die  Landwirtschaft  als  Pächter  trieben:  der 
Personalsteuer  die  Beamten,  Geistlichen,  Kirrhen- 
und  Schuldiener,  Pensions-  und  Wartegeld- 
enipfänger,  Gelehrte  nnd  Künstler,  Grundstückv 
i  besitzer  nnd  Personen,  welche  von  ihren  Kapital- 
renten lebten.  Durch  ein  G.  v.  9.  September 
1K43  wurde  eine  Reihe  von  Grundabgaben, •  die 
1  sich  noch  vorfanden,  aufgehoben  und  an  ihre 
1  Stelle  trat  eine  einheitliche,  für  jene  Zeit  wohl- 
|  gelungene  Grundsteuer  mit  umfassender  Ertrag*- 
katastrierung,  die  zugleich  auch  die  Gebäude 
umfasste.  Erst  mit  der  Einführung  des  neuen 
Grundsteuersystems  wurde  Einheitlichkeit  und 
Gleichmäßigkeit  in  das  direkte  Steuerwesen 
gebracht,  die  freilich  mit  nicht  unerheblichen 
Opfern  in  der  Form  von  einmaligen  Ent- 
schädigungen und  fortlaufenden  Renten  erkauft 
werden  mussten.  Das  System  der  Gewerbe- 
und  Personalsteuer  wurde  nun  zwar  durch  eiu 
neues  Personal-  und  Gewerbesteuergesetz  v.  24. 
Dezember  1845  und  durch  mehrere  andere 
darauf  bezügliche  Gesetze  nicht  unerheblich 
umgestaltet,  blieb  aber  iu  seinen  wesentlichen 
GruudzUgen  bis  zum  Ende  des  Jahres  1878  be- 
steben. Inzwischen  war  durch  das  G.  v.  22. 
Dezember  1874  eine  allgemeine  Einkommen- 
steuer eingeführt  worden;  allein  sie  kam  zu- 
nächst nur,  und  zwar  zum  ersten  Male  im 
Jahre  1877.  neben  den  bestehenden  direkten 
Steuern  zum  Ersätze  eines  Teiles  derselben  zur 
Erhebung.  Bald  aber  wurde  durch  G.  v.  2. 
Juli  187«  eine  allgemeine  Einkommensteuer  so 
Stelle  der  Personal-  und  Gewerbesteuer  ein- 
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geführt;  zur  Ergänzung  diente  eine  Steiler  vom 
Gewerbebetriebe  im  Umherziehen.  Da«  Grund- 
steuersystem vom  9.  September  1843  blieb  im 
wesentlichen  unverändert  besteben.  Zu  dem 
Einkommensteuergesetz  sind  Novellen  vom  10. 
Mära  1894  und  vom  20.  und  23.  Juli  1900  er- 
gangen, die  jedoch  au  den  (irnndztigen  des 
Gesetzes  nichts  geändert  haben. 

So  wird  also  in  Sachsen  seit  dem  1.  Januar 
1879  die  Grundsteuer,  die  Steuer  vom  Gewerbe- 
betriebe im  Umherziehen  und  die  Einkommen- 
steuer erhoben.  Die  letztere  nmfasst  alles  Ein- 
kommen aus  Grundbesitz,  Kapitalzinsen,  Renten, 
Apanagen,  Dividenden,  Gehalt.  I,ohn  etc..  aus 
Handel  und  Gewerbe  und  Oberhaupt  aus  jeder 
selbständigen  Erwerbsthätigkeit  und  besteuert 
dasselbe  in  massig  progressiven  Sätzen.  Diese 
Entwickelung  des  sächsischen  Stenerwesens.  die 
sich  erst  nach  langen  und  hartnäckigen  Kämpfen 
vollzog,  ist  insofern  fär  die  Geschichte  des 
Steuerwesens  vou  Bedeutung,  als  hier  die  Ein- 
komnienbesteuerung  einen  vollen  Sieg  Uber  die 
Ertragsbestenerung  errungen  hat. 

Die  Grundsteuer  erbrachte  nach  den  Mit- 
teilungen von  Löbe  in  den  Jahren  1837 — 42 
durchschnittlich  3,5  Millionen  Mark  pro  Jahr, 
>eit  187071-1885  jährlich  durchschnittlich  4,7 
Millionen  Mark;  die  Gewerbe-  und  Personal- 
Steuer  seit  1835-1878  durchschnittlich  2.9  Mil- 
lionen, die  Einkommensteuer  seit  1874—1885 
16.5  Millionen. 

An  indirekten  Steuern  blieben  dem  König- 
reiche nach  Eintritt  in  den  Zollverein  noch  der 
Elbzoll  und  die  erbländische  Fleischstener,  dann 
das  Salzmonopol,  neu  eingeführt  wurden  ein 
Zoll  von  ein-,  ans-  und  durchgehenden  Waren, 
die  Branntwein-,  die  Bier-  und  die  Weiusteuer, 
die  Tabaksteuer  und  die  mit  diesen  Stenern 
verbundenen  Ausgleichung«-,  später  Uebcrgangs- 
abgaben  von  der  Einfuhr  gleichartiger  Erzeug- 
nisse aus  den  anderen  deutschen  Staaten.  Dazu 
kamen  die  Stempelsteuern  mit  der  Erbschafts- 
steuer. 

Auch  auf  diesem  Gebiete  vollzogen  sich 
mannigfache  Acnderungen.  An  Stelle  der  erb- 
ländischen  Fleischsteuer  trat  vom  1.  Januar  1835 
die  Schlachtsteuer;  im  Jahre  1841  wurde  wie 
in  den  Übrigen  Zollvereinsstaaten  die  Zucker- 
steuer eingeführt.  Bald  aber  kamen  die  meisten 
dieser  Steuern  wieder  in  Wegfall:  die  Dnreh- 
gangszölle  wurden  vom  1.  März  1861  an  voll- 
ständig aufgehoben,  am  1.  Juli  1865  fiel  die 
Weinsteuer.  am  1.  Januar  1868  das  Salzmono- 
pol,  da  die  Salzbestenerang  au  den  norddeutschen 
Bund  überging,  am  1.  Juli  1870  der  Elbzoll, 
dann  die  übrigen  indirekten  Steuern  durch 
Uebergang  un  das  Reich,  so  dass  von  denselben 
nur  noch  die  Schlachtsteuer,  dann  die  Ueber- 
gangsabgaben  f  einige  Stempelsteuern  und  die 
Erbschaftssteuer  verblieb.  Das  Erträgnis  der 
direkten  Steuern  betrug  1900  01  netto  37,7,  das 
der  Zölle  nnd  Konsumsteueru  4,4  Millionen 
Mark. 

H5.  Württemberg.  Das  Steuerwesen 
Württembergs  konsolidierte  sich  in  den  Jahren 
1817 — 1821  zu  der  Form,  in  der  es  aueh  heute 
noch,  wenn  auch  vielfach  verändert  nnd  ver- 
bessert, besteht.  Schon  im  Jahre  1807  versuchte 
man  durch  Einsetzung  einer  Steuerregtilierungs- 
kommission.  welche  den  Auftrag  hatte,  die 
provisorischen  Grundsätze  über  die  Steuerrepar- 


tition  auf  die  verschiedenen  Landesteile  festzu- 
stellen, eine  gleichheitlichere  Besteuerung  der 
verschiedenen  Landesteile  herbeizuführen.  Aber 
die  Mangelhaftigkeit  dieser  Steilerverteilung  auf 
die  Oberamtsbezirke  und  uoch  mehr  die  L  nter- 
austeilung  der  Steuern  veranlassten  dringende 
Beschwerden  und  bewogen  die  Regierung  im 
Jahre  1820,  die  Trennung  der  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer  zu  fordern.  Die  Kammer 
beschloss  zunächst  die  Aufstellung  eines  provi- 
sorischen Katasters  mit  der  Massgabe,  dass  die 
Repartition  der  Gemeindestenerqüoten  auf  die 
einzelnen  Steuerkontribuenteu  den  Gemeinden, 
jedoch  unter  Festsetzung  gewisser  Normen, 
Überlassen  wurde.  Im  Jahre  1824  wurde  der 
Betrag  dieser  drei  Stenern  auf  2  600000  Gulden 
kontingentiert  und  bestimmt,  dass  zu  dieser 
Summe  die  Grundsteuer  tl.  die  Gebäudesteucr 
4  ?i .  die  Gewerbesteuer  1  fi  beitragen  solle. 
Neben  diesen  drei  Realstenern  bestanden  (G.  v. 
22.  Juni  1820)  einige  direkte  Steuern  von  anderen 
Erträgen  und  Einkommen,  die  den  Charakter 
von  Ergänzung8steneru  hatten  und  zur  Deckung 
des  Restbedarfes  des  Staatahaushaltes  verwendet 
wurden:  das  waren  Steuern  von  Kapitalrenten, 
Grundirefällen  und  Renten,  Besoldungen,  Pen- 
sionen und  Apanagen,  teilweise  mit  hohen  pro- 
gressiven Sätzen.  Nach  einigen  weniger  be- 
deutenden Abänderungen  wurden  die  zuletzt 
genannten  Steuern  durch  G.  v.  19.  September 
1852  einer  gründlichen  Reform  unterzogen.  Da- 
nach sind  die  Kapitalrenten  und  die  Einkommen 
aus  Lohn,  Besolduni;,  liberalen  Berufen  und 
sonstigen  Berufen,  welche  von  den  drei  Real- 
stenern  nicht  erfasst  wurden,  einer  Steuer  und 
zwar  mit  gleichem  Steuersatz  für  jede  Art  von 
Einkommen  unterworfen.  Kleinere  Berufs-  und 
Diensteinkommen  werden  nur  teilweise  besteuert, 
solche  bis  350  Mark  sind  von  der  Steuer  beireit ; 
die  Steuer  behielt  ihren  Charakter  als  Er- 
gänzungssteuer und  der  Steuersatz  blieb  also 
veränderlich.  Die  Steuerveranlagung  beruhte 
auf  obligatorischen  Fassionen  der  Steuerpflich- 
tigen: für  falsche  Angaben  waren  hohe  Strafeu 
gedroht.  Einige  nicht  wesentliche  Aenderungen 
wurden  durch  G.  v.  13.  Februar  1883  vorge- 
nommen. 

Inzwischen  waren  wiederholte  Versuche  ge- 
macht worden,  auch  die  drei  Realsteuern  weiter 
zu  bilden,  so  namentlich  durch  Revisionen  der 
verschiedenen,  immer  noch  provisorischen  Ka- 
taster. Im  Laudtage  1845  wnrde  eine  defini- 
tive Regulierung  der  Steuern  überhaupt  ange- 
strebt, namentlich  betont,  wie  durch  die  Voraus- 
besüramung  des  Beitragsverhältnisses  der  drei 
Stenerquellen  die  Gleichförmigkeit  und  der  Zu- 
sammenhang der  Steuern  verloren  gehe  nnd 
dass  das  festgesetzte  Beitragsverhältnis  selbst 
kein  richtiges  sei.  Die  Verhandlungen  zogen 
sich  aber  mehrere  Jahre  hinaus,  bis  bei  Fest- 
stellung des  Etats  für  1855—1858  der  Fall  ein- 
trat, das«  die  direkten  Stenern  namhaft  erhöht 
werden  mnssten  und  die  Unzulänglichkeit  der 
bisherigen  Veranlagung  Reformen  dringend  nahe 
legte.  Aber  der  Antrag  der  Regierung,  wonach 
die  Beitragsverbältnisse  der  einzelnen  Stenern 
geändert,  d.  h.  die  Grösse  der  Grund-.  Gebände- 
nnd  Gewerbesteuer  durch  das  Finanzgesetz  für 
jede  einzelne  Steuer  bestimmt  werden  sollte, 
ging  nicht  durch.  Erst  durch  G.  v.  28.  April 
1873  erfolgte  die  Neuregelung  der  drei  Gesetze. 

73* 
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Die  wesentlichen  Neuerungen  bestanden  darin, 
dass  an  die  Stelle  der  bisherigen  Kataster  neue, 
sorgfältig  aufgestellte  Kataster  traten. 

Die  beifolgende  Tabelle  giebt  einen  Ueber- 
blick  über  den  Etat  der  Steuern  für  1900/01. 

Direkte  Steuern  «778327° 

Grund-,  Gebäude- und 

Gewerbesteuer  10  388  270 

Personalsteuer  7  395  000 

Indirekte  Steuern  16035290 

Accise  2  348  000 

Hundesteuer  273  °°° 

Wirtschaf  tsabgaben  1  o  274  200 

Erbschaftssteuer  etc.  3  140000 

Der  Grundsteuer  liegt  nun  ein  Parzellar- 
ertragskataater  mit  Einschätzung  nach  Kultur- 
arten und  Bodenklassen,  der  Gebäudestener  ein 
Wertkataster,  der  Gewerbesteuer  ein  special!- 
sierter  Klassenschematismus  zu  Grunde.  Der 
Gesamtbetrag  wurde  nun  auf  ca.  8,5  Millionen 
Mark  kontingentiert,  und  im  Verhältnis  von 
14  w  auf  die  Grundsteuer  und  je  auf  die 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  repartiert.  End- 
lich wurden  durch  (i.  v.  14.  Februar  1887,  nach- 
dem die  Katasterarbeiten  beendigt  waren,  diese 
Stenern  aus  der  Repartitions-  in  die  Quotitäts- 
besteuerung  übergeführt  und  für  die  drei  Steuern 
der  gleiche  Steiierfuss  mit  3.9  \  festgesetzt 

Seit  längerer  Zeit  haben  Anträge  ans  den 
Kammern  eine  weitere,  tiefgreifende  Reform 
des  direkten  Steuersystems  durch  Einführung 
der  allgemeinen  Einkommensteuer  zu  bewirken 
gesucht.  Jedoch  haben  die  seit  1895  gemachten 
Vorschläge  der  Regierung  auf  Einführung  dieser 
Steuer  unter  Beibehaltung  der  Grund-,  Ge- 
bäude-, der  umzugestaltenden  Gewerbesteuer 
und  nuter  Neueinführung  einer  Kapitalrenteu- 
stener  bisher  zu  einem  Ergebnis  nicht  geführt. 

So  ist  in  Württemberg  wie  in  Bayern  auch 
nach  den  jüngsten  Reformen  die  Ertragsbesteue- 
rung in  reiner  Gestalt  aufrecht  erhalten  worden. 
Bei  aller  Anerkennung  der  auf  die  richtige  Fest- 
stellung der  Ertragsmomente  verwandten  Sorg- 
falt und  Geschicklichkeit  lasst  sich  doch  nicht 
verkennen,  daas  auch  hier  die  Besteuerung  der 
^tatsächlichen  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Steuerpflichtigen  kaum  entspricht  und  das» 
mindestens  die  Ergänzung  durch  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  geboten  wäre. 

Was  die  sonstigen  Steuern  anlaugt,  so  hat 
Württemberg  eine  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
steuor,  dann  eine  Biersteuer,  eine  Abgabe  von 
Wein-  und  Obstmost  und  eine  Hundesteuer. 

341.  Baden.  Als  sich  in  den  Jahren  1803 
—1810  durch  den  Zusainmeuschlnss  einer  grossen 
Anzahl  kleiner  Territorien  das  Grussherzogtum 
Baden  konsolidierte,  war  es  das  vornehmste 
Bestreben  Karl  Friedrichs,  durch  reformierende 
und  neu  schaffende  Thätigkeit  anf  allen  Ge- 
bieten des  öffentlichen  Lebeus.  so  auch  auf  dem 
der  Finanzen,  die  innere  Verschmelzung  der 
verschiedenen  Gebietsteile  herbeizuführen.  Eine 
Reform  des  Finanzwesens  war  schon  durch  die 
steigenden  Ausgaben,  namentlich  infolge  der 
wachsenden  Kriegslasten,  dann  durch  die  grosse 
Verschiedenartigkeit  und  Mangelhaftigkeit  der- 
selben dringend  notwendig  geworden. 

Die  Neuorduung  des  gesamten  direkten 
Steuerwesens ,   um   zunächst  von   diesem  zu 


sprechen,  die  der  ferneren  Entwickelung  in 
diesem  Jahrhundert  zu  Grunde  liegt,  vollzog 
sich  in  den  Jahren  1807 — 1815.  Nachdem  man 
in  dem  Edikt  vom  31.  August  1808  eine  Per- 
äquation  sämtlicher  Steuern  angeordnet  hatte, 
erschienen  in  Ausführung  desselben  die  Grund- 
steuerverordnung vom  28.  Juli  1810,  die  Häuser- 
steuerordnung  vom  18.  September  1810,  endlich 
die  Gewerbesteuerordnung  vom  6.  April  1815. 
In  der  Grund-  und  Häusersteuer  wurde  das 
Princip  der  Wert-  statt  der  Ertragskatastrierung 
angenommen,  d.  h.  es  wurden  die  mittleren, 
nach  einer  Normalperiode  berechneten  Preise 
der  Güter  bexw.  Gebäude  als  Steueranschläge 
zu  Grunde  gelegt,  da  man  von  der  Meinung 
ausging,  dass  der  mittlere  Preis  dem  mittleren 
Ertrage  entspreche.  Bei  der  Gewerbesteuer 
versuchte  man  auf  Grund  analoger  Merkmale, 
wie  in  der  bayerischen  Gewerbesteuer  und  unter 
Benutzung  einer  die  Grösse  des  Betriebes  um- 
fassenden Fassion  des  Gewerbetreibenden,  den 
Ertrag  festzustellen.  Diese  sogenannte  Steuer- 
peräqüation  wurde  trotz  zahlreicher  Schwierig- 
keiten bis  zum  1.  Mai  1815  durchgeführt  und 
damit  eine  gewisse  Einheitlichkeit  in  das  direkte 
Steuerwesen  Badens  gebracht.  Selbstverständ- 
lich erfuhr  dieses  Steuersystem  im  Laufe  der 
Zeit  mannigfache  Aendernng.  Aehnlich  wie  in 
Preussen  hielt  man  aber  auch  hier  an  den  durch 
die  Peräquatiou  geschaffenen  Grundlagen,  die 
im  allgemeinen  den  Bedürfnissen  jener  Zeit  ent- 
sprachen nnd  jedenfalls  einen  ungeheueren  Fort- 
schritt gegenüber  der  Vergangenheit  bedeuteten, 
fest.  Doch  begnügte  mau  sich  nicht  wie  in 
Oesterreich  damit,  den  wachsenden  Staatsbedarf 
durch  Zuschläge  zu  decken,  sondern  gab  sich 
auch  Mühe,  neue,  bis  dahin  nicht  getroffene 
Steuerquellen  heranzuziehen.  So  wurde  durch 
G.  v.  31.  Oktober  1820  eine  Besteuerung  des 
Einkommens  ans  persönlichem  Verdienste  neu 
geschaffen.  Diese  Steuer,  die  anfangs  nur  als 
ausserordentliche  und  zur  vorübergehenden  Er- 
leichterung der  übrigen  Bevölkerungsklassen 
bestimmt  war,  trat  Dald  unter  dem  Namen 
Klassensteuer  in  «lie  Reihe  der  ordentlichen 
Steuern  ein.  Durch  G.  v.  10.  Jnli  1837  wurde 
die  etwas  zu  hoch  gegriffene  Steuer  wieder  er- 
mäßigt, belastete  aber  dauernd  die  derselben 
Unterworfenen  in  höherem  Grade  als  die  Ge- 
werbesteuer. Mit  der  damaligen  preussischeu 
Klassensteuer  hatte  sie  nur  den  Namen  gemein- 
sam ;  im  Gegensatz  zu  derselben  finden  wir  bei 
dieser  ersten  badischen  Klassensteuer  alle  Merk- 
male der  modernen  Einkommensteuer:  Pro- 
gression, Freihaltung  des  notwendigen  I^ebens- 
oedarfs,  Selbsteinschätzung,  Mitwirkung  der 
Stenerverpflichteteu  bei  der  Veranlagung.  Den 
Schlussstein  musste  der  Bau  des  direkten  Steuer- 
systems in  Baden  durch  die  Einbeziehung  einer 
Kapitalrentensteuer  erhalten.  Schon  im  Jahre 
1815  erhielt  Baden  vorübergehend  infolge  finan- 
zieller Notverhältnisse  eine  Kapitalrentensteuer : 
aber  die  hier  wie  anderswo  auftretenden  Be- 
sorgnisse, dass  bei  der  damals  durch  Eiscnbahn- 
banten  und  Zehntablösungen  hochgesteigerten 
Nachfrage  nach  Kapitalien  eine  Kapitalsteuer 
die  Kapitalien  ausser  Land  treiben  oder  den 
Zinsfuss  derselben  erhöhen  könnten,  liess  es 
nicht  zn  einer  ständigen  Besteuerung  derselben 
kommen.  Erst  das  Jahr  1848  beseitigte  diese 
Bedenken  nnd  am  4.  Juli  dieses  Jahres  erschien 
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eine  ziemlich  hohe  Kajiitulstener,  die  dann  durch 
G.  v.  14.  Juli  1849,  30.  Märe  1850  und  11.  April 
1860  gemildert  bezw.  verbessert  wurde.  Damit 
war  das  System  der  Ertragsbeeteueruiig  in 
Baden  abgeschlossen.  Aber  es  ist  selbstver- 
ständlich, dass  infolge  der  zahlreichen  wirt- 
schaftlichen Fortschritte  in  den  fünfziger  und 
sechziger  Jahren  die  Grundlagen  der  alten 
.Steuerbemessung  sich  bald  verschieben  mussten 
und  Revisionen  derselben  sich  als  nnabweislich 
herausstellten.  Von  diesen  seien  nur  die  an 
der  Grand-  und  Gebäudestener  am  7.  Mai  1858 
und  am  2<>.  Mai  1866  vorgenommenen,  durch 
welche  eine  Neukatastrierung  der  Grundstücke 
und  Gebäude  auf  Grand  des  mittleren  Kauf- 
preises angeordnet  wurde,  erwähnt.  Auch  das 
Gewerbestenergesetz  entsprach  den  Bedürfnissen 
nicht  mehr;  namentlich  erhoben  sieb  hier  wie 
auch  in  anderen  Ländern  Klagen  darüber,  das.« 
die  Ge werbesteuerpflichtigen,  ebenso  wie  die 
Kapitalisten,  zu  uiedrig  besteuert  seien  im 
Verhältnis  zur  Grundsteuer.  In  den  Städten 
klagte  man  namentlich,  das«  das  Steuersystem 
dem  in  den  Gemeinden,  vornehmlich  in  den 
60er  Jahren,  rasch  anwachsenden  Bedürfnissen 
nicht  mehr  entspräche.  Die  Gemeindesteuern 
wurden  lediglich  erhoben  als  Zuschläge  zu  der 
Grund-,  Hänser-  und  Gewerbesteuer.  Da  also 
diese  fast  den  ganzen  Aufwand  zu  decken 
hatten,  so  mussten  namentlich  in  den  grösseren 
Städten,  in  denen  grosse  Massen  beweglichen 
Kapitals  sich  angehäuft  hatten,  die  Mängel  der 
Ertragssteuern  besonders  fühlbar  werden.  So 
erschienen  in  den  Jahren  1873  und  1874  zwei 
Gesetzentwürfe  vor  dem  Landtage,  deren  erster 
die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer, deren  zweiter  die  Umwandlung  der 
Kapital-  in  eine  Kapitalrentensteuer  befür- 
wortete. Nur  der  zweite  wurde  am  29.  Juni 
1874  zum  Gesetz.  Es  ist  hier  nicht  der  Platz, 
auf  Einzelheiten  einzugehen :  aber  als  principiell 
wichtig  muss  konstatiert  werden,  dass  die  Re- 
form darin  bestand,  dass  an  Stelle  der  bei  der 
Steuerjieräquatton  von  1815  vorgenommenen 
Besteuerung  des  Kapitals  die  Zinsen-  und 
Rentenbezüge  selbst  zu  Grunde  gelegt  wurden. 
Am  25.  Anglist  187H  wurde  auch  die  Klassen- 
uud  Erwerbssteuer  reformiert  und  zwar  in  dem 
Sinne,  dass.  um  eine  gleichmässige  Besteuerung 
des  persönlichen  Verdienstes  aus  Gewerbe- 
betrieb und  sonstiger  Thätigkeit  zu  erreichen, 
die  K  lassen-  und  Erwerbssteuer  vereinigt,  der 
Gros» betrieb  stärker  herangezogen  und  der 
Versuch  gemacht  wurde,  eine  gerechtere  Be- 
steuerung der  Gewerbetreibenden  herbeizu- 
führen. Obwohl  die  Steuer  nach  wie  vor  Er- 
tragssteuer  blieb,  linden  sich  in  ihr  doch  be- 
merkenswerte Spuren  einer  Besteuerung  nach 
dem  Einkommen.  Das  Bedenkliche  dieses  Ge- 
setzes bestand  in  der  der  allgemeinen  Auffassung 
widersprechenden  Vereinigung  der  Gewerbe- 
treibenden mit  den  bis  dahin  Klassensteuer- 
pflichtigen, z.  B.  den  in  liberalen  Berufsarten 
Beschäftigten. 

Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  wie  in  anderen 
Ländern  taucht  auch  in  Baden  «las  Projekt 
einer  Besteuerung  nach  dem  Einkommen  auf. 
Im  Jahre  1848  legte  die  Regierung,  dem 
Drängen  der  öffentlichen  Meinung  nachgebend, 
dem  Landtage  den  Entwurf  einer  progressiven 
Einkommensteuer  vor,  die  als  Zusatzsteuer  ge- 


dacht war  und  deren  Einführung  von  dem  Er- 
lass  anderer  Steuern  abhängig  gemacht  wurde. 
Der  Entwurf  wurde  auch  von  beiden  Kammern 
angenommen,  aber  nicht  vollzogen.  Anch  zu 
Anfang  der  70er  Jahre  trat,  wie  das  die  Ver- 
handlungen in  den  Jahren  187374  zeigen,  das 
Einkommensteuerproiekt  in  den  Vornergrund 
der  Erörterungen ;  aber  erst  im  Dezember  1883, 
nachdem  bekanntlich  Theorie  und  Praxis  sich 
längere  Zeit  eingehend  mit  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  befasst  hatten,  gelangte  ein 
darauf  bezüglicher  Gesetzentwurf  an  die 
Kammern,  der  auch  unter  dem  20.  Juni  1884 
zum  Gesetze  wurde.  Danach  sollte  die  Ein- 
kommensteuer, welche  im  Jahre  1873  noch  als 
Zusatzsteuer  gedacht  war,  der  Hauptbestand- 
teil des  Steuersystems  und  die  Ertragsbe- 
steuerung demgemäss  umgestaltet  werden.  Es 
j  sei  nur  noch  bemerkt,  dass  dieses  Gesetz  die 
;  Verbindung  zwischen  Klassen-  und  Gewerbe- 
steuer wieder  beseitigte,  dass  auf  Grund  der 
im  Jahre  1885  vorgenommenen  Veranlagungen 
für  die  Einkommensteuer  ein  Fuss  von  2* ,  % 
vereinbart  und  der  verfügbare  Uebersohuss  zur 
proportionalen  Herabsetzung  sämtlicher  Ertrags- 
stenern verwendet  wurde.  Das  System  der 
direkten  Steuern  in  Baden  besteht  demnach 
aus  der  Einkommensteuer  und  den  vier  Er- 
tragsstenern: der  Grand-,  Hänser-,  Gewerbe- 
und  Rentenstener ;  es  ist  gut  zusammengestellt 
und  scheint  da*  Problem  der  Verbindung  der 
Ertrags-  mit  der  Eiukoinmenbesteuerang  in 
zufriedenstellender  Weise  zu  lösen. 

Von  den  übrigen  Steuern  ist  zunächst  der 
..Liegenschaftsaccise"  und  der  ziemlich  hohen 
Erbschaftssteuer  zn  gedenken.  Doch  glaubte 
die  Staatsregicrung  nicht,  bei  dem  Erreichten 
sich  begnügen  zu  sollen ;  sie  hat  vielmehr  in  fünf 
Gesetzentwürfen  vom  7.  November  1897  eine 
umfassende  Reform  in  Vorschlag  gebracht,  wo- 
nach künftig  das  direkte  Steuersystem  aus 
der  Einkommensteuer,  einer  Vermögenssteuer, 
einer  auch  auf  Descendeuten  nnd  Eheiratten 
ausgedehnten  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer 
mit  progressiven  Sätzen  und  der  Steuer  vom 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  bestanden  hätte. 
Die  Reform  ist  jedoch  gescheitert.  (S.  d.  Art. 
Einkommensteuer  oben  Bd.  III,  S.  403 ff.). 
Ausserdem  hat  Baden  eine  Fleischsteuer,  eine 
ziemlich  ungleich  wirkende  Weinsteuer,  endlich 
eine  neuerdings  reformierte  Bierstener. 

37.  Das  Deutsche  Reich.  Seit  der 
Gründung  des  Deutschen  Reiches  ist  das  Finanz- 
wesen der  Einzelstaaten  nach  der  formalen  und 
materiellen  Seite  nicht  mehr  zu  verstehen  ohne 
die  Berücksichtigung  des  Reichstinanzweseus. 
Wichtige  Einnahmequellen,  welche  deu  Einzel- 
staaten zugestanden  haben,  sind  an  das  Reich 
Ubergegangen,  dafür  hat  da«  Reich  auch  eine 
Reihe  von  Aufgaben  übernommen,  welche  bis 
dahin  die  Etats  der  Bundesstaaten  belasteten. 

Zur  Bestreitung  seiner  Ausgaben  ist  das 
Deutsche  Reich  nach  seiner  Verfassung  l>erech- 
tigt,  alle  Arten  von  Steuern,  direkte  wie  in- 
direkte, zu  erheben.  Zn  direkten  Steuern  ist 
es  bisher  noch  nicht  gekommen :  die  auf  die 
Einführung  solcher  abzielenden  Bestrebungen 
sind,  abgesehen  von  der  von  der  Keichsre- 
gieruug  vorgeschlagenen  Militärersatzsteuer, 
nicht  ernstlich  verfolgt  worden.  Sie  äusserten 
sich  sonst  nur  noch  in  den    Anträgen  der 
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Einnahmen  in  1000  Mark 


Bezeichnung  der  Steuern 


nach  d.  allgemeinen  Rechnung 


1S74 


t 


1880,81 


18*6.87 


nach  dem 

Erat 
19U001 


I.  Zölle  und  Verbranchssteuern. 

A.  Aus  dem  Zollgebiete: 

1.  Zölle  .    .  ." 

2.  Tabaksteuer  . 

3.  Zuckersteuer  . 

4.  Salzsteuer  .  . 

5.  Branntweinsteiie 

6.  Bransteuer  und  l'eherganesabgabe 

B.  Aus  den  ausserhalb   der  Zollgrenze  liegendeu 

Bundesgebieten  

<'.  Nachträgliche  Einnahmen  bezw.  Rürkzahlnngen 

Summa  1 


II.  Reichsstempelabgaben : 

1.  Suielkartenstempel  

2.  Wechsclstempelsteuer  

3.  Stempelabirabe  für  Wertpapiere  etc. 

4.  Statistische  Gebühr  


104310.S  '  163  583,7 
1  182.3  !     j  262.3 
50  064,2  28046,; 
33  75 ',7|  9644.8 


37  °77r9 
15  916.4 

4  32f  6 
19,9 


ö>  366,8 
15  464.1 

6  111,8 


246  648,S; 


6  000,7 


Summa  II  6000,7 


232  4*4.0 
9627.8 
1 5  048,8 
39  54i,5 
36  158.3 
19801,8 

8211,0 
33-4 


360876,6 


1  088.1 
6  260.2  j 

19  504,9  l 
569,6 

27  422,8 


473  220,0 
12  143.0 

102  ooq.o 

47  810.0 

114  3°'.° 
30  t6;.o 


779  648.0 


1  471.0 
10367.0 
53  7°S-° 
9370 


66  483.0 


Was  dann  die  M  i  t  gli eder bei t  räge  —  Mat rikularbeit rage  —  anlangt,  so  W- 
stimmt  die  ReichsvcrfasBUiig.  das»,  soweit  die  in  den  Ansätzen  des  Reicbsuausbalts  vorgesehenen 
Einnahmen  die  etatsmussigen  Ausgaben  nicht  decken,  Matrikularbeitrüge  in  der  Höhe  der  Difiv- 
renz  in  den  Etat  eingesetzt  werden  müssen.  Die  Vertciluug  der  Beitragsquoten  für  die  einzelner. 
Bundesstaaten  erfolgt  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkerung. 
Höhe  derselben  für  die  einzelnen  Staaten  nach. 


Die  nachfolgende  Tabelle  weist  dk 


Matrikularbeiträge  des  Deutschen  Reiches. 


Staaten 


Einnahmen  in  1000  Mark 


der  allgemeinen 
Rechnung 


1874 


188081  I  188687 


nach  dem 
Eut 

19U0 


Preuasen  .  . 
Bayern  .  . 
Sachsen  .  . 
Württenil>erg 
Baden  .  .  . 
Hessen     .  . 


I. 

2. 
3. 
4. 
5 
6. 

7.  Mecklenburg-Schwerin  .  . 

8.  Sachsen- Weimar  .... 

9.  Mecklenburg-Strelitz     .  . 

10.  Oldenburg  

11.  Braunscluveig  

12.  Sachsen-Meiningen    .    .  . 

13.  Sachsen-Altenburg    .    .  . 

14.  Sachsen-Coburg-tiotha  .  . 

15.  Anhalt  

16.  Schwarzburg-Sondershansen 

17.  Schwarzburg-Rudolstadt 

18.  Waldeck  

19.  Reims  ft.  L  


20.  Reus«  j.  L.  .    .  . 

21.  Schaumbnrg-I.ippe 

22.  Lippe  

23.  Lübeck    .    .    .  . 


24.  Bremen    .    .    .  . 

25.  Hamburg  .    .    .  . 

26.  Elsttss-Lothringeu . 


32  949,7 
14  713.3 
3°94.5 
<;  592,6 

3  763,3 
1  398,7 
636,7 
375,5 
137,3 
442,8 

32 1-3 
263.7 
187.0 

239,i 
277.8 

85.2 
105,2 

76.2 

65.1 
107.7 

40,9 
167.9 

40.0 
124.2 

279.7 
1  659.5 


38  808,2 
18403.8 
4  156.6 
6  226.9 

4  49L9 
1  366.6 

834.9 
441.6 
144.» 
481,4 

493,1 
293,2 

219.9 
275.3 

322.0 

101,7 

1 1^.6 
82,«; 
70.8 

139.3 
50.0 

i6q,<; 
85.8 
214.4 
585.9 
3  095.6 


Summa     67  144,3  j  81  671,0 


70  738,3 
26972,6 

7  78i,9 
9968  4 

6  855.7 
2  433  4 
1  480,2 

801,4 
2*8.2 

873.7 

909,2 

538,6 
402,8 
506,9 
613,5 
183.7 

206,6 
144.1 
133.6 
268,4 

92,2 

313.6 

170.2 
416,4 
I  246.3 

4908,8 


320855460 

59  193000 
38  144  4*? 
21  304  34: 

17  458 
10465  37* 
6017*70 

341070; 

1  012  74? 

3  764  425 

4  373  539 

2  3*6  97> 

1  8*16  172 

2  181  60: 

2  9*4  lV> 
786  3SS 
S93  264 
581  S3; 
679  560 

1  330  S;> 

415 

1  358  29= 
839  26$ 
I  07*  24> 
6  86;6i: 
i6  6o8;oo 


139218.4  527662374 
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deutsch-freisinnigen  Partei  auf  Einführung  einer 
Reichsgewerbe-  und  eiuer  Reichseinkoinmen- 
Steuer.  Das  Deutsche  Reich  hatte  aber  bei  der 
Ausgestaltung  seiner  Einnahmequellen  sich  mit 
den  "Finanz-,  besonders  mit  den  verschieden- 
artigen Verhältnissen  des  direkten  Steuerwesens 
der  Einzelstaaten  auseinanderzusetzen,  und  mit 
Rücksicht  darauf  und  zum  Teil  anch  aus 
steuertechnischen  Gründen  hielt  man  sich  aus- 
schliesslich an  die  indirekte  Besteuerung  und 
einige  Verkehrsstenern.  Schon  die  Verfassung 
hat  dem  Reiche  die  Einnahmen  aus  den  Reichs- 
verkehrsanstalten  —  Reichseisenbahn,  Tust  und 
Telegraph  —  sowie  ans  den  von  der  früheren 
Zoll-  und  Steuergemeinschaft  verwalteten 
Steuern  die  Zölle,  Mie  Salz-,  Tabak-  und  Rüben- 
zuckersteuer überwiesen.  Dazu  traten  die 
Bier-  und  Branntweinsteuer,  die  sich  ursprüng- 
lich auf  Bayern,  Württemberg  uud  Baden  nicht 
erstreckten.  Die  Biersteuer  ist  auch  heute 
noch  in  den  drei  obeu  genannten  Staaten, 
ebenso  in  Elsass- Lothringen  der  Landesgesetz- 
gebung vorbehalteu,  die  Branntweinsteuer  erst 
im  Jahre  1887  auch  auf  diese  erstreckt  worden. 
Ferner  trat  dazu  die  Wechselstempelstener. 
Im  Jahre  187H  (3.  Juli)  erging  daa  Reichsgesetz 
Uber  die  Spielkartenstempel  und  am  1.  Juli  1881 
bezw.  29.  Mai  1885  jeues  über  die  Reichs- 
stempelabgaben, dessen  Sätze  durch  die  Gesetze 
vom  27.  April  1894  und  14.  Juni  19tX)  wesent- 
lich erhöht  und  das  in  seiuer  neuesten  Fassung 
auch  auf  weitere  Urkunden  und  Geschäfte  er- 
streckt wurde. 

Von  diesen  Steuern  hatten,  wie  eben  be- 
merkt, die  meisten  schon  vor  Gründung  des 
Reiches  als  gemeinsame  teils  bezüglich  aller 
Staaten  (die  Zölle),  teils  bezüglich  eiuer  grossen 
Anzahl  derselben  (Bier-,  Branntwein-,  Tabak-, 
Rübenzucker  und  Salzstener  in  den  Staaten  des 
norddeutschen  Bundes)  bestanden:  hier  konnte 
sich  also  der  Uebergang  an  das  Reich  in  Be- 
zug auf  Gesetzgebung  und  Verwaltung  leicht 
an  die  bisherigen  Einrichtungen  der  Zoll-  uud 
Steuergemeinschaft  anschliessen.  In  materieller 
Beziehung  dagegen  war  eine  tiefgreifende  Um- 
wälzung eingetreten,  denn  die  Einnahmen 
flössen  nicht  mehr  in  bestimmten  Quoten  an 
die  Staaten  des  Zollvereins,  sondern  waren 
Einnahmen  der  Reichskasse  geworden. 

Es  ist  mit  Recht  bemerkt  worden,  das« 
die  Finanzwirtschaft  des  Reiches  ihrem  Grnnd- 
prineip  nach  eine  .Gesellschaftswirt- 
schaft'4 sei.  Das  findet  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  einen  bezeichnenden  Ausdruck. 
Einmal  dadurch,  dass  nicht  alle  Einnahmen 
und  nicht  alle  Ausgaben  sämtlichen  Bundes- 
gliedern gemeinsam  oder  nach  gleichein  Ver- 
hältnisse gemeinsam  sind.  Ferner  dadurch, 
das«,  soweit  die  gemeinschaftlichen  Ausgaben 
nicht  durch  die  gemeinschaftlichen  Einnahmen  ge- 
deckt werden  können,  der  Ausfall  durch  Mitglieder- 
beiträge aufgebracht  werden  muss.  Endlich  da- 
durch, dass  gewisse  gemeinschaftliche  Einnähmen 
zur  Verteilung  an  die  Bundesglieder  gelangen. 

Welches  die  gemeinschaftlichen  Abgaben 
sind  und  wieweit  sie  gemeinschaftlich  sind,  ist 
eben  erwähnt  worden.  Bezüglich  der  Ein- 
nahmen, welche  aus  der  Führung  einer  Ver- 
waltung durch  das  Reich  oder  auf  Rechnung 
des  Reiches  anfallen,  gilt  der  Grundsatz,  dass 
sie  nur  jenen  Staaten  gemeinsam  sind,  auf 


welche  die  Verwaltung«-  un 
schaft  sich  erstreckt. 

Zunächst  soll  hier  auf  S.  1158  eine  Uebersicbt 
über  die  Erträge  der  Zölle,  Verbrauchssteuern  und 
Reichsstempelahgaben  von  1874—1900  gegeben 
werden,  der  sich  dann  eine  solche  Uber  die 
Matrikularbeiträge  auschliesst ;  s.  ebendort  Text 
und  Tabelle. 

BeiVerteilnngder  Matrikularbeiträge  uiusste 
ausserdem  Rücksicht  genommen  werden  auf 
den  Ausschluss  einzelner  Stauten  von  gewissen 
Reichseinnahmeu  sowie  auf  die  erhöhten  Ans- 
gabeleistungen  des  Reiches  für  einzelne  Staaten. 
Namentlich  das  erstere  Moment  führte  für  die 
süddeutschen  Staaten,  deren  Branntweinproduk- 
tion bis  zum  Jahre  1887  und  deren  Bierpro- 
duktion noch  heute  nicht  von  den  betreffenden 
Reichssteuern  getroffeu  wird,  zu  einer  über  den 
nach  der  Kopfzahl  zu  entrichtenden  Beitrag 
hinausgehenden  Höhe  der  Matrikularbeiträge. 

Was  endlich  die  Verteilung  gewisser  Ein- 
nahmen an  die  Bundesglieder  anlangt,  so  ist 
durch  das  mit  dem  Namen  v.  Franckeustein 
verbundene  Reichsgesetz  derjenige  Ertrag  der 
Zölle  und  der  Tabaksteuer,  welcher  die  Summe 
von  1H0  Millionen  Mark  in  einem  Jahre  Uber- 
steigt, den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Mass- 
gabe der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den 
,  Matrikularbei trägen  herangezogen  werden,  zu 
überweisen. 

Ueber  die  Höhe  und  das  Anwachsen  dieser 
Ueberweisungen  unterrichtet  die  folgende  Ueber- 
sicht. 

Ueberweisungen  an  die  einzelnen 
Bundes»  taaten. 


Bundesstaaten 

188081 
auf  Grund  der 
Rechnung 
in  1000  M. 

1899 
nach  dem 

Etat 
in  1000  M. 

Preusscn 

23  040,7 

290  487.4 

Bayern 

4  495,3 

53  060.6 

Sachsen 

2  470,9 

34  540,8 

Württemberg 

1  684,0 

«8  978,5 

Baden 

1  349,o 

»5  727,4 

Hessen 

791,4 

9  475,« 

Mecklenburg-Schwerin 

495,7 

5  448. « 

Sachsen- Weimar 

262,2 

3  093,4 

Meck  lenburg-St  reli  tz 

85,6 

926.0 

Oldenburg 

285,8 

3  4o8,2 

Braunschweig 
Sachsen-Meiningeu 

293,1 

3  959,7 

174,1 

2  133.9 

Sachsen- Altenburg 

«3o,5 

1  644.3 

Sachsen-Coburg-Gotha 

«03,4 

'  975,2 

Anhalt 

191,2 

2  674,6 

Schw.-Sonderehausen 

60.4 

712,0 

Schw.-Rndolstadt 

68.6 

808,7 

Waldeck 

49,o 

526.8 

Reuss  ä.  L. 

42.1 

615.3 

Reuss  j.  L. 

82.7 

1  204.9 

Schaumburg-Lippe 

29,7 

375-9 

Lippe 

100,7 

1  229.S 

Lübeck 

50,9 

759.8 

Bremeu 

»27,3 

1  791.1 

Hamburg 

347.8 

6  2 1 6.0 

Elsass-Lothringeu 

1  37i,o 

14  964.5 

Zusammen  38293,1 

476  738.0 
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Es  ist  schon  oft  mehr  oder  weniger  ent- 
schieden hervorgehoben  worden,  das*  das  Finanz- 
wesen des  Deutschen  Reichen  in  der  Form,  wie 
es  heute  bestellt,  schwerlich  auf  die  Daner 
wird  erhalten  bleiben  können.  Freilich  darf 
man  nicht  verkennen,  dass  eine  bessere  Gestal- 
tung des  Rcichsfinanzwesens  mit  ganz  erbeb- 
lichen Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat ;  der 
föderative  Charakter  des  Deutschen  Reichen, 
die  politisch-parlamentarischen  Verhältnisse,  auf 
welche  Rücksicht  genommen  werden  muss,  er- 
schweren die  Aufgabe.  Starke  uud  nicht  un- 
motivierte Augriffe  richten  sieb  namentlich  auf 
das  System  der  Matrikularbeiträge  und  der 
Ueberweisungen.  Neben  der  durch  das  Auf- 
bringen der  Matrikularbeiträge  nach  der  Kopf- 
zahl bewirkten  thatsächüchen  Ungleichheit  in 
der  Lastenverteilung  ist  es  besonders  die  durch 
das  System  der  Matrikularbeiträge  und  der 
Ueberweisungen  bedingte  Unsicherheit  des  Haus- 
halts im  Reiche  und  in  den  Eiuzelstaateu,  welche 
Bedenken  erregen  muss.  Die  Feststellung  der 
Matrikularbeiträge  ist  immer  mehr  eine  kalku- 
latorische Arbeit  geworden,  die  Einzelstaaten 
haben  durch  die  Rücksichtnahme  auf  Beiträge 
und  Ueberweisungen  manches  von  ihrer  finan- 
ziellen Selbständigkeit  verloren.  Namentlich 
aber  drängt  die  Schuldwirtschaft  des  Reiches 
zu  einer  Aenderung  des  bisherigen  Modus; 
denn  ohne  Aufstellung  und  strikte  Einleitung 
eines  Schuldentilgunjrsplaues  wird  auf  die  Dauer 
nicht  gewirtschaftet  werden  könuen.  Das  Nächste, 
was  im  Interesse  einer  geordneten  Finanzwirt- 
schaft gefordert  werden  muss  und,  wie  es  scheint, 
von  der  Regierung  auch  gefordert  werden  soll, 
ist  die  Kontingentierung  und  Stabilisierung  der 
Matrikularbeiträge  sowie  der  Ueberweisungen. 
Des  weiteren  wird  man  nicht  umhin  können, 
bestehende  Steuern  zu  erhöhen  oder  neue  ein- 
zuführen. Unter  den  möglichen  Steuererhöhungen 
steht  jedenfalls  diejenige  im  Vordergrund,  welche 
durch  Uebergang  von  der  heutigen  rohen  Form 
der  Tabaksteuer  zu  einer  verbesserten  und  ein- 
träglicheren erzielt  werdeu  kanu.  Der  Tabak, 
das  steuerkräftigste  Objekt  der  indirekten  Be- 
steuerung, wird  in  Deutschland  nur  in  sehr 
ungenügendem  Masse  getroffen;  eine  Erhöhung 
des  Ertrages  unter  Wahrung  der  zur  Zeit  be- 
stehenden Steuerform  ist  nicht  wohl  möglich. 
Im  Zusammenhang  mit  den  Bewilligungen  für 
die  Flottenvorlage  1900  ist,  wie  eben  bereits 
erwähnt  wurde,  üaa  Reichstempelgesetz  im  Sinuc 
einer  stärkeren  Heranziehung  der  Börsenge- 
schäfte, Lotterie-  uud  Spielgewinne  umgestaltet 
worden.  Ein  Schauinweiusteuergesetz  steht 
eben  zur  Beratung. 

B.  Auaserdeutsche  Staaten. 
»8.  Oesterreich.  Nachdem  in  Oesterreich 
zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  Versuche  mit 
allen  möglichen  direkten  Steuern  gemacht  wor- 
den waren  —  Kopf-.  Personal-  Standes-  und 
Klassen-  und  Einkommensteuern  neben  Ver- 
mögenssteuern und  einer  vornehmlich  in  der 
Form  einer  Grundsteuer  erscheinenden  Kontri- 
bution —  wurde  nach  Ausgang  der  grossen 
Kriege  ein  Ertragssteuersystem  mit  teilweise 
sehr  hohen  Steuersätzen  ausgebildet,  bestehend 
aus  der  Grundsteuer  (G.  v.  17.  Dezember  1817). 
der  Gebändestener  <23.  Februar  1820)  und  der 
gewerbesteuerartigen   Erwerbssteuer   (31,  De- 


!  zember  1812).   Daneben  beatauden  eine  Perso- 
'.  nalsteuer  (bis  1829)  und  in  einigen  Provinzen 
die  alte  Judensteuer,  die  übrigens  auch  bald 
j  aufgegeben  wurde.    Die  Grundsteuer  als  die 
i  wichtigste  beruhte  auf  einem  stabilen  Parzellen- 
-  und  Reinertragskataster,  der  zur  Durchführung 
:  eine  lange  Reihe  von  Jahren  erforderte.  Zu 
i  diesen  Stenern  kam  durch  G.  v.  29.  Oktober 
1849  eine   spezielle  Einkommensteuer,  durch 
welche  die  Erwerbssteuer  zum  Teil  erhöht,  daun 
die  Kapitalrenten  und  die  Einkommen  aus  Be- 
soldungen etc.  einer  Steuer  unterworfen  wurden. 

Seit  dieser  Zeit  hat  es  aber  an  Reformver- 
suchen, die  teils  auf  einzelne  Steuern,  teils  auf 
das  ganze  Steuerwesen  sich  bezogen,  nicht  ge- 
fehlt. Zu  diesen  regten  wie  zu  den  gleichzei- 
tigen Bestrebungen  in  Deutschland,  neben  den 
in  den  zunehmenden  Staatsausgaben  und  den 
in  den  Mängeln  der  Steuergesetzgebung  und 
Verwaltung  gelegenen  Motiven,  die  tietgehen- 
den  Bewegungen  auf  dem  Gebiete  der  Finanz- 
wissenschaft an.  Schon  uach  dem  Steuerreform- 
projekt von  18(50  wurde  eine  Aenderung  in  dem 
Sinne  angestrebt.  dass  nicht  wie  bis  dahin  der 
Ertrag  den  ausschliesslichen  Massstab  für  die 
Steuerbemessung  bilden  sollte,  sondern  auch 
der  Wert  der  Meucrobjekte :  nel>en  dem  Er- 
tragskataster sollte  auch  ein  Wertkataster  auf- 
gestellt werden.  Daneben  sollte  das  Priucip 
der  Repartitiou,  der  Veranlagung  uach  Ländern 
und  Gemeinden  bei  der  Gebäude-  und  Krwerbs- 
steUer  eingeführt  werden.  Tiefgreifender  war 
der  Reformvorschlag,  welcher  im  Jahre  18t>4 
auf  Veranlassung  des  Finanzministers  v.  Plener 
dem  Reichsrat-  vorgelegt  wurde.  Danach  sollte 
neben  den  fortbestehenden  Ertragsstenern  eine 
Klasseueinkommeusteuer  eingeführt  werden, 
welche  das  persönliche  Nettoeinkommen  der 
Steuerträger  ohne  Rib-ksicht  auf  die  (Quellen, 
aus  denen  es  liiesat ,  treffen  sollte.  Diese 
Klasseneinkommenstener  sollte  au  die  Stelle 
der  sonst  uötigen  Zuschläge  treten.  Die  Ver- 
handlungen ÜIht  diese  Anträge  zogen  sieb  bis 
Ende  der  sechziger  Jahre  hin.  Damals  Ende 
1868  und  Anfang  1869)  brachte  die  Regierung 
einen  neuen  Entwurf  Uber  die  Reform  der 
direkten  Steuern,  welche  die  Grund-,  Hanszin;*- 
und  Hausklassen-  und  Erwerbsteuer  umfassen 
sollte.  Dazu  war  ciue  Rentenstener.  endlich 
eine  Personaleinkommensteuer  geplant.  Aber 
nur  eine  Reform  der  Grundsteuer  wurde  durch 
G.  v.  24.  Mai  1869  im  cisleithanischcn  Gebiet 
durchgeführt.  Die  Reform  der  anderen  Steuern, 
die  durch  den  Wechsel  der  Ministerien  unter- 
brochen worden  war,  wurde  erst  im  Jahre  1874 
wieder  aufgenommen.  Die  Absicht  der  Refortn- 
entwürfe  ging  dahin,  im  Zusammenhange  mit 
der  bereits  reformierten  Grundsteuer  ein  er- 
schöpfendes System  der  Ertragsbestenerung  zu 
!  bilden  und  jeden  Ertrag  ohne  Rücksicht  auf 
subjektive  Momente  einer  direkten  Steuer  tn 
unterwerfen.  Zu  diesem  Zwecke  sollte  da*  be- 
stehende Steuersystem  durch  die  schon  1H64 
,  geplante  Rentenstener  ergänzt  werden.  Ausser- 
dem sollte  die  wieder  aufgegriffene  Personal- 
einkommensteuer, die  als  eine  direkte  Besteue- 
|  rung  des  gesamten  Reineinkommens  gedacht 
war,  den  subjektiven  Verhältnissen  der  Steuer- 
pflichtigen gerecht  werden.  Die  auf  diese  zeit- 
gemäßen Reformen  (rerichteten  Verhandlungen 
wurden   Ende  des  Jahres  1876  unterbrochen 
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durch  eine  Reihe  neuer  Entwürfe,  deren  Be-  aufgenommen  in  dem  dem  österreichischen  Ab- 
streben  dahin  ging,  unter  thuulichster  Beibe-  geordnetenhause  am  19.  Febmar  genannten 
haltung  des  überkommenen  Steuerwesens  nur  Jahres  vorgelegten  Gesetzentwürfe  über  die 
insoweit  Neuerungen  einzuführen,  als  eben  direkten  Personalsteuern,  dessen  Zweck  dahin 
dringend  nötig  war.  In  der  Hauptsache  .sollten  ging,  an  die  Stelle  der  alt«u  und  veralteten 
die  bestehenden  Ertragssteuern  etwas  ermässigt,  Erwerbs-  und  Einkommensteuer  eine  neue,  den 
dagegen  eine  neue  Personaleinkommensteuer  heutigen  Ideeen  entsprechende  zu  setzen:  erst 
eingeführt  werden.  Zugleich  sollten  die  zahl-  im  Jahre  18%  sind  die  Reformvorschläge  Gesetz 
reichen  provinziellen  Ungleichheiten  muh  Mög-  geworden.  Das  Wesen  der  Reform  besteht 
lickkeit  beseitigt  werden.  Aber  auch  diese  so-  darin,  dass  neben  die  bisher  bestandenen  und 
wie  die  spateren  Reformversuche  führten  zu  entsprechend  ermässigten  Ertragssteuern  eine 
keinem  Ziele.  Aenderungen  wurden  nur  inso-  neue  allgemeine  Einkommensteuer,  „Personal- 
fern durchgeführt,  als  bei  der  Grundsteuer  die  einkommensteuer"  genannt,  gesetzt  wurde, 
bisherige  Quotitätsbesteueruug  teilweis«-  iu  eine  Ueber  diese  wie  überhaupt  über  die  ganze 
Repartitionsbcstenernng  umgewandelt  wurde,  Steuerreform  s  d.  Art.  Einkommensteuer 
indem  nun  durch  G.  v.  28.  März  1880  und  7.  oben  Bd.  III,  S.  421  ff. 

.luni  1881  die  Grnndstetierhauptsumme  alle  15  Bezüglich  der  in  Oesterreich  zur  Erhebung 

Jahre  gesetzlich  festgestellt  und  nach  Mussgabe  gelangenden  indirekten  Steuern  verweisen 

des  Reinertrages  nnf  die  Kronläuder.  Gemein-  wir  auf  die  folgende  Obersicht.    Aus  dieser 

den  uud  einzelnen  Grundstücke  umgelegt  wird,  geht  hervor,  was  wir  an  anderer  Stelle  bereits 

und  als  ein  neues  Gesetz  unter  dem  9.  Februar  bemerkt   haben,   dass  in  Oesterreich  die  in- 

1882  zu  stände  kam.    Die  Gebäudestener  ist  direkten  Steuern  namentlich  dank  dem  Erträg- 

dnreh  Gesetze  vom  1.  Juni  1890  und  9.  Febrnar  nisse  des  Tabak-  und  Salzmonopols  und  der 

1892  in  einigen  Punkten  ergänzt  worden.  Erst  Bräunt  wein-   und  Biersteuer   eine  bedeutend 

im  Jahre  1892  wurden  die  alten  Reformpläiie  höhere  Summe  abwerfen  als  die  direkten, 
bezüglich  der  übrigen  direkten  Stenern  wieder  ■ 

Aus  dem  Budget  Oesterreichs  für  das  Jahr  1Ü0Ü. 

(In  Kronen.'   

Erhebungs- 
Brntlo        und  Betnebs- 


Steuereiunahnicn 


Direkte  Stenern  

Prunksteuer  

Gebäudesteuer  

Erwerbssteuer  

Rentenstener   

Personaleinkommeusteuer  .... 

Besoldungssteucr  

Exekutioiisgebühren  

Indirekte  Steuern  

Zölle  

Verzehmngsstcuern  

Bier  76640000 

Branntwein  68  940  000 

Wein  und  Most  10S50000 

Schlachtvieh  14840000 

Zucker  99000000 

Pachtungen   6  264  000 

Verschiedeues  22  33  z  1 

Salzmonopol  

Tabak  in  onopol  

Stempel  

Gebühren  von  Rechtsgeschäften 
Besondere  Abgaben  vom  Ge- 
tränkehandel   


267  429  200 


8  270  600 


^  6  800  000 
"71  7S6000 
81  520000 
6910000 
46  200000 

1  640000 

2  573  200 

1 14643  800 
298  866  000 


855  575  000 
5  716  700 


45  128000 
209  826  200 
56  000  000 
94  430  000 

2  2760OO 


36  354  400 


9  528  OOO 
82350OOO 

1  735  °4* 
3  143  840 

65  200 


SO.  Frankreich.    In  Frankreich  beruht  23.  November  1798.  dann  vom  15.  September 

die  direkte  Bestenerung,  von  welcher  zuerst  1807  mit  zahlreichen  Revisionen,  zuletzt  vom 

die  Rede  seiu  soll,  im  wesentlichen  auf  den  29.  Juli  1881 :  2i  der  Personal-  und  Wohnungs- 

während    der    französischen    Revolution    ge-  stem-r    (impüt    personel    et    mobilierj  vom 

schaffenen  Grundlagen.    Es  ist  ein  namentlich  13.  Januar  1791  und  21.  April  1832;  3)  aus 

nach  der  technischen  Seite  sehr  ausgebildetes  der   Thür-  und    Fenstersteiier   durch    G.  v. 

System  von  Ertragssteuern,  das.  wie  schon  ge-  24.  November  1798.  21.  April  1832  etc.,  für 

legentlich  erwähnt  wurde,  nicht  ohne  Einflnss  1  Paris  vom  17.  März  1852;  eudlich  4)  auf  der 

auf  die  Entwickelung  des  Steuerweisens  in  Süd-  Gewerbe-  und  Pateutstener  vom  Jahre  1791 

deutschland  gewesen  ist.    Dieses  besteht  aus  und   vom   25.    April    1*44    mit  zahlreichen 

vier  Hauptgliedern,  1>  der  Grundsteuer  vom  späteren  Aenderungen.  zuletzt  vom   15.  Juli 

23.  November  bezw.  1.  Dezember  1790  und  vom  1880.    Neben  diesen  direkten  Stenern  wird  eine 
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Reihe  voii  „den  direkten  Steuern  assimilierten 
Taxen"  erhoben,  darunter  die  Bergwerkssteucr 
(G.  v.  21.  April  1810;  und  die  Steuer  von  den 
Gittern  der  toten  Hand  ;G.  v.  20.  Februar  1849>. 
Von  diesen  direkten  Steuern  bilden  die  Tier 
erstgenannten  Hauptsteueru  eine  eigene  be- 
sonders beachtenswerte  Gruppe.  Indem  wir 
bezüglich  der  eiuzelneu  Steueni  nnd  der  an 
denselben  in  der  jungten  Zeit  wieder  vorge- 
nommenen Keformen  auf  die  Specialartikel  ver- 
weisen, versuchen  wir  hier  nur,  den  Gesamt- 
eharakter  derselben  zu  schildern,  indem  wir 
uus  dabei  vorwiegend  auf  die  vorzügliche  Dar- 
stellung A.  Wagners  stützen.  Die  Grund- 
steuer, welche  auch  die  <  iebäudesteuer  nm- 
schliesst,  die  Thür-  und  Fensterstener  und  die 
Personal-  und  Wohnungssteiler  sind  Repartitions- 
steuern,  die  Patent  Steuer  ist  Quotitätssteuer. 
Die  Repartition  geschieht  in  der  Weise,  das* 
die  Gesamteteuersumme  mit  deu  Zuschlägen  für 
Departements-  und  Kommunalzwecke  und  für 
die  verschiedenen  Specialzwecke  durch  das  jähr- 
liche Finanzgesetz  festgestellt,  dann  auf  die 
Departements,  von  dieseu  auf  die  Arrondisse- 
meuts  und  von  diesen  auf  die  Gemeinden  ver- 
teilt wird.  Die  vier  direkten  Stenern  bilden 
auch,  wie  oben  augedeutet,  die  Grundlage  fUr 
starke  Zuschläge  zur  Deckung  der  Departe- 
ments- und  Koramunalausgaben.  Diese  Ver- 
bindung im  Zusammenhange  mit  der  Stabili- 
sierung der  alten  Grundlagen  und  der  dadurch 
bedingten  wachsenden  Ungleiehmässigkeit  dieser 
Steuern  haben  es  verschuldet,  dass  man  selbst 
bei  den  allgemeinen  Steuererhöhungen  und -Ver- 
mehrungen nach  dem  Kriege  von  1870  71  die- 
selben mit  Ausnahme  der  Patenteteuer.  von  Er- 
höhungen verschonte,  sodass  vielfach  ein  Miss- 
verhältnis gegenüber  den  anderen  Steuerpflich- 
tigen eintrat.  Aus  diesen  Umständen  erklärt  es 
sich  auch,  dass  iu  Frankreich  die  Verbrnuchs- 
und  Verkehrssteuern  in  so  hohem  Grade  aus- 
gebildet und  ausgenützt  werden.  Zu  den  bis- 
her genannten  Steuern  trat  dann  durch  G.  v. 
2Ü.  Juni  1872  noch  eine  Steuer  vom  Einkommen 
aus  beweglichen  Werten  als  Folge  der  durch 
den  Krieg  verursachten  Mehrausgaben.  Diese 
Steuer  ist  eine  partielle  Kapitalrentensteuer  und 
erstreckt  sich  auf  die  Zinsen,  Renten,  Divi- 
denden etc.  gewisser  im  Gesetz  benannter 
Kapitalanlagen.  Dazu  kam  kürzlich  noch  die 
Wehrsteuer.  Das  Ungenügende  des  direkten 
Steuerwesens  ist  in  Frankreich  selbst  anerkannt. 
Seit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  werden 
seitens  der  Regierung  zugleich  mit  den  Budget- 
entwürfen Reformpläne,  welche  die  Ausgestal- 
tung der  Kapitalrenteusteuer  und  die  Einfüh- 
rung einer  allgemeinen  Einkommensteuer  be- 
treffen, vorgelegt;  sie  scheiterten  aber  bisher 
an  dem  Widerspruche  des  Parlamente.  Da- 
gegen sind  die  Stempel-  und  die  Börsensteuer 
wiederholt  erhöht  worden. 

Wie  aus  der  nebenstehend  auf  S.  1163  folgen- 
den Uebersicht  über  die  Steuereinnahmen  Frank- 
reichs nach  dem  Etat  von  190U  ersehen  werden 
kann,  übertreffen  die  Verkehrsabgaben  sowohl  wie 
die  Zölle  und  Verbrauchssteuern  die  Erträge  der 
direkten  Steuern  weit,  die  letzteren  allein  um 
das  Dreifache.  Eine  reiche  Auswahl  von  Ver- 
brauchssteuern weist  die  Steuergesetzgebung 
auf.  Als  die  wichtigsten  erscheinen  das  Tabak- 
nionopol,  die  Alkoholsteuer,  die  Zuckersteuer 


j  und  die  Steuer  vou  Wein  und  Most.  Zu  den 
einträglicheren  Aufwandsteuern  zählen  ferner 
die  Bierstcuer,  die  Salz-,  die  Stearin-  und 
Kerzensteuer,  da»  Zündholz-  und  Pulvermonopol. 
endlich  unter  den  direkten  Verbrauchssteuern 

j  die  Pferde-  und  Wagensteuer.  Die  meisten  und 
wichtigsten  dieser  Steuern,  so  die  Getränke- 
steuern, das  Tabakmonopol,  die  Zucker-  und  die 
Salzsteuer  etc.,  stammen  in  ihren  Grundzügen 
aus  alter  Zeit,  zumeist  aus  dem  Anfang  des  l'J. 
Jahrhunderts :  mehrere  derselben  sind  allerdings 
vielfach  verändert,  namentlich  nach  1871  be- 
deutend erhöht,  von  den  minder  wichtigen  Auf- 
wandsteuern  sind  mehrere  damals  neu  einge- 
führt worden.  Zu  deu  letzteren  zählt  das 
Zündholxinonopol ,  die  Steuer  auf  Mineralöle. 

'  Stearin  uud  Kerzeu,  dann  die  Steuer  auf  Wagen 

!  und  Pferde ,  Billards ,  gesellige  Vereine  etc. 

!  Andere  indirekte  Verbrauchssteuern ,  welche 
gleichfalls  in  den  Finanznöten  uach  dem  Kriege 
neu  eingeführt  worden  waren,  so  die  Steuern 
auf  Papier,  Seife  und  Cichorie.  sind  bald  wieder 
aufgegeben  worden.  Diese  kleineren  Aufwand- 
steuern bilden,  wie  A.  Wagner  hervorhebt,  ein 
charakteristische*  Merkmal,  wie  derartige  lästige 
und  im  einzelnen  unbedeutende  Steuern  in 
•schweren  Finauzkrisen  gerne  auftauchen:  frei- 
lich werden  sie  dann  nach  Besserung  der  Finanz- 
lage bald  wieder  beseitigt  und  nur  diejenigen 
bleiben,  welche  das  Hauptsteuersystem  eiuiger- 
massen  ergänzen  und  in  dasselbe  sich  einfügen. 

Ueber  den  Ertrag  der  Steuern  im  einzelnen 
unterrichtet  die  Tabelle. 

40.  England.  Dem  englischen  Stener- 
wesen  schon  seit  dem  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts und  auch  in  früheren  Zeiten  eigen- 
tümlich ist  das  starke  Uebergewicht  der  in- 
direkten Steuern  über  die  direkten.  Um  1815 
ertrugen  die  direkten  Steuern  in  England  ca. 
25 1 4  Millionen  £,  die  Verbrauchssteuern  39. 
Um  die  eben  erwähnte  Zeit  hatte  England  an 
direkten  Steuern  die  Landtaxe,  die  Einkommen- 
steuer, Haus-  und  Luxnssteuern.  eine  Erbschafts- 
steuer, eine  Versicherung«-,  eine  Auktions-  und 
einzelne  kleiuere  Steuern  und  die  sogenannten 
Tonnengelder.  Unter  den  indirekten  Steuern 
standen  neben  den  Zöllen  die  Getränke-  und 
Spirituosensteuer  obenan. 

Wie  an  einem  anderen  Orte  gezeigt  wurde 
(s.  meinen  Art.  Finanzen  oben  Bd.  III  S.  919  ff.* 
hatte  England  infolge  der  französischen  Kriege 
eine  ausserordentlich  grosse  Steuerlast  über- 
nommen, an  deren  Erleichterung  man  sofort 
nach  dem  Kriege  denken  musste.  Die  Ver- 
1  brauebssteuern  lasteten  stark  auf  den  unteren 
'  Klassen ;  unter  den  direkten  Stenern  wurde  die 
i  Einkommensteuer  besonders  drückend  empfun- 
den. Die  letztere  wurde  denn  auch  1816  anf- 
gehoben,  in  einzelnen  Luxussteuern  traten  Er- 
leichterungen ein,  die  Haussteuer  wurde  1833 
aufgegeben.  Vou  den  indirekten  Stenern  wurde 
die  Salzsteuer  im  Jahre  1825  ermäasigt.  Einen 
tiefgreifenden  Einfluss  auf  die  Entwickehmg 
des  englischen  Steuerwesens  übten  die  Reformen 
aus.  welche  Robert  Peel  auf  dem  Gebiete  der 
Handelspolitik  vornahm.  Die  Peelschen  Re- 
formen bestanden  vornehmlich  in  der  l'eber- 
leitung  der  Handelspolitik  vom  Schutzzoll  zum 
Freihandel.  Die  besouders  auf  die  unteren 
Klassen  drückenden  Kornzölle,  dann  die  Roh- 
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Ans  dem  Budget  Frankreichs  (ohne  Algier)  für  1900. 


Steuereinnahmen  in  Francs 


Direkte  Abgaben  

direkte  Steuern   477  944  i67 

Grundsteuer   185  842  339 

Personal-  und  Mobiliarsteuer   96  82 1  864 

Thür-  und  Feustemeuer   62005  143 

Gewerbesteuer   13220647  t 

Steuerrollentaxe   1  068  350 

den  direkten  Steuern  assimilierte  Taxen   .    .  37  777  U9 

Von  den  Gütern  der  toten  Hand    ...  7  106  700 

BergwerkssteuiT   2  730  070 

Tanfikation  der  Gewichte  und  Masse  .   .  5  240  000 

Visitation  der  Apotheken   336000 

Pferde-  und  Wagensteuer   129294S0 

Geschlossene  Gesellschaft;«-,  Billard-,  Fahr- 
rad-, Militärsteuer  etc   9  434^99 

Indirekte  Abgaben  

darunter: 

Börsensteuer  

Einkommensteuer  vom  beweglichen  Vermögeu 

Zölle  

Einfuhrzölle   401  584000 

Statistische  Steuer   7  209  000 

Schiffahrtssteuer   7  899  000 

Verschiedene  Einnahmen   6013850 

Salzzoll   22  443  000 

Indirekte  Stenern  

Getränke   508128000 

Salz   1 1  219  000 

Expeditionsstener   5  905  000 

Gele   1  784  30p 

Stearin,  Kerzen   8  281  000 

Essig-  etc.  Steuer   2865000 

Aufschlag  auf  Eisenbahnbilletts  ....  63741000 

Desgl.  auf  Frachtverkehr   5  427  000 

Verschiedene  Steuern   52  525  700 

ZnckerzoU  und  -Steuer   182982500 

Zündhölzer-,  Tabak- und  Pulvermonopol    .   .  448851000 


515  721  313 


5  104501 
70  647  500 
445  148  850 


659867 


2081  371  553 


stoffzölle  wurden  beseitigt,  die  inländischen 
Accisen.  namentlich  diejenigen  auf  Fabrikate, 
aufgehoben  und  nur  noch  einige  wenige  Artikel, 
die  sich  für  die  Besteuerung  liesondera  eignen : 
Tabak.  Thee,  die  Getränke,  blieben  derselben 
unterworfen.  Um  die  durch  solche  Reformen 
bewirkten  Steuerentgänge  zu  decken,  wurde 
1842  die  Einkommensteuer  trotz  ihrer  Unbe- 
liebtheit wieder  eingeführt  und  damit  dem  di- 
rekten Stenerwesen  wieder  eine  grössere  Be- 
deutung gegeben.  Ursprünglich  wohl  nur  als 
vorübergehende  Aushilfe  gedacht  und  immer 
nur  auf  Zeit  bewilligt,  ist  sie  bis  heute  unver- 
ändert bestehen  geblieben.  Ihr  Steuerfuss 
wechselt  nach  dem  Bedürfnis  der  Finanzver- 
waltnng,  und  so  ist  sie  trotz  ihrer  Mängel  im 
einzelnen  's.  den  Art  Einkommensteuer 
oben  Bd.  III  S.  429  ff.)  ein  unentbehrliches  Glied 
des  britischen  Steuerwesens  geworden.  Ein 
wichtiges  Glied  desselben  bildet  dann  die  Erb- 
schaftssteuer, die  durch  die  Reform  von  1853 
auf  das  Immobiliarvermögen  ausgedehnt  und 
zu  einer  Art  Vermögenssteuer  ausgebildet 
und  in  der  jüngsten  Zeit  (G.  v.  1894)  neu- 
gestaltet wurde.    Ausserdem  erhielt  sich  die 


alte  Landtaxe  (Grundsteuer)  wenigsten*  zum 
guten  Teile  und  wurde  1851  eine  Hanssteuer 
neu  eingeführt.  Diese  und  die  verschiedenen 
direkten  Luxusstenern  tragen  mehr  oder  weniger 
den  Charakter  von  Ergänzungssteuern.  Der 
Immobiliarbesitz  erscheint  in  der  englischen 
Staatsbesteuerung,  verglichen  mit  den  Verhält- 
nissen auf  dem  Kontinent,  als  bedeutend  bevor- 
zugt; doch  ist  daran  zu  erinnern,  dass  auf  ihm 
die  Hauptlasten  der  Lokal-  und  Kommuualver- 
waltung  ruhen. 

Das  englische  Steuer wesen  ist  so  nur  im 
Zusammenbange  mit  der  volkswirtschaftlichen 
Entwicklung  Englands  zu  verstehen  und  darf 
nicht  am  Massstabe  kontinentaler  Einrichtungen 
gemessen  werden.  Es  entspricht  im  ganzen 
wohl  den  Bedürfnissen  der  englischen  Finanz- 
verwaltung und  den  volkswirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnissen  des  Landes,  wenn  es  auch 
im  einzelnen  oft  weit  von  den  als  richtig  an- 
erkannten Principien  des  Steuerwesens  sich 
entfernt. 

lieber  die  heute  bestehenden  Steuern  und 
ihre  Erträgnisse  vgl.  die  folgende  Uebcrsiclit : 
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RechnnngaabBchlus«  für  da«  Finanzjahr  bis  31.  Marz  1900. 

St6U6r6iiiii&liin£ii 


Direkte  .Steuern  

Grundsteuer  

Hausuteuer  

Einkommensteuer  (Brutto)  

A  vom  unbeweglichen  Vermögen  . 

B  von  Pachtungen  

V    „   Benteu  etc  

P  „  Gewerben  und  Handel  .  . 
£  „   Einkommen  aus  öffentlichen 

Aemtern  etc  

Zölle  

darunter : 

Tabak   

Spirituosen  

Thee  

Wein  

Accfce  

Spirituosensteuer  

Malzsteuer  

Oichoriensteuer   . 

Kaffeesteuer  

Brauereilizenz  

Snirituof-enlizenz  

Tabak  lizenz  

Andere  Lizenzen  

Strafgelder  

Abgabe  v»«i  Eisenbahu-Fahrbilletts    .  . 

Stempelsteuer  i Brutto)  

danin  t« r : 

Erbsteuer  

Kontrakte,  rrknnden  

(Juittungsstempel  

Wechselstempel  


5  1 56  000 
155  000 
1  212000 
1095»  336 

1  393000 


1 1  167  126 
5  154622 

4  636  979 
I  741  843 

20853067 

12  539  143 

1  '33 
1  686 

9  962 

13568 

7  HO 
4  069  1 56 
6748 
32  816 


18  547  223 
4  337  967 
1  437  317 
711  75» 


855  35° 
1  699282 
19885  198 


3«  439  830 


23  7o5  203 


37  829  763 


27  o57  436 


Litteratnr:  Bei  der  ungeheueren-  Menge  r„n 
Sehrt/teil  ültcr  Sleurrtcesen  und  Steuern  binnen 
hier  nur  die  wichtigsten  erwähnt  werden:  Für 
das  Historische  r  erweise  ich  auf  meinen  Artikel 
Fi  Hunzen  a.  a.  <K,  bezüglich  der  idlgemeinen 
Litterntur  auf  meinen  Artikel  Fi  na  »  z  tr  iss  e  n  - 
et  ha  t t  a.  n.  <>.,  bezüglich  der  einzelnen  Steuer 
auf  die  Sf,rci<tlartikel. 

Xu  Abschnitt  I—IV.  Sehen  den  bekannten 
Ishr-  und  Handbüchern  von  A.  Wagner,  Roscher, 
fmpfenhach,  Bau,  Cohn,  Schiinberg :  D.  Krchl, 
Ibis  Steuersystem  etc. ,  Erlangen  1S1€.  — 
KrOncke,  t'eber  die  Grundsätze  einer  direkten 
Beteuerung,  Heidelberg  ISl'J.  —  K.  Murhard, 
Theorie  und  l\>litik  der  Besteuerung,  Güttingen 
ISJ4.  —  J.  G.  Ho/fmann.  Die  Lehre  von  den 
Steuern,  Berlin  Ifi.}».  —  H.  EUtenhart,  Die 
Kunst  der  Bettem rung,  Berlin  tlfGit.  —  A.  E. 
Schäffle,  IHr  Grundsätze  der  Steuerpolitik, 
Tübingen  IS/«).  —  Derselbe,  Die  Steuern,  2 
Bde.,  Leipzig  lf!>,\f.  —  W.  Vacke,  Die  Abgälte», 
Auflagen  und  ilir  Steuer,  Stuttgart  IS*?.  —  Fr. 
J.  Seumann,  Die  Steuer,  Bd.  I,  Leipzig  1SS7. 
—  K  de  Pariert,  Tratte  de*  imjnUs,  2.  Aufl., 
I\tris  1HCC—67,  4  Bde.  —  L.  Cojm«,  Scienza 
dellr  Finanzr,  tl.  ed.,  Mailand  JSU*.  — •  G. 
Schanz,  Zur  Frage  der  Steuerpßicht,  im  Finanz- 
arrhir  IM*?.  —  Fr,  J.  Xeumann,  Dir  pro- 
gressive Ein  kommen  »teuer  etc.,  I^eipzig  litTj.  — 
H.  V.  Scheel,  Die  progressive  Beeleuerang,  in 
,1er  XeiUehr.  j.  Staatsw.,  1S?Ö.  —  .1.  Ijehr. 
Kritische   Bemerkungen    über   den  progressiven 


Steuer/u**,  in  den  Jahrb.  f.  Xal.  u.  Stat.,  IS??. 

—  Er.  J.  Xeumann,  Die  Steuer  nach  der 
Steuerfähigkeit,  ebenda  IS77.  —  E,  S<ij-.  Die 
l*rfign  ssir  Steuer ,  in  der  Zeitschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Bd.  I,  Wien  WH.  —  Er.  J.  Xeu- 
mann, Die  Unterscheidung  zwischen  direkten 
und  indirekten  Stenern  im  Jahrb.  f.  Gesetzg., 
Venr.  etc.,  18S>. 

Zu  Abschnitt  V.  K.  v.  Hock,  Ihe  ötTent- 
liehen  Abgaben  und  Schulden,  Stuttgart  — 
./.  Prince-Smtth,  Die  Abwälzung,  Berlin  IS66. 

—  A.  Held,  Die  Lehre  rnn  der  Vcbcrwölsung 
der  SU.  tiern,  in  der  Zeilschr.  f.  Staatrtc.,  1M>#.  — 
J.  Kaizl,  Die  Lehn  von  der  f'eberwälzung  der 
Steuern,  Leipzig  JSSi.  —  v.  Falck,  Kritischer 
l 'eberblick  auf  dir  Elitwickelung  der  Steucriiber- 
wiilzungelehre  seit  A.  Smith,  DitrjxU  ISS».  — 
G.  Schanz,  Zur  Frage  der  l'eberwälzung  in- 
direkter Verbrauchssteuern,  im  Jahrb./.  Grsestzg. 
1*S~'. 

Xu  Abschnitt  VI.  In  erster  Linie  zu  ter- 
gleichen  die  Littrratnrangaben  bezüglich  der  ein- 
zelner» Stenern,  dann  zahlreiche  Artikel  in 
Schanz*  Finanzarchir,  bes.  A.  Wagner.  IHe 
Reform  der  direkten  Steuern  in  Breussen,  Finonz- 
archir  1*93.  —  F.  Mataja,  Die.  Reform  der 
direkten  I'ersoiudstmem  in  (Jesterreich,  in  der 
Xcitsrhr.  f.  Volkswirtschaft,  ISPÜ.  —  E,  r. 
Fürth,  Dir  Einkommensteuer  in  Oesterreich  und 
ihre  Beform,  Leipzig  ItWS.  Bezüglich  der  sta- 
tistischen Angaben  ist  auf  die  Gesetzesblätter  zn 
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Stieda,  Wilhelm, 

geboren  am  1.  IV.  1852  zu  Riga,  studierte  in 
Dorpat.  Berlin  nnd  Strassburg  Nationalökonomie 
und  Statistik  und  wurde  in  Tübingen  1875  zum 
Doktor  der  Staatswissenschaft,  in  Dorpat  1879 
zum  Doktor  der  Philosophie  promoviert.  Im 
Mai  1876  in  der  rechts-  und  staatewissenschaft- 
lichen Fakultät  zu  .Strassburg  habilitiert,  wurde 
er  1878  ausserordentlicher,  1879  ordentlicher 
Professor  der  Nationalökonomie  und  Statistik  in 
Dorpat.  Von  1882  bis  Herbst  1884  war  er  als 
Regierunirsrat  im  kaiserlichen  statistischen  Amte 
des  Deutschen  Reiches  in  Berlin  thätiir  und 
Ubernahm  dann  die  ordentliche  Professur  für 
Staatswissenschaften  au  der  Universität  in  Ros- 
tock i.  31.  Seit  Ostern  1898  ordentlicher  Pro- 
fessor der  Nationalökonomie  in  Leipzig. 

Stieda  veröffentlichte  au  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Das  Sexual- 
verhältnis der  Geborenen,  Strassburg  1S75.  — 
Zur  Entstehung  des  deutschen  Zunftwesens, 
Jena  1876  (auch  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  27). 

—  Die  Ehesehliegsnngen  in  Elsass- Lothringen 
1872—1876,  Strassburg  1879.  —  Die  gewerb- 
liche Thätisfkeit  der  Stadt  Dorpat,  Dorpat  1879. 

—  Revaler  Zollbücher  nnd  Quittungen  des  14. 
Jahrhunderts,  Halle  1886.  —  Die  deutsche  Haus- 
industrie, Leipzig  1889.  —  Das  Gewerbegericht, 
Leipzig  1890.  —  Grundriss  zu  Vorlesungen  über 
Sozialpolitik,  Rostock  1892.  —  Hansisch-Vene- 
tianisrhe  Handelsbeziehungen,  Rostock  1894.  — 
Das  Hausiergewerbe  in  Deutschland,  Dresden 
1899.  —  Er  gab  Roschers  Nationalökonomik  des 
Handels-  nnd  GewerbeHeisses  in  7.  Auflage, 
Stuttgart  1899,  neu  heraus  und  redimierte  die 
Enquete  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  —  „Unter- 
suchungen Uber  die  Lage  des  Hausiergewerbes 
in  Deutschland",  Leipzig  1898—99,  in  Sehr.  d. 
Vereins  f.  Sozialp.,  Bd.  77—81,  83.  —  Zusammen 
mit  ('.  Mettig:  Die  Schrägen  der  Aemter  und 
Gilden  in  Riga,  1896.  Als"  Mitverfasser  war  er 
beteiligt  an  der  von  G.  Schmoller  herausge- 
gebenen ..Strassburger  Tucher-  und  Weber- 
zunft",  Strassburtf  1*79. 

bj  In  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. :  Die 
Artelle  in  Russland  (N.  F.  Bd.  6).  —  Haftpflicht 
und  Unfallversicherung  in  Frankreich  (N.  F. 
Bd.  8).  —  Frauenarbeit  (III.  F.  Bd.  2).  —  Das 
Reichsgesetz  betr.  die  Gewerbegerichte  (III.  F. 
Bd.  2i.  --  Städtische  Finanzen  im  Mittelalter 
(III.  F.  Bd.  17).  —  Warenhäuser  und  Klein- 
handel flU.  F.  Bd.  19).  —  Handelsschulen  und 
Handelshochschulen  (III.  F.  Bd.  19).  —  2.  In 
Zeitschr.  des  König).  Preuss.  Statis- 
tischen Bureaus:  Die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  in  Frankreich  (Jahrg.  1875).  —  Die 
gegenseitigen  Hilfsgesellschaften  in  Frankreich 
(Jahrg.  1875).  —  Der  Schutz  der  Kinderarbeit 
in  Frankreich  (Jahrg.  1876).  —  3.  In  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw.:  Die  Syndikatskammem  der 
französischen  Arbeitgeber  und  -uehmer  (Bd.  2). 

—  Deutschlands  sozialstatistische  Erhebungen 
im  Jahre  1876  (Bd.  Ii.  -  Russische  Zollpolitik 
(Bd.  1).  —  Die  Enquete  über  die  Sountagsarbeit 
(Bd.  12  u.  13).  -  4.  In  Sehr.  d.  V.  für  So- 
zialpol.: Das  Verfahren  bei  Enqueten  über  so- 
ziale Verhältnisse  (Bd.  131  —  Kartelle  (Bd.  61). 

—  Hie  Lage  des  Hausiergewerbes  in  Deutschland 
(Bd.  88). -5.  In  ^Russische  Revue":  Peter 


der  Grosse  als  Merkantilist  (Jahrg.  1874).  — 
6.  In  Archiv  für  Geschichte  des  deut- 
schen Buchhandels:  Zur  Geschichte  des 
Strassburger  Buchdrucks  und  Buchhandels  (Bd.  5). 

—  Zur  Gesch.  des  Buchhandels  in  Riga  (Bd.  6). 

—  Die  Entwickelung  des  Buchgewerbes  in 
Dorpat  (Bd.  7).  —  Studien  zur  Geschichte  des 
Buchdrucks  und  Buchhandels  in  Mecklenburg 
(Bd.  17).  —  Die  Anfänge  der  periodischen  Presse 
in  Mecklenburg  (Bd.  19).  —  7.  In  Hansische 
Geschichtsolätter:  Schiffahrtsregister  des 
15.  Jahrhunderts  (Jahrg.  1885).  —  Hansische 
Vereinbarungen  über  städtisches  Gewerbe  im 
14.  und  15.  Jahrh.  ^Jahrg.  1886).  —  Ein  Geld- 
geschäft Kaiser  Sigismunds  mit  hansischen 
Kanflenten  (Jahrg.  1887).  —  Das  Sc  honen  fahre  r- 
Gelag  in  Rostock  (Jahre.  1890/911  —  8.  In 
Fr  en  8si  sc  he  Jahrbücher:  Das  Arbeits- 
buch in  Frankreich  (Bd.  53).  —  Gewerbliche 
Zustände  in  der  Gegenwart  (Bd.  57).  —  Lehr- 
lingsprüfungcu  (Bd.  7(1).  —  In  diesem  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaf ten 
2.  Anfl.:  Arbeitsbuch.  —  Arbeitsein- 
stellungen | Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Arbeitseinstellungen  und  geschichtlicher 
Rückblick).  —  Arbeitsordnungen  nnd  Ar- 
beiterausschüsse. —  Artelle.  —  Eiui- 
gungsämter.  —  Enquete.    —  Fabrik. 

—  Gewerbegericht.  —  Handwerk.  — 
Innungen.  —  Jugendliche  Arbeiter. 

—  Koalition  uud  Koal  i  t  ionsverbote.  -- 
L  e  h  r  1  i  n  g  s  w  e  s  e  n.  —  No  r ina la r bei  t  s - 
tag.  —  Sonntagsarbeit.  -~  S  t  a  p e  1  re  c Ii  t. 

—  Südsccgesellsoh  aften.  —  Truck- 
system. —  Zunftwesen. 

Ausserdem  grössere  und  kleinere  Aufsätze 
sowie  Litteratnrbesprcchungen  in  Ann  nies 
de  Demographie  internationale,  in  der 
Revue  d ' e c o n o m i e  p o  1  i t i q u e ,  in  Meck- 
lenburgischen Jahrbüchern  für  Ge- 
schichte und  Altertumskunde,  in  Zeit- 
schr. des  Vereins  für  lttbeckische  Ge - 
schichte,  in  Zeitschr.  d.  Ver.  f.  ham- 
bnrgische  Geschichte,  in  Mitteilungen 
des  Ver.  für  lübeckische  Geschichte, 
in  Mitteilungen  des  Ver.  für  hnmbur- 
gische  Geschichte,  in  Mitteilungen  d. 
Ver.  aus  der  livländischeii  Geschichte, 
in  Beiträge  zur  Geschichte  Liv-.  Est- 
und  Kurlands,  in  der  Baltischen  Mo- 
natsschrift, in  der  Historischen  Zeit- 
schrift, in  der  Zeitschrift  für  Kultur- 
geschichte, in  der  Historischen  Viertel- 
jahrsschrift,  in  Beiträge  zur  Gesch. 
der  Stadt  Rostock,  in  der  Bayrischen 
Haudelszeitung,iuderDeut8chenRuud- 
schau,  dem  Deutschen  Wochenblatt, 
in  dem  Handelsmuseum,  in  der  Deut- 
schen Litteraturzeitung  und  im  Litte- 
rarischen Gen  tralblatt. 
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Stiftungen. 

(Besteuerung  der  Stiftungen.) 

1.  Allgeuieiues.   2.  Gesetzgebung. 

1.  Allgemeines.  Stiftungen  sind  Ver- 
mögenseinheiten, welche  einem  Öffentlichen 
oder  gemeinnützigen  Zwecke  dienen  und 
vom  Staate  mit  den  Attributen  juristischer 
Persönlichkeit  ausgestattet  sind.  Sie  sind 
entweder  für  Anstalten  des  Kultus  und 
Unterrichts  (Kirchen  und  Schulen)  bestimmt 
oder  sind  milde  Stiftungen  (piae  causae). 
Diese  letzteren  zerfallen  wiederum  in  zwei 
Unterabteilungen,  nämlich  in  Privatstiftungen, 
welche  ausschliesslich  oder  doch  vorzugs- 
weise zum  Vorteil  einzelner  Personen  ver- 
wendet werden,  ohne  ein  öffentliches  Inter- 
esse zu  befriedigen,  und  in  Öffentliche  Stif- 
tungen, welche  gemeinnützige,  der  Allge- 
meinheit zu  gute  kommende  Ziele  verfolgen. 
Nach  dieser  Einteilung  ist  nun  die  Stellung 
zu  beurteilen,  welche  das  Steuerrecht  diesen 
Vermögens-  und  Nutzungskomplexeu  gegen- 
über einnimmt.  Man  hat  es  hier  mit  Steuer- 
objekten zu  thun,  die  in  Gemässheit  ihrer 
Eigenart  auch  steuertechnisch  eine  etwas 
abweichende  Behandlung  erheischen. 

Hierfür  gelten  im  allgemeinen  folgende 
Grundsätze : 

1)  Die  Steuersubjekte.  Bei  Stif- 
tungen, deren  Aufgabe  die  Erfüllung  von 
Unterrichts-  und  Kultuszwecken  ist,  tritt 
häufig,  soweit  sie  nicht  ohnehin  im  Eigen- 
tum des  Staates  und  daher  steuerfrei  sind, 
auch  für  die  gemeindlichen  oder  korporativen 
Anstalten  dieser  Art  eine  Ausnahme  von 
der  allgemeinen  Steuerpflicht  ein.  Sie  ist 
entweder  eine  unbedingte  und  generelle 
oder  wird  an  den  Umstand  geknüpft,  ob 
und  in  welchem  Masse  durch  die  Besteue- 
rung jene  Einrichtungen  noch  imstande  sein 
würden,  den  Stiftungszweek  vollständig  zu 
erfüllen.  Dagegen  haben  die  Privatstiftungen 
keinen  Anspruch  auf  eine  steuerrechtliche 
Begünstigung  und  gemessen  auch  tatsäch- 
lich keine  solche  in  den  meisten  Steuer- 
gesetzgebungen. Endlich  bei  den  vorer- 
wähnten öffentlichen  Stiftungen  kommt  in 
Betracht,  ob  dieselben  dem  Staate  durch 
ihre  Wirksamkeit  Ausgaben  ersparen  oder 
nicht.  Im  letzteren  Falle  stehen  sie  den 
Privatstiftungen  gleich,  sind  steuerpflichtig 
und  reicht  die  etwaige  Schaffung  irgend 
welchen  öffentlichen  >>utzeus  nicht  aus,  die 
Steuerbefreiung  hinlänglich  zu  rechtfertigen. 
Dagegen  kann  und  soll  eine  solche  mit 
Recht  da  eintreten,  wo  eine  stiftungsmässige 
Verwendung  der  Nutzung  von  Stiftungs- 
kapitalien staatliche  Lasten  vermindert  wer- 
den. Allein  auch  in  diesem  l*unkte  ist  die 
Ausnahme  von  der  Steuerpflicht  als  keine 
grundsätzliche  und  allgemeine  anerkannt, 
vielmehr  hat  sich  die  Gesetzgebung  vorbe- 


halten, aus  der  besonderen  Lage  des  Falles 
heraus  die  Begünstigung  eintreten  zu  lassen. 
Immerhin  muss  dabei  die  ungerechtfertigte 
Beeinträchtigung  fremder  Erwerbsinteressen 
Berücksichtigung  finden. 

2)  Die  Steuerformen.  Bei  allen 
Arten  von  Stiftungen  kommen  die  drei 
grossen  Hauptgruppen  der  Erwerbsbesteue- 
nmg:  die  Ertrags-  und  Einkommensteuern 
und  die  Verkehrsbesteuerung  in  Betracht. 
Hinsichtlich  der  ersteren  ist  der  allgemein 
herrschende  Grundsatz  die  Gleichstellung 
des  Stiftungsvermögens  mit  den  Vermögens- 
beständen der  übrigen  Einzelwirtschaften, 
sie  sollen  in  gleichem  Masse  wie  diese  zu 
den  öffentlichen  Lasten  beitragen.  Eine 
Durchbrechung  des  obengenannten  Princips 
findet  rücksichtlich  einzelner  Gattungeu  von 
Steuern,  ganz  oder  zum  Teile,  statt.  So 
Bind  häufig  von  der  Kapitalroutensteuer  oder 
ähnlichen  Auflagen  Stiftungen  der  Wohl- 
thätigkeit,  der  Witwen-  und  Waisenver- 
sorgung oder  solche  befreit  ,  die  einer  be- 
hördlichen Aufsicht  unterliegen.  Bei  der 
Grund-  und  Gebäudesteuer  sind  wiederum 
mehrfache  Abweichungen  zu  erkennen.  Die 
Gesetze  unterwerfen  hier  entweder  sehlecht- 
liin  das  Grund-  und  Gcbäudoeigentum  milder 
Stiftungen  ohne  Ausnahme  den  betreffenden 
Abgaben  oder  sie  lassen  Steuerbefreiungen 
für  solche  Grundstücke  und  Häuser  ein- 
treten, welche  unmittelbar  den  Stiftungs- 
zwecken dienen.  Bei  weitem  seltener  sind 
die  Stiftungskapitalien  von  der  Gewerbe- 
steuer ausgenommen,  schon  ^tatsächlich  des- 
halb, weil  die  Gewerbsthätigkeit  solcher  lu- 
stitute  der  Natur  der  Stiftung  nach  eiue 
beschränkte  ist.  Andererseits  aber  dürfeu 
Gewerbebetriebe  von  Stiftungsanstalten,  so- 
weit sie  nicht  aussclilicsslieh  für  den  eigenen 
Bedarf  arbeiten,  schon  wegen  der  Konkurrenz 
mit  den  Einzelwirtschaften  niemals  eine  Be- 
günstigung erfahren.  Analoge  Grundsätze 
beherrschen  hinsichtlich  der  Behandlung  des 
Stiftungsvermögens  melir  oder  weniger  auch 
die  Einkommensteuern. 

Im  Bereich  der  Verkehrsbesteuerung 
haben  die  Stiftungen  vielfach  eine  eigen- 
artige Belastung  erfahren,  welche  in  ver- 
schiedenen Staaten  als  »Geb  ü  h  r  e  n  ä  <  i  u  i  - 
valent«  bezeichnet  wird.  Der  Besitz  pflegt 
bei  solchen  Vermögenseinheiten,  welche 
Generationen  überdauern,  sowohl  der  Ver- 
mögensübertragung im  Erbgange  als  auch 
den  Wirkungen  des  gewöhnlichen  Tausch- 
verkehre entrückt  zu  sein.  Der  Steuerver- 
anlagung wird  es  dadurch  unmöglich  ge- 
macht, in  beiden  Richtungen  die  Beitrags- 
leistung  jener  Vermögensmassen  durchzu- 
setzen. Die  Auflage  hat  demgemäss  eine 
doppelte  Bedeutung,  indem  sie  einerseits 
die  verschiedenen  Abgaben  vom  Wertver- 
kehr unter  Lebenden  vertritt  und  anderer- 
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seits  zugleich  die  Erbschaftssteuer  ersetzt,  unterstellten  Spar-  und  Hilfskassen  (Bayern), 
Das  Gebührenil« iui valent  wird  in  »1er  Oe-  Witwen-  und  Waisenkassen  und  Wohlthätig- 
setzgebung  nur  vom  Immobiliarverkehr  er-  keitskasseu  (Württemberg),  ebenso  Anstalten 
hoben,  da  insbesondere  die  Liegenschaften  :  für  Krankenpflege  und  Armenunterstützung 
von  Stiftungen  sich  dem  Verkehrsleben  ent-  !  (Baden,  Hessen)  ausgenommen.  Seltener  sind 
ziehen.  Indessen  ist  nicht  einzusehen,  wa-  auch  hier  Vergünstigungen  im  Gebiete  der 
t  um  nicht  auch  das  Mobiliarvermögeri  solcher  Gewerbcbesteuernng( Braunschweig.  Waldeck, 
Personengemeinschaften  einer  Verkehrssteuer  Pyrmont). 

unterworfen  werden  soll.  In  ihrem  Wirk-  2) Verkehr sbes teuer nng (Gebühren- 
samwerden  äussern  sich  diese  Steuern  im  I  äquivalent).  In  Bayern  (Gebühreng.  v. 
Rahmen  der  Verkehrsbesteuenmg  als  Vor- '  18.  August  1879  Art.  218)  wird  vom  unbe- 
mögenssteuern  in  der  Form  von  Besitz-  weglichen  Vermögen  der  toten  Hand  alle 
steuern  und  werden  zu  Zusatzbelastungen  \  20  Jahre  vom  Tage  des  letzten  Anfalls  der 
gebundener  Vermögenskompicxe.  Diese  Aus-  Iminobiliarverkehrssteuer  eine  Abgabe  von 
gleichsabgaben.  auch  Taxe  der  toten  Hand  1  %  des  Wertes  des  Immobiliarbesitzes  ohne 
genannt,  bestehen  entweder  in  einem  be-  Abzug  der  Schulden  erhoben.  Oesterreich 
sonderen  Jahressteuerzuschlag  oder  in  einer ,  (Gehflhreng.  v.  9.  Februar  1850  T.  P.  10b' 
nach  längeren,  der  durchschnittlichen  Dauer  B  e)  hat  ein  Aei|iüvalent  für  jede  Besitz- 
des  ruhenden  Besitzes  entsprechenden  dauer  von  10  Jahren.  Dasselbe  beträgt  bei 
Zwischenräumen  periodisch  erhobenen  Ge-  solchen  Vermögensganzen,  bei  welchen  den 
bühr.  !  Mitgliedern  kein  Anteil  an  den  Kapitalien 

2.  Gesetzgebung.  1)  Erwerbsbe-i der  Gemeinschaft  zusteht,  3°o  des  Wertes 
Steuerung.  In  allen  deutschen  Staaten  bei  Immobilien  und  1  s  °o  des  Wertes  bei 
sind  die  dem  öffentlichen  Gottesdienste  ge-  Mobilien.  Bei  Aktienunternehmungen  und 
widmeten  oder  für  den  öffentlichen  Unier-  anderen  Erwerbsgesellschaften  l1:*0«)  des 
rieht  bestimmten  Gebäude  von  der  Gebäude-  Wertes  der  unbeweglichen  Sachen.  F rank- 
steuer ausgenommen,  insofern  ihre  Benutzung;  reich  (G.  v.  20.  Februar  1849)  besteuert 
eine  dauernde  ist  und  sich  auf  die  voll- 1  durch  die  Taxe  des  biens  de  main  morte 
ständige  Verwertung  der  betreffenden  Ob-  die  Güter  der  toten  Hand  als  Ersatz  für  die 
jekte  bezieht.  Eine  Besteuerung  tritt  hier  Registerabgalf»  mit  einer  Jnhrestaxe  vom 
nur  ein,  wenn  sie  durch  Vermietung  etc.  Reinertrage  der  betreffenden  unbeweglichen 
ganz  wler  teilweise  den  Kirchen-  oder  Schul-  Güter  in  gewissen  Quoten  der  Grundsteuer, 
zwecken  entzogen  werden.  Für  die  zum  Der  Steuerpflicht  unterliegen  und  sind  im 
Kirchen-  oder  Schulvermögen  gehörigen  Gesetze  ausdrücklich  namhaft  gemacht: 
Grundstücke  ist  die  gleiche  Steuerbefreiung  Departements-  und  Gemeindehospitäler,  Se- 
llinsichtlich der  Grundsteuer  anwendtar.  •  minare,  Kirchen,  religiöse  Kongregationen, 
soweit  sie  öffentlichen  Zwecken  als  Fried-  Konsistorien,  Wohlthätigkeitsanstalten,  ano- 
höfe,  Turnplätze  etc.  dienen.  Auch  Aus-  nyme  Gesellschaften  (Aktiengesellschaften), 
nahmen  von  der  Kapitalreutensteuer  kommen  ,  öffentliche  autorisierte  Anstalten.  Da  beim 
vor.  indem  sowohl  die  auf  Kosten  des  Staats  j  Immobiliarverkehr  durchschnittlich  ein  von 
zu  erhaltenden  Anstalten  (Württemberg)  als  |  zwanzig  zu  zwanzig  Jahren  eintretender  Be- 
auch  die  für  den  öffentlichen  Unterricht  be-  j  sitzwechsel  präsumiert  wurde,  so  wären  un- 
stimmten  (Baden)  diese  Vergünstigung  er-  gefähr  5°o  Besitzwechselabgaben  oder  unter 
fahren.  Daneben  wird  die  Steuerfreiheit  an  Zugrundelegung  von  5,)o  als  Berechnungs- 
die  Frage  geknüpft,  ob  die  Stiftungen  durch  massstab  der  einjährige  Ertrag  im  gleichen 
Entrichtung  der  Steuer  nicht  ausser  stand  Zeitraum  zu  entrichten  gewesen.  Hieraus 
gesetzt  würden,  ihren  Zweck  vollständig  zu  i  leitete  man  ein  jährliches  Aequivalent  von 
erfüllen.  Eine  Ausnahmebestimmung  hin-!5°o  ab,  das  zur  Grundsteuer  geschlagen 
sichtlich  der  Gewerbesteuer  besteht  nicht. !  wurde.    Die  Anwendung  der  4 prozentigen 

Dio  milden  Stiftungen  werden  in  i  partiellen  Kapitalrentensteuer  auf  die  zu  5 0  o 
Ansehung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  in  [  angenommenen  Krträge  des  Bruttowerts  des 
zweifacher  Weise  behandelt,  indem  die  einen  |  beweglichen  und  unbeweglichen  Besitzes 
Staaten  den  Grundbesitz  und  Hausbesitz  der  l  religiöser  Korporationen  und  ähnlicher  (re- 
Stiftungen  ohne  weiteres  besteuern  (Sachsen  uossenscliaften  ist  durch  G.  v.  17.  April  1895 
und  kleinere  Staaten),  während  die  übrigen  in  eine  jährliche  obligatorische  Steuer  vom 
Staaten,  allerdings  in  verschiedener  Aus-  Bruttowert  des  Vermögens  religiöser  Oe- 
dehnuug  und  Abstufung.  Steuerbefreiungen  i  nossenschaflen.  Droit  d  '  a  c  c  r  o  i  s  s  e  m  e  n  t 
eintreten  lassen,  soweit  die  betreffenden  verwandelt  worden.  Diese  nominelle  Ver- 
Steuerobjekte  unmittelbaren  Stiftungszwecken  mögenssteuer  beträgt  0,30  0  o  im  allgemeinen 
dienen.  Von  der  Kapitalrenten-  bezw.  Ein-  und  steigt  auf  0,40  °,o  für  solche  Kongre- 
kommensteuer  bleiben  in  manchen  deutschen  gationen.  die  der  Taxe  «les  biens  de  main 
Staaten  Anstalten  und  Stiftungen  für  Wohl-  morte  nicht  unterliegen, 
thätigkeit,  die  einer  behördlichen  Aufsicht  Litteratur:  Antont,  u<H<r*,tbjtku,  in  Schont' 
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Finanxareh.  Bd.  V,  S,  439—497.  —  Schaffte, 
Steuerpolitik,  Tübingen  1SS0,  S.  SIS.  —  Oeff- 
iNMg  Erbrecht  und Erb*rhafl**tenrr,  Jahrb./.  Gr*, 
u.    Vene.  5,   8.   S04.  —  Krüger,   Die  Erb- 


Haje  von  Meckel. 


Storch,  Heinrieb, 

geb.  1766  zu  Riga,  studierte  in  Heidelberg  und 
Jena,  wurde  178«  Lehrer  im  Kadettenhaus«  zu 
St  Petersburg,  1790  Attache  beim  Ministerium 
des  Auswärtigen,  171)6  Akademiker,  1799  Lehrer 
der  jungen  Grossfürstinuen,  1800  Vorleser  der 
Kaiserin-Mutter  und  unterrichtete  endlich  den 
nachmaligen  Kaiser  Nikolaus  und  seinen  Bruder 
Michael  in  der  politischen  Ökonomie.  Er  starb 
1835  zu  St.  Petersburg  als  wirklicher  Geheimer 
Rat  und  Viceprüsident  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften. 

Storch  gehört  neben  Schlözer  der  sogen, 
deutsch-russischen  Schule  der  Nationalökonomik 
au.  Die  Eigentümlichkeit  seines  Systems  ist 
vor  allem  darin  zu  suchen,  dass  er  die  auf 
westeuropäischem  Boden  entstandene  national- 
ökonomische Doktrin  mit  den  so  vielfältig  ab- 
weichenden osteuropaischen  Zuständen  und  Be- 
dürfnissen in  Uebereinstimmunjr  zu  bringen 
suchte.  Ein  weiterer  Grundzug  seiner  Wissen- 
schaftstheorie ist  die  von  ihm  angestrebte  Ver- 
vollständigung der  Nationalökonomik  durch  die 
Theorie  der  ( Zivilisation.  Ueberdies  hat  er  sich 
als  einer  der  ersten  um  die  systematische  Aus- 
bildung der  Lehren  Ad.  Smiths  wesentlich  ver- 
dient gemacht. 

Er  veröffentlichte  au  staatswissenschaft- 
licheu  Schriften:  Statistische  Uebersicht  der 
Statthalterschaften  des  russischen  Reiches  nach 
ihren  merkwürdigsten  Kulturverhältnissen,  Riga 
1795.  —  Historisch-statistisches  Gemälde  des 
russischen  Reiches,  9  Bde.,  Riga  1797  bis  1HO». 
l'ebersetzt  ins  Französische,  2  Bde..  Paris  1H01. 

—  Russland  unter  Alexander  I.  (historische 
Zeitschrift),  27  Hefte,  St.  Petersburg  1 H03— 1811. 

—  Coura  d'economic  politique,  ou  Exposition  des 
prineipes  qui  determinent  la  prosperite  des  na- 
tions.  L  edit.,  6  vol..  St.  Petersburg  1815.  — 
2.  edit.  avec  des  notes  explicatives  et  critiques 
par  J.  B.  Say,  4  vol.,  Paris  182».  Ins  Deutsche 
übersetzt  mit  Zusätzen  von  K.  H.  Rau  u.  d.  T.: 
Handbuch  der  Nationalwirtschaftslehre.  »  Bde., 
Hamburg  1819—20.  —  Le  revenu  national  con- 
sidere,  sons  un  nouveau  point  de  vue.  Der 
Petersburger  Akademie  am  16.  VI.  1819  vorge- 
legt. —  Considerations  snr  la  nature  du  revenu 
national.  Paris  1824.  Diese«  Werk  bildet  den 
5.  Band  des  Cours  d'economie  politique.  Deutsche 
Uebersetzung  vom  Verfasser  selbst  u.  d.  T. : 
Betrachtungen  Uber  die  Natur  des  Nationalein- 
kommens, Halle  1825.  —  Zur  Kritik  des  Be- 
griffes vom  Nationalreichtum.  Eine  akademische 
Vorlesung,  St.  Petersburg  1827. 

Vgl.  über  Storch:  Roscher  Gesch.  d. 
Nat..  S.  799.  —  Jul.  Kautz,  Theorie  und  Ge- 
schichte der  Nationalökonomik  II  (Wien  1860), 
S.  626. 

Jo»ef  Stammhammer. 


Strassengewerbe. 

1.  Begriff.  2.  Deutschland.  3.  Andere  Länder. 

1.  Begriff.  Unter  den  Begriff  der 
Strassengewerbe  werden  zwei  Arten 
des  Gewerbebetriebes  zusammengefasst : 
1.  die  Gewerbe,  welche  die  Vermittelung 
des  Verkehrs  innerhalb  der  Orte  durch 
Transportmittel  irgendwelcher  Art  (Pferde, 
Maultiere,  Esel,  Wagen,  Boote,  Sänften  etc.), 
die  jedermann  zur  Benutzung  offenstehen, 
bezwecken;  2.  das  Gewerbe  solcher  Per- 
sonen, welche  auf  öffentlichen  Strassen  oder 
Plätzen  ihre  Dienste  anbieten  (Fremden- 
führer, Dienstmänner,  Stiefelputzer  etc.). 
Die  Strassengewerbe  unterliegen  überall  ge- 
wissen Beschränkungen  und  einer  obrig- 
keitlichen Regelung.  Da  das  Publikum, 
welches  sich  der  Dienste  und  Leistungen 
dieser  Gewerbetreibenden  bedient,  ein  selir 
wechselndes  ist,  so  befindet  es  sieh  nicht 
in  der  Lage,  die  Zuverlässigkeit  dersell)en 
zu  prüfen.  Es  ist  daher  eine  Ueberwachung 
durch  die  Behörde  notwendig.  Ebensowenig 
kann  die  Festsetzung  der  Preise  einer  freien 
Vereinbarung  überlassen  bleiben,  weil  dann 
die  Gefahr  vorliegt,  dass  namentlich  in 
solchen  Fällen,  in  denen  jemand  der  be- 
treffenden Tram>j)ortmittel  oder  Dienste 
dringend  bedarf,  starke  Ueterforderungen 
auftreten.  Hier  ist  also  ein  Anwendungs- 
feld für  obrigkeitliche  Taxen  gegelien.  Die 
Verhältnisse  der  Strassengewerbe  gestalteu 
sieh  aber  sehr  verschieden  je  nach  der  Lage 
tles  einzelnen  Ortes.  Deshalb  eignen  sieh 
die  Verhältnisse  derselben  weuiger  zu  einer 
allgemeinen  gesetzliehen  als  zu  einer  ört- 
lichen Regelung. 

2.  Deutschland.  Schon  die  e  i  n  x.  e  1  s  t  a a  t- 
liehen  Gewerbegesetzgebungen  hat- 
ten die  Strassengewerbe  Beschränkungen, 
namentlich  einer  Konzessionspflicht,  unter- 
worfen. So  bestimmte  die  preussische 
Gew.-O.  v.  17.  Januar  1845,  dass  Lohulakaien 
und  andere  Personen,  welche  auf  öffent- 
lichen Strassen  und  Plätzen  oder  in  Wirts- 
häusern ihre  Dienste  anbieten,  ingleichen 
denen,  welche  auf  öffentlichen  Strassen  und 
Plätzen  Wagen,  Pferde.  Sänften,  Gondeln 
und  andere  Transportmittel  zu  jedermanns 
Gebrauch  bereit  hielten,  der  Gewerbebetrieb 
erst  dann  zu  gestatten  sei,  wenn  sich  die 
Behörden  von  ihrer  Cnbescholtenheit  und 
Zuverlässigkeit  überzeugt  hätten  (§  49).  Für 
die  Dienste  und  Leistungen  dieser  Personen 
konnten  von  der  Ortspohzeiobrigkeit  Taxen 
aufgestellt  werden  (§  92).  Der  Entwurf  der 
n  o  r  d  d  e  u  t  s  c  h  e  n  Gew.-  0.  wollte  die  Re- 
gelung der  Strassengewerbe  der  Landes- 
gesetzgelmng  überlassen,  der  Reichstag  setzte 

!  aber  an  deren  Stelle  die  Ortspolizeibehörde. 

Nach  Massgal>e  dieser  Beschlüsse  bestimmt 
d ie Gew.-O. 5}»7,dassder  Regelung  durch 
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die  Ort  spol  izeibehörde  unterliegt  die 
Unterhaltung  des  öffentlichen  Verkehrs  mner- 
ludb  der  Orte  durch  Wogen  aller  Art,  Gon- ', 
dein,  Sllnften,  Pferde  und  andere  Trans|>ort- 
mittel,  sowie  das  Gewerbe  derjenigen  Per- 
sonen, welche  auf  öffentlichen  Strassen  oder 
Plützen  ihre  Diouste  anbieten.  Diese  Rege- 
lung kann  sowohl  die  Befugnis  zum  Ge- 
werbebetrieb* als  die  Ausübung  desselben 
zum  Gegenstände  haben.  Die  ortspolizei- 
lichen Vorschriften  können  also  sowohl  die 
betreffenden  Gewerbe  für  kouzossionspfliehtig 
erklären  als  über  die  Rechto  und  Pflichten 
der  Gewerbetreibenden  nähere  Bestimmungen 
treffen.  Straf festsetzungen  für  die  I Über- 
tretung dieser  Vorschriften  sind  in  der 
Gew.-O.  nicht  enthalten:  sie  müssen  also1 
durch  die  betreffenden  ortspolizeilichen  Ver-  j 
Ordnungen  erfolgen.1)  Die  Ortspolizeibe- 
hörden haben  auch  die  Befugnis,  für  die- 
jenigen Gewerbetreibenden,  wolcho  sogen. 
St  rassenge  werbe  ausüben,  Taxen  festzusetzen 
(Gew.-O.  §  76).  Die  Taxen  haben  eine  civil- 
rechtliche  und  strafrechtliche  Bedeutung, 
t'ivilrechtlich  erhalten  sie  Maximal-  und 
Normalsätze.  Der  Gewerbetreibende  darf 
niemals  mehr  als  die  Taxe  fordern,  aber  es 
steht  ihm  frei,  die  Taxe  zu  ermässigen 
(Gew.-O.  §79).  Wenn  eine  solche  Ermässigung 
nicht  eingetreten  ist,  so  hat  er  Auspruch  von 
demjenigen,  der  sich  seiner  Dienste  oder 
Transjiortmittel  bedient,  den  Betrag  der 
Taxe  zu  erlialten.  Ausserdem  ist  Wie  Ueber- 
schreitung  der  Taxen  reichsgesetzlich  mit 
Strafe  bedroht  (Gew.-O.  §  148  Nr.  8). 

3.  Andere  lünder.  Die  Ordnung  der 
Strassengewerbe  ist  in  anderen  Ländern 
Ähnlich  wie  in  Deutschland.  In  Oester- 
reich sind  nach  der  Gew.-O.  v.  20.  Dezember 
1859  die  Gewerbe  derjenigen,  welche  an 
öffentlichen  Orten  Personeutransportmittel  zu 
jedermanns  Gebrauche  bereit  halten  oder 
]H>rsönliche  Dienste  als  Boten,  Träger  oder 
dergleichen  anbieten,  konzessionspflichtig 
(§  15,  Nr.  4).  Die  Konzession  wird  von  den 
politischen  Verwaltungsbehörden  erster  In- 
stanz, d.h. von  den  Bezirkshauptmanuschaften 
und  den  Magistraten  der  grösseren  Städte 
erteilt  (§  141).  Diese  Behörden  haben  auch 
das  Recht,  für  die  Transport-  und  Platz- 
dienstgewerbe Maximaltalife  festzusetzen 
($51).    In  Prankreich  gehört  die  Rege- 

')  Hut  die  Polizeibehörde  aber  deu  Betrieb 
eines  der  sogenannten  .Strassengewerbe  von 
einer  polizeilichen  <  »enehmigniig  abhängig  JTe- 
nincht.  so  ist  der  Betrieb  ohne  vorherige  Ge- 
nehmigung oder  unter  Abweichung  von  den  in 
der  (icuehmigung  festgesetzten  Bedingungen 
nach  Gew.-O.  §  147  Ziff.  1  strafbar.  Die  ver- 
breitete und  auch  im  Text  vertretene  Ansieht, 
das«  Gew.-O.  §  147  Ziff.  1  Iderauf  keine  An- 
wendung finde,  steht  mit  dein  Wortlaut  des 
Gesetzes  in  Widerspruch.        K.  Loening. 


hing  der  Strassengewerbe  zu  den  Gegen- 
ständen der  Municipalpolizei  (G.  v.  16. 24. 
Axigust  1790.  Tit.  XI,  Art.  3).  England  be- 
sitzt eine  eingehende  Gesetzgebung  über 
örtliche  Transportmittel  (10*  11,  Vict.  c  89, 
§  37—68.  38  A  39.  Vict.  c.  55,  §  171,  172,  52 
&  53,  Vict.  c.  14).  Die  betreffenden  Vor- 
schriften gelten  für  die  inkorporierten  Städte 
uud  solche  Ortschaften  oder  Distrikte,  in 
welchen  eine  besondere  lokale  Gesundheits- 
behörde hingiert.  Die  Ordnung  des  Ge- 
werbebetriehes mit  lokalen  Transportmitteln 
(Wagen,  Booten,  Pferden,  Maultieren,  Eseln) 
erfolgt  liier  durch  statutarische  Verordnungen 
(bye-laws)  des  Stadtrates  (Council)  oder 
des  lokalen  Gesundheitsrates  (urban  oder 
ruial  district  Council.  Vgl.  im  Art.  Bau- 
polizei oben  Bd.  II  S.  529).  Doch  be- 
dürfen diese  Verordnungen  zu  ihrer  Giltig- 
keit  der  Genehmigung  des  Ministeriums 
(loeal  govomraent  board).  Bei  Wagen  ist 
eine  zweifache  Konzession  erforderlich,  eine 
für  den  Eigentümer,  eine  weitere  für  den 
Kutscher;  beide  werden  auf  je  ein  Jahr  er- 
teilt. Die  Konzessionen  für  Omnibusse 
dürfen  auch  für  kürzere  Zeit  erteilt  werden, 
hier  ist  Hilf*  SGI*  für  den  Kutschor  eino  solche 
auch  für  den  Kondukteur  einzuholen.  Die 
betreffenden  Behörden  haben  das  Recht, 
Taxen  für  die  Benutzung  der  fraglichen 
Transportmittel  festzusetzen. 

Lltteratur:  <•'.  iteyer,  Lehrbuch  de*  druUrh-H 
VcrwnUungircchU,  Bd.  I,  S.  .186,  411  f.  — 
E.  Loening ,  Lehrbuch  de»  deuUcken  Ver- 
tifiUungsrechU,  S.  487,  501,  505.  —  Zeller, 
Art.  >i$trat*en<fctrrrbeu  in  v.  Stengel*  Wörterbuch 
I  <ic*  deutschen  1'ertttUtunrftrechU,  Bd.  II,  S.  500 Jf'. 
—  V.  iMHtlmann,  Ocicerbeordnung  (3.  Aufl., 
bearlxilet  nm  Itohmer,  1S97),  Bd.  1,  S.  .15?  f., 
««/. 

Georg  3feyev. 


Strikes 


s.  Arbeitseinstellungen  oben  Bd.  I, 
S.  730  ff. 


StrikeTersichernng. 

Der  Gedanke  einer  Versicherung  der 
Fabrikanten  und  sonstigen  Arbeitgeber,  bei 
welchen  die  Gefahr  besteht,  durch  Strikes 
eine  Störung  des  regelmässigen  Geschäfts- 
itetriebes und  eine  Schädigung  in  ihrem 
Einkommen  zu  erleiden,  ist  in  Deutschland 
Ende  der  90er  Jahre  an  die  Oeffentlichkeit 
gedrungen.  Von  versieherungstechnisehem 
Gesichtspunkte  aus  erscheint  eine  solche 
Versicherung  durchaus  möglich.  Eine  grosse 
Anzahl  meist  äusserst  kapitalkräftiger  Ver- 
sicherungslustiger, die  auch  gegen  hohe 


vi. 
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Prämien  nicht  abgeneigt  sind :  eine  genügende 
Strikestatistik;    die    Möglichkeit  genauer 
Schadenfeststellung  l»ei  Einsichtnahme  in  die  ' 
Ixihn-  und  Betriebsverhalt nisse  der  vorsicher-  ! 
ten  Unternehmungen :  andererseits  die  geringe  ' 
Wahrecheinliclikeit   eines  Scliadeneintritts : 
das  sind  alles  Momente,  die  für  eine  solche 
Versicherung  sprechen.  Volkswirtschaftlich 
betrachtet,  bedeutet  die  Strikeversicherung 
für  den  Fabrikanten  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Unterstützung  nach  einem  Strike- 
ausbruch,  vor  allem  aber  bringt  sie  ihm  in- 
sofern erheblichen  Vorteil,  als  die  Arbeiter, 
wenn  sie  wissen,  dass  der  Fabrikant  bei 
einem  Strike  zufolge  der  Versicherung  un- 
terstützt wird,  nicht  leicht  in  einen  Strike  ! 
eintreten  werden,  weil  sie  nicht  erwarten  | 
können,  dass  der  Fabrikant  in  Bälde  ihre ' 
Forderungen  bewilligen  werde,  da  er  zum 
Teil  wenigstens  gedeckt  ist.    Somit  kann, 1 
wie  auch  thatsäehlich  die  praktische  Er- 
fahrung gelehrt  hat,  die  Strikeversicherung 
als  ein  Präventivmittel  gegen  Arbeitsein- 
stellung angesehen  werden.    Vom  Stand- 
punkte des  Arbeiters  aus  erscheint  die  Strike- 
versicherung dadurch  nun  freilich  höchst  ver- 
werflich.   Aber  so  wenig  dem  Arbeiter  das 
Recht,  sich  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  ver- 
sichern, abgesprochen  werden  kann,  so  wenig 
lässt  sich  dagegen  einwenden,  wenn  die 
Arbeitgeber  sich  gegen  die  Arlieitslosigkeit 
in  ihrem  Sinne  versichern.    Die  hier  natür- 
liche Unternehmungsform  ist  die  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhende.    In  der  That  wird  die 
Strikeversicherung  in  Deutschland  auch  nur 
in  dieser  Form  betrieben.    Der  Versuch  des 
Bundes  der  Industriellen,  eine  Aktiengesell- 
schaft für  Strikeversicherung  ins  lieben  zu 
rufen  (die  »Industrin«  in  Berlin)  ist  ge- 
scheitert.   Hingegen  haben  die  bestehenden 
rein  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Ver- 
einigungen von  ArlKÜtgebem  mit  dtr  Strike- 
versicherung zufriedenstellende  Ergebnisse 
gehabt.    Uel>or  die  Resultate  im  einzelnen 
kann  bei  der  Geheimhaltung  der  Geseliäfts- 
fflhrung,  deren  sich  die  Verbände  zum  Teil 
aus  jiolitischen  Gründen  befleissigen,  nicht 
lierichtet  werdeu,  ebensowenig  über  andere ! 
Einzelheiten.    Die  Grundprincipien  der  Ver- 1 
einigungen  sind  folgende:  Beiträge  je  nach 
der  Ijolmsumme  und  Arbeiterzalil :  Schaden- . 
ersatzleistung  nach  dem  gleichen  Massstabe  j 
für  jeden  in  Strike  getretenen  Arbeiter;  nuri 
teilweiser,  geringer,  unter  keinen  Umstanden 
voller  Schadenersatz,  um  das  Interesse  an 
der  Verhinderung  eines  Strikes  l>ei  den 
Versicherten  aufrecht  zu  halten.  Nicht  über- 
all ist  die  Mitwirkung  des  Vorstandes  bezw. 
der  Mitglieder  der  Vereinigung  vorgesehen 
zwecks  Feststellung,  ob  die  Arbeitseinstellung 
oiue   berechtigte  oder  unWreehtigte  war. 


ein  Nebenzweck  der  Vereinigung,  die  das 
Interesse  der  Arbeitgeber  auch  noch  in 
wichtigen  anderen  Beziehungen  zu  vertreten 
berufen  ist.  Allem  Anschein  nach  werden 
sich  den  bestehenden  Verbänden,  die  bisher 
nur  die  Entschädigung  von  Arbeitsgebern 
derselben  Branche  bei  Arbeitseinstellungen 
betreiben,  neue  Gruppen  anschliessen.  Eine 
Verbindung  von  Fabrikanten  verschiedener 
Branchen  erseheint  um  deswillen  erstrebens- 
wert, weil  dann  die  gleichzeitige  Strikegefahr 
für  mehrere  Betriebe  verhältnismässig  ge- 
ringer ist,  als  wenn  nur  Betriebe  der  gleichen 
Branche  versichert  sind.  Von  sozialpolitischer 
Bedeutung  erscheint  die  Mitwirkung  des 
Vorstandes  bei  der  Schadenregiüierung.  so- 
weit sie  sich  auf  Ergründung  der  Strike- 
ursaehe  bezieht.  Hier  ist  der  Ansatz  zu 
einem  Schiedsamt  gegeben,  der  weiter  aus- 
gebaut werden  kann. 

Litt  erat  nr  fehlt  vollständig. 

Alfred  Manen. 


Stücklohn 

s.  Arbeitslohn  oben  Bd.  I  S.  863 ff. 


Die  Strikeversieheruntr  ist  teils  alleiniger 
Zweck  der  Arbeittfebervorlmnde,   teils  nur 


Sturmschädenversicherung. 

Die  Versicherung  gegen  Sturm- 
schäden mnfasst  den  Schaden,  der  an  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Gegenständen 
durch  Stürme,  insbesondere  auch  Wirbel- 
winde, Cyklone,  Tornados  verursacht  wird, 
soweit  dieser  in  der  Beschädigung,  Vernich- 
tung (Hier  dem  Abhandenkommen  versicherter 
Gegenstände  besteht. 

Dieser  Versicherungszweig,  dessen  w  i  rt  - 
schaft liehe  Bedeutung  ebenso  hervor- 
ragend ist  wie  die  der  auderen  Arten  der  Ver- 
sicherung gegen  elementare  Schäden, 
wird  seit  einer  Anzahl  Jahre  in  Amerika 
mit  ziemlichem  Erfolg  betrieben,  und  zwar 
sowohl  von  amerikanischen  wie  auch  von 
englischen  Gesellschaften.  In  Anlehnung 
an  die  amerikanische  Versicherung  hat  auf 
Anregung  grosser  industrieller  Verhänd»\ 
veratnasst  durch  einen  starken  Orkan  im 
August  1898,  der  im  Rheinland  grosse  Ver- 
wüstung angerichtet  hatte,  seit  Ende  lsJ*> 
auch  eine  deutsche  Gesellschaft 
diesen  Versicherungszweig  in  ihren  Ge- 
schäftsplan aufgenommen.  Diese,  die 
( ö  1  n  i  s  c  h  e  Unfallversicherungs- 
Aktien-Gesellschaft  zu  Cöln  a.  Rh, 
ist  bisher  die  einzige  deutsche  und,  soweit 
sich  dies  übersehen  lässt.  auch  europä- 
ische Gesellscliaft.  welche  auf  dem  Konti- 
nent gegen  Sturmschäden  Versicherung  ge- 
währt.   Eine  Aufnahme  des  neuen  Zweiges 
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durch  andre  Gesellschaften  erscheint  aber 
ebenso  wahrscheinlich  wie  wünschenswert. 

Es  sollen  hier  nur  kurz  an  Hand  der 
Drucksachen  der  Cölnisehen  Gesellschaft, 
die  die  amerikanischen  Materialien  den  deut- 
schen Verhältnissen  angepasst  hat,  die  Be- 
sonderheiten der  Sturmschädenversiehe- 
rung  erörtert  werden. 

Gegenstand  der  Versicherung  bilden 
massive  Gebfiulichkciten  aller  Art.  Im  Bau 
oder  "Wiederaufbau  begriffene  Gebäude  sind 
nur  gegen  Zuschlagsprämie  versicherbar. 
Bewegliche  Sachen  werden  nur  insoweit 
versichert,  als  sie  zum  Gebrauch  in  gewerb- 
lichen, industriellen  otler  landwirtschaftlichen 
Betrieben  oder  zur  Einrichtung  von  Wohn- 
häusern dienen,  also  lebendes  und  totes  In- 
ventar, Maschinen,  Gerätschaften.  Hausroobi- 
lien,  eventuell  auch  Wirtschaftsvorräte  und 
Waren.  Ausgeschlossen  sind  aber  Edel- 
metallsachen. Bilder  und  sonstige  Gegen- 
stände mit  besonderem  Kunstwert.  Der 
Schaden  au  Mobilien  wird  nur  vergütet, 
wenn  er  sich  eieignet,  während  die  Sachen 
in  ein«,  in  versicherten  Gebäude  sind.  Ferner 
worden  geringe  Schädeu  an  Wetterfahnen, 
Marouisen,  Schildern  u.  s.  w.  sowie  irgend- 
welche Schäden  unter  «iO  Mark  nicht  ver- 
gütet. Die  übrigen  Versicherungs- 
bedingungen entsprechen  den  namentlich 
hei  der  Feuerversicherung  üblichen,  so  be- 
züglich der  Anmelde-  und  Kettlings- Pf  licht, 
der  Konkurrenz  mit  anderen  Versicherungs- 
allen, des  Abschätzungsverfahrens,  der  Kün- 
digung u.  dgl.  m. 

Die  Prämien  bemessen  sich  einerseits 
nach  dem  Feuerversicherungswert  der  ver- 
sicherten Gegenstände,  andererseits  nach  der 
Gefährdung.  Beispielsweise  beträgt  zur  Zeit 
die  Prämie  für  ein  Privat-  oder  Geschäfts- 
haus in  normaler  Lage  mit  100 000  Mark 
Feuerversicherungssummc  20  Mark  jährlich. 
Bei  der  Tarif  ieruug  besteht  ein  Haupt  - 
unterschied  zwischen  Wohngeluiuden  und 
kleineren  gewerblichen  Anlagen  einerseits, 
grösseren  gewerblichen  und  industriellen 
Etablissements  andererseits.  Bauart,  l^age, 
Betrieb  und  ähnliche  wie  für  die  Feuerver- 
sicherung ausschlaggebende  Momente  be- 
stimmen das  Risiko.  Die  Cölner  Gesell- 
schaft gewährt  auf  Objekte  bis  zur  Höhe 
von  1  Million  Versicherungsschutz,  wozu  sie 
infolge  ihrer  Rückversicherung  bei  deutscheu 
Gesellschaften  imstande  ist. 

rnverhältnismässige  Schwierigkeit  würde 
die  Feststellung  des  Begriffes 
Stur  m  bereiten.    Die  Gesellschaft  sieht  i 
deshalb    von   einer    Definition  überhaupt^ 
ab.    Dies  ist  ihr  möglich,  da  sie  auf  Grund  i 
der  meteorologischen  Skalen  und  der  Sturm- 
statistiken eine  annähernde  Wahrscheinlich- 
keit des  Eintritts  von  Sturmschäden  fixieren 


kann.  Als  Beispiel  sei  hier  angeführt  die 
Landskala  nach  Beaufort. 


Wind- 
stärke 
(Grad) 

Bezeichnung 
des  Windes 

Wirkung  des  Windes 

0 

^rill       ^cr  Kflnc'1  steigt  gerade 
oder  fast  gerade  empor. 

1 

Schwach 

Für  das  Gefühl  bemerkbar, 
bewegt  einenWimpel  und 
die  Blätter  der  Bäume. 

2 

i 

Mässig 

Streckt  einen  Wimpel,  be- 
wegt die  Blätter  und 
schwächeren  Zweige  der 
Bäume. 

3 

Frisch 

Bewegt  die  stärkereu 
Zweige  der  Bäume. 

4 

Stark 

Bewegt  grosse  Aeste  und 
schwächere  Stämme:  das 
Geben  im  Freien  ist  ge- 
hemmt. 

5 

Sturm 

Die  ganzen  Bäume  werden 
gerüttelt ,  Aeste  uud 
schwächere  Bäume  ge- 
brochen. 

6 

Hänser  werden  abgedeckt. 
Orkan         .starke  Bäume  gebrochen 
oder  entwurzelt. 

i 

Offenbar  kommen  für  die  Sturmschäden- 
versichening  nur  die  Grade  5  und  0  in  Be- 
tracht, da  bei  den  geringeren  Graden  sich 
ein  Sturmschaden  kaum  ereignet,  sich  auch 
schwer  als  solcher  feststellen  liesse.  Durch 
Ausschluss  der  Vergütung  gewisser  Schäden 
erreicht  die  Praxis,  dass  sie  ohne  weitere 
Definition  auskommt  und  doch  thatsäohlich 
nur  Sturmschäden  zu  vergüten  hat  Uebri- 
gens  giebt  es  noch  weit  genauere  Tabellen, 
in  welchen  die  Beziehungen  zwischen  Wind- 
geschwindigkeit, Winddruck  und  den  abge- 
schätzten Graden  der  Beaufort  sehen  Skala 
ausführlich  festgestellt  sind.  Einer  be- 
stimmten Definition  l»odarf  die  Gesellschaft 
umsoweniger,  als  eine  bedeutende  Erleich- 
terung in  der  Fixierung  des  Risikos  durch 
die  Sturm-Statistik  geboten  wird,  die 
bereits  seit  vielen  Jahren  allerorts  geführt 
wird.  So  haben  die  26F>  meteorologischen 
Stationen  in  Deutschland  für  die  Jahre  188."» 
bis  1894  folgendes  ermittelt: 

74* 
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davon  mit 
zerstörender 
Wirkung 
1 10t 

1033 

836 
715 
74O 

73S 
718 

655 
710 

Bei  einer  Spezialisierung  dieser  Statistik 
und  Ausdehnung  auf  die  Ermittelung  der 
entstandenen  Schäden,  die  leicht  verwirklicht 
worden  kann,  erseheint  die  Risikoliemessung 
eliensowohl  wie  bei  der  Feuer-  oder  Hagel- 
versicherung äusserst  einfach  und  leicht,  so 
dass  die  Sturmschadenversieherung  bei  ihrem 
eminenten  volkswirtschaftlichen  Nutzen 
zweifelsohne  in  absehbarer  Zeit  allgemein 
aufgenommen  werden  wird.  Hingegen  er- 
seheint eine   allgemeine    Un  wette 


stürmische 

Winde 

188Ö 

44O4 

1886 

4132 

1887 

3928 

1K.HH 

SS 

18»9 

18ÜÜ 

2960 

1891 

2P41 

1*92 

2873 

1893 

2621 

1894 

2S63 

1.  Geschichte.  Die  öffentliche  Ver- 
gebung im  Abstreich  kam  wohl  zuerst  an 
den  Seeplätzen  der  Niederlande  auf  und 
von  da  nach  Frankreich.  Das  erste  Regle- 
ment hierüber,  das  sich  urkundlich  nach- 
weisen lässt,  stellt  sich  in  einer  Ordonnance 
von  ir#">  dar;  eine  solche  von  1668  betraf 
die  Vorgebung  von  Kanal-  und  Uferbauten : 
Vauban  führte  das  Verfahren  allgemeiu  für 
die  Vergeltung  der  Fortifikationsarbeiten  ein. 

In  Deutschland  fasste  das  Vorfahren 
mit  der  Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes 
sowie  der  Ablösung  der  öffentlichen  Maga- 
zine in  den  vierziger  Jahren  Wurzeln.  l)ie 
Bedürfnisse  des  Verkehrs,  aber  auch  der 
Armee,  der  Schule  und  der  Gemeinde 
nahmen  von  da  ab  spruugweise  eine  nie 
geahnte  Ausdehnung  an.  In  gleicher  Weise 
dehnte  sich  auch  der  Markt  und  Bezugskreis 
für  die  Lieferungen  mehr  und  mehr  aus. 
Hierfür  war  der  frühero  patriarchalische 
Verkehr  mit  den  Lieferanten  nicht  mehr 
zureichend.     Je   mehr  der  Umfang  und 


Versicherung,  wie  man  sie  statt  der '  Wert  der  jährlich  zu  beschaffenden  Waren 
speciellen   Sturmsohadenversicherung    viel- '  und  Arbeiten  wie  auch  die  Bedeutung  der 


seitig  wünschte,  wegen  der  Uninessbarkeit 
des  Risikos,  wenigstens  mit  festen  Prämien 
aussichtslos. 

JJttcratur.  Yereinstltr  Notizen  in  dm  bekannten 
rcr*irhrriiny*iri**tnachafliichen  Zeitschriften  aus 
den  .hihr,;'i  und  1WO. 

AI  fr  eil  Matte». 


Presse  zunahm,  um  so  mehr  bürgerte  sich 
das  neue  Verfaliren  in  dem  Staats-  und 
Gemeindehaushalt  ein. 

Ü.  Licht-  und  Schattenseiten.  Das 
Abgebotsystom  bot  der  Staats-  und  Ge- 
meindeverwaltung zunächst  den  Vorteil,  dass 
es  einen  gewissen  Ersatz  für  die  den  Be- 
amten abgehende  Warenkunde  oder  Kennt- 
nis der  jeweiligen  Lage  des  Waren-  und 
Arbeitsmarktes  schuf.  Es  wird  durch 
Verfahren  eine  gewisse  Ausnützung 
Konjunkturen,  neuer  Bezugsquellen 
der  billigsten  Preise  gesichert,  da 
die  Thätigkeit  des  Beamten  lediglich  auf 


Submissionswesen. 

1.  Geschichte.  2.  Licht-  nnd  Schattenseiten. 

3.  Reform  des  Abffcbotsystenis  und  des  formalen 
Verfahrens  { Mittel|irei»  und  MitteUtandspolitik). 

4.  Iteeinliussuug  der  Arbeitsbedingungen.   Mu-  die  Konstatiorung  des  niedrigsten  Angebots 


von 
und 

sich 


boseliränkte:  es  gewährt  einen  Schutz  gegen 
|tarteiisehe  Bevorzugung,  verschafft  eine  gleich 
starke  Kontrolle  über  die  Verwaltungsbeamten 
wie  über  die  Lieferanten  und  ermöglicht 
die  Abwälzung  einer  Menge  von  Einzelge- 


nicipal-iozialisiiius,  Schutzklausel.     5.  Organi- 
sation der  Submbtsiotisreform. 

Von  Staat  und  Gemeinde  werden  im 
Deutschen  Reich  jährlich  Arbeiten  für  mehrere 
Milliarden  Mark  in  Accord  gegeben.  Diese 

Aufträge  sind  für  die  Preisgestaltung  und  j  Schäften,  die  der  Beamte  selbst  nur  mit 
den  Geschäftsgang,  vor  allem  der  Bauge- 
werl>e.  dann  der  Walzwerke  und  Tuch- 
webereien, der  Sattlerei,  der  Schuhfabrikation 
und  Konfektion,  der  Waffen-  und  Pulver- 
fabriken, des  Wagen-  und  Schiffbaus  von 
bestimmendem  Einfluss.    Und  da  diese  Ge- 


Schwierigkeiten nnd  grösseren  Kosten  aus- 
führen könnte.  Staat  und  Gemeinde  haben 
auch  auf  Grund  früherer  Erfahrungen  Grund 
dazu.  Auslteut ungeu  durch  Gewerbetreibende 
zu  fürchten :  ohnehin  kommen  unter  diesen 
leicht    Koalitionen    zu  stände,    wenn  die 


sehäftszweige  zu  den  tonangebenden  in  der  Konkurrenz  beschränkt  wird. 


die 


Wie  aber  bei 


Gesamtindustrie    gehören .    so  hängt 

Stimmung    des  (iesamtmarktes    viel    von  richtuug.  so  ergaben  sich 
dein  Turnus  und  der  Preisnorm  ab.  wonach  <  manche  Schattenseiten, 
die  öffentlichen  Aufträge  erfolgen. 

Für  die  Preisbestimmung  ist  heute  aller- 
orts ein  Verfahren  -••  die  Submission  — 


jeder  menschlichen  Eiu- 
auch  bei  dieser 


Eine  derselben  liegt  schon  unmittelbar 
in  der  Kollision,  die  sich  beim  Submissions- 
wesen für  den  Staat  aus  seinen  Pflichten 


üblich,  bei  dem  die  Ausführung  auf  Grund  einerseits  des  Schutzes  und  der  Förderung 

öffentlicher  Ausschreiben  und  schriftlicher  der  einheimischen  Produktion,  andererseits 

Beworbung  an  den  M  i  n  dest  fordernd  en  der  Rücksichtnahme  auf  die  Steuerzahler  ei- 

,  «  1  ...    •  .1./  •       t        ...1  .__t   ...  i>  I   •  .u  .      1:  . 


(Abstreich)  in  Acn,rd  gegel>en  wird. 


giebt.     Beitie  Pflichten  kreuzen  sich:  di- 
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einseitige  Fiskalität  ist  eine  Pflichtverletzung 
gegen  die  produktiven  Stände,  und  der  ein- 
seitige Protektionismus  ist  eine  Pflichtver- 
letzung gegen  das  Allgemein-Interesso. 
Demgemäss  gilt  es  hier,  von  Fall  zu  Fall 
die  richtige  Mittellinie  zu  finden,  und  das 
ist  auf  dem  rein  schematischen  Submissions- 
wege schlechterdings  nicht  möglich. 

Die  Submission,  wie  sie  nun  systematisch 
seit  sechs  Jahrzehnten  die  Preisunterbietung 
auf  die  Spitze  treibt,  ist  gleichsam  die  Per- 
sonifikation der  Konkurrenz,  daher  auch 
besonders  geeignet,  die  praktische  Prolie  zu 
machen  auf  die  Wirkungen  der  freien  Kon- 
kurrenz wie  auf  die  Versuche,  sie  durch  staat- 
liche Reglements  auszuschalten,  oder  im  Sinn 
der  '.Mittelstandspolitik'  einzuschränken.  Von 
vorn  herein  spielt  der  alte  (merkantilistischo) 
Gegensatz  gegen  den  Konsumentenstnnd- 
punkt  herein,  oder  die  Frage:  soll  für 
Staat  und  Gemeinde  lediglich  die  un- 
parteiische Rücksicht  auf  die  Steuerzahler 
oder  daneben  auch  die  Forderung  der 
»nationalen«  Produktion,  d.  h.  genauer  ein- 
zelner Lieferanten,  massgebend  sein? 

Iiis  vor  wenigen  Jahren  galt  den  Regie- 
rungen die  Rücksicht  auf  die  Steuerzahler  und 
auf  Vorbeugung  etwaiger  Korruption  als  die 
alleinige  Richtschnur.  Sic  unterliegt  aber 
schon  vom  rein  geschäftliehenStandpunkt  einer 
Modifikation.  Im  Grunde  nämlich  hat  die 
Submission  einen  vernünftigen  Zweck  nur 
dann,  wenn  sie  das  nach  Würdigung  aller 
Einzelheiten  preiswürdigste  und  für  den 
Ausschreibenden  nützlichste  Angebot  er- 
mittelt. Dieser  Zweck  jedoch  und  das  In- 
dividualisieren ist  bei  der  schematichen  Be- 
schränkung auf  das  Miudrstangeltot  von 
vorn  herein  ausgeschlossen.  Ein  untrügliches 
Zeichen  für  die  unbedingt  notwendige  Re- 
form ist.  dass  die  Iwssereu  und  solideren 
Geschäftsleute  sich  immer  weniger  an  den 
Submissionen  beteiligen.  Sodann  giebt  es 
eine  » Konsumenten- und  eine  Produ- 
zentenmoral« oder  die  ethische  Pflicht 
(die  sich  auch  immer  wieder  bezahlt  macht), 
dass  der  Abnehmer  —  hier  also  dei  Staat 
—  darauf  bedacht  ist.  dass  er  seine 
Lieferanten  leistungsfähig,  der  Produzent 
umgekehrt  darauf,  dass  er  seine  Kunden 
zahlungsfähig  erhält.  Von  selten  der 
Konkurrenz  ist  es,  wie  sich  Webb  (»Ge- 
schichte des  Britischen  Trade-Unionismus* 
1S9.">.  S.  8)  ausdrückt,  >oin  Verbrechen,  wenn 
sie  eine  Arbeit  zu  einem  so  billigen  Preise 
übernimmt,  dass  dabei  kein  Mensch  sein 
Brot  finden  kann«.  Eine  derartige  Ge- 
schäftsmoral darf  der  Staat  nicht  einmal 
benützen,  geschweige  denn  ermutigen.  Im 
Gegenteil.  Er  hat,  wie  schon  List  vor  sieben 
Jahrzehnten  begründet  hat,  die  Pflicht, 
Reichtum  hinzugeben  und  zu  opfern,  um 
Kräfte  zu  wecken.    Er  hat  insbesondere  die 


Pflicht:  1.  den  Wert  der  Arbeit  seiner  Bürger 
zu  heben  und  ihre  produktive  Thätigkeit  zu 
fördern,  2.  den  privaten  Unternehmern  hierin 
mit  gutem  Beispiel  voranzugehen  und 
auf  sie  zur  Erfüllung  ihrer  sozialen  Pflichten 
einen  moralischen  und  wo  thunlich  auch 
einen  geschäftlichen  Druck  auszuüben ; 
3.  in  Zeiten,  in  denen  es  an  Arbeit  mangelt, 
Gelegenheit  zu  lohnendem  Verdienst  zu 
schaffen.  Die  gleichen  sozialen  und  An- 
stand sj  »fliehten  liat  auch  die  Gemeinde 
gegenüber  iliren  Bürgern. 

Feiner  kann  unter  gewissen  Ausnnhme- 
verhältnissen  der  schrankenlose  Wettbewerb 
gemeinschädlich  sein,  wenn  er  nämlich 
lebenskräftige  Existenzen  vernichtet  oder 
die  Qualitätsproduktion  herabdrückt.  Aus 
Rücksichten  des  Gemeinwohls  lassen  sich 
daher  im  allgemeinen,  bei  aller  Hoch- 
hält ung  des  Princips  der  freieu  Konkurrenz, 
doch  bestimmte  Schranken  ableiU-n.  und 
zwar 

1.  zur  Ausgleichung  einer  unbilligen  und 
nur  vorübergehenden,  den  Schwächeren 
drückenden  Ungleichheit  in  den  Konkurrenz- 
mitteln, 

2.  zur  Abwehr  eines  illoyalen  oder 
schleudernden  Wctt  beworbs.  der  die  Qualitüts- 
produktion  und  das  Fortschreitender  Branche 
hemmt. 

Indem  die  irrationelle  oder  illoyale  Kon- 
kurrenz eingeschränkt  wird,  wird  das  Princip 
nicht  etwa,  wie  man  bisher  annahm, 
durchlöchert,  sondern  in  seinem  Bestand 
gefestigt. 

Dafür  spricht  weiter  auch  die  Beob- 
achtung, dass  der  Staat  gegenül>er  der 
zersplitterten  Konkurrenz  in  der  Ueber- 
macht  ist  und  wie  ein  allmächtiger  Baisse- 
spekulant —  zumal  durch  die  stetige  Ver- 
öffentlichung der  Mindestpreise,  die  wie 
eine  Schraulte  ohne  Ende  wirkt  —  einen 
stetigen  Preisdruck  ausübt.  Es  ist  augen- 
scheinlich nicht  in  der  Ordnung,  dass  Staat 
und  Gemeinde  gegenüber  den  eigenen 
Bürgern  auf  eine  derartige  systematische 
Weise  den  Markt  verderben  und  den  Wert  ihrer 
Arbeit  herabdrücken.  Bei  rückgängiger  Kon- 
junktur oder  in  Zeiten  des  allgemeinen 
Preisrückganges,  wie  sie  1873  Sil  vorge- 
herrscht haben,  wirkt  das  Submissionswesen 
auf  die  Marktstimmung  in  geradezu  ge- 
meinschädlicher Weise. 

Eine  Grenze  findet  die  Ausschaltung  der 
Konkurrenz  an  dem  Gesichtspunkt,  dass, 
wie  die  Fernhaltuug  der  ausländischen 
(> Erziehungsschutzzoll c),  so  auch  die  der 
allgemeinen  Konkurrenz  als  ein  Teil  der 
Sozialpolitik  nur  dann  berechtigt  und 
rationell  ist,  wenn  dio  staatliche  Fürsorge 
das  einzig  mögliche  und  sofort  gebotene 
Mittel  ist,  um  wirtschaftliche  Kräfte  und 
Existenzen    gegenüber   der  erdrückenden 
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Konkurrenz  eines  überlegenen  Gegners  zu 
erhalten  und  zur  Entfaltung  zu  bringen. 

Ausserdem  liat  auch  für  don  »arbeit- 
gebenden« Staat  selbst  das  sehablonen- 
•  hafte  Verfahren  noch  einige  spezielle  Miss- 
stünde im  Oefolge.  Ein  Hauptmangel  liegt 
darin,  dass  das  Ausschreiben  und  die  Ab- 
nahme untergeordneten  Beamten  mit  mangel- 
hafter Fachkunde  und  oft  ungenügender 
Salarierung  überwiesen  wird.  Auf  die  all- 
mähliche Abstellung  dieses  Missstandes 
ist  hauptsächlich  das  Augenmerk  zu  richten. 
Die  »tote  Ziffer«,  die  blosse  Form,  kann 
die  mangelnde  Fachkunde,  den  Geist  und 
die  volle  personliche  Verantwortlichkeit,  den 
lebendigeu  Verkehr  zwischen  den  Beamten 
und  Unternehmern  nicht  ersetzen. 

Die  bureaukratische  Schablone  erleichtert 
zwar  die  Centralisierung  der  ganzen  Ver- 
dingung und  giobt  gegenüber  der  ausführen- 
den Hand  gewisse  Garantieen.  Aber  den 
findigen  Handel,  der  immer  wieder  eine 
Hinterthüre  findet,  kann  sie  doch  nicht 
binden,  und  den  subalternen  Beamten,  der 
etwa  für  einen  Händedruck  empfänglich  ist, 
nicht  in  seiner  Moral  heben.  Wenn  man 
die  Forderungen  aufs  äusserste  anspannt,  \ 
dabei  aber  nur  einen  Preis  zugesteht,  bei 
dem  solche  ohne  Verlust  nicht  erfüllt 
werden  können,  so  trägt  beim  Wettbewerb 
derjenige  den  Sieg  davon,  der  es  »riskiert 
und  es  zu  machen  versteht«.  Das  formal- 
juristische  Scheinwesen  verdirbt  sclüiesslich 
die  Beamten  und  die  Accordanten. 

Dass  bei  Privatbauten  die  Geheim- 
provision, d.  h.  die  Bestechung  der  leitenden 
Architekten  und  Ingenieure,  in  aller  Welt 
geübt  wird,  ist  ein  Beweis  dafür,  dass  wohl 
auf  dem  Papier,  *akteumässig«,  alles  rein- 
lich ist,  trotzdem  aber  sich  schwere  Miss- 
stände eingeschlichen  haben.  Als  Muster- 
beispiel hierfür  dienen  die  Betrügereien  in 
Nordamerika,  die  man  nun  seit  zwei  Jahr- 
zehnten vergeblich  bekämpft  An  Skandalen 
fehlt  es  auch  nicht  in  Deutschland 
(Bochumer  Schienenprozess  1891,  Zahl- 
meister in  Kiel)  und  England  (Agitation 
gegen  die  Geheimprovisionen,  1897  —  99: 
Prozess  A.  Chamberlain,  März  1901). 

Schon  aus  diesen  Gründen  wird  das 
Abgebotsystem  in  den  letzten  Jahrzehnten 
allerorts  als  reformbedürftig  anerkannt. 
Durchgreifende  Abänderungen  hat  es  in 
Deutschland  auf  Grund  der  Enquete  des 
preussischen  Arbeitsministeriums  von  188:> 
erfahren,  die  Klagen  jedoch  sind  bis  auf 
den  heutigen  Tag  nicht  verschwunden. 

3.  Reform  des  Abgebotsystems  nnd 
de»  formalen  Verfahrens.  Aus  den  ver- 
schiedenen rebelständen  und  Beschwerden 
erwuchsen  die  verschiedensten  Reform vor- 
scldäge.  die  naturgemäss  je  nach  dem 
principiellen  Standpunkt  zum  Konkurrenz- 


prineip,    zum    Fiskus   und   zu    der  ein- 
heimischen Produktion  auseinandergehen. 
Mittelpreis  und  Mittelstandspolitik. 

Die  weitgehendsten  Anträge  stammen  aus 
den  Handwerkerkreisen.  Sie  fühlen  sich 
durch  das  Abgebotsystem  am  schwersten 
geschädigt.  Die  Submission  ist  in  den 
Branchen,  welche  auf  die  öffentlichen 
Arbeiten  und  Lieferungen  angewiesen  sind, 
gleichbedeutend  mit  dem  Existenzkampf, 
deshalb  naturgemäss  dem  Schwächeren  un- 
bequem, dagegen  demjenigen,  der  kapital-, 
leistungs-  und  thatkräftiger  ist  oder  sich  da- 
für hält,  insbesondere  den  Anfängern,  ein 
erwünschtes  Mittel.  Auch  wird  das  Klein- 
gewerbe im  grossen  und  ganzen,  man  mag 
da  sagen,  was  man  will,  niemals  das  Kal- 
kulieren lernen;  die  Submission  hat  daher 
für  die  Handwerker  einen  gefährlichen 
aleatorischen  Charakter. 

Dementsprechend  bedeutete  die  Ein- 
bürgerung des  Submissionsverfahrens  und 
des  damit  verknüpften  höheren  Risikos 
z.  B.  in  den  Baugewerken  schon  an  sich 
eineBevorzugungdes  grosskapitalistischen  Be- 
triebs. Zudem  ist  der  Faktor,  welcher  das 
Handwerk  vor  allem  bedroht,  der  unreelle 
und  der  unlautere  Wettbewerb;  darunter 
fällt  in  erster  Linie  die  unreelle  Unter- 
biet ung,  die  durch  den  öffentlichen  Ab- 
streich,  mag  er  mündlich  oder,  wie  bei  der 
Submission,  schriftlich  erfolgen,  gefördert 
wird.  Nun  bildet  im  Kleingewerbe  die 
Preisunterbietung,  welche  nicht  mehr  einen 
anregenden  Wettbewerb,  sondern  einen  Ver- 
nichtungskainpf  darstellt,  den  hauptsäch- 
lichen Krebsschaden,  seit  die  Konknrrenz- 
freiheit  besteht.  Kaum  war  daher  das  Sub- 
missionsverfahren zu  Anfang  der  fünfziger 
Jahre  allgemein  eingefülirt,  so  ertönte,  wie 
nicht  anders  zu  erwarten,  aus  der  Mitte 
des  Kleingewerbes  die  Klage  über  dessen 
ruinöse  Wirkung.  Im  Hinblick  hierauf  er- 
scheint es  nur  als  eine  berechtigte  Notwehr, 
wenn  die  Handwerker  das  Submissionsver- 
fahren principiell  bekämpfen  und  von  den 
für  die  kleingewerbliche  Arbeit  besonders 
geeigneten  Gebieten  fern  zu  halten  suchen. 

Es  ist  auch  eine  sonderbare  »Mittelstands- 
politik«, wenn  die  Regierung  durch  alle 
möglichen  Gesetze  einen  Zusammensehl uss 
der   Handwerker   zu    fördern   sucht,  im 

Sraktischen  Erwerbsleben  dagegen  tagtäglich 
eren  Zersplitterung  iu  der  Konkurrenz  zu 
erhalten  sucht  Die'richtige  Diagonale  liesse 
sich  allmählich  durch  folgende  vier  Metho- 
den erlangen: 

1.  ^Mittel preis«.  Von  den  prak- 
tischen Einzelforderungen  geht  die  erste  da- 
hin, dass  der  Zuschlag  an  den  Mindest- 
fordernden nur  noch  ausnahmsweise  statt- 
finden solle. 

Diese  Forderung  versteht  sich,  da  sie 
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nur  vom  Kleingewerbe  erhoben  wird,  ledig- 
lich fQr  verhältnismässig  niedrige  Beträge; 
man  kann  auch  von  dem  Abgebotsystem 
für  Beträge  unter  1000  Mark  —  Vergebung 
aus  freier  Hand  —  und  von  dem  Zuschlag 
an  den  Mindestfordernden  für  Beti-äge  unter 
"»».MX»  Mark  absehen ;  für  letztere  erhält  der- 
jenige Bewerber  den  Zuschlag,  dessen  An- 
gebot dem  Mittelpreise,  nach  unten  gerech- 
net, am  nächsten  kommt ;  Angebote,  die  um 
20  °  o  über  oder  unter  dem  amtlichen  Kosten- 
anschlag oder  dem  aus  sämtlichen  Ange- 
boten sich  ergebenden  Mittelpreis  stehen, 
werden  nicht  berücksichtigt.  Versuche 
mit  diesem  Mittelpreis  wurden  auf  Grund 
des  franzosischen  Vorgangs  —  danach  ist 
ein  Maximum  oder  .Minimum  des  Preises 
vorbehalten ;  Offerten,  die  ausserhalb  dieses 
Rahmens  stehen,  werden  nicht  berücksich- 
tigt —  1899  1!XX>  von  der  Stadt  Mannheim 
gemacht.  Die  Offerten  stellten  sich  dort 
allerdings  höher  als  früher.  Aber  der  Zweck 
des  Mittelpreisverfahrens  besteht  eben  darin, 
dass  der  Preisdruck  gemildert  werden  soll. 
Demgemäss  mnssten  auch,  zumal  in  dem 
Jahre  der  Hochkonjunktur,  die  Preise  hoher 
ausfallen. 

Die  neu  gegründeten  Handwerkskammern 
und  die  handwerkerfreundlichen  Blätter 
nehmen  sich  mit  einer  gewissen  Ueber- 
schwänglichkeit  dieser  neuen  Verdingungs- 
weise  an.  Aber  die  angestellten  Versuche 
sind  noch  zu  jungen  Datums,  als  dass  ein 
abschliessendes  ITrteil  schon  möglich  wäre. 
Dass  diese  Verdiugungsweise  wenigstens 
nicht  das  Universalmittel  bildet,  wofür 
man  sie  gerne  ansieht,  wird  sofort  klar, 
wenn  man  sie  auf  grössere  Arbeitcu  und 
Verhältnisse  zu  übertragen  sucht.  Jeden- 
falls leidet  das  neue  Verfahren  an  sich  au 
einem  wesentlichen  Mangel;  den  Ausschlag 
nämlich  giebt  nicht,  wie  es  korrekter- 
weise der  Fall  sein  sollte,  die  objektive  Er- 
mittelung des  realen  Mittelwerts,  sondern 
die  subjektive  Taxation  der  einzelnen  Kon- 
kurrenten und  das  zufällige  Ergebnis  üirer 
Berechnung.  Dieses  (zufällige)  Ergebnis  aber 
und  die  mechanische  Addition  hoher  und 
niedriger  Angebote  kann  gerade  zu  einem 
Unrecht  an  demjenigen  Konkurrenten  werden, 
der  am  richtigsten  kalkuliert  hat.  Dieser 
Umstand  mag  in  der  Folge  auch,  anstatt, 
wie  man  hofft,  auf  die  Handwerker  er- 
zieherisch zu  wirken,  im  Gegenteil  den  An- 
reiz zum  »corriger  La  fortunc«,  zur  Schaf- 
fung eines  künstlichen  Mittelpreises  geben. 

2.  Der  im  Abgebotsystem  begründete 
Preisdruck  kann  auch  schon  durch  Abände- 
rung mancher  Formalien  des  Verfahrens 
gemildert  werden,  welche  die  verdingende 
Verwaltung  auch  in  ihrem  eigenen  Inter- 
esse vornehmen  sollte.  Dahin  gehört  z.  B. 
die  Bevorzugung  der  Qualitäts-Konkurrenz 


und  des  annehmbaren*  Gebots  und  Bewor- 
bers, die  Erhöhung  der  Selbständigkeit  der 
Beamten  und  Erleichterung  der  individuali- 
sierenden Beliandlung  durch  die  mechanische 
Vorausbestimmung  der  für  die  alternierende 
Vergebungsweise  geeigneten  Fälle,  der  Be- 
werber (Personalturnus),  der  Preise  (Grund- 
preislisten, Statistik),  Beiziehung  der  In- 
nungen und  Handwerkskammern. 

Hierher  gehört  insbesondere  auch  die 
engere,  sogenannte  «beschränkte* 
Bewerbung  mit  Ausschluss  der 
Oeffentlichkeit:  die  Behörde  wählt  die 
Konkurrenten  nach  der  geschäftlichen  Gleich- 
wertigkeit aus.  Dieser  Modus  kann  gewählt 
werden  für  Aufträge,  die  nur  ein  beschränk- 
ter Kreis  von  Unternehmern  in  geeigneter 
Weise  ausführt,  sowie  auch  für  solche,  für 
welche  eine  öffentliche  Ausschreibung  keiu 
genügendes  Ergebnis  geliefert  hat.  Der 
Modus  wird  heute  noch  als  Universalmittel 
angepriesen.  Indes  werden  dadurch  nur 
Gewerbtreibende  I.  und  II.  Klasse  ge- 
schaffen, und  demjenigen,  der  liat,  noch  mein* 
gegeben.  Kegel  ist  es  nämlich,  zu  derartigen 
Submissionen  nur  sogenannte  leistungsfähige 
Firmen  einzidadeu ;  dadurch  wird  lediglich 
erzielt,  dass  diese  grössere,  gewinnbringen- 
dere Arbeiten  erhalten,  ohne  zu  deren  Aus- 
führung persönlich  und  technisch  besser 
befähigt  zu  sein  als  ein  Aufänger  oder 
einer,  der  mit  tüchtigen  Kenntnissen,  aber 
geringen  Mitteln  ausgerüstet  sein  Geschäft 
in  kleinerem  Massstal)  betreiben  muss. 

Endlich  wird  an  Stelle  der  Aufforderung 
zum  gegenseitigen  Unterbieten  ab  und  zu 
auch  eine  solche  zur  Einreichung  von 
B 1  a  n  k  o  -  O  f  f  e  r  t  e  n  erlassen. 

3.  Neben  dem  Abgebotsystem  kommen 
noch  verschiedene  ethische  Pflichten  iu 
Betracht,  die  mit  dem  Einfluss  des  Staates 
als  Arbeit-  oder  Auftraggeber  zusammen- 
hängen. Als  eine  solche  Pflicht  wird  auf- 
gestellt : 

a)  die  Hintansetzung  des  Grossprodu- 
zenteu  und  Zwischenhändlers; 

b)  die  Bevorzugung  der  einheimischen 
Bewerber; 

c)  Einwirkung  auf  die  Unternehmer  in 
Bezug  auf  die  Arl)eitsbedingungen ;  Muni- 
cipalsozialismus;  Schutzklauxel. 

Diesen  ethischen  Pflichten  gemeinsam 
ist,  dass  von  der  Agitation  ilu-e  allgemeine, 
obligatorische  Anerkennung,  verlangt 
wird,  während  sie  nur  als  fakultative  Direk- 
tiven für  eine  eingehendere  Individualisie- 
rung anerkannt  werden  können. 

a)  Hintansetzung  der  gross- 
kapital  ist  i sehen  Konkurrenten. 
Mit  Nachdruck  wird  verlangt,  dass  grund- 
sätzlich die  Vergebung  der  Arbeiten  an 
einen  G  e  n  e  r  a  1  u  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  aus- 
geschlossen werde.    Bis  vor  einigeu  Jahren 
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wurde  die  weitergehende  Forderung  er- 
hoben, dass  der  Handwerker  überhaupt  vor 
dem  großkapitalistischen  Konkurrenten  be- 
vorzugt werde.  Davon  ist  es  in  letzter! 
Zeit  still  geworden.  Dem  anderen  beschei- 
deneren Verlangen  wird  in  den  meisten 
Staaten  neuerdings  Rechnung  getragen. 

In  Deutschland  z.  B.  werden  seit  An- 
fang der  achtziger  Jahre  in  der  Regel  zu 
Gunsten  der  Kleingewerbetreibenden  um- 
fangreichere Ausschreibungen  derart  zerlegt, 
dass  auch  Handwerkern  die  Beteiligung  an 
der  Bewerbung  ermöglicht  wird.  Bei  grös- 
seren Hoehbauteu  erfolgt  die  Vergebung  nach 
den  einzelnen  Titeln  des  Anschlags  und  den 
verschiedenen  Gewerbs-  und  Handwerks- 
zweigen entsprechend.  Besonders  umfang- 
reiche Ansehlagstitel  sind  in  mehrere  Lose 
zu  teilen.    (Prouss.  Erlass  vou  1885). 

Das  österreii-hisehe  Kriegsministerium 
machte  181)0  einen  Versuch  damit,  dass  es 
für  die  Lieferung  der  Uniformen  25°.'o  von 
dem  Gesamtbedarf  durch  das  Handels- 
ministerium an  Handwerkergenossenschaf- 
ten vergeben  liess. 

b>  Bevorzugung  der  einheimi- 
schen Bewerber  und  der  >n  a  t  i  o  - 
Halene  In  d  u  s  t  r  i  e.  Was  die  Regierung 
zur  direkten  Förderung  der  Landesindustrie 
thun  kann,  besteht  in  der  Hauptsache  in 
der  Zuweisung  der  öffentlichen  Aufträge. 
Demgcmäss  wird  wohl  in  allen  europäischen 
Staaten  seit  zwei  Jahrzehnten  der  I^andcs- 
industrie  im  Fall  gleicher  Preisstellung  der 
Zuschlag  zugesichert.  Die  Frage  ist  weiter: 
soll  der  Staat  als  allgemeine  Regel  die  mer- 
kantilistische  Maxime  durchführen,  dass  es 
sowohl  unpatriotisch  als  auch  eine  verfehlte 
Spekulation  ist,  wenn  man  Waren,  die  man 
in  der  Nähe  kaufen  kann,  zu  billigeren 
Preisen  aus  der  Ferne  beziehe?  soll  der 
Staat,  in  folgerichtiger  Durchführung  dieses 
Grundsatzes,  grundsätzlich  das  Ausland  von 
der  Konkurrenz  aussehliessen  ?  Die  Ent- 
scheidung hüngt  enge  mit  der  principielleu 
Frage  zusammen,  ob  er  die  schutzzöllnc- 
rische  Prohibition  des  Auslandes  und 
Beförderung  der  Kartelle  noch  durch 
eine  >iudirekte  Schutzzollpolitik«  verstärken 
soll.  Der  grundsätzliche  Ausschluss  würde 
zunächst  das  Ausland  zu  verdeckten  Re- 
torsionen und  gleich  systematischer  Aus- 
schliessung der"  deutschen  Konkurrenz  an- 
reizen.     .  « 

Sodann  dient  in  allen  prohihitiouistischen 
Staaten  der  Schutzzoll  den  grossen  Werken 
dazu,  auf  dem  Wege  des  Kartells  1.  wie 
die  gesamte  Kundschaft  der  Branche,  so 
auch  die  staatlichen  Aufträge  unter  sich  zu 
verteilen;  2.  auf  Grund  dieses  Ausschlusses 
der  Konkurrenz  die  Inlandpreise  so  hoch 
zu  halten,  dass  sie  auf  dem  Weltmarkt  die 
ausländischen  Konkurrenten  aus  dem  Felde 


sclüagen  können.  Die  Folge  ist,  dass  manche 
Artikel  dem  Ausland  all  zu  billig,  für  unsere 
Industrie,  für  die  Eisenbahn-  und  Heeres- 
verwaltung dagegen  ungerechtfertigt  hoch 
zu  stehen  kommen.  Schon  vor  zwei  Jahr- 
zehnten erhielt  das  Ausland  z.  B.  billigere 
Schienen  geliefert  als  die  deutsche  Verwal- 
tung ;  im  März  1901  erregte  es  einiges  Auf- 
sehen, dass  die  amerikanische  Marinever- 
waltuug  für  Krupp'sche  Panzerplatten  400 
Mark  pro  t  weniger  zu  zalüen  hatte  als  die 
deutsche.  Der  Schutz,  den  der  Staat  den 
Produzeuten  angedeihen  lassen  will  führt 
auf  diese  Weise  zum  Gegenteil,  zu  einer 
Schädigung  uud  zu  monopolistischer  Aus- 
beutung. Hiegegen,  wie  gegen  die  eigene 
Uehervorteiluug,  muss  die  Verwaltung  in 
der  Lage  sein  durch  Anrufung  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  sich  zu  schützen. 

Die  gleichen  Gesichtspunkte  treffen 
gegenüber  den  ortsangesessenen  Be- 
werbern zu.  Ein  Siibmissionsprivilegium 
kann  man  ihnen  nicht  allgemein  zubilligen, 
da  sich  sonst  erfahrungsgeraäss  z.  B.  in 
den  Kolonial  Warengeschäften,  im  Bäcker- 
und noch  mehr  im  Fleisehergewerbe  still- 
schweigende oder  kontraktlich  gebundene 
Preiskoalitionen  bilden.  Die  Pariser  Zünfte 
z.  B.  Hessen  sich,  wie  Wolowski  nachwies, 
grossartige  Lebervorteilungen  zu  schulden 
kommen. 

4.  Beeinflussung  der  Arbeitsbe- 
dingungen. 3IunicipalsozialiKniaH.Schutz- 
klausel.  Dass  der  Staat  wie  ids  Arbeit- 
so  als  Auftraggelier  auch  soziale  und  Ehren- 
pflichten zu  erfüllen  habe,  wurde  ihm  in 
Deutschland  zuerst  von  einigen  Sozialpoli- 
tiken) nahe  gelegt,  wie  z.  B.  von  V.  A. 
Huber  IStiO  in  Cotta  s  Deutscher  Viertel- 
jahrsschrift, I.  Heft  S.  HiH,  vou  R.  Meyer 
1872  (in  der  »Berliner  Revue«,  IV.  (Quartal, 
S.  41)  und  Adolf  Samter  (*Das  Eigentum 
in  seiner  sozialen  Bedeutung«,  1879,  S.  41S). 
Damit  verband  sieh  der  weitere  Gedanke, 
den  Konsumenten  bei  den  ihnen  zu 
liefernden  Wareu  und  Leistungen  Ein- 
fluss  auf  die  Arbeitsbedingungen 
zu  verschaffen.  Dieser  Gedanke  wurde  von 
den  englischen  Gewerkvereinen  zu  Anfang 
der  achtziger  Jahre  aufgegriffen.  Eine  der- 
artige sozialpolitische  Verwertung  der 
öffentlichen  Arbeiten  drängte  sich  den  eng- 
lischen Gewerkvereinen,  deren  Lohutanf 
(Grafschaftsdurehschnitt)  schon  vorher  die 
I  Prinzipale  dazu  gezwungen  hatte,  auf 
Preise  zu  halten,  auf,  als  1888  die  Enquete 
der  Sweatingkommissiou  aus  Licht  brachte, 
dass  die  schlimmsten  Auswüchse  durch  die 
Verdingungen  deröf fentlichen  Körperschaften 
gezeitigt  würden.  Die  Gewerkvereine  lei- 
teten mit  Rücksicht  hierauf  eino  Agitation 
dafür  ein,  dass  die  Gemeindebehörden  in 
ihren  Submissionsausschreiben  die  Erteilung 
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des  Zuschlags  an  die  Bedingung  knüpften, 
dass  die  konkurrierenden  Unternehmer  ein 
Maximum  der  Arbeitsdauer  und  ein  Lohn-, 
minimum  zugestanden. 

Zuerst  waren  es  die  Sotzorge  werk  Schäf- 
ten —  die  ja  auch  auf  dem  Kontinent  einen 
ausgebildeten  Tarif  haben  —  welche  eine 
derartige  Sicherung  eine«  auskömmlichen 
M  i  n  i  m  a  1 1  o  h  n  e  s ,  als  welcher  der  Gewerk- 
schaftslohn l*ezeichnet  wurde,  l>etrieben. 
Tlire  Anregung  fand  bei  der  londoner 
Schulbchörde  Anklang,  als  1888  zwei  Mit- 
glieder der  Fabian  Society  hineingewühlt 
wurden.  Die  Gewerkvereinskongresse  von 
1HS!»  und  1  StlO  verfolgten  die  Anregung, 
welche  namentlich  auch  die  Unterstützung 
der  Geistlichkeit  fand,  krliftig  weiter.  Das 
Zusammenwirken  der  Sozialpolitiker  in  den 
Schulbohörden  und  der  Geistlichkeit  mit 
dem  Gewerk verein  hatte  den  Erfolg,  dass 
l*!ll  das  Haus  der  Gemeinen  die  »Fair 
Wagcs  Resolution»:  annahm,  wonach  die  Re- 
giorung  angewiesen  wird,  darauf  bedacht  zu 
sein,  dass  bei  ihren  Accordarl.»eitern  ».nur 
solche  Löhne  gezahlt  werden,  welche  in  den 
einzelnen  G<>worbozweigen  für  Vollarbeiter 
üblich  sind.f 

Der  Vorgang  der  Regierung  fand  \m  den 
englischen  Genieinden  und  anderen  Korpo- 
rationen rasch  Nachahmung.  Insbesondere 
nahm  der  londoner  Giafschaftsrat  isirj  in 
sein  Bedingnisheft  eine  Klausel  auf,  der  zu- 
folgt} die  Accordauteu  zur  Einhaltung  der 
von  den  trades  uuious  aufgestellten  Lohn- 
tabellen und  Arbeitszeiten  verpflichtet 
wurden.  Heute  haben  sich  schon  fllier 
2(«>  Gemeinden  auf  »fair  wages«  ver- 
pfliehtet. 

Damit  war  in  dem  Linde,  wo  man  vor 
dem  Eingriff  in  die  freie  Konkurrenz  durch 
den  gesetzlichen  Arbeitersehutz  am  längsten 
zurückgescheut  hat ,  die  vortragsmassige 
Anbedingung,  das  Princip  des  Normal-  oder 
Miuimallohnes  und  der  Normal-  oder  Maxi- 
malarbeitszeit durchgedrungen  ;  Lohn  und 
Zeit  werden  für  jede  öffentliche  Verdingung 
besonders  und  unterschieden  nach  Arbeite- 
kategorie« >n  festgestellt. 

Für  die  Einführung  einer  ähnlichen  An- 
bedingung hatte  die  Stadt  Paris  eine  brauch- 
bare Vorarbeit,  und  zwar  in  den  Preista- 
bellen, den  seines  de  prix«,  dio  seit  dem 
Anfang  der  vierziger  Jahre  durch  einen 
stadtischen  Beamten  auf  eigene  Hand  jahr- 
lich veröffentlicht  wurden.  Vom  Jahre  1851 
an  wurde  diese  Veröffentlichung  amtlich 
durch  die  Seinepräfcktur  fortgesetzt  (Auch 
die  Wiener  Gemeindeverwaltung  hat  für  die 
Vergebung  der  städtischen  kurrenten  Ar- 
beiten einen  solchen  Preistarif.)  Diese 
amtliche  Preisserie  hat  in  Paris  die  Bedeu- 
tung einer  tatsächlichen  Taxe  für  alle 
Zweige  des  Baugewerbes  erhalten  und  wird 


auch  bei  der  Feststellung  der  Preise  für  die 
Arbeiten  und  Materialien  hei  Privat- 
bauten  zu  Grunde  gelegt.  Ihre  Ein- 
bürgerung hat  zwar  wiederholt  lebhafte  Be- 
schwerden von  sehen  der  betreffenden  Ge- 
werbtreibendon hervorgerufen ;  sie  wurden 
aber  immer  wieder  durch  die  Konkurrenz 
gezwungen  sich  zu  fügen. 

In  Anlehnung  an  diese  Preisserien  ge- 
laug es  —  nach  jahrzehntelangen  Verhand- 
lungen —  dem  Handelsminister  Mille- 
rand, dio  Feststellung  eines  Normallohnes 
j  durchzusetzen.  Nach  dem  Dekret  von  lSuO 
i  soll  ein  solcher,  an  den  der  Zuschlag  staat- 
licher Artieiten  gebunden  ist.  fi'ir  jede  Ar- 
beiterkategorie von  den  beteiligten  Ministerial- 
abteilungen  in  möglichstem  Einvernehmen 
mit  einer  aus  den  Unternehmern  und  Ar- 
bitern gemischten  Kommission  aufgestellt 
werden. 

Den  Provinzial-  und  Gemeindebehörden 
ist  mit  Erfolg  der  staatliche  Vorgang  zur 
Nachachtung  empfohlen  worden.  Der  Vor- 
gang fand  in  Belgien.  Nordamerika,  Austra- 
lien rasch  Nachahmung  und  dürfte  auch  in 
Deutschland  bald  Wurzel  fassen. 

Mit  der  Beschränkung  auf  die  gross- 
stild tische  Gemeinde  gewinnen  ja  überhaupt 
manche  sozialistische  Ideeen  einen  gewissen 
praktischen  Kern. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  der  Ge- 
danke, die  Käufer  zu  dem  Zwecke  zu  orga- 
nisieren .  dass  sie  ihrer  sozialpolitischen 
Pflichten  bewusst  und  ihnen  gerecht  werden, 
noch  eine  weitere  Verallgemeinerung  er- 
halten. Beispielsweise  wird  von  der  Ar- 
beiterföderation einem  Hauso  als  Mittel  der 
Reklame  für  seine  Erzeugnisse  das  »  Label  c, 
d.  h.  eine  Etikette  zuerkannt,  welche  be- 
stätigt, dass  die  Ware,  an  der  sie  angebracht 
ist.  durch  organisierte  Arbeiter  angefertigt 
wurde. 

Die  seither  in  allen  Staaten  gemachte 
Erfahrung  lasst  sich  dahin  zusammenfassen, 
dass  diese  Art  von  Arbeitersehutz  dem  Staat 
nur  geringe  Opfer  auferlegt,  dass  sie  aber 
dafür  das  solide  Unternehmertum  in  hervor- 
ragender Weise  stützt  und  vor  allem  den 
berechtigten  Bestrebungen  der  Arbeiter 
Vorschub  leistet.  Die  Vereinbarung  von 
Preistabellen  und  die  Tarifgemeinschaft 
bildet,  wie  z.  B.  in  der  Buchdrnckerei,  die 
erfolgreiche  Schutzwehr  nicht  nur  gegen 
eine  illoyale  Auswucherung  der  Arbeiter, 
sondern  auch  gegen  die  Schleuderkonkurrenz: 
dadurch  werden  für  die  Arbeitgeber  die 
Konkurrenzbedingungen  gleich  gestellt  und 
die  fortgesetzten  Unterbiet  ungen  einge- 
schränkt. 

Uebrigens  muss  man,  bei  aller  Be- 
friedigung über  diese  Erfolge,  vor  der  Ge- 
neralisierung dieses  Mittels  und  vor  über- 
schwaugliehen  Erwartungen  warnen.  Die 
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Anbedingung  des  Miuimallohncs  nämlich 
und  der  Maximalarbeitszeit  ist  an  drei  Vor- 
aussetzungen gebunden,  nämlich  daran:  1. 
dass  in  dem  betreffenden  Gewerbezweig 
gegen  Accord  gearbeitet  wird ;  dass  2.  diese 
Branche  auf  die  Öffentlichen  Aufträge  an- 
gewiesen ist;  endlich  3.  dass  die  Arbeiter 
wie  Arbeitgeber  in  Tarif  verbänden  organisiert 
sind.  Diese  drei  Voraussetzungen  ermangeln 
in  Deutschland  fast  allen  Industriezweigen, 
vor  allem  der  Grossindustrie:  sie  finden 
sich  nur  in  den  Druckereien  und  in  ein- 
zelnen Baugewerben.  Demnach  lässt  sich 
das  Zugeständnis  eines  Minimallohnes  und 
einer  Maximalarbcitszeit  nur  für  diese  wenigen 
Gewertegruppen  ermöglichen.  Dazu  kommt 
die  Natur  der  Arbeit  und  die  Verschieden- 
heit der  arbeitenden  Personen,  welche  der 
Durchführung  Hindernisse  entgegenstellen. 
Demnach  wird  für  diesen  Reformpunkt  den 
massgebenden  Gesichtspunkt  weniger  das 
Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber abgeben  als  die  Aussicht  darauf,  dass 
auf  dem  Umwege  des  ljohntarifs  die.  tnter- 
bietung  eine  Einschränkung  erfährt. 

5.  Organisation  der  Subinissionsre- 
foriu.  Es  giebt  keinen  Bundesstaat  und 
keine  grössere  Stadt  im  Deutschen  Reich, 
wo  nicht  eine  Neuregelung  des  Submissions- 
verfahrens in  dein  verflossenen  Jahrzehnt 
in  ernstliche  Beratung  gezogen  wordeu  wäre 
(das  jüngste  Reglement  ist  das  der  preus- 
sischen  Ministerial-Baukommission  vom  18. 
Februar  1001).  Aber  in  prineipiellerllinsicht  ist, 
trotz  aller  Anläufe,  doch  noch  recht  wenig  ge- 
schehen. Das  Hauptziel  ist,  dass  die  öffent- 
lichen Aufträge  in  gleicher  Weise,  wie  sie 
es  z.  B.  für  die  Eisenindustrie  gewesen 
sind  und  heute  noch  sind,  so  auch  für  die 
anderen  Industriezweige,  insbesondere  für 
das  Handwerk  und  das  Kunstgewerbe,  zu 
einer  ständigen  (Quelle  der  Kraft  und  des 
Fortschritts  werden ,  dass  sie  ferner  er- 
zieherisch im  Kalkulationswesen  wirken  und 
einen  Handwerker-  und  Arbeiterschutz  herliei- 
führen,  der  wirksamer  und  mächtiger  ist 
als  alle  Gewerbegesetze.  . 

Diesem  Ziele  das  bisherige  Verdi  ngungs- 
system  anzunähern,  ist  Sache;  einer  lang- 
wierigen Erziehungsarbeit  der  Un- 
ternehmer. Arbeiter  und  Beamten.  Die  Re- 
form hängt  von  dem  unermüdlichen  Zu- 
sammenwirken der  verdingenden  Verwal- 
tung, der  Produzenten  und  Arbeiter  sowie 
ihrer  Organe  zusammen.  Die  politischen 
Agitatoren,  welche  Wunderkuren  ver- 
sprechen, zeigen  dadurch  nur  ihren  Mangel 
an  Sachkenntnis.  Was  für  die  soziale  Frage 
im  allgemeinen,  das  gilt  für  die  vorliegende 
Reform  im  besonderen.  Die  blosse  Selbst- 
hilfe der  bedrängten  Klassen  reicht  zu  einer 
liefriedigenden  Gestaltung  des  Verdingungs- 
veifahrens   nicht  hin:   zu   ihr  niuss  sich 


mehr  oder  minder  ergänzend  die  Staatshilfe 
und  die  Gesellschaftshilfe  gesellen. 
So  wenig  ferner  die  Uebelstände  stets  die 
Schuld  der  Arbeitgeber  sind ,  eben  so 
wenig  genügt  in  allen  Fällen  der  gute 
Wille  der  einzelnen  Unternehmer.  Sie 
müssen  durch  die  Organisation  ihrer  Be- 
rufsaiigehörigen  (Syndikate,  Handwerks- 
kammern, Innungen),  durch  diejenige  der 
Arbeiter  (Gewerkvereine)  sowie  durch  die 
Behörden  gestützt  werden.  Beachtenswerte 
Vorgänge  für  die  organisatorische  Zusammen- 
fassung der  Reform bestrebun gen  bietet  der 
von  dem  französischen  Handelsminister  ISO!» 
niedergesetzte  Arbeitsrat  sowie  das  von 
dem  österreichischen  Handelsminister  ge- 

Klante  Submissionsdepartement.  Für  das 
eutsche  Reich  wird  wohl  in  den  nächsten 
Jahren  ein  Reichsarbeitsamt  errichtet  wer- 
den, das  dann  auch  die  gegebene  Stelle  für 
die  Weiterführung  der  Reform  wäre. 

Dieser  Reform  sollten  endlich  in  erster 
Linie  die  grossstädtischen  Verwaltungen  ihre 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwendeu.  Die 
Selbsthilfe  muss  durch  die  Selbstverwaltung 
angeeifert  werden,  die  Gemeinde  mit  gutem 
Beispiel  in  der  Behandlung  der  Handwerker 
und  Arbeiter  vorangehen,  direkt  in  Muster- 
werkstätten, indirekt  durch  Beeinflussung 
der  Arbeitgeber. 

Lttteratur:  Huber,  Da*  Submi**i\  iiisirrjfen.  Tu- 
hingt»  1885,  47ö  SS.  —  Der  Arbeitersehutz  (tri 
Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  und  Lieferungen 
(amtlicher  Bericht  über  die  Vermehr  der  rrr- 
schiedenen  iMndrr),  Wien  Kux),  16.1  SS.  — 
(Anonym)  Bemerkungen  Uber  da*  Beschaffung*- 
treuen  der  denUtchen  Militär-  und  Marinerer- 
waltung.  Fauchers  Virrtcljuhrssehrift  1871,  Bd.  .i, 
S.  Iff.  —  Da*  Submissiontrtrfahren  (ron  denn. 
Verf.),  ebenda  18S0,  Bd.  S,  S.  Iff-  ~  Beitrüge 
zur  Statistik  der  Submissionen  in  den  Jahren 
1*7.1—8»,  Frgiinzungshcft  Ar.  V  zu  der  Zeitschi: 
de»  preuss.  »tat.  Bureaus,  Berlin  1S87.  —  Ver- 
öffentlichungen des  Ver.  f.  Sozialpolitik :  Unter- 
/Hirblingen  über  die  Luge  de*  Handwerk*,  I. — JX. 
Bd.,  IXtHl.  —  Vocke,  Grundzuge  der  Finanz- 
wissentehaft, 1894,  S.  4SS—44O.  —  ROH,  Fnry- 
klopiidie  de*  Eisenbahnwesens,  I,  S*.r,.  —  Ouyol 
et  Raffalovich,  JHctumnaire  du  commerce, 
1-nrU,  GuiUaumin  190U  (p.  98S,  Si,  719  u.  722), 
sowie  Block,  Dictionnaire  de  l'admiuistr. 
franraise  (Art.  Adjudication ,  Entreprencurs, 
Marchi's  de  traraur,  Pont*  et  chaussfes).  — 
Jules  Brodu,  Du  Marchandage ,  Ptirü  IS9S 
(Arthur  Rousseau).'  —  Yves  Guy  Ol,  Ist  trarnux 
public*,  1897.  —  Mehner.  Da*  Submistion*- 
wesen  in  Frankreich,  in  Schanz'*  Finanzarchir 
1899,  Bd.  1.  --  Kreh»,  Da*  Submi*sionswc*en, 
Bern  18M.  —  Oesch ,  Reform  de*  Sub- 
missionsvrsens :  Bericht  und  Vorschlage  den 
Schweiz.  Gewerbeverein*  betr.  Anwendung  und 
Reform  de*  Submissionsterfahrcn*  ;  »Gewerbliche 
Zeit fragen»  (Bern,  Michel  und  Büchner,  189',>,. 
Heft  XVII,  S.  Sff.  -  Schippet,  Staatliehe 
lAihnreguliernng.  1895,  S.  52,  64.  —  Franken- 
stein* Vierteljahr**ehrift  f.  Staats-  und  Volkswirt- 
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tchaft,  Bd.  F.  Jlrjt  III  und  IV.  («Die  Lohn- 
frage unter  dem  englischen  Submi**wnnre»en« , 
v.  L.  Katienttein).  —  Coute  mpo  rar  y  H  e  v  ieir  , 
Juli  19M  (Lord  Arebury  über  den  Gemeinde- 
»otialitmutj.  —  A.  Shmv,  Munieipal  Gorern- 
ment  in  Great  Br itain,  London  lä'.»', ;  —  d nu- 
te Ibe  in  Continental  Eumjte,  ISO'-.  —  F.  Mataja, 
Städtische  Sozialpolitik  in  der  Zeitschrift  für 
Volk*wirt*rhuft ,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
Wien  IM4,  Bd.  III,  S.  51!)—ö98.  —  Webb- 
Cuvella,  Sozialismus  in  England,  Güttingen 
1S98.  —'Schmitt,  Beiträge  zur  (tenehichte  'der 
gewerblichen  Arbeit,  1S9C,  S.  >,—V,.  —  Hugo, 
MuniripaUoiialumut,  1897,  S.  £Mff.  —  Da- 
maschke,   Gemrinde»>,zialitmun,    Berlin  1900. 

F.  C.  Ii  über. 


Südseegesellschaften. 

1.  Die  Inselwelt  der  Sudsee.  2.  Die  schwe- 
dische SUdkompagnie  von  1626.  3.  Die  fran- 
zösische S.  in  Verbindung  mit  der  Guinengesell- 
Hchaft  und  der  Gesellschaft  de  r  Assiente.  4. 
Die  englische  S.  und  der  Assiento- Vertrag.  5. 
Die  deutsche  Handels-  und  Plantagengesell- 
schaft  und  die  Neu-Guineakompagnie  in  der 
Südsee. 

1.  Die  Inselwelt  der  Südsee.  Die 

Inselwelt  des  stillen  Oceans  ist  seit  wenig 
mehr  als  300  Jahren,  in  einzelnen  ihrer 
Teile  sogar  seit  selir  viel  kürzerer  Zeit  den 
Europäern  bekannt  geworden.  Ihre  Ent- 
deckung war  die  Folge  der  Auffindung 
Amerikas.  Vaseo  Nunez  de  Baiboa,  der 
spanische  Statthalter  in  Danen,  war  der 
erste  Europäer,  der  den  grossen  Oeean  über- 
haupt zu  sehen  bekam,  als  er  den  amerika- 
nischen Kontinent  an  seiner  schmälsten 
Stelle  im  Jahre  1513  überstieg.  Nicht  er 
war  es  indes,  der  die  ersten  Forschuugs- 
fahrten  auf  dem  neugefundenen  Meere 
unternahm,  sondern  sein  Landsmann  Fer- 
nando de  Magellans.  Dieser  gelangte,  nach- 
dem er  die  Meerenge  entdeckt  hatte,  die 
ihm  zu  Ehren  den  Namen  tragt,  im  No- 
vember 1520  in  den  grossen  Ocean,  den  er, 
da  er  namentlich  in  seinem  tropischen  Teile 
auffallend  leichte  und  sturmfreie  Fahrt  hatte, 
>El  Mar-Pazifiko«  nannte.  Auffallenderweise 
kamen  Magellans  bei  seiner  Fahrt  nur  zwei 
der  kleinsten  Inseln  des  Oceans  zu  Gesicht, 
bis  er  im  März  1521  auf  den  Archipel  der 
Ladronen  stiess  und  von  hier  aus  nach  den 
Philippinen  gelangte,  wo  ein  gewaltsamer 
Tod  ihn  ereilte,  ehe  er  das  ihm  vorschwe- 
bende Ziel,  die  Molukken,  hatte  erreichen 
können.  Seine  Gefährten  waren  glücklicher  j 
als  er,  drangen  bis  zu  den  genannten  Inseln ; 
vor  und  wiederholten  dann  in  den  nächsten 
Jaltren  die  Heise  mehrfach,  da  der  Reich-  j 
tum  der  Molukken  an  Gewürzen  aller  Art; 
sie  anlockte.    Für  unsere   Kenntnis  des| 


Oceans  entsprang  aus  diesen  Falirten  nicht 
viel,  da  die  spanischen  Seefahrer  häufig 
von  der  Westküste  Amerikas  aus  in  See 
stachen  und  so  den  nördlicheren,  an  Inseln 
ärmeren  Teil  des  Oceans  durchmassen,  ein 
Weg,  den  die  durch  die  Konkurrenz  veran- 
lassten holländischen  und  englischen  Flotten 
des  17.  Jahrhunderts  gleichfalls  einschlugen. 

Wichtiger  wurden  für  die  Erforschung 
der  Inselgruppen  die  Expeditionen,  die  seit 
dem  Ausgauge  des  16.  Jahrhunderts  be- 
gannen und  die  Auffindung  jenes  rätsel- 
haften Kontinentes,  der  im  Süden  der  Erd- 
kugel vorhanden  sein  sollte,  sich  zur  Auf- 
gabe setzten.  Holländer,  Spanier.  Franzosen 
und  Engländer  durchzogen  etwa  seit  l.r>08 
die  Südsee  und  entdeckten  dabei  den 
grösseren  Teil  der  Archipele,  die  sie  z li- 
tt äclist  immer  als  Stücke  des  gesuchten 
Südlandes  betrachteten,  bis  sie  sich  vom 
Gegenteile  überzeugt  hatten.  Es  ist  natür- 
lich nicht  möglich,  auf  diese  Reisen  hier 
einzugehen.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  auf 
diese  Weise  von  den  Spaniern  im  Jahre 
'  156H  die  Salomons-lnseln,  im  Jahre  1595 
die  Marijuesas-  und  Santa-Kruz-Inseln ,  im 
Jahre  1605  die  Pauiuotu  und  die  Neuen 
Hebriden,  von  den  Holländern  Neu-Britan- 
nien,  Tasmanien.  Neu-Seeland  und  der 
Touga- Archipel  im  Jahre  1642  gefunden 
wurden.  Bis  zum  Jahre  1650  waren  von 
den  18  grosson  Archipelen,  in  welche  die 
Inseln  der  Südsee  eingeteilt  werden,  fast 
alle,  wenu  auch  nicht  gerade  besucht  und 
beschrieben,  doch  wenigstens  gesehen  und 
auf  den  Karten  verzeichnet  worden.  Der 
neueren  Zeit,  d.  h.  dem  vorigen  Jahrhundert, 
blieb  nur  die  Entdeckung  von  Neukaledonien, 
den  Hawaii-.  Samoa-  und  Hervey-Inseln 
vorbehalten,  dafür  aber  die  genauere  Er- 
forschung und  Feststellung  der  noch  wenig 
bekannten,  wobei  die  Engländer  in  der 
Person  ihres  berühmten  Seefahrers  James 
Cook  sich  besonders  auszeichneten. 

2.  Die  schwedische  Südkompagiiie 
von  1626.  Nach  verschiedenen  Schrift- 
stellern, auf  die  sich  auch  neuerdings  Bo- 
nassioux  beruft,  soll  bereits  im  Jahre  1611 
Gustav  Adolf  eine  Südseegesel Iscliaft  ge- 
gründet haben.  Aber  ernsthafte  Historiker, 
wie  Erik  Gustav  Geijer,  wissen  von 
ihr  nichts,  und  da  über  ihre  Thätigkeit  sich 
nichts  mehr  feststellen  lässt,  es  sei  denn, 
dass  etwa  die  Archive  noch  Nachrichten 
über  sie  hätten,  so  wird  ihre  Existenz  wohl 
in  das  Reich  der  Fabel  zu  verweisen  sein. 
Dagegen  ist  sicher  beglaubigt  die  »General- 
Handelsgesellschaft  nach  Asien ,  Afrika, 
Amerika  und  Magollauica^ ,  die  als  austra- 
lische oder  Südernandelskompagnie  bezeich- 
net wurde,  weil  sie  hauptsächlich  auf  den 
südlichen  Erdteil  ihr  Augenmerk  gerichtet 
hatte.   Sie  wurde  vou  dem  aus  Antwerpen 
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gebürtigen  Wilhelm  Usselinx,  der  in 
Holland  Urheber  der  Stiftung  einer  westin- 
dischen Kompagnie  gewesen  war,  im  Jalire 
1624  dem  Könige  OuBtav  Adolf  vorge- 
schlagen, von  diesem  gebilligt  und  am  14. 
Juni  1626  auf  12  Jahre  privilegiert.  Teils 
aus  Schweden,  teils  aus  Fremden  bestehend, 
hatte  diese  Gesellschaft  so  viele  Direktoren, 
als  Teilnehmer  vorhanden  waren,  die  ül>er 
v  100  000  Thaler  schwedisch  das  ist  ohnge- 
fähr  60  000  Reichsthaler«  gezeichnet  hatten, 
und  keiner  konnte  Direktor  weiden,  der 
nicht  wenigstens  mit  2000  Thalern  schwe- 
disch an  dein  Handel  sich  beteiligen  wollte. 
Der  König  selbst  soll  ein  Kapital  von  400000 
Thalern  hergegeben  und  andere  Mitglieder 
der  königlichen  Familie  veranlasst  haben, 
ebenfalls  Aktionäre  zu  werden.  Auch  den 
Bischöfen  wurde  nahegelegt,  von  der  ihnen 
unterstellten  Geistlichkeit  Anteile  zeichnen  zu 
lassen,  indem  man  darauf  hinwies,  dass  die 
Gesellschaft  auch  für  Bekehrung  der  Heiden 
thätig  sein  wollte,  was  freilich  schon  damals 
den  Spott  der  Bevölkerung  hervorrief.  Als 
Sitz  der  Gesellschaft  wurde  Göteborg  aus- 
ersehen und  ihr  das  Hecht  erteilt,  in  I An- 
dern, die  noch  nicht  im  Besitze  einer  euro- 
päischen Macht  waren,  in  des  Königs  Namen 
sich  niederzulassen  und  Pflanzungen  anzu- 
legen. Von  allen  in  ihren  anzulegenden  Kolo- 
nieen  aus-  und  eingeführten  Waren  sollte 
sie  dem  schwedischen  Staate  eine  Abgabe 
von  4  Prozent  des  Wertes  zahlen  und 
ausserdem  den  fünften  Teil  des  Rein- 
ertrages aller  von  ihr  in  Angriff  ge- 
nommenen Beigwerke.  Usselinx  stand  an 
der  Spitze  der  Unternehmung,  von  deren 
Gewinn  ihm  der  tausendste  Teil  zugesichert 
wurde.  Wirklich  genehmigten  die  Reichs- 
stände im  Jahn:  1027  die  Pläne  und  Privi- 
legien des  Königs  und  es  wird  sogar  be- 
hauptet, dass  die  Koni]>agnie  Schiffe  nach 
Neu-Schweden  —  so  nannte  man  die  erst 
anzulegende  Kolonie  —  ausgerüstet  hätte. 
Möglicherweise  ist  damals  schon  der  Anfang 
der  Niederlassung  am  Delaware  gemacht 
worden,  die  man  später  den  Holländern 
überlassen  musstc.  Sicher  ist,  dass  von 
grossen  Erfolgen  der  Südkompagnie  keine 
Rede  sein  kann,  da  die  Beteiligung  Schwe- 
dens am  dreißigjährigen  Kriege  in  Deutsch- 
land die  Ent wickelung  hemmte.  Auch  die 
1(520  von  den  Städten  errichtete  Schiffg- 
komj>agnie,  die  im  folgenden  Jahre  mit  der 
Südgesellschaft  vereinigt  wurde,  vermochte 
nicht  der  Unternehmung,  die  zusammenbrach, 
ehe  sie  zu  rechter  Wirksamkeit  gekommen 
war,  neues  Leben  einzuhauchen.  Ganz 
fruchtlos  blieb  die  Unternehmung  indes  in- 
sofern nicht,  als  mit  Hilfe  eines  anderen 
Holländers,  Peter  Menewo.  1685  eine  west- 
indische Handelsgesellschaft  gegründet 
wurde,  dieselbe,  zu  der  auch  der  grosse 


Kurfürst  von  Brandenburg  eingeladen  wurde 
beizutreten. 

3.  Die  französische  S.  in  Verbindung 
mit  der  Guineakompagnie  und  der  Ge- 
sellschaft de  l'Assiente.  In  Frankreich 
wurde  eine  Südseegesellschaft  im  Jalire 
1698  errichtet.  Durch  königliches  Patent 
vom  September  genannten  Jahres  erhielt  sie 
für  ;tt)  Jahre  das  Privileg,  in  den  Gegenden, 
die  sich  vom  Cap  Saint-Antoine  (an  «1er 
Ostkfiste  von  Südamerika)  bis  zur  Magellans- 
strassC  und  den  vom  Stillen  Ocean  bespülten 
Küsten  und  Inseln  erstrecken,  Handel  zu 
treiben.  Doch  wurde  ihr  nicht  das  ganze 
Gebiet  des  grossen  Oceans  eingeräumt: 
China,  Japan,  Manilla  und  Ostindien  blieben 
dem  Bereiche  ihrer  Wirksamkeit  entrückt. 
Unter  der  Leitung  eines  Herrn  von  Beau- 
chesne-Gouin  stach  am  17.  Dezember  1608 
eine  Flotte  von  4  Schiffen  von  La  Rochelle 
aus  in  See  und  kreuzte  ein  Jalir  lang  in 
den  Gewässern  am  Cap  Horn  und  in  der 
Magellausstrassc.  Dann  kelirte  sie.  in  han- 
delspolitischer Beziehung  ziemlich  unver- 
richteter  Sache,  aber  wenigstens  mit  zalü- 
reichen  wertvollen  hydrographischen  Daten 
über  bisher  unbekannte  Gegenden  nach 
Frankreich  zurück.  Durch  diesen  Misserfolg 
entmutigt,  scheint  die  Südseegesellscliaft  als 
solche  aufgeholt  und  hei  der  1 084  von  Lud- 
wig XIV.  privilegierten  Guineakompagnie 
Anseid uss  oder  bessere  Verwertung  ihrer 
Kapitalien  gesucht  zu  habeu.  Die  letztere 
war  vom  Könige  ins  leiten  gerufen  worden, 
weil  er  gefunden  haben  wollte,  dass  das 
der  Scuegalkompagnie  zugestandene  Privileg 
zu  umfangreich  sei.  Sie  bekam  für  20 
Jalire  das  Handelsprivileg  an  der  afrikani- 
schen Küste  vom  Gambiaflusse  bis  zum  Cap 
der  guten  Hoffnung  und  das  Recht  zum 
Transport  der  Negersklaven  von  dort  nach 
den  Antillen.  Ein  Beweis  für  die  wirklich 
stattgehabte  Verschmelzung  beider  Kompag- 
nieen  kann  nicht  erbracht  werden,  aber  sie 
ist  nach  der  Lage  der  Dinge  wahrscheinlich 
und  wird  sowohl  von  dem  Verfasser  dos 
Artikels  »Südseokompagnie<  im  Dictionnaire 
du  Commerce  als  neuerdings  von  Bonnssieux 
angenommen. 

Die  französische  Guineakompagnie  wurde 
am  0.  Jiüi  1701  reorganisiert  und  erhielt 
einige  Monate  s|>äter  das  Assientoprivileg 
-el  jKWto  del  asiento  de  negros«.  Bis  dahin 
war  eine  portugiesische  Guineagesellschaft 
im  Besitze  des  Privilegs  für  den  Sklaven- 
handel nach  deu  spanischen  Niederlassungen 
gewesen,  al«?r  da  sie  nicht  über  genügende 
Mittel  verfügte,  um  den  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften zu  befriedigen,  übertrug  der  König 
von  Spanien  durch  einen  in  Madrid  am  27. 
August  1701  unterzeichneten  Vertrag  dieses 
Geschäft  der  französischen  Gesellschaft. 
Diese  verpflichtete  sich,  indem  man  ihr  für 
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12  Jahre  das  Monopol  der  Beförderung,  die 
am  1.  Mai  17<>2  üiren  Anfang  nehmen  sollte, 
zusicherte,  die  sämtlichen  spanischen  Kolo- 
nieen  in  Amerika  mit  den  für  ihre  Plan- 
tagen erforderlichen  Negern  zu  versorgen. 
Für  die  Erteilung  des  Monopoles  war  der 
spanischen  Regierung  eine  Abgabe  von 
33'  a  Thalern  für  jeden  eingeführten  Neger 
zu  entrichten.  Ludwig  XIV.  selbst  ver- 
schmähte nicht,  an  diesem  unwürdigen 
Menschenhandel,  den  Papt  Nikolaus  V. 
freilich  legalisiert  hatte,  sich  zu  beteiligen, 
ernannte  einen  gewissen  Pontchartraiu  zu 
seinem  Bevollmächtigten  und  stellte  der 
Gesellschaft  nach  und  nach  in  den  Jahren 
1702 — 1711  zwanzig  Staatsselüffe  zur  Ver- 
fügung, das  grösste  von  700  Tonnen,  das 
kleinste  vou  184  Tonnen,  wofür  er  sich  den 
Betrag  von  7  Livres  per  Tonne  und  Monat 
ausltedang. 

Der  Anfang  der  Wirksamkeit  war  nicht 
glücklich;  das  erste  Schiff,  das  die  Gesell- 
schaft nach  Buenos-Ayres  schickte,  langte 
dort  allerdings  im  Jahre  1703  an.  Aber  ein 
Sturm  überraschte  es  beim  Eintritt  in  den 
Hafen  und  325  Neger  kamen  bei  dieser  Ge- 
legenheit um,  ein  Unfall,  der  der  Gesell- 
schaft eine  erhebliche  Summe  kostete.  Die 
späteren  Fahrten  schlugen  besser  ein,  und 
allmählich  brachte  die  Gesellschaft  eine 
ganze  Anzahl  von  Negern  uach  Havanna, 
Vera-Cruz  und  Buenos-Ayres,  die  sio  zum 
Preise  von  300—400  Livres  pro  Kopf  ab- 
setzte. Aber  auch  ihr  gelaug  es  so  wenig 
wie  früher  der  portugiesischen  Kompagnie, 
den  Vertrag  zu  erfüllen  und  die  3000—4000 
Sklaven  jährlich,  die  sie  liefern  sollte,  zu 
befördern.  Sie  führte  oft  kaum  1000  ein. 
Engländer,  Holländer,  Portugiesen  bemühten 
sich,  ihr  Konkurrenz  zu  machen,  und  ver- 
kauften die  Neger  wohlfeiler.  Insbesondere 
die  ersteren  benutzten  die  durch  die  un- 
glücklichen Kriege  gegen  das  Ende  der  Re- 
gierung Ludwigs  XIV.  getrübte  Lage  Frank- 
reichs, um  in  den  Verliandlungen  des  Pt- 
rechter  Friedens  das  Assientoprivileg  für 
sich  zu  beanspruchen.  In  der  That  räumte 
der  Art.  18  des  rtrechter  Friedens  ihnen  das- 
sellx»  ein,  obwohl  die  französische  Gesellschaft, 
die  der  s|janischen  Krone  2  Millionen  Livres 
für  20«H>0  Neger,  die  sie  noch  nicht  hatte 
importieren  können,  liatte  vorausbezahlen 
müssen,  protestierte.  Am  1.  Mai  1713  er- 
losch ihr  Privileg  und  kurz  vorher,  am  25. 
Januar,  liatte  der  König  gemessenen  Befehl 
erteilt,  alle  französischen  Schiffe,  die  im 
Verdacht  ständen,  in  die  Südsee  gehen  zu 
wollen,  anzuhalten,  es  sei  denn,  dass  sie 
eine  besondere  Erlaubnis  von  Sianien  haben 
w  ünlen. 

4.  Die  englische  S.  und  der  Assien- 
tovortrng.  Das  Assientoprivileg  ging  jetzt 
auf  die  englische  Südseegesellschaft  über. 


Diese  war  in  I/jndon  Regen  Ausgang  des 
17.  Jahrhundert«  gegründet  worden,  wie 
man  annimmt  weniger  in  der  Absicht, 
wirkliche  Handelsniederlassungen  zu  be- 
gründen, als  um  nach  den  langen  Kriegen 
zwischen  Frankreich  und  England  durch 
eine  Vereinigung  reicher  Kaufleute  die  Un- 
ternehmungslust und  den  Kredit  im  allge- 
meinen zu  heben.  Ein  Parlamentsakt  rief 
die  Gesollschaft  ins  Leben,  regelte  die  Divi- 
dendenzahlung der  von  den  Aktionären  ge- 
zeichneten Beträge  und  übertrug  der  Krone 
die  Sorge  für  die  Einrichtung  der  Verwal- 
tung. Sie  erhielt  das  Handelsmonopol  an 
der  ganzen  östlichen  und  südlichen  Küste 
von  Amerika,  vom  Örinokko  an,  und  an  der 
1  Westküste.  Aber  die  Geschäfte  wollten  in 
den  ersten  Jahren  schlechterdings  nicht  ge- 
deihen, und  erst  das  von  der  spanischen 
Regierung  ihr  übertragene  Recht  zum 
Sklavenhandel  sowie  die  Erlaubnis,  jährlich 
ein  Scluff  nach  Porto-Bello,  Karthagena  oder 
Vera-Cruz  zu  schicken,  brachte  ihr  grosse 
Einnahmen  (vgl.  darüber  den  Art.  Assi- 
entovertrag  oben  Bd.  II  S.  20 ff.). 

In  den  Jahreu  1710 — 1718  entwickelte 
sich  der  Handel  vortrefflich,  und  der  gleich- 
zeitige Erfolg  der  Lawschen  Mississippige- 
seilschaft  trug  nur  dazu  bei.  ihre  Tliätigkeit 
zu  steigern.  So  fasste  sie  im  Jahre  1719 
den  grossen  Entschluss,  zur  Abzahlung  der 
Staatsschulden  schreiten  zu  wollen.  Ihre 
Aktien  stiegen  jetzt  gewaltig  und  wurden 
Gegenstand  einer  zügellosen  Agiotage.  Das 
Aktienkapital  wurde  auf  38  Millionen  f  er- 
höht, und  Aktien  im  Nominalbetrage  von 
100  t  stiegen  auf  400,  nach  einigen  Schrift- 
stellern sogar  auf  800  und  000  £.  Indes 
dieser  Triumph  war  schon  in  den  nächsten 
Jahren  von  einem  jähen  Sturze  gefolgt  und 
verursachte  im  Jahre  1722  eine  der  grössten 
Krisen  des  vorigen  Jahrhunderts.  Nur 
durch  Einschreiten  des  Parlaments  und  mit 
Hilfe  der  Kroue  konnte  dio  Gesellschaft 
aufrecht  erhalten  werden. 

Ausser  dem  Negerhandel  und  dem  Han- 
del mit  englischen  Waren  lag  die  Südsee- 
gesellscliaft  auch  noch  dem  Walfischfang  ob. 
Adam  Smith  behauptet,  dass  sie  diesen  mit 
j  geringem  Erfolge  betriel>en  ltätte.  Doch 
scheint  dies  nicht  zutreffend,  da  sie  im 
Jahre  1727  80  für  diesen  Zweck  bestimmte 
Fahrzeuge  bosass,  von  denen  27  am  (i.  März 
nach  Grönland  segelten.  Genauere  Nach- 
richten Über  diese  Seiten  ihres  Geschäfts 
hegen  aller Jiugs  nicht  vor. 

Nach  dem  Frieden  vou  Aachen  von  174S 
büsste  die  Gesellschaft  das  Recht  zum 
Sklavenhandel  ein  und  löste  sich  1750  auf. 

5.  Die  deutsche  Handels-  und  Plnn- 
i  tagengesellschaft  und  die  Neuguinea- 
Kompagnie  in  der  Südsee.  Allen  diesen 
eben  betrachteten  Gesellschaften  ist  eigen- 
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tümlich,  dass  sie  trota  ihrer  Benennung  als  machte  das  Haus  Oodeffroy  auf  einer 
»Süd--  oder  >Südsec-Kompagnieen  nieuials  grossen  Anzahl  kleinerer  Inseln  einen  oder 
ihre  Schiffe  in  die  Südsee  wirklich  schickten,  mehrere  Agenten  ansässig,  für  die  mau  eine 
Erst  seit  etwa  60 — 70  Jahren  haben  versehie-  Hütte  oder  ein  Haus  erbaute,  einen  Anbau 
dene  europäische  Machte  begonnen,  auf  den  zur  Auf  nähme  der  Waren  und  J,andespro- 
Besitz  der  Inseln  im  Stillen  » )cean  Gewicht  zu  dukte  herstellte  und  sie  sonst  mit  den 
legen,  ein  Bestreben,  das  in  einen  förmlichen  nötigen  Karreu,  Booten  etc.  ausstattete.  Hier 
Kampf  um  die  Herrschaft  in  jenen  Ge-  richtete  der  Agent,  so  gut  es  ging,  sich 
wässern  ausgeartet  ist.  Nur  wenige  Insel- ;  häuslich  ein  uud  knüpfte  mit  den  Einge- 
gruppeu  haben  sich  dabei  ihre  Selbständig-  1  borenen  den  Tauschhandel  an.  Er  war  eut- 
keit  zu  wahren  vermocht,  wie  Hawaii  und  weder  ein  angestellter  Beamter,  dem  neben 
die  indes  neuerdings   doch  auch  seinem  Gehalte  auch  eine  Tantieme  l«e willigt 


Tonga, 


stark  erschüttert  ist.  Bei  mehreren  haben  war,  oder  man  nalim  ihm  die  Produkte  zu 
die  Europäer  die  Protektion  übernommen,  j  einem  vorher  vereinbarten  Preise  ab,  wobei 
andere  sind  ganz  in  deren  Besitz  ül>er- ;  es  seinem  Geschäft ssiune  überlassen  blieb, 
gegangen  und  werden  als  Kolonieen  ver-  die  Landesprodnkte  so  billig  wie  möglich 


waltet. 

So  sind  z.  B.  Neuseeland  und  die  Fid- 
sehiinseln  ein  Kolonialbesitz  der  Engländer. 
Die  Franzosen  haben  auf  die  Mar<piesas- 
gruppe,  die  Societätsinseln  und  Neukale- 
donien  die  Hand  gelegt.  Deutschland  besitzt 


|  einzutauschen.  Jährlich  ein  bis  zweimal 
erschienen  dann  die  Schoner  der  Central- 
stelle  auf  der  Station,  um  neue  Vorräte  ab- 
zuladen uud  die  einheimischen  Erzeugnisse 
in  Empfang  zu  nehmen. 

Der  Verkehr  zwischen  der  Hauptnieder- 


zwar  keine  Inseln,  hat  aber  auf  einigen  J  lassung  und  den  einzelnen  Stationen  wird 
mit  den  Bewohnern  Freundsehaftsverträge  durch  eigene  Sclüffe  der  betreffenden  Firmen 
abgeschlossen  und  infolgedessen  an  ver-  von  ca.  50 — SO  Tonueu  durchschnittlich 
schiedenen  Stellen  festen  Fuss  gefasst.  teils  unterlialten.  Von  deutschen  Häfen  gingen 
auf  solchen  Inseln,  wo  keine  anderen  Euro-  im  Jahre  1898  nach  Austi-alien  und  den 
päer  sich  nUdergelassen  haben,  teils  auf  Inseln  im  stillen  Meere  mit  Ausschluss  der 
solchen,  die  Kolonialbesitz  fremder  Mächte 
sind.  Deutsche  finden  sich  ütorall  auf  den 
Inseln  zerstreut,  auf  den  Samoa-,  den  Fid- 
schi-, den  Gesellschaftsinseln,  in  den  Kolo- 
nieeu  der  Engländer  und  der  Franzosen, 


deutschen  Schutzgebiete  8-1  Schiffe  mit 
182509  Reg.-Tons  (1889  32  Schiffe  mit 
28037  Reg.-Tons.  1890  53Schiffo  mit  Ü0  759 
Reg.-Tons)  und  kamen  von  dort  in  deutschen 
Häfen  an  35  Schiffe  mit  1»>7  144  Reg.-Tons 


Das  erste  deutsche  Haus,  das  seine  Ge- 1(1889  15  mit  1 1  3tiU  Reg.-Tons,  1890  31  mit 
schäfte  hier  eröffnete,  war  die  Finna  Go-  63015  Reg.-Tons).  Seitdem  im  Jahre  1n93 
deffroy  im  Jahre  1N05.  Ihr  folgten  andere  die  1885  errichtete  subventionierte  Zweig- 
deutsche Firmen,  die  Hernsheim,  Rüge,  linie  des  Norddeutschen  Lloyd  von  Sydney 
Heedemann.  Capelle  ete.  Als  Godeffroy.  in  nach  Apia  zu  Gunsten  der  Neuguinea-Linie 
weitreichende  (Unternehmungen  in  Europa  einging,  spielen  die  Deutschen  im  Schiffs- 
verwickelt, sich  ausser  stände  sah.  sein  Ge-  verkehr  eine  nur  geringe  Rolle, 
schäft  fortzusetzen,  wurde  im  Jahre  187*  j  Der  ganze  Handel  charakterisiert  sich 
die  Deutsche  Handels-  und  Plan-  einstweilen  im  wesentlichen  als  ein  Ein- 
tage  n  gesell  sc  ha  ft  gebildet.  Ihr  Ka-  fuhrhandel,  d.  h.  ein  Handel,  der  darauf  be- 
pital  beträgt  5  Millioneu  Mark,  die  dacht  ist,  aus  jeneu  Gegenden  die  für  die 
erzielte  Dividende  1*98  5u  o.  1k99  7 1  .>  °  o.  I  deutsche  Industrie  wertvollen  Rohstoffe  zu 
Die  Unruhen  der  letzten  Jahre  haben  sie 
nicht  nur  von  Ausdehnung  ihrer  Pflanzungen 
abgehalten,  sondern  ihr  begreiflicherweise 
auch  direkten  Schaden  zugefügt.  Immer 
hatte  sie  im  Jahre  1S9S  7*98  Acres  unter 

Plantagenkultur;  sie  besitzt  allein  auf  Upolu  Weber  um  1808,   dem  ersten  Leiter  dei 

34  054  ha,  wovon  31 94  ha  unter  Kultur.  Neben  Godeffroysehen    Filiale  in   Apia.  nachher 

ihr  konstituierte  sich  am  26.  Mai  1S84  die  hanseatischer,  später  deutscher  Consul  auf 
Neu-Guineakompagnie.  Ueher  beide  i  Samoa.  Früher  gewannen  die  Eingel*orenen 
vgl.  d.  Art.  Kolonieen  und  Kolonial-'  das  Cocosöl  durch  eigens  konst  ruiertc  Pressen. 


importieren.  Vorzugsweise  wird  die  Kopra, 
d.  h.  die  in  Streifen  geschnittenen  Kerne 
der  Cocosnüsse,  verschifft.  Man  verdankt 
die  Einführung  dieser  im  Handel  üblichen 
Form  der  Kopra  dem  rührigen  Theodor 


Politik  oben  Bd.  V  S.  23« I.  235. 


Kleinere  Segelboote  bringen  die  Kopra  zur 


Der  Handel,  den  die  deutscheu  Kaufleute  ,  Centrale  nach  Apia,  von  der  aus  der  Ver- 

in  der  Südsee  in  Seetie  gesetzt  halwn,  voll-  sand  nach  den  Hauptweltmärkten :  Hamburg, 

zieht  sich  in  einer  ganz  bestimmten  Form.  Marseille,    Liverpool,  San   Francisco  und 

Auf  einer  der  Inseln  wird  eine  Central-  Sydney  erfolgt.    Was  Deutschland  von  Iu- 

niederlassung   errichtet   und  auf    anderen  dustiieei  Zeugnissen  dahin  absetzen  kann,  ist 

werden  Stationen  oder  Agenturen  eröffnet,  bei  der  niedrigen  Kulturstufe  der  Einge- 

Mit  Erlaubnis  der  betreffenden  Häuptlinge  lioieneii  verhältnismässig  wenig.    Es  sind 
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Manufaktur-,  Eisen-  und  Kurzwaren,  Waffen, 
Munition,  Chemikalien,  Droguen,  Steinkohlen 
und  Bier.  Für  Samoa  wird  die  direkte 
Einfuhr  aus  dem  deutschen  Zollgebiet  auf 
180000  Mark  (1898),  die  Ausfuhr  nach 
Deutschland  auf  27  <MK>  Mark  bewertet.  Für 
Xeu-Guinea  und  die  Marse  hal  linse  In 
beträgt  die  Einfuhr  1808  320000  Mark.  18M) 
GMWHi  Mark,  die  Ausfuhr  von  dort  1898 
362  WK)  Mark,  1899  360000  Mark.  Bei 
Sainoa  wenigstens  liegt  die  Ausfuhr,  die 
insgesamt  auf  Aber  1  Million  Mark  sich  be- 
läuft, fast  vollständig  mit  III  °  o  in  deutschen 
Händen.  —  Bei  der  Einfuhr  kommen  54°.o 
(von  1384446  Mark)  auf  deutsche  Kauf- 
lnannshäuser,  in  erster  Linie  die  Handels- 
und Plantagengesellschaft. 

Die  im  Reichsmarineamt  zusammenge- 
stellte Denkschrift  über  die  deutschen 
Kapitalanlagen  in  überseeischen  lindern 
(Drucks,  d.  Reichstags  1898  1900.  12.  Bd., 
2s  r.  836,  Anlage  D)  nimmt  an,  dass  der  An- 
teil der  Reichsdeutschen  au  den  Südsee- 
inseln, ausschliesslich  der  deutschen  Schutz- 
gebiete, sich  auf  60—70  Millionen  Mark  be- 
läuft. Vorzugsweise  ist  es  Hawaii,  weniger 
die  Tonga-  und  Fidschiinseln,  wo  selb- 
ständige deutsche  Häuser  bestehen.  Auf 
Samoa,  das  ja  nun  grösstenteils  in  deutschen 
Besitz  übergegangen  ist,  tieibt  eine  Reihe 
deutscher  Handelshäuser  —  1S!J8  mit  einem 
Betriebskapital  von  3  Millionen  Mark  — 
nicht  unerheblichen  Handel  mit  Deutschland 
und  Amerika.  Der  gesamte  deutsche  In- 
teressenbetrag in  Grundbesitz,  Plantageu- 
betrieb  u.  s.  w.  wml  auf  mindestens  10 
Millionen  Mark  geschätzt. 


Lltteratur:  Bontuudeux,  Les  gründe*  compagnies 
de  commerce,  18H2.  —  Chr.  Dan,  Ehrling. 
Erdbeschreibung  und  Umschichte  r<»i  Amerika, 
17 DU,  lid.  5,  S.  U'j.  —  Erik  Vtutnv  Geijer, 
t:>*chichte  Schweden*,  deutsch  von  /'.  Legier, 
ISSC,  Bd.  S.  57.  —  Franz  Hernnhelm, 
Süd  nee- Erinnerungen  lS7ft —  8<>,  Berlin  1SS.1.  — 
.M.  S,  »fameron,  Bibliograjihg  in  i'apers  oj 
ihr  Ameriexin  historical  Ammeialüm ,  1SS9, 
Bd.  1.  —  A.  Krümer,  Die  Samoa -Inseln,  l'JOI. 
—  Modeer,  Historia  «m  Streu  Bikets  Han- 
del in  Sucnnku,  patrioti*kn  S<illskapets  Hand- 
Ungar,  1770,  1.  Stück,  S.  A.V.  —  Savary,  l>ic- 
liminaire  unirertel  de  commerce,  aus  dem  Kach- 
lin* de*  YrrJ.  hernntgegehtn  ron  seinem  Bruder 
Philemon  Louis  Sararg,  2.  Aura.,  1703,  lid.  5, 
S.  ir,81,  Id.iti.  —  JUortU  Schäm.  Australien 
und  die  Südsee,  1W1.  R.  Schlick,  Branden- 
bnrg-l*rrus*en*  Kolonialfiolitik,  J.W,  1.  Bd.,  S. 
4-  —  II".  SUctla,  Deutschland*  Handel  in 
Oreanien  und  Australien,  im  Ausland  „Yr. 

und  37.  —  II',  l'welttur,  Bericht  über  die  ; 
australische  oder  Süder-(  'ompagnie,  l'il'i,  Stuck-  ! 
höhn ;     ins    Schwedische    ülter»etzt    ron  Erich 
Schroderus ;  abgedr.  in  der  Argonaut icu  Gutta- 
ciana,  Frankfurt  u.  .»/.  W-t.i. 

1171h.  Stletla. 


Süssmileh,  Jobann  Peter, 

wurde  am  3.  IX.  1707  zu  Berlin  geboren,  bezog 
1727  die  Universität  Halle,  studierte  hier  und 
später  in  Jena,  dem  Willen  seines  Vater«  fol- 
gend, die  Rechte,  folgte  dann  seiner  Neigung, 
indem  er  Medizin  und  später  Theologie  stu- 
dierte. In  Jena  verteidigte  Süssmileh  1732 
seine  Abhandlung:  _De  adhaesione"',  übernahm 
dann  eine  Hauslehrerstelle  in  Berlin,  nahm  1741 
als  Feldpredigcr  an  dem  schlesischen  Feldzuge 
teil  und  erhielt  nach  seiner  Rückkehr  eine 
Pfarrstelle  zu  Ezien  in  der  Mittelmark.  1742 
ernannte  ihu  Friedrich  II.  zum  Probst  von 
Köln  an  der  Spree  und  zum  Pastor  an  der 
Peterskirche  in  Berlin,  mit  dem  Charakter  eine» 
Konsistorialrates.  Im  folgenden  Jahre  ward 
Süssmileh  zum  ordeutlichen  Mitgliede  der  König- 
lichen Akademie  der  Wissenschaften  ernannt 
und  veranlasst,  über  seine  rGöttliche  Ordnung" 
akademische  Vorlesungen  zu  halten.  1765  traf 
ihn  ein  Schlnganfall,  der  sich  bald  wiederholte 
und  seinem  Leben  am  22.  III.  1767  ein  Ziel 
setzte. 

Die  uaturwisseuschaftlich-theologische  Ge- 
lehrsamkeit Süssmileh*,  in  Verbindung  mit  seiner 
Wirksamkeit  mitten  in  einer  kriegerischen,  jto- 
li tisch  aufgeregten  Zeit  haben  ihn  zur  Abfas- 
sung seiner  „Göttlichen  Ordnung-*  (s.  u.)  ge- 
führt, dnreh  welches  Werk  der  Verfasser  sich 
als  einender  berühmtesten  Populatio- 
nisten  aller  Zeiten  und  zugleich  als  ein  Bahn- 
brecher für  die  Auffassung  der  Statistik  als 
Wissenschaft  Geltung  verschafft  hat.  Roscher 
bezeichnet  (Gesch.  d.  Nat.  S.  421)  das  Süssmileh- 
sehe  Werk  als  die  erste  ausführliche  Bevölke- 
rungstheorie, welche  ihren  Gegenstand  als 
wissenschaftlichen  Selbstzweck  behandelt.  „Es 
ist  ihm,  trotz  der  Unvollkommenheit  seines  Ma- 
terials, durchaus  gelungen,  nachzuweisen,  dass 
in  der  scheinbaren  Zufälligkeit  der  Geschlcchts- 
und  Altersverhältuisse.  der  sog.  Bewegung  der 
Bevölkerung  etc.,  sobald  man  grosse  Menschen- 
gruppen zusamnienfasst,  Regelmässigkeiten  wal- 
ten: göttliche  Ordnungen,  wie  er  sagt;  Natur- 
gesetze, wie  man  sich  heutzutage  gewöhnlich 
ausdrückt.  Zwar  kleben  auch  ihm  noch  immer 
viele  l'eberreste  des  früher  so  weit  verbreiteten 
Irrtums  an,  als  wenn  die  Bevölkerung  des  Erd- 
kreises im  ganzen  notwendig  stationär  bliebe.- 
Unzweifelhaft  hätten  manche  Irrtümer  des  spä- 
teren sog.  Malthusianismus  vermieden  werden 
können,  wenn  man  der  SUssmilchscheu  For- 
schuugsmethode  mehr  Beachtung  geschenkt 
hätte  Wappäus  (s.  d.)  sieht  mit  Recht  die 
Hauptlehren  Süssmilchs  noch  als  Fundamental  - 
sütze  für  die  Bevölkerungsstatistik  der  Gegen- 
wart au.  —  Elster  lobt  au  Süssmileh  dessen 
Erkenntnis  des  Zusammenhanges  zwischen  Be- 
völkerung und  Produktion.  —  Die  Verdienste 
Süssmilclis  um  die  Statistik  werden  am  ein- 
gehendsten von  John  is.  d.)  gewürdigt  Der- 
selbe bemerkt  u.  a. :  „Ganz  abgesehen  von  der 
ungezwungenen  natürlichen  Einteilung  des 
reichen  Stoffes,  durch  welche  Süssmileh  seinen 
Vorgänircru  gegenüber  der  erste  Systema- 
tiker desselben  wurde,  besitzt  er  auch  einen 
so  n:n  T  akt  in  der  Benutzung  des  Materials, 
dass  er  geradezu  als  der  erste  Statistiker 
heutigen  Sinnes  bezeichnet  werden  mnss. 
Und  auch  als  der  erste  ökonomische  Sta- 
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tistikcr  muss  Süssmilch  angesehen  «erden,  da  1 
er  zum  ersten  Male  auf  die  volkswirtschaftlichen  | 
Verhältnisse  als  die  Quelle  der  Bevülkerungsbe- 1 
wegnng  Rücksicht  nimmt."  —  Von  den  in  dem 
Hauptwerke  Süssmilchs  zur  Geltung  kommen- 
den p  o  p  n  1  a  t  i  t)  n  i  s  t  i  s  c  h  e  n  s  t  a  a  1 8  w  i  a  s  e  n  - 
sehaftlieheu  Ansichten  und  Grundsätzen 
ist  hervorzuheben,  da*»  er  kein  Freund  der 
Kolonisation  ist,  jedoch  auch  keine  strengen 
AuswandernngMverbote  befürwortet,  das«  er 
durch  die  Einführung  von  Maschinen  keine 
Verminderung  der  Volkszahl  befürchtet,  dass  er 
die  Beförderung  der  Volksvermehrung  durch 
überhandnehmenden  Luxus  bezweifelt,  dass  er 
—  ohne  eigentlicher  Physiokrnt  zu  sein  —  den 
Landbau  vor  dem  Gewerbefleisse  bevorzugt  etc. 

Dag  Hauptwerk  von  Süssmilch  ist  be- 
titelt: Die  göttliche  Ordnung  in  den  Ver- 
änderungen des  menschlichen  Geschlechts  aus 
der  Geburt,  dem  Tode  und  der  Fortpflanzung 
desselben  erwiesen.  Nebst  einer  Vorrede  Herrn 
( ".'  h  r  i  s  t  i  a  n  W  o  1  f  f  e  u  s.  Erster  T  h  e  i  1 :  wo- 
rin die  Kegeln  der  Ordnung  bewiesen  werden, 
welche  Gottes  Weisheit  und  Gute  in  dem  Lauf 
der  Natur  zur  Erhaltung.  Vermehrung  und 
Verdoppelung  des  menschlichen  Geschlecht«, 
festgesetzet  hat,  woraus  denn  die  wahren  Grund- 
sätze einer  vernünftigen  Bevölkerung  herge- 
leitet werden.  Zweiter  Theil:  worin  die 
Beförderungs-  und  Hiuderungsniittel  der  Be- 
völkerung betrachtet,  die  christliche  Religion 
wider  Montesquieu  gerettet,  die  Zahl  der  Men- 
schen auf  der  Welt  und  in  einigen  neuen  und 
grossen  Städten  bestimmet,  und  die  übrigen 
Ordnuugen  in  der  Fortpflanzung  und  im  Sterben 
der  Menschen  nach  den  Jahren  und  Krankheiten 
erwiesen  werden.  Berlin  1740  (angeblich 
auch  1842)  —  ferner:  Die  göttliche  Ordnung  in 
den  Veränderungen  des  menschlichen  Ge- 
schlechts, besonders  im  Tode  durch  einige  neue 
Beweisthümer  bestätigt  und  gegen  des  Bergraths 
von  Justi  Erinnerungen  uud  Muthmassungen 
in  zweien  Sendschreiben  an  selbigen  gerettet, 
Berlin  1756.  —  2.  ganz  umgearbeitete  Ausgabe, 
Berlin  1761  und  152  —  3.  verbesserte  Ausgabe, 
ebd.  1765.  —  4.  verbesserte  Ausgabe,  genau 
durchgesehen  und  näher  berichtigt  von  L.  J. 
B  an  mann,  ebd.  1775—76,  3  Bde.  2.  Aufl. 
des  3.  Bandes,  ebd.  1787.  (Umgearbeitet  und 
im  Auszuge  erschien  dies  Werk  unter  dem 
Titel:  L.  A.  G.  Schräders  (irundsätze  der 
Natur  in  der  Geburt,  dein  Leben  und  Tode  der 
Menschen,  als  ein  freier  Auszug  aus  .1.  P. 
Süssmilchs  göttliche  Ordnung,  Glückstadt  1777.) 


Autl. 


bd.  171)2.  il'ebersetznm 


di 


HanptwerksSüssmilchs  erschienen  in  Berliu  1775 
(englisch',  in  Amsterdam  1770 — 72  u.  s.  w.) 

Von  den  ferneren  Schriften  Süssmilchs 
haben  folgende  einen  zum  Teil  staatswisseu- 
sehaftlichen  Charakter:  Das  Frolocken  der 
Brandenburgischen  Lande  über  dem  glücklich 
geendigten  Kriege.  Predigt.  Berlin  1742.  — 
Predigt  von  Erziehung  der  Kinder,  Berlin  1743. 

Die  Unvernunft  und  Bosheit  des  berüchtig- 
ten Edel  mann 's.  durch  ■  seine  schändliche 
Vorstellung  des  obrigkeitlichen  Amtes,  aus 
seinem  „Moses  mit  verde«  klein  Angesichte4 
dargethan,  und  zu  aller  Menschen  Warnung 
vor  Augen  gelegt,  Berlin  1747.  —  Der  Bran- 
denburger Patriot  oder  unparteiische  Beurtei- 
lung der  errichteten  Handelsgesellschaft,  Berlin 


1751.  —  Der  Königlichen  Residenz  Berlin 
schnelles  Wachsthum  und  Erbauung.  In  z Weyen 
Abhandlungen  erwiesen,  Berliu  1752.  —  Heil- 
same Wirkungen  des  Tages  des  Schreckens 
durch  den  feindlichen  Ueberfall  der  Stadt  Ber- 
lin, Berlin  1757.  —  Gedanken  von  den  epide- 
mischen Krankheiten  und  dem  grossen  Sterben 
des  1757 sten  Jahres:  in  einem  Sendschreiben 
an  die  Verfasser  der  Göttingiscben  Anzeigen 
von  gelehrteu  Sachen,  und  auf  derselben  Ver- 
langen entworfen,  Berlin  1758.  —  Betrachtung 
einiger  BeweguugsgrUnde  zur  Barmherzigkeit 
und  thiitigen  Mitleiden  mit  seinem  Nächsten. 
Berlin  1761.  —  Der  Bund  des  Friedens  und 
der  Freundschaft  mit  Rnssland.  als  ein  herr- 
liches Gnadengeschenk  Gottes.  Berlin  1762.  — 
Vorrede  zu  Samuel  Buchholtz's  Versuch  un>i 
Geschichte  der  Churmark  Brandenburg.  Berlin 
1765—75.  —  (Ein  ausführliches  bibliographisches 
Verzeichnis  der  Werke  Süssuiilchs  befindet  sich 
in  „Puhl,  of  the  American  Statistical  Ass.", 
Boston  1897,  p.  311-313.) 

Vgl.  Uber  SUssmilch:  J.  C.  Förster- 
Nachrichten  von  dem  Leben  Süssmilchs,  Berlin 
1768.  —  J.  J.  S  pal  ding.  Gedächtnispredigt 
auf  J.  P.  Süssrailch,  Berlin  1767.  —  Hein- 
rich  Doering,    Die    gelehrten  Theologen 
Deutschlands,  Bd.  IV,  Neustadt  a.  d.  Orla  1*35. 
S.    451—456.     —  Lebensbeschreibung 
reussischer  Gottesgelehrter,  2.  Samml.  9.  — 
ova  acta  bist,  eccles.  1771,  11.  Bd..  S. 
473  -  504.  —  Wagener,   Staats-  und   Ges  - 
Lexikon,  XX.  Bd.  —  Eloge  de  Mr.  Sness- 
I  milch  in  den  „Abhandlungen  der  Kgl.  Preuss. 
Akademie  der  Wissenschaften",   Berlin  1767. 
S.  4516,  505.  —  Roscher,  Svst.  I,  23H 
245,  247,254.256;  II,  «5  53;  III*  §4:  IV.  $4a 
—  Derselbe.  Gesch.  d.  Nat.,  S.  395,  421,  43$. 
1010.    —    Ludwig    Elster   im    Art  Be- 
völkern n g s  1  e h r e    und  Bevölkerung*- 
politik  oben  Bd.  II,  S.  719  -721.  Gustav 
Schmoller,  Gruudriss  der  allg.  Volkswirt- 
schaftslehre, I.  Teil.  Leipzig  1900,  S.  112,  113. 
165.  166,  171,  174  und  276.  —  Kautz,  Na- 
i  tionalökonomik.  II.  Wien  1860,  S.  361.  —  G.  F. 
i  Knapp,    Theorie   des  Bevölkerungswechsel*. 
|  Leipzig.  —  Emilio  Morpurgo,  Die  Statistik 
und    die    Sozialwissenschafteu.  Autorisierte 
deutsche  Ausgabe,  Jena  1877.  S.  11».  22,  92. 
470.  —  R.  v.  31  ohl,  Gesch.  u.  Litt.  d.  Staatsw  . 
Bd.  III.  Erlaugen  1858,  S.  446—470.  —  Der- 
selbe. Encyklopädie  d.  Staatsw..  TL  Aufl..  To- 
bingen 1892.  8.  581.  —  Samuel  Bau r.  Hand- 
I  Wörterbuch.   Bd.   V,    Ulm   1810,   S.  23.x  — 
iGött.  Gel.  Anz.  1783,  1787,  1792.  1802  und 
1806.  —  John,  Gesch.  d.  Statistik,  Bd.  I. 
Stuttgart  1884,  S.  376.  —  August  Meitzen. 
Geschichte,  Theorie  und  Technik  der  Statistik. 
Berlin  1*86.  S.  18  u.  22.  —  J.  E.  W  a  p  pä  n  s. 
Allg.  Bevölkerungsstatistik.   II.  Teil,  Leipzig 
1861,  S.  579.  —  Maurice  Block.  Les  Wo- 
gres  de  la  Science  Economique  depuis  Adatu 
i  Smith,  Paris  1890.  I.  637.  —  Luigi  Cossa. 
1  Econoniia  Uolitica,  3.  ed..  Milano  1892,  S.  1*6, 
i  260.   -  S  a  v  -  ( '  Ii  a  i  1 1  e  v ,  Nouveau  Dictionnaire 
!  d'Econoniie  Pol.,  Paris '1892.  Bd.  II.  S.  946  - 
Wille o x  and  Crum  in  „ Publication  of  th-* 
!  American  Statistical  Ass.".  vol.  V.  Boston  1S97. 
p.  310—314.  Schmtdt 
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Syme,  David, 

geboren  1827  zu  North  Berwick  in  Schottland, 
studierte  anf  deutschen  Universitäten,  wo  er| 
von  der  daselbst  herrschenden  Richtung  na- : 
tioualökonomischer  Studien  beeinflusst  wurde. 
Er  betrat  die  journalistische  Laufbahn  zuerst 
als  Reporter  verschiedener  Zeitschriften,  begab 
sich  loöO  nach  Californien,  dann  nach  Victoria.  1 
Im  Vereine  mit  seinem  Bruder  Ebenezer  Syme 
kaufte  er  das  in  Melbourne  (Australien)  erschei- 
nende Journal  „The  Ageu,  welches  im  Jahre 
1859  durch  den  Tod  seines  Binders  in  seinen 
alleinigen  Besitz  überging,  auch  sich  gegen- 
wärtig noch  befindet  und  als  liberales  Organ 
einen  sehr  bedeutenden  Einfluss  in  Australien 
besitzt. 

Syme  vertritt  die  Ansicht,  dass  die  deduk- 
tive Methode  in  der  Nationalökonomie  durch  die 
induktive  abgelöst  werden  müsse.  Er  ist  ein 
Verteidiger  des  Schutzzolles  und  zeigt  Anklänge 
au  den  Staatssozialismus.  In  politischer  Be- 
ziehung «teilt  er  den  Satz  auf,  dass  die  Wälder 
dieselbe  Gewalt  Uber  ihre  Abgeordneten  haben 
sollten,  welche  die  Krone  Uber  das  Parlament 
ausübt,  nämlich  die  Gewalt  der  Entlassung. 

Er   veröffentlichte  an  staatswiäsen«ehaft- 


lichen  Schriften:  On  the  method  of  political 
Economy.  (Abdruck  aus  der  „Westrainster  Re- 
view" 1871),  London  1871.  —  Outlines  of  an 
Industrial  Science,  London  1876,  2.  Aufl.  1877. 
—  Representative  government  in  England:  its 
faulte  and  its  failures,  London  1881. 


Vgl.  über  Syme:  Dictionary  of  austra- 
lasian  Riography,  London  1892.  Art.  D.  Syme. 
—  Gust.  Cohn,  Die  heutige  Nationalökonomie 
iu  England  und  Amerika,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u. 
Verw.  N.  F.,  13.  Jahrg..  Leipzig  1889,  S.  28 
bis  29. 

Jo*ef 


Syndikat 

s.  Gewerkvereine  oben  Bd.  IV  S.  011  ff. 
und  Unternehmerverbäude. 


Handwörterbüch  der  SUaUwUsenscbaften.   Zweite  Auflage.  VI. 
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Kathgen,  Karl, 

geb.  am  15».  XII.  18ö6  zu  Weimar.  Von  1876 
Iii»  1880  studierte  er  Hechts-  und  .Staatswissen- 
sehaften  in  Strassbnrg .  Halle,  Leipzig  und 
Berlin.  Anfang  1882  nach  Japim  berufen,  wirkte 
er  bis  1890  als  ordentl.  Professor  «1er  Staats- 
wissensehafteu  an  der  Reichsuniversität  iuTokvo. 
Von  längeren  Reisen  in  China  und  Amerika 
nach  Deutschland  zurückgekehrt,  habilitierte  er 
sich  Anfang  1892  in  Berlin,  wurde  im  Herbst 
1893  zum  ausserordentlichen,  im  Frühjahr  1895 
zum  ordentlichen  Professor  der  Staatswissen- 
schaften in  Marburg  ernannt  und  folgte  im 
Herbst  1900  einem  Kufe  als  ordentlicher  Pro- 
fessor nach  Heidelberg. 

Er  veröffentlichte  a)  in  Buchform:  Die 
Entstehung  der  .Märkte  in  Deutschland  1881 
(Strassburger  Dissen.).  —  Japans  Volkswirtschaff 
und  Staatshaushalt,  Leipzig  1891  {Schmollers  For- 
schungen X  4).  —  Englische  Auswanderung  und 
Auswanderungspolitik  im  19.  Jahrhundert. 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd. 
LXXII.  Leipzig  1896.  In  dieser  Sammlung 
ferner:  Die  Konsumvereine  und  der  Detail- 
handel. Referat.  Bd.  LXXXVI1I.  Die  eng- 
lische Handelspolitik  am  Ende  des  19.  Jahr- 
hunderts, Bd.  XCI.  —  Die  Entstehung  des  mo- 
derneu Japan,   {Gehestiftung)  Dresden  1896. 

b>  in  Zeitschriften  u.dgl.  Jahrb.  fü  r 
Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volks- 
wirtschaft: lieber  Auswanderung  und  Ko- 
lonisation, V  1.  1881.  —  Der  deutsche  Handel 
in  Ostasien,  IX  2,  1885.  —  Die  Entwicklung 
des  Handels  zwischen  Kuropa  und  China,  XVI 
2,  18112.  —  Die  Frage  der  ländlichen  Arbeiter 
und  der  inueren  Kolonisation,  XVIII  1,  1894. 
—  Die  Kündigung  des  englischen  Handelsver- 
trags und  ihre  Gefahr  für  Deutschlands  Zu- 
kunft, Bd.  XXI,  Heft  4,  1897.  (Auch  besonders 
erschienen).  —  Prenssische  Jahrbücher: 
Moderne  Handelspolitik.  Bd.  LXIX,  nett  1. 
1892.  •  Ueber  den  Plan  eines  britischen  Reichs- 
zollvereins, Bd.  LXXXVI,  Heft  3,  1896.  {Auch 
gesoudert  erschienen  als  Marburger  Cniversitäts- 
programm  1896.)  —  Hongkong.  Eine  euro- 
päische Kolonie  iu  China,  Bd.  XCII,  Heft  1, 
18!<8.  -  Verhandlungen  des  Evan- 
gelisch-sozialen Kongresses:  Die  soziale 
Bedeutung  des  Handel«,  VII.  Kougress  1896.  — 
Welche  sittlichen  und  sozialen  Aufgaben  stellt 


die  Entwickclnng  Deutschlands  zur  Weltmacht 
unserem  Volke?  XI.  Kongrcss  1900.  —  Proto- 
koll des  Vereinstages  des  General- 
Auw  a  1  t  s  c  h  a  f  t  s  ve  rb  a  ndes  länrtl  icher 
jGenossenschaften  für  Deutschland. 
I  Welchen  Platz  nehmen  die  ländlichen  Genossen- 
,  schaffen  in  unserem  Wirtschaftskörper  ein.  vor 
allem  in  der  Organisation  de»  Kredits?  1897.  — 
'Mitteilungen  der  Deutschen  Gesell- 
schaft für  Natur  - und  Völkerkunde  Ost - 
asiens.  Bd.  IV.  Ergebnisse  der  Amtlichen  Be- 
völkerungsstatistik in  Japan  (1887).  —  Ver- 
handlungen der  Gesellschaft  für  Erd- 
k  n  n  d  e.  Japanisches  Verkehrswesen.  Heft  2  u.  3, 
1892.  —  Handwörterbuch  d.  Staatswissenschaften : 
Märkte  u.  Messen,  Auswanderung,  I. 
|  Supplcmentbaud  1895.  —  Kleinere  Aufsätze  und 
|  Rezensionen  namentlich  im  Jahrb.  f.  Gesett- 

febg.  etc.,  in  den  Preuss.  Jahrbüchern,  der 
»eutschen  Litteraturaeitung,  der  Historischen 
!  Zeitschrift,  der  Volkswirtschaftlichen  Wochen- 
schrift u.  s.  w.  Endlich  in  japanischer  Sprache 
(ausser  unautorisierter  Herauserabe  von  Vor- 
lesungen) drei  Bände  Vorträge  über  Praktische 
Nationalökonomie.  Verwaltungslehre  und  Kom- 
mnnaltinanzcn,  1886—89. 


Reichsversiclierungsamt 

s.  Unfallversicherung. 


Zum  Artikel 

Schulze-Delitzsch 

unter  Litteratur  nachzutragen : 

Alberti,  Schulze-Delitzsch  als  Volkswirt, 
seine  Bedeutung  fHr  die  Gegenwart,  in  „Be- 
richte des  Freien  deutschen  Hochstifts*,  Frank- 
furt a.  M.  1900,  S.  122 ff.  —  Crüger,  An> 
Vergangenheit  und  Gegenwart  der  dentwhen 
Genossenschaften.  Festschrift  zum  40.  All?- 
Geuossenschaftstag,  Berlin  1900. 
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v.  Schulze  (iävcruitz,  (ierhart, 

Enkel  von  Friedrich  Gottlob  Sc  hulze  (vgl.  oben  Bd. . 
VI  S.  632n7  .  geb.  um  25.  Jnli  1864  zn  Breslau, 
widmete  sich  nach  vollendetem  juristischen  und 
volkswirtschaftlichen  Universitatsstudiuni  dem 
juristischen  Vorbereitungsdienste  in  Elsass- 
Lothringen.  woselbst  er  Februar  1801  zum  Kai.«. 
Re-gierungsassessor  ernanut  wurde.  Bald  da- 
rauf habilitierte  sich  Schulze-Gävernitz  in  Leipzig 
für  Nationalökonomie,  wurde  1893  als  ausser- 
ordentlicher Professor  der  Nationalökonomie  nach 
Kreibnrg  i.  B.  berufen  und  daselbst  1896  zum 
ordentlichen  Professor  ernannt.  Schnlze-Gttver- 
nitz  hielt  »ich  in  den  achtziger  Jahren  wieder- 
holt in  England  auf,  dessen  soziale  und  in- 
dustrielle Verhält nis.se  er  studierte,  bereiste  in 
den  neunziger  Jahren  mehrmals  Russland,  wo- 
selbst er  den  Winter  1892U3  an  der  Moskauer 
Universität  Nationalökonomie  studierte.  1896  97 
arbeitete  er  dreiviertel  Jahre  praktisch  im 
Bankfach. 

Schriften:  n)  in  Buchform :  Zum  sozia- 
len Frieden.  2  Bde..  Leipzig  1890;  dasselbe 
Social  Peace,  übersetzt  von  f.  W.  Wiekateed, 
London  1893. —  Der  Grossbetrieb.  Leipzig 
1892 ;  dasselbe,  in  l'ebersetzungen :  T  h  c  C  o  1 1  o  n 
Trade  in  England  and  on  the  (/onti- 
n  e  n  t .  Manchester  1895.  übersetzt  von  Oscar 
S.Hall.  La  grande  Industrie,  Paris  1896. 
übersetzt  und  eingeleitet  von  G.  Gueroult.  La 
grande  intrapresa  e  il  p  mg  res*»  eco- 
nomic» e  sociale,  übersetzt  von  Jannaconne. 


[  in  der  Bibliotheca  ecoiiotnica,  IV.  Serie,  vol.  IV; 
|  ferner  ins  Russische  übersetzt,  Grossbetrieb, 
Petersburg  1897,  mit  ausführlicher  Einleitung 
von  P.  Struwe.  —  Thomas  Oarlylc. 
Dresden  1893.  zweite  Auflage.  Berlin  1897.  — 
Volkswirtschaftliche  Studien  aus 
Russland.  Leipzig  1899,  übersetzt  in  das 
Russische  1900. 

b)  in  Zeitschriften:  Bericht  der  von  in- 
dustriellen und  wirtschaftlichen  Vereinen  nach 
England  entsandten  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  dortigen  Arbeiterverhältnisse. 
Deutsches  Wochenblatt,  6.  Februar  1890.  —  Die 
Arbeitseinstellung  in  Durrham.  Zukunft  15. 
Oktober  1892.  —  Ein  Programm  englischer  Kc- 
formpolitik.  Prenssische  Jahrbücher,  Bd.  63, 
Heft  3.  -  Die  Geltung  des  Reichshaftprlicht- 
gesetzes  neben  dem  Unfallversicherungsgesetz. 
Zeitschrift  für  das  private  und  öff.  Recht  der 
Gegenwart,  Bd.  XVI.  —  Grossindustrie  und 
Sozialpolitik,  offener  Brief  au  Herrn  Kommerzien- 
rat  Vorster.  Nation  1896  No.  33.  —  Der 
Nationalismus  in  Russland  und  seine  wirtschaft- 
lichen Träger.  Preussische  Jahrbücher.  Md.  75, 
Heft  1,  2,  3.  —  Voyage  d'nn  economiste  en 
Ueraine,  Musee  Social  Paris.  Januar  1898.  — 
Protokoll  der  Verhandinngen  des  National- 
sozialen Vereins,  Dannstadt  1898.  Referat  Uber 
Handelspolitik.  —  Handelspolitik  und  Flotte, 
Sonderabdruck  der  Nation  1898. 
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